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Das nunmehr vollendete PBolizei-Verifon begegnete ſchon bei der erſten 
Anfindigung feines Erfcheinens einem jo bedeutenden und weitverbreiteten 
Jutereſſe, daß die Nichtigkeit feines Planes im Allgemeinen als dadurch 
anerfannt wird angejehen werden dürfen, Ju der That wüßte ich and) 
jegt noch für ein zum praftifchen Gebrauche der Beamten aller Sphären, 
ſowie der Geſchäfts- und Privatleute aller Art beſtimmtes Handbuch des 
Verwaltungsrecht eine bequemere und geeigneter Form nicht zu finden. 

Nur in Betreff der Ausführung des lexikaliſchen Planes habe ich noch) 
Etwas zu bemerken. Es waren zwei Arten möglich, indem entweder die 
einzelne, darin aufzunehmende Artifet je für jich jo bearbeitet werden fonnten, 
Daß das unter dem betreffenden Stichwort zu Bemerkende unmittelbar und 
vollftändig bei diefem Stichwort dargejtellt wurde, oder indem zwar die Stich— 
worte in möglichjter Bollzähligkeit und in vichtiger Neihenfolge aufgeführt, bezüg- 
lich des damit bezeichneten Segenftandes aber, wenn er nur einen Theil 
cines Gefeges bildete, auf die betreffenden Paragraphen des Geſetzes ver- 
wieſen wurde. 

Die fegtere Art iſt für diefes Buch gewählt, weil eimmal die immer 
une theilweiſe Mitteilung der größeren Gefege, wie 3. B. der Gemeinde: 
Geſetze, der Provinzialordnung, der Militär: Sejege und Verordnungen des 
Strafgefegbuchs ꝛc. am verfchiedenen Stellen des Buches erhebliche Bedenken 
gegen ſich hat, und dann auch, weil bei Durchführung dev erjteren Art der 
lexikaliſchen Bearbeitung  vielfache Wiederholungen unvermeidlich geweſen 
wären. So 3. B. hätten zu den Worten Abbildungen, Bildliche Darftell- 
ungen, Drudichriften, Schriften die Strafbeſtimmungen im 8 184 des 
Strafgeſetzbuch gleichlautend abgedrudt werden müffen, während die Wer 
weilung auf diefen Paragraphen des Strafgejeßbuchs genügt. Ber dem in 


einem Bande erfcheinenden Werke wird aber die öftere Verweilung auf 
andere Artikel den Gebrauch nicht eben erjchweren. 

Was den in das Polizei-Lerifon aufgenommenen Stoff betrifft, jo wird 
eher der Vorwurf des Zuviel als der des Zumenig zu’ bejorgen fei. In— 
def grade bei dem vielfeitigen, in den weiteften Kreifen herworgetretenen Intereſſe 
für diefes Werft mußten die Grenzen feines Inhaltes weiter geftedt uud 
möglichft dafür geforgt werden, daß alle für die Praris der Berwaltungs- 
behörden wie für den gefchäftlichen Verkehr oder der Angelegenheiten des 
Privatlebens wichtige Bejtimmungen darin gefunden werden können. Eben deß— 
halb ift felbft hie und da über die Grenzen des eigentlichen Berwaltungsrecht3 
hinaus gegangen, was dem für den praftiichen Gebrauch beſtimmten Hand— 
buche wohl nicht als Fehler angerechnet werden wird. 

Da das Polizei-Perifon ein Handbuch des preußifch-deutjchen Rer- 
waltungsrechts fein ſoll, ijt ſowohl auf die durch Neichsgejege, wie auf die durch 
preußische Gejege und Verordnungen gegebenen Beſtimmungen und Bor- 
ſchriften Nücdficht genommen. Dagegen ijt nicht nur das für den ganzen 
Umfang des preußiichen Staats geltende Verwaltungsrecht, fondern auch 
dag für die einzelne und namentlich auch das für die neuen Provinzen des- 
jelben Geltende, jo viel als thunlich aufgenommen. In diefem Punkte wird 
das Polizei-Lerifon wohl unbedingt einen Vorzug vor allen anderen, das 
preußifche Verwaltungsrecht behandelnden Handbüchern haben. 

Mit diefen Vorbemerkungen fei das mühfame Werft der Gunft Aller, 
welche an den öffentlichen Angelegenheiten ein Intereſſe haben und fich jelbjt 
von der gejeglichen Negelung der Berwaltungspraris Kenntniß verfchaffen 
wollen, bejtens empfohlen. 


Düffeldorf, den 13. Auguft 1877. 
6. A. Grotefend, 
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2 Abdruck — Abgaben. 


wendung. Jedoch treten an die Stelle der in Wege ac. ift Durch befondere Polizeiverordnungen 
dieſem Gejege feitgejegten Termine und Friften einzelner Regierungen, bezw. durch Zocal-Polizei- 
in 8 14 ber 1. Dec. 1871, in $$ 15, 17 u. 21|verordnnungen verboten. 3. B. Polizeiverord» 
der Ablauf des Jahres 1873, in $ 39 der Be-Imung der Regierung zu Düffeldorf vom 20. Dec, 
ginm des „Jahres 1874 und an die Gtelle des 1865, wodurch bei Strafe von 3 bis 15 M vers 
ım 8 28 u. $ 66 feitgefegten Zeitraumes ber- |boten ift, Miftjauche u, ähnliche Unreinlichkeiten 


jenige von 1852 bis 1871. 


auf Öffentliche Wege od. Plätze fließen zu laflen; 


bbrud, Str.-G.-B. $ 360: Mit Geldbußejferner Polizeiverordnung der Landdroſtei zu Os⸗ 


bis zu 150 M oder mit Haft wird bejtraft:|nabrüd vom 80. 


Jan. 1873, wodurch bei Straf 


5) wer ohne fchriftlichen Auftrag einer Behörde bis zu 30 M od. verhältnigmäßiger Haft !.. 
ben Abdrud der in Nr. 4 genannten Stempel, |boten ift, den Abflug aus Viehjtällen, Abort 

Eiegel, Stiche, Platten oder Formen!) oder einen | Düngerftätten, Lagerplägen thieriicher Abfälle au 
Druck von Formularen zu den bafelbft bezeich- Jöffentliche Wege, in fließende, ſowie in joldhe 


neten öffentlichen Bapieren, Beglaubigungen oder 


— Gewäſſer, welche innerhalb geſchloſſener 


Beſcheinigungen?) unternimmt, od. Abdrücke an ſich befinden oder in der Nähe öffentlicher Wege 
einen Anderen, als die Behörde verabfolgt. ©. |belegen find (Kanäle, Wegegräben), ablaufen zu 


auh Nahdrud. 
Abendmahl, die Austheilung defielben durch 
ZJemanden, welder bie 


der Ullerh. Declaration vom 9. März 1834 
nach $ 79 des Allgemeinen Landrechts TH. II, 
Tit. 10 mit Geldbuße bi3 150 M od. Gefäng- 
nihftrafe bis 6 Wochen beftraft. Nach der Kirchen- 
gemeinde » Ordnung vom 10. Gept. 1873 ijt 
der Pfarrer verpflichtet, wenn er ein Gemeinde- 
mitglied vom heiligen Abendmahl zurüdzuweifen 
für nothiwendig hält, unter fchonender einft- 
weiliger Zurüdhaltung des Betreffenden dem 
Gemeindelirchenrath den Yall vorzulegen. Uber 
die Austheilung des heiligen Abendmahl Seitens 
der Militärprediger |. Mil.»Kirchenordn. vom 
12. Febr. 1832 88 57, 58. 

Aberkennen der bürgerlichen Ehrenrechte, ſ. 
Ehrenredhte, der Fähigkeit zur Belleidung 
eines öffentlichen Amtes, ſ. Amt. 

Abfahrtözeit. Nachdem das Abfahrtözeichen 
durch die Dampfpfeife der Locomotive gegeben, 
fann Niemand mehr zur Mitreiſe zugelaffen 
werden. Jeder Berfud zum Einfteigen u. jede 
Hilfeleiftung dazu, nachdem die Wagen in Be- 
wegung gejeßt find, tft verboten u. ftrajbar. Dem 
Neijenden, welcher die Abfahrtszeit verjäumt hat, 
fteht ein Anſpruch weder auf Rüderftattung des 
Fahrgeldes, noch auf irgend eine andere Ent- 
ihädigung zu. Demjelben ift jedoch geitattet, 
auf Grund des gelöften Fahrbillet® mit einem 
am nämlichen od. nädhjitfolgenden Tage nad) ber 
Beitimmungsftation abgehenden, zu feinem höhe. 
ren Tarifſatze fahrenden, Zuge zu reifen, fofern 
er fein Billet ohne Verzug dem Stationsvorjteher 
vorlegt u. mit einem Vermerk über die verläng- 
erte Giltigfeit verjehen läßt. Eine Verlängerung 
der für Netourbillets, ſowie für Billet3 zu Rund. 
veifen u. Vergnügungszügen feftgejegten Friſt, 
wird hierdurch nicht herbeigeführt (Eiſenbahnbe⸗ 
triebsreglement vom 11, Mai 1874, 8 16). 

Abfeilen von echten, zum Umlauf beftimmten 
Metallgelbftüden, j. Münzverbrechen. 

NAbfluß von Unreinlichleiten auf öffentliche 


1) d. h. Stempel zc., melde zur Anfertigung von Metall: 
oder ** dienen können. 

2) d. h. Jolche Papiere, welche nach $ 149 bes Strafgejek: 
buchs dem Papiergelde gleih gerechnet werden, oder Stempe 
papier, Stempelmarfen, Stempelblanfette, Stempelabbrüde, 
öffentliche Befcheinigungen ober Beglaubigungen. 


rbination zu ejinem|Salza 
geiftlihen Amte nicht erhalten hat, wird gemäß |fommen-, 


laſſen. 
— *— ſ. die einzelnen Abgaben, wie 
gabe, Stempel«, Gewerbe-, Gebäude⸗, Ein- 
Branntwein, Braumalz-, Tabak, 
Schlacht-Steuer, Bergmwerld-, Communications», 
Eijenbahn- Abgaben, gewerbliche Abgaben, Abga: 
ben von Geſindebüchern, ſ. Gefindepolizei, Ab- 
gaben von der Flößerei, ſ. Flößerei, Abgaben 
von Öffentlichen Luftbarleiten zu Ncmenzweden, ſ. u. 
Armenwejen, Gej. vom 8. März 1871, 8 74. 


I. Buläffigteit des Rechtsweges in Be- 
ah auf öffentlihe Abgaben. 
Über die Verbindlichkeit zur Entrichtung allge- 
meiner Anlagen u. Abgaben, denen ſämmtliche Ein- 
mwohner des Staat od. alle Mitglieder einer 
ewiſſen Klaſſe derjelben I der bejtehenden 
ndesverfaffung unterworfen find,*) findet der 
Rechtsweg nicht ftatt (Verordnung vom 26. Dec. 
1808, 8 36). Gegen Berfügungen der Regier- 
ungen, welche fie in ihrer Eigenichaft als Finanz- 
behörde erlaſſen, fich mithin auf die Vermögensver- 
waltung des Fiſeus beziehen, ift einem Jeden, der 
feine Rechte dadurch gekränkt glaubt, der Weg Rech— 
tens unbenonmen, injofern der Fall nicht zu den 
88 35 u. 36 gemadhten Ausnahmen gehört. Ein 
Gleiches findet in Abficht der Bermögensvermwalt- 
ung anderer den Regierungen untergeorbneter 
moralijcher Perionen jtatt; u. ebenfo jteht unter 
den gedachten Modalitäten Jedem frei, fein Pri- 
vatinterefje über Gegenitände der Pojt- u. Berg- 
werls⸗Adminiſtration bei dem competenten Gericht 
geltend zu machen (daſelbſt $ 41). 
Geſetz, betr. die Erweiterung des Rechts— 
weges vom 24. Mai 1861: 


89. Wegen allgemeiner Anlagen u. Abgaben 

1, Allg. Landrecht Th. II. Tit. 1 2. Dem Bejteuer- 
ungsrehre als einem Hobeitsrechte des Staates [Tit. 18 $ 15], 
find alle diejenigen unterworfen, die für ihre 
mögen oder Gerverbe ven Schutz des Staates —— 83. 
Melden Klaſſen von Lanbeseinwohnern oder Befizungen die 
Beireiung von einer oder der anderen Art der Staatsabgaben 
utomınt, ift, nad Berjdiedenheit der Provinzen in den bes 
[oeren Geſetzen berfelben beftimmt. 8 78. Ueber die Bers 
indlicyeit zur Entrihtung allgemeiner Anlagen, denen ſämmt⸗ 
liche Einwohner des Staates oder alle Mitglieder einer ges 
wiffen Klaſſe derfelben nach der beftebenden Yandesverfaffung 
unterworfen find [$$ 2 u. 3], findet fein Procefi ftatt. 8 79. 
Behauptet aber Jemand aus beſonderen Gründen bie Befreis 
ung von einer folden Mbgabe, ISS 4 * oder behauptet er in 
der Beſtimmung ſeines Antheils über die Gebühr belaſtet zu 
fein [$ 9), fo foll er darüber rechtlich gehört werden. 

Bezuglich der Kreisabgaben f. unter Kreisverfaff: 
ung, Kreis-Ordnung vom 13. Dec. 1872 $ 19. 


erfonen, Ver: 


Abgaben. 


3 


36, 41 der Verordiiung vom 26. Dec, 1808, Wege-, Brüden-, Fähr-, Wage- u. Krahngelder, der 


Th. II, Tit. 14 Allg. Landrechts) kann auf | 


Kanal-, Schieufen«, Schififahrts- u. Hafen-Abgabert 


5 
—* 
nd der Behauptung, daß die einzelne For u. der Niederlagegelder findet ein Anſpruch nur 


derung bereits 
bie Klage auf Erftattun 
ftellt werden, jedoch bei 


des Gezahlten ange- 
erluft des Klagerechts 


nur binnen ſpäteſtens ſechs Monaten nad) erfolg: 88 


ter Beitreibung od. geleiſteter Zahlung. $ 10. Der 
Rechtsweg findet ferner ftatt, wenn der Heran- 
gehogene behauptet, daß die geforderte Abgabe 
eine Öffentliche Abgabe fei, jondern auf einem 
aufgehobenen privatrechtlichen Fundamente, ins- 
bejondere einem früheren gutöherrlichen, jchuß- 
herrlichen od. grundherrlichen Verhältniſſe beruhe. 
(Die 88 11—14 beziehen fi auf die Stempel- 
fteuer, f. unter diefer Rubrik). 


I. Verjährung öffentliher Abgaben. 

Gejeß über die Verjährungsfriften bei 
öffentlihen Abgaben v. 18. Juni 1840'): 
$ 1. [A. Landesherrlihe Abgaben. J. Re 
clamationen: a) directe Steuern], Reclamationen 
gegen directe Steuern, namentlich gegen Ab— 
aben, welche nad) den Etats, Katajtern oder 
Safresteberollen als Grundſteuer durch Ortser— 
heber od. unmittelbar dur Unfere Kafjen von 
den Steuerpflichtigen erhoben werden, ingleichen 
gegen die Klaffen- u. Gewerbeiteuer, ſowie gegen 
diejenigen Abgaben, welche infolge des $ 11 des 
Allg. A.-G. vom 30. Mai 1820, ald auf einem jpe- 
eiellen Erhebungstitel beruhend, zu entrichten find, 
müfjen ohne Unterichied, ob fie auf Erinäßigung 
od. auf gänzliche Befreiung gerichtet find, binnen 
3 Monaten, vom Tage der Bekanntmachung der 
Heberolle, od. wenn die Steuer im Laufe des 


Jahres auferlegt worden, binnen 3 Monaten nad) |Wiederumlage bei Gemerbe 


ber getilgt od. verjährt ſei, ſtatt, wenn derjelbe Bingen Jahresfriit, vom Tage 


der Berjteuerung an gerechnet, angemeldet u. 
begründet wird. $ 8. Wird in den Fällen der 
ı u. 2 die Reclamation ganz od. theilweiie 
zurüdgewiejen, jo ift dagegen der Recurs an die 
vorgejegte Behörde binnen einer Präclufivfrijt 
von 6 Wochen, vom Tage der Belanntmadhung 
des Beſcheides an gerechnet, zuläſſig. Wendet 
fi) der Neclamant an eine incompetente Behörde, 
jo hat dieſe das Recursgeſuch an die competente 
Behörde abzugeben, ohne daß dem Neclamanten 
die Zwiſchenzeit auf die Frift anzurechnen iſt. 
$ 4. In den Fällen, in welchen nad) den be» 
jtehenden Geſetzen über die Steuerverpflichtung 
der Weg Rechtens nachgelaffen ijt, fann die Steuer 
nur von dem Unfange desjenigen Kalenderjahres 
an zurüdgefordert werben, worin die Klage an— 
gemeldet, oder worin vor der Klage eine Recla- 
mation bei der Berwaltungsbehörde eingereicht 
worden ilt. 

$5. [II Nadforderungen. a) directe Steu» 
ern.) Eine Nachforderung von Grundfteuern ift 
zutäffig, ſowol bei gänzlicher Übergehung, als 
ei zu geringem Anſaß, in beiden Fällen aber 
nur für dad Kalenderjahr, worin die Nachfor— 
derung geltend gemadjt wird. $ 6. Die Nadı- 
forderung von Klaſſen-, Gemwerbe- u. perjönlichen, 
auf bejonderen Titeln beruhenden Steuern findet 
im all gänzlicher Übergehung nad) den im $ 5 
enthaltenen Regeln jtatt; im Fall eines zu ge- 
ringen Anſatzes fällt bei diefen Steuern jede Nach— 
forderung weg, jedoch unbejchadet der geieglichen. 
teuer» Bejellichaften, 


erfolgter Benachrichtigung von deren Betrage, welche nad Mittelſätzen fteuern. 


od. endlich, im Falle eine periodische Veranlagung 
u. Anfertigun 

binnen den ** 3 Monaten jedes Jahres, bei 
der Behörde angebracht werden. — Wird dieſe Friſt 
verſäumt, fo erliſcht der Anſpruch auf Steuerer- 
a Th od. Befreiung, jowie auf Rüderjtattung, 
für das laufende Kalenderjahr. — Fit die Recla- 
mation vor dem Ablaufe der Frijt angebradit, u. 
wird foldhe begründet gefunden, jo erfolgt bie 
Ermäßigung od. gänzliche Befreiung für das 


faufende Jahr. Für verflojjene Jahre wird keine Jahres an gerechnet, 
gewährt. Tritt eine ſolche Ver— ai ——— 


Rückzahlung 
änderung ein, wodurch die bisherige Steuerver- 
pflichtung aufgehoben wird, jo muß davon der 
Behörde Anzeige gemacht werden. Bid zu Ende 
des Monat?, in welchem dieje Anzeige erfolgt, 


[b) indirecte Steuern] Bei den im 


von Heberollen nicht jtattfindet,|g 2 dr indirecten Steuern kann der 


Betrag defjen, was zu wenig oder gar nicht 
erhoben worden iſt, nur binnen einem Jahre, 
vom Tage des Eintritt3 der Zahlungsverpflichte 
ung an geredjnet, nachgefordert werden. — 

$ 8. [IIII. Verjährung der Rüdjtände.] Zur 
Hebung geftellte directe oder indirecte Steuern, 
welche im Rüdftande verblieben od. creditirt find, 
verjähren im 4 Jahren, von dem Ablaufe des 
in welches ihr Zahlungs- 
ie Verjährung wird durch eine 
an den Steuerpflichtigen erlafjene Aufforderung 
zur Zahlung, jowie durch Verfügung der Erecu- 
tion od. durch bewilligte Stundung der Steuer un- 
terbrochen — Nach Ablauf des Jahres, in weldem 


farın die Entrichtung ber Steuer gefordert werden. die legte Aufforderung zugeftellt, Erecution ver- 
$ 2. [b) indirecte Steuern.) Auf Zurüdzahl-|fügt worden od. die bewilligte Friſt abgelaufen 
ung zu viel erhobener Eingangs”, ar mei u. lift, beginnt eine neue vierjährige Verjährungsfrift. 


Durchgangs-Abgaben, der infolge der Zollvereinig- 


ungsverträge zu erhebenden 


89. [IV. Tranſitoriſche Beitimmungen.] Recla- 


usgleihungs-Ab- | mationen wegen Steuer, weldye vor Publication 


aben, der Branntwein-, Braumalze, Mahl u. dieſes Gef. entrichtet worden jind, fowie Nach— 
hlachtfteuer, der Weinmojt- u. Tabakzfteuer, der forderungen wegen Steuern aus diefer Zeit, 
Salzablöfungsgelder, der Blei- u. Bettelgelder, der | müfien, bei Verluft des Anfpruchs, binnen Jahres» 


1) Dieſes Geſetz gilt feit der Verordnung vom 16. Sep 
1867 für ben ganzen Umfang ber —— 
von Abgaben, die infolge einer vom Staate be 
enen Berechtigung an Privatperfonen 
jähren in 4 jahren Geſetz vom 31. März 1838, | 2 Nr. 6 
u. Geſetz vom 6. Juli 1845, $ 2 Wr. 8]. 


onders verlieh: | Ghej, enen 
4 entrichten find, ver: Sei vorhandener 


4 |frift nad) Publication dieſes Gef. geltend gemacht 
Rüdftände | werden. — Für die zur Zeit der Publication dieſes 


Steurrrüdjtände beginnt Die 
$ 8 feitgejegte vierjährige Verjährungsfrift mit 


1* 


"dem 1. San. 1841, 


4 | Abgaben. 


8 10. [V. Berjäfrung in Gontraventiond- jenen Vorjchriften veranlaßt, u. verordnen nun- 
fällen.) Iſt in der unterlaffenen Entrichtung mehr, nad Anhörung Unferer getreuen Stände, 
der ganzen Steuer oder eines Theild derſelben auf den Antrag Unſeres Staatdminifteriums für 
eine Gontravention gegen die Steuergejege ent-|die gedachte Provinz, was rolgt: 
halten, jo verjährt die Nachforderung nur gleih-| [Allgemeine Grundfäge]. H . Nah den Bor- 
zeitig mit der gejeglichen Strafe. Ihriften dieſer Ordnung find fortan beizu- 

$&11.[VI. Vorſchriften wegen der Rechte der Min- |treiben: 1) die directen Steuern, namentlid) die 
derjährigen u. moraliſchen Perfonen.] Die in diefem |Örund-, Klajjen- und Gewerbeiteuer, jo wie die- 
Ge). feitgejegten Friften laufen aucdy gegen Minder- |jenigen Abgaben, welche nach $ 11 des Gkippes 
jährige u. bevormundete Perjonen, ſowie gegenjüber die Einrichtung ded Abgabenweſens vom 


moraliſche Berjonen, denen geſetzlich die Rechte 
der Minderjährigen zujtehen, ohne Zulaljung der 


30. Mai 1820, als auf einem jpeciellen Titel 
beruhend, zu entrichten find; deögl. die für Staats-, 


Wiedereinjegung in den vorigen Stand, jedod|Provinzial-, Kreis-, Communal-, Kirchen. oder 


mit Vorbehalt des Regreſſes gegen die Bor» 
münder u, Verwalter. 


Schulzwecke ausgejchriebenen Beiſchläge zu diejen 
Steuern; 2) [die bei dem Rheiniſchen]) Grund» 


8 12. VII. Wirkung der Verjährung.) Durd)|itener-Slatafter vorfommenden Fortichreibungse, 
den Ablauf der Verjährungzsfriit wird der Steuer- | Bermejjungs- u. anderen Gebühren, deren Ein- 
pflicytige von jevem ferneren Anſpruch, jowol des|ziehung durch die Steuerverwaltung erfolgt;]*) 
Staates, als der Steuerbeamten u. der Steuer-|3) die für die Provinzial-Feuerjocietätstafje zu 


focietäten befreit. 

8 13. Wegen der Verjährung der Stempelfteuer 
u. der Reclamationen in Betreff dieſer Steuer, nicht 
minder wegen der Hypotheken u. Gerichtöjchreiber- 

ebühren in der Rheinprovinz, bleibt es bei den 
Beftegenden Vorſchriften. 

8 14. [B. Abgaben, die nicht in die landes— 
herrlichen Kaſſen fließen.) Diejes Geſetz findet 
aud auf öffentlihe Abgaben, welche nicht zu 
Unjern Kaſſen fließen, jondern an Gemeinden 
u. Corporationen, jowie an ftändijche Kaſſen zu 
entridyten, oder ald Provinzialbezirkd-, Kreis- 
oder Gemeindelaften, oder zur Unterhaltung 
Öffentlicher Anstalten aufzubringen jind, ſowie 
auf die mit Einziehung jolder Abgaben beauf- 
tragten Beamten Anwendung. 

$ 15. Alle früheren gejeglichen Vorſchriften 
über die im gegenwärtigen Wejege enthaltenen 
Gegenjtände werten hierdurd aufgehoben. 


III. Erecutivifche Beitreibung öffent- 
liher Abgaben. 


1. In den alten Provinzen. 
Berordnung wegen egecutivijder Bei- 
treibung der directen oder indirecten 
Steuern und anderer öffentlicher Ab- 
gaben u. Gefälle in der Rheinprovinz, 

vom 24. Nov, 1843?) 
WirFriedrich Wilhelmec. 2c. haben zur Herftellung 
eines gleihmäßigen, möglichit einfadyen Verfahrens 
bei Einziehung der directen u. indirecten Steuern 
u. anderer öffentlicher Gefälle [in der Rheinpro- 
vinzj?) eine Revifion der darüber either bejtand- 


) Im Wefentlihen gleichlautend mit biejer VWerorbnung 
find bie denjelben Gegenſtand betreffenden Berordnungen: 
8) für Weitfalen vom 30. Juni 1845; b) für die öftlihen Pro: 
binzen mit Ausnahme von Neuvorpommern und Mügen, vom 
30. Juli 1853; ec) für Neuvorpommern u. Rügen v. 1. Febr. 
1858. Die Abweichungen diefer Verordnung von der vom 
24. Nov. 1843 find an den betr. Stellen in deu Anmerkungen 
notirt u. ift bezeichnet, die Berordnung ad a mit W. E., die 


erhebenden Brandverjicherungs-Beiträge; 4) die 
indirecten Steuern, die Salzablöjungägelder, die 
Blei- u. Bettelgelder, die Wege-, Brüden-, Fähre, 
Waage- u. Krahngelder, die Kanal-, Scleujen-, 
Schifffahrts u. Hajenabgaben [u. die Nieverlage- 
geider;)’) 5) die von den Berwaltungsbehörden 
innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe aus— 
geiprochenen Geldſtrafen, Koſten- und Entichädig- 
ungen; 6) diejenigen öffentlichen Abgaben, weldye 
an Gemeinden, Gorporationen, fo wie an ftänd- 
iſche Kaſſen zu entrichten, oder als Provinzial- 
bezirf3- od Gemeindelajten, od. zur Unterhaltung 
öffentlicher Anftalten aufzubringen find, als Com 
munal-, Kirchen, Scul- und Armenabgaben;t) 
[7) die infolge von Semeinheitstheilungen und 
Ablöfungen entjtehenden, von der Generalcom: 
miſſion fejtgejegten Koſten u. —— 8) die 
Domanial; u. Forſtgefälle, ſofern fie ohne vor- 
gängige gerichtliche Klage auf Grund bloßer 
Bahlungsbefehle beigetrieben werden können; 
9) die von den Gerichten im Bezirk des Appel— 
lationsgerichtshofes zu Köln erkannten Geld- 
ſtrafen u. feftgejegten Koften.]?) $2. Das Zwangs- 


) Fehlt no M 

) ©. E.: %) „die durch die Berichtigung, Umfchreibung u. 
Erneuerung ber rg bie — neuer Gran. 
fteuerfatafter entftehenden Koften, beren Einziehung durch die 
Steuerverwaltung erfolgt.” 

20, E: „bie ——— Quarantũune⸗Gebühren n. 
Pachtgelder für verpachtete Abgabe-Erbebungen“, 

% ©. E. fährt fort: „u. die nad ben Beſtimmun bes 
Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Jan. 1848, $5 9, 18 
u. 19 zu leijienden Beiträge”, 

) W. E.: 7) „die Gebühren ber Impfärzte für bie in ben 
Öffentlich befannt gemachten Terminen vorgenommenen Jmpf: 
ungen;“ 8) u. 9) wie oben 7) u.8); O.E.: 7) „die Gebübren 
ber Bezirks jmpfärzte für die in den öffentlich befannt ge 
machten Terminen vorgenonnmenen Impfungen; 8) die von 
den Auseinanderfegungs:Bebörden für ihre Kaſſen ——* ten 
Koften u. Gebübhren; 9) die Domanial⸗ u. Forſtgefaͤlle, ſofern 
fie ohne vorgängige gerichtliche Klage auf Grund bloßer Zahl- 
ungsbefehle beigewwieben werben fünnen; 10) die nah $ 21 
des Nentenbant:Gejeges vom 2. März 1850 und nad) den im 
$ 58 dafelbft bejtätigten Reglements in berjelben Art, wie die 


ad b mit O. E. und die ad c mit N. E. — Die zu dieſen Staatsſteuern, beizutieibenden, den Rentenbanfen u. Tilgungs 


Berorbnungen erlaffenen Minifterial: Inftructionen können 
wegen ber nothwendigen Eriparnif des Raumes und, ba 
nur für die Erecutionsbeamten Bedeutung haben, bier nicht 
abgedrudt werden. 
% W.E. „in der Provinz Weftialen“; O. E. „in ben 
rovinzen Brandenburg, Pommern, Preußen, Schlefien und 
jen, jedoch mit Ausjhliefung Neuvorpommerns"; N. E. 
ECeitens der Bermaltungdbebörben 


in Neuvorpommern und 
Rügen, mit Einfhluß der Städte.“ 


fie| bühren; 1%) die Eich 


laſſen überwiefenen Renten; 11) bie Bofg-fäne und Poſige⸗ 

ungsgebühren, Lootjengebühren, bren 
für Prüfungen aller Art, wenn legtere unter offentlicyer Autorität 
erfolgen; 13) bie ——— Aufſichtsſteuern, Huttenbe⸗ 
triebsgefälle u. Marfiheidergebübren; 14) bie Geloberräge für 
Leitungen oder Yieferungen, melde nach fruchtlos gebliebener 
Aufforderung des Berpflichteten für beffen Rechnung durch Dritte 
im Auftrage der Behörden ausgeführt find [@efeg v. 11. Marz 
1850 über die Polizeigerralt $ 20; 15) alle fonftigen Geld⸗ 


Abgaben, 5 


verfahzent wird von den mit der Erhebung ber fahren angefochten wird. $ 4. Die Erecutoren 
Steuern od. Gefälle beauftragten Behörden oder müfjen bei ihren amtlichen Berrichtungen ben 
Beamten angeordnet, u. unter ihrer Leitung durch empfangenen jchriftlichen Auftrag bei ſich führen, 
die ihnen beigegebenen Erecutoren od. diejenigen | u. dem en auf Verlangen vorzeigen. — Ihre 
Beamten, deren fie ſich als jolcher zu bedienen |amtlichen Verhandlungen u. Anzeigen haben in- 
haben, ausgeführt. [Einer gerichtlichen Bifirung |jomeit, als fie fih auf die ihnen übertragene 
od. Vollftredbarerflärung der von den Verwalt- Einziehung der Gefälle beziehen, bid zum Be- 
ungsbeamten ausgehenden Erecution&befehle be- | weile deö Gegentheils vollen Glauben.) $5. Die 
darf e3 überall nicht.]) 3. Über die Berbind«| Einleitung des Zwangsverfahrens Tann fofort 
lichkeit zur Entrichtung der geforderten Abgaben nach Ablauf der gejeglich feitftehenden oder den 
u. die Befugniß zur Unordnung des eingeletteten| Schulbnern bejonders bekaunt gemadten Zahl« 
Zwangsverfahrens findet der Rechtsweg, wo erjungstermine jtattfinden. $ 6. An denjenigen 
bisher zuläffig war, auch ferner ftatt.?) — Wegen |Zagen, an welchen nach gejeglicher Vorjchrift 
vermeintlicher Mängel des Verfahrens, diejelben | Amtshandlungen der Behörden u. einzelner Be- 
mögen die Form der Anorbnung, oder die derjamten nicht vorgenommen werden follen, darf 
Ausführung, od. die Frage, ob die abgepfändeten|[feine Execution vollftredt]?) werden, eben jo 
Sachen zu den pfändbaren gehören? betreffen, ift|twenig gegen Juden am Sabbath u. an jüdijchen 
dagegen nur die Beſchwerde bei der vorgejegten| Feittagen. — Während der Saat- u. Erntezeit [u. 
Dienitbehörde des Beamten zuläſſig, defien VBer-|der Weinlefe]?) dürfen gegen Perjonen, welche 

ſich mit der Landwirthſchaft Tober dem Weinbau] *) 


beträge, zu beren erecutivifcher — bie Berwaltungs: bejchäftigen, Erecutionen nur, wenn Gefahr im 
Sehöeben befugt find, — Wenn von der Leiſtung von Hand-| Berzuge ift, eingeleitet, fortgejegt u. ausgeführt 
Her Borferifien fen. a Rn, | werden, — Yür die Saat werden im Frühjahr u. 
Borfäriften — find fortan ade Belpbeträge, ger an Tage, für die a 4 Wochen 
zu beren eyecutivi eitreibung die Berwaltungsbehörben | in enigen Jahreszeit, in weldyer nach der 
der Berfaſſung befugt find, beizutreiben. Dabin RR — 
—— Daten, erg Direrten Einem sc. [mie oben Ortlichfeit Saat u. Ernte hauptjächlic) zu fallen 
um Tert]; 2) die für die Neuvorpommerihe Brandaftecurati:| pflegen, freigelaſſen. $ 7. Bei der Erecutiong- 
onsfocietät zu erhebenden Vrandverficerungs: Beiträge der vollitredung gegen active Militärperjonen und 
Societätömitglieder u. Kaffenbeftände der Eollecturen; 3) bie penjionirte Dffi iere find die über die v . 
indirecten Steuern, die Satgabiöfungageiber, die Blei: u. Betz]! tie Um te vorherige 
telgelber, bie Wege-, Brüden:, Fäbr-, Waage: u. Kratmgelder, Benachrichtigung der competenten Militärbehörde 
F —— — — * —— he ver u. über die Erecutionsvollftredung in Kafernen - 
tete % aben- Erhebungen; 4) die von Den Berwolttente od. anderen zu demſelben Zweck beſtimmten Dienft- 
innerhalb der Grenzen ihrer —— ausge-| gebäuden beſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu 
— Wreuttäen Hicalen, trace on Genetalen Brukeiauen. | ee) 
wie am ftänbifche Saffen zu entrichten, oder als Provinzial-, [Mahnung u. Erecutionsantündigung]. 88. 
Ki, ar — — ober * —— —— Bor Vollſtreckung der Execution muß jeder 
* — —— er — Schuldner durch [einen von dem mit der Erheb- 
—— * tmenabgaben, Wartihandsgelder; 6) bie Gebühren ung beauftragten Beamten auszufertigenden und 
der Dezirts-Jmpfärzte für die im Öffentlich bekannt ge-|bon dem Executor auszugebenden] ) Mahnzettel 
2. — — 2 aufgefordert werden, die darin ſpeciell verzeich; 
Koften u. Gehühren; #) die Domanial: u. Foritgefäße, jofern | NLEN Rüdjtände binnen 8 Tagen einzuzahlen, 
fie ohne borgängige gerichtliche Klage auf Grund blofer Zabt-|widrigenfall8 zur Pfändung od. zu anderen zu⸗ 
— —— engen ** — J ne au — läſſigen Zwangsmitteln werde geſchritten werden.) 
die B——— beigutveibenden, der Rentenbant überrviefenen 5 9. Bu diejem Behuf werden dem [Egecutor]®) 
Renten; 10) bie Boitgefälle u. Poftgeblibren; 11) die Eihunge- die ausgefertigten Mahnzettel nebjt einem mit 
gebühren, Lootjengebübren, Gebühren für Prüfungen aller Art, |der jchriftlichen Anweifung zur Mahnung ver: 
wenn letstere unter üffentliher Autorität erfolgen; 12} die jehenen u. von dem betreffenden Kallenbeamt 
Geldbeträge fir Leiftungen od. Lieferungen, welche nach Frucht: n . j mien 
Being duch Drite De ee be | Erröffnern. ihıe? Behifinte (A hebenekheinen > 
n „„ebörben ausgeführt | Schuldner u. ihrer Rüdjtände (Rejtenverzeichnifje) ° 
zu, BE ET I ke Geis ae, De Srcaer muß cn Bang 
ejeplichen Bor: . enen Fa⸗ 
ten fein Bewenden. — Hinfichtlih der Beitreibung von | miliengliede od. Hausgenoffen deffelben behändi« 
den u. Keiftungen an Kinihen, Schulen, milde Stiftungen, | gen, 1, wie folches gejchehen, unter Angabe des 
we u. Kirdenbebiente, fowie an die Univerfität Greifs⸗ Hand Re ⸗ g 
malb, bleibt jedoch das durch die Provinzialgejege begründete] Namens desjenigen, dem der Zettel zugeſtellt 
befonbere ——— ee ee nad | ———— j u 
wie vor maßgebend. o behält es rüdfichtlih der im $ı,] !) O.E. IAbſ. 3]: „Die Erecutoren müfjen eidlich verpflichtet 
Nr. 3 u. 4 ber gen Ice das Verfahren in Eivilpro: | werben.” N. E. ebenfo. 
ceffen in den Bezirken des Uppellationsgerichts zu Greifswald] *) W.E,: „fein Erecutionsact vorgenenimen.“ Ebenſo O.E., 
u. bes Juſtizſenates zu Ehrenbreitftein vom 21. Juli 1849| N. E. 
ten erungen der Geiftlichen, Kirchen: und Echulbe-| ?) Fehlt W. E;O.E:; N. E. 
— ulinſtitute zc. bei den Borſchriften dieſer Verord: R "= wu 8 E. a — 
ein Bewenden. Cab.⸗ evbom 4, „jan. b 
* O. E.: „Für bie Fälle aber, in welchen ben erſteren O. E. „einen von der im % 2 bezeichneten Behörde aus- 
keine beftimmte, zur Ausführung der Erecution dienende Be: gefertigten.“ Ebenfo N. E. i 
amte ———— ‚ oder im melden die Auffihtsbebörbe| ?) N. E. fährt fort: „Die Vorjchriften des Gefeyes über die 
felbR die Erecution verfügt, hat dieie aud) die Behörde oder | Einführung einer Klaſſen- u. claffificirten Einfommenfteier 
den Beamten zu beitimmen, von wel das Zwangsverfabren | vom ı. Mai 1851 $ 13, Pitt. b. und c. bleiben jedoch unver- 
ſoll.“ N. E. ebenio. ändert fteben. 
. Gefeg Über die Erweiterung des Rechtswezes vom| 90. E.: „mit der Bwangsvollitretung beauftragten Be: 
24 Maı 1861, amten I&Erecutor].* 
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worben, u. des Tages ber Behändigung in bem,n 
—— u, dem Reſtverzeichniſſe beſcheinigen. 

ne Ausnahme von dieſer Regel findet nur in|z 
Anjehung derjenigen Mahnzettel jtatt. deren An- 
nahme verweigert wird, od. wegen Abwejenheit|‘ 
der vorgedadten Berjonen nicht bewirkt werden|‘ 
tar, Der Erecutor muß dieje Mahnzettel dem |! 
Ortövorftande übergeben, und ber leptere über]ı 
deren Empfang in bem eig ige quittiren,] ; 
demmädjit aber für die Zuftellung derſelben an)‘ 
den Schuldner ungejäumt forgen. Die ze, ‘ 
Friſt wird in diejem Falle von dem Tage ger|! 
rechnet, an weldem der Ortsvorſtand bie Dahn. | 


hat.‘) 
—— Verſchiedene Arten der Zwangs · 
mittel). & 10. Nach Ablauf der achttägigen Frift| 
find un ber alddann noch verbliebenen en ( 
an Abgaben und Mahngebühren bie geieglicen | 
5 anzuwenden. Dieſe find: ſa) die 

fändung, b) die Beſchlagnahme der Früchte auf] 
dem Halme, 6) die Beſchlagnahme der ausftehenden]| 
Forderungen, d) die Subhaftation. Die Sub-|' 
hajtation ber Grunditüde des Schuldners darf 
nur in dem falle, wenn auf andere Weije feine] ' 
gebtung zu erlangen iſt, veranlaßt werden. ]?) —|' 

ie Anwendung der übrigen Bwangsmittel it 
ee nläjfig, in der Regel muß jedoch zu · 

ändung u. nöthigenfall$ die Beichlag: 

* ya Früchte cuf dem Halme vorgenommen 
werben, 

ee) Ih Be [Die Pfändung barf 
nur auf eine® don den Kaſſenbeamten 
ern Pfändungsbefehls vorgenommen 
werden. Kraft defielben ift der Erecutor be+ 
fugt, die im Belige des Schuldners b 
Hide pfandbaren beweglichen Sachen, ingleichen 
die Früchte auf den von dem Sculbner be 






WW. X. [fatt = er 1 en Mabnzettel, beren An: 
name beren Be * wegen Ab⸗ 
en der —— Bag nit bewittt werben Dede Ken bat ber 


‘z —— BER In DE Dias Male var dem 

€ von 
*5 am gerchnet, alt welchei ber (Erecutor der 
3 tet bat.“ Ebenio ©. E. Dagegen N. E. #9: „Die aus: 
—8 werben dem mit ber Fraug agevollitred: 


itragten Beamten [Erecutor] nebft einem mit ber 
in Bau Anmeifumg verfehenen m u. ton ber 
betreffenden Bebörbe — richniſſe ber anzumahn⸗ 


enden Squldner u. ihret Hänb Sean gan über: 
— — a Mahnyetiel dem — 
5. ee ne Nele, und, wie — un ex 
* u. des Tages —— — * 


an die cher Stubenthür de 
Sauſdners anzu Die re Yet m wird in Dicken 
von bem Zage an gerechnet. an welchem der Erecutor 
ie eng rg angebeftet bat.“ 
0. E: a) „die P abangı 3) Bin Sekiesgneiene 
e auf bem Sale, x gewonnenen Producte —* 
abrifate auf den Burg: oder Sinkunerte: ) bie Befdlag: 
nabme der Deberaugin; d) bie Sequeftration 
Allerd. Orbre d. 31. Der. 


1835, 12, ei. b. a) bie Fu Hr ation. Die Eequeftration u. 
Fe ——— Berg: 
oder Hüttenmwerfe des Schuldners, darf nur in bem Tralle, 


mern auf ändere Ber keine zu erlangen ift, veran 
laft werden. N. E.: Ehenfo, min dem Schluhfay: „Ir 
der Anwendung ber nun 8 wittel ijt eine Heißenfoige 

richt notbreendig zu beobachten, Wegel ift jedech —* 


die Vfandung vorsumehanen.* 


—— r 
nn — —— —— — — — —— — 
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tenten Behörde vorzeigt, oder aber c) zur Abe der Pfändung ijt die Auziehung des Ortövor« 
führung der beizutreibenden Summe u. Bezahl-|jtandes, eines od, mehrerer Gemeinde» od. Bolizei« 


ung der Erecutionsfoften jogleich bereit und im 
Stande ift. — In diejem Tegten Falle, jo wie in 
dem Falle, wenn der Schuldner einen Theil feiner 
Schuld fofort abtragen will, muß die abau- 
führende Summe in Gegenwart des Erecutors 
verpadt und unter der Adrejie des Erhebungs- 
beamten zur Poſt befördert, od. dem Ortsvorftande 
zur —— übergeben werden. — An 
den Erecutor dürfen feine Zahlungen, ſelbſt nicht 
jür Erecutionskojten, geleijtet werden; die Schuld- 
ner haben dasjenige, was an dieſen gezahlt ift, 
bei etwaiger Unterſchlagung nod) einmal zu ent- 
richten. $ 14. Die Pfändung jelbjt wird in der 
Urt bewirkt, daß der Erecutor von den vorhand- 
enen pfandbaren Gegenftänden einen zur Dedung 
der beizufreibenden Summe und der Egecutiond- 
foften nad) feinem Ermeſſen hinreichenden Betrag 
in Beſchlag nimmt und ficherftellt; u. zwar zu« 
nächſt diejenigen Gegenstände, welche am leichte 
jten transportirt u. veräußert werben können. — 
Der Schuldner ift, nachdem ihm der Pfändungs- 
befehl vorgelegt worden, verpflichtet, feine Effecten 
u. Habjeligfeiten vorzuzeigen, und zu dem Ende 
jeine Wohnungs» u. anderen Räume, jo wie die 
darin befindlichen Behältniffe, zu Öffnen. Auch 
Sachen, [weiche angeblich]!) dritten Perjonen ge 
hören, müffen in angelung anderer tauglicher 
Piandjtüde in Beichlag genommen, u. die angeb- 
lichen Eigenthümer mit ihrem Anſpruch an die 
Behörde, von welcher der Pfändungsbefehl aus- 
gegangen ift, vertiefen werben. 15. Sachen, 
welche auf das Andringen anderer Gläubiger 
bereit3 gepfändet worden, find nur in Ermangel- 
ung anderer tauglicher Pfandftücde durch Anlegung 
eined Superarreſtes mit Beſchlag zu belegen. 
Dies gejchieht in der Art, daß der Erecutor den 
etwa angelegten Siegeln fein Amtsfiegel beifügt, 
od, aber dem Schuldner od. dem beftellten Ber- 
wahrer eröffnet, daß die Pfandftüde für die Be- 
hörde, von der er jeinen Auftrag erhalten, gleich— 
falls in Beichlag genommen jeien. — [Den Gläub: 
igern, auf deren Antrag die früheren Pfändungen 
ftattgefunden Haben, iſt Abſchrift des über die 
Anlegung des Superarreites aufgenommenen Pro- 
tofoll3 mit der Aufforderung zuzujtellen, binnen 
14 Tagen ben Berlauf zu veranlafjen. Nach Ab- 
lauf diefer Frift fann der Verkauf von der Be- 
hörde, die den Superarreft hat anlegen laſſen, 
angeordnet werden, ohne daß ed einer weiteren 
Benachrichtigung jener Gläubiger bedarf. — Die 
Treigebung der Pfandftüde, auf welche ein Super- 
— angelegt iſt, ſo wie die Auszahlung des 
dafür gelöſten Kaufgeldes darf nur mit Genehmig— 
ung der Behörde, in deren Auftrag der Super— 
arreſt angelegt worden iſt, erfolgen.]?) 816. Bei 


1) 8. E: „melde fih in ber Wohnung oder fonft in Ge— 
mwahrfam bes Schulöners befinbeu u. * 

2) W. E: „Der Behörde, auf deren Verfügung bie frühere 
Pfandung ftattgefunden, ift die Anlegung des Superarreftes 
a igen ; dieſelbe ijt gehalten, den Berfauf der Pfanditüde 
möglichtt zu beichleunigen, auch der Behörde, bie den Super: 
arreft hat anlegen laſſen, den Berkaufstermin bekannt En 
machen u. darmıf zu feben, daß beide forderungen, nämlich 
diejenige, wegen welcher zuerſt die Execution vollſtredt, u. die⸗ 
jenige, wegen mweldyer fpäter der Zuperarreft angelegt ift, aus 


beamten od. zweier unbejcholtener Männer nur 
dann erforderlih: a) wenn der Schuldner zu 
der Zeit, da die Pfändung vorgenommen werben 
joll, fi) entfernt Hat, b) wen den Anordnungen 
des Erecutord wegen Deffnung der Wohnungs- 
räume zc. feine Folge gegeben od. ihm tHätlicher 
Widerftand geleijtet wird. — In Gegenwart der 
obgedachten Berjonen kann die Pfändung nöthigen- 
falls mit Gewalt vorgenommen werden. Iſt der 
Widerftand auch auf diefem Wege nicht zu be- 
jeitigen, jo muß der Erecutor davon der Behörde, 
in deren Auftrage er handelte, Unzeige machen, 
dieje aber das Erforderliche wegen der dem Ere- 
eutor zu gewährenden Hilfe nad) den hierüber 
bejtehenden Gejegen veranlafien. $ 17. Abger 
pfändete baare Gelder und auf jeden Inhaber 
lautende Papiere müjjen, wenn die Kaſſe fi) 
nicht am Orte jelbft befindet, von dem Erecutor 
in Gegenwart des Schuldner oder der bei der 
Pfändung zugezogenen Berfonen verpadt u. unter 
der Adrejje des Kaffenbeamten zur Poſt befördert 
oder dem Drtövorjtande, der zur Annahme und 
weiteren Beförderung verpflichtet ijt, übergeben 
werben. — Andere Gegenftände find bis zu deren 
Verjteigerung dem Schuldner gegen das Ver— 
iprechen, für deren Aufbewahrung zu jorgen, u. 
unter VBerweifung auf die Strafen der Vereitel» 
ung. der Pfändung!) zu belafjen. — Nur bei Un- 
zuverläjfigfeit des Schuldners find die gepfän- 
deten Saden einem zahlungsfähigen Gemeinde 
mitgliede oder dem Drtsvorjtande zur Aufbe— 
wahrung zu übergeben. — Werben Sadıen, deren 
Benugung ohne Berbraud; nicht möglid) ift, nad) 
ftattgefundener Pfändung in der Wohnung des 
Schuldners belajjen, jo find ſolche, jomweit es 
nach den Umftänden gejchehen fann, gegen fernere 
Benugung Seitend de3 Schuldners durdy Ver— 
ſchließung und Berfiegelung ficher zu jtellen,?) 
$ 18. Über den Hergang bei der Pfändung muß 
der Executor an Ort u. Stelle eine Verhandlung 
aufnehmen, u. ſolche nicht nur ſelbſt unterjchreiben, 
jondern auch von dem Schuldner od. defjen Stell 
vertreter u. allen bei der Pfändung zugezogenen 
Perſonen unterjchreiben lafjen, od. aber den Grund 
der fehlenden Unterjchriften vermerken. — Der Ere- 
eutor muß zugleid den Schuldner nochmals zur 
Zahlung der Rüdjtände mit dem Bedeuten auf- 
fordern, daß, wenn jolche nicht geleiftet werden 
jollte, an dem von ihm jofort zu bejtimmenden 
Tage zum Verlaufe der Pfandjtüde gejchritten 
werden würde. — Dem Schuldner, jowie Dem: 
jenigen, dem bie gepfändeten Sachen etwa in 
Verwahrung gegeben jind, ift von dem Erecutor 
jofort eine Abſchrift des Pfändungsprotofolls 
mitzuteilen, u. wie ſolches gejchehen, in dieſem 


dem gelöften Kaufgelde nah ber gefeglihen Ordnung befrie: 
digt werben. Findet ber Verkauf nicht ftatt, fo bürfen die 
Prandftüde nur mit Genehmigun ber Behörde, in deren Auf: 
trag der Superarreft angelegt worden ift, freigegeben werben.” 
Ebenjo W. E. u. N. E. 

S. Str.G.B. $ 137. 





2) N. E. fährt fort: „Handlungen bes Schuldners, durch 
welche er die Pfändung beweglicher Sachen vorſätzlich vereitelt, 
rt 272 bes Erb. . If. jegt 


te der Vorſchrift 
ne er Vorſchrif 


8 Abgaben. 


zu bemerken. — Die Aufnahme einer Verhandlung $22.') [Wird gegen eine, nad) gegenmwärtiger Ber- 
ift auch dann erforderlich, wenn bei dem Schuldner, ordnung eingeleitete Mobiliavereeution von Seiten 
feine pfändbaren Gegenjtände vorgefunden jind. des Schuldners, joweit ed nad) 3 zuläffig ift, ob. 
$ 19. [Handlungen, durch welche eine im Ber- | von Seiten eines Dritten, im Falle des $21 der 
waltungswege bewirkte Pfändung beweglicher Rechtsweg ergriffen, jo haben darüber im Bezirke 
Sachen vereitelt wird, jollen ebenfo beftraft werden, | des Ober-Appellationsgerichtöhofes zu Köln, nad) 
wie diejenigen, durch melde eine gerichtliche | Maßgabe der 88 1,5 u. 6 der Verordnung vom 11. 
Pfändung vereitelt wird.]?) Mai d. J. die Friedensgerichte zu erkennen, wenn 

[Berfauf der abgepfändeten Saden.] $ 20.2)|der Streitgegenjtand die Summe von Dreihundert 
Nach Ablauf einer vom Tage der vollzogenen| Darf nicht überjteigt.]?) 8 23.°) Sollten andere 
Pfändung am zu rechnenden Friſt ift, wenn in-| Gläubiger des Schuldners ein Vorzugsrecht vor 
zwiſchen feine Zahlung erfolgt u. feine Eigen-|der öffentlichen Kafle, in deren Intereſſe bie 
thumsanjprüche Dritter rechtzeitig angemeldet u. | Pfändung geichehen ift, behaupten, fo barf der 
befcheinigt worden find, der öffentliche Verkauf) Verkauf der abgepfändeten Sachen diejerhalb nie 
der abgepfändeten Sachen von dem Erhebungd:|mald ausgeſetzt, den Gläudigern muß vielmehr 


beamten durd) eine unter das Pfändungsprotofoll 
u ſetzende jhriftliche Verfügung an dem in dem 
Brottoe icon beftimmten Termine anzuordnen. 

ie Anordnung eines früheren Bertoufötermind 
ift auch ohne Einwilligung des Schuldners zu— 
fäffig, wenn die abgepfändeten Sachen dem Ber- 
derben unterworfen find, od. in der Behaufung 
de3 Schuldners wegen deſſen Unzuverläffigfeit 
nicht belafen, anderweitig aber nur gegen ver- 
hältnigmäßig hohe Koften untergebradht werden 
fönnen.®) $ 21.) [Dritte Perſonen, welche auf 
die abgepfändeten Sachen Eigenthumsanfprüche 
machen, müſſen dieje, ohne Unterjchied, ob fie 
bei der Pjändung angemeldet worden find oder 
nicht, binnen acht Tagen nad) Bekanntmachung 
de3 Verkaufstermins bei der Behörde, von welcher 


überlafjen werden, ihr vermeintliches Vorrecht auf 
das Kaufgeld geltend zu madjen. Eben fo müjfen 
dann, wenn bie auf Andringen anderer Gläubiger 
gepfändeten Sachen auf Antrag diefer Gläubiger 
verfauft worden find, bie beftrittenen Borredte 
deröffentlichenKafjefürbierüditändigen Abgaben u. 
Gefälle auf das —— geltend gemacht werden. 
Die Entſcheidung gebührt jedoch in dieſen Fällen, 
innerhalb des Bereiches des Appellationsgerichts⸗ 
hofes zu Köln, den Landgerichten Sr Rückſicht auf 
die Höhe des Betrages ) $ 24.5) Die Ab» 
haltung des Berfaufes muß durd den Erecutor 
auf dem Marktplatze od, an einem anderen öffent- 
lichen Orte der Gemeinde, wo die Pfändung Statt 
gefunden, geſchehen. Es bfeibt jedod dem Ber 
amten, welcder die Einleitung des Zwangsver— 


die Pfändung angeordnet worden, unter Borleg- |fahrens angeorbnet hat, unbenommen, den Ere— 
ung od, Angabe der Titel, worauf jie jih gründen, |cutor bei dem Verkaufe, jo wie bei der Pfänd- 
nachweifen, widrigenfalld der Verlauf der Saden fung, zu beauffichtigen und zu leiten, und des- 
erjofgt. Bei rechtzeitiger Anmeldung der Eigen- —* ei dieſem Executionsaͤct gegenwärtig zu 
thums · Anſprüche iſt nad) Befinden der Umftände |jein. Es können dem Erecutor zu dieſem Zweae 
die Freigebung der Sachen zu veranlaſſen oderjaud; andere Beamte beigegeben werden. *) Ver— 
der angebliche Eigenthümer durch eine jchriftliche |jpricht der Verfauf an einem benachbarten Orte 
Berfügung zum Rechtswege zu verweijen, In ſeine vortheilhaftere BVerfilberung der Pfandſtücke, 
dem letzteren Falle muß die Anmeldung der ſohne die Transportfoften unverhältnißmäßig zu 


Klage drei Wochen nach der Zuſtellung der Ver— 
fügung nachgewieſen werden, widrigenfalls mit 
dem Verkauf der Sachen vorgeſchritten wirb.]®) 


1) O0. E. „Hin ber Beitrafung ber nblungen, 
zur welche Rx ine — swege Deioirfhe — 





weglicher Sachen vereitelt wird, es bei der Beſtimmung 
ee $ 272 des ©tr.:G.:B. vum 19. April 1851 fein Bewen⸗ 
ben. * rent N. E. vgl. Note zu $ 17T a. €. 

. E. 19. 

) W. E. fährt fort: „Der Berfaufstermin ift jedoch auch 
in biefem alle nicht unter acht Tagen zu beftimmen IS 21] 
u. der Schuldner vorher bavon zu benadrichtigen.* Ebenſo 
O. E. u. N. E. 

“) N. E. $ 20. 

>) W. E. 


21: „Dritte Berfonen, weldhe auf die abge 
p ten Sachen Eigenthums⸗Anſprüche haben, müffen dieje 
obne Unterjchied, ob fie bei der Pfändung angemeldet worden 
nd oder nicht, binnen adht Bekanntmachung des 
ufstermin® bei der Behörde, von welcher die Pfändung 
angeorduet worden, unter Borlegung oder Angabe der Titel, 
worauf fie fih gründen, — Wird der Anſpruch nicht 
befheinigt, fo Besätt ber Verlauf feinen Fortgang; ift aber 
eine um —— ſo iſt nach ber Um: 
ftände die frei * Sachen zu veranlaffen oder ber an- 
gebt Eigentbfimer durch eine fchriftliche 
ech zu —— an Falle 


meldhe ıc., — müf 
Berfanf bei der Behörde, welche die Pfändung angeordnet bat, 


—25 Elan 
“ıc,. N. ; 
fen biefe bis E 


vermehsen, jo ijt diefer anzuordnen. Der Ber- 
fauf in der Behanfung ded Schuldners ift nur 
dann nachzugeben, wenn nicht ohne Berwendung 
bedeutender Koſten der Berfauf anderswo auszu⸗ 

hren iſt. $ 25.) Der Verkaufstermin muß 
mit Ausnahme des in $ 20 gedachten Falles] ®) 
pätejtens acht Tage vorher durch Ausruf od. 
Anjchlägeöffentlich befanntgemachtwerben. Erjterer 
fan jpäter noch wiederholt werden. Haben die in 
demſelben Termin zu verfteigernden Gegenftände 
—— einen Werth von mindeſtens hundert 
ünfzig Mark, fo muß die Bekanntmachung 
aud) durch die Öffentlichen Blätter des Orts, mo 


‚|der Verlauf ftattfinden fol, oder, wenn dafelbſt 


anmelden u. befheinigen. Der Beſcheinigung gilt es gleich, 
wenn jene Perfonen die zur Begründung ibrer Anſpruche ers 
fechertichen Thatfahen an Eidrsftatt verfihern.” Seonft wie 


YNESgBı. 
2) $ 22 fehlt in ben übrigen 
&) Sf. 5 fehlt’in ben Übrigen rerußondorb 
. n tions t 

2 WE di —* — BEN 2 nungen 

* Ss t ie Erecution leitenden 
Beamten frei, den Berkauf duch die O igeibe 
a zu lafien.” Ebenſo N. R. ER 00 
)W.E.S$M40.ES$M; NE 233, 
9) Fehlt W. E. 


Ererutionsorbnungen. 
E. $ 21 
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keine ſolche Blätter erfcheinen, durch die eines 
zunächſt belegenen Ortes erfolgen. Noch andere 
Arten der Bekanntmachung ald die vorgejchrieb- 
enen Können veranlaßt werden, wenn die Be: 
hörbe, melde das Zwangsverfahren betreibt, 
ſolche angemefjen findet od. der Schuldner recht 
zeitig darauf anträgt u. die erforderlichen Koften 
ahlt. Kann der Verkauf nicht an dem im 
Pfändungsprotofolle anberaumten Termine ab« 
gehalten werden, fo ift der anderweitige Ber- 
faufötermin dem Schuldner u. dem Berwahrer 
der abgepfändeten Sachen bejonders bekannt zu 
maden. $ 26.) Bei der Verfteigerung werden 
die Pfanditüde, ſoweit es thunlich ift, in ber 
Regel einzeln ausgeboten und nad dreimaligem 
Ausruf den Meiftbietenden zugejchlagen. Die 
zugeſchlagenen Pfandftüde Dürfen nur gegen baare 
Bezahlung verabfolgt u. müfjen, wenn jolche vor 
dem Schluſſe des Termins nicht erfolgt, ander- 
weit ausgeboten werben. [Auf den etwaigen 
Mehrbetrag des demnädjt erzielten Meijtgebots 
bat ber erite Käufer feinen Anſpruch. Derjelbe 
haftet dagegen]?) für den Ausfall [welcher von 
ihm für De mung der dad Zwangsverfahren be- 
treibenden fiel) jofort durch Erecution nad 
Vorſchrift diefer Ordnung bzigetrieben werden 
fann.]*) Der Ortövoritand od. ein von diefem 
bezeichneter Gemeinde- od. Polizeibeamter muß 
dem Berfaufe beimohnen. Diejer Beamte jowol, 
als derjenige, auf deſſen Betreiben das Zwangs⸗ 
verfahren angeordnet ift, und ber Execulor 
dürfen auf die zu veriteigernden Gegenftände 
weder jelbjt mitbieten, noch durch Un ere für 
fi) mitbieten laſſen. $ 27.5) Die Berfteigerung 
muß eingejtellt u. die noch unverlauften Pfand» 
jtüde müjjen dem Schuldner zurüdgegeben werden, 
fobald die eingegangenen Saufgelder die für die 
beizutreibende uld u. für die jämmtlichen 
Koften Hinreichende Dedung gewähren od. Die 
fehlende Summe baar eingezahlt wird, Gemwährt 
die Auctionslofung keine hinreichende Dedung, 
fo fann die Fortjegung des Erecutionsverfahrens 
dadurch abgewendet werden, daß vor Ablauf des 
Verkaufstermins eine hinreichende Zahl nicht ab- 
gepfändeter Sachen —— wird, um ſolche 
gleichfalls offentlich auszubieten. Der [Erecutor]°), 
welcher den Vertaufstermin abhält, iſt zur An- 
nahme aller Gelder, welche aus der Vecſteiger. 
ung eingehen od. an demſelben Tage auf die 
Rückſtände angeboten werden, befugt, muß aber, 
wenn die Kalle, wofür das Bwangsverfahren 
attgefunden, nicht am Orte iſt und deshalb die 
—— an dieſe nicht ſofort erfolgen kann, 
dieſelben in Gegenwart des Schuldners od. der 
bei dem Verkaufe zugezogenen Perſonen ver- 
paden u. unter der Adreſſe des Kaſſenbeamten 
zur Poſt befördern od. dem Ortsvorſtande zur 
weiteren Beförderung übergeben. $ 28.7) Ueber 
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den Hergang der Berfteigerung muß von den 
Beamten, welche dabei mitgewirkt haben, eine 
Verhandlung aufgenommen, u. folche auch dem 
Schuldner, wenn berjelbe gegenwärtig ift, zur 
Unterfchrift vorgelegt werden. $ 29.') Späteftens 
binnen acht Tagen nach der Derfteigerung muß 
der Kaffenbeamte dem [Schulöner]?) eine et 
weifung über die Berwendung der Auctionzloj- 
ung nebjt einer Abjchrift der [$ 28]°) gedachten 
Verhandlung [und dem]*) etwaigen Ueberſchuß 
des eingegangenen Geldes durch den Erecutor 
äuftellen lafjen.- Iſt Die Auctionslofung un⸗ 
ureichend, fo ift dem Schuldner zugleich die Fort- 
— des Executionsverfahrens mit dem Be— 
deuten anzufündigen, daß bei unterbleibender 
Berichtigung des Rüditandes nach Ablauf von 
acht Tagen zu einer abermaligen Pfändung od. 
zu anderen Zwangsmitteln gefchritten werden 
würde. 5 30.°) Bon den $$ 20 bis [27]°) auf- 
geftellten Regeln finden nadhitehende Ausnahmen 
ſtatt: a) Geldwerthe, auf jeden Inhaber laut- 
ende Papiere find, wenn nicht binnen 8 Tagen 
nach der Beſchlagnahme Eigenthums « —— 
von Dritten angemeldet worden find, an die Re— 
gierung8-Haupflafje zur Verfilberung einzujenden. 
b) Ausgedrojchenes Getreide, Heu, Lebensmittel 
u. andere Gegenftände, melde einen gemeinen 
Marftverkehr haben, können mit Zuftimmung des 
Schuldners, ohne vorherige Berjteigerung und 
—— an Ort u. Stelle, für den legten 
Marktpreis verkauft, od. aber, wo möglich mit 
dem Gejpann des Schuldners auf den nächſten 
Markt gefahren u. daſelbſt verſilbert werden. €) 
Goldene u, filberne Geräthe dürfen nicht unter 
ihrem Gold» od. Silberwerthe zugeichlagen werden, 
Kleinodien od. Kunſtſachen nicht unter dem Preiſe, 
zu welchem fie von Kunſtverſtändigen abgeſchäbi 
find. Dieſe Gegenſtände find erforderli enfalls 
zur Verfteigerung nach dem Hauptorte des Rer 
gierungsbezirt3?) zu verjenden. 

[iefhlagnapıne der Früchte auf dem Halm.! 
$ 31.9) Früchte auf dem Halm dürfen nur in 
den legten ſechs Wochen vor der gewöhnlichen 
Reife, u. nur dann in Bejchlag genommen werden, 
wenn fi feine andere tauglichen u. ficher auf- 
zubewahrenden Pfandſtücke vorfinden. Ein Drittel 
der Ernte jeder Fruchtgattung ift von der Beichlag- 
nahmefreizulafjen. Bonder beabfichtigten Beichlag- 
nahmemuß dem Schuldner od. feinen Angehörigen 
mit der Aufforderung, dabei — zu ſein, 
Nachricht gegeben werden. Die Beſchlagnahme 
wird demnächſt in der Art vollzogen, daß der 
Executor die Felder, auf welchen die abzupfänd⸗ 
enden Früchte ſtehen, der Obhut des Gemeinde- 
Veldhüterd od. eines anderen Wächters über- 
weijet, u. über den Hergang eine Verhandlung 
aufnimmt, von welder dem Feldhüter od. Wächter, 





)W.E.$238;0.E.$ 25; NE $ 27. 

?)O.E. u.N.E.: 545 welchem auf beſonderes Ver⸗ 
Lingen.“ 

I W. E. u. O. E. „$27°; N. E. „$ 26°. 

43355 E.: mitʒutheilen tft, den“ 

)W.E.$ 29; 0.E.$ 29; N.E.$ 2. 

) V. E.u. 0. E. „$ 25°; N. E. „NN 19-25.“ 

7) O0. E. u. N. E.: „oder einer anderen groien Stadt.” 

VW. E 8 303 0. R S S0o; NE fehlt ber Inbalt d+? 
331 
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fowie dem Schuldner ?) Abjchrift zu ertheilen iſt. 
Im Uebrigen kommen die Borlhriften ss 11 
bis [28]2) zur Anwendung. 


Beſchlagnahme ga yigg Forderungen des 
Schuldnere] 8 32.2) Die Beſchlagnahme aus— 
jtehender [von dem Arrefte gefetlich nicht befreiter]*) 
Forderungen, od. bei einem Dritten befindlicher 
Sachen des Schuldners erfolgt, mit der Wirfung 
einer Range Beſchlagnahme [ohne daß es 
einer Erklärung über die Giltigkeit des Arreftes 
and durch eine —** Verfügung des 
betreffenden Bee PL durch welche ber 
Dritte zur Einzahlung der ſchuldigen Summe an 
die Kaffe od.?) Aushändigung der jchuldigen 
Sachen an den Erecutor zum Zweck des öffent« 
lihen Verkaufs angewielen wird. Der Schuldner 
muß von der Beſchlagnahme durch Zuſtellung 
einer Abjchrift der Verfügung u. des darüber 
aufgenommenen AZuftellungsvermertes mit der 
Aufforderung benachrichtigt werden, die über die 
Schuld vorhandenen Urkunden bei Vermeidung 
der zuläjligen Zwangsmittel dem Erecutor aus- 
zuantworten. Die Zuftellung der Beichlagnahme- 
Verfügung u. die Benachrichtigung des Schuld- 
vers muß durch den Erecutor bewirkt, u., wie 
ſolches geſchehen, von diefem auf dem Concepte 
jener Verfügung bejcheinigt werden. Die Hand- 
lungen, welche der Dritte nach Empfang der die 
Beichlagnahme anordnenden Verfügung in An- 
jehung der mit Beihlag belegten Summen od. 
Sadhen zum Nachtheile der Kaffe vornimmt, 
werden in Bezug auf die lehtere dergeftalt als 
nicht geſchehen angeſehen, daß der Dritte zur 
Zahlung der jchuldigen Summe u. Auslieferung 
der ſchuldigen Saden od. ihres Werthes der 
Kaffe verpflichtet bleibt. Der Schuldner muß da- 
gegen nicht nur jede infolge der Beſchlagnahme 
zum Bejten jener Kaffe geleiftete Zahlung od. ge- 
ichehene Auslieferung anerfennen, ſondern fich 
auch [alfer]*) Ceſſion, Verpfändung od. ander- 
weiten Dispofition über Die in Beſchlag ge 
nommenen Summen od. Sachen enthalten. Bei 
verweigerter Zahlung od. Ausantwortung der in 
Beſchlag genommenen Summen od. Sachen ift 
der [betreffende Kafienbeamte]?) durch eine Ver- 
fügung der [Regierung od. des Provinzial-Steuer- 
Directors] '!”) zur Klage gegen den Dritten zu 
ermächtigen. Dieſe Ermädtigung vertritt die 
Stelle einer Seitens des Schuldner? ertheilten 
Anweiſung und Vollmacht zur Klage; der Kafien- 
beamte muß jedodh den Schuldner zur Theil 
nahnıe an dem zu führenden PBrocefje gerichtlich 


0. E Berlangen.* 
2, W.E.; O0. E. „27.° 
w. E ;0.E$31;N.E$ 20. 


„die Erecution leitenden Beamten.“ Ebenfo N. E. 
u. N. E.: „oder zur.“ 2 i 
O. E.: „jeder“; N, E.: „bei Wermeitung ber im $ 17 
erwähnten Etrafe jeder.” 

0. E.u.N.E.: „der die Erecution anordnende Beamte.“ 
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auffordern laſſen. ) $ 33. °) [Beiteht Die 
Forderung des Schuldners in Renten, deren 
Öffentliche Verfteigerung zuläſſig ift, jo kann der 
Kaſſenbeamte auf den Grund einer bejonderen 
Ermächtigung der Regierung od. des Provinzial» 
Steuer-Directord die Berfteigerung der Renten 
in der dafür gejeglich vorgejchriebenen Form in 
Antrag bringen.]?) $ 34.) Die Beſchlagnahme 
von Befoldungen u. Penfionen erfolgt durch ein 
auf Innebehaltung u. Abführung des jchuldigen 
Betrages gerichtetes Nequifitionsjchreiben des Be— 
amten, zu defien Empfang die Rüdjtände gehören, 
an diejenige Kaffe od. Behörde, bei welcher bie 
Bejoldung od. Penfion zu erheben ijt. Won dem 
Requifitionsschreiben, welches die Wirkung einer 
gerichtlichen Beichlagnahmehat, muß dem Schuld« . 
ner Nachricht gegeben werden. 

(Subhaftation der Grundftüde.] $ 85.5) [Die 
Subhaftation von Grundftüden des Schuldners iit 
nur mit [höherer Genehmigung]‘) zuläflig, u. 
muß alsdann bei bem competenten Gericht in 
Antrag gebrasht werden. ]?) 

[Erecution gegen Forenfen.] $ 36.) Zwangd- 
maßregeln, welche in einem anderen Empfangs« 
bezirke zur Ausführung gebracht werden müljen, 
ala demjenigen, in welchen die Zahlung zu ente 
rihten iſt, Find durch Requifition des AR jenen 
Bezirk beitellten Empfängers zu bewirken. 

(Roten des Erecutionsverfahrens.]) 8 37.) 
Die Koften des Erecutiondverfahren® find nad 
dem angehängten Tarif unter Berückſichtigung der 
nachitehenden näheren Beitimmungen zu üqui— 
diren: a) Die Gebührencolonne wird durch den Ge— 
ſammtbetrag der Abgabenreite und rüditändigen 
Koften 19) beftimmt, auf welche die betreffende Ver- 
fügung lautet. b) Nach dem Beginnen eines Ere- 
cutionsaetes müfjen, jofern in dem Tarife felbit 
nicht ein Anderes bejtimmt ift, die vollen Ge— 
bühren bezahlt werden, wenn gleich verjelbe 
wegen inzwijchen eingetretener Zahlung, Aus- 
itandsbewilligung od aus anderen Grimden nicht 
zur Ausführung gelommen iſt. ec) Die Erecu- 
tionggebühren müſſen, auc wenn der Erecutor 
mehrere Erecutionsacte in derjelben Gemeinde zu 
gleicher Zeit vorgenommen hat, von — Schuld⸗ 
ner beſonders entrichtet werden. Die Koſten für 


1) fehlt N. B. dagegen: „Rüdſichtlich der Einziehung 
äbdtifher Abgaben, Gefälle sc. 2c. fit die Befugniß zur Ans 
stellung von Klagen nadı der beftehenden Eradtverfaffung zu 
beitimmen. Der mit Anftellung der Klage beauftragte Beamte 
muß jedoch den Schuldner zur Theilnabme am dem zu führe 
enden Proceffe gerichtlich auffordern laſſen.“ 

2)" W, E. $*32; O. E. $ 32; N. E. fehlt. 

») O.E. $ 32: „Beftcht bie Forderung des Schuldners in 
Renten, deren Übereignung nad dem Gejege vom 4. Juli 
1522 zuläffig ift, fo kann der das Smangsverfahren Teitende 
Beamie bei ber Nuffichtsbebörde die Übereignung der Renten 
in der dofür gefeglich vorgefchriebenen Form in Antrag hringen.* 

ıW.E.8 33; 0.E.$ 33; N. E. $ 30. 

5) W.E.634;0.E.$ 34; N. E 8 31. 

e) W. E.: „Genehmigung ber in den $$ 31 u. 32 bezeich⸗ 
neten Behörde.“ 

77 O. Ei. N. E: „Die Staneitration und Vervachtun 
ſowie die Subbaftation von Grunditüden bes Echuldners 
nur mit Genehmigung der im $29 bezeichneten Behörden zu⸗ 
läffig. — Die Sequeitration u. Eubhartation muß alsdann 


") W. E. u. O. E.: „betreffenden Aufiichtsbehörde (Regier⸗ dem competenten Gerichte in Antcag gebracht werden.“ 


ung, Generalcommifjion, des Provinzial-Etenerdirectors ıc.).* 
N. E. ebenfo, jed.b mit dem Hinzufſigen: „der Magiiträte in 
ben Etäbte:.“ 


s),W.E.8 35; 0.E N 35; N. E. 32. 
) W.E.$ 36; O.E. % 36; N. E. & 33. 
») 0. Eu. N. E.: „eines jeden einzelnen Schuldners.“ 
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die öffentliche Bekanntmachung u. ben Verkauf der)enden Kaffenbeamten aus den durch den Verkauf 
abgepfändeten Sachen werden jedoch, wenn mehrere|der gepfändeten Sachen od, anderweit eingeh- 
Maſſen zuſammen genommen worden, nur ſenden Geldern gezahlt. Bei Unzulänglichkeit 
einmal nad der Geſammtſumme entrichtet und|diefer Gelder werden aus denſelben zunächſt die 
unter die dabei a ten Schuldner nach Ber-| Gebühren des Executors berichtigt, die übrigen 
haltniß des aus jeder affegetwormenen Ertdfeßner- Erecutionsfoften aber, ſoweit fie nicht gededt 
theilt. d) Bei Verteilung der Transportfoften u. werden, auf die dazu geeignetenöffentlichen Fonds 
anderer baarer Auslagen, welche mehrere Schuld- |uübernommen od. von derjenigen Behörde ein- 
ner gemeinjchaftlich zu tragen haben, muß der/gezogen, für welche die Erecution Statt gefunden 
das Zwangsverfahren betreibende [Raffenbeamte]t)|hat. $ 39.) Alle bisherigen Vorjchriften über 
auf den Werth der Gegenftände, ihren Umfang, |Gegenjtände diefer Verordnung werden hierdurch 
ihre Schwere u. die fonft obwaltenden Umftände aufgehoben. $ 40.2) Die zur Ausführung ge 
billige Rüdfiht nehmen.2) $ 88.) Die Ge-|genmwärtiger Verordnung erforderlichen Anord« 
bühren des Erecutor3 u. alle anderen Erecutiond- ‚nungen haben die betheiligten Miuijterien ge- 
foften werden von dem das Verfahren betreib- | meinfchaftlich zu erlaſſen. 


Erecıtionsgebühren-Zarif. 
150 M | 150 M 


A. Gebühren bes Erecutord. bis 8 Me 
— — M_PL|M m Pt 


li | | 
ı0 -| | —| “ wi 

In tem $ 13 gedachten Kalle werben, wenn es zu teiner Pfandziehung | 
tommt, nur bie halben Gebühren entrichtet. Diefelben Gebühren paffiren für | 
40 
| 


m 


|13 6ik || über 





3—15 M 











1. Kür die Mahnung . 
2. gr die Pfändung u. 
nlegung eines Superarreites 


» . . . R R A . . . a 75 
Sicherſtellung der gepfündeten Sachen, ſowie fr die 


die Freigebung abgepfändeter Sachen, fofern biefelbe nicht bei Gelegenheit 
eines anderen Erecutiondact® dorgenommen wird, 
3. gi: die Anfertigung u. Anbeftung der Anfchläge, fowie für Bewirfung des 
usrufs . . . . . . P 2 . . . . j 
- 4. Für bie Berfteigerung . - . PER j — 
Kommt es gar nicht zum Verkauf, fo paſſiren, weun der Steuerdiener ſich 
dieferbalb an den Ort des Verkaufs begeben hat, die halben Gebühren. N | 
6, Für die Zuftellung eines Jahlungsbefehls an den Schuldner des Abgaben: | | 
pflichtigen u. die Benachrichtigung des Letzteren, fowie für jede junjtige Zu: | 
ellum . . . . « . . . . . . . . | 
6. Kr jede Abſchrift von einem Pfändungs:, Auctions: ob. anderem Protololl 
B. Andere Roften. 
.. Gebühren ber bei einer Pfändung zugezogenen Beugen . 
Gehlihren des Aufberwahrers von Mobitareffecten täglich 
. Gebühren des Hiters von Früchten auf dem Halnıe, täglich en — 
Zu 8 u. 9 werben, wenn bie Aufbewahrung oder Obhut länger als acht 
Tune bauert, von dem 9. Tage an nur bie halben Gebühren bewilligt. Die 
Gehübren können dagegen, wenn mehr als zehm zerftreut liegende Parzellen 
u beauffichtigen find, um bie Hälfte, u. wenn mehr als zwanzig zeritreut I | | | 
Üiegenbe Parzellen zu beauffichtigen find, um das Doppelte erhöht werden. I 
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2. In den neuen Provinzen. dere: a) die birecten Steuern, namentlich bie 


Berordnung, betreffend die erecutivi- 


ſche Beitreibung der directen und in- 


Srund-, Gebäude», Klafjen-, claffificirte Einfom- 
men- u. Gewerbejtener, jowie die zur Staatd«, 


directen Steuern u. anderer öffentlicher! Örmeinde- oder anderen öffentlihen Zwecken 


Abgaben u. Gefälle, Koſten ꝛc. Seitens 
Berwaltungsbehörden in den durch 


derjausgejchriebenen Beiſchläge zu Ddiejen Steuern; 
die b) die 


directen Steuern, die Wege-, Brüden-, 


Gefege vom 20. Septbr. u. 24. Dechr. 1866) Bähr-, Waage- und Krahngelver, die Kınale, 


mit der Preußijhen Monardie verein- 
igten Landestheilen, vom 22. Sept. 1867.%) 

g 1. De Grundjäge.] Der egecuti- 
viſchen Beitreibung im admintftrativen Wege 
nah den Vorſchriften dieſer Verordnung uns 
terliegen: 1) alle Abgaben und Gefälle, welche 
an den Staat zu entrichten find, insbejon; 





0.E: „Bamte.“ J 

»0.E. u N.E.: „e) Neben den tarifmähigen Gebühren 

nben befondere Reife: u. Zehrungstoften unter feinen Um— 

anden ftatt. f) Die Gebühren der nach $ 29 Litt. c. zuge: 

den —— werden nach ber gerichtlichen Ge⸗ 
beitimmt. Dis Staatsminiiterium iſt ermächtigt, 
u u. anderweitige Feſtſetung des Zarifs im San: 

oder einzelne Lanbestbeile vorzunehmen.” 

Ww.E.$37;0.8&.$397;N.E$38. 

Auch Diefe Verordnung ftimmte im den weſentlichſten 

mit der vom 24. Nov. 1813 überein; ein befonberer 

ift aber der befferen Überſichtlichkeit wegen nöthig. 


PR. 3557 


Schleuſen⸗, Schifffahrts- und Hafenabgaben, die 
Niederlagegelder, Quarantänegebühren u. Pacht- 
elder für verpachtete Abgabenerhebungen; e) die 
Boftgefälle und Bojtgebühren; d) die Abgaben 
von den Eijenbahnen; e) die Bergwerfiteuer; 
2) alle Abgaben, welde an die unter jtaat« 
licher Verwaltung ftehenden Inſtitute zu ent 
richten find; 3) diejenigen Öffentlichen Abgaben, 
weldhe an Gemeinden, Eorporationen, jowie an 
ſtändiſche Kaſſen gu entrichten od. zur Unterhalt« 
ung Öffentlicher Anftalten, beziehungsweiſe der 
an ſolchen angeitellten Beamten aufzubringen od. 
für die Benußung öffentlicher Anftalten od. Ein- 
richtungen zu erlegen find; 4) die an bie öffent» 
lihen Brandfaffen zu chtenden Beiträge; 

ij W. R. 
»Ww.E N 





38; 2 


88; N. 4; 36. 
39; 0. E. 87. 


39; NE 
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5) die von den Bermaltungd- und Auseinander-|Erecution zu requiriren und haben die Gerichte 
ſetzungsbehörden feitgejepten Gebühren aller Art, \folhem Antrage ftattzugeben, ohne die Recht— 


Koften, Geldftrafen u. Entihädigungen; 6) die 
Domanial- u, Forftgefälle, mit Einjchluß der Ge- 
fälle der Klofterguts-VBerwaltung in Hannover, 
fofern dieſelben nad) den Vorſchriften im 8 +42 der 
Berorbnung wegen verbefjerter Einrichtung der 
Brov.- Polizei» u. Finanzbehörden v.26. Dec. 1808 
u.ben dazu — ergänzenden Beſtimmungen 
ohne gerichtliche Klage auf Grund bloßer Zahlungs⸗ 
befehle beigetrieben werden können; 7) bie Geld- 
beträge für Leiftungen oder Lieferungen, melde 
nad fruchtlos gebliebener Aufforderung des Ber: 
pflichteten, für deffen Rechnung durd Dritte im 
Auftrage der Behörde ausgeführt werden ($ 2). 
5%. Wenn ed jih um die Leiftung von Hand» 
lungen im öffentlichen Intereſſe des Staats ꝛc. 
handelt, fo fteht der Verwaltungsbehörde, falls 
der Verpflichtete e8 auf Ereeution anfommen läßt, 
die Befugniß zu, entweder auf Leiftung der Hand- 
lung durch den Berpflichteten zu beftehen, oder 
aber die Handlung, jofern diejelbe auch durch einen 
Dritten bewirkt werden fann, für Rechnung des 
Berpflihteten durch einen Dritten ausführen, 
nenn bei Lieferungen, fofern es nicht ger 
rade auf bejtimmte, im Bejige des Verpflichteten 
befindlihe Stüde anlonımt, die zu liefernden 
Gegenftände für Rechnung des Berpflichteten an— 
taufen zu lafjen. Bon der leßteren Befugniß ift 
in allen Fällen Gebraud zu machen, in welchen 
e3 an der Gelegenheit, die Leiftung durch einen 
Dritten bewirken zu lafjen, nicht fehlt. — Der Ver- 
pflichtete ift jedoch ſtets zuvor durch ein Mandat 
zu eigener Ausführung der jchuldigen Leiftung 
—— und zwar, ſofern nicht Gefahr im 
Verzuge obwaltet, mit einer Friſt von mindeſtens 


mäßigkeit der Forderung, ihrer Prüfung unter« 
ziehen zu dürfen. $ 4. Uber die Verbindlichkeit 
zur Entridtung der geforderten Abgaben und 
die Befugnig zur Unordnung des eingeleite- 
ten Bmwangsverfahrend findet der Rechtsweg 
nur nah Wafgabe der hierüber unterm 16. 
db. M. ergangenen befonderen Verordnung ftatt. 
Wegen vermeintliher Mängel des Verfahrens, 
diejelben mögen die Form der Anordnung oder 
die der Ausführung, oder die Frage, ob bie 
abgepfändeten Sachen zu den pfändbaren gehören, 
betrejfen, ift dagenen nur die Beſchwerde bei der 
vorgejegten Dienftbehörbe des Beamten autäffg, 
deſſen Verfahren angefochten wird. $ 5. Die 
Ereeutoren müffen bei ihren amtlichen Verricht- 
ungen den empfangenen jchriftlihen Auftrag bei 
fid) führen u. dem Schuldner auf Verlangen vor» 
zeigen. — Ihre amtlichen Verhandlungen u. An— 
eigen haben infomweit, al3 fie ſich auf die ihnen 
übertragene Einziehung der Gefälle beziehen, bis 
zum Beweife des Gegentheild® vollen Glauben. 
Die Erecutoren müfjen eidlich verpflichtet werden. 
86. Die Einleitung des Zwangsverfahrens 
fann fofort nach Ablauf der gejetlich feititehenden 
od. den Schuldnern beſonders befannt gemachten 
Zahlungstermine ftattfinden. 8 7. An denjeni- 
gen Tagen, an welchen nad erlafjenen Anord— 
nungen Amtshandlungen der Behörden u. einzel- 
nen Beamten nicht verrichtet werden jollen, darf 
fein Erecutiondact vorgenommen werden, eben- 
jowenig gegen Juden am Sabbath u. an jüd- 
iſchen Feittagen. Während der Saat- u. Erntezeit 
dürfen gegen Berjonen, welche ſich mit der Land— 
wirthſchaft beichäftigen, Erecutionen nur, wenn 


8 Tagen. — Forbert die Behörde die Leiftung dur Gefahr im Verzuge ift, eingeleitet, fortgejegt u. 
den BVerpflichteten ſelbſt u. hängt jolche — ausgeführt werden. Darüber, ob Gelahr im 


Ermefjen der Aufjicht3behörde von dem 


illen Verzuge fei, hat die die Execution anordnende 


des Berpflichteten ab, jo iſt legterer durch Straf-| Behörde zu bejtimmen. nn rg 
befehle, welche biß zur Summe von 300 M ge-|über dieje Beftimmung hemmen den Lauf der 
fteigert werben können ($ 1, Nr.5), od. aber durch |Erecution nicht. Für die Saat werden im Früh. 
Perjonalarrefit von höchſtens viermwöchentlicher |jahr und im Herbft jedesmal 14 Tage, für bie 
Dauer dazu anzuhalten. — Soll die Leiſtung duch |Ernte 4 Wochen, in derjenigen Jahreszeit, in 
einen Dritten gejchehen, fo find die dazu ches welche nach der Örtlichfeit Saat u. Ernte haupt» 
lichen Koften von der Behörde vorläufig feitzu- |jächlich zu fallen pflegen, freigelaffen. $ 8. Bei 
fegen und von dem Verpflichteten einzuziehen|der Erecutionsvollitredung gegen active Militärs 
($ 1, Nr. 7), vorbehaltlich der nachträglichen Ein⸗ perſonen und penfionirte Offiziere find die über 
—2 desjenigen Betrages, um welchen bie|die vorherige Benachrichtigung der competenten 
Koſten der wirklichen Ausführung fi etwa höher | Militärbehörde u. über die Vollſtreckung der ger 
herauäftellen werden. 8. Dad Bmangdver- [richtlichen Erecution in Kaſernen od. anderen zu 
fahren wird von den mit der Einziehung beauf- |demjelben Bwede beftimmten Dienftgebäuden be- 
tragten Behörden oder Beamten angeordnet und|jtehenden, durch den Allerhöchſten Erlaß vom 
unter ihrer Leitung durch die ihnen beigegebenen|1. April d. 3. in den neuen Landestheilen ein» 
Erecutoren ob. diejenigen Beamten, deren fie fich | geführten allgemeinen Vorſchriften zu beobadıten. 
als jolcher Ei bedienen haben, ausgeführt. Für|” 89. [Mahnung und rer 
die Fälle aber, in welchen ben erfteren feine be⸗ Bor Bollitredung der Erecution muß jeder Schul 

ftimmten zur Ausführung der Egecution dienen-|ner durd einen von der im 82 bezeichneten Be- 
den Beamten zugeordnet find, od. in welchen die|hörde ausgefertigten Mahnzettel aufgefordert wer- 
Aufſichtsbehörde jelbft die Erecution verfügt, hat|den, die darin fpeciell verzeichneten Rüdftände 
dieje auch die Behörde od. auch den Beamten zujbinnen acht Tagen einzuzahlen, widrigenfalls 
beitimmen, von welhem das Bwangsverfahren |zur Pfändung oder zu anderen zuläffigen Zwangs · 
vollitredt werden fol. Falls e3 den Bermalt- mitteln werde gejhritten werden. — Die Vorſchrif⸗ 
ungsbehörden an eigenen Organen zur Bmangs-|ten des Gejepes über die Einführung einer Klafjen- 
vollftredung fehlt, And diefelben berechtigt, die u. claflificirten Einfommenjtener vom 1. Mai 1851, 
Gerichte wegen Bollftredung der gerichtlichen'$ 13, Litt. b und c bleiben jedod unverändert 


Abgaben. 


ftehen. $ 10. Die —— Mahuzettel 
werden dem mit der Zwangsvollſtreckung beauf- 
tragten Beamten (Egecutor) nebſt einem mit ber; 
friftlichen Anweifung zur Mahnung verjehenen 
u. von der betreffenden Behörde vollzogenen Ver- 
—55 — ber anzumahnenden Schuldner u. ihrer 

üdjtände (Reftenverzeichnifje) übergeben. Der 
Erecutor muß jeden Mahnzettel dem Schuldner 
felbft od. einem erwachſenen Familieugliede oder 
Hausgenofjen dejjelben behändigen u., wie jolches 
geihehen, unter Angabe des Namens desjenigen, 
dem der Bettel zugejtellt worden u. des Tages 
der Behändigung in dem -Mahnzettel und dem 
Reftenverzeichnifje befcheinigen. Diejenigen Mahn» 
— deren Annahme verweigert wird, od. deren 


13 


zur Fortjegung ihrer Kunjt und ihres Ge 
werbeö erforderlichen Werkzeuge und anderen 
Gegenftände mit der in dem Gewerbejteuerge 
jege v. 30. Mai 1820, $ 35 vorgejchriebenen Maf- 
gabe; f) die Bücher, weldye für den Gebrauch des 
Schuldners u. feiner Familie beim Gottesdienit 
u. in der Schule bejtimmt find; g) die Bücher, 
welche jid auf dad Gewerbe des Schuldners be- 
ziehen, ſowie bie Bücher, Mafchinen und Inſtru⸗ 
mente, welche zum Unterricht od. zur Ausübung 
einer Wiſſenſchaft od. Kunſt gehören, bis zu einem 
Werthe von 240 M u. nad) der Wahl des Ge 
pfändeten; h) bei Berfonen, welche Landwirth 
Ihaft od. Weinbau betreiben, das hierzu nöthige 
Geräte, Vieh- u. Feld-Fnventariun, der nöthige 


händigung wegen Abweſenheit der vorgedadhten | Dünger, fowie das bis zur nädjiten Ernte er- 
Perfonen nicht bewirkt werden kann, hat derjforderliche Brod-, Saat» u. Futtergetreide; i) bei 


Erecutor an die Haus- u, Stubenthür des Schuld» 
ners a. ve Fe Die achttägige Frift wird in 
biefem Fa 


Militär- und Eivilbeamten die zur Verwaltung 
ihred Dienftes erforderlichen Bücher, dad unent- 


e von dem Tage an geredjnet, an|behrlichite Hausgeräth, Betten, anjtändige Kleider 


welchem der Erecutor die Mahnzettel angeheftethat.|u. Wäſche, welche auch den penfionirten Beamten 


$ 11. [Erecution. Berjchiedene Arten der 
arg re Nah Ablauf der achttägigen 
Friſt find wegen der alddann noch verbleibenden 
Rüditände an Abgaben u. Mahngebühren die ges 
er Bwangsmittel anzumenden. Dieje find: 
a)die Pfändung; b)die Beichlagnahme der Früchte 
auf dem Halme, ſowie der gewonnenen Broducte 
od. Fabrifate auf den Berg- und Hüttenwerten; 


u. Militärperfonen zu belafien find: k) das Mo- 
biliar dienſtthuender Offiziere, Unteroffiziere u. 
Gemeinen und aller übrigen dienfttguenden Per— 
jonen des Soldatenftandes, welches ſich an dem 
Garnijonorte derjelben befindet, ingleichen das 
Mobiliar der mit Jmactivitätögehalte entlafjenen 
ob. mit Benfion zur Dispojition geftellten Offiziere 
an ihrem Wohnorte. Geldwerthe Papiere, baares 


ce) die Beihlagnahme der ausftehenden Korder-| Geld, Schaumünzen, Juwelen u. Kleinodien der» 
ungen; d) die Sequejtration u. Verpachtung nach |jelben find von der Pfändung nicht ausgenommen. 
Maßgabe der Allerhöchſten Ordre vom 31,8 14. Gegen die Pfändung fann ſich der Schuld- 
December 1825 unter D XII Litt. b; e) bielner nur Ihügen, wenn derjelbe entweder: a) die 
Subhaftation. — Die Sequeitration und Ber- volle Berichtigung der beizutreibenden Summe 


pachtung, jowie die Subhaftation der Grund- |durd) Quittungen 
jtüde, Berg- ob. Hüttenwerfe des Schuldners darf|jofort nachweilt, od. b) eine Friſtbewilligun 


nur in dem Falle, wenn auf andere Weije feine 
Zahlung zu erlangen ift, veranlaßt werden. In 


od. Vorlegung eined Poſtſcheins 
der 
competenten Behörde vorzeigt, od. aber c) zur 
Abführung der beizutreibenden Summe und Be- 


der Anwendung der übrigen Zwangsmittel ijtzahlung der Executionskoſten jogleich bereit und 


eine Reihenfolge nicht nothwendig zu beachten, 
in der Regel ijt jedoch zunächſt die Pfändung 


im Stande ijt. — In diefem legten Falle, ſowie 
in dem falle, wenn der Schuldner einen Theil 


u. nöthigenfalls die Beihlagnahme der Früchte feiner Schuld ſofort abtragen will, muß die ab» 


auf dem 
thümern Schleswig u. Holitein findet jedoch die 
Sequeitration nicht ſtatt. 
$12. Pfändung.) Die Pfandung darf nur auf den 
Grund eines von der das Zwangsverfahren leiten⸗ 
den Behörde audgefertigten Pfändungsbefehls vor- 
enommen werden. Kraft bejjelben ijt der Erecutor 
Befugt, bie im Befige des Schuldners befindlichen 
pfändbaren beweglichen Sachen in Beſchlag zu neh- 
men. $ 13. Bon der Pfändung find ————— 
a) die für den Schuldner, ſeine Ehefrau u. ſeine 
bei ihm lebenden Kinder und Eltern nach ihrem 
Stande unentbehrlichen Betten, Kleidungsſtücke 
u. Leibwäſche, ſowie die Betten für das Geſinde 
u. das zur Wirthſchaft unentbehrliche Haus⸗ u. 
Küchengeräthe; b) eine Milchkuh, oder in deren 
Ermangelung zwei Biegen, nebjt dem zum linter- 
halt od. zur Streu der freizulaffenden Thiere 
erforderlichen Futter u. Stroh für einen Monat; 
e) der einmonatlihe Bedarf an Brod, Getreide, 
Mehl und anderen nothiwendigen Lebensbedürf- 
nijfen für den Schuldner u. feine Familie; d)ein 
zum Heizen u. Kochen bejtimmter Ofen; e) bei 


alme vorzunehmen, In den Herzog: |zuführende Summe in Gegenwart des Erecutors 


verpadt u. unter Adreſſe ded Erhebungsbeamten 
zur Boft befördert oder dem Ortsvorſtande zur 
weiteren —— übergeben werden. — An 
den Erecutor dürfen feine Zahlungen, jelbft nicht 
für Erecutionsloften, geleiftet werben; die Schuld- 
ner haben dasjenige, was an dieſen gezahlt ift, 
bei etwaiger Nichtablieferung zu entrichten. 
$ 15. Die Pfändung jelbjt wird in der Urt be- 
wirft, daß ber Erecutor von ben —— 
pfändbaren Gegenſtänden einen zur De ung der 
beizutreibenden Summe u. ber Grecutions often 
nad feinem Ermejjen binreichenden Betrag in 
Beihlag nimmt u, ficherftellt u. zwar zunächft 
diejenigen Gegenftände, welde am eig 
trandportirt u, veräußert werben können, t 
Schuldner ift, nahdem ihm der Pfändungsbefehl 
vorgelegt worden, verpflichtet, feine Effecten u. 
Habjeligkeiten vorzuzeigen u. zu dem Ende feine 
Wohnungs- u. anderen Räume, jowie die darin 
befindlichen Behältnifie zu öffnen. — Auch Sadıen, 
welche fich in der Wohnung oder fonft im &e- 
wahrjam des Schuldners befinden und angeblich 


Künftlern, Handwerkern und Tagelöhnern bie'dritten Perſonen gehören, müfjen in Ermangel» 
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ung anderer tauglider Pfandftüde in Beſchlag dieje aber das Erforderliche megen der dem 
enommen und die angeblichen Eigenthümer mit|Erecutor zu gewährenden Hilfe nad) den hier- 

rem Anſpruche an die Behörde, von welcher über beftehenden Gefepen veranlafjen. $ 18. Ab- 
der Pfändungäbefehl ausgegangen ift, verwiejengepfändete baare Gelder und auf jeden Inhaber 
werben. 316. Sachen, welche auf das Andringen |lautende Papiere müfjen, wenn die Kafje ſich 
anderer Gläubiger bereit3 gepfändet worden, find nicht am Orte felbjt befindet, von dem Erecutor 
nur in Ermangelung anderer tauglicher Pfand» Jin Gegenwart des Schuldnerd oder der bei der 
ftüde durch Anlegung eines Superarrefted mit|Pfändung zugezogenen Perſonen verpadt und 
Beichlag zu belegen. Dies geſchieht in der Art,|unter der Adreſſe des Kaffenbeamten zur 
daß der Erecutor den etwa angelegten Siegeln Poſt befördert, oder dem Ortsvorſtande, der 
fein Amtsſiegel beifügt u. dem Schuldner oder |zur Annahme und weiteren Beförderung ver- 


dem etwa beitellien 
Pfandſtücke für die Behörde, von der er jeinen 
Auftrag erhalten, gleichfalls in Beſchlag ge 
nommen jeien. — Der Behörde, auf deren Ber- 
fügung die frühere Pfändung ftattgefunden, be» 


ertvahrer eröffnet, daß die |pflichtet ift, übergeben werden. — Andere Ges 


genftände find bis zu deren Verſteigerung 
dem Schuldner gegen das Berfpreden, für 
deren Aufbewahrung zu forgen u. unter Ber- 
weijung auf die Strafe der — der Pfän- 


ziehungsweiſe dem Beamten, welcher die frühere dung, zu belaſſen. — Nur bei Unzuläjfigteit des 


Pfändung im Wege der gerichtlihen Zwangs— 


Schuldners find die gepfändeten Sachen einem 


vollftredung vorgenommen hat, ijt die Anlegung |aahlungsfähigen Gemeindemitgliede od. dem Orts— 


des Superarreſtes anzuzeigen. Dieje Behörde, 
beziehungsweije diefer Beamte, ijt gehalten, den 
Verkauf der Pfandftüde möglichft zu bejchlen- 
nigen, auch der Behörde, welche den Superarreft 
hat anlegen laſſen, den Verkaufstermin befannt 
zu machen, u. darauf zu fehen, daß beide Forder— 
ungen, nämlich diejenige, wegen welcher zuerft 
die Pfändung eingetreten, und diejenige, wegen 
welcher jpäter der Superarreft eingelegt ift, aus 
dem gelöiten Kaufgelde befriedigt werden. — Reicht 
der Erlös zur Befriedigung jämmtlicher, die 
Bwangsvollitredung betreibender Gläubiger Hin, 
od. findet eine giitliche Einigung unter denſelben 
ftatt, jo ift darnach die Auszahlung der beige- 
triebenen Gelder zu beihaffen, im entgegenge- 
fegten Falle ift derjelbe an da3 zuftändige Ge- 


borjtande zur Aufbewahrungzuübergeben. — Wer- 
den Sadıen, deren Benugung ohne Verbrauch nicht 
möglich ift, nad) ftattgejundener Pfändung in der 
Wohnung des Schuldners belaffen, fo find ſolche, 
ſoweit es nad) den Umjtänden gejchehen kann, 
gegen fernere Benußung feitens des Schuldners 
duch Verſchließung u. Berfiegelung ficher zu 
jtellen. Handlungen des Schuldners, durch weldye 
er die Pfändung beweglicher Sachen vorfäglid) 
vereitelt, unterliegen der Ei des $ 27% 
[jegt des Str.-©.-8.]. $ 19. Über den Hergang 
bei der Pfändung muß der Erecutor an Ort u. 
Stelle eine Verhandlung aufnehmen u. ſolche nicht 
nur felbjt unterjchreiben, fondern auch von dent 
Schuldner od. deſſen Stellvertreter u. allen bei 
der Pfändung zugezogenen Berfonen unterjchreiben 


richt zur Vertheilung oder fonftigen Verfügung |lafjen, od. aber den Grund der fehlenden Unter- 
abzuliefern. — Das Gericht hat jodann in Gemäß«|jchriften vermerken. — Der Erecutor muß zugleich 
heit der beftehenden procefjualiichen Beftimm- |den Schuldner nochmals zur Zahlung der Rück— 
ungen weiter zu verfahren. — Sind Gegenftände |jtände mit dem Bedeuten auffordern, daß, wenn 
im Wege der Atwangsvollftredung auf Verfügung [jolche nicht geleiftet werden follte, an dem von 
einer Verwaltung&behörbe bereit3 gepfändet, ſo ihm in der Regel jofort zu beftimmenden’ Tage 
fann im Wege der gerichtlichen Zwangsvollitred- [zum Verkauf der Pfandſtücke gefchritten werden 
ung nur ein Anſchluß an die frühere Pfändung würde. — Dem Schuldner, ſowie demjenigen, dem 
durch Anlegung des Superarreites —— u.|die gepfändeten Sachen etwa in Verwahrung ge— 
find alsdann die vorftehenden Vorjchriften auch|geben find, ijt auf Verlangen von dem Erecutor 
in Beziehung auf die gerichtliche Zwangsvoll— Fofort eine Abjchrift des Pfändungsprotofollg 
are analog anzuwenden. Findet der Ver-|mitzutheilen u, wie folches gejchehen, in dieſem 
auf der gepfändeten Gegenftänbe nicht ftatt, ſo zu bemerken. — Die Aufnahme einer Verhandlung 
dürfen Diefelben nur mit Öenehntigung derjenigen ſiſt auch dann erforderlich, wenn bei dem Schiuldner 
Behörde, beziehungsweife desjenigen Släubigers, |feine gs Gegenftände vorgefunden find. 
welcher den Superarrejt hat anlegen lafjen, frei] $ 20. [Berfauf der abgepfändeten Sachen.) 
gegeben werden. 8 17. Bei der Pfändung iſt Nach Ablauf einer vom Tage der vollzogenen 
ie Buziehung bes Ortövorftandes, eines oder Pfändung anzu rechnenden vierzehntägigen Frift 
mehrerer Gemeinde» oder Polizeibeamten, oder ſiſt, wenn inzwijchen feine Zahlung erfolgt nu. 
— unbeſcholtener Männer nur dann erforder⸗keine Eigenthumsanſprüche Dritter rechtzeitig an- 
id: a) wenn der Schuldner zu der Beit, da die|gemeldet u. bejcheinigt worden find, der öffent 
Pfändung vorgenommen werben fol, ſich entejlicye Verkauf der abgepfändeten Sachen von dem 
fernt hat; b) wenn ben Anordnungen des Ere-|Beamten, von welchem die Erecution angeordnet 
cutord wegen Öffnung der Wohnungsräume ?c. worden ift, durch eine unter das Pfändungs- 
feine Folge gegeben oder ihm thätlicher Wider-|protofoll zu ſetzende jchriftliche Verfügung an dem 
ftand geleiftet wird. In Gegenwart der obenslin dem Protokolle ſchon bejtimmten Termine an- 
edachten Berfonen fann bie Pfändung nöthigen- — Die Anordnung eines früheren Ver— 
I mit Oewalt vorgenommen werben. — Iſt der]faufstermins ift auch ohne Einwilligung des 

iderftand aud auf diefem Wege nicht zu be-| Schuldners zuläffig, wenn die abgepfändeten 
feitigen, jo muß der Erecutor davon ber Behörde, Sn dem Berderben unterworfen find, od. in 
in deren Auftrag er Handelt, Anzeige machen,!der Behaufung des Schuldners wegen deſſen Un— 
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zuverläffigfeit nicht belaffen, anderweitig aber vorgejchriebenen fönıren veranlagt werden, wenn 
nur gegen unverhältnigmäßig hohe Kojten unter«| die r Die welche das Zwangsverfahren be» 
ebracht werden können. er Verkaufstermin treibt, ſolche angemeſſen findet od. der Schuldner 
iſt jedoch auch in dieſem Falle nicht unter acht rechtzeitig darauf anträgt u. die erforderlichen 
Tagen zu beſtimmen u. der Schuldner vorher Koſten bezahlt. — Kann der Verkauf nicht in dem 
davon zu benachrichtigen. $21. Dritte Perjonen, im Pfändungsprotofolle anberaumten Termine 
welche auf die abgepfändeten Sachen Anjprüchejabgehalten werden, jo ift der anderweitige Wer- 


‚ haben 
der Behörde, welche Die — ——— 
bat, anmelden u. beſcheinigen. — Der 


ründung ihrer Anſprüche erforderlihen That-Jeinzeln ausgeboten u. na 
In an Eidezitatt ar — Bird ber An-|dem Meiftbietenden zugejchlagen. 
0 behält der Verkauf ſchlagenen Pfandftüde dürfen nur gegen baare 


pruch nicht beicheinigt, 
jeinen Fortgang; ift aber eine Bejcheinigung bei- 
ebradht, jo ift nad) Befinden der Umftände die 
—— der Sachen zu veranlaſſen od. der 
angebliche Eigenthümer durch eine a 
Berfügung zum Rechtswege zu verweifen. $2%. 
Sollten andere Gläubiger ded Schuldners ein 
Vorzugsrecht vor der öffentlichen Kajje, in deren 
Intereſſe die Pfändung geſchehen ift, behaupten, 
jo darf der Verlauf der abgepfändeten Sachen 
deshalb niemald ausgejcht, den Gläubigern muß 
vielmehr überlaffen werden, ihr vermeintliches 
Vorrecht auf das Kaufgeld bei dem zuitändigen 
Gerichte geltend zu machen. Ebenjo müfjen dann, 
wenn die auf Andringen anderer Gläubiger ge- 
pfändeten Sachen auf Antrag diefer Gläubiger 
verfauft worden find, die beitrittenen Vorrechte 
der öfjentlihen Kafje für die rüdjtändigen Ab— 
gaben und Gefälle auf das Kaufgeld bei dem 
enge Gerichte geltend gemacht werben. 
8 23. Die Abhaltung des Verlaufs muß in der 
Pegel durch den Erecutor auf dem Marftplage 
od. in einem anderen, Jedem zugänglichen und 
zur Auction geeigneten Lokale des Ortes, wo die 
Pfändung Aastgehunben, geichehen. Es bleibt je- 
doc dem Beamten, welcher die Einleitung des 
Zwangsverfahrens angeordnet hat, unbenommen, 
den —— bei dem Verkaufe, ſowie bei der 
Pfandung zu beaufſichtigen u. zu leiten u. des— 
halb bei diefem Erecutionsact gegenwärtig zu 
fein. Es können dem Erecutor zu diefem Zwecke 
auch andere Beamte beigegeben werden. — Aud) 
eht es dem die Erecution leitenden Beamten 
Be den Verlauf durch die Ortöpolizeibehörde 
bewirfen zu lafjen. Verſpricht der Berfauf an 
einem benachbarten Orte eine vortheilhaftere 
Verſilberung der Pfanditüde, ohne die Trans- 
portlojten unverhältnißmäßig zu vermehren, fo ijt 
diejer anzuordnen. — Der Verkauf in der Behau- 
fung des Schuldners ift nur dann nachzugeben, 
wenn nicht ohne Verwendung bedeutender Kojten 
der Verlauf anderswo auszuführen it. $ 24. Der 
Berkaufstermin muß fpäteitens 8 Tage vorher 
durch Ausruf od. Anjchläge öffentlich befannt 
emacht werden, Erfterer kann fpäter noch wieder- 
Hott werden. — Haben die in demjelben Termine 
— ——— Gegenſtände zuſammen einen 
rth von mindeſtens 160 M, jo muß die Be— 
fanntmahung auch durch die Öffentlichen Blätter 


des Ortes, wo der Verlauf ftattfinden foll od.,'fo it dem Schuldner zugleich die 


müffen dieje bi8 zu deren Verlaufe beijkaufstermin dem Schuldner u. dem Verwahrer 
angeordnet|der abgepfändeten Sachen bejonder® befannt zu 
ejcheinigung | machen. 5 
gilt es gleich, wenn jene Perſonen die zur Be-|die Pfandſtücke, ſoweit es 


8 25. Bei der Verſteigerung werben 
thunlich ift, in der Regel 
dreimaligem Ausruf 


Die zuge: 


Bezahlung verabfolgt u. müffen, wenn jolche vor 
dem Schluffe des Termins nicht erfolgt, ander- 
weit ausgeboten werben. Der erſte Käufer haftet 
in dieſem Falle für den Ausfall. Der Ortsvor- 
jtand od. ein von dieſem bezeichneter Gemeinde- 
od. Polizeibeamter ift bei dem Verkaufe zuzu- 
u ge — Diejer Beamte jowol, ald derjenige, 
auf deſſen Betreiben das Zwangsverfahren an- 
geordnet ift u. der Erecutor dürfen ie die zu 
verjteigernden Gegenftände weder jelbft mitbieten, 
noch durch Undere für fich mitbieten laſſen. 
5 26. Die Verfteigerung muß eingejftellt u. die 
noch unverfauften Pfandſtücke müſſen dem Schuld- 
ner zurüdgegeben werden, jobald die eingegan- 
genen Kaufgelder für die beizutreibende Schuld 
u, für jämmtliche Kojten hinreichende Dedung 
gewähren od, die fehlende Summe baar einge: 
zahlt wird. — Gewährt die Nuctionslofung feine 
hinreichende Dedung, jo kann die Fortjegung des 
Erecutiondverfahrens dadurch abgewendet werben, 
daß vor Ablauf des Verkaufstermins eine Hin- 
reichende Zahl nicht abgepfändeter Sadjen über: 
geben wird, um jolche gleichfall3 öffentlich aus- 
zubieten. Der Beamte, weldyer den Verkaufs: 
termin abhält, ift zur Annahme aller Gelder, 
welche aus der Berjteigerung eingehen oder an 
demjelben Tage auf die Ruͤckſtände angeboten 
werden, befugt, muß aber, wenn die Kaffe, für 
weldye das Zwangsverfahren jtattgefunden, nicht 
am Orte iſt und deshalb die Abliererung an dieſe 
nicht erfolgen kann, diejelben in Gegenwart des 
Schuldners od. der bei dem Berfauf zugezogeren 
Berjonen verpaden u. unter der Sidreie des 
Kaſſenbeamten zur Poſt befördern od. dem Ortd- 
vorjtande zur weiteren Beförderung übergeben. 
$ 27. Über den Hergang der Verfteigerung muß 
von den Beamten, welche Dabei mitgewirkt haben, 
eine Verhandlung aufgenommen u. ſolche auch 
dem Schuldner, wenn derſelbe gegenwärtig ge- 
weſen ift, zur Unterfchriit vorgelegt werden. 
$ 28. Späteitens binnen 5 Tagen nad) der Ver— 
jteigerung muß der Kafjenbeamte dem Schuldrrer, 
welchem auf bejonderes erlangen eine Nach— 
tweifung über die Verwendung der Auctionslofung 
nebjt einer Abichrift der $ 27 gedachten Verband: 
(ung mitzutheilen ift, den etwaigen Überjhuß des 
eingegangenen Geldes durch den Erecutor zuftellen 
lafien. — Hit die Nuctionslofung unzureichend, 

— des 


wenn daſelbſt feine ſolchen Blätter erſcheinen, Executionsverfahrens mit dem Bedeuten anzu— 
durch die eines zunächſt belegenen Ortes erfolgen. kündigen, daß bei unterbleibender Berichtigung 
Noch andere Arten der Bekanntmachung als die des Rückſtandes nad Ablauf von 8 Tagen zu 
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einer abermaligen Pfändung oder zu anderen 
eg ar eichritten werden würde. $. 29. 
on den $$ 20 bis 26 aufgeftellten Regeln finden 
nachſtehende Ausnahmen jtatt: 
auf jeden Inhaber lautende 
nicht binnen 8 Tagen nad Beihlagnahme 
Eigenthumsaniprü von Dritten angemeldet 
worden find, an die Regierungshauptkaſſe, bezieh- 
ungsweiſe, wo ſolche noch nicht befteht, an Die 
fonjt näher zu bezeichnende Kaffe zur Berjilber- 
ung einzufenden. b) Ausgedroſchenes Getreide, 
Heu, Lebensmittel u. andere Gegenftände, welche 
einen gemeinen Marftvertehr haben, können mit 
Zuftimmung des Schuldners ohne vorherige Ver: 
jteigerung u. Bekanntmachung an Ort u. Stelle 
für den legten Marktpreis verfauft oder aber — 
womöglich mit dem Gejpann des Schuldners — 
auf den nächſten Markt gefahren u. daſelbſt ver- 
jilbert werden. c) Goldene u. filberne Geräthe 
dürfen nicht umter ihrem Gold- od. Silberwerthe 
zugeichlagen werben, Kleinodien u. Kunſtſachen 
nicht unter dem Preije, zu welchem fie von Kunſt⸗ 


a) Geldwerthe, 
piere find, wenn 
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nerd muß durch den Erecutor bewirkt u., wie 
ſolches geichehen, von diefem auf dem Eoncepte 
jener Verfügung beicheinigt werden; bie Hand- 


be, lungen, welde A Dritte nad; Empfang ber die 


Beichlagnahme anordnenden Berfügung in Yn«- 
jehung der mit Beichlag belegten Summen oder 
Sachen zum Nachtheil der Kaffe vornimmt, werben 
in Bezug auf die legtere dergeitalt als nicht ge- 
ſchehen angefehen, daß der Dritte zur Zahlung 
der ſchuldigen Summe u. Auslieferung der ſchuld⸗ 
igen Sachen oder ihres Werthed der Kaſſe ver- 
pflichtet bleibt. Der Schuldner muß dagegen 
nicht nur jede infolge der Beichlagnahme ge- 
feiitete Zahlung od. geſchehene Auslieferung an« 
erfennen, fondern ſich auch bei Vermeidung der 
im $ 18 erwähnten Strafe jeder Ceſſion, Ber- 
pfändung oder andermweiten Dispofitionen über 
die in Beichla genommenen Summen od. Sachen 
enthalten. — Bei vermeigerter Zahlung od. Aus. 
antwortung derin Beichlag genommenen Summen 
od. Sachen ift der die Execution anordnende 
Beamte durch eine Verfügung der betreffenden 


verjtändigen abgefhägt find. Diefe Gegenftände | Aufſichtsbehörde (Hegierung, Generalcommiffion, 
find erforderlichen Falles zur VBerfteigerung nach des Provincial-Steuerdirectors, der Magiitrate 


dem Hauptorte des Regierungsbezirt3 od. einer 
anderen großen Stadt zu ——— 
830. Beſchlagnahme der Früchte auf dem 
Halme.] Früchte auf dem Halme dürfen nur 
in den letzten 6 Woden vor der gemwöhn- 
lichen Heite und nur dann in Beſchlag ge- 
nommen werden, wenn fich feine andere taug- 
lie und her, aufzubewahrende Pfandftüde vor- 
finden. — Ein Drittel der Ernte jeder Frucht— 
attung iſt von der — ———— frei zu a — 
on der beabſichtigten Beſchlagnahme muß dem 
Schuldner od. ſeinen Angehörigen mit der Auf— 
forderung, dabei gegenwärtig zu fein, Nachricht 
gegeben werden. Die Beihlagnahme wird dem— 
nächſt in der Art vollzogen, daß ber Erecutor 
die Felder, auf welchen die abzupfändenden Früchte 
ftehen, der Obhut des Gemeindefeldhüterd od. 
eined anderen Wächter überweijet u. über den 
Hergang eine Verhandlung aufnimmt, von welcher 
dem Feldhüter od, Wächter, jowiedem Schuldner, 
auf Verlangen Abjchrift zu ertheilen iſt. — Im 
rigen fommen die Borfjchriften $$ 12—27 zur 
Anwendung. 

8 31. Beſchlagnahme ausftehender Forber- 
ungen des Schuldners.) Die Beichlagnahme 
ausjtehender Forderungen oder bei einem Drit« 
ten befindlicher Sachen des Schuldners erfolgt 
mit der Wirkung einer gerichtlichen Beſchlag- 
nahme durch eine ſchriftliche Verfügung der die 
Erecution leitenden Behörde, durch welche der 


ritten 
a ermächtigen. Dieje Ermächtigung vertritt die 

telle einer Seitens ded Schuldners ertheilten 
Unweifung u. Vollmacht zur Klage. Der mit 
Anftellung der Klage beauftragte Beamte muß 
jedody den Schuldner zur Theilnahme an dem 
zu führenden Procefje gerichtlich auffordern laſſen. 
5 32. Die Beichlagnahme von Bejoldungen, 
Wartegeldern u. Benjionen erfolgt duch ein auf 
Innehaltung u. Abführung des jchuldigen Be- 
trages gerichteted Requiſitionsſchreiben des Beam- 
ten, der die Erecution anordnet, an diejenige 
Kaffe od. Behörde, bei welcher die Bejoldung 
od. PBenfion zu erheben if. Bon dem Requiſi— 
tionsjchreiben, welches die Wirkung einer gericht- 
lichen Beichlagnahme hat, muß dem Schuldner 
rg gegeben werden. 

8 35. [Subhaftation der Grundjtüde.]) Die 
Sequeftration und Verpachtung, jomwie die 
Subhaftation von Grundftüden des Schuld«- 
ners iſt nur mit Genehmigung ber im $ 31 
bezeichneten Behörden zulälfie.e — Die Se 
queftration u. Subhaftation muß alsdann bei 
dem competenten Gerichte in Antrag gebracht 
werden. — Dad Gericht hat dem Untrage ohne 
materielle Prüfung der Sade Folge zu geben, 
im Übrigen aber in Gemäßheit der beftehenden 
procefjualiihen Vorſchriften zu verfahren. 

834. [Execution gegen Forenſen.) Zwangsmaß- 
regeln, welche in einem anderen Einpfangsbezirke 


in den Städten 2c.) zur Klage gegen ben 


Dritte zur Einzahlung der ſchuldigen Summe|zur Ausführung gebracht werden müjfen, als dem- 
an die Kaſſe od. zur Aushändigung der jchuldigen | jenigen, in welchen die Zahlung zuentrichten ift, find 
Saden an den Erecutor zum Zweck des öffent-|durd Requifition der betr. Behörde zu bewirken. 
lichen Verkaufs angewiejen wird. Der Schuldner] $ 35. |Koften des Erecutionsverfahrens.] 
muß von der Base durch YZuitellung| Die Koften des Erecutionsverfahrend jind 
einer Abjchrift der Verfügung u. des darüberinah dem angehängten Tarif!) unter Beadit- 
aufgenommenen Zuſtellungsvermerks mit der Auf» ung ber —— nãheren Beſtimmungen 
forderung benachrichtigt werden, die über bie|zuliquidiren: a) Die Gebührencolonne wird durch 
Schuld vorhandenen Urkunden bei Bermeibung|den Gejammtbetrag ber Wbgabenrefte u. rüd- 
der zuläffigen Zwangsmittel dem Erecutor aus-|ftändigen Koſten eines jeden einzelnen Schuld» 
—— ie ner ber Beichlagnahme- 


tfügung u. die Benachrichtigung des Schuld-| ©. ven gleidlautenden Tarif oben ©. 11. 


Abgabenerhebung — Abmeldung. 


ners beftimmt, auf welche die betreifende Ver— 
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Abgänge, Verunreinigung von Flüſſen und 


fügung lautet. b) Nah dem Beginnen eines Kanälen durch Einwerfen von Abgängen, ſ. unter 
Erecutionsactes müſſen, fofern in dem Zarifel Flußpolizei: Cab.-D. vom 24. Febr. 1816; 


jelbft nicht ein anderes beitimmt ift, die vollen Geſetz vom 28. Febr. 1843, 88 3, 4. 


©. aud 


Gebühren bezahlt werden, auch wenn der Aet Privatflüſſe. 


wegen inzwiſchen eingetretener Zahlung, Aus- 


Ab- u, Zugänge vom Einfommen, Berüd- 


jtandsbewilfigung od. aus anderen Gründen nicht ſichtigung defjelben bei der Veſteuerung, f. unter 
zur Ausführung gelommen ift. c) Die Execu-Einkommenſteuer, Geſetz v. 1. Mai i851, 836. 


tiondgebühren mülfen, auch wenn der Erecutor 
mehrere 1 
zu gleicher Zeit vorgenommen Hat, von jedem 
Schuldner bejonders entrichtet werden; die Koſten 
für die öffentliche Belanntmadhung u. den Ber» 
fauf der abgepfändeten Sachen werben jedoch, 
wenn mehrere Mafjen zufammengernommen werden, 
nur einmal nad der Gefammtjumme entrichtet 
u. unter die dabei betheiligten Schuldner, nad 
Berhältnig des aus jeder Maſſe gewonnenen 
Erlöjes, vertheilt. d) Bei Vertheilung der Trans— 
portfoften u. anderen baaren Auslagen, welche 
mehrere Schuldner gemeinschaftlihzutragenhaben, 
muB derdas Zwangsverfahren betreibende Beamte 
auf den Werth der Gegenitände, ihren Umfang, 
ihre Schwere u. die ſonſt obwaltenden Umftände 
billige Rüdjicht nehmen. e) Neben den tarif- 
mäßigen Gebühren finden befondere Reiſe- u. 
Zehrungdkoften unter feinen Umſtänden ftatt. 
f) Die Gebühren der nad) $ 29 Litt. e zuzu— 
ziehenden Sachverſtändigen werden nad) den bei 
gerichtlichen Schägungen in dem betreffenden 
Landestheile üblichen Anſätzen, event. nad dem 
Ermejjen der Aufſichtsbehörde bejtimmt. — Das 
Staatsminifterium tft ermächtigt, eine Reviſion 
u. andermeite Feitfegung des Tarifs vorzunehmen. 
$ 36. Die Gebühren des Erecutors u. alle 
anderen Erecutionsloften werben von dem das 
Verfahren betreibenden Beamten aus den durch 
den Verkauf der verpfändeten Sachen od. ander: 
weit eingehenden Geldern gezahlt. — Bei Unzu— 
länglichfeit diejer Gelder werden aus denjelben 
zunächſt die Gebühren des Erecutord beridhtigt, 
die übrigen Erecutionstoften aber, ſoweit fie nicht 
gededt werden, auf die dazu geeigneten üffent- 
lihen Fonds übernommen, od. von derjenigen 
Behörde eingezogen, für welde die Erecution 
ftattgefunden hat. $ 37. In dem vormals Land: 
räftich Hejien » Homburgichen Oberamtsbezirke 
eifenheim lommt die Berordnung wegen execu⸗ 
tivifcher Beitreibung der directen u. indirecten 
Steuern und anderer öffentlicher Abgaben und 
Gefälle, Koſten zc. für die Nheinprovinz bom 
24. Novbr. 1843 mit den dazu ergangenen 
erläuternden, ergänzenden u. abändernden Bor- 
ihriften zur Anwendung. F 38. Ulle in den 
neuen Landestheilen beitehenden gejeglichen Bor- 
fchriften, weiche den Beitimmungen der gegen» 
märtigen Berordnnungen entgegenjtehen, od. mit 
denjelben nicht zu vereinigen And, treten außer 
Kraft. 839. Die zur Ausführung gegenwärtiger 
Verordnung etiwa erforderlihen Unordnungen 
haben die betheiligten Minifterien gemeinſchaft— 
“ ich zu erlafjen. — Diejelbe tritt mit dem Tage 
in Kraft, an welchem das fie enthaltende Stüd 
der &.-©. in Berlin auögegeben wird. 
Abgabenerhebung, unberedhtigte, j. Straf- 
geiegbud, $$ 353, 338, 359. 
GSrotefend, Polizei⸗Lerilen. 


Abgeordnete der Polizei bei öffentlichen Bere 


ecutiondacte in bderjelben Gemeindeljammlungen, j. unter VBereinspolizei, Ber- 


ordn. vom 11. März 1850, 8 4. 

Abgraben (Abpflügen), |. Str.-G.-B. 8 370: 
Mit Gelditrafe bis zu 150M od. mit Haft wird 
bejtraft: 1) wer unbefugt ein fremdes Grund- 
ftüd, einen öffentlichen od. Privatweg od. einen 
Grenzrain durch Abgraben oder Abpjlügen ver- 
ringert; 2) wer unbefugt von öffentlichen oder 
Privatwegen Erde, Steine oder Rafen, oder aus 
Grundjtüden, welde einem Underen gehören, 
Erde, Lehm, Sand, Grand od. Mergel gräbt. 

Abgüffe, unerlaubte Vervielfältigung von 
Sculpturen, |. Nachdruck. 

Abhänge, wer jolde an Orten, an welchen 
Menſchen verkehren, dergejtalt oder unverwahrt 
läßt, daß daraus Gefahr für Andere entitehen 
fann, wird mit Geldjtrafe bis zu 100 M oder 
mit Haft beitraft; StrG.B. 8 367 Nr. 12. 

Abkehrſcheine der Bergleute; Allgemeines 
Kan vom 24. Juni 1865, $ 84: Der Berg- 
werksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter ift ver- 
pflichtet, dem ablehrenden Bergmann ein Zeug— 
niß über die Art u. Dauer feiner Beſchäftigung 
u. auf Verlangen auch über feine führung aud« 
zuftellen, dejjen Unterjchrift die Drtspolizeiber 
hörde koſten- u. ftempelfrei zu beglaubigen Hat. 
Wird die Austellung bes Zeugniſſes verweigert, 
jo fertigt die Ortspolizeibehörde dafjelbe auf 
Koften des Berpflihteten aus. Werden dem ab- 
fehrenden Bergmann in dem Zeugniſſe Bejchuld- 
igungen zur Laft gelegt, welche jeine fernere Be- 
ihäftigung hindern würden, fo fann er auf Un- 
teriuchung bei der Ortspolizeibehörde antragen, 
welche, wenn die Beſchuldigung unbegründet be- 
funden wird, unter dem Zeugniſſe den Befund 
ihrer Unterſuchung zu vermerken hat. ©. auch 
Bergarbeiter. 

Ablaſſen von Zeichen, ſ. Teiche. 

Abledern des am Milzbrande gefallenen 
Biehes, ſ. Cab.Ordre vom 28. Juni 1825, 
wodurch beftimmt ift, daß das Abledern jol- 
cher Thiere ur ferner geftattet, jondern das 
gefallene gg A son. mit Haut u. Haaren ver- 

raben, bei Contraventionsfällen aber auf die 
R 161 Abfchnitt 15 des Patents De 2, April 
1803 wegen Abwendung der Viehſeuchen, ſ. jegt 
Biehjeuchengejeg vom 25. Juni 1875 $ 73 Nr. 2] 
nah Geld- oder Gefängnißftrafe erkannt 
werden joll. ©. auch Cadaver, Milzbrand. 

Ablohnung der Fabrif- u. Eifenbahnarbeiter, 
j. Arbeitslohn, Eijenbahnarbeiter., 

Abmeldung bei der DOrtd- Volizeibehörbe 
beim Wohn- oder Aufenthaltswechſel ift durch 
bejondere Polizeiverordnungen bei Vermeidung 
von Boligeiftrafen vorgeichrieben. Ülber die er- 
folgte Abmeldung wird ein Beicheinigungs- (Ub- 
zugs⸗) Utteft erteilt. S. aud Anmeldung. 
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Aborts⸗ (Abtritt3-, Dünger-) Gruben — Uerzte, 


Aborts- (Nbtrittd-, Dünger) Gruben find  Strafbare — ng geheim zu Haltender Aften- 
täunlichft mweit entjernt von den Wohngebäuden ſtücke, ſ. dajelbit $ 92 Nr. 1. 


u. ben an denjelben vorbeiführenden Straßen u. 


Actien, Fälſchung von folchen, j. Münzver- 


auftrdem jo anzulegen, daß der flüffige Theiljbreden. 
der Erereniente weder auf die Straße noch in) Actien-Baugeſellſchaften, gemeinnüßige, 


deren Rinnen abjliefen kann. 
Senfgruben müſſen wafjerdicht u. feſt verſchloſſen 


Die Koth- oder genießen auf Grund des Gef 


8 vom 2. März 
1867 Sportel- u. Stempelfreiheit in dem Um— 


und jo eingerichtet fein, daß fie außerhalb der|fange, wie diejelbe den öffentlichen Urmenanftalten 


Wohngebäude entleert u. gereinigt werden können. 
Nähere Vorſchriften enthalten bejondere Regier- 


ungd- oder Local-Rolizeiverordnungen, bezw. Die Keen deren durch Statut 


Local-Bauordnnungen. 


But Unter —— Actien-⸗Baugeſell⸗ 
chaften ſind ſolche ———— zu ver⸗ 

en, eitimmter Zmwed aus» 
chließlich darauf gerichtet ift, unbemittelten 


Abjperrungsmafregelm bei der Rinderpeft, | Familien gefunde und zwedmäßig eingerichtete 
j. unter Rinderpeft: Deich vom 7. April 1869) Wohnungen in eigen3 erbauten od. en 


38 2 f.; Inſtruction vom 


Viehſeuchen: Gejeh v. 26. Juni 1875, 88 16f.; 
gegen Epidemien, ſ. unter Anſteckende Kranf- 
heiten: Gab.D. vom 8. Aug. 1835, 88 18 f. 
Strafbare Verlegung der Abjperrunggmaßregeln, 
j. Str.-&.-B. 88 227, 328. 

Abftammung ald Begründung des Unter: 
ftügungsmwohnfiges, f. unt. Urmenpolizei: Gei. 
vom 6. Juni 1870, 8810 c.u. 18 f. Eintragung 
der Abftammung eines Kindes in das Standes- 
regifter, j, unter Berjonenjtand: Geſetz v. 6. 
Febr. 1875, 8 26. 

Abtreibung der Leibesfrucht, ſ. Str. G.B. 

218, 219, 220. 

Abtrittsgruben, ſ. Abortsgruben. 

Abweiſung eines neu Anziehenden, ſ. unter 
Freizügigkeit: Geſetz v. 1. Nov. 1867, 8 4f. 

Abweſenheit als Grund des Verluſtes des 
Unterſtützungswohnſitzes, ſ. u. Armenpolizei: 
Geſetz vom 6. Juni 1870, 88 22 f., 64. 

Ader, mit Geldbuße von 50 P biß zu 9 M 
ift zu beitrafen, wer unbefugter Weiſe auf Äckern 
eine Nachleſe Hält (Gejeg vom 13. April 1856, 
$ 41, Nr. 1, für die neuen Provinzen Verordn. 
vom 25. Juni 1867, Urt. III, $1, Nr. 1 
Dünger von Üdern auffammelt (daſ. Nr. 6 
Verordn. vom 25. 


— 
-ow- 


Juni 1873 8$ 7 f,;|Häufern zu billigen Preifen 
rer a bei Biehjeuchen, j. unter|deren Statut die an die Ge 


berichaffen und 
it ellſchafter zu ver- 
theilende Dividende auf höchſtens 5 Proc, ihrer 
Antheile bejhränft, auch den Geſellſchaftern für 
den all der Auflölung der Gejellfchaft nicht mehr 
al3 den Nominalwerty ihrer Antheile zufichert, 
den etwaigen Reit des Gejellichaftsvermögens 
aber für gemeinnügige Zwecke beitimmt. 

Actien-Berfiherungsgejellfchaften bevür- 
fen jeit dem Gefege vom 11. Juni 1870 nicht 
mehr ber landesherrlichen, jondern nur der jtaat- 
lihen Genehmigung (Berfügung des Minifters 
des Innern vom 9. Febr. 1873). 

Adelsprädicat, unbefugte Annahme deffelben, 
j. Str.-©.-B. $ 360, Nr. 8. 

Adler, Kaijerlicher, j. Abbildung. 
——— BIER]: 
eſtſetzung. 

BR (find nicht Beamte im ſtrafrecht— 
lihen Sinne, Str.-G.-B.$ 359), Beitrafung der- 
jelben wegen unbefugten Ofenbarens von Brivat- 
geheimniffen, ſ. Str.-G.-B. 8300; wegen Erheb- 
ung —— Gebühren, ſ. daf. $ 352; wegen 
Ye twidriger Bedienung beider Parteien, ſ. daf. 

356. 


Aergerniß, durch eine unzüchtige Handlung 
Öffentlich gegebeneg, |. Strafgefepbud 8 183; 


uni 1867, Urt. II., 8 1, Thierquälerei in Ärgerniß erregender Weiſe, |. 


Nr. 6); mit Geldbuße von 1 bis zu 6 M, wer daſ. $ 360, Nr. 13. 


unbefugter Weife von Üdern Feldfrüchte oder 
andere Bodenerzeugniffe von unbedeutendem 
Werthe oder in geringer Ouantitär entwendet 
(daf. $42, Nr. 2, Verordn. vom 25. Juni 1867, 
Urt. IIL, $2Nr. 2); Bäume und Sträude auf 


Aerzte (j. auch Armenärzte.). 


L Befugniß zur Ausübung ber ärzt- 
lichen —8 (Approbation.) 
Gewerbe⸗Ordnung vom 21. Juni 1869.) 


Adern abhaut, abbricht, ausreißt, ausrodet oder|$ 9: Einer Approbation, welche auf Grund 
befchäbigt (daf. Nr. 3, Berordn. vom 25. Junileines Radhweiles der Befähigung ertheilt wird,:) 


1867, Urt. IIL, 8 2, Nr. 3). Wegen unbefugten 
Gehend, Reitens, en. oder Biehtreibens 
über Üder, f. Str.-.-®. 8 368 Nr. 9. 
Adergeräth; unbefugtes Gebrauden fremder 
auf dem Felde zurüdgelafjener Adergeräthe wird 
mit Geldbuße von 50 P bis 9 M beitraft (Ge- 


bedürfen Apothefer u. diejenigen Perjonen, welche 
fich als Ärzte (Wundärzte, Augenärzte, Geburtöhel- 
fer, Zahnärzte u. Thierärzte od. mit gleichbedeuten- 
den Titeln bezeichnen od. Seitend des Staates od. 
einer Gemeinde als folde anerlannt oder mit 
amtlichen Functionen betraut werben follen. Es 


ieh vom 13, Wpril 1856, $ 41, Nr. 4; für die darf die Approbation jedod von der vorherigen 
neuen Provinzen Verordn. vom 25. Juni 1867, alademiſchen Doctorpromotion nicht abhängig ge- 


Art. III, 8 1, Nr. 4) 


macht werben. — Der Bundesrath bezeichnet, mit 


Adern innerhalb zwei Fuß vom Grabenrande|Rüdficht auf dad vorhandene Bedürfniß, in ver- 
der ChHauffeen wird außer der Leiftung des ſchiedenen Theilen des Bundesgebietes die Be— 


Schadenserfages mit Geldbuße von 1—15 M 


hörben, welche für dad ganze Bundeögebiet gilt- 


beitraft (Cab.-Ord. vom 29. Febr. 1840, II., ige Approbationen zu ertheilen befugt find und 


Nr. 16. 17). 
Aeten, jtrafbare Vernichtung 2c. derjelben, ſ. 


erläßt die Vorjchriften über den Nachweis ber 
1) ©, bie inter II. — Belanntmachunq des Bundes⸗ 


Strafgeſetzbuch $ 133 (ſ. auch $ 348). — Itanjlers vom 25. Sept. ı 


- 
— — — 


" den amtlichen Blättern veröffentlicht. — Perſonen, welche eine oder mehrere T 


— - 
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Bejähigung. Die Namen der Approbirten wer- 2) Zur Ertheilung der Approbationen für Thierärzte 
den von der Behörde, welche die Approbation |für das ganze Bundesgebiet jind nur die Cen- 
ertheilt, in den vom Bundesrathe zu bejtimmen- |tralbehörden derjenigen Bundesitaaten befugt, 
ierarznetichulen 
welche eine folche Approbation erlangt haben, |haben, mithin zur Seit die — Mini— 
find innerhalb des Bundesgebietes in der Wahl ſterien des Königreichs Preußen u. des Königreichs 
des Ortes, wo jie ihr Gewerbe betreiben wollen, | Sadjen.?) Diefe Approbationen werden nach dem 
vorbehaltlich der Beitimmungen über die Erricht- Junter D. beigefügten Formular ausgejtellt. 
ung u. Verlegung von Mpothefen (8 6), nicht be- 8) Über den Nachweis der Befähigung der unter 
ichränkt. — Dem Bundesrathe bleibt vorbehalten) ı u.2 genannten Medicinalperfonen gelten nach— 
u bejtimmen, unter welden Borausjegungen |jtehende Vorſchriften: 
erjonen ug wiſſenſchaftlich erprobter Leiſt⸗ I Vorſchriften über die Prüfung der Ärzte] 
ungen von der vorgejchriebenen Prüfung aus-|$ 1. Die Approbation darf nur demjenigen Can» 
nahmsweifezuentbinden find.) — Rerjonen, welche |didaten ertheilt werden, welche die nachſtehend 
vor Berfündigung diejes Gejeges in einem Bun- beichriebene ärztliche Prüfung in allen ihren Ab— 
beöftaate die Berechtigung zum Gewerbebetrieb |jchnitten bejtanden haben. 
als Ärzte, Wundärzte, Bahnärzte, Geburtähelfer, 82. [Prüfungssehörden.] Die Ärztliche Prüfung 
Apotheker oder Thierärzte bereit3 erlangt Haben, |fann entweder vor der medicinifchen Ober— 
gelten als für das ganze Bundesgebiet approbirt.|eraminationdgceommifjion zu Berlin oder vor 
U. Prüfung der Ärzte (Bahn- u. Thierärzte). [einer medicinifchen Eraminationscominiffion bei 
[Belfanntmadjung vom 25. Sept. 1869]. Aufleiner Norddeutſchen Univerjität abgelegt wer: 
Grund der Beitimmung im $ 29 der Gew.-Drdn. den. — Die Prüfungscommiffionen, welche aus 
für den Norbdeutjchen Yund vom 21. Juni d. J. wiſſenſchaftlich gebildeten Fachmännern aller 
hat der — die nachſtehenden Beſchlüſſe Zweige der Heilkunde beſtehen ſollen, wer— 
gefaßt: 1) Zur Ertheilung der Approbationen|den alljährlich von der zuſtändigen Centralbe— 
für Urzte, Zahnärzte oder Apothefer*) für das hörde zufammengejept, von deren Beitimmung 
ganze Bundesgebiet [jet Rei ** find nurjes abhängt, ob der Vorſitzende der Commiſſion 
die Centralbehörben derjenigen Bundesſtaaten be- [aus der Zahl der Examinatoren ernannt werden joll. 
jugt, weiche eine oder mehrere Lande3-Univerfi-] $ 3. [Zulafjungsbedingungen.] Die Meld— 
täten haben, mithin zur Zeit die zuſtändigen ung zur Prüfung vor der Ober-Eraminations- 
Minifterien des Königreichd Preußen, des König-|commiifion ift bei dem Minifter der Mebdicinal- 
reichs Sachſen, des Großherzogthums Hefjen, deslangelegenheiten in Berlin, die Meldung zur 
Großherzogthums Medienburg- Schwerin und in|Prüfung vor einer akademiſchen Eraminations- 
Gemiinſchaft die Minifteriendes Großherzogthums commiſſion bei dem betreffenden Univerjitäts- 
Sadjen-Weimaru. der Sächfijhen Herzogthümer.?) |curatorium oder, in Ermangelung eines jolchen, 


— Dieje Approbationen werden nad) den unter A., 
B. u. C.*) beigefügten Formularen ausgeſtellt. 


2) Zufolge Belanntmadung des Bundeslanzlers dom 9. Der. 
1849 bat ber Bunbesrath Folgendes beihlofien: 1. Die Ent: 
bindung von ben im $ 29 der Gewerbe-Orbnung für ben 
Norddeutfchen Bund vorgefchriebenen ärztlichen Beüfungen auf 
Grund wiſſenſchaftlich erprobter Leiitungen ift nur dann zu: 
täffiq, wenn ber uchende nacmeiit, daß ihm von Seiten 
eines Staates oder einer Gemeinde amtliche yunctionen über: 
tragen werben follen. 2. Neber Geſuche um Entbindung von der 
vorgejchriebenen Prüfung entfcheiden Die in der Belanntmadhung 
». 25. Sept. 1869, betr. die Prüfung der Aerzte sc. unter Wr. 1 u. 2 
genannten Eentralbebörben. 3. Dieie Entſcheidung erfolgt ohne 
vorgängiges Gutachten der in ber Bekauntmachung db. 25. Sept. 
1869 angeordneten Prüfungsbebörde, wenn es ſich um die 
fation eines als Lehrer an eine norbdeutjche Univerfität 

den Gelehrten handelt. In allen anderen Fällen 


*3 vor ein Gutachten der gedachten Vrüfungsbehorden 


Aingesöft. Den letteren bleibt es — ihre En ur 
tion über das Gutachten durch ein mit dem Nachiuchenden 


abzuhaltendes en zu ergänzen. 4. Die Eentralbe: 
börde flellt über die Ertbeilung der Dispenfation eine Beichein: 
igung aus u. zeigt ben Namen des Dispenfirten dem Bundes 
cathe des Norbdeutihen Bundes zum Bwed ber Beröffent: 


lichung an. 

Y Bezı (ich der Prüfung der Apotheker, f. unt. Apotbeter. 

bu) Aufolge Belanntmachung des Reichskanzlers vom 21. 
Dec. 1871 audy die zuftändigen Dlinifterien Württembergs und 
Babens, ſowie zufolge Betauntmachung befielben vom 9. Der. 
1869 aud das Herzoglich Braunſchweigiſche Minifterium und 
zufolge Belanntmadiung vom 28. Juni 1879 das zuftändige 
—8 des Königreichs Bahern; zufolge Betanntmachung 
vom 19. Juli 1872 ber Oberpräfibent von Sijeh Setteingen; 
der Beſuch der polyiechnijchen ulen in Braunfchweig [Col- 
unfweuät ge. Stuttgart u. Karlsruhe gilt dem einer 

« 


tät gleich. 
Berater C. betraf die Approbationen der Apo: 
thefer; f. Note 2. 


bei der der Eraminationscommiffion zunächſi 
vorgejepten Behörde einzureichen. — Der Meldung 
find beizufügen: 1) das Gymnafialzeugnif der 
Reife, 2) die Abgangszeugniffe von der Univer 
fität, 3) dad Zeugniß über Üblegung der natur: 
wiljenichaftlichen Prüfung (tentamen physicum) 
an einer Univerjität des Norddeutichen Bundes, 
4) der Nachweis, daß der Tandidat als Prafti- 
fant mindeitens zwei Semejter hindurch) ſowol 
an der chirurgiihen als an der mebdicinijchen 
Klinik theilgenommen und in einer geburtspili- 
lichen Klinit mindejtend 4 Geburten jelbjtändig 
gehoben hat. $ 4. Die Prüfungen beginnen 
altjährlid) im Rov. u. jollen nicht über die Mitte 
des juli f. J. ausgedehnt werden. Candidaten, 
melde nicht ſpäteſtens bis zum Jahresſchluß fich 
gemeldet u. die im $3 erwähnten Zeugnifje bei- 
gebracht haben, dürfen erft zu der mit dem fol- 
genden Nov. beginnenden Prüfung zugelajjen 
werden. Ausnahmen hiervon können nur unter 
beionderen, die jpätere Meldung rechtfertigenden 
Umijtänden geftattet werden. — Mit der Aulafl 
ungsverfügung u. der Quittung über die einge- 
zahlten Gebühren ($ 43) haben ſich die Candi- 
daten bei dem VBorfigenden der Prüfungscommij- 
fion zu melden. 


') Kemer das grofberzoglich heſſiſche Minifterium (Belannts 
machung des Reichstanzlers vom 9. Dec. ‚0, das zuftän? 
dige Dlinijterium Württembergs [Bekanntmachung vom 17. 
Dlai 1872]; das zuftändige Miniſterium des Königreichs Bass 
ern (Belanntnahung vom 28, Juni 1872]. 
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nn 


20 erste. 


8 5. 


Prüfungsabſchnitte.] 
Prüfung i 


Die geſammte 
zerfällt in folgende 


jchnitte: 1) die anatomiih-phyliologiihe und parat nachzuweiſen. $ 10. 


brauchs des Mikroſtops an einem hierzu gecig- 
ejonderte Ah-jneten, vom Candidaten vorzubereitenden Prä- 


ber jedes der Er— 


pathologiſch anatomiſche, 2) die dirurgifche und |temporale (85 8, 9) wird ein Kurzes Prototoll 
ophthalmiatriiche, 4) die medicinijche, 4) die ge- [aufgenommen u. die dem Candidaten über Löſ— 
burtsgilflihe u. gynäfologifche, 5) die mündliche ung der Aufgabe zu ertheilende Cenſur beigefügt. 


Schiupprüfung. — Diefe Prüfungen Haben alle |$ 1 


1. Das UrtHeil über den Ausfall des anatom« 


Candidaten ohne Ausnahme in der vorgezeid)- iſchen Theiled der Prüfung wird gebildet ans 
neten Reihenfolge zu beſtehen u. es darf bei der den Cenſuren über die beiden anatomiſchen Er 


Prüfung feine Rüdfiht darauf genommen wer: 
den, welhem Zweige der Eandidat fid) künftig 
vorzugsweije widmen will. 

$ 6. [1. Anatomiſch⸗phyſiologiſche und patho- 
logijd) » anatomiihe Prüfung.) Die anatom« 
iſch⸗phyſiologiſche und pathologiic -anatomijche 
Prüfung wird vor drei Witgliedern der 
Eraminationscommiffion abgelegt, welche Ana- 
tomie und Phyjiologie, beziehungsweife patho- 
logiſche Anatomie zu ihrem Specialfady gemacht 
haben. Die Prüfung zerfällt in drei 
geionderte Theile: A. den anatomijchen, B. den 
yhyfiologifchen, C. den anatomifch-pathologiichen 
Teil u. fann in vier Terminen abgehalten wer- 


temporalia u. das Nervenpräparat. — Das Urtheil 
über den pöulinfoglichen Theil der Prüfung wird 
gebildet aus den Votis über das Hijtologifche u. 
phyfiologifhe Ertemporale. & 12. Wenn bie 
Schlußcenjur der anatomiſch⸗phyſiologiſchen Prüf- 
ung dahin ausfällt, daß der Candidat in ber 
Anatomie „gut“, in der Bhyfiologie „mittelmäßig“ 
bejtanden iſt, jo hat der Candidat den phyſio— 
logiichen Theil der Prüfung nad) einiger Zeit, 
deren Friſt Durch den VBorjigenden zu beantragen 
ift, zu wiederholen u. umgefehrt. — it der Can— 
didat in der Anatomie oder in der Phyfiologie 
oder in beiden „schlecht“ beftanden, jo muß er 
die gejammte anatomiſch-phyſiologiſche Prüfung 


den, wovon zwei auf den auatomijchen, einer auf|wiederholen u. kann dazu in der Kegel erjt im 


den phyſiologiſchen u. einer auf den pathologiſch— 
anatomijchen Theil fallen. — In jedem Termine 


onen Prüfungsjahr zugelaffen werden. 
$ 13. Nur derjenige, der in der anatomiſch— 








dürfen höchſtens vier Eandidaten zugleich era-|phyfiologiihen Prüfung mindeftend die Schluß— 
minirt werden. cenjur „gut“ erhalten hat, darf von dem Xor- 
88. A. In dem anatomischen Theile der|iigenden zu den weiteren PBrüfungsabjchnitten 
Prüfung hat der Candidat in einem Termine |zugelaffen werben. 
a) eine ojteologiihe und eine fplandnologiihel $ 14. C. In dem pathologiicd - anatom- 
Aufgabe durch Loos zu ziehen und ſofort ſiſchen Theile der Prüfung Hat der Candi« 
ex tempore an ihm zur Demonjtration vorge-|dat vor dem britten Eraminator die Section 
legten Präparaten abzuhandeln. — Alljährlich beijeiner Leiche oder mindeftend eines Leichentheil3 
Beginn der Prüfungsperiode werben Behufs der zu maden und die Ergebnifje zu Protokoll zu 
2ooszichung durch die Eraminationscommuifjion |dictiren u. endlich ein pathologiſch-anatomiſches 
je 12—15 oſteologiſche u. ſplanchnologiſche Auf-| Präparat, eintretenden Falles mit Beihilfe eines 
gaben bejtimmt. — Ein Candidat legt bei dem|Mifroffops, zu demonftriren. — Das Prüfungs- 
einen Erantinator das ojteologijche, bei dem an-|Protofoll nebjt der Cenſur wird den Verband» 
deren Eraminator das ſplanchnologiſche Ertem-|lungen über den ganzen Prüfungsabichnitt I. 
porale ab, wober mut den vier zugleich zu Prüf- |beigefügt. — Ungenügender Ausfall dieſes Theiles 
enden alternirend verfahren werden fanı.|der Prüfung bedingt defjen Wiederholung nad 
b) Außerdem hat der Candidat ein ihm von den Maßgabe des 5 12 Al. 1. 
Eraminatoren nad) Maßgabe der vorhandenen] $ 15. [2. Die dirurgiihe und ophthal- 
Leichentheile aufzugebendes Nervenpräparat jelbjt|miatrijhe eafung.] ie dirurgiihe Prüfung 
anzufertigen u. dajjelbe in einem zweiten Termin|wird unter der Leitung von brei Mitglie- 
vor einem der Eraminatoren zu demonjtriren.|dern ber Eraminationdcommiffion vorgenom- 
$ Y. B. In dem phyfiologijchen Theile der Prüf-|men, melde die Chirurgie, ar Sea 
ung, welder unmittelbar nad) dem Termin der|Augenheilfunde jelbjt ausüben und als Opera- 
anatomijchen Egtemporalien, aljo vor dem Ter-|teure befannt find. Im Fall eine große — 
min des Nervenpräparates, abgehalten werden |von Candidaten (etwa 100 u. —— ur Prüfe 
fann, hat der Candidat a) eine hijtologijche Auf-Jung gelangt, können zu derjelben he 
gabe, b) eine phyfiologijche Aufgabe ex tempore|toren bejtellt werden, von denen je drei eine Ab- 
durdy mündlichen Vortrag abzuhandeln. — DieAuf- |theilung der Eraminanden in der von dem 
gaben jind durch das Loos aus den zu dieſem Director zu bejtimmenden Reihenfolge zu über— 
Zwecke von der Egaminationscommijfion alljägr- [nehmen u. zu abjolviren haben. Ber etwa ein- 
lich zu beftimmenden 10—12 hiſtologiſchen u. |tretenden Behinderungen einzelner Eraminatoren 
20 phyjiologiichen Aufgaben zu wählen. — Ein|wird hierdurd) zugleid) eine Stellvertretung unter 
Kandidat legt bei dem einen Eraminator das |denjelben ermöglicht. — Jedem Prüfungstermin 
yiftologische, bei dem anderen das phyfiologiichelfind höchſtens drei Eraminanden zugleich 
Srtemporale ab. Unter den vier Ar, einmal zu ſüberweiſen. — Wo ein bejonderer Profeſſor bee 
PBrüfenden lann hierin alternirend verfahren Augenheilkunde nicht fungirt, kann die Prüfung 
werben. — Das hiſtologiſche Ertemporale hat zum in legterer dem Eraminator für Chirurgie mit 
Zwed, die Kenutniffe der Candidaten in derjübertragen werden. $ 16. Die hirurgiihe Prüf- 
utikroflopifchen Anatomie u. Phyfiologie zu er- ung hertällt in einen kliniſchen u. in einen te 
mitteln, u, ijt dabei auch die Kenntnig des Ge- nischen Abſchnitt. 817. Die hirurg.-Hinifhe Prüfe 
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ung wird in ber hirurg. Abtheilung eines größeren | Würdigung zu halten, feine Kenntniffe in der _ 
Kranfenhaufes oder eines Univerktät3-Rlinifumd Inſtrumentenlehre nachzuweiſen u. die Operation 

abgehalten. In derjelben muß jeder Candidat ſelbſt, ſoweit dies im concreten Falle ausführbar 
zwei Kranke acht Tage lang in Behandlung iſt, am Leichnam zu verrichten hat; 2) eine 
nehmen. — Am erjten — wird einem Aufgabe aus der Lehre über Fracturen und 
jeden ber (3) Eraminanden ein Kranker von Luxationen, welche ebenfall3 durd) ertemporirten 
einem Eraminator, am nädjitfolgenden Tage der Vortrag zu erörtern und demnächſt durch das 
zweite Kranke von dem anderen Eraminator in|manuelle Verfahren am Phantom, ſowie durch 
einer Morgenitunde übergeben u. det achttägige|funftgerechte Unlegung des Verbandes zu de— 
Prüfungscurfus darauf von beiden Eraminatoren |monjtriren ift — Ueber diejenigen Operationen, 


alternirend überwadt. — In Gegenwart des 

Eraminator3 hat der Aurfiit den Kranken zu 

egaminiren u. dabei das j 

der vorhandenen — „ die Diagnofe, Pro- 

guole berjelben, jowie den Heilplan feſtzuſetzen. 
ad vollendeter Unterfuhung werden die Kur- 

Ken in ein befonderes Zimmer geführt, um da- 


melde in geeigneter Weife an der Leiche nicht 
auszuführen find, hat der Kandidat dennoch jeine 


tiologiſche Verhältniß Bekanntſchaft mit ihrer Gejchichte, ihrem Werth 


u. ihren Jndicationen nachzumweijen. Dem Era- 
minator aber bleibt überlajjen, ftatt einer ber- 
artigen Operation die Ausführung einer anderen 
Operation an der Leiche zu verlangen. Außerdem 


elbft unter Klaufur und ohne fremde Hilfe das erſcheint es wünſchenswerth, daß der Eandidat, 
Rejultat ihrer Unterfuhung in Form einer|weldhe Aufgabe ihm en durch dad 2003 zuge- 
8 


Kranfengeihichte in deuticher Sprache jchriftlich| fallen fein mag, jedenfa 


nod eine Gefäßunter- 


gran er E3 wird ihnen hierzu bis|bindung und eine andere leichtere Operation an 


pät Ubends Zeit u. während deſſen die erforder» 
lie feiblihe Nahrung aus der Olonomie. des 
Hauſes gegen billige Vergütung gewährt. — Nach 
Bollendung der Arbeit haben fie diejelbe, mit 
ihrer Unterjchrift veriehen, dem zur Beauffichtig- 


ung der Kurſiſten bejtellten Aſſiſtenzarzt der An- 
jtalt zu übergeben, welcher diefe am anderen 
Tage den rejp. Eraminatoren zur Einfiht vor- 


zulegen hat. $ 18. In den Hierauf folgenden 
jieben Tagen hat der Kurſiſt den ihm überwiefe- 
nen Kranken zweimal täglich zu befuchen u. dabei 
die Bejchreibung des Verlaufs der Krankheit mit 
Angabe der Behandlung in Form eines Krank. 
heits journals im Verfofg jeiner Krankheits— 
geſchichte ($ 17) einzutragen. Zu diefem Bwed 
erhält er die Krankheitsgeſchichte bei der erſten 
Viſite von dem Eraminator zurüd, Beides, 
Krankheitsgeihichte u. Journal, bejält der mit 
der Beaufjihtigung der Kurfiften zu beauftragende 
Aſſiſtenzarzt der Hinifchen Anjtalt in Bewahrung. 

19. Den- Morgenvifiten hat der betreffende 
Eraminator mindeſtens dreimal in der Woche 
beizuwohnen. Bei der erjten diejer Vifiten hat 
er die von dem Kurſiſten eingereichte Kranfheits- 
geſchichte mit demjelben kritiſch durchzugehen u. 
ihn Behufs Verbefferung erheblicher Mängel in 
der Arbeit event. zur Anfertigung von bejonderen 
Nachträgen zu veranlaſſen. Während der anderen 
beiden Bijiten bat er den Eraminanden aud 
über andere al3 die ihm zur fpeciellen Beobadht- 
ung überwiejenen Krankheitsfälle zu prüfen und 
I] von der ach Da bejielben in der Erfennt- 
niß und richtigen Beurtheilung der hirurgiichen 
Krankheitsformen, jowie von — Fertigkeit in 


der Leiche vorzunehmen veranlaßt wird. — Auch 
für den Zweck der chirurgiſchen Prüfungen be— 
ſtimmt die Commiſſion alljährlich 40—50 Auf- 
gaben akiurgiſcher Art u. 15—20 Aufgaben über 
Fracturen u. Qurationen. 21. Als Bervoll- 
ftändigung der chirurgiichen Prüfung hat der 
Candidat auch noch eine kliniſchtechniſch-ophthal— 
mintrijche Prüfung abzulegen u. zivar, wenn fich 
in der Eraminations » Commifjion außer den 
Eraminatoren In Chirurgie ein Mitglied be— 
findet, welches ſich beſonders der Ophthalmiatrie 
gewidmet hat, vor diefem. In derjelben ijt ihm 
ein Fall einer Augenkrankheit zur Unterjuchung 
und Beobachtung innerhalb dreier Tage und zur 
Unfertigung der darauf bezüglichen Rranfheits- 
geſchichte zu übergeben. 822. Das Urtheil über 
den Ausfall der chirurgischen Prüfung wird aus 
den Genjuren des elinitchen und des technijchen 
Theile dieſes Prüfungsabichnittes fejtgeftellt. 
Da aber beide Theile eine gleiche Wichtigkeit 
haben, jo muß der Eraminand, welcher in dem 
einen od. dem anderen Theile den Anforderungen 
nicht genügt Hat, als in der chirurgischen Prüfe 
ung überhaupt nicht bejtanden erachtet und für 
denjelben die Wiederholung des ganzen Prüfungs- 
abſchnittes nad) einer dem Schlußvotum ent 
Iprechenden Friſt beantragt werden. — Die Prüf- 
ungsverhandlungen über ſämmtliche Kurfiften find 
unmittelbar nad) ihrer Entlafjung aus der Prüf— 
ung dem Director einzureichen. 

$23. [3. Die mediciniiche Prüfung.) Die mebicin. 
Prüfung ift im Wejentlichen eime kliniſche Prüf- 
ung u. wird von zweien der für dieſes Fach er— 
nannten Examinations-Commiſſarien abgehalten. 


Ausführung Heinerer chirurgiſcher Operationen | — Bei der Prüfung ſelbſt wird nad) Analogie der 


Ueberzeugung 
der kliniſchen Prüfungen wird die dirurgiich-|$ 
technifche Prüfung zur Erforjhung der operativen 


higfeit de3 Candidaten in einem- bejonderen 

ermine abgehalten. — Zu dem Zwed erhält der 
Eraminand zwei en das Loos zu bejtimmende 
Aufgaben: 1) eine 


ber Uliurgie, nad; welcher der Gandidat ex ſelben Zweck aber 


ufgabe aus dem Bereiche|meinfchaftlihen Wocenvijiten prüfen. 


u verſchaffen. $ 20. Während | Beitimmungen in den $$ 17,18 u. 19 verfahren. 


24. Ein ganz bejondered Augenmerk müfjen 
die Prüfungsd-Commifjarien auf die Renntniffe 
de3 Sandidaten in der Doſenlehre der Medica- 
mente und im Formuliren von Recepten richten 
u. denſelben daher hierin bei jeder der drei ges 
Zu dem» 


haben ſich nod beide Era- 


tempore einen Vortrag über die darauf bezüg-|minatoren an einem beftimmten Tage der Wode 
lihen Operationsmethoden und deren fpecielle'zu vereinigen und jedem Candidaten auf einem 
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beſonderen Bogen, der am Schluß der Prüfung 
dem Kranfheitsjournal beizufügen ijt, a) einige 
befondere Aufgaben zur Verſchreibung verſchied— 
ener Formen von Arzneimitteln (Migturen, De- 
cocten, Pillen, Latwergen u. j. w.) zu jtellen, 
welche er jogleich u. in Gegenwart beider Com- 
mifjarien jchriftlich zu löjen hat und b) mehrere 
NArzneifubftanzen aufzuzeichnen, zu welchen ber 
Candidat die Minimal» und Marimal-Dojenbe- 
ſtimmung ſchreiben muß. — Diejenigen Eandidaten, 
welche in dieſem Prüfungögegenttand untundig 
befunden worden find, können, jelbit wenn fie 
genügende wiffenjchaftliche Kenntniſſe nachgewieſen 
haben, als in der medicinifchen Prüfung beitanden 
nicht erachtet werden. $ 25. Hinfichtlich bes 
unter der Krankheitsgefchichte zu vermerkenden 
Urtheil3 über den Ausfall der mebiciniih-Hin- 
iichen Prüfung eines jeden Candidaten vereinigen 
ih beide Commifjarien am Schluß der Prüf— 
ung wie ad 822. 826. Die Prüfungsverhand- 
(ungen jämmtlicher Candidaten werben dem 
Director derEraminationd-Commijjion zugejendet. 

827. * Die geburtshilfliche u. gynakologiſche 
Prüfung.) Die geburtshilfliche m. gynäkologiſche 
Prüfung wird zu Berlin in der Gebäranftalt der 
Charite u. in der geburtshilflihen Univerjitäts- 
Klinik, bei den akademiſchen Eraminationd-Com- 
milfionen in den Gebäranftalten der betreffenden 
Univerjitäten von zweien Des ernannten Era- 
minatoren vorgenommen. 8 28. Jedem Candi— 
daten wird abwechjelnd von je einem Eraminator 
eine Gebärende zugetheilt. Diejelbe hat er in 
Gegenwart des Eraminators, od., im Berhinder- 
ungefalle, des erften Aifijtenten oder der Ober- 
Hebamme der Anftalt zu sera die Ger 
burt3periode u. Kindeslage, die Prognoje u. das 
einzufchlagende geburtshilfliche Verfahren zu bes 
ftimmen. Die bei einer normalen Geburt er. 
—— Hilfsleiſtungen find von dem Can— 
didaten jelbjt auszuführen. Die Vornahme ge- 
burtöhilfliher Operationen bei normmibrigen 
Geburten bleibt dem Director der Gebäranitalt 
überlaffen; der Kandidat wird hierbei nur zu 
etwaiger Aſſiſtenz herangezogen.- 8 29. Na 
abjolvirter Entbindung wird über die dabei ge» 
machten Beobachtungen ($ 28) eine Geburtöge- 
ſchichte in deutjcher Sprache von dem Candidaten 
zu Haufe ausgearbeitet und die Verficherung an 
Eidesjtatt hinzugefügt, daß er die vorftehende 
Arbeit jelbit und ohne fremde Hilfe angefertigt 
habe. Dieſe Arbeit wird anderen Tages bem 
Eraminator borgetragen und demnächſt in ben 
eriten jieben Tagen des MWochenbettes in Bes 
ziehung auf Pflege der Wöchnerin u. des Kindes 
event. in Beziehung auf etwaige Krankheiten 
beider fortgeführt. 8 30. Außerdem ift jeder 
Sandidat während diefer fieben Tage bon dem 
Eraminator, der ihm die Gebärende zugetheilt 
hat, hinfichtlich feiner Fertigkeit in der geburts- 
hilflihen Unterjuhung an etwa vorhandenen 
—— kreißenden, kürzlich entbundenen od. 
auch nicht oe Ale Perſonen zu prüfen. In 
aleicher Weile jollen ſonſtige pathologiihe Vor— 
fommnifje in den Wochenzimmern der Gebäran- 
ftalt benußt werben, um bie ————— 
Kenntniſſe des Candidaten im Allgemeinen zu 
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ermitteln. 8 31. Während oder nach dieſer 
kliniſchen Prüfung iſt der Candidat von beiden 
Examinatoren einer techniſchen Prüfung am 
Phantom zu unterwerfen. — Diefelbe beſteht in 
der Diagnoje verjchiedener regelwidriger Findes- 
lagen u. Ausführung der Entbindung durch die 
Wendung, ferner in der Application der Zange 
ſowol an ben vorliegenden, als auch an den nadh- 
folgenden Kopf. 32. Diejenigen Canbdidaten, 
welche auch nur in einem Theile der geburts- 
hilflichen Prüfung ungenügend befunden worden 
find, dürfen ala beftanden nicht erachtet werden 
u. haben den ganzen Brüfungsabfchnitt auf Antrag 
des Vorfigenden zu wiederholen. 

$ 33. [5. Die mündliche Schluß-Prüfung.] Die 
mündl. Schlußprüfung wird unter dem —— des 
Vorſitzenden der Examinations⸗Commiſſion durch 
mindeſtens drei, aus der Zahl der für die 
vorhergegangenen Prüfungsabſchnitte ernannten 
Commiſſarien auszuwählenden Eraminatoren u. 
durch einen beſonderen Commiſſarius für die 
Staatsarzneilunde oder Hygiene öffentlich abge- 
halten. $ 34. Bu dieſer Brüfung dürfen nur 
diejenigen Candidaten zugelaffen werden, welche 
in jämmtlichen früheren Prüfungsabſchnitten 
mindejten® mit dem Prädicat „gut“ beitanden 
find, u. zwar nicht mehr als vier Candidaten in 
jebem einzelnen Termin. $ 85. In der münd- 
lichen Schlußprüfung joll der Candidat von dem 
Standpunkt feiner allgemeinen medicinischen Aus— 
bildung öffentliches Zeugniß ablegen. — Die Prüf- 
ung eritredt fich daber vorzugsweiſe auf folche 
Segenftände der allgemeinen u. jpeciellen Patho— 
logie u. Therapie, der Chirurgie, der Geburis— 
hilfe, der Pharmalologie und der Staat3arznei- 
funde od. Hygiene, welche bei einem Arzt, dem 
die Approbation zur Praris in allen Fächern 
der Medicin ertheilt werden fol, als geläufig 
nothwendig bvorausgefegt werden müfjen. 8 36. 
Über den Verlauf der Prüfung eines jeden Can- 
didaten wird ein vollftändiges Protokoll unter 
Beifügung der Genfur für jedes einzelne Brüf- 
ungsfach aufgenommen u. bon dem Vorjigenden 


| u. den Eraminatoren vollzogen. — Unter dem Pro- 


tofoll ift die Gefammtcenjur für die Schlußprüf- 
ung zu bermerfen. Lautet ein Votum auf 
„ſchlecht“, od. zwei Vota auf „mittelmäßig“, jo 
ift der Candidat für nicht beitanden zu eradıten. 
Im Übrigen entfcheidet die Pluralität der Stim- 
men und bei Stimmengleichheit dad Urtheil des 
Borfigenden. 8 37. Für diejenigen Candibaten, 
welche in der Schlußprüfung bejtanden find, wird 
unmittelbar nach Beendigung derjelben die Schluß- 
cenfur über den Ausfall der gefammten Prüfung 
nad) Maßgabe der Eenfuren für die fünf einzelnen 
Prüfungsabjchnitte beftimmt. $ 38. Demmächit 
hat der Borfigende die volljtändigen Prüfungs- 
verhandlungen einfchließlich der die Meldung u. 
Bulafjung des Kandidaten betreffenden Urkunden 
der zuftändigen Gentral-Staatsbehörbe mittels 
— vorzulegen. 

8 39. [Allgemeine Beſtimmungen.] Bei Er— 
theilung der Genjuren in ſämmtlichen Brüf- 
ungsabichnitten haben die Eraminatoren fi 
nur der „vorzüglich gut“, „ſehr gut”, „gut“, 
„mittelmäßig“ und „ichleht“ zu bedienen. 
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Die erfte Cenſur „vorzüglih gut“ darf als beſchriebene zahnärztl. Prüfung in allen ihren Ab- 
Schlufcenfur nur dann ertheilt werben, wenn schnitten beitanden haben. Eine Ausnahme findet 
der Candidat in allen Prüfungsabichnitten — ſtatt für den im $6 vorgeſehenen Fall. $2. Die 
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deſtens „jehr gut“, die zweite Cenſur „jehr gut“ zahnärztliche Prüfung ift vor den für die Prüf- 
nur dann, wenn der Candidat mindeftens in drei jungen der Ärzte beitehenden Commijfionen ab« 
Abjchnitten „ehr gut” beftanden ift. $40. Zur zulegen, denen für bie zahnärztlihen Prüfungen 
Wiederholung einzelner Prüfungsabſchnitte oder ein practifcher Zahnarzt beizuordnen ift. 88, Die 
einzelner Theile der letzteren darf ein Eandidat, |Bulaffung zur Prüfung ift bedingt: 1) durch die 
welcher biefelben nicht beftanden Hat, nur nad Reife für die Prüfung eines Norddeutſchen Gym- 
Beitimmung der zuftändigen Gentral-Staatäbe- naſiums od. einer Norddeutſchen Realjchule erfter 
örde zugelafjen werden. — Die Cenſur „ſchlecht“ Ordnung. Diejelbe ri nachzuweiſen entweder 
at eine Zurüdjtellung auf mindeitend 6, die durch das Schulzeugniß od. durch das Zeugniß 
enfur „mittelmäßig“ eine Zurüdftellung aufjeiner befonderen Prüfungs-Eommiffion bei einer 
mindeftend 3 Monate zur Folge. Über die der genannten Unterrichts-Anftalten, 2) durch 
Wiederholungsfriſt hat ſich der Director in feinem zweijaͤhriges Univerſitätsſtudium, 3) durch ben 
Bericht gutachtlicy zu äußern. — Wer nad) zwei-| Nachweis practiſcher Übung in den technifchen 
maliger Burüdite ung die Prüfung nicht beſteht, zahnärztlichen Arbeiten. $ 4. Die Prüfung zer- 
wird zur meiteren Wiederholung der Prüfung fd in 4 Abſchnitte. — Im erjten Abichnitt Hat 
nicht zugelaſſen. $ 41. Die einzelnen Prüfungs |der Candidat einen ihm vorgeführten Krankheits— 
abſchnitie find von dem Candidaten ohne Unter- |fall, betreffend eine Affection der Zähne od. des 
bredung zurüdzulegen. — Der Zeitraum zwiſchen Zahnfleiſches, des harten Gaumens 2c. zu die 


einem Prüfungsabichnitt u. dem nächitfolgenden 
darf, falls nicht wichtige Gründe eine Ausnahme 
rechtfertigen, acht Tage nicht überfteigen. Can— 


didaten, welche diefen od. den ihnen jonft befannt/ Im zweiten Abjchnitt 
innehalten, |jpecieller Aufficht eines 


gemachten Prüfungstermin nicht 


agnojticiren und demnächſt ohne Beihilfe unter 
Clauſur eine jchriftliche Arbeit über die Natur, 
Ütiologie u. Behandlung des Fallesanzufertigen. — 
at der Candidat unter 
itgliedes der Prüfungs- 


dürfen zur Fortſetzung der Prüfung erjt in dem Commiſſion zehn aus mindejtens vierzig durch 
nädhftfolgenden Brüfungsjahre zugelaffen werden. |da8 Loos zu bejtimmenden Fragen aus dem Ge- 


42. Diejenigen Candidaten, welchen in einzelnen|biete der Anatomie, 
Prüfungsabiänitten die Cenſur „ſchlecht“ oder Pathologie u. Therapie, 


„mittelmäßig“ ertheilt worden ift, Haben bie 
Wahl, ob fie ſich den noch nicht abjolvirten Prüf- 
ungsabſchnitten jogleich ober erft nad) der ihnen 
ejtatteten Wiederholung nicht Beftandener Ab— 
chnitte unterziehen wollen, $ 43. Die Gebühren 
für die Prüfung als Arzt, Wundarzt u. Geburt3- 
helfer find auf 204 M feitgefegt. — Davon tft zu 
rechnen auf die anatomifch-phyfiologiiche u. patho- 
logiſch anatomiſche Prüfung 46 M, auf die dir- 
urgiſche u. ophthalmiatrifche Prüfung 63.M, auf 
die medicinifche Prüfung 34 M, auf die geburts- 
hilfliche u. gynäkologiſche Prüfung 24 M, auf die 
Prüfung in der Staatdarzneitunde od. Hygiene 
6 M, auf fachliche Ausgaben und Berwaltungs- 
toften 31 M. — Bei —— des Parse. 79 


Fe! allgemeinen 
eilmittellehre mit Ein- 
ihluß der Zorifologie u. der fpeciellen hirurg- 
iſchen und dentiſtiſchen Pathologie und Therapie 
ihriftlih u. ohne Benugung von Hilfsmitteln zu 
beantworten. — Im dritten Abjchnitt hat der 
Candidat feine practiſchen Kenntnifje in Anfertig— 
ung einzelner Fünftliher Zähne u. ganzer Zahn— 
reihen, jowie im ganzen techniichen Theil der 
Bahnarzneilunde u. in der Anwendung der ver: 
ſchiedenen Zahninftrumente an einer Leiche oder 
an einem jceletirten Kopfe nachzumeifen. — Im 
vierten Abjchnitt ift derjelbe von wenigſtens drei 
Eraminatoren über die Anatomie, Phyſiologie, 
Bathologie u. Diätetif der Zähne, über die Kranf- 
heiten derjelben u. des —55 — über die 
Bereitung u. Wirkung der Zahnarzneien u. über 


phyſiologiſchen u. pathologiſch⸗ anatomiſchen Prüf die Indicationen zur Anwendung der verſchiedenen 


ungsabjchnitted oder eined Theiles a won iſt 
jedesmal der hierauf fallende ſachliche 

antheil mit zu entrichten, wogegen derj 
Wie 
nicht 


ebühren- |jichtlich der Meldun 

elbe beilzu den einzelnen — u 
—— eines anderen Prüfungsabſchnittes | Wiederholungen derſelben, der Brüfungsprotofoße, 
wieder in Anrechnung kommt. $ 44. Can«|der feititellung der Cenſuren und der Beröffent- 


hnoperationen mündlich zu prüfen. $ 5. Hin- 
zur Prüfung, der Zulaſſung 


zrüfungsabſchnitten oder 


didaten, welche während der Prüfung zurüdtreten, jlicdung der Namen der Approbirten, finden die 
erhalten die Gebühren hi noch nicht angetretene Vorſchriften fiir die Prüfung der Urzte analoge 
Prüfungsabfchnitte zurüderftattet. — Für Wieder |Unmwendung. $ 6. Approbirte Ärzte, welche die 
holung einzelner Prüfungsabfchnitte find die für Approbation als Zahnärzte zu erlangen wünſchen, 
diefelben reglementsmäßig eiigejepten Gebühren|find der im $ 3 erwähnten Nachweiſe überhoben 
von Neuen zu zahlen. — Neben den vorftehend |u. brauchen nur den erjten, dritten und vierten 
beftimmten Gebühren haben die Candidaten Prüfungsabihnitt zu abjolviren. 87. Die &e- 
weitere Gebühren nicht zu entrichten. $ 45. Nach bühren betragen 15 M .für jeden PBrüfungsab- 
dem luſſe jedes Brnfungsjahres find die) schnitt. 
Namen der Approbirten von den betreffenden) [III. Borjchriften über bie Prüfung ber 
Eentralbehörden dem Bunbesrathe bed Nord- | Thierärzte.] 1. Die Approbation darf nur 
deutſchen Bundes anzuzeigen. Idenjenigen Candidaten ertheilt werben, melde 
[IL een über die Prüfung der Zahn-|die nachſtehend bejchriebene thierärztliche Prüf- 
ärzte.) $ 1. Die Approbation darf nur denjenigen /ung in allen ihren Abſchnitten beftanden ha- 
Candidaten ertheilt werden, welche die nachftehend !ben. $ 2. Die thierärztliche Prüfung ift bei 
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einer Norddeutihen Thierarzneifchule abzulegen. Die Schlußcenſur wird aus den Cenfuren der 3 
Die Prüfungsbehörde beiteht aus dem Director | Prüfungsabichnitie gezogen. Die Schlußcenfur 
u. dem Lehrercollegium der betreffenden Thier- | „vorzüglich gut“ darf nur ertheilt werden, wenn 
arzneifhule.. Der zuftändigen Centralbehörde|der Candidat ſich in allen einzelnen Gegenftänden 
bleibt vorbehalten, die Prüfungsbehörde durd|der Prüfung eine höhere Cenſur ald „gut“ er- 
—— Thierärzie zu ergänzen. $ 3. Die Zu-|worben hat. $ 11. Die protolollariſchen Ber- 
affung zur Prüfung ift bedingt durch die Reife|handlungen über jeden Candidaten find der zu— 
für Secunda eine Norbbeutichen Gymnafiums |jtändigen Centralbehörde Behufs Ertheilung der 
od. einer Norddeutſchen Realſchule u. durch den|Approbation od. Behufs aljung zur Wieder- 
Nachweis, daß während eines mindejtens drei-|holungdernicht bejtandenen Prüfung vorzulegen. — 
jährigen Beſuches Norddeutiher Thierarzneis/Der Verhandlung über den eriten Abjchnitt find 
ſchulen ſämmtliche Disciplinen des thierärztlichen |die vom Candidaten ausgearbeiteten Kranfheits- 


Aerzte. 


Studiums abſolvirt worden find. $ 4. Die Ean- 
didaten haben fich unter VBorlegung des Abgangs- 


ie in Urſchrift u. der Bericht über die 
ei Gelegenheit der Hinifchen Prüfung abge- 


zeugniffes von der Thierarzneiſchule, der Nac-|haltene practiid-pharmaceutiihe Prüfung beizu- 
ie über die gehörten Vorlejungen und eines |legen. — In dem Protokoll über den zweiten Äb⸗ 


Lebenslaufes, in der Zeit vom 1. April bis 
fpäteftens 1. Juli jeden Jahres bei der zuftänd- 
igen Behörde zu melden, welde über ihre Zu— 
laffung zur Prüfung entſcheidet. $5. Die Prif- 
ung zerfällt in dreifelbjtändige Prüfungsabſchnitte, 
nämlich die kliniſche, die technijch-operative und 
die Schlußprüfung. $6. In der Hinifchen Brüf- 
ung find jedem Candidaten zwei Frante Thiere 
jur Unterfuhung, Feſtſtellung der Diagnoſe und 
Behandlung auf mindeftens 3 Tage zu überweijen. 
Über jeden der beiden Fälle hat der Candidat, 
nad; Unterfuhung u. Feſtſtellung der Krankheit, 
eine Kranfpeitsgeichichte in wiffenjchaftlicher Form 
unter Claufur auszjuarbeiten und ein ordnungs- 
mäßiges Krankenjournal zu führen. Die münd— 
lihe Brüfung über beide Fälle findet erjt nad) 
der jchriftlihen Bearbeitung jtatt. — Die ange: 
wendeten Arzneien hat der Candidat jelbjt an- 
ufertigen. Durch den Lehrer der Pharmacie ift 
m Candidat bejonders in der Waarenkunde, fo 
wie in der pharntaceutiichen Chemie und Technit 
u prüfen. Die Commijjion bejteht aus Drei 
Sraminatoren. $ 7. Der zweite Priüfungsab- 
ſchnitt erjtredt fid) auf Anatomie, Akiurgie und 
Hufbeichlag und umfaßt 1) in der Anatomie: 
a) Lage der Theile (Situs), b) Unfertigung eines 
Präparat3, c) Erläuterung eines oder mehrerer 
Bräparate ex tempore, d) Nachweis erlangter 
bung im Gebraude des Mifrojlops; 2) in der 
Akiurgie: 3 verjchiedene Operationen, nad) der 
Demonftration practiich auszuführen; 3) im Huf- 
beichlag: a) practijche Ausführungeines Bejchlages, 
b) Beſchlag kranker Hufe. — Die Prüfungs-Com- 
mijfion bejteht au hier aus 3 Eraminatoren 
für jede Unterabtheilung. 8 8. Gegenftand der 
Schlufprüfung find alle thierärztlichen Fächer, 
joweit ſie nicht ſchon in den beiden früheren 
Prüfungsabjchnitten fpecieller Gegenjtand der 
Prüfung gewejen find. — Die Prüfung wird in 
Gegenwart der ganzen Commijlion von 4 Mit- 
aliedern derjelben abgehalten. Mehr ald 4 Can- 
oidaten dürfen zu einem Termine nicht zugelafjen 
werden. 8 9. Zu einem folgenden PBrüfungs- 
abjchnitt darf nur derjenige Candidat zugelajjen 
werden, welcher den vorhergehenden Prüfungs- 
abjchnitt beftanden hat. $ 10. Die Eenfuren 
jind je nad) dem Ausfall „vorzüglich gut“, „jehr 
gut“, „gut“, „enikteimäßig » het“, Die drei 
eriten erklären den Candidaten für bejtanden. 


ſchnitt find die in den einzelnen Unterabtheilungen 
gejtellten od. durc) da& 2008 gezogenen Aufgaben 
namhaft zu machen, deögleihen in dem Brotofoll 
über den dritten Abjchnitt die von jedem Exami— 
nator herangezogenen Prüfungsgegenjtände an- 
ugeben. $ 12. Die beiden erjten Prüfungsab- 
dnitte find im Laufe des Sommer-Semeſters 
abzuhalten, jo daß die Schlußprüfungen mit dem 
Schluß des Unterrichtsjahres ihren Anfang nehmen 
tönnen. $ 13. Die Prüfungsgebühren werben 
von der zujtändigen Centralbehörde bejtimmt. 
5 14. Nach dem Schluffe jedes Prüfungsjahres 
find die Namen der Approbirten von der be- 
treffenden Centralbehörde dem Bundesrathe des 
Norddeutichen Bundes anzuzeigen. $ 15. Die 
vorjtehenden Bejtimmungen finden feine Anwend— 
ung auf die Prüfung der lediglich für den Dienjt 
in der Bundesarmee bejtimmten Rofärzte. 
Unlage a, 


Berhandelt Berlin, den 18 


Gegenwärtig Herr: 

Es vereinigten fich heute die fämmtlichen Mit- 
lieder der pyarmaceutiichen Ober-Eraminations- 
Lommiſſion, um jomwol die ſämmtlichen von 
dem Candidaten der Pharmacie ........ 
gelieferten Arbeiten einzufehen u. zu cenfiren, 
als auch die noch mit demjelben anzuftellenden 
Prüfungen vorzunehmen. — Die Einficht der ſchrift⸗ 
lien Arbeiten ergab, daß der Candidat 1) über 
die Präparate die Arbeit, 2) die über die chem— 
ische Analyje, 3) die über die gerichtlichschemifche 
Unterjuchnng, 4) die hemijch-pharmaceutifche Ab— 
handlung, abgefaßt hatte. — In Betreff der Prä- 
parate, welche zur Stelle gebracht worden waren, 
u. des Votums des Commiſſarius, welcher die 
Aufſicht geführt hatte, ertheilten die Unterzeich- 
neten dem Tandidaten rückſichtlich der practijchen 
Sertigfeit Die Cenfur: .....» . Hinſichtlich 
der bei der Analyje bewiefenen practijchen Fer- 
tigleit wurde dem Gandidaten auf den Grund 
des Votums des Commifjarius, mwelder ihn 
beauffichtigt Hatte, u. des Inhalts des dem Herrn 
Borfipenden verfiegelt übergebenen Zettel die 
BenlUt sooo 0n nn. zu ae in Rüdficht der 
gerichtlich Hemifchen Analyje aber die Cenjur 
0. . zuerkannt. Die Urt der Beaufjichtigung 
ergibt ji) aus dem anliegend beigefügten Ertract 
aus dem Arbeitsjournal. — Der Kandidat mußte 


Bei Stimmengleichheitenticheidetder Vorſitzende. hierauf mehrere Pflanzen demonftriven. Solches 


Aerzte. 


erfolgte....... Hiernächſt mußte derſelbe 
von einer Anzahl zur Stelle gebrachten Droguen 


Namen, Abkunft, Verfälſchung, Berwechſelung, 


Prüfungsart und alles übrige Wiſſenswürdige 
angeben. Solches erfolgte Endlich 
wurden dem Candidaten verſchiedene chemijch- 
pharmaceutifhe Präparate zur Angabe ihrer 
Beitandtheile, ihrer Darftellung, ihrer Berfälich- 
ung u. j. mw. vorgelegt. Dies erfolgte... . 
Da nun der Candidat, laut Protofolld vo 


. er rer 


...... als Receptarius die Cenſur ....-. 
erhalten Hatte u. ihm Hinfichtlih der übrigen 
Prüfungen die Eenfur ......... zuerfannt 


worden war, jo vereinigten fi) die Commiffarien 
in Betreff ſämmtlicher practiſchen Prüfungen zu 
der Schlußcenfur... .. . .. ., womit Diele Ber: 
handlung geichloffen wurde, 


a. u. 8. 

4) Diejenigenärztlichen od. zahnärztlichen Can⸗ 
dibaten, welche vor dem 1, Dct. 1871 u. die 
jenigen pharmaceutijchen Candidaten, welche vor 
dem 1. April 1871 zur Brüfung fich melden, 
haben nur diejenigen Nachweiſe beizubringen, 
welche nad) den See en ihrer Heimath behufs 
Zulaffung zur ärztlichen od. zahnärztlichen, ber 
ziehungsweiſe pharmacentifchen, Staatsprüfung 
erfordert wurden. 

Berlin, den 25. September 1869. 

Der Kanzler de3 Norddeutſchen Bundes, 


Aerztlicher Approbntionöfhein, A. 
Nachdem Herr............ 
| 11 ... i 
die ärztlie Prüfung vor der...... Erami- 


nations-Commilfionzu.. .. . . „ beitanden hat, 
wird ihm hierdurch) 
die Approbation ala Arzt 
für das Gebiet des Norbdeutichen Bundes) 
in Gemäßheit von $ 29 der Gewerbe-Ordnung 


für den Nordeutfhen Bund?) ertheilt, 
Zahnärztliher Approbationsſchein. B. 
Nachdem Herr ; 
aus 
die zahnärztliche Prüfung vor der... ... 
Examinations-Commiſſion zu ........ 
ſtanden hat, wird ihm hierdurch 
die Approbation als Zahnarzt 
für das Gebiet des Norddeutſchen Bundes?) 
in Gemäßheit von $ 29 der Gewerbe-Ordnung 
für den Norbdeutichen Bund*) ertheilt. 


Thierärztlicher Approbationsſchein. 
Nachdem Herr 


au 

die thierärztliche Prüfung vor der ........ 

Examinations-⸗Commiſſion zu ........ ber 
ftanden hat, wird ihm nun 

die Approbation als Thierarzt. 

im Gebiete des Norddeutſchen Bundes’) 


m... re 


be- 


D. 


ee... [Be u u Ze u Ze Zu 


1) Yet „für das Gebiet des Deutſchen Reis“; ſ. Belannt: 
madhung des Reichstanzlers vom 28. Juni 1872, Nr. 3. 

2) „der Gewerbeordnung vum 21. Juni 1869"; f. Be 
tanntmahuma vom 28. Juni 1872, Rr. 3, 

2) ©. Note 1. 

9 S. Note 2. 

s) ©. Note 1. 


‚Befugniß der 
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in Gemäßheit von $ 29 der Gewerbe-Orbnung 
bed Norddeutichen Bundes!) ertheilt. 


Belanntmahung, betreffend die Prüfung der 
rzte zum GSelbjtdispenjiren ho— 
möopathijcher Arzneien, ſ. Urzneimittel, 
Beftrafung der Ürzte oder anderer Mebi- 
einalperionen, welche in Gefängnijfen oder in 
Öffentlichen, zur Pflege von Kranken, Armen 
od. anderen Hilfloſen beitimmten Anftalten be— 
ihäftigt oder angeftellt find, wenn fie mit ben 
in das Gefängnih od, in die Anftalt aufgenom- 
menen Perfonen unzüchtige Handlungen vor- 
nehmen, j. Str.-©.-B. $ 174. — Beftrafung der 
Arzte wegen unbefugter Offenbarung von Privat- 
eheimniſſen, |. Str.⸗G.“B. $ 300. — Zun Zwei— 
ampfzugezogene Ärzte u.Wundärzte find jtraflos, 
daj.’$ 209. — Verpflihtung des Arztes, welcher 
bei der Geburt eines Kindes zugegen geweſen, 
die Geburt innerhalb einer Woche bei dem Stan- 
besbeamten anzuzeigen, |. u. Perſonenſtand, 
Gej. dv. 6. Febr. 1875, 8 17, 18, 68, — Ürjte 
lie od. wundärztliche Praris befreien von ver 
Verpflichtung, eine unbejoldete Stelle in der Ge— 
meindeverwaltung od. Vertretung anzunehmen, 
ſowie eine angenommene Gtelle die gefegliche 
Zeit hindurch zu verfehen (Städte-Ordn, für die 
öſtl. Provinzen vom 30. Mai 1853 $ 74 Wr. 6; 
Städte-Ordn. für Weitf. vom 19. März 1556, 
$ 74 Nr. 6; Städte-Drdn, für die Rheinprov. 
vom 15. Mai 1856, 8 79 Nr. 6; Gem. Ver— 


.[faffungsgejeg vom 25. März 1867, $ 18 Nr. 6; 


eſ., betr. die Berfafjung u. Verwaltung der 
Städte u. Fleden der Prov. Schleswig-Holſtein 
vom 14. April 1869, $ 10 Nr. 5; weit]. Yandg.- 
Drdn. vom 14. März 1856, $ 75 Nr. 5). 

Die Bezahlung der approbirten Arzte 
bleibt der Vereinbarung überlafjen, Als Norm für 
ftreitige Fälle im Mangel einer Bereinbarung 
können jedod) für diejelben Taren von den Een: 
tralbehörden feitgejegt werden (Gewerbe-Ordn. 
v. 21. Juni 1869, $ 30 Ab. 2). — Als folche 


Taxen der Preuß. Medicinalperjonen 


gelten noch die mittels Edictd vom 21. Juni 


-11815 publicirten. 


(I. Taxe für die practichen Ärzte.) 1. Für 
den erſten Beſuch innerhalb der Städte umd 
Vorjtädte von 1 M 60 P bi3 3 M 80 P. 
Anmerkung. Welder von den verjchiedenen 
möglichen Sägen innerhalb des gegebenen Spiel- 
raumd hier u. in den unten weiter folgenden 
Poſitionen jedesmal anzumenden, hängt, vor- 
nemlih nad dem Bermögenszuftande der Bahl- 
ungspflichtigen, von dem Gutachten der fejtjegen- 
den Behörde ab. In großen Städten, d. i. 
folchen, die mindejtens 10,000 Einwohner zählen, 
ift im Allgemeinen eine größere Wohlhabenheit 
zu vermuthen u. daher find dort in der Regel 
die höheren Säge, in den weniger bevölferteu 
Städtenu.aufden platten Lande aber die niederen 
Sätze in Anwendung zu bringen, Wenn jedoch 
an den legteren Orten Leute von bedeutendem 


4 &, Note 2 auf nebenſtehender Spalte. 
2) Durch Verordnung vom 2. Juli 1867 für das Gebiet 
des ehemaligen Herzogthums Nafjau in Kraft getreten. 
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Wohlſtande wohnen, fo können auch von diejen, Arztes bei einer Niederfunft 9—12 M. 20. Für 
höhere Säge, u. nad Umjtänden der höchſte Satz die Ausfertigung eines Geſundheits- od. Kranf- 


gefordert werben; ſowie im Gegentheil auch in 
großen Städten bei Leuten von bekanntlich ge- 
ringen Bermögendumftänden, 3. B. unteren a; 

tianten, geringen Handarbeitern, desgl. wenn 
ein Concurd-Liquidationsverfahren ftattfindet, od. 
ein Nachlaß zur jtandesmäßigen Erziehung der 
Kinder nicht hinreichend iſt, der niedere Satz an⸗ 
umenden ift. 2. Für jeden der folgenden Be- 
Fe mit Inbegriff der zu verjchreibenden Recepte 
80 P bis 1M60 P. — Für etwaige Fuhrkoften 
lann hierbei nicht? angefegt werben. 3. Für den 
eriten Beſuch, wenn der Kranke iiber eine Biertel- 
M, von der Stadt od. Vorſtadt entfernt it, 3 
bi? 6 M. 4. Tür jeden der folgenden Beſuche 
in jolcher Entfernung 1 M 60 P bi8 3 M. — Bei 
Entfernungen über eine Biertel-M. von der Vor- 
tadt fteht dem Arzte aud) das Recht zu, freie 
Fuhren zu verlangen. — Bei allgemein anerkannt 
contagiöjen Fiebern, durch deren Behandlung 
das Leben des Arztes ſelbſt gefährdet wird, 
findet eine Verboppelung der hier von 1 bis 4 
ongenommenen Sätze Statt. 5. Wenn ber Arzt 
mehrere zu — gehörende u. in einem 
Hauſe wohnende Kranke zu beſuchen hat, darf er 
für den zweiten u. dritten u. ſ. w. nur die 
Hälfte des beſtimmten Satzes fordern. Eben dies 
gilt auch bei Penſions- u. ähnlichen Anſtalten. 
6. Wenn aber mehrere Familien in einem Haufe 
wohnen, die einen Arzt gebrauden, jo kann er 
dann von jeder Familie das volleSoftrum fordern. 


—— 80 P bis 3M. 21. Für ein ge 
chriebenes mit wiſſenſchaftlichen Gründen unter- 


fir ſtütztes Conſilium, nachdem ſolches mühjam u. 


weitläufig iſt, 9—185 A. 22. Für jeden zur 
Heilung des Kranken nothwendigen Brief 1 M 
60 P bis 3M. 23. Bei einer Reije über Land 
erhält der Urzt bei freier Fuhre täglich bis zu 
jeiner Zurüdfunft an Diäten 9 M. — Dies findet 
auch am Tage der Hin- u. Rückreiſe, wenn bie 
Reife nur 1—3M. beträgt, ftatt. — Außer biefen 
Diäten darf nicht3 für die einzelnen eo. 
Bemühungen liquidirt werden. 24. Meilengeld 
erhält der Arzt nur dann für jede Meile, ſowol 
hin als zurüd, wenn feine Reije über 3 M. be- 
trägt, pro M. 3 M, wogegen er aber am Tage 
der Hin- u. Rüdreife feine Diäten befommt. 
25. Ein Hojpitalarzt darf von den Perſonen, 
welche gegen Bezahlung im Lazareth verpflegt 
werden, nie ein Soſtrum fordern, u. mit Hin— 
jiht auf dad Allgem, Landrecht II, 20, 8 360, 
ohne Genehmigung ber en auch nicht 
annehmen. [Bgl. jet Str.-©.-B. $ 351.) 26. Für 
eine von Privatperjonen verlangte Offnung eines 
todten Körpers 9—18 M. 

‚ [IL Taxe * die Wundärzte.]) 1. Für 
jede Operation ſelbſt wird ein eigenes Soſtrum 
bezahlt, die nn Beſuche werden be- 
jonder8 hHonorirt. Das Soſtrum für den Be- 
juch, bei welchem eine Operation gemacht oder 
eine Wunde zum erjten Male verbunden wird, 


7. Für jeden nächtlichen Beſuch innerhalb derfiit in dem Softrum für die Operation oder den 
Stadt u. Vorftädte, wenn er ber erite Bejuch| Verband mit einbegriffen. 2. Wundärzte, die fich 
des Kranken it, 6—9 M. 8. Für denjelben,|zugleich als Ürzte qualifictrt Haben, erhalten aud) 
wenn er zu den nachfolgenden Beſuchen gehört, für ihre wundärztlicen Beſuche das Softrum 


3—6 M. 9. Für einen nädhtlihen Beſuch des 
Kranken, der über eine Viertel-M, von der Stadt 
od. den Voritäbten entfernt wohnt, wenn ber 
Befuch der erjte überhaupt ift, 9—12M. 10. Für 
denielben, wenn er zu ben —— Tr Bejuchen 
gehört, 4 M 20 P bis 9 M. 11. Für einen 
nächtlichen Beſuch — ein jeder, der von 10 Uhr 
Abends bid ded Morgens um 6 ihr gefordert 
wird. 12. Auch bei den wichtigiten Krantheiten 
darf der Urzt dem Franken nur zwei Bejuche 
täglid) anrechnen, wenn er nicht zu mehreren be- 


der Ärzte, 8. Für die Trepanation mit einer od. 
mehreren Kronen 24—36 M. 4. Für die Opera- 
tion einer Thränenfiftel 18—30 M. 5. Für die 
Operation de3 grauen Staard an einem Auge 
24—45 M. — An beiden Augen die Hälfte mehr. 
6. Für die Erjtirpation eines Auges 24—36 M. 
7. Für die Erftirpation des Lippenkrebſes 12 bis 
24 M. — Bei nöthiger Wiederholung der Operation 
die Hälfte de3 Satzes. 8. Für die Operation 
der Haſenſcharte 12—24M. — Wenn die Hajen- 
ſcharte aber den höheren Grad eines Wolfsrachens 


ſonders aufgefordert wird. ei chronifchen [erreicht hat, jo wird die Hälfte mehr bezahlt. 
Krankheiten muß er noch näher nachweiſen, daß 9. Für die Operation einer Speichelfiſtel 12 bis 
täglid) zwei Beſuche nöthig waren, ald worüber 18 M. 10. Für die Erftirpation der Mandeln 
dann die ſachkundige Behörde enticheiden wird.|9—18 M. 11. Für die Ausrottung eines Rachen- 
13. Wenn der Urzt Stunden lang bei demftranten |od. Najenpolypen durch die Zange oder Ligatur 
zu bleiben ausdrüdtich aufgefordert ift, jo muß|18—30 M. 12. Für die Entferming eines in 
dies beſonders honorirt werden. Doch können der Speijeröhre ftedenden fremden Körpers 6 bis 
einem Arzte für die einem Kranken in einem 12 M. 13. Für die Tracdheotomie 18—36 M. 
Beitraum von 24 Stunden gewidmeten Beſuche 14. Für die Pharyngotomie 18—36 M. 15. Für 
incl. des ad 13 gedachten aus Verlangen erjolg-|da3 Abnehmen einer Bruft 24—45 M. 16. Für 
ten ftundenlangen Bleibens überhaupt nie über|die Paracentesis thoracis 15—30 M. 17. Für 
9 M zugebilligt werden. 14. Für ein aus dem die Paracentesis abdominis 6—15 M. 18. Sir 
Haufe — Recept 30—60 P. 15. Für ein die Punction der Hydrocele 3—6 M. 19. Für 
desgl. in ber Nacht 60 P bis IM2OP. 16. Für|die zur Radicalcur der Hydrocele erforderliche 
die erfte Eonfjultation mehrerer Ärzte, jedem der-|Operation 18—30 M. 20. Für die Punktion 
jelben 4 M 20 P bis 9 M. 17. Für jede der der Harnblaje 18—30 M. 21. Für die Appli- 
folgenden Eonfultationen 1 M 80 P bi3 3 M.|cation des —— bei Männern 3—6 M. 
18. Für den Beiftand eine Arztes bei einer)22. Für die Application des Katheterö bei 


Operation 3—9 M. 19. Für den Beiftand eines !Weibern 1M 20 P bis 3 M. NB. Wenn bieje 


r 
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Application binnen 24 Stunden mehrere Male 20 P. 65. Für einen Aderlaß in der Wohnun 
geihieht, jo wird alsdann nur die Hälfte der des Chirurgen 40 P. 66. Für einen Aberla 
vorjtehenden Sape — 23. Für die Cir-Jam Halſe od. Kopf 1ı M 60 Pbis 8 M. 67. Für 
cumeision 6—12 24. Für die Caſtration das Seen mehrerer Blutigel 3—6 M. 68. Für 
30-60 M. 25. Für die Repofition eines Darm-|da3 Segen eines Klyſtiers 80 P bis ıM20P. 
od. Netzbruches 9—15 M. 26. Für die Opera-|69. Für das Setzen eines Tabakrauch-Klyſtiers 
tion eines ‚eingeffemmten Bruchs 30—60 M.|1 M 60 P bi3 3M. 70. Für das Ausſchneiden 
27. Für den Steinfhnitt 60—150 M. 28. Fürleines Leichdorns od. ſogen. an gg 60 bis 
die Zurückbringung eined Muttericheiden- oder 80 P. — Wenn mehrere vorhanden find, jo wird 
Maft — 1M 20Pbi33M. 29. Für|für die Wegnahme eines jeden der übrigen nur 
die Einbring,ungeined Mutterfranges, welche bejon- |die Hälfte des vorjtehenden Gates gerechnet. 
ders un wird, 1M 20P bis 3M. 50. Für 71. Für das Legen eines Blafenpflafters 80 P 
die Unterbindung eines Mutterpolypen 12—24 M.|biö 1 M 60P. 72. Für einen jeden der nach— 
31. Für die Unterbindung eines Maftdarmpoly-|folgenden Beſuche 60 — 80 P. 78. Für einen 
pen 6—12M. 32. Für die Operation der Maſt- Bejuch zur Nachtzeit 1 M 20 P bis 1 M 60P. 
darmfiftel 15—30 M. 33. Für die Auslöſung 74. — erſten Verband einer einfachen Wunde, 
des Arms aus dem Schultergelenk 30 — 60 M.|den Beſuch miteinbegriffen, 80 Pbis 1M60P. 
34. Für die Amputation des Oberarms u. Ober-!75. Für den erſten Verband einer complieirten 
ſchenkels 24—45 M. 35. Für die Amputation| Wunde mit Knochenfraß od. Brand, den Beſuch 
des Vorderarms u. Unterſchenkels 30—60 M.|miteinbegriffen, ı M 20 P bis 3M. 76. Für 
36. Für die Erftirpation eines oder — — ein Recept, das aus dem Hauſe abgeholt wird, 
Finger oder Zehen 6—12 M. 37. Für die Repo-|20—40 P. 77. Für die Beiwohnung eines Con- 
fition bed verrenkten Unterkiefers 6—15 M.|silii erhält der Wundarzt, der nicht zugleich als 
38. Für die Repofition des verrenften Oberarm) Arzt approbirt ift, ıM20Pbi33M he 
9—18 M. 39. Für die Repofition de3 verrenkten|bei einer Operation affijtirende Chirurgus erhält 
Vorderarmd 15—30 M. 40. Für die Repofition]3—9 M. 79. Wenn der affiitirende Wundarzt 
der verrenkten Hand 12—24 M. 41. Für die bloß Gehilfe u. nicht approbirt iſt, jo erhält er 
Repofition des verrenkten Oberjchenteld aus der]80 P bis ıM 60P. 80. Der approbirte Ehir- 
Pfanne 30—60 M. 42, Für die Repofition der urgus erhält für eine Nahtwahe 3—-6M. 81. 
verrenkten Knieſcheibe 9—15 M. 43. Für dielEin Gehlife 1 M 60 P bis 3M. 82. Für das 
Mepofition des verrenkten Fußes 12—24 M.|Ympfen der Schußblattern werben bloß die Be- 
44. Bei nit mehr frifhen Verrenkungen gilt|juche, für die Operation des Impfens aber 
immer ber hödite Sag der obigen Angaben. |nicht3 bezahlt. 
45. Für die Repofition u. den erjten Verband] Note. Unter vorftehenden Sätzen find die 
eines gebrochenen Geſichtslnochens 3 —6M. 46. Für Anſchaffungskoſten der Verbandſtücke u. derjenigen 
die Repofition u. den erften Verband einer od. Inſtrumente, welche entweder nur einen einmal- 
mehrerer gebrochenen Rippen 9—18 M. 47. Fürligen Gebraud erlauben, oder welche der Krante 
die Repoſition u. den erften Berband eines|zu feinem ferneren Gebraud behält, nicht be- 
Beckenknochens 6—9 M. 48. Für die Repofition| griffen u. müfjen diefe von dem Kranten geliefert 
des gebrodenen Schlüfjelbeind 9—13M. 49. Fürlod. dem Wundarzt befonderd vergütet werden. 
die epofition bed gebrochenen Schulterblattes|Alfe Inſtrumente, melde bei der Behandlung 
3—6M. 50. Für die Repofition der gebrochenen | eines von einem tollen Hunde gebiffenen Menſchen 
Knochen, der Handwurzel, der Mittelyand, ſowie —— worden, ſind zu allem ferneren Ge— 
auch der Knochen des Fußes 3—9M. 51. Für ſbrauch untüchtig u. müſſen vernichtet werden. 
die Repoſition eines od. mehrerer gebrochener Jeder Chirurgus, welcher dieſen Gebrauch u. die 
Finger od. Behen 1 M 60 P bis 3M. 52. Für Vernichtung der Inſtrumente nachweiſet, iſt be— 
die Gepofition des gebrochenen Haljes des Ober-|rechtigt, die Erftattung ded Werther derjelben 
ichentel® 24—45 M. 53. Für die Repofition des von dem Kranken zu verlangen. — Bei allen 
gebrochenen Oberſchenkels 12—24 M. 54. Für qirurgiſchen Hilfsleiftungen, die in wirklich aner- 
die NRepofition der gebrochenen Kniejcheibe 12 bis kannt contagiöfen Krankheiten vorfallen, wird der 
24 M. 55. Für die Repofition eines od. beider |jonft bewilligte Sag um die Hälfte erhöht. — Bei 
Knochen des Unterjchentel® 9—18 M. 56. Für Beſuchen außerhalb der Stadt od. bei Reijen 
den erften Berband des zerriffenen Tendinis|über Land erhält der Wundarzt die Hälfte von 
Achillis 12—24 M. 57. Für die Operation|den den Ärzten zugebilligten Sätzen. 
einer Pulsadergeſchwulſt 18—36 M. 58. Für] [III. Tare für die Geburtsheifer.) 1. Für 
das Segen einer Fontanelle oder eines Haarfeild eine Leichte natürliche Entbindung 6 bis 15 M. 
ı M. 20 P bis 3 M. 59. Für die Offnung]2. Für eine Zwillings » Entbindung 9—24 M. 
eines Abſceſſes 1 M 20 P bi3 3 M. 60. Fürld. Für eine natürliche aber ſich verzögernde 
die Ausrottung Meiner od. leicht zu operirender| Entbindung, wobei Tag und Nacht zugebracht 
Balggeſchwulſte od. Stirrhen 12—30 M. 61.|worden ift, 12—30 M. 4. Für eine Fuß- 
Für die — — oder complicirter|geburt oder für eine gedoppelte Geburt, welche 
Bal ——— od. Stirrhen 12—30 M. 62. dur in eine Fußgeburt vertvandelt wurde, 12—30M. 
iche Ylpp ication der Schröpfmafchine 40 P. 63.|5. Yür eine widernatürliche Geburt, welche durch 
ür jede Application eines trodenen Schröpf-|die Wendung bewirkt worden ift, mit oder rn 
opfes 20 P. 64. Für einen Aderſaß im Haufe) Unlegung der Zange, 12—36 M. 6. Für bie 
des Kranken am Arm od. Fuß 80 P bis 1 M!Zangengeburt 12—30 M. 7. Für die Entbind- 
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ung ntittel3 der Berforation 12—30M. 8. Für 
den Kaiſerſchnitt an einer lebenden Berjon, ohne 
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Kid ıM 20 P bis 3 M. 16. Für den erften 
ejuh in Zahnfranfheiten 80 P bi3 ıM 20P. 


Unterſchied, ob das Kind noch lebe oder nicht, 17. Für jeden nachfolgenden Beſuch 60—80 P. 


30—60 M. 9. Für diefelbe Operation an einer 18 


Beritorbenen 12—24 M. 10, Für die mit Schwier- 
igteit verbundene Abnehmung der Nachgeburt 
mehrere Stunden nad der Entbindung (die ge- 
mwöhnliche gehört zur Entbindung), 6—18 M, 
11. Für die Ubnehmung eines unreifen Ovuli 
oder einer Mola 3—9 M. 12. Für die Unter- 
ſuchung einer Schwangeren 1 M 20 Pbis 6M, 
13. Für die eg eines verlangten Berichts 
hierüber 1 M 20 P bi3 3M.— Note: In Un- 
ſehung der Belohnung der Hebammen bei der 
Entbindung und re. Par Ah Behandlung der 
Mutter u. ded Kindes, joweit ſolche ihres Amts 
it, hat e3 bei der Berfaffung jedes Ortes jein 
Bewenden. Sollte aber über das Honorarium 
ein Streit entjtehen, welcher weder aus der Yo- 
falobjervanz, noch aus einer anderen Lofalnorm 
entichieden werben kann, jo gibt die vorjtehende 
Tare, infofern fie auf die den Hebammen zu— 
fonımende Berrihtung paßt, den Maßſtab Ar 
fie, jedoch in der Urt ab, daß ihnen in der Regel 
nur ein Viertheil des Satzes für den Geburts» 
helfer gebührt u. dieſer nur, wenn es die Ber: 
mögensumftände der Entbundenen erlauben, bis 
auf ein Dritttheil erhöht werden fan. — Bei dir- 
urgischen Verrichtungen, die von Hebammen zu- 
weilen verrichtet werden, als Blutigel, Schröpf- 
föpfe u. Klyſtiere jegen, erhalten fie den 4. Theil 
bis die Hälfte von den den Wundärzten zugebillig- 
ten Süßen. 

IV. Taxe für die Zahnärzte] 1. Für 
da3 Ausziehen eined Zahnes im Haufe des 
Zahnarztes 80 Pbi8 1 M60P., 2 Wen 
das Ausziehen eines Zahnes oder eine andere 
Operation in der Wohnung de3 Patienten vor- 
genommen wird, fo erhält er außer dem gewöhn— 
lihen Softrum noh 80 P. 3. Für das Aus— 
ziehen eines Gtift3 oder einer Wurzel 8OP bis 


. Für jede erfte Unterfuhung u. Berathung 
einer rar im Hauſe de3 Zahnarztes 
40—80 P. 19. Für jede — Unterfuchung 
u. Berathung 20—40 P. 20. Für die Richtung 
eines krumm gemwacjenen Bahnes bei Kindern 
ıM20Pbi3 ıM so P. 21. Für die Ridt- 
ung eine3 zweiten od. dritten krummgewachſenen 
Zahnes wird nur der geringite Saß für jeben 
bezahlt. 22. Für die Anfertigung u. Einfegung 
eines fünftlichen Zahnes 6—9 M. 23. Werden 
mehrere Zähne zugleich angefertigt u. eingejeßt, 
jo wird immer nur der geringite Sag für jeden 
Bahn gerehnet. — Note: Das Abfeilen od. Ab- 
jägen eined Zahnes bis zu feiner Wurzel, wenn 
ein künftlicher Zahn dafür eingejegt werden ſoll, 
gehört zum Einjegen. 24. Bei der Anfertigung 
eines ganzen Gebiſſes von 23 Zähnen mit Fed— 
ern wird incl. des dazu erforderlichen Goldes 
da3 erftemal für jeden Zahn der höchſte, das 
zweite u. drittemal aber nur der geringite Saß 
angenommen. 25. Für eine neue Bereitigung 
eines fünftlichen Zahnes, fie 
wolle, 80 P bi3 1 M 20 P. %6. 
fejtigung eine3 loſen Zahnes, fie 
fie wolle, 80o P bi3 ı M 20P. 
zur Ausfüllung od. zur Befeftigung eines Zahnes, 
oder bei der Richtung krumm gewachjener Zähne 
gebraudt, jo muß der Werth deſſelben beionders 
bezahlt werden. 28. Der Bejuch, bei welchem 
eine Operation gemacht wird, wird den Bahn- 
ärzten aber jo wenig al3 den Wundärzten bejon- 
ders bezahlt. 

[V. Zare für die Thierärzte.] 1. Der Leh— 
rer einer Thierarzneifchule oder ein Thierarzt, 
der zugleih als Arzt approbirt ift, erhält 
für feine Bemühungen bei Epizootien: Diäten, 
Meilengebühren 2c., wie die Phyſici bei Epide- 
mien. 2. Die übrigen Thierärzte erhalten die 


geichehe, womit fie 
26. Für die Be- 
eichehe, womit 
7. Wird Gold 


1 M60 P. 4 Wenn mehrere Stifte zugleich] Hälfte von dem, was die unter Wr. 1 Genannten 


ausgezogen werden, für jede 60—80 P. 5. Für|befommen. 8. 


das Ausbrennen eined® Zahnes 1 M 20 P bis 
2M. 6. Für die Ausfüllung eines Bahne® 1M 
20 P bi3 1 M 60 P. — Note: Das Ausfüllen 
mit Blei ift unterjagt. 7. Wenn mehrere Zähne 
zugleich ausgebrannt oder ausgefüllt werden, fo 
halt der Zahnarzt für den erjten Zahn jenen 
Sat, für den folgenden aber nur die Hälfte be— 
zahlt. 8. Für das Anbohren oder Einbohren 
eine? Zahnes bis zum Nerven 1 M 20 P bis 
ı M60P. 9. Für die Durhbohrung einer 
Wurzel, um fünitliche Zähne daran zu befeftigen, 
1 M 20 P bis ı M 60 P. 10. Für die Rein» 
igung fämmtlicher Zähne 3-9 A. 11. Für 
da3 Stumpffeilen eines jcharfen Zahns 80 P bis 
ı M 60 P, — Sind mehrere ftumpf zu feilen, jo 
wird für jeden folgenden die Hälfte bezahlt. 


Wird ein Thierarzt von Nr, 1 
an dem Orte gefordert, um über ein oder meh: 
rere Thiere jeinen Rath zu ertheilen, jo erhält 
er dafür 1 M 60 P bis 3 M. Der Thierarzt 
von Nr. 2 befommt 80 P bi3 1 M 60 P., 
4, Falls ed an einem anderen Orte it, jo finden 
Meilengelder u. Diäten wie bei Nr 1 u. 2 ftatt. 
5. Für einen in feinem Haufe ertheilten Gefund- 
heitsjchein bekommt der Thierarzt Nr. 11 M 
20P, Der von Nr. 2 erhält 80 P. 6. Für eine 
Obduction nebit Bericht darüber erhält der Thier- 
arzt Nr. 1, je nachdem e3 ein größeres oder 
kleineres Thier betrifft, 3—6 M. Der Thierarzt 
Nr. 2 befommt 1M 60 P bis 3M. — Bei den 
Pferden u.dem Rindvieh: 7. Für Mderlaffen 
oder Scarificiren 40—80 P, 8. Für Haarfeik 
jegen oder Lederiteden 1 M 60 P bi3 3 M. 


12. Für das Abfeilen eines cariöfen Zahns SOP)Y. Für Brennen des Pferdes oder Rindviches, 


bis 1 M 60 P. — Wenn mehrere zugleich abgefeilt|je nachdem me 


werden, für jeden nachfolgenden die Hälfte. 13. 
Für dad Durchfeilen nebeneinander jtehender 
cariöfer Zähne 1 M 60 P bi3 3 M. 14. 
da3 Scarificiren des Bahnfleiihes 1 M 60 P 
bi3 3 M. 15. Für leichte 


F Eiſen gebraucht worden, 80 P bis 
ıM 60P. 10. Für das Öffnen eines Abfceffes 
80 P bi3 ı M60P. 1. Für das Setzen eines 


Für | Klyitiers 40—80 P. 12. Für das Reinigen eines 


Pferdes oder Rindviehes- von der Räude mit 


perationen am Zahn- Zuthat der Krätfalbe, falls mehrere Stüde zur 
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feich behandelt werden, per Stüd 3 M. Sindjwird, deren Befriedigung den Gemeinden gefeplich 
ur 1 bis 2 zu behandeln, per Stüd 3 M 80 P.| obliegt. 

3. Operationen bei dem Pferde: a) Für das . [In der Faffung der Verordnung vom 
[bjtugen der Ohren 3 M. b) Für das Englic]17. Gept. 1876.) Die Medicinalbeamten er 
iren 9—15 M. ce) Für das biclagen des halten für amtliche Geſchäfte in einer Entfern- 
Schweifs, falls ein Anderer da3 Pferd englifirt|ung von nicht weniger als zwei Kilometern von 
yat, 80 P. Sonſt wird es nicht beionders be⸗ ihrem Wohnort Tagegelder und Reifeloften nad) 

@edjnet. d) Für die Operation der Speicelfijtel|den folgenden Sähen: I. In gerichtlihen Unge- 

4 M 20 P bis 6 M. e) Für die Operation der|legenheiten: 1) Kreisphyfiter, Kreiswundärzte u, 

Aderlaßfiſtel 3—6 M. f) Für die Ausrottung | Departements-Thierärzte, letztere indeſſen nur bei 

einer Geſchwulſt oder Stollbeule 6—9 M. g) Für Verhandlungen, welde nicht einen Gegenſtand 


Die Ausrottung ſchwammiger Gewächſe am Hin-Jihrer Freisthierärztlichen Thätigleit 1 


tern6—9 M. h) Für die Operation der Kronen- A. an Tagegeldern 9 


oder Huffiftel 3—9 M. i) Für das Behandeln 
übel geftalteter Hufe 3—6 M. k) Für die Be 
handlung bei ſchwerer Geburt 6—9 M. N Für 
das Caſtriren eines Hengſtes 6-9 M. m) Für 
das Caſtriren eines Füllens 3M bis AM 50 PP, 
14. Operationen beim Rindvieh: a) Für den 
Bauditih ı M 20 P bis 1 M 60 V. b) für 
das Ochſenſchneiden 3—6 M. c) Für das Käl— 
berichneiden 80 P bi5 1 M 20 P. d) Für die 
Behandlung bei ſchwerer Geburt 3-9 M. 15. 
Operationen bei Schafen: a) Für die Trepana- 
tion eines Drehſchafes 40—80 P. b) Für das 
Reinigen einer Heerde Echafe von der Räude 
mit Zuthat der Medicamente fürd Stüd 20 bis 
40 P. c) für die Rodeneinimpfung bei einer 
Heerde für Stüd 8—5 P. 16. Operationen 
bei Schweinen: a) Für das Öffnen der Furunleln 
beim Rankkorn 49—80P. b) Für das Eaftriren 
eine3 jungen Schweins 30—40 P. c) Yür das 
Eaftriren eined Banerd oder Zudtfau 1M20P 
bis ı M 60 P. 17. Bei Krankheiten, wobei 
feine Operation oder nur nebenher ftattfinbet, 
wird entweder ber Gang mit 40 P bezahlt, oder 
der Eigenthümer accordirt mit dem Thierarzt 
über die Behandlung u. Medicamente. 18. Wer- 
den mehrere Thiere in einem Stall an einer 
Krankheit, wie in ber vorhergehenden Nummer 
gedacht ift, behandelt, fo vermindert ſich darnach 
die Bezahlung, jo daß je nad der Zahl der 
Thiere für jedes ber Gang mit 5, 3 od. 1°/, P 
bezahlt wird, od. auch die Aur u. Mebicamente 
im Ganzen darnach weniger koſten. 

[VL Taxe für geridtärztliche, mebicinal- u. 
fanität3polizeiliche Geſchafte. Nach bem Gef. v. 
9. März 1872. 
für mebdicina 


$1. DieMedicinalbeamten erhalten|für das km 40 P. — Die 
oder fanitätäpolizeiliche Berricht- für bie Hin- u. Rüdreife befonderd berechnet. — 


M; B. an Reifeloften: 
a) bei Reifen, weldye auf Eifenbahnen od. Dampf 
ihiffen gemacht werden lönnen, für das km 13 P 
u. für jeden Zu- u. Abgang 3 M, b) bei Neiien, 
welche nicht auf Eifenbahnen oder Dampfſchiffen 
zurüdgelegt werden können, für dad kın 50 P; 
2) Kreisthierärzte und Departementsthierärzte, 
fegtere bei Verhandlungen, welche ihre kreisthier— 
ärztliche Thätigkeit betreffen; A. an Tagegeldern 
4 M 50 P, B. an Heijeloften: a) bei Reiſen, 
welhe anf Eifenbahnen oder Dampficyiffen ge 
macht werben können, für da km 10 P u. für 
jeden Zu- u, Abgang 2 M, b) bei Reifen, welche 
nit auf Eifenbahnen oder Dampfſchiffen zurüd- 
gelegt werden können, für das km 25 P. II. Au 
allen anderen Fällen: 1) Kreisphyſiker, Kreis— 
wunbärzte u. Departements-Thierärzte, leptere 
indeſſen nur bei Reifen, welche fie nad) cinem 
außerhalb ihres engeren kreisthierärztlichen Be- 
zirls gelegenen Orte hin vornehmen; A. an 
Tagegeldern 12 M, B. an Reiſeloſten a) bei 
Dienitreifen, melde auf Eifenbahnen od. Dampf- 
ihiffen gemadjt werden Tönnen, für das kın 
13 P u. für jeden Zu- u. Abgang 3 M, h) bei 
Dienftreifen, welche nit anf Eiſenbahnen oder 
Dampfihiffen zurüdgelegt werden können, für 
bad km 60 P; 2) Kreiäthierärzte unb Departe- 
ment3-Thierärzte, fofern legtere Reifen innerhalb 
ihres freisthierärztlichen Bezirls zu ma ha» 
ben: A. an Zagegelbern 6M, B. an Reiſeloſten: 
a) bei Dienftreiien, welche auf Eifenbahnen oder 
Dampfihifien gemadjt werben lönnen, für das 
km 10 P unb für jeben Zu- u. Abgang 2 M, 
b) bei Dienftreiien, welche nicht auf Eiienbahnen 
oder Dampfidiffen zurüdgelegt werben tönen, 
eijefoften werben 


ungen, weiche fie im allgemeinen ftaatlihen Jn-| Bei Berechnung der Entfernungen wird jebes 


tereſſe an ihrem Wohnorte oder innerhalb einer 
Biertelmeile von demielben zu vollziehen haben, 
außer ihrer etat3mäsigen Beioldung feine andere 
Bergütung aus der Staatälafle, als eine Ent- 
(hädigung von ı M 50 P für Fuhrloſten bei 
jeder einzelnen Amtöverrihtung. — Fit die Ber: 
— ein Privatintereiie veranlaßt, jo 
haben fie von den Betbeiligten, außer ben etwa⸗ 
igen Fuhrloſten, eine Gebühr bis zu 15 M für 
den hen, wobei fie beredhtigt 
find, die Beit in Anfag zı bringen, welche auf 


werden mußte — Das Gleiche gilt 
gegenüber ben Gemeinden, wenn bie Thä- 


tigkeit der Medicinalbeamten für folde orts 


polizeiliche Intereñen in Anipruh genommen 


ſtehende beiondbere Beiti 
dad zu eriiattende Gutachten nothwendig ver: 
wendet 


angefangene km für ein volles km gerechnet. 
— Bei Heifen von nit weniger ald 2 km, 
aber unter & km find die Reileloften für 8 km 
gewähren. Haben erweislich bö 
Rreiieloiten, old bie unter I. und IL f 
jegten, auigewendet werben müflen, fo wer- 
eiften ober uuberen Behörben igmen anfgtteg- 
vo [++ [4 ⸗ 
enen Geihäfte haben bie Medicinalbeamten, fe 
weit fie nicht gemäß $ 1 ober durch bereits be, 
mmungen, ober 
privatredhtlihen Titeld, zu umentgeitlicher Di 
leitung verpflichtet find, nad folgenden Sägen 
zu liquibdiren: 1) Für Abwertung eines Termun? 
6 M, une, inioferm ber 7° „min über 3 Etbn. 
dauert, für jede jolgende ‚ınze ober Ä 








30 Aerztliche Atteſte — Agenten. 


Stunde 1 M 50 P. Diefe Säge finden auch gentien u. verbrauchten Apparate, ſowie etwaige 
Anwendung für die Zuziehung zur mündlichen Auslagen für Benugung eines bejonderen Lokals, 
Hauptverhandlung in Unterfuhungsjahen, und ſind ihm neben der Gebühr zu vergüten. $ 9. 
zwar werden Diefelben, wenn die Buziehung an Bei Apothefenvifitationen erhält der medicinifche 


mehreren Berhandlungstagen ftattgefunden hat, Commifjarius an feinem Wohnort 6 M Tage 


für jeden Tag bejonderd berechnet. 2) Für die 
Befihtigung eines Leichnamd ohne Obduction 
(einſchließlich der eg gr 
den Bericht hierüber (zu 2), falls derjelbe nicht 
fogleich zu Protokoll gegeben wird, 3M. 4) Für 
die Bejichtigung u. Obduction eines Leichnams 
(einfhlieglich der Termindgebühr) 12 M. War 
der Leichnam bereits 6 Wochen oder länger be» 
graben, oder hatte derjelbe 14 Tage od. länger 
im Waſſer gelegen, jo find für die Befichtigung 
u. Dbduction einichließlih der Termindgebühr 
24 M zu bewilligen. 5) Für den vollitändigen 
Obbductionsberiht 6—18 M. 6) Für jedes an« 
dere mit wifjenichaftlihen Gründen unterjtüßte, 
nicht bereit3 im Termin zu Protofoll gegebene 
Gutadten, es mag dafjelbe den körperlichen od. 
geiftigen Zuftand einer Perſon oder einer Sadıe 
betreffen, 6—24 M. — Die höheren Sätze jind 
in3bejondere dann zu bewilligen, wenn eine zeit- 
raubende Einficht der Acten nothmwendig war, 
oder die Unterjuhung die Anwendung des Mi— 
kroſtops oder anderer Inſtrumente od. Apparate 
erforderte, deren Handhabung mit bejonderen 
Schwierigkeiten verbunden ift. 7) Für die Aus— 
ftellung eines Befundicheines ohne nähere gut— 
achtliche Ausführung 3 M. Wenn Medicinalbe- 
amte fich zur Reinjchrift ihrer Berichte od. Gut- 
achten (Nr.3, 5,6) fremder Hilfe bedienen, jind 
— Copialien zum Sage von 25 P für den 
ogen zu bewilligen. $ 4. Der bei der Be- 
fihtigung oder Obduction eines Leichnams zu— 
ezogene zweite Medicinalbeamte erhält für den 
Bericht 3—9 M. — Sind zwei Medicinalbeamte 
zu einem gemeinjchaftlihen Gutachten über den 
Gemüthszuftand eines Menſchen aufgefordert, jo 
erhält jeder berjelben die Gebühr (5 3 Nr. 6 
. [Sn der Faſſung der Verordnung vom 
17. Sept. 1876.] Beanſprucht der Medicinalbe- 
amte in den Fällen des $ 3 die dort feitge 
jegten Gebühren, jo erhält er für den Xag, 
an weldem das Geſchäft jelbit vorgenommen 
wird, feine Tagegelder. $ 6. Sind zu der 
verlangten fachlundigen Ermittelung bejondere 
Vorbeſuche nöthig, jo ift, fall3 nicht die Boraus- 
jegungen vorliegen, unter denen Tagegelber und 
Reijeloften Tiquidirt werden bürjen, für jeden 
Vorbeſuch eine Gebühr von 3 M zu bewilligen. — 
Für mehr ald drei Vorbejuche paffirt die Ge- 
büb: nur infoweit, ald die Vorbeſuche auf aus— 
drückliches Verlangen der requirirenden Behörde 


elder, außerhalb deſſelben reglementsmäßige 
eijefoften u. Tagegelder. — Der pharmaceutiſche 


6 M, 3) Für Commiſſarius erhält Reifeloften u. Tagegelder 


nad) dem den Kreisphyſikern zujtehenden Sape; 
außerdem 1 M 50 P für jede revidirte Apotheke 
als Erjag für verbrauchte Reagentien. $ 10. 
Inſoweit die Gebühren vorſtehend nicht nad 
fejtbeftimmten Sägen geregelt find, ift der im 
einzelnen alle —— Betrag nach der 
Schwierigkeit des Geſchäfts u. dem zur Ausricht- 
ung deſſelben erforderlich gewefenen Zeitaufwande 
feitzufegen. Dieje Feſtſetzung hat, wenn fi) Be 
denfen gegen die Angemefjenheit des liquidirten 
Betrages ergeben, die zuitändige Regierung od. 
Landdroftei endgiltig zu bewirken. 

Herztliche Atteſte. Derjenige, welcher un- 
ter der ihm nicht zuftehenden Bezeichnung als 
Urzt oder ald eine andere Medicinalperjon oder 
unberechtigt unter dem Namen jolder Per— 
jonen ein Zeugniß über feinen oder eines An— 
deren Gejundheitszuitand auäftellt oder ein der- 
artiged echtes Zeugniß verfälfht u. davon zur 
Täuſchung von Behörden od. Berficherungsge- 
ſellſchaften Gebrauch macht, wird mit Gefängniß 
bis zu einem Jahre beftraft (Str.-&.-B. 8 277). 

tzte u. andere Medicinalperfonen, welde ein 
unrichtige® Zeugniß über den Gejundheitözu« 
er eines era zum Gebrauche bei einer 

ehörde oder ſicherungsgeſellſchaft wider 
beſſeres Wiſſen ausſtellen, werden mit Ge— 
fängniß von einem Monat bis zu zwei Jahren 
beitraft (Str.-©.-B. $ 278). — Durch Cab. Ordre 
v. 7. Nov. 1838 ijt genehmigt, dab außer den 
Kreis-PHyjitern u. anderen gerichtlichen Ürzten 
auch die von den Staatöbehörden bei ben Ge— 


). |fangen- u. Straf-Anſtalten angeftellten Ärzte 


über den Geſundheitszuſtand der Sträffinge giltige 
Atteſte auszuftellen befugt u. die Gerichte auf 
jolche, inöbejondere auch behufs der Verwandlung 
der wider diejelben erfannten Leibesitrafen, Rüd- 
ficht zu nehmen verpflichtet fein jollen. 

Aether darf auf Eifenbahnen nur in boppelten 
Verſchlüſſen u. zwar dergeftalt zur Berjendung 
fommen, daß die gläfernen Flajchen, in denen 
fich die Stoffe befinden, in ſtarken Holztijten mit 
Kleie od. Sägemehl eingefüttert find (Eijenbahn- 
Betr.-Regl. vom 11, Mai1874, $ 48, 23u Nr. 1). 

Hesende Stoffe dürjen zur Verjendung mit 
ber Poſt nicht aufgegeben werden (Poſtordnung 
bom 18. Dechr. 1874, $ 11 Nr. 1). Bezüg- 


gemacht find. $7. Nichtbeamtete Urzteu. Thierärzte [lich ded Transported berfelben auf Eijenbahnen 


erhalten, wenn fie zu vorjtehend ($$ 1—6) be» 
zeichneten Berrichtungen amtlih aufgefordert 


j. die einzelnen bierher gehörigen Stoffe. 
Aeskalilange wird nur —— zum 


werben, in Ermangelung anderweiter Verabred⸗Transport mittels der Eiſenbahn angenommen, 


ung, dieſelben Gebühren, Tagegelder und Reiſe— 
koſten, welche den beamteten Ärzten od. Thierärzten 
zuſtehen. $ 8. Macht eine gerichtliche oder me» 
dicinalpolizeiliche Feitftelung die Zuziehung eines 


Ehemiterd nothwendig, jo erhält derjelbe für] Polizei- 


feine Arbeit, einſchließlich des Berichts, eine Ge- 


bühr von 12—75 M. — Die verwendeten Rea⸗ zur 


j. Mineralfäuren. 
Aesnatronlauge, |. wie zu Äptalilauge. 
Afterverpadhtung der Jagd ie ohne Ein- 
mwilligung bes Berpächters nicht gejtattet (Fagd- 
j. vom 7. März 1850, $ 12 Abi. 3). 
Agenten, Außer der allgemeinen Verpflichtung 
nzeige des Unfanged eines ftehenden Ge— 


Agenturen der Reichsbank — Akademiſche Gerichtsbarkeit. 


werbebetriebes bei der Drtöpolizeibehörbe hat, 
wer Berficherungen für eine Mobilien- ober 


ol 


mijchen u. vermöge diefer Verordnung ihr vor» 
behaltenen Fällen u. Geſchäften. $ 8. Kraft 


Immobilien-Feuerverfiherungs-Anftalt ala Agent |deffen kann fie auf Abbitte, Verweis, Unterſchrift 


od. Unteragent vermitteln will, bei 


Übernahme |des3 Consilii abeundi, Erelufion, wirkliches Con- 


der Agentur, u. berjenige, welcher dieſes Geichäft |silium n, Relegation erkennen, aud mit Ge— 


wieder aufgibt ober welchem die Verſicherungs— 
Unftalt den Auftrag wieder entzieht, innerhalb 
der nächſten 8 Tage der zuftändigen Behörde 
jeines Wohnortes davon Anzeige zu machen (Ge 
werbe-Orbn, vom 21. Juni 1869, $ 14 Abi. 2). 
Agenten' find aber nicht conceſſionspflichtig. — 
Vgenten für Feuerverficherungs »Gefellichaften |. 
u. Feuerverfiherungsmwejen (Gef. vom 8, 
Mai 1837, 8813, 14 ff. 29—32, 35). — Ugenten 

r Be re rg im Allgemeinen 
- Berfiderungsanftalten. — Nuswander- 
ungd-Agenten |. Yuswanderungsmwejen. — 
Agenten werden zur Gemwerbefteuer vom Handel 
beranlagt, ſ. Gewerbeiteuer. 

Agenturen der Reichsbank od. Reichdbant- 
tellen find die außerhalb des Hauptjiged der 
ſteichsbank (Berlin) an den vom Bundesrathe 
jeftimmten größeren Plätzen errichteten Reichs— 
yankhauptftellen, ſowie die fjonjtigen Zweigan— 
talten der Reichsbank. ©. dad Banl-Gej. vom 
(4. März 1875, 88 36, 37. 


Akademiſche Gerichtsbarkeit. 
I, Reglement vom 28. Dec. 18107). 


1. Die bisher auf Unferen Univerfitäten aus- 
eübte —— ſie ſei in Geſetzen oder 
Brivifegien egründet, wird hiermit aufgehoben 
ı. alle das Verfahren in Rechtsſachen der Stu- 
yirenden bejtimmenben früheren Verordnungen, 
n wie fern fie diefer Vorſchrift widerjtreiten, 
reten hiermit außer Kraft. $2. Die Rectoren, 

Profeſſoren, Privat-Docenten, Syndici u. Secre- 
ärs ber Univerfitäten haben den Gerichtäjtand 
tönigl. Staatöbeamten. $ 3. Alle andere Uni- 
erſitätsverwandte, ſelbſt Hofmeijter u. Bediente 
‚er Studirenden, ftehen unter denjenigen Gerichten, 
‚enen andere Bürger ihres Ranges od, Standes 
ach der Regel zugemwiejen find. $ 4. Nur die 
5tudirenben jelbft genießen, ohne Unterjchied 
jrer Herkunft, eines bejonderen Gerichtftandes 
. zwar in ber Regel des Gerichtäftandes der 
zemten. 85. Demgemäß ftehen fie, in allen 
urch bie gegenwärtige Verordnung nicht aus- 
We zu Berlin unter dem Kammer- 
ericht, zu Königsberg u. Breslau unter dem 
Iber-Landedgericht, zu Frankfurt a. d. O. unter 
m Gtabtgericht, dem alle dafige Erimirte unter- 
sordnet find. $ 6. Eltern u. Bormünder der 
tudirenden, deren Zuziehung u. Beitritt zur 
»eichtlihen Verhandlung nöthig it, müſſen 
eichfall3, fo lange der Sohn oder Pflegebe- 
hlene alademiſcher Bürger ift, vor dieſen Ge— 
Hten Recht nehmen, fie ſeien in ſonſtiger Rüd- 
ht denſelben unterworfen od. nit. 87. Der 
ademiſchen Obrigfeit bleibt die ausgedehnte 
dsciplin u. Polizeigewalt in allen rein alade— 
) ns Geltneibei ehe vom 15. März 1835 [mit Aus: 


das Reglement vom 18. Nov. 1819 abgeän: 
A Fre! u. 16) &u Univerfität Pr 
— . Für 

Te 


für bie 
—** die Univerfität rg un die ban- 
erordnung vom 29. Aug. 1852 in tung geblie⸗ 
rorbnung vom 25. Juni 1867, Art. 15 $ 8]. 


füängnip bis zu 4 Wochen beftrafen. $ 9. Außer 
en eigentlih akademischen Vergehen, die ſich 
auf den Stand u. Beruf des Studirenden u. 
deſſen Berhältniß gegen die Oberen u. Lehrer der 
Univerfität * ſtehen zur Cognition der 
akademiſchen Obrigkeit u. werden disciplinariſch 
behandelt:) a) Injurienſachen der Studenten 
unter ſich; b) Duelle mit Stubenten, infofern 
dabei weder Tödtung no Verftümmelung noch 
bedeutende Verwundung vorgefallen ift; c) alle 
geringeren Bergehen der Studenten überhaupt, 
d. h. folche, denen das Gejeg nur ein vier- 
möchentliches Gefängniß od. eine noch geringere 
Strafe androht. 810. Wenn jemand, der nicht 
zur Univerfität gehört, gegen einen Studirenden 
auf Injurien Hagen will, jo muß er zuvor die 
akademiſche Obrigkeit angehen, Wenn vor diejer 
die Sache nicht verglichen od. nicht zur Bufrie- 
denheit ded Klägers entichieden wird, jo fteht 
diejem frei, den ordentlichen Rechtsweg vor den 
im $ 4 genannten Gerichten einzufchlagen, ohne 
daß er eine Inſtanz verloren hat, u. bie Ent: 
ſcheidung der Univerjitätsobrigfeit hat nur bie 
Kraft eines einfachen Reſoluts. $ 11. Der Kläger 
muß jedoch) jeine Unzufriedenheit mit dem ata- 
demiſchen Spruche innerhalb 8 Tagen nad) deſſen 
Bublitation bei Verluft feines ferneren Rune 
rechts dem Rector jchriftlih anzeigen. $ 12 
Übrigens bleibt den Univerfitäten die Inftruction 
u. der richterlihe Ausiprud, a. wenn ein Stus 
dent wegen geiegmäßiger Schulden belangt ober 
b. bei Gelegenheit der im $9 gedachten geringen 
Vergehen auf Schadenerfag oder Erftattung 
fremden Eigenthums in Anſpruch genommen 
wird. $ 13. Die Appellation von den Entſcheid⸗ 
ungen der Univerfität in dergl. Geldſachen geht 
an die Obergerihte der Provinz, hingegen in 
den bloßen Sisciplinarfadhen = gar feine Up- 
pellation ftatt, jondern nur der Weg einer fimplen 
Beichwerde an die den Landeduniverjitäten vor- 
gejeßte Abtheilung Unſeres Minifterii des Innern, 


ı) Die alademifhe Gerichtsbarkeit ber Univerfität Kiel und 
Marburg ift aufgehoben u. bie Disciplinargetvalt der Univers 
fitätsbeh zden in Betreff der Studirenden ift beftehen geblieben. 

folge des Allerh. Erlaffes vom 22. Rob. 1867 die 

isciplinarfirafgewalt der Univerfitätsbehörben zu Kiel und 
Marburg Anwendung: 1. bei den — alkademiſchen 
Bergeben, bie Me auf den Stand u. Beruf der Stubirenden 
u. deren Berhältniß ,aeaen die Oberen u. Lehrer ber Univerfi- 
tät beziehen; 2. allen unter Stubirenden vorfalfenden 
Ehrenfränkungen u. leichten ai 3. bei Duellen 
unter Stubirenden mit — ſoſern fein Theil eine 
ſchwere oder erhebliche Körperverlegung erlitten hat; 4. bei 
allen Handlun der Stubirenden, welche im Sınne ber 
emeinen Str yr als Uebertretungen anzuiehen find, je 
dog mit Ausf er einfachen Beleidigung aufer den ex 
der Ar. 2 u. her Zumiberbandlungen gegen bie Borfähr. sem 
über bie Erhebung öffentlicher Abgaben u. Gejäle. — Aud 
bei anderen als ben v bezeichneten ftrafbaren Hand: 
lungen ber Stubirenden follen die Univerfitätsbehörben noch 
erner u. ohne Rüdficht darauf. ob ein gerichtlihes Etrafver: 
—— eingeleitet worden iſt oder nicht, u. im welcher Weiſe 
das eingeleitete gerichtliche Strafverfahren geendigt hat, befugt 
fein, gegen den Angefhulbigten auf Ausichliegung von der 
Unipecf t [&rclufion, Consilium abeundi, Relegation] zu 
eriennen. 
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wenn auf Relegation oder Consilium abeundi,u. fteht einerfeit3 zunächft unter dem Regierungd- 
erfannt ift. S$ 14— 16. ſ. das folgende Regle-| Bevollmächtigten bei der Univerfität, welcher in 
ment vom 18. Nov. 1819. 8 17. Der orbent-Jallen Sachen, worin es auf Kenntniß ber ri 
lichen Polizei jind Profejforen u. Studenten ganz|u. der Landesverfafjung anfommt, ihm Gutadj- 
in der Art wie andere Bürger unterworfen, in⸗ ten abzufordern u. Aufträge zu geben berechtigt 
wiefern nicht diefe Verordnung eine Ausnahme) ift. $ 6. Der Univerfitätsrichter ift zugleich 
begründet. Alle Eremtionen, die diefer Beſtimm⸗Rechtsconſulent der Univerfität u. als ſolcher da- 
ung twiberftreiten, find hiermit aufgehoben u. für verantwortlich, daß die Beichlüffe u. Ver— 
die Polizei übt auch wider Studirende das Recht Handlungen bed akademiſchen Senats nad In— 


des erjten Angrijis. 
II. Reglement vom 18. Novbr. 1819. 


halt u. Form ben beftehenden Gefegen u. ber 
Berfaffung volllommen gemäß find. Er hat 


$1. Die durd) das Edikt vom 28. Dec. 1810|daher in allen Hier einichlagenden Gegenständen 


den Univerfitäten anvertraute akademiſche Dis- 
ciplin u. Bolizeigewalt wird nad) Verſchiedenheit 
der Fälle von dem Nector od. Univerfitätrichter 
od. dem alademijchen Senat ausgeübt. $ 2. Dem 
Rector allein gebührt die Ausübung der Disci- 
plin, foweit fie fi) über die Sitten u. den Fleiß 
der Studirenden erjtredt u. härtere Maßregeln 
al3 Ermahnungen u. Verweiſe -nicht erfordert. 
Schriftliche gg finden in diefen Fällen 
icht ftatt, doch ift der Rector verpflichtet, in 
iner kurzen Regiſtratur die von ihm gewählte 
taßregel, die Veranlaſſung zu bderjelben, ſowie 
an Vornamen, Namen, das Vaterland des da- 
rc; Betroffenen u. die Facultät, zu welcher 
rſelbe gehört, aufzuzeichnen u. dieſe Regijtra- 
v dem Iniverjitätßricdhter u. dem Dekan der 
acultät, zu welcher der Betroffene gehört, nad)» 
jtlich vorlegen zu laffen. 83. Wenn megen 
fleißes oder unh 












waltung des afademijchen Senats ftehenden Bene- 
ficien, Freitiſche u. Stipendien, od. Verweijung 
von der Univerfität, jo tritt das unter $ 10 sqg. 
bemerkte Verfahren ein. $ 4. Streitigkeiten unter 
den Studirenden felbjt, jo lange ſie nicht in 
Thätlichkeiten übergegangen, werden zunächſt von 
dem Wectgr allein erörtert; injofern ihm aber 
deren eng Beilegung nicht gelingen, oder, 
jeiner Anficht nach, einer der Theilnehmer eine 
härtere Strafe als einen bloßen Verweis ver- 
wirft Haben jollte, ift er verbunden, eine weitere 
Verhandlung dem Univerfitätsrichter zu über- 
faffen. $ 5. Die Ernennung des Univerfitäts- 
ı.hterd geihieht von Unjerem Minifterio der 
geiltlichen, Unterrichts» u. Mediceinal-Angelegen- 
heiten mit Zuftimmung Unjeres Juftiz- Minifterii 
u. Unſeres Minifterii zur Reviſion der Gejeß- 
gebung u. ſ. w. für die Univerfität Bonn. Der 
Univerfitätrichter foll in der et dieſelbe 
Qualification iu Verwaltung des Richteramts 
haben, welche Wir von den Mitgliedern Unſerer 


Ober⸗Landesgerichte nach näherer Anweiſung der zugeben. 


ein Votum decisivum gleich den anderen Senats- 
mitgliedern. Es fteht ihm auch frei, wenn er 
glaubt, daß der Beſchluß der Pluralität des 
Senats fi nicht vertreten laſſe, die obwaltende 
Differenz zur Entjcheidung des Regierungsbevoll- 
mädhtigten zu bringen. — In jolhen Fällen findet 
nur eine mündliche Deliberation ftatt, bei welcher 
die Wluralität ded Senat duch zwei von ihm 
erwählte Deputirte vertreten wird, Der Richter 
hält dem Regierungsbevollmädjtigten dann Vor- 
trag, der durch die Deputirten nöthigenfalld er- 
gänzt wird, u. nur derBejchluß des Regierungs- 
bevollmädhtigten wird, von ihm vollzogen, nieder- 
gejchrieben. — In den Rechtsangelegenheiten der 
Univerfität bieje vor Gericht zu vertreten, iſt der 
Richter nicht verbunden, er ja vielmehr befugt, 
gemeinschaftlich mit dem NRector der Univerjität 
einen Bevollmächtigten zu bejtellen, über deſſen 


ittlichen Betragens, ungeadhtet | Auswahl er ſich mit dem Senate vereinigen, u. 
ches in einer Verlegung der Allgem, Landes-|den er, nad) vorgängiger Rüdjprache mit dem: 
jege u. Verordnungen nod) nicht bejteht, dennoch|jelben, mit ber nöthigen Information verfehen 
ttere als die $ 2 bemerkten Strafen nothwen-u. hinſichts des Betriebes des Proceſſes fortge- 
ig werben, 3. B. Beraubung der unter der Vers|jegt controliren muß. 


. Wo ber Univerji- 
tät3richter zugleich die Jurisdiction auf den aka— 
demiſchen Gütern verwaltet, liegen ihm in dieſer 
Hinjiht die durd die Allgem. Gericht3ordnung 
den Juſtitiarien vorgejchriebenen Pflichten ob, 
$ 8. Bei Verwaltung der eigentlihen akademi— 
hen Disciplin u, Bolizeigewalt verfährt der 
Univerjitätsrichter völlig jelbjtändig: a, bei allen 
Eivitflagen gegen Studirende, deren Gegenftand 
lediglich pecuniär fi b. bei allen leichteren Ber» 
ehen, deren Strafe nur in Verweis ober in 
Entrerfirafe bis zu 4 Tagen befteht. — Es werden 
daher alle Eivilflagen, —* alle Anzeigen gegen 
Studirende wegen Verletzung der Polizeiverord- 
nungen u. Strafgejege bei dem Univerfitätsrichter 
angebradit, an ven aud) der Rector biefelben 
fofort abzugeben verbunden ift, fall3 fie zufällig 
in jeine Hände gekommen jein jollten, Der Uni- 
verjität3richter ijt verbunden, zunächſt zu prüfen, 
ob der Gegenjtand der Anzeige an die akademi— 
chen od. ordentlichen Gerichte any u. legteren 
all3 verbunden, die Unzeige fofort borthin ab» 
Er behält jedody entweder Abjchrift 


Algem, Gerihtsordnung erfordern. Er darfiderjelben zurüd, od. wenn die Sache Hierzu zu 
weder -alademifcher Lehrer noch Privatdocent|weitläufig fein follte, regiftrirt er aus den duch 


jein, hat aber den Rang der ordentlihen Profeſ⸗ feine Hände 


foren, Er ift Mitglied des akademiſchen Senats |wejentlihen Inhalt, damit auf dem Grund der. 
u. nimmt in demjelben, fowie bei feierlichen Auf- ſelben in der nächſten Senatsſitzung od. bei bes 


gehenden a dem Um deren 


zügen, die Stelle zur Linken des jedesmaligen|jonders wichtigen Fällen in einer von dem Rector 
Rectors ein. Er iſt befugt, in Sachen ſeines zu veranjtaltenden außerordentlihen Verſamm⸗ 
Amtes dem Gecretär u. den Unterthanen der|lung geprüft werden könne, ob es etwa bejonderer 
Univerfität Aufträge u. Unweijungen zu ertheilen, |Disciplinarmaßregeln bedürfe, Gehört die Sache 
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aber vor das alademifche Gericht, fo tft der Uni-! Megierungsbevollmächtigten findet, fobald der 
verfitätsrichter in den oben ad a. u. b. angege-| Rector ſich unter den Difjentirenden befindet, ſchon 
benen Fällen befugt, fie jelbftändig zu unter» dann ftatt, wenn ein Dritttheil ſämmtl. Stimmen 
ſuchen ut. zu enticheiden. — Es fteht ihm aber frei, des Senats fihgegen den Univerſitätsrichter erflärt, 
den Mector, Dekan der betreffenden Facultät,I$ 13. Sobald von dem Richter od. einem anderen 
od. jedes andere Mitglied der Univerfität, deſſen Senatsmitglied auf Ausſchließung von der Uni« 
Anweſenheit bei ber Unterfuhung er aus beſon⸗ |verfität, fei ed nun durch Exelusion, Consilium 
deren Umftänden etwa für nüglic hält, um Bei-Jabeundi od. Relegation, angetragen wird, haben 
wohnung der Termine zu erjuchen, u. dieſen ſämmtliche GSenatömitglieder eine völlig ent- 
Requifitionen muß von den Requirirten unmeiger- |jcheidende Stimme, u. die einfache Pluralität der 
lih Folge geleiftet werden. — Dagegen fteht es Stimmen gibt den Ausiclag; dem Richter fteht 
auf der anderen Geite jedem Mitgliede bed Senats jedoch frei, wenn er dem 1. ih nicht 
frei, in den Terminen gegenwärtig zu fein u.|fügen zu können glaubt, auf bie en bes 
dem Univerfitätsrichter feine Bemerkungen, jedoch |Regierungsbevollmä * wie im Falle ad 12, 
ohne alle weitere Einmifhung, mitzutheilen, jzu provociren. 814. Ulle Entfcheidungen, über 
8 9. Iſt der Univerfitätsrichter ber Meinung, welche Vortrag im Senate gehalten worden, 
daß nad Lage der beendigten Ausmittelungen werden in deſſen Namen abgefaßt und von dem 
ein bloßer Verweis hinreiche, jo gibt er die Ver-Rector u. Richter unterfchrieben. — Ulle fonftigen 
handlungen an ben Rector zurüd, bem, wenn er a ag u. in den ad a) u. b) des $ 8 
der Unficht des Richters beitritt, bie Vertheilung |bezeichneten Sachen, auch die Erfenntniffe, werden 
des Verweiſes überlaffen bleibt. Weicht die An⸗ von dem Univerfität3richter allein unterfchrieben. 
fiht des Rectors von ber bes — ab u.|$ 15. Alle Ausfertigungen, an denen der Uni— 
findet feine Bereinigung zwijchen beiden nad) |verfitätörichter theilnimmt, werden von dem 
gegenjeitiger Berathung ftatt, jo trägt der Rector|Secretarius contrafignirt; das Protokoll in den 

ie Sache dem verjammelten Senate bei der Terminsverhandlungen führt der Kanzellift und 
nädjften Sitzung vor, u. ber Beihluß der Plu-|Regiftrator der Univerfität. & 16. Der im 8 18 
ralität des Senats entſcheidet in dieſem Falleſdes Reglements vom 28. Dec. 1810 gegen Ent— 
unbedingt. $ 10. Bei allen größeren Vergehen, ſſcheidung des Senats in Disciplinarſachen nach— 
wo bie vermnthliche Strafe viertägige Jncarcera- Igelafjene Recurd muß, wenn auf Relegation er- 
tion überfteigt, wird die Unterfuhung zwar von kannt ift, binnen vier Tagen, und gegen andere 
dem Univerfitätörichter gleichfalls jelbjtändig nad |Disciplinarftrafen binnen 48 Stunden, bei Ber- 
$ 8 geleitet, er ift jedoch verbunden, zu den Ter-|meidung der Präclufion, Se werden. Im 
mindverhandlungen den Rector zuzuziehen, der letzteren Falle kann dad Minijterium ber geift 
ſich in Verhinderungsfällen den Rector des nächſt- [lihen, Unterrichts- u. Mebdicinalangelegenheiten 
vorigen Jahres, oder, wenn auch diefer verhin⸗ der Strafe eine Verſchärfung Hinzufügen, wenn 
dert wird, den Delan, oder, wenn auch biefer|der Recurs zur Ungebühr ergriffen it. In An— 
verhindert wird, einen Profefior ordinarius der|jehung der Durch dad gedachte Geſetz nachgelafjenen 
Facultãt welcher der ——— gehört, |Uppellation in Civilſachen bleibt es bei ben 
u fubftituicen berechtigt ift. $ 11. ls größere |feitgeftellten Sriften. $ 17. Der Rector fomol 

ergehen, jedoch mit den Beihränkungen, welche lald der Univerfitätsrichter find verpflichtet, in 
das Edict vom 28. Dec. 1810 $ 9 enthält, follen jjeder Senatd-Sigung von allen Sachen Nachricht 
ohne Ausnahme betrachtet werden: Duelle unter|zu geben, welde von ihnen nad) $$ 2, 4, 8, 9 
Studenten, bei denen keine erhebliche Berwundung beit der — Senats⸗Sitzung entſchieden 
oder Verftümmelung vorgefällen, Realinjurien, worden find. $ 18. Die Sorge für die Voll. 
Störung der Ruhe an Öffentlichen Orten, Beleis ng der Strafen liegt dem Richter ob, der, 
digung einer Obrigfeit, Beleidigung eined Lehrers, infofern von Sncarceration die Rebe ift, bad 
NRüdfichts ihrer nur disciplinellen Folgen, Auf-| Gutachten bed Deland der Facultät des zu ber 
wiegelei, Rottenftiftung unter Stubenten, Berruf3- |jtrafenden darüber Hören muß, mie die Strafe 
erflärung od. Ausführung einer Berrufderflärung, ohne zu großen Nachtheil für das Stubium bes 
Theilnahme an geheimen od. nicht autorifirten zu Beftrafenden zu vollftreden ſei. Dem Richter 
Verbindungen. 12. Auch die Enticheidung |gebührt daher auch die Auffiht über die zwed- 
erfolgt in den $$ 10 u. 11 beftimmten Fällen, mäßige Einrichtung bed Earcer3 u. über Befolg- 
jobald fie nicht auf Ausſchließung von ber Uni- [ung Garcerorbnung. 819. Hält der Richter 
verfität ausfällt, jelbftändig durch ben Univerfi- Jim Laufe der Unterfuhung die Verhaftung eines 
tätörichter, jedod nad) vorgängigem Vortrage im) Stubirenden für nothwendig, jo muß er Darüber, 
Senate. Sämmtlihen Mitgliedern des Senats wenn nicht Gefahr auf dem Verzuge — mit 
ſteht bei dieſem Vortrage eine —— Stimme|dem Rector und Dekan zuvörderſt ee 
u. Iſt aber die Hälfte der Mitglieder des nehmen; weichen beire von feiner Anſicht ab, ſo 
Eenate der Meinung, daß die Entſcheidung des entſcheidet nad) $ 6 der Regierungsbevollmäcdt- 
Richters zu hart od. zu gelinbe fei, u. betrifftligte, auf welchen ihrerſeits Hector u. Dekan pro» 
bie Bug onen in den Anfichten eine adht-|vociren können, wenn der Richter die von ihnen 
tägige Incarceration ob. eine noch härtereStrafe, behauptete Nothwendigkeit der Verhaftung nicht 
jo muß, wenn der Richter ſich von den Gründen |anerfennen will. 820. In allen Angelegenheiten, 
der übrigen Senatömitglieder nicht überzeugen wo außer dem pecuniären Intereſſe . 
läßt, der Regierungsbevollmächtigte über biejciplinelles eintritt, e> nad $ 10 bie Urt des 
Differenz entfdeiben. Diejer Recurd auf den Verfahrens davon abhängig, ob Rüdfichts des 
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leteren eine —— als viertägige Carcerſtrafe 
zu erwarten iſt; die Entſcheidung über das pe— 
cuniäre Intereſſe gebührt auf jeden Fall dem 
Richter allein. $ 21. Dem Univerfitätsrichter 


Alignement 


— Umt, 


100 Raumtheilen derjelben angeben; fie lönnen 
entweder die volle Scala vom 0—100 oder mur 
einen Theil derjelben, u. zwar in vollen Graden 
oder mit Angabe von Bruchtheilen, enthalten; 


fteht die Benugung der unteren Polizeibeamten | b) ſolche Thermometer, deren Scalen auf ‘Papier 


des Orts für die von ihm zu führenden Unter 
juhungen, unter Rüdiprache mit den Ort3-Chef 
derjelben, frei. Zu Mittheilungen zwifchen diefem 
u. dem Univerfitätsrichter bedarf es feiner förm— 
lihen Schreiben, die Verhandlungen werden viel- 
mehr gegenjeitig in originali brevi manu mitge- 
theilt u. mit den Originalvermerfen, welche er- 
beten worden, —— $ 22. Der Richter 
ſoll überhaupt das Organ fein, durch welches der 
Nector u. Senat mit den Ortöpolizeibehörden in 
Verbindung tritt, es muß daher in allen Unge- 
legenheiten, bei welchen ein polizeiliches Intereſſe 
ftattfindet, in3befondere alfo über die Anträge 
der Studirenden auf Zulaſſung öffentlicher Auf— 
züge, der Veranftaltung von Bällen u. Concerten, 
wiichen dem Rector u. Richter, und wenn dieje 
Ki über die Zulaſſung vereinigt haben, zwiſchen 
dem Richter u. dem 5 ef der Ortspolizeibehörde 
berathen werden. Der Regierungsbevollmächtigte 


od. Milchglas getheilt und mit der Queckſilber⸗ 
röhre in einer gläjernen Umhüllungsröhre ein- 
geichlofjen find. Die nad Reaumur auszuführ- 
ende u. als ſolche zu bezeichnende Theilung muß 
bis auf 10° unter dem Gefrierpunft fortgefeßt 
u. die Scala bei 12*/,° mit einem rothen Striche 
verjehen jein; c) jolche gläjerne Thermo-Altoholo- 
meter, bei denen dad Duedfilbergefäß des den 
oben angegebenen Erforderniffen entiprechenden 
Thermometerd al3 Belaftung für das damit ver» 
bundene Alfoholometer ohne weitere Beichwerung 
ausreicht. Der äufere Durchmeffer ded Dued- 
jilbergefäßes, für welches außer der Kugelform 
auch die eines Cylinders zuläſſig ift, darf 13 mm 
nicht überjchreiten. — Unzuläffig iſt die Eichung 
metallener Alfoholometer u. folder gläferner, die- 
neben der Scala nad; Tralles noch eine andere 
bon diejer verſchiedene Procenten- od. Reductiond- 
fcala befigen (Eihorbnung vom 16. Juli 1869 


entſcheidet, wenn bei den Verathungen feine Ber-|5 40). 
einigung, ftattfindet. 8 23. Der Richter muß| [Prüfung und —— Bei der Prüf- 
wöchentlich dem Regierungsbevollmächtigten einejung ift das im der Jnftruction angegebene Ver— 
Überficht der eingegangenen und der beendigten|fahren zu befolgen, und e3 dürfen nur ſolche 
Klagen und Anzeigen einreichen, in welche auch Inſtrumente gejtempelt werden, bei denen die 
die nad) $ 2 von dem Mector | Theilung eine größere Abweichung ala */;° gegen 
Regijtraturen aufzunehmen find. Das Schema|das zur Vergleihung benugte Normalinjtrument 
hierzu wird ihm der Regierungsbevollmächtigte|nicht zeigt. — Die Stempelung erfolgt für die 
mittheifen. Es ift damit eine Anzeige von der|Alfoholometer u. Thermo-Altoholometer auf der 
eichehenen Vollſtreckung der lirtheile zu ver-| Papierfcala, die den Namen und Wohnort des 
inden. Bei Vorfällen unter Studirenden, die|Berfertiger3 u. die Angabe, daß die Scala nad 
am Drte ein bejonderes Aufjehen erregt haben, Tralles getheilt ift, enthalten muß u. auf welche 
muß die Unzeigeanden Regierungsbevollmächtigten ſchon vorher von der Eichungsſtelle das Gewicht 
jogleich erfolgen, mit beftimmter Bezeichnung desjin Milligrammen aufgetragen ift; bei Thermo- 
bereits Feitftehenden und des zur Zeit noch un-|metern mit Papierfcala ebenfall3 auf diejer, bei 
verbürgt befannt Gewordenen. $ 24. Der|jolden mit Glasfcala durd) Auflleben de3 auf 
Univerfitätsrichter ift befugt u. verpflichtet, ge⸗ Papier aufgedrudten Stempel3 - (Eichordnung 
jeglich zuläffige Schuldeontracte der Studirenden|$ 41). 
aufzunehmen, aud die ftubirenden Ausländern) Eichſchein, Reductionstabelle, Gebraucsan- 
in ihren Privatangelegenheiten etwa nöthigen|mweifung.] Mit jedem Altoholometer und Ther- 
erichtlihen Beglaubigungen zu ertheilen, und|mo-Aitoholometer wird ein Eichichein u. Erem- 
Follen diefe Verhandlungen, für melde er aber|plar der Reductionstabellen nebjt beigedrudter Ge— 
in feinem Falle eine Taxe erheben darf, gericht: eig eg | ausgegeben. — Eriterer enthält 
lihen Glauben haben. — Nach diefer Verordnung, |die Firma des Verfertigers, den Tag der Prüf- 
welche zu Jedermanns Wiſſenſchaft durch Unferelung, bie Yaufende Nummer, den Umfang der 
Geſetzſammlung öffentlicd) befannt gemacht werden] Scala, das Gewicht des Inſtruments und den 
ſoll, haben alle, die es angeht, beſonders alle] Stempel der Eichungsſtelle. — Der Erſatz eines 
Univerfitäten u. Staatöbehörben ſich zu achten.| verlorenen Eichſcheines kann nur a neuer 
Alignement, ſ. Bebauung ie Prüfung des Inſtruments erfolgen, der Erſatz 
Alkohol wird zum Transport auf Eifenbahnen|einer verloren gegangenen Reductionstabelle nur 
nur in safe oder Blechgefäßen zugelafjen|gegen Vorzeigung des Eichſcheines (Eichordnung 
Eijenbahn- Betrieb3-Reglement vom 11.Mai1874|$ 42). 
u Nr. In. Schl.). Alleen, Beichäbigung derfelben, |. Feldpoli— 
Nltoholometer. Bei dem Verkaufe wein- zeiordnung 88 42—45. 
geistiger Flüſſigkeiten nach Stärfegraden dürfen] Ameifeneier, das unbefugte Sammeln der 
u Ermittelungen des Alloholgehalts nur ges|jelben, jowie das Zerſtören oder Zeritreuen der 
ri gejtempelte Alloholometer u. Thermometer| Ameijenhaufen in fremden Waldungen ift durch 
angewendet werben aß⸗ u. Gewichtsordnung | Polizei-Verordnungen in verjchiedenen Regier- 
vom 17. Aug. 1868 Art. 11). — ge rüfung u.|ungsbezirten verboten. 
Stempelung werben nur zugelaljfen: folche mt, 1) dauernde Unfähigleit zur Be- 


a 
läſerne Alloholometer, welche nad Seafleg ben'Meidung eines öffentlihen Amtes ift die 
obolgehalt einer meingeiftigen Flüſſigkeit in.gejeglihe Folge der Berurtheilung zu t« 


48 Nr. 2, A. 1. 
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hausſtrafe. Zu den öffentlichen Ämtern in,12. Sept. 1867 $ 1); ebenfo in Raffau und 
diefem Sinne gehören aber die Advocatur, die Homburg (Verordnung vom 22. Febr. 1867 
Anwaltihaft und das Notariat, jowie der Ge-/5 9). 8) In der . Weſtfalen bilden 
ſchwornen · u. Schöffendienft nicht (Str. G.⸗B. mehrere Gemeinden nebit den den Gemeinden 
$31). Die Aberlennung der bürgerlichen Ehren-|gleichgeftellten Gütern einen Verwaltungsbezirk 
rechte bewirft den dauernden Berluft der)(Amt); doch kann das Amt auch aus einer Gemeinde 
öffentlihen Amter (aſelbſt $ 33), ferner|beftehen. ©. im Übrigen unter Gemeinde-Ber- 
die Unfähigteit, während der im Urtheile be-/fajjung die Landgemeinde-Ordnung v. 19. März 
itimmten Zeit öffentliche Unter zu erlangen (da-| 1856 88 4—10. 4) In Hohenzollern be 
jelbit $ 34 Nr. 3). Neben einer Gefängnißftrafe, |ftehen vier Amtsverbände unter der Bezeichnung 
nit welder die Aberkennung der bürgerlihen|Ober-Amtsbezirke, au deren Spike der Ober- 
khrenrechte überhaupt hätte verbunden werben /amtmann fteht (Hohenzollerniche Amts- und 
önnen, Tann auf die — zur Befleidung |Landesordnung vom 2. April 1873 88 1 f.). 
iffentlicher Ämter auf die Dauer von einem bis] Amtmann, 1) in Weftfalen: derjelbe ift 
u fünf Jahren erfannt werden. Die Aberkenn-|der —— des aus mehreren Gemeinden und 
ing ber Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher den den Gemeinden gleichgeſtellten Gütern ge— 
Imter hat den dauernden Verluſt der befleideten] bildeten, ob. auch aus einer Gemeinde beftehenden 
Imter von eg zur Folge (daſ. $ 35).|Verwaltungsbezirts (Landgemeinde - Ordnung für 
Ye Wirkung der Aberfennung tritt mit der ®eftfalen vom 19. März 1856 $4). ©. im 
echtstraft des Urtheils ein; die Zeitdauer wird) Übrigen unter Gemeinde-Berfajjung diegg69 
on dem Tage berechnet, an dem die Freiheits- bis 74, 76, 80 Ubf. 4, 8 83 der Meitfälifchen 
cafe, neben welder jene Aberkennung ausge-|Landgemeindeorbnung. 2) IZnNajiauu Hom- 
rohen wurde, verbüßt, verjährt oder erlafjen/burg fteht der Amtmann den dajelbit als engere 
(daj. $ 36). — Ebenjo Hat die BerurtHeilung) Berwaltungsbezirke beftehen gebliebenen Amts» 
r Zuchthausftrafe, die Uberfennung der bürgere|bezirken vor. Demfelben liegt die Aufficht über 
hen Ehrenrechte u. der Fähigleit zur Bekleid⸗ die Handhabung der Ort3polizei in feinem Be- 
g, dffentlier Ümter, die Erledigung dedlzirfe ob; zugleich fungirt er als Organ des 
iſtlichen Amtes, Die al Nr zur Aus⸗Landraths für alle bem letzteren übertragenen 
ung deſſelben und ben Verlujt des Amtsein⸗ Geſchäftszweige (Verordnung vom 22. Febr. 
nmens zur Folge (Gejeg vom 11. Mai 1873|1867 $ 9). 3) In Walded- Pyrmont find an 
21). 2) ‚Unbefugte Ausübung eineö|die Stelle der Kreisräthe Umtmärnner getreten 
fentligen Umtes, ſowie Vornahme einer|(Allerh. Erlaß vom 25. Jan. 1869 Nr. 3). 
ndlung, welche nur Kraft eines öffentlichen) Aınts-Ausfcuß ift in dem Gebiete der Kreis- 
ites vorgenommen werben darf, wird mitlordming vom 13. Dec. 1872 neben dem Amts- 
fängnig bis zu Einem Jahr oder mit|vorjteher dad Organ der AUmtöverwaltung. ©. 
(bftrafe bis * 800 M beftraft (Str.G.-B.unter Kreisverfaſſung die Kreisordnung vom 
132). — er geiftlide Amt3hand-|13. Dec. 1872 88 50—55. — In Hohenzollern 
ıgen in einem Amte vornimmt, welches ihm) befteht zum Bmede der Verwaltung der An- 
gejeglichen Vorſchriften zumider übertragen] zelegenheiten ded3 Amt3verbandes u. der Wahr- 
den iſt, wird mit Geldjtrafe bis zu 300 Minehmung von Gefchäften der allgemeinen Landes» 
caft. Diefelbe Strafe trifft Denjenigen, der|verwaltung ein Amtsausfhuß aus dem Ober- 
Hiche Amtshandlungen in einem von ihm nicht amtmann u. vier Mitgliedern, welche von ber 
rend verwalteten Pfarramte vornimmt, nad): | Umtsverfammlung aus der Zahl der Amtsan— 
er bon bem Oberpräfidenten benadjrichtigt|gehörigen gewählt werden (Hohenzollernfche 
ben ift, daß das Zwangsverfahren behurs Imt3- und Landedordnung vom 2, April 1873 
dverbejegung ber Stelle in © Kt ber|s$ 40, 41 f.). 
ſchrift ın 8 18 Ab. 2 eingeleitet jet (Gejeg| Antsbeleidigung, ſ. Str.-G.-B. 8 196, 
11. Mai 1873 $ 23). Wer geiftlihe Amts.- Amtsentfernung, Umtsentjegung, find, 
‚lungen vomimmt, nachdem er infolge ge-Jabgejchen von den im ftrafgerichtlihen Verfahren 
lichen Strafurtheils die Fähigkeit zur Uus-jeintretenden Fällen des Umtsverluftes (f. unter 
g be3 geiftlihen Umtes verloren hat, wird| Amt) Disciplinarftrafen. 1) Gegen richter— 
elpftrafe bis zu 300 M beftraft (dafelbitiliche Beamte kann auf geittweife Entfernun 
). von den Dienftverridhtungen (f. Amtsfuspenfion) 
mt (Amtsbezirke), 1) in ben Provinzen/u. auf Dienftentlaffung erfannt werden. Lehztere 
ußen, Brandenb urg, Bommern,|Strafe zieht den Verluft des Titels u. Benfions- 
en, Scälejien u. Sachſen zerfallen die anſpruches von felbit nad) fi; es wird darauf 
e in Amtöbezirke, beziehungsweiſe in Gtabt-[nicht beſonders erkannt. Laſſen aber bejondere 
ntöbezirke. Dieje beftehen aus einer oder|Umftände eine mildere Berüdjichtigung zu, fo ift 
ren Nandgemeinben, oder aus einem oder|da3 Disciplinargeriht ermächtigt, in dem Ur— 
ren Gutsbezirken; an ihrer Spige ſtoht der)theile zugleich zu erkennen, daß dem Angeſchuld— 
vorfteher. ©. im Übrigen unter Kreis-Jigten ein Theil des reglementömäßigen Benfions- 
fung, Sreisordnung vom 13. Dec. 1872|betrages auf Lebenszeit ober auf gewijje Jahre 
47, 48, 49. 2) In der Brovinzjald Unterftügung zu verabreichen fei (Gejeß 
‚over find die Amter gemäß dem Geſetze vom 7. Mai 1851 $ 15). 2) Bezüglich Nidt- 
8. April 1859 ald die unteren Berwaltungs- |rihterliher Beamten Tann die Entfernung 
:  beftehen geblieben (Verordnung vom'aus dem Amte beftehen: a) in Verſetzung in 
3 
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ein anderes Amt von gleichem Range, jedoch alleiniger Ausnahme bes Falles einer Nothtaufe, 
mit Verminderung des Dienfteinfommens und nach der gejeglihen Beftimmung.). 

Verluft des Anſpruchs auf Umzugsfojten oder| Geſetz über die Vorbildung u. Anftellung der 
mit einem von beiden Nachtheilen. Dieje Strafe] Geiftlichen v. 11. Mai 1873]: $ 23. Wer geiftfiche 
findet nur auf Beamte in unmittelbarem Staats- Amtshandlungen in einem Amte vornimmt, 
dienft Anwendung; b) in Dienftentlajjung.|mweldes ihm den Vorſchriften der $5 1—3 zumider 
Dieje Strafe zieht den Verluft des Titels undjübertragen worden tft, wird mit Gelbitrafe bis 
Penſions⸗Anſpruches von jelbft nad) fi; eö wird zu 300 M beitraft. — Diejelbe Strafe trifft den— 
darauf nicht bejonders erkannt, es ſei denn, daß jenigen, der geijtlihe Amtshandlungen in einem 


vor Beendigung des Disciplinarverfahrens aus 
irgend einem von deſſen Ergebniß unabhängigen 
Grunde das Amtsverhältnig bereit aufgehört 
hat u. Ba auf Dienjtentlafjung nicht mehr zu 
erfennen ijt. Gehört der Angejchuldigte zu den 
Beamten, weldye einen Anſpruch auf Penſion 
haben, u. lafjen bejondere Umftände eine mildere 
Beurtheilung zu, jo ijt die Disciplinarbehörde 
ermächtigt, in ihrer Entſcheidung zugleich feſtzu— 
ſetzen, da dem Ungeihuldigten ein Theil des 
reglementsmäßigen Venfionsbetrages auf Lebens⸗ 
zeit oder auf gewiſſe Jahre als Unterftügung 
zu verabreichen ſei (Gejeg vom 21, Juli 1852 
16 


Amtsentfesung, j. Umtsentfernung. 

Amtsgewalt, jtrafbarer Mißbrauch derjelben, 
f. Str.-©.-B. 85 339— 349, 359, 359, 

Amtshandlungen, 

I. Unbefugte Vornahme von Amtöhand- 
lungen, Allgem. Landr. Th. II. Tit. 10: 

S 76. Niemand foll fich eigenmädtig die Ver- 
waltung eines Amts anmaßen, wozu er von der 
vorgejegten Behörde nicht angewiejen worden. 

27. er diejes thut u. vermöge eines ſolchen 

mt3 Handlungen vornimmt, zu weldyen er nad) 
den Gejegen überhaupt nicht qualificirt ijt, dejjen 
Handlungen find unkräftig. 878. Mangelt es 
ihm nicht an den erforderlichen Eigenſchaften 
zu Handlungen diefer Urt überhaupt, jo können 
zwar jeine Handlungen zum Nachtheil der Parteien 
in der Regel u. wo nicht bejondere Geſetze ein 
Anderes vorſchreiben, für nichtig nicht angejchen 
werden. $ 79. Er hat aber aud) in dieſem Falle 
nad) Verhältniß ded Grades feiner Schuld bei 
der ungebührlichen —— des Amts, ſeiner 
aus den Umſtänden ſich ergebenden unerlaubten 
Abſicht dabei und der aus der Anmaßung ent— 
ftandenen jhädlichen Folgen, wenn nicht bejondere 
Gejepe die Ahndung le beftimmen, willtür- 
liche Geld» od. Gefängnißftrafe verwirlt. 8 80. 
Alles, was der unbefugte Anmaßer bei Gelegen- 
heit der von ihm unternommenen Amt3handlungen 
empfangen hat, muß er zurüdgeben. $ 81. Nie— 


von ihm nicht dauernd verwalteten Pfarramte 
vornimmt, nachdem er von dem Oberpräfidenten 
benadhrichtigt worden ift, daß dad Zwangsver— 
fahren Behufs Wiederbeiegung der Stelle in Ges 
mäßheit der Vorjchrift in $ 18 Ubj. 2 eingeleitet 
ſei. $ 24. Wer geiftliche Amtshandlungen vor 
nimmt, nachdem er infolge gerichtlichen Straf» 
urtheild die Fähigkeit zur Ausübung des geift- 
lichen Amtes verloren hat ($ 21), wird mit Geld- 
itrafe bis zu 300 M beitraft. 


II. Conflicte bei gerihtlihen Berfolg- 
ungen wegen Amt u. Dienjthandlungen. 
Gejeg vom 13. Febr. 1854 [durdy Verordnung 
vom 16. Sept. 1867 Art. IV. auch in den neuen 
Provinzen in Kraft getreten]'): 

81. Wenn gegen einen Civil- oder Mili- 
tärbeamten wegen einer in Wusübung oder 
in Beranlafjung der Ausübung jeineg Amtes 
vorgenommenen Handlung od. wegen Unterlafj- 
ung einer Amtshandlung eine gerichtlihe Ver— 
jolgung im Wege des Civil» oder Strafprocefjes 
eingeleitet worden ift, jo fteht der vorgeſetzien 
Provinzial- oder Centralbehörde des Beamten, 
falls fie glaubt, daß demjelben eine zur gericht- 
lichen Verfolgung geeignete Überfchreitung feiner 
Umtsbefugnifje oder Unterlaffung einer ihm ob— 
liegenden Amtshandlung nicht zur Laſt fällt, die 
Befugniß zu, dem Conflict zu erheben. 8 8. Be- 
findet der Gerichtshof N Entiheidung der 
Competenz-Eonjlicte], Da dem Beamten eine zur 
gerichtlichen Verfolgung geeignete Überfchreitung 
jeiner Amtsbefugniſſe od. Unterlafjung einer ihm 
obliegenden Amtshandlung nicht zur Laft fällt, 
jo enticheidet er, da der Rechtsweg gegen den 
Beamten unzuläffig jei, im entgegengejegten Falle 
aber, daß derjelbe zuläſſig jei. — Ein Urtheil 
der legteren Urt präjubdicirt weder dem Beamten 
in feiner weiteren Vertheidigung vor dem Ge— 
richte, noch dem Gerichte in Feiner rechtlichen. 
Entſcheidung der Sache. $ 4. Vorftehende Be— 
jtimmungen find aud) anwendbar, wenn eine ge= 
richtlihe Verfolgung wegen Amtshandlungen 


mand foll bei 30—2400 M fiscaliicher Geidſirafe (81) gegen einen aus dem Dienfte bereits aud« 


fid) ein Amt anmaßen, welches ihm nit auf 
eine der eingeführten Ordnung gemäße Art über- 
eben worden. 882. Allen Schaden, welcher aus 
Bas ungebührlihen UAnmaßungen für ben 
Staat od. einen Dritten entfteht, muß er erfegen 
Durd die Cab.Ordre vom 9. März 1834 ijt 
ejtimmt, daß die $ 79 angedrohte Geldbuße bis 
150 M od. Gefängnißftrafe bis 6 Wochen eintreten 
foll, wenn Perſonen, welche die Ordination zu 
einem geiftlichen Amte nicht erhalten haben, 
geiftliche Amtshandlımgen anmapen, insbejondere 
das —— austheilen, die Confirmation, 
eine Trauung od. Taufhandlung vornehmen, mit 





——— Beamten od. gegen die Erben eines 
eamten anhängig wird, $ 5. Unter den Be— 
amten ($ 1) find auch Diejenigen, melde in 
mittelbarem Gtaatsdienfte ftehen, einbegriffen. 
$ 6. Dad gegenwärtige Gejeg findet aud An 
wendung, wenn Perjonen des Goldatenftandes 
wegen Handlungen, welche von ihnen bei Aus- 


übung od. in Veranlafjung der Ausübung ihrer 
Dienjtverrihtungen vorgenommen find, od. wegen 


Unterlaffung ihrer Tienjtverrichtungen bei anderen 


als Militärgerichten belangt werden. — In biefen 


) Es werden bier bie das Verfahren vor bem Gerichts⸗ 


bofe betreffenden Beftimmungen des Geſetzes nicht abgebrudt_ 
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Fällen ftcht dem vorgefegten Divifions-Eomman- |; Die Departements-CHef3 haben auf die Befolg- 
Deur od, commandirenden General die Befugnißiung diefer für die Beamten aller Kategorien 
u, den Conflict zu erheben. Die Verrichtungen geltenden Vorſchrift mit Ernft und Sorgfalt zu 
es Gerichtöhofes zur Entfcheidung der Competenz⸗ |halten, die Beamten, welche biefelbe verlegen, 


Amtshauptmann — Unilinfarben- Fabriken. 


eonflicte werben durch dad 


dreier höherer Offiziere, die von dem Könige 
jedesmal auf 3 Jahre bezeichnet werben, zu ent- 
icheiden hat. Die Beihlußnahme erfolgt auf den 
ihriftlihen Vortrag zweier rechtäverftändiger 
Neferenten, deren einer von dem Juſtizminiſter, 
der andere von dem riegsminifter ernannt wird. 
H 7. Ausgeſchloſſen von dem gegenwärtigen Ge- 
ege bleiben die Fälle, in denen bie gerichtliche 
Verfolgung eingeleitet ift: 1) gegen richterliche 
Beanite, 2) gegen andere Juftizbeamte, mit Aus- 
nahme ber Beamten der Staatsanwaltihaft und 
der gerichtlichen Polizei, 3) gegen die im Bezirke 
des Appellationdgerichtöhofes zu Köln angejtellten 
— — u. Civilſtandsbeamten. 
mtshauptmann iſt der an der Spitze ber 
Hannoverjchen Umtsbezirke ftehende, vom König 
ernannte Beamte, welcher die Verwaltung im 
Amtsbezirke, foweit diejelbe nicht anderen Be— 
hörden überwiejen ift, nad den Beftimmungen 
der hannoverjchen Amt3ordnung vom10.Mai1859 
an ühren hat. Demfelben fünnen durch den 
nifter de3 Innern Hilfsbeamte beigeorbnet 
werden (Verordnung vom 12. Sept, 1867 85 2 
bi8 3). ©. aud Kreishauptmann. 
Amtslleidung, Beitrafung bes —— 
Tragens derſelben, ſ. Str.⸗G.B. 860 Nr. 8, 
Amtsmigbraudg, Strafbarer, |. Str.G.⸗B. 
33 


9. 

Amtsfuspenfion, |. u. Disciplinarver- 
fahren, Geſetz vom 21. Juli 1852 88 48 f., jo- 
wie unter Reihsbeamten, Gejeg vom 31. 
März 1873 88 125 f. 

Amtsverbrechen, ſ. unter Str.-©.-B. 88 331 


bis 359. 

tg in dem Bereiche der Kreis» 
ordnung vom 13, Dec. 1872 j. u. Kreidorb- 
nung 88 46—73. 


Amtsvergehen, ſ. unter Str.G.⸗B. 88 831 
bis 359, auch Disciplinarverfahren, 
Amtsverjchwiegenheit. 
Cab.»Ordre vom 21. Nov. 1835: 
Obgleich Gefege und Dienft » Inftructionen 
den Öffentliden Beamten Berjchwiegen- 


litär⸗Juſtiz⸗De⸗ | unnachfichtlich A Verantwortung u. Beitrafung 
partement ausgeübt, welches unter Mitwirkung |zu ziehen u. 


ir anzuzeigen, bamit fie dem Be- 

nben nad; neben der verwirkten Strafe * 
Penſion aus dem Dienſte entfernt werden. — Die 
Notare find verpflichtet, über die Verhandlungen, 
bei denen fie mitgewirkt haben, Verſchwiegenheit 
zu beobachten (Gejeb v. 11. Juli 1845 819). — 
Bezüglich der Verpflichtung ber Reichsbeamten 
zur Amtsverſchwiegenheit |. u. Reichsbeamte 
Geſetz v. 31. März 1873 88 11u. 12.) — Wegen 

eſtrafung der unbefugten Offenbarung von 
Privatgeheimniſſen Seitens der Rechtsanwälte, 
Advocaten, Notare, Vertheidiger in Strafſachen, 
Ärzte, Hebammen, Apotheker, ſowie der en 
dieer Perſonen, ſ. unter Str.-©.-B. 8 300, ſowie 
bezüglih der Beamten im Dienft des Aus— 
wärtigen Amtes, bajelbit $ 3634. 

Amisvorgeſetzte, Berleitung Untergebener 
u dienftwidrigen Handlungen ſeitens derjelben, 
‚ Str.G.B. 8 357, 

Amtsvorſteher in den öſtlichen Provinzen, ſ. 
unter Kreisordnun 21, 46—69. 

Amtszeichen, Beitrafung bed unbefugten 
Tragend eines foldhen, ſ. Str.-G.-B. 8 360 Nr. 8. 

nbieten von Geſchenken an Beamte, |. Str.- 
G.B. 8 333, 

Androhung, Störung bes öffentl. Friedens 
durch Androhung eined gemeingefährlichen Ber- 
bredeng, |. Str.-©.-B. 5126. S. auch Drohung. 

ugehörige, als folhe find im Sinne des 
Str.-®.-B. anzufehen Berwandte u. Verſchwägerte 
auf» u. abfteigender Linie, Aboptiv- und Pflege- 
Eltern und Kinder, Ehegatten, Geſchwiſter und 
deren —* atten u. Verlobte. 

Ange Aicherel, ſ. u. Fiſche reipolizei bie 

Ver vom 7. März 1845 A. $ 22; 

. 8 86; C. 8 86. 

Hngelöönth, Beftrafung der Zuwiderhand⸗ 
fung gegen eine durch eibliches Angelöbniß vor 
Gericht beftellte Sicherheit zc., ſ. unt. Str.-&.-B. 
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Angriff, Beftrafung thätlichen Ungreifens eines 
Beamten während ber rechtmäßigen Ausübung 
feines Amtes, ſ. Str.-&.-B. 8 113; ber Forit- 
u. Jagdbeamten, ſ. daſelbſt 83 117, 118. Ber- 


heit über Gegenftände ihres Amtes — Pflicht 
machen, jo Habe Ih doch mißfällig in Er- 
—— gebracht, daß dieſe Pflicht aus den 
ugen geſetzt, über dergleichen Gegenſtände ohne 
amtliche Veranlaffung mündliche und fchriftliche 
Mittheilungen gemad)t und jolche jelbit zur Pur 
blicität gebradjt worden. Eine ſolche Verlegung |unter Tr LIRAERR 
der gejeglichen Vorſchriften ift nicht länger zu] Anilinfarben-Fabriken, zur Anlegung der— 
dulden; das Staatöminijterium hat en biefelfelben bedarf es bejonderer Genehmigung, j. 
Mißbräuche abzuftellen und zu veranlafien, daß Chemiſche Fabriken. 
die Departement3-ChHef3 nit nur ihren unter-|Durh die Minifterial-Berfügung vom 
geordneten Behörden u. Beamten die im Interefje[10. Juni 1865 [zu Nr. 4 u.5 abgeändert Dur) 
de3 Dienſtes unerläßliche Verſchwiegenheit wieder. | Eircular vom 13. Oct. 1876] jind folgende 
holend u. ernftlic einſchärfen, jondern aud; die) Bedingungen für bie Erridtung von 
eeigneten Anordnungen treffen, um die genaue Anilinfarben-Fabriten vorgeichrieben: 
eobachtung derjelben zu fihern und die Propa-) I) Diejenigen Arbeitsräume der Anilinfarden- 
lation amtlicher Verhandlungen zu verhindern, Fabriken, in welchen mit arjenifhaltigen Pro— 


—— des Todes eines Menſchen oder einer 
ſchweren Körperverletzung durch einen von Mehreren 
gemachten Angriff, | Datefbft sh 227. — Beitraf- 
ung de3 Angriff mit einer Waffe urn 
f. daf. 8 367 Nr. 10. — Befugniß bed Beamten 
zum Waffengebraud; gegen thätlidhen Angriff, ſ. 
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ducten gearbeitet wird, müffen mit waſſerdichten 1 
Fußböden verjehen werben. Bur Heritellung fi 
der letzteren find Fließen, welche in eine Unter-|? 
fage von Gement zu find, zu verwenden. |n 
leitungen nad) bem Rinnftein od. nad; anderen 
Abzügen dürfen in biefen Arbeiträumen nicht 
, angebradjt werben, fondern e& ift zur Nufnahme 
des Spülwafjerd unter der Sohle des Fußbodens 
ein wafjerdichter Behälter anzulegen. Der In⸗ 
halt befjelben wird wie die arjenhaltigen Laugen 
nad ber unter Nr. 4 folgenden Vorſchrift 
handelt, Die Wände ber Urbeitsräume jind, um 
dem Eindringen arjenifpaltiger Flüſſigleiten in 
die Fundamente vorzubeugen, unten mit einer 
Cementſchicht von mindejtens 1 Fuß Höhe über]; 
dem Fußboden zu überfleiven. 2) Die zur Dar- 
ftelung der Anilin » Pigmente verwenbenbelr 
Arjenit-Gäure, ſowie bie ———— Fabril · 
NRüdftände, müſſen in beſonderen Räumen, deren l 
Fußböden mit Fließen und Cement — 
worden find, aufbewahrt werben. Andere ala]; 
bie genannten Gegenftände dürfen in dieſen Räumen 
nicht gelagert werben, Zum Meffen u. Wisegen|e 
der Arſen⸗Säãure müffen daſelbſt befondere Gerfo 
räthe, welde zum Meffen und Wiegen anderer|J 
Gegenſtãnde nicht benutzt werben bürfen, gehalten |z 
werden, Die zur Aufbewahrung ber Arjen-|d 
Säure u. der Rüdftände dienenden Räume müffen|] 
unter Verſchluß gehalten werben. 3) Die Arjen. 
Säure darf auf dem Fabrik-Mreale ohne befondere 
Erlaubniß nicht bereitet werben. 4) Die flüffigen, 
Arjen » Säure enthaltenden Laugen, welche bei 
der Fabrilation ber Anilin-Pigmente entjtehen, 
beögleichen arjenifhaltige Refidua jeder Art (vgl. 
Nr. 1) dürfen weder den Gewäffern durch Gräben |n 
od. Kanäle zugeführt, noch in Senkgrüben ge: 
bracht, ſondern müſſen zu feften Deaffen 5 
gebampft merben, welche an ber Luft nicht 
tjließlich fein dürfen. Das Eindampfen die, 
Ir Laugen, ſowie bie Erhi ung von Flüſſig⸗ 
eiten, melde gleichzeitig Urjenit- Säure und 
Salz» Eäure enthalten, darf nur unter gutlw 
—— Dampffängen erfolgen. 5 Su Abfuhr 
er eingedampften Ärſenik-Ruckſtände ſind bichte, 
mit der Aufſchrift „Arjenit-Rüdjtände* verſeheneſP 
5 er zu bemugen. Die Abfuhr darf nur nadlgı 
olchen Orten erfolgen, welde von ber Polizei. 
behörbe ald dazu geeignet anerfannt find. 6) Esſe 
ift ein Giftbuch zu führen, welches das Datum 
des Bezuges, den Namen u. Wohnort bes Liefer 
anten, jowie bad Gewicht ber a Ürfenit.|9} 
Eäure, ferner dad Datum ber 
Arfjenit-Nüdftände, deren Gewicht, 
—— dieſelben geſchafft worden, u. den Namen des 
Svpediteurs nachweiſen muß. 7) Das Mitbringen|fe 
von Eßwaaren in die Fabrikationsräume ift den] 
Arbeitern zu unterfagen. 8) Der Betrieb der 
Fabrik darf erft * ttgehabter amtlicher Re⸗ gi 
‚ bifion beginnen. 9) Unternehmer bleibt gehalten, 
falls ſich ergeben follte, daß bie getroffenen Ein. 
richtungen nicht genügen, um Gefahren für das 
Leben od. die Gefunbheit der in der Fabrik be, 
fhäftigten Arbeiter oder des Publicums abzu. 
wenden, alle diejenigen —— zu trefien,|&; 
welche zur Erreichung größerer Cicherheit ihm 
von ber Polizeibehörde vorgejchrieben werden. ei 
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Anmufterung der Schiffsleute auf Kauffar-|hoben u. der Einjpruh durch Thatſachen be- 
tefhiften, j. Scemannd-Drbdn. $$ 5 ff.; derigründet wird, welde die Annahme rechtfertigen, 


— der Marine, ſ. Wehr-Ordn. $ 15 
Nr. 5. 

Annahme von Geſchenken Seitens ber Beam: 
ten, |. Str.G.⸗B. $$ 331—335, 

Anpflanzungen, Beitrafung ihrer Beſchädig— 
ung, . Heldpolizei-Orbn.$ 42 Nr. 3 u. Str.- 
6.8. $ 304. 

Anreizung, 1. zur Begehung hochverräther- 
iher Handlungen, |. Str.-G.-B. $ 85; 2. der 
Soldaten zum Ungehorjam, j. Milttär-Str.-©.-B, 
$8 99, 100, Str-®.-B. $ 112; Velagerungszu- 
ftand 8 9, 10; 8. zu Gemaltthätigfeiten, ſ. 
Str.G.B. $ 130; 4. zum Zweilkampfe, j. 
daſ. $ 210. 

Anfagepoiten u. Anfageverfahren, j. Ber- 
einszollgejeg $$ 33, 38. 

Anſchlag, Öffentlicher, behufs Aufforderung 
zum Hochverrath, j.Str.-&.-B.$ 85; zum Wider- 
itand gegen die Staatsgewalt, j. daj. $ 110. 
Beftrafung des Anſchlagens unzüchtiger Abbild. 
ungen zc. an dem Bublicum zugänglichen Orten, 
i. dai. $ 184. Öffentliches Anſchlagen von Be- 
fanntmadhungen, j. Preß-Geſ. $ 30. 

Anfchuldigung, Beitrafung falicher, ſ. Str.- 
G.B. 88 164, 165. 

Anfiedelungen, Gründung neuer. 

[Gejeg, betr. die Vertheilung der öffentlichen La- 
ften bei Grundſtückstheilungen u. die Gründung 
neuer Anfiedelungen in den Brov. Preußen, Brans 


da bie —— den Schutz der Nutzungen 
benachbarter Grundſtücke aus dem Feld» oder 
Gartenbau, aus ber Forſtwirthſchaft, der Jagd 
oder der Fiſcherei — werde. $16. Bor 
Erteilung der Anjtedelungsgenehmigung find 
die betheiligten Gemeinde- (Guts⸗) a Fe 
bon dem Untrage in Kenntniß zu ſetzen. Dieſe 
(oma den Untrag innerhalb ihrer Gemeinden 
Gutsbezirke) auf ort3übliche Art mit dem Be- 
merken befannt zu machen, daß gegen den Ans 
trag von den Kigenthümern, Nußungs-, Ges 
braudjsberedhtigten u. Pächtern der benachbarten 
Grundjtüde innerhalb einer Präclufivfriit von 
21 Tagen bei der Ortspolizeibehörde Einſpruch 
erhoben werden fünne, wenn der Einſpruch ſich 
durch Thatſachen ver in $ 15 bezeichneten Art 
begründen lajje. — Die erhobenen Einſprüche find 
von der Ortöpolizeibehörde, geeignetenfalls nach 
Unhörung des Untragjtellers u. derjenigen, welche 
Einjprudy erhoben haben, ſowie nad; Aufnahme 
deö Beweiſes zu prüfen. $ 17. Die Verjagun 

der Genehmigung auf Grimd des $ 14 od, — 
Grund erhobener Einſprüche ($ 15), jowie bie 
Zurückweiſung der gegen die Anjiedelungäge- 
nehmigung erhobenen Einſprüche erfolgt durch 
einen Beſcheid der Ortspolizeibehörde, welcher 
mit Gründen zu verſehen u. dem Autragſteller, 
ſowie denjenigen, welche Einſpruch erhoben haben, 
zu eröffnen iſt. — Gegen den Beſcheid ſteht dem 
Antragſteller, ſowie denjenigen, welche Einſpruch 


denburg, Pommern, Poſen, S ic Sadjen u.[erhoben Haben, innerhalb einer Präckufivfrijt von 
Weſtfalen, v. 25. Aug.1876:] $ 13. Wer außer-] 10 Tagen nad Zuftellung des Beſcheides, den 
halb einer im Bujammenhange gebauten Ort-| Tag der Zuftelung ungerechnet, die Klage im 
ihaft ein Wohnhaus erridten od. ein ſchon vor-|VBerwaltungsitreitverfahren offen. Zuſtändig ift 
handene® Gebäude zum Wohnhauje einrichten|der Kreisausihuß, in Stadttreifen das Bezirks- 
will, bedarf einer von der Ortöpolizeibehörde zu |verwaltungsgeridht. $ 18. Wer außerhalb einer 
ertheilenden Anſiedelungsgenehmigung. Borderen |im Bujammenhange gebauten Ortſchaft eine Eolo- 
Aushändigung darf die polizeiliche Bauerlaubniß|nie anlegen will, hat dazu die Genehmigung des 
nicht ertHeilt werden. — Die Anfiedelungsgenehmig- | Kreisausfchuffes, un Stadtfreifen der Ortspolizei- 


ung iſt nicht erforderlich für Wohnhäufer, welche 
in den Grenzen eines nad) dem Gejeg vom 
2. Zuli 1875 feitgeftellten Bebauungsplan oder 
welche auf einem bereit3 bebauten Grundjtüde 
m Zuſammenhange mit bewohnten Gebäuden 
»rrichtet oder eingerichtet werben follen. $ 14. 
Die Unfiedelun —— iſt zu verſagen, 
venn nicht nachgewieſen iſt, daß der Platz, auf 
velchem die Anſiedelung gegründet werden ſoll, 
urch einen jederzeit offenen Weg zugänglich, 
d. daß die Beſchaffung eines ſolchen Weges ge- 
ichert ift. Wenn nur der letztere Nachweis er- 
racht werben kann, jo ijt bei Ertheilung ber 
Infiedelungsgenehmigung für die Beſchaffung des 
Bege3 eine Frijt zu bejtimmen, nach deren frucht- 
em Ablaufe das polizeiliche Zwangsverfahren 
ntritt. 15. Die Anjiedelungsgenehmigung 
ınn verjagt werden, wenn gegen die Anfiebel- 
ng von dem Eigenthümer, dem Nutzungs- od. 
jebrauch#beredtigten od. dem Pächter eines be- 
ıchbarten Grundſtücks od. von dem Vorſteher 
:3 Gemeinde- (Guts⸗) Bezirkd, zu welchem das 
ı befiedelnde Grundjtüd genie ob. von einem 
x Borjteher derjenigen Gemeinde- (Gut3-) Be- 


rfe, an welche bafjelbe grenzt, Einſpruch er- 


behörde, zu beantragen. Mit dem Antrage ift 
ein Plan vorzulegen u. darin nadzumeijen, in 
welder Urt die Gemeinde», Kirchen: u. Schulver- 
ältniffe der Eolonie geordnet werden jollen, 

19. Die Genehmigung zur Anlegung einer 
olonie kann verjagt werden, wenn u. jo lange 
die Gemeinde», Kirchen- u. Schulverhältnifje nicht 
dem öffentlichen Intereſſe u. dem beftehenden ge« 
jeglichen u. ftatutarifhen Beltimmungen gemäß 
geordnet find. Im Übrigen finden die Beitimms 
ungen der 55 14 bis 17 mit der Mafgabe Ans 
wendung, daß bie in ben RN 16, 17 der Ort 
polizeibehörde beigelegten Befugniffe für Land- 
freije von dem Kreisausſchuſſe wahrzunchmen 
find u. gegen den vom Kreisausſchuß ergangenen 
Beſcheid innerhalb der im $ 17 beitimmten Friſt 
der Einſpruch auf mündliche Verhandlung im 
Streitverfahren jtattfindet. $ 20. Wer vor Er- 
theilung der vorgejchriebench Genehmigung mit 
einer neuen Anjiedelung od. der rag re einer 
Eolonie beginnt, wird mit Geldjtrafe bis 150M 
oder Haft beſtraft. Auch kann bie Ort3polizei- 
behörde die Weiterführung der Unfiedelung oder 
Eolonie verhindern u. die Wegſchaffung der er- 
richteten Unlagen anordnen. 
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Anftedende Krankheiten. 
Sanitätspolizeiliche Vorſchriften beiden 
am häufigſten vorkommenden an— 
ftedenden Krankheiten.) 

Inhalt: J. Allgem. ——— Vor⸗ 
ſchriften. II. Specielle ſanitäts-polizeiliche Vor— 
ſchriften. 1) Bei der Cholera. 2) Beim Fe 
3) Bei der Ruhr. 4) Bei den Poden, 5) Bei 
Majern, Scharlad u. Rötheln. 6) Bei der con- 
tagiöfen —— . 7) Bei der Syphilis. 
8) Bei der Kräge. 9) Beim Weichſelzopf. 10) 
Beim Kopfgrind, Krebs, Schwindſucht, Gicht. 
11) Bei der Tollkrankheit (Hundswuth). 12) Beim 
Milzbrande. 13) Beim Rog u. Wurm. 


Sanität3»polizeilihe Vorſchriften bei 
anftedenden Krankheiten, 


[1. Wügemeine Boridieiften. Greiätung von und deren Einrichtung vorzubereiten, 5) die Po- 


Sanitätcommiffionen.]) $1. Behufs der Verhüt- 
ung und Beſchränkung anftedender Krankheiten 
folen GSanitätcommiffionen errichtet werden. 

[Wo ſolche einzurichten.) $2. In Städten von 
5000 u, mehr Em, jollen diejelben fortwährend 
beitehen, in fleineren Städten u. auf dem Lande 
bleibt deren Errichtung den Regierungen über- 


unreime 


AUnftedende Krankheiten. 


(Wirkfamfeit derfelben im Befonderen.] $ 
Insbeſondere liegt denjelben ob: 1) auf ten 
Geſundheitszuſtand des Orts oder Bezirk, für 
welchen fie gebildet find, zu wachen; 2) bie 
Urſachen, melde zur Entſtehung und Ver— 
breitung anjtedender Krankheiten Beraniafjung 
eben können, wohin 3.8. Unreinlichkeit in jeder 
eziehung, überfüllte u. ungejunde Wohnungen, 
i uft, ſchädliche Nahrungsmittel u. ſ. w. 
gehören, möglichſt zu entfernen; 3) zur Belehr- 
ung des Publicums über die Erfcheinungen der 
wichtigeren anftedenden Krankheiten und das 
bei deren Ausbruche zu beobachtende Verfahren 
mit umfichtiger Schpmung nad) Anleitung ber 
Beilage B beizutragen; 4) die für den Fall 
der Annäherung und des zu befürdhtenden Aus⸗ 
bruchs folder Krankheiten etwa erforderlichen 
eil» und Berpflegungdanftalten zu ermitteln 


lizeibehörde überhaupt in allen, die Berhütun 
des Ausbruchs u. der Verbreitung dieſer Krank- 


ra betreffenden Wugelegenheiten zu unter« 


tügen, 
eihaffung der Hierzu erforberlichen Mittel. 
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Mittel liegt der Commune ob. u. die Sanitätd» 


lafjen. e : 
mmenfeung derſelben. 8. Diefet. | Ommiffionen Haben ſich deßhalb mit der Commu⸗ 
„it — en: a) — Pe nalbehörbe zu verftändigen. Sollte ſich dieſe aber 


den Vorſitz führenden Vorſtande der Ortöpolizei- 
behörbe u. mo dieſelbe nicht zugleich Die Commu- 
nalbehörde ift, auchaus dem Vorftande od, einem 
von demjelben zu deputirenden Mitgliede der 
legteren; b) aus einem oder mehreren von der 
DOrtöpolizeibehörde zu beftimmenden Ärzten; 
2 aus mindeſtens drei von den Vertretern der 
ommune — Stadtverordneten od. Gemeinderath 
zu erwählenden geeigneten Einwohnern ber 
Stedt; d) in Garnifonorten außerdem 2 aus 
einem od, mehreren von den Militär-Be 
abern zu beftimmendenDffizieren u. einem oberen 

—— 

[Specialeommiffionen.] $ 4. Ob in größ- 
eren Städten außer der Sanitätscommiſſion 
nod) bejondere berjelben untergeordnete Special- 
Schutz⸗ oder a Eommilfionen zu bilden 

d, hängt von der Ortspolizeibehörde ab. 
jeber diejer —— muß wenigſtens 
ein Arzt od. Wundarzt, ein Polizei- od. Commu- 
nalbeamter u. mehrere von den Vertretern der 
Commune zu erwählende Mitglieder derſelben 
gehören. 

Birffamkeit der Sanitätscommiſſionen im 
Allgemeinen] $ 5. Die Sanität2commiffionen 
bilden theils rathgebende, theils ausführende Be— 
hörben in der Art, daß die Ortöpolizeibehörde 
diefelben in allen Fälen, wo jie ihrer Unter- 
ftügung od. Beratung bedarf, dazu berufen kann, 
* aber auch ihre Vorſchläge anzuhören u. 
darüber zu entſcheiden hat. 


ı) Durd die &.:D. vom 8. Aug. 1835 int u. unterm 
28. Oct. 1835 vom Etaatsminifterium veröffentlicht. Die als 
Anbang aut Gefegfanmlung für 1935 abgedrudte Belehrung 
über die Natur u. Behandlung anftedender Krankheiten, fowie 
die ald Anlage A. beigefügte Sunetung jun Desinfectionsvers 
ahren werden bier nicht abgebrudt. Bezüglich der anfteden: 
en Krankheiten unter Thieren ſ. VBiebjeuchengefeg. 


ehls⸗ ich 


hierbei ſäumig bezeigen, ſo iſt unverzüglich der 
vorgeſetzten Behörde Anzeige zu en, Reme⸗ 
dur nachzuſu 

Obliegenheiten ber Commiſſionen bei An 
näherung von anftedenben Krankheiten, die dem 


Gemeinwejen Gefahr drohen.) 8. Bei An- 
näherung einer ba allgemeine Geſundheitswohl 
die 


—— anſteckenden Krankheit müfjen 
anitãtscommiſſionen, jo oft die Umſtaͤnde es 
erforderlich machen, zu den nöthigen Berathungen 
l verjanmeln u. wöchentlich wenigſtens einmal 
er —— Behörde über den Geſundheits— 
zuftand u. die getroffenen Maßregeln berichten. 
Anzeige wirklich vorfommenber Fälle bon an⸗ 
ftedenden Krankheiten] $ 9. Ale Familien» 
häupter, Haus und Gaftwirthe und Medici- 
nalperjonen find ſchuldig, von den in ihrer 
Bamilie, ihrem Haufe und ihrer Praxis vor« 
lommenden Fällen wichtiger und dem Gemein- 
wejen Gefahr drohender anftedender Krankheiten 
nad) Maßgabe ber sub II enthaltenen näheren 
Beitimmungen, ſowie von plößlich eingetretenen 
verdädjtigen Erfrantungs« ober Todeställen der „ 
Polizeibehörde ungejäumt fchriftlich od. mündlich 
Unzeige zu machen. Bei verdädtigen Todes» 
fällen darf die Beerdigung jedenfall® nur nad 
erhaltener Erlaubniß der Polizeibehörbe ftatt» 
finden. Diejelben Verpflichtungen zur Anzeige 
u, |. w. liegen auch ben Geiftlichen ob, ſobald 
fie von dergleihen Fällen Kenntniß erlangen. 
Eonftatirung derjelben durch die Rolizeibehörbe 
u. Berichtserftattung darüber.) 810. Aufdieer al» 
tene Anzeige muß die Polizeibehörde die —* 
Fälle ſolcher Krankheiten (8 9) ärztlich unterſuchen 
lafjen, u, wenn das Gutachten das wirfliche Bor» 
handenjein derjelben beitätigt, unverzüglich nicht 
nur ihrer vorgejegten Behörde, fondern auch der 
oberjten Militärbehörde des Orts darüber Mit- 
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teilung machen. — Werben die Erkrankungsfälle eher wieder zuzulaſſen, als bis ihre völlige Ge⸗ 
zahlreicher, jo find aud bie Landräthe ber be-|nefung u. bie efeitigung der Anfteungsfähig- 
nachbarten Kreife davon in Kenntniß zu jegen. — keit ärztlich beicheinigt ift. — Ebenfo ift aus Famt- 
Ob die Umftände eine Bekanntmachung durch die lien, in melden Jemand an Boden, Scharlad), 
Amtsblätter gerathen machen, bleibt dem Er-|Majern und anderen, beſonders Kinder gefähr- 
mefjenber betr. Regierungen überlaffen. — Dafjelbe|denden anftedenden Krankheiten leidet, der de 
gitt binfichtfich der Bekanntmachung der von dem ſuch der Schulen und ähnlicher Unftalten den 
uslande eingegangenen Nahrichten über dort|jenigen Kindern nicht zu geftatten, melde mit 
herrſchende anftedende Krankheiten. dem Kranken in fortwährendem Verkehr Tor 
[Obliegenheiten der Sanitätscommiffionen wäh-| [Bejtimmungen über die mit anftedenden 
rend ber Dauer anftedender Epibemien.]| Krankheiten behafteten Reiſenden.] 15. An 
11. Während der Dauer anſteckender le⸗ Perſonen, welche an anſteckenden ankheiten 
ensgefährlicher Epidemien haben die Sani—- leiden, dürfen feine Reiſepäſſe ertheilt werden. 
tät3commiffionen Einrichtungen zu treffen, daß Kommen dergleichen PBerjonen an einem Orte 
in ihrem Amt3lofale F jeder Zeit wenigſtens an, fo find die Ortsobrigfeiten u. Polizeibehör- 
ein Mitglied anmeje ei, welches bei Ge-|den verpflichtet, fie nicht weiter reifen zu lafien, 
fahr im Verzuge fo befugt als verpflichtet ift, ſondern — und fo lange unter Aufſicht 
die —— Anordnungen ſogleich zu treffen. = ftellen, bis der mit der mebicinalpofi eilichen 
[Sournalfügrung u. Berichterftattung.] $12. Die | Aufficht beauftragte Sachverſtändige fie Petit u. 
Volizeibehörde läßt — der Dauer ſolcherihre Sachen für nicht mehr anftedend erflärt hat. 
Epidemien ein Journal über die betreffenden | Sind diefe Berfonen nicht im Stande, fich feldjt 
Kranken führen, in weldem der Name, das die nöthige ärztliche pille zu verichaffen, jo Hat 
Alter, die Religion, der Stand ob. bad Gewerbe |die Polizeibehörbe dafür Sorge zu tragen, daß 
u. die Wohnung des Kranfen, ſowie der Zeit-|ihmen dieſelbe durch eine dazu verpflichtete Sa— 
punkt der Erkrankung u. die muthmaßliche Ber-|nität3perjon zu Theil werde, in welcher Hinficht 
anlaſſung zu derſelben angegeben, außerbem aber|die Beltimmungen ber Cab.⸗Ordre vom 14, 
vermerft werden muß, wo u. durch wen der April 1832, den Umfang der amtlichen Ver— 
Kranke behandelt wird u. wann er genefen oder|pflihtungen der Kreisphyſiker betreffend, zu 
gejtorben. Auch ift in einem täglichen Abjchluffe|beachten find. — Militär» und andere auf dem 
die Zahl der vom vorigen Tage übrig geblie-| Mari begriffene Perfonen, melde an an« 
benen, ſowie die Zahl der neu ————— ſteckenden Krankheiten leiden, find, ſobald eine 
Kranken, ingleihen der Genejenen u. Berftorbenen |andere Möglichkeit ihrer Unterbringung vorhan- 
fummarifd anzugeben, beögleichen die Witterung |dem ift, nicht bei den Einwohnern unterzubringen. 
zu vermerken u. wöchentlich ein folder fjumma- | — Eben jo wenig dürfen gejunde Militär- oder 
riſcher Extract an die Provinzialregierung ein-|andere Perfonen ın Häufern einquartirt werden 
uſenden. oder bleiben, in denen anſteckende Kranke ſich 
Verhütun Erg ne Unhäufungen von befinden. Erſatzmannſchaften, welche einem Trup- 
Menichen.] 15. Während des Vorhanden-[pentheil zugejendet werden, find vor ihrer Ab- 
ſeins BEINE anſteckender Epidemien|jendung u. Einjtellung in Bezug auf anitedende 
an einem Orte haben bie Bolizeibehörden Krankheiten zu unterjuchen u. —— bei 
alle ungewöhnlichen Anhäufungen von Menſchen welchen ſich dergleichen vorfinden, außer Gemein⸗ 
auf einem — Raume zu verhüten. Breitet|jchaft mit den anderen zu ſetzen. — Sollten ſie auf 
fi die Krankheit jehr aus, fo können fie nah|dem Marſch Gegenden paifirt Haben, mo ges 
Umftänden aud die Schließung der öffentlichen | fährliche anftedende Krankheiten, wie Cholera, Ty- 
Bergnügungd- u. anderer Berfammlungsorte, Ka Ruhr graffiren, jo find dergleichen Manıt- 
mit Ausſchluß der Kirchen, ingleichen die Auf- ſchaften jedenjalld, jammt ihren Effecten, einer 
hebung der Wochenmärlte anorönen, od. geeig- gründlichen Reinigung zu unterwerfen. — Mit an- 
nete Modificationen behufs der Verminderung |jtedenden Krankheiten — Ausländer, welche 
der Gefahr der Anſteckung vorſchreiben. Yahr-|bei ihrem Eintritt ind Land noch nicht über 5 
märfte fünnen nur auf Beranlafjung bed Ober-| Meilen von ber ng entfernt find, follen, 
räfidenten der Provinz, Mefjen nur durch Ber: | wenn ed ohne Nachtheil für ihre Gejundheit ger 
ügung ber betr. Minifterien aufgehoben werden. ſchehen fann, unter Beobachtung der gehörigen 
Beltimmungen über die Schulen 2.) $ 14. Hin-|Vorficht3maßregeln über die Grenze zurüdge- 
—— der Schulen ſollen zwar bie geſetzlichen bracht werden, es ſei denn, daß an dem Orte 
eſtimmungen, die den Schulbeſuch befehlen, in ſelbſt die zu ihrer Aufnahme erforderlichen Ans 
feinem von einer anftedenden Epidemie heimge- |jtalten vorhanden find. — Welche Vorichriften 
.. Orte zur ftrengen Anwendung kommen, außerdem bei gewiſſen, beſonders gefährlichen 
och ſoll auch die gänzliche Schließung der Schulen |anjtedenden Krankheiten Hinfichtlich des Eingangs 
nit ohne dringende Noth erfolgen, u. nur von|von Reijenden aus dem Auslande zu beobachten 
den Sanitätdcommiffionen beſonders darauf ge-|find, ift bei dieſen Krankheiten angegeben. 
wacht werden, daß in den ge ftet3 eine] [Behandlung der Kranken) a) Aufnahme 
reine Luft erhalten und Heberfüllung vermieden|derjelben in eine Kranfenanftalt und 
werde. — An anftedenden Krankheiten leidende Kin-| Andeutungen über bie Einrihtung einer 
der müffen aus den Schulen, Fabriken u. anderen Bas Unftalt. $ 16. Was die ärztliche 
Anftalten, in denen ein Zujammenfluß von Kin— en der an anftedenden Krankheiten 


dern ftattfindet, entfernt werden und find nicht Teidenden Perfonen betrifft, jo hängt die Beur— 
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theilung, ob ihnen diefe in ihrer Wohnung oder jheim. Zugleich ift mit Strenge darauf zu adıten, 
in einer dazu geeigneten Kranfenanftali am an⸗ daß feine unbefugte Perſonen mit der Behand» 
gemefjenjten zu Theil werden lann, hauptſächlich lung anftedender Krankheiten ſich befafjen, und 
von dem Krankheitzujtande, der Beichaffenheit|daß von den Apothefern feine Arzneien zu ihrer 
u. Geräumigkeit der Wohnung u. den jonftigen | Heilung ohne ärztliche Vorjchrift verfauft werden. 


Berhältuiffen des Kranken, ingleichen von der 
Einridtung und Entfernung der Krankenanſtalt 
ab. In der Regel darf jedod) fein Kranker wider 
den Willen des amilienhauptes aus feiner 
Wohnung entjernt werden und in zmweifelhaften 
Fällen darf jolches immer erjt auf den Beſchluß 
ber Polizeibehörde oder der betreffenden Sani- 
tätscommiffion geichehen, welche dafür zu jorgen 
hat, daß der Transport auf eine für den Kranken 
nicht gefährliche u. jeded Aufjehen vermeidende 
Weiſe durch Perionen bewirkt werde, welche mit 
den nöthigen Borjihtömaßregeln befannt gemacht 
worden jind. — Bejonders ift auf die anderweitige 
Unterbringung von Erkrankten obiger Urt al» 
dann Bedacht zu nehmen, wenn biefelben ſich in 
— bewohnten Gebäuden, z. B. Kaſernen, 

rmenhäuſern, Gefängniſſen ꝛc. befinden. — Der 
Transport von anſteckenden Kranken nach ande— 
zen Privatwohnungen darf nur mit Bewillig- 
ung der Rolizeibehörde geihehen, welche für dic 
Beobachtung der hierbei erforderlichen janitäts- 
polizeilichen Maßregeln Sorge zu tragen hat. 
— Bei der Einrichtung einer Heilanftalt für an- 
ftedende Kranke ift, außer den Erfordernijjen 
ber Heilanftalt im Allgemeinen, hauptſächlich noch 
auf folgende Punkte zu achten: a) dad Gebäude 
fei frei und ifolirt, wo möglich außerhalb des 
Drtes, jedoch nidjt jo weit entfernt belegen, daß 
der Transport der Kranken dadurch erjchwert u. 
für dieſe ſelbſt nachtheilig wird. b) Es finde 
fein freier Verfehr zwiſchen der Anftalt u. ihrer 
Umgebung ftatt; wenn die Gefahr der anited- 
enden Krankheit u. die Lage des Gebäudes es 
erfordert, jo ift letzteres auf eine angemejjene 
Weiſe förmlich abzujondern. c) In der Anftalt 
jeibft muß Raum genug vorhanden jein, um 
jedem Kranken, bei gehöriger, ?/, bis 1 m be- 
tragender Entfernung der Lagerjtellen vonein- 
ander, wo möglich einen Luftraum von 17 cbm 
zu gewähren, — bie Reconvalejcenten von den 
noch Kranfen gehörig trennen und — die eine 
Beit lang belegt gewejenen Zimmer von Kranken 
entleeren und gründlich — zu können. 
d) Überhaupt muß, zumal in Räumen, die zur 
Aufnahme fieberhafter und ſolcher anftedender 
Kranken, bei welchen die Luft verderbende Ub- 


[Alsdann zu treffende janität3-polizeilihe Maß- 
regeln.] $ 18. Die janitäts-polizeilihen Ans 
ordnungen Haben den Schuß ober die Sicher- 
ftelung der übrigen Einwohner zum Zived, 
Slolirung der Kranken. a) Als das ſich— 
erſte Mittel, die weitere Verbreitung anftedender 
Kranfpeiten zu verhüten, hat die Erfahrung 
überall die Abjonderung bed Franken nadge- 
wiejen. Wo bieje daher mit befonderen Schwier- 
igfeiten nicht verbunden, ijt fie bei gefährlichen 

ranfheiten, die eine allgemeine Verbreitung be» 
fürchten lafjen, vorzugäweije zu empfehlen. Nam— 
entlih wird fie auf dem Lande u, in wenig be- 
wohnten — oft thunlich ſein. Dieſelbe 
braucht ſich nicht unbedingt auf das ganze Haus 
oder auf ganze Wohnungen auszudehnen, viel« 
mehr kann fie auf einen ers der legteren be» 
Ihränft werden, jobald dieſer jo beichaffen it, 
daß er von den übrigen in demjelben Hauſe be— 
findlichen bewohnten Räumen ganz abgejondert 
werden fann u. einen eigenen, nicht durch andere 
bewohnte Zimmer führenden Eingang hat. Es 
wird jodann der Krane jelbjt mit den zu jeiner 
Wartung u. Pflege erforderlichen Perjonen und 
denjenigen feiner Angehörigen, die ſich nicht von 
—— trennen wollen, von den ſämmtlichen übrigen 
Bewohnern des Hauſes in der Art abgeſondert, 
daß jede zur Wahrnehmung der körperlichen u. 
geijtigen Bedürfnijfe des Kranken u. der Rein- 
igungsmaßregelu nicht weſentlich nöthige un« 
mittelbare Communication mit denjelben, ſowie 
jeder unmittelbare Verkehr nad) außen jicher 
dadurch verhindert wird. Anheftun 
einer Tafel. b) Wo eine ſolche Wbiond- 
erung des Kranken nicht ftattfindet, muß bei 
den lebensgefährlichen anftedenden Krankheiten, 
bei denen jolches meiter unten näher an« 
geordnet it, die Wohnung ded Kranken mit 
einer jchwarzen Tafel, auf welcher der Name der 
Krankheit auf eine in die Augen fallende Weije 
angegeben iſt, bezeichnet werden. Die Entjern» 
ung ber en —54 die lien, der Iſo⸗ 
lirung ad a.) darf erjt dann erfolgen, wenn die 
Polizeibehörde auf Grund ärztlicher Beſchein— 
igung die Überzeugung erlangt hat, daß weder 
von dem Sranfen Feld, nod) von den in dem 


u. Ausjonderungen jtattfinden, bejtimmt find, auf|bezeichneten Raume befindlichen Effecten eine 
Erhaltung einer reinen Luft, jo wie auf jorg- | Anjtedung länger zu befürchten iſt. Verbot der 


fältige Reinigung aller Gegenftände vorzugsweijelnäheren Gemeinſchaft mit Gejunden. 


eachtet werden, 


wahren u. vor ihrer Wiederverabfolgun 
fältig u. vorſchriftsmäßig zu reinigen. h 
die Reconvalefcenten jind bis zum Ablauf ihrer 
Reconvaleſcenz noch ifolirt zu erhalten. — b) 
andlung bderjelben in ihrer Wohnung. 
17. Bleibt der Kranke in feiner Wohnung, 7 


e⸗ ung.) 


c) 


e) Die Kleidungsſtücke der| Bei den weniger gefährlichen Krankheiten find die 
anfen find in bejonderen Räumen aufzube-| Kranken nur verpflichtet, I 
jorg- meinſchaft mit Anderen, insbejondere des Beſuchs 
Auch) öffentlicher Orte, zu enthalten. 


ber näheren Ge— 


[Reinigung der Geneſenen, der Effecten u. Wohn- 
19. Nach der Entfernung des Kranken aus 
feiner Wohnung ($ 16) oder beim Berbleiben in der» 
jelben ($ 17) nad) jeiner durch den Arzt erflär- 


iſt der denjelben behandelnde Arzt verbunden, |ten völligen Geneiung, muß im erjten Fall die 


mit darüber zu wachen, dab die janitätöpolizei- 
lihen Vorſchriften genau befolgt werben. 5 


ie | lichen 


Neinigung der Wohnung und der darin befind- 
ecten, im zweiten Fall auch noc die 


Eontrole darüber fällt der Polizeibehörde ans!jeiner Perjon unter amtliher Aufficht nad) Vor- 





[3 


* 


— 
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ſchrift ber Deinfections-nftruction bewirkt wer« ung und Effecten vorſchriftsmäßig zu desinfi- 
den. — Auch den mit den Kranken in Verbind-⸗ ciren find ($ 19). 

ung gelommenen Perjonen ift eine forgfältige| [Schlußbemerfung.] $ 23. Vorſtehende all- 
Reinigung ſowol ihrer ſelbſt ald auch ihrerigemeine fanität3- polizeiliche Vorſchriften fin- 
Kleider zu empfehlen. — Jedenfalls aber find der-/den bei den einzelnen anftedenden Krank— 
jelben die zur Wartung des Kranken bejonderd heiten überall ihre Anwendung, wo fie nicht 
angenommenen Perſonen vorjchriftsmäßig zu durch die nachfolgenden fpeciellen Vorſchriften 
unterwerfen, — modificirt ſind. — Die darin 

Desinfectionsanſtalten.) $ 20. Die Reinig⸗ ertheilten Beſtimmungen find von den Polizei 
ung der Berjonen und Effecten kann zwar fos|behörden unter Androhung angemejjener Orb» 

lei an Ort u. Stelle unter polizeiliher Auf- nungsſtrafen einzufhärfen, u. e8 verjteht ſich von 
Hat von Sachverjtändigen vorgenommen werben; |jelbit, daß deren Uebertretung auch dann noch 
an Orten aber, wo ed ausführbar ift, wird es ſtrafbar bleibt, wenn ein Schaden daraus nicht 
zwedmäßig fein, ein oder mehrere Desinfections- [entjtanden fein follte. Iſt aber ein Schaden 
anftalten zu errichten u. befondere Dedinfectiond« | wirklich daburd; herbeigeführt, und Jemand an 
Commiſſionen unter Zeitung eines Polizeibeamten |jeiner gen an feinem Leben od. x feinem 
und Mitwirkung eines ne ums en zu er»| Vermögen beſchädigt worden, jo treten die allge 
nennen, unter deren amtlicher Aufſicht dies Ge- |meinen Steofbeltimmungen bes Landrechts TH. II., 
ſchäft theils an Ort u. Stelle, theils in befonders |Tit. 20, 8 777 u. fi. u. 1506 u. 1507 ein [S. 
dazu eingerichteten Lolalen ausgeführt wird. — jetzt Reichs-Str.G.«B. Abſchn. VIL). 

Verlehr mit den inficirten Gegenftänden.]$21.| [IL Specielle janität3-polizeilicde Vorſchriften 
Alle Begenftände, welche mit anjtedenden Kranken |für die einzelnen anjtedenden Krankheiten. Mit 
in unmittelbare Berührung — ſind, dürfen Hinweiſung auf die allgemeinen fanität3-polizei« 
nicht eher wieder in den Verkehr kommen oder lichen Vorichriften wird Hinfichtlih der einzel: 
von einem Orte zum anderen verjandt werden, nen anftedenden Krankheiten noch Folgendes an- 
bis deren Reinigung nad Anleitung der Des- |georbnet: 
infectiond-Inftruction erfolgt ift. — Aus Gegenden 1 ag Frhr 
de3 Nuslandes, in denen anftedende Kranfheiten Wirkſamkeit der Sanität3 - Commijfionen.] 
herrſchen oder vor Kurzem geherrſcht haben,|S 24. Wegen ber oft jchnellen Verbreitung 
dürfen gebrauchte Betten, Kleidungsftüde und|der Cholera, der Wichtigkeit eine angemej- 
Lumpen al3 Handelsartikel nicht eingebradht|ienen diätetiihen Verhaltens zu ihrer Ver— 
werben. hütung und der Notwendigkeit einer ſchleun— 

[Behandlung ber Leihen der an anftedenden ligen Hilfe für die Erkrankten, find die Sanitäts- 
Pt Berftorbenen.] $ 22. Die Lei |Commifjionen bei Annäherung der Krankeit nicht 
name ber in Privatwohnungen an anjtedenden |nur zu einer erhöhten Aufmerkfamfeit und Für- 
Krankheiten Geftorbenen find, fobald die ärztl.ſſorge hinſichtlich des allgemeinen Gefundheits- 
Anerkennung des wirklich erfolgten Todes ftattge-(zuftandes (nad) $ 6) verbunden, fondern auch 
funden Hat, in befondere möglichſt ifolirte Räume berechtigt u. verpflictet, die Einrichtung zweck— 
u bringen, und bis zur Beerdigung nad) Bor- [mäßiger nidt zu entfernt gelegener Krantenan- 
—— Desinfectionsinftruction zu behandeln. — |ftalten, die Beſchaffung der nöthigen Arzneimittel 
Die Beerdigung derſelben darf vor Ablauf derju. Utenfilien, deögleichen die Ermittelung des 
allgemein gejeglich beftimmten Frift nur dann jerforderlihen Perjonal an Ürzten, Kranten- 
»rfolgen, wenn ber Arzt die dringende Nothwen-|wärtern zc., jowie ber etwa erjorberlichen be- 
digkeit der früheren Beerdigung beſcheinigt. Sie|fonderen Begräbnißplätze zeitig zu veranlafjen 
jefchieht unter Beobachtung der allgemein gilt-|und zu befördern, 
gen Vorſchriften, in der Regel auf den gewöhn-| [Anzeige von Erhkranlungs-Fällen.) $ 25. 
ichen Kirchhöfen, beſonders wenn diefelben außer- Jeder Cholera-Erkranfungsfall ijt (nad) $ 9) der 
‚alb de3 Orts oder in nicht jehr eng umbauten Polizeibehörde anzuzeigen. — Die Unterlafjung 
kheilen befjelben liegen. — Wo dies nicht der Fall|diefer Anzeige joll mit einer Gelditrafe von 
# u. die Umftände bejondere ——— er-]6—15 M polizeilih geahndet werben, wenn 
orderlich maden, muß bie Polizeibehörde im|der dazu Verpflihtete von dem Vorhandenfein 
zoraus für die Ermittelung u, Einfriedigung an⸗ der Krankheit unterrichtet war. 
ändiger Beerdigungsplätze, für deren Abtheil- [Ubjonderung der Enolera-Kranten.]$26. Bleibt 
ng nach ben rent verſchiedenen Con-|der Kranke in feiner Wohnung, jo findet ent— 
onen u. für = Einweihung nad) deren Ritus weder die Iſolirung defjelben oder die Vezeich- 
‚rgen. — Die Särge müſſen gehörig verpichtſnung der Wohnung mittel einer Tafel (nad 
erden u. bie Gräber womöglich eine Tiefe von/$ 18a) b) ftatt. — Wer die hiernach getroffenen 
inbeften3 2 m erhalten. — Zufammenkünfte des Anordnungen verlegt, Hat eine — von 
»ichengefolges in den Sterbewohnungen find|6—30 M oder 3- bis 14tägige Gefängnißſtrafe 
cht gejtattet. — Denjenigen Perſonen, welche die verwirkt. 
ichen gehandhabt und eingejargt Haben oder] [Desinfection.] N 27. Die Desinfection ber 
ıbermeitig mit benjelben in Berührung ge⸗-Geueſenen, ſowie ber ie ben Kranken bejon- 
mmen find, ift eine forgfältige Neinigung|derd angenommenen Wärter, ber benußten 
cer Perjonen und Kleider zu empfehlen, ſo Effecten u. Wohnungen, gejdieht nad ben in 
e e3 ſich von ſelbſt verjteht, daß nad Berjber Desinfections-Znftruction für bie Cholera 
ttung des Berftorbenen auch deſſen Wohn-Igegebenen Vorſchriften. — Eine Bernadjläffigung 
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diefer Beftimmung zieht die in $ 26 erwähnten |Ort3-Sanität3commiffion zur Beurtheilung über- 
Strafen nad) ſich. laſſen bleibt, wie ſolche Gegenftände behandelt, 
ra n für die inländiihe Eciff-| welche fich in der Wohnung eines Cholerakranken 
fahrt] 8 28. Da bie —— gelehrt befunden Haben; fie dürfen daher den Empfängern 
hat, daß die Verbreitung der Cholera bejon-jerjt nach vor ängiger vorſchriftsmäßiger Des in⸗ 
ders durch die Schifffahrt befördert wird, ſo fection verabfolgt werben, welche in angel · 
wird in dieſer Hinſicht Folgendes feſtgeſetzt: ung beſonderer Lokale dazu auf den Schiffen 
a. im Allgemeinen. Zür die inländiſche Fluß- ſelbſt unternommen werben kann. Auch das 
ſchifffahrt And auf denjenigen Waflerftraßen, Schiff jelbft muß nach Anleitung der Desinjec- 
welche mit Gegenden, worin Die Cholera epidem- |tions-Inftruction gereinigt werben. 
iſch verbreitet ift, in birecter Communication] Beobachtungsquarantane der chiffe u. ber 
ftehen, an bejtimmten, von den Oberpräfidenten|aus dem Auslande kommenden Flußſchiffe.] 8 31. 
zu —— Punkten genaue Reviſionen des Die von Orten, wo bie Cholera herrſcht jüber See 
Geſundheitszuſtandes ber 3 den Schiffen bes eingehenden Schiffe werben einer dtägigen Beob⸗ 
findfihen Mannfhaft dur die Ort3polizeibe- |ahtungsauarantäne unterworfen. r in den⸗ 
jenigen Häfen, welche jelbft von ber Cholera er» 
gi en jind, ift ed ben Behörden geftattet, dieſe 
bjervationdquarantäne zu erlaffen. Flußfahr⸗ 
zeuge, welche aus Gegenben des Auslandes kom⸗ 
men, wo bie Cholera herrſcht, werben an dem 
Eingangspunfte auf der —— b Tage hindurch 
unter Obſervation geſtellt. — Wer dieſe Quaran⸗ 
tänen verletzt, hat eine Geldſtrafe von 30 —160 M 
ober Gefängnißftrafe von 14 Tagen bi 6 Wochen 
verwirft. 

[Behandlung berielben nad; Beendigung der 
Quarantäne.) Er Hat fi während diefer 
DObfervation ! bebenlliher Erlrankungsfall 
wenn fie zu beicheinigen vermag, daß der Ent-Jauf dem Schiffe ergeben und hat dafjelbe auch 
fafjene im unverbädtigen Gehunbheitözuftanbe während ber Reiſe feine Cholerafranten an Bord 
jich befindet. Der Schiffer, der fid) ohne oben|gehabt, worüber durch Einficht der Schiffäpapiere 
gedadten Schein auf die Fahrt begibt oder Je-|u. Bernehmung des Schiffsführers u. der Mann- 
manden von dem Schiffe ohne —— Er-lichaft die möglichfte Überzeugung gewonnen wer⸗ 
laubniß entläßt, verfällt in eine Geldftrafe von|den muß, jo find bie, iffe zur Practik in 
16—30 M ober in 8- bi 1atägipe ängniß-|dem Hafen, die eingehenden — aber 
ſtrafe. — b) in Erkrankungsfällen auf den zur Fortf ung —F eiſe zu verftatten. — Hat 
Schiffen. $ 29. Wenn auf einem Flußfahr-|aber vos Ci ff — ——— am Bord gehabt, 
euge während ber Reiſe bie Cholera ausbricht, lömmt es mit ſelbigen an, oder zeigt fie) ie 
’ ift der Schiffer oder deſſen Vertreter ver-|Krankgeit unter der Mannſchaft oder den Reij- 
pflichtet, dies der Poligeibehörde bed nächſten enden während der Objervationsquarantäne, jo 
Ortes, welchen er auf feiner Sort zu berühren J damit bei den an ber Grenze in Quarantäne 

afe an 

























hörben oder andere geeignete, jpeciell damit bes 
auftragte Beamte, u., wo e3 möglich ift, unter 
Buziehung eines Arztes, anzuordnen, — Jedem 
die genannten Waflerftraßen — Schiffe 
muß von der Polizeibehörde ſe Abgangs⸗ 
ortes ein Schein ——5 werden, in welchem die 
auf dem Schiffe befindliche Mannſchaft verzeich— 
net u. deren Geſundheitszuſtand angegeben iſt, 
u. welcher an jedem Reviſionsorte 9 

muß. Während der Fahrt darf von dem Fahr— 
enge Niemand ohne Vorwiſſen der Polizeibe- 
hörde des Orts entlaffen werben. Dieſe kann 
ihre Erlaubniß dazu nur alsdann ertheilen, 


hat, bei der 8 28 feſtgeſetzten zuzeigen, liegenden Flußfahrzeugen nad) 8 29 u. bei ben 
dad Fahrzeug —— noch in einiger Ent-|vor dem Hafen angekommenen en nach⸗ 
fernung von dieſem Orte anzuhalten. — Bon Geiten|dem ber Kranke von dem Schiffe entfernt wor⸗ 
der gedachten Polizeibehörbe ift ſodann das Schiff|den tft, nach Vorſchrift bed in jedoch mit ber 
jofort zu iſoliren u. unter Objervation zu ftellen,| Maßgabe zu verfahren, ba eine Desinfection 
auch dafür zu forgen, baß die Dann Gert mit|der in ben Lagerungdräumen ber Seeſchiffe be- 
deren etwaigen Bebürfniffen unter Beobachtung |findlihen Handlumgdgüter niemals ftattfindet. 
ber erforberlihen Vorfihtsmaßregeln verjehen| [Uusnahme für ausländifhe Flußſchiffer.] 838. 
werbe, — Die Freilaſſung des Schiffes erfolgt erft,| Uuf denjenigen Strömen, auf welden die Han» 
wenn bie Krankheit auf demjelben gehoben, bie|belsichifffahrt, infolge der unter den betheiligten 
Mannſchaft ſammt ihren Effecten vorjhriftsmäßig| Uferftaaten darüber abgefchloffenen Bereinbar- 
gereinigt u, innerhalb 5 Zagen fein neuer ungen, für frei erflärt worben ift, follen bie 
frankung3fall vorgelommen tft, was in bemjfremben, aus Gegenden, wo die Cholera herrſcht, 
Scheine bed Schiffers atteftirt werben muß. In ktommenden Schiffer, welche nicht Cholerakranke 
diejen Scheinen der Schiffer muß eine ausdrück- an Bord Haben u., ohne im preußiichen Gebiete 
liche Anmweifung zur Befolgung besjenigen ent-[ein- od. —— od. ſonſtigen Verkehr treiben 
Fra fein, wozu fie nad) biefem u, den vor-|zu wollen, lediglich die freie Durchfahrt in An— 
tehenden 88 eig ha find. * nehmen, wider ihren Willen zu einer Ob- 

[Dedinfection der Waaren auf Schiffen und|jervationsquarantäne an den Grenzen nicht an« 
ber Schiffe jelbit.] $. 30. Die auf einem|gehalten werden. — Vergleichen Schiffern iſt ald- 
Fahrzeuge, morauf die Cholera ſich gezeigt|dann jedoch jedes Betreten der Ufer, ſelbſt zum 
hat, befindlihen Waaren, werden am Aus- Behufe des Treidelns, zu unterfagen. — Sie jind 
ladeorte, jo weit fie mit den Erfrankten in bei ihrem Eintritte in da3 preußifche Gebiet 
Berührung gefommen fein können, was in jedem darüber zu vernehmen, ob fie unter diefen Be» 
einzelnen Site dem pflichtmäßigen Ermeffen der'dingungen die Befreiung von der Objervationd- 
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quarantäne verlangen, u. im Falle der Bejahung |fortpflanzend, doch urfprünglich durch eine eigens 
mit einer befonderen, während ihrer Durchfahrt thümliche Luftverderbniß entiteht, die bejon- 


auf dem Maftbaume zu führenden gelben Flagge ders durch 
hebung der Gebühren | Menfchen in einem verhä 


zu verjehen, damit bei 
u. anderen etwaigen Veranlaſſungen mit der ge» 
— Vorſicht gegen ſie verfahren werden 
Önne, — Die genaue Beobachtung der desfallſigen, 
ihnen ertheilten Vorſchriften ift, unter Androhung 
angemefjener Ordnungsſtrafen für Verſäumniſſe 
u. Übertretungsfälle, den Schiffern bejonders zur 
Pflicht zu machen, u. das darüber aufgenomme 
PVrotofoll ihren Legitimationsdocumenten in be» 
glanbigter Abjchrift beizuheften. 

Fre hinfichtlich des Militärs.) $ 34. 
Da die Erfahrung nicht minder gelehrt Hat, 
daß durch Truppenmärjhe u. |. mw. die Ver— 
breitung der Cholera begünftigt wird, jo mird, 
um diejes zu verhüten, und die Truppen felbit 
egen die Cholera ficher zu ftellen, Folgendes in 
r_ Hinficht feitgefegt: 1) aus einem Orte, an 
welhem die Cholera herricht, darf feine Erſatz— 
Mannfhaft genommen werden. 2) Bei Märjchen 
von Truppen, Recruten, Kriegsgefangenen  ift 
genau darauf zu achten, daß ſolche mo möglid) 
nicht Gegenden u. Ortſchaften pafliren, in denen 
die Cholera zum Ausbruch gefommen it. Noch 
weniger dürfen Häufer bequartirt werden, in 


denen fich Cholerafrante befinden. it bei der-|$ 


gleihen Märſchen das Paſſiren folder Gegenden 
nicht zu vermeiden, oder kommen Die Truppen 
u. ſ. mw. aus Gegenden, in denen die Cholera 
Bereich jo muß ihnen jedenfalls ein Militärarzt 
eigegeben werden, welcher den Gejundheitäzu- 
ftand der Einzelnen genau zu beauffichtigen und 
bei eintretenden Erfranfungsfällen ungejäumt die 
erforderlichen Mafregeln zu treffen hat. 3) Bricht 
in einem Garnijonorte die Cholera aus, jo find 
die Militärperjonen ſchnell aus den verdächtigen 
Häufern zu entfernen, zu reinigen u. in Kajernen 
oder anderen zu ihrer Hafıalme eingerichteten 
Öffentlichen Gebäuden unterzubringen, jo mie auf 
der anderen Seite auch colerafrante Soldaten 
nel aus den Wohnungen der Einwohner ent- 
—* werden müſſen. — Greift die Krankheit ſehr 
um ſich, ſo kann der Ausmarſch der Truppen 
zur Sicherſtellung derſelben nothwendig werden, 
wobei jedoch diejenigen Maßregeln getroffen 
werden müſſen, welche erforderlich ſind, um eine 
weitere Verbreitung der Krankheit Durch die 
Truppen jelbft zu verhüten. 4) In Garnijons 
orten, wo die Cholera jic zeigt, od. welde da— 
von bedroht werden, ift die Nahrung, Kleidung, 
Lebensweiſe u. Beichäftigung der Truppen genau 
u beachten, u. find demgemäß angemefjene In— 
Imuctionen von den Befehlshabern zu erlafjen. 

iefelben haben die zur Erwärmung des Körpers 
der Leute disponiblen Mittel zu diefem Zwecke 
zu verwenden. Eben jo find bei der Errichtung 
von Lagern und bei der in denfelben zu hand» 
habenden Ordnung die erforderlihen janitäts- 
polizeilichen Maßregeln genau zu befolgen (©. 
auch $ 15.). 


2) Typhus. 
[Verhütung der Entitehung des Typhus.] $ 35. 
Da die Erfahrung gelehrt hat, daß der Ty- 


ne zu grobe Unhäufung von 
{ tnigmäßig engen Raume, 
wie am häufigften 3. B. in Kranken, Armen— 
häufern, Serangifen u. |. w., hervorgebracht 
wird, fo ift zur Verhütung feiner Entjtehung 
hauptiächlich die Vermeidung einer jolchen Raum— 
überfüllung u. die un einer reinen Luft 
in den Wohnungen, ſowie die Beobachtung der 
größten Reinlichleit überhaupt erforderlich, und 
es Liegt daher den Polizeibehörden u. Sanitätd- 
commtifionen, namentlic; unter ſolchen Umſtänden, 
unter denen eine Typhus-Epidemie mehr als 
ſonſt zu befürchten ift, ganz beſonders ob, hier— 
für die nöthige Sorge zu tragen n. auf die erften 
Unzeichen der Krankheit, namentlich in Anftalten 
— Art, ein genaues Augenmerk zu richten. 
[Unzeige von Erfrantungsfällen.] s 36. Jeder 
vorkommende Erkrankungsfall iſt der Polizeibe— 
hörde (nad) 89) anzuzeigen. — Die Unterlaſſung 
dieſer Anzeige ſoll mit einer Geldſtrafe von 6 
bi3 15 M polizeilich — werden, wenn der 
dazu Verpflichtete von dem Vorhandenſein der 
Krankheit unterrihtet war. Verhütung der 
weiteren Berbreitung de3 Typhus: a) dur 
ein angemeſſenes diätetijches Verhalten. 
37. Bur Verhütung der weiteren Verbreitung 
des Typhus ift zumächft erforberlih, daß von 
Seiten der Einwohner diejenigen diätetiſchen 
— — befolgt werden, welche ſowol 
im Allgemeinen als auch insbeſondere für die 
vermöge ihres Berufs mit Typhuskranken am 
häufigiten in Berührung kommenden Berjonen 
gegeben find, u. die Sanitätscommilfionen müſſen 
e3 ſich angelegen fein laffen, Hierauf nad) Kräften 
er Pos b) Durdh Vermeidung der 
ranfen. 8 38. Demnächſt ift die möglichfte 
Trennung der Erkrankten von den Gefunden er- 
forderlich, entweder durch Iſolirung der Kranken 
oder durch Bezeichnung der Kranlenwohnung 
mittel3 einer Tafel. ($ 18 a) u. b) — Dieſe Maß⸗ 
regel darf feinenfalld vor erfolgter völliger Ge— 
a der Kranken aufgehoben werden, da die 
Verbreitung des Typhus auch bejonderd dur 
Reconvalefcenten befördert wird. — Eine Ber- 
nadhjläffigung diefer Vorſchrift wird nad $ 26 
geahndet. 
[Desinfection.] 8 89. Die Desinfection der 
Genefenen fowie der für den Kranken befon- 
der3 angenommenen Wärter, der benugten 
Effecten u. Wohnungen geſchieht auf die in der 
Desinfeetiond-nftruction angegebenen Weife. — 
Eine Vernadhläffigung diefer Beſtimmung wird 


vs 27 geahndet. 
[Beftimmungen Hinfihtlih des Militärs.] 
$ 40. Für das Militär, weldes vom Typhus 
um jo mehr bedroht ift, ald Typhus-Epide- 
mien fi vorzüglich zu Kriegszeiten, ald ſo— 
enannte Kriegspeft, entwideln, gelten die näm« 
* Beſtimmungen, welche für daſſelbe bei der 
Cholera gegeben worden find ($ 34). — Außerdem 
wird hier nody Folgendes feitgejeßt: 1) So viel 
al3 die Umftände es erlauben, müffen Überfüll- 
ungen einzelner Ortihaften und Localitäten mit 


phus, obihon ſpaͤterhin durch Anſteckung ji Truppen: vermieden werben. 2) Für den Fall, 
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bab ih dennoch der Typhus entwideln jollte, Bleibt der Pockenkranke in feiner Wohmung, fo 
fin der Nähe des Kriegsjhauplages, ſowie (finder entweder die Jſolirung beffelben oder Die 


an ben Orten, die auf den Etappenftraßen liegen, | Bezeichnung der Wohnung mittel einer Tafel 
eigene zwedmäßig eingerichtete Zeldlazarethe für|(nach $ 18 a) b) ftatt. — Eine Bernadläffigung 
Typhuskranke zu errichten, in melde andere der desfalljigen Vorſchriften zieht die $ 26 an- 
Kranke nicht aufgenommen werben dürfen. R) Einer |gedrohten Strafen nad) ſich. 

befonderen Aufliht find die Erſatzmannſchaften —— von ne 46. Für ben 
u. Kriegdgefangenen zu unterwerfen, ba durch | Fall, daß die Anzahl der Pockenkranlen an einem 
diefe der Typhus am leichteften verbreitet wird. — [Orte fi ungewöhnlic vermehren follte, find ba- 
Die von den Gefunden auf das Sorgfältigfte zu ſelbſt zur Aufnahme derjenigen, welche in ihren 
trennenben, mit den Einwohnern auper Berühr- | Wohnungen nicht bleiben können, eigene, ftreng 
ung zu — Kranken müſſen in die zu Ge-|zu iſolirende Pockenhäuſer zu errichten, oder be- 
bote ftehenden, den Jahreszeiten angepaßten,|jondere jorgfältig geſchiedene Abtheilungen ber 
womöglih vor den Thoren belegenen Räume, —— Krankenhaäuſer zu dieſein Zwecke zu 

eunen, Kaſernen u. ſ. w., nöthigenfalls in |beftimmen. 

frei gelegene Baracken, — werden.| [Desinfection.] 8 47. Hinfihtlih der Des- 
Ihr weiterer Transport muß unterbleiben und|infection wird im all erfolgter Genefung eines 
nit nur fie felbft, ihre Effecten und die von Pockenkranken auf 8 19, im Zobesfall auf 
ihnen benugten L2ocalitäten, fondern auch die|$ 22 verwiejen, und zieht eine VBernadjläjfigung 
Schiffe und Wagen, auf denen fie transportirt|der deshalb ertheilten Vorjchriften die $ 27 ge 
worden find, u. deren Führer jede Gemeinichaft|dadhte Strafe nad) ſich 


FH ihnen möglichſt vermeiden müffen, find forg-| [Bejtimmungen Hinfichtfich 
ältig zu 
wie 3 Hy 


der Beerdigung.) 


reinigen, werthloſe Gegenftände aber,|$ 48. Jede unnöthige Berührung der 2 
das Lagerftrob, zu verbrennen. Mit|muß vermieden, diejelbe Daher mit den Kleidern, 


Genauigkeit ift darauf zu wachen, daß von ihren|in melden der Kranke gejtorben ift, in einen 
ungereinigten Effecten nicht vertrödelt werde u. Sarg mit verpichten Fugen gelegt, nicht zur 


in die Hände der Einwohner gelange. 
8. Ruhr. 

[Unzeige an die PVolizeibehörbe.] $ 41. Die 
ber Polizeibehörde zu machende Unzeige ($ 9) 
ift nur bei bösartiger, anftedender und epi- 
demifch fich verbreitender Ruhr erforderlich, kann 
dagegen unterbleiben bei gutartigen jporad- 
iſchen Fällen diefer Krankheit. — Der Arzt, der 
die Unzeige eines bösartigen Ruhrfalles unter- 
läßt, fallt in eine Geldftrafe von 15 M. Coll 
eine allgemeine Verpflichtung zur Anzeige ent- 
ftehen, muß bie Bolizeibehörde des Kreijes 
dazu eine bejondere Aufforderung erlafjen, und 
die Säumigen werben alsdann von ber oben 
8 25 gedachten Polizeiftrafe era 

[Sonftige janität3-polizeil. Borjchriften bei der 
bösartigen Ruhr.) $42, Für die bösartige an- 
ftedende Ruhr gelten übrigens diejelben Bejtimm- 
ungen, welde Hinfichtlid) de Typhus gegeben 
worden find, fowie aud) die dad Militär be- 
treffenden Anorbnungen bei der Cholera ($ 34). 
— Hinfihtli der Hier beionders zu berüdjicht« 
zo. Ausleerungen der Kranken wird auf die 

esinfections· Inſtruction verwieſen. 

Maßregeln bei der gutartigen Ruhr.) F 43. 
Erlangt die gutartige, ni t anftedenbe Ruhr eine 
epidemiſche Verbreitung, jo haben die Sanitäts- 
Commiſſionen durch pünktliche Erfüllung ihrer 
erringen (8 6) die Entwidelung eines bös- 
artigen Charakters der Krankheit möglichft zu 
verhüten, zugleich aber die für dieſen Hall erfor 
derlichen Borbereitungen zu treffen. 

4. Boden. 

[Anzeige an bie Bolizeibehörbe.] $ 44. Jeder 
Hall von Erfrantung an den Po bei Ver⸗ 
meibung einer Gelbittafe von 6—15 M od. 3—8- 
tägigem Gefängniß, der Rolizeibehörbe (nad) $ 9) 
anzuzeigen. 

Pe londerung der Poden- Kranken] 8 45. 


Schau ausgeſtellt, fondern ftill zu Grabe getra- 
gen, wo möglich gefahren werden. — Denjeni- 
en, welche mit der Leiche haben in Berührung 
ommen müfjen oder diefelbe etwa zu Grabe 
getragen haben, ift eine Reinigung (nad) $ 22) 
zu empfehlen. 

. [Berfahren bei den Barioloiden.] $ 49. Sämmt- 
liche, die echten Menjchenpoden betreffende fani- 
tät3-polizeilihe Anordnungen find auch bei den 
jogenannten Varioloiden oder modificirten Men- 
ihenpoden zu befolgen. 

[Einimpfung der Schutpoden‘!) beim Aus: 
bruh von Pocken.) $ 55. Breden in einem 
Hauje die Poden aus, jo ijt genau zu unter 
ſuchen, ob in demſelben noch anftedungsfähige 
Individuen vorhanden find, deren Baccination 
aladann in der kürzeſten Zeit vorgenommen wer- 
den muß. — Bet weiterer Verbreitung der 
Krankheit find zugleid; ſämmtliche übrige Ein- 
wohner auf die drohende Gefahr aufmerkjam zu 
machen und aufzuforbern, ihre noch anftedungs- 
fähigen —— ſchleunigſt vacciniren zu 
tafjen, zu weldjem Ende von Seiten der Medicinal- 
polizei die nöthigen Veranftaltungen getroffen u. 
erforderlichen Falls Zwangsimpfungen bewirkt 


werben müffen. 

Serge 8 56. Auch ift, wie über- 
— ſo unter den genannten Umſtänden ins— 
eſondere, den ſchon vor längerer Zeit, wenn 
auch mit Erfolg geimpften Individuen eine Re— 
vaccination wegen der dadurch bewirkten grö— 
ßeren Sicherheit zu empfehlen. — Eine Äuf— 
nahme in Penſionsanſtalten, welche mit öffent« 
lichen Unterrichts-Inſtituten verbunden find, darf 
nicht eher ftattfinden, als bis der aufzunehmende 
Bögling feine DVaccination od. Revaccination, 
als innerhalb der legten 2 Jahre wirkſam an 
ihm vollzogen, nachgewieſen hat. 


1) ©, jetzt das Reichs-Impfgeſetz vom 8. April 1874. 
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[Beftimmungen Hinfichtlih de3 Militärs.) ſhauptſächlich im Militär gezeigt hat, jo wird zu— 
8 57. Was das Militär betrifft, jo müfjen nächſt Hinfichtlich deſſelben Folgendes feitgefegt: 
ſowol die Soldaten des ftehenden Heeres 1) Alle dergleichen Kranke jind ſofort außer Ge- 
als auch die zur Landwehr und Referve ge» |meinjchaft mit den übrigen Mannſchaften zu jegen, 
hörenden Perſonen, Hinfichtlih der bei — 
geſchehenen Schugpodenimpfung bei ihrer Ein- 
jtellung genau unterfucht werden, u. jollen dies 
jenigen, melde fich als noch nicht geimpft u. der 
Impfung bedürftig ausweiſen, wenn fie in das 
ftehende Heer eintreten, nah Allerhöchſter Ca— 
binet3-Ordre vom 30. Mat 1826 fofort ge 
impft, die zur Landwehr und Reſerve gehörenden 
aber den Eivilbehörden angezeigt werden, damit |convalefcenz jo weit vorgefchritten find, daf eine 
diefelben ungeſäumt, u. wenn das Individuum fait. 3) Da bei Pomi-fpen nicht mehr 



















Bon 2) Wenn es einer mehrmonatlichen 
ehandlung unmöglich geblieben ift, den norm« 
alen Zuftand der Augenlieder herbeizuführen, fo 


faubt u, * vor Beendigung Te ienftzeit, 
in die Rejerve entlaffen werben, jobald jie nad) 


renitent fein jollte, mit Anwendung von Zwangs-⸗ |itattfindet. 3) Dabei ift auf das Gorgfältigfte 
mitteln die Impfung bewirken laſſen. Bei der|darauf zu Halten, daß die zu entlaffenden Per- 
Ken Pecigr Einige haben fich dieſelben —* ir ſowol ſelbſt ende - au - 
einen Schein über die wirklich gejhehene Impfung |vollfommen gereinigten Kleidungsſtücken verjehen 
auszuweiſen. — ch "rn bei welchen | werden. 4) Bugleih find den betreffenden Re- 
unverfennbare Narben der fchon überjtandenen |gierungen namentliche Liften der zu entlajjenden 
Menihenpoden nicht vorhanden find und welche, |Mugentranken-Reconvalejcenten mit Angabe des 
obſchon früher geimpft, duch Impf-Attefte nicht | Wohnort verjelben einzureichen, — Die Regier- 
darthum können, daß fie bereit3 vor ihrer Ein-|ungen Haben die Kreis. und Medicinalbeamten 
ftellung, jedoch nicht länger al3 2 Jahre vor|hiervon zu benachrichtigen, und biefelben, jomie 
derjelben, mit Erfolg revaccinirt worden find, |die Ortövorfteher u. vorzüglich diejenigen Ärzte 
follen in den erften 6 Monaten ihrer Einftellung |u. Chirurgen, welche an dem Aufenthaltsorte des 
in Gemäßheit der dur die Cab. Ordre vom ur Reſerve Entlafjenen oder wenigſtens in ber 
16. Juni 1834 beftätigten Verordnung vom tähe deijelben ſich befinden, auffordern zu laſſen, 
®* Mordes web Elrtupkus ter Mimeigen Moin] | mn 9e Höhe: > Mopeıten TR eis Eule 
erbot de3 Einimpfens der Menjchen-PBoden. ichten. — rdem ift ei ehr- 
8 58. Das Einimpfen der Menichenpoden ift bei ſung über die gegen dergleihen Reconvalejcenten 
3monatlicher Freiheitsſtrafe verboten. zu beobadhtenden Vorſichtsmaßregeln zu publis 
5. Majern, Sharlad und Rötheln. 2 6.6 ad 3.). F * ——— Nüd- 
[Anzeige an die Poligeibehörde] $ 59. Lei Kt über Pe en — Fo 
den Maſern, Ccharlad u. Rötheln find die Ärzte, entlaffen ift, ohne ser dem näcjten Militär- 
bei ber 5 41 bejtimmten Geldſtrafe, zur Anzeige (nzareth zu überliefern, andernfalls fällt feine 
alsdann verpflichtet, wenn bejonders bösartige Behandiur her Civilbehörde anheim (8 63 
od, beſonders zahlreiche Fälle ihnen vorkommen. 8 bei Civil Bö td 
Die Bolizeibehörde hat im Iepteren Fall Mafie|., [eriahren bei Civilperjonen und öffentlichen 
regeln zu treffen, um fi in Kenntmiß über den —— $ en — dergleichen Augen⸗ 
Fortgang der Epidemie zu erhalten u. darnach Enid u. * age vor, ſo treten 
nöthigen Fall die Verpflidhtung zur Anzeige Hinficgttid, derjelben bie allgemeinen fanitätd- 
aller vorfommenden Exkrankungafälle nach $ aı |Ponselien Borſchriſten für bie minder gefähr- 
feftauftellen. er — ee mel ih 
eh Die Bine Bird a — hierbei auf ſolche DE Hehe zu richten, 
wohnung durch eine Tafel od. die Fiolirung des ee F ee —— ers 
Krauten ($ 18 a) b) ift ebenfalls nur im Fätlen gsi jann die Evacuation der Anftalt, theilweife 
bejonderer Bösartigfeit erforderlih, u. find als» od. gänzlich, erforderlich werben e 
dann bie von der Behörde getroffenen Anord- 9 8 64. Die Desinfection b 
nungen bei Vermeidung der 8 26 beitimmten [Dedinfection.] $ 64. Die injection ber 
Strafe genau zu befolgen n ben übrigen | vOR den Kranken benugten Effecten u. Wohnungen 
8 3 gen. HEN] gefchieht nach der in der Anmweifung zum Des 
ällen haben die Angehörigen der Kranken den]! ; Rorichri d 
—* r derſelben mit anderen anſteckungsfähigen infectiondverjahren gegebenen Vorſch ſt n. finden 
Individuen möglichft zu verhüten, hierauf die Bejtimmungen der 8$ 23 u. 27 Ans 
—— $ di, Be Ne me Die Syphilis 
Geneſenen und der während der Krankheit be— f : PR f 
nußten Effecten u. Bornungen gejdieht auf die larzeig ber nen, 5 gr ig Anzeige 
in der Unmeifung zum Desinfectionsverfahren an bie Ortd«Boligeibegörbe (5 9) ft micht 
ergehen > Die Bernäfgun Sen , Mhlen te Teäden Berne 
—* Beſtimmung zieht die 8 27 angebrohte| n nad) effen bes Ar tes von ber Ber 
fe nad) fid. ſchweigung der Krankheit noctheitige Folgen für 
den Kranken felbft od, für dad Gemeinweſen zu 
befürchten find. In biejen Fällen ift ber be- 
treffende Arzt dazu verpflichtet, u. eine Vernach⸗ 


6, Eontagiöfe Augenentzündbung. 


[Beftimmungen hinfichtlich des Militärs.] $ 62. 
Da fi) die contagiöfe Augenentzündung bisher 


und in bejonderen Lazarethabtheilungen zu ber . 


müjjen die Kranfen aus ben Lazarethen beur« . 


dem Beugniß des betreffenden Arztes in der Re 


— 
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läffigung feiner desfallſigen Obliegenheiten ſoll Landreit, Theil 2, Tit, 20, 88 1013—1015 u 
mit einer in Wiederholungsfällen zu verboppeln- | 1026.)?). 
ben Geldftrafe von 15 M geahndet werben. —| [Berbot bed Eurirend ie Kranfer burd 
Dagegen find jämmtliche Medicinalperjonen, mit |unbefugte Berfonen.] $ 72. Auf die genaue Br 
Ein! luß der Borftände von Krankenanftalten, |folgung des im 8 17 enthaltenen Verbot der 
verpflichtet, vierteljährlich in den einzureichenden | Behandlung anftedender Krankheiten durch un- 
Sanitätöberichten — über die Anzahl der ihnen |befugte PBerfonen ift mit befonderer Sorgfalt bei 
über — vorgekommenen ſyphilitiſchen Kranken, der Syphilis zu halten, und find die Polizeibe— 
die Zahl der Geheilten u. w. ee Nennung |hörden und approbirten Medicinalperjonen zur 
der Namen, an die Ort3-Polizeibehörbe Bericht |vorzüglihen Aufmerkjamleit in dieſer Hinfict 
zu erftatten. — Syphilitiſch kranke Soldaten müffen | verpflichtet. — Die Apotheler werden auf bie 
von den fie etwa behandelnden Eivil-Ürzten dem |denjelben gegebenen Vorſchriften gegen Die Be 
Commandeur des betreffenden Truppentheil® od.|reitung von Arzneien auf Unordnung unbefugter 
dem babei angeftellten Ober-Arzt angezeigt werben. | Berfonen ——— ben Handverkauf von Arznei⸗ 
— Hinſichtlich der Anzeige ———— Weibs⸗mitteln, die Mercurialia u. andere heftig wirkende 
—— in Öffentlichen Häuſern verbleibt es bei Subſtanzen enthalten, verwieſen. 
en im — Landrecht, Theil 2, Tit. 20, $1013| [Beftimmungen Hinfichtlich desMilitärs.] 8 73. 
seg. enthaltenen geſetzlichen Beitimmungen, Im Militär joll bei den Soldaten bei beftimmten 
————— bei den in —* Wohnungen bleiben- Veranlaſſungen, z. B. bei ber Einſtellung, beim 
ben Kranken.) 8 66. Verbleibt der Kranke in Ausmarſche, bei der Entlaſſung ꝛc. eine genaue 
feiner Wohnung, fo findet Die $ 180 gegebene —— in Bezug auf ein Erkranken an ſyphili⸗ 
Vorſchrift ihre —— tiſchen Uebeln und ein Beſtrafen derjenigen, die 
Errichtung beſonderer Kranfenhäufer.] $ 67.|ihr Leiden verheimlichen, ſiattfinden. — Syphili- 
Sollte die Zahl der ſyphilitiſch Kranken an einem tiſch erkrankte Soldaten find in die Militär- 
Orte, wo nicht bereitd ein geeignetes Kranken» —— aufzunehmen und vor ihrer völligen 
haus vorhanden iſt, ſehr zunehmen, od. daſſelbe Heilung, ſelbſt nad) Ablauf ihrer Dienſtzeit, nicht 
aus fonftigen Gründen erforberli werben, ſo zu entlaffen. 
ift 5* — der —— — 8. Kräͤtze. 
zur Aufnahme derjenigen, welche in ihren Wohn- : 
ungen nicht gründlich geheilt werden können, ein ee ai — a unge ran) 
bejonbered Haus einzurichten, E en an die Ortöpolizeibehörde gelten bie bei der 
[Besinfection.] B, 68. Die Reinigung der von |Syppilis (8 65) gegebenen Borjchriften. — Wird 
der Syphilis Gen enen, fowie der von ihmenleine in einem Bordell befinbfiche BrauenBperjen 
—— Bälde, Kleibungsftüde u. ſonſtigen pon der Krähe befallen, jo liegt dem Wirthe 
egenftände, gejhieht nad) näherer Anordnung ſoder der BWirthin die Verpflichtung ob, der Bo- 
der Behörde u. unter Undrohung der 5 27 bee|fizeipehörde ungejäumt davon Anzeige zu machen, 
mmten Strafe auf bie in der Anweiſung zum|pei Vermeidung einer Polizeiftafe von 15 M 
edinfectiondverfahten angegebene Weife, oder achttägigem Gefängnis. — Das zur Bifi- 
[Ermittelung ber Anſteckungsquelle] 8 69.|tation von dergleichen Häufern verpflichtete ärzt- 
Die Polizeibehörden haben dafür zu forgen, daß |liche Perfonal hat auch auf das Vorhandenjein 
bie Ürzte u. Wundärzte, bejonders bie bei den|der Kräge mit bejonderer Sorgfalt zu achten. 
Krankenhäujern angeftellten, wenn fie ſyphilitiſch [Maßregeln beim Verbleiben der Kranken 
angeftedte Perſonen in bie Kur nehmen, auszus in ihrer Bohnung.) 75. Bleibt der Kranke 
mitteln fu u. ber Polizeibehörde anzeigen, in feiner Wohnung, jo findet die 8 18 Ir 
von went bie Anſtedung herrühre, bamit Tieder- gebene ** re Anwendung. — Dabei iſt 
liche u. unvermögenbe Berjonen, von beren Leicht- | Tepe nähere — deſſelben mit anderen 
bie weitere Verbreitung des Übels zu be· Herſonen dis zur erfolgten Heilung u. nachher 
echten u. bei denen ein freiwilliges Aufiuchen|igen Reinigung feiner —— u. ber ‚ gebvaudten 
ärztlicher Hilfe nicht zu erwarten tft, unterfucht, ffecten möglichft zu verhüten u. find in diefer 
in die Kur gegeben, u. überhaupt die zur Ber-|Hinficgt Eltern u. Wormünder auf ihre Kinder 
ütung einer weiteren Berbreitung bed Übelö|,, 7 egebefogfenen, Handwerksmeiſter auf ihre 
urch die Umftände gebotenen Maßregeln getroffen | ejellen u. Lehrlinge, Dienſtherrſchaften auf br 
werben Lünnen. — Diejelbe Verpflihtung Liegt |Gefinde zu achten verpflichtet. 
aud den Militärärzten ob. Aufnahme von re in öffentliche Kranten- 
[Aufficht auf liederliche —— 8.70. Hin- — 8 76. Sollte nach dem Ermefjen der 
gtlich ber polizeilichen ht auf biejenigen Hrtspofizeibehörbe u. Sanitätgcommiffionen das 
ltith — — — * Berbleiben der Kranten — Wohnungen mit 
‚Gefahr für dad Gemeinwejen verbunden jein, jo 
bleibt es bei ben beftehenben — en. find diejelben in öffentlichen Krankenanſtalien un. 
rain ig ber wifjentlihen od. fahrläffigen |terzubringen u. zu heilen. Iſt an dem Orte jelbft 
Berbreitung der Syphilis.] 1. Ebenfo finden|od. in been einge: ein öffentliche Kranten- 
bie beftehenben gejeglichen B en für die haus nicht vorhanden, jo find, beſonders wenn 
— Die er — en — — — 
ankheit ihre Anwendung ſowol auf männ-) „| Etr.⸗G.⸗ 
liche ais auf weibliche Perſonen (Allgemeines Isg zog. Relche - Stt. -G. -S. vom 15. Dei 1878 


iten. 


t, Theil 2, Til, 20, 88 1013-1015 m 


t des Eurirens fuphilitiich Kranker durch 
e Berfonen.] $ — Auf die genaue Be⸗ 
des im $ 17 enthaltenen Verbots ber 
ang anftedenber Krankheiten durch um« 
Berfonen ift mit befonberer Sorgfalt bei 
hilis zu Halten, und find die Poligeibes 
und approbirten Mebicinalperjonen 
hen Wufmerkiamkeit in dieſer Sin 
et. — Die er werden auf 
ı gegebenen Vorfchriften gegen die Ber 
von Arzneien auf Anordnung unbefugter 
ı u. gegen ben Handverdauf von Arznei⸗ 
die Mercurialia u. andere heftig wirlende 
‚en enthalten, verwieſen. 
nmungen hinſichtlich bes Militärs] 8 78, 
tär joll bei den Soldaten bei bejtimmten 
jungen, 3. ®. bei der Einftellung, beim 
ſche, bei ber Entlaffung 2c. eine genaue 
je in Bezug auf ein Erfranfen an ſyphili⸗ 
lebeln und ein Beftrafen derjenigen, bie 
n verheimlichen, ftattfinden, — 
kranlte Eoldaten jindb in bie Militäre 
r aufzunchmen und vor ihrer 
at nad Ablauf ihrer Dienftzeit, nicht 
en. 


8. Kraͤtze. 

ung ber Kranfen an die Polizeihörde.] 
Hinfichtlicd der Meldung der Kräpfran« 
ie Ortöpolizeibehörbe gelten die bei der 
(8 65) gegebenen Borjdriften. — Wird 
inem Bordell befindliche Frauensperjon 
Krätze befallen, jo liegt dem Wirthe 
Birthin die Verpflichtung ob, der Po« 
rbe ungefäumt davon Anzeige zu maden, 
neidung einer Polizeiftrafe von 15 M 
ttägigem eig — Das zur Bifi- 
on dergleichen Häufern verpflichtete Arzt» 
tſonal hat auch auf das Vorhandenfein 
ge mit befonderer Sorgfalt zu achten. 
regeln beim Berbleiben der Sranfen 

ohnung.) $ 75. Bleibt der Kranle 
e Wohnung, jo findet die 5 18 er e⸗ 
ßorſchrift ihre Anwendung. — Da Ak 
yere Gemeinjchaft deſſelben mit anderen 
n bis zur erfolgten Heilung u, nachher» 
inigung feiner —9 u. der —— 
möglihft zu verhüten u. find in dieſer 
Eltern u, Vormünder auf ihre Kinder 
‚ebefohlenen, Handwerfämetfter auf ihre 
u Lehrlinge, Dienftherrihaften auf ihr 
zu adıten verpflichtet.” 
ahme von 59* in öffentliche Kranken · 
.) 8 76. Solie nad; dem Ermeffen der 
izeibehörde u. Sanitätdcommiffionen das 
en der Kranlen in ihren Wohnungen mit 
für dad Gemeinweſen verbunden fo 
elben in öffentlichen ——— un. 
gen un zu heilen. Iſt an dem Orte ſelbſt 
en —* ein Öffentliches Kranten. 
ht vorhanden, jo find, bejonders wenn 


jept Recht Eit.G.⸗ D. vom 15. Mai 1873 
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die Krankheit fich weiter verörviten u. eine größere Meldung, 


Anzahl von Menſchen befallen ſollte, geeignete 
Lolalitäten zur Aupnahme der Kranken einzu 


ten. 

(Reinigung der Genejenen und ihrer Effec- 
ten.) $ 77. Nach erfolgter Heilung find Die 
Genejenen, ſowie deren Kleidungsjtüde u. jonftige 
Effecten, insofern jie mit ihnen mährenb der 
Krankheit in Berührung geweſen find, desgleichen 
die Wohnungen, nach Vorſchrijt der Auweiſung 
zum a eg grünblich zu reinigen. 
Vernachläfjigungen biejer Werordnung werden 
mit einer Gelditrafe von 6— 15 M od. mit 3 
bis Stägigem Gefängniß geahndet. 

[Bolizetliche Auffichtsmaßregeln.] 8 78. Die 
Polizeibehörden, ſowol in den Städten als 
auf dem Lande, haben auf unbefannte und 
fih umbertreibende Berfonen in Beziehung 
auf etwa bei ihnen vorhandene Kträhe ein 
beſonderes Augenmerk zu riditen, dieſelben 
bei paſſenden Beranlaſſungen ärztlich unter 
ſuchen zu laſſen u., wenn der gehegte Verdacht 
ich beſtätigen ſollte, für die zweckmäßige Unter: 

ringung u. Heilung derſelben Sorge zu tragen. 
Bgl. $ 15. Daſſelbe gilt hinfichtlih der wan- 
dernden Handmwerfsgefellen u. Juden, auf melde 
lestere bejonderd in Meßorten und bei Jahr: 
märften mit Sorgfalt deshalb zu vigiliren iſt. — 
Dienitboten haben es ihren Herrichaften, Gejellen 
u. Lehrlinge ihren Meiitern anzuzeigen, wenn fie 
fauben, von der Krätze angeitedt zu fein. Herr⸗ 
alten u. Meifter find verpflichtet, in diefer Hin- 
ht auf ihre Dienitboten, Geiellen u. Lehrlinge 
aufmerfiam zu fein u, verbunden, die zur Heil» 
ung ber Erkranlten u. zur Berhiltung einer 
weiteren Verbreitung ber Krankheit erforderlichen 
Mabregeln zu trefien. — Unterlafjungen u. Ver 
fäumnijje hierin jollen nad Befinden der Um- 
fände mit einer Gelditrafe von 6— 15 M ober 
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in Gemeinfhaft mit den Medi— 
einalperjonen, die Duelle des Übels richtig aus 
zumitteln, um in dieſer Hinficht bie geeigneten 
Mafregeln zu treffen u. ber weiteren Verbreitung 
der Kranfgeit entgegen zu mirfen. 

[Adfichtliche Berheimlihung der Nräge.] $ 81. 
Wird die Kräge zum Nachtheile Anderer abficht» 
lich verheimlicht — in welder Dinficht beſonders 
Handel- u. Gewerbetreibende Individuen in Betracht 
fommen — od, wird fie burd ein leichifinniges 
Benehmen ber Sranten anderen Perſonen mtits 
getheilt, fo treten die für biefen Fall anmwenb« 
baren Beitimmungen des Ulgem. Landrechts 
Th. IL, Tit. 20, 68 777 u. 778) ein, 

[Berfahren beim Dititär.] 882. Soldaten find 
hinſichtlich der Kräge mit Genanigfeit zu beobad- 
ten, u., wenn bie Umſtände e8 erforderlich machen, 
von Zeit zu Zeit zu unterſuchen, welches jeben« 
fall bei ihrer Einjtellung, ſowie bei ihrer Ent« 
laffung geſchehen muß. — Eine abfihtlide Ber 

eimlihung der Kräge hat Beitrafung zur Folge. — 

ie von der Kräpe befalleren Soldaten find for 
gleich im Lazarethe oder andere abgejonberte 
Räume ban ihrer Heilung unterzubringen. 

—— Maßregeln bei allgemeinerer 
Verbreitung der Kräte.] $ 83. Für den Fall, 
daß die Kräge an einem Orte eine ungemöhn- 
lichere u. allgemeinere Verbreitung erlangen 
follte, wird den betreffenden Negierungen bie 
Ergreifung befonderer Mafregeln behufs ber ge 
nauen Ermittelung des Standes ber — 
ihrer Zu⸗ u. Abnahme u. einer gründlichen Til 
gung berjelben zur Pflicht gemacht. — Die nähere 

ftimmung der unter ſolchen Umftänden zu 
treffenden Anordnungen bleibt ihrem Ermeſſen 


überlaffen. 
9, Weichjelzopf. 


(Meldung der Kranken. 84. jeder am 
Weichjelzopf feidende Kraute iſt bei Vermeidung 


3. bis Stägigem —— — werden. der im 8 25 beſtimmten Strafe der Ortöpoligei« 
u 


Eine beſonders genaue 
die in Arbeits u. Verjorgungshäufern, Waifen- 


— Strafanftalten, Gefängnifien u. a. dergl.|in 
ffentlichen Anitalten befindlichen Perjonen, welche Erante in feiner 


von Beit zu Zeit in biefer Hinficht von den ba- 


bei angeftellten Mebicinalbeamten genau zu in⸗ 


iciren find. Ebenfo lie 


ift zu führen auf —* anzuzeigen. 


Beſtimmungen für den Fall, daß der Kranke 
feiner — —— $85. Bleibt der 

ohnung, jo findet eine Ber 
eichnung bderfelben mitteld einer Tafel od. eine 
nfofirung des Kranken nicht ftatt, dagegen ift 


t den Vorſtehern großer|derjelbe, jomwie feine Angehörigen mit der Ges 


abrifen, bejonbers ſolcher, in denen Wolle u. fahr der Anftefung u. der Urt u. Weiſe, wie 


mollene Zeuge verarbeitet werden, ſowie den 
79% u. Gaftwirthen eine bejondere Huf: 


ſolche am häufigften bewirkt zu werben pflegt, 
befannt zu ma — Eine deffenungeadhtet auf 


merkjamfeit auf die bei ihnen beidäftigten ooer|jeictfinnige od. muthwitlige Weile veranfaßte 


bon ihnen beherbergten Perjonen ob, 
[Hinfichtlich des Handels mit alten Kleidern, Bet- 
ten.) $ 79. In Betreff des Handels mit alten 
ungaftüden, bej. wollenen Gtoffen, 
werk u. dergleichen, ſowie mit alten Betten u 


Übertragung der Kranfheit auf andere Perionen 
ſoll nach den Beftimmungen des Allgem, Land- 
rechts Th. II, Tit. 20, $8 777 u. 778%) be 


Pelze ftraft werden. 


(Desinfection.] $ 86. Die von einem Weichjel- 


anderen reg —— die Krägtranlen sopftranten bemugten Betten, Bett- u. Leibmälde, 
gebraudjt worden find, gelten die im 5 21 ge Stopfbedetungen u. jonitigen Gegenftände dürfen 
Beftimmungen u. tft hier mit bejonderer) nach beendigter Krankheit nicht eher wieder im 


——— darauf zu achten, daß dergleichen 


Gebrauch gezogen werden, als bis fie nach näherer 


Sachen nicht eher wieder in den Berfehr fommen, | Yeitimmung der Boligeibehörbe u. nad) Anmweijung 
als bis fie nad Vorjärift der Desinfectionds|per Desinfertiond « Snftruction gereinigt mworben 


ſtruction auf das jorgfältigfte gereinigt morben 


(8 77) 


„Resmittetung der Quelle des übels] $ SO. 
BVolizeibehörden haben bei geichehener 


Grotejend, Bolgei-&cyiion. 


26, jest Reibs-Str.+B.:B. vom 15. Mai 1871 
sg 397 x. 230. 
2) &. Rote u $ 81. 
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find, — Die Unterlajjung zietzt die 5 27 be⸗ pfetlen. ſich ſelbſt u. ihre Kleidungsſtũce einer 


Kisımte Sırafe nad Mid. j ‚... horgfältigen Reinigung zu unterwerien. 
(Stulbeiuh.] $ 37. Da den mit dem Weichjel⸗ 12. Milzbrand. 

30pf Sehaftzten Kindern der Sculbefuch wegen) (5, jept Bichfeucengeieg S3 29 Mi.) 

langer Zaner der Rromfgeir nicht umterjag:) (Berfahren beim Ettanken von Wenichen] 


wer den fanı, jo mũñen dei:jelben zur Vergütung ur. Erkrault ein Menic durch Anſtecung von 
einer weiteren Berbreiting des Übels abgejon- —— Thieren an den ſchwarzen Blat⸗ 
derte Zige u. bejondere Bläge zur Ablegung tern od. auf andere Weije, jo muß davon ſogleich 
iger Kopfbededung augewie jen werden. Außer per Boligeibepörde Anzeige gemacht werden (8107). 
dem it es die Bilicht des Schrers, die Kinder) vieidt derjelbe im jeiner — jo_findet bei 
über die Gefahr der Anitetung zu belehren. Vermeidung der im $ 26 erwähnten Strafe eine 
ey - — tzung — a Bezeichnung derſelben —* einer Tafel oder 
Kalten. . g zum adgememeneme genaue Iſolirung des Kraufen ma 18 
Gesraud beitimmter Badeanjtalten od. Badeſtuben a) b) Ratt. si e e 
darf den am Weichſelzopf leidenden Berjonen [Desiniection.] $ 118. Alles, wa3 zum Rein 
niöt z.jtattt werden. — igen u. Verbiaden des Kranken gebraucht worden 
„.‚d Immungen hinſichtlich des Militärs.) 889. lit, muB ohne Berzug vernichtet werden. Nah 
ir Soldat vom Beihjelzopf befallen, j0/Beendigung der Krankheit jind die Wohnung des 
ir 2.cizıbe, jall® er nicht, den beitehenden Be⸗ granten, jomwie jämmtlihe mit demielben in Be- 
kimmungen zufolge, jofort zu enzlafen ift, un |ragrung gelommene Gegenitinde, nad Vorichrift 
verzü;lig in das th aufzunehmen. Bei der der Desinfectiond-Fritruction ı. bei (dung 
En::jiug folder Jadividuen aus dem Heete der 27 angevroßten Strafe, zu reinigen oder 
müũſſen die von ihnen abgegebenen Kopfbedeck- reſp. zu vernichten. 
ungn dernichtet u. die vom ihnen benugten Lager» 13. Ro und Burm. 
ſtellen u. ſ. w. vorſchriftsmãßig gereinigt werden, S. jegt Bichfeugengeieg 3 34 71 
ehe ſie wenter in Gebrauch gezogen werden dürfen. re der Anitedung vor Werden] 
10. Bisartiger Kopigrind, Krebs, is 121. Jevem Stierdebeiiger Tiegt die Bilicit 
Schwindſucht u Gicht. ob, ſich m. ſeine Knechte, Kutſcher u. Pierdemärter 

(Reinizung der Effecten.) $ 90. Bei den ge· mit den Zeichen der Rog- u.xIurnfrantHeit be- 
nonnten Kranlheiten bejhrinten ſich die janitätd« fan zu machen u. im zweifelhaften Krantheits- 
volizeiliden Maßregeln auf die vorfhriftsmäßige fällen, die mit dem Rog oder Kur Ähnlichfeit 
Reinigung u. rejp. Sexnichtung der mit den Ab⸗ haben, einen approbir:en Tbierarzt od. Phnfikus 
jond:zungen der Kranfen in unmittelbare Be nr zu ziehen. — Die Wörter folder Pferde 
rügzung gelommenen Kleidungsſtũde u. jonftigen mit den zur Vergütung der Anitetung cr 

ecten. Die Anordnung derjelben liegt den |forderlichen Vorſichtsmaßregeln bekannt zu machen, 
Ärzten der Kranken, die Controle der getroffenen |u. dürfen namentlich keine Verletzungen im Geficht 
R:ragelm der Bolizeibegörde ob. Bgl. $ 23. oder an dem Händen haben. 

‚Aufiihtauf Baiſendãuſer, öffentliche Shulenzc.| (Berfahren, wenn Anſtecung erfolgt it.] $ 122, 
hiuſi Htlich des Kopigeindes.) S 91. Sinſichtlich Ft die Anftedung eines Memden® durch Noz- 
de3 Koptzrindes ſiad die Watjenhäujer u. ähn⸗ oder Wurmtranfpeit erfolgt, fo gelten diess 117 
lichen Arſtalten unter bejondere janitätd-polizei-/u. 118 gegebenen Borjchriften, 
fie Auf ſicht zu nehmen. — In den öffentligen) Anitetungsitoffe, Bejeitigung derſelben bei 
Schulen dürfen Kinder, die am bösartigen Kopf | Biegbeförderungen auf Eijenbagıen. 


grind feiden, nicht zugelaffen werden. L Gejeg vom 25. Febr. 1876, 
11. Tollkrankheit (Hundswuth). $1. Die Eiſenbalmverwaltungen ſind ver» 
5. jest Viehſeuchengeſetz 8 46 ff.] pfliötet, Eiſenbahnwagen, im welden Pferde, 


Beſtimmungen für den Fall des Ausbruchs Maulthiere, Ejel, Rindvieh, Schafe, Ziegm od. 
der Bafferichen bei Menſchen.) $ 107. Kommt | Schweine befördert worden find, nad) jedesmal- 
bei einem von einem wutgfranten Thiere gebij-  igem Gebrauche eins Reinigungsverfagren (De3« 
jenen Menjchen die Waſſerſchen zum Ausbruch, |infection) & unterwerjei, welches geeignet ift, 
fo iſt dadon durch den Arzt bei Vermeidung einer |die den % agen etwa anhaftenden Anjicdungs- 
Geldiirafe von 15 M ungefäurmt der Polizeibe-|jtoffe vollitändig zu tilgen. — Gleicherweije fürd 

Örde Anzeige zu machen. — Dfeibt der Rranke|die bei Beiörderung der Tiere zum Futter, 

eier Bohmung, jo findet eine Bezeichnung) Trinken, Befeitigen od. zu ſonſtigen Sweden be. 
derjelb:n mittel einer Tafel od. eine Fiolirung nutzten Serät;i.jaften zudesinficiren. — Auch kann 
des Kranken von Polizeimegen nicht ftatt. anzeordnet wersen, dab die Rampen, welde die 

Rein'gung der mit den fen in Berühr- | Thiere beim Ein» u. Ausladen betreten haben, 
ung gelommenen Sachen u. Menſchen.) $ 108. ſowie die Bieh-Ein- u. Ausladepläge u, die Vich- 
RNach beendigter Krankheit ift, mad Maßgabe der Höfe der Eifenbahn-Bervaltungen nad jeder Bo- 
am Schluß des $ 106 ertheilten Beitimmung, Imugung zu desinficirem find. $ 2, Die Bir 
auf eine jorgfältige Reinigung u. reſp. Vernicht pfliätung zur Desinfection liegt in Bez auf 
ung der mit dem Rranfen in Berührung ge |die Eifenbagnivagen u. die zu denjelben gehörigen 
lommenen Effecten nah Vorſchrift der ar ne Gerãthſchaften 3 1, Abſ. 1 u. 2) derjenigen 
tion?» Inſtruction zu Halten, u. den bei Liſenbahnverwaltung ob, in deren Bereich Die 
Kanten d.ihäjtigt gewefenen Perſonen zu em-IEntladung der Wagen ftaitfind:t. Erfolgt bie 
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letztere im Auslande, fo iſt zur Desinfection die bald nach Entleerung der Wagen — im Verkehr 
jenige deutſche Eiſenbahnverwaltung verpflichtet, mit dem Auslande an der Station des Wieder- 


deren Bahn von den Wagen bei der Rücklehr 
in dad Reichdgebiet iuert berührt wird. — Die 
Eifenbahnverwaltungen find berechtigt, für Die 
Desinfection eine Gebühr zu erheben. $ 3. Der 
Bundesrath ijt ermächtigt, Ausnahmen von der 
durch bie $ 1 u. 2 Bfigefegten Verpflichtung 
für den Verkehr mit dem Uuslande injomweit zu- 
zulaffen, ald die ———— Desinfection 
der zur — enutzten, im Auslande 
entladenen Wagen vor deren Wiedereingang ge 
nügend fichergejtellt if. — Auch ift der Bundes- 
rath ermächtigt, Ausnahmen von der gedachten 
Berpflihtung für den Verkehr im Inlande zuzu— 
laſſen, jedoch für die Beförderung von Rindvich, 
Schafen u. Schweinen nur innerhalb folder Theile 
des Reichsgebietes, in melden jeit länger als 
3 Monaten Fälle von Lungenſeuche u. von Daul- 
u. Klauenjeuche nicht vorgelommen find. $ 4. 
Die näheren Beitimmungen über das anzuord- 
nende Verfahren, über u. Seit der zu be 
wirlenden Desinfectionen, jowie über die Höhe 
der zu erhebenden Gebühren werben auf Grund 
der von dem Bunbedrath aufzuftellenden Normen 
von den Lanbesregierungen getroffen [S. die 
iernach —— Ausführungs-Berordnung.]. 

5. Im Eifenbahndienfte beichäftiate Perſonen, 
welche die ihnen nad den auf Grund dieſes 
Geſetzes erlajfenen Beitimmungen vermöge 
ihrer dienftlihen Stellung oder eined ihnen er- 
theilten Auftrages obliegende Pflicht der Anord⸗ 
nung, Ausführung oder Überwachung einer Des- 
infection vernachläffigen, werden mit Gelditrafe 
bis zu 1000 M, und wenn infolge dieſer Ver- 
nadhläjfigung Bieb von einer Seuche ergriffen 
worden, mit Gelbftrafe bis zu 3000 M ober 
Grfängniß bis zu einem Jahre beitraft, jofern 
nicht durch die Vorichriften des Str.-G.-B. eine 
der Art oder dem Maße nad fchwerere Strafe 
angebroht it. 8 6. Der $ 6 des Gejehed vom 
7. Upril 1869, Maßregeln gegen die Rinderpeit 
betreffend, ift aufgehoben. 


II. Yusführung8-Berordnung [des Han- j 


beil3-Minifterd] zu dem Reihögejeg vom 
25. Febr. 1876, betr. die Bejeitigung von 
Unftedungdftoffen bei Viehbeförderun— 
gen auf Eijenbahnen vom 16. Juni 1876, 


1) Kein der Desinfection unterliegenber leerer 


5 
Bagen (8 1 des Geſetzes vom 25. Febr. 1876)| gun nicht 
dart vor Beendigung der Dedinfection in irgend| die 
—— werden. Auf einer gaben ($ 2 Abſ. 2 des Geſetzes) werben bis auf 


eine Benutzung 
an dem Wagen befcjtigten Tafel od. in anderer 


eingauges al3bald nad; Ankunft der Wagen — 
u, zwar längſtens binnen 24 Stunden zu be 
wirken. 4) Der eigenilihen Desinfection der 
Bagen muß ftet3 die Befeitigung des Strohes, 
Dünger u. ſ. w. u. eine gründliche Reinigung 
der Fußböden, Deden u. Wände durch Wafler 
ar Froſt Durch heißes Waffer) vermittelft fuumpfer 

jen vorangehen. — Die Desinfection muß be 
wirft werben: a. durch heiße Waſſerdämpfe (von 
mindejtend 100 Grad Eelfius) oder b. durch 
beißes Wafler (von mindeftens 70 Grad Eelfius) 
u. heiße allalifche Zauge (500 Gramm Soda od, 
Pottaſche auf 100 Kilogramm Wajjer) od. c. durch 
Ausſpülen u. Ausiprigen mit Waffer (bei Froit 
mit heißem Wafjer) u. forgfältiged Auspinſeln 
mit Ehlorfalflöjung od. mit einem Gemiſch von 
Karbolfäure u, Eiſenvitriol. — * einer der 
unter a u. b bezeichneten Weiſen Hat die Des— 
infection überall da zu erfolgen, wo die dazu 
erforderlichen Einrichtungen vorhanden find oder 
ohne erheblichen Koſtenaufwand beſchafft werben 
fönnen. 5) In gem: Weife wie die zum Trans» 
port benugten Wagen find die bei der Beför- 
derung der Thiere zum Füttern, Tränken, Be- 
feitigen oder zu fonftigen Zweden benutzten Ge— 
räthihaften auf der in Pr. 3 bezeichneten Station 
zu bdesinficiren. 6) Die Rampen, jowie die Vieh⸗ 
Ein- u. Ausladepläge u. die Viehhöfe der Eijen- 
bahn-Verwaltungen find ftet3 von Streumateria- 
lien, Dünger u. ſ. w. geläubert zu halten. — 
Die mit den ge in Berührung gefommenen 
Geräthichaften find durdy Abwaſchen mit Waſſer 
einer jorgfältigen Reinigung zu unterwerfen. 
7) Streumaterialien, Dünger u. f. w., melde 
aus zu bedinficirenden Wagen od. an den Rampen, 
den Bieh-Ein- u. Ausladeplätzen u. den Bieh- 
höfen vor der Reinigung entfernt worden (Nr. 4 
Abſ. 1, Nr. 6 Abſ. 1), jind zu jammeln u. jo» 
fort vermittelft Karbolſäure oder Chlorkalf zu 
desinficiren. — Die Bermerthung ded Dünger 
ift unbefchabet der für Fälle einer wirklichen $n« 
ection od. des dringenden Berdacdhtd einer ſolchen 
beftehenden Vorſchriften geftattet, die Fortſchaffung 
jedoh nicht unter Anwendung von Rindviehge- 
ſpannen zu bewirken. 8) Für die der eigentlichen 
Desinfection vorangehende od. ohne Rüdficht auf 
diefelbe vorzumehmende Reinigung (Rr. 4 Abf. 
1, Nr. 5, Nr. 6 Abſ. 1) findet eine Entſchädi— 
flatt. — Die Gebühren für die durch 
esinfection bebingten außerordentlichen Aus⸗ 


eiteres für den Bereich der ſämmtlichen Preuß. 


augenfälliger Weife ift mit einer deutlichen In-| Bahnen auf 1 M für jeden Wagen feſtgeſetzt. 
Ichrift zu vermerken, daß ber Wagen zu desin-|9) Es bleibt vorbehalten, eine Dedinfection der 
fieiren if. Der Vermerk ift nach erfolgter Des.|Rampen, ſowie ber Bich-Ein- u. Ausladeplätze 
infection zu entfernen. 2) Es it Fürſorge zu u. der Biehhöfe der Eiſenbahn-Verwaltungen all 
trefien, daß Eiſenbahnwagen, gr zur Beför-|gemein od. für den Berfehr mit einzelnen der 
derung einer der im $ 1 bes etzes bezeich⸗ im $ 1 des Geſetzes bezeichneten Thierarten oder 
neten Thierarten nad) dem Auslande gedient |für gewiſſe Gegenden anzuorbnen, wenn nad) den 
haben, nah der Entladung behufs en eine beftimmte Gefahr ber Ber- 
der Desinfection nad derjenigen inländifhen|breitung von Seuchen vorliegt. Das in biefen 
Grenzſtation zurädgelangen, über welche fie aus- ‚Fällen anzumendende Desinfectiondverfahren wird 
pgaongen find. 8) Die Desinfection it an dem jeiner Zeit näher bezeichnet werben. 10) Etwaige 

te der Entladung (Ab- od. Umladung) ald- weitergehende Sicherheitsmaßregeln in Fällen 
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einer wirklichen Infection oder des dringenden) Schuldners durch vorherige Bert 
Verdachts einer jolchen, können nah Maßgabe! Beitandtheilen feines Vermögens 
der für ſolche Fälle beitchenden befonderen Ber/12) Wegnahme eigener Saden aı 
ftimmüngen von ben zuitändigen Polizeibehörden des Piandgläubigers, Nupniehers 
angeordnet werden. 11) Die Eijenbahnver-|dem ein Gebrauchs- oder Belitre 
waltungen haben dafür zu jorgen, Daß die Ar-|jteht (daſ. $ 289). 18) Jagen ı 
beiten, welche zur Bejeitigung von Anftedungs-| welchen zu jagen der Betreffende ı 
ftoffen bei Vichbeförderungen innerhalb ihresjift, wenn der Thäter ein Angehöri 
Geſchãftsbereichs vorzunehmen find, unter verant- berechtigten iſt (daſ. $ 292). 1: 
wortlicher Aufjicht ausgeführt werden. 12) Die Eröffnen verfiegelter Brieje oder 
Eifenbahn-Auffichtsbehörden haben im Einver-/$ 299). 15) nn Rechtsauwãl 
nehmen mit den Beterinär-Polizeibehörden Eon-|Notare, Vertheidiger in Etrafl 
trofeinrichtungen zu treffen, welde geeignet ſind, Wundärzte, Hebammen, Apothefer, 
bie jtrenge Turglührung des Geſetzes u. dieſer hilfen dieſer Perſonen, unbefugt 
Ausfuhrunge vorſchriften überall ſicher zu ſtellen. niſſe offenbaren, die ihnen Kraft 
Anſtifter ſtrafbarer Handlungen, ſ. Str.⸗G. Standes oder Gewerbes anvertt 
B. 88 48, 50, 111. $ 300). 16) Strajfälliges Credit 
ntimon ift von dem Verfügungsrecht des derjährige (daſ. $$ 301 u. 302). 
Grundeigentbümers ausgeſchloſſen u. gehört zu liche u. töwidrige Beſchadigun 
den Mineralien, deren Aufſuchung u, Gewinnung |ung einer fremben Sadıe (5 303), 
den Vorichrijten des Allgem. Berggefeges (Ullg.|ung von Nahrungd- u. Genußmit 
Ber ee vom 24. Juni 1865 $ 1) unterliegt. dentendem Werthe oder in gering 
utiquare haben bei Eröffnung ihres Ge-lalöbaldigen Verbrauch (baf. $ 370 
werbes das Lolal dejjelben, jowie jeden jpäteren|nahme von Viehfutter wider d 
Wechſel des letzteren jpäteitens am Tage jeines Ein- | Eigenthümers, um befjen Vieh de 
tritts der zuftändigen Behörde des Wohnorts anzu-|(daj. $ 370, 6). 
geben (Gew.-Drbn. v. 21. Juni 1869 814 Abi. 2).| Autritt des Gefindebienites, 
Antrag als Borausjepgung der jtrafgeriht- Ordnung vom 9. Nov. 1810, 
lichen — ng iſt hinſichtlich folgender ſtraf⸗ 11. April 1855, 88 36 ff. 
barer Handlungen erjorderlih: 1) Feindliche Antrittögelder bei Aufnahn 
Handlungen gegen beireundete Staaten, Beleid«| werblihe Innung, ſ. Gewerbe: 
igungen des Landesherrn oder des Megenten) Anwalte, Erhebung unzuläi 
eined nicht zum beutihen Reiche gehörenden) Seitens berjelben, ſ. et... 
beutichen Etaates, Beleidigungen eines bei dem|Beitrafung derſelben wegen Bedie 
Reihe, einem bundesfürſtlichen 4 ober bemjteien in berjelben 8, ſ. daſe 
Senate einer der freien Hanſeſtädte —— ſind "- öffentliche Beamte ir 
bigten Geſandten oder Geichäftäträgers (Str. Sinne, |. dajelbft $ 359. 
G. B. 5 102, 103, 104). 2) Hausfrie · Anivalte, Pilihtwidrigleiten d 
densbruch, jedoch 2 ein Antrag nicht erfor-|G.-8. 8$ 300, 352, 356. 
derlih, wenn ber Haudfriebenäbrud von einer] _ Anmwaltjchaft gehört N 
mit Waffen verjehenen Berjon oder von Mehe| Ämtern, welcher der zur Suse 
reren gemeinſchaftlich begangen worben ijt (daj.|urtheilte verfuftig wird; |. Str 
$ 125). 8) Tauſchungen bei Eingehung einer| Auwerben zum Militärdienite 
Ehe (daſ. $ 170). Ehebruch (daf. $ 172).|f. Str.-©.-B. $ 141. 
5) er einer Frauensperjon zur Geftatt-] Unzeige, 1) Verpflichtung d 
ung bes Beiichlafs durch Voripiegelung einer) Beamten zur Anzeige au ihrer $ 
Trauung oder Erregung oder Benupung eines|ter ftrafbarer Handlungen. 
Irrlhums, in weichem fie ben Beiichlaf für einen) [1. Verordnung vom 3. Jan, 
ehelichen 2 (daj. $ 179). 6) Verführung) Polizeibehörden u, anderen & 
eınes unbeſcholtenen Mädchens, welches das 16,\verbleibt bie ihnen geſetzlich opti 
Lebensjahr nicht vollendet hat, zum Beiſchlaf ung, Berbreden nachzuförſche— 
(daf. $ 182). 7) Alle Fälle von Beleidigungen, |Uufichub —— vorbereiten 
mit Ausnahme der Beleidigungen des Landes zur Aufklärung der Sadıe u. ı 
oder eines Bundesfürlten, oder der Beleid · nahme des Thäterd mit Beop, 
gungen einer Gejepgebenden Berjammlung des jchriften des Geſezßes vom 24, 
eiches, des Zollvereins, oder eines Reicheitaats, treffen. Sie haben jedoch die 
oder einer anderen politiihen Körperſchaft —— Verhandlungen dem 
5 185— 190., 8) Leichte vorſaßliche und alle walte zur weiteren Veranlaffur 
durch Fahrlaſſigleit verurſachte Aörperverletzungen, auch den Requifitionen deſſeiber 
infojern nicht die Sörperverlegung mit Übertret-' ob. Bervolftändigung foiher 
ung einer Ymts-, Berujs- od. Gemwerbepfliht bes unterjucdungen Folge zu leiften, ı 
angen worben ift (daj. $ 232). 9) Eutführung find verpflichtet, von Verbred 
bei 88 m. 237). 10) —— ae n 
gung und Betrug gegen Angehörige, Bor» n zaſprecckordnung fr » 
münder od. Erzieher (dal. 8 247, 268). 11) Bere · Kin eb: or 
eitelung einer Bwangsvollitredung jeitens bes ——— ber Gerichte.“ 


Unzeigen — 


Apothefen. 53 


Ti zu ihrer Kenntniß kommen, dem GStaatd-| 1840]: Es find in ber —— Zeit Anträge auf 


anwalte jogleih Mittheilung zu machen, aud)| die 
den von demjelben an jie gerichteten Unträgen| neuen ” 

wegen Feititellung des Thatbeſtandes u. wegen Apothekern jo häufig 
fonjt erforderlicher Ermittelungen zu genügen,|verfolgt worden, mel 
ter |laffenen Anordnungen durchaus nihtim 


u., menn es nöthig iſt, einen Unterfuchungs 


u ernennen. — Waltet Gefahr im Berzuge ob,|fteht, jo daß ed für nothwendig 
* bat das Gericht auch ohne Antrag des Staats- muß 
Anwalts alle diejenigen Ermittelungen, Berhaft- | Falle 
ungen oder jonjtigen Anordnungen vorzunehmen, Vorſchriften zur allgemeinen 
welche nothwendig find, um die Berdunfelung zu laffen. — In 


der Sache zu verhüten. Die Berhandlungen hierüber 


— der Conceſſion zur Anlegung einer 

e an einem Orte von einzelnen 
emadht u. in einem Wege 
a: mit den desfalls er- 
inflange 
erachtet werden 
bie hierüber feftgejtellten, in jedem einzelnen 
ohne Ausnahme jtrenge zu beadhtenden 
i enntniß gelangen 
emäßheit der Allerhöchiten 
erordnung vom 24. Octbr. 1811 müſſen bie 


find demnächſt dem Staatdanmwalte mitzutheilen. |Unträge wegen Errichtung einer neuen Apothefe 


[2. Wer von dem Borhaben eines Hochver— 
raths, Landesverrathd, Münzverbrechend, Mordes, 
Raubes, Menſchenraubes oder eined gemeinge- 
fährlihen Verbrechens zu einer Zeit, in welcher 
die Verhütung des Verbrechens möglich) ift, glaub» 
hafte Kenntniß erhält u. es unterläßt, hiervon 
der Behörde od. der durch das Verbrechen be» 
drohten Perſon zur rechten Zeit Unzeige zu 
maden, iſt, wenn da8 Verbrechen od. ein ge 
barer Verſuch dejjelben begangen worden ift, mit 
Gefängnig zu bejtrafen (Str.G.B. $ 139.). 

© auch Militär-Strafgefepbudh vom 
20. Juni 1872. 8 104. Wer von einer Meu- 
terei zu einer Bet, im welcher die Berhütun 
der verabrebeten firafbaren Handlung möglid 
ift, glaubhafte Kenntniß erhält u. es unterläßt, 
hiervon redjtzeitig Anzeige zu machen, mird, 
wenn bie verabredete jtrafbare Handlung be- 
gangen worden ift, mit Freiheitsſtrafe bis zu 
3 Jahren beftraft. 3 105. Straflofigfeit tritt 
für den an der Meuterei Betheiligten ein, mel- 
cher von der Meuterei zu einer Zeit, wo bie 
Dienftbehörde nicht Schon anderweit davon unter- 
richtet ift, im einer Weile Anzeige macht, daf die 
Verhütung der verabredeten Handlung möglich iſt. 

2) Unzeige des Anfangens eines jelbitändi- 
gen Gemwerbebetriebet, |. Gewerbeordnung 
s$ 14, 35 Abſ. 4. 8) Anzeige von Öffentlichen 
Berjammlungen, |. unter Bereinspolizei Ber- 
ordnung vom 11.März 1850, $$ 1, 13. 4) Un- 
zeigepflicdht beim Ausbruch von Biehfeuden, |. 
Biehſeuchengeſetz SS 9, 10. 

Anzeigen, Beihädigung 2c. öffentlih ange» 
ichlagener Anzeigen von Behörden od. Beamten, 
i. ..6.-9. & 134. 

Anziehende, polizeiliche Anmeldung derjelben, 
j. Anmeldung; Abweiſung neu Anziehenber, 
. —— SS 4 ff. 

Anziehzeit des Landgeſindes in den zum 
ſtändiſchen Verbande der Provinz Sachſen ge— 
hörenden Landestheilen, mit Ausſchluß der ganz 
vom Auslande umſchloſſenen Theile, ſowie in 
den zum ſtändiſchen Verbande der Marken Bran- 
denburg u. Niederlaufig gehörenden Xandes- 
theilen ift der 2. Jamuar (Cab. -Drdres vom 
20. Febr. 1846 u. vom 28. Juli 1842). 

Apothefen. 1. Anlegung derjelben.!) 

[Eire.-Berf. der Miniſter der geiftl. u. Mebdicinal- 
Ungelegenheiten u. des Innern vom 13. Juli 

ı) Die Eonceifion zur Anlegung einer Apolheke ertbeilt zu: 
folge der Oberpr nftruction dom 31. Dec. 1865 $ 11 
Wr, 4, 6 ber t. Die frül Beichräntungen 
ber Berpadtung von Apothelten find aufgehoben [Din.s 
Verfügung vom 28. ehr. 18370). 


an einem Orte von der beir. Ortöbehörbe u. dem 
Kreisphyſikus ausgehen. Wird von dieſen beiden 
im Einverftändniffe die Anlegung einer neuen 
Apotheke für nothmwendig erachtet, jo beantragen 
fie diefelbe bei der Kgl. Regierung, unter aus» 
führliher Erörterung der dafür fprechenben 
Gründe. Für zureichende Gründe werden ange- 
nommen: eine bedeutende Vermehrung der Volfks— 
menge, bedeutende Erhöhung des Woplftandes. 
Hierüber muß eine genaue auf fpecielle Angaben 
geftütte Nachweifung geliefert werden, u. in eins 
einen vorfommenden Fällen ift den oben aufge» 
heilten Beitimmungdgründen nur noch die Bes 
rüdfichtigung der Hinderniffe beizufügen, welche 
etwa aus bejonderen obmwaltenden Lolalvcrhält« 
niffen hinſichtlich der Communication mit dem 
Drte, an welchem jich bereit3 eine Apotheke be» 
findet, für die auf diefelbe angemwiejene Umgeb- 
ung, ſich herausftellen jollten. Befinden ſich 
an dem Orte, für welchen die Errichtung einer 
neuen Apotheke in Untrag gebracht werden fol, 
bereit3 eine oder mehrere Apotheken, fo find reip. 
der oder die vorhandenen Apotheker zupörderft 
mit ihren etwa Dagegen zu machenden Wider» 
ſprüchen zu hören, u. leßtere, von einem gründ« 
lihen Gutachten darüber begleitet, in dem an die 
Kgl. Regierung zu erjtattenden Berichte mit auf» 
zunehmen, Die lehtgenannten Behörden haben 
nunmehr, event. durd) veranlagte Rüdfragen, zur 
näheren Aufffärung der obwaltenden, Hierbei ala 
maßgebend zu betradhtenden Berhältniffe, den an 
diejelbe dem Obigen gemäß gerichteten Antrag 
einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen u. 
entweder den nicht für gehörig begründet eradht- 
eten Antrag unter Angabe der Gründe zurüd 
zu weijen, od. im entgegengejegten Falle darüber 
einen gehörig motivirten gutachtlichen Bericht an 
das betr. Kgl. Oberpräfidium zu critatten. Bon 
diefem refjortirt demnädjit die definitive Ent- 
icheidung mit Ausnahme der Stadt Berlin, in 
welcher diejelbe dem Kgl. Minifterio der geifte 
lichen, Unterrichts- u. Medicinal-Angelegenheiten 
vorbehalten u. aljo von dem Kl. Woltgeipräfle 
dium aud ar diejed zu berichten bleibt. — Aus 
der obigen Feſtſtellung des hierbei überall ftrenge 
zu beobadıtenden Inftanzenzuges leuchtet zugleich 
ein, daß alle u. jede Gelude, welche ſich auf die 
Erridtung einer neuen Apothele an einem Orte 
beziehen, zuvörderſt an die betr. Ortöbehörde u. 
den betr. Kreisphyſikus gerichtet werden müffen. 
Wad nun für den Fall, daß die Unlegung einer 
neuen Apotheke an einem Orte als ftatthaft an« 
erfannt jein u. um bie Verleihung der Eonceffion 


x 
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en fi) mehrere Apotheker beworben haben. Datum ber Approbation 
folten, die Enticheidung ber Frage wi wel- ihm auf den Grund be 
m von ben Bewerbern bie in Rebe . examens eriheilt worden 
nceifion zu ertheilen fei, fo ift hierbei ein/u. Seiftungen nach emp 
ähnliches ——* zu beobachten. Es haben ob derſelbe ſich ununterb 
daher die betr. Ortsbehörde u. nd Geſchäft gemibmet hat u. ! 
in dem von ihnen am die betr. Kgl. Reg 9 Ausbildung in feinem Fu 
wegen Anlegung einer neuen Ypothete zu richte müht gemejen ift, dadur 
enben Untrage zugleich diejenigen Apotheker beſſeren Erwartungen hi 
nambaft zu machen, welche fi um die Ertheil-| Verwaltung jeiner eigene 
ung ber er Eonceifion beworben haben,|od. ob dieſes nicht der Fr 
u. demnädft, unter ausführlicher Erörterung ber | durch die Übernahme ande: 
Gründe, ſich gutachtlich darüber zu äußern, wel-Jeinige Beit feinem eigentli 
dem von dem Bewerbern der Vorzug einzu-|mweniger ſich entfremdet he 
ranmen fein möchte. Die Kal. Regierung und|fpätere Meldung zu ber 
reſp. das Kgl. Polizeipräfidium in in prüfen zur Anlegung der por e 
die gemachten Vorſchläge u. legen dieſelben in weiſende Beſitz der zum 
einem darüber zu erſtatienden gutachtlichen moti«| erforderlichen Mittel. 6. 
virten Berichte dem betr. Sal. Oberpräfidium|nifje, welde zu Gunften 1 
(für Berlin dem Kgl Minifterium der geiſtlichen, Bewerbers ſprechen, z. B 
Unterrichtd u. a eg Se zurlübrigens ganz gleicher Du 
Entjdyicung vor. Um num den Behörden fürjfennung von Verbienften, 
die hierzu erforderliche Beurtheilung einen Maß-|durd; vorzügliche Leiftung 
flab an die Hand zu geven, hat ein jeder Apos|fich erworben hat x. — 
thefer, welcher ſich um die Ertheilung der Eon-|Befürwortung, daß nicht 
erffion zur Anlegung einer neuen Upothele an|Buntte ald der allein bi 
einem Orte bewirbt, mit jeinem desfallſigen Ge-|werden kann; denn wollte 
fuche zugleich ein volljtändiges Currieulum vitae|die früher ober fpäter fta 
einzureichen, weldem die Zeugniſſe über feinelgelten laſſen, jo dürfte nur 
Führung während feiner Lchr- u. Serbirjahre, mittelbar nach erhaltener { 
die dur |. Staatsprüfung erworbene | Anmeldungen für verjchied: 
Approbation, ein Nachweis über jeine Bejhäftig-|die früher od, fpäter eintr 
ung u. über feine Führung nad) erlangter Appro-|der Anlegung einer neuen 
bation, der genügende Ausweis tarüber, ob er ſehen ift, fich beeilen, um t 
auch die zur Etablirung einer Apoibele u. zum|ieder anderen Hinſicht viell: 
Betriebe des Gejchäftes erforderlichen Mittel ber [züglicheren Bewerbern den 
* die Angabe, ob er bereits eine Apotheke be⸗ Nur die unparteiiſche Berüc 
een habe u. wodurch er den Beſitz derſelben Momente u. das Refultat I 
aufzugeben "veranlaßt worden fei, u bie näherelmügung der einzelnen geger 
Anführung der Umftände beizufügen find, aufldie zu treffende Wahl begri 
welche einen befonderen Anfpruch zu begründen bemerkt dag Minifterium nı 
er ſich glaube berechtigt halten zu dürfen. Indem Apotheker, welcher bereits e 
das Minifterium bie Kgl, Negierung auffordert, |hat, die Eonceffion zur An 
obige Vorſchriften durch die Umtsblätter zur Apothele nicht zu ertheilen 
öffentlichen Kenntniß zu bringen, theilt ſolches ſondere Umftände obmwalten 
derfelben zugleich zur befonderen Richtſchnur hin-Ihierunter zu madjende Aus 
ſichtlich der zu treffenden Wahl unter den ver-jerideinen dürfte, im melden 
ichiedenen Bewerbern um die Eonceffion zur An⸗ mal die Genehmigung des I 
Pre einer — ir — m tte die|holen ift. 
terbei zum Grunde zu legen ineipien mit, 
weiche nad) dem Sr. Majeftät dem Könige ver. ſd Serd ndligtett ber t 
über gehaltenen Bortrage von Wllerhöchftdem-|" inner perisch peruön 
felben durch die Mlergöchfte Gabinets-Ordre vom|” nn pffiein Einmier’ 
30. Juni d. J. genehmigt worden find u. ftrengel der Pie ya 
befolgt werden müffen, wenn bei den bedeutenden gangers 
Tortheilen, die der Gewählte erlangt, u. beiden] Durch C.Ordre vom 8, ı 
mithin bierunter auf das weſentlichſte betheilig- |ftimmt, daß bei Erledi 
ten Intereſſen der einzelnen Bewerber, nicht zu|tichen Eonceffion zur 
begründeten Beichwerden über den einem der|vemjenigen, weldem in dere, 
Bewerber gewährten unverbienten Vorzug Ber-|Eoncejfion ertheilt wird, do 
anlafjung gegeben werben joll, Die Hierbei zu hörde auf Antrag bes biäpe, 
berüdfichtigenden Yunkte find: 1. Die Führung ſeiner Erben zur Bedingung 
u. Application des VBewerberd während ſeiner die zur Einrichtung 1, zum ı 
Vehr- u. Serpirjahre, die von ihm bei der ab- feines Vorgängets Beförige 
gelegten Staatsprüfung gezeigte geringere oder Zuſtande befindlichen u. für 
höhere Qualification,. 2. Das frühere od. jpätere baren Geräthicer 
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vorräthe, jedoch mur in einer dem Umfange des | Medicamente zufammenmiicht, nicht geftört werde, 


Geichäfts angemefjerren Ouantität, 


zu übernehmen. ſo fol außer den in die Officin 


ach Per⸗ 


Welche Gegenſtände zu übernehmen, ſowie die ſonen Niemand zu ſolchem zugelaſſen werben. 


Quantität u. ber 


Preis derfelben, tft durch Sadj- |b) Bei der Receptur muß die ftrengfte Genauig- 


rei He beftimmen, deren einen ber ab-|feit, Ordnung u. Reinlicjkeit herrſchen. Sämmt- 


gehende Apothelenbeſitzer 
antretende Apotheker u. 
ung 


den zweiten ber neujlihe Gefäße u. Inſtrumente müffen ſtets rein u. 
den dritten die Negier-|fauber, auch Waagen u. Gewichte im accuraten 
zu ernennen hat, Lehterer leitet dad Ber-|Buftande gehalten werben. Aud) das Reinhalten 


fahren u. jtellt den Übernahmepreis feit ; gegen|der Geihetücher zu Decocten u. Infufionen ift 


dieſe Sie un iſt eine Berufung auf richter— 
liche Entſcheidung nicht zuläffig, der neu antre- 
tende Apotheker iſt verpflichtet, jeinem Vorgänger 
auf defjen erlangen die feſtgeſtellte Summe 
ofort baar auszuzahlen. Die Koften des Ber 
—— ſind von jedem Theile zur Hälfte zu 
tragen. Zur Übernahme eines für die Apotheke 
eingerichteten Grundſtücks foll_ein neu concejfion- 
irter Apotheker niemals verpflichtet fein. 


8. In den Apotheken zuläjjige Waagen. 

Sn ben Officinen (Urzneiverfaufslofalen) der 
Apotheker dürfen andere Wangen als Präcijions: 
waagen nicht vorhanden fein. In allen übrigen 
Geidäftsräumen der Apothefen find neben den 
Präcifionswaagen ſolche Handelswaagen zuläffig, 
bei welchen die nad) $ 31 der Eihordnung vom 
16. Juli 1869 auf jeder Waage auzugebende 
rößte einfeitige Tragfähigkeit od. größte Trag- 
Pihigfeit auf der Laftjeite nicht weniger ald 5 kg 
beträgt. — Gewichte, melde auf den Präcifions- 
waagen der Apothefen in Nager lommen 
(f. Medicinalgewichte), gelten ala Präciſions— 
ewichte im Sinne der Eid-Drdnung (Be- 
anntmachung der Normal-Eihungs-Commilfion 
vom 17. Juni 1875), 


4, Unfertigung der Recepte 


Upotheler-Ordnung vom 11. October 1801: 

[Bon dem befonderen Verhalten bei Unfertig- 
ung der Mecepte.!] $ 2. a) Sobald ein Recept 
zur Bereitung in bie Upoihele gebracht wird, 
auf welches der Arzt das Datum, die Jahres: 
< den Namen ded Patienten, u., wenn dem 
— deſſen Hand nicht bekannt iſt, auch 
ſeinen eigenen Namen geſchrieben haben muß, 
fo ift der Apotheker verpflichtet, es entweder 
jelbft zu verfertigen, oder einem tüchtigen Ge— 
hilfen, allenfalls auch einem Lehrlinge, welcher 
aber mwenigftend 3 Jahre in der Lehre geſtanden, 
u. fi wohl applicirt haben muß, zur Bereitung 
uzuftellen. Sowol die WUpothefer, ald deren 
Sehitfen u. Lehrlinge, find verbunden, die Urz- 
neimittel auf einem mit Gittern umgebenen 
Meceptirtiiche nach Vorſchrift der Recepte ohne 
Aufihub vorfihtig u. pünktlich zu bereiten, die 
angefertigten Medicamente dajelbit bis zur Ub- 
olung zu bewahren, u. ſolche nebjt ben Recepten 
o wenig während der Anfertigung als nachher 
emanbem borzuzeigen, noch —— Abſchrifien 
Davon zu geben ob. nehmen zu laſſen. Damit 
auch derjenige, welcher am Receptirtiſche bie 


n * he a hu 
otbefer nur dann an en 
benen Arzneien I aus folhen Düitteln 
auch im Hanbv abgegeben 
fügung vom 8. März 1870]. 


werben bürfen [WRinik.sßers | DET 


nicht zu vernadjläjjigen. — Mirturen, Pulver, 
Pillenmaſſen 2c., zu denen falinifche u. metallische 
Präparate fonımen, dürfen in feinem metallifchen, 
ſondern follen in fteinernen, gläfernen od. por— 
zellanenen Mörjern bereitet werden, u 
iharfen, heftig wirkenden Mitteln, als Qued- 
jilber-Sublimat, ingleihen zu ftart riechenden, 
als Mojhus u. Asa foetida, jollen bejondere 
Mörjer u. Waageſchaalen gehalten werden. — 
Der in einigen Apotheken noch üble Gebraud, 
Bulver- u. illenſchachteln mit Goldpapier aus— 
zufüttern, wovon die darin aufbewahrten Arzıei- 
mittel leicht mit — Fer verunreinigt 
werden, wird hiermit unterjagt. — e) Bei Dis— 
penfirung der Arzneimittel ſoll nichts gemeſſen, 
viel weniger nad) dem bloßen Augenmaße ge- 
nommen, jondern alles ordentlid) u. genau ab» 
gewogen werden. Bei den Wäſſern fan jedoch 
dad Abmefjen wol jtatthaben, nur müſſen die 
— dazu beſtimmten Menſuren nach dem ab— 
ſoluten Gewicht des Wafjerd richtig abgetheilt 
ſein. Sollten auch noch Ärzte im Gebrauch haben, 
Vegetabilien manipulweiſe zu verſchreiben, ſo 
ſollen dieſe dennoch gewogen, und ftatt eines 
Manipul3 bei Kräutern eine halbe Unze, u. bei 
Blumen 3 Drachmen nah) Gewicht genommen 
werden. — d) Zu mehrerer Berhütung, daß feine 
Berwechjelung der Medicamente ſich zutragen 
möge, joll in der Apotheke jedesmal der Name 
des Batienten, welcher auf dem Recepte ftehet, 
ingleihen der Name des Apothefers, bei welchem 
dad Recept verfertigt worden, nebſt dem Dato 
J der Signatur bemerkt werden. — Auch ſoll 
auf der Signatur die auf dem Recept beſtimmte 
Gabe u. Zeit des Einnehmens nicht mit Ziffern 
bezeichnet, ſondern jedesmal mit —— 
deutlich u. leſerlich geſchrieben werden. — Ebenſo 
muß die Taxe der Medicamente auf den Recepten, 
wenn ſie bei erfolgender Bezahlung zurückgegeben 
werden, mit deutlichen Ziffern bemerkt ſein. — 
e) Da noch die Erfahrung gelehrt, daß öfters 
diejenigen Arzneien, welde die Patienten auf 
Berordnung ihres Arztes zum zweiten u. öfteren 
Male maden laſſen, nicht volllommen gleich, 
fondern in Farbe, Qualität, Geſchmack u. Gerud 
verichieden find, u. hierdurch den Patienten ver« 
dächtig werden, jo foll derjenige Apotheler, in 
befien Officin dergleichen Nadläffigfeit erweislich 
gemacht worden, ın 15 M Strafe verfallen. Da— 
mit man aber wifje, wer den Fehler bei ber 
Reiteratur begangen, fo joll derjenige, der ſolche 
verfertigt, jedesmal feinen Namen auf die Signa- 
tur fchreiben. — f) In gleiche Strafe joll der— 


nit approbirten Aerzten ober Wunbärzten |jenige Apotheler genommen werden, welcher bie 
bie —— ihm zugeſchickten — * es ſei bei Tage oder 


acht, nicht jogt ch ohne Aufhaltung ver- 
fertigt, den Handlauf vorzieht, u. die Batienten 


ER 
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ohne Noth auf die Mebdicin warten läßt. Bejon- 
der3 ſollen diejenigen Recepte, die mit cito be» 


Upothefer. 


thümer bes Geichäfts) auch dann, wenn bie Über- 
tretung von einem ſeiner Gehilfen, Lehrlinge od. 


zeichnet worden, jopteich bereitet, u. die Urzneien | Angehörigen begangen ijt.] 


den Boten, welche die Recepte einhändigen, mit- 
gegeben werden. — g) Übrigens jollen jolche 
von approbirten Arzten u. Wundärzten einmal 
verjchriebenen u. verfertigten Necepte, melde 
Drastica, Vomitoria, Menses et Urinam moven- 
tia, Opiata u. andere dergleichen ſtark wirkende 
Medicamente enthalten, ohne Vorwiſſen u. Be- 
mwilligung des Arztes, zum anderen Male nicht 
wieder gemacht werden, weil dergleichen Mittel, 
die, zur rechten Zeit verordnet, von guter Wirk: 
ung gewejen, dem Kranken, wenn er jolche zur 
Unzeit nimmt, den Tod zumege bringen können. 
— h) Wenn dem Upothefer in den verjchriebenen 
Recepten ein Irrthum od. Verftoß von der Art, 
daß davon ein Nachtheil für den Patienten zu 
bejorgen ſei, bemerklich werden follte, jo hat er 
jogleih) dem Urzte, welcher dag Recept ver- 
ichrieben, jeine Bedenklichfeit u. feinen Zweifel 
beicheiden zu eröffnen. Wenn der Arzt den Ver: 
ftoß nicht anerkennt u. auf der Anfertigung des 
Recepts nach feiner Vorſchrift beiteht, jo kann 
es der Apotheker zwar auf deſſen Verantwortung 
verfertigen, doch hat er zu feiner eigenen Recht- 
fertigung den Fall jogleih dem Phyſikus, oder, 
wenn diefer das verdächtige Recept verjchrieben 
hätte, dem competenten Collegio Medico anzu— 
zeigen. — i) Sollte es fi zutragen, daß ein 
verſchriebenes Ingredienz nicht vorräthig oder 
ſogleich nicht anzuichaffen jet, jo darf der Apo- 
thefer nicht willfürlich ein anderes dafür ſubſti— 
tuiren, oder etwas Hinweglafjen, jondern er hat 
jolches jofort dem Arzte anzuzeigen, u. es dieſem 
zu überlajjen, an deijen Statt ein anderes Mittel 
von gleicher Eigenichaft zu verordnen. — k) Da 
auch verlauten will, daß noch hier u. da unbe» 
fugte Berfonen ſich mit innerlidhen u. äußerlichen 
Kuren befajjen, jo wird den Apothefern hiermit 
anbefohlen, jich der Verfertigung ſolcher Recepte, 
die von dazu nicht qualificirten Perſonen ver- 
jchrieben worden, zu enthalten, u. ſich hierunter 
lediglich nad) dem $ 5 Unſeres Medicinaledicts 
vom Jahre 1725 zu achten ; am menigiten aber 
Medicamente von heftigeru.bedenfliher Wirkung, 
al3 Drastica, Vomitoria, Mereurialia, Narco- 
tiea, Emmenagoga, namentlich aud) Resina und 
Tinctura Jalappae von der Hand, ohne ein von 
einem approbirten Arzte verjchriebened Recept, 
verabfolgen zu lafjen. — Es haben denmad alle 
u. jede Apothefer in Unieren Landen bei Ber- 
meidung von 15—60M Strafe auf jeden Eontra- 
ventionsfall, u. bei wiederholter Contravention 
bei noch höherer Geldftrafe, fich nach dieſen Ver— 
ordnungen zu achten, auch, bei Bermeidung 
gleicher Strafen dafür zu jorgen, daß von ihren 
Gehilfen u. Lehrlingen dieſelbe auf das Genaueſte 
befolgt werden; gleichwie ſie für das, was ihre 
Gehilfen od. andere zu ihrem Hauſe gehörige 
Perſonen hierin zuwiderhandeln, ſchlechterdings 
einſtehen müſſen, obſchon ihnen das Recht vor— 
behalten bleibt, ihren Regreß an gedachte Per— 
fonen zu nehmen. — [Die in $2 der Apothefer- 
Ordnung angedrohte Strafe der Borichriften der 
Npothefer-Ordnnung trifft den Apotheker (Eigen- 


Apothefer. 
Approbation derjelben. 

Apotheker bebürfen einer Approbation, melde 
auf Grund eines Nachweiſes der Befähigung er— 
* wird (Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 

29). 
Bekanntmachung des Reichskanzhers, be— 
treffend die Prüfung der Apotheker, vom 

5. März 1875: 


Auf Grund der Beitimmungen im $ 29 ber 
Gewerbeordnung hat der Bundesrath beichlofjen, 
wie folgt: 

[I.Gentralbehörden, welche Upprobationen ertheis 
len.) $1. Zur Ertheilung der Approbation als Apoe 
thefer für das Reichsgebiet find befugt: 1) Die 
Gentralbehörden derjenigen Bundesitaaten, welche 
eine oder mehrere Landes-Univerjitäten haben, 
mithin zur Zeit die zuftändigen Minifterien des 
Königreih® Preußen, des Königreihs Bayern, 
des Königreichs Sachſen, ded Königreichs Wirttemn- 
berg, bed Grofherzogthums Baden, des Groß- 

erzogthums Heſſen, des Großherzogthums Med 

nburg- Schwerin u. in Gemeinſchaft die Mini— 
iterien de3 Großherzogthums Sadjien-Weimar 
u. der ſächſiſchen Herzogthiimer; 2) das zuftände 
ige Herzoglich braunichweigiiche Minifterium u. 
der Oberpräfident von Elſaß-Lothringen. — Die 
Approbation wird nad) dem beigefügten Formular 
ausgejtellt. 

[IL. Vorſchriften über den Nachweis der Befähig- 
ung ber Upothefer.] $2. Der jelbitändige Betrieb 
einer Apothefe im Gebiete des Deutſchen Reichs er« 
fordert, unbefchadet der Beitimmung im letzten 
Sate des $ 29 der Gew.Ordn., eine Approbation 
feitend einer der vorjtehend genannten Behörden. 
Diefelbe darf nur denjenigen Candidaten ertheilt 
werden, welche die pharmacentifche Prüfung voll» 
jtändig beitanden haben. Die pharmar 
ceutiſche Prüfung kann vor jeder pharmaceut- 
iihen Prüfungs» Commiljion, welche bei einer 
beutichen Univerfität, dem Collegium Carolinum 
in Braunjchweig u. bei den polytechniihen Schulen 
in Stuttgart u. Karlsruhe eingerichtet ift, abge- 
legt werden. Die Prüfungsd-Commijfionen, welche 
aus einem Lehrer der Chemie, einem Lehrer der 
Phyſik, einem Lehrer der Botanik u. zmei Apo— 
thefern beftehen sollen, werden alljährlih von 
der zuftändigen Behörde (vergl. $ ı) berufen, 
An Stelle eined der Apotheker kann ein Lehrer 
der Pharmacie berufen werden. — Die zuftändige 
Behörde ernennt den VBorfigenden der Commiſſion. 
Derielbe kann aus der Zahl der Mitglieder der 
Commiſſion gewählt werden. — Es finden im 
jedem Jahre zwei Prüfungen, die eine im Sommer-, 
die andere im Winterhalbjahr, jtatt. 84. Die 
Anträge auf Zulaffung zur Prüfung find bei der 
der Prüfungs-Commiſſion zunächſt vorgejegten 
Behörde zu ftellen. — Die Meldung zur Prüf- 
ung im Sommerhalbjahr muß ipäteitend im 
Kpril, die Meldung zur Prüfung im Winter- 
halbjahr jpäteftend im November unter Beifüg« 
ung der erforderlihen Beugnifje eingehen. Wer 


Upothefer. 
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fi ſpäter meldet, wird zur Prüfung im folgen-|den Präparaten (Nr. 1 und 2) werben aus einer 


den Halbjahr verwiejen. Der Meldun 

furzer Lebenslauf beizufügen, — Die Butaffung 
zur Prüfung ift bedingt durch den Nachweis 
1) der erforderlichen wiſſenſchaftlichen Borbild- 
ung. Der Nachweis ift zu führen durch das von 
einer als berechtigt anerfannten Schule, auf welcher 
das Latein obligatorischer Lehrgegenftand tit, 
ausgejtellte twiffenihaftliche Duolikcationd- eu . 
niß für den einjährig freiwilligen Militärdientt 
Außerdem wird zur Prüfung nur zugelafien, 
wer auf einer anderen als berechtigt anerkannten 
Schule die Zeugniß erhalten hat, wenn er bei 
einer der eritgebadjten Anftalten ſich nod einer 
Prüfung im Latein unterzogen hat u. auf Grund 
derjelben nachweiſt, daß er auch in diefem Gegen- 
ftande die Kenntniſſe befigt, weiche — Er⸗ 
langung der bezeichneten Qualification erfordert 
werden; 2) der nach einer dreijährigen, für die 
Inhaber eines zum Beſuche einer deutſchen Uni— 
verjität berechtigenden Zeugniſſes der Reife zwei— 
jährigen, Lehrzeit vor einer deutſchen Prüfungs— 
behörde zurückgelegten Gehilfenprüfung u. einer 
dreijährigen Servirzeit, von welcher mindeſtens 
die Hälfte in einer deutſchen Apotheke zugebracht 
fein muß; 3) eines durch ein Abgangszeugniß 
als vollitändig erledigt beicheinigten Untverjitäts- 
ſtudiums von mindejtend drei Semejtern. — Den 
Bejuche einer Univerfität fteht der Beſuch einer 
pharmaceutiihen Fachſchule bei der Herzoglic 
braunfchweigijchen polytehniihen Schule (Colle- 
gium Carolinum), jomwie der Bejuch der polyted- 
nischen Schulen zu Stuttgart u. Karlsruhe gleich. 
— Die Zeugniſſe — ſind in beglaubigter Form 
beizubringen. — Der Candidat hat ſich binnen drei 
Wochen nach Behändigung der Zulaſſungsver— 
fügung mit dieſer Verfügung und der Quittung 
über die eingezahlten Gebühren ($ 18) bei dem 
Borfigenden der Prüfungd-Commujjion ohne be» 
fondere Aufforderung perjönlich zu melden. $ 5. 
Die Prüfung zerfällt in folgende Wbichnitte: 
L. die Vorprüfung; IL die pharmacentiich-tech- 
nifche Prüfung; TIL. die analytiſch-chemiſche ‘Brüf- 
ung; IV. die SET rag Brüfe 
ung; V. die Schlußprüfung. » J. Zwed der 
Borprüfung ijt zu ermitteln, ob der Kandidat 
die ihm zur Bearbeitung vorzulegenden einzelnen 
Materien vollitändig beherricht u. im Stande ijt, 
jeine Gedanken Har u. richtig auszudrücken. Der 
Candidat erhält drei Auigaben, von denen eine 
dem Gebiete der anorganijchen, eine dem ber 
organiichen Chemie, eine dem ber Botanif oder 
Bharmacognojie entnommen it. Die Aufgaben 
werden aus einer hierzu angelegten Sammlung 
durch das 2003 beitimmt und jind ſämmtlich jo 
einzurichten, daß je drei von ihnen in einem 
Tage bearbeitet werden können. Die Bearbeitung 
erfolgt in Clauſur ohne Benutzung von Hilfs— 
mitteln. $ 7. II. Zmwed der pharmaceutiſch⸗tech⸗ 
nifhen Prüfung ift, zu ermitteln, ob der Can— 
didat das für jeinen Beruf erforderliche technijche 


it ein) hierzu angelegten Sammlun 


durch das Loos 
beſtimmt. Die Bereitung erfolgt unter Aufſicht 
je eines der N rg Mitglieder der 
Commiſſion. Über die Ausführung der Arbeiten 
at der Candidat ſchriftliche Berichte abzufaſſen. 

8. II. Zwed der analytiſch⸗chemiſchen Prüfung 
ut, zu ermitteln, ob der Candidat die in der 
analytiihen Chemie erlangten wiſſenſchaftlichen 
Kenntniffe nicht nur theoretiſch fich angeeignet 
hat, jondern auch praftiich in dem erforderlichen 
Maße zu verwertden im Stande ift. Zu diefem 
Behufe muß er befähigt fein, folgende zwei Auf- 
aben richtig zu löſen: 1) eine natürliche, ihren 

eitandtheilen nad) dem Eraminator befannte 
hemijche Berbindung od. eine fünftliche zu dieſem 
Bwede bejonders zujammengefeßte Mijchung 
qualitativ, und außerdem einzelne Bejtandtheile 
der von dem Gandidaten bereits qualitativ unter« 
juchten Verbindung bezw. Miſchung quantitativ 
zu bejtimmen, od. ein anderes den Seflandtpeilen 
nad dem Eraminator belanntes Gemenge auch 
quantitativ zu analyfiren; 2) eine vergiftete or- 
ganiſche od. anorganifche Subjtanz, ein Nahrungs» 
mittel od. eine Arzneimiſchung in der Weije zu 
unterjuchen, daß die Rejultate über die Art des 
vorgefundenen Giftes oder der Verfälichung, u., 
joweit dies nach der Beſchaffenheit des vorge» 
fundenen Giftes oder der Berfälihung verlangt 
werden fann, audy über die Quantität des Giftes 
od, de3 verjäljichenden Stojjes eine möglichſt zur 
verläfjige Auskunft geben. — Beide Aufgaben 
werden bon dem Examinator bejtimmt. Als 
Eraminator beaufjichtigt die Bearbeitung der 
Aufgaben der Lehrer der Chemie od. eines der 
pharmaceutiihen Mitgliever der Commijjion. — 
Über die Ausführung der Arbeiten Hat der Can» 
didat jchriftlihe Berichte abzufafjen. — Bei der 
Genjur hat der Eraminator den Gegenftand der 
geitellten Aufgaben namhaft zu maden und zu 
bezeugen, daß die Ausführung in der vom Can— 
divaten in feinem Berichte dargelegten Art wirk- 
lid erfolgt if. $ 9, IV. Die pyarmaceutiich- 
wiffenjhaftliche Prüfung ift eine mündliche und 
wird von dem Lehrer der Botanik u. den beiden 
pharmaceutiſchen Mitgliedern der Commifjion 
abgehalten. — In derielben hat der Candibat: 
1) mindeitens zehn ihm vorzulegende friiche od. 
getrodnete officinelle od. ſolche Bflanzen, welche 
mit den officinellen verwechſelt werden können, 
zu demonjtriren; 2) mindeitend zehn rohe Dro— 
uen nach ihrer Abjtammung, Berjälihung und 
Anwendung zu pharmaceutifchen Zweden zu er» 
läutern; 3) mehrere ihm vorzulegende Rohſtoffe 
beziehungsweiſe chemiich » pharmaceutiihe Prä- 
parate nach VBerfälihungen, Bejtandtheilen, Dars 
jtellungen u. ſ. w. zu erflären. 10. V. Zweck 
der Schlußprüfung iſt, zu ermitteln, ob der Gans» 
didat in der Chentie, Phyſik u. Botanik durchweg 
jo gründlich u. —— tüchtig ausgebildet 
iſt, wie es ſein Beruf erfordert, u. ob er mit dem 


Geſchick fich angeeignet hat. Zu dieſem Behufe das Apothekenweſen betreffenden gejeglichen Bes 


muß er fich befähigt zeigen: 


1) zwei galeniſche ſtimmungen jid) gehörig befannt gemacht hat. — 


Präparate zu bereiten; 2) zwei chemiſch-phar⸗ Die Schluiprüfung iſt eine mündliche u. öffente 


maceutijhe Präparate in dem 
Laboratorium anzufertigen. — 


hieran beſtimmten liche. 
ie Aufgaben zu! Mitgliedern der Prüſungs-Commiſſion abgehalten, 


Sie wird von dem Borjigenden und drei 
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Mehr als vier Candidaten werden zu einem beziehungsweiſe IV, fogleich od. erft nad) Wieder: 


PFrüfungstermin nicht zugelaſſen. $ 11. Über holung der nicht beftandenen Prüfung unt 


die mündlichen Prüfungen ($$ 9, 10) wird für 
jeden Sandidaten ein bejonbere® PBrototoll unter 
Anführung der —— — aufgenom⸗ 
men und von den Examinatoren vollzogen. 
8 12. Über jede der in den Prüfungen I bis III 
(63 6, 7u.8) zu fertigenden einzelnen Arbeiten, 
owie über den Ausfall eines jeden Theiled der 
Prüfungen IV u. V (88 9u. 10) wird eine Een- 
fur ertheilt. Bei derjelben find die Prädicate: 
fehr gut (1) — gut (2) — genügend (3) — un- 
genügend (4) — ſchlecht (5) zu gebrauchen, Die 
Genfur wird ertheilt, in der Prüfung I von 
jämmtlihen Mitgliedern der Conmiſſion; mut 
Einfluß des Vorfigenden u. mit Ausſchluß des 
Lehrers der Phyfik, in den Prüfungen u. III 
von dem die Ausführung der Arbeiten beauf- 
fichtigenden Commiffarius, in Prüfung IV u. in 
Prüfung V von dem Eraminator eined jeden 
Prüjungsfaches. Ergiebt ſich bei der Ertheilung 
der Genjur für die einzelnen Arbeiten in Prüf— 
ung I Stimmengleichheit, fo entjcheiden die Stim- 
men, welche ſich für die mindergünftige Genfur 
ausſprechen. Das Prädicat wird bei den münd- 
fihen Prüfungen im Protokoll ($ 11) vermerft. 
8 13. Die in Prüfung I bis III für eine Urbeit 
u. in Prüfung IV für einen Theil derjelben er- 
theilte Cenjur ungenügend (4) oder ſchlecht (5), 
für Prüfung V ein Votum auf jhledht (5) 
oder zwei Vota auf ungenügend (4) haben zur 
Folge, daß die betreffende Prüfung ald nicht be» 
itanden gilt. — Nach dem Ergebniß der Special- 
Genfuren wird die Eenjur für jede Prüfung in 
der Weiſe bejtimmt, daß die Summe der Cen— 
furen für die einzelnen Prüfungstheile derjelben 
durch die Anzahl der letzteren dividirt wird. Er 
geben ſich bei der Divifion Brüche, jo werden bie- 
jelben, wenn fie über O,, betragen, al3 ein Ganzes 
gerechnet, andernfall® bleiben fie unberüdjichtigt. 
Ss 14. Iſt nad 8 13 eine Prüfung nicht bes 
Itanden, jo überreicht ber Vorfigende die Prüf. 
ungsverhandlungen der zuständigen Behörde ($ 1) 
behufs Beftimmung der Wicderholungsfrift mittels 
gutachtlichen Berichts. — Die Wiederholung einer 
nicht bejtandenen Prüfung darf bei der jur 
ungenügend (4) in der Regel erit nach drei 
Monaten, bei der Genfur Sehlecht (5) in ber 
Regel erit nad ſechs Monaten erfolgen, muß 
aber jpäteitens in dem folgenden Prüfungshalb- 
jahr ftattfinden, widrigenfalls aud die früher 
mit günftigem Erfolge zurüdgelegten Prüfungen 
u wiederholen find, Wer nad zmweimaliger 
Wieberhofung nicht befteht, wird zur meiteren 
Prüfung nicht zugelaffen. $ 15. Die einzelnen 
Prüfungen find in der $ 5 angegebenen Reihen- 
folge ohne Unterbrediung zurüdzufegen. Die 
Aufgaben find für jede Prüfung erſt bei Beginn 
derjelben zu ertheilen. Zwiſchen ben einzelnen 
Prüfungen darf in der Negel nur ein Beitraum 
von einer Woche liegen. — Zu der Prüfung II 
wird nur zugelafjen, wer in der Prüfung I be- 


ftanden ift, zur Prüfung V nur, wer in den Commiſſion zu ..... 
—— Prüfungen beſtanden iſt. beſtanden Hat, wird ihm hierdurch die Appro— 


ſämmtlichen 
Wer in der — 


II oder III nicht befteht, 
hat die Wahl, ob er 


ich der Prüfung III u. IV, 'Apothe 


iehen 
will. 8 16. Hat der Eandidat die Schlußprüf- 
ung bejtanden, jo wird unmittelbar nad) Be- 
endigung berjelben die Geſammt⸗-Cenſur nad) 
dem im $ 13 angegebenen Modus bejtimmt und 
da3 Rejultat mit einem ber in $ 12 angegebenen 
Präbdicate bezeichnet. — Die Geſammt-Cenſur 
wird im Protokoll über die Schlußprüfung ($$ 10, 
11) vermerkt. — Der Vorfibende überreicht Hier- 
auf die vollftändigen Prüfungsverhandlungen, 
einjchließlich der die Meldung u. Zulaſſung des 
Candidaten betreffenden Urkunden, der zuitänd«» 
igen Behörde $ 1) behuf3 Ausstellung der Appro- 
bation. 8 17. Wer ſich in Gemäßheit ded $ 4 
nicht rechtzeitig perjönlich meldet, oder die ihm 
für die Anfertigung der Arbeiten oder für Die 
mindlihen Prüfungen gelegten Xermine ohne 
binreihende Gründe verjäumt, kann auf den 
Antrag des Borfigenden von der zuftändigen 
Behörde ($ 1) bis zum folgenden Prüfungshalb- 
jahr zurüdgeftellt werden. $18. Die Gebühren 
für die gefammte Prüfung betragen 140 M. Da- 
von find für die Prüfungen I, IL, II u. IV je 
18M —=72M, für Prüfung V 24 M, für Ber 
waltungsfojten, Unfchaffung von Prüfungsgegen- 
ftänden u. ſ. w. 44 M beredjnet. — Bei Wıederhol« 
ungen einzelner Brüfungen find nad diejen Säßen 
aud) die betreffenden Gebühren, für Verwaltungs- 
toften jedoch nur im Fall einer Wiederholung der 
Prüfungen II, IIIu. V je 10 M nochmals zu ent» 
rihten. $ 19. Wer während der Prüfung von 
berjelben zurüdtritt od. zurüdgeftellt wird, erhält 
bie nach $ 18 zu berechnenden Gebühren für die 
noch nicht begonnenen Prüfungen zurüd. $ 20. 
Nah dem Schluſſe der er im Sommer- 
halbjahr werben die Namen der im legten Jahre 
Upprobirten von der die Approbation ausftellen- 
den Behörde dem Reichskanzleramte mitgetheilt. 

[III. Schluß und Uebergangsbeftimmungen.) 
8 21. Vorſtehende Beflimmungen treten am 
1. Oct. 1875 in Kraft. 22. Diejenigen Can- 
didaten der Pharmacie, weldje bereit vor dem 
1. Oct. 1875 in die Lehre getreten waren, find 
zur Prüfung aud dann zuzulaffen, wenn fie die 
Erfüllung der nad den bisherigen Vorſchriften 
hierfür erforderlichen Vorbedingungen nachweiſen; 
jedoch haben die am 1. Octbr. 1875 noch in der 
Lehre befindlichen Eandidaten eine drei⸗ bezieh- 
ungsweiſe zweijährige Lehrzeit (vgl. $4 Biffer2) u. 
die am genannten Tage noch in der Servirzeit Be- 
griffenen eine dreijährige Servirzeit darzuthun. — 
Die Vorſchrift des 8A Ziffer 3) findet auf diejenigen 
Candidaten feine Unmwendung, welche am 1. Oct. 
1875 das bisher nur erforderte einjährige Uni— 
verfitätsftudium bereit3 vollendet haben. $ 28. 
Alle früheren über die Prüfung der Apotheker 
ergangenen Bekanntmachungen Ad aufgehoben, 

Formular. 
Pharmarentifher Abprobationsſchein. 

Nachdem Herr ..... ..... die phar- 
maceutiihe Prüfung vor der..... Prüfungs» 
mit dem Prädicate ..... 
bation - felbftändigen Betriebe einer 
e im Gebiete des Deutichen Reich in 
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Bemäßheit bes 8 29 der Gewerbeordnung vom 2. Brüfung derfelben. 
21. Juni 1869 ertheilt. [Belanntmadhung deB Reichstanglerd v.13.Nov, 
MIRR ; 1875]: Im Anfchluß an die Befanntmachung, be: 


......, den 18.. 
(Siegelu. Unterſchrift der approbirenden Behörde.) | treffend bie Prufung ber Apotheker vom 5. März 
Beſtrafung der Apotheker wegen Verletzung 1876 5 4 Nr. 2 hat der Bunbesrath in Be— 
von Privatgeheimmifien, ſ. Str.-&.-®. $ 300. ziehung auf die Prüfung der Apotyefergehilfen 
Apotheter-Gehilfen. beſchloſſen, wie folgt: $1. Die Prüfungsbehörden 
* ind ib für die Gehilfenprüfung bijiehen aus einem 
1. Berhältniß berjelben. höheren Medicinalbeamten oder defjen Stellver- 
[Reglement vom 11. Aug. 1864]: $ 16. Derjtreter als Vorfipenden u. zwei Apothelern, von 
Gehilfe fteht zu dem Apothefen-Befiger, jeinem|denen minbeftens einer am Sitze ber Behörde 
Principal, in dem perfönlichen Vertragsverhält-|al8 Apothekenbeſitzer anfäflig fein muß. — Der 
aiß eines ihm für dem Gejchäftsbetrieb Dienen-|Sig der Prüfungsbehörden wird von den Eentral- 
den und ift deſſen Anordnungen pünktlichen Ge-|behörden der einzelnen Bundesftaaten dauernd 
Horjam fchuldig. — Der Apothefen-Bejiger darf|beitimmt. — Der VBorfigende“ u. die Mitglieder 


dem Gehilfen das Dispenfiren von Arzneimitteln 
in der Officin (das Receptiren) u. die Anfertig- 
ung von pharmaceutiichen Präparaten im Labo- 
ratorium (das Defectiren) jelbjtändig überlafjen, 


ift aber für die Arbeit bed Gehilfen verantwort-|Tingen, welche bei einem der Eraminatoren 


Gh. — Während kurzer zufälliger Abweſenheit 
bed Apotheken⸗Beſitzers MH der Gehilfe deſſen 
Stellvertreter. Bei längerer Entfernung vom 
Geſchäft (Reifen) aber iſt der Apotheker, falls 
ein Gehilfe- nicht bereit3 die Approbation als 
pothefer erlangt haben follte, verpflichtet, einen 
approbirten Apotheler als feinen Stellvertreter 
_ anzunehmen u. dies dem Kreis-Phyſikus anzu- 
Fr 8 17. Der Gehilfe, welcher die Appro— 
tion als Apotheker noch nicht erlangt‘ hat, iſt 
verpflichtet, die als Lehrling erworbene pharma- 
ceutifche — durch Übung und Privat- 
Studium zu vervollitändigen. Hierzu ift er von 
dem Principal anzuhalten u. mit Anweiſung zu 
verjehen. Das während der Lehrzeit begonnene 
Zaborationsjournal ($ 6) hat er ordnungsmäßig 
fortzufegen, mit Erlaubnig des Principald bo- 
taniſche ee zu madıen u. fein Herbarium 
u erweitern. — Der Gehilfe muß den Lehr» 
ingen in allen Beziehungen mit gutem Beifpiel 
vorangehen u. in der Unterweiſung derjelben den 
Principal gewiſſenhaft unterjtügen. 18. Die 
Gervirzeit eines Gehilfen wird auf drei Jahre 
eftgejegt, von welcher Zeit ein Nachlaß nicht 
attfindet. — Das Militär-Dienftjahr ala ein- 
jähriger freiwilliger Pharmaceut in einer Militär- 


werden für drei Jahre von dem Vorfigenden 
derjenigen Behörde ernannt, melche die Aufficht 
über die Apothelen an dem Sig der Prüfungs- 
behörde führt. — ‚Für die Prüfung von Lehr 


es 
fernt haben, ift ein anderer Apotheker zu ir 
ftellen. $ 2. Die Prüfungen werden in den 
Monaten Januar, April, Juli u. October jeden 
Jahres an den von dem Borligenden der im 
8 1 bezeichneten Auffichtsbehörbe fejtzufegenden 
Tagen abgehalten. — Die Unträge auf Zulaffung 
zur Prüfung find ſeitens des Lehrherrn bei dem 
gedachten Vorfigenden ſpäteſtens bis zum 15. des 
vorhergehenden Monats einzureichen; fpätere 
Meldungen können erft für die nächte Prüfung 
berüdfihtigt werden. $ 8. Der Meldung zur 
Prüfung find beizufügen: 1) dad Beugniß über 
den in $ 4 Nr. 1 der Belanntmadung vom 
5. März 1875 geforderten Nachweis der wiſſen⸗ 
ihaftlihen Vorbildung; 2) das von bem nächſt⸗ 
vorgejegten Medicinalbeamten (Kreisphyiicus, 
Kreisarzt u. ſ. mw.) beitätigte Zeugniß des Lehr» 
heren über die zuricdgelegte vorſchriftsmäßige 
dreijährige, für den Inhaber eines zum Beſuche 
einer Univerjität berechtigenden Zeugnifjes der 
Reife zweijährige, Lehrzeit, ſowie uber die Führ- 
ung des LZehrlingd mwährend der lepteren. Sit 
bei der Meldung die Lehrzeit no nicht voll» 
itändig abgelaufen, jo kann die Ergänzung des 
Zeugniſſes nachträglich erfolgen; 3) das Journal, 
welches jeder Lehrling während feiner Lchrzeit 


Dispenfiranjtalt wird dem ri er als einjüber die im Laboratorium unter Aufficht des 


albes Jahr auf die Servirzeit 


n einer Civil-|Xehrheren oder Gehilfen ausgeführten pharma- 
pothefe in Anrechnung gebracht. $ 19. Behufs ſceutiſchen Arbeiten fortgejeßt 


hren und welches 


lafjung zur Ablegung der pharmaceutiihen|eine kurze Beſchreibung der vorgenommenen 
taat3prüfung haben die Gehilfen nach AUbjol-JOperationen und ber Theorie des betreffenden 


birun 
drei 


ber dreijährigen Servirzeit ($ 18) noch|chemiichen Procefjed enthalten muß (Zaborationd- 
emefter hindurch dem Studium der phar-|journal). 


4. Nach Empfang der Zulafjungd« 


maceutiichen Wiſſenſchaften am einer der preuß-| verfügung, in welcher aud) ver Termin der Prüf. 
iſchen Univerfitäten obzuliegen. — Bei ed ung befannt gemacht wird, hat der Xehrherr da- 


als drei Jahre —— — iſt 
jedes überzählige Servirjahr der Erlaß 

Studien⸗Semeſters geſtattet. 
nad vier Servirjahren mindeſtens no 


ür|für Sorge zu tragen, daß die von dem eg 
eines linge zu entrichtenden Prüfungsgebühren im 

E3 find folglich|trage von 24 M an ben Borhgenden ber Prüf- 
äweilungsbehörde eingezahlt werden u. den Lehrling 


Semefter, nad fünf Servirjahren noch ein Se-|gleichzeitig dahin anzumeilen, daß er fi vor 


mefter des pharmacentiihen Studiums erforber- 


ntritt der Prüfung mit der Zulaffungsverfüg« 


lich, wogegen Gehilfen, welche jech® Jahre oderjung u. der Quittung über die eingezahlten Ge- 


darüber vorwurfsfrei conbitionirt haben, u. fich 


über ein fleißiges Privatitudium gend aus⸗ 


weiſen, ohme vorgängiged Univ 





tãts · Studium 
zur Staats⸗Prüfung werden zugelaſſen werden. 


bühren noch perſönlich bei dem Vorſitzenden zu 
melden hat. 8 5. Die Prüfung zerfällt in drei 
Abſchnitte: I. bie jchriftliche Präfung, II. die 
praktiihe Prüfung und ILL die mündliche Prüf- 
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ung. $ 6. L Zweck der jchriftlichen Prüfung ift, 
zu ermitteln, ob der Lehrling die ihm zur Be- 
arbeitung vorzulegenden Materien, jomweit dieſes 
von ihm gefordert werden kann, beherricht und 
feine Gedanten far u. richtig auszudrücken ver- 
mag. — Der Lehrling erhält 3 Aufgaben, von 
denen eine dem Gebiete der pharmaceutifchen 
Chemie, eine dem der Botanik oder Pharma- 
cognofie u. die dritte dem der Phyſik entnommen 
it. — Die Aufgaben werden aus einer Hierzu 
angelegten Sammlung dur das Loos beftimmt 
u, jind jämmtlid jo einzurichten, daß je 3 von 
ihnen in 6 Stunden bearbeitet werden fünnen. — 
Die Bearbeitung erfolgt in Clauſur ohne Be- 
nugung von Hilföntitteln. $ 7. II. Zweck der 
praftiihen Prüfung ift, zu ermitteln, ob ber 
Lehrling das für den AUpothefergehilfen erforber- 
liche Geihid fi) angeeignet hat. Zu diejem Be- 
hufe muß er fich befähigt zeigen: 1) 3 Recepte 
zu verſchiedenen Arzneiformen zu leſen, regelrecht 
—— u. zu tariren; 2) ein leicht darzu— 
ſtellendes galeniiches u. ein hemijch-pharmaceut- 
iſches Präparat der Pharmacopoea Germanica 
zu bereiten; 3) 2 chemiſche Präparate auf deren 
Reinheit nad) Vorjchrift der Pharmacopoea Ger- 
manica zu unterjudhen. — Die Aufgaben ad 2 
und 3 werben aus je einer hierzu angelegten 
Sammlung durch das Loos bejtimmt, die Recepte 
zu den Arzneiformen von den Examinatoren 
unter ara Vi Benugung der Tagesreceptur 
gegeben. — Die Anfertigung der Necepte und 
Präparate, jowie die Unterſuchung der hemiichen 
Präparate geihieht unter Auffiht je eines der 
beiden als Prüfungscommiſſare zugezogenen Apo— 
theler. & 8. III. Zweck der mündlichen Prüf— 
ung, bei welcher audy dad während der Lehrzeit 
angelegte Herbarium vivum vorgelegt werden 
muß, tjt zu ermitteln, ob der Lehrling die rohen 
Arzneimittel Tennt und von anderen Mitteln zu 
untericheiden weiß, ob er die Grundlehren der 
Botanik, der pharmaceutiichen Chemie u. Phyſik 
inne hat, ob er die erforderlichen Kenntniſſe in 
der lateinischen Sprache befibt u. ſich hinlänglich 
mit den gejeglichen Bejtimmungen befannt ge- 
macht hat, melde für das Verhalten und die 
Wirkſamkeit des Gehilfen in einer Apothete maf;- 
ebend find. — Zu diefem Behufe: 1) find dem 
abe mehrere friſche oder getrodnete 
Pflanzen zur Erfennung u. terminologiichen Be- 
jtimmung, und 2) mehrere rohe Droguen und 
hemijch-pharmaceutifche Präparate zur Erläuter- 
ung ihrer Abjtammung, ihrer Berfälihung und 
ihrer Anwendung zu pharmaceutiihen Zwecken, 
ſowie bezw. zur Erklärung ihrer Beitandtheile 
u. Darjtellungen, vorzulegen; 3) hat derjelbe 2 
Artifel aus der Pharmacopoea (sermanica in 
dad Deutſche zu überfegen; 4) find von ihm die 
auf die bezeichneten Grundlehren u. die Apotheker⸗ 
ejepe bezüglichen Fragen zu beantworten. $9. 

ür die gejammte Prüfung find zwei Tage be- 
jtimmt. — In ber Regel dürfen nicht mehr als 
4 Eraminanden zu einer münblichen Prüfung 
zugelafien werden. & 10. Über ven Gang der 
Prüfung eine® jeden Eraminanden wird ein 
Prototoll aufgenommen, welches von dem Vor» 
figenden und den beiden Mitgliedern der Com- 


Apotheker⸗Lehrlinge. 


miſſion unterzeichnet u. zu den Acken der in$1 
bezeichneten Aufſichtsbehörde genommen wird. 
11. Für diejenigen Lehrlinge, welche in der 
rüfung bejtanden find, wird unmittelbar nach 
Beendigung der Prüfung ein von den Mitgliedern 
ber Prüfungsbehörde unterzeichnetes Prüfungs» 
eugniß ausgefertigt u. dem Lehrheren zur Aus— 
ellung des von dem dem Lehrherrn nächſtvor— 
gejegten Mebicinalbeamten (Kreisphyſikus, Kreis: 
arzt u. f. m.) mit zu unterzeichnenden Entlaſſungs⸗ 
zeugnifies zugeitellt. $ 12. Das Nichtbeftehen 
der Prüfung hat die Verlängerung der Lehrzeit 
um 6 bid 12 Monate zur folge, nach welcher 
Friſt die Prüfung miederholt werden muß. — 
Wer nad zweimaliger Wiederholung nicht bes 
fteht, wird zur weiteren Prüfung nicht zugelafien. 
— Uber das Nichtbeitehen iſt von der Prüfungs«- 
behörde ein Vermerk auf der in $ 3 Biffer ı) 
genannten Urkunde zu machen. 8 13. Vorſtehende 
Beſtimmungen treten mit dem 1. Januar 1876 
in Kraft. $ 14. Lekrlinge, weldie vor dem 
1. Oct. 1875 in die Lehre getreten find, find zur 
Prüfung aud dann zuzulaſſen, wenn fie den 
Nachmeis der erforderlichen Vorbedingungen nad 
Mafgabe des $ 22 ber Belanntmachung vom 
5. März 1875 führen. — Die Vorlegung des 
Laborationsjournals fällt bei den Lehrlingen, 
welche vor dem Inkrafttreten diejer Belannt- 
madung in bie Lehre götreten find, für die Beit, 
welche he bis zum Inkrafttreten der Belannt- 
machung in der Lehre zugebracht haben, da weg, 
wo nad) den bisherigen Vorjchrijten die Führung 
eines Zaborationsjournals nicht gefordert wurde. 
Apothefer-Lehrlinge. 
Lehr» u. Gervirzeit, Prüfung berjelben. 
(Minifterial-Reglement vom 11. Aug. 1864]: 
$ 1. Jeder Apothefen-Bejiger ift befugt, Lehr 
linge anzunehmen u. Gehilfen zu halten. $ 2. 
In der Kegel darf ein Apothefer nur jo viel 
Lehrlinge annehmen, als er Gehilfen hat. Neben 
einem Gehilfen zwei Lehrlinge, od. neben zwei 
Gehilfen drei Lehrlinge u. ſ. w. anzunehmen, ift 
in feinem all gejtattet. — Ausnahmsweiſe kann 
einem WUpothefer, deſſen rriglarregig ſo ge 
ring ift, daß er einen Gehilfen nicht zu jalariren 
vermag, u. der als ein geichidter, wiſſenſchaftlich 
gebildeter u. thätiger Mann befannt tit, von der 
betreffenden königlichen Regierung geitattetiwerden, 
einen Lehrling auch ohne einen Gehilfen zu halten. 
$ 3. Wer die Apothekerkunſt erlernen will, muß 
die mwifjenjchaftliche Befähigung eines Schülers 
der Secunda eines Gymnaſiums od. einer Real- 
ichule L. Ordnung oder der Prima einer Real- 
ſchule II. Ordnung oder dad Abgangszeugniß der 
Reife von einer höheren Bürgerichule bejigen u. 
den Nachweis diejer Bejähigung durd ein Zeug— 
niß darüber, daß er mindejtens ein Jahr hin- 
durch!) den Unterricht in einer der genannten 
Schulklaſſen mit Erfolg genoſſen hat, zu führen 
im Stande jein. — Für den Fall, daß der 
Aipirant bisher eine öffentliche Schule nicht be» 
ſucht hat, muß er ſich durch den Director eines 
Gymmafiums, od. durd) eine Öymnafial-Brüfungs- 


„ein 


ı, Das Reglement vom 11. Aug. 1864 verlangte nur 
"Berlügung vom 


halbes Jahr“; „ein Jahr” ift durh Minift. 
28, Dee. 1870 Vorgeihriehen. 


Upothefer-Waaren 
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Commiſſion in Bezug auf die bezeichnete wiſſen⸗ kurzes, von dem Lehrherrn mit zu unterichreiben« 
ichaftliche Dualificatien prüfen u. das betreffende |de3 Protokoll aufgenommen. Der Kreis-Phyfitus 


Zeugniß ausſtellen laſſen. 
Privatlehrers genügt 
$ 4. Bor Eintritt in eine Upothefe als Lehrling 
hat jich der qualificirte Aipirant bei dem be 
treffenden Kreis⸗Phyſikus unter Borlage: a) feines 
Schulzeugniſſes ($ 3), b) des von ihm jelbit ge- 
ichriebenen Lebenslaufs, u. c) jeines Baccinations- 
u. Nevaccinationd-Echeind perjönlicd zu. melden. 
Nach Prüfung diejer Atteſte iſt der Kreis-Bhyjitus 
ermächtigt, dem Wipiranten dad Befähigungs- 
Zeugniß zum Lehrling der Apothekerkunſt aus- 
rag Ar — Ohne died amtlihe Zeugniß darf 
ein Lehrling in einer Üpothele angenommen 
werden. $5. Die Dauer der Lehrzeit wird auf 
drei Jahre feftgeiegt. — Nur denjenigen Xehr- 
fingen, welde vor ihrem Eintritt in die Lehre 
den Nachweis geführt haben, daß fie ein ganzes 
Jahr den Unterricht der Prima eined Gymnafiums 
oder einer Realſchule I. Ordnung genojjen, oder 
welche bereit3 bie Reife zum Abgang auf die 


‚Das Atteft eines/hat hierbei ſowol den Lehrherrn, als auch den 
zu dieſem Bwede nicht. |Yehrling auf Die der Förderung und Nachhilfe 


bejonderd bebürftigen Unterridht3 - Gegenjtände 
aufmerkſam zu machen und, wie dies geichehen, 
im Brotofoll zu vermerfen. — Sollte ſich bei 
wiederholter derartiger Prüfung eine auffallende 
Untüchtigkeit des Lehrlingd oder eine Vernach— 
läjligung deſſelben Seitens des Lehrherrn heraus 
jtellen, jo hat der Kreis-Phyfitus hierüber an 
die vorgejegte königliche Re — zur weiteren 
Veranlaſſung zu berichten. F 8. Wenn der Lehr- 
ling die feitgejegte Lehrzeit zur Aufriedenheit 
jeine3 Brinzipals zurüdgelegt hat, jo iſt er von 
fegterem bei dem Kreis⸗Phyſikus zur Prüfung 
als Gehilfe anzumelden. 

Apothefer-Waaren, j. Arzneimittel, 

Approbationen, gewerbliche, j. Gewerbe» 
ordnung 8$ 29—34; Burüdnahme derjelben, 
daſelbſt $$ 53, 143. 

Ar (Flächenmaß), im Bereiche der Maß- und 


Univerfität erlangt haben, wird auf den Antrag u 16. Mai 1816 — 7,00 


ihres Lehrherrn ausnahmsweije ein Nachlaß von IR. u. 22,448 


Lachtern; im Hohenzollern = 


einem halben Yahre ber Lehrzeit jeitend derj12,.,; in Schleswig-Holftein — 4,0; in ber 


föniglichen Wegierung bewilligt werben. $ 6. 


Der Lehrherr ift verpflichtet, für die Ausbildung |fürftentgum Helfen — 6,4 C 


Provinz Hannover = 4,,,,; im —— Kur- 
.; im vormale 


der Lehrlinge dur praktiſche Anweiſung undigen Herzogthum Nafjau = 4 IPFeldruthen; in 


Ubung 


in der pharmaceutiihen Technik, jomie frankfurt a. M. — 7,0 [)r Und 4ugıır 


Wald⸗ 


durch gründlichen theoretiſchen Unterricht in ber |ruthen. 


Pharmacie und deren Hilfswiſſenſchaften Sorge 


Arbeit der Strafgefangenen, ſ. Str⸗G.⸗B. 


zu tragen. Zu diefem Zwed muß derjelbe mit|$$ 15, 16, 362, auch Gefängnißftrafe, Fort» 
den dem Stande der Wiſſenſchaft entiprechenden arbeit. ; — 


Lehrmitteln verſehen ſein. — Zu Dienſtleiſtungen 
und Arbeiten, welche mit dem 


Arbeiter, ſ. Fabrik⸗,Eiſenbahn-, Berg⸗ 


othelergeſchäft ſa rbeiter, Geſinde. — Alle Verbote u. Straf⸗ 


nicht in Beziehung ſtehen, dürfen Lehrlinge nicht —— gan Gewerbetreibende, gewerb⸗ 
en, 


verwendet werden. 


3 muß benjelben außer den [liche Gehil 


ejellen od. Fabrilarbeiter wegen 


täglichen Arbeitsſtunden geeignete Zeit zum|Berabredungen u. Vereinigungen zum Behuf der 
Privatitubium und im Sommer zu botanijhen | Erlangung günftiger Kohn-u.Arbeitöbebingungen, 


Ereurfionen vergönnt bleiben. Der Lehrherr hat 
darauf zu halten, daß jeber Lehrling fich ein 
ſyſtematiſch geordnete Herbarium der von ihm 
ejammelten Pflanzen anlegt. — Über die im 
!aboratorium unter Aufficht des Lehrherrn oder 
Gehilfen ausgeführten pharmacentijchen Arbeiten, 
zu welchen dem Lehrling, unter Umjtänden auch 
nur de3 Unterricht? wegen, bejondere Gelegenheit 
gegeben werden muß, hat derjelbe ein Journal 
mit kurzer Beſchreibung der vorgenommenen 
Operationen und der Theorie des betrefienden 
chemiſchen Procejjes anzulegen u. aufzubewahren. 
$ 7. Die Aufficht den Gang der Bildung 
der Kehrlinge liegt dem Kreid-PHyfifus ob. Um 
dieſe wirkſam zu führen, hat der Kreis⸗Phyſikus 
die Lehrlinge in den Apothefen ſeines Kreijes 
wenigitens einmal jeden Jahres im Beijein und 
unter Beijtand bes Lehrheren über ihre Kennt. 
uiffe und Forticritte in der Botanik, Phyſik, 
Chemie u. pharmaceutifchen Zenit zu prüfen u. 
fi) davon zu überzeugen, ob diejelben mit dem 
Berjtändnii der lateiniichen Sprache genügend 
vertraut geblieben find, ihr Herbarium in 
nung gehalten u. ihr Zaborationsjournal ($ 6) 


vorjchriftsmäßig geführt haben. — Über den | Führung von Arbeitsbüchern durch $ 113 U 


insbejondere mittel3 Einjtellung der Arbeit oder 
Entlaffjung der Arbeiter (j. g. Eoalitionsverbote) 
find durch $ 152 der Gemerbeorbnung vom 
21. Juni 1869 aufgehoben. ©. auch Gewerbe- 
ordnung $$ 152,153. 

Arbeitsbücher. Durch Geſetz vom 8. Juni 
1860 find bie auf die Arbeitöbücher der Geiellen, 
Gehilfen u. Fabrilarbeiter, jowie auf die Duitt- 
ungsbücher ber Werkmeiſter bezüglichen Beſtimm⸗ 
ungen, welche für die linke Rheinſeite das Geſetz 
vom 22. Germinal Jahres 11 (12. April 1803), 
betreffend Manufacturen, Fabriken u. Werkftätten, 
Art. 12 und 13, der Regierungsbeſchluß vom 
9. Frimaire Jahres 12 (1. Dec. 1803), betreffend 
die Arbeitöbücher, u. dad Geſetz vom 18. März 
1806, betreffend die Errichtung eines Rathes von 
Gewerbeverftändigen zu Lyon, Zit. 3, für bie 
rechte Rheinjeite dad Decret vom 3. Nov. 1809, 
betreffend Die wechieljeitigen Verpflichtungen der 
Arbeiter u. Arbeitgeber, Tit. 2, und das Decret 
vom 17. Dechr. 1811, betreffend die Errichtung 
von Räthen der Gewerbverftändigen, Tit. 3, 


01.2 


td» Sect. 5, Urt. 55—66 enthalten, aufgehoben. 


Allgemein ift die gejegliche Verpflichtung 


Ausfall der Prüfung wird von dem Kreis-Phy-|der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 auf- 
fitus ein bei den Phyſikats⸗Acten verbleibendes gehoben, 


62 Arbeitögeber — Armenanſtalten. 


Bezüglich der Arbeit3bücer für jugend-|Gejeg findet feine Anwenbung: 1) auf dad Ge- 
lihe Fabrikarbeiter ſ. Gewerbeordnung halt u. die Dienftbezüge ber öffentlichen Beamten; 
8 181. ' 2) auf die Beitreibung der directen perjönlichen 

Regen ——— der Fälſchung von Arbeits- Staatsſteuern und Communalabgaben (die der» 
büdern j. Etr.-©.-B. $ 363. artigen Abgaben an Kreis-, Kirchen, Schul: u. 

Arbeitsgeber, Verhältniß derjelben zu feinen |jonftige Commmunalverbände mit eingejchlofjen), 
gewerblidhen Wrbeitern, j. Gewerbeordnung/iofern dieſe Etenern und Wbgaben nicht jeit 
8 105 f. länger als drei Monaten fällig geworden find; 

Arbeitshans, Unterbringung einer nah Bor-|3) auf die Beitreibung ber auf geſetzlicher Vor⸗ 
ichrift des $ 361 Nr. 3—8 verurtheilten Berjon|ichrift beruhenden Alimentationsanjprüche der 
darin, ſ. StrGeB. $ 362 Ubj. 2; auch Yand-|Familienglieder; 4) auf das Gehalt u. die Dienft- 
armenanftalten. bezüge der im Brivatdienft dauernd angejtellten 

Urbeitshäufer find von der Gebäudeſteuer be-|Perjonen, jomweit der Gefammtbetrag die Summe 
freit (Gebäudefteuer- Gejeg vom 21. Mai 1861|von 1200 M jährlich überfteigt. — Als dauernd 
$3 Nr. 6), ebenjo von der Grundſteuer (Geieg|in diejem Sinne gilt das Dienftverhältnig, wenn 
vom 24. Febr. 1850 $ 2 g; Grundftenergejeg vom |dafjelbe gefeglich, vertrags- od. gemohnheitsmäßig 
21. Mai 1861 $ 4 c), u. von der Erbichaftäfteuer|mindeftend auf 1 Jahr beftimmt oder bei unbe- 
(Gefeg vom 30. Mai 1873, Tarif» Befreiungen|ftimmter Dauer für die Auflöfung eine Künd- 
Nr. 2 g). igungäfrift von mindeſtens 3 Monaten einzuhalten 
1) Borihriften über die Art der Bahlung|n rue un 0 Dahn ——— 

des Lohnes der gewerblichen Are Vorichriften biejes Geſches nicht vereinbarten 
Beihlagnahmen find auf Antrag des Schuldners 

1. Gewerbeordnung $$ 134—136. aufzuheben od. einzufchränfen. — Dagegen finden 
2) Beidhlagnahme ded Arbeits- obder|die Beſtimmungen des zweiten Abſaßes des $ 2 
Dienftlohnes. — Fälle keine Anwendung. 

[Geſetz vom 21. Juni 1869 (durch 8 2 der Reichs rbeitöjchene, Beitrafung — f. Str.» 
verfafjung vom 16. April 1871 bezw. Reichsgeſetz, G⸗B. $ 361 Nr. 7, Unterbringung derjelben in 
vom 22. April 1871 $ 2 für das ganze deutjchejeinem Arbeitshaus, |. Arbeitshaus, ſ. aud 
Reich in Kraft getreten)]: $ 1. Die Vergütung Landſtreicher, Vettelei. 

(Lohn, Gehalt, Honorar u. ſ. mw.) für Arbeiten] Arbeitsftrafe, j. Strafarbeit, Forft- 
od. Dienste, welche auf Grund eines Arbeitd- od.|arbeit. 
Dienſtverhältniſſes gefeiftet werden [alfo nicht) Arbeitsftunden für jugendlihe Fabrilar- 
bie vert ragsmäßige Vergütung für Wıbeiten od.|beiter, |. Gewerbe»-Ordn. 58 128, 129, 
Dienfte], darf, jofern diejes Verhältniß die Er-] Arbeitsverdienjt, der Landarmen u. Corri« 
werbsthätigfeit des Vergütungsberechtigten voll-| genden, j. Zandarmenanftalten. 
ftändig oder hauptjächlich in Anſpruch nimmt, Arbeitsvertrag, j. Gewerbe-DOrbn. 8105. 
zum Swede der Sicherſtellung od. Befriedigung| Arbeitszeugniſſe der gewerblichen Gejellen 
eines Gläubigerd erjt dann mit Beſchlag belegtſu. Gehilfen, j. Gewerbe-Ordn. $ 113; der 
werden, nachdem die Leiftung der Arbeiten oder|Lehrlinge, ſ. daf. $ 124. 
Dienfte erfolgt u. nachdem der Tag, an welhem| Armaturſtücke, Beitrafung des Anfaufs von 
die Vergütung geſetzlich, vertrags- od. gewohn⸗ ſolchen, j. Str..&.-B. $ 370 Nr. 3, 
——5 zu entrichten war, abgelaufen iſt, Armen-Abgaben. Alle geſetzlichen Beftimm- 
ohne daß der Vergütungdberechtigte diefelbe ein-[ungen, welche die Erhebung einer Abgabe von 
gefordert hat.) $ 2. Die Beitimmungen des öffentlichen Luftbarkeiten zu Armenzwecken vor« 
$ I fünnen nicht mit rechtlicher Wirfung durch) Ihreiben, find aufgehoben. Die Befugniß der 
Vertrag audgeichlojjen od. beichräntt werden, — Gemeindebehörden. die Einführung oder Forter- 
Soweit nach diejen Beitimmungen die Beichlag-| Hebung ſolcher Abgaben nad) Maßgabe der Ges 
nahme unzuläfjig ift, ift auch jede Verfügung meindeverfafjungsgejege zu beichließen,, ift da⸗ 
durch Gejlion, A mosifung, Berpfändung, oderjdurd nicht berührt (Gejeg vom 8. März 1871, 
duch ein anderes Mechtögeichäft ohme rechtliche] $ 74 a. Schl.) — In den vormals Sächſiſchen 
Wirfung. 8 8. Als Vergütung ift jeder dem|Tandestheilen find die von Taufen, Trauungen 
Berechtigten gebührende Vermögensvortheil an-|u. lirchlichen Begräbnifien für Armenzwede zu 
— Auch macht es feinen Unterſchied, ob|emtrichtenden Abgaben vom 1. Jan. 1877 ab in 
iejelbe nach Zeit od. Stüd berechnet wird. —|Wrgfall gekommen (Gejeg vom 4. Juli 1876, 
Sit die Vergütung mit dem Preije oder Wertg|S 2), — Wegen egecutiviiher Beitreibung ber 
für Material od. mit dem Erjag anderer Aus⸗ Urmen-Abgaben |. oben ©. 4. 
lagen in ungetrennter Summe bedungen, jo gitt| Armenarzte, die Anftellung derſelben ift, 
als Vergütung im Sinne dieſes Geſehes der|leitdem die öffentliche Armenpflege auf die bür« 
Betrag, welcher nad) Abzug des Preiſes od. des|gerlihen Gemeinden übergegangen ift, Sache 
Werthes der Materialien und nad Abzug ber|diejer Gemeinden. 
Auslagen übrig bleibt. 84. Das gegenwärtige) Armenanjtalten, ——— hilfsbe⸗ 
—J—— Berf onalarreft ald Ercutionsmittel in bürger le en 7 ar 1er * as 
fichen Rechtsfadhen behufs Beroirfung der Jahtımg einer Geb-|T nad eieg vom 8. Marz 1871, $ 1 Ubi. 2. 
me ift dur das Gefen vom 29. Dial 1868 li rmenanjtalten find befreit: von der Grund« 
—* aufgeloben. * > —— — ſteuer (Geſetz vom 24. Febr. 1860, $2g; Grund» 
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fteuergejeg vom 21. Mai 1861, $ 4c), von der 
Gebãudeſteuer tg vom 21. Mai 
1861, $ 3 Nr. 6), von der Erbichaftäiteuer 
(Geſetz vom 30. Mai 1873, Tarif» Befreiungen 
Nr. 2 8). — Schenkungen an Armenanftalten, ſ. 
Schentungen. S. aud Arbeitshaus. 
Armenbehörden, aufgehobene örtliche, ſ. u. 
Urmenpolizei, Gejeß vom 8. März 1871, 819. 
Armencommifjionen. Die in einigenlandes- 
theilen, insbejondere im Brzirfe des Appellations- 
gerichtähofes zu Köln, für die Verwaltung ber| 
örtlihen Armenpflege neben den durch die Ge- 
meinbeverfaffungsgeiehe angeordneten Gemeinde- 
behörden bejtandenen Armencommiſſionen find 
duch $ 19 des Geſetzes vom 8. März 1871 
(j. Armenpolizei) aufgehoben. — Bezüglich der 
zur Regulirung der Bermögendverhältnijje ber 
neugebildeten Armenverbände beitellten Commiſ— 
fionen, |. Gejeg vom 8. März 1871, 8 18. — 
Die im $ 60 des Gefekes vom 8, März 1871 
vorgejehenen Kreis-Commiſſionen, melde in 
Streitigkeiten zwiſchen preußiſchen Ortsarmen— 
verbänden auf Antrag beider Theile ſchiedsrichter— 
lich enticheiden u. * Antrag eines Theiles einem 
gütlichen Sühneverſuch ſich unterziehen müſſen, 
find im Gebiete der Kreisordn. vom 13, Dechr. 
ar (j. $ 135, I, 1) durch die Kreis-Ausſchüſſe 
erſetzt. 
Armendeputationen können auf Grund eines 
Gemeindebeſchluſſes in allen Gemeinden für die 
Verwaltung der öffentlichen Armenpflege gebildet 
werden. Das Nähere f. u. Urmenpolizei 
(Geſetz vom 8. — 1871, 88 3-6). 
Armenfonds, Verwaltung derſelben, ſ. u. 
Armenpolizei (Geſetz vom 8. März 1871, 
sg 21 ff.).. 
Armenhäufer, ſ. Urmenanitalten. 
Armenpflege, ſ. Urmenpolizei, 
Armenpolizei. 


I. Bundesgejeg über den Unterftügung?- 
dh vom 6. Juni 1870 [dur Gejch 
vom 8.Novbr. 1871 in Württemberg uni 
Baden eingejührt, von Bayern gemäf; 
Art. 4 der Reichs verfaſſung v. 16. Upril 
1871 au3zeidlofjen].') 
Ve ig nen der Bundesangehörigen.] 
. Jeder Norddeutjche?) ijt in jevem Bundes- 
aate in Bezug: a) auf die Art u. das Maß 
er im alle der Hilfbedürftigkeit zu gewäh 
renden öffentlichen Unterftüpung, — b) auf den 
Erwerb u. Verluft des Unterjtigungsmohnfiges, 
als Inländer zu behandeln.) — Die Beitinm- 
ungen in $ 7 des Geſetzes über die Freizügig— 
feit vom 1. Nov. 1867 find auf Norddeuiſche 
ferner nicht anwendbar. 
[Organe der öffentlihen Unterftügung Hilfs» 
bedürf.iger.]') 82. Die öffentliche Unterftügung 
Hilfsbedürjtiger Norddeutiher wird nad) näherer 


i)j S. bierzu das hiernach abyedrudte preußiihe Lusführ 
ungsgejeg vom 8. März 1871. 

#) Jetzt bezieht fich dieſes Geſetz auf alle beutihe mit Aus: 
nahıne der baveriſchen Berg a ri ee 

3 Bezuglich des Umiangt der Unterftügungspflicht, ſ. Au: 
a vom 5. Wär; 1871 $ 1 

4) 5, Ausführungsgeieg $$ 2 ff. 
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Vorſchrift dieſes Geſetzes durch Ortd-Armenver- 
bände u. durch Land-Armenverbände geübt. 

DOrtd-Armenverbände.]!) $ 3. Orts · Armenver⸗ 
bände fonnen aus einer od. mehreren Gemeinden 
u. wo die Gutsbezirke außerhalb der Gemeinden 
itehen, au8 cinem od. mehreren Gutäbezirten, 
beziehungsweile aus Gemeinden u. Gutsbezirken 
zuſammengeſetzt jein. Alle zu einem Ort3-Armen« 
verbande vereinigten Gemeinden u. Gutsbezirke 
gelten in ... der durch dieſes Geſetz ger 
regelten Verhältniſſe als eine Einheit. $ 4. Wo 
räumlich abgegrenzte Ort3-Armenverbände noch 
nicht bejtehen, ſind diejelben bis zum 1. Juli 
1871 einzurichten. Bis zum gleihen Termin 
muß jedes Grundftüd, weiched noch zu feinem 
DOrt3-Arntenverbande gehört, entweder einem an« 
grenzenden Ortd-Armenverbande nah Anhörung 
der Betheiligten durch die zuftändige Behörde 
($ 8) zugeichlagen, oder felbitändig als Orts— 
Armenverband eingerichtet werden. 

[Land-Armenverbände.]?) $ 5. Die öffentliche 
Unterftügung Hilfsbedürftiger Norddeutſcher, 
welche endgiltig zu tragen kein Ortd- Urmenver- 
band verpflichtet ift (der Land-Armen), liegt ven 
Land-Armenverbänden ob. Zur Erfüllung diejer 
Obliegenheit hat jeder Bundesſtaat bi3 zum 
1. Zuli 1871 entweder unmittelbar die $unctionen 
des Land-Armenverbandes zu übernehmen, oder 
befondere, räumlich abgegrenzte Land « Armen: 
verbände, wo jolche noch nicht beftehen, einzu— 
richten. — Diejelben umfafjen der Regel nad 
eine Mehrheit von Ort3-Urmenverbänden, fönnen 
fih aber ausnahmsweiſe auf den Bezirk eines 
einzigen Ort3-Armenverbandes beichränten. $ 6. 
Armenverbände, deren Mitaliedichaft an ein ber 
ftimmtes3 Glaubensbefenntniß geknüpft ift, gelten 
nicht ald Armenverbände im Sinne des Geſetzes. 
8 7. Die Orts⸗ u. Land-Armenverbände jtehen 
in Bezug auf die Verfolgung ihrer Rechte ein- 
ander gleih. Hat ein Bundesitaat unmittelbar 
die Functionen ded Land-Armenverbandes über- 
nommen ($ 5), io jteht er in allen durch dieſes 
Geſetz geregelten Berhältniffen den Land-Armen— 
verbänden gleih. 8 8. Die Landesgeſetze be» 
jtimmen über die Zulammenfegung u. Einricht- 
ung der Ortd-Armenverbände u. Yand-Armens« 
verbände, über die Art u. da3 Maß der im 
Falle der Hilfsbebürftigkeit zu gemwährenden 
Öffentlihen Unterjtükung, über die Beſchaffung 
der erforderlichen Mittel, darüber, in welchen 
Fällen u. in welcher Weife den Ortd-Armenver- 
bänden von den Land-Armenverbänden oder von 
anderen Stellen eine Beihilfe zu gewähren ift, 
u. endlich darüber, ob u. inwiefern 17 die Land⸗ 
Armenverbände der Ortd-Urmenverbände als 
ihrer Organe behuf3 der öffentlichen Unterjtügung 
Hilfsbedurftiger bedienen dürfen. 

[Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes durch 
Aufenthalt.) $ 9. Der Unterjtügungsmohniig 
wir» erworben durch: a) Aufenthalt, b) Ber- 
ehelihung, e) Abitammung. $ 10. Wer inner- 
halb eines Ortd-Armenverbandes nad surüdge- 
legtem 24. Lebensjahre 2 Jahre lang ununter« 


1) 8, Ausführungsgeſet 8 2-9. 
2) ©. a A 20 10. 
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brochen feinen gewöhnlichen Aufenthalt gehabt 


polizei. 
werb be3 Unterſtützungswohnſitzes durch 


Er 
hat, erwirbt dadurch in demjelben den Unter- en) $ 18. Eheliche u. den ehelichen 


ftüpungsmwohnfig.?) $ 11. Die zweijährige Frift 
läuft von dem Zage, an welchem der Yu 
begonnen if. — Durch den Eintritt in eine 
Kranten-, Bewahr- oder Heilanftalt wird jedoch 
der Aufenthalt nicht begonnen. — Wo für länd- 
liches od. ſtädtiſches Sefinte, Urbeitsteute, Wirth- 
ſchaftsbeamte, Pächter oder andere Miethäleute 
der Wechſel des Wohnortes zu bejtimmten, durch 
Geſetz cder ortsübliches Herkommen feſtgeſetzten 
Terminen ftattfindet, gilt der übliche Umzugs— 
termin als Anfang des Aufenthaltes, ſofern nicht 
zwiichen diefem Termine u. dem Tage, an wel- 
hem der Aufenthalt wirklic, beginnt, ein * 
als fiebentägiger Zeitraum gelegen Hat. $ 12. 
Wird der safengal unter Umjtänden begonnen, 
durch welche die Annahme der freien Selbitbe- 
ftimmung bei der Wahl des Aufenthaltsortes 
ausgeichloffen wird, jo beginnt der Lauf der 
zweijährigen Frift erft mit dem Tage, an welchem 
dieje Umftände aufgehört Haben. — Treten ſolche 
Umftände erjt nad) Beginn des —— ein, 
ſo ruht während ihrer Dauer der Lauf der zwei— 
jährigen Friſt. yo Als Unterbredjung des|. 
Aufenthaltes wird eine freiwillige Entfernung 
nicht angejehen, wenn aus den Umjtänden, unter 
welchen ſie erfolgt, die Abſicht erhellt, den Aufent⸗ 
Halt beizubehalten. $ 14. Der Lauf der zwei— 
jährigen Friſt ($ 10) t während ber Dauer 
der von einem Armenverbande gewährten öffent- 
lichen Unterftügung. — Er wird unterbrochen 
durch den von einem Urmenverbande auf Grund 
der Beſtimmung im $ 5 bed Gejeged über bie 
Freizügigkeit vom 1. Novbr, 1867 geitellten An- 
trag auf Anerkennung ber Verpflichtung zur 
Übernahme eined Hilfsbedürftigen. Die Unter- 
brechung erfolgt mit dem ad an welchem ber 
aljo geftellte Antrag an den betr. Urmenverband 
oder an bie vorgejegte ——— eines der be- 
theiligten Urmenverbände abgejandt tft. — Die 
Unterbrechung gilt al3 nicht erfolgt, wenn ber 
Antrag nicht innerhalb zweier Monate weiter 
verfolgt oder wenn berjelbe erfolglos geblieben ift, 

[Erwerb bed Unterſtützungswohnſitzes durch 
BVerepelihung.)] $ 15. Die Ehefrau theilt vom 
Beitpunfte der Eheſchließung ab den Unter- 


enthalt i 


eſetzlich gleichitehende Kinder theilen, vorbehalt- 
ih der Bejtimmung des $20, den Unterſtützungs- 
ie des Vaters jo lange, bis fie denjelben 
na orichrift der SS 22 Nr. 2, 23 — 27 
verloren, od. einen anderweitigen Unterftügungs- 
mwohnfig nad Vorſchrift der $$ 9—14 erworben 
haben. — Sie behalten diejen Unterftügungs- 
wohnfig aucd nach dem Tode ded Vaters bis zu 
dem vorjtehend gedachten Beitpunfte, vorbehalt- 
lich der Beitimmung des $ 19. — 819. Wenn 
die Mutter den Vater überlebt, jo theilen nad 
Auflöfung der Ehe durch den Tod ded Vaters 
die ehelichen und den ehelichen geſetzlich gleich— 
ftehenden Kinder den Unterftügungswohnfig der 
Mutter in dem -Umfange des $ 18. — Gleiches 
gilt im Kalle des 5 17, jofern die Rinder bei 
der Trennung vom Hausſtande des Vaters der 
Mutter gefolgt find. — 820. Bei derScheidung 
der Ehe theilen die ehelichen u. den ehelichen 
geieglich gleichitehenden Kinder in dem Umfange 
des $ 18 den Unterftüßungsmwohnfig der Mutter, 
wenn diejer die Erziehung der finder zuiteht. 
$ 21. Uneheliche Kinder theilen in dem Umfange 
de3 $ 18 den Unterftügungsmohnjig der Mutter. 

[Berluft des Unterjtügungswohnjiges.)] $ 22. 
Der Berluft des Unterftügungsmwohnfiges tritt ein 
durd 1) Erwerb eines andermeitigen Unterftüg- 
ungöwohnfiged, 2) zweijährige ununterbrochene 
Abweſenheit nad) zurüdgeligtem 24. Lebensjahre. 
$ 23. Die zweijährige eift läuft von dem Tage, 
an welchem die Ubmwejenheit begonnen hat. 
Durd) den Eintritt in eine Kranken-, Bewahr- 
oder Heilanftalt wird jedoch die Abweſenheit nicht 
begonnen, — Wo für ländliches oder ftädtifches 
Gejinde, Arbeitsleute, Wirthichaft3beamte, Pächter 
od. andere Miethsleute der Wechiel des Wohn- 
orte3 zu bejtimmten, durch Gejeg od. ortsũbliches 
Herlommen feftgefegten Terminen ftattfindet, gilt 
der üblihe Umzugstermin als Anfang der Ab- 
mejenheit, jofern nicht zwiſchen dieſem Termine 
u. dem Tage, an weldjem die Abwejenheit wirk- 
Je; beginnt, ein mehr als fiebentägiger Zeitraum 
gelegen hat. $ 24. Iſt die Abweſenheit durch 
Umftände veranlaßt, dur welche die Annahme 
der freien Gelbjtbeftimmung bei der Wahl des 


jtügungsmohnfig des Mannes, Fi BWittwen |AufentHaltsortes ausgejchloffen wird, jo beginnt 
und vechtökräftig geſchiedene Ehefrauen behalten|der Lauf der zweijährigen Friſt erſt mit dem 
den bei Auflöjung der Ehe gehabten Unter-|Tage, an welchem dieje Umftände aufgehört haben. 
ftügungSmwohnfig jo lange, bis jie denjelben nach — Treten ſolche Umftände erft nach dem Beginn 
ben Vorſchriften der $$ 22 Nr. 2, 23—27 ver-|der Abweſenheit ein, jo ruht mährend ihrer 
loren oder einen anderweitigen Unterftützungs- Dauer der Lauf der zweijährigen Friſt. $ 25. 
wohnſitz nad) Vorichrift der SH 9—14 erworben] Als Unterbrehung der Abwejenheit wird die 
haben. $ 17. Als felbfiändig in Beziehung auf) Rückkehr nicht angefehen, wenn aus den Um— 
ben Erwerb u. Berluft des Unterftügungsmwohn- | ftänden, unter welchen fie erfolgt, die Abficht er» 
jiges gilt die Ehefrau auch während der Dauer|hellt, ven Aufenthalt nicht dauernd fortzujegen. 
der Ehe, wenn u. fo lange der Ehemann fie bös— ‚ 26. Die Anitellung oder Verſetzung eines @eift- 
(ich verlaffen hat, ferner wenn u. jo lange jiejlichen, Lehrers, öffentlihen od. Privatbeamten, 
während der Dauer ber Haft des Ehemanns od. ſowie einer nicht bloß zur Erfüllung der Mili- 
infolge ausdrücklicher Einwilligung defjelben od. |tärpflicht im Bundesheere oder in der Bundes- 
fraft der nad den Landeögejegen ihr zuftehenden | Kriegsmarine dienenden Militärperjon gilt nicht 
Befugniß vom Ehemann getrennt lebt u. ohne als ein die freie Selbftbeftimmung bei der Wahl 
dejjen Beihilfe ihre Ernährung findet, des ie a — ausichließender Umſtanb. 
—— 27. Der Lauf der zweijährigen Friſt ($ 22) 


1) ©. $ 64 dieſes Gefehes. ruht während der Dauer ber von einem Armen- 
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verbande gewährten Öffentlichen Unterftügung. — 
Er wird unterbrochen durch den von einem Ar- 
menverbande auf Grund ber Beitimmung im 
5 5 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 
1. Nov. 1867 gejtellten Antrag auf Anerkennung 
der Verpflihtung zur Übernahme eines Hilfs- 
bebürftigen. Die Unterbrechung erfolgt mit dem 
Tage, an welchem der aljo gejtellte Antrag an 
den betreffenden Armenverband oder an die vor- 
gejebte Behörde eines der betheiligten Armen— 
serbände abgejandt if. — Die Unterbrechung 
gilt als nicht erfolgt, wenn der Antrag nicht 
innerhalb zweier Monate weiter verfolgt, oder 
wenn derjelbe erfolglos geblieben ift. 

Pflichten und Rechte der Urmenverbänbe.] 
$ 28. Jeder Hilfsbedürftige Norddentſche muß 
vorläufig von demgenigen Ort3- Urmenverbande 
unterjtügt werben, in deſſen Bezirk er ſich bei 
dem Eintritte der Hilfsbebürftigfeit befindet. 
Die vorläufige Unterftügung erfolgt vorbehaltlic) 
des Anſpruches auf Erjtattung der Koſten, be- 
ziehungsweife anf Übernahme des Hilfsbebürf- 
tigen gegen den hierzu verpflichteten Urmenver- 
band. $ 29. Wenn Perſonen, welde im Ge- 
findebdienft ftehen, Gefellen, Gewerbegehilfen, 
Zehrlinge an dem Orte ihres — —— 
erkranken, jo hat der Orts⸗Armenverband des 
Dienſtortes die Verpflichtung, den Erkrankten die 
erforderliche Kur u. Verpflegung zu gewähren. 
Ein Anſpruch auf Erftattung der entſtehenden 


Kur- u. Verpflegungskoſten, beziehungsweiſe auf|beijelben verpflich 
en gegen einen dadurch für die Folgezeit, beziehungsweiſe für 


Übernahme des Hilfsbedürfti 
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feft remunerirter Armenärzte in Anſatz gebracht 
werden dürfen. — Für ſolche bei der öffentlichen 
Unterftügung häufiger vorfommende Aufwend- 
ungen, deren täglicer oder wöchentlicher Betrag 
ih im Pauſchquantum fejtjtellen läßt (3.8. Ver 
prlegungsjäge in Kranken- oder Armenhäufern), 
kann in jedem Bundesſtaate, entweder für das 
ganze Staatsgebiet gleichmäßig oder bezirksweiſe 
verichieden, ein Tarı aufgejtellt u. öffentlich be- 
fannt gemacht werden, deifen Säge die Eritatt- 
von We nicht überfteigen darf.!) 881. Der 
nach der Vorſchrift des $ 30 zur Koftenerftattung 
verpflichtete Armenverband ift zur Übernahme 
eines Hilfsbebürftigen Norddeutſchen verpflichtet, 
wenn die Unterftügung aus anderen Gründen 
al3 wegen einer nur vorübergehenden Arbeitz- 
unfähigteit nothwendig geworden ift ($ 5 be3 
Gejeges über die Freizügigkeit vom 1. Novbr. 
1867). $ 32. Der zur Uebernahme eines hilfs- 
bedürftigen Norddeutſchen verpflichtete Armen- 
verband kann — joweit nicht auf Grund der 
55 55 u. 56 etwas Anderes jejtgeftellt worben 
ift — die Überführung defjelben in feine unmit- 
telbare Fürſorge verlangen. — Die Koften der 
Überführung hat der verpflichtete Armenverband 
zu tragen. — Beantragt hiernad) der zur Über- 
nahme eines Hilfsbebürftigen ig 
verband deſſen berführung u. dieſe unterbleibt 
oder verzögert ſich durch die Schuld des Armen- 
verbandeg, welcher zur vorläufigen Unterjtügung 
tet tft, jo verwirkt der Ießtere 


anderen Urmenverband erwächſt nur, wenn biejdie Zeit der Verzögerung, den Anſpruch auf Er- 


Krankenpflege länger als ſechs Wochen fortgejegt|ftattung ber Koften. — $ 


33. Muß ein Nord» 


wurde, u. nur für den über bieje Friſt hinaus. deutſcher, welcher feinen Unterſtützungswohnſitz 
gehenden Zeitraum. — Dem zur Unterjtügung hat, auf Verlangen ausländifcher Staatäbehörden 


an ſich verpflichteten Urmenverbande muß jpäte- 
ftend 7 —* vor Ablauf des ſechswöchentlichen 
Zeitraums Nachricht von der Erkrankung gegeben 
werden, widrigenfalls die ng: der Kojten 
erit von dem, 7 Tage nad) dem Eingange ber 
Nachricht beginnenden, Zeitraum an gefordert 
werben kann. — Schwangerſchaft an fich iſt nicht 
ala eine Krankheit im Sinne der vorjtehenden 
Beftimmung anzujehen. $ 30. Zur Erftattung 
Der durch die Unterjtügung eines Hilfsbedürftigen 
Norddeutſchen erwachſenden Koften, ſoweit die— 
ſelben nicht in Gemãßheit des $ 29 dem Orts⸗ 
Armenverbande bed Dienftortes zur Lajt fallen, 
find verpflichtet: e wenn ber Unterftügte einen 
Unterftügung3wohnlig hat, der Orts-Armenver- 
band feined® Unterſtützungswohnſitzes; b) wenn 
der Unterſtützte feinen hat, 
derjenige Land-⸗Armenverband, in deſſen Bezirk 
er ſich bei dem Eintritte der Hilfsbedürftigleit 
befand, oder, falls er im hilfsbedürftigen Zu— 
ſtande aus einer Straf⸗, Kranken-, Bewahr- oder 
Heil-Unftalt entlajfen wurde, derjenige Land— 


aus dem Auslande übernommen werden, u. iſt 
bei der Übernahme der Fall der Hilfsbedürftig- 
feit vorhanden, oder tritt derſelbe innerhalb 7 
Zagen nad erfolgter Übernahme ein, fo liegt 
die Verpflichtung zur Erftattung der Kojten der 
Unterftügung, beziehungsweife zur Übernahme 
des Hilfsbedürftigen, demjenigen Bundesftaate 
ob, innerhalb deilen der Hilfebebürftige feinen 
legten Unterſtützungswohnſitz gehabt hat, mit der 
Maßgabe, daß ed jedem Bundesitaate überlaffen 
bleibt, im Wege der Landesgejeggebung dieſe 
Verpflichtung auf feine Urmenverbände zu über- 


ir 

[Berfahren in Streitjachen der Urmenverbände.?) 
Einleitung] $ 34. Muß ein Orts⸗Armen⸗ 
verband einen hHilfäbedürftigen Norddeutſchen, 
welcher innerhalb defjelben feinen Unterftügungs» 
wohnſitz nicht Hat, unterjtügen, fo hat der Orts» 
Armenverband zunächſt eine vollitändige Ver— 
nehmung des Unterjtügten über jeine Heimaths-, 
Familien u. Aufenthalts » Berhältniffe zu bes 
wirken, u. jodann den Anſpruch auf Erftattung 


Armenverband, aus weldem feine Einlieferung |der aufgewendeten beziehungsweile aufzumenden- 


in die Anſtalt erfolgt if. — Die Höhe der zu 
erftattenden Koſten richtet fih nach den am Orte 
der ftattgehabten Unterjtügung über das Maß 
der öffentlichen Unterjtügung Hilfsbedürftiger 
geltenden Grundjägen, ohne daß dabei die allge» 
meinen Verwaltungsfoften der Armenanſtalten, 
jowie bejondere Gebühren für die Hiffeleiftung 
Grotefend, Polizeisterifon. 








den Koiten bei Vermeidung des Berlujtes diejes 
Anſpruchs binnen 6 Monaten nad) begonnener 
Unterftügung bei dem vermeintlich verpflichteten 
Armenverbande mit der Anfrage anzumelden, ob. 


1) S. 635 des Ausfühbrungägeieges v. 8. März 1871 
2) ©. Ausführungsgejes $5 40-68. 
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der Anſpruch anerlannt wird. — Iſt der ver · die Berufung an das Bundesamt für das Heim 
ichtete Armenverband nicht zu ermitteln, ſo weſen ftatt. j 
die Anmeldung Behufs Wahrung des er-| [Bundesamt für das Heimathötwelen.]‘) 
obenen Erftattungs » Anfpruches innerhalb der) Das Bundesamt für das ——— ü 
oben normirten Srift von 6 Monaten bei der|ftändige u. colfegiale Behörde, melde ihre 
uftändigen vorgejeten Behörde des betheiligten |in Berlin hat. — Es befteht auf einem Bon 
Unnennerbanbed? zu erfolgen. — it nach deriden u. mindeftens vier itgliedern. Der 
Anficht des unterftüpenden Orts · Armenverbandes —— owie die letzteren werden auf Bo 
M dazu angethan, dem Unterſtützten die des Bundesrathes vom Bundes-Präjibiur 
gung Ges Aufenthaltes nad) $ 5 des Ger | Lebenszeit ernannt. Der Borfigende fowı 
—* ber die Freizügigfeit vom 1. Nov. 1867 auch mindeſtens die Hälfte der Mitglieder 
zu verjagen, u. will der Ortd-Armenverband von die Dualification zum höheren Ricteram 
der bezüglihen Vefugniß Gebrauch maden, ſo Staate ihrer Ange me beſihen. 4; 
ift dies in der Benachrichtigung ausdrüdlich zu — — der Rechtsverhältniffe der Mitglied 
bemerten. — $ 35. Geht auf die erlaſſene An- Bundesamtes gelten bis zum Erlaß beic 
zeige innerhalb 14 Tage nad dem Empfange |bundesgejeglicher Vorſchriften die Beftimn 
— eine zuſtimmende Antwort des in An- der 55 23—26 des Geſetzes, betrefiend t 
prucdh genommenen Urmenverbandes nicht ein, richtung eines oberften Gerichtshofes für H 
d ailt dies einer Ablehnung des Anſpruchs gleich. ſachen vom 12. Juni 1869 mit der Maßgal 
36 der Urmenverband ift berechtigt, ſeine 1) an Stelle bes Plenums bes DOberhan 
njprüche gegen einen anderen Armenverband auf ei das Plenum des Bundesamtes tri 
dem durch Biefes Gefeg bezeichneten Wege felbit- daß im Falle des 8 25 a.a.D. die V 
änbig u. unmittelbar vor den zur Entiheidung, jungen des Staatsanwalts u. des Unterſu 
owie zur Vollftredung derjelben |berufenen Be-Irichters von je einem Mitgliede des 1 
horden zu — 837. Streiligleiten zwiſchen |preußifchen Kammergerichts zu Berlin, 
derſchiedenen Armenverbänden über bie öffent- der Bundeslanzler ernennt, wahrgenommen 
liche —— Hilfsbedürftiger werden, wenn /2) bezüglich der Höhe der Penſionen di 
die ſtreitenden Theile einem u. demfelben Bundes |fchriften in Anwendung kommen, welche 
ftaate angehören, auf dem durch die Londesgefege|in demjenigen Bundesftaate gelten, aus 
rn na rg Wege entſchieden. — Gehören die| Dienfte das Mitglied des Bundesamtes 
treitenden Armenverbände verſchiedenen Bunbes-[ift. $ 44. gut Abfaffung einer giltig 
aaten an, jo finden die nachfolgenden Vorſchriften —— des Bundesamtes gehört die A 
der 88 38—-51 dieſes Geſehes Anwendung. —|heit von mindeſtens drei Mitgliedern, vo 
— 888. Lehnt ein Armenverband|mindeftend Eines die im $ 42 vorgeſ 

























den gegen ihn erhobenen Anſpruch auf Erftattungder |rihterlihe Dualification haben muß. — ? 
- Koften od. aufülbernahme eines Hilfsbedürftigenab, 
jo wird auf Antrag desjenigen Armenverbandes, 
welcher die öffentliche Unterjtügung vorläufig zufin allen Fällen eine ungerade fein. it 
gewähren genöthigt ift, über den erhobenen An-|der bei der Erledigung einer Sache mitn 
Ipruc) im Verwaltimgswege durch diejenige] Mitglieder eine gerade, jo führt dasjeni 
Spruchbehörde entſchieden, welde be nd Pr güied, welches zulegt ernannt ift u. bei 
enommenen Armenverbande vorgejegt it. —|Dienftalter dasjenige, weldes der Geb 
ie Buftändigfeit, den Inftanzenzug, jowie das das jüngere ift, nur eine beratende 
Verfahren regelt innerhalb jeden Bundesftaates,|$ 45. Ser Gefhäftägang bei dem Bu 
vorbehaltlich; der Vorſchriften dieſes u die ſwird dur ein Regulativ geordnet, we) 
—— Bir Die zur Entjcheid-|Bımdesamt zu entwerfen und dem Bır 
ung zuftändigen Landesbehörden find befugt,jzur Veftätigung einzureichen hat, — In 
Unter m. an Ort u. Stelle zu veranlafen, |jchäfts-Regulative find insbeſondere aud 
Zeugen u. Sachverjtändige zu laden und eidlich kerle des Vorſitzenden feitzuftellen, 8 
zu vernehmen, überhaupt den angetretenen Be-|Berufung an das Bundesamt ift bei 3 
weis in vollem Umfange an erheben. $40. Die]Rechtömitteld binnen vierzehn Zagen, 
Guikjelbung eejeigt Dur hriftlichen, mit Gründen | Behänbigung der angefochtenen Entſche 
verſehenen Beihluß; ſoſern dabei für den in|geredmet, bei derjenigen Behörde, ge 
Anjprud genommenen Armenverband eine Ber- Entideibung fie gerichtet iſt, ſchriftl 
pflichtung zur Übernahme eines Hilfsbedürftigen melden. — Die Angabe der Beſchwert 
‘5 31) begründet ift, muß dies in dem Beichlufe|die Rechtfertigung ber Berufung kann 
ausdrũcklich ausgeſprochen werben. $ 41. So-Izugleih mit der Anmeldung ber letz 
weit die Organilation oder örtliche Abgrenzung innerhalb vier Wochen nach dieſem Ter 
der einzelnen Armenverbände Gegenftand des ſelben Behörde eingereidit werden, 
Streites iſt, beendet es endgiltig bei der Ent: ſammtlichen Schriftjären, fowie von dei 
iheibung der höchſten Tandesgejeplicen Inſtanz. Anlagen derfelben jind Duplicate E 
Im Übrigen findet gegen deren Entſcheidung nur|$ 47. Die eingegangenen Tuplicate ı 


der Mitglieder, welche bei der Faſſun 
Beſchluſſes eine enticheidende Stimme führ 


') Die Jaftändigteit ensfheiber fih mad ber Gemeinde · Ser· 1) Tieies if durch bie Einführung der Bexwa 
faffung Meatüzı) ded Minifters des Innern vom 25. Oct. |nidt defeitigt; Weich vom 3. Juli 1375 9 84 U 
istl) Verralnungegerichte. 
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der zuftändigen Behörde der Gegenpartei gu 
Schriftlihen binnen vier Wochen nad der Be— 
händigung in zwei Eremplaren einzureichenden 
Gegenerflärung zugefertigt. 8 48. Nach Ablauf 
dieſer Frift legt die nämliche Behörde die jämmt- 
lichen. Verhandlungen nebjt ihren Acten bem 
Bundesamte vor. $ 49. Eraditet das Bundes- 
‚amt vor Fällung der Entſcheidung noch eine Auf- 
Märung über dad Sach- u. Rechtsverhältniß für 
nöthig, jo ift diejelbe unter Bermittelung ber 
zuftändigen Landesbehörde vorzunehmen. 8 50 
Die Entiheidung des Bundesamtes erfolgt ge- 
bührenfrei in öffenttücher Sitzung nad) Igter 
Ladımg u. Anhörung der Parteien. — Das Er- 
fenntniß wird jchriftlich, mit Gründen verfehen, 
den Parteien durch Bermittelung derjenigen Be- 
hörde ($ 46) zugefertigt, gegen deren Beſchluß 
23 ergangen ift. $ 51. Gegen die Enticheidung 
des Bundesamtes ift ein weiteres Rechtsmittel 
nicht zuläſſig. $ 52. Bis zu andermweitiger, von 
Bundeswegen erjolgter Regelung der Eompetenz 
des Bundesamtes fiir dad Heimathsweſen kann 
durch die Landesgeſetzgebung eines Bundesftaates 
beitimmt werden, daß die Vorfchriften der 85 38 
His 51, 56 Abſatz 2 diejes Geſetzes fir GStreit- 
fachen zwiſchen Armenverbänden des betreffenden 
Bundesitaates in Wirkſamkeit treten follen. 
[Erecution der Enticheidung.] $ 53. In ben 
Streitfahen über die durch dieſes Geſetz geregelte 
öffentliche Unterftügung Hilfsbedürftiger ift die 
Entſcheidung der erften Inſtanz, ausgenommen 
in dem Falle des $ 57, jofort vollitredbar. — 
Im Übrigen findet die Erecution ftatt: a) auf 
Grund und in ben Grenzen eined von bem in 
Unipruch genommenen Urmenverbande audge- 
jtellten Anertenntniffes ($ 55); b) auf Grund der 
endgiltigen Entiheidung. — Die Vollitredung 
der Erecution liegt der zur Entiheidung in erfter 
Inſtanz zuftändigen Behörde des verpflichteten 
Armenverbandes ob, und ift bei derjelben unter 
Beifügun 
tragen. N 
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ung, vermittelnd einzujchreiten. — Iſt die Einig- 
ung urfundlih in Form eines Anerkenntmifjes 
feitgeftellt, fo findet auf Grund berjelben die ad» 
miniftrative Erecution ftatt ($ 53). 856. Wenn 
mit der Ausweiſung Gefahr für Leben od. Ge- 
ſundheil des Uuszumeifenben ober feiner Ange- 
hörigen verbunden fein würde, oder wenn die 
Urjache der Ermwerb3- ob. Arbeitsunfähigkeit des 
Auszumeijenden dur eine im Bundes⸗Kriegs⸗ 
bienjte oder bei Gelegenheit einer That perjün- 


‚[liher GSelbftaufopferung erlittene Verwundung 


oder Krankheit herbeigeführt ift, oder endlich, 
wenn jonft die Wegweifung vom Aufenthaltsorte 
mit erheblichen Härten oder Nachtheilen für den 
Auszuweiſenden verbunden jein jollte, kann auch 
bei nicht erreichter Einigung das Verbleiben der 
audzumeifenden Perſon od. Famitie in dem Auf⸗ 
enthaltsorte, gegen Feſtſetzung eines von dem 
verpflichteten Armenverbande zu zahlenden Unter» 
ftügungs-Betrages durch bie zur —— in 
erſter Inſtanz zuſtändige Behörde des Orts— 
Armenverbandes des Aufenthaltsortes, angeordnet 
werden. — Gegen dieſe Anordnung, welche, wenn 
die Vorausſetzungen fortfallen, unter welchen ſie 
erlaſſen iſt, jederzeit zurückgenommen werden 
kann, ſteht innerhalb vierzehn Tagen nad) der 
Buftellung beiden Theilen die Berufung zu. Die» 
jelbe erfolgt, wenn die ftreitenden Armenverbände 
einem u, demjelben Bundesſtaate angehören, an 
bie nächſt höchſte Iandesgefegliche Inſtanz; ſofern 
die ſtreitenden Theile verſchiedenen Bundesſtaaten 
angehören, an das Bundesamt für das Heimaths- 
wejen. Bei ber hierauf ergehenden Entſcheidung 
bewendet e3 enbgiltig. — Dafjelbe findet ftatt, 
wenn der Antrag des verpflichteten Armenver- 
bande3 auf Erlaß einer ſolchen Anordnung zu— 
rückgewieſen iſt. 8 57. So lange das Verfahren, 
betreffend den Berfuch einer Einigung nad) $ 55, 
ober betreffend den Erlaß der im $ 56 bezeich- 
neten Anordnung, ſchwebt, bleibt die Bollitred- 


der bezüglichen Urkunden zu bean- barkeit der Entjcheidung erſter Inſtanz ausgejegt 
54. Wird die bereit3 vollftredte Ent-|($53). 858. Iſt die Ausweiſung durch Trans 


fcheidung ber erſten landesgeſetzlichen Inftanz|port zu gen en, jo fallen die Transport» 


durch 


endgiltige ir erg höherer Landes⸗koften ald ein 


heil der zu erjtattenden Koſten 


Snftanzen od. in Gemäßheit der $$ 38—51 diefes|der Unterftügung des Hilföbebürftigen Dem hierzu 
Geſetzes wieder aufgehoben, jo hat die zur Ent«|verpflichteten Armenverbande zurZaft. — Entfteht 
fcheidung in erfter Juſtanz zuftändige Behörde|über bie Nothiwendigfeit des Transportes öder 
Desjenigen Armenverbandes, welcher die Woll-|die Art der Ausführung defielben Streit, fo er- 
ftredung der Erecution erwirkt hatte, die erforber- | folgt die Entſcheidung hierüber endgiltig durch 
Lichen Anordnungen zu treffen, um die Egecution|die in erfter Inſtanz in der Hauptſache zuftänd- 
und deren Folgen wieder rüdgängig zu machen.|ige Behörde des Armenverbandes des Wufent- 
& 55. Den zur vorläufigen Unterjtügung ($ 28)|haltsortes ($38 Abſ. 2). $59. Iſt ein Urmen- 
md beziehungsweife zur Übernahme ($ 31) eines [verband zur reg der ihm endgiltig aufer- 
Hilfsbedürftigen verpflichteten Armenverbänden legten Kojten, laut Beicheinigung der ihm vor- 
äit es unbenommen, die thatfächliche Vollftredung |gejegten Behörde, ganz oder theilmeije außer 
der Ausweiſung ($ 5 bed Gejehes über die Frei- Stande, jo hat der Bundesftaat, welchem er an- 
ügigfeit vom 1. Nov. 1867) durch eine unter|gehört, entweber mittelbar oder unmittelbar für 
dh zu treffende Einigung über das Berbleiben|die Erftattung zu ſorgen.. 
der auszumeifenden Perſon od. Familie in iprem| [Öffentliche Unterſtühung Hilfsbedürftiger Aus- 
biöherigen Wufenthalt3orte gegen Gewährung |länder.]') $ 60. Ausländer müjjen vorläufig 
eine beſtimmten Unterftügungsbetrage® von|von demjenigen Ort3:Armenversande unteritügt 
Seiten des Iegtgedachten Armenverbandes dauernd | werden, in defien Bezirke fie jich bei dem Ein- 
oder zeitweilig auszuſchließen. — Die erſtinſtanz⸗ tritte der Hilfsbebürftigleit befinden. Bur Er- 
lichen Behörden ($5 38, 39, 40) find verpflichtet, |ftattung der Koften, beziehungsweije zur Über- 
auf Anrufen eines oder des anderen Betheiligten, — 
Zwecks thunlicher Herſtellung einer ſolchen Einig-i ©. Ausführungsgefet $ 64. 
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nahme des hilfsbedürftigen Ausländers, ift der— 


jenige Bundesstaat verpflichtet, welchem der Orts» 


Urmenverband der vorläufigen Unterjtügung ans» 


gehört, mit ber Mafigabe, daß es jedem Bundes» 
ftaate überlafien bleibt, im Wege der Landes» 
geieggebung dieje Berpilichtung auf jeine Armen- 
verbände zu übertragen. 

[Berhältniß der Armenverbände zu einander 
und zu anderweit Verpflichteten.]) F 61. Durch) 
bie Beftimmungen diejes Gejeges werden Rechte 
und Berbindlichleiten nur zwiſchen den zur Ge- 
währung öffentlicher Unterftügung nach Vorjchrift 
diejes Geſetzes verpflichteten Verbänden (Orts-, 
Zand-Armenverbände, Bundesitaaten) begründet. 
— Daher werden die auf anderen Titeln (Fa- 
milien« u. Dienftverhältniß, Vertrag, Genofjen- 
ſchaft, Stiftung u. ſ. w.) beruhenden Berpflicht- 
ungen, einen Hilfsbedürftigen zu unterjtügen, von 
den Beitimmungen dieſes Gefeges nicht betroffen. 
8 62. Jeder Armenverband, welcher nad) Bor- 
ſchrift dieſes Geſetzes einen Hilfsbedürftigen unter- 
ftügt hat, ift befugt, Erſatz derjenigen Leiftungen, 
zu deren Gewährung ein Dritter aus anderen, 
al3 den durch dieſes Geſetz begründeten Titeln, 
verpflichtet ift, von dem Verpflichteten in dem— 
jelben Maße u. unter denjelben Vorausjegungen 
zu fordern, als dem Unterftügten auf jene Leift- 
ungen ein Recht zufteht. — Der Einwand, daß 
der unterjtügende Armenverband den Erjag von 
einem anderen Urmenverbande zu fordern be- 
rechtigt jei, darf demjelben hierbei nicht ent- 
gegengeitellt werden. 

(Berhältniß der Armenverbände zu den Be- 
hörden.] $ 63. Die Verwaltungd- und Polizei« 
behörben find verpflichtet, innerhalb ihres Ge- 
ichäftslreijes den Armenverbänden Behufs der 
Ermittelung der Heimathd-, Familien- und Aufs 
enthalt3-Berhältnifie eines Hilfäbedürftigen auf 
Berlangen behilflich zu fein. $ 64. Das Ein- 
treten der in den 88 10 und 22 an ben Ablauf 
einer beitimmten Frijt gefmüpften Wirkungen 
lann durch Bertrag oder Ferzict der betheiligten 
Behörden oder Berjonen nicht ausgeſchloſſen 
werden. j 

[Beitpumft der Geltung des Geſetzes u. Über- 
gangsbejtimmungen.]?) $ 65. Diejes Geſetz tritt 
mit dem 1. Juli 1871 in Kraft. Nach diefem 
Tage finden die bis dahin innerhalb des Bundes- 
gebietes giltigen Vorſchriften über die durch das 
gegenwärtige Geſetz geregelten Rechtsverhältniſſe 
nur injomweit noch Anwendung, als es fi um 
bie Feſtſtellung des Unterjtügungswohnfiges für 
die Zeit vor dem 1. Juli 1871 handelte. — 
Ansbejondere fommen hierbei folgende Beitinm- 
ungen zur Anwendung: 1) Diejenigen Nord- 
beutihen, melde am 30. Juni 1871 innerhalb 
des Bundesgebieted ein Heimathsrecht befigen, 

ben kraft deffelben am 1. Juli 1871 den Unter« 

ützungswohnſitz in demjenigen Ort3-Armenver- 
bande, welchem ıhr Heimathsort angehört. 2) Die- 
jenigen Norddeutichen, welche am 30. Juni 1871 
imerhalb de3 Bundesgebietes einen Unterftüß- 
ungswohnfig haben, bejigen denjelben am 1. Juli 
1871 mit den Folgen und Maßgaben diejes Ge- 

YS. Ausfühbrungsgefeg 85 65—68. 

2), ©. ArAführungsaefen 35 69-74. 
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jeges, gleichviel ob die Vorausfehungen des Er- 
werbes andere waren, ald die durch dieſes Geſetz 
vorgejchriebenen. 3) Wo u. injoweit bisher ein 
Heimathäredyt oder Unterftügungswohnjig durch 
bloßen Aufenthalt nicht erworben, durch bloße 
Abwesenheit nicht verloren werden konnte, beginnt 
der Lauf der durch dieſes Geſetz vorgeihriebenen 
zweijährigen Frift für den Erwerb, beziehungs- 
weile Berluft des Unterftügungswohnjiged mit 
dem 1. Juli 1871. 4) Wo bisher für den Er» 
werb, beziehungsweije Verluft des Unterftügungs- 
mwohnfiges die nämliche oder eine längere, als 
diedurch dieſes Geſetz vorgeichriebene, Frift galt, 
fommt bei Berechnung der letzteren die vor dem 
1. Juli 1871 abgelaufene Beitdauer in Anjak. 
5) Wo biöher für den Erwerb, — — 
erluſt des Unterſtützungswohnſitzes eine kürzere, 
als die durch dieſes Geſetz re Friſt 
beſtand, gilt, ſofern die kürzere Friſt vor dem 
1. Juli 1871 abgelaufen war, die Wirkung des 
Ablaufes als eingetreten, auch wenn die Ent— 
ſcheidung — erſt nach dem 1. Juli 1871 
erfolgt. ar die kürzere Friſt vor dem 1. Juli 
1871 noch nicht abgelaufen, jo bedarf e3 zum 
Eintritt der durch diejes Gejeg vorgejchriebenen 
Wirkungen des Ablaufed der durch diejes Geſetz 
vorgejchriebenen Friſt, jedoch unter Anrechnung 
der vor dem 1. Juli 1871 abgelaufenen Zeit- 
auer. 6) Das durch diejes Geſetz für die Ent- 
Iheidung der Streitjahen über die öffentliche 
Unterjtügung Hilfsbedürftiger vorgeichriebene 
Berfahren tommt nad; Maßgabe der Vorichrift 
des $ 37 zur Anwendung bei denjenigen Streit- 
fahen der Armenverbände (Armen-Communen, 
Armenbezirke, Heimathöbezirke), welche nach dem 
30. Juni 1871 anhängig gemacht werden. 
Das preußiſche Gejeß, betreffend bie 
Uusführung des Bundesgejeges überden 
Unterjlügungsmwohnfiß,v. 8. März.1871.') 

Wir Wilpelm ꝛc. verordnen zur Ausführung 
des Bundeögejeges über den Unterjtügungswohn« 
fig vom 6. Sum 1870 für den geſammten Um« 
fang der Monardjie einſchließlich des Jadegebietes, 
mit Zuftimmung beider Häujer des Landtages, 
ee te . 

1) Umfang der Unterjtügungspflicht.] $1. Jedem 
—W Deutſchen ($ 69) iſt Ss zu 
feiner Unterjtügung verpflichteten Armenverbande 
Obdach, der unentbehrliche Yebensunterhalt,2) die 
erforderlihe Pflege in Krankheitsfällen und im 
Falle jeined Ablebens ein angentejjenes Begräb- 
niß zu gewähren. — Die Unterjtügung kann ges 
eigneten Falles, jo lange diejelbe in Anſprüch 

enommen wird, mittel3 Unterbringung in einem 

rmen- oder Krankenhauſe, jowie mittel An— 
weiſung der den Kräften des Hilfsbedürjtigen 
entiprechenden Wrbeiten außerhalb oder inner- 
halb eines jolden Haujed gewährt werden.® 

) ©. hierzu die Minifterial- Ynfirucetion dom 10. 
April 1871, welche in den folgenden Noten berüdfichtigt iſt. 

2, Min.s{gnftruction zu G 1 Abjag 1: Es bedarf nicht erit 
ber Bem g, daß unter dem Sebensunterbalt nicht 
nur die erforderliche Nahrung, fondern alle fonftigen zur 
Eriftenz eines Menihen unentbebrlichen Gegenftände — Meid: 
ung, gelsung 2c., ebenfo wie das Obdach mit zu verftchen find. 

3, Bon biefer Befugnis follen die AUrmenverbände jedoch nur 


„geeigneten alles" Gebrauch mahen. Die öffentlidye Armen: 
pilege darf neben ber nöthigen Etvenge — deren Mangel 
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— Gebühren für die einem Unterftügungsbe- |Deputationen hat e8 fein Bewenden; die Wahl 


dürftigen 


eleifteten Amtshandlungen jind die der in bie Iegteren zu entiendenden Mitglieder 


Armenverbände zu entrichten nicht verpflichtet.") der Gemeindevertretung u. anderen Ortseinwohner 
[2) Organe der öffentlichen Unterftügung Hilfd- |iteht jedoch fortan überall, foviel den Gegen« 


bedürftiger. 
meinden.] — 2. Jede Gemeinde bildet für ſich 
einen Oris⸗Armenverband, ſofern fie nicht einem, 
mehrere Gemeinden oder Gutäbezirle umfafjen- 
den einheitlichen Ort3-Armenverbande (Gejammt- 
Armenverbande) jchon angehört oder nad den 
folgenden Beitimmungen einzuverleiben iſt. Die 
Verwaltung der öffentlichen Armenpflege fteht in 
den Gemeindebezirten überall den für die Ver— 
waltung der Gemeindeangelegenheiten durch die 
Gemeinde- Berfaflungsgeiege angeordneten Ge- 
meinbebehörden zu. Die Beitimmungen über 
die Gemeinde Berfaffungsgefeße, über die Ber- 
mwaltung der Gemeindeangelegenheiten,, insbe— 
jondere die Beitimmungen über die Zuftändigfeit 
des Gemeindevoritandes und der Gemeindever- 
tretung find überall auch für die Verwaltung 
der Öffentlihen Armenpflege maßgebend. — Die 
in dieſem Geſetze der Gemeindevertretung zuge 
wiefenen Berrichtiingen werben da, wo eine ge: 
wählte Gemeindevertretung nicht beiteht, von der 
Gemeindeverjammlung weht enommen. 83. Auf 
Grund eine® Gemeindebejchluffes können im 
allen Gemeinden für die Verwaltung der öffent- 
lichen Armenpflege befondere dem Gemeindevor— 
ftand untergeordnete Deputationen aus Mitgliedern 
des Gemeindevoritandes® und der Gemeindever- 
tretung, geeigneten Falle unter Buziehung anderer 
DOrt3einwohner, gebildet werden. Den Borfig 
in folchen Deputationen führt, jofern nicht die 
Gemeindeverfaffungdgejehe über den Borfik in 
Deputationen Anderes beftimmen, der Bürger- 
meifter — in den Landgemeinden ber Provinz 
Meftfalen der Amtmann — oder ein dazu von 
ihm abgeordnete® Mitglied des Gemeindevor- 
Standes. Wo kein Bürgermeifter (Amtmann) an 
der Spite der Gemeindeverwaltung jteht, tritt 
au feine Stelle der Gemeindevorfteher. — Bei 
den fonftigen näheren Beftimmungen der Ge- 
nieinbessrläffungtgeiche über die Zuſammenſetzung 
und Geihäftsführung befonderer Berwaltungs- 


allerdings erfahrungsmäßig zur Demoralifation der Armens 
Krvölferung führt — auch der auf den einzelnen Fall Rüdficht 
nehmenden Humanilät nit entbehren. Statt ber Gewährung 
von Unterftügung in Geld, Lebensmitteln, Brennmaterialien 
wird daber bie Unterbringung in öffentlihen Armenbäufern :c. 
auch in Zukunft keineswegs die ein für allemal zu befolgende 
Negel bilden bürfen. Nur das verftändige Ermeifen kann, je 
nad Lage des Falles, darüber die Richtſchnur an die Hand 
acben, welder Modus als ber zmedentipredhende, beiden Nüd: 
fihten die gebührende Rechnung tragende, anzujchen ift [Win.s 
ana zu $ı abf. 2). j 
Unterbringung in einem Armenbaufe, fowie die Ans 
weifung von Arbeiten darf ferner nur jo lange jtattfinden, 
als die Unterftügung in Anfprud genommen wird. Wider 
feinen Willen darf daber im Berwaltungsmege derjenige, 
der bie MArmenpflege in Anſpruch nimmt, in einem Armen: 
baufe nicht untergebracht reip. feitgebalten werden; es ıft ibm 
vielmehr — vorbehaltlih der Beſchwerde an die Aufſichtsbe⸗ 
börbe — lediglich zu lberlaffen, entweber auf die Unterſtütz⸗ 
ung überhaupt zu verzichten, oder ſich mit derjenigen Art und 
Tai, in welcher fie ihm, der Beftimmung in Ubjay 2 gemäß, 
angeboten wird, zu begnügen. Fällt ihm in feinem desfallfigen 
Berbalten ein dem Armenverbande zu Veſchwerde gereichendes 
&hulden zur Laft, jo erübrigt nur feine ſtrafrecht li che 
eolgu auf Grund der $$ 361 unter 5, 7, 8 u. 362 bes 
tr.· G.⸗ 


8 
€ 
1) Bol. $ 6 des Bundesgefepes vom 6. Juni 1870, 


A. Ortö-Urmenverbände. a) Ge-|jtand dieſes Geſetzes betrifft, der Gemeindever- 


tretung zu.) — Ortöpfarrer oder deren Stellver- 
treter, deren Pfarrbezirt über die Grenzen der 
politijhen Gemeinde ihres en ih er 
ftredt, find Hinfichtlih des in der auswärtigen 
Gemeinde belegenen Kirchfpieltheiles den dortigen 
Ort3einwohnern gleich zu achten. $ 4. Jedes 
zur Theilnahme an den Gemeindewahlen beredht- 
igte Gemeindemitglied ift verpflichtet, eine un— 
bejoldete Stelle in der Gemeinde-Armenverwalt- 
ung zu übernehmen und 3 Jahre oder die jonft 
in den Oemeindeverfaffungsgefegen vorgeichriebene 
fängere Zeit hindurd) fortzuführen. Von dieier 
Verpfliditung befreien nur folgende Gründe: 
1) anhaltende Krankheit; 2) Geſchäfte, die eine 
häufige oder lange dauernde Abweſenheit mit fich 
bringen; 3) ein Alter von 60 oder mehr Jahren; 
4) die Verwaltung eines anderen öffentlichen 
Amtes; 5) jonftige bejondere, eine giltige Ent« 
ſchuldigung begründende Berhältnifie, über deren 
Borhandenjein, fofern die Gemeindeverfafjungs» 
gejege nicht etwa$ Anderes beitimmen, von der 
Gemeindevertretung zu beichließen ift. — Wer 
eine unbefoldete Stelle die geſetzlich vorgefchriebene 
Beit hindurdy wahrgenonmen hat, ilt während 
der nächſtfolgenden gleih langen Zeit von der 
Wahrnehmung einer folhen Stelle, befreit.?) 
85. Wer ohne gejeglichen Grund die Übernahme 
oder fernere Wahrnehmung einer unbejoldeten 
Stelle in der Gemeinde-Armenverwaltung vers 
weigert, oder fich diefer Wahrnehmung entzieht, 
fann auf 3 bi 6 Jahre des Rechts zur Theile 
nahme an ben Gemeindewahlen und zur Wahrs 
nehmung unbejoldeter Stellen verluftig erklärt 
u. um ein Achtel bis ein Viertel ftärker zu den 
directen Gemeinbeabgaben herangezogen werben, 
Die Beihlußfaffung hierüber beiteht, fofern die 
Gemeindeverfafjungsgejege nicht etwas anderes 
bejtimmen, der Gemeindevertretuug zu; der Bes 
ſchluß bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbe— 
hörde.?) 86. Die Vorfteher von Eorporationen 


1) Min.⸗Inſtruction zu $ 3: Für den Gegenftand dieſes 
Gefetres wird fortan, nad $ 3, bie Beſtimmung darüber, ob 
eine Deputation aus Dlitgliedern des Gemeindevorftandes und 
der Gemeindevertretung, geeigneten alles unter Zuziehung 
anderer Ortseinmohner, gebildet werben joll, durch Gemeindes 
beſchluß getroffen u. die Wahl der in eine foldye Deputation 
zu entjendenden Gemeindevertreter zc. erfolgt durch bie Ges 
meindevertretung ſelbſt; — einer Genehmigung ber Auffichtös 
bebörde bedarf es für eine ſolche Einrichtung nicht. Hierdurch 
erfährt unter anderem ber $ 85 der Rheiniſchen Landgemeinde⸗ 
Ordnung vom 23. Juli 1845 eine weſentliche Abänderung. 

2) &, Note zu $ 5. 

3) Min.⸗Inſtruction zu $$ 4 u. 5: Nicht minder Tag das 
Bedürfnig vor, den zur Theilnahme an den Gemeindewablen 
berechtigten Gemeindemitgliedern überall — in ähnlicher Weife 
wie in zu $3 gedachten Stäbteordnungen — die Verpflichts 
ung zur Uebernahme von unbefoldeten Stellen in der Ges 
meinde-Armenverwaltung anfzuerlegen und bie Nichterfüllung 
diefer Verpflichtung mit pecumiären und ſonſtigen Rechtönade 
theilen zu bedroben. Bon ben, durch jene Städteordnungen ans 
ertannten Befreiungsgründen bat bier jedoch, foviel die Ges 
meinde-Armenverwaltung betrifft, ärztliche oder wundbärztlidye 
Praris keine Aufnahme gefunden, weil es zwedinä chien 
wenigſtens auf dieſem Gebiete die Möglichkeit zu erbalten, au 
Aerzte und Wundärzte zu unbefolbeten Gemeindeämtern mit 
beranzusieben. 
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u. anderen juriftifchen Perſonen find verpflichtet, die Verfaſſung der beftehenden Gejammt-Armen- 
den Gemeindebehörden auf deren Erfordern Äus- verbände nicht durch jtatutarifche Borichriften 
funft über den Betrag der Unterftügungen zu geregelt ift, bleibt ben betheiligten Gemeinden 
erteilen, weldye einem Hiljäbebürftigen des Ge-|und Gutöbezirten die Bereinbarun ſolcher 
meindebezirks aus den unter ihrer erwaltung ſtatutariſcher Vorſchriften, vorbehaltlich der Be⸗ 
ſtehenden, einem Zwecke der Wohlthätigkeit ge- ſtätigung ber letzteren durch die Bezirlsregierung, 
widmeten Fonds gewährt werben. Vorſteher, überlaſſen; in Ermangelung einer derartigen 
welche dieſe Auskunft innerhalb einer vierzehn.) Vereinbarung wird die Verfaſſung des Geſammt- 
'tägigen Frift, von Empfang ber Geitend der) Armenverbandes durch ein nach Unhörung ber 


Gemeindebehörben ergangenen Aufforderung an] ——_-_— j j 
gerechnet, a4 ertheilen unterlaffen, werden mit ge rn ge = find, iſt ein folder 




















h band in Beziehung auf die Armenpflege einer Gemeinde 
a ber werben, | ———— 
[b) Gutsbezirke. . Den Gemeinden werben, | nun e8 Edict$ von 1747 bie Wereinigung vom 
ſoviel den Gegenftand diejes Gejeges betrifft, die erg ne Ban 74 5 arm 
außerhalb des Gemeindeverbandes — — ———— — Da aber im | $ 74 biefeß 
bezirkegleichgeachtet. Die Bejtimmungen der Geſetze unter c. ber vom 14. Dec. jur 
über die Serwaltung der örtlichen Ungelegen- rn. Siärtigen @eleves«, fo finder — . 
heiten in den außerhalb des tan rs aud in * Fro Saden eu Swang zur Bildung von 
ftehenden Bezirken find in den legteren übera ammtarmenverbänben nicht mehr ftatt; mo alfo bis jegt 
* für die Verwaltung der Öffentlichen rmen- an ne en aengett 
pflege maßgebend. $ 8. = Gutsbeſitzer —* — —— — F Aus — 
in den Gutisbezirken die Koſten ber öffentlichen ai en. In der Provinz Hannover. 
- 85 d . Land de⸗ saef: 
Armenpflege gleich) den Gemeinden zu fragen. — Am] —8 = = — — —— 
Steht der Gutsbezirk nicht ausſchließlich im)] Tage eriaſſene Inftruction geftattet ben Landgemeinden rejp. 
Eigenthum bes Gutsbefigerd, jo ift auf, deſſen 
Antrag ein Statut zu erlaffen, welches die Auf- 


Gütern im ier Bereinbarung zu Sammtgemei 

Einheit bes Wobreeäi ulamna e — he - 
a 

bringung der ir ge der öffentlichen Armenpflege 

anderweitig regelt und ben mit heranzuziehenden 

Grumdbefigern oder Einwohnern eine entiprechende 

Betheiligung bei der Berwaltung ber Armen: 

pflege einräumt. Das Statut wird, wenn ſich 

die Betheiligten nicht vereinigen, nad) r un 


annover tritt info ber infolge bes Ausführungsgeiz 

ine Aen ein. 3) In Neuvorpommern u. Rügen. Hier 
find herfömmlid) ftetS die zu einem Kirchſpiel vereinigten land⸗ 
lihen Gemeinden und Gutsbezirle als einheitlihe Geſammt⸗ 
Armenverbände behandelt worden. Die Abgrenzung ländlicher 
— bat in Neuvorpommern u. Rügen überbaupt 
erit in meuefter Beit [auf Grund bes Gefeges vom 14. April 
1856, betreffend bie LandgemeindesBerfaffungen in ben ſechs 
öftlihen Provinzen] ftattgefunden, u. hat deshalb der $ 1 bis 


r 
derſelben durch den Kreistag feſtgeſtellt und muß] x egeſehes vom 31. Dec. 1842, tel ür d 
| m 8 18 ng Tmfeng der Monarchie Bl 354 


hinſichtlich der Regelung der Beitragspflicht den] a ey be ea 
Se —— 


onnen. Gleichwol * ſich auch rg nach ſtattge⸗ 
folgen. Daſſelbe unterliegt der Beſtätigung ber] habter Abgrenzung der Gemeindebegirle, rafjuug der 
— 


Kirchipielsarmenverbände nicht überall auf den Berband ber 
ce. Gejammt-Armenverbände]. 89. Die einen 


Gemeinden u. Gutäbezirfe begründet; insbefondere fallen die 

Grenzen der qu. Armenverbände nicht überall mit den Ge— 

einheitlichen Orts » Armenverband (Gejammt- —— ꝛc. u —— — I Ren 
* . 3 orpommern u — 0 ne 

Armenverband) egenwärtig bereits bildenden G:meinde ıc. umfaſſenden — Kirchſpieis-Armenverbande als 
Verbände von einden ober Gutsbezirken 


Gejammt-Armenverbände beftehen, melde als Verbände von 
bleiben als jolche beftehen. Die für die Ver-| Gemeinden und — —— 9) aufzuiaffen find. Dagegen 
mwaltung der Angelegenheiten dieſer Verbände 


— diejenigen zn gg en Enge zwar 
z that tere Gemeinden o u J 
maßgebenden ſtatutariſchen Vorſchriften können rer —— 
durch ———— von ber Bezirld-Re- 


aber nicht als Berbänbe von Gemeinden zc. anzufeben find, 

der ihre Umbildung auf der Grundlage des Gemeindeverbandes 
ierung bejtätigten Beſchluß bes betreffenden 
rbandes, in Ermangelung eines foldhen Be- 


anordnende —1* des Ausführungsgefeges ar Anwendung 
ichluffed aber nur gemäß den Vorſchriften des 


& liche Beftimmu ber We 
der Poren * *2 für bie ee 
$ 10 abgeändert werben.) $& 10. Goweit 
') Dies ift feine von den Auffihispehörben zu verhängenbe 


en u. Hannover nod für Neu:Borpommern u. 
Nur 
afe, fonbern auf biefelbe it von den Gerichten im 


fir bie arg ammet:Armenverbände ift unterm 
18. März 1869 das Geſetz, betreffend die Aufbringung ber 
— Strafverfahren zu erkennen [Min.⸗Inſtruction zu 
2) Min.-Inftruction zu 9 m. 10: $ 9 erhält biejen 


Koften ber örtlichen Armenpflege sc. erlaffen worden, welches 
be: 
reits beitebenden Verbände von Gemeinden und Gutsbezirken 


etz aber fortan nad $ 74 unter 1, b. bes Ausführungs 
Gefammtarmenverbände) aufredht, welche in ns) auf 


ammt-Armenperbände vorbehaltlich der Beftimmung im Schluß 
fate des $ 11 überall dem Ortsftatut. Soweit mım in ben 
beenden —— —— ne ya 
e ttq at — wie es in der Provinz Hans 
nr — 1 Bellen u. Rügen ber 
ift — ſoll e8 nach $ 9 bier bewenden. Cine Nenderung ber 
atutarifhen Vorjchriften kann durch verfaffungsmäßigen Bes 
chluß des betreffenden Gefammt-Armenverbandes mit Genehms 
ung ber —— vorgenommen werben. Auch ohne 
fimm es Verbandes kann eine Aenderung ber ſtatutar⸗ 
iſchen —S— durch Beſchluß des Kreistages [in der Yros 
vinz Hannover der Antsvertretung) mit Genehmi ber 
Bezirksregierung — werden; bon —— 
wird gleichwol mur Gebrauch zu machen fein im e 8 
erchlähen Bebürfniffes, und wenn in anderer Weile die Be- 
——— beſonders ungmedmäfiger, veralteter, unklarer ac. 
rmen nicht erreicht werben faın. 


Gef 
eſetzes ebenfalls Anwendung tritt. — Auch ba3 Aus: 
* eſetz fiber! die Regelung ber Berfaffung der Ge⸗ 
nt Erwerb des Unteritigungsmwohnfi Wohnrechts] eine 
Einheit im Sinne des Bankesgrienng” bilben, So Ber: 
bände beſtehen Br Zeit: 1) in der Provinz Schlefien aus« 
eng ber Oberlaufig. Der $ 1 des dort geltenden 
Knyer 20; Ge —— 
en zu i tınens 
derbã rer ungen Bel Ein fu U des 8. Ober⸗ 
—— bom 14. 1861]. 


men 
über bie —* zur Armenpflege vom 31. Dec. 1842, 
welcher beitimmt: „Wo Domänen u. Rittergüter, eg de 
im Gemeinbeverbande fich befinden, nah befonderer Berfaf- 
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Betheiligten von dem Streiötage nad Maßgabe aud) für die ——* der gemeinſamen Armen- 
ber nachfolgenden Beitimmungen zu beichlichen-|pflege maßgebend. $ 12. Gemeinden od. Guts- 
bed, von ber Bezirlöregierung zu beftätigendes|bezirfe, welche einem der in den 88 9 und 11 ge- 
Statut geregelt. — Es wird für den Gejammt-|badhten Verbände nicht angehören, fönnen mittels 
Urmenverband eine bejondere aus Abgeorbneten | gegenfeitiger Vereinbarung ala Gefammt-Armen- 
der Gemeinden und Gutsbezirle beftehenbe Ber«|verbände eingerichtet, oder einem beitehenden 
tretung gebildet. Die Zahl der von den Ge-| Gefanmt-Armenverbanbe einverleibt werden. Die 
meinben und Gutöhezirten zu entſendenden Ab⸗ Art der Beſchlußfaſſung über bie gemeinſchaftlichen 
geordneten, jowie geeigneten Falles die Zahl der Angelegenheiten, die —— des Geſammt⸗ 
dem Abgeordneten eines Gutsbezirles einzu-Armenderbandes nad außen, die Formen ber 
räumenben Stimmen wird nad dem er min Vertvaltung und die Aujbringun ‚neit ber 
der von ben Gemeinden und Gutöbezirlen zu Sen ber ige gen — * nd in 


leiftenden Beiträge zu den Koften der gemein-|diefem alle durd) ein von der Vezirfd-Regierung 
pas Armenpflege beftimmt, mit ber Maßgabe, > beftätigendes Statut zu regeln. F 13. Die 
immungen der 85 3 bis 5, betreffend die 


aß jede Gemeinde undjeder Gutsbezirk wenigitens 
einen Abgeordneten zu entſenden Hat. Die Ub-| Bildung bejonderer Deputationen und bie Ber 
eorbneten ber Gemeinden, zu denen jedoch in allen Ipflihtung zur Annahme unbejoldeter Stellen, 
Uen der Vorfteher der betreffenden Gemeindefjomwie bie Beitimmungen bed $ 6 fommen aud) 
gehören muß, werden von der Semeindever-|bezüglich der Gefammt-Armenverbände und deren 
tretung auf drei bis ſechs Jahre gewählt, Die] Vertretung zur Anwendung. $ 14. Die Wie- 
Bertretung_ des Gefammt-AUrmenverbandes wählt] derauflöfung eines Gejammt - Armenverbandes 
einen Borjigenden und einen ftellvertretenden|fann nur in ben Formen, welche für die Be- 
Vorfigenden in der Regel aus ihrer Mitte.Jichlußfaffung über die gemeinſchäftlichen YUnge- 
Dem Borfipenden kann eine Dienftunfofter-Ent- |legenheiten vorgefchrieben find, und nur mit 
ihädigung gewährt werden, Die Wahlen er-JÖenchmigung ber Bezirks « Megierung vorge» 
folgen nach ben entiprechenden Vorſchriſten der nommen werden. $ 15. Jede Einrichtung und 
Gemeinde-Berfaffungsgejege. In Beziehung aufljede Wiederauflöfung eined Gefammt-Armenver- 
die Verwaltung ber gemeinjamen Armenpflege|banbes ift burd; bad Amtsblatt zur öffentlichen 


ftehen, nad; Mafgabe der Gemeinde-Berfafjungs-|Kenntniß zu bringen. 


gejeße, der Vertretung des Gejammt-Armenver- 


bandes die Rechte der Gemeindevertretung (GesIber dem Bundesgefepe vom 6. Juni 


meinde-Berfammlung), dem Vorfipenden derjelben 
aber bie Nedite des Gemeinde⸗Vorſtehers (Ge- 
meinbe-Borjtanded) zu. Die BVertheilung ber 
Koften der gemeinfamen Armenpflege auf bie 
einzelnen Gemeinde und Gutäbezirfe erfolgt 
n Maßgabe der in ihnen auflommenden 
Klaffen- und Einfommenfteuer, ber halben Ge- 
werbefteiter, jo wie der halben Grund» und Ge- 
bäubelteuer. Das Einkommen, , welhes® aus 
außerhalb belegenem &rundbefig oder betriebenem 
Gewerbe flieht, ift außer Berechnung zu lafien. 
— Das Einkommen, welches die auberhatb bes 
Bezirkes des Gefammt-Armenverbandes wohnen- 
den Berfonen mit Einfluß der juriftischen 

onen, ber Actien«Gefellichaften und Comman⸗ 
dit · Geſellſchaften auf Uctien aus dem innerhalb 
biejes Bezirks —— Grundbeſitz ober be» 
triebenem Gewerbe beziehen, wird Hinfichtlid) der 
Klafjen- und Einlommenſteuer beſonders veran · 
lagt. — Den einzelnen Gemeinden bleibt die 
Aufbringung des auf fie vertheilten Koftenbei« 
trages nach den Vorſchriften der Gemeinde-Ber- 
fafjungsgejege überlaſſen. $ 11. Die einen 
einheitlihen Orts · Armenverband gegenwärtig 
noch nicht bildenden, aus mehreren Gemeinden 
oder Guisbezirlen zuſammengeſetzten Communal« 
Verbände (Bürgermeiſtereien, Aemter, Sammt- 
gemeinden) lonnen unter Zuſſimmung des Kreis- 
tages in den Formen, welche für bie Beſchluß— 
faljung über bie rein Ungelegen- 
heiten biefer Verbände vorgeichrieben find, ala 
Gefammt-Armenverbände eingerichtet werben. 
Die Beftimmungen der Geſehe über die Ver— 
waltung der gemeinjchaftlihen Angelegenheiten 


[d. Umwandlung und räumliche Begrenzung 
1870 
nicht entj nben Orts » Armenverbände,]*) 
ß 16. Den einigen Landestheilen ber 
tehenden Drtd « Armenverbände 
munen u. ſ. = welche den Rorichriften des 
Bundesgeſetzes üder den Unterſtützungswohnſitz 
vom 6. Juni 1870 nicht entſprechen, werden in 
DOrtd-AUrmenverbände nah Maßgabe jenes Ge⸗ 
ſetzes umgebildet. Diejelben erhalten ihre räum« 
liche Begrenzung durch Beihluß der in Gemäß- 
beit bed $ 18 zu bildenden Commiffionen unter 
Beftätigung der ee ar nad) bor« 
gängiger Anhörung der Betheiligten, Die räume 
liche Begrenzung geſchieht in der Weiſe, daß 
diejenigen Verbande, welche ſchon jept mehrere 
ganze Gemeinden oder Gutöbezirte umfaflen, als 
Bejfammt-Armenverbänbe in Gemäßheit des $ 10 
bed gegenwärtigen Gejeges einzurichten find, 
Bir Das Vermögen der im & 16 gedachten 
rtö-Armenverbände (Armencommunen u. ſ. w. 
geht zur beftimmungömäßigen Verwendung au 
die neu zu bildenden Ortö-Armenverbände über, 
unter Wahrung aller beftehenden Rechte der 
Religions-ejellihaften, Stiftungen und fonftigen 
juriftifchen Perjonen und unter Vorbehalt des 
Recdhtömweges für diefelben. — Die Theilnahme- 
rechte der neu zu bildenden Orts-Armenverbände 
an dem vorgedachten Vermögen beftimmen fi, 
in Ermangelung bejonderer Rechtstitel oder einer 
andermweitigen hereinbarung der Betüeiligten, 


1) wi tion: 16—18 beziehe bie in 
PER re ec —** u. zum The er 


(Armencom« 


efr. zug 9 
in Neu: mern u. beftehenden, auf be ern 
der Gemeinden u. Butöbezirte nicht begründeten u. daher beit 
Rorihriften des Bundesgejepes nit entiprehenden Armen: 

wiunen 36. 


ber gedachten Communal-Berbände find aldbann |Eom 
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unächſt nad) dem Maßſtabe, nad) welchem die 


etheiligten zu diefem Vermögen im Durchſchnitt 


Armenpolizei. 


wede von Stadt- und Landgemeinden beftimmt, 
bo geht deren Verwaltung auf die Behörben der- 


der legten zehn Jahre beigetragen haben und, |jenigen Gemeinde über, in welcher die aufzu— 


wenn ein folder Maßſtab nicht nachweisbar ift, 
nach der Geelenzahl. — Eine Bertheilung de3 


ebende Armenbehörde ihren Gig gehabt hat. 
n Fällen diejer Art ift den betheiligten Außen 


bisher ungejondert verwalteten Urmenvermögens |gemeinden eine Mitwirfung bei der Verwaltung 
ift nur zuläffig, wenn fie nad) der von der Be-|der Armenfonds und Armenanftalten nad) Maß- 
——— zu treffenden Entſcheidung mit|gabe der Beſtimmungen der $$ 10, 12, 13 ein» 


en beitimmungsmäßigen Zwecken des Armen- zuräumen. 


23. Die zur Ausführung der 


vermögen vereinbart iſt. Wo bie en Vorſchriften der $$ 19 bis 22 erforderliche Re» 


nicht ſtattfindet, kaun eine gemeinfchaftliche Ver-|gulirung erfolgt na 
waltung nad; Mafjgabe der S$ 10, 12 und 13jungen der $$ 17 un 


Maßgabe der Beitimm- 
18. $ 24. Den Relie 


eingerichtet werden. 818. Die zur Ausführung |gionsgejellihaften, den Stiftungen und ſonſtigen 


der Vorſchriften der $$ 16 und 17 erforderliche 
Regulirung der Vermögensverhältnijje erfolgt 
durch Commijfionen, bejtehend aus einem von 
dem Ober-PBräfidenten zu ernennenden Vorfigen- 
den und aus zwei oder vier weiteren, gemäß 
Beſchluß der Provinzial-Bertretung zu mwählen- 
den, Mitgliedern. Die Brovinzial-VBertretung be- 
ſchließt über die Zahl der zu bejtellenden Com— 
mijfionen. Gegen die Beichlüffe der Commifjionen 
bleibt den Betheiligten der Rechtsweg vorbe- 


alten. 
* Aufzuhebende örtliche Urmenbehörben]. 
$ 19. Es werden diejenigen beſonderen Be— 


hörden (Armen-Commillionen, Hojpitien-Com- 
mijjionen, Armen-Berwaltungen, Bilegihaits- 
räthe ꝛc.) hierdurch aufgehoben, welche in einigen 
LSandestheilen, insbejondere im Bezirke des 
Appellationsgerichtshofes zu Köln, für die Vers 
waltung ber örtlihen Armenpflege neben den 
duch die Gemeinde: Verfajiungsgejege ange- 
ordnneten Gemeindebehörden bejtehen. Auf die 
(egteren gehen alle aus Gejegen, Verordnungen 
und anderen Titeln entjpringenden Rechte und 
Pflichten der gedachten bejonderen Armenbe— 
hörden über, insbejondere iſt das unter ihrer 


Verwaltung ftehende Vermögen, jomweit dafjelbejlen; und die Enclave Kaulsdo 
u ver-|Armenverbande der vormals Sächſiſchen Krefe 
eije zujder Regierungsbezirke Merjeburg u. Erfurt u. 
verwenden. $20. Soweit bisher, insbejondere|des Kreijes Erfurt zugelegt. 
zu|Land » Armenverband bilden außerdem: 


bisher zu beftimmten Stiftungszweden 
wenden war, auch fernerhin in gleicher 


im Bezirfe des Appellationsgerichtshofes 


jurtjtiichen Perſonen verbleibt in allen Fällen 
die Verwaltung des ihnen zugehörigen Armen» 
vermögend, intomeit diefe Berwaltung gegen« 
wärtig noch nicht auf die gemäß $ 19 aufzu- 
hebenden Armenbehörden übergegangen ift. In— 
* den Religionsgeſellſchaften, den Stiftun« 
gen und jonftigen juriftiichen Perjonen jchon 
nad) den bisherigen Gejegen ein Anſpruch auf 
Rückgewähr des in Verwaltung der aufzuheben- 
ben Urmenbehörben een Vermögens 
ujteht, bleibt ihnen die Verfolgung bejjelben im 
ehtöwege vorbehalten. 

(f. Aufjichtsrecht der Staatöregierung]. 8 25. 
Der Staatöregierung fteht nad) Maßgabe der 
Gemeinde-Berha ungsgejeße die Aufficht über Die 
Verwaltung der Ort3-Armenverbände zu. Sie hat 
insbejondere auch in den Fällen der 88 19 u. ff. 
darüber zu wachen, daß dad Armenvermögen jenen 
u Zwecken nit entfremdet 
werde. 

[B. Lande Armenverbände] $ 26. Die bes 
ftehenden Land- Armenverbände werden iu ihren 
gegenwärtigen Grenzen bis auf Weiteres beibe- 
halten, jedod wird der Kreis Meifenheim dem 
Land» Armenverbande des Regierungsbezirf3 Kob- 
dem Land» 


Einen bejonderen 
1. die 


Köln, von den nah $ 19 aufzuhebenden be-| Provinz Schleswig » Holitein, 2. die Provinz 


fonderen Urmenbehörden 
Urmenanftalten ungejondert verwaltet wurden, 


Armenfonds und/Hannover, 3. der commumnaljtändiiche Verband 


de3 Negierungdbezirfs Kafjel, 4. der communal» 


melde für die Armenzwede mehrerer Gemeinden ſtändiſche Verband des Regierungsbezirtd Wied. 


beftimmt jind, kommen die Borjchriiten der 
z5 21 bi 23 zur Anwendung. $ 21. Sind 


baden mit Ausichluß des Stadtkreifes Frankfurt 
a. M., 5. der Stadtfreis Frankfurt a. M., 6. der 


die Armenfonds und die Armenanftalten für die] Regierungsbezirk Sigmaringen. — Für das Jade- 


- 


Armenzmwede — Landgemeinden beſtimmt 
ſo geht deren Verwaltung auf diejenigen Be— 
— über, welche nad) den Gemeinde-Ber- 
afjungsgejegen. für die Verwaltung der gemein- 
Ihaftlihen Angelegenheiten der Landgemeinden 


gebiet werden die Functionen des Land-Armen- 
verbandes bis auf Weiteres vom Staate über- 
nommen, $27. Die Grenzen der Land-Armen- 
verbände können unter Zujtimmung ber Be— 
theiligten und, wo für ben Bezirk eined Land- 


angeordnet find. Der Artilel 15 des Gejeges|Armenverbandes eine befondere Vertretung nicht 


vom 15. Mai 1856, betreffend die Gemeinde» 
Berfafjung in der MRheinprovinz, kommt ent» 
itehenden Falles mit der Maßgabe zur Anwend- 


ung, daß die in dem legten Sape diejes Artifeld |Menderung nur im 


erwähnten Rechte des Vorfiges und der Ver: 
waltung demjenigen Bürgermeifter zuftehen, in 
defjen Amtsbezirke die betreffende Armenbehörde 
ihren =. 
fonds und Armenanitalten für die Armenzmwede 
mehrerer Stadtgemeinden over für die Armen» 


beite&t, unter Zuftimmung der Provinzialder- 
tretung durch Königliche Verordnung geändert 
werden. ' Ohne diefe — iſt eine ſolche 

ege der Geſetzgebung zu⸗ 
läſſig. 8 28. Die Verwaltung der Angelegen- 
heiten derjenigen Land-Armenverbände, melde 
nur aus einer Gemeinde bejtehen, erfolgt nach 


ehabt Hat. $22. Sind die Armen- den für die Verwaltung der Angelegenheiten der 


Gemeinden maßgebenden Vorſchriften. — In allen 
anderen Fällen wird die Verwaltung der Ange» 


— 


Armenpolizei. 
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legenheiten der Land» Armenverbände durch) Taubjtumme, Siehe u. Blinde verurſacht, un— 
Königliche Verordnung, ſoweit e3 biöher nod|mittelbar zu übernehmen. Kreiſe oder Armen- 
nicht geſchehen ift,!) den betreffenden Kreis-,|verbände, welche für einen der unmittelbar zu 


beziehungsweife Provinzial 


und communal«|übernehmenden Bieige der Armenpflege bis da- 
ftändischen Verbänden und deren Organen nah hin in ausreichender 


eije gejorgt haben, können 


Mafgabe der für diefe Verbände und deren nicht gegen ihren Willen verpflichtet werden, an 
Drgane giltigen a übertragen.*)|der betreffenden Einrichtung de3 Land-Armen- 


Bid zum Erlaß der betreffenden Königlichen 
Verordnung bewendet es überall bei den zur 
Beit beftehenden Verwaltungsvorſchriften, vorbe- 
haltlich der Beftimmungen des 8 71. 829. Die 
ur Erfüllung der Verpflichtungen der Land» 
Armenverbände aufzubringenden Kojten werden 
auf bie betreffenden Kreiie nah dem Maßſtabe 
der in ihnen auflommenden directen Staat?» 
fteuern ($ 70) vertheilt, — fofern nicht Die 
Vertretung eines Land-Armenverbandes mit 
Genehmigung der Minifter des Innern und der 
Finanzen eine andere Aufbringungsweiſe beſchließt. 
Den Vertretungen der Kreiſe bleibt die Beichluß- 
faffung über die Aufbringungsweije des auf die 
legteren vertheilten Koftenbetrage3 überlafſſen. 
— In der Provinz Hannover werden bie vor— 
gedachten Koften auf die NAmtsverbände, be- 
ziehungsweife auf die nicht zu einem Amtsver— 
band gehörigen Städte vertheil. — Im Re 
gierungsbezirt Sigmaringen erfolgt bie Ber- 
tHeilung auf die Oberamtöbezirfe., Die Auf- 
bringungsweife der auf die legteren vertheilten 
Koftenbeträge wird bis zur Einführung von 
Kreid- und Provinzialvertretungen durd eine 
Verjammlung der Ortsvorsteher (Bürgermeifter, 
Stadtichultheiß, Vogt) de$ Oberamtsbezirks unter 
dem Vorſitze des Oberamtmanns bejtinmt. 
8 30. Die Beſtimmungen des $ 29 treten in 
den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Bojen, Schlefien, Sachſen, Wejtfalen und in ber 
NhHeinprovinz erit mit dem 1. Januar 1873 in 
Geltung. Mit demfelben Tage treten in ber 
Provinz Sclefien die zur Zeit dort geltenden 
gejeglichen Bejtimmungen, betreffend die Er- 
bebung von Abgaben fir das Land-Armen- und 
Eorrigehdenmwejen bei Erb- und Bejigveränderungs- 
fällen, außer Kraft. 

[3) Pilihten u. Rechte der Land» Arnrenver- 
bände.]) $ 31. Die Land-Armenverbände find be— 
fugt, die Koften der öffentlichen Armenpflege, 
welche die Fürjorge für Geiftesfrante, Idioten, 


1) ©, in Betreff Weitpreußens das Meglement v. 11. Sept. 
1867; wegen Oſtpreußens bas Reglement vom 26. Sept. 1864; 
wegen ber Niederlaufig das Hegulativ vom 17. Mai 1846; 
wegen bes Cottbuſer Kreiſes das Regulativ v. 17. Mai 1846; 
wegen ber Kurmark das Reglement vom 14. Yan. 1848; 
wegen ber Neumark die Berorbnumg vom 19. Oct. 1860; 
wegen der Oberlaufig die Berordmung vom 15. Sept. 1864. 

3 S. bezüglich der Einrichtung und Verwaltung bes Land: 
armenweſens: a) in Altpommern Verordnung vom 29, 
1871; b) im Regierungsbezirk Kafjel Berordnung v. 29. 
18715 ec) im Stabtkreife frankfurt a. M. Berordnung vom 
2y. Juli 1871; d) in ber Provinz Pofen Verordnung vom 
29. Juli 1871; e) in der Provinz Hannover Verordnung vom 
. 1871; f) im Herzogtbum Schlefien u. der Grafihaft 

rorbnung vom 16. Aug. 1871; g) in der Provinz 
be Verordnung vom 1. Sept. 1871; h) im 
Regierungsbezirt Wiesbaden ronung bom 4. Sept. 1871; 
1) In der Brovinz Weftfalen Verordnung v. 15. Sept. 1871; 
x) in der Provinz Sachſen und der Altmark Verordnung vom 
2, Dct. 1871 u. vom 14. Juni 1875; 1) in ber Rheinprovinz 
Verordnung vom 2. Oct. 1871; m) in den Hohenzollernſchen 
Landen Verordnung vom 16. Sept. 1874. 


uli 
uli 


1. 
1) 
Sch 


verbandes theil zu nehmen oder zu den Koſten 
deſſelben beizutragen. Die auf beſonderen geſetz 
lichen Beſtimmungen oder Titeln beruhenden 
öffentlichen Verpflichtungen einzelner Land-Armen- 
verbände, ſowie die Verpflichtung der Ort3-Armen- 
verbände zur vorläufigen Unterjtügung der in 
ihrem Bezirke ($ 28 des Bundes⸗Geſ.) der Hilfs- 
bedürftigfeit anheimfallenden Perfonen werden 
bierbure nicht berührt. — Die vorftehende Ber 
ſtimmung findet gleihmäßig auf die aus mehre- 
ren Gemeinden oder Gutsbezirken zuſammenge— 
legten Communalverbände (Bürgermeiftereien, 
Ämter, Sammtgemeinden), fowie auf die Amts- 
bezirfe u. Kreife Anwendung. Dieje Verbände 
fönnen überdies auc die Fürjorge für Kranke 
unmittelbar iibernehmen.!) & 32. Die in ein- 
zelnen Landestheilen bereits beftehenden Verbände 
von Gemeinden u. Gutsbezirken zur Bejtreitung 
der Koſten einzelner befonderer Zweige der öffent- 
lihen Armenpflege (außerordentliche Arınenlaft) 
bfeiben als ſolche aufrecht erhalten ; —— 
Verwaltung der Angelegenheiten derjelben ommen 
die 88 9,10, 13—15 — zur Anwendung. 
Ohne Zuſtimmung der Betheiligten findet die 
Bildung ſolcher Verbände nicht ferner jtatt.?) 


— — — 


i) Min.⸗Inſtruction zu $31: Innerbalb ber bier gezogenen 
Grenzen find fortan die Landarmenverbände fraft Geſehes bes 
fugt, bie Koften einzelner befonderer Zweige der öffentlichen 
Armenpflege unmittelbar zu übernehmen, vorbehaltlich aller 
ihrer bereits beitehenden, auf befonderen geſetzlichen Beftimm⸗ 
ungen oder Titeln berubenden Verpflichtungen folder Art. — 
Kreife oder Armenverbänbe, welche für Anen ber unmittelbar 
zu übernehmenden Zweige bis babin in ausreichender Weile 
geforgt haben, können nicht gegen ihren Willen verpflichtet 
werben, an der betreffenden Einrihtung des Land-Armenver- 
bandes theil zu Helen oder Rn den often berfelben beizu⸗ 
tragen. Die Entſcheidung darüber, ob [bis dahin, wo ein 
Land-Armenverband einen Beſchluß ber in Mede ftebenden Art 
fagt] ein Sreis: oder Armenverband für den betreffenden 
Zweig ber öffentlihen Armenpflege [dur "eigene Irren— 
bäufer ꝛc.] in ausreihender Weife geforgt bat, wirb, wenn 
nöthig, — ba ber 6 31 bierüber nichts Befonderes beftimmt 
— von der Nuffihtsbebörde [$ 25] —— ſein, welche nach 
den organiſchen Geſetzen über die Verfaſſung der Kreiſe und 
Gemeinden entftehenden Falles ben Kreis⸗ oder Armenverband 
zur Erfüllung feiner Obliegenheiten anzubalten hätte. 

2) Min: Ynftruction zu $ 32: Berbände von Gemeinden u. 
Butäbezirten zur Beitreitung einzelner befonderer Zweige der 
öffentlihen Urmenpflege beftehen: 1) in der Provinz Hannos 
ver auf Grund des $ 83 des Hannoverichen Yandgemeindes 
Berfafjungsgeieges u. des $ 9 der Min. Inſtruction vom 28, 
April 1859; nad) biefen Beftimmungen Fönnen durch miniftes 
rielle Anordnung mehrere Gemeinden, nach Anbörung ders 
jelben u. ber Umtsverfammlung, zu einem Berbande Behufs 
Beftreitung der „auferordentlihen Armenlaft [Yrre, langwiers 
ige Krankheiten, Seuchen]“ vereinigt werden; 2) in dem ches 
mals bayerishen Landestheilen auf Grund des Art. 6 ber 
Verordnung vom 17. Nov. 1816, wonach jedes Sand» und 
Herrſchaftsgericht für feinen ganzen Umfang eine gemeinfame 
Bezirköpflege bilden fol, — unter anderem „zu dem Ende, 
daß folche Berürfniffe, melde nicht bloß örtli find, durch 
emeinfame Kräfte beftritten werben.” — Die bereits befteben« 
den Berbände diefer Art bleiben nah $ 32 aufrecht erhalten; 
auf die ftatutariihen Vorſchriften, durch melde ihre Berfajl: 
ung geregelt ift, fommt das oben binfihtlih der Statuten der 
GelammtsArmenverbände Gefagte zur Anwendung; die Bild⸗ 

von Verbänden zur Beftreitung einzelner befonderer Zweige 
der Öffentlichen Armenpflege it ohne Zuftimmung ber betr. 
Gemeinden fortan nicht mebr zuläffig. 
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8 33. Die in einigen Laudestheilen beftehenben |Land-Armenverbände find verpflichtet, denjen 
Verpflichtungen bed Staats zur Beftreitung ein- — Bezirke angehörigen Oris · rınenverbä 
En bejonderer Bmeige ber öffentlichen @rmen- ne Beihilfe e zu gewähren, welde den * 
ege werben inſoweit aufgehoben, als dieſe Ber- liegenden ſlichtungen zu 
i — auf beſond. Rectstitelnberuhen.‘) m end find. Ob u. Melde See zu fr 
esgleihen werden aufgehoben bie Beitimm-|ift, entſcheidet nach Anhörung des Streisi 
—7 des Ausſchreibens des vormaligen Rur-jendgiltig die Deputation für das Heimathr 
Hi fiihen Staatöminifteriumd vom 15. Det. 1822, 0), zu deren Sprengel ber betreffende £ 
wie die —— in $ 1 Nr. 5 des Ger | Armenverband gehört. Die Beihilfe fan 
die Erweiterung ber Verwendungd-|Geld oder mittels Bereitjtellung von Pi 
vd: der I ua aus dem vormals sure) Anftalten ober in ſonſt geeigneter Weile gen 
Fi6en Staatsſchatze vom 25. März 1869 werden.) — Die in einigen Theilen des 
ie Land» Armenverbände find a re, bie ihrer —— Ba Kaſſel beftehenden Verbände 
Fürforge 2 anheimfallen onen dem«|Ünterftügung folder Gemeinden, welche die L 
jenigen Ortd« —— a he der Öffentlichen Armenpflege für fih allein 
zu übertweijen, welcher nad bed Bundeds aufzubringen im Stande Ki, werden inſi 
—5* vom 6. Juni 1870 zur —— aufgehoben, als dieſe Ver ände nicht gleich 
fü tügung derſelben — (S. 66. — zur Verfolgung anderer Zwechke eingerichtet 
Die Land-Armenverbände verpflichtet, in —— e infoweit auf fie nicht gleich; 
end Armenhäufern, ſoweit es ber Raum ger|der 8 32 Anwendung findet. Auf das Verm 
et, gegen Entihädigung die der Fürſorge der|diefer Verbände, ſoweit daſſelbe lediglich 
nberbände ee anheimfallenden | Unterftügung der vor en Gemeinden 
—— auf Antrag dieſer — . ftimmt fommen d zen: der & 
nehmen. 8 Die für den Betrag der Er-|u. 18 zur Anwendung. 887. ein Deut! 
ftottungöforberungen ber Armenverbände maß-|mwelder feinen Unterign ugswohnſitz hat, 
ebenden Tarife werden von dem Miniſter deö | Verlangen ausländifcher Staatsbehörden (8 3: 
Snneen na nad) —— Provinzialvertretung, Bunbeögejepet) aus dem Auslande übernon 
‚giehungemeile je mmunal-Candtage, aufge werben u. ijt bei ber Uebernahme der Fall 
gegenwärtig in Geltung ftehen- |Hilfäbedürftigfeit vorhanden oder tritt dei 
en Tarifen le es, bis fie in vo Fat achter innerhalb 7 Tagen nad erfolgter Uebernt 
Weile abgeändert worden find.) Die ein, fo liegt die Verpflichtung zur Erftattun 


— — Koſten der Unterjtügung beziehungsmeije 
Min. Jnftrustion iu $ 88: Kur An! . 1 diefes Baras Uebernahme bes Hifsbebärltigen demjer 

geogen Tom tommt —— bau —— —— Land-Armenverbande ob, innerhalb deſſer 
yes —* — — Hilfsbedürftige ſeinen lehien ring 


bezitglich 

in dem des esbaden, Jwohnjig gehabt Hat. Zäßt ſich dieſer U 

en... —— — — Tſtuühungswohnſit nicht ermitteln, fo ift beri) 
Etade, — vom 1. Juli ab in ® Rad | Tand-Armenverband zur Tragung der Koften 

Abf. 2 treten von Bemjeben ab bie bert 1 lien im im |pflichtet, in deſſen Bezirk die Hilfsbedürft 

—— rk fen geltenden bei Be — 

ua ber —— — ER 


er ss Beamte ein Zag berechnet. 4) Die obigen Ta 
re tommen  Nemig Anwendung, bie Berpflegun; 
*2 wo⸗ ni yo alb eines Kranken: oder Armen 
— ein. 5) Alle unter bie Beſtimmungen 
R Ian ER aeehltreäbe Mlktpät un uhr |berehnen: DIES it moment, an rührt Der Kot 
ie t ma oit 
rk Verſonen, welche das Alter von 14 
—— er: Fr — reiht haben oder nicht vollſtandig arbe 
ee, gegen vom 

2. Fun * * —* Der —— re Sn Anſtruction zu 6 36 Mbi. 1: Meber bie u 

F —* die Berpflegung eines Pe Armenverbänden N 13: Armenverblinden zu n 
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hervorgetreten it. $ 38. Die Land» Armenver-jam Hauptorte der Provinz, oder am Giße einer 
bände —* verpflichtet, die in ihrem Bezirk feſt- Bezixlsregierung oder Landdroſtei ihren Sitz Hat. 
genommenen, auf Grund der Beftimmungen des 8 41. Die Deputation für das Heimathwejen 
8 361 Nr. 3—8 des Str.G.«B⸗es für den Nordd. beſteht aus einem richterlihen Beamten, einem 
Bund vom 31. Mai 1870 verurtheilten u. nach Verwaltungsbeamten u. ferneren brei bon der 
verbüßter Strafe der Landespolizeibehörbe über⸗ Brovinzialvertretung zu wählenden Mitgliedern, 


wieſenen Berfonen, auf dahin gehenden Beſchluß — Der — 
e 


dieſer Behörde in ein Arbeitshaus unterzubringen. 
Die Koſten des Transportes der vorgedachten 
Perſonen aus dem Gerichtsgefängniß in das 
Arbeitshaus, ſowie der ihnen etwa behufs dieſes 
Transpörtes zu gewährenden unentbehrlichen 
Bekleidung fallen dem Staate zur Laſt, wogegen 
die Land-Armenverbände die Kojten ber Ver» 
pflegung in der Anitalt, der bei der Entlafjung 
aus diejer, wenn nöthig, zu gemährenden Be. 
fleidung u. entjtehenden Falls der Beerdigun 
injoweit zu tragen habeı, als dieje Koften — 
den auftommenden Arbeitsdienſt nicht gedeckt 
werden.‘) $ 39. Die Laud-Armenverbände find 
fortan, jomweit es bisher nod der Fall ift, nicht 
mehr verpflichtet, die Koſten der Bollitredung 
erichtlich erfannter Freiheitsſtrafen bezüglich der 
m $ 38 gedachten Berjonen zu tragen)“ 

(4) Berfagren in Streitfahen der Armenver- 
bände.]°) $ 40. Zur Entjcheidung von Streitig- 
feiten, welche gegen einen Preuß. Armenverband 
von einem anderen Deutichen Urmenverbande er- 
hoben werden, wird für jede Provinz, oder für 
einen oder mehrere Regierungs- oderXanddroitei- 
bezirfe eine Behörde eingejegt, welche den Namen 
„Deputation für das Heimathwejen“*) führt u. 


1) Min.Inftruction: $ 38 elt in gleihmäßiger, Weiſe 
Be den gejammten Umfang der Monardie bie Verpflichtung 
er Land: Armenverbände zur Uebernahme der Koiten der Cor: 
rections⸗ Nachhaft [$ 351 Nr. 3 bis 8 bes Etr.-G.-B:e3 für 
das deutihe Reich]. — Auch bezüglih der „ben polizeiliden 
Anordnungen zuwider gewerbsmähtg Unzucht treibenden Weibs⸗ 
erionen* fallen dieſe Koften in Zukunſt überall den Land: 
rntenverbänden zur Yait. Anderſeits übernimmt fortan 
ber Staat die Koſten bes Transportes ber zur Corrections- 
Nachhaft verurtbeilien Perfonen aus dem ihtsgefängniß 
in das Arbeitshaus, forwie die Koften der Behufs dieſes Trans: 
orted etwa zu gewährenden unentbebrlichen Belleidung; bes 
—— Beftimmung en der Berechnung diefer Koften Bleibt 
vorbehalten. — In Wegfall kommen diejenigen fingulären 
Borfhriften, wonach bis jest in ber Provinz EBenfolen die 
Koften ber Corrections:Nahhaft dem Land-Armenverbande 
von der MWohnortsgemeinde, falls diefe in der Provinz Weit: 
falen liegt, zu erftatten find; besgleichen diejenigen Borichrif: 
ten, 9 Grund deren bisher im Regierungsbezirt Trier die 
Koften der Eorrections:Nachhaft von dem Yand:Armenverbande 
nur infomweit zu tragen waren, als es fih um Bettler oder um 
foldye Lanbdftreiher banbelte, welche zugleich; gebettelt hatten. 

2) Min.⸗Inſtruction: $ 39 bringt die bisher beſtehenden 
Berpfligtungen der Sand: Armenverbände der Kurmark und 
der Neum a Bollſtredung gerichtlich ertannter Gefäng— 
re [degügliy der im $ 38 gedachten Verjonen] zur 
Aufhebung. 

N Ls 40—48 find durch $ 9 des Geſetzes vom 3. Juli 
1875, betr. die Berfaffung ber Bermwaltungsgerichte sc., für 
den Bereich der Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 außer Kraft 

etzt. 
ud bie Cab.⸗Ordre vom 22. April 1871 find folgende 
Deputationen für das Heimathweſen eingefegt: 1) eine Oft: 
preufiiche Deputation mit dem Sige & Königsberg; 2) eine 
Weitpreußifhe Deputation mit dem Site zu Marienwerder; 
3) eine Branbenburgiihe Deputation mit dem Sitze zu Berlin; 
4) eine Bommerihe Deputation mit dem Sige zu Gtettin; 
5) eine Voſenſche Deputation mit dem Eige in Polen; 6) eine 
Scleſiſche Deputation mit dem Eige zu Breslau; 7) eine 
Eähfiihe Deputation mit dem Sitze zu Dierfeburg; 8) eine 
Schleswig-Holiteiniihe Deputation mit ben‘ Sitze zu Schles: 
wig; 9) eine Haunoverihe Deputation mit dem Sige & ans 
nover; 10) eine Weirfälifhe Deputation mit dem Sige zu 





Beamte wird aus den etats— 
mäßigen Mitgliedern eines am Sitze der Depu⸗ 
tation befindlichen Gerichts⸗Collegiums, der Ver⸗ 
waltung3beamte aus ben am Site der Deputation 
fungirenden etat2mäßigen Mitgliedern der Re— 
gierung od, des Polizeipräſidiums zu Berlin, bes 
ziehungsweiſe der Landdroftei, od. aus der Zahl 
der dem Oberpräfidenten beigeordneten Räthe 
für die Dauer ihres Hauptamtes am Site der 
Deputation von dem Könige ernannt. — Die 3 
anderen Mitglieder werden aus den Angehörigen 
des Sprengeld der Deputation für die Dauer 
von 3 Jahren gewählt u. von dem Vorſitzenden 
durch Handſchlag an Eidesitatt verpflichtet. — 
In gleicher Weije wird für jede Mitglied ein 
beſtimmter Stellvertreter ernannt, beziehungs— 
weile gewählt. — Den Borfigenden der Depu- 
tation u. deſſen Stellvertreter ernennt der König 
aud der Zahl der Mitglieder. F 42. Die An— 
wejenheit von 8 Mitgliedern, einjchließlich der 
beiden ernannten Beamten, genügt für die Be— 
ihlußfähigkeit der Deputation. Sind 4 Mit- 
glieder anweſend, jo nimmt das dem Lebensalter 
nad) jüngfte Mitglied an derAbftimmung feinen 
Antheil. $ 43. Die Mitglieder der Deputation 
jind für ihre Entjcheidungen mach den für richter- 
liche Beamte geltenden Grundjägen verantwort« 
(ih. Die ernannten Mitglieder unterliegen in 
diefer ihrer Eigenſchaft den für richterliche Beamte 
geltenden Disciplinarvorjchriften. Das Verfahren 
wird von demjenigen Gerichtöhof geleitet, welcher 
für den Bezirk des betreffenden Appellationd« 
gericht3 den Disciplinarhof bildet. Die gewählten 
Mitglieder der Deputation unterliegen feinem 
Disciplinarverfahren. — Der äußere Gejchäfts- 
gang bei den Deputationen wird durch ein Re— 
gulativ geordnet, welches der Juſtizminiſter und 
der Minifter des Innern gemeinfam zu erlaffen 
haben. In dem Regulativ jind insbefondere aud) 
die Grundfäge feitzuitellen, nad) welchen die Stell- 
vertreter in Gemäßheit diejes Geſetzes einzube- 
rufen find.) 8 44. Die gewählten Mitglieder 
der Deputation erhalten eine ihren Auslagen 
entſprechende Entſchädigung. Über die Höhe der- 
jelben beichließt die Provinzialvertretung, im 
Regierungsbezirt Sigmaringen bi! zur Einführ- 
ung einer foldhen die Regierung dajelbft. Der 
Entjhädigungsbetrag wird von dem Yand»-Arnten- 
verbande u. wo mehrere Land- Urmenverbände 
betheiligt find, im Verhältniß der in denſelben 





Münfter; 11) eine Sehite Deputation mit dem Site zu 
Kafjel; 12) eine Na * Deputation mit dem Ziye zu 
Wiesbaden; 13) eine Rheiniſche Deputation mit dem Sige 
Köln; 14) eine Hobenzollernfhe Deputation mit bem Se 
u Sigmaringen. — Die unter 1, 2,3, 4, 6 u. 7 genannten 
Deputationen find feit Einführung der Berwaltungsgericdhte im 
diefen u in Wegfall gelommen. 

ij ©, das Requlativ zur Ordnung des äuferen Gefchäfts- 
anges bei ben nen für das Heimathweſen vom 1. 
K 1872, welches aber nur fir die noch bejiebenden Depu: 
tationen Giltigkeit hat. 
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auffommenden directen Staatäftenern aufgebracht. 
Die übrigen Koften der Deputation fällen dem 
Staate zur Laft. $ 45. Die Klage wegen eines; 
abgelehnten Anspruchs iſt bei der Deputation 
anzubringen, zu deren Sprengel der in Anſpruch 
genommene Armenverband gehört. 46. In 
der der Deputation einzutreichenden Klagejchrift 
ift der Armenverband, deſſen Verurtheilung ver» 
langt wird, u. der Gegenjtand des erhobenen 
Unſpruches genau zu bezeichnen; es ijt insbe» 
fondere ausdrücklich auszufprechen, ob die Über— 
nahme des betreffenden Hilfsbedürftigen oder 
welche fonftige Leiftung verlangt wird. $ 47, 
Die Hlagejhrift wird der Gegenpariei mit der 
Aufforderung zugefertigt, ihre Phriftfiche Gegens 
erflärung innerhalb 4 Wochen nad) der Zuſiell— 
ung einzureichen, widrigenfall3 die in der Klage— 
Ihrift behaupteten Thatjachen für zugeitanden u. 
die damit überreichten Urkunden Air anerkannt 
würden eradjtet werden. — Die Gegenerklärung 
wird dem klagenden Armenverbande zugefertigt, 
geeigneten Falles mit der diejelbe Verwarnung 
enthaltenden Aufforderung, 'jeine weitere Erklär- 
ung innerhalb 14 Tagen nad) der Zuftellung ein« 
zureichen. Geht eine jolche meitere Erklärung 
ein, jo wird fie der Gegenpartei zur Kenntniß— 
nahme zugefertigt. — Die vorgedadhten Frijten 
lönnen auf Antrag der betr. Partei verlängert 
werben. $ 48. Der Hlagefchrift u. den im$47 
gedachten weiteren Erflärungen der Barteien find 
die als Beweismittel in Be 8 genommenen Urs 
funden im Original od. in Abjchrift beizufügen. 
Bon allen Schriftftüden u, deren Anlagen jind 
Duplicate einzureichen. $ 49. Die Deputation 
für das Heimathweſen ift befugt, Unterfuchungen 
an Ort u. Stelle zu veranlajjen, Zeugen u. Sach— 
verjtändige zu laden u. eidlich zu vernehmen, 
überhaupt den angetretenen Beweis in vollem 
Umfange zu erheben. Hinſichtlich der VBerpjlicht- 
ung, ſich al3 Zeuge oder Sachverſtändiger ver: 
nehmen zu laſſen, fommen die entiprechenden Be- 
ftimmungen der bürgerlihen Proceßgejege zur 
Anwendung: Die Deputation erfennt auf die im 
Ungehorjamsfalle zu verhängenden Strafen, vor- 
behaltlich des innerhalb 14 Tagen nad) AZuftell- 
ung des Strafbeſcheides zuläſſigen Recurſes an 
das Bundesamt für das Heimathweſen. $ 50.%) 
Die Deputation kaun die Beweiserhebung durd) 
ein ihrer Mitglieder oder durch eine der Be— 
zirksregierung nachgeordnete Behörde oder durch 
eine zu dem Ende zu erſuchende ſonſtige ehe 
bewirken lafjen. Sie fann verordnen, daß die 
Beweiserhebung in ihrer öffentlichen Gitung 
ftattfinden folle. $ 51. Die Beweisverhand» 
lungen find unter Zuziehung eines vereideten 
Protofollführers, oder wenn fie in einem anderen 
Deutihen Staate ftattfinden, in den, dort vorge: 
fchriebenen Be aufzunehmen; die Parteien 
find zu demjelben vorzuladen. — Die Ent- 
ſcheidung erfolgt in öffentliher Sitzung der De- 
putation nad erfolgter Ladung u. Anhörung der 
Parteien od. ihrer mitVollmacht verjehenen Ver- 
treter. Die Ladung erfolgt unter der Verwar- 
nung, daß beim Ausbleiben der Parteien nad 


') Bezüglich der 65 50-56 gilt das zu $$ 40-48 Gefagte. 
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Lage der Acten entichieden werden würde. Die 
Enticheidung kann ſofort verfündigt werben; es 
iſt Aber Dietefbe aber jedenfalls ein jchriftlicher, 
mit Gründen verjehener Beſchluß auszufertigen 
u. ben Parteien zuzuſtellen. $ 53. In ber 
Öffentlichen Situng der Deputation dürfen bie 
Parteien neue Thatjachen od, Beweismittel nur 
infofern vorbringen, als ihnen bei dem veripäte« 
ten Vorbringen eine ſchuldbare Verzögerung 
nicht zur Laſt fällt. $ 54. Die Deputation hat 
nad ihrer freien, aus dem ganzen Inbegriffe der 
Verhandlungen u. Beweife geihöpften Überzeug- 
ung zu beichliefen. Inſofern nicht etwa eine 
Ergänzung der Inſtruction beichlofjen wird, kann 
ihre Entiheidung auf Abweifung des flagenden 
od, auf Berurtheilung des in Anipruch genom— 
menen Armenverbandes gerichtet fein. Lepteren 
Falles ift in der Entſcheidung ausdrüdlid aus» 
zujpredhen, ob der Armenverband zur Übernahme 
des betrejfenden Hilfsbedürftigen oder nur zu 
einer fonjtigen Leiſtung verpflichtet ſein ſoll. 
$ 55. Über die öffentliche Sitzung wird durch 
einen zuzuziehenden vereidigten Protokollführer 
eine Verhandlung aufgenommen, welche die weſent— 
lihen Hergänge enthalten muß u. von den Mit 
gliedern der Deputation, fowie von dem Proto— 
follführer zu unterzeichnen if. $ 56. Die Ente 
iheidung erfolgt im Namen des Königs. — Das 
Berfahren ift ſtempelfrei. Au Koften wird für 
daffelbe, außer den baaren Auslagen u. den Ges 
bühren für Zeugen u. Sachverftändige, ein Pauſch- 
quantum erhoben, welches im Höchſtbetrage 6OM 
nicht — darf.!) — Dem unterliegenden 
Theile find die Koften u. die baaren Auslagen 
deö Verfahrens, deögleichen die baaren Muslagen 
des objiegenden Theiles, mit Einſchluß der Ge— 
bühren, welche derjelbe feinem Bevollmächtigten 
für Wahrnehmung der Öffentlichen Siyungen der 
Deputation zu entrichten hat, zur Laſt zu legen. 
Das Paufhguantum, jämmtliche zu eritattende 
Auslagen und Gebühren der Bevollmächtigten 
werden von der Deputation endgiltig feftgefebt. 
— Aus den Einnahmen der — ſind 
unächſt die Koſten derſelben zu beſtreiten. Der 
berſchuß wird dem Landarmenverbande zuge- 
wieſen, u, mo mehrere Land-Armenverbände be— 
theiligt ſind, im Verhältniß zu den in ihnen 
auffommenden directen Staatsſteuern vertheilt. 
$ 57. Soweit die Organiſation oder die örtliche 
Abgrenzung ber einzelnen Urmenverbände Gegen« 
ſtand des GStreites ift, bewendet es endgiltig bei 
der Entſcheidung der Deputation. Im Dun 
findet gegen deren Enticheidung, unter Ausſchluß 
aller jonjtigen Nechtsmittel, die Berufung an das 
Bundesamt für das Heimathwejen jtatt. $ 58. 
In allen Streitjahen zwiſchen Preuß. Armen- 
verbänden ift die unterliegende Bartei verpflichtet, 
der Gegenpartei die ihr in der Berufungs-Inſtanz 
entitandenen baaren Auslagen, ſowie die Ge» 
bühren eines fie in der öffentlichen Situng des 
Bundesamtes vertretenden Rechtöverftändigen zu 


1) ©. auch —— vom 18. Dec. 1872 $ 162; zufolge 
Geſetz v. 10. Jan. 1874 fann für die Berechnung ded auf 
quantums jomie der Gebühren für Zeugen u, Sahverftär 
bon den Miniftern des Innern u. der Juftiz ein Zarif au 
geftellt werden. 


77 


erftatten. $ 59. Gegen die im 856 des Bundes der Bezirksregierung die Deputation für das 
geieged erwähnten Anorbnungen findel die Be- Heimathweſen tritt, welche endgiltig enticheidet. 
rufung am das Bundesamt für das Heimathe| [5) Offentliche Unterftükung hilisbebürftiger 
wejen auch in denjenigen Fällen ftatt, im denen Ausländer.) $ 64. Jeder Ausländer ift, jo lange 
ein Streit zwiſchen zwei Preuß. Armenverbänden ihm der Aufenthalt im Inlande geftattet wird, 
befteht. — Iſt ein Mrmenverband zur —— in Bezug a) auf die Art u. das Maß der im 
u. Erftattung der ihm endgiltig auſerlegten Falle ber Hilfsbedärftigkett zu gemährenden 
Koften u. Gebühren ganz oder theilweife außerjöffentlidien Unterftägung ; b) auf den Erwerb u. 
Stande ($ 59 des Bund.-Gef.), jo bleiben die Verluſt des Unterftügungd-Wohnfipes einen 
Koften des Verfahrens außer Anja u. für die Deutſchen gleich zu behandeln. *) 
Erftattung der Auslagen u. Gebühren muß ber [6) —— der Armenverbände zu ander: 
betreffende Land » Armenverband auflommen. weit Verpjlichteten u. zu den Behörden.) $65.°) 
$ 60.) In jedem Kreife_ wird eine Commiſſion Auf den Antrag des Armenverbandes, der einen 
gebilbet, welche in allen Streitigkeiten, in denen|Hiffsbedürftigen unterftügen muß, fönnen durch 
ein Orts + Armenverband von einem anderen einen mit Gründen verfchenen Beſchluß der 
Preuß. Armenverbande in Anſpruch genommen|Berwaltungsbehörde nah Wnhörung der Be 
wird, auf Antrag beider ftreitenden Theile ber)theiligten der Ehemann, die Ehefrau, die che» 
ſchiedsrichterlichen Entjheidung, u. auf Antrag|fichen Eltern, die unehelihe Mutter, Sowie die 
eines Theiles, welcher dieſen ſiellt, ehe der Streit ehelichen Kinder m. die unehelichen Kinder in 
bei der Deputation anhängig gemacht iſt, einem|Veziehung auf die Mutter angehalten werben, 
—— Sühmeverfuch ſich unterziehen muß. —|dem Hilfsbedürftigen nach Maßgabe ihrer gejeg- 
ie Commiffton befteht aus dem Landrat} (dem lichen Verpflichtung die erforderliche laufeude 
Landrathsamts-Berwalter), ald dem Borfigenden, |Unterftügung zu gewähren. — Die Beſchluß— 
u, zwei Mitgliedern, welche der Kreistag aus faſſung fteht dem LYandrather) desjenigen Kreifes 
den Angehörigen des Kreifes für die Dauer von u. im Negierungsbezirfe Cigmaringen ben Ober 
3 Jahren wählt. File den Vorſitzenden u. jedes/amtmanne desjenigen Oberamtsbegirkes zu, in 
ber beiden anderen Mitglieder wählt der Kreid« weichem ber in Anſpruch genommene Angehörige 
tag einen bejtimmten Vertreter. — In Stäbten,|des Hilfsbedürftigen feinen Wohnfig hat — be 
welde zu feinem Kreiſe gehören, erfolgt bie ziehungsweiſe wenn die Gemeinde des Wohnfiges 
Wahl aus den Angehörigen ber Bemeinde durchſ weder in Commmmal« noch in Polizeiangelegen- 
den Gemeindevorftand u. die Gemeinbevertretung|heiten der Aufſicht des Landraths unterworfen 
in ae oe Sipung. $ 61. Für daslift, dem Gemeindevorftande. — Hat der gedachte 
Berfahren der Eommiffionen kommen die 5 46,) Angehörige im Inlande feinen Wohnſiß, fo 
49, 60, 52, 54 in Anwendung mit ber Mafigabe, treten an bie Stelle der Behörden des Wohnfitzes 
da ur die im $ 49 bezeichnete Strafe Dieldie Behörden des Aufentpaltsortes. 8 66. be. 
Eommiflion erkennt u. ber Recurs an die Depu · gen die Enticheidung der Verwaltungsbehörde 
tation für —— zuſteht Alle übrigen|($ 65) fteht innerhalb 10 Tagen nad) deren Zu- 
Theile des Verfahrens g = die Commiſſion in ftellung fowol dem in Anſpruch genommenen Yı- 
jedem einzelnen alle, Insbeſondere darf die gehörigen wie dem betheiligten Armenverbande 
jelbe in jeder Lage des Verfahrens einen Sühne-|der Recurs an die Deputation für das Heimath- 
berfudh veranlafien. $ 62. Die Commiſſion ent-|weien zu, welche feptere nad; Anhörung der Ger 
Ihe det endgültig mit Ausichluß jeder Bernfung.|genpartei im WVerwaltungswege emdgiltig ent- 
e Entiheibung erfolgt gebühren- u. ftempel-[icheibet. Beiden Theilen bleibt überdies die Ver- 
i; bod find dem wuterliegenden Theile dielfofgung ihrer Rechte im gerichtlichen Verfahren 
aaren Auslagen des Verfahrens u. die des 0b+| vorbehalten. 67. Die Entſcheidungen der 
en Theils, jedoch mit Ausſchluß der Ge-|Bermwaltungsbehörde (88 65, 66) find vorläufig 
bühren eines Bevollmächtigten, - Laſt zu legen. u. fo lange vollitredbar, bis auf erhobenen Necurs 
— Die zu erftattenden baaren Auslagen werden [im Berwaltungswege od, mittels vechtäfräftigen 
von ber Commiſſion endgiltig feige ett. — Die) gerichtlichen Urtheils eine abänderndeEntjcheivung 
Entfcheidungen der Commiffionen, ſowie die ur-|erfolgt iſt. — Im lepteren alle hat der Urmen. 
fundlich von beufelben feitgeftellten Einigungen|perband dem in Anjpruch genommenen Ange» 
—— im Verwaltungswege vollſtredbar. $ 63. hörigen das bis dahin Geleiſtele, beziehungeweife 
nen Anſpruch auf Unterftügung kann der Armeldas zu viel Geleiftete, zu erftatten; im 
gegen einen Armenverband niemals im Redht3e| un R: 
wege, jondern nur bei der Verwaltungsbehörde 
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iger« 
alle ift er Hierzu im Aufſichtswege anzu- 
ten. — Hat jedoch ber eine ſoiche Erſtattung 


— machen, in deren Pflicht es liegt, feine 


niprüche zugulafien, welheüberdas Rothdürftigel5 Monaten nad) 


hinausgehen. — Beichwerden gegen Verfügungen 
der Vorjtände der Ortd-Armenverbände darüber, 
ob, in welcher Höhe u. in welcher Meile Urmen- 
unterftütungen zu gewähren find, folgen dem 
durch die beitehenden Geſetze angeordneten In— 
ftanzenzuge mit der Maßgabe, daß an die Stelle 


9 Da 


65 00-62 f. Areidordmung vom 19. Dir. 1672 
ss Lı. 


ordernde die gerichtliche Klage nicht innerhalb 
Zuftellung 'des von ihm ange: 
fochtenen Beichluffes der Verwaltungsbehörde an 
gebradht, jo kann er nur basjenige zurüdfordern, 
was er für den Zeitraum ſeit Anbringung der 
Klage zu viel geleiftet hat. $ 68. Die Erftatte 





i) Gierdurch wird bie binfichtlich der Auslãnder beitchend: 
Ansreifungsbchugnig wide beruhrt. 

”, 2. Rrasorbnung & 135, I, 1. 

3) Bl. $ 71 Bieies Geſehes. 


78 


Armenpolizei. 


ung bereit3 veraudgabter Unterftühungskoften , an bie Stelle der —— ausgenommen jedoch 


lann ein Armenverband in allen Fällen, ſoweit ſind die Kreis-Commi 


nicht die 88 40 ff., betreffend dad Verfahren in 
Etreitfachen der Armenverbänbe, zur Anwendung 


jionen, melde auch ın 
annover für bie einzelnen Kreije unter dem 
orfig ded Kreishauptmanns einzurichten und 


fommen, nur im gerichtlichen Verfahren bean-|deren Mitglieder u. Stellvertreter von den Kreis— 


ruchen.*) 


[7) Befondere Beftimmungen füreinzelneQanbes- | im 
theile und Schlußbeftimmungen.] $ 69. Unter die 


tagen zu wählen find. — Bis zum Erlaf der 
28 gedaditen königlichen Verordnung wird 
altung des Land-Armenmwejend a) für 


einem Deutjchen —— und einem|die Provinz Scleswig-Holjtein der Regierung 


Deutſchen Armenverbande im 
fees ift ein folcher zu verftehen, welcher dem 


inne dieſes Ge-|zu Schleswig, b) für den communalftändiichen 


erband des Negierung&bezirtd Wiesbaden mit 


Geltungäbereih des WBundesgejeges über den Ausnahme des Stadtkreifes Frankfurt a. M. der 
Unterftügungsmohnfig vom 6. Juni 1870 ange», Regierung zu Wiesbaden, c) für den Regierungs- 
bört. 8 70. Soweit die Bertheilung der von|bezirt Sigmaringen der Regierung zu Sigma— 
den einzelnen Verbänden, Kreifen u. Gemeinden|ringen übertragen, — Für das Jadegebiet werden 
infolge dieſes Geſetzes aufzubringenden Koften|die in ben 5536,40 bis 67 u. 66 erwähnten Ver- 
nad; Maßgabe der directen Staatsſteuern erfolgt, richtungen einer Deputation für dad Heimaths- 
fommen folgende Beitimmungen zur Anwendung: weſen ın ber Provinz; Hannover übertragen; im 
1) in den mahl« u. fchlachtfteuerpflichtigen Städten} Übrigen wird für das gedachte Gebiet die Zur 


tritt die Mahl- und 
des für die Städte erhobenen Gteuerbritteld, an 
die Stelle der Klafjenfteuer; 2) die im $ 4, Lit. 
an. b de3 Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861 
und bezw. im 8 3 de3 Grundſteuergeſetzes vom 
11. Febr. 1870 bezeichneten Grundftüde werben 
nah Maßgabe derjenigen Grundjtenerbeträge 
en welhe von ihnen zu entrichten 
ein würden, wenn ihnen ein Anſpruch auf Grund» 
ftenerbefreiung oder Bevorzugung nicht zuftände. 
Die Berehnung diefer Grundjtenerbeträge erfolgt 
dur; Anwendung des allgemeinen Grundfteuer- 
Procentſatzes ei die in Ausführung ber vor- 
erwähnten beiden Gejege für die gedachten Grund» 
ftüde feitgeftellten oder feitzuftellenden Weiner» 
träge. In den Provinzen Schleswig-Holitein, 
—— u. Heflen-Nafjau, ſowie in dem Kreiſe 

eilenheim, gejchieht diefe Berechnung, jo fange 
ald die neu zu regelnde Grundjteuer noch nicht 
erhoben wird, nach den gefeplich feftftehenten od. 


lachtfteuer, nad) Abzug] ftändigkeit der Behörden durch; königliche Verord⸗ 


nung geregelt. Für dem Negierungsbezirt Sig- 
maringen wird bi3 zur eig einer Pro⸗ 
vinzial- u. Kreidvertretung Folgendes beſtimmt: 
es wird in jedem Ober-Amtsbezirke eine der im 
5 60 gedachten Commiffionen gebildet; den Bor- 
ig in derſelben führt der Ober-Amtmann; Die 
beiden anderen Mitglieder u. deren Stellvertreter 
werden von den Ortsvorſtehern (Bürgermeüter, 
Stadtſchultheiß, Vogt) gewählt; in gleicher Weife 
erfolgt die Wahl der nicht vom Könige zu er- 
nennenben Mitglieder der Deputation für das 
Heimathwefen; zum Bmwede der Wahlen werben 
die Ortövorjteher zu Wahlverbänden vereinigt, 
deren Bildung dem Regierungspräfidenten über- 
tragen wird. 1 ie Verwaltung des für 
da3 ehemalige Herzogtum Naſſau vorhandenen, 
feiner Beftimmung zu erhaltenden Eentralwaijen« 
fonds wird durch fönigliche Verordnung geregelt; 
bi zu deren Erlaß bemwendet es bei den darauf 


bergebrachten Beftenerungdgrundfägen; — bezüglichen Beſtimmungen der 88 17 u.19 des 


$ 3 unter 1 des Geſetzes, betreffend die 
img einer allgemeinen Gebäubefteuer vom 21. 
1861 von der Gebäubefteuer befreiten Gebäude, 
mit Ausnahme derjenigen, welche fi im Befit 


der Mitglieder des königlichen Hauſes oder des fra 


Hohenzollernijhen Fürftenhanfes, ſowie des han- 
noverjhen Königshauſes oder des Kurheſſiſchen 
oder des herzoglich Naſſauiſchen Fürftenhaujes 
befinden, werden nach Maßgabe ihres, den Grund—⸗ 
fägen bed angeführten Geſetzes entſprechend, be- 
ſonders einzujhägenden Nutungswerthes u. ber 
darnach zu berechnenden Gebäubdefteiterbeträge 
herangegogen; 4) die Steuer für den Gewerbe. 
etrieb im Umherziehen bleibt außer Berüdficht- 
iaung. 8 71. Die in diefem Geſetze den Bezirks. 
Regierungen, reip. den Landräthen übermwiejenen 
Verrihtungen follen in der Provinz Hannover 
von ben Landdrofteien, reſp. den Amthaupt- 
männern, wahrgenommen werben. Ebenfo treten 
in der Provinz Hannover die Amtövertretungen 


) Min.» nftruction zu $ 68: Im Gegenfat laufenden 
Unteritükung Bnunen bereit3 vera aber Unterhlisungätoften 
oder fonfligen attungspflichtigen — abs 
von ben Armenverbänden ſelbſt — mur im gerichtlichen 
ahren wieder eingezogen werden. 


aillichen Armenpflege vom 18. Dec. 1848. 


nführ-| Gefeßes, betreffend die Verwaltung der öffent» 


73. Das 
Ben. Geſetz tritt vorbehaltlich der Be- 
Kürmung es $ 30 mit dem 1. Juli 1871 in 

ft. Es ift, den Beſtimmungen des gegen» 
wärtigen Gejeges entiprechend, Borfehrung dahin 
u treffen, daß vom 1. Juli 1871 ab jedes Grunde 
Pic einem räumlich abgegrenzten Ortd-Armen« 
verbande angehört oder jelbftändig als folder 
eingerichtet ij. — Das in dem 88 40 f. vorge- 
ichriebene Verfahren kommt bei denjenigen Streit» 
jachen der Urmenverbände zur Anwendung, welche 
nad) dem 30. Jımi 1871 PA ig gemacht werben 
($ 65 unter 6 des Bundesgeſetzes vom 6. Juni 
1870), 8 74. Mit dem 1. Fri 1871 treten 
alle mit den Vorſchriften des gegenwärtigen Ge- 
jeges im Widerjprude ftehenden oder mit den- 
jelben nicht zu vereinigenden gejchlichen Beftimm- 
ungen *4 Kraft. Insbeſondere treten außer 
Kraft: 1) für die Provinzen Breußen, Branden- 
burg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachſen, Weit- 
falen und die Rheinprovinz: a) das Geſetz über 
die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dec. 
1842 mit ber Maßgabe, daß die im $ 6 unter 3 
dieſes Gejeßed erwähnten, zur Zeit der Berkünd- 
igung deſſelben bereits in Ausführung gefommenen 
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Veränderungen von Gemeinbebezirken nach wie 11. Geptbr. 1995 
vor als rechtöbeitändig au betrachten find, b) das — — ul 1834" bas Geich 
Geſetz zur änzung der Geſetze vom 31. Dec. 




























1. 

über die Unterftügung und Verpflegung hilfsbe⸗ 
1842 über die Verp idptung zur Armenpflege ze. durftiger u. erfranfter Perſonen vom 25. Juli 
vom 21. Mai 1855, ſoweit daſſelbe zur Zeit noch Bet — Es werden — alle —— 
Giltigfeit hat, c) der $ 1 des Ediets dom 14. Dec. * ze eg ** % welche —— rhebung 
1747 wegen Ausrottung ber Bettler u. jw. in — er F se ffent ichen uſtbarkeiten zu 
Peg end 2. > en —* —— * — — — Bag 
Geſehes, d Diejenigen nefebtidhen, Borferiften, erhebung ſolcher Abgaben nad; Maßgabe der 
welche die Aufbringung der Koften der örtlichen Gemeinde-Berjaffungsgefege zu beichließen, wird 
Brenn - — — durch dieſe Beſtimmung nicht berührt. 

lich der Ober-Laufig, zu ihrem Gegenſtande Haben, III. Regulativ zur Ordnung des äußeren 
inöbefondere das Geſetz vom 18. März 1869, |Gejchäftsganges bei ben Deputotionen 
Be $ 5 der Verordnung, betreffend die Eins |für das Heimathmeien ($ 43 des Gei «8 
ee obleny geraben Geiehe in dem vom 6. Mkry 1871) 

a . Frohe Geichäfte der Deputation.] $ 1. In öffent 
—— —————— gen — en (ider Sigung der Deputation I nad miünd- 
en bom 15. Oct. 1882; 2) für die Pro- licher Verhandlung unter den Parteien erfolgt 
vi Schleswi «Holftein die Armenorbnung vom|tt allen Sällen die „ber Deputation zuftehende 
29. Dec 1847. mit Ausnahme ber $$ 14 Bis 18, | Entieidung erfter Inftanz in denjenigen Gtreit- 

: y it bielelben d fiche |Jaden, die gegen einen Armenverband ihres 
—— — 4 u uni Rn Sprengeld von einem anderen beutichen Armen 
ichtungen der Di über b verbande anhängig gemacht werden umd im denen 
—— ac Ger * —535 die bie —— von Armenpflegekoſten oder bie 
7 bi 15 8 — betreffend bie Rieder dernahme eines Hitfebebüzitigen verlangt wird 
laffung und Verſorgun : von Ausländern, vom (88 38 f. des Reichsgeſetzes über den Unterftüß- 
5 ch 1841; 3) Air die Provin Hannover: ungswohnfih; 88 40 f. des Geſetzes vom 8. Mörcz 
a) die Berorbmun über bie — des 1871). 8 ie Nicht Ahsichfiehlie den öffentlichen 
Hhobnorte * a 6. Juli 1827 mit der Maße Sigungen vorbehalten find die jonftigen der 
abe, daß die nad) den Gemeinde-Berfaffungs- Deputation obliegenden Geſchäfte, insbejondere 
—* durch den Erwerb des Wohnrectd be» 1) die Feitjegung der gegen ungehorjame Zeugen 
g: ten Rechte und Pflichten fortan dur den |H- Sachverſtaͤndige, vorbehaltlih des Recurſes 
Bohnfi (juriftiiches — n der enbenjan dad Bundesamt für das Heimathweſen, . zu 
Gemeinde begründet werben, b) dad Gejeß wegen erfennenben er ſowie die —— der 
Behandlung ertrontier der de xc. g|Recurje bezüglich der von den Kreis⸗Commiſſionen 
angehöriger Armen vom 9. Auguft 1888, c) bie feftgejeten derartigen Strafen ($$ 49, 61 de3 
88.48 u. 49, ſowie bie auf Das Armenwefen Gele ed vom 8. März 1871), — 2) bie Leitung 
Bezug habenden Beitimmungen der $ 28 f. des des Schriftwechſels unter den Parteien nad) ein- 
80 1842; 4) für das ehemali Betten Heimathweien (88 46 f. des Reichsgeſetzes), — 
thum effen erorbmung, enthaltend Maf- 3) die Vollftredung der Crecution gegen die 
zegeln der Sicherheitöpoligei wegen der erwerbö- rmenverbänbe ihres Sprengel3 gemäß $ 53 des 
oder heimathlofen ze. Perjonen vom 29. Novbr. 
—5—— tee a at Sprengel3 auf Grund einer vorläufig vollitred- 
Yichen Armenpflege vom 18. Dec, 1848; jedoch baren, in höherer Inſtanz wieder aufgehobenen 
a) mit Ausnahme des $ 9 {omeit derfeibe die] Entiheibung erwirft worden war (854 des Reichs⸗ 
gejegliche Alimentationspflicht der Ehegatten u. re Vol hun erwogen rain Del 

Ber ; ü etheil« 
er anbten zum @egenftanbe hat, b) mit igten Armenverbänben über das Verbleiben einer 
nad) $ 5 des Freigügigfeitsgejeges vom 1. Nov. 
1867 auszuweiſenden Perſon ober Familie an 
ihrem biöherigen ——— (855 des Reichs⸗ 
ejepes), ſowie 6) nicht erreichter Einigung, 
Der Erlaß der gemäß $ 56 des Reichögejehes, 


Reichögeieged, — 4) die Riüdgängigmadung ber 
ee welche von einen Armenverbande ihres 


Ausnahme des $ 28 umd c) vorbehaltlich der 
die Verwaltung des Central-Waijenfonbs be- 
treffenden Beitimmung des $ 72 diefes Gejepet 
u. mit der Maßgabe, do die auf Grund ber 
— 
1848 and⸗Armen⸗ u. Wai e 
—— bob ehemaligen Herzogthums Wan vorbehaltlich der Berufung an das Bundesamt 
ponie die für gleiche Smede im Kreiſe Bieden-|für da? Heimathweſen, zu treffenden bezüglichen 
opf aus ber Stnntstaffe pro 1870 geleifteten|Unorbnungen, — 7) die —— Entſcheidung 
fie dem Land · Armenverbande des Negier- der Gtreitigleiten fiber die thwendigleit des 
ungsbezirts Wiesbaden überwieſen werben; 6) für Transport3 eined auszuweiſenden, im Sprengel 
—— gie Landestheile die en — re ae — 
ordnung über das Armenweſen vom 17. Vov. Wann und Sei fir nn Kom 
1816, das Geſetz über die Heimath vom 11. Sept. Wögaben zu en für Säub, — 
1826, das in Au Geſetz über Anſäſſigmachung —— — —— * 


— 
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der Deputation ſich aufhaltenden Hilfsbedürftigen] 
cder über die Art der Ausführung des Trans» 
port3 ($ 58 des Reichsgeſetzes), — 8) die Ent- 
ſcheidung letzter Inſtanz in denjenigen Gtreit- 
jachen, welche die Beichwerden gegen Verfügung 
der Vorftände der Ort3-Armenverbände darüber, 
ob, in welcher Höhe u. in welcher Weije Armen- 
Unterftägungen zu gewähren find, zum Gegen- 
itande haben ($ 63 des Gejeße vom 8, März 
1871), — 9) die endgiltige, vorbehaltlid des 
Rechtsweges, erjolgende Entſcheidung der Recurje 
gegen Entiheidungen der Verwaltungsbehörden 
in den 88 65 u. 66 des Geſetzes vom 8. März 1871 
erwähnten Streitjahen zwiichen einem Armen— 
verbande u, den zur Unterftügung eines Hilfe- 
bedürjtigen verpflichteten Angehörigen, — 10) die 
endgiltige Enticheidung dariiber, ob und welche 
Beihilfe einem Ort3-Armenverbande ihres Spren- 
gels behufs Erfüllung der ihm obliegenden Ber- 
pjlihtungen ‚von dem Land-Armenverbande zu 
dewähren ift ($ 36 des Gejeped vom 8. März 
1871). — Der Deputation bleibt e8 unbenomuhen, 
auch in den vorftehend aufgeführten dazu ge- 
eigneten Fällen die Betheiligten rejp. deren Ber- 
treter zum perjönlichen Erſcheinen in ihre öffent- 
lihe Sitzung vorzuladen. 

Sitzungen der Deputationen.) $ 3. Die De— 
putation verjammelt fih an regelmäßigen, im 
Voraus von ihr bejtimmten Situngdtagen; dem 
Borfigenden der Deputation bleibt esunbenommen, 
im Bedürfnißfalle außerordentliche Sigungen an- 
juberaumen, 

(Einberufung der Stellvertreter, Urlaub ber 
Mitglieder] 8 4. Ein Mitglied, welches durd) 
Krankheit oder durch jonftige nicht zu bejeitigende 
Umjtände verhindert ift, einer ordentlichen oder 
außerorbentlichen Sitzung der Deputation beizu- 
wohnen oder fi der Wahrnehmung der ihm 
ſonſt obliegenden Geſchäfte zu unterziehen, Hat 
dies fofort, Behufs Einberufung feines Stellver- 
treter3, dem Borfigenden anzuzeigen. — In 
fchleunigen Fällen hat das verhinderte Mitglied 
jeinen Stellvertreter unmittelbar zu benadjricht- 
igen; der Stellvertreter ijt alddann, auch ohne 
bejondere Berufung von Seiten des Borfigenden, 
verpflichtet, jich zu der betreffenden Sitzung ein- 
zufinden, bezw. die Geſchäfte des Mitgliedes zu 
übernehmen. $ 5. Die ernannten Mitglieder u. 
deren Stellvertreter bedürfen zu einer die Dauer 
von 6 Wochen überjteigenden Entfernung vom 
Eite der Deputation eine® von den Miniftern 
des Innern u. der Juſtiz gemeinſchaftlich zu er- 
theilenden Urlaubs, un habt er jonftigen, 
binfichtlih der Beurlaubung der Staat3beamten 
beitehenden Vorſchriften. — Die gewählten Mit- 
glieder und deren Stellvertreter haben bei beab- 
Jichtigter längerer Entfernung von ihrem Wohns« 
orte jid) mit einander zu benchmen u. dem Bor- 
jigenden jofort entjpredyende Anzeige zu erftatten. 
— Die ernannten, wie die gewählten Mitglieder, 
haben unter allen Umftänden dafür Sorge zu 
tragen, daß eingehende Zufendungen im Falle 
ihrer Abmwejenheit jofort an ihren Stellvertreter 
befördert werden. 


Befugniſſe des Vorfigenden, Leitung des Ver⸗ 
8 6. Der Vorlitende leitet und über⸗ 


fahrens.] 
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wacht den gefanımten Gejhäftsgang bei der De- 
putation, Er eröffnet die eingehenden Schrift» 
ftüde u. verfieht fie mit dem Vermerk wegen des 
Tages des Einganges. Hat eine Partei ben 
Schriftſtücken ($$ 47, 48 des Gejeges vom 8. März 
1871) fein Duplicat beigefügt, jo verfügt er bie 
Unfertigung defjelben auf ihre Koften. $ 7. Die 
in den Fällen des $ 2 unter Wr. 2 bis 5 zu 
treffenden Verfügungen werden der Regel nad) 
ohne Vortrag im Collegium entweder von dem 
Borjigenden jelbjt oder unter feiner Mitzeichmung 
von demjenigen Mitgliede der Deputation er- 
laffen, welchem der Vorſitzende die Bearbeitung 
der Sache überträgt. Ergibt ſich zwiſchen diefem 
Mitgliede u. dem Vorſihenden eine Meinungs« 
verjchiedenheit, oder wird gegen das Verfügte 
Einſpruch von Seiten einer Partei erhoben, jo 
ift die Beſchlußnahme des Eollegiums hierüber 
herbeizuführen. — Dem Ermeſſen des Borfigen- 
den bleibt es in allen Fällen überlafjen, den vor» 
gängigen Vortrag im Collegium anzuordnen. 
$ 8. Die Beltimmungen des $ 7 finden gleich 
mäßig Anwendung auch auf alle fonftigen Ver— 
fügungen, welche, ohne der fachlichen Entſcheidung 
vorzugreifen, lediglich die Leitung des Verfahrens 
bor der Deputation bezweden. $ 9. In den 
zur collegialiſchen Entſcheidung der Deputation 
gelangenden Sachen beſtellt der Vorfigende aus 
der Zahl der ernannten oder der gewählten Mit- 
glieder einen Referenten u. nach Befinden einen 
Correferenten; auch kann er ſich jelbft zum 
Referenten oder zum Eorreferenten bejtellen. 
$ 10. Der Borfigende leitet die Verhandlungen 
u. Berathungen in den Sigungen der Deputation; 
er jtellt Die ragen u. jammelt die Stimmen, — 
vorbehaltlich der Entſcheidung des Collegiums, 
fall3 über die rageftellung oder iiber das Er- 
—* der Abſtimmung eine Meinungs + Ber- 
hiedenheit entjteht. $ 11. In denjenigen, in 
nicht Öffentliher Sigung und ohne borgängige 
mündliche Verhandlung unter den Parteien zur 
collegialiichen Entiheidung gelangenden Sadıen, 
welche einer beſonders jchleunigen Erledigung 
bedürfen, kann der Vorfigende geeigneten Falls 
eine ſchriftliche Abftimmung der Mitglieder ver- 
anlafjen; ergibt fich hierbei jedoch eine Mein- 
——— —— ſo iſt in allen Fällen die 
collegialiſche Eutſcheidung in einer Sitzung der 
Deputation herbeizuführen. 
[MündliheBerhandlungin öffentlicher Sitzung). 
Die zur mündlihen Berhandlung ge- 
langenden Sachen werben in der durd) den Vor— 
figenden bejtinmten, durch Aushang vor bem 
re befannt zu madenden Reihen» 
—* erledigt. In der Vorladung an bie 
arteien ift die zur mündlichen Verhandlung 
beitimmte Stunde anzugeben. Bleiben beide 
Parteien aus, jo wird das Sachverhältniß durch 
den Referenten vorgetragen, Dafjelbe geſchieht, 
wenn nur eine Partei eriheint; der leßteren ijt 
nach dem Vortrage des Referenten das Wort zu 
geben. $ 13. Der Vorſitzende verfündigt die 
ergangene Entſcheidung nebſt den Enticheidungs.- 
gründen. Die Verkündigung der Entſcheidung 
fann bis auf die nächſte Situng ausgejegt wers 
den. Bu der lehteren werden die erſchienenen 
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Parteien mündlich vorgeladen; einer Vorladung Sitzungen, ſowie nad ben Hauptcategorien ge- 
der auögebliebenen Parteien bedarf e3 nicht. |fondert, die Zahl der anhängig gemachten, er⸗ 
& 14. Mittel der Entiheidung find jofort die ledigten und unerledigt gebliebenen Sachen anzu- 
Koſten des Verfahrens, ſowie die zu erftattenden geben, — unter Hinzufügung derjenigen gutadht- 
Auslagen und Gebühren ($ 56 des Gejeges vom|lichen Bemerkungen, zu denen die bei Handhabung 
8. März 1871) feitzufegen. Die Feſtſetzung der|der materiellen und der procejjualifchen Beſtimm- 
zu erjtattenden Auslagen kann ausnahmsweife|ungen des Reichsgeſetzes über den Unterjtügungs« 
einem befonderen, nad) Anhörung des Gegners wonnſitz und des Ausführungsgeſetzes vom 
und in nicht öffentlicher Sitzung zu erlaſſendenſs. März 1871 gemadten Erfahrungen Anlaß zu 
collegialiichen Beichlufje der Daputation vorbe-|bieten jcheinen. 

halten bleiben; die dur das betreffende Ver-| Armenverbände (Ort3-,Landarıenverbände), 
fahren etwa weiter entjtehenden Koften fallen]Organijation derfelben f. u. Urmenpolizei, 
demjenigen Theile zur Laft, welcher diejelben|&ejeg vom 6. Juni 1870, 88 2—8, u. das Aus⸗ 
durch verzögerte Beibringung feiner Auslagen, |führungsgefeg vom 8. März 1871, 88 1—39. — 
rechnung oder durch unbegründeten Widerſpruch Verfahren in Streitjahen der Armen» 
verliebt bat. 8 15. Der Vorfigende hand-|verbände, ſ. Geſetz vom 6, Juni 1870, 88 34 ff. 
habt die Ordnung in den Öffentlihen Situngen|u. Gejeg vom 8. März 1871, 88 40 ff. u. die 
der Deputation; er kann jeden Zuhörer aus den-| Anmerkungen dazu. — Diejelben find von der 
jelben entfernen laffen, welder Störungen ver-|Erbichaftöjtener befreit (Gejeg vom 30. Mai 
urſacht. 1872, Tarif, Befreiungen Nr. 2 g). — Ber» 
[Ausfertigungen ꝛc]) $ 16. Alle Entſcheid— Er bed Bermögend der Armen— 
ungen, —— 2c. werden in der Ausfertig-/Verbände, ſ. Geje vom 8. März 1871, 88 
ung mit der Unterſchrift: (Brandenburgijche 2c.)| 17 d. 21 ff. 

Deputation für das Heimathwejen verjehen und rreftitrafe, ald Ordnungsſtrafe gegen untere 
von dem Vorjigenden vollzogen. Alle Eonceptel Beamte iſt auf die Dauer von hoͤchſtens acht 
der auf Grund collegialiichen Beichlufjed ergehen- | Tagen zuläffig, darf aber nur in folchen Räumen 
den Entſcheidungen find von menigftens dreilvollitredt werden, die den Verhältniſſen der zu 
Mitgliedern, mit Einſchluß des Vorfigenden und|beitrafenden Beamten angemefjen find. Zu diefer 
der beiden ernannten Mitglieder, zu vollziehen. | Beramtenklafje werden im Allgemeinen nur ges 
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— In den Fällen des $ 1 wird die Ausfertigung 
der Entſcheidung mit der Ueberichrift: Im Namen 
des Königs und mit dem Siegel der Deputation 
Preußiſcher Adler mit der Unterſchrift: (Branden- 
burgijche zc.) Deputation für das Heimathweſen 
— verjehen; in den nämlichen Fällen find im 
Eingange ber Ausfertigung die Mitglieder der 
Peputation aufzuführen, welche an der Ent- 
ſcheidung theil genommen haben, $ 17. Alle 
Namens der Deputation zu bewirkenden Buftell- 
ungen erfolgen mitield Requijition der betreffen« 
den Bezirts-Regierung — des Polizeipräjidiums 
zu Berlin — oder der der Bezirf3-Regierung nad)- 
eordnieten Behörden oder durch die Bft, erforder- 
ihen Wald gegen Behändigungsichein. — 
Mittel Requifition der vorgedadjten Behörden 
erfolgt desgleihen die Vollitredung der von ber 
Deputation erlafjenen Entjheidungen. 
Gefchäfts-Controlbücher 2c.] 8 18. Die Ein- 
— der erforderlichen Geſchäfts · Controlbücher 
bleibt bis auf Weiteres dem Vorſitzenden der 
Deputation nach Berathung mit der letzteren 
überlafjen. — Die Bezirks. Regierung am Sitze 
der Deputation — das Bolizeipräfidium zu 


rechnet: Executoren, Boten, Caſtellane, Diener 
und diezu ähnlichen, ſowie die zu bloß mechaniſchen 
netionen bejtimmten Beamten. — Durch 
Staatd-Minifterialbeihluß vom 28. Febr. 1853 
it die Zuläffigfeit der Wrreftitrafe bei unteren 
Steuerbeamten einſchließlich der Haupt-Zoll-Amt3- 
und Haupt-Steuer-Amtö-Ajfijtenten; ferner durch 
Staats-Minifterialbefhluß vom 6. October 1853 
auf Yeah, Ars und Wachtmeifter, Nacht« 
wädter und Nachtwachtmeiſter, Schugmänner 
und eg Sera —— Ober- Feuer» 
männer, irrmeifter und Wufjeher bei der 
Straßenreinigung ausgedehnt. 

Den Bürgermeiftern fteht dad Recht zu, zur 
Erhaltung der nöthigen Disciplin den unteren 
Semeinde-Beamten Urreftitrafen bis zu drei 
Tagen aufzulegen (Städte-Orbn. für die öſtl. 
Provinzen v. 30. Mai 1353 $ 58; für Weft- 
falen vom 19. März 1856 $ 56; für die 
Rheinprovinzg vom 15. Mai 1856 $ 87; für 
Sranffurt a. M. dv. 25. März 1867 $ 65; 
für vom 14. April 1869 
5 61). 

Der militärifche Arreft, als Freiheitsftrafe, 


“wo. 


Berlin — hat bis auf Weiteres der Deputation| zerfällt in Stubenarreft (gegen Offiziere), gelinden 
die erforderlichen Geſchäftslocale, dad erforder. (gegen Unteroffiziere und Gemeine), mittleren 
liche Subalterm-PBerjonal und den Büreaubedarf (gegen Unteroffiziere ohne Portepee und gegen 
ur Verfügung zu ftellen. Etwaige Meinungs emeine) und ftrengen Arreſt (nur gegen Ge— 
Berichiedenheiten über das Erforderliche find zur) meine). Strenger Arreſt ift, wo das Militär 
Entiheidung der Minifter des Innern und der) Strafgefegbud ihn nicht in einzelnen Fällen aus- 
Quftiz zu bringen. 8 19. Am Jahresihluß|drüdiid androht, nur gegen denjenigen zuläjlig, 
hat der Vorſitzende in Gemeinjhajt mit dem wegenmilitäriſcher Berbrechen od. Bergehen, welcher 
weiten ernannten Mitgliede den Miniftern des bereit3 mit einer Freiheitsſtraſe beitraft worden 
—** und der Juſtiz eine Ueberſicht der vor-|ift (Militär-Strafgejegb. vom 20. Juni 1872 
efommenen Geichäfte berichtlih einzureichen.) 883 19—27). 

Sn derjelben iſt Die Zahl der von der Deputation Arretirung, |. die Artikel Berhaftung, 
im Laufe des Jahres abgehaltenen öfjentlihen! Feſtnahme. 


Groteiend, Poltzei⸗Lexilon. 6 
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Arfenfarben. Durch Polizei-Berorbnungen 
findet ſich unterfagt: a) die Verwendung ber 
grünen Arfenfarben zum Färben der Papier- 
maſſen; b) bie Verwendung der vorbezeichneten 
Farben zum Beftreihen, Bedruden oder überhaupt 
Färben von Papier, Tapeten, Rouleaug, Blumen 
und Kleiderſtoffen; c) ingleichen die Verwendung 
diefer Farben zu Beftrihen der Wände inner- 
halb der Häufer; d) der Handel mit ben oben 
ad b. bezeichneten, mit grünen Arjenfarben be- 


Arjenfarben — Arzneimittel, 


Arzneimittel. 
I. Befugniß ber approbirten Medicinal- 
perjonen zum Gelbftdispenjiren der 
nah homöopathiſchen Grundſätzen be- 

reiteten Arzneimittel. 
Reglement vom 20. Juni 1843, 

$ 1. Einer jeden Medicinalperfon joll, fo» 
weit fie nad) Approbation zur Civilpraxis be— 
rechtigt ift, künftig nah Maßgabe der nach— 
folgenden näheren Beftimmungen, geftattet jein, 


ftrichenen, bedrudten oder ſonſt mit denjelben nach homöopathiſchen Grundfägen bereitete Arz« 
—— Gegenſtänden; e) das Vorräthighalten neimittel ſelbſt zu dispenſiren. $ 2. Wer von 
er ad d. vom Handel ausgeſchloſſenen Gegen-|diejer Befugniß ($ 1) Gebrauch machen will, 
ftände feiten® ber Gewerbtreibenden, — Grünelmuß hierzu die Erlaubniß des Miniſters der 
Drahtgemwebe (Drahtitramin) find fast immer mit Medicinal » Ungelegenheiten einholen. $ 3. Da 
dem arfenhaltigen fogenannten Schweinfurter |die durch das Prüfungs-Peglement vom 1. 
Grün gefärbt und deshalb mit Vorfiht nament- | December 1825 angeordneten Staateprüfungen 
ih für ſolche Gegenftände, welde, wie z. B.|der Arzte und Wundärzte auf Erforihung der 
Kinderwiegen, Fenſtervorſätze, Schlüffeltörbe, |pharmacologiihen Kenntniffe und der pharma» 
Speilegloden, Objtteller und dergleichen Häu-|ceutifch-technifchen Ausbildung der Candidaten 
in unmittelbarer Berührung mit Men-|nidht mit gerichtet find, bei dem Heilverfahren 
fen ober deren Nahrungsmittel fommen, zu nach Homöopathiihen Grundjägen auch mehrere, 
gebrauchen. in die Landespharmacopde nicht aufgenommene 
Arfenif, Aufjuhung und ng | beffelben | Urzneiftoffe angewendet werden, fo kann die Er- 
unterliegt den Vorſchriften des Wllgemeinen|laubnig zum Selbjtdispenfiren der erwähnten 
Ber gelegen vom 24. Juni 1865 ($ 1 dei.) Mittel nur denjenigen Medicinalperjonen ertheilt 
rjenifalien, nämlid) arjenige Säure (Hütten- | werden, welche in einer bejonderen Prüfung nadye 
rauch), gelbes Arſenik (Rauſchgelb, Auripigment), gewieſen haben, daß fie die erforderlichen —ã— 
rothes Arſenil (Realgar), Scherbentobalt (Fliegen⸗ [und Fertigkeiten beſitzen, um die verſchiedenen 
ſtein) u. ſ. w. werden nur dann zum Transport | Arzneimittel von einander unterſcheiden, die ver- 
auf Eifenbahnen angenommen, wenn fie injichiedenen Qualitäten derjelben genügend beftim« 
doppelten Fäljern oder Kiſten verpadt find, dielmen und Arzneimittel gehörig bereiten zu können. 
Böden der Fäſſer mit Einfegereifen, die Dedelj— Dieſe Prüfung fjoll vor einer Commiffton 
der Kijten mit Reifen oder eifernen Bändern|erfolgen, welche der Minifter der geiftlichen, Unter⸗ 
gefichert werben. Die inneren Fäſſer oder Kiften|richts- und Diedicinal-Angelegenheiten aus dazu 
jind von starkem, trodenem Holze zu fertigen und | qualificirten, und insbejondere mit der Botanik, 
inwendig mit Leinwand od. ähnlichen dichten) Chemie und Pharmacologie, jo wie mit den 
Geweben zu verkleben, — Auf jedem Eollo muß | Grundfägen des homöopathiſchen Heilverfahrens 
in leſerlichen Buchſtaben mit ſchwarzer Delfarbeipraftiih vertrauten Männern beftellen wird, 
dad Wort „Arjenit (Gift)“ angebracht ſein Dieſe Commiſſion hat ihren Sig in Berlin. Dem 
(Eifenbahn-Betriebd-Reglement v. 11. Mai 1874 genannten Minifter bleibt e3 indefjen vorbehalten, 
$ 48). — Ähnliche Borjchriften gelten für die bei eintretender bejonderer Veranlaſſung Die 
Beförderung von Arfenilalien auf dem Rhein|erwähnte Brüfung auch anderswo, durd dazu 
(Allgemeine Vorſchriften über den Trausportbeſonders beftellte Commifjarien, abhalten zu 
entzündlicher 2c. Stoffe auf dem Rhein dv. 3. Juli laſſen. $ 4. Die Einrichtungen, welche zur 
1869 8 23). 4 Bereitung und Dispenfation der Arzneien von 
Artillerie-Munition. Widerrehtlihe Anr-|den dazu für befugt erflärten Medicinalperjonen 
eignung der bei den Übungen der Artillerie ver-|getroffen worden ind, unterliegen in gleicher 
ſchoſſenen Munition wird mit Gefängniß bi3 zu|Urt, wie Dies bei den Hausapothefen ftattfindet, 
einem Jahre ober mit Geldftrafe bis zu 900 M|mwelde ausnahmaweije einzelnen Ärzten gejtattet 
beitraft (Str.-G.-B. $ 291). — Das findergeld |find, zeitweifen Bifitationen durch die Medicinal« 
für aufgefundene Gejchoffe beträgt 5 P fürlpolizei-Behörbe.. — Bei dieſen Bilitationen 
jedes Kilo Schmiede» oder Gußeiſen, 10 P für müſſen die betreffenden Medicinalperjonen fich 
jebes Kilo Zint und 10 Pf. für jedes Kilo Blei. |darüber ausweifen: a) daß fie zur Bereitung 
— Die beim Verſchießen nicht zeriprungenen|und Dispenfation der Urzneien ein nah ben 
ſcharf geladenen (d. h. mit Pulver gefüllten) Grundſätzen des homöopathiſchen Heilverfahrens 
Geſchoſſe find höchſt gefährlid. Sie find in zweckmäßig eingerichtete bejonderes Local be- 
folgender Art kenntlich gemacht: Rundgeichofje|jigen; b) daß die vorhandenen Arzneiſtoffe und 
ohne Oſen find mit einem, eingemeigelten Kreuz |Droguen von umtadelhafter Beichaffenheit find; 
+) und bergleihen mit Ofen mit einer Draht-|c) daß die wichtigiten Arzneiftoffe, deren nament- 
leife in einer Oje verjehen; bei den Langge-|Tihe Bezeihnung erfolgen wird, in der erften 
offen haben die blind geladenen (mit Erbſen, Verdünnung angetroffen werden, damit bie er«- 
Koblengrus x. gefüllten) einen Pfeilſtrich auf forderliche hemitche Prüfung derjelben in Bezug 
der Bogenſpitze; alle Langgeſchoſſe, welche dieſes auf die Reinheit angeftellt werden könne; und 
Beiden nicht haben, müſſen daher als ſcharf ge-|d) daß ein Tagebuch geführt wird, im welches 
laden betrachtet werden, die audgegebenen Arzneien nad ihrer Beichaffen«- 
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u. Dofis, unter genauer Bezeichnung bes betr. | Desoeta medicinalis. rjnei-Ablohungen. 
enten und ded Datums der Verabreichung en. = Fe 
eingetragen werden. $ 5. Es ift allen Medicinal | Emplastra ox — Pflafter mit Musnahme 
onen unterjagt, zubereitete homöopathiſche —— — bon englifhem Pflafter und 
Arzneien zum Behufe des Selbftbispenfirens, ſei ad. 5 


ed in größeren ober geringeren 
direct oder indirect aus ausländifchen Apotheten 
oder Fabrilen zu entnehmen. $ 6. Wer homöo- 
pathiſche Arzneien ſelbſt dispenfirt, ift mur be 
fugt, diejelben an diejenigen Kranlen zu verab» 
reihen, welche er jelbft behandelt. 7. Den 
Medicinalperjonen, welche die Genehmigung zum 
Selbftdispenfiren homdopathiſcher Arzneimittel 
exhalten haben, bleibt es unterſagt, unter dem 
Vorwande rg Behandlung, nad) den 
Grundfägen der jogenannten allopathi 
Methode bereitete Arzneimittel jelbft zu bispen- 
firen. $8. Wer ohne die im $ 2 vorgejchriebene 
—— fogenannte homdopathiſche Arznei» 
mittel jelbft biäpenfirt, foll von der Befugniß 
hierzu für immer ausgejchloflen bleiben und 
außerdem nad den allgemeinen Borfchriften über 
den unbefugten Berfauf von Arzneien beitraft 
werben. $ 9. Eben bieje —— (8 DE 
gnglei der Berluft ber Befugniß zum Gelbjt- 
ispenſiren ſoll benjenigen treffen, welcher ſich 
einer Ueberjchreitung der Vorſchriften der 88 6 
und 7 jchuldig macht. $ 10. Uebertretungen ber 
$ 4 und 5 find mit einer Geldbuße bis zu 
150 M zu ahnden und können bei Wiederholung 
des Bergehens, nad) vorangegangener ziweimaliger 
Beitrafung, mit der Entziehung der Dennis 
um Selbjtdispenfiren beftraft werben. $ 11. Die 
terſuchung und Beitrafung der Vergehen gegen 
die Beftimmungen des Reglements erfolgt nad 
ben allgemeinen Vorfchriften über das Strafver- 
fahren gegen Medicinalperjonen wegen Verlegung 
ihrer Berufspflichten. 8 12. Auf die jogenannten 
iſopathiſchen Arzneimittel findet gegenmwärtiges 
Reglement keine Anwendung. 

I. Verkehr mit Arzneimitteln, 

Raijerl. Berordnung vom 4. Jan. 1875, 

Wir Wilhelm ꝛc. verordnen im Namen des 
Deutichen Reichs, auf Grund der Beitimmungen 
am Schluſſe des $ 6 der Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869, was folgt: 

. Das Feilhalten und der Verlauf der in 
dem anliegenden Berzeihnig A aufgeführten Zu- 
bereitungen ald Heilmittel ift nur in Apotheken 
geftattet, ohme Unterichied, ob diefe Zubereitungen 
aus arzneilich wirfjamen, od. aus joldhen Stoflen 
beftehen welche an u. für fich - medicinifchen 
Gebraud nicht geeignet find. $ 2. Das Feilhalten 
und der Berfauf der in dem anliegenden Ber- 

ib B aufgeführten wen und chemiſchen 

rate ift nur in Mpothefen geftattet. $ 8. 

uf den Großhandel mit Arzneimitteln finden 
die Beitimmungen biefer Verordnung nicht Anwen · 
dung. $4. Die Berord., betr. den Bertehr mit Apo- 
theterwaaren, v. 25. März 1872, wird aufgehoben, 


Duantitäten, | Extracts medicinalia, ex: 


optis Arznei-Ertracte, mit Yunsnahıme 

extracto malthi et carnis bon « 9. Fleiſcherttact u. 
et succo liquiritiae, 8a 

Infura medieinalia. a Arzndi-Aufgäffe, 

Linimenta medicinalis, ox · Arjnei-Pinimente, m.Yußnahme 
oepto linimento volatili. von Finiment. 

Mixturse medielnales infläffige Arzneimif für 
usum internum et exter- Den anneräen u. 
num, excoptis aquis mine- Gebrauch, mit Ausnabe von 
ralibus artifciosis, spiritu Rinftlih bereiteten Deinerals 
acthereo, saponato et cam- waſſern, Hofimanndtropfen, 

@rifen: u, Sampberfpiritus 


phorato. 
Pastilli et trochisei medici- Arznei · Paſtill en (Zeltben) mit 
nales, exceptis pastillis ex Ausnabme der aus Dlineral» 


wjuis mineralibus paratis auellen bereiteten 
“ rotulis mentbae piperi- ¶ Vfeffermunztuchen. 


und ber 


Pilulae. Pillen. 
Pulveres medieinsles mixti. Gemiſchte Arznei-Pulver. 


Species medicinales, Mengu von groblich 
fieinerteniryne Eubfiangen. 
Syrupi medicinales, excoptis Arinei-Eurupe, — 


syrupis e aueela fructuum der Fruchtſafte u. des meißen 
paratis et syrupo simpliei, Buderfyrups. 

Tineturae aothorese, aquosae, Aetheriiche, wäfirige, fpirituöfe 
spirituosse et vinosae me- ' u. meinige Auszüge, mit Aus⸗ 
—— (vina ern u von nr 
ex essentiis uo- ferigung geifti 

spirituonos ur Danspaltung, ſowie der 

et tincturis n, Benzote, Aenicas 
‚ Benzofs, Arnicae und Baldriantinftur und bes 

et Valerianae et vino pep- Pepfinins. 


sini. 

Unguents medicinalia excep- Arzneifalben u. Eerate, mit Aus⸗ 
tis unguento poduli, Cold- nahme von Pappelpomabe, 
Cream et oersto cetsceo Üoldbream und Pippenpos 


res 
domesticos 


labiali. 
B. 
Acidum benzolcum. Sublimirte Benzoöfäure 

—  lactieum. i 

— Berniteinjäure. 

—  valerlanicum., Balbrianfäure. 
Aconitinum et ejus salia Vcomitin u. deſſen Ealye. 
Aethylenum chloratum. Aetbolendlorib, 
Ammonium chlorstum ferra- Eijenjalmiat. 

tum. 
Amygdalinum. 


Amdabdalin. 
Aqus smygdalarum amara- Bittermanbelmaffer, 
Aqun foetida antihysterion. Bufammengefetes Stinfofant« 
waſſer. 


— huroocerasi. Rirfchlorbeerwafler. 
— opii. Ortummafler. 
Asa footida, Stintafant. 


Atropi et lin, Aıropin und beiten Salze. 
Bisnraibun suhulteieum 3 


rum. terfaures Aismurborub. 
Biamuthum valerianieum. uth 


Baldrissfaures Wism 

Bulbus scilla. i 
phosphorica pras- Gefauter phospberfaurer Kult. 

pitata, 
Cantharides. Sraniſche liegen. 
Cantharidioum. Eantbaribin. 
Castoreum canadense, Cauadiſches Bibergeil. 

_ sibi: Sibirijches Biber; — 
Chininum et cjus aalia. Chinin u. deifen Salze. 
Chinoidinum. oidin. 


Chloratum . i 
hydratum erystal- Ergfialifirtes Chloralhidrat. 


Chloroformium. 


Cinchoninum et ejus salia. Cindomin u, beffen Salze. 


Codeinum. 
inum et ejus salia, Geniin u. deffen Sale, 
—  mexerei. Eribelbaftrinben. 
—  radicis granati. Granatwurzelrinben. 
Cuprum aluminatum. Kupferalaun. 
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Digitalinum. DPigitalinum, Radix colombo. Rolombowurzel. 
Euphorbium, Eupborbium. — hellebori viridis. Grüne Niesmurzel. 
Faba calabarica, Ealabarbohne. — ipecacuanhae, Brechwurzel. 
Fel tauri depuratum siccum. Trockene ———— —  pyrethri. Bertramwurzel. 
Ferrum carbonicum saccha- Zuderhaltig® tohlenfautree⸗ — rhei. Rhabarbar. 
ratum, Eiſen. — sarsaparillae, Saſſaparillwurzel. 
Ferrum chloratum. Eijeuchlorür. —  senegae, Senegamurzel, 
—  eitricum ammonia-Eitronenjaures Eifenoppb:Am-| — serpentariae, ae Schlangenwargel. 
tum. monium. Resina guajaci. Guajafyarz. 
Ferrum eitricum oxydatum.Citroneniaures Eifenoryb. —  jalapae. alapenharz. 
—  jodatumsaccharatum, — obeifen. —  scammoniae, ammniabarz. 
—  lacticum. tilhjaures Eifenorydul. Rhizoma filicis, Burmfarnmurzel. 
— oxydatum fuscum. Eiſenorydhydrai. — veratri. Weiße Nieswurzel, 
— — saccbara- Eifenzuder. Santoninum. Santonin. 
tum solubile. Secale cornutum, Muttertorn. 
Ferrum oxydatum dialysa- Dialyfirtes Eifenoryd. Semen colchici. :itlofenfamen. 
tum. —  hyoscyami, ilſenſamen. 
Ferrum reductum. Durch Wafferftoff rebucirts| — stramonii. Stechapfelſamen. 
Eiſen. —  strychni, Kräbenaugen. 
— sesquichloratum. Eiſendlorib. Stibium sulfuratum auran- Goldfdwefel. 
— sulfuricum oxydatum Ammoniatalifchyer Eifenalaun. | tiacum, . 
ammoniatum. Stibium sulfuratum rabeum. Mineraltermes. 
Ferrum sulfuricum siccum. Entwäſſertes ſchwefelſaures i: |Stipites dulcamarae. Bitterfüßitengel. 
ſenoxvdul. Strychninum et ejus salia. Strychnin u. deſſen Sale. 
Flores cinae. Wurujamen. Sultur jodatum. odihiwefel. 
—  Kosso. Koſſo. Summitates sabinas. —— 
Folia belladonnas. Tolitirſchenblätter. boraxatus. Borarweinſiein. 
— bueco. Buccoblätter, — __ natronatus, Eeignetteja 
— diglitalis, Bingesturhlätter. — stibiatus, rechweinſtein. 
— hyoscyami, ilſenkraut. Tubera sconiti, Eifenhutfnollen. 
— stramoni. Etechapfelblätter. — Jjalapae. alapentnollen. 
— toxicodendri. Giftjumadgpblätter. Veratrinum. atrin. 
Fructus colocynthidi. Toloquinen. Zincum aceticum. Eifigiaures Zintoryd. 
—  sabadillae. —— amen. _ — Chlotzint. — 
Fun laricis, archeuſchwamm. — errocyanatum. trochanzint. 
an ** — lacticum. ilchſaures Binforyb. 
Herba cannabis indicae. Zuger f. — sulfocarbolicum. Carbolſchwefelfaures —* 
— conli, bierlingstraut. — sulfuricum purum. Reines ſchwefelſaures Zintorgb. 
—  gratiolae. Gottesgnadenfraut. — valerianicum. Baldrianjaures Zintorpd. 
— lobeliae. Lobelientraut. IL Arzneimittel find vom Berfauf im 


Hydrargyrum bijopatum ru-Rothes Quedjilberjobib, 
brum. 


Hydrargyrumchloratum mite Quedfilberhlorür. 
i _ chloratum mite u > — bereitetes Qued- 
vapore paratum. r. 

Hydrargyrum jodatum fla- Duedjilberjobür, 
vum. 

Hydrargyrum nitricum oxy- Salpeterfaures Quedfilberory: 

Aulatum. dul 


Hydrargyrum oxydatum via Präcipitirtes Quedfilberoryd. 


Umperziehen ausgeſchloſſen, 
f. Gewerbe ordnung $ 56 Wr. 5. 
IV. Beftrafung der unbefugten Bube- 
reitung und des Verkaufs von Arzneien 
ſ. Str. G.B. $ 367 Nr. 3. 
Asphaltfochereien gehören zu den einer be- 
fonderen u aeietng bedhrfenden gewerblichen. 


humida paratum. Unlagen (Gef. v. 2. 3 1874). 
Hydrargyrum praeeipitstum Weißer Ouedfilberpräcipitat. Anleeuranzwefen, .Berjiderungswejen. 
R eo — Atteſte, Veſtrafung der Anfertigung und des 
belle. Gebrauhs falicher, ſ. Str.-.-B. 58 271— 280, 
- jodatum. yorfalium. — Stempel zu Atteſten, ſ. unter Stempelſteuer 
en ag die Tarife, — Was hinfichtlic) einzelner Arten von 
Lactucarium. iftlattichlaft. 


Attejten (3. B.über die Führung des Gejindes, über 
gewerblide Anmeldungen, Heimathsberehtigung, 
Anmeldungen zum Standesamtsregifter u. ]. w.) 
Fi bemerfen ift, findet ji an dem betreffenden 
rte. 
Auction wegen rüchſtändiger Abgaben ıc. ab- 
gepfändeter Gegenftände j. unter er 


— plumbi subacetici. ee 
Magnesiacitrica effervesoens.Bra ver aus citronen= 
faurer Magneſia bereitet. 
— lactica, Milhfaure Magneſia. 
Manna. Manna. 
Morphinum et ejus salia, —— u. deſſen Salze, 
arcein. 


& 
Liquor ferri uichlorati. Flüffiges Eiſenchlorid. 
—* Brei 


- 


Narceinum. 


Narcotinum etc. Narcotin ic, Verordnung vom 24. Mod. 1843 88 20 (fiehe 

Nam Prophoephorioum. Pyropfosphorfaures Natron. S. 8) u. vom 22. Geptbr. 1867 $$ 16, 20—29 

Natrum pyrophosphoricum _ Eifenoryb: ⸗ 
ferratum, N (liehe ©. 14). 

Natrum santonieum. Eautonin:Natron. Anctionatoren. 

Oleum cajeputt, Cajeputöl. (1. Allgemeine Beſtimmungen.) Das Ges 


— rectificatum. Rectificirtes Cajeputðl. 
— chamomillae aethe-Aetheriſches Camillendl. 
reum. 

Oleum chamomillse citatum.Eitronhaltiges Kamillenöt, 

— erotonis. Krotonöl. 
—  cubebarum. Eubebenöl. 
— myristicae (seuoleum Diustatöl oder Mustatbutter. 
nucistae expressum), 


werbe derjelben darf gemäß $ 36 der Gewerbes 
ordnung vom 21. Juni 1869 zwar frei betrieben 
werden, jedoch find die verfaffungsmäßig dazu 
befugten Staats- oder Communalbehörden, oder 
Corporationen berechtigt geblieben, Perionen, 
welche Dies Gewerbe betreiben wollen, auf die 


— rg —— — Beobachtung der beſtehenden Vorſchrifien zu be— 
—  valerisnae, Baldrianöl. eidigen und öffentlich anzuitellen. Bezüglich der 
\ 8 
Ni ER — Beſtrafung der Auctionatoren wegen abſichtlicher 
——— 3 Benachtheiligung ihres Auftraggebers f. Str.-G.- 
Radix belladonnae. iltirſchenwurze L B. $ 266 Nr. 3, 
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Reglement für die außergerihtlihen ſvon verbäcdtigen Perſonen Sachen zum Verlaufe 
Auctionatoren vom 15. Aug. 1848. Jübernehme. — Auch Hat er die polizeilichen 
Auf Grund de8$ 53 der allgemeinen &ewerbe-|Borfchriften in Bezug auf die Veräußerung ge- 
Ordnung vom 17. Jan. 1845 werben hierdurch über wiſſer Gegeuftände, z. B. von Naclaß- 
den Gejchäftäbetriebder auferordentlichen Auction-|joldyer Berionen, welche an anftedenden frant- 
atoren in denjenigen Landestheilen, in denen da&| heiten veritorben find, von Büchern, deren Debit 
Allgemeine Landrecht Geſetzeskraft hat, mit Auf-| verboten iſt, sc. genau zu beachten, u. in zweifel⸗ 
ebung der bafelbit jeither beftandenen befonderen| haften Fällen die Enticheidung der Orts-:Kolizeis 
— nachſte hende Beſtimmungen getroffen. Behörde einzuholen. $ 8. Der Auctionator 
& 1. Das Geſchäft der Auctionatoren beſteht in darf, wenn ſich hinſichtlich der beabſichtigten 
der öffentlichen Verſteigerung beweglicher Sachen. Auction Anſtände ($ 7) ergeben haben, erſt nad 
Zur Berſteigerung unbeweglicher Sachen ſind deren Beſeitigung die zu verfteigernden en⸗ 
dieſelben nicht befugt. [Durch Minifterial-Erlaß]jtände übernehmen; er muß ein vollſtändiges 
vom 18. Oct. 1872 find die Auctionatoren auch Berzeichniß der ihm übergebenen Gegenftände 
zur Berfteigerung von unbeweglichen Sachen be anfertigen u. von dem Ertrahenten unterjchrei 
rechtigt.] $2. Als Auctionatoren dürfen nur)laffen. — Wird ihm eim ſolches Verzeichniß von 
olche Perjonen beftellt werden, von deren Un-|dem Ertrahenten mitgetheilt, jo hat er dafjelbe 
beſcholtenheit und ftrengen Rechtlichleit die könig⸗ rüdſichtlich der Richtigkeit zu prüfen und zu ber 
liche Regierung fich überzeugt hat, und welche ſcheinigen. — Sodann ift die Abſchähung vom 
in ber mit ihnen anzuftelenden Prüfung über-/ihm zu veranlaffen, wenn eine folde von dem 
‚zeugend nachweifen, dab fie bie zu einem ord-| Ertrahenten verlangt wird, $9. Die Zeit und 
mungsmäßigen Betriebe des Auction geichäfts|der Ort der abzuhaltenden Auction, ſowie vie 
‚erforderlichen Fähigkeiten beſitzen. $ 3. Bor der|Art der hierüber zu erlafjenden Belanntmachung 
Beitellung zum YAuctionator ift von dem Bewerber] find von dem Ertrahenten zu beitimmen. In 


eine Caution zu leijten, deren Höhe von der) Ermangelung einer ſolchen Beftimmung ift die 


Töniglichen Regierung für jeden Ort nad ben] Bekanntmachu 


‚obmaltenden ®erhältnifien beftinmmt wird. & 4 
Bei der Beitellung zum Auctionator iſt bemjelben 
ein bejtimmter nad der Ortlichfeit abgegrenzter 
Vezirt zu überweifen, über welden hinaus er 
fein Geichäft nicht betreiben darf. Der tönig« 
lichen Regierung fteht es jedoch jederzeit frei, 


die Grenzen diejes Bezirks abzuändern, u. anderen] $ 10 


Auctionatoren den Gejchäftsbetrieb in demſelben 
‚zu geitatten. Der Auctionator ijt nicht nur be» 
rechtigt, ſondern auch verpflichtet, innerhalb bes 
ihm angewieienen Bezirles die ihm übertragenen 
ctionen abzuhalten. Er darf aber jeine Dienft- 
leiſtungen nicht umherziehend anbieten. 
5. [In der Faſſung nad dem Minifterial- 
ah vom 16. Mai 1876.) Kein Wuctionator 
darf ohne Genehmigung der königlichen Regier- 
ung Handelsgeſchaͤſte treiben oder durch jeine 
Angehörigen betreiben lajien. ‘Die Genchmigung 
erfolgt in der Regel nur auf Widerruf u. über 
Haupt nicht in Beziehung auf den Betrieb der 
Bait- u. Schantwirthichaft, des Kleinhandels mit 
Getränten, des Trödels+ u. des Pfandleihgeichäfte. 
8 6. Der Antrag auf Abhaltung einer Auction 
muß gegen den Auctionator ſchriftlich ober zu 
Protololl erflärt, und dabei vom Ertrahenten 
fogleich beitimmt werden, welche bejondere Ber- 
laufsbedingungen er etwa geftellt zu ſehen mwünjcht, 
und wer den Empfang der Kaufgelder bejorgen 
fol, Wird zu dieſem Empfange nicht der Nuction- 
ator ſelbſt beitimmt, jo hat der Ertrahent für 
die Anmejenheit des Empfänger® während der 
Dauer der Auction Sorge zu tragen ($ 22), und 
ift jener hierzu vom Auctionator ausdrüdlic 
aufzufordern, -— Dem Ertrabenten ift jedesmal 
u eröffnen, daß es ihm freiitehe, der Auction 
Meſ oder durch einen Stellvertreter beizuwohnen. 
7. Der Auctionator hat die Legitimation des 
trahenten der Auction zu einem ſolchen An— 
trage noch den beftehenden Gejegen zu prüfen 
u. insbejondere darauf zu achten, daß er nicht 


nah Vorſchrift des $ 6 ber 


‚unter C. beigefügten Gebührentaren zu bewir« 


ten; die Seit und den Ort der Auction bat 
der Auctionator jo auszumählen, wie es den 
Umftänden am angemejjenften ift: doch muß 
der Nuctiondtermin mindeftens drei Tage vor« 
her zur öffentlichen Kenntnis gebracht werben. 

. Eine Nuction darf an Sonn⸗—⸗ und 
Feſttagen niemals, an Sonnabenden und an 
jüdiſchen Feiertagen aber nur mit AZuftimm«- 
ung des Ertrahenten abgehalten werden. $ 11. 
Der Auctionator muß die ihm übertragenen 
Auctionen felbit abhalten. In Kraulheits · oder 
anderen Berhinderungsfällen iſt dem Extra» 
henten hiervon Behufs feiner weiteren Beſtimm⸗ 
ung Kenntniß zu geben. Kann dies wegen Kürze 
der Zeit oder jonjtiger Umftände —* eſchehen, 
fo iſt ber Ortd-Bolizeibehörbe zur — 
eines Stellvertreters Anzeige zu machen. $ w 
Der Auctionstermin beginnt mit dem lauten u. 
deutlichen Borlejen der etiva geitellten befonderen 
Berlaufsbedingungen ($ 6). Eine Abſchrift der- 
jelben ift im Berfaufslofale anzubeiten, oder, 
wenn bie Auction im freien erfolgt, auf jonft 
angemejjene Weije dem Publicum zur eigenen 
Anficht auszulegen. $13. Hiernächjit ift mit der 
Berjteigerung vorzugehen, und zwar bdergeftalt, 
dab mit dem Beriteigern eines Gegenſtandes 
nicht eher begonnen werben darf, bis der zu⸗ 
nädıft vorangegangene zugeichlagen iſt. 8 14. 
Mit dem Bujchlage ift nicht eher zu verfahren, 
bis nadı —— Wiederholen des geſchehenen 
hochſten Gebots fein Mehrbietender findet. 
Haben zwei oder mehrere Perjonen zugleich ein 
und dafielbe Gebot gethan, jo muß ber Nuction- 
ator Einen derjelben zu vermögen juchen, ein 
höheres Gebot abzugeben. Gelingt dies nicht, 
jo enticheider das Loos. Nach dem Zuſchlage 
darf fein Gebot mehr angenommen werben. 
$15. Iit bei der VBelanntmadyung des Auctions 
termind angezeigt worden ober aus ben Um⸗ 
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ftänden, 3. B. dem Lokale, in welchem die Auction, wegen folder Kaufgelder nicht durch Eeifion are 


abgehalten wird, 


fteigernden Gegenttänbe gehören, jo muß, wennjähnlider Weije bei den von i 
derjelben Auction von dem Auctionator auch|ichäften betheiligen.‘) $ 21. 


in 


u entnehmen, wem die zu ver-|fich bringen, und fid) überhaupt nicht in anderer 


m betriebenen Ge⸗ 
te Annahme, Auf» 


Sachen, die Anderen gehören, zur Berfteigerung|bewahrung, Berehnung und Berfendung des 


gebracht werden, dies im Termine vor dem Be- Kaufgeldes ge 
ginne der Berfteigerung diejer Sachen befannt|Auctionators, 


emacht werden. $ 16. Der Auctionator ift für 
ie Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung im 
Termine, fowie dafür verantwortlich, daß weder 
bor demjelben, noch während dejien Dauer im 
Auctionzlofale Branntwein oder andere geiftige 
Getränte verabreicht werden. Genügt fein An— 
fehen nicht, diefer Vorfchrift Geltung zu ver- 
ſchaffen, jo ift er fo befugt als verpflichtet, Die 
Auction abzubrehen und bie Übertreter der 
Polizeibehörde anzuzeigen. Aud dürfen die 
Auctionstermine in der Regel nit in Wirth3- 
häufern oder in Gebäuden, worin der Ausſchank 
geiftiger Getränfe betrieben wird, abgehalten 
werben. Sit dies unvermeiblih, fo hat ber 
Auctionator zuvor die Genehmigung der Ortd- 
Polizeibehörde einzuholen. 

Y . [Sn der Faſſung nad dem Miniiterial- 
Erla vom 16. Mai 1876.] Wenn der Auction- 
ator die Überzeugung gewinnt, daß Kaufluftige 
Berabredungen getroffen haben, um Mehrgebote 
zu hindern, jo darf er nur, wenn der Ertrahent 
die Fortjegung ausdrücklich verlangt, mit folder 
vorgehen. Andernfalld hat er die Auction ab» 
zubrehen. $ 18. Der Auctionator darf in der 
von ihm abgehaltenen Auction weder jelbft mit- 
bieten, noch durch Andere mitbieten lajjen. — 
Auch darf derjelbe nicht geitatten, daß der Aus. 
rufer oder die Taratoren, welche die Abſchätzung 
der zu verfteigernden Gegenftände vorgenommen 

aben, mitbieten oder mitbieten laſſen. $ 19. 

e Berfteigerung erfolgt gegen glei baare 
Bezahlung in deutſcher Reichsmünze; die Über: 
gabe geſchieht jofort nad) dem Zuſchlage, bei 
größeren im Auctionslokal nicht befindlichen 
Gegenjtänden aber 
Auctiondtermind. 
den verfteigerten Gegenjtand an feinen Anderen, 
als Denjenigen, welchem ber Zuſchlag . ertHeilt 
ft, oder deſſen Bepollmäcdhtigten übergeben, die 

bergabe aber vor ÜErlegung des Kaufgeldes 
nicht vornehmen, ed wäre denn, daß der Extra» 

ent ihn zur Stundung befjelben ausdrüdlid u. 
chriftlich ermächtigt hätte. — Stundungen der 

aufgelder ohne eine ſolche Ermächtigung, er- 
folgen auf Gefahr des Auctionators. — Coll 
einem Anfteigerer das Kaufgeld geftundet werben, 
welches den Betrag von 150 M überfteigt, jo 
muß der Auctionator das Protololl von dem 
Erjteren unterjchreiben lafjen. — Der Auctionator 
hat dahin zu tradjten, daß im Falle einer Stund- 
ung nicht etwa ftatt der gewöhnlichen Verzugs— 
zinjen eine Conventionalftrafe auf die Einhalt- 
ung des Bahlungstermind ausbedungen wird, 
Geichieht dies jeiner Vorftellungen ungeadhtet, jo 
hat er die Interefienten über die Beſtimmungen 
des 8 301, Tit.5, Thl. I. des Ullg. Landr. aus⸗ 
drüdlich zu Protokoll zu belehren. — Der Auction- 
ator darf dem Ertrahenten Feine Vorſchüſſe auf 
gejtundete Kaufgelder gewähren, die Horderungen 


—* zu den Obliegenheiten des 
ofern der Ertrahent darüber nicht 
ein Anderes beftimmt hat. $ 22. Zit zum Em- 
pfange des Kaufgeldes eine andere Perjon be» 
ftellt ($ 6), jo hat der Auctionator jolche zum 
Termine vorzuladen; er barf die Auction nur 
in deren Dajein abhalten, aud) die Übergabe ber 
zugeichlagenen Gegenftäude = ihre Zuſtimm⸗ 
ung nicht anders, ald gegen Zahlung des Kauf- 
elded, vornehmen. Daß hiernady werde ver— 
ahren werden, muß der Auctionator vor Eröff- 
nung der Auction zur Kenntnig der Betheiligten 
bringen. $ 23. Über jeden Auctionstermin 
muß ber Auctionator ein ordnungsmäßiges Pro- 
totoll führen umd ſolches dem Ertrahenten reip. 
deſſen Stellvertreter, wenn derjelbe im Termine 
anweſend ift, zur Einſicht und Unterſchrift vor«- 
legen. $ 24. Binnen 3 Tagen, bei bedeutender 
Auctionsmaffen aber binnen 8 Tagen nad) Ab- 
haltung des legten Termind Hat der Auctionator 
dem Ertrahenten beglaubigte Abjchrift des Proto— 
kolls nebjt feiner Gebühren-Liquidation und der 
etwaigen Kojten-Berechnung zu überjenden. $25. 
Innerhalb gleicher Friſten muß er demſelben 
auch den Auctions-Erlös bis auf die mit Zu— 
ſtimmung des Ertrahenten etwa geftundeten Kaufe 
gelder ($ 20), nad Abzug feiner Gebühren und 
Koſten abliefern, wenn er mit ber Empfangnahme 
der Kaufgelder beauftragt war. erlangt der 
Ertrahent dagegen die Aushändigung der Kauf- 
gelder gleich nach beendigter Auction, jo ift der 
Auctionator auch hierzu verpflichtet, jedoch darf 
er al3dann einen, feiner Gebühren- und Koften- 
forderung muthmaßlich gleichlommenden Betrag 
zu feiner Dedung zurüdbehalten, wegen deſſen 
er ji) dann in der Eingangs beftimmten Frift 


gleich nah dem Schluſſe des|mit dem Ertrahenten auseinander zu fegen hat. 
8 20. Der Auctionator darf|$ 26. Die Annahme, Inftruction und 


emune⸗ 
ration des Ausruſers iſt Sache des Auctionators. 
Er iſt für deſſen Handlungen verantwortlich, zu⸗ 
gleich aber verpflichtet, denſelben auf Verlangen 
der königlichen Regierung jederzeit zu entlaſſen. 
$ 27. Der Auctionator hat, um ſich über ſein 
Berfahren ftet3 ausweijen zu können, a) ein be— 
jondered, gehörig zu en Actenftüd über 
jede Auction anzulegen, b) ein Brotofollbud nach 
dem Schema A, c) ein Kaſſenbuch nad dem 
Schema B.,2) zu führen. 8. In das cten- 
jtüd find alle auf die Auction bezüglichen Ber- 
handlungen zw bringen. — Namentlich müſſen 
darin enthalten fein: 1) der Auftrag zur Ber- 
fteigerung und das Verzeichniß der Gegenftände ; 


ij Durch Min.Erlaß vom 21. Dec. 1856 ift den Muction= 
atoren die —— Borfhüffen auf Auctions⸗Kaufgelder. 
die ceifionsweiie Erwerbung von Forderungen folder Kauf— 
er u. überhaupt jede Berbeiligung bei Auctionen unterjagt, 
iefelven mögen von ihnen felbjt oder von einem Dritten ge= 
leitet ober betrieben werben. Durch Min.Erlaß vom 16. Vai 
1876 ift ‘ 20 Abf. 5 u. der Min.Erlaß vom 21. Dec. 1851:, 
infomweit jie die Gemährung von Borfhüffen auf Kaufgelder 
betreffen, aufgehoben. 

2) Diefe mata werben bier nicht abgebrudt. 


Auctionatoren, 


2) die Beicheinigungen über bie öffentliche Be— 
fanntmachung des Termind mit den Berfaufs- 
Bedingungen; 3) die Concepte der Gebühren- u. 
Koften-Rechnungen; 4) der zum Auctiond-Pro- 
totolle nach Vorſchrift der Stempel-Gejege zu 
cajjirende Stempel; 5) die DQuittungen über ben 
abgeführten Wuctions » Erlös, wenn die Geld— 
erhebung dem Yuctionator übertragen war, — 
Auf dem Actendeckel find die Seiten, weldje das 
Auctiond-Protocoll im Protofollbude einnimmt 
(8 29), und bie Folien der begünlichen Maſſen 
m Kaſſenbuch ($ 30) zu vermerken. $29. Das 
Protofollbud) muß aus feſten Bänben beftehen. 
Es darf gleichzeitig nur ein Band in Gebraud) 
genommen werden, in welchem vorher die Ortö- 
Bolizeibehörde die Ordnungsnunmer des Bandes 
und die Unzahl der Seiten mit Buchſtaben zu 
bemerken, audy die erjte und letzte Seite mit 
= Bifum zu verjehen hat. — Die Auctiond- 

rotofolle find in dieſes Bud hinter einander 
und ohne Belaffung eines anderen Zwifchenraums, 
als zur Aufrechnung der Zahlen erforderlich ift, 
zu jchreiben. — Rajuren dürfen in dem Buche 
durchaus nicht vorlommen; find Änderungen 
während der Auction unvermeidlich, jo müſſen 
die berichtigten en in den vorjtehenden Co⸗ 
lorınen mit . taben gefchrieben u. die Correct- 
uren von dem Ertrahenten oder defjen Gtellver- 
treter, jonft von einem befannten zuverläffigen 
Unmejenden durch Unterjchrift bejcheinigt werden. 
$ 30. Ju dem Kafjenbuche erhält jede einzelne 
Auctionsmafjfe ein eigenes Folium. — Sofort 
nach dem Schluſſe eines jeden Termins iſt das 
Soll-Eintommen u. die Fit-Einnahme während 
der Auction auf Grund des Protofolld auf das 
betreffende Folium des Kaſſenbuchs einzutragen 
und dies vom Auctionator durch jeine Unter- 
fchrift zu bejcheinigen. — Einen Ertract aus 
den Kaſſenbüchern, getrennt nad) den einzelnen 
Auctionsmajjen, hat der Auctionator am Schluſſe 
jeden Jahres der Orts-Polizeibehörde einzureichen, 
8 31. Gebühren darf der Auctionator nur bon 
dem Ertrahenten fordern und bei deren Liqui— 
dation die unter ©. anliegende Tare nicht über- 
ſchreiten. $ 32. Der Eid, welden der Auction- 
ator bei feiner Anjtellung vor der königlichen 
Regierung oder der von biejer damit beauftragten 
Behörde zu leiften hat, lautet dahin: „IHN.N. 
ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen u. Allwifjen- 
den, daß, nachdem ich zum Auctionator bejtellt 
worden, ih alle mir in dieſer Eigenſchaft ob» 
liegende Pflichten nad meinem beiten Wiſſen u. 
Gewiſſen genau erfüllen will, jo wahr mir Gott 
heife u. ſ. w.“ 8 33. Der Geichäftsbetrieb der 
Auctionatoren wird zunädhft durch die Drts- 
Polizeibehörde beaufjichtigt; die Ober-Aufficht u. 
Eontrole fteht der Fönigl. Regierung zu, welche 
jederzeit Revifionen des Gejhäftsbetriebes und 
der Bücher veranlafjen kann. — Die Orts⸗Polizei⸗ 
behörde hat die zu ihrer Kenntniß gelangenden 
Ordnungswidrigleiten u. Pflichtverlegungen der 
Auctionatoren der königlichen Regierung anzu— 
zeigen; dieſe ift ermächtigt, wegen ſolcher Ver- 
ehen Orbnungditrafen bi zu 90 M gegen die 

uctionatoren fejtzujegen, fofern nit die Ge- 
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ung bedingt (S. jegt Gewerbe-Ordrung d. 21. 
Zuni 1869 8 143 f.). $ 34. Die Vorſchriften 
dieſes Heglement3 finden auf diejenigen Auction- 
atoren, welche ſich ausſchließlich mit der Ver⸗ 
ſteigerung von Büchern beſchäftigen, keine An— 
wendung. 5. Es bleibt vorbehalten, das 
gegenwärtige Reglement nad) dem Ergebniffe 
weiterer Erfahrungen abzuändern und zu er- 


gänzen. : 
C. Gebühren»Tare, 

8 1. Der Nuctionator erhält für die vollftänd- 
ige Bejorgung einer jeden einzelnen Verſteigerung 
bon dem Empfange des Auftrage® an gerechnet 
bis zur vollftändigen Ablieferung der Auctiond« 
loojung, von dem Betrage diejer legteren 


a. bis zu 15 M einfchließl., d. h. von dem erften 15 M 16/3 %0 
oder 60 Pton83M; 
b. von bein Betrage über 15 bis zu 30 Meinſchließl. 13V5 „ 
oder 40 Pvon 3 M; 
. bon dem Betrage über 30 bis zu 6OM einfchliefl. 10 „ 


oder 30 P von 3 M; j 
bis zu 150 M einjhließl. Ss, 


d. von dem Betrage liber 60 
oder 25 P von 3 M; 
e. von dem Betrage über 150 bis zu 300 M einfhliefl. 5 „ 
oder 15 P von 3 M; 
f. von dem Betrage über 300 bis au 3000 M einfhliefl. 34: , 
ober 10 P von 3 M un 
g. bon dem Betrage über 3000 M 
oder 5 Pbon 3 M. 

Der niedrigere —— in einer der höheren Colonnen 
wird erft von demjenigen Betrage einer Auctionslooſung er: 
hoben, welcher das Maximum ber unmittelbar vorhergehenden 
Colonne ũberſieigt. 

8 2. Gegen dieſe Gebühren ($ 1) muß ber 
Auctionator, fomweit nicht in Folgendem ein 
Anderes bejtimmt ift, alle und jede Auslagen, 
namentlich für jede Benachrichtigung der Inter— 
ejjenten, für die Belanntmadhungen durch öffent» 
lihe Anſchläge, Ausrufungen und Inſertionen, 
für den Ausrufer bei der Auction jelbjt, für den 
Stempel, für Einziehung creditirter Naufgelder 
u, j. w. übernehmen und bejtreiten, auch ſich auf 
jeine Koſten ein Auctionslofal a 83. 
Un Orten, wo die Miethspreife der Wohnungen 
jo beträchtlich find, daß der Auctionator duch 
die Gebühren ($ 1) für den zur Beichaffung des 
Auctionslofals erforderlichen Koſtenaufwand nicht 
ausreichend entſchädigt erſcheint, kann auf den 
Antrag der Regierung eine bejondere Vergütung 
für das Lokal bewilligt werden, $ 4. Müſſen 
zu verfteigernde Gegenjtände von einem Orte 
nad) einem anderen (nicht bloß von einem Haus 
in das andere) transportirt werden, jo find die 
dem Yuctionator dadurd) entitandenen, von ihm 
zu belegenden baaren Auslagen bejonders zu 
erftatten. $ 5. Unterzieht ſich der Auctionator 
der Taxation zu verjteigernder Gegenjtände, jo 
werden bie biesfälligen Koſten nad) den für ge- 
richtlihe Tarirung beweglicher Gegenftände be» 
ftehenden Sätzen bejonders feſtgeſezt. 86. Hin- 
jichtlich der Art der öffentlichen Bekanntmachung 
der Auction muß ſich der Nuctionator, wenn der 
Ertrahent nicht ein Anderes ausdrüdlich bean- 
tragt, nad) den Beitimmungen achten, welche die 
Regierungen nad) Mafgabe der örtlichen Ver- 

ältniffe mit Nüdjiht auf den $ 85, Tit. 24, 

hl. I. der Allg. Ger.Ordn. erlafien werden. 
Wenn auf bejonderen Antrag der Extrahenten 
mehrere od. andere Öffentliche Belanntmacjungen er- 


2 


193 „ 


werbeordnung vom 17. Jan. 1845 ftrengere Ahnd-! folgen, al3 nach vorerwähnten Beitimmungen erfor: 


83 Auerhühner 


derlich find, fo find die dadurch entftehenden baaren 
Auslagen dem Auctionator bejonders zu erftatten. 
87. Dub der Auctionator Reifen unternehmen, 
fo erhält derjelbe, falls nicht bei feiner Beftell» 
ung ausdrüdlich etwas anderes bejtimmt worden 
ift, in jeder einzelnen Berjteigerungs-Angelegen- 

it, wenn die Auctionsloofung mehr ald 150 M 
eträgt, außer den Gebühren zu $ 1 an Reiſeloſten 
ı M 50 P [zufolge Minifterial-» Erlafjeg vom 
16. Juni 1876 40 P für das km] für jede M. 
des Hin- und Rückweges beide zujammengered- 
net, ohne Rüdficht darauf, ob er nur eine ober 
mehrere Auctionen zugleich abgehalten Hat. Be- 
trägt die Entfernung weniger als */, M. Tr 
2 km) von dem —— des Auctionators, ſo 
können keine Reiſekoſten liquidirt werden. — In 
jeder einzelnen Angelegenheit dürfen höchſtens 
wei Reiſen, die eine zur Übernahme und Ab— 
—*—— der Sachen — falls hierzu eine Reiſe 
verlangt worden — und die andere zur Abhalt- 
ung der Auction liquidirt werden. Beträgt die 
Auctionsloojung nicht mehr ald 150 M, jo tritt 
gar feine Reijefojten-Erftattung ein; ed wäre 
denn, daß fie einzelnen Auctionatoren mit Rüd- 
fiht auf die große Ausdehnung des Bezirks und 
auf die geringere Zahl vortommender Tleiner 
Auctionen von der Regierung beſonders bewilligt 
werben möchten. $8. Wird bie Geld-Erhebung 
nicht von dem Auctionator bejorgt, jo erhält er 
außer den etwaigen Reifeloften nur ®/, der $ ı 
bejtimmten Procentfäge. Ein Biertel der legte- 
ten wird für die Einziehung und Erhebung der 
Kaufloojung abgerechnet. — Dad Porto für die 
etwaige Berjendung erhobener Auctiondgelder 
gehört nicht zu den vom Auctionator zu tragen- 
den Auslagen. 8 9. Kommt es nicht zur Ab— 
haltung der bereits eingeleiteten u. angeorbneten 
Auction, jo erhält der Yuctionator, wenn die 
Auction erjt in dem zu ihrer Abhaltung be- 
ftimmten Termine jelbft rüdgängig wird, zwei 
Dritttheile, ſonſt aber ein Biertheil von dem zu 
$ 1 bejtimmten Procentjage. — Diefer wird, wenn 
eine Abjchägung vorangegangen ift, nad) dem 
Betrage des Taxwerthes, jonjt nad) dem marft- 
gängigen Preije der Gegenftände od. auf Grund 
einer bejonder3 zu veranlajjenden Schägung be- 
onder3 berechnet. Weijelojten werden in diejen 


— Aufenthalt. 


um Betriebe derjelben dienenden Dampffejjel n. 
riebwerle unterliegen den Borjchriften ‘der &e» 
werbegeſetze (daf. $ 59). 
Die polizeiliche Aufficht über diefe Aufbereit- 
ungsanftalten fteht den Bergbehörben zu (dai. 
196). — Die im $ 7 des Geſetzes über Die 
ejteuerung der Bergwerle vom 12. Mai 1851 
vorbehaltenen feiten Abgaben von Aufbereitungs- 
anftalten find durch $ 3 des Gejeges, die Berg- 
werf3-Abgaben betreffend, aufgehoben. — Die 
Beitimmungen der Gewerbeordnung über bie 
Berhältniffe der Fabrilarbeiter (f. den Artikel) 
finden auch auf die in Aufbereitungsanitalten 
beichäftigten Arbeiter Anwendung (Gewerbeord⸗ 
muB 8 154). 
ufenthalt. Jeder Angehörige des deutſchen 
Reichs hat das Recht, innerhalb des Reichsge— 
bietes an jedem Orte fi aufzuhalten, wo er 
eine eigene ge | oder ein Unterfommen ſich 
zu verſchaffen im Stande ift (fsreizügigfeitö- 
gejeg vom 1. Nov. 1867 $1). Den unter Polizei⸗ 
aufjicht gejtellten Perfonen kann der Aufenthalt 
an einzelnen bejtimmten Orten von der höheren 
Zandespolizeibehörde unterjagt werden (Str.-©.- 
B.$39 Nr. 1, j. auch Freizügigfeitägejeg $ 3). — 
Anfang u. Aufhören des Aufenthalts ift polizei- 
lid, an- bezw. abzumelden, j. Anmeldung. Die 
unterlafjene Anmeldung neu anziehender Per— 
jonen darf niemald mit dem Berluite des Auf- 
enthaltörecht3 geahndet werben (Freizügigkeits- 
geieg ($ 10). — Durch den bloßen Aufenthalt 
werden andere Rechtöverhältnifje, namentlich die 
Gemeindeangehörigfeit, dad Ortsbürgerrecht, die 
Theilnahme an den Gemeindenugungen und der 
Urmenpflege, nicht begründet (daj.$ 11). Jedoch 
it nad den Städte- und Gemeinde-Berfafjungs- 
gejegen die Fortjegung des Aufenthalts in der 
Gemeinde während eines Jahres Erfordernif der 
Erwerbung ded Bürgerrecht (f. 3. B. Städte- 
ordnung für die öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 
1853 $ 5, für MWeitfalen vom 19. März 1856 
$5, für die Rheiprovinz vom 15. Mai 1856 $5). 
— Bezüglih der Begründung des Unter» 
ftügungsmwohnfiges durch zweijährigen 
Aufenthalt, ſ. Gejeg v. 6. Juni 1870 889f. 
64 (jiehe ©. 63) und Geſetz vom 8. März 1871 
88 64, 65 (ſiehe ©. 77), u. wegen Berlujtes der 


ällen bejonders vergütigt, wenn der Auctionator |Staatsangehörigleit durch zehmjährigen Aufent- 
wirklich eine Reife hat unternehmen müſſen und|Halt im Auslande, f. unter Bundes- u. Staat3- 


der Taxwerth oder die Forderung 150 M über« 
fteigt. — Borftehende Bejtimmungen finden auch 


— Geſ. v. 1. Juni 1870 813 Nr. 3. 
influß der Militärderhältniſſe auf 


auf andere Perſonen Anwendung, welche, ohne die Freiheit, den Aufenthaltsort zu 


n einzelnen Fällen beauftragt werden, inſoweit 


fie zum Genuß joldher Gebühren u. Emolumente | Stammrolle im 


überhaupt berechtigt find. 


ji Auctionatoren beftellt zu fein, mit Auetionen wählen. 


ifitärpflichtige, welche nad Anmeldung zur 
Laufe eines ihrer Militär- 
pflihtjahre ihren dauernden Aufenthalt oder 


Auerhühner jind in der Zeit vom 1. Juni|Wohnjig nach einem anderen Aushebungs-Bezirk 


bis Ende Auguſt, Auerhennen in der Zeit vom|oder Mufterungsd-Bezirf verlegen, haben dieſes 
1. Februar bis Ende Auguft mit der Jagd zu|behufs Berichtigung der Stammrolle ſowol beim 
verſchonen, bei Vermeidung einer Geldbuße von Abgange der Behörde oder Berjon, welche fie in 
30 M (Gej. vom 26. Febr. 1870). die Stammrolle aufgenommen hat, als auch nad) 
‚Aufbereitungs-Anftalten, dem VBergwerfö-|der Antunit an dem neuen Ort derjenigen, 
eigenthümer fteht die Befugniß zu, die zur Auf- welche dajelbit die Stammrolle führt, ſpäteſtens 
bereitung jeiner Bergwerkserzeügniſſe erforder- innerhalb dreier Tage zu melden (Wehrordnung 
lihen Anftalten zu errichten und zu betreiben'vom 28. Sept. 1875 Th. I $ 23 Nr. 8). Die 
Allg. Berggeieg vom 24. Juni 1865 $ 58). Die zur Dispofition der Truppentheife beurlaubten 


Aufenthaltsfarten — Aufruhr. 89 


Mannfhaften bedürfen bis zum Ablauf ihres Schrift, Drud und bildlihe Darjtelung (daſ. 
dritten Dienftjiahres zum Wechſel des Aufent- Urt. 27), über Beftrafung der durch ort, Schrift, 

Itöort3 der militäriichen Genehmigung (daſelbſt Drud und bildfiche Darttelung begangenen Ber- 

h. II $ 7 Nr. 8). — Die Wahl ded Aufenthaltd- gehen nad den — Strafgelegen (daſ. 
orts ift für Berfonen der Neferve, Landwehr und) Art. 28), über das Berfammlungsrecht (daf. Art. 
Seewehr in Friedenszeiten nicht beichränkt; |./29), über die Vereinsfreiheit (daj. Art. 30), über 
Eontrol-Oronung v. 28. Sept. 1875 (IL. Theil ber | die Berwendung der bewaffneten Macht zur Unter⸗ 
Behrordnung)$7Rr.3.— Mannfhaften bes Beur- | drüdung innerer Unruhen (baf. Art. 36) zeit- u. 
laubtenftandes, welche ihren Aufenthalt oder ihre) diftrictömeife außer Kraft gefept werden. ©. 


Wohnung wechieln, haben dies innerhalb 14 Tagen cams Art. 111m. 
n|geje 


dem Bezirks⸗·Feldwebel zu melden, Nach 
tritt einer Mobilmadung find Beränderungen 


bed Aufenthalt3ortes oder der Wohnung inner-|Semeinden zum 
erfolgtem Umzuge zu a Auflänfen verurfahten Schadens. 


halb 48 Stunden na 
melden (baf. $ 10 Nr. 5). 


elagerung3« 
vom 4, Juni 1851 5 5 u. 16, 
ezüglih ber Berpflidtun 
Erjage bes be 


ber 
difent- 


je vom 11. März 1850: 8. 1. Finden 


Aufenthaltskarten zur polizeilichen Eontrole|bei einer Aufammenrottung oder einem . 


neu anziehender Verjonen und der ı 


ihrem Aufenthaltsorte dürfen nicht mehr ertheilt|walt, oder durch Anwendung der 


werben (Paßgeſ. vom 12. Oct. 1867 $ 10). 


Fremden an|jammenlaufe von Menſchen dur offene Ge 


teoffenen gejeglihen Maßregeln Aber and 


Aufgebot als Vorausfjegung ber bür-|des ge ober Berlegungen von Perfonen 


en Eheſchließung, [. unt. Berfonen-[ftatt, 


o haftet bie Gemeinde, in beren Bezirk 


andömejen, Geſetz vom 6, Febt. 1875 $$ 44 |. |dieje Handlungen gefchehen find, für den dadurch 


und aa vom 4. Mai 1870 884 ff 


Die Aufgeboticheine find ftempelfrei (Gefep vom |itelte Berantwortlichteit 


26. März 1873 $ 2 Nr. 12). 
Auf 


verurfachten Schaden. $ 2. Die im $ 1 feitge 
tritt nicht ein, wenn bie 


chadigung durch eine von außen her in ben 


Aufgebot des Landiturms |. Landfturm. Gemeindebezirk eingedrungene Menſcheumenge 
Dängen oder Nufftellen von Sachen, durch |verurjadht worden und in diefem Falle die Ein- 


deren Herabjallen. oder Umftürzen Jemand be-|mohner des lepteren zur Abwehr des Ey 
ſchädigt werben kann, nad einer öffentlichen |ermweislih außer Stande — find. 838. Im 


Straße zc., wegen Beitrafung befjelben ſ. Sir. Falle des $ 2 liegt die 


G.B. $ 366 Nr. 8 u. 9. 


ntihädigungspflicht der 
Gemeinde oder den Gemeinden ob, auf deren 


Auflaufen von Baaren, Befugniß der Kaufe] Gebiet die Anfammlung, oder von deren Bezirf 


leute, Fabtilanten u. anderer Perfonen, weldejaus der 


Überfall ftattgehabt hat, es ei denn, 


ein fiehendes Gewerbe betreiben, dazu, ſ. Ge⸗ daß auch diefe Gemeinde erweislich nicht im 


werbeorbnun 
bei anderen Perjonen, als Kaufleuten, oder an 
anderen Orten, als in offenen Berfaufäftellen 


$ 44, WUnkaufen von Waaren| Stande geweſen wäre, ben verurfadhten Schaden 


u verhindern. — Mehrere nach den vorjtehenden 
ſtimmungen verpflichtete Gemeinden (88 1 u. 3) 


um Wiederverlauf unterliegt der Haufirfteuer,|haften, dem Beſchädigien gegenüber, ſolidariſch. 
\ unter, Gewerbefteuer, Gejep vom 3. Zulil$ 4. Hat in einer Gemeinde eine Beihädigun 


1876 81 Nr. 2. 
Auflöjung einer Gemeindevertretung, 


der im x gedachten Art ftattgefunden, jo it 
der Vorſtand ber Gemeinde berechtigt und auf 


‚unter Stabtverjafjung der Städteorbnungen | Unjuchen des Beſchädigten verpflichtet, den an« 


x die öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 
$ 79, für Weitfalen vom 19. Fe 1856 $ 81, 
für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 $ 81, 
und unter Gemeindeverfafiung die Land— 
gemeinden-Orbnung für Wejtfalen vom 19. März 
1866 $ 82 u. für die Rheinprovinz Geſetz vom 
15. Mai 1856 Art.28, — Auflöfung eines Kreis⸗ 
tages j. Kreisordnnung vom 13. Dechr, 1872 
$ 179. — Auflöfung einer politiſchen Ber- 
fammlung j. unter Bereinspolizei, Ber- 
ordnung vom 11. März 1850 885, 6, 8, 15. 

Aufruhr (Huflauf, Aufftand) im ftrafredht- 
lichen Sinne, ſ. Str.-..B. $ 90 Nr. 6, $$ 115, 
116, 307 Nr. 2, 315 und Einführungsgefeg dazu 
84. — Für den Fall eines Krieges oder Auf- 
ruhrs fünnen bei dringender Gefahr für die 
Öffentliche Sicherheit die verjaffungsgejeglichen 
Beitimmungen über die Gemwährleiitung der per- 
fönlihen Freiheit (Berfafjungs » Urfunde vom 


gerichteten Schaden er | zu ermitteln und 
eitzuftellen. — Bei dieſer Ermittelung find die 
Intereffenten, fo weit ald möglich, zuzuziehen. 
55. Wer von der Gemeinde Schabenerjag fordern 
will, muß feine Forderung binnen 14 Tagen 
präclufiviiher Friſt, nachdem das Dafein des 
Schadens zu feiner Wiſſenſchaft gelangt ift, bei 
dem Gemeinde · Vorſtande anmelden und binnen 
4 Wochen präclufiviicher Frift nach dem Tage, 
an welchem ihm der Beſcheid des Wemeinde 
Vorſtandes ngegangen ift, erforderlichen Falls 
gerichtlich geltend maden. 8 6. Bezüglid ber 
Entihädigungspflicht derjenigen Berfonen, welchen 
eine joldhe nach Maßgabe der bejonderen Geſetze 
obliegt, wird a By mn Beitimmungen 
nichts geändert. rt Gemteinde, welche ihrer 
——— Genüge geleiſtet hat, ſteht 
der Regreß an die für den Schaden 39 allge⸗ 
meinen Grundſätzen Verhafteten zu. 8 7. Fri 


31. Jar, 1850 Urt. 5), über Unverleglichleit der | zum Erlaß eines allgemeinen Gejehes über eine 
Wohnungen, Hausjuhungen, Beihlagnahme von | &emeinde-, Bürger- oder Schupwehr find bie 
Briefen u. Bapieren (daj. Art. 6), über Unftatt-|VBezirlöregierungen ermächtigt, auf den Antrag 
haftigteit von Ausnahmegerichten (daſ. Art. 7), der Gemeinden die Errichtung eines bewaffneten 
über Freiheit der Meinungsäußerung dur Wort, Sicherheitd-Bereind anzuorbnen, 
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ARIDIBRETEGFIR [.Abjperrungsmaß- 
regeln. 

Auffichtöredyt des Staates über die Ber- 
mögenspverwaltung in ben katholiſchen 
Kirchengemeinden fiehe unter Katholiſche 
Kirche, Sejeh vom 20. Juni 1875 SS 47—05; 
über das Unterrichtd«- u. Erziehungsweſen j. unter 
Unterrichtsweſen, Gejeß vom 11. März 1872. 

Anfitand j. Aufrupr. 

Aufftellen von Sachen, durch deren Umjtürzen 
Jemand beichädigt werden kann, j. Aufhängen. 

Aufzüge, öffentliche in Städten u. Ortſchaften, 
oder auf öfientlihen Straßen, bedürfen vorgäng- 
iger fchriftliher Genehmigung der Ortöpolizei- 
behörde; j. das Nähere unter Bereinspolizei, 
Verordnung vom 11. März 1850 $$ 10 u. 17. 

Augenärzte, j. Aerzte. 

Augenentzündung, janitätspolizeiliche Un- 
ordnungen binfichtlich der contagiöfen, . ©. 47. 
unter anftedende Krankheiten. 

Aushängeichilder, unbefugte Abbildung von 
Wappen eines Bundesfürften oder von Landes- 
mwappen auf benjelben wird mit Geldbuße bis 
zu 150 M oder mit Haft beitraft (Str. G.B. 
$ 360 Nr. 7). 

Ausland im Sinne ded Str.-G.-B. ift jedes 
nicht zum Deutichen Reiche gehörige Gebiet (Str.⸗ 
®.B. $ 8). — Wegen ausnahmsweije zuläjfiger 
ftrafgerichtlicher Verfolgung der im Auslande 
begangenen jtrafbaren Handlungen, ſ. Str.-G.-B. 

4 


f. 

Auslander unterliegen wegen ihrer im 
Gebiete des Deutſchen Reiches begang- 
enen ſtrafbaren rd hie ben Straf: 
ae bed Deutichen Reichs ( 

in Ausländer, tweldyer im Auslanhe eine hoch— 
verrätheriiche Handlung gegen das Deutiche Reid) 
oder einen Bundesjtaat, oder ein —— 
oder als Beamter des Deutſchen Reichs oder 
eines Bundesſtaats, eine Handlung begangen 
hat, die nach den Geſetzen des Deutſchen Reichs 
als Verbrechen oder Vergehen im Amte anzu— 
ſehen iſt, kann nach den Strafgeſetzen des Deutſchen 
Reichs verfolgt werden. — Ausländer ſind zum 
Betriebe eines ſtehenden Gewerbes im 
Deutſchen Reich berechtigt wie Inländer (Ge— 
werbeordnung vom 21. Juni 1869 ($ 1), ber 
Gewerbebetrieb zum Umherziehen kann 
denjelben gejtattet werden. Bejchränfungen des 
Marktverlehrs der Ausländer ald Ermwiderung 
der im Auslande gegen Bundesangehörige an- 
geordneten Beichräntungen find dem Bundesrath 
vorbehalten (Gewerbeordnung $ 64). Bufolge 
Art. 18 des deutch-öfterreichitihen Handel3- und 

Üvertrages vom 9. März 1868 werben beim 

ejuche der Märkte und Mefjen zur Ausübung 
des Handel und zum Abjate eigener Erzeug- 
nifje oder Fabrikate die Angehörigen des anderen 
Theiles ebenjo, wie die eigenen Angehörigen be» 
handelt. Wegen Bulafjung der Ausländer als 
Unterne&gmer oder Ugenten von Berficherungs- 
Anſtalten f. unter Verſicherungs weſen, Geſ. 
vom 17. Mai 1853 88 2 f. 

Bufolge Belanntmadhungen des Reichskanzlers 
vom 17. Jan. und 31. Dec. 1871 find zur Aus— 
ftellung von Legitimationsicheinen für den Ge» 


tr.G.⸗B. 5 3). Eu 


Auffichtsmaßregeln — Ausländer. 


werbebetrieb im Umbherziehen an Ausländer be- 


ugt: 

1. [Königreich Preußen] Die Regierungen zu 
Straljund, Stettin, Cöslin, Danzig, Königsberg, 
Gumbinnen, Marienwerder, Bromberg, Pofen, 
Oppeln, Breslau, Liegnig, Koblenz, Trier, Aachen, 


—— — — 


Düſſeldorf, Münfter, Schleswig, ferner bie Land 


drofteien zu Osnabrüd, Aurich, Stade und das 
Abmiralitäts-Commiffariat zu Oldenburg. 

2. [Königreich Bayern.) Die Bezirtsämter 
Rehau, Wunfiedel, Tieſchenreuth, Neuſtadta. W. N., 
Vohenſtrauß, Neuenburg v. W., Waldmünchen, 
Cham, Kötzting, Regen, Grafenau, Wolfitein, 
Wegſcheid, der Stadtmagiſtrat zu Paſſau, ferner 
die Bezirksämter zu Paſſau, Griesbach, Pfarr- 
kirchen, Altötting, Laufen, Berchtesgaden, Trauen⸗ 
itein, Rojenhaim, Miesbach, Tölz, Werdenfels, 
Schongau, Füßen, Sonthofen, der Gtadt- 
magijtrat zu Lindau, ferner die Bezirfsämter zu 


Lindau, Zweibrüden, Pirmajens, Bergzabern u. 


Germersheim, 

3. Königreich Sachſen.) Die Kreisdirectionen 
zu Baugen, Dresden, Zwidau und Leipzig. 

4. [Im Königreidy Württemberg] Das Ober- 
amt zu Tettnang. 

5. (Im Großherzogtfum Baden) Die Be 
zirlsämter Überlingen, Stodad), Conjtanz, Engen, 
Bonndorf, Waldshut, Sädingen, Lörrach, Müll 
heim, Staufen, Aitbreifah, Emmendingen, Elten- 
heim, Lahr, Offenburg, Kork, Bühl und Raſtatt. 

6. Großherzogthum Medienburg - Schwerin.] 
Die Gewerbecommifjion zu Schwerin. 

7. Großherzogthum Dldenburg.] Die Polizei« 
direction zu Oldenburg und die Regierung zu 


tin. 
8. [Freie u. Hanſeſtadt Lübeck.) Das Polizei- 
amt zu Lübed, 

9. [Freie u. Hanfeftadt Bremen.) Die Polizei» 
direction zu Bremen. 

10. [Freie und Hanfeftabt Hamburg.] Das 
Gewerbebüreau zu Hamburg und dad Amt zu 
Rigebüttel, 

egen der Befteuerung der Ausländer für den 
Gewerbebetrieb im Umberziehen j.unt.&ewerbe- 
teuer, Gejeg vom 3. Juli 1876 $ 3. — Jur 
iſtiſche Perſonen des Auslandes dürfen, jofern 
nicht durch Staatsverträge ein Anderes beftimmt 
ift, nur mit Erlaubniß der Minifterien in Preußen 
ein ftehende® Gewerbe betreiben (Gejeg dom 
22, Juni 1861 $ 1). Grundeigenthum fönnen 
fie nur mit landeöherrlicher Genehmigung er» 
werben (Gef. vom 4. Mai 1846). — Wegen Zu- 
läjfigkeit der Ausweilung des Ausländer aus 
dem Bundesgebiet, |. Str.-G.-B. $ 39 Nr.2. — 
Aufnahme von Ausländern in den Untertfanen- 
verband ſ. Naturalijation. 


Eheihließungen der Ausländer im 
Breußiigen Staate. 


Geſetz vom 13. März 1854: $ 1. Ausländer, 
welche ın Unjeren Staaten mit eier Fnländerin, 
oder Ausländerin eine Ehe ſchließen wollen, 

aben 'neben der Erfüllung der jonjtigen gejeg- 
lihen Erfordernifje, durch ein gehörig beglaub- 
igted Atteſt der Ortöobrigleit ihrer Heimath 
nachzuweiſen, daß fie nach dortigen Gejegen, un« 








or 


beichadet ihrer Staatdangehörigleit, zur Ein- Staat3angehörigfeit, Geſ. v. 1. Juni 1870 
gehung einer Ehe im Auslande befugt find, 0d.|$ 15. Meferve-, Land⸗ und Seemwehrpflidtigen 
die nach biejen Gejegen etwa erforderlihe Er- Mannſchaften darf in ber Beit, in welcher fie 
laubniß zu der beabfihtigten Ehe erhalten haben. nicht zum activen Dienfte einberufen find, die 
8 2. Unjere Minifter der Juftiz, ber geiſt- Erlaubniß zur Auswanderung nicht verweigert 
lichen 2c. Ungelegenheiten und des Innern find er- | werden (Se. vom 9. Nov. 1867 $ 15). — Ber» 
mädhtigt, ſowol in einzelnen Fällen, als mit|fonen bed Beurlaubtenftandes, welche nad) er: 
Rückſicht auf die Geſetzgebung einzelner Staaten, |jolgterAuswanderung vor vollendetem 31. Lebens⸗ 
—— die Ungehörigen derſelben überhaupt die jahre wieder naturalifirt werden, treten in den⸗ 
—— eines ſolchen Atteſtes (ß 1) zu er⸗ jenigen Jahrgang, welchem fie ohne die ftatt- 
laſſen. F 8. Geiſtliche oder Civilſtandsbeamte, |gehabte Auswanderung angehört haben würden, 
welche bei Schließung der Ehe eines Ausländers wieder ein (Reichs-Mil-Geſ. vom 4. Mai 1874 
amtlich mitwirken, ohne daß ihnen das erforder-|$ 68). — Über den Einfluß der Militärpflicht 
liche Atteſt ($ 1) vorgelegt worden, jollen, wennjauf Uuswanderungen |. Wehrordnung (vom 
die Beibringung befjelben nicht erlaffen ift ($ 2),]28. Septbr. 1875) Th. I. $ 25. Bezüglich der 
mit Geldbuße bis zu 300 M beftraft werben. |Beitrafung der Wehrpflichtigen und der Perſonen 
©. auch unter Berjonenftandswejen, Geſetzſdes Beurlaubtenftandes wegen unerlaubten Aus» 
vom 6. Febr. 1875 $$ 38, 47. wanderns j. Strafgejegbud $$ 140 und 360 
Auslandspäffe werben von ben ſämmtlichen Nr. 3. , 
Landrathsämtern und den Polizeibehörden der| II. Bezüglich der Öffentlichen Unterftügung-Hilfs- 
Städte von mehr ald 10,000 Einwohnern er-|bedürftiger Au Länder ſ. Gejeg vom 6. Juni 1870 
theilt.. S. unter Paßpolizei, Geſetz vom g 60 (de ©. 67) und Gejeß vom 8, März 1871 
12. Dct. 1867 $ 6. WBehrpflichtigen, welche fih|$ 64 (jiehe ©. 77). Verpflichtung der Ausländer, 
noch nicht im militärpflichtigen Alter befinden, ſich über ihre Perſon auszumeifen, f. unter Ba f- 
dürfen Auslandspäfje für eine über dem Beit-|polizei, Gejeg vom 12. Oct. 1867, 88 2. 3. 
punft des Eintrittö in dieſes Alter hinausliegende 
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zen nur inſoweit ertheilt werben, al3 fie eine 
ejcheinigung des Eivil-Vorfigenden der Erſatz⸗ 
Commiſſion ihres Geftellungsort3 darüber bei- 
bringen, daß ihrer Ubmejenheit für die beab- 
fihtigte Dauer Hindernifje nicht entgegenftehen. 
Militärpflitigen find Auslandspäſſe nur für 
die Dauer der ihnen bewilligten Zurüditellung 
zu gewähren (MWehrordnung vom 28. Geptbr, 
1875 Th. II. $ 3 Wr. ı u. $ 4 Nr. 3). 

Auslieferung eines Deutſchen an eine aus- 
ländijche Regierung zur Verfolgung oder Bes 
ftrafung findet nicht jtatt (Str.-©.-B. $ 9). 

— ————— der Arbeiter ſ. Arbeitslohn. 

Ausſchließliche Gewerbeberechtigungen, i. 
Gewerbliche Berechtigungen. 

— — ber Sirafbarleit einer Hand» 
fung, ſ. Str.-6.-8. 85 51 f. — Ausſchließung 
geiftlicher Orden vom Reichögebiet, j. ut. Geiſt— 
liche Orden, Gefeg vom 4. Juli 1872. Wus- 
ſchließung von ber Beförderung mitteld ber 
Eijenbahn, ſ. Betrieböreglement 5 23. 48; 
mittel der Poſt ſ. unter Poſtweſen, Poit- 
ordnung vom 18. Dec. 1874 88 11. 56 Nr. 4. 

Aufercoursjegung von Inhaberpapieren, j. 
Inhaberpapiere. 

usjeyung einer hilfloſen Perſon, Beitraf- 
ung derjelben, f. Str⸗G.VB. $ 221. 

Aus telungen, j. Xotterie. 

Ausitenerkajjlen, Beitrafungdergejetwidrigen 
Errichtung von joldhen, j. Str.«G.⸗B. $ 360 Nr. 9. 

Austritt aus der Kirche, bezw. Synagogen» 
gemeinde, j. Kirche, Synagogengemeinbe, 

Auswanderung, itrafbare Berleitung dazu, 
j. Str.-&.-B. $ 144. 

Auswanderungswejen. 


III. Gejeg, betreffend die Beförderung 
von Audwanderern, vom 7. Mai 1853. 


1. Verträge mit Auswanderern, welche deren 
Beförderung nah auferdeutihen Ländern zum 
Zwede haben, dürfen nur von joldhen Perſonen 
abgeichlojjen od. vermittelt werden, welche hierzu 
von der Bezirkäregierung ihres Wohnortes eine 
Conceſſion erhalten haben.!) — Es macht hierbei 
feinen Unterjchied, ob die Verträge in cigenent 
Namen od. im Namen u. Auftrage dritter Per- 
ſonen abgeichlofjen od. vermittelt werden. $ 2. 
Die Regierung darf die Conceſſion ($ 1) nur 
an Inländer u. erſt dann ertheilen, wenn fie ſich 
von deren Unbejcholtenheit u. Zuverläffigfeit über- 
eugt hat; fie kann diejelbe jedoch nad) ihren 
meſſen auc dann verjagen, wenn der Bewerber 
diefer Bedingung entipriht. — Wgenten oder 
Unteragenten müfjen vor Ertheilung der Eon» 
cejfion nachweijen, daß ihre Vollmachtgeber con- 
cejfionirt find. — $ 3. Die ertheilte Conceffion 
hat nur für das laufende Kalenderjahr Giltig- 
feit. Die Verlängerung derjelben muß von Jahr 
zu Jahr nadhgefudht werden. & 4. Über die 
Gründe zur Berfagung der Eoncefjion oder der 
Verlängerung derjelben ift die Regierung nur 
ven vorgejegten Behörden Auskunft zu geben 
jhuldig. $ 5. Die Ertheilung od. Verlängerung 
der Conceſſion fann von der vorgängigen Beitell- 
ung einer Caution abhängig gemacht werden. — 


!) Im Allgemeinen find bie Eoncefjionarien nur bereditigt, 
durch ihre in den Preußiihen Staaten bejtellten Agenten Vers 
träge zur birecten Beförderung der Auswanderer nad trans: 
atlantiichen Ländern über denjenigen Hafen, welcher in ber 
Eonceffion ald Wohnort des Unternehmers bezeichnet iſt, ver⸗ 
mitteln oder abſchließen zu laſſen [Eircular des Minifters für 

andel ıc., vom 27. Juni 1854). Diejenigen Länder, bezw. 


I. Die Freiheit zum Auswandern fann von Bläge, nad) weiten’ den Unternehmern die Beförderung dom 


Staat3wegen nur in Bezug auf die Wehrpflicht | Auswanderern geftattet, 
beſchränkt werden (Verfafjungs - Urfunde vom | übereinftimmend mit ber Conceſſion u. den etwaigen 


w. verboten ift, müffen 


ägen zu berfelben auch in den Vollmachten für bie General, 


31. Jan. 1850 Art. 11). Wegen Entlafjung aus — und Unteragenten angegeben — 


dem Staatöverbande j. unter Bundes- und 


linifter8 vom 1. Juni 1876). 


— 
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"in welchen Fällen u. bis zu welcher Höhe dieſe 
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Die nä Beitimmungen darüber, namentlich: zu Beförderungen nad folden Ländern — 
überjeeifchen XZransporten nur über | 
Caution zu leiften u. wieder zu ergänzen ift u. [Einfchiffungs- u. Zwiſchenhäfen — welche in 
welde Bedingungen über deren Haftbarkeit in|jelben ausdrücklich bezeichnet, od. auf meld 
dad Cautions · Initrument are find, nachträglich ausgedehnt worden ift. — Es b 
werben durch ein von dem Minijter für Handel,|vorbehalten, die Ausfertigung von Conceſſi 
Gewerbe u. öffentliche Arbeiten zu erlaſſendes zur Beförderung nad gewiſſen Ländern 
Reglement getroffen [Dafjelbe it hiernächſt ab-|Häfen zu unterjagen. Bei überſeeiſchen Tr 
rudt). 8 6. Das zu erlajiende Neglement|porten ift die Beförderung nur über joldye 
$ 5) wird diejenigen Eontrolen vorſchreiben, der Eoncefjion ausdrücklich zu bezeichnende 
denen bte concejfionirten Perſonen ($ 1) rückſicht ·ſchiffungs · u. Zwiſchenhaͤfen zu geftatten, in we 
lich ihrer Geichäftsführung unterworfen find. |bie gefilherte Handhabung ausreichender o 
8 7. Die Ertheilung der Eonceffion an Agenten |teitlicher Bejtimmungen die Benupung geeig 
ausmwärtiger Auswanderungs · Unteruehmer iſt nur) Transportmittel, ausreichende Proviantiru 
zuläffig, wenn die Unterneymer die Erlaubniß|die Wahrnehmung der jonft für die Sich 
des Minifters für Handel, Gewerbe u. öffentliche u. Gejundheit der Pajjagiere während der 
Arbeiten zur Beitellung von Agenten in Unieren|reife notwendigen Küdjichten verbürgt. 
Staaten erhalten haben (Allg. Gewerbeordn. vom | Königl. Regierungen werden hierüber beio 
17. San. 1845, $ 18). — Der Minifter für|AUnwerfungen erhalten. $ 2. Der Eonceji 
del, Gewerbe u. Öffentliche Arbeiten kann dieJübernimmt durch Ansitellung eines bei N 
heilung biejerErlaubniß von der vorgängigen|legung feiner Caution anszufertigenden Rev 
Beitellung einer Caution abhängig madyen, aud|in welchem derſelbe fi ausdrüdlic allen 
fann die Erlaubniß von ihm jederzeit wider- |ftimmungen dieier Inftruction unterwirft, jol 
rufen werben. & 8. Die allgemeinen geieglichen|bejondere Verpflichtungen in Betreff aller 
Beſtimmungen über die Zurüdnahme der ge-jihn jelbit, od. durd feine Agenten, od. B 
werblichen Eonceffionen u. das dabei zu beob- | mädtigtenabzufchliegenden Bejörderungsver! 
adıtende Verfahren (Allg. Gewerbeordn. vom|a) die Verträge dürfen, wenn eine überii 
17. Jan. 1845, 55 71—74) finden auch auf die] Auswanderung beabfichtigt wird, ſich nich 
nach Inhalt des gegenwärtigen Geſehes zu er- |die Beförderung bis zum Einſchiffungshafe 
theilenden Eoncejjionen Anwendung [S. jetztſbis zu einem europäiihen Zwiichenhajen 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, $ 148). ſchränten, jondern müffen aud auf die 3 
$ 9. Die Eonceffionen der Agenten u. Unter»|derung über See mit gerichtet jein!); b) die 
agenten erlöichen, wenn die Bollmadt von dem müſſen, in deutſcher Sprache abgefaßt, für 
Mochtgeber dgenommen ift oder wenn bie)Gontrahenten bejonders auögejertigt wert 
dem Vollmachtgeber ertheilte Eonceifion ($ 1) od. |c) den Tauf⸗ u. Familiennamen jeder zu 
Erlaubniß ($ 7) außer Kraft tritt. & 10. Werjdernden Berjon, ihr Alter, Stand u. Mohn 
ohne Conceſſion ($ 1) Verträge mit Muswan-|mit Angabe des landräthlichen Kreiſes des le 
berern zum Bwede beren Beförderung nad) außer | — enthalten; 2” überjeeifhen Beförder 
deutſchen Ländern abſchlient oder vermittelt oder|find in den Berträgen zu bezeichnen: 1 
wer ohne Eonceffion jeine —— zur Ab Hafen, in welchem die Einſchiffung erfolge 
—— Berträge oder die Ertheilung|2. der überſeeiſche Beftimmungsort; 3. d 
uslunft über die Beförderung von Aus-u. Weiſe des Transports bis zum Einfgii 
wanberern anbietet, hat Geldbuße bis zu 600 M|hafen, jofern diejer mitbedungen ift; 4. der 
oder Gefärgniß bis zu 3 Monaten verwirkt. en weldyem die ne im Seehafen eı 
j ; 5. diejenigen Perſonen, weiche dort 
IV. Reglement, betreffend die Geſchäfts— * 
führung der zur Beförderung von ———— sing ai ice 
Auswanderern concefjionirten Ber-| osrsunehmen mas ne —* 
onen und die von denſelben zu be— —* eitennien befördert u. bort in 
ellenden Gautionen (88 5—7 bed] dern, als in dem au ihrer Wiedereinfe 
Gejepes vom 7. Mai 1853), vom beftinanten Hafen ä Free F 
6. September 1858. —— ER 
: ihnen vertragsmäßig zugufichern, daß fie 
fi. la ge ber inländiichen Unter- [halb 12Stunden nach beſchaffter Erpeditio 
nehmer] &1. Diejenigen Inländer, welche für) Perfonen u. Effecten im Zollhauſe des Lan 
eigene Rechnung Verträge über die Beförderung) hafens, od, falls innerhalb 12 Stunden I 
von Auswanderern nach auferdeutichen Ländern wöhnlicer Eifenbahnzug abgeht, mit dem 
abzuſchließen od. abſchließen zu lafjen beabjicht-| nad beichaffter Bollyauserpedition abgı 
igen, haben vor Ertheiiung der Eoncefjion ($ 1)gewöhnligen Eiſenbahnzuge nah dem 
des Geſetzes vom 7. Mai d. J.) diejenigen Länder) britanniihen Einjdiffungsyajen weiter b 
zu bezeichnen, * — die von Pr F — — 
unternehmenden Örderungen gerichtet fein ipeiverorbmumng auf ve 
follen, ir bei überjeeiichen Transporten Diee| (peneiact Ranbunasrlinn nad den Benmuun, 
jenigen Häfen, in welchen bie Einjchiffung der|Yunerm der überferichen Länder, auf Eifenbabnen 
Auswanderer erfolgen, und die Zwiſchenhäfen, jaifen, — %., foısie das Anbieten olcher 
in welchen ein Transportwechiel eintreten fol. —| yerunastane yu benupenker Geförherungemintet ur 
Die Goncejfion ermächtigt den Unternehmer MR | jirafe bebroßt. 


Auswanderungsweſen. 


werden ſollen; f) der Unternehmer muß durchung u. der Termine, welche 


den Bertrag verpflichtet werden, denjenigen Per- 
\onen, deren Beförderung er übernommen hat, 
an dem zuihrer Einfchiffung od. fonftigen Weiter: 
beförderung bejtimmten Orte, bei jeder, nicht von 
ihnen ſelbſt verjchuldeten, Verzögerung der Ber 
förderung, wenn biefe auch nicht durch Zufall ver: 
anlaßt fein jollte, von dem vertragsmäßig ‚be. 
jtimmten Abfahrtstage an, unentgeltlih Wohnung 
u. Beföftigung zu gewähren oder eine in Geld 
feitzufegende Entſchädigung dafür zu leiften ; des» 
gleichen g) bei überfeeifcher Beförderung den 
jelben auch noch 2 Tage nad) Ankunft des Schiffes 
im Ausſchiffungshafen AufentHalt an Bord u. 
gutes Trintwafter, jowie Belöftigung, wenn ſolche 
während der Geereije mit bedungen war, zu 
gewähren; h) ſoll die Einſchiffung in einem Hafen 
erfolgen, in welchem nad den dort bejtehenden 
Vorſchriften die Belöftigung während der See» 
reife nicht für Rechnung des Trandportunter- 
nehmers geliefert werden muß — u. wird hier- 
nad der Preis der Beförderung ausſchließlich 
der Belöftigung bedungen —, jo muß der Ber- 
trag die Bedingungen enthalten, unter denen die 
für bie Seereite erforderlichen Lebenämittel u. 
die zu ihrer Zubereitung erforderlichen Geſchirre 
dem Auswanderer in dem Einjichiffungshafen für 
Rehnung u. Gefahr ded Unternehmers ange- 
off werben können. Die Gelbjtbeföftigung 
während der Seereije mit aus der Heimath mit: 
zubringenden Lebensmitteln barf dem Aus» 
wanderer nicht überlafjen werben.!) — Die Ber- 
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die etwaigen 
Reitzahlungen verabredet find, enthalten. Ob u. 
in mieweit in dem Beförderungspreife die Koſten 
für Belöftigung mit einbegriffen find, ift deutlich 
auszubrüden. — Auch müfjen die Verträge: 1) 
Drt u. Beit des erfolgten Abſchluſſes angeben 
u. von jämmtlichen Contrahenten unterfchrieben 
fein. Iſt der Auswanderer de3 Schreibens un» 
fundig, jo ift befonders darauf zu fchen, daß die 
Verträge in redhtöverbindlicher Form abgeichloffen 
u. die gejeglihen Borfchriften genau erfüllt werden. 
Berlangen diejelben nicht ein Mehreres, jo muß 
der Vertrag in Gegenwart der Ortsbehörde oder 
eines Abgeordneten derjelben abgejchloffen und, 
daß died gejchehen, von der Behörde darunter 
bejheinigt werden. $3. Transportverträge dürfen 
nur mit folchen Perſonen abgeichloffen werden, 
welche ſich durd den Befig zur Zeit giltiger, 
von ber competeuten Behörde ausgeſtellter Aus- 
manderungsconjenje, od. wenigſtens ſolcher Bäffe 
legitimiren, welde für Die beabfichtigte Reife 
gültig find?); mit Minderjährigen nur unter Ein» 
willigung des Vaters od. Vormundes. $4, Die 
Unternehmer find verpflichtet: a) denjenigen Res 
gierungen, in deren Bezirk fie unmittelbaär oder 
durch Agenten Geſchäfte machen, Formulare der 
von ihnen abzuſchließenden Beförderungsverträge 
einzureichen; b) fortlaufende Regiſter über die- 
jenigen Berjonen zu führen, über deren Beförder- 
ung von ihnen Berträge abgeichloffen find. In 
denjelben find, in gefonderten Rubriken, der Name, 
das Witer u. der legte Wohnort der betreffenden 


träge müffen ferner: i) die Unternehmer ver:|Perfonen, der fandräthliche Streis, zu welchem 
pjlichten, die Auswanderer u. ihr Gepäd um den|derjelbe gehört, Tag u. Nummer der wegen ihrer 
bedungenen Preis aud) dann an ben Beitimm-) Beförderung abgefchloffenen Verträge, ſowie der 
ungsort zu bringen, wenn da3 betreffende Schifj[ Tag ihrer Beförderung u. bei überfeeiichen Bes 
Bin der Reife durch irgend einen Unfall an deren) förderungen, Tag u. Ort der verabredeten Ein« 
. Hortjegung verhindert werben jollte, auch auf|idiffung, jowie ber Beſtimmungsort zu vermerken, 
den Betrag der Bafjagegelder u. außerdem auf|u. die vorgewiejenen Legitimationspapiere unter 


60 M per Kopf (Berwendungdgelder 
joliden Verſicherungsgeſellſchaft Berfiherung zu 
nehmen ; k) die genaue Angabe des bedungenen 
Beförbderungspreijes, der darauf geleijteten Zahl- 


— r — 


1) Narhtr 
die Geigyäftsführung der zur Beförderung von Auswanderern 
conceſſionirten Perſonen :c., vom 19. Yan. 1855: 1. Die 
Beitimmung sub h, $ 2 be8 Meglements vom 6. t. 1853 
tritt vom 1. Mai d. J. ab aufer Kraft. In den nach biejem 
Zeitpuntt abzujchliefenden * über die Beförderung 
von Ausmwanderern barf bie töftigung mährend ber 
Seereiſe den Auswanberern nicht weiter überlaffen werben; 
vielmehr baben die Unternehmer in allen Fällen die Lieferung 
u. Bubereitung ber 2ebeusmittel während der Scereife u. wäh: 
rend zipeier Tage nad Ankunft bes Schiffes im Ausiciff- 
ungshafen contractmäßig zu Übernehmen. & 2. Die Auswand⸗ 
erungsunternehmer, rejp. die zur felbitändigen Ausfertigung 
von Beförberungsverträgen befugten Agenten haben fi in 
den mit ben Auswanderern abzufchließenden Berträ aus: 
drüdlich dazu zu verpflichten, den Kapitän engen von 
ihren erpedirten Schiffe, auf welchen ſich preufiihe Auswan- 
derer befinden, nicht mehr, als die Hälfte der Fracht vor An: 
tritt ber Seereife zahlen zu laffen, die Zahlung des Meites 
aber erit am Beftimmungsorte fälig, unb von ber Bedingung 
abhängig zu machen, daß dort in einer, nicht unter drei Tagen 
zu beftimmenden, ben Auswanderern in den mit hnen abju= 
ſchließenden Berträgen bekannt zu machenden Friſt von der 
Ankunft des Schiffes ab, Leine begründeten Anſprüche oder 
Beihmwerden der Paffagiere geltend gemacht werden. Dasjenige 
Handlungsbaus, auf welches der Reit der Baffagegelder ange: 
wieien wird, iſt bei Erpebition jedes Schiffes deu preufifchen 
Eonful des Veſtimmungsorts brieflih zu bezeichnen. Dieſer 
$ 2 des Nadıtrages ijt bis auf Weiteres außer Kraft gefegt. 


bei einer 


zu bem Weglement vom 6. Sept. 1853, betr. | h 


Angabe der Zeit der Ausfertigung u. der Be- 
hörden, welche diejelben audgefertigt haben, zu 
bezeichnen; e) Duplicate aller von ihnen abge- 
ichlofjenen Verträge aufzubewahren; d) die Re 
giſter u. Duplicatverträge der Orts-Polizeibe—⸗ 
örde — auf Berlangen in deren Amtslokal — 
jederzeit zur Einjicht vorzulegen; e) der Königl. 
Regierung, von welder jie concejfionirt find, 
aljägrlid einen allgemeinen Gejchäftsbericht u. 
ein jummarijches Berzeichni5 der im Laufe des 
Jahres von ihnen beförderten Perjonen einzu« 
reihen; f) der Königl. Regierung diejenigen 
Perſonen zu bezeichnen, welche in den rejp. Ein« 
ſchiffungs⸗ Zwijchen- u. Ausichiffungshpäfen mit 
der Wahrnehmung der Verpflichtungen des Eon» 
cejfionars beauftragt find. Die Königl. Regier- 
ung wird dieje Perjonen den Königl. Conſular— 
beamten namhaft maden, u. fann die Vorlegung 
der mit benjelben in Bezug auf das Austwander- 
ungsgefhäft gepflogenen Correſpondenz bean» 
ſpruchen; g) die Königl. Regierungen fünnen, 
wenn fie dies für nothwendig eradıten, den 
Unternegmern od, deren Agenten die Ankuͤndig— 


1) Diefe Beftimmung ift mit Nüdfiht auf $ 7 des Bundes⸗ 
eſehes ber das Pahweien vom 12. Oct. 1867 aufgehoben 
(erlag bes Handelsminifters vom 1. Dec. 1869]. 
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ung ihres Geſchäfts durch Plakate auf den öffent-!($ 1 des Gefepes vom 7. Mai b. 
Iihen Straßen, in Gaft- und eig Fade laubniß zum Gejchäftsbetriebe ($ 


Dampfidiffen und Eifenbahnftationen für den 
anzen Umfang ihrer Bermwaltungsbezirfe oder 
ür einzelne Theile deſſelben unterjagen. 

[2. Gejichäftsfü rung der ausländilchen Unter- 
nehmer.) $ 5. Die in den $2u.3u.%$4, 
Litt. g enthaltenen Beitimmungen finden aud 
auf ausländiiche Unternehmer Anwendung, welchen 
die Ermädtigung zum Betriebe des Geſchäfts 
der Beförderung von Ausmwanderern innerhalb 
der Preuß. Staaten ertheilt worden ift. Solche 
Unternehmer haben ſich den Enticheidungen der 
Preuß. Gerichte in allen Streitigkeiten zu unter- 
werfen, welche aus den für fie innerhalb der 

Königl. Staaten abgejchlojjenen Auswanderung? 
verträgen hervorgehen. — Sie dürfen ſich zur 
Bermittelung ihrer Gejchäfte innerhalb der Königl. 
Gtaaten nur der von ihnen mit Vollmacht ver- 
fehenen Hauptagenten u. der durch dieje bevoll- 
mächtigten Unteragenten bedienen, die nad) Vor- 
ichrift des Geſetzes vom 7. Mat 1853 von der 
competenten Behörde conceffionirt find. 

[3. — —— der Agenten] 86. Alle 
Agenten, welche für Rechnung in- od. ausländ- 
iſcher Unternehmer zum Abſchluß von Beförder- 
ungöverträgen ermächtigt jind, unterliegen den 
in den $$ 1 bis 4 dieſes Reglements gegebenen 
Beſtimmungen. Dem Antrage auf Ertheilung 
der Eoncefjion an diejelben ift eine Ausfertigung 
der ihnen ertheilten Vollmacht beizufügen. Gepe 
Abänderung derjelben ift zur Kenntniß der fünig- 
lihen Regierung zu bringen. 8 7. Ugenten u. 
Unteragenten, welche nicht zum jelbitändigen Ab- 
fhluß, jondern nur zur Vermittelung der Aus: 
wanderungsverträge bevollmäcdtigt find, Haben 
fich der Vermittelung und Aushändigung aller 
* Verträge zu — welche den Be— 

immungen der 8$ 1 bis 3 dieſes Reglements 
nicht entſprechen. — Sie ſind außerdem ver— 
pflichtet, in allen Fällen, in welchen ihre Ver- 
mittelung zum Abſchluß von Transportverträgen 
von Auswanderungsluftigen in Anſpruch ge- 
nommen wird, binnen 24 Stunden der Ort3- 
polizeibehörbe der Tegteren davon jchriftliche An— 
zeige zu machen. — Dieje letztere Beitimmung 

Ir et auch auf inländische Unternehmer u. zum 
elbftändigen Abſchluß von Verträgen bevoll- 
mädhtigte Agenten in allen denjenigen Fällen 
Anwendung, in melden bie Ausmwanderungsd- 
Iuftigen fi unmittelbar an fie wenden, — Sie 
führen Regifter über alle Berfonen, über deren 
Beförderung fie Verhandlungen eingeleitet haben, 
u. find verpflichtet, diejelben der Polizeibehörde 
— auf Verlangen in deren Amtslokal — jeder- 
zeit zur Einficht vorzulegen. — Es ift ihnen 
unterjagt, Gejchäfte außerhalb des in ihrer Eon» 
cejfion bezeichneten Bezirks zu vermitteln. Die 
Beitimmung des 8 4, Litt. g findet auf fie 
ebenfalld Anmwenbung. — Eine Abſchrift der ihnen 
von ihren Machtgebern ertheilten Vollmacht wird 
bei Nachſuchung der Eonceifion bei ber Bezirks. 
regierung eingereicht und bei ber Ort3polizeibe- 
hörde aufbewahrt. 

[4. Eautionen.] $ 8. Jeder Auswanderungd- 
unternehmer hat vor Ausfertigung ber Gonceffion 


Auswanderungswefen. 


3.) oder Er. 
ibid.) eine 
Eaution zu bejtellen, welche in der Regel auf 
30,000 M zu bemefjen und in gleicher Höhe zu 
erhalten iſt. — Für ſolche inländiiche Unter- 
nehmer jedoch, melde in preußifchen Seeftädten 
als Kaufleute oder Rheder anſäſſig find, u. ſich 
nur mit der Directen Beförderung von Aus— 
wanderern aus den preußiichen Sechäfen nad 
transatlantijchen Plätzen beichäftigen, Tann die 
Eaution auf den Betrag von 15,000M ermäßigt 
werden. — Eine gleiche Ermäßigung fann jolchen, 
in ausländiihen Seeplägen angejejjenen Unter: 
nehmern zugejtanden werden, welche von der zu- 
er in Behörde zum felbjtändigen Betriebe 
es Geſchäfts der —— von Auswan— 
derern polizeilich concejlionirt und unter Caution 
geſtellt ſind, wenn dieſe mindeſtens 15,000 M 
beträgt. 8 9. Die Caution des Unternehmer! 
haftet: a) dem Auswanderer für jeden Nachtbeil, 
welcher demſelben durch Nichterfüllung des vor 
dem Unternehmer oder von jeinen Agenten oder 
Bevollmächtigten abgeichloffenen Vertrages Seiten 
be3 lag ar entjteht; ingleihen für bie 
Folgen der Nichtbeachtung der gejeglichen oder 
polizeilichen Beftimmungen, welche rückſichtlich der 
Beförderung der Auswanderer im Aus- oder im 
Einwanderungslande, oder in den auf der Reiie 
berührten Plätzen bejtehen; b) der StaatSregier- 
ung aa) für diejenigen Auslagen, welche aus der 
Beförderung der Auswanderer nah ihrem Be- 
itimmungdorte, oder aus der Rüdidhaffung der- 
jelben nad ihrer Heimath erwachſen, injofern 
die Nichterfüllung der dem Cautionsbeſteller ob- 
liegenden contractlichen, oder geſetzlich oder poli- 
zeilic) vorgeichriebenen Berbindlichkeiten die Ein- 
miſchung der NRegierungdorgane zu dem einen 
oder dem anderen Bwede erforderlid madıt; 
bb) für diejenigen Bolizeiftrafen, zu welchen der 
Sautionsbefteller mit Rüdjiht auf feinen Ge 
ihäftöbetrieb von der competenten Behörbe ver- 
urtheilt werden möchte. $ 10. Die von ben 
Agenten zu beftellende Caution ift a) für ſolche 
Hauptagenten, melde zur felbitändigen Aus— 
fertigung von Transportverträgen Namens = 
Be ag ermächtigt find, auf 3000 M » 
zuſetzen; b) in allen anderen Fällen nad ber 
wahrſcheinlichen ar bed Geichäftsbe- 
triebs von der betreffenden Bezirksregierung auf 
900 bis 1500 M zu beftimmen, — Bei Nieder 
fegung der Caution haben ſich die Agenten, gleich 
den Unternehmern, ausdrüdlih allen Bejtimm- 
ungen diejer Jnftruction zu unterwerfen, u. die 
beitellte Caution für die Erfüllung der dadurch 
übernommenen Berbindlichkeiten haftbar zumachen. 
$ 11. Die Kaution des Agenten haftet: a) dem 
Auswanderer und ber Staat3regierung für alle 
Nachtheile u. Auslagen, welde aus einer Über- 
ſchreitung ber dem Cautiondbefteller von jeinem 
Vollmachtgeber ertheilten Vollmacht, aus einer 
Nichtbeachtung der für feinen Geſchäftsbetrieb 
beitehenben gejeglihen oder polizeilihen Vor— 
ſchriften oder aus wifjentli von ihm gemachten 
unrichtigen Angaben erwachſen; b) für Diejenigen 
Polizeiftrafen, zu melden der Cautionsbefteller 
mit Rüdficht auf feinen Gejchäftsbetrieb von der 


— ——— 
Bo 


Auswerfen — 


——— Behörde verurtheilt werben möchte. 
8 12. Die Königliche Regierung, bei welcher bie 
Eautionen niedergelegt And, berichtigt aus den⸗ 
felben: a) die in $ 9, Litt. au. $ 11, Litt. a 
aufgeführten Forderungen der Auswanderer an 
die Cautionsbeſteller, ſobald diefelben durch ein 
rechtöträftiges Erfenntniß eines in- oder aus⸗ 
ländiſchen Gerichte fejtgeftellt find, infofern nicht 
deren fofortige, auf anderem Wege erfolgte De- 
friedigung nachgewieſen wird; b) bie gegen den 
Cautionsbeſteller ET annten Strafen 
(8 9, Ritt. b, bb u. 8 11, Litt. b); c) die im 
89, Litt. b, aau.$ 11, Litt. a erwähnten An- 
jprüche der Staatöregierung, in Betreff deren die 
Bahlungs Berpflihtung des Cautionsbeſtellers 
durch einen nad) Bernehmung des lehteren ge- 
faßten Regierungsbeichluß feſtgeſtellt ift; d) ſolche 
Entichädigungsforderungen der Auswanderer $ 9, 
Litt. a u. $ 11, Litt. a), welche durch eine pro» 
viforiiche Entſcheidung des preußiichen Eonfular- 
beamten im Ein» od. Ausſchiffungshafen od. in 
einem Zwiſchenhafen in quanto feitgeitellt, u. in 
Betreff deren die BZahlungsverbindlichfeit des 
Cautionsbeftellerd, nad) deſſen Anhörung, durd) 
einen Regierungsbefhluß als liquide anerkannt 
worden ih — Es fteht den Cautionäbejtellern 
frei, den föniglichen Eonfularbeamten eine an 
dem betreffenden Hafenplabe wohnhafte Perſon 
ein« für allemal zu bezeichnen, welche gehört 
werden muß, bevor ein Entihädigungsaniprud) 
eines von ihnen beförderten Emigranten feitge- 
ftellt, oder deſſen Weiter- oder Hüdbeförderung 
von Amtswegen veranlaßt wird. Iſt dem Eon- 
fularbeamten eine ſolche Perſon nicht bezeichnet, 
oder fann eine fofortige Erflärung derfelben ein- 
tretenden Falls nicht erlangt werden, jo hat ber 
Cautiondbefteller e8 fich jelbft beizumeſſen, wenn 
die betreffenden Anordnungen u. Entſcheidungen 
nur unter Berüdfihtigung der zur Etelle be- 
findlihen Beweismittel getroffen werden. — Die 
ad e u. d erwähnten Anſprüche werden aus der 
Caution gebedt, unbeſchadet des Rechts bes 
Cautiondbeftelerd, feine Nichtverpflichtung zur 
ahlung im Wege des Procefjes auszuführen, 
13. Die Cautionen find in preußiichen Staats- 
oder unter eng bes Staats von Cor» 
porationen oder 
jeden Inhaber lautenden, zinstragenden Papieren, 
deren Nennwert voll eingezahlt iſt, niederzu- 
Staatöpapiere und ſolche Effecten, 


legen), — 
deren Verzinſung von der Staatsregierung ga-|R 


tantirt ift*), fönnen zum Nennwerthe angenommen 
werben, andere Effecten zu bem mittleren Börfen« 





1) Die Caution fann auch baar Binterlegt werden, 
a dann nicht verzinft (Diin.Erlaß 1 me 1854 


wit 
3) Bei nicht garantirten Effecten fi ' 


eſellſchaften ausgegebenen, auf| Reiche ſ. Str. 


eine Ergänzung nur | worben, 


Badeanſtalten. 95° 


courje; ermäßigt fi deren Cours, fo ift eine 
entjprechende Ergänzung der Caution zu fordern. 
— Ein Gleiches muß geſchehen, wenn die Caution 
auf Grund des $ 12 angegriffen werben follte. 
Die unterlaffene Ergänzung der Caution in ber 
von der königlichen gg bierfür vorzu- 
ſchreibenden Frift zieht den Berluft ober Die 
ping der betreffenden Eonceffion nad) fid. 
$ 14. Die Zurüdgabe der Caution kann bean« 
tragt werden, wenn der Gautionsbefteller das 
Geichäft, wofür diefelbe niedergelegt ift, aufgibt, 
oder die Berehtigung dazu verliert. Der Ans 
trag wird dann in den Amtsblättern derjenigen 
Regierungen, in melden der Cautionsbefteller 
jelbjt oder durch Bevollmächtigte fein Geſchäft 
betrieben hat, Behufs Anmeldung etwaiger An« 
iprüche binnen einer Frift von 12 Monaten ber 
fannt gemadt. Werben dergleichen Unfprüche 
angemeldet, jo müſſen folche innerhalb weiterer 
6 Monate nad) dem Eingange der Unmeldung 
bei dem competenten Gericht zur Entſcheidung 
anhängig gemacht werden. Wird innerhalb der 
erjten Friſt ein Anfpruch nicht angemeldet, oder 
wird innerhalb der zweiten Frift nicht gehörigen 
Ort3 auf defjen Enticheidung angetragen, jo er« 
folgt die Rüdgabe der Caution an den pfangs» 
berechtigten. it dagegen ein Anſpruch rechtzeitg 
zur Entſcheidung anhängig gemacht worden, jo 
wird die Caution, ſoweit dies zur Dedung 
defielben erforderlich ift, bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung zurüdbehalten. — In allen Fällen 
find die etwa gegen den Cautionäbefteller feft- 
gejegten Strafen, fowie die erwachjenen Koften, 
vor Rüdgabe der Eaution zu berichtigen. 

Ausweichen auf Chauffeen. Jedermann muß 
den Poſten auf den Stoß in das Horn aud« 
weichen bei Vermeidung einer Strafe von 15 bis 
150 M. Fuhrwerlke, welche fich begegnen, müfjen 
ſich nad) der rechten Geite hin Halb ausweichen. 
Denjenigen, welche einen Berg oder eine fteile 
Anhöhe Herunterfahren, muß jedod von dem 
Hinauffahrenden ganz ausgewichen werben bei 
Vermeidung einer Strafe von 1 bis 15 M und 
des Schadenerſatzes (Cab.-Ordre vom 29. Febr. 
1840, 2’Nr. 7, 8). 

gg br Br ng pre 

G.⸗B. $ 39 Nr. 3 u. $362 Abi. 3, 

©. aud; Gothaer Vertrag. 

Auswerfen, verbotene, von Gegenftänden 
auf öffentlihe Wege ꝛc., |. Str.-G.-B. $ 366 


rt. 8. 

Autoritätszeichen, Beitrafung ber Beſchäd⸗ 
igung öffentlicher, |. Str.-&.-8. 88 103a, 135, 
dann gefordert werben, wenn ber Eo um 10% unter 


de b wel bei ber Hinterl be 
— 


8. 


Baarzahlung der Fabriklöhne, ſ. Gewerbe⸗ 


ordnung $ 134. 
Badwaaren j. unter Bäder. 


Badeanjtalten gehören in gewerbepolizei— 





licher Hinfiht zum Reſſort des Minifteriums des 


Innern (Ullerh. Erlaß vom 30. Zuni 1858). Bes 
üglich der Beiteuerung der Badehäufer, f. unt. 
ebäubdefteuer, Gele v. 21. Mai 1861 $5 
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Babeorte — Bahnpolizet. 


Nr. 1; wegen Erhebung der Gewerbeftener von Profil des lichten Raumes zu geftatten fir 


den Babdeanftalten, f. unter Gemwerbefteuer,|ftimmt der Bundedrath. — 


Geſetz vom 19. Juli 1861 $ 3 Nr. 2. 


n Labe-& 
melde nicht von digchgehenden Zügen be 


Babeorte, in demſelben ift dad Vermiethen werden, kann nad Art ihrer Benugung eir 


von Zimmern an Babegäfte 
— vom 19. Zuli 1861 $ 16). 

äche, öffentliche, find von 
befreit, (Grundfteuergefeg vom 21. Mai 1861 
84, e). 

Bäder, Gewerbefteuer derfelben, ſ. unter Ge- 
werbejteuer, Gej.vom 30. Mai 1820 8 10 e, 

26 und Beilage B Kitt. D, — Bäder u. Ber- 

fer von Badwaaren können durch die Polizei- 
behörde angehalten werden, die Preije und das 
Gewicht ihrer verichiedenen Badwaaren für ge 
wifje von berjelben zu beftimmende Zeiträume 
durch einen von außen fichtbaren Anſchlag am 
Verkaufslokale zur Kenntniß des Publicums zu 
bringen. (Gewerbe⸗Ordnung 8 73). 

Bälle, von öffentlichen können die Gemeinden 
eine Abgabe zu Armenzwecken erheben; Geſetz 
vom 8. März 1871 $ 74 Schluß (jiehe ©. 79). 

Bahn, BZuftand, Unterhaltung u. Bewachun 
berjelben bezüglich der deutichen Eifenbahnen, P 
Bahnpolizei-Heglement vom 4. Jan. 1875 
88 1—6. 

Bahnanlagen, Betreten derjelben, j. Bahn» 
polizei-Heglement 8 54f. 

Baynbeamte, j.BahnpolizeirReglement 


88 66 f. 

Bahnhöfe, Betreten berjelben, |. Betrieb s— 
reglement $ 6. 

Bahnpolizei. 

Bahnpolizei-Reglement vom 4. Januar 1875: 
I. Bujtand, Unterhaltung und Bewad- 
ung der Bahn. 

[Baulicher Zuftand, Zeichen für in Wusbeffer- 
ung befindliche od. zeitweilig —— Streden.] 
$1. Die Bahn ift fortwährend in einem foldhen 
baulichen Zuſtande zu halten, daß biejelbe ohne 
Gefahr und, mit Ausnahme der in Reparatur 
befindlichen Streden, mit ber im 8 26 fejtge- 
rein größten zuläffigen Gejchwindigteit be- 
ahren werben kann. Diejenigen Streden, welche 
nicht mit dieſer Geſchwindigkeit befahren werden 
dürfen, find als ſolche durch beftimmte, vom Zuge 
aus jichtbare Signale zu bezeichnen. — Die Bahn- 
höfe find durd, Signale geſchloſſen zu halten u. 
nur für die Einfahrt der Küge zu öffnen. — 
Streden, welche wegen Ausführung von Yus- 
wecjelungen, Reparaturen, geöffneter Dreh. 
brüden 2c. oder aus fonftigem Grunde unfahrbar 
find, müffen in — — Entfernung von den 
betreffenden Stellen und während der ganzen 


Dauer der Unfahrbarkeit, auch wenn fein Zug 


er Grundfteuer 


ſichtsbehörde zugelafien werden. 
Weichen, bewegliche Brüden, Drehſchei 
iebebühnen, Kreuzungen.) $ 3. Es fin 
fehrungen zu treffen, da die Stellung derj 
Weichen, melde außerhalb ber Bahnhöfe 
in einer Entfernung von 300 m zu erfenn 
— Die Weichen un Br der Bahnhöfe r 
fo lange fie nicht bewacht find, verſchloſſ 
alten werden. — Bei beweglichen Brüde 
richtungen zu treffen, welche die richtige 
ung ber im 81 — Signale für die 
der Unfahrbarkeit ſichern. — In den Ho 
leiſen für durchgehende Züge find Drehji 
und Schiebebühnen mit verjentten Geleiji 
zuläjfig. — Die Kreuzung einer Bahn 
eine andere Bahn ſoll außerhalb der Sta 
thunlichft nicht, in gleicher Ebene der Sc 
iondern durch Überbrüdung, hergeitellt weı 
[Einfriebigungen. Schugwehren. Bar 
Barnungstafeln.] $ 4. Einfriedigungen ' 
da angelegt werden, wo bie gewöhnliche 
bewahung nicht hinreiht, um Menſcher 
Bieh vom Betreten der Bahn abzuhalt 
Zwiſchen der Eifenbahn und Wegen, melc 
mittelbar neben berjelben in gleicher Eben 
höher liegen, find Schugwehren erforberlid 
ſolche können nad näherer Beitimmun 
Landes-Polizeibehörde auch Gräben und ( 
Aufwurf angejehen werden. — Die Übe 
in gleicher Ebene mit der Bahn find mit j 
feicht fihtbaren Barrieren in angemefjene 
fernung von der Mitte des nächſten Bahn— 
zu verjehen. — Für den Abftand der gei 
Barrierenflügel von den @eleifen find t 
itimmungen des $ 2 zu beachten. — Zugba 
find auf Übergänge für wenig frequente € 
zu beichränten und müfjen von den bedie 
Wärtern überjehen werden können. — Di 
barrieren müſſen auch mit der Hand geö| 
geihloffen werden fönnen. Jeder Überga 
Bugbarrieren erhält eine Glode, mit weld 
dem Niederlaffen ber Sperrbäume zu läu 
— In angemefjener Entfernung vor den 
Übergängen find Warnungstafeln aufzı 
welche zugleich die Stelle des Weges bez 
wo Fuhrwerke, Reiter und Viehheerden a 
müſſen, wenn bie Barrieren geſchloſſen fi 
(Bewahung der Bahn. Reviſion. 
ber Barrieren] $ 5. Die Bahn muß jı 
bewacht werden, ald noch Züge oder ı 
Locomstiven zu erwarten ftehen. — Sän 


ERS Ihränfung bed Normal-Profild von der 


erwartet wird, durch Signale abgeichlofjen werden Bahnftreden müffen durch die Wärter bi 


(j. 8 46 UL. 3). 
Freihaltung ber Geleife. Normal - Profil.) 
8 2. Sämmtliche Geleife, auf denen Züge be- 
megt werben, jind in folder Breite freizuhalten, 
. daß mindejtend das auf beigefügtem Blatte dar- 
geitellte Normal» Profil?) des lichten Raumes für 
die freie Bahn und für die Bahnhöfe vorhanden 


it. — Inwieweit Abweichungen vom Normal- ß 


9) Daffelbe braucht Hier nicht abgedruct zu werden. 


mindeftend dreimal u. bei Dunkelheit, fo 
Zunnelftreden, ſoweit es thunlich ift, vor 
Buge revidirt werden. — Bei ber Revi 
insbefondere auch auf die PDienftfähig! 
Weichen zu achten. — Die Uebergangd- DB: 
find fpäteftens 3 Minuten vor Unfunft de 
u jchließen. Ausnahmen werden durd | 
ichtö-Behörde unter Zujtimmung der 
Rolizeibehörde feitgeitilit. — Die Barrie 


Bahnpolizei. 


er welche nicht beſonders bewaht| [Revifion der Locomotiven. Für jede Loco— 


werben, 


der Landes-Rolizeibehörde geſchloſſen gehalten 
werden u. find auf Verlangen der Paſſanten zu 
Öffnen. Zu dieſem Behufe erhält jede biejer 
Barrieren, einichliehlich der Zugbarrieren, einen 
Glodeuzug, mit‘els dejjen das Deffnen von den 
Pajjanten verlangt wird. — Bei Niveau-lleber- 
gängen fönnen Drehfreuze für Fußgänger ange- 
racht werden, weldye jedoch nur paſſirt werden 
dürfen, wenn fein Zug in Sicht ift. — Der 
Barrierendienit kann, wenn berjelbe von bem 
Dienſt der Geleid-Ueberwahung getrennt iſt, 
auch weiblichen Perjonen anvertraut werben. — 
Im Dunkeln jollen, jo lange die Barrieren ge- 
Ichloffen find, Die Uebergänge von Chauſſeen, 
Communalftraßen oder Bicinalftraßen erleuchtet 
fein. Dafjelbe gilt von ſämmtlichen Zugbarrieren. 
— Auf den Bahnhöfen find bei Dunkelheit min- 
beitens eine halbe Stunde vor der Ankunft und 
beziehungsweiſe Abfahrt der Züge, welche Per— 
fonen befördern, die Perrond und Anfahrten zu 
erleudten. 

Abtheilungszeichen. Neigungszeiger. Mar- 
firzeichen.] $ 6. Die Bahn tjt mit Abtheilungs- 
zeichen zu verjehen, welche bei Tage vom Zuge 
aus deutlich zu erfennen find und Entfernungen 
von ganzen und */,, km angeben. — Un ben 
Wechſelpunkten der Gefälle find Neigungszeiger 
aufzuftellen, an denen bie Neigungen der Bahn 
u. die Längen ber betreffenden Streden beutlich 
erfennbar anzugeben find. — Zwiſchen zufammen- 
laufenden Schienenfträngen ift ein Martirzeichen 
anzubringen, welches die Grenze angibt, mie 
weit in jedem Bahngeleife Fahrzeuge vorge- 
jchoben werden dürfen, ohne den Durchgang an⸗ 
berer Fahrzeuge auf dem anderen Geleife zu 
hindern. 

U. Einridtung und Buftand der Be- 

trieb3mittel. 

[Allgemeine Beftimmungen.)] 8 7. Die Be 
trieb3mittel ſollen fortwährend in einem ſolchen 
Buftande gehalten werben, daß die Fahrten mit 
der größten zuläffigen Geichwinbigteit ($ 26) 
Michele lg v2 

Techniſch ⸗ polizeili g ber Locomo⸗ 
a 8. Spin A bürfen erft in Betrieb 
geſetzt werben, nachdem fie einer technifch-polizei- 
lihen Prüfung unterworfen u, al3 fiher befun- 


ind unter Verihluß zu halten (efr. motive erforderliche Vorrichtungen] 8 9. 
858.) — Die Barrieren der Nivean-llebergänge|die von den Locomotiven 
mit geringem Verkehr können mit Genehmigung find Regifter zu führen. 
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Über 
——— Wege 
Fee !ocomotive tft 
von Zeit zu get einer gründlichen Revifion zu 
unterwerfen. Die erfte Revijion hat zu erfolgen, 
wenn die Rocomotive einen Weg von höchſtens 
100,000 km, jede folgende, nachdem fie höchſtens 
weitere 80,000 km zurüdgelegt hat, ſowie nad 
jeder größeren Kefjel-Reparatur, niemals jedoch 
jpäter al3 nad) 3 Jahren. Bei Gelegenheit die- 
jer Revifion, welche fih auf alle Theile der Lo— 
comotive erjtreden muß, ift der Danıpjfefjel vom 
Mantel zu entblößen und mittel3 einer Drud- 
pumpe zu probiren. — Hinſichtlich der bei die— 
fen Proben anzumendenden Größe des Drudes 
wird bejtimmt, daß die Prüfung für eine Dampf- 
ſpannung von nicht mehr als fünf Utmojphären- 
Ueberdrud mit dem zweifachen Betrage der zu- 
läſſigen Marimal-Dampfipannung, bei einer * 
Dampfipannung von mehr ald fünf Sttmofphären 
mit einem Drude, welcher die zuläffige Mari- 
mal-Dampfipannung um fünf Atmofphären über- 
fteigt, ftattfinden ſoll. Für diejenigen Zocomo» 
tiven, welche bei dem Inkrafttreten dieſer Be- 
fimmungen bereits vorhanden find, verbleibt es 
bei dem Marimaldrud, welcher bei der erften 
Prüfung ($ 8) Anwendung gefunden hat, fofern 
der legtere niedriger iſt, als der le vor- 
geichriebene. — Keſſel, welche bei dieſer Probe 
ihre Form bleibend ändern, bürfen in dieſem 
Buftande nicht wieder in Dienft genommen mer« 
den, — Bei jeder Probe ift zugleich die Ventil- 
Belaftung u. die Richtigkeit des Manometers zu 
prüfen. — Längſtens 8 Jahre nad Inbetrieb— 
jtellung der Locomotive muß eine innere Nevifion 
bed Keſſels vorgenommen werben, bei welcher 
bie Siederohre zu entfernen find. Nach ſpäteſtens 
je 6 Jahren iſt dieſe Revifion zu wiederholen, 
Ueber bie Locomotiv-Revifionen find Ver— 
handlungen aufzunehmen, in denen die Ergeb- 
niffe zu verzeichnen find. — Jede Locomotive 
muß verfehen fein: 1) mit mindeſtens zwei zu— 
verläfligen Vorrichtungen zur Speifung des Ktej- 
jeld, welche unabhängig von einander in Betrieb 
gejegt werben können, u. von denen jede für ſich 
während der Fahrt im Stande jein muß, das 
g: ar | erforderlihe Waſſer zuzuführen. 
ine dieſer Vorrichtungen muß außerdem auch 
geeignet fein, beim Stillſtande ber Locomotive 
en Waſſerſtand im Keſſel auf der normalen 


den find. Die bei der Revifion als zuläffig er-[Höhe zu erhalten; — 2) mit mindeftend zwei 


fannte —— über den 
äußeren Atmoſphäre, jo 


brifanten, bie laufende 


ber] voneinander unabhängigen Vorrichtungen zur zu- 
wie ber Name des Fa-|verläfjigen Erkennung der Wajjerftandshöhe im 
Fabrilnummer und das| Innern des Keffeld. Bei einer diefer Vorricht- 


Jahr der —— müſſen in leicht erkenn · ungen muß die Höhe bed Waſſerſtandes vom 


barer u. bauerha 
bezeichnet fein. — In bem 


er Weife an der Locomotive| Stande des Führers ohne bejondere Proben 
e jeder Haupt-| fortwährend erkennbar und eine in Die Augen 


Reparaturwerkftatt ift ein offene® Duedfilber-| fallende Marke des Normalwaflerftandes ange- 


Manometer jo anzubringen, daß ber Dampf-|bra 


jein; — 3) mit wenigftend zwei bor« 


raum geheizter Locomotiven durch ein kurzes ſchriftsmäßigen Sicherheitöventilen, von melden 


Anſatzrohr damit in Verbindung 
den kann, um die Nichtigkeit der 
Sicherheitöventile und die Richtigkeit der Feder⸗ 
waagen und Manometer an der Locomotive zu 
prüfen. 

Grotefenb, Polizei-kerifon. 


ebracht wer⸗ das eine jo eingerichtet fein joll, daB die Bela— 
Belaftung ber ſtung 


defjelben nicht über das beitimmte Maß 
efteigert werben kann. Die Belaftung dieſer 
& erheitäventile ift derartig einzurichten, daß 
benjelben eine verticale Bewegung von 3 mm 
7 
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möglich ift; — 4) mit einer Borrihtung (Ma-ſkeit des Zuges genau feitgeitellt wird. — Bi 
nometer), welche den Drnd des Dampfes zuver-| Berechnung der Zahl der Bremſen wird ein: 
läſſig u. ohne Anjtellung bejonderer Proben fort-Junbeladene Achſe gleich einer halben beladenen 
während erfennen läßt. Auf den Bifferblättern]Achje gerechnet. — Für Bahnjtreden mit Neig— 
der Manometer muß die größte zuläflige Dampf-Jungen von mehr al3 1:40 jind für das Brem- 
ſpannung durch eine in die Augen fallende Marke ſen der Züge von den Aufjihtsbehörden befor- 
bezeichnet fein; — 5) mit einer Dampfpfeife. dere Vorſchriften zu erlaſſen. 

[Bahnräumer, Aſchkaſten, Funkenfänger.) $10.| [Beichaffenheit der Thürverſchlüſſe an Perionen 
Jede Locomotive muß mit Bahnräumern jowielwagen.] $ 14. Die Thüren, welche fi) an den 
mit einem verichließbaren, an dem feuerkaften Langjeiten der Perjonenwagen befinden, müſſen 
dicht anliegenden Aſchkaſten und mit einer Bor- mit mindejtens doppelter, nur von der Außen— 
richtung verſehen fein, durd) welche der Ausmwurflieite zu ſchließender Verjchluß- Vorrichtung ver: 
glühender Kohlen aus dem Scornitein wirkfam]|jehen werden, von denen eine aus einem Xor- 
verhütet wird. reiber beſteht. Sämmtlihe Türen an den ker: 

[Bremjer.) $ 11. ZTender-Locomotiven und|ionenwagen dürfen nur jo verichlojfen werden, 
Tender müfjen mit kräftigen, leicht zu handhab-|dak das Offnen derjelben den im Wagen befind- 
enden Bremjen verjehen jein. lichen Paſſagieren möglid if. — Um da3 Ein 

[Elaftifche Zugapparate u. Buffer, Spurkränze, klemmen der Finger in die Spalten der Thüren 
Stärte der Radreifen, Sicherheitsletten oder zu verhüten, jind die legteren mit Schugvorridt- 
* Kuppelungen.] $ 12. Alle nicht in Arbeitszügen|ungen zu verjehen. — Das Innere der Berjonen- 
gehenden Wagen follen auf Federn ruhen, mit wagen ift während der Fahrt in der Dunkelheit 
elaftifchen —— u. an beiden Enden mit|u. in Tunneln, zu deren Durchfahrung mehr als 
elajtiichen Buffern verjehen fein. — Sämmtlihe]2 Minuten gebraudt werden, angemefjen zu er 
Räder müffen mit Spurkränzen verjehen jein.|leuchten. 

— Bei Locomotiven u. Tendern muß die Stärke] [Unbringung und Bejhaffenheit von Signal. 
icdhmiedeeiferner Nadreifen mindejtens 22, die-|Laternenftügen] $ 15. Sämmtliche Perſonen- 
jenige ftählerner mindeftend 19 mm betragen;| Boft- u. Gepäd-Wagen, fowie die als Schlup- 
bei Wagen können fchmiedeeijerne Radreifen bis wagen laufenden Güterwagen find mit den er- 
auf 19 mm, ftählerne bis auf 16 mm abgenußt|forderlichen Signal-Laternenftügen zu verjehen, 
werden. — Es müffen außer den gewöhnlichen welche an der ————— des Wagens jo an— 
Kuppelungen noch Sicherheitsketten oder Kuppel⸗- zubringen find, daß dieſelben entweder zur Seite 
ungen auf beiden Enden jedes Wagens ange-|ded Wagens ob. über die Dede deſſelben her- 
bracht u, jo befeftigt jein, daß fie im Zuftandelvorragen. — Der Abftand der Oberkante diejer 
der vollen Belaftung deſſelben beim freien Herab-] Stügen über die Schienen - Oberfante darf im 
hängen nicht tiefer ald 75 mm über die Schienen-[erjteren alle höchſtens 3... m, im leßteren 
Oberkante herabhängen. höchſtens 3,500 m betragen, während die Mitte 

[Bahl der Brems-Vorrichtungen.) $ 13. In|(Bertical- Achje) der Stützen im erfteren Falle 
jedem Zuge müfjen außer den Bremjen am Ten—höchſtens 1,40, m, im legteren höchitend 1,200 Mm 
der oder an der Xocomotive jo viele Fräftig wir-Jvon der Mitte ded Wagens entfernt fein darf.— 
fende Bremsvorrichtungen angebracht u. bedient| Die ——— müjjen einen quadratiſchen 
ee daß durch die legteren bei Neigungen der koniſchen Querſchnitt im Lichten von O,.4. m oberer 

ahn i 
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u. O,0, m unterer Länge u. Breite bei O,0,, m 
bei Perfonenzügen Bei Güterzügen Höhe derfelben erhalten u. diagonal = Achſe 


bis einſchließlich so "ber 8. Theil, der 12. Theil, |Ded ‚Wagens gejtellt werden. Der größte Duer- 
” . m 5 6 5 .- 10. „ jchnitt des Laternenlaftens, deſſen Seitenflächen 
.. ee parallel den Wagenflähen liegen müfjen, darf 
= Yo. „ a nicht über O,s,. m Breite u. O0, m Höhe be 
j . ww... Fe tragen u. derjenige des Laternen · Aufſatzes (Schorn- 
der Räderpaare gebremſet werden kann. Ge— tein) nur Oao m Breite u. 0, m Höhe Haben. 





mi'chte Züge, welche mit der Gejchwindigfeit der 
Berjonenzüge fahren, find hierbei als Perſonen— 
züge zu behandeln. — Erftredt fi die ſtärkſte 
Neigung zwiichen zwei Stationen auf eine Bahn- 
länge von weniger ald 1000 m, jo ijt für die 
Berechnung der Bremjenzahl nicht dieje, jondern 
bie nächft geringere Neigung dieſer Strede maß— 
gebend. — Bei Güterzügen kann die Bahl der 
zu bedienenden Bremjen 

auf Neigungen bis einſchließlich n ꝛ = auf 


” ” ” " - 


(Güterwagen, welche bededt jein müjien.] $ 16. 
Alle mit leicht fenerfangenden Gegenjtänden be 
ladenen Güterwagen müffen mit einer ficheren 
Bededung verjehen jein, ſoweit nicht Ausnahmen 
durd das Betrieb3-Reglement gejtattet find, 

[Revifion der Wagen u. Tender.) $ 17. Jeder 
Wagen u. jeder Tender ijt von Beit zu Leit 
einer gründlichen Revijion zu unterwerfen, bei 
welcher die Achjen, Lager u. Federn abgenommen 
werden müfjen. Die Reviſion Hat jedesmal zu 


den 6. Theil und] erfolgen, jobald der Wagen 30,000 km durdı- 


laufen hat, oder falls dieſe Strecke noch nicht 


der Räderpaare herabgefegt worden, wenn 1) die zurückgelegt wäre, jobald 2 Jahre feit der legten 


Fa 
des Zuges 80 Achſen nicht überſteigt, 3) durch 


* nicht überſchritten wird, 2) die Stärke 
geeignete Controlapparate die Fahrgeſchwindige 


Fahrgeſchwindigkeit von 18 km pro Stunde Reviſion verſloſſen ſind. 
Jar alle Wagen erforderliche Bezeihnungen.] 
8 


8. Jeder Wagen muß Bezeichnungen erhalten, 


aus welchen zu erjehen ijt: a) die Eiſenbahn, zu 
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welcher er gehört; b) die DOrdnungs- Nummer Eiſenbahnzuge gehen. Solche Züge, in welchen 
unter welcher er in den Werkftätten- u. Reviſions- auch Perſonen befördert werden, follen nicht über 
Regiftern geführt wird; c) das eigene Gewicht, 100 Wagenachſen ſtark jein. Militärzüge dürfen 
einjchtießlich der Achſen u. Räder; d) das größte/mit Rüchſicht auf ihre geringe Fahrgejchwindig« 


Ladegewicht, mit welchem er belaftet werden 
darf; ce) das Datum der ei ar Reviſion. — 
Jeder Perjonenwagen joll Merkmale erhalten, 
welche dem Reiſenden das Auffinden der Wagen» 
Hafje wie der benugten Wagen WUbtheilung er- 
Teichtern. 

Mitführung von Geräthichaften für Aus— 
— kleiner Schäden. $ 19. In jedem Zuge 
follen diejenigen Geräthichaiten vorhanden jein, 
vermittelit welcher die während der Fahrt an 
dem Zuge vorgelommenen Bejhädigungen zum 
Zwecke der Weiterfahrt thunlichſt bejeitigt werden 
Tönnen. 


IH. Einridtungen und Maßregeln 
für die Handhabung des Betriebes. 


[Anbringung von Stationd-lhren umd des 
Stationd-Namend.] $ 20. Auf jeder Station 
ift an einer dem Publicum jihtbaren Stelle eine 
Uhr anzubringen, welche nach der mittleren Zeit 
des Ortes gejtellt ift u. täglich regulirt werden 
muß. Auf größeren Bahnhöfen müſſen die Beit- 
Angaben ſowol von dem Zugange zu denjelben, 
al3 von den Zügen bei Tage wie aud) im Dunkeln 
ertennbar fein. — Der Name der Station muß 
am Stationd-Gebände od. an anderer geeigneter 
Stelle in einer für die Neifenden in die Augen 
fallenden Weife angebradjt werden. — Die Zug- 
führer, Locomotivführer, Bahnmeiſter u. Bahn- 
wärter müfjen im Dienjt bejtändig eine richtig 
gebende Uhr bei ſich tragen. 


en ausnahmsweiſe bis 120 Wagenächſen ftarf 
ein. 

[Musnahmsmweife zuläſſiges Fahren der Loco— 
motive mit Tender voran.) $ 24. Die Fahrt 
der Xocomotive mit dem Tender voran üt bei 
fahrplanmäßigen Bügen nur in Musnahmefällen, 
bei Arbeitszügen u, bei Güterzügen zwiſchen den 
Stationen u. benachbarten Bu ep Etablijjes 
ment3, jomwie auf Bahnhöfen nur gejtattet, wenn 
die Fahrgeſchwindigkeit nicht mehr als 24 km 
pro Stunde (400 m pro Minute) beträgt. — 
Entiprehend conijtruirte Tender » Qocomotiven 
dürfen bei allen Zügen auch auf freier Bahn vor- 
u. rückwärts laufen. 

[Abfahrt von Perionenzügen.] $ 25. Kein 
Perjonenzug darf vor der im Fahrplan ange- 
gebenen Zeit von einer Station abfahren. — 
Die Abfahrt darf nicht erfolgen, bevor alle auf 
den Langfeiten der Wagen befindlichen Wagen» 
thüren geſchloſſen find u. das für die Abfahrt 
bejtimmte Signal gegeben ij. — Züge, wohin 
auch leer gehende Locomotiven zu rechnen, dürfen 
einander nur in Stationsdiftang folgen. — An 
jolhen Zügen, welden andere, nicht fahrplan— 
mäßige nachfolgen, ift dies zu fignclifiren (j. aud) 
88 35 u. 45). 

[Größte Fahrgeſchwindigkeit.) S 26. Die größte 
Fahrgeſchwindigleit, weldye auf feiner Strede der 
Bahn überjchritten werden darf, wird bei Neig- 
ungen von nicht mehr als 1: 200 u. Krümm« 
ungen von nicht weniger ald 1000 m Radius: 


———— auf doppelgeleiſigen Bahnftreden.] [für Schnellzüge auf 75 km pro Stunde oder 
1. 


Auf doppelgeleifigen Bahnjtreden jollen 
* üge das in ihrer Richtung rechts liegende 
Geleiſe befahren. — Bereits beſtehende Aus— 
nahmen dürfen bis auf Weiteres beibehalten 
werden. — Auch find Ausnahmen zuläffig bei 
Geleife-Sperrungen nad) en Berjtändig- 
ung der benachbarten Stationen, jowie bei Doppel- 
ftreden in den Bahnhöfen unter Verantwortlich 
teit des Vorfteherd der Station u. ſodann aud) 
bis höchſtens zur nächſten Station (Blochſtation 
für Locomotiven, welche durch Schieben Hilfe 
geleiſtet haben u. zurückzubefördern ſind (1.8 22). 
[Bedingte Geftattung des Schiebens der Züge 
durch Rocomotiven.] $ 22. Das Schieben der 
Hüge durch Locomotiven, jofern nicht von der 
Auffihtsbehörde weiter Einjchränkungen bejtimmt 
werden, ift nur in folgenden Fällen gejtattet: 
a) bei langfamen Rückwärts Bewegungen des 
Zuges auf den Bahnhöfen, oder in Nothfällen; 
b) bei Arbeitözügen u. — unter den von ber 
Aufiichtsbehörde Veftzuftelfenden Bedingungen — 
bei Zügen nad benachbarten Gruben od. jonjtigen 
gewerblichen Etabliſſements, wenn die Geſchwind⸗ 
igleit 24 km pro Stunde (400 m pro Minute) 
nicht überfteigt. — Dad Nachſchieben der Züge 
mit Locomotiven an der Spitze iſt zuläflig : beim 
Erfteigen ftarf geneigter Bahnftreden, u. bei In— 
gangbringung der Züge in den Stationen. 
ul ige Zahl der Wagen-Adien.] $ 23. 
Mehr als 150 Wagen-Achjen follen in feinem 


1250 m pro Minute, für Perjonenzüge auf60 km 
pro Stunde oder 1000 m pro Minute, für Güter- 
züge auf 45 km pro Stunde oder 750 m pro 
Minute feitgejegt; auf ftärfer geneigten od. mehr 
gefrümmten Streden muß dieſe Geſchwindigkeit 
angemefjen verringert u. das yahrperjonal unter 
Bezeichnung diejer Streden mit Jnftruction vers 
jchen werden. — Ausnahmsweiſe fönnen größere 
Geihmindigfeiten für Schnellzüge bis 90 kmpro 
Stunde unter bejonders günjtigen Verhältniffen 
augelafjen werden ; fie bedürfen aber der aus— 
drüdlihen Genehmigung der Aufjicht3behörde. — 
Leer fahrende Locomotiven dürfen nur mit einer 
Heihwindigfeit befördert werden, welche um 
mindejtend 15 km pro Stunde Hinter der regel- 
mäßigen Fahrgeſchwindigkeit zurücdbleibt, vie zur 
Beförderung der betreffenden Zuggattung vor— 
gejchrieben ift. — Langfamer mus gefahren 
werden: a) wenn Menjchen, Thiere oder andere 
Hinderniffe aufder Bahn bemerkt werden: b) durch 
Weichen ‚gegen die Spitzen berjelben und über 
Drehbrüden; e) wenn das Signal zum Lang» 
famfahren gegeben wird. — In allen diejen 
Fällen muß jo langiam gefahren werden, ala 
die Umſtände zur Vorbeugung einer möglichen 
Gefahr e3 erfordern. 

(Ermäßigung der Fahrgeſchwindigkeit bei Ein- 
fahrten 2c. u. Uebergängen; Paffiren von Bahn- 
frenzungen.] $ 27. Bei der Einfahrt aus Haupt- 
in Zweigbahnen u. umgefehrt, jowie überhaupt 
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bei dem Uebergange aus einem Geleife in das 
andere, muß jo langjam gefahren werben, daß 
der Zug auf einer Länge von 200 m zum Still» 
ftand gebradt werden kann. — Bahntreuzungen 
in gleicher Ebene der Schienen außerhalb der 
Stationen ($ 3) dürfen von den Zügen erjt pajlirt 
werden, nachdem die legteren vorher zum Still» 
ftande gebracht find u. von den Aufjihtsbeamten 
die Erfaubniß zum Paſſiren ertheilt ift. 

[Beichaffengeit der Betriebsmittel für Schnell- 
u, Verjonenzüge mit höchſter Bahrgeihwindig- 
teit.] $ 28. Bei denjenigen Schnell» u. Perjonen- 
Bügen, bei welchen die im $26 angegebene hödjite 
Sahrgeihwindigteit zur Anwendung fommen joll, 
müſſen ſich die Betrieb8mittel in einem vorzugs— 
weiſe tüchtigen AZuftande befinden. Außerdem 
müjjen: a) die Fahrzeuge unter ſich, ſowie mit 
dem Tender jo fejt geluppelt fein, daß jämmt- 
liche Zug- u. Bufferfedern etwas angeſpannt find; 
b) die nad) $ 13 (j. auch $ 33) erforderlichen 
Bremen um eine vermehrt jein. 

[Schnell- u. Ertrazüge der Allerh. u. Höchſten 
Herrſchaften. — Eilgut-Beförderung mit Schnell: 
zügen.) $ 29. Die & hneltzüge fowie die Ertra- 
züge der Allerhöchſten u. Höchſten Herrichaften 
haben behuf3 beſonders pünftlicher Beförderung 
überall den Vorrang vor den anderen Bügen. 
— Inwieweit Eilgut mit Schnellzügen befördert 
werden darf, beitimmt die Aufſichtsbehörde. 
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achten, daß die Wagen unter fich und der Tender 
mit dem nächftfolgenden Wagen feit verfuppelt, 
bie Sicherheitöfetten od. Kuppelungen (j. $ 12) 
eingehangen, die Verbindung zwiſchen den Schaff- 
ner = u. ber Dampfpfeife ($ 48) bergeftellt, 
die Belaftung in den einzelnen Wagen thunlici: 
gleichmäßig vertheilt, die nöthigen Fahrfignale 
u. Laternen angebracht u. die vorgefchriebenen 
Bremfen angemefjen vertheilt find. Dieje Re 
vifion ift unterweg3 bei jeder Veränderung in 
der Zufammenfegung des Zuges u. jo oft ber 
Aufenthalt es geftattet, zu wiederholen. — In 
den Perfonenzügen müſſen die Zughafen jo weit 
zufammengezogen fein, daß die Federbuffer der 
Wagen im LBuftande der Ruhe ſich berühren 
(j. übrigens $ 28). Im gemilchten Zügen find 
Wagen mit ungewöhnliher Kuppelung nicht un- 
mittelbar vor u. auch nit unmittelbar Hinter 
die Berfonenwagen zu ftellen. 

[Schutzwagen bei Perſonenzügen.]) $ 34. In 
jedem zur — von Paſſagieren be— 
ſtimmten Zuge muß mindeſtens ein Wagen ohne 
Paſſagiere zunächſt auf den Tender folgen. — 
Bei der dem Rojtwagen zu gebenden Stellung 
it, ſoweit der Bahnbetrieb dies geftattet, auf die 
Bedürfniffe des Poftdienftes Rüdjicht zu nehmen; 
ebenmäßig ift die Verwendung des Poſtwagens 
als Schußwagen thunlichft zu vermeiden, 

[Bejondere Bedingungen für Beförderung von 


[Beförderung von Gütern mit Berfonenzügen.]|Ertrazügen.] $ 85. Extrazüge dürfen nicht be- 
30. Die Beförderung von Gütern mit den|fördert werden, wenn die Bahn nicht vollftändig 
er ift nur unter folgenden Beding- |bewacht, der Bug ben Bahnmwärtern nicht vor- 


ungen zulä 


fig: a) dad Auf- u. Abladen von hher figmalifirt und ber nädjten Station ord- 





Gütern, ebenjo wie dad An- u. Abſchieben von nungsmäßig gemeldet if. — Ausnahmen find 
Güterwagen darf niemald Beranlafjung zur®er- [nur in den im $ 46 näher bezeichneten Fällen 
längerung des Wufenthalt3 auf den Stationen |zuläflig. 

fein, injofern nicht als fiher angenommen werden) [Beförderung von Urbeitözügen.] $ 36. Wr- 
fann, daß die entjtehende Xerjpätung burd|beitszüge dürfen nur auf beitinmie Anordnung 
raſcheres Fahren innerhalb der feitgejegten Ge-|der mit der Leitung des Betriebe betrauten 
ſchwindigleitsgrenze bis zur nächſten Station |verantwortlichen oberen Beamten od, deren Ver— 
wieder bejeitigt werden wird; b) die Mitnahme|treter u. in feſt abgegrenzten Zeiträumen auf der 


— — rt — —— 


von rg darf eine Berlängerung der|Bahn fahren. — Die Vorfteher der beiden an- | 


planmäßigen 
Paffagiere der Perfonenzige dürfen durch bieljolher Züge Kenntniß erhalten. Letzteres güt 
Mitbeförderung von Gütern in keiner Weije be- u einzelnen Materialien-Transportwagen 
läftigt werden. u. Dräfinen, welde durch Menſchenkräfte bewegt 
[Berfonen - Beförderung mit Güterzügen im ſwerden. Diejelben müfjen von einem verant« 
Local-Berkehr.] $ 31. Wenn es im Intereffe des|mwortlichen Beamten begleitet fein. — Die von 
Local-Verkehrs wünſchenswerth ericheint, kann Zügen zu befahrenden Geleife müffen auf ver 
mit den Güterzügen auch Perfonen-Beförderung|freien Bahnitrede mindeftens !/, Stunde vor der 
ftattfinden; jedoch darf deshalb feine Bejchleunig: Ankunft, auf Bahnhöfen vor Ertheilung der Er— 
ung der Güterzüge eintreten, laubniß zum Einfahren, von allen Fahrzeugen 
ale der Bugführer.] 8 82. Jeder|geräumt fein. 
Zugführer hat einen Fahrbericht zu führen, in] [Stellung von Schneepflügen od. Wagen zum 
weldjem die Abgangd- u. Unktunfts » Zeiten auflBrechen des Gfatteifes.] 87. Schneepflüge 
ben einzelnen Haltepunften u. außergemwöhnliche|od. Wagen zum Brechen des Glatteijes Dürfen 
Vorkommniſſe genau zu verzeichnen jind. nicht vor die Locomotiven fahrplanmäßiges Züge 
Bildung der Züge. Reviſion vor Abgang.]igeftellt werden. Wo dad Bebürfniß eintritt, 
3. Bei Bildung eines jeden Zuges muß ſorg⸗ werden dieſe Schneepflüge od. Wagen dem Zuge 
ältig darauf gehalten werden, daß die im $ 13Jin entjprechendem Abitande mit bejonderen Lloco- 
‘ auch $28) vorgeichriebene Anzahl von Bremjen|motiven vorausgeſchickt. — Felt mit der BZug- 
ich in jelbigem befinden u. daß letztere ange- |Locnmotive verbundene Schneepjlüge, welche nicht 
mejjen vertheilt find, Bei Neigungen von u auf befonderen Rädern gehen, find zuläffig. 
als 1 : 200 foll der legte Wagen eine Bremje] [Mitfahren auf Locomotiven.] $ 38. Ohne 
haben, — Bevor der Zug die Abgangs-StationjErlanbniß der bazu bevollmädhtigten Beamten 
verläßt, ift derfelbe zu revidiren u. darauf zuldarf außer den durch ihren Dienit dazu bered- 


| Sr 
En 


ahrzeit nicht herbeiführen; c) dielgrenzenden Stationen müfjen von der Bewegung | 


Bahnpolizei. 


101 


tigten Beamten Niemand auf der Locomotive,gehenden Zuge ben Bahnmwärtern, Arbeitern u. 


mitfahren. 


den in Seitenbahnen haltenden Zügen zur Nach— 


[Sicherheit3- Vorkehrungen für angeheizte Lo-adhjtung angefündigt werden. — Kann eine ſolche 
eomotiven u. auf den Bahnhöfen ftehendeWagen.]| Signalifirung nicht ftattfinden, fo dürfen nicht 
8 39. Bei angeheizten Locomotiven joll, jo Tange|fahrplanmäßige Züge oder einzelne Zocomotiven 


fie vor dem Zuge halten od. in Ruhe ftehen, der 
Regulator geſchloſſen, die Steuerung in Ruhe 
gejegt u. die Bremfe angezogen fein. Die Loco- 
motive muß dabei ftet3 unter jpecieller Aufjicht 
ſtehen. — Die auf den Bahnhöfen ftehenden 
Wagen find zur Bermeidung unbeabfichtigter Be- 
wegung mittel3 Vorlagen, Bremjen od. anderer 
Vorrichtungen fo feftzuftellen, daß fie nicht in 
Bewegung gefegt werden fünnen. 

[Laternen an im Dunkeln ſich bewegenden Zügen. 
Locomotiven ꝛc.) $ 40. Jeder im Dunkein ſich 
bewegende Bug, ſowie jede einzeln fahrende Lo— 
comotive muß vorn mit zwei in der Nichtung 
der Fahrt weit leuchtenden Laternen u. hinten 
mit mindeftend einer nad) rückwärts roth leuch- 
tenden Schlußlaterne verjehen fein. — Am Schluſſe 
eines jeden im Dunkeln fahrenden Zuges ift 
außerdem ein dem Locomotivführer u, dem Zug 
perſonal ſichtbares, nad Hinten u. nad) vorn 
leuchtendes Laternen » Signal anzubringen. — 
Jeder Bewegung der Locomotiven auf Bahn- 

Öfen muß ein Achtungsfignal vorhergehen. — 
inzeln fahrende Zocomotiven und Arbeitszüge 
werden wie andere Züge jignalifirt. — Auch 


nur abgelafjen werden, wenn eine bezügliche Ver— 
jtändigung der beiden betreffenden Stationen 
jtattgefunden hat u. die Wärter vorher von dem 
Abgang derjelben burch den eleftro-magnetiichen 
Telegraphen zeitig benachrichtigt find. — Bon 
den vorstehenden Kfiemge: faın — unter 
perjönlicher Verantwortlichkeit des Stationsvor— 
jteherd oder des ſonſt zuftändigen Betriebs— 
Beamten — abgefehen werden bei Yilfözügen, 
welde aus Anlaß von Eijenbahnunfällen, Feuers— 
brünften oder fonjtigen ſchweren Galamitäten 
plöglich erforderlich werden. Diejelben dürfen 
nur mit einer Gejhmwindigfeit von höchſtens 
24 km pro Stunde (400 m pro Minute) gefahren 
werden. 

[Stellung der Weichen im Hauptgeleife.] $ 46. 
Die jedeömalige Stellung der Weichen in den 
Hauptgeleifen der Bahnhöfe muß dem Locomo- 
tivführer auf 150 m Entfernung kenntlich jein. 
Die dazu dienenden Zeichen müſſen durch bie 
Bewegung der Weichenzungen geftellt werden. — 
Auf die württembergiichen Bahnen finden dieje 
Beitimmungen bis auf Weitere® nur mit ben 
Modificationen Anwendung, welche das dort bes 


Dräfinen u. Materialien-Transportwagen (836) |ftehende Weichenſyſtem nad dem Ermeſſen der 


auf freier Bahn müſſen im Dunkeln angemefjen 
beleuchtet fein. 

(Vorrichtung g Signalen auf der Bahn.) 
8 41. Auf der Bahn müfjen folgende Signale 
gegeben werden können: 1. die Bahn iſt fahrbar. 
2. der Zug fol langſam fahren, 3. der Zug joll 
ftill halten. 

[Borrihtung zum Signal für Bugführer.] $42. 
Die AZugführer, Schaffner u. Bremjer müffen 
das Signal zum Halten an ben Locomotivführer 
geben koͤnnen. 

[Borrihtung zu Signalen für den Locomotiv- 
führer.) $ 43. Die Locomotivführer müffen 
folgende Signale geben fönnen: 1. Achtung geben, 
2. Bremfen anziehen, 3. Bremſen Ioslafjen. 

[Handhabung des Dienſtes des elektriſchen Tele- 
graphen; Hilfd-Apparate.] $ 44. Der Dienft 
mit dem eleftro-magnetiihen Telegraphen wird 
nach bejonderer von der Eijenbahnverwaltung od, 
Auffihtsbehörde erlaffener Inſtruction gehand- 
habt; e8 müſſen durch benielben Depeichen von 
Station zu Station gegeben u. ſämmtliche Wärter 

wiſchen je 2 Stationen von dem Abgange der 
Er e benachrichtigt werden fünnen. — Die Signale 
1. der Bug geht nicht ab, 2. ed joll eine Hilfs- 
Zocomotive fommen, dürfen nicht mittel3 optischer, 
fondern müſſen mittel3 elektrischer Telegraphen 
erfolgen. — Zum Herbeirufen von Hilfs -Loco« 
motiven müſſen die Züge mit portativen Appa- 
raten verjehen od. an geeigneten Stellen eleftrijche 


königlich württen bergifchen Aufjicht3behörde er- 
fordert. — Bevor das Signal zur Ein- oder 
Durdfahrt für den anfommenden Zug gegeben 
wird u. vor der Abfahrt eined jeden Buges ift 
nachzujehen, ob die Bahnjtränge, welche der Zug 
zu durchlaufen hat, frei u. die betreffenden Wei- 
hen richtig geftellt find (fj. $ 1 U. 2). — Auf 
denjenigen Stationen, auf welchen eine Verbind- 
ung bed Wärterpoftens am Bahnhofs-Abichluß- 
telegraphen mit der Gtation durch elektrifche 
Blodapparate oder Gpredhapparate ober auf 
irgend einem anderen a age ober eleltri» 
ihen Wege nicht befteht, find von dem dienft- 
thuenden Stationdbeamten für bie Einfahrt der 
Züge optifhe Signale am Telegraphenmaft zu 
geben. — Für die Weichen in den Hauptgeleifen 
it eine normale Gtellung als Regel vorzuſchrei— 
ben. — Bu den Hauptgeleijen find alle diejenigen 
Geleife zu rechnen, welche in Ausführung des 
fahrplanmäßigen Yahrdienftes von Bahnzügen 
durchfahren oder benußt werden. j 
[Kenntlihmahung der Wusgußröhren von 
Bafferkrahnen im Dunkeln.) 8 47. Die Stell- 
ung der Ausgußröhren der Wafjerfrahne ſoll im 
Dunkeln kenntlich gemadht jein. 
[Unterordnung des Begleitperſonals; Berbind- 
befjelben mit dem Zug- u. Xocomotivführer.] 
5 8. Das Begleitperfonal darf während der 
ahrt nur einem Beamten untergeordnet fein, 
welcher ald vorzugsweiſe verantwortlid für die 


un 


Apparate aufgeftellt fein. Ordnung u. Sicherheit de3 Zuges berart placirt 

(Signalifirung nicht fahrplanmäßiger Züge od. | fein 1 daß er den ganzen Zug überjehen, die 
einzelner Zocomotiven.] 5 45. Nicht jahrplan-| Bahnfignale erkennen und mit dem Locomotiv- 
mäßige Züge oder einzelne Yocomotiven müjjen führer in Verbindung treten kann. Daffelbe gilt 
in der Negel durch ein Signal an dem in der|bezüglid der Placirung auch von den Bremjern 
einen oder anderen Richtung zunächſt vorher-'u. Schaffnern, joweit legteren die Beauffichtigung 


— 
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des Zuge3 oder die Bedienung der Bremen ob- 
—— Zur Verſtändigun ve Zugperjonal 
und Zocomotivführer ſoll bei allen Zügen eine 
mit der Dampfpfeife der Locomotive oder mit 
einem Weder an der Locomotive verbundene 
Bugleine oder eine andere geeignete Vorrichtung 
angebracht fein, welche bei Perſonenzügen über 
den ganzen Bug, bei gemiſchten Zügen über 
fämmtliche bejegte Berfonenwagen u. bei Güter- 
ügen mindeftens bi3 zum wachthabenden Fahr» 
ai geführt fein muß. 

Benachrichtigung anderer 
Geleijejperrung 2c. 2c.] N 9. Bei Unfällen 
und wenn ſonſt aus irgend einer Veranlafjung 
Züge auf der Bahn ftehen bleiben oder halten 
müljen, die fahrplanmäßig ihren Lauf fortzu- 
fegen hätten, müfjen in der Richtung, aus wel- 
her andere Züge ſich möglicherweife nähern 
könnten, fihere Mafregeln getroffen werden, 
durch welche jolhe Züge zeitig genug von dem 
Orte, wo der Zug anhält, in Kenntniß gejeßt 
werben. 

- [Mafgebende Signale] $50. Für die gemäß 

40—49 erforderlihen Signale find die Vor— 

riften der Gignal-Ordnung für die Eijen- 
bahnen Deutſchlands maßgebend. — Führen 
mehrere Bahnlinien nebeneinander her, fo ii 
den optiihen Signalen an denjelben eine Eiell- 
ung zu geben, welche ber Lage der Bahnlinien 
zu einander entipridt. 

[Stellung u. Bedienung von Weichen, gegen 
deren Spite fahrplanmäßige Züge fahren. — 
Beſondere Borjchriften betr. Weichenfteller, Loco: 
motivführer, Heizer u. Bremfer.] $ 51. Jede 
Weiche, gegen deren Spite fahrplanmäßige Züge 
fahren, muß während des Durchgangs des Zuges 
entweber verſchloſſen gehalten werden oder von 
einem Weichenfteller bedient jein. — Den Wei— 
Henftellern an der Einfahrt in größere Gtatio- 


üge von Unfällen, 


Bahnpolizei. 


troffen werden u. haben den bienftlihen Anorb- 
nungen ber in Uniform befindlichen oder mit 
einem Dienftabzeichen oder mit einer befonberen 
Legitimation verjehenen Bahnpolizei » Beamten 
($ 66) Folge zu leiten. 

[Betreten ber Bahnanlagen ꝛc. Erlaubniß- 
farten ꝛc.) $ 54. Das Betreten deö Planums 
der Bahn, der dazu gehörigen Böſchungen, 
Dämme, Gräben, Brüden u. fonftigen Anlagen 
ift ohne Erlaubnißlarte nur der Aufjihtsbehörbe 
u. deren Organen, den in der Ausübung ihres 
Dienftes befindlichen Forftihug«, Zoll», Steuer-, 
Telegraphen-, Polizeibeamten, den Beamten ber 
Staatsanwaltichaften u. den zur Recognoscirung 
dienſtlich entjendeten Offizieren — dabei 
iſt jedoch die Bewegung wie der Aufenthalt 
innerhalb der Fahr- und Nangirgeleife zu ver- 
meiden. Das Bublicum darf die Bahn nur an 
den zu Ueberfahrten oder Uebergängen beftimm- 
ten Stellen überjchreiten u. zwar nur jo lange, 
als die legteren nicht Durch Barrieren verſchloſſen 
find. Es ijt dabei jeder unnöthige Verzug zu 
bermeiden, — Die Gewährung von Erlaubniß- 
farten zum Betreten der vorftchend bezeichneten 
Bahnanlagen bedarf der Genehmigung der Auf- 
ſichtsbehörde. — Es ift unterjagt, die Barrie- 
ren oder fonftigen Einfriedigungen eigenmädtig 
zu Öffnen, zu überjchreiten oder zu überfteigen, 
oder etwas darauf zu legen oder zu hängen. 

[Betreten der Bahnhöfe] $ 50. Yubergalb 
der beitimmungsmäßig dem Publicum für immer 
oder zeitweije geöffneten Räumen darf Niemand 
den Bahnhof ohne Erlaubnißfarte betreten, mit 
Ausnahme der in Ausübung ihres Dienftes bes 
findlihen Chef3 der Militär- u. Polizeibehörbe, 
jowie der im $ 54 gedaditen u. der Poſtbeamten. 
— Den Feftungscommandanten, Fortificationd- 
Offizieren u. den durch ihre Uniform als ſolche 
fenntlichen Fortificationsbeamten ijt geftattet, 





nen oder —— ſowie an den auf freierſauch den Bahnlörper wie die Bahnhöfe inner- 
Bahn belegenen Ausweichungen, ebenfo den auflhalb des Feſtungsrayons zu betreten. — Die 
ber Fahrt befindlichen Locomotivführern, Heizern| Wagen, welche Reiſende zur Bahn bringen oder 
u. Bremjern dürfen Gejchäfte, durch welde die daher abholen, müſſen auf den Vorplägen der 
forgfältige Wahrnehmung ihrer Functionen be-| Bahnhöfe an den dazu bejtimmten Stellen auf« 
einträchtigt werben könnte, nicht aufgetragen od.|jahren. — Die Ueberwachung der Ordnung auf 
geitattet werben, den für dieſe Wagen beftimmten VBorplägen, ſo— 
genen der Locomotivführer.]| weit dies den Verkehr mit Reijenden u. deren 
B 2. Die Führung der Locomotiven darf nur|Gepäd betrifft, fteht den Bahnpolizeibeamten zu, 
olchen Führern übertragen werben, welche weslinjofern in diefer Beziehung nicht befondere Vor— 
nigitend ein Jahr lang in einer mechanifchen| fchriften ein Anderes beftimmen. 
Werlſtatt gearbeitet haben und nad) mindeſtens [Transport von Pilügen zc.2c. über die Bahn. } 
einjähriger Lehrzeit im Locomotivdienft durchſ F 56. Das Hinüberjchaffen von Pflügen, Eggen 
eine, von dem Mafchinenmeifter u. einem techni-|u. anderen Geräthen, ſowie von Baumitämmen 
ſchen Betriebsbeamten abzuhaltende Prüfung u. u. anderen ſchweren Gegenständen über die Bahr 
durch Probefahrten ihre Befähigung nachgemwiejen darf, infofern ſolche nicht getragen werben, nur 
haben. — Die Heizer müflen mit Handhabung auf Wagen oder untergelegten Schleifen erfolgen. 
der Locomotiven minbeftens jomweit vertraut ſein, [Betreten der Bahn durch Vich; Treiben von 
um biejelben erforderlihenfalls ftill- oder zurüd-|Viehheerden über die Bahnübergänge] $ 57. 
ftellen zu Tönnen. Für - —— EB ir der dazu gehör- 
. . igen Anlagen durch Vieh bleibt derjenige ver— 
IV. Beftimmungen für dad Publicum, | mmortfich, welchem die Aufficht über daffelbe 
(Allgemeine Beitimmungen.] $ 583. Die Eifen- obliegt. — Dad Treiben von größeren Bieh- 
bahn-Keijenden müffen den allgemeinen Unord-|heerden über die Bahnübergänge ift innerhalb 
nungen nachkommen, melde von der Bahnder-) 10 Minuten vor dem erwarteten Eintreffen eines 
mwaltung behufs Aufrechthaltung der Ordnung! Zuges nicht mehr geftattet. 
beim Transport der Perſonen und Effecten gel [Benugung von Privatübergängen.] $ 58. 


Bahırpı lizei. 


Privatübergänge bürfen nur von den Berechtigten 
unter den von der Auflichtsbehörde genehmigten 
Bedingungen benußt werden. 

[Halten vor geichloffenen Uebergängen.] $ 59. 
So lange die Uebergänge geſchloſſen find, müſſen 
Fuhrwerke, Reiter. Treiber von Viehheerden u. 
Führer von Laſtthieren bei den aufgeſtellten 
Warnungstafeln halten. Das Gleiche gilt, ſo— 
bald die Glocken an den mit Zugbarrieren ver— 
ſehenen Uebergängen ertönen. Fußgänger dürfen 
ſich den geſchloſſenen Barrieren nähern, dieſelben 
aber nicht öffnen, 

[Berbot von Beichädigungen u. den Betrieb 
ftörenden Handlungen.) $ 60. Alle Beſchädig— 
ungen der Bahn und der dazu gehörigen An- 
lagen, mit Einjchluß der Telegraphen, jowie der 
Betriebsmittel nebft Zubehör, insgleichen das 
Auflegen von Steinen, Holz u. fonftigen Sachen 
auf das Planum, oder das Anbringen jonftiger 
Ka a find verboten, ebenſo die Erreg- 
ung falſchen Alarms, die Nahahmung von Gig- 
nalen, die Verjtelung von Ausweichevorricht— 
ungen und überhaupt die Vornahme aller, den 
Betrieb ftörender Handlungen. 

[Verbot des Ein- und Ausfteigens ac. bei in 
Gang gejegten Zügen] $ 61. Das Einfteigen 
in einen bereit? in Gang gejegten Zug, der 
Verſuch, jowie die Hilfeleiftung dazu, ingleichen 
das eigenmächtige Deffnen der Wagenthüren od. 
Ausiteigen, während der Zug ſich no in Be— 
mwegung befindet, ijt verboten, 

ee für Mitnahme gewiſſer 
Gegenftände.] $ 62. Wer den Beitimmungen 
der 88 53—61 und den nachfolgenden Bejtimm- 
ungen bed Betrieböreglements für die Eijen- 
bahnen Deutſchlands vom 11. Mai 1874 zu— 
—— welche alſo lauten: Feuergefähr— 
liche Gegenſtände, ſowie alles Gepäck, welches 
Flüſſigkeiten u. andere Gegenſtände enthält, die 
auf irgend eine Weiſe Schaden verurſachen kön— 
nen, inöbejondere geladene Gewehre, Schieh- 
pulver, leicht entzünbbare Präparate ug andere 
Saden gleiher Eigenſchaft, dürfen in den Ber: 
fonenwagen nit mitgenommen werden. Das 
Eijenbahn-Dienjtperfonal ift berechtigt, jih in 
diejer Beziehung die nöthige Ueberzeugung zu 
verjchaffen. — Jägern u. im öffentlichen Dienite 
ftehenden Perſonen ift jedoch die Weitführung 
von Handmunition geftattet, — wird mit einer 
Gelditrafe bi3 zu 30 M beitraft, jofern nicht 
nad den allgemeinen Gtrafbeftimmungen eine 
härtere Strafe verwirkt ift. 
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Feſtgenommene ift ungefäumt an die nädhlte 
Polizeibehörde oder an den Staatd- oder Boli- 
zeianwalt abzuliefern. 

[Verfahren im Fall einer Feſtnahme.) $ 64. 
Den Bahnpolizeibeamten ift geitattet, die feſtge— 
nommenen Berjonen durch Mannſchaften aus 
dem auf der Eifenbahn befindlichen Arbeitöper- 
jonale in Bewahung nehmen und an den Bes 
jftimmungsort abliefern zu laffen. In dieſem 
Falle hat der Bahnpolizeibeamte eine, mit jeinem 
Namen u. mit jeiner Dienftqualität bezeichnete 
Feſtnehmungskarte mitzugeben, welche vorläufig 
die Stelle der aufzunehmenden Verhandlung ver- 
tritt, die in der Regel an demjelben Tage, an, 
dem die Uebertretung conftatirt wurde, ſpäteſtens 
aber am VBormittage des folgenden Tages an 
die PBolizeibehörde oder den Staats» oder Poli— 
zeianwalt eingejendet werden muß. 

[Aushang der für den Berjonenverfehr gel- 
tenden Borkesriften, Beihwerdebud.) $ 65. Ein 
Abdrud der 88 53—65 diejed Reglements und 
ber $$ 13, 14, 22 Al. 2, 5 u. 23 de3 Betriebs» 
reglements ift in jedem Pafjagierzimmer auszu— 
hängen u. ferner auf jedem Bahnhofe cin dem 
Publicum zugängliches Beſchwerdebuch im Eta- 
tionsbüreau auszulegen. 


V. Bahnpolizei-Beamte, 


[Bur Ausübung der Bahnpolizei verpflichtete 
Bahnbeamte.] $ 66. Zur Ausübung der Bahn: 
polizei find zunächſt verpflichtet folgende Eijen- 
bahnıbeamte: 1) der Wetriebsdirector und der 
Dberingenieur, 2) der Oberbetriebsinipector, 3) 
die Betriebsinfpectoren, Betriebsbauinjpectoren, 
Betriebscontroleure und Oberzuzmeifter, 4) die 
Eijenbahnbaumeifter und NAbtheilungsbaumeifter 
u, Ingenieure, 5) die Bahnmeijter u. die Ober— 
bahnmärter, 6) die Bahn u. Hilfsbahnwärter, 
7) der Bahn-Controleur, 8) die Stationsvor- 
fteher, beziehungsmweije Bahnhofsinipectoren und 
Bahnhofsverwalter, 9) die Stationdaufjeher und 
Bahnhofsaufjeher, 10) die Stationsaffiftenten u, 
Bahnhofsinſpections-Aſſiſtenten, 11) die Weichen- 
jteller, Weichenwärter, Stationswärter u. Hilfd- 
weichenwärter, 12) die Zugführer, Padmeifter, 
Schaffner, Zugmeifter, Conducteure und Wagen» 
wärter, 13) die Portierd und Nachtwächter. — 
Die Bahnpolizeibeamten müjjen bei Ausübung 
ihres Dienftes die vorgejchriebene Dienjtuniform 
oder das feitgeftellte Dienjtabzeichen tragen oder 
mit einer Legitimation verjehen fein. 

[Erteilung von Dienftinjtructionen.] $ 67. 


[Rechte der Bahnpolizeibeamten in Bezug aufj Allen im $ 66 genannten Bahnpolizeibeamten, 


vorläufige Feitnahme.] $ 63. Die Bahnpolizei⸗ welche in der zur Sicherung des Betriebes er— 
Beamten find befugt, einen Jeden vorläufig feit-| forderlichen . angejtellt werden müſſen, 
zunehmen, der auf der Uebertretung der ım 562] jind von der Eijenbahnverwaltung über ihre 
gedachten Beſtimmung betroffen oder unmittelbar) Dienftverridtungen u. ihr gegenfeitiged Dienit- 
nad) der lebertretung verfolgt wird u. fid) über] verhältniß jchriftliche oder gedrudte Inſtructio— 
feine Perſon nicht auszumerfen vermag. Ders|nen zu ertheilen. 

jelbe ift mit der Feſtnahme zu verichonen, wenn] [Befondere Bedingungen in Bezug auf die zur 
er eine angemefjene Eicherheit beftellt. Die Sicher) Ausübung der Bahnpolizei berufenen Beamten.] 
heit darf den Höchſtbetrag der angedrohten Strafe|$ 68. Alle zur Ausübung der Bahnpolizei be- 
nicht überjteigen. — Enthält die jtrafbare Hand» |rufenen Beamten müflen mindeftens 21 Jahre 
lung ein Verbrechen oder Vergehen, jo fann ſich alt u. unbeſcholtenen Rufes jein, leſen u. jchrei- 
der Schuldige durch eine Sicherheitsbeftellung der ben können und die fonft zu ihrem bejonderen 
vorläufigen Feſtnahme nicht entziehen. — Leder Dienst erforderlichen Eigenſchaften befiten. — 
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Die Bahnpolizeibeamten werden von der zuftän« 
digen Behörde vereidet. Sie treten alsdann in 
—— auf die ihnen übertragenen Dienit- 
verrihtungen dem Publicum gegenüber in die 
Rechte der Öffentlichen Polizeibeamten. — Die 
Offiziere u. Mannſchaften der militärijchen Form— 
ationen für ER find von obigen 
Vorſchriften über das Alter u. die Beeidigung 
ausgeſchloſſen. 


[Pflichten der Bahnpolizeibeamten gegen das 
Publicum; Strafen; Führung von Berionalacten.) 
$ 69. Die Bahnpolizeibeamten haben dem Pu- 


blicum gegenüber ein bejonnenes, anftändiges u. 
rüdiichtsvolled Benehmen zu beobachten u. ſich 
in3bejondere jedes herrifchen und unfreumdlichen 
Auftretens zu enthalten. — Unziemlichkeiten find 
von dem Borgejepten eg zu rügen u. nöth- 
igenfall3 durch angemefjene Di 

ahnden. — Diejenigen Bahnıpolizeibeamten, welche 
fih als zur Ausübun r 
net zeigen, müſſen jojort von der Verri 
polizeilicher Functionen entfernt werden. — Die 
Bahnverwaltung ift verbunden, über jeden Bahn- 
polizeibeamten 
zuführen. 

— — der Bahnpolizeibeamten.) 
$ 70. Die Amtswirkſamkeit der Bahnpolizei- 
beamten erjtredt ſich ohne Rüdjicht auf den ihnen 
angewiejenen Wohnfig auf die ganze Bahn, die 
dazu gehörigen Anlagen, u. fo weit, als ſolches 


zur Handhabung u. Aufrehthaltung der für den|Befugniß zur 


Eifenbahnbetrieb erlafjenen oder nod zu erlajj- 
enden Polizeiverorbnungen erforberlid) ift. 
Wechſelſeitige Unterftügung der GStaatd- und 
Gemeinde: u. der Bahnpolizeibeamten.] $ 71. 
Die Staat3- u. Gemeindepolizeibeamten jind ver- 
pflichtet, die Bahnpolizeibeamten auf deren Er» 
ſuchen in der Handhabung der Bahnpolizei zu 
unterftügen. Ebenjo jind die Bahnpolizeibeamten 
verbunden, den übrigen Polizeibeamten bei der 
Ausübung ihres Amtes innerhalb de3 im vor- 
hergehenden Paragraphen bezeichneten Gebietes 
Beitand zu leiften, ſoweit es die den Bahnbe— 
amten obliegenden bejonderen Pflichten zulafien. 
VL Beaufjidhtigung. 
[Oberaufficht über Ausführung der Betriebr- 
Vorjhriften.] $ 72. Die Aufficht über die Aus— 
führung der im Vorjtehenden zur Sicherung des 
Betriebes — Vorſchriften liegt ob: a) bei 
den unter Gtaatdverwaltung ftehenden Eifen- 
bahnen den Eijenbahndirectionen, b) bei ben 
unter Privatverwaltung ftehenden Eijenbahnen 
dem oberften Betriebödirigenten oder den Eijen- 
bahn-Directionen und c) den Auffichtsbehörden. 
VII Uebergangs3-Bejtimmung. 
73. Inſofern auf einer Bahn einzelne in 


Sciplinarftrafen zu), 


erjonalacten anzulegen u. forteIyom 14. Mär 
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VIII. Schluß-Beftimmung. 

874. Diejes Reglement tritt mit dem 1.1 
1875 in Kraft u. findet Anwendung auf 
Eijenbahnen Deutſchlands. Ausgenommen 
demjelben find diejenigen Eifenbahnen, n 
mit jchmalerer ala der Normalſpur gebaut 
jowie diejenigen, bei welchen vermöge ihrer 
tergeorbneten Bedeutung von der zuitänl 
Landesbehörde mit Zuftimmung des Ri 
Eijenbahnamtes eine Abmweihung für zul 
erfannt wird. — Dafjelbe wird durch das 
tralblatt für das Deutſche Reich und aufe 
bon den Bundesregierungen publicirt. — 
von den Bundesregierungen oder Eijenbahı 
waltungen erlajjenen Ausführungsbeitimmu 
find dem Reichs-Eiſenbahnamt mitzutheilen 
Balfenwangen, Eichung derjelben, j. C 
rdnung $$ 32 fi. 
Bande, Ausführung eines Diebftahls 


hres Dienſtes ungeeig- |Naubes in Banden, f. Str.-.-B. 8 243 9 
tung $ 250 Nr. 2. 


Banferutt, ftrafbarer, f. Str.-®.-8.$$2 
Banknoten, j. u. Bankweſen, das ( 
1875; wegen Beitrafun 

Fälſchung von Banknoten, ſ. Str.-G.-B, 8 
bis 283, 


Bankweſen. 
Bankgeſetz vom 14. März 1875: 


[Titel L —— Beſtimmungen. 8 1. 

usgabe von Banknoten dun 
durch Reichsgeſetz erworben, od. über den bei ( 
de3 gegenwärtigen Geſetzes zuläfligen Betra, 
Notenaudgabe hinaus erweitert werden. — 
Banknoten im Sinne dieſes Geſetzes wird 
jenige Giaatöpapiergeld gleich geadjtet, i 
Ausgabe einem Bankinftitut zur Verjtärkung | 
Betrieb3mittel übertragen il. $ 2. Eine 
pflihtung zur Annahme von Banknoten bei; 
ungen, welche gejeglich in Geld zu leiſten 
findet nicht jtatt u. fann auch für Staatf! 
durch Andesgeſetze nicht begründet werben. 
Banknoten dürfen nur auf Beträge von 100, 
500 u. 1000 M od. von einem Vielfachen 
1000 M ausgefertigt werden. $ 4. Jede 
ift verpflichtet, ihre Noten jofort auf Präi 
tion zum vollen Nennwertye einzulöjen, 
ſolche nidht nur an ihrem Hauptfig, ſondern 
bei ihren Bmeiganftalten jederzeit zum ı 
Nennwerthe in Zahlung anzunehmen. — 
beihädigte Noten hat fie Erjaß zu leijten, f 
der Inhaber entweder einen Theil der Notı 
jentirt, welcher größer ift, ala die Hälfte, 
den Nachweis führt, dab der Reſt der Note 
welcher er nur die Hälfte od. einen gerin 
Theil als die Hälfte präientirt, vernichtet | 
Für vernichtete oder verlorene Noten Erii 


diejem Reglement vorgejchriebene —— leiſten, iſt fie nicht verpflichtet. $ 5. Bantı 


noch nicht bejtehen, aud ihre Heritellung ohne 


welche in die Kaffe der Bank oder einer 


bejondere Schwierigkeiten bi3 zu dem im $ 74|Bweiganftalten oder in eine von ihr beitellt: 
bejtimmten Termin nicht zu bewirken ift, können löſungskaſſe in befchädigtem oder beichmu 
für deren Ausführung von der betreffenden|Zuftande zurüdfehren, dürfen nicht wieder 
Landesregierung mit Zujtimmung des Reich gegeben werden. $ 6. Der Aufruf und di 
Eiſenbahnamts angemejjene Friſten bewilligt wer- |ziehung der Noten einer Bank oder einer 
ben. Desfallfige Anträge find bi zum 1. Märzjung von Banknoten darf nur auf Anori 
1875 einzureichen. oder mit Genehmigung des Bundesraths erf 
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— Die Anordnung erfolgt, wenn ein größerer unterliegenden ungedeckten Notenumlaufs dem 
Theil des Umlaufs fich in beichädigtem oder be-|Antheile der Reichbank zu. $ 10. Zum Zwed 
ſchmutztem Zuftaude befindet, od. wenn die Bank|der Feititellung der Steuer hat bie Verwaltung 


die Befugniß zur Notenausgabe verloren hat. — 
Die Genehmigung darf nur ertheilt werden, wenn 
nachgewieſen wird, daß Nahahmungen der aufs 
— Noten in den Verkehr gebracht find. 
— In allen Fällen fchreibt der Bundesrath die 
Art, die Zahl u. die Friſten der über den Auf— 
ruf zu erlaffenden Bekanntmachungen, den Zeit— 
raum, innerhalb deſſen, u. die Stellen, an welchen 
die Noten eingelöft werden follen, die Maßgaben, 
unter denen nad Ablauf der FFriften eine Ein- 
Löfung der aufgerufenen Noten noch ftattzufinden 
bat, u. die zur Sicherung der Noteninhaber ſonſt 
erforderlihen Maßregeln vor. — Die nad) dem 
Borftehenden von dem Bundesrathe zu erlaffen- 
ben Borjchriften find durch das Reichs-Geſetzbl. 
u veröffentlihen. $ 7. Den Banken, melde 

oten ausgeben, ift nicht geftattet: 1) Wechjel 
au acceptiren, 2) Waaren oder curöhabende 

apiere I eigene ober für fremde Rechnung auf 

eit zu daufen oder auf Zeit zu verlaufen, oder 
für die Erfüllung folder Kaufs- oder Berfaufs- 
geihäfte Bürgjchaft zu übernehmen. $ 8. Banken, 
welche Noten ausgeben, haben 1) den Stand ihrer 
Uctiva u. Baffiva vom 7., 15., 23, und Letzten 
jedes Monats, fpäteftend am 5. Tage nad) diejen 
Terminen u. 2) jpäteitend 3 Monate nach dem 
Schluſſe jedes Geichäftsjahres eine genaue Bilanz 
ihrer Activa u. Paſſiva, fowie den Jahresab— 
fchluß des Gemwinn- u. Berluftconto® durch den 
——— auf ihre Koſten zu veröffentlichen. 
— Die wöchentliche Veröffentlichung muß an- 
geben 1. auf Seiten der Paſſiva: das Grund— 
capital, ben Reſervefonds, ben Betrag der um— 
Taufenden Noten, die fonftigen täglid fälligen 
Verbindlichkeiten, die an eine Kündigungsfriſt 
gebundenen Berbindlichkeiten, bie jonftigen Paſſiva; 
2. auf Seiten der Activa: den Metallbeftand (den 
Beftand an cursfählgem deutſchem Gelde u. an 
Gold in Barren oder ausländifhen Münzen, das 
Pfd. fein zu 1392 M berechnet), den Beltand 
an Reichs⸗Kaſſenſcheinen, an Roten anderer Banken, 
an Wedjeln, an Lombardforderungen, an Effecten, 
an fonjtigen Activen. — Welche Kategorien ber 
Activa u. Paſſiva in der Jahresbilang gefondert 
nachzumeifen find, beftimmt der Bundesrath. — 
Außerdem find in beiden Beröffentlichungen bie 
aus weiterbegebenen im Inlande zahlbaren 
Wechjeln entiprungenen eventuellen Berbindlid)- 
feiten erfichtlich zu maden. F9. Banken, deren 
Notenumlauf ihren Baarvorrath u. den ihnen 
nah Maßgabe der Anlage zugewiefenen Betrag 
überjteigt, haben vom 1. Januar 1876 ab von 


der Bank am 7., 15,,23. u. Letzten jedes Monats 
den Betrag bed Baarvorraths u. der pinlaufen⸗ 
den Noten der Bank feitzuftellen u. dfeje Feſt— 
ſtellung an die Aufficht3behörde einzureichen. Um 
Schluß jedes Jahres wird von der Aufſichts- 
behörde auf Grund diefer Nachweifungen die von 
der Bank zu zahlende Steuer in der Weije jeit- 
geitellt, daß von dem aus jeder diejer Nadj- 
weiſungen jich ergebenden ftenerpflichtigen Über- 
ſchuſſe des Notenumlaufs °/,, °, ald Steuerſoll 
berechnet werden. Die Summe diefer für jede 
einzelne Nachweiſung als Steuerjoll berechneten 
Beträge ergibt die von der Bank jpäteftens am 
31. Januar des folgenden ig zur Reichs⸗ 
kaſſe abzuführende Steuer. $ 11. Ausländifche 
Banknoten od. fonftige auf den Inhaber lautende 
unverzinsliche Schuldverfchreibungen ausländischer 
Eorporationen, Gejellichaften od. Brivaten Dürfen, 
wenn jie ausſchließlich od. neben anderen Werth- 
beftimmungen in Reichswährung oder einer 
deutjchen Landeswährung ausgeftellt find, inner» 
halb des Neichögebietes zu Zahlungen nicht ge» 
braudjt werben. 

[Titel II. Reich3bant.] $ 12. Unter dem Namen 
Reichsbank wird eine unter Aufficht und Leitung 
be3 Reichs ftehende Banf errichtet, welche die 
Eigenſchaft einer juriftiichen Perſon bejigt u. die 
Aufgabe Hat, den Geldumlauf im gejammten 
Neichögebiete zu regeln, die Zahlungsausgleich— 
ungen zu erleichtern u. für die Nutzbarmachung 
verfügbaren Capital3 zu forgen. — Die Reichs— 
bank hat ihren Dauptiit in Berlin. Gie ijt be» 
rechtigt, aller Orten im Neichögebiete Zweigan- 
talten zu errichten. — Der Bundesrath fann die 

richtung jolder — an beſtimmten 
Plägen anordnen. $ 13. 


Die Reichsbank ift bes 
fugt, folgende Geichäfte zu betreiben: 1) Gold 
u. Silber in Barren u. Münzen zu faufen u. 
zu verlaufen; 2) Wechjel, weldye eine Berfallzeit 
von höchſtens 3 Monaten Haben u. aus welchen 
in der Regel 3, mindeftens aber 2 als zahlungs- 
fähig bekannte Verpflichtete haften, ferner Schuld- 
verichreibungen des Reichs, eines deutichen Staats 
od. inländiiher communaler Gorporationen, welche 
nad jpätejten® 3 Monaten mit ihrem Nenn» 
werthe fällig find, zu discontiren, zu kaufen u. 
zu verlaufen; 3) zinsbare Darlehne auf nicht 
länger ald 3 Monate gegen bewegliche Pfänder 
zu ertheilen (Qombardverfehr), u. zwar: a) gegen 
Gold u. Silber, gemünzt u.ungemüngt, b) gegen 

indtragende od, jpätejtend nad einem Sapre 
fällige u, auf den Inhaber Tautende Schuldver« 


dem Ueberſchuſſe eine Steuer von jährlih Fünf|idreibungen bes Reichs, eines deutſchen Staats 
vom Hundert an die Reichskaſſe zu entrichten.|od. inländiicher communaler Eorporationen, od, 
Als Baarvorrath gilt bei Yeititellung der Steuer) gegen zinötragende, auf den Inhaber lautende 
der in den Kaſſen der Bank befindliche Betrag Schuldverſchreibungen, deren Binjen vom Reiche 
an cursfähigem deutſchem Gelde, an NReichö-|od. von einem Bundesftaate garantirt find, gegen 
Kafjenicheinen, an Noten anderer deutſcher Banken |voll eingezahlte Stamm- und Stammprioritäts- 
u. an Gold in Barren od. ausländiihen Münzen, |actien u. ‘Brioritätsobligationen deutſcher Eijen« 
das Pfd. fein zu 1392 M berechnet. — Erlifcht|bahngejelligaften, deren Bahnen in Betrieb be- 
die Befugniß einer Bank zur Notenandgabe|findlid, find, ſowie gegen Pfandbriefe Iandicdaft- 
($ 49), jo wädjjt der derjelben zuftehende Antheil| licher, communaler od. anderer unter ftaatlicher 
an dem Geſammtbetrage des der Steuer nicht! Aufjicht ftehender Bodencreditinftitute Deutich- 
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lands u. deutſcher Hypothelenbanken auf Aetien, Löjen. 8 19. Die Reichsbank ift verpflichtet 
zu höchſtens drei Viertel des Curswerthes, e) gegen Noten der, vom Neichstanzler nad) der Beſti 
zinstragende, auf den Inhaber lautende Schuld» ung im $ 45 biejes Gejeged befannt gemaı 
verjchreibungen nicht deutſcher Staaten, jowie Banten jomwol in Berlin, als aud bei i 
egen Rogltih garantirte ausländijche Eifenbayn- | Zweiganſtalten in Städten von mehr als 80 
Brioritätd bligationen, zu höchſtens 50 %, des Einwohnern oder am Sige der Bank, welch 
Euröwerthes, d) gegen Wechjel, welche anerfannt | Noten ausgegeben hat, zum vollen Rennmwi 
folide Verpflichtete aufweiſen, mit einem Abjchlage in Zahlung zu nehmen, jo lange die auögeh 
von mindejtens 5 %/, ihres Euröwerthes. e) gegen |Banf ihrer Noteneinlöjungspflicht pünktlich ı 
BVerpfändung im Inlande lagernder Kaufmanns» fommt. Die auf diefem Wege augenomm 
mwaaren, höchſtens bis zu 2 Dritttheilen ihres Banknoten dürfen nur entweder zur Einlö 
Werthes ; 4) Schuldverfchreibungen der vorjtehend |präfentirt oder zu Zahlungen an diejenige 2 
unter 3) b) bezeichneten Urt zu kaufen u. zu ver- welche diejelben ausgegeben hat, oder zu £ 
faufen; die Gejhäftsanweifung für das Reid» jungen an dem Orte, wo legtere ihren Hau 
bantdirectorium ($ 26) wird feititellen, bis zujhat, verwendet werden. — Die Reichsban 
welcher Höhe die Betriebsmittel der Bank in|ermächtigt, mit anderen deutſchen Banken Be 
folhen Schuldverſchreibungen angelegt werden |barungen über Berzichtleiftung ber Tegteren 
dürfen; 5) für Rechnung von Privatperjonen, das Recht zur Notenausgabe abzuſchließen. $ 
Anitalten u. Behörden Incaſſos zu bejorgen u. Wenn der Schuldner eines im Lombardve 
nad) vorheriger Dedung Zahlungen zu leiiten u. (5 13, Biffer 3) gewährten Darlehns im Ver 
Anweiſungen od. Überweijungen auf ihre Zweig- iſt, ift die Reichsbank berechtigt, ohne gerich 
anftalten od. Eorrefpondenten auszujtellen; 6) für |Ermädtigung oder Mitwirkung das beitellte 7, 
fremde Rechnung Effceten aller Art, ſowie Edel-|pfand durch einen ihrer Beamten od. durd) ı 
metalle nad) vorheriger Dedung zu kaufen und zu Berfteigerungen befugten Beamten öffe 
nad) vorheriger Ueberlieferung zu verkaufen; |verfaufen, oder, wenn der verpfändete G 
7) verzinsliche u. unverzinsliche Gelder im Depo-|jtand einen Börſenpreis oder Marktpreis 
fiengeihäit u. im Giroverfehr anzunehmen; die den Verkauf auch nicht öffentlich durch einen 
Summe der verzinslichen Depofiten darf diejenige | Beamten, oder durch einen Handelsmakler, 
ded Grundcapitald u. des Rejervefonds der Banklin Ermangelung eines folden, durch eine 
nicht überjteigen; 8) Werthnegenftände in Ver- | Verfteigerungen befugten Beamten zum laufı 
wahrung u. in Verwaltung zu nehmen. $ 14. Preiſe bewirken zu lafjen, u. fi aus den 
Die Reichsbank ift verpflichtet, Barrengold zum löſe wegen Capital, Zinſen u. Koften bezal 
fejten Safe von 1392 M für dad Pfd. fein gegen machen. Dieſes Recht behält die Bant 
ihre Noten umzutaujchen. — Die Bank ijt be- gegenüber anderen Gläubigern u. Per 
rechtigt, auf Koften des Abgeberd ſolches Gold |Eoncursmafje des Schuldners. $21. Die R 
durdy die von ihr zu bezeichnenden ZTechnifer|bant u. ihre Ziweiganftalten find im geſan 
prüfen u. ſcheiden zu laſſen. $ 15. Die Reichs- Reichsgebiete frei von ftaatlihen Einfommi 
banf hat jeweilig den Procentiag öffentlich be-|Gewerbeiteuern. $ 22. Die Reichsbank ift 
fannt zu maden, zu weldem fie bdiecontirt|pflichtet, ohne Entgelt für Rechnung des 9 
($ 13, 2) od. zinsbare Darlehne ertheilt ($ 13,3).| Zahlungen anzunehmen und bis auf Höh 
Die Aufitelung ihrer Wochenüberfichten erfolgt | Reichsguthabens zu leiſten. — Sie ijt bereı 
auf Grundlage der Bücher des Reichsbankdirec- die nämlichen Gejchäfte für die Bundesſi 
toriums u. der demjelben unmittelbar unterge-|zu übernehmen. $ 23. Das Grundcapita 
ordneten Zweiganftalten. $ 16. Die Reichäbant | Keichsbant befteht aus 120,000,000 M, gi 
2 das Recht, nach Bedürfniß ihres Berfehrsjin 40,000 auf Namen Tautende Antheile ı 
anfnoten auszugeben. — Die An-u. Ausfertig: |3000 M. — Die Untheildeigner haften peri 
ung, Einziehung u. Vernichtung derjelben erfolgt |für die Verbindlichkeiten der Reichsbank 
unter Controle der Reichsſchulden-Commiſſion, ſ8 24. Aus dem beim Jahresabſchluſſe ji 
welcher zu diefem Zwede ein vom Kaiſer er-|gebenden Neingewinn ber Reichsbank 
nanntes Mitglied Hınzutritt. & 17. Die Reichs⸗- 1) zunächft den Antheilseignern eine orbe: 
bank iſt verpflichtet, für den Betrag ihrer im|Dividende von 4'/, °/, des Grundcapitals I 
Umlauf befindlichen Banknoten jederzeit minde-|net, jodann 2) von dem Mehrbetrage eine: 
ftend ein Dritttheil in cursfäbigem beutichen|von 20 %, dem Reſervefonds zugejchrieb: 
Gelde, Reichs -Kafienicheinen oder in Gold in|lange berjelbe nicht ein Viertel des Grundca 
Barren oder ausländiichen Münzen, das Pfd.|beträgt, 3) der alsdann verbleibende Ul 
fein zu 1392 M geredjnet, u. den Reſt in discon- zur Hälfte an die Antheilseigner u. zur 
tirlea Wechſeln, welde eine Berfallzeit vonjan die Reichskaſſe gezahlt, ſoweit die Gejı 
höchſtens 3 Monaten haben, u. aus melden in|dividende der Antheildeigner nicht 8 °,, 
der Regel 3, mindejten3 aber 2 als zahlung3-|jteigt. Won dem meiter verbleibenden Re 
fähig befannte Berpflichtete haften, in ihren/halten die Antheildeigner ein Viertel, die) 
Kaſſen als Dedung bereit zu halten, $ 18. Dieltaffe drei Vierte, — Erreicht der Reing 
Reichsbank ift verpflichtet, ihre Noten: a) beijnicht volle 41/, %, des Grundcapitals, jo 
—— Hauptkaſſe in Berlin ſofort auf Präſenta- Fehlende aus dem Reſervefonds zu ergänz 
n, b) bei ihren Zweiganſtalten, ſoweit es deren Das bei Begebung von Antheilsſcheine 
Baarbeſtände u. Geldbedürfniſſe geſtatten, bem| Reichebant etwa zu geminnende Aufgeld 
Inhaber gegen cursfähiges deutſches Geld einzu- dem Refervefonds zu. — Dividendenrüc 
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verjähren binnen 4 Jahren, von dem Tage ihrer 
Fälligkeit an gerechnet, zum Bortheil der Bank. 
83 25. Die dem Reiche zuftehende Aufficht über 
die Reichsbänk wird von einem Bank-Curatorium 
ausgeübt, welches aus dem Reichskanzler ala 
Borigenden und 4 Mitgliedern beiteht. Eines 
dieferMitglieder ernennt der Kaiſer, die 3 anderen 
der Bundesrath. — Das Euratorium verfammelt 
fi vierteljährlich einmal. In diefen Verſamm— 
lungen wird ihm über den Zuftand der Banl u. 
alle darauf Bezug habende Gegenftände Bericht 
erjtattet u. eine allgemeine Rechenſchaft von allen 
Operationen n. en der Ban 
erteilt. $ 26. Die dem Reiche zujtehende Leit: 
ung der Bank wird vom Neichäfanzler, u. unter 
bielem von dem Reichsbank-Directorium aus 
geübt ; in Behinderungsfällen des Reichskanzlers 
wird die Leitung durch einen vom Kaiſer hier— 
für ernannten Stellvertreter wahrgenommen. — 
Der Reichskanzler leitet die gefammte Bankver- 
waltung innerhalb ber —— dieſes 
Geſetzes und des zu erlaſſenden Statüts ($ 40). 
Er erläßt die Geſchäftsanweiſungen für das 
Reichsbank · Directorium u. für die Zweiganſtalten, 
ſowie die Dienſtinſtructionen für die Beamten 
der Bank, u. verfügt die erforderlichen Abän— 
derungen ber Beftehenden Gejchäftsanweijungen 
ee) u. Dienjtinftructionen. $ 27. Das 

eichsbank-Directorium ift die vermwaltende und 
ausführende, ſowie die, die Reichsbank nach außen 
vertretende Behörde. — Es beiteht aus einem 
PVräfidenten und der erforderlihen Anzahl von 
Mitgliedern, u. faßt jeine Beichlüfje nach Stimmen- 
—— hat jedoch bei ſeiner Verwaltung überall 
den Vorſchriften u. Weiſungen des Reichskanzlers 
Folge zu leiſten. — Präſident u. Mitglieder des 
Reichsbank⸗Directoriums werden auf den Bor- 
ſchlag des Bundesrath3 vom Kaifer auf Lebens- 
zeit ernannt. $ 28. Die Beamten der Reichsbank 
haben die Rechte u. Pflichten der Reich&beamten. 
— Ihre Bejoldungen, Penfionen und fonftigen 
Dienstbezüge, jowie die Benfionen u. Unterftüt- 
ungen für ihre Hinterbliebenen, trägt die Reichs— 
banf. Der Bejoldungs- und Penſionsetat des 
Reichäbank-Directoriums wird jährlich Durch den 
Reichshaushalts-Etat, der der iibrigen Beamten 
jährlid vom Kaijer im Einvernehmen mit dem 
Bundesrathe auf den Antrag des Reichskanzlers 
feitgejegt. — Kein Beamter der Reichsbank darf 
Antheilicheine derjelben bejigen. $ 29. Die Red)- 
nungen der Reich&bank unterliegen der Reviſion 
durch den Rechnungshof des Deutichen Reichs, 
— Die Form, in welcher die jährliche Nechnungs- 
legung zu erfolgen hat, wird durd den Reichs» 
fanzler beftimmt. Die hierüber ergehenden Be- 
Berge find dem Rechnungshof mitzutheilen. 
> 30. Die Antheildeigner üben die ihnen zus 

hende rc an der Verwaltung der 
Reichsbank durd) die Generalverjammlung, außer- 
dem durch einen aus .- Mitte gewählten 
ftändigen Gentralausjhuß nad Maßgabe der 
nachfolgenden Beitimmungen aus. $ 31. Der 
Centralausſchuß ift die jtändige Vertretung der 
Antheilseigner —— der Verwaltung. Er 
beiteht aus 15 V 


Stellvertreter zu wählen find. Die Mitglieder 
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und die Stellvertreter werben von der General» 
Berfammlung aus der get der im Befige von 
mindejtens je 3 auf ihren Namen lautenden An- 
theilfcheinen befindlichen Antheilseigner gewählt. 
Sämmtliche Mitglieder u. Stellvertreter müfjen 
im Reichsgebiete u. wenigſtens 9 Mifglieder u. 
I Stellvertreter in Berlin gr Wohnſitz haben. 
Ein Drittel der Mitglieder jcheidet jährlich aus. 
Die Ausfcheidenden find wieder wählbar. — Der 
Centralausihuß verfammelt fich unter Vorſitz des 
Präfidenten des Reichsbank-Directoriums wenig« 
ſtens einmal monatlich, kann von demſelben aber 
aud außerordentlich berufen werben. Er iſt be» 
ſchlußfähig bei Anmwefenheit von wenigitens 7 
Mitgliedern; die Geſchäftsanweiſung wird feſt— 
jegen, in welchen Fällen u. in welcher NReihen- 
folge die Einberufung von GStellvertretern zu 
bewirken iſt. $ 32. Dem Centralausſchuß werben 
in jedem Monat die wöchentlichen Nachweiſungen 
über die Disconto-, Wechjel- u, Lombardbeſtände, 
den Notenumlauf, die Baarfonds, die Depofiten, 
über den An- u. Berfauf von Gold, Wechſeln 
u, Effecten, über die Vertheilung der Fonds auf 
die Zmweiganftalten zur Einficht vorgelegt, u. zu— 
gleich die Ergebniffe der ordentlichen u. der außer⸗ 
ordentlichen Kafjenrevifionen, ſowie die Anfichten 
u. Vorſchläge bed Reichshank-Directoriums über 
den Gang der Geſchäfte im Allgemeinen u. über 
die etwa erforderlichen Maßregeln mitgetheilt. 
— Insbeſondere ift der Centralausſchuß gut« 
achtlich zu hören: a) über die Bilanz u. die Ges 
winnberechnung, welche nach Ablauf des Geſchäfts⸗ 
jahres vom Reichsbank-⸗Directorium aufgejtellt, 
mit dejjen Gutachten dem Reichslkanzler zur 
definitiven Feſtſetzung überreicht, und demnächſt 
den Antheilseignern in deren ordentlicher General« 
verjammlung mitgetheilt wird ; b) über Abänbder- 
ungen des Beſoldungs- u. Penſionsetats ($ 28); 
ce) über bie Bejeßung erledigter Stellen im 
Neichebank- Directorium, mit Ausnahme der 
Stelle des Präjidenten, vor der Beichlußfaffung 
des Bundesraths ($ 27); d) über den Hödjt« 
betrag, bis zu weldem die Fonds ber Bank zu 
LZombarddarlehen verwendet werden können. — 
Der Ankauf von Effecten für Rechnung der Bank 
kann nur erfolgen, nachdem die Höhe des Be- 
trages, bis zu welcher die Fonds der Bank zu 
diejem Zwecke verwendet werden fönnen, zuvor 
mit Zuſtimmung des Centralausſchuſſes fejtge- 
legt iſt; e) über die Höhe des Discontoſatzes u. 
des Lombard-Binsfußes, jowie über Veränder- 
ungen in den Grundiägen u. Friften der Eredit- 
ertheilung ; f) über Vereinbarungen mit anderen 
beutichen Banken ($ 19), jowie über die in den 
Gejchäftsbeziehungen zu denjelben zu beobadhten- 
den Grundfäpe. — Allgemeine Gejhäftsanwei- 
jungen u. Dienftinftructionen find dem Central- 
audichuffe alsbald nad ihrem Erlafje ($ 26) zur 
Kenntnignahme mitzutheilen. $ 33. Die Mit- 
glieder des Centralausſchuſſes beziehen feine Be- 
joldung. — Wenn ein Ausihußmitglied das 
Banfgeheimniß ($ 39) verlegt, die durch fein Amt 
erlangten Aufſchlüſſe gemißbraucht od. ſonſt das 
öffentliche Vertrauen verloren hat, oder wenn 


itgliedern, neben welden 15'durd daſſelbe überhaupt das Intereſſe des In— 
ſtituts gefährdet erjcheint, jo ift die Generalver- 
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ſammlung beredtigt, feine Ausichliegung zu be-|gang bei den Bankhauptitellen nad) Maßgabe der 
ichließen. — Ein Ausſchußmitglied, welches in|Beftimmungen im $ 34 üben, ſoweit cs ohne 
Concurs geräth, während eines halben Jahres|Störung der täglichen laufenden Geſchäfte ger 
den Verſammlungen nicht beigemohnt, oder einejjchehen kann, 2 bis 3 Beigeordnete, weldye vom 
der Vorausjegungen jener Wählbarfeit ($ 31) Bezirksausſchuß aus feiner Mitte gewählt, oder, 
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verloren Hat, wird für ausgeſchieden erachtet. 
$ 34. Die fortlaufende jpecielle Controle über 
die Verwaltung der Reichsbank üben drei, von 
dem Centralausſchuſſe aus der Zahl feiner Mit- 
lieder auf ein Jahr gewählte Deputirte des 
Sentralausichufice beziehungsmweije deren gleid)- 
zeitig zu wählende Stellvertreter. Die Geſchäfts— 
anmweilung wird feitießen, in welchen Fällen u. 
in welcher Reihenfolge die Einberufung von 
Stellvertretern zu bewirken if. — Die Depu— 
tirten find insbejondere berechtigt, allen Sitzungen 
des Reichsbank-Directoriums mit berathender 
Stimme beizumohnen. — Sie find ferner beredh- 
tigt u. verpflichtet, in ben gewöhnlichen Geihäfts- 
tunden und im Beijein eines Mitgliedes bes 

eihsbanf- Directoriumd3 von dem Gange ber 
Geſchäfte Kenntniß zu nehmen, die Bücher u. 
Portejeuilles der Bank einzufehen u. den orbent- 
lichen, wie außerordentlichen Kafienrevifionen bei- 
zuwohnen. Über ihre Wirkfjamteit erjtatten fie 
in den monatlihen Berfammlungen des Central- 
ausichufles Beriht. — Im Fall des $ 33 Ub- 
ja 2 fann ein Deputirter bereitö vor.der Ent- 
iheidung der Generalverjammlung durch den 
Eentralausihuß fuspendirt werden. $ 35. Ge- 
ihäfte mit den Finanzverwaltungen des Reichs 
ob. deutiher Bundesitaaten dürfen nur inner- 
halb der Beftimmungen dieſes Geſetzes u. des 
Banfitatut3 gemadt u. müjjen, wenn andere ald 
die allgemein geltenden Bedingungen des Banf- 
verfehrd in Anwendung kommen jollen, zuvor 
zur Kenntniß der Deputirten gebracht, u., wenn 
auch nur Einer derjelben darauf anträgt, dem 
Centralausſchuß vorgelegt werden. Sie müljen 
unterbleiben, wenn der leßtere nicht in einer 


wo ein Bezirksausſchuß nicht beiteht, vom Reiche 
fanzler nad) Abſatz 2 ernannt werden. $ 37. 
Die Errichtung —— Zweiganſtalten erfolgt, 
ſofern dieſelben dem Reichsbank-Directorium un» 
mittelbar untergeordnet werden (Reichsbankſtellen), 
durch den Reichskanzler, ſofern jie einer anderen 
Aweiganftalt untergeordnet werden, durch das 
Reihsbank-Directorium. $ 38. Die Reichsbant 
wird in allen Fällen, u. zwar auch, mo die Ge— 
jege eine Specialvollmadht erfordern, durch die 
Unterfchrift des Reichsbank⸗Directoriums oder 
einer Neichsbankhauptitelle verpflichtet, jofern 
dieje Unterichriften von 2 Mitgliedern des Reichs⸗ 
banfdirectoriums beziehungsweife von 2 Mit» 
liedern des Vorſtandes der Reichsbanthaupt- 
Helle oder den als Stellvertretern der letzteren 
bezeichneten Beamten vollzogen find. — Unter 
welchen Vorausjegungen u. in welcher Form bie 
Unterſchriften der Bankſtellen eine Verpflichtung 
für die Reichsbank begründen, wird vom Reichs— 
fanzler bejtimmt u. befonder3 befannt gemadht. 
— Gegen die Reichsbankfhauptitellen u. Bank» 
jtellen tönnen alle Klagen, welche auf den Ge- 
ihäftsbetrieb derjelben Bezug baben, bei dem 
Gerichte des Orts erhoben werden, wo die Ziweig- 
anftalt errichtet ift. $ 39. Sämmtliche bei der 
Verwaltung der Bank al3 Beamte, Ausihup- 
mitglicder, Beigeordnete betheiligte Perſonen find 
verpflichtet, über alle einzelne Gejchäfte der Bank, 
bejonder3 über die mit Privatperſonen u. über 
den Umfang des den legteren gewährten Credits, 
Schweigen zu beobadıten. Die Deputirten des 
Ceutral· Ausſchuſſes u. deren Stellvertreter, ſowie 
die Beigcordneten bei den Reichsbankhauptſtellen 
find hierzu vor Antritt ihrer Functionen mittels 


beichlußfähigen Verſammlung mit Stimmenmehr- | Handichlags an Eidesitatt befonders zu verpflichten. 


heit für die Zuläſſigkeit ſich ausſpricht. $ 36. 
Außerhalb de3 Hauptſitzes der Bank jind an, 
vom Burmdesrathe zu beftimmenden, größeren 
Plägen Reichsbankhauptſtellen zu errichten, welche 


$ 40 Das Statut der Reichsbank wird nad 
Mafgabe der vorjtehend in den 88 12 bis 39 
enthaltenen Borichriften vom Kaiſer im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrath erlaſſen.) — 


unter Leitung eines aus wenigjtend 2 Mitgliedern |Dafjelbe muß insbefondere Beitimmungen ent- 
bejtehenden Borftardes, u. unter Auflicht eines halten: 1) über die Form der Antheiljcheine der 
vom Kaijer ernannten Bant-Eommifjarius jtehen. | Reichsbank u. der dazu gehörigen Dividenden» 
— Bei jeder Reichsbankhauptſtelle jo, wenn ſich ſcheine u. Talons; 2) Aber die bei Übertragung 


daſelbſt eine hinreichende Zahl gerigneter Antheils- 
eigner vorfindet, ein Bezirfsausihuß bejtehen, 
deſſen Mitglieder vom Reichsfanzler aus den vom 
Bant- Commifjar u. vom Centralausſchuß auf- 
geftellten Borjchlagsliften der am Sitz der Bank— 
hauptftelle oder in deſſen unmittelbarer Nähe 
wohnbaften Antheildeigner ausgewählt werden, 
Dem Ausschuß werden in feinen monatlich abzu- 


oder Berpfändung von Antheilicheinen zu beacht- 
enden Formen; 3) über die Mortification ver» 
(orener od. vernichteter Antheilicheine, jowie über 
das Berfahren in Betreff abhanden gelommener 
Dividendenjdeine u. Talons; 4) über die Grund» 
jäße, nad) denen die Jahresbilanz der Reichsbank 
aufzunehmen ift; 5) über Termine u. Modali» 
täten der Erhebung der Dividende; 6) über die 


haltenden Sihungen die Überfichten über die Form, in welcher die Aufammenberufung der 
Geſchäfte der Bankhanptftelle und die von der &eneralverfammlungen gejchieht, jowie über die 
Eentralverwaltung ergangenen allgemeinen An-|Bedingungen u. die Art der Ausübung des 
ordnungen mitgetheilt. Anträge u. Borichläge| Stimmrechts der Antheildeigner; die Ausübung 
des Bezirfsausichufjes, melden vom Vorſtande des Stimmrechts darf jeboh nit dur den 
ber Banthauptitelle nicht in eigener Zuſtändigkeit Befis von mehr als einem Antheilsfcheine be— 
entiprochen wird, werden von legterem dem Reichs- dingt, noch dürfen mehr ald 100 Stimmen in 
fanzler mittel Berichts eingereicht. — Eine fort» 
laufende jpecielle EControle über den Geſchäfts⸗ 1, S. das Statut v. 31. Mai 1875, 
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einer Hand vereinigt werden; 7) über die Mo— 
dalitäten der Wahl des Centralausſchuſſes u. der 
Deputirten deſſelben, der Bezirksausſchüſſe u. der 
Beigeordneten bei den Reichsbankhaupiſtellen; 
8) über die Form, in welcher die von ber Ge— 
jellichaft ausgehenden Befanntmadungen erfolgen, 
jomwie über die öffentlichen Blätter, in welche die- 
jelben aufzunehmen find; 9) über die im Fall 
der Aufhebung der Reichsbank ($ 41) eintretende 
Liquidation; 10) über die Form, in welcher die 
Mitwirkung der Antheildeigner oder deren Ber- 
treter zu einer durch Reichsgeſetz feitzujtellenden 
Erhöhung des Grundcapitals herbeigeführt werden 
joll; 11) über die Vorausſetzungen der Sicher— 
ftellung, unter denen Efjecten für fremde Rech— 
nung gekauft oder verfauft werden Dürfen. $ 41. 
Das Reich behält fi) das Recht vor, zuerft zum 
1. Januar 1891, alsdann aber von zehn zu zehn 
Jahren nad) vorgusgegangener einjähriger An- 
fündigung, welche auf Barlerliche Anordnung, im 
Einvernehmen mit dem Bundesrath, vom Reichs— 
fanzler an das Reichsbank-Directorium zu er- 
lafjen u. von letzterem zu veröffentlichen ih, ent⸗ 
weder a) die auf Grund dieſes Geſetzes errichtete 
Reichsbank aufzuheben u. die Grundſtücke der— 
ſelben gegen Erſtattung des Buchwerthes zu er— 
werben, oder b) die ſämmtlichen Antheile der 
Neichöbant zum Nennwerthe zu erwerben. — 
In beiden Fällen geht der bilanzmäßige Rejerve- 
fonds, jomweit Dderjelbe nicht zur Dedung von 
Berlujten in Anſpruch zu nehmen ift, zur einen 
Hälfte an die Antheilseigner, zur anderen Hälfte 
an das Reich über. — Zur Berlängerung der 
Frift ned) Inhalt des erjten Abſatzes iſt Die 
Zuftimmung des Reichstags erforderlich. 

[Titel III. Brivat-Notenbanken.] $ 42. Bauten, 
welche fich bei Erlaß dieſes Geſetzes im Beſitze 
ber Befugniß zur Notenausgabe befinden, dürfen 
außerhalb desjenigen Staated, welder ihnen 
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von 4'/, Procent des Grundcapital3 hinaus er- 
gebenden Reingewim jährlich mindeſtens 20 Pro» 
cent fo fange zur Anfammlung eines Reſerve— 
fonds zurüd, als der letztere nicht ein Viertheil 
des Srundcapital® beträgt. 3) Die Banf ver- 
pflichtet ji, für den Betrag ihrer im Umlauf 
befindlichen Banknoten jederzeit mindeftens ein 
Dritttheil in coursfähigem deutjchen Gelde, Reichs— 
Kaffenjcheinen oder in Gold, in Barren od. aus— 
ländijhen Münzen, das Pfund fein zu 1392 M 
gerechnet, und den Reit in discontirten Wechfeln, 
weldje eine Verfallzeit von höchſtens 3 Monaten 
haben und aus welchen in der Regel drei, min- 
deitend aber zwei als zahlungsfähig befannte 
Berpflichtete haften, in ihren Kajjen als Dedung 
bereit zu halten. 4) Die Bank verpflichtet ich, 
ihre Noten bei einer von ihr zu bezeichnenden 
Stelle in Berlin oder Frankfurt, deren Wahl 
ber Genehmigung des Bundesraths unterliegt, 
dem Inhaber gegen coursfähiges deutſches Geld 
einzulöfen. — Die Einlöfung hat fpätejtend vor 
Ablauf des auf den Tag der Bräfentation folgen« 
den Tages zu erfolgen. 5) Die Bank verpflichtet 
ih, alle Deutichen Banknoten, deren Umlauf im 
gejammten Reichsgebiete gejtattet ift, an ihrem 
Sie, jowie bei denjenigen ihrer Zweiganftalten, 
welche in Städten von mehr ald 80,000 Ein— 
mwohnern ihren Sit haben, zu ihrem vollen 
Nennwerthe in Zahlung zu nehmen, jo lange 
die Bank, welche te Noten ausgegeben hat, 
ihrer Noteneinlöjungspflicht pünktlich nachkommt. 
Alle bei einer Bank eingegangenen Noten einer 
anderen Bank dürfen, jomweit es nicht Noten der 
Reichsbank find, nur entweder zur Einlöfung 
präjentirt, oder zu Zahlungen an diejenige Bant, 
welche diejelben ausgegeben hat, oder zu Bahl« 
ungen an dem Orte, wo legtere ihren Hauptjig 
hat, verwendet werden. 6) Die Bank verzichtet 
auf jedes Wideripruchörecht, welches ihr entweder 


dieje Befugniß ertheilt hat, Bankgeſchäfte durch|gegen die Ertheilung der Befugniß zur Ausgabe 
Bmeiganjtalten weder betreiben noch durd) Agenten|von Banknoten an andere Banken, oder gegen 
für ihre Rechnung betreiben lajjen, nody als Ge-|die Aufhebung einer etwa beftehenden Verpflicht- 
jellfchafter an Banfhäufern jich betgeiligen. $43.|ung der Landesregierung, ihre Noten in den 
Die Noten einer Bank, welche ſich bei Erlaflöffentlihen Kaffen jtatt baaren Geldes in Zahl- 
dieſes Gejeges im Befige der Befugniß zur Noten-|ung nehmen zu laſſen, zuftehen möchte. 7) Die 
ausgabe befindet, dürfen außerhalb desjenigen|Banf willigt ein, daß ihre Befugniß zur Aus- 
Staated, welcher berjelben dieje Befugniß er-|gabe von Banknoten zu den in $ 41 bezeichneten 
tHeilt Hat, zu Zahlungen nicht gebraud)t werden, | Terminen duch Beſchluß der —— 
— Der Umtauſch ſolcher Noten gegen andere oder des Bundesraths mit einjähriger Kündig— 


Banknoten, Papiergeld oder Münzen unterliegt 
dieſem Verbote nicht. $ 44. Die —— 
Beſtimmungen des $ 43 finden auf diejenigen 
Banken keine Anwendung, welde bis zum Januar 
1876 folgende Vorausjegungen erfüllen: 1) Die 
Bank darf ihre Betriebsmittel nur in den im 


ungsfrift aufgehoben werden Tönne, ohne daß 
ihr ein Anſpruch auf irgend welche Entichädig- 
ung zuftände. — Bon Geiten bed Bundesraths 
wird eine Kündigung nur eintreten zum Zwecke 
weiterer einheitlicher Regelung des Notenbant- 
wejend oder wenn eine Notenbank den Anord⸗ 
nungen gegenwärtigen Gejeges zuwidergehandelt 


g 13 unter 1 bis 4 bezeichneten Geſchäften, und 
war zu 4 höditens bis zur Höhe der Hälftelhat. Ob diefe Borausjegungen vorliegen, ent« 

8 Grundcapitald der Bank und der Rejerven,|jcheidet der Bundesrath. — Einer Bank, melde 
anlegen. — Bezüglich des Darlehnsgeihäfts ift|die vorjtehend unter ı bis 7 bezeichneten Bor» 
der Bank eine Friſt bis zum 1. Januar 1877)ausfegungen erfüllt Hat, kann der Betrieb von 
eingeräumt, innerhalb welcher fie ihre Darlehne| Bankgeſchäften durch Zmeiganftalten oder Agent- 
den Beftimmungen des $ 13 Nr. 3 zu confor-|uren außerhalb des im $ 42 bezeichneten Ge— 
miren hat. — Gie hat jeweilig den ‘Procentfag|bieted auf Antrag der für den Ort, mo Dies 
öffentlich befannt zu machen, zu weldem fie dis⸗ geſchehen foll, zuftändigen Landesregierung burd) 
contirt oder zindbare Darlehne gewährt. 2) Diejden Bundesrath gejtattet werden. — Banfen, 
Bank legt von dem ſich jährlid) über dad Maß welche bis zum 1. Januar 1876 nachweiſen, daß 
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der Betrag der nad) ihrem Statut od. Privileg 
ihnen geftatteten Notenausgabe auf den Betrag 
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Grundcapital, den Refervefonds, den Geichäfts- 
freiö oder die Dedung der auszugebenden Noten, 


bes Grundcapital3 eingefchräntt ift, welcher am/oder die Dauer der Befugniß zur Notenausgabe 


1. Jan. 1874 eingezahlt war, find von der Er» 
füllung der unter 2 bezeichneten Vorausſetzung 
entbunden und erlangen mit der Geſtattung des 
Umlaufs ihrer Noten im gefammten Reichögebiete 
zugleih die Befugniß, im gejammten Reichs— 
gebiete durch Bmweiganftalten oder Agenturen 
Bankgeſchäfte zu betreiben. Dem Bundesrath 
bleibt vorbehalten, diefen Banken einzelne ber 
durch die Beitimmungen unter 1 auögejchlojfenen 
Formen der Ereditertheilung, in deren Ausüb— 
ung dieſelben jich bisher befunden haben, auf 
Grund des nachgewiejenen bejonderen Bedürf— 
nifjes zeitweilig oder widerruflich auch ferner zu 
gejtatten und die hierfür etwa nothwendigen Be» 
dingungen feitäufegen. $ 45. Banken, melde 
von den Beftimmungen im $ 44 zu ihren Gunijten 
Gebraud machen wollen, haben dem Reichskanzler 
nachzuweiſen: 1) daß ihre Statuten den durch den 
$ 44 aufgejtellten Vorausjegungen entiprechen; 
2) daß Die erforderliche Einlöjungsitelle einge- 
richtet ift. — Sobald dieſer Nachweis geführt 
it, erläßt der Reichskanzler eine dur das 
Reich3-Gejegblatt zu veröffentlichende Befannt- 
machung, in welcher: 1) die bejchräufenden Bes 
ftimmungen der 88 42 u.43 oder des $ 43 dieſes 
Geſehzes zu Gunſten der zu bezeichnenden Bank 
al3 nicht anwendbar erklärt, 2) die Stelle, an 
welcher die Noten der Bank eingelöft werben, 
bezeichnet wird.) 8 46. Kann die Dauer einer 
bereit3 erworbenen Befugniß zur Ausgabe von 
Banknoten durch eine vom Staate oder einer 
Öffentlichen Behörde ausgehende, an einen be- 
ftimmten Termin gebundene Kündigung auf eine 
beitimmte Zeit beichräntt werben, jo tritt dieſe 
Kündigung zu dem frühejten zuläffigen Termine 
traft gegenwärtigen Geſetzes ein, es ſei denn, 
daß die Bank den zuläſſigen Betrag ihrer Noten» 
ausgabe auf den am 1. Jan. 1874 eingezahlten 
Betrag ihres Grundcapitals beſchränkt und ſich 
den Beitimmungen im $ 44 unter 1 u.3 bid 7 
ımterworfen hat. — Statuarifche Beftimmungen, 
durch welche die Dauer einer Bank od. der der- 
felben ertheilten Befugniß zur Notenausgabe 
von der unveränderten Fortdauer des Noten- 
privilegiums der Preußiichen Bank abhängig ge- 
macht iſt, treten außer Sraft. 8 47. Jede Ab- 
änderung ber Beitimmungen des Grundgejeges, 
Statut3 oder Privilegiumd einer Bank, melde 
bie Befugniß zur Ausgabe von Banknoten be» 
reits erworben hat, bedarf, jo lange der Bank 
bieje Befugniß zuftcht, zu ihrer Giltigfeit der 
Genehmigung des Bundesraths, jofern fie das 


ı) Bufolge der Bekanntmachung bed Reichskanzlers dom 
29. Dec. 1875 find die beichränfenden Beitimmungen ber 
65 42 u. 43 des Bankgeſetzes zu Gunften folgender Banken: 
1) der Kölnifchen Privarbant, 2) der Danziger Privat: Actien- 
bant, 3) der Provinzial:Actienbant des Großherzogthums 
BVofen , 4) ber Commerzbant in Lübeck, 5) der Bremer Bant, 
und die beihränfenden Beftimmungen be3 F 43 des Bantge: 
jepes zu Gnuften folgender Banken: 6) der Frautfurter Baut, 
7) der Banerifhen Notenbank, 8) der Sächſiſchen Bank zu 
Dresden, 9) der Württembergifhen Notenbant, 10) der Bad: 
iſchen Bank, 11) der Bank für Suddeutſchland zu Darmftadt, 
als nicht antvendbar erklärt. 


zum Gegenftande hat. Landesgejeplihe Bor- 
ihriften u. Conceffionsbedingungen, durch weiche 
eine Bank bezüglich des Betrieb des Disconto-, 
de3 Lombard-, des Effecten- und bed Depojiten« 
Geſchäfts Beichränfungen unterworfen ijt, welche 
dad gegenwärtige Gejeg nicht enthält, ir 
einer jolhen Änderung nicht entgegen. — Die 
Genehmigung wird, nad) Erfüllung der jonjtigen 
ejeglihen Erforderniſſe, durd die betheiligte 
Jandedregierung beantragt u. muß verjagt werden, 
wenn die Bank nicht von den Beitimmungen des 
$ 44 Gebrauch madıt. — Die bayeriiche Regier— 
ung ijt berechtigt, bi& zum Höchſtbetrage von 
70 Millionen M die Befugniß zur Ausgabe von 
Bankuoten für die in Bayern fi Noten» 
banf zu erweitern, oder dieſe Befugniß einer 
anderen Banf zu ertheilen, jofern die Bank jid) 
den Bejtimmungen des $ 44 unterwirft. $ 48. 
Der Reichskanzler ift jederzeit befugt, jich nöth— 
igenfall8 durch commiffarische Einjichtnahme von 
den Büchern, Geſchäftslokalen u. Kaſſenbeſtänden 
der Noten ausgebenden Banken die Überzeugung 
zu verjchaffen, daß diejelben die durch Gejeh od. 
Statut feftgeitellten Bedingungen und Beichränf- 
ungen der Notenausgabe innehalten, oder Die 
Vorausjegungen der zu ihren Gunjten etwa aus— 
geiprochenen. Nichtanwendbarfeit der $$ 42 u. 43 
oder des $ 43 dieſes Geſetzes erfüllen und daß 
die von ihnen veröffentlichten Wochen- u. Jahres- 
überfichten ($ 8), ſowie die Behufs der Steuer» 
berechnung abgegebenen Nachweiſe ($ 10) der 
wirflihen Sachlage entiprechen. — Das Auf» 
fichtörecht der Zandesregierungen wird durch dieje 
Beitimmung nicht berührt. $ 49. Die Befug- 
niß zur Ausgabe von Banknoten geht verloren: 
1) durch Ablauf der Zeitdauer, für melde fie 
erteilt ift, 2) durch Verzicht, 3) im Falle des 
Concurſes dur Eröffnung des Verfahrens gegen 
die Bank, 4) durch Entziehung kraft richterlichen 
Urtheils, 5) durch Berfügung der Yandesregier- 
ung nad) Maßgabe der Statuten oder Privi— 
legten. $ 50. Die Entziehung der Befugniß zur 
Notenaudgabe wird auf Klane des Reichskanzlers 
oder der Regierung des Bundesstaates, in welchem 
die Bank ihren Sitz hat, durch gerichtliches Ur- 
theil ausgejprochen: 1) wenn die Vorſchriften der 
Statuten, des Privilegiums eder des gegenwärt- 
igen Geſetzes über die Dedung für die umlaufen« 
den Noten verlegt worden find, oder der Notert- 
umlauf die durch Statut, Privilegien oder Ge— 
jeg bejtimmte Grenze überfchritten hat; 2) wenn 
die Bank vor Erlaß der in 8 45 erwähnten Be- 
fanntmachung des Reichskanzlers außerhalb des 
durch $ 42 ihr angewiejenen Gebiet! die in $ 42 
ihr unterjagten Gejchäfte betreibt, oder aufer- 
halb des durch $ 43 ihr angemieienen Gebiets 
ihre Noten vertreibt oder vertreiben läßt; 3) wenn 
die Bank die Einlöfung präfentirter Noten nicht 
bewirkt a) an ihrem Sitze am Tage der Präſen— 
tation, b) an ihrer Einlöfungsitelle ($ 44 Nr. 4) 
bis zum Ablaufe des auf den Tag der Präjen- 
tation folgenden Tages, e) an jonftigen durch 
die Statuten bejtimmten Einlöfungsitelln bis 


Bannrechte — Baptifteng meinden. 


zum Ablaufe des dritten Tages nad) dem Tage, 
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Selditrafe bis zu 150 M wird beitraft, wer der 


der Präfentation; 4) jobald das Grundcapital,; VBerbotsbeitimmung des $ 43 zuwider Noten 


fih durch Verlufte um ein Drittel vermindert 
hat. — Die Klage ift im ordentlichen Verfahren 
zu verhandeln. Der Necdtsitreit gilt im Sinne 
der Reichs- und Landesgeſetze ald Handelsſache. 
— In dem Urtheile iſt zugleid die Verpflichtung 
zur Einziehung der Noten auszuſprechen. 8 51. 
Das Urtheil iit erit nach Eintritt der Rechtskraft 
vollftredbar. Die Vollſtreckung wird auf Untrag 
durch das Procchgericht verfügt. Das Gericht 
bejtimmt zu diefem Zwecke die Frift, innerhalb 
welder von der Bankverwaltimg die Belannt- 
machung über die Einzichung der Noten zu er- 
laſſen iſt. — Sofern nicht der Concurs über die 
Bank ausgebroden it, jebt das Gericht einen 
Gurator ein, mweldyer die Einziehung der Noten 
u überwachen und, wenn die Bank ben für diejen 
Fall vorgejehenen Verpflichtungen nicht nad. 
fommt, die Liquidation der Bank beim Gerichte 
zu beantragen verpflichtet it. — Eingehende 
Roten jind von der Bank an eine vom Reichs— 
tanzler zu bezeichnende, am Site der Bank ge» 
legene Kafje abzuliefern. $ 52. Schs Monate, 
nachdem das Urtheil ($ 50) die Rechtskraft, er- 
langt hat, zahlt die Bank an die vom Reichs— 
fanzler bezeichnete Kaffe einen Betrag in baarem 
Gelde ein, welder dem bis dahin nicht abge- 
lieferten Betrage ihrer Noten gleihlommt. Dieter 
Baarbetrag wird ihr nad) Maßgabe der weiter 
von ihr abgelieferten Noten u. der verbleibende 
Reft nach Ablauf der legten vom Bundesrathe 
für die Einlöfung feftgejegten Friſt zurüdgezahlt. 
8 53. Die an die Kaſſe abgelieferten Noten 
($ 51 u. $ 52) werben in Gegenwart de3 Cura— 
tord der Rajje und des für die Einziehung ber 
Noten beftellten Euratord vernichtet. Über die 
Vernichtung wird ein gerichtliched oder notarielles 
Protololl aufgenommen. Die Bermwaltung der 
Bank ijt befugt, an der Vernichtung durch zwei 
Abgeordnete ri zu nehmen. Der für Die 
Bernihtung bejtimmte Termin ift ihr jedesmal 
ſpãteſtens —*— Tage vorher von der der Kaſſe 
vorgeſetzten Behörde anzuzeigen, Die Vernicht— 
ung kann in einem oder in mehreren Terminen 
erſolgen. $ 54. Für diejenigen Corporationen, 
welche, ohne Zettelbanken zu ſein, ſich beim Er— 
laß dieſes Geſetzes im Beſitz der Befugniß zur 


inländiſcher Banken, oder Noten oder ſonſtige 
Geldzeichen inländiſcher Corporationen außerhalb 
desjenigen Landesgebiets, für welches diejelben 
zugelaſſen ſind, zur Leiſtung von Za. lungen ver— 
wendet. $ 57. Mit Geldſtrafe von 50 M bis 
zu 5000 M wird beitraft, wer der Verbotäbe- 
ftimmung in $ 11 zuwider au ländiſche Bank— 
noten oder jonjtige auf den Inhaber fautende 
unverzinsliche Schuldverichreibungen ausländiſcher 
Eorporationen, Geſellſchaften od. Privaten, welche 
ausſchließlich oder neben anderen Werthbeftimm: 
ungen in Reihsmwährung oder einer deutſchen 
Landeswährung ausgeftellt find, zur Yeiltung von 
Bahlungen verwendet. — Geſchieht die Verwend- 
ung gewerbsmäßig, jo tritt neben der Gelditrafe 
Serfängni bis zu einem Jahre ein. Der Ver- 
ſuch ijt ftrafbar. $ 58. Mit Gelditrafe bis zu 
5000 M wird bejtraft, wer den Beitimmungen 
im $ 42 zuwider für Rechnung von Banken als 
Vorjteher von Bweiganftalten oder ald Agent 
Bankgeſchäfte betreibt oder mit Banken ala Ge— 
jellfichafter in Verbindung tritt. — Die gleiche 
Strafe trifft die Mitglieder des Vorjtandes einer 
Bank, welche den Beftimmungen des $ 7 ent« 
gegenhandeln, oder welche dem Verbote des $ 42 
zuwider a) Bweiganftalten oder Agenturen bes 
itellen, oder b) die von ihnen vertretene Bank 
als Gefellichafter an Bankhäujern betheiligen. 
59. Die Mitglieder ded Vorftandes einer 
Bank werden: 1) wenn fie in den durch die Be- 
jtimmungen des $ 8 vorgeichriebenen Veröffent- 
lihungen wiffentlih den Stand der Berhältnijje 
der Bank unwahr daritellen oder verjchleiern, 
mit Gefängniß bis zu 3 Monaten beitraft; 2) wenn 
fie durch unrichtige Aufitellung der im $ 10 vor- 
geichriebenen Nachweiſungen den fteuerpflichtigen 
Rotenumlauf zu gering angeben, mit einer Geld« 
itrafe beftraft, welche dem Zehnfachen der hinter» 
zogenen Steuer gleichſteht, mindeſtens aber 500M 
beträgt; 3) wenn die Bank mehr Noten ausgibt, 
als fie auszugeben befugt iſt, mit einer Geld- 
Itrafe beitraft, welde dem Zehnfachen des zuviel 
ausgegebenen Betrages gleichkommt, mindeſtens 
aber 5000 M beträgt. — Die Strafe zu 3 trifft 
aud) die Mitglieder des Vorftandes folder Cor- 
porotionen, welde zur Ausgabe von auf den 
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Ausgabe von Noten, Kaſſenſcheinen od. jonjtigen | Inhaber lautenden unverzinslihen Sculdver- 
auf den Inhaber ausgeſtellten unverzinslichen|ihribungen befugt find, wenn fie mehr jolche 
Schuldverſchreibungen befinden, u. für das von Geldzeichen aufgeben, als die Corporation aus- 
ihnen ausgegebene Papiergeld gelten injolange, [zugeben befugt iſt. 
als fie von der Befugniß, Papiergeld in Umlauf] Bannredite j. Zwangs- u. Bannredte, 
zu erhalten, Gebraud; machen, die Bejtimmungen| Banquets an den Chauſſeen, auf denſelben 
der 8 2 bis einſchließlich 6, dann des $ 43 u.|dürfen Gegenſtände, welche nicht der Chauſſee— 
des 8 47 Abſ. 1 dieſes Geſetzes, ſoweit ſich der-| Verwaltung angehören, nicht niedergelegt werden 
jelbe auf die Befugniß zur Ausgabe von Papier-| oder liegen bleiben; ebenfowenig Scherben, Kehr- 
eid, auf deren Dauer, oder ve. die Dedung desjicht, Unkraut oder anderer Unrath (Cab, -Drdre 
apiergeldes bezicht. vom 29. Febr. 1840 II. Rr. 11). Auf derjelben 
[Titel IV. Gtrafbeftimmungen)] $ 55. Wer darf Niemand Vieh füttern, anbinden, laufen 
unbefugt Banknoten oder jonftige auf den In- oder meiden lafjen oder treiben; auch it das 
haber lautende unverzinslihe Echuldverjchreib- | fahren und reiten darauf verboten (daf. Nr. 12). 
ungen ausgibt, wird mit einer Geldſtrafe bes | Eventuell wird außer dem Schadenerjage eine 
ftraft, welche dem Zehnfachen de3 Betrages der Strafe von 1—15 M verwirft (daj. Nr. 17). 
von ihm ausgegebenen Werthzeichen gleichſommt, Bnptiftengemeinden können durch gemeit- 
mindejtens aber 5000 M beträgt. $ 56. Mirljchaftlihe Verfügung der Miniiter der Juftiz, 


112 Bauerlaubniß 


— Baupolizci. 


des Innern und der geiftlichen Angelegenheiten |jeinen Grund und Boden mit Gebäuden zu be— 


Corporationsrechte erlangen. Die ae 


der Corporationsrechte ift nur zuläfjig und darj|befugt. 


jegen oder feine Gebäude zu verändern mol 
$ 66. Doc) foll zum Schaden oder zur 


nicht verjagt werden, wenn 1) der Bezirk der|lUinficherheit de3 gemeinen Wejens, oder zur Ber» 


Gemeinde geographiſch abgegrenzt ijt; 2) nad) 
der Zahl u. VBermögenslage der dazu gehörigen 
Mitglieder anzunehmen ijt, daß die Gemeinde 
dem von ihr behufs Ausübung ihres Gottes» 
dienſtes nad) ihren Grundfägen zu übernehmen 
den Verpflichtungen dauernd zu genügen im 
Stande fein wird; 3) in dem Statute der Ge- 
meinde feine Feſtſetzungen getroffen find, melde 
mit den allgemein gejeglihen Bejtimmungen im 
Widerſpruch ſtehen (deep vom 7. Juli 1875). 

Bauerlaubuiß j. unter Baupolizei. 

Baufludhtlinien j. unt. Bebauungsweſen, 
Gef. vom 2. Zuli 1875 SH 1F. u. die Miinifterial- 
vorſchriften vom 28. Mai 1876, 

Baugejellicdyaften, j. Uctien-Baugejell- 

haften. 

Bauhandwerkfer find für die ordnungsmäßige 
Ausführung der übernommenen Bauten verant- 
wortlich, f. Str.-©.-B. $$ 330, 367 Nr. 14 u. 16. 

Bauherren ſ. Bauhandwerker. 

Bauleitung, Strafbarkeit der nachläſſigen, 
ſ. Bauhandwerker. 

Bauinfrevel, Beſtrafung derſelben, ſ. Feld- 
polizei-Ordnung $ 42 Nr. 1,8 u. 8 46. 

Baumläufer haben Schonzeit während ber 
Monate December bis einjchließlih September. 

Baumfdyulen, welche zur Bepflanzung öffent- 
liher Pläge, Straßen u. Unlagen bejtimmt find, 
find von der Grundfteuer befreit; Grundftener- 
Geſetz vom 21. Mai 1861 8 40. 

Baumwolle ift vom Haufirhandel ausge- 
fchloffen, |. Gewerbeorduung $ 56 Nr. 2, 
Baumtwollen- und Baummollengarn-Abfälle ge- 
hören zu den Gegenjtänden, welche nur beding- 
ungsweije zur Beförderung mit der Eijenbahn 

ugelafjen werben, j. Betriebs-Reglement 
| 48, II. Nr. 8. 

Baupläte, melde mit Gebäuden noch nicht 
bejegt jind, werden behufs Veranlagung der 
Grundfteuer wie die Nahbargrunditüde, falls 
aber legtere mit Gebäuden bejegt find, im bie 
ihrer Lage u, Beichaffenheit entiprechende Eultur- 
art u. Klaſſe eingeſchätzt (Grundfteuer-Gejeg vom 
21. Mai 1861, Anl. C. $ 16). 

Baupolizei. Abgeſehen von ben hiernächit 
—— Vorſchriften und Beſtimmungen des 
Allgemeinen Landrechts und dem unter Be— 
bauungsweſen mitgetheilten Geſetze vom 2. Juli 
1876 ik bie Baupolizet nur im Wege der Polizei- 
verorbnungen geregelt und find dieſe in ben ver» 
jchiedenen Regierungs⸗ beziehungsweiſe Gemeinde» 
a Wen verjchieden.*) 

— Landrecht Th. J. Tit. 8: 
65. In der Regel iſt jeder Eigenthümer 


ı) Durd) Allerh. Erlaß vom 2. März 1857 ⸗ 
polizeilichen Beſtimmungen der Feuerordnung für das Marl: 
—— Oberlauſitz d. 8. . 1777, ges durch Allerh. 

laß vom 23. Aug. 1862, bie in bem Meglement für das 
platte Land des Herzogthums lefien u. der Grafſchaft Glatz 
vom 19. Vlärz 1765 u. in ber Porfpoligei-Orbnung für dieſe 
Landestheile vem 1. Mai 1804 ent en baupolizeilichen 
Beitimmungen aufgehoben u. ift die Regelung ber Baupoligei 
in biejen Gebieten einer allgemeinen Verordnung vorbehalten. 


nd bie bau: 


unjtaltung der Städte u. öffentlichen Pläge fein 
Bau u. feine Veränderung vorgenommen werben. 
$ 67. Wer alfo einen neuen Bau in Städten!) an- 
legenwill, muß davon zuvor der Obrigfeit zurBeur- 
theilung Unzeige machen. $ 68. Bei der anzu- 
jtellenden Prü ng muß die Obrigfeit zugleich 
dahin jehen, daß durch eine richtige u. vollftänd- 
ige Beichreibung des abzutragenden Gebäudes 
nach feiner Lage, Grenzen u. übrigen Beichaffen- 
en fünftigen Streitigkeiten bei dem Wiederauf- 
aue, in Anſehung des Winfelrehts, und ſonſt 
möglichft vorgebeugt werde. $ 69. Vorzüglich 
it eine bejondere obrigleitliche Erlaubniß noth- 
wendig, wenn, es jei in Städten oder auf dem 
Lande, eine neue euerftelle errichtet, oder eine 
alte an einen anderen Ort verlegt werben joll.?) 
8 70. Bauherren u. Baumeijter, welche diejer 
Vorſchrift ($ 69) zumider handeln, Haben jeder 
eine Polizeijtrafe von 15—30 M vermirkt; jelbit 
wenn ber Bau an fih untadelhaft befunden 
werden ſollte.“) 8 71. In allen Fällen, wo ſich 
findet, daß ein ohne vorhergegangene Anzeige 


1) Ueber bie Anmendbung der in den Stäbten geltenden 
euer» unb baupolizeilihen Borfhriften bei Gebäuden auf 
olchen * platten Lande gehörigen Grundſtücken, welche 
innerhalb der Siadte oder im Gemenge mit ſtädtiſch ſbe⸗ 
bauten Grunbdftüden liegen, fagt die Königl. Verordnung vom 
17. Juli 1846: 8 1. Wo bie feuer: und baupolizeilichen 
Borfhriften in den Städten und auf dem platten Pande von: 
einander abmeihen, und wo durch Anwendung der fir das 
gain Land beftehenden Ferer⸗ u. baupolizeilihen Vorſchriften 

Gebäuden auf folhen zum platten Yande gehörigen Gruud⸗ 
ftüden, melde fid) innerhalb der Etäbte oder im Gemenge 
mit ſtadtiſchen bebauten Grundftiiden befinden, die —— 
heit der Stadt erheblich gefährdet wird, lönnen diefe Gebäude, 
u benen auch die auf Vorwerfen oder Rittergütern befinde 
lien Gebäube zu rechnen find, burch Anordnung der Regier⸗ 
ung ben für bie ftäbtiichen Gebäude geltenden bau⸗ u. feuer 
polizeilichen Borſchriften unterworfen werden. Iſt dieſes in 
einzelnen Fällen ohne weſentliche Beläftigung u. Störung des 
Länblichen Gewerbebetriebes nicht ausführbar, fo hat die Re 
gierung zu N in wiefern mit ig hierauf bie An- 
wendung jener Borfhriften zu mobificiren od. eine Ausnahme 
davon zu geftatten jei., 8 2. Durch Anordnung der im $ ı 
erwähnten —*** wird in ben Feuerſocietãts⸗Verhãltniffen 
ber betreffenden Gebäude nichts geändert. 

) D beſondere Polizei Verordnung findet fich vor 
ſchrieben, daß polizeiliche Bauerlaubniß einzubolen if 
Neubauten, Aus u. Erweiterungsbauten, einfehlichtich des Aufs 
fegensd eines oder mehrerer Stodwerfe auf ein vor 
Gebäude, zur an. neuer und Veränderung vor er 
Feuerftätten, zur Ausführung neuer Schorufteine, Anleg⸗ 
ung von Kellern in vorhandenen Gebäuden, zur Aenberung 
der inneren Einrichtung eines Gebäubes, wenn bamit cine 

nahnte oder Veränderung von Wänden unb Pfeilern, auf 
we Balken ober Unterzüge ruben, verbunden iſt, zur Er: 
—— von Fundamenten unter ben Umfaſſungsmauern bon 
F ebäuben, für das Unterführen maſſiger Wände, für 
die Unterſchwellung eines ganzen Gebäudes, ſowie zum Ab⸗ 
brud von Gebäuden. Ferner mirb ug m Bauerlaubnif 
gefordert für Aulage von Erinkbrunnen, u. er: 
ruben, * allen Bauausfuhrungen, welche bie Befeitigung 
üfftger Detriebsrbgänge bei ben gewerblichen Anlagen be; 
aweden und zur Anlage von Senkgruben in Städten ımb 
fhloffenen Ortfhaften. Wegen ber zur Gründung neuer An« 
ebelungen erforderligen polizeilihen Genehmigung, f. unter 
njiebelungen. 

3) 6, jet Etr.:G.:DB. $ 367 Nr. 14: Wer Bauten ober 
Ausbefferungen von Gebäuden, Brunnen, Brüden, —— 
oder anderen Bauwerken vornimmt, one bie von der Polizei 
angeorbneten ober fonft erforberlihen Sicherungsm ein 
Te wird mit Gelbjtrafe bis zu 180 M oder mit 
aft. 


os 


Baupolizei. 
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unternommener Bau ſchädlich oder gefährlich für, her nur einer der Nahbaren die Traufe dahin 
das Publicum fei, oder zur groben Berunjtalt-|fallen lafjen, und nur allein Goſſen, Privete od. 


ung einer Straße oder eined Plate gereiche, 
muß derjelbe nady der Anweilung der Obrigkeit 
geändert werden. 8 72. Findet die Anderung 
nicht ftatt, jo muß das Gebäude wieder abge- 
tragen, und alles, auf Koſten des Bauenden, in 
den vorigen Stand gejegt werden. F 73. Baus 
anlagen auf Straßen, wodurch Gehende, Reitende 
oder Fahrende Bejchädigungen ausgeieht werden, 
foll die Obrigkeit nicht dulden. 8 — Niemand 
darf in Gegenden, die zum Ab⸗ u. Zugang des 
Publicums bejtimmt find, vor feinen Fenjtern 
oder an feinem Haufe, etwas aufitellen od. auf- 
hängen, durch deſſen Herabiturz Jemand be» 
hädigt werden könnte. $ 75. Der Übertreter 
muß das Wufgeftellte oder Aufgehängte jofort 
wegzujchaffen angehalten werden; und hat über- 
dies eine PBolizeiftrafe von 6—15 M vermirft. 
S 76. Ohne Erlaubniß der Obrigkeit dürfen 
Bauftellen, die bisher bejondere Nummern hatten, 
nicht in eins gezogen werden. $ 77. Auch die 
Zugejtehung einer ſolchen Erlaubniß kann, in 
Anſehung der nah den Nummern vertheilten, 
oder noch zu vertheilenden Laften und Abgaben, 
weder dem gemeinen Wejen, noch anderen ‘Brivat- 
perjonen zum Nachtheile gereihen. $ 78. Die 
Straßen u. öffentlichen Pläge dürfen nicht verengt, 
verunreinigt oder fonit verunftaltet werden. (©. 
unter Bebauungsiadhen, Geſetz v. 2. Juli 1875). 

79. Bejonders darf Niemand, ohne ausdrüdliche 

erwilligung der Obrigkeit, einen Kellerhals od. 
anderes dergleichen Nebengebäude auf die Straße 
u anlegen. $ SO. Auch die Einridtung von 
Keller- und Ladenthüren, welche auf die Straße 
gehen, die Anfegung neuer, oder Wiederherftell- 
ung eingegangener Erker, Löben und auf die 
Straße hinaus gießender Dahrinnen; die Auf 
jegung von Wetterdächern und in die Straße 
hinein ſich ertredenden Schildern, jowie die Er- 
rihtung von Blitableitern, darf nur unter Er- 
laubniß der Bolizeiobrigfeit, und nad) den von 
diefer zu ertheilenden Anmweifungen vorgenommen 
werden. $ 81. Übrigens aber fann jeder Haus- 
eigenthümer den jogenannten Bürgeriteig, jo weit 
er da3 Steinpflafter zu unterhalten hat, unter 
den $ 78 bejtimmten Einſchränkungen nugen.*) 
8 82. Nähere Beitimmungen über die 83 78 bis 
81 berührten Gegenftände bleiben den bejonderen 
Bolizeigejegen eines jeven Ortes vorbehalten. 
$ 118. Die Raine oder jogenannten Pflugrechte 
zwifchen benachbarten Grunditüden werben in 
der Regel als gemeinfhaftlices Eigenthum an- 
geiehen. $ 11). Sie dürfen alfo von feinem 
der benachbarten Befiger, ohne Einwilligung der 
Miteigenthümer, verändert od. gejchmälert werben. 
$ 120. Äuch die Winkel oder Zwiſchenräume 
zwifchen den Häufern werben in der Regel für 
gemeinſchaftlich geachtet. $ 121. Hat jedod) bis- 





1) Die Eigentblimer ber an bie Strafe lebenden Häufer 
haben ein Eigenthumsrecht am Bürgerfteige nicht. Eie önnen 
aber den Bürgerfteig benugen, ſoweit bie Polizei es geftatter. 


Die Ortspolizeibebörbe bat das Recht, jede Benugung“ der] —— 


Bürgerfleige z unterfagen, wodurch diefe verengt, verunteinigt 
oder verunjtaltet werden. 
Grotefend, Polizei:Lerifon. 


offene Fenfter darin gehabt, jo wird vermuthet, 
daß der Zwiſchenraum ihm eigenthümlich ges 
höre. $ 122. In einen zwijchen zwei Häufern 
gelegenen Winkel darf aud der, welchem jelbiger 
eigenthümlich gehört, die Nöhre von einem Wind- 
ofen ohne des Nachbard Einwilligung nicht 
führen. $ 123. Die Anlegung neuer Erfer, 
Ultane, Wetterdächer, Dachtraufen, und anderer 
über die Grenze ragender Baumerfe, ift der 
Nachbar zu dulden nicht verpflichtet. $124. Wer 
an jeinem Haufe Bäume oder Weinreben an- 
pflanzen will, muß Diejelben dergeitalt hinter 
ein Geländer ziehen, daß weder fie jelbit, noch 
dad Geländer, die Wände der benachbarten Ge» 
bäude berühren. $ 125. Schweinftälle Cloake, 
Dünger» u. Xohgruben!) und andere den Ge- 
bäuden jchädliche Anlagen müſſen wenigſtens 3 
Fuß rheinländish von den benachbarten Ge— 
bäuden, Mauern und Sceunen entfernt bleiben. 
$ 126. Auch müfjen dergleihen Gruben und 
Behältniffe von Grund aus aufgemauert werden. 
$127. Bon Bäumen des Nachbars müffen der— 
gleichen Anlagen wenigſtens drei Werkſchuhe zu— 
rüdtreten, $ 128. Wer auf jeinem Grunde u. 
Boden, jedoch an der Seite des Nachbars Hin, 
Rinnen und Kanäle an der Erde zur Abführung 
des Wafjerd anlegen will, muß gegen die Wand 
des Nachbard wenigſtens noch einen Raum von 
einem Werkſchuh frei laſſen. $ 129. Anlagen, 
dur melde der jchon vorhandene Brunnen des 
Nachbar verunreinigt oder unbrauchbar gemacht 
werden würde, find unzuläſſig. 8130. Dagegen 
fann die Grabung eined Brunnens auf eigenem 
Grund und Boden, wenn gleich dadurch dem 
Nachbar jein Waller entzogen wird, dem Eigen- 
thümer nicht gewährt werden, jobald der Nach— 
bar desfalld kein bejonderes Unterfagungsredjt 
erlangt hat. 8 1831. Doc darf innerhalb dreier 
Werkſchuhe von ded Nachbars Grenze fein neuer 
Brunnen angelegt werden. $ 132. überhaupt 
darf unter des Nachbars Grunde Niemand graben. 
33. Bad-, Brenn oder Schmelzöfen und 
Feuerherde, können an der gemeinichaftlichen, 
oder dem Nachbar gehörenden Sceidewand, 
ohne defjelben Bewilligung nicht angelegt werden. 
$ 134. Dagegen ijt ein Jeder an der ge vein- 
ihaftlihen Mauer, auch ohne bejondere Rück— 
frage mit dem Nachbar, Scornfteine anzulegen 
mol befugt. $ 135. Eine gemeinfchaftliche Mauer 
kann jeder Nachbar an feiner Seite bi3 zur Hälfte 
der Dide zu jeinem Nuten brauchen, injofern 
dadurch dem Gebäude jelbjt fein Nachtheil ges 
ſchieht. $ 136. Doc müſſen Wandſchränke und 
andere dergleichen Anlagen in einer ſolchen Mauer 
dergeftalt eingerichtet werden, dab jie nicht auf 
diejenigen treifen, welche der Nachbar auf der 
entgegenftehenden Geite bereits angelegt Hat. 
N 137. Um Licht in jein Gebäude zu bringen, 
dann ein jeder Öffnungen und Fenſter in jeine 
eigene Wand oder Mauer maden, wenn biejelben 
gleich eine Ausficht über die benachbarten Grundſtücke 
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ewähren. $ 138. Sollen jedoch bie Öffnungen Scheidung in einer Gegend, two bisher nod 
— einer unmittelbar an des Nachbars Hof oder vorhanden geweſen iſt, anlegen will, muß 
Garten ſtoßenden Wand oder Mauer gemacht nur die Anlage ſondern auch die fernere | 
werden, jo müjjen diefelben, wo es die Umftände Haltung auf jeine Koften beforgen. $153. 
geftatten, jech® Fuß von dem Boden ded Zimmers |haupt liegt die Unterhaltung ſolcher Scheid 
oder VBehältnifjes erhöht, in allen Fällen aber|demjenigen ob, welchem erweislich das Eigen 
mit eifernen nur zwei Zoll von einander ftehen-|derjelben gebühret. $ 154. Kann nicht < 
den Stäben, oder mit einem Drahtgitter ver-|mittelt werden, wer der Eigenthümer einer i 
wahrt fein. & 189. Neu errichtete Gebäude|Scheidung jei, jo wird bei Planfen der, 
müfjen von älteren jchon vorhandenen Gchänden|gegen defjen Grund die Stiele, Ständer 
des angrenzenden Nachbars, wenn nicht bejondere| Pfoſten derjelben ftehen, für ben Eigent 
Bolizeigejete ein Anderes vorjchreiben, wenigjtens |aeachtet, und ift Die Planle zu unterhalten id 
drei Werkſchuh zurüdtreten. 8140. Stößt aber|$ 155. Dagegen muß ihm aber der Ne 
dad neue Gebäude auf einen unbebauten .. von deſſen Seite die Bretter angeſchlager 
des Nachbars, jo ift ein Abftand von anderthalb den Zutritt auf feinen Grund und Bob 
Werkſchuhen hinreichend. & 141. Übrigens aber|nothwendigen an der Planke ſich ereigı 
ann jeder in der Regel auf feinem Grund und] Bauen und Rrparaturen geftatten. $ 156 
Boden, jo nahe an die Grenze u. jo hoch bauen, Abdachung der Stiele muß nach der Seit 
als er e3 für gut findet. $ 142. Sind jebody|jenigen Grundes gejchehen, deſſen Eigenth 
die Fenſter des Nachbars, vor melden gebaut|die Plante gehört. $ 157. Sind die 9 
werden fol, jchon feit zehn Jahren oder länger|in die Mitte der Stiele eingefalzt, jo ' 
vorhanden, und die Behältnifje, wo fie ſich be-| Planke für gemeinſchaftlich zu achten, uni 
finden, haben nur von diejer Seite her Licht, jo|von beiden Theilen gemeinſchaftlich unter 
muß der neue Bau jo weit zurüdtreten, daß der werden. & 158. Was von Planfen ver 
Nachbar noch aus den ungeöffneten Fenstern des iſt, gilt in der Regel aud) von Stadeten. ! 
untern Stodwert3 den Himmel erbliden könne. Bei gemauerten Scheidewänden gilt bie 
ee Hat in diefem Falle das Gebäude des |muthung, daß die Mauer demjenigen ı 
achbars, in welhem die Fenfter fich befinden,jauf deſſen Seite Vertiefungen, oder ſoge 
noch von einer andern Seite Licht, jo ift es ge-| Blenden fich befinden. 8160. Sind dere 
nug, wenn der neue Bau nur jo weit zurücktritt, Blenden auf beiden Seiten anzutreffen, ji 
daß der Nachbar aus den ungeöffneten Senftern|die Scheidemauer, im zweifelhaften —* 
des — Stocwerks den Himmel ſehen könne. gemeinſchaftlich re $ 161. Sin 
8 144. Sind aber die Fenſter des Nachbar, |teine Blenden an der Mauer befindlich, 
vor welchen gebauet werben joll, noch nicht feit|diefelbe, im zweifelhaften Falle, für o 
zehn Jahren vorhanden, jo ijt der Bauende bloß |jchaftlich oder einfeitig zu achten, je nacht 
an die $ 139 beftimmte Entfernung gebunden. darauf liegenden Platten auf beiden Seite 
145. Der Nachbar kann aldtann dem neuen|nur auf einer überlaufen. 8 162. Bei | 
aue, mwodurd ihm das Licht benommen wird, oder Wellerwänden ift in der Regel jed 
nur in jo fern widerjprechen, als er ein Unter-|figer ſtädtiſcher Grimdftüde u. Gärten der 
fagungdrecht dagegen bejonderd erworben hat.|rechter Hand, vom Eintritt in den Hauptei 
(Tit. 22). - Bo eine jolche Grundgerecht⸗ zu bauen und zu unterhalten jchuldig. ! 
igteit obwaltet, da findet, im Mangel ausdrüd-| Hat aber Jemand durch einen neuen Bau 
lich dverabredeter, die gejegliche Beſt mmung des | Haupteingang gänzlich verändert, jo be 
8 142 Anwendung. 147. In allen 88 139,|dennoch, ın Rüdſicht der zu unterhaltenden 
140, 142, 143 u. 146 beftimmten Fällen bleibt|eben die Verbindlichkeit, welche er vor di 
der unbebaute Zwiſchenraum nach wie vor feinem | änderung en hat. 8 164. Hat bis 
bisherigen Eigenthümer, und fann von demſelben Gebäude die Haltung eines Zaunes unnöt 
zu jedem in dert Gefegen nicht verbotenen Ge-| macht, jo muß der, welcher dies Gebäut 
auche angemwendet werden. 148. Neue Thüren, nimmt, den dafür anzulegenden Zaun bi 
welche unmittelbar auf des Nachbars Grund u.|unterhalten; ſelbſt wenn er jonft, nach de 
Boden führen, dürfen wider deſſen Willen nie⸗ des 8 162, dazu nicht verpflichtet fein 
mal3 angelegt werden.) $ 149. In der Regel|$ 165. Wenn ein zur linken Hand neu aı 
ift ein Jeder feine Grundftüde durch Bäune,|ver Nachbar jeinen Hof oder Garten j 
lanten, Mauern, oder andere Sceidewände, |will, jo muß er den daſelbſt bereits vorhı 
von den Grundftüden ſeines Nachbars zu trennen| Zaun feines Nachbars zur Unterhaltung 
berechtigt. $150. Dergleichen Scheidungenmüfjen nehmen. $ 166. Die Koften der eriten 
aber die Grenzen gegen den Nachbar niemals aber iſt er dem Nachbar zu vergüten nicht | 
überjchreiten, noch demfelben in dem Gebraudel$ 167. Der Quer- oder Rüdzaun mı 
jeines Eigenthums hinberlich werden. $151. Zu beiden gegen einander ftoßenden Nachbe 
Befriedigungen in der Feldflur iſt ein Eigen- rg, ih angelegt und unterhalten 
thümer nur in fo fern befugt, al® nicht Koppel-|$ 168. Überhaupt ift in allen Fällen, wı 
weiden, Hütungd- oder andere Grundgerechtig-|ein eimjeitiges Eigenthbum ausgemittelt 
keiten entgegen ftehen. $ 152. Wer eine neue|kann, noch die vorftehenden bejonderen B 
— — is, de ($ — —— * Pi 
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eig 8 169. Scheidungen zwiſchen die benachbarte Verzäunung ftehen bleiben. 8188. 
m der 


i fien in der Regel nicht unter ſechs, Derjenige, auf deſſen Grunde und Boden 
zwiihen Gärten aber, fowol in Städten als — eines Grabens befindet, hat die Ver— 
auf dem Lande, nicht unter fünf Fuß hoch ſein. muthung, daß er Eigenthümer des Grabens ſei, 
ehe Wo es die Umftände zulafien, ſollen für jih, und muß aljo auch für die Unterhalt» 
nftig ftatt ber hölzernen Zäune, bei Gärten/ung beifelben jorgen. $ 189. Wer ein Gebäude 
und geſchloſſenen Aderjtüden, lebendige Hedenian der Grenze aufführt, darf, in jo fern er nicht 
angelegt werben. 8 171. Auch ift der Eigen-jein beſonderes Recht dazu erworben hat, die 
thümer eines hölzernen Scheidezaung allezeit be- | Dadjtraufe weder auf des Nachbars Grund und 
fugt, am defjen Stelle eine lebendige Hede anzu⸗ Boden, nod) über denjelben hinmwegleiten. 190. 
legen. $ 172. Er ift aber auch ſchuldig, die Einſchränkungen des Eigenthums, welche die Ge— 
Unlage, nad) der Anweiſung der Sachverſtänd⸗ |jege zum Beten des gemeinen Weſens vorjchreiben, 
igen, jo zu machen und zu unterhalten, daß durch |fönnen nur mit Einwilligung des Staats auf» 


die Hede das Eigenthum des Nachbars eben jo 
gut, als durch den Zaun, gefichert werde. 8173. 
Lebendige Heden, welche zwei geſchloſſene Grund⸗ 
ftüde von einander unterſcheiden, müſſen ſtets 
jo angelegt werden, daß dadurd; dem Nachbar 
fein Schade geſchehe. $ 174. Will aljo Jemand 
gegen die Grenze jeined Nachbars eine meue 
lebendige Hede anlegen, jo muß er, ohne Unter- 
ihied der Holzart, welche dazu gewählt wird, 
anderthalb Fuß von des Nachbars Grenze zu- 
rüdtreten. $ 175. Das Eigenthum an dieſem 
anderthalb Fuß breiten Erdreiche bleibt inzwiſchen 
dem, welcher die Hede zu feinem —— an · 
gelegt hat, vorbehalten. 8 176. Auch bleibt ihm 
ın jolhem Falle die Benutzung des Auswuchſes 
der Hede von beiden Seiten. & 177. Doch ift 
der Nachbar den Auswuchs der Hede, oder deren 
Wurzeln, über die Grenzlinie zu dulden nicht 
verpflichtet (Tit. 9 8 285 sqq.). $ 178. Eine 
mit Bewilligung beider Nachbaren ftatt eines 
biöherigen gemeinjchaftlihen Zaunes angelegte 
e, wird ebenjalld, jowol in Anſehung der 
Unterhaltung als der Abnutzung, gemeinjchaftlid). 
179. Jeder Nachbar iſt aljo den Auswuchs 
feiner Seite ſich auzueignen wol bereditigt. 


8* 
au 
8 do, Eine ſolche gemeinjhaftliche Hede muß |gu 


auf derjelben Linie, wo vorhin der Zaun ge- 
ſtanden hat, angelegt werden. $ 181. Doch müfjen 
beide Nachbaren dahin jehen, daß durch die Hede 
Die gejegmäßige Breite des daran hingehenden 


gehoben werden. $191. Einichränfungen, welche 
nur zum Beten gewiſſer Perſonen feſtgeſetzt find, 
fönnen dur verbindliche Willenserflärungen 
diefer Berjonen aufhören (Tit. 22.). 


Allgemeines Landredt Th. I. Tit. 282: 


855. Das Recht, auf die eigenthümliche Mauer 
eined Andern zu bauen, oder einen Balfen auf 
diejelbe zu legen, muß als eine Grundgerechtig- 
feit, beſonders erworben werden. . Eine 
folhe Dauer muß der Eigenthümer unterhalten, 
oder das Eigenthum berjelben aufgeben und es 
dem Berechtigten überlajien. $ 57. Wenn der 
Eigenthümer einer Mauer, die dad Gebäude 
eines Anderen unterftügt, diefelbe auäbefjert, ob. 
bon neuem aufführt: jo muß er dad Gebäude fo 
fange auf feine Koften unterftügen. $ 58. Hat 
aber ein bloßer Zufall den Bau nothwendig ge- 
macht; ober wird felbiger von dem Berpflichteten 
bloß zum Beſten des Berechtigten geführt: fo 
muß Lesterer für bie Unterftügung feines Ge— 
bäudes in der Bwifchenzeit, bis der Bau voll« 
endet werden kann, jelbit forgen. F 59. Auch 
die als Grumdgerecdhtigfeit Jemandem zukomm— 
ende Befugniß der Dachtraufe, oder des Aus 
auf da® benachbarte Grundftüd, muß alle 
mal fo eingerichtet werben, daß der Nachbar 
dadurch fo wenig Nadıtheil, ald möglich erleide. 
Dan Iſt zur Abführung der Flüjligkeiten ein 
anal erforderlich, jo muß derjelbe bededt und 


Weges in der Folge nicht geichmälert werde. mit einem eijernen Gitter verjehen werben. $ 61. 
182. Wider den Willen des einen Nachbars | Wer das Traufrecht hat, muß dennoch gefchehen 
iſt der andere, einen biöherigen gemeinfchaftlichen |Lafjen, daß der Nachbar in der nad allgemeinen 


Zaun in eine lebendige Hede 


u berwandeln, Vorſchriften zuläffigen Nähe an feinen Gebäuden 


der Regel nad) nicht befugt. 8183. Will jedoch |heraufbaue, wenn er nur unter der Traufe bleibt, 


Derjelbe mit der 


e von ber bisherigen Linie|und felbige unter fein Dad nimmt. 


$ 62. Das 


um die $ 174 bejtimmte Breite zurüdtreten, und Recht der freien Ausjicht ſchließt die Befugniß 
ſowol die Kojten der Anlegung, als der künftigen in ſich, auch in einer an des Verpflichteten Hof 
Unterhaltung, allein übernehmen, fo gebühret oder Garten unmittelbar anjtoßenden Mauer 
dem Nachbar dagegen kein Recht zum Wider. |neue Fenfter zu öffnen. 

ſpruche. 8 184. Bon einer ſolchen Hede gilt| Beamte. Die auf die amtliche Stellung und 
alddann, alles, was $ 175—177 verordnet ift.|die äußeren Berhältniffe der Staat3beamten 
$ 185. Ber jeinen Grund und Boden erhöhen |bezüglichen Bejtimmungen können hier nicht weiter 
will, muß mit diefer Erhöhung drei Fuß von/berüdjichtigt werden. Nur die allgemeinen Dis- 
dem Baune, der Mauer oder Planke ded Nach. |ciplinar-Beitimmungen finden fi unter Disci- 
bars zurüdbleiben. $ 186. Daraus, daß der|plin abgedrudt. — Bezüglich der Gemeinde», 
Nachbar die Erhöhung in einer größeren Nähelfreis- u. Brovinzial-Beamten ift auf die 
ohne ausbrüdlihen Widerſpruch geichehen läßt, |betreffenden Beftimmungen der an ihrem Orte 
folgt noch nicht, daß er dem Erfage des daraus |abgedrudten Gemeinde», Kreid- und Provinzial 
in der galge erwachfenden Schadens entſagt Ordnungen zu verweifen. — Über den Begriff 
habe. 8187. Erniedriget Jemand jeinen Grund | Beamte im —s Sinne ſ. Str.-G.-B,. 
und Boden durch Anlegung eines Grabens oder|$ 359, und wegen Beitrafung der Verbrechen 
fonft, jo muß ein Wall von drei Fuß breit gegen|oder Vergehen der Beamten j. daf. $$ 331 f. 

8* 
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1. Geſetz, betreffend die Anlegung und ſo hat die Ortspolizeibehörde dafür zu 


Veränderung von Straßen und Plätzen 
in Städten und ländlichen Ortſchaften, 
vom 2. Juli 1875. 


Bebauungsjachen. 


liche Flüffe, Chauffeen, Eifenbahnen ob. ——— 

orgen, 
dag den betheiligten Behörden redtzeitig zur 
Wahrung ihrer Intereſſen Gelegenheit gegeben 
wird. $ 7. Nach erfolgter Buftimmung der 


8 1. Für die Unlegung od. Veränderung von |Ortspolizeibehörde, bezüglich des Kreisausſchuſſes 


Strafen u. Plägen in Städten u. ländlichen 
Ortichaften find die Straßen u. Baufluchtlinien 
vom Gemeindevoritande im Einverftändniß mit 
der Gemeinde, bezüglich deren Vertretung, dem 
öffentlichen Bedürmifie entiprechend, unter Zu— 


($ 5), hat der Gemeindevorftand den Plan zu 
Jedermanns Einficht offen zu legen. Wie letzteres 
geichehen joll, wird in der ortsüblichen Art mit 
dem Bemerfen befannt gemadt, daß Einwend- 
ungen gegen den Plan innerhalb einer bejtimmt 


ftimmung der Ort8polizeibehörde feitzuiegen. — zu bezeichnenden prächufivifchen Friſt von minde- 


Die Ortspolizeibehörde kann die Feitjegung von ſtens 4 


ochen bei dem Gemeindevorftande an- 


Fluchtlinien) verlangen, wenn die von ihr wahr-|zubringen find, — Handelt ed fid um Feſtſetz- 


zunehmenden polizeilichen Rüdjichten die Fort— 
jegung fordern. — Zu einer Straße im Sinne 
diejes Gejehes gehört der Straßendamm u. der 
Bürgerjteig. — Die Straßenfluchtlinien bilden 
regelmäßig zugleich die Baufluchtlinien, das heißt 


ungen, welche nur einzelne Grunditüde betreffen, 
jo genügt ftatt der Offenlegung u. Belanntmad- 
ung eine Mittheilung an die betheiligten Grund— 
eigenthümer. $ 8. Ueber die erhobenen Einmwend- 
ungen ($ 7) hat, ſoweit diejelben nicht durch 


die Grenzen, über weldje hinaus die Bebauung| Verhandlung zwiſchen dem Gemeindeporftande 
ausgeichlofien ift. Aus befonderen Gründen fann u. den Bejchwerdeführern zur Erledigung ge 


aber eine von der Straßenfludjtlinie verichiedene, 
jedod) in der Regel höchſtens 3 m von biejer 
zurückweichende Banfluchtlinie feitgejegt werden. 
$ 2. Die Feitjegung von Fluchtlinien (51) kann 
für einzelne Strafen u. Straßentheile od., nad) 
dem vorausfichtlihden Bebürfnifje der näheren 
Zukunft, durch Aufitellung von Bebauungsplänen 
für größere Grundflächen erfolgen. — Handelt 
ed ji infolge von umfajjenden Beritörungen 
durch Brand oder andere Ereigniſſe um Die 
Wiederbebauung ganzer Drtötheile, jo iſt die 
Gemeinde verpflichtet, fchleunigjt darüber zu be- 
ſchließen, ob u. inwiefern für den betreffenden 
DOrtötheil ein neuer Bebauungsplan aufzujtellen 
ift u. eintretenden Fall die unverzügliche Feſt— 
ftellung des neuen Bebauungsplanes zu bewirken. 

3. Bei Feitiegung der Fluchtlinien ift auf 

Örderung des Verkehrs, der Feuerſicherheit u. 
der öffentlichen Gejundheit Bedacht zu nehmen, 
aud) darauf zu halten, daß eine Berunftaltung 


fommen, der Kreisausſchuß zu beſchließen. Sind 
Einwendungen nicht erhoben od. tjt über Diejelben 
endgiltig ($ 16) beichloifen, jo hat der Gemeinde 
voritand den Plan förmlich feitzuftellen, zu Feder: 
manns Einficht offenzulegen u., wie dies gejchehen 
foll, ortsüblich befannt zu machen. 8 8. Sind 
bei Feſtſetzung von FFluchtlinien mehrere Ort- 
ichaften betheiligt, jo hat eine Verhandlung dar- 
über zwiſchen den betreffenden Gemeindevor- 
ftänden ftattzufinden. — Ueber die Punkte, hin- 
fihtlich deren eine Einigung nicht zu erzielen ift, 
beichließt der Kreisausihuß. $ 10. Jede, jomol 
vor ale nah Erlaß diejes Gejehes getroffene 
Feitjetung von Fluchtlinien kann nur nach Maß— 
gabe der vorjtehenden Beftimmnngen aufgehoben 
od. abgeändert werden. — Zur Feſtſetzung neuer 
od. Abänderung ſchon beftehender Bebauungs— 
pläne in den Städten Berlin, Potsdam, Ebar- 
fottenburg u. deren nädhiter Umgebung bedarf 
es Königlicher Genehmigung. $ 11. Mit dem 


der Straßen u. Pläge nit eintritt. — Es iſt Tage, an welchem die im 8 8 vorgejchriebene 


deshalb für die Herjtellung einer genügenden 
Breite der Straßen u. einer guten Berbindung 
der neuen Bauanlagen mit den bereits beitehen- 
den Sorge zu tragen. $ 4. Jede Feitiegung 
von Fluchtlinien ($ 1) muß eine genaue Bezeid)- 
nung der davon betroffenen Grundſtücke u. Grund- 
ftüdstheile u. eine Beitimmung der Höhenlage, 
jowie der beabjichtigten Entwäljerung der betr. 
Straßen u. Pläge enthalten, $ 5. Die Zuftimm- 
ung der DOrtspolizeibehörde ($ 1) darf nur ver: 


Offenlegung beginnt, tritt die Beſchraͤnkung des 
Grundeigenthümerd, daß Neubauten, Um- und 
Ausbauten über die Yludhtlinie hinaus verfant 
werden können, endgiltig ein. Gleichzeitig er- 
hält die Gemeinde das Recht, die durch Die feit- 
gejegten Straßenflughtlinien für Straßen u. Plätze 
beitimmte Grundflädye dem Eigenthümer zu ent— 
ziehen. $ 12. Durh Ortsſtatut kann feitge 
itellt werden, daß an Straßen od. Straßentheilen, 
welche noch nicht gemäß der baupolizeilichen Be- 


jagt werben, wenn die von bderjelben wahrzu- ftimmungen des Orts für den öffentlichen Wer- 


nehmenden polizeilichen Rüdjichten die Verſagung 
fordern, — Bill fih der Gemeindevoritand bei 
der Verjagung nicht beruhigen, jo beichlicht auf 
fein Anſuchen der Kreisausſchuß. — Derielbe 


fehr u. den Unbau fertig hergeftellt jind, Wohn— 
gebäude, die nach diejen Straßen einen Ausgang 
haben, nicht errichtet werden dürfen. — Das 
Ortsjtatut hat die näheren Beitimmungen inner- 


beſchließt auf Anſuchen der Ortspolizeibehörde| halb der Grenze vorjtehender Vorſchrift feftzu- 


über die Bedürfnißfrage, wenn der Gemeinde: 
vorjtand die von ber Ortöpolizeibehörde ver- 
langte Feitiegung ($ 1 Alinea 2) ablehnt. $ 6. 
Betrifft 


©, die biernächft abgedrudten Deinifterialvorfhriften vom 


28. Mai 1876, 


der Plan der beabjichtigten Feitiegungen 
($ 4) eine Feſtung, oder fallen in denjelben öffent» 


jegen u. bedarf der Betätigung des Bezirke 
rathed, Gegen den Beihluß des Bezirksrathes 
ift innerhalb einer Präclufivfrift von 21 Tagen 
die Beichwerde bei dem Provincialrathe zuläſſig. 
— Nach erfolgter Betätigung iſt dad Statut in 
ortsüblicher Art befannt zu machen. $ 13. Eine 
Entihädigung kann wegen der nach den Beſtimm— 
ungen des $ 12 eintretenden Beſchränkung der 
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Baufreiheit überhaupt nicht, u. wegen Entzieh- Beitrag od. der Erſatz der zu allen dieien Maf- 
ung od. Beichränfung des von der Feſtſetzung nahmen erforderlichen Koſten geleiftet werde. 
neuer Fluchtlinien betroffenen Grundeigenthums Zu diejen Verpflichtungen können die angrenzen- 
nur in folgenden Fällen gefordert werden: 1) wenn den Eigenthümer nicht für mehr als die Hälfte 


Bebauungsjadhen. 


die zu Straßen u. Plähen beftimmten Grund» 


der Straßenbreite, u. wenn die Straße breiter 


flächen auf Verlangen der Gemeinde für denjal® 26 m ift, nicht für mehr alö 13 m der 


öffentlichen Vertehr abgetreten werden; 2) wenn 
die Straßen- od. Baufluchtlinie vorhandene Ge- 
bäude trifft u. das Grundftüd bis zur meuen 


Straßenbreite herangezogen werden, — Bei Ber 
rechnung der Koften find die Koſten der gefammten 
Straßenanlage u. beziehungsmweije deren Unter: 


dludtlinie von Gebäuden freigelegt wird; 3)| haltung zujammen zu rechnen und den Eigen» 
wenn die Straßenfludtlinie einer neu anzulegen-|thümern nad Berhältniß der Länge ihrer, die 
den Straße ein unbebautes, aber zur Bebauung) Straße berührenden, Grenze zur Yaft zu legen. 
eeignetes Grundjtüd trifft, weldes zur Zeit der) — Das Ortsſtatut hat die näheren Beſtimm— 
Sefttellung diejer Fluchtlinie an einer bereitö) ungen innerhalb der Grenze vorjtehender Vor: 
bejtehenden u. für den öffentlichen Verfehr und|ichrift feftzuiegen, Bezüglich feiner Beſtätigung, 
den Anbau fertig gejtellten anderen Straße be=| Anfechtbarfeit u. Bekanntmachung gelten die im 
Segen ift, u. die Bebauung in der Fluchtlinie der|$ 12 gegebenen Vorjchriften. — Für die Hanpt- 
neuen Straße erfolgt. — Die Entihädigung wird u. Neidenzitabt Berlin bewendet eö bis zu dem 
in allen Fällen wegen der zu Strafen u. Pläten| Zuftandelommen eines folchen Statut bei den 
bejtimmten Grundfläche für ntziehung des|Beitimmungen des Regulativs vom 31. Dechr., 
GrundeigentHums gewährt. Außerdem wird in]1838. 8 16. Gegen die Beichlüffe des Kreis— 


denjenigen Fällen der Nr. 2), in welchen es ſich 
um eine Bejchränfung des Grundeigenthums in- 
folge der Feſtſetzung einer von der Straßenflucht- 
linie verjchiedenen Baufluchtlinie Handelt, für Die 


ausschufjes fteht dem Betheiligten in den Fällen 
der SS 5, 8, 9 die Bejchwerde bei dem Bezirkd- 
rathe innerhalb einer Präclufivfrift von 21 Tagen 
u. — In den Fällen, in denen ed fih um 


Beſchränkung des bebaut gemwejenen Theiles des|Wiederbebauung ganzer durd; Brand od, andere 
Grundeigentyumd ($ 12 des Gejepes über Ent-| Ereignifje zerftörter Ortötheile handelt, tritt an 
eignung von Grundeigenthum vom 11. Yunildie Stelle diefer Präcluſivfriſt eine ſolche von 
1874)*) Entihädigung gewährt. — In allen oben-Jeiner Woche. $ 17. Die durd die SS 5, 8 u.9 
gedachten Fällen kann der Ligenthümer die Über- dem Kreiscusihuffe w in höherer Inſtanz dem 
nahme des ganzen Grundjtüds verlangen, wenn] Bezirfsrathe beigelegten Be gniffe u. Obliegen- 
daſſelbe durch die Fluchtlinie entweder ganz od. | heiten werden in den einem Landkreiſe angehör- 
foweit in Anſpruch genommen wird, daß daslıgen Städten mit mehr als 10,000 Einwohnern, 
Reitgrundftüd nad den baupolizeilichen Vor⸗ oder wenn unter mehreren betheiligten Gemein- 
jchriften des Ortes nicht mehr zur Bebauung|den ($ 9) fich eine ſolche Stadt — von dem 
geeignet iſt. — Bei den Vorſchriften dieſes Para⸗ Bezirksrathe u. in höherer Inſtanz von dem 
graphen it unter der Bezeichnung Grundſtück Provincialrathe, in den Stadtkreiſen, od. wenn 
jeder im Zuſammenhange ftehende Grundbefit|unter mehreren betheiligten Gemeinden (3 9) ſich 
des nämlicyen Eigenthümers begriffen. $ 14.lein Stadtkreis befindet, von dem Provincialrathe 
Für die Feftitellung der nad $ 13 zu gewähren-|u. auf Anſuchen der Gemeinde in höherer In— 


den Entſchädigungen u. die Bollziehung der Ent» 
eignung kommen bie $$ 24 fi. des Gejeges über 
Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 
1874 zur Anwendung. — Gtreitigfeiten über 
Fälligleit des Anſpruchs auf Entſchädigung ge- 
ören zur ge Entſcheidung. — Die Ent- 
hädigungen find, ſoweit nicht ein aus bejonderen 
Rechtstiteln Verpflichteter dafür aufzulommen hat, 
von der Gemeinde aufzubringen, innerhalb deren 
Bezirk das betr. Grundftüd belegen it. $ 15. 
Durch Ortsſtatut kann feſtgeſetzt werden, daß bei 
der Anlegung einer neuen oder bei der Ver— 
längerung einer ſchon beitehenden Straße, wenn 
folche zur Bebauung bejtimmt ift, jowie bei dem 
Anbau an jchon vorhandenen bisher unbebauten 
Straßen u. Straßentheilen von dem Unternehmer 


der neuen Anlage oder von den angrenzenden | die 


ſtanz von dem Minifter für Handel wahrge- 
nommen. — In ben a Landen 
tritt an die Gtelle bed Kreisausſchuſſes der Amts- 
ausſchuß u. ſteht auch dieſem die Betätigung 
der Ortsſtatuten (8$ 12 u. 15) zu. Die Be— 
ſchwerde⸗Inſtanz bildet der Landesausſchuß. $18, 
Bis dahin, dag in den verfchiedenen Provinzen 
der Monarchie die Kreisausschüffe u, die Bezirtd- 
u, Provincialräthe gebildet find, hat die Bezirfs- 
regierung (Landdroſtei) die denjelben durch diejes 
Geſetz überwiejenen Gejchäfte wahrzunehmen. — 
Die Beſchlußfaſſung in der höheren Inſtanz jteht 
in den Fällen der $$ 5,8 u. 9 dem Minijter 
für Handel, im Falle der 85 12 u. 15 dem Ober- 
präfidenten zu. — Für die Stadt Berlin liegt 
bis zur Bildung einer bejonderen Provinz Berlin 
ahrnehmung der in den $$ 5, 8 u. 9 dem 


Eigenthümern — von legteren, jobald fie Ge-! Kreisausschuffe beigelegten Functionen dem Mini- 


bäude an 
Sreilegung, 


der neuen Straße errichten — die ſter für Handel 2c., die Beftätigung der Statuten 
erfte Einrichtung, Entwäfjerung und nach den SS 12 u. 15 dem Minifter des Innern 


Beleuchtungsporrictung der Straße in ver dem ob. $ 19, Alle den Beitimmungen diejes Ge- 
Bebürfniffe entiprechenden Weiſe beſchafft, ſowie ſetzes entgegenftehenden allgemeinen u. beſonderen 


deren zeitweije, 


höchitens jedoch fünfjährige Unter» | gejeglichen Vorſchriften werden hierdurch aufge- 


haltung, beziehungsweije ein verhältmigmäßiger| hoben. — Alle Vejtimmungen ber im Berwalt- 





1) ©. unter Enteignung. 


ungsmwege erlajjenen Bauordnungen, Ionftigen 
polizeilichen Anordnungen u. Ortöjtatuten, welche 


4 
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mit den Vorſchriften dieſes Geſetzes in Wider- 
pruch ftehen, treten außer Kraft. 20. Der 

inifter für Handel wird mit der Ausführung 
biejes Geſetzes beauftragt. 


2. Borjhriften (des Minifters für 
andel :c) für die Aufftellung von 
ludtlinien- u. Bebauung3plänen, vom 

28. Mai 1876; 


Auf Grund bes $ 20 bed Geſetzes, betreffend 
die Anlegung von Straßen u. Blägen in Städten 
und ländlihen Drtihajten vom 2. Juli 1875 
werben zur Herbeiführung eines zweckentſprechen⸗ 
den und möglichit gleihförmigen Verfahrens bei 
Feſtſetzung von Fludtlinien, * zur Beſchaff⸗ 
ung genügender Grundlagen für die Beurtheil- 
ung der Zwedmäßigfeit der beabjichtigten Flucht» 
linien⸗Feſtſetzung nachſtehende Ausführungs-Bor- 
ſchriften erlaſſen: 

[Allgemeine Beſtimmungen.]) $1. Für bie 
Teitfegung von Fluchtlinien ($$ 1—4 des Ge- 
jeßes vom 2. Juli 1875) find der Regel nad) u. 
jo weit nicht nachftehend ($ 13) Ausnahme-Be-» 
ftimmungen getroffen werden, folgende Vorlagen 
u machen: I. Situationspläne, u. zwar a) Flucht— 
inienpläne, fofern es um Die Feitesung von 
Fluchtlinien bei Anlegung oder Veränderung von 
einzelnen Straßen od. Straßentheilen ſich handelt, 
b) Bebauungspläne, jofern es um die Feitjegung 
von Fluchtlinien für größere Grundfläden und 
ganze Ortstheile ſich handelt, c) Überjichtöpläne, 
II. Höhen» Ungaben. Hierunter werden ver- 
ftanden: a) Längenprofile, b) Querprofile, e)Hori- 
zontal-Eurven u. Höhenzahlen in den Situations 
länen,. III. Erläuternde Schriftſtücke. $2. Dieje 

orlagen — A) den gegenwärtigen Zuſtand, 
B) den Zuſtand, welcher durch die nach Maßgabe 
der beabſichtigten Fluchtlinien⸗Feſtſetzung erjolg- 
ende Anlegung von Straßen und Plägen herbei— 

eführt werden foll, Har und bejtimmt darſtellen. 
Dieielben müjjen durch einen vereidigten Feld— 
mefjer aufgenommen oder als richtig bejcheinig! 
und durch einen geprüften Baumeiiter oder einen 
im Communaldienjte angejtellten Baubeamten, 
durch welche die Richtigkeit der Aufnahme gleich. 
falls bejcheinigt werden kann, mindeſtens unter 
der Mitwirfung eines ſolchen bearbeitet u, dem 
entiprechend unterſchriftlich vollzogen jein. 


A) Darftellung des gegenwärtigen 
Buftandes3, 


[L. Situationspläne.)] $ 3. Der Mafftab, in 
welchem die Situationdpläne (Fluchtlinien- und 
Bebauungspläne) entworfen werden, darf in der 
Regel nicht Heiner fein, ald 1:1000. Zujammen- 
hängende Strafenzüge find im Zujammenhange 
zur Daritellung zu bringen. Erhalten infolge 
befien größere Bebauungspläne eine für ihre 
eg unbequeme Ausdehnung ($ 12), jo 
darf für diefelben zwar ein Heinerer Maßſtab, 
bis 1 : 2500 angewendet werden, e3 ift in dieſem 
Falle aber für jede Straße, deren Fluchtlinien 
feftgejegt werden follen, ein bejonderer Fludht- 
finienplan im Maßjtabe von mindeftens 1 : 1000 
beizubringen. — 
Beifügung eines 


Jedes Project erfordert die Höhen 
Überfichtöpfanes, für welchen zwei Decimaljtellen abgerundet. 


Bebauungsjaden. 


ein vorhandener gedrudter oder gezeichneter Plan 
oder aud ein Auszug aus einem foldhen ver 
wendet werben kann. $ 4. Durd) die Sitnations- 
pläne ſoll das in Betracht zu ziehende Terrain 
mit feinen Umgebungen in jolcher Ausdehnung 
bargeftellt werben, daß die im Interefje des Ver» 
tehr3, der Feuerſicherheit und der öffentlichen 
Geſundheit zu ftellenden Anforderungen ($ 3 des 
Geſetzes vom 2. Juli 1875) ausreichend beurtheilt 
werben fönnen, — Alle vorhandenen Baulicdjkeiten, 
Straßen, Wege, Höfe, Gärten, Brunnen, offene 
und verdedte Abwäfjerungen ꝛc., ferner alle Ge- 
markungs⸗, Bejigjtands- u. Eulturgrenzen müfjen 
in den Plänen mit ſchwarzen Linien dargejftellt 
und, jomweit ed zur Deutlichfeit erforderlich, mit 
harakterijirenden Farben, jedoch nur bla anger 
legt jein. In die Situationspläne find ferner 
die Nummern oder jonjtigen Bezeichnungen, 
welche die einzelnen Grundftüde im Grundbuche, 
beziehungsweije, wo Grundbücher nicht vorhanden 
jind, im Grundſteuer⸗Cataſter führen und die 
Namen der Eigenthümer einzujchreiben. — Die 
auf den gegenwärtigen Zuftand bezüglichen Schrift- 
zeichen und Zahlen find ſchwarz zu fchreiben. 
‚Jeder Plan ift mit der geographifchen Nordlinie 
und einem Mafjtabe zu verjehen. 

[H. Oöten-Sasaben.] $5. Die Höhenangaben 
müffen fi auf einen jpeciell zu bezeichnenvden 
möglichſt allgemein befannten feiten Puntt, etwa 
auf den Nullpunkt eines in der Nähe befindlichen 
Pegeld, am beiten auf den Nullpunkt des Amfter- 
damer Pegelö beziehen und ausjchließlih in po— 
fitiven Zahlen erjcheinen. — Von jeder in einem 
Fluchtlinien- oder Bebauungsplan projectirten 
Straße ift, inſoweit nicht nad den Ausnahme» 
Beitimmungen des $ 13 davon abgeiehen werden 
darf, ein Längen-Profil im Längen-Maßjtabe des 
dazu gehörigen Situationsplanes und im Höhen» 
Maßjitabe von 1: 100 beizubringen. — Die Linie 
des in der Regel durch die Mitte des Straßen- 
dammed zu legenden und in Stationen von je 
100 m Länge mit den erforderlichen Zwijchen» 
Stationen von mindıftend je 50 m Entfernmg 
einzutheilenden Nivellements- Zuges ift mit ihrer 
Stationirung in den zugehörigen Situation. 
plänen roth punktirt anzugeben. — Wo erhebliche 
Ünderungen in der Terrain-Oberfläde in Ausficht 
genommen werden, oder wo nahe liegende Ge— 
bäude, Mauern, abgehende Wege u. j. m. eine 
bejondere Berüdfihtigung verlangen, find Ouer- 
Brofile aufzumehmen. Diefe find in einem Maf- 
ftabe, der nicht fleiner als 1: 250 fein darf, zu 
eichnen und zur Nummerirung, fowie zu ben 

rdinaten des Längenprofil überfichtlih in Be 
ziehung zu bringen. Sind diejelben nicht recht» 
wintlig zum Haupt-Nivellement aufgenommen, 
jo ift ihre Lage auch im Gituationdplane anzu— 
geben. — In den Bebanungsplänen ift außer- 
dem bei hügeligem oder gebirgigem Terrain auf 
Grund eined Nivellement3-Nepes die Geftaltung 
der Terrain-Oberflähe durch Horizontalcurven 
in Höhenabjtänden von je 1 m bis 5m mittels 
—— punftirter Linien und beigeſchriebenen 
Höhenzahlen überſichtlich darzuſtellen. — Alle 
ahlen werden in m angegeben und auf 
$ 6. Aus den 
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Höhenangaben muß bie Höhenlage ſowol berj,jectirten Rinnfteine werben durch ſcharfe dunkel⸗ 
vorhandenen Straßen und Wege, ald auch ihrer|blaue Linien, verbedte Abwäfjerungen punktirt, 
Umgebungen in folcher Ausdehnung hervorgehen, |unter Bezeihnung der Gefällrichtung mittels 
daß die Forderungen des Verkehrs und der zu- blauer Pfeile, angedeutet, die Straßen u. öfient« 
künftigen Entwäfjerung, nicht minder die Be-|lichen Pläge blaßroth, Diejenigen Straßenjeiten, 
gen einer etwaigen jpäteren Fortjegung welche nicht bebaut werden follen, grün angelegt. 
vollftändig beurtHeilt werden lönnen. — DiejVBorhandene Gebäude oder Theile derjelben, 
und niebrigften Stände aller Gewäſſer, | welche bei der jpäteren nad) Maßgabe der Flucht- 

welche auf die projectirten Anlagen von Einfluß |linien- Feitfegung erfolgenden Freilegung nicht 
fein fönnen, fowie vorhandene Fachbäume und|befeitigt zu werden brauchen, find in ihren 
Begel, insbejondere die Grundwaflerftände, joweit | harafterijirenden Farben dunkler anzulegen, als 
deren Ermittelung bereit? ausgeführt ift, oder|die abzubrecdhenden. — Die Namen, Nummern 
im jpeciellen Falle nothwendig ericheint, die oder fonftigen Bezeichnungen der projectirten 
Tiefen der etwa vorkommenden Moore oder|Straßen und Pläge, ingleichen die Breiten der- 
fonitiger, die Straßenanlegung benadhtHeiligender|jelben werden mit zinnoberrothen Schriftzeichen 
Bodenſchichten, die Thürſchwellen der vorhandenen ſund Zahlen in die —— eingeſchrieben. 
Gebäude, die Schienenhöhe * liegender Eiſen-III. Höhen-Angaben.] 8 9. In den Längen- 
bahnen u. j. w., ebenjo alle Feitpuntte, an welche Profilen werben die projectirten Höhenlagen ber 


das Nivellement angeichlofjen worden, müſſen in 
den Profilen vollftändig bezeichnet jein. In den- 
felben werden die Wafjerjpiegel blau ausgezogen 
und bejchrieben, dagegen alle — = bejtehenden 
Gegenftände, nicht minder die Ordingten, in 
ihwarzer Farbe und Schrift angegeben, die 
Terrainlinien braun unterwajchen, die Boden- 
Schichten mit charakterifirenden Farben angelegt. 


B) Darftellung des Zuftandes, mwelder 
durch die nad Mafgabe der beabſicht— 
igten Fluchtlinien-Feſtſetzung erfolg: 
ende ao bey von Straßen un. Plätzen 
herbeigeführt werden foll, 


[Allgemeines] $7. Die Aufftelung der Pro- 
jecte bedingt eine jorgfältige Erwägung ber 
egenwärtig vorhandenen, ſowie de in der näheren 
Satunf vorausfichtlich eintretenden öffentlichen 
dürfniſſes unter beionderer Berüdjichtigung 
der in dem $ 3 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 
hervorgehobenen Gefichtspunfte. — Im Intereſſe 
der Förderung der öjfentlihen Gejundheit und 
Teuerficherheit ift auch auf eine zweckmäßige Ber- 
theilung der öffentlichen Pläge jomwie der Brunnen 
edacht zu nehmen, — Betrefjd der Straßen- 
breiten empfiehlt es fich, bei neuen Strajens 
anlagen die Grenzen, über welche Hinaus die 
Bebauung ausgeichloffen iſt, a) bei Straßen, 
welche als Hauptadern des Verkehrs die Ent 
widelung eines lebhaften und durchgehenden Ver- 
tehr3 erwarten laijen, nicht unter 30 m, b) bei 
Nebenverkehr3-Straßen von beträchtlicher Länge 


Straßenzüge, jpeciell die Kronenlinien der fünft« 
igen Straßenbefejtigung mit zinnoberrothen Linien 
ausgezogen und die Aufträge blaßroth, die Ub- 
träge grau angelegt. In diejelben find ferner 
die Brüden, Durchläſſe, unterirdiihen Waifer- 
abzüge 2c. unter Angabe der lichten Weiten und 
Höhen einzutragen. — An allen Bredpuntten 
der Gefälle, an jämmtlihen Kreuzungsd- od. Ab- 
zweigungäpunften pon Straßen und an jonit 
charakteriſtiſchen Stellen werden die betreffenden 
Ordinaten zinmoberroth ausgezogen und mit den 
zugehörigen Zahlen ebenfo befchrieben. Dagegen 
erhalten die auf die Abwäfjerung bezüglidyen 
—— die blaue Farbe. — Die Lange der 

traßenzüge von einem Brechpunfte des Gefälles 
bis zum näcjitfolgenden werden, zujammen mit 
ber Berhältnißzahl des Gefälled in zinnoberrother 
Farbe über da3 Profil, die Namen, Nummern 
oder jonftigen Bezeichnungen der Straßen, über» 
einftimmend mit dem Gituationsplane, über od. 
unter daffelbe geichrieben. — Wenn zu einem 
Situationsplane mehrere Längenprofile gehören, 
fo iſt auf eine deutliche und übereinjtimmende 
Bezeichnung der Anſchlußpunkte unter jchärferer 
Hervorhebung der Anfchlußordinate zu achten. 
$ 10. Bon jeder Straße, deren Fluchtlinien feit- 
gejett werden jollen, ſind mindejtens jo viele 
Querprofile zu entwerfen, wie biejelbe von ein- 
ander abweidyende Breiten erhält. Wo die im 
$ 5 angegebenen bejonderen Berhältniffe obwalten, 
End die Querprofile entiprechend zu vermehren 
und zu erweitern. — Die graphiiche Behandlung 


nicht unter 20 m, c) bei allen anderen Straßen|der Querprofile entjpricht derjenigen der Yängen- 
nicht unter 12 m anzunehmen, — Bei den unter] profile. 
a und b bezeichneten Straßen ift ein Länge-Ge- ein Erläuternde Schriftjtüde.] Den Flucht 
fälle von nicht mehr als 1:50, beziehungsweifellinien- und Bebauungsplänen find fchriftliche 
von 1:40, bei Rinnfteinen ein folches von nicht) Erläuterungen beizufügen, in welden unter Dar- 
meriger ald 1 : 200 nad) Möglichkeit anzuftreben. |Tegung der —— Beſchaffenheit, Benugungs« 
(Beſonderes. I. Situationspläne.) F 8. Dielart und Entwäſſerung des zu bebauenden Terrains 
anzulegenden oder zu, verändernden Straßen u. und der Beranlaffung zur Aufitellung bes Pro- 
a find in dem Überfichtsplane mit rother|jectd die bezüglich der Lage, Breite u. fonftigen 
Farbe deutlich zu bezeichnen. — In die Situations-| Einrichtung der Straßen und Entwäfferung der⸗ 
pläne jind die projectirten Bau⸗Fluchtlinien mit|jelben ꝛc. beabfichtigten Unordnungen zu be» 
fräftigen zinnoberrothen Strichen einzutragen.|jchreiben und, wo es erforderlich ift, eingehend 
Fallen diejelben mit den Straßen-Fludtlinien|zu motiviren find. — Dem Erläuterungsbericht 
nicht zujammen, jo find die legteren mit minder] jind beizufügen: 1) Ein Straßenverzeichniß, d. i. 
kräftigen Strichen auszuziehen und ift ber Raum eine tabellarijd, geordnete Überficht der Straßen 
zwiichen beiden blaßgrün anzulegen. Die pro-Iund Plätze, welche verändert oder neu angelegt 


120 


werden jollen. — Sn das Verzeichniß find auf— 
zunehmen: a) bie Namen, Nummern oder jonft- 
igen Bezeichnungen, b) die Breiten jeder Straße 
wiichen den Bauflucht- beziehungsweije den 

traßen⸗Fluchtlinien, c) die Gefällverpältnijje u. 
Längen-Ausdehnung der Straßen nad) ihren vers 
fchiedenartigen Abjchnitten u. im Ganzen. 2) Ein 
Bermeflungs:Regifter des von der Feſtſetzung der 
neuen Fluchtlinien betroffenen Grundeigenthums. 
— Dafjelbe muß gleichjalld tabellariich geordnet, 
unter angemefjener Bezugnahme auf den Gitu- 
ationsplan und das Straßenverzeichniß enthalten: 
a) den Namen, Wohnort ꝛc. des betheiligten 
Eigenthümers, b) die Nummer oder jonftige Ber 
geihnung, welde das Grundftüd im Grundbuche 
eziehungsweije im Grund-Steuerfatafter führt, 
ce) die Größe ber zu Straßen und Plägen für 
den öffentlichen Verkehr abzutretenden Grund» 
flächen, d) deren Benutzungsart, e) die Bezeich— 
nung und Beſchreibung der vorhandenen Gebäude 
oder Gebäubdetheile, welche von einer Straßen- 
ober Bau⸗Fluchtlinie getroffen werben oder jonit 
zur Sreilegung derjelben bejeitigt werden müſſen, 
f) die Größe der Reftgrundftüde, g) die Angabe, 
ob diejelben nad) den baupolizeilihen Vorſchriften 
des Orts noch — Bebauung geeignet bleiben 
oder nicht. 812. 


Bedrohung — Begräbnißweſen. 


nad) dem Geſetze vom 2. Juli 1875 zu beſchlie 
haben, in jedem Stadium des Verfahrens 
weitere Vervolljtändigung der Borlagen ı 
Maßgabe der in den 88 1—12 gegebenen X 
ichriften gefordert werden. 

Bedrohung behufs Beeinfluffung der Auf 
ung jtaat3bürgerlicher Rechte, |. St.-G.-B. $ 1 
des Gottesdienites, daj. $ 167; eined Anderen 
der Begehung eines Verbrechens, daj. $ 2 
Bedrohung eines Beamten, daſ. $$ 118, 114 

Bedürfnißfrage als Vorausſetzung des 
triebe3 des Branntweinjchantes ꝛc., ſ. Gt 
Ord. $ 33; der Zulaſſung von umherziehen 
Mufitanten, Schauftellern zc., daf. $ 59. 

Beerdigung ij. Begräbnißweſen. 

Befühigungsnachweis behufs Betreil 
der ärztlichen Praxis und des Apothekergewer 
ſ. Gew.Ord. $ 29; des Gewerbes der Seeſchi 
Seeſteuerleute und —— daſ. 5 31; der M 
ſcheider, daſ. $ 34. ©. auch daſ. $ 40; 
Einjährig - Freiwilligen, j. Erjag -DOrdnı 

90, 


ran 


Beförderung von Perſonen und Gütern 
den Eifenbahnen j. Betrieb3-Reglemeni 
11. Mai 1874 88 7 ff. — Beförderung von‘ 
jonen, Briefen und Gepäd mittel der Pof 


Die Zeichnungen u. Schrift⸗ AO EURE v. 18. December 1874 $$ 1 
ftüde find nicht gerollt, vielmehr in einer Mappe) — 


ejörderung von Depeichen, j. Teleg 


ober in actenmäfigem Formate zur Vorlage zulphen-Ordnung. 


bringen. Den einzelnen Plänen, welde auf 


Leinwand zu ziehen, mindeſtens aber mit Band innerhalb der 


— eg Unterhaltung derſe 
rte, |. Gew.⸗Ord. $ 37. 


einzufaffen find, ijt fein größeres Format, als ſtrafung der Zerftörung von Beförderungsmitl 
dasjenige von O0, ZU 0, m zu geben, und ſ. St.G.B. $ 315. 


find Ddiefelben erforderlihen Falls KHappenartig 
aneinander zu fügen. 
[Ausnahme-Bejtimmungen.] $ 13. Die beizu- 
bringenden Vorlagen fünnen auf einen Situationd- 
plan mit den erforderlichen Erläuterungen be= 
ichränft bleiben: a) bei einer einfachen Regulirung 
oder Beränderung vorhandener Straßen, mit der 
eine Beränderung in der Höhenlage des Straßen- 
dammes nicht. verbunden ift, b) bei einer nicht 
erheblichen Erweiterung ländlicher Ortſchaften u 
Heiner Städte, die nidyt in unmittelbarer Nähe 
großer Städte liegen, jofern die Ermeiterung 
nicht zu größeren Fabrikanlagen, zu Eijenbahn- 
böfen, Begräbnißftätten oder ſonſtigen Anlagen, 
die auf die Feuerficherheit, die Berkehräverhält- 
niffe und die Öffentliche Gefundheit von Einfluß 
fönnen, in Beziehung ftehen, c) bei einer 


ein 
Kuhtlinien Se jegung, die wegen bejonderer|gehören, find der Regel ar. 
Dringlichkeit jchleunig zu erfolgen hat, und für der Kirchengefellichaften. $ 1 


Befreiung von öffentlihen Abgaben, |. 
einzelnen Abgaben. Beftrafung der Bel 
ug ci Gefangenen, j. St⸗G.B. $ 120. 

efreundete Stanten, Beitrafung fe 
liher Handlungen gegen diejelben, j. St.-& 
88 102 ff. 

Begleiter, Mitführung von foldhen E 
Gewerbebetrieb im Umbherziehen, j. Gem.si 
$ 62 Abi. 2. 

Begräbnifjwejen. 

1) Anlegung und Einridtung der 
Begräbnißplätze. 
A. Im landrechtlichen Gebiete. 
Allgemeines Landrecht Th. UI. Tit. 

8 183. Kirchhöfe oder Gottesäder und 

gräbnißpläße, welche zu den einzelnen Kir 
das Eigent 
4. Sn den 


die nad) dem übereinitimmenden Urtheile desjchen, und in bewohnten Gegenden der Sti 
Borftandes und ber Vertretung der Gemeinde, ſollen keine Leichen beerdigt werden. & | 
jowie der Ortspolizei-Behörde, die Beibringung|Bei Berlegungen der Begräbnißpläge fü 
ausführlicherer Vorlagen entbehrlich erjcheint. — |diejenigen, welche bisher erbliche Familienbeg 


Außerdem bleibt e3 derjenigen Behörde, melde 
unächſt über die Rluchtlinien-Feftfegung zu be- 
—8* hat, vorbehalten, in ſonſtigen beſonders 
motivirten Fällen die Vereinfachung der Vorlagen 
ausnahmsweiſe für zuläſſig zu erklären und zu 
bejtimmen, welde Theile der vorjtehenden Vor- 
ſchriften (S$ 1—12) unausgeführt bleiben dürfen. 
In allen diefen Ausnahmefällen einſchließlich 
der unter a, b und c aufgeführten kann von den 
Behörden, die über die Fluchtlinien-Feftjegung 


nifje in den Kirchen bejeflen haben, die ur 
geltliche Anweiſung eines jchidlihen Plages 
auf dem neuen Kirhhofe fordern.) $ ] 
Ohne Anzeige bei den geiftlihen Oberen jı 


1) Nach einem Min.-Erlaf vom 18. März 1859 follen 
höfe möglichft in einer Entfernung von 1000 Schritt von 
ſchaften angeiegt werden. — Im 1. u. 2. Raponbeziri 
—— ürren Begräbnifipläge nur mit Genehmigun 

mmandantur angelegt werden; Ranongejeg vom 21. 
1871 $ 15 B. Rt. 1u.$ 17 B. Air. 1. 


Begräßnißiweien. 121 


Zeichen anderswo, als auf einem öffentlichen einem gejchlojjenen Gebäude (dans aucun des 
Kirchhofe, nicht begraben werden. $ 187. Nie-|edifices elos et fermes), wo die Bürger fi) zum 
mand kann, durch Beranftaltung eines ſolchen Zwecke der Feier ihrer Eulte vereinigen, noch in 
Privatbegräbnijjes, der Sirchenfafje und der dem Innern (dans l’enceinte) der Städte und 
Geiftlichteit die ihmen zufommenden Abgaben |leden ftattfinden.:) Art. 2, Es fol aufer- 
entziehen. F188. Ohne Erkenntniß des Staates |halb einer jeden Stadt oder Fledens in einer 


fol Niemanden das ehrliche Begräbnig auf dem 
öffentlichen Kirchhofe verjagt werden. $ 189. 
Auch die im Staate aufgenommenen Kirchenge- 
ſellſchaften der verſchiedenen Religionsparteien, 
dürfen einander wechſelsweiſe, in Ermangelung 
eigener Kirchhöfe, das Begräbniß nicht verſagen.) 
190. Wo der Kirchhof erweislich nicht der 
hengefellichaft, jondern der Stadt- od. Dorf 
emeinde gehört, da kann jedes Mitglied ber 
emeinde, ohne Unterjchied der Neligion, aud) 
auf das Begräbnii dajelbjt Anſpruch machen. 
761. Die Unterhaltung der Begräbnißplätze 
gemeine Laft und liegt allen ob, die an dem 


Entfernung bon mwenigitend 35 bis 40 Metern 
in ihrer Umgebung bejonderd für die Beerdig- 
ung der Todten geweihte Pläge geben.?) Art. 3. 
Die am höchſten und nad Norden belegenen 
Pläge follen vorzugsweiſe gewählt werden ; jie 
jollen mit einer wenigſtens 2 Meter hohen 
Mauer umjchlofien werden. Planzungen jollen 
darauf angelegt werden, wobei geeignete Vor— 
fehrungen zu treffen find, damit durchaus nicht 
die freie Circulation der Luft gehindert werde. 
Art. 4. Jede Beerdigung findet in einem be» 
jonderen Grabe ftatt; jeded ausgeworfene Grab 
jol 1 Meter 5 Decimeter bis 2 Meter tief, 8 


— theil zu nehmen berechtigt find (58 Decimeter breit fein und dann mit gut gewall— 


183 fi.). $ 762. Erhält jedoch die Kirche Be- 


ter Erde gefüllt werben. Art. 5. Die Gräber 


zahlung für die Grabjtätte, jo muß der Kirhhofjjollen von einander auf der Seite 3 bis 4 Decis 
aus der Kirchenfafje auf eben die Art, wie die meter und am Kopf umd zu den Füßen 3 bis 5 


Kirhe jelbft, unterhalten werden.?) 


Der Patron ift der Regel nad) zur Unterhaltung meidun D ‘ 
des Kirchhofes beizutragen in keinem Falle ver-| Wiederbenugung der Gräber mit fi 


pflichtet. $ 764. Die Unlegung neuer Begräb- 
nißpläge joll nur aus erheblichen Urſachen und 
nur unter Einwilligung der geifllihen Oberen, 
ſowie der Polizeivorgeſetzten des Orts ftattfinden.®) 
$ 765. Durch dergleichen neue Anlagen fol 
dem Pfarrer und den Slirchenbedienten an ihren 
bisherigen Gebühren nichts entzogen werden. 
B. In der Aheinprovinz. 

Decret, betreffend bie Begräbniffe, 

vom 23, Prairial XII (24. Juni 1804). 
(Ueberjegung.) 

Art. 1. Keine Beerdigung darf Hinfort in 
den Kirchen, Tempeln, Synagogen, Hofpitälern, 
öffentlihen Kapellen oder überhaupt in irgend 





1) Für bie Provinz Weſtfalen ift durch königl. Verordnung 
vom 15. März; 1847 beftimmt, daß bie im Staate aufgenont« 
menen Kirchengeielliaiten ber verſchiedenen Religionsparteien 
einander wechfelsweife, in Ermangelung eigener Kirdböfe, ein 
nach dem Religionsgebraudye bes Bern men u. unter Mit: 

eines Geiftlihen jeiner Eonfeffion zu feierndes Be: 
—— Provinglafsec IB April 
ftpreufi rovinzia atent vom 19. i 

40: Au den Orten, wo die Gemeinbenlicder bisher 
die Grabitellen Degoßit u. dennoch ben Begräbnißplag unter: 
balten haben, verbleibt es bei diejer Obſervanz 8 41. Die 

jung bom Erdgelde ſchließt die Verbindlichkeit nicht aus, 
fir die Auszeichnung ber Gräber durch Einfafiungen und 
Denkmäler die berlömmlihen Gebübren an die Kirchenkaſſe 
it entrichten. 8 42. Erb: und Glodengeld geblihrt in der 
Segel der Kircenlaffe; mo aber nad Ortägemohnbeit ber 
Pfarrer oder ein anderer Kirchenbediente bisber daran theil 
genommen, bat es babei fein Berbleiben [In dem Markgrafen: 
tbum berlaufig dienen bei Erwerbung und Unterhaltung der 
Begräbnikpläge und der Kirhhofsmauern die Borichriften des 
Auz. Landrechts Th. II. Zit. 11 $$ 710-756 zur Richtſchnur; 
Verordnung vom 11. April 1846]. 
3) Bei der Anlegung oder veränderten Benutzung von Be: 


räbnifplägen ber evangelifhen Gemeinden in den acht Älteren 
rovi 
aff 


gräbni 
2) 
1844]: 


, bedarf es gemäß Art. 24 Ar. 6 des Kirchenver: 

ejeges vom 3. Juni 1376 bezw. Art. III. Wr. 5 ber 

nung vom 9. Sept. 1867 der Genchmigung des Re— 

kerungsprafidenten ; in den fatholijben Gemeinden ift dafür 

Bie Genehmigung des Oberpräfidenten erforderlich [j. Gejes 

vom 9. Sept. 1876 } 2 Wr. 6, bezw. Berorbnung vom 29, 
Sept. 1876 Art. L Wr. 4]. 


$ 763.|Decimeter entfernt fein. 


Art. 6. Zur Ver 
ber Gefahr, welche eine zu baldige 
8 führt, darf 

eine Deffnung der Gräber zum Amwede neuer 
Beerdigungen nur von 5 zu 5 Jahren ftattfin« 
den. Demzufolge müſſen die zu Beerdigungen 
beftimmten Pläge fünfmal jo groß jein, als der 
aum, welder erforderlich jein wird, um die 
vermuthlih in jedem Sabre " beerdigenden 
Leichen dort einzufenten. Art. 7. Die Gemein» 
den, welde auf Grund der Art. 1 und 2 ver- 
pflichtet find, die vorhandenen Kirchhöfe zu ver- 
lafjen und außerhalb ihrer Wohngebäude neue 
einzurichten, jollen ohne andere Ermächtigung 
als die, welche ihnen durch die Declaration vom 
10. März 1776 ertheilt iſt, vie erforderlichen 
Grumdftüde unter den durch die Verordnung v. 
Germinal beitimmten Formen erwerben. 
Art. 8. Sobald die neuen Begräbnißpläße zur 
Aufnahme der Leichen eingerichtet find, jind Die be— 
ftehenden Kirchhöfe zu jchließen und in dem Zu— 
ftande, in welchem fie fich befinden, während 5 
Jahren unbenugt liegen zu laſſen. Art. 9. 
Bon diefem Zeitpunkte an können bie jet als 
Kirchhöfe dienenden Plätze von den Gemeinden, 
melden fie gehören, verpacdhtet werden, indeſſen 
mit der Bedingung, daß fie nur befäet oder be 
pflanzt werden dürfen, ohne daß bajelbft gegra- 


* 





) Bergiſche Berordnung vom 8. Juli 1808: 2. Sollen von 
nun an feine Begräbniffe mehr in Kirchen u. Klöſtern, weder 
in den gewöhnlichen Gräbern, nod) in den Grüften oder fog. 
ZTobdtenfellern geſtattet werden, ſondern alle Leichen follen, 
obne Rüdfiht auf die Geburt und den Stand des Verſtorbe— 
nen, jelbit wenn derfelbe ein Mitglied eines geiftlichen oder 
weltlichen Stiftes oder eines religiöjen Ordens gemejen, auf 
dem gemeinfhaftlihen Gottesader zur Erbe beftattet werben. 

2) F Decret vom 7. März 1808 ift beftimmt, daß ohne 
befondere [polizeiliche] Erlaubnig Wohnungen oder Brunnen 
wenigſtens 100 m von neuen Vegräbnißftätten, melde aufer- 
balb der Gemeinde auf Grund der Gefege und Verordnungen 
verlegt find, nicht errichtet oder Pen werden bürjen. Die 
in geringerer Entfernung bereits beftebenden Gebäude follen 
ebenfalls nicht obne ſolche Erlaubniß wieder bergeftellt oder 
erweitert und die Brunnen auf Grunb einer Berlügung der 
Regierung auf Unfordern der Ortspolizeibehörde ausgefüllt 
werden fünnen. 
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ben oder eine Grundmauer für ein Gebäude, Berjon, ingleien wegen unbefugter Zerſtö 

ezogen werden darf, bis darüber andermweit ver-| oder Beihädigung eines Grabes, baj. $ 

ügt ift. Art. 10. Wenn die Ausdehnung der| Für den Transport von Leichen ift Folge 

Be e es geftattet, können Perjonen, |vorgejchrieben: 1) Einem jeden Geſuche um 
ajel 


welche db 


Privatbegräbniffe für fih und währung der Erlaubniß zu einem Leichentr 


ihre Eltern oder gr ng zu befigen wünfchen,|porte!) muß ein Todtenſchein, welcher von 
er 


läge überlafien w und können dieje da» 
jelbft Grüfte, Dentmäler oder Gräber herrichten 
(construire des caveaux, monuments ou tom- 
beaux.) Art. 11. Die Erlaubniß wird nichts 


Urzte des Berftorbenen, unter genauer An 
bed Namens und Standes des Todten, 
Krankheit, an welcher er geftorben, u. des To 
tages, auszuftellen ift, jomwie eine Erflärung 


befto weniger nur denen ertheilt, welche ſich zu ſelben Arztes darüber, daß dem Transporte 
Stiftungen oder Schenkungen zu Gunften der Leiche janitätspolizeiliche Bedenken nicht entge 
Armen und der Holpitäler erbieten, außer der ſtehen, beigefügt jein. 2) Der gutachil 
Summe, welde an die Gemeinde zu zahlen iſt, Aeußerung des Kreisphyſikus bedarf es in 
und wenn bdieje Stiftungen oder Schenkungen in|Regel nit. Diejelbe ift aber dann einzubı 
den herlömmlichen Formen, auf Antrag des Ge⸗ wenn der Transport der Leiche in das Aus 
meinberathed und auf Vorſchlag des PBräfekten erfolgen joll, oder mwenn der vorliegende ( 
von ber Regierung (par le gouvernement) ge-|zialfall jelbjt oder die von einem an 
nehmigt worden Fink Art. 12. Durch die/Arzte ausgeftellten Beicheinigungen (Nr. ı 
vorftehenden Artikel find die Rechte jedes Ein-|Bedenten Anlaß geben. 3) Leichentrangy 
zelnen nicht berührt, auf dem Grabe jeines Ver⸗ aus Orten, wo anjtedende Krankheiten (Cho' 
wandten (parent) oder ſeines Freundes, ohne|Typhus) epidemiſch Herrichen, find während 
einer Erlaubnif dazu zu bedürfen, einen Leichen- | Dauer der Epidemie unbedingt nicht zu geita 
ftein oder ein andered Begräbnißdentmal (signe/Nad dem amtlich feitgeftellten Erlöſchen 
indicatif de söpulture) fo, wie es bisher üblih|Epidemie aber fann aud der Transport 
— herrichten zu laſſen. Art. 18. Die Leichen der an den betreffenden anſtecker 

ürgermeijter können auf Antrag der Hofpital- [Krankheiten Geftorbenen unter Beobadjtung 
Berwaltungen die Erlaubniß ertheilen, innerhalb |erforberlichen, von dem Kreisphyſikus bejon 


der Umfafjung dieſer Hoipitäler (dans l’enceinte|zu prüfenden und big wre Borfichtär 


de ces höpitaux) den Gründern und Wohlthä- 
tern biejer Anſtalten Denkmäler zu errichten, 
wenn fie in ihren Schenfungd- oder Gtiftungs- 
acten oder in ihrem legten Willen einen joldyen 
Wunſch niedergelegt haben. Art. 14. Seber 
tann in feinem Eigenthum beerdigt werden, vor- 
ausgelegt, daß —* igenthum außerhalb und 
in der vorgeſchriebenen Entfernung von dem 
Umkreiſe der Städte oder Flecken entfernt liegt. 
Art. 15 [welcher von der Verpflichtung zur Anleg⸗ 
ung von Confeſſions⸗Kirchhöfen in den Gemeinden, 
wo verjchiedene religiöje Belenntniffe bejtehen, 
Handelt, ift durch die Cabinetsordre vom 27. Aug. 
1820 aufgehoben]. Art.16. Die Begräbnißpläge, 
mögen jie ven Gemeinden oder Einzelnen gehören, 
find der Anordnung (a l’autorite) der Polizei u. der 
Auffiht der bürgerlichen Verwaltung unterworfen. 

2. Bolizeilihe und ſtrafrechtliche Bor- 
ihriften in Betreff der Beerdigungen. 

Behandlung der Leichen der an anjtedenden 
Krankheiten Berftorbenen, j. ©. 43 die fani« 
tät3polizeilihen Vorſchriften über anjtedende 
Krankheiten $ 22, 

Beerdigung ber Leichen von Hilfsbedürftigen, 
f. unter AUrmenpolizei, Gefeg vom 8. März 
1871 $ 1 (©. 68). 


Beitrafung der Verlegung polizeilicher Vor— Bei 


ſchriften über die Beerdigung der Leichen, ſ. 
Str.G.B. 8 367 Nr. 2; der Beerdigung von 
Zeichen ohne Borwiffen der —— daf. $ 367 
Nr. 1;5') wegen unbefugter gnahme einer 
Leiche aus dem Gewahrfam der dazu berechtigten 


©. bs 
go, Henne Beriauenpen i gel 


eg dom 6. Febr. 1875 
Ortäpolizeibebörde feine 


regeln in Ermangelung bejonderer Bedenten 
jtattet werden. 4) Bei dem Tranöporte e 
jeden Leiche ift darauf zu achten, daß bie! 
in einem gut verpichten Sarge, ber außer 
no in einem möglichſt Iuftdichten Kaften ei 
ſetzt ift, eingefchlofjen jei. Dem Transport j 
muß in der Regel ein zuverläffiger Begl 
mitgegeben werben, welcher dahin zu verpflü 
it, daß bie we unterweg3 von dem We 
auf dem fie gefahren wird, ohne Noth nicht 
ports werde, daß diejer Wagen auf etwa 

tationen womöglih auf einem abgejond: 
Plage im Freien aufgeftellt und an dem Bi 
igungsorte jelbit unmittelbar zu der Beo 
nißſtelle — werde. 5) In Betreff bei 
waigen Ausgrabung bereit3 beerbigter Le 
wird unter Hinweilung auf das bei Ausg 
ung von Leichen zu gerichtlichen Zwecken ül 
Berfahren nod) bemerkt, daß der Sarg mit 
Leiche an der Ausgrabungsſtelle jelbjt ſofo 
den vorgejchriebenen äußeren Kaſten geftellt 


muß. 

Bezüglich der Beförderung von Leichen mi 
ber Eijenbahn, ſ. Betriebsreglement $ 

Begünftigung im jtrafrechtlihen Sinn 
Str.-G.-B. 88 63, 247, 257, 258, 289. ©. 
er enranelet s85 6 u. ©. 
ilfe. 

Beigeordnete ald Gemeindebeamte fin 
Stellvertreter des Bürgermeijterd bei Erledi 
des Bürgermeifteramtes oder bei Berhinde 
oder im bejonderen Auftrage des Bürgermei 
Bezüglich der Wahl, Beftätigung und Befus 
a j. unter Städteverfaſſung 


igung vor ber Eintragung bes Gterbefalles in das) 9 Das Geſuch ni an ben Kreislandrath zu richten, 


Eterberegilter ftattfinden darf. 


den Leichenpaß ertheilt. 


Beihilfe — Belagerungszuftand. 


Städteorbnung 
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vom 30. Mai 1853 88 29 fj.,Jungs- und Gemeinbebehörben haben ben Anorb- 


57, 64 und die Noten bazu; daS Gemeindever- nungen umd Aufträgen der Militärbefehlshaber 


faffungsgefeg für Frankfurt a. M. v. 25. März 
1867 85 38, 41, 42; die Städteordnung für 
Schleswig-Holfiein vom 14. April 1869 $$ 28, 
30 ff., und unter Qandgemeindeverfajjung 
bie Landgemeindeordnung für Weftfalen vom 
19. März 1856 $$ 69, 70, 76, 84; die Ge— 
meindeordnung für bie Rheinprovinz vom 28. 
Juli 1845 $ 103. 

Beigeorpnete der Reichshauptbanf, ſ. Bank— 
weſen [Gejeg v. 14. März 1375 88 36, 39, 40]. 

Beihilfe im ftrafrehtlihen Sinne ſ. Str.- 
8.8.85 49, 50, 257. ©. aud) Begünftigung. 


Beifdjlaf, ftrafbare Verleitung von Frauens-|d 


perjonen dazu, ſ. Str.-&.-B.8$ 173,176, 179, 182. 
Beifeiteidhaffen. ftrafbares von Sachen, j. 
x.G.B. 88 133, 137, 288. 
Belanntmadjungen, Beitrafung wegen Ab- 

reißung, Beihädigung od. Verunftaltung öffent- 

licher, Y Str.-G.B. 8 134, 
Belagerungszuftand. 

Gejeg vom 4. Juni 1851 [dur Verordnung 

vom 25. Juni 1867, Urt. 2 H. auf die neuen 

Provinzen ausgedehnt]. 

81. Für den Fall eines Krieges ift in den 

von bem Feinde bedrohten oder theilweiſe jchon 

befegten Provinzen jeder Feitungscommandant 
befugt, die ihm anvertraute Feſtung mit ihrem 

NRayonbezirke, der commandirende General aber 

den Bezirk des Armeecorps od. einzelne Theile 

deſſelben zum Zweck ber ee in Ber 
fagerungszuftand zu erflären. $%. Wud für 
den Fall eines Aufruhrs kann bei dringender 

Gefahr für die öffentliche Sicherheit der Belager- 

ungszuftand ſowol in Kriegs- als in Friedens— 
iten erflärt werden.!) — Die Erflärung des 
elagerungszuſtaudes geht alddann vom Staatd- 

minijterium aus, fann aber proviſoriſch u. vor— 
behaltlid der jofortigen Beftätigung oder Be- 
feitigung durch daſſelbe in dringenden Fällen 
rüdjihtlih einzelner Orte und 
den oberjten Militärbefehlshaber in denjelben 
auf den Antrag des Verwaltungschefs des Re— 
ierungsbezirls, wenn aber Gefahr im Berzuge 

i ‚ auh ohne diejen Antrag erfolgen. — In 

Feftungen geht die * e Erflärung des 

Belagerungszuftandes von dem Feſtungscomman— 

danten aus. $ 3. Die Erklärung des Belager- 

ungszuftandes ift bei Trommelichlag od. Trom- 
petentchall zu verkünden und außerdem durch 

Mittheilung an die Gemeindebehörde, durch An- 

ihlag an öffentlichen Plägen und durch öffent- 

liche Blätter ohne u allgemeinen Kenn- 
niß zu bringen. — Die Uufhebung des Belager- 
ungszuftandes wird durch An eige an bie Ge— 
meindebehörde und durch die Öffentlichen Blätter 
ur allgemeinen Kenntniß gebradt. 4. Mit 
ber Belanntmahung der Erflärung des Belager- 
ng re geht die vollziehende Gewalt an 
die Militärbefeplshaber über. Die Eivilverwalt- 


1) Auf Grund bes Art. 68 bes Reichsverfaſſungsgeſetzes v. 
10 ap 1871 lann ber Kaiſer, wenn bie Fi € ⸗ 
* in dem Bundesgebiete bedroht ift, einen jeden Theil des: 
elben in Krienszuftand erklären, und gelten dann bie Bor: 
friften des Preußiſchen Geſetzes vom 4. Juni 1851. 


Folge zu leijten. — Für * Anordnungen ſind 
die betreffenden Militärbefehlshaber perſönlich 
verantwortlich. $ 5. Wird bei Erflärung des 
Belagerungszuftandes für erforderlich erachtet, 
die Art. 5, 6, 7, 27, 28, 29, 30 u. 36 der Ber- 
faffungsurfunde oder einzelne derjelben zeit- u. 
diftrietweife außer Kraft zu ſetzen, io —* 
die Beſtimmungen darüber ausdrücklich in die 
Bekanntmachung über die Erklärung des Belager- 
ungszuſtandes aufgenommen oder in einer be— 
ſonderen, unter der nämlichen Form ($ 3) be 
fannt zu u. Verordnung verkündet wer⸗ 
en. — Die Suspenfion der erwähnten Artikel 
ober eines berfelben ift nur für den Bezirk zu- 
läjfig, der in Belagerungszuſtand erklärt ift und 
nur für die Dauer des Belagerungszuftandes, 
$ 6. Die Militärperfonen ftehen während des 
Belagerungdzuftandes unter den Geſetzen, welche 
für den Kriegszuftand ertheilt find. — Auch fin- 
den auf dieſelben die 8 u. 9 dieſer Verord⸗ 
nung Anwendung. $ 7. In ben in Belager- 
ungszuftand erflärten Orten oder Tiftricten hat 
der Befehlöhaber der Bejapung (in den Feitungen 
der Commandant) die höhere Militärgerid)ts- 
barkeit über jämmtliche zur Befagung gehör. nde 
Militärperjonen. — Auch fteht ihm das Recht 
zu, die wider diefe Perjonen ergebenden kriegs— 
rechtlichen Erkenntniſſe zu beftätigen. Ausge— 
nommen hiervon find nur im Friedenszeiten die 
Zodedurtheile; dieſe unterliegen der Beitätigung 
des commandirenden Generald der Provinz. 
— Hinfihtli der Ausübung der niederen Ge- 
rihtöbarkeit verbleibt e8 bei den Vorſchriften 
des Militär-Str.-G.-B. 8 8. Wer iu einem in 
Belagerungszuftand erflärten Orte oder Diſtriete 
der vorſätzlichen Brandftiftung, der vorjäglichen 
Berurjahung einer Ueberſchwemmung oder des 
Angriffs oder des Widerftandes gegen die ber 
weihnele Macht oder Abgeordnete der Eivil- od. 


iftriete durch | Militärbehörde in offener Gewalt u, mit Waffen 


oder gefährlichen Werkzeugen verſehen, ſich jchul- 
dig macht, wird mit dem Tode bejtraft. — Sind 
mildernde Umftände vorhanden, fo kann ftutt der 
Todesitrafe auf 10—20jährige Zuchthausſtrafe 
erfannt werden. $ 9. Wer in einem in Be 
lagerungszuftand erflärten Orte oder Diftricte 
a) in Beziehung auf die Zahl, die Marichricht- 
ung oder angeblichen Siege der Feinde od, Auf- 
rührer wifjentlich faljche Gerüchte ausſtreut oder 
verbreitet, welche geeignet find, die Eivil- oder 
Militärbehörden hinfichtlich ihrer — irre 
zu führen, oder b) ein bei Erklärung des Be— 
lagerungssuftandes oder während defjelben vom 
Militärbefehlöhaber im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit erlafjenes Verbot übertritt oder zu 
folder Uebertretung auffordert oder anreizt, od. 
c) zu dem Berbredhen des Aufruhrs, der thät- 
lihen Widerjeglichleit, der Befreiung eines Ges 
fangenen oder zu anderen $8 vorgejehenen Ver- 
brechen, wenn auch ohne Erfolg, auffordert oder 
anreizt, oder d) Perſonen des Soldatenſtandes 
zu Verbrechen gegen die Subordination od. VBer- 
gehungen gegen die militäriiche Zucht und Ord⸗ 
nung zu verleiten jucht, joll, wenn vie bejtehen- 
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ben Geſetze feine höhere Freiheitsſtrafe bejtim- 
men, mit Gefängniß bid zu 1 Jahre beitrajt 
werden. $ 10. Wird unter Suspenfion des 
Artikel 7 der BVerfafjungsurfunde zur Unorb- 
nung von Kriegsgerichten gejchritten, fo gehört 
vor diefelben die Unterſuchung und Aburtheilung 
der Verbrechen des Hochverraths, des Landes- 
verraths, des Mordes, des Aufruhrs, der — 
lichen Widerſetzung, der Zerſtörung von Eiſen— 
bahnen und Telegraphen, der Befreiung von 
Gefangenen, der Menterei, des Raubes, der 
Plünderung, der Erpreſſung, der Verleitung ver 
Soldaten zur Untreue und ver in den SS 8 und 
9 mit Strafe bedrohten Berbreden und Ver— 
ehen, injofern alle genannten Verbrechen und 

ergehen nach der Erklärung und Bekanntmach— 
ung des Belagerungszujtandes begangen oder 
fortgejegte Verbrechen jind. — Als Hochverrath 
und Landesverrath find bis zur rechtlichen Gelt- 
ung eines Strafgeſetzbuchs für die ganze Mon— 
archie in dem Bezirte des Rheiniſchen Appella— 
tionshofes zu Köln die Verbrechen und Vergehen 
wider die innere und äufere Sicherheit des 
Staat? (Urt. 75—108 de3 Rhein, Str.-G.-B.) 
anzufehen. — Iſt die Suspenjion des Art. 7 
der Berfafjungsurfunde nit vom Staatsmini- 
fterium erfiärt, jo bleibt in Friedendzeiten bei 
den von dem Kriegägerichte eingeleiteten Unter- 
juchungen die Voljtredung des Urtheild ausge- 
jegt, bi3 die Suspenfion vom Staatsminifteriunt 
genehmigt ift. $ 11. Die Kriegsgerichte beftehen 
aus 5 Mitgliedern, unter denen 2 von dem 
Boritande des Civilgerichts des Ortes zu be- 
zeichnende richterliche Civilbeamte u, 3 von dem 
Militärbefehlshaber, welcher am Orte den Be- 
fehl führt, zu ernennende Offiziere fein müfjen. 
Die Offiziere jollen mindejtens Hauptmannsrang 
haben; fehlt es an Offizieren diejes höheren 
Ranges, jo ift die Zahl aus Difizieren des näch— 
ften Grades zu ergänzen. — Sofern in einer 
vom Feinde eingeichlojjenen Feitung die erfor- 
berliche Zahl von richterlichen Eivilbeamten nicht 
vorhanden iſt, joll Ddiejelbe von Dem comman- 
direnden Militärbefehlähaber aus den Mitglie- 
dern der Gemeindevertretung ergänzt werden, 
Sit kein richterlicher Eivilbeamte in der Feitung 
vorhanden, jo iſt jtet3 ein Auditeur Eivilmit- 
glied des Kriegsgerichts. — Die Zahl der Kriegs- 
gerichte richtet jih, wenn eine ganze Provinz 
oder ein Theil derjelben in Belagerungszuftand 
erflärt ift, nah dem Bebürfniß, und den Ge- 
richt3jprengel eines jeden diejer Gerichte beftimmt 
in — Fällen der commandirende Gene— 
ral. 8 12. Den Vorſitz in den Sitzungen der 
Kriegsgerichte führt ein richterlicher Beamte. — 
Von dem Vorſitzenden werden, bevor das Ge— 
richt ſeine Geſchäfte beginnt, die zu Mitgliedern 
deſſelben beſtimmten Offiziere und eintretenden 
Falls diejenigen Civilmitglieder, welche dem 
Richterſtande nicht angehören, dahin vereidigt, 
daß fie die Obliegenheiten des ihnen übertrage- 
nen Richteramtes mit Gemwifjenhaftigfeit u. Un— 


Belagerungszuftand. 


einen Auditeur od, in deſſen Ermangelung einen 
Dffizier. Dem Berichterjtatter liegt ob, über Die 
Unwendung und Handhabung des Geſetzes zu 
wachen und durd Anträge die Ermittelung der 
Wahrheit zu fürdern. Stimmrecht hat derjelbe 
nit. — Als Gerichtsfchreiber wird zur Führ- 
ung des Protofolld ein von dem Vorſitzenden 
des Kriegsgerichts zu bezeichnender u. von ihm 
zu bereidigender Beamter der Civilverwaltung 
zugezogen. $ 13. Für das Verfahren vor den 
nen gelten folgende Beitimmungen: 
1) Das Verfahren iſt mündlich und öffentlich; 
die Oeffentlichkeit kann vom Kriegsgeridhte durch 
einen öffentlich zu verkfündigenden Beſchluß aus- 
geichlofjen werden, wenn e3 dies aus Gründen 
des öffentlichen —* für angemeſſen erachtet. 
2) Der Beſchuldigte Tann ſich eines Vertheidigers 
bedienen. — Waͤhlt er keinen Vertheidiger, ſo 
muß ihm ein ſolcher von Amtswegen von dem 
Vorſitzenden des Gerichts beſtellt werden, inſo— 
fern es ſich um ſolche Verbrechen oder Vergehen 
handelt, bei welchen nach dem Allgemeinen Straf- 
recht eine höhere Strafe als Gefängniß bis zu 
1 Jahre eintritt. 3) Der Berichteritatter trägt 
in Anmejenheit des Beichuldigten die demjelben 
zur Laft gelegte Thatjadhe vor. — Der Beſchul⸗ 
digte wird aufgefordert, jich darüber zu erklären, 
demnächſt wird zur Erhebung der anderweiten 
Beweismittel gejchritten. — Sodann wird dem 
Berichterſtatter zur Yeußerung über die Rejul- 
tate der Vernehmungen und die Anwendung des 
Geſetzes und zulegt dem Beichuldigten u. feinem 
Bertpeidiger das Wort geitattet. — Das Urtheil 
wird bei fofortiger nicht öffentlicher Berathung 
des Gerichts nad Stimmenmehrheit gefaßt und 
unmittelbar darauf dem Beſchuldigten verfündigt. 
4) Das Gericht erkennt auf die geſetzliche Strafe!) 
oder auf Freiiprehung oder Verweiſung an den 
ordentlichen Richter. — Der Sreigefprodyene wird 
jofort der Haft entlafjen. Die Verweifung an 
den ordentlihen Richter findet ftatt, wenn das 
Kriegsgericht fih nicht für competent erachtet; 
ed erläßt in diefem Falle über die Fortdauer 
oder Aufhebung der Haft im Urtheile zugleich 
bejondere ri 5) Das Urtheil, welches 
ben Tag ber Verhandlung, die Namen der 
Richter, die ſummariſche Erklärung des Beichul- 
digten über die ihm vorgehaltene Befchuldigung, 
die Erwähnung der Beweisaufnahme und die 
Enticheidung über die Thatfrage u, den Nechts- 
punft, ſowie das Geſetz, auf mweldjes das Urtheil 
begründet ijt, enthalten muß, wird von den 
jämmtlichen Richtern und dem Gerichtsjchreiber 
unterzeichnet. 6) . die Urtheile der Kriegs. 
erichte findet fein Rechtsmittel ftatt. Die auf 

odesjtrafe Tautenden Erkenntniſſe unterliegen 
jedoch der Beitätigung des im $ 7 bezeichneten 
Militärbefchlshaber3 und zwar in Friedenszeiten 
der Beftätigung des commandirenden Generals 
der Provinz. 7) Alle Strafen, mit Ausnahme 
der Todesjtrafe, werden binnen 24 Stunden nad 
der Berfündigung des Erfenntnifjes, Todesftrafen 


parteilichkeit, den Gejegen gemäß, erfüllen wollen. | binnen gleicher Frift nad) Bekanntmachung der 


— Der Militärbefehlshaber, welcher die dem 
Dffizierjtande angehörigen Mitglieder des Kriegs— 


gerichtö ernennt, beauftragt als Berichteritatterz 15, 328, 


1) ©, bie Anmerkungen zu 8 83, 90, 307, 311, 312, 


323 u. 324 des ©tr.:6.- 
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erfolgten Beftätigung, an den Angeſchuldigten Bergmwerksbefiger gebildeten Bergbau-Hilfsfaiien, 
um Vollzug gebradt. 8) Die Todesſtrafe wird nämlich: 1) die Oberichlefiiche Steintohlen-Berg: 
urch —— vollſtreckt. Sind Erkenntniſſe, bau-Hilfskaſſe, 2) die Niederſchleſiſche Steinkohlen— 
welche auf Todesſtrafe lauten, bei Aufhebung Bergbau⸗Hilfskaſſe, 3) die Märkiſche Berg-Ge— 


des Belagerungszuſtandes noch nicht vollzogen, 
ſo wird die Strafe von den ordentlichen Gerich— 
ten in — Strafe umgewandelt, welche, 
abgeſehen von dem Belagerungszuſtande, die ge— 
jegliche Folge der von dem Kriegsgerichte als 
erwiejen angenommenen That gewejen fein würde. 
8 14. Die Wirkſamkeit der Kriegsgerichte hört 
mit der Beendigung des Belagerungszuftandes 
auf. $ 15. Nach aufgehobenem Belagerungs- 
zuitande werden alle vom Kriegsgerichte erlaſſe— 
nen Urtheile jammt Belagitäden und dazu ge: 
hörenden Verhandlungen, jomie die noch ſchwe— 
benden Unterfuchungsjaden an die ordentlichen 
Gerichte abgegeben ; dieje haben in den von dem 
Kriegsgerichte noch nicht abgeurtheilten Saden 
nad) den ordentlichen Strafgejegen, und nur in 
den Fällen des $9 nach den in diefem getroffe- 
nen Strafbeitimmungen zu erfermen. $ 16. Auch 
wenn ber Belagerungszuftand nicht erklärt it, 
fönnen im Falle des Krieges oder Aufruhrs, 
bei dringender Gefahr für die öffentliche Sicher- 
heit, die Urt. 5, 6, 27, 28, 29, 30 und 36 der 
Verfaſſungsurkunde oder einzelne derjelben vom 
Staatöminifterium zeit- und dijtrictweije außer 
Kraft geſetzt werden. $ 17. Ueber die Erffärung 
des Belagerungszuftandes, ſowie über jede, jei 
es neben derjelben ($ 5) oder in dem Falle des 
$ 16 erfolgte Suspenjion auch nur eines ber 
85 5 und 16 genannten Artikel der Berfafjungs- 
urfunde muß den Kammern jofort bezw. bei 
ihrem nädjften Zuſammentreten Rechenſchaft ge: 
geben werden. $ 18. Alle diefem Geſetze ent- 
gegenftehenden Vorſchriften werben aufgehoben. 

Beleidigung, ſ. Str.-©.-B. $$ 185—200; 
ded Kaiſers oder des Landesherrn, daſ. 88 94 
bis 97; bed Bundesfürſten, daſ. 88 98—101; 
eines fremden Landesherrn oder Regenten, daſ. 
8 103; eines Geſandten, daſ. $ 104. Beleidigung 
durch Schriften, Abbildungen und Darftellungen, 
dal. $ 186, 

Benzin, Beförderung desfelben auf Eijen- 
bahnen, j. Betriebö-R eglement 848 No. 5. 


Derehtigung zum Gewerbebetriebe im Un-|$ 


terihiede von Eoncejjiond-Ertheilung und Aus— 
übung eines Gemwerbebetriebe8 — fann nicht ent» 
zogen werden, Gew.Ord. $ 143. — Bereditig- 
ung zum einjährig-freiwilligen Dienft, j. Wehr. 
Ordnung Th. I. 88 88, 89, 93 Nro. 5. 

Bergarbeiter, j. Berggejep. Allg. Bergge⸗ 
feg vom 24. Juni 1865 88 80 ff., 244, 245. — 
Das Erfordernif des Conſenſes der Bergbehör- 
den zu den Heirathen der Berg-, Poch-, Hütten: 
und Salinenarbeiter ift allgemein bejeitigt. ©. 
bezüglid der neuen Landestheile den Allerh. 
Erl. vom 24. Juni 1867. 

Bergbau Hilfskaffen, ſ. Berggeſetz $ 246. 
Geſetz wegen Verwaltung der Bergbau- 
Silfstaſſen vom 5. Juni 1863.' 

$ 1. Die aus Beiträgen oder Gefällen ber 


and ©: Mgemeinen Berggefep vom 2. Juni 1865 $ 245 $ 


mwertichaftstajje, 4) die Ejjen-Werdeniche Berg- 
Gewerkicaftätaffe, 5) die gewerkſchaftliche Berg- 
bau-Hilfstafle für den Niederſächſiſch-Thüring— 
iichen Diftrict, 6) die Kamsdorfer (Nenjtädter) 
Scurfgelderkaffe, gehen mit dem 1. Jan. 1864 
in die Verwaltung der Beliger der betheiligten 
Bergwerte über, $ 2. Die Bergbau-Hilfstafien 
haben die Rechte juriftiicher Perjonen. — Die 
Verwaltung wird durd ein von den Befigern 
der betheiligten Bergwerke feitzuftellendes Statut 
geregelt, welches den Beitimmungen dieſes Ge- 
ſetzes nicht zumiderlaufen darf und der Bejtätig- 
ung des Handelsminiſters unterliegt. — Die 
Verwendungen aus den Bergbau-Hilfsfaffen er- 
folgen, nad) näheren Beitimmungen des Statuts, 
zur Hebung und Beförderung des Bergbaues, 
ſowie zur Unterftügung folcher Anlagen u. Unter« 
nehmungen, welche allen oder mehreren Betheil« 
igten zum Bortheil gereichen. — Die Erhebung 
von Beiträgen kann durd das Statut mit Ger 
nehmigung des SHandelsminifter® angeordnet 
werden, — Spätere Abänderungen des feitgeitellten 
Statuts, ſowie die Beihluffaffung über Auflöjung 
ber Kaffe, unterliegen der Genehmigung des 
Handelsminiſters. KB. An den Bergbau-Hilft- 
faffen find alle Werke desjenigen Bezirks u, der» 
jenigen Categorien betheiligt, für welche die Kaffe 
gegründet ift, ohne Rüdjidht darauf, ob die Be— 
jiger bereit3 einen Beitrag zu ber Kaſſe geleitet 
haben ober nit. Das jedesmalige Stimmver— 
hältniß wird nach dem Umfange, beziehungsweiſe 
dem Werthe der Production ($ 9) des letzten 
Jahres beſtimmt, jo jedoch, daß der Alleinbejiger 
oder Nepräfentant jedes im Betrieb befindlichen 
Werkes mindeftens Eine Stimme ausübt. Das 
Statut kann ein Marimum der Stimmenzahl 
feftfegen, welche von den Befigern eines Werks 
geführt werden kann. $4. Die Verwaltung der 
Bergbau-Hilfsfaffen erfolgt unter der Aufſicht 
des Ober-Bergamts durch einen Borftand, welcher 
von den Alleinbeſitzern und Repräjentanten der 
betheiligten Werke aus ihrer Mitte gemählt wird, 
5b. Nach näherer Beitimmung ded Statut 
wird der Voranſchlag der Einnahmen und Aus— 
gaben jedes Jahres (Etat) von dem Vorſtande 
aufgeftellt und von der Generalverfjammlung der 
Betheiligten Teftgefteilt — Ebenfo wird die ahres- 
rechnung vom Borftande revidirt und von der 
Generalverfjammlung dem Borfjtande und den 
Kaffenbeamten die Vecharge ertHeilt. — Über das 
Stimmredt der Betheiligten und ben Umfang 
dejjelben entſcheidet enpgiltig die Generalver- 
jammlung. — Der feftgeitellte Etat mwirb dem 
Ober-Bergamte eingereicht. Daffelbe ift befugt, 
alle ftatutentwidrige Anfäge zu ftreichen, wogegen 
dem Borftande binnen drei Wochen der Recurs 
an den Handeldminifter offen fteht. $ 6. Durd) 
das Statut können die im $ 5 den Generalver- 
jammlungen überwiejenen Functionen ganz oder 
theilweije dem Vorſtande übertragen werben. 
$ 7. Das Ober-Bergamt ernennt zur Ausübung 
des Aufjichtsrecht3 einen Commiſſar, welcher be 
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fugt ift, allen Sitzungen des Vorftandes und ber,S$ + u. 2. 2. Tit. Bon der Erwerbung des 
Generalverfammlung der Betheiligten beizu-|Bergwerkseigenthumsd. 1. Abſchn. Bom Schürfen 
wohnen. — Zeit und Ort der Sigung, fowie der 883 3—11. 2. Abſchn. Bom Muthen 38 12 —21. 
Gegenftand der Berathung muß dem Gommiljar|3. Abſchn. Vom Berleipen 88 22—38. 4. Abſchn. 


bei Strafe der Ungiltigteit ber gefaßten Beſchlüſſe Vom Bermefjen 88 39 u. 40, 


mindeſtens drei Tage vorher angezeigt werben. 
Der Commiſſar ift befugt, jeden ftatutenwidrigen 
Beſchluß vor Schluß der betreffenden Sitzung zu 
juspentiren. Über die Aufrechtgaltung der Sus 
penjion hat dad Dber-Bergamt, welchem ber 
Eommifjar fofort von derjelben Anzeige zu machen 
at, binnen zehn Tagen, unter Borbehalt des 
ecurjed an den Handeläminifter, zu enticheiden. 
8. Der Borjtand ijt jederzeit verpflichtet, dent 
ber-Bergamte und deſſen Commiſſar auf Ber- 
langen die Einſicht der über jeine Verhandlungen 
zu führenden Prototolle, der Kaſſenbücher u. der 
en Rechnungen, ſowie die Reviſion der 
aſſe zu geitatten. $ 9. Dad Verhältniß, in 
welchem die Betheiligten bei der Feititellung des 
Statut3 ($ 2) mitzumirfen haben, wird dahin 
bejtimmt, daß jedes Werk, welches im Jahre 
1862 in förderung gejtanden hat, Eine Stimme, 
wenn aber die Förderung in dem Bezirke: 1) der 
im $ 1 unter Wr. 1 u. 2 bezeichneten Schlejiichen 
Bergbau» Hilfälaffen 100,000 Tonnen Kohlen, 
2) der unter Nr. 3, 4 u. 5 bezeichneten Kafjen 
den jteuerbaren Werth von 30,000 M, 3) der 
unter Nr. 6 bezeichneten Kamsdorfer Scurf- 
gelderfaffe den Werth von 3000 M überitiegen 
hat, jo viele Stimmen, als vorjtehende Maß— 
einheit in der Förderung oder in deren jteuer- 
barem Werthe enthalten ift. Der überjchießende 
Bruchtheil wird für voll gerechnet. $ 10. Die 
Beitfäliihe Bergbau-Hilfsfaffe wird mit dem 
1. Jan. 1864, vorbehaltlic, der Rechte der Staats- 
fafje und der Märkifchen ea — auf 
das vorhandene Vermögen, aufgelöft. 8 11. Die 
ftatutariichen u. gejeglichen Beitimmungen, welche 
in Bezug auf die im 81 aufgeführten Bergbau- 
Hilfstafjen ergangen find, insbejondere die Ber- 
ordnung vom i2. Nov. 1779 wegen Errichtung 
der Schleſiſchen Bergbau⸗Hilfskaſſe, Kap. LAXIV. 
der revidirten Kleve : Märkiihen Bergordnung 
vom 29. April 1766, das Kurfürſtlich Sächſiſche 
Reſcript vom 4, Nov. 1767 und die Art. 8 u. 77 
bed Weftfälifchen Defret3 vom 27, Januar 1809, 
welche als jtatutarijche Beitimmungen für die 
8 1 Nr. 5 benannte Kaſſe noch in Geltung find, 
werden, injoweit fie gegenwärtigem Gejege wider: 
ſprechen, hierdurch aufgehoben. $ 12. Der Mi« 
nifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar— 
beiten ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt. 
Bergbehörden, f. Berggeſetz $$ 187 bis 
195, 250. 
Bergelehn, ſ. Strandungs-Orb. 88 36 ff. 
Berggegenbud, ſ. Berggeſetz 5 244. 
Berggerichte, j. Berggejeh 5 244. 
Berggeieh. 
Ullgemeined Berggejek für die 
Breußiigen Staaten dv. 24. 2: 1865.!) 
[Inhalt] 1. Zit, Allgemeine Bejtimmungen 


5. Abſchn. Bon 
der Eonfolidation $$ 41—49. 3. Tit. Bon dem 
Bergwerkseigenthume. 1. Abſchn. Bon dem 
Bergwerlöeigenthume im Allgemeinen $$ 50—64. 
2. Abſchn. Bon dem Betriebe u, der Bermaltung 
85 65—79. 3. Abſchn. Bon den Bergleuten 
$$ 80—93. 4, Tit. Bon den Rechtsverhältniſſen 
der Mitbetheiligten eine® Bergwerts 88 94 bis 
134. 5. Tit. Von den Rechtsverhältniſſen zwiſchen 
den Bergbautreibenden und den Grundbefigern. 
1. Abſchn. Bon der Grundabtretung $$ 135 bis 
147. 2. Abſchn. Von dem Scadenerjuße für 
Beihädigungen des Grundeigenthums 88 148 
bis 152. 3. Abſchn. Bon dem Berhältniffe des 
Bergbaued zu öffentlihen Verfehrsanitalten S$ 
153—155. 6. Tit. Bon der Wufhebung bes 
Bergwerkseigenthums 88 156— 164. 7. Tit. 
Von den Knappſchaftsvereinen 88 165 — 186, 
8. Zit. Bon den Vergbehörden 88 187 — 195. 
9. Tit. Von der Bergpolizei. 1. Abihn. Bon 
dem Erlajje bergpolizeilicher Borfchriften 88 196 
bis 203. 2. Abſchn. Bon dem Verfahren bei 
Unglüdsfällen $$ 204 —206. 3. Abſchn. Bon 
den Uebertretungen bergpolizeilicher Vorſchriften 
88 207—209. 10. Tit. Provincialrechtliche Be- 
ftimmungen $$ 210—214. 11. Tit. Hebergangs- 
beftimmungen $$ 215 —241. 12. Tit. Scluß- 
beitimmungen 85 242—250. 
Erjter Titel. 
Allgemeine Bejtimmungen, 


S 1. Die nadjitehend bezeichneten Mineralien 
ind von dem Verfügungsrechte ded Grundeigen- 
thümers ausgejchloffen.) — Die Aufſuchung u. 


ber bormaligen Landgrafſchaft Heffen:Homburg, einfhliehtih 
bes Ober-Amtöbezirts De De — ebenſo durch 
Verordnung vom 8. Mai 1867 in das Gebiet des vormaligen 
Königreichs Hannover u. durch Verordnung v. 1. Juni 1867 
in das Kurfürftenthum Heffen u. die Stadt Frankfurt a. M.; 
dur das Geſetz v. 12. März 1859 in Schliswigspolftein u. 
dur Geſetz dv. 1. Jan. 1869 in die Fürjtentbümer [ded 
und Bormont. 


"N Gefeg über bie Beftrafung unbefugter Ge— 
winnung ober Aneignung von Dineralien, vom 
26. März 1856: 

8 1. Wer ohne Befugniß bergbauliche Anlagen zur Ge 
winnung von Mineralien macht, tweldhe der Staat ſich vorbe- 
halten bat, oder zu deren Gewinnung es einer Berleibun 
einer Eonceffion oder einer Erlaubniß ber Behörde bedarf, 
wird mit Geldbuße bis zu _600 M oder Gefängnif bie zu 3 
Monaten beftraft. — Die Strafe ift Geldbuße bis zur 1500 | 
ober Gefänguik bis zu 6 Dionaten, weni die mittels der An- 
lagen —— — ineralien genommen find. $ 2. Wer 
ohne Befugnik, jedoch ohne Grrictung bergbaulidher Anlagen 
anftebende Wlineralien, welche der Staat fich vorbehalten bat 
oder zu beren Gewinnung es einer Berleibung, einer Cons 
ceffion oder einer Erlaubniß der Behörde bedarf, in der Abs 
— wegnimmt, dieſelben ſich zuzueignen, wird nit Geldbuße 

is zu 150 M ober Gefängnie bis zu 6 Wochen beitraft. — 
Der Verſuch, die Theilnahme, die Heblerei u. die ur 
ung wird mit gleicher Strafe beftraft. 8 3. Wer bei Be- 
nugung feines Bergeigenthbums fabrläffigeriweife die Grenz 
feines Grubenfeldes überjchreitet, hat Geldbuße bis zu 150 M 
oder Gefängniß bis zu 6 Wochen verwirft. — Geſchieht eine 
joldhe Meberjchreitung der Grenze vorſätlich, jo finden die in 
dem $ ı angedrohten Strafen Anwendung. h 4. Die rechts 


) Durch die Verordnungen vom 22. Febr. 187 in Naffau | widrıge Zueignung ſchon geiwonnener Mineralien iſt nach dem 


2. in den mit der preufif 


n_Dlonardie vereinigten Landes: | Beitimmungen des Str.«& 


B. über Diebfiahl und Unter— 


theilen ber heſfiſchen Provinz Oberheflen, fowie in das Gebiet ſchlagung zu betrafen. — [Dies Geſetz ift ferner in Geltung 


Berggeſetz. 


127 


Gewinnung derſelben unterliegt den Vorſchriften Ausführung von Schürfarbeiten fremden Grund 


des gegenwärtigen Geſetzes. — Dieje Mineralien 
find: Gold, Silber, Duedfilber, Eifen mit Aus- 
nahme der Raſeneiſenerze,) Blei, Kupfer, Zinn, 
Zink, Kobalt, Nidel, Arſenik, Mangan, Antimon 
u. Schwefel, gediegen u. als Alaun⸗ und 
BVitriolerze, Steinkohle, Braunfohle?) u. Graphit,®) 
Steinſalz nebjt den mit demfelben auf der näm— 
lihen Lagerftätte vorfommenden Salzen u. den 
Soolquellen.*) $ 2. Der Erwerb u. Betrieb von 
Bergwerten für Rechnung des Staates iſt den 
— des gegenwärtigen Geſetzes eben- 
falls unterworfen.“) — Un den Rechten des 
Staates bezüglich des Salzhandels wird durch 
dieſes Geſetz nichts geändert.“) 
Zweiter Titel, 

Bon der Erwerbung des —— 7* 

[Erſter Abſchnitt. Vom Schuͤrfen) $ 3. Die 
Aufſuchung der im $ 1 bezeichneten Mineralien 
auf ihren natürlichen Wblagerungen — das 
Schürfen — ift unter Befolgung der nachſtehen— 
ben Borichriften einem Jeden geitattet. ; 4. 
Auf öffentlichen Plägen, Straßen u. Eijenbahnen, 
fowie auf Friedhöfen ift das Schürfen unbedingt 
unterfagt. — Auf anderen Grundjtüden ift das 
Schürfen ımftatthaft, wenn nad) der Entſcheidung 
der Bergbehörbe überwiegende Gründe des öffent- 
lichen Intereſſes entg aa — Unter ®e- 
bäuden u. in einem Umkreiſe um diejelben bis 
zu 200 Fuß, in Gärten u. eingefriedigten Hof- 
räumen darf nicht geichürft werben, es jei denn, 
daß der Grundbeſitzer jeine ausdrückliche Ein- 
willigung hierzu ertheilt Hat. 8 5. Wer zur 
aetreten in db fischen Monarchie vereinigten 


etreten in ben mit, ber 
Sandestheilen der Provinz Oberheſſen, ſowie in Heflen = Hont: 


burg u. dem Oberamtöbezirt Meifenheim, durch —— 
vom 22. Febr. 1867, Art. 3; in der Provinz Hannover durch 
Berorbnung vom 8. Mai 1867, Art. 11; in dem vormaligen 


Kurfürftentbum en, ber Etabt Franffurt a. M. und den 
vormals bayeriſchen Landestbeilen durch Berorbnung vom L, 
Juni 1867, Art. 10; in Sch »Holitein durch von 


12. März 1869, Art. 7; in ed-Byrmont durch Geſetz 
vom 1. Jan. 1869, Art. 19; im vormaligen 
Nofjau duch Verordnung vom 22. Febr. 1867, Art. «.] 
Wegen der Beitrafung der unbefugten Wegnahme von Minera- 
Tien, zu deren Gewinnung es einen Berleihung zc. nicht be: 
barf, r Str.-G.:B. $ 370 Nr. 2. 

1, S. Eifenfteinbergbau. 

2) S. Brauntoblen:, Stemtoblen-Bergbau. 

3) Für das Naſſauiſche Gebiet ift durch Berorbnung vom 
22. ehr. 1867 $ 1 ber Dacfdiefer hinzugefügt; für die 
gerisen Schmaltalden Berocdnung vom 1. Juni 1867, 

rt. 15 der Schwerfpath; für Waldel_ und VPormout dur 
Gejeg vom 1. Jan. 1869, Art. 2 der Dachſchiefer. ©. audı 
unter $$ 214, 222. 

+, In der Provinz Hannover kommen, borbeha ber 
beftehenden Berechtigungen, Steinſatz nebft den mit demſelben 
auf derfelben Zageritätte vorlommenden Salzen u. die Eool- 

uellen in all [Berorbn. vom 8. Mai 1867, Art. 2]; im 
Ein entbum Pyrmont find die Soolquellen ausgenommen 
. vom 1. jan. 1869, Art. 2]. ©. aud unter $ 210. 

s) Dem königl. Fifcus ftebt in der VBrovinz Hannover, vor: 
bebaftli der bereit erworbenen Rehte Dritter, das aus: 
fchließliche Recht zum Bergbau auf alle von dem Berfügungs- 
recht des Grundeigenthümers ausgejdlofienen Diinerafien in 
dem im Art. 16 Verordnung vom 8. Mai 1867 bezeich⸗ 
neten Felde zu. 


€. Saljba 
ü 


2) ndel. 

N 2. ars Shhlestwig:Holfteins, f. Gefeg vom 12. Mär; 
1869: Art. 2. Das Schurfen [$ 4 des Allg. Berggefeges] it 
auf Sees u. Flußdeichen u. in einer Entfernung von denjelben 
bis —— Lachtern unbedingt unterſagt. Durch Entſcheidung 
der Bergbehörde Tann das ürfen auch in einer größeren 
Entfernung, fowie auf den Binnendeihen verboten werden, 


falls überwiegende Gründe bes öjfentligen Intereſſes dem: hal 


felben entgegenfteben. 


tzogthum 8 1 


u. Boden benugen will, hat hierzu die Erlaub- 
niß des Örundbefigerd nachzuſuchen. — Mit Aus« 
nahme der im $ 4 bezeichneten Fälle muß der 
Grundbefiger, er jei Eigenthümer oder Nutzungs- 
berechtigter, dad Schürfen auf jeinen Grund u, 
Boden geitatten. $ 6. Der Schürfer ift ver- 
pflichtet, dem Grundbefiger für die entzogene 
Nugung jährlid im Voraus vollitändige Ent- 
ſchädigung zu leiſten u. das Grundftüd nad) 
beendigter Benutzung zurüdzugeben, aud für 
den Fall, daß durch die Benugung eine Werth 
verminderung des Grundftüds eintritt, bei der 
he den Minderwerth zu erſetzen. — Für 
die Erfüllung diefer letzteren Berpflichtung kann 
der Grundbeſitzer jchon bei der Abtretung des 
Grundſtücks die Beitellung einer angemejjenen 
Gaution von dem Schürfer verlangen. $ 7. Die 
dem Grundeigenthümer im lebten Gate des 
$ 137 und in den $$ 138, 139 und 141 einge- 
räumten Rechte ftehen demielben auch gegen den 
Cchürfer zu. $ 8. Kann der Schürfer ſich mit 
dem Grumbbefiger über die Geftattung der Schürf- 
arbeiten nicht gütlich einigen, jo entſcheidet das 
Oberbergamt durch einen Beſchluß darüber, ob 
u, unter welden Bedingungen die Schürfarbeiten 
unternommen werden dürfen. — Das Oberberg- 
amt darf die erging: vr nur in den Fällen 
deö $ 4 verjagen. — feibe jetst beim Mangel 
einer Einigung unter ben Betheiligten die Ent- 
Ihädigung u. die Caution ($ 6) in Geld feft.- 
Gegen dieje Feſtſetzung findet der Recurs nicht 
ftatt. — Wegen der Koften fommt der $ 147 zur 
—— 8 9. Durch Beſchreitung des Rechts⸗ 
weges wird, wenn dieſelbe nur wegen der Feft- 
jegung der Entſchädigung oder der Caution er- 
folgt, der Begiun der Schürfarbeiten nicht auf- 
gehalten, vorausgeſetzt, daß die Entichädigung 
an den Berechtigten gezahlt od. bei verweigerter 
Annahme gerichtlich deponirt, deögleichen die ge- 
richtliche Depofition der Caution gejchehen it. 
0. In den Feldern fremder Bergwerte darf 
nad benjenigen Mineralien geſchürft merben, 
auf welche der Bergwerkseigenthümer Rechte noch 
nicht erworben hat.!) — Bedrohen jedod) jolche 
Scürfarbeiten die Sicherheit der Baue od. den 
ungeftörten Betrieb des Bergwerks, jo hat die 
Bergbehörde diejelben zu unterjagen. — Der 
Bergwerköbefiger fann verlangen, daß der Schürfer 
ihm vor Beginn der Schürfarbeiten eine ange» 
mefjene Caution für die etwa zu leitende Ent— 
ihädigung bejtellt. — Auf diefe Caution finden 
die $$ 8 u. 9 Anwendung. $ 11. Der Scyürfer 
ift befugt, über die bei feinen Schürfarbeiten ge- 
förderten Mineralien (8 1) zu verfügen, infofern 
nicht bereit8 Dritte Rechte auf diejelben erworben 
haben. — Hinſichtlich der Entrichtung der Berg- 
werksabgaben fommen die für die Bergmwerfe 
maßgebenden Borjchriften zur Anmwendung.?) 





1) Im Gebiet bes ** Kurflürſtenthums Heſſen und 
der vormaligen freien Stadt Franffurt a. M., j.wıe in den 
vormals baveriinen Landestheilen haben die vor bem 1. Juli 
1867 ertbeilten Schürffcheine, infofern daraus ein ausſchueß⸗ 
lihes Schürfreht auf ein beftimmtes Feld berzuleiten iſt, ihre 
bisherige Kraft für die Zeit, auf melde fie ertbeilt find, bes 


ten. 
2) ©, bie Geſetze vom 12. Mai 1851 u. 20. Oct. 1862. 
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[Bmweiter Abjchnitt. Vom Muihen.] 8 12. Das: amtsblätter befannt gemacht. $ 18. Die Angabe 
Geſuch um Verleihung des Bergwerkseigenthums der Lage u. Größe des Feldes, jowie die Ein- 
in einem gewiffen Felde — die Muthung — muß reichung des Situationsrijjes ($ 17) müfjen binnen 
bei dem DOberbergamte angebracht werden. — | 6 Wochen nad Präjentation der Muthung bei 
Das Oberbergamt hat die Befugniß, für be-|der zur Annahme der fetteren befugten Berg— 


Berggeſetz. 


ſtimmte Reviere die Annahme der Muthungen 
den Revierbeamten zu überweiſen. — Dieſer Auf— 
trag muß durch das Regierungsamtsblatt und 
den Staatsanzeiger bekannt gemacht werden. 
$ 13. Die Muthung ift ſchriftlich in 2 gleid)- 
Iautenden Eremplaren einzulegen. — Jedes 
Eremplar wird mit Tag und Stunde ber Prä— 
jentation verjehen, u. jodann ein Eremplar dem 


Muther zurüdgegeben. — Es ift jtatthaft, die 


Muthung bei der zur Annahme derjelben be» 
fugten Behörde zu Protokoll zu erflären $ 14. 


Fede Muthung muß enthalten: 1) den Namen 
u. Wohnort des Muthers, 2) die Bezeichnung des 
Minerals, auf welches die Verleihung des Berg- 
werfseigenthums verlangt wird, 3) die Bezeich— 


nung des Fundpunftes, 4) den dem Bergwerke 


beizulegenden Namen. — Wird eine Muthung 
auf das Mineralvorlommen eines verlafjenen 
Bergwerks eingelegt, jo muß diejelbe jtatt des 
Erjorderniffes unter 3 eine Angabe über die 
Lage diejes Bergwerk enthalten. — Fehlt der 
Muthung die eine oder andere diejer Angaben, 
fo hat der Muther dem Mangel auf die Auf 
forderung der Bergbehörbe innerhalb Einer Woche 
abzuhelfen. Gejchieht Died nicht, jo ijt Die Muth- 
ung von Anfang an ungiltig. $ 15. Die Giltig- 
feit einer Muthung iſt dadurch bedingt, daß das 
in derjelben bezeichnete Mineral an dem ange- 
gebenen Fundpunkte ($ 14) auf jeiner natürlichen 
Ablagerung vor Einlegung der Muthung entdedt 
worden ift und bei der amtlichen Unterſuchung 
nachgewiejen wird, u. daß außerdem nicht bejjere 
Rechte Dritter auf den Fund entgegenitchen.?) 
$ 16. Wird eine Muthung auf das Mineral- 
vorfommen eines verlafjenen Bergwerks einge 
legt ($ 14), jo bedarf es zur Giltigkeit derjelben 
feiner vorherigen neuen Aufſchlüſſe. — War 
jedoch das Mineral ermwiejenermaßen bereitö bei 
dem Berlajjen des Bergwerks gänzlich abgebant, 
fo ift eine jolhe Muthung von Anfang an un- 
gültig. 8 Der Muther hat die Lage und 
röhe des begehiten Feldes ($ 27), legtere nad) 
QDuadratlactern, anzugeben u. einen von einem 
eoncejfionirten Markſcheider oder Feldmeſſer an- 
gefertigten Situationsriß in 2 Exemplaren ein« 
zureichen, auf welchem der Fundpunlt, die Feldes— 
grenzen, die zurÖrientirung erforderlichen Tages» 
gegenftände und der Meridian angegeben jein 
muͤſſen. — Der bei Anfertigung diejes Situations- 
rifies anzumendende Maßſtab wird durch das 
Oberbergamt feftgejegt u. durch die Regierungs- 





2) Bezüglih bes vormaligen ergo gi 

ordnung vom 22, Febr. 1867: Art. 9: Mutbungen u. Ber: 
leibungsaefuche aus ber Zeit vor dem Eintritt ber Geſetzes⸗ 
kraft des Berggeſetzes gewähren, wenn fie den Erfordernijien 
des 5 15 des Berggeſebes entfprecben, ein Recht auf Verleih— 
ung eines Normalgrubenfeldes nach 6 27 der Naflauiichen 
Bergordnung vom 18. Febr. 1857, welches durch das Ober: 
bergamt auf die nach $ 2% der Bergorbnung ohne Zuftimms 
ung des Staatsminiſteriums zuläffige Größe ausgebehnt wer: 
den lann. — Das Recht auf Ummandlung und Erweiterung 
nad) $ 215 des Berggeſetzes ſteht demfelben nicht zu. 


ums Nafjau, f. Ber: ß 


vierten Feldern im Einne der bisherigen Geſetzgebun 
liebenen Bergwerfen, mir Ausnahme der auf Then n. Wafter: 
erbe verliehenen, bie ewige Teufe nad) fenfrechten Ebenen bei⸗ 
gelegt, fofern nicht Rechte Dritter entgegenfteben [Berordruung 
vom 22. Febr. 1867, Art. 10]. 


behörde erfolgen. — Geſchieht dies nicht, jo iſt 
die Muthung von Anfang an ungiltig. — Unter» 
läßt der Muther die Einreihung eines zweiten 
Eremplars bes Gituationsrijfes, jo fann bie 
Bergbehörde daſſelbe auf Koiten des Muthers 
anfertigen laſſen. $ 19. Die Lage u. Größe des 
begehrten Feldes können nur innerhalb der auf 
dem Gituationsriffe ($ 17) angegebenen Grenzen 
abgeändert werden. — Gegen Vuthungen Dritter 
ift das gejerlich begehrte, auf dem Gituations- 
riffe angegebene Feld einer Muthung für bie 
Dauer ihrer Giltigfeit geſchloſſen. — Dieje Wirk— 
ung tritt mit dem Beitpunfte der Präjentation 
der Muthung ein u. wird auf dieſen Beitpuntt 
auch dann zurüdkbezogen, wenn der Situationsrif 
erjt jpäter innerhalb der im $ 18 vorgejchriebenen 
Frift eingereicht worden it. $ 20. Das Feld 
einer jeden Muthung wird gleich nach Einreid- 
ung des Gituationärifjes ($ 17) von der Berg- 
beyörde auf die Muthungs-Ueberſichtslarte auf 
getragen. — Die nn diejer Karte iſt einem 
‚Jeden geitattet. $ 21. Verjuchsarbeiten, welche 
der Muther etwa noch vor der Verleihung aus— 
führt, unterliegen denielben Vorſchriften, wie die 
Urbeiten des Ehürers ($$ 3—11). 

(Dritter Abjnitt. Vom Verleihen] $ 22. 
Die den geſetzlichen Erfordernifjen entiprechende 
Muthung begründet einen Anſpruch auf Verleih 
ung de3 Bergwerkseigenthums in dem im $ 27 
bejtimmten Felde. $ 23. Diefer Anſpruch kann 
jedoch auf dem Rechtswege nicht gegen bie ver- 
leihende Bergbehörde, jondern nur gegen die 
jenigen Berjonen verfolgt werden, welde dem 
Muther die Be rg N eined befieren Recht! 
entgegenjegen. $ 24. Wer auf eigenem Grund 
u. Boden od. in feinem eigenen Grubengebäubde 
od. durch Schürfarbeiten, welche nad) Borjchrift 
der 8$ 3— 10 unternommen worden jinb, ein 
Mineral ($ 1) auf feiner natürlihen Ablagerung 
entdedt, hat ald Finder das Vorrecht vor anderen, 
nad) dem Zeitpunfte feines Fundes eingelegten 
Muthungen. — Der Finder muß jedody inner- 
halb Einer Woche nad) Ablauf de8 Tages ver 
Entdeckung Muthung, einlegen, widrigenfalls jein 
Vorrecht erliicht. $ 25. In allen übrigen Fällen 
geht die ältere Muthung der jüngeren vor. Das 
Ulter wird durch dad Präſentatum der zur An— 
nahme befugten Bergbehörde ($ 12) befiimmt. 
$ 26. Das Deraisertöcigentüenn wird für Felder 
verlichen, welche, jomweit die Dertlichkeit es ge- 
ftattet, von geraden Linien an der Oberfläche u. 
von jenfrechten Ebenen in die ewige Teufe be- 
renzt mwerden.!) — Der Flächeninhalt der Felder 
it nach der horizontalen PBrojection in Quabrat- 


lachtern feſtzuſtellen. $ 27. Der Muther Hat 


ij Auch im vormaligen Herzogtbum Naſſan ift den mit ge 
vers 


Berggejeb. 
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dad Recht, 1) in den Kreifen Siegen und Dfpe;Necursbefcheid (8 191) zugeftellt ift, durch gericht- 


de3 Regierungsbezirts Arnsberg u, in den Kreiſen 
Altenlivhen u. Neuwied des Negierungsbezirts 
Koblenz ein Feld bis zu 25,000 Quadratlachtern, 
2) in allen übrigen Landestheilen‘) ein Feld bis 
zu 500,000 Quadratladhtern zu verlangen. — In 
diefer Ausdehnung kann dem Felde jede beliebige 
den Bedingungen des $ 26 entiprechende Form 
gegeben werden. Jedoch muß der Fundpunkt 
(8 15), beziehungsmeife der frühere Aufichluß 
des Mineralvorlommens eines verlaſſenen Berg- 
werls ($ 16), ſtets im diejes Feld eingeichlojjen 
werden. Auch dürfen je 2 Punkte der Begrenz- 
ung bei 25,000 Quabdratladhtern (Nr. 1) nicht 
über 500 Zachter, u. bei 500,000 Quadratlachtern 
(Nr. 2) nicht über 2000 Lachter von einander 
entfernt liegen. $ 28. Ehe die Verleihung des 
Bergwerkseigenthumsd erfolgt, hat der Muther 
in einem vor der Bergbehörde anzujeenden, ihm 
mindeftend 14 Tage vorher befannt zu madhen- 
den Termine ſeine Schlußerflärung über die 
Größe u. Begrenzung des Feldes, jowie über 
etwaige Einjprüdhe und collivirende Anjprüche 
Dritter abzugeben. — Auf den Antrag des Muthers 
fann der Termin verlegt, auch kann zur Fort— 
ſetzung der Verfahrens ein fernerer Termin an- 
gelegt werden. — Erſcheint der Muther im Ter- 
mine nicht, jo wird angenommen, berielbe be- 
— bei ſeinem Anſpruche auf Verleihung des 

ergwerlseigenthums in dem auf dem Situations- 
riffe ($ 17) angegebenen Felde und erwarte die 
Enticheidung der Bergbehörde über feinen An- 
ſpruch, fowie über die etwaigen Einſprüche und 
Anfprühe Dritter. $ 29. Bu dem Termine 
(8 28) werden 1) diejenigen Muther, deren Rechte 
vermöge der Lage ihrer Fundpunkte od. Felder 
mit dem begehrten Felde bereits collidiren oder 
doch in Eollifion gerathen können, 2) die Ber- 
treter der durch das begehrte Feld ganz oder 
theilweije überdedten u. der benachbarten Berg- 
werke zur Wahrnehmung ihrer Nechte mit dem 
Eröffnen vorgeladen, daß im alle ihres Aus- 
bleibens die Bergbehörde lediglich nach & der 
Berhandlungen entiheiden werde. $ 30. Liegen 
Einſprüche u. Collifionen mit den Rechten Dritter 
nicht vor u. findet fi) aud) ſonſt gegen die Un- 
träge des Muthers geiepli nichts zu erinnern, 
jo Pertigt das Oberbergamt ohne Weiteres die 
Berleihungdurfunde aus. $ 31. Liegen Ein- 


fprüche oder Eollifionen mit den Rechten Dritter Lage des Falles 
vor, oder fann aus anderen gefeglichen Gründen | zuändern. $ 36. 


den Anträgen des Mutherd gar nicht oder nicht 


liche Klage verfolgt werden. — Wer von dieſer 
Friſt feinen Gebraud macht, ift feines etwaigen 
Rechts verluftig. — Die in dem Berleihungs- 
verfahren durch unbegründete Einſprüche ent- 
ftehenden Koſten hat der Widerjprechende zu 
tragen. $ 32. Sind die der Verleihung ent— 
gegenftehenden Hinderniffe ($ 31) durch die Ent 
ſcheidung der Bergbehörde od. durch Richterſpruch 
bejeitigt, jo fertigt das Oberbergamt die Ber: 
leihungsurfunde aus. F 33. Bei Ausfertigung 
der Berleihungsurfunde werden die beiden Erem« 
plare des Situationsrifjfes ($ 17) von dem Ober- 
bergamte beglaubigt, erforderlichen Falls aber 
vorher eig > u. verbollitändigt. — Das eine 
Eremplar des Riſſes erhält der Bergmwerkseigen- 
thümer, das andere wird bei der Bergbehörde 
aufbewahrt. $ 34. Die Berleihungsurktunde muß 
enthalten: 1) den Namen, Stand u. Wohnort 
des Berechtigten, 2) den Namen des Bergwerks, 
3) ben Flächeninhalt und die — des 
Feldes unter Verweiſung auf den Situationsriß 
($ 33), 4) den Namen der Gemeinde, des Kreiſes, 
des Negierungs- und Oberbergamts-Bezirks, in 
welchem das Feld Liegt, 5) die Benennung des 
Mineral3 oder der Mineralien, auf welche das 
Bergmwerfäeigenthum verliehen wird, 6) Datum 
der Urkunde, 7) Siegel u. Unterichrift des ver- 
(eihenden Oberbergamtd. $ 35. Die Verleihungs- 
urfunde iſt binnen 6 Wochen nad der Ausfertig- 
ung durd) das WUmtöblatt der Regierung, in 
deren Bezirk dad Bergwerk liegt, unter Verweiſ⸗ 
ung auf diejen und den folgenden Paragraphen 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. — Muther, 
welche auf das in der Bekanntmachung bezeich- 
nete Feld oder auf Theile defjelben ein Vorzugs- 
recht zu haben glauben, fünnen diejed Recht, in- 
jofern über dajjelbe nicht bereit3 in dem Ber- 
feihungsverfahren verhandelt u. in dem Beſchluſſe 
des Oberbergamt3 ($ 31) entſchieden worden ift, 
noch binnen 3 Monaten vom Ablaufe des Tages, 
an welchem da3 die Belanntmadhung enthaltende 
Amtsblatt ausgegeben worden ift, durch gericht- 
lihe Klage gegen den Bergwerkseigenthümer ver⸗ 
folgen, — ®er von diefer Frift feinen Gebraud) 
macht, ijt jeine etwaigen Vorzugsrechts ver- 
luftig. — Wird das Vorzugdrcht des Wider- 
iprechenden durch Richterſpruch anerfannt, fo Hat 
das Oberbergamt die Verleihungsurkunde je nad 
garsig aufzuheben oder ab- 
er $ 35 findet auch auf folche 
ergmwerf3eigenthümer Anwendung, melde nad 


ir ihrem ganzen Umfange entiproden werbden,|S 55 ein Borzugsrecht auf die in der publicirten 
jo entſcheidet das Oberbergamt über die Ertheil- Verleihungsurkunde bezeichneten Mineralien zu 


un 


Beichluß, welder dem Muther u. den ——— 
A⸗ 


Dritten in Ausfertigung —— wird. — 


ſprüche u. Anfprüche, we 


oder Verjagung der Verleihung durch einen|haben glauben, injofern dieſes Recht nad $ 55 


nicht ſchon erlojchen, auch über dafjelbe nicht 
bereits in dem Berleihungsverfahren verhandelt, 


he durch den Beſchluß u. in dem Beichluffe des Oberbergamts ($ 31) 


des Oberbergamts abgemwiejen werden, müfjen,|entjchieden worden it. — Im Uebrigen werben 
infofern wegen derjelben der Rechtsweg zuläſſig die Rechte des verliehenen Bergwerlseigenthums 
ift, binnen 3 Monaten, vom Ablaufe des Tages, durch bie Aufforderung u. Präclufion des $ 35 


an welchem ber Beihluß beziehungsweije der nicht betroffen. 8 


N Auch in den durch die Verordnungen v. 22. Febr. 1867 
'j. Note zur Ueberfehrift diefes Geſetzes bezeichneten Gebieten. 


Grotefend, Yolizei:feriton. 


37. Während der dreimonat- 
lihen Friſt des $ 35 ift die Einficht des Situa- 
tionsriſſes ($ 33)- bei der Bergbehörbe einem 
Jeden geftattet. $ 38. Die Koiten bed Ber- 
leihungsverfahrens hat mit Ausſchluß der durch 
N) 
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unbegrünbdete Einſprüche entftandenen ($ 31) der 
Muther zu tragen. 

[Vierter Abſchnitt. Vom Vermeffen.] $ 39. 
Der Bergwerkeigenthümer ift befugt, die amt— 
liche Vermeſſung und Verlochſteinung ded durch 
die — — beſtimmten Feldes zu 
verlangen. — Dieſelbe Befugniß ſteht den Eigen- 
thümern angrenzender Bergmwerfe zu. — Dieſes 

ſchäft wird unter Zeitung der gr 
durch einen conceffionirten Markſcheider od. Feld⸗ 
mefjer ausgeführt. — Die Kojten hat der An— 
tragjteller zu tragen. $ 40. Zu der Vermeſſ—⸗ 
ung u. Verlochſteinung werden außer den Berg- 
werfdeigenthümer die Vertreter der angrenzenden 
Bergwerte u. die Beſitzer derjenigen Grundftüde, 
auf welchen Lochfteine zu jegen And, sugegogen. 
— Die Grundbeliger End verpflichtet, dad Be» 
treten ihrer Grundftüde u. das Seßen der Loch— 
fteine gegen vollftändigen Erſatz des Schadens 
7 erg 
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verkürzt zu ſein glauben, ſind befugt, gege 
Beſtimmung Einſpruch zu erheben. — 
Einjprudsreht muß binnen 3 Monaten 
Ublauf des Tages, an welchem die Be 
machung zugejtellt, beziehungsmeife dad d 
fanntmachung enthaltende Amtsblatt ausg 
worden ift ($ 45), durch gerichtliche Klage a 
gemacht werden. — Wer von dieſer Frift 
Gebrauch madıt, ift jeines Einſpruchsrecht 
luſtig. $ 47. Statt dieſe Klage zu er 
fönnen die vorbezeichneten Gläubiger u. aı 
Realberechtigten ihre Befriedigung vor bei 
fallzeit verlangen, joweit dies die Natur de 
fiherten Anfpruchs geitattet, — Diejes Red 
jedoch ebenfalls bei Vermeidung des Be: 
befjelben innerhalb der im $ 46 beftimmte 
eltend gemacht werden. $ 48. Mit de 
ati ung der Conjolidation ($ 49) geh 
Realrecht ohne Weiteres auf den entſprech 
nad Maßgabe der vorjtehenden Bejtimm 


ünfter Abſchnitt. Bon der Eonfolidation.]|($$ 44—46) feftgeitellten Untheil an dem 


41. Die Vereinigung zweier oder mehrerer |jolidirten Werke über, 84 


rgwerfe zu einem einheitlichen Ganzen — Con⸗ 
jolidation — unterliegt der Beftätigung des Ober- 
bergamts ($ 49). $ 42. Zur Eonfolidation ift 
erforderlich: 1) ein notariell oder gerichtlich be« 
glaubigter Eonjolidationsact — je nad) Beſchaffen⸗ 
air des Falles ein —— oder Beſchluß der 

itbetheiligten oder eine Erflärung des AUllejn- 
eigenthümers, 2) ein von einem concejfionirten 

arkicheider oder Feidmeſſer in 2 Eremplaren 
angefertigter Situationsriß des ganzen Feldes, 
3) die Angabe des dem confjolidirten Bergmerte 
beigelegten Namens. $ 43. Kann das durch die 
Eonjolidation entjtehende (conjolidirte) Werk nur 
ald Ganzes mit Hypotheken u. dinglichen Laſten 
beichwert werden (vgl. $ 98), jo muß für ben 
Fall, daß auf den einzelnen Bergwerfen Hypo— 
thelen oder andere Realrechte oder daß auf den- 
ſelben Privilegien des Rheiniſchen Rechts Haften, 
außer dem Eonfolidationsacte eine mit den Be— 
techtigten vereinbarte Beitimmung darüber bei- 
gebracht werben, daß u. in welcher Rangordnung 
die Rechte derjelben auf das confolidirte Wert 
als Ganzes übergehen follen. $ 44. In allen 
übrigen Fällen muß in dem Gonfolidationsacte 
eine Deimurng des Antheilsverhältniſſes, nad 
welchem jedes einzelne Bergwerk in das conjoli- 
birte Werk eintreten fol, enthalten fein. Auf 
biefe Fälle finden alddann die beionderen Bor» 
hriften der $$ 45—48 Anwendung. $ 45. Der 


entlihe Inhalt des Conſolidationsactes, ind-|tbei 


beſondere die Beſtimmung bes Antheilsverhält- 
nifjes ($ 44) wird durch das Oberbergamt den 
aus dem Hypothelenbuche erfichtlichen Hypotheten- 
—— u. anderen Realberechtigten, inſofern 
eren ausdrückliches Einverſtändniß mit dem An— 
theils verhaltniſſe nicht beigebracht iſt, unter Ver⸗ 
weiſung auf dieſen u. die beiden folgenden Bara- 

aphen belannt gemacht. — Außerdem erfolgt 
ieje Belanntmahung dur; das Amtsblatt der 
ig Ha in beren Bezirk das Bergwerk ER 
$ 46. Hypothelengläubiger und andere Realbe- 


rechtigte, jowie privilegirte Gläubiger des Rhein« 


iſchen Rechts, welche durch die Beitimmung des 
AntHeilsverhältnifjes ($ 44) an ihren Rechten 


;berlihe Entiheidung zu 


vorbehaltene 
fteht, Anwendung [Öef. vom 1. Yan. 1869, Art. 6]. 


9. Sind Hypot 
gläubiger v. andere Realberechtigte, jowie p 
girte Gläubiger des Rheiniſchen Rechts 
vorhanden, oder ijt in den Fällen des $ : 
dort bezeichnete Vereinbarung beigebradit, 
find in den Fällen des $ 44 Einſprüche 
erhoben oder die erhobenen Einjprüde ( 
47) erledigt, jo enticheidet das Oberbergam 
die Betätigung der Eonfolidatisn. — Di 
ſtätigung darf nur verjagt werden, wen 
Felder der einzelnen Bergwerfe nicht aneir 
rg oder wenn Gründe des öffentliche 
terejjes entgegenftehen. — Der Beitätigur 
funde werden die Verleihungsurkunden de 
einen Bergmwerfe beigefügt. — Hinfichtlic 

eglaubigung, Aushändigung u. Aufbewa 
der Riffe finden die Beitimmungen bes 
Unmwendung. 

Dritter Titel, 
Bon dem Bergwerlseigenthume, 


[Erfter Abſchnitt. Bon dem Bergwerks 
thume im Allgemeinen.‘)] 8 50. Das dur 
Verleidungsurfunde begründete Bergwerks 
tum gehört zu den unbeweglichen Sachen. 


1) Beziglib ber Gebiete des vormaligen Kurfürſten 
Heſſen, der freien Stadt Frankfurt a. M. und ber v 
bayerifhen Lanbestbeile, ſ. Verordnung vom 1. Juni 
Art.6: Das Bergwerkseigenthum wird durd die dom 
bergamte ertheilte Berleibung ober beftätigte Eonjoli 
Zheilung oder Bertaufhung don Grubenfeldern und | 
65 50, 41, 51 bes Beragefeges] unt 
einen felbftändigen Gegenftand ber —— in die € 
u. General:Währfchaft= u. Hypotbekenbucher. Die Fi 
diefer Bücher richtet ra üglih des Bergwert 
thums nah ben für bas enthum gegebenen 
meinen gejegliben Beftimmungen, Dr genügt bei be 
tragung von Berleihungen, Eonfolibationen, Tbeitunge 
dem Austaufch don iFeldestbeilen, bie Vorlegung ber 
bergamtlichen Verleihungs⸗ u. Beitätigunge den. G 
ſich das Feld eines Bergwerts ın mehrere Gerichtsbezin 
bat hinfichtlich der Kompetenz zur Führung der Währi 
u. Hypothelenbücher, ſowie zur Aufnabme der das Berg 
eigenthum oder dingliche Berechtigungen an bemfelben 
fenden Acte ber freiwilligen Gerichtsbarleit das ben vı 
denen Gerichten ;unächft gemeinfame höbere Bericht die 

treffen. — In Dalbed-Pu 
nben bie Bejtimmungen bes Allgemeinen Berggefege: 
chtlich der Hypothelen u. Hypothetenglaubiger aud a: 
igenthum u. auf diejenigen, welchen ſolch 
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Die reale Teilung des Feldes eines Bergwerls ‚benannten Mineral innerhalb der Grenzen des 
in felbftändige Feider, ſowie der Austauſch von |Feldes in einem folchen Zujammenhange vor» 
FelbestHeilen zrwiichen angrenzenden Bergwerfen kommen, daß diefelben nad) der Entfcheidung des 
unterliegt der Beftätigung des Oberbergamts, — |Oberbergamt3 aus bergtechniſchen oder bergpolis 
Diefelbe darf nur verjagt werden, wenn über: zeilichen Gründen gemeinihaftlid gewonnen 
wiegende Gründe des öffentlichen Interefjes ent» |werden müfjen, hat der Bergwerkseigenthümer 
egenftehen. — Hypothekengläubiger u, anderejin feinem Felde vor jedem Dritten ein Vorrecht 
ealberechtigte, ſowie privilegirte Gläubiger des zum Muthen. — Xegt ein Dritter auf ſolche 
Rheinischen Nechts, welche durch die Feldestheil-| Mineralien Muthung ein, jo wird biefelbe dem 
ung oder durch den FFeldesaustaufh an ihren) Bergwerkseigenthümer mitgetheilt. Legterer muß 
Rechten verkürzt zu fein glauben, können F alsdann binnen 4 Wochen nach Ablauf des Tages 
Befriedigung vor der Verfallzeit verlangen, jo-|diejer Mittheilung Muthung einlegen, widrigen- 
weit dies die Natur bes verficerten Anipruchs falls fein Vorrecht erliſcht. — Auf andere Mine— 
—— Dieſes Recht muß bei Vermeidung des|ralien, welche nicht in Dem vorbezeichneten Zu— 
erluſtes deſſelben innerhalb der im $ 46 be-jjammenhange vorfommen, hat der Bergwerks— 
ftimmten Friſt geltend gemacht werden. Die Be-jeigentHümer kein Vorrecht. $ 56. Steht das 
ftätigung wird unter Beobachtung des Verfahrens | Recht zur Gewinnung verfhiedener Mineralien 
ertheilt, welches fih aus der Anwendung derjinnerhalb derjelben Feldesgrenzen verjchiedenen 
88 42, 45 u. 49 auf die vorftehenden Fälle er-| Bergwerk3eigenthümern au, jo hat jeder Theil 
gibt. — Bei dem Austaufche von Fyeldestheilen|dad Recht, bei einer planmäßigen Gewinnung 
geht dad Necht der erwähnten Släubiger und feines Minerals auch dasjenige des anderen Theils 
anderen Realberechtigten mit der Beftätigung der |infoweit mit zu gewinnen, als diefe Mineralien 
Bergbehörbe ohne Wetteres auf den zu dem be⸗ nach der Entſcheidung des Oberbergamts aus den 
lafteten Bergwerke Feldestheillim 5 55 angegebenen Gründen nicht getrennt 
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hinzutretenden 


über, wogegen der abgetretene Feldestheil von 
der dinglichen Belcftung befreit wird. $ 52. 
Auf das Bergmwerkeigentfum finden Hinfichtlich 
ber Beräußerung, ber Berpfändung u. des Arreſtes, 
jomwie der Privilegien des Nheinıfchen Rechts die 
allgemeinen gefeglichen Vorſchriften Anwendung, 
melde in diejer Beziehung für das Grundeigen- 
thum gelten.) — Wegen übermäßiger Verlegung, 
insbeſondere wegen Berlegung über die Hälfte 
Tönnen —— über Veräußerung von Berg— 
werken oder Kuxen nicht angefochten werden. 
8 53. Die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
über die Führung der Hnpothelenbücher und 
Rheinischen Hypothefenregijter, die Subhaftation, 
den Eoncurs u. die Rangorbnung der Öläubiger 
find auch für dad Bergwerkseigenthum maß» 
gebend, ſoweit nit im gegenwärtigen Gejepe 
etwas Anderes bejtimmt ijt (88 246 — 249).?) 
ß 54. Der Bergmwerkdeigenthümer hat die aus» 
chließliche Befugniß nad den Beftimmungen des 
gegenwärtigen Geſetzes das in der Berleihungs- 
urkunde benannte Mineral in feinem Felde auf- 
ujuchen u. zu gewinnen, ſowie alle hierzu er- 
orderlichen Vorrichtungen unter u. über Tage 
zu treffen. — Dieje Befugnif erjtredt ſich auch 
auf die innerhalb des Feldes befindlichen Halden 
eines früheren Bergbaues. 55. Auf Mine 
ralien, welche mit dem in der Verleihungsurfunde 


1) In ben neuen Landestheilen, in melde das Allgemeine 
Berggeiep eingefübrt ift, finden | Veräußerung, 
Be — des Arreſtes bie daſelbſt geltenden allgemeinen 
geſehlichen Vorſchriften Anwendung. 

2) Much in den neuen Landestheillen find bie bisher bafelbft 

iltigen allgemeinen Gefege binfichtlih der Errcution, des 
ncurfes u. der —3 ber Gläubiger in Kraft ges 
blieben. — m das vormalige Herzogthum Naffau find an 
Stelie ber im PVerggefege erwähnten Hupotbefenbü die 
Ber nbücher befichen geblieben u. werden nad Maßgabe 
Gejepeb vomı 12° Mai 1851, der Daya gehörigen Bo 
Geſetzes vom 15. Mai 1851, ber geböri ver: 
orbnung vom 81. Vai 1854 u. der $6 66—74 2 
nung vom 18. Febr. 1857 fortgeführt; eine Mitwirkung der 
Dergbehörbe bei der rn u. Beauffihtigung der Berg: 
gr — ine nicht mehr flatt [Berordn. vom 22. 


aflauiichen | Stadt 


gewonnen werden fönnen. — Die mitgervonnenen, 
dem anderen Theile zuftehenden Mineralien 
müfjen jedod) dem legteren auf fein Verlangen 
gegen Eritattung der Gewinnungs-u. Förderungs⸗ 
tojten heransgegeben werden. $ 57. Der Berg- 
werf3eigeiigümer ift befugt, die durch den Ber 
trieb des Bergwerks gewonnenen, nicht unter 
ben $ 1 gehörigen Mineralien zu Zweden jeines 
Betriebes ohne Entihädigung des Grundeigen- 
thümerd zu verwenden, — Soweit dieje Ber- 
wendung nicht erfolgt, ift der Bergwerkseigen— 
thümer verpflichtet, die bezeichneten Mineralien 
dem Grundeigenthünter * ſein Verlangen gegen 
Erſtattung der Gewinnungs u. —— oſten 
herauszugeben. $ 58. Dem Bergmerlseigen- 
thümer fteht die Befugniß zu, die zur Aufbereit- 
ung feiner Bergwerkserzeugniffe erforderlichen 
Anftalten zu errichten u. zu betreiben.) $ 59. 
Die zum Betriebe auf Bergwerken u, Aufbereit- 
— ($ 58) dienenden Dampfkeſſel und 
Triebwerfe unterliegen den Borjchriften der Ge— 
werbegejege.?) — Sofern zur Errichtung oder 
Beränderung jolder Anlagen nach den Borjchriften 
der Gewerbegejege eine bejondere polizeiliche Ge- 
nehmigung erforderlih ijt, tritt jedoch an die 
Stelle der Ortspolizeibehörde der Revierbeamte 
u. an die Stelle der Regierung dad Oberbergamt. 
— Ueber die AZuläffigkeit der Waffertriebwerte 
entjcheiden dad Oberbergamt und die Regierung 
durd einen gemeinfgaftlicden Beſchuß. $ 60. 
Der Bergwerkseigenthümer ijt befugt, im freien 
Felde Hilfsbaue anzulegen. — Diejelbe Befug- 
niß fteht ihm im Felde anderer Bergwerkseigen— 
thümer zu, jofern die Hilfebaue die Wafjer- u. 
Wetterlöjung oder den vortheilhafteren Betrieb 


1) Bezliglih des vormaligen Kurf. rftentbums Heflen, ber 
z ontfurt a. M. u. der vormals bayeriſchen Landes: 
tbeile, }. Verordnung vom 1. uni 1867. 
Hlttenwerfe, Waffergefälle u. Aufbereitungsanftalten und ans 
dere Anlagen, weiche nicht unter die Borfchriften des Bergge⸗ 
6* fallen, gebören fortan zum Reſſort ber gewöhnlichen 
ermwaltungsbebörben. 
2) S. Gewerbeordnung $ 2. 


9* 
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des all tige für welches die Anlage gemacht Frift Einfprudy von der Bergbehörde erhoben, 


werden 
Anderen dadurch weder geftört — gefährdet 
wird. — Der Hilfsbau iſt Zubehör des berech— 


tigten Bergwerks beziehungsweiſe der berechtigten 
Bergwerlg, wenn die Eigenthümer zweier oder 
— Bergwerke ſich zur gemeinſchaftlichen 
Anlage eines Hilfsbaues vereinigt u. feine ander— 
weitige Vereinbarung getroffen haben. $ 61. 
Beftreitet der Bergwerkseigenthümer, in deſſen 
Felde ein Hilfsbau angelegt werden foll, feine 
Verpflichtung zur Geftattung deffelben, jo ent- 
icheidet hierüber das Oberbergamt mit Ausſchluß 
des Rechtsweges. $ 62. Wird ein Hilfsbau in 
dem Felde eines anderen Bergwerkseigenthümers 
angelegt, jo muß der Hilfsbauberechtigte für 
allen Schaden, welcher dem belafteten Bergwerke 
durch jeine Anlage zugefügt wird, volljtändige 
Entihädigung leiſten. $ 63. Die bei Ausführ- 
ung eines Hilfdbaues im freien Felde gewonne— 
nen Mineralien ($ 1) werden ald Theil der 
Förderung des durch den Hilföbau zu Löjenden 
Bergmwerlö behandelt. — Werden bei Ausführ- 
ung eines Hilfsbaues im Felde eined anderen 
Bergwerkeigenthümers Weineralien gewonnen, 
auf welche der letztere berechtigt ift, jo müfjen 
diefe Mineralien demjelben auf fein Verlangen 
unentgeltlidy herausgegeben werden. & 64. Der 
Bergwerkseigenthümer hat die Befugniß, die 
Abtretung des zu feinen bergbaulicdhen Zweden 
(68 54—60) erforderlichen Grund und Bodens 
nad) näherer Vorſchrift des 5. Titels zu ver- 
langen. 

[Zweiter Abſchnitt. Von dem Betriebe u. der 
Berwaltung.]') $ 65. Der Bergwerksbeſitzer iſt 
verpflichtet, da8 Bergwerk zu betreiben, wenn 
der Unterlafjung oder Einftellung des Betriebes 
nad) der Enticheidung des Ober-Bergamts über- 
wiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes ent» 

egenitehen. — Das Ober-Bergamt hat in diejem 
Falle die Befugniß, den Eigenthümer, nad) Ver— 
nehmung befjelben, zur Inbetriebſetzung des 
Bergwerf3 oder zur Fortſetzung des unterbrocde- 
nen Betriebes binnen einer Friit von ſechs Mo— 
naten aufzufordern und für den Fall der Nicht- 
befolgung dieſer Aufforderung die Entziehung 
des Bergwerlseigentyumd nad Maßgabe des 
jechften Titels anzudrohen. $ 66. Der Berg- 
werksbeſitzer ift verpflichtet, der Bergbehörde von 
ber beabjichtigten Inbetriebjegung ded Bergwerks 
mindeftens vier Wochen vorher Anzeige zu machen. 

67. Der Betrieb darf nur auf Grund eines 

etrieböpland geführt werden. — Derjelbe unter- 


oll, bezweden u. der eigene Bergbau des ſo ift der Bergwerksbeſitzer gleichzeitig zur Er— 


Örterung der beanftandeten Betriebebeftimmungen 
zu einem Xermine vorzuladen. — Inſoweit auf 
diefem Wege feine Berftändigung erzielt wird, 
hat das Oberbergamt diejenigen Abänderungen bes 
Betriebsplans, ohne welche derjelbe nicht zur 
Ausführung gebracht werden darf, durch einen 
Beſchluß feſtzuſetzen. $ 69. Die SS 67 und 68 
finden auch auf die fpäteren Abänderungen der 
Betriebspläne Anwendung. — Werden jedoch in- 
folge ee a Ereignifje joforiige Ab— 
änderungen eines Betriebsplans erforderlich, To 
genügt ed, wenn diejelben binnen den nädjiten 
14 Tagen ber Bergbehörde durch den Betriebs- 
führer angezeigt werden. $ 70. Wird ein Be- 
trieb den Borjchriften der SS 67 bis 69 zumider 
geführt, jo ift die Bergbehörde befugt, nöthigen- 
jall3 einen ſolchen Betrieb einzuftellen. 8 71. Wil 
der Bergmwerfäbefiger den Betrieb des Bergwerks 
einjtellen, jo hat derjelbe der Bergbehörbe hier» 
von mindejtens vier Wochen vorher Anzeige zu 
machen. — Muß der Betrieb infolge unvor- 
hergejehener Ereignifje ſchon in fürzerer Friſt 
oder jofort eingejtellt werden, jo ift die Anzeige 
binnen längjtens 14 Tagen nad) erfolgter Be- 
triebseinftellung nachzuholen. .$ 72. Der Berg- 
werfsbejiger hat auf jeine Koiten ein Grubenbilb 
in zwei Exemplaren durch einen concejfionirten 
Marlſcheider anfertigen und regelmäßig nachtragen 
u laſſen. — In welchen Zeitabſchnitten die 
Nachtragung ftattfinden muß, wird duch das 
DOber-Bergamt vorgefchrieben. — Das eine Erem- 
plar de3 Grubenbildes ift an die Bergbehörde 
zum Gebrauche derjelben abzuliefern, das andere 
auf dem Bergwerfe oder, fall es bafelbit an 
einem geeigneten Orte fehlt, bei dem Betriebs— 
führer aufzubewahren. 8 73. Der Betrieb darf 
nur unter Leitung, Aufjiht u. Berantwortlichteit 
von Berjonen geführt werden, deren Befähigung 
hierzu anerkannt if. 8 74. Der Bergwerkö. 
befiger hat die zur Leitung und Beaufjihtigung 
des Vetriebed angenommenen Perjonen, wie Be- 
triebsführer, Steiger, technische Aufjeher 2c., der 
Bergbehörde namhaft zu maden. — Dieſe Ber- 
jonen find verpflichtet, ihre Befähigung zu den 
ihnen zu übertragenden Gejchäften nachzuweiſen 
und ſich zu dieſem Zwecke auf Erforbern einer 
Prüfung durch die Bergbehörbe zu unterwerfen. 
— Erſt nachdem letztere die Befähigung aner- 
fannt hat, dürfen die genannten Perfonen die 
ihnen übertragenen Geſchäfte übernehmen. $ 75. 

ird der Betrieb von einer Perſon geleitet od. 





liegt der Prüfung durch die Bergbehörbe u. muß|beauffichtigt, welche das erforderliche Anerkennt- 
der legteren zu diefem Zwecke vor der Ausführ: niß ihrer Befähigung ($ 74) nicht bejigt, oder 
ung vorgelegt werden, — Die Prüfung hat ſich welche diefe Befähigung wieder. verloren hat, jo 
a die ım 8 196 feftgeftellten polizeilichen &e-|ift die Bergbehörde befugt, die fofortige Entfern- 
ficht&punfte zu beſchränken. $ 68. Erhebt die ung derjelben zu verlangen und nöthigenfalls 
Bergbehörde nicht binnen 14 Tagen nad) Vor-|den in Betradt kommenden Betrieb jo Iange 
legung des Betriebspland Einjpruc gegen den-|einzuftellen, bis eine als rg anerkannte Ber- 
jelben, fo ift der Bergwerköbefiger zur Ausführ- | jon angenommen ik. $ 76. Die Perfonen, 
ung befugt. — Wird dagegen innerhalb diejer welche die Leitung oder et bed Be⸗ 
— — 1 — — triebes un —*— ind de 

) Bezüg erpflichtung ergmwertöbeiier zum Haltung der Betrieböpläne, jowie für die Befolge 
Fiheten Goßkunnen und Körperverfeargen, f Geiep vomer üng aller im Gejege enthaltenen oder auf Grund 
Juni 1871. €. auh Bergbau-Hilfstafjen. 'defjelben ergangenen Borjchriften u. Anordnungen 
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verantwortlich. 8 77. Dieſelben find verpflichtet, 
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werlsbeſitzer oder deren Stellvertreter dürfen 


die Bergbeamten, welche im Dienjt das Bergweri Arbeiter, von den,ihnen befannt ijt, daß fie ſchon 
befahren, zu begleiten und denfelben auf Erfordern| früher beim Bergbau beihäftigt waren, nicht 


Auskunft über den Betrieb zu geben. $78. Der 
Bergwerlöbefiger muß den mit Fahrſcheinen des 
Oberbergamts verjehenen Perfonen, welche fich 
dem Bergfache gewidmet haben, zum Zwecke ihrer 
Ausbildung die Befahrung und Beſichtigung des 
Wertes geitatten. $ 7. Der Bergweräbe- 
figer ift verpflichtet, in den dafür feitgeießten 
Zeiträumen und Formen der Bergbehörde die 
vom Handeldminifter vorgejchriebenen ftatiftijchen 
Nachrichten einzureichen. 

Idritter Abſchnitt. Von den Bergleuten.]!) 
5 30. Das VBertragdverhältnig zwiſchen ben 
Bergmwerföbefigern und den Bergleuten wird nad) 
den allgemeinen gejeglichen Borichriften beurteilt, 
ſoweit nicht nachitehend etwas anderes bejtinmt 
ift. — Erlaffen die Bergwerksbeſitzer Arbeits— 
ordnungen für ihre Werke, jo müjjen biejelben 
leichzeitig mit der Bekanntmachung auf dem 

erfe zur Kenntniß der Bergbehörde gebradjt 
werden. $ 81. Das Bertragsverhältnig Tann, 
wenn nicht ein Anderes verabredet ift, durch eine 
jedem Theile freiftehende, 14 Tage vorher N 
erflärende Kündigung aufgelöft werben. $ 82. 
Vor Ablauf der vertraggmähigen Arbeitäzeit u. 
ohne vorhergegangene Auftündigung können Berg- 
leute entlafjen werden: 1) wenn jie eines Dieb- 
ftahl3, einer Beruntreuung, eines Tiederlichen 
Lebenswandels, groben Ungehorſams oder be- 
harrliher Widerjpenitigfeit ſich jchuldig machen; 
2) wenn fie eine ficherheitspolizeiliche Strafvor- 
jchrift bei der Bergarbeit übertreten; 3) wenn 
fie fich Thätlichkeiten oder Schmähungen gegen 
den Bergwerksbeſitzer, deſſen Stellvertreter oder 
die ihnen vorgejegten Beamten erlauben; 4) wenn 
fie zur Fortfegung der Arbeit unfähig gemorben 
ober mit einer efelhaften Krankheit behaftet find. 
8 83. Vor Ablauf der vertragsmäßigen Ar- 
beitögeit und ohne vorhergegangene Auffündig- 
ung können Bergleute die Arbeit verlajfen: 
1) wenn fie zur Fortiegung der Arbeit unfähig 
werden; 2) wenn der Bergwerf3befiger od. deſſen 
Stellvertreter ſich thätlih an ihnen vergreift; 
3) wenn er ihnen ben verfprochenen Lohn oder 
die jonftigen Gegenleiftungen ohne genügende 
Beranlaffung vorenthält, $S4. Der Bergwerks— 
befiter oder deſſen Stellvertreter ift verpflichtet, 
dem abkehrenden Bergmanne ein Zeugniß über 
die Art und Dauer jeiner Beihäftigung u. auf 
Verlangen auch über feine Führung auszuftellen, 
deſſen Unterjchrift die Ortspolizeibehörde koften- 
und ftempelfrei zu beglaubigen hat. — Wird die 


eher zur Bergarbeit annehmen, bis ihnen von 
denjelben das Zeugniß des Bergwerfäbefigers 
oder Gtellvertreters, bei dem fie zulett in Arbeit 
geitanden, beziehungsmweije das Zeugniß der Orts» 
polizeibehörde ($ 84) vorgelegt it. $ 86. Berg- 
werköbefiger find verpflichtet, die für fie beichät- 
tigten Bergleute in baarem Gelde auszulohnen. 
Sie dürfen denjelben feine Waaren creditiren. 
— Dagegen fönnen den Bergleuten Wohnung, 
Feuerungsbedarf, —— regelmäßige Be- 
föftigung, jowie die zur Bergwerksarbeit er- 
forderlihen Werkzeuge und Betriebömaterialien 
unter Anrechnung bei der Lohnzahlung verab- 
folgt werden. — Im Falle eines Nothitandes 
ift die Regierung befugt, durch einen Beſchluß 
zu bejtimmen, daß und welche Lebensmittel und 
Saatfrüchte den Bergleuten von den Bergwerks— 
befigern unter Anrechnung bei der Rohnzahlung 
verabfolgt werben dürfen. $ 87. Die Bejtimm- 
ungen des $ 86 finden aud Anwendung auf 
Familienglieder, Gehilfen, Beauftragte, Geihäfts- 
führer, Factoren und bie ei der Bergwerks⸗ 
bejiger, ſowie auf Gewerbetreibende, bei deren 
Geſchäſt eine der erwähnten Perſonen unmittelbar 
oder mittelbar betheiligt it. $ 88. Bergleute, 
deren Forderungen den Vorſchriften der SS R6 u. 
87 zumider anders ald durch Baarzahlung be- 
richtigt find, können zu jeder Zeit die Bezahlung 
ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen. 
$ 89. Verträge, welche den 88 86 bis 88 zu⸗ 
wiberlaufen, find nichtig. Dafjelbe gilt von Ver— 
abredungen zwilchen Bergwerksbeſitzern od. ihnen 
gleich geitellten Perſonen einerjeits u. Bergleuten 
anderfeit3 über die Entnehmung der VBedürf- 
niffe diejer Tegteren aus gewijjen Berfaufsftellen, 
jowie überhaupt über die Verwendung des Vers 
dienftes derjelben zu einem anderen Zwecke, als 
zur Betheiligung an Einrichtungen zur —— 
ung der Lage der Bergleute oder ihrer Familien 
(686). 890. Forderungen für Waaren, welche 
ungeachtet de3 Berbot3 den Arbeitern creditirt 
worden find, können von den Bergwerfäbejigern 
und von den ihnen gleichgeftellten Berjonen weder 
eingeflagt noch durd Anrehnung od. ſonſt geltend 
gemacht werden, ohne Unterjchied, ob fie zwiſchen 
den Betheiligten unmittelbar entitanden od. uns 
mittelbar erworben jind; vielmehr fallen der- 
gleichen Forderungen ber Knappſchaftskaſſe Er 
welcher da3 betreffende Wert angehört. $ 91. 
Zuwiderhandlungen gegen die $$ 86 u. 87 werden 
mit einer Geldbuße bis zu 1500M und im Un« 


Ausftellung des Zeugniffes verweigert, fo fertigt) vermögensfalle mit verhältnigmäßiger Gejängniß- 
die Ortöpolizeibehörde dafjelbe auf Koſten des|ftrafe bejtraft. Im Wiederholungsfalle wird die 
Berpflichteten aus. — Werden dem abkehrenden | Strafe verdoppelt. — Jede rechtskräftige Ver- 
Bergmanne in dem Zeugniſſe Beſchuldigungen |urtheilung wird auf Kojten des Berurtheilten 
zur Laft gelegt, welche jeine fernere Beſchäftig— durch das Amtsblatt u. andere öffentliche Blätter 
ung hindern würden, fo kann er auf Unterjuch- |derjenigen Kreife, in welchen derjelbe und der 
ung bei der Ortöpolizeibehörde antragen, welche, |betheiligte Bergmann ihren Wohnſitz haben, be- 
wenn die Bejhuldigung unbegründet befunden |kannt gemadt. $ 92. Die auf Grund des $ 91, 
wird, unter dem Zeugniſſe den Befund ihrer) desgleichen die wegen Übertretungen des $ 85 
Unterfuchung zu vermerken hat. $ 85. Berge |feitgejegten Geldftrafen fließen zu der im $ 90 
bezeichneten Knappſchaftskaſſe. $ 93. Auf jedem 
Bergwerke ift über die dafelbit bejchäftigten Ar— 





1) Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, 95 6 u. 154. 
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beiter eine Lifte zu führen, welche die Vor- und lauten. — Die Erneuerung eines Kurſcheins iſt 


—— das Geburtsjahr, den Wohnort, den 
ag des Dienſtantritts und der Entlaſſung, ſo— 
wie das Datum des letzten Arbeitszeugniſſes 
enthält. — Die Liſte muß der Bergbehörde auf 
Verlangen vorgelegt werden. 


Vierter Titel. 


Von den Rechtsverhältniſſen der Mitbetheiligten 
eines Bergwerks.) 


$ 94. Zwei oder mehrere Mitbetheiligte eines 
Bergwerks bilden eine Gewerlidajt. — Die Ge— 
weriſchaſt fann ihre bejondere Berfafiung durd) 
ein notariell oder gerichtlih zu errichtendes 
Statut regeln, weldyes der Buitimmung von 
wenigitens 3 Biertheilen aller Untheile und der 
Beitätigung des Oberbergamts bedarf. — Die 
Beitimmmungen der $$ 95 bis 110, 114, Ubi. 2 
und 123 bis 128 dürfen durch bas Statut nicht 
abgeändert werden. $ 95. Die Gemerfidait 
führt den Namen des Bergwerks, ſofern fie nicht 
in dem Statut einen anderen Namen gewählt 
F F 96. Die Gewerlſchaft Tann unter ihrem 

amen Rechte erwerben und Berbindlicjkeiten 
eingehen, Eigentbum und andere dingliche Rechte 
an Bergmerten und Grundftüden erwerben, vor 
Geriht Hagen und verklagt werben. — Ihr 
ordentlicher Gerichtsſtand ift bei dem Gerichte, 
in deſſen Bezirk. das Bergwerk liegt. $ 97. 
Das Bergwerk wirb, joweit die Einrichtung des 
Hypothekenweſens dies geftattet, auf den Namen 
der Gewertihaft in das Hypothelenbuch einge- 
tragen. $ 98. Das Bergwerk kann nur von 
ber Gewertſchaft und nur als Gaͤnzes mit HHpo- 
theten und dinglichen Laſten beſchwert werden. 

99. Für die Verbindlichkeiten der Gewerk— 
haft haftet nur da3 Vermögen derjelben. $ 100. 
Durd das Ausicheiden einzelner Mitglieder — 
Gewerten — wird die Gewerlſchaft nicht aufge- 
löſt. Auch können einzelne Gewerfen nicht auf 
Theilung Magen. $ 101. Die Zahl ber ger 
wertichaftfichen Untheille — Hure — beträgt 
hundert. — Dur das Statut lann die Zahl 
auf 1000 bejtimmt werden. — Die Kure jind 
untheilbar. Sie haben die Eigenfchaft der be- 
wegliden Sachen. $ 102. Die Gewerfen neh- 
men nad) dem BVerhältniß ihrer Kuxe an dem 
Gewinne und Berlufte theil. — Sie find ver- 
pflichtet, die Beiträge, welche zur Erfüllung der 
Sculdverbindlichkeiten der Gewerkichaft und zum 
Betriebe erforderlich find, nad) Verhältniß ihrer 
Kure zu zahlen ($$ 129, 130). 8 108. Ueber 
ämmtlihe Mitglieder der Gewerkſchaft und 


nur gegen Rüdgabe oder nad) erfolgter Amorti- 
fation desjelben zuläſſig. $ 104. Die Kure 
fönnen ohne Einwilligung der Mitgewerlen auf 
andere Perſonen übertragen werden. — Ein ge- 
jegliches Vorkaufsrecht jteht den Dlitgem 

nicht zu. $ 105. Zur Uebertragung der Kuxe 
ift die ſchriftliche Form erforderlid. — Der 
Uebertragende ift zur Aushändigung des Kuz- 


ſcheins und, wenn dieſer verloren iſt, zur Be 


ihaffung der Amortijationserllärung auf feine 
Koften verpflichtet. — Die Umſchreibung im Ge— 
werkenbuche darf nur auf Grund der Ueber— 
tragungsurfunde und gegen Borlegung des Kuz- 
ſcheins oder der Amortijations - Erflärung er- 
[olgen. $ 106. Wer im Gewerlenbuche als 

igenthümer ber Kuxe verzeichnet ift, wird ber 
Gewertichaft gegenüber bei Ausübung jeiner 
Rechte als folder angefehen. $ 107. Bei frei- 
willigen Beräußerungen von Kuren bleibt ber 
jeitherige Eigenthünler berjelben der Gewerk— 
ſchaft für die Beiträge ($ 102) verpflichtet, Deren 
Erhebung die Geweriſchaft beichlofien hat, bevor 
die Umſchreibung der Kure im Gewerfenbude 
gelestich ($ 105) beantragt if. $ 108. Die 

erpfändung der Kuxe geichieht durch Uebergabe 
des Kurſcheins auf Grund eines jchriftlichen 
Vertroges!) $ 109. Die Egelution in ven 
Untheil eined Gewerlen wird durch Abpfändung 
jeines Kuxſcheins und Verkauf desjelben im Wege 
der Mobilarverfteigerung volljtredt.*) $ 110. 
Die Amortijation eines verloren gegangenen 
Kuxſcheins ift bei dem ordentlichen Gerichte , in 
deſſen Bezirk das Bergwerk liegt, zu beantragen. 
— Der Untragjteller muß den Befig und E 
luft ded Kurxſcheins glaubhaft machen. — Das 
Gericht erläßt eine öffentliche Aufforderung an 
den unbefannten Inhaber des Kuricheins, binnen 
3 Monaten den Kuxſchein dem Gerichte vorzu— 
legen, mit der Verwarnung, daß fonft der Kur- 
ſchein werde für kraftlos erflärt werden. — Die 
Aufforderung wird dreimal in das Amtsblait, 
den Staatsanzeiger und eine inländifche Brovin- 
zialzeitung eingerüdt. Es Tann daneben aud) 
die Bekanntmachung durch eine ausländijche Beit- 
ung angeordnet werden. — Wird von. einem 
Inhaber der Kurichein vorgelegt, jo ift dem 
Untragjteller hiervon Kenntniß zu geben und ihın 
zu überlaffen, fein Recht gegen den Inhaber 
geltend zu machen, — Meldet fih Niemand, jo 
erklärt das Gericht den Kuxſchein für kraftlos. 
Be Die Gewerken faflen ihre Beihlüffe in 
ewerfenverfjammlungen. — Das Stimmrecht 


eren Kuxe wird von der Gewerlichaft ein Ver⸗ wird nad) Kuren nicht nad) Perjonen ausgeübt. 


zeihnig — dad Gewerkenbuch — geführt. Auf 
Grund desjelben wird einem jeden Gewerfen, 
welcher es verlangt, ein Antheilichein — Kux— 
ſchein — amögefertigt. — Die Kurjcheine find 
nad) ber Wahl des Gewerken über die einzelnen 
Kure oder über eine Mehrheit derjelben auszu- 
ftellen. — Die Kurjcheine dürfen nur auf einen 
beftimmten Namen, niemals auf den Inhaber 


1) Nach 5 227 biefes Geſetzes finden bie 





4—98, 101,|den 


112. Zur Giltigkeit eines Beſchluſſes iſt er- 
orberlic), daß alle Gewerten anmwejend oder un- 
ter Angabe des zu verhandelnden Gegenjtandes 


Hannover durch Ver: 
t enden Zufaß erbalten: 
Die Wirkung ber wg Verpfändung ift nach den in dem 
Hannoverichen Gejege Über das Pfandrecht u. die Befriedig- 
ung der Gläubiger im Eoncurje vom 14. Dec. 1864 8842 ff. 
über das Fauftpfand gegebenen Borjhriften zu beurtbeilen. 

2) In der Yrovinz Hannover richtet ſich die u nach 
orſchriften in 5 652 u. 558 ber hannoverichen bärger- 


1) Der $ 108 bat für bie Provi 
orbnung vom 8. Diai 1867, Art. 7 folg 


$ 
108, 105, 106, 108-110 auf bie beftehenden . ve feine | lichen Procefordnung vom 8. Rod. 1850 [Verordnung dom 


Anwendung, 


8. Doi 1867, Art. 8]. 
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E einer Berfammlung eingeladen waren. — find. 8 118. Die Wahl erfolgt in einer nad 
nladungen durd die Poſt erfolgen gegen Boft-|$ 113 beſchlußſähigen Verſammlung . abio- 
Juſinuationsſchein. — Gewerlen, welche weder |lute Stimmenmehrheit. Iſt eine ſolche bei der 
im Snlande, noch in einem Deutihen Bundes erſten Abſtimmung nicht vorhanden, jo werden 
aate wohnen, haben zur Empfangnahme ber|diejenigen beiden Perſonen, welche die meilten 
ladungen einen Bevollmächtigten im Jnlande Stimmen erhalten haben, in die engere Wahl 

zu beftellen. Iſt dies nicht gejchehen, jo reicht |gebradt. Bei Stimmengleichheit enticheidet das 
ein vierzehntägiger Aushang am Amtslokale des Loos. — Bei Ausmittelung der in die engere 
Revierbeamten aus. — Dadjelbe gilt bei Ge- Wahl zu bringenden zwei Perſonen enticeidet 
werten, deren Wohnort unbekannt it. $ 113. im Falle der Stimmengleichheit ebenfalls das 
Die Beihlüffe werden in der beichlußfähigen |Loos. — Das Protololl über die Wahlverhand- 
Gewerlenverfammlung mit einfacher Stimmen» lung ift notariell oder gerichtlich aufzunehmen. 
mehrheit gefaßt. — Beſchlußfähig ift bie erſte Eine Ausfertiguug desjelben wird dem Repräjen- 
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Verſammlung, wenn die Mehrheit aller Kure 
vertreten ift. — Iſt die Mehrheit aller Kure 
nicht vertreten, jo find fämmtliche Gewerfen zu 
einer zweiten Verfammlung einzuladen. — Die 
weite Berfammlung ne ohne Rüdjicht auf Die 
ahl der vertretenen Kure beſchlußfähig. Dieje 

olge muß indefjen, wenn fie eintreten ſoll, in der 
Einladung angegeben werden. — Ueber jede 
Gewertenverfammlung ift ein Protofoll aufzu- 
nehmen, 4. Eine Mehrheit von wenigſtens 
drei Viertheil aller Kure ijt erforderlich zu Be- 
Be cch welche über den Gegenjtand der 
Berleiyung — Subſtanz bed Bergwerls — ganz 
oder theilweife verfügt werden joll, Dies gilt 
insbefondere von den Fällen des Berfaufes, des 
Tauiches, der VBerpfändung oder der fonftigen 
dinglihen Belaftung des Bergwerks, jomie der 
Weberlafjung der Ausbeutung gegen Entgelt (Ber- 
padıtung). — Zu Verfügungen über daß ver» 
liehene ——— — durch Verzicht od. 
Schenkung iſt Einſtimmigkeit erforderlih. $ 115. 
Binnen einer Präkluſivfriſt von vier Wochen 
vom Wblaufe bed Tages, an welchem ein Ges 
werkſchafts beſchluß gefaßt ift, lann jeder Gewerke 
die Entiheidung des ordentlichen Richters, in 
deſſen Bezirk das Bergwerk liegt, darüber, ob 
der Beihluß zum Beiten ber Gewerkſchaft ge- 
reiche, anrufen und gegen bie Gewerkſchaft auf 
Aufhebung des Beichlufjes Magen. — Durd) das 
Statut Tann beftimmt werden, daß bie Enticheid- 
ung biefer Frage in Gtreitfällen durch ein 
Sciebögeridt erfolgen, wie dad Schiedsgericht 
ebildet und unter welchen Formen von dems» 
Piben verfahren werben joll. — Dieje Beftimm- 
ungen finden auf einen in Gemäßheit des $ 94 
efaßten Beihluß feine Anwendung. 116. 

urch die Anjtellung der Klage auf Aufhebung 
des Gewerlſchaftsbeſchluſſes wird bie Ausführung 
desjelben nicht aufgehalten. — Wird der Be- 
ſchluß aufgehoben, jo verliert derjelbe erſt von 
der Rechtskraft der ridhterlihen Entiheidung an 
feine rechtliche Wirkiamteit., — Diefe Beftimm- 
ungen finden feine Anmendung, wenn ber Be- 
ihluß die im * 120 bezeichneten Gegenſtände 
betrifit. $ 117. Jede Gewerkſchaft iſt ver- 
flichtet, einen im Inlande wohnenden Reprä- 
—— zu beſtellen und der Bergbehörde nam— 
haft zu machen. — Statt eines einzelnen Repräjen- 
tanten lann die Gewerkſchaft jedoch einen aus 


tanten oder dem Grubenvorftande zu jeiner 
Legitimation ertheilt. F 119. Der Repräſen— 
tant oder Grubenvorjtand vertritt die Gewerf- 
ſchaft in allen ihren Angelegenheiten gerichtlich 
und außergerichtlih. — Eine Specialvollmadt 
ift nur in den im $ 120 bezeidneten Fällen er— 
forderlich. — Eide Namens der Gewerkſchaft 
werden durch ihn geleiftet. — Beichränft oder 
erweitert die Gewerkenverjammlung die Befug- 
niſſe des Repräjentanten oder Grubenvorftandes, 
jo müffen die betreffenden Feitiepungen in die 
——— ($ 118) aufgenommen werden. 
8 120. Der Repräfentant oder Grubenvorftand 
bedarf eines befonderen Auftrages der Gewerken— 
verfammlung: 1) wenn es fih um Gegenftände 
handelt, mwelde nur von einer Mehrheit von 
——— drei Viertheilen aller Kuxe oder nur 
mit Einftimmigfeit beſchloſſen werden können; 
2) werm Beiträge von den Gewerken erhoben 
werden ſollen. F 121. Der Repräjentant oder 
Grubenvorjtand führt das Gewerkenbuch und 
fertigt die Kuxſcheine aus (8 103). — Er ift 
verpflichtet, für Die Führung der übrigen erforber- 
lichen Bücher der Gewerkichaft Sorge zu tragen 
und jedem Gewerten auf Verlangen die Bücher 
zur Einficht offen zu legen. 8 128. Der Re- 
präfentant ober Grubenvorftand beruft die &e- 
wertenverjammlumgen, — Er muß, wenn bas 
Bergwerk im Betricbe ift, alljährlich eine Ge— 
wertenverjammlung berufen und derjelben eine 
volljtändig belegte Berwaltungsrechnung vorlegen, 
— Der Kepräjentant ift zur Berufung einer 
Gewerkenverſammlung verpflichtet, wenn dies 
die Eigenthümer von wenigitens einem Biertheil 
aller Kure verlangen. Unterläßt er die Beruf- 
ung, fo erfolgt diejelbe durch die Bergbehörbe 
auf ben an fie gerichteten Antrag. — Zur Bor» 
nahme der Wahl eined Bepräjentanten oder 
Örubenvorjtandes oder zur Beſchlußfaſſung über 
den Widerruf der erfolgten Beſtellung kann die 
Bergbehörde auf den an fie gerichteten Untrag 
eine Gemwertenverfammlung berufen. $ 128. 
Der Repräfentant ift berechtigt und verpflichtet, 
alle Vorladungen und andere Zuftellungen an 
die Gewerkſchaft mit voller rechtlicher Wirkung 
in Empfang zu nehmen. — Beitellt die Gewerk⸗ 
ihaft einen Grubenvorftand, jo muß ein Mit- 
glied desfelben mit diejer Empfangnahme beaufe 
tragt und in der Legitimation des Grubenvor⸗ 


zwei ober mehreren Perſonen beftehenden Gruben- |jtandes bezeichnet werden. Wenn dies nicht ge- 
vorftand bejtellen. — Als Repräfentanten oder ſchehen ift, jo kann die Zuftellung an jedes Mit- 
Mitglieder des Grubenvorftandes fünnen auch glieb des Grubenvorftandes erfolgen. 8 124. 
Berionen bejtellt werden, welche nicht Gewerken Die Bejtimmungen der $$ 120, 121 und 122 


136 


dürfen nur durch ein förmfiches Statut (8 94), 
diejenigen des $ 123 aber gar nicht abgeändert 
werden. — Sin feinem Falle darf dem Repräjen- 
tanten oder Grubenvorjtande die Bertretung der 





Berggeſetz. 


wenden, daß er unter Ueberreichung des Kur— 
ſcheins den Verlauf ſeines Antheils Behufs Be— 
—— der Gewerkſchaft anheimſtellt. $ 131. 
Der Berlauf des Antheild erfolgt im Wege der 


Gewerkſchaft bei den Verhandlungen mit der| Mobilarverfteigerung nad) Vorjchrift des 5 109. 
Bergbehörde, mit dem Kinappjchaftsvereine und | — Aus dem gelöften Kaufpreije werden zunächit 
mit anderen auf den Bergbau bezügliden In- die Berfaufsfoften und jodann die jchuldigen 
ftituten, jowie in den gegen fie angejtellten Pro» |Beiträge bezahlt. — Fit der Antheil unverläuf- 
cefjen und die Eidesleijtung in legteren entzogen lich, jo wird derjelbe den anderen Gewerfen nad) 
werden. $ 125. Die Gewerkſchaft wird durch |Berhältniß ihrer Antheile in ganzen Kuren, jo- 
die von dem NRepräfentanten oder Grubenvor- |weit died aber nicht möglich iſt, der Gewertichaft 


jtande in ihrem Namen geſchloſſenen Rechtsge— 
ihäfte berechtigt und verpflidtet. — Es ift 
gleichgiltig, ob das Geſchäft ausdrücklich im 
Namen der Gewerkſchaft geichlojien worden ift, 
oder ob die Umftände ergeben, daß e3 nad; dem 
Willen der Contrahenten für die Gewerkſchaft 
geſchloſſen werden jollte $ 126. Der Reprä- 
yentant oder die Mitglieder des Grubenvoritan- 
des find aus den von ihnen im Namen der Ge- 
werkſchaft vorgenommenen Rechtshandlungen 
Dritten gegenüber für die Verbindlichkeiten der 
Gewertihart perjönlih nicht verpflichtet. 
Handeln diejelben außer den Grenzen ihres Auf- 
trage3 oder den Borjchriften diejes Titeld ent- 
gegen, jo hajten fie perſönlich, beziehungsweiſe 
ſolidariſch für den dadurch entſtandenen Schaden. 
8 127. Die Bergbehörde iſt befugt, eine Ge— 
werkſchaft aufzufordern, innerhalb drei Monaten 
einen Repräfentanten oder einen Grubenvorftand 
zu bejtellen. — Wird diejer Aufforderung nicht 
entiprochen, jo Tann die Bergbehörde bis dahin, 
daß dies geſchieht, einen Repräjentanten beftellen 
und demjelben eine angemejjene, von der Ge- 
werlichaft aufzubringende und nöthigenfall3 im 
Verwaltungswege executiviſch einzuziehende Be- 
lohnung zuſichern. — Diejer interimiftifche Re— 
präjentant hat die in den 88 119—123 bejtinm- 
ten Rechte und Pflichten, injofern die Bergbe- 
hörde Feine Beichränfungen eintreten läßt. 
$ 128. Soweit der gegenwärtige Titel nichts 


als ſolcher im Gewerlenbuche laftenfrei zugejchrie- 
ben. 132. Jeder Gewerle ijt befugt, auf 
feinen Antheil freiwillig zu verzichten, wenn auf 
dem Antheile weder jchuldige Beiträge noch 
jonftige Schuldverbindlichkeiten haften, oder die 
ausbrüdliche Einwilligung der Gläubiger beige- 
bracht wird, und außerdem die Nüdgabe des 
Kurſcheins an die Gewerkſchaft erfolgt. — Der 
Antheil joll alsdann, fofern die Gewerkſchaft 
nicht anderweitig über denjelben verfügt, durch 
den Repräjentanten zu Gunften der Gewerkſchaft 
verfauft werden. — Sit der Antheil unverkäuf- 
li, jo findet die für diejen Fall im $ 131 ge 
troffene Beftimmung Anwendung. $ 133. Die 
Beitimmungen der $$ 94—132 kommen nicht 
zur Anwendung, wenn die Rechtöverhältnifje der 
Miütbetheiligten eines Bergwerls durch Vertrag 
oder jonftige Willenserflärung anderweitig ge- 
regelt find. Ein ſolches Rechtögeichäft bedarf zu 
feiner Giltigfeit der notariellen oter gerichtlichen 
Form. Die Urkunde über dasſelbe ift der Berg- 
behörbe einzureichen. — Mitbetheiligte eines 
Bergwerk im Sinne des $ 94 find micht die 
Theilhaber an einer ungetheilten Erbidaft oder 
an einer jonftigen gemeinjchaftlichen Mafje, zu 
welcher ein Bergwerk gehört. $ 134. In den 
Fällen des $ 133 muß, wenn die Mitbetheilig- 
ten eines Bergwerf3 nicht eine Geſellſchaft bil» 
den, deren Bertretung durch die allgemeinen Ge- 
jege geordnet ift, ein im Inlande mohnender 


Anderes bejtimmt, find die durch die Bejtellung |Repräjentant bejtellt und der Bergbehörde nam- 


eined MRepräfentanten oder Grubenvorftandes|haft gemacht werben, widri 


entitehenden Rechtsverhältniſſe nach den allge 
meinen Borjchriften über den Vollmachtsvertrag 
zu beurtheilen. $ 129. Die Klage gegen einen 
Gewerten auf Bahlung ſeines durch Gewerf- 
ſchaftsbeſchluß bejtimmten Beitrages kann nicht 
vor Ablauf der in dem$ 115 beftimmten PBräflu- 
fipfrift von vier Wochen erhoben werben. Sit 
innerhalb diejer Srift von dem Gewerken auf 
Aufpebung des Beſchluſſes Klage erhoben mwor- 
den ($ 115), jo findet vor rechtäfräftiger Ent- 
ſcheidung über diejelbe die Klage gegen den Ge- 
werten nicht ftatt. — Die Klage gegen den Ge- 
werten kann nur bei dem ordentlichen Richter 
angejtellt werden, in deſſen Bezirk das Bergwerk 
liegt. — Das Verfahren über beide Klagen richtet 
ji nach den für ſchleunige Sachen beftehenden 
Vorſchriften.) $ 150. Der Gewerke kann jeine 
Verurtheilung und die Execution dadurch ab- 


9 Yun Gebiete des vormaligen Kurflirſtenthums Hefien ift 
—— rg Verfahren unter Beobachtung der im $ 6 bes 


fall letztere nad 
$ 127 zu verfahren befugt ift. — Dasjelbe gilt, 
wenn der Alleineigenthümer eines Bergwerks im 
Auslande wohnt. — Diejer Repräjentant hat 
diejenigen Gejchäfte zu bejorgen, welche im $ 124 
als ſolche bezeichnet find, die dem Repräjentan- 
ten oder Grubenvorftande einer Gewerfichaft nie- 
mal3 entzogen werden bürfen. Eine Abänderung 
it auch hier unzuläjfig. 
Fünfter Titel. 
Bon den Rechtsverhältnifjen zwiichen den Berg— 
bautreibenden und den Grundbefigern. 

[Erjter Abjchnitt. Von der Grumdabtretung.] 
$ 135.) It für den Betrieb des Bergbaues 
und zwar zu ben Grubenbauten ſelbſt, zu Hals 
den-, AUblade- u. Niederlageplägen, Wegen, Eijen- 
bahnen, Kanälen, Maſchinenanlagen, Wajjer- 
läufen, Zeichen, Hilfsbauen, Zechenhäujern und 
anderen für Betriebszwede bejtimmten Tagege- 


!) Die $$ 135, 165, 168 umd 196 finden in ber Provinz 


den Geſetzes vom 30. Oct. 1834 uber die Abtret⸗ Hannover, infoweit ſich diefelben auf Salzbergwerke, Ealinen, 


ungen = T 
zur ſchleunigen Erledigung zu bringen. 


öfientlihen Zweden feitgefeuten Friften u. Terminen 'Ecolleitungen und Soolbebälter beziehen, eine Anwendung 
[Verordnung vom 3. Mai 1857, Art. 2). 


Berggejeb. 
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Häuden, Anlagen und Vorrichtungen, zu den imjBetheiligten fich in den Fällen der 88 135—139 
$ 58 bezeichneten Aufbereitungdanftalten, ſowie über die Grundabtretung nicht gütlich einigen, 
zu Goolleitungen u. Soolbehältern die —— ſo erfolgt die Entſcheidung darüber, ob und in 


ung eines fremden Grundſtücks nothwendig, jo 
muß der Grundbeſitzer, er ſei Eigenthümer oder 
Nutzungsberechtigter, daſſelbe an den Bergwerks— 
beſitzer abtreten. $ 136. Die Abtretung darf 
nur aus überwiegenden Gründen des öffentlichen 
Intereffes verfagt werden. — Zur Abtretung 
ded mit Wohn-, Wirthſchafts- oder Fabrifge> 
bäuden bebauten Grund und Bodens und der 
damit in Verbindung ftehenden eingefriedigten 
Hofräume, kann der Grundbefiger gegen jeinen 
Willen niemals angehalten werden. $ 137. Der 
Bergmwerköbefiger ijt verpflichtet, dem Grundbe— 
figer für die entzogene Nugung jährlich im Bor- 
aus volljtändige ze u zu leilten u. das 
Grundſtück nad) beendigter Benugung zurüdzu- 
geben, — Tritt durd) die Benugung eine Werths— 
verminderung des Grundſtücks ein, jo muß der 
Bergwertöheliper bei der Rüdgabe den Minder- 
werth erjegen. Für die Erfüllung diejer Ver— 
pflihtung kann der Grundbejiger jchon bei der 
Abtretung des Grundftüds die Beitellung einer 
angemefjenen Caution von dem Bergwerksbeſitzer 
verlangen. Auch ift der Eigenthümer bed Grund- 
ftüds in diefem Falle zu fordern berechtigt, daß 
der Bergwerfäbejiger, jtatt den Minderwerth zu 
erleben, das Eigenthum des fire Sie erwirbt. 

138. Wenn feftiteht, daß die VBenugung des 

rundftüd3 länger als 3 Jahre dauern wird, 
oder wenn die Benugung nad Ablauf "von 3 
Jahren noch jortdauert, jo kann der Grundeigen- 
on verlangen, daß der Bergwerfäbejiger das 
Figentfum des Grundftüds erwirbt. $ 139. 
Wenn ein Grundftüd durch die Abtretung ein- 
zelner Theile fo zerjtüdelt werden würde, daß 
die übrig bleibenden Theile nicht mehr zived- 
mäßig benugt werben können, jo muß auch für 
letztere die jährliche Entihädigung ($ 137) auf 
Verlangen des Grundbeſitzers von dem Berg: 
werföbejiger geleijtet werden. — Unter derjelben 
Vorausſehung kann der Eigenthümer eines jol« 
hen Grundftüds verlangen, daß der Bergwerfs- 
befiger das Eigenthyum de3 ganzen Grundftüds 
erwirbt. $ 140. Bei der ziwangsweiien Abtret— 
ung ober Erwerbung eines Grundftüds zu einer 
bergbaulidyen Anlage fommen diejenigen.erth3- 
erhöhungen, welde dad Grundjtüd erſt infolge 
diefer Anlage erhält, bei der Entihädigung nicht 
in Anſchlag. $ 141. Wegen aller zu Zwecken 


weldem Umfange und unter welchen Beding- 
ungen ber Grundbefiger zur Abtretung des 
Grundftüds oder der Bergwerksbefiger zum Er- 
werbe des Eigenthums verpflichtet ift, durch 
einen gemeinſchaftlichen Beſchluß des Oberberg- 
amts und der Regierung. $ 143. Bor der Ent- 
ſcheidung müſſen beide Theile gehört u. die Ver- 
hältnifje durch Commiffarien der beiden entichei- 
denden Behörden an Ort und Stelle unterjucht 
werden. — Die Ermittelung der für die vor— 
übergehende De des Grunbftüds oder für 
die —— des Eigenthums zu leiſtenden 
vollſtändigen Entihädigung, ſowie der im $ 137 
erwähnten Caution, liegt beim Mangel einer 
gütlichen Einigung der Betheiligten ebenfall3 den 
Commifjarien ob. — Bu diefer Ermittelung find 
Sachverſtändige zuzuziehen. — Jeder Theil ift 
befugt, einen Sadverjtändigen zu bezeichnen. 
Geſchieht died binnen einer von den Commiſſa— 
rien zu bejtimmenden Frijt nicht, jo ernennen 
legtere die Sachverſtändigen. — In jedem Falle 
fünnen die Commifjarien einen dritten Sadver- 
jtändigen zuziehen. $ 144. Der Beſchluß, durch 
welchen die zwangsweiſe Abtretung od. Ermwerb- 
ung eine Grundſtücks ausgeſprochen wird, muß 
das Grundjtüd genau —— die dem Grund: 
ir zu leitende Entihädigung, beziehungs- 
weile Caution feftfegen und die fonjtigen Beding- 
ungen der Abtretung oder Erwerbung enthalten. 
$ 145. Gegen ben Beichluß des Oberbergamts 
u. der Regierung fteht beiden Theilen der Re— 
curs an die betreffenden Refjortminifter zu. Der- 
jelbe muß nad näherer Borjchrift der $$ 192 
u. 193 bei dem Oberbergamt eingelegt werben. 
Gegen die Feitfegung der Entjhädigung u. der 
Eaution findet der Recurs nicht jtatt. — Ueber 
die Verpflichtung zur Abtretung eines Grund» 
jtüds ift der Rechtsweg nur in dem Falle zu- 
läſſig, wenn die Befreiung von dieſer Verpflicht- 
ung auf Grund des zweiten Abſatzes des $ 136 
oder eines jpeciellen Mechtötitel3 behauptet wird. 
$ 146. Durch Beichreitung des Rechtsweges 
wird, wenn diefelbe nur wegen der Feſtſetzung 
der er oder Caution crfolgt, die Be- 
fignahme des Grundftüds nicht aufgehalten, 
vorausgejegt, daß die feitgejegte Entſchädigung 
an ben Berechtigten gezahlt oder bei vermweiger- 
ter Annahme gerichtlich deponirt, deögleichen die 


des Bergbaubetriebed veräußerten Theile von|gerichtliche Depofition der feitgefegten Caution 
Grundftüden findet ein Vorkaufs- und Wieder-!geichehen iſt.) F 147. Die Koften des Erpro- 
faufsrecht ftatt, wenn in der Folge dad Grund-|priationsverfahrens hat für die erjte Inſtanz 
ftüd zu den Zweden des Bergbaued entbehrlih| — — 


wird. — Das Vorlaufd- und Wiederfaufsrecht u. den vormals bayerifhen Landestheilen [Verordnung vom 
ſteht dem zeitigen Eigenthümer des durch dielı. Juni 1867, Art. |; in Schleswig-Holftein [Gefeh vom 
urjprünglihe Veräußerung verkleinerten Grund» a — hd nngr —— Er A 
ftüds nad) denjelben geſeblichen Grundjägen zu,| Spnuns vum 38. Nebr, ınor Mar a0 > = 
welche in diejer Beziehung ren 2 — eb Gebiets be vermaligen yon 
ı Kö ie Heſſen, tordbnung v. 1. Juni 1867, Art. 14 8 3: Bei der 

ſchaften gegenüber gelten.) $ Können bie ——— Grundabtretung findet, außer dem durch $ 146 
- - des Berggeſetzes vorgeiebenen Falle, die gerichtliche Depofition 
) Dieſe Borfhhriften, insbeſondere die $$ 16—19 des Cifen: auch in den durch $ 11 des Kurheſſiſchen Geſetzes vom 30. Oct. 
bahngeſetes vom 3. Nov, 18383 kommen für den bier ich⸗ 1834 über die Abtretungen zu öffentlichen Zwecken fehgeienten 
neten gan aud in der Provinz Hannover zur Anwendung | Fällen ftatt. 8 4. Die Vorfchriften des 5 14 des lepteren 
[Berordnung vom 8. Mai 1867, Art. 9]; ebenfo in dem vor⸗ Geſetes finden auf die zwangsweiſe ge berg⸗ 
maligen Kurflirftenthum Heſſen, der Stadt Frankfurt aM.’ baulichen Zweden gleichfalls Anwendung. 8 5. ie Ueber: 
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ber Bergwerköbefiger, für bie Recursinſtanz ber 
unterliegenbe Theil zu tragen. 
[Zweiter Abſchnitt. Bon dem Gcabenerjage 


Berggeſetz. 


lichſt geringer Benachtheiligung des Bergwerle⸗ 
eigenthums die —— auszuführen ſei. 154. 
ar der Bergbautreibende zu dem Bergwerfs- 


für Beſchädigungen des Grundeigenthums.) $ 148. |betriebe früher berechtigt, ald die Genehmigung 
Der Bergwerfäbefiger ift verpflichtet, für allen der Anlage ($ 153) ertheilt ift, fo hat derjelbe 


Schaden, welcher dem Grun 


igenthume oder|gegen den Unternehmer der Anlage eimen An— 


deſſen Zubehörungen durch den unterirdifch oder ſpruch auf Schadenerjag. Ein Schadenerjag findet 
mittel3 Tagebaues geführten Betrieb des Berg. nur infomweit ftatt, als entweder die Herjtellung 
werks zugefügt wird, vollftändige Entihädigung ſonſt nicht erforderlicher Anlagen in dem Berg— 


zu leiften, ohne Unterjchied, ob der Betrieb unter 
dem beichädigten Grundftüde ftattgefunden hat 
oder nicht, ob die Beſchädigung von dem Berg- 
werfäbefiger verfchuldet ift und ob fie voraus» 
geieten werden fonnte ober nicht. $ 149. Fit 
er Schaden durch den Betrieb zweier od. meh» 
rerer Bergwerke verurſacht, jo find die Befiger 
diefer Bergmerfe gemeinichaftlih und zwar zu 
gleihen Theilen zur Entihädigung verpflichtet. 
— Im Berhältniß ber Bergwerksbeſitzer unter 
ſich ift der Nachweis eines anberen Theilnahme- 
verhältnifjes und ber Anfprud auf Eritattung 
bed Auvielgezahlten nicht ausgeſchloſſen. F 150. 
Der Bergwerksbeſitzer ift nicht zum Erſatze des 
Schabend verpflichtet, welcher an Gebäuden oder 
anderen Anlagen burd den Betrieb des Berg- 
wert3 entfteht, wenn folche Anlagen zu einer 
Zeit errichtet worden find, wo die benjelben 
durch den Bergbau drohende Gefahr dem Grund: 
befiger bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerf- 
famteit nicht unbekannt bleiben fonnte. — Muß 
megen einer derartigen Gefahr die Errichtung 
older Anlagen unterbleiben, jo hat der Grund- 

figer auf die Vergütung der Werthöverminder- 
ung, welche fein Grundftüd dadurch etwa erlei- 
det, feinen Anſpruch, wenn ſich aus den Um— 
ftänden ergibt, daß bie Abficht, ſolche Anlagen 


u errichten, nur fund gegeben wird, um jene Der Bergmwerkdeigenthümer ift befugt, 


werfe oder die jonft nicht erforderliche Bejeitig- 
ung od. Veränderung bereit3 in dem Bergmwerte 
vorhandener Anlagen nothwendig wird. — Kön- 
nen die Betheiligten fich über die zu leiftende 
Entihädigung nicht gütlih einigen, jo erfolgt 
die Feſtſetzung derjelben nad Anhörung beider 
Theile und mit Borbehalt des Rechtsweges durch 
einen Beichluß des Oberbergamt3, welcher vor- 
läufig vollitredbar ijt. $ 155. Wenn Bergbau- 
treibende, welche vor Eintritt der Geſetzeskraft 
ded gegenwärtigen Gejeged zu dem Bergmwerls- 
betriebe berechtigt waren, Entihädigungsaniprüde 
erheben, welche über den ihnen nah $ 154 zu 
gewährenden Schabenerjag hinausgehen, jo tt 
über die Anſprüche nad) den bisherigen Geſetzen 
zu enticheiden. 
Sechſter Titel. 

Von der Aufhebung bed Bergwerkseigenthums 


$ 156. Wird amtlich feftgeftellt, daß ein Berg- 
werf3eigenthümer die nach Vorſchrift des 8 65 
an ihn erlafjene Aufforderung zur SJmbetrieb- 
jegung des Bergwerks oder zur Fortſetzung des 
unterbrochenen Betriebes nicht befolgt hat, jo 
fann das Oberbergamt die Einleitung des Ber- 
fahren wegen Entziehung bed Bergwerkfseigen: 
thums durch einen Beichluß ausjprecen. 5 57. 

innen 


ergütung zu erzielen. & 151. Anſprüche aufs Wochen vom Ablaufe des Tages, an welchem 


Erjag eined durch ben Bergbau verurjadhtenfihm der Beſchluß, beziehungsweiſe der Recure— 
Schadens ($$ 148 u. 149), welche ſich nicht auf beſcheid ($ 191) zugejtellt ift, bei dem Gerichte, 
Bertrag gründen, müſſen von dem Beichädigten in defjen Bezirk das Bergwerk liegt, gegen das 
innerhalb 3 Jahren, nachdem das Dajein und |Oberbergamt auf Aufhebung des Beſchlüſſes zu 
der Urheber des Schadens zu feiner Wiſſenſchaftklagen. Geſchieht dies nicht, fo it das Ein- 
gelangt find, durch gerichtliche Klage geltend ge» [ipruchsrecht erlojchen. $ 158. Erhebt der Berg- 
madt werden, widrigenfalld fie verjährt find. |werfseigenthümer feinen Einſpruch, oder ift der- 
$ 152. Auf Beihädigung des Grunbeigenthums|jelbe rechtöträftig verworfen, jo wird ber Be- 
oder der Bubehörungen defjelben durd die von ſchluß von dem Oberbergamte den aus dem Hy— 
Schürfern und Muthern ausgeführten Arbeiten, pothelenbuche oder den Rheinischen Hypotheken— 
finden bie 8$ 148—151 ebenfalls Anwendung. |regijtern erfichtlihen Gläubigern und anderen 
(Dritter Abſchnitt. Von dem Berhältniffe des |Nealberechtigten — und außerdem durch 
gr zu Öffentlichen Verkehrsanſtalten.) das Amtsblatt der Regierung, in deren Bezirt 
155. Gegen die Ausführung von Chauſſeen, das Bergwerk liegt, unter Berweijung auf dieſen 
ifenbahnen, Kanälen und anderen öffentlichen und den folgenden Paragraphen, zur öffentlichen 
Berlehrömitteln, zu deren Anlegung dem Unter-|Kenntniß gebradt. $ 159. Seder Hnpotheten- 
nehmer durch Gejeß oder bejondere landeöherr- |gläubiger oder jonjtige ealberechtigte, ſowie 
lihe Verordnung dad Erpropriationsredht beige-|jeder privilegirte Gläubiger des Rheiniſchen 
legt ift, jteht dem Bergbautreibenden ein Wider-| Rechts ift befugt, binnen 3 Monaten vom Ab— 
ſpruchsrecht nicht zu. — Bor Feititellung der|laufe des Tages, an welchem der Beichluß zu- 
ſolchen Anlagen zu —— Richtung find die-|geftellt, beziehungsmweife an welchem das die Be— 
jenigen, über beren Bergmwerle biejelben ge anntmadhung enthaltende Amtsblatt ausgegeben 
werden jollen, Seitens der zuftändigen Behörde | worden ijt, Behufs jeiner Befriedigung die noth- 
darüber zu hören, in welcher Weile unter mög-|wendige Subhaftation des Bergwerks bei dem 
freibung in. die Währfchafts- und Hypothelenbücher geſchieht —— * Pu eine on — 
hi n die Währſchafts⸗ um otbefen geihieht tragen, vorbehaltli er Erftattung derſelben 
auf Grund ber Vorlage des im $ 144 bes Berggefekes er: H 
n, im Berwaltun Ar 5, aus den Kaufgeldern. — Wer von diefem Hechte 
—ãã * EEE TERN binnen der angegebenen Friſt keinen Gebrauch 
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iacht, hat bei der demnädhftigen zn. beöjmwähren.!) — Sind mit den vorbezeichneten Wer- 
zergwerkseigenthums das Erlöjchen feines Real: |fen zugleich Gemwerbsanlagen verbunden, melde 
uſpruchs zu erleiden ($ 160). — Auch der feit- nicht unter der Aufficht der Bergbehorde ftehen, 
erige Gigenthümer des Bergwerfs, kann inner-|fo fünnen die bei diefen Gemerbsanlagen be» 
alb jener Präckufivfriit von 3 Monaten die ſchäftiſten Arbeiter auf den gemeinfchaftlichen 
5ubhaftation auf feine Koften beantragen.*)/Untrag der legteren und der Werksbeſitzer durch 
: 160. Wird die Subhaftation nicht beantragt,|den Knappſchaftsvorſtand in den Knappicdaftd- 
der führt Ddiejelbe nicht zu dem Berfaufe deö|verein aufgenommen werden, — Die Snapp- 
zergwerks, jo ſpricht das Oberbergamt durchlichaftsvereine erlangen durch die Bejtätigung 
inen Beſchluß die Aufhebung des Bergmwerls-lihrer Statuten die Eigenjchaft juriftiiher Ber- 
igenthums aus. — Mit Diefer Aufhebung er-|fonen. F 166. Die bereits beftehenden Stnapp- 
öfäien alle Anſprüche auf das Bergwerk, von|jchaftövereine bleiben in Wirkjamleit. Der ge 
selcher Art fie auch fein mögen. $ 161. Er-Igenmwärtige Titel findet jedoch aud auf jie An— 
lärt der Eigenthümer eines Bergwerls vor derjwendung. Jhre Statuten find mit den or- 
3ergbehörde feinen arg ar Berzicht auf das [fchriften der SS 170, 176 und 181—186 in 
elbe, jo wird mit dieſer ärung nad $ 158 |Uebereinftimmung zu bringen.) — Die Beliger 
benſo verfahren, wie mit dem dort bezeichneten und Arbeiter der Hüttenwerfe und der dem ge— 
zeſchluſſe. — Die den Hhpothelengläubigern u.|genwärtigen Gejege nicht unterworfenen Aufbe- 
nderen Realberechtigten, jowie den privilegirten |reitungsanftalten, welche bereit3 einem Knapp— 
Hläubigern des Rheinischen Rechts im & 159 |fchaftövereine angehören, fcheiden auf ihren ge 
ingeräunte Befugniß fteht denjelben auch in|meinichaftlichen Antrag aus dem Vereine aus. 
ieſem Falle zu, und Hinfichtlicd der Aufhebung|$ 167. Die Beitimmung der Bezirke, für welche 
es Bergwerkseigenthums finden die Beltimm-|neue Knappſchaftsvereine gegründet werden follen, 
ıngen bed Z 160 ebenfall3 Anwendung. $ 162. hängt zunächſt von dem Beichluffe der Bethei- 
Rad) 8 161 ift auch dann zu verfahren, wennjligten ab. Kann hierüber eine Einigung nit 
er freimillige Verzicht auf dad Vergwerkseigen-jerzielt werden, jo enticheidet dad Oberbergamt 
hum nur einzelne Theile eine Feldes betrifit. kach Anhörung der Werköbejiger und eines von 
‚ 163. Bei jeder Aufhebung eines Bergwerk3-|den Arbeitern zu wählenden Auatchuffed.s) $168.*) 
igenthums darf der bisherige Eigenthümer die Alle in dem Bezirke eines bereitö beſtehenden 
Jimmerung und Mauerung des Grubengeväudes|oder neu gegründeten Knappſchaftsvereins bele- 
ur infoweit wegnehmen, als nach der Enticheid-|genen VBergwerke, Aufbereitungsanftalten u. Sa- 
ng der Bergbehörde nicht polizeiliche Gründe |linen ($ 165) und die auf m mi beichäftigten 
ntgegenftehen. 8 164. Die Koften, welche durch | Arbeiter find dem Vereine nad näherer Beitimm- 
ad im gegenwärtigen Titel angeordnete Ber-|ung des Statuts beizutreten berechtigt und ver- 
ahren ber der Bergbehörde erwachſen, Hat der pflichtet. — Berechtigt zum Beitritt find auch 
Jergwerldeigenthümer zu tragen. . [die Werlsbeamten, jowie die Verwaltungsbe— 


Giebenter Titel. » — —— Raffan, f. Ber: 
ordnumg vom 22, Febr. 1867: Wirt. 5. für alle im $ 165 
Bon den Knappſchaftsvereinen. des Berggeiehes genannten Arbeiter im Gebiete des u. 


8 165.) Für die Arbeiter aller dem gegen: |lisen Herzoytbums Raſſau joll ein allgemeiner Knappfcafts- 
s verein gegrimbet werden, welcher feinen Mitgliedern na 
yärtigen Geſetze unterworfenen va eg und näherer" ftimmung des Statuts die in $ 171 ander 4,5 =, 
[ufbereitungsanftalten, desgleichen Für die Ar-|6 genannten — zu gewähren hat. — Diefem Vereine 
eiter der Salinen, jollen Knappſchaftsvereine Im —* . —— ee tn ee 
. J ör . 314. — 
eſtehen, welche den Bwed haben, ihren Theil- Für die Leiftungen unter Nr. 1, 2 u. 3 des $ 171 follen auf 
ehmern u. ihren Angehörigen nad) näherer Be- —— Beten * —e * PA ein 
: ü » |geriktet werden, — Di reitd beſtehen nappſchaſtsver⸗ 
ammung dieſes Gejeges Unterjtägungen au ge eine follen ju foldyen Rrantenfaffen umgebildet werden. — 
— — Die Krankenkaſſen erlangen durch die Beſiätigung ihrer Sta— 
tuten die Eigenſchaft juriſtiſcher Perſonen. — Bun der Theil: 
i) In Schleswig⸗ Holſtein wird im den Fällen des $ 159 |nabıne an dem allgemeinen Knappſchaftsvereine, ſowie von 
ie abe Bee nad dem für das Eoncursverfahren dafelbft |der Umbildung zu Krantenkaffen, können diejenigen der bereits 
Ge 


eltenden te u. mit den gewöhnlichen Wirkungen bejfelben | beitehenden SKnappfchaftsvereine, melde nad ihren jegigen 
ollzogen [ | vom 12. März 1869 Art. 6). In Walded: | Statuten den Dlitgliedern ale im $ 171 umter 1— genann: 
yrmont find 


m Falle des $ 159 bie Vorjchriften für das |ten Leitungen gewähren, auf ihren Antrag durch Beſchluß 
Verfahren bei Subhaftationen in der Erecutunsinftanz analog |dbe8 Oberbergamts befreit werden. Auf Diefeiben finden als: 
rzumenden. Einer nochmaligen Vorladung ber Realpräten: | dann, bie — bes 7. Titels bes Berggeſetzes voll: 
mten bebarf es jebod) dabei nicht. Statt ber Tare wird von |jftä Anwendung. 

sm Nevierbeamten eine genaue Veſchreibung des Bergwerts] 2) Fuür bie Provinz Hannover ift durch Verordnung vom 
ngefertigt. Ein zweiter fteigerungstag muß außer ben|8. Mai 1867 Art. 10 an die Stelle bes 1. Abfages des F 166 
n Geſetz beftimmten Fällen aud dann angefegt werden, menn | folgende Beftimmung getreten: Die bereits beitehenden Ruapp- 
ner der Betheiligten im erjten Termine u. vor Ertheilung |jchaftsvereine bleiben in Wirkfamteit, — Der gegenwärtige 
:8 Zuſchlags ſich erbietet, binnen brei Tagen vom Mevierbes | Zitel findet jedoch auch auf fie —— u. find ihre Sta— 
men Beſcheinigung beizubringen, daß das erfolgte Gchot |tuten mit ben Vorſchriften beffelben in Uebereinftimmung zu 
icht angemefien erjheine u. dieſe Beſcheinigung dann inner |bringen. Etenfo für das vormalige Kurflirſtenthum Selen. 
alb biefer Friſt beibringt. Im vormaligen Herzogthum|die Stadt Frantfurt a. M. u. die vormals baheriſchen Landes 
taffau joll in dem Füllen des F 159 bie Verfteigerung nad) |tbeile [Berorbnung vom 1. Juni 1867 Art. 9); für Walbed- 
en für das Eoncursverfahren nah Najjauiihen Rechte bes | Pyrmont Geſetz vom 1. Yan. 1869 Art, 10]. 

ehenden Regeln und mit den Wirkungen dejjelben vollzogen | ?) Für Waldeck-Pyrmont bat $ 167 durch Geſetz vom 1. 
erden. Yan. 1869 Art. 11 folgenden Zuſatz erhalten: Es lann auch 
2) ©. Note zu F 135. — In Unfehurg der Unt ungss|von den Betheiligten oder bein u einer Einigung vom 
ıffen der Knappichaftsvereine ift durch das Geſetz über die Oberbergamt die — — mit benachbarten preußifehen 
ngejchriebenen vn vom 7. April 1876 nichts geäns | Bezirken oder Vereinen hlolfen werben. 

ert [$ 36 Ubf. 2 des Geſetzes]. 4, ©. die Note zu $ 135, 
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amten des Knappſchaftsvereins. F 169. Für;des Beitrags der Arbeiter ausmaden. $ 176. 
jeben neu gegründeten Knappſchaftsverein haben| Die Werföbefiger find bei Vermeidung des gegen 
die Werfäbefiger unter Mitwirkung eines von ſie ſelbſt zu richtenden Zwangsverfehrens ver- 
den Arbeitern zu mwählenden Ausfchuffes ein mit|pflichtet, für die Einziehung und Abführung der 
dem Gefeße in Uebereinftimmung jtehendes Sta-| Beiträge ihrer Arbeiter aufzutommen, — Auch 
tut aufzujtellen. Dafjelbe unterliegt der Beitä-j Haben die Werksbeſitzer ihre Arbeiter regelmäßig 
tigung des Oberbergamt3, welche nur verjagtjan den durd das Statut feitzujegenden Beit- 
werden darf, wenn das Statut den geſetzlichen punkten bei dem Knappſchaftsvorſtande anzumel- 
Beitimmungen zumiderläuft. — Wird das Statut|den. — Unterbleibt die Anmeldung, jo ift der 
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nad vorgängiger Aufforderung nicht innerhalb) Vorſtand befugt, die 8 


Jahres friſt vorgelegt, jo hat das Oberbergamt 
daſſelbe aufzuftellen. $ 170. Zu allen Abänder- 
ungen von Knappichaftsftatuten ift erforderlich, 
daß diefelben von den Betheiligten nah den 
— in das Statut aufzunehmenden näheren 

eſtimmungen beſchloſſen werden u. ſodann die 
Beſtätigung des Oberbergamts nach Maßgabe 
des $ 169 erlangen. 8 171. Die Leiſtungen, 
welche jeder Knappſchaftsverein nad näherer Be- 
fimmung des Gtatut3 feinen vollberedhtigten 
Mitgliedern mindeftens zu gewähren hat, find: 
1) in Kranfheitsfällen eines Knappſchaftsgenoſſen 
freie Kur und Arznei für feine Perfon, 2) ein 
entijprechender Krankenlohn bei einer ohne eigenes 
tobes Berfchulden entitandenen Krankheit, 3) ein 

itrag zu dem Begräbnißkoſten der Mitglieder 
und Invaliden, 4) eine lebenslängliche Invaliden- 
unterjtügung bei einer ohne grobes Berjchulden 
eingetretenen Arbeitsunfähigleit, 5) eine Unter» 
ftügung der Wittwen auf Lebenszeit, beziehungs- 
weije bis zu deren etwaigen Wiederverheirathung, 
6) eine Unterftügung zur Erziehung der Kinder 
verftorbener Mitglieder und Invaliden bis nach 
zurüdgelegtem 14. Lebensjahre. — Für die Mit- 
glieder der am wenigſten begünftigten Klafje find 
minbejtens die unter 1 und 2 genannten Leiſt⸗ 
ungen und, wenn fie bei der Arbeit verunglüden, 
aud) die unter 3 und 4 genannten zu gewähren, 
8 172. Für die Leiftungen unter 1, 2 und 3 
des 8 171 oder für einzelne derjelben können 
nad) dem gemeinjchaftlichen Beſchluſſe der Werls— 
bejiger, der Knappichaftsälteiten und des Knapp- 
(ha ftenorftande bejondere Krankenkaſſen auf 
jämmtlichen zu einem Knappſchaftsvereine gehö- 
rigen Werfen, und zwar auf jedem einzelnen 
Werke oder gruppenmweije auf mehreren, einge 
richtet werden. — Die für die Kranlenkaſſen nad) 
Vorſchrift des $ 169 aufzuftellenden Statuten 
unterliegen der dafelbit erwähnten Betätigung. 
— Die Beauffihtigung der Krankentafjen gehört 
u den Obliegenheiten des Knappſchaftsvorſtandes. 
En den Statuten des Knappſchaftsvereins find 
die näheren Beitimmungen hierüber, jowie über 
die bei der Abzweigung der Srantenfafien ein— 
tretende ——— der Beiträge zur Haupt- 
fafje zu treffen. $ 173. Die Anſprüche der Be- 
rechtigten auf die Leiftungen der Rnappicafts- 
und der Krankenkaſſen können weder an Dritte 
übertragen, noch auch mit Arreſt belegt werben. 


ahl der Arbeiter, für 
welde die Beiträge zur Knappſchaftskaſſe einge- 
zogen werden jollen, nad jeinem Ermefjen zu 
bejtimmen oder bei dem Oberbergamte den Er- 
laß eined GStrafbefehls gegen den fäumigen 
Werlöbefiger in Antrag zu bringen. $ 177. 
Ulle Beiträge zur Knappſchaftskaſſe wie zu dem 
Krankentafjen können, auf vorgängige Feitießung 
durch dad DOberbergamt, im Wege der Vermwalt- 
ungsegecution eingezogen werden. — Durd) Be- 
Ihreitung des Rechtsweges wird die Erecution 
nicht aufgehalten. $178. Die Verwaltung eines 
jeden Knappſchaftsvereins erfolgt unter Bethei- 
figung von Snappjchaftsälteften durch einen 
Knappſchaftsvorſtand. $ 179. Die Knappichafts- 
ältejten werden von den zum Vereine gehörigen 
Ürbeitern u. Beamten in einer durch das Statut 
beftimmten Zahl aus ihrer Mitte gewählt. — 
Auch den invaliden Arbeitern u. Beamten kann 
die Wählbarfeit durch das Statut beigelegt wer- 
den. — Die Knappſchaftsälteſten vertreten die 
Knappichaftsmitglieder bei der Wahl des Vor- 
ftandes und haben im Allgemeinen das Recht u. 
die Pflicht, einerjeits die Befolgung des Statuts 
durch die Anappichaftsmitglieder zu überwachen 
und anderjeit3 die Rechte der letzteren gegen- 
über dem Borftande wahrzunehmen. — Das 
Statut oder eine befondere Jnftruction ($ 181) 
regelt ihre Dienftoblie — $ 180. Die 
Mitglieder des Puaphiihe tsvorſtandes werden 
nach näherer Bejtimmung des Statut zur einen 
Hälfte von den Werköbefigern, beziehungsweije 
von den Repräjentanten, und zur anderen Hälfte 
von ben Knappichaftsälteften je aus ihrer Mitte 
oder aus ber Bahl der königlichen!) od. Privat- 
Bergbeamten gewählt. $ 181. Der Sinapp- 
ſchaftsvorſtand vertritt den Verein nah außen, 
leitet die Wahlen der Knappſchaftsälteften, er- 
wählt die Beamten und Werzte des Vereins, 
ihließt die Verträge mit denfelben, fowie mit 
den Apothelern ab, erläßt die erforderlichen Ju— 
jtructionen, verwaltet dad Vermögen des Vereins 
und bejorgt alle übrigen ihm durd, das Statut 
übertragenen Geſchäſte. $ 182. Die jährlich zu 
legenden Rechnungen müfjen nad vorgängiger 
Prüfung durd den Vorjtand den Knappichafts- 
älteiten und den Werksbeſitzern zur Einficht und 
etwaigen Erklärung offen gelegt werden, bevor 
der Vorſtand dem Kaſſenbeamten die Entlaftung 
ertheilt. F 183. Die Oberbergämter haben die 


174. Somol die Arbeiter, ald auch die Wertd-| Beobachtung der Statuten und insbejondere die 


efiger, haben zu den Knappſchafts- und den 
Krantenfafjen Beiträge zu leiften. $ 175. Die 
Beiträge der Arbeiter jollen in einem gewiſſen 
Procentiage ihres Arbeitölohnes oder in einem 
entiprechenden Fixum bejtchen. — Die Beiträge 
der Werksbeſitzer jollen mindeftens die Hälfte 


ftatutenmäßige Verwaltung des Bermögend zu 
überwachen. $ 184. Zur Ausübung diejes Auf- 
ſichtsrechts ernennt das DOberbergamt für jeden 


1) mn Walded Pyrmont „der königlich preufiihen ober 
fürſtlich waldedichen“ [Gefeg nom 1. Jan. 1869 Urt. 12]. 
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Knappfchaftsverein einen Commiſſar. — Derfelde für die ihnen überwieſenen Bergrediere die erſte 
iſt befugt, allen Sihungen des Knappſchaftsvor- Inſtanz in allen Geſchäften, welche nach dent 
ftandes, weldye ihm zu diefem Zwede mindeftens gegenwärtigen Gejege der Bergbehörde obliegen 
3 Tage vorher anzuzeigen find, beizuwohnen u. und nicht ausdrüdlich den Oberbergämtern über: 


jeden ftatutenwidrigen Beſchluß zu juspendiren. 
Bon einer jolden Euspenfion muß er dem Ober- 
bergamte fofort Anzeige machen. 8 185. Der 
Knappſchaftsvorſtand ijt jederzeit verpflichtet, dem 
DOberbergamte und deſſen Commifjar auf Ver— 
langen die Einficht der über feine Verhandlungen 
zu führenden Protofolle, der Kafjenbüder und 
der gelegten Rechnungen, ſowie die Revijion der 
Kaffe zu geftatten. — Auch hat derjelbe dem 
Oberbergamte die zur Statiſtik des inappichaits- 
wejens erforderlichen Nachrichten zu geben. $ 186. 
Beſchwerden über die Verwaltung des Vorſtan— 
des find bei dem Oberbergamte und in der wei- 
teren Inſtanz bei dem Handelsminiſter anzu: 


bringen. 
Achter Titel. 
Bon den Bergbehörden. 

$ 187. Die Vergbehörden jind: die Revier: 
beamten, die Oberbergämter, der Handelsminiſter. 
$ 188. Die Bezirke der Oberbergämter werden 
durd; Königliche Verordnung, diejenigen der 
Revierbeamten durch den Handelsminiſter feſt— 
geftellt.*) $ 189. Die Nevierbeamten bilden 


ı) a. Allerh. Erlaß vom 29. Juni 1861: 


Art. 3: Der Wirkungstreis der Kata 4 Oberbergämter 
wird —— — — 1) für das Oberbergamt zu 
Breslau die Prov.Ehlefien, Poſen u. Preußen; 2) für das Ober: 
bergamt zu Halle bie Provinzen Sachſen, Brandenburg und 
Bammen; 3) für das Oberbergamt zu Dortmund: a. die 
Brovinz Üetfalen mit Ausnahme des Herzogthums Weftfalen, 
der Graffchaften Wittgenftein-Wittgenftein und Wittgenſtein⸗ 
Berleburg, bes Fürjtentgums Siegen u. der Aemter Burbadı 
uub Neunfirhen; b. von ber Rheinprovinz bie Kreiſe Rees, 
Duisburg u. Effen, fowie bie nöretih der Düffeltorf-Schmel: 
mer Staatöftrafie enen Theile der Kreife Düffeldorf und 
Elberfeld ; 4) Flir Das Oberbergamt zu Bonn: a. die Rhein: 
provinz mit Ausfhluß der unter 3) b. bezeichneten Landes: 
tbeile; b. von der Provinz Wertfalen die unter 3) a. genann: 
ten, von dem Wirkungstreife bes Oberbergamts zu Dortmund 
ausgeſchloſſenen kandestbeile; c. die Hohenzollernſchen Lande, 

b, Berordbnung vom 6, März 18607: 


Art. 1. Der Bezirk des Oberbergamts zu Bonn umfaft 
vom 1. April d. J. an auch das mit Unferer Monardie ver: 
einigte Gebiet des vormaligen Herzogtbums Naffau, ſowie bie 
mit Unferer Monarchie vereinigten Yandestheile der Grofher: 
zoglich beififhen Provinz Oberbeffen u. die vormalige Land: 

afjchaft rg I einfhlichlid des Oberamtsbezirts 
Ireifenbeim. Art. 2. Mit_dem gedachten Tage geben be: 

glich der Berwaltung der DomanialsBergiwerte, Hütten: u. 

ammerwerfe, ſowie ber Ermittelung, Feititellung und Ein: 

bung der — eg die bisherigen Functionen des 

—— zu Wiesbaden auf das Oberbergamt zu 

onn n 


c) Berorbnung vom 25. Mai 1867: 


Art, 1. Der Bezirk des Oberbergamts zu Dortmund um: 
faßt vom 1. Yuli d. J. an auch die Yanddrofteibezirte Osna⸗ 
brũud und Auric des vormaligen Königreihbs Hannover, two: 
gegen alle übrigen Landestheile bes legteren von dem bezeich- 
Be Dre an ben Bezirk des Berg: u. Forſtauates zu 
&ı 1 bilden. Dem Berg: u. Forftarnte zu Clausthal wer: 
den in feiner Eigenihaft ald Bergbehörde alle Befugniffe und 

iegenbeiten eines Oberbergamtes bis auf Weiteres beige: 
legt. et 2. Mit dem 1. Quli d. 9. Be die Verwaltungen 
der Domatlialbergwerte, Eteinbrühe, Hütten:, Hammerwerfe 
». Salinen in den dur Art. 1. bezeichneten Bezirken ben für 
biefelben 7 Oberbergämtern unterworfen. — Der 
—— ter iſt mit der Unsführung dieſer Berordnung 
Sat. 


d. Berordbnung vom 24. Yuni 1867: 


tragın jind. — Sie handhaben insbejondere die 
Bergpolizei nad; Vorſchrift des Geſetzes. — Auch 
gehört zu ihrem Gejchäftäfteife die Wahrnehm- 
ung der Rechte des Staates hinſichtlich der Berg: 
werfsabgaben. $ 190. Die Oberbergämter 
bilden die Auſſichts- und Necursinftang für die 
Revierbeamten. — Unter ihrer Aufficht jtehen 
die Markſcheider. — Durch jie erfolgt die Prüf- 
ung uud Conceſſionirung der legteren, forwie die 
Wiederentziehung ertheilter Eoncefitonen. Sie 
überwaden die Ausbildung derjenigen Berjonett, 
welde ſich für den Staatsdienft im Bergfache 
vorbereiten. — Außerdem liegen den Oberberg- 
ämtern die demjelben im gegenwärtigen Gefeße 
ausdrüdlidy übertragenen Geichäfte ob. — Anner- 
halb ihres Geſchäftskreiſes haben die Oberberg. 
ämter die gejeglidden Befugniffe und Berpflicht- 
ungen der Regierungen. F 191. Gegen Ber- 
fügungen und Beicdhlüffe des Revierbeamten iſt 
der Recurs an das Oberbergamt, gegen Ber- 
fügungen und Beichlüffe des leßteren der Recurs 
an den Handelsminifter zuläſſig, infofeen das 
Geſetz denſelben nicht ——— ausſchließt. 
$ 192. Der Recurs muß binnen vier Wochen 
vom Ablaufe des Tages, an weldem die Ber- 
fügung oder der Beſchluß zugeftellt oder jonft 
befannt gemacht worden ift, eingelegt werden, 
widrigenfalld das Recursrecht erliiht. $ 198. 
In den Fällen, wo nad) den gegenwärtigen 
Gejepe ein Beſchluß des Oberbergamts erforder. 
lich ift, desgleichen gegen Verfügungen, melde 
eine Entſcheidung zwiſchen ftreitenden Parteien 


ber Bezirk des Oberbergamts zu Halle die vormals Königlich 
baneriihe Enclave Kaulsdo:f. Art. 2. Der Oberberg: und 
Salzwertsdirection zu Eaffel werben bis auf Weiteres alle 
Befugniffe u. Obliegenbeiten eines Oberbergamtes beigelegt. 
Der Bezirk derjelben umfaßt das mit unferer Monarchie ver: 
einigte Gebiet des vormaligen Kurfürftentbums Heffen u. der 
vormals füniglih bayeriſchen Landestheile, einfchliehlich der 
Euclave Kaulsdorf. Art. 3. Die Bermwaltungen der Doma: 
nialbergwerke, Hütten: und Hammerwerfe, Ealinen, Thon: 
gruben u. Steinbrüde bleiben wie bisher ber denfelben vor: 
gefegten Oberbergbehörde unterftellt. 


e. Berordnung vom 9, Febr. 1868: 


Art. 1. Die Oberberg: n. Salzwerksdirection zu Caſſel ift 
mit dem 1. März 1868 aufgehoben und der Bezirk derjelben 
mit dem Bezirk des Oberbergamts zu Clausthal vereinigt. 
Art. 2, Der Bezirk des Oberbergamts zu Elaustbal umfaßt 
vom 1. März 1868 ab: 1) das mit Unferer Monarchie ver: 
einigte Gebiet bed vormaligen Königreichs Hannover, mit 
Ausihluß der Fandorofteibezirte Osnabrüd u. Aurich; 2) das 
Gebiet des vormeligen Kurfürſtenthums Heffen u. ber vormals 
—— bayeriſchen Landestheile, mit Ausſchluß der Cutave 
Kaulsdorf; 8) die Provinz Schleswig-⸗Holſtein. — Durch Ver- 
ordn vom 30. Sept. 1870 iſt das in ber Grafſchaft Hohen⸗ 
ſtein be * Amt Neuſtadt von dem Bezirke des Oberberg— 
amts zu Elauätbal abgetrennt u, mit dem des Oberbirgamts 
zu Halle a. ©. vereinigt. 


f. ©. Berorbnung, betr. die Organifation der 
oberen Harzvermaltung in der Provinz Hanno: 
ver vom 9. Nov, 1857. 

g. für Walded: Pyrmont ift an Stelle des $ 188 
folgende Beftimmung getreten: 

Die Functionen des Handelsminifters bat der preufifche 
Handelöminifter, biejenigen des Oberbergamtes bas von let: 
terem zu beftimmende Oberbergamt wabrzunebmen. Die Func⸗ 
tionen ber Revierbeamten können vom Sandeldininifier preu⸗ 


Art. 1. Der Bezitt des Oberbergamts zu Bonn umfaßt fiſchen Kevierbeamten iibertragen werden (Geſetz vom 1. Jan. 
au das Gebiet * vormaligen * — Branffurt und *8 Art. 13), 
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enthalten, muß der Recurs innerhalb der im 8Die Bekanntmachung ber auf Grund der 88 198 
192 bejtimmten Frift bei derjenigen Behörde ein-/und 199 getroffenen polizeilichen Anordnungen 


elegt werden, von welcher die beſchwerende Ent- 


an den Bergwerksbeſitzer oder den Repräjentan- 


cheidung getroffen worden ift. Durch Einlegung |ten erfolgt durch Buftellung des Beſchluſſes des 


bei einer anderen Behörde wirb das Recursrecht 
nicht gewahrt. — In den Fällen, wo eine Gegen- 
partei vorhanden tft, wird derjelben die Recurs— 
Ihrift zur Beantwortung binnen einer vier 
wöchentlichen, vom Ablaufe ded Tages der Be- 
händigung beginnenden Frift mitgetheilt, Geht 
innerhalb dieler Frift die Beantwortung nicht 
ein, jo werden die Verhandlungen ohne Weiteres 
zur Recursentſcheidung —— 8 194. 
Die bei den Bergbehörden in Bergbauangelegen- 
heiten erwachſenden Koften fünnen von denjenigen 
‘Berjonen, welchen diefelben nad dem gegenwär- 
tigen Gejege zur Laſt fallen, im Wege der Ver— 
waltungserecution eingezogen werden. $ 196. 
Die Bergbeamten des Staated, deren Frauen 
und unter väterliher Gewalt ftehende Kinder 
lönnen im Verwaltungsbezirke der erfteren durch 
Muthung keine Bergwerke oder Kure erwerben. 
— Bu jolden Erwerbungen durch andere Redjtö- 
geihäfte unter Lebenden ift die Genehmigung 
des Handeldminifterd erforderlid). 
Neunter Titel. 
Bon der Bergpolizei. 

[Erfter Abichnitt. Won dem Erlaſſe bergpoli- 
eilicher Vorſchriften) $ 196.) Der Bergbau 
Heht unter der polizeilichen Aufficht der Berg- 
behörden. — Diejelbe erjtredt ſich auf die Sicher» 
heit der Baue, die Sicherheit ded Lebens und 
der Gejundheit ber Arbeiter, den Schuß der 
Oberfläche im Intereſſe der perſönlichen Sicher- 
heit und bed öffentlichen Berkehrs, den Schutz 
gegen gemeinſchädliche Einwirkungen des Berg- 
baued. — Diejer Aufficht unterliegen auch die 
in den 88 58 und 59 erwähnten Aufbereitungs- 
anftalten, Dampftefjel und Triebwerke, jewie die 
Salinen. $ 197. Die Oberbergämter find be- 
fugt, für ben ganzen Umfang ihres Verwaltungs. 
bezirls oder für einzelne Theile desjelben Bolizei- 
verordbnungen über die im $ 196 bezeichneten 
Gegenftände zu erlaffen. — Die Bertündigung 
biejer Verordnungen erfolgt durch das Amtsblatt 
der Regierungen, in deren Bezirk dieſelben Giltig- 
feit erlangen follen. $ 198. Tritt auf einem 
Bergwerte in Beziehung auf die im $ 196 be- 
zeichneten Gegenftände eine Gefahr ein, jo hat 
dad Dberbergamt die geeigneten polizeilichen An- 
ordnungen nad Vernehmung bed Bergwerts: 
befigerd oder ded Repräſentanten durch einen 
Beſchluß zu trefien. $ 199. Iſt die Gefahr 
eine dringende, jo hat der Revierbeamte ſofort 
und felbjt ohne vorgängige Vernehmung des 
Bergwerläbefigerd oder des Nepräjentanten bie 
zur Befeitigung ner Gefahr erforderlichen polizei- 
lichen Anordnungen zu treffen, gleichzeitig aber 
dem Dberbergamte hiervon Anzeige zu machen. 
— Das Oberbergamt hat die getroffenen Anord- 
nungen durch einen Beſchluß zu beftätigen oder 
wieder aufzuheben. Vorher ift die Vernehmung 
der genannten Perfonen nadzuholen. 8 200. 


N) S. bie Note zu $ 135. 


DOberbergamts, gg der Verfügung 
des Revierbeamten. — Die Belanntmadung an 
den Betriebsführer und die Grubenbeamten wird 
von dem Revierbeamten oder auf deſſen An— 
weijung dur Eintragung in das Zechenbuch 
bewirkt, welches zu dieſem Zwecke auf jedem 
Bergmwerle gehalten werden muß. — Soweit 
eine Bekanntmachung an die Arbeiter erforder- 
lich ift, geichieht diefelbe auf Anweiſung des 
Revierbeamten durch Berlejen und dur Aus« 
hang auf dem Werte. Ban Sm den Fällen 
des $ 199 muß mit der Ausführung der polizei- 
lihen Anordnungen des Nevierbeamten ohne 
Nüdfiht auf die vorbehaltene oberbergamtliche 
Beitätigung oder Wiederaufhebung fofort ber 
gonnen werden. — Die Ausführung diefer An- 
ordnungen wird durch Einlegung des Recurjes 
nicht aufgehalten. $ 202. Werden die auf 
Grund der $$ 198 und 199 getroffenen polizei- 
lien Anordnungen nicht in der bejtimmten Frift 
durch den Bergwertsbejiger ausgeführt, jo wird 
die Ausführung durdy den Mevierbeamten auf 
Koften des Bergwerksbeſitzers bewirkt. $ 208. 
Sobald auf einem Bergwerke eine Gefahr in Be- 
— die im & 196 bezeichneten Gegen— 
tände eintritt, hat der Betriebsführer und im 
Verhinderungsfalle der denjelben vertretende 
Grubenbeamte dem Revierbeamten Anzeige hier- 
von zu machen. 

[Zweiter Abſchnitt. Bon dem Verfahren bei 
Unglüdsfällen.] $ 204. Ereignet ſich auf einem 
Bergwerle unter oder über Tage ein Unglüds- 
fall, welcher ben Tod oder die ſchwere Verletz- 
ung eiuer oder mehrerer Perjonen herbeigeführt 
hat, jo find die im $ 203 genannten Berjonen 
sur —— —*8 = = Revierbeamten 
und an Die näd olizeibehörde verpflichtet, 
$ 205. Der Revierbeamte ordnet die * Ret · 
tung der verunglüdten Perſonen oder zur Ab— 
wendung weiterer Gejahr erforderlichen Mafregeln 
an. — Die zur Ausführung diefer Maßregeln 
nothwendigen Arbeiter und Hilfsmittel hat der 
Befiger des Bergwerks zur Verfügung zu ftellen. 
— Die Befiger benachbarter Bergwerte find zur 
Hilfeleiftung verpflicdytet. $ 206. Sämmtliche 
Koften für die Ausführung der im 8 205 ber 
zeichneten Maßregeln trägt der Befiger des be- 
trefienden Bergwerks, vorbehaltlidy des Regreh- 
anſpruchs gegen Dritte, weldye den Unglüdsfall 
verſchuldet haben. 

[Dritter Abſchnitt. Bon den Uebertretungen 
bergpolizeiliher Vorſchriften) $ 207. Ueber- 
tretungen der Borjchriften in ben SS 4, 10, 66, 
67, 69, 71, 72, 73, 74, 80, 85, 93, 163, 200, 
201, 203, 204 und 205 werden mit Geldbufen 
bis zu 150 M beitrafl. — In den, Fällen 
88 67 und 69, jomwie 73 und 74 tritt dieje 

trafe auch dann ein, wenn auf Grund der 88 
70 und 75 ber Betrieb von der Bergbehörde 
eingeitellt wird. $ 208. Uebertretungen der 
von den Bergbehörden bereits erlafjenen, ſowie 
ber von den Oberbergämtern auf Grund des 
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197 noch zu erlaſſenden Polizeiverorbnungen]$ 212 genannten Qandestheile fommen der dritte 
nterliegen der Strafe des $ 207. — Dieſelbe Abſchnitt des dritten Titel®, der fiebente und 
Strafe findet bei Uebertretungen der. auf Grund|der neunte Titel de3 gegenwärtigen Gejepes in 
er 88 198 unb 199 getroffenen polizeilichen] Anwendung. — Das Mandat vom 19. Auguft 
(nordnungen Anwendung. $ 209. Ueber bie|1743, das Regulativ' vom 19. October und 13. 
lebertretungen der bergpolizeilichen Vorſchtiften November 1843 und das Gefeg vom 1. Juni 
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$$ 207 und 208) find von dem Revierbeamten 
3rotofolle aufzunehmen. — Dieje Protololle 
erden der Staatdanmwaltichaft!) zur Verfolgung 
bergeben. — Die Enticheibung ftegt den ordent» 
ichen Gerichten zu. Diejelben haben hierbei nicht 
ie Nothwendigkeit oder Zwedmäßigfeit, jondern 
me die gejegliche Giltigkeit der von den Berg- 
ehörden erlaffenen polizeilihen Vorſchriften zu 


rüfen. 
Behnter Titel?) 
Provinzialrechtlihe Beſtimmungen. 

8 210. In denjenigen Landestheilen, in wel 
hen das unter dem 19. April 1844 publicirte 
Brovinzialreht für Weftpreußen Unmendung 
indet, find nur Gteinfalz und Soolquellen den 
3eftimmungen des gegenwärtigen Gejepes unter- 
vorfen. — Auf dem Brammfohlenbergbau in 
riefen Qandestheilen jollen jedod der dritte Ub- 
chnitt des dritten Titeld (von den Bergleuten), 
ver fiebente Titel (von den Knappſchaftsvereinen) 
ınd der neunte Xitel (von der polizei) An⸗ 
vendung finden. $ 211. Bon den Beftimmungen 
‚es — Geſetzes ſind ausgenommen 


‚ie Eiſenerze PR dem Herzogthum Schlefien 
nd der Grafichaft Glak, 2) in Neuporpommern 
ınd auf ber 


ollernjchen Landen. $ 212.°) Die Befig- und 
techtöverhältnifje bei Stein- und Braunkohlen: 
) in den vormal® zum Königreiche Sachſen ge- 
rigen Landestheilen der Provinz Sachſen, mit 
(usichluß der Grafihaften Mansfeld und Barby, 
es Amtes Gommern und der ftandesherrlichen 
jebiete ded Grafen von Gtolberg-Stolberg und 
on Stolberg-Roßla, 2) in ben vormald zum 
:önigreihe Sachſen gehörigen Landestheilen der 
zrovinz Brandenburg, insbefondere in der Stan 
esherrichaft Baruth und den Ämtern Züterbogt, 
Jahme, Belzig und Nabenftein nebſt enclavirten 
ag Drten, jowie in den vormals 
um ije Wittenberg gehörigen Ortjchaften 
}lanlenfee und Stangenhagen, 3) in dem Marl. 
rafenthum Oberlaufig, 4) in dem Markgrafen» 
zum Niederlaufig, mit Einfhluß der Herridaft 
zonnenwalde, jowie der Ämter Dobrilugf, Finfter- 
yalde und Senftenberg, jollen wie bisher auf- 
echt erhalten werden. $ 213. Für die im 


njel “i und 3) in den Hohen: 


1) Im v igen Sarg um Naffau find an Stelle ber 
jtaatsanwaltihaft die zuftändigen Gerichte 
ung vom 22. Febr. 1867 Art. 7). Hinfichtli der Competenz 

—— ae Be r gelten bie allge 
reinen tiften ung des bvormaligen ⸗ 
yums Naſſau über Boligeiüberrtetungen u. correctionele E 
eben, insbefondere auch die Berordnimg, betreffend das Ber: 
ıhren bei Polizeivergeben, vom 4. Yan. 1855. 

I] Diefer Titel, fowie die $$ 220, 240, 243, 244, 245 erfler 
ag, 246, 247 und 248 find für Walde: Pyrmont ausge: 
ıllen Geſetz vom ı. Yan. 1869 Art. 14]. 

3) $5 212 u. 213 find durch bie ng inte 
ie Rechtöverhältniffe des Stein: u. Brauntohlenbergwerts 
—“ Landestheilen, in welchen das kurflirſtlich⸗ ſachſiſche 
ſtandat vom 19. Aug. 1743 Gefegesfraft bat, vom 22. (Febr. 
569 $ 11 aufgehoben. S. Braunfohlen:Bergwerte, 


1861 bleiben in Kraft. $ 214. In den links— 
rheinifchen Zandestheilen bleiben die Dadjichiefer- 
brüde, die Traßbrüche und die unterirdijch be- 
triebenen Mühlſteinbrüche auch fernerhin der 
volizeilihen Beauffihtigung durch die Bergbe- 
hörde unterworfen.) — Auf diejelben finden der 
fiebente und der neunte Titel ded gegenwärtigen 
Geſetzes Anwendung. 
Elfter Titel 
Uebergangsbeftimmungen. 

8 215. Die Felder der bei dem Eintritt der 
Geſetzeskraft des gegenmärtigen bit einge- 
legten Muthungen und beitehenden Bergwerke 
find nad) Maßgabe besjelben (SS 26 ff.) auf ben 
Untrag des Berechtigten, wenn fie gejtredte find, 
in gevierte Felder umzumandeln, und wenn fie 
gevierte Felder find, bis zu der zuläffigen Aus- 
dehnung ($ 27) zu erweitern. — Ein folder 
Antrag gilt in Beziehung auf das begehrte freie 
Feld als — — — Bei conſolidirten * 
werfen kann der Antrag —— einzelne Fe 
geſtellt werden. — Ein eiterungsantrag iſt 
nicht mehr zuläſſig, wenn er nicht binnen ſechs 
Monaten nach Eintritt der Geſetzeskraft dieſes 
Geſetzes bei der zur Annahme von Muthungen 
—— Bergbehoͤrde ($ 12) geſtellt worden iſt. 
8 216. Bon dem durch einen Umwandlungs⸗ 
oder Ermweiterungdantrag ($ 215) begehrten Felde 
dürfen die gejtredten Felder anderer Bergwerfe 
nur dann ganz oder theilweije umſchloſſen wer» 
den, wenn bie Eigenthümer diejer Bergmwerfe auf 
eine desfallſige Aufforderung der Bergbehörbe 
jich mit der Umſchließung ihrer Felder ausdrück- 
lich einverjtanden erllären. — Tritt dieſe Bor- 
ausſetzung nicht ein, jo muß ber Antragiteller 
ſich eine entiprechende, nöthigenfall® durch einen 
Beihluß des, Oberbergamts feitzuftellende Be- 
ſchränkung des begehrten gevierten Feldes ges 
fallen laſſen. $ 217. Mehrere Ummwandlungs- 
anträge, welche auf das nämliche Feld gerichtet 
jind, begründen für jeden der Antragiteller ein 
gleiches Recht. Dasjelbe gilt von meyreren Er- 
mweiterungdanträgen, welche auf das nämlice 
Feld gerichtet find. — Bei einer ſolchen Eollifion 
bildet, inſoweit eine vertragsmäßige Einigung 
nicht zu erzielen ift, die Theilung in gleiche Theile 
die Regel. — Das Dberbergamt iſt jedoch be- 
fugt, bei der Berleihung von diefem Theilungs- 
verhältniffe abzumweichen, injoweit ſich dies Fir 
einen zwedmäßigen Betrieb als erforderlich dar- 
ftellt. 8218. Diejenigen Ummandlungsanträge, 
welche innerhalb ſechs Monaten nad) Eintritt 
der Geſetzeskraft diejed Gejeges bei der zur An— 
nahme von Muthungen befugten Bergbehörde 
(8 12) eingehen, gewäßren den auf Grund diejes 
Geſetzes eingelegten Muthungen und Erweiter- 


in/ungsanträgen gegenüber ein Vorzugsrecht auf 


1) ©. Note 3 zu $ 1 dieſes Gefehes. 
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das im $ 27 beſtimmte Feld. — Bon den ge-,ung auf den durch die bisherigen Geſetze beſtimm 
vierten Feldern der Muthungen, weldje innerhalb ten Ansbeuteantheil an dem Bergwerte zu. — 
diefer Frijt eingelegt werden, dürfen die gejtred- |Durd die nad) $ 9 des Knappſchaftsgeſetzes vom 
ten Felder bereitö bejtehender Bergwerte ohne 10. April 1854 erfolgte Aufhebung der beiden 
ausdrüdliche Einwilligung der Eigenthümer auch Freiluxe für die Knappichafts- und Armenkafje 


dann nicht umfchloffen werden, wenn Seiten? 
der legteren Feine Ummandlungsanträge gejtellt 
find. $219. Wird das Eigenthum eines Berg- 
werks, defien geitredtes Feld von dem gevierten 
Felde eines anderen Bergwerls umſchloſſen it, 
nad) dem ſechſten Titel des — Ge⸗ 
ſetzes aufgehoben, ſo hat der Eigenthümer des 
anderen Bergwerls, welchen die Bergbehörde von 
der Aufhebung in Kenntniß zu ſetzen hat, ein 
binnen vier Wochen nach dieſer Bekanntmachung 
auszuübendes Vorzugsrecht auf die Vereinigung 
des geſtreckten Feldes mit ſeinem gevierten Felde. 
— Die Vereinigung wird durch einen Nachtrag 
zur Berleihungsurfunde ohne weitere Förmlich— 
feiten ausgeſprochen. $ 220. Den im Kreije 
Weglar auf Grund ber 8$ 156 und 157, Th. 2, 


iit weder die Quote des Ausbeuteantheild ber 
übrigen Freikurberechtigten, nod die Zahl der 
———— Kure verändert worden. — Die 
blöjung der Freifure bleibt der freien Ber- 
einigung der Betheiligten vorbehalten. $ 225. 
Nach dem Eintritt der Geſetzeskraft des gegen» 
wärtigen Gejeges kann ein Recht auf Mitbau 
zur Hälfte, wo ſolches bisher gejeglich beſtanden 
hat, nur noch alddann in Anſpruch genommen 
werden, wenn die Erflärung, mitbauen zu wollen, 
bereits vor jenem Zeitpunkte rechtzeitig abgegeben 
oder die dreimonatliche Friſt zur Abgabe diejer 
Erklärung nod nicht abgelaufen iſt. — Alle An— 
ſprüche auf das Recht des Mitbaues zur Hälfte, 
bezüglich deren die vorgejchriebene Aufforderun 
zur Geltendntahung unterblieben ift, müfjen bei 


Tit. 16 des Allg. Landrechts mit gevierten el-| Vermeidung der Prälfufion innerhalb eines 
dern verliehenen Bergwerlen fteht die ewige Teufe) Jahres von dem vorbezeichneten Zeitpunkte an 
nad; jentrechten Ebenen zu.) 8221. Wer aufldurd Fr Klage geltend gemad)t werben. 
Grund einer vor dem Eintritt der Geſetzeskraft 226. Die Rechtsverhältniſſe der bei bem 
des gegenwärtigen Gejeges eingelegten Muthung |Eintritt Der Geſetzeskraft des gegenwärtigen Ge- 
auf das Feld eined zu bderjelben Beit bereits|jeges in, den rechtsrheiniſchen Landestheilen bes 
beitehenden Bergwerks oder auf Theile desjelben|jtehenden Gewerkichaften find, ſoweit es an ver« 
ein Borzugsrecht zu haben glaubt, muß letzteres tragsmäßigen Berabredungen fehlt und nicht in 
innerhalb eines Jahres, von jenem Zeitpunktelden nachfolgenden SS 227 bis 239 etwas Anderes 
an, durch gerichtliche Klage gegen den Bergwerkö-|beftimmt ift, nad den Vorjchriften des vierten 
eigenthümer verfolgen. — Wer von dieſer Frift|Titeld zu beurtheilen.?) $ 227. Die 88 94 
feinen Gebrauch macht, ift feines etwaigen Bor-|bit 98, 101, 103, 105, 106, 108, 109 und 110 
zuasrechts auf das Feld verluftig. $ 222. So-|finden auf die beftehenden Bergwerte keine Ans 
weit das gegenwärtige Geſetz auf die bereit3 be-|wendung. 8228. Die feitherige Kureintheilung 
jtehenden Bergwerke überhaupt Anwendung findet, | bleibt beftehen. Jedoch kann von jest an ein 
unterliegen den Beftimmungen bdesjelben auch Kux nur nod in Behntheile geteilt werden. — 
diejenigen Bergwerle, welche den jeitherigen ge-| Die Kure behalten die Eigenjchaft der unbeweg- 
jeglichen Vorſchriften gemäß auf Mineralien be- [lichen Saden. $ 229. Die einzelnen Gewerken 
techtigt find, die der $ 1 dieſes Geſetzes nicht werden, jomweit die Einrichtung des Hypotheken. 
* aufführt. $ 223. Nach dem Eintritt der weſens dies geſtattet, ald Eigenthumer ihrer 
Geſetzeskraft des gegenwärtigen Geſetzes findet Kuxe in das Hypothekenbuch eingetragen. F 230. 
eine Berleihung von Erbſtollenrechten nicht mehr|Die einzelnen Gewerken können ihre Kure zur 


ftatt. — In Unfehung der bereits beftehenden 
Erbjtollengerechtigleiten , insbeſondere auch der 
Aufhebungsarten, verbleibt es bei den Bejtimm- 
ungen der feitherigen Geſetze. — Im Geſetzes 
bereiche des Allgemeinen Landrechts bedarf es 


Hypothek ftellen. — Eine Verpfändung des gan« 
zen Bergwerls durch Mehrheitsbeihluß ($ 114) 
tft nur dann zuläffig, wenn die einzelnen Rure 
nicht mit Hypotheken belaftet find. Anderen 
Falls ift Einftimmigkeit erforderlid. 8 231. 


jedoch zur Befreiung eined Bergwerks von den|Bei der Beräußerung und Verpfändung von 


Erbftollengebühren durch eine Wafjerhaltungs- 
maſchine einer befonderen Verleihung der Erb- 


Kuren kommen die für Grundftüde gegebenen 
Beitimmungen zur Anwendung. $ 232. Ber 


ftollengerechtigkeit für dieje Mafchine nicht mehr;|s 107 findet mit der Maßgabe Anwendung, daf 


es genügt, wenn die jonftigen Bedingungen ber 
Enterbung nad) den 88 468 ff., Th. 2, Zit. 16 
des Ullg. Landrechts vorhanden find. Erbjtollen» 
rechte erwirbt eine folde Waſſerhaltungsmaſchine 
für fi nicht. 4 


ein 


die Erhebung der Beiträge beſchloſſen jein muß, 
bevor der jeitherige Eigenthümer der Kure die- 
felben veräußert hat. F 233. Someit die bes 
reitö bejtellten Repräfentanten und Grubenvor- 


‚ Bei Bergmwerkdeigen-|jtände mit bejonderen Vollmachten verjehen find, 
thum, welches nach dem Eintritt der Geſetzeskraft behält es bei denjelben fein Bewenden. — In 
des gegenwärtigen Geſetzes verliehen wird, findet |Uebrigen ift von der Anwendung ber 8$ 119 bis 

Aufpruch auf Freifure irgend einer Urt nicht 126 und 128 auf diefe Repräfentanten und 


m 


mehr ftatt. — Den bereits vor dieſem Zeitpunfte| Grubenvorftände nur die Beitimmung des $ 121 
von Kirchen und Edjulen, von dem Schlefiichen|über die Führung des Gewerkenbuchs und die 
Freifuggelderfonds und von Grundbefigern er⸗ Ausfertigung der Kuxrſcheine ausgeichlofien. 


worbenen Freiluxen fteht nur eine Realberechtig- 1 Diefer ymädß für die seihtörheiniden perufiichen Lan⸗ 
—— ar bestbeile erlafiene $ 226 findet aud in Walded: Pyrmont 


V S. Note zu Tit. 10, Anwendung Geſetz vom 1. Jan. 1869 Art. 15]. 


— 
Berggeſetz. 


115 


—— In den Fällen der g8 130 bis 132 er⸗Kuxe, welche an die Stelle der verpfändeten An- 
olgt der Verkauf des Untheild im Wege deritheile treten, in der unter denielben durd) ihre 
nothwendigen Subhaftation und die Zufchreibung ——— begründeten Rangordnung als 


des unverlkäuflichen Antheils im Hypothekenbuche, P 


letzteres, ſoweit die Einrichtung des user 
weſens dies geftattet. $ 235.1) 8 256. So 
weit nicht etwas Anderes vereinbart ift, baften 
den jeitherigen Hypothetengläubigern die neuen 


1) Gefeg vom 9. April 1873: 

Art. 1: Im dem Allg. Dergaefege dv. 24. Juni 1865 wird 
ber $ 235, wie nachſtehend angegeben, —— 8235 a. 
Durch einen von einer Mehrbeit von mweniaftens %4 aller Kure 
gefaßten Beihluf, kann, foweit nicht vertragsmäßige Verabred⸗ 

en entgegenfichen, jede bereits beſtehende Gemwerti 

denjenigen Beftimmungen des 4. Titels, welche nad) $ 227 
bie befiehbenden Bergwerke feine Anwendung finden, unters 
werfen u. insbefondere die Zahl ber Aure auf 100 od. 1000 
mit ber Wirkung beitimmen, daß die neuen Hure die Eigen: 
f&aft ber beweglichen Sahen haben. — Steben ber vorbe⸗ 
neten Eintbeilung außergewöhnliche Schwierigkeiten ent 
‚ fo fann nit ehmigung des Miniſters für Handel, 
und öffentliche Arbeiten ausnahmsweiſe eine andere 
Zn Kure beftimmt werben. 6 235 b. Der Beſchluß der 
rffchait unterliegt ber Beftätigung des Oberbergamts. — 
Dis Protokoll über die Gewerfverjammlung, in welcher ber 
Beſchluß gefaßt wird, iſt notariell oder gerichtlich aufzuneb- 
men u. Ausfertigung dem Oberbergame einzure Wo 
die Einrihtung bes Hppotbetenmeiens es geitattet, bat bie 
Hopothetenbebörbe den Beihlug auf Grund einer Ausfertigs 

ung bes Protololls im —— 76 vermerten u. 
Oberbergamte eine beglaubigte Abſchrift bes Vermerk! mitzus 
tbeilen. Die Löihung des Vermerts erfolgt auf Antrag des 
Oberbergamts. 8235 c. Wenn auf gemerfichaftlihen An: 
tbeilen Privilegien bes Nheinifhen Rechts oder Hypothelen 
baften, jo wird der weientliche Inhalt des Beichlufjes, insbes 
fondere die Zahl der neuen Kure durch das DOberbergamt ben 
aus dem Hupotbetenbuche oder ans ven Rheiniſchen Hypothe⸗ 
fenregiftern erfihtlihen Berechtigten, infofern deren ausdrüd: 
liches Ginverftändnig mit dem Beichluffe nicht beigebracht iſt, 
unter Berwerfung auf diefen u. die beiden nachſehenden Pa: 
rapben befannt gemadt. — jedem falle erfolgt dieſe 
anntmadung durch bas Amtsblatt der Regierumg, in beren 
Bezirt das Bergwert * 5 235 4. Die privilegitten Glau⸗ 
biger des Rheiniſchen Rechts, ſowie die Hypotbeiengläubiger 
tönnen ihre Befriedigung vor der Verfallzeit verlangen, ſoweit 
dies die Natur ihres a geitattet. — Dieſes Red 
muß binnen 3 Monaten nad Ablauf des Tages, an weldyem 
die Belanutmahung zugeitellt, beziebung das die Be 
— rn Key renige —— a — 
age geltend gemacht u. binnen derſelben 
3 Monate muß dem —— bie erfolgte Klageanitellung 
nachgewiefen werben. eingeflagte Unſpruch mur unaus: 
— ne weiter verfolgt werden. Die Nichlbeobachtung 


Li 


.. 


rihriften zieht den Berluft bes Rechts nah fich B 


5235 e. Sind privilsgirte Gläubiger des Rheiniſchen Rechts 
oder Hupothelengläubiger nicht vorhanden, oder haben dieſel⸗ 
den von bem ihnen beigelegten Recht, ihre Befriedigung vor 
der mern 3. verlangen, feinen Gebrauch gemacht, oder 
find beren te nad ben vorftebenden Beflimmungen oder 
um Wege der gütlihen Einigung erledigt, fo bat Das Ober: 
bergamt ben Beichtuß zw beitätigen u. bie erfolgte Betätigung 
dur das Amtsblatt ber Regierung, in deren Bezirk bas 
Bergwert liegt, belannt zu machen. 5235 f. Privilegirte 
Gläubiger des Rheiniſchen Rechts, fom:e Hypothelen —— 
teren —*— oder Nealr cht erſt nach dem Tage 
Ausgabe bes die Bekanntmachung des Beſchluſſes enthaltenden 
Umtsblatte®, beziebungämeife nad der Eintragung des Ver: 
merts den Beihlug im SHnpotbelenbuche entitanden  ift, 
find den rechtlichen Folgen des Beichluffes ohne Weiteres un: 
serworien. 6 235 g. Bleiben bei der neuen Eintbeilung über: 
Aeßende Kurtbeile zurüd, jo erfolgt nad geſchehener Zuſam⸗ 
menfcgung zu ganzen Kuren auf Grund bes beftätigten Be: 
Idtufies bie nothwendige Eubhaftation derjelben auf Antrag 
dee Repröfentanten oder Grubenvorftandes durd den zuitän- 
Ligen Richter, infofern nicht bie an den überfchiegenden Kurs 
teilen betbeiligten Gewerlen über bie anderweitige Zufammen: 
biefer Auztbeile ein Uebereinfommen getroffen und ber 
aft vorgelegt haben. Wit der. Eubhaitation erlöfchen 
alle Privilegien Nheinifhen Rechts, Realrechte u. Hypo⸗ 
Seen, welche auf den überſchießenden Kurtheilen baften. — 
Die Koften ber Enbbaftaticn fallen der Gewerkſchaft zur Laſt. 
Urt. 2. Die in den bisberisen Gefegen geihebene Hinmeifung 
auf den $ 235 Des Allgemeinen Berggefeges bezieht fih forran 
anf ten Paragrapben in jeiner voritebendb abgeanberten @eftalt, 


Grotefend, Polizei:?eriton. 


and. — Wo nah der Einrichtung des Hypo« 
thefenwefens die auf den gewerficdyaftlichen An— 
theilen haftenden Hypothelen und anderen Real- 
anſprüche in der zweiten und dritten Rubrik des 
Hypothekenfoliums eingetragen find, werden die— 
jelben von diefem Folium wörtlich in die Rur- 
ſcheine übertragen. — Die Löſchung diejer Ver- 
merke erfolgt nah ben für die Löſchung im 
ar an en maßgebenden Vorſchriften. 
37. Iſt ein Antheil nad) — 236 mit Pfand⸗ 
rechten, welche an die Stelle jeitheriger Hypo— 
thefen getreten find, belajtet, jo wird der darüber 
außgefertigte Kurſchein, fofern nur ein feitheriger 
Hypothelengläubiger vorhanden ift, diefem aus- 
ehändigt, jofern aber zwei oder mehrere jolche 
läubiger vorhanden And, für Dieje von der 
Hypothefenbehörde ($ 239) in Gewahrſam ge- 
nommen und aufbewahrt. $ 238. Der Ber- 
fauf von Kuricheinen Behufs Befriedigung feit- 
heriger Hppothefengläubiger erfolgt im Wege 
der Mobiltarverfteigerung ($ 109), — Der Ber: 
jteigerungstermin iſt fämmtlichen aus dem Kur- 
ſcheine erfichtlichen Realberecdhtigten befannt zu 
machen. — Durch den Verkauf erlöichen alle 
Nealaniprühe auf den verfauften Antheil. — 
Der gelöfte Kaufpreis wird unter bie Gläubiger 
nad) der Rangordnung ihrer Forderungen ver- 
theilt. $ 239. Wenn und jo lange infolge 
ber Ausführung eines unter den 8 235 fallenden 
Beſchluſſes Antheile einzelner Gewerken mit 
Pfandrechten, welche an die Stelle feitheriger 
Hypotheten getreten, belaftet find, erfolgt die 
Führung des Gewerlenbuchs und die Ausfertig- 
ung der Kuxſcheme (88 103 und 121) durch die 
Hypothelenbehörde, welche dad Hypothenbuch über 
das Bergwerk jelbft zu führen hat. $ 240.' 
In den Redtöverhältniffen der Mitbetheiligten 
der bei dem Eintritt der Geſetzeskraft des gegen- 
wärtigen Geſetzes in den lintörheinifchen Landes» 
theilen im Beſitze mehrerer Perſonen befindlichen 
ergwerfe wird durch dieſes Gejeg nichtd geän- 
dert. Jedoch finden die Beitimmungen ded $ 134 
auch auf diefe Bergwerfe Anwendung. — Du 
einen von einer Mehrheit von wenigſtens drei 
Biertheilen aller Antheile gefaßten Beihluß 
fönnen die Mitbetheiligten eines ſolchen Berg- 
werf3 die im vierten Titel des gegenmwärtigen 
Geſetzes ($$ 94—132) enthaltene gewerkſchaftliche 
Verfaſſung arinehmen, ſoweit nicht vertrags- 
mäßige Verabredungen entgegenftehen. — Der 
Beihluß ift notariell aufzunehmen. $ 241. 
Auf Fälle, in welchen vor Eintritt der Gejepes- 
kraft des gegenwärtigen Gejeges für den Betrieb 
ded Bergbaues Grund umd Boden eigenthümlich 
oder zur Benugung abaetreten it, kommen nicht 
die 88 137—141, jondern die bisherigen Geſetze 
zur Anwendung. 
Zmölfter Titel. 
Schlußbeftimmungen. 


8 242. Wo in dieſem Gejege eine Frift nad 
Monaten bejtimmt it, fällt ber Ablauf der Frift 


)e. Note zu Titel 10. 
10 


146 


Berggejch. 


auf denjenigen Tag des letzten Monats, welder|fionen wird durch Fönigliche Verordnung beftimmt. 
durch feine Zahl den Tage des Anfangs der — Die befonderen Bejtimmungen über die Ein- 


Friſt entipricht. Fehlt diejer Tag in dem legten 
Monate, jo läuft die Friſt mit dem legten Tage 
diejes Monats ab. $ 243. Das gegenwärtige 
Berggejeß tritt im ganzen Umfange der Monarchie 
mit dem 1. October 1865 in Kraft.) $ 244, 
Mit diefem Zeitpunfte treten außer Kraft: die 
Provinzial-Bergordnungen, die $$ 6 und 69 bis 
480 des 16. Titeld im zweiten Theile des Allg. 
Preußifchen Landrechts, dad Gemeine Deutiche 
Bergrecht, die Declaration vom 27. October 1804, 
das Gejep über die Verleihung des Bergeigen- 
thums auf Flößen vom 1. Juli 1821, das Ge- 
fe über die Verhältniſſe der Miteigenthümer 
eine8 Bergwerks vom 12. Mai 1851, das Kinapp« 
ſchaftsgeſetz vom 10. April 1854, bad Geſetz über 
die Beaufjichtigung des Bergbaued und das Ber- 
hältniß der Berg- und Hüttenarbeiter vom 21. 
Mai 1860, mit Ausichluß der $5 16, 17 u. 18 
und des 8 19, ſoweit derfelbe fi auf $ 18 be- 
zieht,*) das Geſetz über die Competenz der Ober- 
bergämter vom 10. Juni 1861, das linksrheiniſche 
Bergwerksgeſetz vom 21. April 1810, das Decret 
über die Organifation des Bergwerlscorps vom 
18. November 1810, das Bergwerkd,Polizeidecret 
vom 3. Januar 1813 und alle übrigen allge- 
meinen und bejonderen Gejege, Verordnungen 
und Gewohnheiten über Gegenjtände, auf welche 
das —— Geſetz ſich bezieht. 225. 
Für die Verwaltung der Bergbauhilfskaſſen bleibt 
das Geſetz vom 5. Juni 1863 maßgebend. 3) — 
Desgleichen wird an den Borfjchriften über bie 
Entrihtung, Ermittelung und Einziehung der 
Bergwerlöabgaben dur das gegenwärtige Ge- 
jeg nicht8 geändert.) — Die biöher von den 
Bergbehörden erlaffenen Bergpolizei » Verord- 
nungen bleiben, foweit fie nicht mit dem gegen- 
wärtigen Gejege in Widerfprud ftehen, in Kraft. 
$ 246.5) Die bisher von bejonderen Berghypo- 
thefen-Gommiffionen®) geführten Berghypothefen- 
bücher ſollen an bie ordentlichen Gerichte abge- 
geben werben.) — Der Zeitpunft diejer Abgabe 
und die Auflöfung der Berghypothelen-Eommij- 


3) Sn Betreff ber Ausdehnung deſſelben auf die neuen Lan⸗ 
destbeile ſ. Note zur Ueberjchrift dieſes Geſetes. 

2) Die 6$ 16, 17, 18 u. 19 des Geſetzes v. 21. Mai 1860 
betrafen die Bei der Evalitionsfreiheit ber Bergwerts: 
befiger und Arbeiter, fowie Beitrafung bes —— der 
legteren. Sie find durch $$ 152, 153 u. 154 Abi. 2 der Ge 
werbeorbnung befeitigt. 

3 Ab. 1 $ 245 if Walde: Pyrmont ausgefallen 


[Gefeg vom 1. Jen. 1869 Art. er 

% Dezüglih Waldel:Pyrmonts |. Gefeg vom 1. Yan. 1869: 
Art. 16. Dem 2. Abfag des $ 245 wird zugefligt: Freijahre 
eg jedoy bei Erhebung ber Ber aben nicht jtatt. 

m 1. Jan. 1869 an wird das ecefgelb richt mehr fort: 
entrichtet. Der Handelsminiſter ift befugt, über bie Ermittels 
un Behfellumg u. Einziehung der Bergmwerksabgaben bie er⸗ 
f hen Ausführungäbeftimmungen und Inſtructionen zu 


laſſen. 

) gu 8 246, 247 u. 248 f. Note zu Tit. 10. 

*, Auf Grund des Geſetzes vom 10. Juni 1861 © 2 find 
aufgehoben die Bergbupothefen:Eommiffionen zu Siegen durch 
Berorbnung vom 9. Aug. 1867, zu Breslau dur Verordnung 
vom 22. Juli 1868, zu e durch Verordnung vom 24. März 

zu nd durch Verordnun m ’ 
1869, zu Dortmund buch Verord vom 14. Dec. 1874, 
— Die bisher von diefen Behörden geführten Berghypothefen: 
bücher werben burdy bie ordentlichen Gerichte, bezw. durch die 
Grundbuhämter fortgeführt. 

) Dies ift [ 

Ang. Berggeſet eingeführt ift, geſchehen. 


auch in ben neuen Lanbestheilen, in welche das | Hypothelengeſ 


rihtung und Führung der Berghypothekenbücher 
bleiben in Kraft, ſoweit nicht eine Abänderung 
durh den 8 97 herbeigeführt wird. $ 247.) 
An die Stelle des 8 410 des Anhanges zur Allg. 
Preußiſchen Gerichtsordnung und der Cabinets- 
ordre vom 14. September 1834 treten bei der 
Subhaftation von Bergwerfen und Bergwerks— 
antheilen folgende Beitimmungen: 1) ftatt der 
Tare wird von dem Revierbeamten eine genaue 
Beichreibung des Bergwerks angefertigt; 2) bei 
Anberaumung des Bietungstermind und Bekannt⸗ 
machung des Subhaftationspatent3 finden bie bei 
der Subhaftation von Gegenftänden von mehr 
al3 500 Thlrn. bis zu 5000 Thlrn. an Wert 

vorgejchriebenen Körmlichfeiten Anwendung. 

$ 248. Die Rheinifhe Subhaftations-Ordnung 
vom 1. Auguft 1822 erleidet bei der Subhaftation 
von Bergwerfen und Bergwerk3antheilen folgende 
Atänderungen: 1) Nro. 2 und 3 bed $ 4 umd 
die entiprechenden Beftimmungen unter Nro. 2 
und 8 des $ 12 bleiben außer Anwendung. — 
Es genügt eine von dem Wevierbeamten ange» 
fertigte genaue Bejchreibung des Bergwerks; 2) 
in allen Fällen ift der Bietungdtermin ($ 13) 
auf 3 Monate Hinauszurüden und das Gub- 
haftationspatent unter den im $ 14 Nro. 2 
voraejchriebenen Förmlichkeiten befannt zu machen. 
— Bei den auf Grund des fechiten Titels des 
gegenwärtigen Geſetzes einzuleitenden Subhafta- 
tionen finden die $$ 2 und 3 jener Subhaftationd« 
Ordnung feine Anwendung. $ 249. Die be» 
jonderen Vorſchriften über die Theilnahmerechte 
der Berggläubiger bei der Bertheilung der Kauf- 
gelder und Revenüen von Bergwerklen im Con— 
curfe und in der nothiwendigen Eubhaftation 
find aufgehoben. — Dagegen wird den Berg- 
arbeitern in Beziehung auf die Rüdftände aus 
dem legten Jahre an Lohn und anderen Emo— 
fumenten das Vorrecht des $ 50 der Eoncurd- 
ordnung vom 8. Mai 1855, und im Gebiete des 
Rheinischen Rechts das Privilegium des Art. 
2101 Nro. 4 des bürgerlichen Geſetzbuchs bei« 
gelegt.) 8 250. Un den Rechten der früher 


1) Aufgeboben durch $ 116 der Eubbaftationsordnung vom 
15. März 1869. ©. aud bie Note zu Tit. 3, Abſchn. 1. 

2) Fur das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums en 
f. Verordnung vom 1. Juni 1867 Art.14 81: Die nah den 
Beftimmungen des Derngeleges eintretende Subhaftation eines 
Bergwert3 oder eines Antheils beffelben erfolgt je u Ann 
Borausfegungen des vorliegenden jFalles, entweder im Wege 
der Bwangsverjteigerung, infoweit jidh nicht eine Viodification 
bes hierbei vorgefhriebenen Verfahrens aus dem Berggefege 
ergibt, oder in Gemäßbeit des bei fonftigen notbivendigen ges 
rigtlihen Berfteigerungen oder freiwilligen gerichtliben Ber⸗ 
fteigerungen dergebrachten Verfahrens. Die gerichtliche Mobis 
liarverfteigerung ift, infoweit nicht in biefer Beziehung beſon⸗ 
dere Beitimmungen duch bas Berggeſetz [$ 238] getro 
nd, re nad) den beftebenden Borjeeiften es Rurbeifif 

chts, jedoch ausihlieflih Eeitens bes Actuariats bolls 
sieben; auch foll die Beitimmung in Anfehung der Ander m⸗ 
ung des Verlaufstermins, ſowie ber Art ber öffentlichen 
fanntmahung dem Ermeſſen des Gerichts überlafien fein. 

3) Der 2. Abſatz des $ 149 ift von ber Einführung in bie 
ehemals oberbeifiihen Gebietstheile Heffen- Homburg und ben 
Oberamtöbezirt Dleifenbeim ausgeihlofien (VBerortnung vom 
22, Febr. 1867, Urt. 4]. Im der Provinz nover ſteht ben 
Dergarbeitern in Beziehung auf die Rüdftäande an Lohn und 
anderen Emolumenten das Votzugsrecht des $ 59 Nr. 4 des 
vom 14. Dec. 18654 zu [Verordnung dom 


8. Mai 1867, Art. 20]. In dem vormaligen Kurfürſteuthum 


Berggläubiger — Bergwerks-Abgaben. 


eichsunmittelbaren Standesherren, ſowie der— 
enigen, welchen auf Grund beſonderer Rechts— 
itel das Bergregal in gewiſſen Bezirken allgemein 
der für einzelne Mineralien zufleht, wird durch 
ad gegenwärtige Geſetz nicht? geändert. — Un- 
vejchadet diefer Rechte unterliegt jedoch auch der 
Bergbau in jenen Bezirken den Bejtimmungen 
des gegenwärtigen Geſetzes. — Die von den 
Beredtiaten beitellten Bergbehörden bleiben in 
Wirkſamkeit. Die Dienftinftructionen derjelben 
ollen mit diejem Gelee, foweit e8 nad dem 
Borjtehenden Anwendung findet, in Weberein- 
timmung gebracht werden. 
Bergglaͤubiger, |. —— eſetz $ 249. 
— — AH, j. Berg- 
Jeſetz $ 246. 

Berghypothekenweſen, ſ. Berggeſetz $S 
33, 229, 230, 234—236, 239, 246. 

Bergöl, ſ. Erdöl, 

Bergpolizei, j. Berggefeh $$ 189, 196 bis 
203, 207—209, 245. 

Bergung von Schiff und Ladun 
. Strandungdordnung 8 4 ff. 


Dergiwerfs-Abgaben. 


L Inden alten Provinzen mit Aus- 
tahme der auf dem linken Rheinufer 
belegenen Landestheile. 


Gejeg vom 12. Mai 1851. 


$ 1. Der Behnte von dem Ertrage der Berg- 
verfe wird, jomweit berjelbe nach den befiehenden 
Sejegen in Geld oder in natura an den Gtaat 
u entrichten ift, vom Anfange des dritten Rech— 
ungsquartald 1851 an, auf den Zwanzigſten 
rnäßigt. $2. Bei der Berechnung des Zwan— 
igiten fommen bie nämlichen Grundjäge tie 
‚isher bei der Ermittelung des Behnten zur 
Inwendung. — Bei Erzbergwerlen !) trägt der 
Staat zu den Pod, Wajdh-, Hütten- und fonft- 
gen Bubereitungstoften nad) Verhältniß des 
Swanzigiten bei. $ 3. Wo gegenwärtig ftatt 
e3 Zehnten eine feſte Abgabe entweder nad) 
eftimmten Sägen von der Maß- oder Gewichts— 
inheit der Production oder in einem feiten 
lesben: entrichtet wird, foll auf den Ans» 
rag des Bergwerksbeſitzers ber nad) ben Be— 
immungen dieſes Geſetzes ($ 2) zu berechnende 
jwanzigite an die Stelle einer ſolchen Abgabe 
ceten.?) $ 4. Auf den Betrag des Neunten, 
yelchen Bergwerke an Erbftollen entrichten, bleibt 
ie Herabjeßung des Behnten ($ 1) ohne Ein» 
uß; bei diejen Bergwerken ift auch ferner von 
er Geldeinnahme für Producte der zehnte Theil 


in Seenoth, 


effen, der Stabt Frankfurt a. DM. u. ben vormals baver: 
hen Landestheilen fteht den Bergarbeitern in den Fällen bes 
249 des Berggeſehes in Beziehung auf die Ridjtände aus 
m | Jahre an Lohn u. anderen Emolumenten bas dem 
iefinde umd ben vom Schuldner beföftigten Dienern einges 
inmte Borzugsreht zu [Verordnung vom 1. Juni 1867, 
rt. 11]. In Waled-Pyrmont haben fie das Vorzugsrecht 
3 Liedlohns ei 1. Jan. 1869 Art. 18]. 
1) Die von ben Eifenerzbergiwerten an den Staat entrichts 
en Abgaben find in der ganzen Monarchie aufgehoben [Geſ. 
m 20. Oct.1862 $ 1]. 

2) Durch Gefep vom 20. Oct. 1862 $ 4 Äft die in den 
‚htärbeinifchen Yanbestbeilen außer der Auffichtsfteuer von 
m Bruttoertrage der Bergwerle an den Staat zu entricht- 
ide Bergmwerlsabgabe jest auf 1 %o herabgefekt. * das 
ı ber Note zu $ 13 abgedrudie Geſeß v. 17. Jumi 1 
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in Abzug zu bringen und nur von dem Reſte 
der Gtollen- Neunte zu zahlen.) 8 5. Un 
Receßgeld wird von dem in$ ı beitimmten Zeit- 
puncte an für ein jedes von dem Staate ver« 
Fr ng Bergwerk, basjelbe mag im Betriebe 
ftehen oder nicht, jährlich 3 M. entrichtet.2) $ 6. 
Bon demjelben Beitpunfte an find alle übrigen 
an ben Staat bisher von Bergwerken entrichteten 
Abgaben aufgehoben, insbeſondere): 1) die 
landeöherrlihen Freiluxgelder (Kleve-Märliſche 
eig ag bom 29. April 1766, Kap. 30,81). 
2) die Quatembergelder, 3) die additionellen 
Quatembergelder, 4) die Mefgelder, 5) die Ge— 
dingejtuffengelder, 6) die Fahrgebühren, 7) die 
Rednungs-‘ evijionsgebühren, 8) die Aufjichts« 
und Directionsgebühren,, 9) die Gewerkſchafts— 
gebühren, 10) die Generalbefahrungs-Prototolf- 
gebühren, 11) die frriftengebühren, 12) die Auf- 
jtandsgebühren, 13) die Bubuß - Anlagefojten, 
14) die Verpjlichtungs- und Bereidigungsge- 
bühren, 15) die VBergichreibergebühren, 16) die 
Atteſtations- und Holzatteftgebühren, 17) die 
Probir- und Probenahmegebühren, 18) die Erz« 
bejihtigungsgebühren, 19) die Erztarirungs-, 
Erzmeß- oder Erziwiegegebühren und Gebühren 
für die darüber aufzunehmenden Protofolle, 20) 
die Eiſenſtein -Meßgebühren, 21) die Robalt- 
Waagegebühren, 22) die Kupfer » Verkaufsge—⸗ 
bühren, 23) die Rupfer-VBorkaufögelder, 24) die 
Kupferzählgelder. $ 7. Die im $ 6 nidt 
namentlich aufgeführten feiten Abgaben der mit 
Berechtigungätiteln von der Bergbehörde ver- 
jehenen Hüttenmwerfe und Aufbereitungsanitalten 
werden auch noch ferner erhoben; ebenjo die 
unter verjchiedenen Namen beitehenden Abgaben 
von Steinbrühen, Thon-Gruben, Kaltöfen ꝛc. 
oder anderen Gemwinnungen von Mineralien, 
welche nicht Regalitäts - Gegenftände find.) — 
Auch wird in den Gebühren für die uumittel- 
bare Erwerbung von Bergwerkseigenthum und 
für die Berichtigung des Berghypothenbuchs durch 
das gegenwärtige Geſetz nichts geändert. & 8. 
Bon allen Bergwerfen wird, wenn fie im Bes 
triebe ftehen und jo lange daſelbſt ein Abjag 
von Producten ftattfindet, ftatt der nad) $ 6 
aufgehobenen Abgaben eine Aufiichtsfteuer ent» 
richtet. — Dieſe Steuer beträgt ein Procent von 
dem Erlöje, bezw. dem Werthe der Producte des 
Bergwerlö zur Beit des Abſatzes der Iehteren. 
— Bei Erzbergmwerfen werden die Poch-, Waſch-⸗, 
Hütten- und ſonſtigen Bubereitungstoften von 
dem Erlöje, bezw. dem Wertye der Producte, 
in Übzug gebracht. — Bergwerksbeſitzer, welche 
den Zwanzigften in natura abführen, haben die 
Aufſichtsſteuer auch von dem Werthe dieſes 
Zwanzigſten, aljo von dem ganzen Werthe der 


46, Note zu $ 5. 

? —— it durch Geſetz vom 20. Oct. 1862 $ 2 
aufgebo 

9 eſetz, betr. die Aufhebung des Salzmonopols und Eins 
führung einer Salzabgabe, vom 9. Aug. 1867 $ 3, wodurch 
alle auß allgemeinen Geſetzen fließenden Bergwerksabgaben, 
welche von Steinfalz, ſowie von den mit ———— der⸗ 
ſelben Lagerſtätte vorlommenden Salzen und von Salz · 
quellen erboben wurden, aufgehoben find. 

4, Dieſe feften Abgaben find durch Geſetz dv. 20. Oct. 1862, 


3$2. 5 3 aufgehoben. 


10* 
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Broduction und zwar in dem Maße, wie die, ducte den Betrag der rehnungsmäßigen Ausgabe 
legtere zur Abfuhr gelangt, zu entrichten.) $ 9.|desjelben Jahres überjteigen. 


Bergwerfe, welche zur Entrihtung von Neunten 
an einen Erbjtollen verpflichtet jind, haben zwar 
die Aufſichtsſteuer von ihrer ganzen Geldein- 
me für Producte zu zahlen, jind jedoch be— 
tigt, den auf den Stollen »Reunten fallenden 
Berrag diefer Steuer dem Erbjtollenbejiger in 
Komnmt bei 
einem vom Staate verliehenen Erbjtollen eine 
Gewinnung von Mineralien vor, welche Gegen— 
ftände des Bergregals find, fo ift von den Werthe 
diejer Mineralien die Auffichtsitener ebenjo zu 


na 
re 


Anrehnung zu bringen. 10. 


entriditen, wie bei anderen Bergwerken. $ 11, 


Sowol für den Zwanzigiten, als für die Auf- 


ſichtsſteuer oder fur beide zugleich faun von dem 
Handelsminijter ein Abonnement bemilligt wer- 


den, und zwar entweder in feiten Bierteljahrs- J 
beträgen oder nad) Sätzen, welche für die Maß— 


oder Gewichtseinheit der Producte feſtzuſtellen 


und nach dem wirklichen Abſatze vierteljährlich 


zu entrichten ſind. Solche Abonnements ſind 


jedoch nur auf höchſtens drei Jahre einzugehen. 


8 12. Hinfichtlid) der Termine zur Abführung 
des Zwanzigſten und der Aufſichtsſteuer, ſowie 
hinſichtlich der Beitreibung von Nüdjtänden fin- 
den überall die in Betreff des Zehnten gegebenen 
Vorſchriften Anwendung. $ 13. Alle von dem 
Staate abgeſchloſſenen Verträge über Bergwerks— 
abgaben, jowie alle jouft auf gejegliche Weife 
binjihtlid der Bergwerf3abgaben erworbenen 
Brivatrehte und bejtehenden Befreiungen von 
joldien Abgaben werden durch Das gegenwärtige 
Geſetz nicht berührt, — Es bleiben demnach 
namentlich die zwilchen dem Etaate und den Dlans» 
feldfchen Gewerkichajten abgeſchloſſenen Über- 
eintünfte, jowie die beitehenden Abgaben» Frei- 
heiten der Gruben des Grundes Geel- und Bur- 
bad in dem Bergamtsbezirfe Siegen in unver- 
änderter Geltung.) $ 14, Bleierz- und Eijen- 
ſteinBergwerke entrichten bis zum Erjcheinen 
eines allgemeinen Bergwerfögejeges den Zwan— 
äigiten ($ 1) uud die Uufjichtsiteuer ($ 8) nur 
in dem Falle, wenn ſich am Jahresſchluſſe er- 
gibt, day neun Behntheile von dem rechnungs— 
mäßigen Werthe der im Laufe des Jahres fertig 
gejtellten und von der Behörde abgegebenen Bro- 


1) Bom 1. Jan. 1865 an haben alle feitberigen Befreiungen 
von der Auffichtäfteuer und der Bergmwertsabgabe aufgebort, 
foweit biefelben nicht auf privatrechtlichen Titeln beruben. Seit: 
dem um erliegt der Beirieb der Hlttenmwerle ohne Unterjchied 
der Steuer von Handel nad dem Gejege wegen Entrichtung 
der Gewertejieuer vom 30. Mai 1820 u. dem Gejege vom 
19. Juli 1861 [Gejey dom 20. Drt. 1862 $ F 

2) Geſetz dom 17. Juni 1863: 8 1. Die auf Grund 
von Verträgen oder anderen fpeciellen NRechtstiteln an den 
Staat zu entrichtenden Bergwerksatyaben können auf ben An: 
tray der Berpriichteten für die Folgezeit u. bereits v. 1. Jan. 
1863 ab auf die im Gejege vom 20. Det. 1802 _feftgefegten 
Beträge ermäßigt werben. 8 2. Bei denjenigen Bergwerfen, 
von welchen der Etaat in Gemeinfchaft mit einem auderen 
Berechtigten den Zebnten oder die au deſſen Etclie getre ene 
Bergwerlsabgabe erhebt, fol der von Dritten an den Staat 
zu entrich.ende Theil diefer Abgabe vom 1. Yan. 1863 ab bis 
auf den der urjprünglihen Berheiligung des Staats au der 
Gejanmtabgabe entfprehenden aliquoren Theil des durch das 


Geſetz vom 2u, Det. 1862 beiiimmten Procentſatzes ermähigt) an den Staat zu entrich 


werden. 8 3. Die zur Zeit befiebenden Beſtimmungen, inss 
bejonbere der F 18 des Sefjeged vom 12. Mai 1851, werden, 
ſoweit fie den Borihrifien Des gegenwärtigen Geſetzes zuwider⸗ 
laufen, bierducch aufgehoben, 


U. Zn der Rheinprovinz: 
1. Cabinetsordre vom 30. Auguſt 1820: 


Auf Ihren Bericht vom 20, v. M., das bid- 
herige Verfahren bei der Ausmittelung der jog- 
verhältnigmäßigen Bergwerksſteuern in ben Län- 
dern am heine, nad) dem Bergwerlögejeg vom 
21. April 1810, und nad dem Decret von 6. 
Mai 1811 betreffend, will Jh, aus den von 
Ihnen angeführten Gründen, zur Sicherftellung 
des Kafjen-ntereffes, genehmigen, daß bie ge- 
nannten Bergwerlsabgaben in ihrem biöherigen 
Betrage von 5 Procent des reinen Ertrages 
einer Örube, fortan nicht mehr durch Abſchätzung 
nad einem Betriebs -Etat, im Mai eines jeden 
Jahres, jondern erit am Schluß desjelben, nad) 
den darüber vorzulegenden volljtändigen Rech— 
nungen, ausgemittelt und erhoben, zur Erleicht- 
erung der Bergwerksbeſitzer denjelben aber Ab» 
ichlagszahlungen im Laufe des Jahres nachge— 
lafjen werden ſollen.) Die Ausmittelung jelbjt 
geihieht unter der Direction des VBerghaupte 
manns der Provinz oder feines Gtellverireters 
von einer Commiſſion, weldye ven dem betreffen- 
den Bergamts-Director, von den Bergbeanten 
und dem Hendanten, jowie von zwei Bergwerls— 
bejigern des Diftrict3, welche unter fi) zu wäh. 
len haben, gebildet werben fol. Die Entſcheid- 
ung auf die etwaigen Bejchwerden über die Feſt- 
jegungen dieſer Commijfion liegt Ihnen, als 
Chef des Departementö, ob und die dazu er» 
jorderlichen Grörterungen geſchehen durch Die 
Ober-Berghauptmannichaft in dem Ihnen anver- 
trauten Miniſterium. 


2. Verordnung zur Ausführung der Ordre vom 
30. Aug. 1820, vom 21. Jan. 1857: 


$&1. Die von den Bergwerks-Beſitzern zur 
Ermittelung der verhältnigmäßigen Bergwerks— 
jteuer der Bergbehörde vorzulegenden Rechnungen 
müſſen volljtändige Angaben der Förderung des 
Abjages, der Productiongkoften und der Verkaufs- 
preije der Bergmwertsproducte nad) einem von 
der Bergbehörde vorgefchriebenen Schema ent- 
halten und alljährlid” innerhalb ber von der 
Bergbehörde zu bejtimmenden Frift dem Berg- 
geihworenen des Reviers eingereicht werden. 
2. Auf jedem Bergwerke und auf jeder Auf- 
bereitungsanftalt find nad) Vorichrift des Berg— 
amts eingerichtete Bücher zu führen, in welche 
die geförderten, aufbereiteten und abgejegten 
PBroducte nah Zahl, Maß oder Gewidt, die 
Berfaufspreije derjelben, die gezahlten Arbeits. 
löhne, die angejhafiten und die verbrauchten 
Materialien täglich in fortlaufender Ordnung 
eingetragen werden. $ 3. Die Bergwerls: 
Bejiger und deren Repräſentanten find verpflichtet, 


ur 


H Gejeg vom 20. Oct. 1862: 8 6. Ju den linksrbein: 
ifhen Yandestheilen wird vom 1. Jan. 1865 ab an Etelle ver 
nach dem Bergwerfägejege vom 21. April 1810 und dem Tais 
ferlihen Decreie Über die Bergwerksfteuern vom 6. Mai 1811 
n 'enden proportionellen u. feſten Berg⸗ 
fteuer nebkſt Zufclagszehmel und Hebegebühr eine Berg« 
werlsjieuer von 2/0 von dem Werthe der Producte bes Berg: 
‚merts zur Zeit des Abjayes der legteren, ausſchließlich der 
Eijenerzbergwerte, erhoben, 


‚ wert 
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diejenigen Perſonen, welche fie mit dem Ber-leine Verurtheilung des Befiperd, des Repräjen- 
meſſen, Verwiegen oder Abzählen der Producte tanten oder einer der im $ 3 benannten vereid— 
und mit der Führung ber im $ 2 vorgeichriebenen igten Perſonen wegen einer Contravention gegen 
Bücher beauftragen, dem Bergamte namhaft zu die Beftimmungen diefer Verordnung erfolgt. 
maden und vor der Uebernahme ihrer Functionen Wird die Rechnung innerhalb der beftimmten 
durd den Friedendrichter ihres Wohnorted auf Friſt überhaupt nicht ober nicht vollitändig ge- 
eigene Koften dahin vereidigen zu lafjen: „baßjlegt, fo ift der Befiper, der Mepräfentant oder 


fie die Producte de Bergwerk (der Aufbereitungs- 
Unftalt) gewiſſenhaft vermefjrn (verwiegen , ab» 
zählen) und die Förderung, den Abjag und bie 
Berfaufäpreife der Producte jowie (beziehungs- 
weije) die gezahlten Urbeitslöhne und die ange» 
ſchafften und verbraudten Materialien vollitän- 
dig und richtig in die dazu beſtimmten Bücher 
eintragen wollen.” ine Wusfertigung des 
Vereidigungsprotofolles ift dem Bergamte ein- 
zureihen. $ 4. Die nad Vorſchrift des $ 2 
zu führenden Bücher find von dem Bergge— 
ſchworenen des Reviers mit fortlaufenden Geiten- 
zahlen zu verjehen und müſſen demfelben jeder- 
zeit auf Erfordern zur Einſicht vorgelegt werden. 
— Diejenigen Pofitionen der nad) $1 zu legen- 
ben Jahresrechnung, welche Auszüge aus diejen 
Büchern enthalten, find von den mit der Führ— 
ung derjelben beauftragten Perjonen als richtig 
und mit den Büchern übereinjtimmend zu be 
glaubigen. $ 5. Das Vermefjen, Bermwiegen 
und Abzählen der Producte der Bergwerfe und 
Aufbereitungsanftalten, mögen diefelben zum Ber- 
faufe- oder zum eigenen Gebraude ber Werte 
oder der Werfäbejiger beflimmt fein, darf nur 
durch die zu dieſen Gejchäften nach $ 8 angeftell- 
ten und vereidigten Perfonen geſchehen. — Es 
ift unterfagt, Producte von den Bergwerfen und 
Aufbereitungd-Anftalten abzufahren, bevor die— 
felben von den vorbezeichneten Perjonen ver- 
mefjen, verwogen oder abgezählt find. $ 6. 
Bergmwerköbefiger, deren Repräfentanten und die 
im $ 3 benannten Perſonen, welche die Vorleg- 
ung der im $ 2 bezeichneten Bücher auf Erfor- 
dern des Berggeſchworenen verweigern ($ 4), 
oder welche Producte von den Bergwerfen oder 
Aufbereitungd-Anftalten abfahren lafjen, ohne 
dab diejelben von den im $ 3 genannten ver- 
eidigten Perjonen vermeijen, verwogen oder ab— 
gezählt und in die im $ 2 erwähnten Bücher 
eingetragen find (8 5); — ferner Bergwerköbejiger 
oder deren Repräjentanten, welche die im $ 2 
vorgeſchriebene Bücher entweder gar nicht führen, 
ober durch andere, al& die dazu beftellten und 
vereidigten Perjonen führen laſſen, oder melde 
die jährlide Rechnung ($ 1) innerhalb ber be- 
ftimmten Frift entweder gar nicht, oder nicht 
volitändig einreichen ; — ferner die im $ 3 genann- 
ten Perjonen, welche das ihnen obliegende Ber- 
mefjen, Verwiegen oder Abzählen der Producte, 
oder die im $2 vorgeichriebenen Aufzeichnungen 
in bie Bücher unterlafjen, oder unricdhtig vor— 
nehmen, jollen mit den im Urt. 96 des Berg— 
werksgeſetzes dom 21. April 1810 angedrohten 
Strafen belegt werden. 8 7. Die nad) Vor- 
ſchrift der ss I u. 4 von den Bergwerföbefigern 


eine ber nach Vorſchrift des $ 3 auf bem Berg» 
mwerfe oder der Aufbereitungsanftalt angeftellten 
Perjonen wegen einer im Laufe bed Rechnungs» 
jahres begangenen Contravention gegen die Bes 
jtimmungen diefer Verordnung verurtheilt, To 
erfolgt die Abſchätzung des Wertes der Producte 
und der Productionstoften zur Ermittelung des 

jteuerbaren Ertraged von Amtömwegen. 


III. In ben neuen Landestheilen. 


1. In dem Gebiet des vormaligen Königreichs 
Hannover, 


Berorbnung vom 8. Mai 1867: 


Art. 21. Rüdfichtlih der bisherigen _Berg- 
werl3abgaben, ſoweit diejelben an die Staatd- 
faffen zu entrichten find, treten die nachfolgenden 
er mit dem 1. Juli d. J. in Kraft. 
$ 1. Die von ben Eijenerzbergwerlen bisher er- 
— Bergwerksabgaben ſind aufgehoben. 82. 

er Bergwerkszehnte und die ſonſtigen as 
mwerföabgaben, wie das Lehn- u. Verjchreibgeld, 
find aufgehoben. An deren Gtelle tritt eine 
Bergwerksſteuer von 2%, von dem Werthe der 
Producte des Bergwerks zur Zeit des Abſatzes 
der letzteren, ausjchlieflich der Eifenerzbergwerfe. 
— Hinfihtlih der Erjtattung eines verhältniß.‘ 
mäßigen Antheils der Poch-, Waſch-, Hütten- u. 
ſonſtigen Zubereitungskoſten bei Erzbergwerken 
durch den Staat, ſowie der Ermittelung, Feit- 
—— und Einziehung der Bergwerksſteuer, 
ommen die in den älteren Provinzen bed Staa» 
tes bejtehenden Vorjchriften zur Anwendung. $ 8. 
Die auf privatrechtlihen Titeln beruhenden Bes 
freiungen von den Bergwerksabgaben werden 
aufrecht erhalten. Ebenjo werden die von dem 
Staate über Bergwerksabgaben abgeſchloſſenen 
Verträge durch die Vorjchriften der 8$ 1 und 2 
nicht verändert. — Hinſichtlich der Aufhebung 
oder Ermäßigung diejer Bergmwerk3abgaben fommt 
dad Geſetz vom 17. Juni 1863, betreffend vie 
Abänderung bed $ 13 des Gejeges über dic Be- 
jtenerung der Bergwerfe vom 12, Mai 1851 
(j. ©. 148) zur Anwendung. 


2. In dem vormaligen Kurfürftentgum Heſſen, 
der vormaligen freien Stadt Frankfurt und den 
vormals königlich bayeriichen Gebietstheilen, in 
dem vormaligen Herzogthum Nafjjau, den vor« 
mals großherzoglich heſſiſchen Landestheilen und 
der vormaligen Landgrafichaft Heflen-Homburg, 
einſchließlich des Oberamtöbezirf3 Meijenheim, 
Verordnung vom 1. Juni 1867; 

Art. 17. Rüdfichtlid) der bisherigen Berg. 
werksabgaben, joweit biejelben an die Staatd- 
fafjen zu entrichten find, treten die nachfolgenden 


in gehöriger Form gelrgten Rechnungen jollen |Beitimmungen mit dem 1. Juli d. J. in Kraft: 


bei der Ausmittelung des fleuerbaren Ertrages 
als beweijend in Bezug auf die darin enthaltenen 


1. Die von den Eijenbergwerfen bisher er- 
obenen Bergwerksabgaben find — der 


Angaben angenommen werden, jo lange nicht Beſtimmungen des $ 3 dieſes Artikels aufge— 


150 Bergwerksantheile — Beichlagnahme. 

hoben. 8 2. Der Bergmwerkäzehnte, die Receß⸗ des Staates beftehenden Vorſchriften zur An— 
und Quatembergelder, die nad dem königlich wendung. 

bayeriichen Gefeg vom 1. Juli 1856 zu entrich- 4. In Walded-Pyrmont. 

tende Bergwerisabgabe von 5%, ber Berlagder-] G. die Note zu Ubf, 2 des $ 245 bes Allg. 
ftattung oder Ausbeute und die fonjtigen Berg- Berggeſetzes. 

werfsabgaben find aufgehoben.!) Un deren Stele| Bergwerksantheile, ſ. Berggeſetz $$ 94 ff. 
tritt für fämmtliche Bergwerke ausichließlih deri Bergmwerkseigenthum, Ermwerbung bejjelben, 
Eijenerzbergwerle eine Bergwerläjteuer von 2°, ſJ. Berg eſetz $$ 3—49 u. 195 (©. 142) und 
von dem Werthe der Producte des VBergmwerkes|für die Landestheile, in welchen das Allgemeine 
zur Zeit des Abfages der letzteren. — Hinſicht- Landrecht und die Hppothelenordnung vom 20. 
lich der Erftattung eines verhältnigmäßigen An-|Dec. 1783 gilt, das in diefes Werk nicht aufge- 
theiles der Poch-⸗, Waſch⸗, Hütten» und fonftigen/nommene Gejeß über den Eigentgumserwerb u. 


ubereitungstojten bei Erzbergwerfen durd) den 

taat, ſowie der Ermittelung, Yeititellung und 
Einziehung der Bergwerksſteuer fommen die in 
den älteren Provinzen des Staates bejtehenden 
Vorjchriften zur Anwendung. $ 3. Die auf pri- 
vatrehtlichen Titeln beruhenden Befreiungen von 
den Bergwerkdabgaben werden aufrecht erhalten. 
— Ebenſo werben die von dem Staate über 
Bergwerksabgaben abgeſchloſſenen Verträge durch 
die VBorjchriften der $$ 1 u. 2 nicht verändert. 
Daſſelbe gilt rüdjichtlich der in der Herrſchaft 
Scmallalden von einzelnen Eifenfteinbergwerfen 
bisher erhobenen Zug⸗ und Berfauf-, Bug» und 
Mefgelder, der Bettelgelder, ſowie der Erjaß- 
abgabe für die durch die Gewerbeordnung vom 
14. Febr. 1827 aufgehobenen Abgaben.?) Hin« 
fichtlich der gänzlichen Aufhebung oder Ermäßig- 
ung diefer Bergwertsabgaben kommt das Geſetz 


die dingliche Belaftung der Grundftüde, Berg- 
werfe u. jelbftändigen Geredhtigkeiten v. 5. Mai 
1872, bejonder® 8 68 daſ. Rechtsverhältniſſe 
der Miteigenthümer, ſ. Berggeiek 88 94 ff. 244. 
Veräußerung, Verpfändung u. Verluft des Berg- 
werfseigenthums, daj. $$ 50—93, 114, 230. 
Aufhebung defielben, daj. 88 156—164, 
EHRE RENTEN DEEBE FE ADGEREE 
Berichtigung der in einer periodifchen Drud- 
ſchrift mitgetheilten Thatfache, Verpflichtung der 
Nedacteure dazu, ſ. Preßgeſetz $S 11. 
Bernftein, j. wegen in der unber 
fugten Aneignung beffelben Geſetz vom 22, Febr. 
1867: Art. 1. Wer Bernftein, ohne zu beffen 
Gewinnung befugt zu fein, in der Abficht in 
Belig nimmt, ſich folhen rechtswidrig zuzueig- 
nen, wird mit Geldbuße bis zu 300 M oder 
mit Gefängniß bis zu 6 Monaten beftraft. — 


vom 17. Juni 1863, betreffend die Abänderung| Der Verſuch, die Theilnahme, die Hehlerei und- 


des $ 13 des Gejeges über die Befteuerung der 
Bergwerfe vom 12. Mai 1851 (f. ©. 148) zur 
Anwendung. $ 4. Die von ber Bergbehörde 
bisher erhobenen Concejjionsgelder von Stein- 
brüchen, Thon-, Lehm» u. Sandgruben u. |. w., 
fowie die von einzelnen Steinbrüden erhobenen 
befonderen Abgaben find für die Dauer ber er- 
theilten Berechtigung fort zu entrichten, ſoweit 
nicht die letzteren Steinbrücde auf Grund bes 
$ 222 des Berggeſetzes als Bergwerle anzujehen 
und demgemäß der durch $2 diejes Artikels be- 
ftimmten Bergwerksſteuer in Zufunft unterwor- 


fen find, 
3. In Schleswig-Holftein. 
Geſetz vom 12. März 1869, Urt. 9: 


$ 1. Bon den Eijenerzbergwerlen werden Berg- 
werksabgaben nicht erhoben. $ 2. Bon allen 
übrigen Bergwerken ift eine Bergwerksſteuer von 
2%, von dem Werthe der Producte des Berg- 
werf3 zur Zeit des Abſatzes der Tebteren zu 
entrichten. — Hinſichtlich der Eritattung eines 
verhältnigmäßigen Antheild der Poch-, Wajdı-, 
Hütten» und jonftigen Zubereitungsfoften bei 
Erzbergwerfen durch den Staat, fowie der Er- 
mittelung, Feſtſtellung und Einziehung der Berg- 


die Begünftigung wird mit gleicher Strafe be— 
itraft. Art. 2. So weit in einzelnen Landes— 
theilen gegen das unbefugte Aneignen oder das 
Verheimlichen von Bernjtein noch Strafbeitimm- 
ungen in Geltung find, treten diefelben außer 
Kraft. Art. 3. Die rechtswidrige Zueignung 
ſchon gewonnenen Bernfteins ift nad) den Be— 
ftimmungen des Strafgejeßbuches über Diebftahl 
oder Unterfchlagung zu beſtrafen. Art. 4. An 
die Stelle der $$ 1—13 des Zuſatzes 228 des 
Provinzialrechts für Oftpreußen, Lithauen, Erme- 
land und den Marienwerderſchen Iandräthlicher 
Kreis treten folgende Beftimmungen: $ 1. Der 
Bernjtein, gleichviel ob er in der Oſtſee u. anı 
Strande derjelben, ſowie im Friſchen oder im 
Kuriſchen Haff gefunden wird, und im Binnen- 
lande vorfommt, ijt ein borbehaltenes Eigen- 
thum des Staated. $ 2. Wer, ohne zum Bern- 
fteinfammeln befugt zu fein, ſolchen zufällig aufe 
füicht, findet oder gräbt, Hat alle Rechte und 
Pflichten eines Finderd (Ullg. Landrecht TH. I. 
Tit. 9, 88 19—22, 43—72). 

Beichädigung, j. die Gegenftände, um deren 
Beihädigung es ſich Handelt, 3.8. Sachen, Urs 
funden, YUutoritätszeichen, Giegel ꝛc. 

Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in Fa— 


werfsjteuer fommen die in den älteren Provinzen] greifen j. Gew.-Ordn, $$ 128 ff.; der Straige- 
’ . ’ * “ .r 


2 n ber Verordnung für Naffau ꝛc. lautet dieſer Sat: 
5 2. Der Bergwertszebnte oder Smangigfte, die Receß⸗ und 
Quateınbergelder, die Grubenfeldabgaben, die von den Berg: 
werfen zu entrichtenden Gewerbeitenern, firen und proportig« 
nellen Steuern, die Sporteln und Gebühren in Verwaltungs: 
angelegenheiten der Bergbebörden, mit Ausnahme der 
Auslagen und Etempel, ſowie alte fonitigen Bergmwertsahgaben 
find aufgehoben. 


fangenen, ſ. Str.G. B. 8$ 15, 16, 17. 
3 — ſ. Köhrungsweſen. 
Beſchälſeuche der Pferde, ſ. Viehſeuchen— 
geſetz SS 10, 42, 43, 73. 
Beſchimpfung Verftorbener, |. Str.-©.-B. 
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Befchlagnahme des Vermögens eines wegen 


Der lerte Satz fehlt in der Verordnung für Naſſau sc.|Hochverraths Angeſchuldigten, ſ. Str.-G.-B, $ 93; 
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des Vermögens eines wegen Verlegung der Mi-ſſagt, für ſolche vom Publicum ein Geſchenk an— 
litärpſlicht Angeſchuldigten, daſ. $ 140. Beſchlag- zunehmen. Dem Dienſtperſonal iſt dad Rauchen 
nahme von Drudichriften, j. Preßgeſetz 85 23 ff.;| während des dienſtlichen Verkehrs mit dem Pu— 
Beitrafung wegen Befeitigung oder Sertörung blicum verboten, 

in Beſchlag genommener Saden, |. Str.-G.-B.| $ 2. [Rechte des Dienftperfonals.] Den bienft- 
$ 137; Beſchlagnahme ded Arbeitd- und Dienft-| lichen Anordnungen des in Uniform befindlichen, 


lohnes, ſ. Arbeitslohn. mit Dienſtabzeichen oder mit einer Legitimation 
Beſchneiden, ſtrafbares von Metallgeldſtücken, verſehenen Dienſtperſonals iſt das Publicum 
ſ. Str.“G.“B. $ 150. Folge zu leiſten verbunden. 


Beſitzthum, Beſtrafung des unerlaubten Ein-] $ 3. [Enticheidung von Streitigkeiten.] Strei- 
Dringend ineinbefriedeteß, 1. Gtr.-©.-8.8123,124. tigteiten zwiichen dem Publicum u. dem Dienft- 

Beſſerungsanſtalten. Diejenigen, welche eine] perfonal entjcheidet auf den Stationen der Sta— 
ftrafbare Handlung vor vollendetem 12. Lebend-|tionsvorjteher, während der Fahrt der Zugführer. 
jahre begangen haben, jowie die einer ſolchen) & 4. [Beichwerdeführung.] Beichwerden können 
Handlung Angeſchuldigten, welche das 12., aber|bei den Dienftvorgejegten mündlich oder jchrift- 
nod nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben, lich angebracht, auch in das auf jeder Station 
tönnen in einer Beflerungsanftalt untergebracht [befindliche Beſchwerdebuch eingettagen werden. 
werden; |. Str.-G..B. 88 55, 56. ©. übrigens|— Die Verwaltung hat baldmöglichjt auf alle 


Urbeitöhaus. Beihwerden zu antworten, welche unter Angabe 
Beitechhung von Beamten, f. Str.⸗G.⸗B. des Namens und bed — des Beſchwerde⸗ 
88 331—336. führenden erfolgen. Beſchwerden über einen 
Beſtellungen auf Waaren, ſ. Gew.Ordn. Dienſtthuenden müſſen deſſen thunlich genaue Be— 

SS 44, 55, Wr. 3. zeihnung nad) dem Namen oder der Nummer 


Bethenerungsformel. Beitrafung einer fal-|oder einem Uniformmertmale enthalten. 
ſchen Angabe einer Religionsgejellihaft, welder| 8 5. [Betreten der —— und der Bahn.] 
das Geſetz den Gebrauch gewiſſer Bethenerungs-| Das Betreten der Bahnhöfe u. der Bahn aufßer- 
formeln an Stelle des Eides geftattet; |. Str.-|halb der beftimmungsmäßig dem Publicum für 
G.⸗B. $ 155. immer od. zeitweilig geöffneten Räume ijt Jeber- 

Detriebsloenl der Bud und GSteindruder,|mann, mit Ausnahme der dazu nad) den Ber 
Buch- und Kunjiyändler, UAntiquare, Leihbiblio⸗ |ftimmungen des Bahnpolizeireglements befugten 
theten, Inhaber von Lefecabinetten, Berkäufer| Berjonen unterjagt. 
von PDrudigriften, Zeitſchriften u. Bilder, muß] $ 6. [Beihränfung der Verpflichtung zum 
bei der Eröffnung des Gewerbes, fowie bei jedem | Transporte. Zahlungsmittel.) Die Beförderung 
Wechjel jpäteftens am Tage feines Eintritt3 derjvon Perſonen, Thieren und Sachen kann ver 
zuftändigen Behörde ihres Wohnort3 angegeben| weigert werden, wenn außergewöhnliche Hinder- 
werden; Gew.-Ordn. $ 14 Fr 2. Bolizeilie|nifje oder höhere Gewalt entgegenjtehen, oder 
Anforderungen an das Local für ben Vetrieh die regelmäßigen Transportmittel nicht ausreichen. 
der Gaft- und Schenkwirthſchaft oder des Klein-|— Als Zahlungsmittel ift überall das auf den 
handels mit Branntwein oder Spiritus, ſ. daſ. Nachbarbahnen gejeglichen Curs befigende Gold» 
$ 33. Veränderung der Betriebsftätte einer|und Silbergeld, mit Ausſchluß der Scheidemüngze, 
conceſſionspflichtigen gewerbliden Anlage, f. daj.|zu dem von der Eifenbahnverwaltung feſtgeſetzten 
$ 20. und bei jeder Erpedition durch Anſchlag publi— 

Betriebsmittel, Zuftand u. Einrichtung der-|cirten Curſe anzunehmen, injoweit der Annahme 
felben bei Eifenbahnen, ſ. Bahnpolizei-Regle-ſein gejegliches Verbot nicht entgegeniteht. 


ment 8 7—19. ö iſe— 
Per ge ge — Eiſenbahnen id Seien Ka a 
eutichlands vom 11. Mat 1874, lebenden Thieren. 
I. Ullgemeine Beftimmungen. a. Beförderung von Perjonen. 


1. Pflichten des Dienftperjonals]. Das bei z : 
* Eiſenbahnen angeſtellte Dienſtperſonal iſt zu a ac Ara 
einem bejcheidenen und höflichen, aber entſchiede— der Öffentlich bekannt gemachten und auf allen 
nen Benehmen gegen dad Publicum, fowie ferner) Srotionen ausgehängten Fahrpläne ftatt, aus 
verpflichtet, fid innerhalb der ihm angemiejenen denen auch zu erjehen iſt, welche Wagenilaffen 
Dienſtgrenzen gefällig zu bezeigen. — Daſſelbe yie einzelnen Züge führen. — Extrafahrten wer- 
hat bie ordnungsmäßigen Dienftleiftungen unent-| yon nur nad dem Ermeijen der Verwaltung ge- 
geltlich zu verrichten; es ift ihm ſtrenge unter währt. — Für dem eigens der Züge find die 
1) Die nachſtehenden Beftimmungen für bie Beförderung auf er — beſindlichen Stationsuhren 
, Reifegepäd, Feichen, & Thieren, maßgebend 
a Rat a Werdanbserrteht| & 8. [Bahrpreife] Die Zahrpreife beftimmt 
orvie für den Berkebr von Bahn zu Bahn fänumtliher deut:| der auf allen Stationen ausgehängte Tarif. 
a heipapuverkäuße Haben neben dietem| 8. Piltetvertauf. Zurüdnapıne gelöfter Bils 
Kertement nur Geltung, wenn fie in bie bezügliben Tarife lets.) Der Berfauf der Fahrbillets (Fahrlarten) 
aufgenommen find, mit den feflfegungen dieſes Reglements kann auf Stationen von —— Frequenz nur 
nicht im Widerſpruch fteben, diejelben bielmehe mur ergänzen innerhalb der letzten halben Stunde, auf Sta- 


—— fie dem Publicum günftigere Bedingungen ge | Wnen mi größerer Frequenz aber innerhalb 
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ı Stunde vor Abgang desjenigen Zuges, mit|über das Wlter der Kinder ftatt, fo enticheidet 
welchem der Reilende befördert jein will, mwenn|der Ausſpruch des bei der Reviſion anmejenden 
jedoch zwifchen zwei nach derjelben Richtung ab⸗ oberſten Beaniten. — Für Kinder, die nod ge 
gehenden Zügen eine noch kürzere Zwifchenzeit|tragen weıden müffen und ihre Stelle auf ihrer 
liegt, nur innerhalb diefer Frijt verlangt werden. |Ungehörigen Pläge mitfinden, erfolgt feine 
Diejenigen, weldye bi3 5 Minuten vor Abgang | Zahlung. 

des Zuges noch fein Billet gelöjt, haben auf| $ 11. [Umtaufch gelöfter Fahrbillets. Ein 
Berabjolgung eines ſolchen keinen Anſpruch. — Umtauſch gelöfter Fahrbillets gegen Billets 


Das zu entrichtende Fahrgeld ijt abgezählt be- 
reit zu halten, damit Aufenthalt durch Geld- 
wechſeln vermieden werde. — Die Fahrbillets 
geben Anſpruch auf die entjprechende Wagenklaſſe, 
ſoweit in dieſer Plätze vorhanden ſind, reſp. beim 


höherer Klaſſen iſt den Reiſenden bis 10 Min. 
vor Abgang des Zuges gegen Nadjzahlung der 
Breißdiffereng unverwehrt, joweit noch Pläge in 
den höheren Klafjen vorhanden find. Unter- 
wegs auf Zwiichenftationen kann ein Uebergehen 


Wechſeln der Wagen vorhanden bleiben. Wennlauf Pläge einer höheren Klaffe nur gegen Zu- 
einem Reijenden der feinem Billet entjprechende |fauf eines Billets auf die Beitimmungsitelle, 
Pla nicht angewiejen und ihm auch zeitweilig|burd) deſſen Preis, einſchließlich desjenigen für 
ein Play in einer höheren Klafje nicht einge- das bereits gelöfte Billet, der Fahrpreis für die 
räumt werden kann, fo jteht es ihm frei, das höhere Klaſſe mindejtend gededt wird, beanſprucht 
Billet gegen ein folches der niedrigeren Klaſſe, werden, — Der Umtauſch eines gelöften Billets 
in welcher noch Pläge vorhanden find, u. gegen|höherer Klafje gegen ein foldes niedrigerer 
Erjtattung der Differenz, umzuwechſeln, oder die Klaſſe iſt nur in dem im $ 9 gedachten: Falle 
Fahrt zu unterlaflen und das bezahlte Fahrgeld |auläjlig. 

zurüdzuverlangen. — Jedenfalls haben die mit| $ 12. [AUnmweijung der Pläße.] Einzelne be 
durchgehenden Billet3 anfommenden Reiſenden |ftinmte Pläge werden nicht verfauft und können 
den Vorzug vor den neu Hinzutretenden. — Auflim Voraus nicht belegt werden. — Das Dienit- 
der Abgangsftation ift bis ſpäteſtens 20 Min.|perjonal iſt beredtigt ‚und auf Verlangen der 
vor Abgang des betreffenden Zuges die Beitell-|Reifenden verpflichtet, denfelben ihre Plaätze an— 
ung ganzer Coupes od. Wagenabtheilungen der Bon Allein reiſende Damen follen auf 
eriten zwei Wagenklaffen gegen Bezahlung höch- Verlangen möglidjt nur mit Damen in ein 
ſtens jo vieler Fahrbilletö der —— Klaſſe, Coupe zuſammengeſetzt werden. In jedem Zuge 
als das Coupe Plätze enthält, zuläſſig. Auf muß ſich mindeſtens je ein Damencoupe für die 
Zwiſchenſtationen können ganze Coupes nur dann Reiſenden der 2. und 3. Wagenklaſſe befinden. 
beanjprucht werden, wenn jolche unbejegt in dem|Bei den nad) ameritaniihem Syſtem gebauten 
ankommenden Zuge vorhanden jind. — Für den| Wagen findet die legtere Beitimmung nur mit 
Fall, daß ein Keiender ein bejonderes Coupe|den durch dieſes Syſtein gebotenen Modificationen 
bezahlt, wird demjelben darüber ein Schein aus- | Anwendung. 

gettelt, Dem Meifenden jteht fein Anſpruchj $ 13. [Musichluß befäftigender Perfonen von 


darauf zu, mehr Perjonen in das Coupe aufzu- 
nehmen, ald Fahrbillet3 bezahlt find, 

$ 10. [Fahrbillets und Giltigfeit berfelben. 
Fahrpreisermäßigung für Kinder] Das Fahr⸗ 
billet bezeichnet die Stationen, von und bis zu 
welchen die Fahrt verlangt worden; ferner das 
Fahrgeld für die Wagenllafje, welche der Rei. 
jende benugen will, injofern der ———— Va⸗ 
lutſchwankungen nicht unterliegt; endlich die Zeit 
oder den. Zug, wofür das Billet gilt. Die Zeit 
oder der Zug, wofür jedes Fahrbillet giltig, ift 
durch Abjtempelung darauf ausgedrüdt, jo daß 


der Yahrt.] Perjonen, welche wegen einer ficht- 
lichen Krankheit od. aus anderen Gründen durch 
ihre Nachbarſchaft den Mitreijenden augenfchein- 
lich läftig werden würden, fünnen von der Mit- 
oder Weiterreife ausgejchlofjen werden, wenn fie 
nicht ein bejonderes Coupe bezahlen. Etwa be- 
zahltes Fahrgeld wird ihnen zurüdgegeben, wenn 
ihnen die Mitreife nicht geftattet wird. Wird 
erſt unterwegd wahrgenommen, daß ein Neijen- 
ber zu ben vorjtehend bezeichneten Perjonen ge» 
hört, jo muß er an der nächſten Station, jofern 
ein bejondere8 Coupe bezahlt und für ihn be» 


jeder Käufer jofort zu prüfen im Stande iſt, ob |reit gejtellt werden fan, von der Weiterbeför- 
das Billet auf die von ihm beabfichtigte Yahrt|derung ausgeichloffen werden. Das Fahrgeld, 
lautet. — Den Reifenden ift geitattet, während ſowie die Gepädfracdht werden ihm für die nicht 


der Fahrt auf einer Zwiſchenſtation auszujteigen, durchfahrene Strede erjept. 


um mit einem am nämlichen oder am nädjitjol- 
genden Tage nad) der Beltimmungsitation ab- 
gehenden, zu feinem höheren Tarifſatze fahren. 
den Zuge dahin weiter zu reifen. Solche Rei— 
jenden haben jedoch auf ber betreffenden Zwijchen- 


$ 14. Warteſäle. Billet- und Gepäd-Erpe- 
dition. Billet » Eontrole] Die Wartefäle jind 
jpätejtens eine Stunde, die Billet- und Gepäd- 
Erpeditionen auf Stationen mit größerer Fre» 
quenz gleichfalls jpätejtend eine Stunde, auf 


ftation jofort nad dem Berlafjen des Zuges dem) Stationen mit geringerer Frequenz mindeftens 
Stationsvorfteher ihr Billet vorzulegen u. das⸗ eine halbe Stunde vor Abgang eines jeden Auges 
elbe mit dem Vermerke der verlängerten Gilt-|zu öffnen. — Das vom Reifenden ——— 
igkeit verſehen zu laſſen. — Eine Verlängerung iſt auf Verlangen bei dem Eintritt in den Warte» 
der für die Retour- und Rundreijebillet3 fejtge- |jaal, jowie beim Einfteigen in den Wagen vor— 
jegten Friſt wird Hierdurch nicht herbeigeführt. |zuzeigen. Während der Fahrt muß der Reifende 
— Rinder unter 10 Jahren werden zu ermäßig-|dad Billet bis zur Abnahme desjelben bei fich 
ten Fahrpreiſen befördert. — Finden Zweifel'behalten. — Der Reijende, welcher ohne giltiges 
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Fahrbillet betruffen wird, hat für die ganze von, dreimaliges Ertönen der Dampfpfeife gegeben. 
ihm zurücgelegte Strede und wenn die Zugangs- Wer beim dritten Ertönen der Dampfpfeife nod) 
ftation nicht fofort unzweifelhaft nachgewieſen nicht wieder eingeftiegen ift, geht des Anſpruchs 


wird, für Die ganze vom Buge zurüdgelegte 
Strede dad Doppelte des gewöhnlichen Fahr— 
preifes, mindeftend aber den Betrag von 6 M 
zu entrichten. Derjenige Reifende jedoch, welcher 
in einen Berfonenmwagen einfteigt und gleich beim 
Einfteigen unaufgefordert dem Schaffner ober 
Zugführer meldet, daß er wegen Berjpätung Fein 
Billet mehr habe Löjen können, Hat, wenn er 
überhaupt noch zur Mitfahrt zugelaffen wird, 
worauf er feinen Anſpruch hat, einen um 1 M 
erhöhten Fahrpreis zu zahlen. — Wer die jo» 
fortige Zahlung vermeigert, kann auögejegt 
werben, 

$ 15. open ai in die Wagen] Das ei- 
hen zum Einjteigen in die Wagen wird durch 
zwei unterjchiedene Schläge auf die Glode ge 
eben. 
e $ 16. —— der u u tg Nad)- 
dem das Abfahrtszeichen durd die Dampfpfeife 
der Locomotive gegeben, kann Niemand mehr 
zur Mitreife zugelafien werden. Jeder Verſuch 
zum Einfteigen und jede Hilfeleiftung dazu, nad)» 
dem die Wagen in Bewegung 66 ſind, iſt 
verboten und ſtrafbar. — Dem Reiſenden, wel— 
her die Abfahrtszeit verſäumt hat, ſteht ein An— 
ſpruch weder auf — ————— Fahrgeldes, 
noch auf irgend eine andere Entſchädigung zu. 


auf die Mitreife verluftig. 

$ 19. [Berhalten wahrend der Fahrt und 
beim Ein- und Ausſteigen.) Während der Fahrt 
darf fi Niemand jeitwärtd aus dem Wagen 
biegen, gegen die Thür anlehnen oder auf Die 
Sipe treten. — Auf Verlangen aud nur Eines 
Reiſenden müfjen die Fenfler auf der Wind-Seite 
eichloffen werden. — Die Neifenden dürfen zum 
in» und Ausfteigen die Wagenthüren nicht jelbft 
öffnen; fie müffen vielmehr das Deffnen dem 
Dienftperjonal überlafjen und dürfen nicht ein- 
end ausfteigen, bevor der Zug völlig ftillfteht. 
— Jeder Reifende muß fich entfernt von den 
Fahrgeleiſen und Maſchinen halten, und Niemand 
darf den Bahnhof in einer anderen al3 der an- 
gewiejenen Richtung verlafjen. 

$ 20. [Beihädigung der Wagen] Für Ber- 
trümmern von Senftern beiteht eine Entichädig- 
ungötare, und werden die darin fejtgejegten Be- 
träge durch das Dienftperfonal von dem Schuld- 
igen fojort eingezogen. Diejer darf jedoch Vor— 
zeigung der Tare verlangen. Auch ift die Eijen- 
bahn-Bermwaltung befugt, rn Beſchmutzen des 
Innern der Wagen, Zerreißen der Gardinen ꝛc. 
eine Entjchädigung zu fordern und von dem 
Schuldigen fofort einziehen zu Tafjen. 

$ 21. [Beripätung der Züge. Unterbrechung 


— Demfelben ift jedoch geftattet, auf Grund deö|der Fahrt.) Berjpätete Abfahrt oder Ankunft 
gelöften Fahrbillet3 mit einem am nämlichen|der Züge begründen feinen Anſpruch gegen die 
oder nädjitjolgenden Tage nad) der Beitimmungs- |Eifenbahnverwaltung. — Eine ausgefallene oder 
ftation abgehenden, zu feinem höheren Zarifjage unterbrodyene Fahrt berechtigt nur zur Nüd- 
fahrenden Zuge zu reifen, fofern er fein Bild \forderung des für die nicht durchfahrene Gtrede 
ohne Verzug dem Stationsvorfteher vorgelegt igezahlten Fahrgeldes. — Wird jedod) infolge 
und mit einem Vermerk über bie verlängerteleiner nit durd Höhere Gewalt herbeigeführten 
Giltigteit verfehen läßt. — Eine Verlängerung |Berjpätung der Ankunft eined Zuges der Ans 
der für Netourbillets, jowie für Billet3 zu Rund«- ſchluß an einen anderen verjäumt, jo ijt dem 
reifen und Vergnügungdzügen feitgejegten Frijt|mit durchgehenden Billet3 verjehenen Reiſenden 
wird hierdurch nicht herbeigeführt. nach erbrachtem Nachweiſe, da er mit dem 
17. [Berhalten auf den Zmwifchenftationen. nächſten zurüdführenden Zuge ununterbrochen 
Deffnen und Schließen der Wagenthüren.] Beilzur Abgangsitation zurückgekehrt ift, der bezahlte 
Ankunft auf einer Station wird der Name dere [Preis für die Hinreije jowie der Preis der Rüd- 
jelben, die Dauer des für fie beitimmten Aufent- |veife in der auf der erjteren benugten Wagen» 
halts, fowie der etwa ftattfindende Wagenwechſel ſtlaſſe zu erſtatten. — Der Reijende ift jedoch 
ausgerufen. Sobald der Wagenzug ftillfteht, zur Wahrung des desfallſigen Anſpruchs vers 
werden nad der zum Leni bejtimmten [pflichtet, denielben unter Vorlegung feines 
Geite die Thüren derjenigen Wagen geöffnet, | Hahrbillets Iegleich nad) Anfunft des verjpäteten 
welche für die bid zu dieſer Station Neifenden [Zuges dem Stationsvorfteher anzumelden. Letz— 
beitimmt find. Die Thüren der übrigen Wagen|terer hat hierüber der Abgangsjtation über 
werben nur auf Verlangen geöffnet. — Wer aufjdie Zeit der Rückkunft eine Beſcheinigung zu er 
den Bwifchenftationen feinen Platz verläßt, ohmeltheilen. — Wenn Elementar-Ereignifje oder an— 
ihn zu belegen, muß fich, wenn derjelbe inzwifchen|dere Hinderniffe die Fahrt auf einer Strede der 
anderweitig bejegt ift, mit einem anderen Platze Bahn unzuläflig machen, jo muß für die Weiter- 
begnügen. beförderung bi$ zur fahrbaren Strecke mittels 
18. [Außergemwöhnliches Anhalten auf freier anderer Fahrgelegenheiten nad) Thunlichkeit fo 
Bahn.) Sollte wegen eingetretener Hinderniffe lange gejorgt werden, bis für jeden einzelnen 
außerhalb einer Station längere Zeit angehalten |Fall eine bejondere Anordnung getroffen fein 
werden müfjen, jo ift ein Ausfteigen ber Reijen-|wird. Die Reijenden fünnen jedod nicht ver- 
den nur dann gejtattet, wenn der Zugführer die]langen, daß die Weiterbeförberung mittel an— 
ausdrüdlihe Bewilligung dazu ertheilt. Die|derer Fahrgelegenheiten um dıe fir die Fahrt 
Reifenden müflen ſich dann fofort von dem Bahn-|auf der Eiienbahn erlegten Gebühren von legterer 
eleife entfernen, auch auf das erjte Zeichen mit|bejorgt werde. — Betriebsftörungen und Zug« 
* Dampfpfeife ihre Pläbe wieder einnehmen, verſpaͤtungen find auf den Stationen durch An— 
— Das Zeichen zur Weiterfahrt wird durch ein ſchlag an einer dem Publicum leicht zugänglichen 
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Etelle in deutlich erfennbarer Weife jofort be»  Reifebebürfniffen zu rechnende Gegenftände können 


fannt zu maden. 

8 22. [Mitnabme von Hunden ꝛc. XTabal- 
rauen, itnahme feuergefährliher Gegen» 
—— Hunde und andere Thiere dürfen in 
den Perſonenwagen nicht mitgeführt werben. 
Ausgenommen hiervon find jedoch Heine Hunde, 
weldye auf dem Schooße getragen werben, fofern 
gegen deren Mitnahme von den Mitreifenden 
desjelben Eoupes Einſpruch nicht erhoben wird. 
— Das Tabakrauchen iſt in allen Wagenklaſſen 

ejtattet; in der I. Wagenklaſſe jedoch nur unter 
A fimmung aller in demjelben Coupe Mitreiſen— 
den, injofern nicht befondere Rauch-Coupes diejer 
Klaffe im Zuge vorhanden find. In jedem Per- 
jonenzuge müjjen Coupes zweiter und wo ar 
lich auch dritter Klafje für Nichtraucher vorhans 
ben jein. Die Tabat3pfeifen müfjen mit Dedeln 
verjehen fein. — Feuergefährliche Gegenftände, 
ſowie alles Gepäd, welches Flüffigfeiten und an- 
dere Gegenflände enthält, die auf irgend eine 
Weile Schaden verurfachen können, insbejondere 
geladene Gewehre, Schießpulver, leicht entzünd- 
bare Präparate und andere Sachen gleicher 
Eigenfhaft, dürfen in den Perfonenwagen nicht 
mitgenommen werden. Das Eijenbahn -Dienit- 
Hilger iſt berechtigt, fi im dieſer Beziehung 

ie nöthige Ueberzeugung zu verſchaffen. Der 
Zuwiderhandelnde haftet für allen aus der Ueber: 
tretung des obigen Verbots an dem fremden 
Gepäd oder fonft entjtehenden Schaden und ver— 


außnahmsweije zugelaffen werden. Gegenjtände, 
welche von der Beförderung als Frachtgut jomwie 
nad $ 22. Alinea 3 von der Mitnahme in ben 
Perfonenwagen ausgejchloffen find, dürfen aud) 
als Reifegepäd nicht aufgegeben werden, bei Ber- 
meibung der im $ 48 feitgejegten Folgen. 

$ 25. [Urt der Berpadung. tfernung 
älterer Poſt- und Eifenbahnzeichen.] Reiſegepäck, 
welches nicht ficher und dauerhaft verpadt iſt, 
fann zurüdgewiefen werden. Die Gepädjtüde 
müffen von älteren Poſt- und Eijenbahnzeicdhen 
befreit fein. Iſt dies nicht der Fall und findet 
infolge deſſen eine Verſchleppung des Gepäds 
ftatt, jo kommt die — für den daraus 
erwachſenen Schaden nicht auf. 

$ 26. Einlieferung des Gepäds,] Die Mit- 
nahme des Gepäds, welches nicht jpäteftens 15 
Minuten vor Abgang des Zuges unter Vorzeig⸗ 
ung des Fahrbillets in die Gepäck-Expedition 
eingeliefert iſt, kann nicht beanſprucht werden, — 
Wird ausnahmsweife und unter Vorbehalt jpä« 
terer Erpedirung in dringenden Fällen aud un« 
erpedirt mitgenommen, jo wird ſolches bis zum 
Beitpunft der Erpedirung als zum Transport 
aufgegeben nicht angejehen. — Dasjelbe gilt für 
die Annahme von Reiſegepäck auf Haltejtellen, — 
Die Gepädfradht muß jofort, bei Vermeidung 
des Nadıtheils, daß die Beförderung unterbleibt, 
berichtigt werden. 

$ 27. [Mitnahme von Handgepäd.] Kleine 


fällt außerdem in die duch dad Bahnpolizei-[Teiht tragbare Gegenftände können, wenn bie 
Reglement beftimmte Strafe. — Jägern und im|Mitreifenden dadurch nicht beläftigt werden, von 
öffentlichen Dienfte ftehenden Perjonen ift jedochſ den Reiſenden in den Wagen mitgeführt werben, 
die Mitführung von Handmunition gejtattet. —|fofern Zolle und Steuervorſchriften ſolches ge- 
Der Lauf eines mitgeführten Gewehres muß nad |ftatten. Für folde in der Wagen mitgenommene 


oben — werden. 
828 

Perjonen von der Fahrt.) Wer die vorgejchriebene 
Ordnung nicht beobachtet, fi) den Anordnungen 
des Dienftperjonals nicht fügt, oder fich unan— 
ftändig benimmt, wird ohne Anſpruch auf den 
Erjap des bezahlten Fahrgeldes von der Mit- 
und Weiterreije auögefchlofjen. Namentlicd) dürfen 
truntene Perſonen zum Mitfahren und zum 
Aufenthalte in den Wartefälen nicht zugelafien 
und muͤſſen ausgewiejen werden, wenn fie unbe- 
merkt dazu gelangten, — Erfolgt die Ausweiſung 
unterwegs, oder werden bie betreffenden Berjonen 
zurüdgemwiejen, nachdem fie ihr Gepäd bereits 
der Expedition übergeben haben, jo haben fie 
feinen Anſpruch darauf, daß ihnen dasjelbe an— 
derömwo, als auf ber Station, wohin es erpedirt 
worden, wieder verabfolgt wird. 

b. Beförderung des Reijegepäds.') 

8 24. [Begriff des Reijegepäds.) Als Reife- 
gepäd wird in der Hegel nur, was der Keijende 
zu feinem und feiner Angehörigen Reijebedärj- 
nifje mit fich führt, namentlid Koffer, Mantel« 
und Reiſeſäcke, Hutichachteln, Heine Kiſten und 
dergleichen, befördert; größere, kaufmänniſch ver- 
padte Kiften, Tonnen, jowie andere nicht zu den 


Eifenbahn:Pafjagiergepäds, f. unter Eihmwejen; 


1) Ueber bie —— von Federwaagen zum —— des 
üds efaunt: 
wadhung vom 25. Juni 1872, 


Gegenſtände werden Gepädjcheine nicht ausge— 


(Ausſchluß trunfener oder renitenter|geben; fie find von den Reifenden jelbft zu be- 


auflichtigen. — Unter denjelben Borausfegungen 
ift Reiſenden IV, Klaffe auch die Mitführung 
von Handwerkszeug, Tornijtern, Tragelaften in 
Körben, Süden, Kiepen 2c. und anderen Gegen- 
ftänden, welche Fußgänger bei fid) führen, nad) 
Entſcheidung des Stationsvorftandes geitattet. 

$ 28. [Gepädicdeine und Auslieferung des 
Gepäds.] Gegen Einlieferung des Gepäds, mwo- 
bei die Vorzeigung des Fahrbillets verlangt 
werden kann, erhält der Reifende einen Gepäd- 
ſchein. Dem Inhaber dieſes Scheins, deſſen 
Legitimation die Verwaltung zu prüfen nicht 
verpflichtet ift, wird das Gepäd nur gegen Rüd: 
gabe des Scheins, welde die Bahnverwaltung 
von jedem weiteren Anfpruche befreit, auögelieferts 
— Der Inhaber des Gepädiheins ift bereditigt,\ 
nad; Ankunft des Zuges, zu welchem das Gepäd & 
zum Transport aufgegeben ift, am Beitimmungs«- 
orte die jofortige Auslieferung des Gepäds nad A 
Ablauf der zur ordnungsmäßigen Ausladung 
und Ausgabe, jowie zur etwaigen jteneramtlichen 
Abfertigung erforberlihen Zeit im Lotal der 
Gepäderpedition zu verlangen. Will derjelbe die 
fofortige Auslieferung des Gepäds nicht erwar— 
ten, jo fann er dasjelbe innerhalb 24 Stunden 
nad defien Ankunft in bejtimmten Expeditions— 
ftunden gegen Rüdgabe des Schein in der Ge- 
päderpedition abfordern oder abfordern laſſen 
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Wird das Gepäd innerhalb 24 Stunden nicht;gerathen betrachtet, und ift der Neifende erit 


abgeholt, fo ift für dasjelbe das vorgefchriebene 
Lapergeld zu entrichten. — In Ermangelung 
bes Gepädicheins ift die Verwaltung zur Aus- 
händigung des Gepädd nur nad) vollitändigem 
Nachweiſe der Empfangsberehtigung gegen Aus- 
ftellung eine8 Reverjes und nad) Umſtänden ge- 
gen Sicherheit verpflichtet. — In der Hegel joll 
das Gepäd nur auf der Station verabfolgt wer- 
den, wohin ed aufgenommen ift. Inſofern —* 
und Umſtände, ſowie Zoll- u. Steuervorſchriften 
dies geſtatten, kann jedoch, auf Verlangen des 
Reiſenden das Gepäck auch auf einer vorliegen— 
den Station zurückgegeben werden. In einem 
folhen Falle hat der Reijende bei der Ausliefer- 
ung des Gepäcks den Gepädidein zurüdzuftellen 
und das Fahrbillet vorzuzeigen. 

8 29. [Haftpflicht der Eifenbahn für Reifege- 
päd.] Die Eifenbahn Haftet von dem Beitpunkte 
der Aushändigung des Gepädicheines ab für die 
richtige und unbejchädigte Ablieferung der ©: 

ädjtüde, und zwar im Allgemeinen nad den in 

bichnitt III. (Beförderung von Gütern) enthal« 
tenen Bedingungen und Abreden, ſoweit jolche 
auf die Beförderung von Reijegepäd anwendbar 
find, insbejondere nad folgenden Grundfäßen: 
a) ift von dem Meifenden ein höherer Werth 
nicht declarirt, fo wird im Falle des Verluftes 
oder der Beihädigung der wirklich erlittene 
Schaden vergütet, diefer kann jedod in einem 
höheren Betrage, als mit 12 M für jedes kg 
nad) Ubzug des Gewichts des unverjehrten In- 
halts des bloß beihädigten Gepädjtüds nicht be» 
anfprucht werben; b) iſt von dem Reiſenden ein 
höherer Werth beclarirt, jo wird mit der Ge— 
pädfradt ein Frachtzuſchlag erhoben, welcher für 
jede, wenn auch nur angefangene 150 km, die 
das Gepäd non der Abjende- bis zur Beitimm- 
ungsitation zu durchlaufen Hat, im Minimum 
0,3 M beträgt und 2 pro Mille der ganzen 
declarirten Summe nicht überjteigen darf. — 
Die Werthdeclaration hat nur dann eine rechts— 
verbindlihe Wirkung, wenn fie von der Expe⸗ 
dition der Abgangsſtation im Gepädichein ein- 
geichrieben ift. c) Die Verwaltung ift von jeder 
23erantwortlichkeit für den Verluſt von Reiſege— 
päd frei, wenn es nicht innerhalb 8 Tagen nad) 
Ankunft des Zuges ($ 28) auf der Beitimmungs- 
ftation abgefordert wird. — Der Reiſende, wel— 
chem das Gepäd nicht überliefert werden würde, 
kann verlangen, daß ihm auf dem Gepädjcein 
Tag und Stunde der gejchehenen Abforderung 
des Gepäds von der Gepäderpedition befcheinigt 
werde. — Für den Berluft und die Beichädig- 
ung von Reifegepäd, welches von dem Reijenden 
nicht zum Transport aufgegeben worden ift, 
insbejondere für den Verluſt und die Bejchädig- 
ung der in den Wagen mitgenommenen Gegen: 
ftände ($$ 26, 27), wird nur Gewähr geleiitet, 
wenn ein Berjchulden der Bahnverwaltung oder 
— nachgewieſen iſt. 


dann befugt, mit Ausſchluß aller weiteren Ent— 
PIEDGERgFeRIPeBchE defielben, die Bahlung der 
im $ 29 —— Garantieſumme zu fordern. 
— Falls das verloren gegangene Gepäckſtück 
ſpäter gefunden wird, iſt hiervon der Reiſende, 
ſofern ſein Aufenthalt zu ermitteln iſt, ungeach— 
tet der Empfangnahme der Entſchädigung zu be— 
nachrichtigen u. fann derjelbe innerhalb 4 Wochen 
nad erhaltener Nachricht verlangen, daß ihm 
das Gepädjtüd gegen Rüderftattung des für den 
Verluft erhaltenen Schadenerfages u. zwar nad) ' 
jeiner Wahl entweder am Bejtimmungsorte od, 
frachtfrei am Nufgabeorte verabfolgt werde. 

$ 31. [Haftpflicht der Eiſenbahn fir verjänmte 
Lieferungszeit.] Die Haftpflicht der Eifenbahn 
für Berfäumung der Lieferungszeit ($ 28) rid)- 
tet fi nach folgenden Beitimmungen: 1) Der 
für Verſäumniß der Lieferungszeit zu leitende 
Erſatz des nachzuweiſenden Schadens, jobald jol« 
cher überhaupt eintritt, Tann mur im Betrage - 
von 0,90 M für jedes kg des ausgebliebenen 
Sepäds und jeden angefangenen Tag der Ver— 
ſäumniß bis dahin, bah das Gepäd als in Ver— 
luft gerathen anzuiehen ijt ($ 30), beanſprucht 
werden. Will der Reifende die Höhe des wegen 
verjpäteter Lieferung zu leiftenden Schadenerjages 
al3 die Höhe be3 Intereſſes an ber rechtzeitigen 
Lieferung fich fihern, jo Hat er die beöfalljige 
Erflärung mindeftend */, Stunde vor Abgang 
des Zuges, mit welchem die Beförderung ge» 
ichehen ſoll und nad den Betriebsvorfchriften 
aeichehen kann, in der Gepäderpedition abzugeben, 
Sie hat nur dann rechtöverbindliche Wirkung, 
wenn fie von biejer im Gepäckſchein vermerkt iſt. 
Die Hierfür zu entrichtende Vergütung darf 
2 pro Mille der angegebenen Intereſſeſumme für 
jede angefangenen 150 km, melde dad Gepäd 
von der Abjende- bis zur Beitimmungsjtation 
zu durchlaufen hat, mit einem Minimalbetrage 
von 1 M und unter Abrundung der zu entricht- 
enden Beträge auf 0,0 M nicht überjteigen. Da- 
gegen wird den Neifenden ald Schadenerjag für 
die verjpätete Lieferung derjenige Betrag defjel« 
ben von der Eijenbahn geleijtet, welcher inner» 
halb des declarirten Betrages nachgewieſen wer— 
den kann. 2) Die Eiſenbahn ift von der Haft- 
ung für den Schaden, weldyer durch Verſäumung 
ber Lieferungszeit entitanden it, befreit, fofern 
fie beweift, daß fie die Verjpätung durd An- 
wendung der Sorgfalt eines ordentlichen Fradıt: 
führer8 nicht habe abwenden Fönnen. 

& 32. [Gepädträger.] Auf denjenigen Stationen, 
wo fih Sepädträger befinden, können die Reiſen— 
den ſich derjelben, jedoch ohne Verantwortlichkeit 
der Verwaltung, für den von der Eijenbahn nicht 
übernommenen Transport des Gepäds nad) und 
von den Localen der Gepäd-Erpeditionen be— 
dienen. Die Gepädträger find dur die Dienit- 
abzeichen erfennbar u. mit einer gedrudten Dienft- 
anweiſung verfehen, welche fie, ſowie die gedrudte 


[In Berluft gerathene Gepädjtüde.]| Gebührentare, im Dienfte bei ſich führen u. auf 


Te ende Gepädjtüde werden erit nach Ablauf) Verlangen vorzeigen müſſen. 


Sie haben eine 


von 3 Tagen nad der Ankunft des Zuges, zujmit der Nummer des Gepädträgers  verjehene 
welchen: diejelben aufgegeben find, auf der Ber) Marke bei Empfangnahme des Gepäckſcheines zu 
ftimmungsftation des Reiſenden als in Berluft' verabfolgen. — Auf größeren Stationen müfjen 
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Einrichtungen Eeftehen, welche e8 dem Reiſenden 
ermöglichen, fein Gepäd ohne Verantwortlichleit 
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‚etwa ertheilten Quittung die Equipage oder das 


Fahrzeug ausgeliefert u. muß jpätejtens innere 


der Verwaltung einem Bahnbedienfteten (Portier)| halb 2 Etunden abgeholt werden, wenn die An— 
gen eine fejtgejegte Gebühr zur vorübergehenden |funft bis Abends 6 Uhr erfolgt. Trifft dagegen 


ufbewahrung zu übergeben. 

$ 33. [Burüdgelafjene Gegenftände.] Alle im 
Örrlichen Bezirk der Bahnvermwaltung oder in 
ten Wagen zurüdgelaffenen, an die Eijenbahu 
abgelieferten Gegenstände werben mindeſtens 
3 Monate fang, aufbewahrt. Erft nad) Ablauf 
diejer Frift wird mit denſelben nah Maßgabe 
der bei den einzelnen Bahnen darüber beitchen- 
den Beitimmungen verfahren. — Gegenjtände, 
welche dem Verderben ausgejegt find, Tönnen 
beitmöglichit verfauft werden, jobald deren Ber- 
erben zu befürchten fteht, und wird in dieſem 
Falle der Erlös bis zum Ablauf der feitgefegten 
Frift zur Dispofition des Berechtigten gehalten. 
— Im Übrigen unterliegen dergleichen gefundene 
‚ Gegenftände der in den gejeglichen Vorſchriften 
vorgezeichneten Behandlung. 

c. Beförderung von Leichen. 

8 34.[Beförberungs-Bedingungen.] Der Trans- 
port einer Leiche muß, wenn er von ber Aus— 
gangsitation des Zuges erfolgen ſoll, wenigitens 
6 Stunden, auf eine Zwiſchenſtation mindejtens 
12 Stunden vorher angemeldet werden. — Die 
Leiche muß in einem Sarge luftdicht eingeſchloſſen 
u. diefer von einer hölzernen Kiſte ungeben jein. 
Der Transport kann auch im Leichenwagen ftatt- 
finden. — Der Leiche muß ein Begleiter beige- 
geben werden, welcher ein Fahrbillet zu löſen 
bat. — Bei der Aufgabe muß ein vorjchrifts- 
mäßiger Leichenpaß beigebracht werden, welden 
die Eijenbahn übernimmt u. bei Ablieferung der 
Leiche zurüditellt. Die tarifmäßigen Transport- 
gebühren müjjen bei der Aufgabe entrichtet werden. 
— Wer unter falfher Declaration Leichen zur 
Beförderung bringt, hat aufer der Nachzahlung 
der verfürzten Fracht vom Abgangs- bis zum 
Beitimmungsorte das Vierfache diejer Yrachtge- 
bühr als Gonventionaljtrafe zu entrichten. — 
Innerhalb 6 Stunden nad Ankunft des Zuges 
auf der Beitimmungsftation muß die Leiche ab» 
geholt werden, widrigenfall® fie nad) der Ber- 
fügung der Ortsobrigfeit beigejept wird. 

d. Beförderung von Equipagen und anderen 

Fahrzeugen. 

8 35. [Unnahme u. Beförderung. Einliefer- 
ungszeit.] Equipagen u. andere Fahrzeuge werden 
nur auf u. nad) den zu deren Annahme bejtimmten 
Stationen zur Beförderung angenommen. Gie 
müjjen 2 Stunden vor Abgang de3 Zuges an- 
gemeldet u. ſpäteſtens 1 Stunde vorher zur Er- 
pedition aufgeliefert werden. Auf Bwijchen- 
ftationen kann auf eine fichere Beförderung der- 
jelben mit dem vom Berjender gewünfchten Zuge 
nur dann gerechnet werden, wenn fie 24 Stunden 
vorher angemeldet worden. — Equipagen und 
andere Fahrzeuge mit den Eile u. Schnellzügen 
zu befördern, ift die Eifenbahn nicht gehalten. 
— Die Reifenden dürfen mährend der Fahrt 
nicht in ihren Equipagen bleiben. 

36. (Orustieferumg, 


der Zug auf der Beitimmungsitation erjt ſpäter 
ein, jo läuft diefe Friſt erſt von Morgens 6 Uhr 
de3 folgenden Tages an, Für jede Stunde 
längeren Verweilens iſt die Verwaltung ein 
rg: zu fordern berechtigt. 

8 37. [Belaffung von Neijegepäd ꝛc. in ben 
Equipagen.] Den Begleitern der Equipagen und 
Fahrzeuge fteht es frei, Neifegepäd ($ 24) in 
denjelben zu belaffen, fofern nicht Zoll- und 
Stenervorfchriften entgegenitehen (j. $ 38). 

$ 38. [Haftpflicht der Eijenbahn für Fahr- 
zeuge.) Die Eijenbahn haftet für die befürderten 
Equipagen u. Fahrzeuge nad) den für den Güter- 
verfehr geltenden Bedingungen u. Abreden, ſo— 
weit fie auf den Gegenstand anwendbar find. Sie 
haftet aber nicht für denjenigen Schaden, welcher 
aus der Gefahr entjtanden ift, deren Abwendung 
durch die von ihr vorgejchriebene oder von dem 
Berjender freiwillig übernommene Begleitun 
bezwedt wird. — Dabei gilt als bedungen, ab 
bei Verfolgung von Entihädigungs-Anjprüchen, 
für Verluft oder Beſchädigung der der Schadens— 
berechnung nad den geltenden gejehlichen Be— 
fimmungen zu Grunde zu legende Werth den 
vom Aufgeber declarirten Werth nicht überjteigen 
toll. — Eine ſoſche Werthangabe ift nur für die 
Equipage oder für das Fahrzeug ſelbſt, nicht 
für die darin befindlichen Gegenftände ($ 37) zu« 
läfjig. — In Bezug auf legtere haftet die Eifen« 
ur nit für den Schaden, welder aus der 
Gefahr entjtanden ift, deren Abwendung durch 
die Begleitung bezwedt wird, für Schäden anderer 
Urt aber nur, wenn ein Berjchulden der Bahn« 
verwaltung oder ihrer Leute nachgewieſen ift. — 
Iſt Werthangabe gewählt, fo wird der im Tarif 
angegebene Transportpreis der Egquipage oder 
des Fahrzeuges um einen beftimmten Saß er» 
höht. Diefer Sa darf 1 pro Mille der für 
jedes Fahrzeug declarirten ganzen Summe * 
jede angefangenen 150 km der ganzen Transport» 
jtrefe mit einem Minimalbetrage von O0, M 
u. Abrundung des zu entrichtenden Betrages auf 
0,10 M nicht überfteigen. it Werthangabe nicht 
erfolgt, jo gilt ald bedungen, daß der nad) den 
gejeglihen Bejtimmungen zu ermittelnde u. zu 
erjepende Werth jedes Fahrzeuges, einjchlieglich 
der darin befindlichen Gegenstände, weder in 
Verfufte noh in Bejhäbigungsfällen den Betrag 
von 900 M überjteigen ſoll. — Die Angabe eines 
höheren Werthes als 900 M für eine unter Be- 
gleitung verjendete Equipage hat nur dann eine 
rechtsverbindlihde Wirkung, wenn fie von ber 
Erpedition der Abgangsftation im Transport 
jcheine vermerkt it; die Angabe eines höheren 
Werths der ohne Begleitung verjendeten Equi— 
pagen erfolgt nad) den für Frachtgüter gegebenen 
Vorſchriften ($ 68). 

$ 39. _ [Lieferungszeit.] Der Transport ber 
gleiteter Equipagen u. anderer Fahrzeuge, welche 
mit den Perjonenzügen befördert werben, ge— 


Nach Ankunft auf der ſchieht mit dem Zuge bis zur Beitimmungs- 


Beltimmungsftation wird gegen NRüdgabe der ſtation, zu welchem fie aufgegeben find; fofern 
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fie aber unterwegs aus einem Auge in einen; 8 42, [Beförderung von Pferden.) Mit welchen 


anderen übergehen müſſen, brauchen fie erft mit|Bügen u. in welcher 


dem nädjitfolgenden Berjonenzuge einzutreffen. — 
Die Lieferungszeit für alle anderen Eauipagen 
u. Fahrzeuge ijt Die für gewöhnliches Gut vor« 
gejehene. — Die Haftpflicht für den durch Ber» 
ſäumung dieſer Lieferfrift entitandenen Schaden 
erftredt fich der Regel nad) nicht weiter, als auf 
Zahlung von höchſtens 30 M für jede ausge 
bliebene Equipage und jeden angefangenen Tag 
ber Berfäumniß. Die Declaration eines höheren 
Intereſſes der rechtzeitigen Lieferung begleiteter 
Equipagen u. anderer Fahrzeuge Hat nur dann 
eine rechtöverbindliche Wirkung, wenn fie von 
der Expedition ber Abgangäftation im Trans— 
portiheine vermerkt ijt; für Equipagen ohne 
Begleitung erfolgt die Declaration nad) den für 
Frachtgüter gegebenen Vorfchriften. — In beiden 
Fällen wird ein Frachtzuſchlag erhoben, welcher 
für jede 7,, km u. für jede angefangenen 60M 
der ganzen beclarirten Summe 0,, P unter Ub- 
rundung auf O0,. M mit einem Minimaljage 
von 0,90 M nicht überfteigen darf. 
e. Beförderung von lebenden Thieren. 

8 40. [Annahme,. Ein- u. Ausladen, Aus— 
ſchließung franfer u. wilder Thiere.] Lebende 
Thiere werden nur auf und nad) den zu deren 
Annahme bejtimmten Stationen zur Beförderung 
angenommen. Der Wbjender bezw. Empfänger 
muß das Ein- und Ausladen in die Wagen und 
aus denjelben, fowie die zur Befeitigung der 
Thiere erjorderlihen Mittel und da& Anbinden 
jelbft beforgen oder bejorgen laſſen, fich auch von 
ber ficheren Anlegung der Thiere jelbft überzeugen. 
— Kranlke Thiere werden zur Beförderung nicht 
angenommen. Inwiefern der Transport von 
Thieren wegen der Gefahr einer Verſchleppung 


Zahl die Beförderung von 
Pferden ftattfindet, hängt von dem Ermeflen der 
Eifenbahn ab. — Die Pferde müffen wenigitens 
eine Stunde vor Abgang der Züge zur Einbring- 
ung in die Wagen bereit ftchen. Wenn der Bug 
in der Nacht oder ded Morgens früh vor 7Uhr 
abgeht, müfjen die Pferde bis 8 Uhr Abends an— 
enieldet werben, — Auf die Berjendung von 
wiichenftationen ab kann mit Sicherheit nur im 
Halle vorheriger Verftändigung mitdem Stationsd- 
vorjtande gerechnet werben. — Bei der Ankunft 
am Beitimmuigsorte werden die Pferde gegen 
Rüdgabe der etiva — Beförderungs⸗ 
ſcheine ausgeliefert, das Abführen derſelben muß 
ſpäteſtens eine Stunde nach der Ankunft auf dem 
Bahnhofe geſchehen. — Mit Ablauf dieſer Friſt 
iſt, ſelbſt wenn die Pferde im Freien auf dem 
Bahnhofe ſtehen bleiben, die Eiſenbahnverwaltung 
ein Standgeld zu erheben berechtigt. — Der Fahr⸗ 
preiß der Pferde iſt am Abgangdorte zu ent» 
richten. 

$ 43. [Beförderung von anderen Thieren.] 
Die Ouantität der gleichzeitig zu befürbernden 
jonjtigen Thiere, jowie die Büge, mit welchen 
fie zu befördern, bejtimmt bie Eifenbahn. Nament- 
lid) hängt die Mitnahme einzelner Stüde davon 
ab, ob paflicher Raum vorhanden ijt und kann 
daher im voraus nicht zugefichert werden. — 
Der Fahrpreis ift am Abſendungsorte zu er» 
fegen. — Die Thiere müfjen zwei Stunden vor 
Ubgang des Zuges auf den Bahnhof gebracht 
und, wenn der Zug in der Nachtzeit oder bes 
Morgens vor 7 Uhr abgeht, bis 8 Uhr Abends 
vorher angemeldet werden. Bei der Ankunft 
an dem Beitimmungsorte werden die Thiere gegen 
Rückgabe der Beförderungsideine ausgeliefert; 


von Seuden ausgeſchloſſen ift, richtet ſich nach das Ausladen u. Adtreiben muß jpäteftens zwei 
den beitehenden Sanitätsvorſchriften. — Zum|Stunden nad) Ankunft auf dem Bahnhofe ge 
Fransport wilder Thiere ift die Eifenbahn nicht|fchehen. Nah Ablauf diefer Friſt ift die Eijen- 
verpflichtet. — Bei der Beförderung anderer|bahnverwaltung berechtigt, die Thiere auf Ge- 
lebender Thiere iſt die Eifenbahnvermwaltung Be-|fahr u. Koften des Verſenders in Berpflegung 
gleitung zu fordern beredtigt. Die Begleiter|zu geben oder ein Standgeld zu erheben, falls 
haben — jofern der Stationsvorftand nicht Aus-|fie dem Vieh einen ferneren Aufenthalt auf dem 
nahmen zuläßt — ihren Platz in den betreffen-| Bahnhofe geitattet. 
den Viehwagen zu nehmen u. die Beauffihtigung] $ 44. [Haftpflicht der Eifenbahn für Thiere.] 
des Viehes während des Transports zu bewirken.| Die Haftpflicht der Eijenbahn für Berluft und 
Bei Heinem Vieh, insbejondere Geflügel, wenn] Beihädigung zur Beförderung übernommener 
es in tragbaren, gehörig verichlojjenen Käfigen) Hunde, Pferde u. jonftiger Tebender Thiere richtet 
(fuftigen u. hinlänglic geräumigen Behältern) | id) nad} den für den Güterverkehr im Abſchnitt III. 
aufgegeben wird, bedarf es der Begleitung nicht.|enthaltenen Bertragsbedingungen, ſoweit jolche 
41. — von Hunden.]) Die Be-lauf den Transport von Thieren anwendbar find, 
förderung der Hunde geſchieht in abgejonderteni — Die Eijenbahn haftet aber nicht für ben 
Behältnijien. — Der Transportprei3 muß beilSchaden, welcher aus der mit dem Transporte 
der Auigabe des Hundes gegen Löſung eines|der Thiere für diefelben verbundenen bejonderen 
Scheines bezahlt werden, gegen bejien BZurüd-| Gefahr entjtanden ift; fie leiftet . insbejon- 
Lieferung nad) beendigter Fahrt ber Hund ver-|dere feinen Erfag, wenn der Verluſt oder die 
abjolgt wird. Hunde, welde nad) Ankunft auf Beihädigung durch Entipringen, Fallen, Stoßen, 
der Beftimmungsitation nicht fofort abgeholt, Erjtiden oder aus jonftigen Urjachen beim Ein- 
werden, zu verwahren, ift die Verwaltung nicht laden, Ausladen, während des Transportes oder 
verpflichtet. Dieſe Beflimmungen finden jedoch beim Aufenthalt auf dem Bahnhofe entjtanden 
nur auf jolhe Hunde Anwendung, welche als ift. Auch haftet fie nicht für den Schaden, welcher 
Begleiter von Bafjagieren mit Perfonenzügen'aus der Gejahr entjtanden ift, deren Abwendung 
befördert werden, andernfall3 gelten für die Be- durch die ($ 40) geforderte Begleitung bezweckt 
förderung von Hunden ebenjall3 die allgemeinen wird. Dahin jind alle Gefahren zu rechnen, 
Borjchrijten der $$ 40 u. 43, welde nicht aus einer von der Eijenbahn zu 
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vertretenden Beſchädigung des zum Transport, ober gar nicht verpadt ift, ungeachtet feine Natur 
benugten Fahrzeuges ar Brand namentlich auch eine Berpadung zum Schutze gegen Berluft oder 
diejenigen, welche durch gehörige Beauflichtigung, | Beihädigung auf dem Transporte erfordert. 
Wartung u. Fütterung der Thiere während des) Dergleiden Gut kann ausnahmsweiſe befördert 
Zransportes abgemwendet werden können. — Tritt| werden, wenn der Ubjender das Fehlen od. die 
Erjagpflichtigkeit ein, fo bilden, jowol in Ber-| Mängel der Berpadung durch eine mit jeiner 
Iuft- wie in Bejhädigunggfällen, der vom Aufe|Unterjchrift veriehene, auf dem Frachtbriefe zu 
eber deflarirte Werth, fall aber eine ſolche wiederholende Erffärung anerkennt. In diejer 

erthangabe nicht erfolgt ift, die folgenden Be-| Erklärung find die einzelnen Eolli zu jpecificiren 


träge die Marimal-Entihädigungsjäge: u. zu beichreiben. — Für die von dem Ber- 
450 M für ein Pferd, jender hinſichtlich des Fehlens oder des mangel- 

210 „ „einen —52** zn Bujtandes der Verpadung abzugebende 
re ee färung ift der Wortlaut durch ein Formular 

60, „ eim Maftfhmein. borgejchrieben (cfr. Anlage A.)?), welches im den 

4, „ein u Schwein, Expeditionen bereit gehalten wird. — Die ſorg⸗ 

37 © a Sa nei dies Bien. fältig u. deutlich zu gebenden äußeren Bezeich- 

6 „ „ einen Hund, nungen der einzelnen Colli müſſen mit den des» 

60 „ „ 160 kg jonitiger Thiere. falljigen Angaben im Frachtbriefe (cfr. $ 50 


Iſt Werthangabe gewählt, fo iſt neben dem Nr. 3) genau übereinjtimmen. Auch iſt die Eifen- 
tarifmäßigen Transportpreiſe ein Bujchlag zuſ bahn zu verlangen berechtigt, daß jeitens der 
bezahlen, welcher 1 pro Mille der ganzen decla⸗ Verſender Stüdgüter mit der Bezeichnung ber 
tirten Summe für jede angefangenen 150 km|Bejtimmungsitation in dauerhafter Weife ver- 
der ganzen Transportjtrede mit einem Minimal-|jehen find, jofern deren Beſchaffenheit dies ohne 
betrage von O,,, M u. Abrundung des zu ent-|bejondere Schwierigkeit geftattet, 
richtenden Betrages auf O,,, M nicht überſteigen) $ 48. [Bon der Beförderung ausgeſchloſſene 
darf. — Die Angabe eines höheren Werthes hat|oder nur bedingungsweije zugelaffene Gegen- 
nur dann eine rechtöverbindliche Wirkung, wenn ſtände) Wer unter falſcher oder umgenauer 
fie entweder (nämlich in Fällen, wo die Beför-|Declaration die vom Transport gänzlich aus- 
derung mittel® Frachtbriefes erfolgt) auf derigeichlofjenen oder nur unter Beobachtung ge- 
Adrejeite des Frachtbriefes an der dazu be-Iwijjer Bedingungen zugelaffenen Gegenjtände 
ftimmten Stelle durd) den Berjender mit Bucjitaben| zur Beförderung aufgibt, hat neben den durd 
eingetragen oder auf dem Transportſcheine durch] Bolizeiverordnungen oder durch das Gtr.-G.-B. 
die Expedition der Abgangsitation vermerkt ift.|fejtgejegten Strafen, auch wenn ein Schaden nicht 
. $ 45. [Lieferungsgeit.] Die Lieferungszeitift, geſchehen ift, für jedes kg folcher Verfanbtftüce 
je nachdem die Beförderung mit Perfonen- oder|eine ſchon durch die Auflieferung verwirkte Eon« 
mit Güterzügen gejchieht, die für Eilgut od. für) ventionalftrafe von 12 M zu erlegen und haftet 
— Gut, u. berechnet ſich nach den im außerdem für allen etwa entſtehenden Schaden. 

bſchnitte III. enthaltenen Beftimmungen, welhe| Die Eonventionalftrafe kann nad Befinden der 
auch für die Folgen verjäumter Lieferungszeit|Umftände von dem Verſender oder von dem 
maßgebend find. — Die Auslieferung von Pierden| Empfänger des Gutes eingezogen werden. I. Won 
u. Hunden, welde mit Perfonenzügen befördert|per Beförderung find ausgeidlofjen: 
werden, Tann jedoch in der $ 28 Alinea 2 fürlı) Alle ſolche Güter, die wegen ihres Gewichtes 
Gepäd beitimmten Friſt verlangt werden. Dieloder Umfanges, ihrer Form oder fonftigen Eigen- 
Declaration eined höheren Intereſſes an derſſchaft nad) den Einrichtungen u. der Benukungs- 
zechtzeitigen Lieferung hat nur dann eine rechtö-| weie der Bahn fich zum Transport nicht eignen. 
verbindliche Wirkung, wenn fie entweder (näm-|2) Alle poſtzwangspflichtigen Gegenftände, ſowie 
lid) in Fällen, wo die Beförderung mitteld Fraht-| Documente, Ebeliteine, echte Perlen u. Bretiofen. 
Beil erfolgt) auf der Adreßſeite des Fracht 3) Alle der Gelbitentzündung oder Erplofion 
briefeö an der dazu bejtimmten Stelle durch den|unterworfenen Gegenftände, 3. B. Schießpulver, 
Berjender mit Buchitaben eingetragen oder auf] Schießbaummolle, Collodium, Zündfchnüre (mit 
dem Transporticheine durd die Erpedition der Ausnahme der unter II. A. 6 genannten), ge- 
Abgangsftation vermerkt ift. — In beiden Fällen ladene Gewehre, Knallfilber, Knallquedfilber, 
wird ein Frachtzuſchlag erhoben, welcher für jede) Knallgold, Feuerwerkstörper, Pyropapier, ſogen. 
7, km und für jebe angefangenen 60 M der Düpplerjdanzenpapier), Nitro-Glycerin (Spreng- 
ganzen beclarirten Summe 0, M, unter Ab- * pikrinſaure Salze (Pikringelb, Anilingelb 
rundung auf 0,10 M, mit einem Minimalſatze u. ſ. w.), Natronfokes, Patent - Sprengpulver 
von 0,0 M nicht überjteigen darf. — u. alle Präparate, in deren Miſchung 

II. Beförderung von Gütern, ih Phosphor in Subjtanz befindet, ferner Zünd- 

8 46. Der Transport von Gütern erfolgt von|blättchen (amorces). II. Bedingungsweije 
u. nad) allen für den Güterverkehr eingeridhteten/werden zum Transport zugelajjen: 
Stationen, ohne daß es behufs des Uebergangs A. 1) Äther, Chloroform, Mirbanöt (Nitrobenzöfl), 
von einer Bahn auf die andere einer VBermittel-|Naphta, Hoffmannsgeift (Hoffmannstropfen), 
ungsadreſſe bedarf. Collodium, Schwefeltohlenftofi (SchwefelaltohoT), 

47. [Übernahme von Gütern.) Die Eifen-|Holzgeift in rohem und rectificirtem Buftande, 
bahn ift nicht verpflichtet, Gut zum Transport 
zu übernehmen, welches nicht ordnungsmäßig! *) Wird bier nicht abgedrudt. 
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Allohol u. Eprit. 2) Grünfall. 3) Chlorſaures felallohol) erfolgt ausſchließlich auf offenem 


Kali und reine Pifrinfäure, 
aller Art u. Deljag von der Delraffinerie, Aetz ; 
natronlauge, Sodalauge u. Aetzkalilauge, ſowie 
bie Gefäße, in denen jolche transportirt worden 
find, ferner in Ballons zur Beförderung kommende 
Firniſſe, Firnißfarben, Säfte, ätherijche u. fette 
Dele, Weingeift u. andere unter Nr. 1 nicht ge 
nannte Spirituofen, desgl. Brom. 5) Terpen- 
tinöl, Theeröl (Hydrocarbür), Mineralöl, Ramphin, 
Photogen, Binolin, leichtes Steinfohlenöl (Benzin), 
Ligroin (Petroleum -Naphta), Mineralichmieröl 
und ähnliche Subftanzen, jowie die Gefäße, in 
denen jolche transportirt find; alle übelriechenden 
Dele, desgl. Salmialgeift. 6) Reib- u, Streid)- 
ünder (ald Lichthen, Hölzchen, Schwämmden), 

icherheitszünder (Zündjchnüre), wenn jie aus 
einem dünnen dichten Schlauche beftehen, indefjen 
Innern eine verhältnißmäßig geringe Menge 
Schießpulver enthalten ift. Bucherjche Feuerlöſch- 
doſen in biechernen Hülfen. 7) Phosphor. 8) 
Wolle u. Wollabfälle, Tuchtrümmer, Spinnerei-, 
Baummollen- u. Baumwollengarn⸗Abfälle, Flachs, 
Hanf, Werg, Lumpen u. ähnliche derartige Ge— 
genftände, wenn fie gefettet find, ſowie Kunjt- 
wolle, Mungo» oder Shoddy-Wolle, Weber- oder 
Harniſchlitzen, Geſchirrlitzen. 9) Petroleum in 
rohem oder gereinigtem Zuftande, auch Petro- 
feum-Üther (Naphta), fowie leere Gefäße, in 
welchen diefe Gegenitände transportirt find. 10) 
Betarden für Knall-Haltefignale auf den Eijen- 
bahnen, 11) Zündhütchen, Aundipiegel u. Metall» 
yatronen. 12) Gold» u. Silberbarren, Platina, 
Geld u. geldwerthe Papiere. 13) Gemälde und 
andere Kunftgegenftände, 14) Arſenilalien, näm- 
lich arſenige Säure (Hüttenraudh), gelbes Urjenif 
Rauſchgelb, Uuripigment), rothes Arſenik (Real- 
gar) Scherbenkobalt (Fliegenftein) u. ſ. w. und 
andere Giftitoffe. 15) Kienruß. 16) Hefe, jo- 
wol flüfjige, als feite. 17) Holzmehl. 18) Friſche 
Häute, Fette, Flechſen, Knochen und andere Ge- 
genftände, fofern fie im bejonderen Grade übel» 
riechend u. Efel erregend find. 19) Nr. 19u. 20. 
BZufolge Bekanntmachung des Reichsklanzlers vom 
29. Dechr. 1876.) Hochbeſchwerte Cordonnet-, 
Souple-, Bourre de soie und Chappe-Seide in 
Strüängen. 20) Gemahlene —— — Alle 
unter 1 bis 20 genannten Gegenſtände werben 
um Transporte nur angenommen, wenn ihnen 
—5 andere Gegenſtände nicht umfaſſende, 
Frachtbriefe beigegeben ſind. — Im Einzelnen 
it zu beachten: Zu Nr. 1) [In der Faſſung ge- 
mäß der Belanntmachung des ——— 
vom 6. April 1876] Aether, Chloroform, Mira- 
bandl (Nitrobergöl), Naphta, Hoffmannzgeift 
(Hofjmannstropien) u. Eollodium dürfen nur in 
doppelten Verſchlüſſen verjandt werden u. zwar 
entweder derart, daß bie gläjernen Flaſchen, in 
denen ſich die Stoffe befinden, in ftarfen Holz« 
fiften mit Kleie oder Sägemehl eingefüttert find, 
oder daß ftarke, fugelförmige Glasflaſchen, deren 
Inhalt höchſtens 35 kg betragen darf, mit hin 
reichendem Verpadungsmaterial umgeben, in 
fotiden Körben mit gut verfeftigten Dedeln ein- 
geſchloſſen find, 


4) Mineraljäuren Wagen ohne Dedtuch und nur: 


a) in Gefäßen 
aus ftarfem, gehörig vernieteten und in den 
Nähten gut verlöthetein Eiſenblech bis zu 500 kg 
Inhalt; b) in cylindrifhen, aus Bintbiech ge- 
fertigten, oben und unten durch aufgelöthete 
eijerne Reifen verſtärkten Gefäßen oder in 
Kannen aus verzinktem Eijenbleh. Derartige 
Gejäße od. Kannen dürfen nicht mehr als 50 kg 
enthalten und müſſen entweder von geflochtenen 
Körben umſchloſſen oder in Kijten mit Sägemehl 
oder Kleie verpadt fein; c) in Glasgefäßen, die 
in Blechbüchſen mit Sägemehl oder Kleie einge 
füttert find. 

Holzgeiſt im rohen und rectificirten Zuftande, 
Alkohol u. Sprit werden nur in Fäſſern, Glas— 
flafchen oder Blechgefähen zugelaſſen. Diefe Fla- 
ihen u. Gefäße müjjen in der oben für Mether ꝛc. 
vorgejchriebenen Weije verpadt fein. Zu Nr. 2, 
Grünfalf wird nur auf offenen Wagen befördert. 
— Zu Nr. 3. Das chlorſaure Kali muß forg- 
fältig in dichten, mit Bapier ausgellebten Fäfjern 
oder Kiſten verpadt fein. Die Beförderung von 
reiner Pilrinfäure erfolgt nur gegen eine von 
einem geeigneten Chemifer auszujtellende Be— 
iheinigung über die Reinheit und Ungefährlich 
feit der aufgegebenen Pilrinjäure. — Yu Wr. 4. 
Die Ballons, in denen Mineralfäure (Schmwefel« 
jäure, Bitriolöl, Saizjäure,Salpeterfäure, Scheide- 
waſſer) 2c. verfchidt werden, müflen wol ver- 
padt und in bejondere mit ftarfen Vorrichtungen 
zum bequemen Handhaben verjehene Gefähe 
(wozu auch gejlochtene Körbe dienen lönnen) ein- 
geichloffen fein. Die Annahme zum Transport 
fann abgelehnt werden, wenn die Berpadung 
nicht mit Sorgfalt ausgeführt ift, u. die Kiften 
reip. Gefäße nit mit Vorrichtungen zum be- 
quemen Handhaben verjehen find. — Die Bal- 
lons reſp. Flaſchen mit rother rauchender Gal- 
peterjäure müjlen in den Gefäßen mit einem 
mindeftend ihrem Inhalte gleihen Volumen ge- 
trodneter Jnfuforienerde oder anderer geeigneter 
trodenerdiger Subftanzen’ umgeben fein, — Mi- 
neralfäuren müfjen ſtets getrennt verladen, dür- 
fen alfo mit anderen Chemikalien nicht in einen 
und denjelben Wagen gebradit werden. — Bu 
Nr. 5. Hydrocarbür oder Subftanzen ähnlidyer 
Urt werden bei Verjendungen in Blechgefäßen 
oder Glasballons ohne Korbumflehtung nur 
dann zur Beförderung übernommen, wenn dieſe 
Gefäße in Körbe verpadt find. Die Beförderung 
von Terpentinöl und allen jonftigen übelriechen- 
den Delen findet nur in offenen Wagen ſtatt. — 
Zu Nr. 4 und 5. Ballond mit Mineraljäure 
a er Salzjäure, Galpeterfäure xC.), 
owie Ballons mit Theeröl (Hydrocarbür), Mi- 
neralöl, Camphin, Photogen, Pinolin, leichtem 
Steinkohlenöl (Benzin) u. ähnlichen Subftanzen 
werden, wenn bie einzelnen Colli nicht über 
75 kg jchmwer find, zur Frachtberechnung nad 
dem wirklichen Gewichte angenommen. Bei Ver- 
fendung von einem oder mehreren Ballons über 
75 kg, fann die Eijenbahnverwaltung, auch 
wenn die Gejammmtmenge das Gewicht von 
2000 kg nicht erreicht, die Bezahlung der Fracht 


Die Beförderung von Schwefelfohlenftoff (Schwe- für 2000 kg verlangen und das Auf- und Ab- 
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laden ber Ballons ift vom Verfender beziehungs«- 
weiſe Empfänger zu bejorgen. Die legteren haben 
—— feine Befugniß, hinſichtlich der fraglichen 

allons desfallſige, für andere Güter zuläjfige 
Requifitionen an bie Eifenbahn zu richten. Falls 
das Abladen und Abholen folder Ballons Sei- 
ten? ber Empfänger nicht binnen ſpäteſtens 
8 Tagen nad der Ankunft auf der Empfangs- 
ftation refp. nach der Aviſirung der Ankunft er- 
folgt, fo ift die Eifenbahnverwaltung berechtigt, 
die Ballons unter Beachtung der Beitimmungen 
im 8 61 al. ı in ein Lagerhaus zu bringen ob. 
an einen Spediteur zu übergeben. Sofern dies 
nicht thunlich ift, kann fie die Ballons ohne wei- 
tere Sörmlichleit verkaufen. — Zu Nr. 6. Di 
Reib- und Streichgünder, ſowie die Sicherheitd- 
zünder und Zündſchnüre müſſen in Behältnifjen 
von ftartem Eiſenblech ober mindeftens in jehr 
feiten hölzernen Kiften von nicht über 1,, cbm 
Größe jorgfältig u. bergeftalt feſt verpadt fein, 
daß der Raum der Kiften völlig ausgefüllt ift. 
Die Kiften find äußerlich deutlich mit dem In— 
halte zu bezeichnen. — Bucherſche Feuerlöſch— 
dofen werden nur in 6—10 kg enthaltenden 
Kiftchen, welche inwendig mit Papier verklebt u. 
außerdem in gleichfall3 ausgeklebten großen Kiften 
eingeichloffen find, zum Transporte zugelajjen. 
— Zu Nr. 7. Phosphor muß mit Walter um— 
eben, in Blechbüchſen, welche höchſtens 6 kg 
affen und verlöthet find, in ſtarken Kiften mit 
Sägemehl feft verpadt jein. Die Kiften müſſen 
außerdem gehörig in graue Leinwand emballirt 
fein, an zwei ihrer oberen Kanten ftarle Hand- 
haben bejigen, dürfen nit mehr ald 75 kg 
wiegen u. müjjen äußerlid ald „Phosphor ent- 
haltend“ und mit dem * „Oben“ verſehen 
fein. — Bu Nr. 8. erden Gegenftände der 
bier genannten Art zum Verſandt aufgegeben, 
fo muß aus dem Frachtbriefe erſichtlich jein, ob 
fie gefettet find oder nicht. Iſt erſteres der Fall, 
fo werden fie nur auf offenen Wagen -verladen. 
Fehlt die desfallfige Bezeichnung, jo wird ange 
nommen, daß die betreffenden Gegenſtände ge- 
fettet find u. die Verladung darnach bewirkt. — 
Gefettete Wolle, insbejondere gefettete Kunftwolle, 
Drungo» od. Shoddymwolle müfjen auf Verlangen 
bes Verienders in offenen, aber mit Deden ver» 
fehenen Wagen verladen werden und können, 
wenn bie Eifenbahnverwaltung damit einverjtan- 
den ift, in bebedt gebauten Wagen verladen 
werden. — Bu Nr. 9. Petroleum und Petro- 
leumäther (Naphta) wird nur zur Beförderung 
angenommen in bejonderd guten, dauerhaften 
Fäſſern od. in Blechbüchſen, welche in mit Säge» 
mehl od. Kleie ausgefüllten Kiften verpadt find, 
oder in forgfältig verlötheten Gefäßen aus jtar- 
lem Weißblech von quadrariicdher Grundform bei 
einer Länge und Breite von etwa 21 cm und 
einer Höhe von etwa 31 em, melde zu je zwei 
in einer Kijte aus mindeftend 1,, cm ftarfen 
Brettern bergeftalt verpadt jind, daß ein Rütteln 
der Gefäße nicht möglih if. Während des 
Trandported etwa ſchadhaft gewordene Blechge- 
fäße werden fofort audgeladen und mit dem 
noch vorhandenen Inhalte für Rechnung des 
Verjenders bejtmöglichit verkauft. Die Befoͤrder⸗ 
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ung geſchieht mur auf offenen Wagen. Auf eine 
bfertigung im Zollanſageverfahren, welche eine 
feſte Bedeckung und Plombirung der Wagendeden 
erforderlicd; machen würde, wird bie Beförderung 
nicht übernommen. — Zu Nr. 10. Die Petar- 
den müſſen feft in Papierſchnitzeln, Er 
oder Gips verpadt oder auf andere Weile 

feft und getrennt gelegt fein, daß die Blechlap⸗ 
jeln fi) weder ſelbſt untereinander, noch einen 
anderen Körper berühren können; die Kijten, in 
enen bie Berpadung gejchieht, müfjen von min- 
deitens 2,, em ſtarken geipundeten Brettern an- 
gefertigt, durch Holzichrauben zujammengehalten, 
vollftändig dicht gemacht und mit einer zweiten 
dichten Rifte umgeben fein; dabei darf die äußere 
Kifte feinen größeren Raum, ald 0, cbm haben. 
— Die Annahme zur Beförderung erfolgt nur 
dann, wenn die Srachtbriefe mit einer amtlichen 
Beicheinigung über die vorſchriſtsmäßig audge- 
führte Verpadung verjehen find. — Bu Nr. 11. 
Bündhüthen, Zündfpiegel und Metallpatronen 
müffen jorgfältig in feften Kiften oder Fäflern 
verpadt und jedes Eollo muß mit einem bejon- 
deren, die Bezeichnung „Zündhütchen ꝛc.“ enthal« 
tenden Bettel belebt fein. — Zu Nr. 12. Unter 
welchen Bedingungen Gold- und Eilberbarren, 
PBlatina, Edelmetall, gemünztes und Papiergeld 
zum Transport angenommen werben, bejtimmen 
die bejonderen VBorjchriften jeder einzelnen Eijen- 
bahn. — Zu Nr. 13. Die Beförderung von 
Gemälden u. anderen Kunftgegenjtänden Ih die 
Eijenbahnverwaltung zu übernehmen nur dann 
verpflichtet, wenn in den Frachtbriefen feine 
Werthangabe enthalten ift. — Zu Nr. 14. Ar- 
jenifalien, nämlich arjenige Säure (Hüttenraudj), 
gelbes Arſenik (Raufchgelb, Auripigment), rothes 
Arſenik (Realgar), Scherbentobalt (Fliegenſtein) zc. 
werben nur dann zum Eijenbahntransporte an« 
genommen, wenn jie in doppelten Fäfjern oder 
Kiften verpadt find. Die Böden der Fäſſer 
müfjen mit Einlagereifen, die Dedel der Kiften 
mit Reifen oder eifernen Bändern gefichert wer- 
den. Die inneren Fäſſer oder Kiiten find von 
ftarfem trodenem Holze zu fertigen und inmwen- 
dig mit dichter Leinwand oder ähnlichen dichten 
Geweben zu vertieben. — Auf jedem Collo muß 
in leſerlichen Buchftaben mit ſchwarzer Delfarbe 
dad Wort „Arjenit (Gift)“ angebradt fein. — 
Andere giftige Metallpräparate (giftige Metall- 
farben, Metallſalze 2c.), wohin insbeſondere Queck⸗ 
jilberpräparate, al3: Sublimat, Ralomel, weißes 
und rothes Präcipitat, Binnober, Kupferjalze u. 
Kupferfarben, als: Kupfervitriol, Srüntpan, 
grüne und blaue Kupferpigmente, Bfeipräparate, 
als: Bleiglätte — Mennige, Bleizucker 
und andere Bleiſalze, Bleiweiß u. andere Blei— 
farben, Zinn- u. Antimonaſche gehören, dürfen 
nur in dichten, von fejtem trodenem Holze ge 
fertigten, mit Einlagereifen rejp. Umfafjungs- 
bändern vesjehenen Täffern oder Kiſten zum 
Transport aufgegeben werden. Die Umſchließ— 
ungen müffen jo beichaffen jein, daß durch bie 
beim Transporte unvermeidlichen Erſchütterungen, 
Stöße zc. ein Verftauben der Stoffe durch die 
Fugen nicht eintritt. — Bu Nr. 15. Kienruß 
wird nur in Heinen, in dauerhaften Körben ver- 
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padten Tönnchen od. in Gefäßen, welche inmendig 
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8 50. Frachtbrieſe.] Jede Sendung muß von 


mit in Waſſerglas getränftem Papier verklebt |dem vorgejchriebenen gedrudten, von der Eijen- 
find, zur Beförderung zugelaffen. — Zu Nr. 16.|bahnvermwaltung geitempelten Frachtbriefe beglei- 


Hefe, ſowol flüjfige, als feite, wird nur in Ge- 
fäßen zugelafien, die nicht luftdicht geichloffen 
find. — Zu Nr. 17. Holzmehl wird nur in 
offenen Wagen ‘und unter guter Bededung be» 
fördert. — Zu Nr. 18. Gegenftände der hier 
genannten Art werden bei Einzelfendungen nur 
in angemejjener Berpadung, unverpadt nur in 
vollen — —— zur Beförderung ange— 
nommen. — Zu Wr. 19. „Die hochbeſchwerten 
Cordonnet-, Souple-, Bourre de soie u. Chappe- 
Seiden in Strängen werden mır in Riften zum 
Transport zugelajfen. Bei Kiften von mehr ald 
12 cm innerer Höhe müſſen die darin befindlichen 
einzelnen Lagen Seide durch 2 cm hohe Hohl- 
räume von einander getrennt werden. Dieje Hohl- 
räume mwerden gebildet durch Holzrofte, melde 
aus quadratiihen Latten von 2 cm Seite im 
Abſtand von 2 cm beftchen und durd 2 dünne 
Querleiften an den Enden verbunden find. In 
den Seitenmänden der Kiſten find mindeſtens 


tet jein. Es gelten dafür folgende einzelne Be- 
ftimmungen: 1) Wie für die im $48 sub IL A. 
— Gegenſtände, ſo ſind auch für die vom 

rſender und Empfänger auf und abzuladen- 
den Güter und für die unter Zoll- oder Steuer- 
controle ftehenden Waaren beiondere, andere Ge- 
genjtände nicht umfaljende Frachtbriefe beizu- 
geben. — Ferner dürfen nur ſolche Gegenftande 
in bdenjelben Frachtbrief aufgenommen werben, 
welche nach ihrer Beichaffenheit ein Zujammen- 
laden ohne Nachtheil geitatten. — Bei Aufgabe 
von Wagenladungen fann der Berjender ver- 
pflichtet werden, für jeden Wagen einen eigenen 
Frachtbrief dem Gute beizugeben. — 2) Der 
nach $ 49 abgejtempelte Frachtbrief gilt als Be- 
weis über den Bertrag zwiſchen der Eijenbahn- 
verwaltung unb dem Abjender, jedoch macht bei 
Gütern, deren Auf» und Abladen nad) Beftimm- 
ung dieſes Reglements, des Zarifs oder bejon« 
derer Vereinbarung mit dem Abjender, von die— 


1 em breite Zöcher anzubringen, welche auf die ſem oder dem Empfänger bejorgt wird, die An- 


Hohlräume zwiſchen den Latten 
man mit einer Stange durch die Kiſte hindurch— 
fahren fann. Damit die Kiftenlöcher nicht zuge- 
dedt und dadurch unwirkſam merben fönnen, 
find außen an den Rand jeder Seite zwei Leiſten 
anzunageln. — Wird Seide zum Transport auf- 
gegeben, jo muß aus dem Frachtbriefe zu er- 
jehen jein, ob jie zu den vorbezeichneten Arten 
gehört oder nicht. Fehlt im Frachtbriefe eine 
jolche Angabe, jo wird eritered angenommen u. 
die Beförderung nur in der vorgejchriebenen 
Berpadung zugelaſſen. — Zu Nr. 20. Ge- 
mahlene Holzfohle wird nur in luftdicht ver» 
fchloffenen Behältern aus ftarfem Eiſenblech zum 
Transport zugelafjen. — B. Heu, Rohr (excl. 
jpan. Rohr), Borke, Stroh (auch Reid- und 
Flachsſtroh) und Torf werden im unverpadten 
Buftande nur vollftändig bededt und unter ber 
weiteren Bedingung zum Transport zugelafien, 
daß Verfender und Empfänger das Auf- u. Ub- 


ehen, jo daß gabe des Gewichts oder ber 


enge des Guts 
in dem Frachtbriefe keinen Beweis gegen die 
Eiſenbahn, ſofern nicht die Verwiegung der 
Wagenladung oder der Güter, welche dieſelbe 
bilden, erfolgt und die Stückzahl oder dad Ge— 
wicht, legteres durch den Wägeitempel von ber 
Abgangditation auf dem Frachibriefe, bejcheinigt 
ift. Den Anträgen auf bahnjeitige Feftitellung 
der Stüdzahl oder des Gewichts der Güter in 
Wagenladungen muß die Eijenbahn gegen eine 
von der Auflichtäbegörde feitzujegende Gebühr 
nachkommen, jofern die Güter vermöge ihrer Be- 
ſchaffenheit eine derartige Feſtſtellung ohne er- 
heblichen Aufenthalt ermöglichen, beziehungsweiſe 
jofern die auf dem Bahnhofe vorhandenen Wäge- 
vorrichtungen dazu ausreichen. — Hat eine bahn⸗ 
jeitige Feititellung der Stüdzahl oder des Ge- 
wichts nicht ftattgefunden, jo muß der Beweis 
über Gewicht und Menge auf andere Weiſe, ald 
durh Berufung auf den Frachtbrief erbracht 


laden jelbft beforgen. Auch haben Verſender auf werden. — Auf Berlangen des Wbjenders ift 
Verlangen der Verwaltung die Bededung dieſer der Stempel der Erpedition der Abjendejtation 
und ber Artikel Gips, Kalkäſcher, Traß u. Holz» |($ 49), welcher für dad Datum der Aufgabe des 
kohlen jelbft zu beſchaffen. — C. Für ſolche Ge- Gutes allein maßgebend ijt, in jeiner Gegenwart 
genftänbe, beren Berladung oder Transport nah |dem Frachtbriefe aufzubrüden. — Die Annahme 
dem Ermefjen der übernehmenden Bermwaltung |von Fradtbriefen, weile von den Beftimmungen 
bejondere Schwierigkeiten verurjacht, kann die|diejes Reglement abweichende Borjchriften ent- 
Beförderung von jebemal zu vereinbarenden halten, kann verweigert werden. Frachtbriefe, 
bejonberen Bedingungen abhängig gemacht werden. |mit welchen das Gut vor der Aufgabe zur Eifen- 

8 49. Abſchluß des Frachtvertrages.) Der bahn durch andere Frachtführer befördert wor- 
Frächtvertrag wird durd die Auöftellung des den, werben auch ald Beilagen zu den Eifenbahn- 
Frachtbriefes Seitend des Abſenders und dur |Frachtbriefen nicht angenommen. — 3) In dem 
Die zum Zeichen ber Annahme erfolgende Auf Frachtbriefe ſind Ort und Datum der Außftell- 
drüdung des Erpeditionäftempel3 Geitend der ung anzugeben und die Güter nad) Beichen, 
Erpedition der Abfendeftation gejchloffen. Die|Nummern, Anzahl, Verpadungsart, Inhalt und 
Aufdrüdung des Expeditionsſtempels erfolgt ohne |Bruttogemwicht der Frachtſtücke (Colli), die Güter 
Verzug nad geſchehener vollftändiger Auffiefer- |aber, welche nad) den befonderen Vorichriften der 
ung des in demjelben Frachtbrieſe declarirten annehmenden Eijenbahn nicht nad) Gewicht an⸗ 
Gutes (cfr. 8 55 al. 2). Mit diefem Beitpunfte genommen werden, nad) dem Inhalte diefer Bor- 
ift der Frachtvertrag als abgeichloffen zu betrach- |jchriften deutlich und richtig zu bezeichnen. — 
ten und gilt die Uebergabe bed Gutes ald ge- Der Frachtbrief muß bie Unteririft des Ubjen- 
ſchehen. ders od. eine gebrudte, beziehungsweiſe geftem- 
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pelte Zeichnung ſeines Namens, jowie die beut- Orten, wo mehrere Verwaltungen Gütererpebi- 
liche und genaue Bezeichnung des Empfängers tionen haben, find die von der einen Verwaltung 
u. des Beitimmungsortes enthalten. — Führen !|gejtempelten Frachtbriefe auch von den anderen 
vom Abjendungd- nadı dem Beitimmungsorte| als giltig anzuertennen. — 9) Die Austellung 
verichiedene Wege, jo iſt im Frachtbriefe nebenjanderer Erflärungen und Urkunden als die des 
der Adreſſe der Transportweg bejtimmt anzuge-| Frachtbriefes — nicht gefordert werden, ſofern 
ben und muß dieſer von Seiten der Bahn ein-|nicht das Handelsgeſetz oder dies Reglement eine 
gehalten werden. Fehlt die Angabe des Trans⸗ Ausnahme geitattet; ebenjo dürfen die Frracht- 
portweges, jo wählt die Verjandterpedition auf|briefe feine Erklärungen oder Vereinbarungen 
Gefahr des Abjenderd denjenigen Weg, der ihr|enthalten, die nicht durch das Handeldgejeg oder 
in dejien Intereſſe am zweckmäßigſten ericheint.| dies Reglement für ftatthaft erflärt worden find. 
— 4) Der Verjender bürgt für die Richtigkeit] $ 51. [Boll- und Steuervorjcriften.] Der 
der Ungaben des Frachtbriefes und trägt alle Abjender ift verpflichtet, bei Gütern, welche vor 
Folgen, welche aus unridhtigen, undeutlichen od.|der Ablieferung an den Empfänger einer zoll 
ungenauen Angaben im Frachtbriefe entipringen.|oder jteueramtlichen eg I unterliegen, die 
— Die Eijenbahnerpedition iſt befugt, Die Ueber- Eijenbagn in den Belig der deshalb erforder- 
einftimmung des Fradıtbriefes mit den betreffen» lichen Begleitpapiere bet Uebergabe des Fracht- 
den Gütern aud nad) dem Inhalte in Gegen-|briefed zu jegen. Der Eiſenbahn Tiegt eine Brüf- 
wart des Abjenders oder Empfängerd od. deren ung der Nothwendigfeit oder Nichtigkeit oder 
Bevollmächtigten, oder nöthigenfall® in Gegen-| Zulänglichkeit der Begleitpapiere nicht ob, und 
wart von mindejtend 2 Zeugen, zu prüfen und|jie, beziehungdmeije ihre Nachfolger im Trans» 
verificiren zu laſſen. — Bei unrichtiger Angabe|porte, find für ein bei Annahme von Gut ohne 
des Gewicht! od. Inhaltes kann eine jede Eijen-| Begleitpapiere oder mit unzulänglichen Papieren 
bahn, außer der Nachzahlung der etwa verkürz⸗ etwa vorgekommenes Verſchulden nicht verant- 
ten Fracht vom Abgangs- bis zum Beſtimm⸗ wortlich. Dagegen haftet der Abfender der Eifen- 
ungsorte, eine Conventionaljtrafe nad) Mafgabe| bahn für alle Strafen und Schäden, welche dies 
ihrer beionderen Borfchriften von dem Berjender|jelbe wegen Unrichtigfeit oder Unzulänglichkeit 
oder Empfänger erheben. — 5) Wünjcht der Ub-|oder Mangeld der Wegleitpapiere treffen. — 
fender eine Bejcheinigung der erfolgten Ueber- Würde auf ausdrüdlihen, im Frachtbriefe ger 
abe von Gütern an die Eifenbahn, jo hat der-|ftellten Antrag der Berjender die Eifenbahn, 
elbe, jofern ihm die nad) den bejonderen Bor-| wenn die vorjhrift3mäßigen Declarationen und 
ichriften einzelner Verwaltungen etwa geftattete| Yegitimationspapiere beigefügt find, die zoll» u, 
Ausjtellung eigener „Aufnahmsſcheine“ nicht ges|fteueramtlihe Behandlung der Güter vermitteln 
nügt, zwei gleichlautende Exemplare des Fradt-|und Eingangs», Ausgaugs- und Durdgangsab- 
briefes einzureichen, deren eines ihm von bderjgaben, jowie andere öffentliche Abgaben u. Ge- 
Eijenbahnerpedition mit der Bezeihnung „Dupli- Bühren, foweit fie vorjhriftsmäßig und nicht am 
fat“ vollzogen zurüdgegeben wird. — Diejes|Abgangs- oder Beitimmungsorte zu entrichten 
Duplifat Hat nicht die Wirkung des das Gut|find, vorſchießen, jo übernimmt fie dadurch Teine 
begleitenden Frachtbriefes oder eines Ladeſcheins. Verantwortlichkeit. Die Eifenbahn ift durch einen 
— 6) Bei Verfendung von Gütern nad) Orten,|folchergeftalt gejtellten Antrag nicht verpflichtet, 
welche an einer Eifenbahn nicht gelegen od. nadj|die Vermittelung zu übernehmen und ift befugt, 
Eijenbahnftationen, welche für den Güterverkehr] diefelbe einem Spediteur zu übertragen, wenn 
nicht eingerichtet find, foll der Verjender wegen|teine Mitteldperfon im Frachtbriefe genannt ift. 
des Weitertransportes auf dem Fradhtbriefe die — Sollte der Abjender eine ſolche Abfertigung 
Eijenbahnftation bezeichnen, von welcher ber|der Güter beantragt haben, wie fie in dem ge- 
Adrefiat den Weitertransport zu bejorgen Hat|gebenen Fall geſetzlich nicht zuläflig ift, jo wird 
(efr.$8$ 61 und 65).— 7) Das Formular!) zum)angenommen, daß er damit einverjtanden jei, 
Frachtbriefe ift in den Anlagen B. und C. vor-|wenn die Eifenbahn diejenige Abfertigung ver- 
geihrieben und auf allen Stationen zu den in anlaßt, welde fie nach ihrem Ermeſſen für jein 
den Tarifen angezeigten Preifen fäuflich zu ha⸗ Interefje am vortheilhajtejten erachtet. Würde 
ben. — Frachtbriefe, welche nicht für Rechnung die Eijenbahn die mittel Frachtbriefes an den 
von Eijenbahnverwaltungen gedrudt find, unter-| Grenzen des betreffenden Bollgebietes ihr über» 
liegen behufs Feſtſtellung ihrer Hebereinftimmung | gebenen Güter ohne |von dem Berjender ertra- 
mit dem vorgeichriebenen Formular der zuvor- hirte zollamtliche Begleitpapiere zur Beförderung 
igen Stempelung Seitens einer der Berwaltungen,|an den Bejtimmungsort oder an die für bie 
in deren Bereich fie in Gebraud; genommen wer-| Abgabe der Zolldeclaration zuläſſige Zollftelle 
den follen gegen eine im Tarif feftgejegte —— übernehmen, jo iſt beziehungsweiſe Abſender u. 
Dieſe Stempelung kann verweigert werden, ſo⸗ Empfänger für alle Schäden u. Nachtheile gegen 
fern nicht gleichzeitig mindeitens 100 Srachtbriefe) die Eijenbahn verantwortlich und regreßpflichtig, 
zu diejem Zwede vorgelegt werden. — Es iſt welche aus Unrichtigkeiten, Fehlern und Ber- 
geftattet, auf die Adreßſeite des Frachtbriefes, ſäumniſſen der Frachtbrief-Declaration des Ver— 
ohne Beeinträchtigung des für die bahnjeitige| jenders der Eijenbahn als Frachtführerin bei 
Behandlung dejielben nothwendigen Raumes, die| der ihr obliegenden Abgabe einer nah Maßgabe 
Firma des Ausſtellers aufzudruden. — 8) Un; der Declaration im Frachtbriefe auszufertigenden 
— jund zu vollziehenden HZolldeclaration erwachfen 


1) Braucht bier nicht abgedrudt zu werben. möchten. — Der Abjender hat die zur zoll» u. 
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fteueramtlihen Behandlung beigefügten Begieit- 
Papiere auch im Frachtbriefe zu verzeichnen. Für 
Begleitpapiere, welche im Frachtbriefe nicht ver» 
zeidynet find, wird von der Eifenbahn feine Haft« 
ung übernommen, 

$ 52. [Berechnung ber Frachtgelder.) So 
lange u. jo weit feine gemeinjchaftlichen Fracht- 
tarıje publicirt find, wird die Fracht nad) den 
aus den publicirten Tarifen ber einzelnen Bahnen, 
beziehungsweiſe der Verbände zujammenzuftoß- 
enden Beträgen berechnet. Außer ben in ben 
Tarifen angegebenen Sägen an Frachtvergütung 
und an Vergütung für bejondere im Tarife vor» 
geiehene Leijtungen darf nichtd erhoben werden. 
Baare Auslagen der Eijenbahnen (3. B. Tranfit», 
Ein» und Ausgangsabgaben, Koften für Ueber- 
führung, nöthig werdende Reparaturkoſten an 
den Gütern, melde diefe infolge ihrer eigenen 
äußeren oder inneren Bejchaffenheit und Natur 
zu ihrer Erhaltung während des Transports 
bedingen) find zu erjegen. — Wenn einzelne 
Eijenbahnen die Guter von der Behaufung des 
Abjenders abholen, aus Schiffen löſchen Lafjen, 
fowie an die Behaujung des Empfängers oder 
an irgend einen anderen Ort, 3. B. nad Pad 
böfen, Zagerhäufern, Reviſionsſchuppen, in Schiffe 
u. f. w. bringen laſſen, jo find aud die aus 
den Tarifen zu erjehenden Bergütigungen hierfür 
zu entrichten. — Die Fradıt wird nad Kilo— 
gramm, bei denjenigen Gütern aber, weldye ohne 
Sewichtdermittelung übernommen werden, nad) 
Maßgabe der darüber in den Tarifen und be» 
fonderen Vocſchriften der einzelnen Eijenbahnen 
enthaltenen Beftimmungen nad ——— der 
Wagen oder nach Rauminhalt oder Raummaß 
berechnet. Die Ermittelung des Gewichts ge- 
ſchieht entweder durch wirlliche Verwiegung auf 
den Sg pn oder durch Berechnung nad) den 
in ben Tarifen angegebenen Normaljägen. Bei 
Eollogütern hat diejelbe ftet3 auf der Aufgabe- 
ftation ftattzufinden. Sendungen unter 30 kg 
werden höchſtens für 30 kg, das darüber Hin- 
ausgehende Gewicht wird bei Collogütern mit 
10 4 bei Wagenladungsgütern mit 100 kg 
fteigend fo beredjnet, daß jede angefangenen 
teip. 10 u. 100 kg für voll gelten. Durch dieje 
Gewichtsberechnung joll jedody die Erhebung der 
in den Zarifen einzelner Eifenbahnen vorge» 
fchriebenen Minimalbeträge des Frachtgeldes nicht 
ansgeichloffen werden. — Dem Aufgeber wird 
überlaffen, bei der Feititellung des Gewichts ge- 
enmwärtig zu jein. —— derſelbe, nachdem 
dieſe Feſtſtellung ſeitens der Ciſenbahnverwaltung 
bereits erfolgt iſt und vor der Verladung der 
Guter, eine anderweite Ermittelung des Gewichts 
in feiner oder feines Beauftragten Gegenwart, 
jo iſt die Eiienbahnvermaltung berechtigt, dafur 
ein im Tarif beitimmtes Wagegeld zu erheben 
Dies Wagegeld lann, jedod nur von gewohnlichem 
Frachtgut, aud dann erhoben werden, wenn aus— 
nahmsweiſe der Beriender das Gewicht im Fracht: 
briefe anzulegen unterlafjen hat u. die Ergänzung 
des Frachtbrieſes in diefer Beziehung der Eijen: 
bahaverwaltung überläßt. — Alle in einem Fracht · 
briefe enthaltenen Gegenftände deſſelben Fradıt- | 
ſatzes bilden eine Abfertigungspofition zur Bes. 
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rechnung des Frachtgeldes. — Die zu erhebende 
Fracht wird mit vollen O,,, M abgerundet, fo 
daß Beträge unter 5 P gar nicht, von 5 P ab 
aber für O,. M gerechnet werden. — Wenn 
nad den bejonderen Vorſchriften der einzelnen 
Eijenbahnen Güter von den Berjendern jelbit zu 
verladen find, jo dürfen die VBerjender die Wagen 
nur bi3 zu der an denſelben vermerkten Trag- 
fähigkeit beladen. Für Überladung kann die 
Eiſenbahn, vorbehaltlich jonjtiger Entihädigung, 
eine in den bejonderen Vorſchriften feitzuftellende 
Eonventionaljtrafe erheben. 

$ 53. Bahlung der Fracht.] Die Frachtgelder 
werden bei der Aufgabe des Gutes berichtigt 
oder auf den Empfänger zur Zahlung anges 
wiejen, Bei Gütern, weldye nach dem r Biatr 
der annehmenden Eifenbahn dem ſchnellen Ver— 
derben unterliegen oder die Fracht nicht ficher 
deden, kann eine jofortige Berichtigung der Fradıt- 
gebühren gefordert werden. — Unrichtige YUn- 
mendungen des Tarifs, ſowie Fehler bei der 
Gebührenberechnung ſollen weder der Eiſenbahn 
noch dem zur Zahlung Verpflichteten zum Nach- 
theil gereihen. Zu viel erhobene Beträge find 
dem Bezugsberedhtigten thunlichft zu aviliren. 

$ 54. [Nachnahme und Provijion.] Die auf 
Gütern bei ihrer Aufgabe auf die Bahn haften- 
den Spejen, deren Specificirung verlangt werben 
darf, können nachgenommen werden. — Auch 
Vorſchüſſe auf den Werth ded Gutes werben bis 
auf Höhe von 300 M unter denfelben Beding- 
ungen wie Spejennahnahmen zugelajjen, wenn 
dielefben nah dem Ermejjen des erpedirenden 
Beamten durch den Werth ded Gutes fidher ge- 
dedt werden. — Für jede aufgegebene Nachnahme, 
gleichviel ob dieſelbe verabjolgt oder infolge 
anderweiter Dispofition ganz oder theilmweije 
urüdgezogen ift, wird die durch den Tarif ber 

ufgabejtation bejtimmte Provijion berechnet. 
Bon den Eifenbahnen im Falle des Weitertrand- 
port3 von einer Bahn auf die andere nachge— 
nommene rachtgelder find jedoch provijionsfrei. 
— Für baare Auslagen ($ 52), welche ebenfalls 
nahgenommen werden fönnen, darf die im Tarife 
der die baaren Auslagen vorſchießenden Eijen» 
bahn beitimmte Provifion für Nachnahme erhoben 
werden. — Ald Beſcheinigung über die Aufleg- 
ung von Nadynahmen auf Güter dient in der 
Regel der abgejtempelte Frachtbrief oder die 
anderweit gejtattete Form der Beicheinigung über 
Aufgabe von Gütern (cfr. $ 50 Nr. 5), jedoch 
werden auf Verlangen noch bejondere Nachnahme» 
jcheine u. zwar gebührenfrei ertheilt. — Einge- 
gangene Nahnahmen werden dem zum Empfange 
Berechtigten ohne Verzug aviſirt u. ausgezahlt. 

$ 55. [Annahme der Güter.] Die Erjenbahn 
ift nicht verpflichtet, Güter zum Transporte eher 
anyunehmen, ols bis die Bejorderung geſchehen 
lann, namentlich aljo nıcht, injofern Die regel» 
maßıgen Transportmittel der Bahn zur Aus: 
fuhrung des nachgeſuchten Transports nicht ge— 
nügen. — Die Eijenbahn iſt jedoch gehalten, die 
augeführten Guter, ſoweit die dısponiblen Räum« 
lichfeiten zureichen, gegen Empfangsbeſcheinigun 
mit dem Borbehalt deponiren zu laſſen, dab 
die Annahme zum Transport u. die Aufdrückung 
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des Erpebitiondftempeld auf den Frachtbrief| Berechnung fommen. — Den Eijenbahn-Bermwalt- 
(cfr. $ 49) erft dann erfolgt, wenn die Berlad- ungen wird vorbehalten, für Mefjen u. andere 
ung deö Gutes möglich geworben ift. Der Auf- außergewöhnliche Verkehrsverhältniſſe mit oder 
geber hat im Frachtbriefe fein Einverftändniß zu |vorbehaltlih der Genchmigung der Auffichtäbe- 
erflären, daß die Sendung bis zur thunlichen Hörde Zuſchlagfriſten jeitzujegen u. zu publiciren. 
Berladung eingelagert bleibe, - Aus der Bekanntmachung muß zu erjehen 
& 56. |Auflieferungder Güter u. Beförderung.) | fein, ob u. durch welche Behörbe die Genchmig- 
Das Gut muß in den feftgejetten Expeditions- ung ertheilt oder ob eine ſolche vorbehalten iſt. 
eiten aufgeliefert, beziehungsmeife von dem Ab- | m Iepteren Falle muß die nachträglich ng 
—— veriaden werden, und wird, je nad der Genehmigung innerhalb 8 Tagen durch eine 
Derlaration des Abſenders, in Eilfracht oder in|jondere Bekanntmachung veröffentlicht merben. 
ewöhnlicher Fracht befördert ($ 59). — An|Die Feftiegung, von Zuſchlagfriſten ift wirkungs- 
En: u. Feittagen wird gemöhnliches Frachtgut los, wenn die nachträgliche Genehmigung von 
nit angenommen u. am Beitimmungsorte dem|der - Auffichtöbehörbe verfagt oder bie ertheilte 
Adrefjaten nicht verabfolgt. — Eilgut wird auch Genehmigung nicht rechtzeitig publicirt wird. — 
an Sonn« u. Feittagen, aber nur in den ein für] Wenn das Gut einen nicht überbrüdten Fluß- 
alle Mal beftimmten, durd Aushang in denlübergang oder eine bei einem größeren Orte 
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Expeditionslocalen und beziehungsweiſe auch in 
einem Localblatte befannt gemachten Tage? zeiten 
angenommen u. ausgeliefert. — Eilgut mug mit 
einem auf rothem Papier gebrudten Frachtbriefe 
(Anlage C.) aufgegeben werden u. wird vorzugs— 
weiſe u. jchleunig befördert. Gemöhnliches Fradıt- 
gut ift mit einem Fradıtbriefe nach Anlage B. 
aufzugeben. — In Anjehung der Zeit der Be 
förderung ber Güter bildet die Reihenfolge ber 
Auflieferung die Regel und darf fein Abjender 
vor dem anderen ohne einen in ben Einrichtungen 
ber Bahn, in den Transdportverhältnifjen oder 
im Öffentlihen Snterefle liegenden Grund be- 
ünftigt werben. wiberhandlungen begründen 
en Anſpruch auf Eriag des dadurch entitandenen 
Schadend. — Die Eifenbahnen find verpflichtet, 
ſolche Einrichtungen zu treffen, daß die Heiyen- 
folge der Güter-Abfertigung conftatirt werden 
fan. — Die Geftellung der Wagen für joldhe 
Güter, deren Berladung der Abjender jelbit be- 
jorgt, muß für einen beitimmten Tag nachgejucht 
u. die Berladung in der von der Abjendeitation 
zu beitimmenden Frift vollendet werden. — Dieje 
Friſt wird durch Anſchlag in den Gütererpedi- 
tionen u. beziehungsweije auch durch Belannt- 
madhung in einem Lofalblaite zur allgemeinen 
Renninch —— 

8 57. Lieferungszeit. Berechnung derielben.] 
Jede Bahnverwaltung publicirt durch die Tarife 
für den Verkehr innerhalb ihres Bahngebiets 
Lieferungszeiten, welche ſich aus Transports⸗ u. 
Expeditionsfriſten zuſammenſetzen und die nad) 
—— Marimal-Anjäge nicht überſchreiten 

n: 


a) für Eilgfiter: 
1. Erpeditionsfrit a  ° 
2. Zransportfrift für je auch nur angefangene 
a ar: a a a a a.’ ° 
1. Gremien, ——— 2 Tage, 
ransportfrift für nur angefangene 
335 im .:. 2. * . 2 Tage. 


Wenn der Transport aus dem Bereiche einer 
Berwaltung in den Bereich einer anderen an« 
liegenden Verwaltung übergeht, jo berechnen 
ch die Transportfriften aus der Gejammt-Ent- 


zwiichen mehreren daſelbſt mündenden Bahnen 
beitehende Berbindungsbahn zu paffiren Hat, 
jo fönnen für ſolchen Transport angemefjene 
Zuſchlagsfriſten mit Genehmigung der Auffichts- 
behörde publicirt werden. — Die Lieferungdzeit 
beginnt mit der auf die Abftempelung bed Fracht- 
briefed ($$ 49 u. 50) folgenden Mitternacht und 
ift gewahrt, wenn innerhalb verjelben das Gut 
bem Empfänger oder derjenigen Berfon, an welche 
die Ablieferung giltig geihehen kann, an die 
Behaufung oder an das Gejchäftslocal zugeführt 
ift, oder, —* eine ſolche Zuführung nicht zuge⸗ 
jagt oder ausdrücklich verbeten ift ($ 59), wenn 
innerhalb der gedachten Frift jchriftlihe Nach— 
richt von der erfolgten Ankunft für den Empfänger 
zur Poſt gegeben oder jolde ihm auf andere 
Weiſe wirklich zugeftellt ift. — Für Güter, welche 
Bahnhof restante geftellt find, ift die Lieferzeit 
gewahrt, wenn das Gut innerhalb derjelben auf 
der Beitimmungsftation zur Abnahme bereit ge- 
ftellt it. — Der Lauf der Lieferfriften ruht für 
die Dauer fteneramtlicher Abfertigung, ſowie für 
die Dauer einer ohne Verſchulden der Bahnver: 
waltung eingetretenen Betriebsſtörung, burd 
weldye der Antritt oder bie Fortjegung des Bahn⸗ 
transport3 zeitweilig verhindert wird. 

$ 58. [Beitweilige Verhinderung des Trans- 
pori3.] Wird ber Antritt oder die Fortſetzung 
des Bahntransport3 durch Naturereigniffe oder 
jonftige Zufälle zeitweilig verhindert, jo ift der 
Abjender nicht gehalten, die Aufhebung des Hin- 
derniſſes abzuwarten; er kann vielmehr vom 
Bertrage zurüdtreten, muß alsdann aber die 
Eijenbagn, jofern derjelben kein Verfchulden zur 
Laſt jällt, wegen der Koften zur Borbereitung 
bes Transport3 u. der Koſten der Wiederaus- 
ladung durch eine (in den bejonderen Vorſchriften 
fejtgejeßte) Gebühr entihädigen u. außerdem bie 
Fracht für die von dem Gute etwa ſchon zurüd» 
gelegte Transportitrede berichtigen. — Wenn 
jeboh wegen einer Betriebsjtörung die TFort- 
jegung bed Transports auf dem vom Berjender 
vorgeichriebeuen oder von der Eifenbahn gemwähl- 
ten Wege nicht möglich ift, wol aber 9— einem 
anderen, wenn aud längeren Wege ftattfinben 


eruung zwijchen der Yufgabe- u. Beftimmungs«|fann, jo bleibt es, umbejchadet der aus Rück⸗ 


ion, während vie 


peditionsfriften ohne 
djicht auf die 


hl der durch den Transport ordnungen der Au 


fihten des allgemeinen Verkehrs ergebenden An- 


fſichtsbehörde, der Entſcheid⸗ 


berührten Verwaltungsgebiete nur einmal zur ung der Eiſenbahn überlaſſen, ob es dem In— 
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terefje der Betheiligten mehr entipricht, die Be- 
feitigung der St J abzuwarten oder die 
—— auf Koſten der 

pfänger 

orte zuzuführen oder endlich die Abſender um 
— Dispoſition über die Güter anzu— 
e en. 





ber eine Hilfäroute dem Beitimmungsd-| Gebühren erfolgt gegen Einlieferim 
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werden, werben nit avifirt. — Nach gefchehener 
Zahlung der etwa noch nicht berichtigten Fracht 


Berjender reip. Em-iu. der auf den Gütern haftenden Auslagen und 


der Em⸗ 
lan Sbeicheinigung — melde ſich einfach auf den - 
— mit Ausſchluß alſo der Forderung 
tadelloſen, rechtzeitigen ꝛc. Empfanges zu bes 


8 
3 59. [Moifirung u. Ablieferung des Gutes.) ſchränlen Het — und Vorzeigung des quittirtem 


Die Eifenbahn ift verpflichtet, am Beitimmungd- 
orte dem buch den Frachtbrief bezeichneten 
Empfänger den Frachtbrief u. dad Gut auszu- 
liefern. Nachträglichen Anweiſungen des Ab- 
ſenders wegen Zurückgabe des Gutes oder Aus— 
lieferung deſſelben an einen anderen als den im 
Frachtbriefe bezeichneten Empfänger hat die Eijen- 
ahn jo lange Folge zu leiften, als fie Legterem 
nah Anfunft des Guted am Beitimmungsorte 
den Frachtbrief noch nicht übergeben hat. Der 
Abſender hat in diefem Falle auf Erfordern das 
ihm etwa ausgeftellte Frachtbrief⸗Duplikat (8 50 
Nr. 5) oder den Aufnahmsſchein zurüdzugeben. 
— Die Eifenbahn ift nicht verpflichtet, andere 
Anmweifungen als diejenigen, welche auf der Auf- 
abeftation erfolgt find, zu beachten. — it dem 
pfänger nad) Ankunft de3 Gute! am Ber 
ftimmungdorte der Frachtbrief bereits übergeben, 
jo hat die Eijenbahn nur die Anmweilungen des 
be Ag Empfängers zu beadjten, widrigen⸗ 
falls fie demjelben für die Ladung verhaftet ift. 
— Bei denjenigen Gütern, welche die Eijenbahn 
nicht felbjt dem Empfänger an jeine Behaufung 
oder an fein Geſchäftslocal zuführen läßt, wird 
dem Adreſſaten ſpäteſtens nad Ankunft u. Bereit» 
ftellung der transportirten Güter jchriftliheNad- 
richt durch Boten, per Poſt oder durch jonft üb» 
fiche Gelegenheit zugejendet. — Wo die Ber- 
waltung es für angemefjen erachtet, werden von 
derjelben beſondere Rollfuhr- Unternehmer zum 
An- und Abfahren der Güter innerhalb des 
Stationdortes oder von und nach feitwärts be— 
legenen DOrtichaften bejtellt, auf melde der $ 63 
des Reglement Anwendung findet. — Die Tare 
für die dem Rollfuhr-Unternehmer zu zahlende 
Gebühr muß in den betr. Gütererpeditionen zur 
Einfiht aushängen u. auch von dem Fuhrmann 
auf Verlangen vorgezeigt werden. — Diejenigen 
Empfänger, welche fi ihre Guter ſelbſt abholen, 
oder ſich anderer, ald der von der Bahnvermalt- 
ung beitellten u ig re bedienen wollen, 
haben die3 ber betr. Gütererpeditton rechtzeitig 
vorher, jedenfalld nod vor Ankunft des Gutes 
und auf Erfordern der Güter-Erpedition unter 
glaubhafter Beſcheinigung der Unterfchrift jchrift- 
lich anzuzeigen. Die Berugniß der Empfänger, 
ihre Güter ſelbſt abzuholen oder durch andere 
ala von der Bahnverwaltung bejtellte Fuhrunter⸗ 
nehmer abholen zu lafjen, kann von der Eijen- 
bahn im allgemeinen Berkehrsinterefje mit Ge- 
nehmigung der Aufjicht3behörde beichränft oder 
auch aufgehoben werden. — Ausgeichloffen von 
der Selbitabholung find diejenigen Güter, melde 
nad) jteueramtlichen Vorſchriften oder aus anderen 
Gründen nad et oder Niederlagen der 
Steuerverwaltung gefahren werden müſſen. Güter, 


Frachtbriefes Lie Auslieferung des Gut3 in dem 
— (auf deu Güterböden) u. die 
Stellung der Wagen zur Entladung auf den Ent- 
ladungsplägen, und zwar mit folgenden näheren 
Beitbejtimmungen: 1) Die Güter Ind, vorbehalt- 
lich der unter 2 nachfolgenden Beftimmung binnen 
der im Tarife feitzuftellenden lagerzinsfreien Zeit, 
welche nicht weniger als 24 Stunden nad Ab» 
fendung refp. Empfang (cfr. $ 57) der Benach- 
—— betragen darf, während der vorge» 
ſchriebenen Geſchäftsſtunden abzunehmen. — Für 
Bahnhof restante geitellte Güter, ſowie für Güter 
derjenigen Empfänger, welche ſich die Avifirung 
jchriftlich ein für alle Mal verbeten haben, beginnt 
diefe Zeit mit der Anfunft bed Guts. 2) Die 
Friſten, binnen welcher die von dem Verſender 
jelbjt verladenen Güter durh die Empfänger 
auszuladen u. abzuholen find, werden durch die 
bejonderen Borjchriften jeder Verwaltung feitge- 
jegt u. auf jeder Station durd) Aushang in den 
Erpeditiondlocalen, beziehungsweiſe auch durch 
Belanntmadhung in einem Localblatte zur allge 
meinen Kenntnis gebradt. 3) Bwilchenfallende 
Sonn» u. Feſttage werden überall nicht mitge- 
rechnet. 4) Wegen nicht erfolgter Ankunft eines 
Theils der in demielben Frächtbriefe verzeich- 
neten Sendung, wovon jeder Theil ohne Zur 
iammenhang mit dem Ganzen einen gemeinen 
Werth Hat, kann die Annahme des angelommenen 
Theils u. die Zahlung des verhältnißmäßigen 
—— vom Abreſſaten nicht verweigert 
werden, unbeſchadet der auf Grund der SS 62 ff. 
von ihm zu erhebenden Entſchädigungsanſprüche. 
— Eilgüter werden, fofern außergewöhnliche 
Berhältniffe nicht eine längere Fri unvermeid- 
lid maden, binnen 2 Stunden nad) der Ankunft 
aviſirt reip. binnen 6 Stunden dem Adreſſaten 
in feine Behauſung zugeführt. Die Aviſirung 
reſp. Zuführung der ſpäter ald 6 Uhr Abends 
angefommenen Eilgüter faun erft am folgenden 
Morgen verlangt werden. Die im $57 getroffenen 
geRtegungen werden hierdurch nicht berührt. — 
Ser mpfänger ift berechtigt, bei ber Auöliefer- 
ung von Gütern an ihn, deren Nahmägung in 
jeiner Gegenwart auf dem Bahnhofe zu ver« 
langen. Diefem Verlangen muß die Eijenbahn- 
verwaltung bei Collogütern ftetd, bei Wagen» 
ladungsgütern infoweit, als die auf dem Bahn⸗ 
hofe vorhandenen Wägevorridhtungen dazu aus» 
reihen, nachkommen. Geftatten die Wägevor- 
richtungen der Eifenbahn eine Verwiegung von 
Bagenladungsgüten auf dem Bahnhofe nicht, 
fo bleibt dem Empfänger überlaffen, die Ber- 
wiegung da, mo derartige Wägevorridhtungen 
am nädften zur Verfügung ftehen, in Gegen⸗ 
wart eines dazu von der Eiſenbahnverwaltung 


welche Bahnhof restante geftellt find, oder den zu bejtellenden Bevollmächtigten vornehmen zu 
Adrefjaten durch die Bahnverwaltung zugeführt 'Taffen. — Ergibt die Nachwägung fein von der 


166 


Eifenbahnverwaltun 
manco, jo hat der 

wiegung entitandenen Koſten 
tarifmäßigen Gebühren, jowie die 


für den etwa abgeordneten Bevollmächtigten zu 


tragen. — Dagegen. hat die Eifenbahnverwalt- 
ung, fall3 ein von ihr zu vertretendes u. nicht 
bereit? anerlanntes Gewichtsmanco fejtgeitellt 
wird, dem Empfänger die ihm durch die Nad)- 
wägung verurjachten Koften zu erftatten. 
60. [Zagergeld und Conventionalitrafe.] 
1. Wer ohne die im $ 58 erwähnten Berans« 
lafjungen die von ihm zur Beförderung aufge- 
lieferten Güter aus den Lagerräumen oder den 
Wagen der Eifenbahn vor deren Abfahrt zurück— 
nimmt, bat auf Verlangen der Eijenbahnver- 
waltung außer den Auf- u. Abladegebühren für 
jeden Tag vom Augenblide der Wuflieferung, 
der Tag Hi bloß angebrocdhen oder verftrichen, 
ein Lagergeld zu entrichten. — Wird vom Ab- 
jender die BZurüdgabe eined Gutes auf einer 
Zwiſchenſtation der Transportſtrecke verlangt u. 
eht die Verwaltung auf diejed Verlangen ein, 
* iſt neben der tarifmäßigen Fracht für die von 
dem Gute zurückgelegte Bahnſtrecke das tarif— 
mäßige Reugeld zu zahlen. 2. Bei einer nach 
u. nach ſtattfindenden Auflieferung der in dem— 
ſelben — declarirten Sendungen, oder 
wenn Güter mit unvollſtändigen oder unrichtigen 
Frachtbriefen aufgelieferg find und deshalb bis 
zum Eingange der vervollitändigten oder bericht: 
igten Frachtbriefe liegen bleiben müſſen, Tann 
die Eijenbahn, wenn die Auflieferung nicht inner» 
halb 24 Stunden vollbradt u. eine Berzd erung 
des Auflieferungsgeſchäfts erfichtlich ift, Deich, 
ung&weije, wenn innerhalb jener Seit die Ber- 
vo rg u. Berihtigung der Frachtbriefe 
nicht erfolgt ijt, von den aufgelieferten Gütern 
nad) Ablauf jener 24 Ctunden bis zur voll» 
ftändig vollbrachten Auflieferung der ganzen 
Frachtbrief-Sendung, beziehungsweije bis zur 


— Vervollſtändigung und Berichtigung der Fradtt- 


Betriebsreglement. 


zu vertretended Gewichts- — Dagegen ift die Eifeubahnverwaltung zum 
mpfänger die durch die Ber- Erſatze der nachgewieſenen Koſten der zwar recht- 
N beziehungsweife |zeitig, aber vergeblich veriuchten Abholung eines 
ntihädigung | Gutes in dem Falle verpflichtet, wenn ein bereits 


avifirted® Gut im Bahnhofe nicht jpäteftend inner» 
Halb 1 Stunde nad) dem Eintreffen des Abholers 
zur Entladung reſp. Abgabe bereit geitellt iſt. 
4. Wenn aus den vom Berjender belabenen 
Wagen die verladenen Güter nicht innerhalb der 
im $ 59 Nr. 2. vorgeichriebenen Zeit ausgeladen 
u, abgeholt find, jo ift die Eifenbahn zu dieſer 
Ausladung auf Koften des Empfängers rejp. Ber- 
jenderd, jedoch ohne Uebernahme irgend einer 
Garantie, ermächtigt und fann durch die bejonderen 
Vorſchriften zugleih eine conventionelle Ent 
ihädigung als Lagergeld oder als Wagenftraf- 
miethe fejtfeßen. 5. Bet Gütern, deren Empfänger 
nicht hat benachrichtigt werden fönnen, beginnt 
die Berechnung des Lagergeldes u. der Wagen» 
Strafmiethe nad) Ablauf der in den bejonderen 
Vorſchriften bejtimmten Friften. 6. Über bie 
Höhe und über die Art und Weife ber Berech— 
nung, diejer conventionellen Zagergelder u. Wagen- 
Strafmiethen enthält der Tarif für die Güterbe- 
förderung die näheren Bejtimmungen. — Wenn 
der geregelte Berlehr durch große Güteranhäufs 
ungen gefährdet wird, jo ijt die Eijenbahn zur 
Erpöhung der Lagergelder und der Wagenitraj- 
miethe, u. wenn dieſe Maßregel nicht ausreichen 
jollte, auch zur Verkürzung der Lagerfriften umd 
zur Beichränfung der lagerzinsfreien Zeit für 
die Dauer der Anhäufung der Güter und zwar 
alles dieſes unter Beachtung der für die Feſt 
jegung von Zujclagslieferfriften im 8 57 al. 3 
u. 4 ge ebenen Borjchriften berechtigt. 

86 erfahren bei Xblieferungs-Hindernifjen.] 
Güter, deren Ab- oder Annahme verweigert oder 
nicht rechtzeitig bewirkt wird, und Güter, deren 
Abgabe nicht thunlich geworden, ſowie ſolche, 
welche unter der Adreſſe — — 
länger als die durch die beſonderen Vorſchriften 
nachgelaſſene Friſt nach der Ankunft ohne ge— 


briefe, ein Lagergeld erheben laſſen. Eine Con-⸗ſcheh 


ventionalftrafe, für welche auf Verlangen bei 
Beitellung der Wagen eine den Betrag der Strafe 
für eine Su esverſäumniß ausgleihende Kaution 
zu erlegen it fann die Eifenbahn ebenfall3 von 
Demjenigen einziehen, welcher Eijenbahntwagen 
zum Transporte von Gütern, deren Berladung 
der Verſender zu bejorgen hat, bejtellt, u. welcher 
nicht in der durch die bejonderen Borjchriften 
(efr. $ 56 am Schluß) zu bejtimmenden Frift 
die Beladung oronungsmäßig bewirkt und Die 
Güter zurAlbfertigung bringt; auch ift im letzteren 
Falle die Eijenbahn nad) Ablauf jener Friſt be— 
fugt, dad Geladene von dem Wagen auf Koften 
des Beiteller3 wieder zu entfernen, das Entladene 
auf Gefahr dejjelben und gegen ein Lagergeld 
lagern zu laſſen und den Eijenbahnwagen der 
Verfügung des Beftellers zu entziehen. — Da- 
gegen ift die Eifenbahn verpflichtet, den Befteller 
von Wagen durch Zahlung einer gleich hohen 
Eonventionaljtrafe zu entihädigen, ſofern fie feſt 


| ehene Meldung des Empfängers daſelbſt ge 
agert Haben, lagern auf Gefahr und Kojten der 
Berjender, welche mit thunlichiter Bejchleunigung 
—— zu benachrichtigen ſind. Auch hat die 

iſenbahn das Recht, ANhe Güter unter Nach— 
nahme ihrer darauf haftenden Koften u. Auslagen 
in ein Öffentliches Lagerhaus oder einem ihr als 
bewährt befannten Spediteur für Rechnung und 
Gefahr deijen, den e3 angeht, auflager zu über- 
geben u. fie da zur Dispoſition des Verſenders 
unter jojortiger Benachrichtigung deſſelben zu 
ſtellen. — Die Eijenbahn ift berechtigt, Güter, 
deren Beitimmungsort nicht an der Eifenbahn 
gelegen iſt, mittel® eines Spediteur oder einer 
anderen Gelegenheit nach dem Beſtimmungsorte 
auf Gefahr u. Kojten des Verſenders meiterbe- 
jördern zu laſſen, wenn nicht wegen fofortiger 
BWeitecbelörberung der Güter vom Ubjender od. 
Empfänger Verfügung getroffen it. Daſſelbe 
gilt von Gütern, deren Beitimmungsort eine 
nicht für den Güterverfehr eingerichtete Eifen- 


zugelagte Wagen nicht rechtzeitig ftellt. 3. Werjbahnftation ift. — Die vorftehende Beitimmung 
Güter innerhalb der vorgejchriebenen Frift nicht findet feine Anwendung, foweit die Verwaltung 
abnimmt, Hat gleichfall3 Lagergeld zu bezahlen. |Rollfuhr-Unternehmer zur Beförderung der Güter 
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nad) jeitwärts belegenen Drten beftellt hat (cfr.,4 Wochen nad) Ablauf der Lieferungszeit zu 


8 59). — Der Beriender erflärt ſich durch Die 
Aufgabe des Gute auch damit einverftanden, 
dag die Eifenbahn Güter, deren An: u. Abnahme 
verweigert oder nicht rechtzeitig bewirkt wird, 
oder deren Abgabe nicht — iſt, wenn ſie 
dem ſchnellen Verderben ausgeſetzt ſind, oder 
endlich ſolche Güter, deren angebotene Zurüd- 
nahme dur den Berjender bei verweigerter Ab» 
nahme ſeitens des Adreſſaten, oder im Falle, daß 
der Adreſſat nicht zu ermitteln ift, unterbleibt, 
ohne weitere Förmlichleit beſtmöglichſt u. zwar 
Güter, die dem fchnellen Verderben ausgefeht 
find, ohne Berzug, alle anderen aber früheſtens 
4 Wochen nad) Ablauf der lagerzinsfreien Zeit 
verkauft. — Das Gleiche gilt für den Fall, da 
der Berjender nicht zu ermitteln if. — Herren« 
loſe Güter, melde Ni im örtlichen Bezirk der 
Eifenbahn vorfinden, unterliegen den Beftimm- 
ungen be3 ? 33. 

62. [Haftpfliht im Allgemeinen.) Wenn 
eine Eijenbahn dad Gut mit einem Fradjtbriefe 


betrachten. Durch Annahme des Gutes Seitens 
des im Frachtbriefe bezeichneten Empfängers od. 
jeiner Leute oder derjenigen Perjonen, an welche 
die Ablieferung giltig erfolgen fann, und dur 
Bezahlung ber Fracht erliicht jeder Anip 
gegen die Eiſenbahn. Nur wegen Berluites od. 
ejhädigungen, welche bei der Ablieferung äußer- 
lich nicht erfennbar waren, fann die Eijenbahn 
auch nad Annahme des Gutes und Bezahlung 
ber Fracht in Anſpruch genommen werden, jedod) 
nur, wenn bie zeititellung des Berlufte oder 
der Beihädigung ohne Verzug nad der Ent» 
deckung nachgeſucht und der Anſpruch innerhalb 
4 Wocen bei der Eijenbahnverwaltung fchriftlid) 
angemeldet worden ift, u. wenn bemiejen mwird, 
daß der Berluft oder die Beichädigung während 
der Beit jeit der Empfangnahme bis zur Yb- 
lieferung entitanden if. — Außerdem verjähren 
alle Anjprüche wegen gänzlichen Verluſtes des 
Gutes nady 1 Fahre von dem Ablaufe des Tages 
an gerechnet, an welchem die Ablieferung hätte 


übernimmt, nach welchem der Transport dur] bewirkt fein müfjen, und, jofern das Gut ange- 
mehrere, fich aneinander aufchließende Eifenbah- nommen, die Fracht aber nicht bezahlt ift, alle 
nen zu bewirken ift, jo haften als en Ansprüche wegen Verminderung oder Beſchädi— 


für den ganzen —— nicht ſämmtliche Eiſen— 
bahnen, welche das Gut mit dem Frachtbriefe 
übernommen haben, ſondern nur die erſte und 
diejenige Bahn, welche das Gut mit dem Fracht⸗ 
briefe zulegt übernommen hat; eine ber übrigen 
in der Mitte liegenden Eijenbahnen fann nur 
dann als Frachtführer in Anſpruch genommen 
werden, wenn ihr nachgewieſen wird, daß der 
Schaden, bejjen Erjaß gefordert wird, auf ihrer 
Bahn ſich ereignet hat. — Der ben Eijenbahnen 
untereinander zuftehende Rüdgriff wird dadurd) 
nicht berührt. 

8 63. [Haftpfliht der Eiſenbahn für ihre 
Leute] Die Eiſenbahn haftet für ihre Leute u. 
für andere Perfonen, deren fie ſich bei Ausführ— 
er des von ihr übernommenen Transportes 

edient. 


ung des Gutes nach 1 Jahre von dem Yblaufe 
des Tages an, an welchem die Ablieferung ge- 
ſchehen iſt. — In allen Berluft- und Beſchadig⸗ 
ungsfällen haben die Eijenbahnvermwaltungen die 
eingehenditen Recherchen anzuftellen und auj Er- 
fordern der Berechtigten actenmäßige u. genaue 
Mittheilungen über das Rejultat der Nachſorſch— 
ungen zu geben. — Bei Empfangnahme der Ent» 
ihädigung kann der Entichädigungsberechtigte 
beanſpruchen, daß er, falld das in Verluſt ge— 
rathene Gut ſpäter gefunden wird, hiervon be- 
nadricdhtigt werde. Ueber den erhobenen An— 
iprud iſt ihm eine Beicheinigung zu ertheilen. 
— innerhalb 8 Tagen nad) erhaltener Nachricht 
fann der Berechtigte gegen NRüderftattung der 
erhaltenen, um den Betrag der ihm für ver- 
ſäumte Lieferfrift gebührenden Entſchädigung zu 


864. [Umfang und Zeitdauer der Haftpflicht.]| fürzenden Summe verlangen, daß das miederges 
Die Eijenbahn haftet, abgejehen von den bejonde-| fundene Gut von dem Orte, wo dafjelbe gefun- 


ren —— im 8 67, für den Schaden, 
welcher durch Berfuft oder Beihädigung des 
Gutes feit dem Abſchluß bes Frachtvertrages 
$ 49) bis zur Ablieferung entjtanden ift, jofern 
te nicht beweift, daß der Berluft oder die Be- 
fchädigung durch höhere Gewalt (vis major) od. 
durch die natürliche Beichaffenheit des Gutes, 
namentlich dur inneren Berderb, Schwinden, 
gewöhnliche Ledage u. dgl., oder durch äuferlich 
nit erfennbare Mängel der Verpackung ent« 
ftanden ift. — Die Haftpflicht der Eilenbahnen 
für Berluft oder Beichädigung des Gutes wäh: 
rend der Zeit von der Wuflieferung deſſelben 
bi3 zur Ubftempelung des Srachtbrietes, ſoweit 
ſie geſetzlich begründet iſt, wird hierdurch nicht 
berührt. — Der Ablieferung an den Adreſſaten 
eht die Ablieferung an Zoll- und Reviſions— 
chuppen nach Ankunft des Gutes auf der Be- 
timmungsftation, jomwie die nach Maßgabe diejes 
Neglements ftattfindende Ablieferung des Gutes 
an Yagerhaujer oder an einen Spediteur gleich. 
— As in Berluft gerathen iſt das Gut erit 


2 


den wurde, bis zu dem im Frachtbrieſe angege— 
benen urjprünglichen Bejtimmungsort fojtenfrei 
geliefert werde. — Iſt an cinem Gute eine Ber- 
minderung oder eine Beichädigung eingetreten, 
jo hat die Eijenbahn in Gegenwart von unpar- 
teiifchen Zeugen, und wo möglid; in Gegenwart 
des Neclamationsberedtigten das Gewicht und 
den ſonſtigen Thatbeitand und nah Umitänden 
unter Beiziehung von Sadhverjtändigen den an 
dem Gute eingetretenen Schaden jejtitellen zu 
lajien. — Will der Reclamationsberechtigte ſich 
mit der Eijenbahn über die von legterer zu lei— 
jtende Entihädigung im außergerichtlichen Wege 
auögleichen, jo hat er no vor dem Empfange, 
beziehungsweije vor der Zurüdnahme des Gutes 
den Thatbeitand anzuerkennen und jeinen Erjap- 
anſpruch anzumelden. — Stellt er jich hierbei 
mit dem Ausjpruche der von der Eiſenbahn bei- 
gezogenen Sachveritändigen nicht zufrieden, jo 
iteht es ihm frei, den Schaden durch vom Han- 
delögerichte oder in deſſen Ermangelung vom 
Richter des Orte ernannte oder durch bei dem 
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Gerichte bereits ftändig beftellte Sachverſtändige dedten Wagen zu trandportiren befugt ift, bes 
feftjtellen zu laſſen. — Eine angemeldete Recla-|ftimmt der Tarif und gibt der Abiender fein 
mation ift mit einem den Werth ded Gutes nad | Einverftändnig mit diejer VBeförderungsart zu 
weijenden Documente, und wenn dad Gut interfennen, fall er nicht bei der Aufgabe durch 
Empfang genommen wurde, auch mit dem racht-| jhriftlihen Vermerf auf dem Frachtbriefe die 
briefe belegt, binnen der gejeglichen Berjährungs-| Beförderung des betreffenden Gutes in gededten 
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frift wirklich einzubringen, und muß jolche mit 
thunlichſter Bejchleunigung von der Eijenbahn 
beantwortet und erledigt werben. 
$ 65. Beſchränkung der Haftpflicht für Güter, 
welche nit nad Eijenbahnftationen bejtimmt 
find.) Wird Gut mit einem Frachtbriefe zum 
Transport übernommen, in welchem als Ort der 
Ablieferung ein nicht an einer anjchließenden 
Eijenbahn liegender Ort bezeichnet ift, jo beiteht 
die Haftpflicht der Eijenbahnen als Frachtführer 
nicht für den ganzen Transport, fondern nur 
für ben Transport bid zu dem Orte, wo ber 
Transport mittel3 Eijenbahn enden fol, In 
Bezug auf die Weiterbeförderung treten nur bie 
Verpflichtungen des Spediteurs ein. — In An— 
Iebung. der von der Bahnvermwaltung eingerich- 
teten Rollfuhren nad jeitwärt3 belegenen Orten 
(cfr. & 59) bejteht die Haftpflicht der Eijenbahn 
als Frachtführer aud für den Transport bis 
zu dem Beitimmungsorte des Gutes. 
66. [Beihräntung der Haftpflicht bei An- 


abe mehrerer Beitimmungsorte.] Iſt von dem|Abladen nad) 
mt, daßjBereinbarung mit dem Abjender von dieſem be- 


bjender auf dem Frachtbriefe beit 


oder mit Deden verjehenen gro ausdrücklich 
—— Die Eiſenbahn iſt jedoch in dieſem 
Falle berechtigt, einen Zuſchlag zu der farifmäh- 
igen Fracht zu erheben. — Wenn infolge be- 
jonderer Vereinbarung Güter, die ſonſt in ge 
dedten Wagen verladen werden, in ungededten 
Wagen befördert werden, jo kann unter der mit 
diejer Transportart verbundenen Geiahr auffall- 
ender Gewichtsabgang oder Abgang von ganzen 
Collis nicht verjtanden werden. — 3. Die Eijen- 
bahn Haftet in Anjehung derjenigen Güter, 
melde, ungeachtet ihre Natur eine Verpadung 
zum Scuge gegen Berluft oder Beſchädigung 
auf dem Transporte erfordert, nad Erflärun 
des Abſenders auf dem Fradjtbriefe unverpa 
oder mit mangelhafter Berpadung aufgegeben 
find, nicht für den Schaden, welcher aus der mit 
dem Mangel der Berpadung od. mit der mangel- 
haften Beichaffenheit der Berpadung verbundenen 
Gefahr entitanden it. — 4. Die Cifenbahn haf⸗ 
tet in ir | derjenigen Güter, deren Auf- u. 
ejtimmung bes Tarifs oder nad) 


dad Gut an einem an einer Eijenbahn, für welche ziehungsweiſe dem Empfänger, bejorgt wird, 


dies Reglement gilt, liegenden Orte abgegeben 
werden oder liegen bleiben joll, jo gilt, unge» 
achtet im Frachtbriefe ein andermweiter Beitimm- 
ungsort angegeben ijt, der Transport ald nur 
bi3 zu jenem erjteren, an der Bahn liegenden 
Orte übernommen, und die Eijenbahn ijt nur 
bis zur Ablieferung an diejen Ort verantwortlich. 

$ 67. [Bejondere Beſchränkung der Haftpflicht.) 
1. Die Eifenbahn haftet in Anjehung der Güter, 
welche vermöge ihrer eigenthümlichen natürlichen 
Beſchaffenheit der bejonderen Gefahr ausgejeht 
find, gänzlichen od. — Verluſt oder Be- 
ihädigung, namentlich Brud, Rojt, inneren Ber: 
derb, außergewöhnliche Ledage, Selbitentzünd- 
ung ꝛc. zu erleiden, nicht für den Schaden, wel⸗ 
der aus diejer Gefahr entjtanden iſt, insbejon- 
dere aljo nicht a) überhaupt bei gefährlichen 
Subftanzen, ald: Schmefeljäure, Scheidewaſſer 
und anderen äbenden, ſowie bei leicht entzünd⸗ 
lichen Gegenftänden; b) für den Bruch: bei leicht 
zerbrechlichen Sachen, als: leicht zerbrecdhlichen 
Möbeln, leicht zerbrechlichem Eifenguß, Glas, 
leeren ober g üllten Krügen, Flaſchen u. Glas- 
ballona, Zuder in loſen Broden 2c.; c) für das 
Verderben: bei Flüſſigkeiten und anderen Gegen- 


ftänden, welche leicht in Gährung oder Fäulniß|gefchnittener Tabat, 


übergehen oder durch Froſt oder Hitze 
d) für das Einroften: bei Metallmaaren; 


leiden; 


Auftern und Südfrüchten. — 2. Die 


erbehn haftet in Anſehung derjenigen Güter, Hopfen und friiche 


e) für|molle, 
Gewichtsverluſte: bei friichen und gefalzenen badenes Obſt, 


nicht für den Schaden, welcher aus der mit dem 
Auf- und Abladen oder mit mangelhafter Ber- 
ladung verbundenen Gefahr entjtanden ift. Das 
gegen haften der Abſender beziehungsmeife der 
mpfänger für den Schaden, welcher durch da3 
Aufe oder Abladen od. bei Gelegenheit defielben 
den Fahrzeugen der Eifenbahn zugefügt iſt. — 
5. Die Eiſenbahn haftet in Unfehung begleiteter 
Güter nicht für den Schaden, welcher aus der 
Gefahr entjtanden ift, deren Abwendung durch 
die Begleitung bezwedt wird. — 6. Sn allen 
vorjtehend unter 1—5 gedachten Fällen wird bis 
zum Nachweije des Gegentheild vermuthet, daß 
ein eingetretener Schaden, wenn er aus der 
Seitend der Eifenbahnen nicht übernommenen 
Gefahr entitehen fonnte, aus berjelben wirklich 
entitanden ift. — 7. Die vorjtehend unter 1—5 
bedungenen Befreiungen treten nicht ein, wenn 
nachgewiejen wird, daß der Schaden durch Schuld 
ber Bahnverwaltung oder ihrer Leute entjtanden 
ift. — 8. Gewichtsmängel werden nicht vergütet, 
jomweit für die ganze durchlaufene Strede das 
Fehlende bei trodenen Gütern nicht mehr ala 
1°/,, bei nafjen Gütern, denen geraipelte u. ge- 
mablene Barbehölger, Rinden, Wurzeln, Süßholz, 
Fettwaaren, Seifen u. harte 
ele, friiche Früchte, friſche Tabaksblätter, Schaf- 
Häute, Felle, Leder, getrodnetes und ge- 
—— Pond — = ua 
ganz und gemahlen), getrodnete Fiiche, 

Kitte gleich) ö 


ehandelt werben 


welche in unbebedten Wagen trandportirt wer-|jollen, nicht mehr ala 2%, des im Frachtbriefe 
den, nicht für den Schaden, welcher aus der mit Fe de Hader Smweife durch die Ubiende- 


diefer Trandportart verbundenen Gefahr: ent⸗ 
ftanden ift. Welche Güter die Eifenbahn bei An— 


tion feftgeftellten Gewichts beträgt. Dieſer 
rocentjag wird, im Falle mehrere Stüde zu- 


wendung einer ermäßigten Zarifllaffe in unbe» fammen auf einen Frachtbrief trandportirt wor⸗ 
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den find, für jedes Stüd beionderd berechnet, , dab fie die Berfpätung durch Anwendung der 
wenn dad Gewicht oder das Maß der einzelnen /Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht 
Stüde im Frachtbriefe verzeichnet oder fonft er-|habe abwenden können. — Durch Annahme des 
weislich iſt. — Die vorftehend gedachte Befrei- Gutes Seitens des im Frachtbriefe bezeichneten 
ung von der Haftpflicht tritt micht ein, wen u. Empfängers oder feiner Leute, und durch Be- 
joweit nachgewiejen wird, daß der Verluft nach |zahlung der Fragt erlöfhen alle Anſprüche aus 
den Umftänden des Falles nicht infolge der na» |VBerjäumung der Lieferungdzeit, inſofern folche 
türlihen Beichaffenheit des Gutes entjtanden ift, | nicht binnen 8 Tagen J— der Ablieferung, bes 
oder daß der angenommene Procentjag Ddiefer|ziehungsmeife nad) Bezahlung der Fracht er- 
Beihaffenheit oder den fonjtigen Umſtänden des hoben worden find. Fit dad Gut nicht anges 
Falles nicht entſpricht. Es bleibt jedoch den/nommen, oder die Fracht nicht bezahlt, fo ver- 
einzelnen Verwaltungen vorbehalten, bei joldhen|jähren fie nach 1 Jahre. Diefe Frift beginnt mit 
Gütern, welche vom Berjender jelbjt verladen dem Ablaufe des Tages, an welchem die Abliefer- 
oder vom Empfänger abgeladen werden, mitjung geſchehen ift, und, wenn fie überhaupt nicht 
Genehmigung der Auffichtsbehörde höhere Pros erfolgt it, mit dem Ablaufe der Lieferungszeit. 
centfäge als 2°, nah Maßgabe der Beihaffen-| 8 70. Geldwerth ver Haftung für Berjaum- 
heit der einzelnen Artikel feſtzuſetzen, bis zujung der Lieferungszeit.) Für Verfäumung der 
welhen eine Vergütung. für Gemwichtsmängel nicht |Xieferfrift vergütet die Eijenbahn, ohne den Be- 
itattfinden fol. — Bei gänzlihem Verluſt des weis zu verlangen, daß durch die verjpätete Ab» 
Gutes iſt ein Abzug für Gemwichtöverluft über» |lieferung ein Schaden entitanden ijt: a) bei 
haupt unftatthaft. — wenn die Berjpätung mehr als 
8 68. [Geldwerth der Haftung] Eine derji Tag beträgt, bis zu 3 Tagen ?/,, bis zu 8 
Eiſenbahn nad) den Beitimmungen der vorjtehen- Tagen */, und wenn die Verjpätung mehr als 
den Paragraphen zur Laſt fallende Entihädig-|8 Tage beträgt, die Hälfte der Fracht; b) bei 
ung ift in ihrem Geldwerthe nad) folgenden a Veh wenn die Verjpätung mehr ala 
Grundjägen zu bemejjen: 1) im Falle des gäng-|12 Stunden beträgt, bis zu 24 Stunden '/,, 
lichen oder theilweijen Verluſtes wird bet der|bi3 zu 3 Tagen */, und wenn die Verjpätung 
Scadenberehnung der von dem Beſchädigten mehr ald 3 Tage beträgt, die Hälfte der Fracht. 
nachzuweiſende gemeine Handelswerth, und in — Wird von den Entihädigungsberedhtigten die 
Ermangelung eines folhen der gemeine Werth, Vergütung einer höheren Summe beanſprucht, 
welchen Güter gleicher Beihaffenheit zur Zeit u. ſo liegt demjelben ob, den durch die veripätete 
am Orte der bedungenen Ablieferung gehabt Ablieferung wirklich entjtandenen Schaden auf 
haben würden, nad Ab ug der infolge des Vers | Verlangen der Eifenbahnvermaltung nachzumeijen. 
Iufte3 etwa erjparten Zölle und Unkoften zum) — Die Höhe de3 von der Eifenbahn alddann 
Grunde gelegt. 2) Zum Zwecke der Entihäd-Izu leiſtenden Erſatzes bejtimmt ſich durch die 
igungäberehnung wird jedoch der gemeine Han-|Höhe des nachgewieſenen Schadens mit der Map: 
delswerth, beziehungsweije der gemeine Werth, |gabe, daß 1. im Falle einer Declaration des In— 
nicht Höher ald 60 M pro 50 kg brutto anges|terefjed an der rechtzeitigen Lieferung die declas 
nommen, injofern ein höherer Werth nicht aud-|rirte Summe; 2. in Ermangelung einer jolchen 
drüdlich auf der Adreßjeite de3 Frachtbriefes an]Declaration: a) falls die Verſäumniß nicht mehr 
der dazu beftimmten Stelle mit Buchitaben de-Jal3 24 Stunden beträgt, der Betrag der halben 
clarirt it. 3) Im Falle einer Höheren Werth-| rat, b) fall die Verſäumniß mehr als 24 
de:laration bildet die declarirte Summe den Stunden beträgt, der Betrag der ganzen Fracht, 
Dearimaljag der zu gewährenden Entihädigung.|die Marimaljäge der zu gewährenden Entſchäd— 
In dieſem Falle hat der Verfender neben derjigung bilden, injofern nicht die Verſäumniß der 
tarifmäßigen Fracht einen Zuſchlag zu entrichten, |Lieferfrift durch eine böslihe Handlungsweiſe 
welcher Y, pro Mille der ganzen beclarirten|der Eijenbahn oder ihrer Leute herbeigeführt 
Summe für jede angefangenen 150 km, wmeldelworben it. — Die Declaration des Inlereſſes 
das Gut innerhalb der einzelnen Bahn, reip.|an der recdhtzeitigen Lieferung muß behufs ihrer 
des einzelnen Verbandes zu durchlaufen hat, mit|Siltigkeit auf der Adreßſeite des Frachtbriefes 
einem Mintmalbetrage von O0, M u. unter Ab-ſan der dafür vorgejehenen Stelle erfolgen und 
rundung des zu erhebenden Betrages auf 0,1, Mjder desfallſige Betrag von dem Verjender mit 
nicht überfteigen darf. 4) Bei Beihädigung von Buchſtaben eingetragen werden. — Die Eijen- 
Gütern wird die durch Die ig ent-/bahn iſt in bielem Kalte beredjtigt, neben der 
ftandene Werthverminderung nad) Berhältniß |tarifmäßigen Fracht einen Frachtzuſchlag zu er- 
des gemäß der Beitimmung ad” zu ermitteln» |deben, welder für je 10 M der beclarirten 
den Werthd zu dem ad 2 und 3 erwähnten/Summe — angefangene 10 M für voll gerech— 
Marimalfage vergütet. — Im alle einer bös |net — für die erjten 150 km, weldje das Gut 
Lichen Handlungsmweije der Eifenbahnverwaltung |innerhalb der einzelnen Bahn re’p. des einzelnen 
oder ihrer Leute kann die Beihränfung der Haft-| Verbandes zu durdjlaufen hat, 1 P, für die fol 
pflicht auf den Normaljag oder den angegebenen|genden 225 km /, P, für jede weiteren folgen- 
Werth des Gutes nicht geltend gemadjt werben. |den 375 km */, P nicht überjtgigen darf. Ange 
8 69. [Haitpfliht für Verfäumung der Lie-|fangene 150 rejp. 225 und 375 km werben fü 
ferungszeit.) Die Eiſenbahn Haftet für den Scha- voll gerechnet. — Ueberſchießende Pfennige find 
den, weicher duch Berjäumung der Lieferungd- auf O,,, M abzurunden. Der geringſte Fracht - 
zeit ($ 57) entitanden ift, fofern fie nicht beweiſt, zuſchlag beträgt O,.. M. 
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Betriebs:linfälle ſ. Unfälle, nußung einer bewußtloſen Frauensperſon zum 
Betrug, Beitrafung desjelben, j. Strafe Beiichlaf, f. daj. $ 176 Nro. 2, $ 177. 
geiegbud SS 268 ff. Bezirksausſchußß der Reichsbank, ſ. Banl- 


Betten find vom An- und Verkauf im Um-|geieg $ 36 (©. 168). 
herziehen ausgejchlofien, j. Gewerbe-Ordnung) Bezirkscommiffionen zur Einihägung der 
8 56 Neo. 2. Bei Auspfändwigen wegen rüd-| Staats - Einfommenfteuer, j. Eintommen- 
ftändiger Abgaben find die unentbehrliden Bet-|fteuergeieg $ 14, c.d., $ 24. 
ten des Schuldners frei zu laſſen, j.S. 6 $ 12a,| Bezirksrath für Provinzial-Bermaltungsan- 
und ©. 13 $ 13a, gelegenheiten, j. Brovinzialorbnung $$ 65, 
Bettler, Beitrafung derielben, Str.-&.-8.|67 ff., 77, 80, 100, 
$ 361 Nr. 4 und $ 362, Wegen Berpflihtung| Bezirksverwaltungsgerichte, ſ. Bermalt- 
ber Landarmenverbände, die ın ihrem Bezirfejun 8 A 
eftgenommenen und nad verbüßter Strafe der ezirksvorſteher als Vorgeſetzte ber in 
andespolizeibehörde überwieſenen Bettler in Städten von — Umfange oder von zahl⸗ 
ein Arbeitähaus unterzubringen, ſ. Gej. v. 8.[reicherer Bevölkerung gebildeten Ortöbezirfe, ſ. 
März 1871 $ 38 (©. 75). unter Städte er Aa die Stäbte-Ordnung 
Beurkundung des Perſonenſtandes ſ. Per-|v. 30. Mai 1853 $ 60 und die Note dazu; für 
fonenftandswejen. f Frankfurt a. M. das Geſetz vom 25. März 1867 
Benrlaubtenitand, ſ.Control-Ordnung s 67 u. für Schleswig-Holftein das Gejeg vom 
8 5 No. 4, 886 ff. Berleitung von. Angehörigen] 14. April 1869 $ 62, melde $$ mit dem $ 60 
des Beurlaubtenjiandes zum Ungehorfam gegen|der Städbte-Ordnung vom 30. Mai 1853 über- 
die Befehle des Oberen, ' Str.G.⸗B. $ 112, Jeinjtimmen. Bezüglich der Bezirfövorjteher in den 
Beurlaubung von Strafgefangenen, j. Str.-Irheinifchen Landgemeinden, j. unter Gemeinde» 
G.B. 88 23. 24. verfajjung dieem.-Drbn. v. 23. Yuli 18458 77. 
EN — berjelben wegen| Bibeln und Erbauungsſchriften. Für die 
Untreue, j. Str.-&.-B. $ 266 No. 2, Eolportage derjelben — es, ſofern ſie durch 
Bewaffnete Macht. Bezüglich der Leiftungen|Reihsangehörige betrieben werden ſoll, nur der 
für diefelbe, j. Kriegs, Natural», Ouartier-JErwirfung des im $ 55 der Gemwerbe- Ordnung 
Leiftungen. — Die bewaffnete Macht fann|vorgeichriebenen Legitimationsicheind. Das Ver— 
zur Unterdrüdung innerer Unruhen und zurjtheilen von Bibeln 2c., welches unentgeltlidy od. 
Ausführung der Gejege nur in den vom Gejege gegen eine nur die Koften der Anſchaffung deckende 
beitimmten Fällen und Formen und auf Requi-|Bergütung erfolgt, ift nicht al3 gemerbiteuer- 
jition der Eivilbehörde verwendet werden (Ber-|pflichtiger Gejchäftsbetrieb anzujehen (Eircular- 
fafjungs-lIrfunde dv. 31. Januar 1850 Art. 36,jErlaß der Minifter des Innern und ber Finan— 
j. aud die Ausnahmsbeſtimmungen im Gejeg|zen vom 27. Januar 1871). 
über den Belagerungszuftand v. 4 Juni 1851| Biblifche Gefchichten des alten und neuen 
$$5u.16, ©. 123 u. 125). — Der Militärgerichtd- | Teftaments, namentlid der Xebens- und Leidens- 
jtand des Heeres beſchränkt fih auf Straffahen|geihicte des Erlöjerd, dürfen nicht öffentlich 
(Berf.-Urk. Art. 37 u. Militär-Str.-G.-B. v. 20.mimiſch ge werden; Verfügungen des 
Juni 1872). — Die en Macht darf mwe- |Minifteriums des Innern vom 29. Juli und 8, 
der in noch außer dem ®Dienfte berathichlagen| September 1817. 
od. ſich anders al3 auf Befehl verfammeln. Ver— ter, Gewerbefteuer vom Handel damit, |. 
jammlungen und Bereine der Landwehr zur Be-Junter Gemwerbefteuer Gef. v. 19. Juli 1861 
rathung militärifcher Einrichtungen, Befehle und|$ 15. ©. übrigend Braufteuer. 
Anordnungen find aud) dann, wenn diejelbe night] Bierverlagsrecht, Bierziwang, Aufhebung 
zufammenberufen ift, unterjagt (Verfajlungs-Ur- 5 ſ. Gewerbe-Orbnung $$ 7, 8. 
funde Artikel 38; die Strafen für Verlegung igamie ſ. Doppelehe. 
diefer Vorſchriften ſ. im Mititär-Strafgefegbuhn] Bilderhändler haben ihr Verkaufslokal bei 
$ 101 fi.) — Die verfafjungsgejeglihen Be⸗ Eröffnung des Geichäfts bezw. beim Wechſel des 
ftimmungen über Gewährung ber perjönlichen|Zofal® der Ortspolizeibehörde anzugeben; j. 
Freiheit, Unverleglichkeit der Wohnungen, Frei» |[&ewerbe-Orbnung $ 14 Abi. 2. 
* u Verſammlungen und Vereinigungen ini Bildliche Darſtellungen, ſeine Meinung 
—S und das Petitionsrecht finden auf|durd ſolche zu äußern, iſt jeder Preuße berechtigt 
dad Heer nur injomweit Anwendung, als die) (Berf.-Urkunde v. 31. Jan. 1850 Art. 27). Durd) 
militärifchen Gefege und Disciplinarvorfchriften | bildliche Darjtellungen begangene Vergehen wer- 
nicht entgegenitehen (Berf..-Urt. Art. 39). — Ber|den nad) den Mllgemeinen Strafgeiegen beftraft 
itrafung des Widerftandes gegen die bewaffnete|(daf. Art. 28). Bezüglich der Beitrafung der 
Macht, |. Str.-G.-B. $$ 113, 116. — ©. üb-|durd bildliche Darftellungen begangenen Beleidig- 
rigens Heer. ungen, j. Str.-©.-B. 88 187, 188; Wegen 
Bewäaflerungs:Anlagen, f. unter Privat-|des gewerbömäßigen öffentlichen Verkaufens, 
flüfie Gef. v. 28. Febr. 1843 88 15 ff., 56 ff. Vertheilens, Anheftens oder Anjchlagens von 
— Beitrafung de unbefugten Ableitend von Be⸗ Bilderwerken, ſ. Gew. Ord. $ 43. 
wäflerungs-Wajjer, j. Feldpolizeiordnung) Billetverfauf bei Eijenbahnftationen, |. Ber 
8 43 Nro. 3. 5 triebö-Reglement $$ 9 ff. (jiehe ©. 151). 
Bewuhtlofigfeit als Strafausſchließungs- Binnenfifcherei j. Fiſchereige ſetz v. 30. 
grund, |. Str.-©.-B. $ 51. Beitrafung der de Mai 1874. 


Birkwild — Bisthümer, 


Birkwild, Schonzeit der Birfhähne vom 1. 
Juni bis Ende Auguft, der Birkhennen vom 1. 
Februar bis Ende Auguft (Gef. vom 26, Febr. 
1870 $ 1 Nro. 8 u, 12); die Strafe für Tödt— 
ung oder Einfangen berjelben während ber 
Schonzeit beträgt 9 M. (daſ. $ 5 Nro. 7). 

Biſchöfe. Deren Berhältnifje im Allgemeinen 
find durch die Bulle de salute animarum v. 16. 
Juli 1821 geregelt. Die Dienftwohnungen und 
Grundftüde Derielben find von der Grundfteuer 
und Gebäubefteuer befreit (Grundſt.Geſ. v. 21, 
Mai 1861 $ 40; Gebäudeit.- Bei. v. 21. Mai 
1861 $ 3 Nro. 5). Rechte derjelben bei ber 
Vermögendverwaltung der katholiſchen Kirchen— 
gemeinden, j. unter Kirhengemeinden Gei. 
vom 20. Juni 1875 $ 14 Wro. 1, $$ 15, 32, 
35, 37, 38, 42, 48, 53, 58. ©. aud Bis- 
thümer, Geiftlide 

Bisthümer. Diefelben find durch die Bulle 
de salute animarum v. 16. Juli 1821 eingerichtet. 


Geſetz, betreffend die Einitellung 
ber Leiftungen aus Staatömitteln für 
die römiſch-katholiſchen Bisthümer und 

Gerftliden, v. 22. April 1875: 

81. In den Erzdiöcefen Köln, Gnejen und 
Poſen, den Diöcefen Eulm, Ermland, Breslau, 
Hildesheim, DOsnabrüd, Paderborn, Münfter, 
Trier, Fulda, Limburg, den Delegaturbezirken 
diejer —— ſowie in den Preußiſchen An— 
theilen der Erzdiöceſen Prag, Olmütz, Freiburg 
und der Diöceſe Mainz werden vom Tage der 
Verkündigung dieſes Geſetzes ab ſämmtliche, für 
die Bislſhümer, die zu denſelben gehörigen In— 
jtitute und die Geiftlichen beftimmten Leiftungen 
aus Staatsmitteln eingeſtellt. Ausgenommen 
von dieſer Maßregel bleiben die Leiſtungen, 
welche für Anftaltsgeiftliche bejtimmt find. — 
Zu den Staatömitteln gehören auch die unter 
Dauernder Berwaltung des Staat? jtehenden be- 
fonderen Fonds. $ 2. Die eingeitellten Leiſt— 
ungen werden für den Umfang des Sprengels 
wieder aufgenommen, jobald der jegt im Amte 
befindlihe Biichof (Erzbiihof, Fürſtbiſchof) oder 
Bisthumsverweſer der Staatöregierung gegen- 
über durch jchriftliche Erflärung ſich verpflichtet, 
die Gejepe des Staates zu befolgen. $ 3. In 
den Erzdiöcejen Gnejen und Bojen, jowie in der 
Didceje Paderborn erfolgt die Wiederaufnahme 


der eingeftellten Leiftungen für den Umfang des|$ 


Sprengel, jobald die Beitellung eines Bisthums- 
verweſers oder die Einfegung einc& neuen Bijchofs 
in gejegmäßiger Weije ftattgehabt hat, 8 
Tritt die Erledigung eined zur Zeit befegten 
biſchöflichen Stuhles ein, oder jcheidet der jegige 
Bisthumsverwejer der Diöceſe Fulda aus feinem 
Amte aus, bevor eine Wiederaufnahme der 
Zeiftungen auf Grund des $ 2 erfolgt ift, jo 
Dauert Die Einftellung derjelben für den Umfang 
des Sprengeld fort, bis die Beitellung eines 
Bisthumsverweſers oder die Einfegung eines 
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nommenen Berpjlihtung ungeachtet, den Geſetzen 
des Staates den Gehorjan verweigern, fo iſt 
die Staatsregierung ermächtigt, die für dieſe 
Empfangsberechtigten beftimmten Leijtungen mwic« 
ber einzuſtellen. $ 6. Die Wiederaufnahnte 
der eingeftellten Leiftungen an einzelne Empfangs- 
beredhtigte erfolgt außer den Fällen der $$ 2 bis 
4, wenn ber Empfangäberedtigte der Staats- 
tegierung gegenüber in der im $ 2 bezeichneten 
Weije ſich verpflichtet, die Gejege des Staates 
zu befolgen. — Außerdem iit die Staatsregier- 
ung ermächtigt, die eingejtellten Leiftungen ein 
zelnen Empfangäberechtigten gegenüber wieder 
aufzunehmen, wenn fie durch Feahlmas die 
Abficht an den Tag legen, die Gejege des Staates 
zu befolgen. Verweigern diefelben dbemnächit ben 
Geſetzen des Staates den Gehorfam, fo jind die 
Leitungen aus Staatömitteln wieder einzuftelfen. 
$ 7. Die Entiheidungen der kirchlichen Behör- 
den, welde eine Disciplinarftrafe wider einen 
Geiftlihen verhängen, dem gegenüber die Staat» 
tegierung die eingejtellten Leiftungen in Gemäß- 
heit des $ 6 wieder aufgenommen hat, können 
jowol von dem Geiftlihen ald von dem Ober- 
präfidenten im Wege der Berufung an den König- 
lichen Gerichtshof für kirchliche Ungelegenheiten 
ohne die Beſchränkung des $ 12 des Geſetzes v. 
12. Mai 1873 angefochten werden. — Die Bes 
rufung fann in diejen Fällen auf neue That« 
jahen und Beweismittel gegründet werden. 
8 3. Die Wiederaufnahme der eingeitellten 
‚eiftungen erfolgt in allen Fällen vom erften 
Tage desjenigen Vierteljahres an, in welchem 
die gejegliche VBorausfegung der Wiederaufnahme 
eingetreten iſt. $ 9. Ueber die Verwendung 
der während der Einjtellung der Leiftungen auf- 
gejammelten Beträge bleibt, jomweit diejelben nicht 
mach der rechtlichen Natur ihres Urjprungs zu 
Gunſten der allgemeinen Staatsfonds al3 erfpart 
zu verrechnen ind oder andermeit verwendbar 
werden, gefegliche Beitimmung vorbehalten. — 
Der Mintjter der geiitlichen Angelegenheiten ift 
im alle einer commiffariihen Verwaltung des 
biihöflihen Vermögens auf Grund des Gejeges 
vom 20. Mai 1874 befugt, die Fortgewährung 
der zur Ausjtattung der Bisthümer beftimmten 
Leiftungen injoweit zu verfügen, als dies für 
Zwecke der commiffariihen Verwaltung und zur 
Beitreitung der Koſten derfelben erforderlich ift. 
10. Die erecutivifhe Beitreibung im Ber- 
waltung&wege findet in Betreff der Abgaben und 
Leitungen an die Bisthümer, die zu denfelben 


4.|gehörigen Inftitute und die Geiftlichen, für den 


gefammten Umfang eine Sprengeld fo lange 
nicht ftatt, als für denielben die Einjtellung der 
Leitungen aus Staatämitteln dauert. — Den 
Staat3- und Gemeindefteuererhebern iſt während 
der Dauer der Einjtellung nicht geftattet, die 
vorstehend bezeichneten Abgaben zu erheben und 
an die Empfangsberechtigten abzuführen. $ 11, 
Sind die Leiftungen aus Staatdmitteln an einen 


neuen Biſchofs in gejegmäßiger Weije ftıttgehabt | Empfangsberedhtigten auf Grund des $ 6 wieder 


Hat. 85. Wenn für den Umfang eines Sprengels 


die Leiftungen aus Staatsmitteln mwi.der aufge⸗ 


nommen ſind, einzelne Empfangsberechtigte aber, 
der vom Biſchof oder Bisthumsverweſer über— 


aufgenommen, ſo iſt in Betreff der von dieſem 


Zeitpunkte ab fällig werdenden Abgaben und 
Yeiftungen die Verwaltungs-Execution wieder zu 
gewähren. — Ein gleiches gilt in Betreff der 
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Bittgänge — Branntwein, 


Abgaben und Leiftungen für diejenigen Geift- jeden werden. 3) Steinerlei Fabrikwäſſer dürfen 
lichen, welche keine Leiitungen aus Staatsmitteln|auf Öffentlihe Wege geleitet werden. 


zu beziehen Haben, wenn ſich diejelben durch aus 


Bleihhen. Zur Anlegung von Schnell-, 


drüdlihe oder ftillihmweigende Willensäußerung Knochen- und Wachsbleichen bedarf e3 polizei» 
($ 6 Abf. 1 und 2) verpflichten, die Geſetze des [licher *86 ſ. Gewerbe-Ordn. $ 16. — 
eitrafun. 


Staates zu befolgen, jo lange fie 


pflihtung nadfommen. 8 


Verpflihtung mwiderruft, oder der durch diejelbe 
übernommenen Berpflidtung 
jein Amt oder jeine Amtsverrichtungen bezüg- 


‚a 
lihen Vorſchriften der Staatögejege oder die in|Str.-G.-B. 5 51 


diefer Hinficht von der Obrigkeit innerhalb ihrer 


gejeglichen Zuftändigkeit getroffenen Unordnungen)G.-B. $ 


biefer Ber-| Wegen ber 
Wer in den|Grasangern oder Heden, ſ. Weldpolizei- Orbn, 
Fällen der $$ 2 und 6 die jchriftlich erflärtel$ 41 


9 des Bleichens auf fremden 


Nr. 2. 
Dleiweihfabriten, ſ. chemiſche Fabriken 


uwider die aufſu. Bleiaſche. 


Blödfinn, als Strafausſchließungsgrund, ſ. 


Blutfchande, Beitrafung derjelben, ſ. Str.» 
173. 


verlegt, ijt durch gerichtliches Urtheil aus feinem) WBodenerzeugnifie, Beitrafung der Entwend- 


Amte zu entlaſſen. $ 13. Die Entlaffung aus 
dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit zur Aus— 
übung bed Amts, den Berluft des Amtsein— 
tommens unb die Erledigung der Stelle zur Folge. 
Außerdem tritt die — der Xeiftungen 
aus Staatömitteln, fowie der —— 
ecution in dem früheren Umfange wieder ein. — 
Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt 
ermächtigt, ſchon nad erſolgter Einleitung des 
Verfahrens die Einſtellung der Leiſtungen zu 
verfügen. — Endet dad Berfahren mit Frei— 
fprehung, jo find die infolge der Verfügung 
einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. $ 14. Zu- 
Bu zur Verhandlung und Entiheidung iſt 
er Königliche Gerichtöhor für firhliche Angelegen- 
eiten. Das Berfahren vor demijelben regelt 
ch nad) den Beftimmungen des Abſchnitts III. 
des Geſetzes vom 12. Mai 1873 über die kirch— 
liche Dieciplinargewalt und die Erriditung des 
Königlichen Gerichtshofes für Firchliche Angelegen- 
heiten. $ 15. Wer Amtshandlungen vornimmt, 
nachdem er in Gemäßheit des $ 12 dieſes Ge- 
ſetßes aus ſeinem Amte entlaſſen worden iſt, 
wird mit Geldbuße bis zu 300 M, im Wieder⸗ 
holungsfalle bis zu 3000 M, beitraft. 

(Wegen Verwaltung erledigter katholijcher Bis- 
thümer f. das in diejes Werk nicht aufzunehmende 
Geſetz vom 20. Mai 1874.) S. auch Kirchen— 
gemeinben. 

Bittgänge, kirchliche, bedürfen, wenn fie in 
der hergebrachten Art ftattfinden, feiner vorgäng- 
igen Genehmigung der Polizeibehörde; Bereins- 
gejeg vom 11. März 1850 $ 10, ſ. unter Ber- 
einsweſen. 

Bläschenausfchlag der Pferde u. des Rind— 
viehß, ſ. Viehſeuchengeſetz $ 42. 

Dlattern ſ. Impfung, aud unter An— 
ftedende Krankheiten Roden (5. 46). 

Bleiafche. Für die Anlage der Fabriken zum 
Schmelzen und Reinigen derjelben gelten, außer 
den allgemeinen für die Anlegung chemijcher 

abriten, folgende Vorfchriften: 1) Ueber dem 

ornftein iſt ein Gondenjationdraum anzu— 
bringen, welcher dur eine Reihe abwechſelnd 
oben und unten befeitigter Scheidewände getheilt 
wird und kühl zu halten ift. An der einen Seite 
muß der Schornitein einmünden, und an der 
entgegengejegten Seite muß eine Dunjtröhre auf- 
geſetzt werden. 2) Der Fußboden um die Feuer— 
ungen muß überall wenigftens in einem Umfange 
von 4 Fuß mit emem feuerfeften Belag ver- 


ung berjelben aus fremden Gärten‘, Nedern, 
Wieſen ꝛc., ſ. FeldpolizeiOrdn. $ 42 Nr. 2. 

Bodenlufen, namentlich die zu gewerblichen 
oder landwirthichaftlihen Betrieben benußten, 
müffen mit fiheren Verſchlägen verjehen werben 
— ——— vom 25. März 1817 
u. die ſpeciellen Bezirls- oder Local⸗Polizeiver⸗ 
ordnungen). 

Borke, Beſtrafung der Entwendung ſolcher, 
— Face 81. 

Bösartige Thiere, Beſtrafung des freien 
Umherlaufenlaſſens derſelben, ſ. Str.G.⸗B. 
$ 367 Wr. 11. 

Botanische Gärten find von Grunbdfteuern 
befreit; Grundit.-Gej. vom 21. Mai 1861 $4c, 

Braafer können von den verfafjungsmäßig 
dazu befugten Staatd- oder Communalbehörden 
od. Eorporationen auf die Beobadjtung der be» 
itehenden Vorſchriften beeidigt und öffentlich an« 
gejtelt werden ; Gew.Ordn. $ 36. Beitrafung 
derjelben wegen Untreue, j. Str⸗G.B. $ 266, 

. Braddenfifcyerei, Betrieb derjelben im Kur- 
iſchen Haft ; Fiicherei-Ordn.v. 7. März 1845 $ 19. 

Brandftiftung, Beitrafung der vorjäglichen, 
ſ. Str.“G.B. 88 206 ff.; der fahrläjjigen, dal. 
zz 309 ff.; der in betrügeriicher Abficht ausge- 
führten, daſ. $ 265. — Brandftiftung an einem 
in Belagerungszujtand erklärten Orte, ſ. Be» 
——— eg5 8 (S. 123). 

ranntwein. etreibung des Aus— 
ſchanks von Branntwein oder bed 
Kleinhandels damit, ſ. Gew.Ordn. $ 33 
und die Anmerkungen dazu. Vom An- und Ber« 
fauf im Umherziehen ift derjelbe ausgeſchloſſen; 
daj. $ 56 Nr. 1. 

Branntweinftener I Vom Kleinhan- 
del mit Branntwein, f. unter Gewerbefteuer, 
Gejeg v. 19. Juli 1861815. II. Von der Fa— 
brifation (Branntwein-Blajenzins)t). & 
A. Gejeg wegen Befteuerung bed in- 
län de vnm 8, Febr. 

1819? 
Beitimmung des NEE: 

. Die Steuer vom Branntwein joll dur 


— 


8 


i) Der Eingangszoll von Branutwein aller Art, auch Arrak, 
Rum, Franzbrañntwwein u. verſetztem Branntwein in Fäſſern 
und Flaſchen beträgt pro Centner 18 M. Für Zara wird 
vergütet vom Gentner Brutto: Gewicht in Kitten 24 Pfd. in 
Körben 16 Pd. 

2), Durch Gab.: Orbre vom 19. Nov. 1821 auf Neu:Bor: 
vommern ausgebebnt. 

3), Wegen Befteuerung bed Branntweins in den Regierungs⸗ 


Branntwein. 


einen Blafenzind in dem Maße erhoben werben, 
daß von jedem Quart Branntwein (zu 50 vom 
Hundert Alkohol nah dem Alloholometer von 
Trolle), welcher bei dem ald Regel angenomm« 
enen Betriebe gewonnen werben dann, 1 Or. 3 Bf. 
entrichtet wird. — Als Regel wird angenommen, 
daß der in 24 Stunben erzeugte Branntwein 50° 
Allohol fih zum Blafenraum wie 1 zu 4 ver- 
hält, wonad; der Blaſenzins 1 Gr. 3 Pf. auf 4 
Duart Blajeninhalt für jene Zeit beträgt.) $ 3. 
Bei Brennereien, welche auf einen jchnelleren Be- 
trieb ald $ 2 angenommen worden, eingerichtet 
find, wird der Blaſenzins verhältnißmäßig er- 
höht. Es findet jedod) die Erhöhung erft ftatt, 
wenn !/, mehr an Branntwein nach Beicaifen- 
heit der Einrihtung in 24 Stunden erzeugt 
werden kann, und dann auch lediglich in gleichen 
Ubftufungen mit ?/, der Steuer. $ 4. Für die 
ſchon beitehenden Brennereien, welche erweislich 
um und mehr in der oben angenommenen 
Productionsfähigfeit zurüdbleiben, fann in den 
nädjften 2 Jahren eine Erleichterung des Stener- 
jages, nad) Maßgabe der zu ermittelnden ®Bro- 
ductionsfähigfeit, auf 5/, oder */,, auch bis auf 
d/, des $ 2 feitgefegten Steuerjaged verlangt 
werden. $ 5. Bei abgelegenen Brennereien von 
unbedeutendem Umfange fann eine Firation des 
Blafenzinfes geftattet werden. 

[Wem die Entrihtung des Blaſenzinſes ob* 
fiegt.] $ 6. Zur Entrichtung des Blaſenzinſes 


bezirfen Wiesbaden und Kaffel, ſowie in dem Gebiete bes vor: 
maligen Königreih3 Hannover ımb ber ——— Schles⸗ 
wig und Holftein, in ben Hohenzollernſchen Landen, in ber 
fchiebenen zum Norbdeutihen Bund gehörenden Staaten und 
Sebietstbeilen, in Elfaß:Fotbringen f. die im folgenden unter 
C.,D. u. E. 
1868 nu 3 
€ 

a ohegen ber Maifhfteuerfäge ift durch die Cab.⸗Ordre v. 
16. Juni 1838 verorbnet, bak 1) bie Abgabe von der Bereit- 
ung des Branntweind aus use word — —* — 

toffen ohne Unterſchied ber Stärte o immung befiel: 
— ie ede * uart des Rauminhalts der i 


de Einmaiſ 2Sgr. [für 10 Ouart Waifhraum 1Sgr.)] 

tragen mn 2, lanbwirtbidhaftlihe Brennereien, * 
nur dom 1. Nov. bis 1 Mai ſdurch Eab.:Ordre d. 10. Aug. 
1833 ift diefe BVetrieböfrift bis zum 16. V 
Betriebe find, nur felbft gewonnene Erzeugniffe verwenden u. 
an einem Tage nicht über 900 Quart Bottihraum bemaifchen, 
die Abgabe von 20 Quart Maifhraum mit 1 Sgt. u. 8 Pf. 
r ı0 Ouort Maifhraum 10 %f.) zw entrichten haben. 
Se Berordnung vom 1. Juni 1854 find 1) bie zuletzt mit: 
tels Erlaf vom 16. Juni 1838 in ihrem Betrage berichtigt 


en 

der von ber Bereitung bes Branntweins aus Getreide 

n E ——— Abgabe, und 
r 


Au" anderer mebligen Stoffen 
zwar: a) der allgemeine Sat | 
maiſchung oder 


ede 20 Quart der zur Ein: 


bis 31. Juli 1855 bis auf 2 Egr._ 6 Pi. t 
1855 8 auf 3 Sgr., b) der Satz für landwirthſchaftl 


Brennereien, melde nur vom 1. Nov. bis 16. Mai, dieſen 
mit eingerechnet, im Betriebe find, nur felbit gewonnene 

a. : Tage nicht über 900 
El: für 20 Ouart 
31. Juli 1855 
1855 bis auf 2 Sur. 
von Brannt: 


zu gewerblichen Zweden 
—— —— 
ee. i äge won 3 Sgr. der Borjchriften, melde die Verwaltung anzu⸗ 


niffe verwenden und an einem 
ren bemaiichen, von 1 Sar.8 
Maifhraum für die Zeit vom a 1854 
. 3 ®f. und vom 1. Aug. 

i ber Ausfuhr 


worden. — Nach 


Sn 66 nn des Branntweins aus 
Getreide und haben wii — auch im Kreife Wetzlar 


abgebrudten Gefege vom 11. Mai 1867, 4. Mai 
Zuli 1868 und die Note zur Ueberſchrift bes 


ährung der Maiſche benugten Befähe u. für 


Einmaifhung von 2 . für die Zeit vom 1. Aug. 1854 
Ar ; 7fF —* und vom Aug. 
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ald Branntmeinfteuer ift ein Jeder verpflichtet, 
der Deftillirgeräthe zur Bercitung von Brannt» 
wein oder Liqueurs benugt. Eine Benupung 
der Deitillirgeräthe zu dieſem Zwecke wird alle 
mal vermuthet. 

Ausnahme.) $ 7. Frei von ber Steuer iſt 
für eine jede Apothefe eine Blaje für das Yabora- 
torium bis zu 15 Quart Inhalt. $ 8. Blajen, 
welche der Gemerbetreibende auf einige Zeit zum 
Waſſerkochen oder zu einem anderen außerge- 
mwöhnlichen Zmede benugen will, follen ohne Ent- 
rihtung einer Steuer dazu freigegeben werben, 
wenn der Inhaber die Mafregeln befolgt, welche 
bie Steuerbehörde vorjchreibt, um die Heberzeug- 
ung zu erhalten, baß fie nicht zur Branntwein- 
bereitung benutt werden. 

[Bann und Fr welchen Zeitraum der Blafen- 
zind zu zahlen ift.] &_9. Der Blajenzins muß 
in ber Regel auf einen Beitraum von 24 Stunden 
boraud entrichtet werden. Es fteht aber, wenn 
bie Deftillirgeräthe auf längere Zeit im Gange 
bleiben follen, dem Steuerpflichtigen frei, ihn 
auch auf beliebige längere Zeit, jeboch immer 
von 24 zu 24 Stunden fortlaufend voraus zu 
bezahlen. & 10. Wer erflärt, auf einen Monat, 
nämlich 30 Tage, oder auf eine längere Zeit 
jein Deftillirgeräth benugen zu wollen, dem jolf 
veritattet fein, den Blaſenzins erft am letzten 
Monatstage zu entrichten. Wer aber den Bahl« 
ungdtermin einmal verabjäumt hat, fann in der 
Folge auf dieſe Erleichterung nicht mehr Anſpruch 
—— 8 11. Wird wochen- oder monatsweiſe 
bie VBerfteuerung angemeldet, jo wird ber Blajen- 
zind für eine volle Woche auf 6 Tage, und für 
einen ganzen Kalendermonat auf 25 Tage be— 
rechnet. RN 12. Bei Verjteuerungen über 24 
Stunden findet ein verhältnigmäßiger Erjak ber 
entrichteten Steuer ftatt, wenn wegen eines 
außerordentlichen Unfall® die Deitillation noth— 
wendig aufhören mußte. $ 18. Bremmereien in 


Ir Ein: | Verbindung mit einer Ackerwirtt ichaft, zu welcher 
Gährung der Maifche benusten Gefäße, u.für]Rindvied gehalten wird, Tann eine 12ftündige 


Verfteuerungsfrift verftattet werden, wenn mit 
Brenngeräthen, welche die $ 2 angenommene 


Mai erweitert) im| Erzeugungsfähigfeit nicht überfteigen, gebrannt 


und aud nur eine Blaſe bi$ 330 Quart Inhalt 
darin gebraucht wird. 

(Aufliht der Steuerbehörbe.] 8 14. Das vor- 
handene Brenngeräthe die Räume, in welchen 
Brennerei betrieben wird, ftehen unter Aufficht 
der Steuerbehörde. Bon derjelben werben bie 
Deftillirgeräthe für die Zeit, während welcher 
das Abziehen von Branntwein nicht geitattet 
ift, auf angemefjene Weife außer Gebrauch gejegt. 

Einſchränkungen beim Betriebe der Brennerei 
und bei Haltung von Brennereigeräthen.] $ 15. 
Ber Deitillirgeräthe fertigt, oder zum Verkaufe 
vorräthig hält, fann das Branntweinbrennen 
weder an bemjelben Orte, noch im Umfange von 
2 Meilen treiben. & 16. Innerhalb des Grenz⸗ 
bezirls tönnen früher Beftandene Brennereien 
nur erhalten und fortgejegt, und neue nur an« 
gelegt und betrieben werden, unter Beobachtung 


erachtet, um bad Abgabeninterefje 


ordnen nöthi 
* 17. Wer durch rechtskräftiges Ur⸗ 


zu ſichern. 
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PBranntwein. 


theil das Recht, Branntwein zu brennen, ver-|ber Bürgermeifter oder ein anderes Mitglied 
foren hat, darf ſich fein Deſtillirgeräthe ganz des Magiftrats ein, welches der Bürgermeifter 


oder theilweiſe halten. 

[Allgemeine Beitimmungen:]) a. We gen der 
eigenen Lage einigerXandestheile. 829. 
Abgejondert gelegene und jolche Landestheile, 
welche von Entridtung des Zolls und ber Ber- 
brauchsſteuer für fremde 5 auöge- 
ichlofjen find, können aud in Beziehung auf die 
durch diejed Gejeg bejtimmten Gegenftände und 
auf den Berfehr mit dem übrigen Jnlande, eigene 
der Dertlichleit angemejjene ar erhalten. 
b. Wegen PBergütungen bei Berjend- 
ungen ind Ausland. $ 30. Vergütungen 
der Gefälle bei Berjendungen in das Ausland 
finden in der Regel nicht ftatt. Erfordern jedoch 


ernennt. — Wenn fich beide Theile nit aus— 
drüdfich einigen, jeder nur einen Sadlundigen 
zu Stellen, jo wählt der Inhaber der Brennerei, 
welche geihäßt werden joll, zwei, und die Steuer- 
behörde die beiden übrigen Perſonen, welche letz— 
tere indefjen nicht Brenner aus dem Orte ſein 
dürfen, in welchem die zu beurtheilende Brennerei 
belegen if. — Nur infolge ſolcher Gründe, 
melde gejeglih von der Beugnigablegung vor 
Gericht entbinden, können ſich die gewählten 
Perjonen entziehen, in der Sache, nad deren 
gun enauen Unterfuchung, zu entjcheiden. 
7. Dieler Commijfion gejellt jih noch ein 
Steuerbeamter bei, der jedoch an dem Beſchluſſe 


örtlihe Verhältniffe zur Erhaltung des Handels⸗ feinen theil nimmt, fondern nur Nachrichten über 


verkehrs im Großen ſolche Vergütungen, jo jollen 
diefe Verhältniſſe berüdjichtigt und befondere 


die Gründe, welche den Antrag auf Erhöhung 
des Blaſenzinſes veranlaßt haben, mittheilt. 


Beitimmungen deshalb er werben. c.Wegen|$ 8. Die Commiffion entjcheibet auf vorherge- 


der Eremtionen. $ 31. Eine Befreiung von 
den angeordneten Abgaben oder eine Schablos- 
haltung wegen behaupteter Egemtionen findet 
nicht Statt. 


B. Ordnung zum Geſetz wegen Ber- 
fteuerung des inländijhen Brannt- 
weind vom 8, Febr. 1819. 


gangene Erörterung nad Mehrheit der Stimmen, 
ob und um mie viel Sechstel der Blafenzins zu 
erhöhen jei. Gegen dieje Entidheidung findet ein 
weiterer Recurs nicht ftatt. 89. Bis die Com- 
mifjion entſchieden hat, wird bei älteren Brenne- 
reien nad) dem bißherigen, bei neu angelegten 
Brennereien nach dem allgemeinen Sate (Geirs 
$ 2) die Steuer gezahlt. Iſt durch dieſe Ent- 


[Verftenerung des Branntweind.] F 1. Aufliheidung eine Erhöhung ausgeiproden, jo mu 


den Grund bes allgemeinen Steuerjaßes von 1 gGr. 
3 Pf. von 4 Duart Blafeninhalt, jollen nad) der 
in den verjchiedenen Provinzen geltenden Münz- 
eintheilung , —— bekannt gemacht 
werden, wonach die Steuer in ſteigenden Sätzen 
von 4 zu 4 Quart Blaſeninhalt, ohne Berüd- 
fihtigung der Zwiſchenſummen, zu erlegen ijt. 
Den Brennereibejigern, welche zu einem höheren 
Blafenzinje verpflichtet find, oder melden ein 


der erhöhte Blajenzind von dem Tage an bezahlt 
werben, an welchem die Beftimmung der Regier: 
un "2 $ 4 hätte zur Ausführung kommen 
jollen. 10. Die Entiheidung der Commiſſion 
bleibt jo lange in Kraft, bis in der Einrichtung 
der Brennerei eine Veränderung vorgenommen 
wird. Alddann fteht es jowol der Steuerbehörde 
als dem Inhaber der Brennerei frei, auf eine 
neue Schätzung anzutragen, wenn eine Vereinig— 


minderer Blaſenzins verjtattet wird, follen injung unter ihnen nicht ftattfindet.e. $ 11. Die 
gleicher Art —— Specialtarifs zugeſtellt Koſten der Schätzung trägt derjenige Theil, gegen 
werben. $ 2. Wo es auf die Ausmittelung des|dejjen Behauptung die Entſcheidung der Commiſ— 
Gehalts an Alkohol im Fabrifate anfommt, joll|fion ausfällt. Bejtätigt fie feine der gegenjeitigen 
dazu allein der Alloholometer von Tralles ge-| Behauptungen, jo werden die Koften von beiden 
braucht werben. Theilen getragen. 

[Erhöhter Blaſenzins.]) $ 3. Bei fchon jept| [Ermäßigter Zins] $ 12. Die Ausmittelang 
borhandenen Brennereien, deren Inhaber jolde|der geringeren Productionsfähigfeit zur Bejtimm- 
zu einem jchnefferen Betriebe verändern, tritt/ung eines aa ig Blafenzinjes findet, wenn 
der durch die Verbeſſerung erhöhte Steuerſatz ſich der Anhaber der Brennerei beider Beitimm- 
erst 4 Wochen nad) dem Anfange der Benutung|ung der Steuerbehörde nicht beruhigen zu können 
ber veränderten Anlage ein. $ 4. Brennereien,|glaubt, in eben der Art ftatt, wie oben in Be— 
welche fich zu einem erhöhten Blafenzinje eignen,|treff ded erhöhten Blajenzinies vorgeichrichen 
zeigt dad Gteueramt der Regierung [dem Pro⸗ worden, zu welchem Ende derjenige, welcer 
vinzialftenerdirector] an, melde nach erfolgter|darauf anträgt, von den Säten $4 des Gefenet 
Brüfung den erhöhten Sat beitimmt. 9* Hält denjenigen beſtimmt angeben muß, welchen er 
ſich der Befiger der Brennerei durch dieſe Be-|der Productionsfähigleit jeiner-Blaje angemeſſen 
jtimmung verlegt, und findet eine Bereinigung hält. Ani Eine geringere Productionsjähigteit 
mit ihm nicht ftatt, jo tritt, nachdem er zu einem einer Brennereianlage, welche durch bloße Um- 
Satze, den er mit Berüdjichtigung der Beftimm- änderung der Feuerung verbefjert werden kaun, 
ung im Geſetz $ 3 geben zu können glaubt, ſich begründet Die Ermäßigung des Blajenzinjes nicht. 
erflärt hat, eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung  iration.) 8 14. Eine Firation des Blaſen— 
auf folgende Art ein: 8 6. Es bildet ſich eine zinies, wo ſolche nach $ 5 des Geſetzes ftattfinden 
Eommiljion von 3 oder 5 Mitgliedern, nämlich kann, hängt von dem freien Uebereinfommen der 
aus dem Landrathe des Kreijed u. aus Männern, Verwaltung mit dem Steuerpflichtigen ab. Su 
welche mit dem Betriebe der Branntweinbrennerei dem Firationdvertrage find zu dem Ende vie 
vertraut find. In Städten von mehr ald 3500 gegenfeitigen Bedingungen beftimmt auszudrücken 
Eivileinwohnern nimmt die Stelle des Landrath3 — Jedenfalls kann aber die Steuerbehörde den 


Branntwein. 


Frationdvertrag ald aufgehoben betrachten, wenn 
die Brenngeräthe verändert worden, oder wenn 
eine Erweiterung des Betriebed, der dem Ab— 
fommen zum Grunde lag, jtattgefunden hat. 

(Bergütung für unterbrocdenen Betrieb.) $ 15. 
Wenn megen eined Unfalld die Deitillation unter» 
brochen werden muß, fo ift dies fogleich dem 
Steueramte anzuzeigen, welches die Nichtigkeit 
der Angabe an Ort und Stelle unterjuchen und 
das Deitillirgeräth vorichrift3mäßigı außer Ge- 
braud) ſetzen läßt. Die Steuervergütung erfolgt 
durch Rüdzahlung für diejenige Zeit, während 
welcher nod zu brennen war, nad) erfolgter Ge— 
nehmigung der Regierung. 

Ermittelung der Brenngeräthe und Aufjicht 
darauf.) 8 16. Seber Inhaber einer Brennerei 
oder eines eingerichteten Deftillirgeräths ift ge- 
halten, innerhalb eines Termins, welchen jede 
Regierung befannt machen joll, dem Steueramte 
eine Nahweijung einzureichen, worin die Räume 
zur Brennerei, die Brenngeräthe, als: Blajen, 
Schlangen, Kühler, Helme, Maiſchwärmer und 
Maiſchbottiche, ingleihen der Quartinhalt ber 
Blajen und Maiſchwärmer und Mailchbottiche 
enau und vollitändig angegeben jein müſſen. 

eihe Berpflihtung zur Anzeige binnen 
drei Tagen liegt ihm ob, wenn neues Ge- 
räthe angejhafit, oder wenn bad vorhandene 
ganz oder zum Theil abgeändert, oder in ein 
anderes Local gebracht wird. 8 17. Inhaber 
von Brennereien, jowie andere Perſonen, wenn 
legtere Deitillirgeräthe, nämlih Blajen, Helme 
und Kübler bloß befigen, oder ſolche verfertigen, 
oder Handel damit treiben, dürfen diejelben weder 
ganz noch theilweife, weder neu, noch ausge 
befjert, aus ihren Händen geben, bevor fie es 
dem Steueramte ihred Wohnortd angezeigt und 
darüber eine Beſcheinigung von dieſem erhalten 

b 


en. 

[Bermeffung der Blafen.] $ 18. Die vor- 
dandenen, die fünftig aus den Fabrikationsſtellen 
verfauften, die vom Auslande eingehenden und 
die umgeänderten Blajen werden von den Steuer- 
ämtern nachgemeffen, der Duartinhaltwird darauf 
eingegraben, und fie jowol, ald die Helme und 
gühler, werden mit Nummern, und ſoweit es 
ar ift, mit einem Stempel verjehen. 
b 


Auch Iſt die Brennerei über eine 
Maifchbottihe muß der Brennerei-Fnhaber|Orte der Aufbewahrung des 
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bottichen, find verboten. — Deitillirgeräthe, vor- 
nemlich Blaſen, ftehen jo lange, als fie nicht 
zum Gebraud; angemeldet merden, bergeftalt 
unter befonderer Aufficht der Stenerbehörde, daß 
ihre Benugung nicht erfolgen darf. Bei Perfonen, 
welche blos damit handeln, oder fie zum Handel 
verfertigen, find ſolche dieſer Aufficht nicht unter- 
worfen. 
Verfahren bei der Benutzung u. Verſteuerung.) 
8 22. Wer ſteuerbare Deſtillirgeräthe benupen 
will, erhält unentgeltlih vom Steneramte ein 
Verſteuerungsbuch, in welchem die Brenngeräthe 
und die Räume verzeichnet werden. Der Brenn« 
berechtigte iſt gehalten, in den dazu bejtimmten 
Spalten des Verſteuerungsbuchs jedesmal vor 
der Einmaifchung, den Tag, wann die Einmaiſch- 
ung ftatthat, die Gattung u. Scheffeljahl des 
gemaifchten Getreides, oder anderer Fruchtarten 
einzutragen, das Verſteuerungsbuch bei Anmeld- 
ungen des Brennereibetriebeö mitzubringen, in 
gleihen dafjelbe an einem dazu beftimmten Orte 
reinlih und bergeitalt aufzubewahren, daß es 
dem revidirenden Beamten zu jeder Zeit zuge» 
ftellt werden kann. — Bon 4 zu 4 Monaten 
wird ſolches vom Brennereiberechtigten an das 
Steueramt gegen ein neues abgeliefert, jedoch 
fann das alte, nad} davon gemachtem Gebrauche 
bei der Negiiterrevifion, ais Eigenthum zurüd- 
verlangt werden. $ 23. Sollen die Blajen in 
Gang gejegt werben, fo zeigt der Brennereibe- 
jiger dem Steueramte innerhalb der Dienitftunden 
die Stunde an, wann dies — fol, ins 
gleichen, wie lange fie nach Maßgabe der gefep- 
lichen Beftimmungen im Gange bleiben jollen. 
— Das Verſteuerungsbuch wird dem Amte babei 
mitvorgelegt, welches darin bie jebesmalige An- 
meldung nad ihrem ganzen Umfange einträgt 
und den Betrag der Steuer vermerkt. Unter- 
bleibt die Borlegung des Verſteuerungbuches, fo 
muß der Anmeldende gewärtigen, daß bie Frei— 
machung des Dejtillirgeräths nicht erfolgt. 
[Freimahung des Deftillirgeräths.] 8 24, 
Sind die Deitillirgeräthe durch Ablieferung eines 
Theils derjelben außer Gebrauch gejett, 4 ber» 
anlaft das Steueramt die Auslieferung des aufs 
bewahrten Geräth3 in der angezeigten Stunde. 
* Meile vom 
eräths entlegen, 


numeriren, und die Zahl ſowie den Quart⸗ſo wird für das Hin- und Herbringen deſſelben 
Inhalt darauf deutlich mit Delfarbe bezeichnen jedesmal eine Stunde für jede halbe Meile an 
oder eingraben. . Bei Bermefjung der Zeit zugegeben. — Wenn die Deftillirgeräthe, 
Blafen iſt derjenige innere Raum, melden fielan Ort und Stelle außer Gebrauch gejegt find, 
vom Boden bis zur äußerten Mündung des|io beftimmt dad Steueramt nah Mafgabe der 
Randes haben, ohne allen Abzug, auszumitteln. [früheren Anmeldungen Anderer, wenn fi ein 
$20. Die Steuerämter find verpflichtet, eine| Beamter zur Aufhebung bed Verſchluſſes in ber 
amtliche Beicheinigung der geihehenen Anmeld-| Brennerei einfinden wird. Der Brenner ift nicht 
ung, der Vermeſſung, ihres Ergebnijjes und der|gehalten, länger als eine Stunde über die be- 
Urt der Bezeichnung zu ertheilen, worin die ſtimmte Zeit auf den Beamten zu warten, und 
Beichaffenheit der Brenngeräthe genau beſchrieben kann nach deren Ablauf, wenn ein Belannter u, 
fein muß. Dieſe Beſcheinigung dient zur Aus«|glaubwürdiger Mann gegenwärtig ift, ı. diefer 
weifung über den Belip der Geräthe. den Berihluß als unverjehrt anerlannt hat, den- 
(Aufficht auf die Blafen.] $ 21. Die zu ben|jelben abnehmen. Der Beſitzer der Brennerei 
Brennereien gehörigen Geräthe müflen in den muß die Materialien zur Berjiegelung oder zum 
Brennereiräumen zufammen aufbewahrt werben. | Berichlufie und zwar in guter braudhbarer Eigen- 
Einmaiichumgenaußerhalbderangegebenen Räume, ſchaft abliefern. 
auch in anderen als den verzeichneten Maiich-' [Verlängerung der Anmeldung] $ 25. Dem 
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Steuerpflichtigen fteht ed frei, vor Ablauf der gehilfen find verbunden, fi ruhig und beſcheiden 
erjtenerung fie von Neuem anzumelden und zu verhalten, und den repidirenden Beamten bie- 
die Steuer für einen mweitern Termin zu ent- jenigen Hilfsdienſte zu leiften oder leiften zu 
richten; geſchieht dies nicht, jo muß er das lafjen, weiche erforderlic find, um die Revifion 
Deitillirgeräth, welches er von der Steuerbehörbe in den vorgejchriebenen Grenzen zu vollziehen. 
empfing, zur Stunde abliefern. — Wird bie | (Berpflihtungen der Steuerbeamten bei Aus» 
Ublieferung unter 24 Stunden verjpätet, jo folgt führung ihres Dienfted gezen das Publicum. 
daraus die Nachzahlung eined Blafenzinjes von |Bereite Abfertigung.) $ 36: Die Dienitjtunden, 
24 Stunden. Bei längerem Verzuge muß der in melden die Steuerbeamten zur Abfertigung 
Blajenzins doppelt erlegt werben. $ 26. Findet der Steuerpflichtigen bereit jein müffen, beſtimmt 
Verſchluß in der Brennerei ftatt, jo joll fich ein/die Verwaltung. Als Regel wird feitgejegt, dab, 
Steuerbeamter daſelbſt einfinden, und nad) Ab- wo die Steuerämter mit 2 od. mehreren Kajjen» 
fauf der Berfteuerungsfrift den Verſchluß ohne|beamten bejegt find, die Dienftjtunden folgende 


Aufenhalt vornehmen. ein jollen: in den Wintermonaten October bis 
[Revifionsbefugniß der Steuerbeamten.) a. In 
Brennereien und Brauereien 8 4 


bruar einſchließlich, Vormittags von 8—12 


9. Uhr, und Nadmittagd von 1—5 Uhr. In ben 


Das Gebäude, in welchem eine Brennerei oder|übrigen Monaten von 7—12 Uhr und von 2 


Brauerei betrieben wird, wohin auch die Räume, 
in welchen die Gefäße zum Einmaiſchen, Kochen 
und Dämpfen des Materiald aufgeftellt find, 
ehören, kann, jobald darin gearbeitet wird, zu 
En Beit, fonft aber nur von —— 6 Uhr 
bis Abends 9 Uhr, von den Steuerbeamten be— 
hufs der Reviſion beſucht, und muß ihnen zu 
dem Behufe ſogleich geöffnet werben. $ 50. In 
demjelben erjtredt ſich ihre Reviſionsbefugniß 
darauf, nachzufehen, daß feine andere, als die 
verfteuerten Deftillirgeräthe im Gange find, dab 
die Brenngeräthe, ingleihen Braupfannen und 
Bottiche, unverändert jo diejelben find, wie fie 
angegeben, auch bezeichnet worden; daß feine 
unangemeldeten Geräthe vorhanden, daß die Ein- 
tragungen ber Einmarjchungen in das Verjteuer- 
ungsbuch gehörig rn find, daß außer Ge- 
brauch geiegte Geräthe ſich no in dieſem Zu— 
nde befinden, und daß, in Brauereien ins 
efondere, nur zur angemeldeten Zeit u. Stunde 
eingemaijcht, auch die Einmaiſchung gehörig ver- 
fteuert jei. b. bei Befitern von Deitil- 
lirgeräthen. $ 51. Wer Deitillirgeräthe be- 


bis 5 Uhr. — An anderen Orten find die Dienft- 
ſtunden auf die Bormittagszeit von 9— 12 Uhr 
beichräntt. — Wenn ed nöthig it, muß aud 
außer dieſer Zeit die Abfertigung ber Gteuer- 
pflichtigen möglichit bewirft werden. — Abweich⸗ 
ungen von vorjtehenden Beitimmungen jollen an 
den Orten, wo dergleichen jtattfinden, beſonders 
befannt gemacht werden. 

Anſtandige ER Beicheidenheit bei 
Revinonen.) $ 57. Es ıft Pflicht eines jeben 
Steuerbeamten, er jei Staat3- oder Gemeinde- 
beamter, den Steuerjchuldigen anjtändig zu ber 
Handeln, bei feinen Dienjtverrichtungen beſcheiden 
zu verfahren, feine Nachforſchungen und Revi— 
lionen nıdht über den Zweck der Sache auszu- 
dehnen. — Bon den Steuerjduldigen wird aber 
aud erwartet, daß fie ihrerjeits zu feinen Be— 
ihwerden über ibr Betragen gegen die Steuer- 
beamten Anlaß geben werden. 

(Ablehnen von Privatremunerationen und Ge— 
chenken, welche auch nicht angeboten werden 
dürfen.) Insbeſondere dürfen die Steuerbeamten 
unter feinen Umftänden für irgend ein Dienit- 


— 


ſitzt, welche nicht in Gebrauch find, tft dennochigeihäft ein Entgelt oder Geſchenk, es ſei an 


verbunden, fie dem Steuerbeamten auf Erfordern 
vorzuzeigen, damit er fi überzeugen könne, ob 
fie noh in dem Zuſtande befindlich find, in 
welchen fie zur Verhütung des Gebrauchs geſetzt 
worden. — Die Deftillirgeräthe derjenigen, welche 
jolche bloß verfertigen, oder damit handeln, find 
bierunter nicht zu verftehen. ($ 17.) d. Im 
Allgemeinen. $ 53. Außer dem $ 49 bes 
ftimmten Fall fönnen Revifionen und Nachſuch— 
ungen nur von Morgens 6 bi? Abends 9 Uhr 
ftattfinden. $ 54. Iſt gegründeter Verdacht vor- 
handen, daß Unterſchleife, um dem Staate die 
verjchuldeten Gefälle zu verfürzen, begangen 
worden, und beöhalb eine förmliche Hausfuchung 
erforderlich, es jei bei Berjonen, welche Brennerei, 
Brauerei, Wein- und Tabaksbau betreiben, oder 
bei Anderen: jo ift dazu ein jchriftlicher Auf« 
trag eines Oberbeamten oder einer noch höheren 
dem Steueramte vorgejegten Behörde erforder: 
fi, und fie darf nur unter Zuziehung eines 


Geld, Sachen oder Dienitleiftung, es habe Na- 
men wie eö wolle, verlangen oder annehmen. — 
Sıeuerpjlichtige dürfen dergleichen dagegen unter 
feinen Umftänden u.unter teinerlei Vorwand geben 
od. nur antragen, ohne fich jtraffällig zu machen. 

[Richtige Berechnung und Erhebung der Ge- 
fälle.] $ 58. Die Beamten müfjen bei der ihnen an- 
vertrauten Steuererhebung ſich genau nad) den 
vorgejchriebenen Sägen richten und find bafür 
verantmwortlid. Die bei gehöriger Anmeldung 
zur Verfteuerung durch die Schuld der Hebung?» 
behörben gar nit oder unzureichend erhobenen 
Gefälle jolen daher nicht von dem Steuerſchuld⸗ 
igen, jondern von dem Erhebungsbeamten ein- 
gezogen und dieſem joll nur das Recht auf Er- 
ftattung gegen jenen vorbehalten werden. — Bu 
viel erhooene Gefälle follen dagegen aus der 
Staatskaſſe zurüdbezahlt werden, wenn binnen 
Jahresfrift, vom Tage ber Verſteuerung an ge 
rechnet, der Anſpruch auf Erſatz angemeldet und 


Gemeindbebeamten an folden Orten ftattfinden, |bejcheinigt wird. Geſchieht dies nicht, jo geht 
die zur Begehung des Unterſchleifs ober Ber- nach Ablauf diejer Friſt der Anfprug — 


heimlichung 


en e geeignet jind, 


von en fteuerpflichtiger Ge⸗ Außer ben bejtimmten Steuerfägen wird nichts 
i 8 55. Diejenigen, erhoben; Quittungen und Beſcheinigungen ber 


welchen revidirt wird, und deren Gewerbs · |Steuerbehörben werden gebührenfrei ertheilt. 


Branntwein. 


[Uebertretungen ber PVorichriften und deren 
Ben) 1) Dienftvergehen der Beam- 
ten. er jegt Str.-©.-B. v. 15. Mai 
1871, 88 33 ff.) 2) Vergehen der Steuer- 
pflidtigen. a. Strafbeitimmungen allgemeiner 
Art?) 8 60. Brauer und Branntweinbrenner, 
ingleihen diejenigen, weldhe den Wein» und 
Tabaksbau betreiben, verfallen in die Strafe der 
Defraubdation, wenn fie Gewerbähandlungen, von 
beren Ausübung in jedem einzelnen alle oder 
in beitimmten Fällen dem Staate, nad) Maßgabe 
bes Gefjeges vom heutigen Tage, eine Abgabe 
zu entrichten ift, entweder gar nicht od. unrichtig 
anzeigen. $ 61. Die Strafe der Defraudation bes 
fteht in einer Geldbuße, welche dem vierfachen 
Betrag der vorenthaltenen Gefälle gleihlommt. 
— Die Abgaben find überdem von der Strafe 
unabhängig zu entrichten. $62. Im Falle der 
Wiederholung nad vorhergegangener Beitrafung 
wird die Strafe auf den achtfachen Betrag ber 
Abgaben bejtimmt, u. außerdem darf der&chuldige, 
wenn er Brenner oder Brauer ift, dad Recht, zu 
brennen ob, zu brauen, in einem Zeitraum von 
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nad den Beitimmungen $ 61, 62, 63 u. 8 67 
beſtraft. $ 67. Sind Beitillirgeräthe, welche 
von der Steuerbehörde außer Gebrauch gefegt 
worden, eigenmäcdtig wieder in Gang gebradtt, 
b ſoll die Berechnung der Gefälle und der De- 
jraudationsftrafe von der Stunde an geichehen, 
in welcher der legte Verſchluß ftattfand, bis zur 
Beit der Entdedung. — Ebendaijelbe findet, wenn 
ein Brenner andere gleichartige Theile der De— 
jtillirgeräthe, ftatt der außer Gebrauch ejegten, 
zur Deitillation benugt hat, infofern ——— 
ung, als nicht eine größere Gefälleverkürzung 
ermittelt wird, 5.28. Iſt eine Blaje, die zu 
einem anderen Gebrauche freigegeben mworben, 
zum Brennen benugt, jo wird der Blajenzind 
und bie Strafe wie $ 67 berechnet und dem Be- 
figer die Blafe niemals wieder unverfteuert frei- 
egeben. $ 69. Eine Verlegung des amtlichen 

erſchluſſes der Deftillirgeräthe zieht, auch wenn 
fein Verdacht einer Steuercontravention dabei 
obmwaltet, dennoch eine Gelditrafe von 6—60 M 
nad) ſich, fall3 nicht glaubwürdig dargethan wird, 
daß die Berlegung durch einen vom Gteuer- 


3 Monaten weder jelbit ausüben, noch burch)ichufdigen nicht verjchuldeten Zufall entitanden, 
einen Anderen zu jeinem Bortheile außüben lafjen.|und davon jogleich nad) der Entdedung Anzeige 


$ 63. Im dritten Falle der Uebertretung, nach |geichehen ift. 


$ 70. Wer bie im Fixations- 


— zweimaliger a Düren Be der|vertrage ($ 14) feitgefegten Bedingungen zur 
n 


ſechszehnfache Betrag der nicht erlegten 


als Strafe verwirkt, und ift ber 


gaben | Benadtheiligun 
chuldige ein|Strafe der Defraubation verwirkt, 


der Gefälle verletzt, hat die 
auch wird 


Brenner oder Brauer, jo darf er dad Gewerbe|dadurd der bisherige Vertrag aufgehoben. $ 71. 
de3 Brennens oder Brauend nie und zu feinen| Wird in den Fällen, wo nad) $ 13 des Gteuer- 


Beiten weder jelbft ausüben noch burd einen 
Anderen zu feinem Vortheile ausüben laſſen. 
$ 64. Im falle des Unvermögens zur 


vom heutigen Tage eine zwölfftündige 
eriteuerungdfrift verjtattet worden ift, dieſer 


t-| Zeitraum, welcher jedenfall3 von 6 Uhr Mor- 


richtung der Gelbditrafe tritt eig Te 7 — bis 6 Uhr Abends hindurch unabweichlich 


Gefängnißſtrafe nach den Beſtimmungen des 


emeinen Landrechts ein. $ 65. Wer ohne Be-|Stunden als von 6 bis 6 
gniß dazu zu haben Brennerei oder Brauereilder vermwirkten Strafe der 


ejtimmt wird, überjchritten, oder in anderen 
—— iſt neben 
efraudation die Ver—⸗ 


betreibt, und ſich dabei zugleich einer Handlung ſtattung einer ſolchen Verſteuerungsfriſt verloren 
ſchuldig mad, die als Defraudation zu beitrafen [und felbige fteht für den Eontravenienten nie 
ift, dem werden außer der Defraudationzftrafe|wieber zu erlangen. $ 72. Brennereiberechtigte, 
die Brennerei» oder Braugeräthe confiscirt. b. welche Die Bermerkung der Einmaifhungen in 
Bejondere Strafbeftimmungen in Anſehung der das Verftenerungsbud nicht gehörig und voll 
Brennereien. $ 66. Wenn bie Brenngeräthelftändig, wie $ 22 vorgejchrieben worden, bewerf- 
oder die damit a Beier Beränberungen|itelligen, werben, wenn das Verſteuerungsbuch 
nicht wie borgejchrieben ift ($ 16) angezeigt wer- unrichtig befunden wird oder abhanden en 
den, fo ift bie Confiscation der — enen, ſiſt, mit 6—150 M beitraft. Im erſteren Wieder- 
veränderten ober anderdwohin gebradhten Stüde holungsfalle tritt Verdoppelung der Strafe und 
davon die unmittelbare Folge. Auf gleiche Weijejim dritten Uebertretungsfalle überdbem der Ver— 
erfolgt die Eonfiscation der Geräthe, wenn die luſt ber Befugniß zur VBetreibung der Brennerei 
befohglenen Bezeichnungen ($ 18) unterlaffen, zer- ein. — Auch Derjenige, welder fein Berfteuer- 
ftört ober verfäljcht worden find, aud; wenn die ſungsbuch nicht reinlih aufbewahrt oder nicht 
Einmaijhungen in anderen ald den befannten|bereit hält, ſolches jederzeit dem Reviſionsbeam⸗ 
Maijchbottihen ($ 21) oder außer den angezeig-|ten gleich vorlegen gu fönnen, wird jchon des— 
ten Räumen gejchehen. — Ueberdem hat ber|halb um 3—15 M beitraft, wenn auch nicht er- 
Brenner eine Geldftrafe von 75— 300 M ver-|mweislich ift, daß joldhes, um eine Contravention 
wirft, welde im Wiederholungsfalle verboppelt|zu verbergen, weggeſchafft oder beſchädigt wor- 
wird. — Sind unangezeigte Dehtillirgeräthe zum|den. $ 73. Brennerei Inhaber, jowie andere 
Brennen auch benugt worden, jo wird die da-|$ 17 gedachte Perfonen, bei. alle Kupferfchmiebe, 
durch begangene Defraubation noch bejonders|mwelche Deitillirgeräthe, der Beitimmung $ 17 

— entgegen, ohne Anzeige beim Steueramt und 
darüber erhaltene Beſcheinigung, einem Anderen 
übergeben, verfallen in eine Strafe von 15 bis 
60 M, welche bei Wiederholungen von 60 bis 
auf 150 M erhöht wird. 3) VBertretungs- 
verbindlichkeitfür verwirfte Geldftrafen. 

12 





ı iderhanblungen gegen bie Worihriften über bie Ent: 
richtung der Branntweinfteuer serjähren in 3 Jahren [Geſet 
vom 31. Mai 1870]. . j 

2) Bezüglih der Defraubationen gegen bie Gefepe wegen 
PArau:,Weinmoft: und Zabatsteuer, f. die betreffenden 
Geſetze· 


Grotefend, Bolizei:?erifon. 
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(8 83.)) 4) Sufammentreffung ... fondere Strafe geſetzt worden, foll mit einer 


Verbrechen. $ 84. Treten bei einer 


ontra= | Geldbuße von 3— 30 M geahndet werden. 8) 


vention gegen die Steuerverordnungen andere are bie gegen die Eontravenienten, 


Verbrechen Hinzu, jo fommen bie 


orſchriften F 91. 


obald ein Uebertreter der Stenergejeke 


des Allgem. Landrechts, Th. 2, Tit. 20, 85 54| betroffen, oder auf andere Weiſe eine Contra— 


bi3 57 in Anwendung.?) $ S5. Iſt mit einer 
Defraudation zugleich eine —— beſonderer 
Vorſchriften dieſer Ordnung verbunden, ſo tritt 
die darauf geſetzte Strafe in der Regel der Strafe 
der Defraudation Hinzu. $ 86. Wer, um dem 
Staate die ſchuldigen Gefälle zu entziehen, ſich 
verfälſchter u. überhaupt unrichtiger Papiere od. 
Beſcheinigungen bedient, ſoll dafür beſonders mit 
der durch die allgemeinen Strafgeſetze für ſolche 
Fälfchungen geordneten Ahndung durd das Ger 
richt, welches das für dergleichen Vergehen zur 
tändige ift, belegt werben. $ 87. Die vorbe- 
timmte Strafe trifft auch Denjenigen, welcher 
in gleicher Abſicht, durch Abnahme, Verlegung, 
oder jonftige Unbrauchbarmachung des amtlichen 
Verſchluſſes, wodurch Deftillirgeräthe außer Ge— 
brauch geſetzt worden, mit oder auch ohne An— 
legung eines anderen, durch eigenmächtige Ver— 
änderung des auf Veranlaſſung der Steuerbehörde 
eingegrabenen Vermerk der Größe einer Brannt- 
weinblafe, durd) Veränderung oder Nachmachung 
der Stempel oder Nummern auf den Geräthen 
eine Fälihung begeht. 5) Strafe der Be— 
ftehung der Steuerbeamten.?) $ 88. Wer 
einem zur Wahrnehmung des Stenerinterefie ver- 
pflichteten Beamten, mit welchem er im Amte zu 
thun hat, Geld oder Geldeswerth zum Geſchenke 
anbietet, oder wirklich macht, joll den vierund- 
zwanzigfachen Betrag de3 angebotenen oder ge 
gebenen Gejchents zur Strafe erlegen, Iſt über 
den Betrag nichts auszumitteln, jo tritt eine 
Geldbuße von 30 M ein. 6) Strafe der Wi— 
derjeglichleit gegen Steuerbeamte, *) 

89. Eine jede Widerjeglichteit gegen die in 

usübung ihres Amtes begriffenen Perjonen, 
mögen e3 Steuer» oder andere zur Wahrnehn- 
ung des Steuerintereffe verflihtete Beamte fein, 
jo wie auch eine PVerfagung der Hilfsleiftung, 
deren die Beamten bei ihrem Reviſionsgeſchäfte 
abijeiten der Gewerbetreibenden bedürfen ($ 55), 
fol! an dem Echuldigen mit 30—150 M ober 
mit verhältnigmäßiger el nern geahndet 
werden. — Die Wahl der Strafgattung bleibt 
nad den Umſtänden eines jeden einzelnen Falles 
der Behörde überlafjen, welche in der Sache jelbit 
a enticheiden hat. Sind aber mit einer ſolchen 

iderjeglichteit zugleich wirkliche oder thätliche 
Beleidigungen verübt, fo treten die dafür gelt- 
enden allgemeinen Strafbeftimmungen in Kraft, 
— De etwaige Mißbrauch der Amtsgewalt 
von Seiten der Beamten wirkt eine Milderung 
der Strafbarkeit Desjenigen, der ſich mwiderjegt 
hat. 7) Strafe der Lebertretnng ſonſt— 
iger Vorſchriften dieſer Ordnung. $ 90. 
Die Uebertretung aller anderen in diejer Ord— 
nung gegebenen Vorfchriften, worauf feine be; 


9. jest das hiernach unter E. abgedrudte Geſetz vom 8. 
fi 1868. 


7 get das Etr.:G.:B. vom 15. Diai 1871. 
2) S. Etr.:G.,B. S 333. 
9 S. Str.:©.:B. $ 113, 


vention zuverläffig befannt wird, müſſen die 
Steuerbeamten fid) ohne Zeitverluft der Waaren 
und Sachen, woran das Verbrechen verübt wor— 
den, durch Beichlagnahme verjichern, inſofern ed 
zum Vemweife der begangenen Contravention ſo— 
wol an fi, als in Bezug auf den Betrag der 
defraudirten Gefälle erforderlih iſt, oder auch 
begründete Bejorgniß entjteht, daß ſonſt wegen 
der zu erlegenden Gefälle der verwirkten Strafe 
und der Koften die Staatälafje nicht geiichert 
jei.— Iſt der Beichuldigte der Flucht verdächtig, 
jo iſt er perfönlich anzupalten und dem nädhiten 
Gericht zu übergeben. $ 92. Eine Freilafjung 
der in Bejchlag genommenen Waaren u. Sadıen 
ift zuläffig, wenn eine Verdunfelung des Sach— 
verhältnifje® davon nicht weiter zu bejorgen, u. 
wenn entweder nach dem obwaltenden Berhältniß 
wahrfcheinfih ift, daß der Gontravenient dem 
Staate auch ohne Sicherheitäleiftung werde für 
das Vergehen gerecht werden fünnen, oder ges 
nügende Sicherheit geleiftet it. — Ob Berjonals 
Arreſt fortzufegen oder zu verhängen jei, bleibt 
der richterlichen Beurtheilung nad) Beſchaffenheit 
der Perfon und des Falles überlafien. $ 93. 
Bei der Unterfuhung u. Beitrafung der Steuer- 
vergehen finden die darüber in der Verordnung 
wegen Einrichtung der Provinzialbehörden vom 
26. Dec. 1808, $ 34 u. 45, u, in dem Anhange 
zur Allgemeinen Gerichtsordnung, $ 243, 244 
250, 251 und 253 enthaltenen Vorſchriften Ans» 
wendung, jedoh mit folgenden Modalitäten: 
a. Die Steuerämter führen die Inſtruction der 
Sache nad Anleitung des eben allegirten $ 258 
im Anhange zur Allgemeinen Gerichtsordnung. 
Tie Entjheidung gebührt der Regierung des 
Bezirks. Es koͤnnen die Steuerämter Straf 
rejolute nur abfafjen, injofern ihnen ſolches be- 
ſonders übertragen wird, und zudem die gejeß- 
lihe Strafe 30 M nicht überfteigt; b. dem An— 
geichuldigten fteht e3 frei, während der ſumma— 
riſchen Unterſuchung bis zu deren Schluß auf 
nn Unterfuhung und Abfaſſung eines 
Örmlichen Erkenntniſſes anzutragen; c. dem Ans» 
geichuldigten ift auch unbenommen, binnen zehn 
Tagen gegen ein Reſolut des Steueramted ben 
Recurs an die vorgejegte Regierung, und gegen 
ein Nejolut der Regierung den Recurs an das 
Ministerium der Finanzen zu ergreifen. Hat 
jedoch der Angeſchuldigte einmal dieſen Weg ge» 
wählt, jo muß er bei dem, was auf den einger 
legten Recurs feitgejegt wird, ſich beruhigen, u. 
fann nicht meiter auf den Antrag einer gericht» 
lihen Unterfuchung zurüdgehen; d. in den Rhein. 
provinzen, injofern dort noch eine abmeichende 
Gerichtäverfaffung beiteht, desgleihen in dem 
Großherzogthum Poſen, ift indeilen die $ 250 
des Anhangs der Allgemeinen Gerichttordnung 
angeordnete Competenz der Untergerichte nicht 
anmendbar. Es wird daher den dortigen Yuftiz« 
behorden zur Pflicht gemacht, dergleihen Eteuer- 
contraventiorsjaden, wenn die Acien von den 
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Regierungen an fie abgegeben werben, an dieje- Ausichluß bes Kreiſes Schmaltalden, ferner für 
nigen Gerichte zu verweiſen, welche nad) bortiger| das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, 
Berfafiung dafür competent find.) $ 94. Beilfomeit dasjelbe dem Bollvereine angeſchloſſen ift, 
der Verfünbung eines jeden Straferfenntnifies und für das Gebiet der Herzogthümer Schleswig 
oder Rejoluts ift der Angefchuldigte auf die Er-Jund Holftein und zwar vorläufig mit Ausnahme 
höhung der Strafe aufmerfjam zu machen, welche der aus dem Zollverbande derſelben ausge 
er na Br er Verordnung im Falle ſchloſſenen Landestheile, auf den Untrag Unjeres 
einer Wiederholung eines Bergehend zu erwar- | Staatsminifteriums, was folgt: 
ten hat, und daß dieſes geichehen, in der Ver- [I. Allgemeine Beitimmungen.)] $ 1. [Höhe 
handlung zu erwähnen.?) — Wird ſolches unter-|der Gteuer.] Die Steuer von dem im Inlande 
lafien, jo hat die Behörde eine Ordnungsſtrafe erzeugten Branntwein joll für das preußifche 
von 15—30 M verwirft, den Uebertreter aber] Quart Branmntwein zu 50%, Altoholitärte nad) 
trifft bei der Wiederholung des —— den-dem Alkoholometer von Tralles 1%,, Eilber- 
noch die erhöhte Geldſtraſe. 8 95. Die Voll- groſchen betragen. 
ſtreclung rechtöfräftiger Erfenntnifje gejhieht von 8 2. [Uuf welchem Wege biejelbe erhoben 
den Gerichten, die der Reſolute aber von den wird.]) Diefe Steuer wird erhoben: a) bei Be- 
Steuerbehörben. Die Regierungen können nadh|reitung bed Branntweind aus Getreide oder an- 
Umitänden der Vollftredung Anftand geben, und|deren mehligen Stoffen nah dem Rauminhalte 
die Gerichte haben dem, was von den Regier-|der zur Einmaifchung oder Gährung der Maiſche 
ungen deöhalb an fie ergeht, Folge zu leiften. |benußten Gefäße (Maiſchbottichſteuer); b) bei der 
(Anwendung biefer Ordnung.) 8 96. Die|Bereitung des Branntweind aus nicht mehligen 
Borfjchriften diefer Ordnung follen in dem Maße,| Stoffen nad; der Menge der dazu verwendeten 
wie da8 Geſetz vom heutigen Tage zur Ausd-| Materialien (Branntwein-Materialiteuer). 
führung gelangt, aud in allen Provinzen ohne] $ 3. [3. Erhebungsſätze. a) Maijchbottich- 
Ausnahme befolgt, u. es muß aud in den Pro-|Steuer.] Die Maiſchbottichſteuer ($ 2a) mird 
vinzen, worin das Allgem. Landrecht, die Allg.ſmit 3 Gilbergrojchen für jede 20 preußische 
Gerichtdordnung u. die Allg. Criminalordnung |Ouart des Rauminhaltd der Maijchbottiche und 
noch nicht eingeführt find, nad den in bdiejelfür jede Einmaiihung erhoben. — Bon Iand- 
Ordnung aufgenommenen Vorſchriften erkannt |wirthichaftlichen Brennereien, welche nur in dem 
werben. Beitraume vom 1. November bis zum 16. Mai, 
[Behörden] 8 97. Die Erhebung der jegt|dieien Tag mit eingefchloffen, im Betriebe find, 
angeordneten Steuern und deren Gontrolirung|in dem vorangegangenen Sommerhalbjahr ganz 
geichieht im Grenzbezirk durch die Zollämter u. |geruht haben,’ nur ſelbſtgewonnene Erzeugniffe 
die dazu gehörigen Beamten, im ‘Innern deö|verwenden und an einem Tage nicht über 900 
Landes durch Steuerämter, welde in größeren |preußiihe Quart Bottihraum bemaiſchen, jollen 
u. gewerbreihen Städten Ye und denen ſjedoch nur 2 Silbergroſchen und 6 Pfennige für 
zur Sicherheit der Gefälle Steuerauffeher und|20 preußifhe Duart Maiihraum erhoben wer- 
Oberaufſeher, inaleihen zur Erleichterung derjden. — Für die Dauer eines Jahres vom Ein- 
Steuerpflihtigen Ortdeinnehmer nad dem Ers|tritt der Wirkſamkeit der gegenwärtigen Berord- 
forderniß zugeordnet werden follen. - [nung ($ 74) finden die Beſtimmungen dicjes 
C. Berordnung wegen Beiteuerung bes a a a aa 
Branntmweins in den Regierung [S,%:; 1er ae 
- . : „Rurfürftenthume Heffen, mit Ausſchluß der Graf- 
bezirten Wiesbaden und Kajjel, ſowie Ichaft Schaumburg und des Kreifes Schmaltald 
in bem Gebiete des vormaligen Königelbenegt mit d 9 eg hear en, 
i d der Herzo „[beiteht, mit der Maßgabe Unmwendung, daß die 
“ ep — ne no Hort . 8° | Maiichbottichiteuer ftatt der Süße von 3 Silber 
hü vom 11. Mi 1867.°) — —— und 2 Silbergroſchen 6 Pfennigen mit 


; Zn ‚ |den Sägen von 2 Gilbergrofhen und von 1 
Wir Wilhelm zc. verordnen für die durch biele; 8 : 
Berorbnung vom 22. Februar 1867 gebildeten rar Piennigen zur Erhebung gelangt 


D . - [b) Branntwein » Materialjteuer.] An 
Negierungsbezirle Wiesbaden und Kafjel, mit |Yranntwein-Materiafiteuer ($ 2b) wird entrichtet: 


a) für jeden Eimer zu 60 preußiiche Quart ein- 
geftampfte Weintreber, Kernobft oder auch Treber 
von Kernobſt und Beerenfrühten aller Urt 4 
a: b) für jeden Eimer Trauben- od, 
Obſtwein, Weinhefen und Gteinobft 8 Silber- 
grofchen; ec) bei anderen nicht mehligen Stoffen, 


1) Wegen des gerichtlichen Verfahrens in Eteuerbefraubatis 
onsjacen f. jept Verordnung vom 3. Jan. 1849 $ 181, Gef. 
vom 3. Mai 1852, Art. 135—146 und Geſetz vom 14. Diai 
1852 $ 11; in ber Mbeinprovinz Geſetz vom 22. Mai 1852, 


„vi. 
Ach Die Cab.-Ordre vom 27. Eept. 1833 declarirte biefe 


—— "res ‚gen an Chebereumtrebenienten —* welche zur Branntweinerzeugung verwendet wer 
tmiffes oder Mefoluts, d ifiliche Bufertig gr Be 

BE teren 
ie ng ns irtte rafe 

yleichzeitig —— * * eine gg —* dem Normalſatze ($ 1) feſtgeſetzt. 

mit eben ber Wirtung erfolgen Fonm, als wenn fe mini] g 5, [Vergütung der Steuer bei Verſendungen 

Frototoll ertbeilt worden . Es muß jedoch bie In: per = t 

En ation diefer Berffigumg borfäriftämätig. wenigftens auf|von Branntwein ins Ausland] Bei der Aus- 

yie im $ 253 Nr. 8 des Und. zur Allg. Gerichtsecbnung be |fuhr des im Inlande erzeugten Branntweind 

gichnete Edeife beicheinigt ierben. nah dem Auslande wird eine Vergütung der 


3) Durch Gefer vom 2. Aug. 1867 ift die Verordnung vom J a z 
1 Dlai 1807 * für das Jadegebiei in Kraft *— Steuer nad) den darüber vom Finanzminiſter 
12* 
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beſonders zu erlafjenden Beftimmungen gemährt|lic) ift, mit einem Stempel verjehen. Den er- 


werden. 


wittelten Rauminhalt und bie Nummer muß der 


[II. Vorſchriften über die Erhebung und) Brennereibefiger an ben Geräthen deuilich be» 
Eontrolirung der Steuer.) $ 6. [1. Anmeldung zeichnen und diefe eng gehörig erhalten 


ber Geräte] Wer eine Brennerei einrichten laſſen: wie jelche zu 


ewirfen und wo fie anzu⸗ 


oder einen Deftillirapparat anſchaffen will, iftibringen jei, wird für jedes Geräth von ber 
Kerr folche3 vorher ber betreffenden Steuer-|Steuerbehörde beftimmt. — Bis zur amtlichen 
hebeftelle anzuzeigen und derſelben mindeſtens 8 Nachvermeſſung der Maijchgefäße, melde ledig. 
Tage vor Unfang bes Betrieb3 eine Nachweiſung lich im Intereſſe der Steuerverwaltung erfolgt, 
nah einem bejonberd vorzujchreibenden Mufter|dienen die über den Rauminhalt abzugebenden 
einzureichen, worin die Räume zur Aufftelung | Anmeldungen zur vorläufigen Berechnung ber 


der Geräthe und zum Betriebe ber Brennerei, 
die Brenn- und Roiiegefäbe, als: Blafen, 
Helme, Maifhwärmer, Kü 


Steuer, 
$ 9. [4 Außergebraudjjegen der Geräthe.) 


hlapparate, Maiſch⸗ Die vorhandenen Maiſch- und Bejtillirgeräthe 


bottiche, Vormaiſchbottiche, Kartoffeldämpfer und werben von der Steuerbehörbe für die Zeit, 


andere Dampf eräpe, Kühl⸗, Hefen- und Schlempe- 
gefäße, Maiſch⸗-, Yutter- u. andere Rejervoirs zc., 
ingleihen der in preußiihen Quarten ausge. 
drüdte geſammte Rauminhalt jedes einzelnen 
diejer Geräthe genau und vollftändig angegeben 
jein müfjen. Dieſer Nachweiſung muß ein ein- 
facher Grundriß desjenigen Raumes, in welchem 


während welcher ein Betrieb nicht angemeldet 
und geitattet worden, auf angemefjene Weije 
außer Gebrauch geſetzt. 

$ 10. [5. Vorſchriften für die Benutzung ber 
Brennereien und Geräthe.] Wer eine Brennerei 
in Betrieb jggen will, iſt verpflichtet, vor dem 
Beginn besjelben den Betrieböplan nad den 


jih die — befinden, und ihrer|näheren Beſtimmungen der 8$ 24 ff. dem Steuer⸗ 


Stellung in demjelben nad einem vom der 
Stenerbehörde vorzuichreibenden Mufter beige- 
fügt und die darin bezeichnete Stellung der Ge- 
räthe während jeder Betriebdzeit jo lange un- 
verändert beibehalten werden, ald Abänderungen 


nicht durch Einreichung eines anderweiten Grund-|der Steuerhebeftelle nad; näherer Vorſchri 


amte anzumelden, diejen Betrieböplan in ber 
Brennerei auszuhängen, ſolchen reinlich aufzube- 
wahren und dbemjelben bei dem Betriebe genau 
nadjzufommen. $ 11. Wer Branntwein aus 
nicht mehligen Stoffen bereiten will, * ge 

t des 


rifjed angezeigt worden find, — Ebenſo Tiegt|s 35 ein Verzeichniß feiner fammtlichen Diaterial- 
dem Befiger einer Brennerei oder Deitillirappa-|vorräthe, welches zugleich den Ort ihrer Aufbe- 
rated ob, wenn Geräth angeſchafft wird, oder|wahrung angeben muß, einzureichen, aud) jeden 
wenn das bereit angemeldete ganz oder zum|ferneren Zugang zur Nachtragung in das Ber- 
Theil abgeändert worden ift, binnen drei Tagen zeichniß jogleich anzumelden. Der zur Berarbeit- 
nach der Empfangnahme des Geräths der Steuer-|ung beftimmte Theil ded Materiald wird auf 
hebeftelle davon Anzeige zu machen und dasjelbejden Grund des Betriebsplans, welcher den Auf- 
nicht ohne die von legterer zu ertheilende amt⸗ bewahrungsort während der Betriebäzeit angeben 
liche ——— in Gebrauch zu nehmen. — muß, in dem Vorrathsverzeichniſſe I a 
Zur Anzeige binnen 3 Tagen iſt derjelbe auchſ — Während des Beitraumes, auf wilden der 
verpflichtet, wenn das bereit3 angemeldete Ge-| Betrieböplan Tautet und jo lange die Brennerei 
räth ganz ober zum Theil in ein anderes Lofal [nicht unter Siegel gelegt worden tft, darf in ber 
gebradt wird. — Diejenigen, welche zur Beit| Brennerei fein anderer als der in dem Betrichö- 
der Publication dieſer Verordnung eine Örennereilpları angegebene Vorrath von den im $ 4 be— 
oder einen Deftillirapparat bereits befigen, find zeichneten Stoffen vorhanden fein. 
verpflichtet, den Steuerhebeftellen die vorgeihrie-) $ 12. [6. Berpflihtung zur Befolgung ber 
bene Nachweiſung der Betriebsräume und Ge-|Eontrofe-Borjchriften.] Die vorftehend zur Eon- 
räthe, wenn ein Betrieb ftattfinden joll, mindeftens | trolirung ber Steuer ertheilten Vorſchriften (SS F 
8 Tage vor Anfang deöfelben, ſonſt aber jeden-|biß 11) und bie zu deren Vervollftändigung ge- 
fall ım Laufe deöjenigen Monatd, welcher ber|troffenen reglementären Beitimmungen ift nicht 
Publication biefer Berordnung folgen wird, ein-|nur derjenige, welcher die Brennerei betreibt, 
zureichen , ſoweit dies nicht bereit# auf Grund oder für feine Rechnung betreiben läßt, fondern 
der bisherigen gejeglichen Vorſchriften geſchehen iſt. auch ein a welcher bei der Brennerei be» 
87. [2. Abmeldung der Geräthe.] Beſitzer aarigt iſt, zu beobachten ſchuldig. 
von Brennereien dürfen feine Brennereigeräthe] $ 13. [7. Wann die Steuer zu entrichten ift.] 
($ 6) und andere Berjonen feine Deftillirgeräthe,| Die Branntweinfteuer ift, ſofern nicht nach den 
nämlich Blaſen, Helme und Kühler, weder ganz|vom Finanzminifter zu erlafienden Beftimmungen 
noch theilweife aus ihren Händen — bevor|eine Stundung bewilligt wird, ſpäteſtens am 
ſie es der ee ee Ir ezirf® ange-| legten Tage bes Monats, in welchem ein Brennerei«- 
zeigt und vom biejer eine Beicheinigung darüber| betrieb ftattgefunden hat, zu entrichten. Wer 
erhalten haben. diejen Zahlungstermin einmal verfaumt, muß 
$ 8. [3. Vermefjung und Bezeichnung der die Steuer bei jeder ferneren Anmeldung voraus- 
Beräthe.] Die in den Brennereien vorhandenen, | bezahlen, 
die künftig hinzufommenden und bie abgeänderten| $ 14. [8. Erlaß ber Branntweinfteuer.] Ein 
Brennereigeräthe und Gefäße werden nad der Erlaß der Steuer fann nur dann erfolgen, wenn 
Beltimmung der Stenerbehörde numerirt, auch durd einen außerordentlihen Zufall: a) eine 
von berjeiben nachgemeſſen und, ſoweit es thun=!unvermeibfiche Unterbrehung des Betriebs ent- 
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fteht, oder b) die Maifche eines verfteuerten uns meldung und unter den von der Steuerbehörde 
angebrochenen Bottichs gänzlich unbrauchbar ge- |anzuordnenden Sicherheitsmaßregeln erfolgen 
worden ift. darf. — Bei Perjonen, welche mit dergleichen 
$ 15. [9. Richtige Berechnung und Erhebung | Geräthichaften bloß handeln, oder fie zum Han« 
der Steuer.] Zu viel erhobene Gefälle werden deln verfertigen, find ſolche dieier Autficht nicht 
zurüdgezahlt, wenn binnen Jahresfriſt, vom Tage|unterworfen. $ 20. Wer Deftillirgeräthe be» 
der Verſteuerung an gerechnet, der Anſpruch ſitzt, welche nicht im Gebrauch, find, iſt dennoch 
auf Erjag angemeldet und begründet wird. |verbunden, fie Dem Steuerbeamten auf Erfordern 
Wenn der Anfprud ganz oder theilweife zurück⸗ vorzuzeigen, damit er jich überzeugen könne, daß 
gewiefen wird, fo ift dagegen der Recurs an die|fie noch in dem Zuftande befindlic find, in wel— 
vorgejeßte Behörde binnen einer Prächufiofriftichen fie zur Verhütung ihres Gebrauchs verjegt 
von 6 Wochen zuläffig. Wendet jid) der Reclamant | worden. — Diejenigen, welche Dejtillirgeräthe 
an eine incompetente Behörde, jo hat diefe das bloß verfertigen oder bamit handeln, find hier- 
Recurögefuh an die competente Behörde abzu-umter nicht begriffen. $ 21. Deftillirgeräthe, 
geben, ohne daß dem Reclamanten die Zmwijchen- |welde ausschließlich zu anderem Gebraude , als 
zeit auf die Frift anzurechnen ift. — Zu wenig |zur Branntweinbrennerei, gehalten werden, ftehen 
oder gar nicht erhobene Gefälle können gleichfalls zwar nicht unter der für Branntweinbrennereien 
innerhalb Zahresfrift, vom Tage de3 Eintrittd angeordneten Controfe ($ 19), bleiben aber zur 
der DRIUNEEVFEEES Pr an gerechnet, nadge-|Berhütung von Mißbräuchen der allgemeinen 
fordert werden. Nach Ablauf des Jahres iſt Aufſicht der Steuerbehörden unterworfen. 
jeder Anſpruch auf Zurüderjtattung oder Nad-| $ 22. [3. Verfahren, um Geräthe außer Ge- 
ahlung der Gefälle beziehungsweile gegen den brauch zu jegen.)] Um für die Beit, wo die 
Staat und den Steuerichu - erlojchen ; dem Maiſch⸗ und Dejtillirgeräthe nicht in Betrieb fein 
Staate bleiben jedoch feine Rechte auf Schaden« dürfen, ihre unbefugte Benutzung für legteren zu 
erjag gegen die Beamten, durch deren Schuld die|verhindern, werten entweder a) die Geräthe an 
Gefälle gar nicht oder unrichtig erhoben worden, Ort und Stelle durd einen Steuerbeamten unter 
jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten be-|Verichluß geſetzt, in welchem Falle der Brennerei: 
fugt find, den Steuerſchuldigen wegen Nahzahl- |befizer die Materialien zur Berfiegelung oder 


. Branntwein. 


ung der Gefälle in Anſpruch zu nehmen. 


6. 


zum Verſchluſſe und zwar in guter brauchbarer 


DIL Betrichsvorjchrijten. A. Im Allgemeinen.]| Beihaffenheit. zu liefern hat, oder b) e& muß 
8 


(1. Anmeldung und Beaufſichtigung der ein Theil des Deſtillirgeräths am nächſten Wocen- 


Brennerei-Geräthe. a) Anmeldung der Gerälhe.) tage nad Ablauf der Betriebsfriſt an die Steuer- 
Die Einreihung des nad) $ 6 der Steuerhebe⸗ hebeſtelle abgeliefert werden. Befindet fich Iegtere 


ftelle zu übergebenden Grundriſſes der Brennerei» 
räume und Geräthe muß in doppelter Außfertig- 
ung gefchehen und ein Exemplar von jener be- 
fcheinigt, in derjelben Art, wie meiter unten im 
$ 25 wegen des Betrieböplanes bejtimmt werden 
wird, in der Brennerei aufgehängt werben. 

17. [b) Bermefiung der Geräthe.] Bei 
Bermeifung der Blafen und der Maijchbottiche 
ift in ihrer wagerechten Stellung derjenige innere 
NHaum , melden fie vom Boden zum äußerften 
Mande bi3 zum Ueberlaufen haben, durch die 
Steuerbeamten ohne allen Abzug auszumitteln. 

$ 18. [c) Amtliche Beſcheinigung über die 
Anmeldung ber Geräthe.] Die Steuerhebeitelle 
ift verpflichtet, über die Anmeldung, die Ver- 
mefjung und ihr Ergebniß und die Urt der Be- 
zeichnung eine Beiheinigung zu ertheilen. — 
Nur duch diefe Beſcheinigung, welche nebjt den 
Bermefiungs » Verhandlungen in der Brauerei 
aufbewahrt werden muß, lann der Nachweis ge 
führt werden, daß die Geräthe vorfchriftemäßig 
angemeldet worden. 

19. [2. Auffiht auf die Geräthe.] Die zu 
den Brennereien -gehörigen Geräthe müfjen in 
Den Betriebdräumen zuſammen aufbewahrt mwer- 
ven. Dahin nit gehörige Gefähe dürfen in der- 
felben nicht vorhanden ſein. Deftilirgeräthe und 
Maifchgefäße ftehen jo lange, als fie nicht zum 
Gerverbebetriebe angemeldet werden, dergejtalt 
unter befonderer Aufficht der Steuerbehörde, daß 
ihre Benugung zu einem außerordentlichen Zmede, 
nomenilih auch zur — von Viehfutter, 


nicht am Orte, jo wird für den Transport des 
Geräths auf jede Halbe Meile Entjernung eine 
Stunde gut gerechnet. c) Kommt e3 darauf an, 
in VÖrennereien, welche zum Betriebe angemeldet 
find, das Veftillirgeräth während einzelner be— 
trieböfojer Tage und Stunden aufer Gebraud) 
zu ſetzen und iſt die Hebeftelle über eine Viertel. 
meile entfernt, jo kann auch gejtattet werden, 
daß ein von der Steuerbehörde zu beitimmiendes 
Stüd des Deitillirgeräth3 entweder bei einer zu- 
verläffigen Perſon im Orte, oder, in Ermangel- 
ung einer jolchen, in einem von dem Brennerei- 
totale möglichſt entfernten Raume im Gehöft des 
Brennereibefigerd niedergelegt werde. — Eine 
zur Aufbewahrung des Deftillirgeräth3 geeignete 
und willfährige Perjon zu ermitteln, it Sache 
des Brennereibejigerd ; jte für den Zweck anzu— 
erfennen ober nicht, hängt von der Steuerbehörde 
ab. d) Findet in Maifchbrennereien zwischen 
mehreren Einmaiſchungen ein Zwiſchenraum in 
der Art ftatt, dag in Maiſchgefäßen an demiel« 
ben Tage, wo fie leer geworden, nicht wieder 
eingematfcht wird, jo kann die Steuerbehörde 
verlangen, daß jede Maiichgefähe für den Tog 
oder die Tage des Nichtgebrauchs chief geſtellt 
werden. — Wenn eine Brennerei ganz ruht, tritt 
in der Regel Verſchluß der Geräthe an Ort und 
Stelle ein, über dejien Anlegung von dem Steuer- 
beamten eine Verhandlung aufgenommen wird, 
welche bis zur Wiederabnahme des Verſchluſſes 
in der Brennerei aufbewahrt werden muß. Ob 
innerhalb der Betriebszeit einzelne Geräthe und 


otre Steuerertrihtung nur auf vorgängige AnsIwelde außer Gebraud zu fegen und welches der 
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oben unter a bis d ee Mittel dazu in Abends 10 Uhr, in den übrigen Monaten aber 


Anwendung fommen jo d 
von der Steuerbehörde zu beſtimmien. 

23. [4. Verfahren bei 
brehungen des Betriebes.) enn in ben im 
$ 14 erwähnten Fällen der Brennereibetrieb 
unterbrochen wird, jo ift dies mit Beadhtung der 
diejerhalb zu erlaffenden näheren Anordnungen 
jogleih der Steuerbehörde anzuzeigen, melde 
die Richtigfeit der Angabe an Ort und Stelle 
unterjuchen läßt und die zu entrichtende Steuer 
feitjegt. 

(B. Vorſchriften für die Benugung der Brenne- 
reien und Geräthe] $ 24. [AA. Maifchbrenne- 
reien. 1. Unmeldung bes Betriebd.] Der im 
$ 10 angeordnete Betrieböplan muß nad bem 
von der Steuerbehörde vorzujchreibenden Mufter 
für einen vollen Kalendermonat, oder wenn ber 
Betrieb erft im Laufe eined Monats beginnen 
joll, für den noch übrigen Theil des Kalender» 
monat3 eingereicht werden und die Einreichung 


ufäligen Unter-|Maifchbotti 


it nad den Umſtaͤnden von ze... 4 Uhr bis Abends 10 Uhr. 


elmäßigfeit im Gebrauch der 
em Brennereibejiger bleibt 
rg freigejtellt, wie oft und wann er während 

s Monats, für welden er den Betrieb ange» 
meldet hat, die angemeldeten Maijchbottiche be» 
nugen will; die Benugung derjelben muß jedoch 
in einer regelmäßigen Reihenfolge dergeitalt ge» 
ſchehen, daß in bem zuerjt geleerten Matichbottiche 
auh mit der Einmailhung zuerjt wieder be- 
gonnen wird. 

$ 28. [e. Benugung fteuerfreier Nebengefäße.] 
Wenn die Bereitung und Wufbewahrung der 
Maiſche bis zum Abbrennen derjelben nicht in 
den verjteuerten Mailchbottichen allein geſchehen 
joll, jondern dazu, oder zu einer mit der Brannt- 
weinfabrifation zu verbindenden Hefenbereitung 
aus Maifche die fteuerfreie Benutung noch an— 
derer Gefäße oder Geräthe gewünſcht wird, jo 
muß dazu die befondere Erlaubniß der Steuer: 


[b) Re 
che.) 


mindeſtens 3 Tage vor ber erjten Einmaiihung|behörde nachgejucht werden. 


erfolgen. — Außer den im $ 14 erwähnten Fällen 


kann eine Abänderung des angemeldeten Betriebs | Maiiche au 
einmal im Monate dann geftattet werben, wenn|befiger iſt geftattet, die Mai 


der Betrieb dadurch geftärkt wird. 

$ 25. [2. Anfertigun 
Betrieb3pläne und ae 
Der Betrieböplan, zu de 
allein das von der 
zu liefernde Formular benutt werden bar 


29. I Beſchränkung des Abbrennens der 
a8. beitimmte Tage.] Dem Brennerei» 

He entweder am 3, 

der Einmaifhung, den Tag 


oder 4. Tage na 


und Erfordernifje der|derjelben mitgerechnet, abzubrennen und darnad) 
— mit bdemjelben.]|den Betriebsplan einzurichten. 


Die an einem 


en Unfertigung nur Tage bereitete Maijche muB auch an einem Brenn- 
teuerhebeitelle unentgeltlih|tage vollitändi 
Ei früheres oder jpäteres Abbrennen der Maijche 


abgeluttert werden. — Ein 


deutlich gejchrieben und ohne daß darin etwas ab» lift in der Regel nicht gejtattet; wird in außer— 


geändert oder ausgelöfcht ift, zweifach ber erjteren 
übergeben werben. — Mangelhaft gefertigte Be- 
triebspläne gibt diejelbe jofort zur Berichtigung zur 
rüd und e3 wird in ſolchen Fällen die Einreichun 
als nicht geihehen betrachtet. — Findet fi} bei 
der von der Hebeitelle vorzunehmenden Prüfung 
des Betriebsplans nichtd zu erinnern, jo werden 
beide Exemplare von berjelben genehmigt und 
vollzogen; das eine bleibt bei der Steuerhebe- 
ftelle, das andere wird dem Brennereibejiger 
zurüdgegeben,, welcher gehalten ijt, noch vor 
Anfang der eriten Einmaiſchung dasjelbe an 
einem hellen Orte in ber Brennerei, welchen die 


orbentlihen Fällen eine Ausnahme nöthig, fo 
muß zuvor der Steuerhebeitelle davon Anzeige 
gemadt und deren jcriftlihe Genehmigung, 
welche jedody bei Anträgen auf ſpäteres Ab- 
brennen nidt über den 4. Tag Hinaus gegeben 
wird, muß dem Betrieböplan — werden. 

$ 80. [bb. auf Stunden] Un dem Tage, 
wo Branntweinblajen zum Betriebe angemeldet 
find, darf in der Regel von 7 Uhr Abends bis 
5 Uhr Morgens nicht gebrannt werden. Iſt 
wegen ber Stärke bed Betrieb, oder nad) der 
Eigenthümlichleit des Brenngeräths, oder in an— 
deren bejonderen Fällen eine Ausnahme nöthig, 


Steuerbehörde dazu auswählt, anzuheften und|fo ift darauf bei der Steuerbehörde anzutragen, 
dort in einem Behältniffe, über deſſen Beichaffen-| welche nad) Prüfung der für den Antrag geltend 
heit die Steuerbehörde nähere Anleitung geben|gemadten Gründe bie Genehmigung, den Une 
wird, während der ganzen Dauer des angemel-|jtänden nach, nicht verjagen wird, 
beten Betriebs unbeihädigt zu erhalten, damit| $ 31. [4. Freimadung der Geräthe.] Wenn 
die Auffichtsbeamten und „Jeder, der in biejunter amtlihen Verſchluß geſetzte — und 
Brennerei eintritt, alsbald ſolches einſehen lönnen.Deſtillirgeräthe in Betrieb fommen follen, jo be— 
— Benn die Betriebszeit abgelaufen it, muß]itimmt die Hebeftelle, wann fi ein Beamter zur 
diejes Eremplar von dem Brennereibeliger binnen | Abnahme des Verſchluſſes in der Brennerei ein. 
3 Tagen an bie Hebetelle zurüdgeliefert und|finden fol. — Der Brenner ift nicht gehalten, 
fann alsdann gegen das bei der Steuerhebeitelle|auf den Beamten länger als eine Stunde über 
zurüdgebliebene Eremplar ausgetauſcht werden. die beftimmte Zeit zu warten und fann nach deren 
$ 26. [3. Allgemeine Regeln für den Betrieb. Ablauf, wenn ein befannter und glaubwürdiger 
a) Beſchränkuug der Maijchbereitung in Bezug| Mann gegenwärtig ift und dieſer den Berihluß 
auf Raum und Zeit.] Für jeden zur Einmaijd-|al8 unverjehrt anerkannt Hat, denjelben abnehmen, 
ung bejtimmten Zag darf nicht unter 600 preußiihel & 32. [5. Vorſchriften über den gleichzeitigen 
Quart Maiſchraum angemeldet werden, aud) jind| Betrieb der Brauerei und Brennerei] Bei dem 
Meinere Maiihbottihe als von 300 Quart Ins er gen Betriebe der Brauerei u. Brennerei 
halt nicht zuläjlig. — Die Einmaiſchungen dür-⸗ darf für die legtere, falls nicht die von ber 
fen nur _geichehen: in den Monaten October bis! Brauzrei zu entrichtende Steuer firirt iſt, reines 
einſchließſich März von Morgens 6 Uhr bis Malzſchrot nicht verwendet werden. Das zur 
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Brennerei beitimmte Malz muß vielmehr vor, Exemplar des mit der Revifionsbejheinigung 
dem Schroten auf der Mühle wenigſtens zum 4.|verjehenen Berzeichniffes wird bei der Steuer- 
Theile mit ungemalztem Roggen vermiſcht wer-|hebeftelle znrüdbehalten, dad andere Exemplar 
den. Wird neben der Brauerei Branniwein aus aber dem Bremmereibefiger zurüdgegeben, der 
Kartoffeln gebrannt, fo ift A. legterem Behufe ſolches aufbewahrt und bei Aufftellung der Be— 


der Gebraudy von reinem 


alzihrot zwar ge-trieböpläne benupt. $ 38. 


Werden neue Vor- 


ftattet, dasjelbe muß jedoch bejonders angemeldet |räthe angefchafft, jo müſſen ſolche der Hebeftelle 
und aufbewahrt werden und er unter der Auf» [angemeldet und unter gehöriger Revifion in dem 


fiht und Eontrole der Steuerbehörde. 
$ 53 


Verzeichniſſe ($ 35) in Zugang gebracht werben. 


. [BB. Brennereien zur Bereitung von|Ebenjo muß jede Verwendung des in dieſen Ber- 
Branntwein aus nicht mehligen Stoffen. 1. Ans |zeichnifien enthaltenen Meaterial3 zu anderen 
meldung des Betriebes.] —— der Anmeld⸗Zwecken, als unter gehöriger Anmeldung zum 


ung des Betriebs kommen die 
88 24 und 25 auch bei der Bereitung von Brannt» 
mein aus nicht mehligen Stoffen zur Anwendung. 
Der Betrieböplan darf für die Periode, auf 
welche er lautet, in der Kegel nur auf Stoffe 
von einem und bemjelben Steuerſatz gerichtet 
jein; wer für die ganze angemeldete Betriebszeit 
den höheren Steuerfag ($ 4, Litt. b) entrichtet, 
ift in der Wahl der nicht mehligen Stoffe und 
deren Abwechſelung Feiner Bejchränfung unter- 
worjen. — Wer in einem Jahre nicht mehr ala 
15 preußiiche Eimer Stoffe der eriten ($ 4, Litt. a) 
oder 7 Eimer der zweiten Art ($ 4, Litt. b) zu 
Branntwein verwenden fann oder will, muß die 
fen Borrath innerhalb eines Kalendermonats 
abbrennen, aulch darf überhaupt nicht weniger 
als beziehungsmweije 15 und 7 Eimer für einen 
Monat angemeldet werben. 

; 34. 2 Beftimmung der Brennzeit.] In 
Anſehung der Brennzeit greifen zwar bie Be- 
ftimmungen ded $20 ebenfalls Platz, jedoch Tann 
diejelbe, wenn die Anzahl ber angemeldeten 
Blajenfüllungen, welche nicht unter 2 an einem 
Tage jein darf, der Productionsfähigleit der 
Blaje- innerhalb der 14jtündigen Brennzeit nicht 
entipricht, durch die Steuerbehörde auf da3 wirt, 
liche Bebürfniß vermindert werben. 

85. [3. Material-Eontrole. a) Abgabe von 
Material-Borrath3-Verzeichnijfen.] Die im $ 11 
vorgeichriebenen Material-Borraths-Verzeichniffe 
müfjen in boppelter Ausfertigung übergeben wer- 
den und die Urt und Menge des in jebem Ge- 
fäße befindlichen Materiald, ſowie den Wufbe- 
wahrungsort enthalten. — Auf dieſes Verzeich⸗ 
niß findet dasjenige ebenfalld Anmendung, mas 


ftimmungen ber | Branntweinbrennen, der He 


eftelle angezeigt und 
nachgewieſen werden, es müßte denn auf ferneren 
Brennereibetrieb bis zum nächiten Scptember- 
monat ganz verzichtet werden, in welchem Falle 
die Materialcontrole, von der Verzichtung ab, - 
bis dahin aufhört. 8 39. Der zum Brennen 
angemeldete und von dem Borrathöverzeichniffe 
zu diefem Zwecke abgeichriebene Theil der Mate- 
rialien wird auf den Grund des Betriebsplans 
bejonders revidirt und unter demjelben der Be- 
fund von der Hebeitelle beicheinigt. Bei Ab- 
weichungen des Befundes von dem angemeldeten 
Betrage findet die Ddieferhalb in dem $ 37 ge- 
gebene Borichrift Anwendung. — Die Steuer- 
zeichen an den Gefäßen müffen, bis deren Inhalt 
ganz abgebrannt ift, unverlegt erhalten werden. 

8 40. [4. Verfahren, wenn Material verdorben 
ift.] Material, welches bei der Revifion ver- 
dorben und untauglih zur Verwendung auf 
Branntwein gefunden werden möchte, ift von 
dem revibirenden Steuerbeamten, wenn ed mehr 
ald die oben nad) $ 36 zu vergütende Schicht 
begreift, entweder mit Zuftimmung bes Brennerei- 
befipers aus dem Aufbewahrungsgefäß fogleich 
auszujondern und von dem — 
oder dem Betriebsplane abzuſetzen, oder aber, 
wenn der Brennereibeſitzer dieſes nicht will oder 
nicht zugegen iſt, das ganze Gefäß, worin ſich 
dieſes verdorbene Material befindet, aus der 
Vorrathserklärung auszuſcheiden. — Außerdem 
kann auf angebliches Verdorbenſein von Material 
keine Rückſicht genommen werden. 

[5. Fixation ber Brennereien.) Für 
Brennereibetrieb,, der ununterbrochen wenigſtens 
7 Tage fortgehen foll, kann aud), und zwar auf 


im $ 25 wegen der Betrieböpläne vorgefchrieben ift.|diefe oder Tängere Zeit innerhalb jeden Kalender- 

56. ii Revifion der Material» Vorräthe.]|monats, Firation der Steuer eintreten. Diefe 
Ber Revifion ber Borräthe an Material werben |wirb dann beredinet nad) Mafgabe ber zu ver- 
alle dergleichen Borräthe enthaltenden Gefäße | werdenden Materialgattung und derjenigen Menge 
für voll angenommen; bei eingejtampjten Wein⸗ dieſes Materiald , welche während der erklärten 


treftern, Kernobft 


und Treſtern von bemfelben| Betriebszeit ohne Unterbredung mit ben zum 


jedoch für die obere unbrauhbare Schicht 10 %,|Gebraudy beftimmten Deitillirgeräthen nad) ihrer 
von dem Inhalt bes Gefähes in Abzug gebradt.|Betriebsfähigleit ($ 34) in Branntwein umge- 
$ 87. Der Reviſion wird das nad) $ 35 ab-|mandelt werden fann. — Die Steuercontrole bes 
zugebende Berzeihnig zum Grunde gelegt und ſchränlt ſich alddann allein darauf, die Geräthe 
unter demjelben der Befund von dem revidiren⸗ nur während der Betriebözeit außer Verſchluß 
den Beamten beicheinigt. Ergibt ſich hierbei nach zu laffen und dahin zu jehen, daß feine ana 
dem im vorigen Baragraphen gedachten Abzuge|befteuerten Materialgattungen zur Bermendung 
egen den angezeigten Gejammtvorrath ein Mehr auf Bronntwein lommen. — Die oben vorge» 
Ei und beläuft ſich diefer nicht auf ein Zehn» ſchriebene Materialcontrofe ruht für jo firirte 
theil, jo tritt, wie bei einem Minderbefund, nur |Brennereien, und fie find nicht gehalten, bejon- 
eine ——— Verzeichniſſes ein; wegen dere Betriebspläne —— ober ihre Material- 
eines großeren Mehrbetrages muß jederzeit das | beftände nachzuweiſen. Eine jolde Steuerfiration 
Straiverjshren emgeleitet werden. Das eine'hängf übrigens von dem freien Uebereinkommen 
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ber Verwaltung mit dem Gteuerpflichtigen ab, fundenen Unrichtigleiten beftehen, in ben vor» 
und es jind zu dem Ende die Bedingungen in)gejchriebenen Grenzen zu vollziehen. 
der Fixationsbewilligung beftimmt auszudrüden.] 8 47. (2. Dienftitunden und bereite Abfertig- 
— Die Steuerbehörde kann zu jeder Zeit diejung.] Die Dienjtjtunden, in welchen die Erheb- 
Yirationdbewilligung zurüdnehmen, wenn die ungsbeamten an den Wochentagen zur Abfertig- 
Geräthe verändert und die feitgejegten Beding- ung ber Steuerpflichtigen bereit fein müfjen, be» 
ungen nicht erfüllt werden. ftimmt die Verwaltung. Als Regel wird feitge- 
$ 42. [6. Gleichzeitiger Betrieb der Brennereiljegt, dab, mo die Sebeitellen mit 2 oder meh* 
aus Getreide oder Kartoffeln] Brennereien, reren Beamten bejeßt find, die Dienſtſtunden 
welche außer den $ 4 genannten Stoffen aud|folgende jein jollen: in den Wintermonaten Oct. 
Getreide, Kartoffeln u. ſ. w. auf Branntwein|bis Febr. einjchließl. Vormittags von 8—12 Uhr 
verarbeiten, jind in diefer Hinficht ganz nad den|u. Nachmittags von 1—5 Uhr, in dem übrigen 
für die Branntweinbereitung aus ſolchen Mate-| Monaten von 7—12 Uhr u. von 2—5 Uhr. — 
rialien bejtehenden Borihriften zu behandeln. Un anderen Orten find die Dienftftunden auf die 
[Rechte und Pflichten der Steuerbeamten beij Bormittagszeit von 9—12 Uhr eingefchräntt. — 
Ausübung des Dienſtes.) $ 48. ik Revifions-| Wenn e3 nöthig ift, muß auch außer diefer Zeit 
- befugniß der Steuerbeamten. a) Beſuch der Ge-|die Abfertigung der Gteuerpflichtigen möglidit 
merbsräume.) Das Gebäude, in welchem eine|bewirft werden. Abweichungen von vorftehenden 
Brennerei betrieden wird, wohin aud) die Räume, |Beitimmungen follen an den Orten, wo ver- 
in welchen die Gefäße zum Einmaiichen, Ab-|gleichen ftattfinden, beſonders befannt gemacht 
fühlen, Kochen u. Dämpien bed Material3 auf-| werden. 


Branntwein. 


geitellt find, ſowie die Gefäße, in welchen nicht 


$ 48. [3. Nblehnen von Geſchenken.) Bon 


mehlige Stoffe, und die Räume, in denen außer|den Steuerjhuldigen dürfen die Gteuerbeamtern 


Gebrauch gelebte Theile des Deitillirgeräths auf- 
bewahrt werden, gehören, kann, jobald die Bren- 
nerei zum Betriebe angemeldet ift, zu jeder Zeit, 
font aber nur von Morgens 6 Uhr bis Abends 
9 Uhr von den Steuerbeamten behufs der Re- 
vijion bejucht u. muß ihnen zu dem Behufe jo- 
lei geöffnet werben. — So lange in der 
Bas gearbeitet wird, muß der Zugang ber- 
jelben ftet3 unverjchlofjen fein. $ 44. In der- 
ſelben erjtredt fich die Revifiondbefugniß der Be. 
amten darauf, nachzujehen, dab a) überhaupt 
die Brennereigeräthe unverändert, jo tie fie an« 
gegeben und bezeichnet worden, aud) feine un- 
angemeldeten Geräthe vorhanden find u. außer 
Gebrauch geiegte Geräthe fi) noch in diefem 
Buftande befinden; b) ber abgegebene Betricbs- 
plan in allen Theilen pünktlih befolgt werde, 
au, injofern aus nicht mehligen Stoffen ge 
brannt wird, feine unangemelbeten Gefäße mit 
dergleichen Stoffen vorhanden find. 

45. [b) Hausfuchungen.] Sit gegründeter 
Verdacht vorhanden, daß Unterjchleife, um dem 
Staat die jchuldigen Gefälle zu verfürzen, ber 
angen worden, u. beöhalb eine förmliche Haus- 


unter feinen Umftänden für irgend ein Dienft- 
geihäft ein Entgelt oder Geſchent, es jei am 
Geld, Saden oder Dienftleiftung, e3 habe Na- 
men, wie eö wolle, verlangen oder annehmen. 
Anderſeits dürfen die Steuerpflichtigen dergleichen 
unter feinen Umftänden u. unter feinerfei Bor- 
wand geben oder nur antragen, ohne fich jtraf- 
fällig zu machen, 

849. [4. Unzuläfjigleit von Nebenerhebungen.] 
Außer den beſtimmten Steuerjägen wird nichts 
erhoben; Quittungen und Beicheinigungen ver 
Steuerbehörden werden gebührenfrei ertheift. 

[Bon den Strafen und dem Strafverfahren. 
A. Allgemeine Strafbedingimgen.] $ 50. |ı. 
Strafe der Defraudation.] Wer eine Gewerb:. 
handlung, von deren Ausübung die Entrichtung 
der Branntweinjtener abhängig ift, vornimmt, 
od wenn ſolche entweder in einem von ver 

teuerhebeſtelle vollzogenen Betriebspfane gar 
nit angegeben ift, oder von der hierhım ange 
gebenen dergeftalt abweicht, daf daraus eıne Her« 
fürzung der Steuer folgt, die Strafe der De 
fraudation verwirlt. 

$ 5l. [a) Im erften Falle.) Die Strafe ber 


uchung erforderlich, e3 jei bei Perſonen, welche Dejraudation befteht in einer Geldbuße, welche 


Brennerei betreiben, oder bei anderen, jo muß 
dazu von einem Oberbeamten od. einer höheren, 
der Steuerhebeitelle vorgejepten Behörde, ein 
fhriftlicher Auftrag erteilt werden, u. fie darf 


dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Steuer 
— Die Steuer iſt überdem von der 
trafe unabhängig zu entrichten. 
$ 52. [b) Im erften Rudfalle] Im Falle 


nur unter Beachtung der für Hausjuchungen im|der Wiederholung nad) vorhergegangener Bes 
Allgemeinen vorgeichriebenen Formen und anjitrafung wird die Strafe auf den achtfachen Be- 
ſolchen Orten ftattfinden, die zur Begehung beö|trag der vorenthaltenen Steuer beftimmt. Außer: 
Unterjchleifes od. VBerheimlihung von Beitänden|dem darf der Schuldige, wenn er Brenner ift, 
fteuerpflichtiger Gegenjtände geeignet find. das Recht zu brennen in einem Zeitraume von 
$ 46. [c) Verhalten Derjenigen, bei welden]3 Monaten weder jelbit ausüben, noch durd 
repidirt wird.] Diejenigen, bei welchen revidirt|einen Andern zu feinem Bortheile ausüben 
wird u. deren Gemwerbögehilfen find verbunden, laſſen. 
den revidirenden Beamten diejenigen Hilfsdienite]l $ 58. je Bei ferneren Rüdfällen.)] Am 
zu leijten oder leiften zu lafjen, welche erforder-| dritten alle der Uebertretung nad) vorherge- 
lich find, um die ihnen obliegenden Geſchäſte, es gangener zweimaliger Beitrafung ift der ſechs 
mögen jolde in Revifion des Betriebes, Nach- zehnfache Betrag der nicht erlegten Steuer als 
ve der Geräthe, Anlegung des Berichluffes | Strafe verwirkt. it der Schuldige ein Brenner, 
oder Feititellung des Thatbeſtandes bei vorge- ſo darf er das Gewerbe des Brennend nie und 
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zu keinen Seiten weder felbft ausüben, nod 
dur einen Anderen zu feinem Vortheile aud- 
üben laſſen. 

54. [2. Unmwendung der Defraubationd- 
ftrafe, wenn außer Gebrauch geſetzte Maiich- 
oder Peitillirgeräthe unbefugter Weiſe benutt 
werden] Wenn Maijchgefähe, welche von der 
Steuerbehörde außer Gebrgud gelegt worden, 
unbefugter Weife zum Einmaijchen benukt wor: 
den find, fe joll die Berechnung der Steuer und 
der Defraudationdftrafe in der Art geichehen, 
daß auf jeden dritten Tag von ber Stunde ab, 
wo die Maifchgefäße zuleht amtlich unter Ber- 
ihluß gefunden worden find, bis zur Zeit der 
Entdeckung eine Einmailhung angenommen wird. 
$ 55. Sind in Brennereien, wo Branntmwein 
aus nicht mehligen Stoffen bereitet wird, De- 
ftilirgeräthe, welche von der Steuerbehörde au⸗ 
Ber Gebraud geſetzt worden, unbefugter Weiſe 
wieder in Betrieb gebracht, ſo werden die ver— 
kürzte Steuer u. der Betrag der Defraudationd- 
ftrafe nad) derjenigen Materialmenge zum höch— 
ften Steuerjage berechnet, welche jeit der Stunde, 
wo das unbefugter Weife gebrauchte Deftillir- 
geräth zulegt amtlih unter Verſchluß gefunden 
worden ift, bid zur Zeit der Entdedung auf 
diefem Geräth hat zu Branntwein verarbeitet 
werden lönnen. 


$ 56. [3. Anwendung der Defraudationditrafe|jahrens mit den Betrieböplänen und 
rlegung von Firationsbewilligungen.]| Vorrath8-Berzeichnifien.] Eigenmächtige Berän- 


bei der 
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richtigen Anzeige dev Geräthe.] Wenn die Brenn- 
ereigeräthe oder die damit vorzunehmenden od. 
vorgenommenen Veränderungen nicht, wie im 
8.6 a ng ift, angezeigt worden, fo tritt 
die Confiscation der verjchwiegenen, veränderten 
oder andersmwohin gebraten Stüde und eine 
Gelditrafe von 75—300 M ein. 

$ 60. [4. Strafe der unterlafienen Anzeige 
beim Uebergange von Geräthen in andere Hand.] 
Wer, der Borichrift im $ 7 zumider, Brennerei« 
od. Deitillirgeräthe, ohne Anzeige bei der Steuer- 
hebeitelle und darüber erhaltene Beſcheinigung, 
einem Anderen übergibt, verfält in eine Strafe 
von 15—60 M, welche bei Wiederholungen auf 
60—150 M erhöht wird. 

$ 61. [5. Strafe der unterlajienen Geräthe- 
bezeihnung.] Werden die im $ 8 vorgeichriebe- 
nen Bezeichnungen der Geräthe unterlafien, jo 
fommen die Strafbeitimmungen des $ 59 zur 
Anwendung. 

$ 62. [6. Strafe der Abweichung von der 
Maiih- u. Brennzeit.] Abweichungen von den 
Tageszeiten, in welchen eingemaifcht werden fol, 
jomie Abweichungen von den beclarirten Tagen 
des Blajenbetrieb3 od. von ber an diejen Tagen 
— Brennfriſt werden mit 6 M und bei 
Wiederholungen mit 15—60 M beitraft. 

$ 63. [7. Strafe des ordnungsmwidrigen Ber- 
aterial« 


Wird den bei Firationsbemwilligungen feitgejegten| derungen in dem von der Steuerhebeitelle voll« 


Bedingungen zur Verkürzung 
gen gehandelt, fo tritt die Strafe der Defrau- 
dation ein, 

[B. Beſondere GStrafbeitimmungen] $ 57. 
[Strafe der heimlichen od. anmeldungswidrigen 


er Steuer entge⸗ zogenen Betrieböplane ($ 10), fofern dadurch 


nicht eine härtere Strafe verwirkt ift, werden 
mit 6—150 M beitraft. Im Wiederholungsfalle 
tritt Verdoppelung der Strafe und im dritten 
Uebertretungdfalle überdem der Verluſt der Be— 


— und Aufbewahrung von Maiſche. fugniß zur Betreibung der Brennerei ein. Auch 
ie Einmatfchung oder Zubereitung von Mais] Derjenige, welcher feinen Betriebsplan nicht rein- 
jche, die dem Steuerbeamten gar nicht angejagt,|lich aufbewahrt oder nicht bereit hält, jolchen 
oder die an anderen Tagen, in anderen Raumen jederzeit dem Nevifionsbeamten gleich vorlegen 


oder in anderen Geſößen, als den in dem amt- 
lich beitätigten Betriebsplane dazu angemeldeten, 


zu fönnen, wird jchon deshalb um 3—15 M 
eitraft, wenn auch nicht erweislich iſt, daß der- 


vorgenommen wird, ſoll an umd für fich mitljelbe, um eine Eontravention zu verbergen, weg+ 


einer Geldbuße von 300 M, von mwelder dem 
Entdeder 2 Drittiheile zufallen, und mit ber 


Confiscation der gebrauchten Gefäße beitraft wer⸗ worden, 


eihafft oder beihädigt worden. — Was vor» 
ehend in Betreff der Betriebspläne angeordnet 
it aud für die Material» Borrath3» 


den, die geſetzliche Defraudationsſtrafe daneben Verzeichniſſe ($ 11). 


aber nur alödann eintreten, wenn die Abjicht 


$ 64. [8. Verlegung des Verſchluſſes od. der 


einer Berlürzung der Steuer nacdhgewiejen| Bezeichnung der Geräthe] Wer den amtlichen 


word, 
$ 58. 
unrichtigen 


Berichluß, durch welchen Maifch-, Deftillir- und 


2. Strafe der unterlafjenen oder andere Geräthe außer Gebrauch geſetzt werden, 
nmeldung fteuerpflichtiger Stoffe.]Jabnimmt, verlegt oder ſonſt unbraudbar macht, 


Wenn der Vorſchrift des $ 11 entgegen fteuer-|die vorgeichriebene Bezeichnung der Geräthe ($ 8) 
pflihtige Materialien entweder. gar nicht ange-|zerftört, verändert oder nachmacht, wird, wenn 


zeigt, oder in größerer Menge, als folche nad) 
den Beitimmungen der $$ 36 u. 37 ftraffrei it, 
oder an anderen Orten, ald das Borrathäver- 
zeihnig und der Betriebsplan ergeben, vorge» 
funden werben, jo findet eine Geldbuße von 300M 
ftatt, von welder dem Entdeder 2 Dritttbeile 
ufalen. Wird bei Zumiderhandlungen obiger 
det zugleich die Abſicht der Steuerverfürzung 
nachgewieſen, jo tritt außerdem noch die Defrau« 
dationzftrafe hinzu [Siehe aber Gejeg vom 
28. Dec. 1868]. 


auch eine Steuerverlürgung nicht beablichtigt wor- 
den, bei einer Veränderung oder Beritörung der 
vorgejchriebenen Bezeichnungen mit der im $ 59 
beitimmten Strafe und bei Verlegung des amt— 
lichen Verſchluſſes der Maiſch- u. Deftillirgerätye 
mit einer Geldbuße von 6—60 M belegt, falls 
nit glaubwürdig dargethan wird, daß die Zer- 
jtörung der Bezeichnung oder die Verlegung des 
Berichluffes durch einen vom GSteuerpflichtigen 
nicht verjchuldeten Zufall entitanden, und davon 
gleih, nachdem ſolche wahrgenommen worden, 


$ 59. [3. Strafe der unterlafjenen oder un« Anzeige gejchehen ift, 
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$ 65. [9. Beitrafung jonftiger Gejeg-Ueber- reiftung, joll an dem Schufdigen, ſoweit nicht nad) 
tretungen.] Die Uebertretung anderer in biefer|den allgemeinen Strafgejegen eine härtere Strafe 
Verordnung enthaltenen Vorſchriften und ber in Platz greift, mit 30—150 M oder mit verhält. 
Gemäßheit derjelben erlafjenen und gehörig be» nißmäßiger ($ 70) Gefängnißitrafe geahndet wer- 
fannt gemachten Berwaltungs-Borjcriften, auf den. — Die Wahl der Strafgattung bleibt nad; 
welche feine bejondere Strafe gejegt worden, den Umſtänden eines jeden einzelnen Falles der 
ſoll mit einer Geldbuße von 3—30 M geahndet | Behörde überlaffen, welche in der Sade jelbft 
werben. , zu entſcheiden hat. 

[C. Sy Peg ee für verwirkte] [G. Unvermögenheit.] $ 70. Bei dem Uns 
Geldftrafen.') $ 66. Wer Brennerei treibt, muß vermögen zur Entrichtung der Geldftrafen tritt 
für jein Gefinde, feine Diener, Gewerbögehilfen|in allen durch die gegenwärtige Verordnung mit 
u. jeine im Haufe befindliche Ehegattin, Kinder Geldſtrafen bedrohten Fällen verhältnigmäßige, 
u. Anverwandten, was bie nad) $ 51 bis ein⸗ nach den diesfälligen Bejtimmungen der allge 
ſchließlich 65 verhängten Geldftrafen u. die vor-Jmeinen Strafgejege zu bemejjende Gefängnißitrafe 
enthaltene Steuer betrifft, mit feinem Vermögen ein. — Dieleibe darf im erſten Straffalle die 
haften, wenn bie Gelditrafe u. die Steuer wegen| Dauer von einem Jahre, beim erften Rüdfale 
Unvermögens des eigentlih Schuldigen nicht bei- die Dauer von zwei Jahren und, bei weiteren 
getrieben werden können. Der Steuerverwaltung |Rüdfällen die Dauer von 4 Jahren nicht über- 
bleibt aber in diefem Falle vorbehalten, die Geld» fteigen. 
buße von dem jubjidiariih Berhafteten einzu-] [H. Verwendung ber Strafgelder.] $ 71. Bon 
ziehen, od. ftatt dejien u. mit Berzichtung hier-|den auf Grund diefer Verordnung eingezogenen 
auf die im Unvermögensfalle an die Stelle der|Strafen und von dem Erlöfe aus Confiscaten 
Geldbuße zu verhängende Freiheitsſtrafe ſogleich wird — mit der in den $$ 57 u. 58 feftgejegten 
an dem eigentlich Schuldigen vollitreden zu lafjen, | Ausnahme — ein Dritttheil den Steuerbeamten, 
ohne daß lehteren Falls die Verbindlichkeit der ingleichen den Polizei», Forjtbeamten und Gen 
ſubſidiariſch Verhafteten rüdjihtlih der Steuern |darmen als Belohnung zu Theil, injofern fie 
dadurd) aufgehoben wird. die Zumiderhandflung entdedt oder zu der Ent 

[D. Zujammentreffen mehrerer Zumwiderhand- |dedung Hilfe geleitet haben. — Die anderen 
fungen gegen bie Geſetze) $ 67. Treten der 2 Dritttheile verbleiben der Staatslaſſe. 
Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen dieſer Verſahren gegen bie Eontravenienten.) 
Verordnung andere Vergehen oder VBerbredien|$ 72. In AUnjehung des Verfahrens bei Ber- 
hinzu, jo fommen die allgemeinen Strafgejege|jolgung von Zumwiderhandlungen gegen die Be— 
zur Anwendung. — Iſt mit einer Defraudation | jtimmungen diejer Berordnung fommen die Bo 
zugleich eine Verlegung bejonderer Vorſchriften |jtimmungen über das Berfahren bei Zollcontra- 
diejer Verordnung verbunden, jo tritt die Darauf |ventionen zur Anwendung. — 878. Der Fi- 
ejegte Strafe in der Regel ber Strafe ber De-Inangminifter ift mit der Ynsführung diefer Ber- 
Konbatlon hinzu. — Im alle mehrerer oder ordnung, infonderheit mit der Beitimmung der 
wiederholter Zumwiderhandfungen gegen dieſe Ber-|Hebeitellen und Beamten, welchen die Erhebumg 
ordnung, melde nicht in Defraudationen beftehen, der Branntweinftener und die Controfe über 
ſoll, wenn die Contraventionen berjelben Art jind|trugen wird, jowie dem Erlaffe der erforderlichen 
und gleichzeitig entdedt werben, die Contraven- |Controfvorichriften u. Inſtructionen beauftragt. 
tionsitrafe, insbejondere die durch die SS 57 Auch iſt derielbe ermächti t, joweit nach den ört« 
u. 58 verhängte Strafe von 800 M gegen den ſlichen Verhältniffen das Bebürfnig von Grfeic- 
ſubſidiariſch Berpfligteten, gleichwie gegen dielterungen bezüglich der in den 88 16—42 dieier 
eigentlichen Thäter und THeilnehmer nur in ein» Verordnung ertheilten Betriebsvorichriften ſich 
maligem Betrage fetgefegt werben. ergibt, jolche Erleichterungen anzuordnen. — ©o- 

[E. Strafe der Beſtechung der Beamten.) $ 68. | weit die Vorſchriften diefer Verordnung ani 
Wer einen zur Wahrnehmung des Steuerinter- |preußiiche Währung u. preußiih Gemäß ſich be- 
eſſes verpflichteten Beamten, mit welchem er im De hat der Finanzminifter, nah Bedürfniß, 

Yınte zu thun hat, Geld oder Geldeswerth zum|dieje Vorſchriſten in ihrer Anwendung auf vı- 
Gejchent anbietet od. wirklich gibt, ſoll den vier- Jin dem betreffenden Landestheile geſetzuch be. 
undzmwanzigiahen Betrag bed angebotenen ober|ftehende Währung und das beitehende Gemaß 
gegebenen Geſchenkes zur Strafe erlegen. Iſt näher zu beftimmen. F 74. Diefe Berordbmung 
über den Betrag nicht? auszumitteln, jo tritt|tritt mit dem 1. Juli 1867 in Kraft. Bon dem- 
eine Geldbuße von 30 M ein. felben Beitpunfte ab werden die gejeglichen Bor- 

J Strafe der Widerſetzlichkeit gegen Beamte.) ſchriften, welche über die Beiteuerung des Brannt- 
— 9. Eine jede Widerſetzlichkeit gegen die in|weins in denjenigen Lanbeitheilen, für melde 

usübung ihres Amtes begriffenen Perjonen, |dieje Verordnung ergeht, zur Zeit beflehen, am 
mögen es — ee Ber Wirkjamfeit gejept. 
nehmung des Steuerinterejjed verpflichtete Ber ’ > 
ehr fein, fowie aud) die Verſagung der im g 46|D- Geieh,betreffend die Erhebung giner 


. i if, | Abgabe von der Branntweinbereitunm 
den Gewerbtreibenden zur Pflicht gemachten Hilfs in den Hohenzollernfden ee 


vom 4. Mai 1868, 


$ 1. Vom 1. Januar 1869 ab wird in den 
Hohenzollernihen Landen cine Abgabe von Der 





’) ©. jest Geſetz, betreffend die fubfibiariihe Haftung des 
Brennerei:Unternehmers für Zumiderbandlungen gegen de 
Branntiweiufteuergefege durch Verwalter, Gerwerbsgehilfen und 
Hansgenofien, vom 8. Juli 1868. 
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Branntweinbereitung erhoben, welche bei einerjorbentlicher Zufälle, jo kann ein verhältnigmäß- 
Stärte des bereiteten Branntweind bis zu 65 %/,iger Erlaß der Steuer jtattfinden. — Die Ges 
Tralles zwei und einen halben Gulden vom|meinderechner erhalten für die Einziehung ber 
Eimer, bei einer Stärfe von mehr ald 65 %/,, Abgabe die Gebühr von einem Kreuzer für jeden 
fünf Gulden vom Eimer beträgt.‘) $ 2. Die von ihnen erhobenen Gulden [jett 2P vonder M]. 
Abgabe wird für jede Gewerbäftätte für da3— Dem Abgabenpflichtigen ſteht es frei, bie 
Kalenderjahr im Voraus nad dem Gemwerb3-| Steuer auf mehrere Bierleljahre voraus zu be- 
umfange,auf Grund vorhergegangener Ubjchätung |richtigen. $ 9. Iſt die Erecution wegen eines 
dur dad Oberamt, Seitend der Regierung zu Abgaberückſtandes fruchtlos vollitredt, jo kann 


Branntwein, 


Sigmaringen in Hear pri feſtgeſtellt, deren der Schuldner an dem ferneren Betriebe des ab« 


niedrigfter Sat jährlich einen Gulden [jet 
beträgt, und weldje ftetö auf volle Gulden 
auf volle M] abzurunden find. 
fetsung ber 
Brennereien ift vorzugsweiſe der Umfang des 
Gemwerbebetriebe3 im vorhergehenden Jahre zu 
berüdfichtigen. — Für neu entitehende Brenn» 
ereien it bei Berechnung des dem Gteuerjage 
zu Grunde zu legenden muthmaßlichen Gewerbe- 
umfanges auf die Größe und Beſchaffenheit der 
ur Fabrilation dienenden Locale und Geräthe, 
— auf den vorausſichtlichen Abſatz oder Ber- 
braud Rüdjicht zu nehmen. $ 4. Bei der Aus- 
fuhr von Branntwein wird eine Steuervergüt- 
ung gewährt, deren —— berfjüöhe der Brannt⸗ 
we — entſpricht. — Der aus anderen Ver— 
einsſtaaten in die Hohenzollernſchen Lande ein- 
gr: Branntwein unterliegt einer im Ber- 
hältniß zum ir angemefjenen Weber- 

angsabgabe. $ 5. Neclamationen gegen bie 
Feftarfepte Abgabe müfjen binnen dreier Monate 
vom Tage ber Belanntmadhung ber durch bie 
Regierung feitgefegten Heberolle ($ 2), ober, 
wenn bie Abgabe im Laufe ded Jahres aufer- 
legt worden iſt, binnen dreier Monate nad) er- 
folgter Benachrichtigung von deren Betrage, bei 
dem Oberamte angebradht werben. — Wird dieje 
Frift verjäumt, jo erliicht der Anſpruch auf Er- 
mäßigung oder auf Rüderftattung der Abgabe. 
Die Entjheidung über die Reclamation erfolgt 
dur die Regierung, nad) vorheriger Anhörung 
der Behörde des Ortes, an welchem ſich die be- 
treffende Brennerei befindet. h 6. Gegen bie 
Entjcheidung der Regierung ift der Recurs an 
das preußiiche Finanzminifterinm binnen einer 
Präclufivfrift von 6 Wochen, vom Tage der Be- 
fanntmachung bes Befehl! an gerechnet, zuläſſig. 
$ 7. Durd die Anbringung einer Reclamation 
ober eined Recurſes wird die Verpflichtung zur 
einftweiligen Zahlung, beziehungsmweife Fortzahl⸗ 
ung der feitgejetten Abgabe, nicht aufgehoben. 
8 Die Abgabe, welche für das - Kalen« 


derjahr aud) dann. zu entrichten ijt, wenn ber|[jeßt von 1 bis 10 M] geahndet. 


Po —— Gewerbes durch Wegnahme des 
jetzt 


laſenhelms (Haſenhuts) oder durch amtliche 


3. Bei Feſt⸗Verſiegelung des Brennapparats ober in einer 
ahresfteuerjäge für jchon beftehendejjonft von der Regierung zu beftimmenden Weije 


bis zur vollftändigen — des Rück⸗ 
ſtandes verhindert werben. $ 10. Wer ben Be— 
trieb ber Branntmweinbrennerei beginnen will, 
hat dem Oberamte durch Bermittelung des Orts— 
umgelber3 eine von Legterem und dem Ortövor- 
ftande zu —— Nachweiſung einzureichen, 
in welcher die zur Brennerei zu benutzenden 
Räume, jowie die Brenngeräthe, insbejondere 
der Maßinhalt der Blajen, Maiihwärmer und 
Maifchbottige, fpeciell angegeben fein müſſen. — 
Die gleiche Nachweiſung ift von den Inhabern 
der beftehenden Brennerei auf befondere oder all» 
gemeine Aufforderung der Regierung zu den von 
den letsteren gu beitimmenden Terminen einzit« 
reihen. $ 11. Soll der Betrieb einer Brennerei 
aufhören, jo ift hiervon durch Vermittelung de3 
Ortöumgelderd dem Oberamte Anzeige zu machen. 
Bon dem Ortsumgelder wird alddann der Blajen- 
helm in Verwahrung genommen oder der Brenn» 
apparat verfiegelt. $ 12. Die zur Brennerei 
beitimmten Räume find von Morgens 6 bis 
Abends 9 Uhr den Steuerbeamten zu jeder Zeit 
auf Verlangen zu öffnen und bemjelben bie N 
Brennerei dienenden Geräthe borzugeigen. 813. 
Wer, ohne die im $ 10 vorgejchriebene Anzeige 
emacht zu haben, Branntweinbrennerei betreibt, 
Bat eine Strafe von 5 bid 40 Gulden [jeht von 
10 bid 80 M] und die Eonfiscation der nicht an« 
gemeldeten Geräthe verwirtt. — Wer die im 
5 11 vorgejchriebene Unzeige von dem Aufhören 
des eingeftellten Brennereibetriebes unterläßt, 
hat die Abgabe bis zum Ablauf desjenigen Ka— 
(enderjahres fortzuzahlen, in mweldem bie vor 
geichriebene Anzeige erfolgt. — Sonſtige Zu- 
widerhandlungen gegen dieſes Geje werden, jo- 
fern dieſelben nicht unter die Beitimmungen der 
allgemeinen Straf- oder Eteuer-Strafgejege jallen, 
mit einer Strafe von einem bis fünf Gulden 
sg 14 Mit 


Betrieb ber Brennerei erft im Laufe defjelben|dem 1. Januar 1869 treten die bisherigen, die 
beginnt oder während befjelben aufhört, muß|Beiteuerung der Branntmweinbereitung in ben 
vierteljährlich in den erften 8 Tagen des Biertel- | Hohenzollernfchen Landen betreffenden Vorſchriften, 
jahrd an die Gemeindelafje, bei Vermeidung der|insbejondere die bezüglichen Beitimmungen des 
Erecution, vorausbezahlt werden und ift von|Landesvergleihd für dad Fürſtenthum Hohen- 
der Gemeindekaſſe mit den übrigen Steuern an|zollern-Hedhingen vom 26. Juni 1798, fowie die 
die Staatöfaffe abzuliefern. — Erfolgt jedoch 3 32 bis 35 des Hohenzollern-Sigmaringijchen 
im Laufe des Steuerjahres zeitweife oder gänz«|Wirthichaft3-Abgabengejeges vom 24. Januar 
lich die Einftellung des Betriebes infolge außer-|1843 und die er. Vorſchriften des Ge» 
_— jeges über die veränderte der Wirth- 
Stärke von 65%o Tralles 1 M 50 P vom hl, bei einer Etärfe Ihaftöabgaben vom 81. Auguit 1848, jowie bie 


von mehr ald 6500 3 M vom hi [Befek vom 15. Nov. 1974 AU letzterem unterm 11. Januar 1849 erlajjene 
51]. ' ’ — Ausführungsverordnung, außer Wirkſamkeit. 


Bom 1. Jan. 1876 ab beträgt dieſe Abgabe bei einer 


188 Branntwein, 

E. Gejeß, betreffend die Befteuerungıziehungdweiie Beibehaltung eines wegen Bramt- 
des Branntweind in verſchiedenen zum/meinjteuer-Defraudation bercit3 beitraften Ver— 
Norbdeutihen Bunde gehörenden Staa-|walterd oder Gewerbägehilfen, fall& nicht die 
ten und Gebietstheilen v. 8. Juli 18689 ſoberſte Finanzbehörde die Anftellung beziehungd« 


Wir Wilhelm ꝛc. 
Norddeutichen Bundes, nad) erfolgter Zuftimm 


ung de3 Bundesrathed und des Reichdtages, für 
ben zum Norbdeutihen Bunde gehörenden Theil 


des Großherzogthums Heilen, für die Großher- 


zogthümer Miedienburg - Schwerin und Medien- 
hurg-GStrelit, für dad Großherzogthum Lauen- 


burg, für die freie und Hanſeſtadt Lübed und 
deren Gebiet, ſowie für die nad) dem 1. Januar 
d. J. in die Bolllinie des Zollverein? gezo 
und noch zu ziehenden Preußiichen und 


verordien im Namen des) weile Beibehaltung eines ſolchen genehmigt hat. 


Hit ein Vrennereitreibender, welcher nach den 
Beitimmungen dieſes Geſetzes ſubſidiariſch in 
Anſpruch genommen wird, bereits wegen einer 
von ihm jelbjt in der nachgewieſenen Abficht der 
Steuerverlürzung begangenen Brauntweinfteuer- 
Defraudation beitraft, jo hat derielbe die Ver— 
muthung fahrläffigen Verhaltens jo lange gegen 
fih, ald er nicht nachweiſt, daß er bei Auswahl 


enen|und Unftellung, beziehungsweiſe Beauffichtigung 
Ei jeined Eingangs bezeichneten Hilfsperſonals die 


burgiichen Gebietätheile, was folgt: [die nun|Sorgfalt eines ordentlichen Geihäftmannes an- 


folgenden SS 1—65 entiprehen wörtlid den 
gleichen 8$ der oben ©. 79 abgedrudten Ber- 
ordnung vom 11. Mai 1867. 

[Bertretungsverbinbdlichkeit 
ftrafen.]?) $ 66. 1. Wer Brennerei treibt, haftet, 
wa3 die im $ 51 bi3 einichließlih $ 65 ver» 
hängten Gelditrafen betrifft, mit jeinem ganzen 
Bermögen für feine Verwalter, Gewerbögehilfen, 
ſowie für diejenigen Haudgenofjen, welche in der 


ewendet hat. 2. Hinſichtlich der iniolge eimer 
— gegen die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes vorenthaltenen Steuer haftet ber Brenne⸗ 


ür verwirkte Geld. |reitreibende für die unter 1. bezeichneten Berjonen 


mit feinem Bermögen, wenn die Steuer von dem 
eigentlih Schuldigen wegen Unvermögens nicht 
beigetrieben werden kann. — In denjenigen Fällen 
jedod, in welchen die Berechnung der vorent- 
haltenen Steuer lediglich auf Grund der in dieſem 


Lage find, auf den Gemwerbäbetrieb Einfluß zu Geſetze vorgejhriebenen Vermuthungen erfolgt 


üben, wenn 1) dieſe Gelditrafen von dem eigent- 
lich Schuldigen wegen Unvermögens nicht beige 
trieben werden können, und zugleich 2) der Nadı- 
weis erbracht wird, daß der 


Gewerbögehilfen, oder bei der Beauffichtigung 
derjelben, jowie der Eingangs bezeichneten Haus: 
genofjen fahrläffig, das heist, nicht mit der 
Sorgfalt eines ordentliden Geihäftämannes zu 
Berfe gegangen ift. — Als ſolche Fahrläffigkeit 
gilt inöbejondere die wiſſentliche Anftellung be- 


1) Diefes Gefey iſt in Wirfamleit getreten: Zufolge Ber: 
ordnung vom 29. Juli 1368 in bem Großberzogtbum Medien: 
burg-Schwerin, dem Großberzogtbum Medienburg-Etrelit, 
dem —— Lauenburg, dem Gebiete der freien u. Hanſe⸗ 
ftabt Lübed, den bisber vom Zollverein ausgeichloffenen Thei- 
ten der —— Potsdam und Stettin und dem am 
11. Febr. 1868 dem Zollverein angeſchloſſenen Theile bes 
Gebietes der freien und Hanfeftadt Hamburg am 11. Auguft 
1868 ; zufolge Verordnung vom 19. Oct. 1868 in benjenigen 
Theilen des Gebietes der freien und Hanfeflabt Hamburg, 
welche am 1. Rov. 1368 dem Zollverein angeichloffen wordeñ, 
fomwie in den nachſtehend benannten if Gebietötbeilen, 
in den Dörfern Hobenfelde, Hamfelde u. Köthel, dem preufi: 
iſchen Antheile der Landſchaft K und ben Elbinfeln 
Operbaden und Finkenwärder⸗Blumenſand am 1. Rov. 18:8; 
gufo! © Berorbnung vom 5. Juni 1869 in der zum Gebiete 
er freien und Hanfeftadt Hamburg gehörenden Bogtei Dioor: 
wärber, ſowie in dem Theile der preußiſchen Infel Wilbelms: 
burg, welcher am 1. Juli 1869 dem Zollverein angeſchloſſen 


ift, am 1. Juli 1869; zufolge Verordnung v. 29. . 1871 
in dem dem Zollverein am 1. Jan. 1872 angeichloffenen Theile 
des Gebietes der Stadt Altona mit demfelben Tage. — 


R Be 
sglich der Beſteuerung des Branntweins in Elſaß Lothringen 
ad Meichsgeſetz vom 16. Mai 1873. Durch Reichsgeſetz 
vom 16, Nov. 1874 ift beflimmt, baf, wenn Bebietstheile, 
welche gr Zeit außerbalbh der gemeinſchaſtlichen gelgrenge 
liegen, im diefelbe eingeichloffen werden, mit dem e ibrer 
Einfhliefung in diefe Grenze das Gefeg, betreffend Die Bes 
ſteuerung bes Brannimweins in verſchiedenen zum Norbbeutfchen 
Bunde gehörenden Etoaten und Ckbi len tom 8. Juli 
1818 in Kraft tritt, ſoſern nicht dafelbft die Befteuerung des 
Infändiihen Branntweins verſaſſungsmäßig der Landesgeſetz⸗ 
gebung vorbehalten iſt. In Badern, Württemberg u. 
ih bie —— des inländiſchen Brauntweins und Bieres 
der Landesgeſergebung vorbehalten (Reichsverſaſſung vom 15. 
April 1871, Art. 35]. 
2) &, aud das hiernächſt abgebrudte Gef. dv. 8. Juli 1868, 


= 


rennereitreibende [UN 
bei Auswahl und Ausſiellung der Verwalter u. 9a 


(88 54, 55), tritt die fubfidiariihe Haftbarkeit 
bes Brennereitreibenden nur unter der zu 1, 2 
bejtimmten Borausjegung ein. 3. Zur Erleg- 
bon Gelditrafen auf Grund jubfidiarijcher 
ng in Gemäßheit der Borjchriften zu 1 
fannn der Brennereitreibende nur dur richter- 
liches Erkenntniß verurtheilt werden. — Dafielbe 
gilt für die Erlegung der vorenthaltenen Steuer, 
welche auf Grund der in dieſem Gejege vorge: 
ichriebenen Vermuthungen berechnet wird. 4. Die 
Befugniß der Steuerverwaltung, ftatt der Eim- 
iehung ber Geldbuße von dem ſubſidiariſch 
erhafteten und unter Verzicht hierauf, die im 
Unvermögensfalle an die Stelle der Geldbuße zu 
verhängende Freiheitsſtrafe ſogleich an dem 
eigentlich —— vollſtrecken zu laſſen, wird 
durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 
[Zufammentreffen mehrerer Zuwiderhandlungen 
gegen die Gejege.] $ 67. Treten der Zumider- 
— gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
andere Vergehen oder Verbrechen hinzu, io 
fommen die allgemeinen Strafgejege zur Anwend- 
ung. — Iſt mit einer Defraudation zugleich eine 
Berlekung beionderer Vorſchriften Diele Geſetzes 
verbunden, ſo tritt die darauf geſetzte Strafe in 
der Regel der Strafe der Defraudation Hinzu. 
— Im Falle mehrerer oder, wiederholter Zu- 
widerhandlungen gegen dieſes Gejeg, welche nicht 
in Defraudationen beftehen, fol, wenn die Eon- 
traventionen berjelben Art find und gleichzeitig 
entdedt werden, die Contraventionsitrafe, insbe⸗ 
jondere die durch die $$ 57 und 58 verhängte 
an von 100 Thalern (150 Gulden) gegen 
den jubjidiariich Berpflichteten ($ 66), gleichrie 
gegen bie eigentlichen Thäter und Theilnehmer, 
nur in einmaligem Betrage feitgefett werden. 
Strafe der Beitehung der Beamten und der 
Widerfetlichfeit gegen Beamte, Umwandlung der 
Gelditrafen, Verfahren bei Zumiderhandlungen 
und Berjährung.] $ 68. In Anſchung der Be- 





Branntweinzwang — Braunfohlenbergbau. 


ftrafung wegen Beitehung der Beamten und 
wegen Widerjeglichkeit gegen Beamte, zu welcher 
auch die Verjagung ber im $ 46 den Gemerbe- 
treivenden zur Rilicht 
gerechnet wird, ferner in Anſehun 
lung der Geld- in —— 
— bei Verfolgung von 
lungen gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
und ber Berjährung ber Strafen fommen die 
entiprechenden Anordnungen des Zollſtrafgeſetzes 
und, wenn joldhe darin nicht enthalten find, die 
betr. allgemeinen geieglichen Beitimmungen in 
Anwendung. $ 69. Der oberiten Finanzbehörde 
des betrefjenden Staats, melde für Ausführung 
dieſes Geſetzes zu jorgen hat, bleibt die Beflimm- 
ung der Hebeftellen und Beamten, welchen bie 
Erhebung der Branntmweinjteuer und die Con— 
trole übertragen wird, jowie der Erlaß ber er- 
forberlihen Controlvorſchriften 'u. Inſtructionen 
überlafjen. Auch iſt diejelbe ermächtigt, ſoweit 
nad) den örtlichen Verhaltniſſen dad Bedürfniß 
von Erleichterungen bezüglich ter in den 8$ 16 
bis 42 dieſes Geſetzes ertheilten Betriebsvor— 
ichriften ſich ergibt, ſolche Erleichterungen für 
die von dem Bundesrathe zu bemeſſende Ueber» 
nangdperiode anzuordnen. — Soweit die Bor- 
ſchriſten diefes Gefeges auf Preußifche Währung 
und Preußiſches Gemäß ſich beziehen, hat bie 
betr. Finanzbehörde, nach Bedürfniß, dieſe Bor- 
ichriften in ihrer Anwendung auf die in dem 
beir. Pandestheile geieglih beitchende Währung 
und das beitehende Gemaß naher zu beſtimmen. 
& 70. Dieſes Geſetz tritt in dem zum Nord- 
deutschen Bunde gehörenden Theil des Grob: 
hrızogihums Heilen mit dem 1. Juli 1869, in 
den übrigen im Eingange genannten Glaaten u. 
Gebictstheifen aber mit demjenigen Tage in 
Kraft, welchen das Brafidium für jeden dieſer 
Staaten und Gebietötheile beitimmen wird. [©. 
Die Note zur Ueberjchrift dieſes Geſehes, ©. 188). 


F. Geſetz, betreffend die fubjidiarijche 
Haftung bed BÖrennereiunterneh- 
mers fürZumwiderhandlungengegen 
die Branntweinfteuergefege durch 
Bermwalter, Gewerbögehilfen und 
Haudgenofjen, vom 8, Juli 1868. 


Wir Wilhelm 2c. verordnen im Namen bes 
Norddeutihen Bundes, nad) erfolgter Zujtimm: 
ung des Bundesrathes und des Keichätages, für 
das innerhalb der Zolllinie liegende Gebiet Des 
Morddeutihen Bundes, fomweit nicht das Geſetz 
vom 4. Mai d. J. betr. die Erhebung einer 
Abgabe von ber Branntmweinbereitung in den 
Hohenzollernihen Landen, jowie das Geſetz vom 
heutigen Tage, betr. die Beiteuerung des Branni» 
weins in verichiedenen zum Norddeutichen Bunde 
gehörenden Staaten und Gebietötheilen, Anwend— 
ung findet, und mit Ausihluß des Vorderge— 
richts Ditheim und ded Amtes Königsberg, was 
folgt: $ 1. Wer Brennerei treibt, haftet, mas 
die durch die Branntweiniteuergejeggchung ver- 
hängten Geldſtraſen beirifjt, mit jeinem Ber: 


emachten Hilfsleiſtung weis erbracht wird, daß de 
der Verwand⸗ bei Auswahl und Anſtellung der Verwalter und 

en, jowie des Gewerbsgehilfen oder bei 8 

umiberhand- |jelben, jowie der Eingangs bezeichneten Haus— 
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üben, wenn 1) dieje Gelditrafen von dem eigent- 
lih Sculdigen wegen Unvermögens nicht beige- 
trieben werden können, und zugleich 2) der Nady« 

t Brennereitreibende 


ecauflihtigung der⸗ 


genofjen fahrläffig, das Heißt, nicht mit ber 
Sorgfalt eines ordentlichen Geichäftsmannes zu 
Werke gerangen it. — Als ſolche Fahrläffigfeit 
gilt insbeſondere die wiljentliche Anstellung, bes 
ziehungsweiſe Beibehaltung eined wegen Brannt« 
weinjteuer-Defraudation bereits beftrajten Ver— 
walter® oder Gemwerbsgehilien, falls nicht die 
oberjte Finanzbehörde die Anjtellung beziehungs: 
weije Beibehaltung eines ſolchen genehmigt hat. 
— Iſt ein Brennereitreibender, welcher nad) den 
Beftimmungen dieſes Geſetzes jubfidiarifh in 
Anſpruch genommen wird, bereitö wegen einer 
von ihm jelbjt in der nachgewieſenen Abficht der 
Stenerverlürzung begangenen Branntmweinfteuer- 
Dejraudation beitraft, jo hat derjelbe die Ber- 
muthung fahrläjjigen Verhaltens jo lange gegen 
ih, als er nicht nachweiit, daß er bei Ausmahl 
und Anftellung beziehungsweiſe Beaufjihtigung 
feines Eingangs bezeidjneten Hilfsperjonals die 
Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäſtsmannes an- 
gewendet hat. $ 2. Hinfichtlih der infolge 
einer Zuwiderhandlung gegen die Borfchriften 
der — — — vorenthaltenen 
Steuer haftet der Brermereitreibende für die im 
$ ı bezeichneten Perſonen mit feinem Vermögen, 
wenn die Steuer von dem eigentlich Schuldigen 
wegen Unvermögens nicht beigetrieben werden 
fann. In denjenigen allen jedoch, in melden 
bie Berechnung der vorenthaltenen Steuer ledig- 
(ih auf Grund der in der Branntweinjteuerge- 
jetsgebung vorgeichriebenen Bermuthungen erfolgt, 
tritt die jubjidiariiche Haftbarkeit des Brennerei» 
treibenden nur unter den durh $ 1 Nr. 2 be 
jtimmten Vorausfegungen ein. $ 3. Zur Er 
legung von Geldjtrafen auf Grund der fubfi- 
diariihen Haftung in Gemäßheit der Vorſchriften 
des & 1 dieſes Geſetzes kann ber Brennereis 
treibende nur durch richterliche3 Erfenntniß ver- 
urtHeilt werben. Dafjelbe gilt für die Erlegung 
der vorenthaltenen Steuer, welche auf Grund der 
in der Branntmweinjteuergeieggebung vorgejchrie- 
benen Bermuthungen berecjnet wird. $ 4. Die 
Befugniß der Steuerverwaltung, ftatt der Ein« 
ziehung der Geldbuße von dem jubjidiarifch Ver— 
hafteten und unter Verzicht hierauf die im Un— 
vermögensfalle an die Stelle der Geldbuße zu 
verhängend: FFreiheitöftrafe jogleich an dem eigent- 
(ih Schuldigen vollitreden zu laſſen, wird durch 
die vorjtehenden Beitimmungen n dt berührt. 
$ 5. Diejed Gejeg tritt mit dem 1. October 1868 
in Kraft und jind von dieſem Zeitpunkte ab alle 
entgegenftehenden Beftimmungen aufgehoben. 
Branntibeinzwang, j. Gew.Ordn. $$ 7,8. 
Beafienfifcherei im Friihen Haft, j. die 
Fiſcherei Ordn. f. d. dr. 9. v. 7. März 1845 
$ 24; im Kuriſchen Haff, j. die FiſchereiOrdn. 


mögen für jeine Verwalter, Gemerbägehilfen,|f. d. 8. 9. v. 7. März 1845 $ 34, 


ſowie für diegenigen Houfgerofien, welche in der 


Braunfohlenbergbau. Die Braunlohle ge- 


Lage find, auf den Gerrerbebetrieb Eirfluß zu hört zu den Mineralien, deren Aufſuchung und 


‘ 
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Gewinnung den Vorſchriften des Allgem. Berg- Sachen und können in das Hypothekenbuch ein» 
Geſetzes [j.S. 127] unterliegt. — Für einzelne getragen werden. $ 4. E3 finden auf diejelben 
Landestheile find folgende bejondere Geſetze über |hinfichtlihh der Veräußerung, der Verpfändung 
die Nechtöverhältnifje des Stein-u. Braunfohlen- und des Arreſtes, jowie in Bezug auf die Sub- 


Braunfohlenbergbau. 


Bergbaues erlafjen. 


I. In denjenigen et in 

melden das Rurfürflid Säd iſche Man» 

dat vom 19. Auguft 1743 Gejegesfraft 
hat, Gejet vom 22. Februar 1869, 


hajtation, den Concurs und die Rangordnung 
der Gläubiger die gejeglichen Beitimmungen An- 
wendung, welche in dieſer Beziehung für ver» 
liehenes Bergwerlseigenthum gelten. $ 5. Für 
die Führung ded Hnpothefenbuches find Die Al- 
gemeinen gejehlichen Vorſchriften maßgebend, jo- 


$ 1. In den nadhbenannten Landestheilen weit nicht in den nachfolgenden 88 6 bis 8 ein- 
nämlih: 1) in den vormals zum Königreich |ichließlich etwas Anderes bejtimmt it. $6. Be 
Sadjien gehörigen Landestheilen der Provinz [finden ji auf dem Grunditüde, von welchem 


Sachſen, mit Ausſchluß der Grafihaften Mans» 
feld und Barby und der jtandesherrlichen Ger 
biete der Grafen von Stolberg - Stolberg und 
Stolberg-Rofla; 2) in den vormals zum König» 
reih Sachſen gehörigenLandestheilen der Provinz 
Brandenburg, insbejondere in der Standesherr- 
ſchaft Baruth und den Aemtern Jüterbogk, 
Dahme, Belzig und Rabenſtein nebſt enclavirten 
ritterſchaftlichen Orten, ſowie in den vormals 
zum Kreiſe Wittenberg gehörigen Orten Blanten- 
jee und Stangenhagen; 3) in dem Markgrafen» 
thum Oberlaufig; 4) in dem Marfgrafentgum 
Nieberlaufit, mit Einſchluß ber Herrihaft Sonnen» 
walde, jowie ber Wemter Dobrilugk, Finiter- 
walde und Senftenberg, unterliegen die GStein- 
und Braunkohlen fernerhin lediglich dem Ber- 
fügungsrechte des Grundeigenthümers. — Die 
beitehenden Berechtigungen zum Betriebe bes 
Stein« oder Braunfohlenbergbaues bleiben jedoch 
aufrecht erhalten. Gründet ſich die Berechtigung 
auf eine zur Gewinnung der Stein- oder Braun: 
lohlen auf fremdem Grund und Boden ertheilte 
Conceſſion des Staates, jo kommen Hinfichtlich 
der Berbindlichkeit zum Betriebe und der Auf. 
hebung der Conceſſion die Borjchriften der $$ 65 
und 156 bis 164 des Allgem. a vom 
24. Juni 1865 in Anwendung. $ 2. Das Nedt 
zum Stein- oder Braunfohlenbergbau kann von 
dem Eigenthume an dem Grundftüde, in welchem 
die Stein» oder Braunkohlen anftehen, abgetrennt 
und ald eine jelbftändige Gerechtigkeit ſowol 
dem Grundeigenthümer jelbit, ald auch dritten 
Perſonen zuſtehen. — Die Eigenichaft einer 
jelbjtändigen Gerechtigkeit erlangt daſſelbe ent- 
weder 1) durch die gerichtliche ober notarielle 
Erklärung ded Grundeigenthümers, daß das Ab- 
bauredht von dem Cigenthume an dem Grund- 
ſtücke oder einem Theile dejjelben in Zufunft ab» 
etrennt fein jolle, oder 2) durch die in gleicher 
orm bewirkte gejonderte Veräußerung des Ab- 
baurechte3 an dritte Perjonen. — Einer derart- 
igen gerichtlichen oder notariellen Erflärung od. 
dem in gleicher Form abgeichlofjenen Beräußer- 
ungsvertrage muß ein Gituationdriß beigefügt 
fein, auf welchen die Borjchriften des $ 17 bes 
Allgem. Berggejeged vom 24. Juni 1865, mit 
Ausschluß jedoch der Beftimmung über die An- 
abe des Fundpunktes, zur Anwendung fommen. 

3. Die bei Erlaß diejed Gejeged nah $ 1 ber 
tehenden Kohlenabbau-Gerechtigkeiten, ſowie die» 
jenigen Kohlenabbau » Gerechtigfeiten, welche ger 
mäß $ 2 von dem Grundeigenthum abgetrennt 
worden find, haben die Eigenſchaft unbemeglicher 


lan er ——— ———— — — — — — ze. 


dad Recht zum Gtein- oder Braunfohlenbergbau 
abgetrennt worden ift, Eintragungen im Hupo- 
thefenbuche, welche fich auf die anjtchenden Kohlen 
mit beziehen, jo fann gleichwol auf Antrag des 
Berechtigten die Abjchreibung der Kohlenabbau- 
Gerechtigkeit und deren Eintragung auf ein be 
jonderes Folium des Hypothefenbuches erfolgen; 
e3 find aber aldödann die vorhandenen Eintrag» 
ungen unverändert auf diefed neue Folium mit 
zu übernehmen, wenn nicht die eingetragenen 
Realinterejjenten die Kohlenabbau - Gerechtigkeit 
aus der Haftbarkeit gänzlich entlafjen haben od. 
die Aufhebung der jolidarifchen Verpflichtung 
des Örunditüdes und der Kohlenabbau-&erech- 
tigkeit vereinbart worden iſt. — Auf dem Folium 
des Grumdbefigers ift bei jeder bezüglihen Poſt 
zu vermerken, daß und auf welchem Folium die 
Uebertragung geichehen ift. — Der Uebertrag- 
ung der bezüglichen Eintragung bedarf es nicht, 
wenn der Kohlenabbau-Berechtigte ein Unſchäd— 
lichfeitsattejt nah Maßgabe des Geſetzes vom 
3. März 1850 beibringt. — Ein ſolches Unichäd» 
lichkeitsatteſt kann von den im $ 1 deſſelben &e- 
ſetzes bezeichneten Behörden aud dann ertheilt 
werben, wenn die vorhandenen Eintragungen im 
Hypothelenbuche nad Abtrennung ber KRohlen- 
abbau⸗Gerechtigkeit noch innerhalb der erjten 
zwei Drittel des Werthes ländlicher oder der 
eriten Hälfte des Werthes ftäbtiicher Grundſtücke 
verjihert find. — Sind auf dem Grundjtüde 
gerichtliche ——— eingetragen, ſo iſt 
se ihrer die Ertheilung des Unſchädlich— 
eitsattejted an die Zuftimmung des zuftändigen 
Gerichtes gebunden. $ 7. Mehrere Kohlenab- 
baugeredhtigfeiten, welche demfelben Berechtigten 
uftehen, können unbejchadet ihrer rechtlichen Ber 
Fonderkeit auf einem Folium des Hhypothelen- 
buchs eingetragen werden. — Collen mehrere 
mit ihren Geldern an einanbergrenzende, ſowie 
zu eimem einheitlichen Baue zujammengefaßte 
Kohlenabbau-Geredhtigkeiten zu einem rechtlichen 
Ganzen vereinigt und als ſolche unter einem 
gemeinjamen Namen im Hypothekenbuche einge» 
tragen werden, jo bedarf es hierzu einer gericht⸗ 
lien oder notariellen Erflärung des Berechtigten. 
— Haften in diejem Falle auf den zu bereinig« 
enden Kohlenabbau-Geredtigkeiten Eintragungen 
im Hypotheklenbuch, fo ift außerdem eine mit 
den Realberechtigten vereinbarte Bejtimmung 
darüber erforderlih, da und in welcher Rang- 
ordnung die Rechte berjelben auf die zu einem 
rechtlichen Ganzen vereinigten Kohlenabbau— 
Geredtigkeiten übergehen follen. $ 8. Sit ein 
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Kohlenfeld volljtändig abgebaut, fo kann die, Daffelbe gilt, wenn der Alleineigenthümer einer 
Kohlenbau⸗Gerechtigkeit Su Antrag eines betheil-|Stein- oder Braunfohlengrube im Auslande 
igten Grundsigenthümers oder Kealinterejjenten | wohnt. — Wird ein —— auf die Auf- 
im Hypothelenbuche wieder gelöſcht werben. — —— der Bergbehörde innerhalb einer Friſt 
Zur Begründung eines ſolchen Antrages iſt ein von 3 Monaten nicht beſtellt und unter Einreich⸗ 
von der Bergbehörde nad) vorgängiger Vernehm⸗ ung der Beſtallungsuriunde namhaft gemadht, 
ung der beteiligten Realintereſſenten zu er-|fo ift die Bergbehörde befugt, bis dakin. dag 
theilended Attejt —— daß das bezüg⸗ dies geſchieht, einen Repräfentanten zu beitelfen 
liche Kohlenjeld gänzlich abgebaut und auf dem-|und diefem eine angemefjene, von dem Betheil- 
jelben Gebäude oder jonftige zur Grube gehörigeligten aufzubringende und nöthigenfalld im Ver⸗ 
unbeweglihe Pertinenzien nicht mehr vorhanden) waltungsiwege erecutivifch einzuziehende Belohn- 
find. — Der Hnpothefenrichter ſchließt auf Grund[ung zuzufihern. — Diejer interimiftifche Reprä⸗ 
dieſes Attejte dad Folium und löſcht die aufljentant Hat die vorher angegebenen Befugnifje 
demjelben eingetragenen Forderungen, ohne daß|des gewählten Repräjentanten, infofern die Berg⸗ 
es dazu der Beibringung der. Schuldurkunden| behörde keine Beihränkungen eintreten läßt. — 
bedarf. — Die Realinterejjenten werden von der Bei Anwendungen dieſer Beſtimmungen macht 
Schließung des Foliums und der Löſchung der es feinen — ob eine beſondere Kohlen- 
Sorderungen mit der Yufforderung benachrichtigt, | abbausGercchtigkeit befteht oder nicht. S11. Das 
behufs —A—— an jegenden rg Kurfürftlih Saͤchſiſche Mandat vom 19. Auguit 
vermerles die Schuldurfunden einzureichen, wi⸗ 1743, das Re : 19. October 

drigenfalls fie für jeden Mißbrauch, der mit den eh — — — — —— das 
legteren geſchehen Lönne, verantwortlich bleiben. rt 3 Alle: Be 1 umd die 55 212 und 
—$9. Auf ben Betrieb des Gtein- od. Braun-| u > erggejehes vom 24. Juni1865 
tohlenbergbaues im Bereiche dieſes Geſebes, ſind aufgehoben, 

einerlei, ob eine von Grund und Boden abge: II $n der Provinz Hannover 
trennte jelbfländige Kohlenbau-Öerechtigkeit be-|find die Befig- und Rechtöverhältniffe in Bezug 
fteht oder —* tommen die nachfolgenden Vor⸗ ſauf die Stein- und Braunfohlen im Fürſten! 
ihriften des Allgem. Berggeiepes vom 24. Juniſthum Kalenberg, einſchehlich der Grafichaft 
1865 zur Anwendung: a) Tit. 3, Abſchnitt 1] Spiegelberg, aufrecht erhalten worden. E3 fommen 
(von dem Bergwerkdeigenthum im Allgemeinen) jedoch der dritte Titel mit Ausnahme der 88 50 
die 88 60 bis 63 einſchließlich hinſichtlich der bis 57, 63 u. 65, ber erfte Abfchnitt des fünften 
Anlage von Hilſsbauen im Felde eines anderen] Titels, infofern e3 fih um tie Grunbabtretung 
Kohlenbau · Berechtigten; b) Zit. 3, Abſchnitt 2behufs Anlage von Wegen, Eifenbahnen, Kanälen, 
(von dem Betriebe und der Berwaltung) bie] Wafjerläufen und Hilfebauen handelt, der zweite 
853 66 bis 79 einſchließlich und fermer Abſchnitt Abſchnitt de fünften Titels mit Ausnahme des 
3 biejes Titels (von den Bergleuten): c) Zit. 5,|$ 152, ferner der fiebente, achte und neunte 
Abſchnitt 1 nebſt der zugehörigen Webergangs-|Titel, $ 241 des elften und 8 242 des zwölften 
beitimmung des $ 241, Tit. 11 (vonder Örmb-| Titels des Allgem. Berggejeges zur Anwendung 
abtretung) * F— — en —— (Verordnung vom 8. Mai 1867). 

ung nur injoweit gefordert werden kann, als bie — 
2 eines fremden Grundftüdes zur An] Ir In denjenigen Landestheilen, 
lage von Wegen, Eifenbahnen, Kanälen, BWafjer-jin melden das unter dem 19, April 1844 pub- 
läufen und Hilfebauen zum Zwecke des Gruben. licirte Provinzialrecht für Weitpreußen Anmwend- 
betriebes und des Abſatzes der Kohlen notg-[ung findet, kommen auf den Braunkohlenbergbau 
wendig iſt; d) Tit. 5, Abſchnitt 2 (vom Schaben-|der dritte Abichnitt des dritten Titel (von den 
erjage für Beichädigungen des Grundeigenthums),| Dergleuten), der fiebente Titel (von den Knapp- 
mit Ausnahme des $ 152, foweit dajelbit vonſ chaſtsvereinen) und der neunte Titel (von der 
Arbeiten der Muther die Rede ift umd Mbjchmitt| Dergpoligei) des Allgem. Berggeſetz vom 24. Juni 
3 (von dem RBerhältnifie des Bergbaues zu ben| 1865 in Anwendung. (S.Berg-Gej.$ 210, ©. 143.) 
öffentlichen Verfehrsamitalten): ferner e) Tit. 7] Sraunkohlentheer, gewerbliche Anlagen zu 
(von den Knappſchaftsvereinen), Tit. 8 (von den]deflen Bereitung bedürfen befonderer polizeilicher 
Bergbehörden), Tit. 9 (von der Bergpolizei) u. Genehmigung, j. Gewerbesrönung $ 16, 
Die 88 242 und 244 des 12, Titeld (Schlußbe-| _YBranftener, 

ftimmungen). 8 10. Wird der Siein- oder Geieß wegen Erhebung ber Braufteuer, 
Braumfohlenbergbau von mehreren Perjonen bes vom 31. Mai 1872.) 

trieben, jo find diejelben, jofern deren Vertretung] Wir Wilhelm, zc., verordnen im Namen des 
nicht durch die allgemeinen Geſetze geordnet iſt, Deutſchen Reiches, nad erfolgter Zuſtimmung 
verpflichtet, mittels notarieller oder gerichtlicher des Bundesrathes und des Reichstages, für dag 
Urkunde einen im Inlande wohnenden Reprä-|innerhalb der Zolllinie liegende Gebiet des Deut- 
fentanten zu beftellen, welchem die Befugniß zu=-|fchen Neiches, jedod mit Ausſchluß der König- 
fteht, alle Borladungen und andere Zuftellungen| reihe Bayern und Württemberg, des Großherzog- 
an die Betheiligten mit voller rechtlicher Wirkung | -— 
in Empfang zu ee — bei — 2,8. Hay die en die * vi nehuns 
Berhandlungen mit der Bergbehörde, mit dem enden „Befunmungen zur übrung des Gefe egen 
Kropricaftövereine und mit anderen auf den yuncarahs uom 15 Mor, 1872] und bie Gircilcertnuen 
Bergbau bezuglichen Jaftituten zu vertreten. — des Firanzminiftierlums vom 28. Nov. 1872, 
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[Zeit der Anmeldung und Berichtiguug ber 
leßteren.] R; 17. Die Anmeldung ($ 16) muß, 
wenn bes Vormittags gemaiſcht werben ſoll, jpü- 
teſtens am Nachmittage des vorhergehenden Tages, 
und wenn Nachmittags gemaiſcht werden To 
jpäteftend am Bormittage defjelben Tages, drei 
Stunden vorher, in beiden Fällen auch während 
der Dienftjtunden ($ 26) erfolgen. Abänberungen 
dieſer Anmeldungen find nur innerhalb der Fir 
die legteren ſelbſt vorftehend feitgejegten Friſt 
zuläſſig. — Soll bie ung barnad) ver- 
jtärkt werben, ober jollen neue Gebräue hinzu- 
treten, jo wird die Steuer davon gleichzeitig ent« 
richtet. — Soll ein Gebräue eingejtellt oder die 
Beihidung vermindert werden, jo bringt ber 
Steuerpflichtige die ſchon entrichtete Steuer bei 
der nächſten — in Anrechnung. 

[General-Declaration für die Verwendung von 
Malzjurrogaten.] $18. Wer Etoffe der im $ 1 
unter 2 bis 7 genannten Gattungen zum Brauen 
verwenden will, hat hierüber, abgeiehen von den 
Anmeldungen für die einzelnen ebräne ($ 16), 
mindeſtens 3 Tage vor der erſten derartigen Ein- 
maiſchung der Steuerhebeftelle eine jchriftliche 
Generaldeclaration in doppelter Ausfertigung zu 
übergeben, darin die Art und Weiſe der beab- 
jihtigten Verwendung, insbejondere bei welchem 
Abſchnitte der Bierbereitung diejelbe jedesmal er- 


Braufteuer. 


aber die Einmaiſchung erft, nachdem eine Stunde 
gewartet worden, ohne des Beamten Gegenwart 
verrichten. — Sit das in Gemäßheit des $ 16 
für mehrere Einmaiſchungen zugleich verjteuerte 
Braumaterial am Aufbewahrungsorte vorhanden, 
fo kann der GSteuerbeamte die Berwiegung der 
für die jpäteren Beihidungen beftimmten Bor- 
räthe bis zur Stunde ihrer Einmaiſchung aus: 
jegen und dieje Vorräthe jelbjt am bdeclarirten 
Orte unter amtlichen Verihluß nehmen. — Die 
im $ ı unter 5 bi 7 genannten Stoffe dürfen 
nicht früher als mit Beginn besjenigen Ab- 
ſchnittes der reg. bei welchem declata⸗ 
tionsmäßig ($ 16) ihre Verwendung ftattfinben 
fol, u. in nicht größerer als der für das betr, 
Gebräue verfteuerten Menge in bie Brauftätte 
eingebracht werden. j 

Nachmaiſchen.) $ 21. In der Regel fol die 
ganze Beſchickung auf einmal eingematjcht wer- 
den, io daß feine Nachmaiſchung ftattfinden darf. 
— Wird aber eine Brauerei regelmäßig mit 
Nachmaiſchen betrieben, jo muß ein- für allemal 
angezeigt werden, in wie viel Abtheilungen um 
mit weldem Gewichte für jede Beihidung ge 
maijcht werben joll. 

(Erhebung der Brauftener vor der Bermahl: 
ung der Brauftoffe.)] $22. I. Wo zur Zeit nas 
den Zandesgejegen die Braumalziteuer im Ur: 


folgen joll, auch, joweit die Aufbewahrung derljchlufie an eine örtlich beftehende Mahlſteuer von 
Borräthe nur in einem bejonderen Raume ($ 13)|dem für Brauzmwede zur Mühle bejtimmten, nos 


erfolgen darf, letzteren näher zu befchreiben und 
bei dem Betriebe ſelbſt dieſe Erklärung genau 
zu befolgen oder jpäter beabjichtigte dauernde 
Aenderungen binnen gleicher Friſt vorher jchrift- 
lid) anzuzeigen. Soll von dem Inhalte Diejer 
Declaration, von welcher da3 eine Eremplar dem— 
nädjft in der Brauerei zur Einfiht der Steuer- 
beamten ausliegen muß, nur für einzelne be- 
ftimmte Einmaiſchungen abgewichen werden, jo 
genügt eö, ſolches in der nad) $ 16 abzugeben» 
den Berjteuerungsanmeldung anzuzeigen. — Die 
Berwendung der im $ 1 unter 5 bis 7 genann« 
ten Stoffe darf jedoch der Regel nad) nur inner- 
halb der Zeit von dem Beginne der Einmaifd- 
ung bis zur Beendigung bes Kochens der Bier- 
würze jtattfinden. Ausnahmen hiervon find nur 
untet den von der Directivbehörde anzuordnenden 
Controlen zuläjjig. 

[Zeit der Einmaiſchungen.] 19. Die Ein- 
maiſchungen dürfen nur an den Wochentagen ges 
ihehen, und zwar in den Monaten vom October 
bis eimjchließlih März von Morgens 6 bis 
Ubends 10 Uhr, in den übrigen Monaten aber 
von Morgens 4 bis Abends 10 Uhr. — Aus 
nahmen hiervon können nad) Bedürfnis bewilligt 
und dürfen bei continuirlihem Betriebe nicht 


ungejchroteten Malze erhoben wird, kann es bier: 
bei auch fünftig für die Dauer der Mahlftener- 
verfafjung an den betreffenden Orten mit der 
unten zu III erwähnten Maßgabe jein Bervenden 
behalten. II. Außerdem find die Directivbehör 
den ermächtigt, jolchen Brauereibejigern, welche 
darauf antragen und jid den ihnen diejerhalb 
bejonders vorzufchreibenden Bedingungen unter 
werfen, zu geitatten, daß jie die Braufteuer ron 
ben Stoffen“ welche vor der Einmaifhung einer 
Bermahlung unterliegen, mit dem ın 5 1 je 
gejegten Betrage nach dem Gewichte der zur Ver— 
arbeitung auf der Mühle beſtimmten noch um 
vermahlenen Stoffe entrichten. Ein jolcher Brauer 
darf alddann: 1) die zur VBrauverwendung be 
ftimmten Stoffe ohne Erlaubniß der Gteuer- 
behörde nicht auf anderen als den Hierzu eim 
für allemal genehmigten Mühlenwerlen vermab- 
len lafjen; 2) auf der genehmigten Mühle feine 
Bermahlungen bewirken lafjen, ohne joldye zuvor 
nach näherer Vorſchrift der Steuerbehörde bei 
der zuftändigen Hebeftelle angemeldet und von 
legterer einen dem VBermahlungsacte ſelbſt dem- 
nãchſt zum Ausweiſe dienenden Mahl-Erlaubnif- 
ſchein empfangen zu haben, mit welchem die be 
treffende Maklpot nah Gattung und Meng: 


verjagt werden. — Als Schluß der Einmaifhungfübereinftimmen muß; 3) ohne vorherige Ge 


ilt der Zeitpunkt, mit welchem das Ablaſſen der 

ürze zum Bwede de3 Kochen begonnen wird, 

(Erwarten der Steuerbeamten.] $ 20. ®er 
Brauer iſt verpflichtet, die Ankunft eines Steuer- 
beamten zur angezeigten Stunde des Einmaifchens 
(3 16) abzuwarten. — Findet ſich derjelbe ein, 
jo muß alsdann jogleich in deffen Gegenwart 


nehmigung der Steuerbehörde feine bereits ver 
mahlenen (gejchroteten) Brauftoffe von Andere 
erwverben, auch muß derjelbe 4) die ihm befamnt 
zu machenden fonftigen Verpflichtungen erfüllen, 
welche ihm, insbejondere wegen der Controle der 
einzelnen Vermahlungen u. zur Verhütung eme 
mißbräudjlihen Benutzung der zur Bereiturc 


das Braumaterial abgewogen und mit der Ein» | jeines Braumaterials genehmigten Mühlenmert: 
maifhung begonnen werben; der Brauer darf;von der Steuerbehörde auferlegt werden. — Die 


Brauſteuer. 


für die Zulaſſung der Brauer zu dieſer Beiteuer- 
ungdweile maßgebenden allgemeinen Grundſätze 
werden von dem Bunbesrathe jeitgeftellt werben. 
III. In den fällen zu I. und II. ijt der 
Brauer von der Anzeige der Brau-Einmaild- 


195 


vorgejchriebenen Grenzen zu vollziehen. Diejel- 
ben haben die zu diejem Zwede erforderlichen 
Materialien zu beihafjen, auc für hinreichende 
Beleuchtung zu forgen. 

[Dienftftunden und bereite Abfertigung.) $ 26. 


ungen ($ 16) infomweit befreit, als er fteuer-|Die Dienftftunden, in melden vie Erhebungs- 


pflichtige Stoffe zum Brauen verwendet, melde 
vorher einer Verarbeitung auf Mahlwerlen unter 
liegen. Für andere der im $ 1 genannten Brau- 
ftoffe ift die dort feitgejeßte Steuer neben ber 
Bermahlungfteuer, und zwar entweber vor ber 
jedesmaligen Verwendung auf Grund ber in den 
88 16 und 18 vorgejchriebenen Anmeldungen, 
oder im Falle befonderer Bereinbarung mit der 
Steuerbehörde in einer Abfindungsfumme auf 
einen bejtimmten Beitraum ($ 4) zu entrichten. 
Auch find ſolche Braujtoffe den für diejelben in 
diejem Geſetze allgemein vorgejchriebenen Con— 
trolen unterworfen. 

(Revifionsbefugniß der Steuerbeamten.] a) Be- 
fuh der Gemwerbsräume, 23. Das Ge 
bäude, in weldem eine Brauerei betrieben wird, 
einjchließlih der zur — der ſteuer⸗ 
pflichtigen Braumaterialien und zur Kühlung und 
Gährung der Gebräue dienenden Räume, darf, 
wenn die Brauerei nicht im Betriebe iſt, nur von 
Morgens 6 bis Abends 9 Uhr von den Steuer- 
beamten behuf3 der Revifion bejucht und muß 
ihnen zu dem Behufe fogleich geöffnet werden. 


beamten an den Wodentagen zur Abfertigung 
der GSteuerpflichtigen bereit jeinmüfjen, beftimmt 
die Gteuerbehörde. In der Regel follen die 
Dienftftunden folgende jein: in den Monaten 
October bis Februar einſchließlich Vormittags 
von 8 bis 12 Uhr und Nachmittags von 1 bis 
5 Uhr, in den übrigen Monaten von 7 bis 12 
Uhr und von 2 bis 5 Uhr. — Abweichungen 
von vorjtehenden Beitimmungen follen an den 
Orten, wo dergleichen ftattfinden, befonders be» 
fannt gemacht werden. — So weit möglich, mu 
in dringenden Fällen auch außerhalb der Dienit- 
jtunden die Abfertigung bewirkt werben. 
[Strafbeftimmungen. Begriff der Defrau— 
dation.] $ 27. Wer die im 8 1 bezeichneten 
Stoffe zum Brauen verwendet (einmaijcht, nacı- 
maiſcht, zujegt), ohme die geſetzliche Anmeldung 
zur Entrihtung der Braufteuer bewirkt zu haben, 
macht ji der Braufteuer-Defraudation ſchuldig. 
$ 28. Die Defraudation wird insbejondere dann 
als vollbracht angenommen, 1) wenn mit der 
Berwendung ($ 27) folder ftenerpflichtiger Stoffe 
auch nur begonnen tjt, welche der Steuerbehörde 


Sp lange jedoch in der Brauerei gearbeitet wird, |nicht, oder für einen anderen Tag oder in un- 


iſt die 


epifion zu jeder Zeit zuläffig und muß|richtiger, einen geringeren Steuerbetrag beding— 


die Brauerei alddann unverſchloſſen u. der Bu-jender Beſchaffenheit oder Menge angemeldet jind; 


tritt unbehindert fein. — Die Neviftondbefugniß|2) wenn die Verwendun 


erſtreckt fich zugleich auf die an bie Brauerei an- 
ftoßenden, mit derjelben in Verbindung ſtehenden 


der im $ 1 unter 5 
bis 7 aufgeführten Braujtoffe bei einem anderen 
ald dem in der Declaration ($ 18) angegebenen 


Räumlichkeiten und im Falle des $ 22 aud auf|Abjchnitte der Bierbereitung erfolgt. $ 29. Der 


diejenigen Räume, in welden Braujtoffe vermah- 
fen werden. — Innerhalb der der Revifion un: 
terliegenden Räume dürfen Feine Einrichtungen 
etroffen werden, melde bie Ausübung der ger 
ti en Aufjicht —— od. erſchweren. Die 
Steuerbehörde iſt befugt, anzuordnen, daß Deff- 
nungen in der Brauſtätte, welche zu unbemerf- 
ten Fumaifchungen benugt werden könnten, wäh- 
rend der Zeit des Brauens unter Verſchluß ge- 
jegt werben. b) Hausjudungen, ji 4. Hit 
gegründeter Verdacht vorhanden, dab Steuer- 
defrauden begangen find und deshalb eine fürm- 
fihe Hausfuhung erforderlich, es jei bei Per- 
fonen, welche Brauerei betreiben, oder bei ans 
deren, jo darf diejelbe nur unter Beachtung der 
für Hausfuchungen geſetzlich vorgejchriebenen For⸗ 
men und an jolden Orten ftattfinden, bie zur 
Begehung des Unterjchleifd oder Verheimlihung 
von Beftänden ſteuerpflichtiger Gegenjtände ger 
eignet find. c) Verhalten Derjenigen, bei 
welchen revidirt wird, $ %5. Diejenigen, 


Defraudation wird gleihgeadhtet: 1) wenn Brau- 
malzſchrot nad} erfolgter Anmeldung von Brau- 
Einmaijhungen, jei es an dem dazu bejtimmten 
Orte oder anderwärt3 bei dem Brauer, in einer 
Menge vorgefunden wird, welche die gejeglic 
zuläjlige Menge ($ 13 —— um mehr als 
10 ®/, überfteigt; 2) wenn Stoffe der im $ 1 
unter 5 bis 7 genannten Gattung, der Vorfchrift 
im legten mus des $ 20 entgegen, in der 
Brauftätte außer der erlaubten Bett oder um 
mehr als 5 °/, über die verfteuerte Menge oder 
der Vorſchrift im $ 13 entgegen außerhalb der 
beitimmten Uufbewahrungsräume bei dem Brauer 
vorgefunden werden; 3) wenn fich in dem Falle 
de3 $ 14, Ziffer 3 bei einer amtlichen Nufnahme 
der Kagervorräthe Gewichtsabweichungen von mehr 
als 10 °/, zwiichen der vorgefundenen Menge u. 
dem buchmäßigen Sollbejtand ergeben; 4) wenn 
ein Brauer, welcher die Braufteuer auf Grund 
bejonderer Bewilligung als Mahljteuer entrichtet, 
den im $ 22, Biffer IT unter Wr. 1 bid 3 eins» 


bei welchen tevidirt wird, und deren Gemwerbs+ ſchließlich enthaltenen Vorſchriften DET Dechanbeit 


gehilfen find verbunden, den revidirenden Beam— 


ten 
zu lafjen, welche erforderlich find, um bie 


obliegenden Geſchäfte, es mögen ſolche in 


[Strafe der Defraudation] $ 30. Wer die 


diejenigen Hilfsdienfte zu leijten over leiſten Brauſteuer defraudirt, Hat eine dem vierfachen 
* Betrage der vorenthaltenen Abgabe — 
evi⸗ Geldſtrafe verwirkt. Dieſe Strafe jo 


jedoch in 


fion des Betriebes, Nachmeſſung der Geräthe, keinem Falle weniger als 30 M betragen. 

Anlegung von Verſchlüſſen, Verwiegung von Ma-|— Inſoweit Abweichungen von der zuläſſigen 

terialvorräthen od. Feſtſteliung des Thatbeſtandes Menge (88 27 u. 29) den Thatbeſtand der De 

bei vorgefundenen Unrichtigfeiten beftehen, in den fraudation bilden, wird die Strafe nach dem 
13” 
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Steuerbetrage von dem Gewichtsunterſchiede be- 
mefjen. — Die Steuer ift von ber Strafe unab- 
hängig zu entrichten. $ 31. Kann ber Betrag 
der hinterzogenen Steuer nicht anders ermittelt 
werden, jo ih derjelbe, falld fich die begangene 
Defraudation nicht bloß auf eine Nachmaiſchung, 
oder die zujägliche Verwendung eines Gurrogat- 
ftoff3 ($ 1 unter 2 bis 7) bezieht, nah Maß— 
gabe desjenigen zu bemeffen, was an Material 
u einem vollen Gebräue in ber betreffenden 

rauerei genommen zu werben pflegt. Läßt 
ſich legteres nicht feitftellen oder ift die Defrau- 
dation nur in Bezug auf eine Nachmaiſchung od. 
die Zufegung eines Gurrogatitoffs begangen, jo 
tritt jtatt des vierfahen Betrages der Hinter« 


Braufteuer. 


eingemaifcht worden ift; 4) wenn bie zu einem 
Gebräue gehörige VBiermenge um mehr als 
10 °/, von dem beclarirten Bierzuge ($ 16) ab» 
weicht; 5) wenn unbefugter Weile Nachmaiſch- 
ungen ($ 21) vorgenommen worden jind, inio- 
weit dadurch nicht etwa die Defraudationzftrafe 
nad) $ 28 verwirft ift; 6) wenn Jemand, dent 
bie freie Bereitung des Haudtrunfes verftattet 
ift ($ 5), Bier an nicht zum Haushalte gehörige 
Perſonen gegen Entgelt abläßt; 7) wenn Brauer, 
welche die Braufteuer auf Grund bejonderer Br- 
willigung als Mahlſteuer entrichten, die ihnen 
in Gemäßheit des $ 22, Biffer II, Nr. 4 von 
der Verwaltungsbehörde auferlegten Pflichten 
verlegen. — Die Mebertretung einzelner für die 


enen Steuer eine Geldſtrafe von 30—300 Mein. —— ber Steuer beſonders wichtiger Bor- 
a 


o 
32. Kann der Angeſchuldigte nachweiſen, daß ſchriften 


nm in dem letztgedachten Falle (zu 7) 


er eine Defraudation nicht habe verüben können, mit Orbnungsftrafe bis zum Betrage von 600M 


oder eine jolche nicht beabfichtigt gewefen jei, jolbelegt werben, $ 
findet nur eine Orbnungäftzafe nah Vorſchrift Abſ 


des $ 35 ſtatt. 

[Strafe des Rüdfalles.)] $ 33. Im Halle der 
Wiederholung der Defraudation nad) vorherge- 
gangener Beitrafung wird die Strafe auf den 
achtſachen Betrag der vorenthaltenen Steuer be- 
ftimmt. Dieſe Strafe joll jedoch in keinem Falle 
weniger ald 60 M betragen. — Jeder fernere 
Rückfall zieht Gefängnibttrafe bi3 zu 2 Fahren 
nad) ſich. Doch kann — richterlichem Ermeſſen 
mit Berückſichtigung aller Umſtände des Ver— 
gehens und der vorausgegangenen Fälle auf Haft 
oder auf Geldſtrafe nicht unter denm Doppelten 
der für den erſten Rückfall beſtimmten Geldſtrafe 
erkannt werden. 834. Die Straferhöhung wegen 
Rückfalls tritt ein ohne Rückſicht darauf, ob die 
frühere Beſtrafung in demſelben oder einem 
anderen Bundesſtaate des Geltungsgebiets dieſes 
Geſetzes erfolgt iſt. Sie iftverwirkt, auch wenn 
die früheren Strafen nur theilweije verbüßt oder 
ganz oder theilweije erlaffen find. — Diejelbe 
ift dagegen ausgefchlofien, wenn jeit ber Ber- 
büßung oder dem Erlafje der legten Strafen bis 
zur Begehung ber neuen Defraudation 3 Fahre 
verflofjen find. — Theilnehmer einer Defrauda- 
tion unterliegen der Straferhöhung wegen Rüd- 
falls nur inſoweit, al3 fie fich ſelbſt eines Rück— 
falls ſchuldig gemacht haben. 

Ordnungsſtrafen.) 35. Die Uebertretung 
der Beitimmungen dieſes Gejeged, ſowie der 
dazu erlaffenen Verwaltungsvorſchriften wird, 
jofern nicht die Defraudationgitrafe verwirkt ift, 
mit einer Ordnungsſtrafe bis zu 150 Mgeahnbet. 
— Die Orbnungsitrafe ſoll jedoch in den nad). 
—— Fällen nicht unter 15 M und bei 

iederhofungen nicht unter 30 M betragen: 


36. Mit Ordnungsftrafe ($ 35 
63 1) wird außerdem belegt: 1) wer einem 
zur Wahrnehmung des Steuerinterefjes verpflid- 
teten Beamten oder deſſen Angehörigen * 
einer auf die Erhebung oder Beaufſichtigung der 
Brauſteuer Te amtlichen Handlung oder 
Unterlafjung einer jolden Geſchenle oder andere 
Vortheile anbietet, verſpricht oder gewährt, fo- 
fern nicht der Thatbeftand der Beftechung (8333 
ded Str.G.⸗B.) vorliegt; 2) wer fih Hand» 
lungen oder Unterlafjungen zu Schulden fommen 
läßt, durch melde ein folder Beamter an der 
rechtmäßigen Ausübung jeined Amtes in Bezug 
auf die Braufteuer verhindert wird, fofern nicht 
der Thatbeftand ‚der jtrafbaren Widerjeglickeit 
($ 113 des Str.G.⸗B.) vorliegt. 
[Bufammentreffen mehrerer Zuwiderhandlungen 
gegen die Gefege.] $ 37. Treffen mit Kung. ‘ 
widerhandlung. gegen die Beſtimmungen dieled 
Geſetzes andere ftrajbare Handlungen zufammen, 
oder ift mit der Defraudation zugleich eine Ber 
(egung bejonderer Vorſchriften dieſes Geſetzes 
verbunden, jo finden die Beſtimmungen bes Str. 
GB. (88 74—78) Anwendung. — Im Yale 
mehrerer oder widerholter Bumiderhandlungen 
gegen dieſes Sei welche nicht in Defrauda- 
tionen bejtehen, joll, wenn die Zuwiderhandlungen 
berjelben Art find und gleichzeitig entdedt werden, 
die Orbnungsftrafe gegen denfelben Thäter, ſowie 
gegen mehrere Thäter und Theilnehmer zufammen 
nur in einmaligem Betrage feitgejegt werben. 
[Bertretungsverbindlichkeit für vermwirkte Geld- 
trafen.) $ 38. 1. Wer Brauerei ald Gewerbe be+ 
treibt, haftet, wa3 bie auf Grund dieſes Geſetzes 
verhängten Geldftrafen betrifft, mit jeinem Ber- 
mögen für feine Verwalter, Gewerbsgehilfen, 
jowie für diejenigen Hausgenofjen, welche in ber 


1) wenn den Borjdriften in den $S 9 und 18/L2age find, auf den Gewerbebetrieb Einfluß zu 


dieſes Geſetzes entgegen, die Anzeige der Brauerei» 
räume und Gefäße oder die Einreichung ber 
Generaldeclaration unterblieben ift; 2) wenn 
Stoffe der im $ 1 unter 1 bis 4 genannten 


üben, wenn: 1) dieſe Gelditrafen von dem eigent- 
lid) Schuldigen wegen Unvermögens nicht beige 
trieben werden fönnen, und zugleich 2) der Nad)- 
weis erbracht wird, daß der Brauereitreibende 


Gattungen, entgegen der Borjchrift im $ 13, an)bei Auswahl und Unftellung der Verwalter und 
einem anderen ald den dazu angezeigten Orten Gewerbsgehifen ober bei Beaufſichtigung der⸗ 
bei dem Brauer vorgefunden werden; 3) wenn|jelben, ſowie der Eingangs bezeichneten Haus— 
u einer anderen Tageszeit, als der angemeldeten! genofjen fahrläffig, d. h. nicht mit der Sorgfalt 
is 16) oder vor Ablauf der Stunde, welche aufjeines ordentlichen Gejhäftsmannes zu Werke ge» 
den Steuerbeamten gewartet werden muß ($20),Igangen ift. — Als ſolche Fahrläſſigkeit gilt ind» 


Brauzwang — Briefgeheimniß, 
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bejondere die mwifjentliche Anftellung beziehungd-| gehend, welche anderen Bundesitaaten angehören, 
weife Beibehaltung eined wegen Braufteuer-De- ausgedehnt werden. — Die Strafvollitredung 
fraudation bereits beftraften Verwalters oderjijt nöthigenfalls durch Requifition der zujtändigen 
Gewerbögehilfen, falls nicht die oberite Finanz-| Behörden und Beamten desjenigen Staat? zu 
behörbe die Anftellung beziehungsweife Beibe-|bewirken, in deſſen Gebiete die Vollitredungss 
—— eines ſolchen genehmigt hat. — Iſt ein maßregel zur Ausführung kommen fol. — Die 

rauereitreibender, welcher —— Beitinim-| Behörden und Beamten der Bundesſtaaten ſollen 

i 


ungen dieſes vg jubfidiar 
enommen wird, ber 


elbft in der nachgewiejenen 


‚in Anſpruch ſſich gegenfeitig thätig und ohne Verzug den ver- 
eits wegen einer von ihm|langten Beiſtand in allen gejeglichen Maßregeln 
bfiht der Steuer-[leiften, melde zur Entdedung oder Beitrafung 


verfürzung begangenen Vraujtener-Defraudation)der Braufteuer-Hinterziehungen dienlich find. 


beftraft, jo hat derjelbe die Bermuthung fahr- 
läfjigen Verhaltens jo lange gegen 
nicht nachweiſt, daß er bei Anjtellung beziehungs- 
weiſe Beauffihtigung jeine® Eingangs bezeich— 
neten Hilfsperjonals die Sorgfalt eines ordent- 
lichen Gejchäftsmannes angewendet hat. 2. Hin» 
fihtlich der infolge einer Zumwiderhandlung gegen 
die Vorſchriften dieſes Geſetzes vorenthaltenen 
Steuer haftet der Brauereitreibende für die unter 
1. bezeichneten Perſonen mit ſeinem Vermögen, 
wenn die Steuer von dem eigentlichen Schuldigen 


ih, als eriführung dieſes Geſehes erforderlichen 


ie zur Aus— 
ſtimm⸗ 
ungen werden von dem Bundesrathe erlajjen, — 
Someit die Vorſchriften dieſes Gefegesauf Thaler⸗ 
mwährung ſich beziehen, haben die oberjten Landes⸗ 
finanzbehörden nad) Bedürfniß dicje Vorſchriften 
in ihrer Unmendung auf die in dem betr. Staate 
ober Gebietötheile gejeplidh beitehende Währung 
näher zu bejtimmen. $& 44. Diejes Geſetz tritt 
am 1. Januar 1873 in Kraft und find von 
legterem Zeitpunfte ab, vorbehaltlich der Aus— 
nahme im $ 22, Biffer 1, alle gefeglichen Vor- 


[Schlußbeſtimmungen.) $ 48. D 


wegen Unvermögens nicht beigetrieben werden 
fann. 3. Bur Erlegung von Geldftrafen auf|ichriften aufgehoben, welche über die Beſteuerung 
Grund ber ſubſidiariſchen —— in Gemäß-|des Biers und Eifigs, des Malzed und der 
heit der Vorſchriften zu 1. fann der Brauerei-|Malzjurrogate in denjenigen Ländern u. Gebiets» 
treibende nur durch richterliches Erkenntniß vers|theilen des Deutſchen Reichs, für welche dieſes 
urtheilt werden. 4. Die Steuerverwaltung iſt Geſetz ergeht, zur Zeit beftehen. — Sn den 
jedoch befugt, ftatt der Einziehung der Geldbuße erg Sadjen-Meiningen und Sadjen- 
von den ſubſidiariſch Verhafteten und unter Ver-⸗ Koburg -Gotha, ſowie in dem Fürjtenthume Neuß 
icht Hierauf die im Unvermögensfalle an dielä. 2., darf jedod) von dem Gentner Malzichrot 
Erle ber Geldbuße zu verhängende Freiheit3-|derjenige Betrag, um welchen die dort zur Zeit 
Strafe fogleih an dem eigentlich Schuldigen voll-|gejeglidy bejtehende Braufteuer von Malzichrot 
ſtrecken zu lafjen. den Satz von 2 M für dem Centner überfteigt, 
Ummanbdlung ber Geld- in Freiheitsftrafen.]]bi3 zum 31. März 1878, jedod nur injoweit, 
8 39. Die Umwandlung der nicht beizutreiben-|al3 die Steuerjäge dieſes Geſetzes feine Verän— 
den Gelditrafen in Freiheitsſtrafen erfolgt gemäß|derung erleiden, für privative Rechnung der ge- 
88 28 und 29 des Allgem. Str.-G.-B., jedochſ nannten Bundesftaaten forterhoben werden.!) — 
darf die Freiheitsſtrafe im eriten Falle der Hinfichtlich der Abgabenerhebung von Bier, Eſſig 
Defraudations Monate, im erjten Rüdfalle1 Jahr,Jund Malz für Rechnung von Communen und 
im ferneren Rüdfalle 2 Jahre nicht überjchreiten.| Sorporationen bleiben bie Beftimmungen in Art.5, 
[Berjährung.‘)] $ 40. Die Strafverfolgung|S 7 des Vertrages vom 8. Juli 1867, die Fort- 
von Defraudationen gegen die Brauftener (SS 27|dauer des Deutſchen Zoll- und Handelävereing 
bis 29) verjährt in 3 —— bie Strafverfolg-| betreffend, in —* 
ung von Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetg, Branzwang, j. Gew. Ordn. SS 7, 8. 
welche mit Orbnungdftrafen bedroht find, in] Brennholz, Eontrofe des Handel3 damit, 
einen Jahre, von dem Tage an gerechnet, anlj. Hölzer. 
welchem fie begangen find. — Der Anſpruch auf| Brennmaterialien, Beitrafung der Brand- 
Nachzahlung defraudirter Gefälle erliiht in 3 kifting daran, j. Str.G.⸗B. $ 308, 
Jahren. 41. In Betreff der Feititellung,| Brief-Couvert, Beſtrafung wegen wiſſent⸗ 
Unterfuhung und Entſcheidung der Braufteuer-|lihen Gebrauchs von faljchen oder gefäljchten 
vergehen, jowie in Betreff der GStrafmilderung ——— Briefcouverts, ſ. Str.-G.-B. $ 274 
und bes Erlafies der Strafe im Gnadenwege, Nr. 1 und 3. 
fommen die Vorfchriften zur Anwendung, nah] Briefe. Poſtmäßige Beförderung derjelben, 
welchen fich das Verfahren wegen Vergehen gegen]. Poſtordnung 85 1 ff.; Porto für Briefe, 
die Bolgeiehe beftimmt. — Die nad) den Bor-|f. Porto; Porto -Defraudationen, ſ. Boit- 
fchriften dieſes Geſetzes verwirkten Geldftrafen]ordiiung $$ 27 fl 
fallen dem Fiſcus bdesjenigen Staates zu, von] Briefgeheimniß, dafielbe iſt unverletzlich; 
deffen Behörden die Strafenticheidung erlaffen|die bei jtrafgerichtlichen Unterjuchungen und in 
if. 8 42. Jede von einer nad $ 41 zuftändigen| Eoncurd- und civilprocefjualiihen Fällen noth— 
Behörde wegen Braufteuervergehens einzuleitende|mwendigen Ausnahmen find durch die beionderen 
Unterfuhung und zu erlafende Strafentſcheidung Gejege (Strafprocefordnung 2c.) beftimmt. ©. 
kann auch auf diejenigen Theilnehmer des Ber-|Boftordnung $5 und Verfaſſungs—- 
ı) Zumwiberbandlungen gegen die Bierfteuer verjähren in| 1) Abf. 2 des 5 44 in ber Faſſung bes Reichsgeſetzes vom 


3 Zabren; f. Einführungsgefeg zum Str.:G.:B. vem 81. Diai| 23. Dec. 1876 
—* $ % — 2) ©. Gemeindeabgaben. 
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urfunde vom 31. Januar 1850 Art. 6. — 
Beitrafung der unbefugten Deffnung eines ver- 
ſchloſſenen Briefed, j. Str.-G.-B. $ 299. Be- 
ftrafung der Poftbeamten wegen unbefugter Deff- 
nung oder Unterbrüdung von Briefen, daſelbſt 
88 354, 358. 

Briefträger, Ausfagen berjelben auf ben 
Dienfteid gelten bis zum Nachweiſe des Gegen- 
theil3 für wahr u. richtig; ſ. Poſtordnung $ 47. 

Brodtare, ſ. Gew. Ordn. 8 73. 

Brom, Beförderung deſſelben auf Eiſenbahnen, 
ſ. Betriebsreglements 48, II A, Nr. 4(S. 169). 

Bruch ˖ Gold u. -Silber find vom An- u. Ver⸗ 
fauf int Umherziehen ausgeſchloſſen, j. Gemwerbe- 
Ordn. $ 56. 

Brüden, Beftrafung wegen Beihädigung von 
Brüden auf Privatwegen, ſ. Yeldpolizei- 
Ordnung $ 43 Nr. 1; wegen vorjäglicher 
Socken oder Beihädigung von Brüden, j 

tri·G.B. 88 305, 321; wegen Unterlajjung 
der Bauten oder Ausbeſſerung von Brüden, daſ. 
8 367 Nr. 14. — Deffentlihe Brüden find von 
der Grundftener befreit; Grundfteuer-Gef. vom 
21.. Mai 1861 $ 4, c. d. 

Brüdengelder, Regulirung berjelben, |. 
Communicationdabgaben. Bezüglich ber 
executiviſchen Beitreibung berjelben |. ©. 4, $ 1 
Nr. 4 u. S. 1181, 176. 

Brüdenwangen, Eichung und Stempelung 
derſelben, ſ. Eichordnung $ 35. — Wegen 
Benugung der Brüdenmwaagen behufs Ermittel- 
ung des Geſammtgewichts des Wagens und ber 
Ladung, ſ. unter Kunftftraßen, Verordnung 
vom 17. März 1839, $ 6. 

Brunnen. 1. Strafbeftimmungen: wegen 
Bergiftung von Brunnen, ſ. Str.-G.-B. $ 324; 
wegen unterlafjenen Bedeckung, daſ. $ 367 Nro. 
12; wegen unterlafjenen Baues u. Ausbefjerung, 
dai. $ 367 Nro. 14. — 2. Deffentliche Brunnen 
find von der Grumdfteuer befreit, Grund— 
fteuer- Gejet vom 21. Mai 1861 $ 4, c. — 
8. Brummen dürfen innerhalb der eriten Feſtungs⸗ 
Rayons nit ohne Genehmigung der Comman- 
dantur angelegt werben; Rayon-Gejeg vom 
21. Dez. 1871 $ 17, B. Nro. 4, 

Brut von jagbbarem Federwild oder Sing- 
vögeln darf auch von den zur Jagd berechtigten 
Perſonen nicht ausgenommen werden bei Ber- 
meidung einer Gelditrafe von 60 M oder Haft 
bis zu 14 Tagen, ſ. Str.-G.-B. $ 368 Nro. 11. 

Bucherſche Feuerlöſchdoſen, Beförderung 
derſelben auf Eiſenbahnen, ſ. BetriebsRegle— 
ment $ 48, II. A. Nro. 6 (©. 159). 

Buchhändler find verpflichtet, den Beginn 
des Gewerbebetriebed und das Gejchäftslocal bei 
der Ortöpolizeibehörde anzuzeigen, |. Gew.-Orb. 
8 14. — ©og. fliegende Buchhändler be- 
dürfen eines von der Ortspolizeibehörbe auszu- 
ftellenden Legitimationdfcheins, daſ. $ 43. 

Bücher, Beitrafung der Fälſchung amtlicher, 
ſ. Str.G.B. 88 273, 348, 349, 351. 

Bügelreufen, Betrieb der Fiſcherei mit jol- 

en, ſ. Fiſcherei-Ord. für den Regierungsbezirk 

tralfund dv. 30. Aug. 1865 85 18—21, 37, 

Bültenhieb, Beitrafung des unbefugten Bülten« 
hauens, j. Beldpolizceiordnung 843 Rro. 5. 


Briefträger — Bürgerrechtsgeld. 


Bürger, ſ. Bürgerrecht. 

Bürgerbrief iſt die von dem Magiſtrat er— 
theilte Urkunde über die Erlangung des Bürger— 
rechts. Inwiefern ein folder zu ertheifen it, 
enticheiden die localſtatutariſchen Beftimmungen 
der Stäbte. Der bazu zu verwendende Stempel 
beträgt nad) alten Stempeltarifen ı M 50 P, 

Dürgerliche Ehrenredhte, j. Ehrenrechte. 

Bürgermeiiter. 

I. In Stäbten. 

1) Wahl, Beftätigung u. Beeidigung derjelben, 
j. unter Städteverfajjung Städteorbnung 
v. 30. Mai 1853 88 29—34, und die Noten da- 
zu; auch $$ 72, 73. 2) Competenz berjelben, j. 
daj. 88 58, 62 und die Noten dazu. 3) Dienit- 
einfommen und Benfiondverhältnijje derjelben, j. 
daj. 8$ 64, 65 u, die Noten dazu. 4) Disciplinar« 
verfahren gegen Bürgermeifter, j. daſ. $ 80 u. 


Idie Noten dazu. 


U. In Landbürgermeiftereien ber 
Rheinprovinz, 
ſ. unter Gemeindeverfaſſung die Gemeinde» 
Ordnung v. 23. Juli 1845 $$ 7,44, 63, 67, 84, 
85, 89 ff. und die Noten dazu. 
III. Bürgermeifter als Polizeianmwälte, 
j. Polizeian walt. 

Bürgerrecht. Dasjelbe beſteht nach den über⸗ 
einſtimmenden Beſtimmungen der Städteord— 
nungen in dem Rechte zur Theilnahme an den 
Wahlen, ſowie in der Befähigung zur Ueber— 
nahme unbejoldeter Nemter (Stellen, Functionen) 
in der Gemeindeverwaltung und zur Gemeinde» 
vertretung. — Bezüglich des Erwerbs und bes 
Verluſtes bezw. Ruhens bed Bürgerrechts, ſ. 
unter Städteverfaſſung die Städte-Ord. 
v. 30. Mai 1853 88 5, 6, 7, 74, 75 und bie 
Noten dazu, — Bon dem Beſitze des Vürger- 
rechts darf bie Sutafiung zum Gewerbebetriebe 
in feiner Gemeinde und bei feinem Gewerbe ab» 
hängig gemacht werden. Nach bein begonnenen 
Gewerbebetriebe ift, joweit dies in ber beitehen«- 
den Gemeindeverfaffung begründet ift, der Ge— 
werbetreibende auf Berlangen der Gemeindebe- 
hörde nah Ablauf von 3 Jahren verpflichtet, 
dad Bürgerrecht zu erwerben. Es darf jedoch 
in diefem Falle von ihm das fonft vorgeichriebene 
oder übliche Bürgerrechtsgeld nicht gefordert und 
ebenjo nicht verlangt werden, daß er jein ander» 
weit erworbened Bürgerredit aufgebe (Gew.⸗ 
Ord. $ 13) ©. auh Ehrenbürgerredt, 
Gemeinderedt, 

ihgpi ng er Hinfihtlih der 6 dft- 
lihen Provinzen Weitfalend und der Rheinpro- 
vinz, ſ. Gejeg v. 14. Mai 1860 $6. In den- 
jenigen Städten, in welchen ein Bürgerrechtägelb 
eingeführt ift, darf vor deſſen Berichtigung das 
Bürgerrecht nicht ausgeübt werden. Abjtufungen 
in dem Betrage ber Abgabe find ftatthaft. — 
Ro zur Zeit ein Hausftandsgeld erhoben wird, 
tritt bis zu andermweitiger Feititellung das Bürger- 
rechtägeld mit gleihem Betrage an befien Stelle. 
Die Berpflihtung zur Entrichtung desſelben tritt 
aber erft mit dem Zeitpunfte bed Erwerbs bes 
Bürgerredht3 ein. $ 7. Das Bürgerrechtsgeld 
darf innerhalb derjelben Gemeinde von Nieman— 


Bürgerrole — Chaufjeen. 


dem zweimal erhoben werden. E3 gilt in dieſer 
Beziehung das — Hausſtandsgeld dem 
Bürgerrechtsgelde gleich — Die im $ 5 Nro 
3 und 4 genannten Perjonen find in den dort 
erwähnten Fällen auch von der Entrichtung des 
Bürgerrechtögeldes befreit. — Wegen Befreiung 
der Gemwerbtreibenden von Entrichtung des Bürger- 
techtögeldes, ſ. Bürgerrecht, Abt. 8. 

Bürgerrolle, j. unter Städteverfaſſung 
die Städte-Orb. v. 30. Mai 1853 88 19 ff. und 
bie Noten dazu. ’ 

Bürgerjteig, f. Allgemeined® Land— 
tet Xp. I. Tit. VII. $ 8ı (©. 113). 
und unter Bebauungsſachen Gef. v. 2. Juli 
1875 $ 1 Ubf.3 (©. 116) und unter Com muni— 
cationd-Abgaben die Note zu Art. 22 des 
Bertragd v. 8. Juli 1867. 

Bürgerbermögen, ſ. Semeindevermögen. 

Bürgſchafts⸗Inſtrumente, — des⸗ 
jenigen, welcher ſich in gewinnſüchtiger Abſicht 
ſolche von einem Minderjährigen ausſtellen läßt, 
f. Str.G.B. 8 301. 

Bund, ſ. Reid. 

Bundesamt für das Heimathweſen, ſ. 
©. 66 88 42 ff. und ©. 76 $$ 57 fi. 

Bundesangehörigkeit (jetzt Reichsangehörig— 
feit). Dieſelbe wird durch die Staatsangehörigkeit 
in einem beutfchen Bunbesftaate erworben und 
erlijcht mit deren Berluft; Gefje v. 1. Juni 1870 
8 ı (j. Staatdangehörigkeit). — Bezüglidh der 
rechtlichen und politiichen Bedeutung der Bundes- 
angehörigfeit j. Reihsverfafjung v. 16, 
April 1871 Art. 3. Für ganz Deutſchland be- 
fteht ein gemeinſames Jndigenat mit der Wirk. 
ung, daß der Angehörige (Unterthyan, Staats- 
bürger) eines jeden Bundesftaates in jedem an« 
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und demgemäß zum feiten Wohnfig, zum Ge— 
werbebetriebe, zu öffentlichen Aemtern, zur Er- 
werbung von Grundftüden zur Erlangung des 
Staat3bürgerrechtes und zum Genuffe aller jon- 
jtigen bürgerlichen Rechte unter denfelben Vor— 
ausjesungen wie der Einheimifche zuzulaſſen, auch 
in Beiren ber Rechtöverfolgung und des Nedts- 
ſchutzes demfelben gleich zu behandeln iſt. — Fein 
Deuticher darf in der Ausübung diefer Befugniß 
durch die Obrigkeit jeiner Heimath, oder durch 
die Obrigkeit eine8 anderen Bundesftaates be- 
ſchränkt werben. — Diejenigen Beitimmungen, 
welde die Urmenverjorgung und die Aufnahme 
in den localen Gemeindeverband betreffen, wer« 
den durch ben im erjten Abſatz ausgeſprochenen 
Grundſatz nicht berührt. — Ebenfo bleiben bis 
auf Weitered die Verträge in Sraft, melde 
zwifchen ben einzelnen Bundesſtaaten in Bezieh- 
ung auf die Uebernahme von Auszuweiſenden, 
die Verpflegung erfrankter und die Beerdigung 
verjtorbener Staatdangehörigen beftehen. — Hin- 
fihtlih der Erfüllung der Militärpflicht im Ver- 
hältniß zu dem Heimathlande wird im Wege 
der Neichögeiehgebung dad Nöthige geordnet 
werden. — Dem Auslande gegenüber haben alle 
Deutſchen gleihmäßig Anfpruh auf den Schuß 
des Reichs 


Bundesflagne der deutſchen SKriegd- und 
Handeld3-Marine ift jchwarz-weiß-roth; Reichs⸗ 
verfaffung dv. 16. April 1871, Art. 55. 

Bundes» Fndigenat, j. Bundes ange— 
hörigkeit. 

Bundesſtaaten, Beſtrafung feindſeliger Hand⸗ 
lungen gegen dieſelben, ſ. Str“„G.B. 88 4, 81, 
92, 135, 149. 

Buße für Beleidigungen, ſ. StrG.B. $ 188; 


deren Bundesſtaate als Jaländer zu behandeln für Körperverlegungen, daj. $ 231. 


6. 


Gadaver. Wegen Behandlung ber Cadaver 
von an Bichjeuchen 


getöbteten Thieren, ſ. Viehſeuchengeſetz SS 31, 


Chauſſeen (Kunftitraßen). 


ser oder biejerhalb/I.Bezügl.der Berpflihtungzur®egräum« 


ung des Schnee von den Kunftftraßen, 


37, 51 u. unter Rinderpeſt, Geſeß v. 7. Aprillift durd Eab.-Ordre v, 8. März 1832 Fol 


1869, 8 2, Nr. 1 und Inftruction vom 9. Juni|des beftimmt: 1. 


1873, $$ 26—29. 


ent 
Wenn eine Chauffee der eftalt 
verjchneiet, daß die Paſſage nicht bloß erſchwert, 


Carbolfänre ald Desinfectiondmittel, ſ. Deds |fondern dergeitalt unterbrochen wird, daß fie mit 


infectiondverfahren. 


den gewöhnlichen Unterhaltungsmitteln nicht wie 


Gent (Gewicht) — seco (1%/,) Decigramm.|derhergeitellt werden kann, jo follen die Ein« 


Gentigramm — !/,. Gramm. 
Gentimeter = Meter. 
Gentner = 50 gramm. 


mwohner des Orts, in deren Feldmark fich der 
Schneefall ereignet, fogleich zutreten und mit ver- 
einten Kräften das eingetretene Hinderniß zu 


arfreitag, auf denjelben finden die in den heben bemüht fein, ohne dafür Vergütung zu er- 


Geſetzen für die Feſttage 
auch in denjenigen Tori 


mwelchen der Eharfreitag nicht bereits als geſetz⸗ 
licher Feiertag befteht, jedenfalls Hinfichtlich der|Tä 
Amtshandlungen der Behörden und einzelnen 
Beamten Anwendung; Cabinet3-Ordre vom 7. 


Februar 1837. 


egebenen Beitimmungen|halten. Jedoch foll dieſe Hilfeleiftung nur injo- 
en ber Rheinprovinz, in|mweit unentgeldlich gefordert werden, als fie fich 


Fr einen agtſtündigen Arbeitstag beſchränken 
t.) Die Local· Polizeibehörden ſind verpflich⸗ 
Durch Verordnung vom 6. Jan. 1849 ift bie Verpflicht⸗ 


zur unentgeltliben Räumung bes Echnees aufgehoben; 
ebenfo für Schleswig: Holftein durch rbnung v. 7. Juni 1371. 
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Ehaujjeen. 


tet, für die Ausführung diefer Mafregel fpeciell betriebenen Frachtfuhrwerk, ſowol dem zmei« 
Sorge zu tragen, und erforderlihen Falls diejald dem — ohne Unterſchied der Be— 


unverzügliche 
fpruh zu nehmen. 
nicht zu 
auf bie 
hörde zu ermefjen, wenn der Landrath nicht zeitig 
genug darauf einwirken kann. Sit aber bei 
einem einzelnen Vorgange ein Bweifel über die 
Repartition entſtanden, jo hat die Provinzial- 
Regierung deshalb billige ——— ück⸗ 
ſicht auf die beſonderen Provinzial « aflungen 
zur Beobachtung in künftigen Fällen vorzufchreiben. 
Wenn verjchneiete Fuhrwerke aus dem 
Schnee audzugraben find, fol die Arbeit von 
den Anwohnern nad den Beftimmungen zu 1. 
obne Beichränfung auf eine Stundenfrift, unent- 
geltlich verrichtet werden. — B. Wenn ed nöthig 
befunden wird, außer den vorgedadten Fällen 
eine Chauſſee vom Schnee zu reinigen, oder, 
wenn in dem Falle zu 1. mit der achtftündbigen 

ilfsleiftung der Anwohner nicht auszureichen 
iſt, jo joll vie Chauſſeebau⸗Kaſſe die Koften tragen. 

ie Wegebau⸗Inſpectoren follen jedoch, wenn fie 
freiwillige Arbeiter nicht in erforderlicher Zeit 
und Zahl dingen können, die Bolizei-Obrigfeiten 
der in der Nähe der Chaufjee belegenen Orte 
um die Geftellung von Arbeitern gegen Bezahl- 
ung be3 an dem Orte und zu ber Zeit gewöhn— 
lihen Tagelohn3 requiriren und die betreffenden 
Behörden einer ſolchen Requifition unverzüglich 
zu genügen verpflichtet jein. Dem Landrathe 
ne von dem Berfügten durch die Wegebau⸗In— 
fpectoren in jedem Falle Nachricht gegeben wer- 
ben, damit berjelbe das Verfahren nad) Bewand- 
niß der Umftände controlire. — 4. Die Land» 
räthe, welche auf dergleichen Ereignifje in den 
Wintermonaten aufmertjam fein muͤſſen, werden 
ermächtigt, den Wegebau-Jnipectoren in jchleun- 
igen Fällen untergeordnete Beamte, oder ſonſt 
zuverläjlige Perjonen , insbejondere aud die 
Ehaufjee -» Einnehmer, zu fubitituiren. Zugleich 
aber haben fie darauf zu halten, daß von der 
zu 3. gedachten Gejtellung der Hilfsarbeiter nicht 
ohne dringende Veranlaſſung und nur bei gänz— 
lihem Mangel an freiwilligen Arbeitern Gebraud) 
gemacht werde. Sie haben Gorge zu tragen, 
dab das Tagelohn richtig und pünktlich bezahlt, 
fein Mißbrauch getrieben und jede etwa ent- 
ftegende GStreitigleit gejchlichtet werde. Reicht 
ihre Amts: Autorität in einzelnen Fällen nicht 
hin, jo — fie Behufs der Remedur die Bro- 
vinzial- Regierung fofort in Kenntniß zu jegen. 


IL Verkehr auf den Kunitftraßen. 
Berordnung, den Berkehr aufdenKunft- 
ftraßen betr., v. 17. März 1839. 


81. Beim —— aller —— — 
den Runftjtraßen?) ſoll an allem gewerbsmäßig 


) Durch das Geſetz vom 12. März 1853 ift ber Handels: 
minifter ermächtigt, bie in ben Ss 1—8, 65 14, 15, 16, 18 u. 
19 der Verordnung vom 17. a 108 und in der Orbre 
vom 12. April ı (f. die folgen 
chriften iiber bie Breite der Mabfel bei dem Bertehr auf 

en Runftftraßen, fowie die darauf lichen Beſtimmungen 
des Regulativs, das Verfahren bei E eegeld» u. Chaufſee⸗ 
polizeicontraventionen betreffend, vom 7. Juni 1844 [in Folg⸗ 


Note] enthaltenen Bors | ber 


inwirkung ded Landraths in An⸗ ſpannung, der Beichlag der Radfelgen (d. h. ber 

Eremtionen find hierbeilauf die Kr 

—— Die Vertheilung der Arbeiten von mindeſſens 4 Boll haben.) — Auf welche 
inwohner des Orts hat die Rocalbe- Kunſtſtraßen dieſe Vorſchrift Anwendung findet, 


[gen gelegte Metallreifen) eine Breite 


wird duch befondere Belanntmadhung unferes 
Sinanzminifterd näher beftimmt mwerden.?) $ 2. 
Die Ladung der gewerbsmäßig betriebenen Fracht⸗ 
fnhrwerte®) darf auf. allen Kunftjtraßen ohne 
Unterſchied, bei einer Felgenbreite von weniger 
al3 5 Zoll an Gewicht nicht mehr betragen, als: 


in ber bom in der Zeit vom 
15. — 16. April bis 
16. April 15. Nov. 








| 
bei 4räbrigem Fuhrwert 60 Eir. | 
„ 2räbrigem . i 0. 





a. 


80 Ett. 
40 


& 


8 3. Bei einer größeren Felgenbreite ift ein 
—— als das oben ($ 2) beitinumte Gewicht 
er Ladung in fo weit erlaubt, daß bei einer 
Felgenbreite von 5, jedoch unter 6 Boll: 


endem unter 3 B. abgedrudt], nebſt den fpäteren abändernbew 
gejeglihen Vorſchriften, auf den Antrag einer —— od. 
einer iävertretung aud auf andere Straßen und Wege als 
die im $ ı der gedachten Verordnung vom 17. März 1839 
erwähnten zufammenhängenden Kunftftraßen für anwendbar 
zu zen. 2 Kr. ——— —— Belaunt⸗ 
machungen te Amtöblärter berj ierungen, 
in deren Bezirfen die bezüglihen Strafen und Wege belegen 
find, veröffentlicht. 

et die Lönigliche Werorbnung vom 12. April 1840 ift 
die Borjchrift des $ 1 ber obigen Berorbnung babin bejhräntt, 
daß das Erforderniß einer Hadfelgenbreite von mtindeitens 
4 Zoll, ſowol für die ebengedadten Fuhrwerte, als für das 
jonftige gewerbsmäßig betriebene Frachtfuhrwert, nicht unbes 
dingt, fondern nur dann ftartfinden ſoll, wenn die Yabung bei 
arädrigem Fuhrwerk mehr als 20 Etr., bei Zräorigem Fuhr⸗ 
werfe mehr ald 10 Ctr. beträgt. 

2) Hinfichtlid der Spurweite u. Achsſchenlellänge des Fuhr⸗ 
werls, ſ. unter Fuhrwerl. 

2) Min: Berfügung vom 16. Febr, 1840: Unter 
„Kradtfuhrwert“ find überhaupt alle zum Laftfahren dienenden 
‚yubrwerte zu ——* n Betreff der Frage: ob ſolche zu 
dem „gewerbömäßig betriebenen“ gehören, ijt die Gewerbſteuer⸗ 

flihtigteit Überall nicht entſcheidend; es fommt vielmehr nur 
ee an, in welder Art das Verfahren von Laften betrieben 
wird. In dieſer Hinficht find folgende Grundjäge zur Anwend⸗ 
ung zu bringen: 1. Alte Laftfubrwerke der Fuhrleute, deren 
eigentlihes Gewerbe in der Uebernahme von Yohnjuhren bes 
jtebt, find zu dem gewerbsmäßig betriebenen Frachtfuhrwerte 
zu rechnen. 2. Ebenjo gehören dazu die eigenen Fuhrwerle 
der Gewerbetreibenden aller Art, welde zu ben mit deren Ges 
werbe in Berbindung ftehenden Laſtfuhren, namentlidy zur Ans 
und Abfuhr der bei dem Betriebe des Gewerbes benothigten 
oder gewonnenen Daterialien, Producte, Fabritate sc. bienen. 
3. Die Fuhrwerte ber Landwirthe und Aderbürger, welche 
gelegentli eins oder das anderemal zu einzelnen Laſtfuhren 
gegen Lohn gebraucht werden, find nicht als zu dem gewerbs⸗ 
maßig betriebenen yradıtfusrwerke gehörig anzufchen. Sofern 
aber die Laudwirthe und Aderbürger mit ihrem Wirthſcha 
gefvanne, neben dem Betriebe der Landwirthſchaft, fortgejegt 
oder zu gewiffen Zeiten wieberlehrend, das Yajtfahren um 
Lohn iben, gehören beren ubrwerte allerdings zu dem 
gewerbsmägig betriebenen Frachtfuhrwerle im Einne der Ber: 
ordnung vom 17. Wlärz 1839. — Bei allen nad dem Obigen 
zum mäßig betriebenen Frachtfuhrwerte gepörigen Fuhren 
muß den baflır ergangenen Borſchriften hinfichtlich der Breite 
der Radfelgen genügt werben, ohne Rückſicht — ob ſolche 
auf ihrer Fahrt auger ber Chauſſee auch undauffirte Wege 

übren oder nicht. — Die zum gewerbömäßig betriebenen 
Frachtfuhrwerle nicht gehörigen Fuhren unterliegen, in Hinficht 
der Breite der Radfelgen, nur infoweit einer Beſchrankung, 
als folde im $ 7 der Verordnung vom 17. März v. J. aus: 
drüdii angeorbnet if. 


Chauſſeen. 











in der Zeit vom in der Zeit vom 
| 15. Nov. bis | 15. April bie 
| 15. April 15. Now. 
I u 
a. bei sräbrigem Fuhrwert 80 Gtr. 100 Etr, 
2rädri A u 0, 


„ Zrabrigem ” 
„ einer; — 
6 | 
& „ srübrigem Bubrwet | 100 „ 120 „ 


b. „ 2räbrigem | 50 60 . 
leben werben dürfen. — Eine flärfere Belaftung 


iſt aud bei Anwendung noch breiterer Felgen nicht geitattet. 
Eine Ausnahme hiervon tritt dann ein, wenn bie & 
ung aus einer untbeilbaren Laſt [3. DB. großen Baufteinen] 
von grüferem Gewicht beftcht, in welchem e eine 
größere Felgenbreite als 6 Zoll nicht erforderlich if. 

8 4. Jeder Führer eined gewerbömäßig be- 
triebenen Frachtfuhrwerks, welches eine Kunit 
itraße befährt, ijt verpflichtet, den mit der Eon- 
trole beauftragten Beamten (3 14) auf Erfordern 
das Gewicht der Ladung, unter Vorzeigung der 
Frachtbriefe und ſonſtigen darüber jprechenden 
Papiere, anzugeben. Auch muß derjelbe, menn 
das Fuhrwert von einem Spediteur oder Scaff- 
ner befrachtet worden, mit einem Ladeſchein von 
Seiten des Legteren verjehen jein, woraus das 
Gewicht der Ladung im Ganzen jich ergibt. — 
Wenn die Angabe der Größe der Ladung oder 
die Vorzeigung ber darüber ſprechenden Papiere 
verweigert wird, ingleihen, wenn der Führer 
nicht mit dem oben vorgejchriebenen Ladeſchein 
verjehen ift, ift derjelbe verpflichtet, einer fpeciellen 
Ermittefung der Größe der Ladung auf feine 
alleinige Gefahr und Kojten ſich zu unterwerfen. 

Im Falle dringenden Verdachts, daß, der 
Ungabe des Führers ($ 4) ungeachtet, das Fuhr⸗ 
werf mit einer größeren Ladung, ald nad) den 
Beitimmungen ber SS 2, 3 zuläſſig ift, verjehen 
fei, bleibt die fpecielle Ermittelung der Größe 
der Ladung vorbehalten. Die damit verbundenen 
Koften und Auslagen fallen, wenn ſich ergibt, 
daß die Ladung das angegebene Maß wirklich 
überjchreitet, dem Führer zur Laft; im entgegen» 

efepten Falle werden diejelben von der Ehaufjee- 

erwaltung getragen. Auch jollen die vorge- 
dachten Roften und Auslagen dann von ber lep- 
teren übernommen werden, wenn zwar die Ueber- 
jhreitung der in- den $$ 2, 3 für Die Ladung 
vorgejchriebenen Gewichtsjäge ermittelt ift, jedod) 
der Nachweis geführt wird, daß dad Gejammt- 
gewicht des Wagens und der Ladung zufammen 
nicht größer fei, ald nad) den Beitimmungen des 
folgenden $ 6 ſich als zuläjfig ergibt. $6. Wo 

eeignete Anjtalten vorhanden find, um das Ge— 
— — des Wagens und der Ladung zu— 
jammen zu ermitteln, muß der Führer einer 
ſolchen — ſich unterwerfen. Es ſind 
dabei auf das Gewicht des Wagens, einſchließlich 
allen Zubehörs, als: Leinewand, Stroh, Ketten, 
Winden u. ſ. w. a) bei sg pr Fuhrwerk 
bei einer Felgenbreite unter 5 Zoll 40 Etr., von 
5 Bol, jedoch unter 6 Boll, 45 Cir., von 6 Boll 
und darüber 50 Etr., b) bei zweirädrigem Fuhr- 
werf die Hälfte diefer Säge zu rechnen, derge— 


ftalt, da das Gejammtgewidht des Wagens und |vom 27. M 


der Ladung zujammen nicht mehr betragen darf, 
als fich bei Hinzurechnung der vorbeftimmten Süße 
zu den oben $S 2, 3 für die Ladung allein vor- 
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geichriebenen Gemwichtsjägen ergibt. F 7. Beim 
Berfahren von Stein- oder Braunlohlen und 
von @etreide joll aud dasjenige Fuhrwerk, wel- 
ches nicht zu dem gewerbömäßig betriebenen 
Frachtfuhrwerk gehört, auf allen Kunftitraßen 
ohne Unterjchied mit wenigſtens 4 Zoll breiten 
Radfelgen verjehen fein, jobald die Ladung 
a) bei vierräderigem Fuhrwerk mehr ald 60 Etr., 
b) bei zmweiräderigem —— mehr als 26 
Etr. beträgt; es ſoll aber in dieſer Hinſicht eine 


ab:| Getreideladung von 2%/, oder 1'/, Wiöpel nie 


mal3 höher ald zu 50 oder 25 Eentner gerecdjnet 
werden. — Die obige Beftimmung findet jedoch 
auf das landwirthſchaftliche Fuhrwerk aus bes 
nachbarten Staaten, in denen dergleichen Vor⸗ 
ichriften nicht beftehen, beim Verkehr innerhalb 
3 Meilen von der Grenze nit Unmwendung. 
$ 8. Die Größe der Ladung fit, wenn an bem 
$ 7 gedachten Fuhrwerk die Radfelgen unter 4 
Zoll breit find, auf Verlangen nah Eentnern 
oder nah Sceifeln, und zwar, falld die Ladung 
in Kohlen beſteht, unter Vorzeigung des Lade— 
ſcheins, mit welchem der Führer bei der Grube 
oder Niederlage fi) verjehen muß, von dem 
Führer anzugeben, widrigenfalld auf feine Gefahr 
und Kojten eine jpecielle Ermittelung der Größe 
der Ladung veranlaßt werden kann. — Eine 
gleiche Ermittelung bleibt im alle dringenden 
Verdachts, daß die Ladung, der Angabe unge» 
achtet, da8 im $ 7 vorgeichriebene Maß iber- 
ichreite, vorbehalten. Die damit verbundenen 
Koften und Auslagen find, wenn die Leberjchreit- 
ung feftgeitellt wird, von dem Führer, jonjt aber 
von der Chaufjee» Berwaltung zu tragen. $ 9. 
Auf allen Kunftitraßen ohne Unterſchied darf mit 
feinem Fuhrwerk gefahren werden, an deſſen 
Radfelgen 1. die Köpfe ber Radnägel, Stifte 
oder Schrauben nicht eingelajjen find , jondern 
vorftehen, oder 2. der Berhlag fo conjtruirt ift, 
daß er feine gerade Oberflähe bildet. — Das 
fegtere Verbot (zu 2) findet jedoch auf folche 
Radbeſchläge nicht Anwendung, welche bloß in» 
folge der Abnutzung eine gemwölbte Oberfläche 
angenommen haben. $ 10. Es darf auf feiner 
Kunftitraße mit einer mehr als 9 Fuß brei— 
ten Ladung gefahren werden, und fritt die ab- 
weichende Beitimmung zu dem Chaufjee- Geld- 
Tarif vom 28. April 1828 außer Kraft. $ 11. 
Die Zugthiere an den auf den Kunftitraßen 
fahrenden Fuhrwerken dürfen nicht mit ſolchen 
Hufeilen verjehen fein, deren Stollen mehr ala 
%/, Boll über die Hufeiſenfläche Hervorragen.!) 
$ 12. Das GSpurhalten auf den ar 
wird hierdurch unterfagt.?) $ 13. (Sit Hier 


1) Dur die Eabinetsordre vom 25. Auguft 1843 ift geneh⸗ 
migt, daf mit Abänderung der Beftimmung bes $ 11 der Ber: 
ordnung über den Verlehr auf den Kunftitragen, dv. 17. März 
1839 bie Zugtbiene anben, die Kunſtſtraßen befahrenden Fubr: 
werten in der Zeit vom 1. Nov. bis zum 1. April bis auf 
Weiteres mit Hufeiien, deren Stollen bis zu 1 Zoll über die 
Hufeiienfläche bervorragen, verfeben fein dürfen. 

2, In Betreff der Paralleliperrungen der Ehauffeen behufs 
dern ichlangenförmiger Befahrung, ift durh Miniſterialerlaß 

3 1850 folgendes beftimmt: 1. Die a > 
darf überall nur während der Tageszeit ftattfinden. 2. Gie 
darf zur volltommmeren Beteftigung neuer Steindeden erft 
nachdem bdiefelben gebörig abgemwalzt und mit Dedmaterial 


‘perjeben find, auf älteren, einer ſoichen Inftandfegung nicht 
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Chaufjeen. 


ohne practiihe Bedeutung.) $ 14. Auf die Strafen fpll den angebenden Beamten ($ 14) die 


Beobachtung der obigen Vorſchriften haben H 


die Zoll- und Steuer- Beamten bei Gelegenheit 
ihrer Amtsverrichtungen, ferner die Wegegeld- 
Einnehmer und Wegegeld-Bädter, die Wegeauf- 
feher und Wärter, ingleihen die Polizeibeamten 
und Gendarmen, inöbefondere durch Reviſion bei 
den Ausipannungen und Gajthöfen, wo die Fuhr- 
leute zu verkehren pflegen, jtrenge zu wachen, 
auch fteht den Forjtbeamten die Aufficht darüber 
zu. Es joll jedoch das Perjonenfuhrmwert wäh- 
renb bes Fahrens nicht zu dem Zwecke angehalten 
werden, um die Beobachtung der Borfdeiften 
der 8$ 9 bis 11 zu unterſuchen. $ 15. Jede 
Uebertretung ber Vorſchriften der $S 1, 2, 3, 6, 
7, 9, 10, 11 ift mit einer Strafe von 30 M 
polizeilich zu betrafen. Falls es ſich von Ueber- 
ſchreitung der in den 85 2, 3 für bie Ladung 
vorgejchriebenen Gewichts- Säge handelt, joll je- 
doc eine Beftrafung nicht eintreten, wenn ber 
Nachmeis geführt wird, da das Gefammtgemwicht 
des Wagend und ber Ladung zujammen nidt 
größer jei, als nad den Beftimmungen des $ 6 
fih als zuläjfig ergibt. — Mit dem megen 
Uebertretung der obigen Vorſchriften ($$ 1, 2, 
3, 6, 7, 9, 10 11) angehaltenen Fuhrwerk darf 
fodann die Reife nur bi zur nächſten in der 
Richtung derjelben gelegenen Stadt jortgejegt 
werden, ohne daß die nöthige Aenderung bemwerf- 
jtelligt wird, widrigenfalls die vorgejchriebene 
Strafe von Neuem eintritt. Es ijt jedoch bei 
Uebertretung der Vorjchriften des $ ı und bed 
$ 9 dem ausländijchen Fuhrwerk das Umkehren 
und Surüdfahren auf demfelben Wege, moher 
das Fuhrwerk gelommen ijt, ohne vorgängige 
Henderung zu gejtatten. $ 16. Wenn die ım 
Gemäßheit der 55 4 und 8 erforderte Angabe 
der Größe ber Ladung oder die Vorzeigung ber 
darüber jprechenden Papiere verweigert wird, 
ingleihen wenn der Führer nicht mit dem da— 
jelbjt vorgejchriebenen Ladeſchein verjehen ift, Toll, 
außer der nad) 88 4, 8 vorbehaltenen jpeciellen 
Ermittelung der Größe der Ladung auf alleinige 
Gefahr und Koften des Führers, — eine 
Ordnungsſtrafe von 3 M eintreten. $ 17. Die 
Uebertretung des $ 12 joll mit einer Strafe von 
ı M 50 P. polizeilich beftraft werden. 8 18. 
Die in den $$ 15 bid 17 beftimmten Strafen 
lönnen ſowol gegen den Führer des Fuhrwerks, 
als gegen den Eigenthümer desſelben, und ins 
bejondere in das Fuhrwerk ſelbſt jofort vollſtreckt 
werden. 819. Die Ausſtellung unrichtiger Yade- 
ſcheine, über die Größe der von den Frachtfuhr— 


älfte ald Denuncianten-AntHeil zufommen.!) 
3. Ehaujjeepolizeilihe Vorſchriften. 
A. Gabinetdordre, den Tarif zur 
Erhebung des Chaujjeegelded auf 
den Staat2-Chaufjeen betreffend, 
vom 29. Februar 1840.) 
2. In polizeilicher Beziehung. 

7. Jedermann muß den Poſten auf den Stoß 
in dad Horn ausweichen, bei Vermeidung einer 
Strafe von 15 bis 150 M. 8. Fuhrwerke, welche 
ji begegnen, müfjen ſich nad) der rechten Seite 
x halb ausweichen. Denjenigen, welche einen 

erg, oder eine fteile a: berunterfahren, 
muß jedoch von den Hinauffahrenden ganz aus— 
gewicdhen werden. — Bon 2 Fuhrwerken, die ji 
einholen, muß das vordere nad) der linken Seite 
hin jo mweit ausbiegen, daß das nachfolgende zur 
rechten Seite mit halber Spur vorbeifahren kann. 
9. Holz darf auf Chauſſeen nicht geichleppt, 
Pflüge, Eggen und ähnliche Gegenitände dürfen 
darauf nur auf Schleifen fortgejchafft werden. 
10. Wer, um zu hemmen, das Umdrehen der 
Räder nicht bloß in feiner Schnelligkeit ver- 
mindern, jondern völlig hindern will, darf ji 
dazu auf Chauſſeen nur der Hemmichuhe mit 
ebener Unterfläde bedienen. Die Anwendung 
von Klapperftöden, ingleihen das Anhängen u. 
Schleifen ſchwerer Gegenftände am Hintertheile 
des Wagens ift verboten. 11. Die Fahrbahn 
darf nicht durch Anhalten, oder auf irgend eine 
andere Weile gejperrt oder verengt werden. — 
Weder auf der Fahrbahn, den Brüden, oder den 
Banquets, no in den GSeitengräben dürfen Ge— 
genſtände niedergelegt werden, oder liegen bleiben, 
welche nicht der Ehaufjee-Berwaltung angehören. 
Ebenjomwenig dürfen Scherben, Kehricht, Unkraut 
oder anderer Unrath hinauf oder hineingemworfen 
werben. 12. Niemand darf auf der Fahrbahn, 
den Brüden, den Banquet3 oder in den Seiten- 
gräben gg füttern oder anbinden, oder bajjelbe 
auf den Banquets, Bölchungen, oder in den 
Seitengräben laufen oder weiden laflen ober 
treiben. Es ift verboten, aufden Banquets, den 
Böjchungen und in den Gräben zu fahren, oder 
zu reiten, oder auf den Böſchuüngen, oder in 
den Gräben zu gehen. 13. Wo durch Warnumg?- 
tafeln das ſchnelle Fahren oder Reiten unterjagt 
ift, darf nur in Schritt gefahren oder geritten 
werden, 14. Der Führer eined Fuhrwerks darf 
fi von demfelben, wenn er anhält, nicht über 
5 Schritte entfernen, ohne die Pferde abzufträngen. 


werten ($ 4) oder den Kohlenfuhrwerten ($ 8) Huch während des Fahrens muß berjelbe ent- 
eingenommenen Ladungen iſt, jofern damit fein/weder ftet3 auf dem Fuhrwerke das Leitjeil in 
härter zu bejtrafendes Vergehen verbunden iſt, der Hand, oder auf einem der Zugthiere oder 
mit einer Strafe von 3 bis 30 M poligeili zuſin ihrer unmittelbaren Nähe bleiben und das 
ahnden. F 20. Bon allen wirklich eingezogenen Geſpann fortwährend unter Aufficht halten. 15. 
— — Beim Fahren dürfen niemals mehr als 2 Fuhr- 
unterworfenen Bahnftreden aber nur nah Aufgang des ro: werle aneinander gebunden werden. 16. Jnner- 


3. Die Vorlagen, zu welchen Steine von angemefjener Größe 


ftes_oder bei anhaltendem Regenwetter angewendet werden. | halb 2 Fuß vom Grabenranbe darf nicht geadert 


oder Faſchinen zu verwenden find, bürfen auf jeder Seite ber 
Bahn nie weniger als 20 Ruthen voneinander entfernt fein, fo 
daß alfo die —*—* der Vorlage auf der rechten Seite von 
der nãchften auf der linfen mindeſteñs 10 Ruthen beträgt. 4. Bei 
den Borlagen muß der freie Theil der Bahn einen hinläng- 
lichen Naum für bie Pafjage bieten. 


1) Denuncianten:Antbeile werden nicht mebr bewilligt. 

2) Die Vorſchriften über Erhebung des Ehauffeegel (Eab.s 
Orbdre vom 29. Febr. 1840] werden bier nit aufgenommen, 
weil bie Erbebung von Chauſſeegeld auf ben Staatsftraßen 
zufolge Geſeres vom 27. Mai 1874 eingeftellt ift. 





Chauficen. 


werben. 17. Wer den Borjchriften unter 8 bis 
16 entgegen handelt, hat außer dem Schadener- 
fage eine Strafe von 1 bis 15 M vermirft. 18. 
Ber die Chauſſee, die dazu gehörigen Gebäude, 
Brüdendurdläffe oder fonftigen Vorrichtungen, 
als Meilenzeiger, Wegmweiier, Tafeln, Schlag- 
bäume, Prellſteine und Pfähle, ingleichen wer 
die Pflanzungen oder Materialien bejchädigt, 
oder die legteren in Unordnung bringt, muß, in 
fofern er nad) den allgemeinen Strafgejepen nicht 
eine härtere Strafe verwirft bat, außer bem 
Schadenerjage eine Strafe von 3 bis 15 M er- 
fegen.!) 19. Beihädigungen der Chaufjeebäume 
find, wenn die allgemeinen Gejege feine härtere 
Strafe beftimmen, vorbehaltlid; des Schabener- 
jages, mit einer Strafe von 15 M für jeden 
durch Verſchulden beichädigten Baum zu ahnden. 
20. In Anjehung der NRadfelgenbreite und der 
Belaitung der Frachtfuhrwerle, des Verbots ge 
mwölbter, oder mit Kopfnägeln u. ſ. w. verjehener 
Radbeihläge der zuläffigen Breite der Ladung, 
der Länge der Hufeifenftollen und des Berbots 
des Spurhaltend bewendet e& überall bei den 
Beitimmungen der Verordnung, den Verkehr auf 
den Kunſtſtraßen betr., vom 17. März 1839, 
3. Im Ullgemeinen. 

21. Im Unvermögensfalle tritt verhältniß— 
mäßiges Gefängni an die Stelle der voritehend 
u 5 bi8 20 angeordneten Gelditrafen. 22. Wider: 
* lichleiten gegen Beamte, zu denen auch bie 
——— ——— zu zählen ſind, werden nach 
den allgemeinen Geſetzen beſtraft. 23. Unſichere 
und ungekannte Uebertreter ſind de Haft zu 
bringen, und an die zuftändigen Behörden ab- 
— 

B. Regulativ, betreffend das Verfahren 
bei Chauffeepolizei- und Chauſſeegeld— 
Uebertretungen, vom 7. Juni 1844, 
1. Ehaufjeepolizei-Uebertretungen. 


[Handhabung der Ehaufjeepoligei.] $ 1. Ueber 


die Aufrechthaltung der in der Verordnung über |i 


den Verkehr auf den Kunſtſtraßen von 17. März 
1839 enthaltenen, ſowie der dem Chaufjeegeld- 
Tarif vom 29. Februar 1840 unter Nr, 7 bis 
19 beigefügten polizeilichen Vorſchriften haben 
zunächit die Chaufjeewärter und Gendarmen zu 
wachen. Außerdem find aud die ChHaufjeegeld- 
erheber und Pächter, jowie die Polizei«, Forſt⸗, 
Zol- und Steuerbeamten verpflichtet, die von 
ihnen wabrgenommenen oder ihnen glaubhaft an- 
gezeigten Ehaufjee-Bolizeiübertretungen zur Rüge 
zu bringen. 

[Verfahren gegen den Ungefhuldigten.]) $ 2. 


) Bezüglich der vorfüglichen Befhädigung biefer Gegen: 
fände, f. Etr.:©.:8. $$ 304, 315. 
2, Durch Dlinifterialverfügung vom 3. Mai 1850 ift Fol: 
gendes beftiimmt: 
I. Ehauffepolizei-Bergebungen. 
1. Die Unterfuhung und Entſcheidung erfolgt durchweg 
nad den Borſchriften des 5. Abfchnittes der Verordnung vom 
i ſtanz durch den Volizeirichter. 2. Bon 


anten, vep. Ihrer Zlitwen u. Wallen 


—— — 
verwendet Regulativ vom 7. 1844, $ 21] u. bei Staats⸗ 


Thauffeen bei den Regierungsbauptlafien zu %/s bis auf wei⸗ 
tere Berfligung bei den Steuerftrafgelbern verrednet, zu Ya 
zur Unterflügung der Wittwen und Waifen von Chaufſeeauf⸗ 
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Wer bei Uebertretung einer der $ 1 gedachten 
Vorſchriften betroffen wird, ijt bei Bermeidung 
einer Gelditrafe von 3 bis 30 M, ftatt deren 
im Unvermögensfalle verhältnigmäßiges Gefäng- 
niß eintritt, verpflichtet, den im $ 1 bezeichneten 
Perjonen bis zur nächiten in der — der 
Reife gelegenen Chauſſeegeld⸗Hebeſtelle oder Orts— 
behörde zu folgen, derjelben Ausfunft über jeinen 
Namen, Stand und Wohnort zu. ertheilen und 
feine Erklärung zu Protokoll zu geben, ob er 
der gejeglichen Strafe ſich unterwerfen und den 
ihm befannt zu machenden Betrag derjelbin ein- 
zahlen wolle. — Kommt e3 jedoch nad) den SS 
4, 5, 7 der Berorbnung vom 17. März 1839 
auf jpecielle Ermittelung bed Gewichts der Lad⸗ 
ung an, fo ift der Führer des Fuhrwerks ver- 
pflichtet, den im $ 1 bezeichneten Perſonen oder 
einem hierzu anzunehmenden Begleiter nad) dem 
nädjiten, in der Richtung der Reife gelegenen 
Orte zu folgen, in welchem jich eine zum Ber- 
wiegen der Ladung geeignete Waageanitalt ber 
findet. — gu einer rückwärts liegenden Ehauffee- 
geldHebeftele oder Ortsbehörde braucht der Au— 
geihuldigte nur dann zu folgen, wenn biejelbe 
nicht weiter als eine Viertelmeile von der Stelle, 
an welcher die Uebertretung verübt oder da3 
Fuhrwerk angehalten worden, belegen, und die 
nädjfte in der Richtung der Reiſe befindliche 
Ehaufjeegeld-Hebeftelle oder Ortsbehörde entweder 
weiter entfernt oder mit feiner Waageanitalt ver- 


febern refervirt, endlich zu Ys zur Unterftüsung von Wittwen 
und Waiſen der Polizeibeamten nah) der Dispofition de3 Mis 
nifters des Innern verwendet [Eirc.-Refer. v. 30. Juli 1845 
und vom 10. Juli Bau: bei Bezirls⸗, Kreise, Communal⸗, 
Actien⸗ und Privarhaufjeen zu gleiher Berwendung für die 
Auffihtöbeamten, refp. ibrer Wittiwen und Waifen, an dies 
jenige Kaffe abgeführt, aus welcher die Unterhaltung ber be> 
treffenden Ehauffeen bejtritten wird; b) bie andere Hälfte wird 
bei Ehauffcen jeder Art im Bezirk des Appellationsgerichtss 
hofes zu Eöln bei dem in Semäßbeit der Verordnung vom 
27. Dec. 1822 gebildeten Strafgelderfonds [$ 21 der ord⸗ 
nung vom 7. Juni 1844], in den übrigen Landestheilen bei 
den gerichtlihen Ealarienfaffen vereinnahınt, Nur wenn es 
ic um Gontraventionen in dem Bezirke folder Städte hans 
delt, auf welche der $ 8 der Berorbnung vom 2. . 1849 
Anwendung findet, bewendet es zur Zeit bei beim bisherigen 
Berfahren Meſcript des Juſtizminiſters vom 21. Mai 1849 
— Diefe Berrehnung der Strafe findet auch in dem falle 
ftatt, wenn in dem nad $ 2 ff. unb $ 17 der Berprönung v. 
7. Juni 1844 einzuleitenden vorläufigen Verfahren der Con— 
travenient der Strafe ſich unterwirft und deren Betrag fofort 

ft, fo daß ein Verfahren vor dem Polizeirichter nicht 
meiter ftattfindet, inbem die ben Gemeindetaffen bisber übers 
iwiefene Hälfte der Strafgeider [$ 21 der Verordnung vom 7. 
Juni 1844, Berordnung vom 17. Oct. 1845] nur eine Frucht 
der Volizeigerichtsbarfeit war, und daher — mit der vorbe⸗ 
merkten Ausnahme in Betveff einzelner Städte — nad dem 
Erlafie der Verordnung vom 2. Sat. 1849 biefe Einnahme 
der eindelaffen auf die Staatstaffe Übergebt. 

U, Chauffeegeld:Contraventionen. 

1. Die Un vg Abfafjung des Strafrejoluts erſter 
Initanz fteht, wenn bie Sade im Wege des vorläufigen Sub⸗ 
miffionsverfabrens [$ 1 seq. des Regulativs vom- 7. Juni 
1844] nicht erledigt wird, a) bei Staatschauſſeen — —; b) bei 
Provinzial:, Bezirtde, Kreide, Gemeindes, ıc. Actiens u. Prise 
vatchauffeen ben Poligeigeri er 2. Die Strafgelder lommen 
nad) $ 128, coll. $ 123, Zitel 15, Theil II. Allgem. Lands 
rechts affemal demjenigen zu, beffen Rechte durch d 
dation beeinträchtigt worden, und werden benmad a) bei 
Staatshauffen ——; b) kei rg Bezirks: u. Privats 
hauffeen dem Hebungsberechtigten überwiefen. — Eiche auch 
die Min.-Berfügung, betreffend die Unterfuhung von Ehauffees 
polizeis:ebertretungen, bie ang der für foldye einges 
fandten Etrafgelber und bie fernere Beibehaltung des Süb⸗ 
BE En in Strafiahen biefer Art, vom 13. Decems 

er 1859, 
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Chauſſeen. 


ehen iſt. Sollte ſich ein im Dienſt befindlicher; Präcluſivfriſt von 8 Tagen einen Bevollmädt- 
oſtillon einer Uebertretung ſchuldig machen, foligten ſelbſt zu ernennen, welchen dann jene Be— 


bedarf es der fofortigen perjönlichen Gejtellung 
des Uebertreterd nicht, fondern die Uebertretung 


örde von dem Tage an, an welchem ihr bie 
ennung bdefjelben befannt gemadt wird, ala 


ift andermweit in vorf riftämäßiger Weije zur allein legitimirt anzufehen hat. c. Berhaft- 


Anzeige zu bringen. s 
jchriebene Verhandlung darf nur von den Ehaufjee- 
gelderhebern und Pächtern ſelbſt, nicht aber von 


8. Die im $ 2 vorge-Jung. c) Kann durch 


fändung inber zu b an- 
egebenen Weile der Betrag der Strafe nicht 
Ber geftellt werden, jo ift der Angeſchuldigte 


ihren Vertretern im Erhebungsgeihäfte aufge-bis zum Austrage der Sache zu verhajten. — 


nommen werden. Die Ehaufjeegelderheber und 
Pächter find auch dann zur Aufnahme der Ber- 
handlung befugt und verpflichtet, wenn fie die 
Uebertretung felbjt entdedt haben. — Die An» 
une au der Strafgeldes ohne vorgängige Auf 
nahme einer ſolchen Verhandlung iſt Di ben 


Ehaufjeegelderhebern und Pächtern, als auch den|nicht, vermag jedoch 


den unter a, b und c bezeichneten Fällen 
ndet ein weitere Berfahren wegen der Ueber- 
tretung nicht ftatt. 

[B. Wenn der — der Strafe ſich 
nicht unterwirft.)] 1. Legitimation. $ 5. 
Unterwirft jih der Angejchuldigte der Strafe 
l über Namen, Stand u. 


DOrtöbehörden unterjagt, den übrigen im $ 1] Wohnfig im Inlande ji) auszuweiſen, jo wird 


benannten Berjonen aber gänzlich verboten, 

[A. Wenn der Angejchuldigte der Strafe ſich 
unterwirft und diejelbe 1. jojort einzahlt.] $ 4. 
1) Wenn ber Angeſchuldigte bei der nad $ 2 
eintretenden Vernehmung fich der Strafe unter- 
wirft und deren Betrag jofort einzahlt, jo nimmt 
der — rang on oder Pädter oder die 
DOrtöbehörde den Betrag an, und er un- 
aufgefordert Duittung darüber, worauf der An- 
geihuldigte, nahdem nöthigenfalld wegen ber 
Abftellung vorjhriftswidriger Einrichtungen der 
Transportmittel gemäß $ 15 der Verordnung 
vom 17. März 1839 dad Erforderliche veran- 
laßt worden, feinen Weg fortjegen darf. In 
diefem Falle findet ein weiteres Verfahren wegen 
der Uebertretung nicht ftatt, jondern es behält 
bei der erlegten Strafe unabänderli jein Be— 
menden. j 

[2. nicht eingezahlt.] a. Legitimation. 
2) Unterwirft der Angeſchuldigte fich der Strafe, 
zahlt aber den Betrag nicht ein, jo ift ihm, 
a. wenn er über Namen, Stand und Wohnſitz 
im Snlande fi auszumeifen vermag, die ort» 
fegung der Reiſe unter Berückſichtigung ded$ 15 
der Verordnung vom 17. März) 1839 zu ge 
ftatten.. b. Pfändung. b. VBermag der An— 
geichuldigte dieſen Ausweis nicht zu führen, jo 
wird zur Pfändung geichritten. Dem Gepfände- 
ten wird unaufgefordert ein Pfandſchein ertheilt. 
E3 dürfen nur folde Saden als Pfand ange» 
nommen werben, welche weder dem Verderben 
ausgeſetzt find, nod Unterhaltungstoften erfordern. 
Das Pfand wird nur gegen Einzahlung der 
Strafe zurüdgegeben, und wenn bieje nicht binnen 
längitens 4 Wochen erfolgt, verkauft ($ 13). — 
In beiden Fällen (Litt. a und b) ift der lleber- 
treter zugleich verpflichtet, einen Einwohner des 
Regierungsbezirl3 ald feinen Bevollmächtigten 
zu bezeichnen, durch welchen die Einzahlung ber 
Strafe’ zu gewärtigen ift, und welchem, wenn 
ein Pfand zurüdgelaffen worden, der Ueberſchuß 
des Pfanderlöſes oder bei rechtzeitiger Einzahl- 
ung der Strafe das Pfand ig werden 
fann. Kann oder will der lebertreter dieſer 
Verpflichtung nicht genügen, fo beftellt diejenige 
Behörde, welche mit ihm zu verhandeln Hat, 
einen jolchen Vertreter von Amtöwegen. Dem 
Uebertreter bleibt dann das Recht, ftatt des von 
der Behörde ernannten Bertreterd binnen einer 


ihm die Fortjegung der Reife ımter Berüd- 
fihtigung des $ 15 der Verordnung vom 17. März 
1839 geflattet, 2. Siderftellung. 2) Vermag 
der Angeſchuldigte dieſen Rachweis nicht zu 
führen, * iſt er anzuhalten, den Betrag der 
Strafe und der muthmaßlichen Koſten durch 
Baarzahlung ſicherzuſtellen; iſt er hierzu nicht 
im Stande, ſo iſt die Sicherſtellung im Wege 
der Pfändung nad Vorſchrift 84, Nr. 2, Litt,b 
zu bewirken. Ueber die erfolgte Sicherſtellung 
wird —— Beſcheinigung ertheilt und 
dem Angeſchuldigten demnächſt die Fortſetzung 
der Reiſe unter Berückſichtigung des $ 15 ber 
Verordnung vom 17. März 1839 geftattet. — 
In beiden Fällen (Nr. 1 und 2) ijt für den 
Ungejhuldigten ein Bevollmächtigter innerhalb 
des Regierungsbezirks nad näherer Borjchrift 
des $ 2, Litt. b zu beitellen, welcher den Ange⸗ 
ihuldigten bei der weiteren Verhandlung zu 
vertreten hat, und welchem die Entjcheidung zu 
publiciren, auch eintretenden alles das Pfand 
sder der Ueberſchuß des Pfanderlöjes zurüdzu- 
geben it. 3. Berhaftung. 3) Kann der 
Betrag der Strafe und Koiten durch Beichlag- 
nahme nicht fichergeftellt werden, fo ift der An« 
geichuidigte bis zum Wustrage der Sache zu 
verhaften. 

(Aufnahme der Verhandlung.) 8 6. Die nad 
$ 2 aufzunehmende Verhandlung muß enthalten: 
1) das Datum und den Ort der Aufnahme; 
Ri bie Namen ber dabei anmwejenden Perjonen; 
3) die vollitändige Ungabe des Hergangs der 
Uebertretung nach Beit, Ort und Umijtänden; 
4) die Bezeichnung der etwa vorhandenen Zeugen 
nad Namen, Stand und Wohnort oder Br 
fonftigen Beweismittel, und wenn die Uebertret- 
ung von anmwejenden Beamten jelbft wahrgenom⸗ 
men worden, deren dienfteiblihe Verſicherung 
über die Wahrheit ihrer Ausjage; 5) die Er- 
Härung des Angefchuldigten, ob er ji) der Strafe 
unterwirft oder nicht; die Angabe, ob die Strafe 
gezahlt, deponirt, oder ob und wodurch jie ficher- 

ehelt ift. — Die Verhandlung wird von dem 

enuncianten, dem Angefchuldigten und dem 
aufnehmenden Beamten unterzeichnet. Kann oder 
will der Angeſchuldigte feine Unterjchrift nicht 
beifügen, jo wird dies am Schluſſe bemerft. 
Einer bejonderen Affirmation vor dem Friedens- 
richter, deſſen Stellvertreter, Bürgermeijter oder 


Chaufjeen. 
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Beigeorbneten, wie folche im Bezirk des Appel» ftädtifche Ortspolizeibehörde dazu competent. — 
lationsgerichtshofes zu Köln bisher nöthig ge- Gegen ein Rejolut diejer Behörden findet, wenn 


weſen, bedarf es 


—8 —* — 


inzahlung der Strafe.)] 


7. überſteigt, binnen 10 Tagen, vom 


von 15 M 


bie feftgejehte Geldbuße den Betra 
ge ber Er⸗ 


eine Verhaftung ded Angejchuldigten erfolgt |öffnung an, nad) der Wahl des Berurtheilten, 


($ 4, Nr. 2, Ritt, a und b), jo mu 
binnen 8 Tagen leiften; geichieht dieſes nicht, 
fo ift die Sache nad Boricrift bes $ 10 zur 
Erledigung zu bringen. 

[Verfahren im Falle der Verhaftung.) E. 8. 
Iſt eine Verhaftung des Angefchuldigten erfolgt 
($ 4, Nr. 2, Litt. c und $ 5, Nr. 3), jo ift der- 
jelbe, wenn das Verfahren vor einer zu der Ent- 
iheidung nicht competenten Ort3behörde ftatt- 
fand, ſofort unter —— der vorläufigen 
Unterſuchungsverhandlungen, der nad 88 10 u. 
12 competenten Behörde zu überliefern. Fand 
das Verfahren vor einem Chauffeegelderheber 
oder Pächter ftatt, jo ift der Denunciant ver- 
pflichtet, den Angeichuldigten bis zur nächſten 
Ortöbehörde zu bringen, welche für deſſen Weiter- 
beförderung verantwortlich ift ; derfelben find zu- 
gleich die vorläufigen Unterfuhungs- Berhandb- 
ungen zu übergeben. 

[(Schriftlihe Denunciation.] $ 9. Hat ber 
ebertreter der perjönlichen Geftellung zur nächſten 
Chaufjeegeld-Hebeftelle oder Ort3behörde ſich ent- 
zogen ($ 2), jo hat der Entdeder der Uebertret— 
ung fpäteftend binnen 24 Stunden die Denun- 
ciation jchriftlich einzureichen oder ſolche, wenn 
er hierzu nicht im Stande ift, bei der nädjiten 
Ortsbehörde oder Ehauffeegeld«Hebeitelle zu Pro- 
tofoll zu geben. Die Denunciation wird, jofern 
dieje * zu der Entſcheidung nicht compe- 
tent ift, jofort der nad) 88 10 und 12 compe- 
tenten Behörde eingereicht, welcher dann bie In— 
ftruction der Sache, fowie die Enticheidung der- 
jelben nach Maßgabe des $ 10 obliegt. — Daſ—⸗ 


er ſolche Berufung auf richterliches Gehör oder Recurs 


an die vorgejegte Regierung ftatt. Weberfteigt 
bie Strafe den Betrag von 15 M nidt, fo i 
nur der Recurs an die Regierung binnen der 
gedachten Frift zuläffig. Für die Vollſtreckun 
des rechtöfräftigen Reſoluts hat der Landrat 
und beziehungsweife die ftäbtilche Volizeibehörbe 
zu forgen. — In dem Bezirk des Appellationd- 
gerichtöhofes zu Köln wird die Verhandlung, u. 
wenn ber Uebertreter verhaftet worden ift, ber- 
felbe mit der Verhandlung zugleich dem Beamten 
des öffentlichen Minifteriums bei bem Polizei— 
gericht, in deſſen Bezirk bie Webertretung be— 
gangen worden ijt, übergeben. Diefer Beamte 
hat die Sache alddann bei dem Polizeigericht im 
geieblien Wege zur Erledigung zu bringen. — 
ad Polizeigericht ift zur Entiheidung über alle 
Chaufjee-Polizei-Uebertretungen befugt, ohne dag 
es auf die Höhe der Strafe antommt.‘) $ 11, 
Iſt eine Verhaftung des Uebertreters erfolgt, jo 
muß jofort das Refultat oder Erfenntniß abge» 
faßt oder das zur Vervollitändigung der In— 
Itruction etwa noch Erforderliche veranlaßt werden. 
[Beauftragung anderer Behörden] $12. In 
den Landeötheilen, in welchen die allgemeine 
Gerichtsordnung oder das gemeine NRedt gilt, 
lönnen, wenn der Sit ber landräthlichen Be- 
hörde über 3 Meilen von der Ehaufjee entfernt 
ift, ftatt derjelben andere VBermaltungs- oder 
Juſtizbeamte von den Regierungen mit der Führ- 
ung der Unterfuhung, mit der Enticheidung und 
Strafvollitredung in allen denjenigen Fällen 
beauftragt werden, in melden eine Verhaftung 


jelbe Verfahren tritt ein, wenn eine der im $ 1|de3 Ungejchuldigten erfolgt ift. 


bezeichneten Perſonen, ohne dem Uebertreter ſelbſt 


zu betreffen, von einer Ehaufjeepolizei-Weber-|fauf eines Pfandes ꝛc.) 8 


[Verwendung des Ueberjchuffes aus dem Ber- 
13. Wenn der Erlös 


tretung SKenntniß erhält. Dieje Anzeige darf|des veräußerten Pfandftüds ($ 4, Nr. 2, Litt. b 
auch dann, wenn der Thäter unbefannt geblieben ſund $ 5, Nr. 2) ober die zur —— 
iſt, nicht unterlaffen werden. niedergelegte baare Geldjumme ($5, Nr.2) = 
[Weitere Unterfuhung und een Berichtigung der Strafe und Koften einen Ueber- 
$ 10. Hat der Angeſchuldigte der Strafe ſich ſchuß ergibt und der Angejchuldigte oder defjen 
zwar unterworfen, e3 kann aber der Betrag von |Bevollmädhtigter ($4, Nr. 2 b) fich nicht binnen 
ihm nicht beigetrieben werden, oder ift derfelbej4 Wochen nad gejchehener jchriftliher Auffor— 


verhaftet worden ($ 4, Nr. 2, Litt. c), jo wird 
durh ein Reſolut in Stelle der Geldbuße eine 
Gefängnißſtrafe feitgefegt. In gleicher Weije 
erfolgt, wenn ber Angeſchuldigte der Strafe fi 
nicht unterworfen oder ſich der perſönlichen Ge- 
ſtellung entzogen hat ($$ 5 und 9), bie Feſt⸗ 
jegung der durch die Chaufjee-PBolizei-Ulebertret- 
ung oder burd) die im $ 2 erwähnte Weigerung 
verwirften Geldbuße und ber ſubſidiariſch ein» 
tretenden Gefängnißfteafe. — Die Abfafjung des 
Strafrefoluts fteht in den Lanbestheilen, in 
welchen die allgemeine Gerichtsordnung oder bad 
emeine Recht gilt, dem Landrath desjenigen 

ifes zu, in welchem bie vorläufige Unter. 
fuhung erfolgt ift; ift aber bie Webertretung 
innerhalb des Bezirkes einer ftädtiihen Orts» 
dolizeibehörde vorgefallen oder in Gemäßheit des 

2 bei dieſer angezeigt worben, jo iſt Die 


derung zur Empfangnahme meldet, jo wird ber 
Ueberfhuß der Armenkaſſe des Orts, wo bie 
vorläufige Unterfuhung geführt ift, übermwiejen 
mit der Berpflihtung, die Summe dem Unge- 
ihuldigten zurüdzuzahlen, wenn er ſich binnen 
Jahresfriſt, von der Einzahlung zur Armentafje 
an gerechnet, meldet. Iſt der Wohnort des An- 
efhuldigten außerhalb der Provinz oder unbe» 
* fo vertritt, wenn er keinen Bevollmächt- 
igten beftellt hat, eine einmalige Bekanntmachung 


1) Dur Cab.⸗Ordre vom 17. Oct. 1845 ift genehmigt, 
daß bie nah $ 10 des Mequlativs vom 7. Juni 1844 ben 
Lanbrätben zuftehende Abfaffung bes GStrafrefoluts in der 
Provinz Weitfalen den Amtmängern und in denjenigen Theis 
Ien der Rbeinprovinz, welche nicht zum Bezirte bes Appellas 
tionsgerichtshofes zu Köln gehören, ben Bürgermeiftern über: 
tragen, und daß biejenige Hälfte ber auffommenden Strafs 
gelder, melde nad $ 21 des Hegulativs der Etaatäfaffe zus 
fteht, den Gemeindefaffen überlafien werde. 
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im Amtsblatte die Stelle der Aufforderung. Imjallgemeine GerichtSordnung oder das gemeine 
Fall der Freiſprechung wird das Pfandftüd jofort| Recht gilt, die Bollftredung der Strafe ob. In 
an den Angeichuldigten oder deſſen Bevollmächt-| dem Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Köln 
igten gegen Rüdlieferung des Pfandſcheins zurüd-|erfolgt die VBollftredung der von den Boligeie 
gegeben. Iſt derielbe abmwejend und meldet fich|gerichten erfannten Strafen nad) den dort gelten- 
nicht binnen 4 Wochen zur Zurüdnahme des den allgemeinen Borjchriften. — Wenn ein Pfand 
Pfandſtücks, fo ift dafielbe zu verlaufen und mitgegeben worden, fo ift dieſes von der Behörde, 
dem Erlöfe, wie vorjtehend vorgefchrieben, zu welche die erfte Verhandlung aufgenommen bat, 
verfahren. — Wenn ein Unbelannter, welcher bis zum Berlaufe oder bid zur Rückgabe an ben 
auf einer Chauffeepolizei »Uebertretung betroffen | Eigenthümer aufzubewahren, von diejer Behörde 
worden, fi entfernt und Sachen zurüdgelafien/aud der Verlauf des Pfandes zu bewirken und 
hat, jo wird hierüber eine öffentliche Belannt-|nöthigenfalld die Aufforderung des Uebertreterd 
madung von der Unterfuchungsbehörbe erlafjen pr mpfangnahme des Ueberſchuſſes des Er» 
und dreimal von 4 zu 4. Wochen in dad Amts-|löjes zu erlaffen. Die Aufbewahrung und der 
blatt eingerüdt. Meldet fi Hierauf Niemand Verkauf der von Chaufjeegeld-Empfängern oder 
binnen 4 Wochen nad) ber letzten Belanntmad- Pächtern abgenommenen Pfänder, ſowie der Er- 
ung, jo werben die Sachen zum Bortheil der laß der Aufforderung kann jedod von ber der 
Armenkaſſe verlauft, dem Inhaber oder Eigen-|CHaufjeegeld-Empfangsftelle vorgejegten Behörde 
thümer aber bleibt vorbehalten, jeine Anfprüche einem Anderen übertragen werden. it eine 
auf Erftattung des Erlöjes noch bis zum Ablauf gerichtliche Unterfuchung eingeleitet, jo kann ber 
eined Jahres, von der erjten Bekanntmachung Verkauf ded Pfandes nur auf Veranlaffung der— 
an gerechnet, geltend zu maden. — Beträgt der|jenigen Behörde, welche für die Vollſtreckung der 
Werth der Sachen nicht über 150 M, jo bedarf Strafe zu forgen hat, erfolgen. 

e8 der öffentlichen Belanntmahung nit. Der) [Verwendung der Strafgelder.] 5 21. Die 
Verkauf kann alsdann, wenn ſich binnen4 Wochen | von Chauffeepoligei-Mebertretungen auflommenden 


nad) der Beihlagnahme Niemand gemeldet hat, 
verfügt werden und die einjährige Frijt zur 
Geltendmadung der Anſprüche auf Erſtattung 
bes Erlöjes wird vom Tage der Beichlagnahme 
an gerechnet. 8 14. Die Vorſchriften 88 1 bis 
13 fommen auf allen Ehaufjeen zur Anwendung, 
für welche die Verordnung vom 17. März 1839 
und die dem Chaufjeegeld-Tarif vom 29. Febr. 
1840 unter Nr. 7 bis 23 beigefügten Bejtimm- 
ungen gelten. 
2. Chaufjeegelb-Uebertretungen. 

[A. auf Staatäftraßen.!) B. auf den Provin» 
cial · Bezirls⸗, Gemeinde- und Nectienftraßen.] 

17. Bei den auf den Provinzial-, Bezirk», 

emeinde- und Actienſtraßen verübten Chauffee- 
geldübertretungen fommen die Borjchriften der 
s$ ı bis 13 zur Anwendung. 

3. Gemeinjhaftlihe Beftimmungen. 

[Aufhebung des Denuncianten-Antheils.) $18. 
Bon den wegen Chauffeepolizei- oder Chauffee- 
geldübertretungen eingezogenen Strafgeldern joll 
dem Denuneianten fein Antheil zufließen. 

[Glaubmwürdigfeit der Beamten und Denun- 
cianten.] $ 19. Die durch ein vorjchriftämäßiges 
Protokoll feitgeftellte Ungabe eines der in den 
88 ı und 15 bezeichneten Beamten, mit Aus- 
nahme der Chaufjeegeld-Pächter, begründet, wenn 
der Beamte als foldyer vereidet iſt und jeiner 
Glaubwürdigkeit feine befonderen Bedenken ent» 
gegenftehen, in Beziehung auf jolchelebertretungen, 
deren Strafe 30 M nicht überjteigt, einen vollen 
Beweid der von dem Beamten ſelbſt wahrge- 
nommenen Thatſachen, vorbehaltlih des dem 
— ten freiſtehenden Gegenbeweiſes. 

Voliſtrecung der Strafen] $ 20. Iſt die 
Strafe von einem Gerichte feitgejegt worden, fo 
liegt diefem in den Landestheilen, in welchen bie 





») Da auf biefen Chauſſeegeld nicht mehr erhoben wird, be: 
darf es des Abdruds ber $$ 15 und 16 nicht. 


Strafgelder follen zur Hälfte zu einem befonderen 
Unterjtügungs- Fonds für Wittwen und Waijen 
der Polizei» und Steuer» Beamten eingezogen 
werben. Die andere Hälfte joll im Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Köln den in Ger 
mäßheit der Verordnung vom 27. December 
1822 gebildeten Strafgelderfonds, in ben übrigen 
Zandestheilen aber, wenn die Straffeftiegung in 
eriter Inſtanz von einer ftädtifchen Ortspolizei- 
behörde erfolgt ift, der betreffenden Gemeinde» 
fafje und, wenn die Gtraffeftiegung von dem 
Zandrathe oder deſſen Gubitituten ($$ 10 u, 12) 
erfolgt ift, der Staatdlaffe zutommen.!) 


4. Chaufjeebau. 


Enteignung von Grundeigentum zu Chauſſee⸗ 
bauzmweden, j. unter Enteignung Gele vom 
11. Juni 1874, und bezüglich der Entnahme von 
BWegebaumaterialien, daf. 88 50 ff. 

Wegen bed Verfahrens, wenn eine Chaufiee 
über ein Bergwerk geführt werden fol, |. Berg- 
gejeg vom 24. Juni 1865, 8$ 153 — 155 
(S. 138) und wegen Anlage von Chauſſeen 
zu bergbaulichen Bweden, daj. $ 135. 

5. Polizeiliche Vorjhriften über Annahme und 

Beichäftigung von Chauſſeearbeitern, 

ſ. Eijenbahnarbeiter. 

‚Ehemiler, Gebühren derjelben für die Mit- 
wirfung bei gerichtlichen oder medicinal ⸗polizei- 
lichen Feititellungen, }. ©. 30 $ 8. 

Ehemijdye Fabriken aller Art?) gehören zu 
den gewerblichen Anlagen, welche einer bejonderen 
Genehmigung bedürfen, j. Gew.-Ord. $ 16. Bei 
ErtHeilung der Genehmigung find folgende Be- 
dingungen vorzujcreiben : 1. Der Unternehmer 
darf in der Wahl der zu gewinnenden Erzeug- 
nifje und in dem Berfahren der Gewinnung nicht 
über feine eigenen Erflärungen in dem vorgeleg- 
ten Erläuterungs-Berichte vom .. 


DE BE BE Zr u rer 


1) ©. die Note zur Ueberichrift des $ 2. 
2) Hierzu gebören auch bie Farbe⸗ und Ladfabrifen, 


Chemiſche Präparate 
Hinaudgehen. Insbeſondere bleiben nad; bem- 


jelben a) Arjenif, jchwefliche Säure, Chlor und | Re 


Schwefelwaſſerſtoff aus dem Kreiſe feiner Arbeiten 
ausgeichlofien; b) ebenjo alle feuergefährlichen 
oder erplodirenben Körper. 2. Die Vorrichtungen 
zur unſchädlichen Ableitung der Dämpfe jind jo 
u treffen, daß biejelben dem Zwecke ftetd voll- 
Nändig entfprechen ; inöbefondere bleibt die Er» 
höhung ded Schornfteind nad) Bebürfniß vorbe- 
halten. 3. Die Waſchwäſſer und fonjtigen Ab- 
gangs - Flüffigkeiten find mittel3 unterirdijcher 
gemauerter Kanäle in waflerdichte Sammelgruben 
von ausreihendem Rauminhalte zu leiten. Dieje 
Sammelgruben find, falld die Polizei »Behörde 
ſolches zur Verhütung von Beläftigungen der 
Nahbarn oder des Bublicumd für nöthig finden 
follte, möglichſt luftdicht ꝓr ſchließen und nur 
bei Nachtzeit zu leeren. 4. Die Benutzung des 
— Fluſſes zur Aufnahme der Ablaufwäfler 
bildet nicht einen Gegenftand diejer Conceſſion, 
jondern regelt ji) gemäß $ 3 des Gejehed vom 
28. Februar 1843, wonach durch die Zuleitung 
der Fabrikabflüſſe weder der Bedarf der Um- 
gegend an reinem Wafjer, beeinträchtigt, nod) eine 
erhebliche Beläftigung des Publicumd verurjadht 
werden darf. Jedenfalls dürfen Die abgehenden 
Flüffigkeiten nur im geflärten Zuftande dem .... 
Fluſſe zugeführt werden. 5. Die beabfichtigte 
—— der Abfälle zu Compoſt-Dünger 
bleibt von der gegenwärtigen Genehmigung aus- 
geichlofien. 6. Vor der — der An⸗ 
lage hat der Unternehmer die Erfüllung der vor— 
ftehend unter 2. u. 3. aufgeführten Bedingungen 
durch eine Beicheinigung des Kreid-Baubeamten 
der Ort3-Rolizeibehörde nachzuweiſen. 7. Sollte 
fich ergeben, dal die oben feſtgeſetzten Beding- 
ungen nicht genügen, um bie Bejiger oder Ber 
mwohner benachbarter Grundſtücke oder das Publi- 
cum überhaupt, oder das Leben und die Gejund- 
heit der in der Fabrik beichäftigten Arbeiter vor 
erheblichen Gefahren und Nachtheilen zu ſchützen, 
jo bleibt Unternehmer gehalten, ohne Anſpruch 
auf Entihädigung, alle diejenigen Einrichtungen 
zu treffen, welche zur Erreichung größerer Sicher- 
heit ihm von der Bolizei-VBehörde vorgejchrieben 
werden. 

Chemiſche Präparate ; wegen Verjendung 
derfelben auf Eifenbahnen, j. Betriebs -Regle 
ment $ 48, II. (©. 158). 

Chirurgen, j. Ärzte. Das Gewerbe ber 
Ghirurgen-Sehilfen (Heildiener) ift nicht concejs 
fionspflictig. j j 

Ehlor als Desinfectiondmittel, |. Dedin- 
fection verfahren. j 

Chlorkalt-Fabriten, ſiehe chemiſche Fa— 
briken. 

Chlorſaures Kali, Beförderung desſelben 
auf Eiſenbahnen, ſ. Betriebs-Reglement 
8 48, V. A, 3 (©. 159). 

Eholera,, janitätspolizeilihe Vorſchriften, ſ. 
unter Anftedende Krankheiten die Bor» 
ſchriften v. 8. Aug. 1835 8$ 24 ff. (©. 43). 

Givilehe, ſ. unter Perſonenſtandsweſen. 
Gef. v. 6. Febr. 1875 SS 28 fi. 

Giviljtandsbenmte, j. Berjonenjtands- 
beamte. 
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— ſ. Perſonenſtands— 
iſter. 
©. Reichsgeſetz 
vom 27. Juni 1871: 8 75. Die als verjorgungs- 
berechtigt anerkannten Invaliden erhalten, wenn 
fie ſich gut geführt haben, einen Civilverforgungs- 
ſchein.) Die Ganzinvaliden erhalten diefen Schein 
neben der PBenjion, den Halbinvaliden wird der« 
jelbe nach ihrer Wahl an Stelle der Penfion 
verliehen, jedoch nur dann, wenn fie mindejtens 
12 Jahre gedient haben. $ 76. Imvalide, 
welche an der Epilepfie leiden, dürfen den Eivil- 
verſorgungsſchein nicht erhalten. — Iſt die Epi- 
lepfie durch Dienftbeichädigung entitanden , jo 
wird den damit Behafteten, unter der Voraus— 
jegung ihrer Berechtigung zum Eivilverforgungs- 
ihein, nit die dem Grade ihrer Invalidität 
entſprechende Jnvalidenpenfion, ſondern, fofern 
fie nicht ſchon die Penſion der erſten Klaſſe be 
ziehen, die der nächſt höheren Klaffe gewährt. 
— Diejelbe Vergünftigung darf unter gleichen 
Vorausfegungen aucd anderen Invaliden beim 
Ausſcheiden aus dem activen Dienft zu Theil 
werben, wenn fie ihrer Gebrechen wegen zu 
teinerlei Verwendung im Civildienſt tauglich find.2) 
$ 77. Die Subaltern- und Unterbeamtenjtellen 
bei den Reich!» und Staatsbehörden, jedoch aus- 
ſchließlich des Forſtdienſtes, werden nah Maß— 
gabe der darüber von dem Bundesrathe feſtzu— 
ſtellenden allgemeinen Grundſätze vorzugsweiſe 
mit Invaliden beſetzt, welche den Civilverſorgungs⸗ 
ſchein beſitzen. — In dem beſtehenden Concurrenz⸗ 
Verhältniſſe zwiſchen den Invaliden und den 
übrigen Militäranwärtern tritt durch die obige 
Vorſchrift ebenſowenig eine Aenderung ein, wie 
in ben, in den einzelnen Bundesſtaaten bezüglich 
der Verforgung der Militäranmwärter im Eivil- 
dienfte erlajjenen weitergehenden Beftimmungen.®) 
Coaksbrennereien gehören zu den gewerb— 
lichen Unlagen, melde bejonderer Genehmigung 
bedürfen, j. Gew.Ord. $ 16. 


S. Reichsgeſetz v. M. Funi 1871,68 58. Die zur Klaſſe 
der Unteroffiziere und Gemeinen gehörenden Verſonen des 
Soldatenftandes haben Anſpruch auf Invalidenverforgung, 
wenn fie durch Dienftbefhädigung oder nach einer Dien 
von mindeſtens 8 "Jahren invalide geworden find. — Haben 
—— 18 Jahre oder länger activ gedient, fo iſt zur Bes 
gründung ihres Verforgungsanfpruces der Nachweis der Zn: 
valibität nicht erforberlih. — ©. auch Reichsgef. v. 4. April 
1874, 8 10. Unteroffiziere, welde nicht ald Jnvaliden ver: 
forgungsberetigt find, erlangen durch 12jäbrigen activen Dienft 
bei fortgefegter guter Führung den Anſpruch auf den Civil⸗ 
verforgungsichein. Unteroffigiere und Vannſchafien des Be: 
urlaubtenftandes erwerben Anſpruch auf Anvalidenverforgung 
nicht auf Grund ber Dienftzeit, fondern nur durch eine im 
Militärdienfte erlittene Dienftbefhädigung. 

2) Gefeg v. 4. April 1874, 8 12. An Stelle der nach 

76 des Gefeges vom 27. Juni 1871 zu bemilligenden Pens 
ionserböhung für Nidhtbenugung des Eivilverforgungsicheines 
tritt eine ag er rn 9 M monatlich, weldye den ns 
valiben aller Penfionsklaffen gewährt werden Tann. — Ganz: 
invaliden von mindefiens Sjähriger actıver Dienftzeit bebürfen 
um Erwerbe biefer Penfionszulage des Nachweiſes erlittener 
Dientibefhädig nicht. Die Anftellungsentihädigung und 
die vorerwähnte —— fünnen nicht nebeneinander 
bezogen werben. In dem all bes $ 74 ift jede dieſer Pens 
fionszulagen für fi neben einer dem gefammten Dienftein- 
tommen gleichlommenden Benfion zahlbar. 

3) ©. bierzu da8 wegen Raummangels bier richt abzudruds 
ende Reglement über die Eivilverforgung und Eivilanftellung 
der Milttärperfonen des Heeres umd der Wlarine vom Feld- 
twebel abwärts, von 30. Juni 1867. 
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Coalitionsredt — 


Concurrenz. 


Eoalitionsrecht ber Gemwerbtreibenden und ‚lichkeit tritt für Oldenburg die Verpflichtung, die 


‘der gemwerblichen Arbeiter, j. Gew.-Orb. $ 152. |bermaligen 


Eolleeten, j. Hauscollecten.. 


—— nicht zu erhöhen. — 


Bejonbdere ungen von Thoriperr- und 


Eolportage, |. Bilberhändler, Buch⸗ | Pilaftergelvern jollen auf haufjirten Straßen ba, 


händler (fliegende), Bibeln. 


wo fie noch beitehen, dem vorjtehenden Grund» 


Eommunen, Communal-, |. Gemeinde, |jage gemäß aufgehoben und die Ortöpflaiter den 


Communientionsabgaben.') 


Bertrag zwifhen dem Norddeutſchen 
Bunde, Bayern, Württemberg, 
Baden und Hefien, die Fortdauer bed 
Boll- und Handeldvereind betreffend, 
vom 8, Zuli 1867: 


Art. 22. ——— oder andere ſtatt 
derſelben beſtehende Abgaben, ebenſo Pflaſter-, 
Damm-, Brüden- und Fährgelder, oder unter 
welchem anderen Namen dergleihen Abgaben 
beitehen, ohne Unterſchied, ob die Erhebung für 
Rechnung des Staates oder eines Privatberech- 
tigten, namentlich einer Commune gejchieht, jollen 
ſowol auf Ehaufjeen, als aud) e& undauffirten 
Land» und Heeritraßen, welche die unmittelbare 
Berbindung zwiſchen den aneinander grenzenden 
Bereinsitaaten bilden, und auf denen ein größerer 
Handeld- und Neifeverfehr ftattfindet, nur in dem 
Betrage gr oder neu eingeführt werben 
tönmen, als fie den gewöhnlichen Herftellungs- 
und Unterhaltungsfoften angemefien find.?) — 
Das in dem preußiſchen Chauffeegeld-Tarife vom 
Sabre 1828 bejtimmte —— ſoll als der 
> Sag angejehen, und hinführo in den Ge- 
ieten keines der vertragenden Theile überſchritten 
werben, mit —— Ausnahme des Chauſſee— 
geldes auf ſolchen Chauſſeen, welche von Corpo— 
rationen oder Privatperſonen oder auf Actien 
angelegt find oder angelegt werden möchten, in 
fofern diefelben nur Nebenjtraßen jind oder bloß 
locale Verbindungen einzelner Ortſchaften oder 
Gegenden mit größeren Städten oder mit ben 
eigentlihen Haupthandelsſtraßen bezweden. — 
An Stelle der voritehend in Beziehung auf Die 
Höhe der Chaufjeegelder eingegangenen Verbind» 


1) Voſten, Euriere, Eftafetten, Poftboten zc. find von Eom- 
municationsabgaben befreit; Poſtgeſetz v. 28. Oct. 1871 $ 1. 
2) ©. Berorbnung, bieCommunicationsabgaben 
betr., v.16. Juni 1838: 8 9. Die Erhebung —— — 
und ſolchen Wegegeldern, welche neben bem Chauſſeegelde vor: 
lommen für Siraßenſtreclen auf denjenigen Chauſſeen, melde 
in dem $ 1 gedachten Werzeichnifie aufgeführt morben find, 
fällt mit dem Zage ber Belanntmachung dieſes Verzeichniſſes 
binmweg, wogegen, bie ns ed in 
angeımeffener te auf den Staat Überge ie Hebung 
4 Ortes oder ber —— 
en des Minifters der Fin⸗ 
N 
allende o 
88 PH mit Nüdfiht auf die vom Staat fibernommenen 
(ieerbalungstoften der Straßen regulirt. 8 11. Durd bie 
Uebernahme der Unterhaltung ftädtiiher Etrafenftreden von 
Seiten bes Etaats wird in ber —— Verpflichtung zur 
ũnterbaltung der Bürgerfteige und Seitenpflafter, ſowie 
yelghmikien Reinigung der Straßen nichts verändert. 8 
on der UÜebernahme durch den Etaat find Baumerfe 
DB. große Strombrüden als d 
g betrachten find. e 
Unterhaltung derjelben verbleibt dem bisher dazu Verpflichtete 
nebft ben —2* tlich beſtehenden Hebungen und es lommen 
hierbei bie in dem $$ 1—8 unb 14 ertbeilten Vorſchriften zur 
Anwendung; dagegen bat der Staat biejen Anlagen gr 
Unterhaltung mit zu übernehmen, melde twie Ducdläffe, Heine 
Brüden sc. nur Theile der zu übernehmenden Straßenſtreden 


Chauſſeeſtrecken dergeitalt eingerechnet werben, 
da davon nur die Ehaufjeegelder nad dem all« 
emeinen Tarife ————— Art. 23. 
ie Waſſerzölle oder auch Wegegeldgebühren auf 
Flüffen, mit Einjchluß derjenigen, welche das 
Schiffsgefäß treffen (Recognitionsgebühren), find 
von der Schifffahrt auf ſolchen Flüfjen, auf welche 
die Beftimmungen des Wiener Congreſſes oder 
befondere Staatöverträge Anwendung finden, 
ferner gegenfeitig nad) jenen Bejtimmungen zu 
entrichten, injofern Hierüber nichts Bejonderes 
verabredet worden ijt, oder verabredet werden 
wird. — Auf den übrigen Flüſſen, bei welchen 
weber die Wiener Congrefacte noch andere Staats⸗ 
verträge Anwendung finden, werden die Wafler- 
ölle oder Wafjerwegegelder nad) den privaten 
nordnungen ber betreffenden Regierungen er« 
hoben. Diefe Abgaben jollen den Betrag von 
. Sgr. vom Bollcentner oder 1ftr. vom bayer- 
iihen Etr. für die Meile nicht überiteigen. — 
Auf allen diefen Flüffen wird jeder Vereinsſtaat 
die Angehörigen der anderen Vereinsſtaaten, 
deren Waaren und Schiffsgefäße in jeder Bes 
ziehung, insbeſondere auch hinfichtlich der Binnen- 
fahrt, gleich feinen eigenen behandeln. Art. 24, 
n ben Gebieten ber vertragenden Theile jollen 
Stapel» und Umſchlagsrechte auch ferner nicht 
zuläjfig fein. Niemand joll zur Anhaltung, Ver- 
ladung oder Lagerung gezwungen werden können, 
al3 in ben Fällen, in welchen die gemeinjcaft- 
fihe Zollordnung oder die betreffenden Scdiff- 
rg ne ed zulaffen oder vorjchreiben. 
rt. 25. Sanal-, Schleujen-, Brüden-, Fähr-, 
afen-, Waage⸗, Krahnen- u. Niederlagegebühren 
und Leiftungen für Anftalten, die zur Erleichter- 
ung bes Verkehrs beftimmt find, jollen nur bei 
Benugung wirklich beitehender Cinricjtungen er— 
* werden und, mit Ausnahme der Abgaben 
ür die Befahrung der nicht im Staatseigenthum 
befindlihen künſtlichen Waflerftraßen, die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung er« 
forberlidyen Koften nicht überfteigen. Alle diefe 
Abgaben follen von den Angehörigen aller Ber- 
eindftaaten auf völlig gleiche Weife, wie von den 
eigenen Ungehörigen, ingleihen ohne Rüdficht 
auf bie Beitimmung der Waaren erhoben wer- 
ben. — Findet der Gebraud einer Waageein- 
—* nur zum Behufe der Zollermittelung 
oder überhaupt einer zollamtlichen Controle ftatt, 
jo tritt eine Gebührenerhebung nicht ein. 
Complott im ftrafrehtlihen Sinne, ſ. Str.» 
G.⸗B. 88 83, 115 ff. 122, 124, 
Comptoirs, Gewerbefteuer derjelben, f\ unter 


für 16 Gemwerbefteuer, Gef. v. 30. Mai 1820 8 4, 


Coneeffion, ſ. Genehmigung. 
rg — ——— ſ. Str.» 
„rR). 714. 


) Die Ehorfperrgelder waren in Preußen Bereits d 
$ 18 ber — vom 16. Juni 1838 Gulechoben. 
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Concurs ſ. Bankerutt. $ 5. Unter den Beamten ($ 1) find auch die⸗ 
Eonfeifion, ſ. R — Schulen. jenigen, welche in mittelbarem Staatsdienſte 
Confiscation, |. Beihlagnahme. ftehen, einbegrifien. $ 6. Das gegenmärtige 


Eonfliete_bei gerichtlichen Berfolgungen wegen vr findet aud Anwendung, wenn Berjonen 
Amts und Dienithandlungen. de3 ——— wegen Handlungen, welche 
von ihnen bei Ausübung oder in Veranlaſſung 
Gejeg vom 18. Februar 1854: per Ausübung ihrer Dienftverrichtungen vorge: 
81. Wenn gegen einen Civil» oder Militär nommen find, oder wegen Unterlafjung ihrer 
beamten ’) wegen einer in Ausübung oder in|Dienftverrihtungen bei anderen als Militärge- 
Beranlaffung der Ausübung ſeines Amtes bor«| richten belangt werden. — In diejen Fällen ſteht 
genommenen Handlung oder wegen Unterlafjung|dem vorgefegten Divifiond - Commandeur oder 
einer Amtshandlung eine gerichtliche Verfolgung |commandirenden General bie Befugniß zu, den 
im Wege des Civil» oder Strafproceſſes einge-| Conflict zu erheben. Die Berrichtungen des Ge— 
feitet worden ift, jo jteht der vorgejepten Pro⸗ richtshofes zur Entiheidung derCompetenzconflicte 
vinziale oder Gentralbehörde des Beamten, falls werden durd das Militär- Juftizdepartement aus« 
fie glaubt, daß demſelben rine zur gerichtlichen — welches unter Mitwirkung dreier höherer 
Verfolgung geeignete Ueberſchreitung jeiner Amtd- Offiziere, die von dem Könige jedesmal auf 3 
befugniffe oder Unterlafjung einer ıhm obliegen« — bezeichnet werden, zu entſcheiden hat. Die 
den Amtshandlung nicht zur Laſt fällt, die Ber) Beſchlußnahme erfolgt a ben ichriftlihen Vor» 
fugniß zu, den Conflict zu erheben.?) — Auftrag zweier rechtöverftändiger Referenten, deren 
einen ſolchen Eonflict finden die Vorſchriften deöleiner von dem Juſtizminiſter, der andere von 
or vom 8. April 1847°) Anwendung. dem Kriegeminifter ernannt wird. $ 7. Auss 
$ 2. Erachtet der Gerichtshof zur Entiheidung|geichloffen von dem gegenwärtigen Geieg bleiben 
der Gompetenz + Conjlicte vor Fällung jeined|die Fälle, in benen bie gerichtliche Verfolgung 
Urtheils nod re Ermittelungen fürjeingeleitet ift: 1. gegen richterliche Beamte, 2. 
erforderlih, jo it er befugt, ſolche durch dielgegen andere Juftizbeamte, mit Ausnahme der 
Bermaltungd- oder durch die Gerichtöbehörben| Beamten der Staatsanwaltſchaft und der gericht 
zu veranlajjen, insbejondere bie Vortjegung der lichen Polizei, 3. gegen die im Bezirke des 
gerichtlichen Inftruction oder Unterjudung bis zu|Appellationsgerihtshofes zu Köln angeftellten 
einem zu beftimmenben Ziele anzuordnen. — Ueber | Hnpothelenbewahrer und Civilftandsbeamten.*) 
das Ergebniß diejer Ermittelungen find vor Fäl-| Congregationen der fatholiihen Kirche, ſ. 
ung des Urtheild die im der Sache betheiligten]Örden. 
Privatparteien zu hören. Denjelben ift zu dieſem Comfjolidation von Bergmwerfen, ſ. Berg- 
Zwece zu eröffnen, daß ihnen freiftehe, ſich über|geijeg $$ 41—49, 215 (©. 130 u. 143). 
die Verhandlungen, deren Einficht ihnen bei dem) Confjumvereine, |. unter Genoſſenſchaf—- 
Gerichte, bei weldem die Verfolgung eingeleitetiten Gef. v. 4. Juli 1868. 
ift, geitattet werde, binnen einer Brächulinfeift — — 
von 4 Wochen zu erffären. Im Uebrigen fommen| 1), Miniſtexialerlaß vom 5. Oct. 1860: Da von der 


auch hierbei die Beitimmungen ber $3 5 und ff. Defugniß zur Erhebung bes Gonflictes, melde durg das Ge⸗ 
. vom 13. Febr. 1854 ber vorgefegten Provinzial ob. ⸗ 
des Geſetzes dv. 8. April 1847 zur Anwendung. —ES pr berfo * —— elegt or 


8. Befindet ber — 6 2) daß dem ben, nicht Immer Kader * es eh breiienber 
amten eine zur gerichtlichen olgung geeig; Gebrauch gemacht worden ift, jo nigliche Staates 
eis — — ſeiner Amtebefn se minifterium beflofien, bie betbeiligten Behörden auf 
A } bli t3hand Gefihtäpuntte anfınerffam machen zu fen: 1. Rad der 
Unterlafiung einer ihm obliegenden Amtshand-|Rehtiprehung des Gerihtäbofes zur Entiheibung der Com: 
kung wicht zur Safe Tale, To ee DIE ober Gentrafbehöre 
J 3 n ebor' 
der Rechtsweg gegen den Beamten unzuläjfig jet, des Beamten der Anfıct ift, daß berfelbe innerhalb der Grenz 
im entgegengejegten Falle aber, daß derſelbe zu⸗ gr feiner Amtöbefugniffe gehanbeit ober eine ihm obliegende 
af je m ebet Der ep Ve N ED 0 Sr an Faue 
er ; . ner Am 
dieirt weder dem Beamten in jeiner weiteren] nanifte überihritten, oder, dab er eine ihm obliegende Amta- 
Bertheidigung er —* —* — —— | —— unterlaffen —— — —*7 glaubt, daß 
richte in ſeiner rechtlichen Entſcheidung der Sache. zu einer gerichtli erfolgung micht geeignet ift, 
5 f , fo ift doch von der Erbebung bes Conflicis abzufeben und bie 
5 4. Vorſtehende Beſtimmun en ſind auch an⸗ Entjcheidung darüber, ob unter ben belonderen Umftänden des 
wenbbar, wenn u gerichtliche Verfolgung m. wi. Beamten u, — weideh eine 
Amtöhandlungen $ 1) gegen: einen aus dem] frafredt oder ci tli antwortlichfeit nbe, 
r ; ; nicht zur Pait falle, ben Gerichten zu überlafien. 2. Aber au 
Diente bereits ausgeſchiedenen Beamten oder|in kesienigen Fäuen, in meichen nah Anfıht Der Behörde der 
gegen die Erben eines Beamten anhängig wird. | Beamte jeine Amtsbefugnifie nicht überichritten, oder eine ihm 
— ——— * —— ge ift —— en, 
ie ung on nur als eine Bes 
z ie mittelbaren hfugniß geſtattet. Bon diefer Befugniß ift nur dann Gebrau 
RE ng — a Hibifchen —— ee wenn es ganz unzweifelhaft erſcheint daß 2 
meinde; Ctemnunif des Gerichtähers zur GEntiheidung derjmtsüberichreitung nicht ftattgefunden hate. 3. Da endlich 
etensconflicte vom 14. Nov. 1873 die Ermittelung der erbebliben Thatſachen unter allen Um⸗ 
—— in Risse — —— — ende | Händen —5 und zwar ſowel für die Prüfung der 
Behmte fm der Mbficht und mit bem Bewußtfein, einer Bict| Kon nreidukpefes hun Gniiheikune Der Gemein 
au genügen, —— gen Br ed ZUR |derfelbe begründet fei, fo ift der Erbebung des Genfictes HB 
Entiheibung engeonflicte Nov. 1878. zur fattgefumbenen Ausmirtelung jener Thatfahen Anftanb zu 
3) zus. »- Enten er ra zwiſchen en erit in der zweiten Inſtanz ber Con⸗ 
ben ung rden. 


Srotefend, Polizei⸗Lexilon. 14 


= 





210 


Eontrol-Ördnung. (Zweiter Theil der deut- 
hen Wehr-Ordnung dv. 28. Gept. 1876)}). 


Erfter Abjchnitt. 
DOrganijation der Controle, 

81. [Im Allgemeinen] 1. Die Controle 
hat den Zweck, die Erfüllung der militäriichen 
Pflichten der nicht zum activen Heere gehörigen 
Wehrpflichtigen ($ 5, 2) zu beauflihtigen. 2. 
Sie wird einestheils durch die Erjag-Behörden an- 
derentheild durch die Landwehr- Behörden unter 
theilweifer Mitwirkung der Eivil-VBehörden aus« 
geübt. 3. Der Eontrole durd die Erjag-Behör- 
den unterliegen die Wehrpflichtigen nach näherer 
Beftimmung der Erja-Ordnung von dem Eintritt 
in das milttärpflichtige Alter ab bis zur erfolg» 
ten endgiltigen Entigeidung über ihr Dienit- 
verhältnif. Im Uebrigen tritt die Controle der 
Zandmwehr-Behörden ein. Sie wird, fo weit jie 
ohne Mitwirkung der Eivilbehörden erfolgt, durch 
die Landwehr » — geregelt. So weit ſie 
unter Mitwirkung der Civil⸗Behörden ſtattfindet, 
iſt fie Gegenſtand der ControlOrdnung. 4. Die 
mit der Ausübung der Controle beauftragten 
Zandwehr-Behörben find die Landwehr-Bezirts- 
Commandos; unter ihrer Leitung ftehen die Land» 
wehr-Bezirlö-Feldwebel. 5. Control-Bezirke jind 
die Yandiw.-Bataillond-Bezirke (ED. Anlage 1)?) 
und innerhalb derjelben die Landwehr-Compagnie- 
Bezirke, 

2. [Mitwirkung von Civil-Behörden.]) 1. 

e Reichs⸗, Staatd- und Communal-Behörden 
find verpflichtet, in dem Bereiche ihrer gejeglichen 
Befugniffe die Erfag- und Landmwehr- Behörden 
bei der Eontrofe und allen hiermit-im Bujammen- 
hange ftehenden Dienftobliegenheiten zu unter- 

ügen, — R-M.G. $ 70, — 2. Dieje Unter- 
ftügung liegt im Wejentlichen den Polizei-Behör- 
den ob. An Orten, an welden die Polizei— 
Obrigkeit oder deren Vertreter ihren Gig nicht 
hat, ıft der Ortsvorſtand in erjter Linie hierzu 
verpflichtet. 3. Die Confuln, die Seemanns- 
ämter und bie Borjtände der öffentliden Navi— 
onen Age haben gleichfalls innerhalb ihrer 

efugnifje bei der Eontrole mitzumirten. 4. Die 
Gerichte haben — ſoweit dieje Obliegenheiten 
nicht bejonderen Beamten (Staatd- oder Polizei- 
Anwälten) übertragen find — die hinſichtlich der 
Eontrole erforderlihen Mittheilungen den Erjap- 
oder Landwehr-Behörden unaufgefordert zugehen 
zu laſſen. 

Zweiter Abjchnitt. 
Erfüllung der ae bis zum 
Beginn der Dienitpflidt. 
$ 8. [Erfüllung der Wehrpflicht bis zum Be— 


1) ge en im folgenden bedeuten: D. Etr.-G.:B.: 
Deutſches Stra —— CG. Controlgeſetz Geſetz, betr. 
die Ausübung der militüriſchen Controle die WPerfonen 
des 7 en Dis, = en .. F 

e zuläffigen Disciplinarftrafmittel, v. 15. Febr. 1875]. 
2%: —— vom 12. Febr. 1875. M.Etr.G.ꝛ 
Vilitär-Strafgefegbuh vom 20. Juni 1872. Bortofr.:G.: 
Tortofreibeitsgefeg vom 5. Juni 1869. R-M.:&.: Reichs: 
mi ejeg vom 2. Mai 1874. R.:B,.: Meichsverfafjung v. 
16. 1871. SteA.“G.: Staatsangebörigkeitäg 38 


1. Juni 1870. W.:G.: Wehrgeſetz v. 9. Nov. 1867. 
Erfagorbnung. E.:D.: Eontrol-Örbnung. 

) Diefe umd die übrigen Schemata werden bier nicht ab: 
gedrudt. 
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ginn der Militärpfliht] 1. Wehrpflichtigen, 
welche ſich noch nicht im militärpflidtigen Alter 
befinden, dürfen Wuslandepäfje für eine über 
ben Zeitpunkt des Eintritt® in diejes Alter hin- 
ausliegende Zeit nur inſoweit ertheitt werden, als 
fie eine Beſcheinigung des Eivil-Vorfigenden der 
Erſatz ⸗ Commiſſion ihres Geftellungsortes darüber 
beibringen, daß ihrer Abweſenheit für die beab- 
ſichtigte Dauer Hindernifje nicht ent ⸗ 
gegentehen. 2. Die Zuläſſigkeit der Anmujter- 
ung foldyer Perjonen durd die Seemanngämter 
ift von der Beibringung einer gleichen Bejcheinig- 
ung abhängig. 

Ss4 [ Riuung der Militärpflicht.) 1. Zur 
Controle über Erfüllung der Militärpflicht dienen 
die in der Erſatz - Ordnung vorgeichriebenen 
Scheine (Schema 1 bi3 5, 11, 12, 14—16). Die 
Ertheilung diefer Scheine im Original erfolgt 
fojtenfrei. Für Ausfertigung von Duplicaten 
werden 50 Wfennig Schreibegebühr entrichtet. 
Anträge auf Ausfertigung von Duplicaten wer» 
den an den Eivil-Borfigenden der Erjag - Eom- 
miffion des Aufenthaltsorts gerichtet. Ausnahmen 
ſiehe 8, 4. Die Ausfertigung des Duplicats 
darf nur von der Behörde erfolgen, welche das 
Original ertheilt hat. 2. Wer ſich über die Er- 
füllung der Militärpflicht nicht ausweiſen kann, 
wird zur forfortigen Anmeldung zur Recrutir- 
ungs-Stammrolle veranlaft. 3. Auslandspäfſe 
und fonjtige Reijepapiere find Militärpflichtigen 
nur für die Dauer der ihnen bemwilligten Zurüd» 
ftelung (E.-D. $ 27) zu gewähren. 4 Ans 
mufterungen Militärpflichtiger dur die See 
manndänter dürfen nur für die Dauer ber ihnen 
bewilligten Zurüdjtellung (E.O. $ 27 u. $ 31,6) 
jtattfinden. 5. Bon der Einleitung einer ge» 
rihtlichen Unterfuhung gegen Militärpflichtige, 
ſowie von jeder Berurtheilung Militärpflichtiger 
ist dem Eivil-Borjigenden der Erſatz-Commiſſion 
ihres Aushebungsbezirt3 Kenntniß zu geben. 

Dritter Abjchnitt. 
Erfüllung der Dienftpflidt. 

85. irre | der Dienftpfliht im Wllges 
meinen] 1. Die Dienftpflicht wird entweder im 
activen Heere oder im Beurlaubtenverhältnif 
oder in der Erjag-Rejerve abgeleijtet (E.-D. Ab- 
ſchnitt II.). 2. Zum activen Heere ger 
A. Die Militärperjonen des Friedensftandes, und 
zwar: a, bie Offiziere, Aerzte und Diilitärbeam- 
ten des Friedensſtandes vom Tage ihrer Anftell- 
ung bi8 zum Zeitpunkt ihrer Entlafjung aus 
dem Dienſt; b. die Eapitulanten vom Beginn 
bis zum Ablauf oder bis zur Aufhebung der 
abgeſchloſſenen Capitulation; c. die Freiwilligen 
und die ausgehobenen Refruten von dem Tage, 
mit welhem ihre Verpflegung dur die Militär- 
Bermwaltung beginnt; Einjährig - Freiwillige von 
dem Zeitpunkt ihrer definitiven Einftelung im 
einen Truppentheil an, ſämmtlich bis zum Ab» 
lauf des Tages ihrer Entlaffung aus dem activen 
Dienſt. B. a. Die aus dem Beurlaubtenftande 
zum Dienft einberufenen Offiziere, Aerzte, Mili- 
tärbeantten und Mannjdaften von dem Tage, zu 
welchem fie einberufen find, bi zum Ablauſe des 
Tages der Wiederentlafjung; b. alle in Kriegs- 
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zeiten zum activen Dienft aufgebotenen oder frei | Dienftobliegenheiten, jedoch unter der Bedingun 
willig eingetretenen Offiziere, Nerzte, Militäre|der Rücklehr im Falle einer — ad 
beamten und Mannſchaften, welche zu keiner der 2 Jahre, beurlaubt werden. — R.M.⸗G. $ 59, 
vorgenannten Kategorie gehören, von dem Tage, — Diefer Urlaub wird dur die Landmwehr- 
zu welchem fie einberufen find, beziehungsweiſe Bezirls. Commandos ertheilt. Offiziere und im 
vom Beitpuntt de3 freiwilligen Eintritt3 an, bis |Offizierrange ftehende Merzte des Beurlaubten- 


zum Ablauf des Tages der Entlajjung; c. die 
Eivilbeamten der Militär-Verwaltung, vom Tage 
ihrer Anftellung bis zum Beitpunft ihrer Ent- 
lafjung aus dem Dienjte. — R.M.G. $ 38. 
— Auf die active Marine finden vorjtehende 
Feitjegungen finngemäße Anwendung. 3. Im 
Beurlaubtenverhältnif befinden ſich alle Berjonen 
des Beurlaubtenftandes, welche nicht zum activen 
Dienjte einberufen find. 4. Zum Benrlaubten- 
ftande gehören; a. Die Offiziere, Werzte, Beam 
ten und Mannſchaften der Rejerve, Landwehr 
und Seewehr; b. die vorläufig in die Heimath 
beurlaubten Refruten und Freiwilligen; c. die 
bi3 zur Enticheidung über ihr ferneres Militär 
verhältniß zur Dispofition der Erjah-VBehörden 
entlaffenen Mannfchaften; d. die vor erjüllter 
activer Dienftpflicht zur Dispofition der Truppen- 
theile beurlaubten Mannſchaften. — W.G. $ 15 
und R-M.G, 8 56. — 5. Bur Erjap-Reierve 
gehören die Erjag -Referviften 1. und 2. Klaſſe. 
a R M.G. & 2 . 


8 6. [Erfüllung der Dienftpflicht im activer 
Heere.] 1. Ueber die Rechte und Pflichten der 
Militärperfonen ded activen Heered enthält ber 
III. Abichnitt des Reichs-Militärgeſetzes vom 2. 
Mai 1874 das Nähere. 2. Die Entlafjung aus 
der — —— (Genehmigung zur Aus 
wanderung) darf Militärperfonen des activen 
Heered nicht ertheilt werben, bevor fie aus dem 
Dienft entlafien find ($ 7, 5). — St.A.G. 5 15. 
— 8, Ws Ausweis für Militärperfonen des 
activen Heeres dienen die Sefdbüder. Offiziere 
und im Offizierrange ftehendı Aerzte weiſen ſich 
außerdem durch ihre Patente, Beamte durch ihre 
Beftallungen aus. 4. Bei Märjchen dienen Die 
Marfcrohten, bei Eifenbahnfahrten die Requi— 
fitionsicheine al3 Ausweis. 5. Beitweije beur- 
laubte Mannihaften erhalten Urlaubstarten oder 
Ur laubsſcheine. 

7. [Erfüllung der Dienſtpflicht im Beurlaub⸗ 
tenſtande im Allgemeinen.) 1. Die Perſonen des 
Beurlaubtenftandes find während der Beurlaub- 
ung (d. i. während des Beurlaubtenverhältnifjes, 
j. 8 5, 3) den zur Ausübung der militärijchen 
Tontrole ($ 1, 4) erforberlihen Anordnungen 
unterworfen. Sie haben er Vorkehrungen 
zu treffen, daß dienstliche Befehle ihrer Borgeleß- 
ten und namentlich Geitellung$ » Orbred ihnen 
jederzeit zugeftellt werden fönnen. Im dienſt- 
Lichen Verkehr mit ihren Vorgejepten oder wenn 
fie in Militärumiformen erfcheinn, find fie ber 
militärifhen Disciplin unterworfen. — R.-M.- 
&.$57. — 2, Bei eintretender allgemeiner 
SMobilmahung haben alle im Auslande befind« 
Yichen Berjonen des Beurlaubtenftandes fi un- 
—— in das Inland zurückzubegeben. — 
RR. 6G 8 68, — 3. nr 


ſtandes fünnen unter gleichen Berhältniffen durd) 
den Infanterie» Brigade» Commandeur beurlaubt 
werben. Wer feinen Urlaub nachjucht oder er» 
hält, ift zwar in der Wahl feines Aufenthalts- 
ort3 in Friedenszeiten nicht befchränft, muß; je- 
doc) die gewöhnlichen Dienftobliegenheiten erfüllen. 
4. Weiſt ein auf Grund der unter Nro. 3 ent- 
haltenen Beitimmungen Beurlaubter durch Con» 
julatsattejte nad), daß er fi in einem außereuro 
päiſchen Lande. eine fefte Stellung ald Kaufmann, 
Gewerbetreibender ꝛc. erworben hat, jo fann ber 
Urlaub bis zur Entlajjung aus dem Militär 
Berhältniß und unter gleichzeitiger Dispenfatior 
von der Rückkehr im Falle einer Mobilmadjung ver: 
längert werden. Auf die Küftenländer des Mittel- 
ländiihen und Schwarzen Meeres findet dieie 
Beſtimmung keine Anwendung. — R.-M. ©, 
$ 59. — Derartige Anträge unterliegen der Ent« 
ſcheidung der, Infanterie-Brigade-Commandeure, 
weichen fie durch die Lanbwehr-Bezirtd-Comman- 
dos vorgelegt werden, Bei Offizieren und im 
Dffizierrange ftehenden Aerzten ift die Verab« 
ſchiedung nachzuſuchen. 5. Den Dffizieren und 
im DOffizierrange ftehenden Nerzten des Beurlaub— 
tenftandes, jowie benim 85,4 b—d bezeichneten 
Mannſchaften darf — falld fie nicht nachweiſen, 
daß fie in einem anderen Bundesftaate die Stants- 
angehörigfeit ermorken haben — die Entlaffung 
aus der Staatdangehörigkeit nur mit Genehmig« 
ung der Militärbehörde ertheilt werden. — R.- 
M.-G. 8 60, 1. — Derartige Geſuche find an 
das zuftändige Landmwehr-Bezirfd-Eommando zu 
richten. Solche Geſuche der Offiziere und im 
Dffizgierrange jtehenden Nerzte werben behufs 
Herbeiführung der Verabſchiedung meiter beföür- 
dert. Leber die Gefuche der Mannſchaften wird 
von ben nfanterie-Brigade-Commandeuren bes 
funden. 6. Offiziere und im Offizierrange ftehende 
Aerzte de3 Beurlaubtenftandes, welche ohne Er» 
(aubniß auswandern, werden mit Gelditraien bis 
au 3000 M oder mit Haft oder mit Gefängniß 
id zu 6 Monaten bejtraft. — R.-M.:®. 8 60, 
2. — bie — — der gerichtlichen Unter- 
ſuchung ift Sache der Landwehr» Bezirt3-Com- 
mandos. 7. Die näheren Feſtſetzungen über die 
Dienjt-Verhältnifje der vorläufig im die Heimath 
beurlaubten Recruten und Freiwilligen und der 
bis zur Entiheidung über ihr ferneres Mititär- 
Berhältniß zur Dispofition der Erjagbehörden ent- 
laſſenen Mannſchaften find in der Erſatz Ordnung 
enthalten (E.O. $ 79, $ 81 und 8 84). 8. Die 
an Dispofition der Truppentheile beurlaubten 

annichaften können bis zum Wblauf ihres 3. 
Dienftjahres jederzeit zur Fahne (zum artiven 
Dienjt) wieder einberufen werden und bedürfen 
bis dahin der militäriichen Genehmigung zum 


m Frieden können Wechſel des AufentHaltsorts. — R⸗MG. $ 60, 


Mannidaften der Reſerve, Landwehr und See-|5. — Die Genehmigung wird dur die Land» 


ehr, welche nad) augereuropäifchen Ländern * wehr⸗Beziris⸗Commandos ertheilt. 
ichen Aufenthalt wechſelt, ohne die Genehmigung hier— 


wollen, unter Dispenſation von den gewöhn 


Wer den 


14* 
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u nachgefucht oder erhalten zu haben, wird ſo⸗ Veurlaubtenſtandes).) 1. Die militäriihe Con- 
dort wieder einberufen. 9. Im Uebrigen gelten;trole der Perſonen ded Beurlaubtenftandes wird 
für die Perſonen des Beurlaubtenitandes bie all-|durdh die Landwehr » Bezirk! - Commando und 

emeinen Landesgeſetze und find biejelben in der zwar — der —68 durch die Land⸗ 

hl ihres Aufenthaltsort? im In- und Aus⸗ wehr-Bezirks⸗-Feldwebel — im Auftrage der 
lande, in der Ausübung ihred Gewerbes, rüdficht- | Landwehr - Bezirtd - Commandod — ausgeübt 
lih ihrer Verheirathung und ihrer ſonſtigen (Fß 1, 4). 2. Bur Aufrechterhaltung der militär- 
bürgerlihen Berhältnijie Beſchränkungen nicht iſchen Eontrole dienen bie nad $ 10 vorgeſchrie⸗ 
unterworfen. — R.M.G. $ 61. — 10. Bei Er- |benen Meldungen und die nad) $ 11 abzuhalten» 
theilung von Auslandspäſſen an Perjonen des den Eontrol-Berfammlungen. 3. Die militärifche 
Beurlaubtenitandes ift darauf zu achten, daß die-|Eontrofe muß jo gehandhabt werten, daß die 
felben der ihnen nad) $ 10, 6 obliegenden Ber-|Einberufung der Perjonen des Beurlaubtenitan- 
pflihtung nachfommen. Weber Ab» und Anmeld» des in Uebungen, nothmwendigen Berftärfungen 
ung beim Aufenthaltswechjel fiehe 810,5. Ueber|oder Mobilmahungen bed Heeres und der Marine 
die erfolgte Anmujterung von rejerve», land» und jederzeit ftattfinden fann. — ®.@. $ 6. — 
feewehrpjlichtigen Mannſchaften ift dur die] 8 10. \erdir- ber Rerfonen des Beur- 

Seemannsämter bemjenigen Landwehr» Bezirkö-Taubtenftandes.] 1. Die zur Ausübung der mi- 
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Commando, von welchem erjtere controlirt wer⸗ 
den, jofort Mittheilung zu madhen. Die Dauer 
ber Anmufterung ift — jomweit irgend möglid — 
anzugeben ($ 10, 7). 11. Reſerve⸗, land» und 
ed ka ar Mannidaften darf in der Beit, 
in welcher jie nicht zum activen Dienjt einberufen 
find, die Erlaubniß ER ee ver» 
weigert werben. — W.G. $ 15; St.A.G. 8 15, 
3; RB. Urt. 59. — Bor Griheitung der Aus- 
wanderungserlaubni ift durch die Kolizei-Be- 
hörde dem Landwehr » Bezirfd- Commando Mit- 
theilung zu maden. Die eg der Aus⸗ 
wanderungsd» Erlaubniß darf erjt erio gen, nad) 
dem das Landwehr-Bezirld-Commando beicheinigt 
hat, dab ber Auswanderung eine Einberufung 
zum activen Dienſt nicht entgegenitcht. Wenn 
Berjonen des Beurlaubtenitandes, weldhe die Er- 
laubniß zum Auswandern erhalten haben, nicht 
auswandern oder wenn Ausgewanderte vor voll- 
endetem 31. Lebensjahre wieder zurüdfehren, jo 
ift durch die Rolizeibehörde dem nädjiten Land— 
wehr-Bezirfd-Commando hiervon Mittheilung zu 
maden (E.-D. $ 19). 12. Bon jeder Einleitung 
einer gerichtlichen Unterfuhung gegen Perjonen 
bed Beurlaubtenftandes, ſowie von deren Ausfall 
ift dem Lanbwehr-Bezirld-Commando, in deſſen 
Controle fie jtehen, Mittheilung zu maden. ($2,5). 
8. [Militärpapiere der ——— des Be⸗ 
urlaubtenſtandes.]) 1. Die Offiziere, im Offizier- 
range jtehenden Werzte und Beamten des Beur- 
laubtenftandes weiſen fih dur bie im $ 6, 3 
bezeichneten Papiere aus. Verabſchiedete Offiziere 
und im Offizierrange ftehende Werzte erhalten 
Dimiifiond- Patente. 2. Beurlaubte Recruten und 
Freiwillige weifen fi durch die ihnen na 


ten Scheine, Mannſchaften der Seewehr 2. Klaſſe 
durch Seewehr- Scheine E.O. Schema 5) aus. 
3. Alle —— Mannſchaften des Beurlaubten- 
ſtandes erhalten Militärpäſſe und neben dieſen 
Führungsatteſte. 4. Die Ausfertigung von Dupli— 
caten verloren gegangener Militärpapiere darf 
nur von der Behörde erfolgen, welche das Drigi- 
nal ertheilt hat. Für Ausfertigung eines Dupli- 
catd find 50 P Schreibegebühr zu entrichten. 
Derartige Anträge find von den Mannichaften 
bes Beurlaubtenftandes an den fie controlirenden 
Landwehr⸗Bezirks⸗Feldwebel zu richten ($ 9, 1). 

89. [Militäriiche Controle der Perfonen bes 


Schema 12 oder 15 der Erjag-Ordnung ertheif —— hulicer 
a 


litärifchen Eontrole erforderlihen Meldungen ſind 
von den Mannihaften des Beurlaubtenftandes 
mündlich od. jchriftlich im Stationgorte der Land⸗ 
wehr-Eompagnie ($ 1, 5) zu erftatten. Bebür- 
fen fchriftlige Meldungen weitere Erläuterungen, 


1) Gefeg vom 15. Febr, 1875: 8 1. Tie Mannfhaften 
ber Landwehr fünnen alljährlich einmal, die übrigen Berionen 
des Beurlaubtenftandes zweimal zu Controlverſammlungen 


zufammenberufen werden. Letztere find mit Bezug auf Zeit 
und Ort fo einzurichten, J bie betheiligten Mannſchaften 
nicht länger als einen Tag, einſchließlich des Hinweges zum 
Berfammlungsorte und des Rüdweges, ihren bürgerlichen Ge— 


ihäjten entjogen werben. 8 2. Die zur Ausübung ber milis 
täriihen Gontrofe erforderlichen Meldungen find von ben 
Mannicaften bes Beurlaubtenftandbes mind lich oder ſchriftlich 
im Stationsorte der Landwehrcompagnie zu erſtatten. Bes 
bürfen ſchriftliche Dieldungen weiterer Erläuterungen, jo kann 
bie perſonliche Geftellung im Etationsorte gefordert werben. 
— Daffelbe gilt für die Anbringung von Gefuchen und Bes 
ſchwerden in militäriihen Dienftangelegenheiten, ſowie fir 
Rechtfertigung wegen Perjäumnig militärifber Pflichten. In 
diefen Fällen dürfen Mannſchaften des Benrlaubtenftandes 
aud in das Etabsquartier des Landwehrbezirks-Tommandos 
beordert werben, wenn ihre perfönlihe Vernehmung bajelbft 
erforderlich ift. 8 3. Die Geftellung zu den Eontrolverfamms 
lungen u. im Etationsorte der Landwehrcompagnie begründet 
feinen Anſpruch auf Gebühren. Mannſchaften, welche auf 
Grund des $ 2 in das Etabsauartier des Landwehrbezirtks— 
Commandes beorbert werben, haben Anſpruch auf bie regles 
mentarifhen Gebühren, wenn das Siabsquartier nit mit 
dem Stationdorte der Landwehrrompagnie zufammenfält, 8 4. 
Landwehr-Diannfhaften, welche das 32. Lebensjahr übers 
fhritten haben, fönnen zu ben gefeglichen Uebungen nur aus⸗ 
nahmsweiſe, auf Grund befonderer failerlicher Verordnung, 
einberufen werben. Diefe Beichränfung finder jedoch feine Ans 
wendung auf diejenigen, melde a) infolge eigenen Berſchuldens 
verjpätet in den activen Pienft getreten find, b) wegen Con⸗ 
trolentziebung, oder infolge einer erlittenen freiheitäftrafe vom 
mehr als swöcentliher Dauer — $ 18 bes Militär: Etr.:G.:3, 
— nachdienen müffen, oder c) auf ihren Antrag von der zus 
letzt vorber —5* Landwehrübung befreit worben find. — 
Die eeirfia rt treibenden Mannſchaften der Meferve des 
Heeres und ber Landwehr folen zu Uebungen im Sımmer 
. Dffigieren der Referve, melde 
— ng [Mobilmahung ze.) zum 
Dienft einberufen werden, ift dies als eine Uebung anzuredmen. 
6. Als Disciplinarftrafmittel dürfen gegen Berfonen des 
eurlaubtenftandes, außerhalb ber Zeit, mährend melder fie 
um activen Heere gehören, abgefehben von ben nad $ 3 bes 
inführunnsgefetes zum Militär-Etr.:&,:B. vom 20, Juni 
1872 zuläffigen Arrejiftraien, nur Gelbftrafen bis zu 60 M 
und Haft bis zu 8 Tagen zur Anmwendning gebradht werden. 
7. Die im Disciplinarwege über Perſonen des Beurlaubten⸗ 
anbes verbängten Arreftftrafen werben duch die Militärtes 
börbe vollftredt. — ft innertalb 3 Meilen vom Aufenthaltss 
orte des zu Beitrafenden ein Viilitärarreitlocal nicht vorhanden 
fo find Arreftiiraien von geringerer als Stägiger era 
Reauifition der Militärbebörde durch die Girilbebörbe zu volle 
ftreden. — Die a een ton Haft: und Geldbftrafen er» 
folgt ſtets durch die Civilbehörde. — Die Koften werten aus 
Militärfends erftottet. — S. auh Militärgefeg v. 4. Dia 
1874 $$ 67, 69, Nr. 6. 
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wahlen finden Controlverfammlungen nicht ftatt. 


orte durch das Landwehr-Bezirkd-Commando an-| Die Mannſchaften der Seewehr zmeiter Klafje 


geordnet werden. Dafjelbe gilt für die Anbring- 
ung von Gejuchen und Beſchwerden in militär- 
iſchen Dienftangelegenheiten, ſowie für Redhtfer- 
tigung wegen Verfäumniß militäriiher Pflichten. 
In diefen Fällen dürfen Mannjchaften des Be- 
urlaubtenftandes aud in das Stabsquartier des 
Landwehr-Bezirfd-Commandos beordert werden, 
wenn ihre perfönliche Vernehmung bdajelbft er- 
forderlid) ift. — K.G. 8 2. — 2. Die Geftell- 
ung im Stationsorte der Landwehrcompagnie be» 
ündet feinen Anſpruch auf Gebühren. Mann- 
Paiten, welche auf Grund der Nr. 1 in dad 
tabaquartier des Landwehr⸗ Bezirks ⸗CTommandos 
beordert werben, haben Anſpruch auf die regle 
mentarifchen Gebühren, wenn das Stabsquartier 
nicht mit dem Stationdorte der Landwehrcom⸗ 
gnie zufammenfält, — K.G. 53. — 3. Wer 
he fchriftlich meldet, hat auf die Adreffe „Mi- 
Yitaria“ zu fchreiben u. den Brief entweder offen 
oder unter dem Siegel der Ortäpolizeibehörde 
u verjenden. Die portofreie Benugung der 
Stadtpoft ift ausgeſchloſſen. — Portofr. 
85 2 und 3. — 4. Mannſchaften des Beurlaub- 
-tenjtandes, welche aus dem activen Dienfte ent- 
Tafien werden, haben ſich innerhalb 14 Tagen 
bei dem Bezirksfeldwebel ihres Aufenthaltsortes 
auzumelden. 5. Mannſchaften des Beurlaubten- 
andes, welche ihren Aufenthaltsort oder ihre 
hnung wechſeln, haben dies innerhalb 14 Tagen 
dem Bezirksfeldwebel zu melden. Wer aus einem 
Laudwehr-Eompagnie- Bezirk in einen anderen 


verziebt, hat ſich vor dem Berziehen bei feinem|ded Referveverhältnifjes 


bis 


werben in iriebenszeiten zu Controlverfamme« 
lungen nit einberufen. 2. Gejtellung zu den 
Eontrolverfammlungen begründet feinen Anſpruch 
auf Gebühren. — C.G. 8 3. — 3. Dispenja- 
tionen von den Controlverſammlungen können 
nur durch die Landwehr · Bezirks Commandos er- 
theilt werden. 4. Die Frühjahrs » Controlver- 
jammfungen finden in der Negel im April, die 
bft « Controlverfanmlungen im Novbr. ftatt. 

u legteren werben die Mannfcaften der Land— 
wehr herangezogen. — R.M.⸗G. $ 62. — 5. 
Die eg zu ben Controlverfammlungen 
erfolgt in der Regel durch öffentliche Aufforder- 
ung. jeder Controlveriammiung ijt der Mi- 
Iitärpaß mit zur Stelle zu bringen. 6. Die 
Schifffahrt treibenden und die im Auslande be 
findlihen Mannſchaften find in der Regel von 
dem perſönlichen Erfcheinen bei den Controlver- 
jammlungen zu entbinden. Es genügte die feft- 
jegung, daß fie ſich in der erften Hälfte des Mo- 
nats November mündlich od. ſchriftlich bei ihrem 


Gej.| Bezirkäfeldwebel zu melden u, etwaige Veränd- 


erungen in ihren bürgerlichen —— hier⸗ 
bei anzugeben haben. 7. In denjenigen Controls 
bezirfen, in melden Schifffahrt treibende Mann- 
ſchaften des Beurlaubtenjtandes in größerer Zahl 
vorhanden, dürfen durch die Generalcommanbos 
im Laufe ded Monats Januar befondere Schiffer 
Eontrolverfjammlungen anberaumt werben. 

8 12. [Uebungen der Referve, Land» u. See 
wehr.] 1. Jeder Referpift ift während der Dauer 
7— Tbeilnahme an 2 


gen Bezirksfeldwebel ab: u. bei dem Be⸗Uebungen verpflichtet. Dieje Uebungen follen die 


zirföfeldmwebel feines neuen Aufenthaltsortes in⸗ Dauer von je 8 Wochen nicht überfchreiten. Jede 
nerhalb 14 Tagen nad) erfolgtem Umzuge anzu-j Einberufung zum activen Dienft im Heere oder 
mel Nah Eintritt einer Mobilmahung find|in der Marine zählt für eine Uebung. — W.-@, 
Beränderungen des Aufenthaltsorted oder berj$ 6. — 2. Die Mannihaften der Bandwehr- 
Bohnung innerhalb 48 Stunden nad) erfolgtem| Infanterie Fönnen era ber Dienftzeit in der 
Umguge zu melden. 6. Bon Reifen von mehr als Landwehr zweimal auf 8-14 Tage zu Uebungen 
vierzehntägiger od. unbeftimmter Dauer ift demjin bejonderen Compagnien od. Bataillonen ein; 
Bezirtöfeldwebel Meldung zu erftatten (8 7, 10).|berufen werden. Die Landmwehr-Eavalerie wirb 
Desgleichen vor Antritt einer etwaigen Wander-Jim Frieden zu Uebungen nicht einberufen. Die 
ihaft. 7. Bei MAnmufterungen durch die See-|Landwehrmannidaften der übrigen Waffen üben 
mannsämter find die Mannſchaften der Referve,jin demjelben Umfange wie die der Infanterie, 
Landwehr u. Seewehr von der Abmeldung beim|jedod im Anſchluſſe an die betreffenden Linien» 
Bezirksfeldwebel entbunden ($ 7, 10). 8. Beiltruppentheile. — W.G. 8 7. — 3. Landwehr⸗ 
allen Meldungen find die im $ 8, 2 und 3 ge⸗Mannſchaften, welche das 32. Lebensjahr über- 
nannten Papiere vorzuzeigen. 9. Auf die of. ihhritten haben, können zu den gejeglichen Ueb- 
ziere umd im DOffizierrange ftehenden Aerzte und|ungen nur ausnahmsweiſe, auf Grund bejonderer 
Beamten des Beurlaubtenftandes finden vorfteh-|Katjerliher Verordnung, einberufen werden. Dieje 
ende fseftiegungen mit der Maßgabe Anwendung, Beſchränkung findet jedoch Feine Anwendung auf 
dab ſie nur zu Meldungen an die Landwehr. | diejenigen, welde a. infolge eigenen Verſchuldens 
Bezirks⸗Commandos verpflichtet find. verjpätet in den octiven Dienft getreten find; 
11. [Controlverfammlungen der Referve,|b. wegen Controlentziehung oder infolge einer 
Land · und — —— 1. Die Mannſchaften der erlittenen Freiheitsſtrafe von mehr als ſechs— 
Landwehr können alljährlich einmal, die übrigen wöchentlicher Dauer — $ 18 des Militärftraf- 
onen des Beurlaubtenſtandes zweimal zu geſezbuchs — nachdienen müflen, oder c. auf 
trolverjammlungen zujanımenberufen werben. ihren Antrag von der zulegt — 7— 
Letztere find mit Bezug auf Zeit u. Ort fo ein- Landwehrübung befreit worden find. — C.G. 
wridhten, daf die betheiligten Mannfchaften nicht $ 4. — 4. Schifffahrt treibende Mannichaften 
länger ald einen Tag, einichließlich des dinweges der Reſerve des Heeres u. der Landwehr ſollen 
zum Verſammlungsorte u. des Ruͤckweges, ihren zur Uebung im Sommer nicht eingezogen werden. 
bürgerlichen Geſchaͤften ig or werden. — C.G. — T.G. $ 4. — 5. Die Offiziere der Reſerve 
51. — Un Tagen von Reichd- und Landtagd- können während der Dauer des Mejerveverhält- 
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niſſes dreimal zu vier» bis achtwöchentlichen Ueb- | Landwehr zurüdgeftellt werden, wenn ihre Gtellen 
ungen herangezogen werden. — W.«“G. $ 12. — ſelbſt vorübergehend nicht offen gelafjen werden 
6. Difizieren der Rejerve, welche bei auferge- können unb eine geeignete Vertretung nicht zu 
wöhnlidher Beranlafjung (Mobilmachung zc.) zum ermöglichen it. — R-M.-©. $ 65. — Ueber 
Dienft einberufen worden, ift Died ala eine Ueb⸗ das Verfahren |. Abſchnitt V. 5. Perſonen bes 
ung zu rechnen. — C.G. $ 5. — 7, Die Dffie|Beurlaubtenftandes, melde ein geiſtliches Amt 
ziere ber Landwehr find zu Uebungen bei Linien» |in einer mit Corporationsrechten —** des 
truppentheilen allein behufs Darlegung ihrer Be- Reichsgebietes beſtehenden Religionsgeſell ai be« 
fähigung zur Weiterbeförderung, im Uebrigen kleiden, werden zum Dienft mit ber Waffe nicht 
aber nur zu den gemwöhnlihen Uebungen der|herangezogen. Sie werden im Falle bed Bedarfs 
Landwehr heranzuziehen. — W.⸗G. $ 12. — im Dienft der Krankenpflege und Seeljorge ver« 
8. Die Seewehr wird in Friedenszeiten in der wandt. Außerdem findet auf fie die Beftimmung 
Regel zu Uebungen nicht einberufen. Die Mann» |unter Nr. 4 Anwendung. — R-M.-G. $ 65. 
haften der Seewehr zweiter Klaſſe können zwei |— 6. Auf die Seewehr Alben die Beftimmungen 
mal zu fürzeren Uebungen einberufen werden. [unter Nr. 3 und 4 jinngemäße Anwendung. 7. 
— %.6, $ 13, 8. — 9. Die See-Dffiziere der Reichs-, Staatd- und Communalbeamte Tollen 
Referve und Seewehr können nad) Maßgabe des ſdurch ihre Einberufung zum activen Dienft in 
Bedürfniſſes dreimal zu den Uebungen ber activen ihren bürgerlichen Dienjtverhältnifien feinen Nach- 
Marine herangezogen werden. — ®.-G. 5 13, |theil erleiden. Ihre Stellen, ihr perſönliches 
4. — 10. Geeleute, welche infolge Anmufterung |Dienfteinfommen aus benjelben und ihre Ans 
ihrer Uebungspflicht nicht rechtzeitig nahlommen |ciennetät, ſowie alle fi) daraus ergebenden An- 
fönnen, erfüllen biefelbe nachträglich. — W.⸗G. ſprüche bleiben ihnen in der Zeit der Einberuf- 
8 13,5. — 11. Die Einberufung zu den Ueb-Jung zum activen Dienft gewahrt. Erhalten die— 
ungen erfolgt durch die commandirenden Generale, |jelben DOffizierbejoldung, h fann ihnen der reine 
beziehungsweije durch den Chef der faiferlichen Betrag berjelben auf die Eivilbejoldung ange» 
Admiralität. — W.G. $ 8. — 12. Dispenja- Irechnet werben; Denjenigen, welche einen eigenen 
tionen von ben Uebungen auf Grund häuslicher, |Hausitand mit Frau oder Kind haben, beim 
gewerblicher oder amtlicher Verhältniſſe können |Berlaffen ihres Wohnortes jedoh nur, wenn u, 
bei Mannſchaften durd die Landwehr Bezirtd-|jomeit das reine Eivileinfommen u. Militärgehalt 
Commandos, bei Offizieren nur durch die unter zuſammen ben Betrag von 3600 M jährlich über« 
Nr. 11 bezeichneten Behörden verfügt werden. ſteigt. Nach bdenjelben Grundjägen find pen— 
$ 13. [Einberufung der Reſerve, Land» und ſſionirte oder auf Wartegeld ftehende Civilbeamte 
Seewehr.) 1. Die Einberufung der Rejerve, Lande |Hinfichtlich ihrer Penfionen oder Wartegelder zur 
wehr u. Seewehr erfolgt auf kaiſerlichen Befehl. |behandeln, wenn fie bei einer Mobilmahung in 
Durd die commandirenden Generale erfolgt diejben Kriegädienft treten. Die näheren Beitimm- 
Einberufung nur a. zu ben jährlichen Uebungenfungen bleiben ben einzelnen Bunbdesregierungen 
($ 12, 11); b. wenn Theile des Reichsgebietes überlaſſen. — R.-M.-G. $ 66. — 8. Die Ein- 
in Kriegszuſtand erflärt werben. — W.G. $ 8.|berufungen erfolgen entweder durch Geftellungs- 
— 2, Bei nothwendigen Berjtärfungen od. Mo-|Orbres $ 7, 1), oder durch öffentlichen Aufruf, 
bilmadjungen werden die Mannihaften des Be-Jober auf jonftige ber Kriegslage angemefjene 
arlaubtenjtandes, joweit die militäriihen Inter- Weiſe. Hierbei jind alle Civilbehörben insbe— 
eſſen es geitatten, nad) ben —— mit ſondere verpflichtet, im Bereiche ihrer geſetzlichen 
den jüngften beginnend, einberufen. — R-M.-|Befugniffe den Militärbehörden jede geeignete 
G. 863. — 3. Hierbei können dringende häus⸗ Unterſtützung zu leijten. — R.M.⸗G. F 70. — 
lihe und gewerbliche Berhältnifje derartige Be- Hierzu gehört namentlich die jchleunigfte Weiter- 
—— finden, daß Reſerviſten Hinter die beförderung und Aushändigung der Geſtellungs— 
letzte Jahresklaſſe der Reſerve ihrer u oder Ordres, die Weiterverbreitung öffentlicher Auf- 
Dienitlategorie, Landwehrmannjcaften aber, jo-|forderungen zur Grftellung, die Sorge für bie 
wie in bejonderd dringenden Fällen auch ein-|Befolgung der audgehändigten Geitellungdorbres, 
zelne Reſerviſten, hinter die legte Jahresklaſſe die Mittheilung über nicht beftellbare Srdres, 
der Landwehr ihrer Waffe oder Dienftlategorie] $ 14. [Disciplinarftrafmittel gegen Perſonen 
zeitweije zurüdgeftellt werden. Jedoch darf in des Beurlaubtenjtandes,] 1. Ald Disciplinar- 
feinem Aushebungsbezirfe die Zahl der Hinter |jtrafmittel dürfen gegen Berfonen des Beurlaub- 
die legte Jahresklaſſe der Rejerve zurüdgeftellten |tenftandes außerhalb der Zeit, während welcher 
Mannihaften 2 Procent der Rejerve, die Zahl ſie zum activen Heere gehören, abgejehen von 
der hinter die legte Jahresllaſſe der Landwehr|den nach $ 3 des Einführungdgejeges zum Mi- 
urüdgeftellten Mannihaften 3 Procent der Re- |litärjtrafgejegbude vom 20. Juni 1872 zuläfjigen 
The und Landwehr überjteigen. Auf die Dauer |Arreititrafen, nur Gelditrafen bis zu 60 M und 
der Geſammtdienſtzeit (Dienitpflicht) hat die Zu-/ Haft bis zu 8 Tagen zur Anwendung gebradjt 
rüdftellung feinen Einfluß. — R-M.-©, $ 64. werben. — C.G. $ 6. — 2. Die Beitimmungen 
— Weber das Verfahren ſ. Abſchnitt IV. 4. über die Disciplinarbeftrafung ber Berfonen des 
Reihd-, Staats» und Communalbeamte, jomie|Beurlaubtenftandes find in der Verordnung über 
Angeitellte der Eijenbahnen,, welche ber Reſerve die Disciplinarftrafordnung für das Heer vom 
ober Landwehr angehören, dürfen für den Fall 31. Oct. 1872 enthalten. 3. Die im Disciplinar 
einer Mobilmachung od. nothwendigen Berftärf- wege über Perjonen des Beurlaubtenftandes ver« 
ung bes Heeres hinter die legte Jahresflafje der hängten Urrejtftrafen werden durch die Militär» 
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—— vollſtreckt. Iſt innerhalb 3 Meilen vom Conſulatsatteſte nachweiſen können, daß fie ſich 


Aufenthaltsorte des zu Beſtrafenden ein Militär- 
Arreſtlocal nicht vorhanden, ſo ſind Arreſtſtrafen 
von geringerer als achttägiger Dauer auf Re- 
quifition der Militärbehörde durd die Civil— 
Behörde zu vollitreden. Die Vollitredung von 
Hajt- und Gelditrafen erfolgt ſtets durch bie 
Eivilbehörde. Die Koſten werden aus Militär- 
fonds eritattet. — €. 8.87. — 

$ 15. [Erfüllung ber Dienſtpflicht in der Er- 
fagrejerve erjter Klafie.)] 1. Die Mannichaften 
der Erjagreierve eriter Klaſſe ehe nicht zum 
Beurlaubtenftande. Demzufolge find fie den auf 
die Mannſchaften des Beurlaubtenftandes bezüg- 
lihen Disciplinarvorfchriften nicht unterworfen. 
Die Vorſchrift des $ 7, 12 findet auf Erjap- 
Rejerviften eriter Klafje finngemäße Anwendung. 
Die für Perfonen des Beurlaubtenitandes geltende 
Beitimmung des Militärftrafgejegbuchs Kir das 
Deutſche Reich vom 20. Juni 1872 finden auf 
fie nur inſoweit Anwendung, als es im 8 69, 5 
des Reidhömilitärgejeges ausdrücklich verordnet 
ift. 2. Die über die Claffification der Rejerviften 
und Landwehrmannſchaften (j. Abichnitt IV) ge- 
gebenen Beitimmungen finden auf die Erjagrejerve 
erster Klafje finngemäße Anwendung mit der 
Maßgabe, daß die Zahl der Zurüdgeitellten 5°, 
der in dem Aushebungsbezirf vorhandenen Mann- 
ſchaften diejer Kategorie nicht überjchreiten darf. 
Eine chung dieſes Procentiaped — jedoch bis 
auf höchſtens 10%, — fann auf Antrag der Ober- 

agcommilfion durch die Erjagbehörde dritter 
Inftanz ausnahmsweiſe genehmigt werden, wenn 
befonbere locale Verhältnifie eine derartige Be— 
rüdfichtigung erheiſchen. Meilitärpflichtige, welche 
nad) dem Eraifificationstermine bed laufenden 
Jahres der Erjagrejerve eriter Klafje zugetheilt 
werden, fönnen durd) Uebereintommen der ftänd«» 
igen Mitglieder der Erſatzcommiſſion vorläufig 
hinter den legten Jahrgang zurüdgeitellt werben. 
— RM. 69, 1. — 3. Nah Aushändig- 
ung des Erjagrejerveiheind I. haben jich die Er- 
jagrejerviften erfter Klaſſe bei dem Bezirfsfeld- 
mwebel derjenigen Landmwehrcompagnie, in deren 
Bezirk ihr gewählter Aufenthaltsort liegt — u. 
zwar fpätejtend 14 Tage nad erfolgter Aus. 
händigung — behufs llebernahme in die Con- 
trole unter Vorlegung ihres Erjagrejerveicheins 
mündlich oder fchriftlih zu melden. Wer ind 
Ausland verzieht, bleibt in der Eontrole der— 
jenigen Landwehrcompagnie, in deren Bezirk 
jeine Ueberweiſung zur Erjagrejerve erjter Klafje 
erfolgt ift. 4. Die Beitimmungen des $ 10, 3 
bis 9, und ded $ 13, 2, 4,5, 7 nnd 8 finden 
für die Erjagrejerve erfter Klaſſe finngemäße 
Anwendung. — R-M.G. 8 65 und $ 69, 2 
u. 5. — 5. Erfagrejerpiften eriter Klafie, melde 
bei eintretender allgemeiner Mobilmahung aus 
dem Auslande zurüdfehren, haben ſich ſogleich 
bei bem Bezirksfeldwebel, in defien Controſe fie 
ftehen, oder bei demjenigen der nächiten Land« 
wehrcompagnie zu melden. — R-M.-G. $ 69, 


in einem biejer Länder eine feite Stellung als 
Kaufleute, Gewerbetreibende ꝛc. erworben haben 
und infolge defien von der Rüdtehr im Falle 
einer Mobilmachung bispenfirt zu werben wün⸗ 
ichen, haben ihre bezüglichen Anträge durch die 
Landwehr. Bezirföfeldwebel an das Landwehr⸗ 
Bezirföcommando, in deſſen Controle fie jtehen, 
zu richten. Letzteres genehmigt dieſelben oder 
legt jie unter Geltendmachung etwaiger Bebdenten 
dem vorgejegten Infanterie» Brigadecommando 
zur Entiheidung vor. Zugleich mit der ertheil- 
ten ——— die Verſetzung in die zweite 
Klaſſe der Erſaßreſerve und die dem $ 28 bed 
Reich3-Militärgejeges entiprechende Dispenjation 
durch ben Lanbwehr-Bezirtdcommanbeur zu ver- 
fügen und auf ben Erjagrejerveichein zu ver« 
merten. — R.M.G. $ 59 und 8 69,4. — 
7. Die Fälle der Eontrolentziehnng der Mann- 
ichaften der Erjagrejerve erjter Klaſſe jind ſeitens 
der Landwehr⸗Bezirlscommandos der zujtändigen 
Eivilbehörde behufs jtrafrechtliher Verfolgung 
zur Anzeige zu bringen. Dem Erjteren ift von 
der erfolgten Verurtheilung Mittheilung zu ma— 
hen. Die Burüdverjegung wegen Controlent- 
ziehung verfügt der Landwehr Bezirkdcommandeur 
(ED. 813, 7.) — RMV. $ 69, 6. — Eon- 
trolverjammlungen werben nur auf Grund be» 
jondeser faijerlicher Verordnung oder nad Ein— 
tritt einer Mobilmahung abgehalien. (E.-D. 
8 96, 2.) — R.-M.-©. 8 69, 3. — 8. Nach er: 
füllter Dienftpflicht in der erften Klafje haben ſich 
die Erjagreierviften behufs Verjegung in bie 
weite Klaſſe unter Vorlegung ihres Erjagrejerve- 
eins mündlich od. jchriftlich beim Bezirköfeld- 
webel zu melden. Die Berjegung wird burd) 
ben Landwehr - Bezirtscommandeur verfügt und 
auf dem genannten Schein vermerft. So lange 
biefer Vermerk auf dem Erjagrejerveichein I, 
Br: gehört der Inhaber zur Erjagrejerve erfter 
lajje 


8 16. [Erfüllung der Dienftpfliht in der Er- 
ſatzreſerve zweiter Ktlafje.] 1. Die Erjagrejervijten 
zweiter Klafje unterliegen im Frieden feiner mi- 
litäriſchen Controle. 2, Mannſchaften der zweiten 
Klaffe der Erjagrejerve, weiche durch Eonjulats- 
Aitefte nachweiſen, daß fie in einem aufereuro- 
päiſchen Lande, jedod mit Ausſchluß der Küften- 
länder des Mittelländiichen u. Schwarzen Meeres, 
eine feſte Etellung als Kaufleute, Gewerbetreibende 
u. j. w. erworben haben, können für bie Dauer 
ihre Aufenthalt außerhalb Europad von der 
Geftellung bei ausbrechendem Kriege befreit wer- 
den. — R.M.G. 828. — Im Uebrigen f. 
Erjagordnung $ 13, 6 und $ 98. 3. Eriag 
Rejerviften zweiter Klafie, welche von diefer Ber- 
günftigung Gebraud; maden wollen, haben = 
Geſuche an den Eivilvorjigenden derjenigen Er- 
jageommijfion zu richten, in deren Bezirk fie fich 
beim Eintritt in das militärpflichtige Alter zur 
Stammrolle angemeldet haben. Die Genehmigung 
wird von den jtändigen Mitgliedern der Erjap- 


* 


4.— 6. Erjagrejerviiten erſter Klaſſe, welche nach Commiſſion ertheilt. 


weijährigem Aufenthalte in außereuropäiſchen 
ändern, jedoch mit Ausihluß der Küjtenländer 
des Mittelländiihen u. Schwarzen Meeres, durch 





Vierter Abichnitt, 
Glajfificationsverfahren. 
$ 17. [Elajjificationsgründe.] 1. Burüdftell- 
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ungen im Ginne der im $ 13, 3 und $ 15, 2 
enthaltenen Feitiegungen dürfen aus folgenden 
Gründen (Claſſificationsgründe) eintreten: a. wenn 
ein Mann als der einzige Ernährer ſeines arbeits- 
unfähigen VBaterd od. feiner Mutter, beziehungd- 
weife jeines® Großvaterd od. feiner Großmutter, 
mit denen er diejelbe Teuerjtelle bewohnt, zu 
betrachten ift, und ein Knecht oder Gejelle nicht 
gehalten werden kann, auch durch die der Familie 
bei der Einberufung geteptich zuftehende Unter- 
ftügung der dauernde Ruin des elterlichen Haus» 
ſtandes nicht abgewendet werben könnte; b. wenn 
die Einberufung eined Mannes, der das 30. Le» 
bensjahr vollendet hat u. Grundbefiger, Pächter 
ober Gewerbetreibender od. Ernährer einer zahl- 
reihen Familie ift, den gänzlichen Verfall des 
Hausftandes zur Folge haben und die Angehör- 
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ihrer Entlaffung zunächſt folgenden Elaffifications-» 
termine hinter die lette Jahresflaffe der Rejerve 
zurüdgeftellt und haben demnächſt etwaige An« 
träge auf weitere Surüdftellung wie alle übrigen 
Mannſchaften zu ftellen, 2, Wenn nach dem all« 
gemeinen pre sg ahnt der Reierven dring- 
ende Berhältnifje die jofortige gl. ein» 
zelner der gedachten Mannichaften gerechtfertigt 
erjcheinen laſſen, jo fann die vorläufige Zurüd- 
ftellung jolder Mannſchaften bis zum nächſten 
Claſſificationstermin hinter die legte Jahresklaſſe 
der Reſerve durch fchriftliches Uebereinkommen 
der ftändigen Mitglieder der Erfagcommijjion 
verfügt werden. 3. Ueber außerterminliche Zu- 
rüdjtelung Militärpflihtiger j. $ 15, 2, Abi. 3. 
4. In anderen ald den vorbezeidneten Fällen 
find außerterminlice Zurüdjtelungen unitatthaft. 


igen felbft bei dem Genuſſe der geieglichen Unter» | nöbejondere find Gejuche um Zurüditellung im 
frügung dem Elende preiägegeben würden; c. wenn|Yugenblid der Einberufung unzuläfjig. 5. Eine 
in einzelnen dringenden Fällen die Zurüdjtellung |Wiederentlafjung einzelner einberufener Mann« 
eines Mannes, deſſen geeignete Vertretung auflichaften kann nur ausnahmsmweife auf dem im 
feine Weiſe Ei — iſt, im Intereſſe deri$ 82, 2 und $ 100, 3 der Erſatzordnung vor- 
allgemeinen Landescultur u. der Bolldwirthichaft|geichriebenen Wege herbeigeführt werden. Der- 
für unabmweislid nothwendig erachtet wird. 2,.jartige Geſuche können nur dadurd begründet 
Mannihaften, melde in Gemäßheit des $ 67 u. werden, daß jeit dem legten Elafjificationstermin 
$ 69 des Reichdmilitärgeieges wegen Eontrol-|für den Eingeftellten dur unabwendbare, nicht 
Entziehung nachdienen müjjen, haben jedoch auch durch ihn ſelbſt herbeigeführte Ereignifie, als 
in den vorgenannten Fällen keinerlei Anſpruch Brandſchaden, Ueberſchwemmung, Tod eines naher 


auf Dee une. 
$ 


Unverwandten ꝛc. ein wirfliher Nothſtand ein- 


8. [lafjificationsverfahren.] 1. Die Mann- [getreten ift. 


ihaften der Reſerve, Landwehr, Seewehr u. Er- 
ſatzreſerve erfter Klaſſe ($ 13, 6 u.9 u.$ 15, 2), 
welche auf Zurüdjtellung Anſpruch machen, haben 
ihre Gejude bei dem Vorſteher der Gemeinde 
oder des gleichartigen Verbandes anzubringen, 
welcher diejelben prüft und darüber eine an den 
Eivilvorfigenden der Erſatzcommiſſion einzureich- 
ende Nachweiſung aufitellt, aus der nicht nur 
die militärifhen, bürgerliden und Bermögens- 
Berhältniffe der Bittiteller, jondern auch die ob- 
mwaltenden bejonderen Umſtände erfichtlich find, 
durd; welche eine zeitweife Zurüdjtellung bedingt 
werden kann. 2. Die eingereichten Geſuche unter- 
liegen der Entiheidung der verjtärtten Erjaß- 
commiffion (Erſatzordnung $ 63, 3), welche im 
Anſchluß an das Muſterungsgeſchäft in öffentlich 
betannt zu madenden Terminen jährlich einmal 
Sigung Hält. 3. Das Verfahren der veritärkten 
Erjagcommiffion beim Claffificatiousgeichift rer 
gelt ſich nad) $ 30, 7 des Reichdmilitärgejeges. 
4. Die Enticheidungen find endgiltig, injofern 
nicht der Militärvorjigende auf Grund des 830, 
7 des hinein es Einſpruch erhebt. 5. 
Die vorgedachten ——— behalten ihre 
Giltigkeit nur bis zum nächſten Clatjifications- 
termin. Im Falle des Bedürfniſſes ſind Anträge 
auf weitere Zurückſtellung alsdann zu erneuern. 
6. Wenn Mannſchaften aus einem Aushebungs- 
bezirt in einen anderen verziehen, jo erliſcht die 
gewährte Zurüdjtellung. 7. Nach jedem Termin 
werden bie Namen der zurüdgeitellten Mann- 
ſchaften durch den Eivilvorjigenden der Erſatz- 
commilfion amtlich befannt gemadht. 

8 19. [Außerterminlihe Claffification.] 1. Die 
vor erfüllter activer Dienſtpflicht auf 
tion entlafjenen Mannſchaften bleiben bis zu dem 


m 
eclama- abfömmlichteitsasteften berechtigten 


Fünfter Abjchnitt. 
Unabkömmlichkeitsverfahren. 


820. (Unabfömmlicjleitögründe.] 1. Der im 
$ 13, 4 und 5 verheißenen Zurüdjtellung hinter 
die 5 Sahresklajie der Landwehr dürfen in 
erjter Reihe nur folhe Beamte theilhaftig wer» 
den, welche in ihren Eivilverhältniffen für mili- 
täriſche Zwede wirkſam find. Allein auch dieje 
Beamten können nicht für unabkömmlich erklärt 
werden, jobald eine Gtellvertretung derjelben 
ohne erheblichen Nachtheil zuläffig eriheint. Die 
Beicheinigung der Unabkömmlichkeit (Unablönm- 
lichteit3atteft) erfolgt nach näherer Beitimmung 
der Landesregierungen durd den Chef derjenigen 
Eivilbehörde, bei oder unter welder der Civil» 
beamte angeftellt ijt. 2. Außer den unter 1. be= 
zeichneten Beamten können nod mit Unablömm- 
lichleitäattejten verjehen werden: a. durch die von 
den Zandesregierungen zu bezeichnenden Behör- 
den die einzeln ftehenden Beamten von Staat‘ 
kaſſen, welche Caution geftellt haben, einzeln 
ſtehende Geiftlihe und Volksſchullehrer, Orenz- 
aufſichtsbeamte, Lootſen; b. durch die Oberpoit- 
directionen nad Genehmigung des ©eneralpoft- 
amtes die etat3mäßigen Pojtbeamten u. die mit 
dem technifchen Poſtdienſt beihäftigten Diätarien, 
fegtere jedoch nur im Ausnahmefall; c. durd 
die Telegraphendirectionen nah Genehmigung 
der Generaldirection der Xelegraphen die Be- 
amten der Zelegraphie.t) 3. Die zu einem 
geordneten und gejiherten Betriebe der Eijen- 


1) In den Staaten mit eigener Pott: und Telegrapbenver 

erfolgt die Brzeihnung der zur Ausftelung von lin- 
örden durch Die betr. 
Minifterien. 


Eonvicte — 
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bahnen unbedingt nothiwendigen Beamten und,über die Krieg2leiftungen vom 13. Juni 1873 
ftändigen Arbeiter werden vom Waffendienft au-|haben die Eifenbahnen ihr Perſonal im Kriegs— 
rüdgejtellt. Ueber das Verfahren j.5 23. 4. Die|falle der Militärbehörde zur Verfügung zu ftel- 
Schutzmannſchaften find gleich den Mannfchaften der len. 2. Die Bertheilung des für Feldeiſenbahn— 
Gendarmerie von der Einberufung zu den Trup- | Formationen heranzuziehenden dienjtpflihtigen 
pen befreit. 5. Die Unabkömmlichkeit von Eivil-| Berfonald auf die einzelnen Bahnverwaltungen 
beamten anderer Dienjtlategorien kann nur durdh|findet bereit3 im Frieden durch den Eref des 
die vorgejegte Minifterialinftanz, in Eljaß-Loth-| Generalftabes der Armee im Einveritändnig mit 


ringen durch den Oberpräfidenten beicheinigt wer- 
den, 6. Die bei den Staatsgeſtüten, ſowie bei 


3. Die Mam- 


dem Neichdeifenbahnamt ſtatt. 
Die 


ihaften werden nur ſummariſch vertheilt. 


den Landesgeitüten u. Zuchthengitdepots in El-⸗ Auswahl und Bezeihnung der einzelnen Leute 


jaß Lothringen angejtelten Wärter lönnen auf 
motivirten Untrag des Gejtütsvorjtehers für den 
Mobilmahungsfal von der Einberufung vor» 
läufig befreit werden. Bon der Einberufung von 
Geſtuͤtswärtern, welche ſich mit den Landbeſchälern 
auf Stationen befinden, ijt während der Dauer 
diejer Stationirung abzujehen. 7. Freiwilliger 
Eintritt unablömmlih erflärter Beamten darf 
nur mit Genehmigung des Chefs ihrer borge- 
jegten Dienjtbehörde ftattfinden. 8. Gobald die 
ältefte Jahresflafje der Landwehr einberufen, er» 
liſcht — Anrecht auf Zurüditellung. 

$ 21. [Unabtömmlidteitöverfahren,] 1. Die- 
jenigen Givilbehörden, weldye nad) $ 20 zur Er» 
theilung von Unsblömmlicteitdatteften berechtigt 
find, theilen die Liiten der unablömmlidhen Be— 
amten (Unablömmlichkeitsliften) zum 1. Dechr. 
jedes Jahres, jowie zum 1. Juni jedes Jahres 
Nadıtragäliften, beide nach Schema A.,') den Pro- 
vinzial Generalcommando3*) mit, in deren Be- 
zirk diefe Beamten militäriih controliut werden. 
In beiden Liſten ift der jtattgehabte Abgang, u. 

ugang zu erläutern, Außerterminliche Einreich- 
ungen von Unabtömmlichteitälijten finden nur 
audnahmsweife ftatt. 2. Für diejenigen Beam- 
ten, welche zum erftenmal für unablömmlid er 
flärt —— — dell Dt bei⸗ 
ufügen. Die Atteſte behalten Giltigleit, ſo lange 
—— in ihren Dienſtſtellen und — 
tömmlich bleiben. Veränderungen in der dienft- 
lihen Stellung erfordern, jojern die Unabfümm- 
te wieder anerfannt werden joll, die Aus— 
ftellung neuer Attefte. 3. Die Generalcomman- 
dos prüfen die ihnen —* Liſten u. laſſen 
ſie, falls dieſelben in Beanſtandungsfalle von 
dem zuftändigen Reſſortminiſterium al3 richtig 
betätigt worden find, den Landwehr-Bezirkö- 
commandos zugehen. Die Unablömmlichleits- 
attejte werben von ben Landwehr + Bezirtscom- 
mando3 aufbewahrt. 4. Unabkömmlichkeitserklär⸗ 
u im Moment der Einberufung jind unzus 
läſſig. 

82 "rer ee dienftpflichtigen Eifen- 
bahnperfonald.] 1. Nach $ 28, 3 des Gejepes 


1) Dieje und bie folgenden Schematas werden bier nich! 
a 


bleibt den Bahnverwaltungen überlaiien. Es 
dürfen jedoch nur Perfonen ausgewählt werden, 
welche für die bezeichneten Stellen völlig geeignet 
find. 4. Nach ftattgehabter VertHeilung reichen 
die Bahnverwaltungen dem Chef des General- 
ſtabes der Armee namentliche Liften der von 
ihnen bezeichneten Mannſchaften nad; Schema B. 
ein, Dieter theilt jodann den Generalcommandos 
mit, wie viel und melde Mannſchaften, von 
welchen Bahnverwaltungen und wohin diejelben 
einzuberufen find. In Sadjen u. in Württem— 
berg erfolgt die Einreichung der Liften 2c. durch 
Vermittelung des zuftändigen Kriegsminiſteriums. 

828. [Burüdftellung des dienftpflichtigen Eiſen⸗ 
bahnperſonals vom Waffendienft.] 1. pr bemje- 
nigen Eifenbahnperjonal, welches nad $ 20, 3 
vom Waffendienſt zurüdzuftellen ift, gehören: a. 
Höhere Eifenbahnbeamte; b. Berwaltungsd- un) 
Erpeditionsperjonal: c. Fahrperjonal; d. Bahn- 
dienjt- u. Stationaperfonal; e. Ständige Eijen- 
bahnarbeiter. 2. Ausgenommen find: Gepäd- 
träger, Perron- Diener, Stationd-Nahtwächter, 
Mannihaften, die nur in Erdſchächten arbeiten, 
Kanzleidiener, Schreiber. 3. Die Zurüditellung 
des zum Waffendienſt nicht heranzuziehenden Eifen- 
bahnperfonald wird im November jedes Jahres 
bei den Controlverſammlungen dur die Land: 
wehr-Bezirfdcommanbo3 verfügt. 4. Die Zurüd- 
jtellung gesicht nur nad Vorweis einer nad) 
Schema C. ausgeftellten Beicheinigung der Bahn- 
verwaltung. Die verfügte Zurüdftellung wird 
auf diejer Beicheinigung vermerkt und hat bis 
zum 1. Dechr. des nächſten Jahres Giltigfeit. 
5. Scheiden Mannihaften in der Zwiſchenzeit 
aus dem Bahndienft gänzlid aus, jo fendet die 
Bahnverwaltung die gedachte Beicheinigung mit 
bezüglichem Vermerk dem Landwehr -Bezirticom- 
mando unverzüglich zu. 6. Außerterminliche Ge- 
juhe um Zurüdjtelung vom Waffendienft find 
nur bei den unter Nr. 1, a. aufgeführten Be— 
amten zuläffig. 7. Borftehende Feſtſetzungen fin- 
ben Offiziere des Beurlaubtenjtandes gleid)- 
fall3 Anwendung. 

GEonviete (Rnaben-, Priefterjeminare), ſ. unter 
Geiftliche. Gef. v. 11. Mai 1873, 58 9—11, 14. 

Euratoren, Beitrafung der Untreue derjelben, 


ru 
) In Sacfen und Württemberg dem Kriegsminifterium. 1. Str.⸗G.⸗B. $ 266. 


to 
par 
” 


2 Dadjfilzfabrifen — Dampfkeſſel. 


J. 


Dachfilzfabriken, zu deren Anlegung iſt be⸗B. Bekanntmachung bed Reichskanz— 


ſondere Genehmigung erforderlich; 

Ordn. $ 16. 
Dachpappeufabriken, ſ. Dachfilzfabriken. 
Dachſchiefer, ſ. Berggeſetz, Note zu $ 214 


(©. 143). 

Dachſe Haben vom 1. December bid Ende 
September Schonzeit. Gejeg vom 26. Febr. 1870, 
& 1 Nr. 7 (Strafe 15 M). 

Damme dürfen innerhalb jämmtlicher Feft- 
ungsrayons nicht ohne Genehmigung der Com⸗ 
mandantur angelegt ober verändert erben; 
acht vom 21. Dechr. 1871, $ 13 Nr. 2. 
Wegen Beitrafung ber Berftörung oder Beſchädig⸗ 
ung von Dämmen ſ. FeldpolizeirOrbn. $ 43 Nr. 4 
und Str.G.B. 88 305, 321, 325, 326. 

Dammwild hat Schonzeit: männliche vom 
1. März bi Ende Juni, weibliches vom 1. Febr. 
bi8 15. Detbr.; Gejeg vom 26. Febr. 1870, $ 1 
Nr. 2 u, 3 (Strafe 60M). Die weiblichen Stüde 
bed Roth- und Dammmildes find vom 1. San. 
bis 15. Octbr. bed auf ihre Geburt folgenden 
Jahres ald Schmalthiere anzujprechen, bezw. 
zu verrechnen. Dafjelbe gilt vom Rehwild be- 
züglih des Anſprechens ald Schmalthiere (Eir- 
cular bes Finanzminifterd vom 9. Jan. 1876). 


Dampfkeſſel. 
J. Anlegung der Dampfkeſſel. 


A. Allgemeine Beſtimmungen der 
Gewerbe⸗Ordnung. 

Zur —— derſelben, mögen fie zum Ma- 
ſchinenbetriebe beftimmt fein oder nicht, ift Ge— 
nehmigung der nad den Landesgeſetzen zuftänd- 
igen Behörde erforderlich. Dem Gejuche nd Die 
zur Erläuterung erforderlichen — en und 
—I en beizufügen. — Die Behörde hat 
die Zuläſſigleit der Anlage nach den beſtehenden 
bau⸗ fener- und geſundheitspolizeilichen Vor— 
ſchriften, ſowie denjenigen allgemeinen Be— 
ſtimmungen zu prüfen, welche von dem Bundes» 
rathe über die Anlegung von Dampffefieln er- 
laffen find. Sie hat nad) dem Befunde die Ges 
nehmigung eutweder zu verjagen oder unbedingt 
zu ertheilen, oder endlich bei Ertheilung derſelben 
die erforberlihen Borfehrungen und Einridt- 
ungen vorzuſchreiben. — Bevor der Kefjel in 
Betrieb genommen wird, iſt zu unterjuchen, ob 
die Ausführung den Beitimmungen ber ertheilten 
Genehmigung entipridt. Wer vor dem Empfange 
ber hierüber auszufertigenden Beſcheinigung den 
Betrieb beginnt, wird mit Geldbuße bis zu 
300 M und im Unvermögensfalle mit Haft be- 
ftraft. ©. Gewerbe-Drdn. $ 24. — Die Ge 
nehmigung bleibt jo lange in Kraft, als feine 
Aenderung in der Lage oder Beſchaffenheit der 
Betriebsftüde vorgenommen mird, und bedarf 
unter diejer Voraudfegung aud dann, wenn die 
Anlage an einen neuen Erwerber übergeht, einer 
Erneuerung nicht (daſ. $ 25). 


. Gewerbe-|ler3, betreffend allgemein poli«- 


zeilihe Beftimmungen über die Anleg- 
ung von Dampfteijeln, vom 29.Mai 1871.*) 

Auf Grund der Beftimmung im $ 24 der Ge- 
werbeorbnung für den Norddeutichen Bund vom 
21. Juni 1869 hat der Bundesrath nachſtehende 
allgemeine polizeilihe Beftimmungen über bie 
Unlegung von Dampffefjeln erlafjen, 

[1. Bau der Dampftefiel.] $ 1. Die vom 
"euer berührten Wandungen der Dampfkeſſel, 
der Feuerröhren und ber Gieberöhren dürfen 
nit aus Gußeifen hergeftellt "werden, fofern 
deren lichte Weite bei cylindriſcher Geitalt 
25cm, bei Kugelgeftalt 30 cm überfteigt. — Die 
Verwendung von Mejfingblech ift nur für Feuer— 
röhren, deren lichte Weite 10 cm nicht über- 
fteigt, geitattet. $ 2. Die um oder durch einen 
Dampflefjel gehenden Feuerzüge müſſen an ihrer 
höchſten Stelle in einem Abkand von mindeſtens 
10 cm unter dem fejtgejegten niebrigften Waifer- 
ipiegel des Keſſels liegen. Bei Dampfſchiffskeſſeln 
von 1 bis 2m Breite muß der Abſtand minde- 
jtend 15 cm, bei folchen von größerer Breite 
minbeftend 25 cm betragen. — Dieſe Beitimm- 
—— finden keine Anwendung auf Dampfkeſſel, 
welche aus Siederöhren von weniger als 10 cm 
Weite beſtehen, ſowie auf ſolche erzüge, in 
melden ein Erglühen des mit dem Dampfraum 
in Berührun Hehenben Theiles der Wandungen 
nicht zu befürdhten ift. Die Gefahr des Er- 
— iſt in der Regel als ausgeſchloſſen zu 
etrachten, wenn die vom Waſſer beſpülte Kefiel- 
fläche, welche von dem Feuer vor Erreichung der 
vom Dampf beſpülten Reffelfläche beftrichen wird, 
bei natürlihem Luftzug mindeſtens zwanzigmal, 
bei künſtlichem Luftzug mindeſtens vierzigmal 
fo groß ift, als die Fläche des fFeuerroftes, 
. [2. Ausrüftung ber ——— 88 Un 
jedem Dampffefjel muß ein Speifeventil ange» 
bracht jein, welches bei Wbftellung der Speije- 
vorrihtung durch den Drud des Keſſelwaſſers 
geſchloſſen wird. $ 4. Jeder Dampfkefiel muß 
mit 2 zuverläjfigen Vorrihtungen zur Speifung 
verjehen jein, welche nicht von derjelben Betriebs- 
vorrichtung abhängig find, und von denen jede 
für fi im Stande tft, dem Keſſel die zur Speiſ— 
ung erforderlide Wafjermenge zuzuführen, Meh- 
rere zu einem Betriebe vereinigte Dampftefiel 
werben hierbei als ein Kefjel angeſehen. $ 5. 
Jeder Dampffeffel muß mit einem Wafjerftands- 
glaje und mit einer zweiten geeigneten Vorricht- 
ung zur Erfennung jeines Waſſerſtandes ver- 


2 —* ſein. Jede dieſer Vorrichtungen muß eine 


eſonderte Verbindung mit dem Innern des 
eſſels haben, es ſei denn, daß die gemeinichaft- 
lihe Verbindung dur ein Rohr von mindeſtens 


— — — 


) Wegen Anlegung von Dampfleſſeln für Bergwerfe, f. 
Berggeieg $% 59, 196, ©. 131 und 142. 


Dampfkeſſel. 


60 Dem lichtem Querſchnitt hergeſtellt iſt. $ 6. 
Werden Probirhähne zur Anwendung gebracht, 
ſo iſt der unterſte derſelben in der Ebene des 
feſtgeſetzten niedrigſten Waſſerſtandes anzubringen. 
Alle Probirhähne müſſen ſo eingerichtet ſein, 
daß man behufs Entfernung von Reſſelſtein in 
ader Richtung hindurdhftogen Tann. $ 7. Der 
fir den Dampftefjel feitgejegte niedrigfte Waffer- 
ftand ift an dem Waflerftandsglaje, fowie an 
der ———— oder dem Keſſelmauerwerk 
durch eine in die Augen fallende Marke zu be- 
zeihnen. $ 8. Jeder Dampffeffel muß mit 
wenigſtens Einem ——— Sicherheits ventil 
ei fein. — Wenn mehrere Kejjel einen ge- 
meinfamen Dampfiammler haben, von weldem 
fie nicht einzeln abgeiperrt werben können, jo 
enügen für biejelben 2 Sicherheitsventile. — 
ampfichifie-, Locomobil- und Locomotivfefiel 
müfjen immer mindeften® 2 Sicherheitsventile 
haben. Bei Dampfſchiffsleſſeln, mit Ausſchluß 
‚derjenigen auf Seeſchiffen, ift dem einen Bentil 
eine folhe Stellung zu geben, daß die vorge— 
—— Belaſtung vom Verdeck aus mit Leidht- 
gkeit unterſucht werden kann. — Die Sicher— 
eitsventile müſſen j derzeit gelüftet werden 
önnen. Sie ſind höchſtens ſo zu belaſten, daß 
ſie bei Eintritt der für den Keſſel feftgefe ten 
Dampfipannung den Dampf entweichen laſſen. 
9. Un jedem Dampflefjel muß ein zuverläj- 
iged Manometer angebracht fein, an welchem 
die feſtgeſetzte höcfte Dampfipannung durch eine 
in bie Augen fallende Marte zn bezeichnen iſt. 
— Un Dampficiffstejjeln müfjen 2 dergleichen 
Manometer angebradht werben, von benen ſich 
da3 eine im Gefichtötreife des Kefjelmärters, das 
andere 'mit Ausnahme der Seeſchiffe auf bem 
Verdeck an einer für die ge | bequemen 
Stelle befindet. Sind auf einem PDampfidjiife 
mehrere Kejjel vorhanden, deren Dampfräume 
miteinander in Verbindung ftchen, fo genügt e3, 
wenn außer den an ben einzelnen Keſſeln befind- 
fihen Manometern auf dem Berded ein Mano- 
meter angebradjt ift. $ 10. An jedem Dampf- 
tefiel muß bie ſeſtgeſetzte hödhite Dampfipannung, 
der Name des Fabrifanten, die laufende Fabrif— 
nummer und dad Jahr der Anfertigung in leicht 
erfennbarer und dauerhafter Weije angegeben ſein. 
[3. Prüfung der Dampftejie.] $ 11. Jeder 
neu aufzuftellende Dampffeffel muß nad jeiner 
letzten Zufammenjegung vor der Einmauerung 
oder Ummantelung unter Verſchluß ſämmtlicher 
Deffnungen mit Wajjerdrud geprüft werben. — 
Die Sl erfolgt bei Dampfleſſeln, welche für 
eine Asier. Au von nit mehr ald 5 Ut- 
moſphären Ueberbrud bejtimmt find, mit bem 
—— Betrage des beabſichtigten Ueberdruckes, 
i allen übrigen Dampfteſſeln mit einem Drude, 
welcher den beabfichtigten Ueberdrud um 5 At— 
moſphãren überfteigt. 


Unter Atmoſphärendruck Fälle Anwendung. 
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Perlen durch die Fugen dringt. F 1I& Wem 
Dampffefjel eine Ausbeſſerung in ber Keſſelfabrik 
erfahren haben, oder wenn ſie behuf3 der Aus— 
bejjerung an ber Betrieböftätte ganz blosgelegt 
worden End, jo müffen fie in gleicher Weife, wie 
neu aufzuftellende Kefiel, ber —— mittels 
Waſſerdrucks unterworfen werden. — Wenn bei 
Keſſeln mit innerem Feuerrohr ein ſolches Rohr 
und bei den nach Art der Locomotivleſſel ger 
bauten Kefjeln die Feuerbüchſe behufs Ausbefler- 
ung oder Erneuerung herausgenommen , oder 
wenn bei cylindrifchen und Siedeleſſeln eine-oder 
mehrere Platten neu eingezogen werden, jo ift 
nad der Ausbefjerung oder Erneuerung ebenfalls 
die Prüfung mittel® Wafjerdruds vorzunehmen. 
Der völligen Blodlegung bed Keſſels bebarf es 
bier niht. 8 13. Der bei der Prüfung aus— 
geübte Drud darf nur durch ein genügend hohes 
offenes Quedfilbermanometer ober durch das von 
bem prüfenden Beamten geführte amtliche Mano- 
meter feftgeftellt werben. — Un jedem Dampf» 
fejfel muß ſich eine Einrichtung befinden, welche 
dem prüfenden Beamten die Anbringung des 
amtlichen Manometers geftattet. 

[4. Aufftellung der Dampfkeſſel.) $14. Danıpf- 
fefjel, welche für mehr als 4 Atmofphären Ueber» 
drud beftimmt find, und folche, bei welchen das 
Product aus ber feuerberührten Fläche in 
und der Dampfipannung in Atmojphärenüber« 
drud mehr als 20 beträgt, bürfen unter Räumen, 
in melden Menſchen ſich aufzuhalten pflegen, 
nicht aufgeftellt werden. Innerhalb ſolcher Räume 
ift ihre Aufftellung unzuläſſig, wenn dieſelben 
überwölbt ober mit feſter Vallendecke verjehen 
find. — An jedem Dampffefiel, welcher unter 
Räumen, in welhen Menſchen fi aufzuhalten 
pflegen, aufgejtellt wird, mu; die Fenerung fo 
eingerichtet fein, da die Einwirfung des Feuers 
ae den Keſſel fofort gehenmt werden kann. — 
Dampfkefjel, welche ans Giederöhren von weniger 
al3 10 cm Weite beftchen, und foldje, weldje in 
Bergierfen unterirdiſch oder in Schiſſen aufge 
jtellt werben, unterliegen dieſen Beſtimmungen 
nicht. $ 15. Zwiſchen dem Mauerwerk, welches 
den Feuerraum und die Feuerzüge feititchender 
Dampfteijel einſchließt, und den dafielbe umge: 
benden Wänden muß ein Zwiſchenraum von min» 
beftend 8 cm verbleiben, welcher oben abgebedı 
und an den Enden vericdloffen werden darf. 

[5. Allgemeine Bejtimmungen.] $ 16. Wenn 
Danmpfkefielanlagen, die ſich zur Zeit bereits im 
Betriebe befinden, den vorjtehenden Beftimmungen 
aber nicht entipredhen, eine Veränderung der Be» 
triebsjtätte erfahren jollen, jo kann bei beren 
Genehmigung eine Abänderung in dem Bau ber 
Keffel nah Maßgabe der 8 1 und 2 nicht ge- 
fordert werden. Dagegen finden im Uebrigen 
die voritehenden a 9 auh für ſolche 

17. Die Eentralbehörden 


wird ein Drud von einem kg auf den Dem ver- |der einzelnen Bunbesftaaten find befugt, in ein- 


ſtanden. — Die FKejjelmandungen müljen bem zelnen 


lien von der Beachtung der vorftehen- 
8. Die 


Brobedrud widerjtehen, ohne eine bleibende Ver⸗ den —— zu entbinden. 
t 


änderung ihrer Form zu zeigen und ohne undicht | voritehenden Be 


immungen finden feine Anwend⸗ 


zu werben. Sie find für undicht zu erachten, ung: 1) auf Kocgefäße, in melden mittels 
wenn bad Wafler bei dem hödjten Drude in/Dampfed, der einem anderweitigen Dampfent- 


anderer Form ald ber von Nebel ober feinen widler entnommen it, gelocht wird; 


2) auf 


220 Dampffefiel. 
Dampfüberhiger oder Behälter, in welchen Dampf,|der vom Feuer berührten Fläche zu berechnen, 


der einem anderweitigen PDampfentwidler ent⸗ und die Höhe des niedrigiten zuläjligen Wafler- 
nommen ift, durch Einwirkung von euer be-|jtandes über den Feuerzügen zu erjehen jein, 
ſonders erhigt wird; 3) auf Kochtefjel, in welchen auf die Einrichtung der Dampfmaſchine braudt 
Dampf aus Waſſer durch Einwirkung von Feuer|fie fich nicht zu erjtreden. Die Situationszeid- 
erzeugt wird, wofern dieſelben mit der Atmo-|nung hat die an den Ort ber Wufftellung des 
iphäre ie ein unverjchließbares, in den Waſſer- Keſſels ftoßenden Grundftüde zu umfaflen. — 
raum hinabreichendes Standrogr von nicht über| Aus dem Bauriß muß fi der Standpunft der 
5 m Höhe und mindeftend 8 cm Weite ver-|Mafchine und des Keſſels, der Standpunkt und 
bunden find. 19. Sn * auf bie Kefiel|die Höhe des Schornſteins, ſowie die Lage der 
in Eifenbahn-Locomotiven bleiben auch ferner| Feuer- und Raudhröhren gegen die benachbarten 
nod die Beitimmungen des Bahnpolizei-Regle-|Grundftüde deutlich ergeben; den Umftänden 
ments für Eijenbahnen vom 3. Juni1870 (j. jetzt nah fan ein einfacher Grundrig und eine 
das vom 4. Januar 1875) in Geltung. Längenanfiht oder ein Durchſchnitt — 
C. Miniſterial Anweiſung zur Aus-Die — en müſſen den unter Wr. 31 auf- 
führung der Gemwerbe-Ordnung vomjgeltellten Anforderungen entipreden. 51. Die 
4. September 1869, ri a u er = len au Keil u 
B. erfahren bei der Errichtung oder Ber. |. 9= gegebene aigrift 
um von Dampfkefjel-Anla ei 49. Das Gele N aa — ——— ereicdug De 
Schu Um Gxtpelung ber Genehmigung iu — 
ben inr. 28 bezeichneten Behörden anzubringen.*)| für di ————— Verfahren ira Cie 
Handelt «3 * um die Genehmigung eines zum ber r da — ureichen. — 
vetriebe — ergwerlen un Aufbereitungsan- De an fie Enid — — 
ſtalten beftimmten Dampftefjels, jo iſt daſſelbe * — * —* 
an ben Revierbeamten zu richten. — Aus dem | Ele — Gen gewöhnlichen Arne 
Gefude muß der vollftändige Name, ber Stand — 5 * * — nt 
und Wohnort des Umternegmerd erfichtlich ſeinuaged en, en — 
Demſelben find eine Beſchreibung und eine Heich- die Gen — — * iſt ohne on 
nung des Keſſels in einfachen Linien, außerdem, er — urtunde au —— — * 
wenn die Anlage eines feititehenden Dampfteſſels — te — — * 0 — 
beabſichtigt wird, eine Situationszeihnung und| “ongungen und Einſchrantungen extheitt. 
ein Bauriß in 2 Exemplaren beizufügen. 50. In richtet jid) Das weitere Verfahren nad; den unter 
ber Beſchreibung find die Dimenjionen bes * * fl. ee — Für * 
Keſſels, die Stärke und Gattung des Materials, rg ge fin * —— as 
die Urt der Zufammenfegung, bei Dimenfionen |; er Ma sei en. ir u. ci bi 
der Ventile und deren Belaftung, bie Cinriche,|erfignung ber Genehmigungdurfunde gelten bie 
ung der Gpeifevorrichtung und der Feuerung, | Miter Nr. 48 gegebenen Beitimmungen. Wo dad 
fowie die Kraft und Art der Dampfmaſchine an- ——— a en a Anlage 
—— — Und ber deichuung mh) bie Brüße —— dafiir al * ug bie Gmail 
Br Da Da yes — ———— U. Betrieb der Dampfkeſſel. 
eines —— errichtet werben foll, bei deſſen Boli-| A. Geſetz, betreffend den Betrieb der 
Snketrichname fie unten, — 5 len: Dampflefjel, vom 3. Mai 1872. 
für inbuftrielle, bauliche unb bergbaufihe Zwede ver-| $ 1. Die Befiper von Dampfteffel - Anla 
wandt werben follen, ift durch Miniſterialerlaß vom 12. Dec. oder die an ihrer Statt zur Leitung des 9 
* — sub —— — triebes beſtellten Vertreter, ſowie die mit der 
nd verpflichten, Bafte Sorge B6 Fragen 
‚ erto ; i iter fi r ‚ dafür Sorge zu n, 
cher ne, maß Biaßgabe dr S61be der Aukänsien| DaB während des Betriebes die bei Genehmigung 
Berg Ken; b. Die — —— = — — en Pr — — eidg Sicher⸗ 
su meit normaljpurigen] Socomotiwen er:| heitsporrichtungen beftimmungsmäßig benukt u. 
folgt en durch die betreffenden Löniglihen Eifenbabr- Ben. die ſich nicht in ——— eh 


Gommiflariate nnd Eifenbabncommiffarien, melden die an: h 3 
————— — un —— — t Dan, im Betriebe —— werden. $ 2. 
i ie Au n Detriebödien mi:| Wer den ihm na 1 oblie 
l e Geleikn, für deren Betrieb die betreffenden Locomotiven unaen zum —— —— Berp fe 
mmt find. Eofern dieje Geleiie leriglih an eine Staars: ungen z u neme G 
ober bom Staate verwaltete Privatbahn angefhlojien Em bis zu 600 M oder in eine Gefängnißitrafe bie 
werben bie vorftebend erwähnten Befugniffe durch die Ber: zu 3 Monaten, Die Beſitzer von Din 
waltung dieſer Bahn ausgeübt; c. die Prüfung, Revifion, jos Tefelanta en tet, ein * 
wie die Genehmigung zur Inbetriebnahme ber sub 3 ermähnz| "N 8 ‚ eine ame 
ten Pocomotiven gebört gwetmäßig u. conform den in meinem | viſion Des and 
Frlaß vom 11. Juni d. I. getroffenen Beftimmungen zum|geftatten, ung der Keffel 
Meilort der Königlihen Regierungen und —— der ten Ar >» 
betreffenden Sreisbaubeamten, umfomebr als die bier in Rebe 8 
ftebenden Locomotiven von verfdiebener Conitruction u. Spurs| ftellen u j 
weite find, zu dem verfdhiebenartigfien bauliben und gewerb⸗ en über Die 
lihen Zweden verwendet werben u. daber nicht ausſchließlich ! Ni 
als Eilenbabn:Focomotiven im Einne des $ 19 der Bekannt: . 
mahung vom 29. Mai 1871 anzujehen find. 














Dampfkeſſel. 


laſſen. 84. Alle mit dieſem Geſetz nicht im 
Einklange ſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere 
das Geſetz, ben Betrieb der Dampflkeſſel betref⸗ 
fend, vom 7. Mai 1856 werden aufgehoben, 


B. Erlaß des Minifters für Hanbel xc. 
vom 24. Yuni 1872, 

Auf Grund der Vorjchrift im 8 3 des ** 
vom 3. Mai 1872, den Betrieb der Dampfkeſſel 
betreffend, wird Nachfolgendes verordnet: 1. Ein 
jeder im Betriebe befindliche Dampfteffel?) ſoll 
von Zeit zu Zeit einer technifchen Unterfuchung 
unterliegen. — Es bleibt vorbehalten, Ausnahmen 
hiervon nachzulaſſen, infomweit dies im Intereſſe 
der öffentlichen Sicherheit unbedenflih ericheint. 
2. Die techniihe Unterfuhung hat zum Zwechk, 
den Zuftand der Keſſel-Anlage überhaupt, deren 
Uebereinftimmung mit dem Inhalt der Genehm- 
igung&Urfunde und die beitimmungsmäßige 
— der bei eg ber Anlage od. 
allgemein vorgeichriebenen Sicherheits » Vorridht- 
ungen feftzuftellen. 8. Die Unterfuhung erfolgt 
hinjichtlih der Dampffefjel auf Bergwerken, Auf- 
bereitungsanftalten und Salinen, auf welche bie 
Vorſchriften bed allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 Anwendung finden, dur die 
Pergrevierbeamten, im Uebrigen durch bie von 
der zuftändigen Staatsbehörde bapı berufenen 
Sadverftändigen. Namen und Wohnort ber- 
felben wird, unter Bezeichnung bed Bezirks, auf 
welchen ihr Auftrag ſich erjtredt, durch das Amts» 
blatt befannt gemacht. — Bewegliche Dampf. 
fefiel gehören zu demjenigen Bezirke, in welchem 
ihr Befiger oder deſſen Vertreter wohnt, Dampf- 
ſchiffskeſſel zu demjenigen, in welchem die Schiffe 
überwintern, oder falls died außerhalb Landes 
geichieht, zu demjenigen, in welchem ihr Haupt- 
ge fi befindet. 4. Dampfteflel, deren 
Befiger Vereinen angehören, melde eine regel 
mäßige und jorgfältige Ueberwachung der Keſſel 
vornehmen laſſen, können mit Genehmigung des 
Minifteriums für Handel, Gewerbe und öffent. 
liche Arbeiten von der amtlihen Revilion be» 
freit werden. — Es bedarf einer öffentlichen Be» 
fanntmahung durch das Amtsblatt, wenn einem 
Vereine eine ſolche Vergünftigung gewährt oder 
dieſelbe wieder entzogen worden if. — Aus— 
nahmsweiſe kann auch einzelnen Dampfkeſſelbe— 
ſitzern, welche für eine regelmäßige Ueberwach— 
ung ihrer Dampfkeſſel entſprechende Einrichtungen 


1) Bezüglich der Frage, unter melden ee Va ein 
Dampffefiel als im Betrieb befindlich zu erachten ift, hat ber 
andeläminifter durch Circular vom 29. Oct. 1876 Folgendes 
immt: Im Allgemeinen find alle einmal concejfionirten 
und zum Betriebe aufgeftellten Dampfkeffel al8 im Betriebe 
befindlich anzufehen, gleichviel ob fie der Regel nad unausges 
int oder nur in beftimmten Berioden oder unter gewifſen 
rausjerungen [3. B. Reierveteficl] ieben werben, oder 
ob fie endlich ausnahmsweiſe für ungewiffe Zeit außer Ge 
brauch gejent find. Demgemäh bat die Vornahme ber period: 
iſchen Revifion bei den comcefftonirten Dampffefielanlagen mur 
dann zu unterbleiben, wenn die hierfür ertheilte Conceffion, 
fei es durch gänzliche Beſeitigung der Kefielanlage, fei es 
durch Sjährigen Nichtgebrauch derſelben, oder enblid durch 
ausdrudlich der Polizeibehorde ertlãrte Verzichtleiſtung erloſchen 
iſt. — Ansnahmsweiſe iſt von ber Reviſion ferner dann ab- 
uſehen, wenn ein ganzes Fabrikunternehmen od. eine einzelne 
Ibftändige Abtbeilung eines gröheren Werkes auf längere 
t volftändig aufer Betrieb geiegt und bierron ber Orts: 


polizeibehörde Anzeige erftattet wird. 
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getroffen Haben, die gleiche Vergünftigung zu 
theil werden. 5. Die vorgedachten Bereine haben 
den Königlichen Regierungen (rejp. Landdrofteien, 
Oberbergämtern, in Berlin dem Königlichen 
Polizeipräfidium) ein Verzeichniß der dem Berein 
angehörenden Keflelbefiger unter Angabe ber 
Anzahl der von denjelben in dem Bezirke be» 
triebenen Kefjel, ſowie eine Weberficht aller in 
dem Laufe des Jahres ausgeführten Unterfuch- 
ungen, welche zugleich, deren Art und Ergebniß 
erjehen läßt, am Jahresichluß einzureichen. Sie 
haben ferner von jeder Aufnahme eines Keſſels 
in den Berband und von jedem Ausicheiben aus 
bemjelben dem zur amtlichen en ber 
Dampfkeſſel in dem betreffenden Bezirke berufenen 
Sachverſtändigen unverzüglich Nadjricht zu geben. 
— Die veröffentlichten ae find regel- 
mäßig dem Minifterium für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten vorzulegen. — Die Bor- 
ihriften im erften Abſatze finden aud auf ein- 
zelne von der amtlihen Auflicht befreite Kefiel- 
befiger (4) Anwendung. 6. Die amtliche Unter- 


! ſuchung der Dampffefjel ift eine äußere und eine 


innere. Jene findet alle 2 Jahre, dieſe alle 
6 Jahre jtatt und ift dann mit jener zu ber- 
binden. 7. Die äußere Unterfuchung beiteht 
vornemlih in einer Prüfung der ganzen Be- 
trieböweije bed Keſſels; eine Unterbredung bes 
Betriebed darf dabei nur verlangt werden, wenn 
Anzeichen gefahrbringender Mängel, deren Dajein 
und Umfang ander8 nicht feitgeitellt werden 
fann, jich ergeben haben. — Die Unterfuchung 
ift vornemlih zu richten auf die Vorrichtungen 
zum regelmäßigen Speiien des Keſſels; auf die 
Ausführung und den Zuſtand der Mittel, den 
Rormalmwatjeritand in dem Keſſel zu allen Zeiten 
mit Sicherheit beurtheilen zu fönnen; auf die 
Vorrichtungen, welche geitatten, den ettwaigen 
Niederihlag an den Kejjelmandungen zu ent- 
deden und den Keſſel zu reinigen; auf die VBor« 
richtungen zum Erfennen der Spannung ber 
Dämpfe im Keſſel; auf bie Ausführung und 
den Zuſtand ber Mittel, den Dämpfen einen 
freien Abzug zu geitatten, wenn die Normal- 
ipannung hberkhritten wird; auf bie ne le 
ung und den Zuſtand der Feuerungsanlage jelbft 
die Mittel zur Regelung und Abiperrung des 
Zutritt3 ber atmojphäriichen Luft und zur thun« 
lichſt ſchnellen gr bes Feuers. — Auch 
ift zu prüfen, ob der Keſſelwärter die zur Sicher- 
heit des Betriebes erforderlichen Vorrichtungen 
fennt und anzumenden verjteht. 8. Die innere 
Unterjuhung erjtredt jih auf den Zuſtand der 
Kefiel-Anlage überhaupt; fie umfaßt aud die 
Prüfung der Wafjeritandsfähigleit der SKeflel- 
wände und des Zuſtandes des Kejjel- Innern. 
Sie ift ftetd mit einer Probe durch Wajjerdrud 
nah $ 11 ber allgemeinen Beftimmungen für bie 
Anlage von Dampffefjeln vom 29. Mai 1871 
u verbinden. Behufs ihrer Ausführung muß 
er Betrieb des Keſſels eingeftellt werden. — 
Die Unterfuhung ift vornemlich zu richten auf 
die Beichaffenheit der Keifelmandungen, Nieten 
und Anker im Aeußeren wie im Inneren des 
Kefleld; ſowie der Heiz und Rauchrohre der 


Berbindungsitugen, wobei zu ermitteln ift, ob 
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Dampffefiel. 


die Dauerhaftigkeit diefer Theile durch den Ge⸗ gabe der Nr. 6 der Anmweifung zur Ausführung 


braud) gefährdet ift, und die nach Art ber Loco» 
motivfeuerröhren eingejegten Röhren nöthigen- 
falls Herauszuziehen jind; auf das Vorhanden- 
fein und die Natur des Kefieliteins; auf den 
Zuſtand ber Wafferzuleitungsröhren und ber 
Reinigungs » Deffnungen, auf den —— der 
Speiſe- und Dampfventile; auf den Zuſtand der 
Berbindungsröhren zwiſchen Kefiel und Mano- 
meter reip. Waſſerſtandzeiger, ſowie der übrigen 
re rg ng auf den Zuſtand des 
Roites, der Feuerbrücke und —— außer⸗ 
halb wie innerhalb des Keſſels. — Die Um— 
mauerung oder Ummantelung des letzteren muß, 
wenn die Unterſuchung ſich durch Befahrung der 
Züge oder auf andere einfache Weiſe nicht zur 
Genüge bewirfen läßt, an einzelnen zu unter—⸗ 
fuchenden Stellen oder wenn es jih als noth— 
wendig herausjtellt, gänzlich bejeitigt werden, 
9. Werden bei einer Unterſuchung erhebliche Un« 
tegelmäßigfeiten in dem Betriebe ermittelt, jo 
kann nad) Ermefjen ded Beamten in dem folgen- 
den Jahre die äußere Unterfuhung wiederholt 
werden. — Hat eine Unteriuhung Mängel er- 
geben, welche Gefahr herbeiführen können, und 
wird dieſen nicht jofort abgeholfen, jo muß nad 
Ablauf der zur Heritellung des vorjchriftämäßigen 
Zuſtandes erforderlihen Frift die Unterſuchung 
von Neuem vorgenommen werden. — Befindet 
fih der Keſſel bei der Unterfuhung in einem 
Yuftande, welcher eine unmittelbare Gefahr ein» 
Ichließt, fo ift die Fortfegung des Betriebes bis 
zur Vefeitigung der Gefahr zu unterjagen. Bor 
der Wiederaufnahme des Betriebes ift in dieſem 
Fall die ganze Unterjuchung zu wiederhofen u. 
ber vorjhriftsmäßige Zuftand der Anlage feit- 
zuftellen. 10. Die äußere — — — 
ohne vorherige Benachrichtigung des Keſſelbe— 
fitzers. — Bon ber bevorftehenden inneren Unter- 
fuhung ift der Beſitzer mindeftend 4 Wochen 
porher zu unterrichten, über die Wahl des Beit- 
punttes für diefe Unterſuchung fol der Sachver⸗ 
Händige fih mit dem Beſitzer zu verftändigen 
fuchen, um den Betrieb der Anlage fo wenig 
mie möglich zu beeinträchtigen. — Bewegliche 
Dampfkeſſel find von den Beſitzern oder deren 
Bertretern im Laufe des Reviſionsjahres nad) 
ergangener Aufforderung an einem beliebigen 
Drte innerhalb des Reviſionsbezirks für die 
Unterfuhung bereit zu ftellen. — Durd bie 
Unterfudung der Dampfichiffsteffel dürfen die 


der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 oder 
ber früheren entiprechenden Beitimmungen er- 
teilte Abnahme-Beiheinigung anzuhängen. — 
Der Befund der Unterjuhung wird ın dies 
Revifionsbuch eingetragen. Abſchrift des Ber— 
mert3 überjendbet der Sachverſtändige der Poli« 
zeibehörde bed Ortes, an weldhem der Keſſel 
jich befindet. Dieſe Hat für die Abitellung der 
feitgejegten Mängel u. Unregelmäßigfeiten Sorge 
zu tragen. 12. Der Sachverſtändige überreicht 
am Jahresſchluß der Königlichen Regierung 
(Landdroſtei) ded Bezirks, in Berlin bem König. 
lihen Polizeipräfidium, eine Nachweiſung der 
von ihm im Laufe des Jahres unterjuchten 
Dampffefjel, welhe den Namen des Orts, an 
welchem der Keſſel fich befindet, den Namen des 
Kefjelbefigerd, die Beitimmung des Kejjels, den 
Zag der Revifion und in Turzen Worten den 
Befund derſelben erjehen läßt. 13. Für die 
äußere Unterjuhung eines jeden Dampffeſſels ift 
eine Gebühr von 15 M zu entrichten. Gehören 
mehrere Dampfkeſſel zu einer gewerblichen An— 
lage, fo ijt nur für Die Unterſuchung des erjten 
Keſſels der volle Sa, für bie jedes folgenden 
aber die Hälfte zu entrichten, wenn die Unter 
ſuchung innerhalb deſſelben Jahres erfolgt. 
Letzteres hat zu geichehen, fofern erhebliche Un- 
jtände nicht obwalten, Iſt die Unterfuhung zus 
in eine innere, jo beträgt die Gebühr in allen 
Fällen 30 M für jeden Keſſel. 14. Bei den. 
jenigen aufßerordentlihen Unterfuhungen (9), 
welche außerhalb des Wohnorts des Easter. 
ftändigen erfolgen, hat dieſer auch auf die bes 
ftimmungsmäßigen Tagegelder und Reifeloften 
Anfprud. 15. Gebühren und Koſten (13, 14) 
werden bei der Pulizeibehörde des Ortes, wo 
die Unterfuhung erfolgt ift, liquidirt, durch dieſe 
fejtgejegt und von dem Keſſelbeſitzer eingezogen. 


C. Regeln für den Betrieb der 
Dampftejjel.*) 

[A. Allgemeines.] 1. Das Keſſelhaus ift ſau— 
ber und frei von Allem zu halten, was nicht 
hinein gehört. Außer den Heizern und Auffichts- 
beamten darf in der Regel Niemand dasjelbe 
betreten. Die Heizer find berechtigt und ver 
pflichtet, Umbefugte zu entfernen. 2. Ungehörig- 
feiten und ungewöhnliche Vorkommniſſe find vom 
Kejielmärter jojort dem nächſten Vorgeſetzten zu 
melden. 3. Sämmtliche Apparate find rein und 


Fahrten der Schiffe nicht geftöc werden. Die|gangbar zu erhalten und bei jedem Kaltlegen der 


innere Unterfuhung von Dampfſchiffskeſſeln ift 
dor dem Beginn der Fahrten des betreffenden 
Jahres zu bewirken. — Falld ein Kejlelbefiger 
der Anforderung de3 zur Unterfuchung berufenen 
Beamten, den Kefjel für die Unterſuchung bereit 
u Stellen, nicht entipricht, fo ift auf Antrag des 


eſſel forgfältig nachzuſehen. Namentlich find 
die Wafjeritandd«, Manometer- und Epeijerohre 
green zu reinigen. 4. Alle Ventile und Hähne 
ind ftet3 langjam zu Öffnen und zu fließen. 

[B. Speijen und Abblajen.) 5. Der Waller 
ftand darf niemals unter die Marke des tiefiten 


eamten ber Betrieb des Kefield bis auf Weiteres |äuläffigen Waflerftandes finten. 6. Die Speife- 


polizeilich ftill zu legen. — Die zur Ausfüh 
ung ber Unter? 


r. vorrichtungen find abwechſelnd zu betreiben, um 
uchung erforderliche Arbeitshilfe ihres brauchbaren Zuſtandes ſicher zu fein. Ges 


at der Beſiher des Keſſels dem Beamten aufjrathen beide in Unordnung, fo iſt das Feuer ſo— 
erlangen unentgeltlich zur —— Br ſtellen /·· 
eſi 


11. Für jeden Keſſel hat der Keſſelbeſitzer ein 
Reviſionsbuch zu halten, welches bei dem Keſſel 


aufzubewahren ift. Dem Buche ift die nah Maß⸗ 


ij Diele Regeln find unter Zugrundele einer äbnli 
—— bes Magdeburger Vereins für Dh 
betrieb don der Regierung in Düffeldorf aufgeftelt u. mittels 
Belanntmadung vom 11. Febr, 1874 publicirt. 
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fort zu löſchen und der Betrieb einzuftellen.|fort tüchtig zu fpeifen und der Rauchſchieber fo 
7. Das Füllen der Kefjel mit friihem Wafjer|weit zu fließen, daß die Verbrennung auf dem 
darf erjt dann gejchehen, wenn diefelben gehörig Roſt eine langjame wird, Man überzeuge fich 
abgekühlt find. 8. Das Abblafen eines Keſſels dabei, ob dad Sicherheitsventil in Ordnung it. 
barf nur erfolgen, nachdem das Feuer gelöſcht, 258. Während Stilftandspaufen darf zur u 
dur Deffnen des Eſſenſchiebers das Mauerwerk|meidung von Gaserplofionen in den Heiztanälen 
abgekühlt und der Dampfdrud unter eine Atmo-|der Rauchſchieber nie ganz geichloffen . werden. 
phäre gefunfen iſt. 9. Schlammiges Wafler ent-| Das Feuer muß vielmehr mit Fiammen langjam 
erne man möglichit oft und zwar nad) Stillftand®«| weiter brennen können. 
paujen durch theilweies Abblaſen bis zur Waſſer / Dampfmühlen, Gebäudeſteuer von denſelben, 
ſtandsmarke. 10. Bor Stillitandspaufen und,|f. Geb äudefteuer-Gejeg $ 5 Nro. 2. 
wenn irgend thunlich, während derjelben ſpeiſe Dampffchifffahrt, Gewerbefteuer für deren 
man den Kefjel über den gewöhnlichen Wafferftand.| Betrieb, j. unter Gewerbefteuer Gef. v. 19. 
[C. Heizen] 11. Das Heizen des Keſſels darf Juli 1861 $ 19. 
erit beginnen, nachdem ſich der Wärter überzeugt| Darmjaitenfabriken, zu deren Anlegung be- 
Hat, daß Alles in Ordnung ift, insbejondere, daß darf es befonderer Genehmigung, j. Gewerbe 
Die Oberfläche des Wafjerd im Keſſel nicht unter Ordnung $ 16. 
der Wafjerjtandsmarfe fteht. 12. Das Unheigen] Darmzubereitungs-Anftalten, ſ. Darm- 
des Keſſels hat mit mäßigem Feuer zu gi er faitenfabriten. 
Das Eicherheitäventil ift dabei anfangs geöfmet| Darftellungen, ſ. Abbildungen. 
zu halten und jpäter öfter zu Lüften, ebenjo find| Decigramm ift der zehnte Theil des Grammes; 
F ge arg er ie — * prü·¶ Maß⸗ und Gew.Ord. v. 17. Aug. 1868 Art. 6, 
en und iſt das Steigen des Dampfdrudd am 
Manometer aufmerfiam zu beobaditen. 13. So nn 4 E 1844 
lange Feuer auf dem Rofte ift, darf der Heiger er s rap m . — 
den Keſſel nicht verlafjen. 14. Roſt und Aiden| (dur) Berorbnung v. 23. Gept. 186 
fall jollen rein und Iuftig fein. Der Roſi if] in den neuen Landestheilen eingeführt). 
ftet3 gleihmäßig mit Kohlen bededt zu halten.] $ 1. Die Feſtſtellung der Defecten von öffent« 
15. Die Feuerthüren öffne man fd jelten alsjlihen oder Privatvermögen, welche bei öffent 
möglih und beſchränke vorher den Bug. Daslliden Kafjen oder anderen öffentlichen Verwalt- 
Heizen ſoll raſch umd bei mehreren Feuerungen|ungen entdedt werben, ift zunädft von derjenigen 
ſtetẽ abwechjelnd erfolgen. 16. Bor Stillitands-| Behörde zu bewirken, zu deren Geſchäfiskreiſe 
paufen dämpfe man das euer und bejchränfe|die unmittelbare Auffiht über die Kaſſe oder ati» 
den Zug, vor längerer Ruhezeit ift das yeuerjdere Verwaltung gehört.!) $ 2. Bon diejer 
vom Roſt zu ziehen und ausgugiehen, Behörde iſt zugleich feitzuitellen, wer nad; den 
[D. Dampfipannung.] 17. Der Dampfdrud] Borjriften der ———— Verordnung für 
darf die am Manometer erſichtliche concejjiond«|den Defect zu haften hat, und bei einem Vefect 
mäßige höchſte Spannung niemal3 überfteigen. [an Materialien, auf wie hoch die zu erjtattende 
18. Ins Manometer iſt täglich zu controliren, | Summe in Gelbe zu verrechnen iſt. $ 3. Eben- 
ob daſſelbe rajch auf den Nullpunkt ſinkt und auf|jo ($$ 1 und 2) hat die unmittelbar vorgeſetzte 
den früheren Stand zurüdgeht. 19. Das Sicher-| Behörde die Defecte an ſolchem öffentlichen oder 
heitöventil muß täglich durch vorfichtiges Lüften] Brivatvermögen ———— weldes, ohne zu 
beweglich erhalten werden. Jede Uenderung ber|einer öffentlichen Kaffe oder anderen öffentlichen 
vorjhriftsmäßigen Belaftung, ſowie das Einflem-| Verwaltung gebracht zu jein, vermöge befonderer 
men und Abjpreizen des Ventils ift ftreng ver-| amtlichen —— in die Gewahrſam eines 
boten. Beamten gelommen tft. $ 4. Ueber den Betrag 
E. Reinigung der Kefiel.] 20. Sige unb|des Defecis, die Perjon des zum Erſatz Ber- 
Keſſel müfjen fo oft dies _mögli von Aſche und|pflihteten und den Grund feiner Verpflichtung 
Ruß gereinigt werden. 21. Der Kejierftein mußjift von der in den $$ ı und 3 bezeichneten Bes 
forgfaltı und an den Niethtöpfen und Stemm-|hörde ein motivirter Beſchluß abzujaflen. $ 5. 
nähten bejonders behutjam abgeflopft werben. Hat dieje Behörde die Hy viner Central · 
lamm iſt durch Abkratzen und Auswaſchen zu oder Provinzial-Behörde, jo iſt der Beſchluß ohne 
e en. Das Heizen des leeren Keſſels zur Weiteres vollſtredbar. $ 6. In allen anderen 
Bejeitigung des Kefjelfteins ift ſchädlich. Fällen unterliegt ber Beſchluß der Pıüfung der 
[F. Sefahrbringende Buftände]. 22. Sinkt das | vorgejegten Provinzialbehörde und wird erjt nad) 
Waſſer jo tief, daß der Stand desjelben nicht deren Genehmigung vollitredbar. $ 7. Der vor- 
mehr mit —— erfannt werden kann, ſo geſetzten Centralbehörde bleibt jetod, in allen 
darf der Kefjel unter keinen Unftänden efpeift Sa unbenommen, einzufdjreiten und den Be— 
werden. Man löſche jofort das feuer, Ichließel —— 
Die Dampfventile, a * — — BR Im Deriiße der Seisrdeme „om 18. Te 1012 = 
benadrihtige den Worgejepten. 23. Cchäumt fheiber @T Kine der Die anuktciher Auf 
das Wafer, fo ſpeiſe man ben Keffel mit friſchem foren toegen Beftelung und Grjas vun If cien ber Ber 
Waſſer, er: das re Bar er = *8 u ae Ra dei — * 
dämpfe das Feuer, bis ſich das Waſſer beruhigt 4. Ian. — —— 
Hat. 24. Steigt der Dampfdrud jo raid), Daß grrentige Rehrswen hatt, Das Cudur cr ı Me pur rede 
eine Ueberjpannung zu befürchten fteht, jo ift jo- kräftıgen Entfceidung im Redtswe,e vortasi.1 voluredbar. 
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ſchluß ſelbſt abzufaffen oder zu berichtigen. F 8.,meit biefelbe nad ben beftehenden Geſetzen 
Nach Befinden der Umftände kann die Pag he Erecution zu verfügen befugt ift. Außerdem it 
auch mehrere Beichlüffe abfafjen, wenn ein Theiljdas betreffende Gericht diejerhalb zu requiriren. 
des Defect3 fofort Har ift, der andere Theil aber/$ 15. Die Gerichte und Hypothekenbehörden 
noch weitere Ermittelungen nothwendig macht, ſind verpjlichtet, den an fe ergehenden Requi— 
ingleihen wenn unter mehreren Perjonen die|jitionen zu genügen, die Erecution gegen die br» 


Defectenverfahren. 


Berpflihtung der einen feitfteht, die der anderen 
noch greift ft. $ 9. In dem abzufafen- 
den Beſchluſſe ift zugleich zu beftimmen, ob ber 
Beamte zum Erſatz bes Defectd oder nur zur 
Sicherſtelung anzuhalten und. im erjten Falle, 
ob die Erecution unbedingt oder mit welchen 
näher zu beſtimmenden Mobdificationen zu voll 
ftreden. $ 10. Der abzufafjende Beſchluß kann 
auf die unmittelbare Berpflihtung zum Erſatz 
— werden: 1) ſofern der Defect nach dem 

rmeſſen der Behörde durch rg bewirft 
worden, gegen jeden Beamten, welcher der Unter- 
ihlagung oder Beruntreuung als Urheber oder 
Theilnchmer geftäntig ift, oder für überführt er— 
achtet wird; 2) jojern der Defect nah dem Er- 
meſſen der Behörde durch grobes Verjehen ent 
ſtanden ift, a) gegen diejenigen, welchen die Kaffe :c. 
zur Verwaltung übergeben war, auf Höhe des 
ganzen Defects, b) gegen jeden anderen Beamten, 
der an der Einnahme oder Audgabe, der Erheb- 
ung, ber Ablieferung ober dem Transport von 
Kajjengeldern oder anderen Gegenftänden vermöge 
feiner bdienftlihen Stellung theil zu nehmen 
hatte, nur auf Höhe des in feine Gewahrjam 
gefommenen Betrages. — Eben bies gilt gegen 
die $ 3 genannten Beamten in ben bafelbit be- 
eichneten Fällen. $ 11. Der abzufafjende Be- 
tu fann ferner auf Beſchlagnahme des Ver— 
mögens oder Gehaltd zur Sicherung bed dem— 
nächſt im Wege Rechtens auszuführenden An— 
ſpruchs, jofern der Deject aus dem Vermögen 
der $ 10 genannten zunächſt verantwortliden 
Beamten und deren Dienftcaution nit zu decken 
‚ein follte, gerichtet werben: gegen diejenigen, 
welche zwar bie befectirten Gelder oder andere 
Gegenftände nit in ihrer Gewahrjam gehabt, 
aber an deren Bereinnahmung, Verausgabung 
oder Verſchluſſe in der Weife unmittelbar theil 
zu nehmen hatten, daß der Defect ohne ihr grobes 
Verſchulden nicht hätte entjtchen können. $ 12 
Eind Beamte, gegen welche die erecutiviiche Ein- 
zichung bed Defects zuläffig ift, in ber Ber- 
weltung ihres Amtes, wofür fie eine Amtscaution 
geitellt haben, belafien worden, fo ift die Execution 
nicht zunächſt in dieſe Caution, jondern in das 
übrige Vermögen zu vollftreden, jedoch jo weit 


eined gleichen Betrages 


nannten Perjonen ohne vorgängiges Zahlungs- 
mandat jchlehnig zu vollitreden, die Beſchlagnahme 
ber zur Dedung des Defectd erforderlichen er» 
mögensjtüde zu verfügen und tie in Antrag ge 
brachten Eintragungen, wenn jonft fein Anjtand 
obwaltet, im Hypothenbuche zu veranlafien, ohne 
auf eine Beurtheilung ber Rechtmäßigkeit einzu- 
gehen. & 16. Gegen den Beihluß, wodurch 
ein Beamter zur Erftattung eines Defects für 
verpflichtet erflärt wirb ($ 10), ſteht demjelben 
ſowol hinſichtlich des Betrages als Hinfichtlic 
der Eriagverbindlichkeit außer dem Recurie an 
die vorgeiegte Behörde die Berufung auf redt- 
liches Gehör zu. — Bon dieſer Befugniß mu 
jedod innerhalb eines Jahres, vom Tage ber 
dem Rerpflichteten — Bekanntmachung 
des vollſtredbaren Beſchluſſes, oder wenn ber 
Verpflichtete ausgetreten iſt, vom Tage des ab» 
efaßten Beſchluſſes an Gebrauch gemacht werden. 
te Erecution behält, des eingeichlagenen Rechts⸗ 
weges ungeachtet, bi zur rechtskräftigen Ent« 
iheidung nad Maßgabe des Beihluffes ihren 
Fortgang, Wenn nicht von ber Verwaltung davon 
Abftand genommen wird. — In ber etwa ein- 
geleiteten Unterfuchung bleiben dem Verpflichteten, 
in jofern es auf die Beitrafung antommt , feine 
Einreden gegen den abgefaßten 38 auch 
nach Ablauf des Jahres, wenngleich fie im Ciril— 
proceß nicht mehr -. gemacht werden fönner, 
vorbehalten. $ 17. Gegen einen Beihluß, wo— 
durch die Beichlagnahme des Vermögens oder 
Gehalts nach $ 11 angeordnet worden, ſteht dem 
Beamten die Berufung auf rechtlihes Gehör in 
derjelben Weife zu, wie dies gegen einen gerict- 
fidy angelegten Arreſt zuläſſig if. $ 18. Das 
gegenwärtige Gejeg findet auf jämmtliche öffent- 
lie Kafien und Berwaltungen und deren Be— 
amte, einjchließlich der gerichtlichen, jo wie auf 
die Militärkaflen, Magazine und altungen 


‚(aller Art und nidit nur auf Militär- Benmte, 


ſondern aud auf Militär-Rerionen Anwendung. 
— Wegen Ausführung des Geſetzes in ber Mili- 
tär-Berwaltung wird unier Kriegsminiſter cine 
Inſtruction ertheilen, welche namentlid die Be- 
hörden zu bezeichnen hat, die ben nach $$ 5 u. 6 
an bie 
luß zu erlajien be- 
Wenn infolge bejonderer 
ehörden oder einzelnen Inſtituten 


ſetzte Behörde, auch wenn fie nicht die Eigenfchaft|bereit3 eine Erecutiondredht gegen ihre Beamten 
einer Provinzialbehörbe hat, oder der unmittel- äufteht, ohne daß ed eines von der Provinzial 
bar vorgefegte Beamte rg Eicherheitd-| Behörde abzufafienden oder zu bejtätigenden 
maßregeln durch Beichhlagnahme des Vermögens Beſchluſſes bedarf, jo behält es dabei jein Be 
ober Gehalts gegen bie nad) $ 10 der Execution wenden. $ 20. Eben jo bleiben bie Gefege in 
unterworfenen Beamten ergreifen; e3 muß aber Kraft, wodurd die Erecution gegen Erhebung: 
davon der vorgejetten Provinzialbehörde unge-| Beamte wegen gewijjer an öffentlide Kajjen ab» 
ſäumt Anzeige gemacht und deren Genehmigs|äuliefernder Einnahmen ohne Sulafjung des 
ung eingeholt werden. $ 14. Die Bermwaltungs« echtsweges angeordnet ift. $21. Auf Defecte, 
behörde kann ben zur Xollfiredung geeigneten|welde bet Rublication der gegenwärtigen Ber 
Beſchluß jelbft zur Ausführung bringen, ſo ordnung bereitö zur Kennmiß der Behörden ae 


rovinzialbehörden zur Abfaſſung oder 
die beftellte Caution reicht, nur auf Sicherjtellung| Veftätigung erwiejenen Bed 

u ridten. F 13. Beilfugt find, 19. 
Gefahr im Berzuge fan die unmittelbar vorge-| Gejege ben 
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fommen find, fol die gegenwärtige Verordnung wenn es erforderlich ift, zur Wicderherftellung bes 
ebenfall® angewandt werden, jofern der zu ver-| früheren Zuſtandes angehalten werden, — Auf 
folgende Anſpruch nicht bereitö in den Rechtömweg | Schugmaßregeln, welche in Nothfällen für die 


Defraudationen — Deichweſen. 


eingeleitet iſt. 
raudationen, ſ. 

bezüglich welcher Defraudationen vorlommen 
können, z. B. Branntwein- u. Braufteuer, Porto ꝛc. 
Deihamt, ſ. unter Deichweſen Allerh. Erl. 
14. Nov. 1853 $$ 38 ff. 
Deihyhauptmann, ſ. unter Deichweſen 
Allerh. Erl. v. 14. Nov. 1858 88 24 ff. 

Deichinfpeetor, ſ. unter De ichweſen Allerh. 
Eri. v. 14. Nov. 1853 88 36 ff. 

Deichrentmeifter, {. unter Deihmefen 
Allerh. Erl. v. 14. Nov. 1853 88 41 ff. 

Deichitatute, j. unter Deihwejen B. den 
Allerh. Erlaß vom 14. Nov. 1853, 


Deichwefen.!) 
A. Gejeg über dad Deichweſen, vom 
28. Januar 1848.°) 


[I. Deiche, die zu keinem Deichverbande ge- 
hören.] $1. Deiche oder ähnliche Erderhöhungen 
der Erdoberfläche , welche die Ausbreitung Der 
eitweije aus ihren Ufern tretenden Gewäſſer be- 
Phränten, dürfen in der ganzen Breite, welche 
das Waſſer bei der hödjiten Ueberſchwemmung 
einnimmt (Inundationdgebiet), nicht anders als 
mit ausdrüdlicher Genehmigung ber Regierung 
neu angelegt, verlegt, erhöht, ſowie ganz oder 
theilweiſe zerftört werden. — Wer biejem Verbote 
zumiberhanbelt, jol polizeilich nicht nur mit einer 
Geldbuße bis zu 150 M beitraft, jondern aud), 


v. 


i) Neber die Zuſtändigleit bes Bezirksraths in Deichange— 
legenbeiten im Bereiche der Kerr Dong 13. Dec. 1872, 
f. unter ga erg fe vom 26. Yuli 
1876, 65 121,122. — Nach dem in folgender Note erwähnten 
Gefet vom 11. Upril1872, Art. I. 1, liegt die ftaatliche Ober: 
Sufficht über das Deichweien in der Provinz Hannover ben 
Amtsbauptmännern bezw. Magiftraten ‚und ın höherer In— 
ftang den Landdroſteien ob. Diejenigen Zufländigkeiten, welche 
in ben $$ 4—10 u. 24 des Gejeges vom 28. Yan. 1848 ben 
Regierungen Übertragen find, werben von den Verwaltungs: 
behorden unterer Ynftanz wahrgenommen ; —— bleibt die 
nach Vorſchrift der 5 1—3 bes Geſetzes erforderliche ſtaatliche 
Genehmigung für neue und für die Verlegung, Erhöhung od. 


Bejeitigung beitehender Deichanlagen den Yanbdrofteien vorbe- 
halten. 3 

2) Diefes Deichgefeg iſt durch das Geſetz vom 11. April 
1872 aud für die Provinzen Schleswig:Hol u. Hannover 


in Kraft getreten, gilt jedoch zufolge Art. 2 dieſes Gejeges in 
legterer Provinz nicht: a. in den Herzogthiimern Bremen und 
Berben, foweit die Deihorbnung dvd. 29. Juli 1743 Anwend⸗ 
ung findet; b. im Lande Hadeln: c. im Fürſtenthum Line: 
burg u. ben zur Provinz Hannover een Lauenburgſchen 
v theilen, ſoweit bie —— Dei: und Sielorduung 
vom 15. April 1862 und d. in Grafihaften Hoya u 
Diepholz, foweit die Dei: und Abwälferungsordnung vom 
22. Jan. 1864 Anwendung findet oder bemnächft in Anwend⸗ 
ung gebradht werden wird; e. im Fürſtenthum Oftfriesland; 
f. im dem zum Herzogthum Areuberg⸗ Meppen gehörenden Be- 
zirte der Stabt Papenburg. — Nah Art. 3 des Geſetzes vom 
11. April 1872 verbleibt e8 in den unter a. big e. erwähnten 
Gchietstheilen bei ben dort in Geltung befinblihen, auf das 
Deich⸗ und Sielweſen beziiglihen Gejegen unb Berordnungen, 
und ben buch rechtsverbindliches Herlommen feſtſtehenden 
Deich: und fielrehtlihen Normen bis zur Aufbebung oder Ab- 
änderung [ben im verfaffungsmäaßigen Wege, infoweit 
nicht dieſes Geſetz den nur für die im Art. 2 bezeichneten 
Landestheile geltenden Vorſchriften ber Art. 4 bis 8 entgegen: 
ftebt. Für den Bezirt der Stadt Papenburg find bie Be: 
fimmungen der Ofifriefifihen Dei: und Eielorbnung vom 
12. Juni 1853 und ber zu berfelben erlaffenen Novelle vom 
n. 1864 mit den abändernden und ergänzenden Bor: 


5 
55 dieſes Geſetzes vom 11. April 1872 in Wirkfamteit 


getreten. 
Grotefend, Polizei:ferifon. 


bie einzelnen Abgaben, Vorſchriften feine 


Dauer der Gefahr getroffen werden, finden dieſe 
nwendung. 8 2. Bor Er- 
theilung der Genehmigung ($ 1) hat die Regier⸗ 
ung nad ihrem Ermeſſen in erheblicheren Fallen 
die Betheiligten zu hören.) — it es ungemwiß, 
welche Perſonen als betheiligt zu betradjten find, 
jo fann die Regierung eine öffentliche Aufforder« 
ung mit der Berwarnung erlaſſen, daß diejenigen, 
welche jich binnen der zu bezeichnenden Frift nicht 
gemeldet haben, mit jpäteren Einwendungen nicht 
mehr gehört werden jollen. — Eine ſolche Auf- 
forderung iſt zmweimal in die Amtöblätter des 
Regierungsbezirks einzurüden, und in den be— 
treffenden Gemeinden auf die ortsübliche Weije 
befannt zu machen. $ 3. Die Genehmigung zu 
einer Unlage, Verlegung oder Erhöhung ($ 1) 
ift zu verjagen, wenn, nad) dem Urtheile der 
Regierung, dad nothwendige Abflußprofil des 
Hochwaſſers dadurch bejchränkft werden würde. 
4. it ein ſchon vorhandener, zum Schuß der 
Yändereien mehrerer Bejiger dienender Deich ganz 
oder theilweije verfallen, oder durch Naturgewalt 
tört, jo kann die Regierung fordern, daß ber- 
elbe nad) ihrer Unmeifung bis zu derjenigen 
Höhe und Stärte wiederhergeitellt werde, welche 
er früher gehabt hat. — Auch ift die Regierung 
berechtigt, in Anjehung der Deiche dieſer Art die 
jenigen Maßregeln vorzuſchreiben, welche erfor 
derlich ſind, um deren Erhaltung in ihrem bis— 
erigen Umfange und Zuitande zu fidern.2) $ 5. 
ie Regierung ift ermächtigt, diejenigen, welche 
den Dei zu erhalten oder wiederherzuftellen 
verpflichtet jind, hierzu duch Erecution anzu- 
halten. 8 6. Sit es ungewiß oder jtreitig, wer 
zur Unterhaltung oder Wiederherjtellung des 
Deiches verpflichtet jei, jo kann die Regierung 
die Leiftungen interimijtiih von demjenigen for- 
dern, welcher den Deich jeither unterhalten hat, 
oder wenn biefer unbekannt oder nicht leiftungs» 
fähig ift, von denjenigen Grundbefigern, deren 
Grunbdftüde, nad) dem Ermefjen der Behörde, durch 
den Deich geihügt werden. Kann die Ermittel- 
ung diejer Grundbefiger nicht jo ſchnell gejchehen, 
als die Dringlichfeit des alles es erfordert, fo 
iteht der Regierung frei, die ſämmtlichen Grund» 
bejiger derjenigen —— in deren Ortsfeld⸗ 
mark oder Gemeindebezirke der Deich belegen iſt, 
zu den nöthigen Leiftungen, nad) Verhältnig ihres 


nd | &rundbejiged, anzuhalten, ohne Rüdficht darauf 


ob dieſe —— ur Gemeinde gehören 
oder nicht. $ 7. Die Regierung ſetzt in einem 
folhen Falle ($ 6) dur ein Reſolut feft, wer 
die Baulaft interimiftiih zutragen hat, und wie 
die Beiträge zu vertheilen find. — Gegen ein 


1) Gefeg vom 11. April 1872 Art. I, 2: Die im $ 2 bes 
Gefeges vom 28. Yan. 1848 vorgefchriebene vorherige Ans 


börung der Betheiligten bat in allen Fällen einzutreten, vor⸗ 
Seht proviforifher Verfügung, wenn Gefahr im Ber: 
zuge ift. 


Gefe vom 11. April 1872, Art. I, 8: m ben fällen 
ber 65 4 umd 5 bes Geſetzes ift nur dann bon Amtéwegen 
einzufchreiten, wenn aus der Nichterbaltung des Deiches eine 
qemeine Gefahr entfteht, andernfall® nur auf Antrag eines 
Betheiligten. — Hinfictlih ber Reffortverhäliniffe ben 
Fällen der $$ 4—10 f. Note 1, Epalte 1. 
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ſolches Reſolut iſt der Recurs an dad Finanz-wendung gemeiner Gefahr oder zur erheblichen 
Miniſterium zuläſſig; derſelbe muß jedoch innere | Förderung der Landescultur erforderlich, Deiche 
halb einer vierwöchentlichen, mit dem nächſten und dazu gehörige Sicherungd- u. Meliorations⸗ 
Tage nad der Mittheilung des Reſoluts be-/werle anzulegen, zu erweitern oder zu — 
ginnenden präcluſiviſchen Friſt bei der Regierung ſo ſollen die Beſitzer ſämmtlicher der Ueber- 
angemeldet und gerechtfertigt werden. Erfolgt ſchwemmung ausgeſetzten Grundſtücke zur gemein» 
innerhalb diejer ;Frift nur die Anmeldung, ſo ſamen Anlegung und Unterhaltung der Werte 
find die Verhandlungen ohne Weitered zur Ent-|unter landesherrliher Genehmigung zu Deid- 
ſcheidung über den Recurs an das Minijterium|verbänden vereinigt werden. Zuvor find jedoch 
einzujenden und ſpäter angebradite neue That- [alle Betheiligte, nöthigenfalld nad) Erlajjung eines 
ſachen oder Ausführungen nicht zu berüdjichtigen. |öffentlihen Aufgebots, welches die im $ 2 
— Die Bollitredung des Reſoluts wird durch beſtimmte Wirkung hat, mit ihren Anträgen zu 
die Einlegung ded Recurſes nicht — hören.?) — Durch die vorläufige Feſtſetzung des 
$ 8. Den zur Unterhaltung oder Wiederher- | Ueberihwenmungsgebicts wird einer demnädhit- 
ftellung eines Deiches interimiftiih YHerange- |igen Regelung der Beitragsverhältnijfe im Sinne 
ogenen bleibt vorbehalten, ihre Anſpruͤche aufldes $ 16 deö Geſetzes nicht vorgegriffen. $ 12. 
tattung ihrer Beiträge oder des Werths ihrer [Eine ſolche Bereinigung fol insbejondere in 
Leiftungen im Rechtswege gegen die eigentlich folgenden Fällen herbeigeführt werden: a) wenn 


Berpflichteten geltend zu machen. 
von der Regierung ausgefchriebenen Beiträge und 
Leiſtungen find den öffentlichen Laſten gleich zu 
ftellen, und haben in Eollifiondjällen vor den» 
jelben den Vorzug. $ 10. In denjenigen Fällen, 
in melden eine interimiftiiche Regulirung ber 
Baulaſt hat erfolgen müfjen ($$ 6 und 7), liegt 
der Regierung ob, zur Regelung ber künftigen 
Leiftungen dur Bildung eined Deichverbandes 
(s$ 11 ff.), aud) ohne Antrag ber Betheiligten, 
die erforderliche Einleitung zu treffen. — Zeigt 
fich bei näherer Erörterung die Bildung eines 
Deichverbandes nicht als erforderlich, jo ijt die 
Regierung die fernere Erhaltung des Deiches zu 
verlangen nicht mehr befugt. Die Betheiligten 
find von biefer Lage der Sade in Kenntnih zu 
jeßen. — Der Einleitung zu einem Deichverbande 
bedarf e3 nicht, wenn durch Anerkenntniß oder 
im Rechtswege ein Verpflichteter ermittelt und 
derjelbe leiftungsfähig iſt. 

[IL. Deichverbände $) 8 11. Iſt es zur Ub- 
—— 


1) Bezüglich der neuen Landestheile ſ. Geſetz vom 11. April 
1872, Art. 1, Nr. T: Gegen die Erlaffe ber Deihauffichts- 
behörden kann der Recurs an die höheren Inſtanzen u. zwar 
in lester Jaſtanz an den Minifter für die landwirthſchaftlichen 
An legenbeiten berfolgt werden. — Der Recurs gegen ſolche 
Nejolute ber Deihauflihtsbehörben , durch melde über bie 
interimiftiihe Tragung der Baulaft entihieden wird, muß in 
beiden Recursinftanzen innerhalb der im $ 7 des Geſetzes be: 
zeichneten Friſt bei der unteren Berwaltungsbehörde ange: 
meldet und gerechtfertigt werden, i 

2) Geſetz vom 11. il 1872, Art. 4.: Die innere Or: 
ganifation ber Deich: und Siel⸗ [Schliufen:, Warten:, Waſſer⸗ 
löfungss ⁊c.] Berbände kann mit Zuftimmung ihrer Bertret⸗ 
— im Falle des Widerſpruchs derfelden mit Zuſtimm⸗ 
ung des ftänbiichen Ausſchuſſes der betreffenden Provinz durch 
Lanbesberrtich zu vollziebendes Statut neu gere 


und feftge: 
ftefit werden. Wo eine folhe neue Regelung eintritt, ſoll die 
Mitwirkung der Staatäbebörden in Angelegenheiten ber Ber: 


bände auf bie Befugniffe der Oberaufficht räntt und bie 
unmittelbare Beauffichtigung und Yeitung der Verbandsange⸗ 
teyenbeiten eigenen Beamten oder Vertretern ber Berbände 
übertragen werben. Art. 5. Mehrere Deicverbände, melde 
in Beziehung auf die Erbaltung der Deidye ein gemeinſchaft⸗ 
liches Intereſſe baben, fünnen durd die im vorigen Artikel 
erwähnte ftatutarifche —— unter eine gemeinſame Ber⸗ 
waltung geftellt werden, wenn baburc eine angemeſſenere Auf⸗ 

ht zu erzielen iſt. Daffelbe nilt für Deich: und Sielvers 
ände, wenn letztere ganz oder überwiegend bem örtlichen Be— 
reiche eines und db elben Deichverbandes angehören, und fir 
mehrere Siel: [Wafferlöfungd:)] Verbände, wenn fie in waſſer⸗ 
teirtbichaftlicher Beziehung gemeinfame Jnterefien baben. Art.6. 
Die Betbeiligung der Landcommifjäre in den Grafihaften Hoha 
und Diepholz an der Deich: und Schlagtauffiht fällt hinweg 
ldergl. $ 79 bannoverfäyen Gefeges vom 22. Yan. 1864, 


s 
f 


9. Dieles darauf antommt, die Örundbefiger einer noch 


unverwallten Niederung zurAnlegung und ferneren 
Erhaltung von Deihen und Meliorationswerten 
zu verpflichten ; b) wenn die Grundbbejiger einer 
jolchen verwallten Niederung zur Verbeſſerung und 
Unterhaltung von Deihen und Meliorations- 
werfen, welche jeither nur von einzelnen Betheilig- 


und $ 2 ber Verordnung vom 29. Sept. 1775 wegen ber in 
der Seofigaft Hoha eingeführten Deich: und Echlaglauffict). 
Art. 7. Rüdfichtlic) der Verbandslajten und ihrer Vertbei 

ung, forwie rüdfitlih eimwaiger Aenderungen in dem geltenden 
Beitragsverhältniſſe verbleibt es bei dem beftehenden Rechte. 
Es fallen jedoh innerhalb der beftehenden Verbände alle Bes 
freiungen von der Mittragung der Deich: und Eielverbandss 
lajten, ſoweit fie nicht auf dem beftehenden Beitragsfuße oder 
der geltenden Art der Laftenvertheilung beruben, hinweg. zit 
eine durch bie frühere Gejeggebung nicht ſchon bejeitigte Be: 
freiung von der Dittragung der Verbandslaften vertragsmähig 
duch Gegenleiftungen an den Berband erworben, fo ift ber 
legtere verpflichtet, dem Inhaber des befreiten Grundftüds fiir 
Aufbebung der Freiheit volle Entjaänigung zu leiften. Rüds 
ſichtlich aller übrigen, erit durch dieſes Geſet aufgehobenen 
Berreiungen, liegt dem Berbande eine Entihädigungsverbind- 
lichkeit nicht ob. Art. 8. Inſoweit es an Vorichriften über 
die Bildung neuer Deichverbande od. an gefeglihen Beitimms 
ungen und rechtsverbindlichem Herfommen über die Verpflicht⸗ 
ung ber Eigentbümer eingebeichter Grumdftüde und Borländer 
zur Abtretung derjelben oder zur Geitattung vorübergehender 
Benugung ihres Grundeigentbums für die Deichzmede fehlt, 
treten die bierauf bezüglihen Beitimmungen des Sejeged vom 
28. Jan. 1848 [$$ 11—13 und $ 20] mit den im eriten Ar: 
—— dieſes Geſehes enthaltenen Aenderungen und Zujägen in 

raft. 

2) Für die neuen Landestheile iſt der N 11 durch folgende 
Borſchrift erſetzt: Iſt es zur erbeblihen Förderung der Sans 
bescultur wünjhenswertb, Deihe und dazu gebörige Sicher: 
ungs= und Weliorationswerke anzulegen, zu erweitern oder zu 
erhalten, jo können bie Befiger fänmtlicher, ber Ueberſchwemm⸗ 
ung ausgefegten Grunpftüde zur gemeinfamen Anlegung und 
Unterhaltung der Werke unter lanbesberrliher Genebmigung 
zu Deichverbänden vereinigt werden, wenn die Mebrbeit der 


—— der Anlage beziehungsweiſe dem Verbandsſtatute 
zuftimmt. — In Fällen gemeiner Gefahr kann jedoch die Ber: 
Deichverbänden unter landes⸗ 


einigung ber Betheiligten zu 
icher Genehmigung A dann erfolgen, wenn die Mebrs 

t der Detheiligten der Anlage, beziehungsweile dem Vers 
bandsftatute widerſpricht. — In biefen Fällen it jedoch die 
—— Anhorung des ſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſes der 

reffenden Provinz erforderlich. — Eine Mehrheit im Sinne 
dieſer Beſtimmung wird durch diejenigen gebildet, welche inner⸗ 
halb des von der Regierun (Kan droftei] auf Grund tech⸗ 
niſcher Ermittelungen — feſtgeſtellten Ueberihwenm: 
ungsgebietes den größeren Theil der betheiligten Grundfläche 


befigen. — Die Nichtabgabe der Stimme in Bebufs der 
—— anberaumten, ordnungsmaßig unter Angabe des 
Bivedes bekannt gemachten Termine gilt ald Zuftimmung zu 


den Mehrheitsbeſchlüſſen der Erichienenen. — Durch bie dor⸗ 
läufige Feſtſezung des Ueberſchwe mmungsgebietes wirb einer 
demnädhitigen Regelung der Beitragsverhältniffe im Sinne des 
$ 16 des Geſehes nicht vorgegriffen. 
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ten angelegt und unterhalten wurden, berbind- ‚nad von Anderen ganz übertragen werden muf;e 
lic) zu machen find; ce) wenn dergleichen Deiche ten. — In ſolchen Fällen fönnen aber die durch 
und die mitteld berjelben geſchütten Grundbes|einen jpeciellen Rechtstitel Berechtigten Entichä- 
figer einem ſchon bejtehenden Deichverbande an⸗ digung für die erjt durch den Deichverband ihnen 
geſchloſſen werden ſollen; d) wenn Verwallungd- (auferlegten Leiftungen von den durch jenen Titel 
und Meliorationdanlagen ſchon beftehender Deich- | Berpflichteten, nad Maßgabe deſſelben, inſoweit 
verbände erweitert und auf unverwallte Grund-|fordern, als diefe Leiſtungen ſchon vor Errichtung 
ftüde der noch nicht zum Deichverbande gehören-|ded Deichverbandes zur Erhaltung oder Wıeder- 
den Befiper ausgedehnt werben follen. $ 183. |herftellung der früheren Schupanlagen notjwen- 
Grundbeſitzer, melde derjelben Niederung ange-|dig waren. — Die Verpflichtung zu ſolchen Ent- 
hören und mit Rüdfiht auf die Lage ihrer|jhädigungen kann gegen eine verhältnißmäßige 
Grunbftüde ein gemeinjchaftliches Snterefte haben, | Vergütung abgelöft werden. $ 18. Die in 
follen in der Regel zu einem Deichverbande ver-jeinem Deichverbande zu leijtende Deichpflicht ruht 
einigt werben. Cine Ausnahme kann namentliunablöslic auf den Grundftüden, ijt den öffent- 
dann geitattet werben, wenn für einen Theil der lichen Laſten gleich zu achten und hat in Col« 
Niederung der Zwed mit erheblich geringeren [liftonsfällen vor denjelben den Vorzug. $ 19. 
Koften erreicht werden kann. $ 14. Mehrere Die Erfüllung der Deichpflicht kann von der 
Deichverbände, welche ein gemeinſchaftliches In-|Deihverwaltungs-Behörde in eben der Art, wie 
terefje rüdjichtlih der Erhaltung ihrer Deiche|dies bei den öffentlichen Laſten zuläffig ift, durch 
haben, können mit landesherrliher Genehmigung | Execution erzwungen werden. Dieſe Eprecution 
entweder zu einem Deichverbande vereinigt, oder|findet auch jtatt gegen Pächter, Nutnießer und 
unter eine gemeinjame Deichverwaltung ge andere Bejiger de3 verpflichteten Grundjtüds, 
und zur gegenjeitigen Unterjtügung bei Durch [vorbehaltlich ihres Wegrejies an den eigentlich 
brüden und anderen außerordentlichen Beihädig- 
ungen der Deiche verpflichtet werben.) $ 10. 
Für jeden Deichverband iſt ein landesherrlic zu 
vollziegendes Statut abzufajjen, in welchem fol- 
gende Gegenjtände näher zu beitimmen jind: 
a) der Umfang des Cocietättzwedes; b) die 
Deichpflicht oder die Art und Vertheilung der 
ur Anlegung und Unterhaltung der Schutz · und 
eliorationswerfe erforderliden Beiträge und 
Leiftungen; c) die von den Grundbejigern zu 
übernehmenden Beihränfungen des Eigenthums; 
d) das den Staatäbehörden beizulegende Recht 
der Oberaufficht ; e) die Organijation, jowie die 
Befugniffe und Pflichten der Deichverwaltungs- 
Behörde; f) das Recht der Deichgenofien, perjön- 
lich oder durch Abgeordnete bei der Verwaltung 
der Deichangelegenheiten mitzumwirlen; g) bie 
Folgen der Ausdeihung. $ 16. Die Deihpflicht 
($ 15 b) muß von allen einzelnen, durch die Deid)- 
und Meliorationswerfe geſchützten oder verbejjer- 
ten ertragsfähigen Grundftüden, Hof- und Bau 
jtelfen, aud) wenn diejelben jonjt von den ge— 
meinen Laften befreit oder dabei bevorrechtet find, 
nach dem im Statute zu bejtinnmenden Maßjtabe 
gleihmäßig getragen werden. Als Bertheilungs- 
maßftab ijt in der Regel dad Verhältniß des 
abzuwendenden Schadens und a Gera 
BVBortheild anzunehmen ; aus bejonderen Gründen 
fann jedoch ein anderer Vertheilungsmaßftab 
zugelajjen werben. — Eine Befreiung von ber 
Deichpilicht fann künftig auf feinerlei Weife, auch 
nicht durd) Verjährung erworben werden. $ 17. 
Die VBertheilung der Deichpflicht unter die Deich 
genofjen erfolgt jelbft dann nad) den Grundjägen 
des $ 16, wenn dieje Pflicht bis dahin auf Grund 
fpecieller Rechtstitel zwiſchen diefen Perjonen in 
anderer Weile vertheilt war, oder Einzelne da— 






























Verpflichteten. $ 20. Die Eigenthümer der ein« 
gedeichten Grundjtüde und Vorländer jind ver- 
pflichtet, auf Anordnung der Deichbehörde dem 
Berbande den zu den Shup- und Meliorationd- 
anlagen erforderlihen Grund und Boden gegen 
Vergütung abzutreten, deögleichen die zu jenen 
Unlagen nöthigen Materialien an Sand, Lehm, 
Rajen u. j. mw. gegen Erſatz des durch die Fort« 
nahme derjelben ihnen entjtandenen Schadens zu 
überlafjen. Der außerordentliche Werth ijt bie 
Feſtſetzung der Vergütung ober Entſchädigung 
nicht in Anrechnung zu bringen.) $ 21. Üuch 
diejenigen Beſchränkungen des Eigentyums, denen 
ſich die — zum Deichverbande gehörenden Be- 
jiger de3-Borlandes, oder der am Flußufer, in 
der Nähe ber Deiche oder der gemeinidaft- 
lichen Gräben und Schleujen beiegenen Grund» 
ftüde zu unterwerfen haben, find in dem Deich: 
ftatute näher zu beftimmen. F 22. Gtreitig- 
feiten über die ragen, ob ein Grundjtüd 
nad $ 16 deichpflichtig ift, oder mie die Deich 
faft zu vertheilen iſt, find mit Ausschluß 
des Rechtsweges von ben Berwaltungsbehörden 
zu entſcheiden. R 23. Die bei Publication des 
gegenwärtigen Geſetzes vorhandenen Deichord- 
nungen und Gtatute bleiben zwar in Kraft, 
doch follen diejenigen, bei denen es erforderlid) 
ericheint, einer Reviſion unterworfen werden. 
Ihre Abänderung oder Aufhebung kann nur 
unter landesherrliier Genehmigung erfolgen. 


) Durch Geſetz vom 11. April 1872, Art. 1, Nr. 6 bat 
der $20 für bie neuen Lanbestbeile folgende Faflung erhalten: 
Die Eigentbümer der eingedeichten Grundjtüde und Borländer 
ind verpflichtet, auf Anordnung der Deichbehörde dem Bers 

nde den zu den Schug: und Melivrationsanlagen erforder: 
lihen Grund und Boden gegen Dergütigung abzutreten, des⸗ 
gleichen die zu jenen Anlagen nöthigen Daterialien an Saud, 
Lehm, Rafen :c. gegen Erſatz des durch die Fortnahme der— 
felben ihnen entftandenen Schadens zu üÜberlaſſen. Die Er⸗ 
mittelung und Feſtſtellung der Entihäbigung erfolgt in der 

1) Für bie neuen Landestheile bat $ 14 folgenden Aufak| Provinz Schleswig-Holftein nah Maßgahe der dort beftehen- 
erhalten: Falls jedoch die Vertretung eines der beteiligten) den allgemeinen Borichriften über die Entziehung und Bes 
Deihverbände wideripricht, fo bedarf eine folde Verfügung | ſchränkung des Grundeigenthums, in der Provinz Hannover 
der Auftimmung des ftändiihen Berwaltungsausfchuffes der| unter finngemäßer Anwendung der Borjchriften des Hannos 
betreffenden Provinz. Die dauernde Bereinigung mehrerer | veriben Gel vom 16. Sept. 1846, die Beräuferungspflicht 
Berbände erfordert die Zuftimmung berjelben. Behufs der Anlage von Schifffahrtätanälen betreffend. 


16* 


228 Deichweſen. 


[TIT. Gemeinſame Beitimmungen.) $ 24. Beitrag ausgefchrieben u, von den Deichgenoffen 
Die Regierung ift befugt, eine jolde Benutzung |aufgebradyt werden Namentlich gilt dies auch 
der Deiche, welche deren Widerſtandsfähigleit zu für die Koften der erften normalmäßigen Her- 
ſchwächen geeignet ift, zu beichränfen oder ganz|jtellung der Societätdanlagen; bis zur Tilgung 
u unterfagen. Werden hierdurch mohlerworbene|diejer Koſten ift in ber Megel jährlich mindeſtens 
Rechte eingeichränft oder aufgehoben, jo hat der der vierfache Betrag ber gewöhnlichen Deich- 
zur Unterhaltung des Deiches ann ben |Tafjenbeiträge —* iehen. — $ 4. Wenn die ge- 
Berechtigten zu emtichädigen. L 5. Iſt bielmwöhnlichen Deich — E nachdem daraus 
Erhaltung eines Deiches zur Sicherung einer|für die Socie ätszwede beſtimmungsmäßig ger 
Niederung gegen Ueberſchwemmung nothmwendig,|jorgt worden, Ueberſchüſſe ergeben, jo jollen dieſe 
fo müfjen bei drohender Gefahr, nad; Unordnung |zu einem Rejerpefonds, deſſen Höhe das Deich— 
der Rolizeibehörbe, alle Bewohner der bedrohten ſtatut beftimmt, gefammelt u. mit guter Sicher 


und nötbigenfall® auch der benachbarten Gegend|heit zinsbar belegt werden. Der 


zu ben Schuparbeiten unentgeltlich Hilfe leiſten 
und die erforderlichen Arbeitögeräthe und Trand- 
portmittel mit zur Stelle bringen. —* Die Poli⸗ 
zeibehörde kann die in ſolchen Fällen nöthigen 
Mafiregeln fofort durch Execution zur Ausführ- 
ung bringen; fie ift befugt, bie rabfolgung 
der zur Abwehr der Gefahr dienlihen Materia- 
lien aller Art, wo ſolche fi finden mögen, zu 
fordern, und diefe müſſen mit orbehalt ber 
Ausgleihung unter ben Berpflichteten und der 
Eritattung des Schadens, bei dem jedoch ber 
außerordentliheWerth nicht in Anrechnung tommt, 
von den Beſitzern verabfolgt werben. 
Auf Deiche, die zu einem Deichverbande gehören, 
findet die Vorſchrift des K 25 nur infoweit Ans 
wendung, ald das Deichitatut nicht andere Be- 
itimmungen enthält. $ 27. In Beziehung auf 
die Anlegung oder Veränderung von Deichen 
oder Meliorationswerten, welche auf bie Ver 
tHeidigungsfähigfeit der Feſtungen einzumirfen 
geeignet jind, bewendet es bei der Vorjchrift des 
$ 12 des Regulativd vom 10. und 13. Sevtem- 
ber 1828 über das Berfahren bei baulidhen An— 
lagen oder fonitigen Veränderungen der Erd— 
oberfläche innerhalb der nädjiten Umgebungen der 
Feitungen. 8 28. Alle von dem gegenwärtigen 
Geſetze abweichenden Beltimmungen ber allge 
meinen Landesgeſetze oder der für einzelne Lan« 
destheile beftehenden Verordnungen, namentlic) 
die 88 63 biß 65, Tit. 15, Th. II. des Allg. 
Landrechts, werden hierdurch aufgehoben. 


B. Allerhöchſter Erlaß, betreffend die 

allgemeinen Beftimmungen für künftig 

zu erlaffende Deichſtatute vom 14. No» 
vember 1853. 


ar gesen Beftimmungen für Tünftig zu er- 
laſſende Deichitatute.] $ 1. Der Deichverband 
bildet eine Corporation. Der Gerichtsſtand des- 


eſervefonds 
darf nicht zu den laufenden und En ter 
Ausgaben ded Verbandes, fondern allein für 
ber mie Bwede verwandt werben: a) für Her- 
ftellung der dur Eidgang oder Hochwaſſer zer- 
ftörten od. ungewöhnlich beihädigten Deiche, jo- 
weit die Herjtellungsfoften aus den gewöhnlichen 
Einnahmen nicht beftritten werden können; b) für 
den Neubau der vorhandenen Auslapichleufen; 
e) für die Ausführung von Meliorationsanlagen. 
$ 5. Die gewöhnlichen Deichkafjenbeiträge find 
zu ermäßigen, wenn fie nach volljtändiger Bild- 
ung bes Rejervefond3 Ueberſchüſſe über das jähr- 


26.|liche Bedürfniß des Verbandes ergeben. & 6. 


Die Deichgenoffen find bei Vermeidung ber ad— 
miniftrativen Erecution gehalten, die gewöhn- 
lichen Deidfafjenbeiträge in halbjährigen Ter- 
minen, am 2. Januar u. 1. Juli jeden Jahres, 
unerinnert zur Deichlaffe abzuführen. Ebenſo 
müfjen die außerordentlihen Beiträge in den durch 
dad Ausſchreiben des Deihhanptmanns beitimm« 
ten Terminen abgeführt werden. 8 7. Die Ber- 
bindlichkeit zur en Deichlaffenbeiträge 
ruht gleich der jonftigen Deichpflicht ald Neallaft 
unablöstiih auf den Grundftüden; fie ift den 
öffentlichen Laften gleich zu achten und hat in 
Eollifionsfällen vor denfelben den Vorzug. — 
Die Erfüllung der Deichpflicht kann von dem Seid. 
hauptmann in eben der Urt, wie dies bei den 
öffentlichen Laften zuläffig ift, durch Execution 
erzwungen werden. — Die Erecution findet and; 


Statt gegen Pächter, Nupnießer oder andere Ber 


figer de3 verpflichteten Grundſtücks, vorbehaltlich 
ihres ea an den eigentlich Berpflichteten. 
— Bei Befigveränderungen fann ſich die Deich. 
verwaltung aud an ben im Deichkatafter genann« 
ten Eigenthümer jo lange Halten, bis ihr bie 
Befigveränderung zur Berichtigung des Deich- 
fatafter& angezeigt und jo nachgemiefen ift, daß 
auf Grund diejer Nachweife die Berichtigung er» 


velben wird im Deichitatut beftimmt. $%2. Ueber] folgen kann. — Bei vorfommenden Parzellirungen 
die vom Berbande zu unterhaltenden Deich-|müfjen die Deichlaften auf die Trennftüde ver- 
ftreden, Hauptgräben, Scleufen, Brüden zc., u.|hältnigmäßig repartirt werben. Auch die Heinfte 
uber die jonftigen Grundftüde des Verbandes ift| Parzelle Pr mindeften® einen Pfennig jährlich. 
vin Lagerbuch vom Deihhauptmann zu führen)$ 8. Eine Berichtigung des Deichlatajters kann, 
md vom Deichamte feitzuftellen. Die darin vor-Jabgefehen von dem Falle der Barzellirung und 
fommenden Veränderungen werden dem BDeid)- Beligveränderung, zu jeder Beit gefordert wer« 
amte bei ber jährlichen Recdhnungsabnahme zur|den: a) wenn erhebliche, 5°/, überfteigenbe Fehler 
Erflärung vorgelegt. 88. Die Höhe bed gewöhn- in ber ber Aufitellung bed Deichlatafterd zum 
lichen jähclichen Deichtaffenbeitraged zur Unter⸗ Grunde gelegten Bermeffung nachgemwiefen wer— 
ee der Berbanddanlagen wird im Deich-|den; b) wenn die Zwecke der Deichverwaltung 
tatut jeitgejegt. — Wenn die Erfüllung der So-eine Berfegung des Deiches nothwendig machen, 
cietätäzwede einen größeren Aufwand erfordert, wodurch bisher eingebeichte Grundftüde fünftig 
jo muß biefer Mehrbetrag ald außerordentlicher außerhalb der Berwallung, oder außerhalb der 


Deihwelin. 


Verwallung gelegene Grundftüde innerhalb der|ichaften unausgeſetzt bewacht werben. 


229. 


Die er- 


Berwallung zu liegen fommen; c) wenn einges|forderlichen Wächter können vom Deihhauptmann 


deichte Grundſtücke dem Deichverbande als Eigen- 
thum abgetreten werden; d) menn infolge von 
Durchbrüchen eingedeichte Grundftüde dergeitalt 
ausgetieft oder verfandet jind, daß ſich deren 
bisherige Ertragsfähigteit um mehr als die Hälfte 
verringert hat u. die Wiederherftellung in den 
früheren Zuftand unverhältnigmäßige Koften er- 
fordern würde, — Ueber die Anträge auf Be- 
richtigung des Deichkataſters aus den vorgedad)- 
ten Öründen enticheidet Dad Deihamt. $ 9. 
Wegen angebliher Irrthümer in Deichkataſter 
und wegen Veränderung in der Culturart oder 
im Ertragswerthe der Grundftüde kann außer 
den im $ 8 gedachten Fällen eine Berichtigung 
des Deichkatajterd im Laufe der gewöhnlichen 
Berwaltung nicht gefordert, jondern nur von ber 
Landespolizeibehörde bei erheblichen Veränder- 
ungen der Örundjtüde nad) dem Untrage oder 
nad) vorher eingeholten Gutachten des Deich— 
amies eingeholt werden. — Nach Ablauf eines 
zehnjährigen Zeitraumes kann auf Antrag bes 
Deichamtes eine allgemeine Reviſion des Deich— 
tataſters von der Regierung angeordnet werden; 
dabei iſt zu verfahren wie bei der erſten Auf— 
ſtellung des Kataſters. DEREN: 
ſErlaß u. Stundung von Deickafjenbeiträgen.] 
8 10. Ueber die Anträge auf Erlaß u. Stund- 
ung von Deichkafjenbeiträgen entſcheidet das Deich⸗ 
amt. 8 11. Für Grundſtücke, welche infolge eines 
Deichbruches ausgetieft oder verjandet worden, 
kann der Befiger die Stundung aller nad) dem 
Durchbruch fällig werdenden Deichkaſſenbeiträge 
von den beihädigten Flächen bis dahin fordern, 
daß über jeinen Antrag, die Deichrolle nad) $ 8 
abzuändern, ſchließlich entjchieden jein wird. Wird 
diejem Untrage Folge gegeben, jo find die rüd- 
ftändigen Beiträge nur nad) der beridhtigten Ver— 
anlagung zu berechnen und einzuziehen; auch 


gegen Tagelohn angenommen u. aus der Deid- 
fajie bezahlt, od. aus den betheiligten Ortichaften 
requirirt werden. 14. Wenn die den Deichen 
durd Eidgang od. Hochwaſſer drohende Gejahr 
jo dringend wird, daß nad) dem Ermeſſen des 
Deihhauptmanns die gewöhnliche Bewachung 
durh eine geringere Zahl gedungener Wächter 
nicht mehr ausreicht, jo find die Mitglieder des 
Deichverbandes verbunden, nad Anweiſung des 
Deihhauptmannd die zur Bewadhung u. Schüß- 
ung der Deiche erforderlichen Mannichaften, Fuhr- 
werfe u. reitenden Boten zu geftellen u. die zum 
Schutze dienenden Materialien herbeizuſchaffen. — 
Der Deihhauptmann ift im Falle der Noth be» 
fugt, die erforderlichen Materialien überall, wo 
ſich jolche finden, zu nehmen, und diefe müſſen 
— mit Borbehalt der Ausgleihung unter den 
Verpflichteten und ber Erjtattung des Schadens, 
wobei jedoch der außerordentliche Werth nicht in 
Unrehnung kommt — von den Belitern verab- 
folgt werden. $ 15. Jedem Orte iſt die Deich 
itrede, welche er bewachen u. vertheidigen muß, 
im Voraus zu bejtimmen und durch Steine und 
VPfähle abzugrenzen, unbejchadet des Rechts der 
Deihbeamten, die Mannſchaften nah anderen 
gefährdeten Punkten zu beorbern.— Der Deich— 
hauptmann kann einen Theil der Deichvertheidig- 
ungsmaterialien jhon vor Beginn des Eisgangs 
oder Hochwaſſers auf die Deiche ſchaffen laſſen. 
$ 16. Bretter, Faſchinen und Pfähle werden 
aus der Deichtajfe bezahlt; die übrigen Materia- 
lien (Mijt, Stroh) und die Dienfte werden ſo— 
weit ald möglich auf die Veichgenofjen auöge- 
ichrieben nach ungefäyrem Verhältniß der Deich. 
fafjenbeiträge der einzelnen Ortjchaften. — Die 
Materialien werden Eigenthum des Deichver— 
bandes. — Im Nothfalle muß auf Verlangen 
des Deichhauptmanns der Dienſt von allen männ- 


darf die Einzahlung des geitundeten Rüdjtandes | lichen Einwohnern der bedroßten Gegend, ſoweit 
nur in vier halbjährigen Terminen erecutivifch}folche arbeitsfähig find, perjönlich und unent- 


beigetrieben werben. } 

Abänderung des Deichkataſters von dem bejchä- 
digten Grundbefiter nicht angebracht, aufgegeben 
oder ſchließlich zurüdgemwiejen worden, jo fann 
der Beichädigte einen ein- bis fünfjährigen Erlaß 
der gewöhnlichen Deichlafjenbeiträge von den be- 
ihädigten Flächen und eine gleichzeitige Stund- 
ung der auferordentlichen Beiträge von denſelben 
fordern, wenn die Vorkehrungen zur Herſtellung 
der Ertragsfähigleit des ausgetieften oder ver: 
fandeten Grundftüd3 durch Ausfüllung der Ber- 
tiefungen, Ablarren od. Unterpflügen des Gan- 
des (Rajolen) einen Kojtenaufwand erfordern, 
welcher dem Werthe des ungefähren ein- bis 
Pubapron Keinertrages des Grundftüdes nad) 
dem Ermeſſen des Deichamtes gleihfommt. Die 


12. Jit der Antrag auflgeltlich geleitet werden. Die betreffenden Po— 


lizeibehörden find nad) $ 25 des Deichgejekes 
vom 23. Jan. 1848 verpflichtet, auf Untrag des 
Deihhauptmanns Fräftig dafür zu forgen, daß 
deffen Anordnungen jchleunigft Folge geleiftet 
werde. - Schmwädlide oder kränkliche Berjonen, 
Weiber u. Kinder unter 16 Jahren dürfen zum 
Wachdienſt nicht aufgeboten od. abgejendet wer- 
den. — Jeder Deichwärter muß ſich mit einem 
Spaten und einem Beile felbjt verjehen. Die 
jonjt erforderlichen Geräthichaften an Karren, 
Merten, Laternen 2c. müffen, ſoweit fie nicht in 
den Magazinen des Verbandes vorhanden find, 
von den Gemeinden u. den Gutäbelikern, deren 
Güter einen bejfonderen Gemeindebezirk bilden, 
mitgegeben werden. $ 17. Die aufgebotenen 


Einzahlung der gejtundeten Beiträge darf nah) Mannihaften haben bis zu ihrer Entlaffung die 
Ablauf diefer Frift nur in vier halbjährigen Ter- | Anordnungen der Deihbeanten und ihrer Stell« 


minen erecutivijch beigetrieben werden. 


vertreter genau zu befolgen. Unfolgiamfeit und 


[Naturakpilfsleiftungen.] $ 13. Sobald der| Fahrläfligkeit oder Widerfeglichfeit der Wächter 


Eidgan 
den Fu 
des Berbandes, fo lange der Waſſerſtand nicht 
unter diejed Maß gefallen ift, durch Wahmann- 


nahe bevorfteht, oder das Waller an und Arbeiter wird — infofern nad den allge 
des Deiches tritt, müffen die Dämme; meinen Gejegen nicht härtere Strafen verwirft 


find — durch Geldſtrafen von 50 P bis zu OM 
oder verhältnigmäßige Gefängnißſtrafe geahndet. 
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Der Berfuch, fi dem Dienſte durch Nichtbefolg-, den Transport ber Materialien über dad Vor— 
ung des Aufgebot3 od. eigenmächtiges Verlaſſen land unentgeltlich gefallen lafjen; auch darf das 
der Wachtpoſten zu entziehen, wird Durch eine] Borland 1 Authe breit vorlängs des Deichfußes 
Geldſtrafe von 15 M oder verhältnigmäßige Ge- nicht geadert oder ſonſt von der Rajendede ent» 
fängnißftrafe geahndet. — Für gar nicht oder|blößt werben; b) —— hochſtaämmige 
unvollſtändig gelieferte Materialien u. nicht ge- Bäume und ſonſtige Unlagen ſind im Vorlande 
leiftete Fuhren oder nicht gejtellte reitende Boten |infoweit nicht zu dulden, als fie nach dem Er- 
find von dem Schuldiger folgende Gelditrafen|mefjen der foniglihen Strompolizeibehörde das 
zur Deichlafje zu entrichten: Hodmwafjerprofil und den Eidgang auf jhädiiche 


1. für 1 Fuder Miſt. . .16 m|Weije beſchränken; c) auch Pflanzüngen von Wei- . 
» . . ne . ee . - a den und anderem Unterholz auf borjpringenden 

Pa (| . . . . . . 15 1 sn 

Er ——— — voten ER Landecken, welche die Irregularität des Fluß · 

5. . unvellftändig oder ſchlecht gelieferte Materialien ad ı)betted befördern würden, können von der Strom- 


und 2 bie Hälfte der oben beſtimmten Strafen. polizeibehörde unterjagt werden. — Ausnahmen 
Außerdem ift der Säumige zur Nachlieferung, |von den in den $$ 19 und 20 gegebenen Regeln 
event. zum Eriage der Koſten der für feine Red-|können in einzelnen Fällen vont Deichamte mit 
nung anzujchaffenden Materialien verpflichtet. [Genehmigung der Regierung geftattet werben. 
(Beichränkungen des Eigenthumsrechts an den|$ 21. Die Eigenthümer der eingedeichten Grund- 
Grundjtüden.) $18. Die jhon beftehenden Deiche, | jtüde und Vorländer find verpflichtet, auf An— 
deren Unterhaltung der Deichverband übernimmt,|ordnung des Deichhauptmanns dem Verbande 
gehen in defjen Eigenthum und Nutzung über;|den zu den Schuß- und Meliorationsanlagen er» 
das Deihamt kann indejjen die Grasnugung den|jorderlihen Grund und Boden gegen Vergütung 
angrenzenden Grundbefigern überlajjen, wenn die-Jabzutreten, desgleichen die zu jenen Anlagen er- 
jelben angemefjene Leijtungen wegen Unterhaltung | foroerlihen Materialien an Sand, Lehm, Rajen ıc. 
und Beihügung der Doilirungen u. wegen un-|gegen Erjaß des durch die Fortnahme derjelben 
entgeltlicher Hergabe von Erde zu Reparaturensignen entitandenen Schadens zu überlaflen. Für 
übernehmen. — Heden, Bäume und Sträucder|den alten Deichkörper ift an den biöherigen Be- 
find auf den Deichen nicht zu dulden. — Die fiper eine Entihädigunn nicht zu zahlen. $ 22. 
eingehenden Privatdeiche bleiben Eigenthum der-| Wird innerhalb einer Entfernung von 10 Ruthen 


jenigen Intereſſenten, welchen fie bisher gehört 
haben. 19. Im Binnenlande gelten folgende 
Nutzungsbeſchränkungen: a) die Grundftüde am 
inneren Rande deö Deiches dürfen 3 Fuß breit vom 
Deichfuße ab weder beadert, nochbepflanzt, jondern 
nur ais Wräferei benutst werben; b) Stein-, Sand», 
Torf. u. ——— Teiche, Brunnen, Gräben 
od. ſonſtige künſtliche Vertiefungen des Erdreichs 
dürfen innerhalb 20 Ruthen vom inneren Fuße 
de3 Deiches nicht angelegt, audy Fundamente zu 
neuen Gebäuden innerhalb 5 Ruthen vom Deiche 
nicht eingegraben werden; ce) an jedem Borde 
der unter Schau geitellten Hauptgräben müfjen 


vom Stromufer oder vom Deichjuße eine Pflanz« 
ung im Borlande von der Deichverwaltung als 
nothwendig erachtet, jo muß ber Eigenthümer 
auf Anordnung des Deichhauptmanns entweder 
diefe Pflanzung „binnen vorgejchriebener Frift 
jelbjt anlegen und unterhalten, oder den dazu 
erforderlichen Grund und Boden dem Berbande 
* Entſchädigung überlaſſen. $ 23. Bei Feſt⸗ 
Be ung der nad) den SS 21 und| 22 zu gewäh- 
renden Bergütung ift der außerordentliche Werth 
nicht in Anrechnung zu bringen ($ 20 des Dei» 
geſetzes). — Der Betrag wird nad) vorgängiger, 
unter Buziehung des Beligerd zu bewirfender 


2 Fuß unbeadert und mit dem Weidevieh ver-)Abihäpung von dem Deichamte, oder in eiligen 
ichont bleiben; d) innerhalb 3 Fuß von jedem| Fällen von dem Peichhauptmann, vorbehaltlich 
jolhen Grabenborde dürfen Bäume und Heden|der Genehmigung des Deihamtes, interimiſtiſch 
nicht gepflanzt oder geduldet werden; e) Dielfejtgeiegt und ausgezahlt. — Ueber die Höhe 
Eigenthümer der Grundjlüde an den Hauptgräben)der Vergütung ift innerhalb 4 Wochen nad) er- 
müffen bei deren Räumung den Auswürf auf|folgter Bekanntmachung des feitgejepten Betrages 
ihre Grundftüde aufnegmen u. müfjen den Aus-|der Rechtsweg zuläſſig. — Wer auf diejen ver- 
wurf, deſſen Eigentum ihnen dagegen zufält,|zichten will, kann binnen gleicher Friſt Recurs 


binnen 4 Wochen nad der Räumung, wenn aber 
die Räumung vor der Ernte erfolgt, binnen 4 
Wochen nad) der Ernte, bis auf ĩ Ruthe Ent- 
fernung vom Graben fortſchaffen. Aus bejonderen 
Gründen kann der Deihhauptmann die Friſt zur 
Fortihaffung des Grabenauswurfd abändern; 
f) Binnenverwallungen, Duelldämme, dürfen in 
der Niederung ohne Genehmigung bed Deid)- 
hauptmanns nicht angelegt oder verändert wer- 
den. $ 20. Im Borlande gelten folgende Be- 


an die Regierung einlegen. — Die Fortnahme 
der Materialien u. die Ausführung der Bauten 
wird durd die Einwendungen gegen die vor« 
läufig feſtgeſetzte Entihädigung nicht aufgehalten. 

(Auffichtsreht der Staatöbehörden.] f 24. 
Der Deichverband ift dem Oberauffichtsreht des 
Staated unterworfen. — Dajfelbe wird von der 
Bezirtöregierung als Landespolizeibehörbe und 
in höherer Anjtanz von dem Minifter für Iand- 
mwirthicajtliche Angelegenheiten. gehandhabt nad} 


ſchränkuüngen: a) jeder Vorlandöbefiger muß ſich Maßgabe des Statuts, übrigens in dem Um— 
in der Entfernung von 10 Nuthen vom Strom-|fange und mit den Befugnifjen, welche den Auf- 
ufer und eben jo weit vorlängd des Deichjußes|fichtöbehörden der Gemeinden zuftehen. — Die 
das Aufjegen und Lagern der Baumaterialien|Regierung hat darauf zu Halten, dab die Be- 
ded Verbandes, wenn geeignete, dem Berbande|ftimmungen des Statuts überall beobachtet, bie 
gehörige Lagerſtellen nicht vorhanden find, ſowie Anlagen gut ausgeführt und ordentlich erhalten, 
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bie Grundſtücke bes Verbandes forgfältig genutzt der Spige der Deihvermaltung und Hanbhabi 
und bie etwaigen Schulden regelmäßig verzinſt die örtliche Deichpolizei. Er wird von denjenigen 
und getilgt werden. — Die Regierung entjcheidet| Mitgliedern des Deichamtes, welche die Bertret- 


über alle Bejchwerden gegen die Beichlüffe des 
Deichamtes und des Deichhauptmanns, fofern 
ber Rechtsweg nicht zulälfig und eingeſchlagen 
ift, und fegt ihre Enticheidungen nöthigenfalls 

ecutiviich in Vollzug. — Die Beichwerden an 
die Regierung können mır a) über Straffeitieß- 
ungen des Deihhauptmanns gegen bie Unterbe- 
amten be3 Verbandes binnen 10 Tagen, b) gegen 
Beſchlüſſe über den Beitragsfuß ($ 8), über Er- 
laß und Stundung von Deidhkaffenbeiträgen, jo- 
wie über Entjhädigungen, binnen 4 Wocden nad 
erfolgter Betanntmadjung des Beſchluſſes erhoben 
werden. Diefelben find bei der Regieruug oder 
bei dem Deihhauptmann einzureichen, welcher 
ſolche alddann, begleitet mit jeinen Bemerkungen, 
ungefäumt an die Regierung zu befördern hat. 
— Sonſtige Beſchwerden find an eine beftimmte 
Friſt nicht gebunden. $ 25. Der Regierung 
muß, damit fie in Kenntniß von dem Gange der 
DVeichverwaltung erhalten werde, jährlich Ab— 
ſchrift des Etals, der Deichſchau- u. Deichamts⸗ 
Eonferenzprotofolfe und ein Finalabſchluß der 
Deichtafje überreicht werden. Die Regierung ift 
befugt, außerordentliche Revifionen der Deichtafje 
fowol, als der gefammten Deichverwaltung zu 
veranlaffen, Commiffarien zur Beimohnung der 
Deihihauen und der Deichamtsverſammlungen 
abzuordnen, eine ei für Die 
Deichbeamten nad) Anhörung des Deichamtes 
zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 
11. März 1850 über die Polizeiverwaltung Die 
erforderlichen WBolizeiverordnungen zu erlafjen 
zum Scute des Deiches, des Deichgebietes, der 
Gräben, J——— und ſonſtigen Anlagen des 
Verbandes. 8 26. Bei Waſſergefahr iſt der 
Kreislandrath — ebenſo wie der etwa abgeſen— 
dete beſondere Regierungscommiſſarius berechtigt, 
ſich perſönlich die Ueberzeugung zu verſchaffen, 
ob und wieweit die erſorderlichen Sicherheits— 
maßregeln getroffen, find. Findet Gefahr im 
Verzuge ſtatt, ſo kann derſelbe die ihm nöthig 
ſcheinenden Anordnungen an Ort u. Stelle ſelbſt 
treffen. Die Deichbeamten haben in dieſem Falle 
ſeinen Befehlen unweigerlich Folge zu leiſten. 

27. Wenn das Deichamt es unterläßt oder 
verweigert, die dem Deichverbande nad) dem 
Statut od. ſonſt gejeglich obliegenden Leiftungen 
auf den Haushaltdetat zu bringen oder außer- 
ordentlich zu genehmigen, jo täht die Regierung 
nad Anhörung des Deichamtes die Eintragung 
in den Etat von Amtswegen bewirken oder jtellt 
beziehungsweife die außerordentlihe Ausgabe 
feſt und verfügt die Einziehung der erforderlichen 
Beiträge. — Gegen Diele Entiheidung jteht dem 
Deihamte innerhalb 10 Tagen die Berufung an 
den Minifter für landwirthichaftliche Angelegen- 
heiten zu. $ 28. Die Regierung hat auch dar- 
auf zu Halten, daß den Deichbeamten die ihnen 
zufommenden Befoldungen unverfürzt zu theil 
werben und —— eſchwerden darüber zu 
entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 

[Bon den Deichbehörden.) 1. Deichhaupt— 
mann. 8 29. Der Deihhauptmann fteht an 


ung der Deichgenofjen bei demfelben bilden, durch 
abſolute eg auf 6 Jahre gewählt. 
— Die Wahl bedarf der Beftätigung der Re- 
gierung. Wird die Bejtätigung verjagt, jo jchreitet 
das Deihamt zu einer neuen Wahl. Wird aud) 
diefe Wahl nicht bejtätigt oder die Wahl ver- 
weigert, jo fteht der Negierung die Ernennung 
auf höchitens 3 Fahre zu. — In derfelben Weife 
ift gleichzeitig ein Stellvertreter zu wählen, wel- 
cher die Geihäftsführung übernimmt, wenn ber 
Deihhauptmann auf längere Zeit behindert iſt. 
— xn einzelnen Fällen kann der Deichhaupt- 
mann fich Durch den Deichinjpector oder ein au— 
dered3 Mitglied des Deichamtes vertreten laſſen. 
— Der Deihhauptmann u. deſſen Stellvertreter 
werden von einem Commiſſarius der Regierung 
in öffentlicher Sigung des Deichamtes vereidet. 
— Der Deihhauptmann jeinerjeit3 verpflichtet 
den Deichinſpector, die übrigen Mitglieder bes 
Deichamtes, jowie die fonjtigen Deihbeamten in 
ewöhnlicher Sigung des Deichamtes durch Hand- 
lag an Eidesftatt. $ 30. Der Deichhaupt« 
mann bat als Verwaltungsbehörde des Deid)- 
verbandes folgende Gejhäfte: a) die Geſetze, die 
Verordnungen und Beſchlüſſe der vorgejegten 
Behörden auszuführen; b) bie Beſchlüſſe des 
Deihamted vorzubereiten und auszuführen. — 
Der Deihhauptmann hat die Ausführung ſolcher 
Beſchlüſſe des Deihamtes, die er für geſetzwidrig 
oder für das Gemeinwohl nachtheilig erachtet, 
zu beanftanden und die Entiheidung der Regie— 
rung einzuholen. Gejtatten ed die Umftändel, jo 
ift zuvor in der nächſten Sigung des Deihamtes 
nochmals eine Verftändigung zu verjuchen; c) die 
Grundjtüde und Einkünfte des Verbandes zu 
verwalten, die auf dem Etat oder befonderen 
Deichamtsbeſchlüſſen an ran Einnahmen und 
Ausgaben anzumeilen und das Rechnungs und 
Kaſſenweſen zu überwadhen. Die Termine ber 
regelmäßigen Kafjenrevifionen find dem Deich— 
amte mitzutheilen, damit daſſelbe ein Mitglied 
od. mehrere abordnnen fann, um dieſem Geſchäfte 
beizumohnen; bei außerordentlihen Kafjenrevi- 
fionen it ein vom Deichamte ein für allemal be- 
— Mitglied zuzuziehen; d) den Deichver- 
and in Proceſſen, jowie überhaupt nah außen 
zu vertreten, im Namen defjelben mit Behörden 
und Privatperjonen zu verhandeln, den Scrift- 
wechjel zu führen und die Urkunden des Ver— 
bandes in ber Urſchrift zu vollziehen. Die Aus- 
fertigungen der Urkunden werden Namens des 
Verbandes von dem Deichhauptmann od. feinem 
Stellvertreter giltig unterzeichnet; indeffen ift zu 
Verträgen und Vergleichen über Gegenftände von 
150 M und mehr der genehmigende Beſchluß 
oder Vollmacht des Deichamted beizubringen. 
Verträge u. Vergleiche unter 150 M fchließt der 
Deihhauptmann allein rechtöverbindlih ab und 
hat nur die Verhandlungen nachträglich dem 
Deihamte zur Kenntnißnahme vorzulegen; e) die 
Urkunden und Acten des Berbanded aufzube- 
wahren; f) die Deichlafjenbeiträge und Natural» 
leiftungen nad der Deichrolle u. den Beſchlüſſen 


— 
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Deichweſen. 


des Deichamtes auszuſchreiben, die Deichrollen lagen und legt ſolche dem Deichhauptmann zur 
und ſonſtigen Hebeliſten auf Grund des Deich- Prüfung und Einholung der Genehmigung des 
tataſters aufzuſtellen u. vollſtreckbar zu erklären Deichamtes vor. — Die Projecte über den Bau 


und die Beitreibung aller Beiträge und GStraf- 
gelder von den Säumigen im Wege der admini— 
ftrativen Erecution zu bewirfen durch die Unter« 
beamten de3 VBerbanded oder durch Requifition 
. der gewöhnlichen Ort3polizeibehörden. Die Hebe- 
liften (Rollen) müſſen, bevor fie vollitredbar er- 
Härt werden, vierzehn Tage offen gelegt fein; 
g) die Deihbeamten zu beaufjichtigen, von dem 
Gange der techniſchen Verwaltung Kenntniß zu 
nehmen, die halbjährige Deich- und Grabenſchau 
im Mai u. October nad) Verabredung mit dem 
Deichinſpector auszufchreiben u. jedesmal jelbit 
in Gemeinjdaft mit dem Deidinfpector abzu- 
halten. Ueber den Befund und die dabei ge- 
faßten Beſchlüſſe ift ein Protokoll zu führen; 
h) nad; dem Jahresihluß dem Deichamte einen 
Jahresbericht über die Rejultate der Verwaltung 
vorzulegen. $ 31. Die Etat3entwürfe u. Jahres- 
rechnungen find vom Deichrentmeijter dem Deich⸗ 
hauptmann vor dem 15. Mai zur Vorprüfung 
einzureichen und werden von dieſem mit feinen 
Bemerkungen dem Deichamte in der Juniver- 
fammlung zur Yeltitellung vorgelegt. — Der 
Etat ift vor der Feitftellung und die Rechnung 
nah der Feititellung 14 Tage lang in einem 
von dem Deichamte zu beftimmenden Locale zur 
Einfiht der Deihgenofjen offen zu legen. — Der 
Deihgauptmann vollzieht alle Zahlungsanweif- 
ungen auf die Deichtajfe. Die Anweiſungen, 
welche von dem Deichinfpector innerhalb der ihm 
ur Dispofition gejtellten Summen an bie Deid- 
falle erlafjen werden, find dem Deichhaupimann 
nachträglich zur Einficht vorzulegen. $ 32. Be- 
richtigungen des Deichcatajterd finden nur jtatt 
auf Grund eines Decret? des Deihhauptmannz, 
welchem beglaubigte Abjchrift von dem betreff- 
enden Beſchluß des Deichamtes oder der Regier- 
ung beigefügt jein muß. $ 33. Gegen Die 
Unterbeamten ($ 43) fann der Deihhauptmann 
Disciplinarjtrafen bis zur Höhe von 9 M Geld- 
buße verfügen, jomwie nöthigenjalls ihnen die 
Ausübung der Amtöverridtungen vorläufig unter- 
fagen. 8 34. Der Deihhauptmann ijt befugt, 
wegen der deichpolizeilichen Uebertretungen die 
Strafe — bis zu 15 M Geldbuße oder 3 Tagen 
Gefängnig — vorläufig feitzujegen nach dem 
u vom 14. Mai 1852. — Die vom Deid- 
hauptmann allein, nicht vom Polizeirichter, feit- 
gefetten Gelditrafen fließen zur Deichkaſſe. , Da 
Der Deihhauptmann ijt ftimmberedhtigter Bor- 
figender de8 Deichamtes; er beruft bejjen Ver— 
jammlungen, leitet die Verhandlungen, eröffnet 
und ſchließt die Siyungen u. hanbhabt die Ord- 


neuer Deiche und Schleufen, über die Erhöhung 
oder Abtragung von Deichen und über den Ver- 
ihluß von Deichbrüchen find der Regierung zur 
Genehmigung vorzulegen. $ 38. Wird von dem 
Deihamte die Genehmigung zur Ausführung 
einer Arbeit verjagt, welche nach der Erflärung 
des Deichinjpectord ohne Gefährdung Ber Gocie- 
tätözwede weder unterlaffen noch aufgeichoben 
werden darf, jo muß die Entidheidung der Re— 
gierung ($ 27) von dem Deichinfpector eingeholt 
und demnächit zur Ausführung gebracht werden. 
$ 39. Die Ausführung der von dem Deichamte 
oder von der Regierung beſchloſſenen Buuten ift 
von dem — zu leiten. — Auch die 
laufende Beaufſichtigung und Unterhaltung der 
Deiche, Gräben, Schleuſen, Uferdeckwerke und 
Pflanzungen erfolgt unter der Leitung des Deich—⸗ 
injpectord. — Die Unterbeamten, Deichichöppen, 
Bad» und Hilfsmannichaften haben dabei und 
insbejondere bei der Bertheidigung gegen Wafjer- 
gefahr die Anweiſungen des Deichinſpectors püntt- 
lid zu befolgen. — Innerhalb der etatsmäßigen 
Unterhaltungsfonds und der genehmigten An« 
ihläge kann der Deihhauptmann zur Berein- 
fachung des Geſchäfts beftimmte Summen dem 
Deihinjpector zur Dispojition ftellen, bis zu 
deren Höhe die Deichkaffe auf Anweiſung des 
Deichinjpector® Zahlung zu leiften hat. — Die 
Auszahlung der Gelder darf in feinem Falle 
ine. den Deichinjpector Flag. er — Der halb- 
jährigen Schau muß ber Deichinfpector bei- 
wohnen. ; 40. In dringenden Fällen, wenn 
unvorhergejehene Umjtände Arbeiten nothwendig 
machen, deren Ausführung ohne Gefährdung der 
Societätszwecke nicht aufgeihoben werden fann, 
it der Deichinjpector befugt und verpflichtet, die 
Arbeiten unter jeiner Berantwortlichkeit anzuord- 
nen. Er muß aber die getroffenen Anordnungen 
und Die Gründe, welche die unverzüglicde Aus— 
führung nothwendig machen, gleichzeitig dem 
Deihhauptmann, und wenn leterer ſich nicht 
einveritanden erklären jollte, der Regierung an- 
zeigen. — Diejelbe Unzeige ift der nächſten ge- 
wöhnligen Berfammlung bes Deihamtes zu 
machen. — Können die Ausgaben aber aus den 
laufenden Jahreseinnahmen der Deichkaffe nicht 
beitritten werden, jo muß das Deichamt in kür— 
zeiter Frift außerordentlich berufen werden, um 
von der Sache Kenntniß zu erhalten und über 
bie Beihaffung der erforderlichen Geldmittel zu 
bejchliegen. 3. Deihrentmeijter. $41, Der 
Deichrentmeifter, welcher zugleich die Stelle eines 
Deichjecretärd verjehen fann, wird von dem 


nung in denjelben. 2. Deihinjpector. $36.|Deihamte im Wege eines kündbaren Bertrages 
Der Deichinſpector leitet die technifche VBerwalt- gegen Bewilligung einer PBrocenteinnahme von 
ung des Deichverbandes, mit Einſchluß der zur den gemwöhnfichen Deichkafjenbeiträgen, ſowie unter 
Abwehr der Gefahr bei Hochwaſſer und Eisgang|der Verpflichtung zur Cautiondbeitellung, ange⸗ 
erforderlihen Maßregeln. Er muß die Qualifi- nommen. $ 42. Der Deichrentmeiiter verwaltet 
cation eines geprüften Baumeifter® bejipen. Seine|die Deichkajje und führt das Deichcatafter. — 
Wahl und Beitätigung erfolgt in der für den Er hat insbejondere: a) die Etatdentwürfe nach 
Deihhauptmann vorgeichriebenen Weife. $ 37.|den Anweiſungen des Deihhauptmanns aufzu- 
Der Deichinfpector entwirft die Anſchläge zur ſtellen; b) die jämmtlichen Einnahmen der Deich- 
Unterhaltung der Herftellung der Socierätsan-Ifaffe einzuziehen, die Rejtantenlijten zu fertigen 


* 
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ze und dem Deichhauptmann vorzulegen; c) die ge-j5 P pro 3 M der audgezahlten Summe. $ 47. 
9er wöhnlichen und außerordentlichen Zahlungen aus Sobald die Größe der Gefahr bei Eiögang oder 
cr der Deichlaffe nad den Anweiſungen de3 Etats Hochwaſſer die Bewahung der Dämme oder das 
te, und des Deihhauptmanns zu bewirken; er hat|Aufbieten der Naturalleijtungennothmwendig macht, 
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. 4. Unterbeamte. 
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‚ namentlid au 
auf den Bauftellen zu zahlen und darf fich hier- 
bei nur mit Genehmigung des Deichhauptmanns 
durch die Deihichöppen vertreten laſſen; d) die 
jährliche Deichktaffenrehnung zu legen; e) das 
Deichcatafter nach den Decreten des Deichhaupt- 
manns ($ 32) zu berichtigen; f) wenn er augleich 
Deichjecretär ift, die Erpeditiond-, Kanzlei u. Regi- 
ftraturgeichäfte zu beforgen u. die Brotofolle bei den 
Deihichauenu.Deihamtsverfammlungenzuführen. 
$ 43. Die erforderlichen 
-Unterbeamten — ald Damm- oder Wallmeiiter 
— für die jpecielle Beauffichtigung der Arbeiter, 


"der Deiche, Gräben, Schleufen und Grundftüce 


ner 


des Verbandes werden von dem Deihhauptmann 


nah Anhörung ded Deichamtes gewählt und 


angejtellt. Dad Deihamt bejtimmt die Zahl u. 


ben Geichäftäfreis diejer Beamten und beichließt, 


ob die Anitellung auf Kündigung, auf eine be- 
ftimmte Reihe von Jahren oder auf Lebenszeit 
erfolgen jol. $ 44. Zu diejen Poſten jollen 


nur ſolche Perjonen berufen werden, von deren 


te 
— 


* 
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De techniſcher Kenntniß und Uebung 
ih der Deichinipector verjichert Hat, die voll: 
lommen förperlich rüjti 


die Gelder an die Lohnarbeiter |jind die Deihichöppen unter Leitung des Deich 


injpector3 dazu berufen, innerhalb ihres Bezirks 
die Hilfsleiftungen der Wahmannichaften und 
Deichgenofjen zu ordnen und zu leiten, für die 
Beihhaffung der erforderlihen Schugmaterialien 
zu jorgen und die Bewachung der Deiche zu 
controlicen. 6. Das Deihamt. $ 48. Das 
Deihamt hat über alle Ungelegenheiten des Ver— 
bandes zu beichließen, ſoweit diejelben nicht aus— 
ſchließlich dem rt oder dem Deich⸗ 
injpector übermiejen jind. Die von dem Deich— 
amte gefaßten Beichlüffe find für den Deichver- 
band verpflichtend ; die Ausführung der gefahten 
Beichlüffe erfolgt dur den Deichhauptmann. — 
Die Mitglieder ded Deichamtes find an keinerlei 
Inſtructionen und Aufträge der Wähler und der 
Wahlbezirke gebunden. — Das Deichamt con- 
trolirt die Verwaltung. Es ift daher berechtigt, 
ih von der Ausführung feiner Beſchlüſſe und 
der Verwendung aller Einnahmen des Berbandes 
Ueberzeugung zu verſchaffen. E3 kann zu diefem 
Zwecke die Acten einjehen und Ausihüffe aus 
jeiner Mitte ernennen. $ 49. Das Deichamt 
beiteht au3 a) dem Deihhauptmann oder deijen 


find und die gewöhn-| Stellvertreter, als Vorſitzenden, b) dem Deich. 


“ lichen Elementarkenntniſſe infoweit befigen, daßjinjpector und c) den Repräfentanten der Deich- 
ſie eine verjtändliche jchriftliche Anzeige erſtatten genoſſen. — Das Deihamt bejtimmt die Zahl 
” mb eine einjahe Verhandlung aufnehmen, auch|der Repräjentanten und die Vorſchriften über 
—, eine gewöhnlide Lohnrechnung führen fönnen. |die Wahl oder die Ernennung derjelben. $ 50. 
-5,Deihihöppen (oder Deichſchulzen, Deich- Dad Deihamt verfammelt ſich alle Jahre regel- 


geſchworene). $45. Der Deihhauptmann theilt 


- nah Anhörung des Deichamted die Deiche in 


mehrere Aufſichtsbezirke. Für jeden Bezirk werden 


2 VDeichſchöppen aus der Zahl der Deichgenofjen 


auf 6 Jahre vom Deichamte erwählt und vom 
Deihhauptmann bejtätigt. Mitglieder des Deich- 
amtes — mit Ausjhluß de3 Deihhauptmanns 
und Deichinjpectors — können aud zu Deich. 
ihöppen ernannt werden. Die Deichjichöppen 
find Organe des Deihhauptmanns und Deich 
infpector® und verpflichtet, ihren Anordnungen 
Folge zu leiſten, diejelben namentlid in den 
örtlichen Geſchäften des Bezirks zu unterjtügen. 
$ 46. Die Deihihöppen haben in ihren Bes 
zirken im gewöhnlichen Laufe der Bermaltung 
eine Mitauficht über den Zuſtand der Deihe u. 
ionftigen Societätsanlagen zu führen ; fie haben 
von deren Zuſtande fortwährend Kenntniß zu 
nehmen, den Deich und Grabenſchauen in ihrem 
Bezirt und den benadibarten Bezirken beizu- 
wohnen und die bemerkten Mängel, ſowie auch 
Anträge und Beihwerden von Deichgenoſſen ihres 
Bezirl3 dem Deihhauptmann oder Inſpector 
anzuzeigen. Sie können von dem Deichhaupt- 
mann und rejp. dem Deichinipector mit Führung 


mäßig zweimal, im Anfange Juni und Novbr. 
— Im Falle der Nothwendigkeit kann das Deich- 
amt von dem Vorjigenden außerordentlich be- 
rufen werden. Die Berufung muß erfolgen, 
fobald ed von einem Biertel der Mitglieder ver- 
langt wird. $ 51. Die Urt und Weife der Zu— 
jammenberufung wird von dem Deichamte ein 
für allemal feitgeftellt. Die Zufammenberufung 
erfolgt unter Angabe der Gegenjtände der Ver— 
handlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß 
diejelbe wenigitend 7 freie Tage vorher ftatt- 
haben. $ 52. Das Deihamt kann nurbeichliegen, 
wenn mehr al3 die Hälfte jeiner Mitglieder mit 
Einſchluß des Vorfigenden zugegen find. — Eine 
Ausnahme hiervon findet ftatt, wenn das Deich: 
amt zum dritten Male zur Verhandlung über 
denfelben Gegenjtand zufammenberufen, dennod) 
nicht in genügender Anzahl erjchienen iſt. Bei 
der zweiten und dritten Zufammenberufung muß 
auf dieſe Beitimmung ausdrüdlich, hingewiejen 
werben. $ 53. Die Beſchlüſſe werden nad) 
Stimmenmehrheit gefaßt. Jedes Mitglied hat 
in der Regel gleiches Stimmredt. Bei Stiminen- 
feichheit enticheidet die Stimme des Vorjigenden. 
8 54. An Berhandlungen über Rechte und 


und Aufnahme einfacher Unterfuchungen und| Pflichten des Deichverbandes darf derjenige nicht 
Berhandlungen und bei vorlommenden Bauten|theil nehmen, dejjen Intereſſe mit dem des Ver— 
mit der Controle der Unterbeamten und Arbeiter, bandes in Widerſpruch ſteht. Kann wegen dieſer 
mit der Abnahme der zu liefernden Baumate- Ausſchließung ſelbſt mit Hilfe der Stellvertreter 
rialien, ſowie mit der Ablohmung der Arbeiter eine beihlußfähige Verſammlung nicht gehalten 
auf der Baujtelle beauftragt werden. — Beiden; werden, jo hat der Deihhauptmann , oder wenn 
Lohnzahlungen erhalten ſie als NRemuneration auch dieſer aus dem vorgedadten Grunde be- 


234 
theiligt ift, die Megierung für die Wahrung der 


Defagramm — Depofitalmäßige Sicherheit. 


C. Strafgefeglihe Beftimmungen, 


Interefien des Deichverbandes zu ſorgen umdz, wegen Beftrafung der Beſchädigung oder Ber- 


nöthigenjall3 einen befonderen Vertreter für den: 
jelben zu beftellen. $ 55. Die Beſchlüſſe des 
Deichamts und die Namen der dabei anmeiend 
gewejenen Mitglieder find in ein befondered Bud 
einzutragen. — Sie werden von dem Rorfiten- 
ben und wenigſtens 3 Mitgliedern unterzeichnet. 
Die Stelle der legteren kann ein von dem Deid)- 
amte gewählter in einer Deihamtfigung hierzu 
von dem Deichhauptmann vereideter Protofoll- 
führer vertreten. $ 56. Das Deichamt beſchließt 
in@bejondere: a) über die zur Erfüllung der 
Societätszwecke nothwendigen oder nüglichen Ein— 
richtungen, über die Bauanſchläge und die er— 
forderlichen Ausgaben; über außerordentliche 
Deichkaſſenbeiträge und etwaige Anleihen (SS 31, 
37,40); b) über Berichtigungen des Deichkataiters 
(8$ 8 und 9); c) über Erlaß und Stundung der 
Deichkafjenbeiträge (ß5 10 — 12); d) über bie 
Repartition der Naturalhiljsleiitungen ($ 16); 
e) über die Vergütungen für abgetretene Grund» 
ftüde und Entnahme von Materialien ($ 23); 
f) über Geihäftsanmweilungen für die Deihbeamten 
($ 25); g) über die Wahl des Deihhauptmanns, 
feines Stellvertreterd, des Deichinipectord, des 
Deichrentmeijterd und der Deichichöppen (88 29, 
36, 41, 45), jowie über die Zahl der Unter: 
beamten ($ 43); h) über die den Beamten des 
Deichverbanded zu gewährenden Beloldungen, 
Penſionen, Diäten oder Nemunerationen für 
baare Auslagen; i) über die Benugung ber 
Grundftüde und des jonftigen Vermögens des 
. Deicdyverbandes; k) über den jährlichen Etat der 
Deichkaſſe und die Decharge der Rechnungen ; 
I) über Verträge und Vergleiche, welche Gegen- 
ftände von 150 M und mehr betreffen ($ 30, d). 
’ 57. Die Genehmigung der Regierung ift er- 
orderlich: a) zu Beſchlüſſen über die Contrahir- 
ung neuer Anleihen, wobei die Regierung auf 
die regelmäßige Verzinfung und Tilgung der 
Schuld zu Halten Hat; b) zu den Brojecten über 


n Bau neuer Deiche und Schleujen, über bie 
Erhöhung, Verlegung oder Abtragung von Deichen 


und über den Verſchluß von Deichbrüchen; ce) zur 
Veräußerung von Grundftüden des Verbandes ; 
d) zu den Beichlüffen über die Nemuneration 
des Deihhauptmannd und Deichinipectors. — 
Sollte da3 Deichamt ganz ungenügende Bejold- 
ungen und Remunerationen bemwilligen, fo können 
diejelben von der Regierung nöthigenfalls erhöht 
werben. $ 58. Die Repräfentanten der Deich— 
genojjen im Deichamte wählen jährlih 2 Depu- 
tirte, welche der ganzen Deich- oder Grabenſchau 
beimohnen müfjen. Jeder der übrigen Reprä- 
fentanten fann der Schau ebenfalld beiwohnen. 
— Die Repräjentanten find befugt und ver: 
pflichtet, als Bezirlsvertreter auch außerhalb der 
Sigungen des Deichamtes die Jnterefjen des 
Deichverbandes zu überwachen, die Unterbeamten 
zu controliren und die wahrgenommenen Mängel, 
jowie die Wünſche der Deichgenofjen ihres Bezirke 


jtörung eines Deihes, Str.G.-B. 88 321, 
325, 326. 


Defagramm — 10 Gramm, 

Defameter — 10 Meter, 

Demeriten- Anftalten, kirchliche, fiehe unter 
Disciplin, Gejet vom 12. Mai 1873, $$ 5—7. 

Denkmäler, Beitrafung ihrer Beſchädigung 
ober Zerjtörung, ſ. Str.-G.-B. $ 304. 

Denuneiantenantheile, d. 5. die Antheile, 
welche für die Entdedung, Feititellung oder An- 
zeige von Bumiderhandlungen gegen gejeglide 
Beitimmungen an den infolge deſſen verhängten 
Geldftrafen oder dem Werthe confiscirter Gegen» 
ftände nach ben bejtehenden Vorſchriften gewährt 
wurden, find vom Jahre 1869 an aufgehoben; Geſ. 
vom 28. Dechr. 1868. , 

Depofitalmäfige Sicdyerheit. Bezüglich der- 
felben ſ. jegt: 
Bomundjhaftsorbuung vd. 5. Juli 1875. 

$ 39. Gelder, welche zu laufenden oder zu 
anderen durch die Bermögensd-Verwaltung be 
gründeten Ausgaben nicht erforderlid) find, hat 
der Vormund im Einverjtändnifje mit dem Ge 
genvormund in Schuldverſchreibungen, welde von 
dem Deutjchen Reiche oder von einem Deutichen 
Bundesjtante mit geſetzlicher Ermächtigung aus- 
gejtellt jind, oder in Schuldverjchreibungen, deren 
Verzinſung von dem Deutichen Reiche oder von 
einem Deutichen Bundesſtaate geſetzlich garantirt 
ift, oder in NRentenbriefen der zur Bermittelung 
der Ablöfung von Renten in Preußen beftehen- 
den Rentenbanfen, oder in Schuldverjchreibungen, 
welche von Deutichen communalen Eorporationen 
(Provinzen, Kreifen, Gemeinden 2c.), oder von 
deren Ereditanjtalten ausgejtelt und entweder 
Seitend ber Inhaber fündbar find, ober einer 
regelmäßigen Amortijation unterliegen, oder auf 
fihere Hypotheken oder Grunbjchulden, zinabar 
anzulegen. — Gelder, welde in diefer Weile 
nad) den obwaltenden Umftänden nicht angelegt 
werden können, find bei der Reichsbank oder 
bei öffentlichen, obrigfeitlich beftätigten Sparfafien 
zinsbar zu belegen. Eine Hypothek oder 
Srundfhuld ift für ficher zu erachten, wenn jie 
bei ländlichen Grundftüden innerhalb der 
zwei Dritttheile des durch ritterjchaftliche, land⸗ 
ichaftliche, gerichtliche oder Steuertare, bei ftäbti- 
ichen innerhalb der erjten Hälfte des durch Tare 
einer öffeytlichen Feuerverjicherungs - Gejellichaft 
oder durch gerichtlihe Taxe zu ermittelnden 
Werthes, oder wenn fie innerhalb des fünfzehn. 
fachen Betrages des Grunditenerreinertrages der 
Liegenihaft zu ftehen fommt. Sicheren Hypo 
thefen jtehen im Sinne diefer Vorjchriften die 
mit ftaatlicher Genehmigung auögegebenen Pfand⸗ 
briefe und gleihartigen Schuldverjchreibumger 
folder Ereditinftitute gleich, welde, duch Ber 
einigung von Grundbeligern gebildet, mit Eor- 
porationsrechten verjehen find und nach ihren 





dem Deihhauptmann od, dem Deihamte vorzu-| Statuten die Beleihung von Grundftücden auf 
tragen. $59. Dieſe allgem. Beftimmungen gelten!die im dritten Abjag angegebenen Theile bei 
asır in denjenigen Deichverbänden, in deren Sta- | Werthed derjelben zu beichränten haben. — Ver— 
tuten fie ausdrädlic in Bezug genommen werden. ſäumt oder verzögert der Vormund die Anleg- 
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ung don Geldern, jo muß er die anzulegende,fluht vom Poften vor dem Feinde oder aus 
Summe mit ſechs vom Hundert jährlich verzinfen. einer belagerten Feftung wird mit dem Tode 

Deputationen: I. zur Bejorgung ftädtifcher) beitraft. — Diefelbe Strafe trifit den Fahnen- 
Angelegenheiten, |. u. Städteverfafjung die|jlüchtigen, welcher zum Feinde übergeht. $ 74. 
Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853, 85 59, 75|Neben dem wegen Fahnenflucht verwirtten Ge— 
und die Noten dazu. II. Deputationen für das fängniß ift auf Verjegung in die 2. Klaſſe des 
Heimathiwefen, ſ. Gef. v. 8. März 1871, $ 40 Soſdatenſtandes zu erfennen. 8 75. Stellt ji 


und die Noten dazu (©. 75). ein Fahnenflüchtiger innerhalb 6 Moden nad) 
ad ar (Fahnenfludt). erfolgter Fahnenflucht, jo kann, wenn dieſelbe 


——— a‘ I Ma feiner ade Zuchthausſtrafe oder Gefängnißitrafe = 
ruppe oder von feiner Dienftftellung fich eigen=-Jauf die Hälfte ermäßigt, auch kann, wenn fein 
mächtig entfernt oder vorjäglich fern bleibt, oder| Rüdfall ee = "der nn in bie 
wer den ihm ertheilten Urlaub eigenmächtig über-|2. Klaſſe des Soldatenjtandes abgejejen werben. 
BeMeiläRrafs tie e2 a Homme —— 
t . . . 
Der ıumerlaubten Entfernung wird es gleich x N 
geachtet, wenn eine Perſon des Soldatenitandes ne a ale EIEREANS ONE 
im Felde es unterläßt, 1) der Truppe, von welher] Ta) hei Militärperfonen] |. Militär-Str.-&.-® 
fie abgefommen ift, ober der nächſten Truppe sid Wer einen Anderen zur Fahnenflucht vor- 
ih wieder anzuidliegen, oder 2) mach beendigter| äptich verleitet oder die Fahnenflucht deifelb 
Kriegsgefangenſchaft ſich unverzüglid) bei einem vn veriehiet ober beijelben 
a De 5 a ers ni (be at, wenn vorjäglic beförbert, wird, wenn die Fahnenflucht 
eine Perfon der Marine, melde außerhalb der ——— mit Selängniß N 6 Monaten = 
heimischer Gewäſſer von einem Schiffe abge- rg zu 10 J——— — — 
ꝛ Jahr 
tommen iſt, es unterläßt, ſich bei demſelben oder) Ferſebung in die 2, Ki des Soldaienfiandes 
einem anderen Deutſchen Kriegsſchiffe oder dem —— A » #iafie DeB Geidaienfanbe 
nächiten Deutihen Gonjulate unverzüglich zu [b) im Allgemeinen] ſ. Str.-.-®.] 8 141 
melden. $ 66. Dauert durch Berjchulden des Desinfeetiong Ang ä ® 
Abweſenden die Abwejenheit länger ais 7 Tage, esinfechion — 
im Felde länger ais 3 Tage, fo tritt Gefängniß|, I. Det anſtekenden Krankheiten, 
oder geftungshaft bis zu 2 Jahren ein. & 67. ſ. die lanitätspoligeiligen Vorſchriften v. 8. Aug. 
Freiheitsjtrafe von 6 Monaten bis zu 5 Jahren 2 . * 27, 39, 61, 64, 68, 86, 90, 108, 
tritt ein, weun die Abmeienheit im Felde länger| 118, 122. (©. 43 fi.) : 
als 7 Tage dauert. 8 68. Gleiche Strafe ($ 67) U. Bei Viehſeuchen 
trifit eine Perfon des Beurlaubtenftandes, welde|i. unter Viehjeuchenpolizei $ 25 des Ge- 
nach befannt gemadjter Kriegsbereitſchaft oder|jeßes v. 25. Juni 1875.7) 
nach angeordneter Mobilmahung ihrer Einbe- Anmweifung für das Desinfectiond- 
rufung zum Dienjte oder einer öffentlichen Auf-|verfahren bei den anftedenden frank 
forderung zur Stellung nicht binnen 3 Tagen heiten der Haußthiere 
nad) Ablauf ber bejtimmten Friſt Folge Teijtet. vom 6. Mai 1876: 
8 69. Wer fi einer unerlaubten Entfernung] 8 1. Zn denjenigen Fällen, für welche durch 
($$ 64, 66, 68) in der Abſicht, ſich feiner gejeß-|das Gejeg vom 25. Juni 1875, betreffend die 
lien oder von ihm übernommenen Verpflichtung | Abwehr und Unterdrüdung von Viehfeuchen, und 
zum Dienjte Dauernd zu entziehen, ſchuldig macht, durch die zur Ausführung bdeffelben erlafjene In⸗ 
ift wegen Fahnenflucht en) einen jtruction die Vornahme ber Desinfection ange- 
$ 70. Die Fahnenflucht wird mit Gefängniß)orbnet ift, find nachſtehend aufgeführte Mittel 
a. —— —* Ki — hg .. in der * vorgeſchriebenen Weiſe zur Anwend⸗ 
zu ung zu bringen. 
en el vo : is De an — 
n N · . 1. Rali- un atronlauge. ie 
Gaudi, 8,750 Dfmif Bercung daran wi m Sr ae 
i 
Jahren beitraft; im Rüdfalle tritt, wenn die ns er er und *4 und nach 1 Kat 
frühere —— eg ei NY gelöjhter Kalt Hinzugefegt wird. Statt der Pott- 
Zuchthaus nid — 5 Jah ur er — aſche iann die vierfache Menge Holzaſche genom- 
re ee 
us Soda rgeſtellt. 
—— — gig ri Man täßt die trübe güffigfei ſich ——— — 
eführt, ſo wird Die an ſich verwirkte Zucht⸗ ießt die klare Löſung vom Bod 
Hauzftrafe oder Gefängnißftrafe um die Dauer | Zur —— in * ———— ag en 
* he Si bis 2 .d rn —— das Abflären * — Durch tücjtiges 
ie Handlung im Fe egangen, i mit Kali- od tronl rd 
jtatt bes —— range von gleicher —— ee 
Dauer, gegen den Räbelsführer und gegen den 1) gegen Befeiti der Anſſecu an 
Anftifter Zobdesftrafe ein. $ 73. Die Fahnen— ih auf Gilenbahnen, J —— le al. 


A, av D ejertion nicht im Felde begangen iſt, die an fich ver- 
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Holzgeräthe am zwedmäßigften besinficirt. — Vrühen der Gegenstände mit fiedendem Waſſer 
2. Friſchgelöſchter Kalk. In trodener Form oder heißen Balferdämpfen, fowie durch Kochen 
wird berjelbe zur Beichüttung der Cadaver, mit|werden die Eontagien zerjtört. — 3. Flammen— 
Waſſer zur Kaltmilch angerührt, zum Uebertün-|feuer und Glühhige. Echon durch Anjengen 
hen der Bände, zum Abjichlämmen des Fuß, können verſchiedene befonders Ba Gegen: 
bodens, zum Uebergießen ded Düngers und zur|ftände desinficirt werden. Feuerfeſte Gegenjtände 
Desinfection der Häute verwendet. Häute können werden im Feuer — Flammenfeuer oder im 
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durch ein mehrere ‚Tage andauerndes Liegen in 
Kaltwafler (1 Gewichtätheil Kalt auf 60 bis 80 
Theile Wafjer) desinficirt werden. 3. Kochſalz 
und Galpeter. Mit diefen Galzen find be- 
jonders thierifche Theile — Häute, Fleiſch, Ge- 
därme, Knochen, Gehörm, Klauen ꝛc. — zu be 


glühender Kohle — ehr jchnell desinficirt. 
[Die atmojphärishe Luft.) $ 4. Die flüd- 
tigen Anftedungsitoffe werden, je weiter fie fich 
in der Luft ausbreiten, deſtoweniger wirkſam, jo 
daf eine Anſteckung auf größere Entfernungen 
von dem erkrankten Thiere oder den inficirten 


handeln. — Die Desinfection erfolgt durd Ein«|Gegenftänden nicht mehr ftattfindet. Ebenfo 
jalzen und zwar bei frijchen Theilen durch Ein-|werden aud) Anftedungsitoffe an der Oberfläche 
reiben und ſtarkes Beſtreuen mit Kochſalz allein|inficirter Gegenftände durch die Luft zeritört. — 
oder in Verbindung mit Salpeter; bei theilweije| Das vollftändige Austrodnen thieriiher Theile 
abgetrodneten Theilen durch Einjhichten in einejan der Luft it oft (ausgenommen jedoch beim 
eoncentrirte Löfung diejer Salze. — 4. Chlor. |Milzbrande) ein genügendes Desinfectionsmittel. 
Dafjelbe kann für die verjchiedenen Zwecke in Am ſchnellſten und vollftändigften besinficirt 
verſchiedener Form angewendet werden: a) Beiltrodene und bewegte Luft. Ausbreitung der in- 
Desinfection von Gtällen ꝛc. als Gas. Aml|ficirten Gegenjtände an der freien Luft und Luft 
ſchnellſten und leichteften erhält man dasjelbe zug in inficirten Ställen unterjtügen weſentlich 


durch Uebergießen von Chlorfalt mit der doppel- 
ten Gewidtsmenge Salziäure oder dem gleichen 
Theile Schwefelfäure. Man kann dasjelbe auch 
durch Uebergießen von nußgroßen Stüden Braun- 
jtein mit ſtarker, rauchender Salzſäure oder durch 
Uebergießen eines Genienges von 2 Theilen ge 
pulverten Braunfteins und 3 heilen Kodjalz 
mit 2%/, bis 3 Theilen engliicher Scdywefeljäure 
erhalten. Eine lange anhaltende, jehr langſame 
Chlorräuderung wird Durch einfaches Ausftreuen 
von Ehlorfalt a b) Zur Desinfec- 
tion einzelner fejter Gegenjtände dient das Be- 
ftreihen mit Chlorkalkmilch. — Xeptere wird 
bereitet durch eg von Chlorkalk mit der 
zehnfahen Menge Wafjerd und durch tüchtiges 
Umrühren. — 5. Uebermanganjaures Kali 
und Natron... Sie werden in Wajier gelöjt 
und in 4 bis 5 procentigen Löjungen bejonders 
zum Wajchen der Hände und Inſtrumente ver- 
wendet. — 6. Carbolſäure. Gie wird wegen 
ihre Geruches, welcher lange anhaftet, troß 
ihrer vorzüglichen Wirkung dort zu vermeiden 
fein, wo die zu desinficirenden Gegenftände mit 
Schlachtvieh in Berührung kommen. — In 


die Dedinfection. 

[II. Das Desinfectionsverfahren. 1. Allge 
meine rer $5 In bejegten 
Seudhenftällen iſt für gute Lüftung zu jorgen. 
Der Dünger ift möglichſt oft zu entfernen; fann 
die Entfernung defjelben nicht ohne unverhält- 
nigmäßige Schwierigfeit erfolgen, fo ijt für mög- 
lichſte Trodenlegung der Düngerjdichten durch 
reihlide Streu zu jorgen. Wo die Umftände 
es geitatten, ift der Fußboden täglich mit Waſſer 
abzuipülen oder mit Chlorkalkmilch abzuſchläm— 
men. — In den Ställen milzbrandfranter Thiere 
ift außerdem die Entwidelung von Chlorgad an— 
zuordnen. Bu dieſem Zwecke wird Ghlorfalf 
entweder im Stall audgeitreut oder auf Schüffeln 
im GStalle vertheilt und mit Galzjäure begojien, 
die mit 6 bis 8 Theilen Wafjer verdünnt if. 
Das letzterwähnte Desinfectionsmittel kann aud 
bei anderen Seuchen in bejetten Ställen zwed- 
mäßige Verwendung finden. $ 6. — 
welche in Seuchenſtällen mit den erkrankten Thie- 
ren in Berührung gelommen find, müſſen beim 
Berlafjen der Ställe die Fußbelleidung oder die 
bloßen Füße abwajhen. Auch ift darauf zu 


Wafjer löft fie fih nur zu 2 %,, ed kommt jedoch|halten, daß Perjonen, welde mit Thieren, die 


niht auf vollitändige Löſung an. 
fection von 
jtrih eine Mifhung von roher Carboljäure mit 
der 4—6fadhen Menge Del oder mit Kalkwaſſer. 
Wegen jeined Gehalte an Carbolfäure oder die— 
fer ähnlich wirkenden Stoffen (Kreoſot) kann ber 
Steinfohlentheer oder Holztohlentheer zuweilen 
zwedmäßig als desinficirender Anjtrich bei Pfoſten, 
Säulen ꝛc. Verwendung finden. 

[Höhere Hibegrade. $ 3. 1. Trodene 
Hitze, heiße Luft in abgeſchloſſenen 
Räumen. Stark geheizte Zimmer, beſonders 
Backöfen mit einer Temperatur von mindeſtens 
70 °C. find recht geeignet zur Desinfection ver- 
ſchiedener Gegenftände, bejonders der Kleidung» 
ftüde, Wolle, Haare, Knochen ꝛc. — 2. Eieden- 
des Waſſer und heiße Wafjerdämpfe. 
Durch jorgfältiges Abwaſchen, Abipüten oder | 


Zur Desin- 


an der Rotzkrankheit, dem Milzbrande oder ber 


olz und Eiſen eignet fi) als An-|Tollmuth, erkrankt jind, oder mit den Cadavern 


oder Eadavertheilen folder Thiere in Berührung 
getommen find, möglichit jchnell die Hände und 
andere beihmußte Körpertheile waſchen und zwar 
womöglihd mit Chlorwailjer oder mit Carbol- 
wajler oder mit einer Löjung von übermangan- 
jaurem Kali, 8 7. Kleidungsitüde von joldhen 
Berjonen, die ſich längere Zeit mit jeuchefranten 
Thieren in deren Ställen beichäftigt haben, jo- 
wie Deden der Tranfen Thiere werden am jchnell- 
jten und ficherften durch trodene Hite von min« 
deſtens 70° C., der ſie (im Badöfen) mehrere 
Stunden hindurch auszuſetzen jind, Ddesinficirt. 
Wird ein geringerer Hitegrad angewandt, jo ift 
eine verhältnigmäßig längere Zeit zur Desin« 
fection erforderlid. Ebenjo geeignet iſt auch die 
Reinigung mitteld heißer Wafjerdänpfe. So— 
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weit trodene Hige oder heiße Wafjerdämpfe feine, Stangen, Latten u. ſ. w. und der unterften Schich— 
Anwendung finden fönnen, tritt an ihre Stelleiten des etwa über dem Stalle fagernden Rauh- 
die Dedinfection der Kleidungsftüde durch längeres | futterd erfolgen kann. 5. Stallgeräthichaften aller 
Auslüften und die Behandlung der Deden mit Art, Geſchirr ꝛc. von Eijen oder anderem Mes 
jiedendem Seifenwaſſer. $ 8. Das Lagerftroh | talle — Ketten, Gebifje, Striegeln, eiferne Käfige, 
der jeuchefranten Thiere und kleinere Duantitäten | Blechgefäße u. ſ. m. — werden durd) Feuer deö- 
von Dünger aus dem Seuchenftalle werden am inficirt und zu dieſem Zwede der Wirkung glühen- 
beiten verbrannt oder durch een mit|der Kohlen oder des Flammenfeuers furze Zeit 
taftmild; bis zur gänzlichen Durchnaͤſſung des⸗ ausgeſetzt. Kann das Feuer feine Anwendung 
infieirt. — Größere Düngermaffen werden auflfinden, wie 3. 8. bei feitjigenden eifernen Raufen 
den Ader gefahren und ausgebreitet. Sie dür⸗ und Krippen, fo werden dieſe Gegenjtände mit 
fen vor Ablauf von 8 Tagen nicht untergepflügt| heißem „Wafjer gereinigt und mit Carbolöl an« 
werden. $ 9. Im evacuirten Seudene|geftrihen. 6. Stallgeräthichaften u. ſ. w. von 
ftällen genügt‘ in dem Falle, wenn der An— Bol find, wenn fie werthlos find oder wenn 
ſteclungsſtoff, defien Berftörung das Desinfectiond-| das Holz bereit3 angefault ift, zu verbrennen, 
verfahren bezmwedt, flüchtig und leicht zerjtörbar| Iſt das Holzwerf gejund und feit, jo wird daj- 
ft, in der Regel eine gründliche Reinigung und|jelbe mit heißer Lauge geicheuert, gewaſchen und 
Auslüftung der Ställe, Entfernung des Düngers, nach dem Trodnen mit Carbolöl oder Chlortalt- 
Abihlämmen des Fußbodend, Uebertünchen der) mild angeftrihen. 7. Lederzeug — Halfter, Tren- 
Wände mit Kalt oder Chlorkaltmilh und Ab-|jen, Sefdhirre u. j. w. werben mit verbünnter 
waſchen aller Stallgeräthichaften mit Seifenwafler| Lauge oder mit heigem Seifenwaſſer abgerichen, 
oder Seifenlauge. — Daneben fann in geeigneten) abgewaſchen und nad der Abtroduung mit Car« 
Fällen die Entwidelung von Chlorgas in den] bolöl eingefhmiert. Das Poljterwerf an dem Ge- 
Ställen zwedmäßig angewendet werden. $ 10.|jhirr muß vor diefer Reinigung herausgenom«- 
It der Anftedungsitoff jeiner Natur nad) jhwer|men und verbrannt werden. Zur Desinfection 
zeritörbar, fo müſſen neben der gründlichen|der Sättel genügt in der Regel die Entfernung 
Reinigung und Auslüftung der Ställe, der Ent-|und Vernichtung de3 Futter mit dem Polſter. 
jernung des Düngerd und in geeigneten Fällen] [2. Vorſchriften für die einzelnen Geuden. 
neben der Entwidelung von Chlorgad folgende) Milzbrand.) $ 11. Das Milzbrandgift ift ſchwer 
itrengere Maßregeln Plat — 1. Hölgerne|zerjtörbar. Es geht durch Eintrocknen und beim 
Geräthichaften, hölzerne Naufen, Krippen und|trodenen Zerfall der Eadaver in der Erde — 
Bretterverfchläge find, ſoweit möglich, abzunehmen|bei der Verweſung — nicht zu Grunde. — Die 
und aus dem Stalle zu entfernen. 2. Nicht ge-| chemijhen Desinfectiondmittel müfjen möglichft 
pilafterter Fußboden muß mindeftend 20 Genti-|comcentrirt zur Unwendung fommen. Hohe Hike- 
meter tief abgegraben und durch friſche Erde er-|grade, Chlorkalt und friihgebrannter Kalk find 
fegt werben. Sit der Fußboden mit hohen Schich-|bejonders wirkſam. Lagerftroh und Dünger von 
ten Strohdünger bebedt (wie in den Schafjtällen| kranken Thieren muß verbrannt werden. — 
gewöhnlich der Fall ift), jo ift das Wbgraben| Blutige oder fonftige flüffige Abgänge werden 
nicht erforderlich. Schlechtes Pflafter und Höl-Jmit Chlorkalk oder friſch gebranntem Kalt über- 
zerne Fußböden müfjen aufgenommen und nadh|ichüttet. Bei feuchenartigem Auftreten des Milz» 
Entfernung ber durchfeuchteten Erde neu er-|brandes find die Seuchenſtälle nach Vorſchrift 
jegt werden. Das alte Material an Steinen des $ 10 diefer Anweifung zu desinficiren. — 
kann nach Reinigung und Abihlämmen mit Kalk-| Zur Desinfection der Hände, der Inſtrumente ꝛc. 
milch, gejundes Holzwerk der Fußböden, in mwel-Jijt Carbolwafjer anzuwenden. 

ches die Feuchtigkeit nicht tiefer eingedrungen ift,| [Maul- und — $ 12. Der An—⸗ 
nach erfolgter Freinigung und Uebertünchen mit|itedungsftoif ift flüchtig und leicht zerftörbar. 
Chlorkalkmilch oder Beftreichen mit Carboljäure] Die Desinfection auf dem Seucengehöfte kann 
wieder benugt werden. Feſtes Pflafter wird mit|deshalb auf eine gründliche Reinigung der Ställe 
heißem Wafjer oder Yauge gereinigt und mit|bejchränft werden. — Die Ställe in Gafthöfen 
Kalt oder Chlorkalkmilch geidlämmt. 3. Feſte und vn! Viehhöfen müfjen nad Vorſchrift des 
majfive Wände werden nıit Kalkmilch übertündt.|s 9 diefer Anweiſung desinficirt werden. 
Ton den Lehmmwänden wird eine didere oder) Lungenſeuche]) $ 13. Der Anjtedungsftoff 
dünnere Schicht, je nachdem fie defect find oderliit flüchtig, fommt aus den Franken Lungen beim 
nicht, abgeftoßen, worauf diejelben mit ChHlorfalt-| Ausathmen , erfüllt die Luft in der Umgebung 
mild bejtrichen werden. Hölzerne Wände und|der franfen Thiere und wird durch den Athmungs— 
fefte Bretterverfchläge werden mit heißer Lauge|proceh aufgenommen. — Die Desinfection der 
gereinigt und mit Sarbotbt, Earbotjäurelöfung| Ställe und fonftigen Räumlichkeiten, in denen 
mit Raltwaffer, Chlorkallmilch oder auch mit|fich Iungenjeuchefrantes Vieh befunden hat, wird 
Theer angejtrichen. 4. Deden, Balten, Säulen 2c.|nacı Vorſchrift des $ 9 dieſer Anmeifung bewirkt. 
werden je nad dem Materiale, wie die Wände] — Wo die Verhältnife e3 zulaſſen, ift eine ftarfe 
behandelt. Fehlt im Stalle eine dichte Dede, fo |Entwidelung von Chlorgas in den Ställen vor- 
muß eine ftarte Entwidelung von Chlorgas beilzunehmen ; in den auf Schlahtviehhöfen befind» 
verihlofjenen Deffnungen und darauf eine gründ- | lichen Ställen bedarf es diejer Maßregel nicht. 
lihe Durdlüftung miederholt angewendet wer⸗ — In Ställen, Denen es an einer dichten Dede 
den, falls nicht eine unſchädliche Bejeitigung aller| fehlt ($ 10, Ziff. 4) und über welchen Raubfutter 
an Stelle der Dede etiwa vorhandenen Bretter, lagert, ift jo viel als möglich darauf zu Halten, daß ' 
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die unterften Schichten des Rauhfutters unfhädlih, Diebjtahl. Wegen des Begriff, der Arten u. 
bejeitigt werben. — Ställe, in melden jich nur | Strafen des Diebftapls, ſ. Str.“G.B. 88 242 bis 
durchgefeuchtes Rindvieh befindet, bedürfen feiner | 245, 247, 248, 261, 288. Diebftahl gegen An« 
Desinfection. gehörige, Vormünder ꝛc. daſ. $ 247; Diebſtahl 

—* $ 14. Der Anſteckungsſtoff iſt ſange mit Gewaltthätigkeiten oder Drohung verbunden, 
Zeit wirkſam und ſchwer zu zerſtören. — Stall- daſ. $ 252; Diebſtahl an Nahrungsmitteln, daſ. 
ungen und Räumlichkeiten, in welchen rogkranfe|$ 370 Nr. 5; von Futter zur Fütterung bes 
oder rogverbädhtige Pferde gejtanden haben, |Bichesd des Eigenthümers, daſ. $ 370 Wr. 6. 
Krippen, Raufen und Geräthidaften, ferner die|Unbefugte Wegnahme von Rajen, Steinen zc., 
Geſchirre, Sättel und Deden, welche bei jolhenidaj. 370 Nr. 2. Beitrafung der Eltern wegen 
Pferden benupt worden find, werden nad) den|Nictabhaltung der Kinder vom Diebitahl, daj. 
Vorſchriften im $ 10 dieſer Anweiſung desinficirt.|S 361, Nr. 9. ©. auch Holzdiebſtahl, Feld- 
Benugte Puplappen und Bürften werden. ver-/diebjtapl, Bernjtein. — Wegen Diebſtahls 
brannt, Striegeln ausgeglüht; werthvolle Leder«|beftraften Perjonen kann der Handel mit ge- 


halfter können wie das Geſchirr deöinficirt wer» 
den, alle anderen Halfter und die zum Anlegen 
benugten Stride werden verbrannt, ebenjo die 
Gurten mit —— Kiſſen, die werthloſen 
Decken und Scabraden. — Die Deichſeln, an 
denen kranke —* gearbeitet haben, werden 
mit ſiedendem 


brauchten Kleidern 2c. (Trödel) oder mit Garn— 
abfällen od. Dräumen von Seide, Wolle, Baum- 
wolle od. Leinen, ferner das Gejchäft des Pfand» 
leihend u. des Gefindevermiethend unterjagt wer- 
den (Gew.Ord. $ 35); denjelben darf der Legi- 
timationsfhein zum Gewerbebetriebe im Umher⸗ 


afjer abgebrüht u. mit Carbolöl|ziehen verjagt werden (daf. $ 57). Bezüglich des 


— Das Kettenwerk an den Wagen, for |Einflufjes der Verurtheilumng wegen Diebſiahls 
meit e3 mit den kranken Pferden in Berührung ges| auf die bürgerlichen Ehrenrechte, ſ. EHrenred te. 


tommen ift, wird wie bie Halfterlettenzc. ausgeglüht. 
Schafpocken) $ 18. 
verliert, der atmoſphäriſchen Luft ausgejegt, bald 
feine Wirkung und ijt leicht zerftörbar, kann je- 
dod an den Wänden, im Dünger und an an— 
deren Gegenftänden in geſchloſſenen Seuchenſtällen 
längere Seit die Keimkraft behalten. — Die Des— 
infection der Stallungen und Räumlichkeiten, in 
welchen podentrante Schafe gejtanden haben, er» 
folgt, jo weit jie vorgejchrieben ift, nad) den Be- 
ftimmungen im $ 9 diejer Anweiſung. 
Beichälfeucdhe und Räude.]) $ 16. Bei ber 
Beldanfeude und dem Bläschenausiclage bedarf 
es feiner Desinfection. — Bei der Räude ift die 
Desinfection ein integrirender Theil des Eur- 
verfahren. Mit der Behandlung der Kranken 
beginnt die Desinfection des Stalles, der Dünger 
wird entfernt; bei Hohen Düngerjdichten in 
Scafftällen genügt die Entfernung der oberen 
Schicht, die Stallmwände werden mindejten 8 Fuß 
od; mit Kalkmilch übertündt, ebenjo wird der 
ir Peg wenn er nit von Dünger bededt 
gewejen ift, mit Kallmilch abgeſchlämmt. GStall- 
eräthe werben mit Seifenwaſſer gereinigt, Ge— 
chirr und Deden in geheizten Räumen gut aus— 
getrodnet. — Die Deöinfection der Gtallungen 
und Räumlichkeiten, in welchen räubelrante Pferde 
oder Schafe vorübergehend aufgejtellt geweſen 
find, erfolgt in den Ställen, für melde iM vor⸗ 
geſchrieben iſt, nach den Beſtimmungen im $ 9 


dieſer Anweiſung. 
Wuthkrantheit.! $ 17. Lagerſtroh, hölzerne 
Geräthſchaften, Maulkörbe und Halsbänder für 


Hunde, Hundehütten von Holz oder Stroh müſſen 


verbrannt oder vernichtet, Stallutenfilien der an-|i 


deren Hausthiere mit Seifenlauge oder jiedendem 
Waſſer gereinigt werden. — Im Uebrigen er- 
folgt die Desinfection nad) den Beitimmungen 
im $ 9 dieſer Anweijung. 

Detention, jugendlider Verbrecher in Erzich- 


Dienftanbietungs-Gemwerbe, ſ. Gew.Ord. 


Der Anjtekungsitofflg 37. 


Dienitboten, j. Gejinde. 
Dienſtbücher des Gefindes. 
I. ee wegen Einführung von 
Gejindedienftbühernv. 29. Sept. 1846, 
‚$ 1. Jeder Dienftbote, welcher nad Publica- 
tion diejer Verordnung in Gejindedienjte tritt 
oder bie rd el wechſelt, ift verpflichtet, 
ſich mit einem Gefindebuche zu verjehen. 2) $ 2, 
Die Gefindebücher werden nad) dem anliegenden 
Schema?) gedrudt, fie gewähren Raum zur Ein- 
tragung von ſechs Dienftattejten u. find bei den 
Stempelvertheilern für den Preis von 10 Egr. 
zu haben.°) $ 3. Bor Antritt des Dienftes 
hat der Dienftbote das Gefindebuch der Polizei. 
behörde des Aufenthalisorts zur Ausfertigung 
vorzulegen. Un jolchen Orten, wo feine Polizei- 
behörde ihren Sig hat, kann die Ausfertigung 
der Gefindedienftbücher den Dorfgerichten (in den 
mweitlihen Provinzen den Gemeindevoritehern) 
durch den Landrath übertragen werden, welcher 
befugt iſt, dieſe Ermächtigung zurüdzunehmen. 
; 4. Beim Dienftantritt ift das Geſindebuch der 
DienftHerrichaft zur Einficht vorzulegen. Sollte 
das Geſinde die Vorlegung des Gefindebuches 
verweigern, fo fteht es bei der Dienitherrichaft, 
entweder dafjelbe jeines Dienftes zu entlafjen od. 
die Weigerung der Polizeibehöcde anzuzeigen, 
melde alsdann gegen das Gefinde eine Ordnungs«- 


1) Durch Bezirkspolizei:Berorbnungen find bie Eontraventio- 
nen biergegen unter Sirafe geftelt. Bezüglich der Beftra ung 
der — von Dienftbüern oder Führung eines faljchen 
. Etr.:W.:8. $ 363. — DesDalich t Verpflihtung ber 
Schifismannfhaften auf dem bein, Dien büder zu führen, 
ſ. Schlußprototoll zur revidirten Rheinſchifffahrtsacte vom 
17, Oct. 1868 zu Art. 15 der Mcte, B, a.: Wer auf einem 
Rheinſchiffe als Lehrling, Schiffsjunge, Schiffsgefelle, Schiffs= 
gebilfe, Schiffstnecht, Heizer, Matrofe, Bootsmann od. Steuers 

ann im ein feftes Dienftverhältnig tritt, muß mit einem 


ni 
Dienftbuche verfeben fein. Die befondere Patente befigenderz 


ungs«-, ober Beflerungsanitalten j. Str.-®.,B. | Steuerleute bedürfen eines folden Dienfibuches nicht. 


88 55,56. ©. aud Bettler, Landſtreicher, 
Sandarmenanftalten. 


» gg gr — ie 
) ©. jept das Bejeg, betreffend die Nufbebung der 
von Sefindebücdhern, von 21. Febr. 1872. EEE 
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ftrafe bid zu 6 Mark oder verhältnigmäßige fertigt find, zur Eintragung von Dienftzeuaniffen 
Gefängnißitrafe feitzujegen hat. 1 Bei Ent- gebraucht werden Finnen, Hat der Dier u 
lafjung des Gejindes ift von Der ienftgerrichaft Innern zu bejtimmen. $ 3. Bom 1. März 1872 
ein vollftändiges Zeugniß über die Führung u. ab werden die beftehenden Stempelabgaben von 
dad Benehmen dei elben in das Geſinde u ein⸗ Geſindedienſtbüchern und Geſinde-Entlaſſungs⸗ 
rede Een haben mit diefer |jcheinen aufgehoben und dürfen weder Gebühren 
ntragung eine glaubhafte Perjon zu beauftragen, noch jonftige Abgaben für die Ausfertigung, Vor- 
welche dieſen Auftrag mit ihrer Namensunter⸗ —— u. Viſirung der Geſindedienſtbücher od. 
ihrift beſcheinigen muß. Weigert ſich eine Dienft- für die Beglaubigung der Dienftzeugniffe in den- 
de haft, diejer Verpflichtung zu genügen, jo ift|jelben erhoben werden. — Bon demfelben Beit- 
ie dazu von ber Polizeibehörde durch eine ihr punkte an wird der gejegliche Preis der zu den 
vorher anzudrohende Gelditrafe von 3—15 M an« | Seefahrtsbüchern zu verwendenden Formulare von 
Ber $ 6. Wird ein Dienjtbote wegeneinesj1l M 5 P auf 25 P für das Exemplar ermä« 
erbrechens beitraft, jo Hat die Unterjuchungs- Bat. ) $ 4. Alle diejem Gejege entgegenftehen- 
behörde das Gefindebud von demjelben einzu-|den Vorjchriften, insbefondere der $ 2 der Ber 
fordern u. bie darin erfolgte Beitrafung acten-Jordnung vom 29, Sept. 1846 und die Pofition 
mäßig —— 87. Geht ein Geſindebuch Geſinde-Entlaſſungsſcheine im Tarife zum Stem- 
verloren, jo wird die Polizeibehörde des Orts, |pelgejege vom 7. März 1822 treten vom 1. März 
wo das Gefinde dient, oder, wenn es zur Beit|1872 ab außer Kraft. $ 5. Die Minifter des 
dienjtlos ift, die Polizeibehörde des Orts, wo es Innern u. ber Finanzen find mit der Ausführ- 
zuletzt gedient — auf geſchehene Anzeige und a diejed Gejeges beauftragt. ?) 
nähere Ermittelung der obwaltenden Umjtände, ienfteide,?) bezüglid) der ftrafrechtlichen Be- 


die Ausfertigung eines neuen Gefindebuches ver» 
anlafjen, in welchem der Berluft des früheren 
jedesmal ausdrücklich angemerft werben muß. 
Die dadurch entjtehenden Koften find von demje— 
nigen einzuziehen, welcher den Verlujt verjchuldet 
hat. $ 8. Der Dienftbote, welchem ein ungüniti- 
gi Zeugniß ertHeilt worden ijt, kann auf die 


usfertigung eines neuen Geſindebuches antragen, |Bappdedel und im 


wenn er nachweiſt, daß er ſich während zweier 
Jahre nachher tadellos und vorwurfsfrei geführt 
habe. $ 9. Iſt die Ausfertigung eines neuen 
Gefindebuches nothwendig, weil in dem bisherigen 
bereit3 ſechs Zeugniffe eingetragen find, jo kann 
das Gefinde verlangen, daß das biöherige Ge— 
findebuch dem neuen vorgeheftet werde. 


II. Gejeg, betreffend bie Aufhebung der 
Ubgaben von Gejindebüdhern, vom 21. 
Febr. 1872, 


8 1. Die vom 1. März 1872 ab zur amt- 
lichen Ausfertigung gelangenden Gefindedienit- 
bücher müjjen nad) einem im ganzen Umfange 
der Monarchie gleihhmäßig zur Anwendung fom- 
menden, von dem Minifter ded Innern vorzu— 
fchreibenden Muſter gedrudt u. eingerichtet jein. 
Wer die Ausfertigung eines Gejindebuches ver- 
langt, hat das dazu zu verwendende Formular zu 
beichaffen und der ausfertigenden Behörde vor» 
ulegen. — Die Herftellung und der Verkauf 
Siejer Formulare unterliegt nur den allgemeinen 


a und gewerbepolizeilichen Vor» |, 


hriften. F 2. Jedes vom 1. März 1872ab in Preu- 
Ben amtlich ausgefertigte Gefindedienjtbud kann im 
ganzen Umfange der Monardie zur Eintragung 
von Dienftzeugnijien gebraucht werben. ) — 


Sn wie weit die vor dem bezeichneten Tage aus Jli 


gefertigten Gefindebienjtbücher fernerhin aud) 
außerhalb des Geltungsbereiches derjenigen geſetz⸗ 
lichen Vor ſchriften, auf Grund deren ſie ausges 


1) Zufolge Bundesratböbefchluffes vom 28. Febr. 1873 Er⸗ 
Taf des Vlinifter8 des Innern vom 31. März 1873] dürfen 
die in den einzelnen —— giltig ausgeſtellten Geſinde⸗ 
büucher in dem geſammten Reichsgebiete zur Eintragung von 
Dienftzeugnifien benugt werben. 


ı) Der Preis der Dienftbücher für den Binnenſchi 5 
10 P; Erlaß des Minifters bes —— = 


2) Inftruction zur Ausführung bes Gefetzes v, 
21. yebr. 1872, betr. bie Aufhebung ber Abgaben vr Gehe 
büchern, dv. 26. Febr. 1872: 1. Die gedachten Dienftbücher find 
in Octavform, in einer Höhe von ungefähr 16 cm und in 
einer Breite von ungefähr 10 cm anzulegen, mit einem feften 
) unern mit 8 Blättern von gutem Schreibs 
papier zu verſehen. Auf ber erften Seite des eriten Blatts, 
dem Zitelblatte, ift das Signalement des Dienjtboten nad 
Anlage A einzutragen. Die folgenden Seiten find nah Anz 
lage B [die Unlagen A. und B. werben bier nicht abge⸗ 
brudt) in ber Art einzurichten, daß die Kolonnen des Fors 
ulard: „Nummer des Dienftes“ bis „Tag des Dienftans 
teitts" [1—5 incl] auf die linfe Seite bes Bienftbucs. das 
gegen die Kolonnen: „Brund des Dienftaustritts sc.“ u. „Bes 
laubigung und ettvaige Bemerkungen der Polizeibehörbe* 
(6 und 7) auf die gegemüberliegende rechte Seite zu ſtehen 
mmen und jede zwei, in dieſer Weile zuſammen ebörige 
Seiten Raum zur Eintragung von a Dienftatteften ges 
währen. 2. Die Herftellung und der Berfauf der Formular: 
zu ben Geſindedienſtbüchern unterliegt nah $ 1 des Gefenes 
nur allgemeinen gewerbefteuerlihen und gemwerbepolizeis 
lichen Vorſchriften, ift alfo der Privatinduftrie überlaffen. Bie 
mit der Ausfertigung ber Dienftbliher beauftragten 34 
find nicht verpflichtet, Foruinlare zu Dienſibüchern vorräthig 
u halten; — vielmebr ift es Sade desjenigen, welcher die 
usfertigung eines — verlangt, bas dazu zu bers 
wendende Formular zu beidhaffen und vorzulegen. Dienits 
bücher, melde dem ———— Muſter nicht entſprechen, 
find von dem betreffenden Behörden zur Ausfertigung nicht 
anzunehmen. 3. Bis auf weitere Bertimmung dürfen die vor 
dem 1. Marz db. 3. ausgefertigten Gefindedienftbücher , fomweit 
fie bierzu noch Raum gewähren, auch noch ferner zur &ins 
tragung von Dienftatteiten im wu Umfange ber Dionarchie 
benugt werden. 4. Durch die Borfehrift im % 3 des Gefeges, 
— vom 1. März d. J. ab weder Gebühren noch 
ſon —— für die —— Vorzeigung und Bifirs 
Gefindedienftbiiher oder für bie — der 
Dienſtzeugniſſe in denſelben erhoben werben bilrfen bie 
in einzelnen Zbeilen des Staats bisher auf Grund befonderer 
gen zuläffig gewefenen derartigen Gebühren aufges 
boben. 5. In den fonftigen gefeglichen Borfhriften über Aus: 
fertigung und bie Führung von ienftbüchern, naments 
* alio — über bie Verpflichtung zur Führung ſolcher 
Bücher und über die Ertheilung von Dienſtzeugniffen in den— 
jelben, ift durch das Gejeg vom 21. Febr. db. J. nichts ger 
äudert worden. 

3) Die form derfelben ift durch Tönigliche Verordnung vom 
6. Mai 1867 für die im unmittelbaren oder im mittelbaren 
Stantsdienfte ſtehenden Beamten dahin feitgeitellt: „Ich N. 
N. ſchwöre zu Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daf 
Seiner löniglihen Majeftät von Preufen, meinem Allergnäs 
bigften Herrn, ich untertbänig treu und geborfam fein und alle 
mir vermöge meines Amtes obliegenden Pflichten nad meinem 
beften Wiſſen und Gewiffen genau erfüllen, auch die Berfaff« 


find 
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Seutung der amtlihen Berjicherung unter Beruf- 
ung auf den Dienfteid, j. Str.-G.-B. $ 155 
Nr. 3 u. $ 359. 

Dienfiherrfchaften, Rechte u. Pflichten der- 
jelben gegen das Gefinde, j. die Gefindbeorb- 
nungen. 

Dienftentlaffung j. Amtsentfernung. 

Dienftlogn j. Arbeitslohn. 
Dienſtperſenal der Eiienbahnen, Vorſchriften 

[E dafjelbe, j. Betrieb3- Reglement $$ 1 ff. 

.151. 

Dienftpferde der Beamten und Offiziere find 
von Borjpannleiftung befreit, j. unter Natural: 
leiftungen, Gef. vom 13. Febr. 1875, $ 3 

4 


Ar. 4. 
Dienftpflidht. 
Roi Militärifche, 


ſ. Erſatz Ordnung $ 6 fi. 14 fi, 18 ff. u. 
Eontrol-Ordnung $$ 5 fi., 15, 16 (©. 210). 
I. Dienftpflihten des Gejindes 
ſ. unter die Gejinde-Orbnungen. In Be 
treff der Verlegung der Dienftpflichten des Ge— 
finde8 und der ländlichen Arbeiter j. Geſetz 
vom 24. April 1854; Gefinde, melches 
hartnädigen Ungehorjam oder Widerſpenſtigkeit 
gegen die Befehle der Herrichaft od. der zu feiner 
ufficht geftellten Perſonen fih zu Schulden 
fommen läßt, oder ohne geiehinäkige Urſache 
den Dienſt verſagt oder verläßt, auf Antrag 
der Herrſchaft, unbeſchadet deren Rechts zu ſeiner 
Entlaſſung oder Beibehaltung, Geldſtrafe bis zu 
15 M oder Gefängniß bis zu drei Tagen 
verwirkt. — Diejer Antrag kann nur innerhalb 
14 Tagen ſeit Verübung ber pe > od,, 
fall die Herrichaft wegen der letzteren das Geſinde 
vor Ablauf der Dienftzeit entläßt, vor diefer 
Entlafjung gemacht werden. — Den Antrag auf 
Grund des Gejeged von 14. Mai 1852 bei der 
RocalsPolizeibehörde anzubringen, ift nur dann 
zuläffig, wenn weder die Herrihaft nod) ein von 
ihr beftellter Stellvertreter od. ein Beamter der 
Herrſchaft die Localpolizei verwaltet. An Stelle 
der LZocalpolizei tritt in diefem alle der Land- 
tath. — Bid zum Anfang der Bollitredung der 
Strafe ift die Zurüdnahme des Antrages zuläffig. 
8 2. Die Beitimmungen des 81 —— auch 
Anwendung: a) auf die bei Stromſchiffern in 
Dienſt ſtehenden Schiffsknechte (Geſetz vom 23. 
Sept. 1835); b) auf das Verhältniß zwiſchen den 
Berfonen, welche von den zu Dieniten verpflic)- 
teten bäuerlichen Befigern zur Verrichtung diefer 
Dienfte geftellt werden, u. den Dienitberechtigten 
oder den von ihnen beftellten Aufjehern; e) auf 
das Berhältniß zwiſchen dem Befiger eines Land: 
utes od. einer anderen Ader- od. zorftwirthichaft, 
omwie den von ihm zur Aufſicht über die Wirthſchafts⸗ 


ung gewifſenhaft beobachten will, jo wahr mir Gott helfe ꝛc.“ 
Dem Schmwörenden bleibt e8 überlaffen, den vorftchend feftge- 
ftellten Eibesworten bie feinem religiöfen Betenntniß entjprech- 
ende Belräftigungsformel Bingugufügen. — Bei den im mittel: 
baren Staatsdienfie ftehenden Beamten tritt benfelben biejes 
nige Eidesnorm hinzu, mittels deren biefe Beamten ſich, d 
bertebenden Beftimmungen und ben befonberen Berhältniffen 
gemäß, dem unmittelbaren Dienftheren zu verpflichten haben. 
— Der Dienfteib verpflichtet den —— — nicht nur für 
die zur Zeit der Eidesleiſtung von ihm bekleideten, ſondern 
auch für alle ihm etwa fpäter zu übertragenden Aemter. 


Dienftherrichaiten — Disciplin. 


arbeiten beftellten Berjonen u. ſolchen Dienftleuten, 

welchegegen Gewährungeiner Wohnung in denihm 

gehörigen od. auf dem Gutebefindlichen Gebäuden 

oder gegen einen im Boraus beftimmten Lohn 

behuf8 der Bewirthihaftung angenommen find 

Inſtleute, herrichaftliche Tagelöhner, Einlieger, 
Kathenleute u. dgl.); d) auf das Berhältniß 

zwiſchen jolchen Handarbeitern, welche ſich zu 

beftimmten land- oder forjtwirthichaftliden Ars» 

beiten, wie z. B. Ernte» Arbeiten auf Ader und. 
Wieſe, Meliorationsarbeiten, Holzſchlagen ꝛc. ver- 

dungen haben und dem Arbeitsgeber oder den 

von ihm beſtellten Aufſehern. 3. Geſinde, 

Schiffsknechte, Dienſtleute oder Handarbeiter der 

$ 2 a, b, c, d bezeichneten Urt, welche die Ar— 

beitägeber oder die Obrigkeit zu gewillen Hand» 

[ungen oder Zugeitändniffen dadurch zu bejtimmen 

ſuchen, daß fie die Einftellung der Arbeit oder 

die Verhinderung derjelben bei einzelnen oder 

mehreren Arbeitögebern verabreden, od. zu einer 

jolden Berabredung Andere auffordern, haben 

Gefängnißſtrafe bis zu einem Jahre verwirft. 
$ 4. Hausoffizianten ($ 177 seq., Tit. 5, Th. 
II. des Allg. Landrechts) find den Strafvorſchriften 

diejes Gelehes nicht unterworfen. $5. Die 
Ionpeiehten Geldftrafen fließen zur Ortsarmen⸗ 

aſſe. 

Dienſtunfähigkeit, als Grund des freiwilligen 
Rücktritts vom Amte mit Penſion, ſ. Pen jions- 
geſetz SS 20, 30; als Grund unfreiwilliger 
Penfionirung, j. Disciplin, Ge. v. 21. Juli 
1852 88 88 ff.; ald Folge ftrafgerichtlicher Ber- 
urtheilung, ſ. Str⸗G.B. 88 31. 33, 37. 

Dienftvergehen, ſ. Str.-G.-B. 85 331—359 


u. Discipliu. 
Dietriche, VBerabfolgung von ſolchen ohne 
chloſſer, ſ. 


polizeiliche Erlaubniß ſeitens der 
Str.G.⸗“B. $ 369 Nr. 1. 
Disciplin der Beamten u. Geiftlichen. 
I. Gejeß, betr. die Dienftvergehen der 
niht-rihterliden Beamten, Die Berjep- 


ung berfelben auf eine andere Gtelle 
oder in den Ruheftand, v. 21. Juli 1862.') 


81. Das gegenwärtige Gefeg findet unter den 
darin ausdrüdlich gemachten Beichränfungen auf 
alle in mittelbarem oder unmittelbarem Staats- 
dienfte ftehenden Beamten Anwendung, die nicht 
unter die Bejtimmungen des bie Ridıter betrefi- 
enden Gejeges vom 7. Mai 1851 fallen.) 


Erſter Abſchnitt. 

Allgemeine Beſtimmungen über Dienſtvergehen 
und deren Beſtrafung. 

$ 2. Ein Beamter, welcher 1) die Pflichten 


) Durch Berorbnung vom 23. Eept. 1867 ift biefes @eich 
— EL 61, 65, 67, 68, 69, 72, 78, 
74 und 77 enthaltenen Abänderungen aud in ben neuen Bro- 
vinzen in Wirtſamleit getreten. 

9 Bezüglich des Disciplinarverfaßfrens gegen Gemeindebe⸗ 
amte, j. unter $ 78; gegen Amts: u. Sreisbeamte, f. Kreise 
ordnung $$ 35, 68, 134 Nr. 3; gegen Provinzialbeaute, 
ſ. — — 98; gegen Mitglieder der Ber⸗ 
maltungsgerichte, f. unter Berwaltungsgerihte, Geiles 
vom 3. Juli 187%, 6812, 20—25; vom 26. Juli 1876, 


$ 169; gegen Geiſtliche das nr edrudte bom 
12. Mai 1873; gean Neichsbeamte, j. unter Reihsbeamte, 
Geſetz rom 31. Maͤrz 1873, $$ 80 ff. 


Disciplin, 
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verlegt, die ihm fein Amt auferlegt, ober laffung ſchon nad fruchtloſem Ablauf von 4 Wo- 
2) fih durch fein Verhalten in oder außer|chen jeit der ergangenen Aufforderung ein. $10. 


dem Anıte der Achtung, 
deö Vertrauens, die fein Beruf erfo 


des Anſehens oder, Die Entziehung des Dienfteinfommens ($ 8) wird 
rdern, un-jvon derjenigen Behörde verfügt, weldye den Ur- 


würdig zeigt, unterliegt den Vorſchriften dieſes laub zu ertheilen hat. Im Falle des Wider- 
Geſetzes. $ 3. Sit eine der unter $ 2 fallenden |[ipruchs findet das fürmliche Disciplinarverfahren 


Handlungen (Dienjtvergehen) zugleich in den ge-Ijtatt. 8 


11. Die Dienftentlaffung kann nur im 


meinen Strafgejegen vorgejehen, jo können die) Wege des förmlichen Disciplinarverfahrens aus— 
durch dieſelben angedrohten Strafen nur auf geſprochen werden. Sie wird nicht verhängt, 


Grund de3 gewöhnlichen Strafverfahren von 
denjenigen Gerichten ausgeſprochen werden, welche 
für die gewöhnlichen Strafſachen zuftändig find. 
8 4. Im Laufe einer gerichtlichen Unterfuchung 
darf gegen den Angeſchuldigten ein Disciplinar- 
verfahren wegen der nämlichen Thatjachen nicht 
eingeleitet werden. — Wenn im Laufe eines Dis- 
eiplinarverjahrens wegen der nämlichen That- 
ſachen eine gerichtliche Unterfuchung gegen den 
Angeihuldigten eröffnet wırd, jo muß das Dis- 
ciplinarverjahren bis zur redhtsfräftigen Erledig- 
ung des gerichtlichen Verfahrens ausgeſetzt wer- 
den. $ 5. Wenn von den gewöhnlichen Straf- 
gerichten auf Freiſprechung erfannt ift, jo findet 
wegen derjenigen Thatjadyen, welche in der ge- 
richtlichen Unterjuhung zur Erörterung gekommen 
find, ein Disciplinarverfahren nur noch inſofern 
ftatt, als diejelben an fi und ohme ihre Be 
jiehung zu dem gejeglichen Thatbeitande der 
Uebertretung, des Vergehens od. des Verbrechens, 
welche den Gegenitand der Unterſuchung bildeten, 
ein Dienftvergehen enthalten. — it in einer ge- 
rihtlihen Unterfuhnng eine Verurtheilung er- 

angen, welche ben Berluft des Amtes nicht zur 
Folge gehabt hat, jo bleibt derjenigen Behörde, 
weiche über die Einleitung des Disciplinarver- 
fahrens zu verfügen hat, die Enticheidung dar- 
über vorbehalten, ob außerdem ein Disciplinar 
verjahren einzuleiten oder fortzujegen ſei. $ 6. 
Epridit das bei Dienjtvergehen, welche 
Gegenjtand eines Disciplinarverfahrens mwerden, 
die Verpflichtung zur Wiedererjtattung oder zum 
Schadenerjage oder eine jonjtige civilrechtliche 
Verpflichtung aus, fo gehört die Klage der Be- 
theiligten vor das Civilgericht, jedoch vorbehalt- 
lich der Beſtimmung des $ 100. $ 7. Sit von 
dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Freiheits: 
itrafe von längerer als einjähriger Dauer, auf 
eine ſchwerere Strafe, auf Berluft der bürger- 
lihen Ehre, auf zeitige Unterfagung der Aus- 
übung der bürgerlichen Ehrenrechte, auf immer- 
währende oder zeitige Unfähigfeit zu öffentlichen 
Aemtern od. auf Stellung unter Rolizei-Aufficht 
erfannt, jo zieht das Gtraferfenntniß den Ber- 
luſt de3 Amtes von jelbit nad fi, ohme daf 
darauf bejonders erkannt wird. $ 8. Ein Be- 
amter, weicher ji ohne den vorſchriftsmäßigen 
Urlaub von feinem Amte entfernt hält, oder den 
ertheilten Urlaub überjchreitet, it, wenn ihm 
nidyt bejondere Entihuldigungsgründe zur Geite 


wenn ſich ergibt, daß der Beamte ohne feine 
Schuld von jeinem Amte fern geweſen ift. $ 12. 
Die Einleitung eines Pisciplinarverfahrens me- 
gen unerlaubter Entfernung vom Amte und die 
Dienftentlaffung vor Ablauf der Friſten ($ 9) ift 
nicht ausgeichloffen, wenn fie durch bejonders er» 
ſchwerende Umftände als gerechtfertigt ericheint, 

13. Die in dem $ 9 erwähnte Aufforderung, 
ſowie alle anderen Aufforderungen, Mittheilungen, 
Zuftellungen und Borladungen, melde nad) den 
Beitimmungen dieſes Gejeges erfolgen, find giltig 
und bewirken den Lauf der Friften, wenn fie 
Demjenigen, an den fie ergehen, unter Beobadht- 
ung der für gerichtliche Infinuation vorgeichrie- 
benen Formen in Perfon zugejtellt, oder wenn 
fie in feiner legten Wohnung an dem Orte infi- 
nuirt werden, wo er feinen legten Wohnfig im 
Inlande Hatte. Die vereideten Verwaltungäbe- 
amten haben dabei den Glauben der Gerichtd- 
boten. $ 14. Die Disciplinarftrafen beſtehen in 
Fa Entfernung aus dem Amte. 
$ 15. Ordnungsftrafen find: 1) Warnung, 2) 
Verweis, 3) Geldbuße, 4) gegen untere Beamte 
auch Arreſtſtrafe auf die Dauer von höchſtens 
8 Tagen, welche jedod nur in ſolchen Räumen 
zu vollitreden ift, die den Berhältniffen der zu 
beftrafenden’ Beamten angemefjen find. — du 
diefer Beamtenflafje werden im Allgemeinen nur 
gerechnet: Executoren, Boten, Eaitellane, Diener 
u. die zu ähnlichen, ſowie die zu bloß mechaniſchen 
Sunctionen bejtiimmten Beamten. Außerdem ift 
da3 Staat&minifterium ermächtigt, in der Steuer», 
Poſt-, Volizei- und Eijenbahnverwaltung dieje- 
nigen Beamtenkategorien jpeciel zu bezeichnen, 
gegen welche Urreititrafen verhängt werden kön— 
nen. $ 16. Die Entfernung aus dem Amte kann 
beftehen: 1) in Berjegung in ein anderes Amt 
von gleichem Range, jedody mit Verminderung 
des Dienfteinfommensd u. Verluft des Anſpruchs 
auf Umzugskoſten, oder mit einem von beiden 
Nachtheilen. — Diefe Strafe findet nur auf Bes 
amte im unmittelbaren Staatsdienſte Anwend— 
ung; 2) in Dienftentlafjung. Dieje Strafe zieht 
den Berluft des Ziteld und Penſionsanſpruches 
von jelbft nad) fi; es wird darauf nicht beſon— 
ders erfannt, ed jet denn, daß vor Beendigung 
des Disciplinarverfahrend aus irgend einem von 
defien Ergebniß unabhängigen Grunde dad Amts» 
verhäftni bereit3 aufgehört hat und baher auf 
Dienftentlafjung nicht mehr zu erkennen iſt. — 


ftepen, für die Zeit der unerlaubten Entfernung | Gehört der Angeſchuldigte zu den Beamten, welche 
feines Dienfteinfommens verluitig. $ 9. Dauert einen Anjprud auf PBenfion haben, u. laſſen be- 
die unerlaubte Entfernung länger ald 8 Wochen, ſondere Umftände eine mildere Beurtheilung zu, 
fo hat der Beamte die Dienjtentlafjung verwirkt. ſo ift die Disciplinarbehörde ermädjtigt, in Ihrer 
— Zt der Beamte dienſtlich aufgefordert wor- Entſcheidung zugleich feitzujegen, daß dem An- 
den, jein Amt anzutreten oder zu demſelben zu» geſchuldigten ein Theil des reglementsmäßigen 
rückzulehren, jo tritt die Straje der Dienftent- Penfionsbetrages auf Lebenszeit od. auf gewiſſe 


Grotefend, Bolizei-teriton. 16 
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Jahre als Unterjtügung zu verabreichen fei. $ 17. 
Welche der in den $$ 14—16 beitimmten Strafen 
anzumenden jei, ijt nach ber größeren ober ge— 
ringeren Erheblichkeit des Dienjtvergehend mit 
Rüdfiht auf die jonftige Führung des Ange— 
ſchuldigten zu ermefjen, unbeichadet der befonderen 
Beitimmungen der $$ 8 u. 9. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Disciplinarverfahren. 

$ 18. Jeder Dienftoorgejegte ift zu Warnungen 
u. Berweiien gegen feine Untergebenen befugt. $19. 
In Bezieyung auf die Verhängung von Geld» 
bußen iſt die Befugniß der Dienjtvorgejegten be- 
grenzt, wie folgt: Die Vorfteher derjenigen Be- 
hörden, welche unter den Provinzialbehörden 
ſtehen, einjclieglich die Landräthe, können gegen 
die ihnen jelbjt untergebenen Beamten, jowie 

egen die Beamten der ihnen untergeordneten 
Behörden Geldbußen bis zu 9 M verfügen. 
Gleiche Befugniß haben die Vorfteher der Pojt- 
anftalten in Bezug auf ihre Untergebenen und 
die Rojftinfpectoren in Bezug auf die Unterbe- 
amten ihres Bezirks. — Undere Vorgejegte der 
unteren Beamten dürfen folde Geldbußen nur 
injofern verfügen, als ihnen die Befugniß zur 
Berhängung von Geldbußen durch befondere Ge- 
jege oder auf Grund ſolcher Gejege erlajjene 
Inſtructionen beigelegt if. — Den Oberpoit- 
directoren, dem ZTelegraphendirector, jowie den 
von der Staatöregierung eingejegten Behörden 
der Eijenbahnverwaltung fteht die Befugniß zu, 
gegen alle ihnen untergebenen Beamten Geld» 
= bi3 zu 30 M zu verhängen. — Die Pro- 
vinzialbehörden find ermächtigt, die ihnen unter- 
geordneten Beamten mit Geldbuße bis zu 90M 
zu belegen, bejoldete Beamten jedoch nicht über 
den Betrag des einmonatlidhen Dienjteintommens 
hinaus. — Gleiche Befugniß haben die Vorjteher 
der Provinzialbehöreen ın Anjehung ber bei letz— 
teren angejtellten unteren Beamten. — Die Mi— 
nifter haben die Befugniß, allen ihnen unmittel« 
bar oder mittelbar untergebenen Beamten Geld« 
bußen bis zum Betrage des monatlichen Dienit- 
einfommens, unbejoldeten Beamten aber bis zur 
Summe von 90 M aufzuerlegen. — Weldhe Be- 
amten im Sinne diejed Paragraphen zu den uns 
teren zu rechnen find, wird durch das Gtaatd- 
minijterium beftimmt. — $ 20. Nur diejenigen 
Dienftvorgejegten, welche gegen die in $ 15, 
Nr. 4 bezeichneten Beamten Geldbuße verhängen 
fönnen, jind ermächtigt, gegen diejelben Arreit- 
ftrafen zu verfügen. — Diejenigen Vorgeſetzten, 
deren Strafgewalt auf Geldbuße bi8 zu 9 M 
beichränft ift, dürfen bei den Arreſtſtrafen das 
Maß von 3 Tagen nicht überjchreiten. 8 21. 
Gegen die Berfügung von Ordnungsitrafen findet 
nur Beichwerde im vorgejchriebenen Inſtanzen— 
wege ftatt. $ 22. Der Entfernung aus dem 
Amte muß ein förmliches Disciplinarverfahren 
vorhergehen. Daſſelbe beiteht in der von einem 
Eommifjar zu führenden ichriftlichen VBorunter- 
juchung und in einer mündlichen Verhandlung 
nad) den folgenden näheren Bejtimmungen. $ 23. 
Die Einleitung des Disciplinarverfahrens wird 
verfügt u. der Unterjuchungscommiljar ernannt: 
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1) wenn bie Enticheidung der Sade vor ben 
Disciplinarhof gehört ($ 24 Nr. 1), von dem 
Minifter, welcher dem Angeſchuldigten vorgeſetzt 
ift. Iſt jedoch Gefahr im Berzuge, jo kann dieſe 

erfügung und Ernennung vorläufig von dem 
Vorſteher der Provinzialbehörde des Reſſorts 
ausgehen. Es iſt alsdann die Genehmigung des 
Miniſters einzuholen, und, ſofern dieſelbe verſagt 
wird, das Berfahren einzuſtellen; 2) in allen an- 
deren Fällen von dem Vorſteher der Behörde, 
welche die entjcheidende Disciplinarbehörde bildet 
($ 24 Nr. 2), oder von dem vorgejepten Mi— 
nifter. $ 24. Die enticheidenden Dizciplinar- 
behörden erfter Inftanz find: 1) der Disciplinar- 
Fl zu Berlin ($ 29) in Unjehung derjenigen 

eamten, zu deren Anftellung nad) den Beſtimm— 
ungen, welche zur Zeit der verfügten Einleitung 
der Unterjudung gelten, eine von dem Könige 
oder bon den Miniftern ausgehende Ernennung, 
Beitätigung oder Genehmigung erforderlid) -ift; 
2) die Provinzialbehörden, als: die Regierungen, 
die Provinzial» Schulcollegien, die Provinzial« 
Steuerdirectionen, die Oberbergämter, die Ge- 
neralcommijjionen, die Militärintendanturen, das 
Polizeipräfidium zu Berlin, die Eifenbahncom- 
mifjariate, in Anſehung aller Beamten, die bei 
ihnen angeftellt od. ihnen untergeordnet u. nicht 
vorjtehend unter 1 begriffen ſind.) — Den Pro- 
vinzialbehörden werden in diejer Beziehung gleich- 
geftellt die unter den Miniftern ftehenden Centrdl- 
verwaltungsbehörden in Dienftzweigen, für welche 
feine Provinzialbehörden beitehen, jowie die Ge— 
nerallandichafts- u. Hauptritterichaftsdirectionen, 
$ 25. Für diejenigen Kategorien von Beamten, 
welche nicht unter den im $ 24 bezeichneten be— 
griffen find, ift die entjcheidende Disciplinar- 
behörde die Regierung, in deren Bezirk fie fung- 
iren?), und für die in Berlin oder im Auslande 
fungirenden die Regierung in Potsdam. $ 26. Die 
BZuftändigfeit der Provinzialbehörden kann von 
dem Staatminijterium auf einzelne Kategorien 
jolher Beamten ausgedehnt werden, welche von 
den Miniftern ernannt oder bejtätigt werden, 
aber nicht zu den etatsmäßigen Mitgliedern einer 
Provinzialbehörbe gehören, $27. Für den Fall, 
daß bei der zuftändigen Disciplinarbehörde die 
beichlußfähige Anzahl von Mitgliedern nicht vor« 
handen ijt, oder wenn auf den Antrag des Be- 
amten der Staatsanwaltſchaft oder des Ange- 
ihuldigten der Disciplinarhof das Vorhanden- 
jein von Gründen anerkennt, aus welchen die Un— 
befangenheit der zujtändigen Disciplinarbehörde 
bezweifelt werden kann, tritt eine andere durch 
das Staatsminiſterium jubjtituirte Disciplinar- 
behörde an deren Stelle. 8 28. Streitigkeiten 
über die Competenz der Disciplinarbehörden als 


ſolcher werden von dem Staatöminifterium, nach 


1) Verordnung dom 23. Ecpt. 1867, Art, 4 Abſ. 1: 
den Provinzialbebörden gehören im Sinne bes $ 24 Nr. 2 
des —* vom 21. Juli 1852 im Gebiete des vormaligen 
Königreihs Hannover und in den Herzogthlimern Holftein u. 
Schleswig auch diejenigen unmittelbar unter dem Minijteriuum, 
beziehungsweiſe unter dem Oberpräfidenten, ftebenden Behör— 
ben, denen bie in den älteren Provinzen ben Regterungen 
übertragenen Gefhäfte ganz oder zum Theil obliene. 

2) In der Provinz Hannover die Landdroſtei (Verordnung 
bom 22, Sebt. 1867, Ir. 4 Abi. 2.]. 


Bu 
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Vernehmung des Gutachtens des Disciplinar-ſitzenden der Disciplinarbehörde zu beſtimmenden 
hola, entſchieden. 8 29. Ter Disciplinarhof Sitzung zur mündlichen Verhandlung vorgeladen. 


eſteht aus einem Präſidenten und 10 anderen 
Mitgliedern, von denen wenigſtens 4 zu den 
Mitgliedern des Obertribunals gehören müſſen. 
— Die Mitglieder des Disciplinarhofes werden 
von dem Könige auf 3 — ernannt. — Ein 
Mitglied, welches im, Laufe dieſer Periode er— 
nannt wird, bleibt nılk bis zum Ende derſelben 
in Thätigfeit. — Die augfcheidenden Mitglieder 
lönnen wieder ernannt werden. $ 30. Bur Er— 
ledigung der Disciplinarſachen ijt bei dem Dis— 
eiplinarhofe die Theilnahme von mwenigjtens 7 
Mitgliedern mit Einſchluß des Vorfigenten er- 
forderlich, von denen mwenigjtend 2 zu den Mit: 
gliedern des Obertribunals gehören müſſen. $ 31. 
Bei den Provinzialbehörden werden die Dis- 
ciplinarſachen in bejonderen Plenarjigungen er- 
fedigt, an welchen mindejtens 3 ftimmberechtigte 
Mitglieder theil nehmen müjlen. In Ddiejen 
PBlenarjigungen jteht, bei den Regierungen, den 
Mitgliedern derjelben nur dasjenige Stimmrecht 
u, welches ihnen dur die allgemeinen Vor— 
riften für Verhandlung im Plenum beigelegt 
it. Bei den übrigen Provinzialbehörden nehmen 
an den zur Erledigung der Disciplinariadhen 
beftimmten Plenarjitungen nur die etatsmäßigen 
Mitglieder u. diejenigen theil, welche eine etats— 
mäßige Stelle verjehen. Bei den Eijenbafncom- 
mifjariaten tritt zur Erledigung der Disciplinar- 
ſachen der ein- für allemal hierzu beſtimmte Com— 
miſſarius der Regierung, in deren Bezirk das 
Eijenbahncommiffariat jeinen Sit hat, in Berlin 
der Suftitiarius des Polizeipräfidiums, ein. Alle 
in diejer Weije zur Theilnahme Berufenen haben 
ein volles Stimmredt, aud wenn die Behörde 
fonft keine collegialiiche Einrichtung hat. $ 3%. 
In der Vorunterfuhung wird der Angejchuldigte 
unter Mittheilung der Anfhuldigungspuntte vor- 
geladen, und, wenn er erjcheint, gehört; es wer- 
den bie Beugen eidlid vernommen und die zur 
Aufklärung der Sache dienenden jonftigen Be- 
weije herbeigejhafjt. — Die Verrichtungen der 
Staatsanwaltichaft werden durd) einen Beamten 
wahrgenonmen, welden die Behörde ernennt, 
von ber die Einleitung des Disciplinarverjahreng 
verfügt wird, — Bet der Vernehmung des An- 
geihuldigten und dem Verhöre der Zeugen it 
ein bereideter Protofollführer zuzuziehen. $ 38. 
Der dem Angeſchuldigten vorgelegte Miniſter iſt 
ermädtigt, mit Rüdjiht auf den Ausfall der 
Borunterjuhung, das fernere Verfahren einzu- 
Stellen und geeigneten Falls nur eine Ordnungs- 
jtrafe zu verhängen. — Iſt eine fonjtige Be— 
Hörde, welche die Einleitung der Unterjuchung 
verfügt hat, der Anficht, daß das fernere Ver— 
fahren einzuftellen jei, jo muß fie darüber an 
den Minijter zu deſſen Beſchlußnahme berichten. 
— In beiden Fällen erhält der Angeſchuldigte 
Ausfertigung des darauf bezüglichen, mit Grün- 
den zu untirjtügenden Beſchluſſes. $ 34. Wird 
das Verfahren nicht eingeftellt, jo wird nad) Ein- 
ang einer von dem Beamten der Staatsanwalt: 
chaft anzufertigenden Anjchuldigungsichrift der 
Angeſchuldigte umter abjchriftliher Mittheilung 
dieſer Anſchuldigungsſchrift zu einer vonden VBor- 


5,35. Bei der mündlichen Vergandlung, welche 
nicht in öffentlicher Sitzung jtattfindet, gibt zu— 
erit ein von dem Vorjipenden der Behörde aus 
der Zahl ihrer Mitglieder ernannter Neferent 
eine Darjtelung der Sache, wie fie aus dei bis— 
herigen Verhandlungen hervorgeht. — Der An— 
geiduldigte wird vernommen, — E3 wird daranf 
der Beamte der Staatsanwaltichaft mit jeinem 
Vor- und Antrage, und der Angeihuldigte in 
jeiner Vertheidigung gehört. — Dem Ungefchuls 
digten jtebt das legte Wort zu. $ 36. Wenn 
die Behörde auf den Untrag des Angejchuldigten 
oder des Beamten der Staatsanwaltichaft, oder 
auc von Amtöwegen die Bernehmung eines od. 
mehrerer Zeugen, jei es durch einen Tommiſſar, 
oder mündlid) vor der Behörde jelbit, oder die 
Herbeiihafjung anderer Mittel zur Aufklärung 
der Sache für angemejjen eradıtet, jo erläßt fie 
die erforderliche Verfügung u. verlegt nöthigen— 
falls die Fortſetzung der Sadıe auf einen anderen 
Tag, weicher dem Angeſchuldigten befannt zu 
maden iſt. $ 37. Der Angeſchuldigte, welcher 
ericheint, Tann ſich des Beiltandes eines Advo— 
caten ober Rechtsanwaltes als Vertheidigers bes 
dienen. Der nicht ericheinende Angejhuldigte 
fann jich durch einen Adoocaten oder Rechts» 
anmwalt vertreten lafjen. Der Disciplinarbehörbe 
jteht e3 jedoch jederzeit zu, das perjönliche Er— 
ſcheinen des Angeſchuldigten unter der Verwarn- 
ung anzuorbnen, daß bei jeinem Ausbleiben ein 
Bertheidiger zu feiner Vertretung nicht werde 
zugelajjen werden. $ 38. Bei der Entjicheidung 
hat die Disciplinarbehörde, ohne an pofitive Be— 
weisregeln gebunden zu jein, nach ihrer freien, 
aus dem ganzen Inbegriſſe der Verhandlungen 
und Beweije gejchöpften Ueberzeugung zu beur- 
theilen, inwieweit die Anjchuldigung für be- 
gründet zu erachten. — Die Enticheivung fann 
auch auf eine bloße Ordnungsitrafe lauten. — 
Die Entjcheidung, welche mit Gründen verjehen 
jein muß, wird in der Gikung, in welcher die 
mündliche Verhandlung beendigt worden ijt, od. 
in einer der nädjiten Sitzungen verfündigt und 
eine Ausfertigung derjelben dem Angeichuldigten 
auf fein Verlangen ertheilt. F 39. Ueber die 
mündliche Berhandlung wird ein Protokoll auf- 
genommen, wmeldes die Namen der Anweſenden 
und die wejentlichen Momente der Verhandlung 
enthalten muß. Das Protololl wird von dem 
Borjigenden u. dem Protokollführer unterzeichnet, 
$ 40. Das Rechtsmittel des Einſpruches (Des 
jtitution cd. Oppofition) findet nicht ftatt. $ 41. 
Gegen die Entiheidung fteht die Berufung an 
das Staatdminijterium ſowol dem Beamten der 
Stantsanwaltichaft al3 dem Angeichuldigten offen. 
$ 42. Die Anmeldung der Berufung geichieht 
zu Protokoll oder ſchriftlich bei der — 
welche die anzugreifende Entſcheidung erlaſſen 
hat. Von Seiten des Angeſchuldigten kann ſie 
auch durch einen Bevollmächtigten geſchehen. — 
Die Friſt zu dieſer Anmeldung iſt eine vier— 
wöchentliche, welche mit dem Ablaufe des Tages, 
an welchem die Entſcheidung verkündet worden 
iſt, und für den Angeſchuldigten, welcher hierbei 
16* 
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nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tagesjden Paragraphen unter Nr. 1 vorgejehenen Falle 
beginnt, an welchem ihm die Enticheidung zu- dauert die Suspenfion bis zum Ablauf des zehn— 


eitellt worden it. $ 43. Zur fchriftlichen Recht— 
ertigung der Berufung fteht Demjenigen, ber 
diejelbe rechtzeitig angemeldet hat, eine fernere 
bierzehntägige Frift offen. — Dieje Friſt kann 
auf den Antrag des Uppellanten angemeſſen ver- 
längert werden. — Neue Thatſachen, welche die 
Grundlagen einer anderen Bejhuldigung bilden, 
dürfen in zweiter Inſtanz nicht vorgebracht wer- 
den. $ ad. Die Anmeldung der Berufung und 
die etwa eingegangene Appellationsjchrift wird 
dem Appellaten in Abichriit zugeftellt, oder dem 
Beamten der Staatsanwaltſchaft, falls er Ap- 
pellat ift, in Urjchrift vorgelegt. — Innerhalb 
14 Tage nad) erfolgter Zuſtellung oder Borleg- 
ung fann ber Appellat eine Gegenichrijt ein- 


reichen. — Diefe Frift fann auf den Antrag des 
‘ Uppellaten angemefjen verlängert werden. 5 45. 


Nach Ablauf der in dem $ 44 beftimmten Früt 
werden die Acten an dad Staatäminijterium ein- 


ten Tages nad) Wiederaufhebung des Verhaft- 
ungsbeichluffes, oder nach eingetretener Rechts— 
fraft desjenigen Urteils höherer Inſtanz, durch 
welches der angeſchuldigte Beamte zu einer an« 
deren Strafe als der bezeichneten verurtheilt wird. 
— Lautet da3 zechtäfräftige Urtheil auf Frei— 
heitsftrafe, fo dauert die Suäpenjion, bis das 
Urtheil volljtredt ift. Wird die Vollitredung des 
Urteils, ohne Schuid des Rerurtheilten, aufge» 
halten oder unterbrochen, jo tritt für die Zeit 
ded Aufenthaltes oder der Unterbredung eine 
Gehaltsverkürzung ($ 51) nit ein. Dafielbe 
gilt für die im erjten Abſatze diejes Paragraphen 
erwähnte Zeit von 10 Tagen, wenn nicht vor 
Ablauf derjelben die Suspenfion vom Amte im 
Wege des Disciplinarverfahrens beichlofjen wird. 
— In dem $ 48 unter Wr, 2 erwähnten Falle 
dauert die Suspenſion bis zur Nechtöfraft der 
in der Disciplinarjacdhe ergebenden Enticjeidung. 


gejandt. — Das Staatäminifterium beſchließt aufj$ 50. Die zur Einleitung der Disciplinarunter- 


den Vortrag eines von dem Vorfigenden ernann- 
ten Referenten; in Sadyen jedoch, in welchen der 
Disciplinarhof in erfter Inſtanz geurtheilt hat, 
auf den Vortrag zweier von dem Vorſitzenden 
ernannten Referenten, von denen einer dem Sie 
minifterium angehören muß. — Sit die Berufung 
von der Enticheidung einer Provinzialbehörde 
eingelegt, jo fann das Staat3minifterium feinen 
Beſchluß faffen, bevor das Gutachten des Dis: 
ciplinarhofes eingeholt worden ift. — Der Dis- 
eiplinarhof Tann die zur Aufllärung der Sadıe 
etwa erforderlichen Berfügungen erlajjien. Er 
kann auch eine mündliche Verhandlung anordnen, 
u welcher der Ungejchuldigte vorzuladen u, ein 

eamter der Staatsanwaliſchaft zuzuziehen ift. 
Der Letztere wird in biefem alle vom Miniſter 
des Reſſorts bezeichnet. $ 46. Lautet die Ent- 
fcheidung oder das Gutachten des Diäciplinar- 
bofes auf Freiſprechung des Angejchuldigten od. 
nur auf Warnung oder Verweis, jo fann das 
Staatöminifterium, wenn es den Angejchuldigten 
ftrafbar findet, nicht die Strafe der Dienjtent- 
laffung, fondern nur eine geringere Ditciplinar: 
ftrafe verhängen, od. die einſtweilige Berjegung 
in den Ruheſtand mit Wartegeld verfügen. $ 47. 
Eine jede Entiheidung der Disciplinarbehörde, 
gegen die kein Nechtsmittel mehr ftattfindet umd 
durch welche die Dienitentlajjung ausgeſprochen 
ift, bedarf der Bejtätigung des Königs, wenn 
der Beamte vom Könige ernannt oder beftätigt 
worden ift. 

Dritter Abſchnitt. 
Vorläufige Dienftenthebung, 


8 48. Die Suspenfion eines Beamten vom 
Amte tritt fraft des Gejetes ein: 1) wenn in 
dem gerichtlichen Strafverfuhren jeine Verhaftung 
beichlojjen, oder gegen ihn ein noch nicht rechts— 
fräftig gewordenes Urtheil erlafjen ift, welches 
auf den Verluſt des Amtes lautet, oder dieſen 
traft de3 Geſetzes nad) ſich zieht; 2) wenn im 
Disciplinarverjahren eine nod) nicht rechtöfräftige 
Entſcheidung ergangen it, weldhe auf Dienftent- 
lafjung lautet. $ 49. In dem im vorhergehens 


ſuchung ermächtigte Behörde kann die Suspen- 
jion, jobald gegen den Beamten ein gerichtliches 
Strafverfahren eingeleitet, oder die Einleitung 
eıner Disciplinarunterfuhung verfügt wird, oder 
auch demnächſt im ganzen Laufe des Verfahren® 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung verfügen. 
$ 5l. Der juspendirte Beamte behält während 
der Euspenfion die Hälfte feines Dienfteinfom« 
mend. — Auf die für Dienjtuntoften beſonders 
angejetten Beträge ift bei Berechnung der Hälfte 
des Dienfteinfommens feine Nüdjicht zu nehmen. 
— Der innebehaltene Theil des Dienfteinfom« 
mens ift zu den often, welche durch die Stell— 
vertretung des Angejchuldigten verurfacht werden, 
der etwaige Reit zu den Unterfuchungstoften 
zu verwenden. Einen weiteren Beitrag zu den 
Stellvertretungsfoften zu leiften, ift der Beamte 
nicht verpflichtet. $ 52. Der zu den Koſten 
($ 51) nicht verwendete Theil des Einkommens 
wird dem Beamten nicht nachgezahlt, wenn das 
Berfahren die Entfernung aus dem Amte zur 
Folge gehabt Hat. — Erinnerungen über die Ver— 
wendung des Einfommens ftehen dem Beamten 
nicht zu; wol aber ift ihm auf Verlangen eine 
Nachweiſung über dieje Verwendung zu ertheilen. 
$ 53. Wird der Beamte freigejprochen, jo 
muß ihm der innebehaltene Theil des Dienjt- 
eintommens vollftändig nachgezahlt werden. — 
Wird er nur mit einer Ordnungsitrafe belegt, 
jo ijt ihm der innebehaltene Theil, ohne Abzug 
der Etellvertretungstojten, nachzuzahlen, jomweit 
derjelbe nicht zur Dedung der Unterfuchungstoiten 
und der Orbnungsitrafe erforderlich if. $ 54. 
Wenn Gefahr im Verzuge ift, kann einem Be— 
amten auch von ſolchen Borgejegten, die feine 
Suspenfion zu verfügen nicht ermächtigt find, 
die Ausübung der Amtöverrichtungen vorläufig 
unterjagt werden; es iſt aber darüber jojort an 
die höhere Behörde zu berichten. 


Bierter Abſchnitt. 


Nähere und bejondere Beltimmungen in Betreff 
der Beamten der Juſtizverwaltung. 


$ 55. Hinfitlih der Beamten der Juſtiz- 


Disciplin. 
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verwaltung, welche fein Richteramt befleiden, ungen des $ 59 mit der Modification Anwend— 


gelten die nachfolgenden näheren Bejtimmungen. ') 
$ 56. Der Juftizminifter kann gegen alle Beamte 
Ordnungsitrafen jeder Art (8$ 15, 19) verhängen, 


vorbehaltlich der in den 85 66—68 enthaltenen | Staatsanwaltihaft zujteht, und zwar: 


Einſchränkungen. $ 57. Der Staatsanwalt bei 
einem Appellationsgerichte (Oberjtaatsanwalt, Ge— 
neral»‘procurator) iſt befugt, gegen alle im Bezirke 
deö Appellationsgerichts angejtellten Beamten der 
Staatsanwaltihaft Warnungen und Bermeiie 
gegen die Beamten der Staatsanwaltichaft bei 
den Polizeigericdyten (Bolizeianwalte) und gegen 
die Beamten der gerichtlichen Polizei Warnungen, 
Verweiſe und Geldbuße bis zu 30 M zu ver 
hängen. — Die Artifel 280, 281,282 der Ahein- 
iſchen Strafprocehordnnung find aufgehoben, $58. 
Der Staatsanwalt bei einem Gerichteerjter Inſtanz 
(Ober-Procurator) ift befugt, allen Beamten der 
Staatsanwaltſchaft und der gerichtlichen Polizei 
im Bezirke diejes Gerichtes Warnungen zu er- 
theilen. $ 59. Die Borgejegten, welche aufer 
dem Juſtizminiſter befugt —* von Anitswegen 
oder auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft gegen 
Bureau» und Unterbeamte der Gerichte Ord— 
nungsftrafen zu verhängen, find, vorbehaltlid) der 
Beitimmungen der 55 60 und 61: 1) Der erjte 
Präfident des Obertribunald in Anjehung der 
bei demjelben angejteliten Beamten. Die Geld- 
buße darf die Summe von 90 M nicht überſteigen. 
2) Der erjte Präfident eines Appellationsgericyts, 
in Unjehung der Beamten innerhalb des Appell- 
ationsgerichtsbezirls, mit der nämlidhen Be 
Ihräntung in Betreff der Geldbußen. 3) Der 
Präſident oder Director eines Gericht3 erjter 
Inſtanz in Anjehung der Beamten innerhalb des 
Bezirls diejes Gerichts. Die Geldbuße darf die 
Cumme von 30 M nicht überjteigen. 4) Der 
Dirigent einer Kreisgerichtsdeputation in Anſeh— 
ung der bei derjelben angeftellten Beamten, Die 
Geldbuße darf die Summe von 9 M nicht über- 
fteigen. 5) Der Einzelrichter in Anjehung der 
bei dem Gerichte (der Gerichtscommiſſion) anges 
ftellten Beamten mit der namlicyen Einichränfung 
in Betreff der Geldbuße. 6) Der Präſident des 
Revifions-Kollegiums in Unjchung der bei dieſer 
Behörde angejtellten Beamten. Die Geldbupe 
darf die Summe von 90 M nidjt überjteigen. 
6) Der Generalauditeurin Anſehung der bei dem 
Generalauditoriate angejtellten oder dieſer Be— 
börde untergeordneten Beamten. Die Geldbuße 
darf die Summe von 90 M nicht überjteigen. 
$ 60. 2) Sn Unjehung der Gerichtsvollzieher, 
welche für das Gebiet des Rheiniſchen Rechts— 
verfahrensd angeſtellt ſind, finden die Beſtimm— 


1) Bezliglich der Richter ſ. Geſetz d. 7. Mai 1851. 

2) iin der Faſſung der Verorduung dom 25, Sept. 1867, 
Urt, V.: 8 60. In Anſehung der Gerichtäveigte im Gebiete 
des vormaligen Königreids Hannover finden die Beſtimm— 
ungen bes $ 59 mit der Modification Anwendung, daß die 
Berbängung von Ordnungsſtrafen gegen die bei den Amtsge— 
richten angelteliten G@eri :tsvoigte zuficht: 1. dem Krouober⸗ 
anwalt in Anjebung der @erictsvorgte im Eprengel des 
Appellationsgerihts. Die Geldbuße darf die Eumuie von 
%0 M nicht überfteinen; 2. dem Kronanwalt in Auſehung ber 

tsvoigte im Bezirte des Obergerichts. Die Geldbuße 
darf die Suͤmme von 30 M nicht Üüberjieigen ; 3. dem betreif: 


‚ung, daß Arrejtitrajen gegen jie nicht zu verhängen 


find, und die Befugniß, Warnungen, Verweije u. 
Gelditrafen auszuſprechen, nur den Beamten der 
1) Tem 
General-Staatsanwalt bei dem Obertribunal in 
Unjehung der bei diejem Gerichtshofe angejtellten 
Gerichtsvollzieher. Die Geldbuße darf die Summe 
von 90 M nidyt überfteigen. 2) Dem General» 
Procurator bei dem Appellationsgerichtshofe in 
Anjehung derjenigen, weldye in dem Uppellatione« 
gerichtsbezirke angejtellt find, mit der nämlichen 
Beſchränkung in Anjehung der Geldbuße. 3) Dem 
Ober⸗Procurator eines Landgerichts in Anſehung 
derjenigen, welche in dem Bezirke dieſes Gerichts 
angejtellt jind. Die Celdbuße darr die Summe 
von 30 M nicht überjieigen. $ 61. !) Die Bes 
fugniß, Orbnungsftrafen gegen Parketjecretäre 
auszujprechen, hei! zu: 1) Dem General-Staate» 
anwult bei dem Obertribunal u. dem General— 
Procurator bei dem Appellationggerichte zu Köln 
gegen diejenigen, melde in deren Parker ange- 
jtellt find. Die Geldbuße darf die Summe von 
90 M nicht überfieigen. 2) Dem Ober-Procurator 
bei einem Landgerichte gegen diejenigen, welche 
im jeinem Parket angeftellt jind. Die Geldbuße 
darf die Summe von 30 M nicht überjteigen, 
$ 62. Die Beſchwerde gegen Ordnungsjtrafen 
geht: 1) in den Fällen des $ 59, Wr. ı und 2 
an den Juſtizminiſter; 2) in den Fällen des $ 
59, Nr. 8, + und 5 an den erſten Präſidenten 
des Uppellationsgerichts, und von deſſen Verfüg— 
ung an den Juſtizminiſter; 3) von den Verfüg— 
ungen eined® Beamten der Staatsanwaltidyait an 
den höheren Beaniten derjelben, und von dejien 
Verjugung an den Juftizminijter ; 4) in den Fällen 
des $ 59, Nr. 6 an den Miniſter für landwirty» 
ſchaftliche Angelegenheiten; 5) in den Fällen des 
5 59, Nr. 7 an den Striegäminifter. $ 63. Die 
Beſtimmungen über Die Entjernung aus dem 
Umte (8 23, Nr. 1, 88 24 ji.) finden auf die 
Beamten der Staatsanwaltidajt Anwendung. Sn 
Anſehung der Polizeianwalteu, der Beamten der ge— 
richtlichen Polizei iſt deren ſonſtige amtliche Eigen— 
ſchaft für die Zuſtändigkeit der Tisciplinarbehörde 
maßgebend, F 64. Hinſichtlich der Bureau: u, 
Unterbeanten bei den Gerichten ($ 59) treten 
jolgende Modificationen ein: 1) die Verfügung 
wegen Einleitung des Disciplinarverfahrens jteht 
auch bei den von dem AJujtizminijter ernannten 
Beamten dem Uppellationsgerichte, und die Er— 
nennung des Unterſuchungscommiſſars dem 
Präſidenten des Gerichts zu, unbejhadıt der Bes 
fugniß des Juſtizminiſters zu Diejer Verfügung 
und Ernennung; 2) die entſcheidende Disciplinars 
behörde erjter Inſtanz iſt das Appellationsgericht, 
und zwar in derjenigen Abtheilung, in welder 
der erſte Präfident gewöhnlid, den Vorjig führt; 
3) der Staatsanwalt bei dem Uppellationsgerichte 


1) In der Faffung der Berorbn. v. 23. Sept. 1867, Art. V: 
S 61. Gegen Bureau⸗ und Interbeamte, welche unter der alls 
einigen Aurfiht der Staatsanwaltſchaft fteben, Binnen Ord⸗ 
nungsſtrafen feftgejegt werden: 1. von dem Beamten der 
Staarsanwaltichaft, bei welchem fie augeftelit oder beichäftigt 
jind, mit der ım 6 60, Ar. 2 bezeichneten Beichräntung; 


enden Amtsrihter mit der nämlichen Beihränfung in Anſeh- 2. von dem böberen Beamten der Staatsanwaltſchaft mit der 


ang der Geldbuße. 


in Nr. 1 ebenoafeibfi angegebenen Beichräntung. 
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Disciplin, 


fann die Einleitung des Diseirlinarverfahrens Die Verordnung vom 7. Juni 1844, betreffend 


beantragen. 


Es werden demjelbentvor den Ab» die Ausübung der Disciplin über Advocaten und 


ichlufje der Vorunterſuchung die Acten zur Stelle|Anmwalte, und die Verordnung vom 30. April 


ung jeines Untrages vorgelegt; 4) wenn der 
Beamte bei dem Revifionscollegium angeftellt ift, 
fo werden die den Appellationsgerichten u. Deren er— 
ſten Präfidenten unter Wr. 1u. 2 beigelegten Befug— 
niſſe von dieſer Behörde u. deren Erajidenten wahr- 
genommen, unbejchadet der Befugniß des Miniſters 
für die landwirthichaftlichen Angelegenheiten, die 
Einleitung der Unterjuchung zu verfügen und den 
Commiſſar zu ernennen; 5) ijt der Beamte bei 
dem Generalauditoriate augeitellt od. demjelben 
untergeordnet, jo werden die unter Nr. 1 u. 2 
bezeichneten Befugnifje von dem Generalauditoriate 
und dem Generalauditenr wahrgenommen, unbe- 
ihadet der Befugniß des Kriegsminiſters, Die 
Einleitung der Unterfuhung zu verfügen u. ben 
Commiſſar zu ernennen. $ 65.) Wenn ein 
Gerichtsichreiber oder Gerichtspollzieher im Bes 
zirfe des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes 
zu Köln ein Dienjtvergehen begangen hat, wel— 
dies mit jchwererer Strafe als Verweis ober 
Geldbuße zu ahnden ijt, jo findet das durch die 
Verordnung vom 21. Juli 1866 vorgeſchriebene 
erfahren ftatt. — An der Befugnif der Gerichte, 
iede der im $ 3 jener Verordnung beftimmten 
Strafen zu verhängen, jowie über die in der 
Sitzung ftattfindenden Dienjtvergehen zu erfennen, 
wird nichts geändert. — Die 85 2—7, 48—50 
des gegenwärtigen Gejeges finden ebenfalls An— 
wendung; in Anjehung der Gerichtsſchreiber aud) 
die 88 8—13 und 51—53. Jedoch ftcht die 
Berfügung der Amtsſuspenſion ($ 50), welche auf 
den fchriftlichen Antrag des Staatsanwalis er- 
folgen fann, nur dem Gerichte zu, welches in der 
Disciplinarjadhe zu erkennen hat, vorbehaltlid) 
der von einer Verfügung des Landgerichtes zu— 
läjfigen Beſchwerde an den Appellationsgerichts- 
bof. $ 66. Auf die Advocaten, Rechtsanwalte 
und Notarien finden nur die Bejtimmungen der 
88 2—7 und der 88 48—50 dieſes Geſetzes An- 
wendung. — Im Übrigen gelten die nadhjtehen- 
den Vorſchriften (8$ 67-77) 8 67.2) Hine 
fichtlicd) der Notarien im Bezirke des Rheinischen 
Appellationsgerichtshofes zu Köln verbleibt es 
bei der Verordnung vom 25. April 1822. — 
Wegen der Amtsſuspenſion gelten die Beſtimm— 
ungen des legten Ubjages des $ 65. $ 68. ®) 


1) In ber Boffung ber Verordnung vom 23. Eept. 1807, 
Art. V: 8 65. Wenn ein Gerichtsvoigt im Gebiete des vor: 
maligen Königreih$ Hannover, oder ein Bureau: oder Unter- 
beamter der im 861 bezeichneten Kategorie ein Dienftvergeben 
begangen bat, welches mit böherer als blofer Ordnungsſtrafe 
IS; 15, 19, 60, 61] zu abnden ift, fo richtet fih das Ver— 
abren nad) den Borkhriften des $ 64. — An der Befugniß 
der Gerichte, jede der in den $$ 14—16 beitimmien Strafen 
zu erfennen, wird bierdurd; nichts geändert. 

2) Sn ber Faſſung ber Verordnung vom 23. Eept. 1867, 
Art. V.: 8 67. Binſichtlich der Notarien im Gebiete des vor- 
wmaligen Künigreihg Hannover kommen der zweite Abſchnitt 
und der $ 47 des bie Richter betreffenden Gefeges v. 7. Wlai 
1851 zur Anwendung. 
das Appellationsgericht. 

3) In ber Faſſung der Verordnung vom 23. Eept. 1867, 
Fri. V.“ 868. Hinfictlih der Anmwalte und Advocaten im 
Gebiete des vermaligen Königreihs Hannoter verbleibt es mit 
Den durch Die Etrafprocchorenung vom %5. Juni 1867 be 
dingten Aenderungen im Verfabren bei dem Gefete, die Ein: 
richiung yon Ann altelammern betreffend, v. 31. März 1859. 





Das zuftändige Disciplinargericht ift | A 


1847, über die Bildung eines Ehrenrathes, bleiben 
mit den nadjtehenden Modificationen m Kraft. 
$ 69.*) Die von dem Diäciplinarrathe in Ge- 
mäfheit des 8 50 des gegenwärtigen Geſetzes 
verfügte Amtsſuspenſion bedarf der Beſtätigung 
des Disciplinarjenates, wegen welcher auf den 
idhriftlichen Antrag des General-PBrocuratord Be— 
ſchluß gefaßt wird. Der Disciplinarjenat kann 
aud auf den jchriftlichen Antrag des General» 
Procurators die Amtsſuspenſion verfügen. $ 70. 
Wenn 1) auf den Antrag der Staatsanwaltidhaft 
oder des Angeſchuldigten das betrefiende Appell- 
ationsgeriht das Borhandenjein von Gründen 
anerkennt, aus welchen die Unbefangenheit des 
zuftändigen Ehrenraths oder PDisciplinarraths 
bezweifelt werden kann, oder 2) ein Ehrenrath 
oder Disciplinarrath) eine Disciplinarunterfudung 
in Fällen, wo fie ftattfinden follte, nicht einfeitet, 
oder die Erledigung einer eingeleiteten Disciplis 
narunterfuchung in einer den Dienfte nachtheili- 
gen Weije verzögert, jo kann das Appellations— 
gericht — in den Fällen zu 2 nach fruchtlos er« 
lafiener Aufforderung zur Einleitung beziehungs= 
weile zur Beichleunigung der Unterfuhung — 
durch einen in der Blenarktung gefaßten Beſchluß. 
die Sache zur Unterſuchung und Entſcheidung an 
ji) ziehen. $ 71. Wenn das Appellationsgericht 
die Sadıe an fich zieht, jo beauftragt deſſen Erſter 
Fräjident einen Richter mit der Vorunterfuchung, 
und es fommen die Beftimmungen des zweiten 
und dritten Abſchnittes des die Richter betrefien- 
den Gejeped vom 7. Mai 1851 zur Anwendung. 
— Die Berufung fteht der Staatsanwaltſchaft 
bei dem Uppellationsgerichte und dem Ange— 
ſchuldigten gegen jedes Endurtheilzu. 872.2) So 
lange Air die Rechtsanwalte bei dem Ober-Tribu- 
nale ein Ehrenrath oder Dieciplinarrath nicht 
bejteht, werden die Disciplinarjachen von dem 
Gerichtähofe nach den Beftimmungen de3 zweiten 
und dritten Abſchnittes des Die Richter betreffenden 
Gejeges vom 7. Mai 1851 erledigt. $ 73. Hin— 
jichtlich der Disciplinarftrafen kommt in Fällen 
der $S 71, 72 und 75 der Verordnung vom 30, 
April 1847?) u. für das Gebiet des Rheiniſchen 


— In Anjebung der Rechtsanwalte [Ndvocaten] und Notare 
ın den übrigen Sandestheilen tritt Die Verordnung über die 
Bildung eines Ehrentaths unter den Yuftizcommifjarien und 
Notarien vom 30. April 1847 in Wirlfamteit. Die Anwend— 
ung diefer beiden Gejege unterliegt jedoeh den nachſtehenden 
Modificationen. 

ı) In ber Faſſung der Verordnung vom 23. Sept. 1867, 

Art. V.: 8 69. Die Befugnifie des bisherigen Oberappell⸗ 
ationsgerichts zu Celle werden von dem Oberappellationsge—⸗ 
richte zu Berlin, die Befugniſſe der Landesjuſtiz-Collegien von 
den Appellationsgerihten, die Gefhäfte der Staatsanmwaltichaft 
bei dem Disciplinarratbe in allen Fällen durch die Etaatsane 
waltfchaft des betreffenden Obergerichts, bei dem Ehrenrathe 
durch die Elaatsanwaltichaft des betreffenden Appellationsge— 
richts wahrgenommen, 
2) In ber Faſſung der Verordnung vom 23. Eept. 1867, 
rt. V.: 8 72. Eo lange für die bei dem Öberappellationss 
gerichte zu Werlin angenellten Rechtsanwalte ein Ehrenrath 
od. Disciplinarrath nicht beftebt, werden die Disciplinarfadhen 
von dem Gerichtöhofe nach den Beftimmungen bes zweiten u. 
dritten Abichnittes des bie Richter betreffenden Geſetzes vom 
7. Mai 1851 erledigt. 

3) Nach der Verordnung vom 23. Sept. 1867, Art. V. auch 
in den neuen Yanbestheilen. 


Disciplin. 


Rechtsverfahrens die Verordnung vom 7. Juni 
1844 zur Anwendung. $ 74.') Die $$ 1b, 16 
und 17 der Berortnung vom 30. April 1847 
werden aufgehoben. Gegen jede definitive Ent» 
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jo beſchließt dad Uppellationsgericht in jeiner 
Plenarverfammlung, nachdem das im $ 61 bes 
die Richter betreffenden Geſetzes vom 7. Mai 
1851 vorgejchriebene und geeigneten Falls im $ 62 


iheidung des Ehrenraths jteht ſowol der Staats- daſelbſt zugelafjene Verfahren ftattgefunden hat, 


anmwaltichaft, ald dem Angeichuldigten, die Bes 
rufung an das Obertribunal offen, Die Anmeld- 
ung erfolgt bei dem Ehrenrathe, der die ange» 
fochtene Entſcheidung erlaffen hat. Im Übrigen 
fommen für das Verfahren die Vorſchriſten der 
8$ 37 bis 43 des die Richter betreffenden Geſetzes 
vom 7. Mai 1851 zur Anwendung. $ 75. Wenn 
Dienftvergeben eines Ndvocaten oder Rechtsan— 
walts in der Sitzung des Obertribunald, eines 
Appellationsgerichtähofes, eines Schwurgerichts- 
hofes, eines Landgerichted, Kreiögerichtes oder 
Stadtgerichte3 vorfallen, jo ift das Gericht, wel- 
ches die Sitzung hält, felbft wenn es nur eine 
Abtheilung des ganzen Gerichtes bildet, befugt, 
über dieje Bergehen- fofort oder in einer fortge- 
jetsten Sigung zu erfennen. Diejelbe Befugniß hat 
das Gericht oder die Abtheilung defjelben in 
Anfehung der in der Sitzung ermittelten Dienft- 
vergehen, wenn darüber jofort erfannt werden 
fann. $ 76. Gegen die von einem anderen Ge— 
richte, al3 dem Obertribunale erlafjenen Urtheile 
findet die Berufung an dieſes letztere Gericht 
ftatt. — Im Übrigen fommen die $$ 37 ff. des 
zweiten und dritten Abjchnittes des die Richter 
betreffenden Geieted vom 7. Mai 1851 zur An- 
wendung. Der $ 1 der Verordnung vom 7. Juni 
1844 ift aufgehoben. $ 77.?) Wenn ein Rechts— 
anmwalt, ein Notar, oder ein Gerichtövollzicher 
durch Blindheit, Taubheit oder ein jonftiges kör- 
perliche8 Gebredhen, oder wegen Schwäd)e feiner 
förperlichen oder geiftigen Kräfte zu der Erfüll- 
ung feiner Amtspflichten dauernd unfähig ift, jo 
bat der Staatdanwalt bei dem Appellationsgerichte 
ihn oder feinen nöthigenfall® zu beftellenden Eu- 
rator jchriftlih unter Angabe der Gründe zur 
Niederlegung des Amtes aufzufordern. — Tritt 
innerhalb ſechs Wochen nad) ditjer Aufforderung 
die freiwillige Niederlegung des Amtes nit ein, 


ı) In ber Faſſung ber Verordnung vom 23. Sept. 1867, 
Art. v.: 8 74. Gegen jede bdefinitide Entſcheidung eines 
Ebrenratbes oder Disciplinarratbes fteht fowol ber Etaats: 
anmaltichaft als dem Beichuldigten bie Berufung an den ober: 
ften Gerichtshof frei. Die Unmeldung erfolgt bei dem Die— 
ciplinarratbe oder Ehrenrathe, welcher bie angefochtene Ent: 
ſcheidung erlafien bat. Im Uebrigen richtet fih das Ver: 
fahren nah den Borjhriften ber 46 37—43 des bie Richter 
betreffenden Gefehes vom 7. Mai 1851. — Die 88 15, 16 u. 
17 der Berordnung vom 30. April 1847 bleiben außer An- 
wendung. 

2) In ber Fafjung der Verordnung vom 23. Sept. 1867, 
Art. V.: 8 77. Wenn ein Rechtsanwalt [|Anmalt, Advocat), 
en Notar oder Gerichtsveigt durdy Blindheit, Taubheit oder 
ein fonftiges körperliches Gebrechen od. wegen Schwäche feiner 
Hörperliden oder geiftigen Kräfte der Erfüllung jeiner 
Amtspfliihten dauernd unfäbig ift, 5 bat der Etaatsanmwalt 
bei dem Appelationsgerihte ihn oder feinen nötbigenfalls zu 
beſtellenden Eurator fchriftlih unter Angabe ber Gründe zur 
Nicderlegung des Amtes aufzufordern, Zritt innerhalb 6 Wochen 
nad, diefer Aufforderung die freiwillige Niederlegung des Amtes 
nicht ein, fo beihlicht das Appellation 


ericht in feiner Plenars | 


nad; Anhörung der Staatsanwaltſchaft endgiltig 
darüber, ob der Fall der Niederlegung des Amts 
vorliege. — Beſchließt dad Gericht, daß diejer 
Fall vorhanden jei, jo kann der Juftizminijter 
die Stelle für erledigt erklären. 


Fünfter Abſchnitt. 


Befondere Beitimmungen inBetreff der Gemeinde- 
beamten. 


8 78. Sn Bezug auf jolde Gemeinbebeamte, 
die weder von dem Könige, nod von der Be- 
zirlöregierung oder deren PBräfidenten ) ernannt 
oder bejtätigt werden, gilt die nachftehende be» 
fondere Vorſchrift: Außer dem Präfidenten der 
Bezirksregierung farm auch diejenige Behörde, 
welcher die Ernennung oder Bejtätigung der 
Beamten zufteht, wenn Beranlafjung zu einem 
förmlichen Disciplinarverfahren vorliegt, die Ein« 
leitung defjelben verfügen u. den Unterſuchungs— 
Eommifjar ernennen. — Nad) geſchloſſener Vor» 
unterfuhung werden die Acten dem Präfidenten 
der Bezirksregierung überjandt. 


Sechſter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen in Betreff der Beanten 
der Militärverwaltung. 


79. Gegen Beamte der Militärverwaltung, 
welche nicht zu den im $ 24 bezeichneten Kate— 
gorien gehören, verfügt der commandirende Ger 
neral des Armeecorp3 die Einleitung der Unter» 
juhung und ernennt den Gommijjar. Die ent» 
icheidende Disciplinarbehörde erjter Inſtanz ift 
die Militär-Disciplinarcommilfion. $ 80. Die 
Militär-Disciplinarcommiljion hat ihren Sig am 
Sarnijonorte des Generalcommandos u. beſteht 
für jeded Armeecorp& aus einem Oberjten als 
Vorfigenden und ſechs anderen Mitgliedern, von 
welchen drei zu den Stabsoffizieren, Hauptleuten 
oder zu den Rittmeiftern, die übrigen zu den 
obern Beamten der Militärverwaltung gehören 
müflen. Iſt der Angejchuldigte ein Militärarzt, 
jo müffen die drei legtgenannten Mitglieder der 
Commiſſion ftets Milıtär-Oberärzte jein. — Die 
Ditgliederder Commiſſion werden von dem Kriegs- 
minijter ernannt. $ 81. Die Verrichtungen der 
Staatsanwaltichaft bei den Militärintendanturen 
und Militär-Disciplinarcommijfionen werden von 
dem Corpsauditeur oder einem anderen durd) den 
Kriegsminifter bezeichneten Auditcur wahrgenoms 
men. $ 82. In Betreff der Verfügung von 
Disciplinarftrafen, die nit in der Entfernung 
aus- dem Amte beftehen, gegen Militörbeamte 
fommen die auf dieſe Beamten bezüglichen bejon- 
deren Beftimmungen zur Anwendung. — Dafjelbe 
ilt von der Amtsfuspenfion aller Beamten der 


verjammlung, nachdem das im $ 61 des bie Richter betreffz| Militärverwaltung im Falle des Krieges. 


enben Gejepes vom 7. Mai 1851 vorgeichriebene und gceigne: 
ten Falls das im Ber bajelb 
finden bat, nah Unbörung der Stoatsanwaltſchaft endailtig 
darüber, ob ber fall der Nieverlegung des Amtes vorliege. 
Beichlicht das Gericht, daß diefer Fall vorbanden jei, jo kann 
der Juſtizminiſter bie Stelle für erledigt erklären. 





zugelafiene Verfahren jtaitoes | 


ı) In der Provinz Hannover tritt an die Etelle des Mes 
gierungspräfidenten der Yanddroft [Berordnung vd. 28. Sept. 
1847, Art. IV., Abi. 2]. \ 
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Giebenter, Abſchnitt. — — * — —— * 
Beſondere Beſtinmungen in Betreff der Entlafjung |den: Imterjtaaisjecrelare, Deuter en 
= Beamten, welche en Widerruf angejtellt jind, Oberpräfidenten, Regierungspräfidenten er * 
der Referendarien u. ſ. w. präfidenten, Militärintendanten, Beamte 
8 88. Beamte, welche auf Probe, auf Kün— Staats anwaltjchaft bei den Gerichten, Pe 
digung, oder ionft auf Widerruf angeftellt find, a ee Virlomsiiähe Marsien. 9 e 
tönnen ohne ein förmlides —————— Wartegeldempfänger jollen bei Wiederbeſeßung 
San lach werden. — em nuf Grund per|eredigter Gtelen, für melde fi fi) eignen, nor 
:ündigung entlafjenen Beamten ift in allen Fällen —— gi regen BEE ide 
bis zum Ablaufe der Kündigung fein volles Dienft-| nr 4*: nn | a ee er 
einfommen zu gewähren. $ 84. Referendarien reg > ra ru . vet 
oder Auscultatoren, welche durd eine tadelhafte er cher burch Blindheit Zaubheit ——— * 
Fügrung zu der Belaſſung im Dienſte ſich un-|; * Förverlicheß Gebre: b Schwäche 
würdig zeigen, oder in ihrer Ausbildung nicht — ——* a te ** 
gehörig ſoriſchreuten, können von dem vorgejeßten|le'rer Per, geiſtig ae Sec: 
Minifter, nad Anhörung der Vorjtände der Yro- Tape: eg ya ae —— 
vinzial-Dienftbehörbe, ohne weiteres Verfahren zun Ten uheſtan Fig —* en. ß * 
aus dem Dienſte entiaſſen werden. $ 85. In Secht der Beamte in einem jolden Falle Die 
Anfehung der Entlafjung der Eupernumerarien —— in den re — ſo —— 
und der ſonſt zur Erlernung des Dienſtes bei ar — Vom — — 
den Behörden beſchäftigten Perſonen kommen die Dienftb ehörde unter Angabe des zu gemährenden 
darauf bezüglichen bejonderen Beſtimmungen zur, Niionsbetrage Sunbber@rände ——— 
Anwendung. $ 86. In Bezug auf Kanzleidiener, oft = —* ze Fall ans Kerkeumi u — 
Boten, Caſtellane u. andere in gleicher Kategorie Nuheftand n orliege. $ 90 — ichs 
ftehende ober bloß zu ee Wochen nad) Ar folchen Eröffnung ($ 89) kann 
beitimmte Diener, weldye bei den oberjten Ber- : a, 2° i 
ee rl oder in folchen Qerwaltungs- der Beamte? feine Einwendungen bei der vorge 
zweigen angejtellt find, in welchen feine Pro— 


ſetzten Dienftbehörde anbringen. Iſt dies ge- 
vinzial- Dienftbehörden beftehen, entſcheidet end» jhehen, jo werden bie Verhandlungen am den 
iltig der Miniiter, nad) Anhörung des Ange vorgejegten Minifter — weicher, jojern 
Phuldigten und auf den Vortrag zweier Referenten, * F Benfiont voR ee en ek 
zu denen ſiets ein Juſtitiar, oder, wenn ein Eur P er nr en au a : nn 
jolcher bei der Bermaltungsbehörbe nicht ange- baB- Stoatöminifterium binnen — Friſt * 
jtent ift, ein Rath des Juſtizminiſteriums ge- b AR u 
hören muß. , 

Achter Abſchnitt. 


vier Wochen nad) Empfang der Entjcheidung zu. 

— Des Recursrechtes ungeachtet kann der Beamte 
Berfügungen im Interefje des Dienjted, welche 
nicht Gegenstand eines Disciplinarverfahrens find. 


von dem Minifter jofort der weiteren Amtöver- 
waltung vorläufig enthoben werden. — Iſt der 

$ 87. Die nahbenamnten Verfügungen, welche 
im Snterejje des Dienſtes getroffen werden können, 


Beamte von dem Könige ernannt, jo erfolgt bie 
find nicht Gegenstand des Disciplinarwerfahrens, 


Entiheidung von dem Könige auf den Antrag 
des Staatsminiſteriums. S 91. Dem Beamten, 
N 
vorbehaltlich des im $ 46 vorgejehenen Falles: 
1) Berjetung in ein anderes Amt von nicht 


dejjen Verſetzung in den Ruheſtand verfügt ift, 
geringerem Range und etatsmäßigem Dienjtein- 


wird das volle Gehalt noch bis zum Ablaufe des— 

jenigen Bierteljahres fortgezahlt, welches auf den 
fonımen, mit Vergütung der reglementsmäfigen 
Umzugstoften. — Als eine Verfürzung im Ein— 


Monat folgt, in dem ihm die jchliehliche Verfüg« 
fommen iſt es nicht anzujehen, wenn die Gele- 


ung über die erfolgte Verſetzung in den Ruheſtand 

mitgetheilt worden ift. $ 92. Wenn der Beamte 
genheit zur Berwaltung von Nebenämtern entzogen 
wird, oder die Beziehung der für die Dienjtun- 


gegen bie ihm gemachte Eröffnung ($ 89) inner- 

halb ſechs Wochen feine Einwendungen erhoben 

hat, jo wird in derjelben Weije verfügt, als wenn 

toften bejonders ausgejegten Einnahmen mit diejen [er jeine Penfionirung jelbit nachgeſucht hätte, — 

Untofteg felbjt fortfällt. — Landräthe, welche Die Zahlung des vollen Gehalts dauert bis zu 

für einen —— Kreis auf Bun = — — RER EN 

Anſäſſigkeit m. infolge vorgängiger Wahl ernann n den neuen Yanbesthei na 1 ⸗ 

worden, Tönnen außer —— 

verfahrens et —— in in — —— — —— —— — 

Amt nicht verſetzt werden, jo lange die Erforder⸗ferſtmeiſter, Oberreg } inzial-Eteuer« 

nifje erfüllt Bleiben, durch welche ihre Wahl bedingt birectionen, Borficher der im exiien Mölag dei Sirt. IV. bes 
war. 2) Einjtweilige Verſetzung in den Ruhe— 
ftand mit Gewährung von Wartegeld nach Maß— 
gabe der Vorichrijten der Verordnungen vom 


















































zeichneten Provinzialbebirden [f. Note zu J 4, Nr. 2), Ab 

tbeilungsdirigenten bei dieſen Behörden, Borſteher ber Ober: 

Bondirectionen, ber Ober:Telegrapbeninfpectionen, der Eiſen⸗ 

babndirectionen, einichlieflich der Directionen ber unter Staats⸗ 

. verwaltung ftebenden Privatbahnen, Directuren der Oberberg s 

14. Juni und 24. Dct. 1848. — Außer dem * und Borfigenbe der —— — — 

F ö r önigl. höheren Lehranſtalten. Dirigenten eftüte und Divecs 

2. — ———— 3 Fenchel toren der landwirthſchaftlichen Lehranſtalten, fohrit legtere 

erfügung jederz ) mi Staatsinftitute find, Kreis: und Amtsbanptleute, Amtmänner, 
mit Gewährung des vorichriftmäßigen Warte- | Landestoigte und Kirdhfpielsvoigte. 
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dem im $ 91 beſtimmtem Zeitpunftte. $ 93. Iſt, in einzelnen Sachen anzuhalten, u. dabei Alles 
ein Beamter vor dem Zeitpuntte, mit welchem zu thun, wozu fie nad) den bejtehenden Gejegen 
die Penfionsberehtigung für ihn eingetreten jein ermächtigt find, nicht3 geändert. $ 101. Injojern 
würde, dienftunfähig gewerden, jo kann er gegen|bei Verkündigung diejes Gejeges die verfafjungs- 
feinen Willen nur unter der Beobachtung derje-| mäßige Bereinigung der beiden oberjten Gerichtö- 
nigen Formen, welche für die Disciplinarunter-|höfe, des Obertribunal3 und des Rheiniſchen 
ſuchung vorgejchrieben find, in den Ruheftand|Revifiond« und Cafjationshofes, noch nicht aus— 
verjeßt werben. — Wird es jedod) für angemefjen|geführt ift, gelten alle in dieſem Gejege für ein 
befunden, dem Beamten eine Penfion zu dem[Obertribunal gegebenen Beitimmungen für bie 
Betrage zu bewilligen, welcher ihm bei Erreihung|oben genannten beiden Gerichtähöfe in ihren 
des vorgedachten Zeitpunktes zuftehen würde, ſo Reſſorts. $ 102. Diejes Gejeg tritt an die 
rt die en ae — Stelle der vorläufigen Verordnung v. 11. Juli 1849. 
riften der 88 88 bis 92 erfolgen. r — en , 
Die vorstehenden Beftimmungen über einftweilige II. Geſetz über bie ürchliche Dis ciplinar 
ae h Gewalt und die Erridtung des König» 
und gänzliche Verſetzung in den Ruheſtand finden|.; : "sd : 

H h f lichen Gerichtshofes für firdlide Ange 

nur auf Beamte in unmittelbarem Staatsdienite fe it . 12. Mai 1878 
Anwendung. $ 95. In Bezug auf die mittel- genheiten, vom 12. * 
baren Staatediener bleiben die wegen Penſion-- [I. Allgemeine Beſtimmungen.] $ 1. Die kirch⸗ 
irung derjelben beftehenden Vorſchriſten in Kraft.|liche Disciplinargewalt über Kirchendiener darf 
— Wenn jedod) mittelbare Staatsdiener vor deminur von Deutichen kirchlichen Behörden ausgeübt 
Beitpunkte, mit welchem eine Benfionsberedhtigung| werden. $ 2. Kirchliche Disciplinarftrafen, welche 
für fie eingetreten jein würde, dienjtunfähig ger|gegen die freiheit oder dad Vermögen gerichtet 
worden, jo können auch fie gegen ihren Willen|jind, dürfen nur nach Anhörung des Beſchuldigten 
nur unter den für Beamte im unmittelbaren| verhängt werden. — Der Entfernung aus dem 
Staatädienfte vorgefchriebenen Formen ($ 93) Amte (Entlafjung, Verfegung, Suspenjion, un« 
in den Ruheſtand verjegt werden. $ 96. Auflfreiwillige Emeritirung 2c.) muß ein geordnetes 
Univerfitätälehrer finden die Beſtimmungen der|procefjualifches Verfahren vorausgehen. — In 


$$ 87 bis 95 feine Anwendung. allen u. ee. J a ſchriftlich 
unter Angabe der Gründe zu erlaſſen. 8 3. 
Neunter Abſqhnitt. Die Körperliche Züchtigung ift als firdliche Dis- 


Allgemeine und Uebergangsbeftimmungen.?) |cipfinaritrafe oder Zuchtmittel unzuläjlig. $ 4. 

8 97. Die BVorfchriften des gegenwärtigen) Geldftrafen dürfen den Betrag von 90 M, oder, 
Gejeges gelten aud in Anſehung der zur Dis-|wenn das einmonatlihe Amtseinfommen höher 
pofition gejtellten oder einftweilen in den Ruhe-Jift, den Betrag des legteren nicht überſteigen. 
ftand verjegten Beamten. $ 98. Rüdfihtlih|$ 5. Die Strafe der Yreiheitentziehung ($ 2) 
der Vergehen der Eivilftandöbeamten im Bezirke|darf nur in der Verweiſung in eine Demeriten« 
des Rheiniſchen Appellationsgerichtshofes zu Köln|Anftalt beftehen. — Die Verweiſung darf die 
gegen die Gejege über den Eivilftand wird an| Dauer von 3 Monaten nicht überjteigen und die 
den Beitimmungen der bisherigen vn ebung|Bollftredung derſelben wider den Willen des 
durch dieſes Geret nicht8 geändert.2) 8 5 Die] Betroffenenweder begonnen noch fortgeſetztwerden. 
der rain Unterſuchungen, welche zur Zeit der|Die Verweiſung in eine außerdeutſche Demeriten« 
erfündigung der Verordnung vom 11. ZulilAnjtalt in unzuläſſig. $ 6. Die Demeriten- 
1849 bereits eröffnet waren, werben in der bid-| Anjtalten find der ftaatlidyen Aufſicht unterworfen. 
herigen Weile zu Ende geführt. Die Unterfud-| Ihre Hausordnung ift dem Oberpräfidenten ver 
ung wird als eröffnet betradjtet, wenn der Be-| Provinz zur Genehmigung einzureiden. — Er 
ihuldigte als folder vernommen oder behufslift befugt, Bifitationen der Demeriten- Anjtalten 
feiner Vernehmung vorgeladen iſt. Die ergans-lanzuoronen, und von ihren Einrichtungen Kennt— 
enen oder ergebenden Strafurtheile werden ohne|nig zu nehmen. — Bon der Aufnahme eines 
tüdficht auf die Beftimmungen diejer Verordnung | Demeriten hat der Vorjteher der Anſtalt unter 
vollſtreckt. — Die bereits eingeleiteten Disciplinar-| Angabe der Behörde, welche fie verfügt, binnen 
unterfudjungen werden bis zum Abſchluſſe deri24 Stunden dem Oberpräjidenten Anzeige zu 
Vorunterſuchung nad) den zur Zeit der Einleitung|maden. Ueber ſämmtliche Demeriten ijt von 
giltig_ gewejenen Vorjchriften zu Ende geführt.|dem Vorfteher ein Verzeichniß zu führen, welches 
Im Übrigen finden auf das Verfahren die Be-|den Namen derjelben, Die gegen fie erfannten 
ftimmungen diejes Gejeges Anwendung. $ 100.|Strafen und die Zeit der Aupnahme und Ent— 
Alle dieſem Geſetze entgegenjtehenden Beitimm-|lafjung enthält. Am Schluß jedes Jahres ift 
ungen find aufgehoben. Dagegen wird durch das Verzeichniß dem Oberpräfidenten einzureichen. 
dajjelbe in der Befugniß der Auffichtsbehörden, |S 7. Won jeder lirchlichen Disciplinar-Entjceid« 
im Aufſichtswege Beſchwerden Abhilfe zu ver⸗ ung, welche auf eine Geldſtrafe von mehr als 
ſchaffen, oder Beamte zur Erfüllung ihrer Pflichten 60 M, 3 re in ge green 
— hide für mehr als 14 Zuge, oder auf Entfernung 
ae) aniehe Neberpangkeimunungen ben nad St VIT Be [aus dem Mmte ($ 2) Imitet, üt dem Oberpräft 
infomeit Aumendung, als fie nicht befondere Verhältnifje be: denten, gleichzeitig mit der Zuſtellung an den 
—— —— Bei Deb Erlafiet dieſes Geſetzes in den Betroffenen, Mittheilung zu machen. — Die 
2) Bergl. $ 7 des eletes über die Beurlundung des Per: Mittheilung muß bie Entſcheidungs gründe ent 
fonenfandes :c. vom 9. Marz 1874. "halten. $ 8. Der Oberpräfident ijt befugt, die 


Er 
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Befolgung der in den 55 5--7 enthaltenen Vor- Geldſtrafen bis zum Betrage von 3000 M er- 
ſchriften und der auf Grund derjelben von ihm |zwungen werden ($ 8, Ubi. 2). 8 15. Die Be- 


erlafjenen Verfügungen durch Geldjtrafen bis 
zum Betrage von 3000 M zu erzwingen. — Die 
Androhung und Feſtſetzung der Strafe darf 
wiederholt werden, bis dem Gejege genügt iſt. 
— Außerdem kann die Demeriten- Unfjtalt ge- 
ichlofien werden. $ 9. Eine Vollſtreckung kirch— 
licher Disciplinar «- Entjcheidungen im Wege der 
Staatöverwaltung findet nur dann jtatt, wenn 
diejelben von dem Oberpräfidenten nad) erfolgter 
Prüfung der Sade für vollitredbar erklärt 


worden find. 

[III. Berufung an den an. $& 10. Gegen 
Entſcheidungen der kirchlichen Behörden, welche 
eine Diciplinarjtrafe verhängen, fteht die Be- 
rufung an die Staatöbehörde ($ 32) offen. 1) wenn 
die Entjcheidung von einer durch die Staatäge- 
ſetze ausgejchlojienen Behörde ergangen iſt; 2) 
wenn die Vorſchriften deö $ 2 nicht befolgt worden 
find; 3) wenn die Strafe geſetzlich unzuläjfig ift; 
4) wenn die Strafe verhängt tft: a. wegen einer 
Handlung oder Unterlafjung, zu welcher die 
Staatögejeße oder die von der Obrigkeit inner- 
halb ihrer Zuftändigteit erlafjenen Anordnungen 
verpflichten, b. — Ausübung oder Nichtaus- 
übung eines öffentlichen Wahl- und Stimmredts, 
c. wegen Gebrauchs der Berufung an die Staats» 
behörde ($ 32) auf Grund dieſes Gejeged. $11. 
Die Berufung findet außerdem ftatt, wenn 1) die 
Entfernung aus dem firhlichen Amte ($ 2,Abj. 2) 
als Disciplinarjtrafe oder jonft wider den Willen 
de3 davon Betroffenen ausgeſprochen worden iſt, 
und die Entjcheidung der Haren thatjäcdhlichen 


anwalt vertreten lajien. 


rufung ift innerhalb 14 Tagen nad) der Anmeld» 
ung fchriftlich zu rechtfertigen. Diefe Frift kann 
auf Antrag verlängert werden. $ 16. Die An« 
meldung und die Rechtfertigungsichrift wird der 
firhlihen Behörde zur Abgabe einer jchriftlichen 
Erflärung und Einreihung der Acten innerhalb 
4 Wochen zugefertigt. Die Einreichung der Acten 
fann erziwungen werben, ara durch 
Gelditrafen bis zum Betrage von 3000 M ($8, 
Ubi. 2). 8 17. Der Gerichtshof trifft die zur 
Aufklärung der Sache erforderlichen Verfügungen. 
Die Beweisverhandlungen find unter Zuziehung 
eines vereideten Protofollführer® aufzunehmen. 
$ 18. Die Entſcheidung erfolgt auf Grund münd- 
licher Verhandlung in öffentlicher Sitzung. — 
Die Deffentlichleit kann durch Beſchluß des Ge- 
richtshofes ausgeichloffen oder auf bejtimmte 
Perſonen bejchräuft werden. 819. Zu den Ver— 
Handlungen ($$ 17 und 18) find der Berufende 
und die kirchliche Behörde zuzuziehen. Diejelben 
fönnen ſich durch einen Advocaten oder Nechts- 
Im Fall ihres Aus— 
bleiben wird nad) Lage der Verhandlungen er- 
kanut. — Außerdem ijt der Minifter der geiſt— 
lichen Angelegenheiten zu benachrichtigen, welcher 
einen Beamten mit jeiner Vertretung beauftragen 
fann. Hat der Oberpräfident die Berufung ein- 
gelegt, jo übernimmt der von dem Minijter bes 
zeichnete Beamte die Vertretung des Berufenden. 
$ 20. In dem Termin zur mündlichen Ber- 
handlung gibt ein von dem Vorſitzenden des 
Gerichtshofes aus der Zahl jeiner Mitglieder er- 


Lage widerjpricht oder die Gejege des Staates Inannter Referent eine Darftellung der Sache, wie 
oder allgemeine Rechtsgrundſätze verlegt; 2) nach ſſie aus den bisherigen Verhandlungen hervor— 
erfolgter vorläufiger Suspenfion vom Amte das geht. Hierauf wird der Berufende oder deſſen 


weitere Verfahren ungebührlich verzögert wird. 
$ 12. Die Berufung fteht Jedem zu, gegen 
welden die Entſcheidung ergangen ift, jobald er 
die dagegen zuläſſigen Rechtsmittel bei der vor- 
gejegten kirchlichen Inſtanz ohne Erfolg geltend 
gemacht hat. — Liegt ein Öffentliches Intereſſe 
vor, jo fteht die Berufung aud; dem Oberpräji- 
denten zu, jedoch erjt dann, wenn die bei den 
Hirdliden Behörden angebradten Rechtömittel 
ohne Erfolg geblieben find, oder die Friſt zur 
Einfegung derjelben verjäumt if. $ 13. Die 
Berufung ift bei dem Königlichen Gerichtöhofe 
für firdlihe Angelegerheiten ſchriftlich anzu« 
melden. — Die Frijt zur Anmeldung beträgt in 
den Fällen der SS 10 und 11, Abi. 1 für den 
durch die Entiheivung Betroffenen 4 Wochen. 
Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an weldyem 
die Enticheidung mit Gründen ihm zugeitellt ift. 
— In den Fällen des $ 11, Abj. 2 ijt die Be- 
rufung an feine Friſt gebunden. — Für den 
Dberpräfidenten beträgt die Friſt, wenn ihm 
die Entſcheidung als endgiltige amtlich mitge- 
theilt ift, 3 Monate, andernfalld iſt derjelbe an 
feine Frift gebunden. $ 14. Durd Einlegung 
der wer wird die Vollftredung der ange 


Bertreter, ſowie der Vertreter der kirchlichen Be- 
hörde und des Minifterd der geiftlichen Ange— 
legenheiten mit ihren Bor- und Anträgen gehört. 
$ 21. Bei der Enticheidung hat der Gerichtshof, 
ohne an pofitive Beweisregeln gebunden zu fein, 
nad) jeiner freien, au8 dem ganzen Inbegriff der 
Verhandlungen und Beweije geſchöpften Ueber- 
zeugung zu enticheiden. In dem Urtheil’ift ent- 
weder die Verwerfung der Berufung oder die 
Vernihtung der angejochtenen Entjcheidung aus— 
zuiprecyen. — Das mit Gründen verjehene Ur- 
theil wird in der Sitzung, in weldier die münd— 
liche Verhandlung beendet worden ift, oder in 
einer der nächſten Sigungen verfündet und eine 
Ausfertigung deſſelben dem Berufenden oder 
dejien Vertreter, jowie der kirchlichen Behörde 
und dem Minifter der geiftlichen Angelegenheiten 
zugeftellt. $ 22. Ueber die mündliche VBerhand- 
lung wird ein Protofoll aufgenommen, welches 
die Namen der Anwejenden und die wejentlichen 
Momente der Verhandlung enthalten muß. — 
Das Protofoll wird von dem Borjigenden und . 
dem vereideten Wrotofollführer unterzeichnet. 
23. Wird die angefochtene Entſcheidung vers 
nichtet, jo hat die firchlihe Behörde die Auf— 


IR 


fochtenen Entſcheidung aufgehalten. Der Gerichts- hebung der Bollitredung zu veranlajjen und die 


hof ift jedoch befugt, die vorläufige Vollitredung 
zu geitatten. 


Andernfalls Tann die Einjtellung , 
der Vollitredung von dem Gericjtähofe durch 


‚Wirfung der bereit3 getroffenen Maßregeln zu 


bejeitigen. — Der Oberpräjident iſt befugt, die 
Befolgung der von ihm deshalb erlafienen Ver— 


Disciplin. 
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fügungen durch Gelditrafen bis zum Betrage von ihrem Amte entlafjen worden find, werden mit 


3000 M zu erzwingen ($ 8, Abſ. 2). — Gegen Geldbuße bis zu 300 M, im 


Wiederholungsfalle 


dieſe Verfügungen ſteht der kirchlichen Behörde bis zu 3000 M beftraft. 


die Beſchwerde bei dem Gerichtshofe für die kirch— 
lichen Angelegenheiten offen. 


III. Einſchreiten des Staats ohne Berufung.) den SS 10—23 und 24—30 bezeichneten, 


$ 24. Kirchendiener, welche die auf ihr Amt 
oder ihre geiftlichen Amtsverrichtungen bezüg- 
lihen Vorichriften der Staatägejege oder die in 
diefer Hinfiht von der Obrigkeit innerhalb ihrer 

jeglichen Buftändigfeit getroffenen Anordnungen 
E ſchwer verletzen, daß ihr Verbleiben im Amte 
mit der öffentlichen Ordnung unverträglich er— 
ſcheint, können auf Antrag der Staatsbehörde 
durch gerichtliches Urtheil aus ihren Amte ent— 
laſſen werden. — Die Entlaſſung aus dem Amte 
hat die rechtliche Unfähigkeit zur Ausübung des 
Umtes, den Verluft des Amtseinfommens und 
die Erledigung der Gtelle zur Folge. 8 25. 
Dem Antrage muß eine Aufforderung an die 
vorgelegte firdjlicde Behörde vorausgehen, gegen 
den Ungeihuldigten die kirchliche Unterjuchung 
auf Entlafjung aus dem Amte einzuleiten. Steht 
der Angeichuldigte unter feiner kirchlichen Be— 
börde innerhalb des Deutſchen Reihe, jo iſt 
derjelbe zur Niederlegung ſeines Amtes aufzu- 
fordern. — Die Aufforderung erfolgt ichriftlich 
unter Angabe des Grundes von dem Oberpräjt- 
denten der Provinz. 8 26. Wird der Auffor- 
derung nicht binnen gejegter Frift Folge gegeben, 
oder führt die kirchliche Unterſuchung nicht binnen 
gefegter Frift zur Entlafjung des Angeſchuldigten 
aus dem Amt, jo ftellt der Oberpräjident bei 
dem Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten 
den Antrag auf Einleitung des Verfahrens. $ 27. 
Auf das Erjuhen des Gerichtähofes hat das 
Gericht höherer Inftanz, in deſſen Bezirk der 
Angeichuldigte feinen amtlichen Wohnjig Hat, 
einen etatsmäßigen Richter mit Führung der 
Borunterfuchung zu beauftragen. Bei der Bor- 
unterfuchung tonmen die entiprechenden Be- 
fimmungen der Strafproceß-Gefetse zur Anwend- 
ung. — Die Berridhtungen der Staatdanwalt- 
ſchaft werden durch einen von dem Minifter der 
geiftfichen Ungelegenheiten ernannten Beamten 
wahrgenommen. 8.28. Der Gerichtshof Tann 
mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuch— 
ung dad Verfahren einjtellen. Ju diejem Yall 
erhält der Angeichuldigte Ausfertigung des darauf 
bezüglichen mit Gründen auszufertigenden Be— 
ſchluſſes. $ 29. Wird das Verfahren nicht ein- 
gejtellt, fo ift der Angeſchuldigte unter Mittheil- 
ung der von dem Beamten der Staatsanwalt- 
ihaft anzufertigenden Anſchuldigungsſchrift zur 
mündlichen Berhandlung vorzuladen. Derjelbe 
tann ſich des Beiltandes eines Advocaten oder 
Rechtsanwaltes ald Vertheidigerd bedienen. — 
Außerdem ift der Minifter der geiftlichen Ange— 
legenheiten zu benachrichtigen. N 30. Für das 
Verfahren finden die Beſtimmungen der $$ 17, 
18, 20, 21, 22 jinnentiprediende Anwendung. — 
In dem Urtheil ift entweder die Freiiprechung od, 
die Entlafjung des Angeichuldigten aus den von 
ihm befleideten kirchlichen Aemtern auszusprechen. 
$ 31. Kirchendiener, welche Amtshandlungen vor- 
nehmen, nachdem fie in Gemäßheit des $30 aus 


[IV. Königlicher Gerichtshof für kirchliche An- 
gelegenheiten.] $ 32. Bur Entfeheidun, * in 
22 owie 
der anderweitig durch Geſetz zugewieſenen —* 
legenheiten wird eine Behörde errichtet, welche 
den Namen: „Königlicher Gerichtshof für kirch⸗ 
liche Angelegenheiten“ führt und ihren Sit in 
Derlin Hat.) 8 838. Der Gerichtshof beiteht 
aus 11 Mitgliedern. Der Präfident und wenig— 
ſtens 5 andere Mitglieder müfjen etatömäßig 
angeftellte Richter fein. Die mündliche Verhand« 
lung und Entideidung in den einzelnen Sadıen 
erfolgt durch 7 Mitglieder. Der Vorfitende u. 
wenigſtens 3 Veifiger müffen zu den richterlichen 
Mitgliedern gehören. — Die Geſchäftsordnung, 
insbeſondere die Befugniß des Praſidenten und 
die Reihenfolge, in welcher die Mitglieder an 
den einzelnen Sitzungen theil zu nehmen haben 
wird durch ein Regulativ geordnet, welches der 
Gerichtshof zu entwerfen und dem Staatsmini« 
fterium zur Beftätigung einzureichen hat. 
Durd) Plenarbeſchlüſſe des Gerichtshofes fünnen 
auch die in dieſem Geſetz gegebenen Vorſchriften 
des Verfahrens ergänzt und deren ſinngemäße 
Anwendung auf andere durch Gejch dem Gerichts⸗ 
hofe überwieſene Angelegenheiten geregelt werden. 
834. Die Mitglieder des Gerichtshofes werden 
vom Könige auf den Borichlag des Staats» 
minifteriums und zwar die bereitö in einem 
Staat3amte angejtellten für die Dauer ihres 
Hauptamts, Die anderen Mitglieder auf Lebens» 
zeit ernannt, — Für die Rechte und Pflichten 
der Mitglieder des Gerichtshofes find die für die 
Mitglieder des Obertribunals bejtehenden Vor» 
Ihriften maßgebend. $ 35. Der Gerichtshof 
entſcheidet endgiltig mit Ausſchluß jeder weiteren 
Berufung. $ 36. Die Juſtiz⸗ und Vermwaltungs« 
behörden haben den an fie ergehenven Erſuchen 
des Gerichtshofes Folge zu geben. Die Bejchlüfie 
und Entiheidungen des Gerichtshofes find im 
Verwaltungswege vollftredbar. F 37. Ueber die 
Verpflichtung zur Zahlung der Koſten des Ver- 
jahrens enticheidet der Gerichtshof nach freiem 
Ermefjen. Als Koften werden nur baare Aus» 
lagen in Anſatz gebradit. 

V. Echlußbeftimmung.] $ 88. Das Erfor- 
derniß ſtaatlicher Beftätigung kirchlicher Disci— 
plinareutſcheidungen und der Recurs wegen Miß— 
brauchs der kirchlichen Disciplinar -Strafgewalt 
an den Staat treten, joweit jolche im bisherigen 
Rechte begründet find, außer Kraft. 


) ©, Allerb. Erlafi vom 27. Sept. 1873, betreffend das 
Disciplinarverfahren gegen Geiſtliche und Kirchenbeamte im 
Amtsbereich des Confijtoriums zu Kaffel: Für Disciplinar: 
verfahren gegen Geiſiliche und Kirchenbeamte wegen folder 
Antsvergehungen, melde die Amtsentjenung nach fich zieben, 
bildet die entjcheidende Disciplinarbehörde in erfter Inſtanz 
das Conſiſtorium in Kaſſel und in zweiter Inſtanz der Viini: 
fter der geifilichen Angelegenbeiten als die dein letzteren vors 
gejegte kirchliche Behörde. Das Verfahren regelt fid) nach den 
wegen ber Disciplinarunterfuhungen gegen Geiftlihe und 
Kirdyenbeammte überhaupt beitehenden Beitimmungen, unter 
Beachtung der wegen Ausübung der kirchlichen Disciplinarge: 
walt duch das Gefey vom 12. Mai d. J. gegebenen Iandes- 
geſetzlichen Vorſchriften. 
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Sisciplinarverfahren, j. Disciplin. 
SDispenfation von dem Verbot der Che zwi 
ſchen einem wegen Ehebruchs Geſchiedenen und 
jeiner Mitjchuldigen, j. unter Perſo nenſtands— 
weſen, Geſ. v. 6. Febr. 1875 $ 33 Nr. 5; von 
dem Verbot der Vercehelihung einer Frau vor 
Ablauf des zehnten Monats feit Beendigung der 
früheren Ehe, daj. $ 35; von Ehehindernijien, 
daf, 840; vom jtandesamtlichen Aufgebot, daſ. * 50. 
Dispofition der Truppentheile, dazu beurlaubte 
Mannichaften, j. Landwehr-Ordnung $ 15. 
Offiziere zur Dispofition, daj. Anl. 3. 
Diitriets- Beamte in Schleswig-Holftein, |. 
Verordnung vom 22. Sept. 1867: $ 4. In 
denjenigen ländlichen Diftrieten, in melden Die 
Wahrnehmung der ort3obrigkeitlichen u. polizei⸗ 
lichen Gejchäfte bisher landesherrlichen Beamten 
übertragen war, wird nach durchgeführter Trenn- 
ung der Rechtspflege von der Verwaltung bie 
erforderliche Anzahl von Diſtriets-Beamten an— 
geftellt, welche unter der Aufjicht des Randrathes 
die Gejchäfte der bieher dort angeftellten Beam- 
ten, ſoweit dieje nicht auf andere Behörden über- 
ehen, zu verwalten haben. — Den Dijtrictd- 
Benmienkiegt insbejondere innerhalb ihres Bezirks 
die Beiorgung der ort3obrigfeitlichen Geſchäfte, ſo— 
wie die Verwaltung der Polizei in eriter Inſtanz, 
einſchließlich der Vrandpolizei, ob. Als Organe 
des Yandrathes fungiren fie in allen dem Legteren 
übertragenen Gejchäftszweigen. Auch fünnen fie, 
namentlich auf den Inſeln, mit der fortlaufenden 
jelbftändigen Erledigung einzelner Geſchäftszweige 
als ftändige Commifjarien der Negierung oder 
des Landrathes betraut werden. — In dem 
Herzogthume Schleswig führen dieje Diſtriets⸗ 
Beamten den Titel „Hardesvogt“, in dem Her— 
zogthum Holſtein den Titel „Kirhipielsvogt“. 
— Auf den Inſeln kann die Wahrnehmung der 
— dieſer Beamten mit Zuſtimmung des 
uſtizminiſters auch den dort angeſtellten richter— 
lihen Beamten übertragen werden ($ 1 der Ver— 
ordnung vom 26. Juni 1867.). 
Dobenfiſcherei, Betrieb derjelben im Kuriſchen 
Haff, j. Fiſcherei-Ordn. für das Kuriſche Hafi 
vom 7. März 1845, $ 22, 
Doppelbeitenerung. 
Reichs-Geſetz wegen Bejeitigung der 
Doppelbejteuerung vom 13. Mai 1870.*) 
8 1. Ein Norbdeuticher darf vorbehaltlich der 
Beitimmungen in den SS 3 und 4 zu den Directen 
Staatäjtenern mur in demjenigen Bpndesitaate 
erangezogen werden, in welchen er jeinen Wohn- 
Fa hat.) — Einen Wohnſitz im Sinne Diejes Geſetzes 
hat ein Norddeutscher an dem Orte, an weldiem 
er eine Wohnung unter Umftänden inne hat, 










































ung einer folchen jchliegen laſſen. $ 2. Ein 
Norbdeuticher, welcher in feinem Bundesſtaate 
einen Wohnjig hat, darf nur in demjenigen 
Staate, in welchem er ſich aufhält, zu den directen 
Stantöfteuern herangezogen werden. — Hat ein 
Norddeutſcher in jeinem Heimathsſtaate umd 
außerdem in anderen Bundesjtaaten einen Wohn« 
jig, jo darf er nur in dem erjteren zu den 
directen Staatöjteuern herangezogen werden. — 
In Bundes- und Staatsdieniten jtehende Nord- 
deutjche dürfen nur in demjenigen Bundesjtaate 
bejteuert werden, in welchem fie ihren dienjtlichen 
Wohnfig haben. $ 3. Der Grundbejig und ber 
Betrieb eines Gewerbes, ſowie dad aus biejen 
Quellen herrührende Einfommen darf nur von 
demjenigen Bundesitaate bejtenert werden, in 
welchem der Grundbefig Tieat oder das Gewerbe 
betrieben wird. $ 4. Gehalt, Penjion und 
Wartegeld, welche Norddeutſche Militärperjonen 
und Givilbeamte, jowie deren Hinterbliebene aus 
ver Kaffe eines Bundesjtaates beziehen, find nur 
in demjenigen Staate zu bejteuern, welcher die 
Bahlung zu leiften hat. $5. An den Wirkungen, 
welche der Wohnfig oder der Aufenthalt außer— 
halb des Bundesgebieted auf die Steuerpflicht- 
igfeit eines Norddeutſchen äußert, wird durch 
das gegenwärtige Gejeg nicht3 geändert. 

Doppelehe, Beitrarung der Eingehung einer 
foldyen, j. Str.-©.-B. $ 171, 
 Doppeltrone, Bezeichnung des Zwanzigmarls 
jtüds, zufolge Ullerh. Erl. v. 17. Febr. 1572. 

Dotationen der Provinzial- und Kreis— 
verbande. 

1. Geſetz vom 30. April 1873: 

81. Aus den Einnahmen des Staatshaus— 
halı3 wird 1) zur Ausjtattung der Provinzial» 
verbände von Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schlejien, Sachſen, Schleswig +» Holjtein, 
Weitfalen und der Rheinprovinz, jotwie det 
Stadtkreiſes Frankfurt a. M., der Hohenzollern» 
ichen Lande und des Jadegebietes mit Fonds 
zur Gelbfiverwaltung, die Summe von jährlich 
6 Millionen M, und 2) zur fofortigen und 
unmittelbaren Gewährung von Fonds für Die 
Durchführung der Kreisordnung, inbejondere zur 
Beitreitung der Koften des Kreisausſchuſſes und 
der Amtsverwaltung in den Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Scylejien und Gadjien, 
jowie zur Ausftattung der übrigen Provin 
und Landestheile mit gleichartigen Fonds Kir 
die Durchführung der zu erlajienden ähnlichen 
Gejege!), die Summe von jährlid 3 Millionen 
M, vom 1. Januar 1873 ab zur Verfügung ge» 
ſtellt. $2. Die Vertheilung der im $ 1 ber 
jtimmten Summen unter die ebendajelbit genann- 
ten communalen Verbände und Landestheile er 
folgt zur einen Hälfte nad) dem Maßſtabe des 
Flaͤcheninhalts, zur anderen Hälfte nach dem 
Maßſtabe der durch die Zählung vom 1. Dec, 
1871 feitgeitellten Zahl der Civilbevölferung. 
$ 3. Diejenigen Fonds, welche nad $ 1, Nr. 2 
auf jede der Provinzen Preußen, Brandenburg, 


— 


1) Als Reichsgeſetz in Bahern eingeführt durch Geſet vom 
22. April 1871; auf Grund bes Art. 80 der Neichsverfafjung 
vom 30. Sept. 1870, beziehungsweife der Verträge vom 29. 
und 35. Nov. 1870 in Daden, Hefien und Württemberg. 

2) Bezliglich der Unzutäffigteit der Doppelbeſteuerung eines 
Einkommens Seitens mehrerer Gemeinden, ſ. unt. Gemeinde: 
verfafjjung die wejtfälifhe Landgemeindeordnung d. 19. Diärz 
1856 $ 57 L. 2 und die rheiniihe Gemeindeordnung vom 23. 
Quli 1845 $ 33 I. 2, ſowie unter Städteverfaifung die 
Etädpteordnung dom 30. Mai 1853 $ 59 I. 2 und die Noten 
dazu. Ueber die Unzuläffigkeit ber Doppelbeiteuerung deijelben 
u Seitens mehrerer Kreiſe ſ. Kreisordnung 

lb, 





s ) ©. das unter II. abgebrudte Geſetz dom 8. Auftagms 


Jr 


welche auf die Abficht der dauernden Beibehalt-⸗ 
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Pommern, Schleſien und Sachſen entfallen, wer- 5. der Provinziafverband von Schleſien .  . 2,081,058 M, 
den nach demſelben Mafjitabe ($ 2) auf die ein-| & - . . en =: 1220810 5 

s Pe . f u F „ Scrlesw,-Holftein 730,581 „ 
zelnen Landkreiſe diejer Provinzen vertheilt und| s. , j „ Weitfalen.  . 1,017,285 „ 
denjelben zur Durchführung der Kreisordnung, —— — ‚ der Rheinprobinz 1,735,755 „ 
insbefondere für bie Koften des Kreisausſchuſſes .; Sieditreis a am. — 
und der Amtsverwaltung ($ 1, Nr. 2) vom 1.|ı2. „ Landescommunalwerband der hohenzoli— RE, 
Januar 1873 ab dauernd überwieſen. In gleicher ernfchen Lande .‘ 47,865 5 


13. „ Provinzielverband von Hannover für 


Weiſe und nad gleichen Maßitabe wird der Ge- das bemfefben einverleibte Jadegebiet 1,266 „ 


jammtbeitrag, welchen der Staat nad) $ 70 Abi. 1 
der Kreisordnung vom 13; Dez. 1872 zu den 
Koften der Amtsverwaltung zu leiften hat, den 
edadhten Landkreiſen überwieſen, jobald und in» 
—* die in $ 70 a. a. O. bezeichneten Auf— 
wendungen für den Fiſcus erfpart werden. $4. 
Außerdem werden vom 1. Januar 1873 ab bis 
za dem Tage, an welchem die Provinzialordnung 
in Krajt tritt, aus den Antheilen der Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlejien und 
Sadjen an der Dotation von 6 Millionen M 
($ 1, Nr. 1) jährlich 1,440,000 M entnommen 
und den einzelnen Landfreifen diefer Provinzen 


[Ueberweifung der in den Jahren 1873, 1874 
und 1875 zinsbar belegten Dotationsjonds an 
die nen auszuftattenden Provinzialverbände und 
Landestheile.) $ 3. Außer den im $ 2 feitge- 
ftellten Fahresrenten werden den ebendaſelbſt ge- 
daten Communalverbänden aus den Capital- 
beftänden des gemäß $ 5 des Geſetzes v. 30. April 
1873 gebildeter Fonds folgende Summen nebft 
den auf diejelben entfallenden Antheilen an den, 
den Capitalien bis zu dem Beitpunfte ihrer 
ne ($ 17) zugewachfenen Binfen über« 
wiejen: 


nah dem Maßſtabe des $ 2 für die Zwecke der) 1. dem Provinzialverbande von VBıeufen. . 2,085,095 M, 
Kreisordnung ($ 1, Nr.2) vorläufig übermiejen, * — A —— . 1,172,106 „ 
— Gin Aniprud auf dauernde Belafjung_der| ;; : “ Sofen 33;: 
vorläufig überwiejenen Summen fteht den Krei-| 5. . a . Schlefien. 1.748.498 ı 
fen nicht zu. Die fpätere Verwendung berjelben . " = J Saden — 1,037,646 „ 
erfolgt nad) näherer Vorſchrift der Provinzial-| z' " i . — — 
ordnung (S. dieſe.). 25 der Rheinprobinz . 2,326,635 „ 
II. Geſetz vom 8. Zuli 1875: a N aa m. rom! 

. . . .. Pr ran a. . . . fl Pr 

[Heberweifung einer Summe von 13,440,000 18.» ee — — — 

Mjährlich an die neu auszuſtattenden Brovinzial-|ıs. „ Wrovinzialverband von Hannover für Teste 
verbände und Landestheile.] $ 1. Behuf3 Aus- gadeghiet .  . 0.0. 2 


fattung mit Bonds zur Selbjtverwaltung wird 
den Brovinzialverbänden von Preußen, Branden— 
burg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sadjen, 
Schleswig-Holjtein, Weitfalen und der Nheinpro- 
binz, den Stadtfreijen Berlin und Frankfurt a.M,, 
dem Landes-Communalverbande der Hohenzollern: 
ihen Lande und dem Provinzialverbande von 
— für das demſelben durch die beiden 
eſetze vom 23. März 1873 einverleibte Jade— 
gebiet, außer der zu diefem Zwecke durch das Ge- 
kb vom 30. April 1873 zur Verfügung geitellten 
Summe bon jährlich 6,000,000 M eine fernere 
Summe von jährlich 7,440,000 M aus den Ein- 
nahmen des Staat3haushalts, unter lebertragung 
der entiprechenden Ausgabeverpflichtungen, über- 
wieſen.) $ 2. Die Vertheilung der im $ 1 ge 
dachten Gejammtfumme von 13,440,000 M er 
folgt zu einer Hälfte nad dem Mafjitabe des 
Flaͤcheninhaltes, zur anderen Hälfte nad) dem 
Maßſtabe der Zahl der Eivilbevölferung, wie ſolche 
durch die Voltszählung vom 1. Dec. 1875 feit- 
eftellt wird. Die hiernach auf die einzelnen 
— — entfallenden Jahresrenten 
werden durch Königliche Verordnung feſtgeſtellt.?) 
Bis zu der nad) Maßgabe derſelben zu bewirfen- 
den Ausgleichung erhalten vorläufig an Zahres- 
Tenten: 


1. der Provinzialverband von Breufen . . 2,465,166 M, 
} " Brandenburg .1,539,591 „ 
8. x „ Fommern .1,131,114 „ 
4. „ z „ Bofen » + 1,160,073 „ 


—— 2. 


)&, and die Noten zu $$ 12 und 16. 
2) 2. auch unten $$ 12, 13 und 14, 


[Berwendungszwede der ben neu auszuftatten- 
den Provinzialverbänden und Landestheilen zur 
gewährenden Summen.] 8 4. Die Ueberweifung 
der in den 8$ 2 und 3 —— Summen an 
die im $ 2 unter Nr. 1 bis 12 genannten Coms« 
munalverbände erfolgt zur Verwendung für 
folgende Zwede: 1) Fürſorge für den Neubau 
von chauſſirten Wegen und Unterjtügung des Ge- 
meinde- und SKreismwegebaued, 2) Be örderung 
von Landesmeliorationen, ſoweit fie nad) Zwed 
und Umfang eine nicht Über das provinzielle 
Intereſſe hinausgehende Bedeutung haben, 3) 
Beitreitung der Koſten des Landarmen- und 
Eorrigendenwejens, beziehungsweiſe Gewährung 
von Beihilfen hierzu an die Landarmenverbände, 
4) Fürſorge, beziehungsweife Gewährung von 
Beihilfen für das Irren-, Taubftummen- und 
Blindenmwejen, 5) Unterftägung milder Stiftungen, 
Rettungs-, Fdioten- und andere Wohlthätigkeits— 
anftalten, 6) Leiftung von Zuſchüſſen für Vereine, 
welche der Kunft und Wifjenichaft dienen, des— 
gleichen fiir Öffentliche Sammlungen, welche diefe 
— verfolgen, Erhaltung und Ergänzung von 

andesbibliothefen, Unterhaltung von Denk— 
mälern, 7) für ähnliche im Wege der Geſetzgebung 
ſeſtzuſtellende Zwecke. — Soweit ad I die Staat 
regierung zur Ausführung von Chauffeebauten 
für Rechnung der Staatölaffe oder zur Unterftüg- 
ung von anderen als Staats » Chauffeebauten 
fi) verpflichtet Hat, muß der betreffende Commu— 
nalverband auf Verlangen der Staatöregierung 
in dieſe Verpflichtungen eintreten. — Ergeben 
fi bei den zu Neu- und Umbauten der Staats⸗ 
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haufjeen, jowie zu Prämien für Chaufjee-Neu- jheinen und 1,500,000 M baar werden unter 
bauten im Staatöhaushalts -» Etat ausgeſetzten Aufhebung des bei der Gewährung gemachten 


Fonds Eriparnifje, jo find dieſelben unter die 
im $ 2 genannten Communalverbände nad) dem 
dajelbjt angegebenen Maßſtabe zu —— 
8 5. Außerdem find zugleich beſtimmt: I. die 
den Provinzialverbänden ($ 2, Nr. 1 bis 9) 
überwiejenen Summen: zur Bejtreitung der 
Kojten des Provinziallandtaged und der Provin- 
zialverwaltung mit Einſchluß der SKoften der 
Berwaltungsgeridite, beziehungsweije der Depu- 
tationen für das Heimathäwefen , „jomweit dieje 
Kosten den Provinzialverbänden zur Laſt fallen. 
Auch können daraus Beihilfen an die Kreije 
zur Durchführung der Kreisordnung vom 13. 
December 1872 gewährt werben; II. die dem 
Zandescommunalverbande der Hohenzollernichen 
Lande überwiejenen Summen: zur Bejtreitung 
der Koiten des Communallandtaged und der 
Landescommunalverwaltung mit Einjchluß der 
Koſten des Verwaltungsgerichts, ſoweit die letz— 
teren dem Landescommunalverbande zur Laſt 
fallen. $ 6. Die dem Provinzialverbande von 
Hannover für das Jadegebiet durch die SS 2 u. 
3 überwiejenen Summen find zu den in dem 
8 1 des Geſetzes vom 7. März 1868, betreffend 
die Ueberweijung einer Summe von jährlid) 
1,500,000 M. an den provinzialjtändiichen Ver— 
band der Provinz Hannover, aufgeführten Zweden 
zu verwenden. 

[Nebertragung der Verwaltung und Unterhalt: 
ung mehrerer bisher von den Gtaatsbehörden 
verwalteten Irren-,/ Taubftummen-, Waijen- und 
anderer Anftalten an die Provinzialderbände.] 
$ 7. Folgende Jnftitute werden, unter Ueber: 
tragung aller dem Staate bezüglich derjelben 
und der dazu gehörigen Vermögensobjecte zur 
—— Rechte und obliegenden Verpflichtungen, 

en nachſtehend genannten Provinzialverbänden 
zur Verwaltung und Unterhaltung überwieſen: 
J. dem Provinzialverbande von Preußen: 1) die 
Taubjtummenanitalt zu Königsberg, 2) das König— 
liche große Hojpital im Loͤbenicht zu Königs— 
berg; IL. dem Provinzialverbande von Bommern: 
1) das Hojpital St. Petri zu Stettin, 2) das 
Königlihe Waijenhaus zu Stargard, 3) das 
Gertruder- Hoipital zu Treptow a, d. Tollenſe; 
4) das Hofpital St. George zu Treptow an der 
Tollenje; III. dem Brovinzialverbande von Sach— 
jen: die Landwaiſenanſtalt bei Yangendorf; IV. 
dem Provinzialverbande von Schleswig-Holitein: 
1) die Srrenanftalt zu Schleswig, 2) das Taub- 
ftummeninftitut zu Schleswig; V. dem Provin- 
zialverbande von Wejtfalen: die Taubjtummenan- 
ftalten zu Büren, Soeſt, Langenhorjt u. Peters- 
bagen. 

[Uebereignung des Hilfslaffenfonds an bie 
Brovinzialverbände der acht älteren Provinzen.) 
$ 8. Die durch die Königliche Botihaft am 7. 
April 1847 umd den Abſchied an die zum Ber- 
einigten Zandtage verjammtelten Stände vom 24. 
Juli defielben Jahres zur Erridtung von Hilfs— 
fafjen in den Provinzen Preußen, Brandenburg, 


Vorbehalt3 wegen Zurüdziehung derjelben bei 
nicht ftatutenmäßiger Verwendung oder nad) er— 
folgtem Anwachſen derjelben auf das Doppelte, 
den betreffenden Provinzialverbänden, vorbehalt- 
lid) der zwiſchen einzelnen Provinzialverbänden 
wegen Nichtübereinftimmung ihrer Grenzen ‚ mit 
den Grenzen der jebigen communaljtändijchen 
Verbände vorzunehmenden Uuseinanderjegung, 
als ein ihnen gehöriges Vermögen überwiejen. 
Für die Auseinanderjegung gelten die Bejtimm- 
ungen des $ 3 der Provinzialordnung. — Die 
Verwaltung dieſer Fonds verbleibt bis auf 
Weitered den jept mit der Verwaltung beauf« 
tragten Communale und Propinzialverbänden. 
$ 9. Den Bertretungen der im $ 8, Abſ. 2 
genannten Verbände jteht die freie Verfügung 
über den gejammten Binsgewinn der Hilfekafien 
zu gemeinnüßigen Sweden im Intereſſe diefer 
Verbände zu, während die urjprünglichen Dota- 
tionsfonds, ſowie die denjelben bisher hinzuge- 
wacdjenen Gapitalbeftände, als Gapitalbeitand 
aue Gewährung von Darlehen zu erhalten 
jind. 

[Uebereignung der Provinzialmeliorationsfonds 
an mehrere Provinzialverbände der älteren Pro— 
vinzen.] $10. Die für die Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Weftfalen und Die 
Rheinprovinz, beziehungsweise für einzelne Theile 
derjelben gegründeten Provinzial-Meliorations- 
fonds werden den Verbänden diefer Provinzen, 
joweit ihnen bdiejelben noch nicht eigenthümlic) 
gehören, übereignet. — Ebenfo geht die Berwalt- 
ung und Verwendung diejer Fonds, ſoweit die- 
jelbe bisher den Behörden des Staates zuftand, 
auf die gedachten Provinzialverbände über. Die 
Fonds find zu Darlehen für dauernde Boden— 
verbefjerungen- aller Art in denjenigen Landes— 
theilen zu verwenden, für welche fie nach den 
zur Zeit bejtehenden Einrichtungen beftimmt find, 
— Außerdem dürfen Bewilligungen erfolgen zu 
Baldanlagen, Objtbaumplantagen und fonjtigen 
Baumpflanzungen, zu Verbefjerungen des Wirth- 
ſchaftsbetriebes u. ſ. w. — lieber den Zinsgewinn 
der Meliorationsfonds ſteht den Provinzialver⸗ 
bänden die freie Verfügung zu. 

[Hebereignung der Schleſiſchen Vieh-Affecuranz- 
fonds an den Provinzialverband von Schleſien.] 
$ 11. Die in Ausführung des Geſetzes vom 
30. Juni 1841 in der Provinz Schleſien ange- 
fammelten Fonds werben, unter Aufhebung der 
für die 3 Regierungsbezirfe diefer Provinz be» 
ſtehenden Viehverfiherungs-Gejellichaften , dem 
Brovinzialverbande von &estefien zur Verwalt- 
ung und Berwendung im Intereſſe der Rind- 
viehzucht derjenigen Bezirke, für welche dieſe 
Fonds angejammelt find, überwiejen. 

[Ueberweifung von Zufchüffen für das Heb— 
ammenwejen an einzelne Provinzialverbände.] 
$ 12. Die bisher vom Gtaate zu Beihilfen 
und Prämien für Hebammen und Hebammenzög- 
linge geleilteten Zufchüffe werden den betheiligten 


Pommern, Rojen, Schlefien, Sachſen, Weitfalen | Communalverbänden überwiefen. Demgemäß er- 


und der Aheinprovinz zinsfrei gewährten Fonds 
von zujammen 6 Millionen M in Staatsſchuld— 


böhen fi die diefen Communalverbänden nad 
5 2 dieſes Gejeges, bezichungsweife nad 81 


Dotationen der Provinzial» u, Kreisverbände. 


255 


des Geſetzes vom 7. März 1868!) aus ben Ein-‚inftitute aus der Staatöfaffe geleiteten Zuſchüſſe 
nahmen de3 Gtaatshaushalts zu gewährenden erhöht. — Ebenfo erhöht ſich Die dem Provinzial- 


Jahreörenten für den Provinzialverband von 
Preußen um die Summe von jährlih 1641 M, 
für den Provinzialverband von Hannover um 
die Summe von jährlih 60 M, für den Brovin- 
zialverband ber —— um die Summe 
bon jährlich 930 M, für den Stadtkreis Frank⸗ 
furt a. M. um die Summe von jährlich 1200 
M, für den Landescommunalverband der Hohen⸗ 
zollernſchen Lande um die Summe von jährlid) 
258 M. 

[Uebertragung der Verwaltung und Unterhalt 
ung der a an die Provinzial 
verbände.] $ 13. Folgende Hebammenlehrin- 
ftitute werden unter Webertragung aller dem 
Staate bezüglich derjelben und der dazu gehörigen 
Bermögensobjecte zuftehenden Rechte und obliegen- 
ben Berpjlichtungen und unter Gewährung der 
aus der Staatstafje bisher geleifteten Zuſchüſſe, 
den nachitehend genannten Provinzialverbänden 
zur Verwaltung und Unterhaltung überwicjen; 
1) dem PBrovinzialverbanbe von Preußen: die 
Hebammenlehrinftitute zu Gumbinnen und Dan- 
zig mit einem Zuſchuſſe von jährlich 18,645 M; 
2) dem Provinzialverbande von Brandenburg: 
dad Hebammenlehrinftitut zu Frankfurt a. d. O. 
mit einem Zufchuffe von :jährlid 7,548 M; 3) 
dem Provinzialverbande von Pommern: das 
Hebammenlehrinſtitut zu Stettin mit kinem Zus 
ſchuſſe von jährlid 9090 M; 4) dem Provinzial 
verbande von Pojen: dad Hebammenlehrinjtitut 
in Poſen mit einem Zuſchuſſe von jährlic 6819 
M; 5) dem Provinzialverbande von Schlefien: 


mit einem Zuſchuſſe von jährlich 18,663 M; 6) 
dem ee eahe von Sachſen: die Heb— 
ammenlehrinjtitute zu Magdeburg, Wittenberg 
und Erfurt mit einem Zuſchuſſe von jährlich 
17,319 M; 7) dem Provinzialverbande von Han— 
nover: die Hebammenlehrinftitute zu Hannover, 
Hildesheim , Celle, Osnabrüd und Aurich mit 
einem Zuichuffe von jährlich 38,214 M; 8) dem 
Provinzialverbande von Weſtfalen: das Heb- 
anmenlehrinftitut zu Paderborn mit einem Zu— 
ſchuſſe von jährlih 3,342 M. — Die den vor- 


genannten Provinzialverbänden nad) $ 2 diejes 
Geſetzes, beziehungsweiſe nad) $ 1 des Geſetzes 
vom 7. März 1868 aus den Einnahmen des 
Staatshaushalt3 zu gewährenden Jahresrenten 
werden demgemäß um die angegebenen Beträge 


der bisher zur Unterhaltung der Hebammenlehr- 


») Durch 6 1 bes Geſetzes vom 7. Püär 
probinslatfikshildien Berband ber Provinz 


der Landesbibliothefen, Leiſtung von Zufctiiien fir ö 
Sammlungen, melde ber 


gene Rettungs:, 


kung von Gemeindewegen, 5. Bildun 
fie zu Landesmeliorationen, ſowie 
der Sereggebung jeſtzuſtellende 
balts-Einnahmen eigenthunilich uͤberwieſen. 


diejenigen 


kaſſe gezahlt worden 


die Hebammenlehrinſtitute zu Breslau u. Oppeln 


1868 find dem 
annover jährlich 

1,500,000 M zur Verwendung für folgende Zwede: 1. Be 
freitung der often des Probinziallanttages u. der einzelnen 
Landſchaften in der Provinz, 2. Unterhaltung und Er ã 
entliche 
Kunft und Wiſſenſchaft dienen, 
3. Unterhaltung, beziehungsweiſe Unterftügung der Jrrenan: 
ftalten, der milden Stiftungen, der Blindenanftalt, der Taub: 
dioten= und Landarmenanftalten, ſowie 
jüdiihen Schul» md Spnagogenmwefens der Provinz, 

4. Beitreitung der Hoften, beziehungsmweife Unterjtütsung bes 
hanffeemärigen Ausbaues von Landitrafen und der Inſtand⸗ 
eines Fonds für Zu⸗ 
r ähnliche im Wege 
wede, aus den Staatshaus⸗ 





verbande der Rheinproving nach $ 2 dieſes Ge⸗ 
ſetzes zu gewährende Jahresreme um den Betrag 
desjenigen Zuſchuſſes, welcher bisher in Höhe 
bon 4972 M 50 P zur Unterhaltung de3 Pro- 
vinzial-Hebammenlehrinftituts zu Köln aus der 
Staatskaſſe geleiftet worden ift. 

[Uebertragung der Verwaltung und Unterhalt: 
ung der Aderbau-, Wiejen- und Obſtbauſchulen 
an die Provinzialverbände. F 14. Die Unter- 
jtügung niederer landwirthichaftiicher Lehranftal« 
ten (Aderbaur, Obftbau-, Wiejenban- u, ſ. w. 
Schulen) erfolgt unter Ueberweifung der aus der 
Staatskajje im Jahre 1875 geleifteten Zuſchüſſe 
vom 1. Januar 1876 ab durd) die im $ 20 auf- 
geführten Commmmalverbände, — Bugleich er- 
höhen ſich die den einzelnen Verbänden nad $ 2 
dieſes Geſetzes, beziehungsweile $ 1 des Geſetzes 
vom 7. März 1868 und des Geſetzes vom 11. 
März 1872 zu gewährenden Jahresrenten um 
Veträge, die im Jahre 1875 zur 
Unterjtügung derartiger Schulen innerhalb der 
einzelnen Gommtmmalverbände aus der Staate- 
find, wogegen die für dieje 
Säulen vertragemäßig beftehenden Verpflicht- 
ungen de3 Staates auf die betreffenden Commu- 
nalverbände übergehen. 

[Ueberweijung von Staatönebenfonds an die 
Provinzialverbänte.] $ 15. Den Provinzial- 
verbänden von Preußen, Brandenburg, Schlefien, 
Sadjen, Hannover, Weitfalen und der Rhein⸗ 
provinz, ſowie dem Communalverbande des 
Regierungsbezirls Wiesbaden werden die in der 
Anlage verzeichneten. Staatsnebenfonds des 
Miniſteriums des Innern?) zur Verwaltung und 
Verwendung mit allen bisher der Staatäver: 
maltung hinſichtlich dieſer Fonds zuftehenden 
— und obliegenden Verpflichtungen über: 
wiejen. 

(Erhöhung der Renten des Provinzialverban- 
des von Hannover und de3 Communalverbandes 
des Negierungsbezirt3 Wiesbaden zu Wohlthãtig⸗ 
feitözweden.] $ 16. Es erhält ferner aus den 
Einnahmen des Staatshaushalts: 1) der Pro— 
vinzialverband von Hannover zur Gewährung 
von Zuſchüſſen für Armen- und Wohlthätigfeits- 
anftalten eine Summe von jährlich 1170 M, 2) 
der Communalverband des Regierungsbezirts 
Kaſſel für Zwede der Armenpflege eine Summe 
von jährlid) 2850 M, 3) der Communalverband 
ded Negierungsbezirtd Wiesbaden zur Gewähr: 
ung von Zujhüffen für Blinden- und Kranken— 
anjtalten eine Summe von jährlich 2400 M. — 
Die dem Provinzialverbande von Hannover und 
dem Communalverbande des Regierungsbezirks 
Wies baden nach dem Geſetze vom 7. März 1868 
beziehungsweife dem Gejege vom 11.März 18722), 


1) Diefes Verzeichniß wird bier nicht abgedrudt. 

?) Durch $ 1 des Geſetzes vom 11. März 1872 find dem 
conmumaljtändifhen Berbande des Regierungsbegiris Wies 
baden zum eigenen Berwaltung und verwendung für folgende 
„Zwede: 1. Zur Beftreitung der Koften des Neuhaues hauff: 
irter Berbindungsirafen mit Ausihluf der Strafenbauten 
von Hazfeldb bis zur Biedenkopf Bettenberger Straße, von 
Bettenberg bis zur, fFranfenberg-Viarburger Straße und vom 
Niederichelb über Lirfeld nach Sreitenbah und Vlomshaufen 
oder Dautphe, ſowie zur Unterjtügung des Gemeindewegcbaucs 
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zu gewährenden Jahresrenten werden demgemäß mwaltung und Unterhaltung derjenigen Staats- 
um Die vorangegebenen Beträge erhöht. ‚hauffeen, deren Kojten bisher aus berg- oder 

[Beitpunft der Ueberweifung der Fonds und forftfifcalifchen Fonds bejtritten find, verbleibt 
Renten] $ 17. Die Ueberweifung ſämmtlicher auch fernerhin dem Staate. $ 19. Die der 
Fonds und Renten an die in den $$ 1 ff. ge-/Staatöbauverwaltung nach gejeglichen Beſtimm- 
dachten Communalverbände erfolgt am 2. Jan. jungen obliegenden Berpflichungen zur Leitung 
1876, bezieyungsweije vom 1. Jannar 1876 ab.|der Neu- und Unterhaltungsbauten hinſichtlich 
— Von letzterem Beitpunfte ab gehen zugleich|der hauffirten oder undauffitten Straßen außer 
auf die betreffenden Communalverbände bie ihnen den Staatschauſſeen gehen gleichfalls auf die be- 
durch dieſes Geſetz auferlegten Verpflichtungen treffenden Communalverbände über. Daffelbe 
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über. — Die bei dem im $ 3 gedachten Fonds 
vorhandenen Effecten werden in Anrechnung auf 
die für jeden der betheiligten Conmunalverbände 
fi) ergebende Summe nad) dem Cours der Ber- 
liner Sörſe vom 2. Januar 1876 überwieſen. 
[lebertragung der Verwaltung und Unter» 


gilt von den der Staat3bauverwaltung den Bro« 
vinzial- und Bezirksjtraßen gegenüber obliegen- 
den Berpflichtungen. $ 20. Für die Ueber 
nahme der Verwaltung und Unterhaltung der 
Staatschauſſeen einſchließlich der Koſten der Be 
ſoldung und Penſionirung des für die obere 


haltung der Staats-Chauſſeen an die Provinzial-Leitung der Neu- und Unterhaltungsbauten, ſo— 


verbände ꝛc.) $ 18. Den Provinzialverbänden 
von Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
Schleſien, Sachſen, Schleswig-Holſtein, Hannover, 


wie für die Beaufſichtigung der Chauſſeen neu 
anzuſtellenden, beziehungsweiſe ſchon vorhandenen 
Beamtenperſonals wird den im $ 18 genannten 


Weſtfalen und der Aheinprovinz, den Communal- JCommunalverbänden eine Jahresrente von 19 


verbänden der Megierungsbezirte Kaſſel und 
Wiesbaden, den Stadifreijen Berlin und Frank— 
furt a. M. und dem Landedcommunalverbande 
der Hohenzollernjchen Lande wird ferner die 
Verwaltung, einjchließlich der techniichen Bau— 
leitung, jowie die Unterhaltung der bereits aus» 
gebauten Staatschauffeen und derjenigen daujjir- 
ten Straßen übertragen, welche auf den den be- 
treffenden Communalverbänden durch diejes Ge 
jeg, beziehungsweife durd die früheren Dotations« 
gejepe überwiejenen Fonds ausgebaut werden 
und nicht in die Verwaltung und Unterhaltung 
übergehen. — Zugleich mit der Unterhaltung der 
bereitd? ausgebauten Staatschaufjeen geht das 
Eigenthum an denjelben nebjt allen Nugungen 
und Pertinenzien einjchließlid der Chauſſeewär— 
ter» und Einnehmerhäujer auf die Communal» 
verbände über. — Den Brovinzialverbänden bleibt 
es überlafjen, die Verwaltung und Unterhaltung 
ber ihnen überwiejenen Staatöchaufjeen auf engere 
Communalverbände nah Maßgabe der mit den- 
felben zu treffenden Vereinbarung zu übertragen. 
— Eine ſolche Uebertragung muß erfolgen hin- 
fichtlid) derjenigen Straßenjtreden, welche der 
Staat auf Grund des $ 9 der Verordnung vom 
16, Juni 1838 übernommen hat, jofern es die 
betreffende Stadtgemeinde verlangt. Kommt über 
den zu dieſem Zweck auszujondernden Antheil 
an der Provinzialdotation zwiſchen dem Provin— 
zialverband und der betrefjenden Stadtgemeinde 
eine Bereinbarung nicht zu Stande, jo entſcheidet 
das Oberverwaltingägeriht über Die Höhe der 
zu gewährenden jährlichen Geldrente nad) Ber» 
hältniß der aufzumendenden Kojten. — Die Ver— 


und 2. zur Fürforge für die Irren- und Zaubitummen, ins: 
befondere zur Unterhaltung der mit ihrem gejammten Ber: 
mögen in die Berwaltung des communaljtändiicen Berbandes 
—— Irrens, Heil⸗ und Pflegeanſtalt zu Eichberg und 
des Taubſtummen⸗ Inſtituts —— die Summe von jährl. 
421,000 M eigentbümlidh liberwicfen. — D $ 2 bes Ge: 
feges ift diefem communalftländifchen Berbande der Darlehus: 
fonds für unbemittelte Gemeinden in bem Gebiete bes ehe: 
maligen Herzogtbums Nafjau, ſowie ber Reft bes Homburger 
Eautionäfonds in einem Gefammtbetrage von 189,140 M 
& —— einer communalſtundiſchen Hilfstaffe nach dem 

orbilde der in ben Älteren Provinzen bejtchenden berartigen 
Inftitute eigenthümlich Überiwiejen. 


DI. M gewährt. Bon diefer Rente erhalten: 





1. der Provinzialverband von Breufen . . 181,940 M, 
2.. — . Srandenburg 940,400 „ 
3. „ 2 „ Yonmern . 656,540 „ 
4. 9 ö „ seen 401,20 „ 
5 . „ Zölefien . 1,522,170 , 
% 2 = „ Zacfen .1,549,510 „ 
Te sn ä Schlesw.⸗Holſtein 1,001,690 „ 
8 , ie P Hannover [einfcht. 
des Jadegebiets) . - . 1,80,890 „ 
9 „ Vrovinzialverband von Wchtfalen . 1,746,340 „ 
10. „ Gommunalverband des Regierungsbez. 
Kaſſel 1071,110. 
11. „ Communalverband des Regierungsbez. 
Wiesbaden . . . . . 639,598 „ 
12. „ Stadttreis Frankfurt a. M. . .- 114,072 „ 
13. „ Wrovinzialverband der Nheinprovinz . 1,005,850 „ 
14. „ Stadtkreis Berlin 0. 0.0 0,500 . 
15. „ Yaudescommunalverband der hohenzoll⸗ 
ernſchen Lande .  . +. 41190, 
15,000,000 M. 


Der Reit der 4 Millionen M wird auf die 
vorgenannten Sommunalverbände nad) dem Maß— 
jtabe u. den Vorſchriften im $ 2 dieſes Geſetzes 
verteilt; bi® zu dem Erlaß der hierin vorge 
jehenen königl. Verordnung wird der Bertheilung 
vorläufig die Vollszählung vom Decbr. 1871 zu 
Grunde gelegt. — Die den Communalverbänden 
nad) $ 2 dieſes Geſetzes, beziehungsweije nad 
$ ı des Gejeged vom 7. März 1868 und bes 
Gejeped vom 11. März 1872 zu gemährenden 
Sahresrenten werden um bie angegebenen Be- 
träge erhöht. F 21. Die dem Etaate nach dem 
Patente vom 27. Dechr. 1865, betreffend ver- 
ſchiedene Abänderungen der Vorſchriften der Wege- 
ordnung über die Inftandjegung u. Unterhaltung 
der Nebenlandftraßen u. die Beauffichtigung der 
Nebenmwege, obliegenden Verpflichtungen zur tbeile 
weijen Erftattung der Baulojten und zur Ueber« 
nahme ber ausgebauten Nebenlanditraßen im 
früheren Herzogtum Holftein gehen auf ben 
Provinzialverband von Schleswig-Holſtein über. 
Demjelben wird hierfür unter Anrechnung auf 
die ihm nad $ 20 zufallende Rente, der vom 
dem früheren Herzogthum Holftein aufzubring- 
ende Landesbeitrag zur Unterhaltung der Staatd- 
chaufjeen u. der auf die Staatälafje übergehen» 
den Nebenlanditraßen im Betrage von 66,300 M 
überwiejen. — Bis zu einer Auseinanderjegung 
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zwiſchen den Herzogthümern Schleswig u. Hol- aufzunehmen und aufgenommene aus biefer zu 
tein mit Bezug auf das aus dem erwähnten|entjernen, wird aufgehoben. $ 25. Die näheren 
Patent entipringende Verhältniß ruht die Ver- Bejtimmungen über die Verwaltung der in die- 
oflichtung des Provinzialverbandes zur theil- ſem Gejege genannten Provinzialinftitute und 
weilen Erftattung der Baufojten und zur Ueber: | Berwaltungszweige werden durch bejondere von 
nahme folcher neu ausgebauten Nebenlanditraßen |den Vertretungen ber betreffenden Communal- 
im Herzogthum Holftein, deren Baupläne nicht |verbände zu erlajjende Reglements getroffen. — 
bereitö bei Erlaß dieſes Geſetzes die vegier- Dieje Neglements bedürfen der Genehmigung der 
ungsjeitige Genehmigung erhalten haben. — zuſtändigen Minifter, nad) Maßgabe der Be- 
Desgleihen werden dem Landes-Communalver- |jtimmungen des $ 120 der Provinzialordnung 
bande der Hohenzollernichen Lande die Beiträge, |jür die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pom- 
welche von den Gemeinden u. Markungsbefigern mern, Schlejien und Sachſen. — Bis zum Er- 
jur Anlegung und Unterhaltung der unmittel-|lajje diefer Reglements bleiben die bejtehenden 
baren beziehungsweije der Staatöftragen nad) Verwaltungsvorſchriften in Kraft. — Die Ver— 
vem $ 2 des Sigmaringiſchen Geſehes über dielwaltung der den Stadtkreifen Berlin und Frank⸗ 
Iheilnahme an den Strapenbaufojten vom 6. Juni |furt a. M. durch diejes Geſetz übertragenen Fonds 
:840 u. dem $ 1 des Hechingiſchen Gejeges vom und Vermwaltungszweige erfolgt nad) Maßgabe 
16. Auguft 1842, betr. die Uebernahme jänımt- [der Städteordnung vom 31. Mai 1853, bezieh- 


der mit der Anlage und Unterhaltung der 
Staatsitraßen verbundenen Koften auf die fürjt- 
iche Staatskaſſe zu zahlen jind, im Betrage von 
21,160, M, gleichfalls unter Anrechnung auf die 
ım $ 20 angegebene Rente überwiejen. — Die 
dem Staate nad) dem $ 11 des Gejeßed vom 
2. Oct. 1862, betreffend die Erbauung daufjirter 
Berbindungsftraßen, obliegende Verpflichtung zur 
Unterhaltung der dem Verkehr übergebenen Stra- 
Ben geht auf den Communalverband des Re- 
—— Wiesbaden über. 8 22. Die 

rwaltung u. Unterhaltung der Staatöchaufjeen 
geht auf die im $ 18 aufgeführten Commmunal: 
verbände vom 1. Jan. 1876 ab über. — Bon 
demjelben Zeitpunfte ab erfolgt die Ueberweiſung 
der im $ 20 angegebenen Renten. Desgleichen 
gehen von diefem Zeitpunkte die ſämmtlichen Ber- 
pflihtungen, welche dem Staate gegenüber dem 
angeitellten Chaufjee-Auffichtsverjonale obliegen, 
u), die betreffenden Communalverbände über. 
$ 23. Sofern die erforderlichen adminijtrativen 
und technijchen Organe von den betr. Commur 
nalverbänten bis zum 1. Jan. 1876 nidjt be 
ihafft werden können, wird die Verwaltung der 
im $ 22 gedachten Chauffeen einjtweilen, jedoch 
längitend bis zum 1. Januar 1378, durch den 
Staat fortgeführt. — Die Kojten der Verwalt- 
ung, einſchließl. der Unterhaltung der Chauſſeen, 
werden aus den den einzelnen Communalverbanden 
durch den $ 20 überwieſenen Renten beſtritten. 
— Ebenjo wird in dem vorbezeichneten Zeitraum 
bis 
auf L 
jenigen Chaufjeebauten, zu denen bie Staats: 


regierung fich verpflichtet hat (5 4, Alin, 2) od. 
Vertretungen der im $ 18 gedachten 
Communalverbände nen bejchloffen worden jind, 
ie 
Koften diefer CHauffeebauten, ingleichen die Un- 
terftügung von anderen als Staatschaufjeebauten, 


die von den 


duch die jtaatlichen Organe bewirkt. — 






zum Webergange der Chaufjeebauvermwaltung 
die Communalverbände die Ausführung der» 


ungsweije der Verordnung vom 26. Sept. 1867, 
betr. die Kreisverfaſſung im Gebiet des Regier— 
ungsbezirt Wiesbaden. — An der Zuftändigteit 
wegen ber Verleihung und Feſtſetzung der Prä- 
benden in dem mit dem königl. großen Hoſpital 
im Löbenicht zu Königsberg verbundenen Marien- 
jtijt wird durch die Uebertragung der Verwaltung 
diejes Hojpitald an den Provinzialverband von 
Preußen nichts geändert. 

[Ueberweijung der für die Kreiſe außerhalb 
des Geltungsbereich der Kreisordnung vom 
13. Dec. 1872 zur Verfügung geitellten Kreis— 
jonds an die betreffenden Provinzial- u. Com- 
munalverbände.] 8 26. Von der dur den 
$ 1 Nr. 2 des Geſetzes dom 30. April 1873 für 
die Durchführung der Kreisordaung und der zu 
erlafjenden ähnlichen Gejege aus den Einnahmen 
ded Staatshaushalts zur Verfügung gejtellten 
Summe von jährlich 3 Millionen M werden vom 
1. Zaun. 1876 ab alljährlid;: 


1. dem Provinzialverbande von Poſen . 220,317 M, 


— * „ Schlesw.-Holftein 135,919 „ 
38., 4 annober . . 234,076 „ 
4.. A eitfalen . . 194,874 „ 
5, " der Rheinprobinz . 333,411 „ 
— Communalverbande des Reg-Bez. Kaſſel 91,428 „ 
.. ” " ” ies⸗ 

baben . = . 5 ni F . 55,146 „ 
3. „ Stadttreiſe Frankfurt a VW. . . 0.678. 
9. „ Landescommtunalverband der hohenzollerns 


ſchen ande -»- 2 eh, = 
überwiejen, um diejelben bis zum Erlafje weiterer 
gejeßlicher Beitimmungen über deren Berwendung 
sinsbar zu belegen, oder zu den in ben $S 4, 
13, 14 und 20 angegebenen Zweden zu verwen« 
den. — Zu gleichem Zwecke werden den genanns« 
ten Gommunalverbänden aus den Capitalbejtän- 
den des gemäß $ 5 des Geſetzes vom 30. April 
1873 gebildeten Fonds am 2. Jan. 1876 folgende 
Summen nebjt den auf diejelben entfallenden 
Antheiten an den den Eapitalien bis dahin zu- 
gewachjenen Zinfen überwiejen: 


; R : * 1. dem Brovinziaiverbande von Poien . . 660951 MI 
welche bereit3 zugefichert find od. neu zugefichert|,; p 2 Eihlesm.«Solftein 107.7, 
werden, jind aus den Summen zu bejtreiten, 3. ei Hannover 852,228 „ 

4. 5 „ Weitfalen 584.622 „ 


welche den betreffenden Communalverbänden zu 
diefen Zwecken überwiefen worden find. $ 24. 
Die durch $ 8 des hannoverſchen Chauſſeebau— 
geriet vom 20. Juni 1851 dem königl. Minis 
t 


= der Rheinprovinz . 1,000,233 
Communalverbande des Reg Bez. —— 274,284 
189: 


. . . 15,438 


— 20,39 
ohenzoll⸗ 
—— 26,69 

17 


a2. 





m tı\ 
Zw 
Das 


- 


baden ’ . . 
„ Stadtfreife Franffurt a. M. 
„ Landescommumnalverbande der 

ernſchen Lande 0 


erium des Innern gewährte Ermächtigung, ans a 
dere Strafen in die Mlajfe der Staatscauffeen! 
Grotejend, Polizeisterifon. 
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Drain-Anlagen — Dynamit. 


Die Ueberweifung der bei den Fonds vorhand- ı Str.-G.-B. 88 85, 92, 110, 111, 131, 134, 184, 
enen Effecten erfolgt in Anrechnung auf die für] 186, 187, 200. ©. übrigens Preßgeſetz. 
jeden diefer Verbände fid) ergebende Summe nah| Duell, j. Zweitampf. 


dem Cours der Berliner Börſe v. 2. Jan. 1876. 


pf 
Dünen, Beſtrafung ihrer Beſchädigung, ſ. 


8 27. Scheidet gemäß $ 4 der Kreisordnung|Str.-G.-B. $ 3664. 


vom 13. Dec. 1872 eine Stadt au einem Land— 


Dünger, Beitrafung des unbefugten Aufjam- 


freie aus, jo ift derjenige Theil, der dem legt-| meins defjelben auf fremden Aeckern, Wiejen u. 


eren auf Grund der SS 3 und 4 bed Geſetzes 
vom 30. April 1873 zur Durchführung der Kreis— 
ordnung überwiejenen Summe, welcher nad) dem 
im $ 2 jenes Geſetzes vorgejchriebenen Maßſtabe 


Weiden, j. Feldpolizei- Ordnung, 41 
Nr. 7. Die Einfuhr von Dünger aus Bieh- 
jeuchendiftriceten ijt verboten, j. unter Vieh- 
ſeuchen; Gejeg vom 25. Juni 1875 8 2. — 


auf die ausicheidende Stadt entfallen würde, nach Düngerpulverfabrifen, zu deren Anlegung 
eben diejem Mafitabe auf ſämmtliche Landkreije, bedarf e3 befonderer Genehmigung; Gemwerbe- 


der betreffenden Provinz 
den hiernady auf jeden Landkreis entfallenden 
Betrag die Dotation defjelben zu erhöhen. — 


u vertheilen und um|Ordnung $ 16. 


Düngerftätten, j. Abortögruben (oben ©. 18). 
Dynamit.!) Bezüglich des Transports dei» 


Diefe Beſtimmung findet auch auf die jeit Erlaß|felben find durch Polizeiverordnungen folgende 


des Geſetzes vom 30. April 1878 bereit3 aus» 
geſchiedenen Städte Anwendung. 
Drain-Anlagen. Auf diejelben finden in 
den Hohenzollernjchen Lauden die beftehenden ge- 
jeglichen VBorjchriften über Anlegung von Ent: 
wäjjerungsgräben durch fremde Grundſtücke An: 
wendung; Gef. dv. 11. Mai 1853 Art. IIL ©. 
Privatflüfje. Genoſſenſchaften für Drain- An- 
lagen können jedoch nur bei freiwilliger Bu- 
ftimmung aller Betheiligten gebildet werden. 
Dräume von Seide, Baumwolle, Wolle und 
Leinen find vom An- und Berfauf im Umher— 
ziehen ausgejchlojjen; Gew.-Orbn. $ 56. 
rehorgeljpieler, j. Gew.-DOrdn, $ 55 Nr. 
4, $ 59. Die Gemerbepolizei über Drehorgel- 
jpieler gehört zum Reſſort des Minifteriums des 
Sunern; Allerh. Erl. v. 30. Juni 1858, 
Drohung, I. Ausihliefung der Strafbarfeit 
be3 Bedrohten, j. Str.-G.-B. $ 52. II. Drop- 
ung als Mittel bei Begehung einer ftrafbaren 
Handlung: bei Anftiftung, datetbft $ 48; gegen 
Beamte, daſ. $$ 113, 114; zur Verhinderung der 
Ausübung jtaat3bürgerlicher Rechte, daj. 8$ 106, 
107; des Gottesdienftes, daſ. $ 167; bei der 
Nothzucht, daj. $ 176; beim Diebjtahl, daf. 8252; 
bein Betteln, daſ. $ 362; bei der Entführung, daſ. 
SS 234, 236. II. Unmwendung von Drohung 
Seitens eined Beamten, daſ. $ 339. IV. Wider: 
rechtliche Nöthigung eines Anderen durd Gewalt 
oder Bedrohung mit einem Verbrechen oder Ver- 
jehen, daſ. $$ 240, 241; Störung des öffent- 
idyen Friedens durch Androhung eines gemein- 
gefährlichen Verbrechens, daj. $ 126. V. Be- 
fugniß des Militärs und der Forft- und Jagd— 
beamten zum Waffengebrauch bei gefährlichen 
Drohungen, j. Waffengebraud, 
Druder, preßpolizeilihe Verantwortlichkeit 
befielben, |. Preßgeſetz $ 21. 
Druckſchriften. Die Verkäufer derfelben Haben 
bei der Einrichtung ihres Gewerbebetriebe das 
Local dejjelben ſowie jeden fpäteren Wechjel 
des leßteren ſpäteſtens am Tage feines Eintritts 
ber zuftändigen Behörde ihres Wohnortes anzu« 
geben, Gem.-Orbn. $ 14. Zum gewerbmäßigen 
Ausrufen, Verkaufen, Bertheilen, Unheften oder 
Anſchlagen von Druckſchriften bedarf es der orts- 
polizeilichen Erlaubniß, daj. $ 43. Siehe aud) 
Preßgeſetz 5 30 Abſ. 2. — DPrudicriften als 
Mittel zur Begehung ftrafbarer Handlungen, j. 


Vorſchriften ertheilt: 1. Die Berjendung u. der 
Transport ded Dynamits (der nicht abtropfbaren 
Miſchung von Nitroglycerin mit poröjen, an ſich 
nicht erplojiven Stoffen) auf Eijenbahnen, Poſten 
und Dampficdiffen iſt verboten. Auf anderen 
Landfuhrwerken u. Schiffen darf der Transport 
nur jtattfinden, wenn diejelben nicht zugleich zur 
Perfonenbeförderung dienen. 2. Bei der Ver» 
jendung des Dynamit in Form von Patronen 
müffen einzelne Bacete gebildet, diefe mit Bapp- 
umbüllungen verjehen u, in dichte Holzfiften ver» 
padt werden, welche nicht mit eijernen Bändern 
verjehen, auch nicht mit Eijenftiften verfeſtigt od. 
verjchlofjen fein dürfen u. deren Brutiogewicht höch⸗ 
ſtens 50 Pfd. betragen darf. Bei der Verſendung 
des Dynamit3 in anderer als Patronenform 
müffen dichte Holztiften oder Fäffer, welche im 
Innern mit Wachspapier ausgekleidet find, mit 
feinerlei Eiſenbeſchlag (eijerne Reifen, Stifte, 
Nägel) verjehen fein dürfen und deren Brutto— 
gewicht gleichfalls höchſtens 50 Pfd. betragen 
dgrf, angewendet werden. — Die Kiften umd 
Fäſſer müjjen mit der Bezeichnung „Dynamit“ 
verjehen werden. — Das Berpaden u. Verladen, 
jowie auch das Abladen ift unter Vermeidung 
itarfer Erjchütterungen auszuführen. — Bei dies 
jen Berrichtungen darf weder offenes Feuer ge- 
halten, noch Tabak geraucht werden. 3. Behufs 
des Transport? auf dem Lande müfjen die den 
Dynamit enthaltenden Kiften od. Fäſſer auf dem 
Fuhrwerke fejt verpadt werden, Tas Fuhrwerf 
muß an der Vorderjeite mit einer ſchon von 
Weitem erfennbaren ſchwarzen Tafel verjehen 
jein, welche in weißer, deutlicher Schrtjt die Worte 
„Dynamit, VBorjicht“ trägt. — Es ijt unftatthaft, 
Dynamit mit anderen Gütern auf demjelben Fuhr- 
werke zujammen zu verladen, insbejondere ift es 
unterjagt, entzündliche od. erplojive Gegenjtänbde, 
als Zündſchnüre, Zündhütchen, Pulver u. dergl. 
mit Dynamit auf Demjelben Fuhrwerke zu trans 
portiren. 4. Soll dad Fuhrwerk zufammenhängend 
gebaute Ortſchaften pajjiren, jo ijt der Führer des 
Zransports verpflichtet, von der bevorjtchenden 
Ankunft dejjelben der Ort3polizeibehörde, reſp. 
wenn dieje nicht im Orte ihren Sig hat, der 
Gemeindebehörde unter Angabe des einzufchlag« 


enden Weges redtzeitig Meldung zu machen ı. 


S. auch Eprengöl, 


Ehe. 
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alsdann ben im Intereſſe der Öffentlichen Sicher- |Haltenden ſchwarzen Flagge verfehen fein, welche 


beit von diefer Behörde für nöthig erachteten 
Beifungen Sofge zu leiften, 5. Im Uebrigen 
it beim Landtransporte Folgendes zu beobachten: 
a) Die Begleiter des Yuhrwerts haben ſich des 
Tabakrauchens und jedes Gebrauchs von Feuer 
während der Fahrt zu enthalten. b) Gteigt 
während der Fahrt ein Gewitter auf, jo ift dad. 
jelbe in möglichit freier Gegend abzumarten. — 
Eine zufammenhängend gebaute Ortichaft darf 
während eines Gewitters nicht pafjirt werben. 
c) Beim Paſſiren zufammenhängend gebauter Ort- 
haften Dürfen Dynamittransporte nicht anhalten. 
d) Die Fuhrwerke müfjen, wenn fie anhalten, 
vom nächiten bewohnten Gebäude mindeitens 
500 Schritte entfernt bleiben u. bewacht werden. 
Iſt ein längerer Aufenthalt, insbejondere zum 
Nachtquartier, erforderlich, jo darf überdies die 
Aufitellung der Fuhrwerte nur an einer von der 
Ortspolizeibehörde reſp. Gemeindebehörde dazu 
anzumeifenden Stelle erfolgen. 6. Soll der Trans- 
port auf Schiffen erfolgen, jo muß der Einlade- 
plag mindeſtens 500 Schritte von bewohnten Ge- 


in weißer, deutlicher Schrift mit der Bezeichnung 
„Dynamit, Vorſicht“ verjehen if. 7. Im Ueb— 
rigen ift beim Transport auf Schiffen Folgendes 
zu beobadten: a) Auf dem Schiffe darf fein Feuer 
gemacht, auch nicht Tabak geraucht werden. b) 
Andere Schiffe, insbejondere Dampfichifie, welche 
an einem mit Dynamit beladenen Schiffe vorbei- 
fahren, müfjen dafjelbe, wenn dies nicht durch 
die Umftände unmöglicd gemacht wird, unter dent 
Winde pafjiren. ce) —* zuſammenhängend ge— 
baute Ortſchaften zu berühren, ſo iſt wie bei den 
Landtransporten zu verfahren. Die Durchfahrt 
it von der Behörde nur zu geitatten, nachdem 
die Paſſage von anderen Schiffen frei gemacht 
und Anordnung getroffen ift, dag Brüden ꝛc. 
ohne jeden Aufenthalt pafjirt werden können. In 
größeren Städten und bei beengten Waſſerſtraßen 
it die Behörde befugt, die Durchfahrt ganz zu 
unterfagen. d) In Beziehung auf die beim An— 
legen einzuhaltende Entfernung von. Gebäuden 
fommen die für Landfuhrmwerf gegebenen Bor» 
ihriften auch bei Schiffen zur Anwendung. 8. 


bäuden entfernt fein. — Sind auf dem Schiffe| Zumiderhandlungen gegen die vocjtehenden Vor— 


zugleich andere Güter befindlid, jo muß Dyna- 
mit in einem befonderd abgejperrten Raume ver- 
laden fein. — Das Schiff muß mit einer fchon 


bon weiten bemerfbaren, jtet3 ausgejpannt zu) 


ichriften werben, injofern fie nicht nad $ 367 
Nr. 4 u. 5 des Strafgeſetzbuches einer höheren 
Strafe unterliegen, mit einer Geldjtrafe bis zu 
30 M oder verhältnigmäßiger Haft beitraft. 


Che. 

I. Erforderniffe der rechts giltigen 
Schließung einer jolden, , 

1. u. Berjonenjtandswefen, Geſetz v. 6. Febr. 

1875,85 23—40, 41—55, u. wegen der Eheſchließ— 

ung von Bundesangehörigen im Auslande ſ. da- 

ſelbſt Gejeg vom 4. Mai 1870. 

II. — J————— der polizeilihen Be— 
ſchränkungen der Eheſchließungen, 
J. Geſetz vom 4. Mai 1868.) $ 1. Bundesan- 
gehörige bedürfen zur Eingehung einer Ehe oder 
zu der damit: verbundenen Gründung eincs 
eigenen Haushaltes weder des Befites, noch des 
Erwerbe3 einer Gemeindeangehörigteit (Gemein- 
demitgtiedichaft) oder des Einwohnerrechtes, noch 
der Genehmigung der Gemeinde (Öutöherrichaft) 
oder des Armenverbandes, nod) einer obrigleit- 
lien Erlaubnif. — Insbeſondere darf die Be- 
fugniß zur Verehelichung nicht bejchränkt werden 
wegen Mangel3 eines beftimmten, die Großjähr— 
igteit überjteigenden Alters oder des Nachweiſes 
einer Wohnung, eines hinreichenden Vermögens 
oder Erwerbes, wegen erlittener Beſtrafung, 
böſen Rufes, vorhandener oder zu befürchtender 
Verarmung, bezogener Unterſtützung oder aus 





Dies Geſetz iſt eingeführt: durch die Verfaſſung des deut: 
ſchen Reihs vom 30. Sept. 1870, Art. 80 in Baden und im 


Großberzogrhum Hefjen; durch die Verträge vom 23, und 25. G 


Nov. 1870 in Bayern u. Württemberg. 


anderen polizeilichen Gründen. Auch darf von 
der ort3fremden Braut ein Zuzugsgeld oder eine 
fonjtige Abgabe nicht erhoben werden. $ 2, Die 
polizeilichen Befchränfungen der Befugniß zur 
Eheichließung, welde in Anſehung der Che 
zwilchen Juden und für die Angehörigen ein« 
zelner bürgerlicher Berufsftände bejtehen, werden 
aufgehoben. — Die Beitimmungen über die Ge- 
nehmigung der Eheſchließung bei Militärperjonen, 
Beamten, Geiftlichen und Lehrer durd die Vor— 
gejegten werden hiervon nicht betroffen. $ 3. 
Die für Geiftlihe und Eiviljtandsbeamte bejteh- 
enden Verbote, bei der Schliefung einer Ehe 
ohne vorherige Beibringung einer obrigfeitlichen 
Beicheinigung amtlich mitzuwirken, bleiben in 
Veziehung auf Bundesangehörige nur joweit in 
rast, als dieje Beſcheinigung das Vorhanden- 
fein der durch dieſes Gejey nicht berührten Vor— 
ausjegungen der Eheichliegung oder die im$ 2, 
Alinea 2 erwähnten Beitimmungen zum Gegen» 
jtande hat. $ 4. Die Borichriiten der Landes» 
gejege über die Zulaſſung von Ausländern zur 
Eingehung einer Ehe finden auf Bundesanges 
hörige feine Anwendung. $ 5. Die Beitimms 
ungen des bürgerlichen Eheredjte3 werden dur 
Dietes Geſetz nicht berührt. 


III. Strafrechtliche Bejtimmungen. 


1. Beitrafung der mehrfachen Ehe, ſ. Str.» 
»B. $ 171; 2. Strafbarteit der Entführung 
17* 
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einer Frauensperſon, um die Entführte zur Ehe des Miniſters flr Handel, Gewerbe und öffent- 
zu bringen, f. daj. $ 236. 3. Pilichtwiorigteit|lühe Arbeiten. — Diejelbe fann Gemeinden, 
der Religionsdiener bei Eheſchließungen, ſ. daj. welche die zu einem Eichungsamte nöthigen Locali- 
8 338 und unter PBerjonenftandswefen ‚|täten und Einrichtungen beſchaffen und eine 
Gef. dv. 6. Febr. 1875, 8 67. zum Eichmeijter qualificirte Berfönlichkeit nad). 
Ehebruch, Beitrafung deflelben, ſ. Str-G.«B. weiſen, nicht vorenthalten werden. 8 2. Die 
140, 172. Auffiht über den Geſchäftsbetrieb der Eichungs— 
Ehehinderniffe, f. unter Berfonenftand3-Jämter wird durch die Gemeindebehörden und 
weſen, Geſ. vom 6, Febr. 1875, $$ 28 — 39, |durd) Eichungsinſpectoren ausgeübt, deren in 
47—49. Dispenſation von Ehehinderniſſen, daj.|der Regel Einer für jede Provinz ernannt wird. 
$$ 40, 50. Beſtrafung wegen arglıftiger Ber-|Yettere find befugt, Die Eihungsämter ihres 
chweigung eines bejtehenden Ehehinvdernijjes bei| Diftricted im technifchen ‚Angelegenheiten durch 
Fingehung der Ehe, j. Str.-G.-B. 8 170. Vermittelung der Gemeindebehörden mit Ans 
Ehrenbürgerredjt, j. unter Städtever-ſweiſung zu verjehen, Die Eichungs · Inſpectoren 
fafjung die Städte-Ordn. vom 30. Mai 1853,|find Staatsbeamte u. unmittelbar dem Miniſter 
8 6 u. die Note dazu; in Frankfurt a. M. das|für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
Geſetz v. 25. März 1867, $ 22; in Scleswig-[untergeordnet, $ 3. Die Eihungsämter an den 
Holitein das Geſetz dv. 14. April 1869, $ 11. [Orten, wo die ichungs⸗ Inſpectionen ihren Sitz 
Ehrenkrünkung, ſ. Beleidigung. erhalten, ſollen Staatsanſtallen ſein und unter 
Ehrenrechte, Verluſt der bürgerlichen alsſder unmittelbaren Leitung der Eihungs-Fnipec- 
Strafe, ſ. Str.“G.⸗B. 85 31, 32, 37,57, Abſ. 5,|toren ſtehen. $ 4. Solche Zweige des Eichungs- 
8$ 116, 181, Folgen des Verluſtes derjelben:|gejchäftes, welche eine bejondere Sachkunde und 
a) hinfichtlic des Vürger- und Gemeinderechts|Geihidlichkeit erfordern, können ausſchließlich 
j. unter Städteverfajjung die Städte Drdn. einzelnen Cihungsämtern übertragen werden. 
vom 30. Mai 1853, $ 7, Abi. 2 und die Note|$ 9. Die Kojten der Errihtung und Unterhalt 
dazır; in Frankfurt a. M. Gejeg vom 25. Märzjung der im $ 3 erwähnten Eichungsämter über- 
1867, 8$ 19, 20; in Schleswig-Holſtein Gefegjnimmt der Staat, welder dagegen aud Die bei 
vom 14. April 1869, $ 13, und unter Ge» denjelben auflommenden Gebühren bezicht. — 
meinde-Berjafjung weitfäl. Landgemeinde-| Die Kojten der übrigen Eidungsämter, ſowie 
Ordn. $ 22 u. zu $$ 33 ff. der rhein. Gemeinde-|anderjeit3 vie bei ihnen auftonmenden Ge— 
Drdn., Geſetz vom 15. Mai 1856, Urt. 12. bühren fallen den betreffenden Gemeinden zu. 
Ehrenitrafen als firdliche Straf- und Zuct-]$_6. Der Minifter für Handel, Gewerbe und 
mittel find unterjagt, |. unter Kirdenzudt, öffentliche Arbeiten hat durch eine Inſtruction 
Geſ. vom 13. Mai 1873, 8 1. die Gejchäftsführung der Eihungsämter zu regeln 
Ehrenwort, Beitrafung derjenigen, welche und die Dienitpjlichten der Eihungs-Fnipectoren, 
einem Minderjährigen auf jein Ehrenwort Erevit|jowie deren Verhältnig zu den Regierungsbe— 
geben, j. Str.-6.-B. $ 302. hörden und zur Norntals ihungscommi,fion für 
Ehrverlegung, Strafbarfeit derjenigen, welche den Norddeutihen Bund feitzuitellen, $ 7. Bon 
Andere durch Ehrverlegung zu gewverblichen|den in den 55 1, 2 u. 3 bezeichneten Behörden 
Eoalitionen bejtimmen, j. Gew.-Ordn. $ 153,|lind aud) die noch nad den biöherigen Vor— 
©. aud) Beleidigung. Ihriften zu erledigenden Eichungsgeichäfte wahr« 
Eicdgebührentare vom 24. Dechr. 1874 jäunehmen. Mit dem Beitpunkte, wo fie ihre 
biefelbe wird Hier nicht abgedrudt. Wirlſamleit beginnen, treten die jegt giftigen 
Eichpfahl, j. Mertpfapt. Beſtimmungen über die Organijation der Eich— 
Eichungsbehörden. ungsbehörden außer Kraft. 
F Eichweſen. 
Preußiſches Gefep, betreffend die IT Nahe und Gewichtsordnung für 
Eihungsbehördenv.26.Novbr, 1869.') den Norddeutihen Bund vom 
$ 1. Die Eichungsämter, welchen nad) Art. 15 17. Auguſt 1868. 
der Maß- und Gewicht3-Ordnung für den Nor»| Art. 1. Die Grundlage des Maßes und Ge— 
deutſchen Bund vom 17. Auguſt 1868 das Ge-|wichtes iſt das Meter oder der Stab, mit decir 
ſchäft der Eihung und Stempelung obliegt, find,|maler Theilung und Verpielfahung. Art. 2. 
mit der im $ 3 enthaltenen Auͤsnahme, Ger|Al8 Urmaß gilt derjenige Platinjtab, welcher im 
meindeanftalten. — Sie betchen aus einem|Befige der Koniglich Preußiſchen Regierung fich 
Vorfteher, welchem bie allgemeine Leitung der 


befindet, im Jahre 1863 durch eine von dieier 
Geichäjte obliegt, und einem Sachverſtändigen als 


und der Kaiſerlich Franzöjiichen Regierung be» 
Eichmeijter; im Falle des Bedürfniſſes iſt jedoch| itellte Commijfion mit dem in dem Kaiſerlichen 
das Perſonal zu vermehren. Zu Eichmeiſtern 


Archive zu Paris aufbewahrten Mötre des Ar- 
fönnen nur jolhe Berjonen bejtellt werden, deren 


chives verglichen und bei der Temperatur des 
technijche Befähigung von dem vorgejegten Eich» Ichmelzenden Eijens gleich 1,00000991ı Meterbefunden 
ungs-Inſpector ($ 2) nach vorgängiger Prüfung worden iſt. Art. 3 Es gelten folgende Maße: 
anerlannt und bejcheinigt it. — Zur Errichtung 


g]A. Längenmaße. Die Einheit bildet das 
eines Eichungsamtes bedarf e3 der Geneymigung! Meter oder der Stab. — Der hundertſte Theil 


‚des Meters heißt das Centimeter oder der Neu- 
ı) ©. audy unter Eihwefen die Eichord 67 bis gell. ne Der tauſendſte Theil des Meters heißt 
78, 79 bis 80. — EUR ‘das Millimeter oder der Strich. — Zehn Meter 













Eichweſen. 
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heißen das Dekameter oder die Kette. — Tauſend durch den Bundesrath.) Art. 11. Bei dem 


Meter heißen das Kilometer. B. Flächenmäße. 
Die Einheit bildet das Quadratmeter oder der 
Duadratitab. — Hundert Duadratmeter heißen 
das Ur. — Zehntauſend Duatratmeter heißen 
das Hektar. C. Körpermafe. Die Grundlage 
bildet das Kubikmeter oder der Kubikſtab. — 
Die Einheit iſt der taujendfte Theil des Kubil- 
steters und heißt das Liter oder die Kanne, — 
Das halbe Liter heißt der Schoppen. — Hundert 
Liter oder der zehnte Theil des Nubifmeters Heißt 
das Heltoliter oder das Faß. — Fünfzig Liter 
find ein Scheffel. Art. 4. Als Entfernungsmaß 
dient die Meile von 7500 Metern.!) Art. 5. 
Als Urgewicht gilt dad im Beſitze der Königl. 
Vreuß. Regierung befindliche Platinkilogramm, 
welches, mit Nr. 1 bezeichnet, im Jahre 1860 
durch eine von der Königlich Preuß. und der 
Kaiſerl. Franz. Regierung niedergejette Commij- 
jion mit dem in dem Slaiferlihen Archive zu 
Paris aufbewahrten Kilogramme prototype ver- 
glichen und gleich O,ogg000443 Kilogramm befunden 
worden ift. Art. 6. Die Einheit des Gewichts 
bildet das Kilogramm (gleid) 2 Pfund). Es ijt 
das Gewicht eines Liters dejtillirten Wafjers bei 
+ 4° des hunderttyeiligen Thermometerd. — 
Das Kilogramm wird in 1000 Gramme getheilt, 
mitbecimalen Unterabtheilungen. — Zehn Gramme 
eigen dad Delagramm oder das Neu-Loth. — 

er zehnte Theil eines Gramms heißt das Deci- 
gramm, der hundertite das Gentigramm, der 
taujendite dad Milligramm. — Ein jalbes Kilo» 
gramm heißt das Pfund. — 50 Silogramme 
oder 100 Pfund heißen der Gentner. — 1000 
Kilogramme oder 2000 Pfund heigen die Tonne. 
Art, 7. Ein von diefem Gewichte (Urt. 6) ab- 
meichendes Medicinalgewicht findet nicht jtatt.?) 
Art. 8. In Betreff des Minzgemwichts verbleibt 
es bei den im Urt. 1 des Müngvertrages vom 
24. Januar 1857°) gegebenen Bejtimmungen. 
Art. 9. Nach beglaubigten Copien des Urmaßes 
(rt. 2) und des Urgewichts (Urt. 5) werden 
die Normalmaße und Normalgewichte Hergeitellt 
und richtig erhalten. Art. 10. Zum Zumeſſen 
und Zumägen im öffentlichen Verkehre dürfen 
nur in Gemäßheit diefer Maß: und Gewichts— 
Ordnung gehörig gejtempelte Maße, Gewichte u. 
Waagen angewendet werden. — Der Gebraud 
unrichtiger Maße, Gewichte u. Waagen ijt unter- 
jagt, auch wenn diejelben im Uebrigen den Be- 
jtimmungen dDiefer Maß- und Gewichtsordnung 
entſprechen. Die näheren Bejtimmungen über 
die Ääußeriten Grenzen ber im öffentlichen Ber» 
fehr noch zu duldenden Abweichungen von ber 
abjoluten Nichtigkeit erfolgen nady Vernehmung 
der in Urt. 18 bezeichneten technijchen Behörde 





2) Urt. 4 ist buch das Gefeh v. 7. Dec. 1873 aufgehoben, 

2) S. die Note zu $ 30 der Eichordnung v. 16. Juli 1869, 

3) Müngzvertrag vom 24. Juni 1857: Art. 1. Das fund, 
in der Schivere von 600 g, wie ſolches bereitß bei der Erheb⸗ 
ung der Zölle zur Aumweudung fommt, fol in den vertragen: 
ben Staaten der Ausmünzung zur Grundlage bienen u. auf 
deren Wünzitätten als ausichliehlihes Münzgewicht eingeführt 
werden, auch * dieſem Zwede eine felbftändige Eintheilung 
in Tauſendtheile mit meiterer decimaler Abitufung erbalten. 
Wegen Eihung der Geldmünggewiite ſ. Belanntmadyung 
vom 31. Jau. 1872, 


Verkaufe mweingeiftiger Flüſſigkeiten nach Stärke— 
graden dürfen zu Ermittelungen des Alkohol— 
gehaltes nur gehörig geſtempelte Alloholo— 
meter und » Thermometer angewendet werden. 
Art. 12. Der in Fäffern zum Berfauf kommende 
Bein darf dem Käufer nur in jolchen Fäjjern, 
auf welchen die den Raumgehalt bildende Pahl 
der Liter durch Stempelung beglaubigt ift, über— 
liefert werden. — Eine Ausnahme hiervon findet 
nur bezüglich desjenigen ausländiichen Weines 
itatt, welcher in den Driginalgebinden meiter 
verfauft wird. Art. 13. Gasmejjer, nad) welchen 
die Vergütung für den Verbraud) von Leuchtgas 
bejtimmt wird, jollen gehörig gejtempelt jein, 
Art. 14. Zur Eichung und Stempelung find 
nur diejenigen Maße und Gewichte zuzulaffen, 
weiche den in Urt. 3 und 6 dieier Man» und 
Hewicht3-Ordnung benannten Größen, od. ihrer 
Hälfte, jowie ihrem Zwei-, Fünf-, Zeyn- und 
Zwanzigfachen entiprehen. Zuläſſig it feruer 
die Eihung und Stempelung des Viertel-Hekto— 
liter, jowie fortgejegte Halbirungen des Liter, 
Art. 15. Das Geſchäft der Eihung u. Stempel» 
ung wird ausichlieglich durch Eihungsämter aus« 
geübt, deren Perſonal von der Obrigkeit bejtellt 
wird.?) Dieje Uemter werden mit den erforder» 
lichen, nad den Normalmaßen und Gewichten 
(Urt. 9) Hergeitellten Eichungsnormalen, bezieh- 
ungsweije mit ben erjforderlihen Normalappa— 
raten verjehen. Die für die Eihung u. Stempel- 
ung zu erhebenden Gebühren werden durch eine 
allgemeine Taxe geregelt (Art. 18). Art. 16. 
Die Errihtung der Eichungsämter (Urt. 15) 
jteht den Bundesregierungen zu und erfolgt nad) 
den Landesgefegen. Diejelben können auf einen 
einzelnen Zweig des Eichungsgeſchäfts beichräntt 
jein oder mehrere Zweige deſſelben umfaſſen. 
Art. 17. Die Bundesregierungen haben, jede 
für fih oder mehrere gemeinihaftlid, zum Zweck 
der Auflicht über die Geichäftsjührung und die 
ordnungsmäpige Unterhaltung der Eihungsämter 
die erforderlichen Anordnungen zu treffen. In 
gleicher Weije liegt ihnen die Fürſorge für eine 
periodiſch wiederfehrende Vergleichung der im 
Gebrauche der Eichungsämter befindlichen Eich» 
uungsnormale (Urt. 15) mit den Normalmaßen 
und Gewichten ob. Art. 18. Es wird eine 
Rormal-Eichungdcommillion vom Bunde beitellt 
und unterhalten. Diejelbe hat ihren Sig in 
Berlin?) — Die Normal» Eihungscommiljion 
hat darüber zu wachen, daß im geſammten 
Bundesgebiete das Eichungsweſen nad) überein« 
jtimmenden Regeln und dem Jntereſſe des Ver— 
fehrs entiprechend gehandhabt werde. hr liegt 
die Anfertigung und Verabfolgung der Normale 
(Art. 9), ſoweit nöthig auch der Eichungsnormale 
(Art. 15) an die Eidyungsitellen des Bundes ob 
und iſt fie daher mit den für ihren Geſchäfts— 
betrieb nöthigen Inſtrumenten und Apparaten 
auszurüjten. — Die Normal-Eihungscommilfion 
hat die näheren Vorſchriften über Waterial, Ge— 


1) ©. bie Belanntmahungen vom 6. Dec. 1869 und 
vom 16. Mug. 1871. 

2, ©. ECihungsbebörden. 

3). bie Belanntmahung v. 16. Febr. 1869. 
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ftalt, Bezeichnung und fonftige Beſchaffenheit ‚der 
Maße und Gewichte, ferner über die von Geiten 
der Eichungsftellen innezuhaltenden Fehlergrenzen 
zu erlafjen. Sie bejtimmt, welde Arten von 
Waagen im öffentlichen Berfehr oder nur zu be- 
fonderen gewerblichen Zweden angewendet werben 
dürfen, und jet die Bedingungen ihrer Stempel: 
fähigfeit feſt.) Sie hat ferner das Erjorder- 
Jiche über die Einrichtung ber ſonſt in dieſer 
Maß- und Gewichtsordnung aufgeitellten Mep- 
wertzeuge vorzuichreiben, ſowie über bie Bu: 
Yaffung anderweiter Geräthihaften zur Eichung 
und Stempelung zu enticheiden.?) Der Norntal« 
Eihungscommiilion Tiegt es ob, das bei ber 
Eichung und Stempelung zu beobadtende Ver⸗ 
fahren und die Taxen für die von den Eihungs« 
stellen zu erhebenden Gebühren (Urt. 15) feitzu- 
jeßen und überhaupt alle die techniſche Seite des 
Eihungswefens betreffenden Gegenitände zu res 
geln.?2) Art. 19. Sämmtliche Eichungsitellen 
des Bundesgebiets haben ſich neben dem jeder 
Stelle eigenthümlichen Zeichen, eines überein» 
jtimmenden Stempelzeihens zur Beglaubigung 
der von ihnen geeichten Gegenjtände zu bedienen. 
— Diefe Stempelzeichen werden von der Normal: 
Eichnngscommiſſion beftimmt, Art. 20. Made, 
Gerichte und Meßwerkzeuge, welde von einer 
Eichungsſtelle des Bundesgebiets geeicht und mit 
dem vorichrijtmäßigen Stempelzeichen beglaubigt 
find, dürfen im ganzen Umfange des Bundes- 
gebiete® im öffentlichen Verkehr angewendet 
werden.) Art. 21. Diefe Maß- und Gewidts- 
Ordnung tritt mit dem 1. Januar 1872 in Straft. 
— Die Landesregierungen haben — 
zahlen für die Umrechnung der bisherigen Bandes» 
maße und Gewichte in die neuen feitzuftellen u 
befannt zu machen und jonft alle Anordnungen 
zu treffen, welche, außer ben nad) Urt. 18 der 
technischen Bundes-Eentral-Behörde vorbehaltenen 
Vorſchriften, zur Sicherung der Ein» und Durd)- 
führung der in diejer Maß- und Gewictsord- 
nung, namentlid) in Art. 10, 11, 12 und 13 ent» 
Haltenen Beitimmungenerforderlic find.) Art. 22. 
Die Anwendung ber diefer Maß- und Ges 
wichtsordnung entiprechenden Maße und Gewichte 





1). die im Folgenden unter IT. abgedrudte Eich-Ordn. 

2), ©. a. Belanntmahung der Normal-Eichungscoumniſſion, 
betr. die Vorſchriften Über bie Eihung und Zteinpelung bon 
Mafen und Meßwerlzeugen für Brennmaterialien, ſowie für 
Kalt und andere Dlineralproducte, vom 15. Febr. 1871 [umter 
III. abgedrudt]. b. wegen | der Borihriften über 
die Eihung And Stempelung der Meßapparate für Flüſſig— 
Teiten vont 19. März 1872 [unter IV, abgebrudt]. c. Be: 
tanntmachung, betreffend die Anwendung von Präciſionswaagen 
in den Officinen der Apothelen, vom 1. Diai 1872 [f. Note 
zu $ 30 der Eichordnungl. 

2) S. die neue RNedaction ber Eichgebührentare für ben 
Norddeuiſchen Bund vom 24. Dec. 1874. 

4) ©. Geſetz wegen Ergänzung der Maß: und Gerichts: 
orbnung er den Norbdeutihen Bund vom 10. März 1870: 
Der Bunbesratb ift befugt, nah Vernehmung der Normal: 
Eichungscommiſſion zu beitimmen, daß Maße, Gewichte und 
Veßwerkzeuge, mweldje von der Eihunasitelle,eines nicht zum 
Norddentihen Bunde gehörenden deutſchen Staates, deſſen 
Dink: und Gewichtsweſen in Uebereinftimmung mit demjenigen 
bes Norddeutichen Bundes geordnet ift, geeicht und mit dem 
vorihriiisimägigen Etempelzeichen benlaubiat worden find, im 
Bundesgebicre im öffentlichen Verkehr angewendet werden 
bürien. — ©. die Note zur Ueberſchriſt diejes Geſetes. 

>) ©, für Preufer die Defanntmahung des Handels: 
miniſters dom 13. Mai 1869. 


| 


| 


Eihwejen. 


ift bereit5 vom 1. Januar 1870 an geftattet, 
injofern die Betheiligten hierüber einig find. 
Art. 23. Die Normcl-Eihungscommiljion (Art. 
18) tritt alsbald nad) Berfündigung der Maß— 
und Gewichtsordnung in Thätigkeit, um die 
Eichungsbehörden bis zu dem im Art. 22 au- 
gegebenen Zeitpunkt zur Eichung u. Stempelung 
der ihnen vorgelegten Maße und Gewichte in ben 
Stand zu ſetzen. 


II. Eihordnung für den Norddeutſchen 
Bund vom 16. Nuli 1869. 


Auf Grund der Beitimmung im Art. 18 der 
Maß- und Gewicht3-Ordnung für den Nord» 
deutichen Bund vom 17. Auguſt 1868 erläßt die 
unterzeichnete Normal - Eihungscommijfion die 
nadjtehende 

Eihordnung. 


Erſter Abſchnitt. 


Vorſchriften über dad Material, die Geſtalt, die 
Bezeichnung und bie fonftige Beichaffenheit der 
vom 1. Januar 1872 ab im öffentlichen Verkehr 
geltenden und bereit3 vom 1. Januar 1870 ab 
zur Eichung zuzulaffenden neuen Maße und Ge- 
wichte, jowie über die von Seiten der Eichungs— 
jtellen bei der Eichung diefer Maße u. Gewichte 
innezuhaltenden Sehlergrenzen, 


[T. Längenmaße.] $ 1. [Buläffige Maße und 
Bezeichnung.) Zur Eihung zuläjjig find Maße 
von folgenden Längen: 20 Meter, 10 Meter 
oder 1 Delameter, 5 Meter, 2 Meter, 1 Meter, 
0,5 Meter oder 5 Decimeter oder 50 Eentimeter, 
O, Meter oder 2 Decimeter oder 20 Centimeter, 
0, Meter oder 1 Decimeter oder 10 Gentimeter. 
— Die Bezeichnung diefer Maße muß mit dent 
vollen Namen, die in der obigen Zuſammenſtell— 
ung angegeben find, geſchehen. Welche der me- 
triihen Bezeichnungen in den Fällen, wo in der 
obigen Reihe mehrere nebeneinander aufgejtellt 
find, anzuwenden jei, bleibt dem Belieben über- 
lafjen. Bei einem Mafe von 10 Meter Länge 
fann auch der volle Name „Nette“, bei einem 
Maße von 1 Meter Länge und feinen oben zu« 
gelajjenen Bielfahen und Bruchtheilen auch der 
volle Name „Stab“ aufgetragen werden, doch 
muß in jedem Falle eine der obigen mıtrijchen 
Bezeichnungen voranitehen. 

52. [Material, Form und Gtruftur der 
Längenmaße.] Sämmtliche eihjähige Maße müffen 
von joldem Material, in jolher Form und 
Struftur ausgeführt fein, da ihre Länge beim 
Gebrauh Feine Schwankungen erleiden kann, 
welche die im Berfehr zu duldenden Fehlergrenzen 
überjteigen. — Darnad) find zur Eichung zuzu⸗ 
laſſen einfache Strich- oder Endflächen-Maßſtäbe, 
welche aus genügend hartem Material mit einem 
vor Verbiegungen hinreichend ſichernden Quer— 
ſchnitt maſſiv gearbeitet ſind. Bei Endflächen— 
Maßen von Holz bis zu 9, Meter Länge herab 
jind die mafgebenden Endfläden durch metallene 
Beſchläge zu jchügen. — Ferner find zuläjfig 
jolhe aus mehreren Stüden bejtehenden Maße, 
für deren Zujammenfügung in derjenigen gegen- 
jeitigen Lage der beweglichen Theile, welche die 
normale Länge des ganzen Maßes ergibt, eine 


Eichweſen. 


— Stabilität geſichert iſt. — Endlich 
nd zuläſſig Bandmaße, welche aus Material 
von hinreichend geringer Dehnbarkeit, z. B. aus 
Metallbled), hergeſtellt ſind. — Es iſt zuläſſig, 
Maße, welche den oben aufgeſtellten Unforder- 
ungen entjprehen, auch dann, wenn bdiejelben 
Theile anderer Meßwerkzeuge bilden, zu eichen, 
ſobald in diefer Zufammenjegung die Eihungs- 
Operationen nad) den anderweitigen Beſtimm— 


ungen ausführbar find, 

8 3. [Eihung und zuläffige Abweichung der 
Bängenmaße.) Die — — über 
deren Ausführung in einer beſonderen Inſtruec— 
tion nähere Vorjchriften ertheilt werden, haben 
fi) bei den Längenmaßen ſowol auf die Ge- 
jammtlänge, al3 auf die Eintheilung zu erjtreden. 
— Zur Stempelung ift nur dann zu jchreiten, 
wenn die Vergleihung mit den Eichungsnorma- 
len ermwiejen hat, daß die Gejämmtlänge des 
Mafes entweder im Zuviel oder im Zuwenig 
eine größere Abweichung nicht zeigt, als nad) 
ftehend unter A beftimmt ift, und daß gleich— 
zeitig die Eintheilung ber Vorſchrift unter B, 
entſpricht. 

A. Die Abweichung in der Geſammtlänge darf 
höchſtens betragen: 

1. bei metallenen Präcifionsmaßftäben [mit feiner Eintheilung], 

deren Genauigfeit3angabe nur in der Nichtberfdfichtigung 


der Temperatur bei der Anwendung ihre Grenze finder, 

bei einer Länge von 1 Weder . - . 0,1 Millimeter, 
"on. e. Obi 0ı Mir 08 5 

2. kei gewöhnlichen Mafitäben aus Metall ober von 0, Meter 

ab aus Elfenbein, hartem Holz :c. 
bei einer Yänge von 2 Wieter . 
. 1, . . . 

0, „ bis 0,1 Meter . 05 5, 

aus Holz [die Enden durch Metallbe: 

„40 Millimeter, 


Er 


. 0,5 Millimeter, 
0,5 


* — ” 


8. se — — 
lage geſchutzt 
bei einer Ränge von 5 Meter 

“ 


» ae Wer . A - 0,75 = 
4. bei Dafftäben für Fangwaaren, aus Holz mit Metallbe- 
ihlägen, nur in Gentimeter getheilt er 
bei einer Länge von ı Meter. . . 19 Millimeter, 
. 0,5 


- " ” PL “ 
6. bei zuſammenlegbaren Mahen 
in einer Länge von 1 Meter . 


. 1,0 Millimeter, 


- 4 * ” 0,5 * J ” 0,75 * 
6. bei Pandmafen aus Metallblech 
bei einer Yänge von 20 Meter . . 35 Millimeter, 
. r — | an 25 z 
* * * * 5 * ° 1,75 * 
” ” ” ” 2 " — 1,25 * 
⸗ ⸗ ” 1 ir = ⸗ 0.,* ” 
[B. Fehlergrenzen der Eintheilung der Längen- 


maße.] Der Fehler des NAbitandes irgend einer 
Eintheilungsmarte eines Maßes von dem nächſten 
der beiden Enden des Maßes darf nirgends die 
Hälfte der zuläffigen Abweihung der Gejammt- 
fänge defjelben überfteigen. — Ausgenommen 
Hiervon find nur unter Nr. 1 die Präcijiond« 
Stäbe von 0, bis O,, Meter Länge, jowie die 
unter Nr. 4 erwähnten Maßſtäbe, bei denen die 
Fehlergrenze für den Abftand einer Eintheilungs» 
Marke von dem nädjiten der beiden Enden gleich 
der Fehlergrenze der Gefammtlänge angenommen 
werben darf. 

4. [Stempelung.] Die Stempelung erfolgt 
dicht an den Enden des Maßes. Un den mıt 
Deetallllappen verjehenen Enden hölzerner Maß— 
jtäbe ijt der Stempel halb auf das Holz, halb 
auf die Kappe und außerdem auf die Endjläde. 
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ber Kappe zu jeben.t) — Bei aus einzelnen Thei« 
len beitehenden Maßen ift außerdem ein Stem«- 
pel J die am Gelenk zuſammenſtoßenden Theile 
ſo zu ſetzen, daß er ſowol den einen als den 
anderen Theil trifft, und bei ſolchen, wo dies 
nicht möglich iſt, auf jeden der einzelnen Theile. 
— Bei Fräcifions - Mapjtäben wird neben dem 
Stempel der Eichungsſtelle noch ein ſechsſtrahliger 
Stern aufgeſchlagen. 

[II. Stinfigfeitsmaße.] $ 5. [Buläffige Flüjfig- 
feitämaße,]?) Flüſſigkeitsmaße für den öffent- 
lihen Verkehr werden nur in folgenden Größen 
zur eg | und Stempelung zugelaffen :®) 20 
Liter oder Kannen, 10 Liter oder Kannen, 5 
Liter oder Kannen, 2 Liter od. Kannen, 1 Liter 
oder Kannen, !/, oder O,, Liter oder Kanne — 
1 Schoppen, */,; Liter oder Kanne, O,, Liter od. 
Kanne, Y, Liter oder Kanne, O,, Liter od. Kanne, 
Yo Liter oder Kanne, O,5 Liter oder Kanne, 
Y., Liter oder Kanne, O,, Liter oder Kanne, — 
Jedes zuzulaffende Maß muß jo hergejtellt jein, 
daß eine Abmejjung von Flüfligkeiten innerhalb 
der im Verkehr geitatteten Abweihung vom Golls 
inhalte durch dafjelbe jicdyer erfolgen kann, daß 
e3 den beim Gebrauche unvermeidlic, vorfommens 
den Einwirkungen genügenden Wiverjtand leijtet 
und abjichtlid angebrachte Berlegungen leicht er« 
fennen läßt, übrigens aud) den nachftehenden 
Vorſchriften in Bezug auf Bezeichnung, Form, 
Material und jonjtige Beſchaffenheit entipricht. 

$ 6. [Bezeihnung.] Die Bezeichnung Hat 
deutlich und von dem Maße untrennbar durch 
Angabe der Einheiten oder Brucdhtheile vom Liter, 
die ed enthält, unter Beiſetzung des Wortes Liter 
oder des Buchſtaben L zu erfolgen. Als Bruch— 
bezeihnungen find hierbei für die decimalen Ab- 
jtufungen, Decimalbruüche, für die Abitıfungen 
nad) Halbirungen gewöhnliche Brüche zu benupen. 
— Es iſt —— dieſer Hauptbezeichnung auch 
die vollen deutſchen Namen beizufügen. 

$ 7. Material.]) Für den Vertehr zuläſſige 
Maße müjjen aus Zinn,‘) Weißblech, Meifing 
oder Kupfer hergeitellt, in den beiden legteren 
Fällen aber innerlich mit reinem Zinn vollitän- 
dig und gut verzinnt fein. 





) Eriter Nahtrag zur Eichorbnung vom 30. Juni 
1870: Wenn es nicht möglich ift, den Stempel gleichzeitig auf 
die Kappe u. das Holz zu jegen, jo wird das Holz unmirtels 
bar an der Kappe genempelt. Stählerne Bandmage find auf 
eingefegten Meftngplättchen zu ftempeln. — Vierter Nadıe 
trag zur Eichordnang vom 25. Juni 1872: Zur Beglaubigs 
ung der eichamtliben Brüfung der auf einem Wafitab: vors 
bandenen Eintheilung wird hiermit zujäglich beſtimmt, daß alle 
Maße, weldy zwifchen den maßgebenden Eadmarken oder Ends 
flähen irgend eine Eintheilung enthalten, noch mit einem 
Stempel zu verjeben find, welcher auf der Eintheilungsfläce 
möglichit nahe der Reihe der Eintheilungswmarfen u. ber Witte 
des Maßes anzubringen üt. 

2) ©. aud die im folgenden unter III. abgebrudte Bes 
fanntmahung ber Borihriften über die Eihung u. Stems 
pelung der Menapparate für ijlüffigteiten, vom 19. Mär, 
1872, wodurch bejonders dem Bedirfniffe, welches durd bie 
ftarfe Verflüchtigung gewiffer Flüffigteiten bervoraerufen wird 
und insbejondere im Petroleumvertebre ſich geltend gemadht 
bat, entiprocdhen werden ſollte. . 

3) Zufotge des 7. Nachtrages zur Eichorbnung v. 28. Sept, 
1875 weroen auch Frlüffigfeitsmare von 0, Liter Inhalt zur 
Eihung und Stempelung zugelaifen. ö 

) Flüffigfeitsmaße aus Zinn dürfen in ibrer Maſſe nicht 
weniger als ®% reines Bin entbalıen. Auf denfelben muß 
der Same nnd Wohnort des Verfertigerd angegeben fein. ©. 
Rahträge zur Eichordnung vom 6. Mai 1871. 
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8 8. [Form] Maße von 2 Liter Inhalt und 
die nach der Halbirungs - Theilung abgejtuften 
Meineren müfjen in Form eines Cylinders her— 
gejtellt werden, bei dem das Verhältnig des 
Durchmefjers zur Höhe für das 

—— L. Maß wie 122 
4 


inhalt begrenzt werden: entweder durch 2 ein- 
ander gegenüberliegende Abjlußöffnungen, oder 
durd eine ſolche Definung und einen Diametral 
gegenüberliegenden Etift (Zäpfchen), ſtatt deſſen 
auch 2 Stifte, um ein Drittel des Umkreiſes von 
ber Deffnung abftehend, angebracht werden tönnen, 









en «Fi oder durch 2 Diametral gegenüberliegende, ſowie 
Ur. aud durd 3 gleichmäßig auf dem Umfang ver 
ee re theilte Stifte. 


$ 9. (Sonftige Beichaffenheit.] Alle Maße, 
bei denen der Flüffigleitsipiegel in der Ebene 
de3 oberen Standes liegt, müfjen an diejem äufer- 
lid) genügend verjtärtt fein; dies erfolgt bei 
Blehmaßen durch aufgelöthete Bunde, wobei für 
Weißblechmaße aud ein Bund aus Zinkblech ge- 
jtattet ift, oder durch einen in den umgebogenen 
Rand eingelegten Draht. — Die Böden dürfen 
nit als bloße Scheiben eingelöthet, jondern 
müſſen mit einem umgebogenen Rande verjehen 
fein, Letzterer fann entweder die cylindrijche 
Wandfläche nach oben gefehrt äußerlich umfchlie- 
ben, oder ſich nach unten gelehrt an die cylin- 
driiche Wandjläche innerlich anſchließen; in beiden 


u Grunde gelegt wird. Da es aber fchmwierig 
iſt, bei der Heritellung folder Maße dieſes Ber- 
hältniß genau inne zu halten, jo find in ber 
Größe des Durchmeſſers Abweichungen bis zu 
5 pCt. im Mehr oder Weniger nachgelaſſen. — 
Es ergeben ſich hiernach für die Dimenfionen 
dieſer Flüſſigkeitsmaße folgende Werthe in Milli- 
metern: 

Derehuete Dimenfionen. |, Der Durdmelier zu: 

röße ne darf 

des Maßes — ber Höbe | höchſtens e*⸗ 


L. | mm. | mm. || mm. mm. _ 
— m. | n 


2 108,4 216,7 114 103 Hüllen iſt er mit der Wandfläche zu verlöthen. 
1 86,0 172,1 90 832 |— Die Böden find in ebener Fläche Herzuitellen 
in ee = 5 [und bei größeren Maßen durd) äußerlic aufge- 
je 415 80.1 47 42 jlöthete Stege zu verjtärfen. — Wusgüfjfe oder 
Yyın 38,0 | 88 4 ESchnauzen, deren Faſſungsraum einen Theil des 
Um 29,2 46,7 31 28 


F . richtigen Gefäßinhalts bildet, müjfen bis zur 
Abſatz 3 und 4 in der Faffung des 7. Nad-[vorderen Spige in derjelben Art wie die übrige 
frages zur Eichordnung vom 28. Sept. 1875.)|Srenzfläche des Faſſungsraumes verftärft fein. 
Die nad) der Decimaltgeifung abgeftuften Maße — Stifte oder Zäpfchen dürfen nicht eingelöthet, 
von Orr Orr Omas One Und Op, Liter Inhalt ſondern müffen eingenietet und äußerlich mit 
müjen in Form eine Cylinders Hergeftellt jein,Jeinem Zinntropfen für die Stempelung verjehen 
beiten Durchmeſſer glei der Höhe tit, mit der|jein. — Die Bezeichnung ift entweder auf dem 
Mafgabe jedoch, da in ber Größe des Durch-Hiaße felbit einzugradiren oder aufzufchlagen, 
mejjers Abweichungen bis zu 5%, im Mehr und was bei Viechmaßen auch auf einer aufgelötheten 
Weniger nachgelaſſen find. — Es ergeben fic| Zinnftelle geſchehen kann, oder auf einem aufge 
"ternad für Die Dimenfionen dieſer Maße fol-|lötheten Schilde anzubringen, welches Iegtere an 
gende Werthe, ausgedrückt in Millimeter: einer Stelle durch einen zu ftempelnden Binn- 








Perehneter - tropfen mit dem Mafe zu verbinden ift. — Ba 

Gröfe des |Merth der Hügel Apunpmefierg ber Mage |MaBen, welche aus un durch Löthung ver⸗ 

Vai [u —— — Größter I bundenen Theilen beſteten, find die Yöthitellen 

L. Bin | Meinten mit Binnteopfen zur Aufichlagung des Stempels 

— —— — zu verſehen, ſofern die Löthfuge eine unmittel- 
0, 63,4 66 60 bare Stempelung nicht geftattet, 

ei = = = $ 10. [Unzuläjfige Maße.) Unzuläffig find 

0,m 294 31 = alle Mafe, welche den vorjtehenden Vorſchriften 

0,0 23,4 25 22 nicht entſprechen, insbeſondere Maße aus Zint- 


blech; ſolche mit gewölbter Bodenjlädhe; Maße 
mit Blechring ftatt der Stifte zur Begrenzung 
des Flüſſigkeitsſpiegels; Maße, bei denen der 
Flüſſigkeitsſpiegel durch den oberen Rand begrenzt 
werden ſoll, jofern die Grenzlinie nicht parallel 
zum Boden liegt, oder nicht in eine Ebene fällt. 

5 11. Eichung und Fehlergrenze der Flüffige 
feusmaße.] Das Eichen hat unter Beobachtung 
der in der Injtruction angegeben Vorſchriften zu 


üffe (Schnauzen) zuläffig,, deren Faſſungsraum |erfolgen, und es tann nur dann zur Stempelung 
güfle (Schnauzen) zuläffig Safjung geichritten werben, wenn eine gröjere Abweid- 


einen Theil vom Faſſungsraume des Maßes | 
bildet. Im legteren Falle fann der richtige Maß- ung von dem Eidungsnormale oder von dem 
Sollinhalte im Wehr oder en nicht ſtatt · 


) Die Weite bes Halſes kann bei Fluſſigkteitsmaßen von findet, als die folgende:) bei Maßen 
10 Liter, 20 Liter und größerem Inhalt, welche culinders od.) ——————_ 

tonneuförmig mit engerem colindrijchem Halfe herzuitellen find, | 9) Für das 0,0 Litermaß ift bie bei ber Eichung Juläffige 
bis zu 15 Gentimeter betragen; 4. Nachtrag zur Eichordnung Feblerarenze auf Yım des Sollinhaltes feitgejegt [?7. Nachtrag 
vom 25. Juni 1872. zur Eichordnung vom 28. Sept. 1875]. 


Mafe von 5, 10 und 20 Liter Inhalt find 
enlinder» oder tonnenförmig mit engerem chlin- 
driſchen Halje von höchſtens 10 Eentimeter Weite, 
durch welchen der inhalt des Maßes genauer bes 
grerzt wird, anzufertigen.) — Für alle Größen 
ind Mafe gejtattet, bei denen für die richtige 
Füllung der Flüſſigkeitsſpiegel mit dem oberen 
Rande in einer Ebene, und auch jolche, bei denen 
er tiefer liegt. — In beiden Fällen find Aus 
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von 20 L. bis 1 L. bbchſtens Yo des Sollinhaltes, 
, 0; Lu. „OnL. r um „ P 
„NM L „0e2Ll. F 0 „ * 
$ 12. Eichung der Fäſſer.) Nur folde 
Fäſſer dürfen überhaupt zur Beitimmung des 
Hauminhaltes zugelafjen werden, welche hinficht« 
lich der Haltbarleit ihrer Eonftruction und ihrer 
fonjtigen Beihaffenheit untadelhaft ſind. — Der 
Inhalt ift durch das in der Inſtruction ange: 
führte Verfahren zu beftimmen und bis auf "/aoo 
des Safjungsraumes mit Abrundung auf Zehn— 
theile des Liters anzugeben. 
$ 13. [Stempelung der Flüſſigkeitsmaße und 
Fäſſer.) Die Bezlaubigung der bis zum Rande 
gefüllten Flüſſigkeitsmaße erfolgt durch 2 dia- 
metral gegenüber auf oder dicht unter dem Rande 
angebrachte Stempel, die der Maße mit Aus 
flußöffnungen durch Stempelung dicht unter dem 
unteren Rande jeder jolden Deffnung ; die der 
Stiftenmaße durch Stempelung des äußerlich für 
reden Stift vorhandenen Zinntropfens. — Bei 
jedem aus einzelnen durd Yöthung verbundenen 
Theilen bejtehenden Maße find die auf den Löth— 
fugen anzubringenden Zinntropfen zu ftempeln; 
die Böden der Blehmaße an 2 diametral gegen- 
über liegenden Stellen.) — Bei Fäſſern ijt auf 
dem einen Boden, oder bei Heineren Fäſſern 
itatt dejjen auf dem Umfange, der Inhalt in 
Liter (bezüglich ZehntHeil Liter) unter Betjegung 
des Buchjtabens L, außerdem die Nummer des 
Eichregiſters und die Jahreszahl der Eichung, jo- 
wie der Stempel der Eichungsſtelle einzubrennen.?) 
[III. Hohlmaße für trodene Gegenftände.] $14. 
[Buläjfige Maße] Für den öffentlichen Verkehr 
bejtinmte Maße werden nur in folgenden Größen 
zur Eichung und Stempelung zugelafjen: 1 Helto- 
liter oder 1 Faß, */, oder O,, Hektoliter oder 1 
Sceffel, Y/, Heftoliter oder !/, Scheffel, 20 Kiter, 
10 Xiter, 5 Liter, 2 Liter, 1 Liter, */, oder O,, 
Liter, ı/, Liter, O,, Liter, %/, Liter, O,, Liter, 
1/6 Liter, 0,0, Liter. — Bezüglich der allgemeinen 
Eigenjhaften zuzulaffender Maße diejer Urt gel- 
ten analog diefelben Bejtimmungen, mie fie in 
$ 5 für Flüſſigkeitsmaße getroffen find, 
8 15. [Bezeichnung] Die Bezeichnung Hat 


1) Bezüglich der Zulaſſung leerer Faßlörper zur eichamt: 
lichen Ermittelung des Gewichts derſelben [Zarabeitimmung] 
und der Beglaubigung des ermittelten und auf dem Faffe ein: 

ebrannten Gewichts durch Pinsufügung des eichamtlichen 
Erempelzeichens, fowie bezliglih des bei biefen eihamtlichen 
&rmittelungen des Gewichts von leeren Faßlörbern einzubalt- 
enden Verfahrens und ber zu erbebenden Gebühren, ſ. die 
näheren 4 FELMEAGER der Normal-Eihungscommiffion vom 
30. 874. 

2) Bei Blechmaßen, deren Boden die cylindriſche Wandfläche 
äußerlich umſchließt, genügt, ftatt der in $ 13 der Eihorbnun 
— — Stempelung bes Bodens an zwei diameträ 
gegenüiberliegenden Stellen, die Aufbringumg eines Stempels 
auf ber Löthfuge des Bodenrandes. — Bei 
aus einem Stuͤcke getrieben find, Tann die Stempelung am 
Boden ganz wegfallen. — Zinnerne Dafe find außer mit ben 
bisher vorgefchriebenen Stempeln noch mit einem 
der Äußeren 


Eichordnung dem 31. Jan. 1872]. 


IR das Uufbrennen des Stempeld nicht ausführbar 
Metall], fo hat die Stempelung auf einer aufge 

theien Dietallplatte, deren Verbindung mit dem Faſſe eben- 
falls durch Stempelung zu fichern iſt, zu erfolgen; 1. Nadı- 


der aus 


seag zur Eichordnung bon 30. Juni 1870. 










zuläſſig. 





lechmaßen, welche 


tempel auf 
Bodenfläche zu verſehen. — Beim Stempeln ber 
Fäffer kann das Eindrennen der Nummer des Eichregiſters 
unterbleiben, wenn baffelbe nicht von den Betheiligten felbft 
zur Sıderung der Eontrole gewünjct wird [3. Nachtrag zur 
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deutlich und von dem Maße untrennbar bei den 
3 größeren Mafen durch 1 H., 0O,, H. oder !/, 
H. und !/, H., wobei aud) das volle Wort zu» 
jläffig tft und der deutfche Name 1 Faß, 1 Scheffel, 


1/, Scheffel beigejett werden fann, für die Heineren 


Maße durch die im vorhergehenden Paragraphen 
angeführten Zahlen und Brüche wuter Zufügung 


von L oder Xiter zu erfolgen. — Sofern die 
Bezeichnung bei hölzernen Mafen erjt durch die 
Eichungsſtelle erfolgen joll, wird fie nur durch 
die Buchitaben H oder L und bie erforderlichen 
Bahlen ausgeführt. 

8 16 [Material] Die für den Verkehr zu- 
läfligen Maße können in allen geitatteten Größen 
von Scwarzbledh oder Kupferblech oder von 
volz angefertigt jein.?) 

8 17. [Form] Ale Maße diefer Art bis 
zum Liter herab und die nad) der Halbirungs— 
theilung abgeftuften Fleineren müjjen in Form 
eines Cylinders ausgeführt fein, bei welchem im 
Allgemeinen 3 zu 2 als das Verhältnig des 
Durchmeſſers zur Höhe zu Grunde gelegt ift.?) 
— Da e8 aber bei der Heritellung ſolcher Maße 
ihwierig ift, dieſes Verhältniß in voller Schärfe 
inne zu halten, jo find Abweichungen bi® zu 3%, 
für Maße von 1 H.bis 1 L. und Abweichungen 
bis zu 5°/, für die Mleineren Maße in Mehr 
oder weniger gegen die richtige Dimenjion des 
Durchmeſſers nachgelaſſen. — Es ergeben ſich 
hieraus für die verſchiedenen Maßgrößen folgende 
Durchmeſſer: 








Der Durchmeſſer darf 














Größe des Berchneter betragen 
Mafes Durchmeſſer — e — ⸗2 
höchſtens | mindeitens 
you, 5755 mm. | 533 mm. | day mm. 
05 „ 45711 5 75 Sup Im’: Spe 
 „ 3025 „ 3A, 352 „ 
20 IL. 3365 „ 317 „ 327 „ 
10 „ 2673 „ 275 „ 29 „ 
Rp 2122 „ 218 „ BUG 
I. 156,3. u „ | 938, 
124,1 „ 1238 „. 120 „ 
03 „ 95 — 105 „ 4 „ 
4 „ TB» »2 „ 743 
a „ 620 u 6 „ 9 „ 
Un „ 492 „ 5. 47, 


Die nad) der Decimaltheilung abgeituften Maße 
von 0,3, O1, Ozon Oroa U: 0,0, L. für trodene Körper 
find nur in der in dem Nachtrag zu $ 8 für Flünig- 
keitsmaße derjelben Größe vorgejfchriebenen Form 
Für die Maße bisheriger koniſcher 
Form gift gleihmäßig die in dem Nachtrage zu 
$ 8 getroffene Erg Tag — Größere 
Wahe aus Holz können in Form von Span— 
oder Daubenmaßen Hergeftellt, die kleinſten unter 
1/, Liter auch aus majfivem Holze gedreht werben. 


1) Hohlmaße fir trodene Gegenftände bürfen unter Bors 
ausfegung genügender Stärfe auch aus W:ibleh oder aus 
verzinftem die angefertigt werben. Die Zulaffung folder 

oblınake, welche aus maſſibem Holz gedrebt find, it bis zu 
einem Inhalt von höhitens ı Liter ausgedehnt [Nachtrag zur 
Eihorduung vom 6. Mai 1871.] 

8 ©, aber die unter III. abgedrudte Belanntmads 
ung der Normal-Eihunsscommifjion des deuſſchen Bundes, 
betr, die Eihung uud Stempelung von Dicken und Vienmwerks 

ugen für Brennmaterialien, für Kalt u. audere Mineralpro: 
hucke vom 15. Febr. 1871. 

3, Abi, 3 in der Faſſung des 7. Nachtrages zur Eichordnung 


Ipom 38. Sept. 1875. 
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& 18. [Sonftige Beichaffenheit.] Bei allen,bei hölzernen Spanmaßen drei auf den Umfang 
Mafen muß der Boden mit der cylindrifchen|gleid) vertheilte Stempel jo aufzujegen, daß jeder 


Wandfläche dicht und dauerhaft verbunden jein.Jauf beide zu ftehen fommt. 


Bei Daubenmaßen 


— Make aus Schwarz- oder Kupferblech müfjen| find diefe Stempel jo auf die innere Seite der 
oberhalb zur Sicherung ihrer Gejtalt mit einem] vorftehenden Daubenenden zu jegen, daß fie dicht 
ebenen, entjprechend breiten Rande verjehen jein.Jan der unteren Bodenflädhe ftehen.?) 


— Hölzerne Maße müſſen gut ausgetrodnet fein. 


IV. Gewidte.?) $ 22. [Buläflige Gewichte.) 


— Bei Spanmafen von 1 H und H muß}j®emwichte für den öffentlichen Verkehr werben nur 


— zur Sicherung der Verbindung des Bodens 
mit der Wandfläche, zur Erhaltung der Form 
im Allgemeinen und zur Leitung des Gtreid): 
holzes — ein mit Boden und Wandfläche feit 
verbundener Beihlag aus Banbeifen und ein 
oberhalb diametral Tiegender Steg angebracht 
fein. — Die Spanmaße von */, H, 20 L und 
10 L, ſowie Heinere bedürfen des Steges nicht, 
die drei erjteren find aber mit entiprecdjendem 
Beichlage zu verjehen. — Bei den Dauben- od. 
Stabmajen find die Dauben einzeln mit den um- 
gelegten Eijenringen zu verbinden. ?) — Weber 
die zwedmäßigfte Herftellung diefer Sicherungs- 
maßregeln und über die Befejtigung der Hand— 
haben entyält die Inftruction ausführlichere An- 
meijungen.?) 

8 19. [Unzuläffige Maße.] Bon der Eichung 
und Stempelung auszuſchließen find alle den 
vorstehenden Borjchriften nitht entiprechenden 
Make. Detailbejtimmungen hierüber enthält die 
Inſtruction. 

8 20. [In der Faſſung des 7. Nachtrags.) 
Kane und Fehlergrenze.]) Beim Eichen And 
ie in der Inſtruction angegebenen Vorjchriften 
zu befolgen, und e3 darf ein Maß nur dann 
geftenipelt werden, wenn bei der Vergleichung 
mit dem Eicjungdnormale im Mehr oder Min- 
der eine größere Abweihung von demjelben od. 
dem Sollinhalte nicht jtattfindet, als für eine 
Maßgröße von 


ı H. bis !% H. * bes Eollinhaltes 
L. W 


2 L. „1 DZ " 
05sL.„ 02 L. Yım „ " 
ls L.„ 0,8 L, Ns 


8 21. |Stempelung.] Alle Maße aus Blech 
find fo zu jtempeln, wie dies für die Flüffigfeits- 
maße gleicher Heritellungsart in $ 13 vorge. 
jchrieben ift. Eind Handhaben vorhanden, jo iſt 
bei jeder ein Niet zu jtempeln, um zu vermeiden, 
daß durch Anbringung folder Handhaben nad) 
dem Eichen die Form des Maßes verändert wer» 
den kann. — Alle hölzernen Hohlmaße für trodene 
Körper find am drei gleichmäßig von einander 
abitehenden Stellen auf dem oberen Rande zu 
ftempeln. Hierzu ilt, wenn der volle Stempel 
der Eichungsitelle wegen feiner zu großen Di« 
menfion nicht verwendbar iſt, der das allgemeine 
Eichzeihen enthaltende Stempel zu benugen. — 
Auf der inneren Bodenflähe und der äußeren 
Wandfläche iſt jedes hölzerne Maß mit dem 
vollen Stempel zu verjehen. — Zur Sicherun 
der Verbindung zwiichen Boden und Wand find 


1) Dauben⸗ oder Etabmahe, bei denen die Dauben ftatt mit 
Eijenringen mit mehreren hölzernen Reifen umlegt und ver 
bunden ſind, können bis zu 5 Yiter Inhalt zugelaiien werden 
[4. Nachtrag zur Eichordnung vom 25. Juni 1872]. 

2) Alle Maße von 1 Heltoliter und Ya Heftoliter Inhalt 
miüjjen mit Handhaben verjehen fein; 7. Nachtrag vom 28. 
Sept. 1874. 


in folgenden Größen zur Eichung oder Stempel- 
ung zugelaſſen: 50 Kilogramm oder 1 Gentner, 
50 Pfund oder Centner, 20 Kilogramm, 10 
Kilogramm, 5 Kilogramm, 2 Kilogramm, 1 
Kilogramm, 500 Gramm oder 1 Pfund, !/, Bfund, 
200 Gramm, 100 Gramm, 50 Gramm, 20 Granım, 
10 Gramm oder 1 Defagramm oder 1 Neuioth, 
5 Gramm, 2 Gramm, 1 Gramm, 5 Decigramm, 
2 Decigramm, 1 Decigramm, 5 Centigramm, 
2 Centigramm, 1 Gentigramm, 5 Milligramm, 
2 Milligramm, 1 Milligramm. — Jebes zu- 
zulajjende Gewichtsſtück muß mit einer ed re 
verlaufenden Oberfläche, an welcher eine abjicht- 
lid angebrachte Verlegung leicht erkennbar iſt, 
verjehen jein, den nachfolgenden Vorſchriften in 
Bezug auf Bezeichnung, Form und Material n. 
lonjtige Beſchaffenheit entſprechen und übrigens 
jo hergeftellt jein, daß der Stempel der Eihungs- 
behörde leicht angebracht und nebſt der Bezeich— 
nung in der normalen Stellung de3 Gewichtäftüdes 
leicht erfannt werden kann. 

$ 23. [Bezeichnung.] Jedes Gewichtsſtück muß 
deutlich und untrennbar die Bezeichnung feiner 
Schwere enthalten. — Bei den die regelmäßigen 
Ubftufungen des Decimalgewichts-Syſtems dar 
en Stüden find hierzu ald Einheiten zus 
äffig: 

Na: Kil’gramm von 50 K. bis 0,01 K,, 

„ Grauım von 500 @. bis 0,01 @., 


„ Decigramm | für bie 12, 2: mb 
Here "To benannten Gewietsniden 
„ Delagramın für Gemwichtsftüde von 200 G. bit 5 G, 
Die Namen der fünf erjten Einheiten können 
abgekürzt dur die Anfangsbuchſtaben K., G,, 
D. C., M. bezeichnet werden; bei dem Delagramm 
ilt die, da der Buchſtabe D. bereits für das 
Decigranm oben bejtimmt u. bei den Medicinal- 
gewichten bereit3 eingeführt ift, unzuläſſig. Zur 
Bezeichnung der Bruchtgeile find nur Decimal« 
brüche anzuwenden. — Die aus der decimalen 
Abitufung der Kilogramm-Reihe heraustretenden 
Stüde von 50 und Y, Pfund find nur mit der 
Bezeichnung 50 Pf. oder #4. und ?/, Pf. oder #4 
zu verjehen. — Bei allen Stüden der Kilogramm. 
Reihe von 50 K. bis 0,, K. wird aud) die alleinige 
Bezeichnung nad ihrem Werthe in Pfunden zus 
gelajjen. — Außerdem ijt es geftattet, die Be 
ı) Fit der untere Ranb von Spanmafen mit einem Be 


ſchlage umgeben, welder zur Sicherung der umveränderlicyen 
Verbindung von Boden und Wand mit Kupfer: oder Mefiings 


9 | ihrauben befeftigt ift, deren Köpfe nad) Entfernung bes Eins 


ſchnittes eine Stempelung gejtatten, jo lann auf die im legten 
Alinea des $ 21 vorgeicriebene Art der Stempelung der 
Spanmaße verzichtet werden, und es reicht in biefem fFalle die 
EStempelung zweier, einander auf dem Umnfange des Diakes 
entgegenjtehender Echraubenköpfe aus [4. Nadytrag zur Eich« 
ordnung vom 25. Juni 1872]. 

2) Die befonderen Vorſchriflen über die Eihung und Stems 
pelung der Goldmünzgewichte [Belanntmahungen der Normals 
Eihungscommifjion vom 31. Jan. 1872 und 27. Jan. 1877] 
werben hier nicht abgebrudt. 
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zeichnungen nach Eentnern und Neu-Lothen, wo— Stüd, bei welchem die Eylinderform zurdeutlicheren 
bei die Abkürzungen Ctr. und NL. anwendbar Unterſcheidung von den noch im Verkehr befind« 
find, den im Obigen zugelafjenen Bezeichnungen lichen 5-Pfundjtüden eine gedrüdtere jein muß, 
hinzuzufügen. — Die folgende Tabelle enthält|d. h. die Höhe den Durchmefjer nicht erreichen 
eine Zujammenftellung der zuläſſigen Bezeich- darf. — Die Gewichtsftüde von 200 G. bis 1 G. 
nungen nad) Maßgabe der vorjtehenden Bejtimm- erhalten die Form von Scheiben, melde mur bei 
ungen: den gußeijernen Gewichten von 200 G, 100 6. 
und 50 G. ohne Knopf Herzuftellen find. Bei 

A7 |der Scheibenform darf die Höhe des Cylinders 

a ne 
er Knihtenüde mothe | dem ned, | zeeigrammitüde erhalten ie Zorn vechtwinfeliger 
| ne ar Bun —3* Blechplättchen mit aufgebogenem Rande, Centi— 
fein ann. grammſtücke eine gleiche Form mit aufgebogener 






































Bezeichnung der Gewichtsſtücke. 


Schwere des 
Gewichtsſtucks 








— — — 


| 





. — F mu» \ i F n N uw s 
l100 4%. 00. pr. — Ecke. Außerdem ſind Einſatzgewichte zu 




















50 Ay erg | 50 J ——8 lläſſig, bei denen die einzelnen Gewichtsſtücke mit 
20 Kılogranım | 20K. | — — 6 Ausnahme des kleinſten, maſſiv ausgeführten, die 
10 f | ı0&K| — 20,» „ ‚O2 Cr. I Form ın einander zu ſetzender Schalen haben, 
" in = = „or | 6, Ol. deren äußerjte mit einem Charnierdedel verjehen 
— xt. ee it und das Gehäuje bildet. Die Doppelt vor— 
500 Gramın, 5K5NG| en u | yandenen Gewichtsſtücke von gleicher Schwere 
200 Suam | 02%. | 200 a. "rg, [Müfen eine folde Form haben, daß jie mit dem 
10 - 01 K. | 10 6. ER | io xt. [nädjt größeren u. nächſt kleineren Gewichtsitüde 
50 | 0,6 K. | :06. — | 5N nicht verwechjelt werden fönnen. Das Kilogramm 
2. [3 nn = \ ZA [gewicht diefer Art beiteht aus 12 Stüden von 
—ã ut 66 = 0; xx. |500, 200, 100, 50, 20,10, 10,5, 2,2u.1 Öramm, 
2 _, um R.| 26 | das Pfundgewicht aus 11 Studen von Pfd., 
5 Decigramm = . * 6: 5D. | 100, 5U, 60, 20, 10, 10, d, 3,2 u 1 Gr —— 
— = 026 2D. | unddas Zweihundert-Grammgewicht aus 9 Stüden 
: gi 0,16 ıD. | von 100, 50, 20, 10, 10, 5, 2, 2 u. 1 Öramım, 
er | = JJ * | —— Stüde iſt vorſchriftsmäßig zu be— 
— Aut . na 
5 Miligcamm || — sr 6 M. $26. [Sonftige Beichaffenheit.] Die bei grö- 
: n - = Beren gußeijernen Gewichten etwa vorhandenen 
z | Die vollftändige Angabe der der: | Yandhaben müſſen aus Schmiedeeijen u. direct, 
| 


d. h. ohne fremdes Zwijchenmittel, aus Blei u. 
dergleichen, eingegofjen jein. — Gußeijerne Ge— 
wichte in Bomben- oder Eylinderform müſſen 
oberhalb mit einem runden Yujtirloch verjehen 
jein, das nad) einer Höhlung füyrt. Diejes Juſtir— 
(od) muß über der Höhlung etwas enger fein, 
ald an der Oberfläche des Gewichtes und fi) 
zwijchen beiden Stellen etwas erweitern, damit 
der Eichpfropf fih unten aufjegen u. beim Auf- 
itauchen in der Erweiterung ausbreiten kann, da» 
durch aber feitgehalten wird. — Ueber die Größe 
der tiefer liegenden Höhlung läßt fich zwar eine 
beſtimmte Vorſchrift nicht geben, es ijt aber, mit 
h ng, (Rudjicht auf die nachträgliche Ausſüllung derjelben 
Bronze, Argentan und Metallmiſchungen, die it mit Jujtirmaterial das rohe Gewichtsſtück — bei 
Bezug auf Härte uud Oxydirbarteit den ange mejentlic gleicher Größe mit einem mafjiven 
führten Kr gr ' =. lee, vollwihtigen Stüde — im Guſſe leichter zu halten: 
wichtsſtücke aller Größen, Gußeijen bis einſchlietzzſhams _ — ne 

— 50-&rammitüd herab, Muminium für beim 50 E Stlick um höchſtens = G. mindestens = er 


f!iedenen Cinbeitsnamen ift 
nicht ausgeſchlofſen. \ 
Obgleich die decimale Abſtufung des Gewichtes 
die Heritellung eines befonderen Proportionals 
gewidtes für Decimal» u, Genteiimalmaagen 
als min’ er erforderlich erfcheinen läßt, jo jollen 
doc) Gewichtsſtücke, welche hinter der, ihre eigene 
Schwere beitimmenden, Hauptbezeichnung in 
Klammern das 10- oder 100fache derjelten ans 
egeben enthalten, und die fi) dadurd als für 
Gerimal- oder Gentefinnalwaagen bejtimmt fenn- 
eichnen, deshalb nicht von der Eihung und 
Eiem elung ausgeſchloſſen werden, F 
g 24. Material.) Blatin, Silber, Meſſing, 


— 50 d ” ” 


Eentigramm.- und Milligrammjtüde Berwend-| „ a es 7 so 
ung finden, = „ 0. nu“ 175 er 2 r 

25. [Form] Für den Verkehr beitinmti)| ” 27 Eee € + 
Gewictöftüde von 50 K. können entweder m), I. er en 0, 
Eylinderform mit Knopf oder Handhabe der, . 02 a —— » . . » ’ 


dafern fie aus Gußeiſen beitehen, aud) in Bomben- 
form mit Handhabe ausgeführt werden, Für] % a b n 
dad 50 Stud ift nur die letztere, für das auf der oberen Fläche ein rundes genügend tiefes 


20 K. Stuck nur die erſtere Form zulaſſig. — Loch zum Einſetzen des Eichpfropfes jo anzubrin⸗ 
Sewicht sſtücke von 10 K. Stück bis zum 4 Agen, daß derſelbe darin ſicheren Halt finden kann. 
Stüd incl. herab erhalten eine Cylinderform, — Der dem Gewichtsſtücke für beide Arten guße 
deren Höhe den Durchmefjer überfteigen muß, mit) eiferner Gewichte etwa beigegebene Propf joll aus 
Knopf. — Eine Ausnahme hiervon bildet das 2 K.! Blei mit ungefähr 10pEt. Zinnzuſatz, aus Kupfer 


Bei gußeifernen Gewichten in Scheibenfornt iſt 
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oder aus Meſſing (vergl. $ 28) beſtehen, eine die einzeln möglichſt genau herzuſtellen find, iſt 
dem Juſtirloche entſprechende Geſtalt haben und für je 4 Stück zuſammen, welche die nächſt höher 
fo vorbereitet ſein, daß nach dem Eintreiben deſſel⸗ ſtehende Einheit bilden, eine Abweichung bis zu 
ben die Stempelfläche möglichſt in die Fläche des) !/,., der Sollſchwere diefer Einheit gejtattet. — 
Gewichtes fällt. — Die Bezeichnung iſt bei guß⸗ Bei gewöhnlichem Handelsgewicht darf für das 
eijernen Gewichten aufzugießen. — Gewidte aus ein 5 G., zwei 2 G. u. ein %. Stüd zuſammen, 
anderen Metallen find in der Regel maſſiv aus|die einzeln möglichjt genau herzujtellen find, eine 


einem Stüde herzuftellen; die Bezeichnung ift auf|größere Abweichung als C. nicht 


denjelben entweder aufzugießen oder einzuſchlagen 
oder einzugraviren. *) 

8 27. [Unzuläffige Gewichte.) Bon der Eid)- 
ung und Stempelung zurüdzumeifen find Ge- 
wichtsſtücke, welche in igrer Ausführung den oben 
gegebenen Vorſchriften nicht entſprechen, daher 
insbejondere foldye aus weichen u. unbejtändigen 
Metallen, z. B. Blei, Zinn, Zink ꝛc. und ähnlich 
beſchaffenen Metallmifcyungen ; ebenfo nicht geydrig 
abgepugte und von Formſand nicht gereinigte; 
au der Oberflähe größere Poren oder Blajen- 
räume zeigende, aud) wenn dieje durch Kitt, Zinf, 
Blei zc. ausgefüllt find; unterhalb mit einem 
vorjpringenden Rande gegofjene, oder zur Her- 
ftellung eines ſolchen ausgedrehte; mit beweglichen 
Handhaben, angeichraubten Köpfen verſehene; Ein: 


——— — 
Der Eichpfropf beſteht bei den Präciſionsgewichten 
aus Meſſing, bei den gewöhnlichen Handeläge- 
wichten aus Kupfer, oder aus Blei mit etwa 
10pCt. Zinnzujap. 

$ 29. [Stempelung.)] Mit Eichpfropf verjehene 
Gewichtsſtücke erhalten den Stempel der Eichungs- 
ftelle auf der Oberfläche dieſes Pfropfes, maſſive 
Gewichte aus Mejjing, Bronze u. dgl. in Ey- 
Linder» oder Scheibenform auf der in der normalen 
Stellung des Gewichts nach oben gelehrten Fläche 
und gleichzeitig auf der Bodenfläche, dergleichen 
Stüde in Form von Blechplättchen nur auf der 
oberen Fläche. Die einzelnen Tyeile der Einfap- 
gewichte werden auf der inneren und äußeren 
Bodenflähe geftempelt. — Sp meit died die 
Größe der zu ftempelnden Fläche erlaubt, wird 


ſatzgewichte, bei denen nicht jedes einzelne Stüd]| hierzu der volle Stempel der Eichungäftelle, bei 


die erforderliche Bezeichnung trägt. 


ven kleinſten Gemwichtsjtüden der Stempel ver- 


$ 28. Eichung und Fehlergrenze.] Die Eich | wendet, weicher das allen Eihungsitellen gemein- 
ungsſtellen haben jedes Gewichtsſtück unter Beob-|fchaftligde Zeichen enthält. — Präcifionsgewichte 


achtung des in der Inſtruction angegebenen Ver— 
fahrens zu prüfen und erjt dann durch den Stempel 
zu beylaubigen, wenn daſſelbe höchſtens um die 
nachfolgend angegebene Größe entweder im Zu— 
viel oder im Zumenig von dem Cichungsuormal 
abweicht: 





geſtattete Abweichung 











Größe des ne N ae ee 
Gervichtsjüdes | a. bei Präciſions- b. gewöhnlichen 
gewipten Handelsgewichten 
— — — — — i— TUT m — 
50 K. »> D, nG. 
50 Pfäd. 20, 4, 

20 K 20 ,„ 4 D, 

10 „ 125 0. 25 C, 

5. 6.5 M. 125 „ 

F s00 „ 00 „5 

1 200 „ 40 „ 
500 G 125 „ 25. 

!i2 Pfd. 2, „ 12,5 „ 

200 G HL 10 „ 
100 „ 3 ,„ 6°, 

50. > „ Rh, 

20 „ 15 „ 3, 

10 „ 10 „ 2 , 

5, 6, 

2. 3. 

1. 2, 

sD, i; 

1. | 1 u 


Bei Dräcifionsgewicdhten von 5 C. bis ı M,, 


— — 


) Durch den 3. Nachtrag zur Eichordnung vom 31. Jan. 
1872 ij dieſe Vorſchrift dahin näher beitimmt, daß Gewichts: 
ſtlide aus anderen Diaterialien als aus Gußeiſen, wenn fie 
grögere Hohlräume enthalten, welche ganz oder zum Theil 
mit einen Stoffe von anderer Echtvere od. geringerem Werthe 
als das umſchließende Material angefüllt find, nid zur Eiche 
ung zunclaffen werden dürfen, es feidenn, daß Da: — 
einer jehr kleinen Quantität ſchwereren Füllmaterials u. 
Berſchluß der erforderlichen tleinen Höhlung durch einen 
mit der Oberfläche ausgeglichenen Pfropfen von gleichein Ma⸗ 
terial mit dem Gewichtsſtucke erſichtlichermaßen nur den Zweck 
gebabt bat, ein bei der Fabrikation um ein Weniges zu leicht 
gewordines Etüd richtig zu machen. 





erhalten außerdem an ihrer oberen Fläche einen 
Stempel in Form eines fechsitrahligen Sternes. 
— Es ijt zuläfjig, bei den Gewichtsjtüden, wo 
dies überhaupt geichehen kann, nad der eriten 
Eidyung und bei den jpäteren Nevifionen neben 
dem Beglaubigungsitempel aud die Jahreszahl 
aufzujclagen. $ 30. In Beziehung auf die 
Medicinalgewichte bleibt weitere Anweiſung vor 


behalten.) 2 
Zweiter Abfchnitt. 
Vorſchriften über Waagen?) u, fonjtige 





1) Zufolge der Anweifung der Normal-Eihungscommilfion b. 
6. Diai 1871 gelten Medicinalgewichte als Bräcn i 
im Sinne der Eihorbnung. Die Präcifionsgewicte betreffen 
den Beitimmungen in der Eichordnung. der Gebührentare un. 
die ſonſtigen Erlaſſe der Normal:Eihungscommifjion finden 
auch auf die Medicinalgereihte Anwendung. — Nach der Ber 
tanntmachung derjelben Behörde vom 1. Mai 1872 
unter den in den Officinen der Apotheter im Gebrauch 
findlihen Waagen und zwar nicht nur den für die Receptur, 
d. b. für das eigentliche Medicinalgefchäft dienenden, fondern 
auch den dem fogenannten Handvertauf dienenden, leich 
legtere auf einem feparaten Handverfauftifhe au ehent And, 
alle diejenigen als Präcifionswangen geeicht fein (f. Eichord⸗ 
mung vom 16. Juli 1869, $ ”) weldye zum Abwägen vor 
Gegenftänden dienen, deren Gewicht 200 Gramm u. i 
beträgt. — ©. auch die Bekannimachung der Normal-Ei 
cemmijfion vom 17. Juni 1875: In den Officinen [Ar 
verfaufslocalen] der Apothefer dürfen andere Waagen als s 
ciſionswaagen nicht vorbanden fein. In allen —— Ge 
ſchaflsräumen der Apothelen find neben den Bräcifio 
jolde Handelswaagen zuläffig, bei welchen die nach $ S1 = 
Eichordnung vom_ 14. Juli 1859 auf jeder Waage anzugebende 
größte einfeitige Traafäbigleit oder größte Tragfähigfeit anf 
der Yaftfeite nicht weniger als 5 Kilogramm beträgt. — 
der Gewichte beivendet e8 bei den Beitimmungen der Belannt: 
macung Nornal:Eihungscommiffion vom 6. Mai 1871, 
wonach Medicinalgewichte, d. b. alle ſolche Gewichte, melde 
auf den Präcifionsmwaagen der Apotheker in Anwendung tom: 
men, als — ————— im Sinne der Eihordnung gelten. 

2) Die bejonderen Borfhriften über bie Zulaffung von —— 
maagen zur Eihung u. Stempelung und zur Anwendung beim 
Wägen von Eifenbabn-Bafjagiergepäd [Befanntmachungen ber 
Normal-Eihungsconuniffion vom 25. Juni 1872 und v. 19, 
Aug. 1876 unter Ar, 4] werben hier nicht berückſichtigt. 
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werlzeuge. J. Waagen.) 831. Zuläſſige 
Waagen überhaupt.] Zur Eichung zuzulaſſen find 
nur ſolche Gattungen von Waagen, deren Theorie 
und deren erfahrungsmäßige Xeijtungen eine 


Bürgichaft gewähren, daß fie Empfindlichkeit,| Balfenwaagen, c. 


269 


Grund der allgemeinen Bejtimmungen des $ 31 
werden zunächit nur folgende Conſtruetionsſyſteme 
von Hebelwaagen für eihungsiähig erflärt; a. 
gleiharmige Balfenwaagen, b. ungleicharmige 
Brüdenwaagen, d. oberſchalige 


Tragfähigfeitund Zuverläffigkeit von Hinreichendem) Tafelmaagen. — Die jpeciellen Bedingungen der 


Grade und hinreichender Dauer für die Zwecke 
des Verkehrs befigen. — Es werden daher zur 
Eichung zunächſt nur Hebelmaagen zugelafjen u. 
= nur ſolche Gattungen derjelben, deren Con— 
tructionsſyſtem die Erfüllung folgender allge- 
meiner Bedingungen der Stempelfähigfeit er- 
warten läßt: — jede zuzulaffende Waage muß 
ſowohl belaſtet als unbelaſtet, ſobald ſie, von 
einer Gleichgewichtslage ausgehend, abſichtlich in 
Schwingungen verfegt worden ijt, in die anfäng: 
lie Gleichgewichtslage wieder zurückkehren; — 
ihre Theile dürfen bei der größten Belaftung, 
für welche fie bejtimmt ift, feine Formenänder- 
ungen zeigen; — die ſich berührenden Theile, 
welde bei den Schwingungen der Waage die 
Drehungsachſen bilden (Schneiden, Lager), müffen 
bon genügender Härte fein, um gegen zu fchnelle 
Abnugung Sicherheit zu gewähren; eine ſolche 
Länge Haben, daf in der Lage der Drehungspuntte 
eine bemerkliche Veränderung durch Verſchiebung 
nicht bewirkt werden kann ; — Reibungsflächen vo. 
möglichjt geringer Ausdehnung darbieten, und 
ihre Bewegung ohne Klemmung und jeitliche 
Friction jo vollführen, daß der Mechanismus der 
Baage zu freiem Spiele gelangen kann; — au 
müſſen die an jedem Hebel befindlichen Schneiden 
rechtwinklich zu demfelben, parallel gegen einander 
und unmandelbar befejtigt fein, und in einer 
ſolchen Lage ſich befinden, daß der Schwerpunft 
bei der jtärfiten Belaftung der Waage unter der 
Mittelſchneide liegt und die Waage daher ſtets 
ein ſtabiles Gleichgewicht zeigt. — An jeder 
Waage muß die größte Laſt, für welche fie beftimmt 
ift, bei größeren Laſtwaagen auch die geringite 
zuläſſige Laſt, angegeben jein.! 

$ 32. [Buläffige Conftructionsfyfteme,]?) Auf 


1) Unter größeren Laftwaagen, auf denen aufer der gröhten 
Laft, für weiche fe beitimmt find, auch die geringite zuläjfige 
Lait anzugeben it, werben folhe Waagen verjtanden, deren 
größte eunfeitige Tragfähigkeit 50 K. überfteigt. ©. Nach 
träge zur Eihorbnung vom 6. Mai 1871. 

2 7. Vachtrag zur Eihordnung [$ 3) vd. 28. Sept. 
1874: In Betreff der AYuläffigkeit einer Verbindung von 
Brüdenwaagen und Tafelmaagen, wird hierdurch benimmt, 
daß Brüdenmaagen, beren Hauptmwaagebaflen auch den Waage: 
baiten einer Taſelwaage bildet, derart, daf vermittelt der ge: 
meinfamen Getwichtöwaageichale ſowol folhe Wägungen, bei 
denen das Vervälinig des Gewichts zur Laft wie ı : 10 ift, 
als auch folde, bei denen Gewicht und Laſt gleich groß find, 
ausgeführt werden fö wen, zur rg Stempelung zu: 
elajien werden dürfen, fofern jede der beiden vercinigten 

ageconftructionen für fich allen Anforderungen der brzitg: 
lihen befonderen Borſchriften der Eihordnung genügt. — Auf 
das Borhandenjein einer Regulatorvorrihtung an dem Hapt: 
mwaagebalfen der VBrüdenmwaage darf bei der ın Rede ftebenden 
Einridytung verzichtet werden, wenn geeignete Tarirvorricht⸗ 
ungen auf der Lauſeite vorhanden find. — Zur Erledigung 
der in der eichamtlichen Praris bervorgetretenen Zweifel tiber 
die Kichfähigfeit von gfeihrrmigen Balfenwaagen mit gega— 
beiten Baltenenden ift durch den 8. Nadıtrag zur Eihorditung 
bom 19. Aug. 1376 Folgendes beftimmt: Gleicharnuge Balten: 
managen mit gegabelten Baltenenden find zur Eichung umd 
Stempelung, jedoch nur mit zugebörigen Schalen und Auf: 
bängungen, zugulaffen, wenn fie die in $$ 31, 33 und 38, 
sub 1 a. der Eichordnung näher angegebenen allgemeinen 
Bedingungen ber Stempeljägigfeit erfüllen und menn insbes 


Stempelfäbigfeit diefer einzelnen Gattungen von 
— find in den folgenden Paragraphen ent» 
alten. 

$ 33. [Gfeiharmige Balfenwaagen.]!) Der 
Waagebalfen einer ſolchen Waage darf in den 
beiden Armen eine erfichtliche Verſchiedenheit der 
Geſtalt nicht wahrnehmen faffen; — er muß mit 
einer geradlinig ausgeführten, nach oben oder unten 
gerichteten Zunge feit verbunden fein; die Mittel- 
linie der Zunge joll von einer zu der Verbind- 
ungslinie der beiden Endjchneiden winkelrechten 
Richtung nicht merklich abweichen und verlängert 
durch die Schärfe der Mittelichneide gegen; — 
der Waagebalfen muß für fi im Gleichgewicht 
ein, und in diefelbe Lage zurüdfehren, wenn er 
in Schwingungen verjetst worden ijt; — endlich 
gleiharmig fein, wobei höchſtens eine Abweichung 
zuläſſig ift, deren Größe durch den im $ 38 für 
die Empfindlichkeit beſtimmten Bruchtyeil anges 
geben wird. — Die größte einfeitige Tragfähigfeit 
der Waage und bei Lajtwaagen aud) die geringjte 
zuläfjige Belaftung nad) Kilogrammen od. Pfunden 
it entweder auf dem Balfen unmittelbar, oder 
auf einem in denſelben eingetriebenen Kupfer« 


hjoder Mejjingpfropf, der nody eine Stempelung 


zulafien muß, anzugeben. — Der Eichungsitelle 
iſt e8 beſonders anzuzeigen, wenn die Waage alö 
PBräcifionswaage dienen ſoll, da für dieſe eine 
größere Genauigkeit verlan;t wird. — Die zu 
einem Waagenbalten gehörenden Waaggeſchalen, 
die übrigend nicht jtempelfähig find, müljen nebft 
den zu ihrer Aufhängung dienenden Stetten, 


iondere: die gegabelten Ballenenden binreihende Widerſtands⸗ 
täbigfeit gegen —— befigen; die Auſhängung ber 
Schalen durch befondere —* vermittelt wird; die Ränge 
der Wittelfchneide nicht weniger als 0,» der Ränge einer Ends 
tare beträgt; an ber Aufhängung der Schalen dicht untertmlb 
ober innersalb der Gabelung der Ballesenden ein Schugbügel 
oder ein Schutzblech derart angebracht iſt, daß eine Anlehnung 
der zu mwägenden Gegenftände an den Waagebalfen unter alten 
Umitänden verhindert wird; trog einer Berſchiebung des Ger 
wichtS ober der Laſt auf verfchiebene Stellen der Waageihalen 
eine verichiedene Angabe ber Waage nicht erfolgt; bei der uns 
günftigen [erceutrifgen] Stellung von Gewicht und Lat auf 
ven Waagefhalen noch eine innerha'b der vorgefchriebenen 
Grenzen liegende Empfindlichfeit vorhanden it. — Sofern 
Waagen ber fraglichen Eonftruction auch den weitergehenden 
in $ 38 sub 2 der Eihordnung angegebenen Genauigfeitsıns 
forderungen genügen, barf innen ouf befonderes Berlangen die 
Stempelung als Präcifionswangen nicht verfagt werden, 

ı) Durch den 7. Nadıtrag zur Ei bordnung vom 28. Sept. 
1874 find in Abänderung des legten Alinea de3 $ 33 u. der 
dazu ergangenen Nachträge zur Ausgleihung des veränders 
lihen Gewichts der Gehänge, Schalen, Brüden u. dergl. bei 
allen Waagen [ausgenommen die Waagen mit veränderlichen 
Berbältniffen der Hebelarme] Zarirvorrihtungen an den Schalen 
und Gehängen fir zuläffig erffärt; body dirfen dieſe Tarırs 
ungen keinesfalls durch unregelmäkige Anbringung beliebiger 
Städte erfolgen, fondern die Zarireinrichtungen miſſen itet® 
in einer möglidit erfihtlichen und ihre regelmäßige Beſtimm— 
ung erfennbar mahenden Weile fo angebracht fein, daß fie 
keinesfalls mit Leihtigfeit gänzlich zu entfernen oder nad Bes 
fieben wieder berzuitellen find. Bei allen ungleicharmigen 
Waagen mit feitem Verhältniſſe der Hebelarme därf auch eine 
a ige. an den Ballen angebracht werben, wie 
fie bei Brüdenmwaagen angeordnet int; an gieicharmigen Waagen 
find ſolche Regulatoreinrichtungen nicht zulaſſig. 
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Schnüren oder Stangen ohne jede Ausgleihungs- 
mittel (Draht, Bleiſtück 20.) gleihes Gewicht 


haben. 


$ 34. [Ungleiharmige Ballenwaagen. A. Mit 
unveränderlidemVerhältniß der Hebel- 
arme,]!) Dieje Waagen müfjen bezüglich der Genau— 


1) Waagen diefer Gattung können zur Eid) 


Gewichts zur faft 1 : 100 beträgt; aud) tünnen jolde Waagen 
in derjelben Weife und unter denfelben Bedingungen, wie es 


ür Prüdenmwaagen im 2. Nachtrage zur Eihorduung, zu $ 35 
—— unter dem 6. Mai 1371 geſtattet worden ift ſſ. bie 


Anmerkung zu $ 35], mit einer Einrichtung zum Wägen mit 
Saufgewicht And Scala verjehen werben (4. Racıtrag zur Eid): 
ordnung vom 25. Juni 1872]. — Durch den 5. Nachtrag zur 
Eichordnung vom 28. uni 1873 ift 
Anbringung von Einrichtungen zum N 
und Scala fol fortan nicht auf die Gewichtäfeite des Waage: 
baltens bejchränkt, vielmehr bei Waagen mit zufammengefegten 
Hebelverbältniffen aufder ganzen Ernredung des BWaagebaltens 
eitattet fein, vorausgeſetzt, daß biefe Einrichtungen die im 
; 34 B. der Eichordnung an die entſprechenden Einrichtungen 
eſtellten Anforderungen ſoweit erfüllen, um 
& ungsrejultate zu fihern, daß ferner bas 
piel der Waage nit merflih dadurch beeinträchtigt wird, 
und daß insbefondere: 1. der größte Gewichtswerth der mit 
zilfe von Laufgewicht und Scala, unter Innehaltung einer 
543 zwiſchen Laft und Gewicht zu beitimmenden Ge— 
wichtsdifjeren; "ao der größten zuläifigen Belaftung der Wange 
nicht überiteigt und hoͤchſtens Ya der fleinften zulãſſigen Bes 
laſiung derfelben erreicht. 2. daß die Schwere des Laufgewichts 
und die Eintheilung der Scala, unter Innehaltung einer Mi— 
nimalweite des kleinſten Theilitrichintervalls von dem Milli⸗ 
meter, derart bemeijen ift, daß der Gewichtsmerth eines ſolchen 
Heinfien Intervalls höchſtens die Hälfte desjenigen Gewichts: 
werihes dariieltt, welcher fih als Gewichts zulage zur Prüfung 
der Empfindlichkeit der Waage bei der größten zuläffigen Be: 
laftung berjelben nah $ 35 ber Eichorbuung berechnet. — 
Durd) den 8. Nachtrag vom 19. Aug. 1876 ift zu 88 34 und 
35 und den Nachtragsbeſtimmungen Dazu Folgendes beftimmt: 
1. Solche Einrichrungen zum Wägen mit Yaufgerwicht und 
Scala [Scyuellwaagen:Eoniructionen], bei denen Waagebalten 
oder Kanfichienen mit Kerbeinichnitten verjehen find, melde 
eine Einjiellung der Laufgewichtseinrichtung nur auf feite 
Intervalle der Scala, icht eine gleihmäßig fortfchreitende 
leitende Bewegung der Faufgewichtseinvichtung und die Ein- 
tellung derſelben auf jeden belichigen Punkt der Scala ge: 
ftatten, dürfen zur Eihung und Stempelung nicht puadlailen 
werden. 2. Wenngleich bei den gemöhnlihen Schnellwaagen 
Is 34 B. der Eichordnung), bei welden bie — 
Stellungen einer Laufgewichtseinrichtung an der Scala die 
Angabe der gefammten Belaftung der anderen Seite der Waage 
liefern, unbedingt und ausnabmslos darauf gehalten werden 
mai, daß dem Laufgerricht vermittelit eines Gchänges eine 
Drehung um eine Stabhlichneide ermöglicht fei, vermöge deren 
der Schwerpunft des Laufgewichts ſtets vertical unter einem 
Punkt der Hülie Tiegt, welcher einen unveränderlichen Abitand 
von der Ableſungsmarke derjelben bat, wird es zulälfig fein, 
bei der Anwendung von Yaufgewictseinrihtungen mit Scala 
in Berbindung mit Decimals oder Gentefimalmwaagen mit un: 
veränderlibem Berbälmig ber Hebelarme, der Laufgewichts— 
einrichtung, vermittelit deren nur Bruchtheile der Belaftung 
der Waage abgelejen werden, welche feinesfaus über ein Jehn⸗ 
theil der größten zuläffigen ea der Waage betragen 
bürfen [f. AL. 3), eine einfachere Anordnung zu geben in jol- 
her Art, daß durd) die Form des Laufgewihts — etwa einer 
ag eines Enlinders oder dergleichen, — welches direct ohne 
Hilfe und Gehange auf der Laufſchiene auffigt und bei mög: 
lichft geringem Spielraum entweder mit einer Preüfeber gegen 
eine Eeite derfelben angebrüdt wird, oder durch eine witver: 
änderlich mit dem Gewicht verbundene Preifchraube angedrückt 
werden fan, der Schwerpunkt des Laufgewichts nahezu in die 
Mittellinie der Lauiſchiene füllt. 3. In Betreff der im Cir— 
eular 23 vom 28. uni 1873 zu 88 34 und 3% der Eichord⸗ 
nung erlaffenen Beſtimmung, nad welcher ber größte Gewichts— 
wertb, melcher von einer als Hilfseinrichtung einer Waage 
dienenden Yaufgewichtöfcala angegeben wird, den 20. Theil der 
rößten zuläiiigen Belaſtung der betreffenden Waage nicht 
erjieigen darf, wird hierdurch der Nachlaß gewährt, daß, 
wenn diefer 20. Theil den Betrag von refp. 5 gr., 50 Kar., 
500 Kigr. ꝛc. erreicht oder überjteigt, aber Meiner it als reip, 
10 Klgr., 100 Klar. 1000 Algr. :c., eine Erjtredung der Aırs 
gaben der betveifenden Laufgewichtsſcala bis zu reſp. 10 Kigr., 
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enügend richtige 









. u. Stempel 
ung aud dann zugelofjen werden, wenn das Verhäftniß des 









olgendes bejtimmt: Die 
ägen mit Yaufgewichte 






Eichwejen. 


igteit u. Solidität des Balkens, der Lage der Zunge, 
der Lage und Beichaffenheit der Schneiden diejelben 
bejonderen Beitimmungen erfüllen, mie die gleich» 
armigen Balfenwaagen. Das Berhältnig der 
Hebelarme darf nur 1 zu 10 fein. [B. Mit 
veränderlihem Berhältnißderhebelarme 
(Schnellwaagen, römische Waagen.)] Bei diefen 
Waagen ruht die Achſe de3 Balfens in einer 
Scheere, in der die Zunge frei fpielt; der kurze 
Arm iſt mit einer Stahlicdhneide verjehen, an 
deren Gehänge ſich entweder ein Hafen oder eine 
Waagſchale zur Aufnahme der Laft befindet; 
auf dem mit einer oder zwei Scalen verjehenen 
fangen Arme verichiebt fich eine Hülfe mit zwei 
voritehenden Enden einer Stahlichneide, auf mel« 
cher das Gehänge mit dem damit fejtverbundenen 
unveränderlichen Qaufgewicht ruht. — Die Scalen 
fönnen für Kilogramme oder für Pfunde aus 
geführt fein, die Theilitriche derfelben müſſen ſich 
auf zuläflige Gewichtsabftufungen bezichen und 
gleichen Abjtand von einander haben, der nicht ge» 
ringer al3 drei Millimeter fein darf; die beizu- 
jegenden Zahlen dürfen nur die Ganzen der 
Zewichtseinheit ausdrüden, etwa vorkommende 
Bruchtheile jind ohne Bezeichnung zu laſſen. Die 
Hülſe ift mit einer Marle zu verſehen, welche 
ein deutliches Ublefen auf der Theilung geitattet. 
— Iſt eine loſe Laftwaagejchale vorhanden, jo 
muß das Gewicht derjelben mit Einfluß vor 
Ketten, Deje und Gehänge eine ganze Zahl der 
Gewicht3einheiten der Scala betragen und dieſe 
Zahl ift auf der vorderen Seitenfläche des Ge— 
hänges in vertiefter Schrift unter Beifegung von 
Kilogramm oder Pfund anzugeben. — Das Lauf- 
gewicht muß mit der Hülſe unveränderlich ver 
bunden jein. it die Hülfe abnehmbar, jo muf 
ihr Gewicht nebjt Gehänge und Laufgewicht unter 
Vermeidung jedes anderweiten Nusgleihungsma- 
terialö eine ganze Zahl der Gewichtseinheiten der 
Scala betragen, welche Zahl unter Beifegungvon K. 
oder #4. auf der vorderen Seite der Hülfe in 
vertiefter Schrift anzugeben iſt. — Iſt die Waage 
mit zwei Scalen verfehen, wobei entweder zwei 
Sceeren und ein Lajtaufhängungspunft, oder 
eine Sceere und zwei Laftaufhängungspunfte 
vorhanden find, jo müſſen die Bedingungen der 
Richtigkeit für jede Scala innegehalten fein; iſt 
die Hülfe abnehmbar, jo darf fie nur eineMarfe, 
welche für beide Scalen dient, bejigen. — Einer 
bejonderen Angabe der größten Tragfähigkeit 
bedarf e3 bei diefen Wangen nicht, da ſich dieſelbe 
aus ven Scalen ergibt; doch muß an den letz⸗ 
teren zu erfennen jein, ob fie ji) auf Kilogramme 
oder Pfunde bezichen. 

$ 35. [Brüdenwaagen.] IAbſ. 1 in der Faſſung 
des 6. Nachtrages zur Eichordnung dv. 3. März 
1874.) Das Wefentlihe derjelben befteht darin, 
daß die Lajtwaagejchale durd eine Brücke ge 
bildet wird, mweldye auf Traghebeln ruht, deren 
Kraftarme durch Zugitangen entweder direct od. 
durch Bermittelung eines andermweitigen Hebels 
mit den Lajtarme eines oberhalb angebraditen 
Waagebalfens in Verbindung jtehen, an welchem 
109 Xtgr., 1000 gr. ıc. im Intereſſe der Erleichterung und 


ne der Aufſummirung der Angaben der Waage zufähjig 
ein joll, 


Eichwejen. 


onderjeit3 die Gewichtswaageſchale Hängt.!) — 
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$38. [Eihung und Fehlergrenze.] Beim Eichen 


Zuläſſig ift die befannte —— oder eine der Waagen iſt die Richtigkeit, Empfin dlichkeit 


nlihe Conſtruction, welche das Weſentliche der 
oben angegebenen Einrichtuug enthält, wenn — 
das Gewicht zur Laſt entweder im Verhältniß 
1 zu 10 oder 1 zu 100 ſteht, — die Waage eine 
berichiedene Angabe nicht zeigt, fobald dieſelbe 
Laft an verjchiedenen Stellen der Brüde gejtellt 
wird, — für Herftellung der horizontalen Lage 
der Brüde die erforderliche Einrichtung getroffen 
ift (bei trandportablen Waagen diefer Art etwa 
ein an dem verticalen Ständer angebrachter 
Vendelzeiger nebſt Einſpielungsmarke), — und 
eine Einrichtung vorhanden ift, durch welche das 
Gewicht ſämmtlicher Theile ſich jo ausgleichen 
läßt, daß die Zunge der Waage im unbelajteten 
Bujtande derjelben zu richtiger Einſtellung gebracht 
werden kann. — Die Centejimalivange muß die 
Bezeichnung als ſolche an fid) tragen. 

8 36. [Oberialige Waagen oder Tafelwaa— 
ar Bei dieſen liegen die Gewichts- und 
die Laſtwaageſchale über dem Tragmechanismus 
und horinzontal neben einander. — Gie find 
nur dann zuläjfig: — wenn troß einer Verjchieb- 
ung ded Gewichtes oder der Laſt auf verichiedene 
Stellen ihrer Waagefchalen eine verſchiedene 
Angabe nicht erfolgt; — wenn jie bei der un- 
günitigften Stellung von Gewicht und Laſt auf 
den — * noch eine innerhalb der vor— 
geſchriebenen Grenzen liegende Empfindlichkeit 
zeigen, — und wenn eine nicht ganz horizontale 
Aufteilung eine unrichtige Angabe nicht zur 
Holge hat. 

$ 37. [Unzuläffige Waagen.] Bon der Eid) 
ung oder Stempelung auszufchliegen find alle 
Waagen, die den vorher angegebenen Bedingungen 
nicht entfprechen, insbejondere daher: — alle 
Baagen mit hölzernen Waagebalten; — alle 
eng bei denen ſich nicht die Achjen, 
ondern die Pfannen in den Hebeln befinden; — 
alle Hebelwaagen, bei denen die Schärfe der 
Mitteljchneide eines Hebeld auf derjenigen Geite 
der die Endjchneiden verbindenden Ebene Liegt, 
welche der Drudridtung entgegengejegt ift; — 
gleicharmige Balfenwaagen mit verjtellbarer Mit- 
lelachſe; — ungleicharmige Balkenwaagen, bei 
denen das Laufgewicht nicht an einer verſchiebbaren 
Hülſe angebracht iſt, ſondern mit einem Haken 
unmittelbar an dem Waagebalken ruft; — 
Brüdenwaagen oder Tafelmaagen, bei denen eine 
veränderte Gewichts⸗ od. Laftlage zu einem Die vor- 
geihricbene Empfindlichkeit der Waage beeinträcht- 
igenden Reibungswiderjtande Beranlaffung gibt. 


») Eine nach ihrer fonftigen Befchaffenbeit zuläffige Brüden- 
wird dadurch, daß * an dem Waagebalfen ber Ge: 
wihtsihaale mit einer Einrihtung zum Wägen mit Laufge⸗ 
wicht und Scala verjehen ift, nicht unzuläffig, vorausgejegt, 
daß dieſe Einrichtung die im $ 54 der Eichordnung am bie 
entjprechenden Einrichtungen der Schnellwaage geftellten Ans 
forderungen joweit erfüllt, um zen richtige Wägungs⸗ 
tejultate zu fihern. — Die Angaben der — Yan 
von Brüdenwaagen find an augenfälliger Stelle der Waagen 
k anzubringen, daß nicht nur die Richtigkeit der Angabe durch 
eigeſetzte Stempelung beglaubigt werden lann, fondern aud) 
die Zugehörigkeit der Angabe zu ber Waage gefichert ift oder 
nötbigenfall$® durch Stempelung in geeigneter Weife gefichert 
werden kann. S. Nacht räge zur Eichordnung vom 6. Mai 
18711. ©. auch die Note zu $ 34. 
2) ©. die Note zu $ 33. 


und — —— nach den in der Inſtruction 
enthaltenen Verfahrungsarten zu ermitteln, und 
die Stempelung darf nur dann erfolgen, wenn 
die Wange im Zuftande der größten Belaftun 

no einen deutlich erkennbaren Ausſchlag bei 
einjeitiger Hinzufügung eines Gewichtes gicbt, 
welches nicht mehr betragen barf, al3 die nad 
benannten Größen: 
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einjeiiger Tragfähigkeit | 5D. 1/a000 
bon 5 K. und weniger größe: 12 
ter einfeitiger Tragfähigkeit Y ; || 1. 1/1000 
b. bei ungleiharmigen Balfens * | 
‚managen . . z i 2 1G. | ine 
0. bei Brüdenmangen .  -|&| 6D. | Ye 
d. bei oberichafigen oder Zafels |. | 
„Waagen » .  . 0 .J2) mie unter a, 
2. bei Präcifiongs und Medicinalwaangen || 
u. zwar bei größter einfeitiner Trag⸗ 
fähigfeit von mebr als 5 K. flir jebes | 
Kilogramm der Laft ; . i | ı1D. 1/10,000 
von mehr als 250 G. bis 5K. für 
jedes Kilogramm der Laſt E :-| 2D. 1/00 
bon mehr ald 20G. bis 250 G. für je) 
10 Gramm der Laſt 0.0.1 5M. 1/2000 
bon 20 G. umd weniger für je 1) 
Gramm der fait: | 
bei Bräcifionsmaagen . . +! ıM. 1/1000 
bei Medicinalwaagen “ . :| 2M. 1/300 





$ 39. [Stempelung.] Die Stempelung ber 
gleiharmigen Waagebalten erfolgt entweder in 
der Mitte oder auf jedem Arme, jevdenfall3 an 


1) Zum Ausmwägen von Gegenftänden des Wochenmarklver⸗ 
fehrs [vergl. Gewerbeordnung $ 66], find gleiharınige Bals 
fanvaagen von einer geringeren als ber in $ 38 für Handels- 
mwaagen —— Genauigkeit zur Eihung und Stem⸗ 
pelung zuzulaffen, wenn fie 1. eine einfeitige Iragfähigteit 
von nicht mehr als 2 K. befigen [vergl. $ 33, Al. 2 der Eich⸗ 
ordnung], 2. am jedem Arme einen angelütheten oder anges 
nieteten Blechitreifen mit der aufgeichlagenen Bezeichnung H. W. 
tragen, 3. von der abjoluten Richtigkeit nidyt mehr als um 
das Vierfache des in $35 der Eihordnung für Handeldwaagen 
geitatteten Fehlers, d. 5. nicht mehr als Yzso der einfeitigen 
Tragfähigleit abweichen. — Außerdem müffen fie die in $$ 31 
und 33 der Eihordnung aufgejtellten Bedingungen ber kich⸗ 
ungsfähigfeit erfüllen. — Die Prüfung der Hölerwaagen ers 
folgt nach den für Balfenmwaagen gegebenen Vorſchriften. Die 
Stempelung ift auf feiner anderen Stelle ald entweder auf 
der Loͤthnaih, weldhe den die Bezeihnung H. W. enthaltenden 
Blechftreifen mit dem Arme verbindet, oder auf einem bafelbit 
anzubringenden Binntropfen oder auf dem Nicttopfe, jedenfalls 
aber in folder Art zu bewirken, daf die Blechjtreifen nicht 
entfernt werben Fünnen, obne ben Stempel zu verlegen. — 
Hölerwaagen bürfen in Gejhäften, in melden auch mit ans 
deren als den im Eingange bezeichneten Gegenitänden gehan— 
delt wird, nicht angewandt werden. — ©. Nadıträge zur 
Eihordnung vom 6. Mai 1871. — Nah} der Belanntmad: 
ung bes NeichSfanzlerd vom 16. Aug. 1871 barf bei Höfer 
mwaagen zum Ausiwägen von Gegenftänden des Wochenmarkt: 
vertehrs der Betrag des Zulaygegewichtes, durch meldyes bie 

rößte im öffentfihen Verkehre noch zuläffige Abweichung einer 

aage von ber Nichtigleit und zugleich die zuläffige Grenze 
ihrer Empfindlichleit bemeffen werden foll, bis zum Vierfachen 
desjenigen Berrages fteigen, der für die im gewöhnlichen Hans 
delsverfehr benusten Mayer Baltenwaagen derſelben 
Tragfähigkeit [vergl, Ar. ı der Belauntmahung vom 6. Dec. 
1869] feitgefegt ift. 
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einer ſolchen Stelle, wo ſich der Stempel ohne 


Eichweſen. 


hält die Firma des Verfertigers, den Tag der 


Beſchädigung des Balkens anbringen läßt: bei Prüfung, die laufende Nummer, den Umfang der 
Balten mit Pfropfen ($ 33) auf diefen. — Bei Scala, das Gewicht des Inſtruments und den 
Präcijiond- und Medicinalmwaagen it dem Eich- Stempel der Eichungsſtelle. — Der Erjag einer 


ftempel der jechsjtrahlige Stern beizufügen. — 
Bei Schnellwaagen find zu jtempeln: der Balfen 
an dem eriten u. feßten Theilſtriche der Scalen, 
die verjchiebbare Hülfe zweimal dicht neben der 
Marke, u. die Gehänge, — Bei Brüdenmwaager 
wird der Stempel auf die Urme des Waager 
balfens und die Schenkel der Traghebel aufge 
ſchlagen und an geeigneten Stellen der Brüde 
eingebrannt. — Bei Tajelmaagen gelten die Bor» 
fchriften für Bolten» u. Brüdenwaagen, je nad)- 
dem fie anwendbar ſind. 

(IT. Altopolometer u. dazu gehörige Thermo- 
meter.) $ 40. [Buläffige Inſtrumente.) Bur 
Prüfung u. Stempelung werben nur zugelafjen: 
a. ſolche gläjerne Altoholometer, weldye nad) 
Tralles den Alkoholgehalt einer meingeiftigen 
Flüſſigkeit in 100 Raumtheilen derfelben angeben ; 
fie fönnen entweder die volle Scala von U—100 
oder nur einen Theil derjelben, und zwar in 
vollen Graden od, mit Angabe von Bruchtheilen, 
enthalten; b. ſolche Thermometer, deren Scalen 
auf Papier oder Milchglas getheilt und mit der 
Quediilberröhre in eine gläferne Umhüllungsröhre 
eingeichlofjen find. Die nad Réeaumur auszu— 
führende u. als jolche zu bezeichnende Theilung 
muß bis auf 10 Grad unter dem efrierpunft 
fortgejetst und die Scala bei 12%, Grab mi: 
einem rothen Striche verjehen fein; c. ſolche 
gläjerne Tyermo»Alkoholometer, bei denen das 
Quedfilber.efäh des den oben angegebenen Er- 
fordernifjen entjprechenden Thermometers ald Be: 
lajtung für das damit verbundene Altoholometer 
ohne weitere Beſchwerung ausreicht. Der äußere 
Durchmeſſer des Quedjilbergefäßes, für welches 
außer der Kugelform auch die eines Cylinders 
uläſſig iſt, darf 13 mm nicht überſchreiten. — 
— iſt die Eichung metallener Alkoholo— 
meter und ſolcher gläſerner, die neben der Scalo 
nad Tralles noch eine andere von dieſer ver: 
ſchiedene Procenten- u. Reductionsfcala bejiten 

$ 41. (Prüfung umd Fehlergrenze.] Bei der 
Prüfung ift dad in der Injtruction angegebene 
Verfahren zu befolgen, u. e& dürfen nur ſolche 
Inſtrumente gejtempelt werden, bei denen die 
Theilung eine größere Abweichung als '/, Grad 

egen dad zur — — benugte Normal- 
———— nicht zeigt. — Die Stempelung er— 
folgt für die Alloholometer und Therino« Ylfo- 
holometer auf der Papierfcala, die den Namen 
und Wohnort des Verfertigerd und die Angabe, 
daß die Scala nad) Tralles getheilt ift, enthalten 
muß und auf welche jchon vorher von der Eich— 
ungsitelle das Gewicht in Milligrammen aufge: 
tragen ift; bei Thermometern mit Papierſcala 
ebenfalld auf diejer, bei ſolchen mit Glasicala 
durch Aufflcben des auf Papier aufgedrudten 
Stempel3. 

8 42. Eichſchein, Reductionstabelle, Gebrauchd- 
onmweifung |] Mit jedım Allopolometer u. Ther« 
mo-Altoho,ometer wird ein Eichſchein u. Exem— 
plar der Reductionstabellen nebjt beigedrudter 
Gebrauchſsanweiſung ausgegeben. — Eriterer ent» 


5—* werden Tann, welche er bei ber 
| 


verlorenen Eichſcheins fann nur nad) neuer Prüf- 
ung des Inſtruments erfolgen, der Erjaß einer 
verloren gegangenen Reductionstabelle nur gegen 
Borzeigung des Eichjcheins, 

[III. Gasmejfer.] $ 43. [Buläffige Gasmeffer.] 
Zur Eihung und Stempelung find ſolche Ga? 
mejjer zuzulafjen: welche die Gadmenge nad) 
Kubifmetern bejtimmen, bei denen die Meſſung 
des Gafes durch eine rotirende, zum Theil in 
Waſſer oder eine andere Flüſſigkeit eintauchende 
Blechtrommel (nafje Gasmefjer), oder durch ein 
Syitem von trodenen mit beweglichen Wänden 
(trodene Gaceneſſer) erfolgt, und welche mit den 
zur Erreidhung einer ſicheren Abmeffung erforder- 
lihen Einridhtungen verjehen find, 

544, Beihafenpeit der Gasmefjer.] Es muf 
daher: A. bei den naſſen Gasmeſſern die 
um eine horizontale Achſe rotirende Trommel 
nicht ohne Verletzung des jpäter anzubringenden 
Stempels zugänglich fein u. in einem gasdichten 
Gehäuſe fich befinden, welches zugleich als Gas- 
und Ylüjfigfeitsbehälter dient;’) der oberhalb 
des Flüſſigkeitsſpiegels liegende, gasfafjende Theil 
der Trommel dadurd) zu einem möglichjt unver- 
änderlichen Kubikinhalte gebracht werden, daß 
der Ddiejen Faſſungsraum begrenzende Flüfjig- 
feitöfpiegel jowol überhaupt, als in feiner Lage 
gegen die Trommelachſe conftant erhalten werden 
fann; ferner müffen die Enden der Füße des 
Gasmeſſers fi in einer Ebene befinden, damit 
demjelben für die Aufjiellung bei der Verwend- 
ung diejenige Stellung geſichert werden kann, 
weldje er bei der Eichung auf einer horizontalen 
Ebene einnahm.) B. Bei trodenen Ga?- 
mejjern müſſen die mefjenden Kammern und 
Bentile von einem gasdichten Gehäuje umſchloſſen 
jein, volllommen gasdichte, leicht bewegliche 
Sceidewände haben, welde jo angeordnet find, 
daß jih Wafjerjäde, durch die der Faſſungsraum 
verändert wird, nicht bilden können. Ad A und 
B. Bei nafjen und trodenen Gasmefjern muß 
die Summe der mejjenden Räume (rejp. der 
Trommel oder der Kammern) bei einem Gas 
ornd von 40 mm Wajjerfäulenhöhe zu dem Ku- 
bitmeter in einem Berhältniß jtehen, welches durch 
den age vr genau wiedergegeben wird. 

$ 45. Beſchaffenheit des Zählwerls.) Es muß 
das Zählwerk (die Gasuhr) ſo angebracht ſein, 
daß es nicht ohne Verlegung des ſpäter aufzu- 
bringenden Stempels zugänglich ift, u. e8 müllen 
die einzelnen Scheiben nur Zahlen enthalten, 
weldhe die abzumejjende Gasmenge nad Kubik. 
metern bejtimmt, wobei jedoch nicht ausgejchlofjen 


') Nach bem 5. Nachtrage zur Eichordnung vom 28, Jumi 
1873 muß ferner jedes zum Zuführen ober Abführen von 
xlüffigteiten beitimmte Rohr mit einem gasdichten hubraufifcgen 
Abichluß verjeben fein. & , 

2, Jeder Sasmefjer muß derart eingerichtet fein, daß dem: 
felben bei feiner Aufirellung zum 5* des Betriebes u, für 
die Dauer des leyteren hinreichend genau diejenige Stellung 
Eihung auf eme 

orizontalen Ebene eingenommen bat; 5. Nadırag vom Si 
Juni 1873, 


Eichweſen. 
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ift, Feinere Raumtheile als das Kubikmeter nach bei der Herftellung u. Richtighaltung der Haupt- 


ÖruchtHeilen dejjelben oder nad Litern zu regi« 
friren, die dann mit diefen Bruchtheilen od. mit 
dem Buchftaben L auf den Bilferblättern zu be- 
zeihnen find. 

$ 46. [Bezeichnung] Auf jedem Gasmefjer 
muß untremmbar von demjelben angegeben fein: 
der Name und Wohnort de3 Berfertigers, die 
laufende Fabrifnummer, der Inhalt des meſſen— 
den Raumes in Litern in der Form J = .... 
L, da3 größte Gasvolumen, welches derjelbe pr 
Stunde durchzulaſſen beftimmt ijt, in Kubifmetern 
in der Form V= .... Kub. Met. — Auf dem 
Zählwerke muß angegeben fein, daß es nad) 
Kubikmetern regiftrirt. 

$ 47 [Prüfung u. ehlergrenze.] Die Prüf 
ung der Sasmefjer erfolgt nach Maßgabe der in 
der Inſtruction enthaltenen Borjhrijten und die 
Stempelung kann nur ftattfinden, wenn das be» 
obachtete Bolumen von dem durch das Zählwerk 
regiftrirten um nicht mehr als 2 Procent im 
Einne des Zuviel oder Zuwenig abweidt.?) 

$ 48. [Stempelung.] Die Beglaubigung er 
folgt durch mehrfaches Aufichlagen od. Aufdrücken 
des Stempels jo, daß die Trennung der Theile, 
aus denen das umſchließende Gehäuſe beiteht, 
eine Definung des Zählwerl3 oder eine Abtrenn- 
ung des Scildes, dafern auf einem jolchen die 
im 5 46 erwähnten Bezeichnungen aufg: tragen 
find, nicht ohne Verlegung der Stempel erfolgen 
farn.2) — Bei nafjen Gasmefjern, welde mit 
einer Vorrichtung verjehen find, durch welche der 
Flüjfigfeitsftand von außen verändert werden 
farm, muß diefe Vorrichtung jo beichaffen jein, 
und durch Löthung und Stempelung oder durch 
geitenipelte Plombirung fo gelichert werden, daß 
bei der jo firirten Einftellung feine Erhöhung des 
Flüjfigkeitsipiegels nachträglich erfolgen kann.“ 

Dritter Abjchnitt. 

Normale) $ 49. [Arten der Normale.) Die 
Normale find: I. Eihungsnormale u. zwar: 
a) Gebrauchsnormale, nad) denen die At htigfeit 
der Berfchrögegenftände bei den Eichungsarbeiten 
deurtheilt wird; b) Controlnormale, weldye zur 
Berichtigung der Gebrauhänormale an der Eid) 
ungsjtelle dienen. II. Hauptnormale, nad) 
denen die Auffichtsbehörden der E:chungsitellen 
die Controlnormale richtig erhalten, ILL. Co— 
pien des Urmaßes und Urgewichtes, welche 


, Befitst ein Gasmeſſer zwei Flüffigfeitsitands- u. Abjühr: 
ungsrohre, fo darf die Stempelung deifelben nur dann ſtatt⸗ 
finden, wenn die aufeinander jolgenden Prüfungen bei jedem, 
der durch die beiden Flüſſigleitsſtandsrohre begrenzten Flüſſig— 
keitsttände ergeben, dag in feinem Falle das durch die Trommel 
wirtiich durchgegangene Bolumen von dem durch das Zäbl⸗ 
wert regiitrirten um mehr ald 2% im Sinne des Zuviel oder 
Zumenig abmeicht [5. Nachtrag vom 28. Juni 18751. 

2) Au diejenige Stempelung, welche die Berbinderung einer 
Oeffnung und einer Abnahme des Zähliverls zum Zwecke hat, 
darf nur bei den fonen. Stationsgasmeffern, d. b. bei Gas: 
ımeffern von 150 Liter und grögerem Inhalte des meſſenden 
Raumes, melde überdies feine Bortammern haben, verzichtet 
werden [5. Nadıtrag vom 28. Juni 1873]. j j 

3) Alle Einrchtungen, melde den normalen Flüffigteitsftand 
bei naffen Gasmefiern begrenzen, müffen, fofern 


ung 


durch Lörbung und Stempelung oder durch geitempelte Ploms 
dirung gegen derartige Beränderungen gefihert werden [5. Nach⸗ | 


trag vom 28. Juni 1873]. 
Grotefend, Polizeisferifon. 










fie nicht fo 
beihaffen find, daß willfürlihe Veränderungen diefer Begrenz: 
nah der Eichung und Stempelung ausgefchlojien find, 


normale dienen. 


(I. a. Gebraudsnormale.')) $50. [Allgemeine 


Dejtimmungen.] Bei jeder Eichungsſtelle mufjen 
für jeden Zweig des Eichungsgeſchäftes, weldyen 
diefelbe ausübt, die nachſolgend angegebenen Ge— 
braudjsnormale beobadjtet jein., — Sie Dürfen 
in Bezug auf Material, Gejtalt, Bezeichnung u. 
ſonſtige Beichaffenheit von den im Verkehr zus 
läſſigen Stüden ihrer Art nicht im ungüntigen 
Sinne abweichen u. jind durch zwei Sternſtempel 
(für Präcifionsmaße u. Präcijionsgewichte durch 
drei Sterntempel) zu kennzeichnen. — Sie kön— 
nen von der fie gebraudenden Eichungsſtelle ſelbſt 
hergeſtellt werden, joweit diejelbe hierzu Die Ein— 
richtung befigt, oder werden ihr von der Auf— 
ſichtsbehörde geliefert. 
behörde dürfen geliefert werden die Gebrauchs— 
normale für trodene Hohlmaße von "/, H., weil 
für dieſe nach $ 58 feine Controlnormale vor» 
hauden jind und deshalb die Sleidyjürmigfeit u, 
Wuftergiltigfeit der Ausführung der Georauchs— 
normale in höherem Grade erjordert iſt. — Ba— 
für, daß die Gebraudysnormale mit den Kontrol- 
normalen in der vorgejgpriebenen Uebereinſtimm- 
ung jortdauernd erhulien werden, ijt die Eich— 
ung3jtelle verautwortlid). 


Nur von der Aufjichts- 


$ 51. [Gebraudhsnormale für Längenmaße.] 


Ein Metermaßjtab als Strichmaß auf Verjung, 
durchgeyends ın Gentimeter und auf der Yunge 
von einem Decimeter in Millimeter getheilt. — 


Ein Holzmaßſtab von quadratiſchem Querſchnitt, 
16 bis 20 mm ſtark, von 1 Meter Lange, in 
Millimeter getheilt. — Ein joldier von 2 Meter 
Yänge, 20 bis 25 mm jtarf, in Gentimeter ges 
tyeilt. — Ein Metermaßjtab von Stahl mit An- 
ſchlag, in Gentimeter getyeilt. — Emm Bandmaß 
aus Stahl von 20 Vierer Yänge, in Decimeter 
getheilt. — Die Abweidyung Diejer Gebrauchs» 
normale von den Lontroluormalen oder von 
den mit Anwendung der Gontrolnormale ge- 
mejjenen Größen darf höchſtens zwei Fünftheile 
des im 53 angegebenen Fehlers betragen, durch 
deſſen Uederjchreitung die mit ihnen zu vergleich— 
enden Gebrauchsmaße jtempelunfähig werden. 
852. Gebrauchsnormale für Flüſſigkeitsmaße.] 
Ein Sas Flüſſigkeitsmaße von 2 L. bis Y., L., 
0, L. und O,,, Ju. bis 0, L. nad) den im $ 5 
angegebenen Abjtufungen aus hart gelöthetem u. 
gehämmertem Kupferblech mit verjtärktem und 
abgejchliffenem Rande nebjt zugehörigen blant- 
gejchlifenen Glasplatten, od, ein Sag gläjerner 
Flaſchen (Eicpfolben) mit engem cylınderijchem 
Yalje in den vorher erwähnten Abjtuungen, von 
denen jede eiwa in der Witte des Halſes eine 
2) 1. Radtrag zur Eihord nung vom 50. Juni 1870 
zu 9 50—71: Maße und Gewichte, weiche bezuglich ihrer Ges 
nauigfeit mit den Gebrauchsnormalen, Controlnormtalen oder 
Hauptnormalen übereinftimmen ſollen, können von der Nors 
maleitungscommiüfion und von den Auffichtsbehörden, von 
legteren ſoweit fie nach den $$ 55 und vu der Eichordnung 
zur Heritellung berjelben befugt find, geliefert oder von den 
genannten Behörden auf die fir die angeführten Normale zus 
gelaffenen Fehlergrenzen unterfudht werden. Die Bezeich 
und Beglaubigung erfolgt tie den für Eichungsbehördeũ 
beitinunten Normalen. — Die vorftehenden Beſſimmungen 
gelten auch bezüglich der Waagen und der die Normale ei 
enden und ergänzenden Apparate, 


18 
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des nad) $ 11 zuläffigen größten Fehlers, außer- 
dem aber die erforderliche Angabe des Fafjungs- 
raumes enthält. — Die Abweichung diefer Ge- 
braudsnormale von den zugehörigen Controls 
normalen, oder, dafern fie durch Gewichtsbe- 
ftimmung des ihren Faſſungsraum füllenden 
Waſſers richtig geftellt worden jind, von dem 
Collinhalte, darf höchitens zwei —— des 
in $ 11 zugelaſſenen größten Fehler betragen. 

$ 53. [Gebraudhsnormale für Hohlmaße zu 
trodenen Körpern.) Ein Sat Hohlmaße von 
ı/, H. bis */,, L. nad) den in $ 14 angegebenen 
Abjtufungen, von ?/, H. bis 2 L. incl. von ges 
nügend ſtarkem verzinntem Eiſenblech, die klein— 
eren aus Kupferblech, hart gelöthet und gehänt- 
mert, mit verjtärktem u. abgeſchliffenem Rande, 
nebjt zugehörigen plangeichliffenen Glasplatten. 
— Ein Sag Fehlerglääden, durch welche die für 
die einzelnen Maße nad) $ 20 noch nachgelaſſenen 
Sehlergrößen angegeben werden. — Bezüglich 
der Richtigkeit dieſer Gebrauchsnormale gilt die- 
felbe Vorſchrift wie in $ 52, mit Uebertragung 
auf die in $ 20 für die metallenen Hohlmaße 
angegebenen Fehlergrenzen. 

; 54. [Gebraudysnormale für Gewichte.) a) 
für PBräcifionsgewidt. 
50 K, bi 1 M. nad) der in $ 22 angegebenen 
Stüdelung in einer ſolchen Genauigfeit, daß jedes 
Stück von 50 K. bis ı D. nur um höchſtens 
zwei Fünftheile de3 nad) $ 28 bei der Eichung 
von Präciſionsgewichten noch zuläjfigen Fehlers 
von dem zugehörigen Controlnormal abweicht. — 
Zwei Sätze Fehlergewichte aus Argentan in Form 
vierediger Plättchen, die größeren mit Knopf, 
die Hleineren mit aufgebogenem Rande, in be 
fonderem Etui mit PBincette, von welchen jedes 
der in $ 28 in Columne 2 angegebenen Gewichtö- 
ftüde von 25 D. bis ı M. herab, jomweit dies 
feiner Größe nad) ausführbar, mit der Bezeich 
nung des Gtüdes, defjen zuläffigen Fehler es 
angiebt, und außerdem mit einem jechöjtrahligen 
Stern verjehen, u. höchitend mit dem nad) $ 28 
für eine Echwere als Präcifionsgewidt zuläffigen 
Fehler behaftet ift. — Es find hier zwei gleiche 
Eäße vorgeichrieben, um durch Verwendung zweier 
gleichen Stüde aus beiden Sätzen die Abweichung 
leicht beitimmen zu können, welche ein Gemwichtö- 
ftüd im Verkehre noch zeigen darf. b. Für Me— 
dicinalgewidt. E3 genügen in dem Falle, wenn 
eine Eichungsſtelle nit für Präciſionsgewichte in 
voller Ausdehnung eingerichtet fein, jondern nur 
Medicinalgewichte eihen joll, die unter a, ange 
gebenen Gewichtsſtücke von 200 G. Stüd abwärts, 
e) für gewöhnliches Handelsgewicht. Ein Gap 
Gewichte von 50 K. bis ı M, deren Abweichung 
von den zugehörigen Eontrolnormalen hödhitens 
zwei Fünjtheile der beim Eichen von Handels- 
gewichten in $ 28 nachgelafienen Fehlergrenze 
betragen darf. Zwei Sätze Fehlergewichte aus 
Meſſing von 5 G. bis 2 C. in der Art aus— 
geführt, wie dies unter a. für Fehlergewichte an— 





Ein Cab Gewichte vonfj 


— 


Eichweſen. 


Marke für den Waſſerſpiegel bei richtiger Fülle, 
ung und über und unter derjelben die Angabe 


gewichtes angegeben wird, mit denen die Fehler— 
gewichte gleiche Schwere haben. 

II. b. Controlnormale. $ 55. [Allgemeine 
Beitimmungen.] Jede Eichungsſtelle muß mit 
den zur Nichtighaltung ihrer Gebrauchsnormale 
erforderlihen Controlnormalen verjehen jein. — 
Die einzelnen Stüde gleichen im Allgemeinen in 
Bezug auf Form und Bezeichnung den für den 
Verkehr bejtimmten Gegenftänden gleicher Art, 
entiprechen in Bezug auf Material und Heritell- 
ungsart den nachſtehend gegebenen Borjchriften, 
werden nicht gejtempelt, aber von der Behörde, 
welche fie hergeftellt und geprüft hat, mit Be- 
glaubigungsicheinen verjehen, in denen attejtirt ift, 

aß fie innerhalb der nachitehend angegebenen 
Fehlergrenzen richtig find. — Die Eontroinormale 
werden theils einzeln, theild in geeigneten Grup- 
pen zujammengeordnet, in verichließbare Etuis 
eingejegt, auf denen ſich ein Schild mit der Be— 
zeihnung „Controlnormale“ u. der Angabe des 
Inhalts, ſowie der Stempel der Behörde be- 
findet, welche die Beglaubigungsicheine ausgeftellt 
hat. — Bur Herftellung und Beglaubigung be- 
fugt find außer der Bumbes-Normal- Eichungs- 
Commiſſion die Auffichtsbehörden, welche im Be- 
jige der Hauptnormale nic befinten, u. mit der 
jonft hierzu erforderlichen Einrichtung ausgerüftet 
ind, — Die Ridhtighaltung der Eontrolnormale 
liegt den Aufjichtsbehörden ob, und zwar einer 
jeden Aufſichtsbehörde für die Eichungsftellen 
ihres Bezirles. 

$ 56. (Eontrolnormale für Längenmafe.) Ein 
Metermaßitab als Strichmaßſtab auf Meifing, 
durchgehends in Centimeter und auf der Länge 
von einem Decimeter in Millimeter getheilt. — 
Ein Maßſtab von 2 Meter Länge als Endflächen— 
maß in gleicher Weije getheilt. — Die Abweichung 
von der Solllänge darf nicht mehr als O,, Willi. 
meter bei dem erjien u. O,, Millimeter bei dem 
zweiten betragen. 

$ 57. [Eontrole für Flüſſigkeitsmaße.) Ein 
Sa von 2 L. bis L., 0, L. bis 0,., L. 
entweder aus Kupferbled, hart gelöthet und ge- 
hämmert, od. aus gezogenen Meijingröhren mit 
eingelöthetem Boden u. verftärktem abgejchliffenen 
Rande hergejtellt, nebjt zugehörigen Glasplatten. 
— Die Abweichung des einzelnen Stückes vom 
Sollınhalte darf höchſtens */,, der im $ 11 beim 
Eichen nachgelafjenen Abweichung betragen. 

8 58. [Eontrolnormale für Hohlmaße zu 
trodenen Körpern] Ein Sa Hohlmafe von 
'/, H. bis 5 L. aus Kupferblech, hart gelöthet 
u. gehämmzert, mit eingelothetem Boden u. ver- 
jtärftem, abgejchliffenem Rande, nebjt den dazu 
gehörigen Glasplatten; für die Controfe der 
Heineren Gebraud;dnormale dienen die in $ 57 
aufgeführten Eontrolnormale. — Die Abweichung 
des einzelnen Stückes vom Sollinhalte darf Hödy- 
ftend /,, der nad $ 20 beim Eichen der me- 
tallenen Hohlmaße nachgelaſſenen Abweichung be- 
tragen. 
$ 59. [Eontrofnormale für Gewidte] In 
Kilogran:men von: 20, 20, 10,5, 2,1 K., welde 


gegeben wurde, nur daß die einzelnen Stüde noch für Eichungsftellen, die zur Eihung von Präci- 
mit einem fehler behaftet jein können, welcher |jionsgewichten im vollen Umfange eingerichtet 
durch Die Fehlergrenze der Stüde des Handels- find, aus Mejjing, für die übrigen aus Guß— 


Eichweſen. 


eiſen mit Meſſingpfropf herzuſtellen ſind; 
Grammen 10 Stücke von 500, 200, 100, 50, 20, 


in 
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igen Aufſichtsbehörden der Eichungsftellen ange— 
fertigt, welche ſie zu erhalten wünſchen. — Sie 


10, 5, 2, 1, 1 G. aus vergoldetem Meſſing; in werden mit einem Beglaubigungsſchein verſehen, 


Milligrammen 10 Stücke von 500, 200, 100, 
50, 20, 10,5,2, 1, 1 M. aus Platin hergeſtellt. 
— Die Gewichtsitüde dürfen einzeln um nicht 
mehr ala */,, der beim Eichen von Präciſions— 
gewichten gleicher Schwere gejtatteten Abweihung 
von der Sollicdywere unterjchieden fein. 

[IL Hauptnormale.] $ 60. [Allgemeine Be— 
ftimmungen.] Jede Auffichtsbehörde muß zur 
Richtighaltung der Eontrolnormale bei den Eich— 
ungsjtellen ihres Bezirks die nachfolgend ange- 

ebenen Hauptnormale bejigen, — In Bezug auf 
En Bezeihnung, Beglaubigung und QAufbe- 
wahrung in bejonderen Etuis mit der Aufichrift 
„Hauptnormale“ gelten hier diejelben Beſtimm— 
ungen mie für die Controlnormale (vgl. $ 55), 
nur daß in den Beglaubigungsicheinen die bei 
jedem Stüde vorhandene Abweichung bon der 
Sollgröfe ihrem Betrage nad) anzugeben ift. 
Auch jind die Hauptnormale mit einer Bezeich- 
nung zu berjehen, durch welche die Zugehörigkeit 
zum Beglaubigungsjcheine gefichert if. — Die 
Abweidhung von der Sollgröße darf bei feinem 
Stüde größer jein, als nad) den vorher ange» 
gebenen Bejtimmungen für das entiprechende 
Stüd der Eontrolnormale zugelafjen it. — Zur 
Herjtellung und Beglaubigung befugt find außer 
der Bundes-Normal- Eihungs-Commifjion nur 
ſolche Eichungsbehörden, welche beglaubigte Co— 
pien des Urmaßes und Urgemwichtes beſitzen und 
mit der fonjt hierzu erforderlichen Einrichtung 
ausgerüftet find. Diejelben haben von jedem 
Beglaubigungsicheine eine Copie an die Bundes— 
Normal» Eicdjungs- Commifjion einzuſenden. — 
Die Vergleihung der Hauptnormale auf ihre 
fortdauernde Richtigfeit wird in längeren Beit- 
räumen von ber Bundes-Normal- Eihungs-Eont- 
miljion vorgenommen, 
$ 61. [Hauptnormal für das Längenmaß.“ 
Ein Metermafijtab als Strichmaß auf Meſſing 
durchgehends in Gentimeter und auf der Länge 
von einem Decimeter in Millimeter en 

8 62. [Hauptnormale für Hohlmaße.] Liter 
maße vom 2, 1, "/,, "4, "ar Yıor "sa L. aus 
gezogenem Meffing mit verjtärktem, abgeſchliffe— 
nem Rande und eingelöthetem Boden, — Maße 
von O2, Or Oposı Org UNd O0, L., ebenio aus 
Rothguß, ſämmtlich nach den Formen der Flüfjig- 
teitsmaße hergeitellt, nebft den erforderlichen ab- 
geichliffenen Glasplatten. — Hauptnormale für 
Hoblmaße zu trodenen Körpern werden nicht an- 
gefertigt, da die großen Controlmaße durd Eich— 
ung nad) Waffergewicht richtig geſtellt werden 
follen u. für die Heineren die Hauptnormale für 
Flüffigkeitgmahe dienen können. 

S 683. [Hauptnormale für Gewichte.] Gewichte 
von 20 K. bis 1 G. aus vergoldetem Mejjing 
und von 500 M. bis ı M. aus Platin nad) der 
in $ 59 angegebenen Stüdelung, jedoch das 
20-K.-Stüd nur einfach. 


aus weldem das bei der Vergleichung befolgte 
Verfahren, ſowie die Abweichung zu erjehen tit, 
welche gegen das verglichene Original nod) jtatt- 
findet, und in verſchließbare Etuis cingelegt, 
deren Schild den Stempel, tie Bezeichnung des _ 
Inhalts, die fortlaufende Nummer und das Jahr 
der Anfertigung enthält. 

8 65. [Copien des Urmaßes.] Copien des in 
Art. 2 der Maß- und Gewichtsordnung bezeid)- 
neten Urmaßes werden zu dem vorliegenden 
Bwede in Form eines Strichmaßes auf einem 
Mejjingftabe von quadratiihem Querſchnitte in 
25mm Gtärfe hergejtellt, in welchen, zur Auf: 
tragung der beiden die Länge des Meters bes 
grenzenden Striche, die in einer durch die Achſe 
des Stabes gelegten Ebene gezogen jein müjjen, 
Silberftifte eingelajjen find. Der Stab wird 
mit einer Nummer bezeichnet, mit einer Ein— 
theilung jedoch nicht verjehen. — In dem darauf 
lautenden Beglaubigungsichein wird außer dem 
bei der Bergleihung befolgten Verfahren die 
Temperatur angegeben, bei welcher die aus der 
Bergleichung ſich ergebende noch vorhandene Ab— 
weichung zwijchen Original und Eopie ftattfand. 

$ 66. Copien des Urgewichtes.) Eopien des 
im Art. 5 der Maß- und Gewichtsordnung be- 
zeichneten Urgemwichted werden aus vergoldetem 
Meſſing in Sylinderform mit Knopf und mit 
einer Nummer auf dem Stüde hergeitellt; dem 
Beglaubigungsjcheine werden das Wägunaspro- 
tofoll mit den zur Neduction auf den luftleeren 
Raum erforderlihen Angaben und das Reſultat 
diefer Reduction beigefügt. 

Vierter Abjchnitt. 

[Die übrige Ausrüftung der Eichungsitellen u. 
Auffichtsbehörden. I. Waagen. $ 67. [Waagen 
der Eichungsitellen.] Jede Eichungsſtelle muß 
für die Eichung der Gewichte und die ſonſtigen 
Arbeiten mit den erforderlichen gleiharmigen 
Balkenwaagen von genügender Empfindlichkeit 
verjehen jein und zwar für das Eichen der Prä— 
cifionsgewichte mit 5 Waagen, weldye beftimmt 
jind für folgende Gewidtsabjtufungen : 

u. einen deutlichen 
Ausichlag geben 
mare 
bei einer für eine 
Belaft: | Zulage 


ung von| von 

Nr. 1 für 50K. bis mehr ad 5R. K. 16. 
10 K. 5 D. 

Er SEK, „500 G, 5 K.|25 ©. 
ı1K.S C. 

.3. 5060, .-..56 :0G.5 C. 
100 @.|l2 M. 

‚4.506, „.54 60 6.10 M. 
10G|4 M. 

5» 56. und weniger 5 G.| 24M. 

1 G.! 0,3 M, 


für das Eichen von Hanbeldgewidhten genligen die Waagen 
Nr. 14, für das Eichen von Wedicinalgewichten genügen 
die Waagen Nr. Ih, , 

68. [Waagen der AuffichtSbehörden.] Die 


8 
IIII. Copien des Urmaßes und Urgewichtes.] Aufſichtsbehörden der Eichungsſtellen müſſen für 


8 64. [Allgemeine Beitimmungen.] Copien des 
Urmafes und Urgewichtes werden von der 
Bundes-Normal-Eihungscommijfion für diejen« 


die Vergleihung der Controlnormale mit den 
Hauptnormalen 5 Waagen derielben Tragfähig— 


keit befien, wie fie in $ 67 angegeben ift, deren 


18* 
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Eichweien. 


Empfindlichkeit aber mindeftens 5mal fo groß iſt, Eihungscommilfion enthält außerdem über und 


als die dajelbft beſtimmte. 


[II. Apparate und Hilfsmittel, welche bei An-| Präcifionszeihen und die Um 
der Normale erforderlid) find, und durch | Normal-Eihungs-Commiljion. 


wendun d 
weld)e die Normale erſetzt werden.] $ 69. [Hilfs- 


unter dem Bande ben len als 
rift: Bundes- 


$ 74. [Stempel der Auffichtsbehörden.] Jede 


apparate.] Alle Eichungsitellen müfjen innerhalb] Aufſichtsbehörde der Eichungsſtellen erhält eine 


der von ihnen vertretenen Zweige des Eichungs- 
Geſchäftes mit denjenigen Apparaten und Hilfss 
mitteln, welche zur Ausführung der in den In— 
ftructionen angegebenen Eichungsarbeiten erfor— 
derlidy find, in der vorgejchriebenen Beſchaffen— 
heit ausgerüſtet jein, z. B.: für das Eichen der 
Längenmaße: Nonius, Loupe, Stangencirtel, An- 
ſchlagwinkel zc., für das Eichen der Flüſſigkeits— 
maße: horizontal zu ftellende Platte, Wafjer- 
waage zc,, für das Eidyen der Hohlmahe zu 
trodenen Körpern: Füllapparat mit Hirſe oder 
Rapsjaat, Streichhölzer zc., für das Eichen der 
Gewichte: Tarirgewichte, Pinzetten oder Gabeln 
zum Aufheben der Controlnormale zc., für das 
Eichen der Waagen: Stative, Anhängegewichte zc. 

$ 70. [Normalapparate.] Einrichtungen, durch 
welche die Anwendung von Normalen erjetst 
wird, dürfen nur in der in den Inſtructionen 
näher angegebenen Beſchaffenheit hergejtellt und 
von den Eichyungsitelen nur dann benutt werben, 
wenn fie von der Auflichtsbehörde vorher ger 
prüft und geeignet befunden worden find; 3. B.: 
Einrichtung zur Prüfung hölzerner Längenmaße, 
Einridytungen zum Meſſen größerer Fluffigfeits« 
mengen durch fubicirte Behälter, Einrichtung zur 
Beitimmung des Anhaltes der Fäſſer durd) das 
Gewicht des Wafjerinhaltes unter Anwendung 
einer Derimalwaage, Tabellen zur Ermittelung 
des Inhalte von Hohlmaßen nad) dem Waſſer— 
gewichte, für deren Anfertigung die von der 
Bunded-Normal-Eihungscommiflion anzugeben- 
den Normalzahlen zu benugen find, Eichungs— 
apparate für Gasmejjer. 

s 71. Normalinſtrumente für Ulfoholometer 
und zugehörige Therinonuter.] Bei der Prüfung 
von Alfoholometern und Thermometern dürfen 
nur die von der Bundes-Normal-Eidyungscom- 
mijfion angefertigten Normalinfirumente benutzt 
werden.) — Dede mit diefer Eichung beau)- 
tragte Eichungsjtelle muß ein Gebrauchsnorma 
und Controlnormal diejer Art und jede Auf 
fichtöbehörde ein Hauptnormal befigen. Sämmt- 
lie Inſtrumente diejer Art enthalten die Nor- 
maljcala nad) Viertelgraden getheilt. 

111. |Stempel und Siegel?)] $ 72. [Gemein- 
ſchaftliches Zeichen.) Als allgemeines Stempel» 
eichen (vergl. Art. 19 der Maß- und Gewichts— 
—— wird beſtimmt: ein gewundenes Band 
mit der Inſchrift N. D. B. 

8 73. [Stempel der Bundes-Normal-Eichungs⸗ 
Coinmiſſion.]) Der Stempel der Bundes-Normal-⸗ 


1) Bufolge des 8, rg zur Eichorbnung v. 19. Aug. 
1876 joll die Prüfung und Beglaubigung diefer Normalinftru- 
mente, auch derjenigen, welche für andere als Eihungsbebörden 
u. für Private beſtimmt find, ausſchließlich durch die Normal: 


Eihungscommilfion erfolgen. | E — 
?) Das allgemeine Stempelzeichen beſteht fortan in einem 
gewundenen Band mit der Inſchrüt D. R. — Die Eonturen 


und Abmefjungen diefes Bandes haben ſich den laut $ 72 ber 
Eichordnung bisher vorgeſchriebenen Stempelzeichen möglichit 
genau angufälichen Nachtrag zur Eichordnung vd. 6. Mai 1871]. 





ihr eigenthümliche Ordnungszahl, weiche in ſolcher 
Art bejtimmt wird, daß nad) den Aufjichtsbe- 
zirken des Königreichs Preußen die Aufſichtsbe— 
zirfe der übrigen Bundesjtaaten möglichjt in der 
Ordnung folgen, in welcher jie in der Verfaſſung 
des Norddeutichen Bundes aufgeführt find. — 
Jede Aufiichtsbehörde führt im Stempel über 
dem gemeinjchaftlihen Zeichen ($ 72) die ihr zu- 
gehörende Zahl und unter demfelben den ſechs— 
ſtrahligen Stern. 

8 75. [Stempel der Eicjungsftellen.] Jede 
Eichungsſtelle führt im Stempel über dem all 
gemeinen Stempelzeichen die Zahl der Aufjicht3- 
behörde, welcher je unterjtellt ijt, und unter 
demjelben die Ordnungszahl, melde ihr von 
diefer Behörde innerhalb ihres Bezirkes zuge» 
theilt worden ift. 

$ 76. Bekanntmachung der Stempelzeichen,] 
Die Bundes-Normal Eihungs-Commijjion ver- 
öffentlicht ein Verzeichniß ſämmtlicher Eichungs— 
ſtellen des Norddeutſchen Bundes mit Angabe 
der a der von ihnen geführten Stempel. 

s 77. [Siegel und Farbenftempel.] Die Sieget 
und größeren Farbenſtempel ver Auffichtsbehörden 
und Eichungsſtellen enthalten außer den obigen 
Stempelzeicyen eine Umfchrift, durch weldje Name 
und Ort derjelben angegeben wird. 

$ 78. [Erforderliche Stempel.) Jede Eichungs— 
ftelle bedarf für die einzelnen Eichungsarbeiten, 
je nad) ihrem Gejchäftskreis, der nachfolgenden 
Stempel: 1) 5 vertieft grapirte, freisrunde 
Stempel, und zwar 2 mit hohler Fläche (für 
bombenförmige Gewichte), 3 mit ebener Fläche 
von 18— 7 Millimeter Durchmeſſer für Bleipfropfe 
bei eifernen Gewichten, den vollen Stempel ent- 
haltend; 2) 4 Stempel mit fcharflantigen Con— 
turen von 10 —2 Millimeter Durchmejjer für 
Kupfer: und Meffingpfropfe, Gewichte ausanderen. 
Metallen als Eijen, Waagen, metallene Zängen- 
und Hohlmaße, Gasmefjer; die größeren den 
vollen Stempel, der Hleinjte zum wenigften nur 
das allgemeine Stempelzeichen ($ 72) enthaltend; 
3) 2 Stempel von 3 Millimeter und 1 Milli« 
meter, den jechsjtrahligen Stern in erhabenen 
Conturen darjtellend ;t) 4) 2 Stempel von 15 u, 
7 Millimeter Durchmeffer, die volle Bezeichnung 
enthaltend, zum Einjchlagen auf hölzerne Gegen- 
ftände; 5) 3 Stempel von 50 bis 25 Millimeter 
mit voller Bezeichnung zum Einbrennen: 6) ı 
Zrodenitempel mit voller Bezeichnung von 6 bie 


1) Durch den 7. Nachtrag zur Eichordnung vom 28. Eept. 
1874 ift beftimmt, dab das Präcifionszeiden [der sftrablıge 
Stern] auf Gegenftände, welche für den üffentlihen Verkehr 
beftimmt find, und jomit außerdem den allgemeinen Eicuungs— 
ftempel zu empfangen baben, nicht mehr gefondert aufgeftcim= 
pelt werben foll, jondern daß für berariige Beglaubiqgungen 
von Air namen vom 1. Jan. 1876 ab Stempel 
zur Anwendung fommen follen, bei melden das Präcifionss 
zeichen innerhalb des Bandes des allgemeinen Stempelzeichens 
und zwar je nachdem es einfad, oder zweifach —** twirb, 
—— od. neben den Buchſtaben D. R. etwas höher als bie 

ittellinie derſelben zu ſtehen kommt, 


Eichweſen. 


2 Satz 
zum Einſchlagen; 


8 Millimeter für die Vapierſcalen; 7) 
Jahlenftemipel, nebft Komma 
») 4 Satz Zahlenſtempel, nebſt Komma zum Eins 
brennen ; 9) Brennftempel für die Buchſtaben 
H und L, letzterer in 3 verichiedenen Größen. 
Fünfter Abjchnitt. 
Geſchäfte der Eichungsitellen.] 879. [eidung 
und Stempelung neuer Gegenstände.) Jede Ei 
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ausgeführten Prüfungen Eichicheine oder Befund- 
beſcheinigungen anszuftelfen, auf denen zugleich 


‚über die Gebühren und Auslagen Quittung er 
theilt wird, 


$ 84. [Nuferordentliche Eichungsarherten.] 
Nach Art. 18 der Mah- und Gewichtsordrang 
hat die Bundes-Normal⸗Eichungscommiſſion uder 


ch⸗ die Zulaſſung anderweiter Geräthichaften zur 


ungsſtelle Hat die ihr zur Eichung und Stempel-|Eihung und Stempelung zu entſcheiden. — Es 
ang überbradten, für den öffentlichen Verfehr|haben deshalb die Eichungsbehörden derjenigen 


bejtimmten neuen Gegenftände, deren Eichung in 
ihren Geſchäftskreis jällt und die nad) den Be— 
fimmungen dieſer Eichordnung überhaupt zur 
Aufnahme geeignet find, ohne Berüdfihtigung 
des Urjprungsortes der Gegenftände, auf ihre 
Richtigkeit den Vorſchriften diejer Eichordnung 
entiprechend zu prüfen und alddann nur diejen- 
igen zu ftempeln, welche größere, ald die noch 
zuläjligen Abweichungen von der Richtigkeit nicht 
igen. 
$ S0. [Berichtigung unvichtig_befundener Ges 
genjtände.] Die Eihungsitellen find verpflichtet, 
an den Gegenftänden, die bei diefer ‘Prüfung 
noch nicht ſtempelfähig befunden wurden, ſolche 
Berichtigungsarbeiten auszuführen, welche ſich 
innerhalb der Grenzen der im Verkehre nod) zu— 
läffigen Abweichungen halten, und für welche jie 
die erforderlichen Einrichtungen beſitzen. — Weiter⸗ 
gehende Berichtigungsarbeiten bleiben, ſoweit 
nicht anderweite Anordnungen darüber getroffen 
werden, der Brivatverjtändigung der Betheiligten 


— 
$ 81. Prüfung im Verkehr befindlicher Gegen— 
fände.) Jede Eichungsſtelle hat ſolche bereits 
im Berfehr befindliche, alſo ſchon mit Eichungs— 
ftenipel verjehene Gegenftände, zu deren Prüfung 
fie eingerichtet ift, auf erhaltene Veranlaſſung 
entweder auf ihre Richtigkeit im Sinne dieſer 
Eichordnung (Nadeihung), oder auf die äußerſten 
Grenzen der im öffentlichen Verkehr noch zu 
duldenden Abweichungen von ber abjoluten Rich— 
tigkeit (Revifion), wobei die nad Art. 10 der 
af- und Gewichttordnung getroffenen Beitimmt- 
ungen maßgebend find, zu prüfen. — Zeigt der 
Gegenſtand bei der Revilion eine geringere als 
die im Verkehr noch zuläſſige größte Abweichung, 
und ijt fein früherer Stempel nod genugiam 
fenntlich, ſo kann ohne Weiteres die Zurüdgabe 
erfolgen; ift aber der frühere Stempel umfennt- 
lid) oder der Gegenftand wegen jeiner Unrichtig« 
feit nicht mehr im Verkehr zuläffig, jo ift ent- 
weder vor neuer Stempelung die Berichtigung 
im Sinne diejer Eichordnung ($ 30) vorzunehmen, 
oder durch Vernichtung des früheren Beglaubig- 
ungszeichend der Gegenftand als für den Verkehr 
untauglich zu kennzeichnen. 

8 82, (Eihgebühren.] Die Eichungsitellen er- 
heben für die ausgeführten Eichungsarbeiten Die 
in der Tare feitgefepten Gebühren. Cie find 
aber berechtigt, die Auslagen für etwa verwen— 
detes Material noch außerdem in Anrechnung zu 
bringen. Andere ald die in der Tare für be- 


Auffichtsbezirke, in welchen fernerhin die Anord— 
nung bejonderer, in dieſer Eihordnung nicht 
aufgenommener Eichungen und Stempelungen 
im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs erforder— 
lid} jein wird, bei der Bundes-Normal-Eichungs- 
Commijjion die bezüglichen Anträge zu ftellen. 
Nah erfolgter Entjheidung find alsdanı bie 
näheren Vorſchriften von den betreffenden Auf- 
jichtsbehörden zu erlaffen. 

8 85. [Yährlihe Gejhäftsüberfichten.] Jede 
Eichungsſtelle Hat nad; Maßgabe eines von der 
Bundes-Normal-Eihungscommiffion auszugeben» 
den Schemas jährlid eine Zufammenjtellung der 
von ihr ausgeführten Cihungsarbeiten anzu» 
fertigen und ihrer Auffichtsbehörde einzufenden. 

Sechster Abichnitt. 

[Uebergangs-Beitimmungen,) $ 86. IJAllge— 
meine Beitimmungen.] Die Eichungsftellen haben 
zur ——— von Maßen und Gewichten, 
welche nach den Vorſchriften dieſer Eichordnung 
von ihnen geprüft ſind, vom 1. Januar 1870 
an die hier vorgejchriebenen Stempel zu ver- 
wenden, dagegen zur Beglaubigung von Gegen- 
jtänden, welche nach den mit Schluß des Jahres 
1871 außer Geltung tretenden Borjchriften von 
ihnen erg find, die bisherigen Stempel zu 
benugen, Xeßtere dürfen von dem 1. Januar 
1872 an nicht weiter verwendet werden. 

$ 87. Eichung von Maßſtäben.) Bis zum 
Ende des Jahres 1871 ift es zuläfjig, Maßitäbe 
für den Verkehr zu eichen und zu jtempeln, 
welde in Bezug auf ihre Länge den Borichriften 
deö $ 1 entjprechen, auch wenn fie aufier dem 
Metermaß noch das bis zu dem oben angeführten 
Zeitpunkte geltende landesübliche Maß enthalten; 
dagegen iſt es nicht geſtattet, Maßſtäbe zu eichen 
und zu ſtempeln, deren Geſammtlänge zwiſchen 
ihren Endmarken nach den jetzt landesüblichen 
Maßen beſtimmt iſt und welche gleichzeitig eine 
Eintheilung nach dem metriſchen Syſteme ent— 

alten. 

888. Eichung von Hohlmaßen.) Nach den 
bisherigen Vorſchriften ausgeführte Hohlmaße 
können, nachdem ſie auf die Größen des neuen 
Syſtems umgeändert worden ſind, bis zum Ende 
des Jahres 1871 auch dann zur Eichung zuge— 
laſſen werden, weun ihr Durchmeſſer um mehr 
als die nah $ 8 und $ 17 geitatteten Größen 
von dem vorgeichriebenen Durdmejjer abweicht ; 
dech darf diefe Abweichung nidıt mehr ald das 
Doppelte jener ſpäter nochzulafjenden Abweich— 
ung betragen, und eö müfjen die Maße mit der 


fondere Umstände vorgejchriebenen Ermäßigungen |hier vorgeichriebenen Bezeichnung veriehen fein. 


von Gebühren jind unbedingt unterjagt. 


8 89. [Eihung im Berfehr befindlicher Ge— 


[Eichicheine, Beſundbeſcheinigungen. I wichte.] Im Verkehr befindliche Gewichte, deren 


Die Eichungoſiellen haben über die von ihnen! 


Größe und Größenbezeichnung nach den allge- 
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Eichwejen. 


meinen Beitimmungen der neuen Maf- und, geichriebene Gewichtäbeitimmung in Milligrammen 


Gewichtsordnung zuläjlig ift, und die nad) den 
bisher geltenden Beftimmungen vorſchriftsmäßig 
geeicht und gejtempelt find, können zwar unge— 
achtet ihrer etwa mit $$ 22, 23, 25 und 26 
nicht übereinftimmenden Gewichtsgröße, Bezeich— 
nung, Form und ſonſtigen Beſchaffenheit auch 
nad dem 1. Januar 1872 im öffentlichen Ver— 
fehr innerhalb des Landes, deſſen Stempel fie 
tragen, geduldet werden; um jedody innerhalb 


auszudrüden. — Die Eichungsitellen können be- 
reit3 vor dem 1. San. 1872 Gasmeffer, welche 
nad) den in diejer Eichordnung getroffenen Vor— 
ſchriften regijtriren, zur Eichung u. Stempelung 
annehmen. — Die bereit3 vor dem 1. San. 1872 
nach den innerhalb der einzelnen Bundesländer 
bisher geltenden Vorjchriften geprüften und ge- 
jtempelten Altoholometer u. Gasmeſſer bleiben auch 
nad) dem 1. Jan. 1872 innerhalb des Landes, defjen 


deö ganzen Bundesgebietes im Verlehre zuläfiig | Stempel fie tragen, im Berfehr zuläffig. — Die Be- 


u jein, bedürfen ſolche Gewichte einer erneuten 
Kevifion und Beglaubigung durd den Bundes— 
Eichungsſtempel, und dieſe joll ihnen bis zum 
i, „Januar 1872 troß etwaiger Abweichungen 
von den Beitinmungen der $$ 22, 23, 25 u. 26 
der neuen Eichordnung nicht verjagt werden. 

8 90. [Deffentlihe Bekanntmachung der im 
Verkehre unzuwläfligen älteren Gewichte.]) Die 
Bınder:-Normal-Eihungscommiljion wird durd 
öffentliche Belanntmadung diejenigen Gewichts— 
ftüde der in den einzelnen Bundesländern bis zu 
Ende des Jahres 1871 geltenden Gewichtsſyſteme 
bezeichnen, welche nach ıhrer Größe und Größen— 
bezeihnung den Vorjdriften der Maf- und Ges 
wichtsordnung nicht entjprechen, und deshalb 
nad) dem 1. Januar 1872 im öffentlichen Ber- 
kehr nicht mehr zugelafjen werden künnen.*) 

$ 91. [Die Eichung der Waagen betreffend.) 
Die Eichjungsjtellen haben die im Verkehr be- 
findlihen Waagen, welche nad) den bis zu Ende 
des Jahres 1871 geltenden Vorſchriflen beglaubigt 
find, und für deren jpätere Yulafjung in Ber 
ehr dajjelbe gilt, wa3 im $ 89 für die Gewichte 
beitimmt worden ift, auch nad) dem 1. Januar 
1872, wenn ihre Beglaubigung mit dem Bundes- 
Eichungsftempel verlangt wird, zur Nacheichung 
anzunehmen amd diejelben, ſofern ihre Zuläſſig— 
feit keinen jonftigen Bedenken unterliegt, zu ftem- 
peln, wenn fie aud) die in $ 31 vorgejchriebene 
Bezeichnung der größten Tragjähigfeit nicht an 
fih tragen. In jolden Fällen ih, joweit es 
thunlich, eine Bezeichnung der Tragfähigkeit an— 
zubringen. — Zur Eichung gebradte Waagen 
el wenn Sie den Borichriften diejer Eich— 
ordnung entiprehen, ſchon vom 1. an. 1870 
ab mit dem neuen Stempel beglaubigt werben. 

8 92. [Eichung von Altoholometern u. Gas— 
meſſern.) Bei Eichung der Altoholometer ift be+ 
reits vom 1. Jan. 1870 an die übereinftimmend 
mit den biöherigen Inftructionen im $ 41 vor- 


* 
1) S. die Belauntmachung der eng er 
milfion vom 33. Febr. 1870. — Die Eihyänter find befugt, 
bis auf Weiteres ſolche gufeiferne, mit früheren Landeseich⸗ 
ungsitempeln verjebene, der Edimwere nad) durch $ 23 der 
Eihordnung zugelaffene Gewicdtsitüde zur Eihung, und 
Stempelung zuzulaffen, welde in Allgemeinen den Beftimm: 
ungen in $5 23—2s und 28 der Eichordnung genügen u. nur 
in fo weit nicht völlig vorfhriftsmänig find, als fie aufer ben 
in $ 23 der Eichordnung vorgeſchriebenen, reſp. zugelafienen 
Pezeihnungen irgend eine Nebenbezeihnung, welche von ibrer 
Bezeidinung nad deu früher geltenden Vorſchriften herrührt, 
. B. ein Z. vor Ctr. ober Z/, [Pf.] tragen, oder die vor⸗ 
hrijtsmäßige Bezeichnung auf einer eingejegten Meſſingplatte 
enthalten, ober endlich mit einer, der Berimmung in 6 26 der 
Eichordnung nicht völlig entiprehenden AJuftiröffnung berieben 
find. Hierbei wird jedoch vorausgeiekt, daß die vorhandene 


Juſtireiurichtung jedenfalls derart beichaffen ift, daß fie genügs Aus 
enden Halt für eine dauerhafte Beieftigung des Juftirpfropfes igenannten Maße umd 


glaubigung durch den Bundeseihungsitempel ift bei 
beiden Arten von Meßwerkzeugen an die Erfüllung 
ber Borichriften diefer Eichordnung gebunden, doc) 
können Gasmeſſer, welche bereits vor dem 1. Jan. 
1872 gehörig gejtempelt u. in Gebrauch waren, 
und welche wegen unmefentlicher Reparaturen nad) 
diejem Zeitpunkt einer neuen Stempelmg be— 
dürfen, auch ohne den Vorfchriften der $$ 43 
bis 46 zu genügen, geitempelt werben. — Nach 
wejentlichen Reparaturen jedody, worüber die In— 
ſtruction Näheres beitimmen wird, müfjen folche 
Gasmeſſer auf metrifche Negiftrirung eingerichtet 
werden, bevor fie eine neue Stenipelung erfahren 
fönnen, 

893. [Fortgebraud; bereits vorhandener Nor» 
male für die Eichung von Gewichten.) Eichungs- 
jtelen, weldje bereit® mit Gebraudysnormalen 
und Controlnornialen ausgerüftet find, die nach 
<tüdelung und Bezeichnung zwar den Beſtimm- 
ungen der Maf- und Gewichtsordnung vom 
17. Aug. 1868 genügen, jedoch den Borichriiten 
im Abſchnitt III. diefer Eichordnung nicht vol» 
jtändig entjprechen, können diefe Normale, ſofern 
jie nur den Vorſchriften dieſes Abſchnittes be- 
züglid) der Genauigfeit genügen, aud) fernerhin 
benutzen. 


III. Vorſchriften über die Eichung und 
Stempelung von Maßen und MRebwerl- 
zeugen für Breunmaterialien, jowie für 
Kalt und andere Mineralproducte, vom 

15. Febr. 1871. 


Auf Grund von Art. 18 der Maß» und Ge- 
wichtsordnung vom 17. Aug. 1868, erläft die 
Normal-Eihungscommilfion des Deutſchen Bun— 
des nadjjolgende Vorichriften über Die 

(Eidiung und Gtempelung von Mafen und 
Meßwerkzeugen für Brennmaterialien, ſowie für 
Kalt und andere Mineralproducte. L Maße u. 
Maßgefäße für Kohlen aller Art, Kofes, Torf, 
jowie für Kalk u. andere Wiineralproducte.]) $1. 
Arten der zuläfligen Maße und Mafgefähe.] 
Außer den im erſten Abſchnitte der Eichordnung 
bom16, juli 1869 unter III. angeführten Maßen 
für trodene Körper werden für das Meſſen von 
Kohlen aller Art, Kofes, Torf, jowie für Kalt 
und andere Mineralproducte die nachfolgend auf- 
geführten, der Form nad) von den Vorſchriften 
des $ 17 der Eidjordnung abweichenden Maße 
und Maßgefäße zur Eidung und Etempelung 
zugelajien:!) A. Maße in Kaftenform von 





') Befanntmahung bes Reihhsltanzlers vom 16. 
Aug. 1871 1: Die in $ 1 des Erlofies unter A., D. und C, 
Art werben für den Gehraud 


darbietet [5. Nachtrag zur Eiherdnung vom 28. Juni 1873]. beim Zumeſſen im öffentlichen Verkehr unzuläffig, wenn ber 
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H., ı H. und 2 H. Inhalt;) B. Rah men ⸗ſſichert.) Verbindungsitangen zwiſchen den Sei« 
oder Ss tzmaße ohne Boden von 2 H. und|temmwänden oder, wie bei der Karrenſorm, zwiſchen 


mehr In 


alt, wenn letterer ein Vielfaches des den Tragjchenfeln dürfen nicht dur 


den inneren 


ganzen Hektoliter iſt; ©. Fördergefäße aufjRaum des Maßes gehen, — Bei — Kajten- 


dergwerfen, jowie Löſch- u. Ladegefäße bei 
dem Schiffsverkehre, welche zugleich als Maßgefäße 
ım Großhandel benußgt werden, wenn der Inhalt 


maßen müfjen die Seitenwände von genügender 
Stärke fein, um eine Verbiegung zu verhindern; 
die Bodenplatte ijt zur Sicherung der ebenen 


der zuerſt genannten ein Vielfaches des halben, Lage mit Rippen zu verjehen. 


der Inhalt der zulegt genannten ein Vielfaches 
des ganzen Seltoliter beträgt; D. Kummt- 
mafe, namentlich für Torf beitimmt, d. h. lange, 
entweder fejtitehende oder auf Transportwagen 
befindliche, oben offene Kaften von je 20 H., 
oder 2 Kubikmeter Inhalt, deren Faſſungsraum 
durch Aufjagbretter um je 10 H. oder 1 Kubif- 
meter vergrößert werden kann. 

8 2. [Bezeichnung der Maße u. Maßgefäße. 
Die Bezeichnung der im $ 1 aufgeführten Maße 
und Maßgefäße Hat deutli und von demjelben 
mtrennbar durch Angabe des Inhaltes nad) 
Heftoliter unter Anwendung des Budjitaben H 
zu erfolgen (Bergl. jedoch $ 5 letztes Ulinea). 

83. [Beichaffenheit der Kaſtenmaße.) Die 
Kaſtenmaße (8 1. A.) müſſen im Lichten gemejjen 
folgende Dimenfionen in Willimeter haben: 
für den Inhalt von "a H. 500 Länge, 400 Breite, 250 Tiefr’ 

ı H. 635 50.30 „ 
FR 5 P 2H.625 ,„ öl2 „ 

Abweichungen von diejen Dimenfionen können 
nur bis zu dem Betrage von höchſtens zwei 
PBrocent unter der Borausjegung nachgeſehen 
werden, daß der Inhalt des ganzen Maßes der 
Anforderung im $ 9 entjpriht. — Die Maße 
tönnen aus Holz oder aus Eiſen hergejtellt jein 
igre Seitenwände müſſen nahezu rechtwinflig gegen 
den Boden ſtehen, die Unterjchiede der oberen 
und unteren correjpondirenden Abmeſſungen dürfen 
nicht mehr als zehn Procent der Maßtiefe be: 
tragen. — Die hölzernen Kaſtenmaße müjjen einen 
Beſchlag von Bandeijen erhalten, welches den 
oberen Wand und die Verbindung der Seitenwänd: 
ſowol untereinander als auch mit dem Boden 


.-. * " 


6. 


wirtlihe Inhalt derſelben bon bem angegebenen Yırbalte um 
mebr als Yo des Iegteren abweicht. — Die in demfelben Ba 
ragraph unter D. genannten Kummtmaße werden im gleicher 
Weife unzuläffig, wen eine der den Faſſungsraum beftinmten 
den Dimenfionen um mehr ald Yo der vorgefchriebenen Größe 
von letsterer abweicht. — Mefrabmeu für Brennholz werden 
in gleicher Weife unzuläffig, wenn die Abweichung der Länge 
eines Nabmenftüdes von der Sollgröße mehr als Nm der 
legteren beirägt. — Nah dem 1. Nachtrag zu der Belannt- 
machung vom 15. Febr. 1871, vom 31. Jan. 1872 ift die zu 
laffung von Kummtmaßen zur Eihung und Stempelung nicht 
mehr auf ſolche Maße befhränft, die den in $ 1 D. gegebenen 
Borſchriften entſprechen, jondern es jollen Kummtmate, welche 
den übrigen Borichriften oder den von den Auffihtsbehörren 
anzuorbnnenden näheren Beitinmungen eutiprechen, überhaupt 
dann zugelaffen werden, wenn ihr Inbalt eine ganze Anzahl 
Aubitineter beträgt. 

1) Außer den Kaftenmahen von ſolchem Inhalt werden auch 
Raftenmahe von größerem Inhalte dann zugelaffen, wenn ihr 
Inhalt ein Bielfaches des gangen Heftoliters beträgt und ihr 
berisontaler Querjchnitt ein Rechte it, und wenn fie den 
fonftigen in $ 3 für Kaftenmafie gegebenen Boricriften ent: 
prechen. In Betreff der Inhaltsermittelung, Stempelfähig: 
feit und Stempelung, jowie in Betreff der Eichacbühren umd 
Eihicheine gelten audy für ſolche Maße die in 9 8—12 des 
Erlaifes vom 15. Febr. 1871 getroffenen Beftimmungen [2. 
NRacdırag zu dem Erlafe vom 15. Febr. 1871, vom 25. Juni 
1872]. 


s 4. |Beichafjenheit der Nahmenmafje.) Die 
Rabmenmaße ($ 1. B.) müjjen den im $ 3 für 
Kajtenmaße angegebenen allgemeinen Conftruc- 
tionsbedingungen genügen; ihr horizontaler Duer- 
Ichnitt muß ein Rechteck fein. 

$ 5. [Beihafjenheit der Fördergefäße, Löſch— 
und Ladegefäße.]?) Fördergefäße ($ 1. C.) müſſen 
genügend dauerhaft und in einer Körperform 
ausgeführt werden, deren Inhalt ſich durch alleinige 
Anwendung des Längenmaßjitabes und durch ein» 
fache Rechnung mit genügender Sicdjerheit be- 
jtimmen läßt. — Bei dem Bergkübel für Haipel- 
jörderung iſt jedoh auch ein länglid runder 
Querſchnitt zuläjfig. — Bei den Löſch- u. Nade- 
gefäßen ift die Cylinder- oder Tonnenform geftattet, 
Das Verhältniß des Mittelwerthes der Durch— 
mejjer zur Höhe muß etwa wie 3:4 jein. — Bereits 
vorhandene Fördergefäße dürfen, aucd wenn jie 
der in $ 1 unter © gegebenen Vorſchrift nicht ent» 
iprechen, bis zum 1. Januar 1877 noch benußt 
werden, doch muß bis zum 1. Januar 1872 auf 
jedem ſolchen Fördergefäße der wirkliche Inhalt 
nad Liter angegeben werden. 

$ 6. (Beichaffenheit der Kummtmaße.]°) Jeder 
Kaſten eines Kummtmaßes hat fejt mit dem Boden 
verbundene und dur Aufſatzſtücke zu erhöhende 
Seitenwände und je eine verticale in Nuthen 
zwiſchen den Seitenwänden nad) Urt der Schüßen 
bewegliche Border» und Hinterwand; werden zwei 
ſolche Kajten mit einander verbunden, jo ijt die 
mittlere Schügenwand beiden gemeinſchaftlich; 
im legteren Fulle enthält das Kummtmaß ohne 
Aufjagbretter vier, und mit denjelben jechs Kubik— 
meter Faſſungsraum. — Der Abſtand der loth- 
rechten Border» und Hinterwand eines Kaſtens 
veträgt im Lichten zwei Meter. — Der Ubjtand 
der gleihmäßig geneigten Seitenwände beträgt 
im Lichten am Boden 65 Gentimeter und an der 
oberen ojjenen Fläche 137 Centimeter, und zwar 
bei einer lochrechten Höhe von 1 Meter vom 
Boden ab gerechnet, wobei die Breite jeder 
Seitenwand von ber oberen bis zu der an den 
Boden jtoßenden Kante 106,, Eentimeter betragen 
muß. — Dabei ijt angenommen, daß die jechs 
Leiten (vier an den Wänden, zwei am Boden), 

!) Hölzerne Kaftenmaße können im Innern mit Eiſenblech 
ausgeihlagen ſein; doch muß diefer innere Befchlag mit dem 
äußeren Bandeifenbefhlage durch Nierbolzen verbunden fein, 
welche eine Stempelung bon außen zulaffen [2. Nachtrag zum 
Erlafje vom 15. Febr. 1871, vom 25. Juni 1872]. 

2) ©. 1. Nadıtrag zu der Befanntmahung vom 15. Febr. 
1871, zu 65 5 und 6: Es werden für die auf Wacgen zu 
jegenden Körbergefäße und Kummtmaße auch ſolche Körpere 
formen zugelaffen, deren Ouerſchnitte nicht durchweg gerad⸗ 
lienig begrenzt find, fofern nur die die Querſchnitie begrenzen: 
den Kurven fo ſymmetriſche und fo einfadye Formen haben, 
daß dieje krummlienig begrenzten Querſchnitte ſich durch gerad⸗ 
lienig begrenzte und auszumeſſende Querſchnitte fiher u. ohne 
verridelte Rechnungen ausprüden laſſen. Näheres bierliver 
ift im Wege der ırftruction vorgeſchrieben. 

3) ©. die vorfichende Anmerkung. 


E 
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welche bie Nuthen für die beweglichen Wände, gewöhnlicher Hohlmaße beftimmten Gebrauds- 
bilden, eine Breite von 10 Gentimeter und eine|normale und der zugehörigen Vorſchriften, — 
Gtärte von 3 Centimeter haben und jomit bei|3) bei den Kummtmaßen durd) Nadjmejjung ber 
einer nad) außen gerundeten oder gebrochenen Kante | vorgeichriebenen Dimenjionen. 
zuſammen einen Raum von ungefähr 0,016 Kubil-| $ 9, [Stempelfähigteit.] Die Stempelung 
meter einnehmen. — Zur Aufnahme größerer|fann, jofern lid) nad) Maßgabe der vorjtehenden 
Mengen Torf lönnen auf die lothrechten Wände | Bejrimmungen fonftige Bedenken nid)t ergeben, 
(End» und Mittelſchützen) und auf die Geiten-|ftattjinden: — 1) bei den im $ 1 unter A. B, 
wände Aufjagbreiter gejegt werden, welche durch C. bezeichneten Maßen und Maßgefäßen, wenn 
ſichere Führungen jo feitgehalten werden müſſen, der nad) $ 8 ermittelte Inhalt von dem Soll: 
da} jedes Aufjagbreit in der genauen Hortjegung | Inhalt um nicht mehr als 1 Procent abweidt; 
der Ebene des darunterjtehenden Liegt, Qurd| — 2) bei den Kummtmaßen, wenn feine der den 
die Aufjagbretter joll der räumliche Inhalt jedes| Inhalt bejtimmenden Dinienfionen um mehr als 
Kaſtens um 1 Kubitmeter vergrößert werden|1 Procent von der vorgefchriebenen Große ab- 
(oder wenn der Raum für Die vier Leiften zu weicht und die Leiften innerhalb eines Centimeters 
den Nuthen berüdjichtigt wird, um 1,oog Kubit-|die in den Vorſchriften vorausgeſetzten Dimen- 
meter), Da die Seitenwände ohne Aufſatz oben ſſionen einhalten. 

einen Abjtand von 137 Gentimeter Haben, jo] $ 10. [Stempelung.] Die Stempelung erfolgt 
muß die ooerjte Entfernung der Aufjagbretter| bei den in $ ı unter A. B, und C. aufgeführten 
von einander 161,, Gentimeter, die Breite jedes] Maßen entjprechend den in der Eihordnung für 
Aufſatzbrettes 35,, Centimeter und der lothredhte Yohlmape gegebenen Vorſchriften, bei den Kummt: 
Abjtand der oberjten Kanten dom Boden 133,,| mapen durch Einbrennen eines Stempels an jeder 
Geniimeter betragen. — Es iſt nothwendig, daf|stante des Kaftens und der Aufſatzbretter. 
durch jogenannte Ueberwurfsketten, welche oben] $ 11. Eichgebühren.] Als Eichgebühren wer- 
in der Nähe der Edjügen angebracht find, diefden in Anjag gebradjt: 

Kaſten im Anſchluß am die richtig ausgeführten | dei der Iuhaltsbeftimmung mittels Abmeffung u. Rede 
Schützen zujammengehalten werden, und überdies ung fir = Kajtens oder Rahmenmaß . 50 P 
zu empfehlen, bab bie oberen Ranten ber Griten-| [IE Ch Rum, ti detail.) I 3 
wände und Aufjagbretter durch eine Eifenjchienef sei der Inpaltsbeftimmung durd afjer oder trodene  " 
vor zu ſchneller Abnutzung geyhügt werden. — Füllung ber dem Rauminhalte entjpredende Betrag 

Den Aufſichtsbehörden bleibt überlaſſen, Abweid)- —— —* I. Gebührentape dom 12. Dechr. 
ungen von obigen Übmefjungen für ihren Auf für bie bione Iupatisheflinmung obne Stempelung bei 
ſichtsbezirt zu geftatten und die näheren Vor | _ jedem der vorhergebenden Anfäge 20 P weniger, 
ſchriſften dafür zu erlajjen, wofern nur der Kubik— für dad Yufbrennen oder Aufftempeln des Inhalts 0 „ 
inhalt den obigen Bedingungen entpridt und] $ 12. Eichſcheine.) Zu den Eichſcheinen find 
die Ermittelung dejjelben mit alleiniger Anwend— 

ung des Yängenmapjtabes u. durch einfache Rech— 


jolgende Formulare zu benutzen: 
a N Eichſchein IX. a, Rr..... für Kaftenmafe 
nung hinreichend ſicher ausgeführt werden Tann. 
$ 7. [Unzuläfjige Maße und Mafgefähe.) 


DE ae 
ſind nachfolgend angegebene Kaſtenmaße, nachde 
Ale Maße und Maßgefäße der ing 1.erwähnten “ BR be, nachdem 
Art, weldye den vorjtehenden bezüglidy ihrer Be- 


jte innerhalb der zuläjligen Abweichung für richtig 
( en befunden worden jind, geeicht, und die beibemerkten 

ſchaffenheit getroffenen Beſtimmungen oder den 

nad) $ 6 vorbepaltenen Beſtimmungen der zu- 









































tarmäßıgen Gebühren berechnet worden, 
etlidzahl der Wape 














ftändigen Aufjichtsbehörden nicht entipredhen, oder —— | Größe der Zagmäßige Gebühren für 
welche wegen zu ſchwacher Gonftruction die ere| aus Holz | aus Eifen | Pape | Eichung Juhalts⸗ 

forderliche Unveränderlichteit ihres Juhaltes nich* — er bezeichnung 
mit Sicherheit erwarten laſſen, ſind als nicht eich— Eichen! * I i | — 


fähig zurückzuweiſen. Bei den Kummtmaßen iſt 
iusbeſondere darauf zu achten, daß die gehörige 
Verbindung aller und die regelmäßige Einfügung 
der beweglichen Theile im vollftändigen Gebraüchs 
zuſtande gejichert it. 

$ 8. (Bnhaltsbeftimmung.) Die Inhaltsbe— 
ftimmung erfolgt: — 1) bei den Kajtenmahen 
und Rahmenmaßen durd) Berechnung nach den 
abgemejjenen Dimenjionen, wobei für die Länge 
und Breite die Mittelwerthe aus den correipon- 
direnden oberen und unteren Abmefjungen (vergl. 
$ 3) benußt werden; — 2) bei den Fördergefäßen, 
Löjd- und Ladengefähen, foweit dies einfady und 
ſicher ausführbar ijt, ebenfalls durch Berechnung 
nad) den abgemejjenen Dimenfionen, andernfalls, 
erner bei dem Vergkübel mit länglic) rundem 


. +. R 
(EStempel.) (Unterfchrift des Eichmeifters,) 


Eich ſchein IX.b. Nr... für Rahm enmaße, 
für Förder- 

z; gefäße, 

Eichſchein IX. O. Nr. m»... für Löſch⸗ u. 
| Ladegefäße. 


n . Fördergefäße, 
ſind nachfolgende Löſch- und Ladegefäße, 
nachdem fie innerhalb der zuläſſigen Abweichnn 
für richtig befunden worden find, geeicht, un 
die beibemerlten tarmäßigen Gebühren berechnet 
worden. 

| Zarmäßige Gchlipren für 


IT — 


Stüdzapl | Juhalt Iuhaltsbegei 
uerjchnitte und den Gefäßen in Tonnenform * | Eichung | — 
durch Waſſerfüllung oder durch trodene Füllung | ———— — — — — 
mit Erbſen unter Anwendung der zur Eichung Eichani zu ıc. (unterſchriſt des Eichmeiſters.) 


Eichweſen. 


... 2.00... 


iſt acfiehend bezeichnete Kummtmaß, nachdem 
defjen Abmejjungen innerhalb der zuläjligen Ab- 
weichungen für richtig befunden find, geeicht und 
find die beibemerften tarmäßigen Gebühren be- 
rechnet worden. 


" 
| NRauminhalt in 











Nähere Ati es 
Bezeichnung des || Kubitmetern oder Een v 
Kummtmahes ||  Seftolitern 

DObmeAufagbrettr — 
Mit Aufjaubretter' 
Eichamt zu 27 . am. . 18 
(Stempel) (Unterſchrift des Eichmeifters.) 


[IT. Meßrahmen für Brennholz.) $13.) [Bu- 
lajjung der Meßrahmen.] Die Zumefjung von 
Brennholz im öffentiichen Verkehr Tann zwar 
durch Anwendung eines gewöhnlichen Längen- 
maßitabes ausgeführt werden, indem man vie 
drei Dimenfionen des rechtwinklig aufgeihichteten 
Moateriald mißt und hieraus den Kubilinhalt 
berechnet; zum Bwede der Erleichterung und 
Sicherung der rechtwinkligen Aufſchichtung von 
Brennholz, jowie der Bemeffung der Vorder— 
fläche (der Längen» und Höhen-Dimenfion) des 
aufgeſchichteten Materials, deſſen Scheitlänge (Die 
Tieren» Dimenfionen) jedesmal bejonders auszu- 
meſſen ift, follen jedoch lothrecht aufitellbare Meß— 
rahmen zur Eichung und Etempelung zugelafjen 
werden. 

8 14. [Allgemeine Beihaffenbeit.] Die Mep- 
rahmen, weldye beweglich oder feſtſtehend einge» 
richtet fein können, bejtehen aus rechtwinkelig mit 
einander zu verbindenden hölzernen oder eijernen 
Stäben oder aus rechtwinkelig mit einander ver- 
bundenen Brettern. Die NRahmenjeiten, deren 
Längen, zwijchen Endflächen und Endmarken ge 
meſſen, eine ganze Anzahl von halben Metern 
betragen müſſen, dürfen nur zur Darjtellung 
von Flächen von */,, "/,, jowie einer ganzen An- 
zahl Quadratmetern eingerichtet fein. 

15. |Bewegliche Meßrahmen.“ Für Die 
beweglichen Mefrahmen empfehlen ſich folgende 
— a) Vier Rahmenſtücke von je 2 Meter 

änge find durch Verzapfung jo mit einander 
verbunden, daß fie einen lothrecht aufjtellbaren 
Rahmen bilden, welcher im Imern ein Quadrat 
von 4 Duadratmeter Fläche enthält. Der in 
diefer Aufftellung waagerecht liegende obere Ver- 
bindungsjtab ift jo eingerichtet, daß er ſowol in 
2 Meter als aud) in 1 Meter Abjtand vom un- 
teren fejtgeftellt werden kann, in welchem letzteren 
Falle der Rahmen ein Nechtek von 2 Quadrat» 
meter Inhalt bildet. Ein finfter Stab ijt in 
Lothrechter Stellung zwiſchen den beiden Loth» 
rechten Endftäben in der Art einjetbar, daß er 
von dem einen derjelben 1 Meter abiteht. Durd) 
die Einjegung diefes Mitteljtabes wird 1 Necht- 
ed von 2 Quadratmeter Fläche dargeftellt, wenn 
die Horizontaljtäbe fid) in 2 Meter Entfernung 
befinden, ein Quadrat von 1 Quadratmeter Fläche, 
wenn die Horizontaljtäbe einen Abftand von 1 


nn nn 


1, Die $$ 18—17 in der Faffung des 3. Nachtrags v. 23. 
Spt. 1871. 
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. für Rummtmahe Meter haben. b) Die lothrechten Rahmenſtücke 


erhalten eine Länge von 1'/, Meter und werden 
mit dem unteren Rahmenftüd durch Verzapfung 
verbunden ; der obere Berbindungsitab tan jo» 
wol in 1%/; Meter al3 in I Meter Abjtand von 
dem unteren fejtgeftellt werden; in der legteren 
Stellung kann ein fünfter Stab von 1 Meter 
Länge zwijchen den lothrechten Endſtäben jo eins 
geitellt werden, daß er von einem derjelben 1 
Meter abſteht. Solche leicht transportable Meß— 
rahmen find mithin nach der Einrichtung unter 
a) zum Aufſetzen des Brennholzes in Flächeudurch- 
Idnitten von 1,2 u. 4 Quadratmeter und nad 
der Einrihtung unter b) in Flächendurdjichnitten 
von 1, 2 und 3 Quadratmeter zu benupen. — 
Zur Meſſung der dritten Dimenfion des Holzes 
(der Scheitlänge) dient entweder ein gewöhnlicher 
Maßſtab oder einer der 2 Meter oder 1 Meter 
langen Stäbe des Rahmens, welcher zu diefem 
Zwecke als Eentimeterjtab eingetgeilt it. — Die 
Anbringung irgend einer anderen als Halbmeter- 
Einteilung an Stäben, deren Gejammtlänge 
ungerade Vielfache des halben Meter beträgt, iſt 
nicht jtatthaft. — Die Rahmenſtücke müffen Marten 
zur Bezeichnung ihrer End», bez. Theilpunkte befigen. 

$ 16. Feſtſtehende Meprahmen.]) Die Fi 
itehenden Meßrahmen unterjcheiden ſich von den 
beweglichen nur dadurch, daß die den Umfang 
bildenden, der allgemeinen Beſchreibung in $ 15 
entiprechenden Stabe oder Bretter feit mit eine 
ander verbunden find, Die Mefjung der dritten 
Dimenjion kann hier nur durd einen gewöhn— 
lien Maßſtab erfolgen. — Die feiten Rahmen 
bedürfen der Marken an den Endpunkten nicht, 
wenn nicht die lothrechten Wände, was für die 
Einfegung der Scheite zweckmäßig ift, ſelbſt länger 
als eine ganze Zahl Meter find. In diefem 
Falle find aud) Marken an den Endpunkten er— 
forderlich 

$ 17. [Stempelfähigfeit.] Ein nad) den Vor— 
ihriften m SS 14—16 zuläjliger Mehrahmen 
darf gejtempelt werden, wenn die Abweichung 
jedes einzelnen Rahmenftüdes von der Sollgröße 
weniger als 5 Millimeter auf jedes halbe Meter 
Länge ala > 

$ 18. [Stempelung.] Die Stempelung er- 
folgt bei beweglichen Mefrahnen an jedem End— 
und Tpeilpuntte, bei feſtſtehenden Meßrahmen 
or an der PBerbindungsitelle der einzelnen 

abhmenjtüde und an jedem End- und Theilpunfte, 

$ 19. [Eichgebühren.] Die Eichgebühren be- 
tragen für jedes einzelne Rahmenftüd bis zu 2, 
Meter Länge 10 P, bei längeren für je 2 Meter 
und jede überjchüifige Heinere Maflänge mehr 
10 P. Iſt bei beweglichen Meßrahmen einer 
der Stäbe als Längenmaßſtab in Gentimeter ge- 
theilt, jo fommt für diefen der für gewöhnliche 
Maßſtäbe diejer Art bejtimmte Gebührenjat zur 
Anwendung, und wird hierüber aud) der > 
ſchein für Längenmaße (Formular I.) audgeftellt. 
8 20. Eichſchein.) Zu den Eichjcheinen ift 
folgendes Formular zu benugen: 

Eihjhein IX. e Nr..... 
für Meprahmen zum Holzmejjen. 
ur 

ift nachſtehend angegebener Meprahmen, nachdem 


Pe u a ee Zr Er — 
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defien Rahnienftüde innerhalb ber zuläjfigen Abe mejjung der Füllungen und Ablafjungen durch 
weichung richtig befunden find, geeiht und find|die Ausflußöffnungen zu fichern, nirgends über 
die beibemertten tarmäßigen Gebühren berechnet|80 Millimeter betragen. 3. Die Eintheilung 
worden. einer und derjelben Scala darf jih vom Liter 
abwärt3 nur entweder auf die Halbirungd- od. 


















































Art | Pänge der Seiten | Tarmäßige Ge [auf die Decimaltheilung beziehen (vergl. Eidyr 
des Mefraßmens " im Meter | — bühren [ordnung $$ 5 und 6), in ber Art, daß die Theils 
m. beiregliher ) der waagerechten | ung bei der erjteren nicht unter */,, bei der letz- 

mit bem fünften I teren nicht unter O0, Liter hinabgehen darf. 
Zta | 


ohne den fünften der lothrechten 


Sta 


Daſſelbe gilt von der Anordnung der Ausfluß— 
Öffnungen bei den mit leßteren —— Appara⸗ 
ten, — Die Angabe der Maßgröße von !/, Liter 
oder O,, Liter ijt nur an joldyen Stellen der Ge— 
fäßwand zuläjfig, an denen der Durchmefjer des 
Gefäßes nicht über 60 Millimeter beträgt. — 
Neben den Eintheilungsmarfen oder den Aus- 
fußeinrichtungen muß die Bezeihnumg des mittels 
derjelben abzumefjenden Volumens nad) $ 6 der 
Eichordnung angebracht jein. 4. Der Verſchluß 
und die Unveränderlichfeit der mejjenden Räume 
des Mafgefäßes, jorwie die Unveränderlichteit der 
anderweitigen Mejjungseinridhtungen und ihrer 
Verbindung mit dem Maßgefäße muß entweder 
durch die Beichaffenheit der Einrichtungen jelbft 
jo gefichert fein oder durch Stempelung jo ge- 
jichert werden können, daß eine Veränderung der 
Beziehungen zwijchen den mefjenden Einrichtungen 
und ven Füllungen des Maßgefäßes nad der 
Stempelung nicht mehr ausführbar ift. 

$ 3. [Prüfung der Ridhtigfeit.] Die Prüfung 
erfolgt mit Waſſer durch Ablajjung der von den 
Mefjungseinrichtungen der Apparate angegebenen 
Ouantitäten in die entſprechenden Gebrauchsnor« 
male für die Flüſſigleitsmaße oder die zugehör— 
igen Eichlolben, wobei der Apparat die durch 
Einſpielen des Pendelzeigers angegebene Stellung 
haben muß. — Die Größe der bei der Füllung 
der Gebrauchsnormale mitteld der aus dem Meß— 
apparate abgelafjenen Flüſſigkeitsmengen ſich 
zeigenden Fehler des Apparates wird entiprechend 
den Vorſchriften für die Eichung von Flüjfigkeits« 
maßen beitimmt. 

s 4 Fehlergrenze.] Der Apparat wird, ſo— 
fern fi) nad) Maßgabe der Beitimmungen der 
ss 1 und 2 fonjtige Bedenken nicht ergeben ha» 
ben, al3 ftempeljähig erachtet, wenn bei feiner 
der von demjelben angegeben Mafgrößen eine 
Abweichung von dem Mapinhalte des zugehörigen 
Gebraudisnormal gefunden wird, welche den 
doppelten Betrag des bei der Eihung von Flüſſig— 
keitsmaßen zugulafjenden Fehlers (S 11 der Eich— 
ordnung vom 16. Juli 1869) überjteigt. 

55. [Stempelung.] Die Stempelung erfolgt 
auf allen Löth- oder Kıttfugen, entweder in Binn- 
(oth oder in Siegellad, insbejondere an joldhen 
Stellen, welde die Verbindung einer gläfernen 
Gefäßwand mit den metallenen Theilen des Ay: 
parates und die Verbindung einer gläjernen oder 
metallenen Scala mit den Mefjungsräumen des 
Mafgefähes herjtellen und iſt dabei befonders 
auf die Erfüllung der Bejtimmungen unter $ 2, 
Nr. 1 und 4 zu adıten. — Falls die Eintheil- 
ungen auf einer metallenen Scala angebracht jind, 
iſt diefelbe jo einzurichten, das ein Stempel dicht 
unter jeder Theilungsmarfe eingejchlagen werden 
ann; falls die Abmefjungen durch Ausflußöff- 


der maagerehten . 
b, jeiter ı der lothrechten 
Eichamt zu . . . am . ·u3 

Stempel.) Unterſchrift des Eichmeiſters.) 
Berlin, den 15. Februar 1871. 
Die Normal-Eihyungs-Commillion des Deutſchen 
Bundes. 


IV. Borjdriften über die Eihung und 
Stempelung der Meßapparate für 
Slüjfigfeiten, v. 19. März 1872, 


$1. [Urten der zuläfligen Meßapparate.] Das 
Gemeinjame der zur Abhilfe des vorerwähnten 
Bedürfniijes beftimmten Meßapparate ift die Zu- 
mefjung der Flüſſigkeit mitteld eines Dicht ver- 
ichlofjenen, mit bejonderen Mejjungsvorrichtungen 
verjehenen Gefäßes, etwa von cylinderiicher oder 
koniſcher Form, in welches die Flüſſigleit direct 
aus den Vorrathsbehältniß hinübergelafjen wer- 
den faun, und aus welchem die zuzumeſſende 
Quantität durd) einen Hahn abgelafien wird. — 
Die bejonderen Vorrichtungen zur Abmefjung des 
Slüjfigteitsjtandes in dem Maßgefäße können 
jein: 1. Eine feſt mit demjelben verbundene Scala, 
welche ausgeführt fein kann a) durch unveränder: 
liche Auftragung von Eintheilungsmarfen auf 
der Wand des Mafgefähes jelbit, wenn diejelbe 
ganz oder theilweile aus Glas beiteht, jo daß 
der Flüffigkeitsitand an den Eintheilungsmarfen 
unmittelbar beobachtet werden kann; b) durch 
unveränderliche Anbringung einer Eintheilung an 
oder neben einer mit dem Maßgefäß communi- 
eireuden engen Glasröhre, mittels welder der 
Flüffigkeitsitand abgelejen wird, 2, Eine Reihe 
von Ausjlupöffnungen in der Wand des Maß—⸗ 
gefäßes, durch welche mittels zugehöriger Röhren 
und Hähne ſowol die genaue Füllung des Maß— 
gefäßes bis zu einem gewiſſen Flüſſigkeitsſtande, 
als auch von diejem ausgehend, die Ablafjung 
einer beftimmten Ouantität jo bemefjen werden 
fann, daß der Abfluß durch die betrefienden 
Röhren von jelbft die richtige Füllung und die 
ri tige Ablafjung regulirt. u 

T 2. [Nähere Beſchaffenheit der Mepeinricht- 
ungen.) 1. Bei allen im $ 1 aufgeführten Einrichts 
ungen muß die lothrechte Stellung des Mafge- 
fäßes, durch welche die Richtigkeit der Abmefjung 
mitteld der Eintyeilungsmarfen, bezüglic Aus» 
ſlußöffnungen bedingt iſt, Durch einen Pendelzeiger 
controlirt werden, deſſen Einrichtung, naddem 
jeine Verbindung mit dem Mafgejäh durch 
Stempelung gnelichert it, willfürlice Veränder— 
ungen ausjchliegen muß. 2. Der Durchmeſſer 
des Mafgefäßes darf, um die erforderliche Ge— 
nauigfeit in der Ablefung des Flüfjigleitsitandes 
an den Eintheilungsmarten, bezüglich in der Bes 


Eid — Einfommenabgabe. 
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nungen und -Röhren gejchehen follen, ift je einbeftellung von gewöhnlichen und eingefchriebenen 


Stempel auf Zinntropfen dicht unter dem Rande 
der Eintrittsitelle der betreffenden Ausflußröhre 
in den Körper des Mafgefähes einzujchlagen. 

$ 6. |Eichgebühren] Als Gebühren werden 
in Anja gebradt: A. 1) für die Prüfung jeder 
einzelnen Maßangabe je 10 P., außerdem 2) für 
die Eihung und Stempelung des ganzen Appa 
rates 30 F. B, Eine eichamtliche Berichtigung 
iehlerhaft gefundener Apparate findet nicht ftatt 
und fallen damit Berichtigungsgebühren weg. 
C, Für Prüfung ohne Stempelung die nach A 1 
für jede einzelne wirflich geprüfte Mafangabe 
des Upparates anzujesende Gebühr. 

$ 7. [Eicjicheine.] Zu den Eichicheinen find 
folgende Formulare zu benutzen: 

Eichſchein X. Nr...... 
für Meßapparate zu Flüſſigkeiten 
PER 

find nachfolgend angegebene Mefapparate, nach— 
dem fie inneryalb der zuläfligen Abweichung 
richtig befunden worden, gesicht und die beige: 
merkten Targebühren berechnet worben. 


Stüdzahl der Apparate | Anzabl und De: 


zeichnung der von 
mit Abfluß⸗ dem Apparat ans 





Tarmäßige 


mit Eintheil⸗ Gebühren 





ungss röhren für jede; gegebenen Maß⸗ 
warten | Mufgröge | größen 
— — — — —— — 
Eichamt zu . er‘ ..18 
EStempel.) (Unterſchrift des Eichmeifters.) 


Berlin, den 19, März 1872, 

Kaijerliche Normal-Eichungscommiffion. 

Eid, (wiſſentlich oder fahrläffig falicher, falſche 
Erklärung an Eidesftatt) j. Meineid, 

Eier von jagdbarem Federwild oder Sing— 
pögeln; unbefugtes Ausnehmen derjelben wird 
mit Geldftrafe bis zu 60 M oder mit Haft bis 
zu 14 Tagen beitraft (Str.-G.-B. $ 368 Wr. 11). 

a3 Ausnehmen der Eier von jagdbarem Feder: 
wild ijt auch für die zur Jagd beredjtigten Per- 
jonen verboten; doch find diejelben (namentlich 
die Beliger von Faſanerien) befugt, die im Freien 
gelegten Eier in Beſitz zu nehmen, um fie aus- 

rüten zu laſſen. Das Nusnehmen von Kibik- 

und Möven-Eiern nad) dem 30. April ift ver- 
boten (Gejep über die Schonzeiten v. 26. Febr. 
1870 8 6). 

Eigeunuß, ftrafbarer, j. Str.“G.⸗B. 88 
284— 302, 

Eipenthum. Dasjelbe ift unverleglih; nur 
aus Gründen des öffentlichen Wohles kann es 
gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenigſtens 
vorläufig feitzujtellende Entſchädigung nad) Map: 
gabe des Gejeges entzogen oder beſchränkt werden 
Verfaſſungs-Urkunde vem 31. Januar 1850 
Art. 9). Bezüglic) der gejeglichen Borausjetungen 
und des Verfahrens bei zwangsmweijer Enteignung 
des Grundeigenthums ſ. unter Enteignung das 
Geſ. v. 11. Juni 1874. Die Benutsung des 
Grundeigentgums in der Umgebung der Feftungen 
ift je nad) den verjchiedenen Nayonbezirten ver: 
ſchieden beichränft; ſ. Geſ. v. 21. Dec. 1871. 
— Verlegung fremden Eigenthbums, |, Dieb» 


ahl. 
Eilbeſtellgeld. Die Gebühren für die Eil— 


Briefen, Poſtkarten, Druckſachen und Waaren— 
proben, ſowie von Vorſchußbriefen nad) dem Land— 
beiteflbezirfe der Bojtanftalt beträgt für jedes Kilo» 
meter 15 Pig., im Ganzen nicht unter "" Pfg. 
für jede Beftellung. Bei Padeten, Geldbriefen und 
Pojtanweilungen fommt das Doppeite diejer Süße 
zur Erhebung. Höhere Vergütungen In die Eilbe- 
Itellung von Poſtſendungen nad) dem Lar.d» Beftell- 
bezirke dürfen nur in den Fällen erhoben werden, 
wenn der Beitimmungs-Poftanjtalt Niemand zur 
Berfügung fteht, der die Leiſtung zum tarifmäßigen 
Satze übernimmt. — Die Gebühr für die Eilbeftell- 
ung jowol im Poſtorte als nad) Landorten kann 
vorausbezahlt, oder deren Zahlung dem Mdreffaten 
überlafjen werden. In allen Fällen muß jedoch 
der Abjender für die Berichtigung der entjtande- 
nen Befteligebühr haften. 

Eimer (ald Maß) ift in den Provinzen, in 
weldyen die Maß- und Gewichtsordnung vom 
16, Mai 1816 galt, — 68,79 L.; in Hohenzollern 
— 2,0303 IN; in Schleswig-Holftein — 28,98 L.; 
in der Provinz Hefien — 7, L. 

Einberufung der Perfonen des Beurlaubten- 
ſtandes f. Landwehr-Ord. $ 19. 

Einbruch ald Merkmal des jchweren Dieb- 
jtahls, j. Str⸗G.B. 8 243 Nr. 2. 

Eindringen in fremde Wohnungen, ſ. Haus« 
friedensbrud, Hausſuchungen. 

Einfahren, gefährliches, von Pferden auf 
öffentlichen Straßen oder Plätzen der Städte od. 
Dörfer wird mit Geldbuße von 60 M oder 
mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft; Str.G.⸗B. 
8 366 Nr. 2. 

Einfriedigungen von Grundſtücken; Bejtrafe 
ung wegen Beſchädigung derjelben j. Feldpolizei— 
Ordn. 8 43 Nr. 1; wegen unbefugten Betre- 
tens eingefriedigter Grundftüde, j. Str.-G.-B. 
$ 369 Wr. 9. 

a  E j. Batentmwejen. 
Einfuhrverbote bei Viehſeuchen und Rinder- 
pejt, ſ. unter Viehjeuhen Gej. v. 25. Juni 
1875, 8 2 und unter Ninderpejt Gef. v. 7. 
April 1869 $ 2 und Inſtruction vom 9. Juni 
1873 85 1 ff. Wegen Berlegung folcher Einfupr- 
verbote |. Str.-G.-B. $$ 327, 328. 

— Hilfskaſſen, ſ. Hil fs— 
fajjen. 

Einjährig FFreitwillige, |. Freiwillige, 

Einfaufsgeld it der für die Theilnahme an 
den Gemeindenusungen nach Maßgabe der Ge— 
meindeverjafjung zu zahlende Betrag. Bon der 
Entrichtung desjelben ift die Mitnugung bes 
Gemeindevermögens abhängig; dagegen darf die 
Ausübung des Bürgerreht3 dadurch niemals 
bedingt werden; j. unter Städteverfaſſung 
die Städte-Ordnung von 30. Mai 1853 $ 52 
und die Note dazu und unter Gemeindevers 
fafjung die mweitfäliihe Gemeinde-Ordnung v. 
19. März 1856 $ 56 und die Note dazu, ſowie 
die rheinische Gemeinde-Ordnung vom 23 Juli 
1845 85 18, 25. Megen frankfurt a. M. j. das 
Gel. dv. 25. März 1867 $ 61 und wegen ber 
Städte u. Fleden in SchleswigsHolftein das Gef. 
v. 14, Upril 1869 $ 21. 

Einfommenabgabe, j. Eintommeniteuer, 
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Einfommenjtener.‘) 

I. Geſetz, betreffend die Einführung 
einer Klajjen- u. claffificirten Eins 
fommenfteuer v. 1. Mai 1851.) 

$ 1. Die im $ 1 des allgemeinen Abgaben 
Geſetzes v. 30. Mai 1820 unter g angeordnete 
Kafjenftener, jowie die auf Grund der proviſo— 
riichen Verordnung vom 4. April 1848 wegen 
Aufhebung der Mahlitener u. deren Erjak durd) 
eine directe Steuer eingeführten Erjagitenern, 
werden vom 1. Juli d. J. ab aufgehoben. — 
In den Orten, welche in dem anliegenden?) Ver- 
zeichniife benannt jind, wird die Mahl» und 
Schlachtſteuer nad) Mafgabe des Geſetzes vom 
30. Mai 1820 und der daſſelbe erläuternden, 
ergänzenden und abändernden Bejtimmungen 
forterhoben, beziehungsweiſe die Mahliteuer, ſo— 
weit fie dajelbft zur Zeit nicht bejteht, von 
dem 1. Zuli d. J. ab wieder eingeführt.‘ 
g 2. Statt der aufgehobenen Steuern und 
beziehungsweije neben der Mahl- und Schlacht 
Steuer wird vom 1. Juli d. J. ab erhoben: a) 
in allen nicht mahl» und fchlachtitenerpflichtigen 
Orten eine neue Klajjenftener von denjenigen 
Einwohnern, deren jährliche Einkommen den 
Betrag von 3000 M nidjt überiteigt, und b) 
leihmäßig im ganzen Gtaate eine clafjifieirte 
Eintommenftener von allen Einwohnern, deren 
geſammtes jährliches Einfommen die Summe 
von 3000 NM uüberjteigt; von den Einwohnern 
mahl» und fchlachtiteuerpflichtiger Orte jedod) 
unter der Beichränfung,, dab jedem Steuerpflich— 
tigen für die gleichzeitig zu entrichtende Mahl— 
und Sclachtjteuer jährlih die Summe von 60 
M in Anrehnnng gebradt und nur der nad) 
diefent Abzuge übrig bleibende Stenerbetrag zur 
Einziehung geftellt wird. $3. Einwohner mahl- 
und jchlachtftenerpflichtiger Orte werden durch den 
zeitwerien Aufenthalt in einem klaſſenſteuerpflich— 
tigen Bezirk nicht Maffenfteuerpflihtig; ander— 
ſeits erlangen Einwohner eines klaſſenſteuerpflich— 
tigen Bezirls duch den zeitweilen Aufenthalt 
in einem mahl- und ihlachtftenerpjlüchtigen Orte 
weder auf den Erlaß der Klaſſenſteuer, noch, 
jomweit fie einfommteniteuerpflichtig find, auf die 
Bewilligung des Abzugs an der Hajjificirten 
Einkommenſteuer für die gleichzeitig zu entrichtende 





) ©. auch Doppelbeflzuerung; Gemeinde-Ein— 
tommenjtener. . i 

2) Mengen Einflihrung biefes Geſetzes in der Prov. Hanno: 
ver, im ehemaligen Kurfürftenthum ie und in ben Her 
zogtbiimern Schlesreig und Holjtein ſ. die Verordnungen vom 
25. April 1867. Durd Verordnung vom 11. Wai 1867 ift 
das Geſetz vom 1. Mai 1861 in den zum Regierungsbezirke 
Wiesbaden vereinigten Landestheilen, ſowie in dem vormals 
grofberzeglich heſſiſchen Kreife Böhl mit Einfluß der Encla: 
ven Eimelrod und Höringhaufen eingeführt; ferner durch Ber- 
ordnung vom 4. Juni 1867 in dem vormals rm 
Heffen-Homburgichen Oberamtsbezirte Meiſenheim; durch Vers 
ordnung vom 24. Juni 1867 in vormals baverijchen Ge⸗ 
bietstheilen, Bezirksamt Gersfeld und Landgerichtsbezirt Orb 
ohne Aura, und dur Geſetz vom 23. Juni 1876 $ I Re. 1 
in das —— Lauenburg. — Bezuͤglich des Jadegebiets 
j. Gefes, betreffend den Rechtszuſtand des Jadegebietes vom 
23. März 187385. — Dieks 5, 6, 7, 9, 10, 13, 14, 20, 
24 des Geſeres vom 1. Mai 1851 find durch Art. 1 des Ges 
jeges vom.25. Mai 1873 aufgehoben und andermweit gefaßt. 

1) Braucht bier nicht abgebrudt zu werden. 
9 S. jegt unter 


Einkommenſteuer. 
:Mahle und Schlachtſteuer einen Anſpruch. Wer 


einen doppelten Wohnjig in einem Hajfenfteuer- 
pjlictigen und in einem mahl» u. jchlachtiteuer- 
pflichtigen Orte hat, iſt ftet3 zur Entrichtung des 
ganzen Jahrbetrags der auf ihn veranlagten 
Klaſſen- beziehungsweiſe clafjifieirten Eintommen- 
ſteuer verpflichtet.) $ 4. Die Einführung der 
Nlajjenjtener in Stelle der Mahl- und Schlacht» 
ſteuer, jowie der legteren in Stelle der Klafjen- 
iteuer, fann nur durd ein Geſetz gejchehen.*) 


Erſter Abſchnitt. 


Vorſchriften über die Beranlagung u. Erhebung 
der Klaſſenſteuer. 


8 5. [In der Faſſung des Geſetzes vom 25. 
Mai 1873.) Der Klaſſenſteuer find unterworfen 
diejenigen Einwohner in nicht mahl- u. ſchlacht⸗ 
ſteuerpflichtigen Orten, deren jährliches Eintommen 
den Betrag don 3000 M nicht überſteigt — 
Befreit von der Klafjenitener * — 4) alle 
diejenigen Perſonen, deren Jahreseinkommen (5 
7, Abſ. 5) den Betrag von 420 M nicht erreicht; 
b) Perſonen vor vollendetem 16. Jahre, joweit 
jie zu der erjten Stuje ($ 7) gehören; c) alle 
zur Friedensitärke des Heeres und der Marine 
gehörigen Perjonen ded Unteroffizier- und Ge- 
meinenjtandes nebjt den in ihrer Yaushaltung 
lebenden Mitgliedern ihrer Familie, — ſie 
jelbjt oder dieſe ihre Angehörigen nicht aus dem 
Betriebe eines Gewerbes oder der Landwirthichaft 
oder aus Grund» oder Capitalvermögen ein 
Einfommen von mindeſtens 420 M haben; d) 
die Unteroffiziere und Mannichaften des Beur- 
laubtenftandes und ihre Familien, jowie alle in 
Kriegszeiten zum Heeresdienſt aufgebotenen oder 
freiwillig eingetretenen Perſonen des Unteroffir 
zier- und Öemeinenjtandes und deren Familien 
in den Monaten, im welden fie ſich im activen 
Dienfte befinden; e) alle Difiziere des Heeres u. 
der Marine, Merzte und Beamte der Militär- 
und Wlarineverwaltung für die Zeit, während 
weicher ſie mobil gemadt jind oder zur immo— 
bilen Fuß-Artillerie, zu Erjagabtheilungen mo» 
biler Truppen oder zu Bejagungen im Kriegs 
zujtande befindlicher Feſtungen gehören; f) Aus- 
länder, welche fid noch nicht ein volles Jahr an 
demjelben Orte des Inlandes aufgehalten haben, 
mit Ausnahme derjenigen, welche des Erwerbs 
wegen ihren Aufenthalt im Inlande nehmen; 
g) die Inhaber des eijernen Kreuzes, ein 





S. Gejeg v. 35. Mai 1873, Art. 2: Den jieren 
des Heeres und der Marine, Oberften und 33 Mi⸗ 
litär⸗ wid Marineverwaltung, welche Eigenen 
find, werd für die Zeit, mährend welder fie mobil gemad) 
find oder zur immobilen Fußartillerie, zu Erfasabtheilun 
mobiler Truppen oder 5 Bejagungen im Kriegszuftande ber 
findlicher Feſtungen gehören, der anf ihr Dilitärdienfteins 
fommen veranlagte *5 der Einfommenfteuer, forweit fie 
aber zur Zeit ihrer Veranlagung ein Militär: Dienfteinfonmen 
nicht bezogen baben, derjenige —— der Eintommenjtener 
erlafjen, welcher 3%0 ihres Militär-Dienfteintommens ent— 
pricht. — Der erftere Anſpruch jiebt unter gleihen Berbält- 
niſſen auch den mit Jnactivitätsgehalt enttafenen. den zur 
Dispofition geftellten und den mit Penfion verabjchiedeten 
Offizieren des Heeres und der Marine, Aerzten u. Beamten 
der Niltär- und Marineverwaltung binfihtlic des auf ihr 

teuerbes 


— 


Inactivitãtsgehalt ober ihre Penfion veranlagten S 
hladıtitener=Gejet, betreffend bie: 
Aufhebung der Mahl⸗ ı. Schlachtſteuer vom 25. Mai 1873. | 


trages zu. 
©. Rote zu $1. 
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ſchließlich derjenigen, welche diejer Auszeichnung kann jeine vollftändige 
auf Grund der Urkunde vom 19. Aufi 1870 | Der Steuerſatz beträgt 
theilhaftig geworden find, ſowie die Inhaber für den Einzelnftenernden 
des Militär » Ehrenzeicdiens erfter und zweiter 
Klaſſe und die zu dem Hausſtande der In— 
haber diejer Auszeichnungen gehörigen Fami— 


— erfolgen. — 
ür die Haushaltung wie 
($ 8) jährlich: 
bei einem Yahreseinfommen 
von mehr als bis einichlicht. 

M M M 












lienglieder, foweit fie zu den erjten beiden Stufen in ber 1. @tufe . 420 6. 8 
($ 7) gehören; h) biejonigen, welche, aud) ohne) 7" %, FR 
bejondere Auszeichnung erlangt zu haben, indem] \ ! 2°” 7 1050 1200 15 
vaterländifchen oder als Eingeborene eines da— „ud. . 120 1350 18 
mals nod nit zum Preußiichen Staate gehö-| * © u. — 
renden Landestheil3 in einem verbündeten der| "= 7 “1650 1800  . 36 
anderen Heere an einem der Feldzüge von 1806 u . 22 2 . 42 


bis 1815 theil genommen haben, für ihre Perjon 


und ihre Angehörigen, ſoweit fie zu den beiden 2700 * 


erſten Stufen ($ 7) gehören, 


$ 6. [In der Faſſung des Gejeßes vom 25. 
Mai 1873.] Der Jahresbetrag der aus der 
Beranlagung der Klaſſenſteuer mit Ausſchluß der 
Zugänge zu erzielenden Solleinnahme wird auf 


33,000,000 M fejtgeftellt. Eine Abänderung diejes 


Normalbetrages kann nur durd) Gejeß angeordnet 


werden.) — Die Beranlagung erfolgt nach Maf- 
Br ber im $ 7 feitgeitellten —— — 

ird der Normalbetrag durch den aus der Veran- 
lagung der Klaſſenſteuer jich ergebenden Jahres» 
betrag der Golleinnahme überjtiegen oder nicht 
erreicht, jo findet eine Herabſetzung bezw. Erhöh- 
ung des letteren bis auf den Normalbetrag ftatt. 
— Der Finanzminijter veröffentlicht in dieſem 
Falle durch die Geſetz-Sammlung alljährlich bis 
zum 1. Juni das Ergebniß der Veranlagung u. 
macht zugleich befannt, wie viel mal 12 P auf 
je 300 P (3 M) der veranlagten Jahresſteuer 
meniger oder mehr zu entrichten find, um den 
Normalbetrag zu erhalten. Dabei bleiben Be 
träge von 6 P und darunter aufer Betracht; 
an Stelle höherer Bjennigsbeträge treten volle 
ı2 P. — Der durdy die Abrundung der Pfen- 
nige oder durch die Neclamation und Pe: 
eurje entjtehende Ueberſchuß oder Ausfall gegen 
den Normalbetrag wird unter Übrundung auf 
je 12 P nad) Maßgabe der in Alinea 4 enthal- 
tenen Beitimmung im nädjitfolgenden Jahre aus 
geglichen.?) — Auf Zugänge im Laufe des Ver— 
anlagungsjahres find die berichtigten Steuerſätze 
zur Anwendung zu bringen. 

8 7. [An der Fafjung des Geſetzes vom 25. 
Mai 1873.) Die Klafjenftener wird in zwölf 
Stufen erhoben. Die Veranlagung zu diejen 
Stufen erfolgt nach Maßgabe der Schätzung des 
jährlihen Einfommens, 
bejondere, die Leiftungsfähigfeit bedingende wirth- 
ſchaftliche Verhältniſſe der einzelnen Steuerpflich— 
tigen (eine große Zahl von Kindern, die Ver— 


vflichtung zur Unterhaltung armer Angehöriger, 


andauernde Krankheit, ferner, injoweit die Leiſt— 


ungsfähigfeit dadurch weſentlich beeinträchtigt 
wird, Verjchuldung und außergewöhnliche Un— 
glück: fälle) zu berüdfichtigen. — Sofern der Ein- 
zujchägende der erjten Stufe angehören würde, 


N Durdy Gefet, betr. die Aufhebung der Wahl: u. Schlacht⸗ 
Rai 1873 8 5 ift der Jahresbetrag der Soll⸗ 


feuer vom 25. 1 L 
ennabme der Slaficniteuer auf 42 Mi ionen erböbt, 


2) Abſ. 4 und „ im $ 6 in ber Faſſung des Geſetzes vom 


12. Wär; 1877. 





Es iſt jedod) geitattet, 


„u 1% ,„ A . 2700 3000 . 72 

„Dei Bemeſſung der Höhe des jährlichen Eintommens find 
die in den 6% 28, 29 und 30 dieſes Gefeges vorgeſchriebenen 
Grundfäge zu berüdjichtigen. 

$ 8. a) Die Hebung gefchieht in der Regel 
nad) Haushaltungen; b) zur Haushaltung gehört 
der Hausherr, oder, wenn — ſelbſtändig 
eine Wirthſchaft führen, die Hausfrau mit ihren 
Angehörigen, denen fie Wohnung und Unterhalt 
geben; e) Berfonen, die mit Gehalt oder Lohn 
zu Dienftleiftungen angenommen find, ſowie 
— werden nicht zu den Angehörigen einer 
Haushaltung gezählt; d) Steuerpflichtige, welche 
weder einer beſteuerten Haushaltung angehören, 
noch eine eigene Haushaltung führen, zahlen den 
vollen Steuerfag ihrer Steuerftufe. 

89In der Faffung des Geſetzes v. 25. Mai 1873]. 
a) Zu den nad) dem Klaſſenſteuerfuße aufzubring- 
enden Laſten der communalen u, anderen öffent- 
lichen Verbände können in Ermangelung fonjtiger 
Vejreiungsgründe aud) diejenigen Perſonen her- 
angezogen werden, deren jährliches Einkommen 
weniger als 420 M beträgt und welche nicht im 
Wege der öffentlichen Armenpfiege eine fortlaufende 
Unterftügung erhalten. Die Veranlagung diefer 
Steuerpflidtigen erfolgt nad) einem für Haus- 
haltungen wie für Einzelnfteuernde geltenden 
fingirten Stlafjenftenerfage von 1 M 50 P jährlid). 
b) Soweit nad) den bejtehenden Beſtimmungen 
in Stadt und Landgemeinden das Bürgerrecht, 
beziehentlid) das Stimm- und Wahlrecht in Ge- 
meinder-Angelegenheiten an die Bedingung eines 
jährlichen Klaſſenſteuer-Betrages von 9 reſp. 12 
M gemüpft ijt, tritt bis zur anderweitigen geſetz— 
lichen Regelung des Gemeinde-Wahlrechts an die 
Stelle der genannten Säße der Stufenjat von 
6 M SKlafjenjteuer. — Ortsftatuten, welche das 
Wahlrecht an einen höheren Klaffenfteuerjats als 
den Betrag. von 12 M fnüpfen, verlieren mit dem 
1. Januar 1874 ihre Giltigkeit. Wo ſolche Orts- 
jtatuten nad beftehenden Kommunal-Ordnungen 
zuläffig find, kann das Wahlrecht durch neue 
Ortsftatuten von der Veranlagung zur 2. bis 8, 
Steuerjiufe abhängig gemadt werden. — Sn 
den bisher mahl- und jchlachtiteuerpflichtigen 
Städten der öftlichen Provinzen können die in 
5 5 Nr. 4 Lit. d der Gtädte-Ordnung vom 
30. Mai 1853 bezeichneten Einfommensbeträge, 
unabhängig von dem Fortbeftande der Mahl« 


) Durch Gefeg v. 16. Juni 1875, Art. 1, find die Steuer: 
fäge für die 3. Stufe auf 9 M und für bie 4. Stufe auf 
12 M herabgeſetzt. J 
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und Schladtjteuer, durch Communalbeſchluß als 
Bedingung des Bürgerrechts beibehalten werden. 

$ 10. [In der Faſſung des Geſetzes vom 25. 
Mai 1873.) a) die Einihägung in die im $ 7 
bezeichneten Stufen geichieht von einer Commiſ— 
fion, welche aus dem Gemeindevorjtande als Vor— 
figenden u. Mitgliedern, die von der Gemeinde» 
verjammlung, bezw. Gemeindevertretung, gewählt 
find, beſteht.) Bei der Wahl iſt darauf zu 
adıten, daß die verichiedenen Klaffen der Steuer- 
pflichtigen möglichſt gleihmäßig in der Commij- 
ſion vertreten werden. — In großen Städten 
können mehrere Einihägungscommiijionen gebil- 
det werden und lann der Gemeindevorftand den 
Vorſitz in dieſen Commiffionen einem der von 
der Gemeindevertretung gewählten Commiſſions— 
mitglieder übertragen. — Der Gemeindevorjtand 
hat über die Befig>, Vermögens, Erwerbs und 
jonjtigen Einfommensverhältnifje der Steuerpflicht: 
igen, ſowie über etwaige befondere, ihre Steuer: 
fähigfeit bedingende wirthſchaftliche Verhältniſſe, 
joweit dies ohme tieferes Eindringen geſchehen 
tann, möglichjt vollftändige Nadjrichten einzuziehen; 
überhaupt alle Merkmale, welche ein Urtheil über 
die maßgebende Steuerftufe näher zu begründen 
vermögen, zu ſammeln. — Die Einihägungs- 
commiljion unterwirjt das Hiernady von ihrem 
Borfigenden abzugebende Gutachten ber Einſchätz— 
ung unter Benupung aller ihr jonft zu Gebote 
jtehenden Hilfsmittel einer genauen Prüfung. 
Dabei iſt ebenfalld jedes läſtige Eindringen in 
die Bermögend- und Einfommensverhältnijje der 
einzelnen Steuerpflichtigen zu vermeiden, Nach— 
dem die Prüfung vollzogen ift, bat die Commiſſion 
nah den jtattgefundenen Ermittelungen oder 
anderweit bekannten Verhältniſſen des einzelnen 
Steuerpflidhtigen die Steuerſtufe vorzujchlagen, 
in welche derjelbe zu veranlagen ift. — Die bei 
dem Einſchätzungsgeſchäft beteiligten Vorſitzenden 
der Commiſſionen und ſonſtigen Beamten find 
fraft des von ihnen geleijterten Amtseides zur 


1) Geſetz dv. 16. Juni 1875, Art. 2: Zum Zwecke ber 
Hlafjenjteuerberanlagung Fönnen: 1. Gemeinden und felbftän: 
dige Gutsbezirke, melde eine örtlich verbundene Lage haben, 
miteinander, 2. Gemeinden und felbftändige Gutsbezirle von 
abgejonderter Lage mit weniger als 500 Einwohnern mit bes 
nahbarten Gemeinden burh die Bezirksregierung Finanz- 
dircction] unter Zujtimmung ber Kreisausſchuſſe, bezichentlich 
in denjenigen Landestheilen, two ſolche noch nicht vorbanden 
find, der Kreisvertretungen, jowie nad vorangegangener An: 
börung der Betheiligten zu einem Einfhäsungsbezirte vereinigt 
werden, — Die Einwohnerzahl des combinirten Einfhägungs 
bezirts darf in ber Regel 1200 Seelen nicht überneigen. — 
Für jeden folder Einſchätzungsbezirle wird nur eine Cine 
Khäsungscommiffion I$ 10 a. a. O.] gebildet. — Den Borjig 
in derielben und die biermit nach $ 10, Lit. a. a. a. O ver: 
bundenen Lbliegenbeiten bat ber von ber —— 
——— zu beſtimmende Gemeinde⸗ oder Gutsvor: 
teher bezichungsmeife Antmann oder Bürgermeifter zu übers 
nehmen, — Die Mitgliederzahl der Commiffion wird auf die 
einzelnen Gemeinden und Gutäbezirte nad Verhältniß der 
Einwohnerzahl vertbeilt, mit der Maßgabe, daß mindeſtens 
ein Mitglied jeder Gemeinde und jedem Gutäbezirfe zugetbeilt 
wird. Fir Gutsbezirte treten die Borfteher derielben oder 
deren Stellvertreter, beziehungsweife ein von dem Gutsvor— 

eher zu ernennender Einwohner des Einſchätzungsbezirls als 

titalied in die Commiffton ein. — Sofern auf einen Guts— 
bezirt mehr als ein Deitglied enfällt, werden das zweite und 
bie jerneren Mitglieder duch ben Gutsvorfteber ernannt. — 
Die fonftigen Obliegenbeiten der berbeiligten Gemeindeporftände 
und Gutsvorjteber beziiglich ber Klaſſenſteuerveranlagung er⸗ 
leiden feine Aenderung. 
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Geheimhaltung der VBermögens- n. Einlommens- 
verhältnifje, welche bei bielem Geſchäft zu ihrer 
Kenntniß gelangen, verpflichtet. Die Mitglieder 
der Commiljionen haben dieſe Geheimhaltung 
dem Borligenden mittels Handichlages an Eides- 
ftatt zu geioben. — Die Einſchätzungen unterliegen 
der Borrevijion der Landräthe (Kreishauptmän- 
rer, bezw. der Bürgermeifter der einen eigenen 
Kreis bildenden Städte), Die Feſtſtellung der 
Stenerjtufen erfolgt durch die Bezirksregierung 
(Finangdirection.) Bei diefer Feititelung der 
Klaſſenſteuerbeträge darf die Verſetzung Steuer- 
pflichtiger in eine höhere Stufe als diejenige ift, 
in welche jie von den Einfhögungscommilhonen 
veranlagt jind, ohne Weiteres nur, wenn es jich 
hierbei um die Berichtigung eines offenbaren 
Schreibfehler handelt, in allen übrigen Fällen 
dagegen nur nach vorheriger Anhörung der be» 
—— Einſchätzungscommiſſion erfolgen. b) 
Bon den Gemeindevorjtänden werden, und zwar 
in den feinen eigenen Kreis bildenden Städten 
unter der Leitung der Landräthe (Ktreishaupt- 
männer), aud die YJahresrollen und die Ab- u. 
Zugangslijten aufgejtellt. e) Die Erhebung ge- 
Ichieht durch die geordneten Steuerempfänger. 
d) Die Formen der Geſchäftsführung werden 
nad) Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe 
durch bejondere Inſtruction vorgezeichnet. — Die 
vorſchriftsmäßige Veranlagung und Einziehung 
der Steuern haben die Bezirksregierungen bezw. 
die Finanzdirection zu leiten u. zu überwachen. 
$ 11. Diejenigen, welche wegen Verlegung ihres 
Wohnfiges aus einer mahl« und jchlachtitener- 
pflidtigen Stadt oder aus dem Auslande in 
einen Hajjenjteuerpflichtigen Ort oder aus anderen 
Gründen jteuerpflichtig werden, haben die Klajjen- 
ſteuer von dem nächiten auf den Eintritt der 
Steuerpflichtigkeit folgenden Monate ab zu ent 
richten. Der Gemeindevorftand hat in dieſen 
Fällen vorläufig den Sag zu beitimmen, nad 
welchem die Klafienjteuer entrichtet werden muß 
und welcher demnädjit von der Bezirlöregierung 
definitiv jeitgefegt wird. — Ebenfo find die wegen 
Vollendung des ſechszigſten Lebensjahres, wegen 
Verlegung ihres Wohnjiges in eine mahl- und 
ihladhtjteuerpflichtige Stadt oder in das Ausland 
oder aus anderen Gründen gejeglih von der 
Klaffenfteuer zu befreienden Perjonen von dem 
Monate ab von der Steuer frei zu lafien, wel— 
her auf den Eintritt des die Steuerbefreiung 
veranlafjenden Grundes zunächſt folgt. — Bei 
Umzügen aus einem Hafjenjteuerpflichtigen Orte 
in einen anderen ijt die Stlafjeniteuer für den 
Monat, in welchem der Umzug erfolgt ift, noch 
an dem bisherigen Wohnorte des Verziehenden 
zu entrichten. $ 12. a) Jeder Eigenthiimer eines 
bewohnten Grundftüds oder defien Stellvertreter 
haftet der Behörde, welche das Verzeichnif der 
jteuerpflichtigen Haushaltungen u. Einzelnſteuern- 
den aufnimmt, für die richtige Angabe derjelben. 
b) Jedes Yamilienhaupt ift für die richtige An« 
gabe jeiner Angehörigen und aller zu feinem 
Hausſtande gehörigen jteuerpflichtigen Rerjonen 
verantwortlich. e) Jede bei der Aufnahme des 
Verzeichnifjes oder auf ſonſtige desfallfige An— 
Ifragen der Steuerbehörde im Laufe des Jahres 
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veranlagten Steuer darf durch die Reclamation 
nicht aufgehalten werben, muß vielmehr mit Vor- 
behalt der jpäteren Erftattung des etwa zu viel 
Bezahlten zu den bejtimmten Terminen (8 13 
zu b) erfolgen. c) Ueber die angebrachten Re- 
elametionen entjcheidet, nach darüber eingeholtem 
Gutachten einer von der Kreisvertretung, in den 
Stadtkreiſen von der Gemeindevertretung zu wäh⸗ 
lenden Reclamationscommiifion, Die Bezirksregier⸗ 
ung (Finanzdirection). Tritt die Bezirksregier— 
ung (Finanzdirection) dem Gutachten der Necla- 
mationscommijjion nicht bei, jo erfolgt die Ent- 
ſcheidung durch die Bezirkscommiſſion für die 
Mai 1873.) a) Die Bekanntmachung der Steuere| claffificirte Einfommenjteuer ($ 24). Behufs Prüf- 
rollen erfolgt mit dem Anfange jeden Jahres.|ung der von den Steuerpflichtigen angebrachten 
b) Sobald die Bekanntmachung gejchehen it, muß Reclamationen hat die Reclamationscommiifion 
der Steuerpflichtige in den eriten 8 Tagen jedes|jomwie die Bezirkscommiſſion die Befugniß, eine 
Monats jeinen Betrag voraus entrichten. Es genaue Feftjtellung der Vermögens» und Einkom— 
hängt von ihm ab, benjelben aud) für einen) mensverhältnifje des Reclamanten zu veranlajjen, 
—— Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage dem Reclamanten beſtimmte Fragen über feine 
zu bezahlen. — Wenn cin Steuerpflihtiger nad) | Vermögens» und Eintommensverhältnifje vorzu⸗ 
geſchehener Veranlagung durch die Gemeindecom-|legen, bezw. ihn aufzufordern, die in feinem 
miffion von außergewöhnlichen Unglüdsfällen be-|Befige befindlichen Urkunden , Pachteontracte, 
troffen und dadurch in ſeinem Nahrungszuftande Schuldverſchreibungen, Handlungsbücher und ſo 
zurückgeſetzt wird, kann die Bezirköregierung|ferner zur Einſicht vorzulegen. Wenn binnen 
(Binanzdirection) auf Vorſchlag der Gemeinde-|der zu betimmenden Frift die erforderte Aus- 
commijjion, um ben Steuerpflichtigen in einem kunft nicht ertheilt wird, oder die betreffenden 
leiftungsfähigen Zujtande zu erhalten, die Steuer [Urkunden u. ſ. mw. nicht vorgelegt werden, fo 
bis zur Hälfte des Jahresbetrages erlafjen.t)/wird — was dem Neclamanten jedesmal bei der 
e) Die Säumigen werden von dem Gteuerem-| Aufforderung zu eröffnen iſt — angenommen, 
ig aufgefordert, die Zahlung binnen dreildaf er die angebrachte Reclamation zu begründen 
gen zu leijten, nach deren fruchtloſem Ablaufjaußer Stande jei, und die letztere zurückgewieſen. 
mit der executiviſchen Beitreibung verfahren wird. Auch iſt die Reclamationscommiſfion, ſowie die 
d) Spätejtens fünf Tage vor dem Ablaufe jedes) Bezirlscommiſſion, wenn es an anderen Mitteln, 
Monats muß die eingehobene Steuer nebjt derjdie Wahrheit zu ergründen, fehlt, berechtigt, den 
Nachweiſung der etwa unvermeidlichen Ausfälle] Reclamanten zur Erflärung an Eidesitatt über 
und der Reſte an die zum weiteren Empfange|die in Betreff feines Einfommens von ihm ſelbſt 
bejtimmte Kafje abgeliefert fein. Die Feititellung | gemachten Angaben anfzufordern. Sie hat für 
beftimmter Bahlungstage für die verſchiedenen einen joldhen Fall in einer darüber zu erlaffenden 
Steuerempfänger innerhalb dieſer Friſt iſt hier⸗ Entſcheidung die eidesitattliche Exrtlärung mört- 
durch nicht ausgejchlojjen. e) Der Steuerem-|lich vorzufchreiben, aud) die mindeſtens achttägige 
pfänger it für diejenigen Steuern ſelbſt verant-|Frift zu bejtimmen, nad) deren Ablauf dieje Er- 
wortlich, bei denen er den wirklichen Ausfall oder|llärung abzugeben ift, widrigenfalls die ange- 
die fruchtlos verhängte Execution nicht jofort| brachte Reclamation als unbegründet zurüdzus 
nachweiſen kann, und muß folde vorſchußweiſe weiſen fein würde. d) Gegen die Entſcheidung, 
zur Kaſſe entrichten. welche die Regierung (Finanzdirection) in Weber 
8 14. [In der Faſſung des Geſetzes vom 25. einſtimmung mit der Reclamationscommiffion 
Mai 1873.) a) Neclamationen gegen die Klafjens[erläßt, und gegen die Entideidung der Bezirks. 
uerberanlagung müjjen binnen einer Präcluſiv- commiffion fteht dem Neclamanten der in einer 
ar von drei Monaten“) nad der im $ 13 zu al Brächujivfrift von vier Wochen nach dem Em- 
boryejchriebenen Befanntmadhung der Steuerrolle, | pfange der erfteren bei dem Landrathe (SKreis- 
oder bei Beranlagungen im Laufe des Jahres, |hauptmann) einzugebende Recurs an das Finanz- 
nach erfolgter Benachrichtigung des Steuerpflicht: |minifterium offen. Diejen Recurs ift aud die 
igen von dem Steuerbetrage bei dem Landrath Bezirksregierung (Finanzdirection) innerhalb der 
(dreishauptmann, bezw. Bürgermeifter der Stadt-| angegebenen Frift gegen die Entiheidung der 
freije) eingegeben werden. b) Die Bahlung der Bezirkscommiſſion einzulegen berechtigt. e) Die 
— —— lien — —* die Verjährungs⸗ 
— „teilten bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 
1 ‘ +0. : 3 — 
Be) 2. Ablages unter 8. b-im 9190. a Du melde Derms| 1940 finden, foweit nicht das gegenwärtige Gejeg 
geboben win, —— — „Denn ein Steuer: etwas Anderes bejtimmt, aud) auf die neue Klaſſen— 
n ner Veranlagung von dem Berluf injichtli örtli 
—— — oder von — —— —— — $15. — * —*5 
betroffen u. dadurch in ſeinem Nahrungszuſtande zurüdgejegt rhebun eb Dielen Der = t e8 bei den beite- 
wird, jo fann die Bezirksregierung (inanzdirection) auf Bors| henden Veftimmungen. — Die für die Erhebung 
A er die Sieuer zu einem ver-| zu bemilligenden Gebühren, aus melden aud 
Purd) Art. IV. de8 Geleges vom 16. Juni 1875 iſt dieſe ale Nebentoften der Veraulagung für Papier, 


2) Dur > . 
Friſt auf 2 Monate herabgefegt. Drudjormulare u. a. m. zu beftreiten, dürfen 
F 


unterlafjene Angabe einer fteuerpflichtigen Perſon 
fol, außer der Nachzahlung der rüdjtändigen 
Steuer, mit einer Geldbuße bid zum m. 
Jahresbetrage derjelben belegt werden. d) Die 
Unterſuchung gegen diejenigen, welche ſich einer 
Uebertretung diefer Beſtimmungen fchuldig machen, 
gebührt dem Gerichte, jofern der Steuerpflichtige 
nicht binnen einer von der Behörde zu bejtimmen- 
den Friſt die Zahlung der verfürzten Steuer, des 
von bderjelben feitgejegten Strajbetrages, jowie 
der durd das Verfahren gegen ihn entjtandenen 
Koſten, freiwillig leijtet. 

$ 13. I der Faſſung des Geſetzes vom 25. 
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den Betrag von vier Procent der eingezogenen 
Steuer nicht überjteigen.?) 


Einfommenfteuer. 


bei einem Yahreseinfommen 
bon mehr als Bis einſchließl. 
M M 
















* n i 
Zweiter Abſchnitt. in der 9. Erufe . 9,600 10,500 288 
Vorichriften für die Veranlagung und Erhebung “1. 0. . 10,800 12,00 34 
taffifici Einf fte 1. . 128,000 14,400 360 

| der claflificirten Einfommenfteuer. ie 1100 16206 408 
$ 16. Der clafjificirten Einfommenjteuer find ‚18 . 16,800 19,200 504 
mit Ausnahme der Mitglieder des Königlichen .. Ir . pe 21,600 576 
n A —— ns . 21,800 25,200 648 

Hauſes und der beiden Hohenzollernichen Fürſten— ee 25200 BE 756 
äufer?) alle Einwohner des Staats, jowie die 28800 32,4 Be 
im Auslande fihaufhaltenden Staatä-Angehörigen TER son 36,000 972 
terworjen, welche felbjtändig, beziehungsweile 20. —— — 
un ‚en, g, beziehung 20. . 42,000 48,000 1,260 
unter Hinzurechnung des etwaigen bejonderen 21. - . 48,000 54,000 1,440 
Eintommens der zu ihrem Haushalte gehörigen 22. " . 54,000 60,000 1,620 
— 97, N ; 24. - 60,000 72,000 1,800 
Vamilienglieder ein jährliches Einfommen von 2. . 72,000 84,000 2,160 
mehr als 3000 M beziehen.) $ 17. Wegen * .. 84,000 96.000 2,520 
des Einfommens aus ihrem, im Auslande bele— = . — 108,000 2,880 
r a u 1. . 108,000 120,000 3,240 

ae Grundeigenthum find Preußiſche Staats re . 120,000 144,000 2.600 
ngehörige von der claffifieirten Eintommenjteuer re . 144,000 168,000 4,320 
freizulajjen, wenn fie den Nachweis führen, daß “ ar en 204,000 5,040 
- ! . i : ai. . 204,000 240,000 6,120 
fie wegen jenes Grundeigenthums im Auslande 0 .2.1240.000 800,000 7,200 
einer gleihartigen Beſteuerung unterliegen. & 18. N. 300,000 360,000 9,000 
Aud Ausländer, welche im Inlande Grundeigen- Hu 0. 360,000 420,000 10,800 
i \ - ale — » . 420,000 480,000 12,600 

thum bejigen, find, jofern die Geſammtheit des: 33 > 2.480000 540,000 14.400 
felben ein Einfommen von mehr als 3000 M „8, . . 510,000 600,000 16,200 
ä i etzteren zur Entrichts 3 0. 600,000 6: 0,000 18,000 
— — * let — — a 2216680000 720,000 18'800 
g der claflificirten Einfommenstener verpflichtet. 0. . 720,000 780,000 21,600 


Daſſelbe gilt von Ausländern, weldje in Inlande 
ewerblidye oder Handel3-Anlagen bejigen oder 
heilnehmer an ſoſchen find, — Andere Aus-| Bei Veranlagung der Einfommenfteuerpflich 

länder jinb diejer Steuer nur dann unterworfen,|tigen zu der erſten und zweiten Stufe ift es ge» 

wem jie fi des Erwerbs wegen oder länger|itattet, befondere, die Leiltungsfähigfeit bedingende 
als ein Fahr im Preußiſchen Staate aufhalten. [wirthichaftliche Verhältniſſe der einzelnen Steuer« 
$ 19. Die Veranlagung der claſſiſicirten Ein-[pflichtigen (eine große Zahl von Kindern, die 
fommenfteuer erfolgt lediglich nad Maßgabe des| Verpflichtung zur Unterhaltung armer Angehör- 
Geſammt-Einkommens, welches dem Steuer-figen, andauernde Krankheit, — ſofern die 


u. ſJ. f. um je 6.000 M jteigend — um je 1800 M feigend. 


pflichtigen aus Grundeigentum, aus Capital: 
Bermögen oder aus Rechten auf periodifche Heb- 
ungen oder auf Bortheile irgend welcher Art, 
aus dem Ertrage eines Gewerbes oder irgend 
einer Art gewinnbringender Beſchäftigung zufließt. 
Rad) dieſem Einfommen wirdjeder Steuerpflichtige 
zu einer der im $ 20 bezeichneten Steuerjtufen 
dergeitalt eingeichägt, dad der Jahresbetrag jei- 
ner Steuer drei Procent jeines Einfommens nicht 
überſteigt. 

8 20. [dm der Faſſung des Geſetzes vom 
25. Mai 1873.) Die Einkommenſteuer beträgt 
jährlid) : 


bei einem Jabreseinfommten 


ton mehr als bis einschließt. 

M M M 

in ver 1. Etui . 3,000 3,600 u 
"RS 3,500 4,200 108 
a 4,200 4,800 126 
, 4. 4,800 5,100 144 
5 h 5,400 1,000 162 
u 6. “0,000 7,200 180 
J 7,200 8,4100 215 

ae: at .. 8,400 0,800 252 


) Durch Geſet vom 2. Yan. 1874 $ 1 ift ber Gebührenjas 
auf 6° erböbt. Die zur örtlichen Erhebung ber SHaffenfteuer 
un verpflichteten Gemeinden erhalten zur Beftreitung ber 
Nebentojten der Veranlagung 30 der eingezogenen Steuer. 

2) Auch die Dlitglieder der Fürftenhäufer, melde 1866 ent: 
thront find; S. die Berordbnnung vom 28. April 1897 68. 

3) Die Reichsbant und ihre inanftalten finb im ger 

mimten Meichögebiete frei don ftaatlihen Eintommenfteuern; 

efeg vom 14. März 1875 $ 21. 








Leiſtungsfähigleit weſentlich dadurch beeinträchtigt 
wird, Verſchuldung und außergewöhnliche Une 
glüdsfälle) dergeſtalt zu berüdjichtigen, daß eine 
Ermäßigung um eine Stufe ftattfinden fanıı. So— 
tern der Einzuichägende der erſten Stufe ange- 
hören würde, kann derjelbe auf den Sa, welcher 
von den Steuerpflidhtigen in der zwölften Stufe 
der Klaſſenſteuer ($$ 6 und 7) entrichtet wird, 
ermäßigt werden. $ 21. Behufs der Einfchäp- 
ung zur clafjificirten Einfommenfteuer wird all- 
jährlich für jeden landräthlichen Kreis, ſowie für 
jede zu einem Kreisverbande nicht gehörige Stadt 
unter dem Vorfig des Landraths oder eines be— 
jonderen, von der Bezirksregierung zu ernennen« 
ven Commiſſars eine Commiljion gebildet, deren 
Mitglieder von der Kreid- beziehungsmeife Ge— 
meinde-Bertretung zu einem Dritttheil aus Mit» 
gliedern derjelben, zu zwei Dritttheilen aber aus 
den einfommenjteuerpflichtigen Einwohnern des 
Kreifes oder der Stadt gewählt werden. — Bei 
der Wahl der leteren ijt Darauf zur jehen, daß 
die verichiedenen in dem Kreiſe oder in der Stadt 
vorhandenen Urten des Einfommens (aus Grund— 
eigentuum, Gapitalbefig und Gewerbebetrieb) 
möglichit gleihmäßig vertreten werden. — Die 
Wahl darf nur aus Gründen, welche zur Ab 
lehnung einer Bormundjchaft berechtigen, oder 
in dem Falle abgelehnt werden, wenn der Ge— 
wählte bereitd 3 Jahre hintereinander Mitglied 
der Einihäpungs-Commifjion gemwejen ift. — Die 


Einfommenfteuer. 


Zahl der Mitglieder diejer Commiſſion wird für 
die einzelnen Kreije und Städte mit Rückſicht 
auf deren Größe und auf die Einfommend-Ber- 
bältnifje ihrer Einwohner von der Bezirköregier- 
ung beſtimmt. — Der lepteren fteht aud die 
Befugniß zu, innerhalb defjelden landräthlichen 
Kreijes für einzelne größere ſtädtiſche oder länd- 
liche Gemeinden die Bildung beionderer Einſchätz— 
ungd-&ommiffionen nad; den in Borftehendem 
gegebenen Beitimmungen anzuordnen. In großen 
Städten fünnen mehrere Unter-&ommijfionen ge- 
bildet werden.) $ 22 Der Borjigende der Ein- 
ſchätzungs -Commiſſion, welcher zugleidy die In— 
Rai de3 Staates zu vertreten hat, leitet inner- 
halb des Kreiſes oder des kleineren Bezirks, für 
welchen die Commijjion errichtet ift, dad Beran- 
lagungs-Geſchäft und ift beſonders dafür ver- 
antwortlich, dab das letztere überall nad) den in 
dem gegenwärtigen Geſetze aufgeitellten Grund: 
jägen zur Ausführung gelange, — Er hat vor 
Allem die Aufnahme einer vollftändigen Nadır 
weijung aller derjenigen Einwohner und der im 
Auslande ſich aufhaltenden Grundbejiger jeines 
Einſchätzungs-Bezirks zu bewirten, welde auf 
Grund der Klaſſenſteuerliſten und jonit vorhan- 
denen Nachrichten für einfommenjteuerpflichtig zu 
erachten find. — Zugleich hat der Borjigende 
über die Befig-, Bermögens:, Ermwerbs- und 
fonjtigen Einfommens » Berhältnifje der Steuer: 
pflichtigen, jomweit dies ohne tieferes Eindringen 
in die eriteren geſchehen fann, möglidjit vollitän: 
dige Nachrichten einzuzichen; überhaupt alle 
Merkmale, welche ein Urtheil über das in An— 
jag zu bringende Einfommen näher zu begrün- 
den vermögen, zu jammeln. — Bei der Aufnahme 
der Nachweiſung der Steuerpflidhtigen ſowol, als 
zur Beihafjung der erforderlihen Nachrichten 
über deren Vermögens und Einfommens »Ber 
hältnifje Hat jid) der Kid der Einichäßungs- 
Commiſſion nach feinem Ermefjen der Mitwirk— 
ung der Gemeinde-VBorjtände, welche allen jeinen 
Anfforderungen Folge zu leiſten ſchuldig find, zu 
bedienen. — Die Ergebnifje der von ihm einge- 
zogenen Nachrichten überträgt er in die Ein- 
lommend-Nachmeijung jeines Bezirks und bezeid)- 
net dann in der dazu beitimmten Spalte dieier 
Nachweiſung gutadhtli für jeden Steuerpflich 
tigen diejenige Stenerjtufe, in welche derjelbe nad) 
dem ihm biizumefjenden Gejanmt -Einfommen 
einzuſchätzen fein dürfte. Hierbei find die in den 
88 28—30 vorgejchriebenen Asihäpungs-Grund- 
jäge zur Anwendung zu bringen. — Der Vor— 
figende hat außerdem nod) die zur Beſchlußnahme 
der Einihäpungs-Commilfion, deren Zujammen- 
berufung von ihm ausgeht, erforderlichen Vor— 
bereitungen zu treffen und die Beſchlüſſe der 
fegteren, ſoweit er jelbjt nicht dagegen die Beruf- 
ung an die Bezirks-Commiſſion ($ 23) einzulegen 
fi veranlaßt —38 zur Ausführung zu bringen. 
823. Die Einſchätzungs-Commiſſion unterwirft 
die von ihrem Vorſitzenden aufgeſtellte Eintoms 





1) Die Mitglieder der Einfhägungscommiffion erhalten 9 M 
Tagegelbder umd an Reiſetonen: bei Reifen auj Giienbahnen 
oder Dampffchiffen 100 P für die Meile und 5 M für u: u. 
Abnang, bei anderen Reiſen 3 M für die Dieile; Berorduung 
vom 19. Mai 1873. 

Grotefend, Polizei-teriton. 
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mens· Nachweiſung unter Benutung aller ihr zu 
Gebote ftehenden Hilfsmittel einer genauen Brüf- 
ung. Dabei ijt zwar ebenfalls ($ 22) jedes 
läjtige Eindringen in die Vermögens und Ein- 
fommens-Berhälmijje der einzeinen Steuerpflic- 
tigen zu vermeiden; jedoch hat die Commifjion 
das Recht, wenn fie zur Erlangung einer näheren 
Kenntniß von den Einfommens » Verhältniffen 
eines GSteuerpflictigen es für nöthig erachtet, 
von den Verhandlungen der freiwilligen Gerichts- 
barfeit und den Hypothekenbüchern Einficht zu 
nehmen. — Nachdem die Prüfung vollzogen it 
hat die Commiſſion nad) den ftattgefundenen Er- 
mittelungen oder anderweit bekannten Berhält- 
nifjen des einzelnen Steuerpflichtigen die Stener- 
itufe feitzuftellen, in welche derjelbe zu veranlagen 
it. — Jedem Gteuerpflichtigen ijt bie erfolgte 
Feſtſtellung der Steuerjtufe, in welche er einge- 
ſchätzt worden ift, mit dem Betrage der von ihm 
zu entrichtenden Steuer durd eine verjchlofene 
Zuſchrift bekannt zu machen. Zugleich ijt dem— 
ſelben zu eröffnen, daß ihm dagegen die bei dem 
Vorſitzenden der Einſchätzungscommiſſion einzu— 
reichende Remonſtration binnen 2 Monaten prä« 
elufiviicher Friſt offen und zu deren Nechtfertig- 
ung frei fteht, nach feiner Wahl, entweder durch 
Ichriftliche oder mündliche Verhandlungen, per- 
ſönlich oder durch Vermittelung von höchſtens 2 
Bertrauendmännern, oder durd) andere Beweis» 
mittel der Commijfion die erjorderliche Ueber— 
zeugung von der vorgeblichen Ueberbürdung durch 
die erfolgte Abihägung zu verichaffen. — Die 
Beſchlüſſe der Commiſſion werden nach einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt. Dem Vorfigenden ſteht 
ein Stimmredt nur im Falle einer Stimmen- 
gteichheit der übrigen Commiffions » Ditglicder 
zu und gibt Ddiejenjalld jeine Stimme den Aus: 
ſchlag. — Gegen die Beichlüffe der Einſchätzungs- 
Commiſſion it. der Borfigende berechtigt, die Be— 
rufung an bie Bezirks-Commiſſion einzulegen, 
bis zu deren Entiheidung der Steuerpflichtige, 
vorbehaltlich der Nachzahlung, nur den von der 
CLommiſſion fejtgeiegten Steuerjag zu entrichten 
hat. — Die Ausfertigungen und Entjcheidungen 
der Commilfion jind von dem PVorfigenden und 
mindeitend 2 Mitgliedern zu vollziehen, 

8 24. [In der Faffung des Gejehes vom 25. 
Mai 1373.) Für jeden Negierungsbezirt, ber 
ziehungsweiſe für die Provinz Hannover, jowie 
für die Haupt» und Rejidenzitadt Berlin, wird 
unter dem Vorfig eines von dem Finanzminiſter 
zu ernennenden Kegierungdcowmiljard eine Be- 
zirks Commijfion gebildet, melde zu */, aus 
Einfommenfteuerpflicytigen, zu */, aus Slafien- 
iteuerpflichtigen ded Bezirks von der Provinzial: 
vertretung für den Beitraum von 3 Yabren zu 
wählen ilt. — Die Zahl der Mitglieder diejer 
Commiſſion wird für jeden Bezirk mit Rückſicht 
auf jeine Größe und auf die Einfonmendver- 
hiltniffe jeiner Einwohner von dem Finanzminifter 
bejtimmt. Auch bei diefer Commiljion ift darauf 
zu achten, daß die verichiedenen Arten bes Ein- 
fommend möglichſt gleihmäßig darin vertreten 
werden, In Bezug auf die Zuläſſigkeit der Ab- 
leynung der Wahl gilt die im $ 21 getroffene 
Beſtimmung. — Die Wahl der Bezirks - Com- 

19 
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mifjion findet zum erjten Male bei dem nächſten 
und ſodann bei dem auf den Ablauf ihrer Wahl- 
periode folgenden erften Bufammentritt des be- 
treffenden — — Landtages 
ſtatt.) $ 25. Der Vorſitzende ber Bezirks— 
Commiſſion ift in Bezug auf die ridhtige Feit- 
ftelung der Steuer der Vertreter der Staats- 
Intereſſen für feinen Bezirk. Ihm liegt die 
obere Zeitung de3 gefammten Reranlagungs- 
— im Bezirk ob. Er hat die gleichmäßige 

nwendung der Veranlagungsgrundſätze zu über⸗ 
wachen, die Geſchäftsführung der Vorſitzenden der 
Einſchätzungs⸗Commiſſionen zu beaufſichtigen und 
für die rechtzeitige Vollendung des inet Di 90 
Geſchäfts zn jorgen. An ihn gelangen alle Be— 
jhmwerden und Reclamationen, fowie die Beruf- 
ungen der Borfigenden der Einihäpungs-Eomt- 
——— gegen die Entſcheidung der letzteren. 
Er hat die —“———— uſammenzube⸗ 
rufen und deren Beſchlüſſe zur Ausführung zu 
bringen. Die Bezirtd- Commijjion ent- 
fcheidet über alle gegen das Verfahren und Die 
Entjheidungen der Einſchätzungs Commiffionen 
angebrachten Beichwerden und Reclamationen, 
fo wie über die von dem Vorfigenden der Ein- 
ſchätzungs · Commiſſionen eingelegten Berufungen. 
Bei Erörterung der zuletzt gedachten Berufungen 
ſtehen den BezirksCommiſſionen dieſelben Befug- 
Tine wie den Einſchätzungs ⸗Commiſſionen zu. — 
Behufs Prüfung der von den Gteuerpflichtigen 
angebrachten Reclamationen hat die Bezirks— 
Commiſſion zuvörderſt ebenfall3 auf dem $ 23 
—— milderen Wege den Verſuch zu 
machen, die Wahrheit zu ergründen, —— 
aber die Befugniß, eine genaue Feſtſtellung der 
Vermögend- und Einkommens-Verhältniſſe des 
Neclamanten zu veranlaffen und zu diejem Be— 
huf das Recht, Zeugen, äußerften Falles eidlid) 
durch das betreffende Gericht vernehmen zu lajjen, 
dem Neclamanten bejtimmte Fragen über jeine 
Vermögens- und Einfommend-BVerhältnifje vor- 
zulegen, beziehungsweife ihn aufzuforbern , die 
in feinem Befige befindlihen Urkunden, Pacht— 
contracte, Sculdverichreibungen, Handlungs» 
bücher u. ſ. w. zur Einficht vorzulegen. Wenn 
binnen der zu beitimmenden Friſt die erforderte 
Auskunft nicht ertheilt wird oder die betreffenden 
Urkunden u. j. mw. nicht vorgelegt werden, jo 
wird — was dem Reclamanten jedeömal bei der 
Aufforderung zu eröffnen ift — angenommen, 
daß er die angebrachte Reclamation zu begrün— 
den außer Stande jei, und die Ichtere zurüdge- 
wiefen. Auch ift die Bezirks-Commiſſion, wenn 
ed an anderen Mitteln, die Wahrheit zu ergrün- 
den, fehlt, berechtigt, den Reclamanten zur Er- 
flärung an Eidesſtatt über die in Betreff jeines 
Einfommens von ihm jelbft gemadhten Angaben 
aufzufordern. Sie hat für einen ſolchen Fall in 
einer darüber zu erlafjenden Entſcheidung die 
eidesftattlihe Erflärung wörtlich vorzujchreiben, 
auch die mindejtens achttägige Friſt zu beftimmen, 


’) Bufolge der Verorbnung vom 19. Mai 1873 erhalten die 
Mitglieder der Bezirtscommifion an Zagegeldern 12 M und 
an Reiſeloſten: bei Reifen auf Eifenbahnen oder Dampfichiffen 
100 P A die Dieile und 3 M für Zu: und Abgang, bei an: 


Seren Reifen 4 M 50 P 
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nad deren Ablauf diefe Erflärung abzugeben iit, 
widrigenfalld die angebradte Reclamation al& 
unbegründet zurüdzumeifen jein würde. — Gegen 
die Entjcheibungen der Bezirld-Commilfton findet 
ein Recurs nicht jtatt. — Diejelbe hat außerdem 
die von den Einihäßungs «Commifjionen fejtge- 
ftellten Veranlagungs⸗Nachweiſungen jorgfältig 
zu prüfen und ihre Erinnerungen dagegen zu 
ziehen, welche bei ber Veranlagung der Steuer 
des folgenden Jahres beachtet werden müſſen. 
— In Betreff der Faſſung und Ausfertigung 
ihrer Beichlüffe gelten die für die Einſchätzungs— 
Commijjion gegebenen Beltimmungen. $ 27. 
Bei der genauen Feſtſtellung der Bermögens- 
und Einfommens-Berhältniffe eines Steuerpflich— 
tigen, behufs Entſcheidung über die von demielben 
erhobene Reclamation, find für die verjchiebenen 
Urten des Einfommend nachfolgende ($$ 28, 29 
und 30) leitende Grundſätze zu beadhten.!) $ 28. 
Das Einkommen aus Grundvermögen umfaßt 
die Erträge ſämmtlicher Liegenheiten, welche dem 
Steuerpflichtigen eigenthümlich gehören, oder aus 
denen ihm infolge von Berechtigungen irgend 
welcher Art ein Einfommen zufließt.2) — Bon 
Grunditüden, welde verpachtet oder vermiethet 
find, ift ber jeweilige Pacht- oder Miethzing, 
einerjeit3 unter Hinzurechnung etwaiger Natural- 
oder fonjtiger Nebenleiftungen, ſowie ber dem 
Verpächter etwa vorbehaltenen Nutungen, ander- 
jeitö unter Abrechnung der dem Verpächter ver- 
bliebenen Laften, als Einlommen zu berechnen. — 
Bei ea des Einfommens aus nicht ver- 
pachteten Befigungen ift der im Durchſchnitt der 
drei legten Jahre durch die eigene Bewirthichaft- 
ung erzielte Reinertrag zum Grunde zu legen. 
— Ländlihe Fabrikationszweige (VBranntwein- 
brennereien, Brauereien, Mühlen, Ziegeleien und 
andere mehr) find, ſoweit fie nicht bei der Er- 
tragsermittelung des Hauptguts, zu welchem fie 
gehören, ſchon berüdjichtigt worden, ebenjo wie 
Stein-, Sciefer-, Kalt- oder Kreidebrüche, ferner 
Gruben» oder Hüttenwerfe, nad) dem durchichnitt- 
lihen Reinertrage der legten 3 Jahre zur Be- 
rechnung zu ziehen. — Für nicht bermiethete, 
jondern von dem Eigenthümer felbit bewohnte 
oder fonft benußgte Gebäude iſt das Eintommen 
nad den ortsüblichen Miethspreiſen zu bemeſſen. 
— Die auf dem Grundbefig ruhenden Xajten 
und Steuern, ingleihen die Zinſen für hypo— 
thefarifch eingetragene und andere Schulden wer: 
den in Abzug gebradht, müjjen jedoch auf Er- 
fordern, und zwar die Schulden unter Augabe 
des Namens und Wohnortes des Gläubigers, 
jowie des Datums der Schuldurfunde, fpeciell 
nachgewiejen werden. $ 29. Das Einkommen 
aus dem Capitalvermögen befteht in den Binjen 
aller Forderungen, welche dem Steuerpflichtigen 
gegen Privatſchuldner oder gegen den Staat oder 
die Geldinjtitute des Staats, gegen öffentliche 
Gejelliaften oder Uctienunternefmungen, gegen 
auswärtige Staaten ꝛc. zuftehen. Auch gehören 
hierher alle Einnahmen in Geld, Naturalien 
oder jonftigen geldwerthen Vortheilen, welche 


u ©. hierzu die hiernächſt abgedrudte Inftruction vom 
3. Jan. 1877. 
2)&. Jnftruction vom 8. Jan. 1877 $$ 2—13, 
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Semandem aus Leibrenten ober — Ver⸗ derſelben angebrachten Beſchwerden zu entſcheiden 
trägen ober Verſchreibungen zufließen. — Die hat. 8 32. Die bei dem Einſchãtzungsgeſchäft 
zugeſicherten Jahreszinſen oder Renten bilden ſo⸗ betheiligten Vorſitzenden der Commiſſionen und 
mol bei dem in öffentlichen Papieren als bei dem ſonſtigen Beamten find kraft des von ihnen ge- 
in PBrivatforderungen beſtehenden Capitalver-leifteten Amt3eided zur Geheimhaltung der Ber- 


Einfommenfteuer, 


mögen das zu bejteuernde Einkommen. — Gehen 
dieje Zinfen oder Renten nit regelmäßig uns 
verfürzt ein, oder unterliegen fie, wie bei Divi— 
denden aus Actienunternehmungen, jährlichen 
Schwankungen, fo ift der für das vorhergegangene 

ahr gezahlte Betrag in Anſatz zu bringen. Hin⸗ 
ichtlid) der von Diefem Eintommen abzuziehen- 
den Binfen etwaiger Schulden gilt die am Schlufje 
des $ 28 gegebene Beſtimmung. Forderungen 
und Schulden, welche im faufmännijchen Verkehr 
und überhaupt im Verkehr unter Gewerbetreiben« 
den bejtehen, werben bei Feititellung des im 5 30 
behandelten Eintommens berüdfichtigt und find 
daher hier außer Acht zu laſſen.) $ 30. Hin- 
fichtlich der dritten Art des Einfommens, welches 
aus Handel, Gewerbe, Pachtungen oder irgend 
einer Art gewinnbringender Beſchäftigung — 3. 
8. als Staatd- oder Gemeindebeamter, als Arzt, 
Advocat, Schriftiteller ꝛc. — fließt und zugleich) 
die Penfionen und Wartegelder, überhaupt die 
jenigen fortlaufenden Einnahmen, welde nicht 
als die Zahresrente eines unbewegliden oder 
beweglichen Vermögens zu betrachten find, ums 
faßt, ift Folgendes zu beachten: Der Gewinn 
aus Handel, Gewerbe, Pachtungen zc. ift nad) 
dem Durchſchnitt der 3 letzten Jahre, jofern das 
Geſchäft oder die Pacht ſchon jo lange gedauert 
hat, zu berechnen, Als Ausgaben dürfen Dabei, 
außer der üblichen Abjegung für, jährliche Ab- 
nugung von Gebäuden und Utenfilien, nur ſolche 
in Abzug gebracht werden, welche behufs der 
Fortführung des Handels od. Gewerbebetriebes ꝛc. 
in dem bisherigen Umfange gemacht worden 
find, mithin nicht ſolche Ausgaben, welche ſich 
auf die Beitreitung bed Haushalts ber Steuer- 
pflichtigen und des Unterhalis jeiner Angehörigen 
beziehen, oder welde in einer Capitalanlage zur 
Erweiterung des Geſchäfts oder zu Berbejjerungen 
aller Art bejtehen. — Feſtſtehende Einnahmen 
find mit dem vollen Betrage zur Berehnung zu 
ziehen. Die auf Grund einer gejeglihen Ver— 
pflichtung zu Teiftenden Penfiond- und Wittiven- 
tafjen-Beiträge müffen von den Bejoldungen oder 
Benfionen in Abzug gebracht werden. — Dienft- 
wohnungen und Dienjtländereien, für welde nicht 
ſchon ein Abzug an der Beſoldung ftattfindet, 
find dabei nach den ortsüblichen Wieths-, be- 
ziehungsweiſe Pachtpreiſen, in Anſatz zu bringen. 
— Enthält das Dienjteinfommen jedoch uni 
die Entihädigung für den Dienftaufwand, jo iſt 
der dafür zu beredinende B 
zu laſſen. — Hinfichtlich der in Abzug zu bringen« 
den Binfen von Privatſchulden güt die im 5 _28 
am Schluß gegebene Beltimmung.) $ 31. Die 
oberfte Feitung des gejammten Beranlagungs- 
geihäfts im Staate gebührt dem Finanzminiſter, 
welcher zugleich über die gegen das Verfahren 
der Bezirts-Commiffionen und der Borfigenden 


nftruction vom 3. Jan. 1877 & 14. 


) S. bierzu $ 
nitruction vom 3. Jan. 1877 98 15—26. 


2) S. bierzu 


mögens-und Einkommens » VBerhältniffe, welche 
bei diefem Geichäft zu ihrer Kenntniß gelangen, 
verpflichtet. Die Mitglieder der Commifjionen 
haben diefe Geheimhaltung dem Borfigenden 
mittels Handichlags an Eidesjtatt zu geloben. 
$ 35. Wer bei der Erörterung einer von ihm 
erhobenen Reclamation auf die diejerhalb an ihn 
ergangene bejondere Aufforderung wiſſentlich 
einen Theil feines Einkommens verſchwiegen oder 
zu gering angegeben hat, verfällt in eine Strafe 
zur Höhe des vierfahen Jahreöbetrages der 
Steuer, um melde der Staat verkürzt worden 
ift oder verkürzt werden ſollte. — Die Entjceid- 
ung hierüber gebührt dem Gericht, injofern der 
Steuerpflichtige ſich nicht freiwillig zur Bezahl« 
ung ber verkürzten Steuer des vierfachen Jahres— 
betrages berjelben und der durd) das Verfahren 
gegen ihn entitandenen Koften bereit erklärt, 
Eine ſolche in verbindlicher Horm vor dem Land» 
rathe oder dem Gemeindevorjtande abgegebene 
Erflärung hat im Nichtzahlungsfalle die Wirkung 
eines gerichtlichen Erkenntniſſes. $ 34. Die 
Koſten der Steuerperanlagung fallen der Staats— 
fajie zur Laſt. Ausnahmsweiſe find jedoch die- 
jenigen Koſten, welche durch die nähere Feititell- 
ung des Einkommens eines Steuerpflichtigen bei 
Gelegenheit der von ihm erhobenen Reclamation 
veranlaßt werden, von dieſem zu tragen, wenn 
jeine eigenen Ungaben in weſentlichen Punlten 
als unrichtig befunden werden. Die Mitglieder 
der Commiſſionen erhalten bis zum Erlaß ander- 
weiter Bejtimmungen die nad) $ 3 des Koiten» 
Negulativs vom 25. Upril 1836 feftzujeßenden 
Reiſe- und Tagegelder (©. die Noten zu S$ 21 
und 24). $ 35. Die veranlagte Steuer ift in 
Monatdraten in den eriten 8 Tagen eines jeden 
Monats im Voraus an die von der Steuerbe- 
hörde bezeichnete Empfangsitelle abzujühren. Es 
iteht den Steuerpflichtigen frei, die ihnen aufer« 
legte Steuer aud für einen längeren Zeitraum 
bis zum ganzen Jahresbetrage zu bezahlen.) — 
Die zu bewilligenden Hebegebühren, aus welchen 
auch alle Nebenfojten des Veranlagungsgeſchäfts 
für Bapier, Drufformulare 2c. zu bejtreiten find, 
werden durch die von dem Finanzminiſter zu 
erlaffenden Snftructionen näher bejtimmt, dürfen 
jedoch nirgends den Betrag von 3 °/, der einger 
angenen Steuer überfteigen.) $ 36. Die 
Bahtung der von der Einihägungs- Commiffion 
veranlagten Steuer darf wegen einer Reclamation 


Betrag aufer Anfag|gegen die feitgeftellte Steuerjtufe nicht aufgehalten 


werden, muß eg mit Vorbehaltung der 
Erjtattung des zu viel Bezahlten, ſtets zu den 
beftimmten Terminen erfolgen. — Die claflificirte 
Eintommenjteuer von den Bejoldungen, Emolu- 


1) Geſetz vom 25. Mai 1873, Art. 4: Der Finanzminiſter 
ift ermächtigt, die directen Staatsſteuern, ſoweit diejelben in 
monatlichen Raten zu entrichten find, nach feinem Ermeffen in 
dein auf den Monat der Fälligkeit folgenden nächſten ober 
zweiten Monat zugleich mit den für letteren fälligen Raten eins 
zieben zu laffen. 

2,8. Note zus 15. 
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menten, Wartegeldern und Penfionen Tann vonGejeges enthalten Fit, einzujchägen, welche feinem 
den Kaflen, aus welden die legteren gezahlt angenommenen Jahreseinfommen entipridht; in— 


werden, in Abzug gebradjt und der Empfang» 
ftelle überwiejen werden. — Ab» und Zugänge 
am Einkommen während des Jahres, für welches 
die Beranlagung erfolgt ift, ändern an der ein- 
mal veranlagten Steuer nichts. Nur wenn nache 
gewiejen werden fann, "daß durch den Berluit 
einzelner Einnahmequellen das veranichlagte Ge- 
fammt - Einlomimen eines Steuerpflidtigen um 
mehr als den vierten Theil vermindert worden, 
darf eine verhältnigmäßige Ermäßigung der ver- 
anlagten Steuer gefordert werden. Erliſcht ein 
teuerpflichtiges Einfommen durd) den Tod jeines 
——— oder in anderer Art gänzlich, ſo iſt 
die ganze davon veranlagte Steuer in Abgang 
zu ftellen. — In allen Källen müſſen jedod die 
bis dahin, aljo einichließlih des Monats, in 
welchem der Antrag auf Ermäßigung der Steuer 
geitellt, oder das fragliche Einfommen gänzlid) 
erloschen ijt, fällig gewordenen Eteuerraten ent» 
richtet werden.) $ 37. Die Borjchriften des 
Geſetzes über die VBerjährungsfriften bei öffent- 
lichen Abgaben vom 18. Juni 1840 finden, ſo— 
weit nicht das gegenwärtige Geſetz etwas An— 
dere3 beitimmt, auch auf die claflificirte Ein» 
fonımenftener Anwendung?) $ 38. Die zur 
Ausführung dieſes Geſetzes erforderlihen An— 
ordnungen und Inſtructionen erläßt der Finanz— 
miniſter. 
II. Inſtruction v. 3. Jan. 1877, betr. die 
eftitellung des der Klafjen» bezw. clafji- 
Aelsten Eintommenjteuer unterliegenden 
Eintommens, 


Die $$ 28—30 des Gejches vom 1./25. Mai 
1851/73 enthalten bie leitenden Grundſätze, welche 
nad) dem $ 27 a. a. D. bei der genauen Feit- 
‘tellung der Vermögend- und Einfommensver 
hältnijje eines Steuerpflichtigen für die verſchied— 
enen Arten des Einkommens zu beadıten uno 
welche nach dem legten Abjage des $ 7 ebenda 

bei Bemejjung der Höhe des jährli ven Eintom 
mens behuf: Veranlagung der Klaſſenſteuer zu 
berüdfichtigen find. — Um die richtige u. glei:y 
mäßige Anwendung diefer Grundſätze ſowol jeitens 
der Veranlagungsbehörden wie jeitens der (Klaſſen- 
u. Einfommenfteuer-) Einſchätzungscommiſſionen, 
dır Reclamations- und Bezirfscommiljionen zu 
fihern, wird auf Grund des $ 38 a. a. 8. 
hierüber folgende Anjtıuction erlajjen: $ 1. So- 
wol bei der Klaſſen- wie bei der clafificirten 
Einfommenitener erfolgt die Veranlagung der 
Steuerpflidtigen nah Maßgabe der Schikung 
des denselben zufließenden jährlichen Einfonmens. 
Jeder Steuerpflichtige ift in diejenige Stufe des 
bezüglichen Zarifs, welder für die Klafjenjteuer 
im $ 7, für die Einfommenjteuer im $ 20 des 


I, Aufolge Befeges vom 12. März 1877 ift ber Teste Abfau 
des & dabin gen ıdert, daß die nad Abſ. 3 zulälfige Er: 
maßigung der clainticirten Einfommenieuer mit Genehmigung 
des Finanzminißers bereit von dem eriten Desjenigen Po: 
nats ab gewährt werden barf, welcher auf den Wonat folgt, 
in weldem der Verlun der Einnabimequelle eingetreten ift. 

€. unter Abgaben [S. 3). — Beriglih der Zutälfig: 


teit des Rechtsweges in Eintommenſteuer Ang:Tegenbeiten "| 


Geſeh vom 24 Dial 1861 [S. 2]. 


wieweit ausnahmsweije hiervon Abweichungen 
zuläjlig find, ift nach den Vorſchriften der $$ 31 
und 32 dieſer Jmftıuction zu beurtheilen. — 
Die Schägung des Einfommens muß ſich an die 
verichiedenen Quellen, aus denen daffelbe fließt, 
anſchließen und für jede derſelben gejondert er— 
folgen. Dabei find im Allgemeinen zu unter- 
ſcheiden und nad) den im Folgenden dargeitellten 
Grundjägen zu beurtheilen: I. Einfommen aus 
Srundvermögen ($$2— 13), II. Einfommen aus 
Capitalvermögen (8 14), II. Einfommen aus 
Handel, Gewerbe, Pachtungen oder irgend einer 
Art gewinnbringender Beichäftigung ($$ 15—26). 


I. Einfommen aud Grundvermögen, 


$ 2. Das Einfonımen aus Grundvermögen 
umfaft die Erträge fämmtlicher Liegenheiten — 
an Gebäuden und Liegenfchaften —, welche dem 
Steuerpflihtigen eigenthümlich gehören, od. aus 
denen ihm infolge von Berechtigungen irgend 
welcher Urt (3. B. dem Nießbrauchsrechte) ein 
Einlommen zufließt. 

[A. Verpachtete oder vermietbete Grundftüde.] 
$ 3. Bon Gebäuden und Liegenichaften, welche 
verpacdhtet oder vermietbet find, iſt als Einlom— 
men zu berechnen: 1. der jeweilige Pacht- oder 
Miethzins, welder für dad Jahr, für mweldyes 
die Veranlagung erfolgt, von dem Pächter oder 
Miether zu zahlen ift; 2. der Geldwerth der 
etwaigen Natural» od. jonftigen Nebenleiftungen 
des Pächters oder Miethers, welche dem Ber- 
pächter oder Vermiether zugefichert find; 3. der 
Geldwerth der dem Berpäuter oder Vermiether 
etwa vorbesaltenen Nugungen. Bon der Summe 
zu 1, 2 und 3 find abzuziehen die dem Ver- 
pächter od. Vermiether verbliebenen Laſten. Als 
joiche fünnen in Betradht fommen: a. die auf 
den verpachteten oder vermietheten Grumdftüden 
rür den Staat haftenden jährlichen Grund: und 
Hebäudeſteuern; b. die nothwendigen Unterhalt: 
ungskoſten der Gebäude und ſonſtigen baulichen 
Anlagen (Mauern, Brunnen, Brücken u, dergl.), 
der Privatwirthſchafiswege, Deiche, Zäune 2, 
jowie der Jmmobilar- seuerverficherungsbeiträge; 
+, etwa jonjt auf den Srundjtüden haftende be» 
ſtändige Laſten. Welche Laſten dem Verpächter 
oder Vermiether oerblieben find, muß erforder— 
lichen Falls, wenn deren Abrechnung vom Ein— 
fommen erjolgen ſoll, beſonders ermittelt werben, 
da alle foldhe Ausgaben und Leitungen, welche 
der Pächter oder Miether neben dem Pacıt- od. 
Mierhzinfe übernommen hat, nicht abgezogen 
werden dürfen. — Der Geldwerth der anzuredh« 
nenden Leiltungen und vorbehaltenen Nugungen 
iſt ebenso wie der nicht bereits feftitchende Geld- 
werth der abzurechnenden Laften nad Durch- 
ſchnittsſätzen zu veranjchlagen. Bezüglih der 
Unterhattungstoiten für die Gebäude und ſon— 
itigen Anlagen ift dabei hauvtfächlich deren bau- 
liche Beichaffenheit zu berüdjichtiaen. 

[B. Nicht verpachtete Bejigungen — Grumd- 
füge] $ 4. Bei Berechnung des Einkommens 


aus nicht verpachteten Beligungen ift der im 


Durchſchnitt der 3 legten Jahre — d. i. derjen« 
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igen Fahre, auf welche da3 Jahr, für welches wie für gekaufte Futtermittel, welche für Wirth- 


die Beranlagung jtattfindet, unmittelbar folgt — 
durch Die eigene Bewirthichaftung erzielte Rein— 
ertrag zu Grunde zu legen. — Wo es an zu— 
verläjjigen Unterlagen für eine genaue Ermittel- 


Ihaftsvieh verwendet find. f. Der Gelbwerth 
der aus der vorangegangenen Beriode (dem vier- 
ten Jahre rüdwärts) in die jegige übergegange- 
nen Borräthe an Erzeugniffen nad) den Preijen 


ung des wirklich erzielten Reinertrages fehlt, zur Zeit ihres Ueberganges in die letztere. g. 


mu eine annähernde Schäbung ftattfinden., — 
Bei der einen wie bei der anderen ijt aber im 
Auge zu behalten: was für die ganze dreijährige 
Periode, deren durchſchnittliches Ergebnitz maß: 
gebend iſt, im Sinne des Geſetzes einerjeit3 in 
Einnahme zu ftellen, anderjeit3 als zuläſſiger Ab— 
zug zu betrachten ift. Hierüber wird (Folgendes be» 
merlt: J. Einnahmen. Zu den Einnahmen gehö- 
ren: 1. der erzielte Erlös für alle — gegen Baar» 
zahlung oder auf Credit — veräußerten Erzeug- 
nifje aus allen Wirthichaftsgweigen; 2. der Öeld- 
werth aller Erzeugniffe, die von dem Beſitzer 
und den zu dejjen Haushalte gehörigen Perſonen, 
ſowie von den nicht zum Wirthichaftsbetriebe ge- 
haltenen Hausgenofjen zu ihrem Unterhalte ver- 
braucht oder jonft zu ihrem Nutzen oder ihrer 
Annehmlichkeit verwendet find, berechnet nad) den 
Preiſen zur Zeit des Verbrauchs oder der Ber: 
wendung. — Hierher ift alfo aud) das auf die Be: 
föftigung zc. des zur Bedienung gehaltenen Ge— 
findes, ferner das zur Unterhaltung von Luxus 
pierden u. dergl. Verwendete zu rechnen; 3. der 
Geldwerth der am Schluß der Periode vorräthig 
ebliebenen Erzeugnijje nad) den zeitigen Breijen. 
1. Abzüge. Bon der Summe der Einnahmen 
fommen in Abzug die zur Unterhaltung u. zum 
Betriebe der Wirthichaft (nicht des Hauswejens) 
erforderlich gewejenen Ausgaben und Verwend- 
ungen, u. zwar: a. für Unterhaltung der Wirth. 
Ihaftsgebäude u. der für den Wirthſchaftsbetrieb 
vorhandenen baulichen Anlagen (Mauern, Brun- 
nen, Brüden, Wafjerleitungen der Wege, Deiche, 
Zäune und dergl.), jowie der Tagelöynerwohn- 
ungen, ferner des lebenden und todten Wirth— 
Ihaftsinventars. aa. Zur Wohnung u. zur An— 
nehmlichteit des Bejigers u. feiner Angehörigen 
dienende Gebäude und Anlagen fommen hier 
nicht in Betracht (Vergl. $ 11). bb. Ebenjo 
dürfen Ausgaben für Berbejjerung u. Vermehr— 
ung der Wirthſchaftsgebäude u. Anlagen, ſowie 
des Inventars nicht angerechnet, auch ce. Leiſt— 
ungen des Befigerd und jeiner Angehörigen und 
Dienftleute, ſowie des Wirthichaftsgeipannes nicht 
in Unsgabe gejtellt werden. b. Für die Ver- 
ſicherung der Wirthfchaftsgebäude gegen Feuers— 
gefahr, ingleichen, joweit jolche jtartfindet, für 
die Berficherung des lebenden und todten Wirth: 
ſchaftsinventars und der Ernte, c, Für Heizung 
und Beleuchtung der Wirthichaftsräume, nicht 
aber für Verbraud) in der Haushaltung des Be- 
figerd, d. Für Lohn, desgl. jür Veköjtigung u. 
Deputate, joweit diejelben nicht aus den Wirth: 


Die auf den bewirthichafteten Liegenfchaften für 
den Staat haftenden Grundfteuern u. der Geld— 
werth der etwa jonjt auf denjelben ruhenden bes 
ftändigen (nicht aber die nur nad dem Grund— 
bejig vertheilten) Laſten. h. Bu entrichtende 
Binjen von Schulden (Ueber dieje ift das Nähere 
in den $$ 27 und 28 enthalten). ee. Verwend« 
ungen jeder Urt zur Melioration der Bejigung 
dürfen, aud) wenn fie aus dem Ertrage der leß- 
teren entnommen jind, nicht von dem Jahres— 
Einfommen abgerechnet werden. Sie ftellen Ca- 
pitalanlagen dar, deren Nichtberüdfichtigung ım 
Sejege ausdrüdli angeordnet ift. fl. Wegen 
Veranſchlagung des Miethwerths der von dem 
Eigenthümer jelbjt bewohnten oder ſonſt benuß« 
ten Gebäude j. $ 11. 

[(Schäpung nad) Vergleihungen u. allgemeinen 
Erfahrungen] $ 5. Im vorjtehenden $ 4 find 
nur die Grundſätze aufgeftellt, welche über die 
Gegenſtände enticheiden, auf deren Anrechnung 
ed anfommt, beziehungsweiſe für melde Abzüge 
zuläffig find. Dieſe Grundjäge bleiben aud) in 
allen ven Fällen zu beachten, wo es wegen Feh— 
lens zuverläjfiger Unterlagen bei der bejonderen 
Befigung nothivendig ift, die Schägung auf Ver- 
gleihung mit anderen Belitungen und auf all» 
gemeine Erfahrungen zu jtügen. Vergleich— 
ung mit verpadteten Grundftüden.] Jn— 
jofern in der Gegend Befigungen von ähn- 
lichem Umfange, ähnlicher Berchaffenpeit u. ähn« 
lichem Wirthicdyaftsbetriebe vorhanden, welche ver» 
pachtet jind und deren Pachtbedingungen man 
fennt, würde bei der Vergleichung zunächſt zu 
beachten fein: daß regelmäpig die Summe alles 
Einlommens des Verpächters aus verpad)teten 
Örundjtüden (vergl. $ 3) nur einem Theile des 
Einkommens eines ſelbſt wirthichaftenden Eigen- 
thümers entipricht, nämlicd demjenigen, welchen 
er ohne weitere eigene Bemühung durch Ver— 
pachtung erzielen würde, während er außerdem 
nod) als Frucht jeiner Betriebjamteit und der 
Mitarbeit jeiner Angehörigen dasjenige Einkom— 
men erwirbt, weldes bei verpadjteten Grund« 
jtüden dem Pächter als Erjag jeiner Thätig- 
feit zufällt. — Das Einkommen eines jelbjtbe- 
wirthichaftenden Eigenthümers muß aljo in der 
Hegel — bei angenommener Gleichheit der Be— 
jigungen — höher fein, al3 die Summe der Bor- 
theile, welche aus einer Verpachtung erzielt wer— 
den, abgejehen von den bei der Art der Vers 
gleichung od. der jonftigen Schäßung eine Aus— 
nahme bildenden Fällen, wenn der Wirth uns 


Kneitserzeugniffen genommen jind, an das zum)fähig oder unordentlich, oder auch Beides, oder 


irthſchaftsbeiriebe gehaltene Perſonal (Wirth- 


Ihaftsveamte, Gefinde und Tagelöhner) — nad), 
den Preijen zur Zeit der Verwendung. dd. Für) 


ie nur oder vorzugsweiſe im Haushalte oder 


mit perfönlichen Dienjtleiftungen bejchäftigten Pers 
ſonen darf nicht? abgezogen werten. e. Für zu⸗ 
gekaufte Düngemittel, Samen und Pflanzen, ſo⸗ 


von Betriebsmitteln entblößt u. übermäßig ver- 
idjuldet ıjt, oder wenn die Verpachtung unter 
ganz bejonderen Umfjtänden, welde eine Ber- 
gleichung erichtweren od. ausjchliehen, zu Stande 
gefommen ijt, z. B. in einzelnen fleinen Theilen 
u. dgl. mehr. — Bei der Vergleihung von ver- 
pacdhteten und nicht verpachteten Befigungen mit 
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einander ift er darauf zu adten, inwieweitjfommenden Jahre erzielt worden find, endlich 
diefelben im Umfange, in den Berhältnifjen der der Preife der Erzeugnifie in dieſen Jahren, 
Beftandtheile (Eulturarten), in der Bodengüte,iwelhe von den obenerwähnten Durchſchnitts- 
im Culturzuftande u. in der Bewirthichaftungs- |preiien aus 24 Normaljahren weſentlich verſchie— 
weije mit einander übereinjtimmen od. von ein=|den find. — Durch alle diefe Umftände wird eine 
ander abweichen u. in welchem Maße durch die mehr oder minder bedeutende Abweichung des 
vorhandenen Berichiedenheiten ein Höher- oder Reſultats der Schätzung des Jahreseinfommens- 
Niedrigergehen der Schägung gegen das Ergebniß|ded Beſitzers in beftinmten Jahren von der 
einer einfahen Redynung bedingt wird, bei wel-|feften Summe des Grunditener-Reinertrages der 
er bie Verfchiedenheiten nicht die gebührende/zu der Befigung gehörigen Grundftüde bedingt, 
erüdfichtigung finden würden. [Bergleich-jund bad Maß der Abweichung kann weder für 
ung mit Grundfteuer - Reinerträgen.]|die verfchiedenen Jahre, noch für die verfchiede- 
8 Auch die bei der allgemeinen Regelung der/nen Beſitzungen durch eine gleichbleibende Zahl 
Grunbdfteuer auf Grund des Gejeges d. 21. Mailausgedrüdt werden. Dagegen ergiebt die Er- 
1861, bezw. vom 11. Februar 1870 ausgeführte[fahrung wol für beftimmte Jahre, Gegenden, 
Ermittelung des Reinertrages der Liegenichaften | Gruppen von untereinander ähnlichen Befigungen 
gewährt für die Schägung des Einfonımens aus mit annähernd gleichem Eulturzuftande u. gleicher 
nicht verpaditeten Grundjtüden einen bei vor- rin ähnge dert /e ein gewiſſes ziemlich über- 
fihtiger Benugung werthvollen Anhalt. — Diejeinftimmendes Verhältniß zwiſchen dem Jahres- 
Ermittelung der Grumdfteuer - Reinerträge nad) |Einfommen und dem Grumdfteuer « Reinertrage, 


jenem Gejete Hat fich jedoch nicht auf Beſihungen 
in ihrem wirthſchaftlichen Zuſammenhange be» 
zogen, fondern auf Liegenſchaften der verichiede- 
nen Eulturarten für fi, und ed war die Auf- 
gabe, für jede Bonitätsflaffe jeder einzelnen Eultur- 
art den mittleren Reinertrag zu bejtimmen, wel- 
hen fie a. im Durchſchnitt einer Reihe von 
Jahren, b. einem jeden Beliter, c. unter Vor— 
ausjegung einer gemeingewöhnliden Bewirth- 
ſchaftuͤngsweiſe und d. eines mittleren Eulturzu- 
jtandes, jowie e. ohne Berüdfichtigung des wirth- 
ſchaftlichen Zufammenhanges der Grundſtücke mit 
anderen Grundftüden und er Unlagen 
gewähren fünne, Dabei follten auch f. die etwa 
mit den Grundftiiden verbundenen Realgerechtig- 
feiten ebenjo außer Betracht bleiben, wie g. die 
etwa darauf haftenden Reallaften u. Servituten. 
Ferner ift h. bei der Fejtftellung der Reinertrags— 
füge Müdjicht genommen auf den Durchſchnitt der 
Preife der landwirthſchaftlichen Erzeugniffe aus 
24 Normaljahren, und endlich find bei diejer 
Feftjtellung i. unter den in Ubzug gefommenen 
Wirthichaftstoften die Zinſen der erforderlichen 
Gebäude u. Inventarien-Capitalien mitberechnet, 
was für bloße Liegenichaften an fich paßt, nicht 
aber für Befigungen, auf denen Gebäude u, In— 
ventarien ſchon vorhanden find. — Die Summe 
der auf dieſe Weife ſchon ermittelten Neinerträge 
der einzelnen Grundſtücke, welde gegenwärtig 
eine beſtimmte Bejigung bilden, giebt hiernad) 
ür ſich allein noch feinen zureihenden Maßſtab 
ür bad nad dem Gejeße vom 1., 23. Mai 
1851/73 der Befteuerung zu unterwerfende Jah- 
reseinfommen des Eigenthümers der Belit- 
ung. Es muß hinzufommen: Würdigung ber 
bejonderen Berhältniffe. Eine Würdigung der 
bejonderen Berhältnifje der beſtimmten Bejigung, 
nämlich des Umfanges derjelben und der Pro- 
portion der ulturarten gegen einander, Des 
uten, miitelmäßigen oder Oele ten Culturzu⸗ 
tandes, des wirthichaftlihen Zuſammenhanges 
u. ſ. w., ebenjo der guten, mittleren oder ſchlech— 
teren Bewirthichaftungsmweife des Beſitzers, jeiner 


welches, joweit bei der einzelnen Befigung nicht 
abweichende Bejonderheiten in Betracht fommen, 
bei der Schätzung namentlich injofern Beachtung 
verdient, als deſſen Kenntniß die Würdigung der 
einzelnen Schägungen jehr erleichtert und offen- 
bare fehler derjelben jofort bemerklich macht. — 
Die Richtigkeit des angenommenen Verhältnifjes 
wird unter Anderem auch durch Bergleichung der 
Gejammterträge, welche aus verpachteten Befig- 
ungen ſowol Air den Verpächter ald auch für 
den Pächter hervorgehen (j. $ 5 u. den Schluß 
vom 8 20) mit deren Grumdfteuer-Reinerträgen 
geprüft werben können. Einen gewifien Anhalt 
gewähren ferner Kaufpreije, welche in neuerer 
Beit für Befigungen von beftimmtem Umfange 
und Grundjteuer » Reinertrage gezahlt worden 
find, infofern die Beräußerungen unter gewöhn- 
lihen Umftänden und ohne Einwirkung perjüns« 
licher Beziehungen auf den Preis (unter Frem— 
den) ftattgefunden haben. Normalfäge. Es 
ift nicht ausgeichloffen, daß unter Beachtung 
aller en Berhältniffe und Erfahr- 
ungen zum Anhalt für die Schägung, ſowie 
zu deren Prüfung aud Normaljäße aufgeftellt 
werden können, welche für ein beftimmtes einzelnes 
Beranlagungsjahr auf gewiſſe Flächen Eulturland 
von ungefähr gleicher Güte — abgejehen von 
den in feinem Falle außer Acht zu lafjenden Be- 
jonderheiten einzelner Befigungen — angewendet 
werden. Bei Nufftellung ſolcher Normaljäge be- 
darf aber der Umfang der Befigungen und das 
richtige Verhältniß des Auffteigens von dem Ein 
fommen aus ben Hleineren Befigungen zu dem 
der größeren eine forgfältige Beachtung. Ebenjo 
ift dabei auf das Erforderniß einer Gleichartig- 
teit der Berhältniffe des landwirthſchaftlich ge» 
nugten Eulturlandes Rüdfiht zu nehmen. Es 
fönnen alſo nur die bei den einzelnen Befigungen 
befindlichen Flächen an Aderland, Garten md 
Grasland (Wiejen u. Weiden) in Betracht fom- 
men, und zwar injoweit die einzelnen biejer 
Eulturarten dabei in einem ungefähr gleichen 
Verhältniß zu einander ftehen, u. inſoweit nicht 


Einficht und Arbeitskraft, feiner Betriebsmittel einzelne Theile derjelben einer bejonderen Art 
u. der Erfolge, welche von ihm unter den mwed)- der Bewirthichaftung unterliegen, 3. B. vom 
jelnden Witterungsverhältniffen der 3 in Betracht Weinbau, zum Anbau von Tabak oder anderen 
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Handelsgewächſen, oder bei ausgedehnten Abjag , Gerechtiamen gegen fremde Grundftüde iſt be- 


zum Dbit- oder Gemüjebau, 


oder zu Baums|jonders zu ermitteln, 


bezw. zu ſchätzen und an— 


ſchulen benugt werden — in welden Fällen die) zurechnen. 


zu jolchen Zweden dienenden Flächen einer ab» 

weichenden Schägung zu unterwerfen find. 
Holzungen.) $ 7. Was insbefondere die Holz— 

ungen (Waldungen) betrifft, jo muß ala Ein- 


lommen aus denfelben in der * der nach ſchwemmung von Grundſtücken — Nücdficht 


dem landesüblichen Wirthſchaftsplan 
Jahresertrag in Anſatz 


ebracht werden, ohme|legten 3 Jahren betroffen worden, 
Rüdficht darauf, daß vielleicht in dem einen|enden Grundfägen 


[Berüdfihtigung von Unglüdsfälen.] $ 10. 


Inwieweit bei der Schägung des Einkommens 


aus von dem Eigentümer felbft bewirthfchafteten 
Beſitzungen auf Unglüdsfäle — ;. yo Ueber- 
zu 


ich ergebende|nehmen fei, von melden die Wirthichaft in den 


it nad) folg- 
u entſcheiden: a. Die ent- 


Jahre die zuläffige Holzfälluug ausgefegt wird, |jtandenen Verlüſte find mur foweit zu berüdficht- 


und in eimem jpäteren Jahre in einen 


rößeren|igen, als fie auf die Höhe des nach dem Durd— 


ala dem für gewöhnlich autäffigen Maße ſtatt⸗ ſchnitte der 3 letzten Jahre zn ermittelnden Ein- 


findet. Wenn Jemand einen 


ald mit einem kommens überhaupt von Einfluß find. b. Bei 


haubaren — zu einem gewiſſen Ca- Feſtſtellung des letzteren kommen auch diejenigen 


pitalwerthe beſitzt und es vorzieht, dieſen 
werth ferner anwachſen zu laſſen, ſo iſt der 
des jährlichen Zuwachſes, welcher unter Umftän- 
den die gewöhnliche Verzinſung jenes Capital- 
werthe3 jogar überfteigen wird, als das Jahres- 
eintommen des Beſitzers zu betrachten, welches 
gleichſam dem vorhandenen Capitalwerthe Hin» 
zugefügt worden ift. Auf der anderen Geite 
lann das SDahreseinfommen des Waldbeſitzers 
auch nicht in einem einzelnen Jahre höher ge— 
ſchätzt werden, wenn derſelbe über ven Wirth- 
ihaftsplan hinaus außergewöhnliche, das Holz. 
beftands-Eapital angreifende Volsfällungen vor⸗ 
nimmt, oder durch Naturereigniſſe (3. B. Wind⸗ 
brüche) zu außerordentlichen Holzaufbereitungen 
enöthigt worden iſt. — Der Jahreswerth der 
bennutzungen, z. B. der Streu, wo eine Aus—⸗ 
nutzung derſelben ſtattfindet, muß ebenfalls nach 
Durchſchnittserträgen ermittelt und angerechnet 
werden. 
(Ländliche Fabrikationszweige Stein- u. an- 
dere Brüche 2. Gruben, Hüttenwerte] $ 8. 
Ebenfo ift das Eintommen aus ländlichen Fa— 
brifationszmweigen (Branntweinbrennereien, Brau- 
ereien, Stärte- und Krautfabriten, Mühlen, Zie- 
eleien und anderen mehr), deögl. von Gtein-, 
Schiefer-, Kalt» oder Kreidebrüchen, Torfitichen, 
ferner von Gruben» od. Hüttenwerfen nad) Dem 
durchichnittlichen Reinertrage der legten 3 Jahre 
zur Berechnung zu ziehen. — Obgleich der Be— 
trieb von Stein- und anderen Brüden, Torf- 
ftihen, Braun» oder Steinfohlengruben und an- 
deren bergmänniichen Unternehmungen jeiner Na- 
tur nad mit der Zeit die ganze eigenthümliche 
Einfommendquelle, die Subſtanz jelbit, erſchöpft, 
jo ift es dur das Geſetz doch nicht geitattet, 
einen Theil des ermittelten Reinertrages bei der 
Eintommensihägung zurüdzurechnen und außer 
Anfag zu laſſen. Die für einzelne Bergwerks— 
Anteile zu leiftenden Zubußen dürfen nur in« 
joweit in Anrechnung gebradt werden, als fie 
lediglich infolge von Ausgaben entitanden find, 
welche behufs Fortiegung des Betriebes in dem 
bisherigen Umfange notbmwendig waren. Bu 
bußen zur Erweiterung des Betriebes oder zu 
fonjtigen Verbeſſerungen bilden Capitalanlagen, 
deren Anrechnung ausgejchlofjen bleibt. 
[Zubehörungen.] $ 9. Das Eintommen von 
Bubehörungen von Befigungen, welche im Vor— 
ftehenden noch nicht berüdfichtigt find, und von 


olz⸗ Ausgaben, welde zur Fortführung der Wirth- 
erth ſchaft mit Rüdficht auf die entftandenen Beſchäd— 


igungen gemacht werden müfjen, mit in Anrech— 
nung. c. Die Koften zur SHerftellung der be= 
Ihädigten Gebäude, Dämme, Gräben 2c. bilden, 
inſoweit fie nicht durch Entſchädigungsſummen 
gedeckt — Capitalanlagen, von welchen nur 
die Zinſen von dem Jahreseinkommen in Abzug 
gebracht werden dürfen. 

- dem Gigenthümer felbft benutzte Gebäube.] 
$ 1. Für nicht vermiethete, fondern von dem 

igenthümer jelbjt und den zu deſſen Haushalte 
gehörigen Perjonen bewohnte oder ſonſt benupte 
Gebäude ift dad Einkommen nad) den ortsüblichen 
Miethspreiſen qꝛ bemeſſen, indem die Erſparniß, 
welche durch Benutzung des eigenen Gebäudes 
erzielt wird, der Einnahme gleichzuſtellen iſt, 
welche durch Bermiethen eines ſolchen Gebäudes 
erlangt werden könnte. — Inſofern ber zeitige 
Miethspreis des beſtimmten Gebäudes nicht durch 
Vergleichung mit ähnlichen, gleichem Ziwede dien» 
enden, vermietheten Gebäuden an demjelben od. 
in benachbarten Orten beftimmt werden kann, 
muß derjelbe unter Mitberüdfichtigung des Um— 
fanges und der Beichaffenheit des Hofraumes 
und des etwa mit dem Gebäude verbundenen 
Hausgartend ey hung Ermeſſen geſchätzt 
werden. — Die Schätzung ſoll den gegenwärtigen 
Miethswerth richtig treffen. Der bei der Ge— 
bäubdejteuerveranlagung nad Durchſchnittsmieths⸗ 
—— einer zurückliegenden Periode feſtgeſtellte 

utzungswerth erſchöpft daher keineswegs das 
nach den jetzigen Miethspreiſen zu ſchätzende Ein— 
fommen, wenn er auch bei der Prüfung der 
Schätzungen u. deren Bergleihung untereinander 
einen brauchbaren Anhalt gewähren fann. — Die 
ſummariſche Bejtimmung von Normaljägen für die 
Wohngebäude bei ländlichen Befigungen von un— 
gefähr gleihem Umfange und Reinertrage in 
einem Kreije darf nicht ohne Weiteres als maß» 
gebend angenommen werden. Es mögen z. B. 
immerhin die Miethöpreife von Wohngebäuden 
der Ortichaft N., injofern diefe Gebäude als von 
mittlerem Umfange und mittlerer Beichaffenheit 
in der Gruppe von Befigungen, zu melden fie 
gehören, anzufprechen find, 


bei einer Befigung von etwa 6 ha zu 90 M, 
" 7) "” " 7 10 " " 110 ” 
” " " " ” 20 " ” 1 1 5 " 
nr [3 "” " ” 50 1 " 1 80 ” 
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geihägt werden können, Wenn aber auf ein-|Staats — beziehungsweife des deutfchen Reichs 
zeinen jolder Befigungen die Wohngebäude nad) — gegen öffentliche Gejellihaften oder Actien- 
Umfang und Beſchaffenheit erheblich befjer, auf|unternehmungen, gegen auswärtige Staaten ꝛc. 
anderen erheblich jchlechter find, jo darf die zuſtehen. Auch gehören hierher alle Einnahmen 
Schãtzung nicht bei den Mittelzahlen ftehen biei- Jin Geld, Naturalien oder ſonſtigen geldmwerthen 
ben, muß vielmehr entiprechend höher od. nied» |Bortheilen, welche Jemandem aus Leibrenten 
riger geben. — Nicht mitanzurechnen find bei oder ähnlichen Verträgen oder Verſchreibungen 
der Schätzung des Miethspreijes jolde Gebäude |zufliehen. — a) Zugejicerte Sahreszinfen. 
oder Gebäudetheile, welche von dem Eigentümer | Die zugeficherten Jahreszinſen oder Renten bil« 
ausjchlieflic zu feinem Landwirthichafts- oder den ſowol bei dem in öffentlichen Papieren, als 
Gewerbebetriebe benußt werden, weil deren Nuß-|bei dem in Privatforderungen beitehenden Capital- 
ungswerth in em bejonders zu ermittelnden|vermögen das zu beiteuernde Einkommen. — Iſt 
Einfommen aus der Landwirthidaft, bezw, aus|der Zinsfuß, zu weldem ein muthmaßliches 
dem Gewerbe, bereit3 mitenthalten ift. — Wenn |Capitalvermögen genugt wird, nicht gemügend 
die Räumlichkeiten eines Wohngebäudes mit Rüd-|befannt, jo muß — fofern nicht notoriih ein 
ficht auf ihre theilweiſe Mitbenugung zu Sweden [niedrigerer Zinsſatz üblich ift — bei der Veran— 
des Landwirthſchafts⸗ oder Gewerbebetriebes eine Tagung von der Annahme ber Nutzung des Capi- 
das Wohnungsbedürfnig des Eigenthümers und|tals zu dem landesüvfichen Procentſatze ausge- 
feiner Ungehörigen überiteigende Ausdehnung |gangen, und dem Steuerpflidtigen die Führung 
haben, jo darf bei denjenigen Räumen, welce|ded Nachweiſes einer geringeren Einnahme im 
der Mitbenugung zu jolhem Betriebe unterliegen, | Wege der Reclamation überlaffen werden, — 
ein verhältnigmäßiger Abzug gemad)t werden. b) In ihrem Wejen veränderliche Bin 
Abzüge vom Miethspreiſe. Bon demermittel-Jjen un db Renten. Wenn die Binien oder 
ten Miethspreije abzuzichen find: 1. die, je nach Renten nicht regelmäßig unverfürzt eingehen, 
Beichaffenheit des Gebäudes mit einem durdh-|oder wenn fie, wie Dividenden von Actiemunter- 
ſchnittlichen Jahresbetrage zu veranjchlagenden, nehmungen, jährlichen Schwankungen unterliegen, 
Koften der Juftandhaltung und Reparatur des|jo ijt der für das borhergenangene Jahr gezahlte 
Gebäudes und die für deſſen Verſicherung gegen | Betrag in Anrechnung zu bringen, aljo beijpielö- 
Feuerögefahr zu entrichtenden Beiträge. Die weiſe bei der Veranlagung für das Jahr 1876 
Unterhaltungs und Verjiherungstojten für Ge-|der im Jahre 1875 gezahlte Betrag — gleich» 
bäude und Räume, welche lediglich zu fandwirtg- [viel für melde Betriebsperiode der nternehm« 
ſchaftlichen oder gewerblichen Sweden dienen, find ung diejer Betrag feftgeitellt und gezahlt worden 
jedod) hier vom Abzuge ebenjalld ausgeſchloſſen; iſt. — Diefe Beitimmung des Geſetzes bezieht 
2. die auf dem Gebäude ruhenden Staatsjteuern; ih nur auf ſolche Zinjen oder Renten, bei denen 
3. der Geldwerth der etwa jonft auf demjelben ihrem Wejen nad) Schwankungen oder Verkürz« 
haftenden beftändigen Laſten (Freiwillige oder ungen vorzufommen pflegen, bei denen daher auf 
nur vorübergehende Leitungen und nur nach einen fejten, unveränderlicen Fahresbetrag nicht 
dem Gebäudebefig vertheilte Yaften kommen nicht gerechnet werden fann. Im Uebrigen darf da» 
in Betracht); 4. zu entrichtende Zinſen von gegen darauf, ob in einzelnen Fällen aus diejem 
Schulden (Siehe 88 24 und 28). oder jenem Grunde ausnahmsweije ein fälliger 
r Autheilige Bermiethung und Berpadhtung.] | Bins- oder Nentenbetrag rüdjtändig bleibt, feine 
$ 12. Inſofern Gebäude und nmupbare Liegen Rückſicht genommen werden. Hinſichtlich der von 
chaften zum Theil vermiethet und verpachtet|dem Einkommen aus Capitalvermögen abzuziehen⸗ 
find, zum Theil von dem Eigenthümer ſelbſt be-|den Zinſen etwaiger Schulden, jiche $ 28. — 
nugt werden, iſt die Schägung de3 Einfommens|c) Forderungen und Schulden im Ber 
von dem eriteren Theile nach dem $ 3, von dem kehr unter Gewer betreibenden. Forder— 
legteren Theile nad) den $$ 4 bis 11 zu behandeln |ungen und Schulden , welde im faufmännifchen 
ID. Grundbeiig in einem anderen Staate.)|Berfehr und überhaupt im Berfehr unter Ge- 
3. Das Einfommen aus Grimdbefit, welcher | werbetreibenden beitehen, werden bei Feſtſtellung 
in einem anderen deutſchen Bundesſtaute belegen des in den SS 16 bis 19 behandelten Einfom» 
iſt, unterliegt nicht der Beiteuerung in Preußen, | mens berüdjichtigt, und find daher hier außer 
bieibt daher außer ak. 5— iſt das Acht zu laſſen. 
Einkommen, welches preußiſche Staatsangehörige 5 
aus ihrem im Auslande (außerhalb des deutſchen u Eintom bs en au 8 Han d el, Gewerbe, 
nn - vB u ahtungen oder irgend einer Art 
Reichs) belegenen Grundeigenthum beziehen, mit »winnbriunenb Beichäfti 
in Unjat zu bringen. Dasjelbe darf nur in] 98 gender Beſchäftigung. 
dem Falle von der Veranlagung ausgeichloffen) $ 15 Die dritte Art des Einfommens ume 
erden, wenn nachgewieſen it, Daß der Eigen- faßt alle fortlaufenden Einnahmen, welche nicht 
thümer wegen jenes SrundeigentHums im Aus- als die Kahresrente eines unbeweglichen oder 
lande einer gleichartigen Bejtcnerung unterliegt.) beweglichen Vermögens zu betracjten find, ins— 
j — beſondere das Einkommen a) aus Handel, Ge 
I. Eintommen aus Capitalvermögen.| yerpe und Pachtungen, b) aus — einer Art 
sit Das Einkommen aus dem Eapital-| gewinnbringender Beſchäftigung — 3. B. als 
vermögen beiteht in den Zinſen aller Forderungen, Staatd- oder Semeindebeanter, ala Arzt, Advo⸗ 
weiche dem Stenerpflicytigen gegen Privalichuloner cat, Schriftiteller zc., Unternehmer von Privat» 
oder gegen ven Staat oder die Geldinititute des Unterrichts⸗, Penſions- u. Heil-Unftalten, Diener 
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und Arbeiter jeder Art. — Für die Veranlagung |fiherung der Gebäude, Utenfilien und Vorräthe, 


diejer Art des Einkommens gelten die folgenden 
Boricriften. 

[A. Handel und Gewerbe. Grundfag.] $ 16. 
Das Einkommen aus Handel und Gewerbe jeder 
Art — mag dafjelbe in großem oder geringem 
Umfange, fabrif- oder handwerksmäßig betrieben 
werden —, wird, jofern das Geſchäft jchon jo 
lange gedauert hat, jedoch unter Berüdjichtigung 
inzwijchen etwa eingetretener weſentlicher Ver— 
änderungen des Gewerbebetrieb3 nad) dem Durd)- 
ſchnitt der 3 letzten Jahre, bei fürzerer Dauer 
nach dem aus der * derſelben verhältnißmäßig 
auf ein Jahr treffenden Betrage, berechnet. — 
Hierbei fommt dasjenige Einkommen, welches 
aus einem in einem anderen deutjchen Bundes— 
ftaate betriebenen Gewerbe herrührt, nicht in 
Betradht; denn daffelbe darfnur von demjenigen 
Bundesftaate beftenert werden, in welchem das 
Gewerbe betrieben wird, Binjen von Forderungen 
und Schulden, melde im kaufmännischen Verkehr 
und überhaupt im Berfehr unter Gemwerbetreiben- 
den beitehen, find ald Einnahme, beziehungsweije 
als Wusgaben bei Feititellung des durch den 
Handels- oder Gewerbebetrieb erzielten Ertrages 
in Betracht zu ziehen (Bergl. $ 14 c.). 

[Gegenitand der Ermittelung] $ 17. Die 
Ermittelung des Eintommens aus Handel und 
Gewerbebetrieb ift auf den gefammten Ertrag 
der in Betradht zu ziehenden Periode ($ 16) zu 
richten und ijt in demſelben insbejondere auch 
die auf das eigene Capital des Gemwerbtreibenden 
(Anlage-, Betriebd:Capital) entfallende Berzinj- 
ung mit einzubegreifen. — Eapitalverlufte, aud) 
wenn fie aus dem Gewerbebetrieb entitanden find, 
dürfen nicht abgerechnet werden, außer injoweit 
als fie die Verminderung des jährlichen Ein- 
tommens zur folge haben, wie auch bei anderen 
Steuerpflichtigen Bermögensverlufte nicht gegen 
Einnahmen aufgerechnet werden dürfen. Hierauf 
iſt bei Beurtheilung des Inhaltes von Abſchlüſſen, 
Bilancen und Handlungsbüchern bei. zu achten 
— Im Uebrigen find hinfichtlich der in Betracht 
fommenden Einnahmen und zuläjligen Abjegun- 
gen folgende Puntte hervorzuheben (55 18 u. 19.) 

(Einnahmen; $ 18. Den Einnahmen, find 
auch noch ausitehende Forderungen (wobei zweifel- 

afte Ausjtände nad ihrem wahrjcheinlichen 

ertbe anzufegen), ferner der Geldwerth aller 
Erzeugnifje, Waaren-Borräthe ꝛc., welche für den 
ejammten Unierhalt des Steuerpjlichtigen und 
einer Angehörigen und jeines Haushaltes in 
irgend einer Weiſe aus dem Gewerbe verwendet 
find, zuzurechnen. 

[Abzüge] $ 19. In Abzug dürfen gebracht 
werden: a) die zur Erzielung des Ertrages er« 
forderlichen Aufwendungen mir Einfluß: b) der 
für jährliche Abnutzung an Gebäuden, Majchinen 
und fonftigen Seräthichaften des Betriebes üb— 
fichen, nötnigenfalld nad) ſachkundiger Beurtheil- 
ung zu bemejjenden, Abſetzungen oder, jofern die 
Gegenjtände dem Gewerbetreibenden nicht ſelbſt 
gehören, der von demſelben für den Gebraud) 
und die Abnutzung an den Eigenthünter zu ent» 
richtenden Vergütungen (Miethszinien 2c.); c) der 
Ausgaben für Unterhaltung, Herjiellung und Bere 


weit jolhe von dem Steuerpflichtigen zu be— 
jtreiten find; d) der Ausgaben für Löhnung und 
Belöftigung, joweit jolche gewährt wird, des Bes 
triebsperjonals an Buchhalter, Werkmeifter, Ges 
hilfen, Urbeiter 2c. — Ausgaben, welche in irgend 
einer Weije für den Steuerpflichtigen felbft und 
deſſen Haushaltung geleiftet find, dürfen überhaupt 
nicht, Löhne und Beköftigung für Familienglie— 
der defjelben aber nur injomweit angerechnet wer« 
den, als dieſe bereit? im Alter ſelbſtändiger 
Ermwerbsfäpigkeit ftehen, und von dem Steuer- 
pflihtigen gegen bejtimmtes Lohn für das Ge- 
Ihäft angenommen find, in welchem Falle fie nad) 
Verhältnif ihres Einkommens an Lohn, freier 
Station u. j. w. bejonders zur Steuer veranlagt 
werden müflen; e) der nothmwendigen Unterhalts 
ung der Bug-, oder anderer Thiere, und vergl. 
— Inſoweit Geſpanne ꝛc. für die Annehmlid)- 
feit des Steuerpflichtigen und feiner Ungehörigen 
gehalten oder benußt werden, dürfen die Unter- 
haltungskoſten derjelben nicht angerechnet werden; 
f) die Gemerbefteuer ſowie die von dem Steuer» 
pflichtigen an den Staat entrichtete Grund- und 
Gebäudeftener von den ausſchließlich oder vor» 
zugsweiſe zum Gejchäftöbetriebe benupten Grund- 
jtüden und Gebäuden (vergl. $ 11); g) die an— 
rehnungsfähigen Schuldenzinjen ($$ 27, 28). — 
Aufwendungen jeder Urt, welche zur Erweiterung 
des Geſchäfts oder zu Verbefferungen des Be» 
triebes gemacht find, bilden Kapitalanlagen, 
welche von dem Einfommen nicht abgerechnet 
werden dürfen. 

.[B. Einfommen aus Bachtungen.] $ 20. Das 
Einfommen aus Pachtungen tt ebenfalls nad 
dem Durchſchnitt der legten 3 Jahre, jofern die 
Pachtung ſchon fo lange gedauert hat, anderen- 
falls nad dem Fahresdurchichnitte der kürzeren 
Periode ihrer Dauer, zu berechnen. Dabei find 
die Grundjäge zu beachten, welche für die Ver— 
anlagung des Einfommens aus jelbjtbewirth- 
Idaftetem Grundbeſitz in den SS 4 bis 11 anges 
geben find. Jedoch find folgende bejondere Um— 
jtände zu berüdjihtigen: a) Ausgaben, welche 
regelmäßig von dem Eigenthümer als ſolchem 
zu bejtreiten find, 3. B. für Unterhaltung von 
Gebäuden und baulichen Anlagen, für Verjichers 
ung derjelben gegen Feuersgefahr, für Steuern 
und bejtändige Laſten können bei dent Einfommen 
des Pächterd nicht in Abzug kommen, injoweit 
derjelbe nicht die Leiftung bejtimmter Ausgaben 
für den Verpächter durch Vertrag ausdrücklich 
übernommen bat, was in jedem Falle des be— 
ionderen Nachweiſes bedürfen würde. Dagegen 
jind bei dem Pächter b) der bedungene jährliche 
Bachtzins fowie der durchſchnittliche Geldwerih 
der etwa neben dem Zinſe dem Verpächter zu— 
gelicherten oder für Ddenjelben übernommenen 
Naturallieferungen oder jonjtigen LZeiftungen von 
dem Ertrage in Abzug zu bringen, jedoch mit 
Ausnahme folder Leiftungen, weiche der Pächter 
ohne bejondere Ausgaben durch Arbeit jeiner 
Leute und feiner Wirthichaftsgeipanne beftreitet. 
e) Sit mit der Pachtung zugleih Wohnung für 
den Pächter verbunden, jo ift deren Miethspreis 
ebenjo, wie bei dem Cigentyümer ($ 11) dem 
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Einkommen bed Pächter zuzurechnen, jedoch verdienen, beſonders veranjchlagt werden müſſen. 
ohne Abzug derjenigen Ausgaben, welche der Solche Nebeneinnahmen bilden bekanntlich bei 
Eigenthümer zu beftreiten und der Pächter nicht | vielen Heinen Grundbefigern einen bedeutenden 
ausdrüdlich für denjelben übernommen hat (Bgl.|Theil ihres Gefammteintommens. [Nebenein- 
8 3 und oben a.). tommen aus Arbeitsverdienit.] Wo Grund- 
[C. Andere Arten gewinnbringender Beſchäftig⸗ befiger oder Gewerbetreibende fi) und die An- 
ung.) $ 21. Auch bei allen anderen Arten ges |gehörigen ihres Haushalts nur mit Wirth. 
winnbringender Beichäftigung ift — ſoweit es ſchaftsarbeiten auf der eigenen Befigung oder in 
fi nicht um feftftehende Einnahmen handelt —|ihrem Gewerbe beichäftigen und feine Arbeit für 
das der Beſteuerung unterliegende Einkommen Fremde übernehmen, kann natürlich ein Neben- 
nach dem Durchichnitt der legten 3 Jahre zu verdienſt für folche nicht berechnet werden. Da- 
berechnen, und zwar ähnlich wie bei dem Gewerbe» | gegen ijt bei der Schätung des Einkommens aus 
betriebe (vergl. $$ 16 fj.) unter Anrechnung aller|vem Betriebe der Landwirthichaft beziehungsweife 
Geldeinnahmen jowie aller in Geld zu ſchätzen⸗ des Gewerbes die in der Familie jelbjt vorhan- 
den Bortheile und Bezüge aller Art, welche dem dene Arbeitskraft foweit fie nutzbare Verwendung 
Steuerpflihtigen und deſſen Ungehörigen beil findet, mit in Anſchlag zu bringen, und da, wo 
feiner oder ihrer Beihäftigung zufließen und) in der Wirthſchaſt oder im Gewerbe Hilfe leitende 
unter Abrehnung des Geldwerth3 derjenigen) (nicht etwa ſchon als Gehilfen oder ala ohn« 
Aufwendungen, welche zur Fortführung der ge-|gefinde jelbftändig veranlagte) arbeitsfähige 
winnbringenden Bejchäftigung, bejtritten werden — oder Töchter miterwerben helfen und die 
müſſen, nicht aber des Verbrauchs für ihrenjonit erforderlichen Ausgaben für Gehilfen, Ge— 
Unterhalt. ſinde oder Lohnarbeiter erſparen, unter ſonſt 
Lohn⸗- und Verding-Ürbeiten.)] $ 22. Alö|gleichen Umſtänden verhältnißmäßig ein höheres 
Einnapmen für Lohn» und Berding-Arbeiten find | Cintommen anzujegen, al3 da, wo folde Hilfe 
zu berechnen: a) die in baarem Welde eingehene| durd; arbeitfähige Yamilienmitglieder fehlt. 
den Beträge an Lohn- und Uccorbverdienft, b)) Feſtſtehende re 524. Feititehende 
der Geldwerth aller Naturalbezüge nad) den] Geldeınnahmen an Gehalt, Wohnungsgeldzufchuß, 
Preifen zur Zeit ihrer * und nad dem Perſonalſervis, Penſion, Wartegeld und Dienft- 
Nutzen, welchen fie dem Empfänger gewähren|lohn jeder Art, find mit dem vollen Betrage zur 
und zwar: an freier Wohnung, an freier Ber] Berechnung zu ziehen. Feititehende Einnahmen 
föftigung, an Lande, Garten«, Weide- oder Bieh-Jan Naturalien, 3. B. Getreide, müfjen nad) ihrem 
Nugung, an Brennmaterial, an Getreide» oder|dreijährigen Dürchſchnittswerthe in Anrechnung 
fonjtigen Deputaten, an Drejher-Antheilen und [gebracht werden. 
allen ſonſtigen Wermögensvortheilen, und zwar| [ittwenfafjenbeiträge.] Bon Gehältern und 
zu a und zu b mit Einſchluß des Arbeitöver-| Benfionen, beziehungsweife dem auderweitigen 
dienjtes aller nicht jelbjtändigen und bejonders]Dienfteintommen von Beamten dürfen die auf 
veranlagten Mitglieder des Haushalts (dev Ehe] Grund einer gejeplichen Verpflichtung zu Teiften« 
frau, der Kinder 2c.). — Abgezogen dürfen nur|den Wittwenkafjenbeiträge, deren — es 
ſolche Ausgaben werden, die zur Unterhaltung in jedem Falle bedarf, abgezogen werden. Der 
von Urbeitsgehilfen, für welche der Steuerpflicht- jenige Teil der Wittwwenfajjenbeiträge, welcher 
ige mitgelopnt wird, oder zur Unterhaltung derjetiwa von einer über das geſetzliche Maß hinaus 
don ihm jelbjt für das Geſchäft zu jtellendenferfolgten Verfiherung entrichtet wird, ift nicht 
Arbeitsgeräthichajten aufgewendet werden müflen. |abzugsfähig; ebenjowenig ift ed die Prämie für 
— Dagegen dürfen Ausgaben, die ſich auf denjeine genommene Lebensverfiherung, jowie jeder 
Unterhalt des Arbeiters und feiner Familie oder jonftige Beitrag für einen ähnlichen Zweck. 
auf die Veitreitung feines Haushalts bezichen,] [Dienftwohnungen 20] $ 25. Dienitwohn« 
—* in Abzug gebracht werden. — Der Auf- ungen und Dienſtländereien, für welche nicht ſchon 
ſtellung einer genau ins Einzelne gehenden Be⸗ein Abzug an der Beſoldung ſtattfindet (wenn 
rechnung bei jeder Veranlagung eines Arbeiters dies der Fall, kommen fie nicht in Betracht, aber 
bedarf es übrigens nicht, injofern in bejtimmtenfauc ein Bejoldungsabzug nicht), find nad) den 
Gegenden ziemlich übereinjtimmende Berhältnijje]ortsüblichen Mieths-, beziehungsweife Pachiprei— 
vorliegen, bei welchen eine Schägung nad) glei] fen in Anſatz zu bringen. 
hen Normen durchaus gerechtfertigt ift, und e3) [Dienftaufwand.) $ 26. Enthält das Dienſt- 
nur darauf ankommt, dabei die befonderen Umsleintommen zugleih die Entihädigung für den 
ftände nicht zu überjehen, welche bei Einzelnen] Dienjtaufwand, fo ift der dafür zu Sonate 
ein abweichendes Rejultat bedingen. Betrag außer Anjap zu laffen. Bemerkung. 
(Eintommen neben dem Wrbeitöverdienite.]| Da, wo ein bejtinimter Betrag vom Staate als 
$ 23. Unabhängig von ber Schätzung des) Dienftaufwandsentihädigung bewilligt, bezw. be— 
Urbeitöverdienftes bleibt in jedem Falle die An«|vechnet wird, bleibt dieſer und nur diefer Betrag 
rechnung des Einkommens, weldes aus Eapital-|von der Beſteuerung frei, und ift jede Unterjuc- 
oder Grundvermögen Herrührt, ebenjo wie beilung darüber ausgejchlojien, ob der Beamte an 
den Grundeigenthümern außer dem Einkommen Diefem Betrage oder diejem bejtimmten Antheile 
aus der Bewirthſchaftung ihres Grundbefiges|des Dieniteinfommensd etwa Erjparnifje macht, 
bie Einnahmen, welche Re und die zu ihrem/oder noch einen Theil feines fonjtigen Einkom— 
Haushalte gehörigen Zamilienglieder durch Lohn- mens zum Dienjtaufwande verausgabt. Eine 
arbeit oder andere Nebenbeichäftigung jeder Art! Berechnung der Dienitaufwandsfojten findet nur 


299 


dann ftatt, wenn das Dienfteinfommen ohne 3 28. Im allen übrigen Fällen fommt es auf 
ausdrückliche Beitimmung des Betrages oder des die frage, bei welcher Urt des Einfommens ber 
Theild zugleich die Entſchädigung für den Dienft-] Steuerpflichtigen zuläffige Abzüge für nachweis— 
aufwand mitenthält. — Wo eine ausdrüdliche| lich zu entrichtende Schuldenzinjen gemacht wer» 
Anordnung darüber, daß ein Einfommen ganz|den dürfen, nicht an, vielmehr find die letzteren 
oder zum Theil für den Dienftaufwand gewährt| bei der Geſammtſumme des Einlommens in Ab- 
werde, überhaupt nicht getroffen ift, darf eine zug zu bringen. Es ift dabei jedoch Folgendes 
Abjegung desjelben oder eines Theils defjelben|zu beadhten: Nahmweijungen der Schulden. 


Einfommenjteuer. 


niemals jtattfinden. 

[Abzug der —— a) in gewiſſen 
beſonderen Fällen. 8 In allen Fällen, 
wenn es ſich nur um die Beſteuerung desjenigen 
Einkommens handelt, welches in einem anderen 
deutſchen Bundesſtaate wohnende Deutſche oder 
welches im Auslande ſich aufhaltende Ausländer 
aus dem Beſitze von Grundeigenthum oder aus 
gewerblichen oder Handelsanlagen im Inlande 
beziehen, wo alſo die Steuer lediglich nach der 

öhe des der diesſeitigen Beſteuerung unter— 
liegenden Einkommens zu bemeſſen iſt, dürfen 


a) Nur ſolche Schulden dürfen berückſichtigt wer- 
den, deren toirkliches Beſtehen keinem Zweifel 
unterliegt. Es bebarf daher bei jeder Schuldpojt 
regelmäßig der Angabe des Namend und Des 
Wohnortö des Gläubigerd, de3 Datums ber 
Schuldurkunde und des Procentfages, mit wel- 
chem die Schuld zu verzinfen iſt. b) Daß eine 
Schuld einmal aufgenommen worden, oder daß 
jie im Grundbuche eingetragen fteht, genügt nicht, 
um ihr Kortbeftehen zu erweijen, weil erfahrungs« 
mäßig nicht felten bereit3 Tängft getilgte Schul« 
den ungelöjcdht ftehen bleiben, da der Antrag auf 


bei der Berechnung des letzteren nur ſolche Ab⸗ Löſchung getilgter Posten von dem Belieben der 


in Betracht gezogen werden, welche ſpeciell 


züge 
* ausſchließlich das diesſeitige Einlommen 


Schuldner abhängt und häufig aufgeſchoben oder 
ganz unterlafjen wird, Es kann daher in jedem 


treffen. Daher können a) von dem Ertrage des Falle, in welchem die Abrechnung von Schulden⸗ 
Grundeigenthums in Preußen nur ſolche Laften|zinfen vom Eintommen verlangt wird, neben den 


in bang gebracht werben, die (wie z. B. Orund- 
und Gebä 
gedachten Ertrage gebedt werden müſſen und das 


borbezeichneten Angaben auch nocd die Borlegung 


ubefteuern, Renten u. f. w) aus demider Binfenguittungen aus dem letzten Jahre er» 


fordert werden. — Zinfenguittungen. c) Nur 


ber leßteren vermindern. Die perfönlidhen Schul-|Binjen dürfen angerechnet werden, nidht aber 


den des Ausländers müſſen völlig außer Betracht 
bleiben. Hieran kann auch der Umjtand nichts 
ändern, wenn etwa zur Sichertellung der Gläub- 
iger die Schulden auf das biesjeitige Eigenthum 


Beträge, welche etwa neben den Zinſen zur alle 
mählichen Tilgung der Schulden entweder freiwillig 
oder infolge einer rechtlihen Verpflichtung ges 
zahlt werden (Umortijations » Tilgungsquoten). 


in das Grundbuch eingetragen werden, da Hierdurch] Es folgt hieraus von ſelbſt, daß auch gerichtliche 
nicht eine den Ertrag bes Grundbejiges jchmä-| Gehalts: oder Penfionsabzüge wegen Schulden, 


lernde dinglihe Laft entitanden, ſondern dem|joweit fie 


Gläubiger nur dad Recht gegeben ift, wegen ber 
ihm zuftehenden perjönlichen Forderung vorzugs- 
weije vor anderen Gläubigern feine ———— 
aus dieſem Grundſtücke zu verlangen. Eine Yus- 
nahme von dieſem Grundjage findet nur ftatt 
hinſichtlich folder Schulden, die erweislich und 
unzweifelhaft al3 ein Theil des dem Verkäufer 
jeitens des neuen Ermwerberd zugeficherten Kauf» 
preifes zu betrachten und auf Grund des über 
den Ankauf des Gutes geichloffenen Vertrages 
im Grundbuche fihergeftellt find, inden der Aus— 
länder in einem folden Falle nur denjenigen 
Theil des Einfommens aus diesjeitigem Grund- 
eigenthum laftenjrei bezieht, welcher ihm nad) 
Berzinfung des noch ungetilgten Theil des 
Kaufpreijed übrig bleibt. b) Das Einfommen 
eined Ausländerd oder eined® im liebrigen im 
einem anderen beutjchen Bundesftaate zu ber 


u Übzahlungen an dem Sculden- 
capitale bejtimmt find, bei der Beſteuerung des 
Einfommens von Beamten und Penjionären nicht 
berüdjichtigt werden dürfen. 

Yoga des Steuerpflichtigen auf ein Einfommen.] 
8 29. Im ähnlicher Weife kommt es bei der 
Veranlagung des Einkommens, welches einem 
Steuerpflichtigen aus der einen oder anderen ihm 
gehörigen Einnahmequelle rechtlich zuſteht, nicht 
darauf an, ob er darüber zur Zeit unbeſchränkt 
verfügt, oder ob ihm ein Theil deſſelben — 
3. B. bei einer Perfonal- oder Vermögens-Enratel 
einftweilen vorbehalten wird, indem die Vorbe- 
haltung durch die dazu berechtigten Verwalter 
der freiwilligen Zurüdlegung und Anfammlung 
von —— gleichzuachten iſt, und in 
keinem dieſer Fälle ein Abzug von dem der 
Beſteuerung zu unterwerfenden Einkommen be— 
rechnet werden darf. — Ueberhaupt entſcheidet 


ſteuernden Deutſchen aus einer gewerblichen oder] die rechtliche Zuſtändigkeit der Einnahmen über 
Handelsanlage in Preußen wird wie aller Handels⸗ deren Aurechnung bei der Einihägung zur Steuer. 
oder Gewerbögeminn in ber Art berechnet, daß Darnach können 3.8. Nenten oder jonftige geld» 
die Zinſen der Forderungen und Schulden, welche) werthe Vortheile, welche Jemandem von einem 
im laufmännijchen oder fonftigen gewerblicden| Anderen gewährt werden, nur injoweit zum 


Bertehr beitehen, bei Ermittelun 


des Einfom-|jelbitändigen Einfommen de3 Empfängerd ge- 


mens aus dem betreffenden Gejchäften in Vetracht|vechnet werden, als ihm gegenüber der Geber 


zu ziehen find. Lediglih mad dem Unifange|durd) einen bejondern 


echtötitel (Vertrag, Ber- 


diefes Einfommens hat fi die Steuer-Beran-| jchreibung, Erfenntniß 2c.) zu einem durch dieſen 
fagung in ſolchen Fällen zu richten. Die Privat-|beitimmten Betrage der Leiftung verpflichtet ift, 
ihulden müflen auch hier völlig aufer Betracht während alle ſolche Leiftungen, deren Entrichtung 


bleiben. b) in allen übrigen Fällen. 


‚überhaupt oder deren Betrag von dem guten 
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Willen des Geber3 abhängt, zur Anrechnung nicht; 


Einfommenfteuer. 


belastet; denn alle mehr oder weniger allgemein 


geeignet find, auch wenn ſich diefelben thatjächlid) | vortommenden Verhältnifje find bereitö bei der 
wiederholen oder dabei auch bejondere perjönliche|Aufitellung der Tarife berüdjictigt. Es ift da- 
Verpflichtungen des Gebers gegen den Empfänger her nicht zuläffig, ohne Rückſicht auf die indivi- 


(3. B. Verforgung und Unterjtügung der Kinder 
u, dergl.) obwalten, ohne daf durch eine bejtimmte 
rechtöverbindliche Feitiegung Art und Umfang der 
Leiftung geregelt wäre. — Bon derjelben Beur- 
theilung der —— Verbindlichkeit des Gebers 
iſt bei dieſem die Abrechnung von ſeinem Ein— 
kommen abhängig. 

Nochmalige Prüfung des ermittelten Geſammt— 
Eintommens.) 830. Sobald die Ermittelung bes bei 
der Beitenerung zu Grunde zu legenden Gejammt- 
Einkommens nad) den vorstehenden Beitimmungen 
beendigt ift, wird die Richtigkeit des Ergebnifjes 
nodmal3 zu erwägen fein. Hierbei find zugleich) 
die Wahrnehmungen über die Lebensweiſe des 
Steuerpflidhtigen jelbft und über die Summe der 
Aufwendungen, welche derjelbe für ſich, für feine 
Angehörigen und für jeinen Haushalt fortgejett 
‚macht, insbejondere in Bergleihung mit der Lebens⸗ 
weijen. dem Aufwande anderer Kerken. deren Ge» 
jammt-Einfommen genau befanntijt, in Betracht zu 
ziehen, indem diefe Wahrnehmungen nicht jelten 
den Anlaß geben werben, — der 
einzelnen Einkommensarten zu berichtigen oder 
die Aufmerkſamkeit auf noch nicht berückſichtigte 
Einkommensquellen zu lenken. 

[Die Leiſtungsfähigkeit beeinträchtigende bejfon- 
dere Verhältniſſe) $ 31. Erſt wenn die Schätz 
ung des Einlommens des Steuerpflichtigen be- 
wirkt und die Frage beantwortet ijt, im welche 
Stufe der in den $$ 7 und 20 des Geſetzes ent- 
haltenen Tarife derjelbe nad) feinen ermittelten 
Einfommen gemäß den im $ 1 diejer Inſtruction 
enthaltenen Vorſchriften gehört, kann Entichließ- 
ung darüber gefaßt werden, ob und inwieweit 
bejondere, die Leiftungsfähigkeit bedingende wirth— 
Ichaftliche VBerhältnifje des betreffenden Steuer— 


duellen Verhältniffe des Steuerpflichtigen bei einer 
bejtimmten Anzahl (3.8.4 oder 5) Kinder ohne 
Weitered das Borhandenfein einer „großen” Zahl 
derjelben im Sinne des Gejeges anzunehmen, 
vielmehr muß immer die Lage des einzelnen 
Falles enticheidend bleiben und erwogen werben, 
ob darnad) und unter Berüdjichtigung der Zahl 
der zur Haushaltung gehörenden erwerbenden 
Perſonen, die Borausjeßung einer ungewöhnlichen 
Belaftung zutrifft; — zu b. Um eine Berüd- 
ſichtigung wegen der Unterhaltung armer Angehör« 
iger zu begründen, ift zunächſt erforderlich, daß 
eine rechtliche Verbindlichkeit zu deren Unterhalt- 
ung vorliegt; eine bloß moralifhe Verpflichtung 
dazu genügt nicht, und fommen demgemäß Hand- 
lungen der bloßen Freigebigkeit nicht in Betracht. 
Sodann ijt erjorderlich, day der Steuerpflichtige 
die armen Angehörigen unterhält und ihnen nicht 
etwa nur einzelne Unterjtügungen gewährt, jelbit 
wenn letere fortlaufend gewährt werden, und 
für den Empfänger einen Beitrag zu dejjen Un— 
terhalt bilden, Als bejonderer Ermäßigungs- 
grund fommt nur wirkliche Krankheit von längerer 
Dauer injoweit in Betracht, als fie den Steuer- 
pilihtigen zu bejonderen außergewöhnlichen Auf: 
wendungen genöthigt oder denjelben in feinen 
gewerblichen bezw. Wirthſchaftsverhältniſſen zeit- 
mweife zurüdgebradit hat. Uebrigens ijt nicht 
erforderlid), daß der Steuerpflichtige jelbft an— 
dauernd erkrankt iſt, jondern es fann aud), jofern 
die jonftigen Borausjegungen zutrefien, wegen 
Erfranlung eines Familiengliedes dejjeiben Be— 
rüdfihtigung erfolgen; — zu d. und e. Ber 
ihuldung und außergewöhnliche Unglüdsfälle lom⸗ 
men nur dann in Betracht, wenn durch diejelben 
die Leiftungsfähigkeit des —— we⸗ 


pflichtigen Berückſichtigung erheiſchen. — Nach ſentlich beeinträchtigt wird; da das Geſetz dieſe 
den in den $$ 7 und 20 des Geſetzes enthaltenen Einſchränkung nur bei dieſen, nicht aber bei den 


Beitimmungen find folche Berhältniffe nur: a. 
eine große Zahl von Kindern; b. die Verpflicht- 
ung zur Unterhaltung armer Ungehörigen und 
ec. andauernde Krankheit, — ferner, jevoch nur 
dann, wenn dadurch die Leijtungsfähigfeit wejent- 
lid) beeinträchtigt wird, — d. Verſchuldung und 
e. außergewöhnliche Unglüdsfälle. — Verhältniſſe 
anderer Urt begründen eine Berüdjichtigung nie- 
mal3 und aud) die vorjtehend aufgeführten müffen 
ftreng im Sinne des Geſetzes und in richtiger 
Erwägung ihres Einjluffes auf die Wirthichaft 
und die Leiltungsfähigfeit der Steuerpjlichtigen 
beurtheilt werden. In diejer Beziehung ift Fol— 
gendes zu bemerken: — zu a. Bei der Erörter- 
ung der Frage, ob das Vorhandenſein einer 
großen Zahl von Kindern anzuerkennen ijt, kommt 
es im Wejentlichen darauf an, ob in dem gege— 
benen Yale eine nach den Verhältniffen der 
Familie und der Wirthichaft als groß zu bezeich- 
nende Zahl von Heinen oder aus anderen Grün» 
den Hilfsbedürftigen und zur Erwerbung der 
Koſten ihres Unterhalts nicht mitwirfenden Kin— 


unter a.—c, genannten Ermäßigungsgründen 
fennt, iſt bei erjteren jedes Mal jorgiältig zu 
erwägen, ob dieje Bedingung zutrifft. Dies muß 
um jo mehr geſchehen, als einerjeits den Schul- 
den ſchon durd) Abzug des Binjenbetrages vom 
angenommenen Brutto-Einfommen Rechnung ge« 
tragen wird; anderſeits die Unglüdsjälle ihre 
Wirkung bereit3 auf die Feſtſtellung des ſteuer— 
baren Einfommens ausüben, indem fie, wenigſtens 
bei dein Eintommen aus Grundvermögen, Bacıt 
ungen, gewerbliden und Handelö-Unternehmungen 
den maßgebenden dreijährigen Durchſchniitsbetrag 
dejjelben herabmindern. Nur dann fann daneben 
noch eine bejondere Berüdjihtiguug derjelben 
zugelajjen werden, wenn die vorhandene Schulden» 
lajt in außergewöhnlichem Maße drüdend auf 
die Leijiungsfahigleit einwirkt, die Unglüdsfälle 
dieje weſentlich beeinträchtigt haben und fortge» 
jegt beeinträchtigen. — Bemerkt wird, daß aud 
hier die Schulden gehörig nachgewieſen jein müfjen 
($ 28) und daß nur joldhe Unglüdsfälle in Be— 
tracht kommen können, weldhe als außergemwöhn« 


dern vorhanden iſt, deren Erziehung und Er— liche anzuertennen find. 


haltung die Eltern im ungewöhnlidem Mafe 


(Folgen derfelben:] a, bei der Klajjen- 


Einmaiſchungen 
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ſteuer. $ 32, Wenn das Vorhandenſein eines ſtrationen, Reclamationen und Recurſe niemals 


oder mehrerer der vorerwähnten beſonderen Ver— 
a © feft geftellt wird, jo dürfen bei der Klaſſen— 
euer Perſonen, deren Jahres Einfommen ihre 
Veranlagung zur erften Stufe bedingen würde, 
vollitändig freigelaffen; Perfonen, deren Jahres 
Einfommen eine höhere Stufe, als die erite er- 
fordern würde, dürfen dagegen niemals befreit, 
gen können nur in eine niedrigere Stufe ge- 
etzt werden. Dabei ijt jedoch, da eine nach dem 
Tarife zur zweiten Stufe gehörige Perfon nicht 
freigelafjen, jondern nur in die erite Stufe ge 
ſetzt, aljo nur um eine Stufe ermäßigt werden 
fann, auch bei allen nadı dem Tarife in eine 
De ald die zweite Stufe zu veranlagenden 
Perfonen eine Herabjegung in der Regel nicht 
weiter, ald um eine Stufe und eine Ueberſchreit— 
ung dieje® Maßes nur ausnahmsweiſe, wenn 
ganz beſonders drüdende Verhältnifje obwalten, 
zuzulafjen. — b. bei der Eirfommenfteuer. 
Die Berüdjihtigung befonderer, die Leijtungs- 
fähigkeit bedingender wirthichaftlicher Verhältntife 
iſt hinſichtlich der claffificirten Einfommenjtener 
nur bei jolchen Steuerpflichtigen geftattet, welche 
ihrem Einfommen nad) der erjten und der zweiten 
Stufe des Tarif angehören würden, und darj 
auch bei diefen nur eine Ermäßigung um eine 
Stufe ftattfinden. Sofern der Einzuſchätzende 
der erjten Stufe angehören würde, fanıı derielbe 
auf den Sak ermäßigt werben, weldjer von den 
Steuerpflichtigen in der zwölften Stufe der Klaſſen— 
fteuer entrichtet wird. Ein ſolcher Steuerpflicht: 
iger hat alsdann zwar nur den höchſten Klaſſen— 
fteuerjag zu entrichten, die Ueberweiſung deſſelben 
zur Klafjenteuer findet aber nicht jtatt, jondern 
er verbleibt ımter den Eintommenjteuerpflich- 
tigen. 
* lgemeine Giltigfeit der Grundjäge auch bei 
Beurtheilung von Ueberbürdungs-Beſchwerden. 
33. Die in dieſer Inſtruction entwidelten 
Grundjäge find nicht allein für die Gteuer:Ber- 
anlagung, jondern ebenio auch bei der Beurtheil- 
ung von Weberbürbungs-Beichwerden (Remon- 
ftrationen und Reclamation.n bei der Einfonmen» 
jteuer, Reclamationen und Recurſen bei der 
Klaſſenſteuer) jowie bei der Erftattung von Gut: 
achten über jolde maßgebend. — In den Gut: 
achten und Entſcheidungen über Beſchwerden diejer 
Art ıft nur darüber zu befinden, ob die Echäp- 
ung des Jarred-Einfonmens und die Beranlag- 
ungder Steueritufe den Bejtimmungen des Gejeges 
gemäß und den vorftchend entwidelten Principien 
entiprechend erjolgt iit, und zur Zeit, in welcher 
die Veranlagung jtattgefunden hat, richtig und 
angemeffen war. Dabei find allerdings Verän— 
derungen, welche in ten Eintommens- und Ber: 
mögens-Berhältnifien des Steuerpflichtigen nad 
eichehener Veranlagung, aber vor Beginn des 
Stenerjahres, eingetreten find, zu berüdjichtigen 
und auf Grund derielben erforderlichenfalls die 
Berichtigung der Einihägung ſowie eine ander- 
weite Feititellung der Stufe vorzunehmen, dagegen 
dürfen derartige Veränderungen, welche erit nad) 


dem Beginne des Jahres, für welches die Veran- |$$ 


lagung erfolgt ift, vorgelommen find, bei der 


in Betracht gezogen werden, In mwieweit wegen 
folder Veränderungen, namentlid) wegen des 
Verluftes einer Einnahmequelle oder wegen außer⸗ 
gewöhnlicher Unglüdsfälle, ein Steuer-Erlaß ges 
fordert oder bewilligt werden kann, ijt nad) den 
Vorjhriften des $ 36 des et vom 1./25. 
Mai 1851/73 bezw. des Artikels III des Gejeges 
von 16. Juni 1875 zu beurtheilen, die Entjcheid» 
ung darüber aber einem bejonderen Verfahren 
vorbehalten, 

[(Inhgalts-Berzeihniß.] Grundjäge der Veran⸗ 
lagung $ 1. — I. Einfommen aus Grundver- 
mögen. Begriff bed Grundvermögens $ 2. A, 
Verpachtete oder vermiethete Grunditüde 8 3, 
B. Nicht verpadhtete Befigungen (Grundfäge) $ 4. 
Schägung nad Vergleichungen und allgemeiner 
Erfahrung, ea Bere mit verpadhteten 
Grundftüden$ 5. Bergleihung mit Grundſteuer⸗ 
Reinerteägen, Würdigung der beſonderen 
Berhältniffe, Normalfüge $ 6. Holzungen 
$ 7. Ländliche Fabrikationszweige, Steinbrüche 
u. |. w., Gruben» und Hüttenwerte $ 8. Zubehör: 
ungen $ 9. Berüdfihtigung von Unglüdsfällen 
$ 10. Bon dem Eigenthümer jelbjt benutte 
Gebäude $ 11. C. Antheilige Vermiethung und- 
Berpahtung $ 12. D. Grundbefig in einem 
anderen Staate $ 13. — V. Eintommeniteuer aus 
Eapitalvermögen $ 14. — III. Eintommen aus 
Handel, Gewerbe, Badıtungen oder irgend einer 
Art gewinnbringender Beidhäftigung $ 15 A, 
Dandel» und Gewerbe Örundjag 8 16. Gegen- 
itand der Ermittelung $ 17. Einnahmen $ 18, 
Abzüge $ 19. DB, Einfommen aus Pachtungen 
$ 20, C, Andere Arten gewinnbringender Bes 
ihäftigung $ 21. Insbefondere Lohn: und Bers 
dingarbeiten $ 22. Eintommen neben dem Ar— 
beitsverdienjte und Nebeneinfommen aus Arbeits» 
verdienft $ 23. Feititehende Geldeinnahmen ꝛc. 
8 24, Dienftmohnungen und »LYändereien $ 26. 
Dienftaufwand $ 26. — Wbzug der Schulden» 
zinfen vom Einfommen: a. in gewiſſen bejonderen 
Fällen $ 27. b. in allen übrigen Fällen, 
Nachweiſung der Schulden; Binfenguittungen 
$ 28, Recht des Steuerpflictigen auf ein Ein« 
fommen $ 29. Nochmalige Brufung des ermit- 
telten Geſammt-Einkommens $ 30, Die Leift- 
ungsfähigkeit beeinträchtigende befondere Berhält- 
niffe $ 31. Folgen derjeiben $ 32. Allgemeine 
Siltigfeit der Grundiäge, auch bei Beurtheilung 
der Ueberbürdungs-Bejchwerden $ 33. 

Einmaifdyungen dürfen nur an den Wochen» 
tagen und zwar in den Monaten Dctober bi 
einſchließlich März von Morgens 6 bis Abends 
10 Uhr, in den übrigen Monaten von Morgens 
4 bis Abends 10 Uhr gefchehen. ©. Brau— 
iteuergefeg v. 31. Mai 1872 $ 19 (S. 194.). 

Ginnehmer, j. GBemeinde-Einnehmer. 

Ginquartierung, |. Duartierleiftung. 
Bezüglich der Behandiung der Einquartierungs- 
Angelegenheiten im Bereiche der WProvinzial- 
Ordnung vom 27. Juni 1875 j. unter Ber» 
waltungsbehörden Geſetz v. 26. Juli 1876 


; 80, 81. 
Einjasgewidte, ſ. S. 267 Eihweien 


Begutachtung oder Entiheidung über Remon- 8 25. 
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Einſchätzungs-Commiſſionen — Eijenbahn-Abgabe. 


Einihägungs-Commiffionen für die Klaſ-⸗ wie für einen Theil der erfannten Strafzeit voll- 
jen- und Einfommenjteuern ſ. unter Einkom- zogen merden; ſ. dad Nähere Strafgesbud 


menfteuer Gef. v. 1. Mai 1851 $8$ 21—23 u. 
die Note da 


22. 
Einziehung der Gegenftänbe, welde durch 


u. 
Einfchleijen ala Strafihärfungsgrund beimjein vorjägliches Verbrechen oder Vergehen her— 
Diebftahl, ſ. Str.-G.-B. $ 243 Nr. 7; beim Raube, vorgebracht oder welche zur Begehung eines vor- 


daſ. $ 250 Nr. 4. 


fäglichen Verbrechens oder Vergehens gebraucht 


Einſchleppung von Viehſeuchen; Mafregeln|oder beftimmt find, kann, jofern die Gegenftände 


dagegen, j. unter Vieh 


7. April 1869, 
Einjperrung eines Menſchen, Beftrafung 
der vorjäplichen und widerredhtlichen, j. Str.-G,- 


8 239. 

Einfteigen als Strafihärfungsgrund beim 
——— ſ. StreG.B. $ 243 Nr. 2. 

Einfiellung beim Militär, ſ. Refrutirungs- 
Ordnung $$ 11 ff. u. Erfagordnung 88 79 ff. 
— Einftellung der Staatsleijtungen für römiſch— 
fatholifche Bisthümer und Geiſtliche, j. unter 
Bisthümer, Gejeg v. 22, April 1875 (©. 171). 

Eintritts- (Einzugs-) Geld ald Communal- 
Abgabe für den Erwerb der Gemeindeangehörig- 
feit oder der Niederlaffung am Orte ijt allgemein 
aufgehoben; fiehe Gejeg vom 2. März 1867 
für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pont- 
mern, Schlefien, Pojen, Sadjen, Wejtjalen und 
bie Rheinprovinz. 

Einwohner einer Gemeinde find nach den 
übereinftimmenden Beltimmungen der Gtäbdte- 
und Sandgemeinbeverfafjungen diejenigen, welche 
in dem Gemeindebezirte nach den Beftimmungen 
der Gejege ihren Wohnjig haben. Ausgenommen 
find nur die fervisberechtigten Militärperfonen 


des activen Dienjtitandes® (S. unter Städte- das 
30. Mai 1853 — — 
88 3, 4; für Frankfurt a. M. das Geſ. v. 26.ſa 


verfaſſung die Städte-Ord. v. 


ſeuchen Geſ.v. 26. Juniſ dem Thäter oder einem Theilnehmer 
1875 $ 2 und unter Rinderpeſt Geſetz vom im Strafurtheile ausgeſprochen werden; 
40, 4 


ehören, 
tr.⸗G.⸗ 


, 42. 
Einzugsgeld, |. Eintrittsgeld. 
Eifenbahn-Abgabe.:) 

I. Bon den im Bejibe des Staates 
od. inländijher Eiſenbahn-Actien— 
gejellihaften befindliden 
Eijenbahnen. 

Geſetz v.30.Mai 1853) 


Bir Friedrich Wilhelm 2c. 2c. verordnen, mit Zu⸗ 
ſtimmung der Kammern, was folgt: 81. Von jaämmt- 
lichen Eiſenbahn⸗-Actiengeſellſchaften ift eine Ab» 
gabe zu entrichten, welde nad) den näheren 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes von dem Reinertrage 
der Eijenbahnunternehmungen erhoben wird. — 
Die Abgabe wird zuerjt im Jahre 1854 von 
dem Reinertrage der Eijenbahnen in dem Betriebö- 
jahre 1853 erhoben. $ 2. Als Reinerirag der 
Eifenbahnunternehmungen ($ 1) iſt derjenige Er— 
trag anzufehen, welcher nad) Abzug der Verwalt— 
ungs-⸗, Unterhaltungs» und Betriebstoften, ferner 
des erforderlichen Beitrags zum Reſerveſonds, 
jowie der zur planmäßigen Berzinfung u. Tilgung 
der etwa gemachten Anleihen erforderlichen Beträge 
Actiencapital zur Bertheilung 
— Eapitalien, für welche ein fefter Zins— 
ohne Theilnahme an der Dividende arge- 


März 1867 55 6, 7; für Schleswig Holftein das | ordnet ift, werden Hierbei, auch wenn fie durd 


Geſ. v. 14. April 1867 85 4, 5; u. unter Ge— 
meindeverfafjung für die öftlichen Provinzen 
Gef. v. 14. April 1866 $ 5; für Weftfalen Land» 
gemeinde-Ord. vom 19. März 1856 $$ 2, 15; 
für die Rheinprovinz Gemeinde-Orb. vom 23. 
Juli 1845 85 3, 12; für Schleswig-Holftein 
Verordnung vom 22. Sept. 1867 $ 10), — Die 
gejeglichen Bejtimmungen über den Wohnfig fin- 
den fih im Geltungsbereihe des Allgemeinen 
Landrechts in der Einleitung defjelben $$ 27 ff.; 
im Bereiche des franzöfiichen Rechts im Bürger» 
lichen Geſetzbuch Art. 102 ff.; in den Landestheilen 
des jog. gemeinen (römijchen) Rechts bejonders 
in Cod. X., 39: de incolis et ubi quis domici- 
lium habere videtur. — Alle Einwohner des 
Gemeindebezirld gehören zu dieſer Gemeinde. 
Sie find zur Mitbenugung der öffentlichen An— 
ftalten der Gemeinde und zur Theilnahme an 
den. Gemeindelaften nad) den Borjchriften der 
betreffenden Gemeindeverfafjung verpflichtet. Das 


Bürgerredt erwirbt ein Einwohner in der 


Ausgabe jogenannter Prioritätsactien aufgebradt 
worden jind, zum Actiencapitale nicht gerechnet, 
ſondern den Anleihen gleich geachtet. — 3. Die 
Abgabe iſt für jede Eiſenbahn nach dem in jedem 
einzelnen Jahre auflommenden Reinertrage ($ 2) 
zu berechnen und jtuft jid) nach der Höhe deffeiben 
dergeftalt ab, daß von einem NReinertrage bis zu 
einjchließlich vier Procent des Uctiencapitals "/,, 
diejes Ertrages; — bei einem höheren NReinertrage 
aber außerdem, und zwar: von dem Mehrbetrage 
über vier bis fünf Procent einjchließlich */,, diejer 
Ertragäquote; — von dem Mehrertrage über 
fünf bis ſechs Procent einſchließlich */,, dieſer 
Ertragdquote; — von dem Viehrertrage über jechs 
Procent dieſer Ertragsquote — zu entrichten 
find. — Es beträgt hiernad) für ein Actiencapital 
von 30,000 M, 


ı) Eifenbabuen find von der Grunbiteuer befreit; Grund⸗ 
eitergejeg vom 21. Mai 1861 $ Ad. 
2) Duch Verordnung vom 22. Gept. 1867 ift das G 


betreffenden Gemeinde erjt, wenn die befonderen|vom 30. Mai 1853 nebit dem vom 21. Juni 1859 [f. A 
Vorausjegung dejjelben (j. den Artikel) bei ihm|S 6) in den neuen Provinzen eingeführt. Sofern aber cine 


zutreffen. — Den Gegenjag zu den Gemeinde— 
Einwohnern bilden die Forenſen; ſ. den 
Artikel. 

Einzelhaft als Art der Zudthaus- und der 
Gefängnißftrafe fann jowol für die ganze Dauer 


chende Eifenbahn Seitens des Staats im Wege des Ber: 
trags oder mittels eines Privilegiums, unter Freilaffung von 
allen fonftigen Staatsabgaben, zur Entrichtung einer befiimm: 
ten Abgabe an den Staat verpflichtet oder von Staatsabgaben 
ganz befreit worden ift, bat es bei den biesfälligen Beftimme 
‚ungen fein Berwenden behalten [$ 2 der Verordnung vom 22. 
Sept. 1867]. 


u 
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dergelegt.‘) $ 7. Die Beitimmungen der SS 1 
bis 6 finden auf ſämmtliche in Privateigenthum 
befindliche Eifenbahnen Unmwendung, joweit nicht 
für einzelne Bahnen - Staatöverträge ein 
Anderes feftgefegt it. $ 8. Die Minifter für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und 
der Finangminifter find mit der Ausführung diejes 















































| ber Ertrag, welcher 
wenn der Rein: | bie an bie Staats: | den Actionären an 
ertray daflir fich kajie zu entrich⸗ Binfen und 
ſtellt auf tende Abgabe Dividenden ver: 
bleibt 
M 


292,0 





377,0 Geſetzes beauftragt. 
1350 310 rn U. Bon allen nit im Bejihe des 
1500 45 1455 Staates od. inländijcder Eijenbahn- 
—* * Actiengeſellſchaften befindhichen 
1950 105 1815 Eijenbahnen. 
2 35 2 
=. = nn Geſetz v. 16. März 1867.%) 
2400 19 2205 8 1. Bon dem Reinertrage aller für den 


unb fo weiter für jede 150 M Reinertrag 30 M Abgabe mehr. 


4. Auch diejenigen Eijenbahngejellichaften, 
welche ftatutengemäß einen gewifjen Antheil von 
dem über einen beftimmten Procentjat des Uctien- 
capital hinausgehenden Reinertrage dem Staate 
borweg zu überlajjen haben, unterliegen der Ab: 
gr in der Art, daß diejelbe von dem, nad 

bzug des jtatutenmäßigen Antheils des Staates 
an die Mctionäre zur Bertheilung kommenden 
Reingewinn nad) der Bejtimmung des $ 2 er- 
hoben wird. — Zur Erhebung der Ubgabe von 
denjenigen Eifenbahnen, bei denen der Staot ſich 
durch Uebernahme einer Zinsgarantie betheiligt 
* unterbleibt für die Jahre, in welchen, in— 
olge der übernommenen Zinsgarantie, Zuſchüſſe 
aus der Staatskäſſe zu leiſten ſind. $ 5. Der 
Betrag der zu entrichtenden Abgabe wird nad) 
Ablauf eines jeden Betriebsjahres für jede Eifen- 
bahngejellihaft mit Berüdfichtigung des von dem 
betreffenden hg ever jariate, für die unter 
Staat3verwaltung jtehenden Cijenbahnen, mit 
Berüdfihtigung des von der betreffenden Ver— 
waltungsbehörde einzureichenden Abſchluſſes, nad) 
welchem die Berechnung der auf die Actien zu 
vertheilenden Zinjen u. Dividenden erfolgt, von 
derjenigen Regierung, in deren Bezirk die Direction 
der bezüglidhen Eifenbahngefellfhnft ihren Sitz 
hat, — für diejenigen Eijenbahngejellichaften aber, 
deren Directionen ihren Sig in Berlin haben, 
von dem Generaldirector der Steuern feſtgeſetzt. 
— Der feitgejegte Betrag ift jodann innerhalb 
ſechs Wochen nad der Behändigung der dies» 
fälligen Zahlungsaufforderung an die Hauptfafje 
derjenigen Regierung, weldye den Betrag der 
Abgabe feftzujegen Hat, von den in Berlin ihren 
Sig habenden Eifenbahndirectionen direct an die 
General-Staatstafje abzuführen. — Derjenigen 
Behörde, welche den Betrag der Abgabe feitzu- 
fegen hat, liegt auch deren executiviſche Einzieh- 
ung ob, wenn eine ſolche nöthig werben jollte. 
86. Der Ertrag der Abgabe ijt behufs Amor- 
tifation der in den Cijenbahnunternehmungen 
angelegten Uctiencapitalien in der Urt zu ver- 
wenden, daß mittels dejjelben Stammactien der 
bezüglicyen Gefellichaft im Wege des freien Ber- 
tehrd angefauft und die Zinjen und Dividenden, 
welche auf die —— Actien —— glei» Ba a Ba ae 

m Amwede benugt werben. — Die angefauften ur N m 2. 185 ‚ 
— pr end für immer außer Turs gelenkt und| teren vom 20 Sept 1867 In den neuen 
bei der Hauptverwaltung der Staatsjchulden nie- Landestheilen eingeführt. 


Öffentlichen Verkehr benutten Eijenbahnen, welche 
fich nicht im Beſitz des Staates oder inländiicher 
Eiſenbahn-Actiengeſellſchaften befinden, haben Die 
Befiter der Bahnen, injoweit nicht Staatdver« 
träge ein Underes bejtimmen, eine Abgabe zu 
entrichten, welche nad) den Beftimmungen diejes 
Geſetzes erhoben wird, und zwar zuerft im Jahre 
1868 von dem Reinertrage des Betriebjahres 
1867. 8 2. Die Abgabe ift für jede Eijenbahn 
nad dem in jedem Kalenderjahre auflommenden 
Reinertrage (SS 3—6) zu beredinen u. ftuft ſich 
nach Höhe defjelben dergeftalt ab, daß von einem 
Reinertrage bis zu einihließlih vier Procent 
des Anlagecapital3 ($ 6) */, dieſes Ertrages, 
bei einem höheren Neinertrage aber außerdem 
und zwar — von dem Mehrertrage über vier 
bis zu fünf Procent einjdhlieplich ?/,, diefer Er- 
tragsquote, — von dem Mehrertrage über fünf 
bis zu ſechs Procent einihließlih "/,, dieſer 
Ertragdquote, — von dem Mehrertrage über ſechs 
Procent */,, diejer Ertragdquote — zu entrichten 
find. 8 3. Als ſteuerpflichtiger Reinertrag ift 
diejenige Summe anzufehen, um welche die Be- 
trieb3 » Roheinnahme die in dem betreffenden 
Kalenderjahre zur Verwendung gekommenen Ber« 
waltungs⸗, Unterhaltungs» und Betrieböfojten 
überfteigt. — Bei Einrichtung eines NRejerver 
oder Erneuerungsfonds für die Bahn unter Ge- 
nehmigung der Nuffichtsbehörde eined Staates 
werben die Rüdlagen in denjelben al3 Unterhalt- 
ungs- und Betrieböfoften gerechnet, dagegen die 
aus dem Refervefonds zu bejtreitenden Ausgaben 
außer Anja gelafien. $ 4 Zur BetriebsRoh— 
einnahme find aud) die tarifmäßigen Frachtbeträge 
von allen für Rechnung der Bahnbejiger und 
Betrieböunternehmer jelbft ftattfindenden Beför— 
derungen — mit Ausnahme der Beförd. rungen 
für die Zwecke der Bahnverwaltung — zu redjnen 
— Ausnahmen hiervon können bei den nicht don 
Anfang für den öffentlichen Verkehr bejtimmten 
Bahnen nachgelaffen werden. $ 5. Die Beſitzer 
der Bahn find verpflichtet, über Einnahme und 
Ausgabe ſowol des ganzen Unternehmens, als 
jeder einzelnen Station, ordnungsmäßig und unter 
Beobachtung der ihnen befannt gemachten Anfor- 
derungen Buch zu führen, und haben ſich örtlichen 
Nevifionen der Buchführung zu unterwerfen. — 
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Die Betrieb3-Roheinnahme und bie zur Ber 
wendung gelommenen Berwaltungs-, Unterhalt- 


Eiſenbahn-Amt. 


Ertrag als ſteuerpflichtiger Reinertrag ($ 3) an— 
geſehen und bei Berechnung der Abgabe zum 


ungs- und Betriebskoſten find von den Beſitzern Grunde gelegt werde. $ 10. Der Betrag der 
der Bahn für jedes Kalenderjahr jpäteftens bis |zu entrichtenden Abgabe wird nad Ablauf jeden 


zum folgenden 1. Mai zu beclariren. Den De 
clarationen müfjen die zur Wrüfung derjelben 
erforderlichen Rechnungen und Beläge, Abſchlüſſe 
und Nachweiſungen beigefügt werden. — Für 
jeded Kalenderjahr, für welches die vorjtehend 
bezeichnetin Verpflichtungen nicht erfüllt werden, 
fann der bei der Verechnung der Abgabe zum 
Grunde zu legende Betrag der Betriebs -Roh— 
einnahme , beziehungsweile der Bermaltungs-, 
Unterhaltungs» u. Betriebsloſten von der Eiſen— 
bahn » Aujnchtöbehörde nach pflichtmäßigem Er: 
mejjen feitgejett werden. $ 6. Als UAnlagecapital 


Jahres durch die von dem fyinanzminifter hier- 
mit beauftragte Behörbe teiigejegt und iſt jodann 
innerhalb ſechs Wochen nad) Behändigung ber 
Hanlungsaufforderung an die in legterer benannte 
Kaffe abzuführen. — Derjenigen Behörde, melde 
den Betrag der Abgabe feitzufegen hat, liegt 
auch deren erecutivijche Einziehung ob, wenn eine 
joldye nöthig werden ſollte. $ 11. Die Erheb- 
ung der Abgabe von diefen Eijenbahnen, bei 
denen der Staat ſich durch Uebernahme einer 
Zinsgarantie betheiligt hat, unterbleibt für die 
Jahre, in melden injoige ber übernommenen 


($ 2) ift derjenige Betrag anzujehen, welcher auf) Yinsgarantie Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe zu 


die Herftellung der Bahn und deren Ausrüftung 
mit Cinſchluß der Betriebsmittel nützlich verwendet 
ift. Von den einzelnen Verwendungen während 
des Baues fommen die Binien bis zum Tage 
der Verriebseröffnung mit fünf Procent injoweit 
in Anſatz, als nicht eine ungercchtfertigte Ver— 
zögerung der Vollendung des Baues, beziehungs: 
weile der Betriebseröffnung, ftattgefunden hat. 
8 7. Die Höhe des Anlagecapital: ijt vom den 
Befigern der Bahn bis zum Schluß des Kalender- 
jahres, in mweldem der Betrieb eröjjnet wird, 
nadızuweifen und wird von der Eijenbahn-Auf 
ſichtsbehörde nad) Mafgabe des $ 6 endgiltig 
gejtellt. — Kommen die Befiger der Bahn der 
desfalljigen Aufforderung nidyt nad), jo jchreiter 
die gedadıte Beyörde zur Feitjtellung des Unlage- 
capitals nad pfliditmäßigem Ermeſſen. Die 
fpatere Nadjweilung des AUnlagecapitals bleibt 
den Befigern unbenommen, ift aber nur für die 
Folgrzeit wirtfam. — Diejelben Vorſchriften 
tommen hinſichtlich der Beredinung und Feſtſtell⸗ 
ung einer Erhöhung des urjprunglichen Unlage- 
capitals zur Anwendung. — Aufwendungen für 
bie Erneuerung von Bahntheilen und Berriebs- 
mitteln werden dem Anlagecapital nur injoweit 
zugerecdnet, al3 diejelben durch ungewöhnliche 
Ereigniſſe verurjacht, weder aus den laufenden 
Einnahmen, noch aus dem NRejerve- und Erneuer- 
ungsfonds zu bejtreiten find. — Die Friſt, innır- 
halb welcher die Befiver der Bahn in diejem 
Falle den ihnen obliegenden Nachweis beizubringen 
haben, wird von der Eijenbahn-Auifichtöbehörde 
beitimmt. $ 8. Viehrere wıjenbahnen eines und 
defjelben Beligerd, welde in zufammenhängendem 
Betriebe ftehen, werden in Bezug auf die Be 
rechnung der Abgabe ($ 2) als ein Ganzes be» 
handelt. $ 9. Als Betriebs-Hoheinnahme ſolcher 
inländijcher Bahnjtreden, welche mit ausländijchen 
Bahnunternehmungen zu gemeinjchaftlichem Be— 


leiften find. $ 12. Die Minifter für Finanzen 
und für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
ind mit der Ausführung diejed Geſetzes beauf- 
tragt, 
Eifenbahn: Amt. 
Geſetz vom 27. Juni 1878: 

$1. Unter dem Namen „Reichs- Eifenbahn- 
Amt“ wird eine ftändige Gentralbehörde einge» 
richtet, welche aus einem Borjigenden und der 
erforderlichen Zahl von Räthen bejteht und ihren 
Sig in Berlin hat. — Auch können nah Maf- 
gabe des Bedürfnified Reich! - Eijenbahn »Com- 
mifjare bejtellt werden, welche vom Reich3-Eijen- 
bayn- Amt ihre Inſtructionen empfangen. $ 2. 
der Borjigende und die Mitglieder ded Reichs— 
Eijenbahn- Amtes, ſowie die Reichs-Eiſenbahn— 
Commiſſare werden vom Kaiſer, die Subaltern«- 
und Unterbeamten werden vom Reichskanzler er« 
nannt. — Auf den Borfigenden finden die Vor- 
ichriften des $ 25 des Geſetzes, betreffend die 
Nechtsverhältniffe der Reichsbeamten, vom 31. 
März 1873, Anwendung. — Perſonen, melde 
bei der Verwaltung einer deutichen Eifenbahn 
betheiligt find, können feinerlei Thätiglkeit bet 
dem NReih3-Eijenbahn- Amt oder als Reichs— 
Eifenbahn-Commifjare ausüben. $3. Vorbehalt« 
lich der Beitimmungen im $ 5 Nr. 4 führt das 
Reichs⸗Eiſenbahn Amt feine Geſchäfte unter Ber- 
antwortlicyfeit und nad den Unmeifungen des 
Reichskanzlers. $ 4. Das Reichs-Eiſenbahn-Amt 
hat innerhalb der durch die Verfaſſung beftimmten 
Yuftändigfeit des Neihs: 1) das Aufjichtsrecht 
über das Eifenbahnwejen wahrzunehmen; 2) für 
die Ausführung der in der Reichsverfaſſung ent» 
haltenen Bejtimmungen, jowie der jonjtigen auf 
das Eiſenbahnweſen bezüglichen Gejete und ver- 
fafjungsmäßigen Boridriften Sorge zu tragen; 
3) auf Abjtellung der in Hinficht auf das Eijen- 
bahnmwejen hervortretenden Mängel und Miß— 


triebe verbunden jind, kann der nach Verhältniß ſtände hinzuwirken. — Dafjelbe ift berechtigt, 
der Meilenzahl berechnete Antheil an der Betrieb3- innerhalb jeiner Zuftändigkeit über alle Einricht- 
Noheinnahme des Gejammtunternehmend oderjungen und Mafregeln von den Eijenbahnver- 
eined gewiſſen Theiles Ddefjelben angenommen|waltungen Auskunft zu erfordern oder nad Be- 
werden, Befindet fi) die Bahn im Befige einer)finden durch perſönliche Kenntnißnahme fich zu 
ausländijchen Eifenbahn-Actiengefellfchaft, jo fann unterrichten und hiernach das Grforderliche zu 
bei Grtheilung der Eoncejfion oder durch Meber-|veranlajjen. $ 5. Bis zum Erla eines Reichd- 
einfommen fejtgejtellt werden, daß ein bejtimmter ; Eifenbahngefeges gelten folgende . Borjchriften : 
Theil de3 Actiencapitals ald Anlagecapital ($ 6)|1) In Bezug auf die PBrivat-Eifenbahnen ftehen 
und der hierauf jährlid) zur Bertheilung lommende dem Reichs» Eijenbahn» Umte zur Durhführung 


Eiſenbahn-Anlagen — Eiſenbahn- (Chauſſee-, Kanal- 2c.) Arbeiter, 


ſeiner Verfügungen dieſelben Befugniſſe zu, welche 
den Aufſichtsbehörden der betreffenden Bundes— 
ſtaaten beigelegt ſind. Werden zu dieſem Zwecke 
Zwangsmaßregeln erforderlich, jo find die Eiſen— 
bahn-Aufſichtsbehörden der einzelnen Bundes» 


ſtaaten gehalten, den deshalb an fie ergehenden 
Requifitionen zu entſprechen. 
bahnverwaltungen find nöihigenfall® zur Erfüll- 
ung der ihnen obliegenden Berpflichtungen im 
verfaffungsmäßigen 
17 und 19 der Reichsverfafjung) anzuhalten. 


3) Den Neidhs-Eifenbahnen gegenüber wird der 
Reichölanzler die Verfügungen des NReichd-Eifen- 


bahn» Amtes zum Vollzuge bringen. 4) Wird 
gegen eine von dem Reichs-Eiſenbahn-Amte 


verfügte Mafregel Gegenvorjtellung erhoben auf 


Grund der Behauptung, dag jene Maßregel in 
ben Gejegen und rechtsgiltigen Vorſchriften nicht 
begründet jei, jo hat das durd) Zuziehung von 
richterlichen Beamten zu verjtärtende Reichs— 


Eijenbahn-Amt über die Gegenvorftellung immer 


jelbjtändig und unter eigener Verantwortlichkeit 
in collegialifcher Berathung und Beſchlußfaſſung zu 
befinden. Zu diefem Zwede wird der Bundesrath 
ein Regulativ erlafjen, welches den collegialifchen 
Geihäftögang ordnet und die Hierbei dem Prä- 
fidenten zuftehenden Befugniſſe regelt.) 
Eifenbahn- Anlagen, ſ. Eijenbahnen, 
Eijenbahn-Unterneh mungen, 


Eijenbahn- (Chaufjee-, Kanal» 2c.) Arbeiter. 


BEER EDRENG: betreffend die bei dem 
Bau von Eifenbahnen bejhäftigten 
Handarbeiter, v. 21. Dec. 1846.) 


1. Die Annahme der Arbeiter erfolgt durd: 
diejenigen Bau-Aufjichtäbeamten, welche von dei 
Eijenbahndirection der Polizeibehörde ($ 25) als 
ſolche bezeichnet werden. Sofern dieje Bau- 
Auflichtsbeamten nicht bereit3 einen Dieniteit 
geleiftet haben, in welchem Falle es bei der Ver— 
weifung auf denfelben bewendet, find jie zur 
Beobachtung der für die ihnen übertragenen Funcı 
tionen beftehenden Vorſchriften durch den Kreis 
landrath mittel3 Handſchlages an Eibdesitatt ein 
für allemal zu verpflichten, worüber ihnen ein 
Ausweis zu ertheilen iſt. $2. Zur Beichäftigung 
bei den im Bau befindlichen Gifenbahnen sind 
nur männlidhe Wrbeiter nad) vollendetem 17. 
Lebensjahre zuzulajlen; wenn Bäter mit ihren 
Söhnen in die Arbeit treten, genügt für legtere 
das vollendete 15. Lebensjahr. — Frauensperjonen 
dürfen nur ausnahmsweiſe unter Zuftimmung 
der DOrtd-Polizeibehörde und nur in geionderten 
Arbeitsjtellen bejchäftigt werden. $ 3. Dem 
Arbeiter, welcher Beihäftigung erhalten Tann, 
wird von dem Bau-Auffichtsbeamten eine Ur: 
beitäfarte in Form der Wanderbücher ertheilt. 
— Die Arbeitskarte muß enthalten: a) dem voll: 
fländigen Namen des Arbeiter; b) deſſen Hei- 

) Das Regulativ zur Ordnung des Gejchäftsganges bei 
dem durch Richter verjlärtten Ciſenbahnamte ift unterm 13. 
Marz 1876 ericienen. 


2) Durch Verordnung b. 19. Aug. 1867 aud in den durch 
Gele vom 20. Eept. 186% und durch die Gefeie v. 24. Der, 





getreten, nachdem fie bereits durch Allerh. Erlaß v. 3. Aug. 
1855 ın dem Syadegebiete zur Anwendung gebracht worden, 
Grotefend, Polizei-teriton. 


2) GStaatd-Eifen- 


ege (Art. 7, Nr. 3, Ürt. 
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mathsort nebjt Angabe, beim Inländer des Kreifes 
und Negierungsbezirt3, beim Ausländer der 
Bezirlsbehörde, wozu der Ort gehört; c) eine 
Bezeichnung feiner Legitimationdpapiere; d) die 
die Arbeiter betreffenden Vorſchriften dieſes Regle— 
ments; e) die für die Arbeit auf der betreffenden 
Bahn beftehendenbefonderen Beftimmungen, denen 
der Arbeiter jich Ki unterwerfen Hat; f) Drt, 
Datum, Giegel (Stempel) und Unterfchrift des 
Bau ˖ Aufſichtsbeamten (31); g) Rubriken für die 
Vermerfe $$ 4 und 16, — Das beiliegende Schenna 
ergibt den Inhalt der Arbeitöfarten bis auf die 
ad e. bei einzelnen Bahnen etwa hinzuzufügenden 
bejonderen Borichriften. $ 4. Auf Grund der 
Arbeitskarte Hat der Arbeiter jeine Legitimationg« 
papiere bei der betreffenden Polizeibehörde ein- 
zureichen, welche den Empfang auf der Arbeits- 
farte vermerlt. $ 5. Nur nah Vorzeigung 
dieſes Vermerkes wird die wirkliche Annahme zur 
Arbeit und der Eintritt in eine bejtimmte Ar- 
beitsjtelle gejtattet. $ 6. Mrbeiter, welche in 
der Nähe der Bauftelle ihren Wohnjig haben, 
dergeftalt, daß fie während der Arbeit in * 
gewöhnlichen Wohnung verbleiben, erhalten eben- 
falls Arbeitsfarten; die polizeilichen Meldungen 
jind jedoch in der Regel für fie nicht erforderlich. 
3 7. Jede Arbeitskärte für fremde, nicht zur 
Kategorie des $ 6 gehörige Arbeiter ohne Ver: 
merk der Polizeibehörde bleibt nur auf zwei Tage 
nad deren Ausftellung giltig. $ 8. die Eijen- 
bahndirectionen find verpflichtet, dafür zu forgen, 
daß jeder Urbeiter beim Beginn der Arbeit über 
deren Bezahlung genau und vollſtändig in Kenntniß 
wiegt wird. Bei Accordarbeiten erhält der 
Schachtmeiſter einen Uccordzetiel, welcher die Be— 
zeichnung der Arbeit und des in Accord gegebenen 
Stüdes, den Inhalt defjelben nad) Schadhtruthen 
oder fonftigen Einheiten und den bedungenen 
Preis enthalten muß; auf demfelben werden aud) 
alle etwaigen Abjchlagszahlungen vermerkt. Jedem 
Nitarbeiter fteht täglich nach vollendeter Arbeit 
die Einfiht des Uccordzetteld zu. $ 9, Die 
Sijenbahndirectionen find bei Ausführung der 
Arbeiten zur Befolgung folgender Vorjchriften 
verpflichtet: a) die Arbeiterzagl der einzelnen 
Schachtabtheilungen jolldergeitaltbemefjen werden, 
daß fie von dem Schachtmeiſter vollftändig beauf- 
jichtigt werden fan; b) die einzelnen Accordftüde 
jollen in der Regel nicht größer angenommen 
werden, als jo, daß alle 14 Tage die vollftändige 
Abrechnung erfolgen kann; c) Abjchlagszahlungen, 
welde bei ausnahmsweije unvermeidlichen grö— 
Beren Wecoroftüden nothtwendig werden, follen 
nad) Verhältniß der wirklich gefertigten Arbeit 
bemefjen werden; d) die Bahlungstermine für 
Uccordarbeiter wie für Tugelöhner dürfen nicht 
über 14 Tage auseinander liegen; e) die Polizei- 
behörden find von Zeit und Ort der Zahlung in 
Kenntniß zu jesen; f) die Zahlung muß in der 
Nähe der Baujtellen, darf aber feinesfalls in 
Schauk⸗ und Wirthöhäujern erfolgen; g) als 
Schachtmeiſter find nur Berjonen zuzulafjen, deren 
Dualification und Zuverläfjigkeit.feinem Bedenken 


unterliegt; h) es muß ein auäreichende 
1866 mit der preuf. Monarchie vereinigten Gebieten in Kraft) gu B ch 8 Bau⸗ 


Aufſichtsperſonal angeſtellt werden, um die ger 
genwärtigen Beſtimmungen durchzuführen und 
20 


306 Eifenbahn- (Chaufjee-, Kanals zc.) Arbeiter. 


ugleich dad Verhalten der Schachtmeifter gegenjbetrefjenden Bauftelle, b) auf ber betreffenden 
die Arbeiter zu überwachen; i) zu folhen Bau-|Eifenbahn zur Folge, — Die Ausſchließung ad 
Auffihtsbeamten dürfen nur ganz unbeſcholtene à und b erfolgt durch den betreffenden Beamten 
Männer gewählt werden, welche des Screibend|($ 1), doch ift dazu die Zuftimmung des nächſten 
völlig kundig find und von denen eine pflihtmäßige Borgejepten erfosderlih. Die —— be⸗ 
Ausführung der ihnen übertragenen polizeilichen merit das Erforderliche auf der Legitimationd- 
Anordnungen mit Sicherheit zu: erwarten jteht ;|urfunde und gibt im Falle ad b der Polizeibehörde 
k) die, Bau-dluffichtsbeamten haben.alle 14 Tage des Heimathorts bed Arbeiters Nachricht. $ 18. 
die namentlichen Verzeichniſſe der unter ihnen Der Baus Auffichtsbeamte ($ 1) ift verbunden, 
beichäftigt geweſenen Arbeiter ihren unmittelbaren | jeden Arbeiter u. auf Antrag der Rolizeibehörde 
Vorgejegten einzureichen. $ 10. Den Anfjehern zu entlaffen. $ 19. Bon der ee 
und Schadhtmeiftern ift jedes Erebitgeben an die einheimiſcher Urbeiter ($ 6) und der Veranlafjung 
Arbeiter durch Lieferung von Bebürfniffen, mit|dazu ift die Bolizeibehörde in Kenntniß zu ſetzen. 
Ausnahme des einfahen Geldvorſchuſſes, unter-|$ 20. Die Vorjchriften, welche bie Bau-Ber- 
jagt, $ 11. Aufſeher und Schadhtmeijter oder waltung zur Sicherftellung eines geordneten Ar« 
deren Samilienglieder dürfen feinen Schanlverkehr |beiterbetriebs, jowie zur Verminderung von Ges 
oder Handel mit Bebürfniffen der Arbeiter be-|fahr und Beichädigung für nothwendig hält, 
treiben. - $ 12. Bei den Accordarbeiten haben find auf der Bauftelle durch Anjchlag befannt zu 
die Arbeiter einer jeden Schacht aus ihrer Mittelmachen. — Die Uebertretung dieſer Vorſchriften 
zwei Mann zu wählen, welde gemeinjchaftlic kann durd Orbnungsftrafen biß zu 83 M, die der 
mit dem Schachtmeiiter alle Ungelegenheiten der Bau⸗Aufſichtsbeamte ($ 1) oder befjen Vorge— 
Schacht dem Auffichtsperional gegenüber verhans| jegter feſtſetzt, geahndet werden. Der Betrag diejer 


deln. 


mehr als dieje drei Berjonen zum Empfange der) führen. 


von der Bauverwaltung an die Schadhtmeilter 
zu leiftenden Zahlung oder zur Anbringung von 
Beichwerden ſich einſinden. Erſcheinen dennoch 
mehr als drei Arbeiter aus einer Schacht bei 
ſolchen Veranlaſſungen, ſo ſollen ſie zurückgewieſen 
und nad Befinden beſtraft werden. 8 13. Alles 
Hazardipiel ift den Urbeitern- itreng verboten, 
Die Schadjtmeifter und Bau-Auflichtsbeamten 
haben die Pflicht, jobald fie wahrnehmen, daß 
Arbeiter an bdergleihen Spielen theil nehmen, 
hiervon der Polizeibehörde fofort Anzeige zu 
machen, damit unverzüglich der Thatbeftand feit- 
geftellt und mach den beitehenden Strafgefegen 
gegen bie Schuldigen gerichtlich verfahren werde. 
8 14. Arbeiter, welde ſich nad erfolgter An- 
nahme zur Arbeit Veruntreuungen oder andere 
Bergehen zu Schulden kommen lafien, die eine 
Eriminalftrafe nad fich ziehen, werben ſofort 
entlaffen. Auch Truntenheit, Widerſetzlichkeit gegen 
die Anordnungen der Bau-Aufjichtsbeamten, Ueber- 
tretungen der Vorſchrift des $ 11, jede Theil- 
nahme an Hazardipielen, Anftiften von Zänkereien 
und Streitigkeiten begründen, abgejehen von den 
nad) den beftehenden Geſetzen verwirkten Strafen, 
die Entlafjung aus der Arbeit. $ 15. Wenn 
Arbeiter auf ihren Antrag oder zur Strafe ent- 
lafjen werden, fo foll deren Bezahlung fo bald 
als thunlich, jedenfalld aber am nächſten regel- 
mäßigen Zahlungstage erfolgen. Findet die Ent- 
lafjung auf Kündigung Seitens bes Auffichts- 


Es dürfen aus einer Schacht niemald/ Strafen ift_ an die Krankenfafie ($ 21) 


ab;u- 
21. Bei allen Eijenbahnbauten find 
für die Arbeiter Krankenkaſſen mit Berüdfichtig- 
ung folgender Grundjäge einzurichten: a) jeder 
nicht —— beichäftigte Arbeiter iſt 
verpflichtet, der Krankenkaſſe beizutreten; b) bei 
der ganzen Bahn wird pro Mann und Woche 
ein gleicher Beitrag zur Krankenkaſſe eingezogen, 
welder 10 P nicht überfteigen joll; c) jedem 
Erkrankten wird freie ärztliche Hilfe, freie Arznei 
und ein mähiges, pro Daum und Tag bei ber 
Bahn gleichmäßig feſtgeſetztes Verpflegungsgeld 
verabreicht. — Un Stelle des Ießteren tritt nach 
Umfländen die Aufnahme in eine Krankenanftalt. 
— Der Anſpruch an die Kaffe hört jedenfalls 
mit dem Ablauf ron 14 Wochen auf. — Sollten 
die Beiträge der Arbeiter nicht ae um 
die der Krankenkaſſe obliegenden Verpflichtungen 
zu erfüllen, fo darf von den Directionen der 
bereits conceffionirten Eifenbahnen erwartet wer- 
den, daß fie die erforderlichen Zufchüffe bereit- 
willig leiften werden, in den künftig zu ertheilen- 
den Eoncefjionen fol dies den Gefelthaften aus» 
drüdlic; zur Bedingung gemadt werben. Etwaige 
Ueberſchüſſe hat die Direction zur Unterjtügung 
der beim Bau verunglüdten Arbeiter oder deren 
Hinterbliebenen nad pflihtmäßigem Ermefjen zu 
verwenden. 8 22. Bon den Eijenbahndirectionen 
wird die möglichite Beförderung der Sparſamkeit 
unter den Arbeitern erwartet. Die Bauverwalt- 
ung hat für jede Bauabtheilung einen Bauren- 
danten zu bejtellen, der zu verpflichten ift, von 


perjonal3 nad Vollendung der Arbeit oder beiljedem Arbeiter, der von feinem verdienten Lohne 


Unterbrechung derjelben ftatt, jo muß ſtets fofort 
für Abrehnung und Nuszahlung gejorgt werden. 

16. In jedem Falle ift der Grund der Ent- 
afjung auf der Arbeitsfarte vom Beamten ($ 1) 
zu vermerken und nur gegen Aushänbigung der 
mit diefem Vermerk verichenen Urbeitstarte werden 
bem Arbeiter jeine Degitimationspapiere von ber 
Polizeibehörde zurüdgegeben. $ 17. Die Ent- 
lafjung aus der Arbeit hat nach Mafigabe der 


jeiner Familie ein Erſparniß überfenden will, 
den Geldbetrag anzunehmen und unter Berüd- 
fihtigung der bemilligten ———— in die 
Heimath des Arbeiters zu ſenden. Auch iſt 
dieſer Rendant zu verpflichten, von jedem Arbeiter 
auf deſſen Verlangen an jedem Zahltage Erjpar- 
nifje anzunehmen, darüber in einem Buche dem 
Arbeiter zu quittiren, den Betrag aufzubewahren, 
und ſolchen an jedem Zahltage auf Verlangen 


Größe des Vergehens oder der Wiederholung |des Arbeiterd ganz oder theilweife gegen Aus- 
die Ausihliefung aus der Urbeit a) auf derihändigung der Quittung zurüdzuzahlen, — Für 


Eifenbahn- (Chauſſee-, Kanal- ꝛc.) Arbeiter. 


diefe Aufbewahrung, Rüdzahlung und Berjend- 
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ung darf dem Urbeiter en mu in Abzug gebracht haben die Behörden über die Ausführung diejer 


werden. Auch bleibt die Bauverwaltung für die 


rorbnung mit ber erforderlichen Anweijung 


Sicherheit der von den Arbeitern eingezahlten|zu verjehen. 


u unter allen Umftänden verhaftet. 
$ 23. Um den Arbeitern Zeit und Gelegenheit 
zum Bejuche des Gottesdienjted zu geben, darf 
die Bauvermaltung an Sonn- und Feſttagen nicht 
arbeiten laſſen. Nur in ganz befonderen Fällen, 
wenn Gefahr im Verzuge obwaltet, 3. B. bei 
ihwierigen Grundbauten im Waffer, ift eine 
Ausnahme zu geftatten, zu der aber jedesmal 
die Genehmiqung der Polizeibehörde erforderlich. 
Auch die Ablohnung ber Arbeiter darf an Sonn: 
tagen nur ausnahmsweiſe und muß alsdann fo 
erfolgen, daß ſolche mindeftens eine Stunde vor 
dem Gottesdienft beendet ift, oder eine Stunde 


nad) demfelben beginnt. $ 24. Als Eijenbahn-|.. . 


Arbeitskarte. 
a) Vor- und Zuname ... alt... Religion 
b) (Heimath3ort) ... Kreid,.. . Neg.: Bezirk 


-.. 0.07. 00° 


ee Muri 18 
‚(u 8.) gez. NN 
d) (Beiheinigung über bie abgelieferte Legiti— 


mation.) 
e) (Entiajjungsvermerf.) 
[A. Allgemeine Vorſchriften) Der Arbeiter 
unterwirft ſich nachjtehenden Vor— 


.e ee... 


arbeiter gelten alle für den Bahnbau bejhäftigten|jchriften und erkennt folche durch jeine Namens. 


Arbeiter; fie mögen von den Eifenbahndirectionen 
unmittelbar oder durch Entrepreneurd angeftellt 
jein. Im legteren Falle muß in den betrejjcnden 
Entreprifecontracten bejtimmt werden, inwieweit 
die aus gegenwärtigen Vorſchriften entipringende 
Verpflihtung auf den Entrepreneur übergeht, 
während überall die ng eg für deren 
Erfüllung verantwortlich bleibt. Insbeſondere 
find die Directionen gehalten, den Entrepreneurs 
die Verpflichtung aufzulegen, daß nur Bau-Auf- 
fihtsbeamte von der $ 9 ad i bezeichneten Be- 
fähigung bejtellt werden, von denen auch die $ 9 
adk erwähnten Arbeiterverzeichnijle an die Bahn- 
ingenieure einzuliefern find. $ 25. Die Regier- 
ungen haben die Ausführung diejer VBorjchriften 
u überwachen. Die zu beftellenden Bau -Auf- 
Iihtbeamten ſtehen rückſichtlich der durch gegen» 
waͤrtige Verordnung ihnen übertragenen polizei— 
lihen Functionen zunächſt unter der Aufficht des 
betreffenden Landraths. — Soweitdas Einjchreiten 
der Yocal-Bolizeibehörden durch die beitchenden 
Geſetze nicht begründet ift, find die Landräthe 
zur Bollziehung der in dieſer Verordnung ent 
baltenen polizeilichen Anordnungen befugt und 
verpflichtet; diejelben können ſich aber, wenn die 
Baujtellen von ihrem Wohnfig zu entfernt find, 
geeignete Polizeibehörden mit Genehmigung der 
vorgejegten Regierung jubftituiren. Jede "le 
Subjtitution muß in geeigneter Weije zur öffent- 
lichen Kenntnig gebracht werden. $ 26. Die 
vorstehenden Beſtimmungen follen aud) auf andere 
öffentliche Ban-Ausführungen (Kanal- u. Chauſſee⸗ 
bauten 2c.) Anwendung finden, welche von den 
un dazu geeignet befunden wmerden.!) 
$ 27. Auf Handarbeiter, welche bei handwerks— 
mäßig auszuführenden Arbeiten bejchäftigt werden, 
findet dieſe Verordnung keine Anwendung. 828. 


Im Geltungsbereihe ber Kreisordnung vom 13. Dee. 
1872 beſchließt über die Anwendung der Befimmungen der 
Berordnung vom 21. Dec. 184% auf andere öffentliche Bau: 
ausführungen: 1. infoweit e8 fihb um Bauten der Kreiſe, 
Amtsverbände oder Gemeinden handelt, der Regierungspräft: 
bent unter Zuflimmung des Bezirksraths, vorbehaltlih der 
Beſchwerde an den Wropinzialratd; 2. inſoweit es ſich um 
Bauten des Provinzialverbandes handelt, der Oberpräfident 
—* Norman. des Provinzialratbs endgiltig, vorbehaltlich 

14 n ’ 


mmungen im $ 118 der Provinzialordaung von 29. | 


Juni 1575. ©. unter Berwaltungsbehörben, Gejey vom 
236. Juli 1876 $ 154. 


unterjchrift au (Für den Fall, daß der Arbeiter 
nicht reiben kann, hat berjelbe fie in Gegen— 
wart eines Zeugen zu unterfreuzen), 1. Der 
Schachtmeiſter erhält beim Beginn der Arbeit 
einen Accordzettel, welder die Bezeichnung ber 
Arbeit und den dafür bedungenen Preis enthält, 
wofür die Arbeit untadelhaft ausgeführt werden 
nm. 2. Jedem Mitarbeiter der Schacht jteht 
die Einfiht des Accordzet!els zu jeder Zeit zu, 
3. Mindeitens alle 14 Tage erfolgen Zahlungen, 
und infofern die übernommenen Accorditüde wäh— 
rend dieſer Zeit nicht vollftändig ausgeführt find, 
werden Abſchlagszahlungen nad) Verhältniß des 
Werthes der wirklich gefertigten Arbeit geleiftet, 
4. Die geleiteten Abjchlagszahlungen werden 
jedesmal auf den Accordzettel vermerkt. 5. Dem 
Schachtmeiſter wird bei jeder Zahlung noch ein 
bejonderer Zettel eingehändigt, welcher nachweift, 
wofür die Zahlung geleijtet worden. — Diefen 
Zettel, welcher mit der Unterjchrift und dem 
Siegel (od. Stempel) des Bau-Aufjihtsbeamten 
verjehen ijt, hat der Schadhtmeifter auf Verlangen 
jedem einzelnen Arbeiter vorzuzeigen. 6. Bei 
den Necordarbeiten haben die Arbeiter einer je— 
ven Schacht aus ihrer Mitte 2 Mann zu wäh— 
fen, welde gemeinſchaftlich mit dem Schacht: 
meijter alle Angelegenheiten der Schacht, ſowol 
dem Aufſichtsperſonal gegenüber, als für bie 
richtige u. jleißige Beförderung der Arbeit, die 
richtige Führung der Tagesliſte, ſowie für Die 
einem jeden Arbeiter gebührende richtige Zahl« 
ung zu forgen haben, Es dürfen aus einer 
Schacht niemals mehr als dieſe 3 Verjonen zur 
Empfangnahme der von der Schadt verdienten 
Zahlung oder zur Anbringung von Bejchwerden 
jih einfinden. — Erſcheinen bei ſolchen Veran— 
laſſungen mehr als die 3 dazu beſtimmten Ar— 
beiter aus einer Schacht, ſo iſt dies als eine 
Verletzung ber beſtehenden Orduung anzuſehen 
u. werden die Uebertreter ſofort aus der Arbeit 
entlaſſen. 7. Den Aufſehern u. Schachtmeiſtern, 
wie deren Familiengliedern, ift jeder Schankver— 
fehr oder Handel mit Bedürfnifjen der Arbeiter 
ſtreng unterjagt. 8. Der Schacdhtmeifter muß 
‚nad der ihm ertheilten Anweiſung des Bau-Auf- 
jehers für die richtige Ausführung der Arbeit for: 
‚gen. Wird durch ſein Verſchulden die Arbeit nicht 
20* 
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richtig ausgeführt, jo da eine Abänderung ftatt-ıder Schachtmeiſter von dem jeder Arbeiterichacht 


finden muß, jo haftet er feinen Mitarbeitern für 
die vergeblich gefertigte Arbeit, welche nicht be- 
zahlt wird, mit dem ihm zuftehenden Lohne und 
dem ihm gebührenden Schachtmeiſtergelde. 9. 
Jeder Urbeiter hat den Anmeifungen und An— 
ordnungen ſeines Schachtmeifter® u. den jämmt- 
lichen Auffihtsbeamten pünktlich Folge zu leiften. 
Beſchwerden der Accordarbeiter find durd die 
Bertreter der Schadt bei dem Bau - Aufjichts- 
Beamten anzubringen. Unfolgjamkeit u. Wider- 
ipenftigkeit zieht Entlafjung nad) fih. 10. Ohne 
befondere Erlaubniß des Bau » Aufjehers darf 
fein Arbeiter aus einer Schacht in eine andere 
übertreten. 11. Arbeiter, welche Karren, Karren» 
bretter oder jonjtige Geräthe aus einer anderen 
Schacht entwenden, um ſolche zu ihrer Arbeit zu 
ebrauchen, werden entlafjen. 12. Hazardipiel, 
Eruntenheit, Anftiftung von Zank, Streit oder 
Schlägerei haben jo ortige Entlajjung aus ber 
Urbeit zur Folge. 13. Wenn Arbeiter auf ihren 
Antrag oder zur Strafe entlafjen werden, jo 
findet ihre Bezahlung am nächſten regelmäßigen 
Bahltage nad dem Berhältniß der von ihnen 
gefertigten Arbeiten ftatt. 14. Die erfolgte Ent- 
lafjung des Arbeiter wird auf der Arbeitäfarte 
vermerkt. In bejonderen Fällen wird auf An- 
juchen des Urbeiterd demjelben über feine Führ- 
ung und jein Verhalten während feiner Be- 
(na Ttigung auf der Bauſtelle ein Atteſt ertheilt. 

tfolgt die Entlaffung zur Strafe, jo wird dem 
Arbeiter, nad) Bewandtniß der Umftände, Die 
Wiederanftellung auf der betreffenden Baujtelle 
oder bei der ganzen Eifenbahn verjagt. — In 
beiden Fällen bemerkt die Polizeibehörde das 
Erforderlide auf dem Legitimationsdocumente, 
im legteren alle wird der Heimathsbehörde 
Nachricht gegeben. 15. Bon der Strafentlaffung 
einheimijcdyer Urbeiter u. der Verznlafjung dazu 
wird die Polizeibepörde in Kenntniß gejept. 16. 
Haben die Arbeiter einer Schacht gegründete Be- 
ſchwerde gegen den Bau» Auffichtsbeamten zu 
führen, jo muß fid) der Schadytmeifter mit den 
2 dazu erwählten Arbeitern an den nächiten 
Vorgeſetzten dejjelben wenden. — Der Letztere 
unterjuht den Gegenitand der Beichwerde an 
Ort und Gtelle, und entjcheidet darüber pflicht- 
mäßig nad) dem Befunde. Diejer Enticheidung 
haben fowol der Bau» Aufjihtspeamte als die 
Arbeiter fi zu unterwerfen. 17. Arbeiter, 
welche eine Erjparniß von dem verdienten Yohne 
ihrer Familie überjenden wollen, können jich 
hierzu der bemwilligten Portofreiheit bedienen. 
Auch fteht den Arbeitern fcei, um ihr erſpartes 
Yohn gegen Diebftapl oder fonjtige Berlufte zu 
fihern, vdajjelbe den von der Bauverwaltung 
dazu beitellten Nendanten an jedem Bahltage zur 
Aufbewahrung zu übergeben, welcher darüber 
Quittung ertheilt und den ihm behändigten Be- 
trag auf Verlangen an jedem Bahltage ganz od. 
theilweiſe gegen Aushärdigung der Quittung zu— 
rüdzuzahlen hat. Für dieje Aufbewahrung und 
Nüdzahlung darf dem Arbeiter nichts in Abzug 
gebradyt werden. 

[B. Bejondere Bejtimmungen für die betreffende 


ausgezahlten Lohne vorweg von jedem Thaler 
un als Entgeld oder Entihädigung (Schadht- 
meijtergeld) für die ihm obliegenden Berricht- 
ungen ($ 8 der voritehenden allgemeinen Bor- 
ſchriften) 19. Zum Bau-Auffeher diefer Schacht 
ift der und zu deſſen nächſten Vorgejegten 
($ 16 der vorftehenden — Vorſchriften) 
der Herr beſtellt. 20. Zum diendanten, 
an welchen Erſparniſſe ($ 17 der allgem. Vor— 
Ichriften) abgeliefert werden können, ift der Herr 
beftellt. 21. Jeder Arbeiter ift verpflichtet, 
der Krankenkaſſe beizutreten u. hat dazu wöchent⸗ 
lih von feinem Lohne einzulafien, wofür 
er im Erfranfungsfalle freie ärztliche Hilfe, freie 
Arznei, und jo lange er nad dem Ermejjen ber 
Bauverwaltung arbeitsunfähig ift, täglich ..... 
Berpflegungsgeld erhält. — An Stelle des Ber- 
pflegungsgelde3 kann aud die Aufnahme in eine 
Ktranfenanftalt nad; dem Ermefjen der Bauver- 
waltung und auf deren Koften angeordnet wer: 
den. — Auf eine längere Zeit als der von 14 
Wochen hat auf Verpjlegungsgeld kein Arbeiter 
Uniprud. 22, Jeder Arbeiter hat die bejonde- 
ren Borichriften, welche die Bauverwaltung zur 
Sicherſtellung eines geordneten Arbeitäbetriebes, 
jowie zur Vermeidung von Gefahr und Beſchä— 
digung auf der Bauftelle duch Anfchlag bekannt 
gemacht hat, pünktlich zu befolgen. — Die Ueber 
tretung dieſer Vorſchriften wird mit Gelditrafen, 
die durch den Aufjichtsbeamten ..... oder durch 
defjen Vorgeſetzten ..... bis zum Betrage von 
Einem Thaler feitzujegen find, geahndet werden. 
— Der Betrag diefer Strafen wird an die vor- 
gedachte Kranlkenkaſſe abgeführt. 

Gifenbahnbenmte,. Sie ftehen bei Staats— 
Eijenbahnen od. unter Staatdverwaltung jtehen- 
den Privatbahnen (wie der Bergijch- Märtiichen 
Eijenbahngejellichaft) in allen Berhältnifjen der 
unmittelbaren Staatöbeamten; in Betreff der Dis- 
eiplinarverhältnifje j. unter Disciplin, Geſetz 
vom 21. Juli 1852, 88 19, 24 ff. Die Beamten 
der Privat-Eijenbahnen haben dagegen den Cha— 
rafter öffentlicher Beamten nicht. — Bezüglich 
der Beitrafung der Eifenbafnbeamten wegen Ge- 
fährdung von Trandporten j. Str.-G.-B. 53 316, 
519, 320; wegen Unterlafjung der Desinjection 
der Eijenbahntransportmittel bei Vichbeförder- 
ungen j. unter Unjtedungsftoffe, Geieg vom 
25. Febr. 1876 $ 5 (S. 51). — Wegen militäri- 
iher Verwendung der dienftpflichtigen Eifenbahn- 
Beamtenj.Eontrol-Ordnungss22,23 (5,217). 

Eijenbahn-Betriebsreglement, jiche Be- 
triebsreglement: 

Eiſenbahncommiſſariate, ſ. unter Eifen- 
bahn-Unternehmungen, Gej. vom 3, Novbr, 
1838 $ 46. 

Eifenbahnceommiffionen jind die durch Aller⸗ 
höchſten Erlag vom 25. Sept. 1872 für die Ver— 
erg der Staatsbahnen beziehungsweije der 
unter Staatöverwaltung jtehenden Privateijen- 
bahnen eingejegten königl. Behörden, weldhe mit 
den Befugniſſen und lichten öffentlicher Be- 
hörden innerhalb der ihnen von dem Handels. 
minifter überwiejenen Abtheilung der betreffenden 


.oor. 


„0. ® 


„.... 


Baujtelle.] 18. Bei den Accordarbeiten erhält! Unternehmen den Bau und Betrieb zu leiten, und 
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der für die Sefammtverwaltung beftehenden Eifen- Kaſſe gegen den Unfall verfichert, fo iſt die Leift- 


bahndirection untergeordnet find. Solche Com— 
miſſionen beſtehen in Poſen, Breslau, Ratibor, 
Frankenſtein, Glogau, Kattowitz, Königsberg, 
Bromberg, Berlin, Kaſſel, Harburg, Bonu, Han- 
nover, Danzig, Machen, Düffeldort Eſſen, Miün- 
jter, Hagen, Halle, Görlis, Thorn, 

Eifenbapgndirecetion it die zur Führung der 
Gefammtverwaltungeines Eijenbahnunternehmens 
beitellte Behörde. Bei Staatäbahnen oder unter 
Staat3verwaltung ftehenden PBrivatbahnen (3. B. 
Bergiſch-Märkiſche Eijenbahn) find fie königliche 
Behörden. 

Sifenbahnen. Verwendungen bderjelben zu 
Kriegsameden für die mobile Armee, ſ. unter 
Kriegsöleiftungen, Geſetz vom 13. Juni 1873 
SS 28 und 29, Berpflihtung derjelben zur Bes 
feitigung von Anftedungsftoffen bei Viehbeförd: 
erungen, j. unter Unjtedungsftoffe, Gef. vom 
25. Febr. 1876 (S. 50). — Bezüglid) der Be— 
ftrafung wegen Berftörung od, Beihädigung von 


ung der Legteren an den Erjaßberedhtigten auf 
die Entjchädigung einzurechnen, wenn die Mit» 
leiftung des Betrieböunternehmers nicht unter 
einem Drittel der Gefammtfeijtung beträgt. $ 5. 
Die in den $$ 1 u. 2 bezeichneten Unternehmer 
jind nicht befugt, die Anwendung der in den $$ 
1—3 enthaltenen Beitimmungen zu ihrem Vor» 
theil durch Verträge (mittel Reglenients oder 
durch befondere Uebereintunft) im Voraus aus 
zufchließen oder zu beichränfen. — Bertrags- 
beftimmungen, welche diejer Vorſchrift entgegen- 
jtehen, haben feine rechtliche Wirkung. 8 6. Das 
Gericht hat über die Wahrheit der thatjächlichen 
Behauptungen unter Berüdfichtigung des ge- 
jammten Inhalts der Verhandlungen nach freier 
Ueberzeugung zu entjcheiden. — Die Vorſchriften 
der Landesgefege über den Beweis durd) Ci, 
jowie über die Beweistraft öffentlicher Urkunden 
und gerichtlicher Gejtändnifje bleiben unberührt, 
— Ob einer Partei über die Wahrheit od. Un 


Eifenbahnanlagen bezw. Gefährdung von Eijen-|wahrheit einer thatfächlihen Behauptung noch 
bahıntransporten, ſ. Str.-G.-B. $ 90 Nr. 2, Sslein Eid aufzulegen, ſowie ob u. inwieweit über 
305, 315, 316; wegen Diebitahl3 an Neifegepäd|die Höhe des Schadens eine beantragte Beweis» 
u. ſ. w. auf Eifenbahnen, daj. $ 243 Nr. 4; we-jaufnahme anzuordnen oder Sadjverftändige mit 
gen Raubes auf Eijenbahnen, daf. $ 250 Nr. 3.|ihrem Gutachten zu hören, bleibt dem Ermeſſen 
— In Betreff der Benupung der Eijenbahnen|des Gerichts überlaſſen. $ 7. Das Gericht hat 
zur Beförderung von —— und Sachen, j.[unter Würdigung aller Umſtände über die Höhe 
Betrieböreglement (S. 151) und hinfichtlich |de3 Schadens, ſowie darüber, ob, in welcher Art 
der Eifenbahnpolizei Bahnpolizei (S. 96). — Jund in welcher Höhe Sicherheit zu beitellen ift, 
Wegen Befteuerung der Eifenbahnen j. Eijen-[nad) freiem Ermefjen zu erkennen, Als Erjag 
bahnabgabe. für den zukünftigen Unterhalt oder Erwerb iſt, 
aftverbindlichkeit bei Unfällen aujjwenn nicht beide Theile über bie Abfindung in 
Eijenbahnen ꝛc. Sapital einverjtanden find, in ber Regel eine 
Reichsgeſetz vom 7. Juni 1871. Rente zuzubilligen. — Der Berpflichtete Tann 

8 1. Wenn bei dem Betriebe einer Gifen- [jederzeit die Aufhebung oder Mlinderung der 
bahn ein Menfch getödtet oder körperlich ver- |'Rente fordern, „wenn diejenigen Berhältniffe, 
legt wird, jo haftet der Betrieböunternehmer [welche die Zuerkennung oder Höhe der Rente 
für den dadurch entftandenen Schaden, fofern|bedingt hatten, inzwiſchen wejentlich verändert 
er nicht beweift, daß der Unfall durch Höhere ſſind. Ebenſo kann der Verletzte, dafern er den 
Gewalt oder durch eigenes Verſchulden des Anſpruch auf Schadenerjag innerhalb der Ver— 
Getödteten oder Verletzten verurſacht ift.!) $ 3.|jährungsfriit ($ 8) geltend gemad)t hat, jederzeit 
Der Schadenerjaß (5 1 und 2) ift zu leijten:|die Erhöhung oder Wiedergewährung der Rente 
1) im Falle der Tödtung durch Erjat der Kojten|iordern, wenn die Verhältniffe, welche für die 
einer verſuchten Heilung und der Beerdigung, | seititellung, Minderung od. Aufhebung der Rente 
fowie des Vermögensnachtheils, welchen der Ge- [maßgebend waren, mwejentlich verändert find. — 
töbtete während der Krankheit durch Ermwerbs-| Der Berechtigte kann auch nachträglich die Bes 
unfähigfeit od. Verminderung der Erwerbsfähig- [itellung einer Sicherheit oder Erhöhung derſelben 
teit erlitten hat. War der Getödtete zur Beit|fordern, wenn die Vermögenöverhältniffe des 
feines Todes vermöge Geſetzes verpflichtet, einem | Verpflichteten inzwiſchen fich verſchlechtert haben, 
Underen Unterhalt zu gewähren, jo fann biefer]$ 8. Die Forderungen auf Schadenerjag ($$ 1 
infoweit Erſatz fordern, als ihm infolge des bis 3) verjähren in 2 Jahren vom Tage des 
Todesfalles der Unterhalt entzogen worden iſt; Unfalls an. Gegen Denjenigen, welchem der 
2) im Fall einer Körperverlegung durch Erjap|G&etödtete Unterhalt zu gewähren hatte ($ 3 Nr. 
der Heilungsfoften u. des Vermögensnachtheils,|1), beginnt die Verjährung mit dem Todestage, 
welchen der Verlegte durch eine infolge der Ver⸗ Die Verjährung läuft auch gegen Minderjährige 
legung eingetretene zeitweife oder dauernde Er-/und diefen gleichgeitellte Berjonen von denjelben 
werböunfähigfeit oder Verminderung der Ers| Zeitpunkten an, mit Ausſchluß der Wiederein- 
werbsfähigfeit erleidet. $ 4. War der Getödtete|jegung. $ 9. Die Beitimmungen der Landes» 
Oder Verletzte unter Mitleiftung von Prämien |gejege, nad) welchen aufer den in diejem Gejeh 
oder anderen Beiträgen dur den Betriebsunter-| vorgejehenen Fällen der Untsrnehmer einer in 
nehmer bei einer Verfiherungsanftalt, Knapp- 68 1 und 2 bezeichneten Anlage od, eine andere 
Ihajts-, Unterftügungs-, Kranken» od. ähnlichen Perſon, insbejondere wegen eine3 eigenen Vers 
= ichulden® für den bei dem Betriebe einer Anlage 
durch Tödtung od. Nörperverlegung eined Men» 
lichen entſtandenen Schaden haftet, bleiben uns 





') Der $ 2 betrifft die Ungludsfälle auf Vergiwerten, in 
Steindrůchen, Gräbereien [Gruben] oder Fabriten. 
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berührt. — Die BVorfchriften der 88 3, 4, 6—8| betreffenden Bahn eingerichtet find. Art. 3. Auf 
finden auch in diefen Fällen Anwendung, jedoch Grund vorangegangener Verjtändigung fann an 
unbejchadet derjenigen Beftimmungen der Landed-| Stelle eines bejonderen Poſtwagens eine Abtheil« 


gejeße, welche dem Beichädigten einen höheren 
Erſatzanſpruch gewähren. 0. Die Beftimm- 
ungen des Geſetzes, betr. die Errichtung eines 
oberften Gerichtähofes für Handeldjadhen, vom 
12. Juni 1869, jowie die Ergänzungen befjelben 
werden auf diejenigen bürgerlichen Hechtftreitig- 
feiten ausgedehnt, in welchen durch die Klage 
oder Widerflage ein Anipruh auf Grund bes 
gegenwärtigen Geſetzes oder der in $ 9 erwähn- 
ten Tandesgejeglichen Beftimmungen geltend ger 
macht wird. 
Gijenbahngefellichaften, j. Eijenbahn- 
Unternehmungen, 
Eifenbahnpolizei, ſ. Bahnpolizei (S. 96). 
Eiſenbahnpoſtweſen. 
I. Reichsgeſetz vom 20. Dec. 1875.) 
Art. 1. Der Feige rar ift, ſoweit es 
die Natur und die Erforderniſſe deſſelben ge— 
ſtatten, in die nothwendige Uebereinſtimmung 
mit den Bedürfniſſen des Poſtdienſtes zu bringen. 
— Die Einlegung beſonderer Züge für die Zwecke 
des Voftdienfted kann jedoch von der Poſtver— 
waltung nicht beanjprucht werden. — Bei Mein- 
ungsverjchiedenheiten zwiichen der Boftverwaltung 
und den Eifenbahnverwaltungen über die Be- 
dürfniffe des Roitdienftes, die Natur u. die Er- 
fordernifje des Eiienbahnbetriebes entfcheidet, fo- 
weit die Poftverwaltung ſich bei dem Ausſpruche 
Ger Landes⸗Auſſichtsbehörde nicht beruhigt, ber 
Bundesrath, nad; Anhörung der Reichd-Kojtver- 
“mwaltung u. des Reichs-Eiſenbahnamtes. Art. 2. 
Mit jedem für den regelmäßigen Beförderungs- 
dienst der Bahn beftimmten Buge iſt auf Ber- 
langen der Poſtverwaltung ein vor biefer ge- 
ftelter Poftwagen umentgeltlih zu befördern. 
Diefe unentgeltliche Beförderung umfaßt: a) die 
Briefpojtfendungen, Zeitungen, Gelder mit Ein: 
ſchluß des ungemünzten Goldes und Gilbers, 
Juwelen u. Pretiojen ohne Unterfchied des Ge— 
wichts, ferner jonjtige Boititüde bis zum Ein- 
zelngewichte von 10 kg einſchließlich; b) die zur 
Begleitung der Poftjendungen, jowie zur Ver— 
richtung des Dienfted unterwegs erforderlichen 
Poſtbeamten, aud wenn diejelben vom Dienjte 
zurückkehren; c) die Geräthichaften, deren Die 
Foftbeanten unterwegs bedürfen. — Für Roft- 
ftüde, welche nicht unentgeltlich zu befördern find, 
hat die Roftverwaltung eine Frachtvergütung zu 
zahlen, melde nad der Gejammtmenge der auf 
der betr. Eifenbahn ſich bewegenden zahlungs- 
pflichtigen Poftitüde für den Achslilometer be 
rechnet wird. — Die Mitbeförderung folcher 
Päckereien, welche nicht zu den Brief» u. Beitungs- 
padeten gehören, foll bei Zügen, deren Fahrzeit 
** kurz bemeſſen iſt, beſchränkt oder aus— 
geſchloſſen werden, wenn dies von der Eiſenbahn— 
Aufſichtsbehörde zur Wahrung der pünktlichen 
und fiheren Beförderung der betreffenden Züge 
für nothwendi 
Mitnahme der Pädereien geeignete Züge auf der 
1) Durch dieſes Gefep ift 5 4 bes Poſtgeſetzes v. 28, Oct. 


1871 erfegt. Auf Banern und Württemberg findet baffelbe 
zufolge Art. 13 feine Anwendung. 





ung eines Eifenbahnmwagens gegen Eritattung der 
für Herjtellung und Wiederbejeitigung der für 
die Zwecke des Poftdienftes erforderlihen Ein« 
richtungen von der Eifenbahnverwaltung aufge- 
wendeten Selbjtloften, jowie gegen Bahlung einer 
Miethe für Hergabe und Unterhaltung benugt 
merden, welche nad Art. 6 Abj. 5 zu berechnen 
ift. Art. 4. Bei jolden für den regelmäßigen 
Beförderungsdienft der Bahn beitimmten Bügen, 
welche nicht in der in den Urt. 2 und 3 bezeich- 
neten Weije zur Weiterbeförderung benugt wer- 
den, fann die Boftverwaltung entweder, infoweit 
dies nad) dem Ermeſſen der Eijenbahnverwaltung 
zuläffig ift, der legteren Briefbeutel, jowie Brief- 
und Beitungspadete zur unentgeltlichen Bejörber- 
ung durd) das Zugperfonal überweijen, oder die 
Beförderung von Briefbeuteln, jowie Brief- und 
Beitungspadete durch einen Poſtbeamten bejorgen 
lafjen, weldem der erforberlihe Plag in einem 
Eijenbahnwagen unentgeltlih einzuräumen it, 
Art. 5. Reicht der eine Roftwagen (Urt. 2) od. 
die an Stelle für Poſtzwecke bejtimmte Wagen- 
abtheilung (Art. 3) für die Bedürfniſſe des Roft« 
dienftes nicht aus, jo find die Eifenbahnverwalt- 
ungen auf rechtzeitige Anmeldung od. Beitellung 
ehakten, rad) Wahl der Poftverwaltung, mehrere 
——— zur Beförderung zuzulaſſen, oder der 
Poſtverwaltung zur Befriedigung des Mehrbe; 
dürfniffes geeignete Güterwagen oder einzeine 
geeignete Abtheilungen folder Perjonerimagen, 
deren übrige Abtheilungen in dem petreffenden 
Zuge für Eifenbahnzmwede verwendbar find, zu 
geftelfen, od. endlich bie ihnen von der Pojtver- 
waltung überwiejenen Britfendungen zur eigenen 
Beförderung zu übernehmen. — Bei Zügen, auf 
denen Die —— von Rojtpäderrien aus« 
geichloffen oder beichräntt ift (Urt. 2 Abſ. 8), 
darf die Geftellung außerordentlicher Transport» 
mittel feitend der Poſtverwaltung nicht bean- 
iprucht werden. Die Ueberweiſung von Poſt— 
jendungen an die Eifenbahnvermwaltungen ift nur 
infoweit zuläffig, als letztere fich bei dem betr. 
Zuge mit der Beförderung von Gütern (Eil- od. 
Frachtgütern) befaßt und die zu übermeijenden 
Poſtſtücke nicht in Geld» oder Werthjendungen 
bejtehen. — Für die Beförderung eines zweiten 
oder mehrerer Poſtwagen, ſowie für die Geftell- 
ung und Beförderung der erforderlichen Eijen- 
bahntrangportmittel ift von der Roftverwaltung 
eine für den Achstilometer zu berechnende Ver— 
gütung, für die Beförderung der überwiejenen 
Boftitüde aber die tarifmäßige Eiienbahn- Eil- 
frachtgebühr zu zahlen. Für die Mitbeförderung 
des etwa erforderlichen Poftbegleitungsperjonals 
und der Geräthichaften für den Dienft wird eine 
Vergütung nicht gezahlt. Art. 6. Die für den 
regelmäßigen Dienſt erforderlichen Eijenbahn-Rojt- 
wagen werden für Rechnung der Pojtvermaltung 


eradhtet wird und andere zur beichafft. — Die Eifenbahnverwaltungen jind ver- 


bunden, die Unterhaltung, äußere Reinigung, das 
Scmieren und das Ein- und Ausrangiren dieſer 


‚Wagen gegen eine den Selbitfojten entiprechende 


Vergütung zu bewirken. — Wenn die im regel» 
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mäßigen Dienft beſindlichen Eiſenbahn-Poſtwagen den Eiſenbahnverwaltungen gegen Erſtatiung der 
während des Stilllagers auf den Bahnhöfen der Selbſtkoſten zu beſchaſſen, der Bau und die. Er— 
Endftation im Freien ftehen bleiben, jo ift dafür! Haltung derartiger Gebäude aber aus der Poft- 
eine Bergütung nicht zu zahlen. Letzteres gilt|taffe zu beftreiten. Art. 8. Wenn bei dem, Be« 
and für die Pläge auf ben Bahnhöfen, welde|triebe einer Eifenbahn ein im Dienft befindlicher 
ber Poftverwaltung zur Aufbewahrung der Ber-) Poftbeamter getöbtet od. körperlich verlegt wor⸗ 


Eiſenbahnpoſtweſen. 


ronwagen und jenftigen Geräthſchaften für das den iſt, 


Verladungsgeſchäft angewieſen werben. — Un. 
beladene 
für Eiſenbahn-Güterwagen tarifmäßig zu ent- 
richtenden Frachtgebühr zu befördern, Für bie 
Beförberung = Eijenbahn » Reparaturwerfftatt 
und zurüd findet eine Vergütung nicht ftatt. — 
Wenn Eijenbahn-Poftwagen beſchädigt od. Tauf- 
unfähig werben, jo find die Eijenbahnverwalt- 
ungen gehalten, ber Poftverwaltung geeignete 
Güterwagen zur. Aushilfe zu überlaffen. Für 
diefe Güterwagen Hat bie Poftverwaltung bie 
nämliche Miethe zu bezahlen, welche die betr. 
Eifenbahnvermwaltung im Verkehr mit benadhbar- 
ten Bahnen für Benugung frember Wagen von 
leicher Beichaffenheit entrichtet. — Desgleichen 
And die theilmeife von ber Poſt benußten Eijen- 
bahnwagen (Urt. 3), wenn fie laufunfähig wer. 
den, von den Eilenbahnvermwaltungen auf ihre 
Koften durch andere zu erjegen. Art. 7. Bei 
Errichtung neuer Bahnhöfe od. Stationdgebäude 
find auf Verlangen der Poftverwaltung die durd) 
den Eifenbahnbetrieb bedingten, für die Zwecke 
des Poſtdienſtes eiforderlidhen Dienfträume mit 
den für ben —— etwa erforderlichen be- 
fonderen banlihen Anlagen von der Eijenbahn- 
Berwaltung gegen Miethsentihädigung zu be» 
ſchaffen und zu unterhalten. — Dafjelbe gilt bei 
dem Um- u. Ermweiterungsbau beftehender Sta- 
tiondgebäude, infofern durch die den Bau ver- 
—— Verhältniſſe eine Erweiterung oder 
Veränderung der Poſtdienſträume bedingt wird. 
— Bei dem Mangel geeigneter Privatwohnungen 
in der Nähe der Bahnhöfe find die Eijenbahn- 


verwaltungen gehalten, bei Aufitellung von Bau-|bid dahin zur Anwendun 
bem Um«-Fichriften über den Umfang des Roftzwanges und 


plänen zu Bahnhofsanlagen und hei 


oftwagen find gegen Erftattung der geleiſtet hat, jo ift die Poſtverwaltung a 


und die Eifenbahnverwaltung den nad) 
ben Geſetzen ihr obliegenden Schabenerjag dafür 


tet, derſelben das Geleiftete zu erjegen, falls 
nicht der Tod ober die Körperverlegung durch 
ein Verſchulden des Eijenbahnbetriebs « Unter» 
nehmers od. einer der im Eijenbahnbetrieb ver 
wendeten —— a worden ift. — 
Art. 9. Der Reichskanzler iſt ermächtigt, fir 
Eifenbahnen mit ſchmalerer als der Normälipur, 
und für Eifenbahnen, bei welchen wegen ihrer 
untergeordneten Bedeutung das Bahnpolizei-Neg- 
lement für Die —— Deutſchlands nicht 
für anwendbar erachtet ift, die vorjtehenden Ver- 
pflichtungen für die Bwede des Poſtdienſtes zu 
ermäßigen oder ganz zu erlaffen. Art. 10. Durch 
die von dem Reichskanzler, nad) Unhörung der 
Reihd-PBoftverwaltung u. des Reichs-Eiſenbahn⸗ 
Amts, unter Buftimmung bes Bundesraths zu 
erlafjenden Bollzugsbeftimmungen werden bie 
näheren Anordnungen über die Ausführung der 
vorjiehenden Leiftungen, ſowie über die Feſtſetz— 
ung und bie Berechnung der Vergütung für die 
gegen Entgelt zu gemwährenden Xeiftungen ge 
troffen. Art. 11. Auf die bei Erlaß diejes 
Geſetzes bereit3 conceifionirten Eiienbahngejell- 
haften und deren zukünftig conceffionirte Er» 
weiterungen durch Neubauten finden die vorſteh— 
enden Borfchriften injoweit Anwendung, als dies 
nah den Conceſſionsurkunden zuläflig it. Im 
Uebrigen bemwendet es für die Berbindlichleiten 
der bereit3 concefjionirten Eiſenbahngeſellſchaften 
bei den Beftimmungen der Goncejjionsurlunden, 
und bleiben insbeſondere in dieſer Beziehung die 
gefommenen Bor. 


oder Ermweiterungsbau von Stationdgebäuden auflüber die Verbindlichkeiten der Eifenbahnverwalt- 
die Beihaffung von Dienftwohnungsräumen fürfungen zu Leiltungen für bie Zmede des KRojt« 
Die Poſibeamten, welche zur Berrichtung des burch|dienfte® maßgebend, — Die bereit3 concefjionir- 
ben Gijenbahnbetried bedingten Poſtdienſtes er-|ten Eiſenbahngeſellſchaften find jedoch berechtigt, 
forderlich find, Nüdjicht zu nehmen. Ueber denjan Stelle der ihnen conceffionsmäßig obliegenden 
Umfang diefer Dienftwohnungsräume wird ſich Verpflichtungen für die Bwede des Poftdienftes 
bie Bojtverwaltung mit der Eilenbakuverwoltun die durch das gegenwärtige Geſetz angeordneten 
und erforderlihen Falls mit der Landes » Hufe |Leiftungen zu übernehmen. Art. 12. Die ver- 
ſichtsbehörde in jedem einzelnen alle verjtänd- |tragsmäßige a weldye an das Grof- 
igen. Für die Beihaffung und Unterhaltung |herzogtyum Baden für Leiftungen feiner Staat3- 
ber Dienſtwohnungsräume hat die Poftverwal-|bahnen zu den Sweden des Poſtdienſtes zu ent- 
tung eine Miethsentſchädigung nach gleichen Grund⸗ [richten iſt, wird, fofern nicht eine anderweite 
fägen wie für die Dienfträume auf den Bahn«| Vereinbarung erfolgt, bis zum Ablauf des Jahres 
— en zu entrichten. — Das Miethsverhältniß 1879 weiter gezahlt. Bis dahin bleiben für die 
züglid der der Poftverwaltung überwiejenen|Leiftungen der badiſchen Staatsbahnen zu Sweden 
Dienjt- u. Dienftwohnungsräume auf den Bahn-|des Poſtdienſtes die Beftimmungen des Regle 
2 fen kann nur dur; das Einverftändniß beider|mentd über die Verhältniffe der Poſt zu den 
altungen aufgelöft werden. — Werben beilStaatseifenbagnen vom 1. Januar 1868 maß« 
Errichtung neuer Bahnhofsanlagen, fowie beilgebend. — Im Uebrigen kommen die Vorſchriften 
dem Um ˖ od. Ermweiterungdbau Beftchender Sta- |diejes Geſetzes auf die im Eigenthum des Reiches 
tionsgebäube zur Unterbrin ung von Dienft- od.|oder eined Bundesstaates befindlichen, jowie auf 
Dienfiwo nungsräumen auf Verlangen der Poft-|die in das Eigenthum des Reiches oder eines 
behörde — Gebäude auf den Bahnhöfen) Bundesjtaates übergehenden Eiſenbahnen mit dem 
bergeftellt, jo ift der erforderliche Bauplap von | Inkrafttreten dieſes Gejeged zur Anwendung. 
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DO. Vollzug3-Beftimmungen zum Pojtverwaltung zulegt veröffentlichten amtlichen 
Eijenbahn-Pojtgejege v. 20. Dec, 1875.%) — ne der a | Stüde 
T. Zu Artikel 1 des Gefeges.] Die Entwürfe zu bis zu 10 kg zu rechnen find. Der für jede 
bei ri ei ji die Perſonenbe⸗ Bahnjtrede verbleibende Reit wird mit der Kilo» 
förderung, jomwie für diejenigen Güterzüge, welche meterzahl berjelben vervielfältigt und die gefuns 
nad; Berjtändigung zwiſchen der Poſtverwaltung denen Summen werden zur Gewinnung einer 
und der Eifenbahnverwaltung zur Beförderung | Stüdzahl für ben Kilometer der Bahnlänge zu- 
von Poftpädereien benutzt werden jollen, find der Tammengerechnet. — Die ermittelte Summe wird 
erfteren zur Wahrung ihrer Intereſſen rechtzeitig mit demjenigen Gewichte vervielfältigt, weldes 
mitzutheilen. Die Geftellung der Fahrpläne nach der von der Pofiverwaltung zuletzt ver« 
geſchieht unter Mitwirkung der Poftverwaltung.|öffentlichten amtlichen Statiftit ſich als durch- 
— Die feitgeftellten Fahrpläne find von den ſſchnittliches Gewicht jedes einzelnen Stüdes über 
Eijenbahnverwaltungen ohne Verzug der Poft-|10 kg ergibt und Die fo gefundene Gewichts- 
verwaltung mitzutheilen, welche diejenigen ein- ſumme wird auf Achstilometer zurüdgeführt, in- 
zelnen Züge bezeichnet, die fie zur Poſtbeförder- dem je 20 Centnerfilometer auf den Achskilo- 
ung benußen wird. meter gerechnet, überjchießende Gemwichtöbeträge 
[II. Zu Artikel 2.) 1. Die Bezeichnung eines|bid zu 10 Eentnerfilometer außer Anſatz gelajjen, 
Zuges als Eil-, Schnell- oder Curierzug reicht) Hrößere Beträge aber ald je eine volle Achſe an« 
an fi nicht aus, um die Pojtpädereien von der) gelegt werden. — Durch Vervielfältigung mit 
Beförderung mit demfelben völlig auszuſchließen. der Zahl 3 und dem Vergütungsjage von 0, 
2. Die Zahl der Pojtbeamten, welde zur Be-)M für den Achskilometer ergibt ſich die monat- 
gleitung der Poftjendungen ſowie zur Verrigt-|lihe Summe der von der Poſt⸗ an die Eijen- 
ung bes Dienftes unterwegs bei jedem Zuge regef-| bahnverwaltung zu Teiftenden Frachtvergütung. 
mäßig mitgehen follen, wird vom der Woftver-|— Underweite Feſtſetzungen der fo gefundenen 
waltung beitimmt und der Eifenbahnverwaltung| Monatsjumme können im Laufe desjenigen Kalen- 
mitgetheilt, Muß diefe Baht in einzelnen Fällen | derjahres, in welchem die Ermittelung ftattge« 
überjchritten werden, jo jind die außergewöhnlich | funden hat, nur dann verlangt werden, wenn im 
mitreifenden Boftbeamten jeitend der Poſtver⸗ der Venugung der Bahn zu Zweden des Poft- 
waltung mit bejonberen, auf die einzelnen Fahr- dienjtes erhebliche Veränderungen eingetreten find. 
ten lautenden Legitimationsfarten zu verjehen.| — Bei Eröffnung neuer Streden ſchon —5** 
8. Außer dem unter Nro. 2 gedachten Pojtbe- der Bahnen fann ‚bie Ermiitelung im beiderjeit» 
gleitungsperfonal dürfen mar der jedesmalige|igen Einverftändniffe in der Art bewirkt werden, 
Vorfteher desjenigen Poftamts, welchem der Be⸗ daß mur für bie meueröffnete Strede die Zahi 
trieb auf der Route zugewieſen ift, ferner die der Centnerfilometer berechnet, dieje Zahl der 
Poftauffichtsbeamten und ſolche Perfonen zur Bahl der Gentnerfifometer für die übrigen Bahn⸗ 
Mitbeförderung in den Poftwagen oder Wagen. ſtrecken Hinzugerechnet und jolhergeftalt die Zähl 
Abteilungen zugelafjen werden, welche aus poſt, |der zu —— Achslilometer neu berechnet 
dienſtlichen Gründen vom Poſtamtsvorſteher des wird. — Bei neuangelegten Bahnen wird ſich 
Eurjes oder von deſſen vorgejegter Behörde Hier. | DIE pen, mit der Eijenbahnverwaltung 
zu mit Erlaubnißſcheinen verjehen find. Perjonen,|Über den Zeitpunkt der Ermittelung für das Ka- 
welche außer dem Poftbegleitungsperjonat (Nr, 2)lenderjahr, in weldem die Betriebseröffnung er- 
in den Poftwagen oder PBojtwagenabtheilungen|Tolgt, in jedem einzelnen Falle verjtändigen. — 
mitreifen, müfjen das Perjonengeld für die 2. Die har Betrages der für die zahls 
Wagenklafje des betreffenden Zuges, und ſofern ungspflichtigen Pädereien zu entrihtenden Ver- 
diefer nur Wagen 1. Klaſſe führt, das Fahrgeld|gütung kann im Uebrigen in jeden Kalenderjahre 
1. Klaſſe entrichten. Die Eijenbahnverwaltung | tr einmal verlangt werden. Das Verlangen 
ift befugt, darüber zu wachen, daß eine mißbräuch iſt ſpäteſtens bis zum 1. April zur Kenntnif des 
liche Perjonenbeförderung in den Poftwagen und|anderen Theils ‚au bringen, 
WagenabtHeilungen nicht ftattfinde, 4. Die] III. Zu Artitel 3.) 1. Der Einftelung ver» 
Fracht für die Beförderung zahlungspflichtiger|einigter Poſt- und Eifenbahmvagen muß eine 
Poftfendungen wird wie folgt beredinet: Für) Beritändigung zwiſchen der Poſt- und Eijenbahne 
einen Zeitraum von 10 Tagen wird ermittelt, verwaltung über die Größe und die Einrichtung 
wie viele Poftitüde (mit Ausnahme der Briefe) der für die Poſt zu beftimmenden Räume, jowie 
poftjendungen, Beitungen und Gelder) mit jedem) über die Zahl und Gattung von Eiſenbahnwagen, 
Zuge von jeder Station bis zur nächſtfolgenden in welchen diefe Räume herzuitellen find, vorher- 
befördert worden find. Dieſe Ermittelung wird gehen. 2. Cofern die innere Ausftattung der 
ourch die Poitverwaltung bewirtt. Der Eijen.| ir Poſtzwecke beſtimmten Abtheilung und deren 
bahnverwaitung ſteht die Mitwirkung bei der demnächſtige Wiederentfernung in einer Werkftatt 
Ermittelung frei. In den Jahren 1876 und|der betreifenden Eifenbahnverwaltung erfolgt, 
1877 foll diefe Ermittelung während des Monais lönnen als Selbjtkoften in Rechnung geitellt wer · 
Mai ſtattfinden. — Bon der für jede dieſer den: a) die Koſten des verwendeten Materials, 
Bahnitreden ſich ergebenden Gefammtzahl werden FA a ec ae ' gr 
oviel Procent abgezogen, als 108, ' ige Stoffe, te 
—— A Yrbeistöfne der mirfiihen Yandwerter und 0) 
1 Durch Bekanntmachu ein Zuſchlag von 100 %/, zu den unter 2 bezeich« 
——— a De a neten Arbeitslöhnen als Generalkoſten für Arbeit 
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lotale, Werkzeuge, Feuerung und Verwendung Uebergangspunkten nicht ohne Beeinträchtigung 
eringerer Materialien, wie Farben, Leim, | des regelmäßigen Ganges der Pojtgüter zu bes 

litur, Stopffarbe, Nägel und Meine Schrau- wirken jein würde, — Die Zahlung der Hergabe- 
ben, ſowie für die verwendeten Hilfsarbeiter. |und Bejörderungsvergütungen findet der Segel 
3. Für die Benutzung der fraglihen Räume nach an jede Eijenbahnverwaltung, auf deren 
zahlt die Pojtverwaltung eine Miethe, melde, | Bahn außerordentliche Transportmittel benupt 
\o lange das ſeit dem 1. Mai 1875 giltige|wocden find, zum vollen Betrage und ohne Rüd— 
Hegulativ für die gegenfeitige Wagenbenugung ſicht darauf ftatt, ob die bemugten Wagen erſt 


im Bereihe der deutichen Eifenbahnen Ans 
wendung behält, bei Verwendung von Güter— 
oder Gepädwagen an Laufmiethe O,, M für 
den km und an Beitmiethe 1 M für den Tag, 
bei Verwendung von WBerjonenwagen aber an 
Saufmiethe 0, M für den km und an Beit- 
miethe 2 M für den Tag mit der Maßgabe be» 
trägt, dab die hiernad für den ganzen Wagen 
zu bercchnende Bergitung auf die Pojt-Abtheil- 
ung nad dem Berhältnig der Länge derfelben 
zur Wagenlänge berechnet wird. Die Beitmiethe 
wird für jo viele Wagen, einſchließlich der er- 
forderlihen Rejervewagen entrichtet, als nad 
der zwiichen der Poſt- und Eifenbahnverwaltung 
gemäß Nr. 1 getroffenen Verabredung für ben 
regelmäßigen Poſtverkehr auf den Streden der 
Eijenbahnvermwaltung wirflid eingerichtet find. 
— In diefer Miethe find die Koften für die 
nterhaltung, für das jebesmalige Ein- und 
Ausrangiren der betreffenden Wagen in die Züge 
und aus den Fügen, für die äußere Reinigung 
und für das Schmieren mitbegriffen. Für Die 
innere Reinigung, jowie für die etwaige Heizung 
und innere Erleuchtung hat die Poftverwaltung 
für eigene Rechnung zu jorgen. — Soweit die 
Wagen auf den Bahnen verjchiedener Eifenbahn- 
verwaltungen durchbenußt werden, tritt die Poft- 
verwaltung über die zu zahlende Miethe nur 
mit einer Eijenbahuperwaltung in Abrechnung. 

[IV. Zu Artikel 5.) 1. Die außergewöhn- 
lichen Transportmittel find bei der Eijenbahn 
Verwaltung jchriftlich zu beftellen. Die Beftell- 
ung muß möglichit zeitig vor der beſtimmten 
Abfahrtszeit der Züge geſchehen. 2. Die für 
die Hergabe und Beförderung auferordentlicher 
Transportmittel von der eng zu 
zahlenden Vergütungen betragen für den Achs— 
filometer: a) für Poftwagen 0, M, b) für 
Güterwagen oder Abtheilungen von Berfonen- 
wagen 0,0 M. In den vorjtehenden Sätzen 
find die Vergittungen für das Ein» und Aus— 
tangiren der betreffenden m. in die Züge 
und aus denfelben, ferner die Bergütungen für 
Reinigung und Schhmieren der Wagen, ſowie für 
die Zurüdichaffung der der Eifenbaynverwaltung 
ehörigen auferordentlichen Transportmittel mit: 
Geariiien. — Tür die etwaige Heizung und innere 
Erleuchtung der gejtellten Wagenräume jorgt die 
Voitverwaltung für eigene Rechnung. Die 
Bojtverwaltung darf verlangen, daß ihr die Be- 
nugung der für fie auf einer Eiſenbahn geftellten 
außerordentlichen Transport-Mittel, namentlich 


ver Eifenbahngüter- und der Poftwagen, auch Rechnung der Rojtverwaltung bejorgt. 


auf der betreffenden Bahn eingeftellt, oder ſchon 
von weiterher durchgenommen worden find, Jede 
Eijenbahnverwaltung, deren Wagen über den 
Bereich ihrer Bahn hinaus benust werden, hat 
fih daher wegen der ihr für die Weiterbeförder- 
ung zujtehenden Miethe mit denjenigen Verwalt— 
ungen unmittelbar gu berechnen, auf deren Bahnen 
die Wagen mweitergegangen find. 4. Die Ueber- 
weifung von Poſtſendungen an die Eijenbahn- 
verwaltung joll ſich vorzugsweiſe auf Poſtſtücke 
von größerem Umfange und Gewicht befchränten, 
Die Ueberweifung geihieht mitteld doppelt aus: 
gefertigter Berjendungsicheine, von benen die 
eijenbahnvermwaltung ein Eremplar mit der Quitt- 
ung über den Empfang ber einzeln verzeichneten 
Stüde zurüdgibt, während fie dad andere Exem— 
plar zurüdbehält. — Für jede Ablieferungsjtation 
müſſen bejondere Verſendungsſcheine vorhanden 
fein. Die Ueberweifung muß jo frühzeitig er- 
jolgen, daß die Berladung in die Eijenbahnwagen 
vor Abgang de3 Auges mit Ordnung bewirkt 
werden fann. Iſt zur Berladung genügende Zeit 
vorhanden, worüber der Eijenbahnftationsvor- 
jteher in Differenzfällen entjcheidet, jo darf ſeitens 
der Eijenbahn die Mitbeförderung mit dem be» 
trejfenden Zuge nicht verfagt werden. Bei der 
Ublieferungsftation iſt es Sache der Poft, die 
Gegenftände von der Eijenbahnvermwaltung wie» 
der abzufordern. Dabei wird von der Roft in 
dem, in den Händen der Eilenbahnbeamten be» 
iindlihen Exemplare de3 Verſendungsſcheins, 
Gegcaquittung geleiftet. Auf Grund des Ver— 
ſendungsſcheins zahlt die Poſtverwaltung die tarif— 
mäßige Eilfrachtgebühr nach dem von der Eiſen— 
bahnverwaltung ermittelten Geſammtgewichte, 100» 
bei die Gendungen nad jeder Ablieferungs- 
Station befonders tarifirt werden. 

[V. Bu Artikel 6.] 1. Den Bau der Poit- 
wagen vermittelt bei den Staatsbahnen die bes 
treffende Eijenbahndirection, bei Hroatbapnen 
die zumächit die Aufficht führende Behörde. 2. 
Die zum Gebrauche auf einer Eifenbahn beftimme 
ten Bojtwagen werden der Eifenbahnverwaltung 
überwiejen. Lebtere hat die Verpflihtung, für 
den fortgefeßt beiriebsfähigen Zujtand der über» 
wiejenen Poſtwagen und überhaupt dafür, daß 
diejelben in guter Beichaffenheit bleiben, in 
gleihem Maße und in gleicher Weile zu forgen, 
wie ihr dieſe Sorge a der eigenen Wagen 
obliegt. Auch die Beihaffung der erforderlichen 
Reierveitücde zu den Eiſenbahn-Poſtwagen wird 
von der betreffenden — reg, für 

eber⸗ 


über den Bereich dieſer Bahn hinaus, und zwar ſteigt jedoch der Koſtenaufwand fir neue dieſerve— 


infoweit geitattet werde, als im Eifenbahndienite 
elbſt eine Durchbenutzung der Wagen auf an— 
liegenden Bahnen jtattjinden kann, und als 
außerdem eine Umladung der Poſtgüter an den 


Ya im Einzelfalle den Betrag von 1500 M, 
o ift zuvor eine Verſtändigung mit der Poft: 
verwaltung erforderlid. Die Elienbatuverwalt- 
ung forgt ferner für das Einrangiren der Poft- 
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wagen in bie einzelnen Züge, ſowie dafür, daß wagen, welche ſich in auf der Fahrt begriffenen 
die Roftverwaltung in jedem Zuge, bei welchem Zügen befinden, werben als zu vergütende Rangir- 
ein Poſtwagen mitgehen muß, jolchen — bewegungen nicht betrachtet. 6. Die im regel» 
vorfinde. Dagegen kann fie verlangen, da ihr mäßigen Gebrauche befindlichen Boftwagen können 
eine jo große Anzahl von Poftwagen überwieſen während des Stilllagers an den Endftationen 
werde, als nad) den für den Eifenbahnbetrieb im Freien ftehen bleiben, fojern nicht Gelegen- 
beftehenden Grundfägen zur Dedung des Bedarfs |heit zur Unterftellung vorhanden ift, oder bie 
erforderlich ift. 3. Sind Poſtwagen zum durd-| vorhandene Gelegenheit für Eiſenbahnwagen nicht 
laufenden Gebrauh auf mehreren, unmittelbar |benugt wird. Rejerve-Poftwagen müfjen für die 
an einander ſchließenden Eifenbahnen zugleich Zeit des Nichtgebrauchs, ſoweit thunlich, in 
beſtimmt, fo werden dieſelben der Verwaltung Remiſen trocken untergeſtellt werden. 7. Für 
einer dieſer Bahnen überwieſen. Letztere über-|die Beförderung von zu Poſtdienſtzwecken nicht 
nimmt alsdann, was die Unterhaltung der Bojt- |benugten zurüdgehenden — wird eine 
wagen in Reparatur betrifft, die vorftehende Ver- |Frachtgebühr nicht gezahlt, wenn die Eijenbahn- 
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pflichtung für die — ——— des Curſes, und Verwaltung dieſelben, was ihr freiſteht, für ihre 
je, in der die Ver- Zwedcke benutzt. 8. Die im Geſetz Art. 6, Par) 


hat ſich über .die Art und We 
waltungen ber übrigen Bahnen hierbei mitzu- 
wirten haben, mit biejen zu verftändigen. Für 
dad Einrangiren ber Bofwagen in die Büge, 
jowie für die Unterftellung der Nefervewagen, 
und für die Auf und Unteritellung der im regel- 
mäßigen Gebrauce befindlichen Wagen an den 
Endftationen hat jede Verwaltung an ihrem 
Theile zu forgen. 4. Die Eijenbahnverwaltung 
läßt die nothwendig werdenden Reviſionen der 
ihr überwiejenen Eijenbahn »Pojtwagen und die 
an ben Eijenbahn » Poftwagen auszuführenden 
Reparaturen in ihren eigenen oder jonjt dazu 
——— Werkſtãtten + ze und empfängt 
afür von der Poftverwaltung die Gelbitkoften 
—— welche nach den Grundſaͤtzen ber Vollzugs⸗ 
eſtimmungen zu Art. 3 berechnet werden können. 
— Die betreffenden Liquidationen müſſen mit 
Atteſten über die Nothwendigleit und zwedmäßige 
Ausführung der Reviſionen und Reparaturen 
und über die Angemefjenheit ber Preiſe verjehen 
fein. Das bei Keparotur der Eifenbahn » Pojt- 
wagen etwa entbehrlich gewordene alte Material 
wird von der Eijenbahnverwaltung entweder nad) 
dem Gebraucdhäwerthe vergütet, oder in ber Weiſe 
in a geftellt, daß ber Erlöß aus dem 
Verkaufe von dem Betrage der Liquidation ab- 
gezogen wird. In beiden Fällen genügt zur Be- 
gründung des Betrage? die einfache Belhernigung 
ber Eijenbahnvermwaltung. 5. Die für die äußere 
Reinigung und das Schmieren der Poſtwagen 


nad 


5, beſtimmte Vergütung tritt auch in allen * 
jenigen Fällen ein, wo ausnahmsweiſe an Stelle 
der regelmäßig mitgehenden Poſtwagen, Eijem- 
bahnwagen hergegeben werden. 

VL Bu Artilel 7.) 1. Bei Aufſtellung ber 
Bauprojecte zu den im Urt. 7 bezeichneten Neu— 
anlagen oder Veränderungen ift der Poſtverwalt⸗ 
ung rechtzeitig Gelegenheit zu geben, ihr Bebürfe 
niß an Dienft- und Dienftwohnungsräumen an- 
umelden, — Die Genehmigung des Bauplang 
teht der Eijenbahn » Auffichtsbehörde zu. 

mangelung einer Verftändigung zwiſchen ad 
und Eijenbahnverwaltung darüber, ob die von 
der Poſt verlangten Dienjträume oder befonderen 
baulichen Anlagen durch den Eijenbahnbetrieb bes 
dingt find, und ob bie Eijenbahnverwaltung zur 
miethöweilen Beihaffung von Dienitwohnungs- 
räumen anzuhalten ijt, ſowie enblid über bie 
Lage und Einrihtung der Rojtdienjträume ent» 
icheibet der Bundesrath nach Maßgabe der Be 
ftimmungen im Urt. 1 des Gejeges. 2. Die von 
der Eijenbahnverwaltung beſchafften Rojtdienjt- 
beziehungsweije Dienftwohnungsräume find der 
Poſtverwaltung in einem, zur beabjichtigten Ber- 
wendung geeigneten, gebraudsjähigen Zuftande 
zu übergeben. Die bauliche Unterhaltung 
der ber e. überwiejenen Räumlichkeiten ge- 
ihieht von Geiten und für Rechnung der Eijen- 
bahnverwaltung. Bur baulichen Unterhaltung 
ift Hierbei jedoch die Ausführung ſolcher Repara-» 


aßgabe der Gelbtloften zu bemefjende|turen 26. nicht zu rechnen, welche nad) den in 


Entjhädigung wird in einer Gefammtvergütung |dem betreffenden Staate geltenden Beitimmungen 


entrichtet, welche für den laufenden Achskilometer 
0,9 P beträgt. — Für die Reinigung im Innern 
ber Wagen, jowie für beren innere Erleuchtung 
und 9 Ayung jorgt die Pojtverwaltung auf ihre 
eigene Rechnung. — Für die Aufftellung der 
nicht im regelmäßigen Dienjt befindlichen Pojt- 
wagen auf den Bahnhöfen im Freien hat die 
Poſtverwaltung eine Vergütung von O,, M für 
ben Tag und den Wagen, für die etwaige Unter- 
—— von Poſtwagen in gedeckten Räumen eine 

ergütung ven 0O,,;, M für den Tag und ben 
Wagen zu entrichten. — Für jedes durch den 
Betrieb bedingte Ein- und Ausrangiren von Poſt— 
wagen oder Umitellen von im Zuge verbleiben: 
ben Poſtwagen hat die Poftverwaltung als den 
Gelbjtlojten entiprehend den Betrag von 1 M 
zu entrichten. — Verſchiebungen der Poſtwagen 
mit dem Zuge, ſowie das Umſetzen von Pöſt- 


über die Unterhaltung von Dienftwohnungen der 
Staatöbeamten, für Rechnung der Inhaber aus» 
zuführen find. Zwar hat die Eijenbahnverwalt- 
ung auch bei Reparaturen diefer Art auf Ber- 
langen der Rojtverwaltung die Bermittelung zu 
übernehmen; die Kojten find aber der Poſtver⸗ 
waltung in Rechnung zu ftellen. 4. Für bie 
Beſchaffung und Unterhaltung der Poſtdienſt- 
beziehungsweije Dienftwohnungsräume zahlt die 
Pojtverwaltung an bie Eijenbahnverwaltung eine 
jährliche Miethsvergütung von 7 % ded Bau- 
capitald. — Als Baucapital gilt der Betrag der 
Herjtelungstoften einjchlieglih des Preijes für 
den Grund und Boden. — Bei Gebäuden, welche 
ausichließlih von der Poftverwaltung benußt 
werden, wird dad Baucapıtal ungetheilt zur Be— 
rechnung gezogen. — Bei joldhen Gebäuden da 
gegen, in denen die Bojtverwaltung nur einen 
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Theil der vorhandenen Räumlichkeiten benupt, 
wird derjenige Theil de3 Baucapitals des gan— 
zen Gebäudes in Anjag gebracht, welcher auf die 
von ber Poftverwaltung benugten Räumlichkeiten 
nad) dem Verhältnif des Raumes derjelben zu 
dem Raume des ganzen Gebäudes entfällt und 
ift Dabei der Baumwerth ber gemeinjchaftlich be- 
in Iure, Treppen und Bodenräume auf die 
Eijenbahn- und auf die Poftverwaltung nad) dem 
Verhältniß des von jeder Verwaltung benützten 
Raumes zu vertheilen. Unter dem Wusdrude 
„Raum des ganzen Gebäudes“ je bie Summe 
des et Inhalts der lichten Räume 
ſämmtlicher Etagen, unter Hinzurechnung bes 
Bodenraums zu verftehen. Bon diejer Gejanmmt- 
ſumme ijt vorweg die Summe der auf die ge 
meinjchaftlich benugten Flur⸗, Treppen- u. Boden⸗ 
räume fallenden Quadratmeter in Abzug zu 
bringen, jo daß ed aljo in Bezug auf jene gemein- 
ſchaftlich benutzten Räume einer befonderen Re— 
—— nicht bedarf. 5. Die Reinigung, Er— 
euchtung und Heizung der zu rag Bweden 
benugten Räume Tiegt derjenigen Verwaltung 
ob, welche die Räume benugt. Die Reinigung, 
Erleuchtung und Heizung der gemeinjchaftlic, zu 
dienftlichen Zwecken benußten Räume beforgt bie 
Eijenbahnverwaltung gegen Erjtattung der Hälfte 
eine® zu berechnenden Koſten-Pauſchquantums. 
— Für die Reinigung und Erleuchtung der für 
Dienſtzwecke gemeinihaftlich benugten Flure und 
Treppen werden nur die im Intereſſe des Roft- 
dienftes etwa entjtehenden bejonderen Aufwend— 
ungen von der Poſtverwaltung erjtattet. — Die 
Reinigung und Erleuchtung der Flure und Treppen 
der Dienitwohnungsräume der Boftbeamten 
liegt der Eifenbahnverwaltung nicht ob. 6. Die 
für die Eifenbahnreijenden beſtimmten Wartefäle 
fönnen auch bon den Poſtreiſenden benugt wer: 
den, und zwar unter denjenigen Bedingungen 
bezüglich des Aufenthalts in denjelben, melde 
für die Benugung der Wartejäle dur) die Eifen- 
bahnreijenden allgemein vorgejchrieben jind. So— 
weit den Eijenbahnen durd) die Aufnahme der 
Roitreifenden in den Wartejälen der Eijenbahn 
nachweisliche Mehrkoften entjtehen, find dieſelben 
von der Poftverwaltung zu erftatten. 7. Die 
Stellen, wo Poſtſchilder und Brieffaften anzu» 
bringen find, werden von der Roftverwaltung 
nad) vorheriger Berftändigung mit der Eifenbahn- 
verwaltung beſtimmt. Ueber die Baupläne 
für die bejonderen Poftgebäude auf den Bahn- 
öfen, ſowie darüber, ob die Ausführung des 

aue3 für Rechnung der Poſtkaſſe von der Eifen- 
bahnverwaltung zu überuehmen ift, werden fid) 
die Boftverwaltung und die era ae 
in jedem Einzelfall verftändigen. 9. Wenn die 
Eifenbahnverwaltung Veränderungen der Bahn 
bofdanlage vornchmen will, durch welche die zweck— 
entiprechende Benutzung der Boftlocalitätenunthuns 
lid) gemacht wird, jo iſt die Pojtverwaltung be⸗ 
rechtigt, die letzteren zurückzugeben u. nach Maßgabe 
wa ae im Art. 7 die Zuweiſung anderer 
zwedentiprechender Räumlichkeiten in Anjpruch zu 
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[VII Zu Artilel 8.) Erſatzanſprüche, welche 
wegen einer bei dem Betriebe einer Eiſenbahn 
ag Tödtung oder Verlegung eines im 
Dienjt befindlichen Poſtbeamten erhoben werben, 
wird die betreffende Eijenbahnverwaltung alsbald 
= Kenntnig der Poſtverwaltun bringen. — 

erden jolde Erjaganjprücde im Wege des Pro- 
cejjes verfolgt, jo wird die Eijenbahnverwaltung 
nad) Buftellung der Klage eine Ubjchrift derjelben 
der Poſtverwaltung mittheilen. — Die Mittheil- 
ung erfolgt in beiden Fällen an diejenige Kaifer- 
liche Ober-Roftdirection, in deren Bezirk der Un- 
fall ſich ereignet hat. 

IVUL Zu Urtitel 10. Allgemeine Beftinm- 
ungen.] 1. Die Beamten der beiderfeitigen Ver— 
waltungen find verpflichtet, bei Wahrnehmung 
ihres Dienftes dergeftalt Hand in Hand zu gehen, 
daß das Intereſſe beider Verwaltungen nach 
Möglichkeit — Nachtheil für die eine oder 
die andere Verwaltung aber vermieden wird. 
Soweit joldies mit den Intereſſen der eigenen. 
Verwaltung verträglich erſcheint, müffen die Be- 
amten in allen Vorkommniſſen des Dienſtes den 
Wünſchen der Beamten der anderen Verwaltung 
ſich willfährig beweifen. 2. Den Anordnungen, 
welche zur Aufrechthaltung der Ordnung auf den 
Bahnhöfen, der Negelmäßigfeit und Sicherheit 
im Gange der Eijenbahnzüge, ſowie auf Grund 
bahnpolizeiliher Vorſchriften von der Eijenbahn« 
Verwaltung oder don den mit der Ausübung 
der Bahnpolizei betrauten Eifenbahnbeamten ge» 
teoffen werden, find auch die Poſtbeamten nach— 
zufommen verbunden. — Bei Erlaß der bezüg- 
lien Anordnungen ijt eine VBeichräntung und 
Erſchwerung des Poſtverkehrs thunlichit zu ver- 
meiden. Insbeſondere ijt zu jeder Zeit, wo 
ſolches im Poſtintereſſe nothwendig erſcheint, der 
Zugang zu den auf den Bahnhöfen befindlichen 
Boftbüreaus offen zu erhalten; auch muß zur 
Zeit der Ankunft, der Abfahrt und des Durd- 
zanges der Züge den dienjttyuenden Poſtbeamten 
der Zutritt zu den Perrons geftattet werden, in- 
gleihen audy dem die Brieffaften an den Koit- 
wagen benugenden PBublicum, injofern nicht die 
Eijenbahnverwaltung aus bejonderen Gründen 
das Betreten des Perrons zu beichränfen ge- 
nöthigt iſt und diefe Gründe von der Eijenbahn- 
Auffichtöbehörde gebilligt werden. Den anſchließen— 
den Poſten ift das Aufftellen an den Bahnhöfen 
an geeigneten Stellen, joweit ſolche vorhanden 
jind, zu geſtatten. — Die Pläge, wo das Ein— 
und Ausladen der Boftgüter in die und aus deu 
Eiſenbahn-Poſtwagen zu geichehen hat, find mit 
Rückſicht auf die Stelle, die der Pojtwagen im 
Buge einnimmt, möglichſt ein» für allemal zu 
beſtimmen. Die Pläge find, wo dies thunlich 
ericheint, jo zu wählen, daß fie dem Andrange 
des Publicums nicht ausgejegt find, Müſſen 
diejelben im ausjchlieglichen Intereſſe des Poit- 
dienjtes Nachts erleuchtet werden, jo trägt die 
Pojtverwaltung die Koften. 3. Die Pojtbeamten 
jind verbunden, alle Vorficht anzuwenden, um 
Unglüdsfälle unterwegs zu vermeiden. Es be» 


nehmen. Meinungsverjdiedenheiten darüber, ob zieht fi dies nicht allein auf das Umgehen mit 
ein jolcher Fall vorliegt, werden auf dem im Art. 1 | Feuer und Licht, auf das Schließen und Deffnen 


des Gejehes vorgeichriebenen Wege erledigt. 


der Wagenthüren ꝛc., fondern ganz bejonders 


316 


auch auf die Art des Verladens der Pojtgüter. 
Die einzelnen Achſen der Poſtwagen müfjen mög- 
lichſt gleihmäßig befaitet, jede Ueberlaftung aber 
muß jorgjältig vermieden werden. Nimmt der 
Eifenbahn » Stationsvorfteher eine Ueberlaſtung 
de3 ganzen Wagens oder eines Theiles deſſelben 
wahr, 5 ift er berechtigt und verpflichtet, ſo— 
ortige Bejeitigung dieſes Uebelftandes zu ver- 
angen. — Sobald die Pojtbeamten, von welden 
Eifenbahn-Poittransporte begleitet werden, unter« 
wegs eine Scadhaftigkeit an den Poſtwagen 
wahrnehmen, haben jie davon in geeigneter Art 
den Eijenbahnbeamten Nachricht zu geben. 
Werden an Eijenbahnhalteftellen, wo befondere 
Poſtanſtalten ſich nicht befinden, von der Poſt- 
verwaltung Brieffajten aufgejtellt, jo wird Die 
Eijenbahn- Verwaltung, foweit dies ohne Beein- 
trächtigung der Sicherheit des Betriebes zu— 
fäffig it, nad) Verjtändigung mit der Poſt— 
verwaltung den Eijenbahnbeamten, welchen bie 
Wahrnehmung des Dienſtes an der Halteitelle 
obliegt, verpjlidten, fid) der VBeauflichtigung 
des Brieffajtens zu unterziehen, denjelben furz 
vor Durdigang jedes Zuges zu eröffnen und 
die darin befindlichen Briefe den Poſtbeamten, 
welche die Züge begleiten, während des An— 
haltens berjelben zu übergeben. — Unter ben 
gleihen Vorausſetzungen wird die Eijenbahnver- 
waltung den Eijenbabnbeanten einer joldyen 
Haiteftelle auch beauftragen, die Auswechſelung 
verſchloſſener Brieftajchen oder Briefpadete zwi— 
ſchen Poitanftalten und ſolchen Perſonen, welde 
in der Nähe der Haltejtelle wohnen, zu vermit- 
teln. 5. Die Eiſenbahn-Stationsvorſteher jind 
verpflichtet, den Vorſtehern der Orts-Koitanital- 
ten von allen Störungen im Eijenbahnbetriebe, 
welche auf den Poſtdienſt von Einfluß jein können, 
jowie von der erfolgten Bejeitigung ſolcher Stör- 
ungen, unverzüglich Mittheilung zu maden. 6. 
Bei Betriebsjtörungen, welde die Weiterbeförder- 
ung des Poſtwagens nicht geftatten, find Dir 
Briefpoft und die Zeitungen, joweit der Fort— 
ſchaffung derjelben nicht unüberwindliche Hinder: 
niſſe —— mit dem nächſten abgehenden 
Zuge weiter zu befördern. Bei gänzlicher Hemm— 
ung der Paſſage auf der Eiſenbahn iſt es Sache 
der Poſtverwaltung, für die Beförderung der 
Poſtſendungen durch Poſtbetriebsmittel zu jorgen. 
7. Jede Eilenbabuverwultung tritt in Bezug auj 
ihre gejammten Forderungen an bie Poſtver— 
waltung in der Regel mit nur einer Ober-Pojt- 
direction, und zwar mit derjenigen in Abrechnung, 
in deren Bezirk der Ort belegen it, an welchem 
bie Eijenbahnverwaltung ihren Sit hat. Die 
Abrehnungen find vierteljährlich von der Eijen- 
bahnverwaltung auizuitellen. Die Zahlung der 
Beträge erfolgt, jobald die Abrechnung von der 
Dber-Boftdirection geprüft und feitgeitellt worden 
iſt, koſſenfrei aus der Ober-Poſttaſſe. 8. Di: 
Beſtimmungen unter IL, Ziffer 4 ſind nad) Ab— 
lauf von 2 Jahren und demnächſt mit den Be— 


Eijenbahn=Telegraphen. 


Eifenbahn-Telegraphen. 


Neglement über die Benupung der inner- 
halb des deutſchen Reidh3-Telegraphen- 
gebietögelegenenEijenbahntelegraphen 
zur Beförderung jolder Telegramme, 
welde nicht den Eijenbahndienft be— 
treffen, vom 7. März 1876. 


$ 1. Sämmtlihe Stationen der innerhalb 
des deutſchen Reichs-Telegraphengebiets gelegenen 
eu find zur Unnahme und Beförderung 
ſolcher Telegramme, welche nicht den Eijenbahn- 


4. |dienjt betreffen, nad) Maßgabe der Beitimmungen 


dieſes Reglements ermächtigt. $ 2. Die Eijen- 
bahıı-Telegraphenftationen dürfen Telegramme 
annehmen: a. wenn feine Neichd-Telegraphen- 
anjtalt an demjelben Orte ift: von Jedermann, 
b. wenn eine Reichd-Telegraphenanitalt an dem— 
jelben Orte ift: nur von foldien Perfonen, die 
mit den gügen anfommen, abreifen oder durch 
reifen. $ 8, Die telegraphiiche Correfpondenz 
iſt ohne Rüdfiht darauf, ob fie ausſchließlich 
oder nur jtredenweife auf Bahntelegraphen ihre 
Beförderung erhält, den Beſtimmungen der jedes» 
maligen ZTelegraphenordnung für das Deutjche 
Reich unterworfen. $ 4. Die auf den Eijenbahn- 
Betriebsdienſt bezüglihen Telegramme haben in 
der Beförderung allen anderen Telegrammen vor» 
zugehen. $5. Die Eifenbahn-Telegraphenftationen 
gehören der Regel nad zu den Stationen mit 
vollem Tagesdienjte. Abweichungen hiervon durch 
Ausdehnung oder Beſchränkung der Dienftftunden 
werden zur öffentlichen Kenntniß gebracht. $ 6. 
Die bei den Eijenbahn-Telegraphenjtationen an— 
genommenen Telegramme, weldye nad) Orten des 
deutſchen Reichö-Telegraphengebiet3 gerichtet find, 
werben in fulgenden Fällen ausſchließlich mit 
dem Bahntelegraphen befördert: a. ivenn fie von 
der Aufgabe» an die Adreßſtation direkt, d. 5. 
ohne jede Umtelegraphirung gegeben werden 
fönnen, wobei e3 feinen Unterjchied macht, ob 
am Ort der Adreßſtation eine Heihötelegrapken- 
anjtalt bejteht oder nicht; b. wenn fie auf dem 
Wege von der Aufgabe» bis zur Adreßſtation 
nicht mehr als eine Umtelegraphirung zu erleiden 
haben und am &rte der Adrehitation eine Heichd« 
Zelegraphenanftalt nicht beiteht. In allen an— 
deren Fällen find die Telegramme an die nächte 
zur Vermittelung geeigrete Reich3:Telegraphen- 
anftalt behufs der Weiterbefördewung zu über- 
weilen. — Eine direlte Beförderung von Tele» 
grammen über die Grenzen des deutſchen Reichs— 
Telegraphengebiet3 hinaus mit dem Bahntele» 
graphen * nicht geſchehen. Es bleibt jedoch 
vorbehalten, für dieſenigen Bahnen, welche zum 
Theil in anderen Staatögebieten liegen, Ab— 
weichungen eintreten zulafien. $ 7. Die deichs— 
telegraphen find zum Zwecke und zur Beſchleun— 
igung der Telegramm -Auswecjelung mit den 
— * deſſelben Orts, ſoweit es thun« 
lich iſt, durch Leitungen zu verbinden, — Wenn 


ftimmungen unter ILI, Ziffer 2 und 3; unter 1V, jedoch die Zahl der durchſchnittlich auszuwechſeln⸗ 
Ziffer 2 und unter V, Ziffer 5 nad) Ablauf den Telegramme oder die Entfernung zwiſchen 
von 5 Jahren nah Maßgabe der inzwiſchen den beiderjeitigen Stationen eine jehr geringe 


gemachten Erfahrungen einer Revifion zu unters 


werjen, 


ift, jo kann von der Heritellung einer jolchen 
Verbindung abgejehen werden. -- In geeigneten 


Eijenbahn-Telegraphen. 
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Fällen ſollen auch folde Orte, an welchen einer« einem Bahngebiet zur Benutzung gefommen, fo 


feit3 nur eine NReichd-Telegraphenanftalt, ander- 
jeitö nur eine Bahnı-Telegraphenitation vorhanden 
tt, telegraphifch verbunden und die Berbindungs- 
leitungen in gewöhnlicher Weife zur Auswechſel— 


wird der nad) Obigem auf den Bahntelegraphen 
entfallende Gebührenantheil zwiſchen den be« 
theiligten Bahnen ohne Rüdfiht auf die Länge 
der Beförderungsftreden gleihmäßig vertheilt. 


ung beziegungsmweije Zuführung von Zelegrammen|d. Für ein Telegramm, welches bei einer Bahn« 


benutzt werden. — Die Berbindungsleitungen, 
melde mehrere Eifenbahn » Telegraphenitationen 
mit einem NReich3-Telegraphenamt verbinden und 
eine Correſpondenz zwiſchen den Eiſenbahnſtationen 
unter ſich ermöglichen, dürfen unter Kontrole des 
Reichs⸗Telegraphenamtes zu bahndienſtlichen Mit- 
theilungen benutzt werden. Dagegen dürfen 
Privat-Telegramme zwiſchen den Eiſenbahn— 
Telegraphenſtationen auf ſolchen Leitungen nicht 
gemwechfelt werden. — Die VBerbindungsleitungen, 
mit Ausſchluß der auf den Bahn-Telegraphen- 
ftationen erforderlihen Stationseinrichtungen 
(Apparate, Batterien 2c.), werden für Rechnung 
der Reichstelegraphie hergeftellt und unterhalten, 
foweit ein Anderes nicht ausdrüdlich vereinbart 
wird, bezüglich) des Betriebes aber ald Bahn: 
Telegraphenleitungen betrachtet und nach den bei 
den Eijenbahnverwaltungen beftehenden Anweiſ— 
ungen von den beiderfeitigen Beamten bedient. — 
Die Eifenbahnverwaltungen machen demgemäß 
ben Bezirk3 - Ober » Voftdirectionen von den für 
diefe Bahnlinien beftehenden bienftlichen An— 
weiiungen behufs der Beachtung jeitend der 
Reiche-Telegraphenanftalten Mittheilung. $ 8 
Die Auswechſelung von Telegrammen zwiſchen 
den Anftalten des Reichs und denen des Eijen- 
bahntelegraphen gejchieht mittel3 der vorhandenen 
Verbindungsleitung und, falls eine jolche nicht 
vorhanden oder nicht betrieb3fähig ift, durch Boten, 
Es bleibt jedoch den beiderjeitigen Anjtalten 
überlafjen, die Auswechſelung durch Boten zu 
bewirten, wenn fie dieſelbe für zwedmäßiger 
halten als die telegraphiiche Mittheilung. In 
ſolchen Fällen werden die angelommenen bezw. 
angenommenen Telegramme jchr’ftlich ausgefertigt 
und in einer das Telegraphengeheimnip jihernden 
Weile (jei es in einem Umſchlag, auf welchem bie 


Zahl der darin enthaltenen Telegramme an-|hebung ftattgefunden hat. 


Telegraphenftation aufgegeben und der an dem— 
jelben Orte befindlichen Reichs-Telegraphenanftalt 
mitteld der Berbindungsleitung oder durch Boten 
zugeführt worden ift, erhält der Bahntelegraph 
25 Pfennig für je 50 Worte oder den über— 
Ihießenden Bruchtheil. Dieje Zuführumgsgebühr 
wird bei Telegrammen, welche nachher wieder 
vom Reichötelegraphen auf den Bahntelegraphen 
defjelben oder eines anderen Bahngebiet3 über- 
gehen, nad) der Beitimmung unter c biejes 
Paragraphen in Rechnung gebradt. — Eine 
gleiche Zuführungsgebühr fällt dem Reichstele— 
graphen zu, wenn umgekehrt ZTelegramme bei 
einer NReichd-Telegraphenanftalt aufgegeben und 
der an demjelben Orte befindlichen Bahn⸗Tele— 
graphenftation mittel3 der Verbindungsleitung 
oder buch Boten zugeführt worden find. — 
Liegen die Reichd-Telegraphenanftalt und die 
nächite Bahın-Telegraphenftation an verfchiedenen 
Orten und find beide durch eine Leitung tele- 
graphiſch verbunden, jo kann diefe Verbindungs« 
leitung benupt werden zur Beförderung folder 
Telegramme, welche bei der Neichd-Telegraphen- 


‚[anftalt aufgegeben und an die Bahnı-Telegraphen- 


ftation gerichtet find und umgekehrt. — Bon ber 
nah dem gewöhnlichen Tarif zu erhebenden 
Gebühr erhält die zuführende Anttaft die unter 
d. dieſes Paragraphen erwähnte Zuführungs- 
gebühr, den Weit die übernehmende Anſtalt. 
© Bezahlte Rüdantworten und Empfangsan- 
zeigen find im jeder Beziehung als neue Tele» 
gramm anzujehen. Ebenjo find nachzujendende 
Zelegramme als neu aufgegebene Telegramme 
zu behandeln. f. Die Gebühren für Verviel« 
fältigung, Zurüchziehung und Abſchriften von 
Telegrammen behält diejenige Berwaltung zum 
ganzen Betrage, bei deren Anſtalt die Er- 
g. Für die Bus 


gegeben ift, ſei es in verichließbaren Mappen)|itellung der Telegramme fann die Wdrefanftalt, 


gegen Empfang&bejheinigung mit Zeitangabe, 
auh unter Benugung eines Duittungsbuches, 
übergeben. $ Ya. Für diejenigen Telegramme, 
deren Beförderung ausjchlieglidy mit dem Bahn 
telegraphen erfolgt ift ($ 5), fällt dieſem auch 
die für die Beförderung erhobene Gebühr unge— 
theilt zu. b. Werden Zelegramme jtredenmeije 
mit dem Neichstelegraphen und jtredenmweije mit 
dem Bahntelegraphen befördert, fo findet eine 
Theilung der Gebühren in der Urt jtatt, daß 
1) für die innerhalb des Deutjchen Reichs und 
Luxemburgs befürderten Telegramme die Reichs— 
Telegraphenverwaltung drei Fünftel, die Eijen- 
bahın-Telegraphenverwaltungen zwei Fünftel der 
erhobenen Gebühr erhalten, und daß 2) bie 
Eijenbahnverwaltungen für das mit dem Aus— 
land gewechielte Telegramm 50 Pfennig für je 
50 Worte oder den überſchießenden Bruchtheil, 
jedoch nicht mehr als den eigenen Gebühren: 


antheil der Reidys -Telegraphenverwaltung er⸗ 


Halten, 


wenn diejelbe eine Eifenbahn-Telegraphenitation 
ift und ber Ort, zu welchem dieſelbe gehört und 
wohin dad Telegramm ift, weiter als 
zwei Kilometer von der Bahnſtation entfernt ift, 
eine Austrogegebühr bis zu 50 Pfennig erheben. 
Befindet ſich jedoch an demfelben Orte zugleich 
eine Reichs-Telegrapheuanſtalt, jo erfolgt die 
Buftellung entweder durch die legtere, welcher die 
Zelegramme in der in $ 8 vorgejchriebenen Weife 
zugeführt werden können, oder gebührenfrei be- 
ziehungsweife gegen Erhebung des nad) Maß— 
gabe der Berorduung vom 24, Januar 1876, 
betreffend Abänderung und Eraänzung der Teles 
graphen-Ordnung, zuläfligen Beſtellgeldes durch 
die Bahnı-Telegraphenftation.!) — Sind die Ge» 
bühren für die Weıterbeförderung der Telegramme 
mittel3 Eilbeftellung vom Aufgeber hinterlegt, jo 
werden fie derjenigen Berwaltung überwiejen, 


) ©. unter TelegraphenOrd nung die Berordnung b. 


c. Sit der Zelegraph von mehr ald|zı. Jan. 1876 Nr. 20. 
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deren Unftalt die Weiterbeförderung der Tele» einer Eifenbahn beabſichtigt, hat ſich an das 
gramme auszuführen hat. $ 10. Die Beſtimm- Handelsminifterium zu wenden, und demjelben 
ungen, welche über die gebührenfreie Beförderung die Hauptpunfte der Bahnlinie, jowie die Größe 
von Telegrammen vom Reichskanzler er ehen, des zu ber Unternehmung bejtimmten Uctien« 
finden gleihmäßig Anwendung aud auf die-|capital3 genau — Findet ſich gegen die 
jenigen Telegramme, welche ſtreckenweiſe oder Unternehmung im Allgemeinen nichts zu erinnern, 
ausichließlich durch den Bahntelegraph bejördert| jo iſt der Plan derjelben, nad) den bereit er— 
werden. 8 11. Die Abrechnung bezüglich der theilten und fünftig etwa noch zu erfajjenden 
beiderjeitigen Gebührenantheile findet bei den Inſtructionen, einer forgfältigen Prüfung zu 
Auswechjelungd-Anjtalten jelbjt jtatt. Jede An-junterwerfen Wird infolge dieſer Prüfung 
ftalt führt nad) anliegendem!) Schenta ein Zah: Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilt, fo 
lungs-Conto, in welches alle an die andere An- hat das Handelminifterium, unter Eröffnung 
ftalt abgegebenen, und ein Forderungs-Conto, der etwa nöthig befundenen bejonderen Beding- 
in welches alle von der anderen Anftalt über-/ungen und Mafgaben, eine Friſt feſtzuſetzen, 
nommenen Zelegramme nad der Zeitfolge ein-| binnen welcher der Nachweis zu führen iſt, daß 
zutragen find. Am Schluſſe des Monats ſind das beftimmte Wctiencapital gezeichnet und bie 
die beiden Conti beiderjeits abzuſchließen. — Der Geſellſchaft nad) einem unter den Uctienzeichnern 
fi) ergebende Galdo wird Sofort ausgezahlt. vereinbarten Statute wirklich zujammengetreten 
Die auf den Bahlungs-Conti auszuftellendenifei. $ 2. Hinfihtlid) der AUctien und der Ber- 
Quittungen müfjen über den vollen Betrag dieſer pflichtungen der Aetienzeichner finden folgende 
Eonti lauten. — Sollten den Eiſenbahn-Tele- Örundjäge Anwendung: 1) Die Actien Dürfen 
raphenftationen von den Bahn » Poftanftalten| auf den Inhaber gejtellt werden und find itempel- 
———— überwieſen werben, für welche die frei; 2) die Ausgabe der Actien darf vor Ein— 
Gebühr mit Telegraphen» oder Poſtwerthzeichen zahlung des ganzen Nominalbetraged derjelben 
entrichtet worden ift, fo find derartige Telegramme|nicht erfolgen, und eben jo wenig Die ErtHeilung 
für jedes Bahngebiet zu jammeln und mit einemauf den Inhaber geitellter Promejjen, Interims⸗ 
Forderungs ⸗·Nachweis der von der Eijenbahn-|icheine ꝛc. Ueber Partialzahlungen dürfen nur 
verwaltung beanſpruchten Gebührenantheile an|Ouittungen, auf den Namen lautend, ertheilt 
diejenige Ober-Boftdirection einzureichen, in beren| werden; 3) der Zeichner der Actie iſt für die 
Bezirk fih der Sig der Eifenbahnverwaltung| Einzahlung von 40 Prozent des Nominalbetrages 
befindet. $ 12. Die für verlangte Rüdantwort| der Actie unbedingt verhaftet; von dieſer Ber: 
und Empfangsanzeige eingezahlten Gebühren jind|pflihtung ann derjelbe weder durch Uebertragung 
ber übernehmenden Anftalt voll zu überweijen.|jeines Anrechts auf einen Dritten fid) befreien, 
Dafjelbe gilt von den von dem Aufgeber er-|nod Seitens der Gejellihaft entbunden twerden, 
hobenen Gebühren für die Weiterbeförderung der Su ben Fall, daß die ausgejhriebenen Partial⸗ 
Telegramme mit der Poft oder mittel3 des See- Zahlungen in Rügſtand bleiben, ift die Beſtimm⸗ 
Telegraphen. — Die Koften für die Weiter-[ung von Eonventionalftrafen, ohne Rücſicht auf 
beförderung mit Eilboten und Eſtafette werden] die ſonſt Hinfichtlich deren Höhe gefeglich bejtchen« 
verrechnet, ſobald der Betrag diefer Koften ge-|den Beſchränkungen, zuläffig; 4) nad) Einzahlung 
meldet worden ift. — Die bezuͤgliche Mittheilung, | von 40 Prozent hat die Geſellſchaft, wenn der 
wie viel Boten⸗ ——— Eſtafettenkoſten urſprüngliche Zeichner der Actie ſein Anrecht auf 
verauslagt find, Hat entweder in der Empfangs-|einen Andern übertragen hat, die Wahl, ob jie 
anzeige, oder, wenn es ſich um gewöhnliche Tele-|a. den urjprünglichen Zeichner feiner Verpflichtung 
gramme innerhalb des Deutfchen Reichs handelt, |entlafjen und fich Lediglich an den Ceſſionar halten, 
durch die Poſt mittels portofreien Dienjtbriefes|oder b. der Abtretung ungeachtet, den urjprüng« 
u erfolgen. In jedem Falle ift diefelbe an diejlichen Zeichner noch ferner in Anſpruch nehmen 
Reichs · Telegraphenanſtalt zu richten, welche die) will, in welchem Fall die Geſellſchaft gegen den 
Urſprungsdepeſche vermittelt hat. $ 13, Für Ceſſionar feinen Anſpruch hat. — Der —— 
Gebührendefecte haftet diejenige Reichs- be-|von dem Vorſtande der Geſellſchaft zu afjende 
ziehungsweiſe Bahn» Telegraphenanftalt, von Beſchluß ift beim Ausſchreiben der nächſten 
welcher das Telegramm auf den Bahne bezieh-| Partialzahlung befannt zu machen, 5) Beijeder 
ungsweiſe Reich3-Telegraphen übergegangen ijt. |folgenden Ceſſion treten dieſelben Beftimmungen 
Gifenbahn-Unternehmungen. ein, welche unter 4 für die erſte gegeben worden 
Gejep über die Eifenbahn-Unternehm ind. 6) Wenn nad ——— 
s i Fi e ’ 
ungen vom 3. November 18382) die ferneren Partialzahlungen nicht eingehen, jo 


ift die Gefellichaft berechtigt, entweder a) den 
$1. Jede Gejellihaft, welche die Anlegung 







































Bahlungspflichtigen weiter in Anſpruch zu nehmen, 
oder b, denjelben, unter Aufhebung jeiner Ber- 
pflichtung gegen die Gejellichaft, des bereit Ge— 
zahlten und aller Rechte aus den bisherigen 
Hahlungen verluftig zu erflären. Bis zu dem 
Betrage, mit welchem die auf dieſe Weile aus— 


?) Durch Berordnung vom 19. ug. 1867 ift das Geſetz v. 
3. Nov. 1838 in ben durch Gefeg vom 20. Sept. 186 und 
durch die Geſetze dom 24. Der. 18:6 mit der preuf. Dlonarcie 
vercinigten Gebieten in Kraft getreten, jedoh mit Ausflug 
ber $$ 11—13, 15—19, 38—41 und des $ 44. — Eomeit die 
ertheilten Conceſſionsurkunden über das Berbältnif der beitch- 
enden Eifenbabngefellfhaft zum Staate und zum Publicum 
abweichende Beftimmungen enthalten, bat es bci denielben jein 
Bewenden bebalten. — Bezüglich der Anlage von Eifenbahnen 


) Braucht bier nicht abgebrudt zu werben. 


in den hohenzollernſchen Landen, ſ. Geſetz vom 1. Mai 1805. 
Durd Betanutmachung vom 23, Sept. 1865 ift das Gefes d. 
1. Mai 1865 aud auf die Hohenzollern-Badenfde Eiſenbahn 
ausgedehnt. 
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ſcheidenden Intereſſenten betheiligt waren, bürfen, Grund und Boden für alle fonftigen Anlagen, 


neue Uctienzichnungen zugelafjen werden. $ 3. 
Das Statut ift zu Unſerer Iandesherrlihen Bes 
ftätigung einzureichen; es muß jedoch zuvor der 
Baupları im Wefentlichen fejtgeftellt worden fein. 
— So lange die Beſtätigung nicht erfolgt fit, 
beftimmen fich die Verhältniffe der Geiellichaft 
und ihrer Bertreter u allgemeinen gejeß- 
lichen Vorfchriften über Geſellſchafis u. Mandat3- 
Verträge. ittels ber Beftätigung bes Statut, 
welches durch die —A* zu publieiren 
ift?), werden ber Geſellſchaft die Rechte einer 
Corporation ober einer anonymen Geſellſchaft 
ertheilt. $ 4. Die Genehmigung der Bahnlinie 
in ihrer vollitändigen Suräfthrung durch alle 
Bivifcherpunfte wird dem Handelsminifterium 


welche zu dem Behufe, damit die Bahn als eine 
eos Straße zur allgemeinen Benugung 
dienen könne, nöthig oder infolge der Bahn- 
Anlage im öffentlichen Intereſſe erforderlich find, 
— Die Entjheidung darüber, welche Grimditikte 
für die obigen Zwede (Mr. 1—5) in Anſpruch 
zu nehmen jind, ſteht in jedem einzelnen Falle 
der Regierung mit Vorbehalt des Recurjes an 
dad Minifterium zu. Dagegen ift das Erpro- 
priationsreht auf ſolche Anlagen nicht auszu— 
dehnen, welche, wie Waaren-Magazine und der» 
gleichen, nicht den unter Nr. 5 gedachten allge» 
meinen Zweck, jondern nur dad Privatintereife 
der Gejellichaft angehen. $ 9. Außer dem Er- 
propriationsrechte wird der Gejellichaft auch das 


vorbehalten, ebenio find die Berhältniffe der Recht zur vorübergehenden Benugung fremder 


Eonftruction, ſowol der Bahn ald der anzu- 


Grundſtücke behufs der Einrichtung von Jnterims- 


wendenden Fahrzeuge, an diefe Genehmigung| Wegen, der Materialien-Gemwinnung ꝛc., eben fo 


gebunden?) Alle Vorarbeiten zur Begründung 


wie es bei der Anlegung und Unterhaltung von 


der Genehmigung hat die Gejellfchaft auf ihre Kunftftraßen dem Staate zufteht, eingeräumt. 


Koſten zu beichaffen. Die Anlage von 
Bmweigbahnen kann ebenjo wie die von neuen 
Eijenbahnen überhaupt nur mit Unferer landes— 
errlichen Genehmigung ftattfinden. $ 6. Zur 
mijjion von Mctien über die urfprünglich feit- 
geſetzte Zahl Hinaus ift Unjere Genehmigung 
nothwendig. Die Aufnahme von Gelddarlehnen 
(womit der Kauf auf Credit nicht gleichgejtellt 
werben joll) bedarf der Zuftimmung des Hanbels- 
minifteriums, welches diejelbe an die Bedingung 
eines feftzuftellenden Bind- und Tilgungsfonds 
gu fnüpfen befugt if. $ 7. Die —— iſt 
efugt, die für das Unternehmen erforderlichen 
Grundſtücke ohne Genehmigung einer Staats— 
behörde zu erwerben; zur Giltigkeit der Ver— 
äußerung von Grundſtücken iſt jedoch die Ge— 


nehmigung der Regierung nöthig.“) 88. Für 
den Fall, daß über den Erwerb der für die 


Bahnanlage nothwendigen Grundſtücke eine Einig- 
ung mit den Grundbefigern nicht zu Stande 
fommt, wird der Gejellichaft dad Recht zur Er- 
propriation, welchem auch die Nugungsberechtigten 
unterworfen find, verliehen. Daſſelbe erjtredt 
fi injonderheit: 1) auf den zu ber ee jelbft 
erforberlihen Grund und Boden; 2) auf den zu 
den nöthigen Ausweichungen erforderlichen Raum; 
3) anf den Raum zur Unterbringung ber Erde 
und des Schuttes zc., bei Einjchnitten, Tunnels 
und Abtragungen; 4) auf den Raum für bie 
Bahnhöfe, die Aufjeher- und Wärterhäufer, die 
Wajlerftationen und längs der Bahn zu erridh- 
tenden Kohlenbepältniffe zur Berjorgung ber 
Dampfmafdinen, und 5) überhaupt auf den 


1) Nach dem Gefeye vom 10. April 1872 $ 1 Nr. 5 
2—5 erfolgen dieſe Publicationen nunmehr dburd die betr. 
egierungsamtsblätter. 


3) Durd die zufolge Geſetzes vom 26. Juli 1876 ben Ber: % 
walnungsgerien beigelegten Befugniffe zur Eutſcheidung ſtreit⸗ 
iger 


egebanfalgen und mwafferpolizeilihen Angelegenbeiten 
werden die ber 
dei nach SS 4 und 14 bes Örjeges vom 3. Nov. 1838 zu 
Keinen Befugniſſe in Eifenbabnangelegenbeiten nicht berührt; 
vom 26. Juli 1876 $ 166. : 
3) Die in 95 7 und 22 der Bezirkäregierung beigelegten Be- 
niffe find ım Bereiche der Kreisordnung v. 13. Dec. 1872 
auf den Dlinifter für Handel übergegangen; Geſetz vom 26. 
Quli 1376 $ 167. 


In welchem Umfange diejed Recht nad) den, in 
den verſchiedenen Landestheilen beftehenden Bor» 
ichriften geltend zu maden, und welde Grund« 
jtüde Dabei in Anſpruch zu nehmen find, hat die 
Regierung, vorbehaltlid des Recurſes an das 
Handeldminifterium, zu bejtimmen. Jedoch iſt 
überall dad Nusgraben der Erde zur Biegel- 
fabrifation und von Tyeldfteinen, jo wie die Er- 
Öffnung von Steinbrühen und die Benukun 
ſchon vorhandener Steinbrüdhe, in den dur 
gegenwärtigen Paragraphen den Gejellicaften 
beigelegten Befugnifjen nicht enthalten. $ 10. 
Wenn die Gejellichaft ein benachbartes Grund«- 
ftüd zur Unterbringung der Erde u, des Schuttes 
in Anfprud; genommen hat ($ 8 Nr. 3), fo joll, 
nachdem diejer Zweck vollftändig erreicht ift, der 
Eigenthümer die Wahl haben, dieſes Grundftüd 
(nad) $ 8) ber Gejellihaft fortwährend zu über- 
laſſen, oder (nad) $ 9) gegen Erſatz der Werths⸗ 
verminderung zurüd zu nehmen. Gollte jedoch 
der fortwährende Beſitz deſſelben ber Geſellſchaft 
für die Sicherheit der Bahn nöthig fein, jo fällt 
der Anſpruch des Eigenthümerd auf Rüdgabe 
hinweg. $11. Die Erpropriation erfolgt in denjen« 
igenLanbestheilen, wo das A.L.-R, in Kraft iſt, 
nah Vorſchrift der S$ 8—ı11 Th. I. Tit. 11.') 
— Die Regierung ernennt die Taratoren und 
leitet das Abſchätzungsverfahren unter Zuziehung 
beider Theile. Der Eigenthümer ift verpflichtet, 
egen Empfang oder gerichtlihe Depofition des 
Torwerthß, das Grundftüd der Gejellihaft zu 
übergeben, und wird nöthigen Falls von ber 
Regierung hierzu angehalten. — Der Eigen- 
tgümer fann, wenn er mit der Schäßung der 


und| Taratoren nicht zufrieden ift, auf richterliche 


Entiheidung über den Werth antragen. Der 
Gejellihaft fteht ein ſolches Recht nicht zu. — 
In der Aheinprovinz, joweit dad U. LM. da- 
jelbft nicht in Kraft ift, erfolgt die Ausübung 


andespoligeibehörde und bem Miniſter für|ded Erpropriationsreht3 ($ 8) und die Feſt— 
“|ftellung ber Entichädigungen nad den für Die 


Erpropriation dort geltenden Beltimmungen. 
8 12. Wenn bei der Entihädigung, außer dem 


1) ©. jegr unt. Ent:ignung das Gef. v. 11. Juni 1874. 
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Eigenthümer, auch Realberechtigte in Betrachtjrehnung bringen, wol aber die von ihr auf 
fommen, jo hängı es von dem Ermeſſen der/diejem Boden etwa errichteten Gebäude oder 


Regierung ab, ob die Entihädigungsjumme ge- 
richtlic) deponirt, oder ob dafür Caution geftent 
werden fol, in welchem letzten Fall die Gejek- 
ichaft, vom Zeitpuntt der Uebergabe an, landes- 
übliche Zinſen zu zahlen hat. $ 13. Für die 
vorübergehende Benugung von Grundjtüden ($9) 
ift die Entjchädigung in gleicher Art, wie bei 
der Erpropriation ($ 11) zu beftimmen. Es 
kann aber für deren Gewährung die Beitellung 
einer angemejjenen Gaution verlangt werden, in 


weldem Falle die Regierung die Sache inter-|$ 


imiftiich zu regüfiren hat. $ 14. Außer ber 
Geldentihädigung ift die Gejellihaft auch zur 
Einrihtung und Unterhaltung aller Anlagen 
verpjlichtet, welche die Regierung an Wegen, 
Ueberfayrten, Triften, Einfriedigungen, Bewäjjer- 
ungs⸗ oder Borfluths-Anlagen zc. nöthig findet, 
damit die benachbarten Grundbefiger gegen Ge- 
ahren und Nadıtheile in Benugung ihr Grund- 
tüde gejihert werden.) — Entjteht die Noth- 
wendigfeit joldher Anlagen erjt nach Eröffnung 
der Bahn durch eine mit den benachbarten Grunde 
ftüden vorgehende Veränderung, jo iſt die Ge- 
jeilichaft zwar auch zu beren Einrichtung und 
Untergaltung verpjlichtet, jedoch nur auf Kojten 
der dabei interejjirten Grundbeſitzer, welche des— 
halb auf Verlangen der Geſellſchaft Eaution zu 
bejtellen Haben. $ 15. Bei der Zahlung der 


andere Unlagen hinwegnehmen. $ 19. 

Vorlauf tritt ein, wenn die Geſellſchaft das ent- 
behrlich gewordene Grundftüd andermweit zu ver- 
faufen Gelegenheit findet. Sie hat dieje Abficht, 
ſowie den angebotenen Kaufprei3 dem nad) $ 17 
bereditigten Eigenthümer anzuzeigen, welcher jein 
—— verliert, wenn er ſich nicht binnen 
zwei Monaten darüber erklärt. Unterläßt die 
Geſellſchaft die Anzeige, ſo kann der Berechtigte 
ſeinen Anſpruch gegen jeden Beſitzer geltend machen. 
z 20. Für alle Entſchädigungs-Anſprüche, 
welche injolge der Bahn-Anlage an den Staat 
gemacht, und entweder von der Gefellichaft felbft 
anerkannt, oder unter ihrer Zuziehung richterlich 
[eftgefteit werden, ijt die Gejellfchaft verpflichtet. 
5 #1. Das Handeldminijterium wird nach vor- 
gängiger Vernehmung der Geſellſchaft die Friſten 
bejtimmen, in welder die Anlage fortichreiten 
und vollendet werden joll, und kann für beren 
Einhaltung fih Bürgichaften ftellen laſſen. Im 
Falle der Nichtvollendung binnen der beſtimmten 
Beit bleibt vorbehalten, die Anlage, jo wie fie liegt, 
jür Rechnung der Gejellicdaft unter der Beding- 
ung zur öffentlichen Verjteigerung zu bringen, 
daß diejelbe von den Anfäufern ausgeführt werde. 
E3 muß jedod) dem Antrage auf Verjteigerung 
die Beitimmung einer jchlieglihen Frift von ſechs 
Monaten zur Vollendung der Bahn voranaehen. 


Geldvergütungen für Grundftüde, welche nah|$ 22. Die Bahn darf dem Verlehr * eher 


$ 8 der Expropriation unterworfen find, ohne 
Unterſchied, ob die Veräußerung jelbit durch Er- 
propriation oder durch freien Bertrag bemirft 
wird, fommen die für den Chaufjeeban in den 
verichiedenen Landestheilen hierüber bejtehenden 
ejeglichen Beitimmungen zur Anwendung, aud) 
Pollen die dabei vorfommenden Berhandlungen 
ſtempel- und jportelfrei erfolgen. $16. Hai die 
Gejellichaft ein nad) $ 8 der Erpropriation unter- 
worfenes Grundjtüd, jei es durch Erpropriation 
oder durch freien Bertrag erworben, jo ſoll für 
dafjelbe ein Anfpruch jowol auf Wiederfauf, ala 
auf Vorkauf?) eintreten, wenn in der Folge ent- 
weder die Anlage diejer Eifenbahn aufgegeben 
oder das Grundjtüd zu ihren Zwecken entbehrlid, 
wird. $ Den Aniprud auf Wiederfauf 
und Borfauf hat der zeitige Eigenthümer des 
durch den urſprünglichen Erwerb ($ 16) ver- 
Heinerten Grundſtücks. $ 18. Den Wiederkauf 
lann diejer Eigenthümer in joldem all zu jeder 
Beit geltend machen, bejtreitet die Gejellichaft 
das Dafein der im $ 16 beitimmten Bedingungen, 
fo tritt richterliche Entſcheidung ein. Die Gejell» 
ihaft kann von ihrer Seite den Eigenthümer 
auffordern, fi über die Ausübung diejes Rechts 
zu erklären, und er verliert dajjelbe, wenn er 
richt binnen zwei Monaten dieſe Erflärung ab» 
gibt. Bei dem Wiederfauf zahlt der Eigen- 
thümer den urſprünglichen Kaufpreid nach Abzug 
ber durd) die bisherige Benupung in dem Grund» 
ftüd entjtandenen Werthsverminderung. Dagegen 
fann die Gejellichaft feine Verbeijerungen in An— 

68. Note zu 4a. 

2) ©. unter Enteignung Geſetz vom 11. Juni 1874 
$ 57 Abi. 2. 


eröffnet werder, als nad) vorgängiger Revifion 
der Unlage von der Regierung!) die Genehmigung 
dazu ertheilt worden. $ 23. Die Handhabung 
der Bahnpolizei wird, nad einem darüber von 
dem Handelöminifterium zu, erlafiendem Regle— 
ment, der Öejellichaft übertragen. Das Reglement 
wird zugleih das Verhältniß der mit diejem 
Gefchäht beauftragten Beamten der Gejellihaft 
näher feſtſehen. F 24. Die Gefellihaft ift ver- 
pjlichtet, die Bahn nebſt den Transport-Anftalten 
fortwährend in ſolchem Zuftande zu echalten, daß 
die Beförderung mit Sicherheit und auf die der 
Beitimmung des Unternehmens entjprechende 
Weiſe erfolgen könne, fie kann Hierzu im Ber- 
waltungswege angehalten werden. $ 25.°) Die 
Geſellſchaft iſt zum Erſatz verpflichtet für allen 
Schaden, welcher bei der Beförderung auf der 
Bahn, an den auf denjelben beförderten Berjonen 
und Gütern, oder aud) an anderen Berfonen und 
deren Sachen, entiteht und fie fann ſich von diejer 
Verpflichtung nur durch den Nachweis befreien, 
daß der Schaden entweder durch die eigene Schuld 
des Beichädigten, oder durch einen unabwendbaren 


1) ©. bie Note au $ 7. 

2) Gefeg, betr. einen Zufat zu 33 bes Geſetzes über bie 
Eifenbahnunternebmungen vom 3. Nov. 1838, vom 3. Mai 
1869: Einziger Artitel. Die Eifenbahnen find nicht befugt, 
die Anwendung ber im $ 25 des Gefeges über die Eifenbahn= 
Unternehmungen vom 3.Nov. 1838 enthaltenen Eye 
über ihre Verpflichtung zum Erfage des Schadens, welcher bei 
der Beförderung auf der Bahn an den auf derielben beforder⸗ 
ten Perfonen od. aud an anderen Berionen entiteht, zu ihreng 
Bortheile durch Verträge (mittels Reglemente oder durch be— 
fondere Mebereinfunft) im Boraus auszufhliefen oder zu bes 
fhränfen. Bertragspeitimmungen, welche dieſer Borſchrift ent⸗ 
gegenſtehen, haben keine rechtliche Wirtung [S. auch Reichs: 
geſetz vom 7. Juni 1871]. 


äußeren Zufall bewirkt worden iſt. 
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Die gefähr- ſoweit dieſelben durch Erweiterung des Grund⸗ 
capitals bewirkt worden find. $ 30. Die Be 


fihe Natur der Unternehmung jelbjt iſt als ein 
jolher, von dem Schadenerjat befreiender Zufall 
nicht zu betrachten. $ 26. Für die erſten drei 
Jahre nad dem auf die Eröffnung der Bahn 
folgenden 1. Januar wird vorbehaltlich der Be- 
ftimmung des $ 45, der Gejellichaft das Hecht 
—— ohne Zulaſſung eines Concurrenten, 
den Transportbetrieb allein zu unternehmen umd 
die Preiſe ſowol für den Perfonen» als für den 
BWaarentransport nad ihrem Ermefjen zu be 
ftimmen. Die Geſellſchaft muß jedboh 1) den 
angenommenen Tarif beim Beginn des Trans- 
portbetriebes und die fpäteren Wenderungen jo- 
fort bei deren Eintritt, im Falle der Erhöhung 
aber ſechs Wochen vor Anwendung derjelben, der 
Regierung anzeigen und öffentlich befannt machen, 
und 2) für die angejegten Preije alle zur Fort— 
ihaffung aufgegebene Waaren, ohne Unterjchiev 
ver Interöfjenten befördern, mit Ausnahme jol: 
her Waaren, deren Transport auf der Bahn 
durch das Bahn-Neglement oder ſonſt polizeilic) 
für unzuläffig erflärt it. $ 27. Nach Ablauf 
der erjten drei Jahre können, zum Transportbe- 
triebe auf der Bahn, außer der Gefellichaft jelbit 
auch Andere gegen Entricditung des Bahngeldes 
oder dew zu regulirenden Vergütung (6 28—31 
vergl. mit $ 45), die Befugniß erlangen, wenn 
das Harıdelöminijterium nad Prüfung aller Ver— 
hältnifje angemefjen findet, denfelben eine Con— 
ceifion zu ertheilen, $ 28. Auf jolde Eoncur- 
renten find, in Anfehung der Bahnpolizei, der guten 
Erhaltung ihrer Anftalten, ſowie der Berpflicht- 
ung zum Schadenerſatz diejelben Beitimmungen 
anzuwenden, welche in den $$ 23, 24, 25 für 
die urjprüngliche Gefellichaft gegeben find. F 29. 
Die Höhe des Bahngeldes, zu defjen Forderung 
die Gejelliaft, in Ermangelung gütlicher Einig- 
ung mit den Transport-Unternehmern, berechtigt 
ift, wird in der Urt feitgejegt, daß durch deſſen 
trichung, unter Bugrundelegung der wirklichen 
Erträge aus den leptverjlofjenen Jahren, 1) die 
Koften der Unterhaltung und Verwaltung ber 
Bahn nebit Zubehör (mit Ausſchluß der das 
Transport » Unternehmen angehenden Betriebö- 
und Berwaltungstoften) beftritten,.2) der ftatuten- 
mäßige Beitrag zur Anjammlung eines Rejerve 
fonds für außergewöhnliche, die Bahn und Bu- 
behör betreffende Ausgaben aufgebradit, 3) die 
von der Gelellfchaft zu übernehmenden Laſten 
(infotieBi der im $ 38 — gedeckt wer⸗ 
können; woneben außerdem 4) der Geſell⸗ 
haft an Zinſen und Gewinn ein, ber bisherigen 
Nutzung entiprechender Reinertrag des auf die 
Bahn und Zubehör verwendeten Anlage-Lapitals, 
gewähren bleibt, mit der weiteren Maßgabe 


rechnung des Bahngeldes geichieht in folgender 
Weiſe: 1) Aus der von der Geſellſchaft im legten 
Vierteljahr der erften Betriebsperiode vorzule- 
genden Rechnungen ber verflofienen 2%, Jahre 
it zunächſt der biß dahin durchichnittlich gewons« 
nene Neinertrag eine? Jahres zu ermitteln, 
Diejer Reinertrag wird nad Verhältniß der auf 
die Bahn und deren Zubehör und auf das Fuhr— 
und Transport » Unternehmen nebjt dem dazu 
gehörigen Inventar verwendeten Anlage-Eapitalien 
vertheilt, und der hiervon auf die Bahn und deren 
Zubehör fallende Antheil, mit Berüdjichtigung 
der im $ 29 Nr. 4 gegebenen Borjchriiten für 
den Meinertrag der Bahn angenommen. Der 
jonach feitgeftellte Neinertrag der Bahn und der 
jährliche Durchſchnittsbetrag der in dem $ 29, 
Nr. 1—3 bezeichneten Ausgabe» Pofitionen zu« 
jammengenommen bilden die Theilungsfumme, 
welche der Feſtſe — Bahngeldes zum Grunde 
zu legen iſt. 2 ie Frequenz der Bahn iſt 
nad der Einnahme an Berjonen- und Frachtgeld 
zu berechnen und hierbei entweder die Centner— 
zahl der Güterfracht nad; Verhältnig des Per- 
jonengelde8 zum Frachtgelde nah Perjonen- 
Einheiten, oder auch die Perſonenzahl nad) dem- 
jelben Berhältniß auf Centner-Einheiten zu re 
duciren. 3) Die zu 1 ermittelte Summe, durd) 
die Zahl des auf Berjonen- und Gentner-Einheiten 
reducirten Fuhr⸗ und Transportbetriebes zu 2 
getheilt, ergibt die Höhe des zu entrichtenden 
Bahngeldes für eine Perſon oder einen Gentner 
Waare. — Haben bei einer re verichiedene 
Sätze des — ————— oder für den Güter— 
transport ftattgefunden, jo foll bei der Reduction 
zu 2 hinfichtlich des Perjonengeldes überall nur 
der niedrigite Sab, hinfichtlich des Güter-Trand- 
port3 aber ein Durdicnittsfag angenommen 
werden. 4) Die jhließliche Feititellung des Bahn⸗ 
geldes für Perjonen und Güter erfolgt demnächſt 
in dem bei der Reduction auf Perlonen- oder 
Gentner-Einheiten zum Grunde gelegten Berhält- 
niffe, mit Rüdjiht auf die Verjcdiedenheit der 
bisherigen Säge für den Güter-Transport. $ 31. 
Das Bahngeld ift in bejtimmten Perioden, welche 
das Handelöminifterium für jede Eifenbahn auf 
wenigftend drei und höchſtens zehn Jahre feit- 
zujegen hat, von Neuem zu reguliren. Die Ge- 
jellihaft darf das feitgejegte Bahngeld nicht über- 
jchreiten, wol aber vermindern. Sowol der für 
die ganze Periode feitgejegte Tarif, als diefe in 
der Zwiſchenzeit eintretende Veränderungen, find 
Öffentlich bekannt zu machen und auf alle Trans. 
porte ohne Unterichied der Unternehmer gleidh- 
mäßig anzuwenden. Enthält der neue Tarif eine 


jedoch, daß dieſer Reinertrag, aud; wenn die Er-| Erhöhung des Bahngeldes, jo kann biefe erft 
träge der verflofjenen Jahre eine höhere Nutzung ſechs Wochen nad der Belanntmadung zur An- 
des Unlage-Capitald gewährt hätten, nicht höher wendung kommen. $ 32. Es bleibt der Ge— 
als zu 10 Procent des legteren, dagegen umge: |jellichaft überlafien, nachdem die Regulirung bes 
fehrt, auch wenn die Erträge der Vorjahre 6 Bahngeld⸗Tarifs nach SS 29 und 30 erfolgt ift, 
nicht jo Hoch belaufen hätten, nicht geringer als die Preije, welche fie für die Beförderung an 
zu 6 Procent des Anlage-Eapitals in Anfag)Fuhrlohn neben dem Bahngelde erheben will, 
fommen fol. Zum Unlage-Capital find aud|nad ihrem Ermefjen anzufegen; ed dürfen ſolche 
alle fpätere weſentliche, von der Regierung als jedoch nicht auf einen höheren Reinertrag als 
jolche anerlannte Meliorationen zu rechnen, in!10 Procent des in dem XTransport-Unternehmen 
Orotefendb, Bolizeisterifon. 21 
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angelegten Capital3 beredinet werden. — Die zu überweijen, jo ijt die Gefellichaft verpflichtet, 
Seteifchaft ift hierbei verpflichtet: 1) den Fracht dieſelben vorzugsweife vor anderen Perſonen auf 
Tarif (jowol für den Waaren- ald den Perjonen- derjenigen Klafje von — die dazu von 
Transport), welcher nachher ohne Zuſtimmung der Poſt für immer beſtimmt werden ſollen, 
des Handelsminiſteriums nicht erhöht werden gegen Entrichtung des gewöhnlichen Perjonen- 
darf, ſowie demnächſt die innerhalb der tarif- geldes dieſer Wagen, zu befördern. 5) Die Ge— 
mäßigen Sätze vorgenommenen Aenderungen, und |jellichaft ift berpflichtet, die mit Poft- Freipäljen 


Eijenbahn-Unternehmungen. 


zwar im Falle einer Erhöhung früher ermäßigter 
Säge ſechs Wochen vor Anwendung derjelben 
der Regierung anzuzeigen und öffentlid) befannt 
zu machen; aud) 2) für die angenommenen Säge 
alle zur Fortihaffung aufgegebene Waaren, deren 
Transport polizeilich zutälfin ist, ohne Unterjchied 
der Intereſſenten zu befördern. $ 33. Sofern 
nach Abzug der das Transport - Unternehmen 
betreffenden Ausgaben, einjchließlich des in dem 
Statute mit Genehmigung des Minifteriums 
feftzufegenden jährlichen Beitrages zur Anſamm— 
lung eines Rejervefonds für die zulegt verlaufene 
Periode ſich an Zinfen und Gewinn ein Rein- 
ertrag don mehr als zehn Procent des in dem 
Unternehmen angelegten Capital ergibt, müfjen 
die FZuhrpreife in dem Maße herabgejegt werden, 
daß der Reinertrag dieſe zehn Procent nicht über- 
ichreite. Wenn jedoch der Ertrag des Bahngeldes 
das dafür im $ 29 verftattete Marimum von 
zehn Procent nicht erreicht, jo joll der Ertrag 
des Transportgelded zehn Procent jo lange über» 
fteigen dürfen, bis beide Einnahmen zujammen- 
gerechnet einen Reinertrag von zehn Procent der 
in dem gejammten Unternehmen angelegten Ca- 
pitale ergeben. $ 34. Um die Ausführung der 
in den $5 29—33 gegebenen Vorſchriften möglid) 
zu machen, ift die Gejellichaft verpflichtet, über 
alle Theile ihrer Unternehmung genaue Rechnung 
zu führen und hierin die ihr von dem Handels— 
Minifterium zu gebende Anweiſung zu befolgen. 
Diefe Rechnung iſt jährlich bei der vorg>jepten 
Regierung einzureihen. $ 35. Wenn über die 
Anwendung des Bahngeld» oder bed Fradıt- 
Tarifs zwiſchen der Gejellihaft und Privatper- 
fonen Streitigkeiten entjtehen, jo kommt die Ent- 
ſcheidung hierüber mit Vorbehalt des Recurſes 
an dad Yandels-Kinifterium, der Regierung zu. 
$ 36. Die aus dem Poſtregale entipringenden 
Vorrechte des Staats, an feitgeießten Tagen und 
zwijchen bejtimmten Orten Perſonen und Sachen 
zu befördern, gehen, foweit es für den Betrieb 
der Eifenbahnen nöthig ift, die in jedem Regale 
enthaltene Ausichließung des Privatgewerbes auf- 
zugeben, auf diejelben über, wobei der Poftver- 
waltung bie Berechtigung vorbehalten bleibt, die 
Eijenbahnen zur Beförderung von poftmäßigen 
Berjendungen unter den nachfolgenden —32— 
Beitinnmungen zu benutzen: 1) Die Geſell 


verjehenen Perſonen unentgeltlich zu befördern, 
vorausgejegt, daß diefe nur einen Theil ihrer 
Neife auf der Eifenbahn, einen anderen Theil 
aber mit gewöhnlichem Poſtfuhrwerk zurüdlegen. 
6) Wird der regelmäßige PBoftbetrieb auf einer 
Eijenbahn dergejtalt dur die Schuld der Ge- 
jellichaft unterbrochen, daß die Pojtverwaltung 
ihren Betrieb einitweilen durch andere Anitalten 
zu beforgen genöthigt wird, jo ift die Gejellichaft 
zum Erlap des hierdurch veranlaften Kojten- 
aufwandes verpflichtet. $ 37. Wird eine Con« 
currenz im Transport auf der Eifenbahn ver- 
jtattet ($ 27), fo find die Concurrenten gegen 
die Poſt zu denfelben Leijtungen verpflichtet, wie 
die urjprüngliden Unternehmer ($ 36). Für die 
angemejjene Vertheilung diejer Laſten unter den 
en Fra Unternehniern ift bei der Ertheilung 
der Conceſſion Bedacht zu nehmen. 

38—41. [f. u. Eiſenbahn-Poſtweſen. 
Neichögefeg vom 20. December 1875.] 

8 42. Dem Staate bleibt vorbehalten, das 
Eigentyum der Bahn mit allem Zubehör gegen 
vollitändige Entihädigung anzulaufen. — Hierbei 
ift, vorbehaltlich jeder anderweiten, hierüber durch 
gütliches Einvernehmen zu treffenden Regulirung, 
nach folgenden Grundfägen zu verfahren: 1) Die 
Abtretung kann nicht eher ald nad) Verlauf von 
dreißig Jahren, von dem Zeitpunkt der Trans- 
porteröffnung an, gefordert werden. 2) Sie kann 
ebenfalld3 nur von einem folchen — an ge⸗ 
fordert werben, mit welchem, zufolge bed $ 31, 
eine neue Sehlegung des Bahngelde3 würde 
eintreten müſſen. 3) Es muß der Geſellſchaft die 
auf Uebernahme der Bahn gerichtete Abſicht min- 
deitend ein Jahr vor dem zur Uebernahme be- 
ftimmten Zeitpunfte angefündigt werden. 4) Die 
Entihädigung der Geſellſchaft erfolgt jodann nad) 
folgenden Grumdjägen: a) Der Staat bezahlt an 
die Gejellichaft den fünfundzwanzigfachen Betrag 
derjenigen jährlichen Dividende, welche an jämmt- 
liche Actionäre im Durchſchnitt der legten fünf 
Jahre ausgezahlt worden ift. b) Die Echulden 
der Gejellichaft werden ebenfalld vom Gtaate 
übernommen und in gleicher Weije, wie dies der 
Gejellihaft obgelegen haben würde, aus ber 
Staatskaſſe berichtigt, wogegen auch alle etwa 
vorhandenen Activ-‚zorderungen auf die Staatd- 


haftjtafje übergehen. c) Gegen Erfüllung obiger Bes 


ift verpflichtet, ihren Betrieb, foweit die Naturjdingungen geht nicht nur das Eigenthum der 
befielben es gejtattet, in die nothiwendige Ueber-| Bahn und des zur Transport » Unternehmung 
einftimmung mit den Bebürfnijfen der Poftver-|gehörigen Inventariums ſammt allem Zubehör 
waltung zu bringen. 2) Sie übernimmt demjauf den Staat über, jonbern es wird bemfelben 
unentgeltlichen Transport der Briefe, Gelder undjauch der von der Geſellſchaft angeſammelte Re— 
aller anderen dem Poſtzwang unterworfenen Gü-|jervefonds mit übereignet. d) Bis dahin, wo 
ter. 3) Sie übernimmt ferner den unentgeltlichen|die Auseinanderjegung mit der Gejellihaft nad 
Transport derjenigen Pojtwagen, welche nöthig |voritehenden Grundjägen regulirt, die Einlöfung 
fein werben, um die der Poſt anvertrauten Güter |der Uctien und die Uebernahme der Schulden 
zu befördern. 4) Findet es die Poſtverwaltung erfolgt ift, verbleibt die Gejellichaft im’ Befige 
nöthig, der Geſellſchaft Reijende zur Beförderung 'und in der Benugung der Bahn. $ 43. Yür 
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ye vom Feinde ausgehen, oder im Intereſſe Wir behaften Uns vor, nad) Maßgabe der wei— 
‚nde&vertheidigung veranfaft werden, kann teren Erfahrung und der ſich daraus ergebenden 
ellſchaft vom Staat einen Erjag nicht in Vedürfnifie, die im gegenwärtigen Gejege gege- 
„ch nehmen. $ 44. Die Anlage einer, benen Bejtimmungen, durch allgemeine Anordnun 
Eiſenbahn durch andere Unternehmer, gen oder durch künftig zu ertheilende Concefjionen 
neben der erſten im gleicher Richtung auf zu ergänzen und abzuändern und nad Umftän« 
on Orte mit Berührung derjelben Haupt-|dem denjelben auch andere ganz neue Bejtimm« 
fortlaufen würde, ſoll binnen einem Zeit-|ungen hinzuzufügen. Sollten Wir es für noth- 
von dreißig Jahren nach Eröffnung der|wendig erachten, aud den bereit3 concejjionirten 
nicht zugelaflen werden, anderweite Ver-Joder in Gemäßheit dieſes Geſetzes zu concefjio- 
ingen der Communication zwijchen diejen | nirenden Geſellſchaften die Beobachtung diejer Er- 
* und im derſelben Richtung find jedoch) gänzungen, Abänderungen oder neuen Beſtimm⸗ 
ch nicht beſchräntt.) $ 45. Die Geſellſchaft ungen aufzulegen, jo müſſen fie ſich denſelben 
rpflichtet, nad) der Beſtimmung des Han+|gleihfals unterwerfen. Sollte jedoch durch neue, 
"initeriums, den Anjchluß anderer Eifen- |in diefem Gejege weder feitgejegte noch vorbe- 
Unternehmungen an ihre Bahn, es möge|haltene ($ 38) und, jofern von fünftig zu con 
seabfichtigte neue Bahn in einer Fortfegung, ceſſionirenden Geſellſchaften die Frage ift, jpäter 
in einer Seitenverbindung beftehen, geichehen als die ihnen ertheilte Conceffion erlafjene Ber 
affen und der fich anichliegenden Geſellſchaft ſtimmungen, eine Beſchränkung ihrer Einnahmen 
eigenen Transportbetrieb auf der früher[oder eine Vermehrung ihrer Ausgaben herbeige- 
legten Bahn auch vor Ablauf des im $ 26|führt werden, jo iſt ihnen eine angemejjene 

S chten Zeitraums, zu gejtatten. Sie muß ſich | Geldentihädigung dafür zu gewähren. 
len lafjen, daß die zu diefem Behuf erfor-| Eifenbahnzüge, Verſpätung derjelben, Unter 
—tichen baulichen Einrichtungen, 3. B. die Ane|brehung der Fahrt, j. Betriebd-Reglement $ 21. 
e eines zw.iten Geleifes, von der ſich anfchlie-] Eifen - Munition ſ. Artillerie - Muni- 

aden Geiellfchaft bewirkt werden. Das Han⸗ſtion (©. 82). 

—sminiſterium wird hierüber, ſowie über die] Gifenfteinbergbau. In dem Herzogthum 
— erhältniffe beider Unternehmungen zu einander | Schlejien und der Örafihaft Glatz, in Neuvorpom- 
id beionderd wegen der vor Ablaur der eriten| mern u. auf der Inſel Rügen u. in den Hohen- 
rei Nahre ($ 26) ftatt des Bahngeldes zu ent-|zollernichen Landen find die Eifenerze von den 
htenden Vergütung, das Nöthige bei der Con⸗ Beitimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes aus 
=flion des Anſchluſſes feſtſetzen.) $ 46. Zurigenommen; j. Berggeieg $ 211 (S. 143). — 
usübung des Aufſichtsrechts des Staates über|Rücjichtlih des Eilenjteinbergbaues in dem im 
a3 Unternehmen wird, nad Ermeſſen Unferer|s 42 des Communion-Harz-Theilungsrecefks v. 
Senehmigung ($ 1) ein beitändiger Commifjarius|g, Oct. 1788 bezeichneten Bezirk hat es bei den 
- emannt werden, an melden die Gefellichaft jih| Beftimmungen des legteren jein Bewenden be- 
in allen Beziehungen zur Staatöverwaltung zu|halten; Verordnung v. 8. Mai 1867 Urt. 14. 
wenden hat. Derjelbe ift befugt, ihre VBoritändel — Für den Eijenjteinbergbau in dem übrigen 
-Zujanımen zu berufen und deren Zufammentünften| Theile des Bezirls ded Berg. und Forſtamts 
eizumohhen.®) $ 47. Die ertheilte Concejlion zu Rlausthal, einjchließlich des Amts Elbingerode, 
— wird verwirft und die Bahn mit den Transport-lijt durch Art. 15 der Verordnung dv. 8. Mai 
> „ mitteln und allem Zubehör für Rechnung der] 1867 Folgendes beitimmt: $ 1. In Betreff der 
— Gefellihaft öffentlich verjteigert, mern dieje eine| Feldesgröße ift die Beftimmung unter 1 des $ 27 
— der allgemeinen oder bejonderen Bedingungen|des Berggeſehzes maßgebend. $ 2. Die Eigen- 
— nicht erfüllt und eine Aufforderung zur Erfüll-|tpümer der vom 1. Juli d. J. an verliehenen 
— ung binnen einer endlichen Friſt von mindeitens | Bergwerle find nicht berechtigt, die Lieferung, von 
«>. drei Monaten ohne Erfolg bleibt. $ 48. Dielfreiem Grubenholz aus den Königlichen Foriten 
es Beftimmungen diefes Geſetzes über die Verhält-Ioder die unentgeltliche Abtretung der Benugung 
&  niffe der Eifenbahn-Gejellihaften zum Staate|von Königlihem oder Gemeinde-Grund und Bo- 
” und zum Publicum follen auch bei den Unter-|den zu verlangen. — Soweit dagegen den Eigen« 
= nehmungen derjenigen Eifenbahn- Gejellichaften,thümern der vor diefem Beitpunfte verliehenen 
deren Statuten bereit3 Uniere Genehmigung er-|Bergwerke ein derartiger Anſpruch zufteht, bleibt 
halten Haben, zur Anwendung kommen. $ 49.|derjeibe für diejenigen Bergwerle aufrecht erhal- 
ten, welche durch Eigenlöhner betrieben werden. 
$ 3. Die Bergwerköbefiger find fortan hinficht- 
(ich des Betriebes der Bergwerle und der Ber- 
fügung über den gewonnenen Eijenjtein nur den 
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€. ds aber die Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 
41, . 3: Die gefeglihen Beftimmungen, melde beftch: 
Eifenbahn-Unternehmungen ein Wideripruchörecht gegen 
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Er RUE SEE SIE SIE, gemeinen geyäen Yehimmungen unten 
wen 8 bierbu aufgehoben. Ein foldes Widerfpruhsreht|fen, injoweit nicht die Rechte Dritter entgegen« 
ei — 533— zu ertheilenden Conceſſionen nicht ſiehen. F 4. Innerhalb des Amtes Elbingerode 
. de 2,8: Reupbverfoflung vom 16. prit 1871 Met.aı Mbf.2: ſteht den nah $ ” der Bergorduung vom 
iR berpflchte, ich ben. Ta a für bie Elbingeroder Eifenfteingruben 
a aan laflen. —— mr — z allein zum —— —*6 ee 
7* rDieeilinarbefugniſſe der Eifenbabn-Com: fernerhin die ausſchließliche Befugniß zu, Muth. 
= 18.2 — — —— — — 12 riegobeſchadigungen und Demolirungen, ed mö⸗ 
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ungen auf Eijenftein einzulegen. Dagegen findet 
eine Beichränfung in der freien Bejugniß, ex— 


Enteignung. 


| Empfehlungsfarten, welche dem Papiergelde 
‚ähnlich jind, dürfen nicht angefertigt werden; 


worbene Muthungsrechte oder verliehene Berg- Str.-G.-B. $ 360 Wr. 6. 


werte an Tritte zu veräußern, nicht ftatt. $ 5. 
Das bisher bei dem Amte zu Elbingerode ger 
führte Berleihbud), jowie das von der Rothe» 
hütter Adminiftration geführte Lagerbud find zu 
ſchließen und an das ordentliche Gericht des Be- 
zirtes abzugeben. $ 6. In den Nechtöverhält- 
niffen der Mitbetheiligten der am 1. Juli d. 3. 
im Belige mehrerer Perſonen befindlichen Berg: 
werte wird durch diejes Gejep nichts geändert. 
Jedoch finden die Beftimmungen des $ 134 des 
Allgemeinen Berggeſetzes auch auf dieſe Berg- 
werte mit der Mafgabe Anwendung, daß der 
bisherige Lehnträger die dajelbit bezeichneten Ge- 
ihäfte ohne Neuwahl wahrzunehmen hat. — 
Durch einen von einer Mehrheit von wenigſtens 
drei Viertheilen aller Antheile gefaßten Beſchluß 
fönnen die Mitbetheiligten eines jolchen Berg- 
werfs die im vierten Titel des Allgemeinen Berg: 
geſetzes (65 94—132) enthaltene gewerkichaftliche 
Berfaflung annehmen, joweit nicht vertragsmäßige 
Berabredungen entgegenftehen. — Der Beſchluß 
ift gerichtlich oder_notariell aufzunehmen. 

Elchwild Hat Schonzeit vom 1. December bis 
Ende Auguſt; Tödten oder Einfangen von Elch— 
wild mwährend der Schonzeit wird mit 150 M 
beftraft (Gef. v. 26. Febr. 1870 $ 1 Nr. 1m. 
$ 5 Wr. 1). 

Elle iit im Bereich der Maß- und Gewichts— 
ordnung vom 16. Mai 1816 — 0,66694 m; in 
Hohenzollern — 0,61424 m; in Schleswig. Hol- 
ftein = 0,57314 m; in Hannover = 0,58419 m; 
ın Heffen = 0,56982 m; in Nafjau=0,6 m; in 
Frankfurt a. M. — 0,54730 m; im Amt Hom- 
burg — 0,54730 m; im Oberamt Meijenheim — 
0,6 m; in ben vormals bayeriichen Gebietsthei- 
len = 0,83301 ın; in den vormals großherzog- 
lich heſſiſchen Gebietstheilen — 0,6 m. 

Eltern. 

J. In ftrafredtliher Beziehung. 

1. Beitrafung derjelben wegen Vollziehung bes 
Beiſchlafs mit ihren Kindern, Str.-G.-B. $ 173; 
wegen Betreibens der Kuppelei, daſ. $ 181 Nr. 
2; wegen Ausjegung eines Kindes, daſ. $ 221; 
wegen Anhaltens der Kinder zum Betteln, baj. 
8 861 Nr. 4,9. — 2, Beftrafung des Todichlags, 
an Eltern verübt, daſ. $ 215; der körperlichen 
Verlegung der Eltern, daſ. $$ 223, 228. — 
3. Straflofigfeit de8 von Eltern an dem Eigen» 
thum d. Kinder verübten Diebſtahls ıc., daf. $ 247. 
I. Haftverbindlichleit der Eltern für 

ftrafbare Handlungen ihrer Kinder. 

1. Bei Steuer - Eontraventionen, fiehe unter 
Branntmweinftener Geſetz vom 11. Wai 1867 
8 66 (©. 186); Geſetz vom 8. Juli 1868 $ 66 
(S. 188); Gejeg vom 8. Juli 1868 (S. 189) 
u. unter Braufteuer Gejet vom 31. Mai 1872 


Enden von Seide, Wolle ꝛc. find vom Ge- 
merbebetrieb im Umherziehen ausgeſchloſſen; 
Gew.-Ord. $ 56 Nr. 2. 

Entbindung, ſ. Geburten. 

Entbindungsanftalten, Privat-Unternehmer 
von jolchen bedürfen einer Conceſſion der Regier- 
ung (im Bereiche der Kreisordnung dv. 13. Der, 
1872 des Regierungspräfidenten; Gef. v. 26. Juli 
1876 $ 129), Gew.Ord. $ 30, 

Enteignung. 


Geſetz über die Enteignung von 
Grundeigentgum vom 11. Juni 1874. 
Titel J. 

Buläffigfeit der Enteignung.) 

$ 1. Das Grumdeigenthum fann nur aus 
Gründen des öffentlihen Wohles für ein Unter- 
nehmen, dejjen Ausführung die Ausübung der 
Enteignungsrechtes erfordert, gegen vollitändige 
Entichädigung entzogen oder bejchränft werden. 
8 2. Die Entziehung und dauernde Bejchränf- 
ung des Grundeigenthums erfolgt auf Grund 
Königlidher Veroronung, welche den Unternehmer 
und das Unternehmen, zu dem das Grundeigen 
thum in Anſpruch genommen wird, bezeichnet. — 
Die Königliche Verordnung wird durch das Aınta- 
blatt derjenigen Regierungen befannt gemacht, 
in deren Bezirk das Unternehmen ausgeführt 
werden fol. $ 3. Ausnahmsweiſe bedarf. e# 
zu Enteignungen der im $ 2 gedachten Art einer 
Königlichen Verordnung nicht für Geradelegung 
oder Erweiterung Öffentlicher Wege, ſowie zur 
Ummandlung. von Privatwegen in öffentliche 
Wege, vorausgejept, dab das dafür in Anfpruc 
genommene Grundeigenthum außerhalb der Städte 
und Dörfer belegen und nicht mit Gebäuden be» 
jegt ift. In diejem Falle wird die Zaläſſigkeit 
der Enteignung von der Bezirlöregierung (Land- 
droftei) ausgeſprochen. & 4. Vorübergehende 
Beihränfungen werden von der Bezirksregierung 
angeordnet. — Diejelben dürfen wider den Willen 
des Grundeigenthümers die Dauer von 3 Jahren 
niet überjchreiten. Auch darf dadurd) die Be- 
ſchaffenheit des Grundſtücks nicht wejentlich oder 
dauernd verändert werden. Zur Ueberjchreitung 
diefer Grenzen bedarf es eined nad) $ 2 einge 
leiteten und durchgeführten Enteignungsver- 
fahrens. — Gegen den Beihluß der Bezirka- 
regierung in den Fällen der SS 3 und 4 ſteht 
innerhalb 10 Tagen nad der Zuſtellung jedem 
Betheiligten der Recurs an die vorgejegte Minifte- 
rialinſtanz offen. $ 5. Handlungen, welche zur 
Vorbereitung eines die Enteignung redhtfertigen« 
den Unternehmens erforderlich find, mu auf An- 
ordnung der Bezirlöregierung der Befiger auf 
jeinem Grund und Boden — laſſen. Es 
iſt ihm jedoch der hierdurch etwa erwachſende 


$38 (©. 196). 2. Bei Feldpolizei ⸗Uebertretungen, nöthigenfalls im Rechtswege feſtzuſtellende Sqha. 


Feldpolizei-Ordnung $ 49. — 3. Beilben zu vergüten. 


Zur Sicherſtellung der Ent- 


Fagbpolizei » Uebertretungen,, ſ. Jagdpolizei-⸗ ſchädigung darf die Vezirköregierung vor Beginn 


gei 
Juni 1852 $$ 10, 11. 


v. 7. März 1850 $ 19. — 4. Bei Holz-|der Handlungen vom Unternehmer eine Caution 
diebjtählen, j. Holzdiebftahlagejeg vom — 


NS. 9 54. 
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bejtellen laffen, und deren Höhe beftimmen. Sie)nahme auf dieje Theile. — Dei Gebäuden, welde 


it Hierzu verpflichtet, wenn ein vr die 
Cautiongitellung verlangt. — Die Gejtattung ber 
Vorarbeiten wird von der Bezirföregierung im 
Regierungs-Amtsblatte generell befannt gemadt. 
Bon jeder Vorarbeit hat der Unternehmer unter 
Bezeichnung der Zeit und der Stelle, wo jie 
jtattfinden joll, mindeſtens 2 Tage zuvor den 

oritand des betreffenden Gut» oder Gemeinde- 
Bezirks in Kenntniß zu feßen, welcher davon die 
betheiligten Grundbejiger ſpeeiell oder in orts 
üblicher Weife generell benachrichtigt. Diejer 
Vorjtand iſt ermächtigt, dem Unternehmer auf 
defien Koſten einen beeidigten Tarator zu dent 
Bmwede zur Seite zu ftellen, um vorkommende 
Beichädigungen fogleich feitzuitellen und abzu— 
ſchätzen. Der abgeihäpte Schaden ift, vorbehalt- 
lich deſſen anderweiter Feſtſtellung im Rechtswege, 
den Betheiligten (Eigenthimer, Nugnießer, Päch— 
ter, Verwalter) jofort auszuzahlen, widrigenfalls 
der Ortsvorftand auf den Antrag des Betheilig- 
ten die Fortſetzung der Vorarbeiten zu hindern 
verpflichtet it. — Zum Betreten von Gebäuden 
und eingefriedigten Hof» oder Gartenräumen be— 
darf der Unternehmer, inſoweit dazu der Grund: 
befiger feine Einwilligung nicht ausdrüdlich er- 
theilt, in jedem einzelnen Falle einer bejonderen 
Erlaubniß der Ortspolizeibehörbe, welche die 
Befiger zu benadrichtigen und zur Offenitellung 
der Räume zu veranlafien hat. — Eine Zeritör- 
ung ron Baulichfeiten jeder Urt, ſowie ein Fällen 
von Bäumen ift nur mit bejonderer Gejtattung 
der VBezirköregierung zuläſſig. $ 6. Dasjenige, 
was diefes Gejeg über die Entziehung und Ber 
ſchränkung des Grundeigentyums beftimmt, gilt 
auch von der Entziehung und Beſchränkung der 
Rechte am Grundeigenthum. 


Titel II, 
Von der Entjchädigung. 

8 7. Die Pflicht der Entihädigung liegt dem 
Unternehmer ob. Die Entihädigung wird in 
Geld gewährt. Iſt in Specialgefegen eine Ent- 
ihädigung in Grund und Boden vorgeſchrieben, 
jo bet,ält e8 dabei fein Bewenden. $ 8. Die 
Entihädigung für die Abtretung des Grundeigen- 
thums heiteht in dem vollen Werthe des abzu- 
tretenden Grundſtücks, einjchlichlich der enteigneten 
Zubehörungen und Früchte. — Wird nur ein 
Theil des Grundbeſitzes defjelben Figenthümers 
in Anſpruch genommen, fo umfaßt die Entjchä- 
digung zugleich den Mehrwerth, welchen der ab- 
zutretende Theil durch feinen örtlichen oder 
wirthichaftlichen Zufammenhang mit dem Ganzen 
hat, jowie den Minderwerth, welcher für den 
übrigen Grumdbefig durch die Abtretung entjteht. 

9. Wird nur ein Theil von einem Grund- 
tüd in Anſpruch genommen, jo fanır der Eigen» 


thümer verlangen, daß der Unternehmer das! 


Sanze gegen Entjhädigung übernimmt, wenn 


das Grundftüd durch die Abtretung jo zerſtückelt 


werden würde, daß das Reftgrundftüc nad) feiner 
bisferigen Beitimmung nicht mehr zweckmäßig 
benugt werden kann. — Trifft die geminderte 
Benupbarkeit nur beftimmte Theile des Reſtgrund— 
ftüds, jo beſchränkt ſich die Pflicht zur Mitüber- 


theilmeije in Anſpruch genommen Werden, um 
faßt dieſe Pflicht jedentalld das gejammte Ge- 
bäude. — Bei den Vorſchriften dieſes Paragra- 
phen iſt unter der Bezeichnung Grundjtüd jeder 
in Zujammenhang jtehende Grundbejig des näm— 
lihen Eigenthümers begriffen. $ 10. Die bis- 
herige Benugungsart kann bei der Abichägung 
nur bis zu demjenigen Geldbetrage Berüdjigytig- 
ung finden, welcher erforderlih ıjt, damit ber 
Eigenthümer ein anderes Grundftüd in derjelben 
Weiſe und mit gleichem Ertrage benugen kann. 
— Eine Wertherhöhung, welde das abzutretende 
Grundſtück erit infolge der neuen Anlage er: 
hält, kommt bei der Bemefjung der Entſchädigung 
nicht in Anſchlag. $ 11. Der Betrag des Scha— 
dens, welchen Nutzungs-, Gebrauds- und Eer- 
vitutberechtigte, Pächter und Miether durch vie 
Enteignung erleiden, ift, joweit derjelbe nicht in 
der nah) $ 8 für das enteignete Örundeigenthum 
bejtimmten Entichädigung oder in der an derjelben 
zu gewährenden Nugung begriffen ift, bejonders 
zu erjegen. $ 12. Für Beichränfungen ($$ 2, 
+) ijt Die Entihädigung nad) denjelben Grund: 
lägen zu beitimmen, wie für die Entziehung des 
Grundeigenthums. — Tritt durch eine Beichränf- 
ung eine Benachtheiligung des Eigenthümers ein, 
welche bei Anordnung der Bejchränfung fich nicht 
im Voraus abjchägen läßt, jo kann der Eigen— 
Ihümer die Bejtellung einer angemejjenen Caution, 
jowie die Feſtſetzung der Entichädigung nad) Ab» 
lauf jeden halben Jahres der Beſchräukung ver: 
langen. $ 13. Für Neubauten, Anpflanzungen, 
jonjtige neue Anlagen und Berbejjerungen wird 
beim Widerjpruch des Unternehmers eine Ver— 
gütung nicht gewährt, vielmehr nur dem Eigen» 
thümer die Wiederwegnahme auf feine Kojten 
bis zur Enteignung des Grundftüds vorbehalten, 
wenn aus der Art der Anlage, dem Zeitpunite 
ihrer Errichtung oder den jonjt -obwaltenden Ins 
jtänden erhellt, daß diejelben nur in der Abficht 
vorgenommen find, eine höhere Entſchädigung ;u 
erzielen. $ 14. Der Unternehmer ift zugleich 
zur Einrichtung derjenigen Anlagen an Wegen, 
Ueberfahrten, Triften, Einjriedigungen, Bewäjjer« 
ungd- und Borfluthsanftalten 2c. verpflichtet, 
welche für die benachbarten Grundjtüde oder im 
Öffentlihen Intereſſe zur Sicherung gegen Ge- 
fahren und Nachtheile nothiwendig werben. Auch 
die Unterhaltung dieſer Anlagen liegt ihm ob, 
infomweit diejelbe über den Umfang der bejtehen- 
den Berpflichtungen zur Unterhaltung vorhandener, 
demjelben Zwecke dienender Anlagen hinausgeht. 
— Ueber dieje Obliegenheiten des Unternehmers 
enticheidet Die Bezirköregierung ($ 21). 
Titel II. 
Enteignungsverfahren. 

(1. Feftftellung des Planes. $ 15. Bor 
‚Ausführung des Unternehmens ift für daſſelbe, 
unter Berüdjichtigung der nad $ 14 den Unter- 
nehmer treffenden Obliegenheiten, ein Plan, wel 
chem geeignetenfalls die erforderlichen Querprofile 
beizufügen find, in einem zmwedentiprecdhenden 
Mafitabe aufzuftellen und von derjenigen Be- 
hörde zu prüfen und vorläufig feitzuftellen, welche 
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dazu nach den für die verſchiedenen Arten der ſicht offen zu legen. — Die Zeit der Offenlegung 


Unternehmungen beſtehenden Geſetzen berufen iſt. iſt ortsüblich bekannt zu machen. * Während 
— Iſt eine beſondere Behörde durch das Geſetz dieſer Zeit kann jeder Betheiligte im Umfange 


Enteignung. 


> 
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nicht berufen, jo liegt dieſe Prüfung und Feſt— 
ftellung der Bezirfäregierung ob. $ 16. (ine 
Einigung zwifhen den Betheiligten über den 
Gegenftand der Abtretung, ſoweit er nad) dem 
Behnden der zuftändigen Behörde zu’ dem Unter- 
nehmen erforderlich ijt, kann zum Zwecke ſowol 
der Ueberlaffung des Beſitzes, ald der jofortigen 
Abtretung des Eigenthums ftattfinden. Es fann 
dabei die Entihädigung nachträglicher Feftitellung 
vorbehalten werden, welche aladann nad) den Vor— 
Schriften diejes Geſetzes oder aud), je nad Ver— 
abredung der Betheiligten jofort im Rechtswege 
erfolgt. E3 fann ferner dabei Behufs Regelung 
der Rechte Dritter die Durchführung des förm— 
lichen Enteignungsverfahrens, nad Befinden ohne 
Berührung der Entichädigungsfrage vorbehalten 
werden. $ 17. Für die freiwillige Abtretung 
in Gemäßheit des $ 16 find die nad den be» 
ftehenden Gejegen für die Veräußerung von 
Grundeigentum vorgeichriebenen Formen zu 
wahren. — Handelt e3 ſich um Grundſtücke oder 
Geredtigkeiten bevormundeter, in Concurs ge 
rathener, unter Curatel jtehender oder anderer 
handiungsunjähiger Perfonen, jo genügt der Ab- 
ihluß des Vertrages durch deren Vertreter unter 
Genehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts 
oder deäjenigen Gerichts, welches die Veräußer- 
ungen der Grundjtüde und Gerechtigleiten ſolcher 
Perſonen aus freier Hand zu genehmigen befugt 
it. — Lehnd- und Fideicommißbefiger find ber 
fugt, folhe Verträge unter Zuftimmung der bei- 
den nöchſten Agnaten abzuſchließen, jofern die 
Stiftungsurfunden oder befondere geſetzliche Be— 
ftimmungen jene VBeräußerungen nicht unter er- 
leichterter Form geftatten. — Im Bezirk des 
Uppellationsgerichtshofes zu Köln find die Ver- 
treter der Minderjährigen, Abwejenden, Inter— 
dicirten und anderer handlungsunfähiger Per 
fonen, jowie der Fallitmaflen befugt, giltig in 
die Beräußerungen zu willigen, wenn fie dazu 
von dem Gericht auf Antrag in der Ratbötam- 
mer nad) Anhörung des öffentlichen Minifteriums 
ermächtigt find. Dieje Vorſchrift findet aud auf 
Dotal- und Fideicommißgrundjtüde Anwendung. 
— Beräußerungsbeichräntungen, welche zur Ber- 
hütung der Trennung von Gutsverbänden oder 
der Berftüdelung von Ländereien bejtehen, finden 
feine Anwendung. $ 18. Auf Antrag des Unter- 
nehmers erfolgt dad Verfahren Behufs Feititell- 
ung des Planed. — Zu dieſem Behufe hat der- 
felbe der Bezirkäregierung für jeden Gemeinde» 
oder Gutsbezirk einen Auszug aus dem vorläufig 
feitgeitellten Plane nebſt Beilagen vorzulegen, 
melde die zu enteignenden Grunditüde nad) ihrer 
grundbuchmäßigen, cataftermäßigen oder jonit 
üblichen Bezeichnung und Größe, deren Eigen- 
tHümer nah Namen und Wo,nort, ferner die 
nad) $ 14 herzuitellenden Anlagen, fowie, mo 
nur eine Belaftung von Grundeigenthum in Frage 


‚feines Intereſſes Einwendungen gegen den Plan 
‚erheben. Auch der Borftand des Gemeinde- oder 
Gutsbezirtd hat das Recht, Einwendungen zu 
erheben, welche jich auf die Richtung des Unter- 
nehmens oder auf Anlagen der in $ 14 gedach— 
ten Urt beziehen. — Die Regierung hat diejenige 
Stelle zu bezeidynen, bei welcher ſolche Einwend— 
ungen jchriftlich einzureichen oder mündlich zu 
Rrotofoll zu geben find. $ 20. Nah Ablauf 
der Friſt ($ 19) werden Die Einwendungen gegen 
den Plan in einem nöthigenfalld® an Ort und 
Stelle abzuhaltenden Termin von einem von der 
Bezirfdregierung zu ernennenden Commijjar er- 
örtert. — Zu dem Termine werden die Unter— 
nehmer, die Reclamanten und die durd) die Recla- 
mationen betroffenen Grundbejiger, ſowie der 
Voritand des Gemeinde» oder Gutsbezirks vor— 
geladen und mit ihrer Erflärung gehört. Dem 
Commiſſar bleibt es überlafjen, Sachverſtändige, 
deren Gutachten erforderlich iſt, zuzuziehen. — 
Die Verhandlungen haben ſich nicht auf die Ent— 
ſchädigungsfrage zu erſtrecken. $ 21. Der Com— 
milfar hat nad Beendigung der Verhandlungen 
letztere ber Bezirföregierung vorzulegen, melde 
prüft, ob die vorgeichriebenen Förmlichleiten bes 
obachtet find, mittel motivirten Beichlufjes über 
die erhobenen Einwendurgen enticheidet und dar- 
nad) 1. den Gegenſtand der Enteignung, die Größe 
und die Grenzen des abzutretenden Grundbefiges, 
die Art und den Umfang der aufzulegenden Be- 
ſchränkungen, ſowie aud) die Zeit, innerhalb deren 
längſtens vom Enteignungsrechte Gebrauch zu 
machen iſt, ſoweit die Königliche Verordnung 
($ 2) über dieſe Punkte feine Beſtimmungen ent— 
hält —, 2. die Anlagen zu deren Errihtung wie 
Unterhaltung der Unternehmer verpflichtet iſt 
($ 14), feititellt. — Die Entſcheidung wird ben: 
Unternehmer, den Reclamanten und fonftigen 
Perſonen, welche an der GStreiterörterung thei! 
genommen, jowie dem Vorjtande des Gemeinde- 
oder Gutöbezirts zugeftellt. F 22. Gegen bie 
Enticheidung der Bezirksregierung fteht den Be- 
theiligten der Recurs an die vorgejegte Minifterial- 
inftanz offen. — Der Recurs muß bei Berluft 
defjelben innerhalb 10 Tagen nach Zuftellung des 
Beichluffes bei der Bezirföregierung eingelegt 
und gerechtfertigt werden. Die Regierung hat 
die Recursſchrift dem Gegner zur Beantwortung 
innerhalb einer Friſt von 7 bis 14 Tagen mit- 
zutheilen und nad Eingang der Schrift oder nad 
Ablauf der Friſt die Acten an den zujtändigen 
Minifter zur Enticheidung einzufenden. 8 28. 
Das Enteignungsdrecht bei der Anlage von Eiſen— 
bahnen erjtredt ſich unter Berüdjicdtigung der 
Vorſchriften diefes Geſetzes in&bejondere: 1. auf 
den Grund und Boden, mwelder zur Bahn, zu 
den Bahnhöfen und zu den an der Bahn und 
an den Bahnıhöfen Behufs des Eiienbahnbetriebes 
zu errichtenden Gebäuden erforderlich it; 2. auf 


ſteht, die Art und dem Umfang dieſer Belajtung|den zur Unterbringung der Erde und des Schut- 
enthalten müſſen. F 19. Plan nebſt Beilagen|tes u. j. m. bei Abtragungen, Cinjchnitten und 
find in dem betreffenden Gemeinde» oder Gutd+) Tunnels erforderlichen Grund und Boden; 3. über- 
bezirte während 14 Tagen zu Jedermanns Ein- haupt auf den Grund und Boden für alle fjonit- 


Enteignung. 
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Benutung dienen fünne, nöthig oder infolge 
der Bahnanlage im öffentlichen Intereſſe erforder- 
fi find; 4. auf das für die Herjtellung von 
Aufträgen erforderlihe Schüttungsmaterial. — 
Dagegen ift das Enteignungsrecht auf den Grund 
und Boden für jolde Anlagen nicht auszudehnen, 
welche, wie Waarenmagazine und dergleichen, 
nicht den unter Nr. 3 gedadten allgemeinen 
Zwed, jondern nur das Privatinterejje des Eijen- 
bahnunternehmers angehen. Die vorüber: 
° gehende Benugung fremder Grumdjtüde ſoll bei 
der Anlage von Eifenbahnen, insbeiondere, zur 
Einrichtung von Jnterimswegen, Werkplägen und 
Arbeiterhütten zuläjfig jein. 

(2. Feititellung der —— 8 24. 
Der Antrag auf Feſtſtellung der Entſchädigung 
iſt von dem Unternehmer ſchriftlich bei der Be— 


zirlsregierung einzubringen. — Der Antrag muß notariellen Urkunde. 


das zu enteignende Grundjtüd, deſſen Eigen— 
thümer, jomwie, wo nur eine Belaftung in Frage 
jteht, die Art und den Umfang derjelben genau 
bezeichnen ($ 18). — Dem Antrage iſt zum Nach— 
weis der Rechte am Grundjtüd ein beglaubigter 
Auszug aus dem Grundbuh (Hypothelenbuch, 
Währſchaftsbuch, Stockbuch), wo aber ein joldhes 
nicht vorhanden ift oder nicht ausreicht, eine Be— 
ſcheinigung des Ortövorjtandes oder der jonit 
zur Ausjtellung folder Beſcheinigungen berufenen 
Behörde iiber den Cigenthumsbefig und die be- 
fannten Realrechte beizufügen. Dieje Urkunden 
haben die betreffenden Beyörden dem Unternehmer 
auf Grund der Feitjtellung ($ 21) oder einer 
fonftigen Beſcheinigung der Regierung gegen Er» 
ftattung der Eopialien zu erteilen, aud) dem- 
jelben Einfiht des Grundbuchs u. ſ. w. zu ge 
jtatten. — Gleichzeitig mit Erteilung des Aus» 
zugs hat die Grundbuchbehörde, joweit die be— 
treffenden Grundbücer dazu geeignet find, und 
zwar ohne weiteren Antrag, eine Vormerkung 
über das eingeleitete Enteignungsverfahren im 
Grundbude einzutragen, deren Löſchung mit voll- 
ogener Enteignung ($ 33) oder auf bejonderes 
—— der Regierung erfolgt. Auch hat die— 
ſelbe während der Dauer des Enteignungsver- 
fahrens von jeder an dem Örundjtüde eintreten» 
den Rechtöveränderung, welche für die Vertretung 
des Grundftüds oder die Auszahlung der Ent: 
fchädigung von Bedeutung it, von Amtswegen 
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en Anlagen, welche zu dem Behufe, damit die ladung aufgefordert, ihre Rechte im Termine wahr- 
ahn als eine öffentliche Straße zur allgemeinen zunehmen. — Die Ladungen erfolgen unter der 


Verwarnung, daß beim Ausbleiben der Geladenen 
ohne deren Zuthun die Entjhädigung feitgeftellt 
und wegen Auszahlung oder Hinterlegung der 
legteren werde verfügt werden. — In dem Ter- 
mine ift jeder an dem zu enteignenden Grund« 
jtüde Berechtigte befugt, zu erjcheinen und fein 
Intereſſe an der Feſtſtellung der Entſchädigung, 
jomwie bezüglid) der Auszahlung und Hinterlegung 
derjelben wahrzunehmen. — In dem Termine 
hat der Grundeigenthümer feine Anträge auf 
volljtändige Uebernahme eines theilweije in An— 
ſpruch genommenen Grundftüds ($ 9) anzubringen, 
Spätere Anträge diefer Art jind unzuläjlig. $ 26. 
Der Commijjar hat eine Vereinbarung der Be— 
theiligten zu Protofoll zu nehmen und ihnen eine 
Ausfertigung auf Berfangen zu ertheilen. — Das 
Protokoll hat die Kraft einer gerichtlichen oder 

In Bezug auf die Rechts— 
verbindlichfeit der vor dem — abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge kommen die Beſtimmungen 
des $ 17 Abſatz 2 und 5 zur Anwendung. 827. 
Zu der commifjarijchen Verhandlung find ein bis 
drei Sachverſtändige zuzuziehen, welche von der 
Bezirksregierung entweder für das ganze Unter- 
nehmen oder einzelne Theile defjelben zu ernennen 
jind. Doch fteht auch den Betheiligten zu, ſich 
vor dem Abſchätzungstermine über Sachverſtändige 
zu einigen, und diejelben dem Commifjar zu be 
zeichnen. — Die ernannten Sadjverjtändigen 
müjjen die in den betreffenden Proceßgejegen 
vorgejchriebenen Eigenjchaften eines völlig glaub- 
würdigen Zeugen bejigen; diejelben dürfen ins- 
bejondere nicht zu denjenigen Berjonen gehören, 
die jelbjt als Entichädigungsberechtigte von der 
Enteignung betroffen jind. $ 28. Das Gut- 
achten wird von den Sadjverjtändigen entweder 
mündlich zu Brotofoll erflärt oder jchriftlich ein— 
gereicht. Daſſelbe muß mit Gründen unterjtügt 
und beeidet werden. Sind die Sahveritändigen 
ein» für allemal al3 jolche vereidet, jo genügt die 
Verſicherung der Richtigkeit des Gutachtens auf 
den gelcifteten Eid im Protokoll oder unter dem 
ihriftlid eingereichten Gutachten. — Den Der 
theiligten it vor der Entjcheidung der Bezirks— 
regierung ($ 29) Gelegenheit zu geben, über” das 
Gutachten ji) auszuſprechen. $ 29. Die Ent- 
iheidung der Bezirfdregierung über die Ent- 
ihädigung, die zu bejtellende Caution und die 


der Enteignungsbehörde Nachricht zu geben $ %5.|jonftigen aus $$ 7—13 ſich ergebenden Berpflicht- 


Der Entſcheidung der Bezirksregierung muß eine 
commifjarifhe Verhandlung mit den Betheiligten 
unter Borlegung des definitiv jejtgejtellten Planes 
vorangehen. — Der Commiſſar hat auf Grund 
der nach $ 24 beizubringenden Urkunden darauf 
zu achten, daß das Berjahren gegen den wirk— 
lichen Eigenthümer geridytet wird. — Er hat 
den Unterichmer, den Eigenthiimer, ſowie aud) 
Nebenberechtigte, welche jidy zur Teilnahme an 
dem Berjahren gemeldct haben, zu einem nöthigen« 
falls an Ort und Stelle abzuhaltenden Termine 
vorzuladen. — Alle übrigen Betheiligten werden 
durch eine in dem Regierungs-Amtsblatt und in 
dem betrejjenden Kreisblatt, ſowie gecignetenjalls 
in fonftigen Blättern belannt zu machende Bor- 


ungen erfolgt mittel3 motivirten Beſchluſſes. — 
Die Entſchädigungsſumme ift für jeden Eigen- 
—— ſowie für jeden der im $ 11 bezeichneten 
Nebenberedhtigten, ſoweit ihm eine nicht jchon im 
Werthe des enteigneten Grundeigenthums be- 
riffene Entſchädigung zuzuſprechen iſt, bejonders 
Peftzuftellen. Aud) ift da, wo die den Nebenberech- 
tigten gebührende Entjhädigung in den Werthe 
des enteigneten Grundeigenthums begriffen ift, 
auf Antrag des Eigenthümers oder des betreffen» 
den Nebenberechtigten das Antheildverhältnii 
feftzuftellen, nach welchem dem Ichteren innerhalb 
jeiner vom Eigenthümer anerfannten Berechtig- 
ung aus der für das Eigenthum fejtgeftellten 
Entihädigungsjumme oder deren Nugungen Ent- 
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Ihädigung gebührt. — In dem Beichluffe ift zu« 
glei, zu bejtimmen, daß die Enteignung des 
Grundjtüdd nur nad erfolgter Zahlung oder 
Hinterlegung der Entihädigungs- oder Cautions- 
jumme auszufprechen je. $ 30. Gegen die 
Entjcheidung der Regierung fteht jowol dem Unter- 
nehmer als den übrigen Betheiligten innerhalb 
6 Monaten nad Zuſtellung des Negierungsbe- 
ſchluſſes die Bejchreitung des Rechtsweges zu. 
Gin Streit über dad Antheilsverhältnig eines 
Nebenberedhtigten an der jür das Eigenthum 


Enteignung. 


binnen 7 Tagen nad den: ihm befannt gemad)- 
ten die Dringlichkeit ausſprechenden Beſchluſſe 
verlangen, dab der Enteignung eine Feſtſtellung 
des Zuſtandes von Gebäuden oder künſtlichen 
Unlagen voraufgehe. — Diejelbe ift bei dem 
Gerichte der belegenen Sache (Amtsgerichte, 
Sriedensgerichte) mündlih zu Wrotofoll oder 
ihriftlid) zu beantragen. — Das Gericht hat den 
Termin jchleunigjt und nicht über 7 Tage hinaus 
anzuberaumen und hiervon die Betheiligten und 
die Regierung zeitig zu benachrichtigen. — Die 


feftgejtellten Entihädigungsjumme ijt lediglich | Zuziehung eines oder mehrerer Sadjverjtändiger 


zwiſchen dem Nebenberedjtigten und dem Eigen— 
thümer auszutragen. — Eines vorgängigen Gühne- 
verjuchd bedarf es nicht. — Zuſtändig iſt das 
Gericht, in deſſen — das betreffende Grund— 
ftüd belegen it. — Eind die Parteien über die 
Sachverjtändigen nicht einig, jo ernennt das Ge- 
richt diejelben. — Wird von dem linternehmer 
auf richterliche Entfcheidung angetragen, jo jallen 
ihm jedenfall die Kojten der erjten Inſtanz zur 
Loft. $ 51. Wegen joicher nachtheiligen Folgen 
der Enteignung, welde erjt nad) dem im $ 25 
gedachten Termine erfennbar werden, bleibt dem 
Entſchädigungsberechtigten bis zum Ablauf von 
3 Jahren nad der Ausführung des Theiles der 
Anlage, durch welche er benachtheiligt wird, ein 
im Redytöwege verfolgbarer perjönlicyer Anſpruch 
gegen den Unternehmer. 

|3. Vollziehung der Enteignung.) $ 32. Die 
Enteignung des Grundftüds wird auf Antrag 
des Unternehmers von der Bezirköregierung aus» 
gejprochen, wenn der nad $ 30 vorbehaltene 
Rechtsweg dem Unternehmer gegenüber durd) Ub- 
fauf der fehsmonatliden Friſt, Verzicht oder 
rechtöträftiges Urtheil erledigt, und wenn nach— 
gewiejen ift, daß die vereinbarte (SS 16, 26) oder 
endgiltig feitgeitellte Entihädigungs- oder Cau- 
tionsjumme rechtögiltig gezahlt oder hinterlegt 
if. — Die Enteignungserklärung fließt, injo- 
fern nicht ein Anderes dabei a rag wird, 
die Einweiſung in den Befig in ſich. $ 33. 
Gleichzeitig mit der Enteignungserflärung hat 
die Regierung da, wo nad) den bejtehenden Ges 
jeten von dem Gigenthumsübergange Nachricht 
zu den Öerichtsacten zu nehmen ijt, oder wo zur 
Eintragung des Eigenthumsüberganges bejtimmte 
öffentliche Bücher befteyen, der zujtändigen Ge— 
richt3» oder jonftigen Behörde von der Enteignung 
Nachricht zu geben, beziehungsmeije diejelve um 
Bewirtung der Eintragung zu erjudhen. Der 
Enteignungsbeichluß der Regierung jteht hierbei 
dem Erkenntniſſe eines Gerichts gleihd. $ 34. 
In dringlichen Fällen kann die Regierung auf 


kann auch von Amtswegen angeordnet werden. 
Sind die Parteien über die Sachverſtändigen 
nicht einig, ſo ernennt das Gericht dieſelben. — 
Die Enteignung kann nicht vor Beendigung dieſes 
Verfahrens erfolgen, von welcher das Gericht 
die Regierung zu benachrichtigen hat. $ 56. 
Die Entihädigungsjumme wird an denjenigen 
bezahlt, für welchen die Feſtſtellung ftattgefunden 
hat, — Diejelbe wird in Ermangelung abweichen« 
der Bertragäbeitimmungen von dem Unternehmer 
mit 5 %, vom Tage der Enteignung verzinit, 
joweit fie zu Ddiejer Zeit micht bezahlt oder in 
Semäßheit des $ 37 hinterlegt ift. — Wird die 
durch Beſchluß der Regierung feitgejegte Ent- 
Ihadigungsjumme durch die gerichtliche Entjcheid- 
ung berabgejegt, jo erhält der Unternehmer den 
gezahlten Mehrbetrag ohne Zinjen, den hinter- 
legten Mehrbetrag aber mit den davon in der 
Bwilchenzeit etwa aufgefammelten Zinſen zurüd. 
8 37. Der Unternehmer ijt verpflichtet, die Ent— 
Ihädigungsjumme zu ——— 1. wenn neben 
dem Eigenthümer Entſchädigungsberechtigte vor— 
handen ſind, deren Anſprüche an die Entjichädig- 
ungsjumme zur Zeit nicht fetitehen; 2. menn das 
betreffende Grundjtüd Fideicommiß oder Stamm« 
gut ijt, oder im Lehn- oder Leihverbande fteht; 
3. wenn Reallajten, Hypotheken oder nn: 
den auf dem betreffenden Srundftüd haften. — 
Die Hinterlegung erfolgt bei derjenigen Stelle, 
weldye für den Bezirk der belegenen Sade zur 
Annahme von Hinterlegungen der betreffenden 
Urt, beziehungsweije von gerichtlichen Hinterleg- 
ungen bejtimmt ift. — Ueber die Hechtmäßigteit 
der Hinterlegung findet ein gerichtliche Verfahren 
nicht ftatt. Jeder Betheiligte Tann jein Recht 
an der hinterlegten Summe gegen den bajjelbe 
bejtreitenden Mıtbetheiligten im Rechtswege gel» 
tend maden. Soweit nad) dem Rechte einzelner 
Zandestheile ein gerichtlihes Bertheilungsver- 
fahren in derartigen Fällen ftattfindet, behält es 
dabei fein Bewenden. $ 38. Iſt nur ein Theil 
eined Grundbefiges enteignet, jo ftehen der Aus— 


Antrag des Unternehmers anordnen, daß nodhlzahlung der für den enteigneten Theil bejtimm« 


vor Erledigung des Rechtweges die Enteignun 
erfolgen jolle, jobald die durch Btegierungabeichlup 
(829) feitgeitellte Entſchädigungs- oder Kautions> 
jumme gezahlt oder hinterlegt worden. — Dieje 
Anordnung kann unter Umjtänden aud) von vor- 
ängiger Xeiftung einer bejonderen Caution ab» 
Bars gemadt werden. — Gegen die Unord» 
nung der Regierung in diejen Fällen ſteht inner- 
halb dreier Tage nad) der Zujtellung jedem Be- 
tbeiligten der Recurs an die vorgelegte Miniite- 


ten Entihädigungsjumme die auf dem geſamm— 
ten Grundbejig haftenden Hypotheten und Grund» 
ihulden nicht entgegen, wenn diejelben den fünfe 
zehnfachen Betrag des Grunditeuer-KHeinertrages 
des Rejtgrundbejiges nicht überjteigen. Reallaiten, 
welche der Eintragung in das Grundbuch bedür- 
fen, werden hierbei den Hypotheten gleidy geachtet 
und in entiprechender Anwendung dec bei noth» 
wendigen Subhaftationen geltenden Grundjäge 
zu Capital veranſchlagt. — Auch wird bei einer 


rialinjtanz offen. $ 36. Jeder Betheiligte kann ſolchen theilmeifen Enteignung die Auszahlung 
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der für den enteigneten Theil beftimmten Ent-|ftempelfrei. Auch werden feine Depofitalgebühren 
ſchädigungsſumme durch nicht eingetragene Real» nd m — Someit diefe Berhandlungen vor 


laiten, Fideicommiß-, Stammgut-, Lehn- oder|den 


otaren vorgenommen werden, jind fie 


Leihverband de3 gejammten Grundbefiges nicht) ftempelfrei. 


gehindert, wenn die gedachte Entſchädigungsſumme 
den fünffadhen Betrag des Grundjteuer-Reiner- 
trages des gejammten Grundbefiged und aud) 
die Summe von 300 M nicht überjteigt. — Die 
Auszahlung laufender Nutzungen der Entichädig- 
ung3jumme kann ohne Rückſicht auf die vorge» 
dachten Realverhältniffe erfolgen. 

[4. Allgemeine Beitimmungen.] $ 39. Alle 
Borladungen und YZujtellungen im Enteignungs- 
verfahren find giltig, wenn fie nad; den für ge- 
richtliche Behändigung beftehenden Vorſchriften 
erfolgt ſind. Die vereideten Verwaltungsbeamten 
haben dabei den Glauben der zur Zuſtellung ge 
richtlicher Verfügungen beitellter Beamten. $ 40 
Berwaltungsbehörden u. Gerichte haben die Be- 
weisfrage unter Berüdjihtigung aller Umftände 
nach) freier Ueberzeugung zu beurtheilen. $ 41. 
Wo dieſes Gejeg die Anordnung einer Caution 
vorjchreibt oder zuläßt, ift gleichwol der Fiſeus 
von der Cautionsleiftung frei. $42. Wenn ber 
Unternehmer von dem ihm verlicehenen Enteig- 
nungsrechte nicht binnen der in $ 21 gedachten 
Zeit Gebrauch macht, od. von dem Unternehmen 
zurüdtritt, bevor Die Feſtſetzung ber Entihädig- 
ung durch Beihluß der Hegierung erfolgt iſt, ſo 
erlijcht jedes Recht. Der Unternehmer haftet in 
diefem Falle den Entichädigungsberedhtigten im 
Rechtswege für die Nadıtheile, welche denjelben 
durch das Enteignungsverfahren erwachſen find, 
— Tritt der Unternehmer zurüd, nachdem be- 
reit3 die Feititellung der Entjchädigung durch 
Beſchluß der Regierung erfolgt ift, jo hat ber 
Eigenthümer die Wahl, ob er lediglich Erjag für 
die Nachtheile, welche iym durch das Enteignung: 
verfahren erwachſen find, oder Zahlung der fejt- 
geftellten Entihädigung gegen Abtretung des 
Grundftüdes geeigneten Falls nad) vorgängiger 
Durchführung des in $ 30 gedachten PBrocekver- 
jahrens im Rechtswege beanſpruchen will. $ 43. 
Die Koſten des abminiftrativen Verfahrens trägt 
der Unternehmer, Bei demjelben kommen nur 
Auslagen, nicht aber Stempel und Sporteln zur 
Anwendung, und können die Entihädigungäbes 
rechtigten Erjaß für Wege u. Verſäumniſſe nicht 
fordern. — Im proceljualiichen Verfahren wer- 
den die Koften u. Stempel tarmäßig berechnet. 
— Die Koften des in $ 35 erwähnten Verfahrens 
jind vom Antragjteller vorzuſchießen. Ueber die 
Berbindlichkeit zur endlichen Uebernahme diejer 
Koiten ijt im nachfolgenden Rechtsſtreit zu ent- 
ſcheiden. Im Bezirke des WUppellationsgerichts- 
hofes zu Köln werden die Gebühren für die be 
treffenden VBerrichtungen des Friedensgericht3 nad) 
der Tare für die Friedensgerichte vom 23. Mai 
1859 berechnet. — Sämmtliche übrigen Berhand- 
lungen vor den Gerichten, Grundbuch- und Aus— 
einanderjegungsbehörden, einichließlich der nad 
’ 17 eintretenden freiwilligen Veräußerungsge— 

häfte über. Örumdeigenthum innerhalb des vor» 
gelegten Planes, ſowie einjchlieglich der Quitt- 
ungen und Conſenſe der Hypothekengläubiger 


Zitel IV. 
Wirkungen der Enteignung. 


8 44. Mit Zuſtellung des Enteignungsbe- 
ſchluſſes ($ 52) an Eigenthümer u. Unternefmer 
geht das Cigenthum des enteigneten Grundftüdes 
auf den Unternehmer über. — Erfolgt die Zu- 
jtellung an den Eigenthümer und Unternehmer 
nicht an demjelben Tage, jo beſtimmt die zulett 
erfolgte Buitellung den Zeitpunft des Ueberganges 
des Eigenthums. — Dieje Borjchrift gilt auch 
in den Landestheilen, in denen nad den allge 
meinen &ejeten der Uebergang des Eigenthums 


.|von der Einjchreibung in die Grundbücher oder 


von der Einreichung des Bertrages bei dem Real- 
richter abhängig gemadt ift. S 45. Das ent- 
eignete Grundjtüd wird mit dem in $ 44 be» 
ſtimmten Zeitpunkt von allen darauf haftenden 
vrivatrechtlichen Verpflichtungen frei, joweit der 
Unternehmer viejelben nicht vertragsmäßig über: 
nommen hat. — Die Entihädigung tritt rück— 
jihtlid aller Eigenthums-, Nutzungs- u, jonjtigen 
Realanſprüche, insbejondere der Reallaiten, Hy— 
potheten und Grundichulden an die Stelle des 
enteigneten Gegenſtandes. $ 46. Fit die Ab— 
tretung des Grundſtückes durch Bereinbarung 
zwiſchen Unternehmer und Eigenthümer erfolgt, 
und zwar in Gemäßheit des $ 16 unter Durch 
führung des Enteignungsverfahrend oder in Ge— 
mäßheit des $ 26, jo treten die rechtlichen Wirk— 
ungen de3 $ 45 auch in diejem Falle ein. Hy— 
pothefen- u. Grundſchuldgläubiger, fowie Real- 
berechtigte können jedoch, joweit ihre Forderungen 
durch die zwijchen Unternehmer u. Eigenthümer 
vereinbarte Entihädigungsjumme nicht gededt 
werden, deren Feſtſetzung im Rechtswege gegen 
den Unternehmer fordern, wobei die Beweisvor— 
ichriften der $$ 30 u. 40 zur Unmwendung fom- 
men, 8 47. War da3 enteignete Grundſtück 
Fideicommiß- od. Stammgut, od. jtand dajjelbe 
im LZehn- od. Leiheverbande, jo it — mit Aus— 
nahme des 8 38 vorgejehenen Falles — der Ber 
figer über die Entjhädigungsjumme nur nad 
den Vorſchriften zu verfügen berechtigt, welche 
in den verjchiedenen Landestheilen für die Ver— 
fügungen über derartige Güter u. die an deren 
Stelle tretenden Eapitalien maßgebend find. $ 48. 
War das enteignete Grunditüd mit Reallaſten, 
Hypotheken od. Grundjchulden behaftet, jo fann 
— mit Ausnahme de3 $ 38 vorgejehenen Falles 
— der Eigenthümer über die Entihädigungs- 
fumme nur verfügen, wenn die Realberecdhtigten 
eimmwilligen. $ 49. Der Eigenthümer des Grunb- 
jtüdes iſt jedoch in den Fällen der SS 47T u. 48 
befugt, wegen Auszahlung oder Verwendung ber 
hinterlegten Entjhädigungsjunme die Vermittel— 
ung der Auseinanderjegungsbehörden für Requ— 
firung gutsherrlicher u. bäuerlicher Verhältniſſe, 
Ablöjungen und Gemeinheitstheilungen in An« 
ſpruch zu nehmen. — Die Auseinanderjegungs- 
behörde hat die bei ihr eingehenden Anträge nad 


und jonjtiger Betheiligten, jind gebühren- und den Beitimmungen zu beurtheilen und zu erle- 
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digen, welche wegen Wahrnehmung der Rechte ſteht beiden Theilen binnen einer Prächufivfriit 


dritter Perſonen bei Verwendung der Ablöfungs« 
capitalien in den $$ 110—112 des Gejeped vom 
2. März 1850, betr. die Ablöfung der Real» 
laſten und Regulirung ber gutöherrlihen und 
bäuerlichen Berhältnijie, erteilt worden find. — 
Dieje Vorſchrift fommt in den Landestheilen des 
linfen Rheinuferd, in der Provinz Hannover u. 
den Theilen des Regierungsbeziris Wiesbaden, 
in welchen die Verordnungen vom 13. Mai 1867 
und 2. Sept. 1867 nicht eingeführt find, nicht 
zur Anwendung, vielmehr bleibt es hier bei den 
bisher bejtehenden Vorſchriften. 


Titel V. 


Beiondere Beitimmungen über Entnahme von 
Begebaumaterialien. 


8 50. Die zum Bau und zur Unterhaltung 
öffentlicher Wege (mit Ausſchluß der Eijenbahnen) 
erforderlichen Feld- u. Bruchiteine, Kies, Rajen, 
Sand, Lehm und andere Erde ijt, ſoweit der 
Begebaupflichtige nicht Diefe Materialien inbraud)- 
barer Beſchaffenheit und angemefjener Nähe auf 
eigenen Grundftüden jürdern fanıı, u. der Eigen- 
thümer fie nicht ſelbſt gebraucht, ein Jeder ver- 
pflichtet, nach Anordnung der Behörde von feinen 
landwirthichaftlichen u. ‚zorftgrundftüden, feinem 
Unlande oder aus jeinen Gewäſſern entnehmen 
und dad Auffuchen derjelben durch Scürfen, 
Bohren ꝛc. daſelbſt unter Eontrole ded Eigen- 
thümers fich gefallen zu laſſen. $51. Der Wege 
baupflichtige hat dem Eigenthümer den Werth 
der entnommenen Materialien ohne Berüdjid) 
tigung des Mehrmwerthed, welchen fie durch den 

egebau erhalten, zu erfegen. — Wo durd) den 
Werth der Materialien der dem Grundſtück durch 
die Entnahme — Schaden, einſchließlich 
der entzogenen Nutzungen, ſowie der etwa bereits 
wirthſchaftlich aufgewendeten Werbungs⸗, Samm⸗ 
lungs- u. Bereitungskoſten nicht gedeckt werden, 
hat der Wegebaupflichtige, ſtatt Erſat jenes 
Werthes, hierfür Erjag zu leiften. $ 52. Wenn 
ein Grundftüd zur Gewinnung der Materialien 
hauptſächlich beftimmt ift und 2 für den 
Wegebau in jolhem Maße in Anſpruch genom- 
men werden, daß dad Grundftüd deshalb diejer 
Beitimmung gemäß nicht ergiebig benugt werden 
fann, oder wenn die Eigenthumsbeichränfung 
länger als 3 Jahre dauert, jo fann der Eigen» 
thümer gegen Abtretung des Grundjtüdes jelbit 
an den Wegebaupflichtigen den Erjag des Werthes 
befjelben verlangen. $ In Ermangelung 
gütiger Einigung hat der Landrath') (in Han- 
nover die betreffende Obrigkeit) auf Grund voll- 
ftändiger Erörterung —— den Betheiligten 
eine Entſcheidung zu treffen, in welcher 1) die 
dem Wegebaupflichtigen gegen den Grundbeſitzer 
einzuräumenden Rechte nach Gegenſtand u. Um- 
fang ſpeciell zu bezeichnen ſind, u. 2) die dafür 
zu gewährende Entſchädigung auf Grund ſach— 
verſtändiger Abſchätzung od. geeignetenfalls ($ 12) 
die dafür zu beſtellende Sicherheit vorläufig ſeſt— 
zufeßen if. — Gegen die Entſcheidung unter 1 

1) Im Bereiche der Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 ift 


die Entſcheldung von dem Kreisausſchuß zu treffen; Geſetz v. 
26. Ju 1872 $ 168. 


von 10 Tagen nad) deren Zuftellung der Recurs 
an die Regierung mit aufichiebender Wirkung 
zu. — Gegen die Feitjtellung der Enticheidung 
unter 2 iſt innerhalb 90 Tagen der Rechtsweg, 
jedoch ohne aufichiebende Wirkung, zuläffig. Sit 
egen die landräthliche Entiheidung Recurs er— 
Forat. fo läuft dieſe Frift erft vom Tage der Zu— 
ftellung der Gntjcheidung der Regierung an, 
Eines vorgängigen Sühneverſuchs bedarf e3 nicht. 
— Die dem Wegebaupflitigen zuitändigen Rechte 
dürfen erjt ausgeübt werden, wenn derjelbe in 
das Grundftüd, beziehungsweiſe die daran aus— 
zuübenden Rechte eingemwiejen iſt. Dieſer Ein— 
weiſung muß die Zahlung oder Sicheritellung 
der Entihädigung auf Grund mindeiten3 vor» 
läufiger Feitjegung vorausgehen. — Wegen Aus» 
zahlung der Entihädigungsjumme findet die in 
$ 36 gegebene Beitimmung Anwendung. 


Titel VI. 
Schluß: und Uebergangsbeitimmungen. 


$ 54. Diejes Geſetz findet feine Anwendung: 
1) auf die in befonderen Gejegen oder im Ge— 
mwohnheitörechte begründete Entziehung oder Be- 
ihränfung des Grundeigenthums im Intereſſe 
der Landescultur, als: bei Regulirung gutsherr— 
licher und bäuerlicher Verhältniſſe, bei Ablöſung 
von Reallaſten, Gemeinheitstheilungen, Vorſluth— 
Angelegenheiten, Entwäſſerungs -und Bewäffer- 
ungsangelegenheiten, Benutzung von Privatflüſſen, 
Deichangelegenheiten, Wieſen- u. Waldgenofjen- 
Sehe a aeg 2) auf die Entziehung u. 
Beſchränkung des Grundeigenthums im Intereſſe 
des Bergbaues und der Landestriangulation. 
$ 55. Bereit3 eingeleitete Enteignungsverfahren 
werden nad) den biäherigen Vorjchriften zu Ende 
geführt. Wird in einem ſolchen Verfahren’ der 
Rechtsweg beichritten, fo findet der S 40 auch 
hier Anwendung. $ 56. Im Geltungsbereich 
der Kreidordnung vom 13. Dechr. 1872 und in 
den Hohenzollernichen Landen werden die durch 
dieſes Gefep der Bezirfäregierung, bezw. dem 
Landrath?) beigelegten Befugniffe und Obliegen- 
a) joweit diefelben in den 88 5, 15, 18—20, 24 
und 27 enthalten find, von den PBräfidenten ber 
Bezirköregierungen,?) b) ſoweit diejelben in ben 
Sg 3, 4, 14, 21, 29, 32—35 u. 53 Abi. 2 ent- 
halten find, von den Bermaltungsgerichten®), c) 
ſoweit diejelben im $ 52 Abi. 1 enthalten find, 
von ben Kreisausfhüffen, bezw. in den Stadt- 
freifen von den Magiiträten und in den Hohen- 
zollernihen Landen von den Amtsausichüffen 
wahrgenommen. — Die in Gemäßheit des $ 3 
von dem Bermaltungsgericht zu treffende Ent- 
icheidung erfolgt auf das Gutachten des Kreis— 
ausichuftes, bezw. des Magiſtrats in den Stadt- 





’) Die Eompetenz des Landraths ift im Bereiche der reits 
ordnung vom 26. Juli 1872 auf ben Kreisausſchuß überges 
gangen; Gefeg vom 26. Juli 1876 $ 158. 

2) Die Befugniffe in Enteignungsjachen gemäß $ 5 find im 
Bereiche der Kreisordnumg vom 13. Dec. 1872 auf den Bes 
zirfärath übergegangen, Gejeg vom 26. Juli 1876 $ 157. 

*) Diefe Beſugniſſe werden im Bereiche der Kreisorbnung 
vom 13. Dec. 1872 von dem Bezirksrathe wahrgenommen ; 
Geſet vom 26. Juli 1876 $ 157, und zwar im Bermwaltungss 
ftreitverfabren; Geſetz vom 3. Juli 1875 $ 89, 


Enten — Entwäfjerungsanlagen. 381 

freifen und des Amtsausſchuſſes in den Hohen-,jeg wegen des Waijeritauens bei Mühlen u. Be— 
— Landen. 8 57. Alle den Vorſchriften ſchaffung der Vorfluth vom 15. Novbr. 1811: 

ieſes Geſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen, F 11. Die Mühlenbeſitzer und Alle, welche ſonſt 
ſowie die Beſtimmungen über das Wiederfaufd-|den Abfluß eines Gewäſſers anzuhalten berechtigt 
recht bezüglich des enteigneten Grundſtückes wer⸗ ſind, ſollen verpflichtet ſein, den freien Lauf des— 
den aufgehoben. — Ein geſetzliches Vorkaufsrecht ſelben nad) Beſtimmung der Provinzial-Polizei- 
findet wegen aller Theile von Grundftüden ftatt,| Begörde, ganz oder zum Theil wieder heczu- 
welche infolge des verlichenen Enteignungsrechts | ftellen, jobald daraus ein offenbar überwiegender 
eo oder durch freien Vertrag an den|Bortheil für die Bodencultur oder Schifffahrt 

nternehmer abgetreten find, wenn in der Folge entſteht, und Diejenigen, welche für ihre Cultur 
das abgetretene Grundſtück ganz oder theilweijeloder Schifffahrtsanlagen des Waſſerabfluſſes be» 
zu dem beftimmten Zmwed nicht weiter notpiwendig | dürfen, ihnen eine vollitändige Entſchädigung her« 
ift und veräußert werden fol. — Das Vorkaufs- zugeben bereit u. vermögend find. $ 12. Dieje 
recht jteht dem zeitigen Eigenthümer bes durch|Berpflichtung kann ſelbſt bis auf gänzliche Weg- 





den urjprünglichen Erwerb verkleinerten Grund⸗ 
ftüdes zu. Wer das Enteignungsrecht ausgeübt 
hat, muß die Abficht der Veräußerung und den 
angebotenen Kaufpreis dem berechtigten Eigen- 
thümer anzeigen, welcher jein VBorlaufsrecht ver- 
liert, wenn er ſich nicht binnen 2 Monaten dar- 
über erllärt. Wird die Anzeige unterlaffen, jo 
fann der Berechtigte feinen Anſpruch gegen jeden 
Befiger geltend machen. $ 58. Inſoweit in an- 
deren Gejegen auf die Vorſchriften der aufge- 


hobenen Gejege Bezug genommen ift, treten an 


die Stelle der letzteren die entjprechenden Vor— 
Ichriften diejes Geſetzes. 


Enten, wilde, haben Schonzeit vom 1. April 
bi8 Ende Juni; die Bezirksregierungen (Land- 


drojteien u. im Bereiche der Kreisordnung vom 


vom 13. Dechr. 1872 der Bezirksrath) können 


aber für einzelne Zandestheile die Schonzeit auf- 
heben; Ge. vom 26. Febr. 1870 $ 1 Nr. 9 u. 
Gef. vom 26. Juli 1876 $ 94. Tödten u. Ein- 
fangen einer Ente während der Schonzeit wird 
mit 6 M beftraft; Geſ. vom 26. Februar 1870 
$ 5 Wr. 14. 

Entführung einer minderjährigen Perſon, 
Beitrafung derjelben, j. Str.-G.-B.$ 235; wegen 
Beitrafung der Entführung einer Frauensperjon, 
j. daj. $$ 336 ff. 

Enthauptung ilt die Art der BVollziehung 
der im kg Aue Berfahren erlannten 
Todesſtrafe; Str.-G.-B. $ 13. 

Entlafjung: 1) aus dem Amte, ſ. ©. 36 unter 
Antsentfernung; 2) aus dem Gejindedienit, 
ſ. Geſindeordnung; 3) der gewerbliden Ar, 
beiter, ſ. d. Art.; 4) vorläufige Entlafjung von 
Strafgefangenen, j. Str-®.-B. 88 23—26; 5) 
Entlafjung aus dem Militärdienſt nad} beendeter 
activer Dienfipflicht, fiche Rekrutirungsord— 
nung $ 13, früher, daſ. $ 14. Verfahren bei 
der Entlafjung wegen Dienjtunbraudbarfeit, dai. 
$ 15. ©. aud Erjagordnung $$ 81, 82 und 
Reclamation. 

Entlafjungspapiere, militäriiche, f. Re— 
erutirungsordnung $ 16. 

Entfjhadigung für enteignete® Grumbdeigen- 
tum, j. unter Enteignung, Geſetz vom 11. 
Juni 1874 88 7 ff; 88 24 fi; der Flurſchäden 
bei Truppenübungen j. Flurfhäden. 

Entwäfjerungsanlagen, j. auch Stauan- 
lagen, Borfluth. 

U. In dem Bereiche des Vorfluth— 
Geſetzes vom 15. Nov. 1811. 
Die materiellen Bejtimmungen enthält das Ge- 
























räumung von Waffermühlen ausgedehnt werden, 
jobald nach polizeilihem Ermeſſen der Zweck an— 
der3 nicht zu erreichen ift, der Müller aber voll- 
ftändig entichädigt, auch der Gegend Erjag für 
ihr Snterefje bei Erhaltung der Mühle geleiitet 
werben ann. 8 13. Auch da, wo feine fünjtlichen 
Hindernifje des Abfluſſes vorhanden find, fann 
jeder Grundbefiger verlangen, daß ihm Abwäfjer- 
ungsgräben durch fremden Boden zu ziehen ge— 
jtattet werde, jobald die vorerwähnten Beding- 
ungen ftattfinden.‘) $ 14. Selbit zur Ablafjung 
von Teichen u. ftehenden Seen kann unter vorge» 
dachten Bedingungen ($ 11) die Geftattung der 
Vorfluth erfordert werden, und wird iniomeit 
eine Ausnahme von dem entgegenftehenden Gejeß, 
Allgem, Landrecht Th. 1 Tit. 8 $ 117, nadge- 
geben. $ 15. Beliser von Grundftüden, mwelda 
ſich des auf ihren Yändereien ftehenden Waſſers 
entledigen wollen?) u. deshalb nicht gütlich mit 
den zur Gtauung Berechtigten oder anderen 
Grundbefigern einigen fönnen, müffen von ihrem 
Vorhaben der Brovinzial-Polizeibehörde Anzeige 
machen, nachweiien, welchen Vortheit fie von dem 
Ablaffen des Waflerd erwarten, und darthun, 
daß ſie bereite Mittel haben, die wahrjcheinliche 
Entihädigung ohne Verzug zu bezahlen. $ 16. 
Auf diefen Antrag wird jogleic eine Zocalunter- 
ſuchung durch ſachtundige Commiffarien verfügt,®) 
welche ausmitteln: a) wodurch der Zweck des 
Grundbeſitzers am leichteſten erreicht werden 
könne? b) ob burdy die beabſichtigte Entwäſſer— 
ung nicht andere Grumdbejiger leiden, oder ein 
Nachtheil davon für die Schiffahrt oder öffent- 
lihe Anlagen zu beforgen jei? 8 17. Die Iep- 
tere ra muß auch für den Fall ftatt- 
finden, wenn beide Theile über die Ablafjung 
gütlich einverftanden find. $ 18. Auf den Grund 
diefer Unterſuchung beitimmt die Brovinzial-Bo- 
lizeibehörde, ob die Ablaſſung des Waſſers über- 
baupt jtattfinden könne u. unter welden Moda- 
fitäten fie ausgeführt werden müſſe. 8 19.) 





1) Aufolge Art. 3 bes Geſeßes vom 11. Mai 1853 finden 
die beitebenden gefeglihen Vorihriften über Aulegung von 
Entwällerumgsgräben durch fremde Grunditüde auch Anwend⸗ 
ung auf Ableitnngen. des Waffers unter ber Erde in bebediten 
Kanälen oder Rohren [Drains]. 

2) Wegen Bildung von Entwäfjerungsgenofjenihaften, f. 
unter V, © 343. $ 

>) Diefe Örtliche Unterfuhung wird im Bereiche der Kreis⸗ 
ordnung dom 13. Dec. 1872 von dem Kreis: [Stadt] Aus» 
ſchuſſe verfügt; Gefeg vom 26. Juli 1876 $ 100. 

+) Zu $5 19—22 f. das biernädhft abgedrudte Gele, betr. 
das für Entwälferungsanlagen einzuführende Aufgebots: und 
Bräclufionsverfahren, vom 23. Jan. 1846. (S. 335.) 
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Wollen die Intereſſenten fich diefer Beitimmung 
nicht unterwerfen, jo findet dagegen feine gericht- 
liche Klage, jondern zur Berufung auf die höhere 
Bolizeibehörde ſtatt. $ 20. Jedoch kann über 
den Umfang der Rechte, welche jede Partei zur 
Ausgleihung bringt, durch dieſen polizeilichen 
Entwäfjerunasplan niemald etwas bejtimmt wer- 
den, jondern es muß, wenn der Wajjerjtand 
ftreitig iſt, derjelbe nad) 83 1—5 feſtgeſetzt, jede 
andere ftreitige Befugniß aber zur richterlichen 
Entjcheidung verwiejen werden. $ 21. Wird die 
Ausführung des Entwällerungsplanes genehmigt, 
jo wird durch jchiedsrichterliches Ermeſſen ſowol 


der Betrag der Entihädigung ausgemittelt, als 


auch die Entwäjjerung jelbjt nad) dem genehmig- 
ten Plane zur Vollziehung gebradt. $ 22.' 
Zu dem Ende wählen die Stauungsberedtigten 
oder die Inhaber der Grundftüde, die Vorfluth 
gewähren jollen, einen Schiedsrichter; der oder 
die Grundbefiger, welche auf die Entwäjlerung 
antragen, auch einen, u. die Brovinzial-Bolizei- 
Behörden einen Obmann. $ 23. Diefe 3 Ber- 
jonen werden von der Provinzial-Polizeibehörde 
autorijirt, auf den Grund der nach abjoluter 
Stimmenmehrheit von ihnen gefaßten Beſchlüſſe 
jowol die Entjhädigung zu bejtinnmen, ald aud) 
die Vollziehung der Entwäfjerung ſelbſt anzu- 
ordnen. Zugleich haben fie die künftige Unter- 
haltung der neu angelegten Abzugsgräben näher 
zu bejtimmen, wobei der Grundjag anzumenden 
it, daß der oder Diejenigen, welde in einem 
beitimmten Verhältniß Bortheil von der neuen 
Anlage haben, auch in eben dem Verhältniß zur 
Unterhaltung derjelben verpflichtet jind. $ 24. 
Bon ihrer enticheidung findet feine Appellation 
jtatt. 8 25. Inſofern ihnen jedoch Mar nach— 
gewiejen werden fann, daß fie ihre Befugniß 
übericpritten haben, ijt die Provinzial» Rolizei- 
behyörde befugt und verpflichtet, ihr Verfahren 
zu cafjiren, den Parteien ihre Anſprüche auf 
Schadenerjag an fie vorzubehalten u. die Wahl 
von neuen Schied3richtern zu veranlaſſen. $ 26. 
Eine ſolche Ueberichreitung der Befugniſſe findet 
jevody nur ftatt, wenn die Schiedsrichter entwe- 
der von dem durch die Negierung genehmigten 
Entwäjjerungsplan abweichen, oder für jolche 
Rechte, welche noch unter den Parteien jtreitig 
jind, Entihädigungen ausſetzen. $27. Will der 
Stauungsberedhtigte jich nicht Dazu verjtehen, einen 
Schiedsrichter zu wählen, oder verzögert er die 
Wahl über 4 Wochen, nachdem ihm die Auf- 
forderung dazu infinuirt worden ijt, jo ernennt 
der Yandrath oder jonftige Polizeidirigent des 
Kreifes den Schiedsrichter jtatt jeiner. $ 28. 
Zu Schiedsrichtern können nur unbejcholtene, dis— 
pojitionsjähige, jachkundige Männer gewählt wer- 
den. 829. Auch nur jolde, die ald Zeugen 
für u. wider die Parteien u. übrigen Schieds— 
richter mit voller Kraft vor Gericht fönnten zu- 
gelafjen werden. 830. Wer zum Schiedsrichter 
ewählt ift, darf die Wahl nicht ablehnen, es 
ei denn, daß er ſolche Entihuldigungsgründe 
für fi) anführen könnte, welche ihn vor der Leber 

!) Zu 65 22 ff. ſ. in Betreff der Zuftändigfeit der Kreis— 
[Stadt:] 
vom 26. Juli 1876 $$ 103-105. 


— 


usſchüſſe unter Berwaltungsbebörden, — 
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nahme einer mit der Adminiſtration verbundenen 
Vormundſchaft nad Allgem. Landrecht Theil 2 
Tit. 18 58 208, 209, 212, 213 befreien würden. 
$ 31. Findet außer dem Interefje der Stauungde 
beredhtigten, oder der Inhaber der Grundftüde, 
die Vorfluth gewähren jollen, nod) ein bejonderes 
Interefje, 3. B. wegen Fiſcherei, Viehtränke 2c., 
gegen die Entwäjjerung jtatt, jo wählen Diejen« 
igen, welche ein bejonderes Intereſſe haben, eben» 
fall einen Schiedsrichter. $ 3%. Diejer ver- 
handelt mit dem Schiedsrichter ber Gegenpartei 
und dem Obmann bejonders über das gedadıte 
Intereſſe, u. das Nefultat ihrer Verhandlungen 
wird nachmal3 in den allgemeinen Receß über 
die ganze Verhandlung aufgenommen, $33. Den 
Schiedsrichtern ſteht nicht nur die Vergütung ihrer 
baaren Auslagen, fondern auch ein Diätenjaß zu, 
welchen die Provinzial» Polizeibehörde den Um— 
ſtänden nad) feitiegt. $ 34. Sämmtliche Kojten 
tragen Diejenigen, auf deren Antrag die Ent— 
wäjjerung erfolgt. 

II. Inden Bezirken des Mppellationd 
gerihts zu Köln und des AJuftizjenats 
zu Ehrenbreitftein, jomwie in den Hohen— 

zollernſchen Landen. 
Geſetz vom 14. Juni 1859; 
Abſchnitt L 
Gemeinjame Bejtimmungen.!) 


‚81. In den Bezirken des Wppellationdge- 
richtöhofes zu Köln und des Juſtizſenates zu 
Eprenbreitftein, ſowie in den Hohenzollernſchen 
Landen, kann jeder Eigenthümer, welcher jein 
Grundſtück entwäjlern oder Teihe und Geen 
ablaſſen will, in Fällen des überwiegenden Lan- 
descultur-Jutereſſes verlangen, daß ihm gegen 
tolljtändige Entihädigung das Servitutsrecht 
eingeräumt wird, das Waſſer von jeinem Boden 
in offenen Gräben oder bedetten Kanälen(Röhren) 
durd) fremde Grundſtücke, welche jein Grundeigen« 
thum von einem Wafferlaufe oder einem anderen 
Abflugwege trennen, auf jeine Koſten abzuleiten 
oder zu dieſem Ende vorhandene Gräben und 
Sliche zu erweitern und zu vertiefen. $ 2. Die 
Entwäfjerungsanlage darf nur an der Stelle des 
belajteten Grundſtücks ausgeführt werden, wo fie 
dem Eigenthümer deffelben, unbejchadet ihres 
Zweckes, am wenigſten läftig tft. Durch Gebäude, 
nebjt den damit in Verbindung ftehenden Hof- 
räumen kann das Recht ($ 1) gar nicht, durch 
Gärten und eingejchlofjene Parkanlagen nur mit- 
teljt bededter Kanäle oder Röhren ausgeübt 
werben, injoweit es fich nicht blo8 um Erweiter« 
ung und Bertiefung vorhandener offener Graben 
und ließe handelt. — Einer vorhandenen ge» 
werbliden Anlage darf durch die Entwäfjerungs- 
anlage das zum Betriebe des Werkes in dem 
bisherigen Umfange nothwendige Waſſer nicht 
entzogen werden. — Eine Abänderung gewerb: 
liher Anlagen, wodurd ihr Betrieb in dent 
bisherigen Umfange in anderer Weije möglich 
gemacht wird, muß ſich der Beſitzer gefallen 


!) Der 2. Abſchnitt enthält befondere Beitimmungen für bie 
bohenzollernichen Lande; f. unter Wüblenorbuung deu 
Auszug aus der Muhlordnung für Hobenzolerm-Sigmaringen. 
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lafien. 88. Der Eigenthümer des von der Entwäi« 
ferungsanlage durchſchnittenen Grundftüds Tann 
deren Mitbenugung in Anfpruch nehmen. Das» 
jelbe Necht fteht unter den Bedingungen des 51 
auch den Eigenthümern benachbarter Grundftüde 
zu. — Wer die Mitbenugung in Anſpruch nimmt, 
muß einen verhältnigmähigen Beitrag zu den 
Kojten der Anlage und Unterhaltung , infomeit 
er Nußen davon zieht, leiften, und die Koiten 
der in feinem Intereſſe etwa erforderlichen Ab— 
änderung der Anlage allein tragen. — Wenn die 
Servitut jpäter den Eigenthümer des belajteten 
Grundſtücks an nüplichen Verbefjerungen hindert 
oder ihn ſonſt mehr ald anfangs beläjtigt, jo 
fann derjelbe eine Verlegung der Anlage an eine 
andere Stelle auf feine Koften vornehmen, falls 
dadurch die Ausübung der Servitut nicht weient- 
(ih erjchwert wird. 8 4. In Ermangelung 
gütlicher Einigung entjcheidet die Bezirkäregier- 
ung — nah Anhörung der Betheiligten und 
nach vorherigerXocalunterfuchung durch ſachkundige 
Eommifjarien — mit Ausſchluß des Rechtsweges 
durch einen mit Gründen verjehenen Beſchluß: 
1) über das Borhandenfein der Bedingungen, 
unter welchen die in den $ 1—3 erwähnten Rechte 
in Anſpruch genommen werben können, über den 
Entwäfleringsplan, jomwie über die Art und 
Weiſe der Ausführung und jpäteren Abänderung 
der Anlagen; 2) wenn mehrere Theilnehmer 
vorhanden find ($ 3) über den Beitrag eines 
Jeden zu den Koften der Anlage und deren Un- 


terhaltung nad) Verhältniß des Vortheils; 3)|VBerhältniß der Succumbenz. 
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über die Eriftenz oder dem Umfang eines Rechtes, 
auf welches ein Widerſpruch oder ein Entſchädig— 
ungsanipruc gegründet wird, Streit, jo tit bei 
Feititellung der Entſchädigung der bisherige Be- 
fisitand oder aud das Maß der Berechtigung, 
joweit ſolche nad dem Ermeſſen der Regierung 
nachgewieſen ijt, vorbehaltlich des Rechtsweges, 
zum Grunde zu legen. — Die Regierung kann 
aber auch in chem Falle das weitere Verfahren 
ſo lange ausjegen, bis darüber von den Gerichten 
rechtskräftig entichieden ift. $ 6. Gegen das 
Rejolut der Regierung, welches die Entichädig- 
ung feitjtellt, it binnen ſechs Wochen nad) der 
Zuftellung an die Betheiligten die Betretung des 
Rechtsweges bei dem ordentlichen Gerichte der 
belegenen Sache zuläſſig. Wird innerhalb diefer 
Srift die Klage von der einen Partei beim Ger 
richt angeftellt, fo fann die Gegengartei im Wege 
der Widerflage die Abänderung der Enticheidun 
der Regierung auch ihrerfeit® noch nad) Ablau 
von jeh3 Wochen geltend machen. $ 7. Wenn 
durch die Entmäfjerungsanlage Grumdftüde in 
den Bezirfen mehrerer Regierungen betroffen 
werben, jo beitimmt das Minijterium für die 
landwirthichaftlichen Angelegenheiten, welche Re— 
— das Verfahren zu leiten und die Ent— 
cheidungen abzufaſſen hat. $ 8. Die Koſten des 
Verfahrens der Verwaltungsbehörde werden ebenjo 
aufgebradht, wie die Roften der Anlage. Die 
Koſten der Recurd-Jnftanz joivie des gerichtlichen 
Verfahrens treffen den unterliegenden Theil nad 

$ 9. Das Gejeg, 


desgleichen über die künftige Unterhaltung alter|betrefjend das für Entwäfferungsanlagen einzu« 
Wafjerläufe, melde nur erweitert oder bertieft| führende Aufgebots - und Präcluſions-Verfahren 
find, Wenn dabei die Unterhaltung demjenigen|vom 23. Januar 1846!) wird in den Bezirken 
verbleibt, welcher den alten Wafjerlauf bisher zu des Uppellationsgerichtshofes zu Köln und des 
unterhalten hatte, jo muß bei Bejtimmung der|Juftizjenates zu Ehrenbreitftein, ſowie in den 


ihm zu leiftenden Entihädigung aud auf die 
mehreren ihm in der Folge zur Laft fallenden 
Unterhaltungstoften billige Rüdfiht genommen 
. werben. — Gegen die Enticheidung der Regier- 
ung ijt binnen ſechs Wochen nad) deren Zuitel- 
ung an die Betheiligten Recurs an das Mini— 
fterium für die landwirthichaftlichen Angelegen- 
heiten zuläffig. $ 5. Mit Vorbehalt der Beruf- 
ung auf ben Rechtsweg wird von der Bezirks— 
Regierung die zu gemwährende Entſchädigun 
feftgeitellt, auf Grund einer Schägung dur 
Sacverftändige, welche die Regierung ernennt, 
wenn fich die Betheiligten über deren Berjon 
nicht geeinigt haben. Inſofern die Betheiligten 
fich nicht einigen, fönnen die ſachkundigen Com— 
miffarien, welche die Unterſuchung des Entwäfler- 
ungsplanes bewirken, zugleich mit der Abſchätzung 
der Entjchädigungen beauftragt werden, wenn die 
Regierung das für angemeffen erachtet. — Die 
Regierung Tann bie Feſtſetzung ber Entihädigung 
ausdrüdlich für eine vorläufige erflären und eine 
nähere Feititellung bis nad) Beendigung der An- 
lage per Die nähere Feititelung muß 
aber jedenjalld binnen Jahresfrift nah Beginn 
der Arbeiten auf dem belafteten Grundftüd er- 
folgen. — Sie fann die Ausführung der Anlage, 
der Berufung auf den Rechtsweg ungeachtet, 
gegen Zahlung oder Depojition der vorläufig 
jeftgeftellten Entjhädigung geſtatten. — Entſteht 


Hohenzollernjhen Landen für anwendbar erflärt, 


II. In Neuvorpommern und Rügen, 
Vorfluthsgeſetz v. 9. Febr. 1867:?) 
Abſchnitt II. 

Borichriften über Herftellung neuer und Ermei- 


terung alter Entwäfjerungd-Anlagen und Entfern» 
ung von Stauanlagen. 


$ 14. Jeder Grundbefiger, welcher fein Grund- 


d ftüd entwäflern oder Teiche und Seen ablafjen 


will, kann in Fällen des überwiegenden Landes⸗ 
cultur· Intereſſes verlangen, daß ihm gegen voll- 
ftändige Entihädigung das Servitutrecht einge» 
räumt wird, das Wafler von feinem Boden in 
offenen Graben und bededten Kanälen (Röhren) 
dur fremde Grundftüde, welche jein Grund» 
eigenthHum von einem Wafferlaufe oder einem 
anderen Abflußwege trennen, auf jeine Koften 
abzuleiten oder zu dieſem Bmede vorhandene 
Gräben, Fließe und Wafjerläufe zu erweitern 
und vertiefen. $ 15. Die Entwäfjerungsanlage 
darf nur an der Stelle des belajteten Grundftüds 
ausgeführt werden, wo fie dem Eigenthümer 
defjelben, unbejchadet des Zwedes, am wenigiten 
läftig ift; dur Gebäude nebjt den bami* in 


»)&. unter II. 
—* erſten beiden Abjchnitte dieſes Geſetzes ſ. ımter Bor 
uth. 
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Berbindung ftehenden Hofräumen kann das Recht den lönnen und über den Entwäfjerung&plan; 2) 


($ 14) gar nicht, durch Gärten und eingejchlojjene 
Parkanlagen nur mitteljt bededter Kanäle oder 
Röhren ausgeübt werben, injoweit e3 ſich nicht 
blos um Erweiterung und Bertiefung vorhande» 
ner offener Gräben und Fließe handelt. $ 16. 
Unter den Vorausjegungen des $ 14 können aud) 
Triebwerföbefiter und Befiger von Stauanlagen, 
welche. jonft den Abfluß eines Gewäſſers anzu» 
halten berechtigt find, verpflichtet werden, den 
jreien Lauf dejjelben ganz oder zum Theil wieder 
herzuftellen und jelbit ihre Triebwerke und Stau— 
anlagen gänzlich hinwegzuräumen, wenn der 
Zwed anders nicht zu erreichen ift. $17. Dem 
Eigenthümer des von der Entwäfjerungsanlage 
begrenzten reſp. durchſchnittenen Grundftüds, ſo— 
wie auch den Eigenthümern benachbarter Grund— 
ſtücke ſteht das Recht zur Mitbenutzung der An— 
lage zu.i) — Wer die Mitbenutzung in Anſpruch 
nimmt, muß einen verhältnigmäßigen Beitrag 
u den Koften der Anlage und Unterhaltung, 
loweit er Nuten davon zieht, Teiften und Die 
Koſten der in jeinem Intereſſe etwa erforderlichen 
Ubänderungen der Anlage allein tragen. — Wenn 
die Anlage jpäter dem Eigerthümer des belajte 
ten Grundſtücks in der Verbeſſerung deſſelben 
hinderlid) wird, oder ihn ſonſt mehr als anfangs 
beläjtigt, jo kann derjelbe eine Verlegung der 
Anlage auf jeine Kojten vornehmen, jofern Die 
Ausübung des durch $ 14 eingeräumten Rechts 
hierdurch nicht wejentlich erjchwert wird. $ 18. 
Die Grundbefiger, melde von den ihnen nad) 


über etwaige jpätere Abänderungen des Wlans 
($ 17, Abjchnitt 3). — Gegen Ddieje Enticheid- 
ungen der Bezirfsregierungen findet nur der 
Recurd an den Minijter für die lanpwirthichaft- 
lihen Angelegenheiten jtatt, welcher binnen einer 
prächufiviichen Frift von jeds Wochen nad Be- 
händigung der Entjcheidung anzumelden it. $21. 
Wenn bei Einleitung des Verfahrens und Ver— 
nehmung der Interefjenten (5 19) die Exiſtenz 
oder der Umfang eines Rechts, auf welches ein 
Widerſpruch oder ein Entſchaͤdigungsanſpruch ge· 
gründet wird, ſtreitig bleibt, ſo iſt den Parteien 
der Rechtsweg zu überlaſſen. — Die Regierung 
iſt aber befugt, in ſolchen Fällen dem nad) $ 18 
beantragten Verfahren Fortgang zu geben, wenn 
der Provocant ſich verpflichtet, die in Betreff 
des ftreitigen Anſpruchs gemäß $ 22 zu ermit- 
telmde Entihädigung vor der Ausführung der 
Entwäfierungsanlage gerichtlich niederzulegen.*) 
$ 22. Steht der Entwäjjerungsplan gemäß $ 20 
jeft, jo wird ein Schiedsgericht gebildet. — 
Demjelben jteht mit Bugrundlegung des feftite- 
henden Entwäfjerungspland nad Anhörung aller 
davon betrofjenen Interefjenten, foweit eine güt- 
liche Einigung nicht zu erreichen ift, zu: 1) beim 
Vorhandenſein mehrerer Theilnehmer ($ 17) die 
Enticheidung über den Beitrag eines jeden zu den 
Koſten der Anlage und deren Unterhaltung nad) 
Verhältniß des Vortheild; 2) desgleidhen die 
Entjheidung über die fünftige Unterhaltung bes 
reit& vorhandener Gräben und Wafferläufe, welche 


5$ 14 und 16 gejtatteten VBejugnijjen Gebraudy|nur erweitert und vertieft find, wobei, wenn die 
maden wollen und jih mit den Stauungsbe-| Unterhaltungspfliht Demjenigen verbleibt, wel- 
rehtigten und anderen Örundbejigern nicht aufſcher den ſchon vorhandenen Wafjerlauf bisher zu 


gutlihen Wege einıgen können, haben ihren An— 
trag bei ber —— Dieſe 
kann vor Einleitung des Verfahrens zur Be: 
gründung des Antrages die Einrichtung des 
Situationsplane3 der etwa erforderlichen Nivelle- 
ments und eines ſachverſtändigen Gutachtens in 
Betreff der aus der beabjichtigten Entwäjjerung 
zu erwartenden Bortheile für die Bodencultur, 
wie des obwaltenden überwiegenden Qandescultur- 
Interejies verlangen. $1Y. Infolgediejes Antrages 
($ 18) verfügt die Bezirksregierung?) eine ört- 
liche Unterfuhung durch ſachktundige Commiſſarien 
unter Zuziehung und Vernehmung ſämmtlicher 
Intereſſenten. Dieſe Unterſuchung iſt auch darauf 
zu richten, ob und welche Nachtheile etwa durch 
die beabſichtigte Entwäſſerung für die Schifffahrt 
oder für öffentliche Anlagen zu beſorgen find. 

20. In Ermangelung gütliher Einigung ent- 
cheidet die Regierung?) mit Ausſchluß des Hecht: 
weges durch einen mit Gründen verfehenen Be— 
ihluß: 1) uber dad VBorhandenjein der Beding- 
ungen, unter welchen die in den $$ 14— 17 ge- 
dachten Befugnifje in Anjpruch genommen mwer- 


') Im Bereiche der Kreisorbnung vom 13. Dec. 1872 ent” 
ſcheidet der Kreis⸗ [Stadt:] Ausfhuß im BVermaltungsftreit, 
verfahren über Anträge auf ——— einer Entwaſſer 
rn und auf Abinberungen Entmwäfjerungsplans; 
eg vom 26. Juli 187, $ 102. 

2%) Im Bereiche der Kreisorbnung vom 13. Dec. 1872 ver: 
fügt der Kreis: [Stapt:] Ausfhuß diefe örtlihe Unterfuhung; 
Beleg vom 26. (juli 1876 $ 100. 

3) ©, Note zu $ 17. 


unterhalten hatte, bei Feſtſetzung der ihm zu lei« 
itenden Entſchädigung au auf die mehreren ihm 
in der Folge zur Laſt fallenden Unterhaltungs- 
fojten billige Rüdjicht genommen werden muß; 
3) die nähere Beitimmung über die Art und 
Weiſe der Ausführung des Entwäfjerungsplans 
und Die —“ deſſelben; 4) die Ermittel- 
ung und Feſtſetzung der Entihädigungsanfprüche, 
wie des Betrags der zu gewährenden Entjchädig- 
ung. — In allen Fällen muß die Entjhädigung 
vor der Ausführung der Entwäfjerungsanlage 
gezahlt werden. $ 25.) Das Schiedsgericht 
($ 22) befteht aus drei SchiedErichtern. Der eine 
derjelben wird von den Gtauungsberechtigten 
ober den Inhabern der Grundjtüde, welche Bor. 
Nuth gewähren jollen, und den fonft zu Entſchädig- 
ungsanfprücen Berechtigten durch einen nach der 
Perjonenzahl zu fafjenden Mehrheitsbeſchluß, der 
zweite von denjenigen Orundbejigern, welche die 
Entwäſſerung beantragt haben, in derjelben Weife 
gewählt, der dritte aber von der Bezirksregierung 
ernannt. — Das Schiedsgericht faßt feine Ent- 
Iheidungen nad) Stimmenmehrheit unter dem 


1) Im Bereiche der Kreisorbnung vom 18. Dec. 1872 be 
—E ber Kreis- |Stabt:] Ausihun, ob dem Berfahren Forts 
ang zu geben jei; gegen den Beſchluß finder innerhalb 21 
agen der Antrag auf mündliche Berhandlung im Bertmwalte 
ungsftreitverfahren ftatt, in meldem der Kreis: |Etadt:] Aus: 
ſchuß endgiltig entjcheidet; Geſetz vom 2. Jull 1876 | 101. 

2) Zu 65 23 ff. j. in Betreff ber Zuſtändigkeit der Kreis 
(Stadt:] Ausſchüſſe unter Bermaltungsbebörden Gefetz 
vom 26. Juli 1876 $$ 103—105. 
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Vorſitz des von der Bezirksregierung ernannten 
Schiedsrichters. — Zur Wahl der Schiedsrichter 
ſind die Intereſſenten mit vierwöchentlicher prä— 
cluſiviſcher Friſt aufzufordern. Wird die Wahl 
eines Schiedsrichters abgelehnt, oder können ſich 
die Provocanten oder Brovo.aten über die Perſon 
eines gemeinichaftlihen Schiedsrichters nicht ver« 
einigen, oder wird die Anzeige des gewählten 
Scyiedärichterd über vier Wochen nad) der den 
Intereſſenten behändigten Aufforderung zur Wahl 
verzögert, jo geht das Wahlrecht verloren und 
e3 hat die Bezirköregierung den Sciedsrichter 
zu ernennen. Gie kann dazu auch einen mit 
der örtlihen Unterfuhung beauftragten Com- 
mifjarius ($ 19) beſtellen. $ 24. Bu Sciede- 
richtern dürfen nur unbeſcholtene, dispofitions- 
fähige, ſachkundige Männer, welche Preußiſche 
Unterthanen ſind und die als Zeugen für und 
wider die Parteien und die übrigen Schiedsrichter 
mit voller Beweiskraft vor Gericht gelaſſen wer— 
den, gewählt werden. — Belitt der gewählte 
Schiedsrichter dieje Eigenſchaft nicht, jo hat die 
Bezirföregierung eine anderweite Wahl zu ver- 
anlafjen. — Die Schiedsrichter dürfen die Wahl 
nur aus denjelben Gründen ablehnen, welche zur 
Ablehnung einer Vormundſchaft berechtigen. 825. 
Die Schiedäridhter find als Sachverftändige zu 
vereiden, wenn dies nicht jchon ein für allemal 
gefchehen ift, oder beide Theile ihnen den Eid 
ausdrücdlich erlaffen. $ 26. Von der Enticheid- 
ung des Sciedsgerihts findet feine Berufung 
nt richterliches Urtheil ftatt. — Findet aber die 
Bezirksregierung in Folge einer binnen ſechs— 
wöchiger Bräclufivfrift nad Eröffnung der ſchieds⸗ 
richterlichen Entiheidung angebrachten Beichwerde, 
daß das Sciedögericht jeine Befugniſſe über- 
ſchritten hat, oder daß deſſen Enticheidung man- 
gelhaft oder unvollitändig ift, fo ift Diefelbe befugt 
und verpflichtet, nach Anhörung der Gegenpartei 
die Berichtigung oder Bervollitändigung der Ent- 
fheidung nad ihrem Ermefjen dem bisherigen 
oder einem neuen, nad den Borichriften der 
35 23 und 24 zu bilcenden Schiedsgerichte zu 
übertragen. — Gegen eine ſolche Verfügung der 
Regierung ift Recurd an den Minijter für die 
landwirthichaftlichen Angelegenheiten binnen ſechs 
wöchentliher Präclufivfrift nad) Behändigung der 
Berfügung zuläſſig. $ 27. Die fachlundigen 
Commiffarien ($ 19) und die Schied8richter ($ 23) 
haben ſowol auf Erſatz ihrer baaren Auslagen, 
als auf Reije- u. Zehrungsloſten nach Maßgabe des 
$3 des Koſtenregulativs v. 25. April 1836 [jegt Geſ. 
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Abſchnitt IV. 
Aufgebot4- und Präcluſionsverfahren bei Ent- 
wäjjerungsanlagen. 

29. Das Gejeg vom 23. Januar 1846, be- 
treffend das für Gntwäjlerungsanfagen einzu- 
führende Aufgebots- und Präclufionsverfahren 
unter 2 abgedruckt— findet in feinem ganzn Um— 
ange aud) für Neuvorpommern und Rügen An- 


wendung. 
Abſchnitt V. 
Allgemeine Beitimmungen. 


8 30. Im Betreff der Competenz der Aus- 
einanderjeguingsbehörden zur Regulirung der mit 
ihren Geſchäften verbundenen Borjluthiachen wird 
dur das gegenwärtige Gejep nichts geändert. 
$ 31. Wer durd die VBerabjäumung feiner 
Räumungd» u. Unterhaltungspflicht ($$ 1 u. 22), 
oder durch Beſchädigung oder Zerſtörung der 
durch jein Grundjtüd führenden Entwäfjerungs- 
anlagen Anderen Schaden zugefügt, hat für diejen 
Schaden vollitändigen Erjag zu leiften. — Ueber 
die Verpflichtung zum Schadenerfa und über 
den Betrag des Schadens Tann nur im ordent- 
lihen Rechtswege entichieden werden. $ 82. Alle 
mit dieſem Gejege im Widerſpruch ftehenden 
gejeglichen Bejtimmungen werden aufgehoben u. 
tritt da3 für Neuvorpommern u. Rügen erlaffene 
Königl. Schwediihe Reglement vom 18. Nov, 
1775 nad) Publication des gegenwärtigen Geſetzes 
außer Kraft. 


Iv. In der Provinz Hannover. 


Sejeg über Ent- und Bewäfferung der Grund« 
itüde, jowie über Stauanlagen, v. 22. Aug. 1847. 


[I. Entwäfjerung der Grundftüde.) 1. Er 
haltung der natürlichen Wafjerzüge.*)] $ 1. Die 
natürlichen Waſſerzüge (Flüſſe, Bäche u. ſ. mw.) 
ſind in den zur Aufnahme und ungeſtörten Ab— 
leitung des ihnen zufließenden oder zugeleiteten 
Waſſers erforderlichen Zuftand zu ſetzen u. darin 
zu erhalten. $ 2. Zu dieſer Injtandjegung und 
Erhaltung, foweit fie durd; Reinigung von über- 
hangendem Buſch, dur Wegräumung nachteilig 
beengender Baum» und Buichmwurzekt, durch 
Ausfrautung, Schratung oder Schlötung geichehen 
fann, find an jeder Seite des Gewäſſers die 
Eigenthümer der daran ftoßenden Grundjtüde 
nad deren Uferlänge verpflichtet, jofern nicht 
etwas Abweichendes rechtögiltig (durch Herkommen 
u. f. mw.) feftiteht. Ausbaggerung und Nusgrab- 
ung der Gewäſſer ift unter den Arbeiten, deren 


— 


v. 24. Juni 1875] und der ſpäteren dazu ergange-|der Eingang dieſes Paragraphen erwähnt, nicht 
nen Vorſchriften Anſpruch. Ueber ihre Anjprüce| begriffen. Auch finden die Vorſchriften deſſelben 
enticheidet die Bezirfäregierung. 8 28. Sämmt-Jauf Gewäſſer, melde und joweit jie Ebbe und 
liche Koften tragen diejenigen, auf deren Antrag|Yluth haben, feine Anwendung, vielmehr wird 
die Entwäflerung erfolgt und rejp. welche die an — was über Reinigung und Er 
Benugung der Unlage in Anſpruch genommen |haltung derjelben gilt, durch dieſes Geſetz nichts 
haben ($$ 14, 17, 18) nad Berbältniß des Bor-|geändert. — Unter Eigenthümern find bier, wie 
theild. Die Koſten der Recureinftanz treffen den)in allen Borjchriften diejes Geſetzes, auch die 
unterliegenden Theil. Die Bezirksre —— iſt/ — 

efugt, die Koſten und bie etwa erforderlichen] 1) Die Borſchriften des Geſehes über Bewäſfſerungsanlagen 
Koſtenvorſchüſſe executiviſch einauziehen.*) iss 53—69] |. unter Brivatflüffe, und die über Stauans 
y Diefe Befugniß der Bezirksregierung ift im Bereiche der Ve Fa De beshasın, ir angel Erbaltung und 
iserdnung nn 13. Dec. 1873 —— — Gefetz vom 26. | Aufräumung der Waſſerzige in der Grafſchaft Diepholz bes 
Juli 1876 $ 106. treffend, vom 18. Febt. 1778, 
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mit erblihen Nugungsrechten verjehenen Be- Theilnehmer jener Berbejjerung zu betradten. 
jiger zu verftehen. $ 3. Die Eigentbümer der g 8. Sind die Theilnehmer nicht einig, ob die 
Ufergrundftüde jind zu — Godig daß bei Entwäſſerung, oder wie dieſelbe bewirkt werden 
der Aufräumung des Waſſerzuges die Erde oder ſoll, jo ſoll über beide Fragen durch abſoluie 
der Schlamm, welche aus demjelben ausgeworjen | Mehrheit der Etimmen mit verbindender Kraft 
werden, auf jedes Ufer zur Hälfte und, wo diejfür die Minderzahl zum Beitritte entidieden 
Dertlichfeit dies erlaubt, bejondere Beitimmungen|werden. (Berg. jedoch $$ 4, 5 und-15.) $ 9. 
aber nicht entgegenftehen, in folher Entfernung, | Die Stinnmenzahl ift nad) dem Koftenbeitrags- 
daß fie nicht in das Gewäſſer zurüdgleiten tön-|fuße oder, jofern noch feiner feſtſteht, nach dem 
nen, aufgelagert werden. Iſt die Aufräumung Flächengehalte der abzumäjjernden Grundjtüde 
nur in der einen Hälfte, der Breite nad) geredj«|($ 34), bei ungetheilten Gemeinheiten aber nach 
net, erforderlich, jo joll die Erde u. j. w. auf|den im $ 31 aufgeftellten Grundſätzen zu berech— 


das Ufer an der Geite bes Gewäfjers geworfen 
werden, an welcher die Aufräumung geichieät. 
Zur Fortihaffung dieſer aufgelagerten Maſſe 
find die zur Aufräumung des Gewäſſers Ver— 
pflichteten nicht ſchuldig. Die Vorſchriften dieſes 
Paragraphen finden jedoch nur dann Anwend— 
ung, wenn nicht etwas Anderes rechtsgiltig 
feſtſteht. 

[2. Vorrichtung neuer Entwäſſerungsanlagen. 
$ 4. Eine Entwaͤſſerungsanlage erfordert ſowol 
zu ihrer Vorrihtung überhaupt, als zur Art 
ihrer Ausführung vorgängige Genehmigung der 
zuftändigen Behörde (Kb 98 bis 100) 1) in den 
Tällen, welche der $ 22 bezeichnet; 2) bei Ab- 
lafjung des Wafjerd aus Binnenjeen; 3) wenn 
Grundftüde aus mehr als Einer Feldmark, oder 
4) wenn über 100 Hannoverjhe Morgen haltende 
Moor- oder Brucdjlähen gang oder theilweije 
entwäfjert werden; 5) wenn zur Ausführung der 
Anlage eine ſolche Vertiefung, Erbreiterung oder 
Gradlegung eines natürlichen Waſſerzuges noth- 
wendig ift, oder vorgenommen werden foll, wie 
jie im $ 7 bezeichnet ift; 6) wenn behuf der 
Entwäfjerung eine jolde Stauanlage, zu deren 
Vorrichtung nad $ 74 vorgängige Genehmigung 
erforderlich ift, gemacht oder geändert werden 
ſoll. $ 5. Die nad) $ 4 erforderliche Genehmig- 
ung der zuftändigen Behörde darf nur dann 
verjagt werden, wenn ein überwiegended öffent- 
liches Intereſſe, 3. ®. in Bezug auf Schifffahrt, 
oder wegen zu großer Trodenlegung, oder wenn 
die Borichriften dieſes Geſetzes entgegenftehen. 
8 6. Theilnehmer einer Entwäſſerungsanlage 
jind die Cigenthümer aller derjenigen Grund» 
ftüde, deren Entwäfjerung dadurch bewirkt wird. 
87. Beiteht die im vorhergehenden Paragraphen 
erwähnte Anlage in einer jolden Bertiefung, 
Erbreiterung oder Gradlegung (Durchſtichen) eines 
natürlichen ee weldie dad im $ 2 
angegebene Ma 
mangelung anderer rechtsverbindlichen Beftimm- 


nen. Doch joll diejenige Art der Stimmenzähl- 
ung, welche bei der erjtmaligen Abjtimmung zur 
Anwendung gefommen ift, bei allen Abſtimm- 
ungen bis zum Schluſſe des Verfahrens ($ 119) 
beibehalten werden. $ 10. Gereicht die Ent 
mwäfjerung einzelnen zur Genoſſenſchaft gehörigen 
Örunditüden erweislich zum Nachtheile, jo it 
dafür deren Inhabern von den übrigen Theil 
nehmern Entihädigung zu leiften. $ 11. Die- 
jenigen, welche ohne nad den Bejtimmungen des 
$ 6 Theilnehmer der Anftalt zu fein, Nugungs- 
rechte an den zu entwäfjernden Grundjtüden ha— 
ben, fönnen der Abwäfjerung nicht widerfpredhen, 
jind jedod) für etwaigen Nachtheil, den fie da» 
durch leiden, zu entihädigen. Dafjelbe gilt von 
den Pächtern der zu entwäflernden Grundftüde, 
$ 12. Gegen das von höher belegenen Grund- 
itüden wild (nicht dur Kanäle und Abzugs« 
gräben) zulaufende Wafjer kann jeder Grund- 
befiger dur Anlegung von Dämmen (Kajedeie 
hen) fih jchügen, wenn dadurch dem Grund» 
eigenthume Anderer fein Nachtheil zugefügt wird, 
Weiter gehende Ei zum Schutze gegen 
das wild zulaufende ſſer, welche auf bisher- 
igen Rechtsbeſtimmungen beruhen oder beſonders 
erworben find, werden hierdurch nicht aufgehoben. 
813. Dagegen follen die Befiger der unterhalb 
einer zu Bmweden der Bodenbenußung abzuwäſſern⸗ 
den Grundfläde belegenen Grundftüde verpflichtet 
jein, die Durchführung des denjelben von ober- 
2. belegenen Srundftüden künſtlich, d. h. in 

anälen oder —— oder mittelſt An⸗ 
wendung von Schöpfräbern oder ſonſtigen Waſſer 
hebenden Maſchinen zugeleiteten Wafjerd dulden. 
Dieſe Verpflichtung erjtredt ſich auf alle Grunb- 
ftüde, welde unterhalb der zu entwäfjernden 
Grundflähe bis zu dem Fluſſe, Bade, Kanale 
oder Abzugsgraben hin, durch welchen die Ab— 
leitung erfolgen Tann, belegen find, $ 14. Eine 


überjchreitet, jo find, in Er- Ausnahme von dieſer Verpflichtung tritt ein: 


1) wenn bie Durchführung des Wafjerd durch 
eind der eben bezeichneten unterhalb belegenen 


ungen, als —— der Anlage die Eigen- 
thümer aller Grundſtücke anzujehen, welche nach Örundftüde wegen Naturhinderniffe unthunlich 
dem zu verbefjernden Gewäſſer hin entwäfjern|ift; 2) wenn die Eigenthümer ber unterhalb be— 
und niedriger ald ber höchſte Sommermwafjerftand|legenen Grundjtüde nadyweifen, daß der dieſen 
= beiden Seiten des Gewäfjerd innerhalb der|®rundftüden drohende Schaden wenigſtens eben 

den Punkte gelegen find, bis zu welchen ſo groß, ald der von ber Entwäfjerungsanlage 
eine erhebliche Wirkung der Berbeflerungswerte|zu erwartende Nutzen ift; 3 wenn Die Ent» 
1a erftredt. Ein ungewöhnlicher Waſſerſtand wäſſerung durch die eigenen Grundftüde defien, 
joll dabei nicht berüdfichtigt werden. Wenn aber|der fie beabfichtigt, vollftändig geichehen kann, 
die bezeichnete Berbefjerung des natürlichen Wajjer-|$ 15. Bon mehreren Richtungen durch fremde 
zuges lediglih zur Wirkfamkeit einer anderen | Grundftüde, welche der Ableitung des Waſſers 
neuen Entwä Fang een erforderlich ift, ſo gegeben werben können, fol, im Fall die Be- 
find aud nur die Theilnehmer diejer letzten als\theiligten darüber ſich nicht einigen, biejenige 
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gewählt werden, welche bei mindejtens gleich werden, der ſchon unter den biöherigen Verhäli- 
vollftändigem Erfolge den geringiten Nachtheil niſſen, z. B. durch etwa jtattgehabten wilden 
für die Beſitzer jener Grundjtüde oder für dritte Wajjerzufluß verurfacht worden it. Im Uebrigen 


Berjonen, oder wenn diefer Nachtheil etwa glei) 
ift, den geringiten Koftenaufwand verurjadt. 
8 16. Den zu Entwäjjerungsanlagen ($$ 6, 7 
und 13 bis 15) erforderlichen Grund und Boden 
ift jeder Eigenthümer nad jeiner Wahl entweder 
zum Eigenthume oder zur ſervitutiſchen — 
ung für jene Zwede abzutreten verpflichtet. $17. 
Der Leitung des Waſſers in und durd Flüſſe 
oder Bäche oder bereits vorhandene Kanäle und 
fonftige fünftliche Wafjerleitungen, ſowie der zu 
dieſem Zweck etwa erforderlichen Erbreiterung 
oder Verbeſſerung derjelben können weder die 
Eigenthümer derjelben oder die zu deren Nußung 
Berechtigten, noch aud die Bejiger der Grund« 
ftücde, durd; welche die bezeichneten Gewäſſer od. 
Bajjerleitungen führen, u. die zu deren Benutz⸗ 
ung Berechtigten widerſprechen. Auch auf ſte— 
hende Gewäſſer (Binnenſeen und Teiche) finden 
die en dieſes Paragraphen alsdanı 
Anwendung, wenn diefelben einen natürlichen 
Ubfluf — 8 18. Die Leitung des Waſſers, 
insbeſondere auch die Correction eines Fluſſes 
oder Baches, muß, ſoweit nöthig, geeigneten 
Falls durch Schleuſen oder Staue, dergeſtalt 
geregelt werben, daß einerſeits ein zu plöglicher 
oder jchädlicher Wafjerzufluß, und anderſeits 
eine zu große Trockenlegung verhütet wird. Doch 
ift daber die Entwäfjerung der höher befegenen 
Grundſtücke thumlichit zu berüdjichtigen. $ 19 
Ein Widerſpruch Betheiligter iit ebenfalls dann 
ausgeichlofjen, wenn zum Bmwede der Entwäfler- 
ung eine Stauanlage gemacht oder aber bejeitigt 
oder geändert werden oder fonjt etwas zum 
Nachtheile derfelben geichehen fol. $ 20. Bon 
dem Unternehmer oder beziehungsmeije den Theil- 
nehmern einer Entwäſſerungsanlage ift Ent— 
fhädigung zu leiften: 1) für jede nach Vorjchrift 
diejed Geſeßes erfolgende Abtretung von Grund 
und Boden, oder Entziehung oder Schmälerung 
fonftiger Rechte; 2) für den Schaden, welcher 
den nicht mit abgetretenen Grundjtüden, insbe- 
fondere in Bezug auf Entwäfjerung, Ueberjtröm- 
ung, Verjumpfung, Trodenlegung, Uferbau oder 
dur Abſcheidung von Wegeverbindungen u. |. m. 
erwädhit, vorausgejegt, daß die Handlung, durch 
welche der Schaden zugefügt wird, nad den 
bisherigen Rechtägrundjägen ebenfalld nur gegen 
Schadenerſatzleiſtung vorgenommen werden durfte. 
Ausnahmsweiſe jol jedoch auch ohne dieje Be 
dingung Erjaß für denjenigen Schaden geleijtet 
werden, welcher durch Umfeitung eines natürlichen 
Waflerzuges dem Ertrage der an dem zu ver— 
laſſenden Beite liegenden Grundftüde zugefügt 
wird, wenn nämlich vor Ausführung der Anlage 
nicht nur der Anſpruch auf ſolchen Erſatz geltend 
gemacht, ſondern aud der Betrag des Schadens 
jeftgeftellt wird; 3) für den Schaden, den Je— 
mand, der auf eine dem biäherigen Rechte ent- 
Iprechende Weile fließendes Wafler benußt hat. 


aber follen in Bezug auf das Maß der Entjdjädig- 
ung die Vorichriften der $$ 11, 12, 13 und 15 
des Geſetzes über die Veräußerungspflicht behufs 
der Anlage von Scifffahrts-Stanälen u. ſ. w. 
bom 16. September 1846 Anwendung finden. 
$22. Die nachſolgenden Vorichriften (5 23—27) 
finden nur in den Fällen Anwendung, wenn 
in eine bedeichte Marſch Wafjer aus einer höher, 
d. h. außerhalb des Schutzes der Marjchdeiche, 
belegenen Gegend durch Fünftliche, bis in die 
Marſch hinein ſich erftredende Gräben (Leitungen) 
geführt werden fol, oder die Wafferleitungen 
aus der abzumwäljernden höheren Gegend, * 
die bedeichte Marſch ſelbſt zu berühren, in ein 
Gewäſſer einmünden, welches durch eine bedeichte 
Marſch läuft und deſſen Mündung durch eine 
Schleuſe oder ein Siel in dem Marſchdeiche ver— 
ſchloſſen iſt (efr. $ 27). 23. Die Marid- 
Jutereſſenten müſſen die künſtliche Zuleitung des— 
jenigen Waſſers dulden, welches bisher, wenn 
auch nur wild, ſeinem natürlichen Gejälle gemäß 
den Abfluß in einen Marjchbezirt gehabt hat, 
und können auch deshalb weder einen Beitrag 
zu den Kojten der ſchon vorhandenen Entwäfler« 
ungsanjtalten des Marſchbezirks, noch jonitige 
Vergütungen verlangen. Sie können eine Bei— 
tragsleiftung oder Bergütung jedod dann ver« 
langen, wenn durch die neue AZuleitung die Lajt 


‚Jihrer Entwäfjerungsanftalten vermehrt oder ihnen 


ein folder Schaden zugefügt wird, für welchen 
nad) den Borjchriften der $$ 20 und 21 Ents 
ſchädigung geleijtet werden muß. $ 24. Wenn 
und foweit ben vorftehenden Beftimmungen zu— 
folge eine Entjchädigungspflicht der Intereffenten 
des außerhalb der Marſch belegenen zu ent« 
wäfjernden Bezirks begründet ijt, jo follen dieſe 
verpflichtet jein: 1) die infolge ihrer Wafler- 
zuleitung etwa erforderliche Anlegung oder andere 
Einrichtung von Gräben, Sielen, Dämmen, 
Brüden, oder jonftigen Werfen innerhalb der 
Marih auf ihre Koſten zu beichaffen (vergl. 
$ 122); 2) einen verhältnigmäßigen Beitrag zu 
den Unterhaltungsfojten der Marſch-Entwäſſer— 
ungsanftalt zu leijten (vergl. $ 37); und 3) den 
etwa jonft noch entjtehenden Schaden nad Maß⸗ 
gabe der Borjchriften in den 88 20 und 21 zu 
erjegen. — Außerdem ift die beabfichtigte Waffer- 
zuleitungerjt nach Vollendung der ihretivegen etwa 
zu machenden Einrichtungen geftattet. $ 25. Die 
Marid-Fnterefjenten find nicht ſchuldig, das Waffer, 
welches jeinem natürlichen Gefälle gemäß den 
Abfluß in die Marſch nicht hat, jondern einem 
anderen Abmwäfjerungsgebiete angehört und ihren 
Entwäfjerungsanftalten erjt von jet an zugeführt 
werden ſoll, in diefelben aufzunehmen und fort« 
zuleiten, wenn fie dadurch einen unabmwendbaren 
Nachtheil leiden würden, oder wenn zur Abführ- 
ung des Wafjerd neue Anlagen innerhalb der 
Marich erforderlih find. Nur dann tritt eine 


dadurch erleidet, daß die Entwäljerungsanlage | Ausnahme von diejer legten Beftimmung ein, wenn 
ihm diefe Nugung entzieht oder ſchmälert. $ 21.!dem höhergelegenen Bezirfe eine Entwäjjerung auf 


ei Beſtimmung der Größe des Schadens ſoll ande eg 
größerem Koſtenaufwande verſchafft, und zugleich 


der Nachtheil berüdfichtigt und in Abſatz gebracht 
Örotefend, Polizei:teriton. 


anderem Wege gar nicht, oder nur mit bedeutend 
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durch die nöthigen neuen Anftalten aller Nachtheil hältniß feſtſteht, foll die etwa erforberliche Auf- 

vonder Marſch ſicher abgewandt werden kann. — In bringung von Kojten vorläufig nad dem Flä- 

dieſem alle gelten Fr Pe im $ 24 unter Nr. |chengehalte gejchehen, demnädit aber eine Aus- 
eilt 


1 bis 3 getroffenen B 
nad) Inhaält des vorftehenden Paragraphen ein 
Marſchbezirk zur Aufnahme des Wafjerd in feine 
Entwäfjerungsanftalten nicht ſchuldig, jo Tann 
derjelbe gleichwol die Durchführung des Waſſers 
duch den Bezirk in einem Kanale, der, foweit 
erforderlich, bedeicht, jedenfalls aber für die Marſch 
und deren Entwäljerung unfchädlich gemadjt wer- 
den muß, nicht verweigern, 827. Auch in an- 
deren Fällen einer giltig beichlofjenen Entwäjjer- 
ung kann die im $ 26 bezeichnete Maßregel auf 
Anrufen eines Theil von der zuftändigen Be— 
hörde angeordnet werden, wenn fie ſich ald die 
wirtjamfte und als die, auch in jonftiger Hinficht 
vortheilhaftefte darftellt. $ 28. Zu ſämmtlichen 
Kojten neuer Entwäflerungsanlagen, mit Ein: 
ſchluß der etwa zu leiftenden Entihädigungen, 
haben alle Theilnehmer ($$ 6 u. 7) beizutragen. 
Eine Ausnahme hiervon tritt in den durch die 
88 10 und 29 bezeichneten Fällen ein. $ 29. 
Die Zuleitungsgräben (im Gegenjage ber Haupt- 
Abzugsgräben oder Kanäle) find, wenn nicht ein 
Anderes verabredet wird, auf Kojten bdesjenigen 
oder auf gemeinſchaftliche Koften derjenigen an- 
Bam: von deren Grundjtüden dadurd) das 

ajler dem Haupt-Abzugsgraben zugeleitet wird. 
$ 30. Das Verhältniß des Beitraged zu ben 
nad) $ 28 von allen Teilnehmern zu tragenden 
Koſten richtet ſich nach den Grundjägen, welche 
in den $$ 31 bis 35 vorgeſchrieben find, falls 
die Betheiligten keine andere Vereinbarung trefien, 
oder joweit unter den Theilnehmern ein Beitrags- 
fuß nicht feftiteht. $ 31. 1) Veftehen die Grund- 
jtüde der Theilnehmer in ungetheilten Gemein: 
heiten, fo ſoll der Beitragsfuß nad dem Nutz 
ungs-Verhältnifje oder, wenn die Entwäfjeruug 
bei Theilung der Gemeinheiten bezwedt wird, 
nad). dem Verhältniffe der Theilnahme an der 
Gemeinheit ſich richten. 32. 2) Sind Die 
Grundjtücde von anderer Art, jo jollen die Koften 
nad dem Flächengehalte derjelben veranlagt, 
daneben jedoch, unter Eintheilung der Grundſtücke 
in Klaffen, erhebliche Verſchiedenheiten in ben 
Vortheilen der Anlage, namentlid in dem Be: 
dürfniffe der Entwäljerung, in der durch die 
Anlage zu bewirtenden Entwäfjerung und in der 
Ertragsfähigfeit berüdfichtigt werden. $ 33. 
3) Wenn für Grunditüde von beiden in ben 
85 31 und 32 bezeichneten Arten beizutragen ift, 
jo fol auch in Anſehung der ungetheilten Ge— 
meinheiten nad den im $ 32 gegebenen Bor- 
jchriften verfahren, der AntHeil eines jeden Be— 
theiligten an der Gemeinheit aber nad) den im 
8 31 ertheilten Vorſchriften berechnet werben. 
834. Als Flächengehalt der betheiligten Grund 
ftücte fol, wenn eine andere zuverläjligere aus- 
reichende Bermefjung defjelben nicht vorliegt, 
ihre behuf3 der Örundjtener-Beranlagungermittelte 


mmungen. $ 26. Sitlgleihung der bis dahin geleifteten Zahlungen 


nah dem endſchaftlichen Beitragsverhältnifie fo 
bald al3 möglid; vorgenommen werden. 

(3. Unterhaltung der Entwäfjerungs-Anlagen.] 
$ 36. Zu den Koſten der Unterhaltung von 
Entwäfjerungd-Anftalten, melde nad) Berfündung 
dieſes Gejeped angelegt werden, haben in dem 
durch $ 30 angegebenen Berhältniffe beizutragen: 
1) Ulle, welden die Kojten der Anlage obliegen 
(. $ 28); 2) die nad) Vollendung der Anlage 
aufgenommenen Theilnehmer (f. $ 50); 3) die 
Inhaber der unterhalb des Bezirks, dejjen Ab« 
wäſſerung zunächſt bezmedt wird, belegenen 
Grundſtücke, deren bisherigeeigene Entwäfjerungs3- 
Anftalten durch die neu angelegten entbehrlich 
werden. Werten fie nur zum Theil entbehrlich, 
jo iſt ihr Koftenbeitrag auf angemefjene Weife 
berabzujegen. — Bur Unterhaltung find aud die 
Aenderungen von Entwäjjerungs » Anlagen zu 
rechnen, 3. B. wenn die bisherigen Anlagen er 
weitert oder an ihre Stelle andere gelegt werden. 
$ 37. Werden behuf3 einer neuen Abwäſſerung 
bereit® vorhandene fremde Entwäſſerungs Au— 
itaften entweder in ihrem bisherigen Bujtande, 
oder nad) vorgänngiger Erweiterung oder Ber« 
befjerung benugt und wird die Lajt ihrer Unter« 
haltung dadurdy vergrößert, fo jollen dazu die 
Theilnehmer der neuen Ubwäiferung beitragen. — 
In diejen Fällen, fo wie auch insbeſondere, wenn 
nad) den Beitimmungen der $$ 24 und 25 der 
in eine Marſch abwäljernde Bezirk zu den Unter- 
haltungsfoften der Entwäſſerungs +» Anftalten des 
Marſchbezirls herangezogen werden muß, iſt in 
—— einer Vereinbarung der Beitrag 
nad Billig eit feitzujegen, mwober Rückſicht zu 
nehmen üt, theils auf den Flächengehalt und die 
Ertragsfähigleit der betheiligten Grundftüde, 
theild auf den Umftand, ob und in weldem 
Maße etwa das Wafjer aus dem neu zu ente 
wäjjernden Bezirke feinen natürlichen Abfluß in 
den anderen Bezirk bisher ſchon gehabt hat. 
$ 38. Die Vorſchriften des $ 37 finden keine 
Anwendung, wenn ein natüriiher Wafjerzug 
(Fluß, Bach u. |. m.) zur geregelten Entwäfer, 
ung einer im Abwäſſerungsgebiete dejjelben be- 
legenen Grundfläche benugt wird, vorausgeſetzt, 
daß derjelbe nicht ein ſolches durch eine Schleufe 
oder ein Giel verſchloſſenes Gewäſſer ijt, wie der 
$ 22 am Ende bezeichnet, $ 39. Wird das 
Wafjer aus dem neu zu entwäjjernden Bezirke 
durch den fremden Bezirk mittel eines Kanals 
auf die im $ 26 angegebene Weije abgeführt, jo 
jol zu defjen Unterhaltungstojten diejem legten 
Bezirfe kein Beitrag obliegen, wenn das Waffer 
bisher jeinen natürlichen Abſluß nicht gehabt 
hat. Im entgegengefepten Falle aber, jo wie 
auch dann, wenn durch den Kanal das Wafjer 
nicht lediglich au8 einem fremden Abwäfjerungs- 


72 


Größe angenommen werden, eine neue Ver— gebiete, jondern zum Theil aus einem jolden 


mefjung aber dann gejchehen, wenn und joweit 


ezirfe abgeführt wird, der feinen natürlichen 


der Flähengehalt auf die eben angegebene Weiſe Abfluß ſchon bisher in den Bezirk hatte, durch 


nicht 


fie be eu. 3 85. Bevor ein Beitragäver- 


e 


ch 


en feitgeftellt ift, oder die Betheiligten welchen der Kanal geht, kann dieſem legten Be— 
i 


zirle, wenn und in jo weit der Nachtheil, welchen 
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er biäher durch den wilden Wafjerzulauf hatte,;des Betrages der für jolche Anlagen zu leiftenden 


durch Die neue Entmwäfjerung®-Anlage von ihm 
abgewandt wird, ein —*—* zu den inter 
haltungstoften dieſer neuen Anlage auferlegt 
werben. $ 40. Der Beitrag zu den lnter- 
haltungsfoften der vorhandenen Entwäfjerungs- 
Anftalten, welcher, den Beitimmungen des $ 37 
zufolge, den Theilnehmern der neuen Abwäſſer— 
ungd-Anlage zur Laſt fällt, ift von dieſen nad) 
den im $ 30 bi 35 gegebenen Vorſchriften auf: 
zubringen. & 41. Statt eines fich erneuernden 
Beitrages zu den Unterhaltung:fojten der vor— 
handenen Entmwäfjerungs-Anftalten, welchen nad) 
$ 37 die Theilnehmer der neuen Entwäjjerungs- 
Anlage zu übernehmen haben würden, fann, 
wenn die Umjtände es bejonders räthlid machen, 
und es fih nur um einen verhältnigmäßigen 
unbedeutenden Beitrag handelt, auf Antrag der 
Intereſſenten der älteren Anlage den Theilnehmern 
der neuen die Leitung einer einmaligen Ent: 
Ihädigung auferlegt werden, wogegen dann die 
gejammte Unterhaltungslaft der vorhanden ge- 
we .enen, wenn and) erweiterten oder verbejjerten 
Anlagen von den bisher Berpflichteten zu tragen 
ift. Unter gleihen Borausjegungen kann aud 
der am Scluffe des $ 39 erwähnte Beitrag zu 
den Unterhaltungstoften auf Antrag derer, die 
ihn geben müßten, in eine folche einmalige Leiftung 
verwandelt werden. $ 42. Bei Entwäjjerungs- 
Genofjenichaften, die jchon vor Berfündung Diele 
Geſetzes beitanden, richtet ſich die Pilicht und 
der Beitrag zur Unterhaltung ihrer Entwäfjer- 
ungs Anlagen zunädjft nad) den dafür beftehen- 
den rechröverbindlichen Beitimmungen. Fehlt es 
an ſolchen, ganz oder für gewiſſe Fälle, io jellen, 
in jo weit dies der Fall, die Grundfäge zur 
Anwendung tonimen, welche dieſes Geſetz für 
neue Entwäſſerungs-Anlagen vorſchreibt. $ 43. 
Die Beitragdverbindlichteit zu den Unterhaltungs» 
kojten iſt Reallaft der verpflichteten Grundftüde 
und kann durch Verjährung oder Berfügungen 
ber Betheilizten weder aufgehoben, noch auf 
andere Grundjtüde übertragen werben. Ber: 
fügungen, welde dies bezweden, find nichtig. 
Dieje Berbindlichkeit erlifcht nur mit dem Aus» 
fcheiden eines prichtigen Grundftüdes aus der 
Genoſſenſchaft. $ 44. Die Art der Unter 
haltung richtet ſich nad) den beitehenden allge- 
meinen oder den für bie einzelne Anftalt im 
Voraus etwa getroffenen Beitimmungen und 
nah den Vorſchriften, welche nach dem Bedürf- 
nijje im einzelnen Falle von der zuftändigen 
Behörde ertheilt werden, Diefe darf jedoch eine 
Uenderung des Syſtems ber —— oder 
bie Anwendung neuer Entwäſſerungsmittel nicht 
wider Willen der Mehrheit der Teilnehmer 
($ 9) verſchreiben. 8 45. Für Unterhaltung 
von Entwänerungs- Kanälen, welde nad) Ber: 
fündung dieſes Geſetzes angelegt find, jo mie 


Entihädigung auf die Laſt der Auflagerung 
Rückſicht z3 nehmen. Hinſichtlich der früher an— 
elegten Kanäle aber wird an dem bisherigen 
Rechte Hierdurch nicht3 geändert. $ 46. Wenn 
an einer Entwäfferungs-Anlage, die durch Grund- 
jtüde folcher Perionen führt, welche zu deren 
Unterhaltung nicht ſchuldig find, Schadhaftig- 
feiten entjtehen, die jene Grundjtüde mit Nach— 
theil bedrohen, jo hat der Gefährdete das Recht, 
die Ausbefferung oder Abjtellung des Mangels 
auf Koften der zur Unterhaltung der Anlage 
Berpflichteten zu bejchaffen, falls diefe legten auf 
die ihnen oder der zuftändigen Behörde von der 
Statt findenden Schadhaftigkeit gemachten An— 
zeige jolche nicht jo zeitig abjtellen, wie zur Verhüt— 
ung des zu fürchtenden Nachtheils erforderlich ift, 

B,. Aufgebung von Entwäljerungd» Anlagen 
und Nenderungen von Entwäſſerungs-Genoſſen- 
ſchaften.)) $ 47. Die Aufhebung von Entwäjjer- 
ungs-Anlagen, jo wie die Aufnahme neuer 
Theilnehmer in eine Genofjenichaft oder das 
Austreten einzelner Theilnehmer aus derjelben 
ift an die nämlihen Erfordernifje, wie die Vor» 
rihtung neuer Anlagen und die Gründung von 
Benofjenihaften, gebunden. Die Beitimmungen 
der 88 4 bid 9 fommen daher auch, bei jenen 
zur Unmendung, jedoch mit den in den $$ 48 
bis 52 enthaltenen Abweichungen. $ 48. Jede 
Entwäſſerungs Genoffenihaft it ſchuldig, ein ihr 
noch nicht angehöriged benachbartes Grundftüd 
aufzunehmen, wenn 1) dadurch dies Grunditüd 
jeine Entmäfjerung auf die zwedmäßigite Weije 
erhalten kann, und zugleich 2) die Entwaͤſſerungs⸗ 
Unftalten der Genoflenfchaft hinreichen, um ohne 
Nachtheil fürgderen Theilnehmer das Waffer des 
hinzulommenden Grundjtüds mit abzuführen. — 
Für dad aufgenommene Grunditüd muß aber, 
wenn in den legten 25 Jahren wejentliche Theile 
der Entwäfjerungs» Anftalten, 3. B. Schleuſen, 
Brüden, Hauptabzugdgräben, angelegt oder er- 
nenert worben, und nod in Benußung befindlich 
find, zu den dadurch verurſachten Koſten jo viel 
nachbezahlt werden, als es dazu hätte beitragen 
müffen, wenn es zu jener Beit fchon zur Ge— 
nofienichaft gehört hätte. Hat dagegen innerhalb 
jenes Beitraumes eine ſolche neue Anlage oder 
Erweiterung nicht ftattgefunden, jo muß für das 
Grundſtück jo viel nachgezahlt werden, alö es 
in ben legten 5 Jahren an Unterhaltungskoſten 
zu entrichten gehabt haben mürde, wenn es 
Theilnehmer gewejen wäre. 8 49, Wenn die 
im vorigen Paragraphen unter Nr. 2 angegebene 
Vorausjegung nicht vorhanden ift, jedod) den 
Entwäfjerungd-Anlagen eine jolche Einrichtung 
gegeben werden fann, daß fie ohne Nadıtheil 
der Theilnehmer das Waller des aufzunchmenden 
Grundſtücks mit ableiten können, jo ſoll die Auf- 
nahme zwar gleichfalld verlangt werden dürfen, 


für die im $ 7 bezeichneten Verbefferungen;dod; follen für das aufgenommene Grundſtück, 
natürlicher Wafferzüge gelten, wenn nicht Anderes neben den Leiſtungen, welche $ 48 beſtimmt, die 
feitgeiegt ift, die Vorſchriſten des $ 3 mit der|durd) feine Aufnahme erwachſenden Kojten jener 
fee daß ee re erringen — mai See BETT. Di Na Fate Back 
oder zu dieſen Verbeſſerungen köiigen amf|_ ? Sergr Emler DEE O5 su SIR Der FEODINg Yalnoder. 
Berlangen der Uferbefiger ven Mustmurf forte] rien mann SS 1 aylen man u, im 
ſchaffen müſſen. Es iſt deshalb bei Ermittelung !Miveripruc fteben. 
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Einrichtung vorabbezahlt werden. F 50. Nach keit, in deren Bezirke die Anlage fich befindet, 


der Aufnahme ift für das neu hinzugelommene 
Grundftüd gleih den übrigen, welche der Ge— 
nofjenihajt angehören, zu den Unterhaltungs- 
fojten beizutragen. $ 51. Die Trennung ein— 
zelner zu einer Entwäjjerungsd-Genofjenichaft ges 
höriger Grumdftüde wider Willen der Stimmen» 
mehrheit ift alsdann zuläjfig, wenn das aus 
jcheidende Grundftüd feine Entwäflerung ver» 
mitteljt der Anlage der Genofjenjchaft überall 
nicht erhalten fann und zugleich entweder in 
eine benachbarte Entwäſſerungs-Genoſſenſchaft 
aufgenommen wird, oder feine Entwäſſerung 
durch eine abgejonderte Anlage erhält. $ 5% 
Sollen in einem Entwäfferungs-Berbande Kanäle, 
Sajedeihe oder ähnliche Werke neu angelegt 
werden, deren zwedmäßige Vorrichtung (3. ©. 
gerade Richtung) dadurd) bedingt ift, daß ein- 
zelne Grundftüde von der Genofjenichaft getrennt 
werden, jo fann die Trennung derjelben aud) 
wider Willen ihrer Cigenthümer auf Antrag 
der Genoſſenſchaft alddann gejichehen, wenn fie 
einer benachbarten Genofjenjchaft entweder mit 
deren Einwilligung, oder nad) Borjchrift der 
88 48 und 49 wieder beigelegt merden. Die 
hierdurd) für das zu verlegende Grundjtüd etwa 
entitehenden Kojten oder größeren Xajten find 
von der Genoſſenſchaft, zu deren Gunften Die 
Verlegung geidicht, zu übernehmen. 

[Bezügli der nun folgenden Abjchnitte IL. 
und III. j. oben S. 332 die Anmerkung zur 
Ueberſchrift des Abſchnitts J.) 

[IV. Verfahren in — Ent- und Be— 
wäjjerungs» Angelegenheiten. 1) Behörden und 
deren Gehilfen.] $ 95. Entwäfjerungs-, Be- 
wäſſerungs- und Stauangelegenheiten, melde 
einen Gegenstand dieſes Gejeges bilden, gehören 
in Anſehung der Leitung, Enticheidung und Aus- 
führung, jo weit bei diejer legten überhaupt eine 
Behörde thätig werden muß, jo wie hinſichtlich 
der Feſtſtellung des Beitragsfußes und etwaiger 
Aenderungen ſolcher Anlagen, vor die Verwalt- 
ungsbehörden. — Diejelben find, ohne daß je- 
doch der Rechtsweg dadurch ausgeſchloſſen wird, 
ebenfalls zur einſtweiligen Entſcheidung von 
Streitigkeiten über die Unterhaltung zuſtändig. 
F 96. Streitigkeiten über das Daſein und den 
Umfang von Berechtigungen, den Beſitz und die 
Pflicht zur Entihädigung gehören vor die ordent- 
lichen Gerichte. 97. Nach dem im $ 95 aus- 
—— Grundſatze ſind die Verwaltungs— 
ehörden zuſtändig zur Entſcheidung über die 
Frage, ob eine beabſichtigte Ent-, Bewäſſerungs— 
oder Stauanlage, ungeachtet eines ihr entgegen— 
ge Widerjpruds, nah den Vorſchriften 
ieſes Gejetes zuläffig jei. Sie haben auf An— 
rufen defjen, der eine ſolche Anlage machen will, 


oder gemacht werden joll, ohne Rückſicht auf 
einen für jonjtige Verhältniffe etwa begründeten 
bevorzugten Gerichtzjtand, die erjte Inſtanz mit 
Ausnahme der in den $$ 99 und 100 bezeichneten 
Fälle, $ 99. Die vorgejegte Landdroitei bildet 
die zweite Inſtanz, in folgenden Fällen — 
die erſte Inſtanz: 1) bei Anlagen, hinſichtli 

deren nad) Vorſchrift des 8 22 bedeichte Marſchen 
betheiligt und zu berüdjichtigen find; 2) bei An« 
lagen, die oder beren unmittelbare Wirkungen 
ih über mehr als einen obrigfeitlichen Bezirk 
eritreden. Betreffen fie mehrere Landdroſtei— 


.|bezirke, jo hat Unjer Minijterium des Innern 


eine der betheiligten Landdroſteien als die zu— 
ſtändige zu bezeichnen; 3) bei allen fonftigen 
Anlagen, rüdjihtlih deren dies von Unjerem 
Minijterium des Innern durch eine öffentliche 
Bekanntmachung feitgejegt werden wird. 0. 
In Unjehung derjenigen Anlagen, welche in Ver— 
bindung mit einer Gemeinheitätheilung oder 
Verfoppelung gemacht werden, verbleibt es bei 
der Buftändigfeit der Theilungs - Commifjionen, 
jo mie ſolche gejeglich feitgeftellt ift; vorbehaltlid) 
deö im $ 108 des Gejeges über das Berjohren 
in Theilungs- und Vertoppelungsfachen vom 30. 
Junius 1842 begründeten Prüfungsredtö der 
Landdrofteien und der Beobadtung der Vor- 
ſchriften der $S 94 u. f. dejlelben Gejepes. 
$ 101. Tritt die Landdroftei als erfte Inſtanz 
ein, jo kann fie die vorbereitenden Maßregeln 
und die Ausführung der Sache entweder der 
unteren Behörde oder einer Commiſſion, welche 
aus der Obrigkeit oder einem‘ oder mehreren 
Mitgliedern derjelben und einem Waſſerbau— 
beamten, nad) Befinden der Umſtände audy einem 
Landes » Defonomiebeamten zuſammengeſetzt iſt, 
übertragen. $ 102. Erfordert die Beurtheilung 
oder Ausführung der Sadıe waſſerbauliche Kennt— 
niffe, jo hat die Obrigfeit oder Commiſſion 
($ 101), falls ihr nicht ohnehin ein Waflerbau- 
verftändiger beigeordnet ift, den Bezirkswaſſer— 
baubeamten, und bie Landdroftei enttweder diejen 
zuzuziehen oder die General-Direction des Waffer- 
baues um ihr Gutachten über die technijchen 
Gegenftände und um geeignete Mitwirkung dabei 
zu erſuchen. F 103. Zur Erörterung und Be- 
gutachtung landwirthichaftficher Gegenjtände kön— 
nen ſachverſtändige Yandwirthe zugezogen werden. 
Ihre Zuziehung ift nothivendig, wenn fie von 
den Betheiligten verlangt, jo wie wenn nad 
Maßgabe des $ 56 eine Unterfuchung und Ent- 
ſcheidung über die landwirthichaftliche Nützlichkeit 
einer Bewäſſerungs-Anſtalt beantragt wird. Ueber 
das Verfahren hierbei, bejonders hinjichtlich der 
Wahl und Anmweifung der Sadverjtändigen, jo 
wie im Falle einer Verfchiedenheit ihrer Anfichten, 


auch wenn noch ein Streit obwaltet, der nad) |gelten diejelben Borjchriften wie bei Schägungen 
8 96 vor die Gerichte gehört, unter Borbehalt|(j. $ 124). 8 104. Vermeſſungsgeſchäfte, welche 


der gerichtlichen Entſcheidung dieſes Gtreites, 
über die Zuläffigkeit der Befeitigung des Wider: 
ſpruchs zu erkennen, dann aber die Entſchädigung 
vorläufig nad den Anjprüchen des Gegners der 
Anlage zu beitimmen. & 98. Inſofern nicht 
bereit8 durch beftehende Geſetze eine andere zu— 
ftändige Behörde angeordnet ıft, bildet die Obrig- 


nicht von den zugezogenen Wajjerbau- oder 
Landes-Delonomiebeamten verrichtet werden, find 
nur geprüften und beeidigten Feldmeſſern zu 
übertragen, deren Wahl zunächſt den Betheiligten, 
fall8 aber dieje innerhalb einer zu jegenden an« 
gemeſſenen Friſt darüber ſich nicht einigen können, 
oder nicht wählen wollen, der Behörde zufteht. 
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[?. Bon den Betheiligten, ihren Bevollmäct-) daß widrigenfall3 auf den erhobenen Anspruch 
igten und Beiftänden.] $105. Die Erfordernifie|keine Rückſicht bei den von den Verwaltungs- 
zur Faſſung von Beichlüffen und zur Wirkſamkeit behörden zu treffenden Verfügungen und Anord— 
derjelben bei Gemeinden, Körperjchaften oder nungen werde genommen werden. Dieje Be- 
einer Mehrzahl von Betheiligten, jo wie die)ftimmung der Verwaltungsbehörde ſoll indefjen 


Rechtsbeftändigkeit von Erklärungen in Bezieh- auf die gerichtliche Rechtsverfolgung, ——— 


ung auf Grundſtücke, welche zum Domanio, zu 


Pfarr- und Schulſtellen ꝛc. gehören, richten ſich Beweislaſt, ohne Einfluß ſein. 


theils nad den Vorſchriften dieſes Geſetzes (SS 8, 
y und 55) und, ſoweit dieſe darüber nichts ent— 
halten, nad) den allgemeinen Rechtsregeln, theils 
nach den über die Verwaltung u. Beauflihtigung 
der in frage fommenden Grundſtücke beitehenden 
Srundfägen. $ 106. Recdtsgiltig abgeaebene 
Erflärungen find verbindlich für jeden jpäteren 
Inhaber des betheiligten Grundbeſitzes. $107. 
Betheiligte, welche außerhalb des obrigfeitlichen 
Bezirks wohnen, in welchem die Anlage gemadt 
werden foll oder belegen ift, haben zur Entpfang- 
nahme der ergehenden Verfügungen Bevollmäch— 
tigte innerhalb dejjelben zu bejtellen, wenn nicht 
die Behörde ihnen dies erläßt. $ 108. Hit 
mit einer Mehrzahl von Betheiligten, welche 
gleiches Intereſſe haben, zu verhandeln, jo fünnen 
dieje zur Beitellung von gemeinfcaftlicen Be— 
vollmächtigten angehalten werden. Die Bevoll- 
mädtigten müfjen öffentlich beglaubigt fein. — 
Sind von Gemeinden Bevollmächtigte zu be- 
ftellen, jo muß ein Syndifat aufgenommen wer« 
den. — Jede Bevollmädtigung muß alle bei der 
Ungelegenheit vorkommenden Berhandlungen, 
Bergleiche 2c. ohne Ausnahme umfaſſen und ver- 
bindet, aud ohne ausdrüdliche Erklärung, alle 
Erben und Nachfolger der Ausfteller. — Ihr 
Widerruf hat erjt von dem Beitpunfte an Wirk— 
ung, wo er ber zuftändigen Behörde enaeheig! iſt. 

3. Eigentliches Verfahren] $ 109. Das 
öffentliche Intereſſe ift bei allen, einen Gegen— 


die Entiheidung über den Beligitand oder die 
$ 113. Die 
Verwaltungsbehörde hat zu beitimmen, ob und 
wie weit das Verfahren bei ihr, unter Vorbehalt 
der gerichtlichen Entſcheidung, fortzujegen ſei. 
Es N jedoch nichtS vorzunehmen, was ın Folge 
der Entiheidung des Rechtsſtreits vergeblich 
werden kann. $ 114. Bei allen Anträgen, ins- 
bejondere bei denen auf Anlegung, Aenderung 
oder Aufhebung von Ente, Bemällerungs- oder 
Stauanjtalten, ijt deren Zuläſſigkeit nad) Maß— 
gabe der Vorſchriften dieſes Geſetzes genau zu 
prüfen. Bu dieſem Ende find die Betheiligten 
zu erforjchen und zu vernehmen, die etwa nöth- 
igen technifchen oder landwirthſchaftlichen Unter- 
ſuchungen zu bewirken und alle ſonſtigen zu- 
läjfigen und zweddienlichen Mafregeln zu er- 
greifen. $ 115. Iſt es nicht unzweifelhaft, daß 
alle Betheiligten befannt jeien, jo können die 
unbefannten möglichen Betheiligten und ebenjo 
auch die befannten, deren Aufenthalt unbetannt 
ift, zur Anmeldung und Geltendmachung ihrer 
Anſprüche oder Einwendungen öffentlich aufge 
fordert werden, unter ber Verwarnung, daß 
widrigenfall® darauf bei der vorliegenden Ver- 
handlung keine Rüdficht genommen werden ſolle. 
Dergleichen öffentlihe Ladungen fünnen jedoch, 
wenn die Oberbehörde in erjter Inſtanz eintritt, 
nur mit deren Genehmigung von der beauf- 
tragten Unterbehörde erlajjen werden. Sie find 
an ber Gerichtitelle der Obrigfeit ($ 98) anzu— 
Ihlagen und dem Amtsblatte der Provinz eins 


ſtand dieſes Geſetzes bildenden Angelegenheiten|zurüden. Die Bewirtung einer größeren Kunde 


ftet3 von Amtswegen wahrzunehmen, Auch kann 
die zuftändige Behörde in den Fällen, wo dies 


Geſeh es ihr ausdrüdlich geitattet, oder wo ohne|(Präclufiv- Decret3) bedarf e3 nicht. 


barkeit hängt von dem Ermeſſen der zuitändigen 
Behörde ab. Eines Ausſchließungs- VBeicheides 


$ 116. 


ihre vorſchriftsmäßig erforderlihe vorgängige) Wenn bei beantragten neuen Anlagen oder Er- 


Genehmigung gehandelt wird (insbejondere in 
den Fällen der $$ 4, 18, 47, 53, 68, 74, 83, 


weiterungen bejtehender die Berhandlungen fo 
weit gediehen find, daß zur Musführung der 


86 und 91), ohne Antrag Betheiligter einſchreiten. Werke gejchritten werden fann, jo ift auf Antrag 
In anderen Fällen hat fie einen ſolchen Unlaß|der Theilnehmer oder falld es wegen Erheblich- 


zum Handeln zu erwarten. 
Betheiligten find bei der Obrigkeit — 
Wenn aber in erſter Inſtanz die Oberbehörde 
zuftändig ift, jo können fie auch bei diejer, und 
wenn fie bei Gelegenheit einer Gemeinheitstheil- 
ung oder Berfoppelung vorfommen, bei der für 
Diele beftellten Commiſſion angebradht werden. 
$ 111. Das weitere Berfahren ift in allen Theilen 
von Amtswegen zu leiten. Dafjelbe foll bei den 
Unterbehörden in der Regel mündlich fein. 
$ 112. Kınn eine zur Entſcheidung der Gerichte 
gehörende Streitfrage nicht durch Vergleich erledigt 
werden, jo ift fie von der Verwaltungsbehörde 
in den Weg Rechtens zu verweijen. — Dabei 
ift in der Regel demjenigen, mwelder ſich nad) 
Anſicht der Verwaltungsbehörde nicht im Befige 
befindet, zur gerichtlichen Verfolgung feiner An- 
ſprüche und zur Befcheinigung hierüber eine an- 
gemejjene Friit zu jepen, unter der Verwarnung, 


110. Anträge der|feit der Anlage oder aus fonftigen Gründen 


nöthig oder nützlich ericheint, ein Ent, Be— 
wäfjerungd- oder Stauplan aufzuftellen, in wel- 
chem, nad) einer gedrängten Ueberficht der Statt 
gehabten Verhandlungen und ihrer Ergebniffe, 
die beabfichtigte Anſtalt nad) ihrer Yage, örtlichen 
Ausdehnung und Einrichtung zu bejchreiben, und 
eine Nahmeifung”der Theilnehmer, ihrer Rechte 
und Pflichten, namentlih in Anſehung der Be— 
nugung und Unterhaltung des Werts, ihrer Bei- 
träge zu den Kojten, zu den etwa zu leiftenden 
Entihädigungen u. ſ. w., ſowie überhaupt alles 
desjenigen, defjen Kenntniß von Wichtigkeit fein 
fan, zu geben ift. $ 117. Ueber diejen Plan 
müfjen die Betheiligten gehört werben. Ihre 
Einwendungen dawider And ir duch 
Entiheidung zu. befeitigen. $ 118. Kann das 
Beitragdverhältniß zu den Koften nicht vor oder 
gleichzeitig mit dem Plane feitgeftellt werden, fo 
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darf feine Beftimmung bis nad Vollendung derjanzu rechnen. Die Einlegungsfrift ift umerjtred- 


Anlage audgejegt bleiben. F 119. Nach Aus- 
führung der Ent, Bewäſſerungs- oder Stau» 


anlage ift auf Grund des Planes, fofern ein 


folder aufgeftellt worden, eine Urfunde (ein 
Receß) zu errichten, woraus die durd die An— 
lage begründeten Redjte und Pflichten volljtändig 
hervorgehen müfjen. Diejelbe ijt von den Be- 
theiligten zu unterzeichnen. In einfachen Fällen 
fann der Entwurf diejer Urkunde die Stelle des 
Planes vertreten. $ 120. Die nad) den Vor— 
ichriften diejes Geſetzes zu leijtenden Entichädig- 
ungen follen, wenn die Betheiligten nichts an- 
dered verabreden, vor dem Begi.ine der Aus— 
führung der Anlage gegeben werben. Wenn 
jedoch * Schaden erſt ſpäter entſteht, ſo muß 
die Entſchädigung ſobald als möglich feſtgeſetzt 
und geleiſtet werden. Hinſichtlich des Falls aber, 
der im $ 20 unter Nr. 2 am Ende erwähnt iſt, 
bleibt es bei der dort getroffenen Bejtimmung. 
$ 121. Wenn infolge von Ent» oder Be 
wäfjerungs Anlagen ein, dritten Perſonen (Nicht: 
theilnehmern der Anftalt) auf den zu entwäſſernden 
oder zu bewäfjernden Grundftüden zuſtehendes 
Nutzungsrecht, welches unter die beitehenden 
Theilungsordnungen fällt, thatfächlich nicht ferner 
ausgeübt werden lann ($$ 11 und 58), fo joll, 
auch wenn die durch die Theilungsgeſetze vor— 
eſchriebenen Bedingungen einer Provocation auf 
———— dieſes Rechts nicht vorhanden ſind, 
der nad) $ 20 dafür zu leiſtende Erſatz dennoch, 
jo weit als möglich, nad) den Grundjägen der 
Theilungsordnung, mithin auf den Wunjch des 
u Entihädigenden durch Grund und Boden, 
—* aber nad) den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
ewährt werden. $ 122, Kann der zu erſetzende 

haden, ohne daß der Zwed der Entwäfjerungs-, 
Bewäflerungs- oder Stauanlage gefährdet wird, 
durch Vorrichtungen ganz oder theilmeije abge- 
wendet werden, jo find Die ee mare 
tigen auf Verlangen jchuldig, derartige Borricht- 
ungen zu treffen und zu erhalten, * nicht 
die dadurch entſtehenden Koſten den Betrag des 
Schadens ſelbſt überſteigen (vergl. $ 24 Nr. 1). 
N 123. In anderen Fällen ift die Entſchädigung, 
wenn kein abweichendes Uebereinlommen deshalb 
etrofjen wird, in Gelde zu veranſchlagen. 8124. 

m Uebrigen gelten die Vorſchriften des Ge— 
jeges über die Beräußerungspflicht behufs der 
Anlage von Scifffahrt3-Ranälen u. ſ. w. vom 
16. — 1846, 88 17, 18 und 20 bis 40 
einjchließlich, dergeftalt, daß, wo dort die Bau- 
verwaltung genannt ift, hier bie Entichädigungs- 
pflichtigen zu verstehen find, und wo in jenen 
Vorſchriften die Obrigkeit genannt ift, hier dier 





bar. $ 128. Ueber Geſuche um Wiedereinjegung 
in den vorigen Stand gegen Friſtverſäumniß hat 
die Behörde zu entjcheiden, an welde die Be- 
rufung gerichtet iſt. $ 129. Die Einlegung und 
Rechtfertigung muß mündlich zu Prototoll oder 
Ichriftlich bei der Unterbehörde geichehen, welche 
die Rechtfertigungsſchrift oder das über die Recht— 
fertigung aufgenommene Protokoll mit ihrem 
Berichte und den Acten, joweit fie zur Beur- 
theilung der Beichwerde nothwendig find, an die 
Yanddrojtei einzujenden hat. Bon diejer iſt bei— 
des dem Minijterium des Innern vorzulegen, 
enn die Berufung an das letzte zur Hand ge- 
nommen ift. $ 150. Die Berufung hat auf- 
ichiebende Wirkung für das Verfahren, jo weit 
dajjelbe von der angefochtenen Verfügung abhängt. 
$ 131. Außer der Berufung findet kein Nechts- 
mittel, namentlich fein ſolches vor derjelben Be— 
hörde ſtatt. Auch Wiederholung der Berufung 
wegen defjelben Gegenjtandes it unzuläjlig. 

(5. Koften des Verfahrens] $ 132. Die 
Koften der ar a über Unlegung neuer, 
oder über Benußung, Unterhaltung, Veränder— 
ung oder Begräumung beftehender Entwäfjerungs», 
Bewäfjerungs- oder Stauanjtalten find von deren 
Theilnchmern zu tragen. — Es gelten hierbei 
jedod) folgende nähere Beitimmungen: 8 133. 
1) Die Kojten jolher Verhandlungen, welche von 
der Behörde von Anıtswegen ohne vorgängigen 
Antrag der Betheiligten entweder zur eigenen 
Information, oder des öffentlichen Intereſſes 
wegen vorgenommen werden, fallen den Theil- 
nehmern nicht zur Laſt. 2) Die Kojten einzelner 
Verhandlungen können denen zur Laſt gelegt 
werden, welche ſolche entweder durch ihre Schuld 
oder durch unbegründete An- und Widerfprüche 
verurjacht haben. 3) Bleibt ein Antrag ohne 
Folge, jo hat der Antragiteller die Koſten des 
dadurch herbeigeführten Verfahrens zu tragen. 
4) Die Koſten von Schägungen, fo wie von 
Unterfuhungen über die landwirthichaftliche Nüp- 
lichkeit einer Ent» oder Bewäljerungs-Anlage find 
in der Regel von demjenigen Theile zu tragen, 
gegen welchen die Entjcheidung ausfällt, in zweifel- 
haften Fällen jollen die Koften gemeinjchaftlich 
getragen werden. Die Koften einer Wiederholung 
der Schäßung find dem Entichädigungsberechtigten 
nur dann aufzulegen, wenn er allein fie verlangt 
hat, und — ihr Ergebniß nicht günſtiger 
als das der erſten Schätzung für ihn ansgefallen 
ift. Iſt die Ausmittelung des Entſchädigungs— 
betrages im ordentlichen Rechtswege anhängig 

emacht, jo muß über die Verpflichtung zur 
ragung der Kojten nad) eben diejen Beftimm- 


jenige Behörde eintritt, welche nad) den Beitimm- [ungen erfannt werden. 5) Die Kojten des Auf- 
ungen des vorliegenden Geſetzes (83 95 bis 102) | forderungs- und Anmeldungsverfahrens, worüber 
die zuftändige ift. die 8$ 36, 37 und 38 des Geſetzes über die 

[4. —— $ 125. Gegen die Ent-Veraͤußerungspflicht behufs der Anlage von 
heidungen der Unterbehörden und ber Land- | Schifffahrts-Kanälen u. j. mw. vom 16. Septbr, 
rofteien kann eine Berufung an die unmittelbar] 1846 Beftimmungen enthalten, haben die Ent— 
vorgeſetzte höhere Inſtanz ergriffen merden. |ichädigungspflichtigen zu tragen. $ 134. Sind 
8 196. Die Berufung muß innerhalb 20 Tagen |bei einer Ente, Berwäferungee oder Stauanftalt 
eingelegt und binnen 6 Wochen gerechtfertigt mehrere Perjonen betheiligt, jo haben diejelben 
werden. $ 127. Beide Friſten find vom Tage |die ihnen zur Laft fallenden Koiten des Verfahrens 
ber Eröffnung oder Zuftellung der Entfcheidung in dem nämlidhen Verhältniffe, wie die Koften 
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der Anitalt felbit, zu tragen. $ 135. Unter der 
im vorigen Artifel angegebenen Borausjesung 
tan die Behörde die Bildung eines bejonderen 
Koitenfonds duch Einſchüſſe der Betheiligten, 
unter Augrundelegung des zur Zeit geltenden 
Beitragsverhältniffes oder, wenn noch keins feit- 
jtcht, nad) dem Flächengehalte der betheiligt.n 
Grundſtücke, verfügen. — Nach beendigtem Ber- 
fahren ift eine Ausgleichung der bisher geleijteten 
Zahlungen nad) dem feititehenden Beitragsver— 
Hältyiffe vorzunehmen. $ 136. Die im In— 
terefle Einzelner aufgewandten (befonderen) Koiten 
find von diefen zu tragen, wobei jedoch der Be- 
hörde die im $ 133 Nr. 1 ihr beigelegte Befug- 
niß gleichjalls zufteht. $ 137. Alle Koften find, 
vorbehaltlich der Entichetdung über ihre ſchließ— 
fihe Tragung, von denen vorzujchießen, durch 
deren ww. bad Verfahren herbeigeführt ift. 
8 138. Gebühren jollen nur in b weit, ald es 
durch die nachſtehenden Vorſchriften zugelaffen 
iſt, genommen werden. — Anwendung von Stem- 
pelpapier ift bei Verhandlungen, welche infolge 
Diejed Geſetzes bei den Berwaltungsbehörden 
attfinden, nicht erforderlih. H139, Die Obrig- 
eiten und obrigfeitli—hen Perjonen, jo wie die 
Bafjerbau- u. Yandes-Defonomie-Beamten haben 
Anſpruch auf Erjtattung ihrer baaren Auslagen, 
. 8. an Porto und Schreibgebühren, und auf 
Gesaplung der Reifefoften. $ 140. Den Obrig- 
keiten und obrigfeitlihen Perjonen fteht bei Ber- 
— außerhalb des Amts: oder Gerichts— 
itzes Anſpruch auf Diäten zu. — Auf fonjtige 
Bergütungen haben fie feinen Anſpruch. $ 141. 
Die Waſſerbau- und Landes-Delonomie-Beamten 
haben für alle ————— und Ausrichtungen 
außer dem Hauſe Diäten zu beziehen, für andere 
Geſchäfte (Ausarbeitung des Planes 2c.) aber 
eine Vergütung nach Hausarbeitstagen zu ge— 
wärtigen, deren Betrag bie we vorgejeste de 
örde jeitaujegen hat. 142. Der Betrag der 
eifetoften, Diäten, Schreibgebühren und der 
Bergütung für Hausarbeistage, jo wie die Be- 
ahlung der Feldmefjer richtet ſich nach den Be- 
immungen der $$ 150 bis 153, 156 und 159 
bis 170 des Geſetzes über das Verfahren in 
Gemeinheitstheilungd- und Berkfoppelungsfachen 
vom 30. Junius 1842. 8 143. Die YImt®- und 
Gerichtö-Unterbedienten können ſich diejenigen 
Gebühren berechnen, die in den Sägen 163 bis 
166, 168, 169, 180 bis 183, 186 und 187 ber 
mit dem Gejege vom 13, December 1934 er: 
lafjenen Sportelntare für die Untergerichte be- 
fimmt find. — Diefe Vorſchrift fommt auch in 
den Landestheilen zur Anwendung, wo jene 
Sportelntare übrigens nicht gilt. 144. Die 
ugezogenen Landwirthihaftötundigen u. Schätzer 
nn auf Erjag der Reiſekoſten und auf Diäten 
Anjpruch, deren beider Betrag in jedem einzelnen 
Falle von der en Behörde feitgefegt 
werden jol. $ 145. Sit die Gegenwart Ent- 
jhädigungsberechtigter bei den Berhandfungen 
nothwendig, jo gebührt ihnen für Verſäumniß 
und Reifeloften eine Vergütung, welche von der 
uftändigen Behörde nad) Stand und perjönlichen 
Berhättniffen fejtgejegt werden ſoll. 


[V. Schlußbeſtimmungen.) $ 146. Ueber- 
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tretungen dieſes Geſetzes, beſonders der Vor- 
Ihriften in den $$ 4, 53, 74, 80, 81, 82, 86 
und 87 ziehen, neben der nah civilrechtlichen 
Srundjägen etwa begründeten Verpflichtung zum 
Schadenerfage, die Verbindlichkeit des Ueber: 
treterd nach ſich, auf feine Kojten den früheren 
Zuſtand Herzuftellen. — Auferdem wird dadurch), 
wenn dad Vergehen unter die Beitimmungen der 
$S 172 und 173 bes Polizeiſtrafgeſetzes fällt, die 
dort angebrohte Strafe, durch andere Ueber- 
tretungen aber eine polizeiliche Geldbuße bis zu 
150 M verwirft.‘) $ 147. Alle diefem Gefege 
widerjprechenden Borjchriften werden hierdurch 
aufgehoben. Doc) ſollen durch dafjelbe die Pro» 
binzial-Deich- und Siel-Drdnungen nicht außer 
Kraft gejept werden, vielmehr denjelben vor- 
gehen, wenn ihre VBorjchriften von den Beftimm- 
ungen dieſes Geſetzes abweichen. — In ftrom- 
und uferbaulicher Beziehung wird an dem Be— 
jtehenden durch dies Geſetz nichts geändert, fo 
weit dafjelbe dies nicht ausdrüdlich beftimmt. 


V. Gemeinjhaftlide Beftimmungen. 
1. Bildung von Entwäſſerungsgenoſſenſchaften. 

Durch Art. 2 des Geſetzes vom 11. Mai 1853 
find die in den $$ 56—59 des Geſetzes über die 
Benugung der Privatjlüffe vom 28: Febr. 1843 
enthaltenen Borjchriften über die Bildung von 
Genoſſenſchaften zu Bewäſſerungsanlagen auch 
auf Genoſſenſchaften zu Entwäſſerungsanlagen 
ausgedehnt; doch ſollen Genoſſenſchaften für Drain- 
anlagen nur bei freiwilliger Zuſtimmung aller 
Betheiligten gebildet werden. S. unter Privat— 
flüſſe das Geſetz vom 28. Febr. 1843. — Für 
die neuen Provinzen find die ebenerwähnten Vor— 
ihriften dur dad Gefeg vom 28. Mai 1867 
in Kraft getreten; ebenfo in den Hohenzollern» 
ihen Landen durch Art.1 des Geſetzes vom 11. 
Mai 1853. 


2. Aufgebot3- und Präclufionsverfahren. 
Geſetz, betreffend dad für Entwäſſer— 
ungsanlagen einzuführende Aufgebot3- 

und PBräclufionsverfahren vom 
23. Yan. 1846, 

Wir Friedrih Wilhelm ꝛc. ꝛc. Um den Schuß, 
welchen dad Geſetz vom 28, Gebr. 1843 über die 
Benugung der Privatjlüffe in den S$ 19—22 
den Bemwäfferungsanlagen durch Geftattung eines 
Aufgebots- und Präclufionsverfahrens gewährt, 
auch den Entmwäfjerungdanlagen zu theil werden 
zu laffen, verordnen wir zur Ergänzung des Ge- 
ſetzes wegen des Waflerftaues bei Mühlen und 
Beihaffung der Borfluth vom 15. Nov, 1811 





2 Puitseiuntaeiek vom 3. Mai 1847: 8 172. 
Geldbuße bis zu 150 M oder Gefängnig bis zu 4 Wochen [f. 
Str.:®.:B. $ 29], fofern nicht peinliche Strafe zu verhängen 
in (f. Ste.:6.:B. $ 274 Nr. 2], verwirten Müller oder fons 
“tige Stauberehhtigte, welche das vorhandene Stauziel ändern, 
untenntlich machen, nidyt gebührend unterhalten od. fonft eine 
auf den Wafferftand Einfluß äufernde Aenderung der Stan: 
anlage unbefugt vornehmen. $ 173. Sie verwirfen mit 
gleichem Vorbehalt [j. jegt Str..G.:B. $5 312 ff.) dieſelbe 
Strafe, wenn fie das Staugiel oder bie etiwa beitimmte Staus 
eit nicht beachten, inäbefondere, wenn fie nicht d itige 

nwendung aller zu Gebote ftehenden Mittel dem Anfteigen 
des Waffers über das Stauziel vorbeugen. 
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für diejenigen Landeätheile, in melden dieſes einzureichen. 


Entweihen — Erbſchaftsſteuergeſetz. 


Dieje faht, wenn fie die vorge 


legtere Gejeg Anwendung findet, auf den Uns|jchriebenen Förmlichkeiten beobachtet findet, einen 


trag Unjeres Staatsminijteriums und nad) ver 
nommenem Gutachten Unieres Staatsraths, was 
folgt: $ 1. Der Unternchmer einer Entwäfjer« 
ungsanlage iſt befugt, die Bermittelung der Po— 
lizeibehörde in Auſpruch zu nehmen, wenn er jich 
darüber Sicherheit verſchaffen will, ob u. welche 
privatrechtliche Widerſpruchsrechte oder Entichä- 
digungsaniprüche ftattfinden: 1) in Beziehung 
auf die von ihm beabjichtigten oder ſchon ge- 
troffenen Verfügungen: a, über dad abzuleitende 
Waſſer; b. über die zu entwäljernden ihm zuge- 
hörigen Grundjtüde; ce. über denjenigen Theil, 
jowol eigener ald fremder Grundjtüde, welcher 
zu den Wafjerleitungen dienen joll; 2) in Be- 
ziehung auf die infolge der neuen Anlage zu er— 
wartende oder jchon eingetretene Sentung des 
Wafferjtandes. $ 2. Wer von diejer Befugnif 
($ 1) Gebraud machen will, muß eine öffentliche 
Belanntmadung über die Entwäjlerungsanlage 
unter Einreichung eines vollftändigen Situations 
plans und der etwa erforderlichen Nivellements, 
in welchen ftet3 der höchite und der niedrigite 
Wajlerjtand anzugeben tt, bei dem Landrath, in 
dejjen Kreiſe das zu entwäſſernde Grundſtück be- 
legen ift, in Antrag bringen. — Fit das Grund- 
ftüd in mehreren Kreifen gelegen, jo bejtimmt 
die vorgeſezte Behörde den Landrath, welcher 
das Verfahren leiten joll. $ 3. Die Belannt- 
machung erfolgt: 1) durd die Amtsblätter der 
Negierungsbezirle, durch welche die Entwäjler- 
ungsanlage ſich erjtredt u. das abgeleitete Waſſer 
feinen Yauf nimmt, zu drei verjchiedenen Malen; 
2) durch das Kreisblatt des Kreiſes, fofern ein 
jolches Blatt vorhanden it, ebenfalld zu dreien 
Malen; 3) in der Gemeinde, in deren Bezirk 
das zu entwäflernde Grundſtück liegt, jowie in 
den zumächjt angrenzenden Gemeinden durch An— 
ihlag an der Gemeindeitätte oder in der örtlich 
ſonſt hergebrachten Publicationsweife. — Gie 
enthält mit Hinweiſung auf den im Geichäfts- 
local des Landraths zur Einſicht ausgelegten 
Plan die Aufforderung: etwaige Widerjpruchd- 
rechte u. Entſchädigungsanſprüche binnen 3 Mo- 
naten, vom Tage des Erjcheinens des erjten 
Amtsblattes an gerechnet, bei dem Landrath an— 
zumelden. — Die Aufforderung gejhieht mit der 
Verwarnung, daß diejenigen, welche fih binnen 
der beftimmten Frijt nicht gemeldet haben, in 
Betreff der Ableitung des Waſſers und der ba» 
von zu erwartenden oder fchon eingetretenen 
Senkung des Waſſerſtandes, ſowol ihres Wider- 
ſpruchsrechts, als des Anſpruchs auf Entjhädig- 
ung verluftig gehen, und in Betreff des zu ent 
wäljernden oder zu den Wafferleitungen zu be» 
nugenden Terrains ihr Widerſpruchsrecht gegen 
die Unlage verlieren und nur’ einen Uniprud 
auf Entjhädigung behalten. $ 4. Die Bejiher 
derjenigen Grundjtüde, denen das Wafjer auge 
leitet wird, werden in Beziehung auf die An— 
fprüche wegen folder Nachtheile, welche durch die 


neue Buleitung des Wajjers für die Grundjtüde | ıs7: 


ya von der Präclufion nicht betroffen. 
$ 5. Nach Ablauf der Anmeldungefriſt ($ 3) hat 


Beicheid ab, in welchem fie denjenigen, die ſich 
gemeldet haben, ihre Rechte namentlich vorbe- 
hält, alle Anderen aber mit ihren bei Erlaß des 
Beicheides beftehenden Rechten präcludirt.!) $.6. 
Bon dem Präclufionsbejdyeid wird eine Ausfer— 
tigung dem Provocanten zugeftellt, eine zweite 
aber in der Regiitratur der Regierung, melde 
den Beicheid abgefaßt hat, zur Einficht für Jeder» 
mann ausgelegt, und daß Letzteres gejchehen, 
durch dad Amtsblatt diejer Regierung einmal 
angezeigt. — Wenn die das Verfahren einleitende 
Belanntmahung nad $ 3 Nr. durch die Amts 
blätter aud) noch anterer Regierungen publicirt 
worden war, jo ijt die Anzeige von der Abfall 
ung u. Auslegung des Präclufionsbejcheids auf 
in diefe Amtöblätter einmal einzurüden. 
Reititutionsgefuhe gegen den Präclufionsbeigeis 
müſſen bei der Regierung, die jolhen abgefaft 
hat, und zwar innerhalb derjenigen 6 Wochen 
angebracht werden, welche auf den Tag folgen, 
an dem das Amtsblatt diefer Regierung, melde: 
die Anzeige ($ 6) enthält, ausgegeben murde. 
$ 8. Der Provocant hat ſämmtliche Koften des 
Verfahrens zu tragen. Als jolde find indefjen 
nur die entftandenen baaren Auslagen, nicht aber 
auc Gebühren od, Stempel in Anſatz zu bringen. 

Entweichen von Strafgefangenen, Beftrafung 
der vorjäglichen oder fahrläjjigen Beförderung 
od. Begünjtigung deifelben, |. Str.-G.-B. $$ 120, 
121. Beſtrafung der Gefangenen wegen Bujam- 
— behufs gewaltſamen Ausbruchs, ſ. 
daſ. $ 122. 

Entwendung, j. Diebitahl. 

Entziehung der Befugniß zum Gemerbebe- 
triebe ıft unzuläjlig; Gew.-Ordn. $ 143; megen 
Entziehung der Beiugniß Lehrlinge zu halten, |. 
daf. $ 116. " 

Entzündlicdhe Stoffe, ſ. Zündftoffe. 

Epidemien u. Epizootien, |. Anftedende 
Krankheiten, Viehſeuchen. 

Equipagen, Beförderung derjelben auf Eifen- 
bahnen, |. Betriebsreglement SS 35 fi. 
(S. 156.) 

Erbbegräbniffe dürfen, auch wenn der Kirch— 
hof ala folder gejchloffen ift, von den Bered- 
tigten benupt werden; Cab.-Ordre vom 17, Oct. 
1822 und vom 19. Febr. 1823. 

Erben, für Rechnung Minderjähriger kann 
dad von dem Erblajjer betriebene Gewerbe durch 
einen qualificirten Stellvertreter fortgejegt wer- 
den; Gem.-Drdn. $ 46. 

Erbieten zur Begehung eined Verbrechens, 
f. Str.-&.-B. $ 49a. 

Erbidjaftsjtenergejeg vom 30, Mai 1873:?) 

[Gegenitand der Erbjdaftsfteuer.] $ 1. Der 


1) Die Entfheibung über die Beſchwerden gegen die bon 
den Polizeibehörden gemäß $ 13 des Gefeges erlaffenen Ber 
Fügungen fteht im Bereiche der Kreisordrnung vom 13. Der 
872 den Kreisausſchuſſen zu. 

2), Nachdem dies Geſez [mit Ausnahme der 5 2 und 4 
burch $ 3 des Gefeges über dad Sportels, Stempel: u. Zar: 
weſen in den hohenzollernſchen Landen auch bier eingefäbrt wor: 


der Zandrath die Berhandlungen der Regierung |ven, gilt daffelbe im ganzen preußiihen Staate. 
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Erbſchaftsſteuer find nad Vorſchrift diejes Ge-zwiſchen den Erbinterefjenten in deren befonderem 
ſehes und des anliegenden, von Uns vollzogenen Intereſſe geführten PBroceffe. 

Zarifes unterworfen, ohne Unterſchied, ob der) [Zuwendungen zur Vergeltung übernommener 
Anfall Inländern oder Ausländern zufommt:|Leiftungen.] $ 6. Inſoweit eine Zuwendung zur 
1) Erbicyaften, Vermächtniſſe und Schenkungen) Vergeltung für Leiftungen beſtimmt ift, welche 


Erbſchaftsſteuergeſetz. 


von Todeswegen mit Einſchluß der remunera— 
toriſchen und der mit einer Auflage belaſteten 
Schenkungen; 2) Lehns- u. Fideikommißanfälle; 


3) die Anfälle von Hebungen aus Familienſtift-A 


ungen, welche infolge Todesfalle® auf den ver- 
möge ftiftungsmäßiger oder gefeglicher Succefji« 
on3ordnung Berujenen übergeben. 
[Fideicommiß- u. Familienſtiftungen.) $ 2. 
In Betreff der von Fideicommiß- und von Far 
milienftiitungen zu entrichtenden Werthitempel- 
abgabe bewendet e3 bei den beftehenden Vor— 
jhriften mit folgenden Mafgaben: 1) die Er- 
mittelung des jtempelpflichtigen Werthes erfolgt 
nad den Beftimmungen in den 8$ 12—19 dieſes 
Geſetzes, jedoch ohne Abzug der Schulden; 2) bei 
Fideicommiß u, amilenkiftungen von Todes» 
wegen ijt der Werthitempel binnen 6 Monaten 
nah dem Todesfall beizubringen und fommen 
wegen der Berhaftung für die Entrichtung dejjel- 
ben die Bejtimmungen der 8$ 27 und 28 dieſes 
Gejepes zur Anwendung. $ 3. Als Fideicom- 
mißftiftungen im Sinne diejes Geſetzes find alle 
von Todedwegen oder unter Lebenden getroffenen 
Anordnungen anzujchen, kraft deren gewiſſe Ber: 


mögensgegenftände der Familie für immer oder ge 
für mehr als zwei Generationen erhalten bleiben | jelben Zwecke 


jollen. 

[Schenkungen unter — 8 4. Schenk⸗ 
ungen unter Lebenden — indbejondere auch die 
remuneratorifchen und die mit einer Auflage be- 
lafteten Schentungen — unterliegen, wenn eine 
ſchriftliche Beurkundung derjelben jtattfindet, einer 
Berthitempelabgabe von dem Betrage der Schent- 
ung. — Der erforderliche Werthitempel beftimmt 
ſich nach den Vorſchriften des anliegenden Tarifs 
und ber 88 9—19 dieſes Geſetzes, indem an 
Stelle der Verhältniſſe des Erblafjerd, bezieh: 
ungsweije bed Ermerber3 des Anfalles, die Ver— 
hältnifje des Gebers, beziehungsweiſe des Be- 
ichentten, berüdjichtigt werden. — Im Uebrigen 
finden auf die Werthftempelabgabe von Scent: 
ungen die Beitimmungen wegen bed Urkunden- 
jtempel3 Anwendung. 

[Erbfchaftsjtenerpflihtige Maſſe]) 8 5. Die 
Erbſchaftsſteuer wird von dem Betrage entrichtet, 
um twelchen diejenigen, denen der Anfall zufommt, 
—— denſelben reicher werden. — Es ſind da— 
her der ſteuerpflichtigen Maſſe alle zu derſelben 
gehörigen ausſtehenden Forderungen, auch die, 
welche der Erwerber ſelbſt zur Maſſe ſchuldet, 
oder die ihm erſt mit dem Anfall erlaſſen wer- 
den, hinzuzurechnen. — Dagegen fommen von 
der fteuerpflichtigen Mafje in Abzug alle Schul- 


mit dem Anfall übernommen werden und welche 
im Geldwerth zu veranjchlagen find, fommt der 
—— dieſer Leiſtungen von der Zuwendung in 
zug. 

[Stiftungen] 8 7. Vermögen, welches zur 
Begründung einer angeordneten od, einem Erben, 
— 2c. aufgetragenen Stiftung 
— mit Ausſchluß der Fideicommiß- u. der Fa— 
milienftiftungen ($ 2) — gewidmet ift, wird hin- 
fichtlih der Beriteuerung ebenjo behandelt, ala 
ob dajjelbe der ſchon begründeten Stiftung ange- 
fallen wäre, vorbehaltlich der anderweiten Feſt⸗ 
itellung und Nachforderung oder Erftattung der 
Steuer, Falld die Stiftung nicht, oder nicht in 
der angeordneten Weife zur Ausführung gelangt. 
Für die eintretenden * nachzuerhebenden 
Steuerbeträge kann Sicherheitsbeſtellung gefordert 
werden. 

[Bumendungen zu milden zc. Zweden.] $ 8. 
Sind ohne Begründung einer Stiftung Bumend- 
ungen zu milden, gemeinnügigen od. öffentlichen 
Zwecken angeordnet od. einem Erben, Bermädt- 
nignehmer ꝛc. Leiftungen zu gleihen Bweden 
aufgetragen, fo werden diejelben hinfichtlich der 
ebenfo behandelt, ald ob zu dem— 
eine Stiftung im Sans der Zu⸗ 
wendung beziehungsmw. Leiftung angeordnet wäre, 
— Die auf ſolche Zuwendungen hr are Steuer 
ift von dem mit der Zuwendung Belafteten zu 
entriten und kann, wenn dieſerhalb keine an— 
dere Anordnung getroffen ift, auf die Zuwend— 
ung beziehungsweije Leiftung felbft angerechnet 
werden. 

(Im Auslande befindliched Vermögen] $& 9. 
Grundftüde u. Grundgeredtigfeiten, welche außer» 
halb Landes liegen, gehören nicht zur fteuer- 
pflichtigen Maffe. Anderes im Auslande befind- 
liches Vermögen eined Erblaſſers, welcher bei 
ſeinem Ableben Inländer war, unterliegt der 
Verſteuerung, Falls davon im Auslande keine 
oder eine geringere Erbſchaftsſteuer, als nach 
Vorſchrift dieſes Geſetzes, zu entrichten iſt. Im 
letzteren Falle findet die Anrechnung der im Aus: 
lande erweislich gezahlten Erbſchaftsſteuer auf 
die dieſſeitige Steuer ſiatt. 

(Im Inlande befindliches Vermögen.) 8 10. 
Bon dem Anfall inländiſcher Grundſtücke, Grund» 
gerechtigfeiten oder deren Nutzungen iſt die Erb» 
ſchaftsſteuer erheben ohne Unterſchied, ob der 
Erblaſſer Inländer oder Ausländer war, und 
ob derſelbe ſeinen Wohnſitz im Inlande hatte 
oder nicht. — Anderes im Inlande befindliches 
Vermögen eines Erblaſſers, welcher bei ſeinem 


den und Laften, welche mit und wegen derſelben Ableben Ausländer war, unterliegt der Berfteuer- 


übernommen werden. Hierzu werden bei Erb- 

ſchaften auch — die Koſten der letzten 
Krankheit und des Begräbniſſes des Erblaſſers, 
die gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten der 
Nachlaßregulirung u. der im Intereſſe der Maſſe 
eführten * 


ung nicht, wenn in dem Staate, wohin daſſelbe 
verabfolgt werben fol, die gleihe Rüdficht hin- 
fihtlih des Nachlaffes biefjeitiger Angehöriger 
beobadjtet wird. 

[Bertheilung der Schulden und Laften.] $ 11. 


nicht aber der Betrag der) Schulden und Laften, welche nur auf einem nad) 


bſchaftsſteuer ſelbſt und nicht die Koften der|s$ 9 und 10 fteuerfreien oder fteuerpflichtigen 
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Theile der Maſſe haften, kommen bei Berechnung mehrerer Perſonen bedingt, jo darf der nad) 


der Steuer nur-bei demjenigen Theile in Abzug, 
auf welchem fie haften. — Schulden und Salten, 


SS 14 und 15 zu berechnende Eapitalwerth nicht 
überjchritten werden. 8 17 Nugungen eines 


weiche fowol auf dem fteuerfreien, al3 auf dem Capitals find zu 5 vom 100 jährlich zu veran— 
fteuerpflichtigen Theile der Dlafje haften, kommen ſchlagen, foweit nicht eine die anderweite Ver— 
von legterem nur nad dem Berhältnif diejes|fügung über das Capital ausſchließende Ber 
Theiles zur gefammten Mafjfe in Abzug. — ſchränkung auf einen geringeren Procentjag nach» 


Hypothekariſche Schulden, für welche der Eigen» 
thlümer zugleich perſönlich haftet, gelten als zu- 
nächſt das Grundjtüd belaftend, und fommen nur 
rückſichtlich des durch das Grundſtück nicht F 
deckten Betrages bei der übrigen Maſſe in An— 
rechnung. 

Ermittelung des Werthes der Maffe.] 8 12. 
Die Ermittelung des Betrages der Maſſe iſt, 
ohne Rückſicht auf die für andere Zwecke vorge— 
ſchriebenen Abſchätzungsgrundſätze, auf den ge— 
meinen Werth zur Zeit des Anfalles zu richten. 
& 13. Bei immerwährenden Nutzungen u. Leiſt— 
ungen wird das Zwanzigfache ihres einjährigen 
Betrages, bei Nugungen und Leiſtungen bon 
unbejtimmter Dauer, jofern nicht die Vorjchriften 
in den $S$ 14 und 15 Anwendung finden, oder 
anderweite die längfte Dauer begrenzende Um— 
ftände nachgewiejen werden, dad Zwölfundein— 
halbfache des einjährigen . als Kapital. 
werth angenommen. $ 14. Der Werth von 
Reibrenten, Nießbrauchsrechten auf Lebenszeit u. 
anderen auf die Lebenszeit des Berechtigten, od. 
einer anderen Perſon bejchräntten Nugungen 
oder Leiftungen bejtimmt ſich nad) dem zur Zeit 
des Anfalles erreichten Lebensalter der Perſon, 
bei deren Tode die Nutzung oder Leiſtung er— 
liſcht, und wird bei einem Lebensalter derjelben 


bon 15 fahren oder weniger auf das 16fadhe, 


über 15 Jahre bis zu 25 Jahren auf das 15 „ 
ae ee Mi 
>>> 1refacke, 
2 45 w -»» 65 " J— 10 * 
” b5 * — 65 ” "” “” 74a ” 
“ 65 “ .o.n 75 ” " " 5 ” 
” 15 ” -. 80 ” " ” 3 " 
* 80 * „. .- * 2 
2222 fi 7. 
des Werths der einjährigen Nutzung beziehungs- 
weiſe Leiſtung angenommen. — Iſt jedoch die 


Nutzung oder Leiſtung ſchon innerhalb eines 
Jahres nach dem Anfang erloſchen, jo wird der 
Werth derſelben nur nach Maßgabe ihrer wirk— 
lichen Dauer beſtimmt, und das Zuvielgezahlte 
erſtattet. $ 15. Iſt die Dauer der Nutzungen 
oder Leijtungen von der Yebenszeit mehrerer 
Berjonen dergeftalt abhängig, daß beim Tode 
der zuerſt ———— die Nutzung oder Leift- 
ung erliicht, jo ijt für die nad) $ 14 vorzunehm- 
ende Werthermittelung das Lebensalter der äl— 
teften Perfon maßgebend. Wenn die Nutzung 
oder Leiftung bis zum Tode der let verjterben- 
den Perſon fortdauert, erfolgt die Berechnung 
nad) dem Lebensalter der jüngiten Perfon. $ 16. 
Bei auf bejtimmte Zeit eingeſchränkten Nußungen 
oder Leiſtungen ift der Capitalwerth der ge- 
fammten Nupungen beziehungsweije Leiftungen 
für den Beitpunft des Anfalls unter Zugrunde- 
lequng eines fünfprocentigen Zinsfußes nad) der 
ala Anlage beigefügten Hilfstabelle zu ermitteln. 
Sit jedoch die Dauer der Nugung oder Leiftung 
nocd außerdem durch die Lebenszeit einer oder 


gewiejen wird. $ 18. Den Werth aller anderen 
Gegenftände anzugeben, liegt den Steuerpflicht» 
igen, beziehungsweife den im $ 35 bezeichneten 
Verpflichteten ob. Wer der Berpflichtung zur 
Ungabe des Werthes auf ergangene Aufjorder- 
ung der Steuerbehörde nicht genügt, hat die 
durdy amtliche Ermittelung defjelben entjtehenden 
und mit der Steuer einzuziehenden Koften zu 
tragen. $ 19. Trägt die Steuerbehörde Be— 
denten, die Werthangabe ($ 18) als richtig an« 
zunehmen, und findet eine Einigung hierüber 
mit den Steuerpflichtigen nicht ftatt, fo ift die 
Steuerbehörde befugt, jelbftändig den Werth zu 
ermitteln und darnad die Steuer zu erheben. 
Die Koften der Werthsermittelung fallen dem: 
Steuerpflichtigen zur Luft, wenn der ermittelte 
Werth den von dem Steuerpflichtigen angegebenen 
Werth um mehr als 10%/, überjteigt. Die etwa 
gezahlten Koften werden eritattet, wenn im Ber- 
waltungswege oder im Rechtswege ($ 40) die 
Ermäßigung des Werthes auf einen nicht zum 
Koſtenerſatz verpflichteten Betrag erfolgt. 

[Bedingter Erwerb.) $ 20. Vermögen, deſſen 
Erwerb von dem Eintritt einer aufichiebenden 
Bedingung abhängt, unterliegt der Beſteuerung 
erit bei dem Eintritt der Bedingung. Die Steuer- 
behörde kann jedoch Sicherjtellung der alddann 
zu entrichtenden Steuer fordern. Unter einer 
auflöjenden Bedingung erworbened Vermögen — 
mit Ausnahme der Nußungen von unbeftimmter 
Dauer, welde lediglich nad) den Beftimmungen 
in den $$ 13—16 zu behandeln find — ift wie 
unbedingt erworbenes zu verjtenern. Beim Ein- 
tritt der Bedingung wird aber die gezahlte Steuer 
bis auf den der wirklichen Bereicherung entſprech⸗ 
enden Betrag eritattet. 

(Bedingte Belaftung.] $ 21. Den Werth der 
iteuerpflichtigen Maſſe vermindernde Laiten und 
Leiftungen werden, jomweit fie vom Eintritt einer 
aufſchiebenden Bedingung abhängen, nicht berüd- 
ſichtigt. Beim Eintritt der Bedingung ift das 
Zuvielgezahlte von der Steuerbehörde zu erftatten. 
— Lajten, deren Fortdauer von einer auflöjen- 
den Bedingung abhängt — mit Ausnahme der 
Leiftungen von unbejtimmter Dauer, deren ab» 
zuziehender Werth nach den Beitimmungen in 
den $$ 13—16 ſich berechnet — werden wie un« 
bedingte in Abzug gebracht. Beim Eintritt der 
Bedingung ift derjenige Steuerbetrag nadjzuer- 
heben, welcher mehr zu entrichten geweſen fein 
würde, wenn der Beitpunlt des Eintritts der 
Bedingung bei Berechnung der Steuer befannt 

ewejen wäre. Die Steuerbehörbe kann Sicher 

Heilung dieſes Anſpruchs fordern. 8 22. Die 
in den $$ 20 und 21 enthaltenen Bejtimmungen 
find gleihmäßig aucd auf die von einem Ereig- 
niß, welches nur hinſichtlich des Beitpunktes feines 
Eintritt:s ungewiß ift, abhängigen Erwerbungen, 
Laſten und Leiſtungen anzumenden. 
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Uunſichere Forderungen.]) $ 28. Unſichere For- 
derungen und andere zur ſofortigen Werther— 
mittelung nicht geeignete Gegenftände kommen 
mit einem muthmaßlichen Werthe in Rechnung, 
ben der Steuerpflichtige in Vorſchlag bringt. 
Findet Teine Einigung ftatt, jo fann die Steuer- 
behörde von dem angegebenen Werthe die Steuer 
einziehen u. die Berichtigung des Werthanſatzes, 
fowie die entſprechende Nachjorderung oder Er- 
—— der Steuer bis zum Ausgange derjenigen 
erhandlungen vorbehalten, von welchen die Be— 
gablung der Forderung beziehungsweije die 
erthsermittelung abhängt. — Sind bei Be: 
rechnung der Steuer ungewifje oder noch unbe 
fannte Anfprüche an die Mafje außer Berüd- 
ſichtigung geblieben, fo wird, wenn biefelben 
jpäter zur Verwirklichung gelangen, das Zuviel: 
gezahlte von der Steuerbehörde zurüderjtattet. 

a ter Lehns⸗ und Fideicommikanfälle.] 
824. Lehnd- und Fideicommißanfälle, fie mögen 
in Gütern oder Gapitalien beftehen, fowie An 
fälle aus Familienftiftungen, werden nad) Maß— 
gabe des Werth3 der einjährigen Nutzung und 
des Lebensalters ded Erwerbenden nad Vorſchrift 
des $ 14 veriteuert. 

air der Subftanz ohne die Nußung.] 
$ 5. ‚ft einem Erben, Vermächtnißnehmer ꝛc. 

ermögen angefallen, deſſen Nugung einem Drit- 
ten zuſteht, jo wird dafjelbe um den nad) Bor: 
ihrift der SS 13 fi. berechneten Werth der Nutz— 
ung geringer angejchlagen, wenn der Erwerber 
der Subjtanz die Verfteuerung bei dem Anfall 
bewirkt. Wird die Ausjegung der Verjteuerung 
ber —— bis zur Vereinigung der Nutzung 
mit der Subſtanz beantragt, e findet der vor 
ftehend angeordnete Abzug nicht ftatt, Vielmehr 
erfolgt alsdann die Bejteuerung nad) Maßgabe 
der bei Beendigung ber —— des Dritten 
obwaltenden Verhältniſſe, und wenn inzwiſchen 
eine weitere Vererbung der Subſtanz eingetreten 
ſein ſollte, ohne Entrichtung einer Steuer für 
die dazwiſchen liegenden Anfälle dergeſtalt, als 
ob der in die Nutzung eintretende Erwerber der 
Subſtanz das Eigenthum unmittelbar von dem 
urſprünglichen Erblaſſer erworben hätte. Bei 
Ausjegung der Verſteuerung ijt die Steuer auf 
Berlangen der Steuerbehörde aus der Maſſe auf 
Koſten des Erwerberd der GSubftanz ſicher zu 
itellen. — Bei fideicommiffarischen Subftitutionen 
wird der Fiduziar ald Nießbraucher und ber 
Fideicommifjar als Subjtanzerbe deö herauszu- 
ebenden Vermögens behandelt. it jedoch das 
Greicommi auf dasjenige beichränft, was beim 

de des Fiduziard noch vorhanden fein werde 
(quidquid supererit), jo haben jowol der Fidu⸗ 
tar von dem vollen Betrage des Aufalles, als 
* Fideicommiſſar von dem vollen Betrage des 
an ihn herausgegebenen Vermögens, nach ihrem 
Verwandtſchaftsverhältniß zum Erblaſſer die Erb- 
ſchaftsſteuer zu entrichten. 

[Berehnung der Steuer] $ 26. Die Erb- 
ſchaftsſteuer wird nach dem ganzen Antheile jedes 
einzelnen Erwerbers eines Yintalles für dieſen 
beſonders berechnet. Haben Chegatten in einer 
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eingejegt oder mit Zuwendungen bedacht, und 
bleibt zweifelhaft, von welchem der beiden Ehe- 
gatten der Anfall erfolgt ift, jo wird angenom« 
men, daß der Anfall von dem dem Steuerpflicht- 
igen am nächſten verwandten Ehegatten erjolgt 
jei, foweit der Nachlaß des legteren reicht. Kann 
der Betrag des Nadjlaffes des zuerft verjtorbenen 
Ehegatten nicht ermittelt werben, fo ift derjelbe 
Behufs Berehnung der Steuer auf die Hälfte 
des beim Tode des Teptlebenden Gatten vorhan« 
denen Vermögens anzunehmen. Bleibt jedoch 
nur in Betret einzelner VBermögensgegenftände 
zweifelhaft, zu welchem Nachlaß fie gehören, fo 
wird angenommen, daß diejelben zum Nadjlaf 
jedes Ehegatten zur Hälfte gehören. 

[Haftung für die Steuer.) $ 27. Die Erb- 
ſchaftsſteuer trifft den Erwerber des ftenerpflicht- 
igen Anfalles. Für diejelbe haftet die ganze 
jtenerpflichtige Maſſe ($ 5), aus welcher auch auf 
Erjordern für die Verſteuerung bedingter Anfälle 
Sicherheit bejtellt werden muß (8$ 20 u. 21). — 
Erben u. Miterben find bis auf Höhe des aus 
der Erbſchaft Empfangenen für die von allen 
den Nachlaß betreffenden Anfällen zu entrichtende 
Erbſchaftsſteuer folidarifch verpflichtet. — Hin- 
fichtlicdy der im dieſem Gefehe den Erben und 
Miterben aufgelegten Verpflichtungen werben Er⸗ 
werber eines Univerſal-Vermächtniſſes oder eines 
Vermächtniſſes unter einem Univerfaltitel den Er» 
ben und Miterben gleihgeadhtet. $ 28. Gejep- 
lihe Vertreter und Bevollmädtigte der Erbin- 
terejjenten, Zejtamentserecutoren und Nadjlaf- 
verwalter, ſowie die Verwalter von Tamilien- - 
itiftungen dürfen die Erbichaft, einzelne Erbtheile, 
Vermächtniſſe od, Schenkungen, beziehungsmeife 
die Hebungen aus der Familienjtiftung, nur 
nad) Berichtigung od. Sicherſtellung der darauf 
treffenden Erbichaftsiteuer ausdantworten, und 
bleiben im entgegengejegten alle für die Steuer 
verhaftet. 

[Berwaltung der Steuer] $ 29. Die Ber- 
waltung des Erbſchaftsſteuerweſens wird unter 
Leitung des Finanzminifterd von den Provinzial» 
Stevierbehörden durch die Erbichaft3-Steuerämter 

eführt, welchen innerhalb der ihnen von dem 
———— anzuweiſenden Geſchäftsbezirke die 
Feſtſtellung und Einziehung der zu erhebenden 
Erbſchafts-Steuerbeträge und die Aufſicht über 
die Beobadhtung der Borichriften dieſes Geſetzes 
obliegt. Diefelben erhalten nad Vorſchrift der 
betreffenden Minifterien von Denjenigen, welchen 
die Führung der Todtenliften obliegt [jegt von 
den Standesämtern], periodijche Auszüge aus letz— 
teren nach Maßgabe der für diejen Zweck anzu» 
ordnenden Formulare, ingleihen von den Ge— 
richten beglaubigte Abſchriften der eröffn:ten 
legtwilligen Verfügungen und der Todeserflär- 


ungen, 

ermelbung des Unfalles.] $ 30. Jeder, dem 
ein fteuerpflichtiger Anfall ($ 1) zukommt, ift 
verpflichtet, denjelben binnen 3 Monaten, nad)« 
dem er davon Kenntniß erlangt hat, bei zu— 
jtändigen Erbſchafts-Steueramte ſchriftlich anzu— 
melden, ohne Unterſchied, ob die Erwerbung des 


gemeinſchaftlichen letztwilligen Verfügung Ver-Anfalles bereits ſtattgefunden hat oder nicht. 
wandte des einen od. beider Ehegatten zu Erben Iſt der Verpflichtete in außereuropäiſchen Län— 
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bern oder Gewäſſern abweſend, fo werden die zur Anmeldung ($ 30 ff.) von deren geſetzlichen 


vorstehende und die im $ 33 beſtimmte zwei— 
monatliche Frift auf 6 Monate verlängert. — 
Es wird vermuthet, daß fpätejtend am 30. Tage 
nad dem Eintritt des Anfalles der zur Anmeld- 
ung Berpflichtete, wenn er in Europa fich auf— 
hält, Kenntniß von dem Anfalle erlangt hat, vor- 
behaltlich des der Steuerbehörde obliegenden Be- 
weiſes eines früheren u. deö dem Steuerpflicht» 
igen obliegenden Beweiſes eines fpäteren Zeit— 
punttes. $ 31. Theilnehmer an einer Erbſchaft, 
jowie die zu Hebungen an einer Familienftiftung 
Berufenen werden von der Anmeldungspflicht 
($ 30) befreit, wenn die ihnen zufommenden An— 
fälle von einer der im $ 28 bezeichneten Per— 
jonen oder einem Mitberechtigten rechtzeitig an- 
gemeldet werden. & 32. Der Empfang der Ans 
meldung ijt von dem Erbihaft3-Steueranıt auf 
Verlangen auf einem vorzulegenden Duplicate 
toften- u. ftempelfrei zu beſcheinigen. 
[Berzeihniß und Declaration.] $ 33. Inner: 
balb einer ferneren zweimonatlichen Friſt nad) 
Ablauf der Anmeldungsfrift ($ 30) muß dem zu: 
jtändigen Erbichafts-Steueramte ein vollftändiges 
und richtiges, zugleich die erforderlichen Werth- 
angaben enthaltendes Verzeihnig (Inventarium) 
über die geſammte jteuerpflichtige Mafje u. alle 
derjelben zuzurechnende oder davon in Abzug zu 
bringende Gegenjtände vorgelegt werden. Hier— 
mit ift eine jchriftliche Declaration der die Feit- 
jegung der Erbichaftsfteuer bedingenden Verhält- 
nilfe zu verbinden u. einzureichen. — Cine Ber- 
- Jängerung ber Frift ift auf Antrag zu bewilligen, 
jofern bejondere Gründe es erforderlid machen, 
u, muß inöbejondere gewährt werden, wenn der 
Berufene den Anfall noch nicht erworben hat u. 
dies anzeigt. — Hinſichtlich der Einrichtung des 
Verzeichnifjed und der Declaration find die nad 
Bedürfnig von dem Finanzminifter zu erlafien- 
den näheren Vorjchriften zu beobachten. 8 34. 
Bei Erbichaften, an denen fein fteuerpflichtiger 
Erbe theil nimmt, fondern an denen nur teuer 
pflichtige Vermächtniſſe, Schentungen zc. vorfom- 
men, kaun dad Verzeichniß und die Declaration 
($ 33) auf die fteuerpflichtige Anfälle betreffenden 
Segenftände uud Verhältniſſe beichränft werden. 
555. Die Verpflichtung zur Vorlegung des Ber- 
eichnifjes und der Declaration liegt ob: 1) bei 
Erbicaften in Bezug auf alle den Nachlaß be- 
treffenden fteuerpflicdytigen Anfälle — wenn ein 
Tejtamentövollzieher oder Nachlaßverwalter vor- 
handen ift, diejem, ſonſt den Erben, ohne Unter- 
ichied, ob fie jelbit von den ihnen zufommenden 
Anfällen Erbſchaftsſteuer zu entrichten haben od. 
nicht. Undere Theilnehmer (Vermächtnißnehmer 
u. ſ. w.) find in Betreff bed ihnen zufommenden 
Anfalles zur Borlegun 


Vertretern zu erfüllen. 

[fernere Ermittelungen] $ 36. Da: Erb» 
ſchafts-Steueramt Hat die Richtigfeit und Boll 
ltändigfeit der vorgelegten Verzeichniſſe u. Der 
clarationen zu prüfen u, die VBerpflichteten ($ 35) 
zur Erledigung der ihnen befannt gemadıten Er» 
innerungen innerhalb der zu bejtimmenden Frift 
anzuhalten. Feder, dem ein der Erbichaftäjteuer 
unterworfener Unfall ($ 1) zutommt, ift zur Er— 
theilung der von dem Erbichafts-Steueramt er» 
forderten Auskunft über die auf den Anfall bes 
züglichen thatjächlichen Verhältniffe, jomweit fie 
eu die Feitfegung der Steuer für den an ihn 
jelbft oder an andere Theilnehmer an der Erb» 
ſchaft 2c. gelangenden Anfall von Einfluß fein 
fönnen, verpflichtet. — Auf Berlangen müjjen 
dem Erbichaft3-Steueramte die den Unfall ber 
treffenden Urkunden zur Einficht vorgelegt wer» 
den, insbeſondere legtwillige Verfügungen, Er— 
werb3documente und die Beweismittel über die 
von der Maſſe abzuziehenden Schulden und an« 
dere Anſprüche, auf rund deren Abzüge von der 
Mafje gemacht, oder Theile derjelben ausgeſchie— 
den werden jollen. — Wird in den vorgedadhten 
‚sällen den Aufforderungen des Erbichafts-Steuer- 
Amtes nicht genügt, jo kann daijelbe die Säum- 
igen durch Feitfegung und Einziehung von Ord— 
nungsitrafen bis zu dem Betrage von 60 M zur 
Befolgung feiner Unorduungen anhalten, auch 
das zur Erledigung derjelben Nöthige auf Koſten 
der Säumigen beidaffen. 

[Eidesitattliche Verjiherungen.] $ 37. Das 
Erbichafts-Steueramt ift berechtigt, Denjenigen, 
welchen ein nach $ 1 der Erbichaftsfteuer unter- 
worfener Anfall zukommt, eine Berfiherung an 
Eidesjtatt über die Nichtigkeit u. Vollitändigkeit 
des vorgelegten Berzeichnijfes und der Declara- 
tion oder einzelner Theile derfelben ($$ 33 und 
34), u. der erforderten ferneren Angaben ($ 36 
abzunehmen. Die eidesftattlihe Verſicherung ift 
nad näherer Beftimmung des Erbichaft3-Steuer- 
Amtes vor ihm jelbjt oder der deshalb requi— 
rirten Behörde jchriftlich od. mündlich abzugeben. 

[Averfional-Berfteuerung.] $ 38. Der Finanz- 
minifter ift ermächtigt, ausnahmsweije von der 
Borlegung ded Verzeichnijfes ($ 33) auf Antrag 
der Steuerpflidtigen ganz oder zum Theil ab» 
zujehen u. ein Averfionalguantum für die Erb» 
ichaftsfteuer anzunehmen, aud die Averjional« 
Verſteuerung jolher Anfälle, deren Berftenerung 
jonjt noch ausgejegt bleiben müßte, zu geftatten, 
— Denn ein überlebender Ehegatte mit mehre- 
ren Kindern die eheliche Gütergemeinſchaſt fort« 
jegt, fo wird die Verjtenerung des beim Tode 
eines Kindes an defien Geſchwiſter oder deren 


des Verzeichniſſes und|Deicendenten gelangenden Anfalles bis zur Auf⸗ 


der Declaration nur auf Aufforderung des Erb-|löfung der Gütergemeinjchaft ausgejept und er- 
Ichafts-Steueramtes innerhalb der ihnen befannt|folgt nad) Maßgabe des alsdann vorhandenen 
zu machenden Friſt verpflichtet; 2) bei den im| Vermögens. 


& 1 unter 2 u. 3 begeidyneten Anfällen — jedem 


[Feititellung der Steuer.] $ 39. Fit die Erb- 


Steuerpflichtigen Hinfichtlich des ihm zufommen-|fchaftsitener berechnet, jo ertheilt das Erbſchafts- 
Anfalles. — Für Bevormundete, unter Cu⸗ Steueramt eine fojten» u. jtempelfreie Beſchein— 


ratel oder väter! 


er Gewalt ftehende oder juri-Jigung, welde den Betrag der fteuerpflichtigen 


ſtiſche Perſonen und für Concursmaffen ift die) Mafle, die einzelnen Anfälle, das Verwandtſchafts- 


borerwähnte Verpflichtung und die Verpflichtung verhältniß, 


Beträge der von den einzelnen 
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Steuerpflichtigen gu entrichtenden Steuer angibt, jtattlichen Verſicherung auf wiederholte Auffor- 
und zugleid; die Anweiſung zur Entrichtung der |derung ($ 37) innerhalb der zu bejtimmenden Frift 
Steuer enthält. Die Verzögerung der Ausein- nicht genügt, wird mit einer Gelditrafe von 75 
anderjegung der Erben darf die Entrichtung der bis 3000 M beitraft. $ 44. Die Umwandlung 
Steuer nicht aufhalten, joweit der Nachlaß zu der in den 88 41, 42 und 43 beitimmten Geld» 
deren Zahlung liquid ift. ‚ trafen, zu deren Zahlung der Berurtheilte un« 

(Zuläffigfeit ded Rechtsweges. $ 40. Die vermögend ift, in eine Freiheitsſtrafe findet nicht 
Beitimmungen in den $$ 11—14 des Geſetzes, ſtatt. Much darf zur Beitreibung von Geld- 
betreffend die Erweiterung des Rechtsweges, v. ſtrafen ohne Zaſtimmung des Berurtheilten, inio- 
24. Mai 1861 und im Art. 5 der Verordnung |fern diejer ein Inländer ift, fein Grundſtück ſub— 
vom 16. Septbr. 1867 finden auch auf die nadj|haftirt werden. $ 45. In Betreff des admini— 
Vorichrift dieſes Geſetzes zu entrichtende Erbs|jtrativen u. gerichtlichen Strafverfahrens fommen 
ſchaftsſteuer Anwendung. Eines Borbehaltes beil— vorbehaltlid der Beitimmung im dritten Ab— 


Erbjchaftsiteuergejeg. 


Bahlung der Erbſchaftsſteuer ($ 12 des Gejehes 
vom 24. Mai 1861) bedarf es nicht. — Inſo— 
weit die gänzliche oder theilweiſe Eritattung der 
erlegten Steuer wegen eined nad) deren Feſt— 
ſetzung eingetretenen Greignifjcd verlangt werden 
fann, ift die Klage bei Berluft des Klagerechts 
binnen Jahresfrijt nach dem Eintritt des Ereig- 
niffes anzubringen. 

[Strafbeitimmungen)] $ 41. Wer die gejep- 
liche Berpflihtung zur Anmeldung eines fteuer- 
pflichtigen Anfalles od. zur Vorlegung des Ber: 
zeichnifjes und der Declaration ($ 33) innerhalb 
der vorgefchriebenen bezw. auf Antrag verlänger- 
ten Friſten nicht erfüllt, hat die durch die anıt- 
lichen Ermittelungen entitehenden Kojten zu tra- 
gen, die infolge jeiner Säumigfeit etwa ausfall- 
enden Steuerbeträge zu erjeßen u, verfällt außer- 
dem in eine dem doppelten Betrage der Erb- 
ſchaftsſteuer von dem betreffenden Anfalle gleiche 
Gelditrafe, wenn aber der Betrag der Erbichafts- 
fteuer nicht ermittelt werden kann, in eine Geld— 
ftrafe bis zu 3000 M. — Sit jedoch nad) den 
obwaltenden Umftänden anzunehmen, oder kann 
ber Ungejchuldigte nachweijen, daß die rechtzeitige 
Erfüllung der Berpflihtung nicht in der Abficht, 
die Erbſchaftsſteuer zu hinterziehen, unterlafjen 
fei, jo tritt ftatt der vorgedadhten Geldftrafe nur 
eine Orbnungsftrafe bis zu 150 M ein.— Dieie 
Ordnungsſtrafe kann ohne vorgängige Einleitung 
eined Strafverfahrens von dem zuftändigen Erb- 
ſchafts⸗Steueramte bis auf Höhe von 60 M durd) 
beionderen die Entiheidungsgründe enthaltenden 
Beicheid feftgefegt werden, gegen melden dem 
Angeichuldigten der Recurd oder die Berufung 
auf den Rechtsweg wie gegen ein Strafrefolut 
der Steuerbehörden (8 45) zuitehen. Die Ein- 
iehung der Steuer erfolgt unabhängig von der 

——— $ 42. Die Beſtimmungen bes $ 41 
finden gleichmäßig Anwendung auf Denjenigen, 
welcher wiſſentlich zu einem jteuerpflichtigen An—⸗ 
falle gehörige Gegenftände, zu deren Angabe er 
verpflichtet tft, verjchweigt, oder über die That- 
fadhen, welche die Steuerpflichtigfeit, die Höhe 
ded Steuerſatzes oder des Steuerbetrages be- 
ftimmen, —* unrichtige Angaben macht. 
— Eine Beſtrafung findet jedoch nicht ſtatt, wenn 
der Pflichtige auf erforderte eidesſtattliche Ver— 
ſicherung ſeine Angaben berichtigt. Auch fällt 


ſatze des $ 41 — dieſelben Vorſchriften zur An— 
wendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen 
Zollvergehen beſtimmt. 

Koſten.) $ 46. Die Verhandlungen in Erb— 
ſchaftsſteuer Ungelegenheiten — mit Ausnahme 
derjenigen in Strafprocefjen, hinfichtlich deren es 
bei den beftehenden Vorſchriften bewendet — find 
fojten« und jtempelfrei. — Die Steuerpflichtigen 
und Die in den SS 35 und 36 bezeichneten jonft- 
igen Berpflichteten find zur Tragung des durch 
die Verhandlungen mit ihnen erwachienden Porto 
verbunden. 

[Berjährung.] $ 47. Die Erbicaftsfteuer — 
mit Ausnahme der bereitö zur Hebung gejtellten 
Steuerbeträge — verjährt in 10 Jahren nad 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchen der fteuer- 
pflichtige Unfall erworben, oder, wenn ſchon amt- 
lie, auf die Ermittelung der Steuer gerichtete 
Handlungen vorgenommen find, nad) Ablauf des 
Kalenderjahres, in welchem die lebte derartige 
Handlung vorgenommen iſt. — Zur Hebung ge— 
jtellte Steuerbeträge verjähren in 4 Jahren nad) 
Ablauf desjenigen Kalenderjahres, in welches der 
legte Tag der Zahlungs» oder Stundungsfriſt 
jällt, bezw. in welchem die legte auf die Beitreib- 
ung des Rüdjtandes gerichtete amtliche Handlung 
vorgenommen it. — Die Verjährung ficherges 
itellter Steuerforderungen fann nicht vor Ablauf 
desjenigen Jahres, in welchem die Sicherheit er» 
lojchen ift, beginnen, — Die Strafverfolgung von 
BZumiderhandlungen gegen die Vorſchriften diejes 
Gejeges verjährt in 3 Jahren, die Volljtredung 
der rechtskräftig dieſerhalb erkannten Strafen ver« 
jährt in 5 Jahren. 

[Uebergang&bejtimmungen.)] $ 48. Diefes Geſetz 
tritt mit dem 1. Jan. 1874 in Kraft. Hinjicht- 
lich der Bejteuerung der vor dem bezeichneten 
Tage vollzogenen Urkunden über die in den $$ 2 
und 3 gedachten Gegenjtände, bezw. der vor dem 
bezeichneten Tage eingetretenen, der Erbichafts- 
jteuer unterworfenen Anfälle fommen nod) die 
bisherigen Gejege zur Unmwendung. Der Finanz« 
minifter ift jedoch ermächtigt, auch für die legt« 
erwähnten Fälle die Feititellung und Einziehung 
ber Steuer den im $ 29 gedachten Behörden zu 
übertragen u. in Betreff des Verfahrens die er- 
forderliche Anordnung zu erlaifen. — Die in dem 
anliegenden er vorgeschriebene Befreiung der 


die hier vorgejchriebene Beitrafung hinweg, wenn | Ehegatten findet jchon auf alle nad) dem heutigen 


die Täufhung mittel® Urkundenfälſchung 
eidesftattlicher Verſicherung unternommen ift und 
wegen diejer Vergehen Beftrafung eintritt. $ 43. 
Wer der Berpflitung zur Abgabe der eides— 


oder Tage eintretenden Anfälle, bezw. auf die nach 


dem heutigen Tage beurfundeten Schentungen an 
Ehegatten Anwendung. $ 49. Die biöherigen 


Vorſchriften über den Erbichaftöjtempel und die 
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Erbſchaftsabgabe, insbefondere Die S$ 9, 16, 17,]jechiten Grade der Berwandtichaft, b) Stieflinder 
18 u. 25 des Gejeged wegen der Stempeljteuer|u. deren Dejcendenten u. Stiefeltern, e) Schwie- 


vom 7. März 1822 u. die Pofitionen: „Donas 
tionen, Erbidaften, Fideicommißanfälle, Legate, 
Lehnsanfälle, Schenkungen, Vermächtniſſe“ des 
Stempeltarif3 von demjelben Tage, die Kabinetd- 
Drdre vom 1. Dec. 1822, die Kabinetsordre v. 
27. April 1824, das Geſetz vom 7. Juli 1833 
wegen des Erbichaftsitempeld von Lehns- und 
Fideicommißanfällen, die Verordnung v. 16. Sept. 
1837, und die Verordnung, betr. die Erhebung 
der Erbichaftdabgabe vom 5. Juli 1867 werden 
vorbehaltlidy der Anwendung auf frühere Fälle 
vom 1. Jan. 1874 ab außer Kraft geſetzt. — 
Der Finangminijter ijt mit der Ausführung diejes 
Geſetzes beauftragt. 

(Tarif, nad welchem die Erbſchaftsſteuer zu 
erheben ijt. Allgemeine Borjchriften.] 1. Die 
Steuer beträgt mindeftend 50 P und fteigt von 
50 P zu 50P, 2, Bei Beſtimmung des Steuer- 
jages kann nit auf ein Verhältniß zurüdge- 
gangen werden, welches durch richterlidyes Er— 
tenntniß oder Vertrag ſchon vor dem Eintritt 
des Unjalles zu beftehen aufgehört hat; nament- 
li) werden Anfälle, die nad) erfolgter Trennung 
einer Ehe oder nad aufgehobener Eintindſchafi 
eintreten, lediglich nad) demjenigen Gteuerjagı 
verjieuert, welcher ohne Rüdjicht auf das au 
gehobene Verhältniß anwendbar if. 3. Der 
Steuerjag von Lehns- und Fideiconmißanfällen, 
ingleichen von Hebungen aus Familienſtiftungen 
($ 1 Nr. 2 und 3 des Gejeges) wird nach dem 
Berwandtichaftsverhältnig zwiſchen dem legten 
Inhaber des Lehns- oder Fideicommifjes, bezw 
der Yebungen aus der Yamilienftiftung u. dem 
Steuerpflichtigen beſtimmt. 4. Zu den Deicen- 
denten einer Frau werden auch unchelidye Kin- 
der derjelben und deren Deſcendenten gerecdynet. 
5. Vor der Ehe geborene unehelicye Kinder einer 
Frau werden — außer im Fall der Legitimation 
durch nadyjolgende che — zu den Stiefkindern 
des Ehemannes derjelben gerechnet. 6. Den le— 
gitimirten Kindern eined Mannes werden dieje— 
nigen außer der Ehe erzeugten Kinder gleichge- 
achtet, welche erweislich gegen denjesben die Rechte 
eheliher Kinder in andewr Urt als durch nach— 
folgende Ehe erworben haben. 7. Ehelide und 
unehelidhe Kinder derjelben Mutter, ingleichen 
ehelihe und legitimirte Kinder dejjelben Waters 
werden ald halbbürtige Geſchwiſter angeyehen. 
— Der Unfall wird verfteuert: A, mit Einem 
vom Hundert des Betrages, wenn er gelangt an 
Berjonen, welche dem Hausſtande des Erblafjers 
angehört und in demjelben in einem »Dienjt- 
verhältniß gejtanden haben, jofern der Anfall in 
Penſionen, Renten oder anderen auf die Yebens- 
geit der Bedachten bejchräntten Nugungen beftept, 
ie ihnen mit Rüdjicht auf dem Erblajjer ge- 
leiftete Dienjte zugewendet werden; B. mit Zwei 
vom Hundert des Betrages, wenn er gelungt 


gertinder u. Schwiegereltern, d) natürliche, aber 
von dem Erzeuger erweislich anerfannte Kinder, 
e) außerdem find mit Vier vom Hundert des Be 
trages zu verjteuern alle Anfälle und Zumend«» 
ungen, welche ausſchließlich zu mohlthätigen, ge» 
meinnügigen oder Unterrichtöziveden beſtimmt 
find, mi ſolche nidyt einzelne Familien oder 
beitimmte Perfonen betreffen und die wirkliche 
Verwendung zu dem bejtimmten Zwecke gejichert 
ift; D. mit Acht vom Hundert des Betrages: in 
allen anderen Fällen, 

[Befreiungen.] Bon der Erbſchaftsſteuer be» 
freit ijt: 1. jeder Anfall, welcher den Betrag von 
150 M nicht erreicht, mit Ausnahme des Falles, 
daß Lediglich infolge des Abzuges des Werthes 
der einem Dritten zuftehenden Nutzung (5 25 des 
Geſetzes) der Werth der Subftanz jid) unter den 
Betrag von 150 M vermindert; 2. jeder Unfall, 
welcher gelangt an: a) Aſcendenten, b) Dejcen« 
denten, jofern diejelben aus giltigen Ehen ab— 
jtammen oder legitimirt find. Auch uneheliche 
Kinder haben von dem Nadjlafje ihrer Mutter 
oder deren Aſcendenten Feine Erbichaftsjteuer zu 
entrichten, ce) eheghtten, d) Berjonen, welche Dem 
Hausſtande des erblafjerd angehört u. in dem— 
jelben in einem Dienjtverhältni geftanden haben, 
jofern der Anfall den Betrag von 900 M nidt 
überjteigt. Bei einem höheren Betrage ijt die 
von dem ganzen Betrage zu berechnende Steuer 
nur jomweit zu entrichten, als diejelbe aus dem 
vie Summe von 900 M überjteigenden Betrage 
entnommen werden kann, e) den Fiſcus u. alle 
öffentlichen Anjtalten u. Kaflen, welche für Rech⸗ 
nung des Staates verwaltet werden oder dieſem 
gleichgejtellt find, f) Orts- oder Landarmenver- 
vände zur Verwendung für Hilfsbedürftige, g) 
öffentliche Urmen-, Kranten-, Arbeitd«, Straf 
und Bejjerungsanjtalten; ferner Waiſenhäuſer, 
vom Staate genehmigte Hojpitäler und andere 
Berjorgungsanftalten oder andere milde Stifte 
ungen, welde vom Staate als joiche ausdrückich 
od. durch Verleihung der Rechte juriftiicher Per— 
jonen anerkannt find, h) öffentliche Schulen und 
Univerjitäten, Öffentlihe Sammlungen für Kunft 
oder Wiſſenſchaft, 1) deutjche Kirchen und andere 
deutiche Religionsgeſellſchaften, denen die Rechte 
juriſtiſcher Perſonen zujtehen. k) Inſoweit noch 
außerdem nad den bejtehenden Beitimmungen 
jubjective Befreiungen vom Erbſchaftsſtempel, be+ 
zieyungsweije von der Erbſchaftsabgabe beitehen, 
welche nach den Landesgejegen nur gegen Ent— 
idädigung aufgeboben werden können, oder auf 
vejonderem landesherrlich verliehenen Privilegium 
beruhen, finden dieſelben gleihmäßig aud auf 
die jernerhin zu entrichtende Erbſchaftsſteuer An— 
wendung. 

Erbſchulzengüter, j. Kreisordn., $$ 36—45. 

Erbitollen dürfen nicht verliehen werben; 


an: a) adoptirtc oder infolge der Einkindſchaft Berggeſetz $ 223 (S. 144). 


zur Erbichaft berufene Kinder u. deren Dejcens 


(erde, unbefugte Wegnahme derjelben von 


denten, b) voll» und hHalbbürtige Geſchwiſter und Wegen oder fremden Grundjtüden, |. Str.» &.- 


deren Dejcendenten; C. mit Bier vom Hundert!B. S 370 Nr. 2. 
Erde in Flüffe, ſ. unter Brivatflüjje. 


de3 Betrages, wenn er gelangt an: a) vorjtehend 
nicht benannte Berwandte bis einjchließlih zum 


Verbot des Einwerfend von 
Geſetz 
vom 28. Febr. 1843, 88 4, 6. 


Erböl-Deftillationen — Erja-Drdnung. 


Erdöl-Deitillationen, zu deren Anlegung bes 
darf es bejonderer Genehmigung, j. Gemw.-Orbn. 
$ 16. ©. übrigens Petroleum. 

GErfindungspatente, j. Patentweſen. 

Ergreifung eines Verbrechers, ſ. Feſtnahme. 

Erlaubuiß zum Betriebe eines Gewerbes, ſ. 
Genehmigung. 

Erlaubnißſchein zum Fiichen, ſ.u. Fiſcher ei— 
weſen Geſetz vom 30. Mai 1874, SS 11 
S. übrigens Legitimationsſchein. 

— — zu Werthpapieren, Ber 
ftrafung der Fälſchung derſelben oder der Be- 
aubung gefälichter, j. Str.-©.-B. $ 149 u. 8 360 

0. 4,6 


Erlöfchen der Genehmigung zu einer gewerb⸗ 
lichen Anlage infolgeNichtbenugung der Anlegungs- 
Friſt, ſ. Gewerbe-Ordnung $ 49 Abi. 3. 

entezeit, Unftatthaftigfeit der ziwangsweijen 
Pa öffentlicher Abgaben während derjel- 
ben; |. unter Abgaben Berordnung vom 24. 
November 1843 $ 6 (S. 5) und Verorbnung v. 
22. September 1867 $ 7 (©. 12). 

Eröffnung, zwangsmeije von Gebäuden oder 
Behältniffen, als Erjhwerungsgrund beim Dicb- 
ftahl, j. Str.-©.:B. $ 243 Nr. 3, 4. 

rpreflung, |. Str.-©.-B. 88 253— 256; von 
Beamten verübt, ſ. daj. 8$ 339, 343, 358. Be- 
ftrafung der an einem in Belagerungszuftand 
erflärten Ort verübten, j. unter Belagerungd- 
—* Geſ. v. 4. Juni 1851 $ 10 (©. 124). 

rſatz-Bedarf, ER efrutirungsordnung 
8 1; Erjag- Ordnung $$ 50 ff. 

Erfah- Behörden, |. Erſatz-Ord. $ 2; Ent- 
ſcheidungen derjelben, daj. 88 26 ff. 

Erfaß-Bezirke, |. Erſatz Ordnung $ 1. 

Erjat-Commiffionen, j. Erſ.Ord. $$ 2, 63 ff. 

Erjag-Gefhäft, ſ. Erſatz - Ord. $ 3; im 
Kriege, |. daſ. 8$ 95 fi. 

Erſatz Ordnung. (Eriter Theil der deutſchen 
Wehr-Ordnung vom 28. September 1875)!), 

Erfter Abſchnitt. 
Drganijation des Erſatzweſens. 

81. 
deutſchen Reiches iſt in militärischer Hinſicht in 
17 Armee⸗Corps⸗Bezirke eingetheilt. Jeder Armee⸗ 
Eorps-Bezirk bildet einen beſonderen Erjag-Be- 
gi Das Großherzogthum Heſſen bildet außer- 

em einen Erjagbezirt für ſich M.“G. 55, 
— 2, Jeder Erjagbezirk zerfällt in 4, das Groß. 
berzogthum Heſſen in 2 Fnfanteriebri 
3. Jeder SnfanteriehrigaberBesirt beite 
Bezirlen der zugehörigen Landmehrbataillone. 
Unlage 1%) entHält die Landwehr-Bezirkseintheilung 
* dad Deutſche Reich. 4. Die Landmwehr- 

ataillonsbezirke find in Rückſicht auf die Erjat- 
Angelegenheiten in Aushebungsbezirke und dieſe 


| — 


I) Die im Folgenden vorlommenden Abkür: * bedeuten: 
D. Str.:G.: Sirafgefetzbuch für das Deutf eih vom 15. 
Mai 1871. E.:G.: Controlgefeg vom 15. Febr. 1875 If. 


©. 210). 2.:G.: Landiturmgefeg vom 12. fyebr. 1875. 
St.:®.: Militär’Strafgejegbuc d. 20. Inni 1872, Portofr.: 
@.: Portofreiheitd:&ejeg vom 5. Junt 189. MW. @.: 


« 
., 


tärgefeb vom 2. Mai 1874. M.:B.: Meichsver: 

et vom 16. April 1871. ©t.:A.:®.: Staats:Angebörig: 
tögeleg vom 1. ui 1870, W.G.: Wehrgefeg von y. 
Row. 1867. E.:D.: Erfapordmung. E.:D : Kontro rbnung. 


?) Dieje Anlagen werden hier nicht abgedruckt. 


* 
” 
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legteren — wenn nöthig — in Mufterungsbezirte 
($ 59, 4) eingetheilt. — R.M.-G. $ 30, 2 
5. Umfang und Größe der Aushebungsbezirke 
hängt von der Eintheilung in Civilverwaltungs- 
bezirfe ab. In denjenigen Staaten, in welgen 
eine Kreid-Eintheilung bejteht, bildet in der Regel 
jeder Kreis einen Aushebungsbezirt. Größere 
Kreife können jedoch auch in mehrere Aushebungs- 


— 


ff. Bezirke getheilt werden. Städte, welche einen 


eigenen Kreis bilden, dürfen nicht in verjchiedene 
Aushebungsbezirke getheilt werden. Städte, welche 
feinen eigenen Kreis bilden, find in Hinficht des 
Erſatzgeſchäfts ($ 3) von dem Kreife, welchen fie 
angehören in der Regel nicht zu trennen. In 
denjenigen Staaten, in welchen eine Kreisein— 
theilung nicht bejteht, werden die vorhandenen 
Verwaltungsbezirke zu Aushebungsbezirten der- 
art zujammengelegt, daß leßtere in der Pegel 
nit weniger als 30,000 und nicht mehr als 
70,000 Seelen umfafjen. Die Feitfegung der 
Aushebungsbezirte unterliegt der Genehmigung 
der Erjapbehörden 3. Inftanz, die der Muſter— 
ungebezirfe derjenigen der zuftändigen Ober- 
Erjageommiffion ($$ 2, 3 und 4). 6. Aender- 
ungen in der VBerwaltung3eintheilung der Bundes- 
ftaaten werden, injofern fie auf den Inhalt der 
Unlage 1 von Einfluß find, jeitend der Bundes— 
regierungen 2c. dem Reichskanzler zum 1. Decem- 
ber jedes Jahres behufs BVeröffentlihung im 
Gentral»Blatt für das Deutjche Reich mitgetheilt. 

; 2. [Erjagbehörben.] 1. Die Erjagbehörden 
zerfallen in Erjagbehörden der Minifterialinjtanz, 
Erjagbehörden der dritten Inſtanz, Ober-Erjage 
Commiffionen (zweite Inſtanz), Erjaß » Commij« 
fionen (erfte nftanz). 2. Sämmtliche Erjaß- 
angelegenheiten in den Bezirken der unter preuß- 
iſcher Militärverwaltung jtehenden Armeecorps 
leitet dad Königl. preußiihe Kriegaminijterium 
im Berein mit den oberjten Eivil-Verwaltungs- 
behörden der betreffenden Bundesjtaaten ala 
„Minifterialinftanz*. Als jolde Behörden fun- 
iren: a) für Preußen, fowie für Walded und 

yrmont das Königlich preußiihe Minijterium 


Erjap- Bezirke] 1. Das Gebiet des|pes Innern zu Berlin [Die in den übrigen deut« 


chen Staaten fungirenden Behörden werden hier 
nicht aufgeführt]. 3. m den einzelnen Erjag« 
bezirfen Mept der commandirende General des 
Armeecorps in Gemeinjchaft mit dem Ghef der 
Provinzial- oder Landeöverwaltungsbehörde, jo- 
ern nicht hierfür in einzelnen Bundesitaaten 


ade-Bezirke.| hefondere Behörden beftellt jind, den Erjagange« 
taus den|fegenheiten als „Erfag-Behörde dritter Inſtanz“ 


vor, — R.M.⸗G. $ 30, 3 c. — Im Großherzog⸗ 
thum Hejjen tritt an Stelle ded commandirenden 
Generald der Commandeur der Großherzoglich 
Heſſiſchen (25.) Divifion. In der dritten Inſtanz 
fungiren nachjtehende Eivilbehörden: a) für 
Preußen, ſowie für Walded und Pyrmont die 
betreffenden Königlich preußiſchen Oberpräfiden- 
ten [Die in den übrigen deutjchen Staaten be» 
ftehenden dritten Injtanzen werden hier nicht 
—— 4. Sin den Infanterbrigade-Bezirken 
find der nfanteriebrigade-Commandeur und ein 
höherer Bermwaltungsbeamter unter dem Namen; 
„Ober-Eriagcommijfion im Bezirk der xten Ins 
fanteriebrigade“ die Behörde, welde die Erjaß- 


352 


Erjag- Ordnung. 


angelegenheit beforgt. Erjtredt fi) der Brigade Zurüditellungen der Mititärpflichtigen. Im lebe 


bezirt auf mehrere Bundesitaaten, jo ift dem 
Namen der Ober-Erjatcommiffion auch noch der 
Name des betreffenden Staates bei den auf den- 
jelben bezüglihen Functionen Hinzuzufügen.!)— 
R.M.G. S 30, 3 b. — Die Beitellung des 

öheren Berwaltungsbeamten ald Mitglied der 

ber⸗Erſatzcommiſſion erfolgt durch die in der 
3. Inftanz fungirende Eivilbehörde.?) db. In den 
einzelnen Aushebungsbezirten find der betreffende 
Landwehr-Bezirt3commandeur und ein Verwalt- 
ung&beamter des Bezirl3 (in Preußen in der 
Regel der Landrath oder Polizeidirector), oder 
wo ein jolcher Beamter febit, ein bejonders zu 
diefem Zwecke bejtelltes bürgerliches Mitglied 
unter dem Namen: „Erſatzcommiſſion des Aus» 
hebungsbezirt3 (Kreiſes A N.N.*“ die Behörde, 
welche die Eriagangelegenheiten bejorgt. — N. 
MG. 8 30, 3m. — 6. Zur Wahrnehmung der 
Dbliegenheiten, welche der verjtärften Erjagcom: 
mijjion beziehungsweiſe Ober» Erjagcommijjion 
zugewiejen find (5 63, 5 und 70, 8) treten den 
beitändigen Mitgliedern andere Mitglieder Hinzu, 
welche aus den Bezirkäeingejeijenen von Com: 
munal- und Landeövertretungen gewählt, oder 
wo ſolche Vertretungen nicht vorhanden find, 
von der Zandesverwaltungsbehörde ernannt wer: 
ben. Es jollen hiernach bejtehen: Die verftärkte 
Erjagcommijjion neben den jtändigen Mitgliedern 
aus höchſtens noch einem Dffizier ($ 60, 1) und 
aus 4 bürgerlichen Mitgliedern. Die verjtärkte 
Dber-Erjagcommijfion neben den ftändigen Mit- 
liedern aus einem bürgerlichen Mitglieve. — 
KM.G. $ 30, 4. — Die bürgerlichen Mitglie- 
ber der Erſatzcommiſſion und der Ober «-Erlat- 
commilfion werden nebjt einer gleichen Anzahl 
von Gtellvertretern auf 3 Jahre gewählt, bezieh- 
ungsweiſe ernannt. J in volksreichen Aus— 
hebungsbezirken eine größere Anzahl Stellvertreter 
erforderlih, jo wird dieſelbe durch die in ber 
dritten Inſtanz fungirende Civilbebörde ®) be- 
ftimmt, der auch die Regelung des Wahlverfahrend 
obliegt. Das bürgerlihe Mitglied der Ober- 
Erſatzcommiſſion darf nicht zugleich Mitglied einer 
Erſatzcommiſſion fein. 7. Außerdem befteht für 
Bezirte von gemwifjer Größe (in Preußen in der 
Regel für jeden Regierungsbezirk, in Bayern für 
jeden Infanterie-Brigadebezirt) eine Commiſſion 
unter dem Namen: „Prüfungscommiſſion für 
Einjährig-Freimillige.* Dieje Commiffionen find 
dazu bejtimmt, über die Anjprüche auf die Be- 
rehtigung zum einjährigen Dienft nad) vor- 
gängiger Prüfung zu entiheiden. 8. Die Erſatz- 
commiffion arbeitet der Ober- Erjagcommiifion 
vor. Gie verfügt die nad) dem Geſetz zuläffigen 


1) Wenn die ſtändigen Mitglieder der Ober-Erfopcommiifios 
nen Dffiziere beziehungsweife Beamte eines elben 
Bundesitaates find, jo führen die Commiffionen den Zitel: 
„Königliche [Grofberzogliche —— — armen er 11.” 
und in dem Dienftfiegel das Landeswappen. Andernialls fällt 
bie Bezeihnung „Roniglich 2c.“ aus, ebenfo das Landeswappen 
im Dienftjiegel. — Dieje Beitimmung findet auch auf die Er⸗ 
agcommiffionen und bie Prüfungscommiffioner für Einjährig- 

reiteillige finngemäße Anmendung. 

2, In Sachſen durch die Ober-Refrutirungsbehörbe, in 
Württemberg dur den Ober-Nefrutirungsrarh, in Baden u. 
Heffen durch das Minifterium des Innern. 

Bergl. Anmerkung zum Schluife von Nr. 4. 





rigen unterliegen ihre Beſchlüſſe der Reviſion 
und endgiltigen Entjcheidung durh die Ober 
Erjageommiifion. — R⸗M.⸗G. 8 30, 7. — Die 
Ober-Erjagcommiffionen und Prüfungscommifs 
fionen für Einjährig- Freiwillige ftehen unter der 
Leitung der Erjagbehörden dritter Inſtanz. 

83. (Erjaggeichäft.] 1. Das jährlihe Er— 
ſatzgeſchäft zerfällt in 3 Haurptabichnitte. 2. Den 
erjten Abjchnitt bildet das Vorbereitungsgeſchäft 
(Abichnitt VII. ES umfaßt diejenigen Maß—⸗ 
regeln, welche zur Grmittelung der im laufenden 
Jahre zur Geftellung vor den Erjahbehörden 
verpflichteten Wehrpflichtigen erforderlich find, 
jowie die Eintragung der legteren in die Grund⸗ 
liſten. Dieje bejtehen aus den Rekrutirungs— 
ſtammrollen ($$ 44), den alphabetiſchen ($ 46) 
und den Rejtantenliiten ($ 47). 3. Den zweiten 
Abſchnilt bildet das Muſterungsgeſchäft (Abſchnitt 
VIII). Es umfaßt die Muſterung und Rangir— 
ung der zur Geſtellung vor den Erjagbehörden 
verpflichteten Wehrpflichtigen durch die Erjag- 
commijjion.- 4. Den dritten Abjchnitt bildet das 
Aushebungsgeſchäft (Abjchnitt IX). Es umfaßt 
die Entſcheidungen durch die Ober-Erjagceommij- 
fion und die Aushebung der für das laufende 
Jahr erforderlihen Rekruten. 5. Außerdem 
findet für die Schifffahrt treibenden zur Gejtell- 
ung verpflichteten Wehrpflichtigen ein Schiffer 
Muſterungsgeſchäft ftatt (Abſchnitt X). 6. Ju 
Kriegszeiten wird das Mufterungsgeihäft mit 
dem Aushebungsgejchäft vereinigt Abſchniti XV). 

Zweiter Abſchnitt. 
Wehrpflicht und deren Gliederung... 

5 4. Wehrpflicht.) 1. Jeder Deutiche ift 
wehrpflichtig und kann fih in Ausübung diejer 
Pflicht nicht vertreten lafjen. Ausgenommen von 
der Wehrpflicht find nur: a) die Mitglieder 
regierender Häuſer; b) die Mitglieder der mediati« 
jirten, vormal3. reichsſtändiſchen und derjenigen 
Häufer, melden die Befreiung von der Wehrpflicht 
durch Verträge zugejichert ıft oder auf Grund 
bejonderer Rechtötitel guteht, — RB. Artikel 
57; W.⸗G. $ 1. — 2, Diejenigen Wehrpflichtigen, 
welche zwar nicht zum Waffendienfte, jedoch zu 
jonjtigen —— Dienſtleiſtungen, welche 
ihrem bürgerlichen Berufe entſprechen, fähig ſind, 
können zu ſolchen herangezogen werden. — ®.: 
G. $ 1 Abſatz 2. — 3. Die Wehrpflicht beginnt 
mit dem vollendeten 17. Xebensjahre und dauert 
bis zum vollendetem 42ften Lebensjahre. — ®.- 


62%. — 
& 5. [Gliederung ber a 1. Die 
Wehrpflicht zerfällt in die Dienjtpflicht und Land- 
fturmpfligt. 2, Die Dienjtpflicht iſt die Pflicht 
um Dienſt im Heere oder ın der Marine. 

hrend der Dauer der Wehrpflicht iſt jeder 
Deutihe 12 Jahre dienftpflihtig. — R.V. Art. 
59; W.⸗G. 88 6 und 7. — 3. Die Pflicht zum 
Dienft im Heere wird eingetheilt in: a) active 
Dienjtpflicht, b) Refervepfliht, ad a) und b) 
Dienſtpflicht im ftehenden Heere, c) Landiwehr- 
pflicht, d) Erſatz⸗Reſervepflicht. 4. Die Pflicht 
zum Dien in der Marine wird eingetheilt in: 
a) active Dienftpflidht, b) Marine-elervepflict, 


@ 


R Erſatz⸗Ordnung. 


ad a) und b) Dienſtpflicht in der Flotte, e) See⸗ 
wehrpflicht. 5. Dienitpflicht im Kriege ſ. $ 18. 
6. Alle nicht zum Dienjt im Heere oder in ber 
Marine, eingezogenen Wehrpflichtigen find im 
Kriege Landiturmpflidtig. — W.-G. $ 3. — 

86. [Dienftpfliht im ftehenden Heere.) 1. 
Die 8 im ſtehenden Heere umfaßt bie 
active Dienjtpfliht und die Reſervepflicht. 2. 
Dienftpflicht im ftehenden Heere dauert 7 Jahre. 
3. Die active Dienftpfliht im ftehenden Heere 
dauert 3 Jahre. 4. Nach abgeleijtetem activem 
Dienjte werden die Mannjchaften zur Rejerve 
beurlaubt. 
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vorgejegte Behörde dem Bandmwehr » Bezirlscom- 
mando zur weiteren Anzeige an die Griapbehöre 
den hiervon Mittheilung zu machen. 

$ 10. [Active Dienitpflicht ehemaliger Zög- 
linge militärifcher Inſtitute) 1. Militär - g 
linge und Schüler, welche in militärischen Bild» 
ungs» und Lehr-Anftalten auf Staatskoſten unter- 
halten beziehungsweije unterrichtet werden, haben 
ihrer activen Dienftpflicht nad den allgemeinen 
gejeglichen Beitimmungen zu genügen. 2. Außer- 
dem darf ihre active Dienftpflicht bi zu dem 
Maße verlängert werden, daß fie für jedes Jahr, 
während bejjen fie diefe Anjtalten befuchten, 2 


$ 7. [Active Dienftpflicht im ftehenden Heere.] Jahre länger activ zu dienen haben. 3. Die 


1. Die Dauer der activen Dienftpflicht im jtehen- 
den Heere (active Dienftzeit) wird nad) dem wirk— 
lih erfolgten Dienftantritt mit der Maßgabe 
berechnet, daß diejenigen Mannſchaften, welche 
in der Zeit vom 2. October bis 31. März em- 
geftellt werden, als am vorhergehenden 1. Oct. 
eingeftellt gelten. — W.G. 36. — 2. Die active 
Dienstzeit der als unfichere Dienftpflichtige') ein 
eftellten Mannſchaften wird von dem auf ihre 
Einftellung folgenden Refruten » Einjtellungster- 
mine ab geredynet. — R.-M.-G. $ 33. — 3. 
Die Zeit einer Freiheitsitrafe von mehr ald 6 
Wochen wird auf die active Dienſtzeit nicht an- 
gerechnet. — M. Str. G. $ 18. — 4. Im lieb» 
rigen richtet ſich die Dauer der activen Dienft- 
zeit nach den vom Kaijer alljährlich zu erlafjen- 
den Nefrutirungs-Beitimmungen. 
8. [Active Dienſtpflicht der Einjährig-Frei- 
willigen.) 1. Junge Leute von Bildung, welche 
jih während ihrer Dichftzeit ſelbſt befleiden, 
ausrüften und verpflegen, und welche die ge- 
wonnenen Kenntuifje in dem vorgeichriebenen 
Umfange dargelegt heben, werden ſchon nad) 
einer einjährigen activen Dienftzeit im jtehenden 
Heere — vom Tage des Dienjteintritts an ger 
rechnet — zur Rejerve beurlaubt. — W.-©.$ 11. 
— 2. Einjährig- Freiwillige, welche während ihrer 
activen Dienftzeit mit Verjegung in die zweite 
Kiaffe des Soldatenjtandes beftraft werden, ver- 
lieren die Eigenjchaft als Cinjährig-Freiwillige 
und den Anſpruch auf Entlafjung nad) einjähriger 
Dienftzeit. — R-M.-G. $ 50, Abſ. 4. — Ihre 
active Dienftzeit wird in dieſem alle nad) $ 7 
Nro. 1 berechnet. [S. übrigens Freiwillige.) 

8 9. [Active Dienftpflicht der Volksſchullehrer 
und Eandibaten de3 Volksſchulamts.) 1. Bolfs- 
ſchullehrer und Candidaten des Volksſchulamts, 
welche ihre Befähigung für das Schulamt in 
vorſchriftsmähßiger Prüfung nachgewieſen — 
können nad) kürzerer Einübung mit den Waffen 
zur Rejerve beurlaubt werden. 2. Gibt der jo 
Beurlaubte feinen bisherigen Beruf gänzlich auf 
oder wird er aus dem Schulamte für immer 


näheren Bejtimmungen hierüber find in ber 
Recrutirungs-Ordnung enthalten. 

$ 11. [Mefervepflicht.] 1. Die Rejervepflicht 
wird von demſelben Zeitpunfte ab berechnet, wie 
die active Dienftpflicht, aud wenn in der Erfüll- 
ung ber leteren eine Unterbrechung ſtattgefunden 
hat. 2. Die Mannſchaften der Neferve (Rejer- 
viften) werben in Jahresklaſſen nad) ihrem Dienft- 
alter eingetheilt. 3. Mannjchaften, welche in« 
folge — Verſchuldens verſpätet aus dem 
activen Dienſt entlaſſen werden, treten ſtets in 
die jüngſte — der Reſerve ein ($ 7, 3.) 

M.⸗Str.⸗G. $ 13; R.M.⸗G. $ 62. — A, 
Mannſchaften der Referve, welche jich der Controle 
länger ald 1 Jahr entziehen oder eine Ordre 
zum Dienfte ohne anerkannte Entihuldigung une 
befolgt fafjen, fönnen, abgejehen von der etwa 
noch anderweit über fie zu verhängenden Strafe, 
unter Verlängerung ihrer Dienftpfliht in die 
nächſt jüngere Jahresklaſſe verjegt werden. Dauert 
die Controlentziehung 2 Jahre und darüber, fo 
fönnen fie entiprechend weiter zurüdverjegt wer« 
den. — R.⸗M.-G. $ 67. — Die Entiheidung 
hierüber jteht dem Landwehr-Bezirtscommandeur 
zu. 5. Die Verjegung aus der Rejerve in die 
Landwehr erfolgt bei den Herbit-Eontrolverjamm» 
lungen des betreffenden Jahres. — R.M.G. 
$ 62. — 6. Reſervepflicht ehemaliger Erjag- 
Rejerpijten ſ. $ 13, 9. 

8 12. [Landwehrpfliht.] 1. Die Landwehr- 
pflicht ift von fünfjähriger Dauer. — W.G. & 7. 
— Mannſchaften der Cavalerie, welche fich frei- 
willig zu einer vierjährigen activen Dienftzeit 
verpflichten, dienen, ſofern fie dieſer Verpflichtung 
nahlommen, in der Landwehr nur 3 Jahre, — 
R.M.⸗G. $ 50, Ubi. 3. — 2. Der Eintritt in 
die Yandwehr erfolgt nad abgeleijteter Dienſt— 
pflicht im ftehenden Heer, — W.⸗G. & 7. 

3. Die im $ 11 unter Nr. 1, 2 und 4 enthal- 
tenen Bejtimmungen finden auf die Landwehr 
jinngemäße Anwendung. 4. Die Entlafjung aus 
der Yandwehr erfolgt bei den SHerbit- Control» 
verfammlungen des betreffenden Jahres. — R.- 


entlaffen, jo fann er vor Ablauf des Jahres, in|M.-G. $ 62. — 5. Landmwehrpflict ehemaliger 


wei er dad 25. Lebensjahr vollendet, zur 
Ableiftung des Reſtes feiner activen Dienftpflicht 
wieder eingezogen werben ($ 63, 5 c.) .. 
M.G. 851. — 3. Wenn ein jolder Dienſtpflich— 
tiger vor vollendetem 25. Lebensjahre aus dem 
Schulamt für immer entlaffen wird, jo hat die 





ı) m R.M.⸗G. „Heerespflichtige” genannt. 
Grotefend, Bolizeisterilen. 


Erſatz-Reſerviſten |. $ 13, 9. 

s 13. Erſatz-Reſerve-Pflicht.) 1. Die Erjap- 
Nejervepflicht ijt die Pilicht zum Eintritt in das 
Heer im falle außerordentlihen Bedarfs, 2. 
Die Erjaprejervepfliht dauert vom Tage ber 
Ueberweijung zur Erjatrejerve bis zum vollendeten 
31. Lebensjahre. — R.M.G. 8 23. — 3. Die 
Erjagrejerve wird in 2 Klaſſen eingetheilt. 4. 
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Die Dienftpfliht in der 1. Klaſſe dauert 5 Jahre.,— 4. Junge Seeleute von Beruf und Maidi- 
von dem 1. Dctober des Jahres an gerechnet, niſten, welche die Berechtigung zum einjährig- 
in welchem die Ueberweiſung zur -Erjagrejerve| freiwilligen Dienft erlangt, oder melde das 
erfolgt iſt.) Nach Ablauf der 5 Jahre werden| Steuermannd-Eramen abgelegt haben, genügen 
die Mannſchaften in die2. Klafje der Erfagrefervelihrer activen Dienftpfliht in der Flotte durch 
verjegt. 5. Die erſte Klaſſe der Erjagrejerve |eimjährig-freimilligen Dienft, ohne zur Selbitbe- 
dient zur Ergänzung des Heered bei Mobilmad- kleidung und Gelbjtverpflegung verpflichtet zu fein. 
ungen und zur Bildung von Erjagtruppentheilen.)— W.G. $ 13, 4. — 5. Seeleute, welche auf 
Derjelben find alljährlich jo viele ng einem deutſchen Handelsſchiffe nach vorſchrifts- 
zu überweiſen, daß mit 5 Jahrgängen der Be⸗ mäßiger Anmuſterung thaiſächlich in Dienſt ger 
darf für die Mobilmahung des Heered gededt|treten find, jollen in Sriedenszeiten für die Dauer 
wird. — R-M.-G. $ 24. — Diejer Bedarf wirbider bei der Anmufterung eingegangenen Ber» 
unter Zujhlag von 25 %, auf bie Infanterie |pflichtungen von allen Militärdienjtpflichten be» 
Brigade- und Aushebungsbezirfe nach demjelben|freit werden, haben jedoch eintretenden Falls die 
Berhältniß und von denjelben Behörden, wiellegteren nad ihrer Entlajjung von dem Handels» 
der Rekrutenbedarf, vertheilt ($$ 53 und 54).Jjhiffe, bevor fie ji aufs Neue anmujtern lafjen, 
6. Die Mannſchaften der zweiten Klafje der Er-Inadyträglicdy zu erfüllen. — W.⸗G. $ 13,5. — 
jagrejerve find in Friedenszeiten von allen milie| Ueber vorjchriftsmäßige Anmufterung |. €.+D. 
tärischen Verpflichtungen befreit. Bei ausbrechen-⸗5 3, 2 und $ 4, 4.— 6. Ebenjo jollen Seeleute 
dem Kriege können fie im Falle außerordentlihen| während der Zeit des Beſuchs einer deutfchen 
Bedarf zur Ergänzung des Heered verwandt|Navigationd- oder Schiffsbaujchule im Frieden 
werden. — R-M.+G. 5 27. — 7. Die im $ 11,jzum Dienft in der Flotte nicht herangezogen 
4 enthaltenen Beftimmungen finden auf dielwerden. — W.G. $ 13, 5. — Als Navigationd« 
Mannſchaften der Erjagrejerve erjter Klaſſe finn-|jchulen im Sinne diefer Vorſchrift find die öffent- 
gemäße Anwendung. Jedoch darf die Erjagrejerve-|lihen Naviggtionsſchulen anzujehen, an deren 
pflicht niemals über das vollendete 31. Lebensjahr] Sige von der Landesregierung eine Commijfion 
hinaus verlängert werden. — R.⸗M.⸗G. $ 69, |für die Prüfung der Seeſteuerleute auf deutſchen 
6. — 8. Mannſchaften, welche aus der Erſatz-Kauffarteiſchiffen eingejegt ift. 7. Im Uebrigen 
Reſerve erjter oder zweiter Klajje zum activen| finden die Bejtimmungen der 88 8 und 10 finn- 
Dienst eingezogen werden, jind bei Zurüdjühr-]gemäße Anwendung. 
ung de3 Heeres auf den Friedensfuß wieder zul $ 16. [Marine-Rejervepfliht.] 1. Die Be 
entlajjen. — R.-M.-G. $ 29. — Gie treten, [jtimmungen des $ 11, 1—4 finden ſinngemäße 
wenn jie militärifch ausgebildet find, je nah] Anwendung. 2. Die Verjegung aus der Marine 
ihrem Lebensalter, zur Reſerve oder me Rejerve in die Seewehr erfter Klaſſe ($ 17, 2) 
über. Wenn jie militäriic nicht ausgebildet, jolerfolgt in den Herbit-Eontrofverfammlungen des 
treten jie in die Erjagrejerve zurück. — RM.» | betreffenden Jahres, 3. Marine» Rejervepflicht 
G. $ 50. — 9. Die Rejerve- und Landwehr-| ehemaliger Mannſchaften der Seewehr zweiter 
Pflicht ehemaliger Erjagrejerviiten ijt jo zu be-|Klafje ſ. $ 17, 8. z 
mefjen, als wenn fie am 1. October desjenigen) $ 17. [Seewehr- Pflicht.) 1. Die Seewehr- 
Kalenderjahres, in welchem fie dad 20. Lebens» Pflͤcht iſt eine verſchiedene, je nachdem derſelben 
jahr vollendeten, zum activen Dienſt im jtehenden|in der Seewehr erſter oder zweiter Klaſſe genügt 
Heere eingeftellt worden wären. — R.-M.-G. 5 62.| wird. 2. Die Dienftpflicht in der Seewehr erfter 
$ 14. [Dienjtpflicht in der Flotte] 1. Die] Klafje ift von fünfjähriger Dauer. Der Eintritt 
Dienitpfliht in der Flotte umfaßt die activelin Die Seewehr erſter Klafje erfolgt nad) abge» 
Dienftpfliht und die Marine» Rejervepflicht. 2.|leifteter Dienjtpflicht in der Flotte, 3. Die in 
Die Dienftpfliht in der Flotte dauert 7 Jahre.|$ 11 unter Wr. 1, 2 und 4 enthaltenen Beſtimm— 
3. Die active Dienftpflicht in der Flotte dauert|ungen finden auf die Seewehr erjter Klaſſe jinn- 
3 Jahre. 4. Nach abgeleijtetem activem Dienftel gemäße Anwendung. 4. Die Entlafjung aus ber 
werden die Mannjhaften zur Marine» Hejerve| Seewehr eriter Klafje- erfolgt bei den Herbſt— 
beurlaubt. Eontrolverfjammlungen des betreffenden Jahres. 
$ 15. [Metive Dienjtpfliht in ber FFlotte.]|5. Die Seewehr zweiter Klaſſe beiteht aus Wehr: 
1. Die Beltimmungen des $ 7 finden auf die|pflichtigen, welche auf der Flotte nicht gedient 
active Dienftpflict in der Flotte finngemäße Un-| haben. Diejelben können bei ausbrechendem 
wendung. 2. Die Entlafjung eingejgiffter Mann-| Kriege zur Ergänzung der Marine einberufen 
ichaften der Marine kann jedoch, wenn den Ums|werden. 6. Die Dienftpflicht in der Seemwehr 
jtänden nad eine frühere Entlajjung nicht aus-| zweiter Klaſſe dauert vom Tage der Ueberweijung 
führbar ijt, bis zur Rüdtehr in Häfen des Reichsſ bis zum vollendeten 31, Lebensjahre. 7. Mann- 
verichoben werden. — W.⸗G. $ 6. — 3. Dielfchaften, welche aus der Seewehr zweiter Klafje 
active Dienstzeit kann für Seeleute von Beruflzum activen Dienft eingezogen werden, find bei 
und für das Majchinenperjonal, ſowie für Loot⸗ Zurüdführung der Marine auf den Friedensjtand 
fen und Lootjenknechte in Berüdjihtigung ihrer) wieder zu entlaffen. Sie treten, wenn fie für 
technijchen Borbildung und nach Mafgabe ihrer|den Marinedienjt ausgebildet find, je nach ihrem 
Ausbildung für den Dienft in der Flotte biß auf) Lebensalter, zur Marine» Rejerve oder Seewehr 
ein Jahr verfürzt werden. — W.⸗G. $ 13, 3.jerjter Klafje über. Sind fie für den Marinedienit 
nicht ausgebildet, jo treten fie in die Seewehr 
) S. jedoh Anmerkung gu $ 73, 7. zweiter Klaſſe zurüd. 8. Die TDienftpflicht in 
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der Marinereſerve und in ber Seewehr erſter gang ($ 13, 5), welchem fie ohne bie ſtattgehabte 
Klafje derjenigen Mannſchaften, welche der See» | Uuswanderung angehört haben würden , wieder 
wehr zweiter Klaſſe angehört haben, iſt jo zu ein. — R.+M.:G. 5 69, 7. — 5. Ausländer 

“ bemefien, ald wenn fie am 1.October desjenigen| bedürfen zum Eintritt in das Heer der Genehmig- 
Kalenderjahres, in welchem fie das zwanzigitejung des Eontingentöheren, zum Eintritt in die 


Lebensjahr vollendeten, zum activen Dienjt in 
der Flotte eingejtellt worden wären. 
$ 18 [Dienftpflicht im Kriege.) 1. Die Be- 
immungen über die Dauer der Dienjtpflicht im 
henben Heere, in der Landwehr und der Erjag- 
tejerve, jowie in der Flotte und der Seewehr 
gelten nur für den Frieden. — BG 8 14.— 
2. Für die Dauer einer Mobilmadhung ift hier- 
nad) aufgehoben: der Webertritt vom jtehenden 
eer zur Landwehr, der Uebertritt von der 
ndmwehr zum Landfturm, der Uebertritt von 
der Erjagreierve erfter Klaſſe zur Erjagrejerve 
zweiter Klaſſe, der Mebertritt von der Erjap- 
reſerve zum Landſturm, der Webertritt von der 


Marine Kaiſerlicher Genehmigung. 
Dritter Abſchnitt. 
Militärpflict. 

$ 20. [Bebeutung der Militärpflicht.] 1. Die 
Militärpflicht iſt die Pflicht, fich der Aushebung 
für das jtehende Heer oder die Flotte zu unter- 
werfen. 2. Die Militärpflicht beginnt mit dem 
1. Januar des Stalenderjahres, in welchem der 
Wehrpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet, und 
dauert jo lange, bis über die Dienjtpflicht der 
Wehrpflichtigen endgiltig entfchieden ijt ($ 26, 4). 
3. Während der Dauer der Militärpflicht heißen 
die Wehrpflichtigen militärpflichtig. — R.M.G. 


lotte zur Seewehr, der Uebertritt von derſs 10. — 


ewehr zum Landſturm. 3. Ueber Landſturm— 
pflicht |. Gele über den Landſturm vom 12. 
Februar 1875 (Landiturmgejep). 

$ 19. [Wehrpflicht der Einwanderer und ber 
Ausländer] 1. Wer vom Auslande eingewan- 
dert ift und die Staatdangehörigkeit in einem 
Staate des deutichen Reichs erworben hat, wird 
nad) Maßgabe jeines Lebensalters wehrpflichtig. 
— 5.4... 810. — Die Regelung der Dienft: 
pflicht ſolcher Eingewanderter erfolgt nad) den- 
jelben Grundjägen, wie bei allen übrigen Wehr: 
pflihtigen. Bei Ueberweijung zur Erjatrejerde 
erfolgt die Zutheilung zur erjten Klafje bei vor» 
handener Dienittauglichteit in der Regel dann, 
wenn der Betreffende das 27. Lebensjahr noch 
nicht vollendet Hat. 2. Perjonen, melde Das 
Reichögebiet verlaſſen, die Reidhdangehörigfeit 
verloren, eine andere Staat3angehörigfeit aber 
nicht erworben oder wieder verloren haben, find 
wenn jie ihren dauernden Aufenthalt in Deutſch— 
land nehmen, zur Gejtellung vor den Erjaube- 
hörden verpflichtet und können nachträglid aus» 
gehoben, jedoh im Frieden nicht über das voll» 
endete 31. Lebensjahr hinaus im activen Dienst 
zurüdgehalten werden. Dafjelbe gilt von den 
Söhnen ausgewanderter und wieder in das deut» 
ſche Reich zurüdgelehrter Perjonen, fofern die 
Söhne keine andere Staat3angehörigkeit erworben 
haben. Die vorjtehenden Beſtimmungen finden 
auch Anwendung auf Ausgewanderte, welche zivar 
eine andere Staatsangehörigkeit erworben hatten, 
aber vor vollendetem 31. Lebensjahre wieder 
** werden. — R-M.-G. 811. — 
Seitens der Erſatzbehörden 3. Inſtanz iſt in 
jedem Einzelfale über die Zuläſſigkeit der Ein» 
ſtellung Entſcheidung zu treffen. 3. Perjonen 
der Rejerve, Landwehr, Marinererejerve oder 
GSeewehr, welche noch erfolgter Auswanderung 
vor vollendetem 31. Lebensjahre wieder näturali« 
firt werben, treten in diejenige Jahresklaſſe 
($ 11, ı), welcher jie ohne die jtattgehabte Aus- 
wanderung angehört haben würden, wieder ein. 
— R.M.⸗G. 5 68. — 4. Mannſchaften der Er- 
jatrejerve erjter Klaſſe, welche nad erfolgter 
Auswanderung vor vollendetem 31. Lebensjahre 
wieder naturalifirt werden, treten in den Jahr- 


* 





8 21. Militärpflicht der ſeemänniſchen Be— 
völterung.) 1. Die ſeemänniſche Bevölkerung des 
Reichs iſt nur der Aushebung für die Flotte 
unterworfen. — R.⸗V. Urt, 53, Abſ. 4. — 2. 
Zur ſeemänniſchen Bevölkerung des Reichs ſind 
zu rechnen: a) Seeleute von Beruf, d. h. Leute, 
welche mindeſtens 1 Jahr auf deutjchen See-, 
Küften-, oder Haff- Fahrzeugen gefahren find; 
b) See, Küſten- und Haff-Fiſcher, welche die 
Fiſcherei mindeftend 1 Jahr gewerbsmäßig bes 
trieben haben; c) Schiffszimmerleute, welche zur 
See gefahren jind ; d) Maſchiniſten, Maſchiniſten— 
Aſſiſtenten u. Heizer von See- u. Fluf- umpfern. 

$ 22. [Hreimilliger Eintritt vor Beginn der 
Militärpfliht.] 1. Um im Allgemeinen wijjen- 
ihaftlihe und gewerblide Ausbildung jo wenig 
wie möglid) durch die Dientpflicht zu ftören, ijt 
es jedem jungen Mann überlajjen, ſchon nad) 
vollendetem 17. Lebensjahre (d. i. nad Beginn 
der Wehrpflicht), wenn er die nöthige moralifche 
und körperliche Befähigung hat, freiwillig zum 
activen Dienjt im jtehenden Heere oder in der 
Slotte einzutreten. — W.G. $ 10. — 2, Wehr- 
pflichtige, meldye freiwillig in das ftehende Heer 
oder die Forte eintreten, jind der Wushebung 
nicht mehr unterworjen. R.M.⸗G. $ 10. — 
3. Die näheren Vejtimmungen über den freiwill- 
igen Eintritt in das ftehende Heer oder in die 
Flotte find in den Wbjchnitten XIII und XIV 
enthalten. 

5 23. [Meldepjlict.] 1) Nah Beginn der Mi» 
litärpjliht iS 20, 2) haben die Wehrpflichtigen 
die Bilicht, fich zur Aufnahme in die Rekrutirungs— 
Stammrolle (5 3, 2) anzumelden (Meldepflicht). 
— R.M.⸗G. 5 31. — Dieje Meldung muß im 
der Zeit vom 15. Januar bis zum 1. Februar 
erfolgen. 2) Die Anmeldung erjolgt bei der 
Ortsvehörde desjenigen Ortes, an weldyem der 
Militärpflichtige jeinen dauernden Aufenthalt Hat. 
Hat er feinen dauernden Aufenthalt, jo meldet 
er fi bei der Drtöbehörde jeines Wohnſitzes, 
d. h. desjenigen Ortes, an welchem fein, oder 
fofern er noch nicht jelbftändig iſt, jeiner Eltern 
oder Vormünder ordentliher Geridhtsitand ſich 
befindet (W.“G. 5 17. R.⸗M.⸗G. 5 12. — 
3) Wer innerhalb des Reichsgebiets weder einen 
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dauernden Aufenthaltsort noch einen Wohnſitz Ne. 2 genannten Aushebungs-Bezirken zn ger 
bat, meldet fich in feinem Geburtsort zur Stamm⸗ nügen, jo haben fie bei ihrer Anmeldung jur 
rolle, und wenn ber Geburtsort im Auslande| Stammtrolle die Ueberweiſung nad) diefen Bezirken 


liegt, in demjenigen Orte, in welchem die Eltern 
oder Familienhäupterihren legten Wohnfig hatten. 
R-M-G. 8 12. — 4) Bei der Anmeldung zur 
Stammrolle ift das Geburtäzeugniß *) vorzulegen, 
fofern die Anmeldung nicht am Geburtsort jelbit 
erfolgt. 5) Sind Militärpflicdhtige von bem 
Drte, an welchem fie ſich nad Nr. 2 zur Stamm- 
rolle anzumelden haben, zeitig abweſend (auf der 
Reife begriffene Handlungsdiener, auf See be 
findliche Seeleute 2c.), jo haben ihre Eltern, 
Vormünder, Lehr⸗, Brod- oder Fabrifherren die 
Berpflihtung, fie zur Stammrolle anzumelden. 
8 31. 6) Die Anmeldung zur 
Stammrolle ift in der vorftehend vorgejchriebenen 
Weiſe jeitend der Militärpflichtigen jo lange all- 
jährlich zu wiederholen, bis eine endgiltige Ent- 
ſcheidung über die Dienftpflicht durch die Erfap- 
Behörden erfolgt ift ($ 26, 4). Bei Wieder- 
holung der Anmeldung zur Stammrolle ijt der 
im erſten Militärpflichtjahr erhaltene Looſungs— 
ſchein ($ 66) vorzulegen. Außerdem find etwa 
einzetretene Veränderungen (in Betreff des Wohn- 
ſitzes, des Gewerbes, des Standes 2c.) dabei an- 
zuzeigen. 7) Bon der Wiederholung der Un- 
meldung zur Stammrolle find nur diejenigen 
Mititärpflichtigen befreit, melche für einen be- 
ftimmten Zeitraum von den Erjap-Behörden 
ausdrüdlid hiervon entbunden oder über das 
laufende Jahr hinaus zurüdgejtellt werden. 
($ 27, 6.) 8) Militärpflichtige, welche nad) An- 
meldung zur Stammrolle im Laufe eines ihrer 
Mititärpflictjahre ihren dauernden Aufenthalt 
oder Wohnjig nad) einem anderen Aushebungs— 
Bezirt oder Mufterungsbezirt verlegen, haben 
diejes behufs Berichtigung der Stammrolle jo- 
wol beim Abgange der Behörde oder Perjon, 
weldye fie in die Stammrolle aufgenommen hat, 
als aud nach der Ankunft an dem neuen Ort 
derjenigen, welche daſelbſt die Stammrolle führt, 
jpätejtend innerhalb dreier Tage zu melden. 
y) Verſäumniß der Meldefriften (Nr. 1, 6, 8) 
entbindet nicht von der Meidepflicht. 10) Wer 
die vorgejchriebenen Meldungen zur Stammrolle 
oder zur Berichtigung derjelben unterläßt, ift mit 
Geldſtrafe biß zu 30 M oder mit Haft bis zu 
drei Tagen zu beftrafen. Iſt dieſe Verſäumniß 
durch Umjtände herbeigeführt, deren Befeitigung 
nicht in dem Willen des Meldepflichtigen Tag, jo 
tritt feine Strafe ein. 824,7. R-M.-G. 833. 

8 24. |Seftellungspflicht.] 1) Die Geitellungs- 
licht iſt die Pflicht der Militärpflichtigen, Sich 
behufs Herbeiführung einer endgiltigen Enticheid- 
ung über ihre Dienftpflidt vor den Erſatz- 
Behörden zu geitellen. Die Geitellung findet 
höchſtens zweimal jährlich ſtatt. R.-M.-@.$ 10. 
2) Jeder Militärpflichtige tft in dein Aushebungs— 
Bezirk geitellungspflichtig, in welchem er fich zur 
Stammrolle zu melden hat. 3) Wünfchen im 
Auslande jih anfhaltende Militärpflichtige ihrer 
Gejtellungspflicht in näheren als in den unter 


R.M.⸗G. 


1) Diefe Geburtszeugniſſe find koſtenfrei zu ertheilen. R.: 
M.G. & 32. 


—— In Betreff der Geſtellung im 
Slande ſiehe $41. 4) Unterlaſſene Anmeldung 
ur Stammrolle entbindet nit von der Ge— 
N ellungapflicht (Nr. 7.). 5) Die Geſtellung findet 
während der Dauer der Militärpflicht jährlich 
ſowol vor der Erjag-Commiffion, als auch vor 
der Ober⸗Erſatz-Commiſſion ftatt, jofern nidt 
die Militärpflichtigen durch die Erjag-Behörden 
hiervon ganz oder theilmeife entbunden find. 
6) Geſuche von Militärpflichtigen um Entbindung 
von der Geitellung find an den Eivil-Borfigenden 
der Erjat-Commilfion desjenigen Aushebungs 
Bezirks zu richten, in welchem fie fich nach Nr. 2 
oder 3 zu gejtellen haben. ($ 61, 3.) 7) Wr 
litärpflichtige, welche in den Terminen vor den 
Erjat-Behörden nicht pünktlich erſcheinen, find, 
jofern fie nicht dadurch zugleich eine härtere 
Strafe verwirft haben, mit Geldftrafe bis zu 
30 M oder Haft bis zu drei Tagen zu bejtrafen. 
Außerdem können ihnen von den Erfaß- Behörden 
die Vortheile der Loojung ($ 65) entzogen wer- 
den. Iſt diefe Berfäumniß in böslider Abſicht 
oder wiederholt erfolgt, ſo können ſie als unſichere 
Dienftpflichtige ($ 65, 3) behandelt werden. Iſt 
die Verſäumniß durch Umiftände herbeigeführt, 
deren Bejeitigung nicht in dem Willen der Ge 
jtellungspflichtigen lag, jo treten die vorerwähnten 
Folgen nicht ein. R-M.-G. 8 33. 

$ 25. [Einfluß der Militärpfliht auf Aub⸗ 
wanderungen.] 1) Die Entlaffung aus der Reichs⸗ 
angehörigteit (Genehmigung zur Auswanderung) 
darf nicht ertheilt werden: Wehrpflichtigen, welde 
ih in dem Alter vom vollendeten 17. bis zum 
vollendeten 25. Lebensjahre befinden, bevor fie 
ein Zeugniß der Erjag-Commijfion darüber bei 
gebracht haben, daß fie die Entlaffung nicht bloß 
in der Abſicht nachjuchten, um fich der Dienft- 
pjlicht im ftehenden Heere oder in der Flotte zu 
entziehen. St.“A.G. $ 15, 1. 2) Die Erja- 
Commifjionen haben pflihtgemäß zu erwägen, 
ob der Nachſuchung der Nuswanderungd-Erlaub- 
niß die deritedte Abjicht zum Grunde liegt, ſich 
der Dienftpfliht im itehenden Heere oder in der 
Flotte zu entziehen, und wenn dies micht der 
Fall ift, vorerwähntes Zeugniß zu ertheilen, 
andernfall$ zu verweigern. Die bdesfalljigen 
Entſcheidungen der jtändigen Mitglieder der Erjap- 
Commiſſion jind als endgiltig zu betrachten. Bei 
Meinungsverjchiedenheit der beiden jtändigen 
Mitglieder der Erſatz-Commiſſſon ijt die Ent- 
iheidung der Ober-Erſatz-Commiſſion einzuholen. 
Bis zum Eingang diejer Entjcheidung ijt von 
der Ertheilung der Auswanderungd-Erlaubnif 
Abitand zu nehmen. St-W.-G. $ 16. 3) Die 
Beitimmung unter Nr. 1 findet, jofern Familien 
Väter für —* und ihre Familie die Auswan— 
derung nachjuchen, auf Söhne, welde das 17. 
Lebensjahr vollendet haben, dergeitalt Anwen | 
dung, daß, wenn aud den Familien-Vätern bie 
Auswanderung geftattet werden muß, den Söhnen 
derjelben die Genehmigung zur Auswanderung 
jo lange zu verjagen iſt, alö das unter Wr. 1 
erwähnte Zeugniß nicht beigebradt if. St.A. 


Erfag- Ordnung. . 


G. 8 19. 4) Für die Beit eines Krieges ober 
einer Kriegsgefahr kann durch Kaijerliche Ber- 
ordnung die Ertheilung der Auswanderungs- 
Erlaubnii an Wehrpflichtige unıerfagt werden. 
St.A.G. 817. 5) Beitrafung der unerlaubten 
Auswanderung Militärpflitiger fiche D. Str.» 
G. $ 140, 
Vierter Abſchnitt. 


Grundfäge für Enticheidungen über Militär- 

pflichtige. 

8 26. [Entjcheidungen der Erjat- Behörden 
im Allgemeinen] 1) Die Entjcheidungen der 
Erjag-Behörden werden bedingt durch die Wür— 
digkeit, die Tauglichkeit, die bürgerlichen Berhält- 
niſſe und die Rangirung der Militärpflichtigen. 
ei Die Entiheidungen find entweder vorläufige 
oder endgiltige. 3) Die vorläufigen Enticheid- 
ungen bejtehen in der Zurüditellung Militär- 
pflichtiger von der Wushebung für einen be- 
ftimmten Seitraum. 4) Die endgiltigen Ent- 
fcheidungen beftehen in der Ausſchließung vom 
Dienft im Heere oder in der Marine, Aus— 
mufternng vom Dienft im Heere ober in der 
Marine, Ueberweifung zur Erſatz-Reſerve oder 
Seewehr, Aushebung für einen Truppen- ober 
Marinetheil, 

8 27. [Vorläufige Enticheidungen.] 1) Bu- 
rüdftellung Militärpflichtiger fan erfolgen: a. 
wegen zeitiger Ausſchließungsgründe, b. wegen 

eitiger Untauglichfeit, o. in VBerüdjichtiguna 

ürgerliher Berhältniffe, d. als überzählig. 2) 
Die Zurüdtelungen unter 1)a—c. werden in 
der Regel durch die Erjag-Commilfion, die unter 
1)d. dur die Ober-Erjag-Commifjion verfügt. 
8) In der Regel erfolgt BZurüditellung nur für 
die Dauer des laufenden Jahres, d. h. bis zum 
Termin für Anmeldung zur Stammrolle im 
nädjten Jahre. Machen befondere Verhältniſſe 
eine weitergehende Berüdjichtigung wünſchens— 
werth, jo ijt Zurüdftellung bis zum dritten Mi- 
Kitärjahre zuläſſig. R-M.-G, 820. 4) Zurüd- 

ellung über das dritte Militärpflichtjahr hinaus 
iſt nur zuläffig: a. wegen zeitiger Ausſchließungs— 

ründe ($ 28, 2) und zwar bis zum fünften 
Militärpflichtjahre, b. behufs ungetörter Aus- 
bildung für den Lebensberuf ($ 30,4) und zwar 
in ausnahmsweiſen Verhältniſſen bis zum fünften 
Militärpflichtjahre, ce. infolge erlangter Bercd)- 
tigung zum einjährig-freiwilligen Dienjt und 
zwar bis zum 1. October des Techöten Militär- 
pflihtjahres ($ 30, 4). RM, $ 14, 8 18, 
8 20. 5) Zurüditellung wird von derjenigen 
Erfag-Commilfion verfügt, in deren Bezirk der 
Militärpflichtige geftellungspflichtig ift ($ 24,2). 
6) Mit Zurüdjtelung über das laufende Jahr 
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ftellungen Militärpflichtiger auf Tängere Dauer " 
ald vorstehend erwähnt, jowie auf Grund nicht 
ausdrüdlich vorgejehener Billigfeitsgründe fönnen 
nur von der Minifterial-nitanz ausnahmsweise 
enehmigt werden. Solche Zurüditellungsgründe 
—8 ſeitens der Erjag-Comniiffion auf dem In— 
ſtanzenwege zu beantragen. Die Zurüditellung 
gender Berufsllaffen auf Grund vorjtehender 
ejtimmung ift unzulällig ($ 37,5). R.⸗M.⸗ 
G. 8.22. 8) Nach Eintritt einer Mobilmachung 
verlieren alle Zurüditellungen ihre Giltigfeit. 
Sie können jedoch durch die Erjag-Commilfion 
(Nr. 5) und zwar für die zei bis zum nächſten 
Wufterungsgejhäft von Neuem ausgejprochen 
werden ($ 97, 3). 
$ 28. [Burüditellung wegen zeitiger Aus. 
ihließungsgründe.] 1) Wer wegen einer ſtraf⸗ 
baren Handlung, welche mit Zuchthaus oder mit 
dem Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte beſtraft 
werden kann, oder wegen welcher die Verurtheil« 
ung zu einer Freiheitsjtrafe von mehr als ſechs— 
wöchentlicher Dauer oder zu einer entiprechenden 
Gelditrafe zu erwarten iſt, in Unterjuchung fich 
befindet, wird nicht vor deren Beendigung, und 
wer zu einer Freiheitsitrafe oder zu einer in 
Sreiheitsftrafe umzumwandelnden Geldjtrafe recht3« 
fräftig verurtheilt ift, nicht vor deren Bollitred- 
ung oder Erlaß zum Dienft im Heere oder in 
der Marine eingeſtellt. R.-M.-G. 8 18, 2) 
Im fünften Militärpflitjahre muß über folche 
Berfonen endgiltig entidieden werden ($ 27,4a). 
3) Dafjelbe gilt von denjenigen Berjonen, welche 
nicht im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte find, 
für die Zeit, während mwelder fie unter der 
Wirkung der Ehrenjtrafen ſtehen. R.-M.-G. 8 18, 
4) Die Aushebung der unter Nr. 3 bezeichneten 
Perjonen darf in ihrem vierten Militärpflicht- 
jahre erfolgen, ſofern jie im Laufe des nächſten 
Jahres wieder in Beſitz der bürgerlichen Ehren- 
rechte gelangen. Sie werden in diejem Falle in 
eine Arbeiter-Abtheilung eingejtellt. Die Dienit- 
zeit in der Urbeiter-Abtheilung fommt auf die 
active Dienftzeit zur Anrechnung ($ 42, 2). R.- 
MG. $ 18. 5) Berüdfihtigung von Straf. 
erfenntnijfen ausländijcher Gerichte ſ. $ 35, 3. 
$ 29. [Burüditellung wegen zeitiger Untaug« 
(icjfeit.) 1) Militärpflichtige, welche noch zu 
ſchwach oder zu Hein für den Dienſt im Heere 
ober in der Marine, oder welche mit heilbaren 
Krankpeiten von längerer Dauer behajtet find, 
werden vorläufig zurüdgeitellt. 2) Die Minimal⸗ 
größe für den Dienſt mit der Waffe beträgt 
ı m 57 em. für den Dienft ohne Bale 
(Bharmaceuten, Kranfenwärter, Delonomie-Hant- 
werfer), jowie für die Handwerfer-Abtheilungen 
der Werft-Divijionen ift eine bejtimmte Minimals 


inaus (Rr. 3 und 4) iſt für die Dauer der-|größe nicht vorgeichrieben. 3) Die an die fürs 
(eben die Entbindung von der Anmeldung zur|perlihe Tauglichkeit der Militärpflichtigen zu 
Stammrolle verbunden. Die zurüdgejtellten Mi-|itellenden Anforderungen find in derReerutirungs» 


Iitärpflichtigen find beim Ablauf der ihnen be-/Ordnung für dad H 
Aurüditellung im Bezirk derjenigen) Ordnung enthalten, 


willigten 


eer, jowie in der Marine» 
4) Ueber die körperliche 


Erſah · Commiſſion geftellungspflidtig, welche ihre | Tauglichkeit Militärpflichtiger muß in ihrem 


Zurüdftellung verfügt hat. 
andermärt3 zu gejtellen, fo 
Erjag-Tommifjton die Ueberweifung nach dem 
neuen Gejtellungsort zu beantragen. 


7) Burüd-" bürgerlicher Berhältnifie. 


Wünſchen fie ſich dritten Militärpflichtjahre endgiltig entſchieden 
ben fie bei genannter werden. Ausnahmen $ 27, 4. R.M 


»G. 817. 
in Berüdfichtigung 
1) Burüdftellungen 


8 30. Be sifeh 


2 
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in Berückſichtigung bürgerlicher Verhältniſſe finden Entſchließung des Militärpflichtigen oder feiner 
auf Anſuchen (Reclamationen) ber Militärpflich⸗ Angehörigen herbeigeführt (z. B. durch Ankauf, 
tigen oder deren Angehörigen ſtatt. R.M.G. Erpachtung, Uebertragung eines Beſitzthums 
s 19. 2) Es dürfen vorläufig zurüdgeftelltiu. f. w.), jo find fie in der Hegel zu verwerfen.. 
werden: a. die einzigen Ernährer Hilflofer Ya-| Das Vorhandenjein von verheiratheten Brüdern, 
milien, erwerböunfähiger Eltern, Großeltern oder | welche mindeſtens 26 Jahre alt und durch ihren 
Geſchwiſtern; b. der &% n eines zur Arbeit und eigenen Haudftand außer Stand gejegt find, 
Aufficht unfähigen Grundbefigers, Pächterd oder |reclamirenbe Eltern zu unterjtügen, iſt ald Grund 
Gemwerbetreibenden, wenn bieten Sohn deffen ein⸗ zur Verwerfung ber Reclamation nicht anzujehen. 
zige und unentbehrlihe Stüpe zur mirthichaft-|Desgleihen das Worhandenfein eines . älteren 
lichen Erhaltung des Befiges, der Pachtung oder Bruders, der im Heere oder in der Marine alö 
des Gewerbes iſt; e. der nächſtälteſte Bruder|linteroffizier dient, injofern eine Bejcheinigung 
eined vor dem Feinde gebliebenen, oder an den|des ZTruppentheild darüber vorliegt, daß diejer 
erhaltenen Wunden geftorbenen, oder infolge der-|mit erfterem auch fernerhin zu capituliren ger 
felben erwerbsunfähig gewordenen oder im Kriege |denft. 3) Wird bie Zurüditellung eines Militär- 
an Krankheit geftorbenen Soldaten, jofern durch pitiätigen in Untrag gebracht, weil diejer als 
die Zurüdjtellung den Angehörigen des Ießteren|die einzige Stüße jeiner Eltern oder Angehörigen 
eine wejentliche Erleichterung gewährt werben |zu betrachten ift, indem ein anderer zur Unter« 
fann; d. Militärpflichtige, welchen der Befit oder jtügung derjelben Verpflichteter jich diefer Pflicht 


die Pachtung von Grunditüden durch Erbichaft 
oder Vermächtniß g Rum fofern ihr Xebens- 
unterhalt auf deren Bewirthichaftung angemiefen 
und die wirthichaftliche Erhaltun 
oder der Pachtung auf andere 
ermöglichen ift; e. Inhaber von Fabriken und 
anderen gemwerblic;en Etabliſſements, in welchen 
mehrere Arbeiter bejchältigt find, fofern der Be— 
trieb ihnen erjt innerhalb des dem Militärpflicht- 
jahre vorangehenden Jahres durch Erbſchaft oder 
Vermächtniß zugefallen und deren wirthichaftliche 
Erhaltung A andere Weife nicht möglich ift. 
Kt Suhaber von Handelshäuſern entjprechenden 
Umfangs findet diefe Vorjchrift finngemäße An— 
wendung; f. Militärpflichtige, welche in der Bor- 
bereitung zu einem Lebensberufe oder in der 
Erlernung einer Kunft oder eines Gewerbes ber 
griffen find und durch Unterbredung einen be» 
deutenden NachtHeil erleiden würden; g. Militär- 
pflichtige, welche ihren dauernden Aufenthalt im 
Auslande haben. Können zwei arbeitsjähige 
Ernährer hilflofer Familien, erwerbsunfähiger 
Eltern, Großeltern oder Geſchwiſtern nicht gleic- 
zeitig entbehrt werden, jo iſt einer von ihnen 
zurüdzuftellen, bis der andere entlaflen wird. 
Spätejtend nad Wblauf des zweiten Militär- 
pflihtjahres foll der einftweilen Burüdgeitellte 
eingeftellt und gleichzeitig der zuerjt Eingeftellte 
entlafjen werben. 
Nr. 2b, entiprehende Anwendung. 
& 20. 
pflihtigen können Anſprüche auf Burüditellum 
nicht begründet werden. R.-M.-G. 85 22, 4 
Am dritten Militärpflihtjahre muß über die in 
Berüdjihtiaung bürgerlicher Verhältniſſe Jurüd- 
geftellten endgiltig emtichieden werden. Auf die 
unter 2f. aufgeführten Milttärpflichtigen finden 
die —— bed $ 27 Nr. 4b. oder c. 
Anwendung. R-M.-G. 8 20, 6. 

$ 81. "geuripeitung der Reclamationen.] 1) 
Zurüdftellungen in Berüdfichtigung von Recla- 
mationen finden nur nad) eingehender Prüfung 
ber Berhältniffe durch die Erfat-Commiffion ſtatt, 
fofern die Beranlafjung zur Reclamation nicht 
etwa erft nach Beendigung des Mufterungs- 
geihäfts entitanden fein jollte R-M.-®. & 19, 


bed Beſitzes 
eiſe nicht zu 


entzieht oder wegen ftrafbarer Handlungen eine 
längere reiheitäftrafe zu verbüßen hat, jo ijt 
der Antrag auf Zurüdjtellung des erjteren in der 
Regel ald begründet nicht zu betrachten und ber 
fonders dann nicht, wenn jener andere zur Un« 
terftügung Berpflichtete etwa jelbjt jchon zu dieſem 
Behuf von der activen Dienſtpflicht entbunden 
worden ift. Auch kann in der Regel daraus ein 
Reclamationsgrund nicht hergeleitet werden, daß 
ein zur Unterjtügung Berpflichteter diefer Ver— 
pflihtung nur unter bejenderen Opfern nad» 
fommen kann, indem er 3. B. jein lohnendes 
Gewerbe zeitweije aufgibt, um dem arbeits» 
unfähigen Vater unmittelbar Hilfreiche Hand zu 
leiften. 4) Die im 8 30, 2a bezeichneten Berück⸗ 
fihtigungen dürfen in ber Regel nicht eintreten, 
wenn bie Familie 2c. neuerdings erhebliche Unter» 
ſtützungen aus Armen-Fonds bezogen hat. Wenn 
e3 fi) in den Fällen des 8 30, 2a und b dar 
um handelt, feitzuftellen, ob die Perſon, zu deren 
Gunſten reclamirt worden it, noch arbeitd- bes 
ziehungsweiſe auffichtsfähig ift oder nicht, jo 
entiheiden hierüber bie ab-Behörden nad 
—— des Gutachtens des denſelben beige- 
gebenen Arztes, weshalb in derartigen Fällen 
die — Perſon ſich den Erſatz-Behörden in 
der Regel perſönlich vorſtellen muß ($ 62, 7). 
5) Die in Roritehendem enthaltenen Beitimmungen 


Diefe Beſtimmung findet auf|finden auf Stiefiöhne und Adoptivſöhne, ſowie 
R-M.-G. lauf unehelihe Söhne gegenüber ihrer Mutter, 
3) Durch Verheirathung eines Militär- gleiche Anwendung, wogegen fie auf Bilegejöhne, 


welche nicht durch gerichtliche Urkunden an Kin— 
beejtatt angenommen find, nicht ausgebehnt wer» 
den dürfen. 6) Die im $ 30, 2f. aufgeführte 
Bergünftigung kann auch gewährt werden: a, 
Handwerlksburſchen, wenn diejelben im Intereſſe 
ihrer gewerblichen Berhältniffe zu wandern be» 
abfichtigen, b. den Schifffahrt treibenden Militär- 
pflichtigen ber Qandbevölferung, c. allen Militärs 
pflichtigen der jeemännifchen Bevölterung. Die 
Zurüditellung der unter b und c genannten 
Militärpflichtigen darf bis zu bem am Schluß 
ihres vierten Militärpflichtjahres ftattfindenben 
Schiffer⸗Muſterungs⸗Geſchaft (Abſchnitt X.) aus⸗ 
ge werben. Geeleute, welche eine deutſche 
Navigations ⸗ oder Schiffsbauſchule beſuchen, haben 


2) Sind die Reclamationsgründe durch freie|für die Dauer des BVeſuches dieſer Anſtalten auf 
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Zurüdftelung Anſpruch ($ 15, 6). 7) Die Bu-| Erjag-Commilfion —— an bie höhere In— 
rüdftellung der im Auslande lebenden Militär- Kan eingelegt werden. R.M.⸗G. $ 30, 8, 
—— darf bis zu dem in ihrem dritten 8) Die endgiltigen Entſcheidungen übgr Militär- 
Milttärpflichtjahre ftattfindenden Wushebungs-|pflichtige dürfen nur bis zur Endfriſt der auf 
geichäft ausgedehnt werden. Die Zurüditellung)| Grund der vorangegangenen Paragraphen zu— 
der in Rußland lebenden deutſchen Militärpflic- en Burüdjtellungen hinausgeſchoben werben. 
tigen bis zu vorftehend erwähnten Termin darf 4) Sobald über Militärpflichtige nicht endgiltig 
ſeitens der Kaiferlich deutſchen Botſchaft zu St.|entichieden werben Tann, weil fe ſich nicht recht⸗ 
Petersburg — unter Benachrichtigung der heimath⸗ zeitig vor den Erſatz-Behörden geſtellen, bleibt 
lichen Erſatz-Commiſſion ($ 23, 3) — verfügt|die endgiltige Entſcheidung bis ihrem per⸗ 
werden. fönlichen Eriheinen vor den Erjaß-Behörden 
8 82. [Burüditellung als überzählig.] 1) ausgeſetzt. Diefelben bleiben bis zum Erlöjchen 
Sobald der Bedarf an Erſatz-Mannſchaften ge⸗ ihrer Wehrpfliht fortdauernd verpflichtet, ſich 
deckt ift, werben die noch vorhandenen, dienft-|der Aushebung zu unterwerfen. R-M.-G. 810. 
tauglihen Militärpflichtigen bis — nächſten 35. [Ausfchliegung.] 1) Militärpflichtige, 
Jahre als Ueberzählige zurüdgeftellt. Doch fann| welche zur Zuchthausſtrafe verurtheilt worden 
auf dieſelben im Falle des Bedarfs während der|find, werden vom Dienſt im Heere und in ber 
Dauer der Nacherſatzgeſtellungen (8 76) jederzeit Marine ausgeſchloſſen. D. Etr.-G. $ 31. 2) 
zurüdgegriffen werden. 2) Eine Zurüdjtellung| Militärpflichtige, auf welche auch noch in ihrem 
Militärpflichtiger als Ueberzählige ift nur bis zu| fünften Militärpflitjahre die Beftimmungen des 
dem auf ihr drittes Militärpflichtjahr folgenden|S 28, 1 und 3 Unmwendung finden, find vom 
1. Februar zuläffig und muß bis dahin end-| Dienft im Heere und in ber Marine auszu— 
giltig über de entjchieden jein (8 26, 4 und ſchließen. 3) Straferfenntniffe ausländijcher Ge- 
87, 4). richte wider Militärpflichtige haben die Erfap- 
8 35. [Beicheinigung ber Burüdjtellung.]| Behörden nur dann in gleicher Weife, wie vor- 
1) Ueber die erfolgten Burüditellungen find] jtehend angegeben, zu berüdfichtigen, wenn von 
ſeitens der Erjag-Commiffionen Beicheinigungen|einem deutſchen Gerichtshofe wegen derjelben 
auszufertigen. In denfelben ift die Dauer der|itrafbaren Handlungen nadhträglih auf Berluft 
Zuridjtellung genau anzugeben, fowie ob fürjder bürgerlichen Ehrenrechte erfannt worden ift, 
die Dauer der BZurüdjtelung die Entbindung|oder wenn eine ftrafbare Handlung vorliegt, 
von der Anmeldung zur Stammrolle ftattgefuns| welche, wenn fie während des activen Dienſtes 
den hat. 2) Dieſe Beicheinigungen find einzu⸗ im Heere oder in der Marine begangen märe, 
tragen für alle der Aushebung unterworfenen|die Entfernung aus dem Heerg oder ber Marine 
Militärpflichtigen in die Looſungs⸗Scheine ($ 66)|zur Folge gehabt Haben würde. D. Str.G. 
und zwar unter „Bemerkungen“, für alle zum|S 37, M.-Str.-G. $ 31. 4) Die Ausſchließung 
einjährig-freiwilligen Dienft Berechtigten in die|vom Dienft im Heere und in der Marine erfolgt 
Berechtigungsſcheine ($ 88). 3) Für die über-|durd Erteilung eines Ausſchließungs-Scheins 
zähligen Militärpflichtigen genügt der Vermerk (Schema 1'). 
„Ueberzählig“ im Looſungsſchein. 4) Für die] $ 56. [Musmufterung.] 1) Militärpflichtige, 
Militärpflichtigen, melde jeitend der Truppen] welche wegen körperlicher oder geijtiger Gebrechen 
zum freiwilligen Dienft angenommen find, dient|jowol zum Dienft mit der Waffe, ald auch zum 
als Ausweis — behufs Zurüdjtellung von der Dienft ohne Waffe ($ 29, 2) dauernd untauglich 


Aushebung bis zum Dienftantritt — der Uns) befunden werden, find auszumuftern, d. 5. vom 
— ($ 84). Dienit im Heere und in der Marine befreit. 
34. [Endgiltige Entjheidungen.]) 1) End»|2) Diefe Militärpflichtigen find, jobald ihre dau— 


iltige En rag über Mititärpflichtige er- ernde Untauglichkeit feſtgeſtellt iſt, vor jeder 
Be durd) die Ober-Erjag-Commifjion. R.-|weiteren Gejtellung vor den Erjaß-Behörden ent» 
M.-G. $ 30, 7. Ausnahmen hiervon finden) bunden. 3) Ihre Ausmufterung erfolgt ohne 
nur bei außerterminlichen Mufterungen ($ 77), Rückſicht auf das Militärpflichtjahr, in welchem 
bei den „Schiffer » Mujterungen ($ 75) und ſie fich befinden, durch Ertheilung eines Aus— 
im Kriege ($ 97) ftatt. 2) Gegen die Ent-[mufterungs-Scheins (Schema 2). 4) Militär 
ſcheidungen der Ober-Erjat-Commijfionen fteht|pflichtige, welche ſich vorſätzlich durch Selbitver- 
nur den Militärpflichtigen und ihren zur Re⸗ſſtümmelung oder auf andere Weile dauernd 
tlamation beredjtigten Angehörigen eine Berufung | untauglich gemacht haben und daher auszumuftern 
an die höheren Inſtanzen zu. Gegen die Ent-|find, unterliegen der Strafbeitimmung des $ 142 
iheidungen der Ober-Erjag-Commilfionen über|des Strafgefegbuchs für das Deutiche Reich. Die 
die förperlihe Brauchbarkeit (Tauglichleit) der Herbeiführung derdiejerhalbeinzuleitenden gericht» 
Militärpflitigen und über die Vertheilung der|lichen Unterſüchung it Sache des Eivilvorfigenden 
ausgehobenen Mannjchaften auf die verichiedenen|der Erſatz-Commiſſion. 

Ballengattungen und Truppentheile findet eine] 8 87. [Ueberweifung zur Erjag - Referve.] 
Berufung nicht ſtatt. R-M.-G. 8 30, 5. Inſ1. Militärpflichtige, welche wegen unheilbarer 
Aushebungs- Bezirken, welche ihren Rekruten⸗ körperlicher Fehler nur bedingt tauglich befunden 
antheil nicht aufzubringen vermögen, kann jedoch| werden, find ohne Rückſicht auf das Militär- 
Yet — en ende = der —* Dienft | — —⸗ 

gerichteten eidungen auch ſeitens ded| ; 
Händigen militärii—en Mitgliedes der Ober-Inidt abge — . emähnten Cchematas werden hier 
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ejerve zu überweilen. — R.-M.- 

— 2. Militärpflictige, welche wegen zeitiger 
Untauglichkeit zurüdgejtellt worden find ($ 29) 
und aud in ihrem dritten Militärpflichtjahr nur 
bedingt tauglich befunden werden, find der Erjah- 
Referve zu überweifen. — R.M.⸗G. $ 17. — 
3. Militärpflichtige, welde auf Grund der im 
$ 30, 2 a—e enthaltenen Beftimmungen zurüd- 
geftellt worden find, werden, infofern — dieſe 
Berückſichtigungsgründe nach Entſcheidung der 
verſtärkten OberErſatz-Commiſſion auch noch in 
ihrem dritten Militärpflichtjahr zur Seite ſtehen, 
der Erſatz⸗Reſerve überwieſen. Ein Berüdfichtigter, 
der fi) der Erfüllung 
welcher jeine Weberweifung zur Erjat- Rejerve 
herbeigeführt Hat, kann vor Ablauf des Jahres, 
in weldem er dad 25. Lebensjahr vollendet, 
nachträglich ausgehoben werden. — R.-M.- 
5 21 u einer derartigen nachträglichen 
Heranziehung zum activen Dienſt iſt nach einge— 
ag Gutachten der verjtärkten Erſatz-Commiſ— 
ion ($ 63, 5 c) die Genehmigung der verftärf- 
ten Ober-Erjag-Commiffion erforderlich. 4. Die 
als Ueberzählige Zurüdgejtellten Militärpflichtigen 
werden, injofern jie auch in ihrem dritten Mili— 
tärpflichtjahr überzählig bleiben und aud bis 
* 1. Febr. des folgenden Kalenderjahres zu 
dachgeſtellungen (5 76) nicht gebraucht werden, 
der Erſatz-Reſerve überwieſen ($ 72, 7). — 
R.M.G. 8 13, Ubf. 4. — 5. Die ausnahms- 
weije Ueberweijung Militärpflichtiger zur Erjap- 
Rejerve kann durch die Minifterial - Inftanz 
verfügt werden ($ 27, 7), wenn in einzelnen 
Fällen befondere nicht ausdrücklich vorgejchene 
Billigkeitögründe die Berüdjichtigung rechtfertigen. 
Auf ganze Berufsllajjen darf dieje Vergünitig- 
ung nicht außgedehnt werden. — R-M.-G. 522, — 
$ 38. [Ueberweifung zur Erjat-Rejerve erfter 
Klaffe.] 1. Der erjten Klafje der Erſatz-Reſerve 
werden vorzugsweiſe diejenigen Perſonen über 
wiejen, welche tauglich befunden, aber als Ueber— 
zählige nicht zur Einftellung gelangt find, 2. Der 
etwaige weitere Bedarf ($ 13, 5) ift zu entnch» 
men: a. aus der Zahl derjenigen Militärpflicht- 
igen, deren häusliche Verhältniſſe für den Fall 
eined Krieges die weitere Berüdfihtigung nicht 
gerechtfertigt erjcheinen laſſen; b. aus der Zahl 
derjenigen Militärpflichtigen, welche wegen ge- 
ringer förperlicher Fehler befreit werden (d. h. 
nur bedingt tauglich find); e. aus der Bahl der- 
jenigen Militärpflichtigen, welche wegen zeitiger 
Dienjtunbrauchbarfeit vom Militärdienft im Frie- 
den befreit werden (d. h. zeitig untauglich find), 


bed Zweckes entzieht, |j 
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ichtjahr, in weldem fie fi) befinden, der Er- folgt dur 
He : „ ’ G. $ 16. ſcheins I * 


Ertheilung eines Erfah -Reſerve⸗ 
ema 3). 

$ 39. Ir erweilung zur Erjag-Referve zwei⸗ 
ter Klaſſe]) 1. Alle Militärpflichtigen, melde 
der Erjag-Referve zu übermeijen find, aber als 
weniger geeignet oder überfchüffig nicht der eriten 
Klaffe zugetheilt werden, jind der Erjap-Rejerve 
zweiter Slajfe zu übermweifen. 2. Die Ueber- 
weifung zıfr Erjag-Referve zweiter Klafje erfolgt 
durch Eriheilung eines Erjag-Refervejcheind II 
(Schema 4). 

$ 40. [Ueberweifung zur Seewehr zweiter 
Klaffe.] 1. In allen Fällen, in welchen Mili— 
tärpflichtige der Landbevölkerung der Erſatz- Re 
erve zu überweijen find, werden Militärpflichtige 
der jeemännifchen Bevölkerung ($ 21) der Ser 
wehr zweiter Klajje überwieſen. 2. Die Ueber- 
mweilung erfolgt durd) Ertheilung eines Seewehr- 


G. Scheins (Schema 5). 


$41. [Endgiltige Entſcheidungen über Militär- 
pflidhtige im Auslande.) 1. Ueber Militär- 
pflichtige, welche ihren dauernden Aufenthalt im 
Auslande Haben, darf durch die Ober- Erjag« 
Commiſſionen in folgenden Fällen endgiltig ent» 
Ihieden werden, ohne daß ihr perfünliche® Er» 
iheinen vor den ehe ir erforderlich ift: 
a, wenn fie durch glaubhafte ärztliche Zeugniffe 
nahweilen, daß” jie dauernd untauglih find 
($ 86, 1); b. wenn fie durch glaubhafte ärztliche 
Beugnifje nachweiſen, daß fie nur bedingt taug— 
ich find ($ 37, 1 u. 2); wenn fie durch glau 
haſte obrigfeitlihe Zeugniſſe nachweiſen, daß 
ihnen einer der im $ 30, 2 a—e aufgeführten 
Reclamationsgründe zur Seite fteht. 2. Bur 
| glaubhafter ärztlicher Zeugniffe (Nr. 1 
a und b) können bejtimmte Aerzte im Auslande 
durch den Reichskanzler ermächtigt werden. Die 
ertheilte Ermächtigung ift durch das Sentralblatt 
für das Deutſche Reich zu veröffentlihen. Auch 
find die Aerzte der Kaijerlihen Marine befugt, 
dergleichen Zeugniſſe auszuftellen.?) 3. Aufden nad 
Nr. 1 vorzulegenden Zeugniſſen ift feitens des— 
jenigen Conſuls des Deutichen Reiches, mwelder 
den Militärpflichtigen in jeiner Matrifel führt, 
die Fdentität zu bejcheinigen. In den ärztlichen 
Beugniffen (Ver. 1 a umd b) ift außerdem von 
genanntem Conſul anzugeben, daß die ärztliche Un— 
terſuchung in Gegenwart eines Conſular-Beamten 
ſtattgefunden hat. Bei Unterſuchungen durch Aerzte 
der Kaiſerlichen Marine iſt noch die ar 
ung eines Offizier derjelben erforderlid. 4. Mi» 
litärpflichtige der feemännifchen Bevölterung ($ 21) 
dürfen im WUuslande durd die Eommandanten 
deutjcher Kriegsichiffe und Fahrzeuge zum Dienft 


deren Kräftigung aber während der nädhjitfolgen-[in der Flotte eingeftellt werden; deögleichen Frei« 
den Jahre in dem Maße zu erwarten ift, daß willige der Landbevölkerung, welche ſich zu vier- 
fie vorausfichtlih zum Kriegsdienfte werden ein-|jährigem activem Dienft verpflichten. Die hei— 
gezogen werden fünnen. 3. Iſt ein Ueberfchuß|mathliche Erjag-Commilfion ($ 23, 2 und 3) ift 
($ 13, 5) vorhanden, fo entſcheidet unter den|durd) die zujtändige Marine-Behörbe hiervon zu 
öreigelooften (Hebergäßfigen) die Reihenfolge — 

der Loosnummer, nad) Maßgabe der im S 65| $ 42. Mushebung für das ftehende Heer oder 
enthaltenen Beftimmungen, unter den übrigen|die Flotte) 1. Die Aushebung erfolgt entweder 
Militärpflichtigen das Lebensalter, die beſſere zum Dienft mit der Waffe oder zum Dienft ohne 
ei gg —— und die a 
ömmlicleit. — R-M.G, $ 26. — 4 ie ; 

Veberweifung zur Erjag-Referve erjter Klafje er» a ah em — 
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Waffe oder zum Dienft als Arbeitsfoldat. 2. Als 
Arbeitsjoldaten find — unter den Borausjeß- 
ungen des $ 28, 4 und 5 — Militärpflichtige 
nur dann auszuheben, wenn fie zum Dienjt mit 
der Waffe tauglich find. 3. Eine verjuchsmweije 
Aushebung von Militärpflidhtigen darf ſtattfin— 
den, jobald dieſelben angeblich an Gebredyen lei» 
den, deren VBorhandenjein bei der Geftelung vor 
den Erjaß-Behörden überhaupt nicht oder nicht 
in dem behaupteten Grabe nachgewiejen werden 
lann ($ 64, 4). Die näheren Beftimmungen über 
die Aushebung Militärpflichtiger find im Abjchnitt 
IX, enthalten. 
Fünfter Abſchnitt. 
Liſtenführung. 

843. Liſtenführung im Allgemeinen.) 1. Alle 
das Erſatzweſen betreffenden Liften müfjen ge- 
wiffenhaft und jorgfältig geführt und deutlich 
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Stammrollen innerhalb des Aushebungs-Bezirks 
iit Sache des Eivil-Vorfigenden der Erſatz-Com⸗ 
mifjion. Derjelbe darf die Neirutirungs-Stamm- 
rollen jeines Aushebungs-Bezirks jeder Beit zur 
Berichtigung und Eontrole einfordern. ö. Zu 
allgemeinen Erlajjen über die Führung der Re— 
frutirungd- Stammrollen iſt nur die in der 
dritten Inſtanz fungirende Eivilbehörde innerhalb 
ihres Geſchäftsbereiches befugt. 

8 45. [Führung der Nefrutirungs- Stanım- 
rollen.) 1. Die Refrutirungs-Stammrollen wer- 
den Jahrgangsweiſe angelegt, jo daß für alle 
Militärpflitigen, welche innerhalb eines Kalender⸗ 
jahres geboren find, eine bejondere Nefrutirungs- 
Stammrolle bejtebt. 2. Die Militärpflichtigen 
werben in alphabetifher Reihenfolge in die 
Refrutirungd-Stammrolle ihres Jahrgangs ein» 

etragen. Bei Anlegung jeder Rekrutirungs— 
Stammrolle ijt unter dem letten Namen jedes 


—— werden, Irrungen find nicht durch Buchſtaben genügender Raum zu Nachtragungen 


adiren, ſondern mittels eines Durchſtrichs zu 
verbeſſern. Der Grund der Abänderung iſt durch 
eine bezügliche Bemerkung zu erläutern. 2. Die 
Liften bejtehen in den Grundliſten ($ 3, 2) und 
den Borftellungstiften ($ 49), 3. Die Grund— 
liſten bejtehen in den Refrutirungs-Stammrollen, 
den alphabetifchen Liſten und den Reftantenliiten. 
Die Refrutirungs-Stammrollen dienen zur Auf- 
nahme der Namen aller Militärpflichtigen der- 
felben Gemeinde oder des gleichartigen Verban 
des. Die alphabetiichen Liſten dienen zur Auf: 
eo der. Namen aller Militärpflichtigen des— 
felben Aushebungs-Bezirks, die Reſtantenliſten 
dienen zur Yufnahme der Namen aller Militär: 
pflichtigen des Auspebungs-Bezirls, über welche 
nad Ablauf ihres dritten Militärpflichtjiahres 
nod nicht endgiltig entidieden ift. 4. Die 
Borftellungstiften dienen zur Aufnahme der Na— 
men der Militärpjlichtigen, über welche eine end— 
giltige Enticheidung herbeigeführt werden Tann 
oder muß. 5. Die Anlage von Hilfsliften zur 
Erleihterung des Muſterungs-Geſchäfts ijt ge— 
ftattet. 6. Alle Belege, auf Grund deren Die 
Streihung Militärpflichtiger aus den Grundliſten 
ftattfindet, jind dem Kivil-Borjigenden der Erſatz— 
Commilfion auszuhändigen und von dieſem in 

efonderten Heften den alphabetiſchen oder Re— 
Fantenliften beizufügen und aufzubewahren, 7. 
Streihungen aus den Grundliſten müſſen der Art 
attfinden, daß jowol die Namen als aud) alle 
erlungen lejerlich bleiben. 

F 44. [Rekrutirungs »Stammrollen im All— 
gemeinen.] 2. Die Vorſteher der Gemeinden 
oder gleichartigen Berbände haben unter Controle 
der Erjapbehörden Nefrutirungs- Stammrollen 
über alle Militärpflichtigen ($ 45, 3) zu führen 
oder unter ihrer Verantwortung führen zu lajjen. 
— R-M.G.$ 31. — 2. Die Kelrutirungd- 
Etammrollen werden auf Grund der Eivilitands- 
zegifter, der nach $ 23 zu erjtattenden Anmeld- 
ungen und amtlicher Ermittelungen geführt. — 


A.M.G. 5 32.— 3. Die en ge * 


rollen ſind unter ſicherem Verſchluß aufzube- 
wahren und bei eintretender Gefahr ſchleunigſt 
in Sicherheit zu bringen. — 4. Die Regelung 


frei zu laſſen. Die Militärpflichtigen mit gleichen 
Anfangsbuchſtaben werden unter ſich numerirt. 
Uneheliche Söhne werden nad) dem Namen der 
Mutter genannt. 3. In die Nekrutirungs-Stamm« 
rollen werden aufgenommen: die innerhalb des 
Bezirks der Gemeinde oder des gleidyartigen 
Verbandes geborenen männlichen Berjonen beim 
Eintritt in das militärpflichtige Alter, jofern fie 
nicht vorher verjtorben find; Die in der Zeit vom 
15. Januar bis zum 1. Februar ſich anmelden» 
den Militärpflichtigen ($ 23, 1 und 6); die ſich 
nachträglid; anmeldenden Militärpflichtigen ($ 23, 
9); die dur die amtlichen Nachforſchungen der 
Ortäbehörde etwa fonjt noch ermittelten zur An— 
meldung Berpflichteten. 4. Wehrpflichtige, welche 
vor Beginn des militärpflihtigen Alters frei— 
willig eingetreten find ($ 22), werden zwar in 
die Kefrutirungs-Stammrollen — der Controle 
megen — aufgenomnıen, jedoch nad) der Ein» 
tragung mit bezüglichem Vermerk wieder ges 
itrichen. 5. Doppelte Eintragungen jind unzuläjlig. 
Sollten fie trogdem vorkommen, jo ift eine Ein» 
tragung zu jtreiden. 6. Die Relrutirungs— 
Stammrollen werden nad) Schema 6 aufgejtellt. 
Bei der erjten Aufjtellung werden die Rubriken 
1—10 ausgefüllt, jojern dies mit unzweijelhafter 
Sicherheit geſchehen kann. Zweifelhafte Angaben 
find nicht aufzunehmen, jonderndie bezüglichen Ru— 
brifen leer zu lajjen. 7. Die mit Führung der 
Givilftandsregijter betrauten Behörden und Per- 
jonen!) überjenden unentgeltlid bis zum 15. Jar. 
jedes Jahres: a, den Vorjtichern der Gemeinden 
oder gleidhartigen Berbände einen Auszug aus 
dem Geburtsregiiter des um jiebenzehn Jahre 
urüdliegenden Kalenderjahres, 3. B. zum 15. 
—— 1877 einen Auszug aus dem Jahre 
1860, enthaltend alle Eintragungen der Geburts» 
fälle von Kindern männlichen Geſchlechts inner- 
halb der Gemeinde oder des gleichartigen Ver— 
bandes; b. ben Eivil-Borjigenden der Erſatz⸗ 
Commiſſion des Bezirks einen Auszug aus dem 





ı), Den mit Führung der Stanbesregifter oder Fi bücher 
— Behörden und Beamten verbleibt die 

ber die bis zur Wirtſamleit des Befeges vom 
Geburten in der bisherigen Weile 


bisher betraut 
gr A 
6. Febr. 1875 einge ra 


und Eontrole der Führung der Relrutirungs« |Geburtstifter. einzurei 
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Gterberegiüfter des letztverfloſſenen Kalenderjahres, ‚ftattfindenden Aufnahme eines Mititärpflichtigen 


enthaltend die Eintragungen von Todesfällen 
männlicher Perfonen, welche das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, innerhalb ihres Be— 
zirls. 3. Die unter 7 a genannten Auszüge 
werben zur Aufnahme ber Refrutirungd-Stamm- 
rollen (Nr. 3 a) benugt. 9. Die unter 7b ge- 
nannten Auszüge dienen dazu, die Aufnahme 
Berftorbeyer in die Rekrutirungs-Stammrollen 
oder ihre Weiterführung in denjelben zu ver« 
indern. Der Eivil-Borjigende ber betreffenden 

ſatz Commiſſion hat daher die Verpflichtung, 
nad) Empfang obiger Auszüge die darin ver- 
zeichneten Todesfälle von Perſonen, welche inner- 
halb jeined® Aushebungs-Bezirks gebürtig, un— 
mittelbar den Borftehern der Gemeinden oder 
gleihartigen Verbände, in deren Bezirk Die 
Berftorbenen geboren, von Berjonen aber, welche 
—— ſeines Aushebungs-Bezirks gebürtig, 
den Civil-Vorſitzenden der Erſatz⸗ Commiſſionen 
der Geburtsorte, welche ſodann die weitere Ver— 
mittelung und Benachrichtigung an die Vorſteher 
ber Geburtsgemeinden ꝛ⁊c. zu beſorgen haben, 
umgehend mitzutheilen. 10. Inſoweit die Führ— 
ung der Civilſtandsregiſter und der Refrutirungs- 
Stammrollen für einen Bezirk durd eine und 
diejelbe Behörde 2c. erfolgt, fann die Uebertrag— 
ung der Geburtsfälle, fowie der Sterbefälle im 
Bezirk gebürtiger Perſonen aus den Eiviljtands- 
regiftern in die Refrutirungs-Stammrolle un— 


in bie Refrutirungs-Stammrollen, von jeder darin 
borgenommenen Beränderung und von jeder 
Anmeldung eines Militärpflichtigen infolge 
Aufenthaltswechſels ($ 23, 8) hat der zur Führ- 
ung der Refrutirungs-Stammrollen Berpflichtete 
dem Civil» Vorfigenden der Erjag- Commiljion 
behufs Berichtigung der alphabetiſchen Liſten oder 
der Reſtantenliſten jofort Mittheilung zu machen. 
14. Die Streichung eined Mannes in der Re 
frutirungs-Stammrolle darf nur mit Genchm- 
igung des Civil-Borfigenden der Erſatz Commiſſion 
ftattfinden. 15 Führung der Üefrutirungd- 
Stammrollen in großen Städten ſ. $ 46, 11. 

& 46. [Aiphabetiide Lijten] 1. Das Erjap- 
Geichäft wird auf die alphabetiiche Liſte des 
laufenden Jahres und auf diejenigen der beiden 
vorhergehenden Jahre gegründet. 2. Jede als 
phabetifche Lifte it die Zujammenftellung aller 
in den Nefrutirungd-Stammrollen eined® Jahres 
enthaltenen Militärpflichtigen- für den Ausheb- 
ungebezirf. Sie wird nach demjelben Schema, 
wie die Rekrutirungs - Stammrollen,, geführt. 
2. Die einzelnen Gemeinden oder gleidyartigen 
Verbände werden in alphabetiiher Reihenfolge 
hintereinander aufgeführt und der Kürze wegen 
mit fortlaufenden Ziffern bezeichnet. In Der 
Reihenfolge der Militärpflihtigen innerhalb der 
einzelnen Gemeinden 2c. ändert ſich nichts. Dr 
nad) ift 3. ®. I A. der erjte mit dem Buch 


mittelbar, und ohne daß e3 der Anfertigung vonfjtaben A. anfangende Militärpflichtige einer al 
Auszügen aus der eriteren bedarf, erfolgen. Ein rate Lifte, 4. Nachdem die eingereichten 
Auszug, enthaltend die Sterbefälle, der nicht im|Refrutirungs-Stammrollen mit ihren Beilagen 
Bezirk gebürtigen Perfonen, ift jedoch aud) injgeprüft find, wird die alphabetijche Lifte des 
diejem Falle dem Eivil-Borfigenden der Erjaße laufenden Jahres aufgeftellt. Die alphabetifchen 


Commiſſion des Bezirks zu überjenden (Nr. 7 b).[Liften der beiden Vorjahre werden, — wenn 


31. Bum 15, Februar jeden Jahres werden die 
Rekrutirungs-Stammrollen des laufenden Sr 
und der beiden Vorjahre an den Eivil- Bor» 
figenden der Erjag-Commiffion eingereicht. Sind 
ausnahmsweiſe Militärpflichtigeälterer Jahrgänge 
zur Anmeldung gekommen, * iſt entweder ein 
bezüglicher Auszug aus den Rekrutirungs-⸗Stamm⸗— 
rollen, in welche ſie eingetragen, oder es ſind 


nöthig — nach den Rekrutirungs-Stammrollen 
berichtigt. Mit den Beilagen wird nad) $ 43, 6 
verfahren. 5. Die Vervollitändigung der alpha- 
betiichen Liften erfolgt beim Muſterungs-Geſchäft 
N 63 und 67, 3), ſodann auf Grund der Bor- 
tellungsliften ($ 49) nad) dem Aushebungs-Ge— 
ihäft. Berichtigungen der alphabetiichen Liften 
erfolgen auf Grund der nad) $ 45, 13 und nad 


legtere felbjt beizufügen. Außerdem werben beis|$ 48, 1 eingehenden Mittheilungen, auf Grund 


gefügt: a. die eg aus den Geburtäregijtern, 
welde die in die Hekrutirungd-Stammrollen des 
laufenden Jahres aufgenommenen Militärpflich- 
ie enthalten (Nr. 7 a); b. die über Todes» 
ü 


angeitellter Ermittelungen ($ 48, 5) und jtatt« 
gehabter Ueberweilungen ($ 46, 8). 6. Ueber- 
tragungen von Namen in den alphabetischen 
Liſten finden ftatt, fobald ein Militärpflichtiger 


e eingegangenen Benadhridhtigungsjchreiben|jeinen Aufenthaltsort innerhalb des Aushebungs- 


(Nr. 9). Inſoweit eine unmittelbare Mebertrag- 
ung der Geburt3- und Sterbefälle aud den Eivil- 
ftandsregiftern ftattgefunden % (Nr. 10), ift 
an Stelle der Auszüge und Benachrichtigungs- 
ſchreiben eine Beicheinigung bes betheiligten Be» 
amten darüber beizufügen, daß die Uebertragung 
vollſtändig und richtig erfolgt ift. 


Bezirks wechſelt. 7. Streichungen von Namen 
in den alphabetijchen Liſten finden ftatt: a. wenn 
Militärpflichtige verftorben find, b. wenn Mili— 
tärpflichtige eine endgiltige Entſcheidung ſettens 
ber Br gr reg erhalten haben, beziehungs⸗ 
weile als Rekruten ausgehoben find, c. wenn 


12. Der Militärpflichtige freiwillig eingetreten find, d. wenn 


Eivil-Borligende der Erſatz-Commiſſion jendet die Militärpflichtige, mweldye nicht in dem Ausheb⸗ 
Relrutirungs-Stammrollen nachdem fie zur Aufe]ungs-Bezirt3 geboren find, infolge Aufenthalts- 
jtellung der alphabetifchen Liften — ($ 46, 4) —— nad anderen Aushebungs⸗Bezirken über- 
und nad ben eingegangenen Mittheilungen be-|wiejen find, o. wenn m. in bie 
rihtigt find ($ 48, 4), an bie Vorſieher der Ger) Reftantenlifte aufgenommen find, Neben jeber 
. meinden ꝛc. zurüd. Die weitere Vervollftänbig- ag ift der Grund Furz zu vermerken. 
. ung der Refrutirungs-Stammrollen erfolgt beiſs. Alle Militärpflichtigen, welche nach anderen 
Gelegenheit ded Mufterungs-Geihäfts ($ 60, 3). |Aushebungs-Bezirten verziehen ($ 23, 8), werben 
13. Bon jeder im ferneren Verlauf des Jahres durch den Eivil- Vorfigenden der Erſatz - Com- 
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miffion des bisherigen — hm dem- | Erja-Gejhäftd unermittelt geblieben find, wer« 
jenigen des neuen Aushebungs-Bezirks über-|den nur in den Reftantenliften des Aushebungs- 
wieſen. Das Uebertweifungdpapier für berartige|Bezirtd ihres Geburtsorts meiter fortgeführt. 
Militärpflichtige ift gleich einem Ausſchnitt aus|Liegt der Geburtsort im Auslande, jo werden 
der alphabetijchen Cifte geftaltet. Werden Mili-|jie ın demjenigen Aus ebungs-Bezirk weiter fort- 
tärpflidhtige des jüngften Jahrganges nad; ber geführt, in beffen alphabetiicher Liſte fie fich bei 
Looſung überwiefen, jo ift unter „Bemerkungen“ |Ablauf ihres dritten Militärpflichtiahres befan« 
die im Aushebungs-Bezirk gezogene höchfte|den. 5. Die Führung der Reftantenliften liegt dem 
Loosnummer anzugeben ($ 65, 11). 9. Yür die|Eivil-Vorfigenden der Erſatz. Commiſſion ob. Der 
richtige Führung der alphabetiſchen Liſten ift|Militär-Vorfigende bejorgt fie alljährlich zugleich 
der Eivil-Borfigende der Erſatz-Commiſſion ver-| mit der Abjchrift der alphabetijchen Lifte des 
antwortlih. Er hat über alle vorgenommenen laufenden Jahres Abichrift der neu aufgeftellten 
Veränderungen den Militär-Borfigenden auf dem|Reftantenlifte. Won jpäteren Beränderungen in 
Laufenden zu erhalten, 10. Der Militär-Bor-|den Reftantenliften erhält er durch den Civil— 
figende der Erjag-Commiffion hat ſich alljährlich |Vorfisenden Kenntniß. 6. Die Reftantenliften 


vor Beginn des Mufterungs«- 
ber alphabetifchen Liften des laufenden Jahres 
Y beforgen nud die Abjchriften ber alphabetischen 

iften ber Vorjahre nach den Liften der Eivil- 
Borfigenden zu berichtigen. Er hat diefe feine 
alphabetiichen Liſten unter eigenen Verſchluß zu 
nehmen und ift mit verantwortlich dafür, daß 
die eingetragenen Militärpflichtigen fo lange in 
denfelben fortgeführt werden, bis fie beftimmungs: 
gemäß geitrichen werben dürfen. 11. In Stäbten, 
welche eigene Uushebungs-Bezirke bilden, darf, 
infofern die Führung der Refrutirungd-Stamm- 
rollen der unmittelbaren Aufficht des Eivil-Bor- 
figenden der Erſatz-Commiſſion unterjtellt ift, 
von der Aufitellung einer bejonderen alphabetifchen 
Lifte Abſtand genommen werden. Die Genehm— 
igung hierzu ertheilt die in der dritten Inſtanz 
fungirende Eivilbehörde.') In biefem Falle er- 
ält der Militär-Vorjigendeder Erjag-Commilfion 

bichriften der Refrutirungd-Stammrollen der 
einzelnen Jahre, Alle übrigen Feitiegungen 
finden finngemäße Anwendung. 12. Die alpha- 
betifchen Ziiten werden jo lange aufbewahrt, bis 
die in benjelben enthaltenen Militärpflichtigen 
das 31. Lebensjahr vollendet haben. Ihre Ver- 
nichtung darf ſodann durch die Ober - Erjap- 
Commiſſion verfügt werden, 

8 47. [Reitantenliften.] 1. Bleiben in der 
alphabetiichen Liſte die im dritten Militärpflicht- 
jahre ftehenden Wehrpflichtigen nad) Beendigung 
des Erſatz-Geſchäfts Namen ftehen, weil über die 
betreffenden Militärpflichtigen noch nicht end- 
giftig entſchieden ift, jo werden dieſe Namen 
nunmehr in der alphabetifchen Lifte geftrichen und 
in die Neftantenlijten übertragen. 2. Die Re- 
ftantenliften werden nad Schema 6 Jahrgangs— 
weiſe aufgeftellt. Im diefelben gehören aud) die- 
jenigen Perſonen, welche erft nad) Ablauf ihres 
dritten Militärpflichtjahres in die Refrutirungs- 
Stammrollen des Aushebungs »Bezirt3 aufge- 
nommen werben. 3. Die Milttärpflichtigen wer— 
den in den Meftantenliften jo lange fortgeführt, 
bis fie aus dem wehrpflichtigen Alter getreten 
Fr fofern fie nicht vorher eine endgiltige Ent- 
cheidung feitens der Erfag-Behörden erhalten 
oder die Neichd-Angehörigkeit verlieren. 4. Mi- 
Hitärpflichtige, melde nad; Beendigung des in 
ihrem dritten Militärpflichtjahre Hattfindenben 





se Dr Sadien die Ober Retrutirungstegärhe, in Wirte — Entſcheidung ge 


ber: Retrutirungsrath. 


ſchäfts Abſchrift derjenigen Jahrgänge von Wehrpflichtigen, welche 


dad 42. Lebensjahr vollendet Haben, find zu ver» 
nichten. Gleichzeitig verfügt der Civil-Vorfitende 
der Erſatz⸗Commiſſion die Vernichtung der Res 
frutirungs-Stammrollen der betreffenden Jahr» 
gänge (8 49, 9). 
$ 48. [Berichtigung ber erg! 1. Bis 
zur Beendigung des Erſatz⸗Geſchäfts, d. i. bis 
zu dem auf bie —— folgenden 1. Febr., 
hat der Eivil-VBorfigende jeder Erjat-Eommiffion 
von ber getroffenen vorläufigen oder endgiltigen 
Entſcheidung über die in — Aushebungs⸗ 
Bezirk zur Geſtellung vor den Erſatz-Behörden 
herangezogenen, in anderen Aushebungs-Bezirken 
— en Perſonen dem en der 
rſatz Commiſſion des Anshebungs-Bezirks, in 
welchem der Geburtsort liegt, Mittheilung zu 
machen. 2. Die Benachrichtigungs⸗Schreiben find 
ald Belege zu den alphabetiichen oder Reftanten- 
Liften eben jo lange, wie dieje, aufzubewahren 
($ 43, 6). 3. Kur Grund dieſer Benadhrichtig- 
ungen find bis zum 1. März die alphabetiſchen 
und Reftantenliften zu berichtigen. 4. Der Civil» 
Vorſitzende der Erſatz-Commiſſion veranlaft — 
jomweit erforderlihd — eine Berichtigung der ihm 
vorgelegten Refrutirungs-Stammrollen ($ 45, 12). 
5. Nah dem Verbleib Militärpflichtiger, welche 
ſich ohne Erlaubniß vor den Erjat-Behörden nicht 
geftellt haben, ſind durch den Civil-Vorſitzenden 
der Erſatz⸗Commiſſion rg Ermittelungen 
anzuftellen. 6. Wenn ein Militärpflichtiger bis 
zur Beendigung feines dritten Militärpflicht- 
jahres unermittelt geblieben ift oder wenn er das 
Gebiet des Deutichen Reiches ohne Erlaubnif 
verlaffen hat, jo iſt von dem Civil-Vorſitzenden 
der Erjag-Commilfion des Aushebungs-Bezirks, 
in welchem der Geburt3ort liegt, die Einleitung 
de3 gerichtlichen Verfahrens auf Grund bes 
$ 140 des Deutjchen Strafgejeßbudes zu veran- 
lafjen. Liegt der Geburtdort ım Uuslande, jo 
liegt die Beranlaffung zur Einleitung der gericht» 
lichen Unterfuchung demjenigen Eivil-Borjigenden 
ob, in deifen Grunbdliften der Militärpflichtige 
eführt wird. Der Inhalt des ergangenen Er- 
enntniffes wird in den Grundliften vermerkt. 
$ 49. [Borftellungsliften.)] 1. Die Borftell- 
ungdliften ($ 43, 4) find Auszüge aus ben 
alphadetijchen Liſten und enthalten die Namen 
derjenigen Militärpflichtigen, über welche eine 
at werden kann ober 


uß. 2. Sie werden nad Schema 7 in folgenden 
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befonberen Uusfertigungen angelegt: Borftell-\hat ($ 50); 2. Bunded-Erfag-Vertheilung, d. 9. 


ungslifte A. enthält die von 


auszujchliegenden Militärpflichtigen. Vorſtellungs ⸗ des Bundesrathes 


ienſt im Heere Vertheilung des Erſatzbedarfs durch den Ausſchuß 


* das Landheer und die 


liſte B. enthält die a. wegen geiftiger Gebrechen, Feſtungen auf die einzelnen Bundesſtaaten nad 


b. wegen körperlicher Gebrechen, ec. wegen Min« 
Bermah (unter 1 m 57 cm) ($ 29, 2) dauernd 
untauglichen Militärpflihtigen. Vorſtellungsliſte 
C. enthält die a. wegen zeitiger Untauglichkeit, 
b. wegen bedingter Tauglichkeit, c. wegen häus— 
licher Verhältniſſe, d. als überfhüffig zur Erjap- 
Rejerve zweiter Klaffe in Vorſchlag gebrachten 
Militärpflichtigen. Vorſtellungsliſte D. enthält 
die a. als überzählige, b. wegen häuslicher Ver- 
—— ec. wegen geringer körperlicher Fehler, 

. wegen vorübergehender Untauglichkeit zur Erſatz- 
Referve eriter Piaffe in Vorſchlag gebradjten 
Militärpflichtigen. Vorſtellungsliſte E, enthält die 
zur Aushebung in Vorſchlag gebrachten Militär- 
pflichtigen ber Qnnbbenölfernng, Vorftellungstifte 
F, enthält die Militärpflichtigen der feemännifchen 
Bevölkerung und zwar: a. die Auszujchließenden, 
b. bie Nuszumufternden, c. die zur Geewehr 
zweiter Klaſſe in Vorſchlag gebrachten, d. die 
zur Uushebung für die Flotte in Borjchlag 
Gebradten. 3. Die Eintragung der Militär- 
pflichtigen in die Vorſtellungsliſte E. erfolgt nach 
der bei der Mufterung fefigefegten Reihenfolge 
(8 65). Diefe Reihenfolge ift auch für F.d. maß- 
gebend. 4. MilitärpflichtigederLand-Bevöflferung, 
melde fich freiwillig zum Eintritt melden (ein- 
ſchließlich der Forſtlehrlinge) werden an die Spitze 
der Vorſtellungsliſte E. geſetzt. 5. Sämmtliche 
Vorſtellungsliſten A—F werben in je vier Exem— 
plaren von der Erſatz-Commiſſion ausgefertigt 
und vollzogen, von denen je eins für die ftändigen 
Mitglieder der Ober-Erſatz- und der Erjaß- 
Commiſſion beftimmt if. Die Exemplare für 
die Militär» Borfigenden läßt der Militär-Vor: 
figende der Erfag-Commiffion, die für die Civil- 
Vorſitzenden der Eivil-Vorjitende für die Erſatz— 
Eommilfion audfertigen. Als Beilagen zu den 
Voritellungstiften dienen: Beilage 1, enthaltend 
die zurDispojition der Erſatz-Behörden entlaffenen 
Mannjcajten, über welche endgiltig zu enticheiden 
ift ($ 81, 4); Beilage 2, enthaltend die zur 
Beit des Aushebungs-Geſchäfts noch vorläufig 

“ beurlaubten Rekruten ($ 75, 3 und $ 80, 2); 
Beilage 3, enthaltend die von den Truppen- 
(Marine-) Theilen abgewiejenen Einjährig-Frei- 
willigen ($ 94, 7). 7. Die Anfertigung der 
Beilage 1 und 2 liegt dem Militär-Vorfigenden, 
diejenige der Beilage 3 dem Eivil-Borfigenden 
der Erſatz-Commiſſion ob und zwar in je vier 
Ereniplaren und nad) demſelben Schema, wie die 
Voritellungsliiten. 8. Veränderungs-Nachmweifun- 
gen zu den VBorjtellungstijten j. $ 67, 5.9, Die 
Borftellungsliften nebjt Beilagen und Veränder— 
ungs-Nacdweijungen werden mit den Rejtanten- 
Lijten zufanımenaufbewahrtund vernichtet ($ 47,6). 


Sechſter Abſchnitt. 
Erſatz · Vertheilung. 
[Es giebt 5 Stadien der Erſatz-Vertheilung: 


1. Ermittelung des Erjagbedarfd, nachdem der 
Kaifer die Zahl der in das ftehende 


dem Verhältniß ihrer Bevöllerung ($ 51); 
3. Minifterral-Erfag-Bertheilung d. h. Bertheil- 
ung der nad Maßgabe der Bundes-Erjap-Ber- 
theilung aufzubringenden Bedarfszahlen auf die 
Erſatzbezirke jeitend der Kriegd-Minifterien nad 
dem Berhältniß der Bevölferung ihres Bezirks 
und unter Anrechnung der eingetretenen Frei— 
willigen ($ 52); 4. Bertheilung, de aus den 
Erjagbezirfen ihre Bezirks aufzubringenden 
Erjagbedarfd durch die General-Commandos auf 
die Anfanterie-Brigade- Bezirke (Corps + Erjap- 
Bertyeilung) nah dem Berhältniß ihrer Bevöl- 
ferung und unter Unrechnung der eingetretenen 
Freiwilligen ($53) ; 5. Brigade-Erjat-Vertheilung 
der Ober: Erjaß-Gommiffionen auf die einzelnen 
Aushebuugsbezirke, welche ihnen als Anhalt für 
die durch fie zu bewirfenden Refrutenaushebung, 
inöbejondere auch für die Auswahl der Militär» 
pflihtigen nah Waffengattungen dient ($ * 
Der Inhalt der 88 50—54 wird als nur die 
betreffenden Behörden interefjirend hier nicht 
abgedrudt.] 


Giebenter Abſchnitt. 


Vorbereitungs-Geichäft. 

$55. [Borbereitungs-Geichäft im Allgemeinen.] 
1. Das Vorbereitungs:Geichäft ($ 3, 2) umfaßt 
den Zeitraum vom Sabredteginn bis zum Mu« 
iterungsbeginn. 2. Während diejes Beitraums 
erfolgt: a. die Aufftellung der Grundliften des 
(aufenden Jahres und die Berichtigung älterer 
Grunbdliften; b. die Fertigung und Einreihung 
der zur Leitung des Erſatzgeſchäfts erforderlichen 
Nachweiſungen (Vorbereitungs-Eingaben), e. die 
Borbereitung der Nundreife der Erſatz »- Com- 
milfion. 

$ 56. [Aufitellung der Grundliften.] 1. Die 
Vorfteher der Gemeinden oder gleichartigen 
Verbände haben alljährlidh im Monat Yanuar 
durch Öffentlihen Anſchlag, Öffentliche Blätter 
oder auf andere ortsübliche Weiſe die zur An— 
meldung zur Mefrutirungs » Stammrolle ver- 
pflichteten Militärpflichtigen, ſowie deren Eltern, 
Vorminder, Lehr-, Brod» oder Fabrikherren zur 
Befolgung der im $ 23 enthaltenen Beftimmungen 
auffordern zu lajjen. 2. Alle Militärpflichtigen, 
welche fich zur Stammrolle anmelden oder ange» 
meldet werden, find nad vorheriger Prüfung 
ihrer Papiere fogleich einzutragen oder es ift 
ihnen eine Bejchernigung über die erfolgte Ans 
meldung zu ertheilen. 3. Ueber die Aufitellung 
und Berichtigung der Refrutirungs-Stammrollen 
. 8 44 und $45. 4. Ueber die Einreichung der 
Refrutirungs -Stammrollen an den Eivil-Bor« 
figenden der Erjat- Commiſſionen f. $ 45, 11. 
5. Ueber die Wufitellung der alphabetischen 
Lifte ded laufenden Jahres und die Berichtigung 
der alphabetiihen Liſten der beiden Vorjahre 
ſ. $ 46. 6. Ueber die Aufftellung und Berichtige 
ung der Reftantenliften j.$ 47. 7. Inſoweit die 


— 


eer und|jtändigen Mitglieder der Erſatz-Commiſſion 


in die Flotte einzujtellenden Rekruten feſtgeſtellt Hilfstiften für ihren Gebrauch erforderlich eradhten, 


Erſatz⸗Ordnung. 
fie dieſelben durch ihr WBureau»Perjonaljder nad) $ 60, 3 erfolgenden Benachrichtigung. 


u vor 
an —— ($ 43, 5). 

$ 57. |Borbereitungs - Eingaben) 1. Um 
Militärpflichtige, die anderwäris gelooft haben, 
beim Muſterungsgeſchäft einrangiren zu konnen 
($ 65), iſt die Kenntniß der Abjchlußnummmer 
erforderlich. Ueber die Bedeutung der Abichluß- 
nummer j. $ 65, 5. 2. Die Abſchlußnummer 
wird für jeden Aushebungsbezirt zum 1. Febr. 
jeden Jahres durch die Ober Erfoy-Commiffion 
feftgeftellt. 6. Nach Feititellung der Abſchluß · 
nummern find dieſelben ſogleich mit den bei der 
Looſung —— höchften Nummern durch die 
Infanterie-Brigade · Commandeure den General⸗ 
Commandos, in Heſſen dem Diviſions Commando 
und durch dieſe dem preußiſchen Kriegs-Mini— 
ſterium nah Schema 8 zum 1. März anzuzeigen. 
Für die Königreiche Bayern, Sadjjen und Würt- 
temberg lafjen die betreffenden Kriegs-Minifterien 
dem preußiichen Kriegs-Minijterium zu dem an- 
gegebenen Termine gleichfalls eine derartige 
Ueberficht zugehen. Letzteres jtellt eine tabellarifche 
Ueberſicht für jämmtliche Aushebungsbezirte des 
Deutſchen Reichs auf und macht diejelbe allen 
Erjagbehörden befannt. 4. Zum 15. März jeden 
Jahres reichen die Eivil-Vorjisenden der Erjat- 
Tommiſſionen der Ober-Erfag-Commijfion (unter 
ber Adreſſe des Militär-Borjigenden) eine nament- 
liche Nachweiſung der aus ihren Aushebungs— 
Bezirken im vorhergehenden Jahre freiwillig 
eingetretenen Mannjdyaften ein. Rekruten, die 
nachträglich anzurechnen ($ 51, 9), werden in 
dieje Nachweifungen unter „Außerdem“ gleichfalls 
aufgenommen. Indenjenigen Aushebungsbezirken, 
in welden Militärpflichtige der ſeemänniſchen 
Bevöfllerung vorhanden, fügen die Eivil-Vorfigen- 
den eine jummariihe Nachweiſung bderjelben 
(Schema 9) bei ($ 51, 4). 5. Der Militär: 
Vorſitzende der Ober-Erſatz-Commiſſion läßt die 
unter Nr. 4 bezeichneten Nachweiſungen für den 
Snfanterie-Brigadebezirt jummarijch zufammen- 
ftelen (Schema 40) und reicht dieſelben zum 
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2. Der Civilvorfigende der Erſatz - Commiffion. 
macht in feinem Außhebungsbezirt den Reiſeplan 
zu wiederholten Malen befannt. 3. Infolge 
diefer Beorderung oder Bekanntmachung müffen 
ſich alle Militärpflichtigen des Aushebungsbezitts, 
welche noch feine endgiltige Entſcheidung durch 
die Erjapbehörben en haben oder von der 
Geftellung zur Mufterung nit ausdrücklich 
entbunden find, zur Mufterung in ihrem Mufter- 
ungöbezirf ſtellen. Entbindungen von der Ge— 
ftellungspflit dürfen nur dur den Eivilvor- 
figenden der Erjag- Commiffion verfügt werden. 
Eine Gejtellung in einem anderen Mufterungsbezirt 
it nur ausnahmmeije zuläffig, wenn Vtilitär- 
pflichtige ohne ihr Verſchulden an der oder Je 
an dem in ihrem Muſterungsbezirk jtattgehabten: 
Mufterungsgeichäft verhindert waren. Ein Mi— 
litärpflichtiger, welcher der Beorderung zur 
Wufterung feine Folge leiftet, fann durch An- 
wendung gejetliher Zwangsmittel zur jofortigen 
Geſtellung angehalten werden. 4. Wer burd) 
Krankheit am Erjcheinen im Mufterungstermin 
verhindert iſt, hat ein Ärztliches Atteſt einzureichen. 
Daſſelbe iſt durch die Poltzeibehörde zu beglaubigen, 
jofern der ausſtellende Arzt nicht amtlich angejtellt 
iſt. Seine außerterminlicye Muſterung darf durd) 
die Erjag-Commifjion veranlaßt werden ($ 77). 
Semüthelrante, Blödfinnige, Krüppel 2c. dürfen 
auf Grund eines berartigen Atteſtes von der 
Seftellung überhaupt befreit werden. 5. Wer ſich 
der Gejtellung böswillig entzieht, wird ala 
unficherer Dienftpflichtiger ($ 65, 3) behandelt. 
Er fann außerterminlih gemuftert und fofort 
zum Dienft eingeftellt werden. 


Achter Abſchnitt. 
Mufterungsgeichäft. 
$ 62. [Mufterung.| 1. Die Militärpflichtigen 
werden ber Er ſatz · Commiſſion einzeln vorgeitellt 
und gemujtert. 2. Die Reihenfolge, in welcher 
die Militärpflichtigen der Erjag-Commijfion vor» 


1. April dem General- Commando'), in Hefjen|geftellt werben, bejtimmt der Eivil-Borfigende. 
dem Divifiond-Commando ein. Nachdem diefe] Er jorgt für die Aufrchthaltung Derjelben, 
Nachweiſungen für die Erfatbezirte jummarifh|3. Wird die Identität eines Militärpflichtigen 
zujammengeftellt, werden fie bis zum 15. Upriljin Zweifel gezogen, jo ift derjelbe behufs Ans 
an das preußifche Kriegsminijterium eingereicht, |jtellung weiterer Ermittelung vorläufig zurüd-» 
welches die weitere Mittheilung (ausschließlich zuftellen. 4. Jeder Militärpflidtige wird unter 
Bayern) an den Ausſchuß für das Landheer und|den Augen dır Borjig nden der Erſatz-Commiſſion 
die Feitungen ($ 51, 3 und 4) vermittelt. einer lörp:rlihen Unterfuhung unterworfen, bei 
$ 58. Borbereitung der Mujterungsreife.]| welcher auf Verlangen des Arztes völlige Ent- 
ur Vorbereitung der Mufterungsreijegchört a. die] blößung ded ganzen Körpers unter möglichiter 
—— des Reiſeplans, b. die Berufung Berüchſichtigung des Schamgefühls  ftattfinden 
des Muſterungsperſonals, c. die Beorderung der muß. 4. Jeder Militärpflichtige wird, ſofern 
Militärpflichtigen zur Muſterung. er nicht augenſcheinlich untauglich Krüppel) oder 
59. Muſterungsreiſe.]) (Die Vorſchriften dauernd unwürdig (5 35) iſt, unter den Augen 
ſelbſt werden als nur für die betreffenden Behörden | des Militär-Vorjisenden behufs Feftitellung feiner 
von Bedeutung hier nicht abgedrudt.) Größe ohne Fußbelleidung gemefjen. 6. ‘Jeder 
$ 60. [Muiterungsperfonal.] (Wie zu $ 59.) Mılitärpflichtige wird behufs Vervollftändigung 
$ 61. [Beorderung der Militärpflichtigen und Berichtigung der Grundliſten nad feinen 
zur Mujterung.] 1. Die Beorderung der Mili« bürgerlichen Berhältniffen befragt. Wußerd.m 
tärpflichtigen zur Mufterung erfolgt durch die muß feitgeftellt werden, eb Ausjchliefungsgründe 
Gemeindevorjteher ꝛc. Bezügliche Mittgeilung an ($ 28 und $ 35) — 7. Jeder Militär— 
bie Gemeindevorſteher 2c. ergeht bei Gelegenheit pflichtige, ſowie jeine Angehörigen find berechtigt, 
jpäteftens im Mufterungsternin Anträge auf 
Zurüditellung oder Befreiung von der Ausheb— 





ı) Ih Württemberg dem Ober: Kefrutirungsrath. 


ir 3 1, : 
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ung zu ftellen. Entfteht jedoch die Beranlaffung eine endgiltige Entfcheidung über einen Militär- 
ur Reclamation erft nad) —— des Mu⸗ pflichtigen durch die Ober-Erjagcommijfion her- 
—— ſo kann bezüglicher Antrag noch beigeführt werden, ſo müſſen alle Verhältniſſe, 
im Aushebungstermin angebracht werden ($ 31, welche darauf von Einfluß fein können, völlig 
1 und $ 71, 2). Die Betheiligten find berech⸗ hllar gelegt werden. 3) Verſuche Militärpflicht« 
tigt, ihre Anträge durch zn... Urkunden |iger zur Täuſchung unterliegen der Strafbe- 
und Stellung von Zeugen und Sadverjtändigen |jtimmung bes $ 143 des Str.G.«B. für das 
zu unterjtügen ($ 64, 5). — R.M.-G.$ 30, 6. Deutfche Reich. Die Einleitung der gerichtlichen 


— Behauptete Erwerbsunfähigkeit muß Durch) Unterſuchung —— iſt Sache des Civil- 


ärztliche Unterfuhung im Muſterungstermin Vorſitzenden. 
ilitär- | Untauglichfeit eines Militärpflichtigen im Mufter« 


bejtätigt werden ($ 31, 4). 8. Jeder 
pflichtige der jüngften Altersklaſſe darf fich im 
Mujterungstermin freiwillig zum Dienfteintritt 
melden. 

$ 63. Geſchãftsordnung der Erfageommiffion.] 
1) Den Vorſitz im Mufterungstermin führen bie 
beiden ftändigen Mitglieder gemeinſchaftlich. 2) 
Der Militärvorfigende ift für die Gründlichkeit 


4) Iſt über die Tauglichkeit oder 
ungstermin fein ficheres Urtheil zu gewinnen, fo 
wird derfelbe, jofern er nicht weiter zurüdgeftellt 
wird, der Ober-Erjagcommihfion zur Entfcheidung 
über etwaige verſuchsweiſe Einitellung vorgejtellt. 
Bei Meinungsverjchiedenheit der beiden Vorſitz- 
enden ift der Militärpflichtige jedenfalld der Ober» 
Erfagcommiffion vorzuftellen. 5) Die jeitend der 


der ärztlichen Unterfuchung u. der Mefjung ver | Militärpflichtigen oder deren Angehörigen vor— 


antwortlich. Er ſchlägt die Militärpflichtigen für 
die einzelnen Waffengattungen vor. Um diejen 
Pflichten zu genügen, ei er den Inſanterie— 
Dffizier mit der Kühdung feiner alphabetiichen 
Lifte im Mufterungstermin beauftragen. 3) Dem 
Eivilvorfigenden der Erjageommilfion Tiegt die 
Feſtſtellung der Foentität und der bürgerlichen 
Verhältnijje der Militärpflichtigen ob. Er führt 
‚feine alphabetijche Xijte —— Außerdem 
controlirt er die Berichtigung der Rekrutirungs⸗ 
Stammrollen im Mufterungstermin. 4) Die im 
Namen der Erjagcommiffion zu führende Corre— 
jpondenz hat der Eivilvorjigende derjelben im 
Einverftändniß und unter Mitzeihnung des Mi— 
litärvorjigenden zu bejorgen. Die Cften und 
Berhandlungen werden, mit Ausnahme des über 
die Loojung aufzunehmenden Prototolld ($ 67, 
2), nur von den ftändigen Mitgliedern unter- 
eichnet. 5) Den Beſchlüſſen der verjtärkten Er- 
Arie Be i) unterliegen: a. Anträge auf Zu» 
rüdftellung von der Aushebung wegen bürger- 
liher Berhältnifie ($ 30 u. $ 31); b. Anträge 
auf Entziehung des Rechts, von der Aushebung 
wegen bürgerliher Berhältnifje zurüdgeftellt zu 
werden ($ 65, 3); c. Anträge auf nachträgliche 
Aushebung oder Wiederanshebung von PBerjonen, 
die wegen bürgerlicher Verhältniſſe berüdfichtigt 
($ 9, 2, $ 37, 3 und $ 81, 4), — R.M.G. 
$ 30, 4. — 6) Sämmtliche Mitglieder der Er- 
—— haben gleiches Stimmrecht; ihre 
eſchlüſſe werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. 
7) Wo nur die ſtändigen Mitglieder an der Be— 
ſchlußfaſſung theilnehmen, iſt bei Meinungsver— 
Poren die Angelegenheit ber Ober « Erfap- 
Commiſſion zur wer Berner Für 
unaufichiebbare vorläufige Maßregeln ift die 
Stimme des Eivilvorfigenden maßgebend, — R.- 

M.-G. 8 30, 5. 
$ 64. [Enticheidungen der Erfag-Commiffion.] 


—— Urkunden (5 62, 7) müſſen obrigkeitlich 
eglaubigt ſein. Wer an Evpilepſie zu leiden bes 
— hat auf eigene Koſten 3 glaubhafte 

eugen hierfür zu ſtellen. 6) Sind Entſcheid- 
ungen über Berjonen des Beurlaubtenftandes 
($ 63, 5e) zu fällen, fo liegt deren Beorderung 
dem Landwehr» Bezirkcommandeur ob. 

65. [Rangirung und Loojung.] 1) Zur 
Beltimmung der Reihenfolge, in welcher die Mi— 
litärvflichtigen auszuheben jind, werden diefelben 
nad der Muſterung und Looſung rangirt. 2) 
Die Militärpflichtigen werben in folgender Weife 
—— a. Vorweg Einzuſtellende, b. VBorzubes 
merkende, c. Militärpflichtige des laufenden Jahr« 
ganges, d. Ueberzählige früherer Jahrgänge. 
3) Vorweg Einzuſtellende ſind ſolche Militaͤr— 
pflichtige, welche in einem von den Erſatzbehörden 
abzuhaltenden Termine nicht pünktlich erſchienen 
und denen deshalb von der Ober-Erſatzcom— 
miſſion die Vortheile der Looſung entzogen wor—⸗ 
den find. — R.-M.-G. 8 33. — Stehen folchen 
Militärpflichtigen gejeßliche Anſprüche auf Bus 
rüdjtellung oder Befreiung von der Aushebung 
zur Seite, jo können fie von den verftärkten 
Ober-Erjageommiffionen dieſer VBergünftigungen 
nur dann als verluftig erflärt werden, wenn ihre 
Verſäumniß in böslicher Abjicht oder wiederholt 


G. ſerfolgt it. Unter gleicher Vorausſetzung lönnen 


ſolche Militärpflichiige von den Erſatzbehörden 
als unſichere Dienſtpflichtige ſofort zur Einſtell— 
ung gebracht und durch die Landwehr-Bezirks— 
Commtandeure dem nächſten Infanterietruppen- 
theil oder Marinetheil überwiejen werden ($ 67, 
3). R.M.G. $ 30, ab u 7. — Hit die 
Verſäumniß durch Umftände herbeigeführt, deren 
Bejeitigung nicht in dem Willen des betreffenden 
Militärpflichtigen lag, jo treten die vorerwähn— 
ten Folgen nit ein. — R-M.-G. $ 33. — 4) 
Die Borzumerlenden find Militärpflichtige älterer 


1) Die Entſcheidungen der Erjagcommiffion er- yahrgänge, welche vor der Abſchlußnummer des⸗ 


folgen nad) den im vierten Abjchnitt enthaltenen | jenigen 9 


ushebungsbezirks ftehen, in welchem ſie 


Grundjägen. 2) Soll auf Grund der Mufterung |gelooft haben, Unter ſich rangiren die Borzur 


') Außerdem entſcheidet die verftärkte Erfatcommiffion über 


die Rlaffification der Diannfhaiten der Meierve, Landwehr, |j 


Seeweht und Er erve 1. Klafie mit Rüdfidyt auf bie 
bausli und gewerblichen Berbältniffe in Gemäßheit 


lichen der 
65 64 und 69 bes R.⸗M.⸗G. [f. Controlordnung Abſchn 


merlenden nad) Jahrgängen und Loosnummern. 
ri Die — der Militärpflichtigen findet in 

rem erſten Militärpflichtjahre ſtatt; die hierbei 
gezogene Nummer verbleibt dem Inhaber ie 


ıv].'rend der Dauer jeiner Militärpfliht. Abichluß- 
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nummer heißt diejenige Loodnummer, deren In—⸗ 
haber in einem Aushebungsbezirf in der regel- 
mäßigen, durch die Aufeinanderfolge der Loos— 
nummern bejtimmten —— zuletzt ausge⸗ 
hoben iſt. Dieſe regelmäßige Reihenfolge wird 
dadurch nicht unterbrochen, daß Militärpflichtige 
durch die Erſatzeommiſſion vorläufig von der Aus— 
hebung zurüdgeftellt werden. 6) Die Militär» 
pflichtigen des laufenden Jahrganges looſen, nad)- 
dem dad Mujterungsgejhäft im ganzen Aus» 
bebungsbezirt beendigt. Der Termin, an wel 
chem die Looſung ftattfinden ſoll, wird öffentlich 
befannt gemacht. Jedem Militärpflichtigen ijt 
da3 perjönliche Erjcheinen überlaffen. Für Die 
richt Erjchienenen wird durch ein Mitglied der 
Erjagcommiffion geloojt. Die Loofung findet in 
Gegenwart ber verjtärkten Erſatzcommiſſion jtatt. 
7) Bon der Loojung find nur auszuſchließen: 
die zum einjährig- freiwilligen ee Beredtig- 
ten, die von den Truppen-(Dlarine-) theilen ans 
enommenen freiwilligen (einſchließlich Forit- 
ehrlinge), die VBorweg-Einzuftellenden, die daus 
ernd Untauglichen, die dauernd Unwürdigen. 8) 
Für die Nichtigkeit des Loojens ift der Civil— 
Vorfigende der Erſatzcommiſſion vorzugsweiſe 
verantwortlid. 9) Die Zahl der zu ziehenden 
2ooje muß der Zahl der zur —— berechtig⸗ 
ten Militärpflichtigen er ‚Sie werden 
in Gegenwart der Commiſſion in ein geeignetes 
Gefäß eingezählt. Letzteres wird jodann gehörig 
umgejchüttelt. 10) Die Militärpflichtigen loojen 
in der Reihenfolge der alphabetijchen Lite. Je— 
des gezogene Loos wird laut verlejen und jo- 
gleich in die alphabetifche Lifte Faire und 
zwar durd den Militär» und Eivilvorjigenden 
eigenhändig. Unterbrehungen ber Looſungen 
dürfen nur ausnahmsweiſe jtattfinden. Während 
der Dauer der Unterbrechung it das Gefäß mit 
den Looſen unter fiherem Verſchluß aufzubewah- 
ren. Ausſtellung von Xoofungsicheinen ſ. $ 66. 
11) Die Ueberzähligen früherer Jahrgänge ran» 
giren nad) der Reihenfolge ihrer im erjten Mili- 
tärpflichtjahr gezogenen Loosnummern. Sind fie 
nad) anderen ep are verzogen, jo 
werben fie dort nad) dem Werth ihrer Loos» 
nummer einrangirt, d. h. der ihnen anzumweijende 

lag in der Reihe der Militärpflichtigen ihres 

ahrganges muß in bemjelben Verhältniß zu 
der in dem neuen Bezirk gezogenen höchſten Loos— 
nummer diejed Jahrganges ftehen, wie in dem 
frügeren Bezirk.) In gleicher Weije find Mili— 
tärpflichtige des laufenden Jahrganges, die nad) 
der Looſung überwiejen werden ($ 46, 8), ein- 
zurangiren. 12) Militärpflichtige früherer Jahr- 
gänge, welche ohme ihr Verſchulden noch nicht 
geloojt haben, loojen u. rangiren mit den Milt- 


1) Die Art und Weife der Einrangirung * fi 


aus fols 
gendem Beifpiele: Nah Schema 8 ıft in A. 


ie höchſte Loos⸗ 
Rummer 1325, die Abſchlußnummer 1265; desgleichen in CO. 
bie böchfte Loosnummer 402, die Kbihlußnunmer 336. — 
blieben daher in A. (0 Wann, in CO. 16 Mann überzählig. 
— Der in A. mit der Foosnummer 1290 Üüberzählig Geblies 
dene . bemnad der 25. der überzähligen 60 Dann in A. 

t diefer nah C., jo würde jeine Einrangirung in bie 
16 —— in C. in dem Verhältniß wie 60 : 25 gleich 
16 : 623 erfolgen, fa baf er in C. als ber 7. Neberzäbfige 
eintritt und Somit Hinter den Militärpflichtigen zu fteben 
kommt, welcher in O. die Nummer 392 gezogen bat. 
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tärpflichtigen des laufenden Jahrganges. Ge 
langen ſie bei dieſer Aushebung nicht zur Ein- 
jtellung, jo find fie in dent folgenden Jahre nad 
der Bedeutung, weiche ihre Koosnummer alddann 
erlangt hat, bei ihren Altersklaffen einzurangiren. 
13) Iſt für einen Militärpflichtigen in mehreren 
Bezirken gelooft worden, jo gilt die Loosnummer, 
welde ihm in demjenigen Aushebungsbezirk zu 
theil geworden ift, in welchem er fie zur Mus» 
ſterung gejtellt hat. 14) Abweichungen von der 
Rangirung dürfen nur von der Ober-Erjagcom- 
miſſion verfügt werben, fofern für einzelne 
Waffengattungen (Garde, Kürajfiere, Sußartillerie, 
Pioniere, Eijenbahntruppen, Deconomie-Hand- 
werfer, Marine) die erforderlihe Anzahl Re— 
fruten innerbalb der regelmäßigen Reihenfolge 
nicht zu finden ift ($ 72,5). Die Abſchlußnum— 
mer wird hierdurch nicht hinaufgerüdt. — R.- 
MG. $ 13. — 

$ 66. Looſungsſcheine] 1) Den Militär 
pflihtigen des laufenden Jahrganges werben 
nad) der Zoojung Loojungsicheine ertheilt (Sche- 
ma 11). Gie dienen ald Ausweis für die Mi— 
litärpflichtigen während der Dauer ihrer Militär- 
pflicht. 2) Die Uushändigung der Loojungs- 
ſcheine erfolgt unmittelbar eg! der Looſung 
nid die Öemeindevorfteher od. deren Vertreter, 
welche benjelben durch die Civilvorjigenden der 
Erſatzcommiſſionen zugehen. Vor der Aushändig- 
ung werben die NRefrutirungsjtammrollen durch 
Eintragung der Loosnummern ergänzt. 3) Die 
Looſungsſcheine find bei allen Anmeldungen zur 
Rekrutirungsftammrolle u, jeder Gejtellung vor 
den Erjagbehörden vorzuzeigen. Bei jever Ge- 
jtellung werden jie von den Erjaßbehörden ver- 
vollitändigt. . 

$ 67. [Beendigung des Mufterungsgefchäfts]. 
1) Nach gejchehener Looſung ijt das Mujterungs- 
geſchäft beendigt. 2) Ueber die ordnun Smäßig 
jtattgehabte Loojung wird ein Protokoll aufge: 
nommen und von allen Mitgliedern der ver 
ftärkten Erjagcommifjion unterzeichnet. Hiernad) 
werben bie außerordentlichen Mitglieder eutlaffen. 
3) Die ftändigen Mitglieder vergleichen ihre al- 
phabetijchen Lijten nochmals genau und reichen 
hierauf nad) näherer Beſtimmung der Ober-Er- 
jagcommifjion eine jummarijche Weberjicht der 
Refultate des Mujterungsgeichäfts an die Ober- 
Erſatzcommiſſion (unter der Adrefje des Militärs 
Borjigenden) ein. Aus diejer Ueberjicht muß ſich 
ergeben, ob der vorläufigen Brigade -Erjagver- 
theilung hat entiprochen werden können ($ 54, 1). 
Ueber etwaige Einftellung unficherer Dienjtpflicht- 
iger ift zugleich Meldung zu eritatten ($ 65, 3). 


ht/4) Hierauf werden in Gemäßheit der Bejtimm- 


ungen des $ 49 die Vorjtellungsliften angelegt. 
Ob diejelben einzufenden oder erjt im Ausheb⸗ 
ungdtermin vorzulegen, bejtimmt die Ober- Er- 
jagcommijjion. Der Borftellungslifte A find die 


Es] betreffenden Ausſchließungsſcheine, der Borftell- 
ig./ungslifte B die Ausmufterungsicheine, der Vor— 


ftellungslifte C die Erjaßrejerveicheine II., der 
Vorſtellungsliſte D für die unter b—d enthaltenen 
Militärpflichtigen die Erjagrefervefcheine J. bei- 
ufügen, 5) Treten nad) Aufſtellung der Bor- 
jtellungstiften durch Verziehen der Militärpflicht- 
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igen ꝛc. Veränderungen ein, fo find durch ben|beorbert der Cipilvorſitzende die in Beilage 3 (8 49, 

iwilvorfigenden der Erjagcommilfion Veränder-|6) aufgeführten Freiwilligen [f. d. Art... Dem 
ungsnachweiſe zu den Vorſtellungsliſten anzu-|Landwehr-VBezirtscommandenr liegt nur die Ber 
fertigen und im Aushebungdtermin vorzulegen. |orderung der etwa vorzuftellenden Mannjchaiten 


Neunter Abſchnitt. 
Auspebungsgeichäft. 


des Beurlaubtenjtandes ($ 49, 6) ob. 2) Im Ueb- 
rigen ift jeder in ben Grundliſten des Ausheb ; 
ungsbezirks enthaltene Militärpflichtige berechtigt, 


$ 68. Aushebungsreiſe.) [Die Vorſchriften des im Aushebungstermin zu ericheinen u. der Ober» 


8 68 werben ald nur 
hörden von Intereſſe hier nicht abgedrudt.] 


x bie betreffenden Be⸗Erſatzeommiſſion etwaige Anliegen vorzutragen. 


3) Ueber Militärpflichtige, welche fih im Aus 


69. [Berufung des Aushebungsperjonals.]|hebungstermin vorftellen, ohne in den Grund— 


te zu $ 68.] 

8 70. [Geihäft3ordnung der Ober-Erjagcom- 
mijfion.] 1) Den Borfit hr bie beiden jtänd« 
igen Mitglieder gemeinſchaftlich. 2) Der Mili- 


tärvorfipende enticheidet über die Tauglichkeit der|zulaffen. Weber jede derartige 


Militärpflichtigen und die Bertheilung der aus— 
gehobenen Rekruten auf die verſchiedenen Waffen- 
gattungen und Truppentheile. Um dieſen Pflich- 
ten genügen zu können, darf er den Brigade-Ad- 
jutanten mit der Führung der Borjtellungslijten 
im Aushebungdtermin beauftragen, 3) Auf den 
Eivilvorjigenden und das bürgerliche Mitglied 
der Ober-Erjagcommiffion finden die Beftimm- 
ungen des $ 63, 3 und 5 finngemäße Anwend— 
ung. 4) Die im Namen der Ober» Erjagcom- 
milfion zu führende Eorrejpondenz hat der Mi: 
itärvorfigende im Einverftändnig u. unter Mit: 
eichnung des Eivilvorfigenden zu beforgen. 5) 
ie Mitglieder der Ober-Erjagcommijfion haben 
leiches Stimmredt, ihre VBeichlüffe werden mit 
timmenmehrheit gefaßt. Wo nur die jtänd« 
igen Mitglieder an der Beſchlußfaſſung theil- 
nehmen, ijt bei Meinung 3verjchiedenheit die An— 
gelegenheit der Erjatbehörde 3. Inſtanz zur Ent- 
ſcheidung vorzutragen. Für nnaufjdiebbare vor- 
läufige Maßregeln ift die Stimme des Militär- 
Vorjigenden maßgebend. — R.-M.-G, $ 30, 5. 
— Die Lijten u. Verhandlungen werden nur von 
den ftändigen Mitgliedern unterzeichnet. 6) Im 
Auspebungstermin getroffene endgiltige Enticheid- 
ungen der Ober-Erjagcommiljion über Militär— 
pflichtige dürfen nur mit Genehmigung der Er: 
jagbehorde 3. Inſtanz nachträglich geändert wer- 
den. 7) Gegen die Entideidungen der Ober: 
Erjatcommijjion fteht nur den Militärpflichtigen 
oder ihren zur Reclamation berechtigten Unge— 
örigen ($ 30, 2) eine Berufung an die höheren 
Inftanzen zu. Im — j. $ 34, 2. 8) Die 
jtändigen Mitglieder der Ober-Erjatcommifjionen 
haben die Pflicht, in einzelnen Aushebungsorten 
eine Revifion der alphabetifchen und Kejtanten- 
liften der Erjagcommijjion vorzunehmen, 
8 71. |[Geftellung zur Aushebung.]) 1. Die 
Beorderung der Militärpflichtigen nach dem Aus: 
hebungsort iſt Sache des Eivilvorfigenden der 
Erjatcommiifion. Es dürfen nur die in den 
Vorftellungsliften C c, D umd E enthaltenen 
Militärpflihtigen — unter Beachtung der laut 
der Beränderungdnachweije eingetretenen Uender- 
ungen — zur perjönl. Borjtellung biordert werden, 
jofern nicht die Ober-Erjagcommilfion bejondere 
Unordnung erlafien hat ($ 68, 3). Außerdem |. 
5 64, 4. Bon den in der Boritellungstlijte F 
Enthaltenen werden nur diejenigen beordert, welche 
ander Muſterung theilgenommen haben. Außerdem 


liften de8 Aushebungsbezirks enthalten zu jein, 
ift nur dann eine endgiltige Eutſcheidung zu 
fällen, wenn ihre Identität feititcht u. die vor 
gelegten Papiere eine Entfcheidung mit Sicherheit 

Enticpeidum it 
durd den Eivilvorfigenden der Erlatcommiffien, 
in deren Bezirk fich ein ſolcher Militärpflichtiger 
zur Aushebung geitellt hat, dem Eivilvorjigenden 
der — in deren Bezirk der in 
Rede ſtehende Militärpflichtige geſtellungspflichtig 
iſt, ſoſort Mittheilung zu machen. fin eine 
endgiltige Entſcheidung nicht getroffen werben, 
jo wird ein folder Militärpflichtiger vorläufig 
zurüdgejtellt. 4) Die Militärpflidhtigen werden 
der Ober-Erjagcommiffion in der Reihenfolge 
vorgeftellt, in weldyer fie in den Vorſtellungsliſten 
oder deren Beilagen ftehen. Die Aufrechterhalt- 
ung dieſer Neihenfolge ift Sache der ftändigen 
Mitglieder der Erjageommiffion. 5) Ueber Mi- 
litärpflichtige, welche ohne Entjchuldigung im Aus- 
hebungsdtermin gar nicht oder nicht pünktlich er- 
ichienen find, wird nach Maßgabe des $ 65, 3 
entſchieden. Bei hinreichender Entichuldigung 
werden fie entweder von den ftändigen Mitglie 
dern ber Erjagcommiffion bis zum nädjiten Jahre 
zurüdgeftellt, oder es wird, fofern eine ſolche 
Zurüdjtellung gefetslich nicht mehr zuläffig, die 
vorläufige Enticheidung der Erjatcommijfion be 
jtätigt. 

Ni 72. [Enticheidungen der Ober Erjatscom- 
million.) 1) Die Entiheidungen der Ober- Er 
jatcommiffion erfolgen nad) den im vierten Ab* 
ichnitt enthaltenen Grundiäten. 2) Die getroffene 
Entſcheidung wird in die Vorftellungslifie ſogleich 
eingetragen. Ob eine Entlleidung der Militär- 
pflichtigen nothwendig, beftimmt der Militärvor- 
ſitzende. Körperliche Fehler, die in den Bor- 
jtellungstiften noch nicht vermerkt find, werden 
unter „Bemerkungen“ nacgetragen. 3) Ueber 
tragungen von Namen aus einer Borftellungd- 
lifte in die andere finden, wenn aud die Ent 
iheidung ber Ober - Erjatcommilfion von dem 
Vorſchlage der Erjakcommiffion abweicht, nicht 
itatt. 4) Die Ausſchließungs-, Ausmujterungs- 
und Erfatsrefervejcheine 1 u. II werden — ſoweit 
jie verbreitet find — im Aushebungstermin von 
den ftändigen Mitgliedern der Ober - Erfatscomr 
miffion unterzeichnet. Wann Die —— 
ſcheine J für die Ueberzähligen zur Vollziehung 
vorzulegen ſind, beftimmt die Ober- Erjatcom- 
million. 5) Die tauglich befundenen Militär 
pflichtigen werden — joweit e8 zur Dedung des 
Rekrutenbedarfs erforderlid — in der regel. 
mäßigen Reihenfolge ausgehoben und treten mit 
der Aushändigung des Urlaubspaſſes (Nr. 6) 


Erſatz⸗ Ordnung. 


als Rekruten zu den Mannſchaften des Beur— 
laubtenſtandes über. Von der regelmäßigen 
Reihenfolge darf nur bei der Aushebung von 
Relkruten für Garde, Kürajfiere, Fußartillerie, 
Pioniere, Eifenbahn-Truppen, Deconomie-Hand- 
werler und Marine (5 65, 14) abgewichen wer 
den, jofern in diejer Reihenfolge eine genügende 
Bahl tauglicher Rekruten nicht zu finden iſt. der Truppen Nacerjag geitellt. 2) Der Nad- 
Nachdem der Bedarf gebedt, wird eine nad) derjerjag wird aus demjenigen Brigadebezirf geſtellt, 
Erfahrung zu bemejjende Zahl von Rekruten aus-⸗ aus welchem der Truppentheil hei der legten 
gehoben, um beim Abgang von Mannſchaften bei) Einftellung jeine Refruten erhalten hat. Sind 
den Truppen als Nacdyerjag zu dienen. 6) Die|diefelben aus mehreren Infanterie » Brigadebe- 
ausgehobenen Refruten werden in den Grund-|zirfen audgehoben, jo wird der Nacherjak aus 
liſten gejtrichen, treten in die Controle der Land⸗ demjenigen geftellt, in welchem der in Abgang 
wehrbehörden und erhalten Urlaubspäſſe nach gelommene Mann ausgehoben war. 3) Die Ber- 
Schema 12. 7) Diejenigen tauglichen Militär-|theilung der Nacherfaggeitellung auf die Aus- 
pflichtigen, welche nicht ausgehoben worden find, |hebungsbezirfe geſchieht durch die Ober - Erſatz- 
werben für eine bejtimmte Waffengattung deſig- commiſſion nad) den im $ 54 enthaltenen Grund- 
nirt und bleiben „Ueberzählige." Die in ihrem ſätzen. 4) Den zu Nacherſatzgeſtellungen ausge- 
dritten Militärpflichtjahr jtehenden Ueberzähligen|hobenen Rekruten ($ 72, 5), melde bis zum 
werden fpätejtens am nächſten 1. Februar zur 1. Febr. feine Geftellungsordre erhalten haben, 
Erſatzreſerve I übergeführt '), die Ueberzähligen| werden durd die Landwehr - Bezirtscommandos 
jüngerer Jahrgänge bleiben bis zum nädjiten|die Urlaub5päffe wieder abgenommen und durch 
Jahre zurüdgejtellt,. jofern nicht infolge nach- Looſungsſcheine erjegt, ſofern —* nicht Erjaß- 
eingetretenen Bedarfs auf fie zurüdge-|vejervejcheine ($ 72, 7) zu ertheilen find. Den 
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Elfter Abſchnitt. 
Schluß des Erjangeichäfts. 


$ 76. Baerionartetnngen.] 1) Für Abgang 
an Mannjchaften jämmtlicher Jahrgänge, welcher 
in der Zeit von der Einftellung der Rekruien 
bis zum 1. Febr. entfteht, wird auf Verlangen 


ge en werden muß ($ 32, 2 und $ 37, 4). 8)|Landwehr « Bezirtscommandos liegt im erjteren 
Enticheidung über Entziehung der Vortheile der) Falle die Pflicht ob, ihre Wiedereintraguug in 
Zoojung ſ. $ 65, 3, über Entziehung der VBere|die alphabetifche Lifte zu veranlafien. 
ünftigung der Zurückſtellung wegen bürgerlicher 77. [Uußerterminlihe Mufterungen.] 1) 
Berhäöltnitfe j. $ 63, 5b u. $ 65, 3, über nach« | Yußerterminliche Wufterungen werden bei plöß- 
träglide Ausgebung und Wiederaushebung von lich eintretendem Erfatbedarf, bei der Vorftellung 
Berjonen, die wegen bürgerlier Verhältnijjelvon Militärpflichtigen, weldye aus dem Auslande 
berüdjidytigt worden find, 4 $ 9, 2, $ 37, 3, Sloder von See zurüdtehren, und beim Aufgreifen 
6, 5e und $ 81, 4, über die zur Dispofition|unjicherer Dienftpflichtiger vorgenommen. 2) Die 
der Erjgubehörden entlafjenen Mannſchaften j.|außerterminlichen Mufterungen erfolgen durch die 
5 81, 4, über die von den Truppen- (Marine) |ftändigen Mitglieder der Erſatzcommiſſion. Die 


theilen abgewiejenen Ginjährig - sreiwilligen j. 
5 94, 8. 9) Entiheidungen der Erjatcommiffion 
dürfen nur nad Einjicht der alphabetiichen Liſten 
geändert werden. 

$ 73. [Beendigung der Aushebung.) 1) Mit 
endgiltiger Feſtſtellung der Brigade » Erjatver- 
theilung durd) die Ober Erſatzcommiſſion ijt das 
Aus hebungsgeſchäft im Infanterie-Brigadebezirt 
beendet. 2) Der Anfanterie-Brigadecommandeur 
reicht ſogleich ein Eremplar der endgiltig fejtge- 
ftellten Brigade » Lriauvertheilung an den com-« 
mandirenden General, in Heſſen an den Divi- 
fionscommandeur ein u. gibt außerdem die Zahl 
der Ueberzähligen — nadı Wafjengattungen ge- 
trennt — au. Die Generalcommandos und das 
Commando der großherzogl. heijiichen (25.) Di« 
vifion melden bis zum 1. October an das vor- 
geſetzte Kriegsminiſterium die Zahl der im Erjap- 


ärztliche Unterjuchung findet im Landwehrbatail- 
lond-Stab3quartier jtatt. Der Zujammentritt der 
Commiſſion iſt nicht erforderlich, es genügt jchrift- 
licher ig Ueber Militärpflichtige der ſee— 
männifchen Bevölferung wird nad den im $ 75 
enthaltenen Srundjägen entſchieden. 3) Wußer- 
terminlich gemufterte u. tauglich befundene Mi- 
litärpflichtige der feemännijchen Bevölferung wer- 
den, jofern jie in der regelmäßigen Reihenfolge 
zum Dienſt heranzuziehen find oder die Einjtell» 
ung wünjchen, jogleidh in die Flotte eingeftellt. 
Sie fommen — mit Ausnahme der als unfichere 
Dienitpflichtigen ausgehobenen Rekruten — auf 
den Erſabbedarf entweder deö vorhergehenden 
($ 75, 4) oder, fofern der Vedarf für das vor« 
hergehende gededt ift, deö laufenden Jahres zur 
Anrechnung. Ueberzäsylige werden nad) 5 75, 7 
behandelt. 4) Ueber die außerterminlich gemu- 


bezirt nod vorhandenen Ueberzähligen — nach ſſterten Militärpflichtigen der LYandbevölterung 
Bundesjtaaten und nah Wajfengattungen ge-| wird der Ober-Erjatcommilfion (unter der Adrefje 
trennt — beziehungsweije ob und in welchem) des Militärvorjigenden) Meldung erjtattet, welche 
Maße noch Bedarf an Rekruten vorhanden und|Beitimmung über etwaige Einitellung derjelben 
ur die Gewährung von Aushilfe erfor-|erläßt. 5) = —— — Eins 
derlich i jährig- Freiwilliger geſchieht nad) 5 94, 7. 
Zehnter Abſchnitt. r ES Refultate des Erſatzgeſchäfts. 1) Im 
Schiffer ⸗ Muſterungsgeſchaäft. |Qaufe des Monats März ftellen die Ober-Erjag- 
(Der Text der SS 74 und 75 wird hier niht|Gommilfionen für ihren Bezirk die Refultate des 


abgedrudt.) Erjaggeihäfts, wozu ihnen die Erjagceommiffionen 

N Ak Di r „das etwa noch erforderliche Material zu liefern 
Ire ber Erſahreſerde 1. 8 . 

u... 1. Dit. ihres 3. Dilitäcpflichtjahees ab —— *— haben, nach Schema 13 zuſammen. Dieſe Ueber— 


®rotefcab, Pelizei Lerifon. 24 
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fihten ſchließen mit dem 1, Februar des laufen- 
den Jahres ab. 2) Die nad Schema 13 auf- 
geftellten Ueberfichten werben dur den Infan— 
terie-Brigadecommandeurdem Generalcommando, 
in Hefjen dem Divifiondcommando, durch ben Eivil- 
Vorfigenden der Ober-Erjatcommiffion der in der 
dritten Inſtanz fungirenden Eivilbehörde einge- 
reiht. Den Ueberfichten find Berichte über et- 
mwaige bejondere Wahrnehmungen beim Erjagge- 
(hätt beizufügen. 3) Die Generalcommandos Gin 
efien das Divifionscommando) laſſen eine Leber: 
ja nad) demjelben Schema für den unterftellten 
rſatzbezirk anfertigen und reichen diejelbe zum 
1. Mai an das zuftändige Kriegsminifterium ein. 
Die etwa eingegangenen Berichte der Brigade- 
Eommandeure werben beigefügt. 4) Das preuß. 
Kriegsminifterium ftellt dieſe Weberfichten für 
dad Deutiche Reich (mit — ——— von —— 
zuſammen und ſendet dieſe Zuſammenſtellung 
bis zum 1. Juni dem Reichskanzler zu, welcher 
die weitere Mittheilung an den Bundesrath und 
ben Reichstag veranlaßt. — R.-M.-G. $ 37. 


Zwölfter Abſchnitt. 
Einftellung und Entlafjung. 


& 79. [Controle der Refruten.] 1) Die Eon- 
trole der Rıfruten wird durch die Landwehr— 
Bezirkscommandos ausgeübt. Als Gontrolliften 
dienen die Vorftellungslijten u. deren Beilagen 
($49). Die Aushändigung der Urlaubspäfje od. 
der Geſtellungsordres findet jojort nad) der Aus— 
— ſtatt. 2) Die Rekruten Tönnen ihren 

ufenthalt3ort verändern, haben jedoch jede der- 
artige Veränderung ihrem Landwehr-Bezirks 
feldwebel anzuzeigen, aud beim BVerziehen in 
einen anderen Landwehr-Compagniebezirk ſich bei 
dem dortigen Landwehr-Bezirfsjeldwebel inner- 
halb 3 Tage anzumelden. An dem in ihrem 
Urlaubspaß oder in der Geitellungsordre ange— 
gebenen Termine und Orte müſſen fie ſich bei 
Vermeidung der gejeglihen Strafen pünktlich 
einfinden. 3) Die beurlaubten Rekruten jind den 
Beltimmungen im 3. Abjchnitt des Militär-Str.- 
G.⸗B. vom 20. Juni 1872 über unerlaubte Ent- 
fernung und Fahnenflucht u. den Bejtimmungen 
im 4. Abſchnitt deſſelben Geſetzbuchs über Selbſt— 
beſchädigung und Vorſchützung von Gebrechen in 

leicher Weiſe, wie die ya Aa des activen 
Dienftftandes, unterworfen. — R-M.G. $ 60, 
3. -- Bu ihrer Verheirathung bedürfen jie der 
Genchmigung . des Landwehr» Bezirlzcomman- 
deurs. — RM.G. 5 60, 4. — Die auf Vor- 
ftehendes bezüglichen Paragraphen des Militär- 
Str.-G.-B. find den Rıfruten nad ihrer Aus- 
hebung bei Ertheilung der ri oder 
Geftellungsordres in Gegenwart des Landwehr— 
Bezirfscommandeurd oder feined Gtellvertreters 
vorzulejen und zu erflären. Bei dieſer Gelegen- 
heit ijt den Rekruten aud eine Belehrung über 
ihre Marjch-Berpflegungsgelder zu ertheilen, - 
80. [Geftellung der ee 1) Die Ge- 
elung der Refruten zur Einftellung in Die 
ruppen-(Marines)theile findet grunbjäglich bei 
demjenigen Landwehrbataillon jtatt, in deſſen 
Bezirk 8 


Erjag- Ordnung. 


nur dann genehmigt werben, wenn einem -in 
einen entfernten Bezirk verzogenen Rektuten 
($ 79, 2) die Mittel zur rechtzeitigen Rückkehr 
thatlächlich fehlen, In diefem Falle wird er dem 
Landwehr-Bezirfdcommandenr des neuen Bezirks 
mittel3 Auszuges aus der Borftellungstifte über 
wieſen und dort unter Anrechnung auf den Re- 
frutenbedarf zur Einftellung gebracht. Dem Jn- 
fanterie-Brigadecommandeur wird hiervon Meld» 
ung —— 2) Rekruten, welche ſich wegen 
Krankheit nicht rechtzeitig geſtellen können, wer 
den zu Nacherjaßgeitellungen verwandt od. bleiben 
beurlaubt und werden im nächiten ‘jahre wieder 
der Ober Erſatzcommiſſion vorgeftellt ($ 49, 6). 
Bei nur leichten ungefährlichen Erkrankungen, 
welhe den Marſch geitaiten, werben fie ohne 
Weiteres ihrem Truppentheil überwiefen, melder 
— wenn erforderlich — ihre Aufnahme in ein 
Militärlazareth veranlaft. 3) Rekruten, auf 
welde nach ihrer Aushebung die Feftjegungen 
des $ 28, 1 Anwendung finden, geben ihre Ur: 
(aub3päfje oder Geftellungsordred ab und treten 
in bie Kategorie der Mlilitärpflichtigen zurüd. 
Der Landwehr-Bezirfscommandeur jorgt für = 
Biederaufnahme in die Grundliften. 4) # 
nachträglichen Reclamationsgründen können Re- 
fruten, jo lange fie noch nicht in die Militär 
verpflegung aufgenommen find, durch die Ober: 
Erſatzcommiſſion, welche die Aushebung veran- 
laßt hat, zurüdgeftellt werden. Vorläufige Zu 
cüdjtellung von Rekruten von der Einftellung 
aus Neclamationdgründen kann nur durch den 
Infanterie-Brigadecommandeur genehmigt mwer- 
ven. Desgleichen vorzeitige Einftellung brodlojer 
Refruten. 5) Bei der Geitellung müſſen die 
Refruten mit ausreichenden Oberlleidern, Stie 
feln und 2 Hemden verjehen fein. Wer biele 
Belleidungsgegenjtände wegen Dürftigfeit nicht 
beſchaffen kann, wendet ſich wegen Beſchaffung 
derſelben an den Vorſteher ſeiner Gemeinde oder 
des gleichartigen Verbandes, in deſſen Bezirk er 
ich bei der Einberufung aufhält. 6) Unter 
dringenden Umjtänden werden die nolhwendigften 
Befleidungsitüde aus den Bejtänden des nädjiten 
Landwehrbataillond genommen. 7) Nach Retruten, 
welche jih im Geftellungstermin ohne Entihuß- 
igung nicht ftellen, werden durch den Landwehr 
Bezirföcommandeur jofort Nachforihungen an- 
geitellt. Er hat die Pflicht, für die Einleitung 
eines etwaigen — Verfahrens ($ 79,3) 
zu forgen. Die active Dienjtzeit von Rekruten, 
welche fi der Geſtellung abfichtlid entzogen 
haben u. erſt ſpäter aufgegriffen und eingeitellt 
werden, wird, wie bie der unficheren Dienſtpflicht 
igen, berechnet ($ 7, 2). 8) Die bei den Sciffer- 
Mufterungen ausgehobenen und in die Flotte 
einzuftellenden Refruten werden brigademweije ge 
fammelt ($ 75, 6). Als Sammelpläße find mög- 
lihit die Infanteriebrigade-Stabsquartiere zu 
wählen, damit der Jnfanterie-Brigadecomman- 
deur ſich ein Urtheil über die getroffene Aus- 
wahl der Rekruten verichaffen und — jofern 
Procentmannihaften vorhanden — Ausgleiche 
veranlafjen kann. Erjicheint dad Brigade-Stabb- 


ie ausgehoben worden find. Ausnahmen |quartier — feiner geographiichen Lage wegen — 


dürfen durch den Landiwehr-Bezirfdcommandeur'zum Sanmmelplag nicht geeignet, jo werden bie 
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Marinerefruten den Marinetheilen nach näherer|Eivilbehörde des Heimathsbezirks des Reclamir— 
Beſtimmung des Jufanterie Brigadecommandeurd |ten.!) 3) Die Entlaſſung des Reclamirten erfolgt 
direct übermiejen. erft zu dem nächiten allgemeinen Entlaffungs- 

$ 81. (Entlajjung.] 1) Soldaten, welde aus|termin, fofern nicht ein ungewöhnlicher Grad 
dem activen Dienjte entlajjen werben, treten zum|der Dringlichkeit die frühere Entlaffung noth- 
Beurlaubtenſtande, oder jofern jie ihrer Dienft-| wendig macht. — R.M.G. $ 53. — 4) In 
pflicht ($ 5, 2) bereit3 vollitändig genügt haben) bejonderen Ausnahmefällen kann eine vorzeitige 
und fid) noch im mwehrpflictigen Alter befinden, |Entlaffung zur Verfügung (Dispofition) der Er— 
zum Sandfturm über. 2) Soldaten, melde wäh-|jagbehörden in der Minilterialinftanz genehmigt 


rend der Erfüllung —— activen Dienſtpflicht 
dienſtunbrauchbar werden oder vor Erfüllung 
derfelben al3 umausgebildet zur Entlafiung fom- 
men, find zur Dispofition der Erjaßbehörden zu 
entlafjen. — R.-M.-G. $ 52. — Die Entlaffun 
wird durch den commandirenden General, bei 
Marinemannfhaften dur den Chef ber kaiſerl. 
Admiralität verfügt. 3) Die zur Dispofition 
der Erfatbehörden entlafjenen Soldaten gehören 
wu den Mannjchaften des Beurlaubtenitandes — 
„M. G. 8 54 und $ 56. — Gie find den Be- 
ftimmungen im 3. Abjchnitt des Militär-Str.- 
&.-B. vom 20. Juni 1872 über unerlaubte Ent- 
fernung u. Fahnenflucht, u. den Beitimmungen 
im 4. Abfchnitt defielben Geſetzbuchs über Selbft- 
befhädigung und Vorſchũtzung von Gebrechen in 
feicher Weife, wie die Perfonen des activen 
Hienftandes, unterworfen. — R.»M.-®. $ 66, 3. 
— 4) Ueber die Art ihrer fpäteren Dienftpflicht 
wird durch die Ober-Erjagcommijjion beim Aus- 
bungsgeſchäft Entſcheidung getroffen ($ 72, 8) 
icderaushebungen von Mannjchaften, welche in 
Berüdfichtigung bürgerlicher Berhältnifje entlaffen 
find, unterliegen der Beurtheilung der verftärkten 
Erfageommifjion ($ 63, 3) und der Entjcheidung 
der verftärkten Ober-Erjaf.ommiljion. 5) Für 
Enticheidungen über die zur Dispofition der 
Erfapbihörden entlaſſenen Soldaten find diejelben 
Grundiäge maßgebend, nad welchen mit den 
Militärpflichtigen der entiprechenden Altersklaſſen 
verfahren wird. Haben dergleichen Mannjchaften 
jedoch bereits 1 Jahr — unter Verüdfichtigung 
der im $ 7, 1 enthaltenen Feſtſetzung — oder 
als Einjährig- Freiwillige 9 Monate activ ge- 
dient, jo treten fie — ihre Dienfttauglichfeit vor- 
ausgeſetzt — zum Beurlaubtenjtande ihrer Waffe 
über u. dürfen nicht von Neuem für den activen 
Dienft ausgehoben werden, es ſei denn, daß fie 
der Verpflichtung, deren Erfüllung ihre Ent- 
fafjung aus dem activen Dienft begründete, ent- 
ziehen und das 25. Lebensjahr nod) nicht voll» 
endet haben. — R.-M.-©. $ 55. 
€ (Entlaffungsgeiudhe.] 1) Gejuche um 
Entlafjung im activen Dienjt befindlicher Mann- 
Ichaften können auf Grund der Feitfegungen de 
5 30, 2a—e geftellt und berüdfichtigt werben. 
Die zur Begründung des Entlaſſungsgeſuchs vor- 
genen Verhältniſſe dürfen erft nach der Aus— 
bum eingeireten fein. M.-G. 8 53. — 
2) Ueber die — * des Geſuchs entſcheidet 
nach Begutachtung Verhältniſſe durch die 
ſtändigen Mitglieder der Erſatzcommiſſion der 
commandirende General desjenigen Armeecorps, 
in welchem der Reclamirte feiner activen Dienft- 
pft genügt, — bei Marinemannihaften der 
Thef der lailerlihen Mdmiralität — in Gemein 
mit der in der 3. Inſtanz fungirenden 
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zu g 
Dienftpflicht im Kriege ſ. $ 18. 





werden. 5) Ueber bie Entlaſſung von Soldaten, 
welche ſich bei mobilen Truppen im Dienft bes 
finden, ſ. $ 100, 3. 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Freiwilliger Eintritt zum drei« oder vierjährigen 
activen Dienit. 

88 83-87 [f. unter Freiwilligen.) 
Vierzehnter Abſchnitt. 
Einjähriger⸗Freiwilliger Dienft. 

88 88-94 [f. unter Freiwilligen.] 
Fünfzehnter Aöſchnitt. 
Erſatz⸗Geſchäft im Kriege. 

$ 95. [Organifation des Erjagmwefens.] 1) Nach 

Eintritt einer Mobilmahung treten an die Stelle 
de Generalcommando® und der Infanterie— 
Brigadecommandos die gleichnamigen fteliver« 
tretenden Behörden mit gleichen Befugniffen. 
2) Das Aushebungsgeichäft wird mit dem Mu- 
jterungsgeichäft vereinigt. Beſondere Schiffer 
Mufterungen finden nicht ftatt, jedoch können die 
Mannfchatten der ſeemänniſchen Bevölkerun 
welche von Reiſen zurückkehren, zu jeder Zeit 
außerterminlic gemujtert werden. 3) Fit nad) 
der Kriegslage in irgend einem Bezirk die regel- 
mäßige Abhaltung des Erſatzgeſchäfts nicht an» 
hängig, fo find durd) das ftellvertretende Gene» 
ralcommanbo?) vermittelit öffentlicher Belannt- 
madhung die Wehrpflichtigen der zur Mujterung 
oder Einberufung bejtimmten Altersklaſſen nad) 
anderen außerhalb des gefährdeten Bezirks ges 
legenen Orten zu beordern, Die Mittel hierzu 
find ihnen im Bedarfsfalle nach den für Re— 
fruten giltigen Beitimmungen von den Gemein: 
den oder gleichartigen Berbänden vorſchußweiſe 
ewähren. 

$ 96. [Wehrpflicht im Kriege.] 1) Ueber die 
2) Die Erjat- 
referpijten 1. Klaffe ($ 13) müffen ber Einbe- 
rufung fofort Folge Teiften. Für den Fall der 


Zuwiderhandlung finden die auf die Perjonen 


des Beurlaubtenitandes bezüglihen Vorſchriſten 
ım 3. Ubjchnitt des M.StrG. B. vom 20. Juni 
1872 auf fie Anwendung. — R.-M.-G. 869,5. 
— Finden Eontrolverjammlungen ftatt, jo wer: 
den bei denjelben die Erſatzreſerviſten 1. Klaſſe 
hinſichtlich ihrer Tauglichkeit ärztlich unterjucht. 
Beim Mangel an Militärärzten ift der Bezirks— 
arzt Kreisphyſikus) zur Vertretung heranzu— 
ziehen. 3) Die Heranzichung der Erjagrejer- 
viſten 2. Klaſſe zur ie des Heeres er» 
folgt auf Grund kaiſerlicher Verordnung. Auf 
1) Yn Sachſen enticheiber bi tRefr I 
———— 
2, In Sachſen durch das Keriegg miniſterium 
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Grund’ diejer Verordnung wırd öffentlich befannt|darf die Mufterung zugleich bei der Anmeldung 
gemacht, welche Altersklaſſen zunächit zur Ein- zur Stammrolle vorgenommen werden. 6)- Bei 
ziehung gelangen. Vom eitpunft der Bekannt ˖ der Mufterung wird über Tauglichkeit und Ab- 
a = an unterliegen die Erfagrejerviften|kömmlichteit entſchieden. Wer nicht felodienft- 
2, faffe der bezeichneten Altersklaſſen den Bor-|fähig oder zu feiner Arbeit, die feinem bürger- 
ichriften über die Militärpflichtigen — R.-M.-®.|lihen Beruf entipricht, verwendbar ift, wird als 
$ 27. — 4) In Betreff der Auswanderung Mis- untauglich angefehen. Wer für vorläufig unab- 
fitärpflichtiger ſ. $ 25, A. 5) Wehrpflichtige,|fömmlich erachtet wird, wird Hinter die ältefte 
welche einer ausdrüdlihen Aufforderung zur Altersklaſſe der Erfagreferve 2. Klaſſe zurüdge- 
Rüdkehr aus dem Auslande keine Folge leiften,|ftellt. 7) Die Entjheidung der Erjatcommiffion 
fönnen durch einen Beſchluß der Centralbehörbe)läßt der Militärvorfigende in die alphabetiſchen 
ihres Heimathsſtaates ihrer Staatsangehörigkeit Liſten eintragen, der Civilvorſitzende läßt dieſelbe 
verluſtig erflärt werden. — St. A.“G. $ 20. — auf den —————— II. vermerten. 
6) Ueber Landſturmpflicht ſ. $ 5, 6. Der Militärvorfisende entjcheidet über die Aus- 

s 97. re Bar Aushebung Militär-| wahl für die verjchiedenen Waffengattungen. Die 
pflichtiger.] 1) Die fterung und Aushebung|tauglicd; befundenen Erfagreierpiiten 2. Klafie 
Militärpflichtiger findet durch die Erjatcommij-| können entweder durch Geftellungsordre od. durch 
fion ftatt ($ 95, 2). 2) Die Zahl der Auszu-|öffentliche Aufforderung jederzeit einberufen mwer- 
hebenden richtet fi) nad) dem von dem ftellver-|den. Sie haben daher geeignete Vorkehrungen 
tretenden Generalcommando fejtzufegenden Be-|zu treffen, daß ihnen eine etwaige Geftellung® - 
darf. 3) Ueber Bejtätigung vorläufiger Zurüd-|ordre jederzeit ausgehändigt werden kann, 3) Die 
ftellungen ſ. 5 27, 8. 4) Die vom NAuslande| Einberufung ober Aufforderung zur Geitellung 
oder von Schifffahrt zurüdtehrenden Militär-Jerfolgt durch das Landiwehr-Bezirtöcommando, 
pflichtigen find erforderlichenfalld außerterminlih|zu welchem Behuf nach beendigter Mufterung 
u muftern. 5) Die Mufterung ift möglichit zu) dem Landwehr-Bezirfdcommandeur die alphabet- 
efchleunigen. Ueber die Zahl der Tauglichen|ifchen Liften zu übergeben find. Das ftellver- 
— nad) Fahrgängen und Waffengattungen ge-|tretende ne 2 bejtimmt je nach 
trennt — iſt nad) beendigter Mufterung im Land-| Bedarf di: Zahl oder die Altersflaffe der ein» 
iger 96 umgehend Meldung zu er-|zuberufenden Erjagrejerpiften 2. Klaſſe. Behufs 
itatten. 6) Das ftellvertretende Generalcommando heilung fegt es einen bejtimmten Termin 
stellt diefe Zahlen für den Corpsbezirk jummarifch|feft, bis zu welchem die Ueberjichten der in den 
zufammen und reicht diefe Nachweiſung unver-|Brigabebezirfen vorhandenen tauglihen Erjat- 
züglih dem zuftändigen Kriegsminifterium ein|rejerviften 2. Klafje — nad Altersklaſſen und 
$ 73, 3). Die jonftigen Eingaben (Erfat-Be-| Waffengattungen getrennt — einzureichen find, 
darfänachweifungen, Rejultate des Erfabacihäfts) 9) Die untauglich befundenen Erſatzreſerviſten 
fallen fort. 7) Die Einftellung der Refruten|2. Mlafje find auch ferner von allen militärischen 
richtet fich lediglich nad) der Beſtimmung des Pflichten befreit. 10) Nach Auflöfung der Er- 
jtellvertretenden Generalcommandos.') Brobloje|jat-Truppentheile hört für alle Erfagreferviften 
Rekruten dürfen durch die Landwehr: Bezirkd-|2. Klaſſe, welche noch nicht zum activen Dienft 
commandos jederzeit dem nächſten Infanterie |einberufen, die Pflicht zum Denfteimtritt auf. — 
Erjattruppentheil zur Einftellung überwieſen R⸗M.G. $ 27. 
werben. $ 99. [Freiwilliger Eintritt.) 1) Nah aus» 

$ 98. [Mufterung u. Aushebung der Erjat-|geiprocdhener Mobilmahung können von allen 
rejerviften 2. Klaſſe.) 1) Die Grjagrejerviften] Erjag- und Bejagungstruppentheilen Freiwillige 
2. Klafje der zur Einziehung bezeichneten Alterd-|jederzeit angenommen und eingeftellt werden. 
Hafien melden fich jofort oder zu der in derVon jeder Einftellumg ift der Eivilvorfigende der 
öffentlihen Bekanntmachung angegebenen Zeit] Erjagcommiifion des Geburtsorts zu benadhricht- 
zur Stammrolle (Erjatsrejerve-Stammrolle) ihres/igen. Im Uebrigen finden die Beitimmungen 
Aufenthaltsorts an. 2) Dieje Stammrollen wer-|des $ 19, 5 und 5 22 Anwendung. 2) Die An- 
den Jahrgangsweiſe angelegt und entfalten dielnahme von Freiwilligen auf Kriegsdauer (Kriegs- 
ortsanweſenden — 2. Klaſſe gleicher) freiwillige) iſt * . Sie werden bei der 
Altersklaſſe in alphabetiſcher Reihenfolge. 3) Die) Demobilmachung od. a der betreffenden 
Stammrollen werden nad) ihrer Aufftellung jo-|Zruppentheile zur Dispojition * Erſatzbehörden 
gleich dem Civilvorſitzenden der ng ginn entlaffen. 3) Die zum einjährig-freiwilligen Dienst 
eingereicht. 4) Die Stammrollen des ganzen Berechtigten werden mit ihrer Alteröflafje zum 
Aushebungsbezirld werden Jahrgangsweiſe — |Dienit herangezogen. 4) Die zum einjährig- 
die Gemeinden oder gleichartigen Verbände in} freiwilligen Dienft berechtigten Mediciner, weh 
alphabetijcher Reihenfolge — aneinander geheftet| bereits 6 Semefter ftubirt haben, werden außer- 
und bilden die alphabettj ErjaprejervesLiften]terminlic gemujtert und bei vorhandener Taug- 
für den Aushebungsbezirt. 5) Die Mufterung lichleit jogleich einberufen. 5) Die zum einjährig- 
und Aushebung der Erſatzreſerviſten 2. Klaſſe Be Dienft Berechtigten treten — jofern 
findet ummittelbar nad Einreihung der Stamme|fie es wünſchen — bei flöfung der Erjat- 
rollen durch die Erſatzeommiſſion ftatt. In graden Truppentheile wieder in ben Genuß der ihnen 
Städten, welche eigene Aushebungsbezirke bilden, | bemwilligten vorläufigen Zurüdſtellung. 

) In e miniſterium ei 
') In Sachſen nad; ver Beftimmung des Kriegsminiiteriums, * — Be — 


Erjat-Neferve. 
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$ 100. [Reclamationen.] 1) Alle Reclamatio» Ehefrau monatlih 4 M und in der Zeit vom 1. 


nen bei der Einberufung find unzuläjfig. 2) Vor⸗ November bis 1. April 6 M. 


läufige Zurüditellungen, die feitens der Erjat- 
commilfion ausgeſprochen werben, haben nur jo 
lange Giltigkeit, al3 der Bedarf an Mannſchaften 
anderweitig gededt werben kann. 3) Soldaten, 
welche ſich bei mobilen Truppen im Dienſt be 
finden, fönnen nur im äußerjten Nothfalle vecla- 
mirt werben. Ueber die Zuläſſigkeit befindet die 
Erjatsbehörde 3, Inſtanz, jedoch bleibt die Ent- 
ſcheidung über die Ausführbarteit der Rüdfehr 
in die Heimat Tediglic dem Ermejjen des com- 
mandirenden Generald des mobilen Armeecorps 
und der mit gleichen ——— verjenenen 
Militärbefehlshaber anheimgeſtellt. Im Allge- 
meinen iſt nur Verſetzung zu einem Erjattruppen- 
theil und zeitweile Beurlaubung geftattet. So— 
fortige Entlafjungen fönmen nur durch das zu— 
ftändige Kriegäminifterium ausnahmsmweije ver- 
fügt werben, 

Erjat-Nejerve. Reſervepflicht, ſ. Eriap- 
Ordnung$13; Ueberweifung zur Erſatz-Reſerve 
i. dal. $$ 37 fi. Erfüllung der Dienjtpflicht 
der Erſatz⸗Reſerve I. u. IL Klaſſe, j. Control» 
Ordnung $$ 15, 16 (©. 215). 


Unterftügung cl ve were ein⸗ 
berufener Mannſchaften der Erſatz-Re— 
ſerve. Gefetz v. 27. Februar 1850.9 


8 1. Die Rejerve- und Landwehrmannſchaften 
follen, fobald fie zum Kriege oder wegen außer- 
ordentlicher Zufammenzichung der Nelerve oder 
der Landwehr einberufen werden, für ıhre Fa- 
milien im Falle der Bedürftigfeit eine Unter- 
ftügung nad näherer Beſtimmung dieſes Geſetzes 
erhalten. 8 2. Hinfichtlich des Anſpruchs auf 
Unterftügung ($ 1) werden al3 zur Familie ge- 
hörig betrachtet: die Ehefrau des zum Dienft 
Einberufenen und befjen Kinder unter 14 Jahren. 
— Auch können dahin noch gerechnet werden die 
Kinder über 14 Jahre, jowie Verwandte in 
auffteigender Linie und Geichwifter, in jofern fie 
von dem zum Dienft Einberufenen unterhalten 
werden müljen. — Dagegen find entferntere 
Verwandte, geichiedene Ehefrauen und uneheliche 
Kinder von der Berechtigung zum Empfange 
einer Unterſtützung aelacsiegen. $ 3. Die 
Berpflitung zur Unterjtüsung diejer Familien 
(85 1, 2) wird dem Sreifen auferlegt. — Aus— 
enommen hiervon bleibt die den Familien der 
andwehroffiziere in den Fällen des $ 1 zu 
gewährende Unterftügung; dieje wird in gleicher 
Weiſe wie Hinfichtlich der Familie der Offiziere 
des ftehenden Heeres aus dem Militär-iyonds 
beftritten. $ 4. Die Unterſtützungsbedürftigkeit 
der Familie muß in jedem einzelnen Falle nach— 
gewiejen werden. $ 5. Als Kreisunterftüsung 
muß mindejtend gewährt werden: a. für bie 


4) Die Verordnung dom 7. Nov. 1867 führte das Geſetz 
vom 27. Febr. 1850 im ganzen Bundesgebiet ein, nachdem 
daffelbe duch Verorbnung vom 31. Aug. 1867 bereits in den 
neuen zungen eingeführt worden war. Durch Geſetz vom 
8. 1 1868 ift baffelbe auf bie en Familien ber 
zum Dienit einberufenen Mannſchaften der Erſatzreſerve aus: 
gene: — S. audı Berorbnung für bie bobenzoliernf 

ande vom 17. Aug. 1870 und dazu $ 91 der bobengollern: 


iden Amte: und Yandesordnung vom 2. April 1373. 


b. für jedes Kind 
unter 14 Jahren monatlih 1 M 50 P, — Die 
Geldunterftügung kann theilmweife durch Lieferung 
von Brodlorn, Brennmaterial oder Kartoffeln 
erjegt werden. & 6. In jedem freie wird 
eine Unterftügungscommilfion gebildet, welche a. 
jowol über die Unterftütsungsbedürftigfeit der 
betreffenden Familien, als auch b. unter jorg« 
fältiger Berüdfichtigung der Arbeitsfähigkeit der- 
jelben, über den Umfang und die Art der ihnen 
zu gewährenden Unterftügung, nachdem der Ortö« 
borftand darüber gehört worden, mit Beachtung 
der Vorſchriften des 5 5 endgiltig zu entjcheiden, 
und c, die pünftliche Gewährung der bewilligten 
Unterftügung zu überwaden hat. $ 7. Die 
Unterjtügungscommifjion beftcht aus dem Land⸗- 
rath als Borfigenden und einer den Localver- 
hältnijjen angemeffenen Anzahl von Mitgliedern, 
welche die Kreisvertretung aus den Kreiseinſaſſen 
erwählt. Die Kreisvertretung ift befugt, die 
Geſchäfte der Commiſſion dem Kreisausfhuß zu 
übertragen. — Einer jeden Unterjtüsungscom- 
mijfion wird ein von dem betreffenden Land» 
wehr-Bataillons-Commando zu wählender Offizier 
beigeordnet. $ 8, Die Commijjion ($ 7 tann 
nur beſchließen, wenn mebr als die Hälfte ihrer 
Mitglieder zugegen ift. Die Beſchlüſſe werden 
nah Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen« 
gleichheit ift die Siimme des VBorfitenden ent» 
ſcheidend. — Der der Commifjion beigeorbnete 
Offizier nimmt an den Verhandlungen theil, 
hat aber feine enticheidende Stimme. 89. Die 
zu den Unterftügungen erforderlichen Geldmittel 
werben von der Kreiövertretung beſchafft und 
nöthigenfall3 nach dem Verhältniß der fonftigen 
Kreid-Lommunalbeiträge aufgebradt. $ 10. Die 
von der Gommiljion ($ 7) feitgeftellte Kreis- 
unterftütung wird den Familien in hHalbmonat« 
lihen Raten pränumerando verabreicht. — Die 
Gewährung beginnt mit dem Ubmarjch des zum 
Dienft Einberufenen aus der Heimath und endigt 
in der Regel mit deſſen Rüdfehr. — Unter- 
ſtützungen ber Privatvereine und einzelner Brivat- 
perjonen dürfen auf die bewilligte Kreisunter- 
ſtützung nicht angerechnet werden. 8 11. Den 
Familien derjenigen, melde, während fie im 
activen Dienft ſich befinden, a. der Dejertion ra 
ſchuldig machen, od. b. durch gerichtliches Erkenntni 
zur Feſtungsſtrafe oder zu einer härteren Strafe 
verurtheilt werden, wirt die bewilligte Kreis— 
unterjtüßung nicht weiter gewährt, fjobald die 
Nachricht davon bei der Unterſtützungscommiſſion 
eingeht, welcher von jolchen Füllen durch die 
Zruppenbefehlshaber ſofort Kenntniß zu geben 
iſt. & 12.) Den Familien derjenigen, welde im 
Gefecht getödtet werden oder infolge einer Be— 
Ihädigung im Dienſt oder einer durch den Dienft 
veranlaßten Krankheit vor ihrer Entlafjung in 
die Heimath fterben, wird noch drei Jahre lang, 
vom Todedtage des Familienvaters gerechnet, 
die bemwilligte Kreisunterſtützung belaffen, jofern 
ihre Hilfsbedürftigfeit nicht jchon vor Wblauf 

1, S. auch das Reihsgefeg, betr. die Penfionirung und 
Berforgung der Wilitärperjonen des Reichsheeres :c. vom 27. 
Juni i37L $$ 91—98. 
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biefes Beitraums aufhört. 
derjenigen, welche ohne ihr 
liche Gefangenſchaft gerathen, erhalten die be» 


Erfag-Refervefcheine — Executive Gewalt. 


$ 13. Die Familien mit dem Namen oder der Firma eines inlän- 
erſchulden in feind- diſchen Gemwerbetreibenden j. Markenſchutz. 


Ercommunication iſt als kirchliches Straf- 


willigte Kreisunterftügung auch während der mittel zuläffig, die Verfügung derfelben darf 
Dauer der — $ 14. Die den aber nicht öffentlich bekannt gemacht werden. ©. 
Familien der Reſerve und Landmehrmannihaften unter Kirchenzucht, Gejeg dv. 13. Mai 1873 
durch dieſes Geſetz rege Unterjtügung|s$ ı u. 4. 


eritredt jich nicht auf die Zeit, während welder 
diefe Mannſchaften an den jährlichen Uebungen 
der Landwehr theilnchmen, $& 15. Gleiche Ber- 
pflichtung wie die Kreife ($$ 3 und 6) haben 
diejenigen Städte, melde nicht zu einem land» 
räthlihen Kreife gehören. An Stelle der Kreis. 
vertretung (55 7 umd 10) tritt die Gemeinde: 
vertretung und an Stelle des Landraths ($ 7) 
der Bürgermeiiter. F 16. Die Minifter des 
Innern und des Krieges find mit der Ausführ- 
ung dieſes Geſetzes beauftragt. 

at-Mefervefcheine, j. Zandwehr-Ord- 
nung $ 13. 

Erjtattung von Armenpflegekoften, |. unter 
Urmenpolizei, a vom 6. Juni 1870 
8 30 (©. er und Gele vom 8. März 1871 
8 35 (S. 74). Im Bereiche der Kreisordnung 
vom 13. December 1872 entſcheidet in Streit: 
fällen über die Erftattungs-Anfprüche eines Armen— 
verbandes der Kreis- (Stadt:) Ausſchuß; j. unter 
Vermwaltungsbehörden, Geſetz vom 26, Juli 
1876 8 76, 


Erwerbs ⸗· Genoſſenſchaften, ſ. Genofjen-|[ 


ſchaften. 

Erze, die Gewinnung derſelben unterliegt dem 
— Berggeſetz, ſiehe Berggeſetz ı 

. 126). 

GErzicher, Beitrafung derjelben wegen mit 
ihren Schülern oder Böglingen begangener Un- 
zudt, j. Str.-&.-B.$ 174 Nr. 1; wegen Kuppelei, 
daj. $ 181 Nr. 2. — Diebſtahl oder Unter— 
Ihlagung, Seitens der Schüler oder Zöglinge 
gegen Erzieher verübt, ſ. daj. $ 247. Betrug 
gegen Erzieher nur auf Antrag ftrafbar, daſ. 
8 263 Ubi. A. 

Erzichungsanftalten. Wegen Errichtung 
von Brivat-Erziehungsanftalten fiehe Privat- 
ſchulen. — Unterbringung jugendlicher Ver— 
bredher in ſolchen, ſ. Str.-&.-B, 8 55. 

Ehtwaaren, Beitrafung wegen Verkaufs ver- 
fäljchter oder verdorbener, ſ. Str.-G.-B. $ 367 
Nr. 7; wegen Entwendung von Efwaaren, daj. 
8 370 Nr. 5. 

Eitafetten können nicht gepfändet werden; 
ſ. unter Feldpolizei, eldpolizei - Ordnung 
8 75 und Unhang $ 418; Poſtgeſetz vom 28, 
October 1871 $ 18: denjelben muß jedes Fuhr- 
wer! ausweichen; daf. $ 19: bei Unfällen müſſen 
die Anwohner der Straße die zum Weiterfommen 
erforderliche Hilfe gegen vollitändige Entſchädig- 
a 3 — gewähren; daſ. $ 21. 

tifetten, zur Bezeichnung derjelben ift allen 
preußiichen Fabrifanten der Gebraud; des preuß. 
Adlers (Königl. Erlaß vom 4. Januar 1862), 
und allen deutſchen Fabrikanten der Gebraud u. 
die Abbildung des deutichen Adlers, mit Aus— 
Malub der Form des Wappenjchildes, gejtattet 
(Kaijerl. Erlaß v. 16. März u. 16. April 1872), 
— Wegen fäljhlicher Bezeichnung von Etiketten 


Ereeution zur Beitreibung von directen ob. 
indirecten Steuern, öffentlichen Abgaben und 
Gefällen, |. unter Abgaben die Verordnung v. 
24, November 1843 nebjt Anmerkungen u. v. 22. 
September 1867 (©. 4 u. 11). — Wegen Voll. 
itredung der Erecution gegen Gemeinden oder 
Gutsbezirke im Geltungsbrreihe der Kreis-Ord- 
nung vom 13. Decenber 1872 j. unter Ber 
waltungsbehörden, Geſ. v. 26. Juli 1876 
$ 51, — Bollitredung der Entſcheidungen ber 
Verwaltungsgerichte |. unter Verwaltungs 
gericht, Gef. v. 3. Juli 1875 $ 79, 

Greeutionsgebühren, j. ©. 11. 

Greeutive Gewalt. 

I. Der Regierungen. f 

VBerorbnung vom 28. December 1808. 


$ 48. Bei Ausübung der ihnen verliehenen 
erecutiven Gewalt müjjen die Regierungen zwar 
die in den Gejegen vorgeichriebenen Grade ber 
obachten; inzwijchen find diejelben befugt:*) 1) 





!) Gabinet8:Ordre dom 31. Dec. 1835, D. XI.: 
b. Das ben Regierungen zugejtandene filcalifhe Erecutions- 
recht erjtredt ſich auch bis zu der Perion des Erequenbi, und 
lanu berjelbe daher gefänglich eingefegt werden. Wegen rüd- 
ftändiger birecter oder grimdberrlicher Abgaben, zu deren Eins 
ziehung fi fein Object im Vermögen des Abgabenpflictigen 
vorfindet, fol deſſen perfünlide Berhaftung von den Regter: 
ungen aber nicht verfügt werden. — Den Regierungen itebt 
es zu, vermöge der ibnen beigelenten allgemeinen Befugnig, 
in einzelnen Angelegenheiten ihres Reſſorts, den Yuitizunter: 
behörden Aufträge zu machen, und I zu beren Befolgung ans 
zubalten, vorausgefegt, daß die Natur der den Gerichten zu 
machenden Aufträge von ber Art ift, daß fie nicht mit ſolchen 
belaytet werden, die ihrer Bejtimmung fremd und reſp. ent 
gegen find; in Eivifproceffen, wo Fiſcus Partei ift, findet nur 
die Mequifition ftatt. Bei fifcaliichen Erecutionen follen die 
Regierungen bie Hilfe der Gerichte, als Ausnahme von der 
Megel, aber nur dann in Anfpruc nehmen, wenn es ihnen 
jelbjt an eigenen Organen zur Erecutionsvollftredung, ober 
im alle ber Verhaftung des Erequendi, an einem eigenen 
Locale zur Aufnahme des Berbafteten fehlt. — Da üb 

die Bermwaltungstebörden das Wecht und die Liquidität des 
beizutreibenden Objectes allein zu beurtheilen vermögen, und 
dafiir verantwortlich find, fo fann bie Berufung des Ereguenbi 
auf gerichtliches Gehör, über feine Verpflichtung zur Zahlung 
der Iräftation aud die Erecutionsvolljtredung, felbit gea 
die Perſon nicht füitiren. — Wenn indeffen in einem foldhen Sie, 
wo bie Verwaltungsbebörde nach den beitehenden geieglichen 
Beitimmungen zur perfönlicen Berbaftung des Schuldners 
jchreitet, von Seiten befjelben —— gegen die For⸗ 
derung erhoben werden, fo ift bie Berwaltungsbebörde zwar 
berechtigt, ben Schulbner, feines Widerſpruchs ungeachtet, zur 
Haft bringen zu laſſen; es liegt ibr jedoch ob, bie Sache jos 
fort an die compeiente Gerichtsbehörde gelangen zu laffen, 
damit biefelbe über die Fortdauer oder Relaration bes Arrefis 
nad $ 70 seq. Zit. 29 der Proceßordnung verfabre und er⸗ 
tenne. — Nach demſelben $ 48 des Anhangs zur Regi & 
inftruction vom 23. Oct. 1817 find bie Negi n bei An: 
wendung des fiicalifchen Erecutionsrchts auf die utiond: 
mittel vermiefen, welche bie — Geſete anordnen. Als 
eines ſolchen erwähnt zwar bie U. G. O. der Berpachtung 
ganzer Güter nicht, ba indeſſen die Erfa lehrt, daß der 
Modus executionis durch Sequeftration felten zum Ziele 
führt, und feinem von beiden Theilen wegen der Damit ver- 
bundenen bebeutenben Koſten Bortheile bringt, jo beftimme 
Ich: daß die Verpachtung der Domänen, achtzüter, ber 
bäuerlichen Befigungen u. unter Umftänben nad dem Urtbeil 
der Vermaltungsbenörben felbit die MWiederverpadtung bloß 


verzeitpadhteter Domänen im Wege ber Erecution geftattet fein 
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in Fällen, two die verlangte Verpflichtung auch Effecten geſchieht diesmal mit Zuziehung eines 


durch einen Dritten geleiftet werden kann, jolches | Juftigbedienten. 


Es verfteht fi übrigens von 


nad) fruchtlo@ gebliebener Aufforderung des Ver: |jelbft, daß die Regierungen die Befugniß haben, 


pflichteten für defien Rechnung bewirken, jowiejzur Sicherſtellun 


bed zu erftattenden Koflenbe⸗ 


ferner bei Lieferungen, wo es nicht gerabe auf|trags ober der Geditrafe ienöthigen Borfehrungen 
einzelne im Beſitz des Verpflichteten ſich befin-|äu treffen. 


dende Stüde anlommt, die zu liefernden Gegen» 
ftände für dejfen Rechnung anfanfen und in beiden 
Fällenden Koſtenbettag von ihm erecutiviich betrei- 
ben zu laffen. 2) Strafbefehle fönnen die Regier- 
ungen im Wege des erecutivifchen Berfahrens 
bi& zur Summe von 300 M oder vierwödent- 
lichen Gefängniß erlafen und vollſtrecken.) — 
Militärifche Erecution findet nur bei hartnädigem 
Ungehorfam oder wirklicher Widerjeglichkeit nad) 
fruchtlosgebliebener Eivilerecution und vorheriger 
Androhung ftatt. Auch müfjen die Regierungen 
vorher die Genehmigung der höheren Behörde 
nadjjuchen, oder derjelben wenigſtens gleichzeitig 
Unzeige maden, wenn bei der Sache Gefahr im 
Berzuge if. 4) Kommt es bei der Erecution 
anf den Berlauf eines Grundftüd3 an, jo wird 
felbiger zwar von dem ordentlichen Gericht, unter 
welchem bafjelbe belegen ift, im Wege der noth- 
wendigen Subhaftation bewirkt; bie Subhaftation 
fann aber von den Gerichten nicht verweigert 
werden, jobald die Berbindlichfeit des Schuldners 
außer Zweifel ift. 5) Der Verkauf abgepfändeter 


foll. Als Marimum der Zeit, auf welhe eine ſolche Verpacht⸗ 
ung öffentlich im Wege der Erecution geiheben kann, ſetze Ich 
3 ade fit, e8 müßte denn der Echulduer felbit in eime 
längere hu einmilligen. — Iſt nach Ablauf des Termin 
indeffen ber beabfichtigte Jweck nicht erreitt, dann iſt eine 
Wiederverpachtung unter gleichen Modalitäten ebenfalld zu: 
läffig. — Haben die Regierungen im Wege einer von ihnen 
ng Erecution Activforderungen in Seſchlag genommen, 
deren Einziehung ſodann nach ben Boricriften des Geſetzes 
vom 4. Yuli 1822 erfolgen ſoll, fo wird die in den 86 2 und 
3 des Geſetzes gedachte Berfügung nicht von den Gerichten, 
fonbern von den Regi en jelbit an bie mit ber Einziehung 
beauftragte fifcalifche Behörde erlaffen. 

1) Im Bereiche Kreisorbnung vom 13. Der. 1872 find 
die Zwangsmittel, deren bie Yandräthe, die Bolizeiverwalter 
in den zu Landlreifen gehörigen Etädten, die Amtsvor⸗ 

ber und bie Orts: (Gemeinde-, Guts-) Vorfteher in Aus: 

bung ihrer Bolizeigewalt zur Durchführung ihrer Anordnung 
fi) bedienen dürfen, im $ 
nun barunter 


reiheitsftrafen nicht genannt fin o ift bie 
aus $ 48 ber 


ordnung bom 26. . 1808 in Berbinbung 


mit dem 6 20 bed Geſetzes Über bie Polizeiverwaltung vom 


11. März 1860 bergeleitete Befugniß ber 


79 1 c. fpeciell Er Da 
L Reiſende bei ſich 


1I. Der Polizeibehörden. 


©. Geſetz v. 11. März 1850 8 20 (unter Polizei» 
verwaltung) und im Bereiche der Kreisordnung 
v. 13. December 1872, Gefet v. 26. Juli 1876 
$$ 33—39 (umter Berwaltung&behörden). 


II. Der Poſtbehörden. 

©. unter Poftwejen Gejep v. 28. October 
1871 8 25. 

Ereceutoren, ij. ©.482 und © 12838, 
Die Erecutorenftellen gehören zu denjenigen, 
welche feitens der Städte mit Eivilverjorgumgs- 
berechtigten Eejetst werden müſſen. 

Ererzierpläge find von der Grundfteuer 
befreit; re v. 21. Mat 1861 84, 

Erplodirende Etoffe j. Zündftoffe und 
die einzelnen Gegenftände, wie Dynamit, 
Pulver ꝛc. Beförderungleicht erplodirender Stoffe 
auf den Eifenbahnen, ſ. Betrieböreglement 
$ 48 (©. 158); mitteld der Poſt, F. unter Poſt⸗ 
wejen das Reglement dv. 30. November 1871 
$ 12). Erplodirende Stoffe find von dem Ge— 
werbebetrieb im Umherziehen ausgeichloffen; 
Bewerbe-Drdnung $ 56 Nr. 4. — Beitrafung 
wegen Berftörung einer Sache durch Anwendung 
erplodirender Stoffe, ſ. Str.-G.-B. $$ 311, 325; 
wegen Fiſchens und Krebſens unter Anwendung 
jolher Stoffe, daſ. $ 296 und Fiſchereigeſetz v. 
30. Mai 1874 88 21, 49 Nr. 3 (ij. u. Fiſcherei— 
wejen); wegen vorjchriftswidriger oder unvor« 
fichtiger Aufbewahrung jolcher Stoffe, ſ. Str.-G.- 
D. 8367 Nr. 5, 6. 

Erprefje, Beförderung von Briefen 2c. durch 
erprefje Boten, j. unter Boftwejen das Roftgejeg 
v. 28. October 1871 8 2. 

Erpropriation, j. Enteignung. 

Ertrapoft, bei Beförderung mittels derfelben 
leiftet die Pojtverwaltung weder für den Verluft 
oder die VBeihädigung an Sachen, melde der 

Pahıt, nod) bei körperlicher Be» 
Ihädigung deffelben Entihädigung; Poſtgeſetz v. 


eitet oljgeibehörten zur 28, October 1871 8 11 Abi. 2. — Den Ertra« 
Peg - er poften muß jedes Fuhrwert auf das gegebene 
Innern vom 8. Aug. 1874). ‚Signal ausweichen; daſ. $ 19, 


£. 


Babrifanten oder — wie fie m den SS 1341]. Gewerbebetrieb, fommen für die Unter— 
und 135 der Gewerbeordnung v. 21. Juni 1869 nehmer von Yabrifen die bejonderen gejeglichen 
genannt werden — Fabrik» Inhaber können Vorſchriften über die gewerblichen Anlagen, welde 
einzelne phyfiiche Perſonen oder Hanbeld-Gefell- einer bejonderen Genehmigung bedürfen, und 
haften mit oder ohne Rechte der juriſtiſchen Per- deren Betrieb, |. Gemwerblihe Anlagen, zur 
onen (offene Handelsgeſellſchaften, Kommandit- | Geltung. — Yabrifanten jind befugt, außerhalb 
Actien-Gejellichaften) fein. Abgeſehen von den alls|ded Ortes ihrer gewerblichen Niederlaffung per- 
gemeinen Erfordernifien, welche bei dem Beginn ſönlich oder durch in ihren Dienften ftehende 
eines ftehenden Gewerbebetriebes zu erfüllen find, !Reifende Waaren aufzufaufen und Beftellungen 
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auf Waaren zu juchen. Cie bedürfen dazu eines Wochen dann zu geftatten, wenn Naturereigniffe 
Zegitimationdjcheins, welcher von ber unteren | oder Unglüdsfätte den regelmäßiger Geichäfts- 
Berwaltungsbehörde ausgejtellt wird und fiir Das |betrieb in der Fabrik unterbrochen and ein ver- 
Kalenderjahr gilt. Dieſes Gewerbeſcheins bebarf — Arbeitsbedürfniß herbeigeführt ya 
ed nicht, wenn ber betreffende Gewerbetreibende |$ 129. Zwiſchen den Arbeitsftunden muß den 
durch die nad) den Bollvereindverträgen erforber- jugendlichen Arbeitern ($ 128) Vor- und Nach- 
liche Gewerbe-Legitimationdfarte bereit3 für das mittags eine Pauſe von einer halben Stunde 
Gejammtgebiet des Zollvereind Tegitimirt ift; ſ. und Mittags eine ganze Freiftunde, und zivar 
Gewerbeordnung $ 44 und die Noten da- jedesmal aucd Bewegung in ber freien Luft ge- 
zu. — Das Aufjuhen von Waarenbeftellungen währt werden. — Die Urbeitöftunden dürfen 
unter Mitführung nur von Broben oder Muftern nicht vor 5'/, Uhr Morgens beginnen und nicht 
der Waaren, auf welche Beitellungen gejucht über 8%, Uhr Abends dauern. — An Sonn« 
werden, und der Auflauf von Waaren, welche und Feiertagen, jomie während der von dem 
nur behufs deren Beförderung nad) ven: Bejtimm- |ordentlichen Seeljorger für den Katechumenen - 
ungsorte mitgeführt werben, gelten hinfichtlidh und Confirmandenellnterricht beftimmten Stunden 
der Bejteuerung als Ausflüffe des stehenden |dürfen jugendliche Arbeiter nicht beichäftigt wer- 
Gewerbebetriebed. Eines Gewerbeſcheines den. $ 130. Wer jugendliche Arbeiter in einer 
Fabrik zu einer —— Beſchäftigung an» 
nehmen will, hat davon der Ortspolizeibehörde 
zuvor Anzeige zu machen. — Der Arbeitgeber 
hat über die von ihm beſchäftigten jugendlichen 
Arbeiter eine Liſte zu führen, welche deren Nas 
men, Alter, —— Eltern, Eintritt in die 
Fabrik und Entlaffung aus derſelben enthält, in 
dem Arbeitslocal auszuhängen und den Rolizei- 
und Schulbehörden auf Verlangen in -Abjchrift 
vorzulegen iſt. Die Anzahl diefer Arbeiter hat 
er halbjährlich der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 
hältnifje zwiichen den Fabrilanten als den Urbeit-|$ 131. Die Annahme jugendlicher Arbeiter zu 
ebern und ihren Arbeitern iſt Gegenſtand freierjeiner regelmäßigen Beichäftigung darf nicht er- 
ebereinkunft; Gew.-Ord. $ 105. Bei Abjhluß|folgen, bevor der Vater oder Vormund derjelben 
einer jolchen Uebereinkunft jind aber außer den|dem Wrbeitgeber ein Arbeitsbuch eingehändigt 
allgemeinen Borjchriften in den SS 105—114 derjhat. — Diele Arbeitsbuch, weldhem die SS 128 
Gewerbeordnung über das Verhältniß der Ge-|bis 133 des gegenwärtigen Geſetzes vorzudruden 
jellen und Gehilfen, |. gewerbliche Arbeiter, find, wird auf den Antrag des Vaters oder Vor— 
Hilfstaſſen, no folgende bejondere Vorjchrife mundes des jugendlichen Ärbeiters von der Ortd- 
ten der Gewerbeordnung maßgebend: nen eg und enthält: 1. Nanıen, 
: ' ag und Jahr der Geburt, Religion des Arbei- 
‚1. Beihäftigung von Kindern und ters, 2, Namen, Stand und Wohnort des Vaters 
jugendlihen Urbeitern in Fabriken. oder Bormundes, 3. ei ib : 
Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 |. r Sormunder, 9. ein Beuaniß über ben bis. 
:|herigen Schulbefuh, 4. eine Rubrik für die bes 
$ 128. Kinder unter 12 Jahren dürfen in ſſtehenden Schulverhältniffe, 5. eine Rubrik für 
Fabriken zu einer regelmäßigen Beichäftigung |die Bezeichnung des Eintrittes in die Anftalt, 
nicht angenommen werden.!) — Bor vollendetem 


6. eine Rubrik für den Austritt aus derjelben, 
vierzehnten Lebensjahre dürfen Kinder in Fabri-|7. eine Rubrik für die Reviſionen. — Der 
fen nur dann bejchäftigt werden, wenn fie täg-| Arbeitgeber hat diefes Arbeitsbuch zu —— 
lich einen mindeſtens dreiſtündigen Schulunter- 


der Behörde auf Verlangen jederzeit vorzulegen 
richt in einer von der höheren Verwaltungsbe— 


und bei Beendigung des Arbeit&verhältnijies dem 
hörde genehmigten Schule erhalten. Ihre Be-|Bater oder Vormunde des Urbeiters wieder aus» 
ihäftigung darf 6 Stunden täglich nicht über-Jauhändigen. $ 132. Wo die Aufjicht über die 
jteigen. — Junge Leute, welche das vierzehnte Ausführung der vorftehenden Beitimmungen 
Lebensjahr zurüdgelegt haben, dürfen vor voll-|($$ 128—133) eigenen Beamten übertragen ift, 
endetem ſechszehnten Lebensjahre in Wabrifen|itehen denſelben bei Ausübung diefer Äufſichi 
nicht über 10 Stunden täglich bejchäftigt werden. [alle amtlichen Befugniffe der Ortspolizeibehörden, 
Auch für diefe jugendlihen Arbeiter kann durdinsbejondere dad Hecht zur jederzeitigen Revifion 
dic Gentralbehörde die zuläfjige Arbeitsdauer|ber Fabriken zu. — Die auf Grund der Beftimnt- 
bis auf 6 Stumden täglid für den Fall einge. 


ungen der $$ 123— 133 auszuführenden amtlichen 
ſchränkt werden, daß diejelben nach den bejonderen |Revijionen der gewerblichen Anftalten find die 
in einzelnen Theilen des Bundesgebietes bejtehen- Beſitzer derjelben verpflichtet, zu jeder Zeit, 
den Schuleinrihtungen noch im jchulpflichtigen |namentlicd auch in der Nacht, während die An— 
—* ſich eg — Die — —— iſt ſtalten im Betriebe find, zu geſtatten. 
efugt, eine Verlängerung dieſer Arbeitäzeiten IL 8; . ' 
um Hötens eine Gtunbe und auf Hödtens a] "NG nerberQrbnung 
sm bie 98 129 f- And die Borfriften des Gejenes vom) g 134, Fabrikinhaber, ſowie alle diejenigen 
Geioeh nidn me van 5e Dab eh cineBMbBrUdE Dielen |. ae ir Gang- oder Halbfabrifaten Handef 



































N d. Art.) bedürfen hierzu alſo nur diejenigen 
erfonen, welche weder jelbft ein ftehendes Ge— 
werbe in Deutjchland betreiben, noch im Dienite 
eines ſolchen Gewerbetreibenden jtehende Reijende 
find. (Minifterial-Anweifung v. 3. Sept. 1876 
Nro. 5 zu IV). — Bezüglich des Berhältnifjes 
der Yabrifanten zu den Sabrifarbeitern j. den 
folgenden Artikel, und wegen ihrer Verpflichtung 
den gewerblichen Hilfskaſſen gegemüber, j. H11f3- 


kaſſen. 
— Die Feſtſetzung der Ver— 
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treiben, ſind verpflichtet, die Löhne der Arbeiter, —— Besiähte, ſ. Gewerbegerichte. 
welche mit Anfertigung der Fabrilate für fie abrifzeichen, ſiehe Markenſchutz, auch 
beſchaͤftigt find, in baarem Gelbe auszuzahlen. —|Mujterihus. 

Sie dürfen denfelben feine Waare crebitiren. —| Faden, im Geltungöbereih der Maß- und 
Dagegen können ben Arbeitern Wohnung, Feuer rg | v. 16. Mai 1816 — 1,ga5ı MI. 
ungsbedarf, Landnutzung, regelmäßige Beköftig-| Führen. 1. Bezüglich der Befugniß Gefäße 
ung, Arzneien und ärztliche Silfe, owie Werk-|zu halten, um das leberjegen vom linken zum 
zeuge ımd Stoffe zu ben von ihnen anzufertigen [rechten Rheinufer gegen Bezahlung zu bewirken, 
den Fabrilaten unter Anrechnung bei der Lohn-|find durch das Gejey vom 4. Auli 1840 Beitimm- 
zahlung verabreidt werden. $ 135. Die Berjungen getroffen. Durch Cabinetdordre vom 27. 
ſtimmungen des $ 134 finden auch Anwendung |December 1846 ift der Normal-Fährtarif v. 27. 
auf Familiengliever, Gehilfen, Beauftragte, Ge-|Mai 1829 bei den Privatfähren der Rheinpro— 
ſchäftsführer, Aufjeher und Factoren der dort|vinz und der Provinz Weitfalen eingeführt. Die 
bezeichneten Arbeitgeber, jowie auf Gemerbetrei- | Ausfertigung der Tarife erfolgt feitens der Regier- 
bende, bei deren Gejchäft eine der hier erwähnten ungen. 2. Im Gebiete des Allgemeinen Land- 
Berjonen unmittelbar oder mittelbar beteiligt |vedt3 fann jeder Anwohner eines Flufjes Fähren 
ft. $ 136. Unter Mrbeitern ($ 134) werden|und Prahmen zum eigenen Gebrauch halten. 
hier auch Diejenigen verftanden, welche außerhalb | Das Recht aber, Fähren und Prahmen zum 
der Fabrilftätten für Fabrikinhaber oder für die Ueberſetzen für Geld zu halten, gehört zu den 
ihnen gleichgeftellten Perjonen die zu deren Ge-|Regalien des Staats. (Mllg. Zandr. Th. II. 
werbebetriebe nöthigen Ganz» oder Halbfabrifate|Tit. 15 $$ 50, 51). In Weftpreußen ift den- 
anfertigen, oder jolde an fie abſetzen, ohne ausljenigen, welche ſich im Beſitz des Rechts, Fähren 
dem Verkaufe diejer Waaren an Confumenten|und Prahmen zum Ueberſetzen für Geld zu 
ein Gewerbe zu madhen. $ 137. MWrbeiter,Ihalten, befinden, dies Recht mit Vorbehalt 
deren Forderungen den Vorſchriften der $$ 134 |der in polizeilicher Beziehung und in Anfehung 
bis 186 zumiber anders als durch Baarzahlung|des Fährgeldes zu ya ae Anordnungen ver« 
berechtigt find, können zu jeder Zeit die Bezahl-|blieben (Provinzialredht für Weftpreußen $ 71). 
ung ihrer Forderungen ın baarem Gelde ver- 3. In den neuen Landestheilen find die dajelbit 
langen, ohne daß ihnen eine Einrede aus dem wegen der Befugniß zum Halten öffentlicher 
an Zahlungsftatt Gegebenen entgegengefegt wer-| Fähren geltenden Vorſchriften in Kraft geblieben; 
den kann. Letzteres fällt, ſoweit ed nod bei dem|Gejeg vom 17. März 1868 $ 11. 4. Wegen 
Empfänger vorhanden oder diejer daraus be- Beſtrafung des Zerftörens oder Beſchädigens von 
veichert ift, der im $ 139 Abſ. 2 gedachten Kafje) Fähren, j. Strafgejegbud $ 321. 

zu. & 138. Verträge, welche ben $$ 134 bis] Fälſchung, 1. von Geld (Münzverbrechen u. 
136 zuwiderlaufen, find nichtig. — Daſſelbe gilt |Bergehen) j. Str.-G.-B. $$ 146—149; 2. von 
von Berabredungen zwiſchen Fabrilinhabern oder Urkunden, daf. $ 92 Nr. 2, SS 267 ff., 348; 8. 
ihnen gleichgeitellten Perſonen einerjeit3 und Ar-|ded Ergebnijfes von öffentlihen Wahlen , dai. 
beitern anderjeitd über die Entnehmung der|$ 108; 4. von Stempelpapier, daj.$ 275; 5. von 
Bedürfniſſe diejer letzteren aus gewiſſen Verkaufs | tteften, daf. S$ 277, 363; 6. von Depeſchen, daj. 
ftellen, jowie überhaupt über die Verwendung |S 355; 7. von Legitimationspapieren, daj. $ 363; 
des Berdienftes derjelben zu einem anderen Zwed,|von Genußmitteln, daj. $ 367 Nr. 7, 


als zur Betheiligung an Einrichtungen zur Ber- 
befjerung der Lage der Wrbeiter oder ihrer 


Färbereien. Zu deren Anlegung bedarf es 
feiner bejonderen Genehmigung. Das zu deren 


yamilien ($ 134). $ 139. Forderungen fürf Betriebe benußte Wafjer darf feinem Privatfluffe 


Baaren, welche ungeadhtet des Verbots den Ar— 
beitern creditirt worden find, können von Fabrik— 


zugeleitet werden, wenn Dadurch der Bedarf der 
Umgegend an reinem Waſſer beeinträchtigt oder 


inhabern oder von ben ihnen gleichgeitellten Ber- feine erhebliche Beläftigung des Bublicums ver- 
ſonen weder eingeflagt, noch durch Anrehnungfurjacht wird. Die Enticheidvung hierüber jteht 
oder jonft geltend gemadjt werden, ohne Unter: |der Polizeibehörde (im Geltungäbereiche der 
ſchied, ob fie zwijchen den Betheiligten unmittelbar |Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 den Kreisaus— 
entjtanden oder mittelbar erworben find. — Da-|ihüffen) zu (Gej. üb. die Benugung der Privat» 
guen fallen dergleichen Forderungen der Kranken», |flüffe v. 28. Febr. 1843). 

erbe-, Spar» oder ähnlichen Bitjetoffe zu, äffer, Eichung derj., j. Flüſſfigkeitsmaße. 
welche in der Wohnortögemeinde des betheiligten huenflucht, ſ. Dejertion. 
Arbeiters für diejenige Klaſſe von Arbeitern be— ahrbahn, chauſſeepolizeiliche Beſtimmungen 
ſteht, zu welcher er gehört. Sind mehrere ſolcher über die Benutzung derſelben, ſ. S. 201 Nr. 11, 12. 
Kafien vorhanden, jo fällt die Forderung allen| Fyahrbillets auf Eifenbahnen, j. Betriebs- 
zu gleichen Theilen zu, in Ermangelung derart-| Reglement 38 8—11. 
iger Anftalten aber der Ort3-Armentafie. wahren, Beftrafung desunbefugter über freunde 

Fabriken, j. gewerblihe Anlagen. Be Acer, Wieſen ꝛc.; ſ. unter yeldpolizei, Feld- 
züglich der Verbindlichkeit zum Schadenerjate für|polizei-Ordnung $ 44 u. Str.-G.-B. $ 368 Nr. 9; 
die bei dem Betriebe von Fabriken herbeigeführ-|de3 übermäßig jchnellen Fahrens in Städten od. 
ten Tödtungen und Körperverletzungen |. das S. Dörfern, ſ. Str.-G.:B. 366 Nr. 2, Die haufjee- 
309 abgedrudte Geſetz v. 7. Juni 1871. — Wegen) polizeilihen Vorſchriften j. ©. 202. 

i ber Gewerbeiteuer von Fabriken ſ. unt. Fahrläſſigkeit in ftrafrechtlicher Beziehung, 

Gemerbeftener Gejeg v. 30. Mai 1820 $ 3.'. die einzelnen jtrafbaren Handlungen. 


richtlich oder notariell beglaubigten oder eigenhändig geich 
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Fahrpläne der Eifenbahnen, f. Betrie b3-|Soweit die Mitglieder des Familienraths wicht 
Reglementg$ 7. durch den Vater oder die Mutter berufen find, 
Hahrfdjeine ‚ ErtHeilung derfelben zur Be-|oder die von dieſen Berufenen nicht eintreten oder 
fihtigung von Bergsverten, j. Berggefes $ 78.| Mitglieder ausjcheiden, erfolgt die Berufun der 
ahrwaſſer, Beitrafung wegen Störung bed-| Mitglieder bis zur Herftellung der Beichlußfähig- 
jelben, |. Str.-G.-B. 88 321, 325, 326. feit durch den Vormundichaftsrichter nah Un- 
Bahrzenge, Beförderung derjelben auf Eiſen- hörung von Verwandten und Berichwägerten bes 
bahnen, ſ. Betriebs Reglement 8 35 ff. Mündels, jofern diejelbe ohne Verzug geichehen 
In Anſpruchnehmen von Fahrzeugen zu Militär |fann, Darüber, ob und welde Perſonen aufer- 
zweden, |. Fuhrwerke. dem zu berufen jind, beſchließt der Familienrath. 
alicher Eid, j. Meineid. $ 74. Die Mitglieder des Familienrath3 mer» 
Hai chmünzerei, |. Str⸗G.B. $ 146 ff. den von. dem Bormundicaftsrichter durch Ber» 
gamiltenhaupt, Verpflichtung desfelben zu|pflictung auf treue und gewiſſenhaſte Yührung 
ihres Amtes beftellt. Die Verpflichtung erfolgt 


ben Unzeigen in Standesregifterfahen, ſ. Ber- - Be M 
fonenftandsmwejen Geſetz vom 6. Februar|mitteld Handichlags an Eidesitatt. $ 75. Der 













































1875 $$ 57, 68, . Familienrath hat die Rechte und Pflichten des 
Tamiliennamen, |. Namen. Vormundſchaftsgerichts. $ 76. Der Familien» 
Familienrath,. rath iſt nur bei Anmwejenheit des Vormundſchafts- 


richter8 und mindejtend zweier Mitglieder ber 
ihlußfähig. — Sind außer dem Borjigenden mur 
zwei Mitglieder vorhanden, jo hat der Kamilien- 
rath ein oder zwei Erjagmitglieder zu berufen 
und die Reihenfolge zu bejtimmen, in welcher 
diefelben bei etwaiger Beichlußunfähigkeit einzu- 
treten haben. $ 77. Der Familienrath wird 
durch den Bormundicaftsrichter auf den Antrag 
zweier Mitglieder, des Vormundes oder des 
Segenvorinundes oder von Umtöwegen zufammen- 
gerufen. — Alle Mitglieder find mündlich oder 
Ichriftlih duch den Vormundſchaftsrichter einzur 
laden. — Der Jamilienrath faßt jeine Bejchlüffe 
nad der Mehrheit der Stimmen der Anmwejenden. 
Bei Gtimmengleihheit gibt die Stimme bes 
Vormundjhaftsrichters den Ausſchlag. $ 78. 
Zum Nachweije eines giltigen Beſchluſſes genügt 
die Unterjchrift des Vormundſchaftsrichters. — 
Der Vormund fann verlangen, dab ihm die 
Beſchlüſſe des Familienraths jchriftlih zugehen. 
— Gegen die Beſchlüſſe des Familienraths findet 
Beichwerde nah Maßgabe des $ 10 ftatt. — 
Wird ein fofortiges Einjchreiten erforderlich, jo 
hat der Bormundichaftsrichter die nöthigen An— 
ordnungen zu treffen und unverzüglich den Fa— 
milienrath zufammen zu berufen, um dieſen von 
der getroffenen Verfügung in Kenntniß zu jegen 
und über bie weiter zu ergreifenden Maßregeln 
einen Beſchluß herbeizuführen. $ 79. Die Mit« 
glieder des Familienraths können aus denjelben 
Gründen wie ein Bormund durd das Beichwerde- 
gericht entjegt oder entlafjen werden. — Gegen 
Mitglieder des Familienraths, welche ohne ges 
nügende Entſchuldigung ausbleiben, Tann der 
Vormundſchaftsrichter eine Ordnungsſtrafe bis 
zu 100 M verhängen. — Gegen die Berhängung 
der —— * findet Beſchwerde nach Maß— 
gabe des $ 10 ſtatt. 8 SO. Fehlt es an der 
erforderlichen Anzahl von geeigneten Perſonen 
ur Bildung oder Ergänzung des Familienraths, 
* iſt die Vormundſchaft nach den Vorſchriften 
* Tr — rege — Bon 
nannt | 2 t er Auflöjung des Familienraths find die bie- 
—— eher ati a ner herigen Mitglieder, der Bormund und der Gegen- 
iR ni t berufen, — ‚fe wi einem —— als dem Baker bormund durch den Bormundichaftsrichter in 
n their ober wenn bie mit dem Vater i — ii 
des Mündels durch Urtbeil getrennt ift. — Iſt einer Eheirau —— ee Ay > — 


ein Bormund zu beſtellen, ſo darf vor jedem nach dieſem Pa— * * * 
ragraphen Berufenen der Ehemann beftellt werben. ” ertheilen, die frühere aber zurüdzugeben. 


Bormundihaft3-Ordnung 
vom 5. Juli 1875: 

ıV. Familienrath.) $ 71. Ein Familienrath 
ift zu bilden: 1. wenn der Vater oder die Mutter 
des Mündeld nad; Maßgabe der in $ 17 für 
die Berufung eine Bormundes gegebenen Vor» 
ſchriften die Bildung angeordnet hat,!) 2. wenn 3 
Berjonen, welche mit dem Mündel bis zum brit- 
ten Grade verwandt oder verjchwägert find, die 
Bildung beantragen, 3. wenn der Bormund oder 
der Gegenvormund die Büdung beantragen. — 
Die Bildung eined Familienraths unterbleibt, 
wenn fie vom dem Vater oder der Mutter nad) 
Mafgabe der Vorſchriften des $ 17 unterjagt 
it. — Zum Eintritt in den Familienrath kann 
Niemand gezwungen werden. $ 72. Der Fa- 
milienrath wird aus dem Bormundicaftsrichter 
ald Vorfigenden und aus Verwandten oder 
Verihmwägerten des Mündeld als Mitgliedern 
gebildet. Andere Berjonen können in denjelben 
berufen werden: 1. durch den Vater oder bie 
Mutter nad Maßgabe der Vorſchriften des $ 17; 
2. durd) Beſchluß eines beftehenden Familienraths. 
— Nur männliche Perjonen, welche zur Führung 
der Vormundſchaft gejeplich fähig jind, fünnen 
Mitglieder des Zamilienrath8 werden. Die Giltig- 
feit der Beitellung gejeplich unfähiger Mitglieder 
iſt nad) den Vorjchriften der 88 25, 62 zu be: 
urtheilen. — Der Gegenvormund kann zugleich 
Mitglied des Familienraths ſein. — Die u 
der Mitglieder beträgt höchſtens ſechs. & 78. 


'), Der $ 17 lautet: Als Bormünder find in nachſtehender 
Meihenfolge berufen: 1. wer ohne die bäterlihe Gewalt zu 
erwerben, den Münbel au Kindesftatt angenommen bat; 
2. wer von dem Bater in einem Zeftament oder in einer ge 

cie- 


benen und unterichriebenen Urkunde benannt ift, jofern ber 
—— Zeit jeines Todes bie väterliche Gewalt über den 
Mundel gehabt bat oder unter Borausjesung der bereits er- 
folgten Geburt beffelben gehabt haben mwürbe, ober fofern der 
Vater bis zum Tode die Bormunbjchaft geführt hat; 3. bie 
Mutter über ihre ehelichen, nicht an Kinbesjtatt hingegebenen 
Kinder; 4. mer von der Mutter in ber unter Nr. 2 beitimm: 
ten Form benannt ift, fojern bie Mutter bis zum Tode die 
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Hamtlienftiftungen, Stempel für deren Er⸗ Karminlack, karminirtes Roth, Berliner Roth, 
tung, ſ. unter Stempelfteuer die Tarife) Freienwalder Roth, Neapelroth, Kugellad , Flo— 


zum Geſ. v. 7. März 1822, zu den Berorbnnungen 
v. 19, Juli und 7. Aug. 1867, Wegen Erheb- 
ung von Erbichaftsftener für Hebungen aus 
Yamilienftiftungen ſ. unter Erb fchaftsfteuer 
Geſetz v. 30. Mai 1873 $ 1 Nr. 3, 98 23, 24, 
28, Zarif Nr. 3. 

Fangmittel, bei Ausübung der Fiicherei ver- 
botene, ſ. unter Fiſchereipolizei Gel. v. 30. 
Mai 1874 SS 21, 22, u. die Fifcherei-Ordnungen 
vb. 7. März 1845 für die Binnengewäfler der 
Provinz Preußen und Poſen, $ 21; für das 
friſche Haff 88 45, 46, 47; für das furijche Haff 
$5 44—47T. ©. auch Str.G.B. $ 296. 

—— Bon dem Königl. Polizei-Präſidium 
u Berlin ſind, um zu verhüten, daß Spielzeug 
Mr Kinder, Conditorei- und fonftige Eßwaaren 
durch aufgetragene jchädliche Farben für die Ge- 
jundheit nadjtheilig werden mögen, ſowol bie 
ihädlichen als auc die unichädlihen Farben in 
folgender Weije zufammengeftelt. 1. Sch ädliche 
Farben Weiß: Bleiweiß, Kremſerweiß, 
Scieferweiß, Schwerſpath und Zinkweiß (Bink- 
oryd). — Roth: Malerzinnober, Grangichang, 
Mennige (Minium), Kupferroth, Chromroth, eng- 
liſch Schönroth, Mineralroth und rother Streu- 
glanz. — Gelb: Operment oder Raujchgelb (Auri- 
pigmentum), Königsgelb, Kaſſeler Gelb, Neapel- 
gelb, Bleigelb oder Mafficot, engliih Gelb, 
Mineralgelb, Chromgelb oder chromſaures Blei, 
Neugelb, Gummi guttae, gelbe Bronze oder 
Barijer Gelb. — Drange: Gemiſche aus vorftehend 
aufgeführten rothen und gelben Farben. — Blau: 
Bergblau, Mineralbergblau, Bremer Blau, Königs- 
blau, Smalte, Zint- oder fupferhaltiges Berliner 
Blau, blauer Erzglanz, blauer Strauglanz, Eichel, 
Ultramarinblau, Silberblau, Louiſenblau, Wiener 
Blau und Leuthener Blau. — Biolett: Gemiſche 
aus vorjtehend aufgeführten rothen und blauen 
ge — Grün: Grünjpan, Grünfpanblumen, 

aunichtweiger Grün, Berggrän, Bremer Grün, 
Schwediſch Grün, Scmeliches Grün, Wiener Grün, 
Schweinfurter Grün, Kirchberger Grün, Barijer 
Grün, Berliner Grün, Neu-Grün, Delgrün, grüne 
Bronze, Kaiſergrün, Mititgrün, engliid Grün, 
Kafjeler Grün, Moosgrün, Papageiengrün, 
EChromgrün, Kobaltgrün, grüner Binnober, Raijer- 
weißgrün, Maigrün, Mineralgrün, Neapelgrün, 
Neumiedergrün, Zinfblende und jedes aus einer 
Miihung von jchädlihem Gelb und Blau noch 
fonjt zu bildende Grün. — Braun: Terra Siena 
und Gemifche aus einer der oben aufgeführten 
rothen Farben und Schwarz. (Zur Daritellung 
des Schwarz ſelbſt Haben ſchädliche Stoffe bisher 
noch feine Anwendung gefunden.) — Metallfarbe: 
Metallgold, Metalljilber, unächtes oder Schaum⸗ 

old, unächtes oder Schaumfilber, Goldbronge, 
ilberbronge, Kupferbronge, und rother Spieh- 
glanz (Antimonium crodum). Unigäd- 
ihe Farben. Weiß: Präparirte, gut aus— 
gewaſchene Kreide oder mit Wafjer anugeriebener, 
wieder getrodneter oder gepulverter Gips, 
Asbeſt —— weiß gebranntes Hirſchhorn 
oder Elfenbein, präparirter Speditein, präparir- 
ter Talk und weißer Thon, — Roth: Karmin, 


rentiner Lad, Krapplad, Rojenlad, Karmoiſinlack, 
lirſchrother Lad, Wiener Lad, Roſenroth, Rojen- 
lila, Braunroth, Sophienroth, Tafjenroth, armen 
iſcher Bolus, rothes Eifenoryd (Caput mortuum), 
präparirter Blurftein, Dradenblut, Ablochung 
von Blauholz und dejjen Extract, Ablochung von 
Fernambuck oder Brajilienholz mit Alaun und 
Gummi verjegt, deösgleichen von Kochenille mit 
etwas Weinftein, Saftroth, die Säfte other 
Beeren, 3. B. der Berberigen- und Kermesbeeren, 
mit Wafjer bereiteter Aufguß von rothen Klatſch- 
rojenblättern, gepulvertes Sandelholz. — Gelb; 
Schüttgelb, gelbe Erde, Ddergelb, gelber Lad, 
gelber Srapplad, Saftgelb, Abkochungen von 
Kurfumewurzel, Berberitzenwurzel, Saflor, 
Duercitron, Schnote, Wau, Kreuzbeeren, Gelb— 
beeren (Grains D'Avignon), desgleichen von Gelb» 
holz mit dem vierten Theile Alaun und Gunmi 
** t, und von Fiſſel oder Fuſtelholz, Aufguß 
von Saffran, desgleichen das von den Blumen— 
blättern der gelben Ringelblume (Calendula of- 
fieinalis). — Orange: Saftnanoquin, eine Ab— 
kochung von Orlean mit einem geringen Zuſatze 
von Soda bereitet, ſowie Gemiſche aus unſchäd— 
lichen rothen und gelben Farben. — Blau: 
Reines Berliner Blau, Diesbacher Blau, Pariſer 
Blau, Mineralblau, Neublau, ſächſiſch Blau, 
Blau⸗Tinetur, Indigo, beſonders eine mit vier 
Theilen concentrirter Schwefelſäure bereitete und 
durch Natrum oder Kreide abgeftumpfte Auflöj- 
ung deſſelben, trodener und flüjfiger Indigo— 
Karmin, Saftblau. — Violett: Ladmus, Saft- 
viofett und Gemifche unfchädlicher rother und 
blauer Farben, 3. B. eines Aufguffes der Codje- 
nille mit etwas Kaltwafjer oder Sodaauflöjung 
oder Salmiaf » Spiritus und einer beliebigen 
Menge der voritehend erwähnten abgejtumpften 
Auflöfung des Indigo. — Grün: Gaftgrün und 
mehrere Ubänderungen defjelben, wie Pijtazien« 
grün, Upfelgrün, Duntelgrün u. ſ. w., chemiſch 
Grün, grüne Erde und Gemiſche aus unjchäd« 
lihen blauen und gelben Farben, z. B. eine Ver— 
bindung des reinen Berliner Blau mit einer Ab- 
fohung von Kurkumewurzel oder Gelbholz, 
desgleichen der vorerwähnten abgejtumpjten In— 
digo-Auflöfung mit der Ablodung von Kurkume- 
wurzel und etwas Alaun oder mit dem Aufguffe 
der Blumenblätter der Ringelblume. — Braun: 
Biefter, Kölnifhe Erde, Mumie, Sepia, Umbra, 
Rafieler Braun, Keffelbraun, brauner Lad, 
Mahagonibraun, Mineralbraun, Modebraun, 
ruſſiſch Braun und Miſchungen aus unihädlichem 
Roth und Schwarz. — Schwarz: Beinſchwarz, 
FranffurterSchwarz,Kernfhwarz, Neutralichwarz, 
falcinirter Ruf. — Metallfarben: Aechtes Blatt- 
gold, ächtes Blattjilber,, ächtes geriebenes Gold 
und Silber, Mufivgold, Staniol und Graphit. 
— Spielzeug aller Art, gleihviel ob im In— 
oder Auslande verferfigt, verfällt ber polizeilichen 
Wegnahme und Vernichtung, wenn joldhes mit 
ſchädlichen Stoffen der vorbenannten Art, die 
übrigens auch in vielen der fogenannten Tuſch— 
läſten enthalten zu fein pflegen, bemalt und etwa 
nicht durch gehörig haftenden Firniß volltommen 
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unfhädlih gemadt im Handel vorgefunden wird. ı befizern zuſammenzuſetzen find, können von ben #e- 
Ebenjo hat ein Jeder, welcher ſich der genannten |gierungen, nad} eingeholter Genehmigung des Mi- 
ſchädlichen Stoffe zur Färbung von Eonditorei-|nifterd des Innern, für einzelne Orte od. aus meh- 
und fonjtigen Eßwaaren bedient, unfehlbar die |reren Ortichaften zu bildende Bezirke errichtet wer- 


gefegliche Strafe zu gewärtigen ; Die Waaren felbft|den F u Feldpolizei Feldpolizei-Orbnung$ 72. 


werden polizeilich confiscirt und vernichtet. — Zu⸗ 
gleich wird das Publicum auf die Gefahr auf— 
merkſam gemacht, welche durch den Gebrauch von 
buntem, mit, giftigen Farbeſtoffen gefärbten Pa— 
pier entftehen kann. Namentlich aber haben ſich 


die Spielzeug-Verfertiger und Händler, Condi: [handlung defjelbe 


elddicbitahl, j. u. Feldpolizei Feldpoli- 
zoi Ordnung $ 42 Nr. 2, 5 45. 
elder im bergtechniichen Sinne, ſ. Berg- 
geſetz SS 26—34, öl, 215 ff. 
Feldfrevel, Begriff und ftrafrechtliche Be— 
gi Feldpolizei Felbpoli- 


n 
toren 2c. der Anwendung jolcher mit giftigen |zei-Ordnnung auch Strafgefegbud $ 361 Wr. 9. 


Farben gefärbten Papiere jorgfältig zu enthalten, 
weil fie jich wegen der daraus erwachjenden ln: 
glüdsfälle verantwortlid machen würden und 
jedenfalld die polizeiliche Konfiscation und Ver: 
nichtung der Waaren, welde in jolden PBapier- 
forten vorgefunden werden, zu getwärtigen haben. 

Farben Fabriken, zu der Anlegung derfelben 
bedarf es bejonderer Genehmigung; Gemwerbe- 
Ordnung $ 16. 

Faſanen haben Schonzeit: die Hähne vom 
1. Juni bis Ende Auguft, die Hemnen vom 1. 
Februar bis Ende Auguft. Tödten oder Ein- 
fangen eines Faſanen während der Schonzeit 
wird mit 30 M bejtraft (Gef. v. 26. Februar 
1870 $ 1 Nr. 8 und 12). Die Beſitzer von 
Faſanerien find befugt, Fajanen-Eier, welche im 
Freien gelegt find, in Befig zu nehmen, um fie 
ausbrüten zu lafjen (daſ. 8 Ö 

Fechtſchulen gehören in polizeilicher Bezich- 
ung zum Reſſort des Minifteriums des Innern 
(Allerh. Erlaß v. 30. Juni 1858). 

Federwild, dad Ausnehmen der Eier oder 
Jungen von jagdbarem Federwild ift auch für 
die zur Jagd berechtigten Perſonen verboten; 
doc) find diefelben befugt, die Eier, welche im 
Freien gelegt find, in Befit zu nehmen, um fie 
ausbrüten zu laffen; Geſetz v. 26. Febr. 1870 
$ 6. ©. and Str.-®.:B. $ 368 Nr. 11. Wegen 
der Schonzeiten des Federwilds j. Die einzelnen 
Arten, wie Birkwild, Enten, Fafanen ꝛc. 

ehler, förperliche, militärpflichtiger Perjonen, 
j. Refrutirungs-Ordnnung Anlage 1. 

Fehlergrenzen bei Mafen und Gewichten; 
Fehlergrenzen der Einteilung ber Yängenmaße, 
j. u. Eichweſen Eihordnung $ 3; der Flülfig- 
feit3maße, daf. $ 11; der Hohlmaße für trodene 
Gegenftände, daſ. $ 20; der Gewichte, daſ. $ 28; 
ber Waagen, daj. $ 38; der Altoholometer, daſ. 
$ 41; der Gasmeſſer, daſ. $ 47. Fehlergrenzen 
bei den Meffungen der Feldmeſſer, j. Feld» 
mejjer-Reglement v. 2. März 1871 $ 30. 

eiertage ſ. Feſttage. 

eilbieten von Waaren im Umherziehen, ſ. 
Gewerbe-Ordnung 5 56 u. unter Gewerbebe— 
trieb im Umbherziehen Gef. v. 3. Juli 1876 8 1. 

Feindliche Danbiungen gegen befreunvete 
Staaten, Bejtrafung derj., j. Str. G.B. 85 102 bis 
104. ©. auch Zandesverrath. 

eingehalt der edlen Metalle, gewerbmäßige 
Feititellung desfelben, j. Gew.-Drd. $ 36. 


Ueber das Verfahren in Feldfrevelſachen bei Givil- 
Einreden ſ. Gefep vom 31. Januar 1845, welches 
für den Bezirk des Appellationdgerichts in Köln 
erlaifen und dann dur dad Geſetz v. 14. April 
1856 Urt. IL für dem ganzen Umfang ber 
Monarchie in Kraft getreten iſt. 
Gejeg vom 31. Januar 1845. 

$ 1. Auf diein Unterjuchungen wegen Wald-, 
Feld⸗ oder Jagdfrevel von dem Angelhuldigten 
vorgebradhte Einrede, da er zu der ihm als 
Srevel zur Laſt gelegten Handlung bereditigt 
geweſen jei, darf der Strafridyter das Erkenntni 
nur dann ausfegen, wenn die Einrede durch An— 
gabe des beſtimmten Rechtsgrundes und ber 
Beweismittel hinreichend beicheinigt und zugleich 
von der Art iſt, daß fie im Falle ihrer Richtig— 
feit jede Strafe ausſchließen würde, Der Rechts: 
grund und Die Beweismittel müflen in dem 
Urtheile, durch welches das Strafverfahren aus« 
gejetst wird, angehen werden. F 2. Hat der 
Strafrichter das Erkenntniß wegen einer ſolchen 
Einrede, die fih auf Eigentum gründet, aus- 
gejegt, jo muß ber bei dem Strafgericht fungirende 
Beamte des öffentlichen Minifteriums demjenigen, 
deſſen Rechte durch die Einrede zunächſt berührt 
werden, bon deren Vorbringen und von der an- 
geordneten Ausſetzung des Strafverfahrens fo» 
gleich Nachricht geben. Diefem bleibt überlafjen, 
jeine Rechte im gejetslihen Wege geltend zu 
machen, und den Erfolg beim Strafgerichte zur 
Anzeige zu bringen. $ 3. Hat der Strafridhter 
das Erfenntniß wegen einer jolden Einrede, die 
fih auf ein anderes Rechtsverhältniß als das 
des Eigenthums gründete, aufgejegt, jo muß er 
dem Angeichuldigten eine nad) den Umijtänden 
abzumefjende, höchſtens zweimonatliche Friſt be- 
ſtimmen, binnen welcher derſelbe das Anerkenntniß 
des Eigenthümers oder den Nachweis der Ein— 
leitung einer Klage zur Ausführung der be— 
.. Befugniß beizubringen hat. $ 4. 

ird im denjenigen Landestheilen, in welchen 
das Jagdrecht getrennt von dem Grundeigenthum 
beiteht, von dem eines Jagdfrevels Angeſchuldigten 
die Einrede, daß er zur Ausübung der Jagd be- 
fugt gewejen, vorgebradt, und deshalb das Er» 
kenntniß ausgejegt, jo hat der Strafrichter dem 
Angeſchuldigten aud; dann, wenn bderjelbe auf 
jeinem Eigenthum gejagt hat, eine Friſt zu be» 
jtimmen, binnen welcher derjelbe das Anertennt- 
niß desjenigen, deſſen Rechte durch die Einrebe 


eldämter, zur Verwaltung der Feldpolizeijzumächft berührt werden, oder den Nachweis der 


und feldpolizeilihen Gericht&barfeit, die. aus 


mindeftens drei, vom Landrath in Vorſchlag zu|haupteten Befugniß beizubringen Hat. 
'in dem Falle des $ 2 der Civilproces vor Ab- 


bringenden u. gerichtlich zu vereidigenden Grund» 


nleitung einer Klage zur Ausführung der ber 
$5. ®ird 
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lauf der für die Verjährung des denuneirten; Jahre alt, ald Leute von guten Sitten anerkannt 
Frevels vorgeichriebenen Fe angejtellt, jo ruht |jein und von dem Friedensrichter angenommen 
dieſe Verjährung mährend der ganzen Dauer | werden; er läßt fie den Eib leiſten, für die Er- 
ded Proceſſes. Die Berjährung des Frevels haltung alles Eigenthums, welches unter dem 
ruht gleichfalls in den Fällen der 55 3 und 4 öffentlichen Schuge jteht, und alles desjenigen zu 
währenb der vom Strafrichter beftimmten Friſt, wachen, deſſen Schup ihnen durch ihre Beſtallungs⸗ 
jowie während der Dauer des inmerhalb dieſer urlunde anvertraut iſt. Art. 6. Sie erftatten, 
Friſt angejtellten Civilprocefjes. $ 6. Wird der befräftigen und erg He ihre Berichte bei dem 
in den $$ 3 und 4 erwähnte Nachweis nicht) Friedensrichter ihres Kantons oder einem feiner 
binnen der beitimmten Er geführt, jo wird Beiſitzer, oder machen vor dem einen oder andern 
das Strafverfahren fortgejegt, dem Ungefchuldigten ihre Erklärungen. Ihre Berichte, fo mie ihre 


bleibt jedoch unbenommen, jeinen civilrechtlichen 


rflärungen haben, weun fie nur au Geldan« 


Anſpruch, des Strafverfahrens a Iprüchen Beranlafjung geben, in Anjehung aller 


ejeglichen Wege zu verfolgen. 8 
Fe e8 5 2 wird das Strafverfahren au 
dann fortgejett, wenn nur ein Bofjefjorienproc 


n demjin der Feldpolizei —— Vergehen gericht— 


lichen Glauben, vorbeha 


tlich des Gegenbeweiſes. 
Art. 7. 


Sie find für den Schaden verantwort« 


gegen den Angefchuldigten angejtellt und zu deſſen lich, falls fie es unterlafjen, binnen vier und 
dachtheil rechtskräftig entichieden worden. Da- zwanzig Stunden die Berichte über die Vergehen 


egen kann auch der Angejchuldigte auf ein Er-|zu eritatten. 


Art. 8. Die Verfolgung der 


enntniß beim Strafrichter antragen, wenn der| Feldfrevel muß jpätejtens binnen Monatsfrift 
Poſſeſſorienproceß zu jeinem Bortheil rechtäfräftig|geihehen, ſei es durch die verletten Parteien 


entſchieden wird. 
Beteiligten unbenommen, ihre Anfprücde im 
ge Berjahren weiter zu verfolgen. $ 8. 

le diejem Geſetze zumiderlaufenden allgemeinen 
und befonderen Verordnungen werden hierdurd) 
außer Kraft geſetzt. 

Feldfrüchte, ſ. Früdte. 

Feldhühner, ſ. Rebhühner. 

eldhüter, Anſtellung derſelben, ſ. u. Feld⸗ 

polizei Feldpolizei Ordnung SS 13, 50 fi. — 
Bezüglich der Aheinprovinz j. Rheiniſches Ru— 


25. September a 
ralgeſetz vom Sarier 1791: 


[VII. Abjchnitt. Bon den Feldhütern.] Art. 
1. Zur Sicherftellung des Eigentyums und zum 
Schuge der Ernten können in den Municipalitäten 
unter der Gerichtöbarkeit der Friedensrichter u. 
der Aufjiht der Wunicipalbeamten Feldhüter 
beitellt werden. Sie werden von dem Gemeinde- 
rath ernannt und können nur in der nämlichen 
Form verjetst oder abgeiept werben, Art. 2. 
Mehrere Municipalitäten können den nämlichen 
Feldhüter wählen und bezahlen, und eine Mu: 
nicipalität kann deren mehrere haben. In den 
- Municipalitäten, wo Hüter zur Erhaltung ber 
Holzungen angeftellt find, können fie beide Ber- 
richtungen wahrnehmen. Art. 3. Die Feld—⸗ 
hüter werden von der Gemeinde oder den Ge— 
meinden bezahlt, gemäß der durch den Gemeinde- 
rath feitgeiegten Belohnung; die Bejoldung wird 
aus den Geldbußen genommen, melde der Ge- 
meinde ganz gebühren. Falls fie für die Be— 
joldung der Schützen nit ganz ausreichen, fo 
wird die fehlende Summe nah Berhältniß ber 
Grundfteuer vertheilt, fie jällt aber demjenigen, 
der das Land bewirthidaftet, zur Laſt. Die 
Bejoldungen der Communalfeldhüter werden je- 

aus dem Ürlöje ded Holzes genommen, 
und von der Bejoldung derjenigen getrennt ge 
halten, welche das übrige Feldeigenthum be- 
ſchützen. Art. 4 Im der Ausübung ihrer 
Verrichtungen können die Feldhüter alle Urten 
von Waffen tragen, welde das Directorium des 
Departements für nothiwendig erachtet. Art. 5. 
Die Feldhüter müfjen wenigſtens fünf und zwanzig 


In beiden Fällen bleibt den|oder den Procurator der Gemeinde oder dejien 


etwa vorhandenen Subftituten, oder durd von 
der Gemeinde zu dieſem Zwecke beauftragte 
Rechtsverſtändige, mwidrigenfalld die Verfolgung 
nicht mehr ftattfinbet. 
eldinefier. Das Gewerbe derjelben barf 
zwar frei betrieben werden (Gewerbe -Ordnung 
$ 36); für die öffentlid anzuitellenden 
Feldmejjer ift aber folgendes Neglement 
vom 2. März 1871 erlafjen: 
I. Bejtellung der Feldmejjer. 

[Bereidigung und Anftellung.]) $ 1. Die 
Bereidigung und Öffentliche Anftellung 
mefjer ($ 36 der Gewerbeordnung für den Nord— 
deutihen Bund vom 21, Juni 1869) erfolgt nad) 
vorihriftsmäßig beftandener Prüfung durch die 
Regierungen beziehungsweije Landdrofteien. $2. 
Die Regierungen (Landdrofteien) dürfen nur 
ſolche Perſonen als Feldmefjer vereidigen und 
Öffentlich anftellen, von deren Unbejcholtenheit 
und Buverläjfigfeit jie fich — haben. 

a en $ 5. Die öffentlich 
angeitellten Feldmefjer jind mit Ausnahme a. 
der bei den Auseinanderjegungsbehörben beihäf- 
tigten und b. der bei der Veranlagung und 
Berwaltung der Örundjteuer angejtellten, bezieh- 
ungsweije beichäftigten Feldmeſſer der Disciplin 
der Regierungen (Vanddrofteien)und des Minifters 
für Handel, Gewerbe und öffentlihe Arbeiten 
unterworfen. Dagegen unterliegen die zu a. ge- 
daten Feldmeſſer der Disciplin dev Ausein— 
anderjegungsbehörden, und des Minifters für 
die landwirthichaftlichen Angelegenheiten, die zu 
b. bezeichneten aber der Disciplin der Regierungen 
(beziehungsweife derFinanzdirection zu Hannover), 
des Generaldirectors des Rheiniſch-Weſtfäliſchen, 
Grundſteuerlataſters oder der Bezirlscommiſſare 
für die anderweite Regelung der Grundſteuer 
und des Finanzminifters. 


') Bezüglich der Prüfung der Feldmeſſer j. den Erlafj des 
Handelminifters vom 2. März 1871, 

Feldmeſſer, weiche bei den ibmen übertragenen Geſch aften 
abfärtlich diejenigen benadhtheiligen, deren & e beior: 
gen, werben en Untrene mit Gefängnif, neben mweldem 
auf Berluft der bürgerliben Ehrenrechte erfannt werben tann, 
beftraft; Str.:&.:B. 5 266 Nr. 3. ©. aud daf. Abf. >, 
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[Zurüdnahme der Beitallungen.] $ 4. Die 
nah 8$ 1, 2 ertheilten Beitallungen können nad) 
Vorſchrift der S$ 53 umd 54 der Gewerbeordnung 
für den Norddeutſchen Bund vom 21. Juni 1869 
urüdgenommen werden. Wird die Zurüdnahme 
er Beltallung gegen ſolche Feldmeſſer ausge: 
fprochen, welchen im Reſſort des Minijteriums 
für die landbmwirthichaftlichen Angelegenheiten 
Penſionsberechtigung verlichen ift, jo erfolgt 
gegen dieſe das weitere Verfahren bezüglich der 
——— Entfernung aus dem Staatsdienſt 
durch das Miniſterium für die landwirthichaft- 
lichen Angelegenheiten im Disciplinarwege. 


I. Ausführung der Feldmeſſerarbeiten. 


[(Inftrumente) $ 5. Der Feldmeſſer muß 
ſich richtiger Inſtrumente bedienen und ift für 
die ftete Richtigerhaltung derjelben verantwortlich. 

(Unzumendende Made] $ 6. Als Einheit 
des Laͤngenmaßes muß nad) Vorſchrift der Maß— 
und Gemwichtäorbn. für den Norddeutfchen Bund 
vom 17. Auguft 1868 das Meter in Anwendun 
gebradht werden. $ 7. Alles Flädenmaß nr 
nah Hectaren, Aren und Quadratmetern und, 
wo es nöthig, nad) Decimalbrüchen der letzteren 
angegeben werden. Wenn Längen oder 
Flaͤchenabmeſſungen in anderem Mafe bezeichnet 
werden follen, jo muß die Meffung dod) jederzeit 
nach dem Metermaß ausgeführt und das andere 
Maß durd) Rechnung ermittelt werden. 

[Ungabe der Winkel) 8 9. Die Winkel 
müffen bei allen Bermefjungen in der Regel nad 
Graden, deren dreihundert und jechszig auf den 
Kreis, gehen, und nad deren jechäzigtheiligen 
Unterabtheilungen angegeben werden. Nur in 
denjenigen Landestheilen, in welchen die Ein» 
theilung des Duadranten in einhundert Grade 
bisher ſchon üblich geweſen, iſt die fernere An- 
wendung dieſer Eintheilungsmethode zuläflig; 
jedoch müfjen die betreffenden Karten und Be— 
rechnungen ftet3 den ausdrüdlichen Vermerk ent- 
halten, daß ſolches geſchehen ift. 

[Berpflihtungen der Feldmeifer in Bezug auf 
die von ihnen auszuführenden Arbeiten.) 810. 
Der Feldmefjer ift für die Richtigkeit aller von 
ihm ausgeführten Wrbeiten verantwortlid. — 
Derjelbe ift verpflichtet, in jedem Specialfalle die 
geeignetite und beſte Methode zur Ausführung 
aller Zängen«, Flächen und Höhenmefjungen zu 
mählen, auch die Zeichnungen und Ausarbeit- 
ungen deutlich, correct, er funjtgerecht 
und tadelfrei zu bewirten. $ 11. Jeder Be 
hörde bleibt vorbehalten, über die Ausführung 
der unter ihrer Auffiht zu bewirfenden Feld— 
mefjerarbeiten bejondere Inſtructionen zu erlaffen 
und eine befondere techniſche Controle der Feld— 
mefjerarbeiten anzuordnen — Werden nur ge: 
nerelle Aufnahmen, Bujammenftellungen von 
Ueberfihtsplänen nady alten Karten und ber» 
gleihen Urbeiten gefordert, bei welchem der im 
5 40 vorgejchriebene Grad der Genauigkeit nicht 
zu erreichen ift, jo muß der Feldmeſſer die Art 
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und Angaben, welche durch die Natur des Auf- 
trages bedingt werden, wie z. B. Ermittelung 
von Grenzen, Namen der Beſither von Grund» 
ftüden, Hochwaſſerſtänden und dergleichen mehr, 
müffen mit der größten Sorgfalt bewirkt und 
es muß dies durch ausführliche Verhandlungen 
und Erläuterungen dargethan werden. er 
Feldmeſſer ift für die Vollſtändigleit ſolcher Er» 
mittelungen und für bie richtige Aufnahme und 
Darftellung der ihm gemadjten Angaben in 
gleicher Weife verantwortlich, mie für alle feine 
übrigen Arbeiten. $ 13. Der Feldmeſſer ift 
verpflichtet, die auf dem Felde zu führenden 
Vermeſſungs-Manuale (Feldbücher) in geordneten 
ujammenhängenden Heften von gutem feſtem 
apier jo deutlich, correct und überfichtlich zu 
führen, daß aud jeder antere Feldmeſſer im 
Stande ijt, die Auftragung darnach zu bewirken. 
Das Datum, an welchem die Aufnahme gejchehen 
üt, muß ebenfalls deutlich im Feldbuche bezeichnet 
werden. Haben bei der Aufnahme Verichen 
jtattgefunden, welche bei einem richtigen Ber- 
fahren bei der Auftragung unbedingt fichtbar 
werden müſſen, jo dürfen Rectificationen niemals 
such Abänderung des im Feldbuche bereits Ber- 
zeichneten bewirkt werden, jondern es find dann 
befonvere deutliche Bemerfungen oder Nachträge 
zuzufügen. — 14. Daſſelbe ($ 13) gilt auch 
von den Nivellement3- und Peilungs-Manualen 
und von allen durch den Feldmeſſer auf dem 
Felde geführten Wrbeitsbüchern, Heften, Mef- 
tijchblättern u. f. mw. 15. Die jämmtlichen 
Arbeitshefte und Tabellen müjjen jederzeit auch 
während der Arbeit volljtändig geordnet und 
überjichtlich gehalten werden. $ 16. Auf den 
Bronillonplänen müſſen die Stationslinien, fo 
wie fie aus dem Feldbuche aufgetragen find, mit 
feinen (in der Regel mit rothen) Linien aus- 
gezogen und, übereinftimmend mit dem Feldbuche, 
durch Nummern oder Buchſtaben bezeichnet wer— 
den. $ 17. Bei den für jede größere Ber- 
mejlung unentbehrlihen Hauptlinien oder trigo« 
nometri'ch berechneten Hauptdreieden find Die 
Längen der wirklich gemefjenen Linien, deögleichen 
die trigonometriſch berechnetenLängen, jowie Die 
Winkel einzufchreiben.. — Die Linien find in 
Unterabtheilungen von 200 Meter Länge jorg- 
fältig fihtbar einzutheilen. $ 18. Die wahre 
Nordlinie und, bei Aufnahme mit der Bouſſole, 
die Abweichung der Magnetnadel von derjelben, 
muß auf dem Plane möglichjt genau bezeichnet 
werden. $ 19. Außer den durch Pfähle jorg- 
fältig zu bezeichnenden Stationspunften müjjen 
in den Hauptlinien und in den Winfelpunften 
der trigonometriichen Dreiede noch beſonders 
unverrüdbare feſte Punkte gebildet und 
es muß die Lage diefer Punkte und Linien durch 
geichriebene Maßangaben mit anderen unverrüd- 
baren Gegenftänden in Beziehung gebracht mwer- 
ben, ebenjo find die Nivellement3 an — 
unverrückbare Punkte anzuſchließen. 8 2 


Ueberhaupt iſt der Feldmeſſer verpflichtet, in 


der Ausführung, ſowie die benußten älteren jedem einzelnen Falle die geeignetiten Maßregeln 
Pläne umd den Grad der Genauigfeit der ge-/in Anwendung * —— um die allgemeinite 
t, 


lieferten 
81 


Darſtellung auf derſelben bezeichnen. Anwendbarkei 
2. Die Ermittelung aller der Thatſachen barkeit feiner Arbeit zu ſichern. $ 21. 


eutlichfeit und dauernde Brauch- 


Wenn 
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nicht durch beſondere Anweiſungen oder Verein⸗die Reviſionslinien beſonders aufzuzeichnen und 
barungen ein Anderes feſtgeſetzt iſt, muß zur darin die gegen die früheren Meflungen gefun⸗ 


Auftragung von Flächenmeſſungen jederzeit der denen Differenzen ie 


Maßſtab von. der wirklichen Länge gewählt 
werden. $ 22 


[Behlergrengen.] Die Meffung wird 


Die Auftragang der Nivelle- als richtig angefehen, wenn bei der Reviſion die 


ments erfolgt, sofern nicht abweichende Vorſchriften | Differenzen nicht größer gefunden werden als: 


ertheilt — in den Längen nad; dem Maßſtabe 
von 00 der wirklichen Länge und in den Höhen 
nah dem fünfundzwanzigfadhen Maßſtabe oder 
ano der wirklichen Größe, bei welchem fünf 
Millimeter cin Meter darftellen. 


III. Revijion der fFeldmefferarbeiten. 


[Befugniß der Intereſſenten zum Antrage auf 
Revifion.] $ 23. Mit Ausſchluß der ben 
Grundſteuer-Kataſtern und Büchern zum Grunde 
liegenden Bermefjungen, Hinfichtlich deren Revifion 
— Vorſchriften beſtehen, kann Jeder, der 
bei der Richtigkeit einer von einem öffentlich 
angeſtellten Feldmeſſer gefertigten Feldmeſſer— 
arbeit erweislich ein Intereſſe hat, eine Reviſion 
derſelben verlangen. 
[Reviforen.] $ 24. Bon den Regierungen 
(Landdrofteien) werden im Einverjtändniß mit 
den Auseinanderfegungsbehörden bejondere Re— 


a. bei Lüngenmeffungen auf ebenen wab wenig 
eupirtem Terrain Yıom ber teirflichen Länge, 
auf bergigem, sehr umebenem und cupirtem 
Terrain Vino ber wirklichen Länge; 
bei Flächenmeſſungen unter und bis einſchließ⸗ 


lich 1 ba pro Ur , . R Fr 5 
einfhlieglih 10 ha pro Ar 


b. 
14 UI t 
04 m 


I 


bon mehr als ı bis 
über 10 ha pro Ar. 
co. bei Söhenmeſſungen 


auf Lingen bis ;u 20 m einfchlieglih im Bann . 4 mn 
»° = Über 20 bis einichliehl. 45 m im Ganzen 6 „ 
re Fe Te 77 RER 
= = .„ 10 „ J mu. „ . 14 „ 
5 » „ 250 _ pr 500 „ n 4 Qu „ 
” “ f7 500 ” " 1001) * * " 28 ” 
* ” ” 1000 * ” 2000 ” ” * 40 ” 
— „ 2000 " Pr 3000 „m u 49 u 
* " 3000 ” ” 4000 * ” 56 [ 
— .. 44000 65000 = —— 
ei „u 500 „ » 6000, — «—— 
“= u» 60 , . T®o, „» U. 
Zur Revijion eines Nivcllements find ganz 


beſonders zuverläjfige und zwedentiprechende 


viforen aus der Zahl der im Regierungsbezirke[ Inſtrumente anzuwenden. 


arbeitenden Feldmefjer ernannt. — Nur die von 


[Revifionsfojten.] $ 31. Ergiebt die Renifion 


dieſen Reviſoren — Reviſionen haben ſnicht größ re als die vorbezeichneten Differenzen, 


öffentlichen Glauben. 
* die zwedmäßige Ausführung und für bie 

ichtigfeitt der von ihnen vorgenommenen Re— 
vifionen verantwortlich. 

(Anbringung der Anträge auf Revijion.] $ 26. 
Unträge auf Revifion von Vermeſſungen find in 
Auseinanderjegungs-Angelegenheiten bei der Aus— 
einanderjegungsbehörde, in allen anderen Fällen 
bei der Regierung (Landdroſtei) anzubringen, 
Ueber das Ergebnig der Nevijion iſt demmädjit 
von der hiernach competenten Behörde mittels 
Beicheides nad Maßgabe der nachſolgenden Vor: 
ſchriften (88 27 bis 33) zu befinden. 

Zuziehung des Feldmeflers.] $ 27. Der 
Feldmeſſer, welcher die Arbeit ausgeführt hat, 
muß von der bevorftchenden Reviſion zeitig in 
Kenntniß gejegt und eingeladen werden, derjelben 
beizuwohnen. Es fteht ihm frei, bei der Revijion 
perjönlich zu erſcheinen oder einen anderen Feld» 
meffer zu feiner Vertretung zu bejtellen. Im 
Falle des Wusbleibens wird mit der Revijion 
dennoch vorgegangen, 

[Prüfung der Feldbücher ꝛc.) $28. Bei der 
Revifion —* vom Reviſor zunächſt auch die 
Feldbücher, Berechnungen u. ſ. w. einzuſehen 
und einer Prüfung zu unterwerfen. 

[Revifionsverhandlung.)] $ 29. Die Refultate 
der Revifion und die gefundenen Maße find in 
einer Berhandlung ausführlich darzulegen. Dieje 
Berhandlung it, wenn der Feldmeſſer, defjen 
Arbeit revidirt wird, oder ein Vertreter defjelben 
anmwejend ift ($ 27), von dem Feldmeſſer oder 
feinem Vertreter mit zu unterzeichnen. — Bei 
den auf der Karte aufzutragenden Revifionslinien 
find die bei der Nachmeifung gefundenen Maße 


5. Die Reviſoren find|jo tt der Ertrahent die Koſten zu tragen ver- 


pflichtet. $ 32. Finden ſich dagegen größere 
Differenzen, jo fallen dem Feldmeſſer, der die 
ungenaue Arbeit ausgeführt hat, die Revifions- 
koften zur Laſt, überdies iſt derjelbe zur unent- 
geltlichen Bervollftändigung der Arbeit verpflichtet. 
Unbrauchbarleit von Feldmeſſer-Arbeiten.] 
$ 33. Ueberfteigen die Differenzen das Doppelte 
der nad) $ 30 zuläffigen, jo ijt die Arbeit ent- 
weder ganz oder theilweile unbrauchbar. Der 
Reviſor hat fi in feinem Gutachten ausführlich 
und motivirt darüber zu äußern, wiefern die 
Arbeit überhaupt noch für brauchbar zu erachten 
jei, und es ilt demnächſt von der Behörde, welche 
die Revifion veranlaßt hat ($ 26), hierüber Ent- 
iheidung zu treffen. Auch bleibt e3 deren Be- 
ftimmung überlajjen, ob die NMectification der 
Arbeit durch den Feldmeſſer, welcher die Arbeit 
ausgeführt hat, oder für feine Rechnung durd) 
einen anderen bewirkt werden foll. 
d 


[Recurd gegen den Revifionsbeicheid. 34, 
Der Recurs gegen den infolge des Reviliond« 
verfahrens ergebenden Beſcheid ($ 26) ijt bei 


ſolchen Arbeiten, welche im Auftrage einer Aus- 
einanderjegungsbehörbe ausgeführt find, bei dem 
Minijterium für die landwirthſchaftlichen Ange» 
legenheiten, in allen anderen Fällen aber bei . 
dem Minifterium für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Angelegenheiten anzubringen. — Dein 
Minifterium bleibt es überlaffen, auf Grund der | 
vorhandenen Vorlagen Entſcheidung zu treffen 
oder behufs derjelben eine neue Reviſion durch 
einen zweiten Revijor, unter Zuziehung des eriten 
Reviſors, und des Feldmeſſers, welcher die Arbeit 
ausgeführt hat, zu veranlaſſen. — Durd den 


genau einzufchreiben. Wo der Haum dies nicht Recursbeiheid des Miniſteriums wird nicht nur 
geitattet, oder wo durd die Einfchreibung Un-Jüber die ———— der Arbeit, über die gegen 


Deutlichkeiten herbeigeführt werden können, find'die Richtigleit der 


evifion erhobenen Einwend- 
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ungen und über die etwa nöthig werdende Rec- werden nach Maßgabe der Terrainbeſchaffenheit 
tification, Vervollftändigung oder Neufertigung)($ 38) nur 34 P refp. 40 P pro Hectar gezahlt. 
der Arbeit ſchließlich entſchieden, ſondern audh)$ 41. Für die vorftehend bezeidineten Säge 
in Betreff der jämmtlihen Koften darüber Feit-|hat ber Feldmeſſer folgende Gegenftände, gehörig 
jegung getroffen, wen diefelben zur Laſt zu legen|georhnet, abzuliefern: a. die u 8, 12 aufge 
rejp. wie weit fie zu repartiren And. — Gegen|nommenen Berhandlungen und Erläuterungen, 
Diele Entfejeidung indetleine weitere Berufung ftatt. jowie die bei Ausführung des Geſchäfts geführ- 

[Berfahren im Fall von Zweifeln über die Zu-|ten Acten; b. die jämmtlidhen, in $ 13 ur 
verläjfigfeit oder elählgung von Feldmeflern.]/neten Vermeſſungsmanuale (Feldbücher), ebenjo 

35. Werden bei ber Reviſion Differenzen|die etwaigen Berechnungen trigonometrijcher 
gefunden, welche das Doppelte der nad 5 30 Sätze, ſowie die fpeciellen Flächenberehnungen, 
zuläffigen überjteigen, ober werben fonft bie) bdiejelben mögen nad) Original- oder Zirkelmaßen 
Arbeiten eines öffentlich angeftellten Feldmeſſers oder mit befonderen, zur Flächenberechnung ge— 
jo unrichtig und mangelhaft befunden, daß injeigneten Inſtrumenten bewirkt fein; c. das 
Betreff der Zuverläffigkeit oder der Befähigung |Brouillon des Vermefjungsregifterd in der für 


defjelben Zweifel entitehen, fo find die Arbeiten|die Auseinanderjfegungsarbeiten 


erforderlichen 


und die darüber gepflogenen Hark ern ce durch) Form und eine Reinſchrift deſſelben; d. einen 


die beireffende Regierung (Landdroſtei) dem Mi- 
nijterium für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten zur Beichlugnahme vorzulegen, ob das 
Berfahren wegen Zurüdnahme der Beftallung 
($ 4) einzuleiten ei. 


IV. Bezahlung der Feldmeſſerarbeiten. 


Anzumendende Beitimmungen.] $ 36. Hin- 
fihtlid) der bei den Auseinanderjegungsjacen 
und den Wafjerbau-, Ent- und Bewäſſerungs— 
angelegenheiten in der Provinz Hannover be 
ihäftigten Feldmeſſer verbleibt es mit Bezug 
auf die Bezahlung ihrer Arbeiten bei den Vor- 
ichriften des Gemeinheitstheilungsgejeged vom 
30. Juli 1842 und des Gejepes über Entwäjjer- 
ung ꝛc. vom 22. Auguft 1847, hinſichtlich der 
Gebühren des Landgeometerd in frankfurt a. M. 
bei ber Verordnung, betreffend die Bildung der 
Feldgerichte 2c., vom 10, März 1825 und hin— 
jihtlih der Gebühren 2c. für die bei der Beran- 
lagung der Grundſteuer vorlommenden geome- 
triſchen Arbeiten bei der Verordnung vom 4. Juli 
1863 und bei den auf Grund diejer Verordnung 
erlafjenen ergänzenden Beitimmungen. — Im 
Uebrigen gelten für die Bezahlung der nad) der 

ublication diejes Reglement? im Auftrage der 
Staatöbehörden angefertigten Feldmefjerarbeiten, 
jofern nicht befondere Entihädigungsjäge vorher 
vereinbart find, nadjftehende Beitimmungen (SS 37 
bis 54). 

[Art der Bezahlung] $ 37. Die Feldmeſſer⸗ 
arbeiten werben entweder nach Gebühren- oder 
nah Diätenfägen bezahlt. 

Gebührenſatze) $ 38. Bei Bermefjungen, 
welche den Bedingungen entipredhen, Die an eine 
für eine Auseinanderjegungs-Angelegenheit be 
jtimmte Aufnahme geftellt werden müfjen, wird 
bei ebenem Terrain 50 P pro Hectar gezahlt, 
in cupirtem ober bergigem Terrain Tann der 
Gebührenſatz bis — P pro Hectar erhöht 
werden. 39. n in einer Haupt⸗Feldab⸗ 
theilung die Zahl der Parzellen, deren Aufnahme 
und Berechnung nothwendig war, das Doppelte 
der Zahl der Hectaren erreicht, jo wird eine Zu- 
lage von 8 pro Hectar gewährt. $ 40. 
Kommen in einer Feldmark einzelne, über 15 

ctare große Flächen vor, bei weldyen nur ber 

mfang und bie etwa die Fläche durchſchneiden— 
den Hauptlinien gemeffen werben durften, jo 





nad $ 16 vorichriftsmäßig aufgetragenen und 
deutlich, ohne Färbung zu großer Flächen, ge- 
zeichneten Brouillonplan; e. eine Copie der 
Brouillonfarte, als Reinkarte gezeichnet, ohne 
Eintragung der Stationslinien, jedod) mit Angabe 
und Eintheiluug der gemelfenen oder trigonomer 
triſch berechneten Hauptlinien und Dreiede. So- 
wol zum Brouillonplane als zur Reintarte muß 
Belinpapier guter Qualität genommen werben, 
welches auf feiner Leinewand oder Kattun jo 
lange Zeit vor dem Gebraud) jorgfältig aufge— 
zogen fein muß, daß ein nachtheitiges Verziehen 
nicht mehr ſtattfinden kann. $ 42. Für An— 
fertigung von Vermeſſungsregiſtern nad) fertigen 
Karten wird, ohne Preiserhöhung für cupirtes 
oder bergiges Terrain, ein Dritttheil der in ben 
SS 38 bis 40 feſtgeſetzten Gebührenfäge gezahlt. 
; 43. Das Gopiren von Karten wird nad) 
olgenden Sägen bezahlt: für den zehnten Theil 
eines Quadratmeterd des bezeichneten Raumes, 
wobei bie Schrift in mäßiger und der Deutlichkeit 
entſprechenden Größe mitgerechnet wird, bei einem 


Mapitabe 
von Nom der natürlichen Größe 3 M 25 P, 
B  . w „ 5MB50P, 
„tn „ re AM2»SP, 
. Non „ = . 5MSP. 
Eopien nad; anderen Mafitüben find gegen 
Diätenjäge zu bewirken. 
(Bezahlung nah Diätenſätzen. $ 44. Ulle 


Flädyenvermejjungen anderer als der im $ 38 
bezeichneten Art, z.B. die Aufnahme von ftädtiichen 
Grundjtüden, Dorflagen, Gärten und Worthen, 
deögleichen die Eintheilung von Feldmarfen, ferner 
Fluß- und Stromvermejjungen, die Aufnahme 
von Wegen, einzelnen Linien u. ſ. w., ſowie alle 
Nivellements werden, wenn nicht etwas anderes 
vereinbart ift, nad) —— bezahlt. $ 45. 
Bei Beihäftigung gegen Diäten muß jeder 
Feldmeſſer täglich mindeiten® 8 Stunden arbeiten. 
$ 46. Das Tagebucdy, welches von dem Feldmeſſer 
zu führen und jeden Abend pflichtmäßig zu ver⸗ 
vollftändigen ift, und die Feldbücher, Nivellements- 
tabellen, trigonometriiche Flächen und Eintheil- 
ungsberechnungen müfjen am Schluß jeden Tages 
dad Geleijtete vollitändig nachweiſen. — Das 
Tagebuch ift den einzelnen Diätenliquidationen 
ſtets beizufügen. $ ar. Der Feldmeſſer ift für 
die Richtigkeit der Angaben im Tagebuche, im 
Feldbuche und in den Berechnungen verantwortlich, 


Feldmeſſer. 


— Bei abſichtlich unrichtigen Angaben iſt jederzeit 
das Verfahren wegen Zurücknahme der Beſtallung 
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bewilligen. Auch werden den Feldmeſſern und 


Reviſoren die Anſchaffungskoſten der zu den 


($ 4) einzuleiten. $ 48. Mit den Zeichnungen |Bermefjungen und Nivelements erforderlichen 


der Aufnahmen und den vollendeten Arbeiten| Pjähle, ſowie die fonftigen baaren Auslagen 
find auch die Vermeſſungs- und Nivellementd-|Kahnmiethe, Botengänge u. ſ. w., infofern 


rs 
ie 


Manuale (Feldbücher), desgleichen die Meßtiſch- Beteiligten dieNaturallieferungen und Letftungen 


blätter, überhauptalle Arbeiten, diezur Auftragung 
gedient haben, — die trigonometriſchen Flächen⸗ 
und ſonſtigen Berechnungen, vollſtändig geordnet 
und überſichtlich abzuliefern. F 49. Wenn bei 
der Ertheilung des Auftrages nicht bejonbere 
Beitimmungen ftattgefunden haben, jo kommt 
dem Feldmeſſer ſowol für den Arbeits- als für 
den Reijetag, ohne Unterſchied, ob an dem legteren 
auch gearbeitet worden oder nicht, ein Diätenfat 
von 7 M 50 P zu. — Dieſe Diäten fünnen bei 
Arbeiten außerhalb des Wohnorts bed Feldmeſſers 


ablehnen, gegen quittirte Beläge vergütigt. 
[Reifetoften.] H 53. —— und Reviſoren 
erhalten, um ſich von ihrem Wohnort oder von 
ihrem derzeitigen Aufenthaltsort an den Ort der 
Vermeſſung und zurüd zu begeben, incl. der 
Sortihaffung der Karten und Jnſtrumente: 
a. bei den Reifen auf Eifenbahnen oder auf 
Dampfidiffen auf die Meile 75 P und auferdem 
für jeden Zu» und Abgang nad und von der 
Eijenbahn zufammen 1 M 50 P; b. bei Reifen, 
welche nicht auf Eijenbahnen oder Dampfſchiffen 


aud 1) für ſolche Tage, an denen die Witterung |zurüdgelegt werben, auf die Meile 3 M. 


das Arbeiten im Felde verhindert, 2) für die 
wijchen den Wrbeitstagen liegenden Sonn- und 
S efttage, mit Ausihluß derjenigen Fälle, in denen 
ein Sonn- und ein Feittag oder mehrere Feittage 
unmittelbar aufeinander folgen, liquidirt werden, 
inſoweit diefe Tage von dem Feldmeſſer außerhalb 
feines Wohnorts haben zugebracdht werden müfjen. 
— Dagegen darf neben den Diäten (für die volle 
Zahl der Kalendertage) niemals eine Bezahlung 
für Meberftunden gefordert werben, joweit ſolche 
nicht in einzelnen Fällen auf Grund bed $ 36 
diejed Reglements zugeſichert ift. 

[Diäten der Vermeſſungsreviſoren) 8 50. 
Bermefjungsrevijoren beziehen bei den Gejchäften 
und Reifen, welche ihnen behufs Feftitellung der 
Richtigkeit der von anderen Feldmeſſern ausge- 
führten Mefjungen und Berechnungen übertragen 
werden, 9 M 


[Vergütung für Zeichenpapier.] $ 54. Für 
dad zu ben Karten und Beichnungen zu ver- 
wenbende Beichenpapier bejter Qualität werden 
für O,, Quadratmeter 39 P, wenn dafjelbe aber 
auf Kattun oder Leinwand aufgezogen iſt, 75 P 
vergütet. Andere Auslagen für Schreib» und 
Beichenmaterialien können nicht liquidirt werden. 

(Feſtſetzung von zweifelerregenden Liquidatio- 
nen.)$ 55. Entftehen Zweifeliiber die Richtigkeit der 
von dem Felbmefjer für die Ausführung von 
Aufträgen der Staatöbehörden aufgeftellten Li- 
quidationen feiner Gebühren, Diäten oder Aus— 
lagen, jei e8, weil die angejetten er bejtritten 
oder weil die ungenügende Beichaftenheit der 
abzuliefernden Gegenftände oder ungenügende 
Leiftungen in ber verwendeten Beit behauptet 
werben, jo erfolgt die Feitiegung der Liquidation 


täten. — Wird den Vermefjungs-|durh die Regierung (Landdrojtei) rejp. die 


repijoren bie Nectification der als unrichtig| betreffende Auseinanderjegungsbehörde auf Grund 
erfannten Urbeitenübertragen, fo erhalten dieſelben des Gutachtens eined von ihr zu bejtimmenden 
dafür nur ben nad) $ 49 zu gewährenden Diä-| Beamten, welder bie Feldmeſſerprüfung bejtanden 
tenſatz. at. Dieſer Beamte iſt verpflichtet, die Arbeiten 

Feldzulage.) 51. Außer den Diäten erhältdes Feldmeſſers mit den Feldbüchern, Tagebüchern 
der Feldmeſſer wie der Reviſor für jeden Kalender⸗ und Berechnungen genau zu vergleichen und dann 
tag, welchen er im Intereſſe der Arbeiten ganz |die etwa für nöthig erachtelen Reductionen gehörig 
oder theilweife, unb zwar mehr als /, Meilejzu begründen. — Die Koften diejer Revifion 
Entfernung, außerhalb des —— nothwendig|trägt jedesmal der Extrahent, vorbehaltlich des 
hat zubringen müffen, eine Feldzulage von ı M/Regrejjes an den Feldmeſſer. — Die Kojten für 
50 P. — Für Tage aber, welche lediglich auf|die von Amtswegen veranlaßten Prüfungen der 
ſolche Stubenarbeiten verwendet worden nd, die Liquidationen ber bei den Auseianderjegungs- 
der Feldmeſſer oder Revifor eben jo gut anjbehörben beichäftigten Feldmeſſer werden au 
feinem Wohnorte hätte erledigen können, fann)allgemeine Staatsfonds übernommen. $ 56. 
die Feldzulage nicht Tiquidirt werben. — Dem-| Gegen dieſe Feſtſtellung ($ 55) fteht bei Urbeiten, 
jenigen in ge ya er beſchäftigten welche im Auftrage einer Auseinanderjegungd- 
Feldmeſſern, welche nad) $ 5 des Koftenregulativs|behörde ausgeführt find, der Recurs an das 
vom 25. April 1836 die Gewährung freier Woh-| Minifterium Mr die landwirthſchaftlichen Unge- 
nung nebſt deigung und Erleuchtung von den —— in allen anderen Fällen an das 
Jutereſſenten zu fordern haben, ſteht hierneben Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche 
ein Anſpruch auf Setdauloge nicht zu. Urbeiten binnen ſechs Wochen nad) Empfang der 

[Auslagen.] N b2. un den Belbmefjern| Mittheilung über die erfolgte Feſtſetzung offen. 
und Reviſoren die zu ben Urbeiten auf dem — Gegen die Entſcheidung des Minijteriums 
Felde erforderlichen brauchbaren und geübten findet feine Berufung ftatt. $ 57. Die obigen 
Handarbeiter nicht geftellt werben, jo können fie| Beftimmungen über das Verfahren bei Prüfung 
diejelben für Rechnung der Interefienten in der und Feſtſtellung der yeldmefjer » Liquidationen 
nothwendigen Zahl annehmen und benfelben, ($$ 55, 56) finden in allen Fällen und auch dam 
wegen der jchwierigen und mehr Geichidlichkeit |jtatt, wenn andere als Die im gegenwärtigen 
erforderlichen Arbeit, ein, das ort3übliche bis zu | Reglement feitgejesten Gebühren und Diätenfüge 
fünfundzwanzig Procent überjteigendes, —— zwiſchen der Behörde und dem Feldmeſſer ver— 

—Grrotefend, Polizei⸗Lexikon. 25 
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einbart fein jollten, e3 jei denn, daß durch die]Wer fein Vieh anders als unter der Aufficht 
betheiligte Behörde ein Sachverſtändiger, welcher eines hierzu tüchtigen Hirten zur Weide gehen 
die Feldmeſſerpüfung bejtanden hat, zur endgiltigen|oder außerhalb eingefriedigter Plätze meiden läßt, 
Feitiegung der Liquidationen ausdrüdlidh beftimmt|joll mit Geldbuße von 50 P bis zu 9 M beitraft 
ijt und ber Feldmeffer der Feſtſetzung ſeiner werden. $ 4. Wird Vieh auf einem fremden 
Liquidationen durch diefen Sachverſtändigen mit|Örundjtüde betroffen, auf welchem ſolches über- 


Feldmundportionen — Feldpolizei. 


gänzlichem Ausſchluſſe der Neglements-Beitimm-|haupt oder 


* ſich rechtsgiltig unterworfen hat. 


ir Zeit nicht geweidet werden darf, 
lo kann dafjelbe gepfändet werden. $ 5. Bu 


eldmundportionen der mit DVerpjlegungleiner ſolchen Pfändung ($ 4) ift nit nur der 
einquartierten mobilen Truppen, ſ. unt. Kriegs- Beſitzer des Grumdftüds, jondern aud) ein Jeder 
leiftungen Verordnung vom 1. April 1876|befugt, dem ein Nutungsreht daran zuiteht. 


I. Nr. 8. 
Feldpolizei. 
1. Feldpolizei-Ordnung für alle Lan— 
destheile, in denen das Allgemeine 
Sandredht Gejegesfraft hat, mit Aus 
ihluß der Kreife Rees und Duisburg 
(d. H. jett der Kreife Reed, Eijen, Mülheim 
a. d. Ruhr u. bes Stadtkreiſes Duisburg) vom 
1. Nov. 1847:!) 


$ 1. Die gegenwärtige Feldpolizeiordnung 
findet ſowol auf ſtädtiſche, als auf ländliche 
Orte und Feldmarken Anwendung. 82. Niemand 
darf fein yo außerhalb geſchloſſener Höfe oder 
anderer eingefriedigter Pläge unbeaufſichtigt ums 
herlaufen lafien. Wer ſolches thut, it mit 
Geldbuße von 50 P bis zu 9 M zu beitrafen. 
— Die Lorichrift Tann jedod; für Orte, wo es 
nad) den Berhältnifien erforderlich ericheint, durch 
Verordnungen der Ortöpolizeibehörden, mit Zu- 
ftimmung der Gemeinden, abgeändert werden. 
Auf dem Lande muß die Veftätigung des Land- 
raths hinzutreten. Soll aber in einer jolden 
Xocalverordnung eine höhere, ald die vorjtehend 
bejtimmte Strafe angebroht werden, jo iſt u 
die Genehmigung der Regierung nöthig. 8 3. 


1) In Betreff ber Giltigkeit der Feldpolizeiordnung neben 
dem Str.:G.:B. ift Folgendes zu bemerfen: Das Einführ— 
ungsgeieg zum Str.⸗« G. B. vom 14. April 1851 erwähnte der 
gegen nicht ausdrüdtich, erflärte indeſſen [Art. 2, 

bj. 2] „die befonderen Strafgefege, inſoweit fie Materien 
betreffen, in Hinſicht deren das gegenwärtige Etr.:&.-B. nichts 
beftimmt, für fortdauernd giltig.“ Ebenfo blieben nad) $ 347, 
Nr. 10 des Str.⸗G.⸗B. „die beionderen Beitimmungen, welche 
wegen der Pfändungen bei ſolchen Uebertretungen, ſowie über 
MWeidefrevel in den —* eiordnungen enthalten ſind,“ ums 
verändert. — Das Geſetz, betreffend einige Geb angen des 
Einführungsgefeges zum Etr»®..8. vom 22, Mai 1852, 
Art. 3 Schloß ausdrüdlic bie Beftimmungen der $$ 215—224 
[Dinehı) und 18 Nr. 3 Jentſprechend dem $ 370, Nr. 5 
«8 Neihs-Str.«.:B.] des Str.-G.:B. von Entwendungen 
von Früchten und anderen Bodenerzeugniffen, welche durch 
bie Feldpoligeiordnung vom 1. Nov. 1847 oder das Rural: 


Namend der Berechtigten kann die Pfändung 
auch von denjenigen Perjonen vorgenommen 
werden, welchen die Aufjicht über dad Grunditüd 
aufgetragen ijt, oder die zur Familie oder zu 
den Dienjtleuten der Berechtigten gehören. $ 6. 
Die abgepfändeten Stüde haften für das Pfand- 
geld, den entjtandenen Schaden und alle durd) 
die Pfändung verurfachten Koften. $ 7. Sind 
mehrere Stüde Vieh oder iſt eine ganze Heerde 
übergetreten, jo dürfen dennoch, injofern dies 
ausführbar ift, nicht mehr Stüde Vieh gepfänbet 
werden, als erforderlich find, um Die durch Die 
Beihädigung entftandenen Forderungen zu deden, 
den Beweis der Beihädigung zu jichern und 
weiteren Schaden abzumenden. $ 8. Das Pfand» 
geld muß von dem Befiter des Viehes an den 
Beihädigten, für jedes Stüd Vieh, mweldes 
übergetreten it u. zwar jelbft dann entrichtet werden, 
wenn eine Pfändung nicht geichehen it. — Das 
Piandgeld beträgt: 1) wenn das Vieh betroffen 
worden ift auf bejäeten-oder bepflanzten Medern, 
in Gärten, Baumfdulen, Hopfenanlagen oder 
auf Weinbergen, auf künſtlich gebauten oder auf 
ſolchen Wiejen oder mit Futterfräutern befäeten 
Weiden, welche der Beſitzer ſelbſt noch mit der 
Hütung verjhont, oder die derjelbe eingefriedigt 
hat, oder auf Dämmen, Deichen, Buhnen, Ded: 
werfen oder gededten Sandjlädhen: a. für ein 
Pierd, einen Ejel, oder ein Stüd Rindvieh 2 M: 
b. für ein Schwein, eine Ziege, ein Schaf, ein 
Füllen oder ein Stüd Jungvieh unter zwei 
Jahren, 80 P; e. für eine Gans oder ein Stüd 
Federvieh anderer Art, 10 P; 2) in allen anderen 
Fällen, wohin aud dad unbefugte Behüten der 
Wege, Pläge, Dorfitraßen oder Dorfanger gehört: 
‚ für ein ‘Pferd, einen Ejel oder ein Stüch 
Rindvieh, 50 P; b. für ein Schwein, eine Ziege, 
ein Schaf, ein Füllen oder ein Stüd Jungvieh 
unter zwei Jahren, 20 P; c. für eine Gans 
oder ein Stüd Federvieh anderer Art, 3P. $Y. 


p 


Red. 1791 mit Strafe bedroht find, aus. Auch Sit jedoch gleichzeitig eine Mehrzahl von Stüden 


23. Wo 
geieg vom Br 
in denjenigen Landestbeilen, in melden weder die Felbpoligei- 
ordnung noch das Ruralgefetz gelten, follen bie in ber Feld— 


polizeiordnung unter Sirafe geftellten Entwendungen von Eſel, 


niffen ben Beftimmungen der 


‚srüchten u. anderen Bobener 
vielmebr follen 


genannten $$ des Str.⸗G.⸗B. nicht unterliegen, 
auf —— Entwendungen, inſoweit fie nicht d 
die * ollzei betreffende Straibeftimmungen vorgefeben find, 
die Öriften der Feldpoltzeiordnung vom 1. Nov. 1847 
angewendet werden. — Die Beftimmungen der Feldpolijzei⸗ 
ordnung find auch durch das Holzdiebſtahlsgeſetz vom 2. aber 
1852 nit berührt, jofern es nicht um einen Holzbiebitahl 
im Sinne des $ 1 diefes Geſetzes handelt. ©. Bejeg vom 
2. Juni 1852, $ 50, — Das, noch immer mafgebende, Eins 
führungsgejeg zum Str.-®.:B. für ben Norddeutihen Bund 
vom 31. Mat 1870 $ 2, Abſ. 2 nennt ausdrüdiich auch die 
Felbpolizeigefege, unter den befonderen Vorſchriften des Landes: 
en melde neben dem Str.⸗G.«B. in Kraft geblie: 
en ” 


Vieh übergetreten, jo joll der Gejammtbetrag 
des zu entridhtenden Pfandgelded: a. für Pferde, 
Nindvieh, Schweine, Ziegen und Schafe, 
unter den Borausjegungen des 5 8, Nr. 1 die 


Befondere, Summe von 60 M, unter denen des $ 8, Nr. 2 


die Summe von 15 M; b. für Gänſe und 
anderes Federvieh unter den Vorausfegungen 
des $ 8, Nr. 1 die Summe von 6 M, unter denen 
des $ 8, Nr. 2 die Summe von 1 M50P nidt 
überfteigen dürfen. $ 10. Die in den $$ 8 u. 9 
borgejchriebenen Sätze des Pfandgeldes können 
* ganze Kreiſe auf den Antrag der Kreisſtände, 
ür einzelne Feldmarken aber auf den Antrag 
der Ortspolizeibehörden und mit Zuftimmung 
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ber Gemeinden durch Verordnungen der Regier- Wahl des Beſchädigten ab, ob er ſich wegen des 
ung verändert und in ihrem Betrage erhöht oder| Pfandgeldes und Scadenerjates an den Hirten 
verringert werben.!) Fr Das Pfandgeld ver-|oder an den Beſitzer des Viehes halten mill, 
tritt die Stelle des Schadenerfages. Erachtet Thut er das Letztere, jo bleibt dem Beſitzer des 
jebod ber Beſchädigte daſſelbe hierzu nicht ge-| Viehes der Negreg an den Hirten vorbehalten. 
mügend, jo feht ihm frei, ftatt des Pfandgeldes/$ 18. Außerdem ſoll in den Fällen des $ 17 
die Ermittelung und den vollen Erjag des Scha-|der Hirte, wenn er vorſätzlich das Vieh auf dad 
dens zu fordern; außer dem lesteren kann er|fvemde Grunditüd getrieben hat, mit der im 
aber alädann in ben Fällen des $ 8, Nr. 1/5 14 bejtimmten Strafe belegt, wenn ihm aber 
auch noch für Die übergetretenen Stüde Vieh das nur eine Bernadhläffigung der Aufficht über das 
eringere Pfandgeld, (8 8 Nr. 2 und $ 9) ver- .. zur Daft fällt, mit Geldbuße von 1 bis zu 
angen. $ 12. Das Pfandgeld ift in jedem[9 M beitraft werden. — Auch kann der Hirte 
einzelnen Falle nur einmal zu erlegen, ſelbſt ſchon wegen einer ſolchen Vernachläſſigung von 
alsdann, wenn durch den Uebertritt des Viehes jeinem Herrn des Dienjtes fofort entlafjen werden ; 
auf ein Grundftüd mehrere Berjonen, z. B. derjbei einer vorjäglih von ihm herbeigeführten 
Beſitzer und ein Nutzungsberechtigter in ihren|Uebertretung aber it der Herr zu einer folchen 
Rechten verlegt worden jind oder wenn ſich der) Entlafjung des Hirten, wenn * Beſchädigte 
Uebertritt — auf mehrere Grundftüde ver-|diejelbe verlangt, verpflichtet und durch die Orts- 
ſchiedener Beſitzer erftredt hat. $ 13. In Fällen |polizeibehörde dazu anzuhalten. h 19. Was in 
der im $ 12 bezeichneten Art gebührt das Pfand-|den SS 3—18 verordnet worden, findet auch auf 
eld allein demjenigen a welcher die ——— — Heerden und deren Hirten An— 
fändung bewirft oder den Uebertritt zuerjt| wendung. $2 - Bei Beihädigungen, welche durch 
angezeigt hat. Die übrigen Beſchädigten bleiben|eine gemeinjchaftliche Heerde geſchehen, find 
aber berechtigt, den Erjat ihres Schadens bejon-| jänımtliche Hütungsgenofjen dem eſchaͤdigten für 
ders zu fordern. — Hat ein Feldhüter, der über|das Pfandgeld, den Schadenerjas und die Koiten 
die beihädigten Grundſtücke die Aufjicht zu Führen) jolidarifh verhaftet; unter ſich tragen fie dazu 
hatte (5 50) die Pfändung oder die Anzeigelnur nad) Verhältniß des Viehes bei, welches ein 
bewirkt, jo wird das Pfandgeld zwiſchen allen| Jeder von ihnen zur Zeit der Beſchädigung in 
Beſchädigten gleihmäßig getheilt. $ 14. Werjder gemeinſchaftlichen Heerde gehabt hat. $ 21. 
vorjätlid) unbefusterwele Bieh auf einem frem-| Dafür, daß die gemeinjchaftliche Heerde unter die 
den Grundjtüde hütet, ift nicht nur zur Erlegung|Auffiht eines tüchtigen Hirten geftellt werde, 
des Pfandgeldes und dem Scadenerjage nad)) hat der Gemeindevorftand zu jorgen. Wo Köhr— 


den voritehenden Beitimmungen verbunden, jon- 
dern foll überdied mit Geldbuße von 3 bis zu 
60 M beitraft werden. — Die verwirfte Strafe 
ift zu verdoppeln, wenn ber Frevel zur Nachtzeit 
(8$ 29, 30) oder an Sonn- und Feittagen verübt 
wird, oder wenn ein wegen Weidefreveld Ver— 
urtheilter fich innerhalb Fahressrift nad) dieier 
Verurtheilung eines ſolchen Freveld aufs Neue 
ſchuldig macht. — Fit das vorfägliche Behüten 
fremder Grunditüde aus Rache oder Bosheit 
unternommen, jo tritt die in den Criminalgejeben 
bejtimmte ftrengere Ahndung ein. $ 15. Läft 
der zur Beauflichtigung des Viehes bejtellte, an 
ſich tüchtige Hirt daſſelbe unbeaufjihtigt gehen 
oder überträgt er die Aufjicht einer hierzu un— 
tüchtigen Perjon, fo trifft ihn eine Geldbuße von 
i biö zu 9 M. i 16. ®enn das unter der 
Aufiicht eined an ſich tüchtigen Hirten mweidende 
Bieh durd) einen unabwendbaren Zufall zu dem 
Uebertritt auf ein fremdes Grunditüd veranlaßt 
worden ift, jo kann weder Bfandgeld noch Echa- 
denerfat dafür gefordert werden; doch bleibt der 
Beichädigte zu dieſer Forderung berechtigt, wenn 
ber Hirte von jemem Zufall nicht binnen vier- 
undzwanzig Stunden entweder ihm, dem Be» 
Ihädigten, oder der Ortöpolizeibehörde Anzeige 
gemadyt hat. $ 17. Iſt der Uebertritt des eg 7 
anf ein fremdes Grundſtück von dem an Sich 
tächtigen Hirten verjchuldet, jo hängt es von der 


1) Neber vie Erhöhung ober Verringerung ber in den 66 8 
und 9 vorgeichriebenen Säge bes Pfandgeldes beſchließt im 
Bereiche der Rreisorduung vom 13. Dec, 1972 der Bezirks: 
zath; J. amter Bermaltungsbebörden, Gefeg vom 20. 
Yu 1876 5 85 Wr. 2. 


oder Feldämter oder befondere Worftände der 
Hütungsgenofjenihajten vorhanden jind, liegt 
diefen ob, dafür zu forgen. $ 22. Wie viel 
gemeinſchaftliche Hirten zu halten, und ob die 
verjbiedenen Vieharten abgejondert oder gemifcht 
zu hüten find, ift durch Beſchlüſſe der Gemeinde 
und an Orten, wo nicht alle Gemeindeglieder an 
der gemeinfchaftlichen Weide teil haben, durch 
Beichlüffe der Dütungögenofienfaft mit Ge» 
nehmigung des Gemeindevoritandes zu beſtinimen. 
—— Jeder Theilnehmer eines gemeinjchaft- 
ichen Hütungsrechts iſt bei deſſen Ausübung 
verpflichtet, ſein Vieh dem gemeinſchaftlichen Hirte 
vorzutreiben und von dieſem hüten zu laſſen, 
ſofern ihm nicht das Recht zum Einzelnhüten 
herkömmlich oder vermöge beſonderen Rechstitels 
zuſteht oder die im $ 24 gedachte Ausnahme 
eintritt. $ 24. Wo nad bejonderen örtlichen 
oder wirthſchaftlichen Verhältnifien für alle oder 
für einzelne en Tai eines gemeinſchaftlichen 
Hütungsrechtes ein joldhes Einzelnhüten (3 23) 
während des ganzen Jahres oder gewiſſer Jah 
reöperioden nothwendig ift, kann daſſelbe durch 
Localverordnungen, in welchen zugleich die er— 
forderlichen — — feſtzuſetzen ſind, 
geſtattet werden. 8 25. Eine ſolche Localordnung 
($ 24) kann nad) — — des Provocanten, 
Unterſuchung der Verhältniſſe und Anhörung der 
übrigen Betheiligten, für ſtädtiſche Feldmärken 
von der Ortspolizeibehörde, auf dem Lande von 
dem Landrathe feſtgeſetzt werden. Doch iſt in 
denjenigen Städten, in welchen die Polizei nicht 
vom Deme indevorſtande verwaltet wird, der 
Letztere jederzeit darüber zu hören. — Der 


25* 
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Landrath iſt befugt, die zu einem ſolchen Zwecke S 

erforderliche Unterjuhung und Vernehmung der)Strafe von 1 bis zu 9 M von Ort zu Ort einen 
Betheiligten der Ortabehörbe, einem Sreiver-|von ihmen zu lohnenben Begleiter zur Aufjicht 
ordneten oder einem Defonomiecommifjarius auf-|mitnehmen. $ 35. Auf den der gemeinjdaft- 
zutragen. $ 26. Wer eg) rag fein Bieh lichen oder wecjeljeitigen Hütung unterliegenden 
auf der gemeinihaftlihen Weide allein hütet,|Wiejen oder Fettweiden findet, ſoweit durch 
fol mit Geldbuße von 1 bis zu 9 M beitraft/Statuten oder Gewohnheiten nicht ein Anderes 
werden. $ 27. Auf Hütungsplägen, die von|feitgeftellt ift, die Vorhut in den Provinzen 
fo geringem — find, daß ein Uebertreten Preußen und Pommern nur bis zum 1. Mai, 
des Viehes auf die benadhbarten fremden Grund-Jin den übrigen Provinzen nur bis zum 1. April, 
ſtücke Leicht zu bejorgen fteht, muß das Vieh|die Nahhut auf Yettweiden in den Provinzen 
mit Striden an feite Gegenjtände angebunden) Preußen und Pommern nicht vor dem 1. Oct., 
(getüdert) oder an Striden geführt werden. Let-|in den übrigen Provinzen nicht vor dem 1. Nov., 
teres muß aud) dann er wenn das Biehjauf Wiejen dagegen in allen Provinzen erjt nad) 
auf Wegen zur Weide gebracht wird, denen die|völlig beendigter Heuernte und auf zweis und 
erforderliche Breite fehlt. — Wo ein Bedürfniß|jmehrjchnittigen Wieſen nit vor dem 1. Det. 
zu einer diejerhalb zu treffenden allgemeinen|jtatt. — Dieſe Termine können, wo ein Be- 
Rocalverordnung vorhanden ift, kann diejelbe aufldürfnig dazu obmwaltet, durch Localordnungen 
den im $ 25 bezeichneten Wege feſtgeſetzt werden.|auf dem im $ 25 bezeichneten Wege ander be» 
— Ber diefen Vorjhriften zumiderhandelt, ift|ftimmt werden. $ 36. Nafje, durhbrüdjige 
mit Geldbuße von 1 biß zu 9 M zu beftrafen.| Wieſen müffen zu allen Jahreszeiten mit fremder 


29) treiben, müfjen bei Vermeidung einer 


28. Grundſtücke, welche nicht auf allen Seiten 


umgebaute Wiejen find mit fremder Hütung 


: das Polizeigef. vom 11. März 1850, $ 7. Hütung verjchont werden. — Neugebaute oder 


o eingeſchloſſen find, daß dadurd) das Austreten 
des Viehes verhindert wirb, dürfen nur während 
der Tageszeit zur Viehweide benutt werden. 
$ 29. Wenn dad weidende Vieh nicht über 
Nacht in Hürden ober anderen geichlofjenen 
Räumen verbleibt, jo muß dafjelbe jpäteftens eine 
Stunde nad) Sonnenuntergang au Stalle ge- 
bracht fein und darf nicht früher als eine Stunde 
vor Sonnenaufgang wieder auögetrieben werben. 

80. Berbleibt das — über Nacht im 
reien in Hürden oder anderen geſchloſſenen 
Räumen, jo darf daſſelbe nicht vor Sonnenauf- 
ang auf die Weide gebracht werden, und muß 
Bei Sonnenuntergang wieder eingetrieben jein. 
$ 31. Für jolde Feldmarken oder Bezirke, in 
denen das nächtliche Hüten auf ungejchlofjenen 
Grundjtüden bisher üblich geweſen und nad) den 
eigenthümlichen wirthſchaftlichen Verhältniſſen ent⸗ 
weder für die ganze Weideperiode oder für einen 
Theil derſelben nicht zu entbehren iſt, kann 
dasſelbe durch beſondere, nach Beſtimmung des 
8 25 zu errichtende Localordnungen geitattet 
werben, in melden die zum Schutze gegen Be- 
Ihädigungen und Mißbräuche erforderlichen Maf- 
regeln vorzujcreiben find. $ 82, Wer ben 
Beftimmungen ber $$ 28—30 ober einer nad 
$ 31 errichteten Localordnung zumiderhandelt, 
wird, auch wenn fein Vieh auf ein fremdes 


Grundſtück übergetreten ift, mit Geldbuße von Zeitpunktes oder der Urt der 


1 bis u. M belegt. — Dieje Strafe ift beim 
erſten Rückfall ($ 14) bis zum doppelten, bei 
ferneren Rüdjällen bis zum vierfadhen Betrage 
zu verfhärfen. $ 83. Tritt Vieh zur Nachtzeit 
auf fremde, dem Hütungsrechte nicht unterliegende 
Grundftüde über, jo ift außer ber nad) $ 32 
eintretenden Strafe das Pfandgeld doppelt da- 
für zu entrichten. — Auch find alle diejenigen, 
welche an dem nächtlichen bey theil nehmen, 

t Pfandgeld und Schadenerjag dem Beichädigten 
olivarifch verhaftet; unter fi aber tragen fie 


dazu nad Verhältniß des von einem Jeden unter 


ihaen nächtlic gehüteten Viehes bei. $ 34. 


während der erjten zwei Jahre nad) Ausführung 
ber Anlage ganz zu verſchonen. Auch muß die 
Schonung in der Ääteren Beit noch jo lange und 
in Ping Umfange fortgejegt werden, als 
fie zur Vollendung der Anlage und zur Sicher— 
ung ihres Zmedes nothwendig if. — Die in 
allen dieſen Fällen erforderlichen befonderen Feft- 
jeßungen find von den in dem $ 25 genannten 
Behörden auf die ebendajelbft vorgeichriebene 
Weife zu treffen. $ 37. Auf einzelnen, im 
Gemenge liegenden und der gemeinfchaftlichen 
oder wechjeljeitigen Hütung unterworfenen Feld⸗ 
und Wiejenftüden darf die Hütung nicht eher 
ausgeübt werben, ald bis die Aberntung der 
Früchte und die Werbung des Heued auch auf 
allen anderen zu demſelben Feldtheile (dem 
Winter- oder Sommer-Getreidefelde 2c.) gehörigen 
Stüden geihehen iſt. — Den Beitpunft, mit 
welchem die Hütung auf den abgeernteten Stüden 
allgemein beginnen darf, Hat die Ortspolizei« 
behörde zu beitimmen. $ 88. Die Borfchriften 
der 88 35—37 treten auch dann ein, wenn die 
Hütungsbefugnig auf einem einfeitigen Dienft- 
barfeitörechte berugt. — Dagegen finden dieſe 
Vorſchriften in allen denjenigen Fällen feine An—⸗ 
wendung, in welchen durch entgegenftehende recht3 - 
bejtändige Willenserflärungen, rechtöträftige Er- 
fenntnifje oder durch Verjährung rüdfichtlich des 
Ausübung ein 
abweichendes Re — begründet iſt. — 
Wegen der Einſchränkung ſolcher beſonderen 
—* gegen Entſchädigung, ſowie wegen Ein— 
—— anderweitiger Ordnungen zur beſſeren 

enutzung der Grundſtücke, verbleibt es bei den 
Voricriften und dem Verfahren bed zweiten 
Abſchnitts ber — a = gegen 
vom 7. Juni 1821. $ 39. Un Orten, wo ein 
Pfandſtall nöthig ift, pet die Gemeinde einen 
ſolchen zu beſchaffen. 40. Tauben, welche 
Jemand hält, ohne ein wirkliches Recht dazu zu 
haben, ſind, wenn ſie im Freien betroffen werden, 
ein Gegenſtand des Thierfangs (Allg. Landrecht 


Viehtreiber, welche ihre Heerden zur Nachtzeit Thl. I, Tit. 9, $ 111). — Durch Gemeinde» 
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beſchlüſſe kann aber ſowol in Städten, als in 
ländlichen Gemeinden beſtimmt werden, daß auch 
die Tauben desjenigen, welcher ein Recht hat, ſolche 
zu halten, wenn dieſelben zur Saat- und Ernte 
zeit im freien und bejonderd auf den Aeckern 
betroffen werden, Gegenftand des Thierfangs 
jein jollen. Dergleichen Gemeindebeſchlüſſe be» 
dürfen jedoch zu ihrer Giltigkeit der Beftätigung 
der Regierung.) $ 41%) Mit Geldbuße von 
50 P bis zu 9 M ift zu beftrafen, wer unbe» 
fugterweife: 1) in Gärten, Obftanlagen, Wein- 
bergen oder auf Aeckern eine Nachlefe hält; 
2) auf Gradangern oder Heden Leinwand, Wäſche 
oder andere Gegenftände zum Bleichen, Trodnen 
u. ſ. w. auöbreitet oder niederlegt; 3) in Pri— 
vatgewäfjern oder auf fremdem Grund und Boden 
Flachs oder Hanf röthet, oder Privatgewäſſer 
durch Aufweichen von Fellen darin oder jonft 
verunreinigt; 4) fremde, auf dem Felde zurüd- 
gelafjene WUdergeräthe — 5) dad an 
Grenzrainen, Gräben, Wegen oder Triften wach— 
jende Gras oder jonftige Viehfutter abjchneidet 
oder abrupft; 6) Dünger von Aedern, Wiefen, 
ober Weiden aufjammelt; 7) Knochen gräbt oder 
fammelt; 8) die zur Sperrung von Wegen ober 
von Eingängen in eingefriedigte Pläße dienenden 
Gatterthore, Pforten, Heden u, ſ. m. öffnet, oder 
nad) dem Hindurchgehen nicht wieder jchliekt; 
9), Steine, Scherben, 
fremde Grundftüde oder Privatwege wirft. 

Mit Geldbuße von 1 bis zu 6 M ſoll beitraft 
werben, wer unbefugter Weife: 1) von Alleen- 
oder Feldbäumen oder von Heden Laub abpflüdt 
oder Zweige abreißt; 2) aus Gärten, Wein- 
bergen, Obftanlagen oder Alleen oder von Fel- 
dern, Aeckern oder Wieſen Gartenfrüchte, Yeld- 
früchte oder andere Bodenerzeugniffe von unbe- 
deutendem Werthe oder in geringer Quantität 
entwendet; 3) Bäume oder Sträuche, welche in 
Gärten, Obftanlagen, Alleen, auf Aeckern oder 
jonft außerhalb eines Forſtes ftehen, oder Heden 


1) Im Bereiche der Kreißorbnung vom 13. Dec. 1872 ber 
Kreisausihuf. S. unter Berwaltungsbebörden, Geſetz 
vom 26, Yuli 1876 $ 84. 

2) Die $$ 41—46 werden hier in der durch bas Geſetz, betr. 
die Abänderung der $$ 41—46 ber elbpolizeiverorbnung vom 
1. Nov. 1847, vom 13. April 1856 gegebenen Faſſung abge: 
drudt. — ——— in ben &6 —— —— * 
Art. 2 des vom 13. April 1856 auch in denjenigen 
Laudestheilen, gr welchen weder bie ———— vom 
1. Nov. 1847, das Ruralgefeg vom 18. Sept. u. 6. Oct. 
ift, unter im Art, 3 bes Gefeges vom 22. Mai 
1852 [j. Rote zur Ueberſchrift der Feldpolizeiordnung] feftges 
fegten Beſchränkung Gefegestraft. — Den $$ 41, 42, 43 und 
45 entiprehen bie s 1—4 des Art. 8 ber Verordnung vom 
25. uni 1867. — Ueber bie Erfennung auf die Strafe bes 
Diebftahls in den Fällen der $$ 41, 42 und 43, f. Gefeg, 
betreffend die Abänderung und Ergäu einiger Beſtimm⸗ 


ungen des Einführun ekes zum Str.-G.:B. vom 14. April 
1 Art. ı Y = enn fi in ben fällen der 68 41,42 
und v. 1847 oder des 


43 ber polizeiordnung vom 1. 
be3 


Str.-G.B. nad Eröffnung der Unterfnhe| hören, oder befteht 
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und andere zur Einfafiung von Grundftüden dies 
nende Anpflanzungen abhaut, abbricht, ausreifit, 
ausrodet oder beihädigt. $ 43. Mit Geldbuß 
von 1 M50P bis zu 60 M joll beſtraft werden, 
wer unbefugter Weife: 1) Einfriedigungen, 
Baum« oder Prellpfähle, oder Brüden auf Bri« 
vatmwegen beſchädigt ober zeritört; 2) Steine, 
Pfähle, Tafeln, Strohwiſche, Gräben oder ähn- 
liche zur Abgrenzung, — oder Vermeſſ⸗ 
ung bon Grundſtücken oder Wegen dienende 
Merk- oder Warnungszeichen fortnimmt, ver- 
nichtet oder fonft unfenntlih macht; 3) das zur 
Bewäfferung von Grundftüden dienende Waſſer 
ableitet; 4) Gräben, Wälle, Ninnen oder andere 
zur Ub- oder Buleitung des Waſſers dienende 
Unlagen beſchädigt. — Gleicher Beitrafung uns 
terliegt 5) wer ohne Erlaubniß der Ortöpolizei- 
behörde Torfmoore abbrennt, oder Heidefraut, 
Bülten oder ähnliche Gegenftände auf dem Felde 
anzündet. Sind Handlungen der unter Nr. 4 
und 5 bezeichneten Art mit — Gefahr 
verbunden, wie z. B. die Beſchädigung von 
Deichen oder Dämmen, ſo unterliegen ſie den im 
Strafgeſetzbuch beſtimmten ſtrengeren Strafen der 
gemeingefährlichen Beſchädigung. $ 44. Sowol 
in dem Falle des $ 247, Nr. 10 des Straf— 
eſetzbuchs als auch dann, wenn Jemand unbe- 
Fugter Weiſe über unbeftellte Aecker, abgeerntete 


Schutt oder Unrath auf] Wiefen oder uneingefriedigte Weiden reitet, fährt 
42.|ober Vieh treibt, ijt die Pfändung der Reii- oder 


Bugthiere oder des Viches, jowie die Forderung 
von Pfandgeld nad den Vorſchriften der SS 4 
und ff. zutalie, (Statt $ 247, Nr. 10 Le ſ. 
jegt R⸗St.G.B. $ 368, Nr. 9.) — Doch findet 
in allen dieſen Fällen weder Pfändung noch 
Schabenforderung ftatt, wenn derjenige, welcher 
über das fremde Grundftüd geritten oder ge- 
fahren ift oder das Vieh getrieben hat, hierzu durch 
die ſchlechte Beichaffenheit eines an dem Grund— 
ftüde vorüberführenden und zum gemeinen Ges 
brauche beftimmten Weges genöthigt worden ijt. 
$ 45. Iſt in den Fällen der S$ 41—43 eine Be» 
Ihädigung fremden Eigenibumd aus Race 
oder Bosheit verübt, jo trifft den Thäter die 
Strafe der Vermögensbeſchädigung. — Wenn 
in ben Fällen der SS 41—43 eine Wegnahme 
in gewinnſüchtiger Abficht ftattgefunden hat, jo 
fommen die Strafen des Diebſtahls zur Anmwend«- 
ung. $ 46. Der mn des Beſchädigten auf 
ung won verjährt, wenn derſelbe nicht innerhalb 
drei Monaten feit ber Uebertretung bei der zu- 
ftändigen Behörde angemeldet ift. $ 47. Die 
nad Biefer Feldpolizeiordnung verwirften Geld- 
bußen —* ur Gemeindekaſſe des Orts, in 
deſſen Feldmark bie —— verübt iſt. 
Liegen jedoch innerhalb der Feldmark Beſitz- 
ungen, welche nicht — Gemeindeverbande ge⸗ 

n ber Feldmark fein Ge— 


$ 349, Nr. GB. ver 1 
a le, An oeminefiänner monat on|meinbeverband , fo find dergleichen Gelbbußen 


fegen umter Strafe geftelit ift, in gemwinnfüchtiger Abficht ent 
wendet worben ‚ fo foll der Trichter befugt ein, auf 
die Strafe des gr unter Anwendung ber $$ 216 und 
217 bes Str-G.:B. [jett Mei tr⸗G. B. vom 15. Mai 
1871 8$ 242 ff.) zu erfennen, infofern mildernde Umftände 


vorliegen und die von ber Staatdanmwaltihaft beantragte und 


an die Ortöpolizeibehörbe zu entrichten, welche 
biefelben zu gemeinnügigen Zwecken für den Ort 
zu verwenden, über dee Verwendung aber da, 
wo eine Gemeinde vorhanden ift, ſolche zu hören 


von dem Richter für angemefien erachtete Strafe nur in Ge⸗ hat. 8 48. Gelbbußen, welche wegen Armuth 


ängniß von böchſtens 3 Monaten beftebt. — In Anſeh 
be —— gelten bie für Vergehen beſtehenden Br 
qriften. 


der Schuldigen nicht beigetrieben werden können, 
find den beſtehenden Vorſchriften gemäß in Ges 
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fängnißſtrafe, oder nach dem Ermeſſen der er⸗ wenn der Gepfändete durch Niederlegung eines 
fennenden Behörde in Strafarbeit zu einem anderen Pfandes oder einer Geldfumme dem 
gemeinnügigen Zwecke zu verwandeln. Hierbei) Beihädigten für defien Forderung an Pfandgeld, 
ift ein Urveitätag einer eintägigen Gefängnißſtrafe Schadenerfag und Koften hinfängliche Sicherheit 
gleih zu achten. $ 49. Eltern, Pilegeeltern|beitellt. Ueber die Hinlänglichteri diefer Sicher- 
und Dienftherridaften haften, jofern die von/heit hat, wenn Gtreit darüber entfteht, die 
ihren im elterlichen Haufe fi aufhaltenden Kin-|Ortöpolizeibehörde nach vorläufiger Prüfung und 
dern oder Pilegetindern oder von ihren Dienſt- Feitjtellung jener Forderung zu entjcheiden. Rei 
leuten begangenen ?Feldfrevel zu ihrem Bortbeil] Die Feitjegung der Koften für Wartung, Stall- 
gereichen, für die Pfandgelder, Entihädigungen,/ung und Fütterung der gepfändeten Viehſtücke 
Koften und Geldbuße. — Kann die Strafe gegen! fteht der Ortspoligeibehörde zu. Die Regierungen?) 
den eigentlich Schuldigen nicht vollitredt werden, |jind befugt, für alle oder für einzelne Kreife, 
jo fteht der Behörde frei, nad ihrem Ermeſſen nach Vernehmung der Kreisftände, allgemein 
entweder die Geldbuße von jenen jubfidiartich| geltende Säge für Koften diefer Art zu beftimmen. 


dafür verpflichteten Perſonen einzuziehen, oder|$ 56. 


mit Verzichtung hierauf die im 
vermögens an die Stelle der Geldbuße tretende 
Gejängnißitrafe oder Strafarbeit an dem Xer- 
urtheilten volljtreden zu laſſen. $ 50. Die 
Gemeinde kann beichließen, daß für den ganzen 
Semeindebezirf, oder für einzelne Theile dejielben 
Feldhüter bejtellt werden, denen die Beauffichtig- 
ung und Eiderung der Gärten , Ueder, Wiejen, 
und deren Früchte gegen Entwendung und fonjtige 
Beihädigung, ſowie die Verfolgung, Pfändung 
und Anzeige der Beichädiger obliegt. Auch kön— 
nen zu dieſem Zwede Mitglieder der Gemeinde 
zu 1 ka Era (Feldherren) ernannt werden. 
s 51. Den Feldhütern und Ehrenfeldhütern 
($ 50) jol in Anſehung defien, was jie über 
verübte Feldfrevel aus eigener Wahrnehmung 
befunden, voller Glaube beigemefjen werden, 
wenn diejelben 1) Hinfichtlich ihrer Tüchtigfeit zu 
dem Gejchäfte von dem Landrathe geprüft und 


beitätigt, jodann 2) gerichtlich ein- für allemal|$ 58 


dahin eidlidy verpflichtet find, daß fie die Feld— 
frevel, welche in den ihrer Aufficht anvertrauten 
Bezirken vorfallen und zu ihrer Kenntniß fommen, 
mit aller Treue, Wahrheit und Gemiffenhaftigteit 


Die Ortspolizeibehörde hat, jobald ihr 


Falle des Un-leine Pfändung oder eine zur Forderung von 


Pfandgeld berechtigende Uebertretung angezeigt 
wird, beide Theile in möglichft furzer Friſt vor 
ih zu laden, den Pfänder oder Beichädigten 
über die Beranlafjung zur Pfändung oder Klage, 
und über jeine Forderung an Pfandgeld und 
Scadenerfat, den Beichädiger aber mit feiner 
Erflärung hierüber zu hören, auch nöthigenfalls 
jofort den Beweis dur Befichtigung an Ort 
und Stelle, oder durch Vernehmung der Zeugen 
aufzunehmen, $ 57. Fordert der Beichädigte 
nur Pfandgeld und Koften, jo gebührt die Ent- 
ſcheidung darüber, fofern nicht der im $ 58, Nr. 1 
gedachte Fall eintritt, der Ortspolizeibehörde. — 
Berwaltet ein Gutsherr die ihm zuftehende Po— 
lizeigerichtsbarkeit jelbft und ift er, oder einer 
jeiner Angehörigen ($ 46, Tit. 17, Th. II Allg. 
Landrechts) bei einem folhen Falle betheiligt, 
jo fteht die Enticheidung. dem —— zu. 
Dagegen gebührt die Enticheidung des 

treites dem Gerichte, wenn 1) der Gepfändete 
die Rechtmäßigkeit der Pfändung oder die For— 
derung des Pfandgeldes deshalb beftreitet, weil 
er ein Recht zu der von ihm vorgenommenen 


anzeigen, aud) was fie über die Thatumftände| Handlung zu haben behauptet, oder 2) der Be- 


der Frevel und über deren Urheber und Theil- 
nehmer entweder aus eigener Einneswahrnehmung 
oder duch fremde Mittheilung erfahren, mit 
genauer Beachtung dieſes Unterjchiedes angeben 
wollen und 3) feinen Denunciantenantheil ge: 
nießen; auch nicht Pfandgelder beziehen. & 52, 
Auch den zu feinem Gemeindeverbande gehörigen 
Sutsbejigern ift die Anftellung — Feld⸗ 
hüter ($$ 50, 51) geftattet. $ 53. Wer eine 
Pfändung vorgenommen hat, ift verpflichtet, 
hiervon der Ort3polizeibehörde ſpäteſtens binnen 
24 Stunden Anzeige zu machen, und ihre ®e- 


ſchädigte jich mit dem —— nicht begnügen 
will, und zugleich oder allein den Erjag des 
ihm verurjachten Schadens fordert. — In beiden 
Fällen ijt die Sache von der Rolizeibehörde an 
das betreffende Gericht zu verweilen, welchem 
alsdann auch die weitere Beitimmung darüber 
zufteht, was mit den Pfandftüden, a Be folche 
nad) $ 54 noch nicht ausgelöft find, geichehen ſoll. 
H 59. Somol in den ihrer Entſcheidung unter» 
iegenden, als in den nad) $ 58, Nr. 2 der ges 
richtlichen Entiheidung zu überweilenden Streit« 
fällen hat die Polizeibehörde fih zu bemühen, 


jtimmung darüber, ob er die Pfandftüde an fie|zwifchen beiden Theilen einen Vergleich zu Stande 
gur Aufbewahrung abliefern oder bei ſich auf- zu bringen. Gelingt dies, jo iſt über den Ber« 


ewahren joll, beögleichen, wenn eine Heerde 
gepfändet worden, auch darüber einzuholen, wie 
viel Stüde Vieh nad) der Beitimmung des $ 7 
zurüdzubehalten find. — Wer dieſe Anzeige un- 
terläßt, verliert dadurd zwar nicht feine übrigen 


Anſprüche an den Gepfändeten, er kann aber auflergangene Borla 


gleih ein Protokoll aufzunehmen, auf Grund 
dejien, wie aus einem gerichtlichen Vergleiche, 
die Erecution nachgeſucht und vollitredt werden 
fann. M 60. Erſcheint derjenige, gegen welchen 
ber Anſpruch —— erhoben iſt, auf die 

ung ($ 56) nicht, jo hat bie 


deſſen Antrag zur fofortigen Rüdgabe der Pfand- | Polizeibehörde nach thatſächlicher und rechtlicher 
jtüde angehalten werden, und hat außerdem feine) Erörterung der Sache den ir bes Pfand- 
J ei 


age Anſprüche auf Erftattung der Koften|geldes und der Koſten durch ein 
r — 


artung, Stallung und Fütterung des ge- 
pfändeten Viehes verwirft. $ 54. Das abge- 
pfändete Vieh muß jofort freigegeben werden, 


olut feſtzu⸗ 


) Im Bereihe der Kreisorbnung tom 13. Dec. 1872 der 
Bezirtsratb; Geſetz vom 20. Juli 1876 $ 85 Nr. 2. 
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ſetzen, demnächſt aber, wenn eine Pfändung ge⸗ örterung nicht mehr fordern. — Gegen die infolge 
ſchehen iſt und der Gepfändete ſich nicht innerhalb des Recurſes von der Regierung getroffene Ent« 
acht Tagen ſeit der Pfändung meldet, das Pfand ſcheidung iſt fein weiteres Rechtsmittel zuläſſig. 
öffentlich zu verſteigern, den Beſchädigten daraus $ 68. Ueber die in dieſer Feldpolizeiöordnung 
zu befriedigen und ben etwaigen Ueberreſt des mit Strafe bedrohten Webertretungen jeder Art 
Erlöfes an das — Depoſitum des Orts ſteht der Ortspolizeibehörde die Unterſuchung und 
abzuliefern. & 61. Auf eben dieſe Weiſe ($ 60) Entſcheidung zu. $ 69. Gegen das polizeiliche 
Hat die Polizeibehörde in denjenigen Fällen zu, Strafrejolut ($ 68) fann der Berurtheilte, inner- 
verfahren, in melden eine Pfändung geſchehen halb der nädjiten zehn Tage nad) der Verkünd- 
ift, der Gepfändete aber, weil feine ce oder/ung, den Recurs an die Regierung einlegen; er 
jein Aufenthalt unbefannt war, zu ber nach $ 56 iſt aber, wenn die gegen ihn feitgejegte Strafe 
vorzunehmenden Verhandlung nicht vorgeladen|eine Geldbuße von 30 M, oder eine Gefängniß- 
werden fonnte. $ 62. Zur Erörterung der ſtrafe oder Strafarbeit von vierzehn Tagen über- 
Sade gehört ed auch, wenn der in Anſpruch ſteigt, auch befugt, binnen derjelben Frift, ftatt 
Senommene behauptet, daß die Beichädigung|ded Recurſes auf gerichtliche Unterjuchung und 
durd die eigene Schuld und Nachläſſigkeit des Entſcheidung anzutragen. Diefe Befugniß fällt 
Bfändenden veranlaft ſei. $ 63. Verlangt der weg, wenn er den Recurs einmal eingelegt 


Beſchädigte die Abſchätzung des Schadens, jo hat|— Gegen die ng bed Recurjed von der 


die Polizeibehörbe ſolche felbft in denjenigen 
Fällen, welche der gerichtlichen Enticheidung un« 


terliegen ($ 58), ungefäumt zu veranlaffen, und gegenwärtig bie el 


dazu nicht nur den Beſchädigten, jondern auch 
den Beichädiger vorzuladen. Ericheint der Be— 
ſchädiger * die Vorladung nicht, oder kann 
derſelbe, weil ſeine Perſon oder ſein —— 
unbelkannt iſt, nicht — werden, ſo kann 
auch ohne ihn die Abſchätzung vorgenommen 
werben. F 64. Der Schade iſt an Orten, wo 
Dorfgeridhte vorhanden find, durch diefe, jonft 
aber durch andere vereidete Sachverſtändige ab» 
zuſchätzen. — Sind die Dorfgerichte oder bie 
ganze Gemeinde bei dem Ausgange der Sache 
etheiligt, jo muß die Abſchätzung durch benad)- 
barte unbetheiligte Dorfgerichte oder durch andere 
Sachverſtändige geſchehen. $ 65. Für Orte oder 
Bezirke, wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, find 
zu dergleichen —— ($ 64) ſachverſtän⸗ 
dige Taratoren zu beitellen und ein» für allemal 
gerichtlich zu vereiden. Auf dem Lande erfolgt 
eine folhe Beltellung auf den Vorſchlag ber 
Ortsbehörden durch den Zandrath, in den Stäbten 
durch den Magiftrat. $ 66. Die den Taratoren 
zu gewährenden Gebühren find von demjenigen, 
welcher die Abſchätzung beantragt hat, mit Vor» 
behalt ſeines Regreſſes an den Beſchädiger, zu 
zahlen. — Die 


Rernehmun 
Orte nad) Bernehmun 
Gemeinden allgemein feftguftelfen. 867. Gegen die 


ei 
es 
ticheidung ift fein weiteres 
70. An Orten, wo 
polizei und die feldpolizei— 
lie Gerichtöbarfeit nicht durch die gewöhnliche 
DOrtöpolizeibehörben, ſondern durch Feldämter 
oder andere zu dieſem Zwecke eingejeste, im 
Dienfte der Gemeinde oder einzelner Gemeinde» 
Hafjen oder orporationen ftehende Behörden 
verwaltet wird, gehen auf diefe Behörden, für 
den bisherigen Umfang ihres Gejchäftäfreijeg, 
alle die Befugniffe und Obliegenheiten über, welche 
in diejer Feldpolizeiordnung den Ortspolizei— 
behörden zugetheilt find. $ 71. Den an einigen 
Orten herkömmlich beftehenden Grenzregulirungs- 
und Feldmeßämtern verbleibt die Befugniß und 
Berpfliätung, für Erhaltung der richtigen Grenzen 
zwiſchen den Flurnachbarn zu forgen und diejer« 
2 entftehende Streitigkeiten vorbehaltlicd) des 
echtsweges zu enticheiden. $ 72. Die Regier- 
ungen find befugt, an jolden Orten, mo dies 
wegen zu großer Entfernung des Sitzes ber 
Polizeibehörde oder aus anderen Gründen ange: 
mefjen erjcheint, die Verwaltung der Feldpolizei 
und der felbpolizeilihen Gerihtöbarfeit nad 
Anhalt diefer Ordnung ganz oder theilweije den 
Dorfgerichten ober dem Drts- und Gemeinder 
vorjtande aufzutragen. — Auch können die Re- 


gierung getroffene 
Rechtsmittel autaifig- 


egierungen!) find befugt, die|gierungen nad eingeholter Genehmigung des 
Säge folder Gebühren für ganze Kreife nach Minifters des 
ber Kreisftände ober für einzelnelaus mehreren 
ber Ort3behörden und 


nnern, für einzelne Orte oder 
rtihaften zu bildende Bezirke, 
m Berwaltung der Felbpolizei und jeldpolizei- 
ihen Gerichtsbarkeit bejondere Feldämter er- 


Enticheidung der Polizeibehörde über Pfandgeld |richten, die aus mindejtend drei vom Landrathe 
und Koften kann jede Partei, welche ſich dbaburdlin Vorſchlag zu bringenden und gerichtlich zu 
verlegt erachtet, innerhalb der nächſten zehn Tage, |vereidigenden Grundbefigern zufammen zn jegen 
nach der ihr gejchehenen Verkündung der Ent-|find. — Alle bergleihen Einrihtungen dürfen 
ſcheldung, den Recurs an die vorgejegte Regier-|jedod für Orte, über welche die Polizeigerichts- 
ung?) einlegen. — Ueberjtcigt die Summe, über|barfeit einer Privatperjon zufteht, nur mit deren 
weiche entſchieden ift, den Betrag von 30 M, jo|Zuftimmung getroffen werden. Wo ein 
fteht der beſchwerdeführenden Partei frei, binnen|Bedürfniß dazu obmwaltet, wegen der Räumung 
jener Friſt ftatt des Recurjes an die Regierung [und Inftandpaltung von Privatflüffen und Grä- 
auf gerichtliche Erörterung und Entiheidung der|ben, und zu dem Ende wegen Beitellung von 
Sache anzutragen; Hat diejelbe jedod) den Recurs) Schaurichtern und der denjelben beizulegenden 
einmal eingelegt, jo kann fie die gerichtliche Er⸗ Auffichtd: und Strafbefugnifjebejondere Ordnungen 
— oder Statuten abzufaffen, fann died auf dem im 
1872 der z 25 bezeichneten Wege unter Beftätigung der 
Ar rar: mit verbindlicher Kraft geiehen. 
8 74. Wo bejondere Verhältniſſe feldpofizeiliche 


) Ym Bereiche der Kreisorbrung vom 13. Dec. 

Bezirförath; Geſetz vom 26. Yuli 1876 $ 85 Wr. 3. 

4 = an die Kreisausſchüſſe; ſ. Geſetz vom 26, Juli 
6 
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Vorſchriften über ſolche Gegenftände erforderlich 
maden , in Anjehung deren dieje zeldpolizei- 
ordnung feine Bejtimmung erhält, können Dar» 
über Kreis- oder Localverordnungen, nad Ans 
börung der Kreisftände oder der Drtäpolizei- 
behörden, der Gutsherrichaften und Gemeinden, 
mit Genehmigung und unter Bejtätigung Unferer 
Minijter des Innern und der Juſtiz erlafjen 
werden. $ 75. Die gegenwärtige Feldpolizei— 
ordnung joll am 1. Jan. 1848 in Kraft treten. 
Bon diefem Zeitpunfte ab verlieren alle bisher» 
igen allgemeinen, provinziellen, ftatutarifchen oder 
jonftigen Vorjchriften über Gegenjtände, worüber 
dieje Feldpolizeiordnung Beitimmungen enthält, 
joweit nidyt ausdrüdlicd darin auf ſie vermwiejen 
ift, ihre Wirkſamteit. — Doc) verbleibt von der 
Halberjtädtiihen Feldordnung vom 27. Juli 1759, 
wo diejelbe bisher gegolten hat, der $ 38 der- 
jelben, indefjen auch diejer nur ſoweit in Kraft, 
als er die Schafhirten verpflichtet, für den 
Scadenerjag folidariih zu haften; die darin 
aus geſprochene folidariihe Verpflichtung diejer 
Perjonen für die Strafen wird aufgehoben. Bon 
den im Allg. Landrecht Th. I, Tit. 14, Abſchnitt 4 
enthaltenen Vorſchriften über Pfändungen bleiben 
in Beziehung auf Gegenjtände diejer Feldpolizei- 
ordnung nur diejenigen giltig, welche in den hier 
beigedrudten Anhang aufgenommen find, 


Unhang zur Feldpolizei-Ordnung. 


Auszug aus dem von Pfändungen handelnden 
Abſchnitt 4, Tit. 14, TH. I des Allg. Landrechts. 


$ 418. Gegen Boften, Stafetten und Eouriere 
ift feine Pfändung erlaubt. $ 419. Die Pfänd- 
ung darf nur auf friiher That, nachdem die 
art oder Störung erfolgt ift, geſchehen. 
$ 420. Außerhalb der Grenzen der Feldflur, 
auf welcher die Beſchädigung oder Störung er- 
folgt ift, darf der Beeinträchtigte den Beſchädiger 
oder Störer mit Pfändung nicht verfolgen. 
$ 421. Hat Jemand auf einer fremden Feldflur 
ein auf einen gewifjen Diſtrict eingejchränftes 
Recht, jo kann er nur innerhalb diefes Dijtricts 
Pfändungen vornehmen. $& 422. Erſtreckt ſich 
das Revier, innerhalb defien Jemand ein Recht 
auszuüben hat, über die Grenzen einer Feldflur 
hinaus, jo bejtimmen die Grenzen bed Reviers 
den Bezirk, in weldem er Pfändungen vorzu« 
nehmen berechtigt if. $ 423. Um der Sache, 
welche gepfändet werden joll, fi zu bemächtigen, 
follen weder gefährlihe Waffen, noch reifende 
Hunde gebraucht werden. $ 424. In der Regel 
find nur Vieh und andere bewegliche Sachen ein 
Gegenjtand der Pfändung. $ 426. Sit der 
Gepfündete erbötig, ſtatt des zu pfänbenden 
Stüdes ein anderes Pfand, welches zu vorjtehen- 
der Dedung des Pfändenden hinreichend tft, nie= 
derzulegen, jo ijt der Pfändende jelbiges anzu- 
nehmen, und nöthigenfalld dem Anderen bi an 
den nächjten Ort, wo die Niederlegung geichehen 
fann, En folgen jchuldig. $ 427. Bon Fradıt- 
und Neifewagen dürfen die geladenen Güter, 
wider den Willen des Inhabers, nicht gepfändet 
werden. $ 480. Perjonen jollen nur aladann 
angehalten werden, wenn die Sahpfändung ent» 
weder gar nicht oder nicht, ohne fich zugleich der 
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Perſon zu verſichern, bewerkſtelligt werden Fann. 
$ 437. Der Beihädiger iſt allemal ſchuldig, auf 
die Entjchädigungsflage bei den Gerichten des 
Orts, mo die Pfändung erfolgt ift, ich einzu- 
lajien. $ 458. Einer gejegmäßig unternomme- 
nen Pfändung darf fid) Niemand widerjegen. 
$ 459. Wer fih dem Pfändenden im Begriffe 
der vorzunehmenden Pfändung entzieht, muß 
dad Pfandgeld doppelt, und wer fi der Pfänd- 
ung mit Gewalt widerjegt, muß bafjelbe vierfach 
entrichten. $ 460. Der das einfache Pfandgeld 
überjteigende Betrag fällt als Strafe allemal der 
gemeinen Kaffe des Orts anheim. $ 461. Wer 
bei einer vorfallenden Pfändung den Undern 
idimpft, ſchlägt oder fonft beſchaͤdigt, joll nad 
aller Strenge der Criminalgejege beftraft werden. 
$ 462. Wer unrehtmäßiger Weije gepfändet 
hat, muß das Pfand dem Anderen koſtenfrei zu- 
rüdjtellen und demjelben für den verurjachten 
Schaden und entgangenen Gewinn vollftändige 
Genugthuung leiften. $ 463. Auch hat der- 
jenige, welder —— widerrechtlich vor⸗ 
nimmt, nach Bewandtniß Umſtände bie geſetz 
mäßigen Strafen der unerlaubten Selbſthilfe oder 
beleidigten Freiheit des Anderen verwirktt (Th. 2, 
Tit. 20, Abſchnitt 4, 12). 8 464. Iſt die un⸗ 
rechtmäßige Pfändung ohne bung perjönlicher 
Gewalt gejchehen, jo dient der Betrag des im 
Falle der Rechtmäßigkeit zu erlegen gemwefenen 
Pfandgeldes zum Mafftabe der dem unbefugten 
Pfänder aufzulegendenStrafe. $ 465. Auch der- 
jenige, welcher, nachdem er gepfändet worden, ſich 
eigenmächtig wieder in Befit des Pfandes zu jegen 
unternimmt, oder eine Gegenpfändung aus ver» 
meintlihem Widervergeltungsredht ſich anmaßt, 
wird nad den Vorſchriften $$ 462 — 464 bes 
urtheilt. 

2. Rheinifhes Ruralgefeg vom Tree 
1791. (Ueberjegung aus dem ——32 
[2. Titel. Von der Feldpolizei.] Art. 1. Die 

Feldpolizei ſteht beſonders unter der Gerichts— 

barfeit der Friedensrichter und Municipalbeam- 

ten, und unter der Aufſicht der Feldhüter und 
der National» Gendarmerie. Art. 2. Ulle nadj- 
ftehend erwähnten Frevel follen, ihrer Beichaffen- 
heit nach, vor den Friedensrichter und die Mu— 
nicipalität de3 Ortes, mo fie begangen worden, 
ebracht werden. Art.3. Jeder unten erwähnte 

revel joll mit einer Geldbuße oder mit muni— 
cipaler oder correctioneller Haft, oder nad) den 

Umftänden u. der Schwere des Verbrechens mit 

beiden zugleich geftraft werden, unbejchadet des 

dem Beſchädigten zuſtehenden Scadenerjages, 

In allen Fällen ſoll diefe Entihädigung vor» 

zug3weije vor der Strafe bezahlt werden. Zu 

der Schadloshaltung und Gelditrafe find die De- 
linquenten folidarif verpflichtet. Art. 4, Die 
geringften Strafen jollen von dem Werth einer 

agesarbeit fein, wie derjelbe von dem Depar- 
tementsdirectorium angejegt ift.!) Alle gemöhns- 
lichen Geldbußen, welche den Werth von 3 Tages« 


1) Zufolge Geſetzes vom 23. Thermidore J. IV. 5 Aug. 
1796] Art. 2 ift die geringfte Strafe bei Feld⸗ und Foritvers 
eben auf den Werth von 3 Zagelühnen oder 3 Zagen Ge⸗ 
ängnig feftgefegt. 
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arbeiten nicht überfteigen, werden verdoppelt, im Falle ihrer Zahlungsunfähigkeit von dem 
wenn ein zweites Mal in einem a gefrevelt |Eigenthümer des Viehes. Der Eigenthümer, 
wird, oder wenn der Frevel vor Auf- oder nach welchem der Schaden zugefügt ift, Hat das Recht, 
Niedergang der Sonne geichehen; fie jollen ver · das Vieh zu pfänden, mit dem Beding, daß er 
dreifadyt werden, wenn fich beide vorgemeldete|joldhes binnen 24 Stunden in den von ber Mu— 


Feldpolizei. 


Umſtände dabei vereinigt finden. Die Geldſtrafen 
fließen in die Kaſſe der Municipalität des Ortes. 
Art. 5. Die — der Strafen u. Entſchäd⸗ 
igungen zieht die Verhaftung erft 24 Stunden nad) 


nieipalität hierzu beftimmten Berwahrort bringen 
lafje. — Der Schaden foll durch den Verkauf des 
Viehes vergütet werden, wenn dafjelbe nicht zu— 
rüdgefordert wird, oder wenn der Schaden in 


geihehenem Befehl nad) fi. Bei den Zahlungs-|Beit von 8 Tagen nicht bezahlt worden. — Wird 


unfähigen joll die Berhaftung an Stelle der 
Gelditrafe treten, aber nicht länger als einen 
Monat dauern. Bei den Vergehen, für melde 
eine Geldftrafe nicht ausgeſprochen iit, u. in den 
ſchweren Fällen, wo Haft mit der Geldſtrafe zu- 
gleich ftatthaft, kann dieſelbe um den vierten THeil 
der durch das Geſetz vorgejchriebenen Zeit ver- 
längert werden, Art. 6. Tie in —— 
Decret angezogenen Verbrechen, welche eine Ver 
haftung von mehr als 3 Tagen auf dem Lande 
und von mehr ald 8 Tagen in den Städten nad 
ji ziehen würden, follen durch die Zuchtpolizei, 
die übrigen durch die Municipalpolizet entichieden 
werden. Art. 7. Die Ehemänner, Väter, Müt- 
ter, Bormünder, Herrichaften, Unternehmer, wer 
fie jein mögen, jollen civiliter jür alle Vergehen 
verantwortlich fein, melde ihre Weiber und 
Kinder, Pupillen, unverheirathete Minderjähr- 
igen unter 20 Fahren, Dienitboten, Arbeits- 
leute, Fuhrknechte und andere ihnen untergebene 
Perſonen begangen Haben. Die Abſchätzung des 
Schadens ſoll allzeit durch den Friedensrichter 
oder feine Beifiger, oder durch von dieſen er- 
nannte Erperten gejchehen. Art. 8. Die Dienft- 
boten, Arbeitsleute, Fuhrknechte u. andere unter- 
gebene Perjonen find ihrerjeitd für ihre Delicte 
auch Denen gegenüber verantwortlich, von benen 
fie bejchäftigt werben. Art. 9. Die Municipal- 
Beamten follen überhaupt über die Ruhe, die 
Geſundheit und die Sicherheit auf dem Lande 
wachen. Sie jollen befonders gehalten fein, we- 
nigſtens einmal im Jahr, die Badöfen u. Kamine 
der Häufer und Gebäude zu —— welche 
wenigſtens 100 Toiſen von anderen Wohnungen 
entfernt find; die Beſichtigungen ſollen 8 Tage 
vorher angekündigt werden. — Nah geſchehener 
Befihtigung jollen fie die Ausbefjerung oder Ab— 
reißung der Badöfen oder Kamine berorbnen, 
welche ſich in einem ſchlechten Stande befinden, 
ß daß eine Feuersbrunſt oder andere Unglüds- 
älle daraus entjtehen könnten; in dieſem Falle 
tann eine Strafe von wenigſtens 6—24 Livres 
—— rt. 11. Derjenige, welcher Vieh 
außerhalb der Meſſen u. Märkte kauft, ſoll an- 
gehalten werden, Dafjelbe dem Eigentümer un— 
entgeltlih und in dem Zuftande, in welchem es 
ſich befindet, aueidug en, wenn e3 gejtohlen 
war. Art. 12. Die Vermwüftungen, welche das 
ohne Aufjicht gelafjene Vieh auf bem Eigen- 
thum, —— in der * ung ber Wohnungen, 
fei es innerhalb eines 


auf freiem Felde verurſacht, find von 


der Schaden von irgend welchem Federvieh ver— 
urſacht, fo iſt der Eigenthümer, Beſitzer oder 
Pächter, welcher den Schaden erlitten hat, bes 
rechtigt, dafjelbe zu tödten, jedoh nur an Ort 
und Stelle und in dem Wugenblid der Bejchäd- 
igung. Art. 13. Krepirtes Vieh ſoll den näm— 
lichen Tag duch den Eigenthiimer 4 Schuh tief 
auf jeinem eigenen Grund vergraben oder an 


» |den von der Mumicipalität angewielenen Ort ge— 


bradjt werden, um dann aldba gleichfalls ver» 
graben zu werden, bei Strafe einer Geldbuße 
bon dem Werth einer Tagesarbeit u. der Fort- 
ihaffungs- un — eg Art. 15. 
Niemand darf dad Gut feines Nachbarn über- 
ſchwemmen, noch freiwillig dad Wafjer auf eine 
ſchädliche Urt zulfeiten, bei Strafe der Erſetzung 
des Schadens u. einer Geldbuße, die nicht höher 
al3 der Werth der Entihädigung fein kann. 
Art. 16. Die Eigenthümer und Pächter der ge— 
bauten oder zu bauenden Mühlen und Werke 
ollen für allen Schaden zu ftehen haben, jo das 
aſſer den nd oder benachbarten Gütern 
dur die übermäßige Erhöhung des Wehrs od. 
auf eine andere Weije verurjahen könnte. Gie 
find verpflichtet, dad Waſſer in einer gemifjen 
Höhe zu halten, die Niemand ſchaden möge, u. 
welche von dem Departementsdirectorium, auf 
da3 Gutachten des Dijtrictö, anzugeben ift. Widri- 
genfall3 joll die Strafe in einer Geldbuße von 
der Höhe der Beichädigung beftehen. Art. 17. 
E3 ijt Jedermann verboten, die Gräben auszu— 
füllen, die Einjhliegungen der Güter zu ver- 
derben, Weite von den lebendigen Hägen abzu— 
hauen, dürres Holz aus den Hägen zu entiven- 
den, bei Strafe einer Geldbuße von dem Werth 
dreier Tagesarbeiten. Die Entihädigung joll 
dem Eigenthümer bezahlt werden u. nad) Widj- 
tigfeit der Umftände von nicht länger als einem 
nat eintreten. Art. 18. In denjenigen Or- 
ten, wo weder die Stoppel- nod) die Koppelmeide 
ftatthat, ſoll für jede Ziege, welche auf fremdem 
Gut ohne Erlaubniß des Eigenthümers ange— 
troffen wird, Derjenige, dem die Ziege gehört, 
eine Geldjtrafe von dem Werth einer Tagesarbeit 
bezahlen, Wo die Koppel- od. die Stoppelweide 
tatthat und die Ziegen nicht in einer gemein« 
—* tlichen Heerde vereinigt und geführt werden, 
Kae der Beliger von folhem Vieh dajjelbe nur 
angebunden auf das Feld führen, bei Strafe 
einer Geldbuße von den: Werth eined Tagelohns 


ändlichen Geheges oder] für jedes Stück. — Wenn jie einen Schaden an 
enjenigen,| Frucht- oder anderen Bäumen, an den Hägen, 


welche den Genuß des Viehes haben, zu erjegen,| Reben oder Gärten verurjacht Haben, foll die 


2) An Stelle bed Art. 10 ſ. Str.:G.:B. vom 15. Mai 1371, 


$ 888, Nr. 7. 


Strafe in jedem Fall doppelt jein, unbejchadet 
der dem Eigentgümer jchuldigen Entihädigung. 
Art.19. Die Eigenthümer oder Pächter des näm⸗ 
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lichen Kantons dürfen ſich nicht miteinander ver>|bejäeten oder noch nicht abgeernteten Acker, oder 


abreden, um ben Tagelohn der Arbeiter od. den 
Lohn der Dienjtboten zu ſchwächen od. auf einen 
unbilligen (prix vile) Preis herunterzujegen, bei 
Strafe einer Geldbuße von dem vierten Theil 
ihrer Mobilarfteuer, und jogar den Umjtänden 
nad} (s’il y a lieu) einer Verhaftung von Seiten 
der Municipalpofizei. Art. 20. Die Schnitter, 
Dienftboten und Arbeiter auf dem Land dürfen 
fih nicht miteinander verabreden, um eine Steig— 
erung der Mieth- od. Tagelöhne herbeizuführen, 
bei Strafe einer Geldbuße, die den Werth von 
12 Tagesarbeiten nicht überfteigen fol, u. einer 
Verhaftung von Seiten der Municipalpolizei. 
Art. 22. In denjenigen Orten, wo die Koppel: 
oder die Stoppelweide eingeführt, wie in denen, 
wo diejer Gebraud nicht eingeführt ift, können 
die Hirten und Schäfer ihre — nicht 
eher auf die geſchnittenen Aecker führen, als 2 
Tage nach der völligen Ernte, bei Strafe einer 
Geldbuße von dem Werth einer Tagesarbeit. 
Die Strafe joll doppelt jein, wenn fremdes Vieh 
in ein Feldgehäge —— iſt. Art. 23. 
Eine von einer anftedenden Krankheit befallene 
Viehheerde, die auf für die Koppelweide bejtimm- 
ten Grundftüden od. außerhalb der für fie allein 
angewiejenen Weide angetroffen wird, kann von 
den Feldhütern und fogar von einem jeden An— 
deren in Pfand genommen und jofort an den 
von der Municipalität angewiejenen Berwahrort 
gebracht werden. — Der Herr von diejer Heerde 
joll in eine Strafe von dem Werthe einer Tages- 
arbeit für jedes Stüd Wollvieh, u. in eine drei- 
fad jo ftarfe für jedes Stüd anderen Viehes 
verurtheilt werden. — Nebit diefem foll derfelbe, 
der a der Umſtände nad), für den ver- 
urjahten Schaden zur Berantwortung gezogen 
werden, ohne daß dieſe Verantmortlichkeit ſich 
über die Grenzen der Mumicipalität erjtreden 
tünne. — Dieje Strafe und Verantwortlichkeit 
ſollen um jo mehr ftatthaben, wenn dieje Heer- 
den auf Gütern gepfändet worden, die der Kop⸗ 
pel- oder der Stoppelmweide nit unterworfen 
find. Art. 24. Es ift zu allen Zeiten verboten, 
Bieh auf fremden Grund und Boden, in fünit- 
lihe Wiefen, Weinberge, Weidenpflanzungen, in 
Orte, allmo Kapern, Oliven, Maulbeeren, Gra- 
naten, Orangen und andere bergleichen Bäume 
gepflanzt werden, wie auch in die Baumſchulen 
und andere Frucht tragende und von Menjchen 
angepflanzte Güter zu treiben. — Die für ein 
jolhes Vergehen verfallene Strafe joll von dem 
Werth der dem Eigentümer ſchuldigen Entichäd- 
igung fein, u. doppelt, wenn es in einem feld» 
gehäge geſchehen; e8 kann auch, den Umftänden 
nach, eine Verhaftung von Seiten der Municipal« 
polizei ftatthaben. Yirt. 25. Die Biehtreiber, 
welche von den Jahrmärkten fommen, oder das 
Bieh von einem Orte in den anderen führen, 


auf einem Feldgehäge geſchehen.) — Im Nicht— 
rg en fann das Vieh gepfändet und bis 
zum Betrage der Entihädigung, Strafe und 
Koſten verkauft werden; ed kann jogar den Um- 
ftänden nad) die Berhaftun gegen den Bieh- 
treiber ftatthaben. Art. 26. Ein Seder, der 
fein Vieh in den Früchten eines Underen hütend 
angetroffen wird, fol, nebft Zahlung des Sca- 
dens, außerdem in eine der Entichädigung gleiche 
Gelditrafe verurtheilt werden, desgleichen auch 
den Umftänden nad zu Haft, die nicht länger 
al3 von einem Jahre fein fann. Art. 27. Ver 
auf bejäeten Nedern reitet, die ihm nicht zuge« 
hören, zahlt den Schaden und eine Strafe von 
dem Werth einer Tagesarbeit; die Strafe ſoll 
doppelt jein, wenn e3 mit einer Fuhre geichehen. 
Wenn das Getreide in ehren fteht u. Jemand 
hineingeht, wie auch, wenn er in eine andere 
noch nicht eingebrachte Ernte tritt, jo ſoll die 
Strafe wenigftens von dem Werthe dreier Tages- 
—— ud? I 2 Fe viel = die dem 
igenthümer jchuldige Entſchädigung betragen.?) 
Art. 28. Wenn Jemand vor der Reife Heine 
Partien grünen Getreided oder anderer Gewächſe 
abjchneidet od. zu Grunde richtet, ohne die offen» 
bare Abficht, fie zu ftehlen, der joll dem Eigen- 
thümer jo viel an Entihädigung zahlen, als der 
Gegenstand bei feiner Reife wäre werth geweſen; 
er [A in eine ber Entihädigung gleiche Geld» 
buße verurtheilt und kann außerdem durch die 
Municipaipolizei mit Haftbelegtwerden. Art.29. 
Ber überführt wird, aufrechtitehende Früchte ver- 
müftet od. natürlich — Pflanzen nieder⸗ 
geriſſen zu haben, joll in eine Geldbuße von dem 
Doppelten der Entihädigung und in eine Ber- 
haftung condemnirt werden, die nicht länger als 
2 Jahre dauern fann.?) Art. 30. Ein Seber, 
der überführt jein wird, vorſätzlich u. boshajter 
Weije ein Stüd Vieh od. Wachthund auf einem 
remden Gut ‚verwundet od. getödtet zu haben, 
oll, wenn das Stück Vieh nur verwundet ift, 
in eine Gelbdftrafe von dem Doppelten der Ent« 
ihädigung verurtheilt werden. Der Delinquent 
fann einen Monat lang in Haft gehalten werden, 
wenn das Stüd Bieh nur verwundet, u. 6 Mo» 
nate lang, wenn ed an der Wunde geftorben od. 
verftümmelt ift. Die Verhaftung kann doppelt 
fo lang fein, wenn bie That nächtlicher Weile 
oder in einem Stall oder Feldgehäge begangen 
worden. Art. 81. Wer auf dem Feld Nder- 
eräth zerbrochen oder zu Grunde gerichtet hat, 
ol in eine Geldbuße in der Höhe] ber dem 
Aderer jchuldigen Entſchädigung verurtheilt wer- 
ben, und zur Haft, melde wenigſtens einen 
Monat rar jol und den Umjtänden nad) 
bi8 auf 6 Monat verlängert werben fann.*) 
Art.33. Wer ohne Erlaubniß des Eigenthümers 
od. Pächters bemfelben auf jeinen Gütern Mift, 


jogar allmo bie Koppel- oder die Stoppelweide|Mergel od. anderen Dünger entwendet hat, joll 
ftatthat, dürfen dajjelbe nicht auf den Gütern'nebft der Entihäbigung in eine Gelditrafe ver- 


der Privateigenthümer nocd auf den Gemeinde- 
Weiden meiden laffen, bei Strafe einer Geldbuße 


von dem Werthe zweier Tagesarbeiten nebit der 


Entihädigung. Die Strafe foll der Entſchädig- 
ung glei jein, wenn der Schaden auf einem 


urtheilt werben, welche den Werth von 6 Tages 


©. bie ehe rg 13, Dec. 1873, 
©. auch Str.:G.:B. vom 15. Mai 1871 $ 368, Rr. 9, 
3) ©. jept Str... 55 303 ff. 
) Str. G.⸗B. $5 303 fi. 
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arbeiten nicht überfteigen fan, u. kann außer-[gebradht fein u. darf nicht früher als eine Stunde 
dem durch die Municipalpolizei mit Haft belegt |vor Sonnenaufgang wieder ausgetrieben werden. 
werben. Die Strafe foll von 12 Tagedarbeiten]$ 3. Verbleibt das Vieh über Nacht im Freien 
und die Haft von 3 Monaten fein, wenn berlin —— oder anderen geſchloſſenen Räumen, 
Thäter gedachten Dung zu feinem Nutzen ange-|fo darf es nicht vor Sonnenaufgang’ auf bie 
wendet. Art. 34. Diejenigen, welche Feldbieb-| Weide gebracht werden und muß bei Sonnen» 
ereien begehen, od. zur Nahrung des .. untergang wieder eingetrieben fein. 8 4. für 
dienende Erzeugniffe der Erde entwenden, ſollen Gemarkungen, in denen die Nachtweide auf un- 
in eine Gelditrafe verurtheilt werden, welche der geſchloſſenen Grundftüden bisher üblich geweſen 
dem Eigenthümer od. Pächter gebührenden Ent-|u. nicht zu entbehren ift, fönnen die Regierungen 
Ihädigung — fein ſoll; ſie können auch der ſauf den Antrag des Gemeinderaths und nad 
Größe des Verbrechens nad) durch die Municipal⸗- Anhörung der Kreisſtände ausnahmsweiſe ge— 
Polizei mit Haft belegt werben. Art. 35. Je-litatten, daß in den Monaten Auguſt, September 


der Diebftahl von Feldfrüdhten in Körben oder 
Säden od. mit LZaftthieren foll mit einer Geld- 
buße von dem Doppelten der Entjchäbigung ge- 
itraft werden, u. die Verhaftung, melde allzeit 
ftatthaben joll, fan nad) der Schwere der Um— 
jtände von 3 Monaten fein, Art. 88. Die Ver— 
müftungen, welche dur Thiere oder Heerben in 
Schlagholz der Privaten oder Gemeinden ge: 
ichehen, werben beftraft wie folgt: Es wird eine 
Geldbuße gezahlt für ein Wollvieh von einem 
Franken, für ein Schwein von einem Franlen, 
für eine Siege von 2 Franken, für ein Pferd 
oder anderes Laftthier von 2 Franken, für einen 
Ochſen, eine Kuh oder ein Kalb von 3 Franken. 
— It das Schlagholz in den 6 erften Jahren 
jeined Wachſthums, jo wird die Geldbuße ver- 
doppelt. — Hat die Bermwüftung in Gegenwart 
des Hirten und in Schlaghol; von weniger ald 
6 Kahren ftattgefunden, % wird bie Geldbuße 
verdreifacht. — Liegt der Fall einer Wiederhol- 
ung im Saufe des Jahres vor, fo wird bie Geld- 
buße verboppelt, und menn die beiden vorge 
dachten Umftände zuſammenkommen, oder wenn 
ein WBieberhotungstall und einer der beiben Um— 
ftände vorliegen, jo wird bie Geldbuße vervier- 
facht.) — Die dem Eigenthümer gebührende Ent- 
ichädigung wird durch gütliche Uebereinfunft od. 
durch Gutachten von erg an — beftimmt. 
Art. 41. Jeder Reifende, welder die Einſchließ 
ung eines Feldes aufmacht, um ſich auf feinem 
Wege einen Durchgang zu verihaffen, hat ben 
dem Eigenthümer verurſachten Schaden u. außer- 
dem eine Geldbuße von 3 Tagelöhnen zu zahlen, 
es ſei denn, daß ber Friedensrichter des Kan- 
tons entſchiede, daß der öffentliche Weg nicht 
habe gebraucht werben können; alsdann fallen 
die Entihädigungen und bie Koften ber Ein- 
ichließung der Gemeinde zur Laft.?) 


3. Sejeg über die Eng ber Nacht⸗ 
mweide und das Einzelnhüten des Viehes 
in der Rheinprovinz, vom 5. Juli 1844. 


81. Grundftüde, welche nicht auf allen Seiten 


und October dasjenige Vieh, welches bei Tage 
zum Geſpann gebraucht wird, während der Nacht- 
zeit auch auf ungejchloffenen Grundftüden gehütet 
werde. — Die Regierung hat zugleich in jedem 
ſolchen Falle die zum us egen Beſchädig⸗ 
ungen u. Mißbräuche erforder I. Anordnungen 
zu treffen. $5. Wer den Beftimmungen der $$ 
1, 2 u. 3 oder ben im falle des $ 4 von ber 
Regierung getroffenen Anordnung zumwiderhans- 
delt, haftet Fir ben daraus entjtehenden Schaden 
u. wird mit Polizeiftrafe von 1 M Bid zu 15M 
belegt. $ 6. Wer nad erfolgter Verurtheil⸗ 
ung wegen eines dieſer Vergehen nochmals bes⸗ 
jelben oder eines anderen im $ 5 bezeichneten 
— ſchuldig macht, hat eine Geldbuße von 
2 Mbis zu 30 Muoerwirkt, welche bei ferneren 
Nüdfällen verdoppelt wird. 8 7. Eltern und 
Dienftherrichaften haften für die Geldbußen, Ent 
Ihädigungen und Koften, zu beren Zahlung ihre 
im elterlihen Haufe fih aufhaltenden Kinder u. 
ihre Dienftleute verurtheilt worden find, $ 8. 
Iſt in dem Falle des $ 4 die Nachtweide aus. 
nahmsweiſe geftattet worden, jo haftet ber Eigen« 
thümer des Viehes für allen durch daſſelbe an- 
gerichteten Schaden auch dann, wenn die zum 
Schutze gegen —— und Mißbräu 
etroffenen Anordnungen befolgt worden ſind. 
9. Wo das Einzelnhüten auf ungeſchloſſenen 
Grundſtücken biöher zuläſſig geweſen iſt, bleibt 
es auch auf dieſen Grundſtücken, jedoch nur zur 
Tageszeit (8 1—3), ferner geſtattet. 810. Die 
Regierungen find befugt, auf den Vorjchlag ber 
Po theibehörben über da® bei dem Einzelnhüten 
auf gel@toffenen u. ungejchloffenen Grundftüden 
zur Vermeidung von Mißbräuchen zu beobadjt- 
ende Verfahren Local » Bolizeiverordnungen zu 
erlaffen und in denjelben gegen Uebertretungen 
die in den 88 5—8 beſtimmten Folgen feftzu- 
jepen. 
eldrationen für einquartirte Pferde der 

mobilen Truppen, ſ. unter ——— 
Verordnung vom 1. April 1876 I. Nr. 4 


freld-Biegeleien bedürfen keiner beionderen 


io eingeichloffen find, dat dadurch das Austreten) Genehmigung. 


des Viehes verhindert wird, dürfen nur während 


der Tageszeit zur Viehweide benutzt werben.|flüfjen ift verboten; 
nicht über Nacht | polizeiordnnung v. 1. 


$ 2. Wenn dad weidende * 
im Freien in Hürden oder anderen eingeſchloſſe- 
nen 


elle, dad Wufmweichen verjelben in Privat» 
. u. Feldpolizei Feld- 
od. 1847 8 41 Nr. 3. 

Feitnahme einer Perjon, j. Verhaftung. 


äumen verbleibt, fo muß dafjelbe jpäteitena| Die zur Bollftredung der Strafe erfolgende 


eine Stunde nad) Sonnenuntergang zu Stalle| Feitnahme des Berurtheilten unterbricht die Ber- 


) &,aud die Forftpolizeiverorbnung v.13. Mai 1859. 
a) Etr.:G.:B. $ 368, Nr. 9 


jährung; Str.G.B. $ 72. Wegen Beitrafung 
der unbefugten Feitnahme jeitend eines Beam- 
ten, j. daj. $ 341, 
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Feſttaat Sn der Rheinprovinz durch die bäude, zu denen auch die auf Vorwerken oder 
Cabinet3ordres vom 5. Juli 1832 und 7. Febr. Rittergütern befindlichen Gebäude zu redinen find, 
1837 in allen Theilen der Rheinprovinz derjdurd Unordnung der Megierung den für Die 
Neujahrstag, der Dftermontag, der Bußtag, der ſtädtiſchen Gebäude geltenden bau- und feuer- 
Ehrifti-Himmelfahrtötag, der Pfingitmontag, der|polizeilihen Vorſchriſten unterworfen werden. 
Nllerheiligentag , der Cprifttag und ber zweite Iſt dieſes in einzelnen Fällen ohne mejentliche 
Weihnahtstag, ſowie alle Sonntage ald geſetz. Beläftigung und Störung des ländlichen Gewerbe- 
liche Feittage anerfannt und ift bejtimmt, daß|betriebes nicht ausführbar, jo hat die Regierung 


diefelben unter Einftellung der Amtsverrichtungen 
jeder öffentlichen Behörde feierlich begangen wer« 
den, auch unter den gejeglichen Feſttagen in allen 
Fällen begriffen fein a, en, in welchen die Ge- 
jege, namentlid im Wechfelverfehre, der Felttage 
erwähnen. Die übrigen canoniſch gültigen Feier— 
tage der Fatholiichen Kirche find nur kirchlich zu 
beobadhten und als gejeglidhe Feſttage nicht an- 
zufehen. Dieje Beitimmungen find zufolge der 
Sabinet3ordre dv. 22. Juli 1839 in denjenigen 
Theilen der Rheinprovinz, in welden ber Char- 
freitag nicht bereits als gefeglicher Feiertag be- 
fteht, doch jedenfalld der AUmtshandlungen ber 
Behörden und einzelner Beamten aud auf den 
Charfreitag mern — Bezüglid) der Aus— 
führung von Eijenbahnarbeiten an Sonn» und 
Felttagen j. ©. 307 unter Eifenbahnarbeiter 
$$ 23, 26. Gewerbliche Arbeiter (Gejellen, Ge- 
hilfen, Lehrlinge, Fabrifarbeiter) find zum Ar- 
beiten an Sonn und Feſttagen, vorbehaltlich 
anderweitiger Vereinbarung in Dringlichkeits— 


zu ermeffen, in wiefern mit Rüdficht hierauf Die 
Anwendung jener Vorſchriften zu modifiziren 
oder eine Ausnahme davon zu gejtatten jei.*) 
2. Bezüglid) der Theilnahme des Militärd an der 
Feuerpolizei iſt durch die Cabinetsordre v. 29. 
Auguft 1818 Folgendes feſtgeſetzt: 1. Das Militär 
nimmt bei wirklichen Feuersbrünſten am Löſchen 
in der Regel gar nicht, oder nur dann Theil, 
wenn es durchaus nöthig wird und die leitende 
Civilbegörde jelbjt darum anſucht. Außerdem 
beſchränkt fi Hier die Einwirkung des Militärs 
auf Bewachung der Zugänge und Erhaltung der 
Ordnung. Ausnahmen werden hauptjädlih nur 
bei Königlihen Magazinen, bejonderd wenn fie 
militärijche Vorräthe enthalten, vorfommen künnen. 
2. Die Anordnungen der Teuerlöjchanftalten 
und die Revifion derjelben werden, der Ort mag 
eine militärische Beſatzung enthalten oder nicht, 
durd die Eivilbehörde nad) den allgemeinen Vor— 
ſchriften, und mit Berüdfihtigung der Lokalver— 
hältniffe, jo umfaffend und bejtimmt, al3 es die 


fällen, nicht verpflichtet; Gewerbe ordnung] Umftände nur immer geftatten, entworfen und 


s 105 Abſ. 2. — 


umiderhandlungen gegen die] fejtgejept. 


3. Befindet ſich eine militäriiche Be— 


egen die Störung der Feier der Sonm« und|jagung in dem Orte, jo werden dem Befehls— 
—* exlaſſenen Anordnungen werden mit|haber derſelben, iſt es ein Gouverneur oder ein 
Geldſtrafe bis zu 60 M oder mit Hajt bis zu 14) Commandant, dieſem — bie entworfenen Beſtimm⸗ 


Tagen beitraft; Str.»G.-B. $ 366 Wr. 1. 

Feſtungen. Beitrafung derjenigen, welche 
im Kriege eine Feltung in feindlihe Gewalt 
bringen, oder Feſtungspläne dem Feinde oder 
einer anderen Regierung mittheilen; j. Str.-G.-B. 
5 90 Wr. 1, 2 und 4,$ 92 Nr. 1. — Wegen 
Beſchränkung des Grundeigenthums in der Um— 
gebung der Feſtungen, ſ. Gejeg dv. 21. December 
1871 und wegen Unlegung von Straßen und 
Plätzen in Feftungen unter Bebauungsjadhen 
Gef. v. 2. Juli 1875 $ 6 (©. 116). 

eftungshaft j. Str.-©.B.$$ 1, 17, 20, 21. 

Feuerloſchgeräthſchaften, Beitrafung wegen 
Vernadjläffigung der Unterhaltung derjelben, j. 
Str.G.“B. 8 368 Nr. 8, 

Feuerpolizei. 1. In Betreff der Anwendung 
der in den Städten geltenden feuer- und bau— 
polizeilihen Borjchriften bei Gebäuden auf jol- 
chen zum platten Yande gehörigen Grundftüden, 
welche innerhalb der Städte oder im Gemenge 
mit ftädtifchen bebauten Grundftüden liegen, ijt 
durd Königliche Verordnung vom 17. Juli 1846 
Folgendes beitimmt: Wo die feuer- und bau- 
polizeilichen Borjchriften in den Städten und auf 


dem platten Lande von einander abweichen, und|jelben zwar nur eine Nachfrage 
wo durch Anwendung der für das platte Land|nicht befriedigender Antwort daran 


ungen mitgetheilt, und dem militäriichen Befehls» 
haber fteht c3 frei, feine Bemerkungen darüber, 
jo wie etwaige Vorſchläge zur Berbeilerung, ab» 
zugeben, welche bie Eivilbehörde in pflichtmäßige 
Erwägung ziehen, und fofern fie dagegen nichts 
von Erheblichfeit zu erinnern findet, berüdfichtigen 
muß. 4. Können ſich beide Behörden deshalb 
aber nicht vereinigen, fo mag der militärtiche 
Befehlshaber die Sache bei der nädjiten vorge— 
iegten Eivilbehörde zur Sprache bringen, aud 
nöthigenfals dem höchſteommandirenden General 
davon Anzeige machen, welcher alödann über 
die Sache mit der betreffenden höheren Civilbe— 
hörde verhandeln, und jo eine Entiheidung be— 
wirlen wird. 5. Die Ortepolizeibehörde muß 
ferner ben militärtichen Befehlshaber fortwährend 
in Kenntniß erhalten, daß noch den gemachten 
Einrichtungen auch unausgefegt verfahren merde, 
und ihm von ben periodiichen Unierſuchungen 
der Yenerlöfhanftalten, und was dahin gehört, 
vorher immer Nachricht geben. Dem militärischen 
Befehlshaber fteht es frei, fich durch Hinjendung 
einer Militärperfon von der Ausführung zu 
überzeugen. Bei vorgefundenen Mängeln ift dem- 
ejtattet, bei 
2 ift er aber 


bejtehenden feuer- und baupolizeilichen Vorſchrif- verpflichtet, die Sache in der im vorigen $ be- 
ten bei Gebäuden auf jolden zum platten Lande) jtimmten Urt höheren Orts zur Sprade zu 
ehörigen Orundftüden, melde ſich innerhalb der bringen. Findet der militärische Befehlshaber es 


tädte oder im Gemenge mit ftädtifchen bebau— 
ten Grundjtüden befinden, die Feuerſicherheit der 
Stadt erheblich gefährdet wird, fünnen dieje Ger 


) m Bereiche der Kreisordnung vom 13. Dec, 1872 be: 
ſchließt der Provinzialrath hierüber; Geſetz vom 26. Juli 
1876 $ 153. 
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unter beſonderen Umſtänden unumgänglich nöthig, Waarenlager oder Vorräthe bereits irgendwo 


ſelbſtthätig einzugreifen, ſo thut er es auf eigene 
Verantwortlichkeit, und muß ſich nachher aus— 
weiſen, daß ſolches zur Abwendung großer Un— 
lücksfälle durchaus nothwendig war. 6. Werden 
bänderungen in den gemachten Einrichtungen 
durch eintretende Umſtände nöthig, ſo gehen ſolche 
von der Civilbehörde aus, und es wird wie $ 3, 
4 und 5 verfahren. 7. Im Kriege, bejonders 
in bedrohten Feitungen, treten natürlicher Weije 
andere Berhältnijje ein, die fich hauptſächlich nur 
aus den Umftänden ergeben fünnen. 3. Wegen 
der Verpflichtung der Gendarmerie in feuerpoli- 
zeilicher Hinficht |. unter Gendarmerie Ber: 
ordnung v. 30. Dec. 1820[$ 12, II. Nr. 2, 3 
und Snitruction v. 30. Dee, 1820 825. 4 Die 
Handhabung der Feuerpolizei liegt in erfter In— 
ſtanz der Ortöpolizeibehörde, im Bereiche der 
Kreisordnung v. 13. December 1872 den Amts« 
vorftehern (ſ. daf. $ 59) ob. 5. Die Strafbe- 
jtimmungen wegen Webertretung feuerpolizeilicher 
Vorſchriften ſ. im Str.-©.-B. $ 368 Nr. 5, 6, 
und bezüglich der ſeitens joldher Gewerbetreiben- 
den, welche in feuer arbeiten, begangenen daj. 
$ 369 Nr. 3. ©. aud Brandftiftung. 
Feuerſtätte, Errichtung einer neuen oder Ber- 
legung einer bereit? vorhandenen an einen an- 
deren Ort ohne polizeiliche Erlaubniß wird mit 
Geldftrafe bis zu 60 M oder mit Haft bis zu 
14 Tagen beftraft; Str.-©.-B. $ 368 Nr. 3. 
Feuerverſicherungsweſen.) 
J. In den acht älteren Provinzen. 


Geſetz über das Mobiliar-Feuer— 
Verſicherungsweſen vom 8. Mai 1837:°) 


(1. Zuverläffigfeit der Verfierungen.] $ 1. 
Kein Gegenftand de3 Mobiliar» Vermögens darf 
gegen Feuersgefahr höher verfihert werden, ald 
nach dem gemeinen Werthe zur Zeit der Ber- 
fiherungsnahme. — Solche Kunſtſachen und ähn- 
liche Gegenftände von größerer Bedeutung, denen 
ein gemeiner Werth nicht mol beizulegen ift, 
müffen mit ihren Berfiherungsiummen in der 
Police einzeln aufgeführt werden. $ 2. Es ift 
unzuläffig, Verfiherungen auf einen und denjelben 
Gegenftand bei verichiedenen Verjiherungs-Gejell» 
haften zu nehmen. Eine Ausnahme von diejer 
Regel findet nur bei jolchen kaufmännijchen 
Waarenlagern und anderen großen Vorräthen 
—— welche einen Werth von mindeſtens 30,000 

aben. Der Geſammtbetrag der einzelnen 
Base darf jedoh auch in diefem Falle 
nicht über den gemeinen Werth deö Verſicherungs⸗ 
Gegenftandes hinausgehen. Sind dergleichen 





)) Auf die für bie verſchiedenen Landestheile beſtehenden 
Provinzial: oder Communal:Berfiherungsverbände Tann hier 
feine Rüdfiht genommen werden. Durch Geſetz v. 31. März 
1877 find biejenigen Beftimmungen ber Reglements ber öffent: 
lichen ocietäten, welche den bei dieſen Societäten ni 
verficherten Perfonen Beiträge zu ben Koften ber öffentli 
Societäten oder Beichränfungen in Beziehung auf die Höhe 


cherungsſumme auferlegen, oder welche bie Einrichtung, [4 Buchführun der Agent 
See * a .8 ing der Agen * 
= Sagne ha —— 3 a re Agent ift verpflichtet über jeine ſämmtlichen, das 
bäubeverfiherungszwanges — aufgehoben. ñ 


gefelliharten betreffen, unbeſchadet — bes in einzelnen 
zieten bejtehenden 
2 en —— ——— een sans 
e i orberlihe Genehmigung ſ. 
$ 360 Nr. ©. aud) Berfiherunnsueien. 


[Be 


tr.= | bereiche 


verjichert, fo ift bei anderweitiger Verſicherung 
der Betrag ber früheren anzugeben. Under 
ſeits muß aber auch der frühere Verficherer vou 
der jpäteren BVerfiherung inmerhalb acht Tagen 
nad Abſchluß des Contract? durch den Verficher- 
ten benachrichtigt werden. $ 3. Es ijt ferner 
unzuläflig, Verjicherungen ohne Vermittelung eines 
bejtätigten inländiſchen Agenten unmittelbar bei 
ausländiichen Gejellihaften zu nehmen. Nur 
den, im $ 19 bezeichneten Kaufleuten und Fabri— 
fanten iſt dies in Anſehung der dajelbit erwähn- 
ten Gegenftände jedod) nur bei ſolchen aus— 
ländijchen Geſellſchaften geftattet, welche von 
unferem Minifterium des Innern und der Polizei 
die Erlaubniß hierzu erhalten Haben ($ 6). 
$ 4. Ergibt ſich eine zu hohe Verjicherung (3 1), 
jo iſt die Orts-Polizeibehörde befugt und ſchuldig, 
den Verfiherungsbetrag auf den gemeinen Werth 
zurüdführen zu lajjen. Der Berlicherte und Die 
Gejellichaft find verpflichtet, die nöthige Veränder- 
ung in den Büchern und in der Police vorzus 
nehmen.!) — Die Polizeibehörde hat das Recht, 
ſich durch Einfiht der Bücher und der Police von 
der Beobachtung dieſer Vorichrift zu überzeugen, 
$5. Zur Berfiderun von Mobiliar-Gegenjtänden 
iſt deren Angabe au einzelnen Stüden oder nad) 
Gattungen erforderlich ($ 13). Bei Waarınlagern, 
großen Naturalienvorräthen und ähnlichen Gegen— 
jtänden, welche zum Berfauf oder zum Verbrauch 
zuſammengebracht zu werben pflegen, und deren 
Beitand nah Größe und Werth daher einem 
fteten Wechjel unterworfen ift, joll jedoch Die 
Verfiherung auf den durchſchnittlichen, oder jelbft 
auf den muthmaßlich höchſten Betrag der nad) 
dem Umfange des Geichäfts, der Production ꝛc. 
anzunehmen fteht, zuläfjig fein. — Die Berficher» 
ten find jedoch gehalten, über die lagernden Güter 
und Vorräthe vollftändige Bücher zu führen, aus 
welchen der jedesmalige Ab⸗ und Zugang genau 
zu erjehen jein muß. — Die Polizeibehörde hat 
das Recht, diefe Bücher zu jeder Zeit einzufehen, 
um fi von der gehörigen Anlegung und ort. 
führung zu überzeugen ; ein tiefere Eindringen 
ift ihr nicht geftattet. 

Ye Zulaſſung ausländiſcher Gejellfchaften.] 
.Ausländiſche Geſellſchaften bedürfen zu 

erſicherungsgeſchäften in Unſeren Landen der Er- 
laubniß Unteres Minifteriums de3 Innern und 
der Polizei, dem auch die. Befugniß zuftehen joll, 
die ertheilte Erlaubniß wieder zurüd zu nehmen, 
wenn ed dazu Beranlafjung findet. Die Ertheil- 
ung oder Burüdnahme einer ſolchen Erlaubnif 
hat das Minifterium durch die Amtöblätter zur 
Öffentlichen Kenntniß bringen zu laffen. 

(3. Agenten der Gejellihaften.] $$ 7--12. 
(S. Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, 
$ 14, Ubi. 2; darnach find die Agenten nicht 
ee conceſſionspflichtig und find deshalb die 

timmungen in den $$ 7—12 gegenftanbslos 
geworben.) 
$ 13. Jeder 


üglich ber Zuftändigteit ber Behörden im Geltungs- 
t Kreisorbnung vom 13. Dec. 1872 f, unter Ber: 
waltungsbehörden Gejeg vom 26. Juli 1876 $ 164. 


) 
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euer» Verfiherungsmweien betreffenden Geichäfte, [6. Strafbeitinnmungen.]!) a) in Betreff der 
er 3 er 7 führen, aus welchen zu er⸗Verſicherten. $ 80. Ver Mobiliar Ber- 
fehen fein ie a) der Name und Wohnort des |mögend-Gegenftände gegen Feuersgefahr wiſſent- 
Berficherten, b) der Gegenftand oder die Gegen- [lich zu einem höhern, als dem gemeinen Werth ver- 
ftände der Verſicherung nad) Gattungen, c) die ſichert, hat, außer der Zurüdführung der Berjicher- 
Höhe der Verfiherungsjumme für jeden Gegen- |ungsfumme auf diejen Werth (4) eine dem Betrage 
itand oder für jede Gattung von Gegenftänden, der Ueberſchreitung gleihlommende Geldbuße ver⸗ 
d) der Tag mit welchem die Berficherung anfängt, wirkt, welche, wenn die Entdedung der Ueber- 
e) der Tag mit welchem bdiejelbe aufhört, und|verficherung erjt nad eingetretenem Brande ge- 
f) die über denſelben Gegenjtand bei einer ans|ichehen, verdoppelt wird. — Eine wijjentliche 
deren Geſellſchaft ſchon beftehende Verjicherung Ueberverſicherung wird vermuthet, wenn, ohne 


Feuerverjicherungswejen. 


und deren eng A Die Polizeibehörde ($ 14) daß eine amtliche Abjchägung vorausgegangen, 
ü 


ift befugt, dieſe 
ſowol um die Führung derjelben zu beaufjichtigen, 
als um eine Contravention zu ermitteln oder zu 
verhüten. 

(5. Aufjicht über, die Verficherungen.')] $ 14. 
Kein Agent darf eine Police oder einen Prolon- 
gationsichein zu derjelben aushändigen, bevor er 
nicht von der Polizei» Obrigkeit des Wohnorts 
des Berjicherungsfuchenden die amtliche Erflär- 
ung erhalten hat, daß der Aushändigung in 
polizeilicher Hinſicht fein Bedenken entgegenitehe. 
— Der Agent hat zu dem Ende ein QDuplifat 
des BVerfidyerungsantrages und der damit ver- 
bundenen Declaration des Verſicherungsnehmers 
einzureichen. — Der Bolizeiobrigfeit bleibt über: 
fafjen, durch Befichtigung an Ort und Gtelle 
oder durch andere ihr dienlich fcheinende Mittel 
ji von der Angemejjenheit des Verſicherungs— 
Betrages die nöthige Ueberzeugung zu verſchaffen. 
Verſagt die Polizeiobrigkeit die nachgeiudte Er- 
färung, fo ſteht den Betheiligten der Recurs an 
die vorgejette Negierung zu. — Alle hierauf ſich 
beziehende Verhandlungen find ſtempel- und 
tojtenfrei. $ 15. Die im 5 14 den Ugenten 
auferlegten Verpflichtungen jind aud von ins 
ländiſchen Geſellſchaften zu erfüllen, wenn Jemand 
bei ihnen unmittelbar eine Verſicherung nimmt.?) 
$ 16. Die Polizeibehörden find verpflichtet, den 
Berpäctern und Bermiethern von Landgütern, 
Häufern und Niederlageräumen, auf Anjuchen 
derjelben, über die von ihren Päcdhtern oder 
Miethern genommenen Mobiliar« Verſicherungen 
Austunft zu ertheilen. 8 17. Im falle eines 
Brandes darf der Anjpruc des Verſicherten den 
infolge de3 Brandes wirklich erlittenen Verluſt 
nicht überjteigen. > Sit nad eingetretenem 
Brande die dem Berficherten gebührende Ent- 
ihädigungsfumme feitgeitellt und zur Zahlung 
bereit, jo hat die Gejellihaft oder der Agent der 
Orts⸗Polizeibehörde davon Anzeige zu macen. 
Die Zahlung darf nur erſt dann erfolgen, wenn 
die Behörde nicht binnen 8 Tagen nad) erhaltener 
Anzeige dagegen ia geihan hat. $ 19. 
Berjiherungen von Kaufleuten und mit fauf- 
männiſchen Rechten verjehenen Fabrikanten, welche 
ordnungsmäßig eingerichtete Bücher führen, auf 


her zu jeber Zeit einzujehen,|bei Waarenlagern ꝛc. ($ 5) der Werth um 30%, 


oder bei anderem beweglichen Vermögen um 50°, 
überichritten if. 8 31. Beträgt die Ueber— 
jchreitung von Waarenlagern zc. ($ 5) 10—30%, 
oder bei anderem beweglichen Vermögen 20 bis 
50 %/, jo tritt, wenn der Fall einer wiſſentlichen 
Ueberjchreitung nicht we: eine Gelbitrafe 
bon 30—1500 M ein. $ 22. Wird von dem 
Verfiherten die erfolgte Ueberſchreitung entweder 
nod) vor dem eingetretenen Brande oder wenig- 
jten3 vor dem erhobenen Anſpruche auf die Ver- 
gütung freiwillig angezeigt, jo findet nur eine 
Geldbuße bis zu 30 M ftatt. 8 23. Wen eine 
der beiden im $ 2 für mehrfache Verficherungen 
vorgejchriebenen Anzeigen verjäumt wird, fo hat 
der Berficherte eine Geldbuße von 15—300 M 
verwirft. $ 24. Wer der Vorichrift des $ 2 
zuwider mehrfache Verfiherung nimmt , verfällt 
im eine Geldbuße von 30—1500 M. & 25. Um 
mittelbare Berfiherungen bei ausländijchen Ge— 
jellfchaften gegen die Vorfchrift des $ 3 werden 
mit einer Geldbuße von 30—1500 M Bbeitraft. 
$ 26. Berficherungen bei nicht zugelaflenen, 
ausländifchen Sefelliiaften ($ 6) werden mit 
einer Geldbuße von 30—1500 M beftraft. $ 27. 
Ein Berjierter, welcher die im $ 5 vorgeichrie- 
benen Bücher gar nicht oder nicht in gehöriger 
Ordnung führt, hat eine Gelditrafe von 15 bis 
300 M verwirft. 528. Ein Berficherter, welcher 
gegen die Vorſchrift des $ 17 eine zu hohe Ent- 
Ihädigungs- Forderung aufitellt, hat eine Geld» 
buße von 15—300 M verwirkt; ift die Aufftellung 
in böslicher Abſicht gejchehen, jo treten die Straf- 
bejtimmungen des Allgemeinen Landrechts Th. IL,, 
Tit. 20, 88 1375, 1376 und 1328 ein, welche 
auch in denjenigen Landestheilen, wo das Allg. 
Landrecht nicht eingeführt it, zur Anwendung 
zu bringen find . (©. jetzt Str.-G.-B. vom 15. 
Mai 1871, 88 263 ff.) — b) in Betreff der 
Agenten?) 8 29. Wer im Namen einer Ge: 
ſellſchaft Verfiherungsgefchäfte beforgt, ohne ols 
Agent beftätigt zu jein ($$ 7—9), oder, nachdem 
die Beftätigung widerrufen ($ 10), cder die Voll: 
macht zurüdgenommen oder aufgegeben worden 
($ 11), verfällt in eine Geldjtrafe von 150 bis 
1500 M. $ 30. Seder Agent, welcher die im 


Waarenlagern von mindeſtens 30,000 M find den|$ 13 vorgeichriebenen Bücher gar nicht oder nicht 
Vorjchriften der $$ 14 und 15 nicht unterworfen; in gehöriger Ordnung führt, hat eine Geldſtrafe 
dagegen ift der $ 18 auch auf fie anwendbar.®)|von 15—300 M verwirkt. $ 31. Hat ein Agent 


1) Durch Cab.-Ordre vom 30. Mai 1841 find die Beftinm.| die im 5 14 vorgeſchriebene amtliche Erklärung 
ungen in den $$ 14 und 15 auf Verfiherumgen von Immo:|einzuholen verabjäumt, jo trifft ihn eine Geld» 
bilien bei ine und ausländischen frener:Verfiherungsgeich: 
ſchaften ausgedehnt. 

S. Note zu f 4 

378. Note any 4 


i) S. auch Etr.-G.:B. & 350 Nr. 9. 
2) ©. die Bemertung zu 6% 7—12. 
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ſtrafe von 30— 1500 M, im dritten Uebertretungs-die fernere Zulaſſung zu verſagen iſt; dagegen 
falle außerdem der Verluſt der Agentſchaft. — darf hinfüro feine Privät⸗Feueraſſecuranz⸗Anſtalt 
Die letziere Strafe tritt auch ſchon im eriten/von neuem Verſicherungen aus den hieſigen Lan— 
Uebertsetungsfalle ein, 1. werm die Verfiherung)den annehmen, bevor nicht derjelben dazu Die 


nad) dem $ 20 der Bermuthung der wifjentlichen 
Ueberverjiherung unterliegt, oder 2. wenn Die 
Behörde bei Einreihung des im $ 14 vorge 
ichriebenen Geſuches von den Agenten Umftände 
verheimlicht worden find, welche die in dem Ber- 
ficherungs » Antrage enthaltenen Angaben ats 
mwahrheit3widrig darftellen und auf die Beurtheil- 
ung des Verfiherungs-Antrages von mwejentlichem 
Einfluß geweſen jein würden. $ 82. Diejelben 
Strafen ($ 31) treffen den Ugenten, wenn er 
gegen die Vorjchrift des $ 18 Bahlungen leiftet. 
ce) inBetreff der inländijden Gejell- 
Ihaften. $ 83. Unterläßt eine inländijche 
Gejellihaft auf einen, unmittelbar bei ihr ge 
madten Antrag die amtlidhe Erklärung einzu- 
holen ($$ 14 und 15), oder leiftet fie gegen die 
Vorſchrift des $ 18 Zahlung, jo verfällt ſie in 
dieſelben Geldftrafen, womit die gleichartigen 
Verihuldungen der Agenten Inhalts der SS 31 
und 32 belegt werden jollen. F 34. Die Feit- 
ſetzung und Einziehung der eg egenmwärtigem 
Gelege vermwirkten Geldftrafen joll, außer den 
Fällen der 88 20, 21 und 28, in welchen ſogleich 
richterliche Unterſuchung eintritt, zunächit unjeren 
Regierungen obliegen; jedoch jteht den Betheilig- 
ten der Recurs an unjer Minifterium des Innern 
und der Polizei, und, Falld die Strafe den Be- 
trag von 150 M erreicht, auch die Berufung auf 
den Rechtsweg ofjen. — Dieje Berufung muß 
aber binnen 10 Tagen nad) Bekanntmachung des 
Reſoluts der Regierung erfolgen und findet über- 
haupt nicht mehr ftatt, jobald der Betheiligte 
einmal den Recursweg gewählt hat. — In Un- 
vermögensfällen treten verhältnigmäßige Gefäng- 
nißitrafen an die Stelle der Geldbußen. 


U. In der Provinz Hannover. 


Verordnung, die Beauffidtigung der 
Brivat-Feuerverjiherungsanftalten 
betreffend, v. 24. Januar 1828. 

Demnah Wir ed für nöthig erachten, bie 
immermehr ſich ausbreitenden Privat» jeuerver- 
fiherungsanftalten einer polizeilichen Aufſicht und 
Eontrole zu unterwerfen: jo finden Wir Uns 
gnädigſt bewogen, zu dieſem Zwecke Nacjfolgen- 
des Hiermit zu verordnen und feftzufegen: 1. Eine 
jede in- oder ausländijche Brivat-‘seuerafjecurang- 
Gejellichaft, welche ihr Geſchäft in Unſerem König- 


Erlaubniß von Unjerem Cabinets-Minifterio er- 
theilt worden ift. Wird dieje — jedoch jederzeit 
widerruflich bleibende — Erlaubniß bewilligt, jo 
ift ſolches durch die Hannoverjchen Anzeigen br» 
fannt zu machen. 2. Die joldjergeftalt conceffio- 
nirten Privat» Feuerverjiherungsanftalten jind 
verpflichtet, in dem hieſigen Königreiche wohnhafte 
Agenten zu beftellen und allein durch dieje die 
Annahme der Verficherungen, die Auszahlung 
der Brand-Entihädigungsgelder und überhaupt 
alle und jede Berfiherungsangelegenheiten für 
giefige Landes - Einwohner en zu laſſen. 

. Diejenigen, denen eine ſolche Agentur bereits 
übertragen ift oder nod) übertragen werden jollte, 
haben zu deren Beibehaltung binnen 4 Woden 
nad) der der Gejellichaft ertheilten Conceſſion, 
zu deren Fünftigen Hebernahme aber vor Antritt 
ihres Geſchäfts die Erlaubniß der Landdroſtei, 
in beren Bezirke fie wohnen, auf dem Harze der 
Berghauptmannſchaft, nachzuſuchen und es ijt 
dieje Erlaubnig nur Hinlänglih vermögenden 
und für ein ſolches Gefchäft in jonftiger Hinficht 
völlig geeigneten Einwohnern zu ertheilen. :) 
4. Die we find verbunden: a) von denjenigen, 
die ihr Vermögen bei Publication diejer Ver— 
ordnung durch fie bereits haben verfichern laſſen, 
ein namentliches Berzeihniß, unter Bemerkung 
der verjicherten Gegenftände, des Betrags der 
Verjiherungsjumme und der Dauer der Ber- 
jiherungszeit der Landdroftei des Bezirks, wo 
ji dieje Gegenftände befinden, auf dem Harz 
der Berghauptmannschaft, binnen 4 Wochen vor» 
zulegen und ijt jodann von diefen Behörden den 
betreffenden Obrigteiten ein Auszug aus dieſen 
Verzeichnifien forderfamft mitzutheilen; b) für 
die Folge Niemanden, ohne vorgängige Beibring- 
ung einer Beſcheinigung feiner Ortsobrigkeit, in 
die Berfiherungsanjtalt aufzunehmen, und die 
Police auf feine höhere Summe, aid diejenige 
auszuftellen, welche in der obrigkeitlihen Be- 
ſcheinigung bemerft ift; c) bei Abkhluf fünftiger 
DIE die Vorſchriften der gegen- 
wärtigen Verordnung pünktlich zu befolgen; 
d) keine Brand-Entihädigungsgelder eher aus zu⸗ 
zahlen, als bi3 von dem Berficherten über den 
Brandverluft eine Bejcheinigung der Ort3obrigfeit 
der nachfolgenden Beftimmung des $ 12 gemäß 
beigebracht ift, und e) über ihre Verfiherungs: 


reiche Hannover zu betreiben beabjichtigt, muß Geſchäfte ein voljtändiges ordentlich eingerichtetes 
dazu die Erlaubnig Unſers Cabinets » Winifterii| Buch zu führen und nicht nur foldhes der zu- 
aben und zu deren Eriangung demjelben bie|itändigen Obrigleit, wenn dieſe es verlangt, 
Statuten, Bläne und jonjtigen Bedingungen ihrer |jederzeit vorzulegen, jondern auch derjelben dar- 
Anſtalt vollftändig vorlegen. Unſer Cabinet3-|aus, auf Erfordern, die nöthigen Auszüge mit- 
Minifterium hat ſolche nad) allen dabei zu nehmen- ann — Diejenigen Landeseinwohner, welde 
den Rüdfihten zu prüfen und ſodann die Erlaub- |fünftighin irgend einen Theil ihres beweglichen 
niß nad Umftänden zu ertheilen oder zu ver-/oder unbeweglichen Vermögens bei einer Privat- 
agen. — Für diejenigen Geſellſchaften, welche Feuerverſicherungsanſtalt verfihern zu lafjen be⸗ 
* jett Geſchäfte dieſer Art im Königreiche äbſichtigen, dürfen darüber nicht eher einen Aſſe⸗ 
etreiben, wird Hierzu eine Frijt von 3 Monaten, |curanzvertrag definitiv abſchließen, bevor fie nicht, 
vom Tage der Publication diejer Verordnung — ohne Unterſchied ihres jonjtigen etwa befrei- 
an gerechnet, hiermit beitimmt, nad deren Ub:| ——— 


lauf denjenigen, welche jich nicht gemeldet haben,! ı) ©. jept Gewerbeordnung $ 14 Abi. 2. 


—ñN 
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ten Gerichtsſtandes, — der dazu specialiter übrigens nicht bedenklich iſt, für die Dauer ber 
hiermit committirten, mit ber Ba der Verſicherungszeit ihre Giltigkeit. In dem alle 


Angelegenheiten der einheimiichen öffentlichen 
eneraffecnranzanftalten beauftragten Obrigteit 
des Orts, wo ſich die zu verſichernden Gegen- 
ſtände befinden, davon unter Angabe dieſer Gegen» 
ftände und des Betrags der mit dem Ugenten 
der Gejellihaft vorläufig verabredeten Verjicher- 
ung3-Summe eine Anzeige gemacht und darüber, 
J— ſolches geſchehen, eine ſchriftliche Beſcheinig- 
ung erlangt haben.) — Bei Verlängerungen 
einer ſchon früher gejchehenen Mobiliarverficher- 
ung ift Diefe vorgängige Anzeige bei der Obrig- 
feit nur dann erforderlich, wenn die Abſicht da» 
hin gerichtet fein follte, die Gegenjtände der 
Verficherung oder ben — der Verſicherungs⸗ 
Summe zu verändern.) 6. Die Obrigkeiten 
haben die über eine ſolche Anzeige von ihnen 
auszuftellenden Beſcheinigungen, ſobald babei 
fein Bedenken eintritt, ohne allen Zeitverluſt zu 
erteilen, auch dabei in der Kegel einer jeden 
näheren Nachfrage oder in das Detail eingehen- 
den Prüfung fid) gänzlich zu enthalten, vielmehr 
die Einforderung jpecificirter Berzeichnifje über 
die zu verfichernden Mobilien u. ſ. w., jowie 
die Abihägung des Werths derjelben der Privat- 
Verhandlung zwiſchen denjenigen, weldje verſichern 
laſſen und dem Agenten der Aſſecuranzgeſellſchaft 
fediglich zu überlafjen. — Nur in folden Fällen, 
wo nad) den der Obrigkeit befannten Berhält- 
niſſen desjenigen, welder fein Mobiliar, jein 
Waarenlager, jeine Fruchtvorräthe 2c. verjichern 


einer eintretenden Bebenklichteit tft dagegen von 
der Obrigkeit an die ihr zunächſt vorgejeßte 
Regiminalbehörbe zu berichten, und deren weitere 
Vorſchrift deshalb zu erwarten. 8. Miether 
oder Pächter dürfen ihr Mobiliarvermögen, Vieh» 
ober Feld» Inventarium nicht verfichern, ohne 
ihren Bermiethern oder Verpächtern, in deren 
Gebäuden die zu verfihernden Gegenſtände ſich 
befinden, davon vorher eine Unzeige gemacht 
und, daß jolches geichehen, nachgewiejen zu haben. 
E3 ſoll Hierdurd jedoch den VBermiethern und 
Berpäctern ein, nicht etwa ſonſt jchon begründetes, 
Widerſpruchsrecht nicht eingeräumt, jondern ben- 
jelben nur die Gelegenheit gegeben werben, ihre 
wider bie Verfiherung etiva Pabenben Bedenten 
und Einwendungen bei Beiten gehörigen Orts 
geltend machen zu Türmen. 9. Bei Waaren- 
lagern und Fruchtvorräthen, deren Werth nad 
der Natur de3 damit getrieben werdenden Ber- 
fehr8 öfteren Veränderungen unterworfen ift, 
bleibt es den Befigern bderjelben unbenommen, 
bei der mit dem Agenten einer Privat » Feuer- 
Berfiherungsanftalt zu vereinbarenden Verjicher- 
ungsjumme, einen nad dem Umfange des Ge- 
ihäftsbetriebes und nad der Größe des Haus- 
halts abgemefjenen Durchſchnittswerth zum Grunde 
zu legen, ohne daß jedoch deshalb bei einem 
eingetretenen Brande ein Mehrere, als der 
wirklich erlittene Verluft, verhälinißmäßig erjegt 
werden darf. 10. Gebäude dürfen bei einer 


laſſen will, die VBerfiherungsfumme unverhältniß- | Brivat-Afjecuranzanftalt nur injofern verfichert 
mäßig und auffallend hoch erjceint, oder wo werden, als ſolches nach den Beſtimmungen der 


jonjtige Umftände eintreten, welche einen erheb» 
lichen Anlaß zu Er a amtlicher Nachforſch⸗ 
ung geben, iſt die Obrigfeit berechtigt und ver- 
pflichtet, vor Ausſtellung der obigen Beſcheinig— 
ung eine genauere ſachgemäße ge 2 ber 
Berhältniffe eintreten zu laſſen.) 7. inem 
Landeseinwohner ift ed erlaubt, bei einer in Un- 
jerem Königreihe Hannover nit ausdrüdlich 
autorifirten Teuer-VBerfiherungsanftalt fein Ver- 
mögen oder einen Theil deſſelben gegen Feuers— 
gefahr verfihern zu lafien, oder aber auch bei 
einer conceffionirten ausländifhen Anftalt auf 
einem andern Wege, ald durch die Bermittelung 
eine3 inländifchen beftätigten Agenten, eine Ber- 
fiherung fid zu verſchaffen. — Schon bejtehende 
Verträge behalten jedoch, infoweit deren Inhalt 
') Di igen von ber teit in d . 
— CR mupuleiherhuus von 7. Behr. 1828 vorge 
1e 


in der Provinz, wo bie Gebäude belegen find, 
beitehenden öffentlihen Brandverficherungs »An- 
ftalten zuläffig ift.?) — Jedenfalls aber können 
Gebäude nur auf den Grund einer borgängigen 
unter obrigfeitliher Leitung vorzunehmenden 
Zaration aufgenommen werden.) — Eine jede 


!) &. Ausihreiben ber Landbroftei zu Hannover vom 
14. Febr. 1844: Zweifel, melde über den 1. ir: $ 10 
der Berordn bom 24. Jan. 1828, Beauf: 
fihtigung ber Privatsfeuerve sanftalten, entftanden 
waren, veranlaßten Uns, felbige zur ntnih bes königlichen 
Minifterü des Innern zu bringen ift Uns darau 
erfennen —— wenn in dem vorbezeichneten Artifel beftiimmt 
fei, daß Gebäude bei einer Privat-Feuerverfiherungsanftalt 
nur injofern verfichert werben follten, als ſolches nad) den Be: 
ftimmungen der in der Provinz beftehenden öff 
BVerfiherungsanftalten gucife fei, dadurch nur f 
a a nid 

en follen, me n nftalten rt 
werben müßten, beren alt daher 


N Aufnabıne in eine Privatanft 
unzuläffig fei. — Gebäude ‚ welde wegen ihrer großen 


fchriebene Wegifter einzutragen. Diefes Seide: aben Feuergefaͤhrlichteit von den üffentlihen Verfü gsan n 
Obrigkeiten zwar ben Landdroſten auf deren Bifitationsreifen | ausgefchloffen feien, weil andere zu ben öffenilichen Anftalten 
au ordern vorzulegen, übrigens aber forgfältig zu bewahren | beitragspflich in Nacht eratben 


gebeim zu balten. 
2) Durch Art. 1 der Berorbnung vom 3 au 1839 ift 
diefe Beitimmung aufgehoben. Es And baber alle Berlängers: 
ungen abgelaufener en, aud wenn legtere under⸗ 
ändert bleiben, der Obrigteit zur Erwirkung der erforderlichen 
Beſcheinigung anzumelben. 
u * > Enz Art. 2: zum bie 
afung, im Lau gr angemeldeten Ber: 
g —X ände derſelben od. der Werth der letzteren 


x e durch bie Aufnahme g 
tönnten, feien deshalb von der Berfiherung bei Privatanftalten 
nicht eihloffen und mürden daher bon ben Privats®ers 
eidg nftalten unbebenflih aufgenommen werden fünnen, 
ofern e8 nad) deren Statuten zuläffig fei. 

2) Belanntmahung des hannoverfhen Mini» 
fteriums bes Innern, 2. Juli 18593: In Beziehung 
auf . 10 ber Berorbnung vom 24. Yan. 1828 über 

ie 


den Art 
bie Privat: gsanftalten wird Folgendes vorges 
fhrieben: 8 1.8 — von Gebäuden behuf der Aufs 
nahme in Privat⸗Feue Ding ren tann nur durch 


ſtãnde 
vermiudert * oder treten andere Umſtãnde ein, welche 
laß zu amtli Nahforihung geben, fo ift die Obrigkeit | obrigfeitlich beftellte u. beeibigte Werkmeifter oder durch einem 
befugt, bie ar on — zu verfügen und nad Maß⸗ | von Obrigkeit bazu auserjebenen, im öffentlichen Dienfte 
bes Ergebnifjes derfelben den ber Berfide ftehenden höheren Zechniter geicheben. Die Theilnahme von 
rabzujegen. Der Agent der betreffenden iherungsanftalt Geſellſchaftsgenoſſen an der Ehäkung, wenn fie ftatutenmä 
ift auf Erfordern hierbei mitzu verpflichtet. vorgefchrieben, iſt dadurch nicht ausgeſchloſſen. 8 2. Zu 


\ 
« 
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doppelte Verſicherung eines und deſſelben Gegen⸗ die ſofortige Auszahlung der Verſicherungsſumme 


ſtandes ijt gänzlich unterfagt. Auch darf Niemand 
ohne eine ausdrüdlihe nur aus bejonderen, er 
heblihen Gründen zu ertheilende Erlaubniß der 
Landdroftei, feine an demſelben Orte belegenen 
Gebäude, und das darin befindliche ihm zuge- 
hörige Mobiliar oder einzelne Theile befjelben 
gleichzeitig bei verfchiebenen Feuer - Affecuranz- 
anftalten verfihern laſſen.) — Jedoch ift den- 
jenigen, welde ihre Gebände bei einer einheim- 
ischen öffentlichen Brand-Affecuranztafie verfichert 
haben, gejtattet, das darin befindliche Mobiliar 
bei einer Privatanftalt verfihern zu laſſen. — 
Sollte Jemand ſchon jept mit mehreren Ber- 
fiherungsanftalten der obigen Vorſchrift zumider 
laufende Afjecuranzverträge abgeichlofjen haben: 
jo hat die Obrigfeit. bie näheren Verhältniffe zu 


nicht gefchehen zu laffen.‘) 13. Jede auswärtige 


im hieſigen Königreiche autorifirte Privat-Brand- 
Verfiherungsgejellichaft iſt ſchuldig, bei dem ge« 


rihtlihen Anſpruche eines Einwohner des 
Königreihd aus dem mit ihr abgeſchloſſenen 


Verſicherungscontrakte vor den hieſigen Gerichten 
Recht zu — und ſolchen Falles in der Perſon 
ihres Agenten ſich belangen zu laſſen. 14. Den- 
jenigen Feuer⸗Verſicherungsanſtalten, welche den 
Vorſchriften dieſer Verordnung entgegenhandeln 
und namentlich ohne die Vermittelung eines in- 
ländifchen ordnungsmäßig antorifirten Agenten 
Verfiherungen aus hiefigen Landen annehmen 
und Entihädigungen auszahlen, ſoll die Befug- 
niß zur Eingehung neuer Verficherungsverträge 
mit hiefigen Zandeseinwohnern gänzlich unterfagt, 


unterfuchen, ben betreffenden Gejellichaften davon|die Agenten aber, welche in dem einen oder an— 
Kenntniß zu geben unb darauf zu halten, daß dern Punkte den vorftehenden Beftimmungen nicht 
die Policen auf eine dem gemeinen Wefen un«| nadhtommen, follen für den erjten Contraventions- 
nachtheilige Weiſe modificirt werden. — Würde|fall in eine Geldbuße von 300 M genommen, 
dabei indeffen irgend eine betrügliche Handlung|im Wiederhofungsfalle aber joll die Erlaubniß 


ermittelt, jo ift deshalb, den beftehenden —* 
gemäß, das weitere Verfahren einzuleiten, 12, 

ie Ausmittelung des bei einem Brande von 
dem Verſicherten erlittenen Verluftes ift lediglich 
ein Gegenſtaud der Privatverhandlung zwiſchen 
dem Berjicherten und dem Agenten, in welche 
die obrigfeitlichen Behörden von Amtswegen nicht 
—— haben. — Auch haben dieſelben die 
Beſcheinigung, vor deren Ertheilung nad) der 
Beſtimmung des $ 4 d die Entichädigungsfumme 
von dem Agenten nicht ausbezahlt werden darf, 
mar dahin zu richten, daß nach der über die 
Entjtchungsurfachen des Brandes in Gemäßheit 
der Landesverordnungen fofort angeitellten Unter 
ſuchung der Brand ohne ein vorjähliches Ver- 
chulden des Verficherten entjtanden und daß keine 
Gründe vorhanden jeien, um von Obrigfeitöwegen 


Schägern für die Privat: und bie öffentlichen Feuer: Berficher: 
ungsanftalten find in der Regel diefelben Perfonen zu beftelien. 
Ausnahmen fünnen nur aus dringenden Gründen von ber 
Obrigkeit zugelafjen werben. 8 3. find, wenn die Schäg: 
ung duch Werkmeifter gefchiebt, mindeftens ein Maurermeifter 
und ein Zimmermeifter erforderlih. Erheiſchen die Statuten 
eine größere Zahl von Ehägern, fo ift cn bergen zu 
nehmen. Iſt nach der Beichaffenbeit bes Gebäudes bejondere 
Zadfumde nötbig, jo find bemgemäß neben ben obigen befon: 
dere Echüger pi befteffen. 8 4. Das Schatzun tfahren 
richtet ſich zunäcft nach den Beitimmungen in den Statuten 
der Anitalt, im —— nach Vorſchrift der Obrigkeit. 8 5. 
Die Gegenwart ber Obrigkeit bei der Schätzung A nicht ers 
forberlich. 6. Fur die Leitung der Schähung ift der Ob: 
rigkeit eine Sebübr von insgefammt 75 P von dem Berfich- 
erten zu entrichten. 8 7. Die den Schägern vom Berſicherten 

gewährende Vergütung richtet fi) nach den für die Ber: 
— bei den öffentlichen Anſtalten beſtehenden Grundfägen 
und, —— nötbig, nah Beſſimmung der Obrigleit. 

1) Berorbnung vom 30. Jan. 1847: Art. 1. Die Be: 


fimmung im Art. 11 je Berordnung, wonach Niemand 
ohne landdroſteiliche Erlaubniß feine an demſelben Orte bele⸗ 
Gebäude und das darin befindliche Mobiliar bei ver: 


enen 
Übiehenen a Sg ya ee verfichern laffen 
darf, mwirb aufgehoben. Art. 2. 
Artifels, wonach zur Berfiherung einzelner Theile des Mo: 
biliars bei verichiedenen Anftalten landdrofteilihe Erlaubnif 
nöthig ift, wird dahin abgeändert, daß Erlaubniß der Obrig: 
keit [Art. » ber Berorbnung vom 24. Jan. 1828] erforderlich 
it. Die Erlaubniß ift nid A je verfagen, wenn bie Obrigfei 
fih überzeugt bat, bat; das Berbot ber boppelten rung 
nicht übertreren werde. Bon ben verfdyiebenen gleichzeitigen 
derungen hat bie Obrigkeit die Agenten der betbeiligten 
Ber ngsanftalten in Kenntniß zu jeten. 


Grotefend, Bolizei:teriton. 


Die Beſtimmung beffelben | ü 


feit| dab die feftgeftellte Eutſchädigung 


zur Beibehaltung der Agentur ihnen entzogen 
werben. — Nicht weniger jollen diejenigen Landes⸗ 
Einwohner, welche bei der Berjicherung ihres 
Bermögens die Vorfchriften diefer Verordnung 
überjchreiten, deshalb für jede Contravention, 
deren fie vor Ausbruch eines Feuerd überführt 
werden, in eine Strafe von 150 M genommen 
und im Falle eines entitandenen Brandes ber 
von der Feuer⸗Verſicherungsanſtalt nach Maßgabe 
des Aijecuranzvertrages zu zahlenden Entichädig- 
ungsgelder verluftig erffärt, und diefe Gelder, 2 
wie aud die ſonſt erfannten Strafgelder, nad» 
dem den etwaigen Denunzianten von legtern ein 
DritttHeil und von erjtern eine nad) den Um— 
ftänden zu ermäßigende Belohnung vorgängig 
verabfolgt worden, der Ortsarmenkaſſe zugemie- 
jen, und hiervon nur in dem Falle eine Aus 
nahme gemacht werben, wenn über das Vermögen 
des AUbgebrannten ein Concurs ausbreden jollte, 
indem alsdann die Brand » Vergütungsfumme 
zum Beiten der Gläubiger nicht der Ortdarmen«- 
taffe, jondern der Concursmaſſe zufallen fol. — 
Alle dieſe Strafverfügungen find vorbehaltlich 
des in dem fFalle eines beabjichtigten oder bes 
gangenen Betrugd wider did Contravenienten 
von Seiten des competenten Gerichts außerdem 
einzuleitenden peinlihen Berfahrens, auf den 
Bericht Unferer Landpdrofteien von Unjerem Cabi— 
net3-Minifterium zu erkennen. 


3. In dem ehemaligen Rurfürjtentgum Heffen. 
Ausichreiben des Staat3minifteriums, 
vom 21. April 1830, 


Da eine übermähige Berficherung von Mebilien 


!) Berorbnung vom 3. Yuni 1839: Art. 3. Die 
Obrigteiten find befugt, wor Ausitelung der Beicheinigung 
ber bie Zuläffigfeit der Auszahlung der Berfiherungsgelver 
Art. 12 der ordnung vom 24. Jan. 1828] in den F 
Haze ber ec De Bephe 
enten bie e andlungen ⸗ 
* des —S— u —— ‚ und wenn ſich A 
en wirflid, erlittenen 
luft überfteige, die Beſcheinigung zu verfagen. findet fi, daß 
bei den Verhandlungen über die Schabensfeftftellung von bem 
Berfiherten ein Betrug beabfichtigt worden, jo ift die Einleit- 
ung einer Eriminalunterfuhung zu veranlaffen. 
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wider Feuersgefahr gewiſſenloſe Menſchen zu ver deſſen Mitwirkun od. Vermittelung dabei ſtatt · 
—— —— anreizen Fa ler hat, mit einer den hierauf gezahlten 
wenigſtens hin und wieder eine er Geldern gleichtommenden Strafe zu belegen ift. 
Sleichgiltigkeit gegen Brandunglüd bejorgen läßt, Die Polizeibehörde Hat auch vorläufig die ge- 
fo werden deshalb folgende von Sr. königl. Hohr richtliche Hinterlegung der Gelder, welche etiva 
dem Kurfürften allergnädigit ang te Bor- ohne ihre Buftimmung dem Beſchädigten auöge- 
ſchriften ertheilt. 8 Ueber die Verſicherung händigt od. ohne jene gehörige Feſtſtellung des 
von beweglichen Wermögensftüden irgend einer|Schadensbetrages an den Wgenten zur Weiter- 
Art, melde fi im kurheſſiſchen Staatögebiete|bejörderung gelangt wären, bis dahin zu veran- 
befinden, gegen Feuersgefahr darf ein Vertrag laſſen, daß die Unterfuchung über die Entftehung 
nur mit solchen Agenten auswärtiger Aſſecuranz⸗ des Brandes und dejjen folgen die Schuldlofig- 
Gefellſchaften eingegangen u. fortgejegt werden, |feit des Beſchädigten ergeben Haben wird. 
welche turheffiihe Unterthanen find und die Er-| Feuerwerkereien. Zur Anlage derjelben bes 
laubniß zur Uebernahme der betreffenden Agentur |darj es Bejonderer Genchmigung; Gew.-Drdn. 


innerhalb der Provinz, worin jie wohnen, bei 
deren Regierung ausgewirkt, aud) von dem Bor- 
ftande der Verfiherungsanitalt od. von dem etwa 
für gewiſſe Länder allein beftellten Hauptagenten 
eine genügende Erflärung über die Ausſchließung 
aller anderen Geſchäftsführer in Beziehung auf 
die gedachte Provinz beigebracht haben werden 
[S. jetzt Gew.Ordn. $ 14 Abſ. 2.]. — Dieſe 
Agenten ſind ſchuldig, vollſtändige Regiſter über 
die bei ihnen bewirkten Verſicherungen zu halten, 
u. den Bolizeibehörden, gleihwie den Gerichten, 
jederzeit die auf ihre Agentur jid -beziehenden 
Bücher, Correfpondenzen und jonjtigen Papiere 
offen vorzulegen, auch jede verlangte Auskunft 
vollſtändig und treulich zu ertheilen, und zwar 
bei Meidung eigener Verantwortung für die Fol— 
gen irgend einer Verheimlichung. $ 2. Jeder 
Verficherungsvertrag über Mobilien aber erfor- 
dert zu feiner Giltigfeit: 1) eine Vejcheinigung 
der Polizeidirection in ber Refidenz u. den Pro— 
vinz-Hauptjtäbten, ſowie außerhalb diejer Städte 
von Seiten desjenigen Kreisamtes, in deſſen Be- 
zirfe die betreffenden Mobilien ſich befinden, da: 
yin, daß bei der Verliherung der bezeichneten 
Gegenftände zu dem angegebenen Werthe oder 
bis zu einer Summe, welde den nad) Befinden 
näher zu ermittelnden Verhältniſſen entiprechend 
erachtet worden, und zwar Fir gewiſſe Beit (von 
einem Jahre bis längſtens 6 Jahren) fein poli- 
zeiliches Bedenken gefunden ſei, jodann 2) das 
Viſa dieſer Polizeibehörde unter der auf der ge- 
dachten Grundlage beruhenden Verſicherungsur— 
!unde (Police), welche der Agent ohne dieſes 
Viſa den Betheiligten, bei Meidung einer Geld— 
buße von 60 M nicht aushändigen darf. — Bei 
der genannten Behörde it über Die Verfier: 
ungen und deren Erneuerungen ein Verzeichniß 
zu halten. — In den größeren Städten, wo der- 
gleichen Berficherungen häufiger vortonmen, kann 
die Regierung einem Polizeibeamten und dem 
Bürgermeifter nebſt einem Mitgliede od. einigen 
Mitgliedern des Stadtrathes zu den gedachten 
Geſchäften, deren Yeitung jedod) der Polizeidirec- 
tion verbleibt, Auftrag ertheilen. 88 3,4 [nicht 
mehr von praltiiher Bedeutung]. R 5. Ber ein 
tretender Beichädigung der verjiderten Mobilien 
durch eine Feuersbrunft joll, wenn auch die Ber 
jiherung ordnungsmäßig geſchehen it, doch die 
Feſtſtellung der — een ai ſowie deren 
Auszahlung an den Beihädigten niemals ohne 
Vorwiſſen und fchriftliche Zuftimmung der Po— 
lizeibehörde geſchehen, widrigenfalls der Agent, 


$ 16. — Für den Betrieb derjelben find durch 
die Minifterial-Fnftruction vom 19. April 1847 
folgende Borjchriften erlafien: 1. Das Labora- 
torıum darf unter feinen Umftänden in bewohn«- 
ten Gebäuden angelegt werden; e3 joll vielmehr 
eine möglichft ijolirte Lage haben, jo daß die 
näheren Umgebungen defjelben durd einen ein- 
tretenden Unglüdsfall nicht leicht gefährdet wer- 
den können. — Die in diefer Beziehung zu ftell- 
enden jpeciellen Bedingungen hängen von dem 
Umfange des Betriebes und den obwaltenden 
localen Berhältniffen ab. Diejelben Rüdjichten 
geben aud) die Beitimmungsgründe dafür ab, ob 
das Laboratorium maſſiv oder in Fachwerk zu 
erbauen ijt, oder ob dajjelbe ganz oder theilmeiie 
aus bloßen Bretterichuppen bejteyen kann. Letz— 
tere müffen aber jedenfalls jo dicht fein, daß ein 
Einwehen von Sand u. Staub nicht ftattfinden 


fann. — Der Fußboden darf weder gepflaitert 
jein, nod) aus einem Staub erzeugenden Material 
beitehen. — Zur Aufbewahrung der Vorräthe 


an Pulver und fertigen Feuerwerkftüden iſt cin 
bejondere® Magazin erforderlih, ſobald das 
Pulverquantum, mit Einſchluß des in den Feuer- 
wertjtüden befindlichen Satzes, mehr ald 10 kg 
beträgt. 2. Diejenigen Laborirgeräthe, welde 
bei der Arbeit mit Pulver oder entzündlicyen 
Säten in Berührung fommen, jollen joweit als 
angänglich nur aus Holz, Horn, Kupfer, Meſſing 
oder Bronze beſtehen. Geräthe der Art, welche 
dem Zwecke entſprechend nicht anders als aus 
Eijen dargeftellt werden fünnen, müſſen an den 
Stellen, welche bei der Arbeit mit Pulver oder 
Sat in Berührung fommen, mit Kupfer vorge- 
Ihuht jein. Eine Ausnahme Hiervon machen die 
Rafetenbohrer und die Dorne der Rafetenftöde, 
die nur von Stahl und Eijen angefertigt werden 
fönnen. — Für die Bereitung und Verarbeitung 
von chlorſaures Nali enthaltenden Sägen ijt eine 
bejondere Garnitur von Laborirgeräthichaften an« 
zuſchaffen, welche zu keiner anderen Arbeit ver- 
wendet werden darf. 8. Bei der Arbeit jelbit 
hat der Feuerwerker mit Sorgfalt und Strenge 
auf Ruhe, Ordnung und Reinlicdyfeit zu halten. 
Raſche und übereilte Behandlung des Pulvers 
und ziündbaren Sapes, Reibungen von Eifen auf 
Eijen, Sand, Steine u. dergl. jind in der Nähe 
ber Pulver » Arbeiten jorgfältig zu vermeiden, 
Der Fußboden der Arbeitsstelle ift mit wollenen 
Deden zu belegen, oder doch vor Beginn der 
Arbeit mit Wafjer zu beiprengen und während 
der Dauer derjelben genäht zu erhalten. — Ein 
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Verſtauben oder Berjtreuen von Pulver u. Sapıder Pot, Boftordnung vom 18. December 
iſt jo viel ald möglich zu verhindern. Sollte es 1874 $ 11. 


dennoch vorlommen, jo ijt das Berftreute mit 


Feuerzeichen, Beitrafung der Zerftörung der 


einem Borſtwiſch zufammenzufegen, behutjam auf-| zur Sicherung der Schifffahrt beftimmten, ſ. Str.» 
zunehmen und nicht weiter zur Verarbeitung zu) G.B. $ 322, 


verwenden, ſondern fofort in ein mit Wafjer ge- 
fülltes Gefäß zu ſchütten. Die Stelle des Fuf- 


ieber, ſ. Typhus. 
indelfinder, Anmeldung derfelbenzum Stan- 


boden?, auf welcher das Verftreuen ftattgefunden, |dedamts-Regifter, |. unter Berjonenftands- 


ift Stark zu befeuchten. 4. Alle Urbeiten, bei 
weldyen Feuerung nothwendig ift, dürfen nur im 
Freien oder im einer von den übrigen Arbeits— 
localen abgejonderten Küche vorgenommen wer- 
ben. Die vom euer genommenen Gefäße müſſen, 
bevor fie in die Arbeitszimmer gebradht werben, 
mit feuchten Lappen abgewiſcht und ihre Füße 
in faltem Wafjer gut abgefühlt werden. 5. 
Giftige Stoffe find, um das Stauben zu ver- 
hüten, vor ihrer Verarbeitung mit Weingeift ans 
zufeudhten. 6. In dem Laboratorium darf nie 
mehr als 10 kg an Pulver u. zündbarem Sate 
in verichlofienen oder doch bededten Gefäßen ſich 
befinden; in den Arbeitsräumen felbjt nur jo 
viel, als zur geregelten Fortietung der Arbeit 
unumgänglich nothwendig ift, jedoch höchiters pr. 
Arbeitsſtele kg. Die fertigen Arbeitsftüde 
dürfen fi in den Arbeitsräumen niemald an— 
häufen. 7. Die Anwendung von Säpen, welche 
einer Selbjtentzündung fähig find, iſt möglichit 
u vermeiden. Kommt diejelbe aber vor, jo dür- 
ten »dergleichen Feuerwertsjtüde niemal® in Bor- 
rath, jondern nur furze Zeit vor dem Gebraud) 
angefertigt werden. Ihre Niederlegung in dem 
Magazin tft unftatthaft, fie find vielmchr in ver— 
ſchloſſenen Blecyfajten oder Töpfen zu verpaden 
und dieje an einem feuerjiheren Orte, etwa in 
einem mit einer eijernen Thür verichlofienen Ka— 
mine, aufzustellen. — In derjelben Weife ift bei 
Aufberwahrung früchgebrannter Holzkohle zu ver» 
fahren. Das Zerfleinern derjelben und ihre Ber- 
arbeitung zu Feuerwerksſätzen darf früheitens am 
fünften Tage nad vollendeter Schwellung er- 
folgen. 8. Zum Übbrennen eines Feuerwerks 
it die jpecielle Erlaubniß der Ortöpolizeibehörde 
erforderlih, melde unter genauer Angabe des 
Schauplages und ber beabficitigten Anordnung 
rechtzeitig und jedenfalld vor Erlaß einer öffent» 
lichen Belanntmachung einzuholen it. 9. Der 
Verkauf von Luſtfeuerwerks-Gegenſtänden unter« 
liegt denjelben geieglichen Bejtimmungen wie der 
des Schießpulverd. — Die in dem Hauje des 
Verkäufers niederzulegenden Feuerwerksſtücke dür- 
fen im Ganzen nicht mehr als 10 kg Pulver u. 
zündbaren Sag enthalten und müjjen in gutver- 
ſchloſſenen Kiſten verpadt jein. Die Hälfte da- 
von kann in dem Berkaufslocal anfbewahrt wer- 
den, die zweite Hälfte aber muß auf dem Boden 
des Haufes liegen. ©. aud) Bulverfabrifen, 
Zündjtoffe. — Die Strafbeftimmungen wegen 
unbefugten Zubereitens, Berlaufens oder Ab— 
brennens von Feuerwerfen, j. im Strafgejep- 
buh 5 367 Ne. 5 und 8, $ 368 Nr. 7, 
$ 369 Nr. 3. Feuerwerkskörper find vom 
An- und Berlauf im Umherziehen ausgejchlojien, 
Gewerbe-Drdnung $ 56 Nr. 4; ebenio von der 
Beförderung auf Eifenbahnen, Betriebs-Reg— 
lement $48 I. Nr. 3 (&. 158) und mittels 


wejen, Gef. vom 6. Febr. 1875, $ 24. 
Firma, ftrafbarer Mißbrauch einer fremden 

bei Waarenbezeichnungen, |. Str. &.-B. $ 287. 
Firnißſiedereien, zu deren Anlegung bedarf 

es bejonderer Genehmigung, Gew.-Ordn. $ 16. 


Fiſchereipolizei. 

J. Allgemeine Vorſchriften. 
Fiſchereigeſetzfür den preußiſchen Staat, 
vom 30. Mai 1874. 

Geltungsbereich.] $ 1. Das nachfolgende Fiſch— 
ereigejeg findet Unmendung auf die Küften- und 
Binnenfiicherei in allen unter Unjerer Hoheit be» 
findlichen Gewäſſern.) $ 2. Zu dem Fiſchfange 
im Sinne diejes Gejeges gehört auch der Fang 
von Krebſen, Auftern, Muſcheln u. anderen nuß 
baren Wafjerthieren, jomweit fie nicht Gegenstand 
des Jagdrechts jind.— Wo in diejem Gejeg der 
Ausdrud „Fiſche“ gebraudt ift, find darin die 
vorbenannten Thiere mitbegriffen. $ 3. Unter 
Nüftenfifcherei im Sinne dieſes Geſetzes ift Dies 
jenige Fiicherei verftanden, welche in den Unferer 
Hoheit untertworfenen Theilen der Nord» u, Oſt— 
jee, in den offenen Meeresbuchten, den Haffen, 
und in den größeren Strömen vor ihrer Ein- 
miündung in das Meer betrieben wird, — Bins- 
nenfiicherei im Sinne dieſes Geſetzes iſt diejenige 
Fiſcherei, welche in den übrigen Gewäſſern, in 
den Flüffen bis abwärts zu dem Punkte, wo die 
Küjtenfiicherei beginnt, betrieben wird. — Die 
Örenzen der Küjten- und Binnenfiicherei werden 
für jede der betheiligten Provinzen nad) Anhör: 
ung der Provinzialvertretung im Wege landes- 
herrliher Verordnung feſtgeſtellt. $ 4. Ge 
ichloffene Gewäſſer im Sinne diejes Gejeges find: 
1) alle künſtlich angelegten Fiſchteiche, mögen 
diejelben mit einem natürlichen Gewäſſer in Ver— 
bindung jtehen oder nicht; alle ſolche Gewäſſer, 
denen es an einer für den Wechſel der Fiſche 
geeigneten Verbindung fehlt; wenn in denjelben 
(Nr. 1 u. 2) der Filhfang einem Berechtigten 
zufteht. — Streitigkeiten über die Frage, ob ein 
Gewäſſer im Sinne dieſer Vorichrift als ein 
geichlofjenes anzujehen ift, werden mit Aus— 
ſchluß des Rechtsweges im Berwaltungswege ent- 
ichieden, 

Einſchränkung der Filchereiberechtigungen und 
Bejeitigung der wilden Fiſchereien. $ 5. Die 
beitehenden Filchereiberechtigungen unterliegen den 
einichränfenden Vorſchriften dieſes Geſetzes. — 
Gegen vollſtändige Entſchädigung der Berechtig— 
ten kann in nicht geſchloſſenen Gewäſſern eine 
weitere Beſchränkung oder gänzliche Aufhebung 
ſolcher Berechtigungen erfolgen, welche auf die 


Benutzung einzelner beſtimmter Fangmittel oder 


!) Durch Geſetz vom 4. April 1877 iſt das Fiſchereigeſetz 
auf ben Kreis Herzogebum Lauenburg ausgedehnt. 
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ftändiger Fiſchereivorrichtungen (Wehre, Zäune, 
Selbftfänge für Lachs u. Ual, feititehender Nep- 
vorrichtungen, Sperrnege 2c.) gerichtet find. Eine 
fotche weitere Beihränfung kann beanjprucht wer- 
den: 1) vom Staate im Öffentlichen Intereſſe; 
2) von Fiſchereiberechtigten u. Fiſchereigenoſſen⸗ 
Ichaften in dem oberen und unteren Theile ber 
Gewäfjer, wenn von denjelben nachgewiejen wird, 
daß die Berechtigung der Erhaltung und Ver— 
bejjerung des Fiſchbeſtandes dauernd nachtheilig 
ift u. einem wirthſchaftlichen Betriebe der Fiſcherei 
in den betreffenden Gewäſſern entgegenfteht. — 
Ueber den Antrag (Ziffer 2) enticheidet die Be- 
zirtsregierung (Landdroftei) nad) — der 
Betheiligten u. vorgängiger Unterſuchung durch 
Sachverſtändige. — Gegen die Entſcheidung der⸗ 
ſelben kann binnen 3 Wochen, vom Tage ber 
Behändigung an gerechnet, der Recurs an den 
Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegen- 
beiten verfolgt werden, — Die zu gemährende 
Entihädigung, melde in Ermangelung gütlicer 
Einigung im Rechtswege feftäuftellen it, muß im 
erften Falle (Nr. 1) vom Staate, im zweiten 
(Nr. 2) von Demjenigen geleiftet werden, welcher 
die Aufhebung der Beredtigung beanjprudt. — 
Die beitehenden Vorjchriften über die Ablöjung 
von Dienjtbarkeiten zur Fiſcherei werden durch 
die vorftehenden Bejtimmungen nicht berührt. 
$ 6. Fiſchereiberechtigungen, melde, ohne mit 
einem bejtimmten Grundbeſitze verbunden zu fein, 
bisher von allen Einwohnern oder Mitgliedern 
einer Gemeinde ausgeübt werden konnten, follen 
fünftig in dem bisherigen Umfange der politi- 
ihen Gemeinde zuftehen. 8 7. Das Recht zur 
Ausübung der Binnenfiſcherei in ſolchen Ge- 
wäjjern, welche bisher dem freien Fiſchfange un- 
terlagen, joll den politiihen Gemeinden in ben 
innerhalb ihrer Gemarkung belegenen Gewäſſern 


Fiſchereipolizei. 


reichen, ſo ſteht die Entſcheidung darüber der 
Aufſichtsbehörde zu.') 

Genoſſenſchaften) 8 9. Behufs geregelter 
Auffihtsführung und gemeinſchaftlichet Maßre⸗ 
geln zum Schupe des Fiſchbeſtandes, und, ſofern 
die im $ 10 bezeichneten Vorausjegungen zu«- 
treffen, auch behuf3 gemeinſchaftlicher Bewirth⸗ 
ſchaftung und Benußgung der Fiſchwaſſer können 
die Beredhtigten eined größeren zujammenhäng« 
enden Filchereigebieted auf Grund eines landed- 
herrlich zu genehmigenden Statut3 zu einer Ge— 
noſſenſchaft vereinigt werden, welche durch einen 
bon fämmtlichen Berechtigten nad) näherer Bor» 
hrift des Statuts zu wählenden Boritand ver- 
treten wird. — Ueber die Genofjenihaftsbildung 
und das Genofjenichaftsjtatut find die Berechtig- 
ten und im Falle des Widerſpruchs auch nur 
eined berjelben die Kreisftände bes oder Der 
Kreife, in welchen dad Genofjenjchaftsgebiet be— 
legen ift, vor der Genehmigung des Statutd zu 
hören. — Die Belanntmahung des landesherr- 
lihen Erlajjes erfolgt nad Vorſchrift des Ger 
jeßes vom 10. April 1872. — Im Yalle frei- 
williger Uebereintunft aller Berechtigten genügt 
die Genehmigung des vereinbarten Statut3 duch 
den Oberprälidenten der Provinz, oder, injofern 
ber Bezirk in mehreren Provinzen belegen ift, 
des Minifterd für die landwirthichaftlihen An- 
gelegenheiten, $ 10. Eine Ausdehnung des Ge . 
noſſenſchaftszweckes auf die gemeinjchaftlihe”Be- 
wirthihaftung und Benutzung der Fiſchwaſſer 
fann nur auf Antrag eined oder mehrerer Be- 
theiligten erfolgen. Diejelbe ift zuläffig: 1) wenn 
die jämmtlichen betheiligten Berechtigten zuſtim— 
men; 2) bei der Binnenfiicherei u. zwar in der 
Beſchränkung auf die der Genoſſenſchaft ange» 
gehörigen, nicht geſchloſſenen Gewäſſer, wenn die 
Fiſcherei in denjelben ausſchließlich den Beſitzern 


— 


uftehen. — Wenn derartige Gewäſſer die Grenze der anliegenden Grundſtücke zuſteht u. der jelb- 
zuſteh 


zweier oder mehrerer Gemeinden bilden, ohne 
der einen oder anderen Gemarkung ganz od, zu 
beftimmten Theilen anzugehören, jollen die Ge— 
meinden in der Erjtridung, auf welcher ihr Be- 
ziert das Gewäſſer begrenzt, gleichberechtigt fein. 
$ 8. Gemeinden können die ihnen zuitehende 
Binnenfiicherei nur durch bejonderd angejtellte 
Fiicher oder durch Berpacdhtung nutzen. — Das 
Freigeben des Filchfanges ift verboten. — Die 
Dauer der Pachtverträge darf in der Regel nicht 
unter 6 Jahren beflimmt werden; Ausnahmen 
von diefer Beitimmung fönnen unter befonderen 
Umftänden von der Aufjichtsbehörde zugelafjen 
werden. — Die Trennung der einer Gemeinde 
zuftehenden zujanımenhängenden Fiihwafler in 
einzelne Pachtbezirle bedarf der Genehmigung 
der Aufjicytsbehörde, welche darauf zu jehen Hat, 
daß einer anmirthichaftlichen Zerjtüdelung der 
Fiicherei vorgebeugt wird. — Die Aufjitäbe- 


hörde ift befugt, zu bejtimmen, welche Zahl der], 


zuläjiigen Fanggeräthe in jedem Pachtbezirke 
nicht überjchritten werden darf. — Sind 2 ober 
mehrere Gemeinden in den ihre Gemarfung bes 
grenzenden Gewäſſern gemeinjfam berechtigt, fo 
können fie die Fiſcherei nur auf gemeinſchaſtliche 
Rechnung nugen. — Iſt eine Einigung der Ge— 
nieinden über die Art der Nupung nicht zu er» 


jtändige Fiſchereibetrieb der einzelnen Anlieger 
mit einer wirthſchaftlichen Fijchereinugung der 
Gewäfjer im Ganzen unvereinbar ijt. In dieſem 
Falle ift bei dem Widerjprudhe auch nur eines 
Berechtigten die Zujtimmung der Kreisitände er» 
forderlid. — Wird über den Masjtab für die 





!) Die Nutung ber den politiihen Gemeinden zuitebenden 
Rifchereiberechtigungen ift durch den $ 8 bes Fiſchereigeſetzes 
für den preußiihen Staat vom 30. Mai v. J. nachftchenden 
Beidyränkungen unterworfen: 1. Die ze darf nur durch 
befonders angentellte Fiſcher ober durch pachtung erfolgen. 
Das Freigeben Des Siiefange ift verboten. 2. Die Dauer 
der Vactverträge darf in der Megel nicht unter 6 Jabren 
beftimmet werden; Ausnabmen von diejer Megel können nur 
unter beionderen Umitänden von der Aufſichtsbehörde — Yands 
ratbsämter ber Fand» und Stadtkreiſe reſp. Gemeindevertrets 
ungen — zugelajien werden. — Die Trennung der einer Ger 
meinde zuftehenden zufammenbängenden Fiſchwaſſer in einzelne 
Bachrbezirte bedarf der Genehmigung der Auffichtsbehörde, 
welche darauf zu feben bat, daß einer unwirthſchaftlichen Zers 
ftüdelung der Fiſcherei vorgebeugt wird. Die Aufjihtsbebörbe 
ft t, zu beitimmen, welche Zahl ber zuläffigen frangge- 
rätbe nicht Überichritten werben darf. 3. Sınd 2 od. mehrere 
Gemeinden in den ihre Geriarfung begrenzenden Gewällern 
gemeinfam berechtigt, fo künnen fie die Fiſcherei nur auf ge 
meinſchaftliche Rechnung nutzen. — Iſt eine Einigung 
Gemeinden tiber Die Art der Nutzung nicht zu erreichen, h 
darüber zu. 4. Fü 
teibt ihr dennodh die 


fteht der Aufjihtsbehörde die Entjcheibur 
eine Gemeinde die Fiſcherei ruben, fo 

Pflicht der Auffihtsführung gegen unbefugte Fiſcherei, melde 
Berpjlihtung allen Gemeinden für die in ihrer Gema 
belegenen Gewäjler durch $ 46 des Geſetzes auferlegt if. 
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BertHeilung der Auffünfte aus ber gemeinfchaft-|jteller® und enthält fein Anerlenntniß für die 
lichen Fifchereinugung eine Vereinbarung unter) Berechtigung befjelben. $ 15. Die Beglaubigung 
ben Betheiligten nicht erzielt, jo ijt derjelbe durch | der Erlaubnißfcheine durch die Ortspolizeibehörde 


Schätzung der einzelnen Antheile am Fiſchwaſſer erfolgt Stempel» und foftenfrei. — In 
zu ermitteln. Das Nähere hierüber beſtimmt ſchaftlichen Nevieren kann jedoch für die 


das Genofjenfchaitsjtatut.— Unter denfelben Vor— 
ausfegungen (Ziffer ı u. 2) kann innerhalb der 
größeren Genojjenihaft ($ 9) für einen Theil 
der Berechtigten eine engere Genofjenichaft zur 
gemeinjchaftlichen Bewirthichaftung u. Benugung 
der Fiſchwaſſer gebildet werden. 
[Erlaubnißjcheine.)] $ li. Wer die Ficherei 
in den Revieren anderer Berecdhtigter, oder über 
die Örenzen der eigenen Berechtigung, bezw. bes 
freien Fiſchfangs hinaus betreiben will, muß mit 
einem nad) Vorſchrift der folgenden Paragraphen 
audgejtellten und beglaubigten Erlaubnißicheine 
verjehen jein, welchen er bei Ausübung der 
Fiſcherei zu feiner Legitimation ſtets mit ſich zu 
führen u. auf Verlangen des Aufjichtöverjonals 
und der Local» Polizeibeamten vorzuzeigen hat. 
$ 12. Zur Ausftelung eines Erlaubnißſcheins 
jind nur der Filchereiberechtigte u. der Filcherei- 
pächter innerhalb der Grenzen ihrer Berechtigung 
befugt. — Soweit in genojjenichaftlichen Revie— 
ren eine gemeinjchaftlihe Bewirthichaftung und 
—— der Fiſchwaſſer ſtattfindet, tritt der Bor- 
jtand der Genojjenichaft an die Stelle der ein- 


enofjen- 
eglaub⸗ 
igung der Erlaubnißſcheine eine Gebühr bis zu 
einer Mark zu Gunſten der Genoſſenſchaft er» 
hoben werden. Das Nähere hierüber beitimmt 
dad Genoſſenſchaftsſtatut. $ 16. Wer die Fiſcherei 
aus eigenem Rechte oder als Pächter in nicht 
— Gewäſſern ($ 4) betreiben will, hat 
davon der Aufſichtsbehörde, in genofjenichaftlichen 
Revieren ($ 9) dem Vorſtande derjelben vorher 
Unzeige zu machen, erbält hierüber foften- und 
ftempelfrei eine Beicheinigung und hat diefelbe 
beim Fiſchen ſtets bei ſich zu führen. $17. Das 
bei dem Fiſchen in Gegenwart des Filchereibe- 
rechtigten, des Fiſchereipächters od. des Inhabers 
eines Erlaubnißſcheins beſchäftigte Hilfsperſonal 
bedarf keiner Legitimation. 8 18. An Stelle der 
vorjtehenden $$ 11 bis 17 bleibt der $ 41 der 
Fiſchereiordnung für die in der Provinz Bom- 
mern belegenen Theile der Oder, das Haff und 
defjen Ausflüffe vom 2. Juli 1859 u. der $ 49 
der Fiſchereiordnung für den Regierungsbezirk 
Stralfund vom 30. Aug. 1865 für den Geltungs— 
bereich diejer Gejege in Kraft; es können jedoch 
die darin bejtimmten Obliegenheiten des königl. 


zelnen Berechtigten. — Der Erlaubnißſchein muß |Fifchmeijters (Oberfifchmeifters) in genofjenichaft- 


auf die Perjon, auf ein oder mehrere bejtimmt 
bezeichnete Gewäfler u. auf bejtimmte Zeit, welche 
den Zeitraum dreier Jahre nicht überjchreiten darf, 
lauten. Er kann Beſchränkungen in Beziehung 
auf die Art und Zahl der Fanggeräthe und die 
Zahl der beim Fiſchfange zu verwendenden Fahr- 
zeuge enthalten, $ 13. Filcherei-Erlaubnißicheine 
bedürfen der Beglaubigung und zwar: 1) für 
den Fiſchereibetrieb in den zu genofjenjchaftlichen 
Nevieren gehörigen Gewäſſern durch den zur 
Handhabung der Filcherei-Auffiht berufenen Ge— 
nofjenichaftsporitand ($ 9); 2) für den Fiſcherei— 
betrieb in den: übrigen Gewäjjern durch diejenige 
Ort3polizeibehörde, in deren Bezirke der Aus- 
fteller wohnt. — Ausgenommen von diejer Bor» 
jchrift find, ſoweit nicht für genoſſenſchaftliche 
Reviere durch das Statut etwas Anderes be» 
jtimmt wird, diejenigen Fiſcherei-Erlaubnißſcheine, 
welche von einer öffentlichen Behörde, von einem 
öffentlichen Beamten, innerhalb feiner Umtöbefug- 
niſſe, einem Gemeindevorjtande oder dem zur 
Beglaubigung der Erlaubnißſcheine berufenen Bor- 
ftande einer Fiſchereigenoſſenſchaft ausgeitellt find. 
$ 14. Die Beglaubigung ‚des Erlaubnißſcheins 
bezieht ſich nur auf die Unterjchrift des Aus— 


ı) Das Geſetz umterfcheibet binfichtlih der Verpflichtung der 
Fiſcher, fich bei Ausübung der Fiſcherei dem Aufjichtsperjonale 
gegenüber zu legitimiren, folgende Fälle: 1. Keiner Xegiti- 
mation bedarf, wer bie Fiſcherei in Revieren, welche dem freien 
Fiſchjange ımterliegen, oder in geſchloſſenen Sewällern als 
deren Eigenthlimer oder Pächter betreibt. 2. Wer die Fiſcherei 
in Nevieren anderer Berechtigten ausübt, mug mit einem ven 
dem —— er und von der Ortöpolizeibebörbe 
cd. dem ofjenfhaftsvorftande beglaubigten Erlaubnißſcheine 
pe fein. 3. r die Fiſcherei aus eigenem Rechte oder 
als Pächter in nicht neichloffenen Gemäffern betreibt, bat fich 
durch eine Beſcheinigung ber Ortäbehörde zu legitimiren. 
4. Das in Gegenwart einer gehörig legitimirten Perjünlichkeit 
beim Yiidfange beſchaftigte Hilfsperfonal ift von der yührung 
einer Xegitimation entbunden. 


(ihen Revieren auf den zur Handhabung der 
Fiſcherei-Aufſicht berufenen Genojjenichaftsvor- 
itand ($ 9) durch dad Statut übertragen werden; 
in diefem Falle findet auf die Ausjtellung und 
Beicheinigung der Legitimationsſcheine (Willzettel, 
Fiſchzettel) der zweite Abſatz des $ 15 dieſes Ge— 
ſetzes Anwendung. 

[Bezeichnung der zum Fifchfange ausliegenden 
Fiſcherzeuge.) $ 19. Die ohne Beijein des Fiſchers 
zum Fiichfange ausliegenden Filcherzeuge müſſen 
mit einem Kennzeichen verjehen fein, durch wel— 
ches die Perjon des Fiſchers ermittelt werden 
fann. Ueber die Art der Kennzeichnung find 
die näheren Borichriften für genoſſenſchaftliche 
Reviere durch das Genoffenichaftsitatut, für ans 
dere Reviere im Wege der Polizeiverordnung zu 
erlajjen. 

[Bejeitigung der Hinderniffe für den Wedhjel 
der File.) $ 20. Die Breite: der Gemäller 
darf zum Zwecke des Fiſchfanges durd) jtändige 
Ftichereivorrichtungen niemals auf mehr als auf 
die Hälfte der Waſſerfläche bei gemöhnlichem nie— 
drigem Waſſerſtande vom Ufer aus gemefjen für 
den Wechjel der Fiſche verjperrt werden. Dieje 
Vorrichtungen dürfen nicht jo nahe aneinander 
angebracht jein, daß der Zug der Fiſche dadurch 
behindert wird. — Dieje Vorichriften finden in 
Grenzgewäſſern nur joweit Anwendung, als in 
dem Nacbarlande ein gleiche® Borgehen beob- 
achtet wird; auch ijt der Minijter für die land- 
wirthichaftlichen Angelegenheiten ermächtigt, die- 
jelben zeitweilig für jolche Gewäfjer außer Kraft 
zu Segen, welche ftredenmweije Unjerer Hoheit nicht 
unterworfen find, — Die bereit3 bejtehenden 
jtändigen Fiichereivorrichtungen unterliegen diejen 
Borichriften nicht, wenn mit denjelben eine auf 
diejes beſondere Fangmittel gerichtete Fiſcherei— 
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Berechtigung verbunden iſt; im anderen Falle an 3 Tagen in der Woche unterſagt werden dür— 
müffen diefelben, joweit fie den Vorichriften dies fen. — Der Fang einzelner Fifchgattungen und 
ſes Paragraphen nicht entiprechen, längſtens in⸗ der Gebrauch beftimmter Fangmittel kann auch 
nerhalb zweier Fahre nad) Erlaß dieſes Gejegeslin diefem Falle für die ganze Dauer ber Schon- 
von ben Befigern, welche dazu erforberlichenfalld [zeit verboten werden. R 24. Gelangen Fiſche, 
im Verwaltungswege anzuhalten find, abgeän-|deren Fang zur Zeit oder mit Rückſicht auf ihr 
dert werben. Maß od. Gewicht überhaupt verboten tft, (lebend 
— ſchädlicher Fangmittel.) & 21. Beimjin die Gewalt des Fiſchers, jo find dieſelben ſo— 
Fi fange ift die Anwendung ſchädlicher od. ex- fort wieder in das Wajler zu jegen. $ 25. Die 
plodirender Stoffe (giftiger Köder oder Mittel Vorſchriften der $$ 19—24 finden auf geichloffene 
"zur Betäubung der Fiſche, Sprengpatronen oder Gewäſſer ($ 4) feine Anwendung. $ 26. 
anderer Sprengmittel ꝛc.) verboten.! der Yang von Fiſchen ımter einem bejtimmten 
[Fiichereipofizeiliche Borjchriften.] $ 22. Im Maße oder Gewichte verboten, fo bürfen ſolche 
Wege landeöherrlicher Verordnung wird nach An- | Fiihe im Geltungsbereiche des Verbotes unter 
hörung der betreffenden Provinzialvertretung vor» |diefem Maße oder Gewichte weder feilgeboten, 
gefcyrieben: 1) welche Fiſche mit Rüdficht auf ihr noch verkauft, noch verjandt werden. $ 27. Auf 
Maß oder Gewicht nicht gefangen werden dür-|die in den Fiihzuchtanftalten vorhandene junge 
fen; 2) zu melden Tages- und Jahreszeiten die) Fiihbrut finden die Vorichriften der $$ 24 und 
Fiſcherei überhaupt od. in gewiſſen Erftredungen |26 feine Anwendung. — Auch kann die Auffichte- 
der Gewäſſer oder bezüglich gewiſſer Fangarten [Behörde im Intereite wiſſenſchaftlicher Unterſuch⸗ 
oder Fiſchgattungen verboten ſein ſoll; 3) welche ungen od. gemeinnütziger Verſuche u. für Zwede 
Fangarten und welche Arten von Fanggeräthen der künſtlichen Fiſchzucht, ſoweit erforderlich, un— 
beim Fiſchfange nicht angewendet werden dürfen. |ter geeigneten Controlmaßregeln Ausnahmen von 
— Berehtigungen auf die Benugung ftändiger|den Vorichriften der SS 24 und 26 geitatten. — 
Fijchereivorrichtungen (SS 5 u. 20) fünnen durch Den Befitern Be: Gewäſſer ($ 4) iſt der 
diefe Vorfchriften nicht getroffen werden; ebenſo⸗ Verkauf und Berfand von jungen Gaplingen zu 
wenig unterliegen benjelben Berchtigungen auf — geſtattet. $ 28. Während der Dauer 
den Gebrauch anderer bejtimmter Fangmittel, der Schonzeiten müfjen die durch dieſes Geſetz 


wenn der Berechtigte nur mit diefem Fangmittel 
die Fiſcherei ausüben darf: 4) von welcher Be- 
ſchaffenheit die erlaubten Fanggeräthe fein müjjen 
und mit welchen Beichränfungen die legteren zum 
Fiſchfange gebraucht werden können; 5) melde 
Ordnung von den Fiſchern zur Vermeidung ge— 
genfeitiger Störungen, ferner im Intereſſe des 
Öffentlichen Verkehrs und der Schifffahrt, und 
endlich gegenüber den Auffichtsbeamten und zur 
Erleichterung der Aufjihtsführung zu beobachten 
it; 6) im welchen Jahreszeiten und an welchen 
Orten die Werbung der Seegewächſe verboten 
jein fol. — Für Uebertretungen kann eine Geld- 
jtrafe bis zu 150 M Reichsmünze oder Haft u. 
die Einziehung der bei der Ausübung der Fiſch— 
erei verwandten unerlaubten Fanggeräthe ange» 
droht werden. — Bis zum Erlafje der in diejem 
Paragraphen vorgejehenen landesherrlichen Ber- 
ordnungen bleiben die bezüglichen, zur Zeit be 
ftehenden, auf Gejeg oder Verordnung beruhen» 
den Vorſchriften in Kraft. 

(Vorſchrift über Schonzeiten und ben Schuk 
der jungen Fiſche.?))] Koi In den nad) $ 22 
Nr. 2 anzuordnnenden Schonzeiten ſoll die Fiſch— 
erei nicht über dad Maß hinaus beſchränkt wer- 
den, welches zur Erhaltung des Fiſchbeſtandes 
unter Berüdfichtigung der durch dieſes Geſetz ge- 
gebenen anderweiten Schonungsmittel unbedingt 
geboten ijt. — Insbeſondere joll diejelbe in den« 
jenigen Streden der Gemwäfler, wo die Rüdficht 


auf Erhaltung des Fiſchbeſtandes es geitattet, 


außer an den Sonn» und Feittagen, höchſtens 





) ©. auch bie Note zur Ueberfchrift von $ 49. 
2, In den Gemwäffern ber Rheinprovinz auf dem linken 
Rheinufer, in melden die Forelle die vorherrſchende Fiſchg 


ung ift, ift die Fiſcherei während der Monate October und 
November verboten; Cab.⸗Ordre vom 5. Juli 1847. ©. aud) 


unter II. Ar. ı, $$ 28 ff.; Nr. 2 $$ 49,50. 


att⸗ 


nicht beſeitigten ſtändigen Fiſchereivorrichtungen 
(65 5 und 20) in nicht geſchloſſenen Gewäſſern 
hinweggeräumt oder abgejtellt fein. — Die Be- 
ſitzer —* dazu erforderlichenfalls im Verwalt⸗ 
ungswege anzuhalten. 

Schonreviere.] 8 29. Nach Anhörung der 
betheiligten Fiichereiberechtigten und in genojjen- 
ſchaftlichen Revieren nad) Anhörung des Genoſſen— 
ihaftsvorftandes fünnen zu Schonrevieren erklärt 
werden: 1) jolde Streden der Gewäſſer, welche 
nad) jadverftändigem Ermejjen vorzugsweije 
geeignete Plätze zum Laichen der Fiſche und zur 
Entwidelung der jungen Brut bieten (Laichſchon— 
reviere); 2) ſolche Streden der Gewäſſer, welche 
den Eingang der Fiſche aus dem Meere in die 
Binnengewäljer beherrichen (Fiichichonreviere). — 
Die Feitftelung der Schonreviere erfolgt durd) 
Verfügung des Minijters der landwirthichaftlichen 
Angelegenheiten und zwar, wenn ſolche Streden 
der Gewäſſer zu Sconrevieren erflärt werden 
jolfen, in welden dem Staate die Fiſcherei— 
gerechtigfeit zufteht, im Einverjtändnifje mit dem 
Finanzminiſter. — Die betreffende Verfügung tft 
ag ern Belanntmadhung zur Kerntnig 
der Betheiligten zu bringen; aud) find die Schon- 
reviere, joweit es die Dertlichfeit gejtattet, durch 
Aufitellun bejonderer Zeichen erfennbar zu machen. 
; 30. I Sconrevieren iſt jede Art des 
Fiſchfangs unterjagt, welche nicht für Zwecke der 
Schonung oder andere gemeinnügige ober wirth- 
ihaftlihe Zwecke von der Auffichtsbehörde ange» 
ordnet oder geitattet wird. $ 31. In Laich— 
ihonrevieren ($ 29 Nr. 1) muß die Räumung, 
dad Mähen von Schilf und Gras, die Ausführ- 
ung von Sand, Steinen, Schlamm u, ſ. w. und 
jede anderweite, die Kortpflanzung der Fiſche 
gefährdende Störung während der Laichzeit der 
vorherrjchenden Fiſchgattungen unterbleiben, jo» 
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weit ed die Intereſſen der Vorfluth und der verpflichtet, die Herſtellung von Fiſchpäſſen zu 


Landeöcultur geſtatten. 
über die ine, 
Sconreviere ift erjorderlihen Falls dur 


Das Nähere hierüber, dulden, wenn 1) die Anlage vom Staate im 
und den Schuß der öffentlichen Intereſſe beabjihtigt wird, oder 2) 
ein/Berjonen oder Genoffenichaften, welche in dem 


von der a zu erlafjendes Regulativ | oberen oder unteren Theile des Gewäſſers fiicherei- 


feſtzuſtellen. $ 
vorzugsweiſe ſolche Streden der Gewäſſer erklärt 
werben, welche an fich dem freien Fiſchfange 
unterliegen würden, oder in welchen dem Staate 
die ausſchließliche Fiichereigerechtigkeit zufteht, 
oder endlich in welchen den politijchen Gemeinden 
durch den $ 7 diejes Gejeges die Fiichereigered)- 
tigkeit übertragen ift. — 8* dieſen Fällen wird 
eine Entſchädigung für die entzogene Ausübung 
der Fiſcherei in den Schonrevieren nicht gewährt. 
— Iſt es jedoch zur Erhaltung oder Berbejjer- 
ung des Fiichbeitandes notwendig, auch andere 
Gewäſſer in die Schonreviere aufzunehmen, jo 
fallen die ge! ruhenden Fiichereibedingungen 
hinweg und muß den Berechtigten für Die ent» 
zogene Nußung volle Entihädigung aus Staats- 
mitteln gewährt werden, deren Betrag beim Mangel 
gütliher Einigung im Rechtswege feitzuitellen 
it. — Geſchloſſene Gewäſſer können wider den 
Willen des Eigenthümers weder zu Schonrevieren 
erflärt, noch in diejelben aufgenommen werden. 
$ 33. Die durch frühere Geſetze und Verord— 
nungen jedem Fiſchfange behufs der Schonung 
entzogenen Streden der Gewäſſer bleiben als 
Schonreviere dieſes Geſetzes beitehen und unter- 
liegen den Vorichriften der $$ 29 bis 31. $34. 
Fit die Beibehaltung eines Schonreviers nicht 
mehr erforderlich, jo kann dafielbe durch Ver: 
fügung des Miniſters für die landwirthichaftlichen 
Ungelegenheiten wieder aufgehoben werden, In 
diejem Falle treten rüdiichtlich des Filchfangs 
die früheren Rechtsverhältniſſe wieder ein, in I 
weit jedoch für Aufhebung der Berechtigung eine 
Entihädigung aus Staatsmitteln geleiftet iſt, 
verbleibt die FFijchereiberechtigung dem Staate. 
Fiſchpäſſe. 35. Wer nad) Erlaß dieſes 
Geſetzes in einem der Herrichaft deijelben unter- 
worfenen natürlichen Gewäſſer Wehre, Schleujen, 
Dämme oder andere Waſſerwerke an Stellen, wo 
bisher der Zug der Wanderfijche unbehindert 
mac, anlegt, ijt verpflichtet, auf jeine Koſten 
Fiſchpäſſe auszuführen und zu unterhalten. — 
Ausnahmen von diejer Borjchrift können, jedoch 
immer nur widerruflich, zugeitanden werden, 
wenn 1) der Zug der Wanderfiihe in dem be- 


treffenden Gewäſſer durch bereits beitehende An⸗ 8 


lagen oder aus anderen Gründen zur Zeit aus— 
geichloffen ift, oder 2) die neue Anlage nur einen 
vorübergehenden Zweck hat und die demnächſtige 
Wiederwegräumung gefihert if. — Ueber die 
Art der erforderlichen Einrihtungen und ihre 
Benutsung, jowie über die Zuläfligfeit von Aus» 
nahmen beftimmt nad vorgängiger ſachverſtänd— 
iger Unterfuchung diejenige Behörde, deren Ges 
nehmigung die auszuführenden Waſſerwerke bes 


Zu Sconrevieren jollen|berechtigt find, die Anlage auszuführen beabſich— 


tigen und der von ihnen vorgelegte Bauplan von 
der Bezirköregierung (Landdrojtei) nach zuvoriger 
Anhörung der Stauberehtigten genehmigt iſt 
($ 39). $ 37. Die Vorjchriften der $$ 35 und 
36 finden feine Anwendung: 1) auf geichlofjene 
Gewäſſer ($ 4); 2) auf künstlich angelegte Wafjer- 
züge. Dieje Ausnahme eritredt ſich aber auch 
au natürliche Gewäſſer, wenn und jo weit jie 
unmittelbare Zubehörungen oder Theile eines 
fünjtlihen Wafjerzuges bilden; 3) 7 diejenigen 
Waſſerwerke (Abmwäjjerungsichleufen, Sieleu. ſ. w.), 
welche zum Schutze von Niederungen gegen die 
von außen andringenden Fluthen angelegt ſind 
oder angelegt werden. $ 38. Werben durch die 
im $ 36 bezeichneten Anlagen nutzbare Stau» 
berecdhtigungen beeinträchtigt, jo ijt dafür von 
dem Unternehmer der Anlage volle Entſchädigung 
zu gewähren; dagegen wird für den etwaigen 
durch Anlegung eines Fiſchpaſſes veranlaßten 
Minderwerth der Fiſcherei keine Entſchädigung 
geleiſtet. $ 39. Die Ausführung eines Fiſch— 
paljes durch Filchereiberechtigte oder Genoſſen— 
Ichaften bedarf in allen Fällen der Genehmigung 
der Bezirfregierung (Landdroftei), welche bei 
Prüfung des Bauplaned nicht allein die ufer«, 
fluß- und ſchifffahrtspolizeilichen Rückſichten zu 
beachten, ſondern auch darauf zu ſehen hat, daß 
bei der Anlage des Fiſchpaſſes wider den Willen 
des Stauberechtigten das Maß des Nothwendigen 
nicht überſchritten wird. $ 40. Zu den von 
Staatöwegen oder nah Mafgabe eines von ver 
Bezirksregierung (Landdroſtei) genehmigten Bau- 
plane3 von Fiſchereiberechtigten auszuführenden 
Fiſchpäſſen muß der erforderlihe Grund und 
Boden von den Eigenthümern defjelben gegen 
volle, von dem Unternehmer der Anlage zu ge 
währende Entihädigung abgetreten werden. — 
Auf das Enteignungsverfahren und die Ermittel- 
ung der Entjhädigung finden diejenigen Vor— 
ſchriften ang welche in Enteignungsfällen 
für Zwede der Borzluth in den einzelnen Landes— 
theilen Plag greifen. — Nach denjelben Vor— 
ichriften erfolgt auch die Ermittelung der. in den 
Fällen des $ 38 zu gewährenden Entihädigung. 
41. Die Bezirköregierung (Landdroitei) hat 
unter Abwägung aller Intereſſen zu beitimmen, 
in welchen Theilen des Jahres der Fiſchpaß ge- 
ichlofien werden muß. F 42. In den für den 
Durchzug der Fiſche angelegten Fiſchpäſſen ift 
jede Urt des Filchfangs, insbejondere auch das 
Einhängen oder Einjegen von Fiichlörben, Netzen, 
ra m und anderen Fangvorrichtungen verboten. 
Oberhalb und unterhalb des Fiſchpaſſes muß in 
einer nad) den örtlichen Verhältnijjen, von der 


dürfen, oder, jofern eine Gehmigung nicht er-|Regierung zu beftimmenden, angemefjenen Aus— 
forderlich iſt, die Auffichtäbehörde. $ 36. Be⸗ dehnung für die Zeit, während welder der Fiich- 
figer von Wehren, Schleufen, Dämmen oder paß geöffnet ift, jede Art des Fiſchfangs ver- 
anderen Wafjerwerlen in natürlichen Gemwäflern,|boten werden. Werden durch biejes Verbot 
durh melde der Bug der Wanderfiſche ganz Rechte des Filchereiberechtigten beeinträchtigt, jo 
verjperrt oder erheblich beeinträchtigt wird, ſind muß dafür volle Entihädigung geleitet werden. 
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Verunreinigung der Fiſchwaſſer.) F 43. Es Bezirls innerhalb ihrer Zuſtändigkeit verſtanden. 
ift verboten, in die Gewäſſer aus landwirth⸗ — Die Beaufſichtigung der Binnenfiſcherei, der 
ſchaftlichen oder gewerblichen Betrieben Stoffe) Schonreviere und der Fiſchpäſſe kann durch bes 
von folder Beichaffenheit und in jolhen Mengen|jondere, vom Stante beftellte Beamte ausgeübt 
einzumerfen, einzuleiten oder einfließen zu laſſen, werden. Die von Fifchereiberechtigten, Fiſcherei⸗ 
dat dadurch fremde Fiſchereirechte geichädigt|genofjenichaften oder Gemeinden beftellten Auf 
werden können. — Bei überwiegendem Onterefle (eher find verpflichtet, den Anordnungen biefer 
der Landwirthſchaft oder der Induſtrie kann das Beamten innerhalb der Vorſchriften dieſes Ge— 
Einwerfen oder Einleiten folder Stoffe in dieljeges nachzukonmen. — In genofjenihaftlichen 
Gewäfler geftattet werden. Soweit es die Ört-|Revieren liegt die unmittelbare Beauffichtigung 
lichen Verhältnifje zulafien, fol dabei dem ne|der Fiſcherei dem Vorjtande der Genoſſenſchaft. 
baber der Anlage die Ausführung folder Eins|in allen nicht genoſſenſchaftlichen Binnenfiſcherei⸗ 
—— aufgegeben werden, welche geeignet| Revierender Gemeinde innerhalb ihrer Gemarkung 
find, den Schaden für die Fifcherei möglichſt zu neben den ftantlichen Sicherheitd- und Local 
beſchränken. — Ergiebt fi, daß durd Ableit- |polizeibeamten ob. — Fiſchereiaufſeher, melde 
ungen aus landwirihſchaftlichen oder gewerblichen |von Fijchereiberechtigten, Fiſchereigenoſſenſchaften 
Anlagen, welche bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits oder von Gemeinden beſtellt werden, ſind auf 
vorhanden waren, oder in Gemäßheit des vor-|deren Antrag amtlich zu verpflichten, falls gegen 
ftehenden Abſatzes geitattet worden find, der ihre Zuverläjligfeit fein Unftand obwaltet. — 
Fichbeftand der Gewäſſer vernichtet oder erheb-|Die unmittelbare Beauffichtigung der Küften- 
lid) beſchädigt wird, jo kann dem Inhaber der fiſcherei außerhalb genoſſenſchaftlicher Reviere 
Anlage auf den Antrag der durch die Ableitung|mwird von den Organen der Staatöverwaltung 
benachtheiligten Fiichereiberechtigten im Berwalt-[geführt. $ 47. Die amtlid verpflichteten Auf- 
ungswege die Auflage gemacht werben, joldellichtsbeamten haben bei der Ermittelung und 
ohne unverhältnigmäßige Beläftigung feines Be-| Verfolgung von Uebertretungen gegen die Be— 
triebed ausführbaren Borfehrungen zu treffen, |jtimmungen dieſes Geſetzes und die jonft be» 
welche geeignet jind, den Schaden zu heben oder ſtehenden fifchereipolizeilichen Vorſchriften inner- 
doch thunlichft zu verringern, — Die Koften der . ihres Aufſichtsbezirls die Befugniſſe und 
Herſtellung ſolcher Vorkehrungen find dem In—- Verpflichtungen der Localpolizeibeamten; inäbe- 
haber der Anlage von den Antragſtellern zu er-|jondere ſind dieſelben zu jeder Zeit befugt, bie 
ftatten. — Die legteren find verpflichtet, auf beim Fiſchfang im Gebrauch befindlichen Fang- 
Verlangen vor der Ausführung Vorſchuß oder|geräthe, jowie die in Silherfahrzeugen vor» 
Sicherheit zu Teiften. — Die Entſcheidung über|handenen Fanggeräthe und Fiſche einer Unter— 
die Geftattung von Ableitungen nah Abſatz 2, ſuchung zu unterziehen. — Auch können von 


fowie über die in Gemäßheit des Abſatzes 3 an- 
zuordnenden Vorkehrungen erfolgt, jofern die 
betreffende Ableitung Zubehör einer der im $16 
der Gewerbeordnung für den Norddeutichen Bund 
vom 21. Juni 1869 als genehmigungspflichtig 
bezeichneten Anlagen ift, in dem für die Zulaffung 
diejer Anlagen angeordneten gejelichen Verfahren, 
in anderen Fällen nach demjenigen Verfahren, 
welches über die Genehmigung von Stauanlagen 
ür Wafjertriebwerte feitgejett if. $ 44. Das 

öten von Flachs und Hanf in nicht geichloffenen 
Gewäſſern ift verboten. — Ausnahmen von diefem 
Berbote kann die Bezirksregierung (Landdroftei), 
jedocd immer nur widerruflih, für ſolche Ges 
—— und größere Gebietstheile zulaſſen, 
wo die Dertlichleit für die Anlage zweckdienlicher 
Rötegruben nicht geeignet ift und die Benugung 
nicht geſchloſſener Gewäſſer zur Flachs- und 
Hanfbereitung zur Zeit nicht entbehrt werden 
fann. 

[Berechtigung zum Tödten und Fangen ſchäd— 
licher Thiere.)] $ 45. Dem Fiichereiberechtigten 
iſt geftattet, Filchottern und Taucher ohne 
wendung von Schußwaffen zu tödten oder zu 


denjelben Fiichbehälter, welche in nicht geſchloſſenen 
Gewäſſern ausgelegt find, jeder Zeit durchſucht 
werben. $ 48. Wird Jemand bei einer Ueber: 
tretung oder gleich nach derjelben betroffen oder 
verfolgt, jo find die der Einziehung unterliegen- 
den Gegenftände, 2 er bei ſich führt, in 
Beihlag zu nehmen. In den nämlidhen Fällen 
fünnen die bei der Uebertretung gebrauchten 
Fiſchergeräthe und Fahrzeuge gepfändet werden. 
— Diefe der Einziehung nicht unterliegenden 
Gegenſtände find dem nächſten Ortävorftande auf 
Gefahr und Koften des Eigenthümers zur Auf- 
bewahrung zu überliefern, jedoch gegen Nieder- 
legung einer der Höhe nad) vom Detövoritande 
zu bejtimmenden baaren Summe, welche dem 
Geldbetrage der etwa erfolgenden Verurtheilung 
nebjt den Koften der Aufbewahrung oder dem 
Werthe ded Piandftüds gleichlommt, zurüdzu- 
geben. Die Niederlegung fann bei dem Orts- 
vorjtande oder gerichtlich erfolgen. Geſchieht die 
Niederlegung nicht innerhalb acht Tagen, jo kann 
der gepfändete Gegenftand auf Berfügung des 


n⸗ Be Richters öffentlich verfteigert werden. 


(Strafbeftimmungen.!)) $ 49. Mit Geld» 


fangen. — Wenn in einzelnen Landeötheilen|jtrafe bis zu 30 M Reichsmünze oder mit Haft 


durd die beftehende Geſetzgebung den Filcherei- 
berechtigten der Fang jagbbarer, der Fiſcherei 
Ihädlicher Thiere im weiteren Umfange gejtattet 
tit, behält e3 dabei fein Bewenden. 


De rg der Fiiherei.] 8 46. Wo zu #00 M oder m 


in diefem Gejege die Auffichtsbehörde erwähnt 
wird, ijt darunter die ordentliche Obrigkeit des 


) ©. auch Etr.:@:B. 8 296: Wer zur Nachtzeit Bei 
adelliht oder unter Anwendung ihädliher od. erplodirenber 
toffe unberedtigt fe oder frebft, wird mit Gelditrafe bis 

t Gefängnif bis zu 6 Monaten beftraft. 


auch $ 21. — Unberechtigtes Fifden oder Krebien wird 


©. 
—— 370 Ar. 4 mit Gelbitrafe bis zw 100 M od. mit Haft 
beitraft. 


Fiſchereipolizei. 
II. 


bis zu einer Woche wird beſtraft: 1) wer in den 
Fällen des $ 11 bei Ausübung der Fifcherei ohne 


einen nach Vorjchrift der SS 12 und 13 ausge- gewäfjer der Brovinz Preußen, vom 


ftellten und beglaubigten Exlaubnißfcein, oder 
ohne die im $ 16 vorgefchriebene veſcheinigung 
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Vorſchriften für einzelne Provinzen. 
I. Fiſcherei-Ordnung für die Binnen- 


7. März 1845.) 


$ 1. Die Borfhriften diejer Fifchereiordnung 


oder im Geltungsbereiche der Filchereiordnungen finden innerhalb der Provinz Preußen Änwend 


für die in der Provinz Pommern belegenen Theile 
der Oder, das Haff und deſſen Ausflüffe vom 
2. Juli 1859, und für den NRegierungsbezirt 
Stralfund vom 30. Auguft 1865, ohne einen 
vorſchriftsmäßig ausgeftellten und bejcheinigten 
Legitimationsichein (Willzettel, Sigettel) be» 
troffen wird ($ 18) '); 2) wer den Xorjchriften 
im 5 19 zuwider Fiſchzeuge chne die vorge— 
ihriebene Kennzeichnung auslegt. 8 50. Mit 
Gelditrafe bis zu 150 M Reichsmünze oder mit 
Daft wird beftraft: 1) wer als Paͤchter einer 
Gemeindefiicherei die von der Aufiichtsbehörde 
feitgeftellte Zahl der zuläffigen Fanggeräthe 
überjchreitet ($ 8); 2) wer einen Erlaubniß- 
oder Legitimationsſchein unberechtigt ausftellt 
und aus Händen gibt ($$ 12? umd 18); 3) 
wer bei Ausübung der Fiſcherei in nicht ge- 
ichlojjenen Gewäſſern die im $ 21 verbotenen 
Mittel anwendet; 4) wer den Vorſchriften im 
$, 28 zuwider ftändige Filchereivorrichtungen 
nicht vechtzeiti wegräumt oder abjtellt oder den- 
jelben vorſchriftswidrig eine größere ala die nach 
$ 20 zuläjige Ausdehnung gibt; 5) wer in 
Sconrevieren verbotswidrig die Fiſcherei aus— 
übt ($ 30), oder den zum Schuß derfelben er- 
lajjenen reglementarifhen Vorſchriften zumider- 
handelt ($ 31); 6) wer in den für den freien 
Durchzug der Fiſche angelegten Fiſchpäſſen, jo» 
wie in den oberhalb und unterhalb derjelben 
gelegenen, dem Fiſchfange entzogenen Theilen 
der Gewäſſer irgend eine Art des Fiſchfangs 
ausübt ($ 42); 7) wer den VBorfchriften des 
$ 43 oder den zur Ausführung defjelben ge 
troffenen Anordnungen zuwider den Gewäſſern 
jchädliche, die Fijcherei gefährdende Stoffe zuführt 
oder verbotswidrig Hanf und Flachs in nicht 
geichlojjenen Gewaͤſſern rötet ($ 44. $5 

Mit Gelditrafe bis di 90 M Reichsmünze oder 
mit Haft bis zu 4 Wochen werden beitraft: alle 
BZumiderhandlungen gegen die Vorjchriften der 
8$ 24 und 26 dieſes Geſetzes. — Neben der 
Strafe ift auf Entziehung aller verbotsmwidrig 
feil gebotenen, verfauften oder verjandten Fiſche 
zu erkennen, ohne Unterſchied, ob jie dem Ver— 
urtheilten gehören oder nicht. $ 52, ‚Wer zur 
Begehung einer durch diejes Gejeg mit Strafe 
bedrohten Uebertretung jich feiner Angehörigen, 
Dienftboten, Lehrlinge oder Arbeiter als Theil 
nehmer bedient, haftet, wenn dieje nicht zahlungs— 
fähig find, neben der von ihm jelbit verwirkten 
Strafe für die von denjelben zu erlegenden Geld: 


ftrafen. 

[Schlußbeſtimmungen.) $ 53. Alle früher 
erlafjenen, den Bejtimmungen dieſes Geſetzes 
entgegenftehenden Borjchrijten werden aufgehoben. 

54 er Minifter für die fandwirthichaftlichen 
elegenheiten iſt mit der Ausführung dieſes 
Gejeges beauftragt. 





)E.Notezu 8 11. 


ung auf öffentliche Gewäſſer und auf folche Privat- 
ewäſſer, in welchen der Fiſchfang verſchiedenen 

erechtigten zuſteht, oder welche mit fiſchhaltigen 
Gewäſſern, in denen andere zur Ausübung der 
Fiſcherei berechtigt find, dergeſtalt in Verbindung 
ſtehen, daß die Fiſche aus dem einen in das 
andere frei übertrelen können. $ 2. Wenn die— 
jenigen, welchen die Fifcherei in einem Privat- 
gewäjjer oder in mehreren, auf die $ 1 ange- 
gebene Weije mit einander verbundenen PBrivat- 
gewäjjern zujteht, jämmtlich einiz find, fo ift es 
ihnen gejtattet, die bejchränfenden Borfchriften 
der Fiſchereiordnung ganz oder theilmeije durch 
einen Vertrag aufzuheben, den jie demnächſt dem 
Landrathe vorzulegen haben. So lange letzteres 
nicht geſchehen ift, wird lediglich nad) den Bor« 
ſchriften der gen, verfahren. $ 3. 
Jede den Bug der Fiſche auf irgeno eine Weije 
jtörende BVerftellung oder Sperrung der im $ 1 
bezeichneten Gewäſſer, wohin namentlich auch die 
Anlage von Lachs- und Störwehren und Wal: 
fängen gehört, ift fortan verboten, wenn die— 
jelbe nicht entweder auf eine ausdrüdliche Con- 
cejfion der Regierung oder auf eine bejondere 
Berechtigung ſich gründet. Wer eine ſolche Bes 
rechtigung in Anſpruch nimmt, bat jelbige binnen 
ſechs Monaten, vom Tage der Publication diejer 
Verordnung an gerechnet, bei der Regierung an« 
zumelden, und, auf deren Verlangen näher zu 
befcheinigen, widrigenjall® ihm die Ausübung 
derbehaupteten Berechtigung bis zumvollftändigen 
Nachweiſe der legteren, von der Negierung unter— 
jagt werden kann. $ 4. Dieſe Beftimmung 
($ 3) findet aud Anwendung, wenn und mo jene 
Gewäjjer ($ 1) in Brüchen, Niederungen, Wiejen ꝛc. 
über» oder austreten. $5. Borfehrungen, welche 
zur Abwehr von Ueberihwemmungen und ähn— 
lihen Gefahren oder zur Herſtellung durch— 
brochener Ufer oder Wehrungen nad) dem Ermefjen 
der Regierungen erforderlich find, unterliegen dem 
allgemeinen Verbote ($ 3) nidyt. — Außer dieſem 
‚Falle dürfen die Regierungen neue, den Zug der 
Fiſche ftörende Anlagen nicht anders geftatten, 
al3 wenn dieſelben für die Fiſcherei entweder 
unſchädlich jind, oder durch bejondere dem Unter» 
nehmer aufzuerlegende Bedingungen unſchädlich 
gemadt werden können. — Die Entjcheidung 
darüber, jowie die Feitjegung der Bedingungen, 
welche in den zu ertheilenden Eoncejjionen genau 
zu bezeichnen find, jteht den Regierungen zu, 
gegen deren Verfügungen nur der Wecurs au 
das vorgejegte Minifterium zuläfig it. — Die 
Rolizeibehörden haben darüber zu wachen, daß 
die in den Concejjionen zu Gunſten der Fiſcherei 

1) Die Fiſchereiordnung für die Provinz Pofen v. 7. März 
1845 ftimmt im Welentlihen mit biefer für die Provinz 
Preußen mwörtlih überein und wird deshalb bier nicht abge: 
drudt; die vorfommenden Abweihungen find in den Anmert- 
ungen ermähnt. — Bezilglich der Friihereiberechtigung in öffent: 
lichen Gemwäflern j. auch das Provinzialrecht für Weir 
preußen [Patent vom 19, April 1344], $ 72. 
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feſtgeſetzten Bedingungen erfüllt werben. 8 6. ſchädigungsſumme liegt der Regierung: ob. $ 13. 
Sofern jedoch von dergleichen neuen Anlagen Sämmtliche Verhandlungen, welche dürch das in 
($ 5) ein überwiegender Vortheil für die Schiff- Fällen des $ 6 etwa erforderliche Verfahren, in- 


fahrt oder Bodencultur oder für 


ewerbliche|gleichen durch das Verfahren zur Crmittelung 


Unternehmungen zu erwarten ift, find die Regier-|der Entſchädigung ($ 8) und durch die bie 
ungen befugt, jolde Anlagen aud) dann, wenn und Auszahlung oder Depofition der Entichä- 


fie der Fiſcherei nachtheilig find, jedoch nur gegen digungsgelder ($ 
Entſchädigung der Fiichereiberechtigten, zu ge⸗ bühren- und ftem 
leihen Borausjegungen fann|baaren Auslagen in Anſatz gebradt. 

aud die We une von Filhwehren und Recurs⸗Inſtanz ($ 9) 
Benuf der Fiſcherei vorhandenen] Stempel zu entrichten. 
Anlagen angeordnet, und jelbit die gänzlihelder Anlage ſoll von ber Feftitellun 


ftatten. — Unter 


anderen zum 


— eg werden, find ge- 
pelfrei, und es werden nur die 
In ber 
find rg Gebühren und 

8 14. Die Ausführung 
der ben 


Ablafjung ftehender Gewäſſer erlaubt werden. — Fiſchereiberechtigten zu gewährenden Entihädigung 
5 n 


Gegen die Entſchädigungen der Regierungen iſt (55 8 u. f.) nicht abhängig fein. 


nur der Recurd an das vorgejette Minifterium 
gufäffig. 87. 
er Fiſche ftörende Anlage ($ 5) wegen eines 
überwiegenden Bortheils für Bodencultur oder 
gewerbliche Unternehmungen geftattet wird, findet 
wegen Entſchädigung der Fiſchereiberechtigten das 
nachitehend (55 8—14) vorgejchriebene Verfahren 
statt. $ 8. Die Regierung läßt die den Fiſcherei— 
berechtigten zu gewährende vollitändige Ent» 
ihädigung durch drei von ihr zu ermennende 
Taratoren, unter Zuziehung ſämmtlicher Be- 
theiligten ermitteln, und ſetzt ſolche, unter Zu— 
ichlagung von 25 Procent ded ermittelten Be— 
trages, durch einen Beſchluß feit, welcher den 


$ 15. 
ällen, wo eine den Zug ber File ftörende 


In Fällen, wo eine den Zug] Anlage ($ 5) wegen eines überwiegenden Bor» 


theild für die Schifffahrt ausgeführt wird, behält 
es wegen Entihädigung der Slihereibereihtigten 
bei den allgemeinen gejeglichen Vorſchriften jein 
Bewenden. 8 16. Soweit e3 ohne Berlehung 
beitehender Gerechtfame gejchehen kann, haben die 
PVolizeibehörden a, jede, yad ihrem Ermejjen 
dem Gedeihen der Fiſche oder der Ausübung der 
Fiicherei nachtHeilige Verunreinigung der im$1 
bezeichneten Gewäſſer zu verbieten, b. vorhandene 
gewerbliche oder andere Unlagen, welche durch 
ihren Abflug eine ſolche Verunreinigung herbei» 
führen, zu bejeitigen, und c. neue Anlagen, deren 


Berheiligten bekannt zu machen iſt.) — Die Abflug in die gedachten Gewäſſer geht, nur dan 


Koiten der Abſchätzung hat der Unternehmer der 
Anlage allein zu tragen. Dem Filcherei- 
berechtigten fteht, wenn er ſich durch die von der 
Regierung feitgefegte Entihädigung nicht für 
befriedigt hält, binnen jehs Wochen nad) Be- 


zu geitatten, wenn, allenfall® unter Zuziehun 
von Sachverſtändigen, ermittelt worben ift, ap 
fie der Fiſcherei unjchädlich jein werden. — Die 
Regierungen find jedoch befugt, Unlagen der 
angegebenen Urt, wenn davon ein überwiegender 


kanntmaächung des Beſchluſſes der Recurs an das Vortheil für landwirthichaftliche oder gewerbliche 


Mevilionscollegium frei. 
Kevilion der Abichägung, wobei anderweitige 


Ermittelungen gejtattet find, die Entidädigung|ung wird in joldhen 
mit Ausichließung jedes weiteren Rechtsmitteld,|s$ 8—14 regulirt. 


Dafjelbe ſtellt nad) Zwede zu erwarten iſt, gegen Entihädigung der 


iichereiberechtigten zuzulajjen. Die Entſchädig— 
i aͤllen nach Vorſchrift der 
$ 17. Diejenigen, denen 


jowie des Nechtsweges, definitiv fe, — Dem nur das Recht zufteht, zur Tiſches-Nothdurft 
Unternehmer der Anlage ijt fein Recurs geftattet.|zu fifchen, dürfen folches nur in dem Umfange 
8 10. In der Recursichrift muß der Mehr-|und mit dem Gezeuge, wie dajjelbe bisher auf 
betrag der Entihädigungsjumme, welchen derjerlaubte Weife gefchehen ift, ausüben. — So— 
Fijchereiberechtigte fordert, beſtimmt ausgedrüdt|fern diefelben nicht die Befugnii zur Benugung 
fein. — Wird dem RE Br feine|großer Fiſcherzeuge beſonders erworben haben, 
höhere Entihädigung, als die von der Regierung |dürfen fie jic) feines Fiſcherzeuges bedienen, defjen 
feſtgeſetzte ($ 8) zuerkannt, fo hat berjelbe amımk, Handhabung mehr ala zwei Perjonen erfordert. 
liche Kojten der Recurd-Inftanz zu tragen, Er⸗ Auch joll, wenn nicht etwas anderes rechtägiltig 
ftreitet er den ganzen geforderten Mehrbetrag, fo) feititeht, angenommen werden, daß dergleichen 
fallen diefe Koften jämmtlid) dem Unternehmer] Berechtigungen, fofern fie den Befitern einzelner 
der Anlage zur Laft. Wenn der Fiſchereiberech- Güter zuftehen, auf den Bedarf der zum eigenen 
tigte zwar nicht den ganzen geforderten Betrag,| Haushalt der Berechtigten gehörigen Berjonen, 
aber doch mehr als * von ber Regierung zu«|jofern fie aber ganzen Gemeinden auftehen, auf 
gebilligt worden, erjtreitet, jo findet zwiſchen den Bedarf der zur Zeit der Verleihung oder 
beiden Theilen eine verhältnigmäßige Bertheilung | jonftigen Erwerbung vorhanden geweſenen Haus— 
der Koften ftatt. $ 11. Dem Unternehmer der|haltungen ſich beichränten. — Wem ed = cherei 
Anlage jteht frei, von deren Ausführung auch nur zum häuslichen Bedarf oder nur zur Tiſches— 
nad) bereit erfolgter definitiver Feititellung der) Nothdurft zufteht, der darf weder mit den ge— 
Entihädigungsjumme abzuftehen; er muß aber] fangenen Fiſchen Handel treiben, noch diejelben 
in dieſem Falle aud) diejenigen Koften übernehmen, verſchenken. Auch darf er der Regel nad) von 
welche dem Provocaten zur Laſt gejtellt worden den gefangenen Fiſchen nichts ald Lohn gegen 
find. . Die Einziehung und Auszahlung | Arbeit verabreihen. Haben jedoch zu einem 
oder gerichtliche Depofition der feitgeftellten Ent- Schlange — * — zu der Familie 

— — o em Hausſtande des Berechtigten gehören, 

1) &, auch Gefeg, betr. die Ergänzung und Abänderung 

Anh eitatfiet 2 E zugezogen werben müfjen, jo darf denjelben, jtatt 
—— eng ————— des üblichen Tagelohnes, ſo viel an Fiſchen ver— 
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abreicht werden, als nach den gewöhnlichen Ber- einigen Gegenden die Barſe gefangen werden, iſt 


faufspreifen ber Fiſche, zur Berichtigung des 


jerfaubt. Die Majchen der zum Fiſchfange an« 


Tagelohnes erforderlich ij. — Die Berpadhtung zumendenden Rebe follen in Zukunft, und zwar 


einer auf den häuslichen Bedarf oder die Tiſches- im naſſen Zuſtande wenigſtens 
Nothdurft —— Fiſchereigerechtigkeit iſt Linien an jeder Seite Halten. 


nicht geftattet. Wenn diejelbe aber einem Grund« 
ftüde zuſteht, jo kann fie dem Pächter des Grund⸗ 
ftüdes mit legterem zur Ausübung überlafjen 
werden.) $ 18.2) Fiichereiberechtigte Gemeinden 
und andere Corporationen find, jofern fie nicht 
die Befugniß zur Ausübung der Filchereigeredhtig- 
feit dur ihre Mitglieder bejonderd erworben 
haben, verpflichtet, diejelbe ganz oder im ange— 
mejjenen Theilen einzelnen dazu geeigneten und 
zuverläffigen Perionen zu übertragen. — Dieje 
Uebertragung darf ſich indefjen nie auf die An— 
theile einzelner Mitglieder der Gemeinde beichrän- 
fen, jondern muß jich ſtets auf die Berechtigung 
der ganzen Gemeinde beziehen. $ 19°) Bei 
Berpadhtungen, jofern ſolche an jich jtatthuft jind, 
ingleihen bei Lohnfiſchereien ift eine Vermehrung 
der bisherigen Zahl der Fiſcher und Gezeuge, 
fowie eine Abänderung der legteren, aud) wenn 
Niemand ein Widerſpruchsrecht dagegen hat, nur 
mit Genehmigung des Landraths zuläjfig. $2O*) 
Wer zur Ausübung einer fremden Fiſcherei— 
berechtigung nicht befugt ijt, darf diejelbe ohne 
eine ihm bejonders ertheilte Erlaubnig des Be— 
rechtigten nicht ausüben. — Eine allgemein er 
theilte Erlaubniß, durch welche der Berechtigte 
den ihm zuitehenden Fiichereibetrieb einem Jeden 
preiögibt, ift ohne vehtlihe Wirfung. $ 21.) 
Der Fiſchfang darf mur auf jolde Art und mit 
jochen Gezeugen betrieben werden, welche der 
Erhaltung und Vermehrung des Fiichbeitandes 
nicht nadıtKeilig find. Die Regierungen jind 
befugt und verpflichtet, in dieſer Beziehung 
nähere Beitimmungen nah Maßgabe der örtlichen 
Verhältniſſe zu treffen. Allgemein bleibt aus dem 
angegebenen Grunde der Gebraud) gewebter Netze, 
die Ausübung der Fiſcherei zur Nachtzeit unter 
Anwendung von Strohfadeln oder brennenden 
Spänen und Stäben zum Tödten der Fiſche, 
das jogenannte Tollfeulen, wobei auf durchſich— 
tigem tragendem Eiſe der Fiſch durch ſtarke 
Schläge auf das Eis betäubt und dann gefangen 
wird, das ſogenannte Speerſtechen, ſowie das 
Schießen der Fiſche, ingleichen der Gebrauch 
betäubender Ingredienzien, als Kockelskörner, 
a gr 5 und dergleichen mehr verboten.) 
8 22. er Gebrauch der Angel, insbejondere 
der. jogenannten Pörjchteangel, mit welcher in 
i $ 17 fehlt in der F. O. für Polen. 

2) 5.:0. für Pofen % 17. 

265 19 und 20 feblen in der F.O. für Pofen. 

3.0. für Boien $ 18. 

>) SD. für Poſen & 19. 

*) 5:D. für Pojen «18: „Allgemein bleibt aus bem an: 
führten Grunde: 1. bie Fiſcherei bei Radıtzeit, wobei den 
Slicyen bei Strobfadeln umd brennenden Spänen mit Stäben 





nachgeftellt wird; 2. das fogenannte Betäuben od. Tollteulen, 
woher auf tragendem durchfichtigem Eife der Fiſch durch jtarte 
u auf das Eis betäubt u. dann gefangen wird; 3. das 
Speerſiechen; 4. das Schiefen ber Fiſche, verboten. Ebenjo 
umftattbaft ift der Gebrauch von Schaubern und Hamen, das 
Auslegen von Schnüren mit Angelyafen und die Anwendung 
betäubender Ingredienzien, 3. B. Rodelsfürner, Kräbenaugen 
u. ſ. w. — ©. auch Str.:G.:B. vom 15. Mai 1871, $ 2% 
und Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874 $ 21, 


ehn preußiiche 
ur bei Neun- 
augenjäden iſt an dem hinterjten Theile eine 
Berengung der Maſchen bid auf ein Biertel 
eines preußifchen Zolles, und beim Stintjange 
der Gebrauch nod) enger —— Säcke (Mettritz) 
an den Flügeln der Netze geſtattet. Dagegen 
müſſen die Maſchen der Verſtellnetze an den 
Lachs⸗ und Störwehren wenigſtens drei Zoll an 
jeder Seite halten. — Die Regierungen ſind 
befugt, nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe, 
in Beziehung auf einzelne Fiſchgattungen, den 
Gebrauch von Netzen mit weiteren Maſchen vor« 
zujchreiben, und da, mo bisher enger gemaichte 
Wege in Gebrauch gewejen, die Benutzung der- 
jelben ausnahmemweife noch für einige Zeit, 
höchſtens jedody für die nädjten fünf Jahre, zu 
gejtatten. Letzteren Falles dürfen aber vorjchrifts- 
midrige Nege, die erſt nach Publication diejer 
Ordnung angefertigt find, auch jchon innerhalb 
der feitzujegenden Friſt zum Fiſchfange nicht 
benugt werden) $ 23.2) Die Laichzeit aller 
Fiſchgattungen iſt zu beachten, und während der: 
jelben die betreffende Gattung zu jchonen. Den 
Regierungen bleibt es vorbehalten, die Schonzeit 
der verjchiedenen Fiſchgattungen in beitimmten 
Sewäfjern befonders feitzufegen und den Fiſcherei- 
betrieb während diejer Zeit zu unterjagen oder 
nah Maßgabe der örtlichen Berhältniffe zu be» 
ichränten. $ 24.9) Die Fiicherei auf laichende 
und unausgemwachjene Fiiche iſt verboten, Werden 
jolche Fiiche mit anderen Fiſchen gefangen, jo 
find fie fogleih mit gehöriger Vorſicht in das 
Waſſer zurüdzumwerfen. Ebenjo iſt mit dem aus 
dem Wajjer gezogenen Fiſchſaamen zu verfahren. 
— Den Regierungen bleibt vorbehalten, den 
Verfauf von Fiichen, welche ein gewiljes, von 
ihnen für die einzelnen Gattungen feitzufegendes 
Längenmaß nicht erreicht haben, zu verbieten.*) 
8 25. Auch bei dem Fiſchfange dürfen weder 
die fließenden Gemwäjjer, nod die Ab» und Zus 
jlüfle der Seen und See-Engen verjtellt werden; 
e3 dürfen daher die Säde und Stellnege nie 
mehr als die halbe Breite derjelben einnehmen. 
auch nicht näher ald 20 Ruthen hintereinander 
aufgeitelt werden) $ 26.) In ſchiff- oder 


1, 8 22 fehlt FO. für Poſen. 
2) 5.8. für Bofen $ 20. 
) F.O. für Poſen 8 21. j 
) F.O. für Bofen, 3 21, Abf. 2: Zum Verkauf dürfen 
die nachfolgenden Fiſcharten nur geftellt werben, wenn die 
Fiſche Die dabei angegebene Länge baben, nämtid : 
. Yale . 5 ; . 18 pr. Zoll 
Alarde . . — 84 
.Barben— .16 
. Barie R . 6 
Bleie oder Brafien 8 
6. Karpfen . R . 12 
4 
6 
8 


au“ 


T. Kaulbarje . 
8. Schleie 
9. Fährte 
10. Zander . . . 12 * 
). FD. für Poſen z 22: Auch bei dem Siidfange dürfen 
die fliefenden Waifer nicht verftellt werben und daher bie 
Säde und Stellnege nie mehr als bie halbe Breite derſelben 
einnehmen. 
6, 5.:D. für Polen $ 29. 
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flößbaren Gewäſſern darf feine Urt der Fiſcherei tretung Beſchädigungen veranlaßt, jo bleibt der 
betrieben werben, welche den Lauf der Kähne|Eontravenient außerdem zum Schabenserjaß ver- 
ober Flöße Hindert. [Nur Lachs- u, Störwehre pflichtet. — Geldbugen, welche wegen Unver- 


und Aalfänge find von dieſem Verbot audge- 
nommen. — Bei folhen Wehren und Fängen 
muß aber, wenn fie an ſich nad $ 3 Sufälfig 
find, immer eine jo weite Deffnung bleiben, als 
zur Durchfahrt der Kähne und Holzflöße er- 
—— iſt. Damit jedoch die Lachſe und 
Störe nicht verſcheucht werden, dürfen die Kähne 
und Flöße zwar zu jeder Tageszeit, aber nicht 
bei Nacht, auch die erſteren nur mit geſtrichenen 
Segeln durchgehen.)) $ 27.2) Die Wafjerbau- 
werte in den Strömen, Flüffen und Seen müjjen 
bei dem Betriebe der Fiſcherei forgfältig 
jede Beichädigung bewahrt werben. $ 


mögens des Contravenienten nicht beigetrieben 
werben können, find nad) den allgemeinen Bor: 
ichriften in Gefängnißftrafen zu verwandeln. — 
Mer den Vorfchriften diejer Fiſchereiordnung 
zum vierten Male zumiderhandelt, hat, außer 
der Strafe, auch feine Filchereiberehtigung auf 
jeine Beſitzzeit verwirft. — Uebertretungen, welche 
ein Verbrechen enthalten, bleiben den Straf: 
Beitimmungen nad allgemeinen Gejegen unter: 
worfen. er ohne Befugniß in fremden Ge— 
wäfjern angelt, ſoll jedoch nur mit einer Geldbuße 
bis zu 15 M ober verhältnißmäßiger Gefängniß- 


egen 
589 itrefe belegt werden.) $ 31.2) Die Ort3polizei- 


Ranäle dürfen, jofern varauf überhaupt jemandem | Behörden und Domanial-Forftbeamten haben den 
eine Fiſchereiberechtigung zufteht, nurunter Auf- [Betrieb der Fiſcherei innerhalb ihrer Bezirke 


ficht des Kanal-Fnipectors, Schleuſenmeiſters oder 
jonftigen Auffichtd-Beamten, und niemald3 vom 
fer aus befiicht, auch dürfen die Nebe nicht 
längs des Uferd fortgezogen oder auf dajjelbe 
aufgezogen werden. — Die Regierungen find 
befugt, dieſes Verbot aud auf die Fiſcherei in 
ſoichen ſchiffbaren Flüſſen auszudehnen, deren 
teile und hohe Ufer dem Nachfallen ausgeſetzt 
ind. 8 29.) Sollte Jemand auf rechtsgiltige 
Weiſe die Befugniß erlangt haben, die Fiſcherei 
auf eine der hier verbotenen Arten zu betreiben, 
ſo hat er ſolche binnen ſechs Monaten, vom Tage 
der Publication dieſer Verordnung an gerechnet, 
bei der Regierung anzumelden und, auf deren 
Verlangen, näher zu beſcheinigen, widrigenfalls 
ihm die Ausübung der behaupteten Berechtigung 
bis zum volljtändigen Nachweije der legteren 
von der Regierung unterjagt werden fann, Die 
Regierung hat übrigens darauf hinzumirfen, daß 
der gemeinschädfiche Einfluß ſolcher Berechtigungen, 
jomweit es ohne Verlegung des Berechtigten ger 
ihehen kann, bejeitigt werde. Gegen volljtändige 
Entihädigung, weldye dann nad Vorichrift der 
85 8—14 zu reguliren ijt, können diejelben jeder: 
zeit aufgehoben werden. $ 30.5) Gontraven- 
tionen gegen die Borjchriften der Fiſchereiordnung 
oder gegen die auf Grund derjelben von Unſeren 
Behörden erlaffenen Beitimmungen ($$ 3, 5, 16, 
21—24, 28) follen mit einer Geldbuße bis zu 
150 M und mit Gonfitcation der dabei etwa 
gebrauchten vorjchriftöwidrigen Nette oder Ge— 
zeuge bejtraft werden. Sind durch die Ueber— 


1) F.⸗O. für Poſen 8 24: Wo beiondere Fiſchwehre be- 
ftehen, bebält es bei dem Umfange der privilegienmähigen Bes 
rechtigung fein Bewenden, ſoweit nicht durch Herlommen oder 
Indicate eine Einihräntung ber rer ge im Intereſſe der 
Schifffahrt oder der Flößerei begründet ift, oder nah 8 6 an- 
georbnet wird. 

) %:D. für Pofen 8 25: Die in den Strömen, Flüſſen 
und Ecen etwa ftattfindenden Wafjerbauten müffen bei dem 
Betriebe der Fifcherei forgfältig gegen jede Beſchädigung be: 
wahrt werden. j 

3) 5.:D. für Pofen 8 26: Die Fiſcherei auf Kanälen ift, 
fomweit darüber nicht befondere Beitimmungen ertbeilt find, 
ebenfalls diefer Verordnung unterworfen. $ 27: Wo die Er: 
haltung ber Ufer eines Öffentlichen Fluſſes dadurch bedingt ift, 
daß bie Fiſcherei nicht vom Ufer aus betrieben wird, u. daß 
die Netze nicht Tängs des Ufers fortgegogen ober auf daffelbe 
aufgezogen werben, ift bie Regierung befugt, ſolches zu ver: 

en 


% 5:0. für Bofen 3 
2) F.⸗O. für Poſen ” 


von Amtswegen zu beauffichtigen. Auch ſind die 
Regierungen befugt, für ſolche Gegenden, in welchen 
Filchereicontraventionen, befonders von Seiten der 
Fiichereiberechtigten, häufig vorfommen, und bie 
Fiſcherei von Erheblichkeit ift, bejondere Auffeher 
über den fFilchereibetrieb zu beitellen und die 
daraus entjtehenden Koften auf bie Fiſcherei— 
berechtigten zu vertheilen. $ 32.) Die Unter- 
fuhung der Contraventionen ($ 30) und die 
Feſtſetzung der Strafen fteht den Landräthen zu. 
Wenn die Strafe 15 M Geldbuße nicht überjteigt, 
findet dagegen nur der Recurd an die Regierung 
ftatt. Bei höheren Strafen hat der Eontravenient 
die Wahl zwijchen dem Recurſe und der Pro- 
vocation auf gerichtliche Entſcheidung. — Die 
Gelditrafen fließen zu den Armentafjen der Orte, 
in — Grenzen die Contravention begangen 
worden. 


U. Fiſchereiordnung für das friſche Haff, 
v. 7. März 1845.9 
Erſter Abſchenitt. 
Von der Befugniß zum Fiſchfange. 
$ I. Die Fiſcherei auf dem friſchen]“s) Haffe 
ift Eigenthum des Staates. 
rer zur Ausübung der Fifcherei.) 
8 2. Die Ausübung der Filcherei auf dem [fri- 
ſchen]) Haffe ift nur denjenigen geftattet, welche 
ein durch landeöherrliche Verleihung, Vertrag 
mit dem Fiſens, oder Verjährung begründetes 
Recht dazu haben. $ 3. Wem die Fiicherei nur 
zum häuslichen Bedarf oder nur zur Tiſches— 
Nothdurft zuiteht, der darf weder mit den ge 
fangenen Fiſchen Handel treiben, noch dieſelben 
verſchenken. Auch darf er der Regel nad) von den 
gefangenen Fiſchen nichts ald Lohn gegen Arbeit 
verabreichen. Haben jedoch zu einem Fiſchfange 
Urbeiter, die nicht zu der Familie oder dem 


ı 
N 
3) F.O. fir Poſen, $ 31. , 
9 Im 1. 3. und 4. Abfchnitte ftimmen die Vorſchriften 
diefer Fiſchereiordnung mit denen ber für das kuriſche Haft 
vom 7. März 1845 fo Üübersin, daß es genügt, bezüglidy ders 
ſelben auf die $$ biefer Fiſchereiordnung zu verwerfen u. ur 
die Abweichungen einzelner Worte in den “‚oten zu erwähnen. 
Dabei iſt die Fiſchereiordnung für das kuriſche Haff mit K. F. 
bezeichnet. , 

>) K.-F. „turiichen.” 

€) K.-F, luriſchen.“ 


S. Str.:G.:B,. vom 15. Mai 1871, $ 370, Nr. 4. 
—— für Poſen, $ 30, 

Ir 

J 
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Hausftande des Berechtigten gehören, zugezogen jenigen Fiſchgeräthſchaften, zu deren Gebrauch 


werben müſſen, jo darf denſelben ſtatt des üb⸗er nicht berechtigi ift, verwirkt. $ gi 
lichen Tagelohns foviel an Fiſchen verabreicht |da8 im [$ 8)*) gedachte Vergehen nad 


Ber 
reima- 


werben, als nad) den gewöhnlichen Berkaufds|liger Verurtheilung von Neuem begeht, wird 

preijen der Fiſche zur Berichtigung des Tagelohns nicht nur mit der dort beftimmten Shake belegt, 

erforderlid) ift. — Die Verpachtung einer auf ſondern geht auch ber Ba rg berluftig. 
e 


den häuslichen Bedarf oder die Tiihes-Nothdurft Iſt diefelbe vererblich, fo tritt der 


bejchränften Fiſchereigerechtigkeit ift nicht geftattet. 
Wenn biejelbe aber einem Grundftüde zujteht, fo 
fann fie dem Pächter des Grundftüdd mit letz— 
terem zur reg überlafjen werden. — Con« 
traventionen gegen die in dieſem $ enthaltenen 
Vorſchriften werden mit einer Geldbuße bis zu 
150 M beitraft. 

[Schranten des Betriebs der Fiſcherei⸗Gerech— 
tigfeit.] $ 4. Kein Fifchereiberechtigter darf den 
Fiichereibetrieb über feine rechtlich erworbenen 
Befugnifjeausdehnen. Namentlich ift weder einer 
Gemeinde oder Ortichaft, noch einem einzelnen 
Fiſchereiberechtigten geftattet, zu gleicher Zeit 
mit mehr großen Garnen, als ihnen zujteht, zu 
fiſchen. Auch darf in Ermangelung einer weiter: 
gehenden Berechtigung, fein Sackfiſcher gleichzeitig 
mehr als ſechszehn Säde oder acht Tiiher oder 
acht Netze ausitellen. a. mit kleinem Ge— 
zeuge. 8 5. Iſt die Fiſchereiberechtigung auf 
Heines Fiſcherzeug eingejchränft, jo darf dabei 
nur Fiſcherzeug angewendet werden, zu bejien 
Gebraud; nicht mehr ald drei Menſchen erforder- 
fi jind. b. mit großem Gezeuge. 
Benn der Umfang der Gerechtſame eines Fiſcherei— 
berechtigten, welchem „die freie Fijcherei mit 
großen oder Heinen Gezeugen“ oder „jo, wie fie 
von der Landesherrſchaft bejejjen,“ verliehen 
worden, nicht durdy indicate, Verträge oder auf 
andere rechtsgiltige Weife unzweifelhaft feitgeftellt 
it, jo muß der Berechtigte ſich auf gleichzeitige 


| rluft nur 
auf die Lebenszeit, und wenn die Berechtigung 
mit dem Befige eines Grundftüds verbunden ift, 
nur auf die Bejigzeit bed Schuldigen ein. — 
Fiſchereipächter verlieren im vierten Contraven- 
tionsfalle das Recht, die gepachtete Berechtigung 
auszuüben, bleiben aber ihrem Berpächter zu 
Allem, wozu fie vermöge ihres Vertrages ver« 
bunden find, für dad laufende Jahr verpflichtet, 
müſſen aud) den aus der Aufhebung des Pacht» 
contract3 entjtehenden Schaden erjegen. Außerdem 
dürfen alle diejenigen, welche das im [$ 8]®) 
gedachte Vergehen nad dreimaliger Verurtheil- 
ung von Neuem begehen, fernerhin als Fiſcherei⸗ 
päcdhter nicht mehr zugelafjen werden. 

Jährliche Aufzeichnung der Fiſcher.) $ 10.) 
Die Anzahl der am [friihen]?) Haffe gegenwärtig 
vorhandenen Fiſchereiberechtigten und Fiſcherei— 
pächter darf ohne Genehmigung der Regierung 
nicht vermehrt und es foll jährlich ein Verzeich- 
niß derjelben von den Sijcherei- Aufficht3beamten 
aufgenommen werden. 

Zweiter Abſchnitt. 


6. Von den verſchiedenen Arten und Geräthichaften, 


den Grenzen und der Zeit des Fifchereibetriebs, 
[A, Allgemeine Bejtimmungen. Beichaffenheit 
der —— $ 11. Die Geräthichaften 
zum Fiſchfange müflen jo eingerichtet jein, wie 
e3 die Rückſicht auf Erhaltung und Vermehrung 
des Fiſchbeſtandes erforbert. 
[Allgemeine Grenzbeſtimmungen.]) $ 12. Jede 


Benusung jo vieler großen und Heinen Gezeuge|Gemeinde darf von ihrem Ufer nur bis in bie 


beichränten, ald von ihm in den legten zehn| Mitte des Haffes fijchen. 


Ebenjo dürfen auf 


Jahren, vom Tage derBublication diefer Filcherei- |der einen Seite die zu Weftpreußen, und auf 


ordnung zurüd gerechnet, gleichzeitig benugt und 
jomeit es jich um Fiſcherei auf dem zu Dftpreußen 
gehörenden Theile des friihen Haffs handelt, 
zur Fiſchmeiſterordnung verzeichnet worden find. 
Die Bejugni zur Ausübung der großen und 


der anderen Geite die zu Djtpreußen gehörigen 
Fifcher die Fiſcherei nicht weiter betreiben, als 
jolche vor dem 27. Gept. 1772 von den beiber- 
feitigen Fijchern ausgeübt werden durfte, Wer 
die oben angegebenen Grenzen ber Fiſcherei 


Heinen Fiſcherei mit allen Arten von Gezeugenüberfchreitet, verfällt in eine Geldftrafe bis 


berechtigt jedody noch nicht zur Ausübung der 


u 
30 M, wenn nidt aus den Umftänden erheit, 


Keitelftiicherei, welche vielmehr nur auf Grund daß die Ueberfchreitnng 33 — — iſt. 


ausdrücklicher Bewilligung oder vier und vier— 
zigjähri 
Strafe 


Beſchränkungen der Filcherei.] $ 13. Die Gren- 


er Verjährung betrieben werden darf.]')|zen des Pillauiichen Tiefs erftreden ſich von der 
für unbefugten ifcherei » Betrieb.) Einmündung des Tiefs in die Oſtſee auf der 


3) Ber die Fifcherei auf dem Haffe treibt|Haffjeite a. im Pillauifchen Tief. 1) vor 


oder bafjelbe mit Fiſchereigeräthſchaften bejährt, längs der Panziger Nehrung auf eine halbe 
ohne zum Fiſchfange irgend einer Art berechtigti Meile Hinter dem Eros dajelbit; 2) nad 
zu jein, wird mit einer Geldbuße bis zu 150 M|Eaporn zu eine Halbe Meile Hinter Alt-Pillau; 
und Confiscation der Fiſchereigeräthſchaften und|3) nad Balga zu ebenfalls eine halbe Meile ins 
der damit gefangenen Fiſche gejtraft, Die Kähne)Haff hinein. — Die Grenzen des Tiefs follen 
und Schiffsgeſäße gehören jedoch nicht zu den ſtets mit Bogen, welche jährlich im Frühjahr 
der Eonfiscation unterliegenden Gegenjtänden. ausgelegt und im Herbſte aufgehoben merben, 
8 8.) Wer eine andere Filchereiart als diejenige, |bezeichnet werden. Innerhalb diejer Grenzen 
wozu er berechtigt iſt, betreibt, hat außer der dürfen nur a) die zur Dorfihaft Alt-Pillau ge- 
[8 7]*) beftimmten Geldjtrafe Confiscation der ——— 


1X. F. $ 7. 
, blt K.-F. 2) K.-F. „s —A 
Ir. b. 3) K.-F. „S 6.“ 
Kr. $ 6. “K.-F.$ 8. 
Er. „5 5." ) K.-F. „turiihen.* 
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die Schaaren, den Kefjel und ben 
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hörigen Fiſcher, unter der —— daß fie verwirkt. — Wer nad) erfolgter Bekanntmachung 
trom 'beilauf den LZaichitellen Fiſcherei-Geräthſchaften aus- 


Pillau vermeiden, ihre bisherige Fiſcherei mit|geftellt oder Fiſcherei betreibt, hat außer der 


dem Strandgarne ausüben, und b) die Einmwoh- 


onfiscation der Geräthichaften ($ 4) und ber 


ner von Pilau am Ravelin Storchneſt Reujen)damit gefangenen Fiſche eine Geldftrafe bis 
zum Neunaugenfange — jedoch müſſen 160 M verwirkt. Wer die zur Bekanntmachung 
die Meunaugenfiicher den Keſſel, den Strom und|der Laichitellen or. Beihen wegnimmt 


die Schaaren längft der Danziger Nehrung ver- 
meiben, aud an der vorgedadten Stelle bie 
Reufen nur unter Auffiht der Lootjen Tegen 
und die Boyen mit feiten Tauen an den Reujen 
befeftigen. $ 14. Außerdem darf bei Vermeid— 
ung einer Geldftrafe bis zu 150 M weder inner- 
halb der im $ 13 bezeichneten Grenzen im Haffe, 
noch innerhalb einer Meile in der See in jeder 
Richtung vor dem Eingange des Haffes irgend 
eine Art der Fiſcherei betrieben werden. — 
Hiervon ift allein der Strömlingsfang mit dem 
Strandgarne ausgenommen, welcher aud) binnen 
einer Meile vor dem Eingange des Haffes in die 
Ditfee vom Ende des Steindammes auf ber 
Pilauer und der Moole auf der Nehrungsjeite 
an, betrieben werden darf. b. vor und in 
den Fluß- und Bahmündungen. $ 15. 
Im Haff darf innerhalb einer achtel Meile von 
der Ausmündung der in dafjelbe ſich ergießenden 
Flüſſe oder Bäche feine Art von Fiſcherei ohne 
befonder® erworbene Berechtigung betrieben wer- 
den. Die in diejen Flüffen und Bächen inner- 
halb einer achtel Meile aufwärt3 ihrer Aus- 
mündung zur Fiſcherei berechtigten Perſonen find 
verpflichtet, nicht nur die im Intereſſe der Sciff- 
fahrt, jondern auch die zur Erhaltung des Fiſch— 
bejtandes im Haffe von der Regierung zu er» 
lufienden polizeilichen Verordnungen zu bejolgen. 
— Auf feinen Fall dürfen die in das Haff 
einmündenden Flüſſe oder Bäche in einer den 
Bug der Fiſche jtörenden Weife verjtellt werden. 
— Contraventionen gegen die Vorſchriften diejes 
Paragraphen werden mit einer Geldbuße bis zu 
150 M beitraft. ce. an Sonn» und Feit- 
tagen. $ 16. In der Nacht vor einem Sonn» 
oder Feittage darf kein Fiſcher zum Fiſchfange 
auslaufen. An Sonn- und Feſttagen ift das 
Auslaufen zum Fiſchfange und das Fiſchen jelbit 
erjt nach beendigtem Gottesdienst geitattet. Die 
Ueberſchreitung dieſer Vorjchriften wird mit 3 M 
Strafe geahndet. Dieſelbe Strafe trifft jeden 
Fifcher, welcher vor dem Beginn eines Sonn— 
oder Feittages von dem Fiſchfange nicht zurück— 
fommt, er Ki denn durch Sturm oder widrigen 
Wind daran verhindert worden. d. während 
der Laichzeit. $ 17. Die Fiſcherei-Aufſichts— 
beamten haben den Anfang und das Ende der 
Laichzeit der vorzüglicheren Fiichgattungen, deren 
Bezeichnung der Regierung vorbehalten bleibt, 
fowie die Laichſtellen, in einer von der Negier- 
ung zu bejtimmenden Weije den Fiſchern befannt 
u maden. it diefe Bekanntmachung erfolgt, 
h ift dadurch der Fang des laichenden Fiſches 
und das Fiſchen auf den befanntgemadjten Laich— 


ftellen verboten. — Jeder Fiſcher, deſſen Fiſcherei- Ellen Tange Schlußende 
Geräthſchaften nicht binnen 12 Stunden nach Maſchen nur dreiviertel 


erfolgter Bekanntm achun 
entjernt find, hat den 


oder verleßt;, verfällt in eine Strafe von 60 
bi 150 M. 

[Fticherei auf der Höhe des Haffs.] 8 18. 
Die Filcherei auf der Höhe, der Tiefe oder dem 
jogenannten Boden des Haffs kann das ganze 
Jahr hindurch betrieben werden, ſoweit nicht 
in den folgenden Paragraphen Ausnahmen vor— 
fommen. 

ie Befondere Beftimmungen. Eintheilung der 
Fiſcherei im friſchen Haffe.! $ 19. Bei ber 
Fiſcherei im friſchen Haffe find folgende Fiſcherei— 
arten zuläffig: I. Die Fiſcherei bei offenem 
Wafjer: 1) mit großem Gezeuge, wozu gehören: 
a. die Windegarnfiicherei, auch große Landgarn« 
oder Herbitgarnfifcherei genannt; b. die Schaar— 
oder Sommerngarnfiicherei; 2) die Keitelfiſcherei; 
3) die Fiſcherei mit kleinem Gezeuge. Fin der 
letzteren werden gerechnet: a. die Brafjen-, Brefien- 
oder Treibnegfijcherei; b. die Stand» od. Kaul- 
barsnegfiicherei ; c. die Landgarnfischerei, auch 
Strandgarn-, Waadegarn- oder Ziehnetz-Fiſcherei 
genannt; ferner die Fiſcherei d. durch Säcke mit 
jogenannten Streichtüchern, e, mit gewöhnlichen 
hohen und niederen Hajfläden, f. mittels Heiner 
Yalfäde, g. durch Lachslanken, h. mit Bollreuſen, 
i. mitteld Neunaugen- und Aalreuſen, k. durch 
Störgarne und J. mit Malangeln. Il. Die 
Winterfiiderei. 1) mit großen Gezeuge, wozu 
gehören: a. die große Wintergarnfifcherei; b. die 
kleine Wintergarnfiicherei; 2) mit fleinem Ger 
zeuge, nämlich: mit Breſſen- oder Treibnegen, 
Staadnegen, allen Arten von Süden, Land-, 
Strand-, Waadegarn- oder Ziehnegen u. Kaul— 
barsnegen. III. Das Stehen der Fiſche. 


L Fiſcherei bei offenem Wa ffer, 


[1 mit großem Gezeuge:] a. Winde, aud 
große Land» oder Herbſtgarn-Fiſcherei. 
F 20. Das zu Windegarn- (große Landgarn- 
und Herbitgarn-) Fiſcherei gebrauchte Garn be— 
jteht aus zwei Flügeln, — wovon jeder ſechszig 
bis fünf und achtzig Klafter lang und fünf big 
ſechs Klafter hoch iſt — und einem vier bis 
ſechs Klafter langen und ein und eine halbe 
Klafter hoben Sad (Mettrige), welcher fih in 
der Mitte des Garns befindet. Jeder Flügel 
zerfällt in das Weitetuch, den Pletzenzug oder 
das Staggertuch, das Fiſchertuch und das Dau— 
mentuch. Die Maſchen des Weitetuchs ſind 
drei und einen halben, die des Pletzenzuges zwei 
und einen halben, die des Fiſchertuchs ein und 
ein Viertel und die des Daumentuchs einen Zoll 
im Quadrat groß; — die Mettrite hat die 
Majchenweite ded Daumentuchs bis aufdas drei 
die Hädelung), dejien 
ol im Quadrat groß 


von den Laichjtellen |jind. — Bei diejer Fijcherei dürfen weder Ruder 
erluſt der ausgeſtellten noch Segel gebraucht werden, um das auöge- 


Geräthichaften und der damit gefangenen Fiſche breitete Garn in der Länge vorwärts zu ziehen. 
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Auch darf dieſelbe nur in der Tiefe des Haffes Die Braſſen- (Brefjen- oder Treibnetz⸗) Fiſcherei 
ftattfinden und weder die Schaaren und flachen wird entweder mitteld zweier Gefäße und eines 
Streden defjelben, noch die Laichſtellen berühren, Garnes, ähnlich dem Keitel oder vermittelit meh. 
auch nicht in den Bezirk der Sadfifcherei eins |rerer zufammengebundener Nete ausgeübt. Die 
dringen. — Contraventionen gegen vorftehende | Maſchen des eritgedachten feitelähnlichen Garnes 


Beitimmungen werben mit einer Geldbuße bis 
zu 1560 M beftraft. b. Shaar- oder Som- 
mergarn-Fiiderei. $ 21. Die Schaar- od. 
Sommergarn » Fiicherei wird mit einem Garn 
betrieben, welches mit dem Windegarn ($ 20) 
gleihe Einrichtung und gleiche Majchenweite hat, 
jedod bedeutend Feiner ift. Auch bei diejer 
Fiſchereiart dürfen weder Ruder noch Segel ge: 
braucht werden, um das audgebreitete Garn in 
der Länge vorwärts zu ziehen. Diejelbe darf 
nur auf den Scaaren ausgeübt werden. — 
Eontraventionen gegen dieſe Beſtimmungen wer— 
den mit der im $ 20 angedrohten Strafe belegt. 

[2. Keitel- Filcheret.] Dad bei Aus- 
übung der Keitelfiiherei gebraudte Garn — 
Keitel genannt — beiteht aus einem fünf bis 
ſechs Klafter langen und ein bis zwei Klafter 
hohen, ſpitz zugehenden Gade, welcher brei 
Maichengattungen Hat, nämlich den jogenannten 
Herd, zwei bis zwei und eine halbe Klafter 
lang, mit Mafchen von einem und dreiachtel 
Boll im Duadrat; den Mittelrod, eine bis eine 
und eine halbe Klafter lang, mit Maſchen von 
einem Zoll, und das fogenannte Achter- oder 
Aftergarn, zwei Klafter lang, mit Majchen von 
dreiviertel Zoll. Im Innern des Sads ift am 
Ende des Mittelrod3 nad) dem Achtergarn zu 
eine bejondere Einfehlung am Netzwerk mit Ma- 
jchen von dreiviertel Zoll im Quadrat, welche 
Inkel genannt wird. Derlimfang der vorderjten 
Definung des Keitels beträgt zwei bis jechs 
Klaftern. — Die Filcherei mit diejem Garne ge» 
ſchieht auf folgende Weiſe: Nachdem der Keitel, 
‚an welchem ji an jeder Seite eine Bottleine 
und an diejer wieder eine Treibleine von meh» 
reren Klaftern Länge befindet, auf einem Sahne 
ausgefaltet, jodann mittel3 einer Sprofje ausge 
ſpannt in die Tiefe des Haffes eingelajjfen und 
mit der Treibleine entweder am Maftbaume, 
oder am Hintertheile de3 Kahns neben dem 
Stenerruder befejtigt worden, wird das Gegel 
aufgehißt und durch dafjelbe mit halbem Winde 
das Gefäß mit dem Keitel jo fange fortgetrieben, 
bis der Filcher es angemejjen findet, den Keitel 
aufzuziehen und zu leeren. Der Betrieb der 
Keitelfiicherei mit vollem Segel oder Winde — 
da3 jogenannte Schwüren — ijt bei einer Geld» 
ftrafe bi3 150 M unterjagt. Bei Vermeidung 
derjelben Strafe dürfen an der Treibleine außer 
den jogenannten Halenjteinen feine Gteine oder 
‚Holzipäne befejtigt werden. Auch müfjen bei 
gleicher Strafe die NKeitelfiicher bei Ausübung 
dieſer Filcherei ſtets wenigjtens fünfzig Klafter 
‚ von einander entjernt bleiben, Zeitdauer der 
KReitel-Fiiherei. $ 23. Die Keitelfifcherei 
ft auf den Zeitraum vom 1. Juni bis zum 
1. Oct. beſchränkt. Wer die Kleitelfiicherei vor 
dem 1. Juni oder nach dem 1. Oct. ausführt, 
verfällt in eine Gelditrafe bis zu 150 M. 

(3. Kleine Gezeuge.] a. Brajjen-, aud 


müſſen wenigftend drei Boll im Quadrat groß 
fein, und e8 dürfen beim Betriebe diejer Fiſcherei— 
art feine Segel, fondern nur Ruder bei Ver— 
meidung einer Geldftrafe bis 150 M gebraudjt 
werden. — Bei einer anderen Art diefer Fiſcherei 
werben höchſtens zwölf Treibnege mit einander 
verbunden. Jedes derjelben bejteht aus einem 
dreifachen, zwölf Klafter langen und vier Fuß 
breiten Nete, an welchem jih an der oberen 
Simme viel Floßwerk, an der unteren Heine 
Steine oder Bleiftüde befinden. Die mit einander 
verbundenen Treihnege werden an jedem Ende 
mit einem hölzernen Klotze (Boye) verjehen, in 
gerader Richtung ausgeworfen und treiben un— 
gefähr eine achtel Meile mit dem Wafjer oder 
Strome, worauf fie aufgezogen und gelichtet 
werden. Die Majchen in den beiden äußeren 
Neben (die jogenannte Lederung, aud) das Ge- 
feite genannt), dürfen nicht Heiner als ſechs Zoll 
und die in dem mittleren Net (dev Schlänge) 
nicht enger als zwei und einen halben Zoll im 
Quadrat fein. b. Staad» und Kaulbars: 
netz⸗Fiſcherei. $ 25. Zur Staad- u. Kaul- 
barsnetz-Fiſcherei dienen gleiche Netze wie zu der 
im $ 24 bejchriebenen zweiten Art der Treibnep- 
fiſcherei. Die Maſchen derjelben dürfen zwar 
enger al® bei den Treibneten, jedoch bei dem 
Staadnege in der Lederung nicht enger als vier 
und einen halben Zoll und in der Schlänge nicht 
enger al3 einen und einen halben Zoll im Qua: 
drat fein. Bei dem Kaulbarsnetze, welches ſechs 
und zwanzig Klafter lang und einen und einen 
halben Fuß hoch ift, dürfen die Mafchen nicht 
enger als drei viertel Zoll im Quadrat jein. — 
Die Staad- u. Kaulbarsnege werden vermittelft 
Stangen (Priden) in gerader Linie auf einer 
beitimmten Stelle feitgeiegt und bleiben ſodann 
mehrere Tage jtehen, bevor fie aufgezogen und 
gelichtet werden. Die Priden der Kaulbarsnepe 
werden behufs ihrer Austellung, wenn fie nicht 
mit Spigen verjehen find, mit einem an dem 
unterjten Ende befejtigten jchweren Steine — 
Stehder — verjehen. Die Kaulbarsnete dürfen 
bei einer Gelditrafe bis 150 M zu Zügen nicht 
bemupt werden. $ 26. Somwol bei der Treib-, 
als bei der Staad- und Kaulbarsnetz-Fiſcherei 
iſt e3 den Fiſchern bei einer Gcldftrafe bis 150 M 
verboten, ihre Netze, jobald ſolche aufgeitellt find, 
zu umrudern. c. Landgarnfiicherei, aud 
Strand», Waadegarn- und Biehnep- 
filderei genannt. $ 27. Die zu der Land» 
axn⸗ (Strandgarn-, Waadegarn- oder Ziehnet-) 
Fiſcherei erforderlichen Netze beitehen aus zwei 
Flügeln, von denen jeder breibig bis ſechszig 
Klafter lang und an denen ein Stück Mettrige 
von einer und einer halben bis zwei Slafter 
Länge angeheftet ift. An jedem Flügel befinden 
ſich zwei bi& drei Leinen, deren jede höchſtens 
dreißig Klafter lang jein darf. An diejen Lei» 
nen wird das Ne von Menſchen, welche ſich 


Brejjen- oder Treibneg-Fiiherei. $ 24. am Strande oder im Waſſer watend befinden, 
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and Land gezogen. — Die Maſchenweite ber 


Mettripe ſowol wie der Flügel darf nicht unter) Die Sackfiſcher ( 28—31) müſſen wie 


Fiſchereipolizei. 


82. 


[Beit, Beſchränkung ber Sadfiſcherei. F 
er 


dreiviertel Zoll im Quadrat fein. — Dieſe die Säcke noch vor Sonnenuntergang aufſtellen 


Kran darf bei Vermeidung einer Geldftrafe|und dürfen nicht eher ald nad) 


onnenaufgang 


is 150 M mar innerhalb der Schaaren und öffnen, ſich auch in ber Beit von Sonnenuntergang 
nicht mit Segeln betrieben werden. Der Gebrauch bis Sonnenaufgang auf dem Haffe bei einer 


von Böten und Rudern ift dabei mur zuläffig, 
um die Netze auszubringen oder um biefelben, 
wenn fie irgendwo hängen bleiben, wieder frei 
zu machen. Jede jonftige Anwendung von Böten 
und Rudern bei diejer Fiichereiart wird mit einer 
Geldbuße bis 150 M beitraft. d. Sadfifcherei 
mit jogenannten Streid-Tüdern. $ 28. 
Die zur Sadfifcherei mit ſogenannten Streich- 
tüchern gebrauchten drei bis vier Klafter großen 
Säde, welche aus vier bis fünf auf Tonnenbände 
gezogenen Nepen mit einer oder zwei Einfehlen 
im Innern beitehen und an deren zwei bis drei 
Klafter großen Definung fi zwei, wenigitens 
drei Klafter große Aufhaltflügel befinden, werben 
paarmweije im Haffe mit Priden ausgeftellt und 
mit einem aufredititehenden, zehn Klafter Tangen 
Garnzaun (Tuch genannt) verbunden. Die Deff- 
nung des Sads iſt zum Filchfange beftimmt. Die 
Maſchen in den Flügeln, dem Tuche und der 
oberen Hälfte des Sacks dürfen nicht enger ala 
zwei Zoll, die der unteren Hälfte des Sads nicht 
enger als einen Zoll im Quadrat fein. e. Fi- 
jherei mit gewöhnlichen hohen und nie- 
deren Dafffäden. 8 29. Die Fiſcherei mit 
ewöhnlichen Haffläden wird entweder mit hohen 
Safffäden (Braffenjäden) oder mit niederen Haff- 
fäden (Grundiäden) betrieben. — Die hoben 
Haffiäde (Brafjenfäde) beitehen aus zwei Flügeln 
und einem daran hängenden drei« bis vierbüg- 
lichtem Sad, worin ſich eine oder zwei Einfehlen 
(Intel) befinden. Jeder Flügel ift zwei und 
eine viertel Klafter lang und eine lotter hod). 


Strafe bis 150 M nicht aufhalten. h. Boll- 
reujen-Fifherei. $ 33. Die bei der Boll— 
reufenfiicherei dienenden Bollreuſen find runde, 
durch Tonnenbände ober Bügel zwei bis drei 
und einen halben Zuß weit ausgejpannte Nepe, 
beren Mafchen drei viertel Zoll groß find und 
im Innern eine oder zwei Eintehlen (Intel) 
aben. Sie werben mit Steinen auf fladhen 

tellen des Haffes verjenkt und mit Priden, welche 
im Grunde feſtgeſteckt werben, bezeichnet, i. Neun- 
augen- und Walrenjenfiiherei. $ 34. 
Bei der Neunaugen« und Aalreufenfiicherei be» 
ftehen die Reuſen aus zwei und einem halben bis 
bier Fuß langen und drei viertel biß einem Fuß 
hohen, von Weiden geflodhtenen Körben. Sie 
werden auf dem Grunde mit Steinen befeftigt 
und mit Boyen verjehen. Die einzelnen Wejden- 
flähhen müſſen mindeſtens einen halben Zoll vor 
einander ftehen, bei Vermeidung einer Gelditrafe 
bis 45 M. k. Störgarn-Fiicdherei. $ 36. 
Bei der Störgarn-Fiſcherei werden große Netze 
von ſtarkem Bindfaden (Marling) gebraudt, welche 
mit Priden in der Tiefe des Haffes aufgeftellt 
werden, und deren Mafchen nicht enger als ſechs 
Bol im Quadrat fein dürfen. L Fiſcherei 
mit Aalangeln. $ 36. Zur Fiicherei mit 
Halangeln bedient man ſich Xeinen von dünnem 
Marling oder ſtarker Flachsſchnur, an denen, 
zwei biß drei Fuß von einander entfernt, einen 
Fuß lange dünme Schnüre mit Haken ſich be» 
finden, woran ald Köder Würmer befejtigt wer- 
nen. — Gemwöhnlid; wird die Walangelfiicherei 


— Die niederen Haff- (Grund)- Säde haben dielmit Mullen betrieben, nämlich mit ſechshundert 


anze Einrichtung 
äde, doch find S 


wie die hohen (Brafien«)| Angelpaten an einer Schnur befeitigt. 
ad und Flügel nur vier Fuß meidung einer Geldftrafe biß zu 45 M dürfen 


Bei Ber- 


body und die Flügel nur eine und eine halbe bis|ftatt der Würmer feine junge Fiſche ald Köder 


zwei Klafter lang. — Die hohen und niederen|u. feine Hafen unter ein j 


zehntel Zoll Stärke 


Haffſäde werden ſowol innerhalb der Schaaren, gebraucht werben. 


ald auch außerhalb derfelben auf der Höhe oder 


Tiefe des Haffes, jedoch höchſtens dreißig Nuthen | zeuge.] 


[Grenzen für die Fiſcherei mit Meinem Ge- 
8 37. Bei Ausübung aller Arten der 


von den Schaaren entfernt, ausgelegt und mit| Fiſcherei mit Meinem Gezeuge ($$ 24—36) dürfen 
Priden befeitigt. — Die Mafchen der hohen und|die Schaaren nicht weiter ald auf dreißig Ruthen 
niederen Sacknetze in den Flügeln dürfen nicht| überjchritten werden, und müſſen zwiſchen den 
enger als drei Zoll im Quadrat und in den|jogenannten Lanten (d. i. ein Sad, ein Tuch u. 
Säden (Mettrigen) nicht enger ald einen Zoll|wieder ein Sad (ſowie zwifchen den einzelnen 
im Quadrat fein. f. Fiſcherei mit fleinen|Staad- und Kaulbarsnetzen Deffnungen von 
Aalſäcken. $ 30. Keen har mit Heinen|zwanzig Ruthen zum Durchgang der Fiſche und 
Aalſäcken haben legtere die Einrichtung wie die] zur Coiffahrt often bleiben. — Eontraventionen 
im $ 29 bejchriebenen niederen Haffläde; doch gegen die Vorſchriften diejes Paragraphen wer- 
find ſowol = Fr * = Flügel — a. den mit einer Geldbuße bis 150 M belegt. 
niedriger. Die Majchen der hierzu gebrauchten ’ i : 
Säde Dürfen nicht enger als einen halben Zoll U Winter-Fiſcherei. 
im Quadrat fein. g. Lahslanlen- Fifherei.| [1. mit großem Segeuge,) a. mit dem gro» 
31. Die Lachslankenfiſcherei wird mit großen|fen Wintergarne. & 58. Bei der fFilcherei 
Haffe in einer Linie mit Priden aufgejtellten/ mit dem großen Wintergarne bedient man fich 
Säden oder Netzen wie die Standnepfilderei be-/deö im 8 20 beichriebenen Winde- oder Herbit- 
trieben. 30 folder Nepe, deren jedes 15—18|garned. Das N 
Klafter lang ift, bilden eine Lachslanke. Die Klaftern in eine 
Maichen der hierbei gebrauchten er oder Sädelund mitteld einer 
dürfen nicht enger ala 3 Zoll im 


wird an einem Reef von 90 
ne unter das Eis gelafien 
inde wieder aufgezogen. 
uadrat fein.!b. mit dem kleinen Wintergarne. KB. 


Fiſchereipolizei. 
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Zur Ausübung der Heinen Wintergarnfifcherei , befeftigt und mittels dieſer Gefäße, melde 40 
wird das oben $ 21 erwähnte Scaar- oder bis 50 Schritt von einander entfernt bleiben, in 


Sommergam benupt. 

[2. mit kleinem Gezeuge.) $ 40. Zur Winter- 
fiſcherei mit Meinem Gezeuge bedient man fid) 
der oben 88 24,-25, 31 und 35 erwähnten Nepe 
und Säde unter dem Eife. Grenzen für die 
Winter-Bifherei. $ 41. Bei der Winter 
Fiſcherei unter dem Eile darf bei Vermeidung 
einer Geldjtrafe bis zu 150 M kein Fijcher feine 
Nepe in einen fremden Garnzug jegen, der ent- 
weder durch eine Stange, durch aufgejegte Eis- 
ftüde oder mitteld der ins Eis gehauenen Art 
oder auf andere Weije kenntlich gemacht oder 
ihm ſonſt befannt geworden iſt. 42. Dieje 
Fiſcherei kann von den dazu Berechtigten auf der 
ganzen Höhe des Haffes betrieben werden, und 
es jindet hier feine Begrenzung oder Beſchränk— 
ung jtatt. Die jogenannten amtöfreien Züge, 
die jtet3 bezeichnet erhalten und nur für Rechnung 
des Fiſcus befischt werden follen, dürfen jedoch, 
one jpecielle Erlaubniß der Regierung, bei einer 
Strafe von 150 M nicht zum Fiſchfange benutzt 
werden. Zeitdauer der Winterfiicherei, 
$ 43. Die Winterfiicherei dauert fo lange, als 
da3 Haff mit Ei! belegt iſt. 


III. Das Stehen der Fiſche mit Speeren. 


8 44. Das Stehen der Fiſche mit Speeren 
bleibt erlaubt. $ 45. Menue und andere Arten 
des Fiſchfanges als die 88 19 bis 44 erwähnten, 
dürfen ohme vorhergegangene Unterjuhung und 
ausdrücdlihe Erlaubnig der Regierung nicht be- 
trieben werden. 

[Unerlaubte Filcherei-Arten.] $ 46. Die nach— 
jtehenden Arten des Fiſchfanges find unter allen 
Umftänden unſtatthaft; 1. Das Pumpen und 
Jagen, bei welhem mit 15 ind mehr, wol 12 
Klafter langen zujammengehefteten und an Heine 
Gefäße oder Böte gebundenen, oder an beiden 
Enden ber Nege mit Stangen auf dem Haffgrunde 
befeitigten Nepen im Wajfer ein Halbfreis ge- 
ichlofjen und am Eingange in denjelben zwiſchen 
den beiden äußerjten Bunkten unter dem Wajjer 
mit einer Pumpe (einem Stüde Leder oder einem 
Stüde Holz, welches an einer langen Stange 
befeſtigt ijt) ein ftarfes Getöfe gemacht wird, 
2. Die Klappfifcherei, bei welcher an jeder Seite 
der Klappe (eines gewöhnlichen Keitelgarnes) 
10 bis 12 Klafter lange, mit Holzipänen ver- 
jehene Leinen befeftigt werden , und demmächjt 
das Garn durch an diefe Leinen gejpannte Pferde 
mit möglicher Schnelligkeit etwa 15 Klafter weit 
gezogen und an das Land gebracht wird, 3. Das 
Klappern und Bullern, welches von dem bumpen 
nur dadurch ſich unterjcheidet, dab hier das Ge— 
töje durd Klappern oder Schlagen mit einem 
Stocke auf das Fahrzeug verurjacht wird. 4. Das 
Aufjägen der Quäſte, welches darin befteht, daß 
Bündel Straud, die an einer Pride befeftigt 
find, ind Haff gelegt werden. 5. Das Fiſchen 
mit dem Internetze, bei welchem ein mit einem 
Inkel verjehenes trichterförmiges Reitelgarn, oben 
von 10 Klaftern im Umfange und von 15 Ellen 
Länge durch 2, 40 Klafter lange Leinen mit an- 
gehängten Steinen und Holzipänen an 2 Gefäße 

Grotefend, Polizeisferilon. 


gleicher Richtung durch den Wind rajch fortge- 
trieben wird. 6. Das Streven (Streiven, Streu- 
ven oder Ströven)‘, bei weldhem 2 Fahrzeuge, 
nachdem die Geräte ind Half eingelajien und 
ausgebreitet worden, unter Segel — und eine 
Strecke des Haffes durchlaufen, bevor die Netze 
gelichtet werden. Strafen für deren Aus— 
übung. 8 47. Wer eine unerlaubte Fiſchereiart 
88 45, 46) betreibt, hat den Verluft des Garnes 
und des Geräthed, — wozu jedoch die Kähne 
und Schiffsgefäße nicht zu rechnen find, — fowie 
die Wegnahme der etwa jchon gefangenen Fiſche 
und außerdem eine Geldſtrafe bis zu 160M, im 
vierten Contraventionsfalle aber, wenn er ein 
Fiſchereiberechtigter it, zugleich die Berechtigung 
zum Fiſchen ($ 9) verwirft. 

gezenge mit vorſchriftswidrigen; Maſchen.) 
F 48. Wer nad) Ablauf von 5 Jahren nach der 
Berfündigung diefer Fiſchereiordnung nod mit 
Gezeugen fiſcht, melde engere als die in den 
$$ 20 bis 22, 24 bis 25, 27 bis 31, 33 bis 35 
vorgejchriebenen Majchen haben, verliert die 
Netze und übrigen Fiſchereigeräthe, ſowie die da- 
mit gefangenen Fiſche, und hat außerdem eine 
Gelditrafe bis zu 150 M verwirft. Im Wieder- 
holungsfalle tritt der vorftehenden Strafe noch 
der Berluft der Fiichereiberehtigung mit den im 
$ 9 feitgejehten Modalitäten Hinzu. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon dem BVerhalten der Fiſcher beim Fiſchen 
und bei Benugung der gewonnenen Haffproducte. 

[Behandlung der gefangenen Laichjijche und 
des Fiſchſaamens.) $ 49. Die Fiicher find, bei 
Vermeidung einer Seldjtrafe bi$ 15 M, gehalten, 
nicht nur während des Fiſchfanges die Laichſtellen, 
jobald jie jolhe bemerken, zu vermeiden, jondern 
aud die gefangenen laichenden Fiſche, die ge 
fangene Fiſchbrut und den Fiſchſaamen mit der 
gehörigen Vorſicht jogleih ins Wafler zurüdzus 
werfen. 50. Wer —— Fiſchbrut oder 
Fiſchſaamen verkauft, zum Thrankochen, zur 
Fütterung und Mäſtung des Federviehes und 
der Schweine verwendet oder irgendwie gebraucht, 
vernichtet oder verdirbt, hat eine Gelditrafe bis 
150 M verwirkt. Den Regierungen bleibt vor« 
behalten, durch die Amtsblätter näher zu ber 
jtimmen, was als Fiſchbrut zu betrachten ift. 

[Berbot:] a) des Auswerfens von Ballaft 
in das Haff. $ 5l. Die Fiſcher müfjen beim 
Fiſchfange Alles vermeiden, wodurd der Schiffe 
fahrt auf dem Haffe Nachtheil erwachſen könnte, 
Es darf daher (was aud ſchon im $ 11 der 
Schifffahrtsordnung für die Rejidenz- u. Handeld« 
ſtadt — und die Fahrt auf dem friſchen 
Haff vom 14. März 1822 unterjagt ift) ) aus 
den Fiſcherkähnen kein Ballaft ins Waffer geworfen 
werden, (Contraventionen gegen dieſes Verbot 
werden mit einer Geldbuße bis 900 M beitraft.)?) 
b) des Verrüdens der Tonnen, Bollen 
oder Boyen. $ 52. Die Fiſcher haben ferner 


) 


— 


ehlt K.-F. 
hlt K.-F. 


27 


418 


bei dem Fiſchfange darauf zu achten, daß die nähern, oder an irgend ein beladenes oder um- 
zur Bezeichnung der Fahrt und des Liefs aus» |befadenes Gefäß anlegen, wenn fich daſſelbe nicht 
elegten Tonnen, Bollen oder Boyen durch die etwa in Gejahr befindet und der Hilfe bedarf. 
ee nicht mit fortgezogen werden, Wer die/$ 58. In einem jolden Nothfalle dürfen die 
Tonnen, Bollen oder Boyen vorfäglic verrüdt,|Fiiher an das gefährdete Fahrzeug ziwar anlegen 
verfällt (nah der Beitimmung des $ 9 der und aus demjelben zum Bived einer nothwendigen 
Schifffahrtsordnung vom 14, 3 1822) in Erleichterung Waaren einnehmen. Sie ſind aber 
eine Strafe von 150—900 M.*) Geſchieht die) verbunden, ſich genau nad) den Anordnungen des 
Berrüdung aber aus Verjehen, fo muß der Fiſcher das Fahrzeug begleitenden Steuerbeamten ober 
dieſes bei (150 M)*) Strafe ſogleich dem (nädjiten) |Zootjen zu achten, und dürfen außer dem Fall 
SDBEIER? SPMIELESENE, ®) anzeigen. MUeberhaupt|der Noth nirgend ander8 als bei einer Stadt 
müfjen jämmtlihe Fiſchereiberechtigte ji) allelanlanden, wo fie fih, im Fall fie durch einen 


Fiſchereipolizei. 


Maßregeln, welche zur Beförderung der 
fahrt im Haffe für nothwendi 
achtet werden ſollten, ohne 
ſchädigung gefallen laſſen. 
[Mafregeln zum 


er Schiffe] Sturm von dem durch fie erleichterten Fahrzeuge 
oder nützlich er⸗ getrennt find, bei dem Steueramte ſogleich zu 
nſpruch auf Ent-|melden haben. $ 59. Eontraventionen gegen 


die Vorſchriften der 88 57, 58 werden mit einer 


Schute der Winterwege auf] Geldbuße von 30 M geftraft. Außerdem ver- 


dem Haffe.) $ 53. Die Fiſcher dürfen die zur|fallen die Fiſcher im Fall einer wirflic) begangenen 
Bezeihnung der Winterwege auf dem Haffe aus- oder beförderten Steuercontravention in die Dafür 


ce. Zeichen weder zerftören noch verjegen.|gejeglih bejtimmte Strafe. 


$ 60. Ein an 


ag» oder Zeßlöcher dürfen in einem gebahnten|jremden Netzen oder Süden oder an fremden 
Winterwege nicht gehauen werben, jondern müfjen | Fiichereigeräthichaften begangener Diebftahl wird 
von demjelben zu jeder Seite wenigſtens 6 Schrittinad, den allgemeinen —— geahndet. 


entfernt bleiben. Zur Verhütung von Unglüd 


find bei der Winterfijcherei die ausgehauenen|ber Fiſcher. 


Eisftüde jedesmal am Einlaffe jowol wie beim 
Auszuge aufrecht zu ftellen und die gemachten 
Löcher durch Fufen oder Strauch zu bezeichnen. 
In diefer Beziehung müfjen fih die Fiſcher über- 
haupt allen etwa von der Polizeibehörde anzu- 
ordnnenden Vorkehrungen und Borjhriften ohne 
Entfhädigung unterwerfen. 

[Behandlung der Priden.] $ 54. r Ber» 
hütung der Beihädigung an Schiffen und Kähnen 
ift jeder Fiiher bet 15 M Strafe verpflichtet, 
die etwa vom Winde oder den Wellen abge- 
brochenen Priden fofort herauszuziehen. Bei 

leiher Strafe müfjen die PBriden bei Aufhebung 
er Säde nad) beendigter Fiſcherei herausgezogen 
werden. Wer diejelben anjtatt dejjen unter dem 
Waſſer abbricht oder abjägt, hat 30 M Strafe 
verwirtt. Wer Säde mit verjenkten Priden unter 
dem Wafler verjtedt, verfällt in eine Gelditrafe 
von 60 bis 150 M. — Die Priden müſſen ſtets 
mit der Hausnummer ded Eigenthümerd bezeichnet 
fein. $ 55. Die Fiſcher dürfen nur die zur 
Befejtigung ihrer Säcke erforderlihen Priden 
einſchlagen und ſich bei 16 M Gelditrafe nicht 
unterfangen, eigenmächtig gewiſſe Stellen im Frei⸗ 
wafjer oder in den jogenannten amtsfreien Zügen 
abzufuffen und mit Priden oder Pfählen zu be» 
grenzen. ’ 

[Die Sr müſſen von 
Stellnegen frei bleiben] $ 56. Die nad) feiten 
Gefihtspuntten auf dem Lande, oder auf dem 
Waſſer durch Tonnen, Bollen oder Boyen be- 


[Berbote zurBerhütung gegenjeitiger Störungen 
; 8 61. Bei der Filcherei mit Böten 
ohne Segel darf Fein Fiſcher fih in den Bug 
desjenigen legen, der jhon fiſcht. Bei der Segel- 
fiiherei darf fein Fiſcher in die Zuglinie eines 
andern, der vor ihm Die Nege ausgeworfen hat, 
auch fein Fiſcher, der ſchon an irgend einer Stelle 
des Haffes im Fiſchen begriffen tft, in die Zug— 
linie eine® anderen einbiegen. Jede Contraven- 
tion gegen dieje VBorjchrift wird, falls nicht dabei 
ein den allgemeinen Bejtimmungen des Straf 
rechts unterliegendes Vergehen eintritt, mit 15 
M Gelditrafe belegt. 

[Beihräntungen wegen ber Störfiicherei.] $ 62. 
5 Fiſcher, welche zum Störfange nicht 
befugt ſind, müſſen die von ihnen zufällig ein« 

efangenen Störe abliefern. Eignen fie ſich die- 
elben widerrechtlich zu, fo vertallen fie in eine 
Strafe bis 30 M. Der Ort, wohin die Störe 
abzuliefern find, fowie die dafür zu zahlende 
Vergütung, wird von der Regierung befannt 
gemacht werden. $ 63. In allen übrigen Fällen 
darf jeder Fiſchereiberechtigte, welchem nicht blof 
das Recht der Fifcherei zum häuslichen Bedarf 
oder zur Tiſches-Nothdurft zufteht, über die 
durch die gefegmäßige Ausübung feiner Fifcherei- 
gerehtiglett gewonnenen Fiſche frei verfügen. 

Darknmunngen wegen Findens von Bernftein.] 
$ 64. Der bei Gelegenheit der Filcherei gefim- 
dene Bernjtein muß innerhalb. 3 Tagen dem 
Berechtigten abgeliefert werden. Der Finder ijt 
in diejem alle — ein Zehntel des Werthes 
als Belohnung zu fordern. Wer die Anzeige des 


zeichneten Hauptichifffahrts -Richtungen in dem Fundes über 3 Tage verzögert, macht ſich der 
Haffwaſſer müfjen in einer Breite von 20 Ruthen Belohnung verluftig; wer den Fund auf Befragen 
bei Vermeidung einer Strafe bis 150 M von|des Richters ableugnet, wird außerdem ald Dieb 
m. frei bleiben. beftraft. Die in den 88 3—12 des Zufages 223 

bar ehr der Hafffiiher mit Frachtgefäßen.) des oſtpreußiſchen Provinzialrechts enthaltenen 
3 57. Kein Fiſcher darf ſich den Schiffen, Bor-|Strafbeitimmungen werden in Bezug auf das 
dingen oder befrachteten Kähnen auf dem Haffe | friiche Haff hierdurch aufgehoben.) 


DE dee see ) ©. auf Gefeg über Beficafung der unbefugten Auei 
-F. * ) ©. au efeg ü un ten 
K.-F. Petzeifenben Fiſchereibeamten. nung von Bernflein vom 22. Febr. 1367 (8. 150). . 
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welcher er nicht 
Geſchieht der Verkauf der Fiſche im angehört, verfällt in eine Geldſtrafe bis 150 M. 


ae und Beichaffenheit der Fiſchtonnen.] Flagge einer Ortſchaft 
5. 


Sehen und tonnenweife, jo bürfen dazu acht 
Monate nad; Publication diejer — 
Tonnenmaße benutzt werden, welche 100 


Ergänzende Strafbeſtimmung.) $ 69. Alle 


$ 
nur|Uebertretungen der in diefer Fiſchereiordnung 
uart|enthaltenen Borjchriften, welche nicht mit bejon- 


enthalten und mit dem vorfchriftsmäßigen Stem-| deren Strafen bedrogt find, unterliegen einer 
pel verjehen find. Contraventionen gegen dieſe Geldbuße bis 75 M. 


Borfchrift werden mit einer Geldbuße bis 16 M 


und Eonfiscation der unrichtigen Maße beftraft.|$ 


Vierter Abſchnitt. 


Bon dem Verfahren der Beauffihtigung bed 
Fiſchereiweſens und bei Bejtrafung ber 
Fifchereicontraventionen. 

[Allgemeine Beftimmungen.)] $ 66. Die Auf- 
fat über die Fiſcherei im friihen Haffe und im 

en in daſſelbe einmündenden Flüſſen, ſowie ind- 
beſondere darüber, daß die Vorſchriften dieſer 
Fiſchereiordnung überall pünktlich befolgt und 
Beeinträchtigungen der Gerechtfame der Fiſcherei— 
berechtigten vermieden werden, haben der Oberfiſch- 
meifter und die ihm untergeordneten Beamten zu 
führen, Die Fiſcher find beiBermeidung einer Geld» 
jtrafe bis 15 M verpflichtet, den amtlichen Anord- 
nungen des Oberfiihmeifterd und der ihm unterge- 
ordneten Beamten unbedingt Folge zu leiten. — Iſt 
die Widerfeglichleit mit ehrenrührigen Aeußer— 
ungen oderZhätlichleiten verbunden, jo fommen die 
Strafen der Injurien oder der thätlichen Wider- 
jeplichleit gegen Abgeordnete der Obrigkeit bei 
Ausübung ihres Amtes in Anwendung. 

[Flagge und Ubzeihen der Fijcherei-Auffichts- 
beamten, 67. Damit fih Niemand mit 
Nichtfenntnig der Perjon ber Aufjichtsbeamten 
entihuldigen könne, ſoll der Oberfiichmeifter eine 
rothe Flagge, in deren weißem Schilde fich der 
preußiiche Adler befindet, und an jeinem Kahne 
einen Wimpel mit dem preußijchen Adler —— 
und die Unterbeamten ſollen ſtets ein metallenes 
Schild, auf welchem ihre — iu bezeichnet 
iſt, auf ihrer Bruſt tragen, an ihrem Kahne aber 
im Wimpel einen preußiſchen Adler und außer- 
dem nod eine rothe Flagge, in deren weißem 
Schilde ſich gleichfalls ein preußiicher Adler be- 
findet, führen. Jeder Fiſcher it, fobald Die 
Flagge eines Filcherei-Polizeibeamten aufgezogen 
wird, bei einer Geldftrafe bis 160 M verpflichtet, 
fogleih die Segel au ftreihen, und darf nicht 

über von der Stelle weichen, als biß er dazu 

laubniß erhalten hat. 

[Bezeichnung der jegelführenden Fiichereigefäße 
und Führung der vorſchriftsmäßigen Flagge.) 
& 68. Im der äußeren Wand der Hinterfajzüte 
eined jeden Segel führenden Fiſchereigefäßes 
muß bei 3 bi 30 M Strafe ber Bor- und Zu- 
namen und der Wohnort des Beligerd mit ver- 
fieften, mit weißer Delfarbe eingeftrichenen Buch» 
ftaben von 2 Zoll Höhe und einem Viertel Zoll 
Stärke eingefchnitten fein. Bei gleicher Strafe 
muß jeder Fiſcher bei Ausübung der Fiſcherei 
auf der Spike des Maftes feines Gefähes eine 
wenigftend 2"/, Fuß lange und 1 Fuß breite 
But von derjenigen Farbe 7 welche der 

rt 


aft, mojelbit er jeinen Wohnjig hat, vom; Begehren Die 


ber betreffenden Provinzialbehörde ertheilt wor⸗ 
ben if. Wer auf jeinem 


ijchereigefähe die | 


acer! ber ilcherei » Polizeigericht3barteit. 
0. Ueber die Eontraventionen, welche na 
den Beitimmungen diefer Fijchereiordnung den 
Berluft der Berechtigung zur Ausübung der 
Fiſcherei nad) ſich ziehen, und über die Fälle, in 
welchen ein Criminalverfahren einzuleiten iſt, 
ſteht nur dem ordentlichen Gerichte die Entſcheid⸗ 
ung zu. — Die Unterfuchung der übrigen Con— 
traventionen ſoll der Oberfifchmeifter führen und 
darin durch ein Reſolut entjcheiden. 
[HafipolizeirGerichtätage.] $ 71. Zum Ber- 
jahren bei ?siichereicontraventionen follen monat» 
lid) wiederkehrende Haffpolizei » Gerichtätage be- 
ſtimmt und die Orte, an welchem jie zu halten 
find, von der Regierung befannt gemacht werden, 
[Form des Verzeichniſſes der vorgefallenen 
Eontraventionen.] 372. Die Sifcherei-Wuffichts« 
beamten, welche feinen der Haffgerichtstage ver- 
ſäumen dürfen, übergeben jpäteften? 14 Tage 
vorher dem Oberfiihmeifter, nebft den abgepjän- 
deten Sachen, ein Verzeichniß jämmtlicher, in 
den ihnen zur fpeciellen Verwaltung anvertrau- 
ten Fiſchereibezirken vorgejallenen Fijchereicontra» 
ventionen, welches in tabellariicher Form und 
fortlaufenden Nummern die Anzeige: 1. des 
Namens, Gewerbes und des Wohn- und Aufent- 
halt3ort3 des Contravenienten, 2. des Gegenitan- 
deö, 8. der näheren Umftände, als der Zeit und 
der Stelle der Eontraventionen und Ertappung, 
ob die Contravention zum eriten Mal oder 
wiederholt verübt, ob jie mit Gewalt oder Wider- 
jeplichleit bei der Betreffung verbunden geweſen 
jet, 4. der Beugen und fonjtigen etwaigen Ber 
weismittel, fall3 der FFilcherei « Nuffichtsbeamte 
die Eontravention nicht ſelbſt ausgemittelt hat, 
und der etwa abgepfändeten Sadıen, und 5. eine 
befondere Eolonne zu dem im folgenden PBara- 
graphen bemerften Bwede enthalten muß. 
[Borladung der Eontravenienten.] $ 78. Auf 
den Grund dieſes Verzeichnifjes muß der Ober- 
fiichmeifter die Angeſchuldigten fofort zu dem 
nächſten Haffgerihtätage durch einen vereideten 
Nentamtöboten, einen Fiicherei » Unterbeamten, 
oder durch Requifition der betreffenden Ortöpolizei« 
behörde, mitteld eined den VBorzuladenden cinzus 
händigenden Auszuges aus dem tabellarischen Ber- 
zeichniffe erfordern Tafjen. — Der infinuirende 
Beamte bejcheinigt in der fünften Colonne des 
Berzeichnifjes die gehörig geſchehene Vorladung 
mit Angabe der Perſon, welcher der Auszug des 
Verzeichniſſes zugejtellt worden, und des Tages, 
an welchem es geichehen ift. Die Behändigung 
der Ladung darf nicht in den legten 8 Tagen 
vor dem Bafigeritätage geichehen, widrigenfalls 
darauf fein Contumacialerfenntniß ergehen Tann 
oder dem ericheinenden Angefchuldigten auf deſſen 
Bertagung bis zum folgenden 
Gerichtstage nicht verweigert werden darf. 
Haffgerichts » Prototol.] $ 74. Un jedem 
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Haffgerihtötage wird von einem vereidigten vermögens follen die erfannten. Geldſtrafen nad, 
Prototollführer ein fortlaufendes Protokoll über|den desfalld bejtehenden allgemeinen Vorſchriften 


Fiſchereipolizei. 


die vorgekommenen Contraventionen mit Bezuglin Gefängnißſtrafe verwandelt werden. 


auf die Nummer des Verzeichniſſes geführt. 


$ 82. 
Findet fi in dem Verzeichniffe $ 72 ein zur 


Gang bes ei rin $ 75. |gerichtlihen Unterfuchung geeigneter Fall ($ 70) 


Buvörberit werden 


ie erſchienenen Angejchuldig- |aufgeführt, jo muß der Oberfiſchmeiſter hiervon 


ten einzeln vernommen und bei einemjeden wird ſogleich die competente Gerichtöbehörde zur weis 


unmittelbar nad feiner Bernehmung dad Er- 
fenntniß mündlich ausgeſprochen und zum Proto- 
toll niedergejchrieben. 


teren Beranlafjung in Kenntniß jegen, 
[Sportelfreiheit.] $83. Bei der Unterſuchung 
und Aburtheilung der Fiſcherei-Contraventionen 


Abfaſſung von Contumacial⸗-Erkenntniſſen.] ſollen, außer den für die Vorladungen in Polizei— 
$ 76. Alsdann wird gegen die Nichterichienenen | Contraventionsſachen herkömmlich zu entrichten- 
die Strafe u. |. w. in contumaciam feitgeftellt|den Meilengeldern, feine Sporteln ftattfinden. 
und protofollirt, Jedem derjelben wird der ihn|$ 84. Die Vorſchriften der vorstehenden Fiſcherei⸗ 
betreffende Auszug des Protokolls abjhriftlic, ordnung finden außer dem frischen Haffe jelbit 
mit der Unterjchrift des Protofollführers be⸗ auch auf die damit in Verbindung ftchenden Ges 
glaubigt, auf gleiche Weife, wie $ 73 erwähnt, wäſſer injoweit Anwendung, ald die Fiſcherei— 


behändigt und darüber am Rande de3 Protokolls 
ein Vermerk gemadt. $ 77. Das von jedem 
Haffgerichtstage bejonders zu führende Protofoll 
wird am Schluſſe vom Oberfiſchmeiſter und 
Protofollführer, jo wie von den anmwejenden 


ordnung vom 22. Februar 1787 auf denjelben 
bisher gegolten Hat, 


2. Bijhereiordnung für das kuriſche 
Haff, vom 7. März 1846. 


Erfter Abſchnitt. 
s5 ne Befugniß zum Fiſchfange. 


Fiicherei » Auffichtsbeamten unterzeichnet. $ 78. 
Wenn der am Haffgerichtstage anweſende Ange— 
ſchuldigte die That in Abrede ftellt, jo genügt 
die Angabe ded gehörig beeidigten Fiſcherei— 
Auffichtsbeamten, welcher ihn aus eigener Wahr- 
nehmung der That bezüchtigt, zu jeiner Verur- 


Bweiter Abſchnitt. 

Bon den verſchiedenen Arten und Geräthichaften, 
theilung, fals er nicht feine Unfchuld durch einen den Grenzen und der Zeit des Fijchereibetriebeg. 
geſetzlich zuläffigen Gegenbeweis auszuführen,| [A. Allgemeine Beftimmungen. Beichaffenheit 
oder die gegen ihn aufgeitellten Beweiſe zu ent- der Fiſchereigeräthe. $ 9. Die Geräthichaften 
träften vermag. Dies muß aber am nächſten zum Fiſchfange müfjen fo eingerichtet fein, wie 
Haffgerichtstage geihehen, und der Angefculdigte[e3 die Rückſicht auf Erhaltung und Vermehrung 
zu diefem Zivede feine Vertheidigungszeugen ent-|de3 Fiſchbeſtandes erfordert, 
weber felbjt geitellen, oder binnen 8 Tagen deren| [Beihränkungen der Fiſcherei:) a)in der Ein 
Vorladung bei dem Oberfijhmeifter auswirken.|fehle des küriſchen Haffes. $ 10. In 

Recurs an die Regierung und Berufung auf|der Einkehle de3 turifchen Heftes darf bei Ber- 
tichterliches Gehör.) $ 79. Gegen die vom|meidung einer Gelditrafe bis zu 150 M keine 
DOberfifchmeifter ausgeſprochenen Urtheile fteht| Art der Fiſcherei betrieben werden. — Die Grenze 
dem Augeſchuldigten in denjenigen Fällen, in|der Eintehle erjtredt jich auf der Seefeite vom 
welchen dies nach den betreffenden allgemeinen |jogenannten Schulzenwrad am Sübderhaden an 
Vorichriften zuläſſig ift, Berufung auf rechtliches|der Furiihen Nehrung bis zum nördlichen Ende 


Gehör, in allen Fällen aber das Niederichlagungs-|de3 Dorfes Mellneraggen auf dem Norderhaden, 


oder Milderungsgejud zu. Diejes Geſuch, durch und auf der Haffjeite von der zn 


deſſen Wahl die jonit ftatthafte Provokation auf 
rechtliches Gehör ausgeichlojjien wird, muß von 
den bei der BVerurtheilung anweſenden Ange— 
ſchuldigten jofort am Hafigerichtätage bei Verluft 
des Nechtömitteld angebradjt werden. Dem in 
eontumaciam Berurtheilten ift dazu eine zehn. 
tägige Friſt, vom Tage der Behändigung des 
Erfenntnifjed an gerechnet, geitattet. — Zur Ent» 
icheidung über das Geſuch wird das Hafigerichtö- 
protofoll und das Berzeihnig an die Regierung 
eingejandt, welche den Beſcheid darauf jofort zu 
ertheilen bat. 8 SO. Die Filcherei-Auffichtsbe- 
amten, deren Angaben bie volle Beweiskraft 
($ 78) beimohnen joll, müfjen auf Lebenszeit 
oder mit dem Anſpruche auf lebenslängliche Ber 


des 
furiichen Haffes in die Djtfee bis zum Dorfe 
Scyäferei. b) vor und in den Fluß- und 
Bahmündungen. FII. Im Haff darf inner- 
halb einer actel Meile von der Ausmündung 
der in daſſelbe fich ergießenden Flüffe oder Bäche 
feine Art von Fiicherei ohne bejonders erworbene 
Berechtigung betrieben werden. Die in dieſen 
Flüſſen und Bächen innerhalb einer achtel Meile 
aufwärts ihrer Ausmündung zur Fiſcherei be- 
rechtigten PBerjonen find verpflichtet, nicht nur 
die im Intereſſe der Schifffahrt, fondern auch 
die zur Erhaltung des Fiſchbeſtandes im Haffe 
von ;der Regierung zu erlafjenden polizeilichen 
Verordnungen zu befolgen. Auf feinen Fall 
dürfen die in das Haff einmündenden Flüſſe od. 


jorgung angejtellt jein, und dürfen aud an den Bäche in einer den Zug der Fiſche ftörenden 


erfaunten Gelditrafen und Confiscaten feinen 
Antheil beziehen. & 81. Die erkannten Strafen 
find auf Requifition des Oberfiichmeifters durch 
das Domänenrentamt, oder, wenn die Verurtheils 
ten nicht Domäneneinjafjen find, durch das Lanb- 
rathsamt zu vollftreden. — Im Falle des Un- 


Weiſe verftellt werden. — Gontraventionen gegen 
bie Vorſchriften dieſes Paragraphen werden mit 


S. S. 412 bie Fiſche reiordnung für das friſche Haff 
vom 7. März 1845 $$ 1-10, wo in den Anmerkungen die 
— der im Ganzen fibereinftimmenden Terte ers 

n . 
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einer Geldbuße bis zu 150 M Bejtraft. c) bei 
der Krakkerortſchen Fiſcherei. $ 12. Den 
Kralkerortſchen Filchereipächtern bleibt die Aus- 
übung der Fiſcherei mit erlaubten Gezeugen, jo- 
weit ſie jich derjelben bisher immer bedient haben, 
in folgenden Grenzen ausſchließlich vorbehalten: 
a) von der Windenburger Ede quer über das 
fogenannte Knauphaff (ver Bujen des Haffes an 
der Seite von Dinge und Stanfifchfen, begrenzt 
durch eine gerade Linie von der Kulan-Uppe nad) 
der Windenburgicdhen Ede); b) in der Advant 
eier bei der Sulan-Uppe zunächſt belegenen 

heile des Haffes), welche jedocd; nur von Michae- 
lis ab gefifcht werden darf; c) in dem Gaurum 
oder Saurims (dem Theile des Attmathſtromes 
zwiſchen Kuwertshoff und den Werderinjeln in 
der Mimdung des Wttmath); d) in der Lante 
(dem Bufen zwiſchen Tulkeragge und Krafferort); 
e) in der, den Saurum mit der Lanke verbinden. 
den Dobe (Tiefe). — Sollten jedoch durch Ber- 
jandungen einige dieſer Gewäſſer ganz unbefiſch— 
bar werden, jo bleibt vorbehalten, die Grenze 
diefer Fijcherei, unbeſchadet der echte dritter 
Perſonen, anderweit zu beftimmen. d) in An 
ſehung der Filderbauern zu Nidden. 
F 13. Denjenigen Fiicherbauern zu Nidden, 
welche bisher mit allerlei Gezeugen, Lachsſtellen 
ausgenommen, auf beiden Geiten der Linie von 
Liderorth nad) Grabjterorth zu fiſchen berechtigt 
gewejen, verbleibt auch ferner dieſe Befuonih 
Die Keitelfiicherei ni von denjelben jedoch nur 
auf dem ſüdlich der Linie von Lickerorth nadı 
Grabfterorth —— Hafftheile betrieben wer— 
den (efr. $ 20). Neue Anſiedler zu Nidden, 
ſowie alle diejenigen dortigen Einwohner, welchen 
die vorgedadhte Berechtigung nicht jchon bisher 
zugeftanden hat, bleiben aud) ferner davon aus- 
ehloffen. e)an Sonn» und Feſttagen. 
8 14. In der Naht vor einem Sonn» ober 
Seittage ‚darf fein Fiſcher zum Filchfange aus— 
aufen. An Sonn» und Feſttagen iſt dad Aus» 
laufen zum Fiſchfange und das Fiſchen ſelbſt exit 
nad beendigtem Gottesdienfte gejtattet. Die 
Mebertretung diefer Borfchriften wird mit 3 M 
Strafe geahndet. — Diejelbe Strafe trifft jeden 
Fiſcher, welder vor dem Beginn eines Sonn» 
oder Feſttages von dem Fiſchfange nicht zurüd- 
fommt, er ei denn durch Sturm oder mwidrigen 
Wind daran verhindert worden. f) Bo 
der Laichzeit. $ 15. Die Filcherei-Auffichts- 
beamten haben den Anfang und das Ende der 
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Geräthſchaften ($ 5) und der damit gefangenen 
Fiſche eine Geldſtrafe bis 150 M verwirkt. Wer 
die zur Bekanntmachung aufgeftellten Leichen 
wegnimmt oder verlegt, verfällt in eine Strafe 
bon 60 bis 150 M. 

‚[B. Bejondere Beftimmungen, Cintheilung der 
Fiſchexei im kuriſchen Haffe.] $16. Im kuriſchen 
Haff ſind folgende Fiſchereiarten zuläſſig: J. Die 
Fiſcherei bei offenem Waſſer, 1. Die Segelfiſcherei, 
wozu gehören: a) die Kurrenfiicherei, b) die 
Braddenfiicherei, und e) die Keitelfiicherei; 2. die 
Fiſcherei mit Boten ohne Segel, nämlich: a) die 
Windfartelfiicherei, und b) die Dobenfifcherei; 3. 
die Stellfiicherei, wohin gerecynet werben: a) die 
Lachöfiicherei, und zwar: mit großen Lachswehren, 
mit Heinen Lachsſtellen, mit Lachsnetzen; b) die 
Standnepfiicherei, e) die eigentliche Sackfiſcherei, 
und zwar mit Schnepeljäden, mit Aaljäden, mit 
gewöhnlichen Hafffäden, mit Neunaugenfäden; 
4. die Feine Fiſcherei am Rande des Haffes, 
wozu gehören: a) die Klipp- (Plötz- oder Kaul- 
bars⸗) Fiſcherei, b) die Waadegarn-, oder Hich- 
netzfiſcherei, e) die Braſſen- oder Breſſenfiſcherei, 
d) die Stintgarnfiſcherei, e) die Aalangelfiſcherei. 
Il. Die Winterfiſcherei, 1. mit dem Wintergarne, 
2. mit Heinen Gezeugen, nämlich Gtaadnegen- 
jäden, Kaulbardnegen, Waadegarn- oder Zieh— 
nepen, und dem Gtintgarn. III. Die Fiſcherei 
mit Speeren. 


I. Fiſcherei bei offenem Waſſer. 


[1. Segel-Fifcherei.] 8 17. Auf den flachen 
Stellen des Haffes (den Seeten) und da, wo die 
Säde aufgejtedt find, darf bei einer Gelditrafe 
bis zu 150 M feine Urt von Gegelfifcherei be- 
trieben werden. Bei gleicher Strafe ift in den» 
jenigen Gegenden des Hajjes, wo der Lachsfang 
geübt wird, in der Zeit vom 15. Mai bis zum 
1. October, jo lange die Lachswehren ausgeitellt 
find, jede Segelfiicherei verboten, ausgenommen 
die Braddenfifcherei unter den $ 19 bejtimmten 
Beſchränkungen. a) Kurren-Fifcherei. $ 18. 
Das Kurrengarn befteht aus 2 Flügeln. Jeder 
Flügel ift 80 bis 90 Faden lang und einen Fa— 
den breit, ohne die Einfafjung oder Simme, 
Jede Maſche im Kurrenneg hat 1%/, Bol im 
Quadrat. Die Kurrenfifcherei darf auf dem Bo- 
den des Haffed nur vom Abgange des Winters 
bis zum 1. Mai und vom 21. Auguſt bis das 
Waſſer gefriert, in den Gegenden des Haffes aber, 
wo der Lachsfang ausgeübt wird, nur vom 1. 


Laichzeit der vorzüglicheren Fiichgattungen, deren |Dctober an, jedod) ſowol bei Tage, als zur Nachte 
Bezeichnung der Regierung vorbehalten bleibt,|zeit, und aud im Gemenge ausgeübt werden.— 
fowie die Laichitellen, in einer von der Regierung Wer gegen eine der obigen Bejtimmungen fehlt, 
zu beftimmenden Weije den Fildern belannt zu|verfällt in eine Strafe bis 150 M. Dieje Strafe 
machen. Sit diefe Bekanntmachung erfolgt, jo|trifft insbejondere denjenigen, welcher mit einem 
ift dadurch der Fang des laichenden Fiſches und Garne fiicht, das weniger als 80 Faden Länge 
das Fiſchen auf den befanntgemadten Laichftellen | in jedem Flügel oder engere oder weitere Majchen 
verboten. — Jeder Fiſcher, deſſen Fiſchereige- als 1'/, Zoll im Quadrat hat, — Die Kurren— 
räthichaften nicht binnen 12 Stunden nad) erfolg- fahrer fünnen jo weit im Haff hinaufziehen, als 
ter Belanntmadhung von den Laichſtellen entfernt |jie wollen; jedoch dürfen fie, je nachdem ſie in 
md, hat den Verluft der ausgeitellten Geräth- einem jüdlich oder nördlich der Linie von Lider- 
haften und der damit gefangenen Fiſche verwirkt. orth auf Grabjterorth gelegenen Orte wohnen, 
— Ber nad erfolgter Bekanntmachung auf den'die Kurrenfifcherei nur auf der füdlichen oder 
Laichſtellen Fischereigeräthichaften ausſtellt, oder nördlichen Geite diejer Linie betreiben. Wer 
Fiſcherei betreibt, hat außer der Confiscation der diejelben überjchreitet, verfällt in eine Gelditrafe 
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bis Ein 150 M, menn nicht aus den Umftänden|den $$ 5 und 6 beitimmten Strafen. — Im 
elt, 


= daß die Ueberſchreitung ohne Vorſatz nördlichen Theile des furiichen Haffe® von ber 
geichehen ift. b) Bradden-Fiſcherei. $ 19. Linie von Liderorth auf Grabfterorth an, bleibt 
Das Braddengarn hat in jedem Flügel 80 biß|die Keitelfiicherei bei einer Gelditrafe bis 150 M 


90 Faden Länge, einſchließlich der Einfaffung| verboten. — Der Betrieb der Platſchklinnisfiſcherei, 
oder Simme, und es müfjen die Flügel in fchrägen|welche mit einem dem feitel ähnlichen, aber 
Maichen bis zur Mettrige fortlaufen. Die Maſchen kleineren, gewöhnlich mit Bügeln verjehenen Nege 
dürfen in den Flügeln nicht enger ald 1'/, Bolllausgeübt wird, ift auf dem ganzen kuriſchen Haff 
irn Quadrat, und in der Mettrige nicht enger|bei 150.M Strafe unterjagt. 

als ®/, Zoll im Quadrat jein. Die Flügel find] [2) Fiicherei mit Böten ohne Segel.] a..Wind- 
am Anfang 10 Fuß und am Ende 4 Faden breit, kartelfiſcherei. 21. Die Windlartelfiicherei 
die Mettrige ift 7 Faden ang. — Dieje Fifcherei|mird nur an den Ufern des Haffes betrieben. 
beginnt erjt am 15. Gept. und darf bis zum|Das Neg ift aus reinem Hanf gearbeitet u. ber 
1. Oct. nur auf dem Boden des Hafjed betrieben |fteht au 2 Flügeln und einer Mettrige. Die 
werden. Nur den Gegelfischern der Aemter Ruß |Simme od. Einfafjung ift von Lindenbaft, woran 
und Prökuls ift es geftattet, auch während der Floßhölzer befeitigt jind, u. die Leine des Gar- 
Lachszeit mit Bradden zu jahren, jedoch bürfen|nes, welche den Grund des Waſſers berührt, ift 
jie ſich der Litthauifchen Seite nad) Often zu nicht |mit Steinen verſehen. — Jeder Flügel darf höch— 
weiter ald® bis am die Esze nähern, und nach ſtens 100 Faden in der Länge und 3 Faden in 
Norden nicht weiter als bis an die gerade Linie|der Breite haben. Die Maiden in den Flügeln 
von dem nördlichen Ende der Esze nad) der können mit 1?/, Boll im Quadrat anfangen und 


Bulwyk jahren. Nach dem 1. Dct. aber, und 
wenn die Lachswehren aufgehoben find, bürfen 
die Braddengarne allenthalben ausgeworfen wer- 
ven. Der Vorſſchaft Schwarzort ift zu feiner 
Jahreszeit geftattet, die Braddenfiſcherei über 
den Negelnſchen Haden hinaus zu treiben. — 
Ver Garne mit engeren Maſchen anwendet, oder 
gegen eine der obigen Vorſchriften fehlt, Hat 
Geldftrafe bis zu 150 M verwirkt. c) Keitel- 
fiſcherei. 8 %0. Das Keitelgarn befteht aus 
einem 5 bis 6 Faden langen und 1 bi82 Faden 
hohen, fpig zugehenden Gag von Hanf, welder 
inwendig mit einer Kehle verjehen ift. Der 
Umfang der vorderften Oeffnung befjelben beträgt 
2 bi3 6 Faden. An feiner Stelle des Keitels, 
mit Einfluß des hinteren ſchmalen Theiles des— 
jelben (de3 jogenannten After» oder Achtergarns), 
dürfen die Mafchen enger ald ®/, Boll im Qua» 
drat fein. — Wer ein Keitelgarn mit engeren 
Maſchen zum Filchfange gebraucht, verliert das 
Garn und verfällt in eine Strafe biß zu 150M. 
Ausnahmsweiſe iſt jeboh zum Gtintfang der 
Gebrauch von Keitelgarnen mit Majchen bis zu 
Y/, Boll im Quadrat: a) vorlängd der Edze ın 
der Zeit vom 15. April bis zum 1. Mai und 
b) in dem weftlich der Linie von Roßitten auf 
Taktau befindlichen Theile des Haffes vom 15. 
Juli bi8 zum 15. Auguft und vom 1. October 
bis zum Eintritt des Winter geitattet. — Der 
Betrieb der Keitelfifcherei mit vollem Segel oder 
Winde (dad fogenannte Schwüren) wird bei einer 
Geldftrafe bis 150 M verboten; bei gleicher 
Strafe müfjen die Keitelfiiher bei Ausübung 
dieſer Fiſcherei ftet3 wenigſtens 50 Faden von 
einander entfernt bleiben. — Der Betrieb ber 
Keitelfifcherei im kuriſchen Haff ift nur den hier⸗ 
zu berechtigten Einwohnern derjenigen Ortichaf- 


müflen an der Mettrige mit mindeftend einem 
Bol im Quadrat endigen; die Mettribe darf 
nicht mehr ald 8 Faden enthalten; die Mafchen 
berfelben fönnen mit einem Bol im Quadrat 
anfangen u. müſſen mit mindeftend einem halben 
Boll im Quadrat endigen. Der Gebraud) eines 
mit engeren Mafchen verjehenen Garned wird 
mit einer Geldbuße bis 150 M beitraft.— Dieſe 
Fiſcherei beginnt, fobald das Haff vom Eiſe be- 
freit ift umd die Gewäfjer in die Ufer zurüdge- 
treten find, u. dauert bid zum 1. Juni. Vom 
1. Juni bid Michaelis ift diejelbe bei einer Geld- 
ftrafe bis 150 M verboten. Nah Michaelis darf 
lie aber wieder betrieben und bis zum Winter 
fortgejegt werden. b. Dobenfijcherei. $ 22. 
Die Krakferortichen Fiſcher, welchen ausichlieh- 
fih die Dobenfiicherei in der jogenannten Dobe 
äufteht, bedienen fich hierzu des Dobenneges, 
weiches aus 2 Flügeln und einer Mettrige bes 
fteht. Bei einer Geldftrafe bi8 150 M dürfen 
die Flügel nicht über 120 Faden Länge und 5 
Faden Breite haben, und die Mafchen in den 
Flügeln nicht unter 2 Boll und in der Mettrige- 
nicht unter 1?/, Zoll im Quadrat groß fein. — 
Ber diefer Filcherei ijt ausnahmsmweije das Pum— 
pen und Sagen geitattet. Diefelbe beginnt am 
15. Septbr. und dauert bis zum Eintritt des 
Winters. 

[3. Stellfiſcherei) a. Lachsfiſchereien. aa. 
mit großen Lachswehren. $ 23. Bei gro» 
Ben Lachswehren dürfen die Majchen in der Net- 
wand (Zinflasgaunamafjis) bei einer Gelditrafe 
bi 150 M nicht enger als 3 Zoll im Quadrat 
fein. — Die Länge und Breite der Netze jelb 
richtet fid) nad) der jedesmaligen Breite u. ie 
bed Stromes, welcher querüber mit der Ladhd- 
wehre (Takiſch oder Takisza) verftellt wird. — 


ten, welche füdlih der Linie von Liderorth auf Diefe dürfen zwar die ganze Breite des Stromes 
Grabiterorth liegen, ingleichen den Filcherbauern |einnehmen, müfjen aber jo men fein, daß 


zu Nidden ($ 13) bis zu dieſer Linie Hin und an der einen Uferjeite ein Thei 


des Netzes ohne 


nur auf dem Boden, nicht aufden flachen Stellen Schwierigkeit gejentt ober weggenommen und fo 


des Haffes geitattet. — Wer bie feitelfiicherei 
auf den flachen Stellen des vorbezeidjneten ſüd— 
fihen Theilö des Haffes, oder vor dem 1. Juni 
oder nach dem 1. Oct. treibt, verfällt in die in 





die zur Durchfahrt der Kähne und Holzflöße er- 
forderlihe Deffnung gewonnen werden fann. Um 
ben Lachsfang nicht zu ftören, dürfen Kähne nur 


‚bei Tage u. nur mit gejtrihenen Segeln durch— 
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gehen. Den Holzflößern iſt der Durchgang nur 
in den beiden legten Tagesftunden vor Sonnen- 
untergang geitattet. Das Deffnen und Wieder- 
verſchließen des Durchgangs liegt den Pächtern 
ber Lachswehre ob. — Den Pächtern der großen 
a bei Sfirwied und Schiefche bleibt es 
nachgelaſſen, vor ihren Lachswehren, jo oft bie 
Witterung ed zuläßt, eine Fiſcherei mit Kähnen 
anzuordnen. Zu dem Ende können fie ein Bug- 
neß (Leidomaſſis oder Tinklad-Leidzamafjis), und 
ein Borftellneb (Metomage oder Tinflas-Detto- 
maſſis) zu Hilfe nehmen u. ſolche zur Beförder- 
ung des Lachsfanges, nad) Art der Heinen Fiſch— 
erei, mit Böten durchziehen. Die Majchen in 
dieſen Nepen dürfen aber durchgängig nicht enger 
als 3 Zoll im Quadrat jein, widrigenfalls die 
Lachswehrpächter in eine Gelditrafe bis 150 M 
verfallen. Bei gleicher Strafe müſſen fie gleich 
nad) beendigtem Zuge das Borftellneg wiederum 
herausnehmen oder jenfen. — Bor den Lachs— 
wehren können auch Säde (Wenter) und Kullen 
angebracht werben, um den Lachs, wenn er von 
der Netzwand zurüdkehrt, einzufangen, u. es ijt 
den Pächtern gejtattet, jo viel Wenter u. Kullen, 
als fie zuträglich und da, wo fie es am ange- 
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an Orten, wo bie Nuffichtsbehörde es als un- 
ſchädlich geftattet, Lachsnetze ausgeftellt werden, 
weldje aber nur aus einem Flügel von nicht 
mehr als 30 Faden . und nicht mehr als 
1”/, Faden Breite mit Mafchen zu mindeftens 
3 Boll im Quadrat beftehen dürfen. — Wer 
dieſes Maß nicht beobachtet, verfällt in 15 M 
Gelditrafe. b. an igerel 826. Bun 
Ausübung ber Staadnetfiicherei bedient man fich 
dreifaher, 12 Faden langer u. 2 Faden breiter 
Nepe, deren Maſchen im mittleren Netz (ber ſog. 
Schlänge) bei einer Geldftrafe bis 150 M nicht 
enger als 1%, Zoll im Quadrat fein dürfen. 
Bei diefer Fiſcherei darf der Fiſcher feine Netze, 
jobald ſolche aufgeſtellt find, bei Berluft der Ge- 
räthichaften und des Garnes, der Eonfiscation 
der gefangenen Fiſche und einer Gelditrafe bie 
150 M, nidt umrubern. c. Sadfiiderei. 
$ 27. Die Fiichläde (Wenter), welche vermittelft 
Stangen (Priden) von 3— 4 Faden Länge auf 
dem Grunde des Haffs befeftigt werden, find aus 
reinem Hanf verfertigt und bejtehen aus 4 Bü- 
geln und 3 Hauptitüden. Das Stüd zwiſchen 
den beiden erjten Bügeln Heißt der Vorderbauch, 
dad Stüd zwiſchen dem zweiten u. dritten Bügel 


meſſenſten finden, anzujegen. Die Pächter derjder Mittelbauh, und das Stück zwiſchen dem 
großen Lachswehre find bei einer Strafe biß|dritten u. vierten Bügel die Stagge oder Stag- 


150 M verbunden, über den Fang u. den Abſatz 
ber Lachſe genaue au zu führen und jolche 
erforderlichenfalld zu 

wehre dürfen nicht vor dem 15. Mai geichlagen 
und müfjen fpäteftend am 30. Sept. außgehoben 
werden. bb. mit Heinen Ladhsitellen. $ 24. 
Die Heinen Lachsſtellen werden nit in den 
Strömen, fondern im Haffe ſelbſt aufgeftellt. Sie 
dürfen bei einer Geldftrafe bis 150 M nicht nad 
Art der vorerwähnten großen — ein⸗ 
gerichtet werden, vielmehr ſind hierzu bloß Säcke 
(Wenter) u. Panten verſtattet. Letztere beſtehen 
aus 2 mit einem Leidings oder Laͤdings (einer 
Netzwand) verbundenen Säden (Wenter), deren 
einer die gewöhnliche Größe eines Haffiades von 
7 Faden, der andere aber bei einer Gelditrafe 
biß zu 1560 M nicht en als 4 Faden in der 
Länge haben darf. Die Länge des Lädings darf 
nicht mehr ald 60 Faden betragen. — Wer ſich 
eines längeren Lädings bedient, hat 15 M Strafe 
und im Biederholungsfalle außerdem die Con- 
fiscation des Netzes verwirkt, In gleiche Strafe 
verfällt der Inhaber einer Heinen Lachäftelle, 
welcher mit derjelben weiter, als er berechtigt 
ift, in die Tiefe des Haffes geht. — Die alten 
Grenzen jümmtlicher Lachsſtellen werden zwar 
beibehalten, jedoch muß von den Inhabern der 
Lachsſtellen alles das beobachtet werden, wozu 
nad den nachfolgenden 88 27—31 dieſer Ord- 
nung die Sadfiicher verpflichtet find, widrigen- 
fall3 fie die in jenen Paragraphen angedrohten 
rg verwirten. Wa3 bisher in Anjehung 
der jog. großen und Heinen Pächter und ber 


ee außerdem ift jeder Sad mit inneren Kehlen 
Inkeln) verſehen. An der Definung eines jeden 


eſchwoͤren. — Die Lachs⸗Sackes befinden fih 2 Flügel; einer an jeder 


Seite, melde man Sparnay nennt und welche 
ebenfalld angepridt werden. — Die Majchen in 
den Flügeln und dem Vorderbauche find gleich 
groß und dürfen nicht enger als 2 Zoll, im 
Mittelbauche müſſen fie wenigſtens 1"/, und in 
der Stange wenigftens einen Zoll im Duadrat 
weit jein, bei einer Geldftrafe bis 150 M. — 
Nur bei den Aal» u. Neunaugenjäden wird ein 
engered, und zwar bei den erjteren das halbe 
Maß der vorgedachten Majchen geftattet; bei den 
Neunaugenjäden können im Vorderbauche die Ma- 
ihen einen Zoll, im Mittelbauche und nad) der 
Stagge zu Boll breit fein. — Jeder Sad Hat 
im Innern 2 mit Hanffäden feit angejpannte 
Einkehlen (Inkeln), wovon die erftere u. größere 
im Mittelbauche, die zweite und Heinere in der 
Stagge befeftigt ift, und deren Definung in ge 
rader Linie hintereinander angebracht find. Die 
Säde werben gewöhnlich paarweije im Haffe auf« 
gejtellt und mit einem aufrechtitehenden Garne 
verbunden, ——* letztere Leidings od. Lädings 
genannt wird. Die Oeffnung des Sackes zwiſchen 
den Pricken, deren 6—7 zu einem Sacke gebraucht 
werben, bleibt allein zum Fiſchfange beftimmt. 
— Die Länge der Leidings muß bei den ge- 
wöhnlichen Süden od. Banten — wenn nämüch 
nur 2 ©äde, verbunden mit einem Leidings, aufs 
geftellt find, nicht mehr als 10 Faden und die 
Breite nicht mehr als 3 Faden betragen. — Bei 
den boppelten Säden — wo 4 Säde mit Leidinga 


Privilegirten Rechtens geweſen ift, bleibt in Kraft. |verbunden aufgeftellt find — darf der Leidings 
Uebrigens darf bei 15 M Geldbuße Keiner eine) höchſtens 30 Faden Länge und die ganze Breite 
neue Lachsſtelle jo einrichten, daß eine ältere) deijelben nur 17 Maſchen halten. — Die Rinn- 
durch ſolche gebedt u. ihre Rinne gefperrt werde, bahn bei den einfachen Säden wird auf einen 
ce. mit Lachsnetzen. $ 25. Außer den großen Faden, bei den doppelten aber auf höchſtens 5 
Lachswehren und den Heinen Lachsſtellen dürfen Faden beftimmt. — Wer diefen Vorſchriften ent 
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egenhandelt, hat außer der Eonfiscation der, dings verbunden. — Bon ber Beit ihrer Auf- 


de 15 M Geldftrafe zu 
Bermeidung einer Selditrafe 


gleicher Strafe müfjen bie nad) feiten Geſichts— 
punften auf dem Lande, oder durd Tonnen, 
Bollen od. Boyen bezeichneten Hauptſchifffahrts- 
richtungen in dem flachen Haffwaſſer in einer 
Breite von 20 Ruthen von Säden jeder Art frei 
bleiben. — Die Sadfifcher müflen wie bisher die 
Säde noch vor Sonnenuntergang aufftellen und 
dürfen ſolche nicht eher ald nad) Sonnenaufgang 
öffnen, auch in der Zeit von Sonnenuntergang 
bi3 Sonnenaufgang bei 15 M Geldjtrafe auf dem 
Haffe ſich nicht aufhalten. aa. mit Schnepel- 
fäden. $ 28. Zu einer Schnepelpante gehören 
4 Säde mit einem Leidings von 30 Faden. Sie 
werden in einem Bogen mit der converen Seite 
egen bie Eintehle des Haffes Hin ausgeftellt. 
ER Deffnung der Schnepeljäde enthält ungefähr 
2 Fäden in der Länge und der Leidings ijt mit 
einer Simme oder Einfafjung von Lindenbajt 
verjehen. Die Schnepelpanten müfjen in Reihen 
aufgeftellt werden und die Rinnen zwijchen den 
Reihen mindeftend 30 Faden breit bleiben; ber 
Raum zwifchen den Panten einer jeden Reihe 
wird auf mindeftend 30 Faden bejtimmt. Wer 
biergegen fehlt, Hat 15 M Geldftrafe verwirkt. 
Die Schnepelpanten dürfen zu jeder Jahreszeit, 
mit Ausſchluß der Zeit vom 15. Mai bis zum 
1. Dctbr., auögeftellt werden. Wer in der Heit 
vom 15. Mai biß 1. Dct. Schnepeljäde augjtellt, 
u eine Geldftrafe bis 150 M verwirkt. bb. mit 

aljäden. 9, Die Aalſäcke werden paar- 
weije ausgeftellt u. ebenfalld mit einem Leidings 
eingefaßt. Die Deffnung zwiſchen den 5 Priden, 
womit dieje beiden Säde befeitigt find, enthält 
wenigitend 3 Faden in der Länge. Hinfichtlich 
der Beichaffenheit der Säde und der Größe der 
Maichen findet der $ 27 Anwendung. — Ber 
Aalfang darf zwar im Gemenge betrieben wer- 
den, jedoch bilcten an den Schwarzorthicen Ufern 
nur die Ortichaften Schwenzeln, BDramwehnen 
und Gaitzen, gemeinjchaftlic mit der Dorfichaft 
Schwarzorth, Yalpanten ausitellen u. den Aal— 
fang betreiben. Zur Verhütung von Gtreitig- 
feiten zwifchen den berechtigten Ortſchaften ſoll 
bei 15 M Geldftrafe zwiſchen den Stellen, wo 
die Malpanten aufgeftellt werden, jederzeit ein 
Zwiſchenraum von 350 Faden zum Durchzuge 
anderer Fiſche frei bleiben, u. eine jede der ge— 
nannten Ortichaften ihre Panten in einer befon- 
deren Reihe aufjtellen, auch follen jährlich die 
Reihen unter — ge wechſelt werden, dergeſtalt, 
daß, wenn z. B. die Dorfſchaft Schwenzeln ein 
Jahr die iiſe Reihe innegehabt, ſelbige im folg— 
enden Jahre ihre Panten auf die letzte Reihe 
bringen muß. — Der Aalfang mit Säcken und 
Panten ift nur vom 16. Aug. bis zum 8. Oct. 
gejtattet. Wer ihn außer diefer Zeit betreibt, 
wird mit einer Geldbuße bis 150 M beftraft. 
ee. mit gewöhnliden Haffjäden. $ 30. 
Die gewöhnlichen Hafjläde, welche die $ 27 an« 
gegebene Einrichtung und Maſchenweite haben, 
werden mit 5—7 Pricken in der dort befchriebe- 
nen Art nebeneinander anfgeftellt und mit Lei— 


ewärtigen. — Beilftellung gilt dafjelbe, was $ 28 in Betreff der 
bi3 150 M darf) Schnepeliäde angeordnet ift. dd. mit Neun— 
fein Sadfifcher der Tiefe zu nahe kommen. Beilaugenjäden. 


31. Die Neunaugen werben 
in Säden von der Beichaffenheit der gewöhn- 
lihen Haffläde gefangen. Jedoch bedürfen die 
Neunaugenjäde keiner Leidings, fie werden nur 
mit 3 Priden befeftigt und haben Fleinere Ma- 
ſchen ($ 27). Um Michaelis wird mit Ausjtellen 
ber Neunaugenjäde der Anfang gemacht, und es 
darf damit bis zur Mitte ded Monats Januar 
fortgefahren, bei einer Geldſtrafe bis 150 M 
aber der Neunaugenfang weder früher noch jpäter 
betrieben werden. Bei Stellung diefer Säde muß 
dajjelbe beobachtet werden, was im $ 24 bei den 
Heinen Lachsſtellen fejtgefegt worden, bei Ber- 
meidbung der dafelbft erwähnten Strafe, 

[4. Kleinere Fiſcherei am Rande des Haffes.] 
a. Klippr, ne oder Kaulbarsfijcherei. 
$ 32. Die Klippe ift ein aus reinem Hanf ge- 
fnittete3 Garn, bejtehend aus 2 Flügeln u. einer 
Mettrige, welches von 2 Menſchen am Ufer her» 
umgezogen wird, während ein Dritter nebenher 
mit einem Boote fährt, um das Ne, wenn e3 
irgendwo Hängen bleibt, wieder frei zu machen. 
— Jeder Flügel darf nicht mehr als 30 u. die 
Mettritze nicht mehr als 2 Faden in der Länge, 
und Flügel wie Mettrige dürfen nicht mehr ala 
1'/, Faden in der Breite haben. Die Majchen 
in den Flügeln find am Anfange mindejtens 
einen Zoll im Quadrat weit, gegen die Mettrige 
zu dürfen diejelben aber bis zu einem halben 
Hol u. in der Mettrige ſelbſt zulegt ganz enge 
zujammenlaufen. Wer ein Garn anwendet, deſſen 
Einrichtung diefen Bejtimmungen zumider il hat 
15 M Gelditrafe zu gemärtigen. Mit dieſem 
Gezeuge iſt erlaubt, zu jeder Jahreszeit in dem 
Hoffe zu fiſchen. b. Waadegarn- (Biehneg-) 
Fiſcherei. 833. Das Waadegarn darf in je— 
dem Flügel nicht mehr als 90 u, in der Mett« 
rige nicht mehr als 3 Faden Länge, deögl. oben 
3, unten aber 4 Faden Breite haben. In den 
Slügeln fangen die Maſchen mit 2 Zoll im 
Qudrat an u, laufen mit einem Zoll gegen die 
Mettrige, in dieſer aber zulegt ganz dicht zu. 
Das Tauwerf darf an jedem Flügel nicht über 
350 Baden lang jein. Wer feine Gezeuge mit 
fleineren Majchen verfieht od. längeres Tauwerk 
anbringt, hat 165 M Gelditrafe verwirkt. — Dieje 
Fiſcherei darf zu jeder Jahreszeit ausgeübt wer- 
den. c. ER A oder Brejjenfijherei. 
i 34. Das zum Breffen- oder Braffenfange bes 
onders eingerichtete Neg ift 30 Faden lang u. 
8 Fuß tief und mit Machen von 2"/, Zoll im 
Duabdrat verſehen. — Dieje Fiſcherei wird mit 
Handfähnen vom 15. Mai bid zum 30. Juni 
betrieben. Wer diejelbe zu einer anderen Zeit 
betreibt, ober dabei Netze mit einer geringeren 
ald der vorerwähnten Maſchenweite anwendet, 
verfällt in eine Geldftrafe bi3 150 M. d. Stints 
garnfijcherei. $ 35. Das zum Gtintfange 
befonders gefertigte Netz beſteht aus 2 Flügeln 
und einer Mettrige. Jeder Flügel darf nicht 
mehr als 50 und die Mettrige nur 3 Faden in 
der Länge u, Einen Faden in der Breite haben. 
Die Maihen in den Zlügeln find am Anfange 
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17, Zoll im Quadrat weit; dieſelben verkleinern Zur Winterfiſcherei mit kleinem Gezeuge bedient 


ſich bis zur Mitte der Mettritze bis auf !/, Zoll 
u. haben von da bi3 zum Ende derjelben ?/, Zoll 
im Quadrat. Mit diefem Nepe wird wie mit 
der Klippe gefifcht, es darf jedoch mit bemjelben 
nur bis zum 1. Juni u. im Winter unter dem 
Eije gefijcht werden. — Mer außer diejer Zeit 
oder mit einem vorjchriftswidrigen Stintgarn 
fiſcht, verfällt in eine Geldjtrafe bis zu 150 M. 
e. Ual»-Angelfifcherei. $ 36. Zu der Aal- 
Angelfiicherei gebraucht man Zeinen von dünnem 
Hanf od. ſtarker Flachsſchnur von 25—480 Fa— 
den Länge, an welchem ſich haufenweije einen 
Fuß lange, dünne, weiße Schnüre mit Hafen 
(Weßlern) befinden, woran als Köder Würmer 
befeitigt jind. Diejelben werden auf den Grund 
des Haffes hinabgejenft u. am anderen Morgen 
wieder aufgehoben, um die Yale abzulöjen und 
die Angeln mit neuer Ankörnung zu verjehen. 
Bei Vermeidung einer Geldftrafe bis 150 M 
dürfch ftatt der Würmer nicht junge Fiſche als 
Köder u. feine Hafen (Meflern) unter Zoll 
Stärke gebraucht werben. — Den Einjafjen in 
Sarkau ift nad) wie vor das Auslegen ihrer Aal— 
Angeln nur längs der Nehrung oder der Weit- 
jeite des Haffes mit Ausſchluß der im $ 10 diefer 
Ordnung bezeichneten Eintehle des Haffes ge- 
ftattet, Dierelben dürfen zum Betriebe dieſer 
Fiſcherei ausnahmsweiſe ($ 14) einige Wochen 
nacheinander auf dem Haffe bleiben. 


HD. WBinterfifherei. Allgemeine 
Beitimmungen. 


$ 37. Die Winterfifhereien find nicht auf die 
Ufergrenzen beſchränkt, es joll vielmehr jeder 
Dorfihaft frei bleiben, zu ihren Zügen die fchid- 
fichiten Stellen auszuwählen; nur dürfen Dieje- 
nigen, welche in einem jüdlich oder nördlich der 
Linie von Liderorth auf Grabfterorth gelegenen 
Ort wohnen, die Winterfifcherei nur auf der füd- 
lichen od. nördlichen Seite diejer Linie betreiben. 
Auch darf fein Winterzug über 1000 Faden im 
Umpfange haben. — Wer biergegen fehlt, verfällt 
in 15 J Geldſtrafe. — Jede Art von Winter- 
fiſcherei iſt ſowol bei Tage als zur Nachtzeit, u. 
jo lange das Haff mit Eiſe belegt iſt, gejtattet. 
Bere Wenn ein Fiſcher, welcher Zeichen zum 
usjtellen feiner Winternege gemacht hat, die— 
ſelben nicht während der nädjitfolgenden 24 Stun» 
den benugt, fo darf jeder andere Fiſcher fich der 
bezeichneten Stelle bedienen. $ 39. Kein Fiſcher 
darf feine Netze in einen fremden Garnzug jepen, 
der entweder durch eine Stange, durch u Ne 
Eisftüde oder mittels der in Eid gehauenen Art 
oder auf andere Weije kenntlich gemacht oder 
ihm ſonſt befannt geworden ift. 
f1. Fiſchen mit dem Wintergarne.] $ 40. Das 
Bintergarn beiteht aus 2 Flügeln, deren jeder 
nicht länger ald 100 Faden, u. aus einer Mett- 
rise, welche nicht länger ald 5 Faden jein darf. 
In dem Vordertheil der Flügel müſſen die Ma- 
ſchen nit unter 2/, Boll, gegen die Mettrige 
nicht unter einem Zoll, und in der Meitrige 
Fon nicht unter ®,, Zoll im Quadrat weit jein, 
bei eidung einer Gelditrafe von 150 M. 
[2. Binterfifcherei mit Meinem Gezeuge.] $ 


41.) 


man ſich der oben SS 26 — 31 erwähnten Nee 
u. Säde unter dem Eife, jowie der Stintgarne, 
bei welchen letzteren auch die ſonſt verbotenen 
Häfel gebraudt werden können ($ 46). — Findet 
ih der Stintfiih in einem oder dem anderen 
Winter nur auf einer Stelle des Haffes vor, jo 
ſoll jeder zu diefer Filcherei Berechtigte an dieſem 
Drte einen Zug zu thun befugt fein. 

[Nee mit vorichriftswidrigen Maichen.] $ 42. 
Der Gebrauch zu eng gemajchter Nepe wird in 
allen Fällen, außer den in den 88 18—41 be- 
ftimmten Geldbußen, mit Confiscation der vor- 
ihriftöwidrigen Gezeuge u. der damit gefangenen 
Stiche Erle 
III. Das Stehen ber Fiſche mit Speeren. 

$ 43. Das Stehen der Fiſche mit Speeren 
bleibt erlaubt. 

[Unerlaubte Fifchereiarten.] $ 44. Neue und 
andere Urten der Fiſcherei, als die S$ 17 bis 
43 erwähnten, dürfen ohne vorhergegangene 
Unterfuhung und ausdrüdliche Erlaubnii der 
Regierung nicht betrieben werden. $ 45. Die 
nachſtehend bejchriebenen Arten des Fiſchfanges 
find unter allen Umſtänden unjtatthaft: 1) Das 
Pumpen (Spurfti) und dad Jagen, wobei eine 
lange Stange, an mwelder eine Art von hölz- 
erner Traube oder ein Xeder befeftigt ift, unter 
dem Wafjer auf» und abgeftoßen, und dadurch 
ein ſtarkes Getöje verurjaht wird. Nur bei 
der Dobeufifcherei ($ 22) ift ausnahmsweiſe das 
Pumpen und Jagen geitattet. 2) Das Klap⸗ 
pern und Bullern, welchess von dem Pumpen 
nur dadurch ſich unterjcheidet, daß hier das Ge— 
töfe durch Klappern oder Schlagen mit einem 
Stode auf dad Fahrzeug verurſacht wird. 3, 
Das GSteiern, bei welchem 2 Kähne, gewöhnlich 
Keitelgefäße, nachdem ein Keitelgarn dur 2, 
20 —40 Faden lange Leinen an denjelben bes 
feftigt, ind Haff eingelajjen u. ausgebreitet wor« 
ben, unter Segel gehen u. in gleicher Richtung 
ungefähr 3—5 Faden von einander entfernt, eine 
Strede des Haffes durchlaufen, bevor die Nepe 
gelichtet werden, 4) Das Aufjegen der Quäſie, 
welches darin beiteht, daß Bündel Strauch, die 
an einer Pricke befeftigt find, ins Haff gelegt 
werden. 5) Die ſog. Plaskinnisfiicherei (S 20). 
z 46. Der Gebraud; des Häkels — nämlid) des 
esten oder hinterften Theils der Meettrige bei 
den Stintnetzen und den bei der Winterfiicherei 
gebraudjten Nepen — iſt bei allen Sommerfijd)- 
ereien verboten. 

[Strafen für deren Ausübung] $ 47. Wer 
eine unerlaubte Fiſchereiart (5 44—46) betreibt, 
hat den Berluft des Geräthes u. Garnes, ſowie 
die Wegnahme ber etwa jchon gefangenen Fiſche 
und außerdem eine Gelditrafe bi$ 150 M (s$ 5 
u. 6), im vierten Contraventionsfalle aber, wenn 
er ein fFilchereiberechtigter ijt, zugleich die Be— 
rehtigung zum Fiſchen ($ 7) vermirkt, 

Dritter Abſchnitt. 
Berhalten der Fiſcher bei dem Fiſchen und der 
Benugung des gewonnenen Fiſchfanges. 
—52.!) 

4, ©. die Fiſchereiordnung für das friihe Haff vom 
7. März 1945, 55 49—53. 
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Behandlung der Priden.] $ 58. Bei allen|blication dieſer Ordnung nur Tonnenmaße be— 
Sadfiichereien müſſen die Stellen mit hohen, mit|nußt werben, welche 100 Ouart enthalten u. mit 
der Hausnummer des Eigenthümersd verjehenen|den vorjchrift3mäßigen Stempel verjehen jinb. 


Pricken bezeichnet, u. dieſe nach beendigter Fiſch- Contraventionen 
—— werben, bei Ver⸗mit einer Geldbu 
Geldjtrafe. — Wer bie vom|der unrichtigen Maße beitraft. 


erei wieder ganz 
meidung von 16 
Winde od. von den Wellen abgebrochenen Briden 
nicht fofort herauszieht, verfällt in dieſelbe Strafe; 
wer Priden unter dem Wafjer abbridt od. ab- 
jägt, hat 30 M Geldſtrafe verwirft. 
mit verjengten Priden unter dem Waſſer ver- 
ftedt, verfällt in eine Geldftrafe von 60—150 M. 


egen bieje Vorſchrift werden 
ER bis 15 M und Eonfiöcation 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem Berfahren bei Beauffichtigung des 
cherei⸗ 


r Sacke Fiſchereiweſens u. der Beſtrafung der Fti 


Eontraventionen. 
61-78.) 8 79. Die Borjchriften der 


[Beitrafung Derjenigen, welche fremde Säde|Fiichereiorbnung finden außer dem Kurifchen Haff 


aufbheben.] $ 


54. Ber fremde Cäde aus berljelbit auch auf 


ie damit in Verbindung fteben- 


waſſerrechten Lage — oder aufhebt, verfällt|den Gewäſſer inſoweit Anwendung, als die Fiſch— 


in 15 M Gelbfirafe. 
Nepen oder Säden begangener Diebjtahl mird 
nad be allgemeinen Strafgeſetzen geahndet. 

(Entihädigung der Sadfiiher für den durch 
auseinandergeriljene Holzjlöße entitandenen Scha— 
den.) 56. Sollte durch auseinandergeriſſene 
Holzflöge den Sadfiihern ein Schaden zugefügt 
werden, jo können leßtere nur dann eine Ent- 
ihädigung fordern, wenn die Mannjchaft des 
Tlofies durch ſchlechtes Zufanmenheiten der Höl« 
zer, unterbliebene3 Rudern, nicht gehörig wahr- 
genommened Gegeljtreihen oder andere grobe 
—— die Zertrümmerung des Floſſes 
verſchuldet hat. In ſolchen Fällen müſſen die 
Unternehmer der Holzflößereien ſelbſt, mit Vor— 
behalt des Regreſſes an ihre Leute, für den des— 
fallſigen Schadenerſatz aufkommen. 

(Verbot zur Verhütung — Stör⸗ 
ungen der Fiſcher.) $ 57. Bei der Fiſcherei 
mit Böten ohne Segel darf fein Fischer ſich in 
den Zus Desjenigen legen, ber jchon fiſcht. Bei 
der Segelfiicherei darf kein Fifher in die Zug— 
linie eines anderen, der vor ihm die Nee auöge- 
worfen hat, auch fein Fifcher, der ſchon an irgend 
einer Gielle deö Hafjes im Fiſchen begriffen ift, 
in die Zuglinie eine anderen einbiegen. Jede 
Contravention gegen diefe Vorſchrift wird, fall 
nicht dabei ein den allgemeinen Beftimmungen 
des Strafrechts unterliegendes Vergehen eintritt, 
mit 15 M Geldbuße belegt. 8 58. Jeder Fiſcherei⸗ 
berechtigte, welchem nicht bloß das Recht der 
Fiſcherei zum häuslichen Bedarf od. zur Tiſches— 
Nothdurft zufteht, darf über bie durch gejeß- 
mäßige Ausübung feiner Fiichereigerechtigleit ge- 
wonnenen Fiſche frei verfügen. 


Beſtimmungen wegen Findens von Bernftein.] u 


$ 59. Der bei Gelegenheit der Fiſcherei gefun— 
dene Bernftein muß innerhalb 3 Tagen den Be- 
rechtigten abgeliefert werden. — Der Finder ift 
in diefem Falle befugt, ein Zehntel des Werths 
al3 Belohnung zu fordern. Wer die 


55. Ein an fremdenjereiordnung vom 11. Juni 1792 auf denjelben 


bisher gegolten hat, 


3. Fifherei-Ordnung für die in der 

Provinz Pommern belegenen Theile der 

Oder, dad Haff und deſſen Ausflüjie, 
v. 2. Juli 1859.°) 

Wir Wilhelm ꝛc., Regent, verordnen, nad) 
Anhörung ded Provinziallandtaged des Herzog- 
thums Pommern und bes Fürſtenthums Rügen, 
mit Zuftimmung beider Häujer ded Landtages 
der Monardjie, was folgt: 


Erfter Abſchnitt. 


Bon den ber Filherei- Ordnung unterliegenben 
Gewäſſern. 

$ 1. Die Vorſchriften dieſer Fiſcherei Ordnung 
finden Anwendung auf die Oder und deren Arme 
von ihrem Eintritt in die Provinz Pommern 
abwärts, mit Ausſchluß derjenigen Arme ver 
Oder, welche die Grenze der Mark u, der Pro— 
vinz Pommern bilden, die gegenjeitigen Ber- 
bindungsfanäle der Oberarme, den Dammfchen 
See, das Papenwafjer, dad Haff und deſſen 
Ausflüſſe, nämlih die Divenow, Swine und 
Peene und die Nebenarme diefer drei Ausflüffe, 
das Achterwaffer, die Wiek, den Neumarper See, 
ben Ujedomer See, ben Vietzinger See, den 
Kamminer Bobden, den Fritzower See und alle 
fonftigen mit dieſen Gewäfiern in beftändigem 
Zuſammenhange ftehenden Buchten und Geen, 
deögleichen ein die in dieſe Gewäſſer mündenden 
Flüſſe, Bäche, Kanäle und Gräben, auf eine 
Achtelmeile von ihrer Mündung ab gerechnet. 


Zweiter Abſchnitt. 
Beſchränkung des Fiichereibetriebes 


zur Sicherung des Einganges der Fiſche in die 


Gewäſſer. 
2. Folgende Waſſerreviere dürfen gar nicht 


Anzeige des befiſcht werden: I. 1) die Mündung der Peene, 


ndes über 3 Tage verzögert, macht fi derjund zwar von einer von der Peenemünder 


u 
Bein mung verfuftig; wer den Fund auf Befragen | Schan, 
ichter8 ableugnet, wird außerdem als Dieb) Etabli 


des 
beſtraft. — Die in den 88 3—12 bed Zuſatzes 
228 des oftpreußfichen Provinzialrechts enthalter 
nen Strafbeftimmungen werden in Bezug auf dad 
Kuriſche Haff hierdurch aufgehoben. 

Mercße u. Beichaffenheit der Tonnen.) $ 60. 
Geſchieht der Verlauf der Fiſche im Großen u. 


tonnenweije, jo dürfen gası 8 Monate nad) Pu- preu 


e auf dad am weſtlichen Ufer gelegene 
ement Grün» Schwabe gelegten geraden 


1) &. die gleichlautenden Beftimmungen in ben $$ 66—83 
ber neu Al das frifche Sant. 

2) Bezliglih der Berechtigung zur Fiſcherei bezw. der Ab⸗ 
fung berjelben f. Gemeinbeitstheilungs-Orbnung 
vom 19. Mai 1851, 8 1, Nr. 11 w, $ 14, auch Geſetz 
Aufhebung bes preuftihen Landrechts vom Jahre 1821 ac. J 
ben jetzt zu der Provinz Pommern gehörenden vormals weit: 

Silhen Fandestheilen, vom 4. Aug. 1865, Art. 8, Nr. 4. 


er” 


Fiſchereipolizei. 


Linie ab, ſeewärts bis zu zwei Linien, von bee; 
nen die eine in öftlicher Richtung von der Haupt» 
bafe auf der Inſel Ruden auf den norböjtlichen 
Borjprung der Peenemünder Landzunge und die 
andere in weſtlicher Richtung von eben jener 
Bake auf einen Punkt zugeht, welcher zwiſchen 
den beiden Neuvorpommernſchen Orffcaften Freeft 
und Spandowerhagen in einer Entfernung von 
achtzig Ruthen von dem legten nad) Spandower— 
pagen hin befegenen, zu Freeſt gehörigen Gebäude 
efindlich und durd eine bejondere Fiſcherbake 
bezeichnet iſt; 2) die jogenannte Kehle des Uſe— 
domſchen Seed, und zwar von einer nördlid am 
See, am fogenannten Kehlort, auf das gegenüber 
liegende Wilhelmshafer Ufer jenfrecht zu ziehen- 
den und von der Regierung zu Stettin durch 
Örtlihe Grenzmarten näher zu bezeichnenden 
Linie ab, bis zu den ſüdwärts am Haff an der 
füdlihen Ceite des jogenannten Heinen Kehl- 
tamps und von der nördlichen Spitze des ſo— 
genannten Wiejenfamps vorbei nad) beiden Ufern 
hin zu ziehenden und an denfelben in der borge- 
ichriebenen Weiſe durch Örtliche Grenzmarlen zu 
bezeichnenden Linie. II. Bei der Schwine: 1) ber 
fogenannte Hals bei den Lebbinſchen Bergen 
vom PBapenfteig bis zum Lehmhöft; 2) der Quer- 
itrom; 3) das alte Deep oder Tief; 4) die Heide: 
fahrt bis dahin, daß der untere Einfluf bei der 
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werden; auch ift dort und in der Divenow die 
Unlage neuer Reuſenbohlwerke u. neuer Reujen- 
wehre, ſowie die Erweiterung der jchon vorhan« 
denen derartigen Anlagen verboten. $ 6. In 
der Peene von Gumzin bis Quilig müjjen in 
ben Reujenreihen drei Lücken, jede zu dreißig. 
Ruthen Breite gelaſſen und dürfen diefe Lüden 
auf feinen Fall mit Nepen zugejegt werden. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon ben verichiedenen Arten und Geräthichaften 
des Fiſcherei⸗Betriebes. 

[A. Garnfiſcherei) $ 7. Unter Garnen wer— 
ben bier Fiſcherzeuge verftanden, melde aus 
einem Gade und zwei Flügeln bejtehen, und 
welhe, je nad) ihrem Gebraude im offenem 
Wafler oder unter dem Eife, die allgemeine Be- 
nennung Sommer- und bezüglid Winter» Garne 
führen. — Die Länge und Breite der Flügel 
und der Umfang des Sackes (Mätrig, Mätzen, 
Hafel), jowie der Gebraudy des Garns im offer 
nen Waſſer oder unter dem Eije richten ſich nad) 
den jedesmaligen Berechtigungen. $ 8. Die 
‚sifcherei mit den Sommer» und Winter-Garnen 
darf unter folgenden Beichränfungen betrieben 
werben: 1) Die Garne, ſowol Sommer» als 
Winter-Garne müfjen, mit Ausſchluß des Stint- 
und Uedlei-Garns, Maſchen von mindeitens jieben 


Förfterei Kalkpofen etwa ganz zugewallt oder Linien Haben. 2) Während der Laichzeit, und 
verftopft und dies durch die Regierung Öffentlich ziwar vom 15. April bis legten Mait), darf mit 
befannt gemacht fein wird; 5) die Schwine: Garnen nur in der Tiefe, und auch hier wicht 


a. vom Haff bis zum Saalgrundiod, b. von den 
bei Klüß auf der einen und bei der Förjterei 
Kalkhofen auf der anderen Seite der Schwine 
itehenden Piähle ab, bis zum Ausfluſſe in die 
Oſiſee; 6) am Ausflug der Schwine in die Oſt— 
jee jelbit, innerhalb einer, von den Moolen und 
deren Köpfen an gerechneten, einviertelmeiligen 
Entfernung nad) allen Richtungen hin. III. Bei 
der Divenow: 1) die Mündung berjelben von 


auf Flächen und Krautftellen, oder am Rande 
der Rohr», Schilf- und Binjenlänpe gefiicht, 
auch nicht aufs Land, auf die Flächen oder in 
den Inwiken und Buchten, jondern nur in der 
Tiefe vor Anfer aufgezogen werden, — Mit dem 
Hengitgarne, der Wade, Klippe und Jonide darf 
in der Zeit vom eriten April bis legten Mat 
gar nicht geficht werden. 3) Die Laichſtellen des 
Bleied dürfen in der Zeit vom erſten bis letzten 


zwei Linien ab, deren eine an dem nördlichen Mai mit Garnen gar nicht befiiht werden. — 


Ufer, dem fogenannten Trundel, von dem Punkte, 
wo der öftliche Giebel der Kamminer Domkirche 
und der hervoripringende hohe Uferrand von 
Soltin, der Schulzenort, ſich deden, aus auf das 
jüdöftliche Ufer 200 Schritt nörblid vom Dorfe 
Soltin gezogen wird, wo er durd) eine Fiſcherei— 
barfe bezeichnet tit, derem andere von dem foge- 
nannten Falkenberg, wo die Soltiner und —* 
wer Feldmarken grenzen, aus auf den öſtlichen 
Giebel des Gejellichaitshaufes zu Berg-Divenow 
geht; 2) das von dem Ausfluſſe der Divenow 
zunächit gelegene Dftfeegebiet innerhalb einer ein 
viertelmeiligen Entfernung nad) allen Richtungen 
hin. $ 8. Die Benupung der Garnzüge auf 
dem Beenemünder Hafen u. in der Spandower- 

agener Wiek bleibt auch ferner erlaubt. $ 4. 

enn Häringszüge in ungewöhnlicher Menge in 


Ob eine Stelle eine Plei-Laichjtelle jei oder nicht, 
entfcheidet bei entitehenden Zweifeln der Auffichts« 
beamte, 4) Mit dem Uedleigarn, deſſen Majchen 
in den Flügeln dreiviertel Zoll, im engen oder 
Hintertud einen halben Zoll, u. in der Mätrig 
vier Linien haben müſſen, darf nur unter dem 
Eije gefifht werden. 5) Mit dem Gtintgarn, 
dejien Maſchen in den Flügeln %/, Zoll, in dem 
engen oder Hintertuch ?/,; Zoll, in der Mätrig 
einen bdrittel Zoll und im Mittelfade, dem hin— 
terften Theil der Mätrig, welcher höchſtens ſechs 
Fuß lang fein darf, einen viertel Zoll Haben 
müflen, darf nur zu Eije im Haff, jedoch nicht 
auf den Schaaren und Flächen, jondern nur in 
der Tiefe gefiicht werden. 6) Für das beim Be— 
zeichnen (Waten) der Winter-Garnzenge auf dem 
Eife zu beobadhtende Verfahren iſt die jeden Orts 


den Schonungsrevieren vor den Mündungen der gergebrachte Objervanz, und in Ermangelun 
Schwine, Peene und Divenom ſich zeigen, kann berg ) jervang, getung 


der Betrieb der Häringsfiſcherei dafelbit unter 
Aufficht eines Fifchlieperd in den Monaten Mä 
bis Juni von der Regierung gejtattet werben. 
5. In dem Peene-Ausfluffe von Mündom bis 
echeriner Fähre darf, außer den dortigen Garn⸗ 
zügen, in der Tiefe des Stromes nicht gefiſcht 


15 mung für die in der Wrovi 


1) Durch das Geſetz betr. die Abänderung der Fiſchereiord⸗ 
Pommern belegenen Theilen der 
Ober, das Haff und defien Ausflüffe vom 2. Juli 1859, vom 
30. März 1863, iſt die in $ 8 Nr. 2, $ 10, 8 17 Nr. 2 u. 
0% 20 Nr. 1 auf die Zeit vom 15. April bis legten Mai 
feftgefetste Laichzeit auf den Monat Mai beihräntt und eber 
dahin die Fiſchereiordnung vom 2. Juli 1859 geändert, 
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einer ſolchen die Beſtimmung ber Regierung zugehen des Waſſers bis zum 15. April gebraucht 


Stettin maßgebend. 

[B. Zeejenfiicherei.] $ 9. Unter Zeeſen wer—⸗ 
den hier Filcherzeuge verjtanden, die nur aus 
einem Sade bejtehen, welder an zwei mit Stroh. 
wiſchen oder Spänen beftedten Leinen durd ein 
ober zwei Schiffsgefäße (Kühne oder Böte) mit 
Gegeln oder Rudern durch das Waſſer fortbe- 
wegt wird. — Der Umfang des Gades und die 
Größe der bei der Fiſcherei zu benugenden Kähne 
oder Böte richtet 123 nach den jedesmaligen Be- 
rechtigungen. $ 10. Mit Beejen darf während 
der Laichzeit vom 15. April bis legten Mai nicht 
auf den Flächen und auf Krautitellen, auch nicht 
am Rande von Rohr», Schilf- u. Binjenlämpen 
gefiicht werden. Tuder- und Bollner-Beeje 
und Zeejener Nepe. $ 11. 1) Die Tuder- 
und Bollner-Fiicherei wird mit zwei parallel 
jegelnden Kähnen, welde eine Tuderzeeje hinter 
ſich fortziehen, die BZeejenerfiicherei dagegen mit 
einem quer vor dem Winde treibenden Kahn, 
welcher das Zeeſenernetz hinter fid) fortzieht, ge- 
trieben. 2) Die Tuder-, Zollner- und Zeejener- 
Fiicherei darf vom WUufgehen ded Waſſers bis 
zum Bufrieren, bei Tage wie bei Nacht getrieben 
werden. 3) Der Stoß, d. h. der hinterjte Theil 
der Tuder- und Hollner-Zeeje und des Beejener 
Nekes, muß mindejtens zwölf Fuß lang fein und 
eine Majchenlänge von mindejtend zweidrittel 
Boll haben. — In der Zeit vom 15. Upril bis 
15. Oct. wird den Tudern, Zollnern u, Beejern 
jedoch; geftattet, zum Yang des Aals eine Zeeſe 
zu benugen, deren Maſchen im Stoß mindejtens 
einen halben Zoll Länge haben müfjen. 4) Die 
Zeeſener, nicht aber die Tuder und Hollner, dürz 
ten fi in der Zeit vom 15. Dct. bis 1. April 
zum Gtintfange eined Stoßes, des fogenannten 
Stintjtoges, bedienen, deſſen Majchen nur einen 
viertel Zoll lang zu fein brauden, Die Tag- 
lerzeeje und Triftzeeſe. $ 12. 1) Die 
Zaglerfifcherei wird mit zwei parallel jegelnden 
Böten, welche die Taglerzeeje Hinter ſich fort- 
ziehen, die Triftfiicherei dagegen mit einem quer 
vor dem Winde treibenden Boote, welches Die 
Triftzeeſe Hinter fich fortzieht, betrieben. 2) Der 
Stof der Tagler- oder Triftzeefe muß mindeſtens 
vier Fuß lang fein. Die Maſche in demjelben 
muß zweidrittel Zoll und im Aalsſtoße vom 
15. April bis 15. Oct, einen halben Zoll haben. 
3) Die Tagler- und Triftzeefen dürfen nidyt am 
Lande, fondern müfjen vor Anker mindejtens 
bei drei Fuß Waflertiefe aufgezogen werden, 
Das Strohgarn (Streuer), die Streichwade, 
der Keſſer, die Flode und die Gtint- 
zeeje. $ 13. 1) Die Maſchen müfjen in diejen 
Fifcherzeugen, mit Ausnahme der Gtintzeefe, 
zweidrittel Zoll haben. 2) Die Streichwade und 


werden. Das Treibgarn. $ 14. Die Mafchen 
befjelben müſſen mindejtens einen Zoll lang fein. 
— Mit dem Treibgarn darf der Dammſche See 
nicht befijcht werden. 

[C. Nepfifcherei.] $15. Unter Negen werden hier 
Fijcherzeuge verftanden, welche aus einer bloßen 
Nepwand beitehen, die entweder an beiden Seiten 
in eine Leine — Simm genannt — eingefaht, 
ober die auch nur an der oberen Seite mit einem 
Simm verfehen if. — Der untere Simm wird 
mit Blei mehr oder minder beſchwert, damit 
berjelbe nad) dem Grunde fällt, der obere Simm 
dagegen mit Flöſſen verjehen, un das Zu— 
ſammenfallen des Netzes zu verhindern. — Die 
Fiſcherei mit Neben wird auf verichiedene Art 
betrieben, und e3 führen die Netze nad) den ver- 
jchiedenen Fiichgattungen, auf deren Sang fie 
eingerichtet find, und nad ihrer Gebraudjsart 
verichiedene Namen. — Die Netze werden im 
Waſſer ausgeſetzt, bleiben dann eine Zeit fang 
oder über Nacht ftehen, um demnächſt, oder 
anderen Tages, aufgenommen zu werden, Dieje 

eißen Gehneße und dürfen im Simme eine 

änge von höchſtens fünfundzwanzig Klaftern 
haben; ferner wirft oder jchiebt man fie aus u. 
nimmt fie nad) kurzer Zeit jchon wieder auf, und 
endlich läßt man fie auf eine Strede mit ver 
Strömung treiben, wo fie dann, fofern fie nur 
oben einen Simm haben, Triftnege, und fofern 
fie auch unten mit einem Simm verjehen find, 
Zreibnege, auch Grundnege, genannt werden. — 
Die Triftnege und Treibnege im Allgemeinen 
dürfen eine Länge von höchſtens zwanzig Klaftern, 
die Barſch-, Plöße, Uedlei- u. Kaulbarſch-Treib⸗ 
oder Grundnetze jedod nur von zwölf Klaftern, 
da3 Staadnet von zehn Klaftern auf dem Simme 
haben. $ 16. Die Majchen müfjen eine Länge 
haben bei a, dem Staadne von 1"/, Zoll im 
Beiten- oder Hedhtneg und von %, Zoll ım En- 
gen» oder Plötznetz, b. dem Barſch- u. Plötznetz 
(Engne) von °/, Boll, c. dem Bartenneg von 
1%/ Boll, d. dem Golbfifchneg von 1%/, Boll, 
e. dem Saulbarichneg von 8 Linien, f. dem 
Uedleineg von ?/, Zoll, g. dem Bleinet (Bracdhien-, 
Zrift, Schmwopen- oder Winterneg) von 2%/, Zoll, 
h. dem Schleineg von 2 Zoll. $ 17. Mit diejen 
Neten ($ 16) darf unter folgenden Beichränfungen 
gefijcht werden; 1) Der Betrieb der Fiſcherei mit 
Negen unter dem Eife iſt nur mit dem Gtaad-, 
Kaulbarſch- und Bleineg gejtattet. Unter ber 


Befugniß zum Fiſchen mit dem Bleinetz im All- 
gemeinen iſt jedoch das Recht zu dejien Benutzung 


unter dem Eije nicht mit begriffen. 2) Während 
der Laichzeit vom 15. April bis zum legten Mai 
darf mit dem Staad-, Barſch⸗-, Plög-, Zarten⸗ 
und Uedleineg gar nicht gefijcht werden. 3) Mit 


der Keffer dürfen nur vom 15. Det. bis 15. dem DBleineg und dem Schleineß darf während 


April gebraucht werden. 


3) Zum Fang der der Zeit vom erjten bis legten Mai nur im Haff, 


Uedlei wird auf der Oder bei Stettin während | Bapenwafjer, Dammſchen See, Achterwaſſer und 
diejer Zeit jedody die jogenannte Uedleijtreichelin der Wiek und zwar nur in der Tiefe aufer- 
mit Majchen von vier Linien bei Tage geitattet.|halb der Flächen, der Krautftellen u. der Laiche 


4) Mit dem Strohgarn darf während der 


eit|jtellen des Bleies gefiicht werden ($ 8, ad 3) 


vom 1. Mai bis 1. Sept. im Dammſchen See|4) In der Divenow, Schwine und Peene ift der 


nicht gefiſcht werden. 


5) Die Gtintzeefe mit | Gebrauchdes Bleineges überhauptverboten. 5) Auf 


Maſchen von einem viertel Zoll darf vom Auf-Idem Haffe darf innerhalb einer Achtelmeile vor 
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ben drei Ausflüffen deſſelben (Divenow, Schmwine, Jauch nicht auf Krautftellen audgefegt werden. 
Peene) mit Bleinegen nicht gefiiht merden.|2) Mit Reuſen, Säden und Körben dürfen die 
6) Zwiſchen je ſechs Bleinegen muß ftets ein Ströme, Flüſſe, Bäche, Kanäle und Gräben nicht 
Zwiſchenraum von zweihundert Fuß bleiben, |verjtellt werden. 3) Im Eingange des Neumwar- 
7) Im Eingange des Neuwarper Sees, u. zwar per See3, u, zwar in dem Waſſer zwiſchen dem 
in dem Wafler zwiichen dem Kahlenberge und Kahlenberge und dem GSteinort und auf der 
deu Steinort und auf der weſtlichen Seite zwi⸗ weſtlichen Seite zwiſchen dem Stahlenberge und 
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ſchen dem Kahlenberge und dem Kreuzberge darf dem Kreuzb 


mit Setznetzen nicht gefiſcht werden. 8) Im 
Neuwarper Eee dürfen Setznetze nur vom Ufer 
oder von den Kämpen ab, und zwar nur deren 
vier in einer Reihe ſeewärts — werden. 
9) Bei der Fiſcherei mit dem Staadneg, welches 
mit einer Lädering verjehen jein darf, dürfen 
nicht zwei oder mehrere Nee an einander ge» 
bunden werden, auch darf damit nicht gezogen 
und in freiem Wajjer getrieben oder gelenkt, ſon— 
dern ed darf nur in den Kämpen, im Kraut u. 
am Ufer gefiiht werden, indem das Ne mit der 
Staadrutle ausgejchoben wird. 10) In den 
Strömen, Flüffen, Bäden, Kanälen und Gräben 
($ 1) darf mit Setznetzen gar nit, und mit 
Trift-, ſowie Treibnetzen nicht in der Zeit vom 
15. April bis zum legten Mai, außer diejer Zeit 
auch nur unter der Beſchränkung gefilcht werden, 
daß denjelben eine Tiefe oder Breite von höchſtens 


ſechs Fuß, dem Kaulbarjchnege nur von zwei Fuß zum Befteden der Aalangeln 


e, darf mit Reuſen nicht gefifcht 
werden. 4) Im Neumwarper See jelbjt dürfen 
Reujen nur vom Ufer oder von den Kämpen ab, 
und zwar nur deren ſechs in einer Reihe fees 
wãrts aufgejtellt werden. — Unter dem Eije 
darf mit Reuſen nur auf bejondere ausdrüdliche 
— — der Fiſcherei⸗Polizeibehörde gefiſcht 
en 


werden. 

[E. Angelfiſcherei] $ 21. Die Angelfiſcherei 
wird. mit 1) der Aalangel oder dem Aaltau, 
2) der Hechtangel, 3) der Welsangel, 4) der 
Grunds oder Handangel, 5) der Hechtdarge be- 
trieben. Es bleibt verboten, die Angeln mit 
Fiſchen zu befteden; es dürfen jedoch a. Hecht— 
angeln beim Gebrauh zu Eije mit Plößen, 
b. Yalangeln während der Zeit vom 15. April 
bis 15. Oct. mit Gründlingen, Uedleien, Stein- 
pidern, Bitterlingen, Stint und Heinen Kanl- 
barjchen bejtedt werden. — Um dergleichen Fiſche 
” fangen, können 


gegeben werden darf und dieſe Nee nicht mit diejenigen, welche zum Auswerfen von mindejtens 


einer Lädering verjehen feindürfen. 11) Bwijchen zwanzig Schod Angeln berechtigt find, jich in der 
dem ſüdlich der Kehle des Uſedomſchen Sees Zeit vom 15. April bis 15, Oct., unter der im 
($ 2, Nr. I, 2) im Haff befindlichen jogenannten|$ 10 gedachten Beſchränlung, des Grufefjerd od, 
roßen Kehltamp und dem gegenüber liegenden|der Heinen Gruzeeje mit einer eine Klafter weiten 


ſtllüner Ufer dürfen feine Setznetze ausgejegt |Definung, jedod ohne den Gebraud) des Segels, 


werden. 

[D. Die jogenannte Reuſen⸗, Sad- und Korb» 
fiicherei.] $ 18. Die Reuſen, Säde (Hamen) u. 
Körbe (Görken) haben die Form von Säden und 
find mit einer Vorrichtung — Kehle verjehen — 
um den Rüdgang des Fiſches zu verhindern, 
Die Reuſen find über Bügel gezogen und haben 
zum Theil Flügel. Die Reuſen und Säcke find 
ans Nekzeug, die Körbe aus Flechtwerk gemadht. 
— Die Fiſcherei mit diefen Gezeugen, insbejon- 
dere mit Flügelreuſen, wohin Hecht», Bleie, 
Bögen, Hohe und enge Reuſen, jowie große und 
Heine Reuſen geyören, mit Reujen ohne Flügel, 
wohin Ballreuſen ufld Krebsreuſen gehören, mit 
Ualjäden oder Hamen und Aalreuſen u. endlich 
mit Aal- und Neunaugenkörben u. Görfen wird 
in der Art betrieben, daß diejelben in das Wajjer 
geiett oder gelegt und nad) einiger Beit wieder 
aufgenommen werden, um den Yang herauszus 
nehmen. $ 19. Die Größe der Gezeuge richtet 
fih nad) den jebesmaligen Berechtigungen. In 
den Reuſen und Säcken muß die Majche min- 
deitens einen halben Boll lang fein. In den 
Aal» und Neunaugenkörben, wie in anderen 
Körben, müjjen zwijchen dem Flechtwerk Zwi— 
fchenräume von einem viertel Bol breit jein. 
8 20. Mit Reufen, Süden und Körben darf bei 
offenem Wafjer unter folgenden Beichränfungen 
Fiſcherei betrieben werden: 1) Während der Laich⸗ 
zeit vom 15. April bis legten Mai dürfen Reuſen, 
Säde umd Körbe nicht auf den Bleilaichſtellen 
($ 8, Nr. 3), jowie nit in den Rohr«, Schilf - 


im Haff und Achterwaſſer aud) der Stintzeeje, 
aber nur in ber Tiefe, dort jedoch auch jegelnd, 
bedienen. $ 22. In der Schwine bleibt der 
Betrieb der Fiſcherei mit Aalangeln verboten. 

[F. Speerfiiherei.] $ 23. Das Stechen der 
Fiſche mit Speeren ift nur bezüglich der Wale 
während der Zeit vom 15. Oct. bis 15. April 
und mittel® Speeren, an denen fi bloß eine 
Ungel befindet, erlaubt. 

|G. Allgemeine Bejtimmungen.) — Die 
Fiſchgarne, Zeeſen, Netze, Säcke und Körbe ſollen 
fünjtig, vom Tage der Publication dieſer Fi— 
ſchereiOrdnung ab, nicht engere, als die in den 
s$ 8—19 vorgejchriebenen Majcyen Haben. In— 
jomweit jedoch durch diejes Geſetz die bisher gil- 
tigen Vorjchriften wegen der Majchengröße ab» 
geändert werden, jollen die neuen Beftimmungen 
über diejen Gegenjtand erjt ein Jahr nad Pu: 
blication diejes Gejeges in Kraft treten. $ 25. 
Die in den vorjtehenden Paragraphen feitgeiegte 
Länge der Maſchen wird nad) der halben Maſche 
im najjen Zujtande gerechnet, aljo von Knoten 
zu Knoten ın jeder ber vier Seiten oder in jebem 
Schenkel abgemejjen. $ 26. Neue und andere 
Urten des Fiſchfanges, als die hier $$ 7—28 
erwähnten, ſowie neue, in den im $ 1 genann« 
ten Gemwäjjern bisher nicht gebräuchliche Arten 
der Fiſchereigeräthe dürfen ohne vorhergegangene 
ausdrüdliche Erlaubniß der Regierung zu Stettin 
nicht angewendet werden. $ 27. Unter allen 
Umjtänden ijt verboten: 1) das Fiſchen mit der 
Gruzeeſe und dem Grufejjer, mit der engen 


und Binjenfampen oder am Ufer derſelben, Streiche oder Wade, injoweit die $5 13 und 
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nicht Ausnahmen geſtatten, mit dem Saat- undıbald fie ſich melden, oder wenn dies nicht ge— 
Jagnetze, dem Krebshamen, dem Hechtſpeer, der ſchieht, innerhalb längſtens 14 Tagen dem nächſten 
Aalharke oder Aalhaue und der Aalquäfte; fer-|Ftichereibeamten übergeben. $ 33. Die Fiſcher 
ner 2) das Pumſchen, Bumpen, Jagen, Klappern|müfjen beim Fiſchfang Alles vermeiden, wodurd 
und Schlagen, welches darin beiteht, daß mit|der Schifffahrt NachtHeil erwachjen könnte. Es 
Scheiben, Keulen, Riemen, Stangen oder mit in|darf daher aus ben Fiſcherkähnen kein Ballaſt 
Striden gebundenen Steinen ind Waſſer ge-lin die Gewäſſer geworfen werden. Die 
fchlagen, geftoßen oder am Bord des Bootes ge-|Fiicher haben bei dem Fiſchfange darauf zu achten, 
Happert wird, um die Fiiche in die Nege zu daß die zur Bezeichnung der Fahrt ausgelegten 
treiben; endlich 3) das Schießen der File. — Tonnen, Bollen oder Boyen durch die Netze oder 
Die Fiicherei in Rohrlämpen auch außerhalb der Leinen nicht fortgezogen oder ſonſt verrüdt wer- 
Laichzeit mit anderen Zeugen als Staafnegen ift|den. Wenn dieſe Zeichen verrüdt worden find, 
verboten. Die Reuſen dürfen nur neben den|fo muß der Filcher dies fogleic) dem betreffenden 
Kohrlämpen gejegt, und darf bei Ausübung | Fiichereibeamten anzeigen. $ 35. Die Pfähle, 
feinerlei FFifcherei mit Booten in die gedachten welche von den Fildern nur zur Befejtigung 


Kämpen hineingefahren werben. ihrer Säde und Reuſen eingejchlagen werden 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem Verhalten ber Fiſcher bei dem 


dürfen, und mit der Nummer ihres Legitimationd- 
icheine3 zu bezeichnen find, müſſen über das 
Waſſer hervorragen und nad) beendigter Fiſcherei 


Fiſchereibetriebe. —— werden. Die Fiſcher dürfen die— 

$ 28. Die Fiſcher find gehalten, nicht nurfjelben insbeſondere nicht unter dem Waſſer ab» 
während des Filchfanges die Laichitellen, jobald| gebrochen oder abgejägt ftehen laſſen. $ 36. 
fie jolche bemerken, zu vermeiden, jondern aud|fein Fiſcher darf ich an Schiffe und belajtete 
die gefangene Fiſchbrut unter drei Bol Länge) Kähne — mit Ausnahme der Duagner- Fahrzeuge 


und den Fiſchſaamen mit der zur Erhaltung er-]— anlegen, wenn nicht der Fall einer Gefahr 
forderlichen Vorſicht fogleich wieder in das Wafler| vorliegt. In diefem Falle darf der Fiſcher zwar 


zu lafjen. — Jeder Verkauf und jeder Anlauf] Waaren behufs einer nothwendigen Erleichterung 
von Fiſchbrut und Fiſchſaamen, ſowie überhaupt| aufnehmen, er ift aber verbunden, fich genau nad) 
jede Verfügung darüber ift verhoten, 29.|den Anweifungen des das Fahrzeug begleitenden 
Die Fiſcher müffen die bei der Winterfiicherei| Steuerbeamten oder Lootſen zu richten, und darf, 
en Eisftüde jedesmal unmittelbar nebenffald er durch Sturm von dem erleichterten Fahr⸗ 
en Deffnungen und Fiſchlöchern aufrecht ftellen]zeuge getrennt worden ijt, außer dem Falle der 
und dürfen diefelben nicht unter das Eis ſchieben. Noth, nirgends ander2, als an einem Orte landen, 
Nur bei der Ausziehwake des Garnzuges ift es wo ſich ein Steueramt befindet, bei welchem er 


— die Eisſtücke, inſoweit dieſelben zur ſich zu melden hat. 


ezeichnung der offenen Stelle nicht erforderlich 
find, unter die Eisdecke zu ſchieben. — In und 
neben gebahnten und ausgeſteckten Eiswegen 
dürfen weder Walen noch Jagelöcher gehauen 
werden, vielmehr müſſen Diejelben wenigſtens 
eine Ruthe von den Wegen entfernt bleiben. — 
Ebenfo ift es verboten, die auf den gedachten 
Eiswegen ausgeſetzten Zeichen zu zerftören oder 
zu verjegen. R 30. An Sonn- und Feittagen 
und an deren Vorabenden darf feine Fiſcherei 
betrieben werben; jedoch bleibt denjenigen, welche 
mit Segnegen, Reuſen und Angeln fiichen, ger 
ftattet, Die Gezeuge nadhauichen, auszunehmen 


und wieder auszuiegen. 1 . Bei der Fiſcherei 
darf fein Fiicher in den Bug Desjenigen fallen, 
der ſchon fifcht, oder in Die Auglinie desjenigen 


einbiegen, der jeine Fiſcherzeuge bereit3 ausge— 
worfen hat. — Die Netz- und Angelfiicher müfjen 
den Tuckern, *— Zeeſenern und Taglern 
auf der Tiefe der Gewäſſer, den Garnfiſchern 
aber überall ausweichen, widrigenfalls die Tucker, 
Zollner, Zeeſener, Tagler und Garnfiſcher be— 
rechtigt ſind, die a Nepe und Angeln, 
jobald fie diefelben mit ihrem Zuge berühren, 
aufzunehmen. — Im Uebrigen gilt als allge 


Fünfter Abſchnitt. 

Bon der Aufficht über den Fiſchereibetrieb. 
8 37. Die Aufficht über den Fiichereibetrieb 
in den im $ 1 bezeicdjneten Gewäſſern, ſowie 
insbejondere darüber, daß die Vorjchriften diejer 
FiſchereiOrdnung überall pünktlich befolgt und 
Beeinträchtigungen ber Gerechtſame der Fiſcherei— 
berechtigten vermieden werden, haben unter der 
Leitung der Regierung zu Stettin der Oberfijch- 
meifter umd die ihm untergeordneten Beamten 
(Fiſchmeiſter, Haffkieper, Filchkieper, Fiſcherei— 
aufjeher) zu führen, welchen insbejondere auch 
die Befugniß zufteht, die Fiſcherzeuge auch auf 
dem Lande, ingleihen die Fiſcher⸗ und Fiſch⸗ 
händler⸗Fahrzeuge zu revidiren. 38. Die 
Aufſichtsbeamten ſollen auf ihren Dienſtfahr- 
zeugen eine weiße Flagge oder Wimpel mit dem 
Preußiſchen Adler führen. Die Unterbeamten 
ſollen in Ausübung ihres Amtes ein das letztere 
bezeichnendes metallenes Schild auf der Bruſt 
tragen. — Sobald die Flagge oder der Wimpel 
eines Fiſcherei-Aufſichtsbeamten aufgezogen wird, 
muß Jeder, welcher mit dem Betriebe irgend 
einer Fiſcherei beſchäftigt iſt, ſogleich die Segel 


meiner Grundſatz, daß, wer bereit? an einem ſtreichen, oder mit dem Ruder einhalten; auch 
Orte filcht, demjenigen vorgeht, welcher fein|darf er nicht früher von der Stelle weidhen, ala 
Fifcherzeug noch nicht ausgeworfen hat. $ 32.|bis er dazu Erlaubniß erhalten hat. — Das 
Die Segel» und Garnfiiher müfjen die von ihnen Letztere gilt gleichermaßen, wenn er bei der Eis- 
aufgenommenen oder meggezogenen Netze und fiſcherei betroffen und von Fiſcherei-Aufſichts— 
Angeln ($ 81) den Eigenthümern derjelben, ſo⸗ beamten angerufen wird. F 39. Beim Vorder«- 
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431 


rein am äußeren Badborb und beim Hinter«, Zeiten ober in anderen Revieren, als in denjeni— 
ven am äußeren Steuerbord eines jeden Tuder-,|gen, in welchen er berechtigt ift, ausübt, foll mit 


Beejener-, Zollner und Quatzner-Kahns, in» 
gleichen jeder jogenannten Polte muß der Bor- 
unb Zuname und der Wohnort des Beſitzers mit 
vertieften, mit weißer Delfarbe eingeftrichenen 
Buchſtaben von zwei Zoll Höhe und einem viertel 
Zoll Stärke eingejchnitten fein. $ 40. Die 
Fiſcher müfjen bei Strafe von 3 bis zu 30 M 
und bei Vermeidung der Pfändung die von ihnen 
um Fiſchfange audgejegten Fifcherzeuge, ſofern 
he fi von denfelben entfernen, jowie auch die 
unter dem Eiſe ausgejegten Nee und Angeln 
mit derjenigen Nummer verjchen, melde der 
Oberfij meift 

gefügt Hat ($ 41), — Trift- oder Treibnetze 
müfjen außerdem an jedem Ende mit einer Boye, 
und Angeljhnüre mit einer Bafe verjehen fein. 
$ 41. Wer Filcherei betreibt, muß einen Legi— 
timationsjhein (Willzettel, Filchzettel) bei ſich 


einer Geldbuße bis zu 150 M, und im leßteren 
Valle auch mit Confidcation der gebraudjten 
Fiſcherzeuge beftraft werden. b. Wer die Fiſcherei 
mit mehreren oder anderen Fiſcherzeugen, als 
wozu er berechtigt ift, ausübt, hat außer der 
borbeitimmten Gelditrafe Eonfiscation derjenigen 
Fiſchereigeräthſchaften, zu deren Gebrauch er nicht 
berechtigt ift, verwirtt. c. Wer eine unerlaubte 
Fiſchereiart ausübt, wer die Fiſcherei in uner- 
laubter Weife, oder mit unerlaubten Fijcher- 
zeugen, ober an verbotenen Orten, oder zu ver— 
botenen Zeiten — mit Ausnahme des Falles im 


er ihrem Legitimationsfcheine beis)$ 30 — betreibt, hat außer der bei a beitimmten 


Geldjtrafe die Confiscation der Fiſchereigeräth— 
ſchaften verwirkt. d. In Anfehung derjenigen, 
melde ohne irgend ein Recht zum Filchfange 
fiichen, finden die allgemeinen Strafgejege (Straf- 
gejegbuc vom 14. April 1851 $$ 273 und 19) 


führen und dem Fiiherei-Aufjihtsbeamten aufj Anwendung. e. Kähne und Schiffsgefähe gehören 
Berlangen vorzeigen. — Der —— nicht zu den der Confiscation unterworfenen Ge— 


des nicht aus eigenem Rechte 


ifchenden muß |genjtänden. f, Unerlaubte Fiichereigeräthichaften, 


von demjenigen, der die Befugniß dazu ertheilt| welche auf dem Wafjer oder zu Eije angetroffen 


hat, audgeftellt, und von dem Oberfiſchmeiſter 
mit dem Vermerke der erhaltenen Kenntniß und 
mit einer Nummer verfehen fein. — Demjenigen, 
der die Fiſcherei aus eigenem Rechte betreibt, 
wird auf bloße Anmeldung vom Oberfiſchmeiſter 
der Legitimationsſchein ertheilt, der aber auf die 
Beurtheilung der Berechtigung im Falle eines 
Streites ohne Einfluß ift. — Dieje Legitimations- 
ſcheine, deren Ausstellung koſtenfrei erfolgt, und 


werden, unterliegen der Confiscation. g. In 
den vorftehend sub Litt. a, b, c, d und f be- 
zeichneten Fällen find bie Geräthicdaften dem 
Fiſcus im Strafurtheil zuzuſprechen, ohne Unter- 
ihied, ob fie den Schuldigen gehören oder nicht, 
2) a. Wer aus den Fiſchereilähnen Ballaft im 
die Gewäſſer wirft ($ 33), b. ein Fiſcher, welcher 
von der bei Ausübung der Fiicherei durch die 
Nepe oder Leinen erfolgten Fortziehung oder 


die Niemand an einen Anderen —— darf, Verrückung der zur Bezeichnung der Fahrt aus— 


ſind nur für die Perſonen und deren 
Zeiträume, die Reviere, die Arten und Zahl der 


eute, die/gelegten Tonnen, Bollen oder Boyen nicht jo- 


glei dem nädjiten Filhereibeamten Anzeige er- 


Fiſchergezeuge, die Zahl der Kähne u. Böte giltig,|itattet ($ 34), ſoll mit einer Gelditrafe bis zu 


auf welche fie lauten. — Legitimationsſcheine 
zum Betriebe ber Fiſcherei mit dem Aalſpeere 
haben nur für diejenigen Perjonen Giltigleit, 
anf deren Namen dieſelben ausgeſtellt ſind. 42. 
Hinſichtlich der Befugniſſe der Fiſcherei Aufſichts— 
beamten, die Ermittelung und Verfolgung der 
Uebertretungen, kommen die bejtehenden gejeß- 
lichen Vorſchriften, insbejondere auch das Geſetz 
vom 12. Februar 1850 zur Anwendung. — 
Die zur Uebertretung gebraudten der Confis- 


150 M, e. ein Fiſcher, welcher die zur Befeitigung 
jeiner Säde und Reufen eingeichlagenen Pfähle 
nicht mit der Nummer jeined Legitimations- 
ſcheines bezeichnet oder fie nad) beendigter Fiſcherei 
herauszuziehen unterläßt ($ 35), mit einer Gelp- 
itrafe bis zu 30 M, und wenn er die Pfähle fo 
einichlägt, daß fie nicht über das Waſſer hervor— 
ragen, oder wenn er jie unter dem Waſſer ab- 
gebrochen oder abgejägt ftehen läßt, bis zu 150 M 
beftraft werben, ſofern nit auf Grund des 


cation (8 43) unterliegenden Fiſchergeräthe jind|S 302 bes Strafgeſetzbuches vom 14. April 1851 
stets in Beichlag zu nehmen. — Die der Con— a 322] eine härtere Strafe 


fiscation nicht unterfiegenden Pfandftüde werden) vermwirkt iſt. 8 


er bei dem Betriebe der 


dem nächſten Ortsvorftande auf Gefahr und] Fiicherei den amtlichen Anordnungen der Fiſcherei⸗ 
Kojten des EigentHümers zur Aufbewahrung |Aufjihtsbeamten nicht Folge leiſtet, wer dabei 
überliefert, bis eine der Höhe nah vom Drt3-[fic der im $ 39 erwähnten Fahrzeuge ohne die 
vorftande zu beftimmende baare Summe, weldje| vorgeichriebene Bezeichnung bedient, wer dabei 
dem Gelbbetrage der etwa erfolgenden Ber-|den vorihriftsmäßigen Legitimationsſchein nicht 
urtheilung mebit den Koften der Aufbewahrung] bei fid) führt, oder den Fiſcherei-Aufſichtsbeamten 
oder dem Werthe des Pfandobject3 gleichlommt,|auf deren Verlangen nicht vorzeigt, ſoll mit einer 
in die Hände des Ortsvorftandes oder gerichtlich Geldbuße bis zu 30 M beftraft werden. $ 45. 
niedergelegt wird. — Geſchieht die Niederlegung | Alle nit mit bejonderen Strafen bebrohten 
nicht innerhalb — jo fann der gepfändete Uebertretungen dieſer FiſchereiOrdnung werden 
Gegenſtand auf Verfügung des Richters öffentlich mit einer Geldbuße bis zu 90 M belegt. — Die 


verjteigert werden. j 
Sediter Abſchnitt. 


Strafbeftimmungen der Hafenpolizei- Ordnung 
für die Häfen und Binnengemwäfler von Stettin 


Bon den Strafen der Uebertretung der Fifcherei- und Smwinemünde vom 22, Auguft 1833 bleiben 


Ordnung. 
848. 1) a. Wer die Fiſcherei in anderen 


in Kraft und werden daher durch vorftehende 
Beitimmungen nit alterirt. $ 46. Jeder 


432 


Nüdfall zieht eine Verſchärfung der Strafe nad) 
fich, wobei es feinen Unterjchied macht, ob die 
früheren’ Straffälle vor oder nach dem Eintritte 
der Geſetzeskraft der gegenwärtigen Fiſcherei— 
Ordnung vorgelommen And, und ob die früheren 
Etrafen ordentliche oder außerordentliche geweſen 
und ob jie vollitredt worden find oder nicht. — 
Ueber das höchſte Maß der für die betreffende 
Uebertretung angebrohten Strafe darf jedoch 
nicht Hinansgegangen werden. $ 47. Im Rüd- 
falle befindet fi) derjenige, welcher, nachdem er 
rechtskräftig verurtheilt worden, innerhalb der 
nächſten zwei Jahre nad; der Berurtheilung eine 
fernere Uebertretung der Vorfchriften der Fiſcherei— 
Ordnung begeht. .$ 48. Den auf eigenen dienft- 
lichen Warnehmungen beruhenden Angaben der 
auf Lebengzeit oder mit dem Anfpruche auf 
lebenslängliche Verſorgung angeftellten Fijcherei- 
Auffichtsbeamten, welde an den verhängten Geld- 
jtrafen und Eonfiscation feinen Antheil beziehen 
dürfen, wohnt in allen Fällen, in denen es ſich 
um die Strafe.bloßer Uebertretungen im Sinne 
des dritten Theiles des Strafgeſetzbuches handelt, 
volle Bemweistraft bis zum Gegenbemweife bei. 
8 49. Wenn der Angethufbigte in den Fällen 
des $ 43 1, Litt. a, b, d die Einrede vorbringt, 
daß er zu der ihm zur Laſt gelegten Handlung 
berechtigt geweſen jei, jo fommıen die Beftimmungen 
des Gejepes über das Verfahren in Wald», Feld» 
und Fagdfrevelfahen bei Eivil-Einreden vom 
31. Januar 1845?) zur Anwendung. 
(Schlußbeftimmungen.] $50. Uebertretungen, 
welche vor das nämliche Polizeigericht gehören, 
tönnen unter fortlaufenden Nummern in einem 
Berzeichniffe zur Anzeige gebracht werden, welches 
der Molizei-Anmwalt mit feinen Anträgen dem 
Gerichte demnächſt übergiebt. $ 51. Alle früheren, 
den Fiichereibetrieb in den im $ 1 genannten 
Gewäſſern betreffenden Gejege und Berordnungen 
find aufgehoben. — Wo in irgend einem Geſetze 
auf die legteren verwiejen wird, treten die Vor: 
jchriften diejer FiſchereiOrdnung an deren Stelle, 


4. Filhereiordnung für den Regierungs— 
bezirk Straljund vom 30. Aug. 1865.°) 


Erjter Abſchnitt. 
Bon den der Filchereiordnung unterliegenden 
Gewäfjern. 


$ 1.* Die Vorjchriften diefer Fifchereiordnung 
finden im Bezirke der Regierung zu Stralfund, 
mit der im $ 2 gedachten Einfchränfung Ans 
wendung: 1) auf alle Oſtſeebinnengewäſſer mit 
ihren Inwylen, Wedden und Buchten. — Dieje 
find fortlaufend im Zufammenhange begrenzt 
von der Staatögrenzge im Saaler Bodden, von 
den Halbinjeln Dark und Bingft, von der Un— 
tiefe Bod, von Hiddenfee, Wittow, Jasmund u. 
Möndgut, von der Inſel Ruden (Wejtertief), 
von der Grenze der der Fijchereiordnung für die 


) Daffelbe findet fi) unter Feldfrevel abgebrudt, 

2) Die 65 1, 8, 6, 6, 7, 8, 11, 13, 17, 21, 22, 24, 31, 38, 
44, 45 und 48 find in der durch das Geſetz, die Abänderung 
und Ergänzung einiger Bejtimmungen der Fiſchereiordnung 
für den Regierungsbezirk Straliund vom 30. Aug. 1865 betr., 
vom 22. April 1569 gegebenen Faſſung abgebrudt und mit 
einem * bezeichnet. 


Fiſchereipolizei. 


in der Provinz Pommern belegenen Theile der 
Oder, das Haff u. deſſen Ausflüſſe vom 2. Juli 
1859 unterliegenden Wafferreviere, nämlich vom 
Hauptbaften auf der Inſel Ruden bis zum öjt- 
fihen Punkte im Ufer der reefendorfer Feld— 
mark (Freeſendorfer Strud), endlich von der im 
Bufammenhange fortlaufenden Küfte von Neu— 
borpommern, von der Freeſendorfer Feldmark 
an bis mieder zum jüdlichiten Punkte in ber 
Staatögrenze im Saaler Bodden; 2) auf alle 
Ein- oder Ausläufe zwiſchen der Ditiee und ben 
Binnengewäffern der Ditfee, nämlih: a) beim 
nördlichen Ende des Preromjtromes 100 Ruthen 
oſtſeewärts nad allen Richtungen im Kreije von 
Land zu Land; b) eine Biertelmeile oſtſeewärts 
nah allen Richtungen im Kreiſe von der nord— 
öftlichften Ede ver Pramorter Feldmark; ce) das 
Wajjerrevier zwiichen der Sandbanf „Bock“ und 
Hiddenjee, ſoweit eine ideale gerade Linie von 
der äußerjten norböftlichen Ede der Sandbant 
„Bock“ in der Richtung auf den Thurm zu 
Schaprode bis zur Küfte der Inſel Hiddenjee 
geht; d) die Seebucht „Libben“ zwifchen Hidden- 
jee u. der Halbinjel Bug, ſüdwärts, ſoweit eine 
gerade Linie von der Kirche zu Kloſter auf Hid- 
denjee oſtwärts bis zur Kirche zu Wiek auf Wit- 
tow geht; e) das Revier zwiichen Thiefjow und 
der Intel Ruden, oftjeewärts bis zu einer ge— 
raden Linie, welde von der großen GSignal« 
Flaggenftange bei dem Wohnhauje des Footjen- 
commandeurd zu Thieffow ſüdoſtwärts auf die 
Nordipige der Inſel Ruden geht; 3) auf alle 
mit den Binnengewäjjern der Oftfee im Bujam- 
menhang ftehende Seen, Teiche, insbejondere den 
Pütterjee, den Borgmwallfee, den Krummenhäger- 
und den Boigdehägerjee, ſowie auf-alle Flüffe, 
Bäche, Kanäle u. Gräben, auf eine Achtelmeile, 
landeinwärt3 von der Mündung in die Binnen» 
gewäjler an gerechnet; 4) auf alle Aufenftrände 
der Dftjee, injoweit dieſelben beim Betriebe der 
Fiſcherei benußt werden müſſen oder von den 
Schaaren (Borlande) derjelben zu Neufen errichtet 
werden. $ 2. In Betreff des preußiſchen An— 
theild des Saaler Boddend behält es bei den 
Fifchereireglements, dd. Straljund, den 8. Mär. 
1845 und Schwerin, den 5. Juli 1845, bis au 
Weiteres fein Bewenden. 


Bweiter Abſchnitt. 
Von der Beihränfung des Fiichereibetriebed zur 

Sicherung des Einganges der Fiſche in die 

Gewäſſer. 

3.* Folgende Waſſerreviere dürfen gar nicht 
bentjcht werden: 1) das Waflerrevier innerhalb 
100 Ruthen oftjeewärts in allen Richtungen von 
der nördlihen Mündung des Prerom Stromes, 
deögleichen eine Viertelmeile landwärts von diejer 
Mündung ab; 2) dad Wafferrevier bis zu einer 
Biertelmeile Veewärts in allen Richtungen bon 
der nordöftlien Ede der Pramorter Feldmart; 
3) das Waflerrevier öftlich der Sandbant „Bod* 
bis zum flachen Schaar der füdlichen Spige von 

iddenjee u. zwar nach Norden bis zur geraden 
Linie von der nordöftlichen Ede der Sandbant 
„Bock“ auf den Thurm der Kirche zu Schaprode 
zu, nad) Süden bis zur Gabel in ben Vierendels 


Fiſchereipolizei. 
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„nd den dort weſtwärts abgehenden Strom; und nur vor Anker aufgezogen werben; jedoch 
4) die Seebucht „Libben“ zwiſchen dem nördlichen iſt der königliche Fifchmeifter ermächtigt, das 


Theil der Inſel Hiddenjee und ber Halbinjel 
„Bug“ mit dem Bejliner Strom, in ben nad» 
ftehenden Grenzen; geom Norden: eine gerade 
Linie zwiſchen dem Kirchthurme zu Klofter auf 
— und dem Kirchthurme zu Wieck auf 
ittow; gegen Oſten;: eine 

dem Lootſenwachthauſe zu Vittower Poſthaus u. 
dem Kirchthurme zu Schaprode; gegen Süden: 
das flache Schaar der Rügenſchen Küſte; gegen 
Weiten: eine gerade Linie von ber Südſpitze 
der Halbinfel Alt- Beifin auf den Kirch— 
thurm zu Scaprode; 5) dad Wafferrevier, 
welches gebildet wird durch die geraden Li- 
nien: im Oſten zwilchen der großen Gignal- 
Tlaggenftange beim Wohnhaufe des Lootjen- 
commandeurd zu Thieſſow und der Nordſpitze 
der Inſel Ruden, Peilung: Süden zu Dften; im 
Süden zwijchen der Nordipige der Inſel Ruden 
und der rothweißen Tonnen am Bittchergrund 
und im Weiten von obiger Büttchergrundtonne 
bid zum Endhafen bei Thieſſow. — Die vor- 
ftehenden Fiſchereiverbote dieſes Paragraphen 
beziehen ſich nicht auf die den Privatgrundber 
figern nachweisbar zuftchende Schaarfiicherei-Be- 
rechtigung. Dagegen finden diejelben auf die 
dem Fiſcus, als Griumbdbefiger, in diefen Revieren 
zuftehende Schaarfiiherei-Berechtigung volle Un- 
wendung, auch für den Fall, daß die fiſcaliſchen 
Ufergrundftüde in Bulunft auf andere Eigen- 
thümer übergehen. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den verichiedenen Arten des Fiſcherei— 
betriebes. 


[A. Garnfiicherei.] $ 4. Unter Sarnen (Waden) 
werden bier Fiſcherzeuge verjtanden, welde aus 
einem Sad und zwei Flügeln beſtehen u. welche 
nicht mit Segelfahrzeugen in Bewegung gejett 
werden. & 5.* ı) Ulle Game und Waden, mit 
Ausnahme der zur Sommerfiicherei beitimmten 
Stridwaden (Streichwaden) und Uedleigarne, 
mitffen mindeftend 8 Linien Majchenweite im 
Sod u. 10 Linien Maſchenweite in den Flügeln 
haben. Für die Stridwaden und Ueckleigarne 

elten die nachfolgenden Beftimmungen unter 

r. 2 und 4. 2) Gare für 2 oder 3 Mann 
u dürfen in der Zeit vom 22. März 

is 31. Mai nicht gebraucht werden. Für bie 
Sommerfiicherei, vom 1. Juni bis 31. Det., ift 
die Anwendung von Gtridwaden (2 oder 3 
Märmergarnen) mit einer Majchenweite von 
mindeſtens 6 Linien im Sad und mindeitens 8 
Linien in den Flügeln, deren jeder nicht über 
35 Faden lang fein darf, geftattet, doc) darf die 
Frifcherei mit denjelben nur auf dem weißen, 
nicht mit Kraut beftandenen Scaar und nur 
mwotend und ohne Anwendung einer Garnmwinde 


'Aufziehen der Garne vom Lande aus auf dem 


tahlen, weißen Schaar auch bei geringerer Tiefe 
als zu 3 Fuß zu geftatten, 4) Uedleigarne 
müffen in dem Sade mindeftens 4 Linien u. in 
dei Flügeln mindeftens 9 Linien Mafchengröße 


5 inie zwiſchen haben und dürfen nur zu Eiſe angewandt wer— 


den. 5) Aalwaden, Aalglipen und Joniken find 
verboten. 6) Die Snichttellen des Bradien und 
Güfter dürfen in der Zeit vom 10. Mai bis 
10. Juni mit Garnen nicht befiicht werben. Ob 
eine Stelle eine Laichftelle für Brachſen u. Güſter 
ſei, entjcheidet bei entjtehendem Zweifel ber 
Filcherei-Aufficht3beamte, 

[B. Zeefenfifcherei.] $ 6. Unter Beefen, Aal⸗ 
und Filchzeejen werden hier Fiicherzeuge ver» 
ftanden, die aus einem Sacke mit Flügeln oder 
jtatt deren mit zwei mit Stroh oder Spänen 
beſteckten Leinen beftehen und mit einem Segel— 
boote quer, d. h. in der Richtung von Badbord 
zu Steuerbord, durch das Waffer bewegt werden. 
S 7. Die Fijhzeefe muß im Sade eine Maichen- 
weite von mindeſtens 8 Linien, in den Flügeln 
eine ſolche von mindeſtens 9 Linien haben. $8. 
Die zum Aalfang bejtimmte Zeit darf nur vom 
15. April bis 31. Dct. benugt werden. Diejelbe 
muß im Sade eine Majchenmweite von mindeftens 
6 Linien, in den Flügeln von mindeftens 7 Linien 
haben, doch ift es gejtattet, dieſe Aalzeeſe auch 
als Fischzeeie zu verwenden, ſobald ein anderes 
Hintergarn (Stoß oder hintere Theil des Sades) 
von mindeitend 6 Fuß Länge bei einer Majchen- 
weite von mindejtens 8 Linien angeichlagen wird. 
$ 9. Weder mit Aal» noch mit Fiſchzeeſen darf 
in der Zeit vom 22, März; bis 10. Juni auf 
dem Schar und in Inwyken gefiicht werden. 

[C. Streuerfifderei.] $ 10. Unter Streuer 
werden hier Fiſcherzeuge verftanden, die aus 
einem Sade beftehen, welcher an zwei mit Stroh 
oder Spänen bejtedten Yeinen durch ein Ruder— 
boot im Wafjer bewegt wird. 8 1I1.* Die Majchen 
im Sade des Aalſtreuers, jowie in dem des 
Kaulbarſchſtreuers müfjen mindeitens 6 Linien 
haben; der letztere darf nur auf der Tiefe und 
beide dürfen mwäßrend der Beit vom 22 März 
bi8 10. Juni gar nicht gebraucht werden. — 
Für den Flunderſtreuer wird eine Maſchenweite 
von mindejtens Zoll feſtgeſetzt. 

[D. Netzfiſcherei) $ 12. Unter Netzen werden 
verstanden jenfrecht gehaltene Wände aus feinen 
Majchen bejtehend, mit oder ohne Yädering (auf 
jeder Seite mit weiteren und ftärferen Majchen> 
wänden), welche entweder feitgeitellt oder fortbe- 
wegt werden. 8 13.* Die Fiſcherei mit Netzen 
darf unter folgenden Beichräntungen betrieben 
werden: 1) Die Mafchenmweite muß betragen bei 
a. dem Stacknetz, dem Barſch- und Plögenneg 
mindeſtens 1 Zoll im Engneg und mindeitens 


(Sropelwerk) ftattfinden. Der Sad diefer Strid- |? Zoll im Weitnes (Lädering, Hechtne), b. dem 
waden darf mit einer Kehie nicht verjehen jein. | Brachieneg mindeftens 2'/, Zoll, c. dem Ueckleinetz 
3) Mit einem Bier- od. Mehrmannsgarne darf, | mindeftens ", Boll, d. dem Häringsnetz (Maniche) 
mit Ausnahme der Fiſcherei am Außenftrande, mindeitens ®, Zoll. 2) Stad-, Barſch-, Plögen- 
im der Laichſchonzeit, vom 22. März bis 31. Mai, und andere Nepe mit Lädering dürfen in der 
richt anf den Schaaren und in den Inwylen ge- Zeit vom 22. März bis 10. Juni nicht ange 
fiſcht, auch nicht bei geringerer Tiefe als 3 Fuß, wendet werden. 3) Mit Uedieinegen darf während 


Wrorefend, Fotigei:Leriton. 28 
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ber Beit vom 22. März bis 30. Juni nicht 
fiicht werden. 4) Mit feftftehenden Neten bürten 
Fahrgewäſſer und Seeengen nicht gejperrt oder 


es| 


Fiſchereipolizei. 


müſſen eine Maſchenweite von mindeſtens 7 Linien 
haben. 
[G. Angelfifcherei.] $ 22.* Die Angelficherei 


eingeengt werden. — ferner iſt das Umſtellen wird mit 1) der Ualangel, 2) der Hedhtangel, 
von Härings- und Bügelreufen durch feititehende|3) der Hechtdarge, 4) der Grund- u. Handangel 


Netze nicht gejtattet; e8 dürfen Re 
eine Entfernung von mindeftend 50 Ruthen von 
den Reujen und in gleicher Richtung mit den 
Wehren derjelben ſeewärts ausgejegt werden. 
[E. Die Fiſcherei mit Häringsreufen.] 8 14. 
Häringsreufen beſtehen aus ſenkrechten Repwänden 
et welche für die Dauer der jährlichen 
eufenfijcherei mit eingerammten Pfählen in ge 
rader Linie, auch jeitwärts mit hölzernen Krabben 
(hölzernen Ankervorrichtungen) befeitigt werben. 
An diefe ſenkrechten Netzwande fließt fih an 
dem einen Ende, zuweilen auch an dem anderen, 
eine oben und vorne offene Kammer von Netz— 
wänden (die Reuſe im engeren Einne) an, in 
welder Kehlen befindlich find, $ 15. Diejenigen 
SHäringsreufen, welche zur Zeit der Publication 
diejes Geſetzes fchon gejtanden haben, dürfen in 
der bisherigen Stellung, Lage und Ausdehnung 
wieder errichtet werden. Wegen der Länge der 


Wehre u. deren Stellung zueinander tritt jedoch |Slügel der Garne und Zeejen, j 


nur auflbetrieben, — Es ift verboten, die Yalangel mit 


anderen Fiſchen, als mit Kaulbarſch, Uediei und 
Sandaal (Tobios) zu beiteden. — Zum Hedt- 
angeln dürfen nur Plötzen verwandt werben. 

Pr. Speerfiicherei.] $ 23. Speere dürfen nur 
bei der Nalfifcherei angewendet werden. $ 24.* 
Die Länge der Aalſpeerſtärke darf bei der Fiſcherei 
zu Waffer 25 und bei der zu Eije 28 Fuß nicht 
überfteigen. — In der Zeit vom 22. März bis 
31. Mai darf die Fiſcherei mit dem Waljpeer in 
Inwyken nicht betrieben werden. $ 25. Die 
Aaleiſen müfjen mindeftens 5 Linien Weite zwi— 
ihen Schalm und Kels haben. $26. Die Aal- 
eifen dürfen nicht mit Gewichtäftüden bejchwert 
werden. 

(I. Allgemeine Beftimmungen.] F 27. Die 
Beitimmungen diejer Fiſcherei Ordnung über die 
Majchenweite treten Hinjichtlich der Säde der 
Garne und Beejen ein Jahr, Hinfichtlich der 
owie aller au— 


die Beitimmung des $ 17 ein. $ 16. Das Auss|deren gefnütteten Filcherzeuge zwei Jahre nad 


fegen neuer Häringsreufen und die Verlegung 
älterer Häringsreujen von einem Orte nad) einem 
anderen ijt nur nad eingeholter Erlaubniß des 
föniglichen Fiſchmeiſters gejtattet, welcher dabei 
das Schifffahrts- oder fiſcherpolizeiliche Intereſſe 
zu berüdjichtigen hat. $ 17.* Bei Aufſtellung 
neuer Häringsreufen nad) Publication des gegen- 
wärtigen Geſetzes dürfen deren Wehre die Länge 
von 122 Klafter (732 Fuß) nicht überichreiten, 
jedoch iſt die Aufſichtsbehörde befugt, aus dring- 
enden Gründen, die in der Localität liegen, ins— 
bejondere mit Rüdjicht auf die Breite der Schaare, 
eine größere Länge der Wehre zu geitatten. — 
Hat eine Wehr mehrere Reujen, jo darf die eben 
gedachte Längenausdehnung nur um eine Reuſe 
übericpritten werden, — Auch dürfen Härings- 
reufen und Wehre nicht in einer Reihe an« oder 
voreinander gejegt werden. — Die Maſchenweite 
der Reuſen- und Wehrnege wird auf mindeſtens 
9 Linien feitgeftellt. — Die odengedachten Be- 
ftimmungen wegen der Länge und gegenfeitigen 
Stellung der Wehre finden aud auf die bei Pu— 
blication dieſes Geſetzes bereit3 vorhandenen 
Häringsreufen ($ 15) Anwendung. Jedoch ber 
hält es diejerhalb bi zum Ablauf eines Nahres 
nad) erfolgter Publication bei der gegenwärtigen 
Beichaftenheit der Wehre dad Bewenden. 

IF, Die Fischerei mit Bügelreufen.] $ 18. 
Buͤgelreuſen beitehen aus über Bügel gezogenen 
Nepen, mit Kehlen verjehen und haben Wehre 
oder Flügel. 8 19. Während der Zeit vom 
22. März bid 10, Juni dürfen Bügelrenjen nicht 
auf den Laichftellen u. Aalreuſen gar nicht aus» 

efetse werden. Ob eine Sielle eine Laichitelle 
iſt, enticheidet bei entjtchendem Zweifel der 
Fiſcherei⸗Aufſichtsbeamte. $ 20. Mit Bügel- 
reuſen dürfen Fahrgewäſſer nicht verftellt werden. 
8 21.* Die Maſchen der Nete zu den Vügelr 
reuſen und deren Flügeln und Wehren müſſen 
mindeftens neun Linien weit jein. Walreujen 


Publication dieſes Sejeges in Kraft, $2$. Die 
bier feitgejegte Weite der Maſchen wird im nafien 
Zuftande von Knoten zu Knoten in jeder der 
vier Seiten oder in jedem Schenkel abgemefjen. 
$ 29. Andere Arten des Fiichfanges als die in 
den S$ 4—26 erwähnten, jowie neue Arten der 
‚Stichereigeräthe dürfen ohne Erlaubniß der Lan— 
despolizeibehörde nicht angewandt werden. $ 30. 
Unter allen Umftänden ift verboten: 1) die Aal— 
barle oder Aalhau; 2) das Puljchen, Buntpen, 
Jagen, Klappern und Schlagen, weldes darin 
bejteht, daß mit Scheiben, Heulen, Riemen, Stan» 
gen oder mit in Striden gebundenen Steinen 
oder Kugeln in das Waſſer geichlagen, geſtoßen, 
oder am Bord des Boote geflappert wird, um 
die Fiſche in die Nee zu treiben; Ddedgleichen 
der Gebraud von Leuchten, Kichn« oder Stroh: 
fadeln (das jogenannte Bliejen); 3) dad Schießen 
der Fiſche. 
Vierter Abſchnitt. 


Bon dem Verhalten der Fiſcher beim Fiſcherei— 
betriebe und beim Filchverfauf, 


F 31.* Während der Laichjchonzeit vom 22. 
März bis 10, Juni dürfen folgende Waſſerreviere 
nicht befiicht werden: 1) das Fahrwaſſer, die 
Kramd, aud Kramsbülten genannt, beim Saaler 
Bodden und innerhalb 25 Authen von jedem 
Ende defjelben: 2) die Seeengen Meiningen und 
Qitte, ſoweit fie gegen die Feldmark Brefewig 
liegen, und 25 Rrthen von jedem Ende derjelben ; 
3) die Barthe in ihrem ganzen Laufe; 4) das 
Wafjerrevier bei Barhöft nördlich) der folgenden 
beiden geraden Lirien bis zum nördlich abgeh- 
enden Strom: a. vor der Klausdorfer (Solfen- 
dorfer) Mühle auf den öſtlichen Punkt des mit» 
telften der drei Heinen Werder bei Pramort zu; 
b. von der Klausdorfer (Solfendorfer) Mühle 
auf den Thurm zu Gingft zu, bis zur Flunder⸗ 
grund; 5) die Sceenge, der Trod, bei der Hid- 


Fiſchereipolizei. 


denſeer Fähre; 6) Seen, Teiche, Flüſſe, Bäche, 
Kanäle u. Gräben, wohin namentlich zu rechnen 
find: ber Pütter- See, der Borgwall- See, der 
Kerummenhäger- und Voigdehäger-See, jedoch iſt 
in Seen und Teichen der Yalfang mittels Dügel- 
reuſen und Angeln geftattet. — Auch außer der 
Laichſchonzeit dürfen die Eingänge der nicht 
ihiffbaren Flüffe, Bäche, Kanäle und Gräben 
aus der See mit Fiſchwehren, Nepen, Reujen 
und anderen Fifcherzeugen nur bis zur Hälfte 
verjperrt werden und mur in Entfernungen von 
20 Ruthen. Was unter „Eingängen” u. „Sees 
engen“ zu verjtehen, wird durch Bolizeis-Berord« 
nung ber Bezirfsregierung näher bejtimmt wer- 
den. $32. Die Fiſcher ſind gehalten, nicht nur 
während des Fiſchfanges die Laichjtellen zu vers 
meiden, jondern auch die gefangene Fiſchbrut u. 
den Fiihjamen mit der zur Erhaliung erjorder- 
lichen Vorſicht jogleid wieder in das Wafjer zu 
lajjen. — Dieje letztgedachte Beſtimmung findet 
auf geſtochene oder mit der Angel gefangene 
Aale aud) unter 14 Zoll ($ 33) feine Anwendung. 
— Der Verlauf und der Ankauf von Fiſchbrut 
und Fiſchſamen, jowie aud) jede andere Verfüg- 
ung darüber, ift verboten. $ 33.* Unter Fiſch— 
brut werden verftanden: Samenhäringe, Kaul⸗ 
barſch und Uecklei unter 3 Zoll, Plötz und 
Güſter unter 4 Zoll, Barſch unter 5 Zoll, Hecht 
und Zander unter 8 Zoll, Aal unter 14 Zoll, 
alle übrigen Fiſcharten unter 6 Zoll. $ 34. Die 
Laichſchonzeit dauert für Hecht u. Aland (Hart- 
kopf, Pagenfiih) vom 22. März bis zum 22, 
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mittleren Waſſerſtand herporragen. Bei ben 
Häringsreujen muß jeder ſechſte Pfahl, bei den 
Dügelreufen jeder fünfte Pfahl mit der Nummer 
des Legitimationsſcheins und mit einem Stroh. 
wiepen von 1%, Fuß en und 1%/, Fuß 
Länge und bei den Häringsreujen außerbem der 
äußerfte Pfahl ſeewärts mit einer 17/, Fuß ftarfen 
Bezeihnung von Stroh oder Strauchwerf ver- 
jehen werden. — Dieje Zeichen find bei beiden 
Arten von Reuſen age zu vertheifen und, 
jo lange die Reuſen anfgejtellt bleiben, zu uns 
terhalten. — Bei der Wegnahme oder Verlegung 
der Reufen mit ihren Wehren oder Flügeln jind 
die Pfähle jorgfältig auszuziehen und dürfen 
diejelben nicht abgebroden oder abgejägt unter 
dem Waſſer jtehen bleiben, fo wenig wie die bei 
den Häringsreufen zu verwendenden Krabben. 
$ 33. An Sonn» und Fefttagen und an deren 
Vorabenden darf keine Fiſcherei betrieben werden; 
jedoch bleibt denjenigen, welche mit Satznetzen, 
Reuſen und Angeln fiichen, geftattet, die Gezeuge 
nachzuſehen, auszunehmen und wieder Be 
$ 39. Kein Fiſcher darf in den Zug desjenigen 
fallen, der jchon fiſcht, oder in die Zuglinie des— 
jenigen einbiegen, der feine Fijcherzeuge bereits 
ausgeworfen hat. — Die Neß» und Angelfiſcher 
müſſen den Zeeſenern und Streuern auf der 
Tiefe der Gewäffer, den Garnfiſchern aber über- 
all ausweichen, widrigenfalls die Zeefener, Streuer 
und Garnfiſcher berechtigt find, die ausgejegten 
Netze und Angeln, jobald fie diefelben mit ihrem 
Zuge berühren, aufzunehmen. — Im Uebrigen 


April, Kaulbarſch vom 1. bis 30. April, Barjch|geht derjenige, welcher an einem Orte bereits 


und Hander (Sanat) vom 15. April biö zum 
15. Mai, Plöß vom 1. bis 31, Mai, Brachjen 
und Güjter vom 10. Mai bi! zum 10. uni, 
Uedlei vom 1. bis 30. Juni, für alle übrigen 
Fiſche vom 22. März bis zum 31. Mai, — 
Ausgenommen von diejer Beſtimmung wegen der 
Laichſchonzeit ſind Häringe, Hornhechte, Lachie, 
* Dorſche und flunderartige Plattfiſche. 
8 35. Für diejenigen Fiſcharten, Air welche im 
vorigen Paragraphen eine Laichſchonzeit feſtge— 
ſetzt iſt, iſt während derſelben der Berfauf ver- 
boten; dies Verbot findet jedoch für die Fiſchmärkte 
und den Fiſchhandel an dem Ufer des Peene— 
ſtromes von — — bis Anklam, alſo 
auch für die Städte Wolgaſt und Laſſan, ſowie 
für die Stadt Damgarten keine Anwendung. 

36. Die Fiſcher müſſen die bei der Winter— 

ſcherei gehauenen Eisſtücke unmittelbar neben 
den Oeffnungen und Fiſchlöchern aufrecht ſtellen 
und bürjen dieſelben nicht unter das Eis ſchieben. 
— Nur bei der Ausziehwaake des Garnzuges ift 
es gejtattet, die Eisjtüde, inſoweit diejelben zur 
Bezeihnung der offenen Stellen nicht erforderlich 
find, unter die Eisdede zu ſchieben. — In und 
neben gebahnten und ausgejtedten Eiswegen 


dürfen weder Waaken noch ‚jagelöcher gehauen! 


werden, vielmehr müſſen diejelben wenigjtens eine 
Ruthe von den Wegen entfernt bleiben. — Ebenjo 
iſt ed verboten, die auf den gedachten Eistwegen 


nicht, demjenigen vor, welcher fein Fiſcherzeug 
noch nicht ausgeworfen hat. S$40. Die Beejener, 
Streuer und Garnfiſcher müſſen die vom ihnen 
aufgenommenen Netze und Angeln ($ 39) ben 
Eigenthümern derjelben, jobald fie fich melden, 
oder, wenn dies nicht geichieht, innerhalb länge 
tens 14 Tagen dem nädjiten ‚Fiichereibeamten 
übergeben, $ 4. Die Fiſcher müfjen beim Fiſch— 
fange Alles vermeiden, wodurd der Schifffahrt 
Nachtheil erwachſen kann. Insbeſondere darf aus 
den Fahrzeugen fein Ballaſt in die Gewäſſer 
geworfen werden. $ 42. Die Fiſcher haben bei 
dem Fiſchfange darauf zu achten, daß die zur 
Bezeichnung der Fahrt ausgelegten Tonnen, Bol- 
len oder Boyen und Werthen durch die Netze u. 
Leinen nicht fortgezogen oder verrüdt werden. — 
Wenn ſolche Zeichen verrüdt find, jo muß dies 
von dem Fiſcher fogleich auf der nächſten Lootſen— 
itation angezeigt werden, $ 43. Kein Fiſcher 
darf fih an Schiffe und belajtete Kähne, mit 
Ausnahme der Quatzner-Fahrzeuge, anlegen, 
wenn nicht der Fall einer Gefahr vorliegt. Au 
dieſem Falle darf der Filher zwar Waaren be— 
hufs einer nothwendigen Erleichterung aufnehmen; 
er ijt aber gebunden, fi) genau nad ven An— 
weilungen des das Fahrzeug begleitenden Steuer» 
beanmen und Lootſen zu richten, und darf, falls 
er durch Sturm von dem erleichterten Fahrzeuge 
getrennt worden ift, außer dem Falle der Noth, 


ausgejepten Zeichen zu zeritören oder zu verjegen. nirgends anders als einem Orte landen, wo ſich 
3% Die Pfähle zu den Häringsrenfen mitjein Steueramt befindet, bei weldem er jich zu 
ihren Wehren müfjen mindeitens 4 Fuß, die zu/melden hat, $ 44*. Während der Beit vom 


den Bügelreujen mindeſtens 3 Fuß über den 


22. März bis 31. Juli ift die Werbung der 


28* 
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Seegewächſe unterſagt; im Uebrigen dürfen zu mit einer Nummer verſehen fein. — Demjenigen, 
derjelben metallene Geräthſchaften nicht verwendet |der die Fiſcherei aus eigenem echte betreibt, 


werden. 
Fünfter Abſchnitt. 
Bon der Anfficht über den Fiſchereibetrieb. 


wird auf bloße Unmeldung vom Königlichen 
Filchmeifter ber Legitimationsichein ertheilt. — 

ieſer Schein ift jedoch auf die Beurtheilung der 
Berechtigung ohne Einfluß. — DiejeLegitimationd- 


F 45.* Die Uufficht über den Filchereibetrieb | jcheine werden toftenfrei eg Hd fie dürfen 


in den im $ 1 bezeichneten Gemwäjlern, ſowie 
insbejondere darüber, daf die Vorſchriften diejer 
FiſchereiOrdnung befolgt und Beinträchtigungen 
der Gerechtſame der Fiſchereiberechtigten ver- 
mieden werden, eig unter Leitung der Re- 
gierung zu Straljund der Königliche Fiſchmeiſter 
und die ihm untergeordneten Beamten zu führen. 
— Die von Inhabern größerer Fiſchereiberechtig— 
ungen für ihren Fiſchereibezirk angeitellten eigenen 
Auffichtsbeamten find der Aufficht des Königlichen 
Fiſchmeiſters untergeordnet. — Allen diefen Ber 
amten, den von Gemeinden und Privatberecht- 
igten angejtellten jedoch nur innerhalb ihres 
Amtsbereichs, fteht die Befugniß zu, die Fiſcher— 
zeuge auch auf dem Lande, ingleichen die Fiſcher— 
und Fiichändler- Fahrzeuge zu revidiren, $ 46. 
Auf den Dienftfahrzeugen follen die Königlichen 
Aufjichtöbeamten eine weiße Flagge oder Wimpel 
mit dem Preußiichen Adler, die Auflicht3beamten 
von Privaten eine von der Regierung zu Stral— 
fund Öffentlih zu beitimmende Flagge oder 
Wimpel führen. — Außerdem follen alle Unter: 
beamten in Ausübung ihres Amtes ein daſſelbe 
bezeichnendes metallenes Schild auf der Bruſt 
tragen. — Sobald die Flagge oder der Wimpel, 
oder bei Nacht die Signallaterne eines Fiſcherei— 
Auffichtsbeamten aufgezogen wird, muß Jeder, 
welcher mit dem Beirtöbe einer Fiſcherei be— 
ſchäftigt iſt, ſogleich die Segel ſtreichen, oder mit 
dem Rudern einhalten; auch darf er nicht früher 
von der Stelle weidyen, als bis er dazu Erlaub- 
niß erhalten hat. — Das Leptere gilt gleicher: 
maßen, wenn er bei der Fiſcherei betroffen und 
von ilcherei-Aufjichtsbeamten angerufen wird. 
N Beim Vorderſteven am äußeren Badbord 
und beim Hinterjteven am äußeren Steuerbord 
eines jeden Yeejener- und Steuerbootes, imgleichen 
jedes Heringnetz- (Manichen) Bootes muß der 
Bor» und Zuname und Wohnort des Beſitzers 
mit vertieften, mit weiber Delfarbe eingeftrichenen 
——* von 2 Zoll x e und !/, Boll Stärfe 
eingejchnitten fein. F 48.* Die Fiicher müfjen 
die von ihnen zum Fiſchfange ausgeſetzten Fiſcher— 
zeuge, ſofern fie fi) von denjelben entfernen, 
jowie auch die unter dem Eiſe ausgejegten Netze 
und Angeln mit derjenigen Nummer verjehen, 
welche der Königliche Fiſchmeiſter ihrem Legi- 
timationsjcheine beigefügt hat ($ 49). Die auf 
ber Tiefe ausgeſetzten oder ausgeworfenen Netze 
oder Angelſchnüre müjjen außerdem an jedem 


von Niemandem an einen Anderen überlafjen 
werden und find nur für die Berjon und deren 
Leute, die Zeiträume, die Reviere, die Art und 
Zahl der Filcherzeuge, die Zahl der Kähne und 
Böte giltig, auf welche fie lauten. Yegitimations- 
iheine zum Betriebe der Fiſcherei mit dem Aal 
jpeere haben nur für diejenigen Berjonen Giltigfeit, 
auf deren Namen fie ausgejtellt find. $ 50. 
Hinfichtlich der Befugniffe der Fiſcherei⸗Aufſichts⸗ 
beamten, der Ermittelung und Verfolgung der 
Uebertretungen kommen die bejtehenden gejeglichen 
Vorſchriften, inäbefondere aud das Gejeg zum 
Schutze der perjönliden Freiheit vom 12. Fe 
bruar 1850 zur Anwendung. — Die zu einer 
Uebertretung gebrauchten, der Confiscation ($ 51) 
unterliegenden Filchereigeräthe find in Beſchlag 
zu nehmen. — Die der Eonfiscation nicht unter» 
liegenden Pfandftüde find dem nädjiten Orts» 
vorjtande auf Gefahr und Foften ded Eigenthümers 
zur Aufbewahrung zu überliefern, jedocd gegen 
Erlegung einer, der Höhe nad) vom Ortsvorſtande 
zu bejtimmenden Gaurion, welche dem Geldbetrage 
der muthmaßlichen Strafe und Koften der Auf- 
bewahrung oder dem Werthe des Pfandftüdes 
gleihlommt, zurüdzugeben. — Die Caution kann 
bei dem Ortsvorjtande oder gerichtlich nieder» 
gelegt werden. Geſchieht die Niederlegung nicht 
innerhalb acht Tagen, jo fann der gepfänbete 
Gegenftand auf Verfügung des zuftändigen Richter 
öffentlich verfteigert werden. 
Schiter Abſchnitt. 
Von den Strafen der lebertretung ber Fiſcherei- 
Ordnung. 

$ 51, 1) Wer den in den 8838, 46—49 ge» 
gebenen Vorjchriften zumiderhandelt, verfällt in 
eine Geldſtrafe bis 30 M. Im Falle des $ 48 
tritt aud Pfändung des Fiſchereigeräthes ein; 
2) wer den jonftigen Vorſchriften dieſes Gejeges 
nicht Folge leijtet, oder den Verboten defielben 
zuwiderhandelt, joll mit einer nach den Umftänden 
des einzelnen Falles zu bemefjenden Gelditrafe 
bis zu 150 M belegt werden; 3) im Falle a. der 
unerlaubten Fiſcherei, oder b. der Süicherei in 
unerlaubter Weije, oder c. der Fiſcherei mit 
unerlaubten oder mit mehreren als den gejtatteten 

iſcherzeugen, oder d. der Filcherei an verbotenen 

rten, oder e. der Fiſcherei zu verbotenen Zeiten, 
ift zugleich die Eonfiscation der dabei benußten 
Fiſchereigeräthſchaften im Urtheile auszujprechen, 


Ende mit einer Barke oder Boye verjehen ſein. ohne Unterjchied, ob fie dem Schuldigen gehören 
$ 49. Wer Fiſcherei betreibt, muß einen Legi-|oder ihm von Anderen überlafien worden find. 
timationsjchein (Willzettel) bei ſich führen und) — Böte, Kähne und Sciffögefäße gehören nicht 
dem — Ban aeitnernae auf Berlangen|zu den der Confiscation unterworfenen Gegen. 


vorzeigen. Der 


aus eigenem Rechte Fiſchenden muß von dem-|irgend ein Recht zum Fiſchfange 
jenigen, der die Befugniß dazu ertheilt hat, aus- die allgemeinen Strafgefege [Stra 
geitelt und von dem Königlichen Fiſchmeiſter 15. Mai 1871, 88 370 
mit dem Bermerfe der erhaltenen Kenntniß und! wendung. 


egitimationsjchein des nicht ſtänden; 4) in Anfehung derjenigen, welche ohne 


Fer finden 
gelehbuch vom 
r. 4 und $ 40) An. 
Diejelben treten auch in Fällen des- 


Fiſchereizeug — Flößerei. 
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$& 302 des Strafgeſetzbuches ſſ. jetzt Strafgeſetz⸗ fange ausliegenden Fiſcherzeuge ſ. u. Fiſcherei— 


buch $ 321] ein. $ 52. 
eine Verſchärfung der Strafe nad) fi, ohne 
Unterſchied, ob die früheren Straffälle vor oder 
nad) dem Eintritt der Geſetzeskraft der gegen- 
mwärtigen Filcherei-Drdnung vorgelommen Ind, 
und ob die Strafen volljtredt worden find oder 
nicht ($ 336 Strafgejegbud) vom 14. April 1851). 
8 53. Im NRüdfalle befindet fich derjenige, 
welcher, nachdem er rechtöfräftig verurtheilt 
worden, innerhalb der nächſten 2 Jahre nach der 
Berurtheilung eine fernere Uebertretung der Vor— 
ichriften der FiſchereiOrdnung begeht. $ 54. 
Die auf — dienſtlichen Wahrnehmungen be— 
ruhenden Angaben der auf Lebenszeit oder mit 
dem Anſpruche auf lebenslängliche Verſorgung 
angeſtellten vereidigten Fiſcherei⸗Aufſichtsbeamten 
haben, wenn ſie an den verhängten Geldſtrafen 
und Confiscaten keinen Antheil haben, auch ſonſt 
keine Denunciantenbelohnungen beziehen, in allen 
Fällen, in denen es ſich um die Strafe blofer 
Uebertretungen im Sinne des 3. Theiles des 
Strafgejegbuches handelt, volle Beweisfraft bis 
zum Gegenbeweife. — Die Aufficht3beamten 
haben den nad) Analogie der FeldpolizeiOrdnung 
vom 1. November 1847 $ 51 zu normirenden 
Eid gerichtlich zu leiſten. $ 55. Wenn ber 
Angelcjuldigte in Fällen des $ 51 die Einrede 
vorbringt, daß er zu der ihm zur Lat gelegten 
Handlung bereditigt — ſei, jo fommen die 
Beſtimmungen des Geſetzes über das Verfahren 
in Wald», Feld- und Jagdfrevelſachen bei Eivil- 
Einreden vom 31. Januar 1845?) zur Anwendung. 

(Schlußbeitimmungen] $56. Uebertretungen, 
mweldje vor das nämliche Polizeigericht gehören, 
törmen unter fortlaufenden Nummern in einem 
Berzeihniffe zur Anzeige gebracht werden, welches 
ber Bolizeianwalt mit feinen Anträgen dem 
Gericht demnächft übergibt. F 57. Alle ——— 
ben Fiſchereibetrieb in den im $ 1 genannten 
Gewäflern betreffenden Gejege und Verordnungen 
find aufgehoben. — Wo in irgend einem Gejete 
auf die legteren verwiejen wird, treten die Vor- 
fchriften diefer Fifcherei- Ordnung an deren Stelle, 

Trifchereizeug, Beltrafung der Anwendung 
des verbotenen, |. a. bezüglich der Binnengewäſſer 
der Provinz Preußen und in Bojen die Fiſch— 
erei-Drdnung vom 7. März 1845 $$ 21, 22, 
20 (©. 411); b. bezüglid) des Friichen Haffs die 
Friicherei-Ordn. vom 7. März 1845 SS 46, 47, 
48 Sr 417); c. bezüglich des Kuriſchen Haffe 
bie Fiſcherei /Ordn. vom 7. März 1845 88 45 
46, 47 (©. 4235); d. in Pommern die Filcherei- 
Drdn. vom 2. Juli 1869 $ 43 (©. 431); e. im 
Regierungsbezirt Stralfund die Fiſcherei-Ord⸗ 
nung vom 30. Auguſt 1865 $ 53 (fiehe oben); 
f. in der Prov. Hannover verwirkt, wer außer in 
—— und Landſeen, im welchen er aus— 
Wließlich zur Fiſcherei berechtigt iſt, verbotenes 
I3. insbeſondere Netze mit vorſchriftswid⸗ 
rigen Maſchen anwendet, neben dem Verfalle 
derſelben Geldbuße bis zu 15 M (Polizeiftraf- 
geiepg dv. 25. Mai 1847 $ 259). Wegen fenn- 
zeichnung ber ohne Beifein des Fiſchers zum Fiſch⸗ 


!) Daficlbe finder fih unter Feldfrevel abgebrudt. 


- 





Jeder Rückfall zieht ——— Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874 $$ 19, 
9 Ir. 2. 


- 


Fiſchottern darf der Fiſchereiberechtigte tödten 
oder fangen, Fifcherei- Gef. vom 30. Mai 1874 
$ 45 (©. 408). 

Fiſchpüſſe, |. Fifcherei-Gef. v. 30. Mai 1974 
88 35 fi. (©. 407 


Fiſchreiher haben feine Schonzeit; Gef. vom 
26, Febr. 1870 $ 1 Nr. 10. 

Fiſchteiche, zur Ausübung der Jagd auf jolchen 
ift der Beſitzer des Grund und Bodens befugt; 
Jagdpolizei Geſetz vom 7. März 1850, $ 2e. 

Silchwailer, Berbot der Verunreinigung des— 
jelben, ſ. Fiſcherei-Beſ. $ 43 (©. 408). 

Fiſchzettel (Willzettel), |. Fiſcherei-Geſ. vom 
30. Mai 1874 $ 18 (©. 406), 

Flachsröſtanſtalten find nicht concejfions- 
pflichtig. Flachsröten in nicht geichloffenen 
Gewäſſern ift verboten bei Vermeidung einer 
Gelditrafe von 150 M oder Haft; Filcherei- Gej. 
vom 30. Mai 1874, 88 43, 50 Pr. 7. Wegen 
Geitattung von Ausnahmen Seitens der Bezirks— 
Regierung (bezw. des Bezirksamtes od. der Yand- 
brojtei)j. Fiſcherei-Geſ. 44 Abi. 2. S.aud) Feld» 
polizeisÖrdnung $ 41 Wr. 3 u, unter Pri— 
vatflüjje Gef. vom 28. Febr. 1843, 8 6. 

Flächenmaſße, ſ. unter Eihmwejen, Gef. v. 
17. Aug. 1868 Urt. 3, B. 

Flecken in Schleswig-Holftein, Verfaſſung u. 
Verwaltung bderjelben, j. unt. Städteverfajj- 
ung; Gej. dv. 14. April 1867 SS 95—98. 

Sleiidh, wer verdorbenes od. trichi.:enhaltiges 
feil hält oder verfauft, wird mit Geldjtrafe bis 
zu 150 M oder mit Haft beitraft; Str.-G.-B, 
$ 367 Nr. 7. Beim Ausbruche der Rinderpeft 
oder anderer Viehſeuchen kann die Einführung 
von Fleiſch verboten werden; ſ. unter Rinder- 
peft, ®ej. vom 7. April 1869 $ 2 Nr. 1 und 
unt. Viehſeuchen, Gel. v. 25. Juni 1875 8 2, 

leifchlidye VBerbredjen, ſ. Unzucht. 

liegenpapier. Wegen des Verlaufs des 
arjenikpaltigen Fliegenwaſſers u. Fliegenpapiers 
finden fich in Polizeiverordnungen VBorichriften. 
©. 3. B. die der Regierung zu Merjeburg vom 
15. Dec. 1851. 1. Der Verlauf von Fliegen- 
waſſer, das mit Kobalt bereitet iſt, ift den Apo- 
thefern nur unter der Bedingung nachgelaffen, daß 
dafjelbe nur in Medicingläfern unter Zujag von 
Saftgrün u. unter Beobachtung der allgemeinen 
ben Giftverkauf regulirenden Beitimmungen ver- 
abfolgt werde. 2. Denjelben iſt auch geitattet, 
ırjenifhaltiges Fliegenpapier feil zu halten, wel 
ches durch aufgedrudte Stempel ala „Gift“ ent« 
le vi deutlich bezeichnet fein muß, wobei eben» 
alla die gejeglichen Beitimmungen über Aufbe- 
wahrung u. Berfauf der Gifte pünktlich zu ber 
obadıten find. 3. Den Kaufleuten und allen Ge- 
werbetreibenden, außer den Apothekern, bleibt 
der Debit des Fliegenpapiers und der arjenik- 
haltigen Waſſer unterjagt. 

Floßerei. Zufolge Geſetzes vom 1. Juni 1870, 
welches durch Art. 80 der Reichsverfaſſung vom 
30. Sept. 1870, bezw. durch die Verträge vom 
23. und 25. Novbr. 1870 in Baden, en und 
Württemberg und durch Gejeg vom 22. April 
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1871 in Bayern als Reichsgeſetz eingeführt ift,, Forenſen einer Gemeinde find Diejenigen. 
dürfen auf den nur flöhbaren Streden derjenigen |mweldje in dem Bezirke diejer Gemeinde Grund 
natürlichen Wafferjtraßen, welche mehreren Bun- 


Flotte — Forftbeamte, 


desſtaaten gemeinjchaftlic) find, von der Flößerei 
mit verbundenen Hölzern Abgaben nur für bie 
Benutzung befonderer zur Erleichterung des Ver— 
kehrs bejtimmter Anftalten erhoben werden. Ab— 
gaben, welche als Entihädigungen an Beliger 
von Waflerwerfen, insbejondere Wehren, zu be 
trachten find, gehören nicht zu den unzuläfligen 
Abgaben. Sie dürfen jedoch 1. nur in Gelde 
nach Tarifen, welche von den Landesregierungen 
feitgeftellt worden, erhoben werden; 2. den Be— 
trag, in welchem fie bisher erhoben find, u. das 
Maß einer billigen Entihädigung für geleijtete 
Dienste, Beichädigung der Wehre oder gehinder- 
ten Betrieb nicht überjchreiten; 3. bei neu ange 
fegten Mühlen oder nicht mehr vorhandenen 
Wehren überall nicht erhoben werden. 

giotte, Dienftpflicht in derjelben, j. Erjaß- 
Ordnung $ 14 ji. 

Flucht, j. Dejertion, 

Fluchtlinie, j. unter Bebauungsdfaden, 
Gel. vom 2. Juli 1875 85 1 ff. (S. 116) u. die 
Minifterialvorjhriften vom 28. Mai 1876 
(©. 118). 

Iurpolizei, |. Feldpolizei. 

Iurjchäden bei Truppenübungen, ſ. unter 
Naturalleiitungen Gef. v. 13. Febr. 1875 
88 11,14 und Inftruction vom 2. Geptbr. 
1875 Nr. VII. 

Flüſſe find von der Grundfteuer befreit; 
Srundjtenergef. vom 21. Mai 1861 $4. Durd) 
Eabinetöordre vom 24. Febr. 1816 ift feſtgeſetzt, 
daß fein Befiger von Sägemühlen Sägeipäne 
oder Borke, und überhaupt Niemand, der eines 
Fluſſes fich zu feinem Gewerbe bedient, Abgänge 
in jolhen Mafjen in den Fluß werfen darf, daß 
derjelbe dadurch nach dem UrtHeile der Provin- 
zial-Bolizeibehörde erheblich verunreinigt werden 
fann, und daß Jeder, der damwider handelt, nicht 
nur die Wegräumung der den Wafferlauf hemm— 
enden Gegenftände auf jeine Koſten vornehmen 
fajjen muß, jondern auch außerdem eine Polizei- 
ftrafe von 30— 150 M verwirft hat. Störung 
des Fahrwaſſers in jchiffbaren Strömen, Flüſſen 
oder Kanälen, wodurd Gefahr für das Leben 
oder die Gefundheit Anderer herbeigeführt wird, 
wird mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten beitraft; 
Str.-G.-B. 8 321. ©. übrigens Privatflüſſe. 

Flüffigfeitsmafe, |. unter Eichweſen; Gei. 
vom 17. Aug. 1868, Art. 3C (©. 261) u. Eidh- 
ordnung 88 5 fl. 

Flufpolizei, j. unter Flüſſe die Cab.Ordre 
bom 24, Febr. 1816. aaa 

Flußufer, Beſtrafung ihrer Beſchädigung, f. 
Str.G.B. 8 3664. 

Forellen dürfen in der Provinz Hannover in 
öffentlichen Gewäſſern nicht in den Monaten 
November und December gefangen werden, bei 
Vermeidung einer Strafe bis zu 30 M; Polizei- 
Str.G.⸗B. vom 25. Mai 1847 8 256. In den 
lintörheiniichen Gewäſſern, in welchen die Forelle 
die vorherridyende Fiſchgattung tt, ift die Fischerei 
in den Monaten October und November ver- 
boten; Gabinetsordre vom 5. Juli 1847. 


beſitz haben od, ein ſtehendes Gewerbe betreiben, 


ohne in demjelben zu wohnen. Sie find ver- 
pflitet, an denjenigen Laften theil zu nehmen, 
melde auf den Grundbeſitz oder das Gewerbe, 
od. das aus jenen Duellen fließende Einlommen 
gelegt find. S. ımter Städteverjafjung die 
Städte-Ordn,. v. 30. Mai 1853 8 4 Abſ. 3, für 
Frankfurt a. M. das Gef. vom 25. März 1867 
$ 8, für Scleswig-Holftein Gef. vom 14. April 
1869 $ 23, und unter Gemeindeverfajjung 
die Rhein. Gemeinde Ordn. vom 23. Juli 1845 
$$ 24, 36, 50, die Weitfäliiche Yandgemeinde- 
Ordn. vom 19. März 1856 $$ 60, 66 Pr. 1, u. 
für Schleöwig-Holftein das Gef. vom 22. Sept. 
1867 $ 10 Nr. 2. — Wegen Heranziehung ber 
Forenſen zu den Kreisabgaben, j. Kreisord— 
nung vom 13, Dec. 1872 88 14, 15. 

Formen, ftrafbare Anfertigung u. Abdruden 
bon Formen zu Metall» od. Papiergeld, Stem— 
peln, Urkunden zc., j. Str.-G.-B. $ 360 Nr. 5, 
6. Wenn der Inhalt einer Schrift, Abbildung 
oder Darjtellung ftrafbar it, jo ijt im Urtbeil 
auszusprechen, daß auch die zu ihrer Herjtellung 
beftimmten Formen unbraudbar zu machen find; 
ſ. da. $$ 41, 42. 

Forſtarbeit ald Strafe beim Holzdiebftahl, 
j. Holzdiebftahlögejet vom 2: Juni 1852 
88 13, 14, 42, 43. Nähere Vorjchriften wegen 
Vollitredung ſolcher Arbeitsſtrafen jind für die 
einzelnen Regierungsbezirke bejonders erlafjen. 

oritbenmte. Wegen des Verfahrens ders 
jelben bei der Ermittelung und Verfolgung von 
Holzdiebftählen, ſ. Holzdiebſtahlsgeſ. vom 2. Juni 
1552 $$ 21 ff., und in Betreff der Bemweisführ- 
ung durch vereidete Forſtbeamte bezw. der Vor» 
ausjegung der Zuläfligkeit ihrer Vereidigung daſ. 
ss 31 fi. — Beitrafung der Widerjeplichteit ge- 
gen Forſt- und Jagdbeamte, j. Sr.-G.-B. % 
117, 118, 119. — Ueber den Waffengebraud 
der Forſt- und Jagdbeamten ift für den 
Umfang der ganzen Monardie!) Folgendes be- 
ftimmt: 

1. Geſetz vom 31. März 1837. 

1. Unfere Forſt und Jagdbeamten, ſowie 
die im Communal- oder Privatdienite jtehenden, 
wenn fie auf Lebenszeit angeftellt jind oder die 
Rechte der auf Lebenszeit Angeſtellten haben,?) 


1) Dur) die Verordnung vom 25. Juni 1867 Art. 2, F. 
find die 65 1—5 bes Geſetzes vom 31. März 1837 nebft ben 
in Erweiterung der Kategorien der zum Waffengebraud be 
rechtigten Perjonen ergangenen —E Erlaſſen in den neuen 
—— (excl. Meiſenheim und Kaulsdorf) in Kraft ge 

eten. 

2) Bufolge der Cab.⸗Ordre vom 6. Oct. 1887 ſollen bie 
zum 20jäbrıgen Wiilitärdienfte verpflichteten Corpsjäger, wel 
nachden fie zur Referve oder als halb invalide beur h 
interimiftiich als Forſtſchutzbeamte amngeftellt und als folde 
berichriftsmäßig vereidet worden, in ber Glaubwürd« 
igkeit vor Gericht und der Befugnik zum Waffengebraud bie 

techte haben, welche ben auf Lebens eit angejtellten be 
dienten nad $$ 19 und 28 bes Gel wegen Unterjuchung 
und ek der Holzdiebftähle vom 7. Juni 1821 fi. — 
unter Holzdiebſtahl Geſetz vom 2. Juni 1852, 98 31 — 

nad dem Geſehe vom 31. März 1837 zuſtehen. — Die Gab. 
Ordre vom 21. Mai 1840 debnte die Beitimmungen des Er: 
lafjes vom 6. Det. 1837 auch auf diejenigen Gorpsjäger aus, 
die im Communal⸗ und Privatdienft zwar nicht auf Lebenszeit 
angeitellt, aber vorſchriftsmaßig vereibet find; jedoch mit 


Forjtbeamte. 
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nad Vorichrift des Gejeges vom 7. Juni 1821, Jagdbeamte, ber hiernach von feinen Waffen Ge- 
s 20%), vereibigt u. mit ihrem Dienfteinfommen|braud macht und Jemand dadurd) verlegt Hat, 


nicht auf Pfandgelder, Denunciantenantheil oder 
Strafgelder angemiejen find, haben die Befugniß, 
in ihrem Dienjte zum Schutze der Forjten und 
Jagden,“) gegen Holz» u. Wilddiebe, gegen Forit- 
u. Jagdcontravenienten, von ihren Waffen Ge- 
drauc zu machen: 1. wenn ein Angriff auf ihre 
Verſon erfolgt, oder wenn fie mit einem ſolchen 
Angriffe bedroht werden; 2. wenn Diejenigen, 
welche bei einem Holz» ober Wilddiebſtahl, bei 
einer Forſt- od. Jagdeontravention auf der That 
betroffen, ober als der Verübung eines ſolchen 
Vergehens verdädtig, in dem orte oder dem 
Jagdreviere gefunden werden, fid) der ——— 
Pfändung oder Abführung zu der Forſt- oder 
Bolizeibehörde, od. der Ergreifung bei verjuchter 
Flucht thätlih od. durch gefährliche Drohungen 
widerfegen. — Der Gebraud) der Waffen darf 
aber nicht weiter ausgedehnt werden, als es zur 
Abwehr des Angriffs u. zur Ueberwindung des 
Wideritandes nothwendig ift. — Der Gebraud 
des Schießgewehrs als Chußmaffe ift nur dann 
erlaubt, wenn der Angriff od. die Widerjeplich- 
feit mit Waffen, Merten, Knütteln oder anderen 
gefährlichen Werkzeugen, oder von einer Mehr- 
heit, welche jtärfer ift als die Zahl der zur 
Stelle anmwejenden Forit- oder Jagdbeamten, 
unternonmen oder angedroht wird. Der An— 
drohung eines joldhen Angriffs wird es gleid) 
eachtet, wenn der Betroffene die Waffen oder 
Werkzeuge nach) erfolgter Aufforderung nicht ſo— 
fort ablegt od. fie wieder aufnimmt. $ 2. Die 
Beamten müffen, um ſich der Waffen bedienen 
zu dürfen, in Uniform od. mit einem amtlichen 
Abzeichen verjehen fein.) $ 8. Der Forſt- od. 


Diafgaben, baf: a. die erwähnten een nur folhen 
Eorpsjägern beigelegt fein follen, welchen bei ihrer Beurlaub: 
ung von dem Commandeur ber betreffenden Jägerahtbeilung 
ausdrüdlid; beſcheinigt wird, daß ihre dienſtliche jowol, als 
fittlihe Führung die Vorausjegung eines ſolchen vorzüglichen 
Grades von —— — ründe, ber es geſtatte, ihnen 
bei ihrer einitweiligen endung im Forſt⸗ und Jagddienſt 
die Bejugnig zum Wafjengebraud und bie Glaubwürdigkeit 
vor Gericht beizulegen; b. daf aber, ſobald ſich während ber 
Berwendung eines ſolchen Eorpsjägers im Eommunals uber 
Vrivat⸗ Forſi⸗ und Yagddienft, Umftände herausitellen, bie es 
bedentlich machen, ihn jerner in Befig ber erwähnten Befäh- 
igungen zu lafjen, bie Regierungen ermächtigt fein jollen, ihm 
ſoͤlhe auf den vorgängigen Antrag der Volizeibehörden zu 
entziehen. — Das in vorjtehbender Eab.-Orbre vorgejhriebene 
Qualificationszeugnik des Commanbeurs des betr. Jagerba⸗ 


taillons — Allerh. Erlaffes vom 21. Aug. 1855 auch | 9 
{1 u 


den nach Zahriger Dienftzeit während der 6 Wintermonate 
oder zur Dispofition , ihres Truppentbeils beurlaubten auf 
Forftverforgung dienenden Jägern ertheilt werden, wenn fie 
ſich in jeder Beziehung gut geführt und als zuverläffig bes 
währt baben. — jyerner And durch Cab.⸗Ordre vom 19. Behr. 
1842 bie Beftimmungen der Cab.Ordre vom 21. Mai 1840 
über die Befugnig zum Waffengebrauh u. die Glaubwürdig— 
feit vor Gericht der im Eommmal- oder Privatdienft ange: 
ſtellten Eorpsjäger auch auf die von lönigl. Forſtbeamten zu 
ihrer Unterftügung und zur Berftärfung des Forſt- u. Jagd: 


chutzes angenommenen u. vorjchriitsmärig vereidigten Eorps: 
jäger & ejek vom 2. Juni 1852 $ 32] ausgedehnt. 

1), ©. jegt $ 32 des Holzdiebjtahlägejeges vom 2. 
Juni 1852 


2) Ueber ben Forſt⸗ bezw. Jagdbezirk hinaus darf von ber 
Waffe nur im Falle der Berfolgung des Wilbdiebes Gebrauch 
gemacht werben; Ettenntniß des Obertribumals v. 11. Sept. 
1861. ©. auch bie hiernächſt abgebrudte In ſtruction vom 
17. April 1837 Art. 2. 

5) Bei königl. Beamten ift dies ein über beim Schirm der 
Dienftiniige anzubringender Adler und ein Hirichfänger; Ber: 


ijt verpflichtet, jo weit es ohne Gefahr für jeine 
Perjon gejchehen lann, dem Berlegten Beiſtand 
zu leiten, und wenn er auf Jemand geſchoſſen 
hat, nachzuforſchen, ob derjelbe dadurch verlegt 
ſei. Sit es erforderlich, jo muß der Beamte da- 
für jorgen, da der Verlegte zum nächſten Orte 
gebradjt werde, wo die Polizeibehörde für die 
ärztliche Hilfe und für bie nötige Bewachung 
Sorge zu tragen hat. — Die Kurkoften find er» 
forderlihen Falls, und zwar hinfichtlic) Unferer 
Forſten und Jagden, von der Forſt- und Jagd— 
Verwaltung, hinfichtlich der anderen Forften und 
Jagden aber von den Forft- und Jagdberechtig— 
ten vorzuſchießen, melde den Erjag von dem 
Verlegten und den Theilnehmern des Frevels, 
oder von den Beamten, je nachdem die Anwend— 
ung der Waffen gerechtfertigt befunden worden 
ift oder nicht, verlangen können. $ 4. Auf die 
Anzeige, daß Jemand von einem Unjerer Sorit- 
oder Genhlcosien ($ 1) im Dienfte durch An— 
wendung der Waffen verlegt worden, hat das 
Gericht des Ortes, wo die Verlegung vorgefallen 
it, mit Zuziehung eines Ober-Forjtbeamten den 
Thatbeſtand feitzuitellen u. zu ermitteln, ob ein 
Mißbrauch der Waffen ftattgefunden habe. Das 
Gericht iſt ſchuldig, hierbei auf die Anträge Rück— 
ficht zu nehmen, welche der Ober-Forjtbeamnte zur 
Aufklärung der Sache zu machen für nothwendig 
erachtet. F 5. Werden in Anjehung eines Forft- 
oder Jagdbeamten, der nicht zu Unferen Beam— 
ten gehört, die im $4 ——— Ermittel⸗ 
ungen erforderlich, ſo iſt hinſichtlich der ſtandes— 
herrlichen Forſtbeamten ſtatt des im $ 4 er 
wähnten Ober-Forjtbeamten der ftandesherrliche 
Oberbeamte für die Polizei, oder in Ermangels 
ung eines jolden der Kreis-Landrath, hinfichtlich 
aller anderen Forſtbeamten aber in jedem Falle 
der Kreis-Landrath bei der Ermittelung zuzu— 
iehen. $ 6. Nach beendigter vorläufiger Unter» 
Fndung find die Acten an das betreffende Ge— 
richt einzufenden, welches die Yerhandlungen, fo» 
bald jie als vollftändig befunden worden, der 
Regierung zur Erklärung über die Einleitung der 
erihtlihen Unterſuchung mittheilt. $ 7. Nach 
ingang diejer Erflärung beſchließt das Gericht 
über die Eröffnung der Unterjuhung. Wird diere 
gegen die Anficht und den Widerſpruch der Res 
ierung beſchloſſen, ſo muß die Sache nad) den 
über die Competenzconflicte zwijchen den Gerich- 
ten und Bermwaltungsbehörden ertheilten Vor— 
ihriften erledigt werden. $ 8. In der Rheins 
provinz, jo mweit dort die franzöfische Fuftizver- 
fafjung befteht, werden die Verhandlungen über 
die vorläufige Unterfuhung an den Ober-Pro- 
curator de3 betreffenden Landgerichtd eingeſandt 
u. durch diejen der Rathskammer deijelben mit- 
getheilt, welche auf den Bericht des Inſtructions- 
Richters, nach Anhörung der Staatsbehörde, die 


fügung vom 18. Juni 1837. Zuſolge Allerh. Erlaffes vom 
30, Nov. 1853 haben bie —— Waffengebrauch nicht befugten 
Forſtbeamten ein Meines Wappenſchild des ſchwarzen Adlers 
in weißem Felde mit der Krone darüber u. die zum Waffen— 
gebraud berechtigten Forftbeamten einen Fleinen vergoldeten 
Adler mit auägebreiteten Flügeln an den Dienftmügen zu 
tragen, 
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im $ 6 erwähnte Prüfung vornimmt u. den im 
8 7 vorgejchriebenen Beihluß abfaßt. 89. Mit 
der Verhaftung eines des Waffenmigbrauchs be— 
ſchuldigten Forft- oder Fagbbeamten darf nur 
verfahren werben, wenn die vorgejepte, Dienft- 
behörbe darauf anträgt od. wenn die Eröffnung 
ber gerichtlichen Unterfuhung definitiv feftiteht. 
$ 10. Gegen ben Fort od. Jagdbeamten, wel- 
Ger angeflagt ift, feine Befugnis zum Gebraud) 
der Waffen überjdhritten zu haben, können bie 
Angaben des Berlegten, der Theilnehmer an dem 
olz- oder Wilddiebjtahl, an der Forſt- ober 
— ———— und ſolcher Perſonen, bie 
ſchon wegen Widerſetzlichleit gegen Forſt- oder 
Jagdbeamte, od. wegen Wilddiebſtahls zu einer 
trafe, ober wegen Holzdiebjtahld und Forit- 
contraventionen zu einer Eriminalftrafe verur- 
tpeilt worden find, für fi allein keinen zur An- 
wendung einer Strafe hinreichenden Beweis be- 
ründen. $ 11. In Unfehung der Strafe der 
orft- u. Jagdbeamten, welche des Mißbrauchs 
der Waffen jchuldig befunden worden, behält es 
bei den beſtehenden Vorſchriften der Gelee fein 
Bewenden. $12. Für die Eigenthümer, Befiger 
und Inhaber von Forſten- oder Jagdgerechtig⸗ 
feiten, jowie für die Förſter, Waldwärter und 
Jäger, welde die im $ 1 bezeichneten Eigen- 
ſchaften nicht befigen, wird durch dieſes Geſetz 
an den beſtehenden Vorſchriften über die Selbit- 
hilfe und Nothwehr nichts geändert, 


2. Inftruction vom 17. April 1837. 


Damit die in dem Gejek vom 31. Mär 1837 
enthaltenen Beſtimmungen, dem beabfichtigten 
Bwede gemäß, zur Ausführung gebracht und 
etwaigen Exceſſen beim Gebrauch der Waffen vor- 
gebeugt werde, werben für die Fönigl. Forſten 
und Jagden nachſtehende Anweiſungen ertheilt, 
welche gleich den in dem Geſetze ſelbſt enthalte- 
nen Betimmungen ein jeder königl. Forſt- und 
Jagdbeamter ſich genau einzuprägen u. ſtets zu 
vergegenwärtigen und ftreng zu befolgen hat. 

[Allgemeine Beftimmungen)] Art. 1. Unter 
den Forſt- und Jagdbeamten verfteht dad Geſetz 
nit bloß die zur Verwaltung und zum Schuß 
der Forſten und Jagden angeitellten Oberförjter 
und Förſter, jondern auch die zur Verſtãrlung 
des Forjt- u. Jagdſchutzes angenommenen Hilfs⸗ 
Aufſeher u. Corpsjäger, jobald fie mit den im 
$ 1 de3 Geſetzes bejtimmten Erfordernifjen ver- 
jehen und namentlich gehörig vereidigt find. 
Art. 2. Die vorbemerkten Forft- u. Zagdbeam- 
ten find überhaupt nur dann, wenn fie ſich in 
den ihnen zur Verwaltung u. zum Schuß über- 
wiejenen Yorft- und Jagdbezirken befinden, fich 
der Waffen zu, bedienen befugt. Art. 3. Un 
Waffen * fie nur den Hirjchfänger, die Flinte 
oder Büchſe führen. Die Schußwaffe ift mur 
mit Schroot oder der Kugel zu laden. — Wer 
fi anderer Waffen bedient, od. diejenigen Schuß⸗ 
waffen, welde geführt werden dürfen, anders, 
als vorgeichrieben, ladet, Hat jedenfalls Dis- 
eiplinaritrafe verwirkt, und bleibt außerdem für 
allen Vachtheil, der daraus entjteht, verantwort- 
li. Art. 4. Beim Gebrauch der Wa 

























ffen müffen 
die Horjt- und Jagdbeamten ſich ftetö vergegen- 


Forſtbeamte. 


wärtigen, daß ſolcher nur ſoweit ſtattfinden darf, 
als die Erfüllung des beſtimmten Zweckes, die 
Holz» oder Wilddiebe oder die Forit- u. Jagd⸗ 
Contravenienten bei thätlichem Widerftande oder 
gefährlichen Drohungen unſchädlich zu machen, ala 
unerläßlih erfordert. Die Waffen find daher 
gegen feinen jchon auf der Flucht begriffenen 
Frevler u. auch gegen widerftandleiftende Freviet 
nur jo zu gebrauchen, daß lebensgefährliche Ver— 
wundungen jo viel ald möglich vermieden wer— 
den. Deshalb ift beim Gebrauch der Schußwaffe 
der Schuß möglichft nach den Beinen zu richten, 


und beim Gebrauch des Hirichfängers ber Hieb 


nad den Armen des Gegnerd zu führen. üeb— 
rigend muß beim Gebrauch der Schußwaffe die 
größte Vorjicht angewendet werden, damit durch 
das Schießen nicht dritte Perſonen verlegt wer- 
den, welche ohne Theilnahme an einer Contra- 
vention ſich zufällig in der Schuflinie oder in 
deren Nähe befinden. Im diefer Hinficht iſt bes 
jonders dann Aufmerkſamkeit nöthig, wenn nad) 
einer Richtung geſchoſſen wird, wo fich eine Land- 
ſtraße oder ein bewohntes Gebäude befindet. 
Auch ift der Gebrauch der Schußwaffe überhaupt 
in der Nähe von Gebäuden zur Verhütung von 
Feuersgefahr möglichit zu vermeiden. Art. 5. 
Der pflihtmäßigen Erwägung und Entſcheidung 
der Regierungen bleibt es überlaſſen, denjenigen 
Forſt· und Jagdbeamten, von deren Perjönlic- 
feit ein Mißbrauch der Waffen zu bejorgen ift, 
den Gebraud der Waffen überhaupt, oder der 
Schußwaffen, nad; ihrem Ermejjen zu unterjagen. 
Eine gleiche Befugniß wird den Oberförftern in 
Betreff der ihnen untergebenen Forſtſchutz⸗ und 
Jagdbeamten ertheilt. Sie müffen aber gleich⸗ 
zeitig der betreffenden Regierung hiervon Anzeige 
machen, ihr Verfahren gehörig begründen und 
deren weitere Beftimmung über die Dauer diefer 
Maßregel einholen. Art. 6. Zum Zwed ver 
Abwehrung eines Angriff und der Ueberwind« 
ung des thätlichen Widerftandes findet der Ges 
brauch der Waffen ftatt, ohne Unterſchied, ob 
der Vorfall bei Tage oder zur Nachtzeit fih er 
eignet. Art. 7. Wenn wegen Bedrohung mit 
einem Ungrifi, von den Waffen Gebrauch gemacht 
werden joll, jo muß die Bedrohung von der Art 
u, von ſolchen Umftänden begleitet fein, daß an 
ihrer Ausführung zu Zweifeln fein befonderer 
Grund obwaltet, und von der Schußwaffe darf 
überhaupt nur dann Gebraud gemacht werben, 
wenn der Angriff oder die Widerfeglichfeit mit 
Waffen, Aexten, Kmütteln oder anderen gefähr« 
lichen Werkzeugen, od. aber von einer re ran 
welche ſtärker iſt als die Zahl der zur Stelle an— 
weſenden Forft- od. Jagdbeanten, unternommen 
oder angedroht wird. Art. 8. Beleidigungen 
ohne thätlidhe Widerfeplichteit oder ohne gefähr« 
lie Drohungen berechtigen nit zum Waffen- 
ebrauch. Beamte, welche durd) ungebü rliches 

etragen zu Widerfeglichkeiten jelbft Anlaß ge 
eben und infolge Hiervon ſich der Waffen bes 
ienen, haben nad) Maßgabe des Grades ihrer 
Berihuldung und ihrer Solgen gefegliche Ahndung 
nad; ben Vorſchriften des Allg. Landr. Thl. IL, 
Tit. 20, $$ 797, 800, 806, 815 und 816 zu ge» 
wärtigen, (S. jegt Reichs⸗Str.G.⸗B. 88 211 ff. 


Forftbeamte: 


und 223 ff.) Art. 9. Die Forſt- und Jagd⸗ 
Beamten müffen, um ſich der Waffen bedienen zu 
tönnen, entweder in Uniform, wenigftens in ben 
Uniformöoberrod mit Dienftinöpfen gefleidet, od. 
doch mit dem Hirſchfänger an dem vorgeichriebe- 
nen Koppel verjehen jein. Art. 10. Die Forft- 
u. Jagdbeamten haben, jo oft fie von den Waffen 
Gebrauch gemacht Haben, jelbjt dann, wenn eine 
Verlegung unzweifelhaft nicht erfolgt ift, dies 
ihrem unmittelbaren Vorgefegten, und zwar ber 
Oberförjter dem betreffenden Forſtinſpector oder 
defien Stellvertreter, die Unterbeamten dagegen 
dem betreffenden Oberförfter, jofort jchriftlich od. 
zu Protokoll anzuzeigen, damit diejer in den 
Stand geſetzt werbe, geeigneten Falls zu unter- 
juchen, ob Beranlafjung zum Gebrauch der Waf- 
fen vorhanden gewejen und die Vorjchriften der 
gegenwärtigen Snftruction gehörig beachtet wor— 
den find. Art 11. Die Verbindlichkeit der Forft- 
und Sagbbeamten, dem Berlegten Beiftand zu 
leiften, erftredt ſich auf alle Fälle ohne Unter- 
jchied, ob die Verlegung durdy Anwendung der 
Schußwaffe oder auf andere Art zugefügt wor- 
den it. Bis dahin, daß die ſogleich zu benad)« 
richtigende Polizeibehörde die Sorge für den Ber- 
legten übernommen hat, müflen die Forſt- und 
Sagdbeamten denfelben verpflegen u. bewaden. 
— Hat ein einzelner Forjt- oder Jagdbeamter 
Gebrauch von den Waffen machen müfjen und 
dabei den Gegner verwundet, jo muß er den 
Lepteren, joweit e8 ohne Gefahr für jeine Ber: 
fon gejhehen kann, dahin geleiten, wo er Pilege 
und Bemadhung findet, ober hierzu Hilfe herbei- 
holen; die Polizeibehörbe aber, jobald für ben 
Berwunbeten gejorgt ift, demnächſt ohne den ge- 
ringſten Verzug von dem Borfalle benachrichtigen, 
u. jeiner —— Behörde die durch Art. 10 
vorgejchriebene Meldung machen. Art.12. Unter 
dem im $ 4 des Gejehes beregten Ober + Forft- 
Beamten ift der nächſie Vorgeſetzte des betreffen- 
den Forjt- u. Jagdbeamten zu verftehen, u. es 
bat ſich daher, fofern die Verwundung durch 
einen Schutzbeamten geſchehen, der Oberförſter, 
wenn es durd den Oberförſter geſchehen, der 
Forftinipector, u. fofern etwa diejer in die Noth- 
wendigkeit gekommen fein jollte, von feinen Waf- 
fen Gebrauch zu maden, der Ober- Koritbeamte 
der Regierung der Theilnahme an Feititellung 
des Thatbeftandes zu unterziehen. rt. 13. 
Findet der betreffende Vorgejegte bei der nad) 
Urt. 9 diefer Inſtruction zu veranlaffenden Un- 
terfuchung, daß von den Waffen zur Ungebühr 
Gebrauch gemacht worden, jo hat er nad) Befin- 
den der 
die nächte Gericht3behörde abzuliefern. Art.14. 
Die Forft- u. Jagdbeamten müfjen bei Anwend- 
ung der Waffen eben jo jehr mit Bejonnenheit 
und u als mit Kraft u. Unerjchrodenpeit 
handeln. Diejenigen, welche hierdurch in ſchwier⸗ 


mftände den Thäter zu verhaften u. an|dann Gebraud 
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3. Inftruction vom 21. Novbr. 1837 
wegen des Waffengebrauchs der Com— 
munal- und Privat-Forſt- und Jagd— 
Offizianten. 

Damit die in dem Geſetze vom 31. März d. J. 
über den Waffengebraucd der Forjt- und Jagt- 
Beamten enthaltenen Vorſchriften aud) zum Schuße 
ber Communal- und Privatforjten und Jagden 
richtig en. u. Mißbräuche möglichit ver- 
hütet werden, ertheile ch über die Ausführung 
dieſes Geſetzes, ſowol > Inftruction der Po— 
lizeibehörden, ald zur Belehrung ber Forft- und 
Jagdbeſitzer u. des betreffenden Dienftperfonals 
—— nachſtehende nähere Anweiſung. $ 1. 
Die Beitimmungen bed $ 1 des Gejekes finden 
auch auf die zur Verſtärkung des Forjtichugper- 
ſonals angenommenen Hilfsauffeher Anwendung, 
wenn die im Eingange des angeführten Bara- 
graphen feſtgeſetzten Erfordernifje bei ihnen vor- 
handen und fie bei Ausübung ihrer Functionen 
mit Dienſtkleidern od. einem Abzeichen verjehen 
find. $ 2. Die Communal- u. Privatforft- u. 
Fagdoffizianten dürfen ſich ihrer Waffen nur be- 
dienen, wenn ſie ſich innerhalb des ihnen zur 
Verwaltung od. zum Schu überwiefenen Forft- 
oder Jagd⸗Reviers befinden. $ 3. An Waffen 
dürfen fie nur den Hirjchjänger, die Flinte oder 
Büchje führen; Flinten und Büchjen dürfen nur 
mit Schrot oder mit der Kugel geladen jein. 
Wer fi anderer Waffen od. einer anderen Lad— 
ung bedient, hat dadurd eine nah Mafgabe 
bes ihm zur Laft fallenden Mißbrauchs zu ar— 
bitrirende Bolizeijtrafe verwirkt u. bleibt außer— 
dem für den etwa dadurch Herbeigeführten Scha- 
den verantwortlih. $ 4. Die Waffen jind jeden- 
falld nur in den im $ 1 des Gefeges dv. 31. März 
d. J. unter 1 und 2 bezeichneten Fällen, mithin 
nicht gegen einen auf der Flucht befindlichen Frev— 
fer (mit Ausnahme des Falles, wenn derjelbe 
nad feiner Ergreifung zum thätlichen Wider- 
ftande übergeht) zu gebrauchen, und iſt überdies 
möglichſt dahin zu jehen, daß lebensgefährliche 
Verwundungen vermieden werden. E3 ijt ferner 
beim Gebraud) der Schußwaffen die nöthige Vor- 
ht anzumenden, damit nicht andere bei dem 
verübten Forjt- oder Jagdfrevel nicht betheiligte 
Perjonen verlegt werden, befonders in den Fäl- 
len, wenn jid) in der Richtung des Schuſſes Land- 
ftraßen oder bewohnte Gebäude befinden. $ 5. 
Es begründet feinen Unterjchied, ob der Vorfall, 
der zum Gebrauch der Waffen Veranlafjung gibt, 
ji bei Tage oder zur Nachtzeit ereignet. $ 6. 
Da nad dem Geſetz von der Schußwaffe nur 

emacht werden darf, wenn der 
Angriff mit Ballen, erten, Knütteln oder an— 
deren gefährlichen Werkzeugen, oder von einer 
Mehrzahl, welche ftärker ift als die zur Stelle 
anmejenden Yorjt- und Fagd-Offizianten, unter- 
nommen wird: fo berechtigen Drohungen, welche 


igen Fällen das in fie gejegte Vertrauen recht- nicht von der Art find, da fie jofort ausgeführt 
fertigen, können auf ven Schuß der Gejege und werden fünnen, u. bloß wörtliche gig Hay € 


der Fürſorge ihrer VBorgejegten rechnen, dagegen zum Waffengebraud nit. $ 7. Da es 


werden Diejenigen, melde beim Waffengebraud 
ihre Befugniß überjdjreiten, ohne Radıı 

Unterfuchung 
allegirten Vorſchriften beftraft werben. 


ür die 
olizeiverwaltung von Intereſſe ift, wem vie 


ht zur durch den $ 1 des Gejeges zugeitandene wichtige 
ezogen und nad den im Art. 8|Befugniß anvertraut wird, und da überdies der 


$ 3 des Gejetsed den Waldbefitern und Jagd- 
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Forſten — Forſtſtrafgeſetz. 


berechtigten ſelbſt Koſtenvertretungen auferlegt: davon Anzeige zu machen. — Bis dahin, daß 


I haben diejenigen Gommunen und Privatper- 
onen, welche ihren Forſt- und Jagboffizianten 


die Ortö-Kolizeibehörde die Sorge für den Ber- 
wundeten übernommen bat, liegt diejelbe dem 


die Befugniß, ſich in den betreffenden Fällen der|betr. Forſt- od. Jagdoffizianten u. bezw. deſſen 


Waffen zu bedienen, beigelegt wiſſen und fie zu 
dem Ende mit einer Dienftkleidung oder einem 
Ubzeichen verjehen wollen, hiervon zuvor der 
competenten Bolizeibehörde Anzeige zu machen.) 


$ 8. Mit diejer Erflärung iſt zugleich die Be⸗ ſachen bei Eivil-Einreden, 
nennung der Perjonen, welchen die Berwaltung|Gej. vom 31. Januar 1845 (©. 380). 


Dienſtherrſchaft ob. 
Forſten, j. Waldungen. j 
Goritfrevel, |. Holgbiebftahl, Forſtſt raſ⸗— 
Wegen des ang gen in Forjtfrevel- 
. unter Feldfrevel 
Wegen 


elek. 


oder der Schutz der gleihfalld genau zu bezeich-|Beitrafung der von Kindern verübten Forſtfrevel 


nenden orjt- ober 
u. ebenjo die Bejchreibung der gewählten Dienft- 
Heidung und Abzeichen zu verbinden. $& 9. So— 
fern gegen Die in diejer Art benannten Perſonen 
ſich in irgend einer Art erhebliche Bedenken her- 
ausjtellen, ift die Yolizeibehörbe befugt, denjelben 
den Gebraud der Waffen zu unterjagen. $ 10. 
Die Communal- u. Brivatoorft- u, Jagdoffizian⸗ 
ten mujjen in dem Yugenblid, wo fie fich der 
Waffen bedienen, entweder mit einer Dienitkleid« 
ung, die ihre Beitimmung Hinlänglid erfennen 
läßt, oder mit einem Abzeichen verjeben fein, 
welches letstere nur in einem metallenen Schilde 
von wenigitend® 3 Boll Breite und Höhe, mit 
einer in obenerwähnter Art der Polizeibehörde 
namhaft zu madenden Bezeichnung bejtehen und 
entweder an der Kopjbedediing, auf der Brujt 
oder dem Oberarm, oder aud an dem — 
des Hirſchſängers getragen werden fanı.?) $ 11 
Erinnerungen der Polizeibehörde gegen die Zu— 
läfjigteit od. Zweckmäßigleit der gewählten Dienit- 
Heidungen oder Abzeichen haben die Waldeigen- 
thümer und Jagdberechtigten zu berüdjichtigen. 
Findet ſich bei denfelben nicht3 zu erinnern, jo 
iit deren Befchreibung in denjenigen Polizeibe- 
zirten, wo die en Br Forſt⸗ oder Jagd 
Reviere belegen, von der DOrtd- Polizeibehörde 
öffentlich bekannt zu machen. $ 12. ©o oft ein 
Forft- oder Jagdoffiziant von den Waffen Ge- 
brauch madt, auch wenn eine Verlegung un— 
zweifelhaft nicht erfolgte, iſt derſelbe verpflichtet, 
unverzüglich der Ortd -Polizeibehörde und dem- 
nädjt jeiner Dienftherrichatt, jofern aber der 
Sig der erjteren von dem Orte, wo ber Vorfall 
ſich ereignete, entfernter fein follte al3 die Wohn- 
ung der legteren, zuerft diejer davon Anzeige zu 
machen. Die he Sr re hat Hierauf 
jofort dem Landrath des Kreiſes Bericht zu er- 
jtatten, damit derjelbe dasjenige, was ihm nad) 


5 4u.5 des Gejepes obliegt, wahrnehmen fann. —— 8) 


$ 13. Wenn eine Verlegung vorgefallen ift, jo 
jind die Forſt- oder Iogdoffigianten, ed mögen 
nun ihrer mehrere oder ein einzelner zur Stelle 


agdreviere übertragen iſt, ſ. Str-G.:B. $ 361 Nr. 9. 


Forſtpolizeiliche Zuftändigfeit des Bezirk 
raths bezw. des Bezirts-Verwaltungsgerichts |. 
unter Bermwaltungsbehörden Geſetz v. 26. 
Juli 1876 $$ 95, 96. 

Forſtſtrafgeſez für das vormalige 
Königreih Hannover vom 25. Mai 1847: 
A. Allgemeiner Theil. 

[1. Einleitung] $ 1. Der Ausdruck Fort 
begreift in dieſem Gejege Holzungen jeder Größe 
und jeder Art, fie mögen Uns, Gemeinden, 
Körperjchaften, Interefienten oder Einzelnen ge 
hören. $2. Die Strajbejtimmungen des Gelege 
gelten gleihmäßig. Der, mwelder das Vergehen 
begangen, jei in anderer Beziehung in der zyorit 
berechtigt oder nit. $ 3. Werden vor, bei 


ftloder nad) Berübung des Forſtvergehens Hand» 


lungen begangen, welche unter andere Strafbe: 


‚ftimmungen fallen: Beleidigungen, Drohungen, 


Widerjeglichkeiten, Körperverlegungen u. ſ. w. 
jo find hie nad) diejen anderen Beitimmungen zu 
beftrafen. $ 4. Die in diefem Gejege gedrohten 
Strafen find, jofern nicht peinliche Strafe ver- 
wirkt ift (66 39 und 40), im — Ber: 
fahren nad dem Gejege vom 19. Nov. 1840 zu 
erfennen.?) 8 5. Das gegenwärtige Gejeg tritt 
mit dem 1. Januar 1848 in Kraft. 8 6. Von 
diefem Tage an fallen alle biöherigen Strafbr: 
ftimmungen über Forftvergehen hinweg, auf welde 
dieſes Geſetz Strafen droht. $ 7. Oertliche 
Strafbejtimmungen, bezüglich auf bejondere Ber 
hältniffe, für welde das Geſetz Feine ausreichende 
Benmungen enthält, jo wie Anordnungen zur 
Verhütung von Forjtvergehen, bleiben bei Kraft, 
vorbehaltlich näherer Regelung. $ 8. Golde 
Beitimmungen lönnen in dem bisher zuläſſigen 
Wege, wo nöthig, auch fünftig getroffen werden.) 
$ 9. Die Beitimmungen der $$ 3, 4 und dei 
Bolizeiftrafgejeges finden aud auf Forjtvergehen 


[2. Verſuch, Miturheber, Beihilfe und Ber 
günftigung.] $ 10. Bei Forjtentwendungen und 
eihädigungen ift auch der Verſuch ftrajbar.‘) 


jein, jehuldig, den VBerwimdeten dahin zu geleiten,|S 11. Es gelten dabei bie SS 12 und 13 des 
wo er ärztliche Hilfe, Pflege und Bewachung | Polizeiftrafgejeges. — Unter das niedrigjte Straf 
findet, u. wenn fie hierzu allein nicht im Stande maß der $S 33 und 36 darf aud) bei Bejtrafung 
find oder ſolches für de mit Gefahr verknüpft |bes Verſuchs nicht hinabgegangen werben.5) 8 12. 
fein würde, dazu Hilfe herbeizuholen, demnächſt 
aber ohne allen Verzug der Ortd-Rolizeibehörde 


) Yet nad) der durch Verorbnung vom 25. Juni 1867 
* in der Provinz Haunover eingeführten Strafprorti 
ordnung. 

2) &. Berorbnung über bie Polizeiverm in des 
neu erworbenen Landestheilen vom 20. Sept. 1867 S% 5 f 
ige folgt jet und daß fih gegen ualification des bes) *) Die 65 3 und 4 bes Polizeiftrafgejeges behan e 
effenden Beamten, ſowie gegen bie Fun Dienftabzeihen | Strafbarkeit der von Ausländern begangenen Bolizeivergeben- 
nichts zu erinnern gefunden babe; Verfügung bes Minifters| ©. dieſerhalb jegt Str... 65 3 ff. 
des Innern vom 30. März 1841. 4) ©. jegt Holzdiebſtahlsgeſetz $ 5. 

3, ©. aud) bie Note zu $ 2 bes Geſetzes v. 31. März 1837.| °) ©. jegt Holgbiebftahlsgefeg $ 5. 


) Die Polizeibebörde hat nur zu beicheinigen, daf die Ans 
> Re Dual 


Forſtſtrafgeſetz. 


Ueber Miturheber bei Forſtvergehen gelten die 
Beitimmungen des $ 14 des Boligeiftrafgefeges.) 
$ 13. Ueber Beihilfe und Begunftigung gelten 
die Beitimmungen der $S 15, 16, 17 und 214 
des Wolizeiftrafgefeges. — Unter das ne 
Strafmaß der 5 33 und 36 darf auch bei Be- 
ftrafung der Beihilfe und Begünftigung nicht 
hinabgegangen werden. $ 14. Als Gehilfe iſt 
insbejondere zu ftrafen, wer wifjentlich jür Mus- 
führung des Forſtvergehens Werkzeuge oder 
Fortſchaffungsmittel hergegeben hat. $ 15. Als 
Begünjtiger ift insbejondere zu jtrafen, wer Holz 
($ 34) an fich bringt oder zu jeinem Nußen ver- 
menden läßt, wenn er weiß oder den Umftänden 
nad) annehmen muß, daß es entwendet fei; ferner, 
wer Berechtigungsholz ($$ 55 und ff.) an ſich 
bringt, wiſſend, daß ed nicht veräußert werden 
d 


arf. 

[3. Strafen, Strafausfchließung, Tilgung, Zu— 
mejjung und Schärfung.] $ 16. Ueber Strafen, 
Strafverwandlung und Strafvollzug gelten Die 
Beitimmungen der $$ 20 bis 35 des Polizei— 
ftrafgejeges.?) $ 17. Ueber die Gründe, melde 
die Strafbarfeit ausſchließen oder tilgen, gelten 
die Bejtimmungen der $$ 36 bis 42 des Polizei- 
ftrafgejeßes.®) $ 18. Ueber Zumefjung der Stra- 
fen, jojern fie in diefem Gejege nicht feſt beſtimmt 
find, und über Schärfung gelten die Bejtimmungen 
der S$ 43 bis 47 des Wolizeiftrafgeieges.*) 

[4. Befugniffe der Forjtbedienten beim Betreffen 
von Horitfrevlern.] 8 19. Bei Foritentwend- 
ungen und Bejhädigungen find die Forjtbedien- 
ten, welche den Frebler auf der That oder beim 
Fortſchaffen des Entwendeten betreffen, befugt, 
die zur Berübung des Vergehend gebraudten 
Werkzeuge, als: Säge, Art, Beil, Barte, Meffer, 
Hade, Sichel, Senje, Harfe, Korb, Sad, Strid 
u. f. mw. zu pfänden:) $ 20. Was hier und 
an anderen Orten des Gejehes von Forjtbedien- 
ten bejtimmt ijt, gilt auch von jonjtigen zum 
Forſtſchutz bejtellten beeidigten Diener. 21 
Die Forjtbedienten find ferner befugt, den Holz. 
dieben das Entwendete abzunehmen. — Auch find 
auf Erfordern der Forſtbedienten die betroffenen 
Holzdiebe bei Geldbuße bis zu 6 M verpflichtet, 
dad Entwendete an eine von jenen bezeichnete 
geeignete Stelle zu liefern. $ 22. Die Forſt— 
bedienten find ebenfalld| befugt, die Mittel zur 
Fortihaffung des Geftohlenen, als: Fuhrwerk, 

chlitien, Kahn u. ſ. w., jo wie bei Hütungs— 
wrugen das Vieh zu pfänden. $ 23. Die Pfan- 
ber And temnädjft gegen ein Löjegeld zurüdzu- 
geben, welches bei den im $ 19 genannten Gegen- 
ftänden 50 P bei den im $ 22 genannten 1 M 


i Die Beitimmungen über Beftrafung der Miturbeberichaft, 
Beihilfe und Begünigung find erjegt durch die Borſchriſten 
des Holgdiebjtablsgeieges 55 5 ff., meben welchen indeffen die 
interpretative Beitinmung im $ 15 bes oritftrafgeieges in 
Kraft geblieben if. — der Beſtrafung der Hehlerei 
beim wer j. Hol;diebftaplägejeg $ 7. ©. aud 
Str.:W.:B. 9 47 ff. und $ 257. 

2) ©. Holzgdiebftahlägeieg $$ 182 ff. u. Etr.-G.:8. 


») ©. jest Holgdiebftaplsgefeg $$ 11 und 20, Etr- 
51 Fi. 


ee t bie ee des Eir.-8.:B.; So 
diebſtahlsgeſetz 85 7, 8 und 52 (Müdfall) u. $ 9 Gefängniß⸗ 
firafe neben der Geldbuße). 

>) ©, Holzdiebftaplsgefeg $ 17 und $$ 21 ff. 
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20 P, für alfe Piandftüde des nämlichen Ange- 
Ihuldigten zujammengenommen nicht überjteigen 
darf.!) — In den Fällen des $ 36 Nr. 2 und 
3 kann da3 Löjegeld auf dad Doppelte erhöht 
werden. — Außerdem bleibt der Erſatz etwaiger 
Auslagen vorbehalten. $ 24. Auf die Weiſung 
der Forjtbedienten find die betroffenen Foritfrev- 
ler bei Geldbuße bis zu 6 M verpflichtet, bie 
Forst jofort zu verlaffen. 8 25. In Bezug 
auf Hausjuhungen gilt der $ 41 des Geſetzes 
über das Verfahren in Polizeiftraffachen vom. 
19. November 1840.2) 8 26. Un den Befug- 
niffen der Forjteigenthümer in Beziehung auf 
die Unsübung des Forſtſchutzes wird durch dieſes 
Gejeg nichts geändert. $ 27. Iſt der Frevler 
unbefannt oder ein Ausländer und kann genügen« 
des Pfand oder fonftige Sicherheit nicht gegeben 
werden, jo ift der Forſtbediente befugt, ihn zu 
verhaften und der Obrigkeit vorzuführen. 2) 

[5. Schadenerjag, Anzeige, Pfand» und Wege- 
gebühren.)] $ 28. Ueber Schadenerjat u. j. w. 
gelten die Beſtimmungen der $$ 48, 49 und 50 
des Bolizeiftrafgejetes.t) $29. Kann der Erjag 
des Werthes des Gejtohlenen und des verurſach— 
ten Schadens nicht in Gelde geleiftet werden, jo 
ijt er wie bei Geldbußen in Strafarbeit zu ver« 
wandeln,°) welche der Beſchädigte zu benupen 
berechtigt if. $ 30. Hinſichtlich der Anzeiges 
gebühren gelten die Beitimmungen der ’S$ 61 
und 52 des Wolizeiftrafgefetes.) $ 31. Dem 
Forſtbedienten, welcher eine Pfändung vorge- 
nommen hat, fällt das Löſegeld ($ 23) zu. ?) 
$ 32. Hat der Forjtbediente wegen Leugnens 
des Ungejchuldigten Wege zum Gericht zu machen 
gehabt, fo it, wenn legterer demnächſt für über- 
führt erfannt wird, dem Forftbedienten eine vom 
Angejchuldigten zu tragende Vergütung von 75 
P für jede Meile Weges, wobei jedoch der Rüd- 
weg nicht berechnet wird, zuzubilligen. — Waren 
die Wege infolge der von Mehreren begangenen 
Frevel zu machen, fo ift die Vergütung auf die 
mehreren zahlungsfähigen Frevler zu vertheilen. 
— Für den erjten Weg zum Gerichte findet eine 
Bergütung nicht Statt. 

B. Bejonderer Theil. 

[1. Forftentwendungen.*) 2. Foritbeihädig- 
ungen.) $ 42. Zerftörung und Bejhädigung in 
Forſten ijt nach den Beitimmungen des $ 230 
des Polizeiftrafgejeges zu ahnden.?) Bgl. $ 28. 





9 S. Holzdiebftahlsgejeg $ 51: Pfandgelder follen 
beim Holzdiebitahl, auch wenn fie bisher obfervanzımäßig ftatts 
fanden, nicht mebr erhoben werden. 

2) cfr. jest Strafprocehordnung von 1867 65 93 ff. 

3) ©. Strafprocefordnung von 1867 % 123, 

*) ©. Holzdiebftahlägefen $$ 3, 18, 19 nnd 20. ©. 
Berordnnng vom 25. Juni 1867, Art. 15 8 3: Wegen 
bes Erfages, welcher Folge einer von Mehreren gemeinjchaft- 
lid) ausgeführten oder von dem Einen angeftifteten und von 
dem Anderen ausgeführten ftrafbaren Handlung ift, haften bie 
Einzelnen für das Ganze. S. aud Strafproceforbuung 
von 18657 85 9 und 10. 

S. Berordnung vom 25. Juni 1867, Art. 10. 

) ©. jetzt Gefey wegen Aufhebung des Denunciantenans 
theils vom 26. Dec. 1868. 

7) ©. Rote zu $ 28. 

9) Diejer Abſchnitt des orftftraigefeges, 98 33-41 if 
durch das Holzdiebftahlsgeieg vom 2. Juni 1852 erſetzt. 

9) Die Strafe beiteht in den Fällen der 55 42—46 in Geld⸗ 
buße bis zu 150 M oder Gefängniß bis zu 6 Wochen; Ber: 
ordnung vom 25. Juni 1867, Art. 15 $ 2. 
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48. Mit den dort gedrohten Strafen iſt ind» mit Rückſicht auf den Werth des Holzes. $ 56. 
ejondere zu belegen, wer unbefugt durch Schon-|Wer, zu Bauholz beredtigt, ohne vorgängige 
ungen oder neue Anlagen (Culturen) fährt, Karren | Anzeige feine Gebäude oder Theile derjelben 
ichiebt, reitet, Thiere treibt oder Holz jchleppt.|abbricht, oder das alte noch braudybare Holz ab» 

44. Desgleihen: wer Bäume durd; Anfahren|handen bringt, oder unbraudhbar macht, ferner, 
eihädigt; ferner: wer durch unvorſichtiges wer, zu Befriedigungsholz berechtigt, die alten 
5 en bewirtt, daß der gefällte Baum ftehen-| Befriedigungen ohne Anzeige wegräumt, verwirkt, 
leibenbes Holz beihädigt. $ 46. Ferner: wer|dorbehaltlic der jonftigen welpen der Handlung, 
Befriedigungen in oder an Forſten zerjtört oder Geldbuße biß zu 30 M. $ 57. Gleiche Stra 
beihädigt oder Hegezeichen entfernt. 8 46. Be-|verwirkt, wer das ihm angewiefene Bau- oder 
Ihädigung durch Biehhütung in Forften iſt nach Nutzholz ohne genügenden Grund nicht binnen 
den $$ 232, 233 und 234 des Polizeiitrafgejeges?)|2 Jahren oder binnen der im einzelnen Falle 
u ftrafen. $ 47. Für die Zumeljung der Stra-letwa vorgejchriebenen Zeit verwendet. $ 58, 
en gelten folgende Regeln: 1. Der, deſſen Bieh|Sonftige Bergehungen der zu Holz Berechtigten 
in ber Forſt betroffen wird, mo es nicht gehütet|in Hinicht auf Entnehmung oder Verwendung 
werden darf, verwirft an Geldbuße für ein Pferd,|ded Berechtigungsholzes find, fofern nicht die 
einen Ejel, ein Stüd Rindvieh, eine Ziege, ein Handlung ald Entwendung ($ 33) zu bejtrafen 
üllen oder Kalb ı M 50 P; für ein Schaf od. iſt, mit Geldbuße bis zu 6M zu ahnden. $ 59. 
Schwein 50 P; für eine Gan3 15 P. — — Wer, zur Hütung im Walde berechtigt, mit dem 
jedoch der Schaden nicht über 6 M hinaus, ſo eigenen Vieh unbefugt fremdes eintreibt, verwirkt 
darf die Strafe 30 M nicht überſchreiten. Bol. Geldbuße bis zu 30 M, zuzumefjen nach ber 
8 59. $ 48. 2. Geihah die Viehhütung an|Zahl deö Viehes und der Dauer der Hütung. — 
Sonntagen oder Feſttagen oder dor Aufgang od. Gleiche Strafe trifft den Eigenthümer des unbe- 
nad Untergang der Sonne, oder wird das Vieh |fugt eingetriebenen Viehes, wenn er das Uner- 


an Zufchlägen (Schonungen) betroffen, jo erhöhen |laubte gefannt Hat. 


fi obige Säße und das obige höchſte Strafmaß 
auf das Doppelte. $ 49. 3. Iſt im guflage 
an jungem Aufichlage (Anflug) ein Schaden über 
30 M angerichtet, jo ift Geldbuße von 75—150 
M oder Gefängniß bis zu 4 Wochen zu erkennen, 
50. 4. Hat das Vieh nur hineinlaufend die 
orjt berührt (j. g. Anlauf), jo ift die Strafe 
nad) den Umftänden zu ermäßigen. 
% — in Bezug auf Forſtberechtigungen. 
1. Wer zum Sammeln von Waldſamen, von 
—3* Laub oder ſonſtiger Waldſtreu, ferner 
um Plaggen-, Bülten- oder Heibhiebe u. ſ. w. 
in der fort berechtigt, jein Recht zu verbotener 
Beit oder auf verbotene Weije ausübt, verwirft 
Buße von 40 P bis zu3M. 852. Dieje Buße 
verwirkt insbefondere, wer zum Leſeholz bered)- 
tigt, dürres Holz unbefugt mit Hafen oder fonjt- 
igen Werkzeugen aus den Bäumen reift; ferner: 
wer zum Sammeln von Laub oder fonftiger 
Waldſtreu berechtigt, fich einer Harte mit eifernen 
Baden oder jonitigen eifernen Werkzeugen bedient, 
s 53. Wer, zur Entnehmung von Holz aus einer 
Sort berechtigt, die darauf bezüglidhen Hand- 
lungen, als: Holzfällen, Studenroden, Abfahren 
oder Wegtragen des Holzes vor oder nad der 
etwa bejtimmten Zeit oder ohne die etwa vor- 
eſchriebene Unzeige oder jonft auf verbotene 
eije ausübt, verwirft Geldbuhe von 80 P bis 
zu6 M. $ 54. Gleiche Strafe verwirkt, wer 
die in den $$ 51 und 53 erwähnten Handlungen 
vor Sonnenaufgang oder nad) er 
— an Sonn- und Feſttagen ausübt. F565. 
er, zu Baur, Nuß- oder Brennholz beredtigt, 
das ihm angemwiejene Holz, jofern dies verboten 
ift, verfauft, oder zu nicht geitattetem Bmede 
verwendet, verwirft, vorbehaltlich des Werther- 


(4. Sonftige Forſivergehen.) $ 60. Wer in 


einer Forft unbefugt außer dem Wege oder auf 


verbotenem oder als verboten bezeichnetem Wege 
fährt, reitet, Karren jchiebt, Thiere treibt, ferner : 
wer auf verbotenem oder als verboten bezeich- 
netem Wege geht, verwirkt, wenn auch fein Scha- 
den angerichtet ijt, Geldbuße biß zu ı M 50P, 
$ 61. Gleiche Strafe trifft den, welder, wegen 
Holzentwendung bejtraft, dem auf Antrag des 
Eigenthümers durdy die Obrigkeit eröfinetem 
Verbote zuwider, außer den Wegen in der Forft 
geht. $ 62. Wer mit einem Werkzeuge zum 
Roden, Fällen oder jonftigen Entnehmen von 
Holz, zum Laubjammeln oder Grasjchneiden in 
einer Forft außer dem Wege ohne erlaubten 
Zweck betroffen wird, ift, ſofern nicht jchon ein 
itrafbarer Verſuch vorliegt, gleiher Buße ver 
allen. — War er zugleid; mit Spannwerf ver- 
ehen, jo tritt Geldbuße bis zu 3 M ein. $ 63. 
Einer Buße bis zu 1 M 50 P verfällt ferner: 
wer an ftehendem oder gefälltem Holze das An— 
ſchlagszeichen mit dem Waldhammer (Waldzeichen), 
die Nummer, oder fonftige Bezeichnung tilgt od, 
ändert, ſofern nicht wegen ———— u. ſ. w. 
ſchwerere Strafe verwirkt iſt. $ 64. Gleiche 
Buße verwirft, wer aufgejegte Klafter, Schode 
oder Haufen Holzes böslid oder muthwillig ein« 
reißt oder ummwirft. $ 65. Wer ohne Erlaub- 
niß oder gegen befondere Beitimmungen (Wald» 
feuerordnungen a) in der Forſt oder in Gefahr 
bringender Nähe berjelben ein Feuer anzündet 
oder ein erlaubt angezündetes unausgelöjcht ver« 
läßt, verwirtt Geldbuße bis zu 15 M oder ent« 
ſprechendes Gefängniß.!) — It ein Waldbrand 
entftanden, jo finden die Art. 185 Nr. 1 und 
191 des Criminal » Gefegbuchd® Anmwendung.®) 


fuges oder jonftiger Folgen feiner Handlung|$ 66. it Teuer an einem Baume angelegt, jo 
($ 28), Buße von 3 bis zu 75 M, zuzumefjen|tritt nach Berhältniß der Gefahr und des Sa. 


1) Die s$ 299-234 des Poligeiftraigefepes find mod Im 
Seaft; 1. Diehpntung. Polizeiſtraſgeſetzes find mod 


? ©. Sir. G. B. $ 389, Nr. 6. 
2) ©. jept Str.0.:B. Sf 308 ff. 


Sortbildungsihulen. 
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den® Geldbuße von 6 bis zu 30 M oder ent-J|fchule bilden: die Mutterfprache, Rechnen und 


ſprechendes Gefängniß ein. 


$ 67. Wer Heide|Raumlehre, Naturkunde auf der Grundlage der 


oder Torfmoor in der Forſt anzündet, ijt, ſofern Anſchauung und wo es angeht bes Erperimentes, 


nicht der Urt. 185 Nr. 1 und Urt. 191 des Erdbeſchreibung und vaterländiiche 
Eriminal » Gejegbuhs Anwendung findet, nach Singen, Turnen, 


Verhältniß der Gefahr mit Geldbuße bis zu 150 
M oder mit Gefängnißjtrafe bis zu 4 Wochen 
u beitrafen.!) Val. $ 153 u. ff. des Polizei— 
—— 868. Köhler, welche nicht ge— 


Geſchichte, 
Zeichnen. — Selbſtverſtändlich 
werden nicht alle dieſe Gegenſtände nebeneinander 
betrieben werden können, ſondern es wird eine 
Auswahl aus denſelben zu treffen und ein Wechſel 
vorzunehmen ſein. Welche Fächer Dabei vorzugs— 


nügende Aufficht über die Meiler- führen oder weiſe berüdjichtigt werden dürfen, hängt von der 
jonit durd mangelhafte Verfahren Gefahr eines |Vorbildung der Schüler, der Befähigung der 


Waldbrandes veranlaffen, find mit Geldbuße bis 
zu 30 M oder mit verhältnigmäßigem Gefäng- 
niß zu beitrafen. — Die beionderen Borfchrijten 
für Köhler bleiben bei Kraft. F 69. Einſam— 
meln von Wmeifeneiern und Zeritörung der 
ng ggg in fremder Forſt zieht Geldbuße 
bis zu 6 nad) id). 
Hortbildungsschulen. 
1. Landwirthſchaftliche. 


Xehrer, den bejonderen örtlichen Verhältniſſen 
und von der wöchentlichen Stundenzahl ab. EB 
ift indeffen in jedem Falle Eorge zu tragen, daß 
die Kortbildungsjchule nicht den Charakter einer 
Fachſchule annimmt, jondern die Befeitigung, 
Ergänzung und Erweiterung der Volksſchul— 
bildung und die Befeftigung der jittlihen Tüchtig- 
feit als ihre Aufgabe betrachtet. 4) Was die 
Zahl der wöchentlichen Unterrichtsftunden angeht, 


Seitens der Minifter ded Innern, der geift:|jo ift anzuftreben, daß deren mindeltens vier 
lichen ꝛc. und für die landwirthſchaftlichen An-Jangejegt und daß unter diefe Zahl nur in den 


gelegenheiten find durch Eircular dv. 2. Februar 
1876 folgende Grundzüge erlaffen: 

[Grundzüge für die Errichtung ländlicher Fort: 
biſdungsſchulen.) Die ländlichen Fortbildungs— 
ichulen Haben die Aufgabe, die Volksſchulbildung 


Gemeinden herabgegangen werde, tvo die örtlichen 
Berhältnifje dies unabweisbar fordern. 5) Die 
Wahl der Schultage iſt der Gemeinde beziehungs- 
weife den Sculvorjtänden zu überlafjen; wenn 
diejelben den Sonntag wählen, jo find die Stunden 


ihrer Zöglinge zu befeftigen, zu ergänzen und|des Hauptgottesdienjtes und wo kirchliche Kate» 
jomweit ſich die Möglichkeit dazu bietet, mit be-chifationen mit der aus der Schule entlafjenen 
jonderer Rüdfiht auf die ländlichen Gewerbe Jugend eingeführt find, aud) die für dieje be= 
und ben Betrieb der Landwirthichaft zu er- |itimmten Stunden vom Unterrichte freizulafjen. 
weitern. — Bei dem Mangel gejegliher Unter-|6) Die ländlichen Fortbildungsichulen jtehen 
lagen, auf Grund deren allein eine Nöthigunglunter Aufjicht der Königlichen Regierung, in der 
zur Errichtung, jowie zum Beſuche jolder Schulen | Provinz Hannover der Königlichen Confiftorien 


eintreten fünnte und bei der großen VBerjchieden- des bezüglichen Bezirks, nn der in 


ee der für die Einrichtung derjelben mafgebenden 
erhältnifje, al der räumlichen Ausdehnung und 
Bodenbeichaffenheit der Sdulbezirte, der Er- 
werbsverhältnifje ihrer Bewohner, des Zuſtandes 
ihrer Schulen, der Befähigung der an denjelben 
beichäftigten Lehrer, iſt eine Gleichförmigfeit der 
ländlichen Fortbildungsſchulen weder zu erreichen, 
noch auch zu erftreben. Es muß vielmehr ge 
nügen, einige allgemeine Grundzüge für diejelben 
vorzuzeichnen. 1) Die ländliche Fortbildungs- 
ichule knüpft unmittelbar an die Arbeit der 
Volksſchule an, fie nimmt daher ihre Böglinge 
in der Regel bald nah ihrem Abgange von 
diejer auf und unterrichtet jie bis zum vollendeten 
ſechszehnten oder jiebenzehnten Jahre, ohne indeſſen 
fiteblame Zünglinge, weiche ſich der Schuldisciplin 
unterwerfen, auch wenn fie icon älter jind, von 
der Theilnahme am Unterricht auszujchließen. 
2) Die Voltsjchullehrer des Ortes find auch, jo- 
weit es irgend thunlich iſt, die Lehrer an ber 
Fortbildungsſchule, doch iſt es nicht ausgejchloffen, 
dag ausnahmsweise ein dafür bejonders befahigter 
anderer Fachmann den Unterriht übernehme 
und wird dies namentlich da zuläjlig jein, wo 
es jih um techniſche Gegenjtände (oder in mehr- 


laſſen. 


ihrem Auftrage handelnden Kreid- und Local— 
Schul⸗Inſpectoren. Dieje haben, wo e3 angeht, 
zu den Prüfungen und zu Revifionen bewährte 


Landwirte des Bezirks und Mitgliever der 


Borjtände der landwirthichaftlihen Vereine Hin- 
zuzuziehen. 
2. Gewerbliche. 
Durch Ortsſtatut können Geſellen, Gehilfen 


und Lehrlinge, ſofern ſie das 18. Lebensjahr 


nicht überſchritten haben, oder einzelne Klaſſen 
derjelben, zum Beſuche einer Foribildungsſchule 


des Ortes, Arbeits- und Lehrherren aber zur 


Gewährung der für diefen Beſuch erforderlichen 


Beit verpflichtet werden; Gewerbeordnung vom 


21. Juli 1869 $ 106. — Der Schulbefjud kann 
durch eine mit Bezug auf dad Ortsſtatut zu er— 
fafjende Polizeiverordnung erzwungen werben. 
Für diejelbe ijt folgendes Schema gegeben: 
„Auf Grund der Borichriften im $ 6 und 20 
des Gejeges über die Polizei-Verwaltung vom 
11. Mär; 1850 wird, nad Berathung mit dem 
Magijtrate im Anſchluß an das Ortsjtatut vom 
— —, betreffend die hiefige Handmwerters Forts 
bildungs-Schule folgende BolizeisBerordnung er= 
$ 1. (Gejellen, Gehilfen und) Lehrlinge, 
welde nah) dem Ortsſtatute vom — — zum 


ftufigen Schulen um einen über die Ziele der 
Vollsſchule hHinausgegenden Unterricht) handelt.|Bejuhe der Handwerker » yortbildungs - Schule 
8) Lehrgegenjtände ver ländlichen Fortbildungs- | verpflichtet jind, dieſe Schule aber entweder gar 
—— nicht beſuchen oder die angeordneten Unterricht3- 
ftunden ohne genügende Entſchuldigung ver— 
ſäumen, werden mit einer Geldſtraſe bis zu9M 


ij ©, die Noten zu vorftebenbem $ 65 
2), 6 153 ff. des Poligeiftrafgejeges find 
f. Mourbrennen. 


in Kraft geblieben; 
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Fourage — Freiwillige. 


oder verhältnigmäßiger Haft belegt. — Als ge- Polizeiaufficht. Wegen Beitrafung der Ver— 
nügende Entjchuldigung gilt im Allgemeinen nur) breden und Vergehen wider die perjönliche Frei« 


Krankheit des Lehrlinge. 
Strafe werden bedroht Eltern, Bormünder, 
Arbeitd» oder Lehrherren, welche den Eintritt der 
nad) $ 1 verpflichteten (Gejellen, Gehilfen und) 


Leprlinge in die Schule gänzlich, verhindern, oder ſtrafen, Feſtungs- und einfache 
ejuch erforderliche Zeit einzelnen Strafen u. Str.-G.:B. 88 14 ff 


ihnen die für deren 


82. Mit gleicher| heit (Menfchenraub, Entführung, widerrechtliche 


‚Sreiheitsberaubung, Bedrohung), j. Sir.-&.-B. 
SS 234— 241. 
Freiheitsſtrafen find Zuchthaus⸗, Gefängniß— 
Haft; |. 
ei 


nicht gewähren oder bie zur Ueberwachung des |;sreiheitsftrafen wird der Tag zu 24 Stunden, 
Schulbeſuches getroffenen Anordnungen nicht be⸗ die Woche zu 7 Tagen, der Monat u. das Jahr 


folgen. $ 3. Nad) 
der Schulpflichtigen in die Schule und ber regel- 
mäßige Schulbejuch durch ziwangsweije Zuführung 
ermöglicht werden.” 

Fourage, Lieferung derjelben für die Gen— 
darmerie, ſ. unter Gendarmerie Snftruction 
vom 30. December 1820 8 12; für die bewaffnete 
Macht im Frieden, ſ. u. Naturalleiftungen 
Gejep vom 13. Februar 1875 88 2, 5,6,9 u. 
Inſtruction vom 2, September 1875 Nr. 3, 6, 10; 
in den Quartieren ſ. u. Quartierleijtungen 
Snftruction vom 31. December 1868, Beil. A 
Nr. 3, und unter Kriegsleiftungen Geſetz v. 
13. Juni 1873 $ 11 und Verordnung d. 1. April 
1876 Nr. 4. 

Frachtfuhrwerke, Einrichtung u. Belaftung 
derjelben auf Kunftitraßen, |. unter Chauſſeen 
Verordnung vom 17. März 1839 (©. 200) 85 1 ff. 

har: ade der Eijenbahnen, fiche Be- 
triebö-Neglement $$ 49 ff. (©. 161). 

Franzöſiſche Spradye ijt ala amtliche Ge— 
ſchaͤftsſprache in der Rheinprovinz gejtattet für 
die mündlichen Berhandlungen der Schulvorjtände, 
der Gemeindevertretungen und Gemeindeveriamm« 


Befinden kann der Eintritt|nad; der Kalenderzeit gerechnet; die Dauer der 


Zuchthausſtrafe darf nur nad vollen Monaten, 
die Daner einer anderen Freiheitsitrafe nur nad 
vollen Tagen bemefjen werden; daſ. 19. Wegen 
vorläufiger Entlafjung der zu längerer Zuchthauss 
oder Gefängnißftrafe Berurtheilten |. daj. 88 28 
bis 26, und wegen Umwandlung von Geld» in 
Freiheitsſtrafen ſ. daf. $$ 28—29 bezw. der regel- 
mäßigen Freiheitsftrafe in eine ſolche geringeren 
Grades bei jugendlichen Verbrechern, ſ. daf. $ 57. 
Bezüglichder Zufammenrehnung mehrerer zeitiger 
Freiheisſtrafen zu einer Gejammtjtrafe, fiehe daj. 
SS 74 ff. Wegen der Zuläſſigkeit der Feſtſetzung 
einer Nachhaft bei megen Bettelnd, Land— 
itreihens ꝛc. Berurtheilten ſ. daj. $ 862. — 
Die von dem gewöhnlichen Strafrichter erlannte 
Sreiheitsitrafe von längerer als einjähriger Dauer 
bewirkt ohne Weiteres den Verlust des Amtes, 
wenn auch nicht befonders darauf erfannt worden 
it; |. unter Disciplin Geſetz vom 21. Juli 
1852 $ 7. ©. aud) in Betreff der im Disciplinar- 
verfahren zuläjjigen Freiheitsitrafen, daſ. $$ 15, 
20, 60 und bezüglich der Geiftlicyen u. Kirchen- 
diener, daj. Geſeß vom 12, Mai 1873 88 2,5,6. 


lungen in den Landgemeinden der Bürgermeijtereien | Wegen der Freiheitsſtrafen als kirchliche Straf. 


Bellevour und Weismes, jowie der Landgemeinden 


und Buchtmittel j. unter Kirchen zucht, Geſetz 


Faymonville und Sourbrodt der Bürgermeijtereilvom 13. Mai 1873 8 1. 


Büttgenbad). 

Frauensperſon. 1) Sewerbepolizeilidhe 
Beitimmungen. Das Geſchlecht begründet in 
Beziehung auf die Befugniß zum jelbitändigen 
Gewerbebetrieb feinen Unterjchied. Frauen können 
fid) aber in Betreff der Geſchäfte und ihrem Ge- 
werbebetriebe auf die in den einzelnen Bundes: 
jtaaten beitehenden Rechtswohlthaten der Frauen 
nicht berufen. Das Nähere ſ. Gewerbeordnung 
$ 11.— Bezüglich der Bejchäftigung von Frauens— 
perjonen bei Eiienbahnen und auderen öffentlichen 
Arbeiten f. unter Eifenbahnarbeiter V 


* 


Freikure irgend einer Art können bei Berg— 
werf3eigenthum, welches nach dem Eintritt der 
— des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 verlichen iſt oder wird, nicht 
mehr beanſprucht werden (Berggeſ. $ 224). 

Freimarken, Beitrafung des Gebrauchs 
falſcher ꝛc., ſ. Str⸗G.B. 8 275. 

Freiwillige in militärdienſtlicher Beziehung. 
Abgeſehen von dem vorzeitigen freiwilligen Ein- 
tritt in das Heer (jiche Erſatz Ordnung $ 22 
und $ 99 ©, 372) iſt eine zweifache Art der 
Erfüllung der Militärdienjtpflicht als Freiwilliger 


21. Dechr. 1846 $2 Abſ. 2 (5.305). 2) Von der zuläſſig: freiwilliger Eintritt zum drei« oder 


Theilnahme an politifhen Bereinen find 
Frauensperſonen ausgejchlojfen, j. unter Ver— 
einspolizei Verordnung vom 11. März 1850 


ss 8, 16. 8) Strafredtlihe Beſtimm— 
ungen. Beltrafung von Frauensperſonen wegen 


gewerbsmäßigen Betreibens von Unzucht, fiehe 
Str.-G.B. $ 361; wegen Abtreibung der Leibes— 
frucht, daj. S$ 218 ff. Wegen Beitrafung der 
an,jrauensperjonen begangenen unzüchtigen Hand- 
lungen ſ. daj. $$ 176 ff. 236 ff. 

Freiheit, die perjönliche ift gewährleiftet durch 
Art. 5 der Verfafjungsurfunde vom 31. Januar 
1850. Diejelbe fan nur unter den gejeglichen 
Bedingungen und Formen beichränft werden; 
namentlich gilt dies von der Verhaftung einer 
Perſon. e Hausſuchung, Verhaftung, 


vierjährigen activen Dienſt und einjähriger frei— 

williger Dienſt. 

L Freiwilliger Eintritt zum drei- oder 
vierjährigen activen Dienft. Erfap- 

Ordnung vd. 28. Sept. 1875 (Abjchnitt XIII). 


$ 83. [Meldejcein)] 1) Wer vor Beginn 
des militärpflichtigen Alters freiwillig zu drei— 
ober vierjährigem activen Dienit ($ 12, 1) in 
das ftehende Heer eintreten will ($ 22), bat die 
Erlaubniß zur Meldung bei einem Truppentbeil 
\bei dem Eivil-VBorfisenden der Erfag-Commifjion 
ſeines Wufenthaltsortes nachzujuden. 2) Der 
Civil⸗Vorſitzende der Erjaß-Commijjion gibt jeine 
Erlaubniß durch Ertheilung eines Meldeicheines 
nad Schema 14 Die Ertheilung des Melde» 
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ſcheines iſt abhängig zu machen: a. von der Ein- , Unteroffizierichule zu melden. Bei dieſer Meld— 
willigung des Vaters oder des Vormundes, ung iſt der Weldeſchein ($ 83, 2) vorzulegen. 
b. vor. der obrigkeitlichen Beſcheinigung, daß der 3) Jeder ſich Meldende wird ärztlich unterjucht 


zum tr Dienft ſich Meldende durd/und einer Prüfung in den Elementarlehrgegen- 


Givilverhältniffe nicht gebunden ift und ſich 
untabelhaft geführt hat. 3) Die eriheilten Melde- 
jcheine haben nur bis zum nächſten 1. April 
Giltigkeit. 4) Wer bis zum 31. März feines 
erjten Militärpflichtiahres Leinen Meldeſchein 
nachgejucht oder erhalten Hat, darf ſich nur im 
Mufterungstermin zum freiwilligen Dienjteintritt 
melden ($ 62, 8). 
$ 84, [AUnnahmeihein.] 1) Den mit Melde- 
fcheinen verjehenen jungen Lenten fteht die Wahl 
des Zruppentheils, bei welchem fie dienen wollen, 
frei. — W.G. $ 17. — 2) Sie haben ſich behufs 
Unnahme unter Borlegung ihres Meldeſcheines an 
den Commandeur dieſes Truppentheils zu wen- 
den, der, jofern er fein Bedenfen gegen die An— 
nahme hat, ihre körperliche Unterſuchung veran— 
laßt und über ihre Annahme enticheidet. So— 
fortige Einftellung von Freiwilligen findet nur 
bei vorhandenen Vacanzen und nur in der Zeit 
vom 1. October bis 31. März ſtatt. Außerhalb 
der angegebenen Zeit dürfen nur Freiwillige, 
welche auf Beförderung dienen wollen oder welche 
in ein Militär-Muſikcorps einzutreten wünjchen, 
eingejtellt werden. 3) Wenn feine Bacanzen vor— 
handen find oder Freiwillige mit Nüdjicht auf 
die Zeit ihrer Meldung nicht eingeftellt werden 
dürfen, fo können die Jreiwilligen angenommen 
und nad) Annahme ihres Meldejcheines bis zu 
ihrer Einberufung vorläufig in die Heimath be» 
urlaubt werden. Die Annahme erjolgt durch 
Ertheilung eines Annahmeſcheines. 4) Die vor- 
läufig in die Heimath beurlaubten Freiwilligen 
gehören bis zu ihrer Einjtellung zu den Mann— 
schaften des Beurlaubtenitandes. — Reichsmilitär— 
eig! $ 34 und $ 56. — Gie ftehen unter 
der Gontrole ded Landwehr-Bezirld:-Commandos 
degjenigen Ortes, nad) welchem jie beurlaubt find, 
werden durch den ZTruppentheil dorthin über- 
wiejen und durch VBermittelung dieſes Yandwehr- 
Bezirti-Commandos einbeordert. 5) Die Feſt— 
jegımgen des $ 79, 2 und 3 finden auf die vor— 
läufig beurlaubten Freiwilligen finngemäße Un- 
wendung. — R-M.-G. 5 60, 3 und 4. — 
85. Nachricht über Einſtellung von Frei— 
willigen.) 1) Bon ber Einftellung Freiwilliger 
hat der Truppentheil den Eivil-Borjisenden, 
welcher den Meldeſchein eriheilt hat, jojort zu 
benachrichtigen. Diejer Benachrichtigung ift der 
Melvefchein beizufügen. 2) Auf Grund Ddiefer 
Benachrichtigung wird der Freiwillige in den 
Grundliften gejtrichen. 3) Bei Ueberweifung von 
Freiwilligen aus militärischen Inſtituten — mit 
Ausnahme der Unteroifizierichulen — ift der Civil- 
Borfigende des Geburtsortes zu benad;richtigen. 
8 86 [Freiwilliger Eintritt in eine Unter— 
offizierichule.] e 
die Beftimmung, junge Leute, welche ſich dem 
Militäritande widmen wollen, zu Unterofftzieren 
heranzubilden. 2) Wer das wehrpflichtige Alter 
erreiht hat und die Aufnahme wünicht, hat ſich 
bei dem Landwehr-Bezirld-Commandeur jeiner 
Aufentbaltsortes oder bei dem Commando einer 





1) Die Unteroffizierichulen haben], 





itänden unterworfen. Wird er für Infanterie 
brauchbar gefunden und hat er einige Kenntniffe 
im Lejen, Schreiben und Rechnen bewiejen, jo‘ 
wird er bei vorhandener Bacanz eingejftellt oder 
e3 wird ihm durd die Unteroffizierichule, welcher 
er zugetheilt wird, ein Annahmeſchein ertheilt. 
Die Annahme erfolgt nur, jobald jich der Frei— 
willige zu einer vierjährigen activen Dienſtzeit 
nac) erfolgter Ueberweiſung aus der Unteroffizier« 
ihule an einen Truppentheil verpflichtet. 4) Nach 
Ertheilung eine® Annahmejcheines tritt der Frei— 
millige in die Kategorie der vorläufig in die 
Heimath beurlaubten Freiwilligen ($ 84). 5) Bon 
der Einitellung eines Freiwilligen in eine Unter— 
offizierfchule ift durch legtere dem Eivil- VBorfigenden, 
welcher den Meldefchein ertheilte, die im $ 85,1 
vorgeichriebene Benachrichtigung zu erſtatten. 
6) Entlaffungen aus den Unteroffizierfchulen er 
folgen jtet3 zur Dispofition ver Eriaß- Behörden. 
Sie werden durd die den Unteroffizierjchulen vor— 
geſetzte Militär-Behörde verfügt. Durd) eine der- 
artige Entlajjung wird die Verpflichtung zu vier- 
jähriger activer Dienstzeit gelöſt. Bei fpäterer 
Erfüllung der geſetzlichen Dienjtpfliht wird die 
in einer Unteroffizierſchule zugebrachte Zeit nicht 
in Anrechnung gebracht. 

$ 87. [Sreiwilliger Eintritt in die Kaiſer— 
fihe Marine.) 1) Die in den 88 83, 84 und 85 
enthaltenen Beitimmungen finden auf den drei— 
jährig freiwilligen Dienſt in der Kaijerlichen 
Marine jinngemäße Anwendung. 2) Einitellungen 
von Freiwilligen finden bei den Marinetheilen 
jederzeit ftatt. 3) Freiwillige der ſeemänniſchen 
Bevölkerung müſſen ji über ihre Fahrzeit 
($ 21, 2) ausweiſen können. 4) freiwillige der 
Zandbevölferung werden in der Regel nur zu 
vierjährigem activem Dienft angenommen. 5) 
Ueber den freiwilligen Eintritt in die Schiffs— 
ungen-Übtheilung j. Marine-Ordnung. 


IL —— Dienſt. 
Erſatz-Ordnung (Abſchnitt XIV). 


$ 88. Berechtigung.) 1) Die Berechtigung 
zum einjährig-freiwilligen Dienſt ($S 8) wird 
durch Grtheilung eines Berechtigungsſcheines 
(Schema 16) zuerfaunt.?) 2) Die Berechtigung» 
icheine werden von den Präfungs-Commiljionen 
für Einjährig- jreiwillige (5 2, 7) eriheilt. 3) 
Junge Seeleute von Beruf können die Berecht— 
igung zum einjährigen Dienſt außerdem durch 
Ablegung des Steuermanns: Eramens erwerben 
($ 15, 4). Der Ausweis hierüber erfolgt durch 
das Zeugniß einer Commifjion für die Prüfung 
der Seeſteuerleute auf deuticyen Kauffarterichiffen 
über die Befähigung zum Steuermann auf großer 
Fahrt. 

$ 89. Machſuchung der Berechtigung.) 1) Die 
Bereistigung zum eimjährig-freiwilligen Dienst 

ı i injährigs freiwilligen Dienf i 
A gr x 5 bit J A * eil te 2 ji ——8 
Beſtimmungen ertheilt ſind, genügen ihrer Dienſtpflicht nach 
Maßgabe ver auf dieſen Scheinen enthaltenen Vorſchriften. 
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darf nicht vor vollendetem 17. Lebensjahre nach-⸗ (5 27, 4b) die Berechtigung zum einjährigen 


elucht werden. Der Nachweis derjelben ift beil Dienft nachträglich nachſuchen. 


Weitere Aus« 


erluſt des Anrechts ſpäteſtens bis zum 1. Aprilinahmen können nur in vereinzelten Fällen im 


de3 erjten Mititärpflichtiahres (5 20, 2) zu er» 
bringen. 2) Die Berechtigung wird bei derjenigen 
Prüfungs-Commiifion nachgeſucht, in deren Bes 
zirk der Wehrpflichtige ————— iſt 
($ 23 und 8 24). 3) Wer die Berechtigung 
nachiuchen will, hat ficy bei der unter Nr. 2 be» 
zeichneten Prüfungs» Commijjion jpätejtens bis 
zum 1. Februar des erſten Mititärpflichtjahres 
Ichriftlic) zu melden. Diefer Meldung jind bei- 
zufügen: a. ein Geburt3-Beugniß, b. ein Eins 
willigungs-Atteft des Water oder Vormundes 
mit der Erklärung!) über die Bereitwilligfeit und 
Fähigkeit, den Freiwilligen während einer ein- 
jährigen activen Dienjtzeit zu beffeiden, auszu— 
rüjten und zu verpflegen, e. ein Unbeſcholtenheits— 
Zeuanii, welches für Zöglinge von höheren 

chulen (Gymnaſien, Realſchulen, Progymnafien 
und höheren Bürgerſchulen) durch den Director 
der Lehranſtalt, für alle übrigen jungen Leute 
durch die Polizei-Obrigleit oder ihre vorgeſetzte 
Dienſtbehördeauszuſtellen iſt Sämmtliche Papiere 
ſind im Original einzureichen. 4) Außerdem 
bleibt die wiſſenſchaftliche Befähigung für den 
einjährig-freiwilligen Dienſt noch nachzuweiſen. 
Dies kann entweder durch Beibringung von 
Schul-Zeugniſſen oder durch Ablegung einer 
Prüfung vor der Prüfungs-Commiſſion geſchehen. 
5) Der Meldung bei der Prüfungs-Commijjion 
jind daher entweder die SchulsBeugnifje, durch 
welche die wifienjchaftlihe Befähigung nachge— 
wiejen werden fann ($ 90) beizufügen, oder es 
ift in der Meldung das Geſuch um Zulaſſung 
zur Prüfung auszufprehen. Die Einreichung 
der Zeugniſſe darf bis zu dem unter Nr. 1 ge» 
nannten äußerften Termin ausgeſetzt werden. 
In dem Gejude um Bulafjung zur Prüfung ift 
anzugeben, in welchen zwei — Sprachen 
der ſich Meldende geprüft ſein will (Anlage 2, 
8 1). Auch Hat der fi Meldende einen oft 
geichriebenen Lebenslauf beizufügen. 6) Bo 
dem Nadjweis der wiſſenſchaftlichen Befähigung 
dürfen entbunden werden: a. junge Leute, welche 
fih in einem Zweige der Wiſſenſchaft oder Kunſt 
oder in einer anderen dem Gemeinmwejen zu Gute 
fommenden Thätigfeit bejonder& auszeichnen, b. 
kunſtverſtändige oder mechanische Arbeiter, welche in 
der Art ihrer Thätigfeit Hervorragendes leijten, 
e. zu Runitleiftungen angeftellte Mitglieder landes- 
herrlider Bühnen. Perſonen, welde auf eine 
derartige Berüdjichtigung Anſpruch machen, haben 
ihrer Meldung die erforderlichen amtlid) beglaub- 
igten Zeugnifje beizufügen. Diejelben find nur 
einer Prüfung in den Elementar-Senntniffen zu 
unterwerfen, nach deren Ausfall die Erjagbehörde 
dritter Inſtanz enticheidet, ob der Berechtigung» 
ichein zu ertheilen ift oder nidht. 7) Militär- 
pjlichtige, welche auf Grund der Beftimmung des 
$ 30, 2f zurüdgeftellt worden find, dürfen — 
mit Genehmigung der Erſatz-Behörden dritter 
Inſtanz — während der Dauer der Zurüdjtellung 

) Rei Freimilligen der feemänniihen Berölferung, Tofern 
fie in der Flotte Lienen wollen, bedarf es diejer Erflärung 
nicht (& 1”, 4). 





der Minifterial-Anftanz genehmigt werden. 

$ 90. [Nadjweis der wiſſenſchaftl. Befähigung 
durch Schufzeugniffe.] 1) Diejenigen Lehranftalten, 
welche giltige Beugnifie über die wiſſenſchaftl. Ber 
fäbigung für den einjährig-freiw. Dienft ausftellen 
dürfen, werden durch den Reichskanzler anerfannt u. 
clajfificirt. 2) Dabei find folgende Lehranftalten 
zu unterjcheiden: a. folche, bei weldyen der ein» 
jährige erfolgreiche Beſuch der zweiten Klaſſe zur 
Darlegung der wiſſenſchaftlichen Befähigung ge» 
nügt, b. bolche, bei welchen der einjährige erfolg- 
reihe Beſuch der erſten Klafje nöthig tft, c. julche, 
bei welchen das Beftehen der Entlafjungs-Prüfung 
gefordert wird, d. folche, für welche beſondere 
Beitimmungen fejtgejtellt werden. 3) Die erfolgte 
Anerkennung ift durch das Sentralblatt für das 
Deutſche Reich zu veröffentlihen.!) 4) Reife 
Zeugniſſe für die Univerjität und die berjelben 
een Hochſchulen und Reife-Beugniife 
ür die erjte Klafje der unter Nr. 2a genannten 
Anjtalten machen die Beibringung der nad 
Schema 17 auszuftellenden Zeugniſſe entbehrlich. 
5) Der einjährige Bejucd der zweiten Klaſſe des 
Cadetten-⸗Corps genügt zum Nachweis der wifjen- 
Ihaftlihen Befähigung. 6) Die Prüfungs-Com- 
miljion prüft die Giltigfeit der Zeugniſſe, und 
ertheilt, jofern gegen diejelben nichts einzuwenden, 
den — RL GURBBLEFEN. 

$ 91. [Nahweis der wiſſenſchaftlichen, Bes 
fähigung durd Prüfung] 1) Wer die wifjen» 
ſchaftliche Befähigung für den einjährig-freiwilligen 
Dienjt durd) eine Prüfung nachweijen will, hat 
ih auf Borladung der Prüfungs-Commiifion 
perjönlih im Prüfungs» Termin einzufinden, 
2) Altjäprlich finden zwei Prüfungen ftatt, die 
eine im Frühjahr, die andere im Herbit. Das 
Gejud um Bulaffung zur Prüfung muß für die 
srühjahrsprüfung jpäteitens bis zum 1. Februar, 
für Die Yerbjtprüfung ſpäteſtens bis zum 1. Auguſt 
angebracht werden. 3) Ueber die Prüfung felbit 
und deren Wiederholung |. Anlage 2. (S 450). 

8 92. _[eihäftsordnung der Prüfungs- 
Commijfion.] 1) Die Prüfungs -» Commijfionen 
beftehen aus ordentlichen und auferordentlichen 
Mitgliedern. 2) Ordentliche Mitglieder find: 
a. zwei Stabsofjiziere oder Hauptleute, b. der 
Civil-Vorſitzende der Ober-Erjag-Commiffion, in 
deren Bezirk die Prüfungs-Commiijion ihren Sig 
hat, und ein zweites Mitglied aus dem Reſſort 
der Eivil-Verwaltung. Außerordentlihe Mit« 
glieder find die zur Abhaltung der Prüfung 
heranzuziehenden Lehrer einer höheren Lehrs 
anftalt. 3) Die Ernennung der unter Ar. ?a 
genannten ordentlichen Mitglieder erfolgt durch 
dad General-Commando), der unter 2b ges 
nannten durch die in der dritten Inftanz fungir— 
ende Kivil-Behörde.?) Letztere Hat auch über die 
Berufung der auferordentlihen Mitglieder, fo» 

) S. die Belanntmahung bes Reichslanzlers vom 19, 
San. 1876. 

2) In Eahien durch das Kriegsminiſterium. 

3) In Sachſen durch die Ober-Nefrurirungsbehörte, in 


Württemberg durch den Ober-Retrutirungsratb, in Vaden u. 
Heſſen durch das Minifterium des Innern, 
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mie über die Bumeilung eines Bureaubeamten| Dienfteintritt von Pharmaceuten kann bei vor» 
die erforderlihen Anordnungen zu treffen. Derjhandenen Vacanzen jederzeit durch Vermittelung 
Eivil-Borfipende der Ober - Erfat » Commifjion|ded Corp3-Generalarztes erfolgen. Der Dienit- 
führt den Borfig der Prüfungs-Commilfion und [eintritt der Einjährig- Freitwilligen bei der Marine 
regelt die Gejchäfte. 4) Die Feſtſetzungen über erfolgt nach den in der Marine-Ordnung ent 
Entſcheidungen ber Prüfungs-Commiſſion find |haltenen Beftimmungen. 2) Die Meldung zum 
in der Anl, 2 enthalten, “ Zur Ausfertigung der [einjährig-freiwilligen Dienft kann zu den unter 
Berechtigungsſcheine bedarf es nur der Unterjrift/ Nr. 1 genannten Zeiten und im Laufe des den 
des Vorſitzenden u. eines militärischen Mitgliedes. \einzelnen Terminen vorangehenden Vierteljahres 


$ 93. [Pflichten der zum einjährig-freiwilligen 
Dienſt Berechtigten] N Die zum einjährig« 
freiwilligen Dienft Berechtigten können ſich auf 
Grund ihres Verechtigungsscheines den Truppen» 
theil, bei welchem fie ihrer activen Dienftpflicht 
genügen wollen, wählen. Ausnahmen ſ. $ 94,3. 
— 83.6. $ 17. — 2) Beim Eintritt in das 
militärpflichtige Alter haben fi; die zum ein: 
jährigsfreimilligen Dienft Berechtigten, ſofern fie 
nicht bereit3 vorher zum activen Dienft einge: 
treten find, bei der Erſatz Commiſſion ihre Ge- 
ſtellungsortes jchriftlich oder mündlich zu melden 
und unter Vorlegung ihres Berehtigungsicheines 
ihre Zurüditellung von der Aushebung zu bes 
antragen. 3) Gie werben Hierauf durch die 
Erſatz-Commiſſion bis zum 1. October ihres 
vierten Militärpflichtjahres zurüdgeitellt. Die 
verfügte Zurüdjtellung wird auf dem Berechtig- 
ungsichein vermerft. Während der Dauer der 
Zurüdjtellung findet die Feſtſetzung des $ 27, 6 
Anwendung. 4) Eine weitere Zurüdjtellung durd) 
die Erſatz-Commiſſion bis zu der im $ 27, dc 
angegebenen Dauer it nur ausnahmsweiſe zu— 
fällig. Sie muß rechtzeitig bei derjenigen Erſatz— 
Commiſſion nachgeſucht werden, welche die erjte 
Zurüdftellung verfügt hat. 5) Wer den Zeitraum 
der ihm gejtellten Zurüditellung verjtreichen läßt, 
ohne fich zum Dienftantritt zu melden, verliert 
die Berechtigung zum einjährig-freiwilligen Dienft. 
Diejelbe darf nur ausnahmsweiſe durch die Erſatz— 
Behörde dritter Inftanz wieder verliehen werden, 
welcde der unter Nr. 4 bezeichneten Erſatz-Com 
mijfion vorgejegt if. — R.M.-G. 8 14. — 
Ueber das Erlöjchen der bemilligten Zurüditellung 
bei Eintritt einer Mobilmadhung |. $ 27, 8. 
6) Zum einjährig-freimilligen Dienſt Berechtigte, 
welche nad; Ertheilung diejer Berechtigung wegen 
ftrafbarer Handlungen verurtheilt werden, Die, 
wenn fie während ihrer activen Dienitzeit be- 

angen, ihre Verſetzung in die zweite Klafje des 
Soldatenftandes zur Folge gehabt Haben würden, 
verlieren durch Entſcheidung der Erjat- Behörden 
dritter Inſtanz die Beredhtigung zum einjährig- 
freiwilligen Dienſt ($ 8, 2 7) Werden zum 
a Dienft Berechtigte reclamirt, 
jo erfolgt die Enticheidung nad) den allgemein 
giltigen Grundfäßen ($ 31). 

94. [Meldung Einjährig-Freimilliger zum 
Dienfteintritt. j 
Freiwilliger findet alljährlich bei der Infanterie 
am 1. April und 1. October, bei dem Train am 
1. November, bei den übrigen Waffengattungen 
(einjchließlih Jäger und en) am 1. October 
ſtatt. Ausnahmen hiervon können nur durch 
die General Commandos) verfügt werden. Der 

) In Sachſen durch das Kriegsminiſterium. 
Grotefend, Yolizei-terifon. 


erfolgen. Bei der Meldung iſt der Berechtigungs⸗ 
ſchein und ein obrigteitliches Atteft über die fitt- 
liche Führung feit der Ertheilung der Berechtig« 
ung borzuzeigen. 3) Der Commandeur des 
Truppentheils veranlaßt die ärztliche Unter 
ſuchung des jid) Meldenden, jowie bei vorhandener 
Tauglichkeit und moralifcher Würdigfeit ($ 93, 6) 
feine Einftellung unter Berüdfichtigung der be- 
ftimmten Termine. In größeren Garnifonen 
erfolgt nad) Anordnung des General-Commandos 
die Bertheilung der Freiwilligen auf die Truppen- 
theile der gewählten Waflengattung durch die 
denjelben vorgejegte Militärbehörde. 4) Kann 
die Einftellung erſt jpäter erfolgen, fo wird der 
Freiwillige angenommen und ihm die Annahme 
auf dem Berechtigungsſchein bejcheinigt. 5) Wird 
der fid) meldende Freiwillige tro& zuläſſig ger 
eingjter Anforderungen an jeine Körperbeidaffen« 
heit für untauglid) erachtet, fo wird er vom 
Commandeur des Truppentheils, bei welchem er 
ſich gemeldet, abgewiefen. Die Gründe der Ab— 
weifung werden auf dem Beredhtigungsichein 
angegeben. 6) Iſt der Freiwillige nur für die 
von ihm gewählte Waffengattung untauglich, jo 
darf er fich, wenn er die Mittel hierzu Hat, bei 
einem Truppentheil derjenigen Waffengattung 
melden, für welche er nad; Ausweis der Gründe 
jeiner Abweifung tauglich erjcheint. Ein Grund 
zur Abweiſung darf in diejem Falle nicht darin 
gefunden werden, daß die unter Nr. 1 genannten 
Zermine bis zu 14 Tagen überjchritten find, 
Wird er aud bei diefem Truppentheil wegen 
Untauglichfeit abgewiejen, jo verfährt er nad 
Nr. 7. 7) Die von den Truppentheilen als un- 
tauglich abgewiejenen Freiwilligen melden ſich, 
unter Vorlegung ded —— En abe 
ar vier Wochen bei dem Civil-Borjigenden der 
Erſatz- Commiſſion ihres Aufenthaltsortes, Diefer 
beordert fie zur Vorſtellung vor die Ober-Erjag- 
Commiſſion beim Aushebungs - Gefhäftl. In 
dringenden Fällen darf eine auferterminliche 
Mufterung und eine auf das Ergebniß derjelben 
begründete Entſcheidung der Ober-Erjag-Com- 
miſſion herbeigeführt werden. 8) Die Ober- 
Erſatz⸗Commiſſion enticheidet nad) den allgemein 
— Grundſätzen. Findet ſie einen von den 

ruppen abgewieſenen Freiwilligen tauglich, ſo 
wird er für eine beſtimmte Waffengattung be— 


1) Der Dienfteintritt Einjährig-|zeichnet und muß von jedem Truppentheil der- 


jelben angenommen werben. Wer für den Dienft 
zu Pferde bezeichnet ift, aber nicht die Mittel 
hierzu hat, muß auch bei der Infanterie ange- 
nommen werden. 9) Ergibt ich bei der Meldung 
von Freiwilligen zum ee daß fie 
moraliid nicht mehr würdig ſind ($ 93, 6) ale 
Einjährig- Freiwillige zu dienen, jo wird ihnen 
ber Beredtigungsichein abgenommen und den: 
29 
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General-Commando mit bezüglichem Bericht ein- Chrestomathie und dergleichen, im Engliihen 
ereicht. Dieſes tritt mit der Civilbehörde dritter beiſpielsweiſe Goldschmidts Vicar of Wake- 
— in deren Bezirk der Freiwillige ge-|field, Walter Seotts Tales of an grandfather, 

ftellungspflichtig ift, beziehungsweife fein würde,|W, Irwigs Sketch-book_und dergleiden) mit 

wenn er fich bereits im militärpflichtigen Alter be= einiger Leichtigkeit und Sicherheit in gebildeter 
fände, in Verbindung. Wird die Berechtigung] Sprade zu überjegen, auch ein deutjches, leichtes 
entzogen, ift zugleich über die eventuelle ſofortige Thema ohne erhebliche Verſtöße gegen die Ortho- 

Einftellung zum dreijährigen Dienft Bejtimmung |graphie, Wortitellung und Gapbildung in das 


Freiwillige. 


zu treffen.?) 


10) Wird der Truppentheil, in Engliſche oder Franzöſiſche zu übertragen. b. Im 


welhem ein Einjährig-Freiwilliger dient, in|der Geographie: Kenntniß der Hauptſachen aus 


Friedenszeiten in eine andere Garnifon verlegt,|der mathematijchen Geographie (Stellun 


* 


ſo wird der Freiwillige auf ſeinen Wunſch zu 
einem in der Garniſon oder in der Nähe der— 
ſelben verbleibenden Truppentheil verſetzt. 11) Ein 
Freiwilliger, welchem die Mittel zu feinem Unter— 
halt fehlen, darf ausnahmsweije mit Genchmig- 
ung des General-Commando3 in die Berpflegung 
des Truppentheild unter Anrechnung auf den 
Etat aufgenommen merben.?) 


Prüfungs-Ordnung zum einjährig-frei- 
willigen Dienſt. Anlage 2. 
-I. Gegenstände der Prüfung. 

$ 1. Die zur Prüfung Zugelafjenen werben 
in Sprachen und in Biffenfhaften geprüft. Die 
ſprachliche Prüfung erjtredt fich, neben der deut- 
ihen, auf zwei fremde Sprachen, wobei dem 
Eraninanden die Wahl gelaffen wird zwijchen 
dem Lateinijchen, Griechiſchen, Franzöfiichen und 
Englifhen. Die wifjenjchaftliche Prüfung umfaßt 
Geographie, Geſchichte, deutiche Literatur, Mathe» 
matif und Naturwiſſenſchaften. $2. Hinſichtlich 
der einzelnen Prüfungsgegenftände werden nach— 
itehende Anforderungen gejtelt. a. Spraden. 
In der deutichen Sprade muß der Eraminand 
die erforderliche Mebung u. Gewandtheit befigen, 
um fi, mündlih und fchriftlih, ohne gramma- 
tifalifche oder logiſche Fehler, jo auszudrüden, 
wie man es von einem jungen Manne jeines 
Alters, der auf Bildung Anſpruch madjt, ver- 
fangen fann, In den beiden alten Spraden ge- 
nügt, injofern in denjelben nad $ 1 geprüft 
wird, die Kenntniß der Hauptregeln aus der 
Eajus-, Tempus u. Moduslchre, die Fähigleit, 
einen leichteren Abſchnitt aus einem Proſaiker 
* Caesar, Cicero, Livius, Xenophon), 
owie leichtere Dichterftellen im epiſchen Versmaß, 
mit Aushilfe für einzelne feltener vorfommende 
Bocabeln, jonjt aber mit Sicherheit und Geläuf- 
igfeit zu überjegen, aud über die vorfommenden 
Formen u. die einichlagenden grammatitaliichen 
Regeln Auskunft zu geben. Daneben wird für 
das Lateiniſche die Ueberſetzung eines Leichten 
deutjchen Dictates ohne wejentliche Verſtöße gegen 
die grammatikaliſchen Regeln verlangt. In den 
beiden neueren Sprachen wird erfordert: neben 
richtiger Aussprache u. Kenntniß der wichtigeren 
geanımatilaliichen Regeln die Fähigkeit, projaiiche 
Schriften von mittlerer Schwierigkeit (im Fran— 
zalioen beifpieläweije Voltaires Charles XIL., 

arthölemys voyage du jeune Anacharsis, Fe- 


und 
Bewegung der Himmelskörper, Planeteniyitem, 
Fixſterne, Kometen, Mond» und Sonnenfinfter- 
nifje, Erklärung der Jahres- und Tageszeiten, 
Eintheilung der Erde, Aequator, Längen» und 
Breitengrade, Wendefreife, Zonen, Pole ꝛc.). 
In der phyſiſchen und politischen Geographie: 
allgemeine Kenntniß der einzelnen Welttheile, 
der größeren Meere, Gebirge und Flüffe, jowie 
der Hauptländer und deren Hauptitädte Für 
Europa u. vornemlich für Deutſchland jpeciellere 
Kenntniß der Meere, Meerbujen u. Meerengen, 
der Gebirgd- und Flußſyſteme, der Hauptflüjje, 
ihrer Quellen, ihrer Nebenflüffe u, ihres Laufes 
durch verjcdiedene Länder, der an benjelben be- 
legenen größeren Städte, jowie der bedeutenderen 
Eijenbahnen und Kanäle. Ferner Kenntniß der 
einzelnen Staaten, ihrer größeren Städte und 
ihrer Lage nach der Himmelögegend. ec. In der 
Geſchichte: Bekanntſchaft mit den wejentlichiten 
Thatſachen aus der Geſchichte der Haupteultur- 
völfer, vornemlih der Griechen und Römer. 
Genauere Kenntniß der deutichen Geſchichte, na- 
mentlic) der Entjtehung des deutſchen Kaiſerreichs, 
der deutſchen Kaiſergeſchlechter, der größeren 
Kriege feit Karl dem Großen, und der Entwidel- 
ung der einzelnen deutichen Staaten, mit Berüd- 
ſichtigung der Geſchichte des Landes, dem der 
Eraminand angehört. Bei der Prüfung in der 
Geidjichte kommt es weniger auf Jahreszahlen 
an, in welcher Beziehung die Kenntniß der haupt- 
ſächlichſten Data hinreicht, al3 auf die Belannt- 
Ihajt mit dem Zujammenhange, in welchem die 
einzelnen Ereignijje mit einander ftehen. d. In 
der deutſchen Yiteratur: Belanntiheft mit den 
Grundzügen der Gejchichte der deutichen Literatur, 
jowie mit ihren Elajjifern u. mit einigen Werfen 
der lebteren. e. Mathematik: In der Arithmetit 
sertigkeit in dem Gebrauch der bürgerlichen 
Rechnungsarten, einſchließlich der Zins- und Ges 
ſellſchaftsrechnung, im Rechnen mit poſitiven und 
negativen Zahlen, ſowie in der Decimalrechnung; 
Löſung von Gleichungen des erſten Grades mit 
einer und mehreren unbelannten Größen; Ro» 
tenceiven und Nabdiciren bis zum zweiten Grade 
mit bejtinmten Zahlen und mit Luchjtaben. In 
der Geometrie: Kenntniß der Planimetrie bis 
einfchliehlic; der Lehre vom Kreije und aus der 
Stereometrie — der wichtigjten Formeln für die 
Körperberehnung. f, In der Phyſik: Bekannt— 
ſchaft mit der Lehre von den allgemeinen Eigen— 


nelons Telemaque, Michauds histoire des croi- ſchaften der Körper (Ausdehnung, Undurddring- 


1) In Sachen entiheidet hierüber die Ober-Refrutirungs- 
behörte, in Württemberg der Ober-Helrutirungsrath. 
2) In Sahien mit Genehmigung des Kriegsminijieriums. 


sades, Segurs histoire universelle, Ploetz/licjleit, Theilbarfeit, Poroſität, Schwere, Dichte 


und ſpecifiſches Gewicht, luftförmige und fejte 
Körper), von der Wärme (Thermometer), vom 
Magnetisinus (Magnetnadeln und Kompaß, und 
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von der Eleltricität (Blitzableiter). g. In derjliche Prüfung erfolgt in Abtheilungen von jedes» 


Chemie jowie in den bei f nicht genannten Theilen 
der Phyfit werden nur diejenigen Eraminanden 
geprüft, welche folches verlangen, um durch Kennt» 
niffe in der Chemie mangelnde Kenntnifje in 
anderen Zweigen zu erjegen. 


U. Berfahren bei der Prüfung. 


ß 3. Die Leitung bed gefammten Prüfungs- 
eſchäfts fteht dem Livilvorfigenden der Ober- 
rſatze ommiſſion zu. $ 4. Die Prüfung erfolgt 
theils fchriftlich, theils mündlih. Die jchriftliche 
Prüfung befteht: a. in der Unfertigung eines 
deutſchen Kuffages über ein Thema allgemeinen 


mal höchjtens zehn Eraminanden. Auf die Prüf- 
ung jeder Abtheilung, welche vollzählig ift, find 
— ausſchließlich der für die Feſtſtellung des Er- 
gebnifjes erforderlichen Zeit ($ 11) — 4 Stunden 
zu verwenden. Beſteht die Abtheilung aus we— 
niger al3 10 Eraminanden, jo ijt eine entiprechende 
Ermäßigung der Prüfungsdauer zuläffig. 

II. Entſcheidung über den Ausfall der 

Prüfung. 


$ 10. Wenn der Ausfall der jchriftlichen 
Prüfung durchaus ungenügend ift, jo werden die 
betreffenden Eraminauden zurüdgetiejen u. nicht 


und naheliegenden Inhalts (beifpielsweije ein|zur mündlichen Brüfung zugelajien. — E3 findet 


Spridwort, eine Sentenz, eine Erzählung aus 
der Geſchichte, oder über Segenftände des öffent- 
lichen Verkehrs (3. B. Eifenbahnen, Poſt), der 
Landwirthſchaft, des Handels, der Induſtrie und 
dergleichen; b. in zwei jchriftlichen Ueberjegungen 
in fremde Spraden nad Wahl des Eraminanden 
($ 1); e. in der Löjung einer Aufgabe aus der 
Arithmetik, Für den deutjchen Aufjat erhält der 
Eraminan® drei Aufgaben verſchiedenartigen In— 
er unter denen ıhm die Auswahl überlajjen 
leibt. $ 5. Die Aufgaben für die jchriftliche 
Prüfung werden durch den — ge⸗ 
tellt, der bei der Auswahl der Aufgaben die 

ditwirkung der übrigen Commiſſionsmitglieder 
in Anſpruch zu nehmen und ihre Vorſchläge zu 
berückſichtigen hat. Sofern der Vo—rſitzende Die 
Aufgaben der Examinanden nicht ſelbſt, ſondern 
durch den die Ausarbeitung derſelben controlir— 
enden Offizier oder Lehrer mittheilt, * er ſie 


dies namentlich ſtatt, wenn der deutſche Aufſatz 
grobe orthographiſche oder grammatikaliſche Fehler 
enthält, oder durch auffallenden Mangel an Zu— 
ſammenhang und an Angemeſſenheit des Aus— 
drucks von vornherein darthut, daß der Eraminand 
den erforderlichen Grad wiljenichaftlicher Bildung 
nicht befigt. $ 11. Die Feſtſtellung des Aus- 
falle8 der jchriftlicen und mündlichen Prüfung 
erfolgt für jede Abtheilung bejonders, unmittel- 
bar nachdem die mündliche Prüfung derſelben 
ftattgefunden hat. F 12. Bei der Enticheivung 
der Commiſſion ift vor Allem der Grundjag 
maßgebend, daß die Berechtigung zum einjährige 
fretwißigen Dienft nur jungen Leuten von Bild- 
ung zuiteht. Bei gänzlidyer Unwijjenheit in 
einem der obenbezeichneten Prüfungsgegenftände 
ift der Berechtigungsichein aljo unbedingt zu 
verjagen; er darı aber, jelbjt wenn die Prüfung 
in einzelnen Gegenftänden ungenügend ausge 


diejem verjiegelt zu übergeben. Das Siegel darj|fallen ift, erteilt werden, joferu der betreffende 


erjt beim Beginn der jchriftlihen Prüfung ger 
öffnet werden. 86. Die jchriftlihe Prüfung fin- 
det unter Clauſur ftatt, Zur Anfertigung des 
deutichen Auflages jind dem Eraminanden vier 
Stunden, für die im $ 4 unter b und c gedad)- 
ten drei Arbeiten je eine Stunde zu gewähren. 
Die Benugung von Hilfsmitteln und Verſuche 
zu Täuſchungen haben die Ausichließung von der 
Prüfung zur Folge $ 7. Die bei der ſchrift— 
lichen Prüfung gelieferten Urbeiten werden durd) 
den Eivilvorjigenden zur Beurtheilung an die 
einzelnen Commijfionsmitglieder vertheilt, und 
zwar vorzugsweife an Diejenigen, denen Die 


mündliche Prüfung in den betreffenden Gegen» der mündlichen Prüfun 


ftänden obliegt. Das Rejultat ijt unter Vor- 
legung der gelieferten Prüfungsarten der Com- 
miſſion vorzutragen. Die den einzelnen Arbeiten | 
zu ertheilenden Cenjuren werden nötbigenfallS 
durch Majoritätsbeihluß feitgeitellt. Es ſteht 
jedem Conmijfionsmitgliede zu, die Einficht ſämmt— 
lidjer Prüfungsarbeiten zu verlangen. $ 8. 
Die mündlihe Prüfung, welde jpätejtens am 
Tage nach der jchriftlichen Prüfung jtattzufinden 
hat, wird vor der verjanmelten Commiijion ab— 
ehalten, Die Brüfung in den einzelnen Gegen- 
tänden erfolgt durch die außerordentlichen Mit— 
lieder der Commijjion nad) deren, unter Zu— 
ans des Livilvorfigenden, getroffener Ver— 
einbarung. Daneben Steht aud deu ordentlichen 
Mitgliedern der Commiſſion das Recht zu, Fragen 
an die Eraminanden zu jtellen. 89. Die mind» 


Eraminand in anderen Gegenitänden mehr als 
— beſtanden hat und ſofern die Commiſ— 
ion nad) dem Geſammtreſultat der Prüfung der 
Ueberzeugung it, daß der Eraminand nad) jeinen 
Kenntniſſen und jeiner Intelligenz den erforder- 
lichen Grad allgemeiner Bildung befipt. Iſt die 
Prüfung jedod in drei Prüfungsgegenjtänden 
(jede Sprache als befonderer Prüfungsgegenitand 
berechnet) ungenügend ausgefallen, jo darf der 
Berechtigungsſchein nicht erteilt werden. 8 13. 
Die Prüfungscommiffion trifft ihre Entjcherdung 
durch Majoritätsbejchluß. Un demfelben dürfen 
nur Diejenigen Mitglieder theilnehmen, welche 
ohne Unterbredyung beis 
gewohnt haben. Bei Stimmengleichheit entichei- 
det die Stimme des Vorfisenden. $ Ten 
Eramtinanden ijt jofort nach Beſchlußfaſſung der 
Commiſſion zu eröffnen, ob jie Leitanden haben 
oder nicht. Die Entſcheidung der Prüfungs: 
commijjion ift eine endgiltige; ein Recurs gegen 


.diefelbe findet nicht ftatt. $ 15. Die Berechtig— 


ungsſcheine find dem Eraminanden, welche bes 
itanden haben, möglichſt bald zugufertigen. $ 16. 
Examinanden, weldye nicht bejtanden haben, dür— 
fen jid) wiederholt zur Prüfung melden, vorauss 
gefegt, dab Diejelbe noch vor dem 1. April des 
Kalenderjahres, in welden fie dad 20. Lebens» 
jahr vollenden, abgehalten werden kann. Mit 
diefer Maßgabe darf die Prüfung mehrmals 
wiederholt werden. Sie eritredt jich in jedem 
Falle nidıt bloß auf diejenigen Gegenftände, in 
29* 
er 
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denen ber Eraminand bei der vorhergehenden Verwandten erhält. 


Prüfung hinter den Anforderungen zurüdgeblieben 
ift, jondern auf jämmtlihe PBrüfungsgegenftände 
der $$ ı und 2. $17. Bei jeder Prüfung wird 
ein von ſämmtlichen Mitgliedern der Commiſſion 
zu unterzeichnendes Brotofoll aufgenommen, aus 
welhem namentlich hervorgehen muß: 1. melde 
Mitglieder der Commiffion mitgewirkt haben; 
2, welche (nad) ihrem vollftändigen Namen, Wohns- 
ort und Geburtstag zu bezeichnende) Eraminanden 
geprüft worden find. 3. welche diejelbe beitanden 
und welcde fie nicht bejtanden haben. 


Freizügigkeit. 
Geſetz über Freizügigkeit v. 1. Nov. 1867 
(jest Reichsgeſetz, auch in Elſaß-Lothringen giltig.) 


$ 1. Jeder Bundes-Reichs⸗-] Angehörige Hat 
das Necht, innerhalb des Bundes- MReichs⸗ Ge- 
bietes: 1) an jedem Orte fich aufzuhalten oder 
niederzulaffen, wo er eine eigene Wohnung oder 
ein Unterfommen ſich zu verichaffen im Stande 
ift; 2) an jedem Orte Örundeigenthum aller Art 
zu erwerben: 3) umherziehend oder an dem Orte 
der Aufenthalts, beziehungsweife der Nieder- 
laſſung, Gewerbe aller Art zu betreiben, unter 
den für Einheimifche geltenden gejeglichen Be— 
ftinnmungen. — In der Ausübung diejer Befug- 
niffe darf der Bundesangehörige, ſoweit nicht 
das gegenmwärtige Geje Ausnahmen zuläßt, weder 


Freizügigfeit. 


Den Landesgejegen bleibt 
vorbehalten, dieje Befugniß der Gemeinden zu 
beihränten. — Die Bejorgniß vor lünftiger Ber- 
armung bereditigt den Gemeindevorjtand nicht 
zur Zurüdweifung. $ 5. Offenbart fich nach dem 
Unzuge die Nothwendigifet einer öffentlichen 
Unterftüßung, bevor der neu Unziehende an dem 
Aufenthaltsorte einen Unterjtügungsmwohnjig ( Hei⸗- 
mathörecht) erworben hat u, weilt die Gemeinde 
nad), daß die Unterjtügung aus anderen Grün- 
den, ald wegen einer nur vorübergehenden Ar- 
beitsunfähigteit nothwendig geworden ijt, jo kanm 
die Fortjegung des Aufenthalts verfagt werden. 
$ 6. Sit in den Fällen, wo die Aufnahme ober 
die Fortſetzung des AufenthaltS verjagt werben 
darf, die Pilicht zur Uebernahme der Fürjorge 
zwilchen verichiedenen Gemeinden eins und des— 
jelben Bundesjtaates ftreitig, jo erfolgt die Ent- 
Iheidung nach den Landesgeſetzen. — Die that- 
jächlidhe Ausweifung aus einem Orte darf nie- 
mal3 erfolgen, bevor nicht entweder die Annahme: 
erklärung der in Anjprud; genommenen Gemeinde 
oder eine menigjtend einjtweilen vollftredbare 
Entiheidung über die Fürjorgepflicht erfolgt ift. 
8 7. Sind in den in $ 5 bezeichneten Fällen 
verichiedene Bundesftaaten betheiligt, jo regelt 
ji das Berfahren nad dem Bertrage wegen 
gegenfeitiger Verpflichtung zur Uebernahme der 
Auszuweiſenden, d. d. Gotha, 15. Juli 1851, 


durch die Obrigkeit jeiner Heimath, noch durch ſowie nach den fpäteren, zur Ausführung diejes 


die Obrigkeit des Ortes, in welchem er ſich auf- 
halten oder niederlafjen will, gehindert oder 
durch läftige Bedingungen beichränft werden. — 
Keinem Bundedangehörigen darfum des Glaubens» 
befenntnifies willen oder wegen fehlender Yandes- 
und Gemeindeangehörigkeit der Aufenthalt, die 
Niederlaffjung, der Gewerbetrieb, oder der Erwerb 
von Grundeigenthum verweigert werden. $ 2. 
Wer die aus der Bundesangehörigkeit folgenden 
Befugniffe in Anſpruch nimmt, hat auf Verlangen 
den Nachweis jeiner Bundesangehörigfeit und, 
jofern er unfelbitändig ift, den Nachweis ber 
Genehmigung desjenigen unter deſſen (väterlicher, 
vormundjchaftlicher oder ehelicher) Gewalt er jteht, 
zu erbringen. $ 3. Injoweit beftrafte Perſonen 
nad) den Landesgejegen Aufenthaltsbeſchränkungen 
durch die Polizeibehörde unterworfen werden 
fünnen, behält e3 dabei jein Bewenden. — Sol— 
chen Perſonen, welche derartigen Aufenthalts 
beichränfungen in einem Bundesjtaate unterliegen, 
oder welche in einem Bundesftaate innerhalb der 
legten zwölf Monate wegen wiederholten Bettelns 
oder wegen wiederholter Landftreicherei bejtraft 
worden ſind, fann der Aufenthalt in jedem an- 
deren Bundesftaate von der Yandespolizeibehörde 
verweigert werden. — Die bejonderen Gejehe 
und Privilegien einzelner Ortichaften u. Bezirke, 
welche Aufenthaltsbejchräntungen geitatten, wer- 
den hiermit aufgehoben. $ 4. Die Gemeinde 
ift zur Abweiſung eine neu Unziehenden nur 
dann befugt, wenn fie nachweiſen kann, daf der» 
jelbe nicht hinreichende Kräfte befigt, um ſich n. 
jeinen nicht arbeitsfähigen Angehörigen den noth- 
dürftigen Lebensunterhalt zu verichaften und 
wenn er joldyen weder aus feinem Vermögen 
bejtreiten fann, noch von einem dazu verpflichteten 


Vertrages getroffenen Berabredungen.!) — Bis 
zur Uebernahme jeitens des verpflichteten Staates 
iſt der Aufenthaltsort zur Fürſorge für den 
Auszuweiſenden am Wufentpaltsorte nad den 
für die öffentliche Armenpflege in feinem Gebiete 
gejetslich bejtehenden Grundjägen verpflichtet. Ein 
Anſpruch auf Erſatz der für dieſen Zweck ver- 
wendeten Koſten findet gegen Staats-, Gemeinde— 
oder andere öffentlichen Kaſſen desjenigen Staates 
welchem der Hilfsbedürftige angehört, ſofern nicht 
anderweitige Verabredungen beſtehen, nur inſo— 
weit ſtatt, als die Fürſorge für den Auszuwei— 
ſenden länger als drei Monate gedauert hat. 
8 8. Die Gemeinde iſt nicht befugt, von neu 
Anziehenden wegen des Anzugs eine Abgabe zu 
erheben. Sie kann diejelben, gleich den übrigen 
Gemeindeeinwohnern, zu den Gemeindelaften her— 
anziehen. Weberjteigt die Dauer des Aufenthalts 
nicht den Beitraum von drei Monaten, jo find 
die neu Anziehenden dieſen Laften nicht unter- 
worfen. 8 9. Was vorstehend von den Gemein- 
den bejtimmt ift, gilt an denjenigen Orten, wo 
die Lajt der öffentlichen Armenpflege verfafjungs- 
mäßig nicht der örtlichen Gemeinde, jondern 
anderen geſetzlich anerfannten Verbänden (Armen— 
communen) obliegt, auch von diejen, ſowie von 
denjenigen Gutsherrſchaften, deren Gutsbezirk 
jih nicht in einem Gemeindeverbande befindet. 
$ 10. Die Vorfchriften über die Anmeldung der 
neu Anziehenden bleiben den Landesgejegen mit 
der Mafigabe vorbehalten, daß die unterlafjene 
Meldung nur mit einer Polizeiitrafe, niemals 
aber mit dem Berlufte des Aufenthaltsrechts 


1) &, unter Staatsangehörigkeit; Geſetz v. 6. Juni 
1870 81. 


Fremdenpolizei — Gärten. 
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6 1) geahndet werden darf.) 8 11. Durch den)$ 12, II Nr. 1; Inſtruction vom 30. Dec. 
loßen Aufenthalt und die bloße Niederlajjung, 1820 $ 26. 


twie fie dad gegenwärtige Gejeg gejtattet, werden 
andere Rechtsverhältnijje, namentlich die Ge— 
meindeangehörigfeit, das Ortsbürgerrecht, die 


Friede, ftrafbare Gefährdung des öffentlichen, 
i. ötr.-.:%. $ 130, 130a, 
Früchte als Gegenftände der Beichlagnahme 


Theilnahme an den Gemeindenugungen und der|behufs erecutiviicher Einziehung rüdjtändiger Ab- 


Armenpjlege nicht begründet. — Wenn jedod) 
nad den Landeögefegen durch den Wufenthalt 
oder die Niederlafjung, wenn ſolche eine bejtimmte 
Zeit hindurch ununterbrochen fortgejegt worden, 
das Heimathsrecht (Gemeindeangehörigfeit, Unters 
—— erworben wird, behält es dabei 
ein Bewenden. $ 12, Die polizeiliche Ausweij- 
ung Bundesangehöriger aus dem Drte ihres 
dauernden oder vorübergehenden Aufenthalts in 
anderen, al3 in den durch dieſes Gejek vorge: 
jehenen Fällen, ift unzuläſſig. — Im Uebrigen 
werben die Bejtimmungen über die Sremdenpolizei 
durch dieſes Geje nicht berührt. 
Fremdenpolizei begreift alle die Vorſchriften 
und Maßnahmen, weldhe das Verkehren jolcher 
Perjonen in der Gemeinde, im Staate, im Deut- 
ſchen Reiche betreffen, melde nicht Gemeinden, 
Staatd- oder Reichsangehörige find. Namentlich 
gehören dahin die Vorjchriften über das Pap- 
und das polizeiliche Meeldeweien. ©. Pah- 
polizei, Anmeldung, Ausländer. Zum 
Bwede der Eontrole neu anziehender Perjonen 
oder der fremden vürfen Aufenthaltsfarten weder 
eingeführt, noch, wo fie beitehen, beibehalten 
werden; Paßgeſetz vom 1, Oct. 1867 8 10. — 
Wegen Betheiligung der Gendarmen an ber 
Handhabung der Fremdenpolizei, j. unter Gen- 
darmerie Verordnung vom 30. Dec. 1820 


1) &, aus dem Gefet Aber die Aufnahme neu anziebender 
Perfonen v. 31. Dec. 1812: 8 8. Wer an einem Orte feinen 
Aufenthalt nehmen will, muß ſich bei ber Polizeiobrigfeit diejes 
Orts [im Gebiete der Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 bei 
dem Gemeindevorfteber, Kreisordnung vom 13. Dec. 1872, 

30, 4} melden, und über feine perſoͤnlichen Verbältniffe mit 

üdjicht auf die Vorfhriften der 5% 1—6 die erforderliche 
Auskunft geben. Ueber Die errolgte Dieidung ift eine Beichein: 
igung zu ertbeilen. & 9. Ein jeder, welcher einem Neuan- 
chenden Wohnung od. Unterkommen gewährt, ift verpflichtet, 

i Bermeidung einer Polizeiftrafe, darauf zu halten, daß die 
Meldung ($ 8) geihebe. $ 10. An den Orten, wo die Poli: 
zeiobrigfeit von dem Gemeindevoritande getrennt ift, hat die 
erftere vor der Enticheidung darliber: ob dem Nenanziebenden 
ber Aufenthalt zu geftatten jei, den Gemeindevorſiand mit 
ag Erflärung zu bören. 8 11. Hat der Neuanziehende die 
m $ 8 vorgefchriebene Meſdung unterlaffen, jo faın er einen 
Wobnfig im Sinne des Gefepes vom heutigen Tage über die 
Berpflibtung zur Urmenpflege ($ 1 Nr. 2) nicht erwerben. 
Sit aber in einem ſolchen Falle dur den fortgefegten Auf: 
enthalt ($ 1 Nr. 3 des angeführten Geſetzes) eine Fürforge 
der Gemeinde oder Gutsberrihaft für den Verarmten noch: 


gaben zc., j. unter Abgaben Berordnung vom 
24. Nov. 1843 $$ 10, 11, 31 und Tarif Nr. 9 
und bezüglid; der neuen Provinzen Verordnung 
v. 22. Sept. 1867 $ ı1 lit. b und $S 30, Be: 
ftrafung der Entwendung von Früchten ac., ſ. 
Feldpolizei-Ordnung vom 1. Nov. 1847 
$ 42 Nr. 2, $ 45 u. StreG.⸗B. $ 308, 

Fuder als Körpermaß ift: im Geltungsbe— 
reihe der Maß- und Gewichtsordnung vom 16. 
Mai 1816 = 4 Orhoft — 8,5 hl; in Ho— 
henzollern (Fuder Trübeihe) = 18,0 hl; in 
Hannover — Yyır5 hl; in Hefien — 9,5953 hl; 
in Frankfurt a. M. — 8,9005 hl. 

Führungszeugniſſe, Beitrafung der Benup- 
ung gefälſchter, ſ. Str⸗G⸗B. $ 363, 

Sukrwerie, Vorſchriften über die Radfelgen- 
breite und das Spurhalten derjelben auf Kunit» 
itraßen, j. unter Chaujjeen Verordnung vom 
17. März 1839 SS 9 ff. (S. 201); über das 
Ausweichen derjelben, namentlich vor Poſtwagen, 
daf. Cab,-Ordre vom 29, Febr., 1840 Nr. 8 
(S. 302); ſ. auch unter Poſtweſen Gef. vom 
18. Oct. 1871 $ 19. — Geitellung von Fuhr— 
werten für die bewaffnete Macht: a. im Frieden, 
j. unter Naturalleijtungen Gef. v. 15. Febr. 
1875 $ 3 und Inſtruction vom 2. Sept. 1875, 
I Nr. 1; b. im Kriege, ſ. unter Krieg dleift- 
ungen Gef. v. 13, Juni 1873 $ 12 u. Ver— 
ordnung vom 1. April 1876, I Nr. 5 und IV, 

Funddiebſtahl, j. Str.-©.-B. $ 246. 

Fuß (ald Längenmaß) ift im Geltungsbereiche 
der Maß- und Gewidtsordnung vom 16. Mai 
1816 — Op m; in Hohenzollern — O,s 
m; in Schleswig. Holftein — (ya m; in 
Hannover — 0,920 m; in Heilen — 0,94, M; 
in Naſſau (Werkfuß) = 0, m; in Frankfurt 
a. M. — Os m; im Amt Homburg — 
O,asıcı m; im Amt Meifenheim = (u M; 
in den vormald3 Baheriſchen Gebietätheilen — 
O,goıse mM; in den vormals Großherzoglid) 
Heiliichen Gebietstheilen = 0,, m. 

Fußangeln, Beitrafung des unbefugten Legen 
derjelben, }j. Str.-G.-B. $ 367 Nr. 8, 

futter, unbefugtes Abſchneiden dejjelben an 
Triften, Wegenzc.,j. Felbpolizei-Ordn. dv. 1. Nov. 
1847841 Nr. 5. Wegen Beitrafung des Zutter- 


wendig geworden, fo bleibt ihr der Anipruh auf Schadlos- diebſtahls ſ. Str.-G.-B. $ 370 Nr. 6. 


—*—* gegen denjenigen, welcher nach Borſchrift des $ 9 für 
die Meldung zu forgen verpflichtet war, nad den allgemeinen 
Rehtsgrundfägen vorbehalten. 


Futterkoſten für gepfändetes Vieh, j. Feld» 
polizei-Ordnung dv. 1. Nov. 1847 $ 55. 


G. 


Gärten. Das unbefugte Halten einer Nachleſeſs 42, Nr. 3, 8 45, ſowie das — Deffnen 


in fremden Gärten iſt ſtrafbar, ſ. Feldpolizei- der Gartenthore, daſ. $ 41 Nr. 8. 


egen Ber 


Ordn. $ 41 Nr. 1; ebenjo das Abbrechen oder |ftrafung des Werfen mit Steinen in fremde 
Beichädigen von Bäumen und Sträuchern, daj. Gärten, ſ. Str⸗G.B. $ 366 Nr. 7; de3 unbe» 
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Garantie — Gebäude, 


fugten Gehens, Reitens ꝛc. über fremde Gärten,,den, nachgelaffen werden fann, tft nah Maßgabe 


dal. $ 368 Nr. 9 

Garantie der 
au Be Gef. v. 28. Oet. 1871 88 6 [; 

arküche |. Speijewirthichaften. 


Garnabfälle. Der Handel mit Garnabfällen 


des mitunter geringen Umfangs jolder Anlagen 


Poſtverwaltung, ſ. unter Poſt-⸗ in jedem einzelnen Falle näher zu erwägen, 


jebod immer nur dann zuzulafjen, wenn bie 
betrejfenden Räume maffiv übermölbt find, 
Gasmotoren (Gastraft-Mafchinen) bedürfen 


(als ftehendes Gewerbe) kann demjenigen unter-|einer befonderen Genehmigung nicht. 


jagt werben, welcher wegen aus Gewinnſucht be- 
angener ®ergehen oder Verbrechen gegen das 


Gaſometer ſ. Gasbereitungdanftalten. 
Gaſtwirthſchaft. Wer dieſelbe betreiben will, 


igenthum beſtraft worden iſt; Gew.⸗Ordn. $ 3ö|bedarf dazu der Erlaubniß, in welcher die Be— 
Abi. 2. Garnabfälle find vom An- u. Verkauf, fugniß zum Betriebe der unbeſchränkten Schent- 


im Umberziehen ausgeſchloſſen; daf. $ 56 Nr. 2. 

Gartenbau. Zum Handel mit den Erzeug- 
nifjen defjelben im Umherziehen ift ein gewerb: 
ficher Legitimationsſchein nicht erforderlich; Gew.⸗ 
Ordn. $ 55 Abſ. 2. 

Gasbereitungd- und Gasbewahrungsan- 
ftalten. Zur Errichtung derjelben bedarf e3 
bejonberer eigen gu Gew.Drd. $ 16. — 
Bezüglich der Aufſte (ung von Gajome- 
tern u, Anlegung von Gadbereitungd- 
anftalten find behufs Verhütung von Explo— 
jionen folgende Bedingungen durch Minifterial- 
Berfügung vom 10. März 1856 vorgejchrieben : 
1. Die Aufftellung eines Gafometerd im Freien 
ıft nur bei ganz ijolirter Lage und wenn bie 
Umgebungen feine Gefahr für die Entzündungen 
des Gaſes darbieten, zu geftatten. 2. Andern- 
falls ift für den Gajometer ein ijolirt ftehenbes, 
mit ls Umfafjungswänden aufgeführtes 
Sebäude erforberlih. 3. Dies Gebäude muß 
ven nöthigen Raum darbieten, um von allen 
Seiten an den Gafometer gelangen und etwaige 
Reparaturen ohne Schwierigkeit ausführen zu 
fönnen. 4. Jede Art von Feuerungs-Anlagen 
in biefem Gebäude bleibt verboten. Iſt eine 
Heizung ded inneren Raumes, etwa um das Ein- 
irieren des Waſſers in der Eifterne zu verhindern, 
erforderlich, jo muß diefelbe durch Zuleitung von 
Dämpfen oder von heifem Wafjer von außen 
bewirkt werden. Die dazu nöthige Feuerungs— 
Unlage ift aber ganz getrennt vom Gajometer- 
Gebäude ineinem bejonderen feuerfiheren Gebäude 
anzubringen. Auch darf das Gajometer-Gebäude 
mit feinen anderen Baulichkeiten, am allerwenig- 
iten mit jolchen, die, wie dad Metortenhaus 
oder der Raum zum Abkühlen ber Koals, offene 
Fenerungen enthalten, in irgend einer Verbind⸗ 
ung ftehen. 5. Zweckmäßig tjt ein offener Schloit 
im Dache des Gebäudes, durch welden entwei- 
chende Gas in geringerer Menge jtet3 feinen 
Abzug findet. Für den Fall größerer Gasaus- 
ftrömungen bedarf es aber überall der Anbring- 
ung von Lüftungsflappen im Dache, deren Um— 
jang nad) der Größe de3 inneren Raumes ber- 
neftalt zu bemefjen *. daß bei Entleerung des 
ZJaſometers durch Beſchädigung oder durch andere 
außerordentliche Veranlaſſung für das darin ent- 
haltene Gas ein fchnelles Entweichen durch Deff- 
nung biefer Klaypen möglid ift. ie find 
daher mit Ketten zu verjehen, welche, über Rollen 
laufend, von außen her ein Definen der gebachten 
Klappen geftatten. 6. Die Anbringung bewohnter 
Yäume über einem Gajometer darf nicht geitattet 
werden. Ob folhe über den Räumen, worin 
ji die Retorten und die Koalsabkühlung befin- 


wirthſchaft ohne Weiteres enthalten if. Das 
Nähere ſ. unter Schentwirthihaft u. Gem. 
Ordn. 8 33. — Bezüglich der Beftenerung des 
GaftwirtHichafts-Betricbes f. unter Gewerbe— 
fteuer Gef. v. 19. Juli 1861 $$ 14, 15 Nr. 3, 
— Die Gajtwirthe fönnen auch durd die Ortö- 
— —— angehalten werben, das Ver⸗ 
zeichniß der von ihnen geſtellten Preiſe einzu— 
reichen und in den Gaſtzimmern anzuſchlagen. 
Dieſe Preiſe bleiben ſo lange in Kraft, bis die 
Abänderung der Polizeibehörde angezeigt und 
das abgeänderte Verzeichniß in den lee 
angeichlagen ift. Ueber Beſchwerden Reiſender 
wegen Ueberſchreitung der verzeichneten Preife 
enticheidet die Ortd-Polizeibehörde vorbehaltlich 
bed Rechtsweges (Gew. Ordn. 8 75). — Die 
Gaftwirthe find deu polizeiliden Vorſchriften in 
Betreff der in ihren Localen zu veranftaltenden 
Luftbarkeiten und bed Fremdenverkehrs unter» 
worfen. In legterer Beziehung find die Vor— 
ichriften über die Führung eines Frem den— 
buches auch nad) dem Erfgeinen der Gewerbe- 
Ordnung dv. 21. Jun 1869 in Rraft geblieben. 
— Gaftwirthe verwirfen eine Strafe von 30 M, 
wenn in ihren Wohnungen oder Xocalen mit 
ungeftempelten Karten gejpielt worden ift und 
fie nicht nachweifen können, daß dies ohne ihr 
Wiſſen gejchehen ſei; Gef. v. 23. Dec, 1867 8 12. 
— Beitrafung derjelben wegen Duldens von 
Glücksſpielen, |. Str.-©.-B. $ 285; wegen Dul«- 
dens des Verweilen? von Gäften über die ge— 
botene Polizeiftunde hinaus, ſ. daf. $ 365, Abi. 2. 

Gebaude. Deffentiiche Gebäude find von der 
Grund- und Gebäubefteuer, jowie von den Ge— 
meinde- und Kreis-Abgaben befreit. ©. Grumd« 
fteuer-&ef. v. 21. Mai 1861 $ 4; Gebäudeftener- 
Gef. von demfelben Datum, $ 3 Nr. 2; Kreis- 
ordnung vom 13. Dec, 1872 $ 17 und bie ein« 
zelnen Städte und Gemeinde-Berfafjungsgejege. 
— Bezüglich der Heranziehung der öffentlichen, 
nicht im Beſitze der Mitglieder des Königlichen 
Hauſes, des Hannoverichen Königshaufes u. des 
Hohenzollernſchen, Kurheifiichen und Naffanifchen 
Fürſtenhauſes befindlichen Gebäude zu den öffent- 
lihen Urmenlaften, j. unter Armenpolizei 
Gef. v. 8. März 1871 $ 70 Nr. 3 (©. 78). — 
Wenn gemwerblidie Anlagen, deren Betrieb mit 
ungewöhnlichem Geräufd) verbunden ift, in der 
Nähe von öffentlichen Gebäuden errichtet oder 
dahin verlegt werden follen und wenn deren be» 
ftimmungsmäßige Benupung durch den Gewerbe» 
betrieb auf diejer Stelle eine erhebliche Störung 
erleiden würde, fo ift die Enticheidung der hö— 
heren Vermaltungsbehörde darüber einzuholen, 
05 die Ausübung des Gewerbes an ber gewähl« 


Gebäudeftener. 455 
ten Betriebsftätte zu unterjagen oder nur unter, der Unterlaflung der Auöbefferung baufälliger 
Bedingungen zu geftatten jei; Gem..Ordn. $ 27. Gebäude, daj. $ 367, Nr. 13. — Benupung von 
— Hinfitlid der Erridtung von Gebäuden | Gebäuden zu militärischen Zwecken in riegäzeiten, 
innerhalb des Feſtungs-Räyons gelten folgende). unter Krieg Sleijtungen Verordnung vom 


Beitimmungen: 1. Innerhalb des zweiten Rayons |ı. April 1876, Nr. 7. 


find: A. unzuläffig: alle Maffivconftructionen 
von Gebäuden od. Gebäubdetheilen mit Ausnahme 
majfiver Feuerungsanlagen und ſolcher majjiver 
Fundamente, die das umliegende Terrain nicht 
über 30 Gentimeter überragen; jede Art von 
Gewölbebauten, jowie Eindedungen von Keller- 
anlagen mit fteinerner u, eiferner Conftruction ; 
die Anlage von bleibenden Ziegel- u. Kallöfen, 
jowie überhaupt maffiver zu Yabrif- u. jonftigen 

ewerblichen Sweden beftimmter Oefen von grö- 
Beren Abmefjungen; B. nicht ohne Genehmigung 
der Commandantur ift zuläffig: die Errichtung 
von Gebäuden, welche nicht jhon nad) den Be— 
ftimmungen von A unzuläffig find; Die Geneh- 
igung darf bei Einhaltung nachſtehender Bejtimm- 
ungen nicht verfagt werden: a. die Gebäude 
dürfen nur von Holz, oder einer nad) dem Ur» 
theil der Militärbehörde leicht zerftörbaren Eijen- 
conjtruction, oder in ausgemauertem Fachwerk 
von nicht mehr ald 15 Gentimetern Stärke erbaut 
jein; doch dürfen fie eine Ziegelbedachung, maj- 
five Feuerungsanlagen, foweit ſolche nicht nad) 
A, Nr. 2 unzuläffig find, und majjive Yunda- 
mente haben, melde das umliegende Terrain 
nicht über 30 Gentimeter überragen ; b. die Höhe 
des Gebäudes bis zur Dachfirſt darf 13 Mieter 
nicht überfteigen; c. Keller dürfen nur hölzerne 
oder leichte eiferne Balken, mit gewöhnlichem 
Ballenzwifhenraum und hölzernem Fußboden 
darüber haben. — Für den einfachen Bwijchen- 
rayon gelten die für den —— Rayon gege- 
benen Vorſchriften, jedoch mit folgenden Abweich— 
ungen: Zu A. Unter beſonderen Verhältniſſen 
fan die Herftellung maffiver Bauten und ge- 
mwölbter Unlagen ge tattet werden. Bu B, 8, b. 
Die Höhe des Gebäudes bis zur Dachfirſt darf 
8 Meter nicht überfteigen. 2. Im eriten Rayon 
ift unzuläffig: 1) Alles, was im zweiten Nayon 


— Gtatthaftigkeit der 

Betretung von Gebäuden behufd Vornahme einer 

Hausjuhung, j. Hausjuhung. 
Gebäudeftener.') 


Geſetz, betrefjend die Einführung einer 
allgemeinen ®ebäudejteuer, vom 21. 
Mai 1861°). 


Bir Wilhelm ꝛc. verordnien für den Umfang 
Unferer Monardjie, mit Ausihluß der Hohen» 
zollernihen Lande und des Zadegebiets,?) unter 
er beider Häufer de3 Landtages, was 
jolgt: $ 1. Die im S 2 des Geſetßes vom 
heutigen Tage, betreffend die anderweite Regel- 
ung der Grundfteuer, angeorbnete Gebäudefteuer 
tritt gleichzeitig mit der Steuer für Liegenjchaften 
$ ı b des gedachten Geſetzes in Hebung. 2. 
Bon dem im $ 1 beftimmten Beitpunfte ab wer- 
den außer Hebung gejeht: 1) die zur Zeit im 
den ländlichen Ortja.aften mehrerer Theile der 
öftlihen Provinzen des Staates auf den Wohn«- 
und jonftigen Gebäuden unter verjchiedenen Ber 
nennungen ruhenden Grund- und Hausſteuern 
und grundfteuerlihen Abgaben, ſoweit diejelben 
zur Staatslafje fließen; 2) diejenigen Grund» 
jteuern und grundſteuerlichen Abgaben, melde 
in mehreren Theilen der öftliden Provinzen auf 
den Städten im Ganzen oder auf ben in ben 
Städten und deren Feldmarken befindlichen Ge- 
bäuden ruhen, foweit diefelben zur Staatäfafie 
fließen; 3) der nad) $ 6 des Gejepes über die 
Einsihtung de3 Abgabenwefend vom 30. Mai 
1820 zu entrichtende fjtädtiiche Servis ; 4) die 
nach dem Gejeg vom 1. Auguſt 1855 oder nad) 
früheren Specialverträgen den Städten an Stelle 
der Verpflichtung zur Tragung der Criminal» 
foften auferlegten Renten; 5) der bisher an die 
Kämmereifaffe in der Stadt Erfurt entrichtete 
jogen. Realgeſchoß (Gejfammtbetrag der jegigen 


unzuläjfig iſt; maſſive Fundamente dürfen jedoch ſſtadtiſchen Grundſteuer); 6) in den beiden weit 


dad umliegende Terrain nicht über 15 Genti- 
meter überragen; 2) Wohngebäude jeder Art; 
3) Baulichleiten von anderen Materialien, als 
von Holz oder einer nad) dem Urtheil der Mi: 
litärbehörbe leicht zerftörbaren Eijenconftruction; 
Keller- oder mit dem Grund und Boden feſt zu- 
fammenhängende Feuerungsanlagen; Baulich— 
feiten von größerer Höhe ald 7 Meter bis zur 
Dadfirft; andere Bedadhungsmaterialien, als 
Holz, Stroh, Rohr, Dachpappe, Dachfilz, Zint 
oder Schiefer. — Bezüglich der bauredhtlichen, 
feuer» und baupolizeilichen Beftimmungen über 
die Errihtung von Gebäuden j. unter Bau- 
polizei und unter Feuerpolizei, u. wegen 
Einhaltung der Fludtlinie j. d. Urt. — 
Ueber die Zuläffigteit des Betretens bezw. der 
Zerftörung fremder Gebäude behufs der Ror- 
arbeiten im Enteignungtverfahren ſ. unter Ent- 
eignung Gej. dv. 11. Juni 187485 (©. 324); 
des Schürfend unter fremden Gebäuden, ſ. Berg- 
; 4 (©. 127). — Beltrafung der Ber- 


geiep 5 — B 
ftörung fremder Gebäude, ſ. Str.-G.-B. $$ 306 ff; 


vom 23. März 1873 $ 5 wird bie Ge 


lihen Provinzen die Grundſteuer, welche nach Maß⸗ 
gabe der Cataſtralerträge auf die Gebäude und 
auf die zu denſelben gehörigen Hofıäume und 
Hausgärten ($ 1 des im $ 1 erwähnten Gejeges) 
veranlagt iſt. $ 8. Befreit von der Gebäude- 
fteuer find: 1) die Gebäude, welche fih im Befik 
der Mitglieder des Königlichen Hauſes od, eine 
der beiden Sobenzollernichen Vürjtenhäufer be, 


1) Wegen Heranziehbung berfelben u den Sreißlaften ſ. 
Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 XS 10, 12. 

2) Diejed Geſetz ift in ber Provinz Hannover, in bem ehe: 
maligen Kurfürftenthum Hefjen md in den Herzogtblimern 
Schleswig u. Holftein durch die Verordnungen vom 28, Aprit 
1867 eingeführt; ebenio durch Verordnung vom 11. Mai 1867 
in den zum Regierungsbezirk Wiesbaden vereinigten Landes: 
tbeilen, fowie in dem vormals grohberzoglich beitiichen Kreiſe 
Böhl mit Einfluß der Enclaven Eimelrod u. Höringbaufen; 
—— durch Verordnung vom 4. Juni 1867 in_dem Bezi 

vormals landgräflih Heſſen⸗Pomburgſchen Oberamtsbe⸗ 
zirts Meifenbeim und durch Verordnung vom 24. Juni 1867 
in den vormals bayeriichen Gebietstbeilen, Bgirksamt Gerf- 


feld und Yandgerichtsbezirt Orb ohne Aura. 


3) Zufolge Geſebes über ben ag ern bes Syabegebietes 
. äubdefteuer nach den für 
den Kreis Aurich geltenden Beſſfimmungen veranlagt. 
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finden ober zu ben im Beſitz des Staates be- 
findlihen Gütern gehören; desgleichen die zu den 
Standesherrichajten der vormals reichdummittel« 
baren Fürften und Grafen in dem durch S 24 
der Inſtruction vom 30. Mai 1820 bezeichneten 
Umfange gehörigen Gebäude, ſofern nicht die ge- 
dachten Fürjten und Grafen in bejonderen Ber- 
trägen auf die Grundfteuerfreiheit verzichtet Haben; 
2) diejenigen Gebäude, welche dem Staate, den 
Provinzen, den communalitändifchen Berbänden, 
den Kreifen oder den Gemeinden, rejp. zu jelbit- 
ftändigen Gutsbezirlen gehören, infoferm fie zu 
einem öffentlichen Dienjt oder Gebraud) bejtimmt 
find, infonderheit aljo die zum Gebraud)e öffent» 
licher Behörden oder zu Dienftwohnungen für 
Beamte beſtimmten Gebäude, al3: Militär-, Ne: 
gierungs-, YJuftize, Polizei-, Steuer- und Boit- 
hör erg Kreis: u. Gemeindehäufer, 
ſowie Bibliothefen u. Mufeen; 3) Univerfitäts- 
u. andere zum öffentlichen Unterrichte bejtimmte 
Gebäude ; 4) Kirchen, Kapellen und andere, dem 
öffentlichen Gottesdienite gewidmete Gebäude, 
jowie die gottesdienjtlichen Gebäude ber mit 
Eorporationsrechten verjehenen Religionsgeſell— 
Ichaften; 5) die Dienfthäufer der Erzbiichöfe, der 
Biihöfe, der Dom- und Eurat- oder Pfarrgeit- 
lichen und jonjtiger mit geijtlihen Functionen 
befleideter PBerjonen der mit Corporationdrechten 
verjehenen Religiond-Gejellihaften; ferner der 
Gpymmafial-, Seminar-, und Schullehrer, der 
Küſter und anderer Diener des öffentlichen Eul» 
tus; 6) Armen», Waijen- uud Krantenhäufer, 
Befjerungd-, Aufbewahrungs- und Gefängniß- 
anitalten, jowie Gebäude, welche milden Stift- 
ungen angehören u. für deren Zwecke unmittelbar 
benugt werben; 7) diejenigen unbewohnten Ge— 
bäude, welde nur zum Betriebe der Landwirth— 
ichaft, 3. B. zur Unterbringung des Wirthichaftd- 
viehes, der Wirthichaftögeräthe, der Bodener- 
zeugnifje u. j. mw. beftimmt find; nicht minder 
ſolche zu gewerblichen Anlagen gehörige Gebäude, 
welche nur zur Aufbewahrung von Brennmateria- 
lien und Rohſtoffen, jowie als Stallung für 
das lediglicd; zum Gemwerbetriebe beftimmte Zug— 
vieh dienen ; 8) die zu Entwäfjerungs- und Be- 
wäjjerungsanlagen dienenden unbewohnten Ge: 
bäude. $ 4. Die Veranlagung der Gebäude- 
ſteuer erfolgt dergeitalt, dab jedes der Steuer 
unterliegende Gebäude nah Maßgabe jeinet 
jährlichen Nugungswerthes zu einer der in dem 
anliegenden Tarif beſtimmten Steuerjtufen ein» 
geihäpt wird. — Trifft der ermittelte Nußungs- 
werth zwiſchen zwei Stufen, jo wird das Gebäude 
zu ber geringeren eingejhägt. $ 5. Die Steuer 
beträgt jährlih : 1) für Gebäude, welche vor- 
zugsweiſe gem Bemwohnen und nur in Anjehung 
einzelner Räume zu gewerblichen Aweden, 3. B. 
zu Kauf und Kramläden, Werkitätten u. ' 

enußt werden; ferner fü 
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werle, Schmieden und Schmelzöfen, Dampf-, 
Waſſer- u. Windmühlen, deögleihen für ſolche, 
nicht zur Benutzung für die Landwirthſchaft und 
Fabriken ($ 3, Nr. 7) beitimmte Keller, Speicher, 
Nemijen, Scheunen und Ställe, welche als jelbjt- 
ftändige Gebäude betrachtet werben müjlen, zwei 
vom Hundert des Nutzungswerthes. Bei den 
genannten Gebäuden kommt jedoch nur der Mieths- 
werth des räumlichen Gelafjes, ohne Rückſicht 
auf die damit verbundenen Triebwerle oder die 
darin befindlichen Mafchinen oder Geräthichaf- 
ten in Betradt. $ 6. In den Städten, jowie 
in denjenigen ländlichen Ortſchaften, in welchen 
eine überwiegende Anzahl von Wohngebäuden 
regelmäßig durch Vermiethung benußt wird, tft 
ber Nutungswerth ß 4) der ſteuerpflichtigen 
Gebäude mit Einſchluß der zu dieſen gehörenden 
Hofräume und Hausgärten ($ 1 des im $ 1 er- 
mwähnten Gejeges) nad) dem mittleren jährlichen 
Miethöwerth derjelben feitzuftellen und letzterer 
nach den durchſchnittlichen Miethspreiſen abzu— 
meſſen, welche innerhalb der dem Beranlagungs- 
jahr unmittelbar vorangegangenen zehn Jahre 
in der Stabt oder Ortſchaft bedungen worden 
iind. $ 7. Inden übrigen ländlichen Ortichaften 
find, infoweit aus wirklichen Miethspreifen ein 
äureichender Anhalt für die Feſtſtellung des 
Nupungswerthes der Gebäude nicht zu gewinnen 
ift, zu diefem Behuf neben der Größe, Bauart 
und Beichaffenheit der Gebäude und neben der 
Größe und Beichaffenheit der zu den Gebäuden 
gehörigen Hofräume und Hausgärten ($ 1 des 
im $ 1 erwähnten Gejeßes), auch die Gejammt- 
verhäftnifje der zu denjelben gehörigen ländlichen 
Beligungen und nugbaren Grundftüde zu berüd-» 
fihtigen. — In der Regel find: 1) die Wohn- 
ebäude, welche zu ländlihen Grundftüden von 
“ eringem Ertrage gehören, daß deren Befiger 
zu ihrem Unterhalt nody anderweitigen Berdienft 
dur Zagelohn oder diefem ähnliche Lohnarbeit 
juchen müffen, ingleihen die Wohngebäude der 
fleinen Handwerker, abrifarbeiter u. ſ. w. in 
eine der Stufen 1 bis 6 einzuſchätzen; 2) Die 
Wohngebäude, melde zu ſolchen jelbitändigen 
ländlichen Bejigungen gehören, deren wirthichaft- 
licher Reinertrag nad) ungefährer Schätzung 
durchſchnittlich weniger als 3000 M jährlidy be— 
trägt, zu den Stufen 7 bi322; 3) die Wohngebäude, 
welche zu jolchen größeren ländlichen Befigungen ge- 
hören, deren wirthichaftlicher Reinertragauf3000M 
jährlid) oder darüber gejchägt wird, zu ben 
Stufen 17 bis 37 des Tarifs zu veranlagen. — 
Diefe Wohngebäude dürfen niemald in eine 
höhere Stufe eingefchäßt werden, ald Wohngebäude 
von gleicher Größe, Bauart und —— 
in den nächſt belegenen Landſtädten. $ 8. Bei 
der Veranlagung der Gebäude in den im $ 7 


. w.|gedadhten DOrtichaften find außerdem nadhftehende 
r Schauspiel», Ball⸗, Vorſchriften zu beachten: 1) zu der eriten Stufe 


Bade, Gejellichaftshäufer und ähnliche Gebäude des Tarifs find in der Negel die Wohngebäude 
vier vom Hundert des Nutzungswerthes; 2) für von geringem Werthe einzufchägen, zu welchen 
ſolche Gebuude, melde ausihlieflih oder vor-|gar feine oder nur Heine Grundftüde von ge» 
zugsweiſe zum Gewerbebetriebe dienen, namentlich |ringem Ertrage gehören u. welche nur für eine 
für Fabriken und Manufacturgebäude, Ziegel-,\ Familie Wohnungsräume darbieten; 2) gehören 
Kalt» und Gipsbrennereien, Brauereien und zu einer ländlichen Befigung mehrere Wohn 
Branniweinbrennereien, für Hammer- u. Hütten» |gebäude, jo wird nur das Hauptmohngebäude zu 
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der den Gefammtverhältnifien der Befigung ent- —— der Veranlagung wird den Gebäude— 
ſprechenden Stufe des Tarifs eingeſchätzt. Die Eigenthümern durch Offenlegung der Veranlag- 
übrigen zu derſelben Bejigung gehörenden Wohn- ungsnachweiſung u. durch Zufertigung von Aus— 

ebäude, wie Bächter-, Jnfpectoren-, Hofmeifters, |zügen aus derjelben befannt gemacht. — Die ge» 

örſterwohnungen, Geſinde-, Tagelühner, Dre⸗ dachten Auszüge müjjen unter jpecieller Bezeich— 
jcherhäufer u. j. w. find mit Berüdfichtigung |nung der zur Veranlagung gelommenen Gebäude 
ihre® Umfangs und ihrer Wohnungsräume zu|die für diefe-in Anſatz gebraditen Miethswerthe 
einer der Stufen von 1 bi3 6 einzujdjägen. Einejund die den Gebäuden auferlegte Gebäudefteuer- 
über dieje Säge hinausgehende Beiteuerung nad) | Beträge enthalten. Die Veranlagungsnachweiſ— 
dem Miethöwerthe ift bei folhen Gebäuden nur ungen find während eines Beitraums von min- 
dann zuläjjig, wenn diefelben an Perſonen ver-|deitend 14 Tagen offen zu legen. — Reclama- 
miethet werden, welche weder zur Bewirthichaft- tionen gegen die geichehene Veranlagung dürfen 
ung der Beſitzung bejtimmt find, noch im Dienſte nur binnen einer Präclufivfrift von 4 Wochen, 
des Beſitzers bderjelben ftehen; 3) ſolche Land» vom Empfange des Auszuges aus der Veran— 
und Gartenhäujer, welche nur zum Sommerauf-|lagungsnachmweiiung an gerechnet, bei dem Aus— 
enthalt bejtimmt find, werden ohne Rüdficht aufjführungscommijjar des Veranlagungsbezirts an— 
den Umfang und Ertragdwerth der dazu gehör-|gebradjt werden, was den Betheiligten bejonders 
igen nugbaren Ländereien nad) Maßgabe ihrerjzu eröffnen ift. $ 11. Ueber die Reclamation 
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Größe, Bauart und Einrichtung eingeſchätzt; 
4) die außer den Wohngebäuden der Steuer un- 
terliegenden, im $ 5 zu 1 und 2 bezeichneten 
Gebäude, ingleihen die zu anderen, als den in 
Verbindung mit Yandwirthichaft betriebenen Fa— 
brifen und ähnlichen Anlagen gehörigen Wohn- 
ebäude, werden in diejenige Stufe eingejchäßt, 
in welche die Gebäude von derjelben Art und 
von gleihem oder ähnlichem Umfange in denje- 
nigen Städten eingejchäßt jind, welche zum Zwecke 
der Bergleihung nad Unhörung des Provinzial: 
landtages für jeden Kreis beſtimmt werden ; 
5) für jede Provinz find nad Vernehmung des 
Provinziallandtages die Merkmale zujanımen- 
zuftellen, nad) welchen die jteuerpflichtigen Ge— 
bäude mit Verüdjichtigeng der in der ‘Provinz 
obwaltenden Berhältniffe in die verſchiedenen 
Stufen des Tarifs eingeſchätzt werden jollen. 
$ 9. Die Veranlagung der Gebäudeftener ge: 
Ihieht unter der Leitung der Bezirksregierun 


($ 10) enticheidet nad) Vernehmung des Gut- 
achtens der VBeranlagungscommiifion die Negier- 
ung. Gegen die Enticheidung derjelben jteht dem 
Neclamanten innerhalb einer Präcluſivfriſt von 
6 Wochen nad) dem Empfange der Entideidung 
der Recurs an den Finanzminijter offen. — Die 
durd) die Unterfuhung unbegründeter Reclama— 
tionen entitandenen. Koften find von dem Recla— 
manten zu erjtatten. $ 12. Der Finanzminifter, 
welchem die oberjte Leitung des gefammten Ber- 
anlagungsgejchäfts zufteht, ift befugt, von den 
Beranlagungsarbeiten durch beſondere Commifja- 
rien an Ort u. Stelle Einfiht nehmen zu lafjen, 
die zur Herftellung ber erforderlichen Gleich— 
mäßigfeit nothwendigen Unordnungen zu treffen, 
aud) etwaige Irrthümer und Verjtöße gegen die 
Beranlagungsvorjchriften von Umtswegen zu be- 
richtigen. $ 13. Die Koften der Gebäudejteuer- 
Veranlagung fallen der Staatskaſſe zur Lait. 
Jedoch jind von den Gemeinden, bezw. den Be— 


innerhalb zu bildender Veranlagungsbezirke durch ſſihern jelbjtändiger Gutsbezirke 2c., auf deren 


Commiffionen unter dem Vorſitze bejonderer Aus: 
führungscommifjarien. Die Zahl der Mitglieder 
diejer Eommijjionen wird mit Rüdjicht auf den 
Umfang des Beranlagungsbezirks u. die Unzahl der 
dazu gehörigen Städte von der Bezirksregierung 
beitimmt. — Die Mitglieder werden von der kreis» 
jtändischen Verſammlung, für ſolche Städte jedoch, 
welche einen Veranlagungsbezirt für ſich bilden, 
von der Stadtverordnnetenverfammlung gewählt. — 
Bei der Wahl durd) die kreisſtändiſche Verſamm— 
lung ift darauf zu jehen, daß die dem Beran- 
logungsbezirfe angehörigen Städte angemeſſen 
vertreten werden; auch kann einzelnen dieſer 
Städte von der Bezirköregierung das Recht bei- 
elegt werden, durch die Stadtverorbnetenver- 
ammlung ein Mitglied der Beranlagungscom- 
mijfion wählen zu laffen. $ 10. Die Beichlüffe 
der Beranlagung&commiffion merden nad) ein- 
jacher Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle einer 
Stimmengleichheit giebt die Stimme des Bor- 
figenden den Ausichlag. Dem Lepteren ſteht auch 
das Recht zu, gegen die Beichlüffe der Veran— 
lagungscommifjion bie Berufung an die Bezirls- 
Regierung einzulegen, welche die Beranlagungs- 
Commiſſion nochmals zu hören und demnächſt 
die Entſcheidung zu treffen hat, an melde jo- 
dann die Commiſſion gebunden ift. — Das Er- 


Koften die zur Ausführung des Veranlagungs- 
eſchäfts erforderlichen Vorarbeiten, insbejondere 
Nachweiſungen und Beſchreibungen von Gebäu— 
den, zu beſchaffen. — Alle Behörden, Gemein— 
den und Privatperſonen find verpflichtet, die in 
ihrem Beſitz befindlichen Zeichnungen, Riſſe, Pläne, 
Taren und fjonjtigen Schriftjtüde, welche bei der 
Ausführung des Veranlagungsgeſchäfts von Nu— 
gen fein können, den damit beauftragten Come 
miffarien auf deren Erfordern zur Einficht und 
zur Benugung vorzulegen. — Die Mitglieder 
der Commijjionen erhalten für Geſchäfte aufer- 
halb ihres Wohnorts Reiſe- und Tagegelder, 
welche nad) $ 3 des Koften-Regulativs vom 
25. April 1836 feitgejegt werden.) $ 14. Die 
Gebäudefteuer wird überall nad) Maßgabe der 
für die Grundſteuer beftehenden Beitimmungen 
zur Staatslafje erhoben. — Die Gemeinden u. 
Befiger jelbjtändiger Gutöbezirfe in den öftlichen 
Provinzen find verpflichtet, die Gebäudeſteuer 
von den einzelnen Steuerpflichtigen einzuziehen 
und in monatlichen Beträgen vor dem Ablauf 
eine jeden Monat3 an die ihnen bezeichneten 
Kaflen abzuführen. — Für die Einziehung der 


1) S. Berordbnung vom 19. Dia 1878, jetzt vom 20. 
Dec. 157€ 
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Steuer wird ber Betrag von drei vom Hundert zu beſtimmenden Friſt den ihm bekannt gemach— 
der eingegangenen Steuer als Hebegebuͤhr ge⸗ ten Strafbetrag nebſt der etwa zu erlegenden 
währt, aus welchem auch alle Nebenkoſten des Steuer und die durch das Verfahren gegen ihn 
——— zu beſtreiten ſind. $15. Um)entftandenen Koſten freiwillig zahlt. F 18. Als 
die aufzuſtellenden Gebäudeſteuerrollen bei der Beitrag zu den Fortſchreibungskoſten Haben die 
Gegenwart zu erhalten, müfjen darin alle Ver- Eigenthümer der Gebäude, in deren Eigenthums- 
änderungen nadjgetragen werden, welche dadurch Verhältniß ein Wechjel eintritt ($.15 Nr. 1) 
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entitehen, daß: 1) in dem Eigenthumsverhältnig 
der Gebäude ein Wechſel eintritt; 2) bisher jteuer- 
pflichtige Gebäude in die Klafje der fteuerfreien 
($ 3 dieſes Geſetzes) ober bisher fteuerfreie Ge- 
bäude in die Klaffe der Steuerpflicdhtigen über- 
gehen; 3) Gebäude durch Veränderung ihrer Be- 
jtimmung aus der $ 5 Nr. 2 bezeichneten Klafie 
in die $ 5 Nr. 1 bezeichnete Gebäudeflafje über- 
gehen, u. umgekehrt; 4) Gebäude neu entitehen 
oder gänzlich eingehen; 5) befteuerte Gebäube 
duch Veränderung in ihrer Subftanz, nament- 
fih durch dad Aufſetzen oder Abnehmen eines 
Stodwerls, oder durd das Anbauen oder Ab- 
brechen eines Gebäubetheild, durch Vergrößerung 
oder durch gänglidhe oder theilweije Abtrennung 
der dazu gehörigen Hofräume und Gärten, an 
Nutungswerth gewinnen oder verlieren. $ 16. 
Die Eigenthümer oder Nutznießer der Gebäude 
find verpflichtet, die im $ 15 gedachten Verän- 
derungen den mit der Fortführung der Gebäude— 
fteuerrollen beauftragten Beamten jchriftlid) oder 
protofollarifch anzuzeigen und die zur Berichtig- 
ung der Rolle erforderlihen Nachrichten beizu- 
bringen. 817. Zit die Unzeige von dem Wechſel 
in dem Eigenthum ($ 15 zu 1) nicht erfolgt, fo 
wird die veranlagte Gebäudefteuer von dem in 
der Rolle eingetragenen Eigenthümer bis für den 
Monat einfchließlich forterhoben, in welchem die 
zur Fortichreibung und Berichtigung der Rolle 
erforderliche Anzeige gejchieht, ohne daß dadurch 
der neue Befiger von der aud) ihm geſetzlich ob- 
liegenden Verhaftung für die Gebäudeſteuer ent- 
bunden wird.— Iſt die Anzeige von einer Men 
derung unterlafjen, welche eine Steuerverminder: 
ung oder die Freiheit von der Steuer begründet 
($ 5 zu 2—5), jo wird die Steuer ebenfalld bis 
für ben Monat einjchließlich forterhoben, in wel— 
diem bie Unzeige erfolge. — Neu entitandene 
Gebäude ($ 15 zu 4), desgl. weſentliche Ber- 
beflerungen von Gebäuden, jowie Vergrößerungen 
der zu ihnen gehörigen Hofräume zc. (8 15 zu 
5) find jpäteftens 3 Monate vor dem Termine 
anzumelden, mit welchem fie zur Verſteuerung 
gelangen müſſen ($ 19 zu Nr. 1 u. 2); Berän- 
derungen in der Einrichtung oder Benutzung ber 
im $ 5 Nr. 2 gedachten Gebäude, wodurch die» 
jelben in die $ 5 Nr. 1 erwähnte Gebäudeflafje 
übertreten, find binnen 3 Monaten nad) Ablauf 
des Jahres, in welchem bie Veränderung einge 
treten ift, anzumelden. 


nad) der näheren Beſtimmung des Finanzmini— 
iterd eine Gebühr zu entrichten, welche den Be- 
trag von 50 P für eine zu bewirfende Fort« 
ſchreibung in feinem Falle überſteigen darf. $ 19. 
1) Neu erbaute oder vom Grunde aus wieder 
aufgebaute Gebäude werden erſt nad) Ablauf 
zweier Kalenderjahre jeit dem Kalendberjahre, in 


welchem fie —— bezw. nutzbar geworden 
ſind, zur Gebäudeſteuer herangezogen. 2) Ebenfo 
treten Gteuererhöhungen infolge von Verbefjer- 


ungen ber Gebäude ($ 15 zu 5) erſt nach Ablauf 
weier Jahre feit dem Kalenderjahre in Kraft, 
in welhem die Verbefferung vollendet worden 
ift. 3) Für jolche Gebäude, welche durch Brand, 
Ueberſchwemmung oder fonftige Naturereignifje 
vollftändig zerfiört oder von ihrem Eigenthümer 
gänzlich abgebrodyen worden find, wird die Ge- 
bäudejteuer von dem erjten Tage desjenigen Mo— 
nat3 ab, in welchem die Zerftörung erfolgt, od. 
der Abbruch vollendet ijt, abgejegt. 4. Geht 
durch Ereigniffe der zu 3 gedachten Art der Jahres« 
Ertrag eines ſolchen Gebäudes ganz oder theil- 
mweije verloren, fo ift, jofern der erlittene Verluft 
den dritten Theil des jährlichen Nupungswerthes 
des Gebäudes erreicht oder überfteigt, ein dem 
Verhältniß des ftattgefundenen Verluſtes ent- 
ipreender Theil, nad) Umftänden der ganze 
Jahresbetrag der Gebäubefteuer zu erlafjen. 5) 
Diefer ganze Betrag ift auch dann zu erloffen, 
wenn ein Gebäude erweislich während eines gan» 
zen Jahres unbenupt geblieben iſt. $ 20. Die 
Gebäudefteuerveranlagung wird alle 15 Jahre 
einer Revifion unterworfen, bei deren Ausführ- 
ung die im gegenwärtigen Gefege enthaltenen 
—— ebenfalls zur Anwendung kommen. 
$ 21. 1) Denjenigen Städten und den Befigern 
derjenigen ftädtiichen Grundftüde, decen grund» 
iteuerartige Abgaben (Orbeeden, Fundſchoß) in— 
nerhalb der letzten 20 Jahre abgelöſt worden 
ſind, follen die an die Staaiskaſſe bezahlten Abs 
— — aus dieſer erſtattet werden. 2) 
Der Stadt Erfurt wird an Stelle des bishet 
an die Kämmereikaſſe entrichteten Realgeſchoffes 
($ 2 zu 5) ber für das Jahr 1861 zur Sollein« 
nahme gejtellt gewefene Gejammtbetrag des letz⸗ 
teren und ber bis zur Aufhebung des Realge- 
ſchoſſes ohne Veränderung in dem Syſtem der 
jegigen Steuerveranlagung od. des Procentjabes 
der Steuer ſich ergebende Zuwachs als eine auf 


Wer die Anmeldung) Verlangen des Fiſeus mit dem zwanzigfachen 


unterläßt, verfällt, wenn dadurch dem Staate)Vetrage in baarem Gelde ablösliche Staatörente 
Steuer vorenthalten ift, in eine dem doppelten) gezahlt. 3) Iſt in Gemäßheit des $ 6 des Abs 
Betrage der vorenthaltenen Steuer gleidhtomm-|gabengefehes vom 30. Mai 1820 der von einer 


ende 


eldbuße, in den übrigen Fällen in eine Stadt an die Staatskaſſe abzuführende Servis⸗ 


Geldbuße von 1—15 M. — Die Unterfudung| Beitrag den ſtädtiſchen Grundftüden ala Grund« 


und Entjcheidung fteht dem Gerichte zu, wenn ſteuer auferlegt, 
nicht Derjenige, rer —— * der vom Realſerviſe 
orſchriften beſchuldigt wird, binnen die Freiheit ſich auf einen fpeciellen $ 

einer von dem Landrat bezw. Semeindevorjtand gründet : ſpeeiellen Rechtstitel 


vorſte henden 


ſo wird den Eigenthümern der 
freigebliebenen Gebäude, ſofern 


‚ als Entſchädigung für die Aufhebung 


Gebrechen — Gefängnißſtrafe. 


dieſer Freiheit aus der Staatskaſſe der zwanzig- 
fache Betrag desjenigen Beitrages bezahlt, mit 
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machende, daſelbſt Anlage 3; dauernd untauglich 


machende, daſ. Anlage 4. 
weichem die betreffenden Gebäude, wenn ihnen 


Geburten, Anzeige derſelben beim Standes- 


nicht die Freiheit vom Realſerviſe zugeftanden amte, ſ. unter Berfonenjtandsmwejen, Geſetz 
Hätte, zu letzterem jährli herangezogen ſein vom 6. Februar 1870 SS 17 fi. 


würden, Bleibt jedoch die neu auferlegte Ge— 


Geburtöhelfer bedürfen einer Approbation 


bäudefteuer ($ 4) Hinter dieſem Betrage zurück, wie bie — überhaupt; ſ. unt. Aerzte Nr. I 
ſo wird nur der zwanzigfache Betrag der neuen (S. 18). Die Tare der Geburtshelfer |. ©. 27 


Gebäudefteuer in baarem Gelde als Entſchädig- unter III. ©. aud 


ung aus der Staatskaſſe gewährt. 4) In ber- 


Hebammen. 
Geburtsliften (Geburtsregiſter); f. unt. Ber- 


jelben Art werden in allen übrigen Orticaften]fonenftandsmwefen, Gej. vom 6. Febr. 1875 


die Eigenthümer von Gebäuden entſchädigt, deren 
jeitherige Haus» oder — —— auf 
einem ſpeciellen Rechtstitel beruht. 8 22. Die 
Vorſchriften des Gejepes über die Verjährungs- 
friften bei öffentlichen Abgaben vonf-.18. Juni 
1840, nebft den dazu ergangenen Erläuterungen 
und Abänderungen finden, Fotweit nicht das ge- 


SS 12 ff., 22—27, 64, 65; Einreichung derjelben 
behufs Aufitelung der Rekrutirungs - Stamm« 
rollen, f. Erſatz- Ordn. $ 45 Note 1. 


—— trafe. Der Höchſtbetrag derſelben 
iſt 5 Jahre, ihr Mindeſtbetrag ift 1 Tag; Str. 


&.-B. 8 16. Achtmonatliche Zuhthausitrafe iſt 
einer zweijährigen Gefängnißitrafe u. achtmonat— 


genwärtige Geſetz etwas Anderes bejtimmt, auch |Tiche Gefängnißtrafe einer einjährigen Feſtungs— 


auf die Gebäudeiteuer Anwendung. $ 
——— iſt mit der Ausführung 


erforderlichen Anweijungen zu erlafjen. 




















(u $ 4.) 
Tarif zur Veranlagung der Gebäudefteuer. 
ET m. — 
BE Gebäude — $5 ui nad $ 5 gu 2 
w M|ıP iM | P 
—— 12 — 40 — FI 
2, 18 I - 60 — 30 
8. 24 J— 80 _ 40 
4. 36 4 20 _ 60 
b. 45 118% | —- |» 
6. 60 2 40 ı 20 
1. 75 | 8 — 1 50 
8. 90 | 8 ol ı 80 
9. 105 1 4 | 2 10 
10, 120 4 80 2 40 
11. 135 | 5 40 2 70 
12. 150 | 6 — | 3 — 
18. 180 ı 7 | 93 60 
14. 210 8 40 4 20 
12. | 240 \ 9 60 A| 80 
16. | 270 10 so 65 | 0 
17. | 300 12 — 6 — 
18. 360 14 40 7 20 
18. | 420 16 80 8 40 
20. | 480 18 20 9 60 
21. 540 21 | 0 | 10 | 
2. | 600 ial-I2|- 
23. | 675 27 — | 13 50 
24. 760 30 — 16 — 
25. | 825 | — !ıs | sw 
20. || 900 | 36 — 18 — 
97. | 95 '»I-!»|o 
28. | 1050 | 2 | —- 21 — 
29. 1125 | 45 - 2 50 
80. || 1200 \ 48 — 24 _ 
31. | 1350 le Iel- 
39, 1500 ' 60 — || 30 - 
33. 1650 66 — 13 | — 
4. 1800 72 — || 86 — 
85. 1950 78 — || _ 
36. 2100 | 84 - | @ — 
87. 2250 '®» — 46 — 
38. 2400 9% _ 48 ei 
39. 2550 | 102 _ | 51 _ 
40. 2700 1108 | — Its | — 
dl. 2850 114 _ | 7 | — 
42. 8000 120 — | 60 _ 
43. 3300 2 | - I 6 | — 
Bis 6000 M jteigt jede Stufe um je 300 M, von 6000 M 


unb weiter um je 600 M. 

Gebrechen, bleibende körperliche, schließen 
von der Aushebung zum Militärdienit aus, ſ. 
Rekrutir. » Orbdn., Ynlage 2; zeitlih untauglich 


23. Der haft gleich zu achten, daj. $ 22. Die Gefängnih« 
biejes|itrafe kann ſowoi für die ganze Dauer, wie für 
efeges beauftragt u. hat behufs derjelben dieleinen Theil der erkannten 


trafzeit in der Weife 
in Einzelhaft vollzogen werden, daß der Ge— 
fangene unausgejegt von anderen Gefangenen 
gejondert gehalten wird, daf. $ 22.— an Bere 
jährung der rechtöfräftig erfannten Gefängniß— 
ſtrafe, Str.G.-B. $ 70; wegen Zuſammen- 
treffend mehrerer SFreiheitsjtrafen, daj. 55 74, 


‚175; und wegen Umwandlung von Geld- in Ge— 


fängnißftrafe f. Geldſtrafe. — Ueber den Boll» 
zug der Gefängnißſtrafe und Haft, jowie 
in Betreff der Unterjuhungshoft iſt durch 
die Allgemeine Verfügung der Miniſter des In— 
nern und der Juftiz Folgendes bejtimmt; 


I. Unterſuchungshaft. 


[Beichäftigung.] $ 1. Unterfuchungsgefangene 
fönnen nicht zu Arbeit gezwungen werden, Dar 
gegen iſt ihnen ſelbſtgewählte Beſchäftigung, ſo— 
weit eine ſolche mit der er ver⸗ 
träglich iſt, ebenſo wie die freiwillige Betheilig— 
ung bei den in der Anſtalt eingeführten Arbeiten, 
fegtere nad) Maßgabe ver im $ 4 gegebenen Be- 
ftimmungen, zu geftatten. 

[Bekleidung.) N 2. Den Unterjuchungsgefanges 
nen ift die eigene Kleidung und Wäſche zu be» 
laſſen, fofern diefelbe reinlidy und ordentlid) ift; 
im entgegengejegten Falle wird ihnen Hauskleid- 
ung N es iſt jedod dafür Sorge zu 
tragen, daß fie auf Verlangen des Unterfuchungs- 
richters in denjenigen Kleidern vorgeführt werden 
— welche ſie bei ihrer Verhaftung getragen 

aben. 
(Belöftigung.] 83. Die Beköſtigung der Untere 
ſuchungsgefangenen erfolgt durch die Gefängnip- 
Verwaltung nad Maßgabe der in der Anitalt 
eingeführten Speife-Ordnung. — Auf ihr Ber- 
langen ift ihnen jedoch; zu gejtatten, ſich ſelbſt — 
aus eigenen Mitteln — zu beföftigen. — Die 
Selbftbetöftigung darf nur von dem zur VBeichaff- 
ung derjelben ermächtigten Speijewirthe nad Ans» 
ordnung des Gefängnißvorſtehers verabfolgt wer- 
den. Wird ausnahmsweife durch den Unterfuch- 
ungsrichter die anderweite Einbringung von Bic- 
— in die Anftalt geſtattet, jo find dieſelben 
ebenfo wie das Gejdjirr vor der Berabfolgung 
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ſorgfältig zu unterſnchen; Backwaaren find zu 
ducchſchneiden. — Die im Wege der Selbſtbe— 
töjtinung beſchaffte Koſt darf die Grenzen eines 
—*8 en Genuſſes nicht überſteigen. Der Genuß 
von —J— iſt ausgeſchloſſen. — Die Er— 
mächtinung, ſich ſelbſt zu beköſtigen, kann im 
Falle des Mißbrauchs entzogen werben, 


I. Gefängnißitrafe 


Beſchaftigung.]) 8 4. Die zur Gefängnißitrafe 
Verurtheilten können in einer ihren Fähigteiten 
und Verhältniſſen angemejjenen Weiſe beſchäftigt 
werden; ihr Verlangen ſind ſie in dieſer 
Weiſe zu be —— — Die Beihäftigung iſt 
nidyt auf die in der Anftalt eingeführten Arbeiten 
beſchränkt. — Unter den ben Fähigleiten und 
Berhältniffen angemefjenen Urbeiten ſind nicht 
bloß ſolche zu verftchen, welche der Gefangene 
ſchon früher gelernt oder betrieben Hatte. — 
Darüber, ob eine Arbeit den Fähigkeiten u. Ber- 
hältniffen des Gefangenen entſpricht, hat allein 
der Wefängnißvorfteher zu enticheiden. Sit die 
Möglichteit einer ſolchen Urbeit vorhanden, jo 
ift ber Sefangene in der Regel zu derjelben an— 
zuhalten. Ausnahmen können nur durch die Auf— 
Iaisbchörbe geftattet werden. Die Butheilung 
eines Gefangenen zu einem beftimmten Arbeits- 
zweige erfolgt durdy den Gefängnigvorfteher, 
weldyer hierbei Wünfche der Gefangenen thun- 
lichſt zu berüdfichtigen hat und ermächtigt ift, 
unter bejonderen Umftänden Gefangene von ben 
fogenannten Reinigungsarbeiten zu entbinden. — 
Die Beſchäftigung der Gefangenen außerhalb der 
Anftalt (8 15 bes Str.G. B.) ift nur mit ihrer 
Yuftimmung zuläffig. Diejelbe iſt durd Erflär- 
ung zu Protolkoll fejtzuftellen. — In der Pegel 
haben alle Gefangene, deren Beichäftigung für 
nothwendig befunden wird, an den Werktagen 
eine gleiche Zahl von Stunden zu arbeiten und 
Innerhalb berfelben eine nad ihrer Leijtungs: 
fähigteit bemeſſene Aufgabe zu erledigen, deren 
Vollendung jedoch nicht vom Fortarbeiten bis 
um Schluffe der Arbeitszeit bejreit. Der Ger 
Nangnißnorlieher fann jedoch unter Umständen 
die Dauer ber täglichen Arbeitszeit u. den Um— 
Tang der Arbeitsaufgabe für einzelne Gefangene 
verkürzen, — Un den Sonntagen ımd den chrijt- 
lichen Felertagen ruht die Zwangsarbeit. Ger 
jangene jübiicher Neligion follen am Sabbath u. 
an den hohen jüd. Feiertagen: Purim, Wochen— 
feft, Berjtörung Jeruſalems, Neujahr, Verſöhn— 
ungsfeit, Laubhüttenfeſt u. am den beiden eriten, 
jowie an dem lepten Tage des Paſſah nicht wider 
ihren Willen zur Arbeit angehalten werden. Ge» 
en bie In biefem- Falle von der Urbeit be» 
reſt find, fönnen dagegen an den Sonntagen u. 
an den chriftlichen Feiertagen mit geräujchlofen 
Urbeiten befchäftigt werden, — Der Ertrag der 
von den Gefangenen auf Unordnung des Ger 
fängnifvorftehers verrichteten Arbeiten gebührt 
dem Staate. Nach Maßgabe der hierüber gelt- 
enden Beftimmungen fann jedoch den Befangenen 
bei Fleiß und gutem Verhalten ein Theil des 
Urbeitsverdienftes als Velohnung han waffe 
werden, Diefe darf von denjelben bi® zu einem 


Gefängnißitrafe. 


betrage zum Anfaufe von Zufag-Nahrungsmitteln 
u. ſ. mw, verwendet werben. 

(Bekleidung.) $ 5. Den zu Gefängnißitrafe 
Berurtheilten, gegen welche nicht gleichzeitig auf 
den Berluft der bürgerlihde Ehrenrechte erfannt 
it, wird bei Verbüßung der Strafe die eigene 
Kleidung und Wäſche belaffen, ſofern diejelbe 
reinlich und ordentlich ift; im entgegengejegten 
Halle ift denjelben Hausfleidung zu verabfolgen. 
— Öefangene, gegen welche neben der zu ver— 
büßenden Freiheitsſtrafe der Verluft der —— 
rechte ausgeſprochen iſt, haben ſtets Hauskleidung 
zu tragen. 

Beköſtigung.) $ 6. Die zu Gefängnißſtrafe 
Berurtheilten werden von der Gefängnißver— 
waltung nad) Maßgabe der Speijeordnung be» 
köſtigt. Gefangene, in Betreff deren der Ge- 
fängnifarzt begutachtet, daß ihmen nad) ihrer 
Körperbeichafienheit oder früheren Lebensweije 
die den gejunden Gefangenen nad) der Speije- 
ordnung zu verabfolgende Koft nicht zuträglich 
it, erhalten auf Anordnung des Gefängnißvor« 
ſtehers eine ihrem Bedürfniſſe entjprechende Koft 
von anderer Yulammenfegung oder Zubereitung. 
— Die Veritattung zur Selbfibetöftigung ijt 
ausgeſchloſſen. Eine ſolche kann nur in denjenigen 
Gefängniffen, welche zur Zeit noch der Einricht- 
ung zur Durchführung der Beltimmungen des 
Abjages 1 entbehren, bis nach Herjtellung der« 
jelben für die Uebergangszeit zugelafjen werben. 
— Ebenſo ift es unftattaft, daß die zu Ge— 
fängnißjtrafe Berurtheilten mit Geldmitteln, welche 
von ihnen ſelbſt oder von Anderen für jie ein- 
gezahlt worden find, fich zu der ihnen von der 
Gefängnifverwaltung verabfolgten Koft noch 
Zufag-Nahrungsmittel (5 3) kaufen, oder daß 
fie Nahrungsmittel von außen beziehen. 

[Trennung der im Befige der Ehrenrechte be> 
findlihen Gefangenen von ſolchen, denen bie 
Ehrenrechte entzogen find.) $ 7. Gomeit es 
der Raum der Unjtalt gejtattet, können Gefangene, 
welche ſich im Beſitze der Ehrenrechte befinden, 
die Unterbringung in einer Ginzelzelle, und bei 
gemeinjchaftliher Haft die Abfonderung von 
Gefangenen, welden die Ehrenrechte entzogen 
jind, beanſpruchen. 


III. Einfade Haft. 


[Beichäftigung] $ 8. Die zur Haft Ber 
urtheilten (mit Ausnahme derjenigen, welche auf 
Grund der SS 361, Nr. 3—8; 362 des GStraf- 
geſetzbuches eine Haftjtrafe zu verbüßen haben) 
fönnen zur Arbeit nicht gezwungen werden. 
Ihnen iſt jelbitgewählte Beichäftigung, melde 
mit der Gefängnig-Ordnung verträglid) iſt, eben- 
jo wie die freiwillige Betheiligung bei den in 
der Anjtalt eingeführten Arbeiten nad) Maßgabe 
der in $ 4 gegebenen — zu geſtatten. 

[Befleidung.] $ 9. Sie behalten ihre eigene 
Kleidung und Wäſche, jofern diejelbe reinlich und 
ordentlich iſt; im entgegengejegten Falle wird 
ihnen Hausfleidung verabfolgt. 

[Betöftigung.) $ 10. Auf ihr Verlangen ift 
ihnen die Selbitbelöftigung nad Mafgabe der 
Beltimmungen des $ 3 zu geftatten. Machen fie 


von der Auffichtsbehörde zu beftimmenden Höchſt-⸗ hiervon feinen Gebraud, oder wird ihnen die 


GSejängnißjftrafe. 
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Ermädtigung zur Selbftbeföftigumg entzogen, jo procehordnung für die durch das Geſetz vom 


erfolgt die Belöftigung durch die Gefängniß- 

verwaltung. 

“IV. Qualificirte Haft ($ 361, Nr. 3—8; 
862 des Strafgeſetzbuches). 

Beſchäftigung.) $ 11. Die nad Vorſchrift 
deb As Sir. 3—8 des Strafgeſetzbuches Ver⸗ 
urtheilten können zu Wrbeiten, melde ihren 
Fähigkeiten und Verhältniffen angemefjen find, 
nah Mafgabe der in $ 4 diejer Verfügung ent» 
baltenen — — innerhalb, und ſofern 
ſie von anderen freien Arbeitern getrennt gehalten 
werden, auch außerhalb der Anſtalt angehalten 
werden. i 

[Belleidung] $ 12. Sie erhalten Haus- 
fleidung, a in der —— eine 
Ausnahme für zuläſſig erachtet. 

—ã N 03 Sie werden nad) Maf- 
gabe der in der Anftalt eingeführten Speiſe⸗ 
ordnung beköſtigt. — Selbſtbeköſtigung iſt un— 
ſtatthaft. 

V. Allgemeine Beſtimmungen, welche 

auf Unterſuchungsgefangene und aufalle 

Arten von Strafgefangenengleihmäßig 
in Anwendung zu bringen jind. 

Beſuche.]) $ 14. Berfonen, melde nicht 
amtlih in der Gefangenanjtalt beichäftigt find, 
dürfen zu Geſprächen mit Gefangenen nur auf 
Grund befonderer Erlaubniß zugelafjen werben, 
Bor Ertheilung derjelben iſt zu prüfen, ob gegen 
die Perjon, melde einen Gefangenen beſuchen 
will, fein Bedenken vorliegt. — Die Erlaubnif; 
hat zu ertheilen: für Beſuche bei Unterſuchungs— 
gefangenen: der Unterjuhungsrichter (der Vor- 
jigende der Straflammer oder des Schwurgerichts), 
für Beſuche bei Strafgefangenen: der Gefängniß- 
vorſteher. — Jeder Gefangene darf in der Regel 
einmal im Monate Beſuche annehmen. Bei 
gutem Berhalten dejjelben können jedoch mit 
Genehmigung der obengenannten Beamten auch in 
kürzeren Jwijchenräumen Befuchezugelaffen werden. 
— Beſuche dürfen nicht in der Gefängnißzelle, jon- 
dern in der Ne .el nur in dem dazu bejtimmten 
Sprechzimmer oder einem anderen Gejchäftsraume 
ftattfinden. Ausnahmsweiſe können Kranke von 
ihren Verwandten und Freunden in dem Kranken— 
zimmer bejucht werden. — Die Geſpräche der 
Beſucher mit Unterfuchungsgefangenen dürfen 
nur im Beifein des Unterſuchungsrichters oder 
eines von diejem beauftragten Beamten, Gejpräche 
mit Strafgefangenen nur im Beifein eines Ge— 
fängniß-Aufjichtsbeamten, und zwar in beiden 
Fällen nur in einer dem betreffenden Beamten 
befannten Sprache geführt werden. — Jeder 
Mißbrauch des Beſuchs zu unerlaubten Verkehr 

at die jofortige Entfernung des Beſuchers zur 
Dice und es kann überdies dem Gefangenen 
die Erlaubniß zum Empfangen von Befuchen 
überhaupt entzogen werden. — Nad) eröffnetem 
Hauptverfahren iſt der verhaftete Angellagte bes 
fugt, ſich mit feinem Bertheidiger zu beiprechen, 


20. September 1866 und die beiden Gejege vom 
24. December 1866 mit der Monarchie vereinigten 
Landestheile zc. vom 25. Juni 1867), 
Correſpondenz.) $ 15. Ein jchriftlicher Ver- 
kehr mit außerhalb der Anftalt wohnenden Per— 
jonen darf nur jtattfinden: bei Unterjuchungs- 
gefangenen: unter Vorwiſſen des Unterjuchungs- 
richters (des Vorfigenden der Straffammer oder 
des Schwurgerichts), bei Strafgefangenen: unter 
Vorwiſſen des Gefängnißvorftehers, und über- 
haupt nur infoweit derjelbe dem Haftzwecke nicht 
nachtheilig if. — Die eingehenden und aus- 
gehenden Briefe find, — falls jie Unterfuchungs- 
gefangene betreffen, dem Unterfuchungsrichter 
(dem Borfigenden der Straflammer oder de 
Schwurgerichts) — die der übrigen Gefangenen 
em Öefängnißvorfteher vorzulegen, welcher die 
etwa erforderlichen Empfangsbeiceinigungen aus- 
zuftellen, unfranfirte Zufendungen aber zurück— 
zuweilen hat, falls der Gefangene ſich nicht vor 
der Eröffnung bereit erklärt hat und Mittel be- 
jist, Die Portogebühr zu entrichten, Nur dann, 
wenn der Inhalt des Briefes feinem Bedenken 
unterliegt, Tann derjelbe nach erfolgter Gegen» 
zeichnung durch den Beamter, welchem die Ueber— 
wachung der Correjpondenz obliegt, an die Adreffe 
befördert werden. — Keinem Unterfuchungs- 
gefangenen’ dürfen ohne Genehmigung des Unter« 
ſuchungsrichters (VBorfigenden der Straffammer 
oder des Schwurgerichts), feinem Strafgefangenen 
ohne Genchmigung des Gefängnißvpritehers 
Schreibmaterialien in die Gefängnißzelle verab- 
folgt werden. Ebenjo jind die eingehenden Briefe 
nur mit Genehmigung der gedachten Beainten 
in ihren Händen zu belajien. Wird diefe Er 
laubniß nicht ertheilt, jo find die Briefe dem 
Gefangenen, nachdem er fie gelefen hat, abzu« 
nehmen und für ihn bis zu feiner Entlaffung 
aufzubewahren. — Vorbehaltlich weitergehender 
Bewilligung aus bejonderen Gründen darf jeder 
Gefangene nur alle vier Wochen einen Brief ab- 
jenden und einen Brief empfangen, Defter ein- 
gehende oder wegen ihres Inhalts beanjtandete 
Briefe find nicht zu vernichten, fondern, ohne fie 
dem Gefangenen miizutheilen, zu deſſen Berjonal- 
acten zu nehmen, — Die dem Gefangenen er- 
teilte Erlaubniß, Briefe zu fchreiben, kann dem— 
jelben im Falle des Mißbrauchs entzogen werden. 
[2ectüre.] $ 16. Die Lectüre der Gefangenen 
ſteht Hinfihtlih der Auswahl der zu lejenden 
Schriften unter Aufjicht der Gefängnigvermwaltung. 
— Im Allgemeinen ijt die Lectüre auf die in 
der Anjtalt vorhandenen Schriften erbaulichen, 
beiehrenden oder unterhaltenden Inhalts zu bes 
Ihränfen. Die Ausgabe der Bücher erfolgt nad 
Maßgabe der Individualität des Gefangenen 
unter thunlicher Berüdfichtigung der etwa aus« 
geiprochenen Wünjche. Das Vorlefen von Schriften 
in den Bellen für gemeinjhaftliche Haft ift durch 
die Gewährung von Licht über die Einſchlußſtunde 
hinaus zu fördern. — Auch die Lectüre von 


und zwar ohne Beijein einer Gerichtsperſon, Büchern, welche in der Anſtaltsbibliothek nicht 


wenn der Bertheidiger ein in Eid und Pflicht 
ftehender Juftizbeamter ift ($ 53 der Verordnung 


vorhanden find, oder von anderen Drudichriften 
fann nad Ermejjen der Gefängnißvermwaltung 


bom 3. Januar 1849 und $ 209 der GStrafr!gejtattet werden. — Unter Umftänden kann dem 


* 
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Gefangene — Geiſtliche. 


Gefuche eines Gefangenen um Zulaſſung einer|ftrengen Arreftes zuläßt. — Körperliche Züchtig— 

. Beitung ftattgegeben werden, in der Hegel jedoch ung und Lattenjtrafe jind ausgeſchloſſen. Ebenſo 
nur, wenn fi der Gefangene. in einer Einzelzelle [find Feſſelung, —— und Zwangsjacke 
b 


efindet. 
PEN 2] 817. Das Tabafrauden 
und Tabakkauen iſt in der Regel unterjagt, kann 


als Disciplinarftrafen unzuläffig und dürfen mır 
— augenblicklichen Bändigung bei thätlicher 
iderſetzlichkeit oder wüthendem Toben und 


aber bei guter Führung und unter Berüdfichtig- | Schreien angewendet werden. — Ueber jede 
ung der Individualität (bez. nad) dem Ausfpruche |Disciplinarbeitrafung ift unter Angabe der Ber- 


des Arztes) Gefangenen, welde 5 


in einerjanlaffung zu derjelben ein Vermerk in die Per- 


Einzelzelle befinden, in diefer, — Gefangenen in |fonalacten de3 — aufzunehmen. 


emeinſchaftlicher Haft aber nur auf dem Spazier⸗ 
Bote gejtattet werben. 


— ie find entweder Sträf- oder 
Unterfuchungsgefangene u. unterſcheiden Erftere 


(Das Brennen von Licht über die Einſchluß—- ſich hinſichtlich ihrer äußeren Verhältniffe je nach 
Fe $ 18. Einzelnen Gefangenen kann im der verjchiedenen Art der Strafe (ob Zu — 


alle guten Verhaltens auf ihr Anſuchen das Gefängniß-, Feſtungs-, Haftſtrafe). ©. die 


e ein⸗ 


Brennen von Licht über die Einſchlußſtunde ges zelnen Strafen, namentlich Gefängnißſtrafe. 


ftattet werden. 

LU STATEER 
ftrafen fommen in — 
2) Entziehung der Erlaubniß, über 


Strafrechtliche Beſtimmungen in Betreff von Ge- 


$ 19. Als Dieciplinars |fangenen; Beitrafung der Befreiung von Ge— 
1) Bermweije. |fangenen, f. Str.-©.-®. 8$ 120, 121, 347; ber 
das Guthaben oe wegen Meuterei, daſ. $ 122; Be- 


aus den Arbeitöverdienfte zum Zwecke des An-|ftrafung wegen mit Gefangenen begangener Un— 


fauf3 von Bujag- Nahrungsmitteln F verfügen, 
— bis auf die Dauer von zwei Monaten, 3) 
Einziehung des vorhandenen Guthabens aus dem 
Urbeitsverdienfte bis auf Höhe des in einem 
— von zwei Monaten angeſammelten 
etrages. 4) tziehung der Bewegung im 
Freien bis auf höchſtens acht Tage. 5) Bei 
Einzelhaft: Entziehung der Arbeit unter gleich—⸗ 
zeitiger Entziehung der Lectüre bis.auf höchſtens 
acht Tage. 6) Koftichmälerung, welche bejtehen 
kann: a, in Entziehung der Brodportion zum 
Frühſtück, Mittags» oder Abendejjen; b. in Ent- 
iehung der Frühftüds-, Mittags oder Abend- 
uppe; oder c. in et ig ber Fleiſchportion; 
u a. b. e. bis auf die Dauer von vierzehn 
agen; oder d. in Beichränfung der Koſt auf 
Waſſer und Brod je um den andern Tag, bis 
auf die Dauer von acht Tagen. — Auch kann 
die Entziehung der Fleifchportion verbunden mit 
Entziehung der Suppe und der Brodportion 


aucht, daſ. $ 174 Nr. 2, 3. — Wegen vor- 
äufiger Entlaffung von Strafgefangenen, ſ. daſ. 
ss 23 ff. 

Geheimniffe, Beltrafung der Offenbarung 
von Staatögeheimnifien, ſ. Str.»G.-B. $ 92, 
Nr.1; von Privatgeheimnifjen jeitens der Rechts» 
anwalte, Advocaten, Notare, Vertheidiger in 
Strafſachen, Uerzte, Wundärzte, Hebammen, Upo- 
thefer, jowie der Gehilfen diejer Perſonen, ſ. 
da. $ 300. ©. auch AUmtsverihwiegenheit. 

Gehilfen: 1. gewerbliche. Solche zu Halten, 
ift jeder Gewerbtreibende unbeichränft berechtigt; 
j. Gew.Ordn. $ 41. Bezüglich ihrer rechtlichen 
Verhältniffe ſ. daſ. 58 109—114 u. 126, 2. in 
jtrafrechtlicher Beziehung ſ. Str.-G.-B. 88 49, 
50, 257, 300. 

Geiitestranfe. Wegen der Bedingungen ih» 
rer Aufnahme in die öffentlichen Srrenanitalten 
j. die Regulative der einzelnen Anstalten. Wegen 
Uebernahme der Koften der öffentlichen Armen» 


entweder am Morgen, oder am Mittage, oder/|pflege, welche die Fürſorge für Geiſteskranke 


am Abende auf die Dauer von höchſtens vier- 
ehn Tagen ausgefprochen werden. 7) Arreit, 
ejtehend in einfamer Einfperrung in einem hier 
u beitimmten, nur mit einer Pritſche verjehenen 
!ocale mit oder ohne Aufgabe einer Arbeit, bis 
auf die Dauer von höchſtens einem Donate, — 
Dieſe Strafe kann —— werden (ftrenger 
Arreſt): a. durch die Entziehung des Bettlagers, 
b. durch Verdunfelung der Arreſtzelle, c. durch 
Beihränfung der Koft auf Wafjer und Brod, 
bis auf die Dauer von höchſtens vierzehn Tagen, 
jedod; mit der Mafgabe, daß dem Gefangenen 
jeden vierten Tag das hausorbnungsmäßige 
Bettlager, das Tageslicht und die hausordnungs— 
mäßige Koft gewährt wird. — Die zu 1-6 
aufgeführten Disciplinarjtrafen können verbunden 


verurjadt, j.S. 73 unter Armenpolizei Gef. 
v. 8. März 1871, $ 31. — Die Gebühren der 
Medicinalbeamten für Unterjuchung des Gemüthe- 
zuftandes eines Menfchen |. ©. 30 Wei. von 
9. März 1872 $ 4. — Geiſteskranke find wegen 
der im Zujtande der Geiftesfranfheit begangenen 
zn. nicht ftrafbar; Str.“G.«“B. $ 51. 

do ftrafgeridhtliche Verfolgung nur auf Antrag 
eintritt, it bei bevormundeten Geiſteskranken der 
Tormund zur Antragitellung berechtigt; daj.$ 68. 
Beitrafung wegen Mißbrauchs einer geiſteskranken 
Frauensperſon zum Beiſchlafe, daj. $ 176, Nr. 2, 

Geiftige Getränke ſind vom An u. Ver- 
faufen im Umherziehen ausgeichlofien; Gew.⸗ 
Ordn. $ 56, Nr. 1. Zum Verkauf derjelben auf 
Jahrmärkten zum Genuſſe auf der Stelle bedarf 


zur Anwendung gebracht werden, — Wenn der es der Genehmigung der Ortspolizeibehörde, 


Gefängnißvorſteher die Anwendung des ftrengen 
Arreftes (7 a. b. co.) für geboten eradjtet, jo 
muß vor der Rollitredung eine Erhebung durch 
Ichriftliche VBernehmung des ig ar a und 
der Beugen stattfinden, auch der Anſtaltsarzt 
darüber gehört werden, ob ber fürperlide Zur 
ftand des Gefangenen die Vollſtreckung des 





daf. $ 67. 
Geiftliche (geiftliche Umtshandlungen). 
1. Berpältniffe derjelben zur politiſchen 
Gemeinde. 


1. Sie jind von allen directen Communal—⸗ 
Unflagen, fowol der einzelnen bürgerlichen Stadt- 


Geiſtliche. 


u. Landgemeinden, als der weiteren communalen 


Körperſchaften befreit; ſ. außer ben betreffenden 88 4—14. 
Gemeinde⸗Verfaſſungsge;druckt. 


Beſtimmungen in den 
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Vorbildung zu geiſtlichen Wemtern.] 
[Diefe $$ werben Hier nicht abge— 
Nur wird 


(u. 


hier aus den 88 9—11, 14 


jegen unter Staatsdiener dad Geſetz vom|mitgetheilt, daß alle kirchlichen Anftalten, welche 
11. Juli 1822 $ 10 u, die Verordnung vom 23.|der Vorbildung der Geijtlichen dienen (Knaben— 
Sept. 1867 8 1, Nr. 3; ſ. aud Kreis-Orbn.|jeminare, Klerikaljeminare, Prediger» u. Priefter- 
$ 18. 2. Sie find nicht verpflichtet, unbejoldete|jeminare, Convicte 2c.) unter der Aufjicht des 
Gemeindeämter anzunehmen, bezw. können nicht | Staates ei bg Knabenjeminare und Knaben— 


Mitglieder der Gemeindevertretung fein; |. unt. 
Städteverfajjung Städte-Drbnung v. 30. 
Mat 1853 $$ 17, 30, 74, Nr. 5; Hannoverſche 


convicte dürfen nicht bie errichtet und in die 
beftehenden Anftalten diejer Art neue Zöglinge 
nicht mehr aufgenommen werden. Im Falle der 


Städte» Ordnung vom 24. Juni 1858 $ 31; in Aufnahme neuer Zöglinge ift der Minifter der 


Sranffurt a. M. Gef. dv. 25. März 1867 $ 26, 
Nr. 3, 8 39, Nr. 3; in Schlewig-Holftein, Geſ. 
vd. 14. April 1869 $ 29, Nr. 3, $ 38, Nr. 3; 
u unter Gemeindeverfafjfung für Weitfalen 
Landgemeinde-Drdnung v. 19. März 1856 $ 30, 
Nr. 5; fir die Rheinprovinz Gef. dv. 15. Mat 
1856 Art. 14, Abſ. 4, Nr. 3; Hannoverfches Land. 
gemeindegejeg v. 28. April 1859 $ 32; Naſſauiſches 
Sremeindegeieh vom 26. Juli 1854 $ 69, Wr. 2; 
3. Sie Ad von den Kreisausichüffen aus- 
geiötofien; ſ. unter Kreis-Ordn. $ 131; ferner 

. bon der liebernahme eines Standesamtes; 

ſ. unter Berjonenjtandswejen Gel. dv. 6. 
Febr. 1875 8 3. 
U. Disciplinarverhältnifje derjelben, 
j. ımter Disciplin Gef. vom 12. Mai 1873 
(5.249). Bezüglich der Befugnifje verjelben zur 
Anwendung kirchlicher Straf- u. Zuchtmittel, |. 
unter Kirchenzucht. 

II. In ſtrafrechtlicher Beziehung. 
Beitrajung der Geiftlihen, welde die kirchliche 
Trauung vor Aufnahme der ftandesamtlichen 
Heirathsurfunde vornehmen; j. unter Berjonen- 
ſtandsweſen Gef. vd. 6, Februar 1875 $ 67; 
wegen Mitwirfung bei Schließung einer mehr- 
fadyen Ehe, wegen Unzucht, Kuppelet, |. Str.-G.-B. 
$ 174, Nr. 1, 8 181, Nr. 2, 338; wegen Stür- 


geiftlichen Angelegenheiten zur Scliefung der 
betr. Unftalt befugt.) 

III. Unftellung der Geiftlihen.] $ 15. Die 
—7—— beren ſind verpflichtet, diejenigen 

andidaten, denen ein geiſtliches Amt übertragen 
werden ſoll, dem Oberpräſidenten unter Bezeich— 
nung des Amtes zu benennen. — Daſſelbe gilt 
bei Verſetzung eines Geiſtlichen in ein anderes 
geiſtliches Amt oder bei Umwandlung einer 
widerruflichen Anſtellung in eine dauernde. — 
Innerhalb 30 Tagen nach der Benennung kann 
Einſpruch gegen die Anſtellung erhoben werden. 
— Die Erhebung des Einſpruchs ſteht dem 
Oberpräſidenten zu. F 16. Der Einſpruch iſt 
zuläſſig: 1) wenn dem Anzuſtellenden die gejet- 
lichen Erforderniffe zur Belleidung des geijtlichen 
Amtes fehlen; 2) wenn der Anzuftellende wegen 
eined Verbrechens oder Bergehens, welches das 
Deutihe Strafgeſetzbuch mit Zuchthaus oder mit 
dem Verluſte der bürgerlichen Chrenrechte oder 
dem Berlujte der öffentlichen Aemter bedroht, 
verurtheilt ift oder fich in Unterjuchung befindet; 
3) wenn gegen den Anzuſtellenden Thatjachen 
vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß 
derjelbe den Staatögejegen oder den innerhalb 
ihrer gejeglichen Zuftändigfeit erlaffenen Anord— 
nungen, der Obrigfeit entgegenwirfen oder deu 
Öffentlichen Frieden ftören werde. — Die That- 


ung des öffentlichen Friedens durch Mifbraud|fachen, welche den Einſpruch begründen, find an» 


ber Kanzel, daj. $ 133a; 
IV. Unjtellung der Geiftliden. 
—Geſ. v. 11. Mai 1873: 
[I. Allgemeine Bejtimmungen.)] $ 1. Ein 
— Amt darf in einer der chriſtlichen 
irchen nur einem Deutſchen übertragen werden, 
welcher ſeine wiſſenſchaftliche Vorbildung nach 
den Vorſchriften dieſes mei we dargethan hat 
und gegen deſſen Anitellung fein Einſpruch von 
der Be sı erhoben worden ift. 
Die Vorjchriiten des $ 1 fommen zur Anwend— 
ung, gleichviel ob das Amt dauernd oder wider: 
ruflich übertragen worden oder nur eine Stell 
dertretung oder Hilfsleiftung in bemfelben ftatt- 
haben foll. Fit Gefahr im Verzuge, fo fann 
eine Stellvertretung oder Hilföleiftung einjtweilen 
und vorbehaltlidy des Einjpruch® der Staatsre— 


Friſt ‚erfolgt, gilt als nicht 


zugeben. — Gegen die Einfpruchserflärung kaun 
innerhalb 30 Tagen bei dem Königlichen Ge— 
richt&hofe für die firhlichen Angelegenheiten u., 
jo lange deſſen Einſetzung nicht erfolgt ift, bei 
dem Miniſter der eitfiden Angelegenheiten Be— 
zufung eingelegt werden. — Die Enticheibung 
ift endgiltig. $ 17. Die Uebertragung eines 
geiftlichen Amtes, welche der Vorſchrift des $ 1 
zumwiderläuft, oder welche vor Ablauf der im 
$ 15 für die Erhebung des Einſpruchs gewährten 
geihehen. $ 18. 
Jedes Pfarramt ift innerhalb eines Jahres vom 
Tage der Erledigung, wo geſetzlich oder obſer— 
vanzmäß;ig ein Gnadenjahr bejteht, vom Tage 
der Erledigung der Pfründe an gerechnet, dau— 
ernd zu beieten. Die Friſt ift vom Oberpräji- 
denten im Falle des Bedürfniffes auf Antrog 
angemefjen zu verlängern. — Nah Ablauf der 


u angeordnet werden. $ 3. Die Vor—- Friſt ift der Oberzräident befugt, die Wieder- 


Griften des $ 1 fommen, vorbehaltlich der Be— 
ſtimmungen des $ 16, aud) zur Anwendung, wenn 
einem bereits im Amte (8 2) ftehenden Geifilichen 


befetung der Stelle durch Geldftrafe bis zum 
Petrage von 3000 M zu erzwingen. Die Ans» 
drohung u. Feſtſetzung der Strafe darf wieder- 


ein anderes geiftliches Amt übertragen oder eine holt werden, bis dem Geſetze genügt iſt. — 
widerrufliche Anftelung in eine dauernde ume Außerdem tft der Miniſter der geiftlichen Ange 
gewandelt werden joll. legenheiten ermächtigt, bi8 dahin Staatemittel 
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einzubehalten, welche zur Unterhaltung der Stelle Miniſter der geitlichen Angele enheiten kann mit 
oder desjenigen geiftlichen Oberen dienen, der Rückſicht auf die bejonderen edürfniſſe des ein⸗ 
das Pfarramt zu beſetzen oder die Beſetzung zelnen Falles dieſen Zeitraum verlängern. 8 26. 
zu genehmigen hat. $ 19. Die Errichtung von) Die Vorſchriften diejes Geſetzes über den Nach⸗ 
Creljorgeämtern, deren Inhaber unbedingt ab-|weis wiſſenſchaftlicher Vorbildung u. Befähigung 
berufen werden dürfen, ift nur mit Genehmigung 


finden feine Anwendung auf Perjonen, welche 
des Minifterd der geiftlichen Angelegenheiten zu-| dor Verkündigung diefes Gejeges im geijtlichen 
läfjig. — Die Beitimmungen des $ 18 beziehen 


Amte angejftellt find oder die Fähigkeit zur Aır 
ſich auch auf die fogenannten Succurjal- Pfar- 


jtellung im, geiftlichen Amte erlan t haben. — 
reien des Franzöſiſchen Rechts mit der Maßgabe, Außerdem iſt der Miniſter der geiklidien Ange 
daß die in Abjag 1 des $ 18 vorgejchriebene 


ag were ermächtigt, denjenigen Berjonen, welche 
Friſt vom Tage der Rublication des Geſetzes an 


vor Serkündigung dieſes Geſetzes in ihrer Bor- 
zu laufen beginnt. $20. Anorönungen oder Ber-| bildung zum geiftlichen Amte vorgeſchritten waren, 
einbarungen, welche die durch das Gejeg begründete] den in diefem Gejege vorgeſchriebenen Nachweis 
Klagbarkeit der aus dem geiftlichen Amtsver- 


der Vorbildung ganz oder theilweife zu erlafjen. 
pältnifje entjpringenden vermögensrechtlichen An-| — Der Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten 
ſprüche ausjchließen oder befchränfen, jind nur mit it auch ermächtigt, Ausländer von den Erfor» 
Genehmigung der Staatsbehörde zuläffig. $ 21.|dernifjen des $ 4 diejes Gejetes zu Dispenfiren. 
Die Verurtheilung zur Zuchthausjtrafe, die Ab» 7. Die in den $$ 4 und 8 Diejes —— 
erfennung der bürgerlichen Ehrenrechte und der vorgeſchriebene Staatsprüfung Tann mit der 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter Hat|theologiicen Prüfung verbunden werden, injofern 
die Erfedigung der Stelle, die Unfähigkeit zurjdie Einrichtung dieſer letzteren Prüfung u. bie 
Ausübung des geiftlichen Amtes u, den Berluft| Bildung der Prüfungscommiffionen Behörden 
de3 Amtseinfommens zur Folge. zuſteht, deren Mitglieder ſaämmtlich oder theil⸗ 

(IV. Strafbeſtimmungen.) $ 22. Ein geift-| weile vom Könige ernannt werben. $ 28. Die 
fiher Oberer, welcher den $$ 1—3 zuwider ein|Vorichriften diejes Gejeges über das Einfpruchs- 
geiftlices Amt überträgt oder die Uebertragung|Tcht des Staates ($$ 1, 3, 10, 12, 15 und 16) 
genehmigt, wird mit Geldftrafe von 600 bis zu|finden in den Fällen feine Anwendung, in wel- 
3000 M beftraft.?) — Diejelbe Strafe tript| ben die Anftellung durch Behörden erfolgt, deren 
denjenigen, welcher der Vorſchrift des $ 19] Mitglieder ſammtlich vom Könige eınınnt wer— 
Abjag 1 zumwiderhandelt. 8 23. Wer geiftliche|den. $ 29. Soweit bie Mitwirkung des Staates 
Amtshandlungen in einem Amte vornimmt, wel.|bei Beſetzung geiftliher Aemter auf Grund des 
ches ihm den Vorſchriften der $$ 1—3 zuwider Patronats oder bejonderer Rechtstitel anderweit 
übertragen worden ift, wird mit Geldſtrafe bis|geregelt iſt, behält es dabei ſein Bewenden. — 
zu 300 M beitraft. — Diefelbe Strafe trifft Desgleihen werden die beftehenden Rechte des 
denjenigen, der geijtliche Amtshandlungen in einem| Staat3 bezüglich der Anftellung von Geiftlichen 
von ihm nicht dauernd verwalteten Pfarramte| beim Militär u. an öffentlichen Anftalten durd) 
vornimmt, nahdem er von dem Oberpräfidenten 


das vorliegende Gejet nicht berührt. 
benachrichtigt worden ijt, da das Zwangsver⸗V. Verhinderung der unbefugten Aus 
on —— We — in Ge⸗ übung eines geiſtlichen Amtes, 
mäßbeit der Vorjchrift in $ 18 a einge- : j j 
leitet ſei.) $ 24. Wer geijtliche Amtshandlungen 1 Reidägeieh.. kein A 
vornimmt, nachdem er infolge gerichtlichen Straf; 81. Einem Geiftlichen oder anderen Relie 
urtheils die Fähigkeit zur Ausübung des geift- —— welcher durch gerichtlices Urtheil 
lichen Amtes verloren hat ($ 21), wird mit) AUS ſeinem Amte entlaſſen worden ift u. Hierauf 
Gelditrafe dis zu 300 M beftraft. eine Yandlung vornimmt, aus welcher hervor- 
[V. Uebergangs- u. Schlufbeftimmungen.] $ 25. geht, * er die Pur des gen. entgogenen 
Ausländer, welchen vor Berfündigung diejes Ge- a — ann durch Verfügung der 
jeges ein geiftliches Amt ($ 2) oder eines derTandespolizeibehörde der Aufenthalt in beſtimm⸗ 
im $ 10 erwähnten Aemter an lirchlichen An,|ten Bezirken oder Orten verjagt oder angewiejen 
ftalten übertragen worden ift, haben bei Ver— —— —, Vefteht die Handlung deſſelben in 
meidung der Folgen des $ 21 innerhalb 6 Mo-| der ausdrüdlichen Anmaßung des Amtes, oder 
naten die Reichsangehörigteit zu erwerben, — Der| tt der thatſächlichen Ausübung defielben oder 
handelt er der gegen ihn ergangenen Verfügung 
=; der Landespoligeibehörde zuwider, fo fann er 
jeiner Staat3angehörigfeit durch Verfügung der 
Gentralbehörde feines Heimathsftaats verluftig 
erflärt und aus dem Bundesgebiete ausgewiejen 
werden. $ 2. Die Vorfchriften des $ ı finden 
aud auf diejenigen Berfonen Anwendung, welde 
wegen Vornahme von Amtshandlungen in einem 
Kirchenamte, das den Vorſchriften der Staats— 
geſetze zuwider ihnen übertragen oder von ihnen 
übernommen iſt, rechtskräftig zu Strafe verur- 
theilt worden find. $ 3. In der Verfügung 
Es 1, 2) find die Gründe der angeordneten 














































') Durch Art. 1 bes Gefeges vom 21. Mai 1874 ift das 
Geſetz vom 11. Mai 1873 dabin declarirt, dafı die Uebertrag⸗ 
ung eines geiſtlichen Amts, ſowie die Genehmigung einer fol: 
Gen liebertragung audy dann den Vorjchriften der 8 1 
zuwider find, wenn dieſelben ohne die im $ 15 dafelbit vorge 
Ihriebene Benennung des Candidaten oder vor diefer Benenn:- 
ung oder vor Ablauf der im $ 15 für bie Exrbebung des Ein: 
ſpruchs gemwäbrten Friſt erfolgen. ; 

*) Gejeg vom 11. Mai 1874: Mrt. 2. -Die Strafe des 
$ 23 des Geſetes vom 11. Wai 1873 trifft einen jeden Geijt: 
lichen, welder Amtsbandlungen vornimmt, ohne den Nachweis 
führen zu können, dat er zu einem bierzu ermächtigenden Amte 
oder zur Stellvertretung oder zur Hilfsleiftung in einem fol: 
hen Amte unter Beobachtung der $5 1-3 des genannten Ge⸗ 
jeges berufen worden fei. 


Geiſtliche. 


Maßregel anzugeben. — Behauptet der Betroffene, 
daß er die ıhm zur Laft gelegten Handlungen 
nicht begangen habe, oder daß diefelben den im 
$ 1 bezeichneten Thatbeftand nicht enthalten, jo 
ſteht ihm binnen acht Tagen nad; Zuftellung der 
Verfügung die Berufung auf richterliches Gehör 
offen. — Zuſtändig ift in denjenigen Bundes— 
ftaaten, in welchen ein aus ftändigen Mitgliedern 
zufammengefeßter befonderer Gerichtähof für 
firchliche Angelegenheiten befteht, diefer Gericht3- 
hof; in den übrigen Bundesftaaten das hödjite 
Gericht für Straffahen. — Das Gericht ent- 
Icheidet, ob der Berufende eine der im $ 1 be» 
ee Handlung begangen Hat. — Wird 
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Stelle verwaltet. Zwangsmaßregeln, welche zur 
Ausführung der Beichlagnahme erforderlic) find, 
werden im Verwaltungswege getroffen. Der 
Commiffarius übt alle vermögensredtlichen Be 
fugniffe des berechtigten Stellinhabers mit voller 
rechtliher Wirkung aus. — Die Koften der Ver: 
waltung werden au den Einkünften der Stelle 
entnommen. — Art. 4. Wenn nad Erledigung 
eines geiftlihen Amtes ein Geiftlicher wegen un 
befugter Bornahme Bon Umtshandlungenin diefent 
Amte in Gemäfheit des $ 23, Abi. 1 des Ge 
ſetzes vom 11. Mai 1873 oder des Artikels 2 
diejes Geſetzes rechtskräftig zur Strafe verurtHeilt 
worden ift, jo ift derjenige, welhem auf Grund 


ejtgeftellt, daß feine Handlungen vorliegt, auf des Patronat3 oder eines fonftigen Rechtätitels 


Grund deren diefed Geſetz die angefochtene Ver: 
fügung für zuläffig erklärt, fo ift die letztere 
dur die anordnende Behörde aufzuheben. — 
Die Berufung muß von dem Berufenden in ge- 
richtlih oder notariell beglaubigter Form unter 
zeichnet und dem zuftändigen Gericht eingereicht 
werden. — Tür das Verfahren fommen die bei 
dem zuftändigen Gericht geltenden Vorſchriften 
zur Unmwendung. Erforderliche Abänderungen 
und Ergänzungen berjelben werden bis zur ge- 
jeglichen Regelung durch das Gericht feftgeitellt. 
Die für den Fortgang des Verfahrens geſetzlich 
vorgejchriebenen Friſſen können nad) Ermefjen 
des Gerichts abgekürzt werden. $ 4. Perſonen, 
welche nad) den Vorjchriften dieſes Gejeges ihrer 
Staat3angehörigkeit in einem Bundesftaate ver- 


das Präjentationd- (Nominations», I) 
Recht zufteht, befugt, das Amt wieder zu befegen 
und für eine Gtellvertretung in demfelben zu 
jorgen. Art. 5. Für eine GStellvertretung in 
dem erledigten Amte zu forgen, ift der Berech— 
tigte auch dann befugt, wenn einem Geiftlichen 
nad) Maßgabe des $ 5 des Reichsgeſetzes von: 
4. Mai 1874, betreffend die Verhinderung der 
unbefugten Ausübung von Kirchenämtern, der 
ei ep in dem Bezirke de3 erledigten Amtes 
verjagt worden ift. Art. 6. Dem Berechtigten 
iſt von dem — (Art. 4), ſowie von der 
Verfügung wegen Beſchränkung des Aufenthalts 
(Nr. 5) amtlid) Kenntni zu geben. — In Betrejf 
der vor Verkündigung diejes Geſetzes ergangenen 
UrtHeile und Verfügungen ift jene Mittheilung 


luſtig erflärt worden find, verlieren diefelbe aud)|jofort nad) dem Inkrafttreten defjelben zu be— 


in jedem anderen Bundesjtaate und können ohne 
Genehmigung des Bundesrathes in feinem Bun- 
beöftaate die Staat3angehörigfeit von Neuem 
erwerben. $ 5. Werfonen, welche wegen Vor: 
nahme von Amtshandlungen in einen Kirchen- 
amte, das den Staatsgeſetzen zumider ihnen 
übertragen oder von ihnen übernommen ift, zur 
Unterfuchuug gezogen werden, Tann nad Eröff- 
nung der gerichtlichen Interfudung durch Ver— 
fügung der Landespolizeibehörde bis zur rechts» 
kräftigen Beendigung des Verfahrens der Auf- 
enthalt in beftimmten Bezirken oder Orten ver- 
jagt werben. 


VL Berfahren nad Erledigung eines 
geiftlihen Amtes. 


Gef. v. 21. Mai 1874: 


Art. 3. Nah Erledigung eines —— 
Amtes iſt der Oberpräſident befugt, die Beſchlag— 
nahme des Vermögens der Stelle zu verfügen, 
wenn 4, das erledigte Amt den Vorſchriften der 
8$ ı bis 3 bed Geſetzes vom 11. Mat 1873 zu- 
wider übertragen ift, oder 2. wenn Thatjachen 
vorliegen, welche die Annahme begründen, daß 
die Uebertragung des Amtes nicht unter Beob- 
achtung dieſer Vorſchriften erfolgen werde, — 
Der Beihlagmahme unterliegt dad gejammte 
Vermögen der Stelle, einſchließlich aller Nutzungen, 
Hebungen u. Zeitungen. Der Oberpräfident er- 
nennt einen Sommifjarius, welder die Beichlag- 
nahme ausführt und bis zur gejegmäßigen Wie- 
derbejetung der Stelle, beziehentlidy bis zur 
efegmäßigen Einrichtung einer einftweiligen 


wirfen. Art.7. Macht der Berechtigte von der 
ihm zuftehenden Befugniß (Art. 4, 5) Gebraudı, 
jo kommen die Vorſchriften des Geſetzes dom 
11. Mai 1873 zur Anwendung. Die im 8 22, 
Abſ. 1 dajelbit dem geiftlichen Oberen im Falle 
geſetzwidriger Amtsübertragung angedrohte Strafe 
trifft in gleichem Falle den Berechtigten. Art. 8. 
Wenn der Berechtigte innerhalb zweier Monate 
vom Tage des Empfanges der vorgejchriebenen 
Mittheilung (Art. 6) für eine GStellvertretung 
nicht forgt, oder innerhalb Jahresfrift, von dein 
nämlichen Zeitpunft an gerechnet, die Stelle nidıt 
wieder beſetzt, jo geht feine Befugnif auf die 
Parr- (Filial-, Kapellen- 20.) Gemeinde über. 
— Die Gemeinde hat die in Art. 4, 5 bezeich- 
neten Bejugnifje in allen Fällen, in welchen ein 
Bräjentationsberedhtigter nicht vorhanden ift. — 
Die Vorſchriften des Art. 6 finden auf die Ge- 
meinde entjprechende Anwendung. Diefelbe iit 
insbeiondere davon in Kenntniß zu feben, daß 
der Präjentationsberechtigte innerhalb der gejet;- 
lien Friſt von feinem Rechte keinen Gebrauch 
gemacht hat. Art.Y. Liegen die Vorausfetsungen 
des Art. 8 vor, fo beruft der Landrath (AUmtmann), 
in Stadtlreijen der Bürgermeijter, auf den An« 
trag von mindeftens zehn großjährigen, im Be— 
fige der bürgerlihen Ehrenrechte befindlichen, 
männlichen Gemeindemitgliedern, welche nicht 
einem mitwählenden Familienhaupte untergeord« 
net find, fämmtlihe diejen Erfordernifjen ent— 
iprechende Mitglieder der Gemeinde zur Beichluß- 
fafjung über die Einrichtung der Stellvertretung 
oder über die Wiederbejetung der Stelle. — Zur 


ertgetung das Vermögen für Rednung der! Giltigfeit der Bejchlüffe ift erforderlich, daß mehr 


Grotefend, PFoliei-terifen. 
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als die Hälfte der Erſchienenen dem Beſchluſſe 


— 


Geiſtliche Orden — Gemeinde-Abgaben. 


Geſetz vom 25. Auguſt 1876.9 


ugeſtimmt hat. — Die näheren BeſtimmungenJ. Vertheilung der öffentlichen La fter 


ber das Berfahren erläßt ber Oberpräfident. 
Art.10. Kommt eine giltige Wahl zu Stande, 
fo ift nad) Maßgabe ded Art. 9 ein Repräjentant 
zu wählen, weicher die Hebertragung des Amtes 
an ben gewählten Geiftlihen auszuführen hat. 
Für da3 Verhalten uud die Verantwortung des 
Repräfentanten gelten die Vorſchriften des Urt. 7. 
Art. 11. Wird in den Fällen der Art. 4—10 
vom Oberpräfidenten fein Einiprud erhoben od. 
der erhobene Einſpruch von dem Gerichtöhofe 
verworfen, jo gilt der Geiftliche al3 rechtägiltig 
angeftellt. 

Geiftliche Orden, ſ. Orden. 

Geld als Gegenftand ftrafbarer Handlungen, 
ſ. Unt erſchlagung, ggg ee 

Geldftrafe (Geldbuße). Cine nicht beizutrei« 
bende Geldftrafe wird in Gefängniß. und, wenn 
fie wegen einer Uebertretung erfannt worden, in 
Haft umgewandelt. Das Nähere |. St.-©.-B. 
8 28, 29. In den Nadlaß kann eine Geld- 
ftrafe nur dann volljtredt werben, wenn das 
Urtheil bei Lebzeiten des Berurtheilten recht3- 
fräftig geworden war; daj. $ 30. Gelditrafen 
als Zwangsmittel der Ortd- u. Sreispolizeibe- 
börden; j. unter Berwaltungsbehörden 
Gef. v. 26. Juli 1876 85 33 ff.; ald Disciplinar: 
ftrafmittel, j. unt. Disciplin Gef. v. 21. Juli 
1852 88 15, 19 ff. und Geſ. v. 12, Mai 1873 
8 4, 7, 8 ©. aud unter Reihsbeamte 
Gef. v. 31. März 1873 $ 74, 

Gemeinde-Abgaben (-Steuern, Vaſten). 

. Directe: 

1. in den Landgemeinden f. unter Ge- 
meindeverfafjungen für bie öftlihen Pro- 
pinzen Gef. v. 14. April 1856 88 11— 14; für 
Beitfalen Zandgemeinde-Ordnung dv. 19. März 
1856 88 57—64, 67, 68, 78; für die Ahein- 
provinz Gemeinde-Orbnung v. 23. Juli 1845 
88 21—32, 87, 98; für die Provinz Hannover 
Landgemeindegejet v. 28. April 1859 88 60 ff.; 
für bie Provinz Heſſen Gemeinde-Ordnung nom 
23. Dct. 1834 88 73— 77; für Schleswig-Holitein 
Gef. v. 22. Sept. 1867 58 24, 25; für Die Pro- 
vinz Naſſau Gemeindegejeg dv. 26. Juli 1854 
88 35 ff 2. in den Stadtgemeinden, 
ſJ. unter Städteverfajjungen für die öftlichen 
. Brovinzen, Weftfalen u. die Rheinprovinz Stäbte- 
Ordnung dv. 30. Mai 1853 $$ 53, 54, 56, Nr. 9, 
8$ 68, 74 u. die Note dazu; für Neuvorpommern 
und Rügen Geſ. dv. 31. Mai 1853 $ 5 Nr. 3; 
für die Provinz Hannover Städte Ordnung vom 
24. Juni 1858 8 97 Nr. 9$ 114; für Schledw.-Hol- 
ftein Gef. v. 14. April 1869 88 5, 22, 27, 60, Nr. 8, 
71, Nr. 6, $$ 72, 84; für Frankfurt a. M. Gel. 
v. 25. März 1867 $$ 7 ff.; 62, 68, Ar. 9, 
88 75, 87. — Bezüglich der Heranziehung der 
mittelbaren u. unmittelbaren Staatödiener, der 
Geiftlihen u. Elementarlehrer zu den Gemeinde 
Abgaben, j.unter Staat3ödiener Gej. vom 
11. Ser 1822 u. Verordwing v. 23. Sept. 1867. 
5 etreff der Verteilung der öffentlichen 

aften bei Grundftüdsvertheilungen in den Pro— 
vinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Rojen, 
Schlefien, Sachſen und Weftfalen jiche das 


bei Grundftüdstheilungen. 

8 1. Hinfichtlih der Vertheilung der öffent- 
lichen Laſten, welche bei gutöherrlichen bäuerlichen 
Regulirungen, Gemeinheitstheilungen u. Ablöj- 
ungen erforberlid) wird, u. Hinfichtlich der Ber» 
theilung der Grundſteuer verbleibt es bei den 
beſtehenden Vorſchriften. — Die Bertheilung der 
zu den Zwecken der Deich», Meliorationd-, Wald- 
genofjenichaft®- und ähnlichen Verbände aufzu— 
bringenden Abgaben und Leiftungen, fteht den 

enannten Verbänden nad) Maßgabe ihrer Ber- 
Feffung zu. 82. Der VertHeilung nach dieſem 
Geſetze unterliegen nur die den Königlichen 


Rentenbanten und Tilgungskaſſen, ſowie dem 


Domänenfifcus zuftehenden Renten u. vorbehalt- 
lid der Beitimmungen in $ 10, die aud dem 
Kirchen⸗, Piarr-, Schul- und Gemeindeverbande 
entipringenden Abgaben und Leiftungen, ſofern 
folde auf dem Grundbefis haften oder mit Rüd- 
ficht auf Grundbefig zu entrichten jind. — So— 
bald eine Bertheilung nad diejem Geſetze end- 
iltig ftattgefunden hat, ift jedes Trennjtüd nur 
ür die Ei dafjelbe vertheilten Xajten der vor- 
bezeichneten Art verhaftet. $ 3. Die Bertheilung 
der im $ 2 bezeidneten Laften ift nah dem 
Maßſtabe der Grund- und Gebäubejteuer zu 
bewirten. — Falls diefer Maßſtab nicht anwend- 
bar tft, oder von dem Berhältniffe des Ertrags- 
(Nutzungs⸗) Werthes der einzelnen Theiljtüde 
erheblidy abweicht, jo ijt deren bejonderd zu er- 
mittelnder Ertragd- (Nutungsd-) Werth der Ber- 
theilung zu Grunde zu legen. Hierbei find Die 
für die Grund» und Gebäudejteuer beitehenden 
Vorichriften zum Anhalt zu nehmen. $ 4. Die 
— der Renten ($ 2) erfolgt durch den 
Katajtercontroleur, welcher den Bertheilungsplan 
entwerfen und den Betheiligten bekannt' machen 
muß. — Innerhalb 21 Tagen nad) der Belannt- 
madung fteht den Betheiligten die Beſchwerde 
offen. — Diejelbe ift jchriftlich oder mündlich zu 
Protokoll bei dem Katajtercontroleur anzubringen. 
8 5. Die Beftätigung des Rentenvertheilungs- 
Planes u. die Entiheibung über die angebradten 
Beichwerden erfolgt dur a. die Pirection der 
Rentenbanf Linfichtlich der diefer Bank zufiehenden 
oder ihr zur Verwaltung überwiejenen Renten, 
b, die Domänenbehörde Hinfichtlich der Domänen- 
renten. $ 6. Zum Erſatz für die dem Kataſter- 
controleur erwachſenden Geſchäftsunkoſten haben 
die Treunſtückserwerber nad) näherer Beitimm- 
ung bes Finanzminifterd eine Gebühr zu ent» 
richten, welche höchiten® eine Mark für jedes 
Trennftüd beträgt. — Außerdem find dem Ka— 
taftercontroleur von denjenigen Trennftüdser- 
werbern, in deren Intereſſe Ermittelungen an 
Ort und Stelle lediglich wegen der Rentenver- 
theilung erforderlich werden, nad) Berhältniß der 
Nentenantheile die geietlihen Tagegelder und 
Reiſekoſten zu vergüten. $ 7. Die aus dem 
Kirchen- u. Pfarrverbande entipringenden Laſten 
werden in evangeliichen Gemeinden Durch den 


1) Die weiteren Borfchriften diefes Gefeges Über bie Gründs 
ung neuer Anfiedelungen, |. unter Anfiebeluggen. 
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Gemeindekirchenrath, in katholiſchen Gemeinden) Zuichläge zu den Staatsſteuern oder für ſich be— 
durch den Kirchenvorjtand, die aus dem Scul-|ftehend, jol nur für Gegenftände, die zur ört- 
verbande entipringenden Laften durch den Schul-|lichen Confumtion beftimnt find, bewilligt wer- 
vorstand, die aus dem Gemeindeverbande ent-|den und es joll dabei der im $ 3 diejes Artikels 
jpringenden Laften, vorbehaltlich der Vorjchriften | ausgeſprochene allgemeine Grundſatz wegen gegen- 
in den $$ 11 bi 13 des Geſetzes über die Land-|feitiger Gleihmäßigkeit der Behandlung der Er- 


gemeindeverfafjungen vom 14. April 1856 durch zeugniſſe anderer 


den Gemeindevorjteher vertheilt. $ 8. Der 


ereinsſtaaten ebenjo wie bei 
der Staatöfteuern in Anwendung kommen. —- 


Katajtercontroleur hat bei jeder Grundftüds-|Bu den zur örtlichen Conſumtion bejtimmten 


theilung, falls nicht einer der Fälle des $ 10 
vorliegt, eine Abſchrift des beftätigten Renten 
vertheifungsplanes, oder wenn ein folder nicht 
aufzujtellen war, einen Auszug aus den Grund» 
teuerfortjchreibungs -Protofollen nebjt den er- 
orderlihen Angaben hinjihtlih der Gebäude- 
teuer, dem Landrath, in Stabdtkreifen dem Ge— 
meindevorjtande, zu überſenden. Dieje jtellen, 
wenn Lajten der im $ 7 gedachten Urt zu ver- 
theilen find, jedem der zur Vertheilung berufenen 
Organe eine Abſchrift der bezeichneten Schrift- 
ftüde zu. 8 9. Die Vertheilung ($ 7) wird in 
urkundlicher Form feſtgeſetzt. Sie ift den Be- 
theiligten und, wenn WBatronatslajten zur Ber- 
theilung kommen, auch der Patronatsauffichts- 
behörde befannt zu machen. — Innerhalb 21 
Tagen nad der Bekanntmachung jteht den Be— 
thetligten und der Patronatsauflichtäbehörde die 
Klage im Bermwaltungsftreitverfahren offen, — 
Diejelbe ijt bei dem Kreisausichufje, in Stabt- 
freijen bei dem Bezirksverwaltungsgericht anzu- 
bringen. $ 10. Der Vertheilung nad) diejem 
Gejege bedarf es Hinfichtlich der im$ 7 genannten 
Laſten nicht, wenn diejelben: a. auf Gebäuden, 
Bauplägen, Hofitellen oder Gärten innerhalb 
einer Stadt oder Vorſtadt ruhen, oder wenn jie 
b. von dem Bejiter eines jeden Grundjtüds ohne 
Nüdficht auf dejjen Beichaffenheit oder Größe, 
ober c. nad) Verhältniß der Staatsſteuern auf- 
zubringen find, d. wenn im Falle der Vertauſchung 
von Grundjtüdstheilen deren Eigenthümer unter 
Bujtimmung der Abgabenberechtigten und der im 
& 7 bezeichneten Borjtände in die mwechjeljeitige 
—— auf die Tauſchſtücke willigen. 
$ 11. Streitigleiten über die Exiſtenz, den Um— 
ſang oder die rechtliche Natur der zu vertheilen- 
den Abgaben u. Leijtungen verbleiben der richter- 
lichen Entſcheidung. Wenn vor derjelben die 
BVertheilung nicht bewirkt werden fann, jo ijt 
hinfichtlich der Renten die beftätigende Behörde, 
jonjt der Kreisausſchuß, in GStadifreijen das 
Bezirlöverwaltungsgericht befugt, über die Ber- 
theilung eine vorläufige Feſtſetzung zu treffen, 
egen welche eine Berufung nicht ftattfindet. 

18. Die in Gemäßheit dieſes Geſetzes über 
die VBertheilung von Laſten getroffenen endgiltigen 
und die nach $ 11 getroffenen vorläufigen Feſt— 
jegungen find im Verwaltungswege vollitredbar. 


II, Sndirecte Gemeinde-Abgaben. 


— Grundſätze über die Zuläſſigkeit 
berjelben enthält ber Vertrag zwiſchen dem Nord⸗ 
deutſchen Bunde, Bayern, Württemberg, Baden 
u. Heſſen, die Fortdbauer des Zoll- und Handels» 
vereins betreffend, vom 8. Juli 1867 Art. 5$ 7: 


Segenjtänden, von welchen hiernad die Erheb- 
ung einer Abgabe für Rehnung von Communen 
oder Eorporationen allein ſoll jtattfinden dürfen, 
find allgemein zu rechnen: Bier, Eſſig, Malz, 
Eider (Obftwein) und die der Mahl- u. Schladht- 
ftener unterliegenden Erzeugniffe, ferner Brenn« 
materialien, Marktvictualien und Fourage. — 
Vom Weine joll die Erhebung einer Abgabe der 
vorgedadhten Urt auch ferner nur in denjenigen 
Theilen des Vereins zuläflig jein, welche zu den 
eigentlichen Weinländern gehören. — Soweit in 
einzelnen Orten der zum Zollvereine gehörigen 
Staaten die Erhebung einer Abgabe von Brannt- 
wein für Rehnung von Communen oder Cor: - 
porationen gegenwärtig ftattfindet, oder nach der 
bejtchenden Gejepgebung nicht verjagt werden 
fann, wird es dabei ausnahmsweiſe bewenden, 
— Es jollen aber die für Rehnung von Com— 
munen oder Eorporationen zur Erhebung kommen⸗ 
den Abgaben von Wein und Branntwein, in« 
leihen von Bier, in Abficht ihres Betrages der 

eſchränkung unterliegen, daß joldhe beim Brannt» 
wein mit der Staatsjteuer zujammen, den im 
$ 2 dieſes Artifelö feitgejegten Marimaljag von 
30 M für die Ohm und beim Wein und Bier 
den Sat von 20%, der für die Staatsjteuern 
ebendajelbit verabredeten Marimaljäge nicht über- 
ichreiten dürfen. Ausnahmen hiervon jollen nur 
infomweit zuläffig jein, als einzelne Communen 
oder Eorporationen ſchon gegenwärtig eine höhere 
Abgabe erheben, melden Falls Iegtere fortbe- 
jtehen fann, — Sollten in einem oder dem an— 
deren Orte auch noch von anderen ald den vor 
jtehend genannten Gegenftänden Abgaben erhoben 
werden, fo joll die Erhebung der legteren zwar 
einjtweilen fortbeftehen können, die betreffenden 
Regierungen werden es ſich jedoch angelegen fein 
lajien, ſolche Abgaben bei der erjten pafjenden 
Gelegenheit zu bejeitigen. Ueber den Erfolg der 
diesfälligen Bemühungen wird dem Bundesrathe 
des Bollvereind von Zeit zu Zeit Mittheilung 
gemacht werden. — Abgaben für Rechnung von 
Communen oder Corporationen dürfen bei dem 
Uebergange der befteuerten Gegenjtäude nad) an— 
den Bereinsjtaaten, gleih den Staatsfteuern, 
ganz oder theilweije zurüderjtattet werden , ſo— 
weit eine folhe Vergütung bei dem Uebergange 
der befteuerten Gegenftände nach anderen Orten 
deilelben Landes jtattfindet. 

Gemeinde: Memter. Zur Uebernahme der 
unbejoldeten (Ehren-) Memter, bezw. einer Wahl 
zur Semeindevertretung iſt der Regel nad) jedes 
itimmberechtigte Geneinde-Mitglied verpflichtet; 
j. unter Städteverfaffungen die Städteord— 
nung dv. 30. Mai 1853 $ 74, die Städte-Ord⸗ 


$ 7. Die Erhebung von Abgaben für Rechnung |nung für Hannover v. 24. Jumi 1858 $$ 31,38 ff.; 
von Communen oder Eorporationen, jei ed durd für Scjleswig-Holftein v. 14. April 1869 SS 9, 
30* 
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10; für Franffurta. M. Gef. v. 25. März 1867 


Gemeinde-Angehörigteit — ©emeinde-Mitglieder. 


Gemeinde »- Dienite, j. unter Städtever- 


$$ 17, 18; ferner unter Gemeindeverfaſſ- faſſungen Städteordnung v. 30. Mai 1853 $ 54; 


ungen in Weitfalen, Landgemeinde-Ordnung v. 
19. März 1856 88 78, 79; in der Aheinprovinz 
Gemeinde-Ordnung dv. 23. Juli 1845 SS 72 ff.; 
in Schleswig-Holftein, Gej. vom 22, Sept. 1867 
$ 22; heſſiſche Gemeinde-Ordnung vom 23. Oct. 
1834 847. ©. auch Kreißordnung $ 25. 

Gemeinde-Angehörigteit, j. Gemeinde» 
Mitglieder. 

Gemeinde-Augelegenheiten. Zuftändigkeit 
der VBerwaltungsbehörden und der Berwaltungs- 
gerichte in Angelegenheit der Landgemeinden u. 
Sutsbezirke, j. unter Berwaltungsbehörden 
Geſ. vom 26. Juli 1876 88 40 ff. 

Gemeinde» Anftalten, Benugung und Ber- 
waltung derjelben, ſ. unter Städteverjajj- 
ungen die Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 
$$ 4, 56 Nro. 3; Gef. v. 25. März 1867, 88 7, 
60, 615 Geſetz vom 14. April 1869 $$ 19—21, 
60 Nro. 2 und unter Gemeindeverfafjungen 
weſtfäliſche Lan dgemeindeOrdnung d. 19. März 
1856 $$ 2, 3 und naſſauiſches Gemeindegejeg v. 
26. Juli 1854 $$ 47 ff. ©. aud Gemeinde» 
Bermögen. 

Gemeinde-Ausſchuß j. Gemeinde-VBer- 
jammlung. 

Gemeinde » Beamte (Gemeinde Behörden), 
Wahl, Anftellung, Bejoldung 2c. derjelben: I. in 
deu Städten, |. unter Städteverfajjungen 
Etädte-Orbnung dv. 30. Mai 1853 85 17Nr. 2, 
30 Nr. 2, 56 Nr. 6, 88 58, 64, 65, 74, 75, 80, 
82— 84; Hannoverſche Städte-Ordnung vom 24. 
Juni 1858 8$ 41 ff.; Schleöwig-Holjteiniiche vom 
14. April 1869 8$ 9, 10, 28—34|, 60 Wr. 5, 
$$ 61, 62, 75; in Frankfurt a. M. Geſetz von 
25. März 1867 8$ 17, 18, 40—44, 63 Wr. 6, 
88 71, 72,83. UI. In den Landgemein- 
den, j. Kreiordnung vom 13. Dec, 1872 
88 22 ff. und unter Verwaltungsbehörden 
Geſetz dv. 26. Juli 1876 55 45—47; und unter 
Gemeindeverfajiungen wejtfäliiche Landge— 
meinde-Ordnung vom 19. März 1556 $ 30 Kr. 
2, $$ 46, 66 Wr. 5, 88 73, 78, 79, 88, 84; 
rheiniſche Gemeinde-Ordnung vom 23. Juli 1845 
$$ 72— 84; hannoverjdes Landgemeindegeiep v. 
28. April 1859 $$ 22 ff.; heſſiſche Gemeinde- 
Ordnung vom 23. Oct. 1834 SS 36 ff.; naſſau— 
iſches Gemeindegejeg vom 26. Juli 1854 $$ 3, 
4,5. ©. auch Bürgermeiiter. 
Gemeindebezirke, Bildung derjelben, |. unter 
Gemeindeverjajjungen für die öſtlichen Pro— 
vinzen Gejeß v. 14. April 1856 $$ 1, 2; für 
die Rheinprovinz Gemeinde- Ordnung vom 23. 
Juli 1845 889, 10; für Hannover Belanntmad)- 
ung vom 28. April 18”0 55 1 ff.; für Schles— 
wig-Holjtein Gef. vom 22. Sept. 1867 88 9, 24, 
26; für Heilen Gemeinde » Ordnung dv. 23. Oct. 
1834 85 4 ff.; für Nafjau Gemeinde-Gejeg vom 
26. Juli 1854 88 1,2. ©. aud) Stadtbezirf. 
— In Betreff der Zuftändigfeit der Verwaltungs 
behörden und der Berwaltungsgerichte, bei We» 
meindebezirks »- Veränderungen, im Geltungsbe— 
reiche der Kreis-Ordnung vom 13. Dec. 1872 |. 


icjleswig-holfteiniiche vom 14. April 1869 $ 22; 


u. unter Gemeindeverfafjungen Gej. vom 


14. April 1856 8S 11, 12; weftfäliiche Landge- 
meinde-Ordnung dom 19. März 1856 $ 58; 
rheinifche Gemeinde» Ordnung v. 23. Juli 1845 
$ 22; heſſiſche Gemeinde-Ordnung vom 23. Oct. 
1834 $$ 78, 79. Wegen Befreiung der Staat?- 
diener, Geiftlichen 2c. von der Leiftung von Ge— 
meinbedienften, j. die Städte-Ord. vom 30. Mai 
1853 $ 4 und hinfichtlid) der neuen Provinzen 
unter Staatsdiener die Verordnung vom 23, 
Sept. 1867 8 10, 

Gemeinde-Einfommenftener. Da ein neues 
Eoınmunaljtenergejeg in nächfter Ausſicht fteht, 
werden die bisherigen für dieſe Angelegenheiten 
giltigen Borjchriften Hier nicht mehr mitgetheilt. 

Gemeinde - Einnehmer, fiehe Gemeinde» 
Beamte. 

Gemeindefifchereien, j. unter Fiſcher ei— 
polizei Geſ. v. 30, Mai 1874 $ 6. 

Gemeinde⸗Forſten j. unter Waldungen. 

Gemeinde-Daushalt. ©. unter Städte 
verfajjungen Städte-Ordnung vom 30. Mai 
1853 $$ 56 Wr. 4, 61, 64, 66 ff.; hannoverſche 
Städte-Ordnung vom 24. Juni 1858 $$ 114 fi. 
ichleswig-holiteinifche vom 14. Upril 1869 $ 85; 
für Frankfurt a. M. Gef. vom 25. März 1867 
s$ 73—78; u. unter Gemeindeverfajjungen 
wejtfäliiche Yandgemeinde-Ordnung v. 19. März 
1856 $ 45; rheinijhe Gemeindeordnung v. 23. 
Juli 1845 8$ 79, 80; hannoverjches Landge- 
meindegejeg v. 28. April 1859 8 60 ff.; heſſiſche 
Gemeindeordnung vom 23. Oct. 1834 $$ 67 bi 
91; nafjauisches Gemeindegejeg vom 26. Juli 
1854 85 30—32, 35 fi. — Bezüglid) des Ver— 
fahrens bei Gemeindefaffen - Defecten ſ. unter 
Defectenverfahren und für den Geltungs— 
bereihh der Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 
unter Bermwaltungsbehörden Gef, vom 26. 
Juli 1876 $ 50. 

Gemeindelaften j. Gemeinde-Abgaben. 
Bezüglich der allgemeinen Laſten, welche den 
‘SHemeinden auf Grund der. bejonderen Gejege 
obliegen, 3. B. Leijtungen für die bewaffnete 
Madıt im Frieden oder im Kriege, polizeiliche 
einrichtungen und vergl. ift auf dieje Special» 
gejege zu verweilen. — In Betreff der Behand- 
lung der Streitigleiten über Gemeindelaften im 
beltungsbereiche der Kreisordnung v. 13. Dec. 
1872 ſ. unter Berwaltungdbehörden Gejeg 
vom 26. Juli 1876 $ 49. 

Gemeinde-Mitglieder, Begriff, Rechte und 
Pflichten derielben, j. unter Städteverfajj- 
ungen Städteordnung d. 30. Mai 1855. 88 3 ff. ; 
hannoverſche Städteordnung vom 24. Juni 1858 
s$ 17,19 ff.; ſchleswig Jolſteiniſche v. 14. April 
1869 88 4 ff.; für Frantfurt a. M. Gejeg vom 
25. März 1567 8$ 6 ff.; und unter Gemeinde» 
Verfaſſungen Gef. vom 14. April 1856 88 8 ff.; 
weitfäliiche Kandgemeinde-Ordnung dv. 19. März 
1856 88 14 ff.; rheiniihe Gemeinde-Ordnung v. 
23. Juli 1845 88 12 ff. 33 ff.; Hefliiche Ge— 


unter Berwaltungsbehörden Ge. vom 26.!meinde-Orduung vom 23. Dct. 1834 88 9 ff. ; 


Juli 1876 $$ 40, 41. 


najjauiiches Gemeindegeſetz vom 26. Juli 1854 


Gemeinde-Nugungen — Gemeinde-Berfaffungen. 


SS 24 ff. — Verpflichtung der Gemeindemitglie- 
der zur Uebernahme unbejoldeter Gemeindeäm— 
ter ꝛc. |. Gemeindeämter; zur Uebernahme 
unbefoldeter Nemter in der Armıenverwaltung, ]. 
unter Urmenpolizei Gejeg vom 8. März 
1871 88 4, 5 (©. 69). 
Gemeinde-Nuyungen. Ueber die Berechtig— 
ung der Gemeinde-Mitglieder zur Theilnahme 
daran f. unterStädteverfafjungen Städteord- 
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SS 8, 9; Form der Gemeinde-Beichlüffe, Urkun— 
den, Bollmachten 2c. SS 10—13; Bejteuerung der 
Staatödiener, $ 14; Gemeindewaldungen, $ 15; 
Aufhebung der gutsherrlichen Strafengeredtig- 
feit, $ 16; Verleihung der Städteordnung, $ 17. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 2c. verorbnen, 
mit Zuflimmung beider Häuſer des Landtages 
Unjerer Monardie, zur Ergänzung ber Geſetze 
über die Gemeinde » Berfaffungen in den länd— 


nung vom 30. Mai 1853 $ 50 Nr. 4, $ 52; lichen Ortſchaften der ſechs öftlichen Provinzen, 


hannoverfihe vom 24. Juni 1858; jchleswig- 
bolfteiniihe vom 14. April 1869 SS 5, 21, 71 
Nr. 4 und 5, $ 84; für Frankfurt a. M. Gef. 
vom 25. März 1867 $ 60 Nr. 4, $$ 61, 75; 
und unter Gemeindeverfafjungen weitjäliiche 
Landgemeinde- Ordnung vom 19. März 1856 
$ 52, 53 Nr. 4, $ 56; rheiniſche Gemeinde-Ord» 
nung vom 23. Juli 1845 88 1—19; heijiiche 
Gemeindeordnung dom 23. Oct. 1834 $ 70; 
naſſauiſches Gemeindegejeg vom 26. Juli 1854 
SS 30 ff., 43 ff. Bezüglich des Verfahrens bei 
Streitigkeiten über Gemeindenugungen im Gelt- 
ungsbereiche der Kreißordnung d. 13. Dec. 1872 
j. unter VBerwaltungsbehörden, Gejeg vom 
26. 1876 8 49. 

emeinderath, fihe Gemeindever- 
jammlung. 

Gemeinderedit (Stimmredht), ſ. unter Ge» 
meinde-Berfajjungen Gef. v. 14. April 1856 
SS 3 ff., weitfäliiche Xandgemeinde - Ordnung vd. 
19. März 1856 88 2, 14 ff., 56, 66 Wr. 1, 
SS 78,79; rheinifche Gemeindeordnung vom 23. 
Juli 1845 88 33 ff. ; Hannoveriches Landgemeinde⸗ 
geſetz v. 28, April 1859 $$ 3 ff.; heſſiſche Ge- 
meindeordnung vom 23. Oct. 1834 $$ 26 ff.; 
ſchleswig⸗ holſteiniſche Landgemeinde » Verfafjung 
vom 22. Sept. 1867 88 8 jf.; naſſauiſches Ge- 
meindegeje vom 26. Juli 1854 85 68 ff. 
auch Bürgerredt. 

Gemeinde - Steuern, j. Gemeinde-Ab- 


aben. 

3 Gemeinde-Berfajiungen. Diejelben gelten 
entweder für Stadtgemeinden urd denjelben gleid)- 
gejtellte Corporationen (Flecken) oder für Land— 
gemeinden. Hier werden nur die letzteren und 
diejenigen Gemeinde-DOrdnungen, welche — wie 
in dern Provinzen Heffen und Naſſau — für alle 
Gemeinden, ohne jeden Unterjchied, erlaffen find, 
abgedrudt. Die anderen j. unter Städtever— 
fajjungen.‘) 

I. Gejeg, betreffend die Landgemeinde- 
Verfafjungen in den ſechs öſtlichen 
Provinzen der preußiihen Monardie, 
vom 14. April 1856.°) 

[Inhalt] Veränderung von Gemeinde» und 
Butöbezirten, 88 1, 2; Stimmredt 88 3—7; 
Bildung einer gewählten Gemeinde- Vertretung, 





1) Anftatt alle einzelnen Beftimmungen und Borichriften ber 
teindeordnungen durch ein Stichwort bervorzubeben und 
dieje alphabetifch zu ordnen, wird der Inhalt der einzelnen 
* — € vor dem Terte des Geſetzes mitgetheilt was für ben 
Sebrauc der einzelnen Gemeindeorbnungen in ben betreffenden 
Probinzen am Beiten erſchien. 

?) Ucher die Zuftändigfeit ber Berwaltungsbehörben u. ber 
—— in — der Landgemeinden u. 
Gutäbezirte, . unter Berwaltungsbehärben Geſetz vom 
26. Juli 1876 $$ 40-51. 


insbejondere der Vorſchriften, weldye darüber 
(von den Porfgemeinden) in dem Allg. Land— 
recht Th. II, Zit. 7, Abſchn. 2, in den beiden 
Verordnungen vom 31. März 1833,') in dem 
Geſetze vom 31. Dec. 1842,?) in dem Gejege 
vom 3. Januar 1845, fowie in bem Geſetze vom 
24. Mai 1853) enthalten find, für die gedach— 
ten Provinzen hierdurch, was folgt: 
[Beränderung von Gemeinde- und Gutsbe— 
zirten.] $ 1. Den Bezirk einer ländlichen Ge— 
meinde oder eines felbjtändigen Gutes bilden alle 
diejenigen Grundftüde, melde demjelben bisher 
angehört haben, — Jedes Grunditüd, welches 
bisher noch feinem Gemeinde» oder jelbjtändigen 
Gutsbezirke angehört hat, ift nach Bernehmung 
der Betheiligten und nad Anhörung des Kreis— 
tag3 durch den Oberpräfidenten mit einem folchen 
Bezirke zu vereinigen. Eignet ſich ein ſolches 
Grundſtück, nad — Umfange und ſeiner 
Reiftungsfähigfeit, zu einem befonderen Gemeinde» 
oder felbjtändigen Gutöbezirke, jo kann dajjelbe 
mit Unferer Genehmigung dazu erflärt werden, 
— Die Vereinigung eines ländlichen Gemeinde» 
bezirks oder eines Fetbftändigen Gutsbezirks mit 
einem anderen Bezirke kann nur unter Zuftimme 
ung der beiheiligten Gemeinden und des betheil- 
igten Gutsbeſitzers, nach Anhörung des Kreis» 


tags, mit Unferer Genehmigung erfolgen. — Die 


Abtrennung einzelner Grundjtüde, Abbaue, Colo— 
nien bon einem Gemeinde- cder jelbitändigen 
Gutsbezirke und deren Bereinigung mit einem 
anderen ſolchen Bezirke kann, wenn die betheilig- 
ten Gemeinden oder Gutsbeſitzer, und die Befiger 
jener Grundftüde darin einmwilligen, mit Ge— 
nehmigung des Oberpräjidenten gejchehen; joll 
aber aus dergleihen Grundftüden ein befonderer 
Gemeindebezirk oder ein jelbjtändiger Gutsbezirk 
gebildet werden, fo ift die Anhörung des Kreis» 
tages und Unjere Genehmigung erforderlih. In 
diefem legteren Wege können Bezirkdveränder- 





1) a. Berordnung, die Einführung bes Allgemeinen Land⸗ 
rehts in Beziehung auf die Berwaltungsangelegenheiten der 
Landgemeinden in den zum Berwaltungsverbande der Provinz 
Sadıen gebörigen, ber wejtfälifchen Zwifchenregierung unter: 
tworfen geweienen Landestheilen betreffend, vom 31. März 
1833. b. Berorbnung, die Regulirung der während der weft: 
fäliihen Zwiichenregterung entftandenen Berbältniffe zwiſchen 
den Domänen und Gemeinden in den zur Provinz Sachſen 
gehörigen, ebemals wenfäliiden Landestheilen betreffend, vom 
31. März 1833. 

2) ©. jetzt Geſetz v. 8. März 1871 unter Armenpolizei 


S. 68. 

3) Die Gefete vom 3. an. 1845 und 24. Mai 1853 find 
durch das Geieh, betreffend bie —— ber öffentli 
Laſten bei Grundftückstheilungen u. die Gründung neuer Ans 
fiedelungen in den Provinzen Preufen, Brandenburg, Poms 
mern, Bofen, Schleſien, Sachſen und Wejtfalen vom 25. Aug. 
1876. Die die Gründung neuer Anfievelungen betreffenben %5 
des Geſetzes find S. 39 unter Anfiedelungen abgedrudt. 
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ungen ber vorbezeichneten Art, welche im öffent- zu beftätigenden Gemeindebeſchluß herbeizuführen, 
lihen Intereſſe nothwendig find, felbit dann vor-]— Kommt ein folder Beichluß nicht zu Stande, 
genommen werben, wenn bie Bethetligten nicht ſo ift die Regierung befugt, nad) Anhörung des 
darin eingemilligt haben. — In allen vorftehend | Kreistages und mit Genehmigung des Mintfters 
bezeichneten Fällen ift den Betheiligten der Be-|ded Innern, die in Anfehung des Stimmrechts 


Gemeinde-Berfaffungen. 


ſchluß des Kreistages vor Einholung der höheren 
Genehmigung mitzutheilen. ird infolge 
einer Bezirfsveränderung eine Augeinanderjegung 
zwiſchen den Beteiligten nothwendig, jo ift die— 
jelbe im Berwaltungswege zu bewirken; zu ihrer 
Feſtſtellung genügt, wenn bie Betheiligten einig 
find, die Genehmigung der Regierung; —— 
Streitigkeiten dabei, ſo entſcheidet ſolche der 
Oberpraſident. Privatrechtliche Verhältniſſe dür— 
fen durch dergleichen Veränderungen niemals 
geſtört werden. — Eine jede Bezirksveränderung 
iſt durch das Amtsblatt bekannt zu machen. — 
Der 8 9 der Verordnung vom 31. März 1833 
ift aufgehoben. $2. Wem ein bis dahin jelb- 
ftändiger Gutsbezirk, oder ein in feinem Gemeinbe- 
verbande ftehendes, großes, geſchloſſenes Wald- 
grundftüd mit einem Gemeindebezirt vereinigt 
wird oder bereitö vereinigt worden ift, fo find 
durch ein zu errichtended Statut Feſtſetzungen 
über das Verhältniß zu treffen, in welchem der 
Befiger und die übrigen Bewohner bed Guts— 
bezirfö oder Waldgrundjtüdd an den Rechten 
und Pflichten der Gemeinde theil zu nehmen 
haben, — Jusbejondere ift in dem Statute zu 
bejtimmien: a) ob und in mwieweit dem Guts— 
oder Walpbefiger, nad Maßgabe des größeren 
Umfangs od. Werthes jeines Beſitzthums, bejon- 
dere Rechte beigelegt werden follen, namentlid) 
das Necht, im der Gemeindeverfammlung ben 
Vorfig oder auch mehrere Stimmen zu. führen, 
bei der Wahl von Gemeindeverorbneten einen 
ober mehrere berjelben allein zu wählen, oder 
an deren Berfammlung jelbjtändig theil gu 
nehmen, — in der Verfammlung der Gemeinde 
oder deren Berordneten ſich durch Pächter, Wirth 
ſchafts- oder Forſtbeamte jeiner Grundftüde ver- 
treten zu laffen; b) ob und inwieweit die Wieder- 
auflöfung der Bereinigung des Gutsbezirks ober 
Waldgrundftüds mit dem Gemeinbebezirfe von 
dem einjeitigen Untrage des Guts- oder Wald» 
befikerd, oder von dem der übrigen Gemeinde- 
lieder abhängig fein fol. — Ein foldhes Statut 
it nad) den Erklärungen der Betheiligten von 
dem Landrathe zu entwerfen, dem Kreistage zur 
Heußerung darüber und alsdann mit dem Gut» 
achten der Regierung dem Oberpräfidenten zur 
Beitätigung vorzulegen. 

[Stimmrecht] $ 3. Die Theilnahme an dem 
Stimmrechte und die Urt der Ausübung deffelben 
in der Gemeinde» Berfammlung wird durch die 
bejtehende Ortsverfafjung beftiimmt. $ 4. Er- 
gibt fi) dad Bedürfniß einer neuen Feſtſtellung 
oder Negelung der Stimmrechte, weil die Orts— 
verfaffung darüber dunfel oder zweifelhaft ift 
oder weil danach mefentlihe Mängel in Anſeh— 
ung der Theilnahme an dem Stimmredte, na- 
mentlih erheblihe Mifverhältniffe gegen die 
Theilnahme an den Gemeindelaften bejtehen, fo 
ijt eine ſolche Ergänzung oder Abänderung der 
Ortsverfaſſung unter Beachtung der Vorjchriften 


erforderliche Ergänzung oder Abänderung der 
Ortöverfafjung ——— der $$ 5 und 6 
vorzuſchreiben. . 1) Bur Theilnahme am 
Stimmredhte dürfen nur folde Einwohner bes 
Gemeindebezirks verftattet werden, welche einen 
eigenen Hausftand haben und zugleich in dem 
Bezirke mit einem ——— angeſeſſen ſind; 
2) wenn aber Jemand in dem Gemeindebezirke 
ein Grundſtück beſitzt, welches wenigſtens den 
Umfang einer, die Haltung von Zugvieh zu ihrer 
Bewirthſchaftung erfordernden Adernahrung hat, 
oder auf dem ſich eine Fabrik oder eine andere 
gewerbliche Anlage befindet, deren Werth dem 
einer Ackernahrung mindeſtens gleichkommt, jo 
iſt derſelbe zur Speilnahme am Gtimmredhte 
auch dann zuzulaffen, wenn er nicht Einwohner 
bed Gemeindebezirk3 ift (Forenſe). Daſſelbe gilt 
aud von furiftifcen Perſonen welche Grundftüde 
von einem ſolchen Umfange im Gemeindebezirfe 
befiken; 3) den —— ſolcher Grundſtücke, 
welche die übrigen an Werth oder Größe erheb- 
lich überfteigen, kann mehr als eine Stimme bei— 
gelegt werden; 4) auch fünnen die Gemeinde» 
glieder in Unjehung ihrer Theilnahme am Stimm- 
rechte in verſchiedene Klaſſen getheilt werden; 
5) bie Stimmen der Befiger derjenigen Hleineren 
Grundftüde, welche zu ihrer Bewirthichaftung 
fein Bugvieh erfordern, können zu Gejammt- 
jtimmen (Eollectivftimmen) verbunden werden, 
Dergleichen Befiger haben alsdann das Stimm— 
recht in der Gemeindeverfammlung durch Abge- 
ordnete auszuüben, welche fie aus ihrer Mitte 
3 mindeſtens 3 und höchſtens 6 Jahre wählen. 
$6. In der Ausübung des Stimmrechts, zu 
weldhem ihr Grundbefiß befähigt, können ver« 
treten werden: 3) Minderjährige durch ihren 
Bater, Stiefvater oder Bormund ; 2) die Ehefrau 
durch ihren Ehemann, ſofern zu 1 und 2 ber 
Bater, der Stiefvater, der Vormund und der 
Ehemann im Gemeindebezirfe wohnt, ber Stief- 
vater das zum Stimme befähigende Grund» 
ſtück bewirthichaftet und der Vormund im Ge» 
meindebezirt Grundbefiter ift; fehlen bei einer 
diefer Perfonen diefe Vorbedingungen, jo fann 
diejelbe die Vertretung einem Stimmberedtigten 
aus der Klaſſe des zu Vertretenden oder aus 
der nächſt angrenzenden übertragen; 3) unver« 
heirathete Beiiperinnen; 4) auswärts wohnende 
und juriftiiche Perfonen, zu 3 und 4 durch 
Stimmberedhtigte derjelben oder der nächſt an— 
grenzenden Klaffe, — zu 4 aber auch dur 
Pächter oder Nießbraucher der zum Stimmrechte 
befähigenden Grundftüde. $ 7. Die Vorſchrif—- 
ten der 88 5 und 6 finden auch Anwendung, 
wenn infolge der Bertheilung von Grundftüden 
oder ber Bildung neuer Anfiedelungen, Eolonien 
oder Gemeinden über die Theilnahme der Be 
mwohner am Stimmrechte zu befchließen ift. 
(Bildung einer gewählten Gemeindevertretung.] 
88. Auf den Antrag einer Gemeinde kann an 


ber $$ 5 und 6 durch einen von der Regierungidie Stelle der Gemeindeverfammlung eine Ver— 
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tretung derjelben burch gewählte Gemeindever- jhrift des $ 12, durch einen von der Regierung 
ordnete eingeführt werden. — Wo dies gejdjehen zu beftätigenben Gemeindebeſchluß herbeizuführen. 
fol, find zuvor durd ein Statut die dazu er⸗ — Kommt ein folcher Beſchlüß nicht zu Stande, 
forderlichen le zu treffen, insbejondere ſo iſt die Regierung befugt, nach Anhörung des 
über bie Gejammtzahl der Gemeindeverorbneten, Kreistages, mit Genehmigung des Minifterd des 
die Wahlperiode, die etwaige Klaffeneintpeilung| Innern, die in Anfehung der Vertheilung ber 
der Wähler, die hierbei aus jeder Klaſſe zu Abgaben oder Dienſt eriecberfice Ergänzung 


wählende Zahl von Gemeindeverordneten, und 
die Wahlordnung. — Ueber ein ſolches, von ber 
Gemeinde unter Mitwirkung der Ortsobrigleit 
und des Landraths zu entwerfendes Statut ift 
der Kreidtag zu hören, und dafjelbe dann mit 
Dem Gutachten der Regierung und des Ober— 
präfidenten dem Minifter ded Innern zur Be- 
ftätigung vorzulegen. $ 9. Der Minijter des 
Innern ift befugt, eine Gemeindeverordneten- 
Berjammlung aufzulöfen und eine Neuwahl an- 
zuordnen, 

[Form- der Gemeindebejchlüffe, Urkunden, VBoll- 
madten 20.) $ 10. ı) Bu einer fchriftlichen, 
einen Gemeindebejchluß betreffenden Berhandiung 
ift erforderlih, daß darin die Namen der bei 
der Beihlußfafjung gegenwärtig geweſenen Ge— 
meindemitglieder angegeben find, und die Ver— 
— außer von dem Schulzen Echolzen, 


oder Wbänderung der Ortsverfäſſung vorzu- 
ſchreiben. F 12. Bei einer folden neuen Ver— 
theilung der Gemeindelaften ($ 11) ift darauf 
zu achten, daß diefelbe mit Berückſichtigung der 
in der Gemeinde jtattfindenden Abjtufungen des 
Grundbefiges und des Klafjenverhältnifies ge 
hehe, und bie den einzelnen Gemeindegliedern, 
oder den Klaffen derjelben aufzuerlegenden An— 
theile an den zu. in ein angemejjenes Ber- 
hältniß zu den Rechten und Bortheilen treten, 
welche diejelben in dem Gemeindeverbande ger 
nießen. $ 18. Die Vorjchrift des $ 12 findet 
auch Unmwendung, wenn infolge der Bertheil- 
von Srunditüden oder der Bildung neuer 
Anfiedelungen, Eolonien oder Gemeinden, über 
die Theilnahme der Bewohner an ben Gemeinde- 
lajten zu bejchließen ift. 


(Befteuerung der Staatödiener.] $ 14. In— 


ichter) und den anweſenden Schöppen (Gerichts⸗ ſoweit die Staatädiener nad) den beftehenden 
männern, Gerichtd- oder Dorfgejhworenen), auch |Gefegen zu den Gemeindelajten in ländlichen 
nod von mindeſtens 3 anderen ber gegenwärtig |Ortichaften herangezogen werden können, finden 


ewejenen angefeffenen Gemeindemitglieder unter- 
Ichrieben ift; 2) Urkunden über Rechtsgeſchäfte, 
welche die Gemeinde gegen Dritte verbinden jollen, 
müfjen im Namen der Gemeinde von dem Schul— 
zen und ben Schöppen unterſchrieben und mit 
dem Gemeindefiegel bedrudt fein; der dem Ab— 
ſchluſſe des Geichäfts zum Grunde liegende Ge- 
meindebejhluß, und die dazu etwa erforderliche 
Genehmigung oder Entſcheidung ber betreffenden 
en] Sag müſſen der Urkunde in beglaubig- 
ter Form beigefügt fein; 3) Vollmachten verbin- 
den bie Gemeinde, wenn fie Namens ihrer, unter 
Beidrüdung des Gemeindeſiegels, von dem Schul: 
en und den Schöppen unterichrieben find, und 
dabei von diefen Perſonen bejcheinigt ift, daf die 
Bollmadıt auf den Grund eines ordnungsmäßigen 
Gemeindebeſchluſſes, zu welchem alle Stimmbes 
rechtigten gehörig eingeladen worden, auzgejtellt 
jei. Eine jolhe Vollmacht ift auch dann aus» 
reichend, wenn die Gejege jonft eine ra 
oder Notarint3-Vollmadjt erfordern. Die SS 40 
bis 42, Tit, 3, ei I der Allg. Gerichtsordnung 
find aufgehoben; 4) Zu dem Nachweiſe, daß von 
einer Gemeinde bei der Ermwerbung oder Ver— 
äußerung von Grundftüden oder denjelben gleich 
ftehenden Gerechtſamen die den Gemeinden gejeß- 
lic) vorgeichriebenen befonderen Formen beobachtet 
find, genügt eine —— der ee 

[BertHeilung der Gemeinde-Abgaben ꝛc.] $ 11. 
Wenn in Anjehung des Maßſtabs der Bertheil« 
ung der Gemeinde » Abgaben oder Dienjte die 
Ortöverfafjung dunkel, zweifelhaft oder nicht 
mehr pafjend ift, insbejondere hergebradhte Ge— 
wohnheit (88 31, 39, Tit. 7. Th. Il Allg. Land- 
rechts) dabei feinen ficheren Anhalt gewährt, 
oder zu erheblihen Mißverhältnifien führt, ſo 
ift eine Ergänzung und Abänderung der Ortd« 
verfafjung hierüber, unter Beachtung der Xor- 


dajelbft die Vorfchriften des Geſetzes vom 11. 
Suli 1822 und der Cabinetsordre vom 14. Mai 
1832 Anwendung.) $ 15. Gemeindewaldungen 
find auch fernerhin diefer Beftimmung zu er- 
halten. Eine Verwandlung derfelben in Acker 
oder Wiejen, ſowie außerordentliche Holzichläge 
fönnen nur mit Genehmigung der Regierung 
vorgenommen werden. — Die wegen Behandlung 
der Gemeindewaldungen für einzelne Landestheile 
erlafjenen Gejege und Beitimmungen bleiben in 
Kraft?) $ 16. Die Vorjchriften im $ 3 Nr. 14 
des Geſetzes vom 2.März 1850 find aufgehoben.®) 
$ 17. Wir behalten Uns vor, Landgemeinden, 
in denen ein Bedürfniß dazu obwaltet, die An— 
nahme der Städte- Ordnung, ingleichen Stadt« 
gemeinden, unter derſelben Vorausſetzung, die 
Annahme der Landgemeinde» Berfaflung, in bei- 
den Fällen mit den etwa erforderlichen Maß— 
nahmen zu geftatten. — Ueber jedes Geſuch 
diejer Art ift zuvor der Kreistag und der Pro- 
vinzial-Landtag zu hören. — $ 18. Der Minifter 
des Innern hat die zur Ausführung des gegen- 
gen Geſetzes erforderlichen Anordnungen zu 
treffen. 


U. Zandgemeinde-Ordnung für die 
Provinz Weftfalen, vom 19. März 1856. 


[Inhalt.] Geltungsbereid, derjelben, SS 1, 6, 
8, 9, 10, 11.— Gemeindebezirke, $ 2. — Guts⸗ 
bezirte, 88 3, 8, 9, 10, 11. — Umtöbezirke, 
88 4, 5, 7, 9, 10, 11. — Ergänzung der Ge- 
meinde-Ordnung, $ 12. — GStatutarifche Anord- 
nungen ,$ 13. — Witglieber der Gemeinde, $ 14. 


1) S. Staatöbiener. 
3 S. unter Waldungen. 

3, Diefe Vorſchriften betrafen die unter dem Namen Straßen⸗ 
erechtigteit oder Auentecht vorfommende —— des Guts⸗ 
errn, fiber die nicht zu den Wegen nöthigen freien Plätze 

innerhalb der Torſlage zu verfügen. 
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— Gemeinderedt, S$ 15 bis 21. — Berluft des— 
felben, $ 22. — Gemeindeverfjammlung, 88 23 
bis 25. — Gemeindeverordnete, $ 26. — Wahl 
derjelben, 8$-27 bis 29. — Ausgeſchloſſene Ber- 


ung und Bertretung. 





Gemeinde-Berfafjungen. 


Gemeindevorfteher und hat ihre eigene Berwalt- 
ur Gemeinde gehören 
alle Einwohner des Gemeindebezirk, mit Aus« 


Beim der nicht mit Orundeigenthum nad) näherer 


fonen, $ 30. — Gemeindevorfteher, $$ 31, 38, Beſtimmung des $ 15 II Nr. 3 Litt. a am 
39, 40, 49. — Zuſtändigkeit der Gemeindbever- |gejeffenen, ſervisberechtigten Militärperfonen bes 


fammlung, $ 32, 33. — Beſchlußfähigkeit, $ 34. 
— Beſchlußfaſſung, $ 35. — Prototollführung, 
$ 36. — Beanftandung eines Gemeindebefchluffes, 
$ 37. — Dorf- oder Bauerſchafts-Vorſteher, 
$ 42. — Unterbeamten und Diener der Gemein. 
den, $ 43. — Gemeindeeinnehmer, $ 44. — 
Gemeindefafje $ 45. — Haushaltdetat, $ 46.— 
Außeretatsmäßige Ausgaben, $ 47.— Rechnungs⸗ 
legung $ 48. — Weigerung der Gemeindever- 
jammlung, die erforderlichen Mittel aufzubringen, 
$ 50. — Gemeindevermögen, 8$ 51—54. — Er» 
forderniß der Genehmigung der Regierung, $ 53. 
— Gemeindewaldungen, $ 54,55. — Einzugs⸗, 
Eintrittd3-, Einkaufs-Hausſtandsgeld, $ 56. — 
Gemeinbefteuern, $ 57. — Gemeindedienft, $ 58. 
— Gemeindefteuerpflicht, $ 59. — Forenſen, $ 60. 
— Berjonal-Befreiungen, 88 61, 63. — Gteuer- 
pflicht der Militärperionen. 8 62. — Beiteuer- 
ung der Beamten, $ 63. — Real-Befreiung, $ 64. 
— Gemeinderllrtunden, $ 65. — Städtiſche Ge- 
meinden, $ 66. — Berpflihtungen der Gutsbe— 
zirke, 8S 67, 68. — Umtmann und Beigeordnete, 
ss 69, 70, 71. — Benfionirung der Amtmänner, 
$ 72. — Unterbeamte und Diener, $ 73. — 
Obliegenheiten de3 Amtmanns, S 74. — Amts- 
verjammlung $$ 75, 76. — Beitreitung der ge- 
meinſchaftlichen VBedürfniffe des Amts, $ 77. — 
Berpflihtung zur Annahme unbejoldeter Ge- 
meindeämter $$ 78, 79. — Staatliche Aufſichts— 
führung, $$ 80, 81.— Auflöfung einer Gemeinde- 
oder Amtsverfammlung, $ 82. — Bisciplinar- 
verhältniß der Gemeindebeamten, $ 83. — Ueber- 
gangsbejtimmungen, $ 84. — Berhältniffe der vor- 
maligen unmittelbaren deutjchen Neichsjtände, $ 85. 

⸗ . Die —— Landgemeinde-Ordnung 
ſoll in der Provinz Weſtfalen überall zur An— 
wendung kommen, wo die Städte-Ordnung für 
dieſe Provinz vom heutigen Tage nach deren Be— 
ſtimmung im $ 1 feine Anwendung findet; doch 
treten bei Anwendung der Landgemeinde-Ordnung 
in Städten, wo die Städte-Ordnung nicht einge- 
führt wird, die im $ 66 vorgejchriebenen Modi» 
ficationen ein. Städten, in melden nad) vor« 
jtehender Beitimmung die Landgemeinde-Ordnung 
Anwendung findet, kann ftatt derfelben die Städte: 
Ordnung, wenn die Gemeinde» (Stadt-) VBerord- 
neten » Berfammlung (8 66 Nr. 2) durd) einen, 
nad; zweimaliger, mit einem Zwiſchenraum von 
mindeſtens 8 Tagen, vorgenommener Berathung 
gefaßten Bejchluß darauf anträgt, nad) Vernehm- 


activen Dienftftandes, und zum Gemeindebezirk 
alle Grundftüde, welche bemjelben —— ange⸗ 
ört haben, ſofern nicht hinſichtlich derſelben die 
eſtimmung des $ 3 Platz greift. — Als Ein- 
wohner werden Diejenigen betrachtet, welche in 
dem Gemeindebezirke nad) den Beitimmungen der 
Geſetze ihren Wohnjig haben. — Alle Einwohner 
des Gemeindebezirks find zur Mitbenugung ber 
öffentlichen Gemeindeanftalten berechtigt und zur 
Theilnahme an den Gemeindelaften nad) den Bor- 
ichriften dieſes Geſetzes verpflichtet. — Die Be- 
timmungen bejonderer Stiftungen, melde mit 
bergleichen Gemeindeanftalten verbunden find, jo« 
wie die Hinfichtlich folder Anftalten auf bejon- 
deren Titeln beruhenden Brivatrechte werden hier« 
durch nicht berührt. $ 3. Diejenigen landtags- 
fähigen Nittergüter, welche vor dem Erlaß der 
Landgemeinde - Ordnung für die Provinz Weft- 
falen vom 31. Oct. 1841 bereit3 in die Nitter- 
gutömatrifel eingetragen waren, können, wenn 
jie den Zwecken einer Gemeinde für fich allein 
u genügen geeignet find, auf den Antrag der 

ejiger od. der Gemeinde, mit welcher das Gut 
bisher vereinigt gemwejen ift, felbftändige, den 
Gemeinden gleich zu achtende Güter (Gutsbezirke) 
bilden. — Die Abtrennung eines folhen Guütes 
von dem Gemeindebezirk fann nad Anhörung 
de Kreistages mit Genehmigung des Minifters 
des Innern vorgenommen werden, wenn die Ver— 
tretungen der ———— Gemeinden u. der be— 
theiligten Gutsbeſitzer darin einwilligen; in Er« 
mangelung einer joldhen Eintwilligung wird dar- 
über nad) Anhörung des Kreistages vom Könige 
entichieden. Verliert ein Rittergut die zu einem 
jolhen erforderlichen Eigenfchaften, fo kann das— 
jelbe, jobald es nad) den gejsglichen Vorfchriften 
in der Rittergut3matrifel gelöjcht worden ift, 
mit einer benachbarten Gemeinde oder einem 
benadbarten jelbjtändigen Gutsbezirke unter Zu— 
jftimmung bezw. der Vertretung der Gemeinde 
oder des Beſitzers des Gutes vereinigt werben. 
— Bei der Erörterung und Entjcheidung dar- 
über, in welcher Art dergleichen Wereinigungen 
jtattzufinden haben, wird nach den Vorſchriften 
im eriten Satze des $ 6 und im $ 8 verfahren. 
Unftalten, welche zur Befriedigung eines gemein- 
jamen Bedürfnifjes des Nittergutes und der Ges 
meinde dienen, jollen nach deren Trennung ge» 
meinjchaftlih bleiben, wenn auch nur der eine 
Theil darauf anträgt, u. die Gemeinfchaft, ohne 


ung ber Vertretung bes betheiligten Untes ($ 75)|Nachtheil für den anderen Theil, fortbeſtehen 


und des Kreistages durch königl. Verordnung 


kann. $ 4. Mehrere Gemeinden nebjt den den 


verlichen werden. Ebenjo fann einer zu den Gemeinden gleichgejtellten Gütern ($ 3) bilden 
Landgemeinden gehörenden Ortichaft, in der ſich einen Verwaltungsbezirk (Umt), welchem ein Amts 


ein ftäbtijches Leben audgebildet hat, nachdem 
diefelbe auf dem durch die Provinzialverfafjung 


mann borfteht; dod kann das Amt auch aus 
einer Gemeinde beſtehen. — Wo und injofern 


bezeichneten Wege in den Stand der Städte auf- künftig die Amtseinrichtung entbehrlich befunden 


genommen worden ift, durch königl. Verordnung 


werden möchte, kann deren Aufhebung auf dem 


die Städte-Ordnung verliehen werden. $2, Jede im $ 12 wegen de3 Erlaſſes ftatutariicher An» 


Gemeinde bildet eine Corporation unter einem 


'ordnungen für die Provinz od. einzelne Landes» 


Gemeinde-VBerfaffungen. 
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theile vorgejchriebenen Wege erfolgen. $ 5. Dasjfann, wenn die Vertretungen der betheiligten 
mt lann zugleih in Anſehung jolcher Angele-| Gemeinden und Aemter und die Befiter der be- 


—— welche für alle zu demſelben gehörige 
einden ein gemeinſchaftliches Intereſſe haben, 
einen Communalverband mit den Rechten einer 
Gemeinde bilden. Welche Angelegenheiten Ge— 
enſtände des Amts-Communalverbandes fein 
ollen, darüber hat, inſofern ſie nicht durch ge— 
ſetzliche Vorſchriften beſonders beſtimmt ſind, die 


theiligten ſelbſtändigen, den Gemeinden leichge 
ſtellten Güter darin einwilligen, unter — 
ung des Oberpräſidenten, in Ermangelung dieſer 
Einwilligung aber nur nach Vernehmung des 
Provinzial-Landtages, mit Genehmigung des 
Königs, vorgenommen werden. $ 8. Bon den 
Beſchlüſſen des Kreistages in ben Fällen der 


Amtöverfammlung — 75) unter Genehmigung |$$ 3 und 6 iſt den Betheiligten vor Einholung 


des Landraths zu bejchließen; doc) ift, wenn eine 
Angelegenheit bisher nicht zu diejen Gegenftän- 
den gehört hat, die Zuftimmung der Gemeinden 
und der Beliger der den Gemeinden gleichge" 
stellten Güter erforderlih. — Auch für einzelne 
bejtimmte Angelegenheiten, bei welchen mehr als 
eine, aber nicht alle Einzelngemeinden eines 
Amtes ein gemeinjchaftlihes Intereſſe haben, 
fann mit Zultimmung der betheiligten Gemein- 
den und Beſitzer der den Gemeinden gleicdhge- 
ftellten Güter ein beſonderer Verband gebildet 
werden. Dieje Angelegenheiten gehören alsdann 
zum Gejchäftsfreife des Amtmannes u. der Amts 
verjammlung. Jedoch haben die Vertreter der 
nicht betheiligten Gemeinden darüber nicht mit- 
zubeſchließen. $ 6. Grunditüde, welche bisher 
nod feinem Gemeinde» od. jelbitändigen Guts— 
bezirt angehört haben, müfjen nad) Vernehmung 
der Betheiligten und nad Anhörung des Kreis— 
tages durch den Oberprälidenten mit einem Ges 
meinde» oder Gutsbezirke vereinigt werden. — 
Eine Vereinigung eines ländlichen Gemeinde- od. 
eines felbjtändigen Guisbezirfd mit einem an- 
deren fann nur unter Zuftimmung der Vertret- 
ungen der betheiligten Gemeinden, ſowie des be- 
theiligten Gutsbejigerd nach Anhörung des Kreis— 
tages mit Genehmigung des Königs erfolgen. — 
Die Abtretung einzelner Grundftüde von einem 
Gemeinde» od. jelbitändigen Gutsbezirk u. deren 
Bereinigung mit einem angrenzenden anderen, 
fann nad Anhörung des Kreistages mit Ges 
nehmigung des Oberpräfidenten vorgenommen 
werden, wenn außer den Vertretern der betheilig- 
ten Gemeinden u. den betheiligten Gutsbeſitzern 
auch die Eigenthümer jener Grunditücde darin 
einmwilligen. In — der Einwilligung 
aller Betheiligten kann eine Veränderung dieſer 
Art in den Gemeinde- und Gutsbezirken nur in 
dem Falle, wenn dieſelbe im öffentlichen Intereſſe 
als nothwendiges Bedürfniß ſich ergibt, u. als— 
dann nur mit Genehmigung des Königs, nad) 
Bernehmung der Betheiligten u. nad) Anhörung 
des Streistages, ftattfinden. — Zur Bildung eines 
felbitändigen Gemeindebezirt3 aus ſolchen Trenn— 
ftüden ift in allen Fällen die Genehmigung des 
Königs, nach vorgängiger VBernehmung ber Be- 
theiligten u. des Kreistages, einzuholen. — Hat 
ein Rittergut die zu einem folchen erforderlichen 
Eigenichaften ($ 3) verloren, jo kann ed, wenn 
fi ein jelbftändiges Gut defjelben Eigenthümers 
in der Nähe befindet, auch wider den Willen des 
Legteren mit diefem Gute zu einem Berbanbe 
vereinigt werden. & 7. Die Veränderung oder 
Auflöjung eines Amtsbezirls, bezw. Bildung eines 
Amtes aus einer Gemeinde oder mehreren Ge- 


der Fönigl. Genehmigung Mitteilung zu machen. 
$9. Wo u. infoweit infolge von Veränderungen 
in Gemeinde», Gutd» oder Amtöbezirken ($$ 3, 
6 u. 7) eine Auseinanderfegung als nöthig fich 
ergibt, iſt jolhe im Verwaltungswege zu ber 
wirken. Wird hierbei eine Uebereinfunft unter 
den Betheiligten vermittelt, jo genügt die Ge— 
nehmigung der Negierung, im Falle des Wider: 
ſpruchs entjcheidet der Oberpräfident. Privat— 
rechtliche BVerhältniffe dürfen durch dergl. Ver— 
änderungen niemals gejtört werden. $10. Jede 
Bildung einer neuen Gemeinde, eines ſelbſtän— 
digen Gutsbezirks oder eines neuen Amt3bezirks, 
jomie jede Veränderung in den Gemeinde», Guts- 
oder Amt3bezirken ift durch das ‚Amtsblatt bes 
Fannt zu machen. 8 11. Veränderungen in den 
Gemeinde» od. Gutsbezirken, welche bei Gelegen- 
heit einer Gemeinheitstheilung vorlommen, unters 
75 den Beſtimmungen der $$ 6 und 9 nicht. 
$12. In Ergänzung der Gemeindeordnung kön— 
nen wegen aller folder auf das Gemeindeweien 
bezüglichen Angelegenheiten, in Hinficht deren die 
gegenwärtige Genteindeordnung feine Beſtimm— 
ungen enthält, nähere Settiegungen aber für die 
ganze Provinz od. einzelne Zandestheile jich als 
nöthig ergeben, durch Beſchluß des Provinziale 
Landtages, mit Genehmigung des Königs, jta- 
tutarifhe Anordnungen getroffen werden. 
Diefelben dürfen jedoch den Beftimmungen der 
Gemeindeordnung nicht widerſprechen. $ 13. 
Jede Gemeinde und jedes Amt ift befugt, durch 
Beichluß der Gemeinde- oder YAmtsverjammlung 
mit Genehmigung de3 Oberpräjidenten ſtatutar— 
ifche Anordnungen zu treffen: 1) wegen derje- 
nigen Gegenftände, in Hinficht deren die gegen— 
wärtige Gemeindeordnung auf das Gemeinde— 
oder Amtsſtatut verweiſet ($$ 15, 24, 25, 26, 
27, 28, 58 und 75 Nr. 3); u. 2) wegen eigen- 
thümlicher BVerhältniffe und Einrichtungen ber 
Gemeinde oder des Amtes. — Dieje jtatutar» 
ischen Anordnungen dürfen den Bejtimmungen 
der gegenwärtigen Gemeindeordnung und des 
Provinzialftatuts nicht widerjpredjen. — Hinficht- 
(ih der vorjtchend unter 1) erwähnten Gegen- 
jtände hat bis dahin, daß darüber durch ftatut- 
arifche Anordnungen beftimmt fein wird, ber 
DOberpräfident nad) Vernehmung der Gemeinde- 
oder Amtsverſammlung die erforderlichen Felt 
jegungen zu treffen. $ 14. Mitglieder der Ge- 
meinde find: 1) alle nach $ 2 zur Gemeinde ge- 
hörende jelbjtändige Einwohner, u. 2) alle Die- 
jenigen, melde im Gemeindebezirfe mit einem 
Wohnhauſe angeſeſſen find. $ 15. Zur Theil« 
nahme an ben öffentlichen Gejchäften der Ge— 
meinde (Gemeinderedht) find nur diejenigen Mit» 


meinben u. den Gemeinden gleichgejtellten Gütern glieder der Gemeinde berechtigt, welche I. Preu- 
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Pie Unterthanen und felbftändig find, und Il. 


eit einem Jahre 1) feine Armenunterjtügung 


aus öffentlichen Mitteln empfangen, 2) die fie 
betreffenden Gemeindeabgaben gezahlt haben, n. 
3) a. in dem Gemeindebezirfe mit einem Wohn- 
x angefejien find und von ihren bajelbit ge- 
egenen Grundbefigungen einen Hauptgrundfteuer- 
betrag von minbehens 6 M entrichten; doch kann 
diefer Satz, wo bejondere Ortsverhältniſſe es 
nöthig machen, ausnahmsweije mit Genehmigung 
des Öberpräfidenten geringer fejtgefegt werben, 
oder b. ihren Wohnfig im Gemeindebezirfe haben 
und außerdem entweder zur Einfommenfteuer od. 
mit einem Jahresbeitrage von mindeitend 12 M 
zur Mlaffenjteuer veranlagt find.) Wo eigen- 
thüntliche Verhältnifje ſolches beſonders wünſchens- 
werth machen, kann durch das Gemeindeſtatut 
an Stelle des vorgedachten Klaſſenſteuerbetrages 
ein geringerer Betrag als Bedingung der Theil- 
nahme am Gemeinderecht feitgeftellt werden; je- 
do darf derjelbe keinenfalls weniger als 6 M 
betragen. Steuerzahlungen und Grundbefig der 
Ehefrau werden dem Ehemanne, Steuerzahlungen 
und Grundbefig der minderjährigen, bezw. der 
unter väterliher Gewalt enge Kinder, dem 
Bater angeredmnet. $16. Wer in einer Gemeinde 
feit einem Jahre mehr als einer der drei hödhjit- 
beitenerten Einwohner, ſowol an directen Staat?- 
als an Gemeindeabgaben entrichtet, ift, auch ohne 
im Gemeindebezirk zu wohnen oder mit einem 
Wohnhauſe angejejjen zu jein, zum Stimm» und 
Wahlrecht berechtigt, falls bei ihm die übrigen 
Erfordernifje dazu vorhanden find. — Eben dies 
gilt von juriftiihen Perfonen, wenn fie in einem 
jolden Mafe in der Gemeinde befteuert find. 
$ 17. Als jelbftändig ($ 14 Nr. 1 und $ 15, I 
wird Derjenige angejehen, welcher das 24, Le- 
bensjahr vollendet und einen eigenen vn. 
hat, ſofern ihm das Recht, über fein Vermögen 
zu verfügen u. daſſelbe zu verwalten, nicht durch 
richterliches Erkenntniß entzogen ift. — Inwie— 
fern für nicht felbftändige Perſonen und für 
Frauensperſonen, welche ein Wohnhaus befigen, 
eine Stellvertretung ftattfinden kann, ift im $ 20 
bejtimmt. $ 18. Wer ein Wohnhaus in einer 
Gemeinde befigt, dem kommt bei Berechnung der 
Dauer bes einjährigen Fr ie od. Anjäflig- 
feit die Befißzeit des Erblaffere zu Gute. — Die 
Uebertragung unter den Lebenden an Verwandte 
in —— Linie ſteht der Vererbung gleich. 
8 19. Berlegt ein ſtimmberechtigtes Gemeinde— 
mitglied feinen Wohnfig in cine andere Gemeinde, 
jo kann ihm das Gemeinderecht, wenn ſonſt die 
Erfordernifje zu deſſen Erwerbung vorhanden find, 


— 


Gemeinde-Verfaſſungen. 


befähigt ſein, ſo iſt die Ausübung dieſes Rechts 
durch Stellvertreter dahin geſtattet, da eine Eher 
frau durch ihren Ehemann, eine unverheirathete 
od, verwittmwete Frauensperſon durd) einen ſtimm⸗ 
berechtigten Eingefejjenen, eine unter väterlicher 
Gewalt jtehende Perſon durd) den Vater u. eine 
unter Vormundſchaft ftehende Perjon durch den 
Vormund vertreten werden kann. Der Ehemann, 
Bater und Vormund muß, um zu dieſer Stell» 
bertretung befugt zu fein, die im $ 15 Nr. I 
vorgejchriebenen Eigenjchaften befigen und feinen 
Wohnfig in der Gemeinde haben. — Außer die» 
jer Vertretung können die außerhalb ber Gemeinde 
wohnenden Gemeindemitglieder, ſofern fie minde- 
ftend 15 M Grumbftener von ihrer Beſitzung 
zahlen, ſich durch ein ftimmberedhtigtes Mitglied 
der Gemeinde vertreten laffen; hierzu find auch 
die in $ 16 erwähnten juriſtiſchen od. außerhalb 
des Gemeinbebezirt3 wohnenden höchſtbeſteuerten 
Perſonen berechtigt. $ 21. Befindet ſich ein Gut, 
welches in die Rittergutsmatrifel eingetragen iſt, 
im Gemeinbeverbande, jo ijt deſſen Beliger, ohne 
Rückſicht auf die Dauer feiner Befipzeit und den 
Ort jeines MWohnfiged, zur Ausübung des Ges 
meinderedhtö befugt; er fann ſich Hierbei durch 
Beamte, Bermwalter oder Pächter dieſes Gutes 
oder einen ftimmberedhtigten Eingejefjenen ver» 
treten lafjen. Diefe Art der Vertretung Tann 
auch für den Befiger eines folchen Gutes in den 
Fällen des $ 20 außer ber bajelbit zugelafjenen 
Bertretungsart ftattfinden. Die Vertreter des 
Gutsbeſitzers müffen auch die im $ 15 Nr. I 
vorgejchriebenen Eigenſchaften beſitzen. $ 22. 
Wer infolge rehtöfräftigen Erkenntniſſes der bür- 
gerlihen Ehre verluftig geworden ($ 12 des Str.- 
$..B.), verliert dadurch aud) dad Gemeinderecht 
($ 15) u. die Befähigung, dafjelbe zu erwerben. 
S. j. R⸗Str.G. $ 32.] Wem durch recht3- 
fräftige8 Erkenntniß die Ausübung der bürger- 
lichen Ehrenrechte unterjagt iſt —* des Etr.- 
G.B.), der ift während der dafür in dem Er- 
fenntniffe fejtgefegten Zeit von der Ausübung 
des Gemeinderehts ausgefchloffen. — Iſt gegen 
ein ftimmberechtigte® Gemeindemitglied wegen 
eines Verbrechens die Verſetzung in den Anklage» 
jtand, oder wegen eined Vergehend, welches Die 
Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehren 
rechte nach fich ziehen muß oder kann, die Ber« 
weifung an das Strafgericht ausgeſprochen, od. 
ift derjelbe zur gerichtlichen Haft gebradit, jo 
ruht die Ausübung ded ihm zuftehenden Ge- 
meinderecht3 jo lange, bis die gerichtliche Unter- 
ſuchung beendigt iſt. — Berfällt ein ftimmberedhtig- 
tes Gemeindemitglied in Concurs, fo verliert es 


durch dem Gemeindevorftcher im Einverjtändniß |dadurd) dad Gemeinderecht; die Befähigung, das— 
mit der Gemeindeverfammlung jchon vor Ablauf |jelbe wiederzuerlangen, kann ihm nad Beendig- 
von einem Jahre — werben. Ein Gleiches ung des Concursverfahrens von den Gemeinde— 
findet ftatt, wenn der Bejiger eines jelbftändigen|behörden verliehen werden, jedoch dem Hanbels- 
Gutes ($ 3) feinen Wohnfig in eine Gemeinde | mann, —— oder Fabrikbeſitzer erſt nad 
verlegt. 8 20. Befindet ſich ein Wohnhaus im ſerfolgter Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 
Befige einer Frauensperjon od. einer unter väter- | Das Gemeinderecht geht verloren, jobalb eines 
fiher Gewalt od. Vocmundſchaft ftehenden Pers|der zur Erlangung defjelben vorgejchriebenen Er 
jon, und würde diejelbe, ihren übrigen Verhält- |fordernijje bei dem bis dahin dazu Berechtigten 
nifjen nad, zur Theilnahme am Gemeinderechte nicht — ausrifft. on 23. Die Gemeinde wird 
I Dusch $ 9b. des Geſetzes vom 25. Mai in ihren Ungelegenheiten durd die Gemeinde 
a nman be 385). — verſammlung und durch den Gemeindevorſteher 
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vertreten; der Gemeindevorjteher ift die ausführ-;jedoh an die Wähler der Klaſſe gebunden zu 
ende Behörde. $ 24. Die Gemeindeverjamm-|jein. — Abweichende Beitimmungen zum Bed 
lung beſteht, wenn die Zahl der ftimmberechtige|feiter u. dauernder Abgrenzung der Wahlklaſſen 
ten Gemeindemitglieder 18 überfteigt, aus Ge-|bleiben dem Gemeindeftatut vorbehalten. h 8. 
meindeberordneten, injofern bei einer größeren|Die Wahlen der Gemeindeverordneten erfolgen 
Bahl der eye Gemeindemitglieder [unter Zeitung des Amtmannes; derjelbe kann jich 
nicht durd) das Gemeindeflatut bie Bildung einer aber durch den Gemeindevorftcher vertreten laſſen. 
ewählten Semeindevertretung ausgefchloffen wird. | — Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung 
25. 1) Wo die Gemeindeverfjammlung aus!der Gemeindeverordneten finden alle 2 Jahre im 
ämmtlichen ftimmberedtigten Gemeindemitglie- 

dern bejteht, joll den Befigern der im $ 21 be- 
zeichneten Güter und außerdem aller derjenigen 
Güter, von denen mindeſtens 225 M Hauptgrund: 
ſteuer errichtet wird, im Berhältniffe des Um- 
fanges ihres Beſitzthums zu dem der übrigen 
ſtimmberechtigten Semeindemitglieder eine größere 
Anzahl von Stimmen nad) näherer Bejtimmung 
des Gemeindeſtatuts beigelegt werden; 2) wo eine 
Betheiligung der nicht mit einem Wohnhaufe an- 
ejejjenen Hafjenftenerpflichtigen Einwohner andem 
Stimmrecht ftattfindet ($ 15), darf ihnen höchſtens 
ein Drittel der Stimmen in der Gemeindever- 
— — beigelegt werden; bie näheren Feſt— 
egungen hierüber hat dad Gemeindeftatut zu 
treffen. 826. Die Gemeindeverordneten bejtehen 
a) aus den Bejiern derjenigen im Gemeinde» 
verbande befindlichen Gilter, welche in der Ritter- 
gut3matrifel eingetragen find, und b) aus 6 bis 
18 gewählten Gemeindeverocbneten, deren Wahl vorſteher mündlich und vernemlich zu Protokoll 
auf je 6 Jahre erfolgt. Die gas! berjelben in!zu erflären, wen er jeine Stimme geben will, 

r 


= ftatt. — Alle Ergänzungd- oder Er- 
den einzelten Gemeinden wird durch das = hat jo viele Perjonen zu bezeichnen, als zu 


jagwahlen werden von benjelben Abtheilungen 
vorgenommen, von denen die Ausgeſchiedenen ges 
wählt waren. Iſt die Zahl der zu mwählenden 
Gemeindeverordneten nicht durch Drei theilbar, 
jo ift, wenn nur Einer übrig bleibt, diejer von 
der zweiten Abtheilu:g zu wählen, Bleiben — 
üdrig, ſo wählt die erſte Abtheilung den Einen 
und die dritte Abtheilung den Anderen. — Der 
Wahltermin iſt 4 Wochen vorher nach der in der 
Gemeinde gewöhnlichen Publicationsart bekannt 
zu machen u. zugleich ein Verzeichniß der ſtimm— 
berechtigten Gemeindeglieder zur Einſicht der Be— 
theiligten auszulegen. Reclamationen gegen das— 
ſelbe machen die ſpätere Wahlverhandlung mir 
dann ungiltig, wenn erſt nachher eine ſolche Ab— 
änderung des Verzeichniſſes verfügt wird, durch 
welche der Gewählte die abſolute Stimmenmehr- 
heit verliert. — Jeder Wähler hat dem Wahl« 


meindejtatut fejtgejegt. — Alle 2 Jahre jcheidet|tvählen find. — Als erwählt iſt Derjenige zu 
ein Drittel der gewählten Gemeindeverordneten |betrachten, welcher die abjolute Stimmenmehrheit 
aus; die Ausjcheidenden find wieder wählbar. |für fih hat. Wo die abjolute Mehrheit fehlt, 
Die das erſte und zweite Mal Ausicheidenden|jind von denjenigen Candidaten, welche die mei» 
werden für jede Abtheilung durch das Loos be-|iten Stimmen für fi haben, jo viele auf eine 
itimmt. WAußergewöhnlihe Wahlen zum Erjagjengere Wahl zu bringen, ald die doppelte Zahl 
innerhalb der Wahlperiode ausgejchiedener Mit-!der nod zu Wählenden beträgt. Bei der zwei— 
glieder find vom Amtmann anzuordnen, Derjten Wahl ift die abjolute Stimmenmehrheit nicht 
Srjahmann nur bleibt bis zum Ende der Wahl-|erjorderlih. Bei Stimmengleichheit enticheidet 
periode in Thätigkeit, für welche der Ausgeſchie- dad Loos. — Das Ergebnif der Wahl it ſo— 
dene gewählt war. Pie unter Litt. a) erwähn-|jort bekannt zu machen; gegen das ftattgehabte 
ten Gutsbejiger lönnen ſich nad Vorſchriſt des |Wahlverfahren kann innerhalb 10 Zagen nad 
5 21 vertreten laſſen. $ 27. Bum Behuf der|der Bekanntmachung bei dem Landrath Beſchwerde 
Wahlen der Gemeindeverorbneten werden die erhoben werden; bei erhebliden Unregelmäßig- 
jtimmberedtigten Gemeindemitglieber, mit Aus- |teiten hat derjelbe auf erhobene Beſchwerde oder 
nahme der im $ 26 unter Litt. a. erwähnten |von Amtswegen innerhalb weiterer 14 1% durch 
Gutöbefiger, nad) Maßgabe der von ihnen zuleine motivirte Entjheidung die Wahl für un- 
entrichtenden Staatsſteuern (Grund-, Klaſſen-, gie zu erflären. — Nähere oder abweichende 
Einfommen- und Gewerbefteuer, mit Ausihluß| Beitimmungen bleiben dem Gemeindeftatut vor- 
der Steuer für den Gewerbebetrieb im Umher— 


behalten. $ 29. Die Zahl der aus den klaſſen— 
ziehen) u. Gemeindefteuern in 3 Klaſſen getheilt, |jteuerpflichtigen, mit einem Wohnhauſe nicht an« 
u. zwar in der Art, daß auf jede Klaſſe ein Dritt-!geiejjenen Einwohner ($ 15, 2 Nr. 3 Litt. b) zu 
teil der Gefammtjumme der Steuern fällt; Steu- |wählenden Gemeindeverorbneten darf höchſtens 
ern, welde für Grundbefig und Gewerbebetrieb [ein Drittel der Geiammtzahl der gewählten Ge— 
in einer anderen Gemeinde entrichtet werben, | meindeverordneten betragen. Iſt eine gleichmäßige 
kommen hierbei nicht in Berechnung. Niemand |Bertheilung dieſer Zahl auf die einzelnen Wahl- 
kann 2 Klaſſen zugleich angehören; in die erſte, klaſſen nicht möglich, jo erfolgt die Ausgleichung 
bezw. zweite Klafje gehört auch Derjenige, deſſen durch das Loos. it die nr der aus biejen 
Stenerbetrag nur theilweije in das erite, bezw. Einwohnern Gemwählten größer, jo müſſen die— 
zweite Drittel fällt. Unter mehreren, einen glei» jenigen, weldje die Be Stimmen gehabt 
hen Steuerbetrag entrichtenden Wählern entichei- haben, zurüdtreten. $& 30. Gemeindeverordnete 
det dad Lebensalter u. erforderlichen Falls das | fönnen nicht fein: 1) Diejenigen Beamten u. die 
2003 darüber, wer von ihnen zu ber höheren, Mitglieder derjenigen Behörden, durch welche die 
Abtheilung zu rechnen ift. Jede Klaſſe hat ein Aufiicht des Staates über die Gemeinden auß- 
Drittel der J zu wählen, ohne geübt wird; 2) die nicht zum Gemeindevorfta ıde 
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ehörenben Gemeindebeamten; 8) die richterlichen 
eamien: 4) die Beamten der Staatsanwaltſchaft 
u. die Polizeibeamten, mit Ausnahme der Amt» 
männer; 5) Geijtlihe, Kirchendiener u. Elemen- 
tarlehrer. — Vater und Sohn, ſowie Brüder, 
dürfen nicht zugleich Gemeindeverordnete derjelben 
Gemeinde jein; find dergleichen Verwandte zu- 
gleich gewählt, jo wird der ältere allein zuge- 
lafien. — Die Bejtimmungen diejed Paragraphen 
finden auf Diejenigen feine Anwendung, wel 
nad) $ 26 Litt. a vermöge ihres Gutsbeſitzes zu 
den Gemeindeverordneten gehören. — Die Ge- 
meindeverordneten werden bei deren Einführung 
in das Amt durch Handfchlag verpflichtet. $ 31. 
Der Gemeindevoriteher führt in der Gemeinder 
verjammlung den VBorfi mit vollem Stimmrechte, 
und bei Stimmengleichheit mit entjcheidender 
Stimme. Der Amtmann kann, jo oft er es für 
gut findet, den Vorſitz darin übernehmen; es 
gebührt ihm hierbei bei Stimmengleichheit die 
enticheidende Stimme, außerdem aber fein Stimm— 
recht. Derfelbe ift verpflichtet, die Berathungen 
über den Haushaltsetat und die Rechnungen zu 
fetten; er hat die Hebeliften für vollftredbar zu 
erflären. — Ihm müffen, wenn er nicht jelbjt 
den Borfig in der Gemeindeverfammlung geführt 
hat, deren Beichlüffe vor der Ausführung vor— 
gelegt werden. — Wenn demnächſt nicht inner- 
halb 8 Tagen nad) erlangter Kenntniß Seitens 
des Amtmannes der Beſchluß beanjtandet ($ 37) 
worden, jo fann die Ausführung erfolgen. Auf 
diejenigen Beſchlüſſe, für melde eine höhere Be- 
jtätigung ausdrüdlich vorgeſchrieben ift, findet 
diefe Beitimmung keine Anwendung. 8 32. Die 
Gemeindeverjammlung hat, ohne daß ihre Mit- 
glieder an Inſtructionen od. Aufträge gebunden 
find, über alle Gemeinde-Angelegenheiten zu be- 
ſchließen, jomweit dieſe nicht durd) das Geſetz dem 
Gemeindevorſtande ausſchlie ßlich überwieſen find. 
Ueber andere Angelegenheiten darf die Gemeinde— 
verjammlung nur dann berathen, wenn jolche 
durch bejondere geſetzliche Vorſchriften, oder in 
einzelnen Fällen durch Aufträge der Auffichts- 
behörde ($ 80) an fie gewiejen find. Die Ge- 
meindeverjammlung controlirt die Verwaltung 
u. ift ebenjo berechtigt als verpflichtet, ſich von 
der Ausführung ihrer Beichlüffe u. der Verwend- 
ung aller Geldeinnahmen, jowie von der gehör- 
igen Ausführung der Gemeinbearbeiten 2c. Ueber- 
eugung zu verichaffen; fie darf aber ihre Be— 
Fhtüffe niemals ſelbſt ausführen. 8 33. An 
Berhandfungen über Rechte und Berpflicdytungen 
der Gemeinde darf Derjenige nicht theilnehmen, 
deſſen Intereffe mit dem der Gemeinde in Wider- 
ſpruch jteht. Kann wegen diejer Ausſchließung 
ein giltiger Beſchluß nicht gelebt werden, jo 
hat der Landrath für die Wahrung des Ge- 
meinde » Interefjes zu forgen und nöthigenjalls 
einen bejonderen Vertreter für die Gemeinde zu 
beftellen. $ 34. Die Gemeindeverfammlung Tann 
nur bejhließen, wenn mehr als die ur und 
wenigſtens 3 der gehörig eingeladenen Mitglieder 
mit Einfluß des Vorſitzenden zugegen find. 
Eine Ausnahme hiervon findet ftatt, wenn bie 
Gemeindeverfjammlung, er weiten Male zur 
Berhandlung über denfelben 


> 
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menberufen, dennoch nicht in gehöriger — 
erſchienen iſt. Bei ber zweiten Zufammenberuf- 
ung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hin«- 
gewiejen werden. In welcher Art die Einladung 
der Mitglieder zu der Gemeindeverfammlung zu 
bewirken ift, wird durch Beichluß der Gemeinde— 
verſammlung unter Genehmigung des Landraths 
bejtimmt. — Die Zufammenberufung erfolgt un« : 
ter Ungabe der Gegenftände der Verhandlung; 


hejmit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe 


wenigſtens 2 freie Tage vorher ftatthaben, Durch 
Beichluß der Gemeindeveriammlung können auch 
regelmäßige Verſammlungstage feſtgeſetzt, es 
müſſen jedoch auch dann die Gegenſtände der 
Verhandlung, mit Ausnahme dringender Fälle, 
2 freie Tage vorher der Gemeindeverſammlung 
angezeigt werden. — Die Sitzungen dürfen nicht 
in Wirthshäuſern od. Schenten abgehalten wer— 
den. $ 35. Die Beichlüfie der Gemeindever- 
jammlungen werden nad Stimmenmehrheit ge- 
faßt. Wer nicht mitjtimmt, wird zwar als an- 
wejend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird 
aber lediglih nad) der Zahl der Stimmenden 
feſtgeſtellt. $ 36. Die Beſchlüſſe der Gemeinde- 
berjammlung u. die Namen der dabei anmwejend 
gewejenen Mitglieder find in ein befonderes Bud 
einzutragen u. von dem Vorſitzenden u. wenig« 
jtens einem Mitgliede zu unterzeichnen. 8 3%. 
Hat die Gemeindeverfammlung einen Beſchluß 
gefaßt, welcher ihre Befugnifje überjchreitet, ge« 
ſetz- oder rechtswidrig iſt, das Staatswohl oder 
das Gemeinde⸗Intereſſe verlegt, jo hat der Ge— 
meinbdevorfteher oder der Amtmann von Amts- 
wegen oder auf Geheiß der Aufjichtöbehörde ($ 80) 
die Ausführung einftweilen zu beanftanden nnd 
über den Gegenſtand des Beſchluſſes die Ent» 
ſcheidung der Aufjichtsbehörde fofort einzuholen. 
War der Amtmann bei der Abfaffung eines jol- 
chen Beichluffes nicht anmwejend, jo muß er vorab 
eine nochmalige Berathung der Sache unter ſei— 
nem Vorſitze veranlaffen und eine Zurüdnahme 
des Beichluffes verſuchen. $ 38. Die Wahl des 
Vorftcherd und dejjen Gtellvertreterd erfolgt aus 
der Zahl der ftimmberecdtigten Gemeindemit- 
glieder durch die Gemeindeverfjammlung auf 6 
Jahre, Nad) dreijähriger Dienftzeit kann der 
Semeindevorjteher durdy die Gemeindeveriamm- 
lung auf 12 Jahre gewählt werden. Die Wahl 
bedarf der Beftätigung durd den Landrath. Wird 
die Beftätigung derjelben verjagt, jo jchreitet die 
Gemeindeverfammlung zu einer neuen Wahl, wird 
auch dieje nicht beftätigt, jo fteht dem Laudrathe 
die Ernennung des Vorftehers reip. des Gtell« 
vertreterd auf die Dauer von höchſtens 6 Fahren 
zu. Diejes Recht fteht dem Landrathe auch für 
den Fall zu, wenn die Gemeindeverfammlung bie 
Wahl verweigern jollte. $ 39. Borfteher körmen 
nicht fein: 1) Die von der Staatäregierung er- 
nannten Mitglieder der Aufſichtsbehörde; 2) Geift« 
lihe und LZehrer an öffentlichen Schulen; 3) die 
Mitglieder des NRichterftandes und die Beamten 
der Staatsanwaltſchaft; 4) die Polizeibeamten; 
5) die zum ftehenden Heere u. die zu den Lande 
wehrjtämmen gehörenden Perſonen; 6) Berjonen, 
welche die in dem Gejege vom 7. Februar 1835 


egenjtand zuſam⸗ !bezeichneten Gewerbe betreiben. $ 40. Der Ge- 
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meindevorfteher hat nur auf Entihädigung für Dienftunfähigfeit oder darauf bezieht, welder 
Dienftunkoften Anſpruch, welche vom Landrath Theil de3 Dienfteinfommens als Gehalt anzu- 
nad) Bernehmung der Gemeindeverſammlung feft- ſehen jei, findet Berufung auf richterliche Ent— 
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go wird. — Ueber Beichwerden wegen diejer |fcheidung jtatt. 


eſtſetzung entjcheidet die Regierung nach Anhör— 
ung des Kreistages. Dem Stellvertreter wird 
nur Erftattung baarer Auslagen gewährt. $41. 
Der Gemeindevorfteher hat unter der Aufficht 
des Amtmannes die Gemeindvangelegenheiten zu 
verwalten u. die Ortöpolizei zu-handbhaben; er 
ift für alle Angelegenheiten, welche zum Gejchäfts- 
Ireife des Amtntannes gehören ($ 74), defjen Or— 
gan und Hilfsbehörde; er ift zugleich Hilfsbe— 
amter der gerichtlichen Polizei u. fann mit ben 
Functionen der Polizei» Unwaltichaft beauftragt 
werden. — Die Befiter im Gemeindeverbande 
befindlicher, in der Nittergutsmatrifel eingetrag- 
ener Nittergüter find jedoch in Bezug auf die 
Bolizeiauffiht vem Amtmann unmittelbar unter- 
geordnet. Auch in eigentlichen Communaljachen 
iſt der Vorfteher zur Erlafjung von Zwangsver— 
fügungen gegen diejelben nicht befugt, jondern 
muß jolche bei dem Amtmann in Antrag bringen. 
$ 42. Wo der Umfang der Gemeinde e3 nöthig 


— Ungeachtet der Berufung ſind 
die feſtgeſetzten Beträge vorläufig zu zahlen. Die 
Penſion fällt fort oder ruht infomweit, ald der 
Benfionirte durch anderweitige Anftellung im 
Staat3- oder Gemeindedienite ein Eintommen 
oder eine neue Benfion erwirbt, welche, mit Zu— 
rechnung der erjten Penfion, fein früheres Ein- 
fommen überjteigen. $ 45. Alle Gemeinbeein- 
fünfte müffen zur Gemeindekaſſe fließen. $ 46. In 
jeder Gemeinde wird ein Haufhaltsetat von dem 
Gemeindevorfteher in Gemeinschaft mit bem 
Amtmann entworfen, durch Beſchluß der Ge— 
meindeverfanmlung feitgefegt, dem Landrathe 
eingereiht und darnadı der Haushalt geführt 
($ 49). — Der entworfene Haushalt3etat muß 
vor der Berathung in der Gemeindeverfammlung 
in einem von derjelben zu beftimmenden Locale, 
zur Einficht aller Einwohner der Gemeinde, vier- 
zehn Tage lang offen gelegt werden, Die Etatö- 
periode darf drei Jahre nicht überichreiten. $ 47. 
Ausgaben, welche außer dem Etat zu leiſten 


macht, können für einzelne Theile derfelben, nach | jind, bedürfenaußer der Bewilligung der Gemeinde—⸗ 


Veſtimmung des Landraths, Dorfd- od. Bauer- 
ichaftsvorjteher bejtellt werden, welche in dem 
ihnen angewiejenen Bezirke wohnhaft jein müſſen. 
Wegen der Wahl, bez. Ernennung, Dualification 
u. Anitsdauer derjelben, gelten die wegen der (Se: 
mieindevorjteher ertheilten Vorſchriften. — Die 
Dorfs- od. Bauerfchaftsvorfteherfind Organe des 
Gemeinbevorfteher3 u. verpflichtet, feinen Anord- 
nungen Folge zu leiften, ihn namentlich in den ört— 
lichen Sejchäften ihres Bezirks zu unterjtügen, 
$ 43. Infoweit zum Dienfte der Gemeinde Un- 
terbeamte und Diener erforderlih find, werden 
diefe, weım fie bloß zu mechanischen Dienftleift: 


ungen beftimmt find, von dem Amtmann, jonft|$ 


aber von dem Landrathe ernannt. — Ueber die 
Würdigkeit der anzuitellenden Perſonen iſt die 
Gemeindeverſammlung zuvor mit ihrer Erklär— 
ung zu hören. $ 44. Der Elementaretheber der 
directen Steuern verjieht in der Regel gegen 
eine bejondere Remuneration die Gtelle des 
Gemeinde» Einnehmerd., — Nemuneration und 
Saution wird für diejen Fall nad) Vernehmung 
ber Gemeindeverfammlung durch die Negierung 
feftgejegt. — Mit Genehmigung der Auflicht3- 
behörde fann für einzelne oder mehrere Gemein» 
den ein bejonderer Gemeindeeinnehmer beftellt 
werden. Die Ernennung dejielben, die eititell- 
ung der Remuneration u, Caution erfolgt durch 
ben Landrat nad Anhörung der gutachtlichen 
Vorichläge der betheiligten Gemeindeverjamme 
lungen. Die Caution darf nicht unter dom Satze 
bleiben, welchen das Geſetz für die Erheber der 
Staatsſteuern vorjchreibt. — Der Gemeindeein- 
nehmer erhält, injofern nicht mit demjelben ein 
Anderes verabredet worden iſt, bei eintretender 
Dienjtunfäpigkeit Penjion nad) denjeiben Grund» 
fägen, welche bei den unmittelbaren Staatsbeam- 
ten zur Anwendung kommen. Ueber die Pen: 
rich entjcheidet in ftreitigen Fällen die 

egierung. Gegen den Beſchluß der Negierung, 
foweit derjelbe h 


verfammlung der Genehmigung des Landraths. 
$ 48. Die Jahresrehnung ift von dem Einneh- 
mer bor dem 1. Mai des folgenden Jahres zu 
legen und dem Gemeindevorfteher einzureichen. 
Diefer hat die Rechnung gemeinichaftlid mit dem 
Amtmann zu revidiren und ſolche mit jeinen 
Erinnerungen und Bemerkungen der Gemeinde- 
verjammlung zur Prüfung, Feſtſtellung u. Ent» 
lajtung vorzulegen. — Nach erfolgter Feititellung 
der Rechnung wird diefelbe während vierzehn 
Tagen zur Einficht der Gemeinbemitglieder offen 
— Dem Landrathe ift fofort eine Ab— 
it bes Teititelungsbeichluffes einzureichen. 
$ 49. Der Gemeindevorjteher * unter Mit- 
wirfung des Amtmanns die Einkünfte der Ge— 
meinde zu verwalten, die auf dem Etat oder bes 
jonderen Gemeinderath3-Beichlüffen beruhenden 
Einnahmen und Ausgaben anzumweifen und das 
Rechnungs» und Kafjenwejen zu überwachen. 
$ 50. Unterläßt od. verweigert eine Gemeinde- 
verſammlung, die Aufbringung der Mittel zu 
beicjließen, welche zur Erfüllung der der Ge— 
meinde obliegenden Leiftungen nöthig find, fo 
hat der Landrath den Betrag derjelben feitzu- 
jegen und die Gemeinde zu deſſen Entrichtung 
nöthigenfall3 im Wege adminiftrativer Erecution 
anzuhalten. $ 5l. Die Gemeindeverfammlung 
beicglieht über die Benutzung des Gemeindever- 
mögend; es bleiben jedoch dabei die Vorichriften 
der Declaration vom 26. Juli 1847 in Betrejf 
des nupbaren Gemeindevermögend maßgebend. 
$ 52. In Anfehung des Vermögens von Cor- 
porationen, ſowie hinfichtlih der Theilnahme 
der einzelnen Gemeindeglieder oder gewiſſer 
Klaffen derjelben oder einzelner Abtheilungen 
des Gemeindebezirt3 an den Nugungen des Ger 
meindevermögens und der dieſem Theilnahmes 
rechte gegenüberjtehenden Lajtın wird in den 
beitehenden Rechtsverhältniſſen Durch die Beſtimm— 
ungen der $S 51 und 56 nichts geändert. -— 


ch nicht auf die Thatfahe der In Anfehung der Verwaltung und Verwendung 
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des Vermögens der Stiftungen bewendet es beider Gemeindeverfammlung fann die Erhebung 


den ftiftungamäßigen Beitimmungen. $ 53. Die 
Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 
1) zur Veräußerung, * zu der auf einem 
laͤſtigen Titel beruhenden Erwerbung von Grund— 
ſtücken, und von ſolchen Gerechtſamen, welche 
jenen geſetzlich gleichgeſtellt ſind; 2) zur Ver— 
äußerung oder weſentlichen Veränderung von 


Sachen, welche einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, Hausſtandes eine 


hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben; 3) zu An—⸗ 
leihen, durch welche die Gemeinde mit einem 
Schuldenbeſtand belaſtet oder der bereits vor— 
handene vergrößert wird; 4) zu Veränderungen 
in dem Genuſſe von Gemeindenugungen (Wald, 
Weide, Torf ꝛc.). — Die freiwillige Veräußer- 
ung von Grundftüden darf der Regel nad nur 
im Wege des öffentlihen Meijtgebots ftattfinden. 
— Bur Giltigfeit des Verkaufs aber gehört: 
1) die®orlegung eines beglaubigteu Auszuges aus 
dem Grunditeuerfatafter anftatt der Tare; 2) eine 
öffentlich auszuhängende Ankündigung; 3) ein- 
—— Bekannimachung durch das Amtsblatt 
der Regierung, oder durch ein im Kreiſe er— 
ſcheinendes Blatt; 4) eine Friſt von ſechs Wochen 
von der Bekanntmachung bis zum Verkaufster— 
min; 5) Abhaltung des Verkaufstermins durch 
eine Juſtizperſon, den Amtmann oder den Vor— 
ſteher. — Wenn der Kataſtralertrag des Grund— 
ſtücks nicht 6 M überfteigt, jo bedarf es der unter 
3 vorgejchriebenen Belannimadung nidt. — 
Bei Veräußerung von Gebäuden, welche nur 
nach der Grundfläche befteuert find ($ 21 des 
Grundfteuergejeged vom 21. Januar 1839) ift, 
fofern fie für fih allein und nicht als Bubehör 
eined Gutes veräußert werden, eine Tage aufzu: 
nehmen [S. jegt das Gebäudefteuergejeg vom 


21. Mai 1861]. — Das Ergebniß des Berfaufö| 


ift in allen Fällen der Gemeindeverfammlung 
mitzutheilen, und fann nur mit deren Genehm 
igung der Zuſchlag ertHeilt werden. — In be. 
fonderen Fällen kann die Regierung den Verlauf 
aus freier Hand, jowie einen Tauſch geftatten, 
fobald fie jich überzeugt, daß der Bortheil der 
Gemeinde dadurd; gefördert wird. — Die bor- 
stehenden Bejtimmungen finden auc auf Verkäufe 
von Realberehtigungen Anwendung, wobei die 
Aufnahme einer Tare jedesmal — iſt. 
— Für die Hypothekenbehörde genügt zum Nach 
weile, daß der Borichrift dieſes Paragraphen 
enügt worden, bie Bi SE Fe bed Vertrages 
—* die Regierung. 8 54. Verpachtungen 
von Grundftüden und Gerechtſamen der Ge— 
meinde müfjen öffentlid an den Meiftbietenden 
geſchehen; Ausnahmen hiervon find nur mit Ge- 
nehmigung des Landraths geftattet. $ 55. Bei 
Berwaltung der Gemeinbewaldungen find bie 
Verordnungen vom 24. Der, 1816 u. bie in 
Semäßheit deffelben erlafjenen u. zu erlaffenden 


Nieglements zu beachten.t) $ 56.) Durch Beſchluß I 


V S. unter Walbungen. 

y: ©. Gefeg vom 24. Yuni 1861: 8 1. Die Borfchriften 
in dem $ 56 der Landgemeindeordnung für bie Provinz Weſt⸗ 
falen vom 19. März 1856 * Erhebung eines Einzugs⸗ 

eldes, eines Hausſtands⸗ oder Eintrittsgeldes und eines Ein: 

fsgeldes, werden bierdurch aufgehoben. An Stelle derfelben 
treten nachftebenbe Beftinunungen (99 2—7). 8 2. Die Yand: 
gemeinden und die nach der Pandgemeindeorbnung verwalteten 





eined Einzugägelded angeordnet und von befjen 
Entrihtung die Niederlaffung in der Gemeinde 
($ 4 des Geſetzes dv. 31. Dec, 1842, Nr. 2317) 
abhängig gemacht werden. — Außerdem kann 
bon Allen, jowol von den Neuanziehenden, als 
bon denen, welche ber Gemeinde bereitd angehörig 
find, bei der Begründung eines jelbftändigen 
bgabe (Eintıitts- od. Haus⸗ 
tandögeld) geforbert, und von deren Entrichtung 
ie Theilnahme an dem Gemeinderedhte ($ 15) 
abhängig gemadt werden. — Die Theilnahme 
an den Semeindenupungen kann außerdem durch 
Beihluß der Gemeindeverfanmlung von der 
Entrihtung einer jährlichen Abgabe und anjtatt 
oder neben berjelben von der Entricdhtung eines 
Einfaufsgeldes abhängig gemadjt werden, durch 
deren Entridtung aber die Ausübung ded Ge» 
meinderechtd ($ 15) niemals bedingt wird. — 
Alle derartigen Beihlüfje bedürfen der Genehm«- 
igung der Regierung. — Beamte, welchen infolge 
dienftliher Verpflichtung ihr Aufenthalt im Ge- 
meindebezirf angemwiejen ift, find zur Entrichtung 
de3 Einzugsgeldes oder Hausftandegeldes nicht 
verbunden. $ 57. Soweit die Einnahmen aus 
dem Gemeindevermögen nicht Hinzeichen, um die 
durch das Bedürfniß oder die Verpflichtungen 
der Gemeinde erforderlichen Geldmittel zu be» 
ihaffen, kann die Gemeindeverfammlung die 
Aufbringung von Gemeindefteuern beichließen. 
— Dieje können bejtehen: I. in Zufchlägen zu 
den directen Staatsſteuern, wobei folgende Be- 
ftimmungen gelten: 1) die Steuer für den Ge- 
werbebetrieb im —— darf nicht belaſtet 
werden; 2) bei Zuichlägen zur Klaſſen- und 
claffifictrten Einfommenjteuer muß jedenfall3 das 
infommen aus dem außerhalb der Gemeinde 
belegenen Grunbdeigentgum außer Berechnun 

bleiben ; 3) die Genehmigung der Regierung if 
erforderlich für Zufchläge zu den directen Steuern, 
wenn der Zuſchlag entweder fünfzig Procent der 
Staatsſteuern überfteigen, oder nicht nach gleichen 
Süßen auf dieje Steuern vertheilt werden joll. 
Bur Freilaffung oder geringeren Belaftung der 
legten Klaſſenſteuerſtufe bedarf es diefer Genehm- 


Städte find befugt, auf Grund von Gemeindebejhlüffen, welche 
die Genehmigung der Regierung erhalten haben, die Entrichts 
ung von 1) Einzugsgeld bei Erwerb der Gemeindeangehürigs 
feit ($ 2 ber Yanbgemeindeorbnung) und 2) Einfaufsgeld ans 
ftatt oder neben einer jährlichen Abgabe für die Theilnahme 
an den Gemeindenugungen ($ 53, Abth. 1, Nr. 4 der Yands 
gemeindeorbnung) rn 

—— 6 5—5. Aufgehoben durch Geſetz vom 2. 


3 
(Einfaufsged.] 8 6. Die Berpfliätung zur des 
Eintaufsgeldes, ſowie der demjelben —— ——7* 
Abgabe ruht, ſo lange auf die Theilnahme an den —— 
— verzichtet wird. 
F gemeine Beitimmung.) $ 7. zus ber Verjährung 
der Meclamationen findet das Gefeg vom 18. Juni 1840, 
edoch nur mit der Mafgabe Anwendung, dag bie nicht zur 
bung zus Einzugs: od, Einkaufsgelder erjt in 2 Jahren 
nach Ablauf desjenigen Jahres, in welhem bie Zahlungsvers 
binblichfeit entjtanden ift, verjähren. — Das Gele vom 11. 
Juli 1822, ſowie die Gabinetsordre vom 14. Vai 1832 find 
auf die genannten Abgaben nit anwendbar. & 8. Die auf 
Grund des aufgehobenen $ 56 der Landgemeindbeorbnung vom 
19. März 1856 erlafjenen oder älteren noch geltenden Zus 
ftruetionen und Gemeindebeihlüffe bleiben in Kraft, foneit fie 
den Beftimmungen dieſes Geſetzes nicht widerſprechen. — Ein 
Eintritts- od. Hausftandsgeld darf nicht mehr erhoben werben, 
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igung nicht. II. in befonderen Ddirecten oder diener infoweit, als ihnen dieſe Befreiung zur 


inbdirecten Gemeinbdejteuern, welche der Genehm⸗ 
igung der Regierung bedürfen, wenn fie neu 
eingeführt, erhöht, oder in ihren Grundſätzen 
verändert werden follen. — Bei bejonderen Com— 
munal-Eintommenjteuern iſt jedenfalls die sub 
L, 2 erwähnte Beſchränkung maßgebend. Die 
beftehenden Communal-Einfommenfteuern werben 
einer ermeuerten Prüfung und Genehmigung der 
Regierung unterworfen. $ 58. Die Gemeinde 
fann durch Beſchluß der rege 
zur Leiftung von Dienjten (Hand- und Spann» 
dienten) behufs Ausführung von Gemeindear- 
beiten verpflichtet werden; die Dienfte werben 
behufs Feſtſetzung des Leiſtungsverhältniſſes in 
Geld abgeſchätzt; die Bertheilung derjelben ge- 
jchieht nad dem Maßftabe der Gemeindeabgaben, 
oder in deren Ermangelung nad) dem Maßſtabe 
der directen Steuern, infofern nicht dad Gemeinde: 
ftatut einen anderen Vertheilungsmaßftab an- 
ordnet, oder für einzelne Fälle die Regierung 
Abweichungen genehmigt. Die Dienfte können 
mit Ausnahme von Nothfällen durch taugliche 
Stellvertreter abgeleijtet werden. $ 59. Al 
zur Gemeinde gehörigen Einwohner jind zu den 
Gemeindebebürfnilfen beizutragen verpflichtet; be⸗ 
trifft aber das Bedürfnig nur das Intereſſe 
einzelner Klaſſen von Gemeindegliedern oder ein- 
zelner für ſich beitehender Abtheilungen des Ge- 
meindebezirf3, jo leiften auch nur dieſe die zur 
Befriedigung dejjelben nöthigen Geldbeiträge u. 
Dienfte. $ 60. Wer, ohne im Gemeindebezirk 
u mohnen, daſelbſt Grundbejig hat, oder ein 
ehende3 Gewerbe treibt, ift verpflichtet, an den— 
jenigen Gemeindelaften theil zu nehmen, melde 
auf den Grundbefig, oder das Gewerbe, oder 
das aus dieſen Quellen fließende Einkommen 
gelegt find; eine weitere Verpflichtung liegt aud) 
denjenigen auswärt3 wohnenden Grundeigenthü- 
mern nicht ob, welche als Haudbefiger zu den 
Gemeindegliedern gehören ($ 14, Nr. 2). Gleiche 
Verpflichtung haben juriftiihe Perſonen, melde 
im Gemeinbebezirt Grundeigenthum befigen oder 
ein ftehendes Gewerbe treiben. — Wo Gemeinde» 
abgaber durch Zujchläge zur Klaſſen- oder claj- 
jifieirten Einfommenfteuer erhoben werden, müfjen 
alle diejenigen, welde im Gemeindebezirk ſich 
aufhalten, um dort ihren Unterhalt zu erwerben, 
fobald fie dafelbft eine dieſer Steuern zu ent- 
richten haben, aud) die gedachten Zuſchläge zahlen. 
Ro eine Communalftener anderer Art eingeführt 
ift, find dergleichen Berfonen bei einem Aufent- 
von mehr al3 drei Monaten im Gemeinde- 
ezirfe vom Ablaufe des dritten Monats an zu 
jener Steuer beizutragen verpflichtet.) $ 61. 
Die Geiftlichen, Kirchendiener u. Elfementarjchul- 
fehrer bleiben hinſichtlich ihres Dienfteinfommens 
von den bdirecten perjönlichen Gemeindeabgaben 
infoweit befreit, als ihnen dieſe Befreiung zur 
Beit der BVerfündigung der Gemeinde-Ordnung 


> 


Beit der Verfündigung der Gemeinde -DOrdnung 
vom 11. März 1850 zuftand. $ 62. gu ben 
auf den Grumdbefig oder auf das ftehende Ge- 
werbe gelegten Satten find aud die im $ 2 er- 
mwähnten Militärperjonen verpflichtet, wenn fie 
im Gemeindebezirfe mit Grundeigentum ange- 
jejjen find, oder ein ftehendes Gewerbe treiben. 
Bon anderen directen Gemeindeabgaben u. Laften 
find diefelben mit Ausnahme der Militärärzte 
rückſichtlich ihres Einkommens aus einer Civil- 
praris frei. Bon Verbrauchsabgaben bleiben 
nur die Militär-Speijeeinrihtungen u. ähnliche 
Anftalten in dem bisherigen Umfange befreit. 
$ 3. Alle anderen als die in den 8$ 61 u. 62 
ezeichneten perjönlichen Befreiungen find ohne 
Entihädigung aufgehoben. — Wegen Befteuer- 
ung des Dienfteinfommens ber Beamten find bie 
Vorſchriften des Geſezes vom 11. Juli 1822 u. 
der Cabinet3ordre vom 14. Mai 1832?) anzu- 
wenden. — Durch die in diefen Gefegen beitimm- 
ten Geldbeiträge jind die Beamten zugleich von 
perjönlichen Dienften frei. Sind fie jedoch Be- 
figer von Grundftüden, oder betreiben fie ein 
jtehendes Gewerbe, jo müſſen fie die mit diefem 
Grundbeſitz reſp. Gewerbe verbundenen perſön— 
lichen Dienſte entweder ſelbſt, od. für den Fall 
der Verhinderung, durch Stellvertreter leiſten. 
$ 64. Die in dem ben 2 betreffend die Auf⸗ 
hebung der Grunditeuerbefreiungen, vom 24. 
Febr. 1850 $ 2 bezeichneten ertragdunfähigen 
oder -zu einem Öffentlichen Dienfte oder Gebrauche 
beftimmten Grundftüde find nad) Maßgabe der 
Cabinetdordre vom 8. Juni 18342), die Dienjt- 
es der Geiftlihen, Kirchendiener und 

fementarfchullehrer aber überhaupt von den 
Gemeindeauflagen befreit. — Denjenigen Staatd« 
waldungen, welche jeither von den nad dem 
Srundfteuerfuße vertheilten Gemeindelaften be- 
freit gewefen find, verbleibt fernerhin diefe Be- 
freiung ; dagegen bleibt aud) das Regulativ vom 
17, Nov. 1841 wegen Heranziehung der Staatd- 
waldungen zum Wegebau fortbeiteben. — Beit« 
weilige Befreiung von Gemeindeabgaben und 
Leiftungen für neu bebaute Grundftüde find zu- 
läſſig. — Alle nicht perſönlichen Befreiungen, 
mit Ausnahme der vorftehend erwähnten, können 
von den Gemeinden abgelöjt werden und hören 
auf, wenn die Entihädigirng feitgejtellt und bes 
zahlt ift; bis dahin beftehen biefelben in ihrem 
bisherigen Umfange fort, eritreden fich jedoch 
nur ul den gewöhnlichen Zuftand, nicht auf 
außerordentliche Leiftungen. — Die Befreiungen 
und der Anjpruh auf Entihädigung erlöfchen, 
wenn fie in Gemeinden, wo die Gemeinde-Örd- 
nung vom 11. März 1850 bereits eingeführt ift, 
nicht binnen Jahresfrift nach deren Einführung 
bei dem Gemeindevoritande — ſind, und 
in anderen Gemeinden nicht binnen Jahresfriſt 
nach Verkündigung der gegenwärtigen Gemeinde⸗ 


vom 11. März 1850 zuſtand. Geiſtliche und Ordnung bei demſelben angemeldet werden. — 
Schullehrer bleiben von allen perfönlichen Ge⸗ Die Entjhädigung wird zum zwanzigfadhen Be 
meindedienjten, ſoweit diefelben nicht auf ihnen|trage de3 Jahreswerthes der Befreiung nad) 


gehörigen Grumdftüden Taften, befreit; Kirchen- 





1 
I) ©. unter Freizügigteit Gefek vom 1. Nov. 1867 $ 8. RN 


©. unter Staatddiener. 
©. unter Grunbfteuer, Gejeg v. 21. Mai 1861 $ 4. 


2* 
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dem Durchſchnitte der lepten zehn Jahre vor, Diejenigen Laften, welche im öffentlichen Intereſſe 
Verkündigung der gegenwärtigen Ordnung ge-|nad) $ 67 den gedachten Gütern obliegen, find 
Ieiftet; fteht ein anderer Entihädigungsmaßitab [von dem Gutäbefiger, und auf Feititellung des 
durch jpeciellen Rechtstitel feit, jo hat es hierbei Landraths, na Anhörung der Betheiligten und 
fein Bewenden. — Der Entidädigungsbetrag |de3 Kreistages, antheilig auch von den übrigen 
wird durd Schiedsrichter mit Ausſchiuß Dder!jelbitändigen Einwohnern des Gut3 zu tragen. 
ordentlichen Rechtstitel fejtgeftellt; von diefeniS 69. Für jeden Amtsbezirk ($ 4) wird ohne 
wird der eine von dem Beliger des bisher be-|Unterjchied, ob derjelbe aus einer od. aus meh» 
freiten Grundftüds, der andere von der Ge-treren Gemeinden bejteht, ein Amtmann u. mins 
meindeverfammlung ernannt; der Obmann iſt,! deſtens ein Stellvertreter (Beigeordneter) deffel- 
wenn ſich die Schiedsrichter über deffen Ernenn=|ben bejtellt. — Den Beigeordneten fteht e8 zu, 
ung nicht verftändigen können, von der Aufe|den Amtsverfammlungen ohne Stimmrecht bei- 
fichtöbehörde zu ernennen. $ 65. Urkunden, zuwohnen. — In Aemtern, welche aus mehreren 
durch welche die Gemeinde verpflichtet werben Gemeinden beftehen, fann der Amtmann zugleic) 
ſoll, ingleihen Proceßvollmachten, müfjen von|Borfteher der Gemeinde fein, in welcher er wohnt. 
dem Amtmann und dem Gemeindevorfteher voll-|S 70. Die Stelle des Amtmanns ift als ein 
ogen werden. — Die Genehmigung der Auf) Ehrenamt, mit welchem nur eine feſte Entſchäd— 
—— ift in denjenigen Fällen, in welchen igung für Dienſtunkoſten verbunden iſt, einem 
ſolche gefeglich nothiwendig ift, in beglaubigterJangejehenen und vorzugsmweife aus den größeren 
Form beizufügen. Iſt der Amtmann zugleih|Srundbejigern auszumählenden Eingefefjenen zu 
Gemeindevorfteher, fo muß ftatt des legteren derjübertragen; die Uebertragung erfolgt nad An— 
Stellvertreter unterzeichnen. $ 66. Bei ftädt-|hörung der gutachtlichen Yeußerung bed Land⸗ 
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ishen Gemeinden ($ 1) treten folgende bejondere 
Beitimmungen ein: 1) Die auswärtd wohnenden 
Hausbeſitzer werden nicht zu den Gemeinde— 
Mitgliedern, jondern zu den Forenſen gerechnet. 
— Das Gemeinde» (Bürger-) Recht kann nicht 
durch Gtellvertretung ausgeübt werden; doch 
finden aud) hier wegen der juriftifchen und aus: 
wärtd wohnenden höchſtbeſteuerten Perſonen der 
$ 8 der Städte-Ordnung und die auf demjelben 
bezüglihen Beftimmungen im $ 25 daſelbſt An- 
wendung. 2) Die Stadtgemeinde wird überall 
durd; eine Gemeinde» (Stadt) Verordnetenver— 
fammlung vertreten, und muß mindeſtens Die 
Hälfte der Mitglieder aus Hausbefigern bejtehen. 
3) Bei Bildung der Klafjen zum Behuf der 


raths und der Regierung durch eine auf Befehl 
des Königd von dem Minifter des Innern zu 
vollziehende Ernennungs-Urkunde $ 71. & 
fein angejehener Eingejefjener ($ 70) jemeilig 
ſich findet, welcher die Stelle de3 Amtmanns als 
ein unentgeltlic zu vermwaltendes Ehrenamt zu 
übernehmen geeignet und bereit ift, ift ein Amt- 
mann mit Gehalt anzuftellen. Derſelbe wird 
vom Regierungspräfidenten ernannt, welcher da- 
bei zunädjft auf geeignete Eingejelfene des Amts 
Rüdficht zu nehmen hat. — Zu der Stelle eines 
beſoldeten Amtmanns joll, der Regel nad, keiner 
definitiv ernannt werden, welcher ſich nicht zu 
derjelben bereit3 durch eine commiſſariſche Ber- 
waltung des Amts als tüchtig bewährt hat; eine 


Wahl der Gemeinde: (Stadt-) Verordneten ($ 27)|jolhe commifjariihe Berwaltung darf in ber 


find auch die juriftiichen und auswärts wohnen» 
den hödhjtbeitenerten Perſonen (Nr. 1) nad) Maß— 
gabe der von ihnen zu entrichtenden Steuern, 
welche der Gejammtjumme der Steuern der 
Bürger beizurechnen, zu berüdfichtigen. 3) Für 
einzelne Stabttheile können nad) Borichrift des 
$ 42 Bezirtövorfteher (Rott- od. Viertelmeifter) 
beftellt werden. 5) Bei Anitellung der zum 
Dienfte der Stadt erforderlichen Unterbeamten 
und Diener find die Vorjchriften wegen der zur 
Eivilverjorgung berechtigten Militärperfonen zu 
beachten. 8 6%. Die Beliger der den Gemeinden 
gleichgeftellten Güter ($ 3) find für den Bereich 
derjelben, gleich den Gemeinden, zu allen Pflich 
ten und Leiftungen verbunden, welche den Ge— 
meinden nad den Gejegen obliegen. Der Bejiger 
eines folhen Gut3 Hat die Verpflichtung, die 
Amtöverrichtungen de3 Gemeindevorftehers ohne 
——— ür Dienſtunkoſten zu beſorgen; 
er iſt jedoch befugt, für IIbmwejenheits- u. Verhin— 
derungsfälle einen Stellvertreter auf feine Kojten 
zu beitellen, welcher dem Landrath zur Genehm— 
igung präfentirt u. auf deſſen Verlangen, wenn 
es im Dienftinterefje nöthig befunden wird, wie— 
der entlafjen werden = Der Gutsbefiger 
muß einen ſolchen Stellvertreter bejtellen, wenn 
er die gedadhten Amtsverrichtungen ſelbſt vorzu— 


Negel die Dauer eine Jahres nicht überſchreiten. 
Die Umtöverfammlung u. ber Landrath müfjen 
vor jeder Ernennung mit ihrer Meußerung ges 
hört werden, — Das Gehalt des Umtmanns 
wird nach gutachtlicher. Bernehmung der Amts» 
verjammlung u. des Landraths von der Megier- 
ung feitgejeßt. — Die Beigeordneten werden in 
allen Fällen von dem Regierungspräfidenten er» 
nannt, nachdem darüber die Amtsverfammlung 
und ber Yandrath mit ihrer Aeußerung gehört 
worden find. $ 72. Den mit Gehalt behnitio 
angejtellten Amtmännern find bei eintretender 
Dienftunfähigfeit von den Aemtern VPenfionen 
nad) denjelben Grundfägen zu gewähren, welche 
bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur Ars 
wendung kommen. — Ueber die Penſionsanſprüche 
der Amtmänner entjcheidet in ftreitigen Fällen 
die Negierung. Gegen den Beſchluß der Re 
ierung, joweit derſelbe ſich nicht auf die That- 
—* der Dienſtunfähigleit oder darauf bezieht, 
welcher Theil des Dienfteinfommens als Gehalt 
anzufehen jei, findet die Berufung auf richter« 
liche Entſcheidung ftatt. — Ungeachtet der Bes 
rufung find die feitgeiegten Beträge vorläufig 
zu zahlen. — Die Benfion fällt fort, oder ruht 
infoweit, als der Penfionirte durch anderweitise 
Anftellung im Staats- oder Gemeinbedienjte ein 


nehmen nicht im Stande od. geeignet ift. $ 68.lEinfommen oder eine neue Penſion erwirkt, 
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melde, mit Zurechnung der eriten Pen jein mindeftens drei Jahre lang zu verjehen. — Zur 


früheres Einfommen überjteigen. $ 


Wegen Ablehnung oder zur früheren Niederlegung einer 


ber zum Dienfte des Amts erforderlichen Unter- ſolchen Stelle berechtigen nur folgende Entſchuld⸗ 
beamten u. Diener u. wegen des Amtseinnehmers igungsgründe; 1) andauernde Krankheit; 2) Ge- 
finden bie rejp. Beftimmungen der $$ 43 u. 44 ſchäfte, die eine häufige oder langdauernde Ab⸗ 


Anwendung. $ 74.° Dem Amtmann liegt ob: 
die Verwaltung der Amt3-Communalangelegen- 
Heiten u. ber Polizei im Amtöbezirke; die Be— 
auffichtigung der Angelegenheiten der zum Amte 
gehörenden Gemeinden, indbejondere ihres Etat3- 
u. Rechnungsweſens, ſowie der Öffentlichen An— 
gelegenheiten der den Gemeinden gleichgeitellten 
Güter; alle örtlichen Geſchäfte in Yandesangele- 
— ſoweit hierzu nicht beſondere Behörden 
ejtellt jind. — Der Umtmann ift zugleich Hilfs- 
beamter der gerichtlichen Polizei u. kann mit den 
Funetionen der Bolizeianmwaltfchaft beauftragt 
werden. $ 75. Das Amt wird in feinen Com— 
mumalangelegenheiten ($ 5) durch die Umtöver- 
fammlung vertreten. Dieſe iſt in denjenigen 
Hemtern, welche nur aus einer Genteinde beſte— 
en, bon der Gemeindeverfammlung nicht ver— 
ichieden; in den übrigen Aemtern wird fie gebildet: 
1) aus den Borftehern der zum Amte gehören» 
den Gemeinden; 2) aus den Befitern der zu 
einer Stimme auf dem Kreistage beredjtigten 
Güter ohne Unterſchied, ob dieje Güter für ſich 
bejtehende, den Gemeinden gleichgejtellte Bejit- 
ungen jind, oder im Gemeindeverbande ſich be— 
finden; und 3) aus gewählten Amtsverordneten, 
von denen aus jeder Gemeinde mindejtens Einer 
von der Gemeindeverfammlung zu wählen ift. 
Die näheren Beitimmungen hierüber (Nr. 3) 
bleiben mit bejonderer Rüdjicht auf die Einwoh— 
nerzahl und Gteuerfraft dem Amtsjtatut vorbe: 
halten. 876. Der Amtmann tft ſtimmberechtigter 
Vorfigender der Amtsverjammlung; Alles das, 
was vorstehend in Betreff der Gemeindeverjamm« 
fung und deren Beſchlüſſe bejtimmt worden iſt 
Es 31 biß 37, 50, 51, 53 bis 55), gilt aud) 
von der Amtsverfammlung. Ebenjo finden Hin- 
fihtlih der Amtseinkünfte, des Etats- u. Red) 
nungsweſens der Aemter, jowie hinfichtlich der 
Urkunden, melde das Amt verpflichten ſollen, 
ingleichen der Proceßvollmachten, die diejerhalb 
für die Gemeinden ertheilten Vorjchriften An- 
wendung, binjichtlih der gedachten Urkunden, 
ingleihen der Proceßvollmachten, aber mit der 
Maßgabe, daß diefelben von dem Amtmann u. 
defien Beigeordneten, oder ftatt des legteren von 
einem Mitgliede der Amtsverjammlung vollzogen 
werden müſſen (55 45 bis 49 u. 65). 8 "7. 
Die einzelnen Gemeinden u. jelbitändigen Güter 
tragen, falls fie fich nicht über einen beſtimmten 
Maßſtab einigen, nad) dem Maßſtab der directen 
Staatsſteuern, ausjchließlich der Steuern für den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen, zu den gemein- 
ichaftlichen Bedürfniſſen des Amtes bei. — Die 
Beiträge, welche von den Gemeinden zu leijten 
find, follen nicht auf die einzelnen Gemeindeglie- 
der, jondern auf die Gemeinden, und in diejen 
nad) deren Berfaffung auf die Einzelnen vertheilt 
werben. $ 78. Ein jedes ftimmfähige Gemeinde» 
mitglied ijt verpflichtet, eine unbefoldete Stelle 
der Gemeinde-Berwaltung oder Vertretung, 
anzunehmen, jowie eine angenommene Stelle) 
Grotefend, Polizeisteriton. 


mejenheit mit ſich bringen; 3) ein Alter über 
ſechszig Jahre; 4) die früher ftattgehabte Ver- 
waltung einer unbeſoldeten Stelle für die nächſten 
drei Jahre; 5) die Verwaltung eines anderen 
Öffentlichen Amtes; 6) ärztliche oder wundärzt⸗ 
lihe Praxis; 7) jonjtige befondere Berhältnitte, 
welche nad dem Ermeſſen der Gemeinde-Ber- 
jammlung eine giltige Entſchuldigung begrün- 
den. — Wer ſich ohne einen diejer Entſchuld— 
igungsgründe weigert, eine unbejoldete Gtelle 
in der Gemeinde-Berwaltung oder Vertretung 
anzunehmen, od, die noch nicht drei Jahre lang 
verjehene Stelle ferner zu verjehen, jowie der- 
jenige, welcher ſich der Verwaltung folder Stellen 
thatſächlich entzieht, fann durch Beſchluß der 
Gemeindeverjammlung auf 3—6 Jahre der Aus: 
übung des Gemeinderecht3 verluftig erklärt, und 
um ein Achtel bis ein Viertel ftärker zu den 
directen Gemeindeabgaben herangezogen werben, 
Diefer Beſchluß bedarf der’Beftätigung der Auf- 
ſichtsbehörde. $ 79. Wer eine das Gemeinde- 
recht vorausfegende Stelle in der Verwaltung 
oder Vertretung der Gemeinde oder ded Amts 
bekleidet, jcheidet aus derjelben aus, wenn er des 
Gemeinderecht3 verluftig geht; im Falle des ru- 
henden Gemeinderedhts tritt die Guspenjion ein 
($ 22). 80. Die Aufficht des Staates über 
die Gemeinden, über die Öjfentlihen Ungelegen- 
heiten der den Gemeinden gleichgeftellten Güter 
u, über die Aemter wird, jofern nicht durd) die 
Vorſchriften diejes Gejeged ein Anderes aus- 
drücklich beftimmt ift, in erfter Inftanz von dem 
Landrathe und in zweiter Inſtanz von der Re- 
gierung ausgeübt. — Der Landrath ift, wenn 
er e3 in bejonderen Fällen für nöthig findet, 
befugt, in der Gemeinde- und Amtöverfammlung 
den Borjig, jedod ohne Stimmrecht, zu über- 
nehmen, ingleihen die Einberufung einer ſolchen 
Berjammlung anzuordnen. ur Gemeinde- 
Berjammlung Dicker Urt muß der Umtmann ein- 
geladen werden. — Für alle dem Amtmann ob- 
liegenden Gejchäfte, mit Ausnahme der im letzten 
Alinea des $ 74 gedachten, iſt der Landrath dejjen 
unmittelbarer Dienjtvorgejegter. $ 81. Gegen 
die Entſcheidung der Gemeinde- und Anıtöbehör- 
den findet der Necurs an den Landrath, gegen 
die Enticheidung des Landraths der Recurs an 
die Regierung, und gegen die Entjcheidung ber 
Regierung der Recurs an den Oberpräfidenten 
itatt. — Der Recurs muß in allen Inſtanzen 
binnen einer Präcluſivfriſt von vier Wochen nad) 
erfolgter Bujtellung oder Belanntmahung der 
Entiheidung eingelegt werden, jofern nicht für 
einzelne Fälle durch bejondere gejegliche Vorfchrift 
eine andere Friſt bejtimmt it. $ 82, Durd 
Königliche Verordrung auf den Antrag des 
Staatsminifteriums fann eine Gemeindenerlamm. 
(ung, jofern dieje nicht aus jämmtlichen ftinm- 
berechtigten Gemeindemitgliedern beiteht, oder 
eine Amtsverfammlung aufgeiöjt werden, Es ift 
jodann eine Neuwahl anzuordnen und muß die- 


31 
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jelbe binnen ſechs Monaten vom Tage der Auf- Veränderungen ($ 7), beitehen; desgleichen bie 
löfungsverordnung an erfolgen. Diejer Neumwahl|bisherigen Amtmänner, Gemeindevorjteher, Bei- 
unterliegen, im Falle der Auflöjung einer Amts- |geordneten u. anderen. bejoldeten u. unbeioldeten 
verfammlung, nur die $ 75 sub 3 gedachten Gemeindebeamten ihrer Anjtellung gemäß, ſowie 
Mitglieder. — Bis zur Einführung der neuge-|die auf Grund ber Yandgemeinde-Orbnung vom 
wählten Mitglieder der Gemeinde» oder Amts- 31. Oct. 1841 gewählten Amts- und Gemeinde- 
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verjammlung find deren Berrichtungen durch be» 
jondere, von dem Minifter des Innern zu be» 
jtellende Commiffarien zu beforgen. $ 83. In 
Betreff der Dienjtvergehen der Amtmänner, Ge— 
meindevorjteher u. Stellvertreter, jowie der jonit- 
igen Amts u. Gemeindebeamten u. Diener Tom- 
men die darauf bezüglidhen Gejege mit der 
Maßgabe zur Anwendung, da 


5 der Amtmann vorbehalten. $ 86. 


berordneten bis zum Wblauf der Periode, für 
welche fie gewählt worden find, in ihren Stellen. 
$ 85. Die Verhältniffe der vormals unmittel: 
baren Deutſchen Reichsftände in Beziehung auf 
die in ihren vormaligen reih&unmittelbaren Ge- 
bieten befindlichen Gemeinden u. Aemter bleiben 
bejonderer Regelung durch Königliche Verordnung 
Die zur Ausführung des 


befugt ift, die Unterbeamten des Amts, ſowie gegenwärtigen Geſetzes erforderlichen Beſtimm— 
der Gemeinden mit Ordnungsſtrafen bis zu 9 M, — werden, ſoweit fie nicht ſchon in dem 


u, die bloß zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen an⸗ Ge 


jelbft enthalten find, durch den Viniſter 


e 
geftellten Diener mit Arreftitrafen bis zu Dreildes Ale getroffen. 


Tagen zu belegen‘) $ 84. Die gegenwärtige 
Landgemeinde-Orbnung tritt ſogleich nach ihrer 
Verkündigung in —* und an die Stelle der 
Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850, bezw. 
der Landgemeinde-Ordnung vom 31. Dct. 1841. 


UL Gejeg, die Landgemeinden in dem 
vormaligen Königreih Hannover betr, 
vom 28. April 1859. 


—— J. Allgemeines (Gegenſtand des 


1) Wo die Gemeinde-Ordnung vom 11. März Geſetzes) — 8$ 1, 2; II. Stimmrecht, $$ 3s—21; 


bereit3 eingeiührt ift, bleiben die auf Grund 
derjelben gebildeten Sammtgemeinden als Aemter 
bejtehen, aud; die gewählten Bürgermeifter, Bei- 
geordneten, Gemeindevorfteher u. Schöffen, ſowie 
alle andere bejoldete und unbejoldete Gemeinde- 
beamten, ingleihen die Mitglieder deö Gemeinde- 
rath3, der Sammıtgemeinde (Aemter) u, derjenigen 
Einzelgemeinden, welche durd) Gemeindeverordnete 
zu vertreten find, in ihren Stellen bis zum 
Ablaufe der Periode, für welche fie gemählt 
worden find, u. behalten, foweit fie eine bejoldete 
Stelle befleiden, ihre biäherigen Bejoldungen 
u. Benfionsanjprücde. Hierbei nehmen die jetigen 
Mitglieder des Gemeinderaths der Sammtge— 
meinde die Stelle ded gewählten Amtsverord- 
neten u. die jegigen Mitglieder des Gemeinde- 
raths der gedachten Ginzelgemeinden die Stelle 
der gewählten Gemeindeverordneten ein, und es 
treten zur Bildung der Amtsverfammlung die 
im $ 85, Nr. 1 u. 2 u. zur Bildung der Ge— 
meindeverordneten » Berjammlung die im $ 26 
Litt, a bezeichneten Mitglieder hinzu. — Der 
iegige Gemeinderath bleibt aud) da, wo nad) 
$ 24 die Gemeindeverfammlung aus jämmtlichen 
itimmberecdtigten Gemeindemitgliedern zu bilden 
iſt, bis zu der durch das Amtsblatt zu bewirfen- 
den Belanntmahung der diejerbalb von dem 
DOberpräfidenten erlafjenen Enticheidung in Wirt- 
amteit u. hat bis dahin die Gemeinde nad) den 
Vorſchriften der gegenwärtigen Landgemeinde- 
Ordnung zu vertreten; doc) jollen dem Gemeinde» 
rathe die im $ 26, Pitt. a bezeichneten Grund» 
beſitzer ſofort mit Stimmredt hinzutreten. 2) Wo 
die Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 noch 
nicht eingeführt ift und die Landgemeinde-Ord— 
nung vom 31. Oct. 1841 nod in Wirkjamfeit 
ji befindet, wird Alles, was zur Einführung 
der eriteren geſchehen ift, hierdurch außer Kraft 
gejegt, und bieiben die bisherigen enter, vor- 
behaltlih der fi als nothmwendig ergebenden 


1) S. ımter Disciplin, Geſetz vom 21. Juli 1852, 


III. Gemeindebeamte, $$ 22—40; IV. Gemeinde 
verjammlung, $$ 41—50; V. Gemeindeausfchuf, 
$5 51—59; VL Gemeindevermögen u. Gemeinde- 
lajten, $$ 60—68; VI. polizeilihe Rechte der 
Gemeinden, 88 69—82; VIIL Bereinigung meh- 
verer Gemeinden, $ 83. 


I. Ullgemeine3.!) 


$ 1. Gegenjtand dieſes Geſetzes find Die öffent- 
lichen Berhältnifje der Landgemeinden. $2. Das 
Gejeg begreift unter Landgemeinden auch die- 
jenigen Städte, Borftädte und Fleden, auf welche 
die Stäbteordnung nad) $ 4 derjelben nicht An— 


1) Bezüglich der Rechte und Pflichten der Gemeinden f. die 
hiernach abgedrudte Dlinifterialbefanntmachung vom 28. il 
1858 85 10 ff. u. 17 fi. ©. auch Gefeg, betreffend bie Ab⸗ 
änderung des $ 12 des Gefeges vom 5. Sept. 1348 über ver: 
ſchiedene Aenderungen des Landesverfafjungsgefeges vom 28. 
April 1859: Jeder Landeseinmobner, jedes Grundbflüd und 
jedes Haus muß in Beziehung auf bie Öffentlichen Berhältnifie 
einer Gemeinde angehören. — Wenn jeboh die Grundfrüde 
größerer Domanials, Klofters und fonfriger Güter und Höfe, 
mit Einfhlug der Hauptwohn: und Wirtbihaftsgebäude wit 
denen anderer Mitglieder einer Gemeinde nicht tm Gemenge 
liegen — einzelne Ueinere, dann der betrefienden Gemeinde 
anzujchliepende Flächen vorbebaltlih, — oder wenn von jenen 
Guͤtern und Höfen mindeftens die Hälfte ber Gemeindelaften 
getragen wird, und außerdem in dem 1. oder 2. Falle die 
Vereinigung eines foldyen Gutes od. Hofes mit der Gemeinde 
fir eine gute Gemeindeverwaltung nicht zwedinäfig ijt, fo find 
folde von dem Anſchluß auf Antrag bes einen oder anderen 
Zheils auszunehmen, oder ift ber ſchon gefchebene Auſchluß an 
eine Gemeinde, falls derjelbe feit dem 1. März 1848 ftattger 
funden bat, wieder aufzuheben. — Iſt dagegen die Berbindung 
bereit vor dem 1. Dlärz 1848 erfolgt, fo fann die Aufhebung 
nur auf übereinftimmenden Antrag der Betbeiligten angeordnet 
werden. — Eind größere Domanial:, Klofter- und jonftige 
Güter und Höfe nadı dem 1. März 1848 auf übereinitimm: 
enden Beſchluß der Betbeiligten eder in Gemäfibeit der vor- 
ftebenden Beſtimmungen von dem Anfchluffe an cine (temeinde 
ausgenommen oder wieder davon getrennt, jo lann cin ſolches 
Gut ac. jpäter nur unter Zuſſimmung der Beiheiligten einer 
einzelnen Gemeinde angefhlojjen werden. — Die vorftebenden 
Grundſaätze gelten auch ven größeren unbebauten Grundbe— 
fitungen. — Die ausgenommenen Güter, Höfe u. umbehauten 
Grundbeſitzungen find jede jedenfalls einen Berbande mebs 
rerer Gemeinden beizulegen, falls ein folder vorhanden ift, 
oder zwedmäßig schildet werden Tanı, — Das EStimmmpbers 
haltniß der Wirraleeder der Gemeinden foll durch Die Geſes— 
gebung teitgencut werden. 
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wendung findet. — Die eigenthümlichen Ver— 
hältniſſe derjelben werden jedoch bejonderd ge- 


regelt werben.!) 
I Stimmredt. 


3. Wenn in einer Gemeinde eine Stimm- 
ordnung giltig befteht, jo bleibt es dabei, jo 
lange nicht Uenderungen nad) den folgenden Be- 
Seder in 
eine Gemeinde duch Anſchluß von Grundbefig 
oder Aufhebung von Eremtionen neu Eintretende, 


ftimmungen feftgeftellt werden. $ 4. 


dem eine jeinen Verhältnifjen entiprechende Stelle 
in der beitehenden Stimmorbnung angewiejen 
werden kann ($ 52 des Landesverfafjungsgejeges), 
muß legtere anerfennen, fann aber im entgegen- 
gejegten Falle verlangen, daß die in den SS 8 
und ff. aufgeftellten Grundjäge über das Stimm— 
recht zur Anwendung fommen, — Gleiche Be- 
fugniß Hat jedes Gemeindemitglied, wenn Die 


beitehende Stimmordnung F dem Beitragsver— * 


hältniſſe für die Gemeindelaſten und dem Intereſſe 
des betreffenden Gemeindegliedes an den Ge— 
meindeangelegenheiten in erheblichem Mißver— 
hältniſſe ſteht. — Außerdem können Aenderungen 
der beſtehenden Stimmordnung durch Beſchluß 
der Gemeinde mit Genehmigung der oberen Ver— 
waltungsbehörde feſtgeſtellt werden. — Anträge 
auf Aenderung der Stimmordnung ſind bei dem 
Gemeindevorſtande anzubringen. Dieſer hat dar— 
über einen Beſchluß der Gemeinde zu veranlaſſen. 
$ 5. Beſteht eine giltige Stimmordnung nicht, 
ober ijt eine ſolche nur vorläufig eingeführt, jo 
ift von den Behörden eine endſchaftliche Feſt— 
ftellung derjelben, daher zunächſt ein Beichluß 
der Gemeinde, herbeizuführen. $ 6. Wer ji 
durch einen Gemeindebeichluß wegen des Stimm- 
rechts verlegt erachtet, kann jich mit jeiner Be— 
ſchwerde an die ÜObrigfeit wenden, melde 
Entiheidung der oberen Rerwaltungsbehörde 
einzuholen hat. $ 7. Die Entſcheidung iſt 
unter Berüdjichtigung der bejtehenden Verhält— 
nifje nad den Grundſätzen der nachitehenden SS 8 
bi3 18 abzugeben. Als ftimmberechtigt 
gelten: 1) Alle, welche in der Gemeinde ein Gut, 
einen Hof oder ein für ſich beſtehendes Wohn- 
haus eigenthümlich oder nießbräuchlich beſitzen 
(vgl. $ 13). 2) Ale Männer, welche in der 
Gemeinde mwohnberehtigt*) find und in derjelben 
einen eigenen Haushalt füyren, jofern fie a. nicht 
zu ſchweren Strafen (Urt. 8 deö Criminalgejeh- 
buches) ®) verurtheilt, b. ſonſt unbeſcholten, c. 
jelbjtändig find. — Wegen des Stimmrechts der 
Ausmärter vgl. $ 65. 89. Als beſcholten 
gelten diejenigen, welche wegen eines nad) der 
offentlihen Meinung entehrenden Verbrechens 
oder Bergehens bejtraft oder zur Unterfudhung 
gezogen find, ohne völlig freigejprocen oder 
außer Verfolgung gefegt zu jein. Bor ber Ent- 
Iheidung über die entehrende Beſchaffenheit eines 


ı ©. die hiernach abgebrudte Minifterialbelannts, 


mahung vom 28. April 1859 $$ 6163. 
2) Nach $ 74, 3a. des Geſetzes vom 8, März 1871 werben 
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Verbrechens oder Vergehens ift die Umtäver- 
tretung zu hören. — Außerdem können Berjonen, 
welde durch unfittliche Handlungen ſich der öffent- 
lihen Achtung verluftig gemacht haben, oder 
wegen eined peinlichen, wenn auch nicht ent« 
ehrenden Verbrechens zur Unterjuhung gezogen 
und nicht völlig freigejprochen oder außer Ber» 
folgung gefegt find, auf Antrag der Gemeinde 
ihres Stimmrechts verluftig erflärt werden. — 
Solchen Perfonen, wie den Beſcholtenen, kann 
auf Antrag der Gemeinde das Stimmrecht wieder 
verliehen‘ werden. $ 10. Als unfelbjtändig 
gelten: 1) Minderjährige, 2) diejenigen, welche 
unter Curatel jtehen, Ki diejenigen, welche in 
Koft und Lohn ftehen, 4) diejenigen, melde in 
Concurs befangen find, 5) diejenigen, welche 
öffentliche Armenunterftügung erhalten oder im 
legten Jahre vor der Abjtimmung erhalten haben. 
11. Die Ausübung de3 Stimmrechts jett 
voraus, dei das betreffende Gemeindemitglied 
zu den Gemeindelaften, jofern jolche vortommen, 
beiträgt, und mit feinen Beiträgen dazu nicht im 
Rückſtande if, — Auch fann durch Gemeinde- 
beſchluß mit Genehmigung der Obrigkeit feit- 
gejtellt werden, daß gewiſſe Klafjen der Ge- 
meindemitglieder zu den Gemeindelaften nicht 
beizutragen haben; in welchen Falle das Stimni— 
recht dieſer Klaſſen ruht, jofern und fo Tange 
deren Mehrheit damit einverftanden if. 8 12. 
Das auf dem Grumdbejike beruhende Stimms 
recht ($ 8 Nr. 1) kann nad) den im den folgenden 
Paragraphen enthaltenen Regeln in Perjon oder 
durch Bevollmädtigte, das Stimmrecht der Nicht» 
anfäjligen ($ 8 Nr. 2) dagegen nur in Perjon 
ausgeübt werden. $ 13. Die perjönliche Aus— 
übung des Stimmrechts ift auch bei dem auf 
Grundbejig beruhenden Stimmrechte dadurch ber 
dingt, daß der Befiper nicht zu jchwerer Strafe 
verurtheilt ($ 8 Nr. 2a) und ſonſt unbejcholten 
(ebendajelbit b) if. $ 14. Unter väterlicher 
Gewalt, Vormundſchaft oder Curatel ftehende 
Perjonen, welche vermöge Grundbejiges Stimm⸗ 
recht haben, jind Hinjichtlich diefes Stimmrechts 
durch den Vater, Vormund oder Gurator zu 
vertreten. — Bei den unter Interimswirthichaft 
itehenden Höfen haben die Interimswirthe das 
Stimmredt zu üben. $ 15. Als Bepollmächt- 
igte find zuläſſig: 1) Perfonen, die für ſich 
Stimmrecht in der Gemeinde haben; 2) die Pächter 
oder Verwalter der betreffenden Güter, ſofern fie 
nicht zu jchwerer Strafe verurtheilt, fonft unbes 
iholten und ſelbſtändig find. Verwalter find 
jedoch zuläſſig, auch wenn fie in Koft und Lohn 
jtehen. — Gutöbefiger, Stellbeſitzer und jtell- 
bejigende Wittwen können fi) außerdem durch 
volljährige Söhne vertreten lafjen, auch wenn 
dieje in Koft und Lohn oder unter väterlicher 
Gewalt ftehen. Auch kann durch Gemeinde— 
beſchluß mit Genehmigung der Obrigkeit beſtimmt 
werden, daß und in wie weit Verwandte auch 
übrigens als Bevollmächtigte zugelaſſen werden 
ſollen. Es wird jedoch auch in dieſen Fällen 


die nach den hanneverſchen Gemeinde-Berfafiungsgejegen durch vorausgeſetzt, daß Die Vertreter nicht zu ſchwerer 
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ortan durch ven Wohn jurifti Domicil) in d 

Gemeinde begründet. — ee 
?) ©. jegt Str.-G.⸗O. vom 26. Febr. 1876 $$ 32 ff. 
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8 16. 


Jeder Bevollmädtigte kann nur einen 
Abwejenden vertreten. Ausnahmen können durch 
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Gemeindebeihluß mit Genehmigung der Obrigkeit 
zugelafien werden. 8 17. Behufs Bejtimmung 
des Stimmverhältnijjes der ſtimmberechtigten 
Gemeindeglieder ſoll regelmäßig eine Klajjen- 
eintheilung jtattfinden. Die Grundlage für dieje 
Eintheilung bilden die verſchiedenen Klaſſen der 
in der Gemeinde vorhandenen Höfe und Güter. 
Die Nichtanjäffigen bilden, ſoweit fie nicht unter 
Berüdfichtigung ihrer Concurrenz zu den Ge- 
meindelaiten einer diejer Klaſſen einzureihen find, 
die unterjte Klaſſe. — Das Stimmgewicht der 
Mitglieder der einzelnen Klafjen iſt unter Berüd- 
ſichtigung der Concurrenz zu den Gemeindelajten 
und des Antereffes an den Gemeindeangelegen- 
heiten zu bemejjen. Jedoch gelten folgende Ein- 
Ihräntungen: 1). Das Stimmrecht eines einzelnen 
Gemeindegliedes darf in der Regel nicht mehr 
al® !/, desjenigen der jämmtlidyen Gemeinde- 
mitglieder betragen. Wenn jedod) ein einzelnes 
Gemeindeglied die Hälfte oder mehr aller Ger 
meindelaften trägt, jo iſt demjelben auf deſſen 
Antrag ein Stimmrecht bis zur Hälfte zu ver- 
leihen. Auch ift ein einzelnes Gemeindemitglied, 
welches mehr ala die. Hälfte aller Gemeindelaften 
trägt, berechtigt, gegen Hebernahme der alleinigen 
Beitreitung aller Gemeindelaften die Einräumung 
des ausschließlichen Stimmredhts in der Gemeinde 
zu verlangen, injofern und jo lange die Mehr- 
heit der übrigen Gemeindemitglieder damit ein- 
veritanden iſt. 2) Regelmäßig joll das Stimm- 
gewicht derjenigen Grumdbefiger, deren in ber 
Gemeinde belegener Grundbefig jo groß ift, daß 
er zur Bewirthichaftung zwei Pferde oder mehr 
erfordert, überwiegen. 3) Die Stimmenzahl der 
Nichtanfäffigen darf */, derjenigen der Grund— 
befiger nicht überfteigen. $ 18. Der Beſchluß— 
nahme durch Gemeindeabjtimmung nad) den vor- 
ftehenden und den in Abjchnitt IV, und V, ent- 
haltenen Bejtimmungen unterliegen nur die Ge 
meindeangelegenheiten. — Auch muß die Ange— 
legenheit die ganze Gemeinde, nicht bloß einzelne 
Mitglieder oder einzelne Klaffen von Mitgliedern 
angehen. 8 19. Ueber Wrivatrechte einzelner 
Mitglieder oder einzelner Klafjen von Mitgliedern 
fann dur) Gemeindeabjtimmung nidyt bejtinmt 
werden. — Gemeindebeichlüfle, durch melde bes 
jondere Beitimmungen für einen Theil der Ge- 
meindeglieder (3. B. die Spannhaltenden oder 
Häuslinge) getroffen werden, gelten nur dann, 
wenn die Mehrheit ber dadurd Betroffenen da» 
für ift. (Vergleiche $ 11.) $ 20. Bei Sammt- 
gemeinden muß bejonders fejtgeitellt werben, ob 
in den Angelegenheiten, für melde die Verbind- 
ung beiteht, durch die Sammtgemeinde abgejtimmt 
werden, ober den einzelnen Beitandtheilen (Orts— 
gemeinden, Gütern 2c.) eine Stimme zuitehen joll. 
Das Stimmgewicht der einzelnen Beltandtheile 
ift alddann nach Maßgabe des Beitragsverhält- 
nifjes zu den gemeinjamen Laſten, oder zu den 
gejammten birecten Landesſteuern zu regeln. 
21. Auf Angelegenheiten, für melde be- 
ondere geieglihe Beitimmungen über das 
Stimmredt bejtehen (Wahlen zur Ständever- 
fammfung, &emeinheitätheilungen, Bertoppel- 
ungen u. f. mw.) beziehen ſich die vorjtehenden 
Regeln nicht. 
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II. Gemeindbebeamten.!) 

$ 22. Im jeder Gemeinde muß ein Vorfteher 
und ein Beigeordneter zu feiner Unterjtügung 
und Bertretung jein. — Größere Gemeinden 
fünnen mehrere Vorfteher und Beigeordnete haben. 
— Borjteher umd Beigeordnete jind Gemeinde» 
beamte. $ 23. Daneben können zur Wahr- 
nehmung einzelner Geſchäfte (Rechnungsführung, 
dorjtverwaltung u. f. w.) befondere Anftellungen 
erfolgen. — Die Verhältnifie diefer Angeiteliten 
find im einzelnen Falle feitzuftellen, $24. ferner 
find Gemeindediener (Nachtwächter, Feldhüter, 
Boten) nad) Bedürfniß mit Kündigungsvorbehali 
anzunehmen. , : 25. Nicht wählbar zu Ge- 
meindebeamten ind ſolche Perjonen, welche die 
unter $ 8 Nr. 2 ald Bedingungen des Stimm- 
rechts Nichtanfäffiger angegebenen Eigenſchaften 
nicht ſämmtlich befigen, oder jonft nach gefeglicher 
Beitimmung zu öffentlichen Aemtern unfähig find. 
— Jedoch können Bächter und Verwalter, welchen 
in Vertretung der betreffenden Güter ein Stimm- 
recht in der Gemeinde zufteht (f. $ 15), mit Ge- 
nehmigung der Obrigkeit auch ohne Rohnredt 
in der Genteinde zu Gemeinbebeamten gewählt 
werden. $ 26. Die nah $ 20 des Gejepes 
vom 5. September 1848 erforderliche obrigteite 
liche Betätigung ber ni der Gemeindebeamten?) 
it zu derjagen, wenn dem Gemählten 1) eine 
der zur Wählbarkeit erforderlichen Eigenſchaften 
(j. den vorigen Paragraphen) oder 2) die zu 
dem Amte nöthige Befähigung mangelt. $ 27. 
Die Veltätigung kann verjagt werden, wenn der 
Gewählte wegen eines anderen, als der unter 
5 9 bezeichneten Verbrechen in Unterſuchung ge: 
wejen tjt, ohne völlig freigeiprochen oder außer 
Verfolgung gefeßt zu fein, oder wenn er mit 
WerfHausftrafe beftraft tft, — fe wie auch wegen 
naher Verwandtſchaft unter den Gemeindebeamten. 
$ 28. Tritt nach angetretenem Amt einer ber 
vorjtchend bezeichneten Mängel ein, fo ift Die 
Obrigkeit verpflichtet, beziehungsmeije berechtigt, 
den Gemeindebeamten zur Niederlegung des 
Amtes anzuhalten. $ 29. Gait- und Schenk— 
wirthe find in der Regel als Gemeindebeamten 
nicht zuzulaſſen. $ 30. Wählt die Gemeinde 
in demfelben Falle zweimal gefeglich nicht be— 
jähigte Perjonen, jo hat die Obrigkeit für das 
Mal die Stelle zu beſetzen. — Gleiches tritt ein, 
wenn die Gemeinde, mehrfacher Aufforderung 
ungeachtet, in angemeffener Frift nicht wählt. 
$ 31. Jedes Geneinbemitglied muß die Wahl 
zum Gemeindebeamten annehmen. $& 82. ur 
Ablehnung der Wahl find jedoch befugt: 1) König- 
ide Civildiener und Hofdiener im Dienfte; 
2) Militärperfonen im Dienfte; 3) Geiftliche und 
Schullehrer; 4) Uerzte, Wundärzte u. Apotheker; 


Y) Gemäß $58 bes Landesverfafjungsgefehes von 1840 find 
bie Beamten der Landgemeinden zur altung ber Ge⸗ 
meindejachen,, fowie zur Bejorgung ber ihnen durd Gejep, 
Berfaffung ober ommen oder von ben höheren Behörden 
übertragenen Yandesangelegenheiten in ihrer Gemeinde vers 
pflichtet. In Fällen, wo ein Gemeindebeamter die Erfüllung 
diefer Verpflichtungen vermöge feiner Eigenihait als Gemeinde⸗ 
beamier ablehnen zu können vermeint, enticheidet bierüber die 
Regierung. ©. bezliglid ber Dienftführung der Gemeindebes 
amten be Minifterial-Belanntmahung vom 28. Aprit 
1859 & 29 ff., $$ 38 fi. 

2) ©, bie Note ! zur Ueberſchrift des VI. Abſchnitts. 
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- Berfonen, melde über 60 Jahre alt find; 
6) Perjonen, welche durch Gebrechlichkeit oder 
anhaltende Krankheit behindert find, 7) Die- 
jenigen, welche einmal die feftgeftellte Zeit hin» 
duch Vorfteher geweſen find, für die nächſt— 
folgenden drei Jahre; welche es michrmals ge- 
ar find, für immer. $ 33. Treten die 
Gründe zur Ablehnung der Wahl nad) Annahme 
derjelben ein, jo jind die im vorigen Paragraphen 
unter 1, 2, 3 erwähnten Perjonen zur Rieder» 
legung des Amtes verpflichtet, die unter 4, 5,6 
genannten dagegen dazu berechtigt. — Die unter 
1, 2, 3 genannten Perfonen bedürfen zur freie 
willigen Annahme der Wahl der Genehmigung 
ihrer dienjtlihen Vorgeſetzten. $ 34. Die Ge- 
meindebeamten find von der Obrigkeit zu ber 
eidigen. 8 35. Die Gemeindebeamten haben 
ihre Aemter als Ehrenämter zu betrachten. — 
Sie können jedod für nöthige Wege außerhalb 
des Gemeindebezirls eine angemejiene Vergütung 
in Anſpruch nehmen. — Statt derjelben kann 
eine mäßige Befoldung durch Gemeindebeichluß 
ausgejegt und, wo fie befteht, beibehalten werden.*) 

36. Die Gemeindebeamten haben für Be- 
orgungen in Gemeinde-Angelegenheiten Gebühren 
von den Betheiligten nicht zu beziehen. $ 37. 
Den Berwaltungsbehörden gebührtdie Disciplinar- 
gewalt über die Gemeindebeamten und die Ges 
meindediener ($ 24), fowie aud über etwaige 
Tonftige Ungeftellte der Gemeinden ($ 23) nad 
Maßgabe des Geſetzes über die Verhältniffe der 
Königlihen Diener, ſoweit diefe® nach der be- 
jonderen Natur des Gemeindeamtes Anwendung 
finden kann, und der folgenden Beitimmungen:?) 
3 38. Die im Wege des Disciplinsrverfahrens 
zu verfügenden Strafen find: Verweis, Geldbuße, 
Suspenſion vom Dienft und Gehalt, Dienftent- 
laſſung. $ 39. Berweis und Geldbuße können 
von den Obrigfeiten, Suspenfion und Dienft- 
entlafjung nur von den oberen Verwaltungs— 
behörden erfaunt werden. $ 40. Die Ver- 
mwaltung der Gemeindeangelegenheiten geichieht 
durd den Boriteher.?) — In wie weit Derjelbe 
dabei die Beſchlußfaſſung der Gemeindeverfamm- 
fung oder des Gemeindeausichufles zu veranlajjen 
hat, bejtimmen die $$ 41 und 52, 


IV. Gemeindeverfammlung. 


41. Die Verſammlung der jämmtlichen 
jtimmberedtigten Gemeindeglieder (emeinde- 
verjammlung) hat mitzuwirfen: 1) bei Veränder— 
ungen im Gemeindebezirle; 2) bei Veränderungen 
in der Berfafjung der betreffenden Gemeinde, 
namentlih in dem Gtimmredte; 3) bei Yeit- 
ftellung von Strafbeitimmungen ($ 71); 4) bei 
Beränderungen in dem Beitande des Gemeinde- 
vermögens; 5) bei Veränderungen in der Be- 
nugungsart ded Gemeindevermögend; — Ber- 
padıtungen oder Verkäufe Dürfen unter der Hand 


1) ©. die Minifterial»Befanntmahung bom 28. 
April 1859 $ 17 Nr. 1. 

2) 14% des Disciplinar-Berfahrend gegen Gemeinde: 
beamte j. iegt unter Disciplin das aud in den neuen Pro— 
u — aft getretene Gejeg vom 21. Juli 1852 $ 78 
(8. 47). 
‘ ) Bezüglich der Redinungsführung f. Minifterial:De: 
Tanntmahung vom 28. April 1859 $$ 38 ff. 
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nur in G:mäßheit von Beichlüffen der Gemeinde» 
verfammlung vorgenommen werden; 6) bei An- 
leihen auf den Credit der Gemeinden; 7) bei 
Gemeindeprocefjen und bei Vergleihen in Ge— 
meindeangelegenheiten; 8) bei Einführung neuer 
Gemeindeabgaben oder Leiftungen; 9) bei Aen— 
derungen in dem Vertheilungsfuße der Gemeindes 
abgaben oder Leiſtungen; 10) bei Aufnahme 
neuer Gemeindemitglieder; 11) bei Anjtellung 
und Kündigung von Gemeindedienern ($ 24), jo 
wie von etwaigen fonftigen Angeſtellten der Ge- 
meinde ($ 23); 12) bei dem Gemeinderechnungs» 
wejen nad) Maßgabe der im Verwaltungswege 
au treffenden Anordunngen. $ 42. Die Be- 
ihlüfje der Gemeindeverjammlung bedürfen zur 
ihrer Giltigkeit der Beftätigung der Verwaltungs» 
behörden:*) 1) bei Veränderungen in dem Ge— 
meindebezirle; 2) bei Veränderungen in der Ver— 
faflung der betreffenden Gemeinde und im Stimm— 
rechte; 3) bei Feititellung von Strafbeftimmungen ; 
4) bei freiwilligen Veräußerungen, wodurd) der 
Beftand des Gemeindevermögens verändert wird ; 
5) bei Anleihen auf den Credit der Gemeinden; 
6) bei Uebernahme bleibender Laſten; 7) bei 
Einführung neuer Gemeindeabgaben oder Leiſt- 
ungen; 8) bei Aenderungen in dem bejtehenden 
Bertheilungsfuße der Gemeindeabgaben oder 
Seiftungen ; 9) bei Anjtellung von Gemeinde» 
rechnungsführern und jonjtigen Angeſtellten, 
außer den Gemeindebeamten und den Gemeinde: 
dienern. — Die erfolgte Beftätigung ift der Ge- 
meinde befannt zu maden. — SHinfichtlich der 
Aufnahme neuer Gemeindemitglieder behält es 
bei der Bejtimmung des $ 3 II, b. der Domicil- 
ordnung vom 6. Juli 1827 fein Bemenden.?) 
$ 43. Giltige Beſchlüſſe fönnen in Gemeinde» 
verjammlungen nur gefaßt werden, wenn ent— 
weder 1) jämmtliche ſtimmberechtigte Gemeinde- 
mitglieder wirklich verjammelt jind, oder 2) die 
Berjammlung unter allgemeiner Angabe des 
HBwedes in der Gemeinde entweder zeitig Haus 
bei Haus angefagt oder in herfümmlicher Weije 
befannt gemadt if. — Auswärtige, melde 
Stimmredht in der Gemeinde haben, müffen be» 
hufs Entgegenrahme dieſer Belanntmachungen 
am Orte Bevollmäcdhtigte bejtellen. (Vergleiche 
$$ 65 und 67.) $ 44. Die Beichlüffe find nad) 
Mehrheit der Stimmen zu faffen. — Mitglieder, 
welche ſich nicht einfinden, werden nicht mit« 
gezählt. — Es kann jedoch ein giltiger Beſchluß 
nur gefaßt werden, wenn mindejtens ein Drittel 
der vorhandenen Stimmen in der Verſammlung 
vertreten if. $ 465. Der Vorfteher kann die 
Gemeindemitglieder zu den Gemeindeverjamms 
lungen bei Geldbuße bis zu 3 M laden und bei 
leiher Strafe das unzeitige Weggehen aus der 
en oder fonjtige Ungebühr darin ver- 
bieten, auch für den Fall, daß die Ungebühr für 
die Verhandlungen ftörend werden Folkte, den 
Urheber derjelben aus der Berjammlung der- 
meijen. Er hat eintretenden Falles die Strafen 


1) &, die Miniſterial-Bekanntmachung v. 28. April 
1859 $$ 28 und 50. 

2) ©. jest das Gejey vom 6, Juni 1870 $$ 9 fi. (unter 
Krmenpollzei ©. 63) und unter Freizügigkeit das Geſetz 
vom 1. Wov. 1367 85 4 ff. 
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wieder bejeitigt werden kann. ar Diefer 
vertritt in der Megel die Stelle der Gemeinde- 
Verſammlung, namentlic) in den Fällen der 66 
41 und 42. Es können jedoch auch da, wo jeht 
Ihon Ausihüfje beftchen oder künftig errichtet 
werben, einzelne der im $ 41 aufgeführten Gegen- 
ftände, namentlich die dajelbjt unter den Nrn. 4 
6, 8 und 9 benannten, der Beſchlußnahme der 
Gemeindeverfammlung vorbehalten werben. $ 58 
Die Ausſchußmitglieder werden von den ſtimm⸗ 
berechtigten Gemeindegliedern gewählt (ſ. jedoch 
den nachſtehenden Paragraphen). Die Wahl joll 


zu erfennen, und, fofern nicht Widerſpruch gegen 
die erfannte Strafe bei der Obrigkeit erhoben 
wird, einzuziehen. $ 46. Bei den Wahlen der 
Gemeindebeamten ift eine Mehrheit erforderlich), 
mweldje die Hälfte der abgegebenen Stimmen 
überjchreitet (abjolute Mehrheit). — Ergibt ſich 
ſolche nicht, jo ift die Wahlin der Art zu wieder» 
holen, daß nur die bei der vorhergehenden Ab— 
jtimmung Benannten ferner wählbar bleiben, 
und von dieſen derjenige ausfcheidet, auf welchen 
die geringfte Stimmenzahl gefallen it. Sind 
deren mehrere, jo bejtimmt das Loos den Aus: 
fcheidenden. — Iſt auf dieje Weife abjolutelin der Regel nad; Abtheilungen geſchehen, für 
Mehrheit nicht zu erreichen, fo wählt die Obrig«| welche die in der Gemeinde beftehenden Stinm- 
feit unter ben beiden zulegt Gewählten. & 47. rechtstlaſſen als Anhalt dienen, und zwar in der 
Bet den Wahlen der Mitglieder des Gemeinde- Weiſe, daß das Stimmverhältniß im Ausſchuſſe 
ausſchuſſes ($ 51 u. f.), der Gemeindediener und dem in der Gemeinde beftehenden thunlichit ent- 
der fonjtigen Angeftellten gilt derjenige als ge— Ipridt. s 54. Den Eigenthümern derjenigen 
wählt, welcher die meiften Stimmen erhalten Domanials, Kloſter⸗ oder ſonſtigen Güter und 
hat, wenn dieſe auch nicht die Hälfte über-Höfe, von deren im Gemeindebezirke belegenen 
ſchreiten (relative Mehrheit). — Bei Stimmen- Grundbejige wenigſtens 150M jährlidher Grund: 
leihheit ift die Abftimmung zu wiederholen. — fteuer entrichtet werden, insbejondere aud) den 

ird auch dadurch Mehrheit nicht erlangt, joljeit dem 1. März 1848 angeſchloſſenen, fann, 
enticheidet das Loos. — Die Abftimmung iſt nach Anhörung der Gemeindeverfjammlung, in- 
ebenfalls zu wiederholen, wenn ber, welcher die) jofern ihmen nicht jhon nad) dem $ 53 im Ge- 
meiften Stimmen erhalten hat, nicht ein Drittel meindeausſchuſſe eine angemejjene jelbitändige 
derjelben im ſich vereinigt. Bei der wiederholten Stimmberechti ung zu Theil wird, ein ihrem 
Abjtimmung entſcheidet aber dann unbedingt die) Stimm- und BVeitragsverhältnifje entjprechendes 
relative Stimmenmehrheit oder das Loos, 848. m. in dem Ausſchuſſe beigelegt werben. 
Außer bei Wahlen Hat der Gemeindebeamte,)— Das Stimmredt folder Güter bezw. Höfe 
welcher die Verhandlung leitet, im Falle der 
Stimmengleihheit eine entjcheidende Stimme. 
$ 49. Haben Unordnungen bei der Abftimmung 
Statt gehabt oder ergeben ſich Zweifel dabei, jo 
ift die Abſtimmung, nöthigenfalls unter Leitung 
der Obrigteit, zu wiederholen. — it ein giltiger 
Beſchluß micht zu erreichen, jo find bie Vers 
waltungsbehörden befugt, einſtweilen, jomeit 
nöthig, mit Anordnung einzutreten. $ 50. Die 
——— Beſtimmungen über Faſſung von 
Gemeindebeſchlüſſen ($ 43 u. f.), die in der Ge— 
meinde geltenden, im Berwaltungsmwege näher 
feftzuftellenden Grundſätze über dad Stimmrecht, 
jo wie die Bejtimmungen über die Bertretung 
der Gemeinden durd einen Ausſchuß (i. $ 51 
u. f.) gelten auch bei den von den Gemeinden 
zu erriditenden Syndilaten in Rechtsangelegen— 
heiten der Gemeinde. — Die Entjcheidung der 
Frage, ob ein Rechtsſtreit geführt werden foll, 
und die Wahl der Syndiken erfolgt jedoch unter 
Leitung der Obrigleit. — Bei der Wahl ent: 
jcheidet abjolute Stimmenmehrheit. — Die Voll- 
macht it von dem Gemeindevoriteher und dem 
oder den Beigeordneten zu unterſchreiben und 
von der Obrigieit zu beglaubigen. — In eiligen 
Fällen können die Gemeindebeamten ohne Ers 
rihtung eines Syndikats handeln. 

V. Ge meindeausidußf.?) 

8 51. Ju größeren Gemeinden fann auf An« 
trag der Gemeinde nad näheren, im Berwalts 
ungswege zu treffenden Anordnungen ein Aus— hla 

zu geloben, daß ſie das Beite der Gemeinde ge⸗ 


ihuß (Gemeinderath) gebildet werden, der durch 
Gemeindebeihluß (vergl. jedoch $ 42 Nr. 2)/treu wahrnehmen wollen. $ 59. Die Beſtimm⸗ 
‚ungen Der $5 43 ff. gelten, joweit fie Anwendung 


EEE 95, Anden, aud für die Abjtimmungen in ben Ge» 
N ur le ee En Sn ‚meindeausjhüflen. Es kann aber ein giltiger 





































joll jedoch gegen den Widerfpruch der übrigen 
Gemeindemitglieder ein Drittel der Stimmen 
der ſämmtlichen Ausſchußmitglieder nicht über- 
ſteigen. — St eine größere Zahl folder Güter 
in der Gemeinde vorhanden, als die hiernach 
zuläſſige Stimmenzahl, jo find 2 oder mehrere 
Güter in der Urt zu verbinden, daf ein Ber- 
treter für fie erjeheint, oder es ift eine wechſelnde 
Vertretung für je 3 Jahre zu beftimmen. Die 
Beſitzer der betreffenden Güter haben ſich hier- 
über zumächft zu einigen. In Ermangelung einer 
Einigung hat die Obrigteit das Geeignete zu 
bejtimmen, — Das Stimmrecht der Güter kann 
durch Bevollmächtigte nad) den im $ 15 gegebenen 
Regeln ausgeübt werden. $ 55. Wählbar zu 
Ausihußmitgliedern (j.$ 53) find nur diejenigen, 
bei welden die ald Bedingungen der Wählbar- 
feit zu Gemeindebeamten vorgeichriebenen Eigen- 
Ihaften zutreffen. — Tritt daran jpäter ein 
Mangel ein, jo muß das betreffende Mitglied 
aus dem Ausſchuſſe ausfheiden. $ 56. Die 
Mitglieder des Ausihuffes bedürfen weder der 
Vejtätigung no der Genehmigung der Obrig- 
teit. F 57. Die Beftimmungen für Gemeinde- 
beamte über Annahme und Ablehnung der Wahl 
und über die Vergütung u. ſ. w. in den 88 31, 
32, 33, 35 Abſ. 1 md 2 und 36 gelten au 

für die Ausſchußmitglieder. $ 58. Die Mit: 
nlieder bes Ausſchuſſes haben in verfammelter 
Gemeinde oder in verjammeltem Ausſchuſſe 
mittels Handſchlags in die Hand des Vorſtehers 
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Beſchluß nur gefaßt werben, wenn mehr als die]jchieden vom Gemeindevermögen ift das Ber- 


Hälfte der Mitglieder verfammelt ift. 


VL Gemeindevermögen?!) und 
Gemeindelaften.?) 
8 60. 


Bum Gemeindevermögen gehört Alles, 
wa3 der Gemeinde als joldher zufteht. — Ber- 


—— — 


) S. Gefeg dom 5. Sept. 1820: $ 20. Den Landge⸗ 
meinden fteht, umter —— der gr 
die eigene Verwaltung ihres Vermögens, die Regelung ihrer 
übrigen inneren Gemeindeverhältnifje und der ihnen obliegen: 
den Gemeindelaften, ſowie eine Theilnahme an der Handhabs 
ung der Polizei, namentlid aud die Ausübung der Flur: u. 
Feidmartspolizei zu. — Die yet ſind berechtigt, 
ihre Gemeintebeamten mit Vorbehalt obrigfeitliher Bejtätig- 
ung zu wählen, welde Veftätigung ohne — noch zu beftimm: 
ende — geſetzliche Gründe nicht zu aka ift. — Größere 
bergebradhte Rechte der Yandgemeinden jollen jedoch hiedurch 
nicht beeinträchtigt werden. 8 21. Sind Ausgaben von einem 
Berbande mehrerer Gemeinden aufzubringen, fo follen zur 
Prüfung der Ausgaben und zur Vertheilung derſelben I 
wählte Siralieder Verbandes zugezogen werden. Dielen 
ift auch über die Verwendung Redmung abzulegen. — Eoweit 
folche Berbande als wirkliche Gemeinden ſich baritellen, ſollen 
denjelben gleiche Befugniffe wie den einzelnen Gemeinden zus 
fteben. ©. auch daſelbſt $ 17. Den Gemeinden und den Ver: 
bänden mebrerer Bemeinden fiebt das Recht zu, ihr Bermögen 
ſelbſt zu verwalten. — Die Oberauffiht_der Berwaltungsbe⸗ 
börde über die Vermögensverwaltung, ſowie über bie Ber: 
theilung und Verwendung der Gemeindeabgaben u. Leiftungen, 
darf fidy nicht weiter erfireden, als dahin, daß das Bermögen 
erhalten und bei Anordnung und Vertheilung der wwenteinde: 
abgaben angemefjene, auch die Rechte der Übrigen Landesein- 
mwobner und das allgemeine Wohl nicht verlegenbe Grundfäge 
befolgt werden. — Auch ficht ber VBerwaltungsbebörbe die 
Ensfpeidung von Beſchwerden zu, welche gegen die Gemeinde 
verwaltung erhoben werben. — Die —— neuer u. die 
Abänderung beſtehender Beitragsrerhältnifte in B 
Abgaben und Leiſtungen der Gemeinden oder Gemeindebers 
bände fann, unter Beobachtung der barüber befiehenden Rechts: 
grumbfäge, durch Gcmeindebefhluf, jedoch nur unter Bejtätig- 
ung der oberen Berwaltungsbebörden geſchehen. — Die Ober: 
auf t ber Berwaltungsbebörden joll koſtenfrei geſcheben. 

57 bes Lanbeöverfafjungs-Gefeged von 1840. Die Berbind⸗ 
lichkeiten der Gemeinten, jewie überhaupi aller Corporationen, 
verpflichten die Regierung nidt. Das Vermögen und Ein: 
fommen berielben und ihrer Unftalten darf nie als Staats: 
vermögen behandelt und nicht mit den Staatseinnahmen ver 
einigt werben. ur e 

2) MS verfaffungsgeieglibe Befimmungen über bie Auf- 
bringung ber Gemeindelaften find folgende mitzutbeilen: 8 13 
des Geſetzes vom 5. Eept. 1848: jedes Dlitglied einer Ge- 
meinde, ſewie jedes zu ſolcher gehörge Haus oder Orunditüd 
muß zu den aus den Öffentlichen Berbältnifjen der Gemeinde 
entipringenden Laſten verbältniimäßig beitragen. — Wenn 
ein Anflug von Domänen, Gütern, Häujern ober jonftigen 
Befisungen an eine Gemeinde oder an einen Gemeindeberband 
ftattfindet, jo können gegenjeitig, obne vorgängige Vereinbar- 
ung unter den Betheiligren über Ausgleihung oder Entſchäd— 
igung, feine Laſſen übertragen werden, melde lediglich zur 
Erfüung früherer, aus ber Zeit vor ber Bereinigung ber: 
rührenden Berbindlichkeiten dienen und beren Vortheile den 
nen eintretenden Diitgliedern nit zu Statten fommen. Kommt 
jedoch unter den Beibeiligten über dieſe Ausgleihung oder 
Entichäbigung feine Bereinbarung zu Stande, jo erjolgt ſchieds⸗ 
richterlibe Entiheidung. Dagegen haben die Hinzutretenden 
m den übrigen Yajıen der Gemeinde, ſoweit diefe aus beren 
Ihentlichen Verhaltniſſen entfpringen, verhältnigmähig —* 
tragen. & 48 des Landesver aſſungsgeſetzes von 1840: In 
den privatrechtlicen Berhältniffen der einzelnen zu einem Ge⸗ 
meindeverbande bereits gebörenden, ober in denfelden fünftig 
aufzunchmenden Mitglieder, Güter und Grumditüde wird an 
fi) durdy die Beftimmungen der vorftchenden Paragraphen 
nichts verändert. $ 14 des Gefeges vom 5. Sept. 1848: Alle 
Real: u. Perjonalbefreiumgen von Gemeindelaiten fallen obne 
Entihäbdigung —— mit Ausnahme der Beſreiungen ber 
Diitglieber ber Löniglihen Familie u. der füniglihen Schlöffer 
und @ärten, ferner der Standesherren, ſowie ber ftandesherr: 
lichen Schlöſſer uub Gärten, jo weit ſolche Ausnahme gegen: 
wärtig beftebt und in der Berfaffung Teutſchlands begründet 
ift. as jedoch jür den Erwerb einer ſolchen Befreiung ers 
meislich der Gemeinde gezahlt oder ſonſt geleiftet morben ift, 
muß von derjelben erjtattet werden, jofern die Leiſtung nicht 


eziehung aufl: 


mögen, welches den Gemeindegliedern oder ein« 
zelnen Klafjen derjelben oder jonjtigen Genoffen« 
ſchaften zujteht. $ 61. Entfteht Streit darüber, 
ob etwas ®emeindevermögen oder Genoſſenſchafts⸗ 
Vermögen, oder ob und wie weit dad BVerfüg- 
ungsrecht der Gemeinde über erjtere3 durch Nechte 
bon Gemeindemitgliedern beichränft jei, jo iſt 
von den Bermwaltungsbehörden nad) fruchtlos 
berjuchter Güte, unter Borbehalt des Rechte» 
weges, einftweilige Anordnung über die Nußung 
und Verwaltung zu treffen. $ 62. Sind bis- 
her aus dem Genoſſenſchaftsvermögen Verwend⸗ 
ungen für die Gemeindelaſten erfolgt, jo iſt ein 
jenen entſprechender Theil diejed Vermögens zu 
gleihem Zwede auszuſcheiden, oder das Ver- 
mögen mit einer entjprechenden Rente oder Leift- 
ung zu belajten. — Aud hierüber haben zunädjft 
die Berwaltungsbehörden, unter Vorbehalt der 
ricgterlichen Entiheidung über die Verpflichtung 
der Genofjenihaft, zu entideiden. — Bei Ver— 
bänden mehrerer Gemeinden ift dad ausgeſchie— 
bene Bermögen oder die Rente oder Xeiftung 
nur für die befonderen Lasten derjenigen Gemeins 
ben zu verwenden, für welche die Berwendungen 
bisher geichehen find. $ 63. Wird der in den 
ss 61 und 62 vorbehaltene Rechtsweg betreten, 
jo Hat die Verwaltungsbehörde die gehörige 
Geltendmahung der Anjprüde und Bertheidig- 
— der Gemeinde zu überwachen und 
äußerſten Falls durch eigene Beſtellung eines 
Gemeindeanwalts (Actors) zu bewirlen. $ 64. 
Gebäude und Grundſtücke, die unmittelbar zu 
Zwecken des Staates, der Kirche oder Schule 
dienen, find zu Gemeindeſteuern nicht pflichtig, 
jofern fie e8 nicht ſchon vor dem Geſetze vom 5. 
Gegenleiftung auf. 8 15 bes Gejehes vom 5. Sept. 1848: 
Haben die Befreiten oder Hinzugetretenen geteiffe Yaften zu 
Sunften dev Gemeinde getragen oder die Pflichtigen in Rück 
fit auf die von ihnen getragene Yaft ben Genuß von Bor- 
theilen gehabt, jo fol eine Ausgleihung der Yaften und Bor: 
theile eintreten. $ 5% des Landesverfafjungsgeieges bon 1840: 
Denjenigen, weldye durch den Anſchluß an eine Gemeinde od. 
durch Auibebung von Eremtionen in die Laften der Gemeinde 
mit eintreten, joll ein ihrer Coucurrenz zu Diejen Laften, ihrem 
pmtereffe an den Gemeindeangelegenbeiten und ihren Verhält⸗ 
niffen zu anderen Dlitglievern der Gemeinde entſprechendes 
Stimmrecht beigelegt werden. Auch jollen die Befiger ganzer 
Güter befugt fein, ſolches durch Bebolmächtigte auszuüben. 
— Die etwaige Befugmf anderer Gemeindemitglieber, insbes 
fondere der Befiger ber oben erwähnten Güter in ihrer Eigens 
ihaft als Befiter pflihtiger Befigungen, das Stimmredt in 
der Gemeinde dur Bevollmädtigte ausüben zu laffen, wird 
durch die vorftehenden Befiimmungen nicht verändert. 8 53 
des Landesverfafjungsgefeges von 1840: Keine Gemeinde fanın 
mit Ausgaben oder Yeiitungen beſchwert werben, wozu fie 
nicht duch Recht oder Geſetz verbunden iſt. — Daffelbe gut 
von mehreren in einem Berbande jrebenden Gemeinden. 354 
des Landesverfaffungsgeferes von 1840: Zur Bildung einer 
Gemeinde, wie überhaupt einer jeden Corporation, wenn dieje 
auch nicht von der Hegierung ausgeht, gehört die Genehmig- 
ung der zuftändigen oberen Berwaltungsbehörde. Obne dieje 
fann aud eine beftehende Gemeinde ihren Gemeindeverband 
weder durch Aufnahme anderer Gemeinden erweitern, noch 
duch Bildung neuer Gemeinden verändern, nod ihre Ges 
meindeverfaflung eigenmächtig abändern. $ 55 des Landes⸗ 
verfafiungsgefeges von 1840: Die Zulaffung neuer Mitglieder 
in eine Gemeinde kann gegen den Willen der Letzteren nur 
ans einem in den bejtebenoen od. noch zu erlaffenden Geſetzen 
bejtimmten Grunde ftattfinden. — Bei Beſetzung von Anz u. 
Abbauern, welche der Gemeinde bereits angehören, in welcher 
fie bauen wollen, ift die Gemeinde jedesmal mıt ihren etwaigen 


die Natur einer fortdauernden Rente batte. Wo Ickteres der! Einwendungen zu hören. S. aud) die Minifterialbetannt- 


Fall ift, hört mit der Befreiung auch die dafür übernommene ' 


mahung vom 28. April 1559 85 47 ff. 
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Geptember 1848 waren. — Sind NMohnungen 
in ſolchen Gebäuden, jo unterliegen fie der Ge— 
meindebefteuerung nad Mafgabe der Wohnräume. 
8 65. Auswärtige, welche in einem Gemeinde» 
bezirfe unbebaute Grundftüde bejigen (Musmär- 
ter), find nad der Beitimmung des $ 13 des 
Geſetzes vom 5. Sept. 1848!) zu den Lajten ber 
betreffenden Gemeinde heranzuziehen. Sie haben, 
wenn dies geichieht, in den betreffenden Ange— 
legenheiten ein Stimmrecht nad) Mafgabe des 
Beitragsverhältnifjes. $ 66. Das Gejeg vom 
5. Juli 1856, betreffend die Heranziehung der 
Geiftlichen und Lehrer zu Staat3- und Gemeinde» 
lajten, wird durch die vorstehenden Bejtimmungen 
nicht geändert. $ 67. Auswärtige, welche im 
Gcmeindebezirfe pflichtig find, müſſen auf Ver— 
langen des Gemeindevorſtandes Bevollmächtigte 
am Orte bejtellen, an welche die Gemeinde ſich 
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nicht angeichlofjenen Gutes auf Antrag des Eigen- 
thümers durch die Obrigkeit aufgeftellt werden.!) 
$ 72. Auswärtige können wegen Uebertretimg 
einer jolchen —— wenn letztere 
nicht ſchon in allgemeineren Beſtimmungen des 
Polizeiſtrafgeſetzes liegt, nur dann zur Strafe 
gezogen werden, wenn nach Art der Kundmad- 
ung die Belanntichaft mit derjelben bei ihnen 
anzunehmen iſt. 73. Die Landgemeinden 
jind befugt, von den Uebertretern der im $ 54 
bezeichneten Strafbejtimmuugen und der Straf: 
——— in den 88 73 bis 78, 229, 232, 
235, 242 bis 249 des Polizeiſtrafgeſetzes) bie 
verwirkten Geldbußen, fofern fie nicht über 3 M 
betragen, und den Erſatz des verurſachten Sca- 
dens bis zu 9 Meinſchließlich einzufordern und 
fie deshalb auf frifcher That zu pfänden. $ 74. 
Größere Befugnijfe, weldhe den Gemeinden etwa 


wegen der Beiträge oder Dienfte halten kann. |zuftehen, werden durch dieſes Geſetz nicht aufge 


— Die Obrigkeit kann eine Ausnahme von die» 
fer Pflicht in den Fällen gelaifen, wo für Die 
anftandloje Leiſtung der Beiträge und Dienfte 
anderweit geforgt wird. (Bergl. jedoch $43 a. E.) 

68. NRüdftändige Gemeindeabgaben find im 

rwaltungswege beizutreiben.?) — Die Beitreib- 
ung geſchieht, vorbehaltlidy näherer Beſtimmung, 
er Unordnung des Gemeindevorjtandes durch 
den Gemeindediener und, wenn im einzelnen Falle 
von dem Pflichtigen Widerſpruch gegen die Forder- 
ung bei der Obrigkeit erhoben wird, durch dieje. 
VII Bolizeilihe Nedhte der Gemeinden.?) 

869. Sie den Gemeinden zuftehende Theil: 
nahme an ber Handhabung ber Polizei ($ 20 
des Gejebed vom 5. Gept. 1848) *) begreift die 
Ort3- und Feldmarkspolizei im Gemeindebezirk. 
She Dieje Theilnahme ift unter Aufficht der 
erwaltungsbehörden durd) die Gemeindebeamten 
mit Hilfe der dazu geeigneten Gemeindediener 
unter Mitwirkung der vom Staate angeitellten 
Bolizeiofficianten auszuüben.) — Kraft dieſes 
Aufſichtsrechts find die Verwaltungsbehörden 
befugt, auf Anrufen oder von Amtswegen die 
Anordnungen der Gemeindebeamten aufzuheben, 
abzuändern oder durd eigene Anordnungen zu 
erjepen. & 71. Die Landgemeinden können für 
ihren Bezirk mit Genehmigung der Obrigkeit 
Slurordnungen (55 252 und 253 des Wolizei- 
ftrafgejeßes) feitjtellen, auch jonft etwa nöthige 
Strafbeftimmungen, bis zu 3 M einfchlieflich, 
egen gemeinjhädlihe Handlungen oder Unter» 
———— welche das Geſetz entweder mit Strafe 
nicht bedroht, oder deren DER: Strafe ger 
ringer iſt, aufitellen. — Solche Strafbejtimm- 
ungen können für den Bezirk eines einer Gemeinde 


1) &, Note 2 zur Ueberſchrift des Abſchnitts VI. 
3) ©. unter Abgaben bie Verordnung vom 28. Eept. 


1867 —F— 11). 

3»), ©, Lanbesverfaffungsgefet vom 6. Aug. 1840 
g 29: Die infolge polizeilicher Einrihtungen erforderlichen 

usgaben und Leitungen find ſowol die Gemeinden, als aud) 
bie für fich beftehenben Domainen md Güter und unbebauten 
Grundbefigungen zu tragen verpflichtet, jo meit ſolche gr: 
Dritten, vermöge Geſetzes, Hertommens oder Bertrags o 

en. — ©. auch unter Bolizeivermwaltung die Ber: 

nung bom 20. . 1867_umd die Minifterial:Belannt: 
madhung vom 28, April 1859 66 18—16. 

4) ©. die Note 1 zur Neberichrift des Abſchnitts VI. 
BES RHSIERIEANRERRRENG vom 23, April 


hoben. $ 75. Zur Einforderung der Geldbeträge 
und zur Pfändung find nur die Gemeindebeam- 
ten und die dazu beitellten beeidigten Semeinde- 
biener befugt. — Jedes jtimmberedhtigte Gemeinde» 
mitglied ijt jedoch befugt, die auf eigenem oder 
erpachtetem Grund und Boden, jo wie auf Ge- 
meindegrundjtüden bei friiher That betroffenen 
ebertreter, jofern nicht genügende Sicherheit 
gejtellt wird, dem Gemeindebeamten oder Ge 
meindediener zur Wahrnehmung der Befugnifie 
der Gemeinde zuzuführen, wenn dies unverweilt 
geihehen kann. $ 76. Dem Gepfändeten jteht 
eine Beichwerde zu, welche binnen 8 Tagen bei 
der Obrigfeit, in deren Bezirfe die Pfändung 
geihehen, einzubringen it. — Gehört die Unter- 
ſuchung und Beitrafung des Vergehens, wegen 
welches die Pfändung erfolgt ift, nicht zur Zu— 
jtändigfeit der VBerwaltungsobrigleit (vergl. das 
Gejeg vom heutigen Tage über die Unterjuchung 
und Uburtheilung von Polizeivergehen durch die 
Verwaltungs-Behörden)?), fo hat dieſelbe die 
Beihwerde jojort an das zuftändige Amtögericht 


abzugeben. $ 77. Wird binnen diefer Frift 
die Beſchwerde nicht erhoben und eine Be 


ideinigung darüber dem Gemeindebeamten nicht 
zugeftellt, jo ift die Gemeinde befugt, das Pfand 
zur Dedung der Strafe und des Schadener- 
jages Öffentlich meijtbietend zu verlaufen oder, 
wenn daſſelbe etiwa gegen Geldhinterlegung oder 
jonftige Sicherheit ſchon eingelöft fein follte, 
a geeignete Einziehung vorzunehmen. 
5% Die durd) freiwillige Einzahlung oder 
durch den Berfauf der Pfänder auftommenden 
Strafgelder fliegen in die Gemeindekaſſe. — Der 
eingezogene Schadenerſatz it dem Beichädigten, 
ein etwaiger Ueberihuß aus dem Pfandverfauf 
dem Gepfändeten zuguftellen. $ 79. Hat Pfänd- 
1) ©. jett i 8 izeive 
in den einen Di Kan shniigpiheg —— "Te 
en )» Die s 252 und 253 des hannoverſchen 
otigeiftrafgef Au a oben ; Verordnung vom 25. Yımi 
?) Dieje SS find mit Ausnah —251 6 

vorläriften * 834 yore 8 —— 
Viehhutens, ber Vertilgung jhädliher Pflanzen, Ausnehmen 
von Neftern und Eiern) außer Giltigfeit geiegt; Berordnung 
> Dice Wein iR dung bie Berschuung vom 36 

1867 Art. 12 aufer Kraft gefegt. s — 
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ung nicht Statt gefunden und erfolgt die Zahlung 
der Strafe nicht etwa freiwillig, jo hat die Ge- 
meinde den Weg der Ungeige zu betreten. $ 80. 
Die Obrigkeit bezw. die Staatsanwaltſchaft hat 
Darüber zu wachen, daf das öffentliche Intereſſe 
nicht verlegt wird. — Sie kann geeigneten Falls 
innerhalb ihrer Zuſtändigkeit die Sache jelbit 
zur Unterfuhung ziehen und bie gejegliche Strafe 
erkennen, beziehungsweije behufs des gerichtlichen 
Berfahrend Anzeige machen. — Daneben kann 
Die Herausgabe der an die Gemeinde gezahlten 
Strafe, oder ded genommenen Pfandes von der 
erfennenden Obrigkeit, beziehungsweife Gerichte 
verfügt werden. $ 81. Die Gemeindevorjteher 
und Semeindediener find wegen unbefugter Straf- 
einforderung und Yfändung ſowol, wie aud) 
wegen unterlajiener Bejtrafung oder Unzeige in 
den geeigneten Fällen zur gerichtlichen oder Dis— 
eiplinarunterjudgung zu ziehen. $ 82. Das in 
den SS 73 ff. bezeichnete Einforderungs- und 
Pfändungsrecht fteht für den Bezirk eines einer 
Gemeinde nicht angeichlojfenen Gutes, Hofes oder 
unbebauten Grunditüds dem Eigenthümer zu. 
Dafjelbe kann jedodh von ihm nur durch 
ftellte, von der wg fojtenfrei zu beftätigende 
und zu beeidigende Officianten ausgeübt werben, 
auf welde in diefer Beziehung die Beitimmungen 
des $ 81 ebenmäfig Anwendung finden, 
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$ 83. Die Regierung ift befugt, im Falle 
des Bedürfnifjed die Vereinigung mehrerer Ge- 
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wenn Died von den Gemeinden nicht gewünſcht 
wird, auf außerordentlihe Armenlaſt Koſten 
durh Unterhaltung von Irren, langwierige 
Krankpeiten, Seuchen u. j. w. veranlaft) mit 
einander vereinigt werden (Sammtgemeinbe). 
8.2. Es ift hierbei von etwa jchon bejtehenden 
Berbindungen (Kirchipielsverband zc.) auszugehen. 
$ 3. Die Bereinigung braud)t ji nicht auf das 
Bermögen der einzelnen Gemeinden zu erjtreden. 
— Auch find die bejonderen Intereſſen ber ein- 
elnen Gemeinden, Domainen und Güter dabei 
in geeigneter Weije auszugleichen (vergl. $ 46 
des Landesverfafjungsgejeged und $ 13 des Ge» 
jeges vom 5. September 1848, Aenderung der 
Zandesverfafjung betreffend). $ 4. Zunächſt 
und bis auf weitere Bejtimmung ift die frag- 
liche Vereinigung im Wege gütlicher Berhandlung 
zu erjtreben, vorbehaltlich der nöthigen Anord- 
nung zur Ausführung der Beitimmung des Ge- 
jepes vom heutigen Tage, die Aenderung des 
$ 12 des Verfajjungsgejeted vom 5. September 
1848 betreffend, über den Anjchluß größerer Gü— 
ter an einen Verband von Gemeinden. $ 5. 


ange-| Kommt eine Vereinigung zu einer Sammtge— 


meinde zu Stande, jo ift ein Borftand für die- 
ſelbe zu bejtellen, an welchen die Behörden ſich 
wenden können (vergl. $ 21 des Geſetzes vom 
5. Sept. 1848). — Daneben verbleibt den ein- 
zelnen zur Sammtgemeinde vereinigten Gemein- 
den, Gütern, Domainen u. |. w. die Wahrnehm« 
ung ihrer bejonderen Angelegenheiten. $ 6. 
Im Uebrigen ift das Verhältniß diejer einzelnen 


meinden zu einem Verbande behufs Beſtreitung |BeftandtHeile gegen einander bejonders feitzu- 
der außerordentlihen Armenlajt nah Anhörung |fteflen. Die getroffenen Beitimmungen find in 
der beteiligten Gemeinden, und — wenn bieje Urkunden (Statuten) zufammenzufafjen. — Lebe 


nicht ſämmtlich zuftimmen — der Amtsverſamm- 
fung zu verfügen!) 


Belanntmahung des (Hannoverjden) 
Minijteriums des Innern, die Regelung 
der VBerhältnijie der Landgemeinden 
betreffend, vom 28. April 1859, 

[Inhalt] I. Bereinigung von Gemeinden. 
A. mit Einheit im Wohnrecht (Sammtgemeinden), 
88 1—8; B. ohne Einheit im Wohnredit, $ 9. 
— II, Rechte der Gemeinden, $$ 10—16, — 
III, Pflichten der Gemeinden, $ 17. — IV. Se 
meindebezirf, $18. — V. Gemeindeverfammlung, 
Gemeindeausihuß (Gemeinderath), 58 19—28. 
— VI. Dienftführung der Gemeindebeamten, 
88 29—37. — VU. Insbeſondere Rechnungs— 
führung, $$ 38—46. — VIIL Gemeindelaften, 
88 47—60, — IX. Anwendung der Beitimm«- 
ungen für Landgemeinden auf Städte und Flecken, 
88 61—63. — X. Schlußbeſtimmungen, $$ 64— 66, 


I. Bereinigung von Gemeinden. 


tere bedürfen der Genehmigung der oberen Ber- 
waltungsbehörben. & 7. Das Statut muß er- 
geben, ob und in wie weit die Berbindlichkeiten 
der Gemeinden ($ 17 ff.) von der Sammtgemeinde 
oder von den einzelnen Bejtandtheilen zu tragen 
find. $ 8. Auch muß dafjelbe ergeben, ob und 
wie weit die polizeilichen Befugniſſe der Gemein— 
den ($ 69 ff. des Gejehes über Landgemeinden) 
etwa auf die Sammtgemeinde übergehen ſollen. 

[B. ohne Einheit im Wohnredht.] $ 9. Die 
im $ 83 des Geſetzes über Landgemeinden be» 
zeichnete Anordnung der Bereinigung mehrerer 
Gemeinden zu einem Verbande behufs Beitreit- 
ung der außerordentlichen Armenlaft fteht den 
oberen VBerwaltungsbehörven zu. Sie erfordert 
Unjere Genehmigung, wenn die betheiligten Ge- 
meinden nicht ſämmtlich zuftimmen. — Außer— 
dem können unter Zuftimmung der Gemeinden 
Verbände für bejtimmte andere Berhältnijje ge- 
bildet werden. — Eine Auflöfung oder eine Zer— 
theilung beftehender Verbände diefer Urt bedarf 


[A. mit Einheit im Wohnrecht (Sammtgemein, |Ünjerer Genehmigung. 


den). $ 1. Es iſt dahin zu wirken, daß Land⸗ 
gemeinden, welche eine für die gehörige Ausüb- 
ung der Rechte und Pflichten der Gemeinden 

enügende Größe nicht Haben, 1) in Bezug auf 
— und 2) in Bezug auf Armenlaſt oder, 


— — 


U. Rechte der Gemeinden. 

8 10. Die Gemeinden gelten als juriſtiſche 
Perſonen. $ 11. Die Gemeinden haben, unter 
DOberaufficht der Verwaltungsbehörden, das Recht 
der eigenen Berwaltung ihres Vermögens, der 


8. die bernähft ab errudte Minifterialbefannt:|Megelung ihrer übrigen inneren Gemeindever- 
pri 


mahung vom 28. 1859 38 1—9 umd unter Armen: 
polizei Gejeg vom #. Juni 1870 $5 2—8 und Gejeg vom 
8. März 1371 $$ 2—2. 


hältniſſe und der Wahl ihrer Beamten nad) Maß— 
gabe der Verfaſſung. (5 20 des Geſetzes vom 5. 
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Sept. 1848.) — 12. Die Rechte der Gemeinden bezirk erhalte. — Die etwa erforderliche Ent— 
in Bezug auf ſtändiſche Wahlen richten ſich nad) ſcheidung ift von der oberen Berwaltungsbehörbe 
bejonderen Gejegen. © 13. .. gilt a abzugeben, 
ber Mitwirkung der Gemeinden in Wohnrechtö- : ö 
und Gewerbejaden. $ 14. Wo obrigteitliche| V. es —— ——— 
Genehmigung zu Bauten erforderlich iſt, muß 
die Gemeinde oder deren Vorſteher vor der Er- $ 19. Die beſtehenden Gemeindeausſchüſſe 
theilung gehört werben. 8 15. Die Gemeinde- |bleiben in ihrer bisherigen Wirkfamfeit, jofern 
forjten und diejenigen Forſten von Genojjenichaf- nicht ihre Aufhebung oder die Beichränfung ihrer 
ten, welche bisher als Gemeindeforften von den |Auftändigfeit nad) $ 51 und $ 52 des Gejekes 
Behörden behandelt worden, find bis auf Wei-lüber Landgemeinden durch Gemeindebeſchluß mit 
tereö nad) den biöherigen Grundjägen über Die —— der oberen Verwaltungsbehörde 
Einwirkung der Behörden zur gt. bes erfolgt. $ 20. Entſpricht die Zuſammenſetzung 
Beſtandes auch ferner zu behandeln. 8 16. Die|der beftehenden Ausihiffe den Vorfchriften der 
Rechte der Gemeinden in Bezug auf Bolizei und|SS 53 und 54 des Gejeges über Landgemeinden 
die Mitwirkung der Gemeindebeamten bei derjnicht, fo iſt die nöthige Aenderung auf erfolgen- 
Ausübung der Staatdanwaltichaft richten ſich den Antrag Betheiligter durch die obere Ber- 
nad) dem Gejege über Landgemeinden und nad |waltungsbehörde zu verfügen. Der Antrag ift 
bejonderen Beitimmungen, — Iſt bei beftehenden|bei der Obrigkeit anzubringen, welche zunächſt 
Sammtgemeinden u. |. w. zweifelhaft, in wiefern darüber die Erklärung der Gemeindeverfjammlung 
den einzelnen Gemeinden oder der Sanımtge-|zu erfordern Hat. $ 21. Bei größeren Gemein» 
meinde u. |. w. bie polizeilichen Befugnifje zu-|den, in welchen ein Ausschuß noch nicht beiteht, 
ftehen, jo iſt dies durch die obere Verwaltungs⸗ hat die Obrigkeit die Errichtung defjelben thun- 
behörde näher zu ordnen (vergl. $ 8). lichſt zu fördern, namentlid) aber die unmangels 
II. Pflichten der Gemeinden. hafte Befolgung der Borfchriften des $ 43 umd 


44 a. E. des Landgemeindegejeges zu überwachen. 


$ 17. Zolgende Pflichten ber Gemeinden ger) _ Hird yon der Gemeinde die Bildung ei 
f g eines 
hören zu den aus ben öffentlichen Berhältniffen Ausichuffes beantragt, fo hat die Obrigfeit die 


derjelben entipringenden Berbindlichkeiten (vergl.|,.: N n i 
8 13 des Geiehes vom 5. September 1848): weitere Verhandlung mit der Gemeinde über die 


i ' Beitimmung der Wirkſamkeit des Ausſchuſſes 
u a onen De Ge 2 des Öefepe), Tmie über Die Bulamum 
m en, 10 g re „jeßung deſſelben ($$ 53 und 54 ebenvafelbjt) zu 
feitgeftellt wird (55 35 und 36 des Gefepes über | (iten und darnach den aufgeftellten Plan der 
Landgemeinden), und die Lohnung ber nöthigen| „peren Verwaltungsbehörde zur Feititellung vor⸗ 
Gemeindediener. 2) Die Sorge für die nöthigen zulegen. $ 22. Der Ausiguß joll mindeitens 
Räume zu Gemeinde- oder Ausihuß-Berfamm- acht und hoͤchſtens vier und zwanzig Mitglieder 
lungen, jowie für Die nöthigen Gemeindebücher, ähfen. 8 23. Zur Wahl der Ausidußmitglieder 
rg re an ee 5 — En die Gemeinde, wo örtliche Rerhältniffe 
— fomeit Nest oder Gefeß es mit fid ſolches erfordern, in Wahlbezirke getheilt werden, 
bh J — oe v. 6. Juni deren jeder eine angemefjene Zahl für fich wählt. 
er ee Pa Die Gemeinden $ 24 Die Ausidußmitglieder, foweit fie durch 
Ben De Bettelet $ 3012, — : Wahl berufen werden (vergl. $ 54 deö Gejeges), 
haben die Bettelei in ihrem Bezirke zu Kindern find auf drei Jahre zu wählen. — Bon den. 
und thunlichſt dafür zu forgen, daß bie in berfiorpen tritt (vorbehaltlich der nöthigen Abweich⸗ 
Gemeinde Wohnberechtigten auch außerhalb der. ungen, wo die Zahl in drei nicht aufgeht) im 
jelben nicht betteln. 4) Die Einrichtung und jedem Jahre ein Drittel aus, — Die Reihene 
Erhaltung der nöthigen Anſtalten gegen anſtegende [ne des Austritt8 wird in jeder der Abtheil- 
Kranfpeiten ae erg und gegen Vieh⸗ ungen, wo dieſe vorhanden find ($ 53 des Ge— 
—— —— iR eig Aal * ſetzes), beſonders, nach dem Dienſtalter und, wo 
— die Nü 8 . diejes nicht enticheidet, durch das Loos beſtimmt. 
———— En na een $ 25. Die Ausihußmitglieder Haben gleiches 
tun Deichen mb — en nad Mafı * IH Stimmredt. — Sie haben nad) ihrer gewifſen— 
neräug en gabe hafien Ueberzeugung, nicht nach Aufträgen zu 
beſtehender oder noch zu erlajjender Beſtimmungen. si nmen, $ 26. Der Gemeindevorfteher hat die 
6) Die Anſchaffung und Erhaltung der nöthigen Gemeindeverſammlungen, wie auch die Ausſchuß— 
Gemeinde⸗Feuerlöſchanſtalten. 7) Alles was ſonſt verſammlungen in den geeigneten Fällen zu be— 
durch Geſetz oder giltiges Herkommen den bürger- 


rufen. Er hat die Verhandlungen darin zu leiten, 
ig — Liv auferlegt iſt oder bei den Beſchlüſſen mitzuftimmen und Dieje in 


: ‚ ein Protolollbuch zu tragen oder tragen zu lafjen 
IV. Gemeindebezirk. und durch Namensunterichrift zu beglaubigen, 

8 18. Der örtliche Umfang jeder Gemeinde|$ 27. Bu den Verhandlungen des Ausſchuſſes 
foll, wenn von Betheiligten oder von der Ge- können Huhörer zugelaffen werden. Die oberen 
meinde darauf angetragen wird, oder fonft im Verwaltungsbehörden find jedoch befugt, das 
Halle des Bedürfnifjes feftgeftellt werden. Es Gegentheil anzuordnen. — Aud) kann der Aus— 
ift hierbei thunlichit dahin zu chen, daß jedelihuß in jedem einzelnen Falle die Deffentlichkeit 
Gemeinde einen zufammenhängenden Gemeinde- ausſchließen. — Werden Zuhörer zugelafjen, jo 


Gemeinde-Berfaffungen. 


Derartige Abweichungen von den Vorſchriften für 
vorgängiger 
Berhandlung mit den Vertretern der betreffenden 
Gemeinden, Unferer Genehmigung. — Die ab- 
weichenden Bejtimmungen find in einem Statut 


die Landgemeinden bedürfen, nad 


feſtzuſtellen. 
X. Schlußbeſtimmungen. 


$ 64. Die gegenwärtig in Dienſt befindlichen 
Gemeindebeamten bleiben für die Zeit, für welche 


fie bejtellt find, im Dienft, doch follen Gemeinde: 


beamten, welche, vom Tage ihrer legten Beſtellung 
an gerechnet, ſechs Jahre im Dienfte gewejen find, 
zur Niederlegung dejjelben nad) vorangegangener 
breimonatigen Anzeige bei der Obrigfeit befugt 
65. Bei eintretender Erledigung von 
SGemeindeämtern muß die Wiederbefegung Pr 

in⸗ 
ſichtlich der mit Einnahmen verſehenen lebens⸗ 
länglich verliehenen oder erblichen Gemeinde— 


fein. 8 


den neuen Grundſätzen geſchehen. 6. 


8 


ämter bleibt nähere Beſtimmung im einzelnen 
Falle vorbehalten. 


IV. Gemeindeordnung für die Rhein— 
provinz, vom 23. Juli 1845.1) 


Inhalt: 


ihrer Verfaſſung, $$ 1—11. — Zweiter Titel. 
Bon den Gemeinden: Erfter Abjchnitt. Von den 
Gemeindegliedern, deren Rechten und Pflichten, 
ss 12— 32, Zweiter Abichnitt. Bon dem Ger 
meinderechte (Bürgerrechte) und den Meiftbeerb- 
ten, $$ 33 —43, Dritter Abjchnitt. Von der 
Vertretung der Gemeinden, $$ 44—60. Vierter 
Adjchnitt. Von der Verwaltung der Gemeinden: 
Erjte Abtheilung. Bon den Rechten und Ver- 
hältnifjen des Gemeinderath3, $$ 61—71. Zweite 
Abtheilung. Von dem Vorjteher, dem Empfänger 
und den Unterbeamten der Gemeinden 88 72 bis 
84. Dritte Abtheilung. Von den Befugniffen u. 
Sejchäftsverhältniffen des Bürgermeijterd, des 
Gemeinderathd und der Staatsbehörden hinficht- 
li der Verwaltung der Semeinde » Ungelegen« 
heiten, 55 85—102. — Dritter Titel. Bon den 
Bürgermeiftereien, $$ 103—113. — Vierter Titel. 
Von der Ober-Aufjicht über die Gemeindever- 
waltung, $$ 114—119,] 

Wir Friedrich Wilhelm 2c, verordnen über die 
Berfaljung und Berwaltung der Gemeinden in 
der Rheinprovinz, mit Ausnahme der Stadt 
Weplar, in welcher es bei der bereits erfolgten 
Verleihung der revidirten Städteordnung ver» 
bleibt, und mit dem Vorbehalt, nad Befinden 
aud anderen auf dem Provinziallandtage im 
Stande der Städte vertretenen Gemeinden auf 
ihren Antrag die revidirte Städteordnung vom 
17. März 1831 zu verleien und dabei diejenigen 
ſtatutariſchen Unordnungen zu bemilligen, welche 
nad den eigenthümlichen Verhältnißen der die 
Verleihung nachſuchenden Städte wünſchenswerth 
eriheinen, nach Vernehmung Unſerer getreuen 


) ©. bierzu Gefeg, betr. bie Gemeindeverfafjung in der 
— — vom 15. ai 1856. Die abändernden Artifel 
dieſes Gejeges find im folgenden zu den einzelnen 66 tbeils 
als Noten tbeils an Stelle der dadurch aufgehobenen Beſtimm⸗ 
ungen der Gemeindeordnung mit der Bezeichnung „Art.“ ab: 
gedrudt. 








Erjter Titel. Von den Gemeinden 
u. Bürgermeiftereien überhaupt u. der Grundlage 
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Stände, auf den Antrag Unjeres Staatsminifter« 
iums, was folgt: ') 


Erſter Titel, 


Bon den Gemeinden und Bürgermeiftereien 
überhaupt und der Grundlage ihrer Verfaffung. 


$ 1. Ulle diejenigen Orte (Städte, Dörfer, 
Weiler, Bauerichaften, Honnſchaften, Kirchipiele 
u. }. w.), welche für ihre Communalbedürfnifje 
gegenwärtig einen eigenen Haushalt haben, es 
jei auf den Grumd eines bejonderen Etats oder 
einer Abtheilung des Bürgermeifterei-Etats, follen 
fortan eine Gemeinde unter einem Gemeindevor- 
iteher bilden. $ 2. Orte, melde früherhin be» 
jondere Gemeinden bildeten, gegenwärtig aber 
mit anderen zu einem Haushalte verbunden find, 
fönnen als eigene Gemeinden wieder hergeitellt 
werben, wenn fie noch erhebliche bejondere In⸗ 
tereſſen Haben und zwei Drittel der zur Ausuͤb— 
ung des Gemeinderechts befähigten Gemeinde- 
glieder des Ortes ($ 33, 36) in einer zu diejem 
Zweck unter dem Vorfite ded Bürgermeiſters ab— 
zubaltenden Gemeindeverfammlung fich dafür er- 
tlären. Der Oberpräfident hat hierüber auf den 
Bericht der Regierung zu entjheiden; e3 müffen 
aber, bevor für die iederherjtellung entſchieben 
wird, die zur Ausübung des Gemeinderechts bes 
jähigten Gemeindeglieder der übrigen beteiligten 
Ortichaften in einer unter dem Vorſitze des Sür- 
germeijters abzuhaltenden Verſammlung ebenfalls 
mit ihrer Erflärung gehört werden. $ 8. Bur 
Gemeinde gehören alle Einwohner des Gemeindes 
bezirts, und zu letterem alle innerhalb deſſen 
Srenzen gelegenen Grundſtücke. $ 4. Einzeln 
gelegene Befigungen, welche noch feiner Gemeinde 
angehören, müjjen mit einer angrenzenden Ges 
meinde vereinigt werden; der Oberpräfident hat 
hierüber nad) Anhörung der Vetheiligten u. des 
Bemeinderaths der betreffenden Gemeinde zu bes 
ſchließen. $ 5. [Art. 3. Die Verhältnifie der 
vormals unmittelbaren deutſchen Reichsftände in 
Beziehung auf das Gemeinweſen bleiben befon- 
derer Regulirung nad) Maßgabe der Berordnnung 
vom 12. Nov. 1855 vorbehalten.], $ 6. Außer 
den Füllen der 55 2 u. 4 fünnen Veränderungen 
in den Gemeindeverbänden nur mit Unjerer un 
mittelbaren Genehmigung vorgenommen werden. 
Die zur Ausübung des Gemeinderechts befähig- 
ten Gemeindeglieder der betheiligten Gemeinden 
jind hierüber zuvor in einer unter dem Borjite 
des Bürgermeifters abzuhaltenden Verſammlung 
mit ihrer Erklärung zu hören. F 7. Mehrere 
Gemeinden bilden einen Verwaltungsbezirk (Bür— 
germeifterei) unter einem Bürgermeifter; die Bür- 
germeijterei fann auch aus einer Gemeinde be— 
ftehen, wenn diefe von dem Umfange ift, um den 
Bweden einer Bürgermeifterei für ſich aflein zu 
genügen. $ 8. Die Bürgermeifterei bildet zu- 
gleich in Anjehung folder Angelegenheiten, welche 
für alle zu der Bürgermeifterei gehörige Gemein- 


) Art. 1. Die eg en vom 2. Quli 1845 
fommt für alle diejenigen Gemeinden biefer Provinz, in wel⸗ 
hen bie Städteorduung vom beutigen Tage nicht eingeführt: 
wird, mit nachfolgenden Abänderungen zur —— rt. 
Die Borſchriften über Anwendung der rebidirten Städteord-- 
nung vom 17. März 1831 find aufgehoben. 
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ben ein gemeinfchaftliches Intereſſe Haben, einen, Gemeinden neu anziehenden Berfonen die Nies 
Eommunalverband mit den Rechten einer Ge-iderlafjung zu geftatten haben, ift nach den hier« 
meinde. Welche Angelegenheiten Gegenftand des über beſtehenden bejonderen Vorſchriften zu be 
Bürgermeifterei-Communalverbandes fein ſollen, urtheilen. $ 14.) $ 15. Die Mitglieder der 
wird, jo weit fie nicht durch gejepliche Vorjchrift | Gemeinde nehmen an den gemeinfamen Rechten 
beſonders bejtimmt find, durch Beſchluß der Bür«|u. Pflichten der Gemeinde theil unter folgenden 


ermeiitereiverfammlung ($ 109) unter Genehm- 
igung der Regierung feitgeftellt. & 9. Die Bür- 
germeiftereien jollen in ihrer bisherigen Begrenz- 
ung beibehalten werden; es bleibt jedoch vorbe- 
halten, jomweit die gegenwärtigen Bezirke nicht 
—— befunden werden, die erforderlichen 

bänderungen zu treffen. Dieſe können nur mit 
Genehmigung des Miniſters des Innern auf den 
mit dem Gutachten des Oberpräſidenten begleite— 
ten Bericht der Negierung erfolgen; die betheil- 
igten Bürgermeijiterei » Berfammlungen und Die 

reisftände müjjen darüber zuvor mit ihrer Er- 
Härung gehört werden. $ 10. Bei Beränder- 
ungen, welche jet od. fünftig in den Gemeinde» 
od. Bürgermeijtereis-Bezirlen vorgenommen mer» 
den, ift die Negulirung der Verhälmiſſe nad 
Bernehmung der Betheiligten im Berwaltungs- 
wege durch die Negierung zu bewirken, gegen 
deren Entſcheidung der Recurs an den Ober- 
Präfidenten jtattfindet. Ob und wie weit gegen 
diefe Enticheidung die Berufung auf den Rechts— 
weg ftattfinden kann, ijt nach den — Ge⸗ 
ſetzen zu beurtheilen. — Eine jede ſolche Ver— 
änderung der Gemeinde- oder Bürgermeiſterei— 
Bezirke iſt durch das Amtäblatt befannt zu machen. 
$ 11. Wo eigenthümlide Verhältniffe einzelner 
Gemeinden oder Landestheile e3 nöthig machen, 
können zur Ergänzung und näheren Beſtimmung 
der Vorjchriften des gegenwärtigen Geſetzes be- 
fondere Statuten und Dorf-Ordnungen erlajjen 
werben, worüber, je nachdem dieje Berhältnifje 
nur in einzelnen Gemeinden od, in jämmtlichen 
Gemeinden einer od. mehrerer Bürgermeijtereien 
vorfommen, die betheiligten Gemeinderäthe oder 
Bürgermeijterei- Berfammlungen ($$ 44 u. 109) 
zu bejchließen haben. [Urt. 4. Solde Statuten 
und Dorf Ordnungen dürfen den Beitimmungen 
der Geſetze nicht widerjpreden. Sie — 
der Beſtätigung des Oberpräfidenten.)] — Un 
der althergebradyten Wirkjamfeit der im oſtrhein— 
ischen Theile des Regierungsbezirts Koblenz nod) 
beitehenden Schöffen- u. Feldgerichte wird durch 
gegenwärtige Ordnung nichts geändert. 


Zweiter Titel. 
Bon den Gemeinden, 


[Erfter Abjchnitt. Von den Gemeindegliedern, 
deren Nechten und Pflichten] $ 12. Mitglieder 
der Gemeinden find: 1) [Art. 3. Eämnitliche 
jelbftändige Einwohner derjelben, mit Ausnahme 
der jerpisberechtigten Militärperfonen des acti- 
ven Dienftitandes], 2) Alle, welche mit einem 
Wohnhauje in der Gemeinde angejejlen find, 
und 3) Diejenigen, welche das Gemeinderedht 
befouders erlangt haben ($ 36). Als mit einem 
Wohnhauſe angejeflen wird Derjenige angejehen, 
auf defien Namen dad Haus in der Grund» 
fteuer - Mutterrolle eingetragen ift (Grundjteuer- 
Geſetz für die weſtlichen Provinzen vom 21. 
Januar 1839, $ 14). $ 13. Inwiefern die 


näheren Bejtimmungen:®) 8 16. Die Theil 
Bar an den Wahlen und an den öffentlichen 
Geihäften ber Gemeinde (dad Gemeinderedt) 
fteht nach näherer Borjchrift des zweiten Ab— 
ichnittes nur 1) den Meijtbeerbten (Meijtbeitener- 
ten ($$ 33, 35) und 2) Denjenigen zu, mweldjen 
daſſelbe beſonders verliehen worden ijt ($ 36). 
$ 17. In Anjehung der Theilnahme der einzel» 
nen Gemeindeglieder an den Nutzungen des Ge 
meindevermögens wird in den bejtehenden Rechts» 
verhältniffen durch gegenwärtige Gemeindeord- 
nung, vorbehaltlid) der im $ 18 getroffenen Be- 
Himmungen, nicht3 geändert. $& 18. Für die 
Theilnahme an den Gemeindenutungen ($ 17) 
fann auf den Antrag des Gemeinderath3 zum 
Bortheile der Gemeindelajje eine jährliche Ab— 
gabe, welche nad) den einzelnen Arten jener Nutz- 
ungen und nur bon Denjenigen, welche daran 
wirklich theilnehmen, zu entrichten ijt, angeordnet 
werden; zur Einführung od. Erhöhung derjelben 
it die Genehmigung der Regierung erforderlich. 
Anjtatt der jährlichen Abgabe oder aud) neben 
derjelben fann ein Einkaufsgeld eingeführt wer- 
den. Dafjelbe wird nad Vernehmung des Ger 
meinderath8 durch die Regierung feſtgeſetzt; bie 
im $ 14 erwähnte Inftruction joll aud) hierüber 
nähere Anweijung ertheilen. 8 19. Streitig- 
feiten über die Theilnahme an den Gemeinde 
nugungen werben, ſoweit fie nicht auf einen ſpe— 
ciellen Rechtstitel fi gründen, im Verwaltungs- 
wege durd) den Landrath entihieden. $ 20. Auf 
das Vermögen der Corporationen u. Stiftungen, 
ſowie auf dasjenige, welches einzelnen Klajjen 
von Einwohnern angehört, haben die Mitglieder 
der Gemeinde als jolche feinen Anſpruch. 8 21. 
Die Gemeinde ift zu allen Leiftungen verpflichtet, 
welche das Gemeindebedürfniß erfordert. $ 22. 
Snjofern zu diejen Leiftungen die Einkünfte aus 
dem Gemeindevermögen und die fonft den Ge— 


1) $ 14 und Art. 6 bes Geſetzes vom 15. Mai 1856 find 
durch Gejeg vom 2. März 1547, betr. die Aufhebung der Eins 
zugsgelder u. gleihartigen Communalabgaben $ 2 aufgehoben, 

+, ©. aus dem Gejege vom 15. Mat 1856: Won der Ber: 
pflidtung zur Uebernahme von unbefoldeten Stellen in ber 
Semeindeverwaltung und Vertretung u. bo dem Ausſcheiden 
aus benfelben. Art. 27. Ein jedes ftinmfäbiges Gemeinde 
mitglied ift verpflichtet, eine unbefoldete Stelle in der Giemeinde: 
verwaltung oder Vertretung anzunehmen und minbeftens 
3 Jahre lang zu verieben. — Zur Ablehnung od. zur früberen 
Niederlegung einer ſolchen Erele berechtigen folgende Ents 
ihulbigungsariinde: 1. anhaltende Aranibeit; 2. Gejcärte, 
die eine häufige ober lange dauernde Abweſenbeit mit ſich 
bringen; 3. ein Alter über «0 Jahre; 4. die früber ftattge- 
babte Verwaltung einer unbejolteten Stelle für die nächften 
3 Jabre; 5. fonstige befondere Berbältniffe, welche nach dem 
Ermejien des Gemteinderatbes eine Berüdfichtigung rechtfert⸗ 
igen. — Wer ſich ohne einen diefer Entiduldigungsgrinde 
weigert, eine unbeſoldete Etele in der Gemeindevertwaltung 
oder Vertretung anzunehmen oder zu behalten, ſowie derjenige, 
welder fid) ber Berwaltung folder Etellen thatſächlich ent⸗ 
zieht, kann durch Beſchluß des Gemeinderatbes der Ausübung 
des Ghemeinderechtes auf 3—6 Jabre verluftig erflärt u. um 
Us — ftärfer zu den birecten Gemeindeabgaben herangezogen 
werden. — in folder Beſchluß bebarf der Bejtätigung der 
Auffihtsbebürde, 
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meinden nach den Gejegen zuftehenden Einnahmen wohnen, dajelbft Grundbefig hat od. ein ftehen- 
nicht Hinreichen, find alle einzelne Gemeindean-|deö Gewerbe betreibt, ift verpflichtet, an denje— 
ehörige ($ 3 u. 12) zu Geldbeiträgen u. Dien- |nigen Laften theilzunehmen, welche auf den Grund- 
B wozu jedoch funft- und handwerfämäßige bei oder das Gewerbe oder auf das aus jenen 
Arbeiten nicht gehören, verpflichtet. $23. (Art. 7. Quellen fliegende Einfommen gelegt find. — Die 
Die Geldbeiträge können bejtehen: I. im Zu⸗ ſelbe Verpflichtung haben juriftiiche Perſonen, 
ſchlägen zu den Staatsſteuern, wobei folgendejwelde in dem Gemeindebezirte Grundeigenthum 
Beitimmungen gelten: 1) die Steuer für ben befihen oder ein ftehendes Gewerbe betreiben.) 
Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht be-|$ 25. Alle Gemeindeabgaben, infonderheit auch 
laſtet werben; 2) bei den Zuſchlägen zur Klaſſen⸗ die nad) $ 14 zu erhebenden Eintrittsgelder und 
u. claffificirten Einfommenfteuer muß derjenige|die nad) $ 18 zu a Gemeindetaren und 
Theil des —— Einkommens, welcher aus Einlaufsgelder find beim Mangel freiwilliger 
außerhalb der Gemeinde gelegenem Grundeigen- |Leiftung im Steuer. Executionswege beizutreiben. 
thum od. aus außerhalb gelegenen gewerblichen [Art. 9. Die Rollen werden vom Bürgermeifter 
Anlagen fließt und in der Gemeinde, wo das für vollftredbar erflärt.] $ 26. Die Beitrande 
Grundeigenthum ober die gewerblidhen Anlagen Ipflicht der einzelnen Gemeindean ehörigen ($ 22) 
liegen, einer beſonderen Gemeindebefteuerung nad) |eritredt ſich auch auf die Verzinſung u. Abtrag- 


dem Einkommen unterworfen ift, bis auf die 
Höhe diefed Steuerbetrages von den Bujchlägen 
in der Gemeinde des Wohnortes freigelafjen wer- 
den. — Erreicht der hiernad) freizulafjende Steuer- 
betrag eine Höhe, weldye den in der Gemeinde 
des Wohnortes zu erhebenden Steuerzufchlägen 
Teichtommt oder diejelben überfteigt, jo dürfen 
in der letzteren Zuſchläge nur von demjenigen 
Theile der Hauptjteuer erhoben werden, welcher 
auf das von der andermeiten Gemeindebefteuer- 
ung befreite Einfommen fällt; 3) die Genehmig- 
ung der Negierung ift erforderlid: a) für Zu— 
| äge zu den birecten Steuern, wenn der Zur 
die entweder 50°, der Staatsſteuern über- 
jteigt oder nicht nach gleichen Sätzen auf dieje 
Stenern vertheilt werden ſoll. Zur Freilaffung 
oder geringeren Belaftung der Gemwerbejteuer, jo- 
wie der legten Mlafienfteuerftufe bedarf es jedoch 
diejer Genehmigung nicht; b) für Zufchläge zu 
den bdirecten Steuern; II. in bejonderen Directen 
oder indirecten Gemeindefteuern, welche der Ge- 
nehmigung der Regierung bedürfen, wenn fie 
neu eingeführt, erhöht od, in ihren Grundſätzen 
verändert werden jollen. — Bei bejonderen Com- 
munal-Einfommenftenern ift jedenfalls die unter 
I. 2) erwähnte Beſchränkung maßgebend. — Gr 
gen Uebertretung der über die Erhebung von 
Communalſteuern zu erlafjenden, von der Re— 


ung bereit$ vorhandener Schulden der Gemeinde, 
und e3 bedarf Diejerhalb feiner befonderen Be- 
fanntmachung an die neu eintretenden Mitglie- 
der; die Beitimmungen, welche in Anjehung der 
Beſitzer der von der franzöſiſchen Regierung ver- 
kauften Domänen durd) das Geſetz megen des 
Schuldenweſens der Gemeinden in den Landes— 
theilen des linlen Rheinufer und in der Stadt 
Wejel vom 7. März 1822, 8 33 getroffen wor« 
den find, verbleiben jedoch in Kraft. Bei Ber- 
änderung des Gemeindebezirks durch Zuichlagung 
einzeln gelegener Befisungen, od. durch Einver- 
leibung einer anderen Gemeinde od. eines Theils 
derjelben wird in den beftehenden Schuldverhält« 
niffen und in der Verbindlichkeitt, zur Verzins— 
ung u, Abtragung der jhon vorhandenen Schul- 
den beizutragen, nichts geändert, F 27. Die 
Verpflichtung der Einzelnen zu den in den 88 22, 
24 und 26 bezeichneten Leiftungen beginnt ohne 
bejondere Erflärung mit dem erſten Berfalltage 
jeit ihrem Eintritt in die Gemeinde. Wenn fe 
ihr Verhältniß zur Gemeinde aufgeben, fo dauert 
ihre Verpflichtung noch für den letzten vorher 
eintretenden Berfalltag fort und Hört mit dem- 
jelben auf. $ 28. Gervisberechtigte, active Mi« 
fitärperjonen, ingleiden auf Inactivitätsgehalt 
gefegte Offiziere und Mititärbeamte find von 
allen Geldbeiträgen und Dienften (8$ 22 u. 26) 


gierung zu genehmigenden Regulative fönnen durdy|frei, injofern fie in der Gemeinde weder mit 


befondere Verordnung Strafen bis auf Höhe von 
30 M vorgejehen werden.] — Die Dienjte jollen 
gleichfalls in der Regel nad) dem Maßſtabe der 
Staatsſteuern vertheilt werden. Mit Genehmig- 
ung des Landraths fanı jedoch der Gemeinderath 
aucd einen anderen Vertheilungs-Maßſtab be- 
fliegen. Welde Einwohner Handdienjte und 
welche Spanndicnfte zu leiften haben, bejtimmt 
der Gemeindevorfteher, vorbehaltlid) des Recurjes 
on ben Bürgermeijter u. den Landrath. — er 
der iſt berechtigt, die Dienjte durch taugliche 
Stellvertreter abzuleiften, oder nach bejtinumten 
vom Gemeinderathe vorzujchlagenden und vom 
Bürgermeiſter fejtzufegenden Sägen in jedem ein« 
zelnen Falle durch Zahlung an die Gemeindekaſſe 
abzutaufen, ausgenommen in Nothſtänden. — 
Wer die ihm obliegenden Dienjte nicht rechtzeitig 
leiftet, wird zur Bablung des Geldwerths der— 


Grundeigenthum angeſeſſen ſind, noch Gewerbe 
treiben, in welchen Fällen fie zu den dem Grunde 
eigenthum und dem Gewerbe aufgelegten Yeijt- 
— verpflichtet ſind. Doch bezieht ſich dieſe 
Befreiung nicht auf Zuſchläge zu indirecten Ver— 
brauchsſteuern, wenn nicht durch beſondere Lane 
desherrlihe Verfügungen darüber Ausnahmen 
jeftgefetst find. $ 29. Wegen der Beſteuerung 
des Dienfteinfommens der Beamten jollen die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 1822 u. 
der Ordre vom 14. Mai 1832 angewandt wer— 
den, — [Xrt. 10. Die Geiftlihen u. Elementar- 
Schullehrer find von allen directen Gemeinde» 
Abgaben hinſichtlich ihres Dienfteinlommens u. 
ihrer Dienſtgrundſtücke, ingleichen von allen per— 
ſönlichen Gemeindedienſten, ſoweit dieſelben nicht 
auf ihnen gehörigen Grundſtücken laſten, befreit; 
Kirchendiener inſoweit, als ihnen dieſe Befreiung 


ſelben nad) Vorſchrift des S 25 angehalten. 8 24. zur Zeit der Verkündigung der Gemeindeordnung 
[Art. 8. Wer, ohne in dem Gemeindebezirte zu vom 11. März 1850 zuſtand. — Un Stelle der 
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Vorſchriften des Gejeged vom 21. Jan. 1839, Schullehrer von den Gemeindelaften behält es bei 
$ 8, Nr. 1 u. 2 u. $ 9 treten die betreffenden den beftehenden Vorichriften fein Bewenden. — 


Beltimmungen des Gejetes vom 24. Febr. 1850]. 
8 50. Wo bisher nad; geſetzlicher Vorſchrift ein⸗ 
eine Klafjen der Gemeindeglieder oder einzelne 
Ahtheilungen bes Gemeindebezirk3 zur Befriedig- 
ung folder Bebürfniffe, weiche nur dieſe Klaſſen 
oder Abtheilungen betreffen, befondere Geldbei- 
träge oder Dienfte geleijtet haben, behält es da— 
bei jein Bewenden. $ 31. Von ben Gemeinde 
Auflagen find befreit?) 1) alle zu einem öffent 
lichen Dienfte oder Gebrauche beftimmte unbe- 
baute Grundftüde, welde nad) den Vorſchriften 
des Grundftenergejetes für die weſtlichen Pro- 
vinzen vom 21. Jan. 1839 $ 8 Nr. 1 und $ 9 
von der Beiteuerung ausgenommen find ;?) 2) die 
u einem jolchen Zwecke beftimmten, nach der 
Borfchrift des $ 8 Nr. 2 jenes Geſetzes von der 
Befteuerung ausgenommenen Gebäude, infofern 
als fie either nach gejeglicher Sr geng oder 
vermöge eines fpeciellen Rechtstitels auf Befrei- 
ung von den Gemeindelaften Anjprud hatten, 
oder fünftig neu erbaut oder gegen Ueberlafjung 
von Gebäuden, welche bisher von Gemeindelaften 
frei waren, erworben werden. — Die zu einem 
offentlihen Dienjte oder Gebrauche bejtimmten 
Gebäude, welche jeither Gemeindelaften getragen 
haben, jowie diejenigen Gebäude, melde künftig 
zu einem joldhen Bwede ohne gleichzeitige Ab— 
tretung eines von Oemeinbelaften befreiten Ges 
bäudes erworben werden, bleiben den Gemeinde» 
faften unterworfen, jedoch nur in dem bisherigen 
Umfange und mit Ausnahme der ——— 
Dienſtleiſtungen. An die Stelle ſonſtiger Na— 
turallaſten, wozu auch die Einquartierung zu 
rechnen iſt, tritt eine feſte Geldrente, welche in 
Ermangelung eines gütlichen Ablommens durch 
Schiedsrichter feſtzuſezen iſt. — Die Feſtſetzung 
geſchieht nach dem Durchſchnitt der letzten 10Jahre, 
jedoch mit Rückſicht auf die bei außerordentlichen 
Verhältniſſen etwa eintretende Erhöhung. — Die 
Gemeinde ernennt einen und die Behörde, zu 
deren Verwaltung das Gebäude gehört, den an— 
deren Schiedsrichter; die beiden 


chiebsrichter | Jahre&betrage von mindeitens 9 M zur e. 
haben, wenn dieje Behörde u. die Gemeinde ſich ſteuer veranlagt find.) Wo eigenthümliche 


$ 32. Dingliche Befreiungen, welche außer den 
ım $ 31 erwähnten jett noch beitehen, werden 
nad) ihrem biöherigen Umfange jo fange aner— 
fannt, bis fie von der Gemeinde abgelöft find, 
eritreden fich jedoch nur auf den — — 
— nicht auf außerordentliche Leiſtungen. 

er Ablöſungsbetrag wird durch Schiedsrichter 
feſtgeſetzt; von dieſen erwählt einen der Beſitzer 
des bisher befreiten Grundſtücks u. den anderen 
der Gemeinderath; der Obmann wird nach Vor: 
Ichrift des $ 31 beitellt. — Durch den Ausſpruch 
der Schiedsrichter wird unabänderlich feitgeitellt, 
welchen Geldwerth die Befreiung im gewöhnlichen 
Laufe der Dinge nach einem Durchſchnitt von 
10 Fahren jährlich gehabt hat. — Sobald die 
Gemeinde den zwanzigfachen Betrag des ermit- 
telten Jahresquantums an den Betheiligten baat 
gesapit bat, hört die Befreiung auf. — Neue 
dingliche Befreiungen können von der Gemeinde 
ebenjowenig ertheilt werden, al3 dauernde per- 
ſönliche Befreiungen. 

(Zweiter Abſchnitt. Von dem Gemeinderechte 
(Bürgerrechte) und den Meijtbeerbten.] [Anſtatt 
der $$ 33, 34, 38, 39 u. 40 der Gemeindeord- 
nung: Art. 11. Zur Theilnahme an den öffent, 
lichen Gejchäften der Gemeinde (Gemeinderecht) 
find nur diejenigen Mitglieder der Gemeinde be 
rechtigt (Meijtbeerbte), welche I. preuß. Unter: 
thanen und jelbjtändig find, und II. feit einem 
Sabre 1) feine Armenunterftügung aus öffent— 
lichen Mitteln empfangen, 2) die fie betreffenden 
Gemeindeabgaben bezahlt haben, und 3) a. in 
dem Gemeindebezirfe mit einem Wohnhauſe an- 
gejeflen find und von ihren dafelbit gelegenen 
Grnndbejigungen einen Hauptgrundftenerbetrag 
von mindeitend 6 M entrichten; doch kann diejer 
Saß, wo bejondere Ortöverhältniffe e8 nöthig ma- 
en, ausnahmsweije mit Genehmigung des Öber- 
präjidenten geringer feſtgeſetzt werden, od. b) ihren 
Wohnfig im Gemeindebezirfe haben u. außerdem 
entweder zur Einfommenftener oder mit einem 


er⸗ 


darüber nicht vereinigen können, den Obmann hältniſſe ſolches beſonders wünſchenswerih ma- 
zu wählen. Kommt auch unter den Schieds-ſchen, fan durch dad Gemeindeſtatut an Stelle 
richtern eine Einigung ‚über die Wahl des Obs|ded vorgedadhten Klafjenfteuerbetrages ein ge 


manns nicht zu Stande, jo wird biejer von der 
Regierumg ernannt. — Verlieren die unter 1 u. 
2 angeführten Grundftüde die Eigenſchaft, durch 
welche ihre Befreiung von der Grundſteuer be- 
dingt ift ($ 11 des Grundftenergejeges), jo fällt 
auch die Befreiung von ben Gemeindelajten fort. 
fofern diefelbe nit auf einem fpeciellen NRechts- 
titel beruht. — Denjenigen Staatdwaldungen, 
welche jeither von den nad) dem Grumdfteuer- 
fuße vertheilten Gemeindelajten befreit geweſen 
find, verbleibt fernerhin diefe Befreiung; dage— 
gen bleibt auch das Regulativ vom 17, Novbr. 
1841 wegen Heranzichung der Staatswaldungen 
um —— fortbejtehen.?) In Betreff der 
—— 

) ©. auch $ 29, Abi. 2. 

26. jegt Grundfteuergefeg vom 21. Mai 1861 $ 4. 

3) ©. unter Waldungen. 


e⸗gerlichen € 
er Dienftgrundftüde der Geiſtlichen und G.⸗B.], der ift während der dafür in dem Er- 


tingerer Betrag ald Bedingung der Theilnahme 
am Gemeinderechte feftgeftellt werden, jedoch darf 
berjelbe feinenfall® weniger ald 6 M betragen. 
Steuerzahlungen und Grundbefig der Ehefrau 
werden dem Ehemanne, Steuerzaglungen und 
Grundbejig der Minderjährigen, bezw. der unter 
päterlicher Gewalt befindlichen Kinder, dem Vater 
angerechnet. Art. 12. Wer infolge rechtskräft⸗ 
igen Erfenntnifjed der bürgerlichen Ehre verlufti 
geworden [$ 32 des Etr.-©.-B.], verliert dadurd) 
auch dad Gemeinderecht (Art. 11) und die Be 
fähigung, dafjelbe zit erwerben, — Wem durch 
rechtsträftiges Erfenntnif die Ausübung der bür- 
—— unterſagt iſt [$ 34 des Str.- 


) Durch $ 9b. des Geſetes vom 25. Mai 1873 (f. Ein 


!fommenfteuer ©. 285) auf 6 M ermäfigt. 
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lenntniſſe feſtgeſetzten Dee von der Ausübung des 
Gemeinderecht3 ausgeſchloſſen. — Iſt gegen ein 
ftimmberechtigte® Gem —— wegen eines 
Verbrechens die Verſetzung in den Anklageſtand, 
oder wegen eines Vergehens, welches die Unter- 
ſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehren— 
rechte nach ſich ziehen muß oder kann, die Ver— 
weiſung an das Strafgericht ausgeſprochen, oder 
iſt daſſelbe zur gerichtlichen Haft gebracht, in 
Eoncurd oder Zahlungsunfähigleit gerathen, oder 
in Fallimentszuſtand erflärt worben, fo ruht die 
Ausübung des ihm zuitchenden Gemeinderechtes 
jo lange, bis bie gerichtliche Unterſuchung oder 
das Eoncursverfahren beendigt, bezw. die Re— 
habilitirung ausgeiprocen ift, oder der Zuſtand 
der Bahlungdunfähigteit aufhört. — DaB Ge- 
meinderecht geht verloren, jobald eine& ber zur 
Erlangung dejielben vorgeichriebenen Erfordernifie 
nicht mehr zutrifft.] $ 35. Das Gemeinderecht 
fanıı nur von den Meiitbeerbten männlichen Ge— 
tchledhte3 ausgeübt werden, welche das 24. Lebens⸗ 
jahr zurüdgelegt haben, preußifche Unterthanen 
ımd unbefcdolten find ($$ 38 —40). — Bon meh. 
reren Berjonen, welche im ungetheilten Befige 
eines zum Gemeinberechte- befähigenden Grund— 
ftüdes Kh befinden, lann nur Einer dad Gemeinbe- 
recht ausüben. Beim Mangel einer gütlichen 
Einigung ift dazu zunächſt der auf dem Grund- 
jtüde ſelbſt wohnende Mitbefiger berufen, hier- 
auf der im Gemeindebezirfe wohnende n. dann 
erit die übrigen; unter mehreren Gleichberechtig— 
ten enticheidet das höhere Alter, u. bei gleichem 
Alter das Loos, 336. Alle übrigen Gemeinde- 
glieder, jowie die auswärts wohnenden Grund» 
eigenthümer, welde im Gemeindebezirfe nicht 
mit einem Haufe angejejfen find (Forenfen), neh. 
men an dem Gemeinderechte feinen theil; das— 
felbe kann aber Leßteren, wenn fie die dazu nad) 
& 35 erforderlichen perfönlichen Eigenidjaften be» 
jigen, aus bejonderem Vertrauen durch Beſchluß 
des Gemeinderaths verliehen werden. Das einem 
Forenjen folchergeftalt verliehene Gemeinderecht 
erlijht durch Veräußerung von mehr als der 
Hälfte feines Grundbejiges in dem Gemeinde- 
bezirfe. Die Beitimmungen bes gegenwärtigen Ge- 
ſetzes über die Rechte u. Verpflichtungen der Meift- 
beerbten find in allen Fällen auch auf Diejenigen 
zu beziehen, welchen dad Gemeinderecht ae Re 
verliehen worden iſt. 8 37. Das Gemeinderecht 
wird verloren, wenn ein Meiitbeerbter die nad) 
8 33, 34 feftzufegenden Steuerbeträge nicht mehr 
entrichtet, oder das beftimmte Einfommen nicht 
mehr bezieht. Entfteht die Berminderung der 
&rundfteuerguote unter den feitgejegten Betrag 
bloß dadurch, daß infolge einer Vermehrung des 
Gejammt-Kataftralertrages ber weitlichen Pro⸗ 
ein der allgemeine Steuerprocentjaß ſich er 
mäßigt, fo verbleibt dem feitherigen Meijtbeerb- 
ten das Gemeinderedt. 33—40.') In jeder 
Gemeinde hat der Borjteher ein vollfiändiges 
Berzeichniß der zur Ausübung des Gemeinderechts 
——— Meiſtbeerbten (Gemeinderolle) zu füh— 
ren. einmal in diefe Rolle aufgenommen 
it, kann aus derfelben ohne gejegliche Gründe, 


2,5 3, 
®rotefendb, Polizei-?eriton. 
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welche ihm befannt gemacht werden müffen, nicht 
mweggelafjen werben, $ 42. Der Verluft des Ge- 
meinderecht3 hat den Berluft derjenigen Stellen 
ur Folge, zu deren Erlangung der Befit des— 
Fefben erforderlich if. Im Falle des ruhenden 
Gemeinderechts ift nach Umftänden von ber Re- 
ierung über die Suspenfion zu verfügen. $ 43. 
Net. 13. Die vom Staate bejolbeten Beamten, 
ſowie die Beamten der vormals unmittelbaren 
deutſchen Reichsſtände, ſoweit diefelben den Staats» 
beamten gleich zu achten find, die Geiftlichen u. 
Schullehrer bedürfen, wenn fie eine Stelle ober 
einen Auftrag von längerer Dauer bei der Ge- 
meindevermwaltung übernehmen follen, dazu der 
Erlaubniß ihrer vorgefegten Dienftbehörde und 
der Regierung. Diefe Erlaubniß kann auch, wenn 
fih au& der Verbindung beider Dienftverhältniffe 
für den Staatödienft oder für die Gemeindever— 
waltung in der Folge ein Nachtheil ergibt, von 
der Dienftbehörde jowol ald von der Regierung 
zurüdgenommen werden.) 

[Dritter Abſchnitt. Won der Vertretung der 
Gemeinden.) $ Die Gemeinde wird in 
ihren Angelegenheiten nad) den darüber in gegen« 
wärtiger Ordnung ertheilten Vorſchriften durch 
den Gemeinderat (Schöffenrath) oder durch den 
Bürgermeifter und den Gemeindevorjteher ver» 
treten. — Ob die Benennung Gemeinderath oder 
Schöffenrath zu gebrauchen jei, darüber ent» 
ſcheidet das landesüblihe Herfommen. $ 45. 
In denjenigen (auf dem Provinziallandtag im 
Stande der Städte nicht vertretenen) Gemeinden, 
welche nur achtzehn oder weniger zur Ausübung 
bed Gemeinderechts befähigte Gemeindeglieder 
zählen, bilden dieje jämmtlid den Gemeinderath. 
In allen übrigen Gemeinden bejteht. der Ger 
meinderath aus gewählten Gemeindeverordneten. 
— Bei einer Verminderung der Zahl der Meift- 
beerbten bis auf mir oder darımter tritt die 
Berjammlung jämmtlicher Meiftbeerbten erft von 
dem Beitpuntt ab in die Stelle des aus ge- 
wählten Gemeindeverorbneten beftehenden de. 
meinderath3, wo eine neue Wahl von Gemeinde- 
verorbnieten vorzunehmen gemwejen wäre, Bei 
einer Vermehrung der Zahl der Meiftbeerbten 
über achtzehn ift die Wahl von Gemeindever- 
ordneten binnen einer Friſt von drei Jahren 
vorzunehmen. — Bon diejen Beſtimmungen ſoll 
in Anſehung derjenigen Gemeinden de3 ojtrhein- 
iſchen Theiles des Regierungsbezirks Coblenz, in 
denen mehr als achtzehn Meiftbeerbte vorhanden 
find, feither aber eine Vertretung dur jämmt- 
lihe zur Ausübung des Gemeinderecht3 befähigte 
Gemeindeglieder ftattgefunden Hat, eine Aus— 
nahme dahin eintreten, daß der Gemeinderath 
aus fämmtlichen Meiftbeerbten gebildet werden 
muß, wenn diefe durch einen nah Stimmen« 
— abzufaſſenden Beſchluß darauf antragen. 

In denjenigen zum Stande der Stäbte 
nicht gehörigen Gemeinden, welche durch gewählte 
Verordnete vertreten werden, gehören zum Ges 
meinderath außer diejen Berordneten aud die 
im Gemeindebezirfe mit einem Wohnhaufe ange- 
jeifenen meiftbegüterten Grundeigenthümer, welche 
von ihrem im &emeinbebezirfe belegenen Grund- 
beſitz mindeſtens Hundert und fünfzig Mark an 
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Haupt-Grundfteuer jährlich zahlen, und die im|Steuern in drei Mlafjen getheilt, und zwar in 
$ 35 vorgeſchriebenen —— en Eigenſchaften der Art, daß auf jede Klaſſe ein Drittheil der 
beſitzen. Eine Verminderung der Steuerquote Geſammtſummen des Einlommens ober Der 
lediglich Be Ermäßigung des allgemeinen |Steuerbeträge aller Meiftbeerbten fällt, — In 
Steuerprocentjages ($ 37) hat das Ausſcheiden den im $ 33 umter I Pr. 1 genannten Gemein- 
des meiftbegüterten Grundeigenthümers nicht zur den bilden biejenigen, welche das höchſte Ein- 


Folge. $ 47. Die Zahl der zu mwählenden|Tommen befigen, bi® zur Summe eined Dritt- 
Gemeindeverorbneten wird wie folgt feftgefett:|theild des Einkommens aller Meiftbeerbten die 
in Gemeinden erite Klaffe, die zweite Klaſſe befteht aus ben 
von weniger ald 1000 Einwohner auf 6 jnächjt jenen am meiften Begüterten, welche das 
„ 1000 bis 3000 — „ 12 3zweite Dritttheil des Einkommens aller Meift- 
„ 3001 „ 10000 “ „ 18 Ibeerbten befiten; die dritte Klaſſe umfaßt 
„ 10001 „ 30000 2 „ 24 übrige Meijtbeerbten. — In eben dieſer Weije 


„ mehr als 30000 pi „ 30 wwerden unter Zugrundelegung ber Steuern die 
Eine Vermehrung oder Verminderung der Ein-|Klaffen in ben im $ 33 unter I Mr. 2 und II 
wohnerzahl einer Gemeinde hat erjt dann eine erwähnten Gemeinden gebildet, und zwar in 
Beränderung in der Zahl der Gemeinbeverord-|erjteren nah der Gefammtjumme der Grunde 
neten zur Folge, wenn aus anderen Gründen/und SKlajjenjteuer, in lepteren aber nach der 


neue 
die gewählten Gemein 
Hälfte ihrer Zahl Stellvertreter gewählt, we 
bejtimmt find, in Behinderungsfällen oder beim 
Abgange einzelner 


ahlen —— find. 8 48.) Für Grundſteuer allein, wobei die Grundſteuer der— 
everordneten werden F jenigen meiſtbegüterten Grundeigenthümer, welche 
che zu den im $ 46 erwähnten gehören und an ber 


ahl nicht theilnehmen, außer Anrechnung bleibt. 


emeindeverordneten deren — Schließt in ben erjten Klafjen ein DritttHeil 


Stelle einzunehmen, jedoch in der Art, daß für|des Gejammteintommend oder der Gefammt- 
einen verhinderten Gemeindeverordneten nur ein|jteuern nicht genau mit dem Einfommen oder 
Stellvertreter einberufen werden kann, welcher von|der Steuer eined Meiftbeerbten ab, jo ift diejer 


berjelben Wählerklaſſe ($ 50), wie der Berordnete]zu der höheren Klaſſe zu rechnen, 
jelbit, gewählt worden if. — Die Reihenfolge | mehreren 


Iſt bei 
eijtbeerbten, bei welchen die Klafjen 


x die Einberufung der Stellvertreter beftimmt|jich ſcheiden, das Einlommen oder die Steuern 
ich durch die Zahl der Stimmen, welche fie beijgleich, jo entſcheidet das Loos, welche von ihnen 


der Wahl erhalten haben. Bei 


icher Stimmen-|zu der höheren und welche zu der unteren Klafje 


le 
zahl enticheidet das Loos. Sa). Die Gemeinde |zu rechnen find. — Diejenigen Forenjen, welchen 
berordneten und die Stellvertreter werden durchſ das Gemeindereht aus bejonderem Bertrauen 


die zur Ausübung des Gemeinderechts befähigten 
Gemeindeglieder, mit Ausnahme der im $ 46 
erwähnten meijtbegüterten Grundeigenthümer, 
welche ohne Wahl zum Gemeinberathe gehören, 
aus ihrer Mitte — ſechs Jahre gewählt. Alle 
drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Gemeindever- 
ordneten aus, an Stelle neue zu wählen 
find. Die Ausgeſchiedenen find wieder — ar. 
Die Ausſcheidung erfolgt bei dem Ablaufe der 
erſten dreijährigen Wahlperiode nad) dem Looſe, 
naher nad dem Wahlturnus. — Die Stell- 
vertreter bleiben jämmtlih 6 Jahre im Umte 
und können ebenfall3 wieder gewählt werden. 
8 50. Zum Behuf der Wahlen ($ 49) werben 
die Meijtbeerbten nah) Mafgabe ihres Ein- 
fommend oder der von ihnen 3.4 entrichtenben 


1) Zu $ 48-56: Mrt. 14. Die Wirkfamfeit von Stell: 
veriretern findet in ber Gemeinbebertretung wicht ferner ftatt. 
— Jeder Wähler muß dem Wahlvorfteher mündlich und Laut 

rotofoll erflären, wen er feine Stimme geben will. Er 
bar fo viele Perſonen zu ihnen, als zu wählen find, — 

i Gemeinden, welche me tſchaften enthalten, kann 
bie Regierung nad) VBerhältniß der Einwohnerzahl beftimmen, 
tie viel Diitglieder bes Gemeinberaths aus jeber einz 
Ortſchaft zu wählen find. — Ge rbnete lönnen nicht 
fein: 1. Diejenigen Beamten und bie Mitglieder bern en Be: 
hörden, durch welche bie gi t des Staats üi ie Ges 
meinden ausgelibt wirb; 2. die Bemeindebeamten mit Muss 
nahme ber eorbneten; 3. bir u —— u. 
Elementarlehrer; 4. die rihterlihen Beamten, zu beuen jedod 
die Mitglieder der Hanbeldgerichte und ber dbeierbegeriäte 
ſowie die —— ensrichter hier nicht zu rechnen find; 
5. bie Beam taatSantwaltichaft; 6. bie Polizeibeamten. 
— Bater und Sohn, jowie Brüder, dürfen nicht zugleich Mit: 
glieder der Gemeinbeverorbnetenverfammlung fein. Sind ber: 
—*5 Berwandte zugleich erwäblt, jo wird der ältere allein 
augelaffen. 


einen | rath3 werden. 


verliehen ift ($ 36), gehören zur eriten Klaſſe 
und fommt die von ihnen bezahlte Steuer bei 
ber Slafjenabitufung nicht in Anrechnung. — 
Die auf dieſe Weije gebildeten Klaſſen müfjen 
eine jede aus jo viel Wählern, als von ihr 
überhaupt Gemeindeverordnete und Stellvertreter 
— werden ſollen, alſo mindeſtens aus drei 
Wählern beſtehen. Zur Vervollſtändigung dieſer 
Zahl werden nöthigenfalls die am meiften be— 
güterten oder am höchſten befteuerten Wähler 
aus der nädhjtiolgenden Klafje in die höhere auf- 
genommen. Beer Jede Klaffe wählt für ſich 
eine gleihe YUnzahl von Gemeindeverordneten 
und Gtellvertretern, die Wahl iſt aber an bie 
Mitglieder diefer Klafje nicht gebunden. Vater 
und Sohn, jowie Brüder können nicht ugleich 
Mitglieder des Gemeinderaths ſein. — 
ſich unter ben meiſtbegüterten Grundeigenthümern 
($ 46), und, wenn die Vertretung ber Gemeinde 
durch fämmtliche Meiftbeerbte ftattfindet, unter 
ben legteren dergleichen nahe Verwandte, jo kann 
nur einer von ihnen Mitglied des Gemeinde- 
Beim Mangel einer gütlichen 
Einigung entſcheidet das höhere Alter und bei 
leihem Alter dad Loos. $ 52. Wenigſtens die 
äljte der Gemeindeverorbneten muß aus Grund⸗ 
befigern beitehen, welches jedoch auf bie Stell. 
vertreter feine Anwendung findet. Wenn von 
den zu Gemeindeverordneten Gemwählten weni 
ald die Hälfte Grundbejiger find, jo treten d 
jenigen Unangejefienen, welche die wenigften 
Stimmen gehe t haben, zurüd und werden bie 
erften Stellvertreter, joweit dergleichen überhaupt 
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wählen find. — Die Wahl muß alsdann zur, Gemeinderathe dem Landratheeinzureichen, welcher, 


u 
Ergänzung der erforderlichen Anzahl von Grund 
bejigern in denjenigen Wahlverfammlungen, in 
welchen die Zurüdtretenden gewählt waren, er- 
neuert werben. Wo örtlihe Verhältniſſe es 
nothwendig machen, kann der Oberpräfident von 
der Vorſchrift, daß wenigſtens bie Hälfte ber 
Gemeindeverordneten aus Grundbeſitzern beitehen 
joll, eine Ausnahme geftatten. $ 53. In dem 
Wohltermine, welcher vier Wochen vorher nad) 
der in der Gemeinde gewöhnlichen Bublifations- 
art befannt zu machen ift, müffen die Wahl: 
berechtigten perſönlich erfcheinen. Die Ausge— 
bliebenen find an die Beſchlüſſe der Anweſenden 

ebunden und zur Einjendung jchriftliher Ub- 
timmungen nicht befugt. Wer, obgleih an- 
wejend, jich der Abſtimmung enthält, ift den 
Ausgebliebenen gleichzuachten. — Bu einer gilt- 
tigen Wahl ift im jeder Wahlflafje die Theil- 
nahme von minbeitend eben jo vielen Wählern 
nothwendig, als Wahlen vorzunehmen find. Kann 
ze eine giltige Wahl nicht zu Stande 


ommen, jo ernennt der Yandrath die Gemeinde-|$ 


verorbneten und Stellvertreter, welche zu wählen 
waren, und die Ernannten find dann, wennihnen 
nicht die gejeglichen Entſchuldigungsgründe, welche 
von der Uebernahbme einer Vormundſchaft be- 
freien, zur Geite ftehen, zur Annahme der Stellen 
unbedingt verpflichtet. 54. Die Wahl erfolgt 
unter der Leitung des Bürgermeifterd im Bei- 
ftand zweier von der Wahlverfammlung zu be- 
ftinnmenden GSkrutatoren. Der Bürgermteifter 
fann fi durch den Gemeindevorfteher vertreten 
lajien. $ 55. Die Wahl jedes Gemeindever» 
orbneten und jedes Gtellvertreterd erfolgt in 
einer befonderen Wahlhandlung. — Als erwählt 
ift derjenige zu betrachten, welcher die abjolute 
Stimmenmehrheit für ſich hat. 


wenn gegen die Legalität des Verfahrens und bie 
Dualification der Gewählten nichts zu erinnern 
ift, oder die Erinnerungen erledigt find, die 
Wahl zu beftätigen und die Einführung ber Ge- 
wählten anzuordnen hat. Wenn unter 
einzelnen Abtheilungen einer und derſelben Ge- 
meinde über Die befonderen Rechte berjelben Streit 
entfteht, jo wird hierüber nicht vom Gemeinderath 
verhandelt, jondern jede betheiligte Abtheilung, 
wenn fie nicht mehr als zehn Meiftbeerbte ent» 
hält, durch die Verſammlung der letzteren, ſonſt 
aber durch fünf von den Meiſtbeerbten aus ihrer 
Mitte zu erwählende Deputirte vertreten, welche 
unter der Leitung des Bürgermeiſters mit ein— 
ander verhandeln und, falls keine Einigung zu 
Stande kommt, zur Ausführung ihrer Anſprüche 
Bevollmächtigte ernennen. Dieſe Deputirten ſtehen 
in Beziehung auf den Streitgegenſtand in dem 
Verhältniſſe des Gemeinderathes, der Bevoll- 
mächtigte aber in dem Berhältnifje der aus» 
führenden Behörde (Abſchnitt 4, Abtheil. 1 u. 3). 
60. [Urt. 15. Ungelegenheiten, bei melden 
mehr als eine, aber nicht alle Gemeinden einer 
Bürgermeijterei betheiligt find, gehören zum 
Geſchäftskreiſe des Bürgermeifterd und der 
Bürgermeiftereiverjammlung, jedoch haben die 
Vertreter der nicht betheiligten Gemeinden nicht 
mit zu bejchließen. — Wenn Gemeinden aus 
verjchiedenen Bürgermeijtereien bei einer Ange» 
legenheit beteiligt find, jo erfolgt deren Be- 
rathung durch eine aus den Bürgermeifterei- 
vertretern der betreffenden Gemeinden gebildete 
Berfammlung. — Der Borjig diejer VBerfamm- 
fung und bie Verwaltung folder Angelegenheiten 
fteht demjenigen VBürgermeifter zu, in deſſen 
Bezirte der Gegenitand des gemeinfamen In— 


Ergibt ſich nicht|terefjes liegt, und wo dies nicht ausreicht, dem 


eine abjolute Mehrheit, jo find diejenigen zweilälteren an Dienftjahren.] 


Gandidaten, welche die meiften Stimmen für fid) 


[Vierter Abjchnitt. Bon der Verwaltung der 


haben, auf eine engere Wahl zu a ion Wird| Gemeinden. Erjte Abtheilung. Von den Rechten 


auch hierbei nad) zweimaligem Verſuchen feine 
abjolute Mehrheit erreicht, jo enticheidet das 
2003. — Fallen die meiften Stimmen in gleicher 
Zahl auf mehr ald zwei Candidaten, jo ijt unter 
denjelben zum Behuf der engeren Wahl eine 
Borwahl zu veranjtalten, bei welcher die relative 
Stimmenmehrheit entfcheidet. Ergibt die Vor- 
wahl fein Rejultat, jo enticheidet unter denen, 
welche in derjelben gleiche Stimmen befommen 
haben, dad Loos darüber, welche zwei Kandidaten 
auf die engere Wahl zu bringen feien. ) 
Die Wahlfiimmen werden mittelft verdedter 
Stimmzettel abgegeben. Gollte dieſe Wahlform 
in einzelnen Gemeinden nicht anwendbar jein, jo 
r der Oberpräfident für biejelben eine andere 

ahlform zu beftimmen. $ 57. NReclamationen 
gegen dad Berzeichnig der Wahlberechtigten, 
weiches bei Ankündigung des Wahltermins 
öffentlich auszulegen ift, machen die Wahlhandlung 
nur dann ungiltig, wenn nachher eine jolche Ab- 
änderung defielben verfügt wird, durch weldje der 
Gewählte die abjolute Stimmenmehrheit verliert. 
$ 58. Die Wahlverhandlungen, aus welchen die 
Beobadtung der Vorſchriften der $$ 51 bis 56 


und Berhältniffen des Gemeinderathes.] $ 61. 
Der Gemeinderath bat die Vollmacht und Ber» 
pflichtung, für die Gemeinde in ihren Gemeinde- 
angelegenheiten nach Ueberzeugung und Gemijjen 
verbindende Beichlüffe zu faffen. Ueber andere 
Ungelegenheiten Tann der Gemeinberath nur dann 
berathen, wenn ſolche durch bejondere Geſetze 
ober in einzelnen Fällen durch Verfügung der 
Regierung an ihn gewiejen find. $ 62. Der 
Gemeinderath Tann nur dann zufammentreten, 


56.|mwenn er dazu bon dem Bürgermeijter oder mit 


deſſen Genehmigung von dem Borfteher zus 
jammenberufen worden ift. Auf den YUntrag des 
vierten Theild der Mitglieder, und wenn ihre 
Zahl weniger als zwölf beträgt, auf dein Untrag 
von wenigitens drei Mitgliedern, ift der Bürger- 
meifter verpflichtet, den Gemeinderath entweder 
jelbit zufammenzuberufen oder den Vorſteher zu 
dejjen Zufammenberufung anzuweiſen. Die Zu— 
fammenberufung erfolgt Khrintich, unter Angabe 
der zur Berathung kommenden Gegenfjtände, und 
mit Ausnahme dringender Fälle, mindejtens drei 
Tage vorher. Es können aud regelmäßige 
Sitzungstage durd den Bürgermeijter, nad) Un» 


erhellen muß, find nach vorgängiger Prüfung im|hörung des Gemeinderaths, ein für allemal be— 
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enger werden; die Gegenftände der Berathung 
ind aber aud) daun, wenn biejelben nicht drin- 
gend find, wenigſtens drei Tage vor der Sitzung 
den Mitgliedern befannt zu machen. Jedes Mit- 
glied des Gemeinderathed hat das Recht, An— 
träge und Vorſchläge über die Angelegenheiten 
der Gemeinde zur Berathung zu bringen, Die 
felben müjjen jedoch, wenn ſie nicht vorher dem 
Bürgermeijter und durch diejen drei Tage vor 
ber Sitzung den übrigen Mitgliedern mitgetheilt 
find, auf den Untrag des Vürgermeifters ober 
aud) nur eines Mitglicdes big zur nächjten Sigung 
ausgejegt werden. $ 63. Der Bürgermeiſter 
führt im Gemeinderat den Vorſitz und hat bei 
Stimmengleichheit die entjcheidende Stimme, ſonſt 
aber, wenn er nicht zugleich Gemeindevorjteher 
ift, fein Stimmredt. Er kann jedoch in geeig- 
neten Fällen dem Borjteher den Borfig über: 
tragen. Wenn über den Haushalts-Etat, über 
die Abnahme der Gemeinderehnung und über 
Ungelegenyeiten, bei welchen mehrere Gemeinden 
des Bürgermeijterei-Bezirtd gemeinjchaftlidy be- 
theiligt find ($ 60), berathen wird, muß erjtets 
jetbjt den Borfig führen. Der Borfteher hat 
immer volled Stimmrecht, und wenn er ben 
Vorfig führt, bei Stimmengleichheit die entjcheid- 
ende Stimme. — Der Gemeinderath fann einen 
Protofollführer aus feiner Mitte wählen. $ 64 
|Urt. 16. Die —— * des Gemeinde⸗ 
rathes und der Bürgermeiſtereiverſammlung tritt 
ein, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder 
gegenwärtig iſt, — Wenn der Gemeinderath, 
nachdem er zur Berathung ein und befjelben 
GegenjtandeszweiMal vorſchriftsmäßig zuſammen 
berufen iſt, beide Male nicht in beſchlußſähiger 
Zahl erſcheint, jo ergänzt der Landrath feinen 
Beichluß. Wer nicht mitjtimmt oder die Unter- 
ichrift des Protokolls verweigert, iſt ald nicht 
erſchienen zu betrachten. 
Diitglied des Gemeinderaths verlangen, daß jeine 
abweichende Anſicht in das Protololl aufge 
nommen werde. $ 65. Wer bei einer Ange- 
fegenheit ein von dem Intereſſe der Gemeinde 
verſchiedenes Intereſſe hat, darf an der Berathung 
feinen Theil nehmen. Kann wegen perjönlicyer 
Betheiligung der Mitglieder und der an deren 
Stelle einzuberufenden Stellvertreter eine be 
ihlußfähige Berfjammiung nicht gehalten werben, 
jo hat die Regierung vermöge des ihr zuftehen- 
den Oberauifichtöreht3 für die Wahrung der 
Rechte der Gemeinde Sorge zu tragen und die 
dazu erforderlichen Ginleitungen zu treffen, 
nöthigenfalls aud einen Rechtsanwalt zu be 
ftellen. Dieſe Beftimmung findet injonderheit 
alsdann Anwendung, wenn Streit darüber ent- 
jtegt, ob ein Gegenjtand Eigenthum der Gemeinde 
oder der einzelnen Gemeindeglieder ift. 66. 
[Art. 17. Die Beſchlüſſe des Gemeinderathes 
und die Namen der dabei anmwejend gewejenen 
Mitglieder find in ein bejondere8 Bud) einzu- 





E3 Tann aber jedes|s 
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Borfigenden und zwei Mitgliedern des Gemeinde- 
raths unterjchrieben werden. Letztere werden 
dazu jährlih vom ae aus feiner Mitte 
gewählt. 67. Alle Beſchlüſſe des Gemeinde⸗ 
rathes müſſen dem Bürgermeiſter, inſoſern er nicht 
ſelbſt den Vorſitz geführt hat, ſogleich vorgelegt 
werden. 8 68 er Gemeinderath fann zur 
Borbereitung der zur Verhandlung kommenden 
Gegenjtände Commiffionen aus feiner Mitte ers 
nennen. Dem Bürgermeifter fteht es frei, auch 
in diefen Commiffionen den Vorſitz zu führen. 
$ 69. Den Meijtbeerbten und Gemeindeverord- 
neten ift e3 nicht erlaubt, irgend eine Vergeltung 
für die Ausübung ihred Berufes anzunehmen; 
nur baare Auslagen werben ihnen erjtattet. 
$ 70. [Art 18. Der Verjammlung de? Ge 
meinderathes müjlen ale Mitglieder regelmäßig 
beimohnen, Ein Mitglied, weldes Die Tr 
jammlung dreimal hinter einander ohne genügen 
Entjchuldigung verjäumt oder wiederholt durch 
ungebührliched® Benehmen Ruhe und Orbnung 
eitört und den Zuruf des Borfigenden zur 
Ordnung nicht beachtet hat, kaun durch einen 
Beihluß des Gemeinderathes, welder der Ge— 
nehmigung der Aufjichtsbehörde unterliegt, aus 
dem Gemeinderathe ausgeſchloſſon —— 71) 
Sollte ein Gemeinderath in Unordnung oder 
Parteiung verfallen, oder fortwährend feine 
Pflichten in foldem Grade vernadjlälfigen, dab - 
die im $ 64 vorgejehene Mafregel zur Hort 
jührung einer orbnungsmäßigen Verwaltung 
nicht ausreicht, jo werben Wir den Gemeinderath 
nad) genauer Unterjuhung der Sade aujlöfen, 
die Bildung einer neuen Vertretung anordnen 
und die Schuldigen auf gewiſſe Zeit oder auf 
immer für unjähig zu einer neuen Wahl erflären. 
[Bweite Abtheilung. Won dem Vorjteher, dem 
ie und den Unterbeamten der Gemeinden.) 
5 72. [Art. 20. Der Gemeindevorfteher wird 
nad Vernehmung der gutachtlihen Vorſchläge 
ded Bürgermeifter von dem Landrathe aus den 
Mitgliedern des Gemeinderathes ernannt, Der- 
jelbe muß im Gemeindebezirfe wohnen und bie 
zu feinen Gejhäften nöthigen Kenntniffe befigen. 
Bei feiner Ernennung fol auf Perſonen, welche 
das Bertauen ber Gemeinde vorzugsweiſe ger 
nießen, jofern fie jonjt für das Amt geeignet 
find, beſonders Rüdficht genommen werden. — 
Das Amt der Vorfteher dauert ſechs Jahre, kann 
aber nach drei Jahren niedergelegt werden. — 
Für VBerhinderungsfälle wird in gleicher Artein 
Stellvertreter (Beijtand) ernannt, welcher bie- 
jelben Eigenſchaften bejigen muß.) $ 78. Sm 
denjenigen Gemeinden, welche für ſich allein 
eine Bürgermeifterei bilden, ijt der Bürger- 
meifter zugleich Gemeindevorjteher. $ 74. Aud 
fan, wenn mehrere Gemzinden eine Bürger 
meifterei bilden, der Bürgermeifter zugleich zum 
Vorſteher derjenigen Gemeinde beftellt werden, 
in welcher derſelbe feinen Wohnfig hat. Der 


tiagen. Sie werden von dem Vorfigenden und|Oberpräfident. hat hierüber nad) Vernehmung 


wenigften® von drei Mitgliedern unterzeichnet.) 
Die Ausfertigung folder Beſchlüſſe, melde Ur— 
kunden beigefügt werben, ober als Autorijation 
— den Bürgermeifter zu einzelnen Amtshand- 


ungen dienen follen ($ 102,, müffen von dem: 


des Gemeinderaths zu entſcheiden. — In ben- 
jenigen Gemeinden, welche auf dem Provinzial- 


Art. 19: Die Beftimmung bes 


ya ber Gemeinbeorbnung 
bleibt aufer Anwendung. ©. aud Art. 28. 
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fandtage im Stande der Stäbte vertreten wer⸗ Verwaltung der Gemeindekaſſen bleibt es dem 
den, follen die Stellen des Borftehersd und des Fa jr Birgermeiftereiverjammlung ($ 109) 


Bürgermeifterd in der Regel verbunden und 


überlaffen, 05 folche dem Elementarerheber der 


‚Ausnahmen hiervon nur mit Genehmigung Unfereö |directen Steuern übertragen, oder ob ein befon- 


Minifters des Innern geftattet fein. $ 75. Das 
Amt des Vorfteherd wird unentgeltlich verwaltet, 
unb nur für Dienftunfoften eine Entichädigung 
gewährt, welche von der Regierung nad Ber: 
nehmung des Gemeinberathes 
jebod; 10 P für den Kopf der Bevölkerung nicht 
überfteigen joll.!) Für Dienftreilen nah einem 
mehr ald zwei Meilen entfernten Orte kann be» 
ge Vergütung verlangt mwerden. Gebühren 
ür einzelne Amtshandiungen dürfen nur in jo 
weit erhoben werden, al3 jie in den Belegen 
ausbrüdlich geitattet jind; dagegen müſſen die 
durch folhe Handlungen verurjadhten baaren 
Auslagen jederzeit von den Betheiligten erftattet 
werden. $ 76. Der Vorfteher hat unter ber 
Aufficht und nad) den Anweiſungen des Bürger: 
meifterd die Ort3poligei in jeiner Gemeinde zu 
handhaben, ſoweit nicht befondere Behörden da, 
für beitehen. Für bie Verwaltung der Gemeinde— 
angelegenheiten und für alle Angelegenheiten der 
Bürgermetfterei, ſoweit fie die Gemeinde ber 
treffen, ift der Borfteher ein Organ des Bürger- 
meijterd ($ 85). Dieſer darf aber -demielben 
dad Etatd-, Kaſſen- und Rechnungsweſen nicht 
übertragen. — Die Gemeindevoriteher und deren 
Stellvertreter aehören in dem Bezirke des Appella— 
tionsgerichtöhofes zu Köln zu den Hilfsbeamten 
der gerichtlichen Polizei für die im Artikel 11 
der Erralproccherbuung bezeichneten Gegenjtänbe. 
8 77. Wo der Umfang der Gemeinde e3 nöthig 
nacht, können für einzelne Theile derjelben, nad) 
Beitimmung der Regierung, Bezirkd-, Dorfs- 
oder Bauerjchaftsvoriteher bejtellt werden, welche 
in dem ihnen angemwiejenen Bezirke wohnhaft 
fein müjjen. Wegen der Ernennung, Dualifi- 
cation und Amtsdauer berjelben gelten Die wegen 
des Gemeindevorſtehers ertheilten Vorſchriften. 
Wenn in dem Bezirke fein Mitglied des Ge— 
meinderathed wohnt, jo fann ein anderer Meift- 
beerbter zu diefem Amte ernannt werden. Die 
Dorf- und Bauerjchaftsvoriteher bilden eine 

ilfsbehörde des Gemeindbevorjteherd für Die 
ollneicuffit ihres Bezirkes. $ 78. So weit 
um Dienfte der Gemeinden Unterbeamte und 
—— erforderlich ſind, werden dieſe, wenn ſie 
u blos mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt 
von dem Bürgermeiſter, ſonſt aber von dem 

ndrathe ernannt, in beiden Fällen, nachdem 
der Gemeinderath mit feiner Erklärung über die 
Würbdigfeit ded Anzuftellenden gutachtlich gehört 
worden ift. — Alle diefe Anftellungen finden auf 
Kündigung ftatt, wenn nicht die Anftellung auf 
Zebendzeit dur das Geſetz für gemifje Fune— 
tionen ded Beamten vorgejchrieben ift. In den 
Gemeinden, melde auf dem PBrovinziallandtage 
im Stande der Städte vertreten werden, jind die 
jet bejtehenden und fünftig zu erlafienden Ver- 
ordnungen wegen der Berjorgung der Invaliden 
zu befolgen. $ 79. Im Beziehung auf die 

») Art. 21: Die Entihäbigung des Vorftehers kann mit 


Genehmigung der Regierung vom Gemeinderathe aud böber 
als zu 10 P vom Kopfe der Bevölterung feftgefegt werden. 


derer Gemeinde-Erheber für ſämmtliche Gemeinden 
der Bürgermeifterei beftellt werden foll. Ent« 
ſcheidet ſich die Verfammlung nicht für das 
legtere, jo wird bie Berwaltung der Gemeinde- 


u beftimmen iſt, kaſſen dem Steuererheber für die ganze Dauer 


jeiner Amtszeit übertragen. Beſchließt die Ver- 
jammlung dagegen die Anſtellung eines eigenen 
Einnehmerd, jo erfolgt defien Ernennung durch 
den Landrath nad) gutachtlicher Vrnehmung des 
Vürgermeifters und der Bürgermeijtereis Ber 
jammlung. — In beiden Fällen ift der Betrag 
der Remumeration, ſowie der Caution des Er— 
hebers nah Bernehmung der Bürgermeijtereis 
Verjammlung von der Regierung zu beftimmei. — 
Wo die Verwaltung der Semeindekafje bei Publi— 
cation dieſes Gejepes dem Erheber der directen 
Steuern übertragen ift, da behält es bei diejem 
Verhältnig für die Amtsdauer des gegenwärtigen 
Beamten jein Bewenden. $ 80. Für die Steuer- 
tajfe und für die Gemeindelaffe find beſondere 
Gautionen zu bejtellen. Bei Defecten dient die 
für die Steuerkaſſe beſtellte Caution zunächſt zur 
Deckung der Steuerkaſſe, die für die Gemeinde— 
kaſſe beſtellte zunächſt zur Deckung der Gemeinde— 
kaſſe. — Was den zu einer Kaſſe vereinigten 
semeinden an Eaution und anderen Dedungs- 
mitteln zufällt, wird nad) Verhältniß der Verfuite, 
welche die einzelnen Gemeinden erlitten haben, 
unter biejelben vertHeilt. $ 81. Die Regierung 
fann, wo fie es nöthig findet, die Aufitellung 
eines von ihrzugenehmigenden Normalbefoldungs- 
etatd anordnen. $ 82.) In Unjehung der Sus« 
penfion, Entjegung u. unfreiwilligen Entlaffung der 
Gemeindebeamten fommen die Beftimmungen des 
Geſetzes, betreffend das gerichtlihe und das 
Disciplinarverfahren gegen Beamte von 29. 
März 1844 zur Unmwendung. 8 83. Der Bor- 
iteher hat ald Organ des Bürgermeifters die 
Auflicht über die Unterbeamten und Diener der 
Gemeinde und über ihre Dienftleijtungen zu 
führen. Bei vorfommenden Dienſtvernachläſſig- 
ungen und Dienftvergehen Hat er dem Bürger- 
meiſter Anzeige zu machen, welcher zur Erhaltung 
der nöthigen Disciplin dad Recht hat, den 
Unterbeamten Orbnungsjtrafen bis zu 9 M und 
den blos zu mechaniſchen Dienftleiftungen ange- 
jtellten Dienern auch Gefängnißjitrafen bis zu 
2 Tagen aufzulegen. Die Ordnungsitrafen fließen 
zur Orts-Armentaſſe. 884. Der Bürgermeijter 
it der nächſte Dienſtvorgeſetzte des Gemeinde- 
vorjteherd und ded Gemeinde-Empfängerd, und 
als folcher gegen dieje Beamten bei Dienftver- 
nadjläffigungen und Dienftvergehen zur War: 
nungen und Verweilen befugt. Zu Berhängung 
von Gelditrafen ijt aber nur der Landrath er- 
mädhtigt, welcher jolche bis zum Betrage von 
15 M feitiegen und deren Bollitredung zum 
Beten der Armenkaſſe anordnen kann, 


— — — 


i) Zu $$ 32, 83, 84, 104 und 105. Art. 22: In Anſeh⸗ 
ung der Disciplinarftrafen gegen die Gemeindebeamten lommen 
die darauf bezuglichen oriiheiften zur Anmendimg. S. unter 
Disciplin Gele vom 21. Juli 1852. 
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Dritte Abtheilung. Won den Befugniffen und werden ſoll, ald es den Bmeden entiprechend 
Sasaftöverhälmmifien de Bürgermeiſters, des und mit den allgemeinen Staatögrundjägen ber- 
Gemeinderaths und der Staatöbehörden hinficht- [einbar ift. — Für die Behandlung derjenigen 
lih der Verweltung der Gemeinde - Angelegen- | Angelegenheiten, welche nur das bejondere In— 
heiten] $ 85. Dem Bürgermeifter gebührt in|terefje der Gemeinde und namentlich der Ber- 
allen Gemeinde - Angelegenheiten unter der in|mögensverwaltung betreffen, ift der Beichluß des 
gegenwärtiger Orbnung vorgeichriebenen Mit-|Gemeinderaths entſcheidend. Wenn jedody ber 
wirtung des Gemeindevorjteherd ($ 76) Die Aus- Bürgermeiſter die Ueberzeugung hat, daß ein 
führung, die Entſcheidung aber nur in denjenigen Beſchluß den Gejegen widerſpricht, oder dem 
Fällen, in welden fie nicht dem Gemeinderathe|&emeindewohl weſentlich nadjtheilig werden 
übertragen ijt. — Der Bürgermeijter Tann, wo würde, jo joll er die Ausführung verjagen und 
das Bedürfnig e3 erfordert, mit Genehmigung |darüber an den Zandrath berichten; er muß aber, 


Gemeinde-Berfafjungen. 


der Regierung!) zur Verwaltung einzelner Ger 
ſchäftszweige aus geeigneten Gemeindegliedern 
Deputationen bilden, wobei auf die beitehenden 
Einrihtungen diefer Art bejonderd Rückſicht zu 
nehmen ift. Mitglieder des Gemeinderaths fünnen 
nur mit defjen Sollen zu einer Deputation 
beftimmt werden. — Solde Deputationen find 
nur ala im Auftrage des Bürgermeifters bejtehend 
und als ihm untergeordnet zu betrachten. $ 86. 
Ueber alle von den Gemeinden zu bejtreitenden 
Ausgaben und zu leiftende Dienjte hat der Ge- 
meinderath zu beſchließen. — In Anjehung der- 
jenigen Ausgaben und Dienfte, welche zur Er- 
füllung von Pflichten der Gemeinden gegen ben 
Staat, gegen Imftitute und gegen — 
ſonen nothwendig ſind, z. B. zur Anlage und 
Unterhaltung von Polizei- und Armen» Anftal- 
ten, in den Angelegenheiten der Kirchen, Scu- 
len, frommen Stiftungen u. j. mw. ift der Be— 
ihluß des Gemeinderaths als bloßes Gutachten 
anzufehen. Was nah den Feltiegungen der 
Staatöbehörde in Beziehung auf Angelegenheiten 
diefer Art erfordert wird, iſt die Gemeinde zu 
feiften verpflichtet. — In Uniehung derjenigen 
Ausgaben und Dienfte, welche nur das bejondere 
Intereſſe der Gemeinde betreffen, ift der Beſchluß 
des Gemeinderaths entſcheidend. — Wegen bes 
Umfanges der Pflichten der Gemeinden behält 
eö bei den bejtehenden Gejegen jein Bemwenden. 
$ 87. Ueber die Urt, wie die Uusgaben gededt 
werden follen, ſowie über den Bertheilungsmaß- 
ftab der Dienfte, hat der Gemeinderath zu be- 
ſchließen. ($ 23.) — Verweigert der Gemeinde 
rath die Abfaſſung eines Beſchluſſes oder die 
Abänderung eines ungejeßlichen oder eines jol- 
chen Beſchluſſes, welchem die nad) den Beitimm- 
ungen der gegenwärtigen Ordnung erforderliche 
Genehmigung der Staatdbehörde verjagt wird, 
jo läßt die Regierung die fehlende nah dem 
Maßſtabe der Staatsjtenern ($ 23) auf die Ger 
meinde-AUngehörigen vertheilen und zur&emeinde- 
tafje erheben.) 8 88. Ueber die Art und Weije 
der Ausführung von Gemeinde-Anlagen und Ars 
jtalten, jorwie über die Berwaltung des Gemeinde- 
vermögens, muß der Gemeinderath in allen Fällen 
zuvor gehört werben. In Anjehung folder An 
gelegenheiten, welche fih auf Erfüllung von 
Plichten der Gemeinden beziehen (5 86), iſt auch 
hier der Beſchluß des Gemeinderaths als bloßes 
Gutachten anzufehen, welches aber joweit beachtet 


’) Diefe Genehmigung ift nicht erforberlich bei den Depu⸗ 
tationen für die Armenverwaltung; @efek vom 8. März 1871 
g3 abi. 2 (©. 69). 

2, &, aud bie Note zu $ 111, 


wenn er bei Abfaſſung des Beichlufjes nicht an« 
wejend war, eine nochmalige Berathung der 
Sache unter jeinem Borjig veranlafjen und eine 
Einigung verjuchen. Der Landrath kann den 
Gemeinderath perjönlich vernehmen, und hat, 
wenn auch er feine Einigung zu Stande bringt, 
die Verhandlungen mit jeinem Gutachten der 
Regierung zur Entiheidung vorzulegen.!) $ 89. 
Ueber alle Ausgaben, Dienfte und Einnahmen, 
welche fich im Voraus beftimmen lajjen, ftellt der 
Bürgermeijter Etat3 auf, und hat, nachdem ſolche 
vom Gemeinderath feitgeftellt worden, ei ou 
der Örenzen diejer Etats, ohne über die einzeluen 
Anweiſungen den Gemeinderath zu hören, jelb- 
jtändig zu verfügen. — Ein Duplicat der Etats 
it dem Landrat) vor der Ausführung einzu« 
reichen, welcher, wenn darin gegen gejegliche Be- 
jtimmungen gefehlt ift, die Ausführung nöthigen- 
falls zu juspendiren, die Enticheidung der Negier- 
ung einzuholen und danad) den Etat feftzuitellen 
und dem Bürgermeifter zur Musführung zuzu« 
fertigen hat. — Der Entwurf zu den Haushalts- 
Etat3 joll, bevor er vom Gemeinderathe geprüft 


') Art. 23. Die Gemeinden lönnen, wo ein bringendes 
Bedürfniß ber Landescultur dazu vorliegt und ihre Kräfte es 
geftatten, nad Anhörung der betr. Gemeindevertretung und 
des Kreistages angehalten werben, uncultivirte &emeindes 
grundftüce, namentlich durch Anlage von Holzungen u. Wiefen, 
in Eultur zu fegen. Nähere Beitimmungen hierüber bleiben 
Wniglicher Verordnung vorbehalten. — Dice näheren Bes 
itimmungen enthält die Berorbnung vom 1. März 1858: 
& 1. Die Eultur eines Gemeindegrundftüds nad) Art. 23 des 
Beſebes dv. 15. Mai 1856, beirefienb Die Gemeindeverfafjung 
in der Rheinprovinz. fann von jedem einzelnen Gemeindenrite 
gliede, jowie von der Gemeindebehörde — fei es auf deren 
igenen Antrieb oder nad Anmweijung ber vorgelegten Aufs 
f tsbehörde — beantragt werden. 8 2. Erfolgt Widerſpruch, 
o entſcheidet die Negierung über die Zuläjfigkeit u. die Aus⸗ 
führung der Eultur, 6 3. Der Beihlun der Megierumg ift 
zu ftügen auf: a. den bon einem Eadveritändigen zu Tiefern: 
den Nachweis der Rentabilität und den von eben folkhem aufs 
zuftelenden Plan und Koftenanfhlag; b. den vom Bürgers 
meifter aufzuftellenden Plan zur Aufbringung ber Koften ; 
ce. den Nachweis, daß diefe Documente (a, b) in der Gemeinde 
während eines Zeitraums von 14 Zagen offen gelegen haben 
und daß die Gemeindenitglieder davon auf ortsüblihe Weile 
und mit dem Eröffnen in Keuntniß gejegt worden find, wie 
es ihnen während jener Friſt freiftche, Die Documente einzte 
feben und ihre Einwendungen x en beren Inhalt beim Bürs 
germeifter fchriftlich oder mündlich zum Protocott anzubringen ; 
d. das Gutachten des Gemeinderatbes über die Eultur, mie 
über die etwa erhobenen Were e. ben Hausbaltsctat 
der Gemeinde und die abgeichloffene Rehnung des verfloffenen 
Yahres; f. das auf Borlegung der Documente sub a—e von 
den Arelsftänden abgegebene Gutachten. 8 4. Gegen ben Bes 
ſchluß der Regierung findet ber Necurs an die Vinifterien bes 
Innern und für bie landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
— Für die Frit und den Weg, in welchen derfelbe einzulegen 
ift, gilt ber J 117 der Gemeindeorbnung vom 23. Juli 1845, 
8 5. Der $ 32 der für bie Gemeinde u. Juftitutswalbungen 
der Regierungsbezirfe Coblenz und Trier geltenden Berwälts 
ungeintruction vom 31. Aug. 1839 bleibt Durch gegenwärtige 


Berordnung unberüßrt. 


Gemeinde-Berfaflungen. 


wird, 14 Tage lang im Verwaltungslocale zur 
Einficht der Gemeindeglieder und der Forenjen 
offen gelegt werden. Der Gemeinderath kann 
auch die Veröffentlihung der, Haushalts » Etats 
durd den Abdruck beſchlleßen. — Bei Borlegung 
des Haushalts⸗Etats hat der Bürgermeiter dem 
GemeinderatH einen ausführlihen Bericht über 
den Stand der gejammten Verwaltungs Ange- 
legenheiten der Gemeinde vorzulegen. $ 90. 
Der Bürgermeifter hat dafür zu forgen, daß der 
Haushalt nad) den Etats geführt werde. Außer 
ordentlihe Ausgaben, welde außer dem Etat 
geleiftet werden follen, bedürfen der Genehmig- 
. de3 Gemeinderaths und des Landraths. 
8 91. Die Rechnung über die Gemeindekaſſe hat 
der Einnehmer vor dem 1. Juni des folgenden 
Zahres zu legen und dem Bürgermeijter einzu- 
reichen. Nach vorläufiger Durchſicht läßt der 
Bürgermeifter in der Gemeinde befannt maden, 
daß die Rechnung im Verwaltungslocale wäh. 
rend 14 Tagen offen liege. Jedes Gemeinde- 
mitglied ijt befugt, die Rechnung daſelbſt einzu- 
jehen und feine Erinnerungen dem Bürgermeifter 
oder dem Gemeinderath rifttich einzureichen, 
um davon bei Prüfung der Rechnung in geeig- 
neter Weife Gebraud zu machen. Der Bürger 
meifter revidirt jodann die Rechnung und legt 
fie mit jeinen Bemerkungen dem Gemeinderat 

zur Prüfung und Abnahme vor. — Gleid na 

der Abnahme der Rechnung des Einnehmerd hat 
der Gemeinderath unter dem Vorſitz eines von 
ihm zu erwählenden Mitgliedes die Rechtmäßigkeit 
der vom Bürgermeifter ertheilten Ausgabe» An- 
weifungen und die Vollftändigfeit und Richtig- 
feit der — stehe R prüfen. 
Das darüber aufzunchmende PBrotofoll reicht der 
Borfigende dem Nandratf, unmittelbar ein. Der 
Bürgermeifter darf bei jener Big nicht 
zugegen jein. $ 92. Die Rechnung iſt mit den 
— 582 und Abnahmeverhandlungen an den 
Landrath zur ſchließlichen Prüfung und Feſtſtell⸗ 
ung einzujenden. Dieſer hat längſtens in 6 
Monaten die weitere Revifion der Rechnung zu 
bewirfen und die Dedharge zu ertheilen, oder 
jeine Erinnerungen dem Bürgermeifter mitzu- 
theilen. — Der Gemeinderath kann die Veröffent- 
lichkag der Rechnungen durch den Abdrud bes 
ſchließen. $ 98. Ueber die Art, wie die Haus- 
haͤltsetats und Rechnungen, jo wie das Kafjen- 
weſen, einzurichten find, follen die Regierungen 
die erforderliche Inſtruction ertheilen. 8 
Ueber alle Beſtandtheile des Gemeindevermögens 
ſoll der Bürgermeifter ein Lagerbucd doppelt 
führen, von weldem ein Egemplar auf der Bürger- 
meifterei und das andere bei dem Gemeindevor- 
fteher beruht. Die in dem no vorge- 
tommenen Veränderungen jollen dem Gemeinde— 
rath jährlich bei Gelege.iheit der Rechnungsab⸗ 
nahme zur Einſicht und Erflärung vorgelegt 
werden. & 95. Die freiwillige 


4.Tilgungsfonds geforgt 
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glaubten Auszuges aus dem Grunbfteuerfatafter 
nebit Tage; 2) eine Öffentlich auszuhängende An- 
fündigung; 3) einmalige Bekanntmachung durch 
dad Amtöblatt der Regierung ober durch Die 
etwa im Kreife erjcheinenden öffentlichen Blätter, 
und durch öffentlichen Ausruf in der Durch den 
Ortögebraud beftimmten Weije; 4) eine Frift 
von 6 Wochen von ber Bekanntmachung bis zum 
Lieitationstermine; 5) Abhaltung des Licitationd- 
termind durch eine Juſtizperſon ober den Bürger- 
meijter. — Wenn ber Kataftralertrag des Grund⸗ 
* s nicht 6 M und die Tare nicht 160 M über- 
teigt, jo bedarf es nur der ortsüblichen Bekannt⸗ 
madung. — Vor Erlafjung der Bekanntmachung 
ift an die Regierung zu berichten, welche ſich in 
geeigneter Weije, erforderlichenfalls durch com« 
miffarifche Ermittelung überzeugen muß, ob Hin- 
reichende Gründe zu der vorgeſchlagenen Maf- 
regel vorhanden find. Iſt bei der Licitation die 
Tare nicht erreicht worden, fo ift, wenn ber 
Gemeinderat dennoch bei nochmaliger Vernehm— 
ung die Veräußerung beantragt, unter Einreich- 
ung ber Verhandlung an die Regierung zu be- 
richten, weldye über den Zuſchlag enticheidet. — 
In bejonderen Fällen kann die Regierung aud) 
den Verkauf aus freier Hand oder einen Tauſch, 
und mit Genehmigung des Minifterd des Innern 
auch die VertHeilung unter die Betheiligten ge- 
ftatten, jobald fie fich überzeugt hat, daß der 
Vortheil der Gemeinde dadurch gefördert wird. 
Dem Minifterium des Innern bleibt vorbehalten, 
die Regierungen wegen Veräußerung von Ge— 
meindegütern mit leitenden Anmweifungen zu ver« 
jehen. — Die vorstehenden Beftimmungen finden 
auch auf die Veräußerung von Realberehtigungen 
Anwendung. $ 96. Zur Veräußerung von 
Sachen, welche einen bejonderen wiſſenſchaſtlichen 
oder Kunftwerth haben, imgleichen von Archiven, 
ijt die" Öenehntigung des Miniſteriums bes 
Sunern erforderlich. $ 97. Zur Aufnahme 
von Anleihen, zur Verwendung von Capitalien, 
zum Ankauf von Örundjtüden, zur Anſtellung 
von Procefien über Berechtigungen der Gemeinde 
oder über die Subftanz des Gemeindevermögens 
oder zu Vergleichen über Gegenftände diejer Urt, 
und zu Schenkungen und einjeitigen Verzicht— 
leiftungen Geitens der Gemeinde, ift die Ges 
nehmigung der Regierung erforderlid. — Die 
Genehmigung zu Anleihen fol nur dann ertheilt 
werden, wenn für einen fihern Zinſen- und 
it. Desgleichen find 
Prolongationen von Anleihen und Abweichungen 
von dem genehmigten Zilgungsplan an die Ein— 
willigung der Regierung gebunden. — Bu Pro- 
cefjen gegen den Fiſtus und zu Regreßflagen 
gegen Mitglieder der Staatöbehörden J eine 
Benehmigung der Regierung nicht erfor u, 
8 98. Auch die Erhebung von Gemeinde-Auf- 
lagen erfordert die Genehmigung der vorgejegten 


eräußerung |Staatsbehörde nad) näherer Beitimmung der 


von Grundflüden kann nur auf den Antrag des|darüber von den Minifterien de Innern und 


Gemeinderaths, mit Genehmigung der Regierung 
und, mit Audnahme der unten erwähnten bejon- 
deren Fälle, nur im Wege der öffentlichen Lici- 
tation ftattfinden. — Zur Giltigfeit der Licita- 
tion aber gehört: 1) die Vorlegung eines bes 





der Finanzen bereit ertheilten oder künftig et— 
wa noch zu erlaffenden Inſtructionen ($ 23).') 
$ 99. Bei Verwaltung der Waldungen find die 


1) Bergl. $ 33, Abf. 1. 
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Berordnung vom 24. Dee. 1816 und bie in — 
Gemäßheit derjelben erlaſſenen oder noch zu er- —— 
laſſenden Reglements zu beachten.) $ 100. Der Be 
Gemeinderath controlirt die Verwaltung. Er iſt ernennen; 


Gemeinde-Berfaffungen. 


Für jebe Vürgermeifterei find von ber 
in gleicher Weije 2 oder, mo e? das 
erfordert, mehrere Beigeordnete zu 
dad Amt derjelben dauert 6 Jahre, 


ürfni 


daher berechtigt und verpflichtet, ſich von der nach deren Ablauf fie wieder ernannt werden 


Ausführung feiner Beſchlü 


e und der Berwend- können. Die 


Beigeordneten find beftimmt, ein- 


ung aller Gemeinde - Einnahmen Meberzeugung zelne Amtsgefchäfte, welde der Bürgermeifter 


u verſchaffen, die Aften einzufehen, die Richtig. 
eit der Ausführung der Gemeinde-Arbeiten zu 
unterjuden u. j. w. Der Gemeinberath kann 
Behufs diejer Eontrole Ausſchüſſe aus feiner 
Mitte ernennen. 
rat glaubt, daß dem Vorſteher oder Bürger- 
meijter Vernachläſſigungen oder Pilichtverlep- 
ungen zur Laſt fallen, fo ift dem Landrath An« 
zeige davon zu machen, welcher die Sache zunächit 
im abminiftrativen Wege unterfucht und darüber 
an die Regierung zur Verfügung berichtet. — 
Wenn aber der eine oder der andere Theil fich 
bei der Berfügung ber Regierung nicht beruhigen 
will, jo fteht ihm frei, binnen 4 Wochen von 
dem Eingange der Verfügung an gerechnet, ent» 
weder auf die Entjcheidung der höheren Ver— 
waltungsbehörde oder in dazu geeigneten 
Fällen auf den Rechtsweg zu provoeiren. Dem 
Ermefjen der Regierung bleibt ge ob ihre 
Berfügung vorläufig in Vollzug gejegt werden 
fol. Sit auf Entfigeidung der höheren Ber- 
waltungsbehörden angetragen worden, und find 
beide Theile mit diefem Antrage einverftanden, 
jo ift der Rechtsweg ausgefchlofjen; die höhere 
Verwaltungsbehörde bleibt jedoch befugt, die 
Sadje jelbit zum Rechtswege zu verweiſen. — 
Sollte ein Proceß gegen den Vorfteher oder 
Bürgermeifter nöthig werden, jo hat die Regier- 
ung jolden auf den Antrag des Gemeinderaihs 
einzuleiten und für die Gemeinde den vom Ge— 
meinderath vorgeichlagenen Anwalt zu bejtellen, 
welder Namens derjelben den Proceß zn führen 
hat. $ 102. Urkunden, weldhe die Gemeinde 
verbinden follen, müffen Namens derjelben vom 
Bürgermeifter und Borfteher unterjchrieben wer: 
den; die Beſchlüſſe des Gemeinderath3 und die 
Genehmigung der Staatsbehörden find in den 
eeigneten Fällen der Urkunde in beglaubigter 
orm beizufügen ($ 66). 
Dritter Titel. 
Bon den Bürgermeiftereien, 


$ 103. Der Bürgermeifter wird nad Ber- 
nehmung der gutachtlichen Vorſchläge des Land- 
raths von der Kegierung ernannt, jedoch elle 
ten Wir Und vor, für diejenigen Bürgermeifter- 
eien, weldje eine Stadt von mehr als 10,000 
Einwohnern enthalten, den ——— auf 
den Vorſchlag der Regierung Allerhöchſtſelbſt zu 
ernennen, und demſelben den Titel eines Ober- 
Bürgermeifterd beizulegen. Bei diefen Ernenn« 
ungen joll auf angejehene Grundbefiger in dem 
Bürgermeiftereibezirte und auf andere Berjonen, 
welde das Bertrauen der Eingejeffenen vorzugs- 
weiſe genießen, fofern fie font für dad Amt ge 
eignet ſind, beſonders Rüdficht genoinmen werden.?) 





1) S. unter Walbungen. 
2) ©. jept die Rheiniſche Städteorbnung vom 16. 
Dal 1856 $ 32, \ 


101. Wenn der Gerheinde-/$ 104 


ihnen aufträgt, zu beforgen, und dieſen in Ver— 
hinderungsfällen und während der Erledigung 
des Amtes nad) der umter — von der Regier⸗ 
ung feſtzuſetzenden Reihenfolge zu vertreten. 
Soweit zum Dienſte der Buͤrgermeiſterei 
Unterbeamte oder Diener erforderlich find, wer- 
den diefe von dem Landrath ernannt, nachdem 
der Vürgermeifter und die Bürgermeijterei-Ver- 
jammlung mit ihrer Erflärung über die Würdig- 
feit des Anzuftellenden gutachtlich gehört find. 
Bejteht die Bürgermeifterei nur aus einer Ge— 
meinde, jo verbleibt es bei den Beitimmungen 
des $ 78. Diefe finden aud auf die Art und 
Weije der Unftellung der Unterbeamten oder 
Diener der VBürgermeifterei Anwendung. — Zn 
Anjehung der Suspenfion, Entjegung und unfrei- 
willigen Entlaffung der Unterbeamten und Diener 
der Bürgermetjterei finden die in diefer Vezich- 
ung für die Unterbeamten der Gemeinden be- 
jtehenden Vorſchriften ebenfalls Anwendung. 
Auch ftehen dem Bürgermeifter gegen dieſe Be- 
amten bie im $ 83 beitimmten Disciplinarbefug- 
niffe zu.) $ 105. Der Landrath ift der nächite 
Dienftvorgejegte ded VBürgermeijterd, und ala 
ſolcher befugt, gegen denjelben Orbnungsitrafen 
biß zu 30 M zu verfügen und deren Vollitred- 
ung er Beiten der Armenfaffe anzuordnen, 
Der Beichluß der Regierung über die unfrei- 
willige Entlafjung eines Bürgermeifters aus dent 
Umte bedarf der Bejtätigung des Minifterd des 
Innern. Hinſichtlich der unfreimiligen Entlafj- 
ung eines von Uns ernannten Ober-Bürgermeijters 
findet dasjenige Verfahren Anwendung , welches 
gegen unmittelbar von Uns ernannte oder be- 
jtätigte Staatöbeamte vorgefchrieben ift. (Gejet 
v. 29. März 1844, $ 35; ſ. jetzt Geſetz v. 21. 
Juli 1852.) $ 106. Wo die Einrichtung einer 
bejonderen Bürgermeiiterei-Rafje nöthig gefunden 
wird, finden die im $ 79 gegebenen Vorſchriften 
ebenfall3 Unwendung, und bleibt e3 unter" den 
dort bezeichneten I she der Beichlußnahme 
der Bürgermeijterei-Berfammlung überlaffen, ob 
die Verwaltung der Kajje dem Elementarerheber 
der directen Steuern oder dem Gemeindeerheber 
übertragen werden jol. $ 107.9) Für jede 


1) 8. Note zu $ 81. 

?) Art. 24. Die Regierung ift bei Beifung und Genehm⸗ 
jung des für jede VBürgermeifterei von der Vürgermeiftereis 

rſammlung aufzuftellenden Normal:Bejoldungsetats ebenfo 
befugt, ald verpflichtet, zu verlangen, daß den Bitrgermeifter 
die zu einer zwedmäßigen Verwaltung angemeffenen Befolds 
ungsbeträge, jomie —— — ir ienſtunkoſten bes 
—5 werben. Es kann zu biejem Zwed, wenn ein dring⸗ 
endes Bebürfnig durch Plenarbeichlug der Regierung aners 
tannt ift, Die Beſoldung des Bürgermeifters und defjen Ent 
ihädigung für Dienftunfoften zujammen den age en Mari⸗ 
malbetrag von 30 P auf den Kopf der Bevölferung überfteigen. 
Art. 25. Den Bürgermeiftern find, fofern nicht mit Genebms 
igung ber Regierung eine Vereinbarung wegen der Ben 
getroffen ift, bei eintretenber Dienftunfäsigreit folgende Pens 
tionen zu gewäbrer: ein Viertel der Bejoldung nad 12jähriger- 
Dienftzeit, drei Achtel der Bejoldung nah 13jähriger Dienf 


Gemeinde-Berfaffungen. 


VBürgermeifterei wird von der Bürgermeifteret- 
Berfammlung ein Normal - Befoldungsetat auf- 
geftellt und von der Regierung genehmigt. Die 
Bejoldungen,, jowie die Entihädigungen für 
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jein Bewenden.!) $ 109. Die Bürgermeifterei 
wird in ihren Gommunal-Angelegenheiten ($ 8) 
durch die Bürgermeifterei-Berfammfung vertreten, 
auf die befonderen Angelegenheiten der einzelnen 


Dienftunfoften, müfjen von der Bürgermeifterei Gemeinden fteht ihr aber, den Fall des $ 79 


aufgebracht werden. Die Bejoldung des Bürger- 
meilterd und defjen Entihädigung für Dienftun- 
koſten jollen zufammen 30 P auf den Kopf der Be- 
völferung nicht überfteigen. Neben diefem Einkom⸗ 
men, von welchem 2 — als Beſoldung und 
1 Dritttheil als Bureaukoſten angeſehen werden, 
kann der Bürgermeiſter, wenn er zugleich Ge— 
meinde-Borjteher ift ($ 74), die im 8 75 gedachte 
Entihädigung beziehen. An Anjehung der Ber: 
gütung für Dienttreifen außerhalb der Bürger- 
meijterei, jowie der Gebühren und baaren Aus- 
lagen für Umtshandlungen des Bürgermeiiters, 
finden die Vorſchriften des $ 75 Anwendung. 
Die Bürgermeifterei iſt verpflichtet, ein ange 
mefjenes Geihäftslocal zu beſchaffen. — Den bei 
der Publilation dieſes Geſetzes angeftellten Bürger- 
meijtern, welchen bereit3 ein höheres Dienjtein- 
fonmen zugefichert ift, ſoll dajjelbe für Die Tauer 
ihrer Dienjtzeit auch ferner verbleiben. $ 108. 
Der Bürgermeijter führt die Verwaltung der 
Communal » Angelegenheiten der Bürgermeifterei 
und ift hierbei die allein ausführende Behörde. 
Er hat, als bie a ig de3 Bürger- 
meiftereibezirk3, in demjelben die Polizeiverwalt- 
ung zu —— ſowie alle in Landesangelegen— 

eiten vorkommende örtliche Geſchäfte, ſoweit 
ie nicht bejondere Behörden bejtellt find. 
Unter diejer Beſchränkung iſt er eben jo berech— 
tigt als verpflichtet, darauf zu jehen, daß über- 
ad die bejtehenden Landesgeſetze und Vorſchriften 

ehörig beobachtet werden. — In dieſer Hinjicht 
And ihm aud alle zu öffentlichen Zwecken in dem 
Bürgermeiftereibezirte bejtehende Gemeindebe- 
örden, imgleichen Gorporationen und Stiftungen, 
jedoch unbeſchadet der durch ihre Statuten oder 
bejondere Gejege begründeten Modificationen, 
Folge zu leiſten ſchuldig. — Hinſichtlich der 
Funktionen der Bürgermeiſter und Beigeordneten 
als Civilftandsbeamte, ala Hilfsbeamte der ge- 
richtlichen Polizei und ald Vertreter des öffent 
lien Miniſteriums bei den Polizeigerichten, ſo— 
wie hinfichtlic der Befugniffe der Bürgermeiſter, 
Volizeiverordnungen und Bolizeijtraf « Rejolute 
zu erlaffen, behält es in den verjchiedenen Thei- 
len der Provinz bei der beitehenden Berfafjung 


gt die Häljite der Beſoldung nad —— HB. — 
Berechnung ber Höhe der Penſion werden lediglich die 
ni wg ig e und nicht die Entſchädigungen für Dienit: 
often und die Nebeneinfünfte zum Grunde gelegt. — Ucber 
die Penfionsanfprücye der Bürgermeifter entiheider in ftreitigen 
en die —— Gegen den Beſchluß der Regierung, 
— derſelbe ſich nicht auf die Frage der Dienftumfäbigfeit 
oder darauf bezieht, welchet Theil des Dienſteinlommens als 
Beſoldung anzujehen fei, findet die Berufung auf richterliche 
Entjcheibung ftatt, Ungeachtet der Berufung find bie feftge: 
ten Beträge vorläufig zu bezahlen. — Die Bildun 
rovinzialsPenfionstaffe und die Höhe der von den —* 
meiftern zu zahlenden Beiträge bleibt den Beſchlüſſen des 
Wrovinsiaffandta es unter —— bes Konigs vorbe⸗ 
halten. — So lange demgemaäß nicht anderweitige Beſtimm⸗ 
ungen getroffen werden, find die Penſionen lediglich von den 
betreffenden Bürgermeiftereien zu gewähren, jedoch immer nur 
nah Maßgabe der Dienftzeit in denielben. — S. au bas 
er nit aufzunehmende 
meinbe-o 


„einer 


ejeg, betr. die Penfionirung der 
beamten in ber Rheinprovinz v. 11, Sept. 1865. 


ausgenommen feine Einwirfung zu $ 110. 
Die Bürgermeifterei » Berfammlung ift in ben« 
jenigen Bürgermeiftereien, welche nur aus einer 
Gemeinde bejtehen, vom Gemeinderathe nicht 
verichieden; im den übrigen Bürgermeiftereien 
wird diejelbe gebildet: 1. aus den im $ 46 er- 
wähnten meiftbegüterten Grundeigenthümern; 
2. aus den Vorjtehern der zur Bürgermeijterei 
gehörigen Gemeinden, vermöge ihres Amtes; und 
3. aus gewählten Abgeordneten. — Jede Ge- 
meinbe jendet einen Abgeordneten; jind aber die 
einzelnen Gemeinden von jehr ungleicher Größe, 
ſo tritt bei den jtärfer bevölferten Gemeinden 
eine Vermehrung der Abgeordneten ein, worüber 
der Ober - Bräjident zu bejtimmen hat. — Die 
Bürgermeifterei- VBerfammlung muß aus mwenig- 
ftens 12 Mitgliedern beftehen ; zur Ergänzung 
diefer Zahl werden, wo e3 nöthig it, nad) Be- 
ſtimmung des Ober - Präjidenten, aus den ein- 
zelnen Gemeinden, mit Rüdjicht auf deren Größe, 
mehrere Ubgeorbnete gefendet. — Die Abgeord- 
neten werden vom Gemeinderath einer jeden 
Gemeinde aus feiner Mitte gewählt und vom 
Landrath beftätigt. Sie bleiben fo lange Mit- 
glieder der Bürgermeifterei -Verſammlung, als 
lie Mitglieder des Gemeinderaths find. Ein 
Semeindeverordneter, welcher in den Gemeinde» 
rath wieder gewählt iſt ($ 49), wird jedoch da- 
durch noch nicht wieder Mitglied der Bürger- 
meifterei » Berjammlung. — Die Beigeorbneten 
werden zu den Berathungen der Bürgermeifterei- 
Verſammlung eingeladen, haben ag it ders» 
jelben fein Stimmredt. $ 111. Die Vorjchrif- 
ten wegen ber Rechte und Verhältniſſe des 
Gemeinderathd und megen der, Befugnijje und 
Geſchäftsverhältniſſe des Bürgermeiſters und des 
Gemeinderaths und der Staatsbehörden (Tit. II, 
Abſchnitt 4, Abtheil. 1 und 3) finden auf die 
Bürgermeijterei - Berfammlung und auf die Be— 
handlung der Communal » Angelegenheiten der 
Dürgermeifterei gleihmäßigeAnmwendung.?) 8112. 

1) Zu $ 108, A. 3: Art. 26. Hinfichtlich der Functionen 
der Dürgermeifter und Beigeordneien als Hilfsbeamte der ge: 
richtlichen Polizei und als Vertreter der Staatsanmwaltihaft 
bei den Polizeigerihren switt die Verfaffung, welche zur Zeit 
der Verkündigung der Gemeindeordnung vom 11. März 1850 
in ben verfhiebenen Theilen der Provinz bejtand, wieder ein. 
Bürgermeister, wie auch andere Beamte, denen die Wahrnehm⸗ 
ung der Staatsanmwaltichaft bei den Polizeigerichten obliegt, 
erhalten von den Gemeinden des Bolizeigerichisbezirls, die ım 
Uebrigen nicht zu ihrem Amtsbereich gebören, eine durch bie 
Regierung feitzufegende verbältnigmärige Eutſchädigung. — 
Hinfihtlih der — der Civilſtandsregiſter behält es bei 
den beitehenden Einrichtungen fein Bewenden. 

2 S. auch Gejeg vom 15. Mai 1856: 

[Bon der Auflöfung einer Gemeinde: oder —— 
—— Art. 28. Durch königliche Verordnung kann 
auf den Antrag des Staatsminiſteriums ein Gemeinderath, 
fofern derjelbe nicht aus jämmtlicen ——— Ge: 
meindegliedern beft:ht, ſowie eine Bürgermeiftereisßerfanmms 
lung auigelöft wr.den. Es iſt fobann eine a anzu⸗ 
orbnen, welche baanen 6 Monaten, von Tage der Auflöſungs⸗ 
Verordnung an, erfolgen muß. Derſelben unterliegen nur die 
gewählten Mi glieder. Bis zur Einführung der neugewählten 
Vitglieder find die Berrichtungen des Gemteinberathes od. der 
BürgermeiitereisBerfammlung durch befondere, von dem Mi⸗ 
nifter des Innern zu beftellende Eommiffarıen zu beſorgen 
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Den Borfig in der Bürgermeiftereis-Berfammlung , welche das Geſetz den Lanbräthen befonders über 
führt der Bürgermeifter und bei deſſen Ver-|weilt, handeln dieſe als jebjtändige Behörden. 
hinderung ber Hefivertreienbe Beigeordnete mit|3) In allen übrigen Fällen wird die ter Re- 
vollem Stimmrechte und bei Stimmengleichheit|gierung zuftehende Aufficht über die Bürger 
mit entſcheidender Stimme, Iſt auch der Stell-| meifterei- und Gemeinde-Angelegenheiten durd 
vertreter verhindert, jo hat der ältefte Gemeinde-|die Landräthe, ald beitändige Commifjarien der 
Vorfteher den Borfig zu übernehmen, — Um Regierung, ausgeübt, jofern diefe nicht für nöthig 
die zur Beihlußfähigkeit der Verſammlung er-|findet, bie nu. zu ihrer unmittelbaren Eins 
forderliche Anzahl von Mitgliedern zu ergänzen |mwirfung und Entjheidung zu ziehen. — Wo 
nicht eine Ausnahme diefer Art eintritt, ift in 
den —— der Bürgermeiſtereien und 
Gemeinden an den Landrath zu berichten, welcher 
in den Fällen zu 1 die ae der Regierun 
zur Verfügung vorträgt, in denen zu 2 jelb 
Das Berhältniß, in welchem die einzelnen Ge-[entiheidet und in denen zu 3 nad) Maßgabe der 
meinden zu den gemeinjchaftlihen Bebürfnifjen |beftehenden u. künftig zu erlaffenden veglementar- 
der Bürgermeijterei beizutragen haben, wird dur lichen Beftimmungen entweder felbit verfügt od. 
die Regierung nad) Vernehmung der Bürger-|die Enticheidung der Regierung einholt. $ 116. 
meifterei-Berjammlung feitgejegt. Wenn die Ab⸗ IIn denjenigen Städten, welde der Aufficht des 
eordnieten einzelner Gemeinden dieſe durd) die Landraths nicht unterworfen waren, bleibt diejes 
rfärung ber Bürgermeifterei-Berjammlung für |Verhältnig ferner beftehen. Alle Functionen, 
benachtheiligt halten, fo fteht ihnen frei, ihren be⸗ welche dad gegenwärtige den Yandräthen 
fonderen Antrag der Regierung mit vorzulegen.|zuweiit, werben in Bezug auf jene Städte uns 
Die Beiträge, welche von den Gemeinden zufmittelbar von der Regierung ausgeübt. $ 117. 
feiiten find, jollen nicht auf die einzelnen Ge-| Gegen die Enticheidung des Bürgermeifters bleibt 
meindeglieder, jondern auf die Gemeinden und|der Recursan den Landrath, gegen die Entſcheidung 
in diejen nach deren Verfaflung auf die Einzelnen |des Landraths der Recurd an die Regierung, und 
vertheilt werden. Die Vertheilung auf die Ge-Igegen die Entiheidung der Regierung der Re 
meinden geſchieht, wenn nicht befondere Berhält-|curd an den Cberpräfidenten vorbehalten. Der 
niffe ein Andere nothwendig machen, B.|Recurd muß in allen Inſtanzen binnen einer 
wenn die Gemeinden ein ungleiches Interefe beil Präclufivfrift von jehs Wochen, vom Empfang 
einer Ausgabe haben, nad Maßgabe der Staatd-|der Verfügung, gegen welche Recurs ergriffen 
ftenern ($$ 23, 87, 98). werben joll, an gerechnet, bei der Behörde ein- 
Bierter Titel. gelegt werden, gegen deren Verfügung Beichwerde 


h i erhoben wird. — Die Nedtfertigung des Re 
Bon der Oberauffiht über die Gemeinde- ſcurfes fann aud an die vorgejehte Behörde ein- 
Verwaltung. 


ereicht werden. Hinfichtlid der Zuläſſigkeit des 
$ 114. Die Oberaufliht des Staates über 


echtöweges in den dazu geeigneten Fällen wird 
die Bürgermeiftereien u. Gemeinden wird durd|durd die gegenwärtige Ordnung an dem beiteh- 
die Negierungen und Landräthe ausgeübt. Dieje 


enden Gejegen nichts geändert. $ 118. In Ge 
Behörden find berechtigt und verpflichtet: a. ſichſmeinden, welche zu den Gebieten der vormals 
darüber, ob in jeder Bürgermeijterei u. in jeder 


unmittelbaren deutichen Reichsftände und der im 
Gemeinde die Verwaltung nad) Gejegen überhaupt 8 5 bezeichneten Standesherren gehören, bleibt 
u. nach dem gegenwärtigen Gejege insbeiondere|dicjen die Ausübung der Regierungsrechte durch 
eingerichtet jei, Ueberzeugung zu verſchaffen, zulihre Behörden nad) Maßgabe der Inſtruction 
diejem Zwecke auch die Etat? und Rechnungen 


vom 30. Mai 1820 und der een be- 
einzufordern und die dabei wahrgenommenen 


jonderen Receſſe vorbehalten!) 8 119. Die 
Mängel zu rügen; b. dafür zu jorgen, daß die 


zur Ausführung der gegenwärtigen Ordnung 
Berwaltung fortwährend in dem vorgejchriebenen | erforderlichen erften Einrihtungen werden unter 
Gange bleibe und alle Störungen bejeitigt wer— 


b — der Leitung des Oberpräſidenten getroffen, welchen 
den; co. die Beſchwerden Einzelner über die Ver— 


tzeli der Miniſter des Innern mit einer Inſtruction 
letzung der ihnen als Mitglieder zuftehenden hierüber verſehen wird. — Der Zeitpunlt, mit 
Rechte zu unterſuchen und zu entſcheiden; d. die welchem in den einzelnen Gemeinden die Ein— 
Bürgermeiftereien und Gemeinden zur Erfüllung [führung gegenwärtiger Gemeindeordnung beendet 
ihrer Pflichten anzuhalten, und e. ın den Fällen ſein wird, iſt durch das Amtsblatt der betreffen« 
zu entjcheiden, welche in der Te Drd- |den Regierung zur öffentlicher Kenntniß zu brin« 
nung dahin gewieſen find, & 115. Wegen des gen. Bis dahin bleiben die jeitherigen Gemeinde» 
Verfahrens bei Ausübung dieſes Aufſichtsrechts |vertreter in Function. Von diejem Zeitpunfte 
$ 114) finden folgende nähere —— an treten für die betreffenden Gemeinden die 
— 1) In denjenigen Angelegenheiten, welche 


ten, bisherigen Gejege und Verordnungen über die 
durch — Ordnung ausdrücklich zur Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden, jo- 
Entiheidung der Regierung gewiejen find, ver 


weit in diejem Gejege nicht darauf Bezug ge- 
fügt diefelbe unmittelbar auf den Bericht des nommen ift, außer Kraft?) — Die beitehenbe 
Landraths. 2) Im denjenigen Angelegenheiten, 


’) Jeyt Art. 16, 















































($ 64)!), werden nöthigenfall® andere Mitglieder 
derjenigen Gemeinderäthe einberufen, deren Mit- 
lieder fehlen. Die Reihenfolge beftimmt ſich 
* nach der Stimmenmehrheit, welche die 

itgliever bei der Wahl erhalten haben. $ 113. 








9 S. 86. 
?) €. Ausführungs- und nehssgangöbeDimms 
ungen zu dem Gejeg vom 16. Mai 1856: Art: 29, Das 
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Drganifation der Armenverwaltung wird durch 
dieſes Geſetz nicht aufgehoben.*) 


Verordnung, betreffend die Land— 

ET EUER im Gebiete 

er Herzogthümer Schleswig und 
Holjtein, v. 22. Sept. 1867. 


(Inhalt. Gemeindebezirk, 88 1, 2. — Sta 
tutarifche Anordnungen 88 3, 4. — Berfailung 
beionderer Communalverbände, $ 5. — Selbit- 
verwaltung, $ 6. — Selbjtändige — 
87. — Stimmrecht, 88 8—11. — Gemeinde— 
verfammlung, 88 12—18. — Gemeindevoriteher, 
88 19— 23. — Gemeinde-Abgaben und Dienite, 
&8 24, 25. — Urkunden zc. der Gemeinde, $ 26, 
— Gtaatdauffiht, $ 27. — Recurd, $ 28. — 
Kirchipielverfaffung, $ 29. — Verleihung ber 
Sandgemeindeverfafjung $ 30.] 

. Den Bezirk einer ländlichen Gemeinde 
oder eines jelbftändigen Guts bilden alle bieje- 
nigen Grundſtücke, welche demfelben biöher ange- 
hört haben. — Jedes Grundftüd, welches bisher 
noch feinem Gemeinde» oder jelbitändigen Guts⸗ 
bezirfe angehört hat, iſt nach Bernehmung der 
Betheiligten und nad Anhörung des reis. 
tages durch den Oberpräfidenten mit einem * 

en Bezirke zu vereinigen. Eignet fi ein ſol⸗ 
de Grundftüd, nad) feinem Umfang und jeiner 
Seiftungsfähigfeit, zu einem bejonderen oder 
jelbftändigen Gutsbezirke, jo kann daſſelbe mit 
Unjerer Genehmigung dazu erflärt werden. — 
Die Vereinigung eines ländlichen Gemeindebezirts 
oder eines Feibftändigen Gutäbezirtd mit einem 
anderen Bezirte kann nur unter Buftimmung 
der betheiligten Gemeinden und des betheiligten 
Gutsbefigerd nach Anhörung des Kreistages mit 
Unferer Genehmigung erfolgen. — Die Abtrenn- 
ung einzelner Grundftüde von einem Gemeindes 
oder jelbjtändigen Gutsbezirke und deren Ber- 
einigung mit einem anderen folden Bezirke kann, 
wenn die betHeiligten Gemeinden oder Gutäbefiger, 


egenmwärtige Geſetz tritt für bie im Art. 1 bezeichneten Ge: 
0 aden fogleich nad) feiner Berfündigung in Kraft, u. gleich: 
zeitig am die Stelle der Gemeindeordnung dv. 11, ‚März 1850, 
to Biefe bereit3 eingeführt worden. Art. 30. Die auf Grund 
der letteren gewählten und ernannten eg Beige⸗ 
orbneten, Gemeindevorſteher und Beiftände, ſowie alle anderen 
beiofdeten und unbefoldeten Gemeindebeamten, bleiben bis zum 
Ablauf der Periode, für melde fie berufen worden find, in 
ihren Stellen, folerm biefe überhaupt nad ber Gemeindeord: 
nung vom 23. Juli 1845 beftehen bleiben, und behalten, jo: 
weit fie eine bejoldete Stelle befleiden, ihre bisherigen Beſoſd⸗ 
ungen und Venfionsanfprüce aud dann, wenn fie nach Abs 
lauf ihrer Wahlperiode nicht wieder beftellt werden. — Auch 
die gegenwärtigen und die buch Erjagwahlen eintretenden 
Mitglieder der Gemeindevertretungen bleiben, als Gemeinde: 
räthe beziehungsweije Bürgermeifterei:Berfammlungen, einft: 
weilen in Function. Wenn fpäter nach der Gemeindeordnung 
tom 23. Juli 1845 eine Ermeuerungswahl eintreten würde, 
fo erfolgt die Erneuerung in ber Art, daß von ben bisherigen 
Mitgliedern die Hälfte Der Normalzahl_ zurüdbleibt. — Die 
Ausicheidenden beftimmt bei biefer erſten Erneuerung ohne 
Rüdficht auf die Wahlzeit das Loos. — Bei Gemeinden, in 
welden n 45 ber — — vom 23. Juli 1845 
fämmtlihe zur Ausübung des Gemeinderechtes befugte Ges 
meindemitglieder den Gemeinderath bilden, tritt dieie Selbft: 
vertretung mit bem bajelbft gedachten Zeitpuntte wieder ein. 
n die Gemeinberätbe iehungsmweife Bürgermeifterei- 
—— en treten bie zur Miigliedſchaft geſetzlich felb- 
ftändig Berechtigten fofort ein. Art. 31. Die zur Ausführ- 
ung des gegenwärtigen Geſetzes erforderlichen Verordnungen 
find von dem Dlinifier des Junern zu treffen. 
1) &, Armenpolizei. 
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und die Befiger jener Grundftüde darin ein« 
willigen, mit Genehmigung des DOberpräfidenten 
geichehen; joll aber aus dergleichen Grundftüden 
ein bejonderer Gemeindebezirt oder ein jelb- 
ftändiger Gutsbezirk gebildet werden, jo ijt die 
Anhörung de3 Kreistages und Unfere Genehm- 
igung erforderlid. In dieſem legteren Wege 
fönnen Bezirfdveränderungen der vorbezeichneten 
Art, welche im öffentlichen Intereſſe nothwendig 
find, jelbft dann vorgenommen werden, werm die 
Betheiligten nicht darin eingemwilligt haben. — 
In allen vorftehend bezeichneten Fällen ift den 
Betheiligten der Beſchluß des Kreidtaged vor 
Einholung der höheren Genehmigung mitzutheilen. 
— Wird infolge einer Bezirföveränderung eine 
Auseinanderjegung zwiichen den Betheiligten 
nothwendig, jo ift diefelbe im Verwaltungswege 
zu bewirken; zu ihrer eftitellung genügt, wenn 
die Betheiligten einig find, die Genehmigung der 
Regierung; entjtehen Streitigkeiten darüber, fo 
entſcheidet jolche der Oberpräfibent. Privatredt- 
lihe Berhältnifje dürfen durch dergleichen Ber- 
änderungen niemals geftört werden. — Eine jede 
Bezirfsveränderung iſt durch das Amtsblatt 
befannt zu maden. $ 2. Wenn ein bis dahin 
jelbjtändiger Gutsbezirf oder ein in feinem &e- 
meindeverbande jtehendes, großes geſchloſſenes 
Waldgrundftüd mit einem Gemeindebezirk ver- 
einigt wird oder bereit3 vereinigt worden ift, jo 
find durch ein zu errichtendes Statut Feitiegungen 
über das Verhältniß zu treffen, in welchem der 
Beliper und die übrigen Bewohner des Guts— 
bezirt3 oder Waldgrundftüds an den Rechten u. 
Pilihten der Gemeinde theilzunehmen haben. — 
Insbeſondere ift in dem Statute zu beſtimmen: 
a. ob u. inwieweit dem Gutd- od, Waldbeſitzer, 
nad) Maßgabe des größeren Umfangs oder Werths 
jeines Beſitzthums, bejondere Rechte beigelegt 
werden follen, namentlich; dad Recht, in der Ge- 
meindeverfammlung den Vorſitz oder mehrere 
Stimmen zu führen, bei der Wahl von Gemeinde- 
verorbneten einen oder mehrere berfelben allein 
zu wählen, oder an deren —— ſelbſt⸗ 
ständig theilzunehmen, in der Verſammlung der 
Gemeinde oder der Berordneten ſich durch Rächter, 
Wirthichaftd- oder Forjtbeamte jeiner Grund» 
F vertreten zu laſſen; b. ob und inwieweit 
ie Wiederauflöſung der Vereinigung des Guts— 
bezirls oder Waldgrundſtücks mit dem Gemeinde» 
bezirke von dem einſeitigen Antrage des Guts— 
oder Waldbeſitzers, oder von dem der übrigen 
Gemeindeglieder abhängig ſein ſoll. — Ein bot 
ches Statut ift nad) den Erklärungen der Be— 
theiligten von dem Landrathe zu entiwerfen, 
dem Kreidtage zur Aeußerung darüber u, als» 
dann mit dem Gutachten der Regierung dem 
Oberpräfidenten zur Bejtätigung —— 83. 
In Ergänzung diefer Berordnung können wegen 
jolher auf das Gemeindewejen bezüglichen Ans 
gelegenheiten, in Hinficht deren die gegenwärtige 
Verordnung keine Bejtimmungen enthält, nähere 
Feſtſetzungen aber für den gangen Umfang der 
Herzogthümer oder einzelner Landestheile fich 
als nöthig ergeben, ſtatutariſche Anordnungen 
durch —2** des Provinziallandtages mit 
Unſerer Genehmigung getroffen werden. — In 
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gleicher Weiſe können abändernde Beitimmungen ſpannfähigen Grundftüds mindeſtens gleihlommt, 


in Anſehung der Ausübung des Stimmrechts ſo ift derjelbe zur Theilnahme am 


timmredhte 


(88 8 bis 11 diefer Verordnung), der mn derlauc dann zuzulaffen, wenn er nicht Einwohner 
Gemeindevoriteher (SS 19 u. 20), der Regulirung| des Gemeindebezirf3 ift (Forenſe). Daſſelbe gilt 
der Dienftentjchädigung für letztere ($ 21) u. derjaud von juriftiichen Perſonen, welche Grund» 


eig der 
duch Beſchluß des Provinzial-Landtaged mit 
Unferer Genehmigung jejtgeiegt werben. $ 4. 
Jede Gemeinde ijt befugt, jtatutariiche Unord- 
nungen zu treffen: 1) wegen derjenigen Gegen- 
ftände, in Hinficht deren die gegenwärtige Ver— 
ordnung auf dad Gemeindeſtatut verweiſt, 2) we— 
gen eigenthümlicher Berhältniffe u. Einrichtungen 
der Gemeinde. — Die ftatutarischen Anordnungen 
dürfen den Beltimmungen der gegenwärtigen 
Berordnung und des Provinzialjtatuts nicht wi- 
beriprechen. — Das Statut ift von der Gemeinde 
unter Leitung des Landraths und unter Mit- 
wirkung der Ortöobrigteit aufzuftellen u. bedarf 
nad vorgängiger Begutachtung des Kreistages 
der Genehmigung der Regierung, joweit nicht Hr 
einzelne Fälle andere Formen der Beftätigung 
ausdrücklich vorgejchrieben find. $5. Un der 
Berfafjung der auf Grund bejonderer gejeglicher 
Beitimmungen oder nach Herfommen zu bejonderen 

weden wie für dad Schul-, Urmen, Wege, 

eihwejen gebildeten Communenverbänden wird 
durch gegenwärtige Verordnung nichts geändert. 
$& 6. ‘jede Gemeinde bildet eine Corporation u. 
verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſt. $ 7. Für 
ben Bereich eines jelbitändigen Gutsbezirks oder 
eined großen gejchloffenen Wald- und Moor- 
grundftüds ift der Gutsbefiger zu den Pflichten 
und Leiftungen verbunden, welche den Gemeinden 
für den Bereich des Gemeindebezirks im öffent: 
lihen Intereſſe geſetzlich obliegen. $ 8. Die 
Theilnahme an dem Stinmredte und die Art 
der Ausübung defjelben in der Gemeindever- 
fammlung wird burd) die beftehende Ortsver— 
faffung beſtimmt. $9. Ergibt fi das Bebürfnif 
einer neuen Fejtitellung oder Regelung der Stimm« 
rechte, weil die Ortöverfaffung darüber dunkel 
oder zweifelhaft ift, oder weil danach wejentliche 
Mängel in Anjehung ber Theilnahme an dem 
Stimmrechte, namentlich erhebliche Mifverhält: 
oe gegen die Theilnahme an den Semeindelaften 
bejtehen, fo iſt eine ſolche Feitftellung u. Regelung 
ber Stimmrechte unter Beachtung der Vorſchriften 
der SS 10 u. 11 durch einen von der Regierung 
zu beftätigenden Gemeindebeſchluß herbeizuführen, 
— Kommt ein folder Beſchluß nicht zu Stande, 
fo ift die Regierung befugt, nad Anhörung des 
Kreistages und mit Genehmigung des Minifters 
be3 Innern die in Unfehung des Stimmrechts 
erforderliche Feſtſtellung oder Regelung nad 
Maßgabe der SS 10 und 11 zu bewirken. $ 10. 
1) Zur Theilnahme am Stimmrechte dürfen nur 
ſolche Einwohner des Gemeindebezirks verftattet 
werden, welche einen eigenen Hausſtand haben 
u. zugleich in dem Bezirke mit einem Wohnhauſe 


emeindeabgaben ($$ 24 u. 25)|ftüde von einem ſolchen Umfange im Gemeinde 


bezirfe befigen. 3) Den Befigern folder Grund» 
ftüde, welche die übrigen an Werth oder Größe 
erheblich überjteigen, Tann mehr al3 eine Stimme 
beigelegt werden. 4) Auch können die Gemeinde- 
glieder in Anjehung ihrer Theilnahme am Stimm- . 
rechte in verfchiedene Klaſſen getheilt werben. 
5) Die Stimmen der Bejiger der Heineren nicht 
Ipannfähigen Grundftüde können zu Gejanımt- 
jtimmen (Collectivftimmen) verbunden werben. 
— Dergleichen Bejiger haben alddann das Stinm- 
recht in der Gemeindeverfammlung durch Abge- 
ordnete auszuüben, welche jie aus ihrer Mitte 
auf mindejtens 3 u. —— 6 Jahre wählen. 
$ 11. In der Ausübung des Stimmrechts, zu 
weldem ihr Grundbefig befähigt, fünnen ver- 
treten werden: 1) Minderjährige ng ihren 
Bater, Stiefvater od. Bormund; 2) die Ehefrau 
duch ihren Ehemann, jofern zu 1 und 2 der 
Bater, der Stiefvater, der Vormund und der 
Ehemann im Gemeindebezirfe wohnt, der Stief« 
vater das zum Stimmredjt befähigende Grund» 
jtüd bemwirthichaftet und der Vormund im Ge 
meindebezirfe Grundbejiger iſt; fehlen bei einer 
diejer Perfonen dieſe Borbedingungen, jo kann 
diefelbe die Vertretung einem Stimmberechtigen 
der Gemeinde übertragen; 3) unverheirathete 
Beſitzerinnen; 4) auswärts wohnende u. juriftiiche 
‘Berjonen, zu 3 u. 4 durch Stimmberechtigte der 
(Semeinde, zu 4 aber aud durch Pächter und 
Nießbrauder der zum Stimmrechte befähigenden 
Grundſtücke. $ 12. Die ftimmberechtigten Mit- 
glieder der Gemeinde bilden die Gemeindever- 
ſammlung. Die Bejchlüffe werden nach einfacher 
Majorität gefaßt, jedody fann durch Gemeinde- 
jtatut eine andere ‚zorm der Abjtimmung feit- 
gejegt werden. $13. Die Gemeindeverfammlung 
tann nur bejchliegen, werm mehr als die Hälfte 
der Stimmberedhtigten zugegen jind, Eine Aus- 
nahme findet ftatt, wenn die Gemeindeverfamme 
lung zum zweiten Male zur Verhandlung über 
denjelben Gegenſtand zujammenberufen, dennoch 
nicht in gehöriger Anzahl erjchienen ift. Weber 
die Art und Berufung und die Anſetzung regel- 
mäßiger Berfammlungstage find nähere Se etz⸗ 
ungen der ſtatutariſchen Anordnung überlaſſen. 
$ 14. Der Gemeindeborſteher führt in der Ver— 
janımlung den Vorjig mit vollem Stimmrechte 
und bei Stimmengleichheit mit . entjcheidender 
Stimme. $ 15. Hat die Gemeindeverfammlung 
einen —— gefaßt, welcher ihre Befugniſſe 
überſchreitet, das Staatswohl oder dad Gemeinde⸗ 
Intereſſe verletzt, ſo hat der Gemeindevorſteher 
die Ausführung einſtweilen zu beanſtanden und 
über den Gegenſtand des Beichtuffes die Ent« 


angejeffen find. 2) Wenn aber Jemand in dem 
Gemeindebezirke ein Grundftüd befigt, auf wel— \ 
chem ein Geſpann von zwei Pferden gehalten| Stelle der Gemeindeverfammlung eine Vertretung 
werden Tann, oder welches durch eine Yabrif,|derjelben durch gewählte Gemeindeverordnete ein- ; 
eine andere gewerbliche Anlage oder Dr eine|geführt werden. Wo dies geichehen fol, fint 
Nupung gewährt, deren Werth dem eines jolchen' zuvor durd Statut die dazu erforderlichen ei 


ſcheidung der Aufſichtsbehörde fofort einzuholen. 
16. Auf Antrag der Gemeinde kann an die 


on 


Od 
1 
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—— zu treffen, insbeſondere über bie Ge⸗ſdie in Anſehung der Vertheilung der Abgaben 
ammtzahl der Wemeindeverordneten, die Wahl-/und Dienfte erforderliche Ergänzung oder Ub- 
—— die etwaige Klaſſeneintheilung der Wähler, änderung der Ortsverfaſſung vorzufchreiben. 825. 
te hierbei aus jeder Klafje zu wählende Zahl Bei einer folchen neuen Vertheilung der Ge- 
ven Gemeindeveroroneten und die Wahlordnung. |meindelaften ($ 24) ift darauf zu achten, daß 
— Weber ein ſolches, von der Gemeinde unter) diefelbe mit Berüdfichtigung der in der Gemeinde 
Mitwirfung der’Ortsobrigteit und des Land— |ftattfindenden Abfiufungen des Grundbefiged und 
rath3 zu entwerjendes Statut ift der Kreistag |des Klaffenverhältnisies gejchehe und die den ein— 


Gemeinde-Berfaffungen. 


zu hören und dajjelbe dann mit dem Gutachten 
der Megierung und bes ÜOberpräfidenten dem 
Minifter des Innern zur Beftätigung vorzulegen. 
Fr Der Minifter des Innern ift befugt, eine 

meindeverordneten-Berfammlung aufzulöjen u. 
eine Neuwahl anzuordnen. $18. Die Gemeinde- 
Berjammlung bejchließt über alle Gemeinde- 
Augelegenheiten, joweit diejelben nicht ausſchließ⸗ 
lich dem Gemeindevorfteher überwiejen jind. 
Ueber andere als Gemeinde-AUngelegenheiten kann 
die Verſammlung nur dann berathen, wenn jolche 
durch bejondere Gejege oder durch bejonbere 
Aufträge der Auffihtsbehörden an fie gewieſen 
find. $ 19. Der Gemeindevorſteher, jowie ein 
Stellvertreter, welcher erfteren zu unterjtügen u. 
in Behinderungsjällen zu vertreten hat, werden 
von der Gemeindeverfanmlung gewählt. — Die 
Wahl erfolgt in der Regel auf ſechs Jahre, kann 
jedoch auf längere Dauer, fogar auf Lebenszeit 
erfolgen. — In allen Fällen ift der Gewählte 
nad) jehsjähriger Amtözeit zur re des 
Amtes auf gleiche Dauer berechtigt. $ 20. Die 
Bejtätigung der Wahl erfolgt durd) den Land- 
rath, jedoch in denjenigen Gemeinden, in denen 
die Ausübung der obrigleitlichen Gewalt einem 
Gute zufteht, in Uebereinjtimmung mit dem Guts— 
befiger. $ 21. Dem Gemeindevorfteher wird für 
baare Auslagen und Dienjtaufwand Entſchädig- 
ung geleijtet. Im Falle unzureichender Emolu- 
mente u. in Ermangelung einer gütlichen Einig- 
ung wird die Entihädigung nad Vernehmung 
der Betheiligten und der Ortsobrigfeit auf das 
Gutachten des Landrathes nad) Anhörung des 
Kreistages von der Regierung jeitgeiegt. 822. 
Die Uebernahme des Amtes eines Gemeindevor- 
fteherd oder Stellvertreterd kann ein Mitglied 
der Gemeinde nur aus jolden Gründen —— 
die ihn von der Uebernahme einer Vormundſchaft 
entſchuldigen würden. 8 23. Der Gemeindevor- 
ſteher verwaltet die Gemeinde-Angelegenheiten 


u. führt die Beſchlüſſe der Gemeindeverfammlung| der den Gemeinden 
aus. Er ift Organ der Ort3obrigfeit und hat|vom Landrathe, in h 


elnen Gemeindemitgliedern oder den Klaſſen ber- 
Felben aufzuerlegenden Antheile an den Laften in 
ein angemefjenes Verhältniß zu den Rechten und 
Bortheilen treten, welche diejelben in dem Ge— 
meindeverbande genießen. 8 26. Zu einer ſchrift⸗ 
lichen, einen Gemeindebeihluß betreffenden Ver— 
handlung ift erforderlih, daß darin die Namen 
der bei der Beſchlußfaſſung gegenwärtig ger 
wejenen Gemeindemitglieder angegeben find und 
die Berhandlung ** von dem Gemeinde— 
vorſteher oder deſſen Stellvertreter auch noch 
von mindeſtens drei anderen gegenwärtig gewe— 
jenen angeſeſſenen Gemeindemitgliedern unterſchrie⸗ 
ben iſt. Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche 
die Gemeinde gegen Dritte verbinden ſollen, 
müſſen im Namen der Gemeinde von dem Ge» 
meinbevorfteher oder befien Stellvertreter unter» 
ichrieben und mit dem Amtsſiegel bedrudt fein; 
der dem Abſchluſſe des Seihänts zum Grunde 
liegende Gemeindebeihluß und die dazu etwa 
erforderliche une oder Entſcheidung der 
betreffenden Auffihtsbehörde müfjen der Urkunde 
in beglaubigter Form beigefügt fein. — Voll— 
machten verbinden die Gemeinde, wenn fie Na— 
mens ihrer unter Beidrüdung des Amtsfiegel3 
vom Gemeindevorfteher oder a Stellvertreter 
unterjchrieben find u. dabei von dieſem bejcheinigt 
it, daß die Vollmadht auf den Grund eines 
ordnungsmäßigen Gemeindebejchluffes, zu welchem 
alle Stimmberechtigten gehörig eingeladen worden, 
ausgeftellt jei. Eine ſolche Vollmacht ift auch dann 
hinreichend, wenn die Gejege eine gerichtliche 
oder Notarigtsvollmacht verlangen. — Bu dem 
Nachweije, DAB von einer Gemeinde bei der Er- 
werbung oder Veräußerung von Grundftüden 
oder benjelben gleichitehenden Gerechtſamen die 
den Gemeinden geſetzlich vorgefchriebenen Formen 
beobachtet find, genügt eine Beſcheinigung der 
Regierung. 527. Die Aufficht des Staats über 
die Gemeinden u. die Öffentlichen Angelegenheiten 
gieichg tellten Güter wird 
herer Inſtanz von ber Res 


alle örtlichen Geſchäfte der allgemeinen Verwalt-|gierung u. dem Oberpräfidenten ausgeübt. 8 28. 
ung zu führen, jofern nicht andere Behörden) Segen die Enticeidung der Gemeindebehörden 
oder Organe dazu bejtimmt find. $ 24. Wenn|findet ein Recurs an den Landrath, gegen die 
in Anſehung des Maßſtabes der Verteilung der) Entiheidung des Landraths der Recurs an die 
Gemeinde» Abgaben oder Dienfte die Ortöver-| Regierung und gegen bie Entiheidung der Re» 
afjung dunfel, zweifelaft oder nicht mehr pafjend|gierung der Recurs an den Oberpräjidenten ſtatt. 
ft, insbefondere hergebrachte Gewohnheit dabei] — Der Recurs muß in allen Inſtanzen binnen 
feinen fichern Anhalt gewährt oder zu erheblichen|einer Präclufivfrift von vier Wochen nad) er- 
Mißverjtändnifien führt, fo ift eine Ergänzung|jolgter Zuftellung oder Belanntmadung der Ent- 
oder Abänderung der Ortsverfaſſung bierüber|jheidung eingelegt werden, injofern nicht für 
unter Beobachtung der Vorfchrift des 3 25 durch einzelne Fälle durch befondere gejegliche Vorſchrift 
einen von der Regierung zu —— Ge-jeine andere Friſt beſtimmt iſt. 29. In den 
meindebeſchluß herbeizufuͤhren. — Kommt ein Kreiſen Norder- und Süder-Dithmarſchen können 
ſolcher Beſchluß nicht 
gierung befugt, nach 
mit Genehmigung des 


u Stande, fo iſt die Re⸗ durch Kreisſtatut Normativbeſtimmungen für die 
Gnpörung des Kreistages, Fortbildung der Kirchipielverfaffungen unter Be- 
inifter8 des Innern, achtung der Vorſchrifien der gegenwärtigen Ver— 
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ordnung gegeben werben. F 30. Wir behalten ungen, welche neben diejem Geſetze eine bleibende 
Uns vor, Städten und fsleden, in denen ein Richtſchnur für die Behandlung der Angelegen- 
Bedürfniß dazu obmwaltet, die Annahme der heiten einer einzelnen Gemeinde bilden follen, 
Sandgemeindeverfaffung mit den etwa erforder-|jowie demnächſt zu Abänderungen und Ergäny 


lihen Maßnahmen zu geftatten. — Ueber jeden 
Antrag diefer Art ijt zuvor ber Kreistag u. der 
Provinziallandtag zu hören. $ 31. Der Minifter 
des Innern hat die zur Ausführung dieſer Ver— 
ordnung erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
8 32. Gegenwärtige Verordnung tritt an dem 
Tage in Kraft, an welchem das diefelbe enthal« 
tende Stüd der Geſetz Sammlung in Berlin aus- 
gegeben wird. 


VI Gemeindeordnung vom 23. Dct. 
1834, für die Städte und Landgemeinden 
Kurheſſens.) 

[Inhalt] Tit. J. Bon ben Grundlagen der 
Gemeindeverfaffung und von dem Umfange der 
Gemeinden, $$ 1—8. — Tit. IT. Bon den Ber- 
fonen, welche die Gemeinde bilden: Abſchn. 1. 
Bon der erg a im 88 9—19. Ab⸗ 
ſchnitt 2. Von den Mitgliedern der Gemeinden, 
SS 20—34. Abſchn. 3. Ortsgenoſſen ohne Hei— 
mathsreht in der Gemeinde (Schußgenofjen), 
$ 35. — Tit. II Bon den Gemeindebehörden 
und den Gemeindedienen: Abſchn. 1. Von der 
Wahl der Gemeindebehörden und von ber Ber 
ftallımg des übrigen Dienitperjonals, $$ 36—58, 
Abichn. 2. Bon dem Wirkungsfreije der Ge- 
meindebehörden, 88 59—66. — Tit. IV. Bon 
dem Gemeindehausdhalte, 55 67—91. — Tit. V, 
Bon der Aufrechthaltung der gefeßlichen und 
dienstlichen Ordnung in den Gemeinden, $$ 92 
bis 105. — Tit. VL Vorübergehende Bejtimm- 


ungen. 
Titel L 


Von den Grundlagen der Gemeindeverfafjung 
und von dem Umfange der Gemeinden. 


8 1. [Unterjchied zwiſchen Städten und Land- 

emeinden.] Inſofern dieſes Gejeg einen Unter- 
chied zwijchen Städten u. Landgemeinden nicht 
ausdrüdlich feitiegt, gilt deffen Inhalt für beide 
Arten von Ortögemeinden. — Als Städte find 
die Orte anzujehen, welde im $ 63, Nr. 10, 
ber Berfafjungsurfunde genannt find, ſowie ferner 
diejenigen Orte, welche künftig zu Städten von 
Uns mit Buftimmung der Landjtände werben er- 
HMärt werben. 

8 2. [Grundlagen der Gemeindeverfafjung.)] 
Die Berfaffung der Gemeinden beruht auf gegen- 
wärtigem Gejege und auf den Statuten, welche 
etiwva für einzelne Gemeinden auf die im nad)- 
folgenden $ 3 beſtimmte Weije zu Stande fom- 
men werben. 

88. [Erridtung der Statuten] Der Vor- 
ichlag zu den Statuten, d. h. zu ben Beitimm- 
ı) Durch Gefer vom 15. Mai 1863 find die Verord 
dom 29, April 1:52, zur Bollziehung bes $ 50, Wr. 2 
Berfaffungsurkunde vom 18. April 1852, das Sei tom 1. 
Dec. 1853, Mbünderungen ber Gemeindeorbnung betreffend 
die Verorbnung vom 22. Dec. 1853, deu Bürgerrechtsermerb 


der Anwälte, die Gemeindeausihüfle, Statuten und Umlagen 
etreffend, ſowie die Berorbnung vom 12. U 


g 
b om 12. Aug. 1858, die ge: 
meinbeitlihe Stellung ber Hinterbliebenen der Eivildiener u. 
Militäörperionen betreffend, aufgeboben, u. die durch biefelben 
befeitigten Beftimmungen der Gemeindeordnung (f. jedoch $ 2) 
wieder in Wirkjamfeit getreten. 


ungen der Statuten, kann jowol von bem Ge— 
meinberathe, als von dem Gemeindeausſchuſſe, 
und ebenjo von der, die Gemeindevermwaltung 
beauffichtigenden Behörde ausgehen. Sobald der 
Entwurf von dem Gemeinderathe und dem Ge— 
meindeausjchuffe angenommen tft, muß berjelbe 
zur Öffentlichen Kenntniß in der Gemeinde ger 
bracht werden, um binnen ben nädjiten 2 Mo» 
naten die Erinnerungen zu vernehmen, welche 
einzelne oder gewiſſe laften von Gemeindeglie- 
dern dagegen zu maden finden. — Auch muß, 
infofern an —— Rechtsverhältniſſen etwas 
Be werden joll, nocd die Zuftimmung ber 

etheiligten, oder ihrer gejeglichen oder bazıt 
injonderheit erwählten Vertreter erwirkt werden. 
Giltigkeit erlangen die Statuten, ſowie deren 
Abänderungen und Nacdjträge, nad) erflärter An- 
nahme von Seiten des Gemeinderathes und bed 
Gemeindeausſchuſſes, erſt durch die Beltätigung 
der Provinzialregierung, und zwar was Die 
Hauptitädte betrifit, mit hinzutretender Genehmig- 
ung Unjeres Minifteriums des Innern. 

8 4. [Umfang der Gemeinden.] Jede Stabt, 
jeder Marttfleden und jedes Dorf bildet mit 
allen in der Gemarkung liegenden Wohnftätten 
der Regel nad) eine (Orts-) Gemeinde. — Wlle 
—— welche ſich innerhalb eines Ortes 
befinden, ſowie die Häuſer u. Hofraiden, welche 
mit demſelben in unmittelbarem Zuſammenhange 
ſtehen, und etwa bisher einer anderen Gemeinde 
angehört haben, ſollen dem Gemeindeverbande 
jenes Ortes zugewieſen werden. Auch kann ſonſt 
noch da, wo verſchiedene Gemarkungen ſich gegen« 
ſeitig auf eine den Umſtänden nicht gehörig zu— 
ſagende Weiſe begrenzen, eine angemefjenere Abs 
grenzung ohne Beeinträchtigung beſonderer Rechts⸗ 
verhältniffe angeordnet werden. — Keine Ver— 
änderung in der gegenwärtigen Bildung u. Zus 
fammenjegung der (Ortd-) Gemeinden darf ohne 
Unfere landesherrliche Genehmigung itattfinden. 

$ 5. Beſonderes Verhältniß der nicht in der 
Gemarkung einer Gemeinde liegenden Güter, 
Waldungen 20.) Einzelne Gebäude und Grund 
tüde jeder Art, mit Einfluß der Domänen- u. 

ittergüter, der Staat3- u. anderer Waldungen, 
welche bisher nicht in der Gemarkung einer Ges 
meinde begriffen waren, werben von Uns ber» 
jenigen Gemeinde, zu welcher diejelben ſich nad) 
den Berhältnijjen am bejten eignen, und unter 
thunlichfter Berüdfichtigung der Wünfche der Be- 
theiligten, in Aniehung der örtlichen Verwaltung 
einverleibt werden. —— Auch können bemohnte, 
einzeln liegende größere Anlagen, Werte oder 
Höre infofern und auf jo lange, als dajelbit die 
Erfordernifje einer tüchtigen Ortöverwaltung vor- 
en find, u. zwar wenn fie nicht dem Staate 


Iſelbſt ai nad dem begründeten Wunfche 


ihrer Beliger, den Gemeinden rüdfichtlich der 
örtlichen Verwaltung gleichgeftellt oder zu einer 
Gemeinde vereinigt werden. — In jedem Falle 
dürfen für die in Walbungen oder fonft vom 
Orte fehr entlegenen Wohnftätten einzelne Ge— 
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ſchäfte ber Ortsverwaltung nad Vorſchrift derjgermeifter für die geſammte Gemeindeverwaltung 


Provinzialregierung den dazu nah Wohnungs⸗ 
und anderen Verhältniffen am beiten geeigneten 
Berjonen anvertraut werden. — Das Berhältuih 
der Rittergüter und der ehemals adeligen ge- 
ſchloſſenen Freigüter, jowie der jonjtigen einzelnen 
Güter, Höfe, Häufer, Mühlen ꝛc., wenn ſolche 
mit einer Gemeinde vereinigt werden, zu der» 
jelben, joll namentlid in Anſehung ihrer Theil» 
nahme an den Bortheilen und Laſten des Ge— 
meindeverbandes, nad Anhörung ber Bethei- 
ligten, falls fie nicht lediglich bei dem Inhalte 
bed gegenwärtigen Geſetzes fich beruhigen wollen, 
auf die im $ 3 beftimmte Weiſe und zwar, was 
die obgedadhten Ritter und Freigüter betrifft, 
in Gemäßheit des 8 47 ber Berfaflungsurkunde, 
enau feitgejegt werden. Die Verwaltungsbe- 
Börde hat zu diefem Zwecke womöglich eine Leber- 
einfunft unter denjelben zu vermitteln. Würde 
folche nicht zu Stande fommen, jo hat die Re- 
gierung der Provinz mit jorgfältiger Beachtung 
der mwohlerworbenen Rechte des einen oder an« 
deren Theild, umb ſoweit dergleichen nicht im 
Wege ftehen, nah Maßgabe der einichlägigen 
Beitimmungen diejes 


die 
des Innern, un 


nicht wohnt, jedenfalls ein Beigeordneter (Neben« 
bürgermeijter) für einzelne Zweige der Ortöpolizei, 
namentlih zur Erhaltung der Ruhe und Orbd- 
nung, vorhanden jein. Ferner fann außer dem, 
für die gemeinjhaftlichen Angelegenheiten be- 
ſtimmten, Semeinderathe und Gemeindeausschufje 
noch ein folder für das gefonderte Interefie des 
—— Ortes gebildet werden, falls nicht zu 
dieſem Zwecke die im $37 erwähnten Gemeinde— 
verjammlungen gemügen. 

88. (Verbindung mehrerer Landgemeinden zu 
einem Bürgermeifter- od. Heimathsbezirfe.] Land⸗ 
gemeinden können nad) ihrem Wunſche, od. wenn 
e3 ihnen an Perſonen od. Mitteln für eine gute 
DOrtöverwaltung fehlt, auf den Antrag der Re- 
gierung der Provinz, von Und zu einem Bürger- 
meijterbezirfe vereinigt werden, und zwar unter 
ben geeigneten, bem 3, Abſatze des $ 7 u. dem 
übrigen Inhalte gegenwärtigen Geſetzes mög- 
lichſt entiprechenden Beftimmungen und unbe» 
ſchadet der ferner beftehenden Sonderung ihres 
Gemeindehaushaltes, jomweit diefe von allen oder 
einzelnen betheiligten Gemeinden gewünjcht wird. 


etzes bie nöthige Anord-|— Ebenſo können dieje Gemeinden auf ihren ge- 
Feng Tr erlafjen. Beiden heilen bleibt jedoch |meiniamen Wunſch zugleich zu einem gemein- 

eſchwerdeführung bei Unjerm Minifterium|fchaftlihen Heimathsbezirte in Hinficht auf die 
in den Fällen, wo über die) Heimathsverhältnifje der Gemeindeangehörigen u. 


vorhandenen Rechtsverhältniſſe Streit entftehen|die damit zufammenhängenden Ungelegenheiten 


follte, der — — offen. 

N [Mehrere Gemeinden an einem Orte.) 
Wenn an einem Orte oder innerhalb berjelben 
unzertrennlichen Gemarkung bisher zwei oder 
mehrere Gemeinden bejtanden haben, jo follen 


biefe zwar nur eine Gemeinde, unter einem umd |feit,1)] 


vereinigt werben. 
Titel II. 
Von den Perjonen, melde die Gemeinde bilden. 


(Erfter Abſchnitt. Bon der Gemeindeangehörig- 
$ 9. (Gemeindeangehörigkeit.] Ein jeder 


demjelben Borftande, —— und Aus-| Staatsangehörige — mit Ausnahme der Glieder 
ſchuſſe bilden, ihre bejonderen Verhältniſſe aber|des Furfürftlichen Haujes, der furheffiichen Stan- 


jo lange abgejondert erhalten werben, 
andere Einrihtung auf die im $ 3 näher be 
ftimmte Weije eingeführt wird, 

8 7. [Aus mehreren Ortihaften zuſammenge⸗ 
jegte Gemeinden.) Mehrere Orte mit verjchiedenen 
Gemarkungen, welde bisher zu einer Gemeinde 
vereinigt geweſen find, können diefe Verbindung 
fortjegen, oder auch die Trennung und die Ver- 
leipung der Rechte befonderer Gemeinden in Un- 
ſpruch nehmen, dieſes jedoch nur, wenn ein jeder 
der bisher vereinigten Orte zur Bildung einer 
eigenen Gemeinde geeignet it. — Alddann darf 
die Trennung aud auf einfeitiged Berlaugen 
eines Ortes ftattfinden. Wenn hierüber eine Ver- 
einbarung, wozu die VBerwaltungsbehörde mitzu- 
wirfen hat, nicht erfolgt, jo joll der Trennung 


bis eine |desherren, ſowie derjenigen Mitglieder der vor- 


mals unmittelbaren Reichdritterichaft, derjenigen 
Mitglieder der altheſſiſchen und Ihaumburgichen 
Ritterfchaft, und derjenigen im $ 16 des Land⸗ 
tagsabſchiedes vom 9. März 1831 genannten 
abeligen Gutöbefiger in der Provinz Hanau, 
welche ein jelbjtändiges Heimathsrecht auf eigenem, 
wegen Lehens⸗ oder Fideilommiß-VBerbandes uns 
veräußerlichen, Ritter- oder Stammgute oder 
Burgfige haben — muß zugleich einer Gemeinde 
angehören, d. h. für jeine Perſon und Familie 
in irgend einer Gemeinde ein Heimathsrecht 
(bleibended Wohnrecht) mit dem Anſpruche auf 
Benutzung der Gemeindeanftalten haben. $ 10. 
(Entjtehung der Gemeindeangehörigfeit.] Die Ge: 
meindeangehörigfeit, jomeit fie nicht durch Auf- 


die vorläufige Auseinanderjegung der gemein- nahme und Heirath (f. $ 16) erworben wird, iſt 
Ihaftlichen BVerhältnifje, injoweit der Zwed fie|angeboren oder Folge einer örtlichen Zutheilung 
nötgig macht, und abgejcehen von bejonderen|(j, 8 5), einer Anitellung (j. $$ 13 ff.), ſowie 
Nutzungsrechten u, privatrechtlichen Berhältniffen, einer perjönlichen Zuweiſung, nämlich für bie» 


vermöge einer von ber reg 
treffenden Berfilgung vorausgehen, 


terung zu jenigen, welche ald heimathslos od. mit zweifel- 
ei welder haftem Heimathörechte einer Gemeinde zufolge 


es jo lange verbleibt, bis ein Anderes durch Dielper Verordnung vom 29. Nov. 1828, indbefon« 
etwa im ihren Rechten jic beeinträchtigt Haltende| dere nach er bo de3 $ 8 berfelben, durch die 


Gemeinde oder Gemeinden gegen die widerjpred- 


Regierung ber Provinz, oder bei einem beöhalb 


ende Gemeinde oder Gemeinden im Rechtswege zwiſchen verfchiedenen Regierungen obwaltenden 
2]. 


erftritten fein wird. — So lange indejien ein 
ujammengejebte Gemeinde bejteht, muß in jedem 
er zu derſelben gehörenden Orte, wo der Bür— 


8 





2 € jet das Unterftügungsgeiek vom 6. Jıml 1870 
\ . 
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Zwieſpalte durch Unfer Minifterium des Innern verrichtenden Geiftlichen nachweiſen.) — Die bei 


zugewieſen werben. 


ber Militärverwaltung und bei den Militärge- 


11. |Ungeborene Gemeindeangehörigkeit.] [richten angeftellten Perfonen werden nad ben 


Alle ehelichen 


inder haben der Negel nach das |nämlichen Grundfägen, wie die Eivilitaatädiener 


angeborene Heimathärecht in derjenigen Gemeinde, |behanbelt, 


beren heimathäberechtigter Angehöriger ihr Vater 
ift, oder, falld er verjtorben, zulegt geweſen ijt 
vergl. $ 18). — Wenn nad) eingetretener Ehe- 
—— oder Trennung von Tiſch und Bett 
auf immer die Mutter eine —— in einer 
anderen Gemeinde, als dem Wohnorte des Vaters 
erworben —* ſo ſind die bei der Mutter ge— 
bliebenen Kinder als Angehörige der Gemeinde 
anzuſehen, deren heimathsberechtigte Angehörige 
ihre Mutter iſt, oder falls ſie verſtorben, zuletzt 
geweſen iſt. — Die geſchiedenen oder verlaſſenen 
Ehefrauen, ſowie die Wittwen, können, jo lange 
ie noch nicht ein jelbftändiges Hausweſen ange- 
angen und ein Kahr hindurch geführt haben, 
in die Gemeindeangehörigfeit am früheren Hei— 
mathsorte zurüdtreten, wenn fie dafelbit in 
die elterlihe Familie wieder aufgenommen 
werben. 

s 12. ar ung.] Uneheliche Kinder haben 
die angeborene Gemeindeangehörigfeit da, mo 
die Mutter heimathsberechtigte Angehörige ift, 
ober falls fie verftorben, zulegt geweſen iſt (vgl. 
übrigens $ 18). — Mit nachfolgender Ehe der 
Eltern treten die hierdurch legitimirten, bei den— 
jelben lebenden, noch nicht jelbftändigen Kinder 
in die Gemeindeangehörigfeit von väterlicher 
Seite über. 

$ 13. [Gemeindeangehörigleit der Hof- und 
Staatädiener.] Die Gemeindeangehörigkeit ent- 
ſteht auch durch feſte (definitive) Uebertragung 
einer Stelle im Hof- oder Civilſtaatsdienſte — 
nicht durch Uebertragung einer bloßen Vorbe— 
reitungs- oder MNebenftelle oder eines Dienftes 
auf Widerruf oder Kündigung — mit Einſchluß 
der Stellen der fürftlich«rotenburgifchen, ftandes- 
herrlichen und Patrimonialbeamten und Diener, 
der geijtlichen Aemter und der Schulftellen, vom 
Tage des Berufsantritt® an in derjenigen Ge- 
meinde, worin der Ungeftellte feinen Wohnfik 
hat. Im Halle einer Wohnortöveränderung 
wegen Berjegung ober nad) eingetretener Benfio- 
nirung oder Entlafjung ꝛc. gehet mit erfolgtem 
Ueberzuge an einen Ort, wo ber Penſionirte od. 
Entlajjene die frühere Gemeindeangehörigfeit bei- 
behalten oder die Aufnahme erlangt hat, die 
dur die Anftellung entitandene Gemeindeange- 
hörigfeit verloren. 

$ 14. [Bejonbere Beftimmung über die Ge- 
meindeangehörigfeit der Militärperfonen.] Die 
Militärperfonen bleiben in dem &emeindever- 
bande, in welchem fie vor ihrem Eintritte in 
den Militärdienft geftanden haben. Gehörten fie 
vorher keiner inländifchen Gemeinde an, jo wer- 


ben fie ald Gemeindeangehörige ihres letzten gegen an anderen Orte mangelnden oder minder 
Garnijonsortes betrachtet. — Unteroffiziere und geſichexten ———— den Ausſchlag, ſofern 
Soldaten müſſen jedenfalls vor ihrer —— nicht die deshalbige Bef 

ung ihre Gemeindeangehörigfeit durch Beſchein- Ermefien des gemei 
des Gemeinderathes dem Befehlähaber |überlaffen werben 


igung 
ihres Regiment3 oder Corps und jobann neb 
befjen Heirathsconſens dem die Eheanzeige auf- 
nehmenden 


$ 15. [Bejonbere Beftimmungen wegen ber 
Kinder der Hof- und un Die Kinder 
der im $ 13 und im Schlußſatze det $ 14 be 
zeichneten Hof und Staatödiener haben an dem⸗ 
jenigen Orte die angeborene Gemeindeangehörig- 
feit, wo ihr Bater angeftellt ift oder zulegt war, 
oder jofern der Vater noch wirklich Ortäbürger 
einer anderen Gemeinde ift oder zur Beit jeines 
Todes geweſen ift, auch in diefer Ge : einde, 

8 16. [Erwerb der Gemeindeangehörigleit 
durch Aufnahme und durch Heirath.] Bei dem 
freiwilligen Meberzuge in eine andere Gemeinde 
wird die Gemeindeangehörigfeit durch die Auf- 
nahme zum Ortöbürger oder Beiliter, von 
Frauensperſonen wird dieſelbe auch durch bie 
vn erworben. 

$ 17. 


Mit dem freiwilligen Meberzuge in eine andere 
Gemeinde und nad) bajelbft erfolgter Aufnahme 
endigt die Gemeindeangehörigfeit, wenn nicht der 
Vorbehalt des Ortsbürgerrecht3 durd) den Ge— 
meinderath ausdrüdlich zugejtanden worden ift 
(vergl. 8 30). 

8 18. [Ausdehnung der Ueberzug&verhältniffe 
auf die Kinder.] Der im Falle eines Ueberzugs 
eintretende Erwerb und Berluft der Gemeinde- 
angehörigfeit erftredt fich zugleich auf die noch 
nicht jelbitändig gewordenen Kinder. — Bei dem 
Ueberzuge ber Eltern in eine andere Gemeinde 
behalten aber die Kinder, welche am biöherigen 
Wohnorte vermöge eigener Unterhaltungsfähig- 
feit od. wegen eines ihnen zu theil gewordenen 
ftändigen pflegeelterlichen Verhältniſſes * 
verblieben find, ihre daſige Gemeindeangehörig- 
feit. Dagegen find Kinder, welche vor ihrem 
15. Jahre beide Eltern, oder den Vater ober 
ihre außereheliche Mutter verloren haben, und 
von einem Verwandten in aufjteigender Linie an 
einem anberen Orte zur Erziehung u. weiteren 
Berjorgung übernommen worden find, als Fa- 
milienglieder diejed Verwandten, und hiernach 
ald Theilnehmer jeiner Gemeinbeangehörigfeit 
dergeftalt zu betrachten, daß fie nad) erlangter 
Volljährigkeit das Recht der Wahl zwijchen bei» 
den Wohnorten haben. 

8 19. [Mehrfache Gemeindeangehörigfeit.] Bei 
vorhandener Ungehörigkeit in mehreren Gemein- 
den gibt Hinfichtlich der ganz perſönlichen Ber- 
hältniffe in Kollifionsfällen ber gegenwärtige od. 
gewöhnliche Wohnfig, oder wenn an einem Orte 
das Ortöbürgerrecht erworben worden ifl, biejes 
ſowie die Anfäffigfeit oder endlich die Rüdficht 
auf den an dem einen Orte vorhandenen, bin- 


timmung dem eigenen 


ann, 


Berluft der Gemeindeangehörigkeit.] 


— Ungehörigen ganz 
£ 


. jegt umt d un 
erichte, ſowie dem die Trauung gehe. 105 ln nn 





i 
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[Zweiter Abſchnitt. Bon den Mitgliedern der Unterfuhung wegen Entwendung, Veruntreuung 


Gemeinben.] $20. [&emeindeglieder überhaupt. 
Jeder Gemeindeangehörige, welcher jelbitändig 
ein Geichäft betreiben oder einen eigenen Haus» 
halt führen oder heirathen will, ift verbunden, 
uvor Mitglied ber Gemeinde zu werben, mit 
usnahme der Hofdiener und der im activen 
Dienfte ftehenden Militärperfonen, — Die Mit- 
glieder der Gemeinde find entweder Ortäbürger, 
melden das Recht zur Mitwirfung bei den 
öffentlichen Angelegenheitenzufteht, od. Beijiger 

21. [Berzeihniß der Gemeindeglieder.] Der 
Ortsvorſtand hat jtet3 ein volljtändiges Verzeich⸗ 
ni jämmtliher Gemeindeglieder nad) den zwei 
Abtheilungen Ortöbürger u. Beifiger zu führen, 
deſſen Einfiht jedem Gemeindegliede freilteht. 

22. [Aufnahme von Ausländern zu Ge 
meindegliedern.] Ausländer follen, außer dem 
Halle einer Vetellung zu einem Hofe, Civil» od. 
Militärdienfte, erjt dann in den Diefjeitigen Un- 
terthanenverband aufgenommen werden, nachdem 
ihnen das Ortsbürgerrecht ober Beifigerrecht in 
einer inländijchen Gemeinde von der zuftändigen 
Behörde fchriftlich zugefichert worden ift. 

823. a peseh. 1) 

‚$ 24. [Befonderes Einfaufageld.] Neben dem 
Einzugägelde fann noch der 5» bis 10fache Be- 
u der bem Einziehenden nad) durchſchnittlichem 
An Stage in 1 Fahre zu gut lommenden, bejon- 
deren Nutzungen vom Gemeindevermögen, als 
deöhalbiges Einfaufsgeld ftatutariich (j. $ 3) be» 
ſtimmt werben, bis zu deſſen Zahlung der Mit 


]joder Betrugs, od. wegen irgend eines mit pein- 


liher Strafe bedrohten Verbrechens befangen 
find; 4) unter Ruratel geſetzt worden; 5) durch 
eigened Berjhulden in einen Concurs gerathen 
find und ihre Gläubiger noch nicht völlig be— 
ey: haben. 

8 27. [Berechtigung und Verpflichtung zum 
Erwerb des Ortsbuͤrgerrechts.] Unter den Vor— 
ausjegungen des vorigen $ find diejenigen Ge- 
meindeangehörigen die Aufnahme zum Ortdbürger 
u verlangen berechtigt, welche 1) ein eigenes 

ohnhaus befigen; 2) die Landwirthſchaft auf 
eigenen Grundjtüden mit eigenem Anſpanne be- 
treiben; 3) ein zünftiges Handwerk ald Meifter 
dejielben ausiiben;!) 4) ein fonjtiges Gewerbe be» 
treiben, ober von dem Ertrage eines Vermögens 
leben, welches ihnen in den Gemeinden unter 
1000 Einwohnern ein jährlices Einfommen von 
wenigftend 300 M, in den Gemeinden über 1000 
und unter 3000 Einwohnern ein ſolches von 
600 M, und in den Gemeinden mit mehr als 
3000 Einwohnern ein ſolches von wenigſtens 
900 M — 5) durch wiſſenſchaftliche oder 
tkünſtleriſche Betriebſamkeit oder aus ſonſtigen, 
unter den vorigen Nummern nicht genannten 
Quellen ein jährliches Einfommen von wenigſtens 
600 M beziehen. — Dieie Perjonen find auch 
verpflichtet, Ortöbürger zu werden, jedoch mit 
Ausnahme der Hofdiener und der im activen 
Dienfte ftehenden Militärperfonen an allen Orten 
und der fonjtigen bejoldeten Staatödiener, ein« 


genuß beruht. Dieje Beftimmung findet jeboch|jchließlid; der Geiftiichen, in den Städten oder 
in allen den Fällen feine Anwendung, wo der-|Landgemeinden mit weniger ald 3000 Einmwoh- 
gleihen Nugungen für fi erworben werden|nern. Die Stimmfähigfeit in den Gemeindever- 
müjfen, ober Bubehör eines Hofes, Gutes oder|jammlungen und die Wählbarfeit zu Gemeinde— 
Wohnhauſes find. Im Falle ver Verwandlung |ämtern ruht bei denjenigen Ortskürgern, auf 
dieſer Nutungen od. eines Theiled derjelben in welche einer der Fälle unter 1 bis 5 des $ 26 


Kämmerei- oder Ortövermögen, deſſen 


Ertrag|in 


nmwenbung fommt, welche in Koft und Lohn 


je Gemeindelaſſe fließt, ift derjenige Theil des eines Anderen ftehen, oder als Gefellen oder 
infaufögeldes, welcher nod) nicht durch die be⸗ Tagelöhner fi ernähren, od. welche von Unter- 


treffende Nugung vergütet jein würde, auf Ver- 
langen zu eritatten. 

8 25. [Verpflichtung wegen der Schulden.) 
Auch neu eintretende Mitglieder find zur Ver— 
zinjung und Abtragung bereitd vorhandener 
Schulden der Gemeinde verpflichtet. Ausjcheidenden 
liegt dagegen nicht ob, eine desfalljige Abfindung 
oder Abzugsfteuer zu leiiten. 

8 26. [Allgemeine Erforderniffe zum Erwerb 
des Ortsbürgerrechts.) Nur diejenigen Manns- 
perjonen können da3 Ortdbürgerrecht erwerben, 
welche volljährig find und nicht 1) eine Strafe 
mit dem Berlufte des Rechts zum Tragen der 
Nationallofarde erlitten und nicht die Wieder- 
einfegung in dieſes Ehrenredht von Uns erlangt 
haben; 2) aud ohne Berlujt des ebengedachten 
Ehrenrechts mit irgend einer jchwereren Strafe 


leben, jo lange dieſes VBerhältniß dauert. 

[Bejondere Bedingungen für die Auf 
nahme von Anderen, als Gemeinde-Angehörigen, 
zu Ortöbürgern.] Die nicht ſchon der Gemeinde 
angehörenden Inländer fönnen das zum Bwede 
ihrer Aufnahme nöthige Ortsbürgerreht nur 
dann anjprechen, wenn jie nicht blos ihre Boll» 
jährigfeit und ihre Fähigkeit, eine Familie zu 
ernähren, barthun, jondern noch ferner nad)» 
weijen: a) eine unbejcholtene Aufführung, Deds 
gleihen b) den Befig eines jchuldenfreien Ver— 
mögend — unter Ausſchluß der Kleidungsjtüde, 
nebſt Zeibleinen und bed re Haudge- 
räthes im Betrage 1) von 3000 in Gaflel, 
2) von 1800M in Hanau, Fulda und —— 
3) von 1200 M in Rinteln, Eſchwege, Hersfeld 
und Schmalfalden, 4) von 900 M in den anderen 


J 


als 60 M Geldbuße oder 14tägigem Gefängniß Städten mit mehr old 2000 Einwohnern, 5) von 
wegen —— Veruntreuung oder Betrug3|600 M in dem übrigen Städten und in den über 


belegt worden fin 


N) Dur‘ u vom 13. April 1848 find die bis dahin zur 
Staatätaffe erhobenen Abgaben, ald: Bürger:, Beifiger:, Ein: 
und Abzugsgelder, Meifterrehtsgebühren, von Meifen unb 
ZYabrmärtten aufgehoben. 

) ©. Ehrenrehte. 


Grotefend, Polizeirteriton. 


) 3) im einer gerichtlihen|1000 Einwohner zählenden Landgemeinden, 6) 


bon 450 M in den übrigen Landgemeinden.?) — 


2 
r vom 6. —— 
ehe Satze bes $ 28 dahin guthentiſch interpretirt dat ber 
Befig der darin aufgezählten Erforderniffe fein t auf bie 
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Wird die Aufnahme zum Zwede der Berheirath- Kinder dem Vater, und überhaupt von den Gegen- 
ung mit einer Gemeinbdeangehörigen nachgejucht, |ftänden eines Niesbrauches dem Nupnießer, wel» 
fo ift das eigenthümliche fcyuldenfreie Vermögen chem die Abgabe davon zur Laſt fällt, angerechnet, 
beider Verlobten zujammenzurechnen. Die Bürger: 83. [Beifiger.] Diejenigen Gemeinde-An« 
Aufnahme tritt aber erft dann in Wirfjamteit,|gehörigen ade A und weiblichen Geſchlechts), 
wenn die Ehe geichlojjen ift. — Für Ausländer tele jelbitändig ein Geſchäft betreiben, oder 
kann das erforderliche Vermögen durch gemeinsleinen eigenen Haushalt führen, oder heirathen 
ihaftlichen Beſchluß des Gemeinderathed und wollen (vergl. jedoch $ 20), Haben ſich, im Falle fie 
Gemeinde⸗Ausſchuſſes auf das Doppelte beftimmt nicht verpflichtet find, Ortsbürger zu werben 
werden. — Bon den in biefem Paragraphen|($ 27), in das Verzeihniß der Beiſitzer eintragen 
beftimmten Erforbernifjen fann durch den Ge⸗ zu laſſen. — Das er er geht durch frei- 
meinderath nur unter Einwilligung des Gemeinde» |mwillige Entfagung und durch Erwerb bed Hei- 
Ausſchuſſes, oder bei deren Berjagung nur mit mathsrechts in einer anderen Gemeinde ver« 
Genehmigung der Auffihtsbehörde, abgegangen Toren. 
werben. $ 34. [Hufnahme ald Ortöbürger ober Bei« 
$ 29. Ehrenbürgerrecht.) Männern, welche ſitzer.) Das Ortsbürgerrecht kann nur durch 
ſich um die Gemeinde beſonders verdient — ausdrückliche Aufnahme erworben werben. Glei- 
haben, ann ohne Rüdjiht auf ihren Wohnfig|ches gilt von dem Erwerbe des Beifigerrechts 
das Ehrenbürgerrecht ertheilt werden, welches von Seiten folder Perſonen, welche bisher nicht 
nur bie Rechte und nicht die Pflichten eines Ortd- zur Gemeinde gehört haben. Keine Gemeinde 
bürgers in ſich faßt. a8 fann — igt werden, Jemanden, der nicht in 
30. [Uusbürger.) Diejenigen Ortsbürger, derſelben die Semeinde-Angehörigfeit beſitzt, zum 
welche fi in eine andere Gemeinde haben auf-| Beifiger — 
nehmen lafjen, und ſich darin niedergelaffen) Dritter Abſchnitt. Ortsgenoſſen ohne Heimaths · 
haben, jedoch ihr Heimathsrecht in ihrer früheren recht in der Gemeinde (Schutzgenoſſen). 35. 
Gemeinde als Ausbürger, nad) deshalb —— In Beziehung auf verſchiedene Gemeinde-Ange— 
Genehmigung des Gemeinderathes, beibehalten legenheiten fommen noch als Orts- oder Schuß» 
wollen, müſſen ein jährliches Bürger - Hecogs|genofien Diejenigen in Betracht, welche mit dem 
nitiond-Geld entrichten. Diefe Abgabe iſt vom|Heimathsrehte in einer anderen Gemeinde vers 
Gemeinderathe mit Buftimmung bes Gemeinde-|jehen, am Orte auf gewiſſe Zeit oder in einem 
Ausſchuſſes im Allgemeinen, jedoch nicht über|nicht jelbjtändigen Verhältniſſe mit polizeilihem 
den Jahresbetrag von 3 M hinaus, feftzujegen. |Borwifjen einen eigenen Haushalt Haben, 3. ®. 
— Die während eined dreijährigen Zeitraumes Guts-, Apotgeten-, Mühlen, Wirthſchafts⸗ und 
unterlaffene Zahlung der Yen Abgabe gilt| vergleichen Pächter oder — Sen oder in 
als — Verzicht auf das Ortsbürgerrecht. Privatdienſten ſtehende Perſonen. Dieſe müſſen 
31. \ ürgergeld in den Gtäbten.]*) aber ihre anderwärtd fortdauernde Gemeinde 
32. Bochbeſteuerte Ortöbiirger.) Da wo Angehörigleit nicht nur bei dem intritte 
egenwärtiges Gejeg zur Wählbarkeit die Eigen-|in das gedachte Verhältnig, jondern auch jonft 
haft hochbeſteuerier Ortöbürger erfordert, gelten/noch auf polizeiliche Veranlaffnıg, ſowie jeden 
als jolhe a) in den Gemeinden von 100 oder falls bei etwaiger Verheirathung oder Wieder- 
weniger Ortöbürgern, bie 25 im leptverflofjenen — vor der Trauung gehöri * 
Jahre hinſichtlich der Grund⸗, Gewerb⸗ und Vieh-|meifen, bis he mitteljt förmlicher Aufnahme die 
oder Nahrung, Klafjen- und anderen jolcdhen |&emeinde« Ungehörigkeit, jei es mit oder ohne 
directen Landesſteuern überhaupt am höchſten Ortsbürgerrecht (ſ. $ 16 und $ 22), erwerben. 
befteuerten Ortöbürger, ſowie b) in den Gemein- Titel II. 
den von mehr als 100 Ortöbürgern biefe Zahl 
von 25 mit einem Bub von 5 fürjede weitere] Won den Gemeinbebehörben u. Gemeindedienern. 
volle 50 Ortöbürger (z. B. auf 500 Ortsbürger je Abſchnitt. Bon der Wahl der Gemeinde» 
65 Hochbeſteuerteſ. — Wäre Een geringfte) behörden und von der Beitellung bes —— 
Steuerbetrag, welcher hiernach für die Ubjcheib- — — 8 56. Gemeindebehörden 
ung der Hochbefteuerten in Betracht kommt, im|überhaupt.] Die Gemeinde- Behörden beitchen 
berfoffene ahre Mehreren, bie nicht ſämmtlich 1) aus einem Ortsvorſtande, ald eritem und voll» 
in die geſetzliche —— der Hochbeſteuerten ge-|ziehendem Gemeindebeamten, welcher zugleich 
hören würden, angeſetzt, jo werden alle die, Hüifsbeamter des Staates in dem Orte und 
welchen jener Steuerbetrag zur Laſt gelommen, deſſen eng Bu (j. $ 61); 2) wis einem 
gleihmäßig den ——— beigezählt. Ueb⸗ Gemeinderathe (in den Gtäbten Stadtrath ge- 
rigens wird die Steuer von bem Vermögen oder|nannt), welder unter Theilnahme und Leitung 
ntommen der nicht gefchiedenen Ehefrau dem des Ortsvorſtandes zunädft das gejellihaftliche 
Ehemanne, fowie von Vermögen oder Ein-|Intereffe der Gemeinde zu vertreten unb über 
tommen der noch nicht felbftändig gewordenen|die Angelegenheiten der Gemeinde, welche nicht 
— — A —— er Frag * — 
agen und zu ie at, auch 3) aus 
* — * einem Gemeinde-Ausichiie, welder eine Mitanfe 
orberniie, a 
ehungnnehe er Mufäöchhe in Befgmaneünen (3980) |heifen —————— 
ſein 


die 
en Zuſtimmung daher der 
ehe ware 52. en — Über beftimmte Angelegenheiten 
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von wichtigem und bleibendem Einfluffe auf das, Ortöbürgern, melde nicht unter 25 Jahre und 


Gemeindewohl gebunden ift. 

$ 87. [®emeinde-Berfammlung.] In den 
Landgemeinden, welde nur 50 oder weniger 
timmfähige Ortöbürger zählen, fann deren Ber: 
ammlung bie Berricdytungen des Gemeinde-Aus- 
chuſſes, überhaupt oder blos der großen Aus— 
ſchuß-Verſammlung, vorbehaltlih andermeiter 
Verabredung, übernehmen, und gelten in dieſem 
Falle die fir den Beruf und das Verfahren des 
Ausſchuſſes ertheilten Vorfchriften ebenwohl der 
Negel nad) für die Gemeinde-Berjammlung. — 
In anderen Gemeinden findet eine Gemeinbe- 
Berfammlung nur dann Statt, wenn 1) die Ver- 
fündigung eined Gejeges oder einer anderen An— 
orbnung oder Belanntmahung an eine Landge- 
meinde gejchehen muß, während in den Städten 
die Mittheilung durch das Gefegblatt und das 
Provinzial-Wochenblatt, oder eine ſonſt übliche 
bejondere Bekanntmachung, abgejehen von einer, 
in außerorbentlihen Fällen von der Aufjichts- 
behörde nöthig erachteten unmittelbaren allge- 
meinen Kundmahung genügt, Außerdem tritt 
eine Gemeinde-VBerfammlung ein, 2) wenn bie 
Wahl der Mitglieder des Gemeinde- Ausichufjes 
vorgenommen wird (vergleiche $ 45), 3) wenn 
die Auffichtd- oder Hohheitöbehörde die Ber- 
nehmung der Gemeinde genehmigt oder verfügt 
Hat, deögleihen 4) wenn ein Gejet es gebietet, 

8 88. [Wahl und Ergänzung des Gemeinde: 
Ausſchuſſes.) Zuvörderſt erwählen unter ber 
Leitung des Ort3voritandes die jtimmfähigen 
DOrtöbürger (j. $ 27) in jedem Orte von 1000 
Einwohnern und darunter 12, und in Orten bon 
jtärlerer Bevölferung (zufolge des neuejten Staat3- 
Handbuchs) noch für jede weiteren volle 500 
Seelen 2, jedoch nicht über 48, zur Hälfte jtän- 
dige und zur Hälfte außerordentlige Mitglieder 
ded Gemeinde » Ausichujjes aus ben, 25 Jahre 
und nit über 70 Jahre alten, ftimmfähigen 
Ortsbürgern, und zwar dergeftalt, daß wenigitens 
die Hälfte der jtändigen, jowie der außerordent- 
fihen Mitglieder zu den Hochbefteuerten Orts— 
bürgern (ſ. $ 32.) gehöret. Das Verzeichniß der 
begin Ortöbürger ift 14 Tage vor der 

ahl öffentlich aufzulegen. — Die durch das 
Bufammentreten der ftändigen und der außer- 
ordentlichen Mitglieder fi) bildende große Aus» 
ſchuß⸗Verſammlung jchreitet vorerjt zur Wahl 


nicht über 70 Jahre alt jein dürfen, in den 
Hauptijtäbten 6 bis 12, in den übrigen Städten 
4 biö 8, und in den Landgemeinden 2 bis 6 
Mitglieder de3 Gemeinderathe3 oder bei einge- 
tretenem Tode oder fonjtigem Abgange eines der» 
jelben ohne Verzug ein anderes Mitglied. Wähl- 
bar dabei find auch die Mitglieder des Ausſchuſſes 
og — Die Hälfte, oder bei ungerader Zahl 
ie Mehrzahl der Mitglieder des Gemeinderaths 
muß immer zu den hochbejteuerten Ortöbürgern 
(j. $32) gehören; auch ift darauf zu fehen, daß 
F Mitglieder bereits im Gemeindeweſen erfahren 
eien. 

8 40. [Wahl des Ortsvorſtandes.]) Die 
Wahl des Ortsvorſtandes wird ſo oft, als ſie 
erforderlich iſt, von der großen Ausfhuß - Ver- 
ſammlung, in Vereinigung mit dem Gemeinde— 
rathe unter der Leitung des Na u Ni 
und, wenn die Aufjichtöbehörde es für erforder: 
lich hält, im Beifein eines Mitgliedes oder Com— 
miſſars der Provinzial-Regierung in den Haupt» 
jtädten (Caſſel, Hanau, Fulda und Marburg), 
des Negierung3d-Peputirten in Rinteln, ſowie des 
Kreisrathes oder bes anftatt desjelben zuftändigen 
er in den anderen Orten, be- 
wirft. 


$ 41. [Berjchiedene Benennung der Ortövor- 
—— er Ortsvorſtand führt 1) in den 
Hauptſtädten den Namen eines Oberbürgermeiſters, 


2) in den anderen Städten und in den Landge— 
meinden den Namen eines Bürgermeifterd, — 
Würde in den Hauptftädbten dem Oberbürger- 
meifter bei vorhandenem, durch den Gemeinde» 
rath und Gemeinde -Ausihuß anerlannten, Be» 
bürfniffe ein bejoldeter Gehülfe oder Stellvertreter 
beigeordnet werben, jo fommt ihm der Titel 
zu. 

& 42, (Beide Erfordernifje eines Orts⸗ 
vorſtandes.) Zu Ortsvorftänden können nur 
unbejholtene, zu joldem Amte befähigte, voll- 
jährige Ortsbewohner welche nicht in zerrütteten 
Bermögend-Umftänden ſich befinden, erwählt wer« 
den. Gaft- oder Schentwirthe können das Amt 
eined Ortsvorſtandes nicht befleiden, ed würde 
denn hierzu bei gänzlihem Mangel anderer be- 
ähigten Einwohner von der —— Dispen⸗ 
ation ertheilt. — Obgleich die Wählbarkeit zum 

rtsvorjtande nicht durch das Ortsbürgerrecht 


des aus ben erſtgedachten Mitgliedern zu ent⸗ bedingt iſt, fo kann derjelbe doch ſein Amt nicht 
nehmenden Ausſchuß » m nebjt einem|früher annehmen und verwalten, ald nachdem er 


Stellvertreter desjelben für 
— Nach dem Ableben oder ſonſtigen U 


a das DOrtsbürgerrecht erworben hat. — Zu Ober- 
gangelbürgermeiftern injonderheit find nur Männer 


einzelner Mitglieder ergänzen fich die ftändigen| wählbar, welche fi über eine genügende Kennt- 


Mitglieder durch —— 
und dieſe hinſichtlich der großen A 
ammlungen wieder durch 

glieder, oder ehemalige 


DMeitglieder,|nii der Rechts- und wo möglich der Staats— 
usſchuß- Ver⸗wiſſenſchaften, wenn dieſe nicht in früheren Dienft- 
ühere abgegangene| verhältnifjen oder wifjenfchaftlichen Arbeiten außer 
meinberathöglieder | Zweifel gefetst ijt, gehörig ausweiſen, oder welche 


ober Gemeindevorfteher, und in deren Ermangel-|eine ausgezeichnete Befähigung zum Amte eines 
ung duch angejehene jtimmfähige Ortöbürger,|Oberbürgermeijterd in mehrjähriger Bekleidung 


gemäß den 
oder in Eilfällen der Borfteher desjelben, dazu 
ergehen läſſet. 
8 39. [Wahl des Gemeindberathed.] Die 
Be Ausſchuß ⸗ Verſammlung erwählt unter Auf- 


Einladirngen, welche der Ausſchuß, einer Verwaltungsjtelle dargethan haben. 


43. [Bejondere Beitimmung zu Gunften 
ber Oberbürgermeijter und der wijjenjchaftlich 
ebildeten Bürgermeifter auf Lebenszeit.) Die 
berbürgermeifter und die auf Lebenszeit be» 


cht des Ortsvorſtandes aus den jtimmfähigen|ftätigten Bürgermeifter, welde ein akademiſches 
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Studium vollendet haben , follen bei einer Be- 
förderung zum Staatsdienſte den jchon vorhan- 
denen Staat3dienern dergejtalt gleichgehalten wer- 
den, daß die Zeit, während welder fie das Ober- 
bürgermeifter- oder Bürgermeifter-Amt verjehen 
haben, als wäre jolche im Staatsdienſte zugebracht, 
in — urechnung kommt.) 

8 44. [Rüdjiht bei den Wahlen auf nahes 
Verwandtſchafts⸗ und Schtwägerjchafts - Berhält- 
niß.] Bei den Wahlen ift darauf Rüdficht zu 
nehmen, daß Vater und Sohn, Schwiegervater 
und Tochtermann, Großvater und Enkel, Brüder 
nicht zu gleicher Zeit Mitglieder bes Gemeinde— 
rathes oder jtändige Mitglieder des Gemeinde» 
Ausſchuſſes jein dürfen, wenn nicht in Anſehung 
der Städte die Regierung, und in Unfehung der 
— das Kreisamt dispenſirt. 

$ 45. Werfahren bei der Wahl der Mit- 
glieder de3 Gemeinde» Ausjchufjes.] Die Wahl 
der Ausjhußmitglieder durd die ftimmfähigen 
Ortsbürger geſchiehet von dieſen in Perſon 
mündlich zu Protokoll des Ortsvorſtandes, und 
— in einem Akte für die ganze Zahl der zu 

ählenden. — In denjenigen Städten, wo der 
Stadtrath es zwedmäßig findet und die Aufjichtö- 
behörde es genehmigt, darf die Wahl nad) Stadt- 
theilen (ſ. $ 53) vorgenommen werden, deren 
jeder alddann eine bejtimmte Anzahl von Aus» 
ichußgliedern, jedoch ohne Beſchränkung auf die 
Bewohner eined Stabttheiles, zu wählen hat, 
— wofern nicht etiwa die Statuten eine Eintheil- 
ung der Ortöbürger für diejes Wahlgeichäft in 
Klaffen nach der Verſchiedenheit des Befiges, der 
Beihäftigung oder Lebensweiſe feitjegen würden. 
— Die Wahlhandlung wird durd) das Ausbleiben 
von ftimmfähigen Ort3bürgern nicht ungiltig, 
body hat ber Ort3vorjtand, wenn noch nicht ein- 
mal die Hälfte, oder in den Städten über 3000 
Einwohner nod nicht ein Dritttheil abgejtimmt 
hat, dahin einzufchreiten, daß mitteld nachträg— 
liher Abjtimmung diefe Anzahl ergänzt werde, 
— Stimmenmehrheit entjcheidet. Bei Stimmen«- 

feichheit für 2 ober mehrere entſcheidet das 
!oo8, dejjen Ziehung durch einen unbetheiligten 
Ortöbürger nach der Beitimmung des Ortsvor- 
ſtandes gejchieht. — Gegen diejenigen Ortsbürger, 
welche ohne hinreichende Entſchuldigung mehr- 
mals zurüdbleiben würden, hat der Gemeinde- 
rath die Entziehung der ortöbürgerlichen Stimm- 
fähigfeit auf 3 bis 9 Jahre auszuiprechen. — 
Die Einwendungen gegen die Wahl wegen 
mangelhaften Verfahrens müffen binnen 8 Tagen 
bei der Auffichtöbehörde angebracht werden, und 
find fpäterhin, wofern nicht etwa dieſe Behörde 


ohnehin von Amtswegen einzujchreiten fich ver-| ber 


anlaßt findet, nicht zu beachten. 


Gemeinde⸗Verfaſſungen. 


welche bie vorgeſchlagenen Perſonen nicht hin⸗ 
länglich bezeichnen, werden, ſofern der er 
fi) nicht dazu behufs der Berichtigung befennt, 
ber Mehrheit bei Berechnung der Stimmen zu- 
gezählt. — Wenn bei der Abjtimmung nicht 
wenigjtens eine Stimme weiter, als die Hälfte der 
ordnungsmäßigen Stimmen (abjolute Stimmen- 
mehrheit) auf eine Berfon gefallen ift, jo erfolgt 
eine zweite Wahl. — Würde auch mit der zwei— 
ten Wahl keine Mehrheit, welche die Hälfte der 
ordnungsmäßigen Stimmen überfchreitet, erzielt, 
jo tritt das im Gefeke vom 16. Februar 1831, 
z8 36 und 87, —— Verfahren ein.— 
Dem Dirigenten des Wahlgeſchäfts ſtehen als 
Wahlgehülfen diejenigen beiden Mitglieder der 
Wahlverjammlung zur Seite, welche dazu von 
diejer Verſammlung bejtimmt fein werden. 

$ 47. [Berpflichtung zur Annahme der Wahl.] 
Die —* zum Mitgliede des Gemeinde-Aus— 
ſchuſſes kann nur wegen Mangels einer geſetzlich 
erforderten Eigenſchaft, ſowie wegen langwieriger 
Verhinderung durch fortdauernde Krankheit oder 
ein ſchweres Körpergebrechen oder Haar ein 
tretende häufige Reilen oder längere Abmwejenheit 
vom Orte, abgelehnt werden. — Die Wahl zum 
Mitgliede des Gemeinderathes darf noch außer: 
dem abgelehnt werden, wenn innerhalb der letz 
ten 3 Jahre, oder in Hanau, Fulda und Mar- 
burg innerhalb der legten 9 Jahre, und in Caſſel 
innerhalb der Tegten 18 Jahre eine mehrjährige 
Bekleidung einer Stelle im Gemeinderathe oder 
eines anderen ihr an Mühewaltung vergleichbaren, 
nicht etwa blos in der gewöhnlichen Eheilnahme 
an den Ausſchußgeſchäften beſtehenden, unbejol- 
beten Gemeindeamtes ftattgefunden hat. — Wenn 
übrigens ver Gemählte darthut, daß er nad 
jeinen bejonderen Berhältnifjen ohne wefentlichen 
Eintrag für feinen dem Publitum wichtigen Be- 
ruf, zum Beiſp. als Arzt, Wundarzt, Apotheker, 
Lehrer u. dergl., oder ohne erheblide Störung 
feines Wohlſtandes nicht die Pflichten eines Mit- 
glieds des Gemeinderathes erfüllen könne; jo 
darf der Gemeinderath ihm die —— der 
Wahl erlaſſen. Auch hat im Falle der Beſchwerde 
über verjagte Zulaffung der Üblehnung die Regier- 
ung die Befugniß, nach den gedachten, gehörig 
in Gewißheit gejegten, bejonderen Berhältnijjen, 
für deren Dauer eine angemefjene Befreiung 
auszufprechen. — Diefelben Gründe, welche zur 
Ablehnung der Wahl zu einem Gemeinde-Amte 
der gedachten Art berechtigen, geben, wenn fie 
nad) deſſen Annahme entftehen, auch die Befug— 
niß, ſolches niederzulegen, 

& 48. [Befondere Zuftimmung Hinfichtlich 
of und Staatödiener.] Die im $ 13 und 


im Sclußfage des $ 14 gedachten Hoj- und 


8 46. [Berfahren bei der Wahl der Gemeinde-| Staatödiener, welche das Ortöbürgerrecht erworben 


ratysglieder und des Ortsvorſtandes. 
Wahlen der Mitglieder des Gemeinderat 


Die haben, können die ihnen von der Gemeinde zu: 
ed und gedachten Geſchäfte ablehnen, wenn fie mit dem 
des Ortsvorſtandes werden in ber betreffenden|von ihnen beffeideten 


of oder Staatsdienfte 





Wahlveriamminng (f. $$ 39 und 40) durch ge⸗ nicht verträglich erſcheinen. — Vor der Ueber 
heime Stimmengebung mitteld Wahlzettel, aufnahme eines Gemeinde-Amtes müſſen fie jeden- 
welche die Namen aller derer geſchrieben find, falls bei ihrer vorgeſetzten Dienitbehörde bie 
welche vorgeichlagen werden, bewirkt. Wahlzettel, | Erlaubnif einholen. Dieje kann auch zurüdge- 
— — nommen werden, ſobald aus der Verbindung 
1) S. jetzt das Penſionsgeſetz v. 27. März 1972 $ı9, beider Aemter für den Hof- oder Staaisdienſi, 
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ober für bie Gemeinde » Verwaltung ſich in ber 
Folge ein Nachtheil ergibt. 

49. [Eintritt der Gemeindebehörben in ihr 
Amt.) Die Mitglieder des Gemeinde⸗Ausſchuſſes 
treten in ihren Beruf, ſobald in den Hauptitädten 
die Regierung der Provinz, und in den übrigen 
Drten der Kreisrath, oder der ftatt deſſen zu- 
ftändige Berwaltungsbeamte (f. $ 92) das Wahl- 
verfahren für geſetzmäßig erflärt haben wird. 
— Tie Mitglieder des Gemeinderathes treten 
in = Amt, nachdem ihnen in den Hauptitäbten 
die Regierung oder ein Commiffar derjelben, und 
an den übrigen Orten der Berwaltungsbeamte 
bei vorhandenen gejeplichen Erforberniffen das 
eibliche Yngelöbnik abgenommen hat: „daß fie 
die Landes Verfaſſung unverbrüchlich beobachten, 
inöbejondere die verfaffungsmäßigen Rechte der 
Gemeinde (Stadt) treulich wahren, und das ihnen 
andertraute Amt nad beitem Wiffen und Ger 
willen den Geſetzen gemäß verwalten, auch fonft 


als im Wuftrage bes Ortsvorftandes und Ge- 
meinderathed handelnd, folglich diefen unter- 
geordnet, —— 

$ 53. Worſteher von Stadttheilen ꝛc) Wo 
es der Umfang eines Ortes oder die Entlegenheit 
einzelner Theile nöthig macht, wird für jeden 
einzelnen Stadttheil, owie mehrere benachbarte 
Höfe und ſonſtige einzelne Wohnſtätten, für 
welche nicht die Anordnung geeigneter Fürſorge 
nad) $ 5 der Regierung der Provinz zukommt, 
aus den Hausbejigern oder fonft zuverläjjigen 
und tüchtigen Einwohnern dieſes Stadt oder 
Gemarfungstheiles ein befonderer Vorſteher, und 
für den Fall feiner Verhinderung ein Stellver- 
treter deſſelben, durch ben Gemeinderath, im 
Einverftändnifje mit dem Gemeindeausſchuſſe, 
von drei zu drei Jahren beſtellt. — Die ge- 
nannten Gemeinbebehörben haben bei ber, bieten 
Beitellungen zum Grunde zu legenden, Eintheil- 
ung de3 Orted und der bewohnten Zugehörungen 
mit allen ihren Kräften und ohne alle Neben-|die, zuvor zu vernehmenden, Wünſche der ber 
rüdjihten da8 Wohl der Gemeinde (Stadt) be-Itheiligten Einwohner thunlichſt zu berüdjichtigen. 
fördern wollen.” — In gleicher Weife werben] — Der Borfteher eines folchen Stadt- oder 
die Ortsvorſtände von ihrem Dienftantritte nachſ Gemarkungstheiles hat ſich in fortwährender 
erfolgter Beitätigung (ſ. $ 50) verpflichtet. Kenntni des Haus- und Seelenbeitandes feines 

$ 50. [Beftätigung des Ortsvorftandes.] Die] Bezirks zu erhalten, und den Ortsvorftand in 
Ortövorjtände werben 1) in den Hauptitädten|der Aufjicht über alle, von dieſem ihm über» 
vom Landesheren, 2) in den übrigen Stäbtentwiejenen, bloß örtlichen Gegenjtände, 3. B. 
von ber Regierung der Provinz, 3) in den Land-|Straßenpflafter, Brunnen, Erleuchtung, Löſch— 
—— von dem Kreisrathe!), beſtätigt. — Anſtalten, Wege, Stege, Sicherungsgeländer u. ſ. w. 

ird der Gewählte aus beſonderen Gründen|zu unterſtützen, demſelben entſtandene Mängel 
nicht beſtätigt, jo muß zu einer weiteren Wahl mitzutheilen und nöthige Vorkehrungen zu be— 
in fürzefter Friſt geichritten werden. — Steht|zeichnen, auch deöhalbige Aufträge zu erledigen. 
der Beftätigung eine genügend begründete Vor» 54. [Stadt- und Gemeindejchreiber.] Der 
ausfegung der Unfähigkeit de8 Gemählten zunmi Stadtjecretär in den Hauptftädten und ber Stadt« 
Amt entgegen, jo kann dieſer Anſtand auc|ichreiber in den übrigen Städten, wo deſſen Amt 
mittel3 angemeffener Prüfung, wenn der Gewählte |nidht vom Bürgermetiter unter Genehmigung der 
ſich ihr freiwillig unterwirft, befeitigt werden. Regierung mitbefleidet wird, ift vom Gemeinde— 

$ 51. [Erneuerung der Gemeindebehörben.]|rathe zuerſt verſuchsweiſe auf gewiſſe Jahre, 
Die ftändigen und außerordentlihen Mitglieder|und nad erprobter Tüchtigfeit im Einverftänd- 
des Ausichufjes, ſowie die Mitglieder des Ge-|niffe mit dem Gemeindeausichufle auf Lebenszeit 
meinderathes werden alle fünf Jahre neu ge-]zu bejtellen. — In den größeren Landgemeinden, 
wählt, find aber, fo lange fie die erforderten) wo ein Gemeindeichreiber vom Gemeindeausſchuſſe 
Eigenſchaften befigen, ftets wieder wählbar. —|für nöthig erflärt ijt, wird ein folder vom Ge» 
Der Ortsvorſtand wird entweder auf Lebenszeit) meinderathe angenommen, und zwar vorbehalt- 
was nur mit landesherrlicher Genehmignng ge-|lich der Kündigung. 
ichehen kann, oder auf beitimmte Zeit, jedochſ 855. [Stadtlämmerer und Gemeindeerheber.] 
nicht unter fünf?) Jahren, gewählt. Die Beſtellung des Stabtlämmererd oder des 

52. [Deputationen.] Für einzelne Zweige) Semeindeerheberd und Rechnungsführers, deſſen 

der Gemeindeverwaltung, 3. B. dad Bauweſen, Dienft mit dem Amte des Ort3vorftandes unver- 
das Marktweſen, die Feld- und Hute-Aufficht,|träglich iſt, geſchieht vom Gemeinderathe, im 
die vorfommenden Schägungen, fowie für einzelne] Einverftändnijje mit dem Gemeindeausſchuſſe. 
wichtige Verrichtungen (3. B. wegen Ablöfungen,| $ 56. Geringere Gemeinde » Dienerichaft.] 
Gemeinheitstheilungen und dergl.) können nad) Die übrige, nach den Berhältnifjen der Gemeinde 
dem deshalbigen Bedürfniffe auf den Borfchlag|nöthige, Dienerihaft wird vom Gemeinderathe 
bed Drtevorftandes Deputationen aus Mit-[im Einverftändnifje mit dem Gemeindeausſchuſſe 
gliedern des Gemeinderathed, umter Hinzutrittangenommen, und zwar in der Regel auf 
von Sachkundigen duch den Gemeinderath eig | (vergl. $ 97), auch das für die Ge- 
im Einverftändniffe mit dem Gemeindeausſchuſſe meinde - Waldungen beftimmte Perfonal umter 
gebildet werden. — Dergleichen Deputationen ſind Beobachtung der, die Feſtſtellung deshalbiger 
—— gr —— cr en — 

s 857. ehalte ꝛc. ie rung 
PR AR ae hi 3 een bei den Gemeindebehörden gefchieht in —2 

2) Qufolge Geſeres vom 15. Mai 1869 $ 2 werden die unentgeltlich, vorbehaltlich der orduungsmäßigen 
Drtsvorftände entweder auf Lebenszeit, was nur mit landes⸗ Entichädigung für baare Auslagen und für Reiſe⸗ 


a ee te —52 a kann und Zehrungstojten bei VBerrichtungen außer dem 
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Orte und defien Gemarkung, ſowie außer dem etwa ben Betheiligten unmittelbar zugehenden 
Kirchfpiele oder dem Bezirke des Land-Wegebau- Benachrichtigungen — an . den Ortsvorſtand 
oder ähnlichen Berbanded. — Der Normal-Etat Oberbürgermeier oder Bürgermeifter) gerichtet. 
der Gehalte für die Ortsvorftände und die be-|Derjelbe unterzeichnet alle Ausfertigungen, und 
treffende Gemeindedienerſchaft wird vom Gemeinde» zwar alle jeine Beicheinigungen, ſowie alle Ur- 
rathe entworfen und vom Gemeindeausfhuffe|funden, welche bie Gemeinden verbinden follen, 
feftgeftellt, bis wohin die dermaligen Bejoldungen|unter Beidrüdung des Gemeindefiegeld. — Auch 
beibehalten werben. tft, was dergleichen Urkunden für Landgemeinden 
8 58. [Penfionen.)] Die Oberbürgermeifter| betrifft, die Unterfchrift des Ort3vorftandes von 
und die Vürgermeifter in den Städten, melde|dem Berwaltungsbeamten zu beglaubigen. — In 
auf Lebenszeit gewählt werben, desgleichen die den Fällen, wo Rechtsgeſchäfte abgeſchloſſen wer- 
auf Lebenszeit gewählten ftäbtiichen Unterbeamten, |den, muß, wenn dazır die Beiltimmung bes 
welche nicht neben ihrem Amte ein bürgerliches Gemeindeausſchuſſes, oder die Genehmigung der 
Gewerbe treiben, follen bei eintretender Dienft-| Auffichts- oder einer höheren Behörde erforber- 
Unfähigkeit eine, nah den Grundſätzen des lich iſt, ber deshalbige Beſchluß in —— 
Staaisdienſtgeſetzes zu beſtimmende, lebensläng- Form beigefügt werden. Alle Schuldbekenntniſſe 
liche Penſion aus der Stadtlaſſe erhalten. — jund die Proceßvollmachten find zugleich von 
Ebenfo jollen die Wittwen und Waifen derjelben |fämmtlichen Mitgliedern des Gemeinderathes zu 
auf Penfion oder Unterftügung aus der Stadt-Junterjchreiben. — Die Heimathicheine u. dergl., 
faffe unter Anwendung der Grunbfäge des ſowie die Zeugniſſe über Vermögen oder Armuth 
Staatsdienftgefeged Anſpruch Haben, fofern nicht/müffen in den Landgemeinden noch von dem 
jene Diener an einer öffentlichen Wittwen- undb|Beigeorbnieten und wenigftens noch von einem unbe» 
Waifen-Anftalt des Inlandes theilgenommen|tHeiligten Gemeinderathägliede mit unterfchrieben 
“ Haben, ımd die Stadt die deshalbigen Einkfaufs-|werden, welche für die Wahrheit des Inhalts 
gelder und Beiträge geleiftet hat. — Die Rechte] mit haften, 
auf Penfion aus der Stadtkaſſe hören jedoch mit s 61. Geſchäftskreis des Ort3vorftandes als 
dem Webergange in den Staatsdienft auf. Hilfsbeamten des Staated.] Außer den Ange 
[Bweiter Abjchnitt. Bon dem Wirkungsfreife|legenheiten der Gemeindeverwaltung Hat jeder 
der Gemeindebehörden.] $59. [Umtsverhältnif] Ortsvorftand noch als Hilfäbeamter des Staates 
des Ortsvorſtandes ald Gemeindebehörde,] Dem|in dem Orte und deſſen Gemarkung diejenigen 
Ortsvorftande gebührt zunächſt die geſammte Geſchäfte zu beforgen, welche den Ortövorjtänden 
Verwaltung ded Gemeindewejens, und er hält|in gedachter Eigenſchaft nad) den beſtehenden 
jolche, joweit er fie nicht jelbft beforgt, in fteter) Einrichtungen und den künftig ergehenden Ge- 
und genauer Aufſicht. — Ihm injonderheit liegt|fegen, nebjt ben zu deren Vollzuge dienenden 
es ob, darauf zu jehen, daß die Gemeinde ihren |Tandesherrlichen Anordnungen und Vorſchriften 
Verpflichtungen gegen den Staat gebührend nadj- |oder Weifungen der vorgejegten Behörben, in fo 
komme. — Er allein Hat die vollziehende Gewalt |weit und fo lange obliegen, als nicht mit diejen 
in den Gemeintefadhen, und ihm find in dieſer Geſchäften Staatöbeamte von Uns oder Unferen 
Hinfiht ſowol alle einzelnen Mitglieder der|einjchlägigen Behörden werben beauftragt werben. 
Gemeinde, als auch alle Unterbeamten und Ge-)— In der Regel bleiben die Ort3vorjtände mit 
meindediener, ſowie die fonft noch am Orte zu der Ortspolizei beauftragt. Deren Ausübung 
Gemeindezweden bejtehenden Behörden Holgjams kann aber aud einem Staatödiener übertragen 
keit jchuldig, und zwar in Unjehung der Gegen-| werden. Beide Behörden müfjen fich ſtets medjiel- 
ftände, welche eines vorgängigen Einverftändnijfes|jeitig Vorſchub und Beiſtand leiſten, damit die 
des Gemeinderathes oder deö Gemeindeausichuffes erforderlihe Ordnung jederzeit vollftändig er- 
bedürfen, nad) der deöhalbigen giltigen Beſchluß⸗ halten werde. — Obgleich der Ortsvorftand oder 
nahıne. — Der Ortövorjtand hat ausſchließlich deſſen Stellvertreter die Pflichten eines Hils- 
das Recht, in den zuläſſigen Fällen die ®emeinde|beamten de3 Staates unbejchadet der durd die 
zu verfammeln (vergl. $ 37). — Er führt im Beauftragung eined Staatöbeamten in deren 
Semeinderathe den Vorſitz und Teitet deſſen Ge-| Ausübung eintretenden Beichränfung, unter ber 
ihäfte (f. $ 65). Wenn er einen Beichluß des Leitung der in diefer Hinficht ihm vorgefetsten 
Gemeinderathes für gejeße oder rechtäwidrig|Staatsbehörde, unabhängig von dem übrigen 
hält, jo fan er beffen Vollziehung vorläufig] Mitgliedern des Gemeinderatges zu erfüllen hat, 
ausjegen, Er muß jedoch hierüber, nad) ver⸗ ſo darf er doch bei veränderten deshalbigen An 
geblichem Verſuche einer Berftändigung mit dem ordnungen, welche neue Ausgaben für die Gr 
Semeinderathe, ohne Aufihub an die Auffichts-|meindelaffe zur Folge haben, hinſichtlich bes 
behörde berichten. — In allen Fällen, in welden | Koftenpunftes nur nad vorgängiger Berathung 
Gefahr bei dem Berzuge ift, hat er zu deren und Beihlußnahme im Gemeinderathe, auch mit 
Abwerdung die erforderliche Vorfehrung fofort|der etwa noch erforderlihen Beiftimmung des 
zu treffen; er muß aber demnächſt, nn Ah er Gemeindeausſchuſſes handeln, ohne deshalb aber 
dazu nod) einer Beiſtimmung oder Ermächtigung in dringenden Fällen die nötigen Ausgaben zu 
bedarf, wegen ber nadträglihen Genehmigung |verjchieben. Findet die vom Ortsvorſtände an- 
das Nöthige bejorgen. gejonnene Uebernahme des Koftenbetrages auf 
$ 60. (Fortjegung.] Die amtlichen Erlafje die Gemeindelafje einen Anjtand, jo Hat die Re- 
der Staatöbehörben in Angelegenheiten ber Ge- gierung hierüber den bejtehenden Geſetzen und 
meinbeverwaltung werden — unbeſchadet der Rechten gemäß zu entjheiden (vergl. $ 93). — 
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Aud muß der Ort3vorftand bei allen Repartitionen Hältniß zum Gemeinberathe und hat außer den 
von Laſten mit dem Gemeinderathe ſich ver⸗ in einzelnen 88 dieſes Gefeges ihm zugemwiefenen 
fändigen. — In anderen Fällen, wo der Orts-Geſchäften 1) zur Einführung neuer, nicht in bloß 
vorſtand als Hilfsbeamter des Staates bloß in vorübergehenden Aufträgen betehenden Gemeinde» 
Rückſicht der Wichtigkeit oder bejonderer Um-⸗ Aemter oder Unterbedientenftellen, 2) zu ber 
ftände die Meinung des Gemeinderathes zu ver- Aufnahme von Ausländern oder von ſolchen 
nehmen für gut findet, hat bee Gemeinderath |jnländern, welche Beifiger werden wollen, ober 
nur eine berathende Stimme. welche Bürger werben wollen, denen aber ein 
$ 62._ [Beigeordneter des Ortsvorſtandes.] geſehliches Erforberni mangelt, in den Gemeinde 
Für die Fälle der Verhinderung oder der nöthigen |verband (vergl. jedoch $ 28), ſowie 3) zu ber 
— bei Angelegenheiten, welche der|Entziehung und Wiederherftellung der Stimm- 
Ortsvorſtaud nicht allein beforgen kann, hat ſich fähigleit von Ortsbürgern einzumwilligen, und 
berjelbe zur Gtellvertretung und Aushilfe ein|4) Br De von der Verwendung aller Ges 
Mitglicd des Gemeinderates als Beigeordneten |meinde-Einnahmen und von der richtigen Aus— 
unter Buftimmung der Auffichtsbehörde zu er-|führung örtliher Einrichtungen und gemeinheit- 
wählen. Der Beigeordnete kann die Benennung licher Arbeiten, joweited ohne Störung berjelben 
eines Vicebürgermeijterd führen. j und ohne irgend eine Einmiſchung in deren 
63. Wirkſamkeit des Gemeinderathes.]jLeitung und Ausführung angeht, fi) Ueber- 

Der Gemeinderath hat — außer den in einzelnen] zeugung zu verichaffen, Bernadläffigungen, Miß— 
8$ dieſes Geſetzes ihm zugewiejenen Geſchäften — bräuche und Pflichtverlegungen der Gemeinde- 
au berathichlagen und zu beſchließen über alle|Dienerjchaft dem Ortsvorftande zur Abhilfe und 
ngelegenheiten der Gemeindeverwaltung, welche geeigneten Ahndung mitzutheilen, auch ihn oder 
nit zur gewöhnlichen Ausführung gehören,|den Gemeinderat; auf fonft wahrgenommtene 
namentlich: a. über bie Aufnahme von Gemeinde: | Mängel in der Gemeindeverwaltung aufmerkam 
Angehörigen und zwar mas Ausländer, oderjzu machen, und nöthigenfall® diefelben zur 
ſolche Inländer betrifft, welche Beiſitzer werden Kenntniß der vorgefeßten Behörde zu bringen. 
wollen, ober welche Bürger werben wollen, denen Er kann zu diefem Zwecke über alle, die Ber- 
aber ein gejegliches Erlorberniß mangelt, mit|waltung de3 Gemeindevermögend und ber ört- 
Beiftimmung des Gemeindeausſchuſſes, ſowie über lichen Einrichtungen betreffenden, Gegenjtände 
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alle auf die Gemeinde-Angehörigfeit und deren 
Fortdauer fich beziehenden Angelegenheiten, aud) 
über die zum Zwede der Verheirathung au be» 
fcheinigende Erwerbsfähigfeit; b. über die Er- 
theilung bed Orisbürgerrechts an Gemeinde» 
Angehörige; e. über die Entziehung und Wieder: 
Serftelung der Stimmfähigteit von Ortsbürgern, 
im Einverftändniffe mit dem Gemeindeausſchuſſe; 
d. über alle Gegenftände des Gemeindehaushaltes, 
welche nad) $ 80 der Buftimmung des Gemeinde- 
ausſchuſſes bedürfen, im Cinverjtändnifje mit 
diejem, ferner e. über die Vertheilung jeder Art 
von Laften, welche der Gemeinde obliegen; f. über 
die Sicherftellung ded Gemeindevermögens, ber 
Gemeindelafjeund anderer, unterderunmittelbaren 
und mittelbaren Obhut des Ortövoritandes ſich 
befindenden Gelder, geldwerthen Papiere, Na: 
tucalien, Geräthichaften u. ſ. w. — aud)g. über 
andere Angelegenheiten, welche guleige ber Ge- 
fege und Verordnungen, ober Verfügungen der 
zujtändigen Staatsbehörde, vom Gemein —* 
zu beſorgen find, ſowie h, über alle Vorfälle in 
der Gemeindeverwaltung und über — Ge⸗ 
genſtãnde, welche der Ortsvorſtand der Beihluß- 
nahme des Gemeinderathed zu unterwerfen für 

ut findet, — yı Rectöftreitigleiten und in 
Sachen der freiwilligen Gerichtöbarfeit kommt 
die Vertretung ber Gemeinde vor Gericht der 


vom Ortsvorjtande Auskunft verlangen, und in 
deſſen Geſchäftslocale die einſchlägigen —— 
Verhandlungen mit allem Zubehör einſehen, oder 
durch Abgeordnete aus jeiner Mitte einjehen 
laffen, aud) die etwa hiernach nöthig befundenen 
Aufihlüffe ſich von der Auffihtsbehörde erbitten. 
— Außerdem hat der Gemeindeausihuß 5) jo 
oft der Gemeinderath noch andere Gegenstände 
von bejonderer Wichtigkeit mit ihm zu berathen 
wünſcht, fi darüber gutachtlich auszuſprechen. 
— Der Gemeindeausſchuß darf aber a feinerlei 
ausführende Gewalt anmaßen, auch ſich Feine, 
dem we ei des Ortsvorſtandes und des Ge- 
meinderathes nacdhtheilige, Rüge ihrer Handlungen 
in ber Gemeinde — und außer den ihm 
etwa zulommenden Nachrichten über Gegenſtände 
ſeines Wirkungskreiſes feine Geſuche oder Be— 
ſchwerden annehmen, auch niemals an eine andere 
Behörde, als den Ortsvorſtand und Gemeinde— 
rath, ſowie die Aufſichtsbehörde, oder im Falle 
ber Beſchwerdeführung über Letstere, an die dieſer 
vorgejegte Höhere oder höchſte Behörde fi) wenden. 

65. [VBerfammlungen des ig ve 
und bes a len Der Gemeindes 
rath verfammelt fid) regelmäßig alle acht oder 
vierzehn Tage, und der Gemeindeausjhuß ein« 
mal in jedem Monate oder Bierteljahre zu ber 
dafür verabredeten Zeit und jonft auf befonbere 


Regel nad) nur dem Gemeinderathe (j. jedoch Ladung des Ortsvorſtandes oder Ausihußvor- 
88 88 und =. ‚ von welchem auch die beö-Iftehers, jo oft ed zur Verhandlung der betreffen 
albige Bevo ähtigung eines Mitgliedes oder den Gemeindeangelegenheiten nöthig iſt. — Aus—- 
nwaltes gefchieht. — Derjelbe vertritt gleih-|jhußverfammlungen zu Wahlen oder zu ben im 
falls die Gemeinde als Körperjchaft im Ver-|$ 82 gedachten Geſchäften müjjen immer bejonders 


zn zum Staate und fonft in ihren äußerenlangefagt werben. — Die Verhandlungen 


erhältniffen. 
8 64. Fin 
Gemeindeausfchu 


des Gemeindeausſchuſſes.] Der|jchlüffe werben na 
vertritt die Gemeinde im Ver-| und 


C# 
es 

Stimmenmehrheit genommen 
timmenzahl gibt die Stimme 


hen der Regel nad mündlid. — Die 
ei gleicher 
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de3 Borfisenden den Ausſchlag. Die gefahten jänderungen ber Negierung der Provinz im Ein- 
Beihlüffe werden in ein Ordnungsregiſter oder |verjtändniffe mit dem Sag ya. mi vor» 
Beichlußprotofoll eingetragen. — Zu einer gil- behalten. Die Ausführung der fir die Gemeinde» 
tigen Beſchlußnahme wird erfordert, daß ſämmt- waldungen feitgejesten Eultur- und Nutungs- 
liche Mitglieder, wofern nicht von einer regel- Vorſchlaͤge haben die Ortsvorſtände unter der 
mäßigen Sigung die Rebe ift, bejonders gela en Aufſicht der Forftbehörden zu beforgen. — Rück⸗ 
und wenigſtens zwei Drittel anweſend ſeien. — |fichtlih der Vergütung für bie Geſchäfte ber 
Im Falle des Ausbleibens von mehr als einem |Förfter in den Gemeindewaldungen verbleibt e3 
Drittel der Mitglieder können nur vorbereitende|bei der bejtehenden Vorſchrift und Einrichtung. 
Mafregeln und die etwa ohne Schaden der Ge-) $ 69. [agb und ——— Die Jagd- und 
meinde oder gemeine Gefahr nicht aufzufchieben- | Fiſcherei-Gerechtſame, welche einer Gemeinde oder 
den Vorkehrungen bejchloffen werden. — Wegen|deren Gliedern, als jolden, ſei es auf eigenem 
der übrigen Angelegenheiten muß eine weitere oder fremden Boden, zuftehen, follen in jedem 
außerordentliche Bechammiang anberaumt wer-|Falle verpachtet?) und die Auflünfte zur Ge- 
den, und kann darüber nunmehr in diefer, ſelbſt |meindefafje gezogen werben. 
wenn die zwei Drittel nicht vollftändig anwejend) $ 70. [&emeindenutungen.] Dasjenige Ver— 
wären, eine giltige Beſchlußnahme erfolgen, wenn mögen, dejjen Ertrag bisher zur Beitreitung von 
nicht etwa die Auffichtsbehörde ein Anderes in Gemeindeausgaben beftimmt war (Kämmerei- 
dem alle, wo fogar die Hälfte der Mitglieder|oder Orts-Vermögen), ſoll auch ferner, jo large 
die Abſtimmung unterlafien Haben würde, zu es nicht veräußert oder vertheilt wird (vergl. 
verfügen angemefjen findet. $ 80 ff.), zu diefem Zwecke verwendet werden. 
$ 66. [Abtreten der betheiligten Mitglieder.] | Dagegen Ioflen die Gemeindenugungen, welche 
Fit von Gegenftänden die Rede, bei weldyen das |bisher allen Gemeindegliedern oder einzelnen 
Intereſſe eines oder mehrerer Mitglieder des Klaſſen derjelben zuftanden, auch ferner nad) dem 





Gemeinderathe3 oder des Gemeindeausichuffes 
für ihre Perjon oder nahe Verwandte und Ans 
gehörige der im $ 44 bezeichneten Arten mit 
dem Intereſſe der Gemeinde im MWiderfpruche 
ericheint, oder bei denen gejeßwidrige Handlungen 
einzelner Mitglieder zur Sprade fommen, jo 
müſſen diefe Betheiligten abtreten, und mofern 
nicht zwei Drittel der Mitglieder noch zur Ab— 
—— übrig bleiben, werden zur deshalb er- 
orberlichen VBervollftändigungunbetheiligte außer- 
ordentliche Mitglieder des Ausſchuſſes einberufen. 
— Wenn von einer großen Ausſchußverſamm— 
lung die Rede ift, jo gejchieht die nöthige Er- 
gänzung nad Mafgabe des 838. — Uebrigens 
ift nad) den anwendbaren Beitimmungen des vor⸗ 
bergehenden $ zu verfahren. 
Titel IV. 
Bon dem Gemeindehaushalte. 

8 67. [Gemeindevermögen überhaupt.] Das 
Vermögen der Gemeinde wird von dem Orts— 
vorjtande unter Mitwirkung des Gemeinderathes 
und unter Mitaufjiht des Gemeindeausſchuſſes 
verwaltet. — Alle Semeindebehörden, ſowie die 
Staatsbehörden, denen die Oberaufficht der Ge— 
meindeverwaltung obliegt, nebit den ausnahms- 
weile an der Leitung der Gemeindeangelegen- 
heiten theilnehmenden Behörden (j. $ 92), haben 
innerhalb der Grenzen ihrer Zuftändigleit dar- 
über zu wachen, daß das Vermögen ber Ge- 
meinden erhalten und das Einfommen derfelben 
richtig verwendet werde. 

8 68. [Gemeindewaldungen insbefondere.) 
" Die Gemeindewaldungen bleiben der Leitung und 
Auffiht von Seiten der Forftbehörden in Be- 
ziehung auf dad Techniſche der Bewirthſchaftung 
und auf ben Forftihus, nah Maßgabe der bes- 

albigen gejeglichen Borjchriften und ber in deren 

{ge von den einſchlägigen Oberbehörden ge- 
troffenen Einrichtungen, untergeben. 
jedoch die letztgedachten Einrichtungen betrifft, jo 
werben die ald zwedmäßig ſich ergebenden Ab— 


deshalbigen Herkommen behandelt merden, jo 
lange, bis eine andere Einrichtung zu Stande 
fommen wird, 

‚srl. [Dertlihe Einrihtungen)] Die ört« 
lien Einrichtungen, mit Ausnahme der im Hof⸗ 
oder Staatseigenthum befindlichen, nämlich: 1) die 
örtlichen Armen-, Kranken- und ähnlichen An— 
ſtalten (Hoſpitäler, Siechenhäuſer); 2) die Spar- 
kaſſen; 3) die Feuerlöſch- und Rettungsanſtalten; 
4) die Brunnen und Waſſerleitungen, Teiche, 
Tränken, Wäſſerungs - und Entwäfjerungsanftalten, 
Bade⸗Einrichtungen u, Öffentlichen Waſchanſtalten; 
5) Straßen, Pflaſter, Wege, Brücken, Stege, 
Fähren und Kanäle im Innern des Ortes und 
der Feldmark; 6) die Anitalten für Erleuchtung 
und Reinigung der Straßen; 7) die Marki— 
Einrihtungen, Krahn-, Waage- und Niederlage 
Anjtalten; 8) die Leichenhäufer und fonitigen 
Begräbnißanſtalten, ausichließlich der Todtenhöfe; 
9) die Ortöbefriedigungen und Thore, Hat der 
Ortsvorjtand zu verwalten ante jomweit dieſe Ein- 
rihtungen nicht aus den Einkünften der dafür 
vorhandenen Sti,tungen und Fonds, aber nicht 
duch die injonderheit dazu bejtimmten Abgaben 
(als Armenſteuern, Pilafterjteuern 2c.) unterhalten 
werden, oder die Verbindlichfeit zu deren Unter- 
haltung einem Dritten, insbejondere beftimmten 
Haus- oder Grundbefitern, obliegt, aus den 
Semeindemitteln, auf eine ihrem Zwecke genügend 
entiprechende Weife, einzurichten und zu erhalten, 
— Eine abgefonderte Verwaltung der örtlichen 
Einrichtungen (vgl. $ 52) hat nad Vorſchrift 
und mit er der Aufſichtsbehörde alds 
dann ftatt, wenn der Zweck der örtlichen Ein: 


ı) ©. Befeg, das Joobreht und beffen Ausübung betr, 
vom 7. Sept, 1865 $ 18: Die Gemeinden baben die Jagkı 
insbefondere auch auf ihrem eigenen Grundbeſitze, ebenfowd 
durch Öffentlich meiftbietende Verpachtung auszuüben. Gemäf 
$ des Geſetes vom 1. März 1873 finden die Borſchrifte 


— Was |über die Verpach ber Jagbnutzung burch die Gemeinde: 
auch auf diejenigen Falle —— in welchen bie Aufheb 
ung des Jagdrechts anf fremdem Grund und Boden buch 


die ſes Geſetz eingetreten if. 
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rihtung von dem bed eigentlichen Gemeinde- |richtun 
ze. verjchieden ift, wenn dazu bejondere kaſſe u 


eiträge nur von gewiſſen Einmohnerflaffen er- 
hoben, oder die Koften aus befonderen, nur zu 
dieſem Zwecke angeordneten, Einnahmen be» 
ftritten werben, und menn andere rechtliche 
Gründe, indbejondere der Wille des GStifters, 
— erheiſchen. Die abgeſonderte Verwaltung 
ann auch einer beſonderen, vom rg re 
verjchiedenen Behörde zulommen, wenn dieſes 
der Wille des Stifterd ausdrücklich bejtimmt hat. 

$ 72. [Inventar.] Das Inventar des unbe 
weglichen Gemeindevermögens muß alle Bejtand- 
theile deſſelben mit allen Bugehörungen, anfle- 
benden Rechten und Laſten, namentlich auch alle 
Arten von Berechtigungen, welche der Gemeinde 
in fremden Gemarfungen und Walbungen zus 
jtehen, ſowie die beshalbigen Laften, u. die etwa 
hinſichtlich gewiſſer Nutzungen beftehenden bejon- 
deren Berhältnijje, unter näherer Bezeichnung 
der Gegenftände, ber Berechtigten und ihrer Ans 
theile, nebit den hierauf ruhenden Abgaben und 
Leitungen, genau bejchreiben. Diejed Immobi— 
lar-nventar muß jeded Jahr von dem Gemeinde» 
rathe durchgeſehen, ergänzt und nöthigenfalls, 
—— aber alle 20 Jahre, vollſtändig erneuert 
werden. — Das vorſchriftmäßige Inventar des 
beweglichen Vermögens, mit Einſchluß der in 
der Gemeinde vorhandenen Feuerlöſch- u. Rett— 
ungs⸗ oder dergleichen Geräthichaften (wobei die 
etwa theilhabenden anderen Ortſchaften zu be 
merfen jind), desgleichen der ausftchenden und 
erborgten Capitalien muß ſpäteſtens alle 5 Jahre 
erneuert werden. 

$ 73. |Berbrauchsauflagen.] Das Auftommen 
von den zum Bejten der Gemeinden beitehenden 
Berbraudysauflagen fließt in die Gemeindefafie. 
Die Einführung neuer Auflagen auf Verbrauchs— 
gegenftände zum Bejten der Gemeindetaffe kann 
nur duch Bewilligung des Minifteriums des In— 
nern, im Einverjtändnifje mit dem Finanzmini— 
fterium, erfolgen. 

74. [Pflafter-, Wege» und Brüdengelder.] 
Pflaftergelder, welche überhaupt nur für die von 
den Gemeinden unterhaltenen u, nicht zur Staatd» 
bauverwaltung gehörenden GStraßenitreden zu— 
läffig find, desgl. Wege», Brüden- und Fähr- 
gelder für die Benutzung der durch die Gemein- 
den oder durch Bezirföverbände unterhaltenen 
Bege, Brüden und Fähren, können nur mit 
Bewilligung Unſeres Minifteriums des Innern 
erhoben werden. 

8 75. [Mafregeln zur Sicherung der al 
ten Abgaben.| Zur Verhütung von Unterjchleifen 
hinſichtlich der im den beiden vorhergehenden SS 
gedachten Auflagen kann die Regierung, foweit 
e3 an befonderen gejeglichen Bejtimmungen des— 
halb mangelt, a den Antrag des Gemeinde» 
raths und nach Anhörung des Gemeinde: Aus- 
ſchuſſes, die erforderlihen Mafregeln anordnen, 
deren Uebertretung fodann von dem zuftändigen 
Gerichte mit einer Geldbuße vom fünte bi3 zum 
äwanzigfadhen Betrage der Abgabe), neben Ent- 


1) Bl. jedoch Geſetz vom 16. April 1846: Die Uebertret⸗ 
ungen der Mafiregeln zur Sicherung der gemeinbeitlichen Ber: 
brauhsauflagen, Pflafter:, Wege: und Brüdengelder, melde 
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oder Nachzahlung des zur Gemeinde- 
digen Abgabenbetrages, oder bei Zahl- 
ungsunfähigteit mit angemejjener Gefängnißjtrafe 
oder Strafarbeit geahndet werden joll.!) 

$ 76. Koſten des Polizeiperſonals u. Dien- 
ſtes. In den Orten, in welden die Ortspolizei 
einem Staat3beamten übertragen wird ($ 61), 
werden auch die Koften für das nöthige Polizet- 
Perjonal und den Bolizeidienft aus der Staats» 
kaſſe beftritten, jedoch mit Beibehaltung der Leijt- 
ungen, welche der betreffenden Gemeindekaſſe bis- 
ber oblagen. — In den Gemeinden, in welchen 
der Ortsvorftand die Ortöpolizei bejorgt, werden 
die Koſten für das Volizeiperjonal und den Po- 
lizeidienft aus den Gemeindefafjen beftritten; es 
fallen aber dagegen diejenigen Beträge weg, welche 
deshalb bisher von den Semeindelajjen zur Staat#- 
kaſſe geleijtet wurden. 

$ 77. [Öemeinde-Amlagen.?)) Eine Gemeinde- 
Umlage kann nur ftattfinden, wenn die Verbrauchs» 
Auflagen, 5* das übrige, nicht ausdrücklich be— 
ſonderen Zwecken ausſchließend gewidmete Ein« 
kommen der Gemeinde zur Beſtreitung der ihr 
obliegenden Ausgaben nicht Hinreiht.— In den 
Städten, ſowie in denjenigen Yandgemeinden, für 
welche die Aufitellung eines Voranſchlags ange- 
ordnet wird (j. $ 86), hat der Gemeinberath bei 
der Aufſtellung des Voranſchlags im Monat 
October, u. in den übrigen Landgemeinden zeitig 
bei vorausfichtlihem Bedürfniffe, in genaue Er- 
wägung zu ziehen, ob u. welde Umlagen wirt« 
lich nöthig jein werden, und wenn deren Noth— 
wendigfeit anerkannt ift, die deshalbige Erhebung 
in den Voranſchlag aufzunehmen, oder für bie 
nöthige Erhebung nad erfolgter Beijtimmung 
des Gemeinde-Ausichujjes die Genehmigung der 
Auffichtöbehörde, ſofern diefe erforderlich ift (f. 
$ 84), bejonderd auszuwirken. — Der bisherige 
Bertheilungsfuß bleibt bei den Gemeinde-Umlagen 
jo lange beibehalten, ald nicht durch die Sta— 
tuten ($ 3) oder durch befondere Geſetze über 
einzelne Gemeindelajten ein Anderes vorgejchrie- 
ben wird. 

8 78. [Gemeindedienfte.] Die Gemeindedienfte 
können jowol in perjönliden Dienften, die keine . 
wiſſenſchaftliche, kunſt- oder handwerksmäßige 
Kenntniß erfordern, als auch in Spanndienſten 
beſtehen. — Die gewöhnlichen Gemeindedienſte — 
Reihedienſte — beziehen ſich hauptſächlich auf die 
Gemeindewege-, Waſſer- und andere Bau- Urs 
beiten, ferner die Tagewadıt und die Nachtwacht, 
auch Botengänge und dergleihen. Nothdienite 
aber treten ein bei Feuersbrunſt, Wajjersnoth 
und ähnlichen auferordentlichen Ereigniſſen. — 


nad 375 der Gemeindeordnung vom 23. Oct. 1834 vom bem 
uftändigen Gerichte mit einer Geldbuße vom 5= bis zum: 20: 
(een etrage der Abgabe geahndet werden follen, find aus: 
nahmsweiſe nur mit einer Geldbuße bis zu 15 M in denjenigen 
Fällen zu bejtrafen, in welchen von dem Yingellagten der De 
weis geliefert wird, daß weder die Abficht der Umgehung ber 
— —— noch die Abficht der Unterſchlagung ber 
betreffenden Abgabe vorbanden war. 2 

ı) Dieſe Strafbeitimmungen find gemäß Art. VI. Abj. 2 
ber a les das Etrafrehr und das Strafverfahren 


in den neuen ‘Provinzen vom 25. Juni 1867 in Kraft ge 
blieben. . 

2) Wegen ber anziebung der Staatsdiener zu den Ges 
meindeumlagen, j. unter Staatsdiener die ordnung 


vom 23. Sept. 1867. 
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y ben Städten, in welchen aufer ben nöthigen 
achtdienften und ber bei außerordentlichen Er» 
eigniffen zu leiftenden Nothhilfe feine Gemeinde- 
dienfte ftattfinden, bleibt es bei der deöhalbigen 
freiheit. — Ueberall aber find von der Ber- 
pflihtung zu perjönlichen Gemeindedienſten aus- 
enommen: 1) die im $ 13 und $ 14 gedachten 
OR und Staatödiener ꝛc., fo lange fie nicht 

rtöbürger geworben find, und fetbtt nad dem 
Ermwerbe des Ortsbürgerrechts, injofern nach) der 
Entſcheidung der ihnen —— Behörde die 
perjönfiche Leiſtung ber Gemeindedienſte ſich nicht 
mit ihren Amtsobliegenheiten verträgt); 2) die 
DOrtsvorftände, die Mitglieder des Gemeinderaths 
u. die geringeren Diener, mit deren Berufe jene 
Dienfte unverträglich find, nad) deshalbiger näh« 
eren Beftimmung des Gemeinderath8 und Aus- 
ſchuſſes; 8) die Wundärzte und die Hebammen; 
4) diejenigen Wittwen u. Kinder ber verjtorbe- 
nen Gemeindeglieder, melde weder ein Wohn. 
haus am Orte befigen, nod) die Lanbwirthichaft 
mit eigenem» Anfpanne betreiben, nod ein Ge- 
werbe für eigene Rechnung fortführen, ober ein 
ſolches jelbftändig, joweit es ftatthaft iſt, unter- 
nommen haben, auch noch nicht jelbftändig in 
den Gemeindeverband eingetreten find; 5) die 
über 65 Sale alten u. die an beicheinigter, zum 
Dienft unfähig machender Körperſchwäche Teiden- 
den Gemeindeglieder, welche nicht Angehörige od. 
Dienftboten bei ſich haben, die ihre Stelle ver- 
treten fönnen. — Uebrigens genießen die Spann« 
dienftpflichtigen ferner Hinfichtlich der perjönlichen 
Dienjte die bisher übliche Freiheit od. Erleichter- 
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in ber Gemeinde wohnende Pächter oder Ber 
walter al3 deren Vertreter hinfihtlih der Ge 
meindelaften, in Ermangelung anderer Bejtellung, 
anzufehen. 

$ 80. [Gegenftände des Gemeindehaushalts, 
bei denen ber Gemeinde » Ausihub mitzumirten 
hat.) An die Einwilligung des Gemeinde- Aus- 
ichuljes ift der Gemeinderath gebunden in Hin 
jicht auf folgende Gegenftände: 1) alle unitänd« 
igen Ansgaben, welche den dafür im Voranſchlage 
des ftäbtiichen Haushaltes -oder in den Landger 
meinben durch gemeinjchaftlichen Beihluß aus 
gejetsten rg überfteigen, infofern nicht eine 
unbedeutende Heberjchreitung eines Anſchlages 
wegen unvorhergejehener Umftände ftattgefunden 
hat, wofür jedoch bis zu genügender Rechtfertig- 
ung bei Gelegenheit der Rehmungsablage der 
Gemeinderath oder der betr. Gemeindebeamte 
verantwortlich bleibt; 2) Bewilligung neuer oder 
u Gehalte oder außerordentlicher Dienft- 
elohnungen auf Koſten der Gemeinde; 3) Zeit 
verpacdhtungen gemeinheitliher Immobilien und 
Gerechtſame, und Verkauf jährliher Nußungen 
(3. B. des Obſtes, der Walderzeugnifje) in den- 
jenigen Fällen, wo die Berpadhtung oder Ber- 
äuferung ohne Öffentliches Ausgebot, oder auf 
längere Zeit, ald 3 Jahre, geſchehen ſoll, aud 
joldye Verwertung von Waldnugungen, melde 
bisher nicht herfömmlich war; 4) Verträge jeder 
Art mit Mitgliedern des Gemeinderaths, wenn 
fein öffentliche Ausgebot ftatifindet; 5) Erlaß 
beitreiblicher Forderungen der Gemeindelafje; 6) 
Procchführung (ſ. $ 85) und Abſchließung von 


ung. — Die Leitung der Gemeindedienfte dur | Vergleichen; 7) Aufkündigung von Uctiv-Capi- 


taugliche Stellvertreter, die nicht unter 17 Jahre 
alt jein dürfen, ift der Negel nad zulälfig. — 
Denjenigen re np welche eine Arbeitsitrafe 
jtatt einer Geldbuße wegen Zahlungsunfähigleit 
zum Vortheil der Gemeinde zu verbüßen haben, 
tollen jo viel Tagewerfe, als Arbeitstage gericht- 
lid) erfannt worden, hauptjädjlich bei dem Ge— 
meindebauweſen zugewieſen, und biefelben zur 
gehörigen Leiftung (worüber im Zweifelsfall der 
Baucommiſſar ded Bezirke zu urtheilen hat) 
nöthigenfall3 mittel3 der in den $$ 104 u. 105 
gedachten Zwangsmittel angehalten werben. — 
Alle näheren Anorbnungen, welche hinfichtfich der 
Gemeindedienfte nöthig oder nüßlich befunden 
werden, find auf die im $ 3 angegebene Weije 
zu — u bringen. 

un —2 Perſonen weiblichen Geſchlechts, 
welche in der Gemeinde einen jelbftändigen Haus« 
halt haben, müfjen diejenigen perfönlichen Dienfte, 
weiche ſich überhaupt für ihr Geſchlecht eignen, 
wenn fie folche nicht ſelbſt verrichten wollen, durch 
taugliche Stellvertreter leiften Iaffen. — Vieſelbe 
Verpflichtung hinſichtli 


talien, Verlauf od. Ceffion von Staatd- u. an- 
deren Öffentlihen Ereditpapieren u. von Privat» 
Schuldverjchreibungen; 8) Anleihen und Bürg- 
ſchaften mit oder ohne Verpfändung; 9) Ver— 
Äußerungen von Grundftüden und NRealberechtig- 
ungen, od, erbliche Verleihung von Rottenländer- 
eien (vergl. $ 81); 10) Gemeinheitötheilungen, 
jofern dieſe überhaupt nad) den gejeplichen Bor- 
ichriften über dergleichen Theilungen zuläſſig fein 
werden, und jedenfall3 mit geficherter Forderung 
aller in Betracht fommenden gemeinfamen Ziwede; 
11) Verwandlung desjenigen Sefammtvermögens, 
welches bisher von Einzelnen benutzt wurde, in 
Kämmerei- od. Ortsvermögen, defjen Ertrag zur 
Gemeindefaffe fließt; 12) Einführung oder Ab- 
Ihaffung von Berbraudyd-Auflagen oder anderen 


tellvertretung für ng — Abgaben für die Gemeindekaſſe, ſowie Herabſetz- 


ung oder Erhöhung der bisherigen Sätze, Aver— 
fionirung einer Abgabe, oder Verpachtung ihres 
Ertrages; er) Anordnung auferordentlicher Geld» 
oder Naturalerhebungen, welche nicht auf Gejeg 
beruhen, auch nicht in bloßer Vergütung der für 
einzelne Klaſſen der Ort3bewohner (3. ®. Vich- 


ch jämmtliher Gemeinde: |bejiger, Gemeindenugungsberechtigte) aufgewendes 


lajten Haben alle Gemeindeglieder, welche ‚‚war|ten Kojten von Seiten der Betheiligten beftehen; 
in der Gemeinde ihren Wohnfig haben, jedod) = Einführung neuer Gemeindedienfte oder Ab- 


längere od. kürzere Zeit ſich auswärts aufhalten, än 


erung ber herkömmlichen Gemeindedienfte; 


für die Beit ihrer Abwefenheit. — Für die aud-|15) Ankauf von Immobilien; 16) Feſtſtellung 
wärt3 wohnenden Grundeigenthümer find deren des Grund-Etats.— Damit indeifen die laufende 


1) aufelge ——— bon 4. Dec. 1857 
und Weichenwärter an ben durch Kurheffen führenden Eifen: 
bahnen den bier genannten Staatsdienern gleich geftelt. 


nd bie Bahn: | 


Gemeindeverwaltung nicht oft bei geringfügigen 
Angelegenheiten durch die Einholung der 8 . 
ftimmung des Ausjchuffes ſich gehemmt finde, u. 
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biefer alfzuhäufig zufammentommen möüfje, lann jer eine Bereinigung in einer beöhalbigen Zu⸗ 
derſelbe für die geit feiner Amtsdauer zu ein⸗ ſammenlunft des Gemeinderathe8 mit dem Aus—⸗ 
ge ber obgedadhten Geſchäfte im Allgemeinen ſchuſſe, oder beiderjeitiger Abgeordneten als ge» 
is zu einem beftimmten mäßigen Werthe oder wählter Obmänner, nicht zu Stande bringen 
Betrage, doc jedenfalls unter Ausſchluß der Ber-|Tanın, fie an die Wuffichtöbehörbe zu menden, 
fügungen über Beſtandtheile des Grundvermögens | welche die Sache genau prüft, eine Bermittelung, 
r Gemeinde, zum Voraus feine Einwilligung |nad) Befinden unter Hinzugiehung achtbarer Orts- 
mittel einer fchriftlichen Urkunde ertheilen, welche |bürrger verjucht oder durch einen Commiſſar ver« 
ber Beitätigung der Aufficht3behörde bedarf. —|juchen läßt, und, wenn auch dieſer Verſuch miß- 
In den Städten, ſowie in den größeren u. ver-|lingt, bie nöthige Entſcheidung ertheilt, ober, 
mögenden Landgemeinden, für melde bie Auf-|falls die Auffichtöbehörbe nicht die Regierung 
fiht3behörde die Aufitellung eines Grund-Etat3|der Provinz ift, an diejelbe mit den Ncten zur 
angemefjen findet, muß ber Gemeinde- Ausihuß |Entiheibung berichtet. 
nod den vom Gemeinderathe aufgeftellten Bor-| $ 84. [Genehmigung der Nuffichtsbehörbe,] 
anichlag (Grund-Etat) für den Gemeindehaushalt |Die Genehmigung der Aufficht3behörde ift er- 
des fommenden Jahres oder der nächften 2 oder |forderlih: 1) zur Veräußerung und gerichtlichen 
3 Jahre (j. $ 86) durchjehen, und zu bemjelben, |Verpfändung von Grundftüden u. Realberechtig- 


foweit feine Anftände vorfommen, od. durch güt- 
liche Bereinigung mit dem Gemeinderathe be- 
jeitigt find, feine Beiftimmung ertheilen, womit 
zugleich die Einwilligung hinfichtlih der oben 
ugefüßrten Gegenftände, jofern deren im Bor» 
anſchlage mit allen erforderlichen näheren Be 
ftimmungen enthalten jind, verbunden werben 


ann. 

> [Befondere Beftimmung wegen ber Ber- 
äußerungen und erblichen Berleihungen.‘)] Der 
Veräußerung von Grundftüden u. Realberedtig- 
ungen, ſowie der erblichen Verle hung von Rotten- 
Ländereien (f. $80, Sa 9) muß eine öffentliche, 
nach Ermeflen des Gemeinderaths gerichtlich vor- 
zunehmende Berfteigerung vorausgehen. Bur Er» 
bauung neuer Wohn» oder Landwirthſchaftsge— 
bäube aber kann der nöthige Raum vom Ge— 
meinde-Örumdeigenthum an Gemeindeglieder aus 
freier Hand, nad) vorgängiger Abſchätzung des 
Werthed, veräußert werden, und zwar nad) Be- 
finden der Umftände mit einer dem Käufer frei- 
zulaffenden Hinausfegung des Abtragd des Kauf: 
preifes, welcher inzwijchen im verabredeten Zind« 
fuße zur Gemeindekaſſe zu verzinjen ift. 

$ * (Vergrößerung des ÄAusſchuſſes in ge- 
willen Fällen] Bei einer Beichlußnahme über 


ungen, u. zur erblichen Verleihung von Rotten- 
ländereien, wenn der abgeichägte Werth a, in 
den vier Hauptitäbten den Betrag von 1800 M, 
b. in den anderen Stäbten mit 3000 ober mehr 
Einwohnern (zufolge des jüngften Staatöhand- 
buches) ben Betrag von 600 M, c. in ben Städten 
mit weniger als 3000 Einwohnern den Betrag 
von 300 M und d. in ben Landgemeinden den 
Betrag von 150 M überfteigt; 2) zur Averfionir- 
ung von Verbrauchs-Auflagen oder zur Ber- 
pachtung ihres Ertraged; 3) zu Gemeinteitätheif- 
ungen; 4) zu Verwandlung desjenigen Gejanımt- 
Vermögens, welches biöker von Einzelnen bes 
nutzt wurde, in Kämmerei- oder Ortövermögen, 
defien Ertrag zur Gemeindelafje fließt; 5) zu 
außerordentlihen Erhebungen, welche der Ges 
meinberath u. der Gemeinde⸗Ausſchuß beichloffen 
oder zu beichließen haben, u. welde die Summe 
von einem jech3monatlichen Betrage der directen 
Steuer zu einem und demſelben Zwecke für ben 
Einzelnen auf ein Jahr überfteigen; 6) zu einer 
bisher nicht Herfümmlichen Berwerthung ber 
Waldnutzungen. 

85. [Beſondere Beſtimmung wegen der Pro- 
cefje von Landgemeinden.) Bevor eine Landge- 
meinde in einen Proceß, außer der nad 8 89 


Beräußerungen von Grundftüden und Realbe-|ftattfindenden gerichtlichen Beitreibung von Rüd- 


rechtigungen, über erbliche Berleihungen von Rot- 
tenländereien, über Anleihen mit od, ohne Ver⸗ 
—— über Gemeinheitstheilungen und über 

ie Verwandlung von Geſammtvermögen, deſſen 
Ertrag bisher an Einzelne vertheilt wurde, in 
Kämmerei⸗-⸗ oder Ortsvermögen, muß ſich der 
Ausſchuß durch die Zuziehung der außerordent— 


lichen Mitglieder verjtärfen, wenn der Ausſchuß $ 


jtänden, ſich einläßt, muß die Führung deſſelben 
von dem Gemeinderathe unter Buftimmung ber 
roßen Ausſchuß-Verſammlung (f. $ 38) be= 
Phloffen ſein. — Bur Erhaltung des Befipftandes 
gleihwol Tann der Gemeinderath alsbald ſich 
conjervatorifcher Rechtsmittel für die Gemeinde 


enen. 
86. [Voranſchlag bed Gemeinde-Haushaltes.} 


oO‘ 
La) 

2 
— 


ſelbſt es angemeffen findet, der Gemeinderath od. In jeder Stadt und in den größeren und ver— 
auch bloß der Ortsvorſtand es verlangt, oder mögenderen Landgemeinden, für welche die Auf— 
etwa eine beſonders betheiligte Einwohnerflaffe|jichtöbehörde die Aufſtellung eines Grund-Etats 
es begehrt, od. die Aufſichtsbehörde es verfügt. angemeſſen findet, muß für das kommende Jahr 

3. lan megen gg Einwillig-|oder die nächſten 2 od. 3 Fahre zeitig ein Vor— 
ung des Ausſchuſſes.) Berjagt der Gemeinde anſchlag (Grund-Etat) über alle im gedachten 


Ausihuß feine Einwilligung, und erachtet der 
Gemeinderath dadurd das Gemeindewohl beein- 
trädhtigt, oder fehlt e8 deshalb an den nöthigen 
Mitteln zur Erfüllung gejeglicher Verpflichtungen 


Beitraume erfolgenden Ausgaben u. Einnahmen 
aufgeitellt werden. — Für die genauere Einricht⸗ 
ung dieſes Voranſchlages u. des Protokolls über 
deſſen gemeinjchaftliche Feſtſtellung von Seiten 


der Gemeinde, jo Hat der Ortövorftand, weun des Gemeinderath3 u. des Geineinde-Ausſchuſſes 


bas hier nicht aufzunehmende San Em: bie 


V Bergl. 
—— Ar noch beftehenden Grundlaften vom 20. Juni 
1860. 


hat die Regierung die erforderliche Anleitung zu 
ertheilen. An diejelbe muß auch der Voranſchlag 
von den Städten, fobald er fejtgeftellt ift (1. $ 80), 
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fowie ber Voranſchlag von den betreffenden Land-| Einverftändnii mit dem Stadtrathe daſſelbe ber 


gemeinden an die untere Auffichtsbehörde über-| jelbjtändigen Beitreibung va Sr 


janbt werben. 


$ 89. [Beitreibung der Nüdftände in den 


8 87. Gemeindekaſſe.) Die Gemeindelafje u. Landgemeinden.) Die Beitreibung rüdjtändiger, 


die deshalbige Rechnungsführung wird in den 
Städten.dem Stadtlämmerer, in den Lanbge- 
meinben dem Gemeindeerheber anvertraut. Nur 
diefer Rechnungsführer ift, joweit nicht eine ab- 
gefonderte Verwaltung ftattfindet (j. $ 71), zum 
Empfange u. zur VBerausgabung der Gemeinde» 
gelder ermächtigt. — Er erhebt auf den Grund 
der vom Gemeinderathe feſtgeſetzten Hebeliſten 
oder ihm mitgetheilten beſonderen Einnahmebe— 
lege, und verausgabt nur auf die ebenfalls vom 
Gemeinderathe, oder in dringenden Fällen vom 
Ortsvorſtande ertheilten, von Letzterem Unter- 
zeichneten, allgemeinen oder beſonderen Anteij- 
ungen. — Die Aufitellung der Rechnung in dop— 
pelter Ausfertigung geichieht im Monat April 
des auf dad Hechnungsjahr folgenden Jahres. 
In diefelbe werden noch alle Ausgaben u. Ein- 
nahmen aufgenommen, welche für das abgelaufene 
Jahr und etwa für Vorjahre in den Monaten 
‚Januar, Februar u. März des folgenden Jahres 


auf — Regiſtern, Hebeliſten, Proto⸗ 
follen oder ſonſtigen Urkunden beruhenden Ab⸗ 
gaben, Leiſtungen und anderen Schuldigkeiten 
zur Gemeindetaffe muß von dem Untergerichte 
gegen jeden Rejtanten auf ein vom Gemeinde- 
rathe für richtig erflärtes u. von der Aufſichts- 
behörde beglaubigtes Rüdjtandsverzeihnig des 
Erheberd, unter Beobachtung der Borichriften 
des Regierungsausſchreibens v. 16. Juni 1815, 
ohne andere Koſten als die gejehliche Gebühr der 
Erecutanten, erfolgen, u. darf durch feinen nicht 
jofort vollitändig begründeten Wideriprud gegen 
die Nichtigfeit des gedachten Rückſtandsverzeich— 
niffes, jei e8 mit Beſtreitung der Verbindlichfeit 
überhaupt, oder der Größe des Anſatzes, auf- 
gehalten werden. 

$ 90. [Rechnungs-Abhörung in den Städten.) 
Der Stadtrath revidirt die ihm vom Kämmerer 
eingehändigte Rechnung u. läßt fie nöthigenfalls 
von Ddiefem vollitändig in Ordnung bringen. 


werden jtattgefunden haben. — Jeder Stadt-| Hierauf ee 4 diejelbe jpätejtend während dem 


fümmerer hat vor jeinem Dienjtantritte eine jeiner| Monate Juni 


e3 dem Rechnungsjahre folgenden 


Einnahme angemefjene Sicherheit, welche nach Jahres an den Bürgerausſchuß, welcher fie nebft 


dem Untrage des Gemeinderathes und des Ge— 
meinde⸗ Ausſchuſſes durch die Regierung der Bro» 
vinz beftimmt wird, zu leiften. — In den Land» 
gemeinden hingegen ijt der Semeindeerheber nur 
dann zu einer bejonderen Sicherheitsleiſtung ver» 
pflichtet, wenn der Gemeinderath im Einverjtänd- 
nifje mit dem Gemeinde -Ausichuffe diejelbe für 
erforderlih hält. — Nach dem Ableben eines 
Rechnungsführers ift der Ortsvorſtand verpflichtet, 
alsbald die etwa nöthigen einſtweiligen Maß— 
regeln zur ſicheren Aufbewahrung der Vorräthe 
u. Rechnungspapiere unter Zuziehung der Hinter- 
bliebenen zu treffen. 

$ 88. [Beitreibung der Rüdftände in den 
Städten.t)] Der Stadtrat ift befugt, die regilter- 
mäßigen und jonft unbejtrittenen Rüdjtände de? 
ſiädtiſchen Einkommens, fomeit es ohne den Ver- 
fauf von Grundeigenthum, ſowie ohne die Be— 
Ihlagnahme bei dritten Perfonen, möglich ift, 
unter feiner Leitung durch das Stadtdienerper- 
fonal, welches in diefer Beziehung von dem be- 
treffenden Untergerichte beſonders zu verpflichten 


den Belegen und weiter beigefügten Jnventarien 
oder jonjtigen Zubehörungen genau durchgeht 
u. mit jeinen etwaigen Ausftellungen im Kath 
hauſe acht Tage lang zur Einficht der Gemeinde» 
glieder im Beitein des Stadtjecretärd oder einiger 
Mitglieder des Bürgerausſchuſſes offen legt, die 
etwa von Gemeindegliedern gemachten Bemerk— 
ungen weiter benutt, und dann zur Erläuterung 
aller Ausstellungen durch den Kämmerer an den 
Stadtrath zurüdgiebt. Zu diefem Geſchäfte ift 
vom Stadtrath eine Frift, u. nad) Eingang der Er» 
läuterungen ein Tag zur Abhörung der Rechnung 
zu bejtimmen, welcher der Auzihuß, der Stadt» 
rath und der Kämmerer beivohnen, Der Stadt» 
rath nimmt hierauf den Rechnungsabſchluß vor, 
und ertheilt die Rechnungsentledigung für den 
Kämmerer in den geeigneten Fällen, — Die 
abgehörte Rechnung aber wird mit den Ausftell- 
ungen und Erläuterungen auch den übrigen auf 
die Abſchließung derjelben fich beziehenden Acten an 
die Negierung od, die jonjt zuitändige Aufjichts- 
behörde zur Einficht eingefandt. — Wird der 


it, nad Anleitung der bejtehenden allgemeinen Bürgerausſchuß durch die bei der Rechnungs— 
Gejege beitreiben und die gepfändeten Mobilien| Aphörung über einzelne Rechnungspoſten ihm 
verkaufen zu laſſen. — Gleiche Befugniß der ertheilten Aufklärungen nicht befriedigt, jo ift 
Beitreibung hat der Stadtrath, wenn Gemeindes | or berechtigt u. verpflichtet, wenn nicht auf feine 


glieder ſchuldige Dienftleiftungen verweigert oder 
verabjäumt haben, hinfichtlich der einzuziehenden 
Vergütung in dem Falle, wo die Dienjte haben 
verdungen werden müſſen. — In den geringeren 
Städten, wo die vorgedachte Art der Beitreibung 
nach Ermeſſen des Stadtraths eigenthümlichen 


Schwierigkeiten unterliegen würde, tritt da3 im meinden.] 
nachfolgenden Paragraphen vorgejchriebene Vers 


fahren ein. Diejes kann auch in den größeren 


Aufforderung oder nachher feine Erimmerungen 
erledigt werden, deßhalb die Entiheidung der 
Regierung anzuſprechen. — Uebrigens it das 
Geſetz vom 17. Mai 1834, dad Verfahren wider 
Öffentlihe Nechnungsführer betr., anwendbar.!) 

$ 91. Rechnungs⸗Abhörung in den LZandge- 
Der Gemeinderath jicht die ihm vom 
Erheber eingehändigte Rechnung nebjt deren Be- 
legen, beigefügten Inventarien und jonjtigen 


Städten geihehen, jo oft der Bürgermeifter im Zubehörungen genau durch, läßt fie nöthigenfalls 


N) Bezüglidy des — * ſ. jetzt Berordnung 
vom 22. t. 1867, unter Abgaben S. 11. 


vom Recdnungsführer vollftändig in Ordnung 


1) ©. Defectenverfabren, 
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bringen und übergiebt fie vor Ablauf des Mo-/wa3 die Städte betrifft, zunächſt bei Gelegenheit 
nat Mai des dem Recdnungsjahre folgenden|ded Boranfclages des ſtädtiſchen Haushaltes, 

ahres dem Gemeindeausſchuſſe. Dieſer muß zu ertheilen; b. von den abgejchlofjenen Kämmerei- 

e nach deöhalbiger, durch den Gemeinderath zu) Rechnungen Einficht zu nehmen (ſ. $ 90) u. die 
bemirtenden Bekanntmachung acht Tage lang zur Rechnungen der Landgemeinden abzuhören (1.891); 
Einfiht jedes Gemeinbegliedes offen legen, dann|c, von Amtsmwegen alle Mängel abzuftellen, bei 
aber in einer, binnen act Tagen mit dem Ges|denen eine Hintanſetzung der gejeglichen Vor— 
meinderathe gemeinihaftlih zu Haltenden Zu-jchriften oder beftehenden Einrichtungen obwaltet, 


ſammenkunft unter Hinzuziehung des Erhebers 
nochmals durchgehen, u. hierauf mit feiner Er- 
Härung an ben Kreidruth oder den ſonſt zu— 
ändigen Berwaltungsbeamten abgeben, welder 
ie abhört und abichlieht, auch in den geeigneten 
len dem Erheber oder deſſen Erben die ver- 
angte förmliche Rechnungsentledigung ertheilt, 
— In Unjehung derjenigen Poſten, bei denen 
noch unerledigte Einwendungen des Gemeinde- 
Ausſchuſſes vorliegen, oder bei denen der Ver— 
mwaltungsbeamte auf Geſetz⸗, Plicht- oder Dienit- 
widrigkeiten jtößet, hat derjelbe ohne Verzug 
eine Unterfuhung an Ort und Etelle vorzuneh- 
men, u. demnächſt nad Mafgabe jeines Dienit- 
berufd das Geeignete zu verfügen oder bie 
Verfügung der Regierung oder der jonjt borge- 
fegten Auffichtsbehörde einzuholen, — Uebrigens 
iſt dad Gejeß vom 17. Mai 1834, das Verfahren 
wider Öffentliche Rechnungsführer betreffend, an- 
wendbar. 
Titel V. 
Bon der Aufrechthaltung der gejeplichen und 
dienftlichen Ordnung in den Gemeinden. 


8 92. [Auffichtsbehörden.)] Die Aufficht auf 


die ftädtiiche Verwaltung steht zunächſt der Re⸗ ſſchriebenen Cr 


und namentli darüber zu Halten, daß feine 
Verfügung oder Mafregel, welche der Einwill- 
igung von -Betheiligten oder von einer Gemeinde- 
behörde, oder der Genehmigung oder Betätigung 
von Seiten der Auffichtsbehörde oder der Bei— 
jtimmung eimer Landespolizei» oder Hoheits- 
Behörde bedarf, ohne dieſes Erforderniß ausge: 
führt werde; d. im Falle der vom Ortevorftande 
Er: nad $ 59 gejchehenen Anfechtung eines 
Beſchluſſes des Gemeinderaths, jowie bei einer 
zwiſchen dem Gemeinderathe und dem Gemeinde— 
Ausſchuſſe beſtehenden Verſchiedenheit der Mein— 
ungen über eine des beiderſeitigen Einverftänd« 
niſſes bedürfende Ungelegenheit die nöthige Ent- 
ſcheidung zu ertheilen oder zu veranlafjen, ferner 
o. Die Beſchwerden Einzelner über die Verlegung 
der ihnen hinſichtlich des Gemeindeverbandes zur 
itchenden Rechte, namentlich wegen Verjagung 
der Gemeinde-Angehörigfeit, wegen Nöthigung 
zur Uebernahme der Ortsbürgerpflichten, wegen 
Entzieyung der Stimmfähigfeit u. dgl., zu une 
terjuchen und im Berwaltungsivege darüber zu 
verfügen, auch über die Aufnahme eines Inläuders 
zum Bürger, welchem der Gemeinderath auch auf 
die Nachweiſung aller durch dieſes Geſetz borges 

— die Aufnahme abge— 


gierung der Provinz zu. — Die Aufſicht aufſſchlagen Hat, auf erhobene Beſchwerde über letz 


die Verwaltung der Landgemeinden führt zunächſt ſteren zu entſcheiden (vgl. 55 28, 63 u. 64); f. die 
der Iandesherrlihe Verwaltungsbeamte (Kreis-[Beihwerden über die von Gemeindebehörden 
rath).? verhängten Ordnungsſtrafen od. verfügten Zwangs⸗ 

N 98, [Einwirkung der Auffichtsbehörde auffmittel zu prüfen und, wenn jene gegründet bes 
die Geichäftsführung der Gemeindebehörden,||funden worden, deren Abjtellung zu bewirken, 
Die Anffichtsbehörde — beziehungsweife da, wol — und g. jonjt noch in den übrigen Fällen zu 


diejelbe nicht zugleich Hoheit&behörde ift, dieſe 
in Anſehung aller Hoheitsrechte des Staates — 
ift befugt, unter Beachtung der gejeglichen Vor— 
jchriften und der beftehenden Rechtsverhältnifie 
1) die ganze Geihäftsführung der Gemeinde: 
behörden zu beobachten, dafür zu jorgen, daß 
diejelbe fortwährend in ordnungsmäßigem Gange 
bleibe, und befannt gewordene Störungen bejei- 
tigt werden, und in biejer Beziehung die ganze 
Verwaltung der Gemeinde von Zeit zu Zeit, 
wenigitens alle drei Jahre einmal, und auf ein- 
eine gegebene Beranlaffungen nachzuſehen oder 
urch einen Commiſſar nachſehen —— übrigens 
nach Befinden von einzelnen Vorgängen nähere 
Kenntniß zu nehmen, auch die Gemeindebehörben 


entjcheiden, welche in gegenwärtigem Gejete oder 
in anderen Gejegen an die Auffichts» oder jonft 
ante Behörde verwiejen find; 2) ‚die Ger 
häftsführung der Ortsvoritände und anderer 
Gemeindebeamten ald Hilfsbeamten des Staates 
vollitändig zu leiten und zu beauffichtigen, na» 
mentlich daher diejenigen, von denjelben in gebachter 
Eigenfhaft vorgenommenen, Handlungen abzu« 
ändern oder aufzuheben, welche geſetz⸗, rechtö- 
oder zweckwidrig ericheinen, jomwie ferner insbe» 
jondere zu beauffichtigen, daß die zur Ausübung 
der Ortöpolizei erforderlichen örtlichen Einricht« 
ungen immer in volljtändiger [nn er· 
halten werben (vgl. $$ 61 u. 71). — Ein an bie 
Aufjichtd- u, Hoheitöbehörde und etwa weiter an 


u Beſchlüſſen über zwedmäßig erachtete Gegen-|deren Oberbehörde ergriffener Recurs aber hat 


tände zu veranlafien und insbejondere a. zu den 
im $ 84 aufgeführten Ausgaben und Geſchäften 
bie Genehmigung auf bejondere Vorlage, oder 


1) Die weiteren Beitimmungen find durch die Verordnung 
bom 28. Nov. 1834 und das Geſetz vom 13. Nov. 1849 aufer 
Kraft gelegt. S. audy bie Kreisverfaffung vom 9. Sept. 
1867 unb bie ee ie bie Organifation 
der Verwaltungsbehörden in vormaligen Rurfürftentbum 
Heffen zc., vom 9. 22. Febr. 1867 $$ 6. 7. 


aufichiebende Wirkung nur vermöge einer def» 
halbigen Verfügung der einen oder anderen biejer 
Behörden. 
94. [Disciplinar-Berfahren gegen Gemeinde» 
behörden.] Die Ortsvorjtände und einzelne Mit« 
lieder der Gemeindebehörden, welche den geſetz⸗ 
ichen Vorſchriften u. den zu deren Vollzuge ihnen 
hinſichtlich ihrer Geſchäftsführung ertheilten Weij- 
ungen nicht die gebührende Folge leiſten, können 
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ierzu von der Aufficht3behörde mit jchriftlihen Namen der Gemeinde auf Entſchädigung der» 
erweifen u. angemefjenen Geldbußen, und zwar |jelben, nöthigenfalld gerihtlih, in Anjpruc zu 
bi3 zu 15 M von Seiten der unteren Auffichts- nehmen hat. 
behörden, ſowie bis zu 60 M von Geiten ber 100. [Auflöjung des Gemeinde-Ausfchuffes.] 
Regierung angehalten werden. — Die Aufſichts | Würde ein Gemeinde-Ausihuß fortwährend jeine 
behörde kann auch zur einftweiligen Sicherftellung | Pflichten vernadhläffigen oder ihnen ſogar zumi« 
bes Dienſtes die vorläufige Sufpenfion berjelben |der handeln, jo kann, was die Hauptjtäbte be- 
vom Amte verfügen, wenn ſich nahe Verbaditse|trifit, dad Minifterium des Innern auf den 
gründe eines folchen Vergehens an ben Tag Bericht der Regierung ber Provinz, und in 
legen, welches, wenn es erwiejen wäre, die Ent- Unfehung der übrigen Orte die Regierung, nad 
toffum zur Folge haben würde. genauer Unterfuhung und nah Anhörung des 
N ze [Entlaſſung der Gemeindebeamten.] Gemeinderathes, den Ausſchuß auflöſen, und die 
Wegen eines Vergehens, ſowie ferner wegen Bildung eines neuen Ausſchuſſes — nad) Bes 
der, im $ 43 bed Staatsdienſt-Geſetzes vom finden aus anderen Ortsbürgern, ober bloß mit 
8. März 1831 erwähnten, Dienjtwidrigteiten u. Einſpruch gegen die Wiebererwählung einzelner 
unmwürdigen Handlungen fann die unfreiwillige) Mitglieder binnen einem längftend neunjährigen 
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Entlaffung od. Entjegung der Gemeindebeamten | Beitraume anordnen. 


nur im gerichtlichen 
$ 96. ——— 
Gemeindediener.) © 


ege erfolgen.) 


der auf Lebenszeit beſtellten Neben den 
ie unfreiwillige Entfernung anderen, in den vorhergehenden $$ erwähnten, 


$ 101. [Borbehalt gerichtlicher Beitrafung.) 
dizciplinariichen Ahndungen und den 


der auf Lebenszeit beitellten Gemeindediener, Mafregeln bleibt in den dazu geeigneten Fällen 
wegen Verlegung oder —— hr Berufd-|die gerichtliche Beitrafung der Schuldigen vor- 


pflichten, Tann durch dieſelben Behörden und 
Beamten, von denen die Beitellung oder Beftät- 
igung ausgegangen ijt, nad) genauer Erwägung 
des gehörig in Gewißheit verjegten Verſchuldens 
vorgenommen werden.?) 

$ 97. [Entlafjung der widerruflich beftellten 
Gemeinbediener.] ie widerruflich oder aus: 
drücklich auf Kündigung bejtellten Gemeindediener 
können von dem Gemeinderathe jederzeit entlafjen 
werden. 

$ 98. [Entlaffung wegen verlorener Stimm- 
fähigkeit in Gemeindefadyen.] Ueberhaupt zieht 
ein Berhältnig, welches die Ausübung der orts⸗ 
bürgerlihen Stimmfähigfeit in Gemeindeſachen 
hindert (j. $ 27), auch die Entfernung von allen 
diejelbe vorausjegenden Gemeinde-Aemtern ohne 
Anſpruch auf Penfion oder deßhalbige Entſchäd— 
ug, nad) ſich. 

$ 99. [Einichreiten zur Ordnung bei dem 
Gemeinde-Ausichuffe] Der Vorfteher des Aus- 
ſchuſſes, ſowie deſſen Stellvertreter, iſt nicht allein 
befugt, ſondern aud) verpflichtet, denjenigen Mit- 
—— des Ausſchuſſes, welche ohne genügende 

itſchuldigung bei den Ausſchuß-Verſammlungen 
fehlen, oder in denſelben ordnungswidrig ſich 
benehmen, deßhalb ernſten Vorhalt zu thun, und 
fie bei fortgeſetzter Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße von 35 P bis zu 38 M zu belegen, 
beren Einziehung zur Gemeindelafje durch den 
Stabtlämmerer oder Erheber erfolgt. — In je- 
dem Falle find noch die Vorfteher u. Mitglieder 
des Ausſchuſſes, welche ſich der Abftimmung ent- 
ziehen oder dur fonftige Ordnungswidrigkeit 
eine gitlige Beſchlußnahme (f. 88 65 und 66) 
verhindern oder deren Vollziehung vereiteln, od. 
dur Erflärung oder Abjtimmung wider beſſeres 
Wiſſen eine Pflihtuntreue —*8 der Gemeinde 
für den daraus erwachſenden aden bdergeftalt 
berantwortlih, daß der Gemeinderath fie im 


©. iegt das aud in bem ehemaligen Kurfürftenthunn 

en in Kraft getretene Gejeg vom 21. Juli 1852 $ 78, 

unter Disciplin ©. 47. 

31 S. jetzt unter Disciplin Geſetz vom 21. Juli 1852 
8. 


in 


behalten, welche durch das erfolgende Strafers 
fenntniß auch für unfähig zu Gemeinde-Aemtern, 
oder einer gewiſſen Art derfelben auf drei bis 
neun jahre, oder in jchweren Fällen ſelbſt auf 
Lebendzeit, erflärt werden können.) 
$ 102. [Befugniß der Ortsvorftände zu Ord⸗ 
nungsſtrafen.) Zur Erhaltung der nöthigen Orb» 
nung in den Geichäften ber Gemeindebeamten u. 
der geringeren Diener kann der Ortsvorſtand 
gegen diejelben im Falle von Beruföverjäumnifjen 
und anderen, nicht zu gerichtlicher Bejtrafung 
geeigneten, Dienftwidrigfeiten — neben den nö- 
thigen Bureghtweifungtn — 1) in den Haupt- 
jtädten eine Geldbuße bis zu 9 M, 2) in den 
anderen Städten eine Geldbuße bis zu 6 M, u. 
3) in den Landgemeinden eine Geldbuße bis zu 
3 M. verbängen. — Gegen die geringeren Die- 
ner kann er aud eine verhältnißmäßige Arreft« 
oder Arbeitsſtrafe verfügen. Zur Sicyerftellung 
des Dienjtes kann derjelbe auch die vorläufige 
Sufpenfion der Gemeindediener vom Amte ver- 
fügen, wenn fich nahe Verdachtsgründe eines jol« 
chen Bergehens an den Tag legen, welches, wenn 
ed erwieſen wäre, die Entlajjung zur folge 
haben würde. — Gegen Mitglieder des Ge 
meinderath3 findet — außer den Gelbbußen, 
welche für die Fälle eines nicht gehörig entichuldigten 
Ausbleibens in den Sikungen u. jonjt zu Amts- 
geihäften durch gemeinihaftlichen Beſchluß feft- 
ujegen und von dem Vorjtande auszujprechen 
And — eine biöciplinariihe Ahndung nur auf 
den Untrag des Ortsvorſtandes von Seiten ber 
Aufſichts oder Hoheitd- und weiter vorgejegten 
Behörde tat. — Ulle ſolche DOrdnungsitrafen 
find durch den Gemeinde-Erheber zur Gemeindes 
laſſe Fra 
103. —— gegen Ortsbewohner 
überhaupt.?)] In den Fällen, mo die Aufrechter- 
haltung der Ordnung bei öffentlichen Berhand« 
lungen, die Ausführung der vom Ortsvoritande 


kraft jeined Dienftberufes erlafjenen oder kund 


1)&. Ehrenredte. 
2) ©. jegt die Berorbnung über die Polizeiverwaltung 
neuen Provinzen vom 20. Sept. 1867. 
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ethaenen Maßregeln, oder jonjt die Sicherung, meinden.] $ 1. Die Auflöfung der beitehenden 
feiner — 5* Wirfjamfeit und der Schuß) Gemeinbebezirke kann weh DR ein Gelee er⸗ 
ſeiner Amt3würde Zwangsmittel erheiſcht, kann folgen. Trennungen beſtehender Gemeindebezirke 
der Ortsvorſtand nicht nur die alsbaldige Vor⸗ſu. dadurch nothwendig werdende Bildung neuer, 
Ir rung, Entfernung oder Kg er Un«|jomwie Veränderungen in der Begrenzung der 
tolgfamen, Widerfeglichen oder Ruheſtörer bis Gemeindegemarfungen können im Wege des Ber- 
um Schluſſe der Berjammlung oder bis — trages unter den betheiligten Gemeinden mit 
eendigung des betreffenden Geſchäfts, ſowie die Genehmigung der Landesregierung nach Anhör⸗ 
erforderliche Ablieferung derſelben an die Ge⸗ung des Bezirksraths ſtattfinden. F 2. Die Ge— 
richtsbehörde verfügen, ſondern auch nach Be⸗ meinden haben vorbehaltlich der ber Regierung 
finden eine Geldbuße a. in den Hauptjtäbten bis —— Aufſicht das Recht der eigenen Be— 
zu 3 M, b. in den übrigen Städten bis zu 2 M|jorgungihrer Gemeindeangelegenheiten überhaupt, 
und c. in den Landgemeinden bis zu 1 M aus-|inäbefondere der jelbftändigen Berwaltung ihres 
ſprechen. Die verhängte Geldbuße wird zur|Bermögens nach den Beſtimmungen des gegen⸗ 
Gemeindekaſſe eingezogen u. für Bahlungsunfähige wärtigen Gejeges ; fie find verpflichtet, die ört- 
in Strafarbeit verwandelt, für deren —— liche Polizei im Auftrage und nach Vorſchrift 
nöthigenfalls rn Hilfe anzuſprechen und|der Regierung zu handhaben, infofern hierfür 
zu leiften ift (vgl. $ 105). „. jmidt eine befondere Behörde beftellt wird. 
$ 104. Gerichtliche Beſtrafung der Beleidig-| [Bon den Verwaltungsitellen der Gemeinden.t)] 
ungen u. Widerjeglichleiten gegen Öemeindebehör- |$ Die Verwaltung in jeder Gemeinde ijt 
den.] Bon ben Gerichten find die Beleidigungen, |dem Gemeinderathe anvertraut; berjelbe beiteht 
welde den Ortövorjtänden oder deren Stellver⸗ aus dem Bürgermeiſter, welchem ein Nath- 
tretern in Ausübung ihres Amtes zugefügt wer- |jchreiber beigegeben werden kann, wenn e3 bie 
ben, ſchleunigſt zu unterjuchen und mit ange-|&emeinde für nöthig hält, und ben Gemeinde- 
mefjener Strenge zu beitrafen. Gleiches gilt von |vorftehern. — Neben dem Gemeinderath, befteht 
den eds rar gegen die Verfügungen beölin jeder Gemeinde ein Feldgeridt. $ 4. In 
Ortövorftandes oder des Gemeinderaths, welhelben gejeglich bejtimmten Fällen tritt die Ge— 
diejelben innerhalb ihres Amtsberufes — na⸗ meindeverſammlung oder der von derſelben er- 
mentlich aud) in Hinficht auf die Drt3polizei, ſoweit wählte Bürgerausihuß zur Mitwirkung bei Ber- 
nit jolde durch Staatsbehörden unmittelbar | waltung der Gemeindeangelegenheiten zufammen. 


gehandhabt wird — erlaffen haben, und wobei 


nicht bloße BZahlungsverbindlichleiten in Trage|g 


fommen.!) 
Zitel VI. 
Borübergehende Beitimmungen.*) 


u dem Bürgermeijter und Gemeinberath.) 
. Die Bahl der Mitglieder des Gemeinde- 
raths, welche für 3 Jahre gewählt werden, joll 
außer dem Bürgermeifter nicht unter 3 u. nicht 
über 12 betragen. In Gemeinden bis zu 800 


VL Naſſauiſches Gemeindegejeg|Seelen follen 3, in jolden von 801 bis 1500 
v. 26. Juli 1854. Seelen 6, in ſolchen von 1501 bis 5000 Geelen 

(Inhalt: Bon der Berfaffung und Verwaltung|9 u. in jolden von über 5000 Seelen 12 Ges 
der Gemeinden, 88 1, 2; — Bon ben Berwalt- |meindevorfteher beftellt werden. 8 6. [Un Stelle 
ung3itellen der Gemeinden, 88 3, 4; — Bon dem der $$ 6, 10 u. 13 find durch $ 2 bed Geſetzes 
Bürgermeifter und Gemeinderath, 88 5—19; —|vom 26. April 1869 folgende Beſtimmungen 
Bon den Feldgerichten, $$ 20—23; — Bon der|getreten: Der Bürgermeifter und die Gemeinde- 
Gemeindeverfammlung, 88 24—26; — Bon dem|vorfteher werden nah den Vorjchriften der zu 
Bürgerausſchuß, SH 27—29; — Bon ber Ber-|dem Gemeindegejeg v. 26. Juli 1854 gehörigen 
waltung bes Gemeindevermögend, $$ 30—32;| Wahlordnung gewählt?) — Dad Umt eines 
— Bon den Einnahmen und Ausgaben der Ge-|Bürgermeijterd dauert in Gemeinden mit 1500 


meinden, 88 33—40; — Bon ben Unlehen ber 
Gemeinden, $$ 41, 42; — Bon ber Bertheilung 
des Gemeindevermögend, 85 43—46; — Bon 
der Erwerbung, Veräußerung und Verpachtung 


bes Gemeinbevermögens u. Eulturveränderungen, | Bürg 


88 47—54; — Bon den Verträgen und von ber 
Procefführung, 88 55—61; — Bon dem Ge 
meinberechnungsweien, $$ 62—67; — Bon den 
Rechten der Gemeindebürger, 8$ 68, 69; — Bon 
der Erwerbung des Bürgerrechts, 88 70—87; 
Bon dem ruhenden Bürgerrechte u. dem Berlufte 
des Bürgerrechts, $$ 88, 89; — Bon dem Ber- 
Br bei dem Wutritt oder der Ertheilung bes 

— s88 90-94. — Wahlordnung.] 

[Von ber Berfaffung und Verwaltung ber Ge⸗ 


u, mehr Einwohnern 12 Jahre, in Gemeinden 
mit weniger Einwohnern 6 Jahre.?) — Der ges 


1) Unterm 31. März 1862 ift eine revibirte Inſtruction 
ermeifter und Gemeinderath verö as * 
Diefe Wahlordnung findet ſich hiernächſt 


ie 1800 
4 des Geſetzes dom 26. April 1869 ift die 


) 


olge 
PROB teit ug Bürgermei vom 81. Dechr. 
1869 erloſchen: bie auf Yebenäzeit ten Bilrgermeijter 
bleiben jedoch jedenfalls bis zum Ablaufe ber im dem gegens 


wärtigen Gejehe vorgeichriebenen 12jährigen, beziehungẽweiſe 
— unter —— ber Voltszahl 

age ihrer Einfüprung zu berechnenben U 
dauer in Yyunction. ©. aud $ 5: Gemeinden mit 1500 unb 
mehr Einwohnern haben dem infolge ber —— des 
$ 4 am 31. Dechr. 1869 oder fpäter ausſcheidenden 
meiftern, Balls fie nicht wieder gewählt werben, nad) 1 
riger Dienftzeit die Hälfte ihrer Dienfteinnafme, ſoweit 
nicht bloß Gebühren für Amtshanblungen ober 
baare Auslagen bildeten, als Benfion zu 

intommens als 


ung bon 1867 — 


Wegen beö . die St d> | Theil bes Dienfteinko baare Aus⸗ 
u vom 25. Ai R Aa a =. bilbeten, als mm zu ren. eil bes 
Brafprocefor vom 1. . 1877 $8 414 ff. Dienfteinlommens loßer Erjaß für baare ober 

Diefe Beftimmungen haben einen praftifhen Werth nicht! als Gebühren für uf 


mtshandf: : in 
fireitizen Fällen de ba ok Seifen fänt 
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wählte Bürgermeifter bedarf der Beltätigung, dieſer Zeit kann der Abtretende wieder ernannt 
welche in Gemeinden von mehr al& 10,000 Ein- ‚werden. Ausnahmsweiſe u. in bejonderen Fällen 
wohnern dem Könige, in Gemeinden von 1500 kann e3 dem Bürgermeiſter gejtattet werden, 
bi3 10,000 Einwohnern der Bezirlöregierung u. | einen Seribenten mit Genehmigung der Lande 
in Gemeinden von weniger ald 1500 Einwohnern |regierung anzunehmen, welder vom Amte ver 
dem Landrathe zufteht. — Wird die Beftätigung |pflichtet wird. Ueber die Perjönlichfeit defielben 
verjagt, fo ift eine Neuwahl anzuordnen. — iſt der Gemeinderath zu hören u. wenn derjelbe 
Wird diefelbe verweigert, oder wird die Beität- [erhebliche Einreden dagegen vorbringt, darauf 


igung zum zweiten 


ale verjagt, jo ernennt die) Rüdficht zu nehmen. 


ie Bezahlung dieſes 


egierung einen Commifjariuß, in der Regel|Scribenten liegt dem VBürgermeifter ob und bie 
aus der Zahl der Gemeindebürger, welcher das Landesregierung wird durch befondere Juftruc 
erledigte Amt auf Koften der Gemeinde jo lange|tionen bejtimmen, ob u. welche Gejchäfte derjelbe 


verwaltet, bis eine Wahl, deren Vornahme der|felbftändig verrichten kann. 


12. Das Amt des 


Gemeinde jederzeit freifteht, zu Stande gelommen|Bürgermeijters ift ein Ehrenamt. — Neben ben 
ift u. die Beftätigung erlangt hat. Der Gemeinde| Gebühren, welche ihm nad) der Anftruction zu 


fteht gegen die Entjcheidung der Regierung der 
Weg der Beſchwerde an den Oberpräfibenten u. 
an den Minijter des Innern, gegen Die des 
Landraths zunächſt an die Regierung offen; eine 
ſolche Beichwerde muß in allen Inſtanzen inner« 
halb einer Präclufivfrift von vier Wochen nad) 
Buftellung der Entſcheidung eingelegt werben. — 
Wenn kein zweiter Bürgermeifter (Bürgermeifter« 
Adjunct) beftellt wird, wird der Stellvertreter 
de3 Bürgermeifterd für Verhinderungsfälle von 
dem Gemeinderathe aus der Zahl feiner Mit- 
glieder erwählt. — Der Bürgermeifter-Adjunct 
bedarf ebenſo wie der Stellvertreter des Bürger- 
meijterd für Verhinderungsfälle der Beſtätigung 
in gleicher Weije wie der Bürgermeifter. — Der 
Gemeinderath bejtimmt die dem Stellvertreter zu 
leiftende Vergütung innerhalb der gejeklichen 
Grenzen. —Hinfichtlich der Beſtrafung der Dienft- 
vergehen der demeindebeamten bewendet es bei den 
Beitimmungen des Gejehes v. 21. Juli 1862 (Ber- 
ordnung d. 23. Sept. 1867, Art 12). 87. Jedes 
Jahr tritt ?/, der Mitglieder des Gemeinderath3 
aus, zuerjt die von der eriten Abtheilung, dann 
die von der zweiten, dann die von der britten 
Adtheilung Gewählten. — Die neu Eintretenven 
werden von derjenigen Abtheilung gewählt, von 
der die Ausgetretenen gewählt waren. — Der 
Bürgermeiiter u. die Gemeindevorjtcher werben 
von dem Beamten eidlich verpflichtet. 88. Die 
in den 88 11 u. 16 des Wahlgejeges enthaltenen 
Beitimmungen über die Ablehnungsgrinde fom- 
nen auch zur Anwendung bei dem Austritt des 
Bürgermeiiterd und der Gemeindevorfteher aus 
dem bereit3 —— Dienſte. 89. Es kann 
auf Vorſchlag des Gemeinderaths mit Zuſtimm— 
nug der Gemeinde und nach Genehmigung der 
Landesregierung ein Beigeordneter (Adjunet) als 
Stellvertreter u. Gehilfe des Bürgermeiſters in 
berjelben Weije, wie dieſer gewählt werden; 
derjelbe bedarf ebenfalld nad) $ 6 der Beſtätig— 
ung der Landesregierung. — Der Beigeordnete 
(Adjunet) ift Mitglied des Gemeinderaths, wird 


fommen, bezieht derjelbe als Entichädigung für 
Auslagen u. Zeitverfäumniß eine Vergütung u. 
eine Averfionalfumme für Schreibmaterialien aus 
der Gemeindekaſſe. — Die erfte Vergütung darf 
nicht unter 20 Kreuzer u. nicht über 1 Gulden 
30 Kreuzer auf die Familie betragen und wird 
von der Landesregierung nad Anhörung dei 
Gemeinderath3 u. des Bezirlsraths fejtgejegt. — 
Das Averſum für Schreibmatertalien darf bei 
Gemeinden von 300 Seelen nicht über 9 fl; 
bon 300 bis 1000 Geelen nicht über 15 fl; 
bon 1000 bis 2000 Seelen nicht über 20 fl; 
von 2000 bis 4000 Geelen nicht über 30 il; 
von 4000 bis 6000 Geelen nicht über 45 Ei 
von 6000 u. mehr Seelen nidjt über 60 fl. be 
tragen. — Die Mitglieder des Gemeinderaths 
verrichten ihr Amt unentgeltlich: nur dann, wenn 
fie in Gemeindeangelegenheiten, mit Ausnahme 
der Gänge an dad Amt, welche durch ihr eige 
ned Berjchulden herbeigeführt worden find, über 
2 Stunden von ihrem Wohnort gehen müflen, 
erhalten fie eine Entihädigung, welche in ber 
Inſtruction näher beftimmt werben wird. — 
Der Rathsſchreiber bezieht einen, von dem Ge 
meinderath mit ber Zuftimmung ber Gemeinde 
vor der Ernennung feitzufegenden Gehalt. $ 13. 
kr 5 6 $14. Der Gemeinderath berathichlagtund 
eſchließt über alle a ein die nad) den 
Gejegen , jowie nad) den Berfügungen ber Ber- 
waltung3behörbe feiner Berathung unterworfen 
werden und über alle Gemeinbeangelegenheiten, 
namentlich über die Anftellung und den Gehalt 
des Gemeinbedienftperjonals, mit Ausnahme der 
Hebammen, ber Förfter u. Schullehrer, über die 
Bürgeraufnahme und Antritt des angeborenen 
Bürgerrechts; über Alles, was auf die Bermwalt- 
ung, Bermehrung u. Verminderung ded Gemeinde 
bermögend Bezug hat; rer. aller jener 
Gegenſtände jedoch vorbehaltlich der Beftimmungen 
über die Mitwirkung der Gemeinbeverfammlung, 
beziehungsweife des Bürgerausſchuſſes u. derje- 
nigen über die obere Aurficht des Amts u. der 


aber in die feitgejeßte Zahl der Gemeindevorfteher) Landesregierung. — Ein befoldeter Gemeinde 


nicht eingerechnet. 0. (S.8 6.) 811. Der 
Rathöichreiber Er Aria dem Gemeinderath auf 


längere od. kürzere Beit ernannt. Nach Ablauf) Amtes, 


— — — 


han im Staats⸗ ober Gemeinbebienfte ein Einfommen 


dienſt ift unverträglich mit der Stelle eines Ge 
meinbevorfteher8 während ber Dauer feines 

$ 15. Die Verhandlungen des Ge— 
meinberath3 find öffentlih, mit Ausnahme ber- 


ort od. rubt inſoweit, als der Wenfionirte durch anderweitige |jenigen über rein le Angelegenheiten, 


ober eine neue Penfion erwirbt, welche mit Zurechnung der 
erſten Penfion fein früberes Einkommen überjteigen. 
) S. unter Disciplin. 


und die Berathung u. Beſchlußfaſſung geſchieht 
colegialiih. — Der Beſchluß wird nah Stimmen- 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit ent« 
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fcheidet die Stimme des Bürgermeifterd. Ueber, deren Amt lebenslänglich dauert, ſollen zur Klaffe 
den Gang der Verhandlung ift ein Brotofoll|der vermögenden Guts- oder Häuferbefiger ge- 
aufzunehmen, welches alle anmwejenden Mitglieder | hören und follen anerfannt redliche, der Gemark- 
au unterjchreiben haben. — Bur Giltigfeit des ung und Landwirthichaft kundige Männer fein. 

eſchluſſes ift erforderlich, daß der Bürgermeifter) Sie werden von dem Amt ‚nah gutachtlichem 
oder deſſen Stellvertreter u. mehr al3 die Hälfte] Vorſchlag der Gemeinde, beziehungsweiſe des 
der Gemeindevorfteher anmejend find. 816. In Bürgerausfchuffes und des Feldgerichts ernannt 
ben Gemeinden von einer Bevölkerung über 1500)und verpflichtet. Bei jedem eintretenden Er— 
Seelen muß fi der Gemeinderath in der Regel|ledigungsfalle werden dem Amte zwei Perjonen 


Gemeinde-Berfaffungen. 


wöcjentlih einmal, in den Gemeinden von ge 
ringerer Seelenzahl monatlich zweimal verſam— 
meln, wenn nidjt befondere Beranlaffungen außer- 
ordentliche Berjammlungen nöthig maden. 81 
Bei der Beratung u. Beſchlußfaſſung über jolche 
Gegenstände, welde den Bürgermeiſter oder ein 
Mitglied des Gemeinderath3 oder deren Eltern 
u. Kinder, deren Großeltern u. Enkel, feine Ge- 
ſchwiſter od. aller Genannten Ehegatten perjönli 
angehen, hat dieſes Mitglied der Theilnahme fi 
zu enthalten und aus der Berfammlung auszu- 
treten. $ 18. Der Bürgermeifier ift Vorftand 
des Gemeinderaths u. bringt al3 folder die Ge— 
enftände zum Bortrag und die Beichlüffe zum 

ollzug, verfündigt u, vollzieht die Geſetze, Die 
allgemeinen u. bejonderen Verordnungen, ſowie 
die Verfügungen der Herzoglichen Behörden. Alle 
amtlichen Erlaſſe werden an ihn gerichtet u. er 
unterzeichnet alle Aus fertigungen. Er hat bie 
Gemeinderegijtratur u. dad Gemeindeftegel, dann 
mit dem ältejten Gemeindevorfteher die vorhan- 
denen Werthpapiere in Verwahrung. Er führt 
die Auffiht über das Gemeindevermögen und 
leitet deſſen Verwaltung , ſowie bie öffentlichen 
Bauten der Gemeinde, Er handhabt die Orts— 
polizei im Auftrag u. unter Zeitung der Regier- 
ung. In Ortöpolizeifachen erläßt er die erfor» 
derlichen Gebote u. Verbote mit Androhung be» 
ſtimmter Strafen für den Hebertretungsfall, welche 
3 Gulden oder 6 Tage Arbeit nicht überfteigen 
dürfen. — Gegen Mebertreter von Polizeiver— 
orbnnungen hat er Gelditrafen bi3 zu 3 Gulden 
u, im Falle der Vermögenslofigfeit Arbeitsſtrafen 
bis zu 6 Tagen zum Beften der Gemeindefafie 
zu erfermen. Die Uemter find befugt, nicht voll- 
ziehbare Geld- od. Urbeitsftrafe im Verwaltungs» 
weg in Gefängniß zu verwandeln u. zum Boll: 
zug zu bringen. 8 19. Der Rathafchreiber führt 
u beglaubigt das Protofoll, bejorgt die Aus— 
fertigungen de3 Bürgermeifterd und Gemeinde— 
rathd. — Die Schullehrer find zur Annahme 
von Gemeindeämtern nur dann berechtigt, wenn 
die Yandesregierung ausnahmsweiſe die Genehm- 
igung ertheilt. 

[Bon den Feldgerichten.)) $ 20. Neben 
dem Gemeinderath befteht in jeder Gemeinde ein 
Feldgericht als die Localbehörde für die Mit- 
wirtung bei der Verwaltung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. — Das Feldgericht beiteht aus 
dem Bürgermeifter und 8 bis 9 Feldgerichts— 


ihöffen, nad) der Größe der Bevölkerung und Er 


von der Gemeinde, beziehungsweife dem Bürger- 
ausihuffe, und zwei von dem Feldgerichte vor» 
geihlagen. — Das Amt des Feldgerihtsihöffen 


7.|dauert in der Regel lebenslänglich, doc fteht 


dem Amt die Entlaffung zu, gegen welchen Be- 
ihluß ein Recurs an das Hofgericht und nicht 
weiter ftattfindet. — Die FZunctionen eines Ge- 
meinbevorftcher8 können mit denen eines Feld— 
gerihtsihöffen verbunden werden, $ 22. Dem 
Feldgericht iſt die Aufficht über die Gemarlungs⸗ 
grenzen und die Grenzen der Privatgüterſtücke 
anvertraut. E3 führt zu dem Behufe die vor- 
handenen Lagerbücher und fonjtige zur Sicher— 
ung des Grundeigenthums bienende Bücher, es 
nimmt die vorfommenden Vermeſſungen und 
Ausfteinungen nah Maßgabe der desfalljigen 
näheren Bejtimmungen vor; e3 führt das HYypo« 
thefenbud und fertigt die zur Erridtung der 
Hypotheken, ſowie bei dem Uebergang von Grunb- 
eigenthum dur) Kauf, Tauſch ꝛc. vorgefchriebenen 
Auszüge und Atteftate und fonftige Urkunden 
nad) Maßgabe der desfallfigen Gefege und Ber- 
ordnungen aus; e3 hat in allen Fällen, wo die 
Sntereitenten nit andere Taratoren wählen, 
oder durch Geſetze andere Schäter beftimmt find, 
den Werth der Grundftüde ſowol al3 anderer 
wu Landwirthſchaft gehöriger Gegenftände, 3.8. 
ieh, Früchte, Ackergeräthſchaften 2c. abzufhägen. 
— Die Art der Vollziehung, jowie die Gebühren 
für die einzelnen Verrichtungen, werben in der 
Inſtruction beftimmt. — Einen Gehalt haben 
die Feldgerichtsſchöffen nicht anzusprechen. ie 
Der Bürgermeifter Teitet alle Gefchäfte bes Feld— 
erihtd. Er erläßt mit dem Feldgericht in 
—— unter Androhung beſtimmter 
trafen für den Uebertretungsfall, welche 3 ul» 
den oder 6 Tage Arbeit nit überjteigen dür— 
fen, die —— Ge» und Verbote, welche 
den beſtehenden Geſetzen, Verordnungen und In— 
ſtructionen nicht widerſprechen, gegen welche, je— 
doch ohne Suspenſiveffect, Recurs an die Ver— 
waltungsbehörden ſtatthaft iſt. — Die Strafen 
werden von dem Bürgermeiſter angeſetzt. Wird 
das erlaſſene Ge- und Verbot als geſetzwidrig 
annullirt, jo find damit von felbjt auch die in— 
folge desſelben erkannten Strafen aufgehoben 
und ift die Giftirung der Beitreibung oder die 
Rüderftattung derjelben zu verfügen.!) — Der 
Bürgermeifter kann in Nothfällen mit Zuziehung 
von 4 Teftamentdzeugen Tejtamente aufnehmen. 
zeigt die Sterbefälle aller Perjonen an, 


der Gemarkung. $ 21. Die Feldgerihtsichöffen, „. ee Bermögen Hinterlaffen und 


— e — 


ei deren Nachlaſſenſchaft die Rechte von ab- 


Pan der Mitwirkung der Bürgermeifter und der weienden, minderjährigen und bevormundeten 
Feldgeri — 


bei ber Yuftizverwaltung f. die Inftruction v. 
3. Jan. 1863. Den ridhten, Bürgermeiitern u. Orte 
geriten ift die ihmen Übertragene Mitwirkung in Rechtsſachen 
verblieben; Verordnung vom 26. Juni 1867. 
Grotefend, Wolizeisferiton. 


9) ©. jest unter Polizeiverwaltung Berorb vom 
20. Expt. 1867 $$ 5 ff. ‚ — — 
34 
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Perſonen zur Sprache fommen. Er nimmt, wo|die Führung von Rechtöftreitigkeiten unter den 
dies von den Beamten nicht ſelbſt geichieht, dielin den SS 55 bis 61 enthaltenen Vorfchriften; 


Verfiegelung und Entfiegelung von 
chaften vor. Er hat bei Jnventarifationen und 


btheilungen nad) den gejeglichen Voririften | den 


Berlafjen- |9 


die Entjheidung über die Annahme eines 
athsſchreibers und zweiten Bürgermeifterd nad) 
timmungen in ben $$ 3, 9 und 12; 


mitzuwirken. Er zeigt die Fälle an, wo Bor-|10) die Entjcheidung barüber, ob nach den Bor: 
mundfchaften und Curatelen anzuordnen find schriften in 34 Verwendungen aus der Gemeinde» 
und jchlägt mit dem Feldgericht den Vormund kaſſe zu kirchlichen Zwecken gemacht werben jollen ; 
oder Curator vor, hat auch bei der Begutacdht-|11) die Verträge, durch welche die Gemeinde eine 
ung von Veräußerungen des Jmmobiliarver-|fortwährende Laſt gegen Entihädigung über 
mögend Ddispofitionsunfähiger Perfonen mitzu-Inimmt, jo wie die Privatverträge mit einem 
wirfen. Er ijt berechtigt und verpflichtet, Namens» | Mitgliede bed Gemeinderathd, nad $ 57 und 
unterjchriften von Angehörigen feiner Gemeinbe|12) die Vergleiche über Rechte an Immobilien, 
zu beglaubigen, jowie auf Anftehen der Betheilig- ſowie joldhe, wobei die Gemeinde mehr als 100 
ten die Eröffnung von einfeitigen Willenserflär- | Gulden an ihrem Anſpruche aufgibt, nad) $ 58. 
ungen an Ungehörige feiner Gemeinde nah] [Bon dem Bürgerausihuß.] $ 27. In ben 
Maßgabe der Beſtimmungen ber Verordnung |jenigen Gemeinden, welche mehr ald 1500 Seelen 
vom 16. Juni 1841 vorzunehmen. Er bejorgt|haben, werden diejenigen Functionen, welche der 
die in ber Verordnung über Biehhändel den |Gemeindeverfammlung gr von dem Bürger- 
DOrtövorgefegten aufgetragenen Functionen. Er ausſchuſſe ausgeübt. — In denjenigen Gemein- 


nimmt die Verfteigerungen vor, die nicht von 
den Landoberſchultheißen zu vollziehen find. 
[Bon der Gemeindeverfammlung.] $ 24. Zum 
Erſcheinen bei der — ſind 
alle Bürger berechtigt und diejenigen verpflichtet, 
welche in der Gemeinde ihren ſtaͤndigen Wohn— 
fig Haben. — Der Bürgermeifter kann Strafen 
ded nicht gerechtfertigten Ausbleibens feitjegen, 
deren Betrag 1 Gulden nicht überfteigen darf. 
— Seder muß in Perjon erjcheinen, Vertretung 
findet nicht ftatt. $ 25. Zu der Giltigkeit eines 
Gemeindebeſchluſſes wird erfordert: 1) daß ſämmt⸗ 
liche ftimmfähige Gemeindebürger unter Angabe 
bed Gegenjtandes der Berathung zeitig zu der 
Gemeindeverfammlung geladen worden jind. Die 
Art der Vorladung wird durch eine Inſtruction 
beftimmt; 2) daß wenigſtens zwei Dritttheile da- 
von erjchtenen find ; 3) daß mehr ala die Hälfte 
der Stimmen aller erſchienenen abjtimmenden 
Bar jih für eine Meinung entſchieden Hat. 
— Die Abſtimmung geſchieht öffentlich, jedoch 
kann durch Stimmenmehrheit aud eine geheime 
Abftimmung befchlofien werden. $ 26. D 
nachſtehenden Gegenftände gehören zur Berathung 
und ——— durch die Gemeindeverſamm⸗ 
lung: 1) alle Beräußerungen des unbeweglichen 
Gemeindevermögens; 2) die Erwerbung unbeweg- 


liher Güter, infofern deren Anſchlaäg in den Gemeinde vorgenommen werben, wenn 


den, welche weniger ald 1500 Seelen haben, fann 
bie auf Antrag der Gemeinde, unter Zuſtimm⸗ 
ung des Bezirksrathes, geſchehen. $ 28. Der 
Bürgerausihuß wirb nad) den gegen 
des Wahlgejepes gewählt, bergeftalt, daß bie 
Bahl der Mitglieder des Ausſchuſſes ſechsmal 
jo groß iſt, als bie Bu ber Mitglieder bes 
Gemeinderathd. Der Vorjigende in dem Bürger 
ausſchuß ijt der Bürgermeifter; der Gemeindes 
rath muß zugegen jein, Hat Anträge zu ftellen 
und Auskunft zu ertheilen. Die —— des 
Gemeinderaths haben aber nur dann Stimmrecht, 
wenn fie in den Ausſchuß gewählt find. $ 29. 
Der Bürgerausſchuß wird auf 3 Jahre gewählt, 
und erneuert ſich jedes Jahr zu einem DritttHeil 
nad) den in $ 7 für ben Austritt der Gemeinder 
— enthaltenen Beſtimmungen. 

on ber Verwaltung des Gemeindevermögens.) 
$ 30. Alles bewegliche u. unbewegliche Vermögen 
der Gemeinde ift Eigentum ber mit einer immer: 
währenden Berjönlichkeit verfehenen Gefammtheit 
ber gegenwärtigen und fünftigen Bürger berjel- 


iejben. $ 31. Der Ertrag des Gemeindevermögens 


ift zur Beftreitung der — ade ber Gemeinde 
nadı den Borjchriften dieſes Geſetzes bejtimmt. 
— Abänderungen an der üblichen VBertheilung 
ber Gemeindenutungen können auf ag der 

iejer 


Heineren Gemeinden den Betrag von 100 Gib. in Beſchluß die Gerenmigung des Bezirksraths er- 


den größeren Gemeinden über 1000 Seelen von|halten hat. $ 32, 


300 GEld. überfteigt; 3) alle Verwendungen bed 


ie Bewirthſchaftung der 
emeindewaldungen unterliegt den Gejegen über 


Grundjtodvermögens zu laufenden Bebürfnifen, die Forjtverwaltung. 
infofern fie nach den Geſetzen zuläffig find; 4)| [Bon ben — und Ausgaben ber Ge- 
bie Capitalaufnahmen, wenn die aufzunehmenden|meinden.] $ 33. Außer bem Ertrage aus Ge- 
Gelder ‚nicht zur Tilgung aufgelündigter Capi- |meindewaldungen, Gemeinde-Grundjtüden und 
talien verwendet werden jollen; 5) alle Wald» Gemeindeberechtigungen verbleiben den Gemein» 
ausftodungen und auferorbentlichen Holzhiebe;|den alle Einnahmen, welche bisher gebräuchlid) 
6) alle Abänderungen im Allmendengenuß und|oder nad; ergangenen gejeglihen Beltimmungen 
Beränderungen des Gemeindegut3 in der Eulturlin die Gemeindelaſſe gefloffen find. — Soll in 
und die Verpachtung von bisher in anderer Be-| Beziehung auf die Legteren eine Abänderun 
nutungsart gejtandenen Gemeindegrundftüden eintreten, jo iſt der Beſchluß der Gemeinde un 
und Gerechtſamen; 7) die Einführung neuer Ab-|die Genehmigung des Bezirksraths erforderlich. 
von zur Gemeinbelaffe oder Abänderung der)$ 34. Aus der Gemeindelaffe werben in der 
ejtehenden; 8) bie Vornahme von Veräußer-|bisherigen Weife die Koften der Gemeindever- 
ungen und Berpadjtungen außer dem Wege verwaltung und ber für die Gemeinde und ben 
Berfteigerung, der Abſchluß von Vergleichen und Gemeindebezirt gemachten gemeinnügigen Anftal- 
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ten bejtritten. — Jusbeſondere gehören dahin: 
1) bie Befoldungen der nad) biefem Gejege für 
die Verwaltung der Gemeinde anzuftellenden 
Gemeindebeamten und die Löhne anderer unent- 
behrlicher Gemeindediener; 2) die Beiträge zu 
den Gehalten der Medicinalbeamten und Heb— 
ammen nad; dem Edict vom 14. März 1818, 
der Thierärzte nad) dem Ediet vom 24. März 
1843; 3) die Bejoldung der Forjtbeamten nad) 
dem !Edict vom 9. November 1816 und des 
Forſtſchutzes, fowie alle auf eg des 
Gemeindevermögens zu verwendenden Koſten; 
die Koſten des Volksſchulunterrichts, ſowol 
die Beſoldungen der Lehrer, als die durch Erbau— 
ung und Unterhaltung der Schulhäuſer und An— 
Ihaffung aller übrigen Schulbedürfnijie entitehen- 
den Kojten: Alles nad) Maßgabe der allgemeinen 
Schulordnung vom 24. März 1817 ; 5) die Koſten 
der Anlage und Unterhaltung der Gemeinde 
hänfer, Glocken, Uhren und Glodenjeile; 6) die 

often ber Anlage und Unterhaltung der in der 
Ortsgemarkung beftehenden und nothwendigen 
Bicinalmege und fonftiger öffentlicher Wege, Der 
Brunnen, Zodtenhöfe, Feuerlöfchanftalten und 


aller jonftigen Bedürfniſſe der Ortöpolizei; 7) ſchwerden über den Bollzu 
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auf die Einführung einer nad) Erhebungsart 
und Betrag zu begutachtenden Abgabe zeitig bei 
der Öemeindeverjammlung- und dem Amte zu 
ftellen. $ 38. Außer den Dienften, welche im 
Intereſſe der Ortöpolizei, namentlic) in Bezug 
auf —— und Feuerlöſchanſtalten den ein- 
zelnen Bürgern obliegen, hat nach dem Beſchluß 
des Gemeinderaths jeder Bürger die Verpflicht- 
ung, jelbft oder durch einen Stellvertreter jähr- 
lid an höchſtens 10 Tagen zu Zwecken der Ge- 
meindeverwaltung Dienjte durch Handarbeit oder, 
wenn er eine Fuhre zur Betreibung eined Ger 
werbes oder der Landwirthichaft bejigt, durch 
jein Gejpann zu leiften. $ 39. Bon Spann- 
dienjten ift Niemand befreit. — Frei von Ge- 
meindedienjten find nur diejenigen Bürger und 
Wittwen, welche wegen Gebrechlichkeit zu perjön- 
lichen Leiſtungen unfähig find und wegen Ber- 
— —* oder aus Mangel eines erwachſenen 
in ihrem Brode ſtehenden Familiengliedes einen 
Stellvertreter nicht einſtellen können. — Der 
Gemeinderath entſcheidet über die Zuläſſigkeit 
der Befreiungsgeſuche vorbehaltlich des Recurſes 
an dad Amt; daſſelbe gilt überhaupt von Be— 
der in den $$ 38 


die auf Förderung und Emporbringung des ſund 39 enthaltenen Vorjchriften. — Die in einer 


Uderbaues und ber Viehzucht zu verwendenden 
Koften; 8) der zur Unterftügung der Ortdarmen 
erforderliche Aufwand, joweit die dafür bejtimm- 
ten bejonderen Fonds nicht außreichen, nad) Maß⸗ 

abe des Edictd vom 18. December 1848; 9) 
im Allgemeinen alle auf die Förderung gemein- 

eitlicher Bmwede zu verwendenden Ausgaben. — 

as Gemeindevermögen bleibt vom Kirchen» und 
Pfarrvermögen getrennt. Verwendungen zu kird)- 
lichen Zweden aus den Gemeindekaſſen find nad 
Gemeindebeſchluß mit Genehmigung des Bezirks— 
raths und der Landesregierung zuläffig, wenn 
bie Gemeinde jchuldenfrei oder für die Abtrag- 
ung der noch vorhandenen Schulden der Fonds 
nad) Maßgabe diejes Geſetzes disponibel geftellt 
tft, wenn dadurch eine eg zur Ge- 
meindefafje für dad laufende Jahr nicht veran- 
laßt wird, wenn ferner die Gemeindebürger einer 
und bderjelben Eonfellion angehören oder die zu 
einer anderen Eonfejjion gehörenden Bürger für 
ihr Kopftheil an ber bewilligten Summe Ent- 
fhädigung aus der Gemeindelafje erhalten oder 
darauf verzichten. $ 35. Reichen die Einkünfte 
aus dem Gemeindevermögen zur Beitreitung des 
Bedarfs nicht aus und wird diefer auch durch 
andere Gemeindeeinnahmen nicht gebedt, jo wird 
das Fehlende durch directe Belteuerung ergänzt. 
$ 86. Die Erhebung der directen Steuern zu 
Gemeindebebürfniffen geſchieht nach den für die 
Staatsſteuer beitehenden Cataſtern bed Gemeinde- 
bezirks. Auch die den Gemeindegemarkungen 
einverleibten 


Gemeinde temporär fi Aufhaltenden find, auch 
wenn fie Gewerbefteuer zur Gemeindelafje be- 
zahlen, von Gemeindedieniten befreit. — Ebenjo 
nd ſowol vom Wacedienft, als von allen Hand» 
dienften befreit: 1) die Penſionäre und die Witt- 
wen der in $69 unter pos. 2 benannten Diener; 
2) die Bürgermeifter und Rathsſchreiber; 3) die 
Sculfehrer; 4) die Förfter und Feldfhügen; 
5) die Gemeindediener und Poligeidiener; 6) die 
Ehemänner der Hebammen. — Desgleichen find 
die pos. 1 genannten Perſonen von den Feuer: 
Löjchdienften befreit. $ 40. Eine weitere, als 
die in den $ 38 fejtgejeßte unentgeltliche Leiftung 
von Zuhr- und Handdienften fann nur dann ger 
fordert werden, wenn dies in einer Gemeinde- 
verſammlung bejchlofjen wird, worin ſowol 2 
Drittel der Fuhrenbeſitzer, als auch 2 Drittel 
derjenigen, welcye fein Zugvieh befigen, einwilligen. 

(Bon den Anlehen der Gemeinden.) $ 41. 
Sapitalaufnahmen, welche zur Abtragung aufs 
gefündigter Eapitalien gemacht werden, beſchließt 
der Gemeinderath. — Bu anderen Anlehen tft 
bie ——— der Gemeinde und die Zu— 
ſtimmung des Bezirksrathes und der Landes» 
regierung erforderlich. ieſelben können nur 
dann ſtattfinden, wenn die ordentlichen Einkünfte 
der Gemeinde erihöpft und zu einer unvermeid« 
lichen oder höchſt nützlichen Ausgabe keine an- 
dern zwedmäßigeren außerordentlichen Einnahmen 
aufzufinden find, s 42. Bur Tilgung der Ges 
meindejchulden werden folgende Einnahmen der 


Ibdiftricte find bei Steuererheb-| Gemeinden beftimmt: 1) eingehende Activcapis 


ung für die Gemeindelaſſe beitragäpflidtig, vor-|talien, die in ben $$ 74 und 85 bezeichneten 
bepaltlich der in dem Geſetz vom 27. September| Gebühren für den Antritt oder die Erwerbung 
1849 enthaltenen Beitimmungen. $ 37. Mehr|des Bürgerrechtes, Reluitionsjummen von abge- 
als 3 Simpel directer Steuern dürfen zur Be. |löften Zehnten, Grundzinſen und Gülten; 2) der 
fireitung der Gemeindebedürfnifje nicht erhoben) Erlös von veräußertem Tiegenden Vermögen ber 
werden. Reichen diefelben zur Veftreitung der) Gemeinde und von Realberedhtigungen, inſoweit 
ftändigen nothwendigen Gemeindeausgaben nicht | hierzu, ſowie bei pos. 1, die Genehmigung der 
bin, jo ift von dem Gemeinderath der Antrag vorgeſetzten Behörde erfolgt; 3) Erlös von außer- 
34* 
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ordentlichen Holzfällungen; 4) Iſt keine der Ein- Tann von dem Bezirlörat 
werden, wenn die zu veräußernden Gebäude für 
die Gemeinde nicht mehr nothwendig find und 


nahmen unter pos. 1, 2 und 3 vorhanden, ober 
reichen die vorhandenen nicht aus, jo find zur 
Schuldentilgung Steuern, melde jedod mit den— 
jenigen für die laufenden Bedürfniſſe 3 Simpel 
nicht überfteigen dürfen, zu erheben, — Dieje 
Einnahmen dürfen zu feinem anderen Zwecke, 
als dem der Schuldentilgung verwendet werben. 
Nur wenn die Einziehung eines Activeapitals, 
eine Veräußerung oder eine außerordentliche 
Holzfällung ausdrüdlid zur Beftreitung einer 
außerordentlichen Ausgabe der Gemeinde be» 
ichloffen worden * hat der ———— 
fonds keinen Anſpruch. — Sind Theile des 
Grundftodvermögend zur Schuldentilgung ver» 
wendet worden, jo muß der Grundjtod jobald 
als thunlich wieder ergänzt werden, 
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nur dann ertHeilt 


die zu veräußernden Grundftüde wegen großer 


Entfernung oder aus einem anderen Örunde ber 


Gemeinde von weit geringerem Nutzen find, als 
der Erlös aus denjelben gewähren würde. — 
Der zu erzielende Betrag des Erlöfes ift nad) 
Maßgabe der Tare und anderer Verhältniffe als 
Bedingung bei ber Ertheilung der Genehmigung 
zu beſtimmen. F 50. Ueber Verpachtung von 
bisper in anderer Benutzungsart geftandenen 
Gemeindegrundjtüden und Gerechtſamen, ſowie 
über Veränderung de3 Gemeindegutd in der 
Eultur bejchließt der Gemeinderath mit Zuftimm- 
ung der Gemeinde. — Ausſtockung eines Waldes 
und außerordentliche Holzfällungen können nur 


Von der Vertheilung des &emeindevermögens.]|nad einem Beihluß der Gemeinde mit Ge- 
$ 43. Die Bertheilung von Gemeindewaldungen|nehmigung des Bezirksraths ftattfinden. $ 51. 
oder Gemeindegrundftüden an die Gemeinde») Der Gemeinderath bejchlieft über die Genehmig- 


bürger zum Eigenthum ift unftatthaft. — Eine 
Vertheilung von Gemeindegrundftüden zum uns 
entgeldlichen Genufje der Gemeindebürger, auf 
bejtimmte Zeit fann infolge eines Gemeinde- 
beichluffes jtattfinden, wenn zur Beftreitung der 
Gemeindebedürfnifje feine Steuern erhoben wer» 
den, ober infolge defjen erhoben werden müſſen. 
Andernfalls kommt der $ 31 diejes Geſetzes zur 
Anwendung. $ 44. Iſt nad) Beſtreitung der 
Gemeindebedürfniffe auß den Einkünften der 
Gemeinde und nad deren — Verwendung 
zu kirchlichen Zwecken ($ 34) ein Ueberſchuß vor- 
handen, jo ift, wenn feine Schulden vorhanden 
find, mindeſtens die Hälfte des Ueberſchuſſes für 
fünftige größere Ausgaben zum Capital rn 
(legen. Der übrige Theil des Ueberſchuſſes Tann 
nad) Gemeindebeſchluß entweder zum Grundjtod- 
nermögen gejdjlagen oder unter die Gemeinde- 
bürger vertheilt werden, wenn dies die Erhebung 
von Gemeindejtenern in den nächſten Jahren 
vorausfichtlich nicht zur Tolge hat. $ 46. Zur 
Ipeilnahme an den Gemeindenugungen find nur 
die recipirten Gemeindebürger berechtigt. Die 
Bittwen der Gemeindebürger erhalten während 
ihres Wittwenjtandes den vollen Anteil, welcher 
ihrem verjtorbenen Ehemann, wenn er nod am 
Leben wäre, würde zugefallen fein. $ 46. Jede 
Bertheilung gejchieht nad) Köpfen durd) das Loos 
in möglich gleichem Werthe, unbeichadet jedod 
der auf einen bejonderen Rechtstitel begründeten 
Anſprüche F eine andere Art der Theilnahme. 

[Bon der Erwerbung, Veräußerung und Ber- 
pachtung des Gemeindevermögend und Eultur- 
veränderungen.] 47. Die Erwerbung von 
Liegenſchaften und eg beichließt der 
Gemeinderat. — Bei einem Koftenbetrag von 
mehr als 100 fl. in den Mleineren Gemeinden 
und bon 300 Im in ben größeren Gemeinden, 
über 1000 Seelen, ift die Zuſtimmung der Ge— 
meinde erforderlih. 8 48. Veräußerungen, 
mit Ausnahme derjenigen bei einer Erpropriation, 
namentlich Berfauf, Vertauſchung von Gemeinde- 
grunbftüden und Gemeindeberedhtigungen, können 


ung —— Verpachtungen von Gemeinde⸗ 
liegenſchaften und Berechtigungen, über Verwerth— 
ung des Ertrags des Gemeindeguts, jowie über 
die Veräußerung und Vertaufchung alles beweg- 
lichen Gemeindevermögend. 8 52. Alle in ber 
Gemeindeverwaltung vorfommenden Verkäufe und 
Berpadhtungen müfjen in öffentlicher Berfteiger- 
ung geihehen. Zur Vornahme der Berjteiger- 
ungen für die Gemeinde ift der Bürgermeifter 
verpflichtet. — Eine andere Urt der Veräußerung 
und Verpachtung kann nur ftattfinden, wenn ein 
beweglicher Gegenftand einmal und ein unbeweg- 
licher zweimal vergeblih zur öffentlichen Ver— 
jteigerung auögejeßt war, oder wenn der Ge 
meinderath mit der Gemeinde eine andere Ver— 
äußerungd- oder Verpachtungsart zwedmäfig 
findet. — Die Abgabe von Notbholz dagegen 
erfolgt nad) Maßgabe der Verordnung vom 15. 
Juli 1813 mit dem Unterſchiede, daß bei Holz« 
abgaben, welche den Betrag von 15 Gulden über» 
jteigen, ſtatt der früher erforderlich geweſenen 
amtliden Genehmigung, jet diejenige des Ges 
meinberath8 zu ertheilen iſt. $ 53. Der Erlös 
aus veräußerten Grundftüden und Gebäuden, 
von Waldausftodungen und außerordentlichen 
Holzfällungen, jowie der Erlös für veräußerte 
Gerehtjame und die Neluitionsjummen von 
abgelöften Zehnten, Grundzinjen und Gülten 
müfjen zum Grundftodvermögen gezogen unb 
daher, wenn fie nicht zur Sculdentilgung er- 
forderlich find, als Capital angelegt oder zu 
neuen Erwerbungen benugt werden; das Gleiche 
gilt von abgelegten Activcapitalien. — Darlehen 
dürfen nur an inländijche öffentliche Fonds gegen 
einfache Schuldiheine und an Private dann ges 
— werden, wenn der doppelte Betrag des 

apitals in Liegenihaften im Herzogthum zum 
Unterpfand verfchrieben wird. $54. Die Uctiv- 
capitalien der Armenfonds und Schulfonds müffen 
unter allen Umftänden erhalten werden, 

(Bon den Verträgen u. von der Procekführ- 
ung.] $ 55. Die Anftelhung derjenigen Gemeinde» 
bedienjteten, welche nicht zu den in den 8$ 8, 4 


nur nad) einem Beſchluß der Gemeinde mit Zu-iu. 11 erwähnten Gemeindeverwaltungsbehörden 
ftimmung des Bezirtsrath& vorgenommen werden. |gehören, wird dur von dem Gemeinderathe 


$ 49 


. Die Genehmigung zu einem Verkauf abzuſchließende Verträge bewirkt. — Eine Aus- 
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nahme findet ftatt in Bezug auf das Medicinal-, 
Forft«, und Scullehrerperjonal, bezüglich deſſen 
die Beitimmungen der landesherrlichen Ediete 
über die Medicinal-, Forſt- u. Schulorganijation 
in Kraft bleiben. — Die Viehhirten werden, 
wenn jolche * Lohn aus der Gemeindekaſſe 
beziehen, von dem Gemeinderath und den Vieh— 
altern angenommen, andernfalls bleibt deren 

nnahme und die Beſtimmung ihres Lohns den 
Biehhaltern unter Mitwirkung des Bürgermeijters 
gr are — Die Unftellung der Feldihügen 
u, die Entlaffung derjelben erfolgt durd) das Amt 
nad) Anhörung des Gemeinderaths. $ 56. Ver— 
träge, welde eine Lieferung von beweglichen 
Sadıen, eine Leiftung, od. zum laufenden Dienft 
erforderliche Anſchaffungen und Koftenaufivend- 
ungen zum Gegenttand haben, genehmigt der Ge— 
meinderath, wenn die dafür zu entrichtende Summe 
aus den im Voranſchlage aufgenommenen Ein— 
fünften der Gemeinde beftritten werden fann.— 
Bei den Arbeiten und Lieferungen für die Ge— 
meinde ift in der Regel der Weg einer Berfteig- 
erung oder Submifjion einzuhalten, nachdem vor: 
2: ein Koftenüberjchlag eingeholt worden tft. — 

usnahmen finden ftatt wegen Geringfügigfeit 
bes Gegenftandes, oder wo der Verſuch einer 
Verfteigerung od. Submiffion vergeblid gemacht 
worden, od. nad) der Natur des Geſchäfts nicht 
wol ausführbar ift. — Bei dem Gemeindebau- 
wejen haben die Landbaumeifter als Sachver— 
ftändige in der bisherigen Weije mitzumirfen. — 
Ueberjteigt der Koftenbetrag nicht 5 Gulden, fo 
ift ber Bürgermeifter zur Abſchließung eines 
mündlichen Accord3 ermächtigt u. fann die Aus» 
führung fofort vornehmen laffen. $ 57. Ber- 
träge, durch welche die Gemeinde eine fortwäh- 
rende Laft gegen Entichädigung übernimmt (mie 
3. B. die bis dahin einem Dritten obgelegene 
Unterhaltung des Fafjelviches), bedürfen ber 
Buftimmung der Gemeinde. Ueberfteigt der Ent- 
ihädigungsbetrag bei Gemeinden bis zu 1000 
Seelen 50 Gulden, und bei jolchen über 1000 
Seelen 150 Gulden, fo ift die Genehmigung 
des Bezirksrathes erforderlich. Ebenſo können 
Privatverträge mit einem Mitgliede des Ge— 
meinderathes nur mit Zuſtimmung der Gemeinde 
abgeſchloſſen werden. 58. Vergleiche über 
Rechie an Immobilien, ſowie ſolche, wobei die 
Gemeinde mehr als 100 fl. an ihrem Anſpruch 
aufgibt, bedürfen der Zuftimmung der Gemeinde, 
% * Erfüllt eine Gemeinde ihre perſönlichen 

erbindlichkeiten nicht, ſo kann * der Forder⸗ 
ungsberechtigte vor Anſtellung der Klage an das 
Amt beſchwerend wenden, inſofern er nicht vor— 
zieht, den Rechtsweg ſogleich zu betreten. Dieſes 
hat den Gemeinderath darüber binnen 14 en 
zu vernehmen, und wenn folcher die Richtigkeit 
der Forderung anerkennt, binnen 4 Wochen von 
dem Tage des dem Gläubiger zu eröffnenden 
Anerkenntnifjfes an gerechnet, für die Befriedig— 
ung deffelben aus den ordentlihen oder außer— 
ordentlichen Mitteln der Gemeinde zu forgen. 
Erfolgt die Befriedigung des Gläubigers nicht, 
jo fteht es ihm I bei ber Landesregierung 
darüber Beichwer e zu führen. Hat ber Ge 
meinderath die Nichtigkeit der Forderung in dem 
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anberaumten Termine nicht anerlannt, fo ift dem 
Gläubiger unter Eröffnung der Gründe des ver- 
weigerten Anerkenntniſſes fogleich davon Nach— 
richt zu geben. $ 60. Im Wege der Hilfsvoll- 
ftredung fann in das Gemeindevermögen nicht 
eingegriffen werden. Hiervon ausgenommen find 
diejenigen Schulden, welche von der Publication 
des Gejeßed vom 12. Dec. 1848 bis zur Publi- 
eation des gegenwärtigen Geſetzes gemacht wor: 
den find. Der Gläubiger hat zur Vollziehung 
eined die Gemeinde zu einer Leiftung verurtheil« 
enden richterlihen Erfenntniffes fid) an das Amt 
zu wenden, welches für feine Befriedigung im 
Verwaltungswege zu forgen hat. Kann eine Ge- 
meinde durd die in $ 42 zur Schuldentilgung 
bezeichneten Einnahmen ihre Gläubiger nicht bes 
jriedigen, jo ſoll durch die Landesregierung dieſe 
Gemeinde unter die curatorische Verwaltung des 
Amtes fo lange geftellt werden, als dieſes Ber- 
hältnig dauert. — Infolge hiervon dürfen auch 
—* Gemeindeausgaben u. Verwendungen aus 
dem Ertrage des Gemeindevermögens, worüber 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes die Ge— 
meindebehörde ſelbſtändig zu beſchließen Hat, nur 
mit Zuſtimmung des Amtes erfolgen; auch kann 
daſſelbe verfügen, daß der Bürgermeiſter nicht 
die in $ 12 beftimmte Vergütung für Auslagen 
und Beitverfäumniß oder eine geringere, u. die 
Gemeindevorfteher feine Ganggebühren beziehen; 
jowie daß die Dienftleiftungen, für welche in der 
Negel befondere Gemeindediener angeftellt wer» 
den, von den Gemeindebürgern nad) der Reihen 
folge unentgeltlich perſönlich oder durch einen 
geeigneten Stellvertreter verrichtet, u. daß bis- 
herige demeindeausgaben, welche nur einem Theile 
der Gemeindebürger, 3. B. den VBiehbefigern, Vor- 
theil gewähren, von dieſen Bürgern ſelbſt be— 
ftritten werden. Nichtannahme eined Gemeinde» 
Amtes in diefen Gemeinden wird bis zu 30 
Gulden, Nidhtannahme od. nachläſſige Berrichtung 
aufgetragener Gemeindedienjte bis zu 5 Gulden 
zum Bortheil der Gemeindekafje beitraft, — Die 
Schuldentilgung ift fodann in ber Weije zu ord— 
nen, daß derjenige Gläubiger, welcher am mei— 
ften nachläßt, zuerjt befriedigt wird, außerdem 
aber die Schulden der Zeit ihrer Entſtehung 
nad) Tilgung kommen. — Gemeinden, welche 
ihre Bedürfniffe ohne Zuſchuß aus der Staats— 
faffe zu bejtreiten außer Stande find, können 
ebenfall3 von der Landesregierung unter die cute 
ratoriſche Verwaltung des Amtes geftellt werden. 
$ 61. Der Gemeinderath hat darüber zu bes 
rathen u. zu beſchließen, ob einem gegen die Ger 
meinde erhobenen Anſpruch gerichtlich zu begeg— 
nen, oder ob ein Anſpruch oder eine Forderung 
der Gemeinde, deren Richtigkeit u. Giltigfeit nicht 
anerfannt, oder denen nicht Genüge gethan wer— 
den will, im Rechtswege geltend zu machen fei. 
— Bu jeder Procehführung ift die Yuftimmung 
der Gemeinde und der Landesregierung erforder⸗ 
lich, doch fällt bei Rechtsſtreitigkeiten mit dem 
Fiſeus das Erforderniß der Zuſtimmung der 
Landesregierung weg. — Eine von dem Gemeinde» 
rath ausgeitellte Vollmacht, bezw. das geftattende 
Decret der Landesregierung, genügt zur Legitima- 
tion des mit der Proceßführung Beauftragten. 
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[Bon dem Gemeinderehnungsmeien] $ 62. Protokoll zu erffären. — Nach Ablauf der Frift Hat 
Der Gemeinderechner wird von dem Gemeinde-|der Bürgermeifter, wenn Ausftellungen gegen den 
rath auf 6 Jahre ernannt und von dem Amte] Entwurf gemadjt worden find, den Gemeinberath 
verpflichtet. Er hat auf Verlangen de3 Gemeinde-|zur Berathung hierüber zu verfammeln, u. hier- 
raths Caution zu leiften. Der Gemeinderechner nächſt geeignetenfall3 eine Berichtigung des Leber 
ift zur Erhebung der Einkünfte der Gemeinde ſchlags zu bewirken u. find DieReclamanten von der 
alfein berechtigt und verpflichtet. Derjelbe darf Entſcheidung bes Gemeinderates in Kenntniß zu 
nicht Mitglied des Gemeinderaths jein u. weder ſetzen. — Der Rechnungsüberſchlag wird hierauf 
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das Wirthſchaftsgewerbe noch Specereihanbdel be- 
treiben. & 63. Der Gemeinderechner erhält einen 
vom Gemeinderath fejtzufegenden Gehalt, welcher 
in einer, 2 bi$ 4 Procent der Einnahme, aus— 
ſchließlich der etwa eingehenden Activcapitalien, 
der aufgenommenen Baijivcapitalien, der Ablöj- 
ungscapitalien von Zehnten, Orundzinjen und 
Sülten, des Erlöjes aus veräußerten Immobilien 
u. Gerechtjamen, der Einnahme aus Begräbniß- 
plägen und der Berficherungscapitalien von ab» 
gebrannten Gebäuden betragenden Belohnung be» 
iteht, in feinem Fall aber weniger als 15 Guls 
den betragen jol. — Zur Feſtſetzung bes Ge» 
halts unter 2 Procent der Einnahme tft die Ge- 
nehmigung des Amtes erforderlid.— Neben der 
Belohnung für die Erhebung der Einnahmen er 
hält der Rechner eine Vergütung für anzuichaff- 
ende in der Inſtruction näher bezeichneten Schreib- 
materialien 2c. u. zwar im Betrage eines Dritt- 
theil8 der dem VBürgermeifter für ähnliche Ans 
ſchaffungen bewilligten Averfionalfumme. — Der 
Redner hat die Gemeinderehmung jelbft zu ftellen, 
wenn er dazu die nöthige Fähigkeit bejigt. — 
Sit dies nicht der Fall, jo hat er bei dem Ge- 
meinderath zu beantragen, daß die Rechuung 
durd; den Landoberſchultheißen, welcher die ihm 
von dem Amte deshalb und wegen Bornahme 
der Kaffenvifitationen und der Kafjenübergabe 
an Dienjtnadjfolger zugehenden Aufträge zu voll- 
ziehen hat, gejtellt werde, und werben alddann 
die hierdurd entjtehenden Koften auf die Ge— 
meindelaffe übernommen. — Die Rechnung ift 
in daplo aufzuftellen; bejondere Koften für Die 
zweite Ausfertigung dürfen nidjt vorkommen. 
8 64. Im Monat November jeden Jahres hat 
der Bürgermeifter mit Buziehung des Gemeinde» 
rechners einen Rechnungsüberſchlag für das fünf- 
tige Jahr aufzuftellen, worin die Ausgaben ber 
Gemeindefaffe und die zu deren Dedung vor- 
handenen oder vorzujchlagenden ordentlichen und 
außerordentlihen Einnahmen jo genau wie mög- 
lich anzugeben ſind. Aud muß daraus zu er- 
jehen fein, wie viel an Gemeindenugungen zur 
Vertheilung an die Bürger beftimmt, mithin von 
der Verwerthung für die Gemeindekaſſe ausge— 
nommen fein fol. — Diejer Rechnungsüberſchlag 
ift nad) vorheriger Prüfung u. Feſtſetzung durd) 
den Gemeinderath der Gemeinde vorzulejen, dann 
8 Tage lang zur Einfiht aller fteuerpflichtigen 
Einwohner der Gemeinde, jowie der Ausmärker, 
auf dem Rathhauſe oder an einem jonjtigen 
pajjenden Orte aufzulegen u. hierüber eine drei— 
malige Bekanntmachung durch die Schelle zu er- 
lajien. $ 65. Jedem Gemeindebürger und zur 
Semeindefafje Steuerpflichtigen fteht es frei, in« 
nerhalb der adjttägigen Friſt feine Bemerkungen 
über den Entwurf des Rechnungsüberichlages bei 
dem Bürgermeifter jchriftlich einzugeben oder zu 


in dem einen wie in dem anderen Falle dem 
Amte zur Einfidht vorgelegt, welches ihn, wenn 
die darin aufgenommenen Einnahme- u. Ausgabes 
pojten nicht Abweichungen von den beftehenden 
gejeglichen Vorjchriften enthalten, zur Vollziehung 
Krb Sollten ſich Abweihungen von den Ger 
egen daraus ergeben, jo wird darnach bie ent 
Iprechende Verfügung an den Gemeinderath, ge 
en welde ein Recurs zuläffig iſt, erlaflen. 
N 66. Der Bürgermeifter weift auf den Grund 
des Rechnungsüberſchlages od. eines Bejchluffes 
des Gemeinderathes alle Einnahmen für die Ger 
meindekaſſe und alle Ausgaben auf Ddiejelbe an, 
die Gebühren und Auslagen bed Bürgermeifters 
u. ber Gemeindevorfteher bedürfen vor der An— 
weifung der Feſtſetzung durch das Amt.— Jede 
Zahlung aus der Gemeindelafje ohne eine An— 
weijung der zuſtändigen Stelle ift bienftlich un« 
zuläſſig. $ 67. Bis zur Mitte ded Monats 
Februar muß die Rechnung vom verflofjenen 
Jahre aufgejitellt werben. Diejelbe ift von dem 
Gemeinderat und außerdem von einem bejon- 
deren Rechnungsausjchuffe, welcher von der Ges 
meinde gewählt, bezw. von dem Bürgerausichuffe 
aus jeiner Mitte deputirt wird, vorläufig zu 
prüfen und mit dem Prüfungsprotofolle 8 Tage 
lang zur Einficht aller Betheiligten aufzulegen. 
— Nad) Ablauf diejer Frijt zur Einfihtnahme 
wird die Rechnung nebſt den dazu gemachten 
Bemerkungen des ®emeinderathes, des Rechnungs- 
ausſchuſſes u. anderer Betheiligten an dad Amt 
eingeſchickt, welches fie zur Revifion u. zum Ab—⸗ 
ihluß der Rechnungskammer vorzulegen hat. — 
Gegen den gehörig zu verfündenden Abſchluß 
findet die Berufung an das Ober-Appellations- 
gericht ftatt, wenn die dem Rechner r Raft 
gefegten Poſten, durch welche er fich bejchwert 
erachtet, zujammen 50 Gulden betragen. 

[Bon den Rechten der Gemeindebürger.] $ 68. 
Die Rechte der Gemeindebürger find: 1) das 
Recht des jtändigen Aufenthalts in der Gemeinde 
und der Benugung aller Gemeindeanftalten; 2) 
ber Stimmgebung bei Gemeindeverjammlungen; 
3) der Wahlfähigkeit und — zu den 
Gemeindeämtern; 4) der Theilnahme an dem 
Gemeinde» und Allmendgut; 5) des Gewerbebe- 
triebes nad) Borjchrift der Gejege [j. jept Ger 
werbe- Ordnung $ 1]; 6) das Recht, in ber 
Gemeinde, deren Bürger Jemand ift, durch Hei- 
rath eine Familie zu gründen; wird jebod von 
dem Gemeinderath bei einer Wiederverheirathung 
aus dem Grunde, weil ein den Unterhalt einer 
Familie fiherndes Vermögen oder Nahrungs» 
zweig nicht mehr vorhanden ift, Einjprache er- 
hoben, jo hat der Beamte die Sadje zur Ent- 
ideidung an den Bezirksrath zu bringen;?) 7) 

Die polizeilihen Beichränfungen der Eheichliegungen find 
aufzeboben; Geſetz vom 4. Mai 1858, 
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das Recht des Anſpruches auf Unterftügung aus der Reception u. Heirath3erlaubniß in den Weg 
Gemeindemitteln in Fällen der Dürftigkeit.’) — ſtellt, entjcheiden die Beſtimmungen der Militär» 
Denjenigen, die ein angeborenes Bürgerrecht bes | gejepgebung. — Auch bleiben die Borfchriften über 
figen, das Bürgerrecht aber nod) nicht angetreten, | Ertheilung der Proclamations- u. Copulations- 
ftehen die unter pos. 1 und 7 genannten Rechte Sri vor ber eg in Wirkſamkeit be- 
zu. 869. 1) Die Standes und Grundherren ſtehen, wobei jedoch, den Fall $ 68 pos. 6 auß- 
jind mit Gemeindebürger; 2) die Hof-, Militär-| genommen, bloß die Eigenſchaft des Nadjiuchen- 
und Eivildiener, ohne Unterjchied zwijchen Cen⸗ den als Gemeindebürger und das Nidhtvorhan« 
tral» u. Localbeamten, die Geiftlichen, Die ange-|denjein von bürgerlichen Ehehinderniffen zu prüs 


ftellten Procuratoren u. die ſtandes- u. grunds|fen iſt. 


— Diener der höheren Klaſſe nehmen, ſo 
lange 


und von der Zahlung directer Gemeindeſteuern 
entbunden, Sie dürfen feine Gemeindeämter über- 
nehmen u. an Gemeinbewahlen u. Berfammlungen 
nicht theil nehmen; 3) die Penfionäre u. Wittiven 
der vorftehend unter 2 bezeichneten Diener treten 
in die Berechtigungen und Berpflichtungen der 
übrigen Gemeindebürger ein. — Die Kinder der 
sub 2 und 3 Benannten find in der Gemeinde 
heimathsberechtigt, wo ihr Vater zulegt ange- 
ftellt war. — Die Diener der unterften Klaſſe: 
Landjäger, Pedellen, Amtsdiener, Renteidiener, 
Ehaufjeewärter, Polizeidiener, Gefangenwärter, 
Gardiſten ber Unterſuchungs- und Strafgefäng- 
nifje, Schleufenwärter ꝛc. find verpflichtet, vor 
ihrer Verehelihung das Bürgerrecht irgeud einer 
Gemeinde des Herzogthums ſich zu erwirfen. 
[Bon der Erwerbung de3 Bürgerredt3.2)] $7TO. 
Das — —— wird erlangt: 1) durch Geburt; 
2) durch Aufnahme. — Niemand kann das Bür— 
gerrecht in mehr als einer Gemeinde beſitzen. 
[Bon der Erwerbung des Bürgerrechts durch 
Geburt.] 8 71. Das angeborene Bürgerrecht in 
einer Gemeinde fteht Denjenigen zu, deren El: 
tern dad Bürgerredt in der Gemeinde befiten 
oder zur Seit ihres Todes bejejien haben. — 
Den außerehelich Geborenen fteht das angeborene 
Bürgerrecht in derjenigen Gemeinde zu, in wel« 
cher ber Mutter oder deren Eltern oder bem 
Vater des legitimirten unehelichen Kindes bas 


ie fi im activen Dienſt befinden, an den re 77. Dem Gemeinderath fteht das 
Gemeindenugungen nicht theil, u. find von allen Recht der Bü 
Leiftungen perjönliher Dienfte an die Gemeinde |diejes Gejehes, $ 78. 


[Bon der Erwerbung des Bürgerrecht? durch 


rift 
ie Bürgeraufnahme darf 
weder auf eine beſtimmte Zeit, nod unter einer 
die geſetzlichen Rechte ded Gemeindebürgers be» 
ichränfenden Bedingung ertheilt werden, Die bei- 
gefügte Beſchränkung ift unwirkſam. 95 79. Je⸗ 
der nafjauijche —— hat das Recht, Auf- 
nahme als Bürger in jeder Gemeinde des Her— 
zogthums für ſich, feine Ehefrau u. ſeine der Ge— 
walt nicht entlafjenen Kinder zu verlangen, wenn 
er die perjönlichen Eigenschaften befigt u. die ges 
jeglichen Bedingungen erfüllt. — Die Ehefrauen 
u, die unter elterlider Gewalt ftehenden Kinder 
erwerben dad Bürgerreht in einer Gemeinde 
dur die Aufnahme des Ehemannes od, Vaters, 
verlieren aber damit das bisher in einer anderen 
Gemeinde ihnen zugeftandene Bürgerrecht. — Der 
Wittwe des Gemeindebürgerd fteht das nämliche 
Recht zu. 8 80. Die perjönlichen Eigenſchaften 
find: 1) die a 2) ein guter Yeumund. 
$ 81. Einen ſchlechten Leumund haben: 1) Alle, 
die durch ein gerichtliche Erkenntniß zu einer 
mehr als zweijährigen Freiheitsſtrafe oder zwei— 
mal zu einer Correctionsftrafe verurtheilt, oder 
ihres Dienftes entjegt worden find; 2) Alle, die 
in den legten 5 Jahren, welche dem Geſuche um 
Aufnahme vorhergehen, wegen Diebftapls, Be— 
trugs, wiederholten Felddiebſtahls, oder wegen 
Unterſchlagung od. Eidesverlegung, od. Fälſchüng 
mit Strafe belegt worden find; 3) Alle, welche 
zur Zeit der Anbringung ihres Geſuchs in eine 


—— zu, nach Vorſ 


Bürgerrecht zuſteht oder zugeſtanden hat. $ 72. peinliche Unterſuchung verwickelt ſind; 4) Alle 


Zum Antritt des — Bürgerrechts wird 
erfordert: 1) die Volljährigkeit; 

eined den Unterhalt einer Familie fichernden 
Vermögens oder Nahrungszweiges, und 3) in— 
fofern die Ausübung des Nahrungszweiges an 
geiepliche Bedingungen gebunden ijt, die Nach— 
weifung, daß ſolchen Genüge gethan jei. $ 78. 
er fein Bürgerrecht antreten will, hat bei dem 
Semeinderath jeinen Willen zu erklären und die 
Erforbernifje nachzuweifen. $74. Für den An— 


tritt des angeborenen Bürgerreht3 kann einejfommen ift, oder wenn überall fein 
eines böſen Leumundes vorliegt. 


Antrittsgebühr verlangt werben, weldje in dieſem 


offenkundig Schlechte Haushalter. $ 82. Der Nadh- 


2) der Befig|juchende hat das Beugniß des guten Leumunds 


von dem Gemeinderath derjenigen Gemeinde bei- 


zubringen, in welcher er ſich in dem legten Jahre 


vor Anbringung feines Geſuchs — hat. 
— Der Gemeinderath derjenigen Gemeinde, in 
welche die Aufnahme nachgeſucht wird, kann die 


Beibringung dieſes Zeugniſſes nachſehen, wenn 
der Nachſuchende tune 8 
mit guten Beugniffen aus der fremde zurückge— 


eit vor feinem Anfuchen 


erdacht 
$ 83. Auch 


Falle von der Gemeinde von 5 zu 5 Jahren feit-| denjenigen Perjonen, welche unter Curatel gejtellt 
gejept wird, u. melde den Betrag von 10 Gul-|find, kann von dem Gemeinderathe die Aufnahme 
den ”. überfteigen fol. $ 75. Die großjährige|verjagt werden. $ 84. Die gejeplichen ah 
ledige Bürgerätochter Tann das Bürgerrecht nicht|ungen der Vürgeraufnahme find: 1) die Nad- 
antreten, hat aber das Mecht des Gewerbebetrie-| weijung eines den Unterhalt einer Familie fihern- 
bes nad; Vorſchriſt der Geſetze. $ 76. Rücſicht. den Vermögen oder Nahrungszweiges; 2) die 
lid) des Hinderniſſes, welches die Militärpflicht| baare —— eines Aufnahmegeldes vor der 

Aufnahme. $ 85. Der Betrag des Aufnahme— 
geldes wird durd den Gemeinderath mit Bu- 
jtimmung der Gemeinde und des Bezirkörathes 





„em ram enpolizei. 
?), Bezüglich der Erwerbung bes Unterftlügungsmohnfiges ſ. 
unter Armenpolizei Gefey vom vo. Juni 1870 6% 9 ff. 
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von 5 zu 5 Jahren generell feftgejegt und darf, Heimatglojen wird dem Ort zugemwiejen, welchem 
die Summe von 60 Gulden nicht überfteigen. — ihr Ehegatte zugetheilt worden märe, 

In denjenigen Gemeinden, wo nad aug aller] [Bon dem ruhenden Bürgerrechte u, dem Ver⸗ 
von den Bürgern perjönlich zu tragenden Laſten, luſte des Bürgerrechts. $ 88. Ein Gemeinde- 
mworunter auch Gemeindeſteuern begriffen find,|bürger, welcher außerhalb jeiner Gemeinde jeinen 
noch ein reiner Allmendgenuß verbleibt, deſſen Wohnfig nimmt, verliert das Recht zur Theil» 
fünfadher Werth nad) einem ermittelten zehnjähr- [nahme an dem Genuſſe des. Gemeindegutes, er 
igen Turſchſchnitte den Betrag von 60 Gulden|hat dagegen auch feine perfönlichen Gemeinde» 
überfteigt, Tann derjelbe als Aufnahmegeld ge-|dienjte zu leiften. — Dieſe Bejtimmung findet 


Gemeinde-Berfafjungen. 


fordert werden. — Wird bie Yufnahme in das 
Bürgerrecht in der Abficht nachgeſucht, um ſich 
mit einer Bürgerdtocdhter od. mit einer Bürgers- 
wittwe zu verehelichen, fo ift nur die Hälfte des 


Eintaufsgeldes zu entrichten. — Das Aufnahmes| herigen Gemeindeverbande u. 


geld muß vor dem Antritt des Bürgerrechts ent« 
richtet werden. $ 86. Einem Ausländer fann 
der Gemeinderath nur die vorläufige Verficherung 
ertheilen, daß er nad) erlangtem Staatöbürger- 
recht das Gemeindebürgerrecht erhalten werde.— 
Die Aufnahme tritt erjt in Wirkſamkeit, wenn 
der Ausländer das Staatsbürgerrecht von ter 
Landesregierung erhalten hat.--- Ein Ausländer 
at das doppelte Einfaufsgeld zu entrichten. 

87. Heimathlofe Perjonen, welche aus ſtaats— 
rechtlichen Gründen einem auswärtigen Staate 
nicht zugewiefen werden können, und ald Ange— 
hörige de3 Herzogthums anerfannt u. behandelt 
werden können, können von der Yandedregierung 
einer bejtimmten Gemeinde des —— zuge⸗ 
wieſen werden, wobei folgende Vorſchriften zur 
Anwendung kommen:) 1) Diejenigen, welche das 
ihnen zugeſtandene Bürgerrecht in der Abſicht 
auszuwandern aufgegeben haben, auch wirklich 
ausgewandert u. ohne ein anderes Heimathrecht 
erlangt zu haben, zurücgefehrt find, werden der 
Gemeinde zugewiejen, in welder fie früher das 
Bürgerrecht hatten; 2) derjenige Heimathloſe, der 
fi) 5 Jahre ununterbrochen in einer Gemeinde 
für fi) oder mit feiner Familie aufgehalten hat, 
ift der Gemeinde des Aufenthalt3 zuzuweiſen. 
Hat er ſich in mehreren Gemeinden 5 Jahre lang 
aufgehalten, fo wird er der Gemeinde des letzten 
fähigen Aufenthaltes zugewiejen. 3) Sit ein 
ünjjähriger Aufenthalt in einer Gemeinde nicht 
darzuihun, jo wird er der Gemeinde zugewieſen, 
in welcher er gejeplich getraut worden ift, und 
zwar wenn mehrere Gemeinden zu einer Pfarrei 
ehören, derjenigen Gemeinde, in weldyer bie 
die vorgenommen wurde; findet auch dieje 
Beitimmung feine Unwendung, fo ift 4) der 
Heimathlofe derjenigen Gemeinde zuzumeifen, in 
welcher er fi zwar nit 5 Jahre, aber doch 
mehr als 3 Monate zulegt aufgehalten hat, und 
wenn died nicht anwendbar ift, jo kommt 5) die 
Reihe an die Gemeinde, wo er geboren oder al 
Findling aufgefunden worden iſt. Auf Kinder, 
welche in Gebärhäujern, Strafanftalten oder an- 
deren Gefängniffen geboren wurden, findet diefe 
Borjchrift keine Anwendung. 6) Iſt der Geburtö- 
ort nicht auszumitteln, jo ift der Heimathloſe 
derjenigen Gemeinde zuzuweifen, in welcher er 
fi) zulett aufgehalten hat, oder in welcher er 
aufgegriffen worden ift. 7) Die Ehefrau des 


N) S. unter Armenpolizei Geſetz vom 6. uni 1870 
$ 5 und Gefeg vom 8. März 1871 $$ 1, 81. 


feine Anwendung auf Denjenigen, welcher feine 
eine eigene Haushaltung bildende Familie in der 
Gemeinde zurüdläßt. $ 89. Das Bürgerrecht 
geht verloren durch die —*— aus dem ſeit⸗ 

arauf erfolgte de» 
finitive Aufnahme in eine andere Gemeinde oder 
in einen anderen Staatöverband, 

[Bon dem Verfahren bei dem Antritt od. der 
Ertheilung des Bürgerrechts.) $ 90. Die Ge— 
jude um Ertheflung bed Bürgerredhts find mit 
allen erforderlichen Zeugniſſen dem Gemeinde» 
rathe der Gemeinde, in melde die Aufnahme er» 
folgen foll, vorzulegen, welcher zu enticheiden 
hat, ob nad) Vorſchrift dieſes Geſetzes die Auf» 
nahme zu bewilligen oder zu verjagen ſei. — 
Ber den Neceptionsgefuhen und Receptionsdes 
creten finden die früher für die amtlichen Ver— 
handlungen vorgejchriebenen Beſtimmungen über 
Gebraud) des Stempelpapierd Anwendung. $ 91. 
Gegen einen abweijenden Beſchluß auf ein Ge— 
ſuch um Gejftattung des Antritt3 des angeborenen 
Dürgerrehtd oder um Aufnahme ald Bürger 
findet eine Beſchwerde des Betheiligten an den 
Bezirförath, und von diefem, ſowie gegen einen 
Beſchluß des Bezirksrathed auf die Einſprache 
des Gemeinderathed gegen Wiederverehelichung, 
an die Landesregierung und nicht weiter ftatt. 
$ 92. Die Stelle, an welche der Recurs ergriffen 
wird, hat immer nur darüber zu enticheiden, ob 
die Vorjchriften des Geſetzes in richtige Unwend« 
ung gelommen feien oder nicht, und ob hiernad) 
die abweijende Verfügung zu beftätigen oder die 
Gemeinde zur Aufnahme verpflichtet je. — Die 
Gründe eines abändernden Erfenntnifjes find je 
desmal anzugeben. — Der Gemeinderath iſt eben— 
falls zum Recurs gegen abändernde Entſchließ— 
ungen des Bezirksrathes, ſowie gegen Abweiſung 
der Einſprache gegen Wiederverehelichung oder 
wegen Zutheilung von Heimathloſen berechtigt. 
$ 95. Demjenigen, der auf faljche Urkunden od. 
betrügliche Angaben, oder auf Urkunden, welde 
unvichtige Angaben enthalten, das Bürgerrecht 
erſchlichen hat, ift, wenn er naſſauiſcher Staats— 
angehöriger ijt, auf Antrag des Gemeinderathes 
von der Yandesregierung das Bürgerredht wieder 
zu entziehen und derjelbe in jeine frühere Hei— 
mathgemeinde zurüdzumweifen. — Das bezahlte 
Einfaufsgeld wird Demjenigen, deſſen Bürger- 
recht als nichtig erflärt worden tft, nicht zurüd- 
gegeben, — Der Antrag auf Ungiltigleitserllär« 
ung einer ertheilten Bürgeraufnahme kann nur 
innerhalb des auf die Aufnahme folgenden Jahe 
res gejtellt werden. — Als Grund der Entziche 
ung des Bürgerrechts ift aud der Umftand zu 
betrachten, daß die VBürgeraufnahme behufs der 
Verchelihung mit einer Vürgerdtochter oder 
Bürgerswittwe nachgeſucht ift, wenn die ausge— 
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fprochene Abficht nicht innerhalb eines halben 

ahres nach erfolgter Bürgeraufnahme verwirk— 
licht wird, $ 94. Kann im Falle des $ 93 der 
Aufgenommene nicht zurückgewieſen werden, jo 
verliert er auf Lebenszeit die Bürgernutzungen, 
jowie das active und paffive Wahlrecht. 


Bahlordnung für die Gemeinden, 


8 1. Wahiberechtigt und wählbar zu den Ge- 
meindeämtern find alle Gemeindebürger, wenn 
fie einen unbeſcholtenen Ruf haben. — Einen 
beicholtenen Ruf haben: 1) Diejenigen, welche zu 
einer Zuchthausſtrafe oder Correctionshausſtrafe 
von einem Jahre und mehr verurtbeilt worden 
find, oder wegen eines mit einer ſolchen Strafe 
bedrohten Verbrechens in Unterfuchung geftanden 
haben, ohne freigejprochen worden zu jein; 2) Die- 
jenigen, welche wegen Diebitahld, Betrugs oder 
wiederholten Felddiebſtahls, oder Unterſchlagung 
oder Eideöverlekung mit irgend einer geringeren 
Strafe belegt, oder wegen eines nad) allgemeiner 
Anficht entehrenden Vergehens oder Verbrechens 
beftraft worden find, oder, ohne freigeſprochen 
worden zu fein, im Unterfuchung geftanden haben; 
3) Diejenigen, welche durch richterliches Urtheil 
von einem Öffentlichen Amte entjett worden find. 
— Darüber, ob einer der bezeichneten Anſtände 
im einzelnen Falle ald vorhanden anzunehmen 
it, enticheibet die Wahlverfammlung. $ 2, An 
den Wahlen theil zu nehmen find nicht berechtigt: 
1) Berfonen, welche unter Euratel jtehen; 2) Ber- 
jonen, über deren Vermögen der Concur3 gericht. 
lich eröjfnet worden ift, bis fie die Befriedigung 
ihrer Gläubiger nachgewiejen haben; 3) Berjonen, 
welche eine ftändige Unterfiügung aus öffentlichen 
Armenkaſſen bezichen od. in den letzten der Wahl 
vorausgegangenen 12 Monaten bezogen haben. 
8 3. Saͤmmtliche Wahlberechtigte einer jeden Ge— 
meinde werden in 3 Abtheilungen getheilt, nad) 
Mafgabe der von ihnen zu entrichtenden directen 
Steuern, wobei jedoch diejenigen Steuern, welche 
ein Wahlberechtigter außerhalb des Gemeindebe- 
zirts bezahlt, nicht in Berechnung fommen, Die 
erfte Abtheilung bejtcht aus denjenigen Wahl- 
berechtigten, auf welche die höchſten Steuerbeträge 
bis zum Belaufe eines Dritttgeils der Gefammt- 
ſumme aus der Gemeinde fallen; die zweite Ab— 
theilung ans denjenigen, auf welche die nächit- 
ent teuerbeträge bis zur Örenze des zweiten 

ritttheils fallen; die dritte Abteilung bejteht 


meindevorſteher, und beziehungsmeife ein Dritt— 
theil der in ber Gemeinde nad) $ 28 zu wählen- 
den Vürgerausichußgmitglieder. $ 6. Die regel- 
mäßigen Wahlen erfolgen in der Zeit vom 1. 
bis 15. Decbr. unter dem Vorſitze des Bürger— 
meiſters unter Buziehumg de3 Gemeindevorftehers 
u. eines von der Wahlverfammlung zu mwählen- 
den Protofoflführers, nad den 3 Abtheilungen, 
welde aufeinander folgend jede für ſich abzuftim: 
men haben, durch offene Stimmgebung zu * 
totoll. Der Tag der Wahl iſt in den Gemein— 
den Öffentlih befannt zu machen, und vertritt 
dieje Bekanntmachung die Einladung der Wahl- 
berechtigten zur Wahlverfammlung. Der Bürger- 
meifter kann erforderlichenfald gegen die Aus- 
bleibenden Strafen bi zu einem Gulden ans 
drohen und anjegen. $ 7. Der Bürgermeifter 
läßt an dem feitgejetten Wahltage jeden in der 
Liſte eingetragenen Anweſenden jo viele Perſonen 
gleichzeitig nennen, als in diejer Abtheilung zu 
wählen find; hierüber wird ein Protokoll aufge 
nommen, welches den Tag der Verjammlung u. 
den Namen eines jeden Wähler und des von 
ihm Gewählten mit Vor- u. Zunamen enthalten 
muß und von dem Bürgermeilter, Gemeindevor- 
jteher und Protofollführer unterfchrieben wird, 
$ 8. Wählbar in jeder Abtheilung find alle 
Wahlberechtigten der betreffenden Gemeinde, — 
Gewählt zu Gemeindevorftehern find Diejenigen, 
welche mehr als die Hälfte der Stimmen (abſo— 
(ute Stimmenmehrheit) von wenigjtens 2 Dritt- 
theilen der Wahlberechtigten der betreffenden Ab» 
theilung erhalten haben, gewählt zu Bürgeraus- 
ichußmitgliedern aber Diejenigen, welche die mei« 
jten Stimmen (relative Stinnmenmehrheit) der 
Wähler ber betreffenden Abtheilung, welche ihre 
Stimmen abgegeben, erhalten haben. — Bei 
Stimmengleihheit entiheidet da8 Loos, wel— 
ches die Betheiligten oder in deren etwaiger Ab— 
wejenheit 2 von dem Vorſitzenden zu ernennende 
Stellvertreter aus der Wahlverſammlung bei Je— 
nem zu ziehen haben. $ 9. Behufs der Wahl 
des Bürgermeifter8 werden zu einem jeden Ge» 
meindevorjtceher aus den Wahlberechtigten der 
Gemeinde unter Beobadtung der vorftehenden 
Deltimmungen über die Art der Vornahme der 
Wahl, 3 Wahlmänuer nach relativer Stimmen: 
mehrheit gewählt, welche zufanmten mit den Ge— 
meindevorjtehern den Bürgermeifter zu wählen 
haben. $ 10. Wird Jemand in mehreren Ab- 
aus den am niedrigiten befteuerten un theilungen zugleich als Semeindevoriteher, Bür— 
ten, auf weiche das letzte Dritttheil fällt. $ 4. |gerausihußgmitglied oder Wahlmann gewählt, fo 
Die Berzeidmifie der Wahlberechtigten find durdh| hat der Gewählte ſich darüber zu enticheiden, in 
den Bürgermeifter und Gemeinderath auf denfivelher Abtheiluug er die Wahl annehmen will; 
Grund der Gemeindelatajter nad) den 3 Abtheil-|bei dem Gemeindevorfteher tritt ſodann in ber 
ungen getrennt aufzujtellen und 8 Tage lang in/anderen Abteilung eine Neuwahl ein, während 
der Gemeinde öffentlich aufzulegen, während wel-|bei Bürgerausſchußmitgliedern u. Wahlmännern 
her Friſt Einfprachen gegen deren Richtigkeit er-|in der anderen Abtheilung Derjenige ald gewählt 
hoben werben können. Falls dies geſchieht, ſind gilt, welder mac Jenem die meiſten Stimmen 
die Liften zur Prüfung und Entſcheidung an das hatte. F 11. Die Annahme der Wahl als Wahl- 
Amt einzufenden. Sind feine Einjpraden er-|mann fann ohne genügende Urſache, als Krank» 
oben worden, fo werden die Liften mit einer) heit, nothtwendige Abwejenheit ꝛc. nicht verwei— 
heinigung über die erfolgte Offenlegung ge-|gert werden. — Unbegründete Verweigerung ber 
ſchloſſen. $ 5. Eine jede diejer Abtheilungen) Annahme der Wahl zieht eine Strafe von 10 
mählt (direct) ein Dritttheil der nah $ 5 des Gulden nah ih. $ 12. Die Wahl zum Ge- 
Gemeindegeietes auf die Gemeinde fallenden Ge- meindevorjieher od. Bürgerausihußmitglied muß 
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ebenfall8 jeder Gewählte annehmen, mit Aus— 
nahme Derjenigen, welche 1) das 60. Lebensjahr 
zurüdgelegt haben, 2) die Stelle eined Gemeinve- 
vorftehers ſchon 3 Fahre verjehen haben, ohne 
da jeitdem 3 od. mehr Jahre verflojjen find. — 
Ueber dieje u, die Erheblicjfeit anderer etwa vor- 
gebradjter Ablehnungsgründe enticheidet das Amt 
(gemäß $3 des Gef. vom 26. April 1869 der Amts⸗ 

ezirksrath.)) — Berweigerung der Annahme 
der auf einen Gemeindebürger gefallenen Wahl 
ohne genügende Entihuldigungdgründe zieht Die 
Suspenfion der activen und pajjiven Wahlbe- 
rechtigung bei Gemeindewahlen auf die Dauer 
von 6 Sahren nad) ji. $ 13. Durch das Amt 
wird der Wahltag zur Wahl des Bürgermeifters 
feitgejett und Hierzu jeder Gemeindevorjteher u. 
Wähler befonders eingeladen. — Zur Vornahme 
der Wahl ift die Anmwejenheit von 2 Dritttheilen 
der Wähler erforberlih. — Wähler, welche ohne 
enügende Entſchuldigung ausbleiben, verfallen 
jeder in eine Strafe von 10 Gulden. $14. Der 
den Borfis in der Wahlverjammlung führende 
Beamte, welcher einen Gemeindevorſteher hinzu— 
ziehen muß, eröffnet diejelbe an dem beſtimmten 
Tage u. Wahlorte, läßt die zur Wahl beredtig- 
ten Perſonen fich entfernen, die Thür ſchließen 
und von der Wahlverjammlung einen PBrototoll- 
führer wählen. Er verlieft jodann den $ 1 dieſer 
Wahlordnung u. läßt jeden Wahlmann den von 
ihm Gewählten nennen; hierüber ift ein Proto- 
toll, welches den Tag der Wahl, den Vor⸗ und 
Zunamen des Wahlmannes u. Gewählten, Stand 
und Gewerbe enthalten muß, aufzunehmen, und 
von dem VBorfigenden, dem re 
u. dem Protofollführer zu unterzeichnen. $ 15. 
Die Wahl erfolgt nach abjoluter Stimmenmehr- 
heit; ftellt jich eine joldhe bei dem erjten Wahl- 
acte nicht heraus, jo ift in derſelben Verſamm— 
lung eine zweite Wahlhandlung vorzunehmen. — 
Wird auc bei diefer eine abjolute Stimmen» 
mebrheit nicht erreicht, jo ijt jofort zum britten- 
male unter den 2 Gandidaten zu wählen, weldye 
in der zweiten Wahlhandlung die meijten Stim- 
men erhalten haben. — Bei Stimmengleichheit 
enticheidet da Loos. — Die vorjtehenden Vor— 
ichriften find auch bei der Wahl der Gemeinde: 
— anzuwenden. F 16. Jeder Gewählte 
muß die Wahl zum Buͤrgermeiſter annehmen, 
fann jedoch nad 3 Jahren jeine Entlafjung ver- 
langen; ausgenommen jind Diejenigen, welche 
das 60, Lebensjahr erreicht haben. — Ungeredt- 


Gemeinde⸗Vermögen. 


Gemeinde-Bermögen. Wegen ber allge: 
meinen Beitimmungen in Betreff der Vermwalt- 
ung u. Verwendung ded Gemeinde-Bermögens ift 
auf die betr. Paragraphen der einzelnen Gemeinde- 
und Städte - Ordnungen zu verweiſen. — Yür 
ben Geltung&bereid des Olfonmeinen Landrechts 
und der Gemeinheitstheilungs Ordnung vom 20. 
Juni 1817 iſt durch declaratoriſche Verordnun 
vom 26. Juli 1847 Folgendes beſtimmt: St 
Das zur Beftreitung der Laften und Andgaben 
der Stadt" oder Landgemeinden beftimmte Ber 
mögen (in Städten Kämmereivermögen genannt) 
fann durch eine Gemeinheitätheilung niemals in 
Privatvermögen der Gemeindeglieder verwanbelt 
werden. — Ebenjowenig darf derjenige Theil 
des Vermögens einer Stadt- oder Landgemeinde, 
deſſen Nupungen den eizelnen Gemeindemitglies 
bern oder Einwohnern vermöge dieſer ihrer 
Eigenfhaft zufommen (das Gemeindegliederver- 
mögen, in Städten VBürgervermögen genannt) 
durh eine Gemeinheitätheilung in Privatver— 
mögen der Mitglieder oder Einwohner vermwan 
delt werden, Dieje Beitimmung findet aud) dann 
Unwendung, wenn die den Mitgliedern oder 
Einwohnern als ſolchen zuftchenden Nutzungs⸗ 
rechte noch außerdem durch den Beſitz eines Grund⸗ 
jtüd3 oder durch beſondere perſönliche Verhält⸗ 
niſſe bedingt iſt. — Die Abfindung für ſol 
Nutzungsrechte fällt daher der Gemeinde ala 
Corporation zu, während bie berechtigten Ge— 
meindeglieder oder Einwohner die Benugung die- 
jer Abfindung für die Dauer ihrer Nugungs- 
tete erhalten. FR. Nutzungsrechte der Ge— 
meindeglieder oder Einwohner am Gemeinde 
gliedersBermögen, melde denſelben nicht vermöge 
diejer ihrer Eigenſchaft, jondern aus einem an« 
dern Rechtstitel gebühren, gehören nicht zum 
Semeindevermögen, jondern zum Privatvermögen 
der Nupungsberechtigten, in welches daher auch 
die auf dieje Rechte bei der Gemeinheitstheilung 
fallenden Abfindungen übergehen. — Der $ 17 
der Gemeinheitstheilungs-Drd. bezieht ſich aus— 
ſchließlich auf diefe zum Privatvermögen gehören« 
den Nutzungsrechte. $ 3. Die Beſtimmungen 
des $ 72 Tit. 6 und des $ 160 Tit. 8. Th. II. 
des Allgemeinen Landrechts, da das Gemeinde- 
glieder-Bermögen nad) den Regeln des gemein- 
jamen Eigenthums beurtheilt werden fol, find 
nur von der Verwaltung jenes Bermögens zu 
verſtehen. $ 4. Die VBorjchriften der SS 28 u. 
30, Tit, 7, Th. II. des Allgemeinen Landrechts 


fertigte Verweigerung zieht den Verluſt des ac-|beziehen ſich nur auf ſolche Gemeingründe umd 
tiven und paifiven Wahlrecht3 auf 6 Jahre nach] Gemeinweiden, welche zum Gemeindeglieder-Ber- 


ſich. — Will der gewählte Bürgermeijter nady| mögen 


gehören. $ 5. Die in den SS 41 und 


a Dienftzeit zurüdtreten, jo tritt der 42 der Semeinheitstheilungs-Ordnung v. 7. Juni 


Verluft des activen und pajliven Wahlrecht] 1821 über dad Maß der Theilnahme an gemein- 
nicht ein, ſchaftlichen Hütungsnugungen enthaltenen jub» 
—— ſidiariſchen Beſtimmungen finden ſowol auf die 


3 Durch $ 3 des Geſetzes vom 26. April 1869 iſt zum 
2. Ablage des $ 12 folgendes bingugefügt: 5 3. Der zweite 
Abſatz des A 12 ber zu dem Gemeindegeſetz v. 26. Juli 1854 
gehörigen Wahlordnung erhält folgende Faflung: Ueber dieſe 
und bie Erheblichkeit anderer etwa vorgebrachter er rg oa 
gründe entjcheidet der Amtsbezirtsrath. — Das Ergebnif 
Wahlen zum Gemeindevorficher oder Bürgerausfgugmil lied 
iſt vom Sürgermeiiter in ortsübliher Weife befannt zu machen. 
(Segen das ftattgehabte Wahlverfahren laun von jedem Wabl⸗ 
berechtigten innerbalb 10 Zagen nah der Be'anntmachung 
Beſchwerde bei dem Umtsbezirfsrathe erhoben werben. 


zum Brivatvermögen (5 2), als auch auf die 
um Gemeindeglieder-VBermögen ($ 1) gehörigen 
itungdnugungen Anwendung. $ 6. Wird in- 
Ige der Gemeinheitätheilung eine anderweitige 
egulirung für die Ausübung der den Gemeinde- 
gliedern und Einwohnern an der Abfindung ($ 1) 
uftehenden Nutzungsrechte nöthig, jo erfolgt die- 
—* durch die Auseinanderſezungs-Behörde, 


Gemeinde-Berfammlung — Oendarmerie, 


nad Communication mit der a ($ 11 
der Verordnung dv. 30. Juni 1834). 87. Die 
egenwärtige PDeclaration findet auf bie vor 
Publication berjelben durch Vergleich oder rechtö- 
kräftiges UrtHeil erledigten Streitfälle feine An- 
wendung. — (Bezüglid der —— der 
Behörden im Bereiche der Provinzial-Ordnnung 
v. 29, Juni 1875 bei der Verwaltung bed Ge- 
meinde-Bermögend ſ. unter Berwaltungdbe- 
hörden Gef. v. 26. Juli 1876 SS 43, 49.) 

Gemeinde-Berfammlung it die Verſamm⸗ 
fung der ftimmberecdtigten Mitglieder der Ge— 
meinde ober der von benjelben gewählte bezw. 
diejelben vertretende Gemeinderath. Die näheren 
Beltimmungen über die Zufammenjegung ber 
Gemeinde-Berfammlungen, ihre Rechte und VBer- 
handlungsformen find in den betr. Paragraphen 
der einzelnen Gemeindeordnungen, welche nad) den 
denjelben vorausgeihidten Inhaltsverzeichniſſen 
leicht aufzufinden find, enthalten. Der Gemeinde» 
Ausſchuß ift entweder die unmittelbar aus 
der Zahl der ſämmtlichen ftimmberedhtigten 
Gemeindemitglieder gewählte und biejelben ver» 
tretende engere Gemeindeverfammlung (Gemeinbe- 
rath) oder eine aus der bejonderen Gemeinde: 
vertretung hervorgegangene Commiffion, melde 
mit größerer oder geringerer Gelbjtändigfeit an 
Stelle diefer Vertretung thätig ift. Das Nähere 
ergeben die einzelnen Gemeinde-Ordnungen, 

Gemeinnüsige Anjtalten find von der 
Stempelfteuer befreit; j. unter Stempelfteuer 
ei. v. 7. März 1822 $ 3 Lit. i umd die Ver— 
ordnungen vom 19. Juli und 7. Auguſt 1867 
& 4 kit. g. 

Gemüjfehändler, Gemwerbefteuerpflicht der— 
jelben, f. unter Gewerbejteuer Gejeg vom 
19. Juli 1861 $ 2 Nr. 3, 88 12, 13, 21 Nr, 4. 

Gemüthötranfe, j. Geiſteskranke. 

Gendarmerie. 

I. Organifation derjelben. 
Verordnung vom 30. December 1820. 
81. Es joll für alle Provinzen zur Erhalt- 

ung ber Öffentlihen Sicherheit, Ruhe und Ord— 
nung eine gleihförmig organijirte Gendarmerie 
beftehen und dagegen jomwol die im Herzogthum 
Sachſen, in den Markgrafthümern Ober- und 
‚ Niederlaufig und im Saarbrüdjchen bis jetzt be- 
ftandene Gendarmerie als die Gouvernements- 
Miliz im Großherzogthum Niederrhein auf: 
gelöft werden. $ 2. Dieje Gendarmerie fol in 
Müdjicht auf Oekonomie, Disciplin und übrige 
innere Berfafjung militäriſch organifirt und 
unter dem Oberbefehl eines Generals, als 
Militärchefs, Unjerem Kriegsminifterium, in Ans 
jehung ihrer Wirkfamfeit und Dienftleiftung aber 
unter den betreffenden Eivilbehörden Unferem 
Miniſterium des Innern und der Polizei unter- 
geordnet fein. 8. Dad Corps der Gen- 
darmerie theilt ſich in adıt Brigaden und jede 
Brigade in zwei Abthrilungen. Jeder Brigade 
fteht ein Brigadier und jeder Abtheilung ein 
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1240 Gendarmen feitgefett, wovon 1080 beritten 
und 160 unberitten find. $ 4. Hiernach wirb 
jede Brigade beftehen au 1 Brigadier, 2 Ab⸗ 
theilungs-Commandeurs, 4 Offizieren, 12 Wacht⸗ 
meifter und 175 Gendarmen, mworunter 20 unbe» 
rittene. $ 5. Die BertHeilung der Gendarmerie 
im Lande nad) Mafgabe des Bebürfniffes und 
der örtlihen Verhältniſſe und die Beſtimmung 
des Aufenthaltes des Brigadierd und Comman« 
beur3 bleibt Unferem Minifterium des Innern 
und der Polizei, unter Rüdiprache mit dem Chef 
der Gendarmerie, überlaſſen. $ 6. Die An— 
jtellung der Offiziere bei der Gendarmerie be» 
—8 Wir Uns Höchſtſelbſt vor; der Militärchef 
oll Uns aber dazu die Vorſchlãge machen. Für 
die Beſetzung erledigter Brigadier-Stellen find 
ſolche künftig vorzugsweiſe auf die verdienteften 
und geeignetiten Individuen aus der Klaſſe der 
Commandeurd und für erledigte Commandeur— 
Stellen auf die würdigſten Offiziere der Gen«- 
darmerie zu richten. — Die Wachtmeiſter find 
vom Chef der Gendarmerie, aber gleichfalls vor- 
zugsweiſe aus den dazu geeigneten Gendarmen 
zu ernennen. Die Gendarmen werben vom Chef 
angenommen und bejtellt. BDerfelbe muß babei 
zuerft auf die Armee-Gendarmerie, dann auf 
qualificirte Leute aus den Garnifoncompagnien, 
demnächſt aber auf Capitulanten, die ihre Dienft- 
zeit vollendet haben, Rüdficht nehmen, — Zu 
diefem Zweck Hat dad Kriegsminiſterium ihm 
vollftändige, von ben Generalcommandos einzu- 
fordernde und alljährlich zu ergänzende Liften 
über alle dahin gehörige und zum Gendarmerie- 
dienft qualifieirte Subjecte mitzutheilen. In 
diefe Lilten darf nur aufgenommen werben, wer 
a. ben unverleßten Ruf der Treue, Ehrlichkeit, 
Nüchternheit und eines untadelhaften Lebens, 
auch wegen eines gemeinen Bergehend niemals 
eine körperliche Strafe erlitten hat; b. ganz 
fertig _lefen, verftändlich fchreiben und in den 
vier Specied rechnen kann und c. von ftarfem 
gejunden Körperbau und von guten natürlichen 
Beiftesanlagen ift. — Der Chef der Gendarmerie 
hat die hierauf zu richtenden Prüfungen zu ver— 
anlafjen, die Brigadierd oder Commandeurs des— 
halb mit Anweiſung zu verfehen und demnächſt 
über die Tüchtigfeit und Anjtellung de3 geprüften 
Subjects zu entjcheiden, der Brigadier aber da— 
für zu haften, daß die Prüfung gewifjenhaft, 
jtreng und zweckmäßig erfolge. Jedes Indivi— 
duum, welches die Prüfung nicht bejtanden Hat, 
wird ohne weiteres in den Liften gelöſcht. 8 7. 
Die Anftellung eines Gendarmen ijt für die erften, 
jeit dem Tage des Dienftantritt3 zu redjnenden 
ſechs Monate nur proviforiih; wenn er fchon 
während diejed Zeitraumes der Erwartung nicht 
entipricht, fannn er ohne weiteres vom Chef ent» 
lafjen werden. $ 8. Die Entlafjung nad Ab- 
lauf der oben —— erſten j Monate 
kann nicht allein durch Kriegsrecht, ſondern mit 
gleicher rechtlicher Wirkung auch durch Stand— 
recht, alsdann jedoch nur unter Beſtätigung des 


Commandeur vor, unter jedem Commandeur Chefs verhängt und ſoll inſonderheit, wenn ein 


zwei Offiziere. Die Stärke des gefammten Gen-| Gendarm 


zum dritten Mal wegen "Verlegung 


Darmeriecorps wird mit Ausnahme der Grenz- feiner Dienftpflichten beftraft wird, jederzeit neben 


Gendarmerie ($ 20) auf 96 


achtmeifter und der ordentlichen Strafe erkannt werben. 


$9 
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Das Corps der Gendarmerie hat, wenn es ge- 
meinfchaftli mit den Linientruppen in Dienit- 
thätigfeit ift, den Vorrang. Das Commando 
führt in folchen Fällen zwar immer, ohne Nüd- 
fiht auf das Corps zu mweldem er gehört, ber 
im Dienft ältere Offizier; iſt dieſes aber ber 
Anführer der Linientruppen, fo ift derjelbe den 
Anträgen des G.ndarmerie-Anführerd nachzu- 
tommen verpflichtet. — Die Gendarmen jelbit 
haben einzeln ven Rang der Unterofficiere in 
den Linientruppen und bie Gendarmen-Unter- 
officiere den Rang und den Titel der Wadıt- 
meifter. $ 10. Die Bejoldung ber Difiziere, 
MWachtmeifter und Gendarmen ift durch den Etat 
auskömmlich beftimmt; außer derfelben Haben fie 
hinführo weder in ihrem Standquartier, noch 
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1) zur Erhaltung ber öffentlichen Ruhe, Orb» 
nung und Sicherheit allen Auflauf, Zuſammen⸗ 
rottung und Tumult zu verhindern und zu 
unterdrüden, den Verbrechen wider die öffent- 
lihe Sicherheit oder wider die Perjonen und 
dad ——— der Einzelnen durch zeitige Da— 
zwiſchenkunft zuvorzukommen, wenn ſolche aber 
bereits begangen, durch Nachfrage und Samm⸗ 
lung der Anzeigen zu ermitteln, die Verbrecher 
ſelbſt zu entdecken und ſie, ingleichen der Flucht 
verdächtige Contravenienten, zu verfolgen, anzu« 
halten und der Behörde zu überliefern, auf 
Bagabonden und andere, es jei durch Stedbrief 
verjolgte, oder ſonſt unfichere und verbädtige . 
Perjonen und auf deren Beichäftigungen und 
Verbindungen ein wachſames Auge zu haben und 


außerhalb dejielben eg auf Naturalquartier, |zu dem Ende ſowol in den angewiejenen Diftricten 
v 


Servis oder Beköftigung, ſondern müſſen dieſe 
Gegenjtände aus eigenen Mitteln beſorgen. — 
Mehrjähriger ausgezeichneter Dienft in der Gen- 
darmerie ſoll einen vorzüglichen Anſpruch auf 
Beförderung zu Eivilbedienungen gewähren und 
dabei von den Behörden auf gehörig qualificirte 
Offiziere, Wachtmeifter und Gendarmen beionders 
Rüdfiht genommen werben. Die Gen- 
darmerie hat den Gerichtsjtand des ftehenden 
Heered. Das nächſte Militärgericht ift ver- 
pflichtet, die Dienft- und gemeinen 


fortgejegt fleißig zu patronilliren und während 
diejer Batrouillen zugleich auf alle fonft noch für 
die Öffentliche und Wrivatficherheit erheblichen 
Perſonen und Gegenftände unausgejegt aufnıerk 
jam zu jein und darüber die genauejten Erkund— 
igungen und Nadforfhungen anzuitellen, als 
aud die Gafthöfe und Krüge zu beobadjten und 
zu vifitiren, in den gejeglich zuläffigen Fällen 
die Päſſe der Reifenden zu prüfen und verbächtige 
Perſonen anzuhalten; 2) auf öffentlichen Straßen, 


ergehen der | Plägen, Meſſen, Jahrmärkten, bei Bollszufammen- 


Gendarmen auf Requifition ihrer Vorgeſetzten |fünften, Fejtlichleiten und Luftbarkeiten, in den 


zu unterſuchen und darüber zu erfennen. 


Auch Gaſt- und übrigen öffentlihen Häufern und 


die dem Gendarmen in feinen Dienſtverrichtungen Oertern, bei Feuers-, Waſſers- und überhaupt 


vorgejegte Civilbehörde, der Landrat} oder die 
Rolizeibehörde der Stadt, worin er jtationirt, 
ift befugt, ihn wegen eines Dienſt- oder anderen 
Vergehens zur vorläufigen Unterſuchung zu ziehen, 
auch nach Befinden arretiren zu lajjen, demnächſt 
aber verbunden, die Acten dem vorgeſetzten 
Gendarmerie-Commanbeur zum weiteren Ber: 
fahren zu überjenden und hat der Commandeur 
den Ausfall der Unterfuhung der vorgedachten 
Dienftbehörde bekannt zu machen. In Unfehung 
der Yurisdietion und Gtrafgewalt finden die 
Vorichriften für das ftehende Heer auch auf bie 
Gendarmerie Anwendung. Dem Chef der Gen— 
darmerie fol debei der Wirfungsfreid eines 
Divifions-Commandeurs, dem Brigadier der eines 
Regiments-Commandeurs und den Abtheilungs- 
GCommandeuren der eined detadhirten Bataillons- 
Commandeurs zuftehen. Für den Fall der 
Eoncurrenz von Gendarmen bei Vergehen an— 
derer Militärperfonen erfolgt die Bejtätigung 
bes Erkenntniſſes er Unterfchied durch das 
Kriegsminifterium. Die Gendarmerie ift 
im Allgemeinen beftimmt, die Polizeibehörden 
in Erhaltung der öffentlihen Ruhe, Sicherheit 
und Ordnung im Innern des Gtaate und in 
Handhabung der deshalb beftehenden Geſetze 
und Anordnungen zu unterftügen. Ihr liegt 
daher als ordentliche Dienftleiftung, mithin ohne 
bejondere Requifition und Anmweifung ob: I. im 
Allgemeinen: auf die Befolgung ber vorgedachten 
Gejege und Anordnungen zu wachen, die wahr: 
genommenen Hindernijfe diefer Bejolgung, jo 
wie die dagegen unternommenen Handlungen 
und beren Thäter zu ermitteln und folche den 
betreffenden Behörden anzuzeigen; II. injonderheit 


bei jeder gemeinen Gefahr, ſowie bei beforglichen 
oder entitandenen Schlägereien und Zuſammen— 
fäufen Ruhe, Ordnung und Sicherheit als be 
waffnete Macht zu erhalten oder wieberherzus 
jtellen, Exceffen und Unorbnungen vorzubeugen 
und die Anitifter derjelben, jo wie andere Frevler 
und Widerjpenftige anzuhalten und an die Bw 
hörde abzuliefern; 8) auf die Befolgung der 
Vorſchriften zu wachen, die zur Verhinderung 
von Unglüdsfällen und Befchädigungen, infonder- 
heit zur Verhütung der von anftedenden Krank— 
heiten, Feuer, Wajjer, bösartigen Thieren, uns 
vorſichtigen Handlungen, Nachläffigkeiten, giftigen 
oder ſonſt fhädlichen Gegenftänden oder ander- 
weitig zu beſorgenden we erlajfen find, auch 
die dabei wahrgenommenen Contraventionen, Ver— 
nadjläjligungen und Mängel zur Kenntniß der 
vorgejepten Behörde zu bringen; 4) auf bie 
Erhaltung der öffentlihen Straßen und Wege, 
Alleen, Kanäle, Brüden, Schleufen, Mauern, 
Häune, Etauen und überhaupt aller Öffentlichen 
Anlagen zu achten und die dabei befundenen ber 
Sicherheit nadjtheiligen Mängel, fowie die muth— 
willigen Beſchädigungen derjelben und Deren 
Thäter der geeigneten Behörde anzuzeigen; 5) 
Verbrecher und Bagabonden in Gemäßheit ber 
deshalb bejtehenden VBorfchriften zu transportiren 
und deren Transport zu deden; 6) die in Ver 
richtung ihrer Dienitobliegenheiten bemerften 
Boll», Steuer» und Rojtdefraudationen, — 
Wald- und Jagdfrevel zur Kenntniß der Behörde 
zu bringen und nad) Umftänden bie Gontras 
venienten anzuhalten; 7) Deſerteurs aufzugreifen 
und an die nächſte Garnifon abzuliefern. — 
Dagegen follen die Gendarmen zur bloßen Be- 


Gendarmerie. 


förderung von Verfügungen und Currenden der 
Civilbehörden und zu Boten- oder anderen ähn— 
fichen Dienften fernerhin nicht und nur in folchen 
einzelnen Fällen gebraucht werben fönnen, ba 
ſolches gelegentlich neben ihren anderen Dienit- 
eihäften ohne Nachtheil für diejelben geſchehen 
ann. Außerdem Tiegt der Gendarmerie 
ob, nöthigenfalld: a. die Pojten, den Transport 
öffentliher Gelder oder anderer Gegenstände und 
die Fortihaffung von Pulvervorräthen und 
andere eine befondere Vorficht erfordernden und 
bei deren Bernadjläjjigung gefährlichen Gegen- 
ftänden zu decken; b. den verwaltenden und 
Zuftizbehörden zur Unterftüung und Sicherung 
der Executionen in denjenigen Fällen als be- 
waffnete Macht zu dienen, in welchen Widerjeß- 
fichfeit zu bejorgen ift oder ſonſt Militäregecution 
eintreten würde, und c. bei Truppenmärjchen die 
Nachzügler und Ereedenten anzuhalten und an 
ihre Corps abzuliefern. $ 14. Jedermann ift 
ſchuldig, mit Vorbehalt der nachher zu führenden 
Beichwerde, den Aufforderungen und nord» 
nungen ber Gendarmen ſofort unbedingte Folge 
zu leiften und fteht die Gendarmerie überhaupt, 
fowie jeder einzelne zu derjelben gehörige Offizier, 
Wachtmeiſter und Gendarm, der ım Dienfte ift, 
jowol in diefer Nüdfiht als infonderheit auch 
in Beziehung auf Unverlegbarkeit und auf Be 
ftrafung der ihr widerfahrenen Widerjeglichkeit und 
Beleidigungen zu Sedermann und namentlich 
auch zu allen Militärperfonen jeden Grades, in 
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nadjehen, ob Montirung, Pferde, Waffen und 
die übrigen dahin gehörigen Gegenſtände fi in 
ber vorgejchriebenen Ordnung befinden, über die 
Führung und die Erfüllung der Dienftobliegen- 
heiten der Gendarmen von den denſelben vor- 
eſetzten Civilbehörden, befonders in Rückſicht auf 
Sünktlichleit, Yuverläffigkeit und Umficht genaue 
Auskunft einziehen, die befundenen Mängel ab- 
ftellen und dabei die Bemerkungen dieſer Bes 
hörden pflihtmäßig berüdfichtigen. — Wenn ein 
Gendarm zu einer ihn aus jeinen Dienftverricht- 
ungen entfernenden Unterjuchung oder Strafe 
gezogen werden joll, fo muß der Militärbor- 
gejegte mit der Dienfibehörde des Gendarmen 
wegen deſſen Erjegung Rückſprache, und auf 
ihre Erflärung Rüdficht nehmen. Die Brigadiers 
und GCommandeurs find verpflichtet, auf Ein» 
ladung de3 Präjidenten der Regierung oder des 
Directors einer Abtheilung verjelben in deren 
Situng zur gemeinihaftlihen Berathung zu er» 
icheinen, aber auch befugt, zum Zweck mündlicher 
Nüdipradie über dazu geeignete Gegenftände auf 
Zulafjung zur Situng anzutragen. $ 17. Da 
übrigen® die Gendarmerie in ihren Dienftob- 
liegenheiten und in Beziehung auf deren An— 
ordnungen und Ausführung lediglih unter den 
betreffenden ivilbehörden und jeder einzelne 
Gendarm zunäd;ft unter derjenigen fteht, welcher 
er zur Unterjtügung zugemwiejen ift ($ 6), _aljo 
beziehungsweife unter dem Landrath, den Orts— 
Polizeibehörden in den Städten oder auf den 


dem Verhältniffe des commandirten Militärs |Transportftationen, fo fteht diejer Behörde zu, 
und der Schildwadhen und ift, um feinen An-|die Gendarmerie in ihrer Dienjtführung unmittel- 
ordnungen Folge zu verſchaffen, nad näherer|bar mit Anweiſung zu verjehen und zu leiten, 
Anleitung der Dienftinftruction $ 28 befugt, ſich ſie, wo fie gefehlt hat, zu belehren und zurecht 
feiner Waffen zu bedienen. — Jede über das|zu mweijen, und darauf zu halten, daf jeder ihr 


Berfahren eines Gendarmen angebradite Be— 
ſchwerde foll dagegen auf das genauefte ſchleunig 
unserjucht und wenn fie — befunden, der 
Schuldige nach geſetzlicher Strenge beſtraft wer- 
den. Uebrigens hat die Gendarmerie bei Aus— 
richtung ihres Dienftes überhaupt und nament- 
lich in Bezug auf den öffentlichen Glauben ihrer 
amtlihen Anzeigen und Berichte die Rechte der 
übrigen öffentlihen Beamten. $15. Ein jeder, 
beionders aber jede Militär-, Civil- und Ge- 
meindebehörbe ift jchuldig, die Gendarmerie und 
die einzelnen "Mitglieder derjelben auf deren 
Erfordern und Requifition in Ausübung ihrer 
Pflichten fräftigft zu unterftügen und ihr die zur 
Aufrechthaltung ihres Anichens und Erreichung 
ihrer Beftimmung nöthige Hilfe unmeigerlid 
und — a6 zu leiften. Inſonderheit aber 
find aud alle öffentlichen und zumal die Polizei— 
behörben und Dorfichulgen, fowie die Gaftwirthe, 
Schänler und Krüger verbunden, den Gendarmen 
vollftändig und unweigerlich alle Nachweiſungen 
und Mitipeilungen zu geben, welde ihnen die 
Erfüllung ihrer Dienftobliegenheiten erleichtern 
förmen. Namentlid) müſſen ihmen bie einge. 
gangenen Stedbriefe allemal ſchleunigſt vorge 

igt und auf Erfordern mitgetheilt werden. 


zugewiejene Gendarm mit feinen Pflichten 
immer befannter werde, und Ießterer ift ſchuldig, 
den Anweiſungen dieſer Behörde unbedingt Folge 
zu leiſten. Die Militärvorgeſetzten haben daher 
die Amtsverrichtungen der den Civilbehörden 
überwieſenen Gendarmen nicht anders, als wenn 
etwa bei den Dienſtleiſtungen ſelbſt ein Offizier 
das Commando führt, zu leiten; im Allgemeinen 
müſſen fie jedoch die Gendarmen aud in An— 
ſehung der Pünktlichkeit, Angemeſſenheit und 
Pflichttreue in ihrer Dienſtleiſtung ſorgfältig 
controliren und darauf achten, daß ſie den Ge— 
ſetzen und den Anweiſungen der Dienſtbehörde 
vollſtändig Folge leiſten. — Die Civil-Dienſt- 
behörde Ent zwar auch jelbit bei bloßen Dis- 
ciplinare-Bergehungen fein Strafrecht über bie 
Gendarmen, wol aber die Befugniß, wenn Zus 
rechtweiſungen nicht gefruchtet haben, oder bei 
Ungehorfam und Verlegung der ihr ſchuldigen 
Adtung und Folgſamkeit, zur Disciplinar- 
Beitrafung durch die Mititärvorgejegten Die 
nöthige Einleitung zu treffen oder bei demjelben 
auf Wbberufung des Gendarmen anzutragen; 
und es muß, fobald im erjteren Falle die Schuld 
erwiejen ijt, dem Untrage genügt, im zweiten 
aber die Abberufung unbedingt veranlaft werben, 


6. Bur ar der militäriſchen Dis-'$ 18. Die Eivilbehörbden und die Militärvor- 
tä 


eiplin müfjen die Milttärvorgejegten der Gen- 
darmerie die ihnen untergeordnete Mannſchaft 
von Zeit zu Beit muftern, und dabei gemau 


'gejegten der Gendarmerie ftehen zu einander 


überall nicht in jubordinirtem Verhältniffe, fon« 
bern die Dfficiere ber Gendarmerie find als 
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ſolche, infofern fie nicht in wichtigen Fällen per-) Ranges er auch ſei, darf aber feine Bedienung 


jönlih zur Unführung eine Commanbos oder 
zu anderen Dienftleiftungen für das Eivil com-« 
mandirt und beshalb an bie näheren Anord— 
nungen der Civilbehörden verwieſen find, als 
welchenfalls fie denſelben pünftlih zu folgen 
Haben, bloß ihrem Militärvorgejegten untere 
geordnet. — Die Dienftbehörde ift allein für die 
Rechtmäßigkeit und Zwedmäßigkeit der von ihr 
den Gendarmen ertheilten Aufträge und Uns 
weijungen, die Gendarmen aber Ab nur für 
deren pünftlihe Erfüllung und Ausführung ver- 
antwortlih. — Alle andere, ald die unmittelbar 
vorgejegten Civilbehörden müfjen, wenn fie ber 
Unterftügung der Gendarmerie bedürfen, mit 
Ausnahme der Fälle, wo Gefahr im Verzuge iſt, 
ihre Nequifitionen und reſp. Befehle an die ob- 
gedachte Dienftbehörde richten, welche denjelben 
aber vollftändig zu gemügen verpflichtet ift. $19. 
Obgleich die Gendarmerie eine militäriihe Or⸗ 
ganifation hat, fo fteht fie doch nicht unter dem 
Generalcommando oder einem anderen Militär- 
befehlshaber der Provinz oder des Bezirkes, in 
welchem fie dislocirt ift, er auch die in einer 
Stadt befindliche Gendarmerie nicht unter dem 
Gouverneur oder Commandanten diejer Stadt, 
jondern lediglich unter ihren eigenen Militär- 
vorgejegten und unter der Civildienftbehörde. 
Es verjteht ji aber von jelbft, daß die Gen- 
darmerie gleichwol auf die Befolgung auch der- 
jenigen Befehle zu achten verbunden ift, welche 
in einer großen Stadt oder Feſtung von dem 
Gouverneur oder Commandanten ausgehen.!) 


UI. Dienft-Inftruction für die Gendar- 
merie, vom 30. December 1820, 


I. ®on der militäriſchen Disciplin. 


$ 1. Die militärifche Disciplin wird in dem 
Corps der Geridarmerie ganz nad) den für die 
Armee geltenden Gejegen und Grundjägen, unter 
bem Oberbefehl des Chefs, in jeder Brigade 
von dem Brigadier und in jeder Abtheilung von 
deren Commandeur und unter ihm nad) dejjen 
Anordnung von den Offizieren, jo wie unter 
diejen wiederum von den Wachtmeiftern erhalten. 
8 2. Zu diefem Behuf wird einem jeden Wacht: 
meifter eine bejonbere Umterabtheilung über: 
wiejen, wohin denn nicht bloß die in den Kreifen 
ftationirten, fondern in gleicher Art auch bie in 
den größeren Städten, Zransportjtationen und 
fonft —— Gendarmen gehören. F 8. In 
jeder Brigade und demnächſt in jeder Abtheilung 
find ſich die verſchiedenen Grade der Militär- 
vorgejegten nad ben beim Militär geltenden 
Grundjägen, mithin dem Brigabier die Ab— 
theilungs-Commandeurs,denlegteren die Offiziere 
ihrer Wbtheilung und dieſen die Wachtmeijter 
fubordinirt, und nad dieſer Stufenfolge die 
Borgejetten für das pflihtmäßige Betragen 


aus der Zahl der Gendarmen entnehmen. F &. 
Im Allgemeinen müffen die Militärvorgejegten 
darauf achten und Halten, daß ihre Untergebenen 
jowol die nach dem Gendarmerie-Edict und der 
gegenwärtigen Dienjtinftruction, als nad den 
übrigen gejeglihen Borjchriften und den An— 
weijungen der Dienftbehörde ihnen obliegenden 
Pflihten in deren ganzem Umfange pünktlich 
und treu erfüllen, ſich mit den über ihre Dienit- 
pflicht beftehenden Gejegen genau befannt machen. 
die zu führenden Dienſtbücher unausgejegt in 
gehöriger Ordnung halten, den für ihre Stellung 
und Beftimmung durchaus nothwendigen ordent- 
lien und anjtändigen Lebenswandel führen, 
und infonderheit Trunk, Spiel und Schulden 
vermeiden, und ihre Montirungsftüde, Waffen 
und Pferde jederzeit in vollftändiger Anzahl und 
Ordnung halten. Die Offiziere ſowol wie die 
Wachtmeiſter haben daher den ihnen zugewieſenen 
Diſtriet fleißig bereiten und die darin ftehen- 
den Gendarmen in allen vorgedachten Beziehungen 
jorgjältig zu controliren, über diefelben und iyre 
Dienft- und übrige Führung beſonders bei den 
vorgejegten Dienjt- und übrigen Ortsbehörden 
genaue Erfundigungen einzuziehen, ſich von den 
Gendarmen die Dienftbücer vorlegen und die 
Erfüllung der ihnen gewordenen Aufträge nad)- 
weiſen zu lafjen, und deren Angaben an Ort 
und Stelle zu controliren und zu unterjuchen, 
die von ihnen wahrgenommenen oder ihnen von 
der Dienjtbehörde angezeigten, oder Ahr befannt 
gewordenen Mängel und Unordnungen ihrer 
Untergebenen, fowie die über dieſelben einge- 
gangenen Beſchwerden unnachſichtlich ftrenge zu 
unterfuhen und nah Befinden zu rügen und 
abzuftellen, und überhaupt jich ernftlich angelegen 
jein zu lafjen, die ihnen untergeordneten Gen« 
darmen durch Belehrung, Ermahnung und, wenn 
dieſe fruchtlos bleiben, durd) ernitliche Rügen mit 
ihren Pflichten immer vertrauter zu machen, um 
ſolchergeſtalt die möglichſt vollftändige Erfüllung 
des Zweckes des Gendarmeriecorpd zu jichern, 
und demjelben die Achtung und das Vertrauen 
der Behörden und des Püblicums zu erhalten, 
jo wie fie denn auch vornemlid ihren Unter- 
gebenen überall mit gutem Beiſpiel vorgehen 
müſſen. Die Offiziere und Wachtmeiſter haben 
auch ihrerjeit ſowol auf ihren Dienftreifen, als 
ſonſt auf die Befolgung der die Öffentliche Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit betreffenden Geſetze und 
Anordnungen zu achten, und die wahrgenommenen 
Mängel zur Kenntniß der betreffenden Behörden 
zu bringen, daneben aber zugleidy die dabei von 
den Gendarmen etwa bemiejene Unachtfamfeit 
zu rügen. 85. Jeder Abtheilungs-Commandenr 
in der Gendarmerie hat über die Dienft- uud 
übrige Führung eines jeden feiner Untergebenen 
auf den Grund der Bereifungsberichte feiner 


ihrer Untergebenen zunächſt verantwortlich und] Offiziere mit Genauigleit und Unparteilichteit 
verpflichtet, die Aufficht, Mufterungen, Controfen]|fpecielle Conduitenliften zu führen, in diefelben 
und Revifionen zu führen und die Dienftberichtejalles dasjenige, was über deren — 


zu erſtatten. Kein Gendarmerie⸗Offizier, welchen ermittelt iſt, die Urtheile der ihnen vorge 


Die im folgenden $ 30 organifirte Grenzgendarmerie be⸗ 
ftebt nicht mebr. 


i ebten 
Eivildienjtbehörden, die Auszeichnungen im Dienft, 
jowie Nachläffigkeiten und die erfolgten Rügen 
und Strafen, und überhaupt alles dasjenige ein« 


Sendarmerie, 


ann was zur Ueberſicht und — 
er ganzen Dienſt- und übrigen Führung un 
Tüchtigleit eines jeden beitragen kann. Der 
Commandeur muß jährlih eine Conduitenliſte 
an ben Brigadier, und diejer eine daraus ange- 
fertigte Hauptconduitenlifte an den Chef der 
Gendarmerie einjenden, Es ift die Pflicht der 
Commandeure, fi) durch öftere Bereifungen von 
der Disciplin und Haltung ihrer Untergebenen 
zu überzeugen, die Dienftjournale nachzuſehen 
und in gewifjen Terminen dem Brigadier von 
dem Reſultat der Inſpection Bericht zu erftatten. 
— aber müfjen die Officiere bei ihren 
ienftbereijungen auf die Eonduitenliften forg- 
fältige Rüdjicht, und über die daraus ng ie 
genommenen Mängel und deren Abſtellung ſo— 
wol mit der Civildienftbehörde, ald mit ben 
Wachtmeiſtern Rüdiprade, auch darauf Bedacht 
nehmen, bei ſolchen Gelegenheiten die Data zur 
Vervollſtändigung und Berichtigung der Con— 
duitenliften einzufammeln. $ 6. Jeder Wadıt- 
meifter und Gendarm muß über feine Dienit- 
verrichtumgen ein Dienftjournal führen, und 
darin 1) alle von jeinen Borgejegten erhaltenen 
Anweiſungen und Aufträge, ſowie die einge- 
angenen und fonft zu feiner Kenntniß gelommenen 
Stedbriefe, 2) die Zeit und Urt, wenn und wie 
er denjelben genügt hat, und 3) jeine jämmtlichen 
Dienftverrichtungen an Revifionen, Bijitationen 
und Batrouillen, die dabei bemerften Mängel, 
die entdedten und arretirten Verbrecher, Vaga— 
bonden und andere verdächtige Perjonen u. j. mw. 
bergeftalt verzeichnen, daß aus diefem Journal 
feine — tthätigkeit, und inſonderheit, an 
welchem e, zu welchem Zweck und mit welchem 
Erfolge er an jedem Tage ſich aufgehalten hat, 
vollſtaͤndig zu erſehen iſt. Der Wachtmeiſter hat 
monatlich ſeinem Commandeur einen Dienſtbericht 
u erſtatten. — Von außerordentlichen wichtigen 
—* niſſen muß auch vom Gendarmen an den 
Wachtmeiſter Bericht erſtattet, und durch dieſen 
dem Commandeur nachrichtlich Anzeige gemacht 
werden. — Wenn der Gendarm eines öffentlichen 
Siegels bedarf, wird die Siegelung durch die 
nächſt vorgeſetzte Civildienſtbehörde bewirkt. 


1I. Bon ben Bejoldungen und übrigen 
molumenten. 


8 7. Jeder zum Corps gehörige Brigadier, Tan des 
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1) dem Wachtmeiſter u. berittenen Gendarmen, 
mit Einſchluß der Vergütung für das Lederzeu 
($ 10), 60 M, und 2) dem unberittenen 30 
auf den Sold abgerechnet, u. im Gefammtbetrage 
für das ganze Corps dem Kriegsminiſterium 
eritattet werden. — Die Erhaltung der Montir- 
ung bis zur —— Trageperiode liegt dage- 
gen lediglich dem Wachtmeijter und Gendarmen 
ob. Beim Ausjcheiden eined Gendarmen aus 
dem Corps fällt jedes der hierher gehörigen 
großen Montirungsftüde, dejien Tragezeit noch 
nicht beendigt ift, zur Uebereignung an den Nach— 
folger dem Corps anheim u. muß dazu an den 
Bachtmeifter überliefert werden, wofür das Ver— 
mögen bed Ausfcheidenden oder jein Nadlaf 
verhaftet bleibt. $ 9. Das Leder-Neitzeug wird 
den Wachtmeiftern u. Gendarmen ebenfalls nach 
den beim ftehenden Heere üblichen Grundjägen 
dur das Kriegämintjterium geliefert, u. ijt die 
dafür zu leijtende Vergütung bereits in dem im 
vorigen $ gedachten Abzug von 60 M begriffen. 
Der Schluß des $ 8 findet auch Hier Anwendung. 
$ 10. Die dienfttauglichen Pferde der bisherigen 
Gendarmerie u. Rheinischen Gouvernementsmiliz 
jollen dem Corps anheim fallen, bleiben aber 
Staatdeigenthbum. Der Erjak eines Pferdes ge- 
ſchieht jedod für Rechnung des betreffenden 
Wachtmeiſters od. Gendarmen. Das ald Erjag 
angeichaffte Pferd ift Eigentum defjelben, und 
für den Fall feines Ausſcheidens aus dem Corps 
wird ihm der Tarwerth von feinem Nachfolger 
erjegt. — Der Fond zu diefer Erjagfeiftung wird 
durch Soldabzüge gebildet, weiche monatlich für 
ben Wadıhtmeijter, wie für den Gendarmen 4 M 
60 P betragen u. gleich mit Eintritt der neuen 
Bormation beginnen. Was von diefen Abzügen 
während der Dienftzeit des Gendarmen nicht 
zum Behuf jeiner Remontirung verwandt wird, 
iſt ihm beim Ausfcheiden aus dem Corps, nad) 
mjtänden auch theilweije fchon früher zurüdzu- 
ahlen. $ 11. a. Die Anſchaffung tauglicher 
ferde joll dem Corps dadurch erleichtert werden, 
daß dad Kriegsminifterium jährlich beim Aus 
rangiren der Cavaleriepferde, der Gendarmerie 
den Vorkauf geftattet, und in einzelnen Fällen, 
wo in der Zwiſchenzeit der Ankauf eines neuen 
Pferdes nöthig wird, fol die Ueberlaffung von 
unächſt auszurangirenden Pferden, gegen Er— 
arwerthes, erfolgen können, b, Die 


Commandeur, Offizier, Wachtmeiſter u. Gendarm| Militärvorgejegten haben ftrenge darauf zu halten, 
muß für den ihm ausgejegten Gehalt, ohne|daß nur völlig dienſtbrauchbare Pferde vorhanden 
weitere Geld» oder andere Beihilfe aus Staats-|find, daß daher die nicht mehr tauglichen abge- 
oder Kommunalmitteln, für jeine Wohnung und| jchafft u. durch brauchbare erfegt werden. e. Feder 
Belöftigung ſelbſt jorgen, u. fich die Montirungs-| Wachtmeiſter u. Gendarm hat die Wahl, ob er 
ftüde, das Neitzeug und die zu feinem Dienjt| beim Abgange jeines Pferdes dafjelbe durch eigene 
erforderlichen Berde ſelbſt anſchaffen, auch mit Unfhaffung oder durch die Lieferung (a) ergän- 
diefen Gegenftänden ftet3 in hinreichender Anzahl|zen will, Im erjten Falle wird ihm aus dem 
u. Güte verjehen ſein. Den Militärvorgejegten Erſatzfonds ($ 10) der Anſchaffungswerth bezahlt. 
liegt ob, hierauf zu ug u. dabei befundene|d. Kein Wachtmeifter u. Gendarm darf jein Dienft- 
Mängel fofort abzuftelen. $ 8. Damit jedoch pferd anders als mit Vorwiffen u. Erlaubnif des 
in der Montirung die nöthige Gleichförmigkeit Commandeurs vertaufchen od. veräußern. e. Wird 
und Ordnung gehalten werde, follen die großen|genügend nachgewieſen, daß ein Pferd durch 
Montirungsjtüde nach ben deßhalb bei der Ar- äußere Gewalt oder durd die Nothwendigkeit 
mee ftattfindenden Trageperioden u. Grundjäßen | einer ungewöhnlichen Anftrengung im Dienft, 
den Wachtmeiftern und Gendarmen dur das ohne eigenes Berjchulden des Beſitzers gefallen, 
Kriegsminifterium geliefert und dafür jährlich oder dienſtuntauglich geworden ift, ſoll der Vers 
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luſt außerordentlich erfegt werden, ohne den durch) Dienftleiftungen der Gendarmen jeden Grabes 
die monatlichen Abzüge gebildeten Erjapfonds |angemefjene Prämien u. Sratificationen aus dem 
$ 10) in Anſpruch zu nehmen. f. Außer dieſem Dispoſitionsfonds des Minifteriums des Innern 
Sie trägt jeder Eigenthümer des Pferdes dieju. der Polizei, ober was die Grenz-Gendarmerie 


dafjelbe treffenden Unfälle, ohne ie re 
oder Beihilfe aus öffentlicher Kafje, u. die Wie- 
———— muß für ſeine Rechnung aus dem 
Erſatzſonds bewirlt werden. g. Wollen bie 
Wachtmeiſter u. Gendarmen jedem Verluſte be— 
egnen und die monatlichen Abzüge ſich als ihr 
—— zur dereinſtigen Auszahlung an ſie 
elbft, oder ihre Erben conſerviren, fo lönnen fie 
in den verſchiedenen Brigaden durd) Meine, frei 
willige Abzüge vom Solde, Verwendung gerin- 
gerer Strafantheile u. eined Theild der erheb- 


licheren, oder durd andere Zuſchüſſe, Hilfs- und ih 


Unterftüßungstaffen gegen dergleichen Unfälle un» 
ter fi) bilden. F 12. Die Wartung u. Erhalt- 
ung des Dienftpferdes, mithin auch die Beſchaff— 
ung der Stallung, liegt gleichfalls Lediglich dem Gen» 
darmen ob. Jedem Wachtmeifter und berittenen 
Gendarmen wird an Fourage täglich eine ſchwere 
Friedensration zugeftanden. Die Lieferung ge- 
jchieht gegen Quittung des Empfängers an Orten, 
wo Magazine find, aus dieſen, an anderen Orten 
aber von Seiten der Ortsbehörde, gegen Eritatt- 
ung des mittlern Marftpreijes am Ort der Lie 
ferung, durch den betreffenden Landrath, der 
hierzu mit dem nöthigen Fonds zu verjehen iſt.) 
— (63 verfteht ſich von felbft, daß, wenn an der 
Zotalfumme der für die Fourage ausgejegten 
Etatäjumme in bem einen Jahre erjpart wird, 
das Erfparte immer in die Rechnung des nädjlt- 
folgenden Jahres zu übertragen ift, um bie "oe 
ichüfje in theueren Jahren zu deden. 813. Die 
Waffen werden vom Kriegsminijterium ben Wacht— 
meijtern und Gendarmen unentgeltlich geliefert, 
bleiben aber aud) öffentliches Eigenthum u. müjjen 
beim Abgange von ihnen oder ihren Erben zu- 
rüdgegeben u. inzwijchen von ihnen im gehörigen 
Stand erhalten werben, 814. Die erforderlichen 
Schreibmaterialien ſollen für Rechnung des Dis- 
pojitionsfonds des Minifteriums bed Innern u. 
der Polizei unentgeltlich geliefert oder nad) Be- 
finden dafür firirte Vergütungen gewährt wer- 
den. & 15. Außer ber Bejoldung erhalten Gen- 
darmerie-Dffiziere, Wacdhtmeifter und Gendarmen 
reglementsmäßig Diäten nur dann, wenn fie zu 
Dienftleiftungen außer ihrer Beſtimmung, oder 
außer ihrem Geſchäftsbezirke befonders beauftragt 
werden, u. auch im legtern Falle nur dann, wenn 
fie in einem ſolchen Dienft länger als zwei Tage 
u. eine Nacht von ihrem Standquartiere entfernt 
find.) Muß aber die Grenz-Gendarmerie aus 
ihrem Standorte aufbrechen, um anderswo zu 
operiren, jo fol fie eine Marjchzulage, u. zwar 
der Dffizier von 45 M, der Wadjtmeifter von 
30 M u. der Gendarm von 24 M monatlich er« 
halten. $ 16. Auch jollen bei ausgezeichneten 


ı) Dur die CabinetSordre vom 8. Dec. 1838 ift beftimmt, 
da, menn von den Ortsbehbrden erweisfid bie Fourage in 
der erforberlidhen Qualität für den laufenden mittleren Markt⸗ 

reis nicht zu beihaffen ift, die wirklich geyanlien öheren 

reife liquidirt und auf die Staatäfaffe anzumeilen . 

2) ©, jetst bie bier nidht —— Berordnung, 
betreffend die Tagegelder u. Reif 
vom 1. April 1974. 


often für die Landgendarmerie | 


betrifft, ded Finanzminifteriums, bewilligt. wer- 
ben können. 8 1” Nicht minder erhält bie 
Gendarmerie in den gefeglichen Fällen die für 
Entdedung der Verbrechen, Vergehen u. Eontre- 
ventionen od. ihrer Thäter od. in andern Fällen 
bejtimmten Prämien-Strafantheile u. andermeit- 
igen Remunerationen.?) 


II. Bon den BDienftpfliten ber 
Gendarmerie, 


„ss 18. Die Gendarmerie muß die Pflichten 
ihres Berufs ohne alle Rüdjicht auf die daraus 
für fie beſorglichen Gefahren und Nachtheile mit 
ſtrengſter Pflichttreue, Gewifjenhaftigfeit, Unpar—⸗ 
teilichkeit, Thätigkeit u. Umſicht, willig u. püntt- 
ich erfüllen. Wenn ihr gleich ganz bejonders 
obliegt, mit Kraft u, Nachdruck alle die öffentliche 
Ruhe, Ordnung u. Sicherheit betreffenden Gejepe 
zu handhaben u. deren Befolgung zu bewirlen, 
jo niuß fie fih doch aller Beläftigung des Publicums, 
jeder überflüfjfigen Strenge, u. jeder Einmiſchung 
in Gegenftände, bie jun ihrem Beruf liegen, 
jorgfältig enthalten. Keiner, der in ber Gen 
darmerie dient, darf in der entfernteften Bezieh— 
ung auf feinen Dienft u. die damit vecbundenen 
Pflichten irgend ein Gefchent annehmen, feiner 
in Wirth und Gafthäufern fich unentgeltlich ber 
föftigen, noch Fourage für fein Pferd ge 
lajjen, noch weniger aber ſich irgend eine Er- 
prejjung erlauben. Auch fol fein Gendarm, 
ohne jchriftlihe Genehmigung der ihm vorge 
ſetzten Civildienſtbehörde und des Commandeurs 
jelbjt, oder durch ein unter feiner hausherrlichen 
Gewalt ftehendes Mitglied feiner Familie, ein 
bürgerliches Gewerbe treiben. $19. Jeder Gen 
darm muß, wenn ihm dad Gegentheil nicht aus 
drücklich vorgefhrieben iſt, feinen Dienft in voll 
fändiger Uniform und bewaffnet leiſten. $& 20. 
Alle Mitglieder der Gendarmerie müffen fid) mit 
den über bie Gegenftände ihrer Dienftobliegen- 
heiten beftehenden allgemeinen u. bejonderen Ge 
jegen u. Vorſchriften, infonderheit aber mit denen 
des Regierungsbezirk, in welchem fie ftationirt 
find, moͤglichſt befannt madjen, u. nicht allein bie 
Civil» Dienftbehörden, fondern auch die Militär 
Vorgejegten darauf, daß dies geſchehe, halten u. 
dazu den Gendarmen bie nähere Anleitung ge 
ben. 8 21. Die in ber heutigen Verordnung 
über die anderweitige Organifation der Gem 
darmerie beftimmten Dienftobliegenheiten ber 
Gendarmen, werden ziwar in der Regel von je 
der Abtheilung derjelben in dem ihr angewieje 
nen Bezirk oder Ort geleiftet; es eönnen tnbeffen 
die Gendarmen nicht allein zu Dienfleiftungen 
außerhalb ihrer ordentlihen Station von den 
dazu berechtigten Behörden verwendet merben, 
fondern fie find auch ohne Anweifung diefer Ber 
len verpflichtet, in eiligen ob. jonft dringenden 

ällen der Gendarmerie eines benachbarten Be 


1) Die Denunciantenantheile find durch Geſetz d. 28. Der. 
1868 aufgehoben. 
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irl3 Hilfe zu Teiften, und nöthigenfolld flüchtige mer Vorkehrung zur Rettung des Berunglüdten, 

erbreder, Transportaten und Bagabonden injoder Sicherung des Leichnams, der nächſten 
andere Öendarmerie-Bezirfejoweitzuverjolgen, bis | Obrigkeit ſchleunigſt Anzeige machen. Er muß 
fie in legteren die zur weiteren Nachjegung erforder» |ferner gebredjliche, Franke, wahnfinnige, gemüths- 
liche Anzeige einer Ortöobrigfeit oder einem an-|franfe, oder fonft verunglüdte, oder naher Ge- 
deren Gendarmen gemadt haben, und von dieſen fahr ausgefegte Menſchen, die auf dem Felde, 


Gendarmerie, 


bie nöthigen Anstalten zur mweitern Nadeile ge- 
troffen worden. 22. Unter den verjchiedenen, 
infonderheit aber den benachbarten Gendarmerie- 
Abtheilungen, muß über die für ihre Dienftbe- 
ftimmung erheblichen Gegenftände und Notizen, 
bejonderd über diejenigen, welche die öffentliche 
Sicherheit betreffen, namentlich über verübte 
Verbrechen, fignalifirte, entjprungene u. arretirte 
Verbrecher, Bagabonden oder andere gefährliche 
Individuen, u. über die dabei genommenen ober 
zu nehmenden Maßregeln eine fortgejette Mit: 
theilung ſtatthaben. Es müſſen daher die in den 
Kreifen u. J den Transportſtationen ſtehenden, 
ſowie die auf den Landſtraßen patrouillirenden 
Gendarmen den in den benachbarten Kreiſen u. 
Transportſtationen befindlichen, wie auch anderen 
Gendarmen, welchen fie im Dienſte begegnen, 
oder die fie ohne erhebliche Verſäumniß erreichen 
können, nöthigenfall® aber jchriftlih von ben 
obgedaditen Gegenftänden Kenntniß geben. Die 
Dienſtbehörden haben hierauf zu halten und alle 
gegenjeitigen Mittheilungen möglichſt zu beför- 
dern, aud) zu veranftalten, daß zu diejem Zweck 
die Gendarmen im Watrouillendienjte mit der 
Gendarmerie der zunächſt benachbarten Diftricte 
mwenigitens eittmal wöchentlich an der Grenze zus 


an den Landitraßen od. ſonſt hilflos liegen, od. 
herumirren, jomweit deren Gejundheit es gejtattet, 
der nächſten Ort3obrigfeit zuführen, fonft aber 
derſelben jchleunigft anzeigen, und inmittelft zur 
Abwendung einer noch größeren Gefahr geeignete 
Anftalt treffen. Er hat wahrgenommene Spuren 
anftedender Krankheiten und Seuchen der Be- 
Hörde anzuzeigen u. auf die Befolgung der deß— 
halb, ſowie wegen ber Dlitätenfrämer, Kammer- 
jäger und dergleichen erlafjenen Vorſchriften zu 
halten. — Den Gendarmen liegt ferner ob, darauf 
zu wachen, daß die feuerpolizeilichen Anordnungen 
gehörig befolgt und bie eg derjelben 
zur Kenntniß der geeigneten Behörden gebradt 
werden. Wenn fie eine Feuersbrunſt wahrne 

men, jo müfjen fie diefelbe nach Möglichteit bes 
lannt machen, und an den benadbarten Orten, 
durch welche jie fommen, darauf jehen, daß von 
dort aus die erforderliche Hilfe jchleunigit ge- 
leiftet werde, fie jelbjt aber müſſen ihre Wach» 
jamfeit verdoppeln, damit diefer Zeitpunkt nicht 
zu Verbrechen am Orte des Brandes, oder in 
benachbarten Orten benutzt werde, und in erheb» 
lihen Fällen dazu auch die Gendarmen ber be» 
nachbarten Kreiſe zum Beiſtand aufrufen. Bei 
ver Feuersbrunſt ſelbſt haben die Gendarmen 


ſammentreffen. — Inſonderheit ſollen die Wacht- |jwar auch für die ſchleunige Anwendung und 
meiſter dieſe Communication mit den benadybars |hinreichende Unterſtützung ber Löſchungsanſtalten, 
ten Wachtmeiſtern jorgfältig unterhalten, und|bejonders aber für die Erhaltung der Ordnung, 
lettere die dadurch erhaltenen Nachrichten auf für die Rettung der dem feuer ausgejegten 
gleiche Urt weiter befördern. $ 22, Die Gen-|Gegenftände, u, für die Sicherheit der Geretteten 
darmerie hat der ihr obliegenden Pflicht der zu forgen, ingleichen Tiegt ihnen ob, der Entjteh- 
Wachſamkeit auf alle für die öffentliche Ordnung [ung des Brandes u. Ermittelung u. Feithaltung 
und Sicherheit erheblichen Gegenftände fortgefett |ded Thäterd die höchſte Sorgfalt zu widmen. 
und ununterbrochen, mithin auch bei Uusübung|$ 26. Die Gendarmen find befugt, auch ohne 
ihrer übrigen Dienftobliegenheiten, befonderd aber |Uuftrag einer Behörde, vermöge eigener Amtd« 
auf den deßhalb eigens zu haltenden Patrouillen|gewalt, diejenigen anzuhalten, die a. in Begeh- 
e genügen. In legterer Beziehung liegt näm- [ung eines Verbrechens betroffen werben; b. durch 
ich den Gendarmen, u. foweit möglich aud den blutige Waffen, durch den Beſitz geitohlener Sa- 
Wachtmeiſtern, vorzüglich ob, in dem ihnen an⸗ſchen, oder durch andere dringende Gründe eines 
gewiejenen Diftriete mit möglichfter Vermeidung |begangenen Verbrechens, oder der Theilnahme 
alles Auffehens fleifig-bei Tage u. bei Nacht zu ſan demjelben und zugleich der Flucht verdächtig 
patrouilliren, um von allen zu ihrem Dienſte ſind; e. durch Stedbriefe verfolgt, od. ſonſt der 
ehörigen Gegenftänden baldmöglichit vollftändige | Sendarmerie zum Zweck ihrer Feſthaltung be» 
Penntnip zu erhalten, u. diefe Patrouillen müſſen kannt gemacht worden; d. falfche oder unrichtige 
nebſt den gemachten Bemerkungen u. genommenen Päſſe, oder andere Legitimationsdocumente bei 
Mapregeln genau u, gewiſſenhaft in das Dienft- fi führen; e, bie ihnen in ihren Päfjen etwa 
buch ($ 6) eingetragen werden. 8 24. An Uns|fpeciell vorgeichriebenen Reiſerouten verlafjen 
fehung der Sicherheitspoligei haben die Gendar-|haben; f. gejegliche Päffe führen müfjen, damit 
men überall in Semäßheit des $ 12 des heutelaber nicht verfehen find, u. fi als unverdächtig 
vollzogenen Edict3 zu verfahren, u. infonderheit|auc auf andere Art nicht ausweiſen können od. 
die Grenze genau zu beobachten, und auf die nach ihren übrigen Verhältniffen nit aljo er— 
wegen Weberichreitung berjelben durch nicht legi-⸗ ſcheinen; g. auf einem verbotenen Gewerbe be» 
timirte Perſonen beftehenden Vorſchriften zu|troffen werben; h. ein herumziehendes Gewerbe 
—— $ 25. Da der Gendarmerie auch obliegt,|betreiben, ohne dazu legitimirt zu jein; i. im 
eforglihen Unglüdsfällen vorzubeugen, fo muß|thätliher Störung der öffentlihen Ruhe und 
fie auf alles, was leßtere veranlafien fönnte,|Ordnung, in Zufammenrottung, Schlägerei und 
beſonders wadjam fein. Findet ein Gendarm|anderen groben Erceffen betroffen werben, ober 
auf den Straßen, im Waffer od. fonft Leichname|aus Unvorjichtigkeit od. Nachläſſigleit im Reiten 
berunglüdter Perſonen, fo muß er nad) getroffe- und Fahren, oder auf andere Art Jemanden an 
Grotefend, Bolizei:eriton. 35 
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öffentli 
öffentlichen Anlagen 
nit an dem Orte Feuer und Herb 


Gendarmerie. 


Orten erheblich bejhädigen, oder an;unb aufden Transportftationen angeftellten Gen- 
evel verüben, infofern ſie darmen erftatten über die von ihnen ermittelten 
ben;|Berbreden, Eontraventionen und Mängel, über 


a 
k. als Bagabonden oder des — die von ihnen angehaltenen Verbrecher, Baga- 
dringend verdächtige Perſonen, u. zugleich unbe-|bonden und anderen Perſonen, und überhaupt 
fannte u. unangeſeſſene Leute ſich der Öffentlichen über alle ihre Dienftleiftungen ber ihnen borges 


Ahnıdun 
polizeilihen od. fifcaliihen Bergehens 
siehen würden; 1. den Aufforderungen und An— 
weifungen der Gendarmen nicht Folge leiften 
oder gar ſich wiberjegen; m. aus Gefängnijjen 
u. auf Trandporten entjprungen find; u. endlich 
n. bie Deferteurd. — Die Gendarmen müſſen 
jedod jede angehaltene Perſon mit der ihren 
Berhältniffen gebührenden Rüdficht behandeln u. 
feine Veranlaſſung zu gegründeten Beſchwerden 
eben, fie au ungejäumt entweder an ihre 
Dienftbehörbe, oder, wenn dadurch ein nadjtheili- 
ger Aufenthalt in der Dienftleiltung des Gen» 
darmen entjtehen würde, an die nächſte Orts— 
behörde übergeben. 827. Die Gendarmen dürfen 
nit unter dem Vorwande der Nachforſchung 
von Verbrechen und Bergehungen in Privat u. 
Familienverhältniffe unziemlid eindringen. Haus: 
judjungen können auch bei gejegmäßiger Veran- 
lafjung nur von den competenten Behörden an- 
eordnet, von der Gendarmerie aber nur zur 
rınittelung eines groben Verbrechens und zur 
Entdedung und Ergreifung eined groben Ber- 
bredierd bei Gefahr im Berzuge vorgenommen 
werden. —— dürfen während ber 
Nachtzeit die Gendarmen ohne bejondere Anweij- 
ung der competenten Behörde in Privatwohn- 
ungen nur dann eindringen, wenn fie entweder 
von deren Bewohner zu Hilfe gerufen werden, 
oder um ihnen gegen Verbreden u. Feuers- od. 
andere Gefahr Schuß zu gewähren Was Die 
Bifitation der Wirthehäufer u. Herbergen betrifft, 
P ift folde in Fällen des Verdachts den Gen- 
armen zu jeder Tageszeit, auch ohne Zuziehung 
der Ortöpolizeibehörde, .. aber nur mit 
derfelben, gejtattet. $ 28. Die Gendarmen find 
befugt, aud ohne Autorifation der vorgejegten 
Behörde, fich der ihnen anvertrauten Waffen zu 
bedienen: a. wenn Gewalt od. Thätlichkeit gegen 
fie jelbft, indem fie fi in a long befin- 
ben, ausgeübt wird ; b. wenn auf der That ent- 
bedte Verbrecher, Diebe, Schleihhändler u. |. w. 
ihren Aufforderungen, um zur nächſten Obrigkeit 
eführt zu werden, nit ohne thätlihen Wider- 
tand Folge leiften, u. vielmehr ſich der Beichlag- 
nahme der Effecten oder Waaren und Fuhrwerke, 
oder ihrer perjönlichen Verhaftung mit offener 
Gewalt, oder mit gefährlihen Drohungen wider- 
fegen; c. wenn ſie auf andere Art den ihnen 
angewiefenen Poſten nicht behaupten, oder Die 
ihnen anvertrauten Berfonen nidjt befhügen können. 
— 63 liegt ihnen jedoch auch in dieſen Fällen ob, 
die Waffen nur, nachdem gelinde Mittel fruchtlos 
angewandt find, und nur, wenn der Widerjtand fo 
ftark iſt, daß er nicht anders, als mit gewaffneter 
Hand überwunden werben fann u. dann auch noch 
mit möglichſter Schonung zu gebrauchen, 
IV. Bon dem — fe der Gen» 
darmerie zu den Eivilbehörben. 
829. Die in den Kreifen, den großen Stäbten 





u. der Schadendvergütung wegen eines ſetzten Eivil-Dienftbehörde mündlich oder ſchrift⸗ 
* ent·lich, doch allemal pünktlich Bericht, —— 


außerdem auch ben Polizeiobrigkeiten der ein- 
Ar Orte die fie betreffenden Gegenftände 
ogleich anzeigen, u. dies in ihrem Dienftbericht 
nit anführen. Die Eivil - Dienftbehörde des 
Gendarmen bemerkt am Schluß des Monats im 
Dienjtjournal, ob fie mit bemfelben zufrieden ge- 
wejen, oder was fie zu erinnern gefunden hat. 


V. Bon ben bejonderen Verhältnijjen 
und Dienftleiftungen der Grenz-Gen— 
darmerie. 


$30. Die Grenz-Gendarmerie-Sectionen jollen 
die gewöhnliche Grenzbewachung verftärfen und 
vornemlich al3 eine leicht u. ſchnell zuſammen⸗ 
—— Macht ihre Wirkſamkeit üben, um 
dem Unfug zu fteuern, wo Scleihhändfer mit 
ihren Complicen ſich zahlreicher eigen u. fogar 

—— erlauben. $ 31. Außer den 
Befugniffen und Pflichten, weile dem gefamm» 
ten Gendarmeriecorps gemein find, ift es daher 
die ganz eigentliche Obliegenheit derjenigen Mann« 
(hatt, welche die Grenz-Gendarmerie bildet, gegen 
den jtrafbaren Scleihhandel im Grenzbezirk zu 
wachen, duch Ratrouiliren beiTage und Nacht, 
durd Einziehung von Kundſchaften und durch 
ſonſt gehörig geleitete Thätigkeit den heimlichen 
Waarentrandport zu hindern, die Verbrecher bei 
der That zu ertappen, und jodann ihrer, ſowie 
der Waaren, welche fie mit fich führen, —** 
zu werden. $ 32. Hierzu dienen insbeſondere 
alle diejenigen Vorfchriften, welche den für den 
Grenz » Auffihtsdienit angeftellten Zollbeamten 
jelbjt durch die Zollordnung, durch die Jnftruce 
tion zur Gefchäjttverwaltung eined Hauptzoll- 
amts, Ubtheilung ILL. derjelben, u. durch ferner» 
weitige Dienftanweifungen ertheilt find, auch der 
Grenz-Gendarmerie gleihmäßig zur Richtſchnur. 
Namentlih haben bei den DVienftverrichtungen 
die Offiziere der Grenz-Gendarmerie dasjenige zu 
beobadıten, was nad jenen Borfcriften den 
Ober-Örenzcontroleurd u. Grenzinjpectoren ob» 
liegt, u. jtehen auch zu den Ober-Bollinfpectoren 
(Steuerräthen) in demjelben Berhältnig, jodaß es 
hinfüro von den Anordnungen des Oberinipectors 
abhängt, wo und wieweit nad Beichaffenheit der 
Umftände von den Obercontrofeurs mit den Of⸗ 
fiieren gemeinſchaftlich oder einzeln operirt, und 
in welcher Urt ber > der Gendarmen ge» 
feitet werben K Die Wachtmeiſter und Gen» 
barmen aber haben im Allgemeinen genau das— 
jenige zu beobachten u. zu thun, was nad) jenen 
Borichriften den Aufſehern (Örenzcontroleurs) 
obliegt, und fie müffen alfo von den Obercon- 
troleurd in Bezug auf die Grenzbewachung An- 
weilungen annehmen und ſich jederzeit aufs ge: 
nauefte darnach achten. 833. Eine Zujammen- 
ziehung der in dem Diftricte eined Haupt-Zoll- 


amts di8locirten Grenz-Gendarmerie ganz oder 
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theilweiſe, Tann der Oberinjpector veranlaffen; Das zum Betriebe derfelben benutte Waſſer darf 
ausgedehntere Zufammenziehungen bedürfen aber|nicht einem Fluſſe zugeleitet werden, j. unter 
der Anordnung der —— des Diſtriets od. Privatflüſſe Gef. v. 28. Febr. 1843 8 3, 
be3 Finanzminiſteriums. 854. Das letztere iſt Gefammt-Armenverbände, ſ. unter Armen⸗ 
überhaupt ermächtigt und befugt, der Grenz-|polizei Geſ. v. 8. März 1871 88 9216, 31 
Gendarmerie zu jeder Zeit nähere und anber-)(S. 70). 

weitige inftructive Anleitungen zu ertheilen. In] Geſchenke, ftrafbare Annahmen von folden 
Rüdficht auf die militärifche Disciplin, Dienft-|feitens der Beamten ze. ſ. Strafgeſetzbüch 
journale und Rapporte aber findet dafjelbe, wie]$$ 331 ff. Berleitung zur Begehung einer traf» 
bei der übrigen Gendarmerie ftatt, und hat der baren Handlung durch Gefchenkgeben, ſ. daſelbſt 


Genehmigung — Gefinde-Mäfler. 


Chef der Gendarmerie die näheren Anmweifungen|$ 


zu geben. — Wir befehlen den betreffenden Di- 


nijterien, dem 


Darmen, fowie allen Behörden und überhaupt 
allen, die ed angeht, fi) nad) der gegenwärtigen 
Snitruction auf das Genauefte zu achten. 

Genehmigung zu gewerblichen Unternehm- 
ungen ift erforderlih: 1) für die im $ 16 ber 
Gew.-Drdn. und dem benjelben ergänzenden Ge— 
fege v. 2. März 1874 aufgeführten gewerblichen 
Anlagen; 2) für die in den $$ 29—34 Der 
Gew.» Ordnung bezeichneten Gewerbetreibenden, 
nämlih: Wpotheler und Diejenigen Perſonen, 
welche ſich ald Aerzte (Wundärzte, Augenärzte, 
Geburtöhelfer, Zahnärzte u. Thierärzte) od. mit 
gleihbedeutenden Ziteln bezeichnen ($ 29) ; Unter- 
nehmer von Kranken-, PBrivat-Entbindungd- u. 
Privat-Jrrenanftalten ($ 30); Seeſchiffer, Ser 
ftenerleute und Lootſen ($ 31); Scauipiel-Un- 
ternehmer ($ 2 wer Gaſtwirthſchaft, Schenf- 
wirthſchaft od, feinhandel mit Branntwein od. 
Spiritus betreiben will ($ 33); für den Betrieb 
des Handel3 mit Giften, des Lootſengewerbes u. 
für Markicheider ($ 34); - für den Gewerbe- 
betrieb im Umherziehen, |. Gew.Ordn. 85 55 ff. 
©. dad Nähere in den betreffenden $$ der Gew. 
Ordn. bezw. unter dem einzelnen Urtifeln, na- 
mentlih unter Gewerblide Anlagen. — 
Wegen Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörben 
bei rtöeilung bezw. Entziehung der gewerblichen 
Genehmigungen ? unt. Berwaltungdbehör- 
den Geſetz vom 26. Juli 1876 $$ 123—127, 
128—135. 

Genoſſenſchaften: 1) für Ent- und Be- 
wäjjerungs-Unlagen, j. Entwäfjerungs- 
anlagen, Gej.v. 11. Mai 1853 Urt.2 (S.343,V), 
Berordn.d, 28. Mai 1867 u. unt. Brivatflüjje 
Geſ. v. 28. Februar 1843 88 56—59. 2) für den 
Fiſchereibetrieb, |. unter Fiſchereipolizei 
Gejeg vom 30. Mai 1874 $$ 9 fi.; 3) Wald» 
Genofjenjhaften, j. unter Waldungen 
dad Waldſchutz-⸗Geſetz v. 6. Juli 1875 85 23 ff. 
Bezüglich der privatrechtlichen Stellung der Er- 
werb3- u. Wirthſchafts-Genoſſenſchaften 
f. das Reichsgeſetz v. 4. Juli 1868, deſſen Ubdrud 
mit Rüdjicht auf die bevorftehende Abänderung 
diejed Geſetzes unterbleibt. 

Geometer j. Feld meifer. 

Gepäd der Eijenbahnreijenden, ſ. Reife- 


epäd. 
— Gepädträger auf — — ſ. Be- 
triebs-Reglement 5 32, ©. 165. 
Gerbereien gehören zu denjenigen gewerb- 
fihen Anlagen, welde einer bejonderen Ge— 


48, 
Geſchlechtsunterſchied, findet in gewerb⸗ 


Chef der Gendarmerie und allen|licher Beziehung nicht mehr ftatt; Gewerbe» 
Gendarmerie-Dffizieren, Wachtmeiftern u. Gem-|Ordnun 


8 11. 

Geichwiller, Beitrafung ber von denfelben 
mit einander begangenen unzüchtigen Handlungen, 
E StrG.B. 8 173. 

34* ſ.Gewerbliche Arbeiter. 
Geſellſchaftshäuſer, Beſteuerung derſelben, 
ſ. unter Gebäudeſteuer Geſetz vom 21. Mai 
1861 $ 5 Nro. 1. 


Geſetze. Bezüglich der Publication und des 
Eintritt3 ihrer rechtlichen Verbindlichkeit fiehe 


Geſetz vom 3. April 1846. 


1. Landesherrliche Erlafje, melde Geſetzes- 
kraft erhalten jollen, erlangen Diejelbe nur durch 
die Aufnahme in die Gejegjammlung, ohne Uns 
terfchied, ob fie für die ganze Monardie od, für 
einen Theil derjelben bejtimmt find. $ 2. [S. 
jest Gejeg vom 14. Februar 1874, $ 1.: Iſt in 
einem durch bie Gejeg- Sammlung verfündeten 
Erlafje der Zeitpunkt, mit welchem derjelbe in 
Kraft treten joll, nicht bejtimmt, jo beginnt deſſen 
verbindliche Kraft in dem ganzen Umfange Uns 
ferer Monarchie mit dem vierzehnten Tage nach 
den Ablauf desjenigen Tages, an welchem das 
betreffende Stüd der Gejeg- Sammlung in Ber- 
lin ausgegeben worden ift.] $ 3. Auch für die 
jenigen, welde jchon früher von dem Geſetz 
Kenntniß erhalten haben, beginnt die Berbind- 
lichkeit, nad) demfelben ſich zu achten, erjt mit 
dem im $ 2 bejtimmten Beitpuntte. — Bum 
Halten der amtliden Gejeg-Sammlung 
find zufolge Gejeges v. 10. März 1873 nur noch 
die Gemeinden und felbjtändigen Gutsbezirte 
verpflichtet; — und kleinere Gemeinden können 
aber bei der Regierung (Landdroſtei) auf Zeit 
davon entbunden werden. Die für die Gemein— 
den dadurch entſtehenden Koſten werden als Ge— 
meindeausgaben betrachtet und aufgebracht. Die 
Gemeindevorſteher ſind für die genaue und ge— 
wiſſenhafte Sammlung und Aufbewahrung ver- 
antwortlich und die Obrigkeiten verpflichtet, alle 
mangelnden Stüde jogleih auf Kojten der Ge- 
meinde wieder anzuſchaffen (Berordnung vom 
27. October 1810 $ 6). — Jeder, der nicht zur 
Haltung der Gejeg- Sammlung verpflichtet ijt, 
fann darauf bei den Poftämtern abonniren (daj. 
$8), und ift durch den Allerh. Erlaß vom 1. April 
1874 das ganzjährige Abonnement allgemein 
eingeführt. — Die Gejeg-Sammlung wird porto- 


frei verjandt (da. $ 10). 
ienftbüder, ©. 238. 


E ſ. 
Gefinde ⸗·Mäkler, ſ. Gewerbe⸗Ordn. 8 35 


nehmigung bedütrfen; Gewerbeordnung $ 16. Abſ. 3. 


35° 
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Gefindeorbnungen. $ 6. Kinder die unter väterlicher Gewalt ftehen, 
I. Gefindeordnung für fämmtlide ürfen ohne Einwilligung des Vaters, und Mi 
Provinzen der preußiſchen Monardie,|derjährige ohne Genehmigung ihres Bormundes 

vom 8. November 1810.') ſich nicht vermiethen. $7. Berheirathete Frauen 

1. Alle Gefinde » Ordnungen und gefeglichen| dürfen nur mit Einwilligung ihrer Männer als 
Vorſchriften, die Verhältnifje deö gemeinen Ge-|Ammen oder jonft in Dienfte gehen. $ 8. Nur 
ſindes betrejfend, welche bisher in den einzelnen|wenn die Einwilligungen in den Fällen des $ 6 
Provinzen, Diftricten, Städten und Ortſchaften und 7 auf eine gewifje Zeit, oder zu einer bes 
Unferer Staaten?) beftanden haben, find gänzlich ſtimmten Dienſtherrſchaft, ausdrücklich eingejchränft 


Gefindeordirungen. 


und ohne alle Ausnahmen hiermit aufgehoben, 
und können in feinem Zal auf Rechte und Pflich— 
ten angewendet werben, welche zwiichen Herr- 
ſchaften und Gefinde vom Tage der Kundmad)- 
ung diefer Verordnung ab, entjtehen. 2. An die 
Stelle derjelben tritt als alleinige und allgemeine 
Gefindeorbnung für Unfere fämmtlihen Staaten 
die beiliegende neue Redaction des 51 bis 176. 
Tit. 5 des Allgemeinen Landrechts. 3. Die in 
diefeibe aufgenommenen Abänderungen derogiren 
den abweichenden Stellen des allgemeinen Land» 
rechts dergeftalt, daß dieſelben für gänzlich auf- 
gehoben geachtet und überall die Rechte und 
Pflichten der Herrichaften und des Gejindes nur 
nach diefer neuen Redaction beurtheilt werden 
follen. 
Bon den Redten und Pflidten der 
Herrjhaften und des Gejindes. 
[Bon gemeinem Gefinde)] $ 1. Das Ber- 
hältniß zwiſchen Herrihaft und Gejinde gründet 
fid) auf einem Bertrage, wodurd der eine Theil 
zur ua gewifjer häuslicher oder wirthſchaft⸗ 
licher Dienjte auf eine beftimmte Zeit, jo wie 
der andere zu einer dafür zu gebenden bejtimm- 
ten Belohnung fich verpflichtet. 
(Wer Gefinde miethen Tann.) $ 2. In ber 
ehelichen Gejellihaft fommt e3 dem Manne zu, 
das nöthige Gefinde zum Gebraud der Familie 
zu miethen. $ 3. eiblihe Dienjtboten Tann 
die Frau annehmen, ohne daß es dazu der aus— 
drüdlihen Einwilligung des Mannes bedarf. 
$ 4. Doc) kann der Mann, wenn ihm bad an- 
enommene Gefinde nicht anftändig iſt, deſſen 
egſchaffung nach verſloſſener geſetzmäßiger 
Dienſtzeit, ohne Rückſicht auf die vertragsmäßig 
beſtimmte, nad) vorgängiger Auflündigung ver— 
fügen. 
(Wer ald Gefinde ſich vermieten kann] $ 5. 
Wer ji als Gefinde vermiethen will, muß über 
jeine Berfon frei zu fchalten berechtigt fein. 
») Durch Eabinetsordre vom 23. Nov. 1831 warb biefe Ge⸗ 
beordnung auch für die Schiffer und das Schiffsvolk aller 
in preußiſchen Oftfeehäfen ausgerüfteten Seeſchiffe mit ber 
Mahgabe ausgedehnt, daß Schiffer, welche Schiffsleute ohne 
—** heuern od. unwabre Losſcheine ausſtellten, jederzeit 
mit dem höchſten der im $ 12 u. 176 angedrohten Geld⸗ 
buße beſtraft werden follen. Ebenjo ward durd Cabinets⸗ 
orbre vom 23. Eept. 1835 bie Gefinbeordnung vom 8. Nov, 
1810 auch auf das Berhältnig zwiſchen den Stromſchiffern zu 
den Schiffstnechten für anwendbar erflärt. — Bergl. jet bie 
Seemannsorbnung vom 27. December 1872 $5 5 
Du der Berpflihtung zur Fuhrung von Gefindedienftblichern 
f. ©. 2338 unter Dienftbüder bie —— bom 29. 
Sept. 1846 u. wegen Beftrafung der Berlegungen ber Tee 
pflichten des Gefindes u. der ländlichen Arbeiter unter Dienft- 
pfliht (©. 240), Gefeg vom 24. April 18°4, 
2) Durch Eabinetsordre vom 2. April 1826 ift entfchieben, 
daß die gedachte Gefindeorbnung als cin das Allgemeine Lands 
abänderndes und erläuterndes Gef das Patent 
dom 9. Nov. 1816 aud in den Kreiſen Culm und Michelau 
für eingeführt zu erachten jei. ' 


werden, ijt die Erneuerung derſelben zur Ber 
längerung der Zeit, oder bei einer Veränderung 
der Herrſchaft erforderlid, $ 9. Dienjtboten, 
welche ſchon vermiethet — mäüffen bei dem 
Untritte eines neuen Dienfted die rechtmäßige 
Berlaffung der vorigen Herrſchaft nachweijen. 
$ 10. Leute, die bisher noch nicht gedient zu 
haben angeben, müfjen durch ein Zeugniß ihrer 
Obrigkeit darthun, daß bei ihrer Annehmung 
als Gefinde kein Bedenken obwalte. $ 11. Hat 
Jemand mit VBerabjäumung der Vorſchriften 59, 
10, ein Gejinde angenommen: jo muß, wenn 
ein anderer, dem, ein Recht über die Berjon oder 
auf die Dienfte des angenommenen zufteht, ſich 
meldet, der Mieth3-Eontract als ungiltig jofort 
wieder aufgehoben werden. $ 12. Außerdem 
en der Annehmende durch Uebertretung dieſer 

oririften eine Geldbuße von 3 bis 30 M an 
die Armenkaſſe des Orts verwirfk. 

—— — $ 13. Niemand barf 
mit Gefindemäfeln ſich abgeben, ber nicht dazu 
von der Obrigfeit des Ort beftellt und ver- 
pjlicht worden ift. $ 14. Dergleichen Gefinde- 
mäller müfjen ſich nad) den Berjonen, die durd 
ihre Bermittelung in Dienfte kommen wollen, 
forgfältig erfundigen. } 15. Infonderheit müſſen 
fie nadjforfchen, ob diejelben nach den geſetzlichen 
Vorſchriſten fih zu vermiethen berechtigt find, 
3 16. Gejinde, welches ſchon in Dienften ſteht, 
miüffen fie unter keinerlei Vorwande zu deren Ber- 
(afjung und Annehmung anderer Dienjte anreizen, 
$ 17. Thun fie diefes, jo müffen fie dafür das 
erite Mal mit 15 bis 30 M Geld- oder verhält» 
nipmäßiger Gefängnißftrafe angefehen, im Wieder» 
holungsfalle aber noch außerdem von fernerer 
ZTreibung des Mäklergewerbes ausgeſchloſſen wer- 
den. $ 18. Sie müſſen den Herrſchaften, vie 
durch ihre VBermittelung Gefinde annehmen wollen, 
die Eigenſchaften der vorgeichlagenen Perjon ge» 
treulid) und nad) ihrem beften Wiſſen anzeigen. 
$ 19. Wenn fie untaugliche® oder untreues 
Sefinde, wider befjeres Wiſſen, als braudbar 
oder zuverläjlig empfehlen, jo müfjen fie für den 
durch dergleichen Geſinde verurjachten aben 
jelbjt haften. $ 20. Außerdem verwirken fie 
dadurd), es mag Schaden gejchehen fein ober 
nicht, für das erjte Mal 15 bi8 30 M Geld— 
oder verhältnigmäßige Gefängnißftrafe und mwer- 
den im Wiederholungsjalle von dem ferneren 
Betriebe des Mäklergewerbes ausgefchlofjen. 
Dieſe Ausſchließung findet jelbit bei dem erften 
Male ftatt, wenn fie den Schaden zu erjegen 
unvermögend find. $ 21. olizeiobrigkeiten, 
welche Gefindemäfler conceffioniren, liegt zugleich 


Ur 


) ©. jegt Gew.-Ordn. vom 21. Juni 1869 $ 35 Abſ. 8, 
53, 72 ff. 
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ob, den Mälterlohn nad den örtlichen Berhält- vie Hond einer ſolchen Beſtimmung enticheidet 


wien au beftimmen und befannt zu machen. 


die Polizei » Ddrigfeit wie $ 33 über die Zeit, 


Schliefung des Mieths - Vertrages.) $ 22.|binnen welcher die Livree verdient ift. 8 38. 
Zur Annehmung ded gemeinen Geſindes bedarf| Wird außer derfelben noch befondere Stantd- 


e3 feines jchriftlihen Vertrages. 
Gebun 


$ 23. Die Livree gegeben, jo 
und Annehmung des Miethsgeldes ver-| feinen Aut 


at auf dieje der Bediente 
prud. 8 39. Mäntel, Ruticher- Pelze 


tritt die Stelle deſſelben. $ 24. Der Betrag und dergleichen gehören nicht zur gewöhnlichen 
des Miethögelded hängt von freier Uebereinkunft Livree. 


der Herrihaft und dem Gefinde ab. 


wiſchen 
25. Das 


iethsgeld wird der Regel nach der Dienſtzeit hängt von freier 
auf den Lohn abgerechnet, inſofern ein anderes Uebereinkunft bei der Vermiethung 


[Dauer der Dienftzeit.] $ 40. Die Dauer 
gegenjeitiger 
ab, doc kann 


bei der Vermiethung nicht ausdrücklich ausbe- Niemand fi zu einer Dienjtzeit verpflichten, die 


ja] wird. $ 26. 


ſcha 


Auch da, wo die Herr⸗ nicht entweder durch eine gewiſſe Anzahl von 
ſich der Abrechnung des Miethsgeldes dur | Jahren oder Monaten, Wochen, Tagen ausge— 


ausdrüdlice Verabredung begeben hat, ift fieldrüdt, ober doch jo bejtimmt ift, daß jedem 


dennoch dazu berechtigt, wenn das Gejinde aus 
eigner Schuld die verabredete Dienftzeit nicht 
aushält. 8 27. Hat Nid ein Dienftbote bei 
mehreren Herrichaften zugleich vermiethet, fo ge- 
bührt derjenigen, von weldier er das Miethsgeld 
zuerſt angenommen hat, der Vorzug. $ 28. Die 
Herrſchaft, welche nachſtehen muß oder ſich ihres 
Anſpruchs freiwillig begibt, Tann das Miethsgeld 
und Mällerlohn von den Dienjtboten zurüdjor- 
bern. 829. Auch muß ihr, wenn fie Die frühere 
Bermiethung nicht gewußt hat, der Dienftbote 
den Schaden erjegen, welcher daraus entjteht, 
daß jie ein anderes Geſinde für höheren Lohn 
miethen muß. Die Herrihaft, bei wel 
cher der Dienjtbote bleibt, muß auf Verlangen 
diefen Beitrag ($ 28, 29) von feinem Lohne ab- 
a und der anderen Herrjchaft zuſtellen. $ 31. 
ußerdem muß der Dienftbote, der ſich jolder- 
geitalt an mehrere Herrichaften zugleich ver- 
miethet hat, den einfachen Betrag des von der 
zweiten und folgenden erhaltenen Miethägeldes 
als Strafe zur Armenkaſſe des Ort3 entrichten. 
(Lohn und Koft des Gefindes.] $ 32. Der 
Lohn, Koftgeld oder die Beköftigung des ſtädti— 
fchen und ländlichen Gejindes ohne Ausnahme 
hängt bloß von freier Hebereinkunft bei der Ver- 
miethung ab. 8 33. Inſofern bei der Ver— 
miethung nichts Beſtimmtes hierüber abgemacht 
iſt, muß dasjenige an Lohn, Koſtgeld oder Be— 
köſtigung gewährt werden, was einem Geſinde 
derſelben Klaſſe an dem Orte zur Zeit der Ver— 
miethung der Regel nach gegeben wurde; was 
in dieſer Rückſicht Regel 9 beſtimmt die Poli— 
ei⸗Obrigkeit des Oris. $ 34. Weihnachts», 
—* und andere dergleichen Geſchenke kann 
das Geſinde auch auf den Grund eines Ver— 
ſprechens niemals gerichtlich einllagen. $ 35 
Alle provincielle oder Örtliche auf Geſetzen oder 
erfommen beruhende Bejtimmungen wegen fol- 
er Geſchenke find vom 2. Januar 1811 ab 
aufgehoben und von biefem Beitpunfte an durch— 
aus nit mehr verbindlid. $ 36. In allen 
Fällen, wo Weihnachtd- oder Neujahrd-Gefchente 
während eines Dienſtjahres ſchon wirklich gegeben 
worden, kann die Herrichaft diejelben au den 
Lohn anrechnen, wenn der Dienitvertrag im Laufe 
des Jahres durch Schuld des Geſindes mieder 
aufgehoben wird. $ 37. Bei männlichen Be- 
dienten ift die Livree ein Theil des Lohnes und 
fällt nad) Ablauf der durch den Vertrag beftimm- 
ten Zeit denſelben eigenthümlih zu. In Er- 


Theile freifteht, nad vorgängiger Kündigun 
von dem Vertrage abzugeben. Wo bies — 
geſchehen ſein ſollte, muß der Dienende nach 
vorgängiger —— Aufkündigung jederzeit 
entlaſſen werden. Dienſt-Contracte, welche Eltern 
oder Vormünder für ihre Kinder oder Pflege— 
befohlene abſchließen, können von denſelben nad) 
erlangter Volljährigkeit unbedingt rad $ 112 
aufgekündigt werden. $ 41. Iſt nichts Beſon— 
dereö verchredet worden, jo wird die Miethe 
bei jtädtiichem Gefinde auf ein Viertel-Jahr, bei 
Land-Gefinde aber auf ein ganzes Jahr für ge- 
ilofjen angenommen, 

[Antritt des Dienſtes.) 8 42. Die Antritts- 
zeit ıjt in Anſehung des ftädtifchen Gefindes der 
2. Januar, April, Julius und October jedes 
Jahres, injofern nicht ein anderes bei der Ver- 
miethung ausdrücklich ausbedungen worden ift. 
Fällt jedoch die Antrittszeit hiernach auf einen 
Sonn- oder Feittag, jo zieht das Gefinde den 
nädjiten Werktag vorher an. $ 43. Bei dem 
Landgeſinde beruht die Antrittözeit deffelben zu- 
nächſt auf ausdrüdlicher Uebereinfunft bei der 
Vermiethung; wo dieſe nicht jtattfindet, vorläufig 
auf der im ber Gegend üblichen Gewohnheit, 
Wo dieje vorjegt nicht bejtimmt entjcheidet, und 
nad) Berlauf von 5 Jahren allgemein, ift der 2. 
April’) mit den im vorigen Paragraphen ange» 
nommenen Beftimmungen wegen der Sonn- und 
Feſttage die gejegliche Anziehzeit. $ 44. Die 
gejeglichen oder nad $ 43 auf Iandüblichen 
——— beruhenden Antrittstage für das 
neue Geſinde ſind auglei bie Abzugstage für 
dad alte. Kein Gejinde darf den Dienft wider 
Willen der Herrſchaft früher verlaffen, es jei 
denn, daß jeine Dienftzeit nad) ausdrüdlicher 
gegenjeitiger Uebereintuntt früher beendigt wäre. 
kr Nad) einmal gegebenem und genommenem 

iethsgelde ift die Herrſchaft ſchuldig, das Ger 
finde anzunehmen und legteres, den Dienft zur 
beftimmten Zeit anzutreten. $ 46. Weber der 
eine noch der andere Theil kann fi davon durch 
Ueberlafjung oder Burüdgabe des Miethägeldes 
losmaden. F 47. Weigert fi die Herrſchaft, 
das Gefinde anzunehmen, jo verliert fie das 


1) Durdy Cabinetsordre dom 20. Fehr. 1846 ift als Anzichs 
eit für das Landgefinde in den zum ftänbifhen Verbande der 
—6 Sachſen — Landestheilen, mit Ausſchluß der 
anz vom Auslande umſchlofſenen Theile, der 2 ar bes 
ur ebenfo durch Cabinetsordre vom 28. Juli 1842 —— 
das Landgeſinde in den zum ſtändiſchen Verbande der 
Brandenturg und Niederlaufis gehörenden Landestheilen. 
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Miethsgeld, und muß das Gefinde eben jo jhad-) Beftimmung zu verrichten jchuldig ſei, fo ent- 
108 halten wie auf den Fall, wenn das Geſinde ſcheidet allein der Wille der Herrichaft. 62. 
unter der Zeit ohne rechtlichen Grund entlafjen| Das Gefinde ift ohne Erlaubniß der Herrichaft 
worden, unten verordnet wird ($ 160, sequ.).|nicht berechtigt, ſich in den ihm aufgetragenen 
$ 48. Dod kann die Herrihaft von dem Ber-|Gejchäften von Andern vertreten zu lafjen. $ 68. 
trage vor Antritt des Dienſtes aus eben den Hat das Geſinde der Herrichaft eine untaugliche 
Gründen abgehen, aus welchen fie berechtigt ſein oder verdächtige Perjon zu feiner Bertretung 
würde, das Gefinde vor Ablauf der Dienftzeit/vorgeichlagen, jo muß es für den we! felbige 
u entlaffen ($ 117 sequ.). & 49. Auch iftjverurjachten Schaden haften. $ 64. Das Ge- 
be dazu berechtigt, wenn das Gefinde wet den finde ift jchuldig, feine Dienfte treu, fleißig und 
Dienft anzutreten ſich gemeigert hat. 50. aufmerkſam zu verrichten. 65. fügt e8 ber 
In beiderlei Fällen kann die Herrſchaft das ge-|Herrihaft vorfäglid ober aus grobem oder 
ebene Miethsgeld zurüdfordern. $51. Weigert| mäßigem Verſehen Schaden zu, jo muß es dem» 
—8* das Geſinde, den Dienſt anzutreten, jo muß ſelben erſetzen. $ 66. Wegen geringer Verſehen 
ed dazu von der Obrigkeit durch Bmwangsmittellift ein Dienftbote nur alsdann zum Scadener- 
angehalten werben. Bleiben dieje fruchtlos und|jage verpflichtet, wenn er wider den ausdrüd- 
ift die Herrichaft deshalb genöthigt, einen andern|lichen Befehl der Herrichaft nn hat. $ 67. 
Dienftboten zu miethen,- jo muß das Gefinde| Desgleichen, wenn er fich zu joldhen Arten ber 
nicht allein den Schaden, welcher der Herrſchaft Geſchäfte hat annehmen laſſen, die einen bor- 


erwächſt, erjegen und das Miethögeld zurüdgeben, 
jondern es verfällt noch überdies in eine Strafe, 
die nad) Maßgabe der Verſchuldung auf 6 bis 
30 M ober bei Unvermögenden auf verhältniß- 


üglihen Grad von Aufmerkjamfeit oder Ge- 
— vorausſetzen. $ 68. Wegen der 
Entihädigung, zu welder ein Dienjtbote ver- 
pflichtet iſt, kann die Herrihaft an den Lohn 


mäßiges Gejängniß feſtzuſetzen iſt. F 52. Kann|dejjelben fi) halten. $ 69. Kann der Schade 
jedody das Gejinde nachweiſen, daß die Herrſchaft weder aus rüdjtändigem Xohne, noch aus anderen 
im legtverflojjenen Dienftjahre ſich ſolche Hand⸗ Habſeligkeiten des Dienftboten erjept werden, jo 
lungen habe zu Schulden fommen lafjen, wodurd|muß er denjelben durch unentgeldliche Dienjt- 
es nad) $$ 136—140 zur Verlafjung des Dienſtes leiſtung auf eine ed Beit vergüten. 
ohne Auflfündigung beredtigt werden würde, jo| [Außer feinen Dienften.)] $ 70. Auch außer 
tann daſſelbe zum Antritt des Dienſtes nicht ge-|jeinen Dienſten ift das Geſinde fchuldig, ber 
mungen werden, jondern ift nur gehalten, das|Herrihaft Beſtes zu befördern, Schaden und 
Driethsgetd zurüd zu zahlen. $ 53. Wird das Nachtheil aber, jo viel an ihm ift, abzumenden. 
Geſinde durch —* ohne ſeine Schuld deni$ 71. Bemerlkte Untreue des Nebengeſindes iſt 
Dienſt anzutreten verhindert, jo muß die Herr-jed der Herrſchaft anzuzeigen verbunden. $ 72. 
ihaft mit Zurüdgabe des Miethögeldes ſich be⸗ Verſchweigt es diefelbe, jo muß es für allen 
gnügen. $ 54. Erhält weiblides Geſinde vor) Schaden, weicher durch die Unzeige hätte ver- 
dem Untritte der Dienftzeit Gelegenheit zu hei») hütet werden können, bei dem Unvermögen bes 
rathen, jo fteht demjelven frei, eine andere taug-| Hauptſchuldners jelbft haften. $ 73. Allen 
liche Perjon zur Verſehung des Dienites an jeiner| häuslichen Einrichtungen und Anordnungen der 
Gtatt zu ſtellen. $ 55. Sit es dazu nicht im) verrihaft muß das Gefinde fi) unterwerfen. 
Stande, jo muß aud dergleichen Gefinde denis 74. Ohne Vorwiſſen und Genehmigung ber 
Dienft in Städten auf ein Viertel- und bei Land-| Herrihaft darf es ſich auch in eigenen Angelegen- 
wirtbichaften auf ein halbes Jahr antreten. heiten vom Haufe nicht entfernen. $ 75. Die 

[Pflichten des Gefindes in feinen Dienften.]|dazu von der Herrichaft gegebene Erlaubnif darf 

56. Nur zu erlaubten Geſchäften können nicht überjchritten werden. & 76.) Die Befehle 


Aierüteten gemiethet werden. & 57. Gemeines 
Gejinde, welches nicht ausfchließend zu gewiſſen 
beſtimmien Geſchäften — worden, muß 
ſich allen häuslichen Verrichtungen nach dem 
Willen der Herrſchaft unterziehen. F 58. Allen 
zur herrſchaftlichen Familie gehörenden oder da— 
rin in beftimmten Verhältnifjen, oder bloß gajt- 
weile aufgenommenen Berjonen ift es dieſe Dienſte 
zu leiften ſchuldig. $ 59. Dem SHaupte der 
Familie fommt es zu, die Art und Ordnung zu 
bejtimmen, in welcher die zur Familie Gehörigen, 
oder nach $ 58 in ihr Wufgenommenen, dieſe 
Dienfte gebrauchen follen. $ 60. Auch Öefinde, 
welches zu ge Ürbeiten oder Dienjten an- 
enommen tft, muß dennoch auf Verlangen ber 
Herrſchaft andere häusliche Verrichtungen mit 


der Herrichaft und ihre Verweiſe muß das Ge- 
finde mit Ehrerbietung und Beicheidenheit an— 
nehmen. $ 77. Reizt das Gefinde die Herr- 
ſchaft durch ungebührlihes Betragen zum Born, 
und wird in jelbigem von ihr mit Scheltiworten, 
oder geringen Thätlichkeiten behandelt, jo kann 
ed dafür feine gerichtliche Genugthuung fordern. 
8 78. Auch folde Ausdrüde oder Handlungen , 
die zwiſchen anderen Perjonen als Beiden ber 
Geringitägung anerlannt jind, begründen gegen 
die Herrihaft noch nicht die Vermutung, daß 


jelfie die Ehre des Gefinded daburd habe fränten 


wollen. 79. Außer dem Falle, wo das Leben 
oder die Geſundheit des Dienjtboten dur Miß- 
handlungen ber Herrijhaft in gegenwärtige und 
unvermetdliche Gefahr geräth, darf er fich der 


übernehmen, wenn das dazu bejtimmte Neben⸗ Herrſchaft nicht thätlich widerjegen. 880. Ber- 


efinde durch Krankheit, oder jonit, — 
Beitlang daran verhindert wird. $ 61. Wenn 
unter den Dienjtboten Streit entiteht, welcher 
von ihnen diefe oder jene Arbeit, nad feiner 





1) Die SG 76—81 finden auch Anmwenbung auf bas Lan 
finde in den vormals mwefifälifdhen, bergiſ und fra 
—— Landestheilen. S. die brei ge v. 21. 
1825 $ 9. 
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gehungen bes Gefindes gegen die Herrichaft, Dieſe Pflicht erftredt fich jedoch nur auf die Eur- 
müffen durch Gefängniß oder öffentlihe Straf-Koſten und auf den nothdürftigen Unterhalt des 
arbeit nach den Grundjägen des Eriminal-Recht3 |Gefindes, jo lange bis dafjelbe ſich fein Brod 
geahnbet werben.) $ 81. Auf die Zeit, durch|jelbft zu verdienen wieder in den Stand kommt. 
welhe das Gefinde wegen Erleidung folder|$ 96. Iſt aber der Dienftbote durch —— 
Strafen feine Dienſte nicht verrichten dann, ift|lungen der Herrſchaft ohne fein grobes Berjchul- 
die Herrichaft befugt, diejelben duch Andre auf den an feiner Gejundheit bejhädigt worden, fo 


deſſen Koften beforgen zu laffen 


flihten der Herrſchaft. 82. Die Herr— 
—9* be 


ift fchuldig, dem Gefinde Lohn und Kleid-| bern 


ung zu ben — Zeiten ungeſäumt zu 
entrichten. 8 83. Iſt auch Koſt verſprochen 
worden, ſo muß Fa a bis zur Sättigung ge 
geben werben. Dffenbar der Gejundheit nad)» 
theilige und elelhafte Speifen Tann das Gejinde 
anzunehmen nicht gezwungen werden. In Fällen, 
wo über die Belöftigung Streit entfteht, ent- 
jcheibet in Ermangelung beftimmter Berabred- 
ung die Polizei -Obrigleit wie $ 33, über bie 
Menge und Beichaffenheit derjelben. $ 84. Die 
Herrihaft muß dem Gefinde bie nöthige Beit 
au AUbwartung des öffentlichen Gottesdienites 
affen und dafjelbe dazu fleißig anhalten. $ 85. 
Sie muß ihm micht mehrere, noch ſchwerere 
Dienfte zumuthen, ald das Gefinde nad) feiner 
Leibes » Beichaffenheit und feinen Kräften vr 
Verluſt feiner Sefundheit bejtreiten fann. $ 86. 
Zieht ein Dienftbote fi durch den Dienft oder 
bei Gelegenheit defielben eine Krankheit zu, fo 
. die Herrſchaft jchuldig, für feine Eur und 
erpflegung zu erg 8 87. Dafür darf dem 
Gefinde an feinem Lohne nichts abgezogen wer- 
den. & 88. Außerdem ift die Herrſchaft zur 
Vorſorge für Franke Dienftboten nur alddann 
verpflichtet, wenn biefelben feine Verwandten in 
ber Nähe haben, die fich ihrer anzunehmen ver- 
mögend und nad ben Gejegen jchuldig find. 
9. Weigern fi die Verwandten diefer Pflicht, 

o muß die Herrihaft diefelbe einftweilen, und 
bis zum Austrage der Sache, mit Borbehalt 
ihres Rechtes übernehmen, 90. Sind öffent⸗ 
liche Anſtalten vorhanden, wo dergleichen Kranke 
aufgenommen werden, ſo muß das Geſinde es 
ch gefallen laſſen, wenn die Herrſchaft ſeine 
Unterbringung daſelbſt veranftalte. $ 91. Im 
dem 8 88 bejtimmten Falle kann die Herrichaft 
die Eurfoften von dem auf diejen Zeitraum 
fallenden Lohne de kranken Dienftboten abziehen. 
3 . Dauert eine ſolche Krantheit über bie 
ienftzeit hinaus, fo hört mit diefer die äußere 
Verbindlichkeit der Herrihaft auf, für die Eur 


und Pflege des Franken Dienftboten zu forgen. 
93. dos muß fie davon der Obrigkeit des 
rtes in Zeiten Anzeige machen, damit dieje für]$ 1 


das Unte 
Kranken forgen könne. $ 9 
ftänden, wo ein Madjtgeber einen dem Bevoll- 


mäcdtigten bei Ausrichtung der Gejchäfte durchſ dem Todestage gleich geachtet. 8 
Zufall zugeftoßenen Schaden vergüten muß, ift|ded alddann id 
fhuldig für dad in ihrem|bei den Vorfchriften der Concurd-Drdnun 


auch die Herrſchaft 
Dienſte oder bei Gelegenheit deſſelben zu Schaden 


gekommene Geſinde auch über die Dienftzeit hin- Außer dieſen 
aus zu ſorgen (Th. 1. Tit. 13. 8$ 80—81). 8 95. während der Dienſt 


1) €. S. 40 über Dienfipfliät das Geſetz vom 24. 
April 1854. 


ommen eines —— verlafjenen|der Herrſchaft, 
. Unter den Um-|bid 106 Anwendung. 


hat er von ihr vollftändige Schabloshaltung nach 
den allgemeinen Sorkhriften er Geſetze zu for- 
. 897. Auch für ſolche Beihimpfungen 
und üble Nachreden, wodurch dem Gefinde jein 
fünftiges Fortlommen erſchwert wird, gebührt 
bemfelben ——— Genugthuung. $ 98. In 
wiefern eine Herrſchaft durch Handlungen bes 
Geſindes in oder außer ſeinem Dienſte verant» 
wortlid) werde, ift gehörigen Orts bejtimmt 
(Th. 1. Tit. 6. $ 60 sequ.) 
Aufhebung des Bertraged® durch den Tod.] 
8 99. Stirbt ein PDienftbote, fo können feine 
Erben Lohn und Kojtgeld nur fo weit fordern, 
als jelbiged nach Verhältniß der Zeit bis zum 
Krankenlager rüdftändig if. $ 100. Begräb- 
nißloften ift die Herrihaft für das Gefinde zu 
bezahlen in feinem Falle ſchuldig. $ 101. Stirbt 
das Haupt der ik jo find die Erben nicht 
en da3 Geſinde länger al bis zur nächſten 
gejetlichen Biehzeit SS 32, 33, 34 zu behalten, 
wenn aud) durch beſonderen Vertrag eine längere 
Dienftzeit feſtgeſetzt wäre. $ 102. Erfolgt je 
doch der Todesfall nad der Kündigungsfriit, jo 
muß Gefinde, welches bloß zu häuslichen Ver— 
richtungen beftimmt ift, den baaren Lohn doch 
ohne Koft oder Koftgeld für das nächſtfolgende 
Vierteljahr noch überdies, ftatt Entjchädigung für 
die verjpätete Kündigung, erhalten; Gefinde aber, 
bad zur — gebraucht wird, noch 
u das nächſtfolgende Jahr beibehalten werden, 
alls keine andere ———— Abkunft getroffen 
werden kann. 8 102. Sind Dienſtboten zur 
bejondern Bedienung einzelner Mitglieder der 
Yamilie angenommen, jo können bei dem Ab» 
iterben derjelben die Beftimmungen des vorjtchen- 
den Paragraph3 auch auf jie angewendet werden, 
104. Männliche Dienftboten behalten die ganze 
ewöhnliche Livree, mwenn fie der verjtorbenen 
derrichaft ſchon ein halbes yahr oder länger 
gedient haben. $ 105. Sind fie noch nicht fo 
lange in ihren Dienften gemwejen, jo müffen fie 
Rod, Weſte und Hut zurüdlafien. 8 106. War 
ber Bediente nur monatmweife gemiethet, jo er- 
hält er Lohn und Koftgeld, wenn die Herrſchaft 
vor dem 15. Monatstage ftirbt, auf den Taufen« 
den, ee aber auch auf den folgenden Monat. 
07. 57* Eoncurd über dad Vermögen 
o finden die Borichriften $ 101 
1 Der Tag des 
fineten Eoncurfe wird in dieſer Beziehung 
109. Wegen 
ändigen Gefindelohns bleibt e3 


Nach vorhergegangener Aufkündi ung.]8110. 

—* fann ber iethövertrag 
t einfeitig nicht aufgehoben 
werden. elcher Theil denfelben mu 


“or 


erö 


Ablauf der Dienftzeit nicht fortjegen will, mu 


innerhalb der gehörigen Friſt auffündigen. $ 112. 
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Die Auflündigungsfrijt wird bei ſtädtiſchem Ge- 
inde auf 6 Wochen und bei Landgeſinde auf 3 
onate vor dem Ablaufe der Dienftzeit ange» 
nommen, in fofern ein Anderes bei der Ver- 
miethung nicht ausdrücklich verabredet ift. Soll» 
ten indejjen andere Kündigungsfriften bei dem 
ländlichen Gefinde bisher noch üblich geweſen fein, 
fo mag es dabei für die nächſten 5 Jahre ($ 48) 
noch jein Bewenden behalten. H . Bei 
monatweije gemietheten Dienftboten findet die Auf- 
tündigung noch am 15. eines jeden Monats jtatt. 
8 114. Iſt feine Auftündigung erfolgt, jo wird 
der Vertrag als ſtillſchweigend verlängert an— 
ejehen. $ 115. Bei ſtädtiſchem Gefinde wird 
Bie Berlängerung auf ein Viertel- und bei Land- 
efinde auf ein ganzes Jahr gerechnet. $ 116. 
Bei monateweife gemiethetem Geſinde verjteht 
fih die Verlängerung immer nur auf einen 
Monat. 
(ge Auffündigung von Seiten der Herrichaft.] 
17. Ohne Auffündigung kann die Herrichaft 
ein Gefinde jofort entlaffen: 1) Wenn dafjelbe 
die Herrichaft oder deren Familie durch deren 
Thätlichkeiten, Schimpf- und Schmähmworte, oder 
ehrenrührige Nachreden beleidigt, oder durch bos— 
hafte —— Zwiſtigkeiten in der Familie 
anzurichten ſucht. $ 118. 2) Wenn es ſich be— 
harrlichen Ungehorſam und Widerſpenſtigkeit 
egen die Befehle der Herrſchaft zu Schulden 
ommen läßt.) $ 119. 3) Wenn es ſich den 
ur Aufficht über das gemeine Gejinde beitellten 
F ausoffigianten mit Thätlichkeiten, oder groben 
Schimpf- und Schmähreden, in ihrem Amte 
widerjett. $ 120. 4) Wenn e3 die Kinder der 
Herrihaft zum Böſen verleitet, oder verbächtigen 
Umgang mit ihnen pflegt. $ 121. 5) Wen 
es ſich des Diebftahl8 oder der Veruntreuung 
egen die Herrichaft jchuldig macht. $ 122. 6) 
enn es fein Nebengefinde zu dergleichen Laftern 
verleitet. $ 123. 7) Wenn e8 auf der Herr 
ſchaft Namen ohne deren Bormwiiien Geld oder 
Waaren auf Borg nimmt. $ 124. 8) Wenn 
e3 die noch nicht verdiente Livree ganz oder zum 
Theil verfauft oder verjegt. $ 125. 9) Wenn es 
wiederhofentlih ohne Vorwiſſen und Erlaubnif 
der Herrichaft über Nacht aus dem Hauje ge: 
blieben ift. $ 126. 10) Wenn es mit euer 
und Licht gegen vorbetgegengene Warnungen 
unvorfihtig umgeht. 5 27. 11) Wenn aud) 
ohne vorhergegangene Warnung aus dergleichen 
unvorfihtigem Betragen wirklich ſchon Teuer 
entftanden iſt. $ 1D8. 12) Wenn das Gefinde 
fi) durch Liederliche Aufführung anftedende oder 
etelhafte Krankheiten zugezogen hat. 129. 
13) Wenn das Gefinde ohne Erlaubniß der 


Herrſchaft feines Vergnügens wegen ausläuft, oder Auflündigung von Seiten ber Herrichaft 


ohne Noth über die erlaubte, oder zu dem Ge— 
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auf geichehene Vermahnung nicht abläßt. 8 131. 
15) Wenn dem Dienftboten diejenige Geſchicklich- 
feit gänzlich ermangelt, die er auf Befragen bei 
der ermiethung zu befigen ausdrücklich ange» 
geben hat. $ 132. 16) Wenn ein Dienftbote 
von der Obrigkeit auf längere Zeit ald 8 Tage 
gefänglich eingezogen wird. $ 133. 17) Wenn 
ein Gefinde weiblichen Gejchledht3 ſchwanger wird, 
in welchem Falle jedoch der Obrigkeit Anzeige 
geichehen und die wirkliche Entlaffung nicht eher, 
als bis von dieſer die gefegmäßigen Unftalten 
zur Verhütung alles Unglüds getroffen worden, 
erfolgen muß. $ 134. 18) Wenn die Herrſchaft 
von dem Gefinde bei der Annahme durch Bor- 
geigung falſcher Zeugnifje an worden. 
$ 135. 19) Wenn da3 Geftnde in feinem nädhit- 
vorhergehenden Dienfte fich eines ſolchen Be— 
tragens, weshalb dafjelbe nach $ 117—128 Hätte 
entlajjen werden können, jchuldig gemadt, und 
die vorige Herrichaft diejes in dem ausgejtellten 
Zeugnifje verfchiwiegen, auch das Gefinde jelbit 
es der neuen Herrichaft bei ber Annahme nicht 
offenherzig bekannt hat. 

Bon Seiten des Gefindes.] $ 136. Das 
Sejinde kann den Dienft ohne vorhergehende 
Auffündigung verlafjen: 1) Wenn es durch Miß- 
—— von der Herrſchaft in Gefahr des 
!ebend oder der: Gejundheit verſetzt worden. 
8137. 2) Wenn die Herrichaft daffelbe auch ohne 
jolhe Gefahr, jedoch mit ausjchweifender und 
ungewöhnlicher Härte behandelt hat. 138. 
3) Wenn die Herrichaft daffelbe zu Handlungen, 
welche wider Die Gejege oder wider die guten 
Sitten laufen, hat verleiten wollen. $ 139. 4) 
Wenn diejelbe das Gefinde vor dergleihen un« 
erlaubten Zumuthungen gegen Perjonen, die zur 
Familie gehören oder jonft im Haufe auß« und 
eingehen, nicht hat fchügen wollen. $ 140. 5) 
Wenn die Herrihaft dem Gefinde das Koftgeld 
gänzlich vorenthält, oder ihm ſelbſt die noth- 
dürjtige Koft veriveigert. F 141. 6) Wenn die 
Herrihuft auf eine Zeit, welde die laufende 
Dienftzeit überjteigt und in eine Entfernung, die 
mehr ald 6 Meilen beträgt, eine Reije vornimmt 
oder überhaupt in diefe Entfernung ihren bisher 
gewöhnlichen Wohnfig verlegt und es nicht über- 
nehmen will, den Dienftboten zum Wblaufe der 
Dienstzeit foftenfrei zurüd zu fjenden. Hat die 
Herrſchaft mehrere gleich; gewöhnliche Wohnfige, 
jo wird die Entfernung von 6 Meilen nad) dem« 
jenigen berechnet, den jie zulegt wirklich beivohnt 
—* $ 142. 7) Wenn der Dienſtbote durch 
were Krankheit zur Forſetzung des Dienftes 
— re — 

Unter der Zeit, doch nach vorhergegangener 

—J— 
vor» 


Bor Ablauf der Dienftzeit, aber doch na 


fhäfte erforderliche Zeit ausbleibt, oder jonjt den |hergegangener —— kann die Herrſchaft 


Dienſt muthwillig vernachläſſigt, und von allen 
dieſen Fehlern auf wiederholte Verwarnung nicht 
abſteht. $ 130. 14) Wenn der Dienſtbote dem 
Trunk oder Spiel ergeben ift, ober durd) Zänte- 
reien und Schlägereien mit feinem Nebengefinde 
den Hausfrieden ftört, und von ſolchem Betragen 


— S. ©. 240 unter Dienſtpflicht Gefeg vom 24. April 


einen Dienftboten entlaflen: 1) Wenn demfelben 
die nöthige Geſchicklichkeit zu dem nad) feiner Bes 
ftimmung ihm obliegenden Geſchäften ermangelt. 
144. 2) Wenn nad geſchloſſenem Mieths der⸗ 
trage die Vermögens » Umftände der Herrichaft 
dergeftalt in Abnahme gerathen, daß fie ſich ent» 
weder ganz ohne Gefinde behelfen , oder deſſen 
Zahl einihränten muß. 


Ir 
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Bon Seiten des Gefindes.] $ 145. Dienft- Gründen nad) vorhergegangener Auffündigung 


Pa fönnen vor Ablauf der Dienftzeit, jebo 


feinen Abſchied nimmt, jo finden die Vorſchriften 


— vorhergegangener Auffündigung, den Dienſt 134 und 155 Anwendung. $ 159. Erfolgt 
verlaffen: 1) Wenn die Herridaft den bedungenen aber der Austritt nur aus der $ 147 bejtimm- 


Lohn in den feitgefegten Terminen nicht richtig 
bezahlt. $ 146. 2) Wenn die Herrichaft das 


Geſinde einer öffentlichen Beſchimpfung eigen- | 


mädtig ausjegt. $ 147. 3) Wenn der Dienjt- 
bote durd; Heirath oder auf andere Art zur An— 
ftelung einer eigenen Wirthſchaft vortheilhafte 
Gelegenheit erhält, die er durch Ausdauerung 
der Mietbzeit verjäumen müßte $ 148. Im 
allen Fällen, wo der Miethövertrag innerhalb 
ber Dienftzeit, jedoch nur nad) vorhergegangener 
Auftündigung aufgehoben werden kann, muß 
dennod das laufende Vierteljahr und bei Monat- 
weije gemiethetem Gejinde der laufende Monat 
ausgehalten werden. $ 149. Wenn die Eltern 
der Dienjtboten, wegen einer erjt nad) der Ber- 
miethung vorgefallenen Veränderung ihrer Um— 


ten Urjache, jo muß der Dienftbote mit den Heinen 
Montirungstüden fi begnügen. 

[Rechtliche Solgen einer ohne Grund geſchehenen 
Entlafjung.] $ 160. Eine Herridaft, die aus 
andern als gejegmäßigen Urjadhen das Gefinde 
vor Ablauf der Dienftzeit entläßt, muß von der 
Dbrigfeit dafjelbe wieder anzunehmen und ben 
Dienitvertrag fortzufegen angehalten werben. 
5 161. Weigert fie fich deſſen beharrlich, jo muß 
ie dem Dienttboten Lohn und Livree auf die 
noch — Dienftzeit entrichten. $ 162. 
Auch für die Koft muß die Herridaft bis bahin 
forgen. 8 163. Kanm aber das Geſinde nod) 
vor Ablauf der Dienftzeit ein andermweites Unter- 


!ommen erhalten, jo erjtredt fich die Bergütungs- 


Verbindlichkeit der Herrihaft nur bis zu diejem 


ftände ihn im ihrer Wirthihaft nicht entbehren | Zeitpunfte; und meiter hinaus nur in jofern, als 


fönnen, oder der Dienftbote in eigenen Ungelegen- 
heiten eine weite Reife zu unternehmen genöthigt 
wird, jo kann er zwar ebenfalld feine Entlafjung 
fordern; er muß aber alsdann einen anderen 


das Geſinde ji in dem neuen Dienfte mit einem 
geringern Lohn hat begnügen müjjen. 8 164. 
Iſt die Herrichaft das entlajjene Gefinde wieder 
anzunehmen bereit, das Geſinde hingegen weigert 


tauglichen Dienftboten ftatt feiner ftellen, und ſich ſich, den Dienjt wieder anzutreten, jo kann le- 


mit demfelben wegen Lohn, Koft und Livree 
ohne Schaden der Herrſchaft abfinden, 
[Was alddann 7, Lohn, Koſt und Livree 
Rechtens ift.)] $ 150. In allen Fällen, wo die 
Herrichaft einen Dienftboten während der Dienft- 
zeit mit oder ohne Aufkündigung zu entlafjen 
berechtigt ift (8$ 117—135, 143, 144), fan der 
Dienjtbote Lohn und Koft oder SKojtgeld nur 
nad; Berhältniß ber Zeit fordern, wo er wirk— 
lich gedient hat. $ 151. Ein gleiches gilt von 
denjenigen Fällen, wo ber Dienjtbote zwar vor 
Ablauf der Dienftzeit, aber doch nad) vorher» 
gängiger Auflündigung den Dienit verlafjen kann 
88 145, 146, 147). S 152. Sn Fällen, wo der 
Dienftbote fofort und ohne Auftündigung den 
Dienjt zu verlaffe.ı berechtigt tt ($ 136—142), 
muß ihm Lohn und Koft auf das laufende Viertel- 
jahr, und, wenn er Monatweije gemiethet wor— 
den, auf den laufenden Monat vergütet werden. 
$ 153. Hat die Urſache zum geiegmäßigen Aus- 
tritte erft nad Ablauf der Auffündigungsfrift 
fi) ereignet, jo muß die Herrſchaft diefe Ver— 
ütung auch für das folgende Vierteljahr oder 
Mir den folgenden Monat leiften. $ 154. In 
der Negel behält der Dienjtbote die als einen 
Theil des Lohnes anzujehende Livree volljtändig, 
wenn er aus den ($$ 136—142) beftimmten Ur- 
—— den Dienſt verläßt. $ 155. Geſchieht der 


tere3 in der Kegel gar feine Vergütung fordern. 

165. Weiſt aber da3 Gejinde einen ſolchen 

rund feiner Weigerung nad), weswegen es jeines 
Orts den Dienft zu verlafjen berechtigt jein würde, 
jo gebührt demielben die $ 152 ff. beftimmte 
Vergütung. $ 166. Kam das Gefinde den 
vorigen Dienft wegen eines inzwiichen erhaltenen 
andermweitigen Unterlommens nicht wieder ans 
treten, jo Andet die Vorſchrift $ 163 Anwendung, 

[Berlafjung des Dienites.] $ 167. Gejinde, 
welches vor Ablauf der Dienjtzeit ohne geſetz— 
mäßige Urjache den Dienjt verläßt, muß durch 
Bwangsmittel zu deſſen Fortjegung angehalten 
werben, 168. Bill aber die Herrſchaft ein 
ſolches Gefinde nicht wieder annehmen, jo ift fie 
berechtigt, ein anderes an feine Stelle zu miethen 
und der ausgetretene Dienjtbote ift nicht allein 
ichuldig, die Dadurch verurjad)ten mehreren Koſten 
zu erjtatten, jondern verfällt überdies in eine 
Strafe, die nad) Mafgabe des Grades der Ber- 
ihuldung auf 6 bis 30 M, oder bei Unvermögen 
auf verhältnigmäßiges Gefängniß feitzufegen ift. 
$ 169. Das abziehende Gefinde ijt jchuldig, 
Alles, was ihm zum Gebraude in feinen Ge— 
ichäften, oder fonjt zu feiner Aufbewahrung an» 
vertraut worden, der Herrichajt richtig zurüd zu 
liefern. 8 170. Den daran durch feine Schuld 
entitanbenen Schaden muß es der Herrſchaft er« 


uötritt nur aus den $$ 143 und 144 enthal-[jehen (5 65—69). 


tenen Gründen, und hat der Bebiente noch fein 
halbes Jahr 
— 


[(Abſchied.) 8 171. Bei dem Abſchiede iſt die 


edient, ſo muß er Rock und Hut Herrſchaft dem Geſinde einen ſchriftlichen Abſchied, 
— 156. In den Fällen, wo das und ein der Wahrheit gemäßes Zeugniß über 


efinde nach SS 117—135, 143 u. 144 von der ſeine geleifteten Dienjte zu ertheilen jchuldig.!) 


Herrichaft entlaffen wird, kann legtere der Regel 
nach die ganze Livree zurüdbehalten. $ 157. 


172. Werden dem Gefinde in dieſem Abjchiede 


— zur Laſt gelegt, die ſein weiteres 
Doch gebühren dem Bedienten die Heinen] Fortkommen 


hindern würden, fo kann es auf 


Montirungsjtüde, wenn er ſchon ein halbes Jahr polizeiliche Unterfudhung antragen. $ 173. Wird 
gedient hat, und nur aus den $$ 143, 144 an- dabei die Beihuldigung unbegründet befunden, 
geführten Gründen entlaffen wird. $ 158. Wenn| —— — 

das Gefinde aus ben $$ 145 u. 146 angeführten! ı,&. Dienfibüder. 


554 
fo muß die Obrigkeit dem Gefinde den Abſchied 
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ben Vorſchriften der $S$ 3 bis 6 zumiberhanbeln, 


auf Kojten der Herrſchaft außfertigen laffen, und ingleichen diejenigen, welche zur ren De 
legterer fernere üble Nachreden bei namhafter | Dienftes anreigen, ober wider befjered Wiſſen 


Geldftrafe unterjagen. 174. 
die H * einem Geſinde, welches ſich grober 
Laſter und Veruntreuungen ſchuldig gemacht hat, 
das Gegentheil wider beſſeres Biffen bezeugt, 
fo muß fie für allen einem Dritten daraus ent- 
ftehenden Schaben haften. $ 175. Die folgende 
Herrſchaft fann fi alfo an ihr wegen des ber- 
felben durch -foldhe Laſter oder Beruntreuungen 
bes Dienftboten verurjadhten Nachtheils Halten. 

176. Auch ſoll eine ſolche Herrichaft mit einer 

eldftrafe von 3 bis 15 M zum Beſten der 
Armenkaſſe des Orts belegt werben. 


UI. Gejindeordnung für die Rheinpro— 
vinz v. 19. Aug. 1844?), 


[Begründung bed Dienftverhältnifjes.] — 1. 
Das Verhältniß zwilchen Herrichaft und Geſinde 
wird begründet durch einen Vertrag, in welchem 
ber eine Theil zur Reiftung häuslicher oder 
wirthſchaftlicher Dienfte, jedod nicht tageweije, 
ſondern auf einen beftimmten längeren, ununter- 
brochenen Zeitraum, ber andere Theil dagegen 
aber zur Zahlung eines beftimmten Lohnes id 
verpflichtet. — Solche Perfonen, welde nur ein- 
zelne, beftimmte Gejchäfte in ber Haushaltung 
übernehmen oder deren Dienftleiftungen eine be» 
jondere Borbildung erfordern, ftehen nicht in dem 
Verhältniſſe des Gefinbes. . In ber ehelichen 
Gejellihaft fommt es dem Manne zu, das zum 
Gebrauch der Familie nöthige Gefinde zu mie- 
then. Weibliche Dienftboten kann die Frau zwar 
annehmen, ohne .. dazu der ausdrüdlichen 
Einwilligung des Mannes bedarf; dodı Tann 
diejer, wenn ihm das angenommene Gefinde nicht 


Hat. hingegen 


einen untauglichen ob. untreuen Dienjtboten als 
braudbar oder zuverläjjig empfchlen, haben 
eine Bolizeiftrafe von 15 bi 30 M ober ver- 
hältnigmäßigem Gefängniffe und im NRüdfalle 
id die Ausichliefung vom Betriebe des 

äflergewerbes verwirtt. Außerdem Haften fie 
für den durch wiſſentlich verhehlte Fehler des 
Geſindes verurſachten Schaden. 

(Schließung des Mieths-Vertrages.) 88. Die 
Abſchließung des Miethö-VBertrages kann in allen 
Fällen aud) durch Zeugen bemwiejen werben. $ 9. 
Die Einhändigung und Annahme des Miethd- 

eldes gilt als Beweis des geſchloſſenen Vertrages. 
Die einjeitige Zurüdgabe des Miethögeldes Löjet 
den Bertrag nicht auf. F 10. Das Miethögeld 
wird, wenn nicht ein Anderes verabredet worden, 
auf den Lohn nicht abgerechnet. $ 11. Hat I 
ein Dienjtbote bei mehreren Herrſchaften zuglei 

vermiethet, jo gebührt derjenigen, mit welcher er 
den Mieth3-Vertrag zuerſt eingegangen ift, der 
—— Den anderen Herridaften muß ver 
Dienftbote Miethögeld, Mäflerlohn u. Schadens» 
erjag gewähren, beren Betrag die erftere Herr- 
ihaft von deſſen Lohn abzuziehen hat. gen 
Außerdem ift der Dienftbote, mwelder fih an 
mehrere Herrſchaften zugleich vermiethet hat, mit 
einer polizeilichen Geldbuße, welche dem einfachen 
Betrage des von ber zweiten unb folgenden 
Herrihaft erhaltenen Miethsgeldes gleichkommt, 
zu belegen, vorbehaltlich der jtrengeren Ahndung 
im alle eines dabei verübten jtrufbaren Betruges. 

(Antritt und Dauer, der Dienſtzeit.) 8 18. 
Die Zeit des Antritts, die Kündigungsfrift, ſowie 
die Dauer des Dienftes richtet ſich mach ber 


anjteht, die Entlafjung defjelben mit dem Ablauf] Ortögewohnheit, wenn nicht bei dem Miethö- 
der am Orte hergebradhten Dienftzeit, * Rück⸗Vertrag ausdrücklich ein Anderes beſtimmt iſt. 
ſicht auf die Dauer der vertragsmäßig feſtgeſetzten Doc Tann fein Mieths -Vertrag auf länger als 
Dienftzeit, jedoch nur nad; vorgängiger Auflün-|drei Jahre hinaus mit rechtöverbindlicher Kraft 
digung verfügen. 8. Wer fi) als Gefindelgeichlofien werden. Iſt die Dauer des Dienftes 
vermiethen will, muß über er: Perſon frei zu weder in bem Bertrage, nod) durch Ortsgewohn⸗ 
bejtimmen berechtigt fein. 4. Die Herrichaft,|heit beftimmt, ober find von ber verabredeten 
melde Geſinde miethet, muß ſich von defjen Be-|oder ortsüblichen längeren Dienftzeit drei Jahre 
fugniß, den Dienft einzugehen, überzeugen. F 5. verfloſſen, jo jteht es jedem Theile frei, nad 
Hat Jemand mit Berabfäumung dieſer Borfchrift|vorgängiger ortsübliher Kündigung von dem 
84 ein Gefinde angenommen, jo muß auf den|Bertrage wieder — Dienjt » Verträge, 
pruch besjenigen, welchem ein Recht über|twelde Eltern oder Bormünder für ihre Kinder 
die Perfon oder auf die Dienfte ded Ungenom-|oder Pflegebefohlenen abſchließen, können von 
menen zufteht, der Miethscontract als ungiltig |diefen nad Entlafjung aus der väterlichen Ge- 
fofort wieder aufgehoben werden. wait ober nad) Erg > Volljährigkeit aufgefün« 
— $ 6. Niemand darf mit Ge-|digt werden. 8 14. Ein in der ortsüblichen od, 
findemäflern ſich abgeben, der nicht dazu die Er- |verabrebeten Friſt nicht gelündigter Dienft-Ber- 
laubniß der Ortd-Polizeibehörde erhalten Hat.*)|trag iſt als ftillichweigend erneuert zu betrachten, 
— Ron biefer werden aud der Mäflerlohn und wenn nicht bie Fortdauer dejjelben an eine aus— 
die von den Mällern zu erjüllenden Obliegen- |brüdliche ————— gebunden worden iſt. 
heiten nach den beſonderen örtlichen Verhältniffen]$ 15. Weigert ſich die Herrſchaft, das Geſinde 
ein für allemal feitgejegt. $7. Gefinde-Mäkler, anzunehmen, ohne daß einer derjenigen Gründe, 
welche bei Bermittelung eines Mieths -Vertrages aus melden fie dafjelbe auch vor der Beit aus 
—— 3 dem jchon angetretenen Dienſt entlaflen barf 
rd nume für bie Rheinproving du In den Rreifen Meet und | (8, 30), vorliegt und ohne daß dad Gejinde bem 
Duisbur jest bie Staditreiie en und Duisburg und bie | Dienft anzutreten fich geweigert hat, fo verliert 
Landkreiſe Eſſen und Mülheim a. d. Ruhr), in melden bis 2 das Miethögeld und muß das Gefinde eben 
de re en u o ſchadlos Halten, wie in dem alle einer vor 
u) . jegt Gew.:Orbn. vom 21. Juni 1869, $ 35 Abſ. 3.!der Zeit ohne rechtlichen Grund geſchehenen Ent» 


* 
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laſſung aus dem Dienfte ($ 41). Die gerihtlihe] [Pflichten der Herrſchaft $ 24. Die Herr- 
Entihäbigungdflage findet jebodh in einem wieljchajt muß dem Gefinde die nöıhige Zeit zur 
in dem anderen Falle erft dann ftatt, wenn das Theilnahme am öffentlichen Gotteödienite —* 
Einſchreiten der gr eibehörde ohne Erfolg ge-|Tajfen. 5. Bieht ein Dienjtbote aus Ber- 
blieben ift. 16. Weigert fi) ohne rechtlichen el des Dienftes durch Berfchulden ber 
Grund das Gefinde, den Dienft anzutreten, ſo Herrſchaft ſich eine Krankheit zu, fo iſt die Herr- 
m. es dazu auf den Untrag der Herrſchaft von ſchaft verpflichtet, für die Eur und Verpflegung 

er Polizeibehörde unter Androhung einer Geld-|defjelben auch über die Dienftzeit hinaus zu jor« 
ftrafe von 3 bis 15 M ober verhältnißmäßigen|gen und darf vom Lohne diejerhalb nichts ab- 
Gefängnifjes aufgefordert werden. Dieje Strafe|ziehen. $ 26. Wird ein Dienftbote fonjt ohne 
wird, wern die Aufforderung erfolglos bleibt, eigenes Berjchulden im Dienfte frank, jo hat die 
von der Ortöpolizeibehörbe feitgefegt. Außerdem) Herrſchaft ihm eine unentgeltliche Verpflegung 
Bleibt das Gefinde zur Burüdgabe des Mieths- auf 4 Wochen od. bis zum Ende der Dienftzeit, 
en und für allen aus der Nichterfüllung des wenn dieſes früher eintritt, ohne Abzug am Lohn 

ertrages entftehenden Nachteil verhaftet. $ 17.|zu gewähren. Eurfoften muß jedoch der Dienft- 
Das Gefinde kann zum Antritt des Dienftes)bote aus eigenen Mitteln beftreiten. Sind an 
nicht gezivungen werben, wenn bie Verriheit im|dem Orte öffentliche Anftalten vorhanden, wo 
Iegtverflojjenen Jahre gegen ihr Gefinde fich| dergleichen Kranke aufgenommen werden, jo muß 
Handlungen erlaubt hat, wodurch dieſes nach $ 35| dad Gefinde es fich gefallen laſſen, wenn bie 
ur erlafjung des Dienftes ohne Auffündigung Herrſchaft — Unterbringung daſelbſt veran—⸗ 

rechtigt war; in dieſem Fall, ſowie auch dann, ſtaltet. $ 27. Der Herrichaft wird auf ihren 
wenn das Geſinde durch Zufall oder Berheirath-| Eid geglaubt, wenn die Frage entſteht, wie viel 
ung ben Dienjt anzutreten verhindert wird, muß|L2ohn ausbedungen worden, ob ber Lohn bes 
die Herrſchaft fi mit Zurüdgabe des Mieth2-|abgelaufenen Jahres gezahlt ſei, und wie viel 


gelbes —— 
[Pflichten des. Geſindes im Dienfte.!)] $ 18. 
Das Geſinde muß ſich allen feiner Leibesbeſchaffen⸗ 


eit u. feinen Kräften angemefjenen hauswirth-|T od. 


chaftlichen Verrichtungen nad Unordnung ber 
extſchaft unterziehen, — Auch Dienſtboten, 
welche nur zu gewiſſen Arbeiten oder Dienſten 


angenommen find, müffen dennoch auf Berlangen|Herrihaft nicht zur La 


für das laufende Jahr auf Abſchlag gezaplt 
worden? 

[Aufhebung des Vertrages.) I. Durd den 
8 28. GStirbt ein Dienftbote, jo können 
feine Erben Lohn u. Kojtgeld nur joweit fordern, 
als folche I die Zeit bis zum Sranfenlager 
rüdftändig find. Die FE Al fallen der 


8 29. Gtirbt das 


der Herrſchafi andere Verrichtungen mit über-| Haupt der Familie oder dasjeni e Mitglied ber» 


nehmen, wenn das andere dazu beftellte Geſinde 
ar: Krankheit od. ſonſt daran verhindert wird. 
19. Das Gefinde ift ohne Erlaubniß ber 
haft nicht berechtigt, fich in den ihm auf- 
etragenen Geſchäften durch Undere vertreten zu 
fallen Hat es ſich durch eine ihm als untaug- 
lic od. als verdächtig befannte Perſon vertreten 
Lafjen, fo muß e3 für den der Herrſchaft dadurch 
verurfachten Schaden * 820. Das Geſinde 
at ſich der häuslichen Ordnung, wie ſie von der 
errichaft beſtimmt wird, zu unterwerfen. Es 
ilt fchuldig, feine Dienfte treu, fleißig und auf- 
mertſam zu verrichten und die Befehle und Ber- 
weije der Herrſchaft mit Ehrerbietung und Be- 
fcheidenheit anzunehmen. $ 21. Das Gefinde 
muß der Herrſchaft den durch Vorſatz od. grobes 
Berjehen zugefügten Schaden erjegen. Für den 
durch geringes Verſehen zugefügten Schaden 
haftet das Geſinde nur dann, wenn es gegen den 
ausdrücklichen Befehl der Herrſchaft handelt 
oder ſich zu folhen Geſchäſten vermiethet Hat, 
bie einen vorzüglichen Grad von Geſchidlichleit 


jelben, zu deſſen bejonderer Bedienung das Ye 
jinde gemiethet worden, jo braucht dieſes nicht 
länger als bis zur nächſten ortSüblichen act 
beibehalten zu werben; dod) ift ihm die Entlafjung 
mindeftens acht Tage vor der Ziehzeit anzukün— 
digen. $ 30. Erlolgt diefe Ankündigung nad 
der Kündigungsfrift, jo muß dem Gefinde der 
baare Lohn für dad nächſtfolgende Vierteljahr 
jtatt Entſchädigung für die verjpätete Kündigung 
ewährt werden. Monatsweiſe gemiethetes Ge— 
Ande erkält in einem jolden Yale, wenn der 
Zod vor dem 15. Monatdtage ſich ereignet, Lohn 
v. Koft nur auf den laufenden, jonjt aber aud 
auf den folgenden Monat. 8 31. Der Tag der 
Eoncurs- Eröffnung über dad Vermögen ber Herr» 
ſchaft ift in Beziehung auf den Dienjtvertrag dem 
Todestage gleih zu achten. II. Ohne Auf- 
fündigung von Seiten ber Herrjdaft. 
$ 32. Ohne Aufltündigung kann die Herrichaft 
da3 Gefinde jofort entlajjen, wegen Untreue, hart» 
nädigen Ungehorſams oder durch eigene ulb 
veranlaßter Unfähigkeit, wegen Unfittlichkeisen, 


oder Aujmerkjamteit erfordern. $ 22. Das Ge-|durd welche die Ruhe od. Sicherheit des Hauſes 
Br ift ſchuldig, aud außer dem Dienfte das] geftört wird, u. überhaupt un folder Hand⸗ 

efte der Herrichaft Au befördern und Schaden|Tmigen, welche, wie bie angeführten, mit bem 
und Nachtheil, foviel in jeinen Kräften ſteht, nach der Natur des Dienftverhältnifies in das 
von derfelben abzuwenden. $ 23. Die ihm zum|Gefinde zu jegende Vertrauen und mit einer ge- 
Ausgehen in eigenen Ungelegenheiten won ber|regelten Hausordnungunvereinbar find. IIL Ohne 
— aft geſtatiete Zeit darf das Geſinde nit | Auftündigung von Seiten des Geſindes. 
33. Das Gelinde lann den Dienft ohne vor» 
erige Auffündigung verlajien: a. wenn es von 
der Herrſchaft jehr hart behandelt wird, b. wenn 
es häufig ungeeignete Betöftigung erhält, c. wenn 


en. 


. ©. 240 unter Dienftpf 


6 Gefet, bet. fend Wer: 
Iegung ber Dienfipflihten bes 


lit 
nbes ıc., d. 24. April 1854. 
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ihm Unfittliche zugemuthet wirb, d. wenn e3 
durh ſchwere Erkranlung zur Fortjegung des 
Dienſtes unvermögend ift, jowie überhaupt wegen 
folder Handlungen der Herrſchaft, melde, wie 
die angeführten, mit den von Seiten des Gefin- 
ded an die Herrichaft nach der Natur des Dienit- 


Gefindeordnungen, 


jelben Lohn u. Koft für die Dauer der Kündig- 
ungsfrift geben. 

Rechtliche Folgen einer ohne Grund geichehe- 
nen Entlafjung] $ 41. Wenn die Herrihaft aus 
anderen als gejegmäßigen Urfachen das Gefinbe 
vor Ablauf der Dienftzeit entläßt, fo muß dieſes 


verhäftnified zu macenden Anforderungen unver-|fich wegen der Wiederaufnahme an die Polizei- 
einbar find. VI Bor der Zeit, jedoch nach behörde wenden, melde die Herrichaft zur Fort» 


vorgängiger Kündigung. $ 34. Bor Ab- 


lauf der Dienstzeit, jedoch nur nad vorherge-| Bleibt dieje Aufforderun 
angener Auftündigung, fann die Herrichaft den Herrſchaft dem Gefinde 
& a. wenn demjelben dielDauer der Kündigungsfrijt geben. 


ienjtboten entlafjen: 
nöthige Gejchidlichkeit zu den übernommenen Ger 


ſchäften erg b. wenn nach geſchloſſenem Mieth3-|lafjung des Dienjtes. 
ie Bermögensumjtände der Herrichaft|vor Ablauf der Dienitzeit ohne gejegmäßige Ur» 


Bertrage 


jetung des Dienft-Bertrages aufzufordern Hat. 
fruchtlos, jo muß bie 
ohn und Roft für bie 


Rechtliche Folgen einer unrechtmäßigen Ver— 
Gefinde, welches 


dergejtalt in Abnahme gerathen, daß diejelbe fich|fache den Dienft verläßt, muß von der Polizei- 
entweder ganz ohne Gejinde behelfen oder body) behörde auf Verlangen der Herrſchaft durch Zwangs- 


deſſen Zahl einschränken muß. N 35. Dienjtboten 
bürfen vor Ablauf der Dienitzeit, 

nad vorhergegangener Auffündigung den Dienft 
verlaſſen: a. wenn die Herrichaft den bedungenen 
Lohn in den feitgefegten Terminen nicht richtig 
zahlt; b. wenn die Herrichaft das Gefinde einer 
öffentlichen Beſchimpfung ausſetzt; c. wenn ber 
Dienjtbote durch Heirath oder auf andere Art 
zur Anjtell'ing einer eigenen Wirthichaft vortheil- 
hafte Gelegenheit erhält, welche durch Aushalt- 


ung der Dienftzeit verjäumt werden würde; Werden dem Gefinde in dieſem 


d. wenn der Dienftbote, deſſen Bruder zum Mi— 
litärdienſte eingeftellt wird, nad) dem Zeugniſſe 
der Kreisbehörde zur Ernährung u. Unterjtügung 
feiner Familie erforberlid) ift; e. wenn das Haupt 
der Familie oder dasjenige Mitglied derjelben, 
für defjen bejondere Bedienung das Gefinde ge 
miethet worden ift, ftirbt. $ 36. In allen Fällen, 
wo der Mieth3-Vertrag innerhalb der Dienitzeit, 


mittel zur Fortjegung defjelben angehalten wer— 


jedoch nur|den, wenn die Herrichaft es nicht vorzieht, ſich 


mit dem Echadensderjag zu begnügen. Das Ge- 
finde hat im legteren Falle nicht nur dieſen 
Schadenserfag zu leiften, jondern iſt auch mit 
einer Rolizeijtrafe von 3—15 M zu belegen. 
—— —— $ 43. Die Herrſchaft 
iſt mens, dem Gejinde bei deſſen Abzuge 
ein der Wahrheit gemäßes Beugniß über die von 
demjelben geleifteten Dienfte auszuftellen. $ 44. 
Is Be 
ihuldigungen zur Laft gelegt, die jein weiteres 
Fortlommen hindern würden, fo kann bafjelbe 
auf polizeiliche Unterfuhung antragen. $ 45. 
Wird bei diefer Unterfudung die Beichuldigung 
unbegründet gefunden, fo muß die Polizeibehörde 
dem Gefinde ein Zeugniß auf Koften der Herr- 
ſchaft ausfertigen lafien. $ 46. Hat hingegen 
die Herrſchaft einem Gefinde, welches fi) grober 


jedody nur nad —— Auffündigung Laſter und Veruntreuungen ſchuldig gemächt hat, 


aufgehoben werden darf, muß dennoch das lau- 
fende Vierteljahr u. bei monatäweije gemiethetem 


das Gegentheil wider befjeres Willen bezeugt, fo 
muß fie für allen einem Dritten daraus entite- 


Gefinde der laufende Monat ausgehalten werden. |henden Schaden nad) den allgemeinen gejeglichen 


$ 57. Wenn die Eltern des Dienjtboten wegen 
einer erft nad) der DBermiethung vorgefallenen 
Veränderung ihrer Umſtände denfelben in ihrer 
Wirthſchaft nidyt entbehren können oder der 
Dienjtbote in eigenen Angelegenheiten eine weite 
Reife zu unternehmen genöthigt wird, fo fann er 
zwar ebenjalld jeine Entlajjung fordern, er 
muß aber alddann einen anderen tauglichen 
Dienftboten ftatt feiner ftellen und fi) mit dem— 
felben wegen Koft und Lohn ohne Schaden der 
Herrſchaft abfinden. 


(Was bei Aufhebung des Mieths-Bertrages|$ 48. Mit Ausnahme der 


Srundjägen haften u. verfällt in eine Gelbdjtrafe 
von 3—15 M. 
lCompetenz⸗Beſtimmungen.) $ 47. Soweit 
e3 nur darauf ankommt, die Erfüllung gegen- 
jeitiger Berbindlichfeiten während des bejtehenden 
Dienftes, ferner die Annahme oder den Antritt, 
das Behalten oder Bleiben, den Abzug ober die 
Entlafjung des Gefindes, endlich die Ertpeiung 
eines Abſchieds-Zeugniſſes von Seiten der Herr— 
ſchaft zu bewirken, enticheidet die Polizeibehörde 
und ſetzt ihre Enticheidung fofort in Bo zug. 
treitigfeiten über die 


vor Eudigung der Miethszeit an Lohn und Koft|Beichaffenheit des Entlafjungs-Zeugniffes findet 


zu gewähren ift.] $ 38. 


In allen Fällen, wo zwar gegen die Entſcheidung der Polizeibehörde 


die Herrichaft einen Dienftboten während ber|die Berufung auf den Rechtsweg ftatt; bis zur 


Dienjtzeit mit oder ohne Auflündigung zu ent- Beendigung deijelben behält es jedo 


bei ben 


laſſen berechtigt iſt, kann der Dienftbote Lohn u.) polizeilichen een fein Bewenden. $ 49. 


Koft oder Kojtgeld nur nad) Verhältniß der Zeit Ueber Anſprüche nad) 


KR während welcher er wirklich — hat. 


39. Ein Gleiches gilt von denjen 


kündigung den Dienſt verlaſſen darf. $ 40. Sn 
den übrigen Fällen, in denen ber Dienſtbote 
fofort und ohne Aufkündi ung ben Dienit zu 
verlafjen berechtigt ift, muß die Herrichaft dem- 


gen Fällen, 
denen der Dienjtbote wegen eimer ihm zuge- den zur Feſtſetzung ber in biefer 
ftoßenen Krankheit oder nad) vorgängiger Auf 


ufhebung de3 Vertrages 
at die Yolizeibehörde niemals zu entſcheiden. 

50. In Anfehung der Eompetenz ber Behör- 
rdnung an⸗ 
gedrohten Strafen verbleibt es bei den in den 
verſchiedenen Landestheilen beſtehenden allgemei« 


1) Wegen Führung ber Gefindedienſtbücher ſ. Dienſt⸗ 
büder. 
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meinen Beftimmungen über die Competenz in;®Dienftheren zu erkennen, 8 302. Wer einem 
Strafſachen, doch follen die in den $$ 12 u. 42/Dienjtboten oder Gejellen, der grobe Pilichtwi- 
beittimmten Strafen auch im Bezirke des Uppel- |drigkeiten begangen, das Gegentheil wider beſſeres 
lationsgerichtshofes zu Köln von den Polizeiver-Wiſſen bezeugt, verfällt in Geldbuße bis zu 30 M. 
waltungsbehörden feſtgeſetzt werben. Bezüglich Kurheſſens enthielt außer der Ber- 
II. Gejindeorduung für Neuvorpom- Ordnung, dad Gefindewefen in dem Großherzog. 
mern und das Fürſtenthum Rügen thum Fulda betreffend, vom 28, Dec. 1816 ber 
v. 11, April 1845, a —— ——— ar eln F 
Dieſelbe ſtimmt im Weſentlichen und größten⸗Sierheitspolizen wegen ber erwerbs-Hoder heile 
theils wörtlich mit der unter I. abgedruckten Ge— —— —* —— * 3 Nov. 1828 
ſindeordnung v. 8. Nov. 1810 überein.] selne Beſtimmungen über bie orausfeßungen 
, der Annahme fremden Gefindes. Dieſe Berord- 
IV. In den neuen Provinzen nung ift indeffen durch $ 74 Nr. 4 des Geſehes 
it das —— für die einzelnen Beltand*|v. 8. März 1871 (f. ©. 79) aufgehoben 
theile derjelben beſonders geregelt und fünnen gehnpe j. Gefinde-Ordrungen, 
deßhalb diefe verſchiedenen Gefindeordnungen hier| Gejinde-VBermiether. Der Gewerbebetrieb 
nicht abgedrudt werden. — So gelten in derjeines jolchen ift frei, kann aber demjenigen unter- 
Provinz Hannover die Dienftboten-Ordnungen|fagt werden, welcher wegen bejtimmter Verbrechen 
a. für den Landdrofteibezirt Dsnabrüd vom|oder Vergehen beftraft worden ift; ſ. Gewerbe— 
28. April 1838; b. für die Herzogthümer Bre-JOrduung $ 35 Abi. 3. 
men und Verden vom 12. April 1844; c, a Getränke, geiftige, find vom An- und Ber- 
bie Landdrofieibezirfe Hannover, Hildesheim, Lü⸗ſkauf im —— ausgeſchloſſen; Gewerbe 
neburg u. den Harzbezirk vom 15. Aug. 1844;)10rdnung 866 Nr. 1. Der Verkauf verfälſchter 
d. für das Land Hadeln vom 12. Oct. 1853; ſoder verdorbener iſt ſtrafbar; Strafgeſetzbuch 
e, für Oſtfriesland und das Harlingerland vom|$ 367 Nr. 7. ©. auch Schenkwirthſchäft. 
10. Juli 1859. — Hinfihtli der polizeilihen| Gewerbeabgaben, ſ. gewerbl. Abgaben. 
Beitrafung der Contraventionen beim Dienjtboten-] Gemwerbeberecdhtigungen, ſ. gewerbliche 
Verhältnifje j. das Baltueihzaigeien vom|Berehtigungen. 
25. Mai 1847: g 93. Wer einen in fremden] Gewerbebetrieb. I. Die Reichd-Gemwerbe- 
Dienfte ftehenden Dienftboten, Handwerksgeſellen Ordnung vom 21. Juni 1869 enthält in ben 
oder Gehilfen zur Aufgabe des Dienftes und[ss 1—13 die allgemeinen Grundjäge über 
Annahme eined anderen verleitet ober zu ver-|den Gewerbebetrieb: Freiheit des Gewerbe» 
leiten jucht, verwirft Geldbuße bis zu 15 M.*)Ibetriebed ($ 1); Aufhebung des Unterfchiedes 
$ 294. Gleicher Buße verfällt, wer einen aus⸗zwiſchen Stabt und Land ($ 2); Geftattung des 
ländiichen Dienjtboten ohne Anzeige bei berjgleiihzeitigen Betriebe verfchtiedener Gemerbe 
Obrigkeit annimmt. 295. Deögleichen wer|($ 3); Aufhebung der Ausſchließungsrechte der 
da, mo fogenannte Dienſtbücher (Gefindebücher)| Bünfte und faufmänniichen Corporationen ($ 4); 
geführt werden, einen Dienftboten ohne Dienft-| Vorbehalt der Beſchränkungen der Zoll-, Steuer- 


buch, ferner: wer einen Handmwerlögejellen ohne 
Wanderbuch?) oder fonjt zuläffige Ausweiſe an- 


nimmt. $& 296. Desgleiden wer einen Dienft- 
boten nimmt, wiffend, daß dieſer ſich jchon bei 
einem Anderen vermiethet habe. er 


Dienftbote, welcher ſich bei mehreren zugleid 
vermiethet, verwirkt Geldbuße bis zu 15 M ob. 
verhältnigmäßiges Gefängniß. $ 298. Der 
Dienftbote u. Handwertögejell, welcher die Pflichten 
der Treue, ber Ehrerbietung od. ded Gehorjams 
gegen bie Dienſtherrſchaft oder die, welde in 
ihrem Namen handeln, verlegt, oder jih un— 
züchtig oder font unfittlih, ungebührlid oder 
Enileibig verhält, ift, fofern die Handlung nicht 
unter andere Strafgejege fällt, mit Gefängniß 
bis zu acht Tagen oder mit Geldbuße bis zu 
830 M, in feichteren Fällen mit Verweis zu be- 
ſtrafen. $ 300. Der Dienitbote, weldjer ohne 
rechtögenügenden Grund den Dienjt nicht antritt 
oder verläßt, verwirft Gefängniß bis zu ‚acht 
Tagen oder Geldbuße bis zu 30 M. — Gleiches 
ilt von Handwerksgeſellen. $ 301. Die Stra- 


und Poftgejege ($ 5); von dem Geltungsbereiche 
der Gewerbeordnung ausgeſchloſſener Erwerbs— 
betrieb ($ 6); Aufhebung ausichließlicher Gewerbe» 
beredhtigungen ($ 7); Ablöjung von Bwangs- 
und Bannrechten ($ 8); Entſcheidung der Streis 
tigteiten darüber, ob eine Berechtigung zu den 
aufgehobenen ober ablösbaren gehöre $ 9); 
ausichließliche Gewerbeberechtigungen u. |. mw. 
fönnen fortan nicht mehr erworben, Realberech— 
tigungen nicht mehr begründet werben ($ 10); 
Gewerbebetrieb ber Frauen ($ 11); der juriſtiſchen 
Perfonen und Beichränktungen in Betreff des 
Gemwerbebetriebe8 von Soldaten oder Beamten 
($ 12); Beziehung des Bürgerrechts zum Ge 
merbebetriebe ($ 13). II. Sodann unterſcheidet 
die Gewerbeordnung zwifhen ftehendem Ge- 
werbebetriebe und dem Gewerbebetriebe 
im Umherziehen. 


1) Stehender Gewerbebetrieb. 


Bon dem Anfange ($$ 14—54) eines ſolchen muß 
der nad) den Landesgeſetzen zufjtändigen Ortöbe- 


en, in diefem Abjchnitte gegen Dienftboten und|hörde Anzeige gemacht werden ($$ 14,15). Außer 


Gefellen angedroht, find nur auf Antrag des 


diefem allgemeinen Erfordernii des Beginnend 
eines jeden jtehenden Gewerbebetriebes find für be» 


') ©, begüglic der Handwerkögefellen und gewerblichen Ges ſondere Arten defjelben bejondere Beftimmungen 


bilfen Gew. 
?) Seit; Erſcheinen des Paßgeſetzes vom 12. Oct. 1867 
werden Wanderblicher nicht mebr ausgefertigt. 


vdn. $$ 152, 158. 


offen, indem A. für bejtimmte 


* —— 
nlagen bejondere Genehmigung in 


em geſetz⸗ 
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ich feitgeftellten Verfahren erfordert wird (88 16 
bis 28); B. befondere Gewerbetreibende eine be- 
fondere Genehmigung zu erwirfen haben ($$ 29 
bis 34); C.foldyen Gewerbetreibenden, welche an 
fi einer gewerblichen Concejjion nicht bedürfen, 
unter ben gejeplichen Borausjegungen der Ges 
werbebetrieb unterjagt werden Tann ($$ 35, 88); 
D. die bejondere Glaubwürdigkeit einzelner Ge— 
mwerbetreibenden, im alle deren Beeidigung und, 
Anftellung anerlannt iſt ($ 36); E. die ben 
Öffentlichen Verkehr vermittelnden Gewerbebetriebe 
polizeilicher Regelung unterworfen find ($ 37); 
F. den Landesgeſetzen bie Einrichtung von Kehr- 
bezirfen gejtattet it ($ 39); G. das Verfahren 
für —— der Genehmigung zum Gewerbe— 
betriebe oder der Unterjagung des Betriebes der 
unter C. und D. erwähnten Gewerbe geregelt 
ift ($ 40). — In den $$ 41—54 ber Gewerbe» 
ordnung find die näheren Vorſchriften über den 
Umfang, Ausübung und Berluft der Ge- 
werb3befugnijfe enthalten: Befugniß zum 
Halten von Gejellen und Lehrlingen ($ 41); 

etreibung des Gewerbes am Orte der gemwerb- 
lichen Niederlajjung und außerhalb Deffelben 
($ 42); gewerbsmäßige Verbreitung von Drud- 
Ichriften ($ 43); Auftaufen von Waaren und 
Auffuchen von Waaren-Beftellungen Seitend der 


Raufleute, Fabrikanten zc. ($ 44); Ausübung der |fertigten Waaren findet nicht ftatt. 


Gewerbegerichte — Gewerbeordnung. 


1806 u. die Decrete v. 11. Juni 1809, 3. Aug. 
1810 und 17. Dec. 1811 bezw. die Berorbnung 
vom 7. Aug. 1846, für den übrigen Theil ber 
(damaligen) preußifchen Monarchie durch die Ber» 
ordnung vom 9. Febr. 1849 geordnet. — Aud 
dad Gerichtöverfafjungdgejeg vom 27. Jan. 1877 
($ 14 Nr. 4) läßt die Gemwerbegerichte ald bes 
jondere Gerichte bejtehen. 


Gewerbeordnung für das deutſche Reich 
vom 21. Juni 1868.9 


Titel I 
Allgemeine Beftimmungen. 


8 1 Der Betrieb eines Gewerbes ift Jeder⸗ 
mann geftattet, ſoweit nicht durch dieſes Geſetz 
Ausnahmen oder Beſchränkungen vorgeſchrieben 
oder zugelaffen find. — Wer gegenwärtig zum 
Betriebe eines Gewerbes berechtigt ift, fann von 
demjelben nicht deshalb ausgeſchloſſen werden, 
weil er den Erforderniffen dieſes Geſetzes nicht 
genügt. & 2. Die Unterjheidung zwiſchen Stadt 
und Land in Bezug auf den Gewerbebetrieb und 
die Ausdehnung dejjelben hört auf. $ 3. Der 
gleichgeitige Betrieb verjchiebener Gewerbe, jowie 

eſſelben Gewerbes in mehreren Betriebd- oder 
Eine Beihränkung 
elbſtver⸗ 


Berlaufsftätten ift im 
4. Den 


der Handmwerfer auf den Berfauf ber 


Befugniſſe zum ftehenden Gewerbebetriebe durd) | Zünften und kaufmänniſchen Corporationen fteht 


Stellvertreter ($$ 45, 47); Tortjegung des Ge- 
werbe3 für Rechnung der Wittwe oder minder- 
jähriger Erben ($ 46); Uebertragung von Neal- 
berechtigungen ($ 47); Beltimmung einer Frift 
für die Ausübung einer gewerblichen Genehmig- 
ung ($ 49); Unterjagung der ferneren Benugung 
einer gewerblichen Anlage wegen überwiegender 
Nachtheile und Gefahren für dad Gemeinwohl 
$$ 51, 52); Vorausſetzungen und Verfahren bei 

rüdnahme von gemwerbliden Approbationen 
und Genehmigungen ($$ 53, 54). . 


2) Gewerbebetrieb im Umherziehen 
(88 55—68). 


A. Erforderniß eines Legitimationsicheines 
($ 55); B. vom An⸗- umb Verkauf im Umher- 
ziehen ausgeichloffene Gegenftände ($$ 56, 63); 
C. Borausjegungen der Verſagung eined Legiti- 
mationsſcheines ($ 57); D. zur Ertheilung des 
Legitimationsſcheines zuftändige Behörden ($ 58) ; 
E. Gewerbebetrieb derjenigen, welde auf den 
Straßen ze. öffentlich Muſik aufführen, Schau- 
ftellungen, theatralifche Vorſtellungen oder fonftige 
Luſtbarkeiten öffentlich darbieten wollen ($ 59); 
F. Form, Giltigfeit und Inhalt des Legitimations- 
jheind ($ 60); G. Verpflichtung zur Mitführung 
und Borzeigung des Legitimationsſcheins ($ 61); 
H. Ausſchließung der Gtellvertreter von dem 
Gewerbe im Umbherziehen, Borausjegung der 
Mitführung von Begleitern, Unftatthaftigkeit der 
Mitführurg von Kindern unter 14 Jahren ($ 62). 
III. die wegen Berlegung dieſer den Gemwerbe- 
betrieb betreffenden Vorſchriften verwirften Strafen 
j. Gewerbeordnung $$ 143 ff. 

Gewerbegeridjte. Die Competenz und Dr- 
ganifation derjelben ift für die Rheinprovinz 
durh das (franzöfiiche) Gefeg vom 18. März 


ein Hecht, Andere von dem Betriebe eines Ge- 
werbes auszufchließen, nicht zu. 5. In den 
Beſchränkungen des Betriebes einzelner Gewerbe, 
welde auf den Boll-*), Steuer-?) und Poſt⸗ 
gejegen*) beruhen, wirb durch das gegenwärtige 
Gejeg nicht? geändert. $ 6. Das gegenwärtige 
Gejeg findet Feine Anwendung auf dad Berg- 
weſen a ber Bejtimmungen der $$ 152, 
153 und 154)°), die Yiicherei®), die Ausübung 
der Heilfunde (vorbehaltlih der Beitimmungen 
in den $$ 29, 30, 53, 80 und 144), die Erridjt« 
ung und Berlegung von Wpothelen und den 
Berfauf von Urzneimitteln (vorbehaltlich der 
Beitimmung im $ 80), das Unterrichtöwefen, 
die advocatoriihe und Notariatd- Prayis, den 
Gewerbebetrieb der Auswanderungsd-Unterncehmer 
und Auswanderungs-Agenten, der Berficherungs«- 
Unternehmer undderEijenbahn-Unternehmungen”), 
den Bertrieb von Lotterieloojen®), die Bejugniß 
zum Halten Öffentlicher Fähren und die Rechts— 
verhältniffe der Schiffsmannſchaften aufden See» 
ſchiffen.) — Eine Verordnung des Bundes 
Präſidiums wird beftimmen, melde Apothefer- 


’) Zur Yusführung der Gewerbeordnung erſchienen die Mi- 
nifterialanmweifungen vom 4. Eept. 1869 und vom 24. Nov. 
1864, melde ee bejonbers ben Tit. 3 der Gewerbeordnung 
betrifft. Dieſelben finden ſich in ben Noten zu dem betreffen: 
den $$ der Gewerbeorbnuung, bezw. hinter denfelben abgedrudt, 

2) ©, Bereins gligeit bom 1. Juli 1869 $ 124. 

3) ©. befonders bie gefeglichen Beftimmungen fiber ben 
Betrieb der einer indirecten Steuer unterivorfenen Gewerbe 
der Brauerei, Branntweinbrennerei, Zuderfabrifaticn u. des 
N) Beleg über daS Poftweſen des deutſchen Reid 

€ oftwefen en Reiches v. 28 
Dct. 1m und bazı bie Poſtordnung vom 18. Dec. 1874 
5) Allgemeines Derggejeg vom 24. Juni 1865. 
9 ©. unter Fijhereipolizei. 
©. Gejey vom 3. Nov. 1838, 
S. auch <tr.:@.:B. $ 286 und unter Lotterie 
©. die Seemannsorbnung vom 27. Dec. 1872. 
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mwaaren dem freien Verkehr zu überlaffen jind.t) 
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ob eine Berechtigung zu den durch die 8837 u.8 


7. Bom 1. Januar 1873 ab find, joweit die/aufgehobenen oder für ablösbar erklärten gehört, 


nbesgejete jolches nicht 
gehoben: 1) die noch beitehenden — 
Gewerbeberechtigungen, d. h. die mit dem Ge— 
werbebetriebe verbundenen Berechtigungen, Un- 
deren den Betrieb eines Gewerbes, jei ed im 
Allgemeinen oder hinfichtli der Benutzung eines 
ewiſſen Betriebsmateriald, zu unterjagen ober 
te darin zu befchränten; 2) die mit ben aus: 
fchließlichen Gewerbeberechtigungen verbiumbenen 
Zwangs⸗ und Bannrechte, mit Ausnahme ber 
Abdedereiberechtigungen®); 3) alle Bwangs- und 
Bannrechte, deren Aufhebung nad dem Inhalte 
der Verleihungsurkunde ohne Entihädigung zur 
läſſig ift; 4) Token die Aufhebung nicht ſchon 
infolge dieſer Beftimmungen eintritt, ober ſofern 
fie nicht auf einem Bertrage zwiſchen Berechtigten 
und Berpflichteten beruhen: a. dad mit dem Be- 
fige einer Mühle, einer Brennerei oder Brenn- 
erechtigleit, einer Brauerei oder Braugeredhtig- 
eit oder einer Schankſtätte verbundene Recht, 
die Conſumenten zu zwingen, daß fie bei den 
Berechtigten ihren Bedarf mahlen oder jchroten 
lafjen, oder das Getränt ausſchließlich von den» 
felben beziehen (dev Mahlzwang, der Brannt- 
weinzwang oder der Brauzwang); b. das ftäbtijchen 
Bädern oder Fleiſchern zuftehende Recht, die Ein- 
wohner der Stadt, der Vorſtädte ober der joge- 
nannten Bannmeile zu zwingen, daß fie ihren 
Bedarf an Gebäd oder Fleiſch ganz oder theil- 
weife von jenen ausjchlieglich entnehmen; 5) die 
Berechtigungen, onceijionen zu gewerblichen 
Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu 
erteilen, die dem Fiſcus, Corporationen, In—⸗ 
ftituten oder einzelnen Berechtigten zuitehen; 
6) vorbehaltlich der an den Staat und die Ge- 
meinde zu entrichtenden Gewerbeſteuern, alle Ab⸗ 
gaben, welche für den Betrieb eined Gewerbes 
entrichtet werden, ſowie die —— der⸗ 
gleihen Abgaben aufzuerlegen. — Ob und in 
welcher Weije den Bered tigten für die vorftehend 
aufgehobenen ausſchließlichen Gewerbeberechtig- 
ungen, Bwangs- und Bannrechte u. |. w. Ent 
ſchaͤdigung F leiſten iſt, beſtimmen die Landes— 
geſetze. F8. Bon dem gleichen Zeitpunkte ($ 7) 
ab unterliegen, ſoweit ſolches nicht von ber 
Landeögejeggebung ſchon früher verfügt iſt, der 
Ablöfung: 1) diejenigen Zwangs⸗ und Bann- 
rechte, welche durch die Bejtimmungen ded $ 7 


früher verfügen, auf- find im Rechtswege zu enticheiden. — 


Jedoch 
leibt den Landesgeſetzen vorbehalten, zu be— 
timmen, von welchen Behörden und in welchem 
erfahren die Frage zu entſcheiden iſt, ob oder 
wie weit eine auf einem Grundſtück —* 
Abgabe eine Grundabgabe iſt, oder für den 
Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden muß.) 
8 10. Ausſchließliche Gewerbeberechtigungen 
oder Zwangs⸗ und Bannrechte, welche durch 
Geſetz aufgehoben oder für ablösbar erklärt 
worden ſind, können fortan nicht mehr erworben 
werben, — Real⸗Gewerbeberechtigungen dürfen 
fortan nicht mehr begründet werden. der Das 
Geſchlecht begründet in Beziehung auf die Be— 
fugniß zum jelbftändigen Betriebe cined Gewerbes 
feinen Unterfchied. — Frauen, welche jelbjtändig 
ein Gewerbe betreiben, können in Angelegenheiten 
ihre8 Gewerbes jelbjtändig Rechtsgeſchäfte ab» 
ſchließen und vor Gericht auftreten, gleichviel ob 
fie verheirathet oder kalte find. Sie 
fönnen fi in Betreff der Geſchäfte aus ihrem 
Gewerbebetrieb auf die in den einzelnen Bundes» 
ftaaten beftehenden Rechtswohlthaten der Frauen 
nicht berufen. Es macht hierbei feinen Unter» 
ichied, ob fie das Gewerbe allein oder in Ge— 
meinjchaft mit anderen Perſonen, ob fie dafjelbe 
in eigener Perſon oder durch einen Stellvertreter 
betreiben?) $ 12. Hinſichtlich des Gewerbe» 
betriebes der juriſtiſchen Perſonen des Aus— 
landes bewendet es bei den ee) — 
Diejenigen Beſchränkungen, welche in Betreff des 
Gewerbebetriebes für Perſonen des Soldaten» 
und Beamtenſtandes, ſowie deren Angehörigen 
beſtehen, werden durch das gegenwärtige Geſetz 
nicht berührt.*) 13. Bon dem Beſitze des 
Bürgerrechts ſoll die Zulaſſung zum Gewerbe 
betriebe in feiner Gemeinde und bei feinem Ge— 
werbe abhängig fein. — Nah dem begounenen 
Gewerbebetriebe ift, ſoweit dies in ber beftehen- 


vinzen das bom 17. März 1868. Eines Abbrud3 biefer 
Gelege wird es, da die Ablöfungen gen erledigt fein 
werben, nicht mehr bebürfen. WBezliglih der Eompetenz des 
ggg at in —— ntſchadigungsangelegen⸗ 
heiten ſ. unter Berwaltungsbehörben Gefeg vom 26. 


Juli 1876 $ 144. 
n\ ©. Ublöjungsgejeg vom 2. März 1850 $ 58. 
Bezüglich der —2 Verhãltniſſe ber „Handelsfrau® 
f. das Allgemeine beutjche che BON oe Art. 6—9. 
3) ©. Wejeg vom 22. Juni 1861: Art. 1. Juriſtiſche 


nicht aufgehoben find, ſofern die Berpflichtung | Berfonen des Auslandes dürfen, fofern nicht durch Staatds 


auf Grundbefig haftet, die Mitglieder einer 
Corporation als ſolche betrifft oder Bewohnern 
eines Ortes oder Dijtricted vermöge ihred Wohn- 
ſitzes obliegt; 2) dad Recht, den Inhaber einer 
Schankitätte zu zwingen, daß er für feinen 
Winthichaftebedarr das Getränt aus einer be- 
—— Fabrikationsſtätte entnehme. — Das 

ähere über die Ablöſung dieſer Rechte beſtimmen 
Die Landesgeſetze.“) $ 9. Streitigkeiten Darüber, 


1) S. Berorbnung bes Reichsſstanzlers dv. 4 Jan. 1875 
©. 85 unter Arzneimittel. 

2) ©. jeyt aber Gejep, betreffend bie Aufhebung unb Mblöf- 
ang der auf dem Betrieb bes Abdecereigewerbes bezüglichen 
— vom 17. Dec. 1872, S. ı unter Abdecer. 

©. dad Entihädigungsgejeg zur Allgemeinen Ges 
werbeordnung vom 17. Han. 1845 unb für bie neuen Pro: 


berträge ein Anderes beftimmt ift, nur mit Erlaubniß der 
Minifterien in Preußen ein ftebenbes Gewerbe treiben. 

4) Berg. 8, 19 der preufiihen Gewerbeorbnung vom 17. 
Yan. 1845: Die in Neiße u. Glied ftehenden Militärperfonen 
fowie alle unmittelbare unb mittelbare Staatsbeamten, aud) 
ſolche, die ihr Amt unentgeltlich verwalten, bedürfen zu dem 
Betriebe eines Gewerbes der Erlaubniß ihrer vorgefegten 
Dienftbebörde, foiern nicht das Gewerbe mit ber Bewirthichafts 
ung eines ihmen gehörigen ländlichen Grundftädes verbunden, 
od. fonft durch gefelice Beftimmungen ein Anberes georbnet 
ift. — Diefe Erlaubnig muß auch zu dem Gewerbebetriebe 
ihrer Ehefrauen, der in ihrer väterlichen Gewalt ftehenbem 

inder, ihrer Dienjtboten u. anderer Mitglieder 
ftanbes eingeholt werden. S. auh Militärgefeg vom 2. 
Mai 1874, $ 43: Zum Betriebe eines Gewerbes bebürfen 
die —— des Friedensſtandes für fi und für die 
in Dienftgebäuben bei ihnen wohnenden ug ihres 
ftandes der Erlaubniß ihrer Borgejegten,, infofern nicht das 
Gewerbe mit der Bewirtbichaftung eines ihnen gehörigen länd⸗ 
lihen Grunbftädes verbunden ift, 
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den Gemeindeverfaffung begründet ift, der Ge» feines Wohnorted davon Anzeige 
werbetreibende auf Verlangen der Gemeinde: Buch- und Steindruder, Buch- und 


behörde nach Ablauf von drei Jahren verpflichtet, 
bad Bürgerrecht zu erwerben. Es darf jedoch in 
diefem Falle von ihm das ſonſt vorgejchriebene 
ober übliche Bürgerrechtögeld nicht gefordert und 
ebenfo nicht verlangt werden, daß er fein ander- 
weit erworbened Bürgerrecht aufgebe. 


Titel II. 
Stehender Gemerbebetrieb. 


[T. Allgemeine Erforderniſſe.) $14. Wer ben 
felbftändigen Betrieb eines ftehenden Gewerbes 
anfängt, muß der für den Ort, wo foldes ges 
ſchieht, nach den Landeögefegen zuftändigen Be— 
ir gleichzeitig Anzeige davon machen. Dieje 

nzeig: liegt aud) demjenigen ob, welcher zum 
Betriebe eines Gewerbes im Umherziehen (Tit. III) 
befugt iſt.) — Außerdem hat, wer Berjicher- 
ungen für eine Mobiliar- oder Jmmobiliar- 
Feuerverfiherungsd-Anftalt als Ugent oder Unter- 
Ugent vermitteln will, bei UWebernahme der 
Agentur, und derjenige, welcher dieſes Geſchäft 
wieder aufgibt, oder welchem die Verjiherungs- 
anftalt den Auftrag wieder entzieht, innerhalb 
der nächſten acht Tage der zuftändigen Behörde 


ı) Minifterialanweifung vom 4. Septbr. 1869: 
1. Als allgemeines Erforberniß Hr den felbftändigen Betrieb 
eines jeden Gewerbes bat $ 14 ber Gewerbeordnung die An- 
eige vom Beginn bdeffelben aufgeftellt. Die Anzei ze ben 
wed, die Beauffihtigung des Gemwerbebetriebes na afgabe 
der ee Samen bie Handhabung der fonftigen, mit 
den Gewerben in Beziebung tvetenden Geſetze, inshefondere 
der Steuergefege, zu ermöglichen. — Die Anzeige ift von dem 
Ghemwerbetreibenden an bie Gemeindebebörbe des Ortes, wo er 
das Gewerbe betreibt, F erſtatten; fie iſt ſtets erforderlich, 
auch wenn es für den rieb des Gewerbes einer beſonderen 
Genehmigung bebürfen und dieſe bereits ertheilt fein follte. — 
Die beionderen Anmeldungen, welche nad $ 14 bes Geſetzes 
außerdem für die Agenturen ber euer-Berfiherungsanitalten 
und für die Prefigewerbe vorgefhrieben find, müffen an bie 
dafür qunändige olizeibehörde und zwar an bie bes Mohn: 
ories Gewerbetreibenden gerichtet werden. — Die Ge: 
meinbebebörden haben Über die an fie erftatteten Anzeigen fort: 
laufende Berzeichniffe zu führen. 2. Soweit bie Verwaltung 
der Gemwerbepolizei zur Zeit den Gemeindebehörden zufteht, 
bat es dabei, wenn nicht ein Anderes ausdbrüdlich beſtimmt 
ift, fein Beenden. — Wenn bie Berwaltung der Gewerbes 
polizei der Gemeinbebehörbe nicht zufteht, fo hat biefelbe bei 
Ertbeilung ber wg über den Empfang ber Anzeige 
vom Beginn eines es zugleih der Polizeibehörde des 
Orts von deren Inhalt Veittbeilung zu mahen. — Die Bor 
Igeibehörde peft, ob von dem Gewerbetreibenden den geſetz⸗ 
lihen Anforderungen Genüge geleiftet if. — Mangeln dem: 
felben für ben begonnenen Gerverbebetrieb der vorgeichriebene 
Befäbigungsnachmeis (JE 30, 31, 34), oder bie erforderliche 
Approbation, Conceifion, Beitallung, Erlaubniß od. Genchmig: 
ung (8% 29, 30, 32, 33, 34, 42, 43), ericheint ferner mut 
Rüdfiht auf eine erfolgte Beftrafung fein Gewerbebetrieb im 
polizeilihen Imtereffe bedenklich ($ 35), od. entipricht ber Ge: 
erbetreibenbe font ben po N eilihen Anforderungen nicht 
($ 37), fo ift ihm ber Gewer ieb zu unterfagen u., falls 
die Unterfagung nicht beachtet wird, der zuftänbigen Gerichts: 
bebörde zur ftrafgerichtlichen Verfolgung Anzeige zu machen. 
— In denjenigen fyälen, in welchen es zu bem Betriebe einer 
vorherigen Approbation, Conceifion, Beftallung, Erlaubnif 
ober ——— ung beburft hätte, Tann der Fortbetrieb bes 
Gemerbes —2 verhindert werden, falls dies 
das polizeiliche Intereſſe erfordert. — Die Einlegung des 
Recurſes hebt die Erecution nicht auf, jedoch ift die legtere 
nur in fällen, wo das öffentliche Jutereſſe biejes erbeiicht, zu 
vollftreden, bevor die unterfagende Berfügung rechtsfräftig ge: 
worben ift. — Ueber das Berfahren bei Berfagung ber wies 
nebmigung, fowie bei Unterfagung eines Gemerbebetriebes f. 
den als Beilage biernähft abgedrudten II. Abſchnitt der Mini⸗ 
fterialanweifung vom 4. Sept. 1869, Nr. 55—59. 
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u machen.') 
nfthänbler, 
Antiqguare, Leihbibliothelare, Inhaber von Leſe⸗ 
cabinetten, Berfäufer von BDrudihriften, Zeite 
ungen und Bildern haben bei ber Erd 
ihres Gewerbebetriebes das Local deſſelben, fo- 
wie jeden fpäteren Wechjel des letzteren jpätejtens 
am Zage ſeines Eintrittd der zuftändigen Be 
örde ihres Wohnortes anzugeben. $ 15. Die 
hörde beicheinigt innerhalb dreier Tage ben 
Empfang der Unzeige. — Die Fortſetzung des 
Betriebes kann polizeilicherjeitS verhindert wer- 
den, wenn ein Gewerbe, zu defien Beginn eine 
bejondere Genehmigung erforderlich iſt, ohne 
diefe Genehmigung begonnen wird. — Gegen bie 
unterfagende Berfügung ift der Recurs zuläffig. 
III. Erfordernik bejonderer Genehmigung. 
1) Anlagen, welche einer bejonderen Genehmigung 
bedürfen.2))] $ 16. Zur Errichtung von Anlagen, 
welche durch die Örtliche Lage oder die Beſchaffen⸗ 
heit der Betriebsftätte für die Befiter oder Be- 
mwohner der benadhbarten Grundftüde oder für 
das Publicum überhaupt erhebliche Nachtheile, 
Gefahren oder Beläſtigungen herbeiführen können, 
iſt die Genehmigung der nach den Landesgeſetzen 
zuſtändigen Behördes) erforderlich. — Es ge 
hören dahin: Schießpulverfabrilen, Anlagen zur 
Feuerwerkerei und zur Bereitung von Zündftoffen 
aller Art, Gadbereitungs- und Gasbewahrungs- 
Anftalten, Anftalten zur Deitillation von Erdöl, 
Unlagen zur Bereitung von Braunfohlentheer, 
Steinfohlentheer und Coals, fofern fie außerhafb 
der Gewinnungsorte des Materiald errichtet 
werden, Glas- und Rußhütten, Kalf-, Ziegel 
und Gipäöfen, gg zur Gewinnung roher 
Metalle, Röftöfen, Metallgießereien, fofern 
nicht bloße Ziegelgießereien find, Hammermwerte, 
chemiſche Fabriken aller Art, Schnellbleichen, 
Firnißſiedereien, Stärlefabrilen, mit Ausnahme 
der Fabriken zur Bereitung der Kartoffelſtärke, 
Stärke-Syrupsfabrilen, Wachsſtuch-⸗, Darm- 
ſaiten⸗, Dachpappen- und Dachfilzfabriken, Leim«, 
Thran- und Seifenſiedereien, Knochen-Brenne⸗ 
reien, Knochendarren, Knochenkochereien und 
Knochenbleichen, Zubereitungsanſtalten für Thier- 
haare, Talgſchmelzen, Schlächtereien, Gerbereien, 
Abdeckereien, Bondretten- u. Düngpulverfabriken, 
Stauanlagen für Waſſertriebwerke (8 23). — 


9 Die Eonceffionspflichtigkeit der Verfiherungsagenten if 
hierdurch beſeitigi. 

?), Minifterialanweifung dv. 4. Sept. 1869: 4. Alle 
Anlagen, Mur Errichtung 28 ug ber Gemwerbeorbnung 
einer befenderen Genehmigung bedarf, find — ihres Be⸗ 
triebes auch für bie Yufunft —— polizeilichen Aufficht 
unterworfen, welche beſondere Geſetze oder ————— 
nungen eingeführt haben. 6. Die Polizeibehörde ift 
loge, die des Genehmigung bebarf, Th buch eine Inte 
age, bie en um ef, ur e u 

x u überzeugen, bat die Ausführung ben Beding e 
erteliten Gmehmigeng entiprict. 3. Betreff ver Damıpfs 
fefiel f. Note gi $ 24, Abj. 4. — Destali be Berfabrens 
bei der Errihtung oder Beränderung der A 16 unb 35 
ber Gewerbeordnung genannten gewerblichen An f. den 
als Beilage hiernächſt abgebrudten II. Abjchnitt der Weiniftes 
rialanmeijung vom 4. Sept. 1869. 

») Im Geltungsbereihe der Kreisordnung vom 13. Decke. 
1872 ift dies ber Kreisausſchuß bezw. ber — f. 
unter Berwaltungsbebörben Geſeß vom 26. Jul 1878 
$$ 123, 124. Der Recurs gegen bie Entſcheidung berfelben 
gebt an den HandelSminifter; daf. $ 127. 


Gewerbeordnung. 


Das vorftehende Verzeichniß fanıı, je nah Ein» 
tritt oder Wegfall der im Eingang gedachten 
Vorausſetzung, Durch Beihluß des Bundesrathes, 
vorbehaltlich der Genehmigung des nädjitfolgen- 
den Reichstages, abgeändert mwerden.!) & 17 
Dem Antrage auf die Genehmigung einer ſolchen 
Anlage müfjen die zur Erläuterung erforderlichen 
Beihhnungen und Beſchreibungen beigefügt wer— 
den. — Iſt gegen die Bolljtändigleit dicer Vor · 
lagen nichts zu erinnern, fo wird das Unter- 
nehmen mittel einmaliger Einrüdung in das 
zu den amtlichen Bekanntmachungen der Behörde 
($ 16) bejtimmte Blatt zur Öffentlichen Kenntniß 
gebracht, mit der Wufforderung, etwaige Ein- 
mwendungen gegen die neue Anlage binnen vier- 
zehn Tagen anzubringen. Die Frift nimmt 
ihren Anfang mit dem Ablauf des Tages, an 
welhem das die Belanntmahung enthaltende 
Blatt auögegeben worden, und ift für alle Ein- 
mwendungen, welche nicht auf privatrecdhtlichen 
Titeln beruhen, präeluſiviſch. $ 18. Werden 
keine Einwendungen angebradt, jo hat die Be- 
hörde zu prüfen, ob die Anlage erhebliche Ge- 
fahren, Nachtheile oder Beläftigungen für das 
Bublicum herbeiführen könne. Auf Grund biejer 
Prüfung, welche ſich zugleich auf die Beachtung 
der bejtehenden bau-, feuer- und ee 
polizeilihen Borjchriften erftredt, ift die Ge- 
nehmigung zu verjagen, oder, unter Feſtſetzung 
der ſich als nöthig ergebenden Bedingungen, zu 
ertheilen. Zu den leßteren gehören auch die— 
jenigen Anordnungen, melde zum Schutze ber 
Arbeiter gegen Gefahr für Gejundheit u. Leben 
nothwendig find. Der Beſcheid ift jchriftlich aus- 
zufertigen und muß die feitgefegten Bedingungen 
enthalten; er muß mit Gründen verjehen fein, 
wenn die Genehmigung verjagt oder nur unter 
Bedingungen ertheilt wird. 8 19. Einwend» 
ungen, welche auf bejonderen privatredtlichen 
Titeln beruhen, find zur richterlichen Entſcheidung 
u verweifen, ohne daß von der Erledigung der- 
iben die Genehmigung der Anlage abhängig 
emacht wird. — Andere Einwendungen dagegen 
ind mit den Parteien vollftändig zu erörtern. 
Nah Abſchluß diefer Erörterung erfolgt die 
Prüfung und Entiheidung nah den im $ 18 
enthaltenen Vorſchriſten. Beſcheid ift ſowol 
deni Unternehmer als dem Widerſprechenden zu 
eröffnen. F 20. Gegen den Beſcheid iſt Recurs 
an die nächſtvorgeſetzte Behörde zuläſſig, welcher 
bei Verluſt — binnen vierzehn Tagen, 
vom Tage der Eröffnung des Beſcheides an ge- 
rechnet, gerechtfertigt werden muß. — Der Recurs- 
bejcheid ift den ‘Parteien fchriftlich zu eröffnen 
und muß mit Gründen verjehen fein. & 21. 
Die näheren Beſtimmungen über die Behörden 
und das Verfahren, ſowol im ber erften als in 
der Recursinftang, bleiben den Landesgeſetzen 
vorbehalten. Es ſind jedoch folgende Grundſätze 


r) Geſfetz vom 2. März 1874: Dem Verzeichniß ber einer 
9 —* ürfenden er im $ 16 ber 
Gerverbeorbnung vom 21. Yuni 1869 find teen: 
pien-Schwefelbörren, Aiphalttochereien und Pedhficbereien, 
orweit fie außerhalb der Gewinn te des Materials er: 
richtet werben, Strobpapierftoftiabrifen, — — — 
ftaften, Fabriſen, in welchen Dampfleſſel ober andere Blech— 
gefäße durch Bernieten bergeitellt werben. 


Grotefend, Wolizeisteriton. 





. Hafen, 
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einzuhalten: 1) In erfter oder in zweiter In— 
ara muß die Entſcheidung durch eine collegiale 
ehörde erfolgen. Diefe Behörde ift befugt, 
Unterfuhungen an Ort und Stelle zu veran« 
eugen und Sachverſtändige zu laben 
und eidlich zu vernehmen, überhaupt den ange» 
tretenen Beweis in vollem Umfange zu erheben. 
2) Bildet die collegiale Behörde die ehe Inſtanz, 
ſo ertheilt ſie ihre Entſcheidung in öffentlicher 
Sitzung nach erfolgter Ladung und Anhörung 
der Parteien, auch in dem Falle, wenn zwar 
Einwendungen nicht angebracht ſind, die Behörde 
aber nicht ohne Weiteres die Genehmigung er- 
theilen will und der Antragfteller innerhalb 
vierzehn Tagen nad) Empfang des die Genehmig- 
ung verfagenden oder nur unter Bedingungen 
ertheilenden Bejcheides der Behörde auf münb- 
lihe Verhandlung anträgt. 3) Bildet die colle- 
giale Behörde die zweite Inſtanz, fo ertheilt fie 
ſtets ihre Entſcheidung in öffentlicher Situng, 
nad) erfolgter Yadung und Anhörung der PBar- 
teien. 4) Als Parteien find der Unternehmer 
(Antragfteller), fowie diejenigen Berfonen zu ber 
traten, weldye Einwendungen erhoben haben. 
$ 22. Die durch unbegründete Einwendungen 
erwachſenden Koften fallen dem Widerjprechenden, 
alle übrigen Koften, welche dur; das Verfahren . 
entjtehen, dem Unternehmer zur Laft. — Inden 
Beicheiden über die Zuläffigkeit der neuen An— 
lage wird zugleih die Bertheilung der Koften 
feſtgeſetzt.) $ 23. Bei den Stauanlagen für 
Wafjertriebwerke find außer den Beſtimmungen 
der $$ 17 bis 22 die dafür beftehenden Tandes- 
geſetzlichen Vorſchriften anzumenden.?) Der 
Landesgeſetzgebung bleibt vorbehalten, für ſolche 
Orte, in welchen öffentliche Schlachthäuſer in ger 
nügendem Umfange vorhanden find, oder errichtet 
werden, bie fernere Benugung beftehender und 
die Unlage neuer Privatichlächtereien zu unter» 
fagen.?) — Der Landesgeſetzgebung bleibt ferner 
vorbehalten, zu verfügen, in mie weit durd) 
DOrtöftatute darüber Beitimmung getroffen werden 
fann, daß einzelne Ortätheile vorzugsweiſe zu 
Anlagen der in $ 16 erwähnten Art zu beftimmen, 
in anderen Ortstheilen aber dergleichen Anlagen 
entweder gar nicht oder nur unter befonderen 
Beſchränkungen zuzulaffen find. $24. Zur An« 
fegung von Damprfefleln, diejelben mögen zum 
Majcinenbetriebe beftimmt fein oder nicht, ift 
die Genehmigung ber nad den Landesgejegen 


1) Dur Minifteriofverfügung vom 28. März 1877 ift zum 
$ 22 beftimmt: Someit eine Partei gemäß $ 22 der Gewerbes 
ordnung in bie Koflen des Werfahrens verurtheilt worden if, 
fallen ihr aud die erforberlichen baaren Auslagen des Geg⸗ 
ners zur Laſt. — 5— auf Feftſetzung der einer Partei 
Hacung wirzutheien, "Geden den Wenfegungebehtsh Rekt 

ä mit ilen. en um u 
beiden beilen innerbalb 14 Tagen die Befhiwerde an bie 
Recursbehörde zu, auf melde die Beftimmungen zu 1 a—f 


*22 

?) S. Allg. Landreht Th. I., Tit.8, $$ 96 und 97, Th. IL, 

Se 28 I; v.. A re 
i n ıc., vom 15. Wov. 1811; € en 

ung der Borfluth in ben De rien des A pelleno 

hofes zu Köln :c., vom 14. Juni 1859 und Geſetz über die 

Benutzung ber Pen vom 28. Febr. 1843, ımter Pris 

—c4 e, Stauanlagen, Borfluth. 

—— Öffentlicher, ausfchliehlich zu 

vom 18. Diärz 1868. 
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uftänbigen Behörde erforderlih. Dem Geſuche Privatlioge gewähren, fann dieſe Klage einer 
And die zur Erläuterung erforderlichen Beidy-|mit obrigteitliher Genehmigung errichteten ge» 
nungen und Beſchreibungen een. — Die werblichen Anlage — niemals auf Eın- 
Behörde Hat die Zuläſſigkeit der Anlage nadı)ftellung ded Gewerbebetriebe, fondern nur auf 
den beftehenden bau-, feuer- und gejumndheit3« |Herftellung von Einrichtungen, welche die benach- 
polizeilichen Vorſchriften, ſowie nad) denjenigen|theiligende Einwirkung ausjchließen, oder mo 
allgemeinen polizeilichen Beftimmungen zu prüfen, ſolche Einrichtungen unthunlich oder mit einem 
weite von dem Bundesrathe über die Anlegung |gehörigen Betriebe. des Gewerbes unvereinbar 
von Dampftejjeln erlaffen werden. Sie hat — And, auf —— —— werben. 
dem Befunde die Genehmigung entweder zu ver-|$ 27. Die ichtung und Berlegung folder 
jagen oder unbedingt zu ertheilen, oder endlich Anlagen, deren Betrieb mit ungewöhnlichen Ge» 


Gewerbeordnung. 


bei Ertheilung derjelben die erforderlichen Bor- 
fehrungen und Einrichtungen vorzujchreiben.?)— 
Bis zum Erlaß allgemeiner Beitimmungen durch 
den Bundesrath fommen die in den einzelnen 
Bımbdesftaaten bejtehenden Vorſchriften zur An— 
wendung. — Bevor der Keſſel in Betrieb ge» 
nommen wird, ift zu unterjuchen, ob die Aus- 
führung den Beſtimmungen ber ertheilten Ge— 
nehmigung entipricht. er vor bem Eingange 
der hierüber auszufertigenden Beicheinigung den 
Betrieb beginnt, hat die im $ 147 angebrohte 
Strafe verwirkt.?) — Die vorftehenden Beſtimm⸗ 


räufc verbunden ift, muß, fofern fie nicht ſchon 
nach den Vorſchriften der S$ 16 bis 25 der Ge- 
nehmigung bedarf, der Drtspolizeibehörde ange» 
zeigt werden. Lettere hat, wenn in der Nähe 
ber gemählten Betrieböftätte Kirchen, Schulen 
oder andere öffentliche Gebäude, Krantenhäufer 
oder Heilanftalten vorhanden find, deren bes 
ftimmungsmäßige Benugung durch den Gemwerbe- 
betrieb auf dieſer Stelle eine erhebliche Störung 
erleiden wiirde, die Entſcheidung der höheren 
Berwaltungsbehörde!) darüber einzuholen, ob 
die Ausübung des Gewerbe an der gewählten 


ungen gelten aud) für bemweglihe Dampftejiel.*)| Betriebsftätte zu unterfagen oder nur unter Be 


$ 25. 


Für den Recurs und das Berfahren über [dingungen zu geftatten jei. 
benjelben gelten die Vorjchriften der 55 20 u. 21. |Vermwaltungsbehörden find be 


28. Die höheren 
t, über die Ent⸗ 


Die Genehmigung zu einer der in den|fernung, welche bei Errichtung von durch Wind 


85 16 und 24 bezeichneten Anlagen bleibt jo|bemwegten Triebwerken von benachbarten fremden 
lange in Kraft, als feine Aenderung in der Lage Grundſtücken und von öffentlichen Wegen inne 
oder Beſchaffenheit der Betriebsftätte vorgenommen "zu Halten ift, durch Polizeiverordnungen Be- 
wird, und bedarf unter diejer Borausfegung aud | ftimmung zu treffen. 

dann, wenn die Unlage an einen neuen Erwerber] [2, Gewerbetreibende, welche einer befonberen 
übergeht, einer Erneuerung nicht. Sobald aber|Yenehmigung bedürfen.*)] $ 29. Einer Appro« 
eine Veränderung ber Betriebsftätte vorgenommen |bation, welche auf Grund eines Nachweijes der 
wird, iſt Dazu die Genehmigung ber zuftändigen | Befähigung ertheilt wird, bebürfen Apothefer 
Behörde nad Maßgabe der $$ 17 bis 23 einelumd diejenigen Perjonen, welche ſich als Aerzte 
ſchließlich, beziehungsweife des $ 24 nothwendig.|(Wundärzte, Augenärzte, Geburtöhelfer, Zahn. 
Eine gleihe Genehmigung ie erforderlich beilärzte und Thierärzte) oder mit gleichbedentenden 
mejentlihen Veränderungen in dem Betriebe|Titeln bezeichnen oder Seitens des Staates oder 
einer ber im $ 16 genannten Anlagen.) Dieleiner Gemeinde als folde anerkannt oder mit 
zuftändige Behörde kann jedod auf Antrag deölamtlichen Functionen betraut werben follen. Es 
Unternehmer von der Belanntmadhung ($ 17)|darf die Approbation jedoch von der vorherigen 
Abftand nehmen, wenn fie die Ueberzeugung ge atademifchen Doctorpromotion nicht abhängig ger 
winnt, daß die beabfichtigte Veränderung für Dielmacht werden.®) — Der Bundesrath bezeichnet, 
Beliger oder Bewohner benachbarter Grundftüdelmit Rüdjiht auf das vorhandene Bedürfnig, in 
oder dad Publicum überhaupt neue oder größere|verjchiedenen Theilen des WBundesgebietes Die 


Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen, ald mit|Behörden, welde für das ganze 
der vorhandenen Anlage verbunden find, nicht|giltige Approbationen zu ertheilen 


undeögebiet 
befugt find 


een werde. — Diefe Beitimmungen und erläßt die Vorſchriften über den Nachweis 


nden aud auf gewerbliche Anlagen (58 16 und|ver Befähigung. 


24) Anwendung, welche bereit vor Erlaß diejes 
Geſetzes bejtanden haben. $ 26. Soweit die 
beitehenden Rechte zur Abwehr benaditheiligender 
Einwirkungen, weldye von einem Grundftüde aus 
auf ein benachbarte® Grundftüd geübt werden, 


dem Eigenthümer oder Bejiger des letzteren eine|,, 


!) Bezüglih bes Verfahrens bei der Erriätung ober Ser: 
änderung von Dampftefjelanfagen f. ımter Dampfteffel 


ff. 
olche Borfi nung er dB ch kn ange 
von Fabriken erlaffenen Borf A 

3) ©. unter Dampfleffel B., ©. 218 ff. 

+) Diinifterialanmweifung vom 4. Sept. 1869, Nr. 4 Abi. 3: 
Anträge auf Genehmigung des Befahrens der Ehaufleen mit 
fogenannten Strafenlocomotiven find nad Mafgabe der Eir: 


orfhriften zu behandeln. 


3) ©, bie Rote zu $ 16a. €. 


Prüfungen tennt bie Bund 


34, 36) f. den als B 
ſchnitt der Minifterialanweifung vom 4. Sept. 1869, Nr 
er rn bom 18. febr. 1864 und ber jpäteren ergän-|bis 6 
3 


3 
e. ff 


Die Namen der Approbirten 
werben von der Behörbe, welche die Approbation 
ertheilt, in ben vom Bunbesrathe zu beftimmerns 


ı) Ym Geltungsbereiche ber Kreisorbnung vom 13. Dechbr. 
1872 entf&eibet hierüber der Bezirksrath; Geſetz v. 36. 
1876 $ 136; ber Wecurß dagegen geht au den Gahdeisminiher, 


6 MVineriata nweifung db. 4. Sept. 1869, Ar. 8: 

Andere als bie in 6$ 29, 30, 31 vorgeſehenen ar 
ebung nicht. — — 

alfo inöbefondere die Prüfun der ibbdeder, baß 

Juli vd. $. nod aufrecht —— 


f 
De Gersichung einer ertbeilten Approbation, Eonceffion, 
laubnig, Genehndgung oder Beitallung 34 30, 32, 38, 
e ı biernächft abge en II. —* 
6. " 
©. unter Herzte, ©. 18 ff., und unter Wpotheler, 
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den amtlichen Blättern veröffentlicht. — Berjonen, bedarf dazu der Erlaubnif.!) — Diefe Erlaub- 
welche eine folche Approbation erlangt haben, niß ift nur dann zu verjagen: 1) wenn gegen 
= innerhalb des Bundesgebieted in der Wahl|den Nachſuchenden Thatjachen vorliegen, melde 
es Ortes, wo fie ihr Gewerbe betreiben wollen, |bie Annahme rechtfertigen, daß er das Gewer 

vorbehaltlich der Beitimmungen über bie Erricht- zur Förderung der Völlerei, des verbotenen 
ung und Berlegung von Mpothelen ($ 6), nicht Spieles, der Hehlerei oder der Unfittlichleit miß- 
beſchränkt. — Dem Bundesrathe bleibt vorbe= brauchen werde; 2) wenn da® zum Betriebe des 


Gewerbeordnung. 


ice zu bejtimmen, unter welchen Boraus-| Gewerbes bejtimmte Local wegen feiner Be- 
etungen Perſonen wegen wiljenichaftlich erprobter ſchaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforder- 


Zeiftungen von der vorgeichriebenen Prüfung 


ungen nicht genügt. — Es können jebod die 


ausnahmsweiſe zu entbinden find. — Berjonen, |Landesregierungen, joweit die ————— nicht 


welche vor Verkuͤndigung dieſes Geſetzes in einem 
Bundesſtaate die Berechtigung zum Gewerbe— 
betrieb als Aerzte, Wundärzte, Zahnärzte, Ge- 
burtshelfer, Apothefer oder Thierärzte bereits 
erlangt haben, gelten als für das ganze Bunbes- 
— approbirt. $30. Unternehmer von Privat⸗ 
ranfen-, Privat - Entbindungd- und Privat» 
Srrenanftalten bedürfen einer Concejjion der 
Höheren Verwaltungsbehörde!), welche ertheilt 
wird, wenn nicht Thatjachen vorliegen, melde 
die Unzuverläffigkeit des Nachſuchenden in Ber 
iehung auf den beabfichtigten Gewerbebetrieb 
Gertun. — Hebammen bedürfen eines Prüfungs 
zeugnifjes der nad) den Landesgeſetzen zuftändigen 
Behörde?) 8 31. Seeſchiffer, Seeſteuerleute und 
Lootfen müfjen fi über den Befig der erforder 
lichen Kenntniffe durch ein Befähigungszeugniß 
der zuftändigen Verwaltungsbehörde ausweiſen. 
— Der Bundezrath erläßt die Vorjchriften über 
den Nachweis der Befähigung.?) Die auf Grund 
dieſes Nachweiſes ertheilten Zeugnifje gelten für 
das ganze Bundesgebiet, bei Lootſen für das im 
Zuonib angeführte Fahrwaſſer. — Soweit in 

etreff der Schiffer und Lootjen auf Strömen 
infolge von Staatsverträgen bejondere Anord⸗ 
nungen getroffen find, behält es babei jein Bes 
wenden. $ 32. Schaufpielunternehmer bedürfen 
um Betriebe ihres Gewerbes der Erlaubniß.*) 
Diefebe ift ihnen zuertheilen, wenn nicht That- 
fachen vorliegen, welche die Unzuverläfjigleit des 
Nachſuchenden in Beziehung auf den beabfid)- 
tigten Gewerbebetrieb darthun.?) — Beichränt, 
ungen auf ge Kategorien theatraliicher 
Darftellungen find unzuläffig. $ 33. Wer Gaft- 
wirthidhaft, Schantwwiethieatt oder Kleinhandel 
mit Branntwein oder Spiritus betreiben will, 


ı) Im Geltungsbereihe der Kreißordnung dom 13. Decbr. 
1372 ber — räfibent, bezw. das Verwaltungsgericht; 
vom 26. Juli 1876 $ 129. 


7) Weber die Zuriidinahme der iffe ber 


ammen entſcheidet im Bereiche der Kreisorbnung dv. 13. Dec. 

1872 y4 - irtsverwaltungsgericht; Gefeh d. 26. Juli 1876 
134 Wr. 6. 

i Belanntm bes Bundestansler®, betreffend die Yrüf: 


— achung 
ung ber Eeefchiffer und Seeſteuerleute auf deutſchen Kauf⸗ 
farteifhiffen vom 26. . 1869. ©. au Belankntmad: 
ung bejjelben vom 30. 1870. 

*) Bufolge abinetsorbre vom 30. Juli 1869 baben in Ge 

iR — —— ern 

ordnung bie en, ium erlin un 
die —— die Erlaubniß zum Gewerbebetriebe der 
Shaufpielunternefmer au ertbeilen, ſowie die erite Entſcheid⸗ 
ung über Zurüdnahme dieſer Eonceffion zu treffen. In der 
Recursinftang haben bie Oberpräfidenten zu entſcheiden. ©. 
auch $ 59 ber Gemwerbeorbuung. 

>) Anderweitige — — der engem Befähigung, 
forwie eine Prüfung des Bebürfniffes ſu 


zuläffig; Miniflerialanweifung vom 4 Sept. 1869, Ar. 11. 


entgegenjtehen, die Erlaubniß zum Ausſchänlen 
von Branntwein und den Kleinhandel mit 
Branntwein und Spiritus aud von dem Nad)- 
weis eines vorhandenen Bedürfniſſes abhängig 
machen?) $ 34. Die Landeögejege können vor» 


)6&. zu $ 83 bie ald Beilage 8 im folgenden abgebrudte 
GEabinetöordre vom 7. Febr. 1835. Im Weltungäbereiche der 
Kreisorbnung vom 13. Dec. 1872 entſcheidet über jolde Anz 
träge ber Kreis: (Stadt:) Ausihuß; f. u. Berwaltungs 
bebörden Gefeh vom 26. . 1876 $ 138. 

2) Minifterialanweilung vom 4, GSeptbr. 1369: 
12. Nach den allgemeinen Grundjägen ber Gewerbeordnun 
für den Norbdeutfchen Bund ift: 1. der gleichzeitige Betri 
diefer (im $ 33 genannten) Gewerbe in mehreren Betriebs⸗ 
und Berfaufsftätten zuläffig ($ 3). Es muß aber jedes einzelne 
derjenigen 2ocale, in welchen ein folcher Betrieb ftattfinden 
oll, nach feiner Beſchaffenheit und Lage den polizeilichen Uns 

r i ‚Nr. 2). 2. e Be 
orberungen genügen ($ 33, Nr. 2). 2. Es fünnen bie B 
ugniffe zum Betriebe —— Gewerbe fortan durch 
Stellvertreter ausgeübt werben; dieſe ınüffen jedoch den für 
biefe Gewerbe inöbefundere vorgeihriebenen Erforbernifien 
ebenfalls genügen ($ 45). 3. Die Erlaubnif zum Gewerbe⸗ 
betrieb, weldye bisher für die Dauer eines Kalenderjahres, in 
einzelnen Sandestheilen auf Widerruf ertheilt worden ift, darf 
nunmehr weder auf Zeit ertheilt, noch vorbehaltlih der Be 
flimmungen in den $% 53 und 143 widerrufen werben ($ 40). 
4. Die einmal zugelaffenen Gewerbe können, nad dem Tode 
des Gewerbetreibende, für Nehnung der Wittwe während 
des Wittwenftandbes, ferner der minderjährigen Erben und 
während einer Euratel oder Nahlafregulirung durch qualis 
ficirte Stellvertreter betrieben werden (} 46). — Auch bezügs 
lich der befonderen Beitimmungen über die Zulaffung zu den 
im $ 39 erwähnten Gewerben find mehrere Abänderungen 
—— 1. Die Errichtung von bloßen Speijewirtbfchaften 
ift überall nicht mehr an eine polizeiliche Erlaubnif gebunden. 
Dagegen bedarf fortan 2. der Kleinhandel mit Branntwein 
oder Spiritus, auch wenn er in Berbindung mit einem fauf: 
männifchen Geichäfte betrieben wird, der polizeilichen Erlaubs 
ni. 3. Für bie AJulaffung au dieien Gewerben kommen bie 
Bermögensverhältniffe des Nabfuchenden nicht weiter in Be: 
trat. 4. An Stelle der bisher erſorderlich geweſenen Prüf: 
ung: ob die Werfönlichfeit und die Führung des Nachſuchenden 
die Burgſchaft eines orbnungsmäßigen Gewerbebetriebes ges 
mähre? tritt bie beiondere Feſtſtellung darüber: ob gegen den 
Nachſuchenden Thatſa vorliegen, welche die Annahme recht⸗ 
fertigen, daß er das Gewerbe zur Förderung ber Böllerei, bes 
verbotenen Spiels, ber Heblerei oder der Unfittlicdhteit miß⸗ 
brauchen werde ($ 33 zu 1). 5. Das zum Betriebe des Ge⸗ 
werbes beftimmte Local muß feiner Beichaffenheit und Lage 
nach den polizeilihen Anforderungen genügen ($ 33 zu 2) 
daher im biefer Beziehung die Brüfung der Bolizeibehörbe na 
tie vor ftattfindet. 6. Nach dem Echlußiag des $ 33 lönnen 
die Landesregierungen, Soweit die Landesgejege nicht entgegen⸗ 
ftehen, bie Erlaubniß Fam Ausihänten von. Branntwein und 
den Kleinhandel mit Branntwein und Spiritus aud von dem 
a eines vorhandenen Bedlirfniſſes abhängig machen. 
— Die Erörterımg 


— — 


der Bebürfnißfrage iſt hiernãch für alle 
älle auegeföloffen: bei ber Gaftwirtbfhaft; beim Bier: und 
Weinſchant; bei der gewerbsmäßigen Verabreichung von Kaffe, 
Thee, Diineralwafjer sc. — In Beziehung auf die Erlaubniß 
um Musihänten von Branntwein und zum Betriebe des 
leinhandeis mit Branntwein und Spiritus foll es dagegen 
im preufifchen Staate bei dem biäherigen, ben un 
entfprechenden Berfabren bewenden, nach welchem zunäcft ber 
Nachweis des Bedürfniffes, als die Bedingung ber Zulaiiung 
zum Gemwerbetrich, geführt werden muß. — S. ferner den 
Befheid des Ministers des Innern vom 10. März; 1873: 
Der :c. eröffne ih auf den Bericht vom 5. v. M. daf die 


ferner nicht mebr|feit Emanation der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 bes 


treff3 der Zunahme der Branntwein-Schanfftätten auf dem 
36* 
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fchreiben, daß zum Handel mit Giften und zum|munalbehörden oder Corporationen auch ferner 
Betriebe des Lootſengewerbes) bejondere Ge— berechtigt, Perſonen, welche dieſe Gewerbe be— 
nehmigung erforderlich iſt, ingleichen daß das treiben wollen, auf die Beobachtung der beſtehen⸗ 
Gewerbe der Marlkſcheider?) nur von Perſonen den Vorſchriften zu beeidigen und öffentlich an— 
betrieben werden darf, welche als ſolche geprüft, zuſtellen. — Die Beſtimmungen der Geſetze, 


und conceſſionirt ſind. 35. Die Ert 
von Tanz, Turn» und Schwimmunterricht als 
Gergerbe darf denjenigen unterjagt werden, welche 
wegen Vergehen oder Berbrechen gegen die Sitt- 
lichteit bejtraft find, — Der Handel mit ge- 
brauchten Kleidern, gebrauchten Wetten oder ge- 
brauchter Wäſche, der Kleinhandel mit altem 
Metaligeräth oder Metallbrud (Trödel), oder 
mit Garnabfällen oder Dräumen von Geibe, 
Wolle, Baummolle oder Leinen, ferner das Ge— 
ichäft eines Pfandleihers kann demjenigen unter 
jagt werden, welcher wegen aus Gewinnjudt 
begangener Vergehen oder Verbrechen gegen das 
Eigentyum beftrajt worden ift.) — Das Ge— 
ichäft eines Gefindevermietherd kann demjenigen 
unterfagt werden, welcher wegen aus Gewinn⸗ 
jucht begangener Vergehen oder Verbrechen gegen 
das Eigenthum oder wegen Vergehen oder Ver— 
brechen gegen die Sittlichteit beſtraft worden ift. 
— Berjonen, welche die in dieſem Paragraphen 
bezeichneten Gewerbe beginnen, Haben bei Er- 
Öffnung ihres Gemwerbebetriebed ber er 
Behörde*) Hiervon Anzeige zu machen.“) $ 56 
Das Gewerbe der TFeldmefjer®), Kuctionatoren?), 
derjenigen, welche den Feingehalt edler Metalle 
oder die Beichaffenheit, Menge oder richtige Ber- 
padung von Waaren irgend einer Art jejtitellen, 
der Güterbejtätiger, Schaffner, Wäger, Mefjer, 
Braaler, Schauer, Stauer u. j. w. darf zwar 
frei betrieben werden, es bleiben jedoch die ver- 
fafjungsmäßig dazu befugten Staats- oder Com» 


— Lande gemachten Erfahrungen es dringend geboten er⸗ 





cheinen laſſen, die Kreispolizeibehörden, ſobald dieſelben nach 
age ber Umftände die Ueberzeugung gewonnen haben, daß 

unter bem ey sr der Ganwirtbichaft ein gewöhnlicher 
Branntweinichant betrieben werden jolle, in ihrem Beftreben 
u ımterftügen, einen folden Berſuch durch Berjagung der 

nceifion von vornherein zu vereiteln. — Ih laun es daber 
uur billigen, daß in derartigen Fällen die an das zum Ge— 
werbebetriebe beftimmte Local, gemäß Wr. 2 bes $ 33 ber 
Gewerbeordnung zu ſtellenden Anforderungen möglihft hoch 
bemeifen, und daß insbefondere Einrichtungen nicht für genfis 
gend erachtet werden, welche mehr proviicrifher Natur find 
und daber feine Gewähr bieten, daß mad) erlangter Eonceifion 
die —— Naumlichteilen nicht wieder zu anderweiten 
Zweden * werben. 

1) ©..bie Note zu ’ 31 ber Gewerbeordnung 

9) ©, jet die Allgemeinen Borihriften für bie 
Markicheider im preußiſchen Staate vom 21. Dec. 1871. 

3) Ueber die Unterjagung des Betriebes der in dem SS 35 
und 37 gedachten Gewerbe enticheidet im Bereiche ber Kreis: 
ordnung vom 13. Der. 1872 auf * der zuftändigen Ber 
bhörde der Kreisausihuß, bezw. das 
eich vom 26. Juli 1876 $ 133, 1. — 

4) Der Gemeindebehörde ihres Wohnorts, die, falls ihr die 
Berwaltung der Gewerbepolizei nicht zufteht, am die Polizei: 
bebörbe bes Orts eine rer gelangen läft; Dlinifterial- 
anweiſung vom 4. Scpt. 1869, Wr. 13. 

Bolizeibehörbe f. Min iſt e⸗ 


>) Wegen des Berfahrens ber 
tialanmweifung Nr. 2 (zu $ 14). j . 

6) ©. unter Feldmeffer das Reglement für die öffentlich 
anzuftellenden Feldmeſſer vom 2. März 1871. 

7), ©, Reglement für die außergerichtlihen Auctionatoren 
dom 15. Aug. 1848, welches r nur im Gebiete des Allg. 
Landrechts Anwendung findet. ©. unter Auctionatoren 
©. 34 fi. — Die Berugnik zur Bornabme von Wuctionen 
richtet fich jetzt indeffen lediglich mac $ 36 der Gewerbeordnung 
und find die beſchrantenden Veftimmungen ber Beriteigerungs: 
Ordnungen dadurch motificirt. 


erwwaltungsgericht; ſ. I6 


heilung welche den Handlungen der genannten Gewerbe» 


treibenden eine bejondere Glaubwürdigfeit bei- 
legen oder an dieje Handlungen befondere redht- 
lihe Wirkungen knüpfen, find nur auf bie von 
den verfafjungsmäßig dazu befugten Staatö- 
oder Communalbehörden oder Eorporationen an⸗ 
—— Perſonen zu beziehen.) $ 37. Der 

egelung durch die Ortspolizeibehörde unterliegt 
die Unterhaltung des öffentlichen Verlehrs inner» 
* der Orte duch Wagen aller Art, Gondeln, 

änften, Pferde und andere Transportmittel, 
jowie das Gewerbe derjenigen Perfonen, welche 
auf öffentlichen Straßen oder Plägen ihre Dienite 
anbieten.) $ 38. Die Centralbehörden find 
befugt, Borjchriften darüber zu erlafjen, im 
welcher Weife die im $ 35 Abjah 2 und 3 ver» 
eichneten Gewerbetreibenden ihre Bücher zu 
fügen und welcher polizeilichen Controle über 
en Umfang und die Art ihres Geichäftsbetriebes 
fie fih zu unterwerfen haben.) $ 39. Die 
Bandeägelehe fönnen die Einrihtung von Kehr— 
bezirken für Schornfteinfeger geftatten. Jedoch 


3. lift, wo Kehrbezirle beftehen oder eingerichtet 


werden, bie höhere Verwaltungsbehörde, ſoweit 
nicht Privatrechte entgegenjtehen, befugt, die 
Kehrbezirke aufzuheben oder zu verändern), 
ohne daß deßhalb den Bezirksihorniteinfegern 
ein Widerſpruchsrecht oder ein Anſpruch auf 
Entihädigung zufteyt?) $ 40. Die in den 
ss 29 bis 34 erwähnten Approbationen und 
Genehmigungen dürfen weder auf Zeit ertheilt, 
no, vorbehaltlih der Beitimmungen in den 
$$ 53 und 143, widerrufen werden. — Gegen 
Berjagung der Genehmigung zum Betriebe eines 
der in den $$ 30, 32, 33 und 34, fowie gegen 
Unterjagung bed Betriebes der in den $$ 35 
und 37 erwähnten Gewerbe ift der Recurs zu«- 


) Hinfichtlich ber Mäkler und Commiffionäre f. Alg. 
deutſches Hanbelsgejegbud Urt. 66-81. — Dintee, 
rialanmweifung vom 4. Sept. 1869, Nr. 9: In den 
Bedingungen, unter twelden ihre (der im $ 36 ar 2 bes 
—— Gewerbetreibenden) Anſtellung und bie dieſer vor⸗ 

gehende Prüfung, ſofern eine ſolche vorgeſchrieben ift, er⸗ 
folgt, in den Verpflichtungen, die fie in ihrem Gejchäftsbetriebe 
u beobachten haben, in ben Rechten endlich, bie ihnen die Ans 

eflung verleiht, tritt eine Aenderung vorläufig nicht ein. — 
Dagegen find diejenigen diefer tWewerbetreibenden, welche ihr 
Gewerbe auf Grund des $ 36 ohne Vereidigung u. ohne eine 
befondere Anſtellung oder Eonceffion frei betreiben, bei Aus 
zo. ihres —— an jene Vorſchriften ferner nicht ges 
unden. 

?) Polizeiverorbnungen können nicht nur über bie Art der 

Ausübung diefer Gewerbe, fondern auch über bie 
ungen der Zulaffung zu benfelben enger ertheilen; 
nifterialanmeifung vom 4. Gept. 1869, Ar. 14. S. auch bie 
Note zu $ 586. 

©. Str.:G.:B. vom 15. Mai 1871, $ 360. 


*) Im Bereiche ber re bom 13. Dec. 1872 bes 

are der Bezirlsrath; Geſetz vom 26. Juli 1876 
s) Der gem eb des Siornfeinfeger eiverbes ift alfo nicht 

mehr conceiftonspflichtig. en die f fi 

Boridhriften über die Husübung Diele Geiserbes be — 

bie Mr. A en NA Ba vn Abichnitt Feuer⸗ 

po in Kraft geblieben. — Hinfichtli ornitei 

tagen j. $ 77 der Gem erbeorbnung. —— 
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lãſſig. en des Verfahrens und der Behörden Kalenderjahr gilt.) Dieſes Legitimationsſcheins 
gelten die Vorſchriften der 83 20 und 21. bedarf ed nicht, wenn die betreffenden Gewerbe» 

[III. Umfang, Uusübung und Berluft ber treibenden durch die nach den Bollvereinsverträgen 
Geiwerböbefugnife.] $ 41, Die Befuzniß zum erforderliche Gewerbe-Legitimationskarte bereits 
jelbjtändigen Betriebe eines ftehenden Gewerbes |für das Gefammtgebiet des Zollvereins legitimirt 
begreift das Recht in fich, in beliebiger Zahl ſind.“) — Der Inhaber eines ſolchen Legitimationd- 
Gejellen, Gehilfen, Arbeiter jeder Art, und ſo⸗- ſcheines darf aufgefaufte Waaren nur Behufs 
weit die Vorichriften des gegenwärtigen Gejeges|deren Beförderung nad dem Beftimmungsorte 
nicht entgegenftehen, Lehrlinge anzunehmen. In und von den Waaren, auf welche er Veftellungen 
der Wahl des Arbeits- und Hilfsperſonals finden wr nur Proben ober Mufter mit fich führen.®) 
teine anderen Beſchränkungen ftatt, als die durch 5. Die Befugniffe zum ftehenden Gewerbe: 
dad gegenwärtige Geſetz feitgeftellten. — In betriebe können durch Gtellvertreter ausgeübt 
Betreh der Berechtigung der Apotheker, Ge⸗ werden; diefe müfjen jedoch den für das in Rede 
Hilfen und Lehrlinge anzunehmen, bewendet es ſtehende Gewerbe insbeſondere vorgejchriebenen 
bei den Beitimmungen der Landesgejege.!) $ 42. Erforderniffen genügen. $ 46. Nach dem Tode 
Wer zum jelbjtändigen Betriebe eines ſtehenden eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbe für 
Gewerbes befugt iſt, darf dafjelbe vorbehaltlich | Rechnung der Wittwe während des Wittiwen- 
der Beitimmungen des $ 59 am Orte feiner ge-|itandes, oder, wenn minderjährige Erben vor- 
werblihen Niederlafjung und, ſoweit nicht die)handen find, für deren Rechnung durch einen 
Vorſchriften des dritten Zitelseinen Legitimations-|nad) $ 45 qualificirten Stellvertreter betrieben 
ſchein erfordern, auch außerhalb diejes Ortes aus- werden, infofern die für den Betrieb einzelner 
üben.) $ 43. Wer gewerbsmäßig Drudigriften| Gewerbe bejtehenden beſonderen Vorſchriften nicht 
oder andere Schriften oder Bildwerke auf öffent-[ein anderes anordnen. Dafjelbe gilt während 
ihen Wegen, Straßen, Plägen, oder an anderen|der Dauer einer Euratel- oder Nachlaßregulirung. 
öffentlichen Orten ausrufen, verfaufen, vertheilen,|$ 47. Inwiefern für die nad) den $$ 34 u. 36 
anheften oder anichlagen will, bedarf dazu einer|conceffionirten oder angeftellten — eine 
Eriaubniß der Ortspolizeibehörde, und hat den Stellvertretung zuläſſig hat in jedem einzelnen 
über dieſe Erlaubniß auszuſtellenden, auf ſeinen Falle die Behörde zu beſtimmen, welcher bie 
Namen lautenden Legitimationsſchein bei ſich zu, Conceſſionirung oder Anſtellung zuſteht. — Das- 
führen.) — Dieſe Erlaubniß darf nur unter|jelbe gilt in Beziehung auf diejenigen Schorn- 
den Bedingungen und ng Mafgabe des $ 57|fteinfeger, denen ein Kehrbezirk zugewiefen iſt 
verfagt werden.*) $ 44. Kaufleute, Fabrifanten|($ 39). 8 48. Real-Gewerbeberechtigungen fönnen 
und andere Perjonen, welche ein jtehendes Ge-jauf jede, nad) den Vorſchriften diejes Geſetzes 
werbe betreiben, find befugt, außerhalb des Ortes |zum Betriebe bed Gewerbes befähigte Perſon in 
ihrer gewerblichen Niederlaffung perjönlich oder|der Art übertragen werden, daß der Erwerber 
durch in ihren Dienften ftehende Reifende Waaren|die Gewerbeberechtigung für eigene Rechnung 
aufzufaufen und Bejtellungen auf Waaren zu,ausüben darf. $ 49. Bei Ertheilung der Ger 
fuchen.°) — Sie bedürfen dazu eines = zu einer Anlage der in den $$ 16 





tionsſcheines, welcher von der unteren Verwalt⸗ſund 24 bezeichneten Arten, ingleihen zur Ans 
ungsbehörde außgejtellt wird und für das|legungvon Privat-Franfens, Privat-Entbindungss 
und PBrivat-Frrenanftalten, zu Schaufpiel-Unter- 


nehmungen, ſowie zum Betriebe der im $$ 33 
1) S. da* Reglement über bie Lehr: und Servirzeit u. bie 
Bräfung 


ne A —— Gewerbe, kann von der genehmigenden 
——— ar ilfen vom 11. Aug. Behörde den Umſtänden nad) eine Friſi feitgejegt 


j werden, binnen welcher die Anlage oder das 
Re en ae Sa a 1 Unternehmen bei Vermeidung des Erlöichens der 


der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 der Betrieb 
Genehmigung begonnen und audgeführt, und der 


eines Nebenden Gewerbes außerhalb des Orts der gewerblichen 
Nieberlaffung, ohne * TG. = ordern, ges 
i i n beze er⸗ FE . 
mn En ua er BWasren and um uffuchen = 1) Diefe Segitimationsfcheine werden exft dann ausgehändigt, 
arenbeftellungen auf Grund von Legitimationsiceinen, — die gefegliche Steuer für das Gewerbe entrichtet üft; 
welche die unteren — — ausftelen, oder auf Viniſterialanweiſung vom 4. Sept. 1849, Nr. 17 Abf. 3. 
Grund von Gewerbe:8egitimationstarten befugt find, ift dafür | Der Antrag auf Ertbeilung eines — int an 
eine Steuer vom Gemwerbebetriebe im Umberzichen fortan nicht | DER —5* ee a a. er een 
; ftehenbe iften werden bier; [54 Fichten; dafe r. 1 .2. ©. ote zu h 
er e enegen m Vorjqheiſten bier» Wegen verfagende Berfügungen der Berwaltungsbehörben findet 
3) ©. auch bezüglich des nicht gewerbsmahigen Anfchlagens | m Geltungödereihe ber Kreitorbnung dom 23. Dec. 1872 bie 
von Plataten 2. Wreßgefep d. 7. Mai 1874, $ 30 er 5 [lage beim Berwaltungsgerigte ftatt. Der Legitimationsicein 
4) Ueber Beichmwerden wegen verfagter Erlaubnif entfcheidet > = — — eh 
im Geltungsbereihe der Kreidorbuung vom 13. Dec. 1872| 2) &, Handels: u. Zollverteag, wilden dem beuts 
der Kreisausihuß, bezw. das Berwaltungsgericht; f. Gefep lichen Zollverein und Defterreih vom 9. März 1868, Art. 18 
vom 26. Juli 1876 $ 130. und das dazu gehörige Schlufprototofl, Ar. 13. 
Pl Das Gewerbe ber Hanblungsreifenden unterliegt den| 3) Nah % 44 beredtigt der Legitimationsſchein den Juhaber 
rgebenden Beihränkungen der Landesgeſergebung nicht nur zum Mitführen aufgekaufter Waaren Behufs deren Bes 
mehr. Der Betrieb deſſelben iſt daher insbeſondere von einem |fürderung nach dem Beſtimmungsorte, zum Mitführen von 
aaren anderer oder zu anderen Zwecen dagegen 
W d Art od d Bweden dagegen mi 
Neifende, welche bei ihrem weihäftsbetriebe Waaren mit 
zu führen beabfichtigen, haben daher nicht einen Legitimatious⸗ 
ichein nah 8 44 des Geſetzes, fondern einen Legitimations⸗ 
ſchein für den Gemwerbeberrieb im Umberziehen n N 58 bes 
Geſetzes nadyzuiuchen. Niniferialanwelung vom 4. Sept. 
1819, Nr. 17 Abi. 6. 


beftimmten Alter nicht weiter abhängig ; der Hanblungsreifende 
in in feinem Gefhäftsvertetre auf den Beſuch von Gewerbe⸗ 
treibenden nicht mebr beihränftt, und es it ibm freigeitefit, 
für mehrere Geihäftsberren zu gleiher Zeit zu reifen. Da- 
ift die ftewerliche Seite dieſes Gewerbebetriebes durch 
Gewerbeordnung nicht berührt. Miniſterialanweiſung vom 

4. Sept. 18659, Nr. 17 Abj. 1 und 2. 
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Gewerbebetrieb angefangen werben muß. Iſt verwirkt ift, bleibt der richterlihen Entſcheidung 
eine ſolche Friſt nicht beftimmt, jo erliiht die; vorbehalten.*) 54. Wegen bed Verfahrens 
ertheilte Genehmigung, wenn der Inhaber nad) und der Behörden, welde in Bezug auf die 
Empfang derjelben ein ganzes Jahr verjtreihen|unterfagte Benugung einer gewerbliden Anlage 
läßt, ohne davon Gebrauch zu machen. — Eine|($ 51), auf die Unterſagung eined Gewerbe- 
Berlängerung der Frift kann von der Behörbe|betriebes ($ 15 Abſatz 2 und $ 35), und bie 
bewilligt werden, jobalb erhebliche Gründe nicht) Zurüdnahme einer Approbation, Genehmigung 
entgegenftehen. — Hat ber Inhaber einer ſolchen oder Beftallung ($ 53) maßgebend find, gelten 


Gewerbeordnung. 


Genehmigung feinen Gemerbebetrieb ein rn die Borjhriften der $$ 20 und 21. 


eined Zeitraumes von drei Jahren eingeftellt, 
ohne eine Friftung nahgejuht und erhalten zu 
haben, jo erlifcht diefelbe, — Für die im $ 16 
aufgeführten Anlagen darf die nachgeſuchte 


Titel IH. 
Gewerbebetrieb im Umherzichen.?) 
8 55. Wer auferhalb feines Wohnortes, ohne 


Friſtung fo lange nicht verfagt werben, al3|Begründung einer gewerblichen Niederlaffung u. 


wegen einer durch Erbjall oder Eoncurserflär- 
ung entitandenen Ungewißheit über das Eigen— 
tum an einer Anlage oder, infolge höherer 
Gewalt, der Betrieb entweder gar nicht oder nur 
mit erheblichem Nachtheile für den Inhaber oder 
Eigenthümer der Anlage ftattfinden Tann. — 
Das Verfahren für die srftung ift dafjelbe, wie 
für die Genehmigung neuer Anlagen. $ 50. 
Auf die Inhaber der bereitö vor dem Erſcheinen 
des gegenwärtigen Geſetzes ertheilten Genehmig- 
ungen finden die im $ 49 beftimmten Friften 
ebenfall3 Anwendung, — mit der Maßgabe, 
daß dieſe Friſten von dem Tage der —— 
ung des Geſetzes an zu laufen anfangen. $ 5l. 
Wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren 
für dad Gemeinmwohl kann bie fernere Benupung 
einer.jeden gewerblichen Anlage durch die ade 


Berwaltungäbehörbe?) zu jeder Beit unterjagt |} 


werden. Doch muß dem Befiger alsdann für 
den erweislichen Schaden Erjag geleitet werben. 
— Gegen die unterfagende Verfügung ift der 
Recurs zuläffig; wegen der Entihädigung fteht 
der Rechtsweg offen.) $ 52. Die Beſtimmung 
des $ 51 findet auch auf die zur Beit der Ber- 
fündung des gegenwärtigen Geſetzes bereitd vor» 
handenen gewerblichen Anlagen Anwendung; doch 
entjpringt aus der Unterjagung der ferneren 
Benutung fein Anſpruch auf Entihädigung, wenn 
bei der früher ertheilten Genehmigung ausdrüd- 
lich vorbehalten worden ift, diejelbe ohne Ent- 
jhädigung zu widerrufen. $ 53. Die in dem 


- & 29 bezeichneten Approbationen tönnen bon ber 


Vermwaltungsbehörde nur dann zurüdgenommen 
werden, wenn bie Unrichtigkeit der Nachweife 
dargethan wird, auf deren Grund ſolche ertheilt 
— ſind. — Außer aus dieſem Grunde 


können die in den $$ 50, 32, 33, 34 und 36|über 


bezeichneten Genehmigungen und Beitallungen in 
leiher Weije zurüdgenommen werden, wenn aus 

ndlungen oder Unterlaffungen des Inhabers 
der Mangel be jenigen Eigenſchaften, welche bei 
der Ertheilung der —— oder Beſtallung 
nach der Vorſchrift dieſes * vorausgeſetzt 
werden mußten, klar erhellt. In wiefern durch 


die Handlungen oder Unterlaſſungen eine Strafe]; 


1) Yin erg tn der Freisordnung vom 13. Dechr. 
1872 entjcheibet bierüber der Vezirkärath mit Vorbehalt des 
Recuries - ben Handelöminifter; Geſetz vom 26. Juli 1876 

$ 126, 127. 

S,) Bezüglich bes Verfahrens Dehuls Unterfa ber fer: 
neren Denupung einer g lichen Anlage Grund des 

51, f. den ald Beilage 1 Hiernächft abgebrudten II. Abfchnitt 
Pinifterialanweifung v. 4. Sept. 1869, Nr. 52—54, 


ohne vorgängige Beitellung, in eigener Perſon: 
1) Waaren irgend einer Art feilbieten, 2) Waa- 
ren irgend einer Art bei anderen Perſonen ala 
bei Kaufleuten oder an anderen Orten als in 
offenen Berlaufsjtellen zum Wiederverfauf an« 
faufen, 3) Waarenbejtellungen aufſuchen, ober 
4) gewerbliche oder künftlerijche Leiſtungen oder 
Schauftellungen, bei welchen ein höheres wiſſen⸗ 
ſchaftliches od. Kunftintereffe nicht obmwaltet, feils 
bieten will, bedarf, vorbehaltlich der in den S$ 
44 und 64 getroffenen Beitimmungen, eines Les 
gitimationsscheines.?) — Ein Legitimationsſchein 


1) Neber Zurüdnahme ber Eonceifionen zur Gaftwirthf x. 
entfheibet im Geltungsbereicye ber —— v. ig 
1872 auf Klage ber zu en Behörbe ber i 
bezw. das Bezirtsverwa ng Geſetz v. 
8 133. Ueber Zurüdnahme der anderen im $ 53 aufgeführten 

bationen sc. enticheibet das tungsgericht ; 


ppro 
bai. $ 184. 

2) Hinfichtlih ber Beſteuerung des Gewerbebetriebes im 
Umberzieben und Ausjertigung ber Gewerbeſcheine, ſ. die Wis 
nifterialanmwe jung vom 24. Nov. 1869, Nr. 6—12 un. 
unter Gewerbefteuer II., Gefe vom 3. Juli 1876. 

’) Minifterialanmeifung vd. 24. Nov. 1869: 2. Die 
Anträge auf Ertbeilung von kegitunationsfheinen find in allen 
Fällen an bie Boligeibebörbe bes Wohnortes bes Gewerbes 
treibenden zu richten, zu prüfen ob einer derjenigen 
Gründe vorhanden ift, —— deren zufolge $ 57 der Gewerbe⸗ 
ordnung der Fegitimationsichein verjagt werben darf. Nach 
er Prü reicht die Ortspoligeibebörbe, f fie für 
die Entjheidung der Sache nicht jelbit zuftändig iſt. den Ans 
trag mit ihrem Berichte unmittelbar berjenigen 

nach $ 58 a. a. D. über die Ertheilung bes Legitima⸗ 

— ——— 

matio eines verſagt, ſo ie verſagen 

ſchriftlich zu erlaſſen. mit Gründen und ner ebrung ber 
das gern e Rechtömittel zu veriehben und bem A fteller 
en Behändigungsfchein zuzuftellen. Iſt ber ablehn Des 
cheid von einer Unterbebörde ergangen, fo tft der dagegen 
zuläffige Recurs an die Regierung (Landdroftei), für ben Bali 
— ber Stadt Berlin am die erſte Abtheilung bes Poli⸗ 
seipräfibiums bajelbft = richten. Diefe Behörden entfcheiben 

b Necurs auf Grund einer mundlichen Verhandlung, 
zu welcher ber Recurrent zu laden if. Sie find t, zus 
vor diejenigen Erbebumgen anftellen zu laffen, melde für die 
Beurtbeilung der Sache notbwendig eriheinen. Im Uebrigen 
gelten für bie Borlabung und bas mündliche Berfahren 
unter Nr. 42 der Anmweifung zur Ausführung ber Gewerbes 


eborbe ein, 


ordnung vom 4. * d. J. ertheilten Borſchriften. Web 
ben Beſchluß bes Collegiums iſt, ſofern er nicht auf Beweis⸗ 
erhebung lautet, ein mit Grünben verſehener zu er» 
Ioffen. Iſt der ablehnende Beſcheid von einer en Bers 
waltungsbehörbe ergangen, fo fann entiveber eine münds 
iche Verhandlung der Sache angetragen oder auch 

Recurs — Beſcheid eingelegt werden. Der Antrag auf 
mündlice banblung ift innerhalb 14 Zagen nach Buftells 
ung bes Beſcheides an bie Behörde zu bi ben ar 

u. 


la . Die Borlad 
HE 
um ” 
NN. ran A, Bit m Sms Le mie 
a 
tiondfhein pa eribeilen, fo fertigt die ei —— 


Gewerbeordnung. 
ift nicht erforderlich zum Verkauf oder Ankauf Yu 
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ht fteht; 4) ob. wegen gemohnheitämäßiger 


roher Erzeugniffe der Land- u. Forſtwirthſchaft, Arbeitsſcheu, Bettelei, Zandftreicherei, Trunkjucht 


des Garten» und Obſtbaues.) $ 
chloſſen vom An« 
ind: 1) geiftige Getränke 


6. Audge-|übel berüchtigt iſt. Die Behörde muß inner 
und Berfauf im Umherziehen |halb 14 Tagen dem Nachſuchenden entweder ben 
aller Art; 2) gebrauchte Legitimationsſchein ertheilen oder unter Angabe 


Kleider u. Betten, Garnabfälle, Enden u. Dräu-|ded geſetzlichen Hinderungsgrundes ſchriftlich ver« 
men von Seide, Wolle, Leinen oder Baummolle,|fagen. Gegen die Verſagung fteht der Recurd 


Brudgold od. Bruchlilber; Y 
terieloofe, Staat3- und fon 
4) Sciekpulver, 
\ erplofive Stoffe; 5) Arzneimittel, 
iftige Stoffe. — Der 
omeit ein 


Feuerwertsförper und andere | Ausländern 
Gifte und|ziehen geftattet werben. Der Bundesrat ift be 
undesrath ift befugt, |fu 
dürfniß obmwaltet, anzuordnen, daß|treffen.) 858. Die Erthei 


Spielkarten, Lot⸗ zuʒ Wegen bed Verfahrens und ber Behörben 
tige Werthpapiere;|gelten die Borfchriften der SS 20 und 21. — 


kann der Gewerbebetrieb im Umher⸗ 


t, die deshalb —— Beſtimmungen zu 
ung des Legitimationd« 


die Erlaubniß zum Verkauf cd. Ankauf der eins|jcheined erfolgt: 1) für den Auflauf u. Verkauf 


zelnen ausgeſchloſſenen Gegenſtände ertheilt werde. 
— Der Bundesrath und in dringenden Fällen 
der Bunbesfanzler nad) Einvernehmen mit dem 
Ausſchuß des Bundesrathes für Handel u. Ber- 
fehr, ift befugt, aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit od. der Gefundheitspflege anzuordnen, 
daß auch andere Gegenftände innerhalb einer zu 
beftimmenden Frift nicht im Umherziehen jeilge- 
boten od. angelauft werden dürfen, $ 57. Einem 


Bundesangehörigen, welcher innerhalb des nord-|ftändig ift, 
Bundeögebietes einen feiten Wohnfig |betriebes im Umherziehen le höhere Ber- 


deutſchen 
beſitzt und das 21. Lebensjahr überſchritten Hat, 
darf der Legitimationsihein, vorbehaltlich der 
Beſtimmung des $ 59, nur dann verjagt werden, 
wenn er: 1) mit einer abjchredenden oder an« 
ftedtenden Krankheit behaftet ift; 2) ober wegen 
itrafbarer Handlungen aus Gewinnſucht, gegen 
dad enthum, gegen bie Sittlichfeit, wegen 
vorjäglicher Ungriffe auf das Leben u. die Ge 
fundheit der Menfchen, wegen vorjäplicher Brand- 
stiftung, wegen Zumiderhandfungen gegen Ber- 
bote oder Sicherungdmaßiregeln, betreffend Eins 
führung oder Verbreitung anjtedender Krant- 
heiten oder Biehjeuchen, zu Gefängniß von min- 
deftend 6 Wochen, od. zwar zu einer geringeren 
Strafe verurteilt, aber in der Ausübung ber 
bürgerlihen Ehrenrechte beichränft mworben ift, 
innerhalb zweier Jahre nad) erfolgter Verur⸗ 
teilung, und im Sale der Gefängnißftrafe nad) 
verbüßtemn 





ſelbſtgewonnener —— der Jagd und des 
Fifchranges, 2) für den Verkauf felbitverfertigter 
Waaren, welche zu den Gegenftänden de3 Wodyen- 
marftverfehr8 gehören u. für das nad) Yanded- 
gebrauch hergebrachte Anbieten gewerblicher Leift- 
ungen innerhalb der von der Polizeibehörde 
näßer u beftimmenden Umgegend des Wohnortes 
durch die Unterbehörbe, weide für den Ort, mo 
der Gewerbetreibende feinen Wohnfig hat, zu- 
für alle anderen Arten des Gewerbes 


waltung3behörbe. — In den Fällen, für melche 
die Geſetze die Ausstellung eines Gewerbeſcheins 
nothmwendig machen, Tann dieſer aud) zugleich den 
Legitimationsſchein erjegen. $ 59. Wer auf den 
Straßen oder fonft im Umherziehen oder an 
einem Orte vorübergehend u. ohne Begründung 
eined ftehenden Gewerbes lee Mufit er 
führen, Schauftellungen, theatraliihe Boritell- 
ungen oder fonftige Luſtbarkeiten öffentlich dar« 
bieten will, ohne daß ein höheres JIntereſſe der 
Kunft oder Wiffenfchaft dabei obwaltet, bedarf, 
ie vi den übrigen Erforberniffen, ber vorher» 
gehenden Erlaubniß durch die Behörde des Dr- 
te, an weldem die Leiſtung beabfichtigt wird. 
— Die Ertheilung von Legitimationsfcheinen für 
diefe Gewerbe wird verjagt, jobald der den Ber- 
_- bed Verwaltungsbezirted ber Höheren 
rwalt angsbehörde entſprechenden 


er er bon 
Gefängniß: 3) oder unter Polizei» | Berjonen 2 er ertheilt jind.?) — 


Umperziehenden Schaufpieler- Gejellihaften wird 


cheid den Regitimationsichein aus. Wird dasIder Legitimationdichein nur dann ertheilt, wenn 


eiftfichen Bei 
—— 
eg affen, ber dieien Beſchluß näher begründet und as 
Ba Rena 1 erlangen 
ee ai rer ecuts an * —— Reffort: 


Me. Der Recurs gegen bie erfle Entſcheidung, 
Be inter — oder —— Y; * sun — 

14 en ung einzulegen und zu 
R —— Er Lan der erften ni er - 


weiten 
Inftanz eingereicht werden. Wird durch ben Recursentfceid bie 
Sngefoitene Bertügung benätigt Ba A leich ausdrüdlich 
darauf bingemwieien, “ eine werde durch das 
nicht zugelaſſen ſei. Der Beſcheid wird der Behörde, 
MA in efiee Jufang entſchleden bat, in Ausfertigung übers 
endet. HA darin ber Recurs zurü ‚ fo ftellt die 
—3. te Behörde den — 2 Et — * in ber 
Recurs begründet A iefelbe auf Grun 
des Beicheibes dem nachgeſuchten Pegitimationsihein aus. — 
Geltun der Kreisorbnung vom 13. Dec. 1872 
et gegen bie bie fung bes &egitimationsfheins zum Ge⸗ 
werbebetriebe im Umberzieben ($$ 55, 58, 60, 62, Abj. 2 ber 
Sermerbeordnung) verjagenbe gung bie lage 
ee ftatt; 
131. 
iĩ 

I Pi irles, ſ. $ 5 ber Gemerbeortnung. 


‚ durch welche der Legitimationsſchein 
t eralten, fo ift ein förmlidher Be der Unterne 


dem 
Befeh vom 26. Juli 1876 


des Gewerbebetriebe im Um herziehen innerhalb 


mer die im $ 32 borgejchriebene Er 
laubniß befist. $ 60. Der Legitimationzjchein 
enthält das Signalement ded Inhabers und die 
nähere Bezeichnung des von demielben beabfichtig- 
ten Gewerbebetriebed. Er iſt nur für dad Ka— 
(enderjahr giltig. Seine Erneuerung darf nicht 
verjagt werden, jo lange die im $ 57 bezeichne- 
ten Erforberniffe vorhanden find. — Der Legi- 
timationsſchein für den Betrieb der im $ 59 be 
zeichneten Gewerbe gewährt die Befugniß zum 
Gewerbetriebe in einem anderen als dem Bezirke 
derjenigen höheren Verwaltungsbehörde, melde 
ihn ausgeftellt hat, nur dann, wenn er auf ben 
anderen Bezirt von der höheren Berwaltungs- 


1) Das Berzeihniß wire Bebörben, zur Aus⸗ 

fteflung von Legitimationsfdeinen für den betrieb im 

Umberziehen an Ausländer :c. befugt find, f. unter Yuß» 

ef fe Berl folgt i ber einfachen Ber 
agung erfolgt im n 

ung; Winifterialanmeijung vom 24. Rov. 1869, Nr. 3 In s 
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behörbe des Iegteren ausgedehnt ift. Dieſe Aus- 
dehnung wird verjagt, jobald für die ben Ver— 


Gewerbeordnung. 


ald Erwiderung ber im Auslande gegen Bundes» 
Angehörige angeordneten Beichräntungen bleiben 


itniſſen des Bezirkes entfprechende Anzahl von dem Bundesrathe vorbehalten. $ 65. Die Zahl, 
er Regitimationsicheine bereits auögejtellt | Zeit und Dauer der Mefien, Jahr. und Wochen- 


ober ausgedehnt find. $ 61. Der Inhaber des 
Legitimationsicheines ift verpflichtet, diejen wäh 
rend der thatjädhlichen Ausübung des Gewerbe» 
betriebeö bei fi zu führen, auf Erfordern der 
zuftändigen Behörde vorzuzeigen, und jofern er 
jerzu nicht im Stande ift, auf Geheiß der Be- 
De den Betrieb bis zur Abhilfe des Mangel 
einzuftellen. F 62. Der Gewerbebetrieb im Um- 
herziehen darf nicht durch Stellvertreter ausge⸗ 
übt werden. Ausgenommen hiervon find der 
Verkauf der im $ 58 bezeichneten Gegenjtände, 
jofern er inmerhalb der von der Polizeibehörde 
näher zu bejtimmenden Umgegend des Wohn- 
orte3 erfolgt, und der ebenvajelbit unter 2 be- 
zeichnete Gewerbebetrieb. — Die Mitführung von 
Begleitern, jei e8 zur Beförderung der Waaren, 
zur Wartung des Gejpannes oder zu anderen 
BZweden, bedarf der in dem Legitimationsicheine 
auszudrüdendenGenehmigung derjenigen Behörde, 
welche den Schein ertheilt hat, ober in deren 
Bezirk fi der Nachſucher befindet. Dieje Ger 
nehmigung darf nur unter ben Vorausſetzungen 
und Formen verfagt werben, welche $ 57 für die 
Berjagung des Legitimationsfcheines gegenüber 
dem Unternehmer vorschreibt. Für Kinder unter 
14 Jahren twird dieje Genehmigung nicht er- 
theilt.) 8 63. Der Gejeggebung jedes Bundes- 
ftaates bleibt —— für das Gebiet des 
ietzteren den Verkauf oder Aufkauf im Umher— 
ziehen von näher zu bezeichnenden Gegenſtänden 
des gemeinen Verbrauchs von den beſchränkenden 
Vorſchriften dieſes Titels auszunehmen. 


Titel IV. 
Marktverkehr. 


$ 64. Der Beſuch der Meſſen, Jahr- und, 


Wocenmärfte, jowie der Kauf und Verlauf auf 
denjelben jteht einem Jeden mit gleichen Befug- 
nifjen frei. — Wo jedody nad) der biöherigen 
Ortsgewohnheit gewiſſe Handwerkerwaaren, welche 
nicht zu den im $ 66 bezeichneten Gegenſtänden 
gehören, nur von Bewohnern des Marktortes 
auf dem Wochenmarfte verfauft werden durften, 
tan die höhere Verwaltungsbehörde, auf Antrag 
der Gemeindebehörde, den einheimiichen Verkäu— 
fern die Fortſetzung des herkömmlichen Wochen- 
marftverlehrd mit jenen Handwerferwaaren ge- 
ftatten, ohne auswärtige Verkäufer derjelben 
Waaren auf dem Wocenmarkte zuzulafien.?) — 
Beichräntungen des Marktverfehrs der Uusländer 


1) Minifterialanmeifung vom 24. Novbr. 1869: 
4. Die Anträge auf Zulafjung von Begleitern 
a. a. D.) find von dem Unternehmer an die 
des Mohnorts des Begleiters zu richten. Dieſe Behörde hat 
den Antrag in Gemäßheit der $$ 57 und 62 a. a. O. zu 
Be und mit —— — ber ee es 

de einzurei ird von eren enebmig: 
an t, fo ift nach den unter Nr. 2 gegebenen Borſchriften 
mit ber Mafgabe zu verfahren, daß zu der mündlichen Br: 
handlung außer dem Unternehmer auch der — zu laden, 
die Behändigung der Entiheibung dagegen allein an den Un: 
ternebmer zu beivirfen ift. 

2) Weber die Competenz des Bezirtsraths f. unter Ber: 
waltungahebörden Geſetz vom 26. Juli 187€ $ 136 
Nr. 4 und Abf. 2. 


$ 62, Ab. 2/9 
oligeibehörde 


märfte wird von der zuftändigen Verwaltungs- 
behörde feſtgeſetzt.) — Dem Marftberechtigten 
fteht gegen eine folche Anordnung fein Wider- 
ſpruch zu; ein Entihäbigungsaniprudh gebührt 
demjelben nur dann, wenn durch die Anordnung 
die Zahl der bis dahin abgehaltenen Märkte ver- 
mindert wird u. eine größere Zahl ausdrüdlich 
und untiderruflich verliehen war. Gemeinden, 
welche einen Entihädigungsaniprud geltend ma- 
chen wollen, müjjen außerdem nadjweiien, daß 
ihr Recht auf einen fpeciellen ‚afrigen Titel fich 
gründet.?) $ 66. Gegenjtände des Wochenmarkt» 
verfehrs find: 1) rohe Naturerzeugnifie mit Aus- 
ſchluß des größeren Viehes; 2) Fabrilate, deren 
Erzeugung mit der Land» Forſtwirthſchaft, 
dem Garten und Obſtbau oder der Fiſcherei in 
unmittelbarer Verbindung ſteht, oder zu den 
Nebenbeſchäftigungen der Landleute der Gegend 
gehört, od. durch Tagelöhnerarbeit bewirkt wird, 
mit Ausſchluß der geiſtigen Getränke; 3) friſche 
Lebensmittel aller Art. — Die zuſtändige Ver— 
waltungsbehörbe®) ift auf Antrag der Gemeinde» 
behörbe befugt, zu beftimmen, welche Gegenftände 
außerdem nad) Ortsgewohnheit und Bedürfniß 
in ihrem Bezirk überhaupt od. an gewiſſen Or- 
ten zu den Wochenmarftöartifeln gehören,*) $ 67. 


2 Ueber Zahl, Zeit unb Dauer ber Sram: und Biebmärkte 
befchließt im Bereiche ber Sreisorbnung vom 13. Dec. 1872 
der Wropinzialrath; Gejeg vom 26. Juli 1876 $ 139. 

2) Bergl. au unter Berwaltungsbehbörden Geſetz v. 
26 Juli 1876 $ 140. 

2) Im Geltungsbereiche ber Kreißorbnung vom 19. Dechr. 
1872 ber Bezirkäraih; Geſetz v. 26. Juli 1876 $ 136 Nr. 5. 

9 Durch Minifterial-Berfügung vom 25. December 1847 
ift folgendes Verzeichniß der Wochenmarktsgegenftände auf: 
gejtellt: 1. Erzeugniffe des Bodens, der Land und Forft- 
wirthſchaft, der Jagd und Fiſcherei, welche zum Genufie 
dienen. — Alle eßbaͤren Garten:, Wald: und Felbfrücdhte 
(frifch, getrodnet, gebaden oder eingelocht), als: Obſt, Ei: 
tronen, Pommeranzen, Apfelfinen, Gemüfe, Kräuter, Knollen 
und Wurzeln, auch robe ungedörrte Eihorienmwurzeln; ferner 
Pilze, Beeren, Zämereien, Getreide und Hülfenfrüdte, Mehl 
jeder Art (einichliehlich des Kartoffel: und Senfinebls) u. alle 
andere Mübhlenjabrifate aus Getreide und Hülfenfrüchten, fo: 
dann Hefe, Brod, Semmel u. ähnliche Badtwaaren. — Kleine 
vierfügige Thiere, Kälber, Schafvieh, Schweine, Biegen, Milch, 
Butter, Käſe, Fleiſch und Fleiſchwaaren (friſch, geſalzen oder 
geräuchert), wildes Geflügel und Wildpret aller Art, Feder: 
vieb, Eier, Honig, Krebſe, Muſcheln, Fiſche (friih, gelalgen, 
gedörrt oder geräudert). 2. Undere Erzeugnifie der Natur 
und ber mit dem Landbau und mit der Forſtwirthſchaſft ber: 
bundenen gewerblichen Tpätigkeit. — Rohe Steine u. Erden, 
Schiefer, Kaltfteine, rober Gips umd Traf, Kreide, Thon, 
Walferde, Feuer-⸗, Weg: und Schleiffieine und Ziegel. — 
Gras, Heu, Biebfutter (auch Oelluchen), Strob, Scyili, Rohr, 
Bait, Laube und Nadelſtreu, Seetang. — Moos, Schwamm, 
robe Wurzelgemädie, Stengel und Blätter (namentlich auch 
rohe unbearbeitete Zabatsblätter), Blumen und Pflanzen, 
ovien, Wau, Karden, desgleihen Del: und Kleeſaat u. an: 
derer Pilangenfaamen. — Sträuder, Bäume, Nutben, Neifer, 
auc Beſen aus Reiſern, ſowie grobe Geflechte aus gel 
fräbnen, aus Weiden, Schilf, Rohr, Bat, Strob u. dergl. — 

lachs, Hanf, Yeinengarn, Zwirn, Band und Strümpfe aus 
einen, Leinwand, Zwillih und Drillich. — Bremmbolz, Torf, 
ger Braun: und Steinlohlen und andere Brennmaterialien, 
obe und Lohluchen. Harz, Theer, Veh, Kienöl, Kienruf, 
Ale, Bau, Nug: und Schirrholz, Pfähle, Bretter, Latten, 
Dabiplitten, auch grobe Holzwaaren. — Vögel, Bienenjtöde, 
robes Wachs, Schreib⸗ und neue Bettfedern, rohes Horn, 
Knoden, robe Thierielle, Vorften, Thierbaare und wollenes 
Steidgarn. — (Diefe Gegenftände dürfen überall auf Wochen: 


märften, aud da, wo der Wochenmarfiverfehr einzelne diefer 


Gewerbeordnung. 
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Auf Jahrmärkten dürfen außer ben im $ 66 be-|u. täglich während der Verkaufszeit auszuhängen. 
nannten Gegenftänden Berzehrungs- Gegenjtände|$ 74. Wo der Verlauf von Badwaaren nur nad) 


und Yabrifate aller Art feilgehalten werben. — 
Zum Berlauf von geiftigen Getränken zum Ge- 
nuß auf der Stelle bevarf e3 jedoch der Ge- 
nehmigung der Ortöpoligeibehörbe. $ 68. Der 
Marktverkehr darf in keinem Falle mit anderen 
als ſolchen Abgaben belaftet werden, welche eine 
Bergütung für den überlafjenen Raum und den 
Gebraud von Buben und Geräthſchaften bilden. 
In ben Beitimmungen darüber, ob und in wel- 
dem Umfange Abgaben diejer Urt erhoben wer- 
den dürfen, wird durch gegenmwärtiges Gejeg nichts 
geändert. Ein Unterjchied zwiſchen Einheimifchen 
u. Fremden bezüglich der Zahlung der Abgaben 
darf nicht jtattfinden.) $ 69. In den Grenzen 
der Beitimmungen der 85 65 bis 68 Tann Die 
Drtöpolizeibehörde, im Einverſtändniß mit der 
Gemeindebehörde, die Marktordnung nad dem 
örtlichen Bedürfniß feftjegen, namentlich auch für 
das Feilbieten von gleichartigen Gegenſtänden 
den Plaß, und für das Feilbieten im Umher— 
- tragen, mit oder ohne Ausruf, die Tageszeit u. 
die Gattung der Waaren bejtimmen. $ 
In Betreff der Märkte, welche bei bejonderen 
Gelegenheiten oder für bejtimmte Gattungen von 
Gegenſtänden — werden, bewendet es bei 
den beſtehenden Anordnungen. — Erweiterungen 
dieſes Marltverkehrs können von der zuſtändigen 


Behörde mit Zuſtimmung der Gemeindebehörde | Scho 


angeordnet werden. $ 71. Beichyränfungen des 
Verkehrs mit den zu Meſſen und Märkten ge 
bradten aber unverfauft gebliebenen Gegenftän- 
den werden hierdurch aufgehoben. Der Einzel- 
verfauf jolher Gegenftände aufer der Marktzeit 
ift jedody nur unter denjelben Bedingungen zu- 
läſſig, unter welchen derjelbe ftatthaft jein würde, 
wenn die Gegenftände nicht auf den Markt ge- 
bracht wären. 
Titel V. 


Zaren. 

S$ 72. Polizeilihe Taren ſollen, foweit nicht 
ein Anderes nachſtehend angeordnet worden, fünf- 
tig nicht vorgejchrieben werden; da, wo jie ge 

enwärtig beftehen, find fie in einer von der 
Brrtspolizeibehörbe u bejtimmenden, höchſtens 
einjährigen Frift —— $ 73. Die Bäder 
u. die Verfäufer von Badwaaren können durch 


den von den Bädern u. Berläufern an ihren Ber» 
faufölocalen angejchlagenen Preifen erlaubt ift, 
fann die Ortöpolizeibehörbe die Bäder und Ber- 
fäufer zugleid, anhalten, im Berfaufslocale eine 
Waage mit den erforderlichen geeichten Gewichten 
aufzuftellen u. die Benußung derſelben zum Nach⸗ 
wiegen ber berfauften Badwaaren zu gejtatten. 
$ 75. Die Gaftwirthe können durch die Orts— 
polizeibehörde angehalten werben, dad Verzeich— 
niß der von ihnen geitellten Preife einzureichen 
u. in den Gaftzimmern anzuichlagen. Dieje Preiſe 
bürfen zwar jederzeit abgeändert werden, bleiben 
aber jo lange in Kraft, bis bie Abänderung der 
Polizeibehörde angegeigt u. das abgeänderte Ber- 
zeichnig in den Gaftzimmern angeichlagen it. Auf 
Beſchwerden Reifender wegen Ueberjhreitung ber 
verzeichneten Preife fteht der Ortöpolizeibehörbe 
eine vorläufige Entiheidung vorbehaltlich des 
Rechtsweges zu. $ 76. Die Ortöpolizeibehörde 
ift in Uebereinftimmung mit ber Gemeindebehörde 
befugt, für Lohnmbediente und andere Perjonen, 


70. welche auf öffentlichen Straßen u. Pläßen oder 


in Wirthshäuſern ihre Dienfte anbieten ($ 37), 
jowie für die Benugung von Wagen, Pferden, 
Sänften, Gondeln u. anderen Trandportmitteln, 
welche öffentlih zum Gebraud aufgejtellt find, 
Tagen feſtzuſetzen. $ 77. Ebenjo können für 
Schornfteinfeger, wenn ihnen Bezirke ausjchlieh- 
fi zugewiejen find, von der Ortspolizeibehörbe, 
im Einverjtändniß mit der Gemeindebehörde, od. 
wenn der zugemwiejene Bezirk mehr als eine Ort- 
ſchaft umfaßt, von der unteren Berwaltungdbe- 
hörde Zaren aufgejtellt werben. $ 78. Hinficht- 
lid der Taxeu für folche gemwerbtreibende Per- 
jonen, welche nad) den Beitimmungen im $ 36 
von den Behörden zu beeidigen und anzuftellen 
find, wird durch das gegenwärtige Geje nichts 
eändert. Die nad) $ 36 zuftändigen Behörden 
Find befugt, für diefe Perſonen auch da Taren 
einzuführen, wo dergleichen bisher nicht beſtanden. 
s 79. Die in den $$ 73 bis 78 genannten 
Gewerbetreibenden find berechtigt, die ei eſtell⸗ 
ten Preiſe und Taxen zu ermäßigen. 8 Die 
Taxen für die Apotheler können durch die Cen— 
tralbehörden feſtgeſetzt werden, Ermäßigungen 
derſelben durch freie Vereinbarungen ſind jedoch 


die Ortspolizeibehörde angehalten werden, diezuläſſig. — Die Fe: der approbirten Aerzte 


Preife u. dad Gewicht ihrer verjchiedenen Bad-|u. j. w. ($ 29 Ab). 


1) bleibt der Bereinbarung 


mwaaren für gewiſſe von derjelben zu beftimmendejüberlaffen. Als Norm für ftreitige Fälle in 
eiträume durch einen von außen fidhtbaren An« —— einer Vereinbarung können jedoch für 


5 am Verkaufslocale zur Kenntniß des Pus |diejel 


en Taren von den Centralbehörden feitge- 


vᷣlicums zu bringen. — Diejer Anſchlag ift koften-| jet werben.!) 


frei mit dem polizeilichen Stempel zu verjehen 


Gegenftände bisher nicht umfaßte, feilgehalten werben.) — 
Der Wohenmarktverkebr ſoll fih dagegen auf die vorftehenden 
Artitel der Regel nad aud beihränten. Erweiterungen des 
alfgemein zuläffigen Wohenmarftverfebrd durch Bulaff 
Gegenftände nah Maßgabe bes 
niffes einzelner Marltorte fönnen nur mit umjerer vorgängi 
i und werden in ſolchen ten für 
jeden der betreffenden Marftorte in ortsüblicher Weiſe befannt 
macht. — Andere Gegenftände, als die ſolchergeſtalt feftge- 
Üten Wocdenmarftsartifel auf den Wocenmärften 
balten, wird bei Bermeibung ber im $ 187 ber Gewer 
nung beftimmten Bolizeiftrafe hierdurch unterjagt 
2 


onderen Bebürk, Statuten ( 
enin Kraft, ſoweit jie nicht dur die Borjchriften 


Titel VL 
Innungen von Gewerbetreibenden, 

[L Beitehende Innungen.] $ 81. Alle zur Zeit 
geiegtich bejtehenden Gorporationen von Gewerbe» 
treibenden Dim ner Bünfte) dauern fort. Ihre 

nnungsdartifel, Bunftartifel) bleiben 


dieſes Gejeges od. nad; Mafgabe der Beitimm- 
ung im $ 92 abgeändert werden, Jedes 


—— Mitglied einer Innung kann jederzeit, rorbehau⸗ 
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lich der Erfüllung feiner Verpflichtungen, aus- behörbe über feine Eigenſchaft als folcher geführt. 

oben und darı N Gewerbe * em Aus⸗ * Die Befugniß —* ———— te ir 
ei, 


tritt fortjegen. Der Ausgeſchiedene verliert alle|auch auf diejenigen Gefchäfte u. —— 
Anſprüche an das Zunftvermögen und bie durch für welche nach den Geſetzen eine Special- Boll- 
daſſelbe ganz oder theilweife jundirten Neben-| macht erforderlich ift. — Soweit in bem Statut 
tafien, ſoweit die Statuten nicht ein Anderes be⸗ (Innungsartikeln, Zunftartifeln) einem Mitgliede 
ftimmen. $ 83. Bon dem Eintritt in eine Irmm-|oder mehreren Mitgliedern bed Vorſtandes die 
ung können Diejenigen ausgeſchloſſen werden, 1)|Bertretung der Innung nad außen übertragen 
weite die bürgerliche Ehre verloren haben, 2) it, behält ed hierbei fein Betwenden. $ 89. 
welchen die Ausübung der bürgerlihenEhrenrechte |Berträge der Innung über die Erwerbung, Ber- 
auf Zeit unterfagt ift, 3) welche fi im Concurs äußerung oder Verpfändung unbewegliher Sa- 
befinden. $ 84. Borbehaltlic; der vorftehenden chen und über Darlehen, für melde dad unbe 


Beitimmung ($ 83) darf der Eintritt in eine In- 
nung Keinem verjagt werden, welcher die in dem 
Statute vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt Hat. 
— Bedarf es zu diefem Bmede der Ablegung 
einer Prüfung, fo ift diefelbe auf den Nach— 
weis der Befähigung zur jelbftändigen Ausführ- 
ung der gewöhnlichen Urbeiten des Gewerbes zu 
rihten. Die deshalb zu löſenden —— ſo⸗ 
wie der zur Beſtreitung der Prüfungskoſten von 
dem zu Prüfenden zu zahlende Betrag werben 
von der Innung beftimmt. Bevorzugungen find 
dabei nicht ftatthaft. — Die Prüfungszeugnifie 
der für einzelne Gewerbe angeordneten bejonde- 
ren Prüfungsbehörden und der — zur Ab⸗ 
nahme von Prüfungen befugt geweſenen Eom- 
mijfionen find ein genügender Nachweis der Be- 
fähigung zum Betriebe der Gewerbe, über welche 
fie ausgeftellt find. — Die Ablegung einer Prüf- 
ung kann von Denjenigen nicht gefordert werben, 
welche da3 betreffende Gewerbe mindeftens jeit 
Einem Jahre ‚jelbftändig ausüben. & 85. Die 
bei der Aufnahme in eine Innung zu entricht- 
enden Untrittögelder müſſen für alle Genofjen 
der Innungen gleich fein. Wo fie mehr ala 
15 M betragen, bedarf es zu —— Erhöhung 
der Genehmigung der höheren Berwaltungäbe- 
hörde. Diefe Genehmigung ift aud dann er- 
forderlich, wenn Antrittögelder, welche den Be- 
trag von 15 M nicht überjteigen, über biejen 
Betrag erhöht werben ſollen.) — Der Beitritt 
zu einer Innung fließt die Befugniß nicht aus, 
an anderen Innungen theilzunehmen. F 86. 
Durch Beſchluß der — kann von Ausübung 
des Stimmrechts, ſowie der Ehrenrechte inner- 
halb der Innung Derjenige ausgeſchloſſen wer⸗ 
den, welcher in einem der in $ 83 unter 1, 2, 
3 bezeichneten Berhältnifie ſich befindet. F 87. 
Bird nah dem Tode eined Innungsgenoſſen 
befien Gewerbe burd einen Stellvertreter für 
Rechnung ber Wittwe od. minderjährigen Erben 
fortgejegt, jo gehen bie Befugniſſe u. Obliegen« 
eiten des Verfiorbenen, mit Ausnahme bes 


wegliche Vermögen ber Innung oder die Nußs 
ungen —— auf länger als ein Jahr haften 
ſollen, bedürfen zu ihrer Rechtsgiltigkeit der Ge- 
nehmigung der Gemeindebehörbe. Diejelbe darf 
jedoch verſagt werden, wenn nachgewieſen 
wird, daß die Erfüllung aller ——— Ber» 
pflidtungen der Innung, ſowie der für den Fall 
der Auflöjung durch $ 94 getroffenen Borfchriften 
gefichert bleibt. 8 90. Zahlungen aus den Ein- 
nahmen od. dem Bermögen ber Innung an Ge— 
noffen derjelben bürfen nur inſoweit geleiftet 
werben, als fie auf ausdrücklichen Vorſchriften 
bed Gtatutd beruhen. Für Behrung dürfen jolche 
Zahlungen niemals geleiftet werden. $ 91. Die 
erecutivifche Beitreibung der Innungs⸗ Beiträge 
und ber von Innungsgenoſſen wegen Berle 

ung ftatutarischer Vorſchriften vermwirkten Gel 

ftrafen im Bermwaltungsmwege findet ferner nicht 
ftatt. $ 92. Ubänderungen des Statut3 fünnen 
in einer Berfammlung der Innung, zu welcher 
fämmtliche ftimmberechtigte Genofjen unter aus- 
drüdlicher Bezeichnung des Gegenftandes der Bes 
rathung jchriftlic) eingeladen find, durch abjolute 
Mehrheit der Anweſenden beichlofien werben. 
Der Beſchluß bedarf der Genehmigung der höhe» 
ren Bermwaltungäbehörde,*) wenn er Zahlungen 
aus den Einnahmen oder dem Vermögen der 
Innung an Genofjen derjelben oder andere Ber- 
fügungen über das Jnnungsvermögen zum Ge» 
genftande hat. Dieje Genehmigung darf jedodh 
nicht verfagt werden, wenn nachgewiejen wird, 
dag die Erfüllung aller beftehenden Verpflicht- 
ungen der Innung, ſowie der für den Fall der 
Bern durh $ 94 getroffenen Vorſchriften 
gefichert bleibt. S 93. Fhre Auflöfung kann die 
Innung in einer Berfammlung, zu welcher ſämmt⸗ 
liche ——— Genoſſen unter ausdrück⸗ 
licher Bezeichnung des Gegenſtandes der Berath- 
ung ſchriftlich eingeladen find, durch abjolute 
Mehrheit der Anweſenden beſchließen. Der Be— 
ſchluß bedarf der gung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde. Dieje Genehmigung wird er- 


timmrechts in der Innungsverſammlung, aufltheilt, wenn bie Berichtigung der Schulden und 
. bie Wittwe für die Dauer des Wittwenftandes, die Erfüllung der Borfchriften des 8 94 ficher- 


beziw. auf die minderjährigen Erben für bie 
Dauer der Minderjährigkeit, über. 8 88. Die 


ejtellt ift.) 8 94, Löft eine Innun 4 
o muß ihr . ne zur ae 


wird bei gerichtlichen wie bei außerge-Jung ihrer Schulden und zur Erfüllung ihrer 


Innun 
— Verhandlungen durch i 
vertreten. — Die irre 
durch eine amtliche Be 
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elder ber 

$ 136 ir. 2, 


ath; 


ren Borjtand |jonjtigen Verpflichtungen verwendet werben. 
me eſſelben wird|dafjelbe bisher ganz oder theilweife zur Funbir- 
cheinigung der Gemeinde | ⸗· 


bereiche ber gung Br 13. Dee. echt licht 
bie rg zur Erböhung biefer | und ainberung 
Besistörath; Gefeh vo 


x 
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ung von Unterrictsanftalten oder zu anderen ag ihrer Statuten bie Rechte einer Corporation. 
öffentlichen Zwecken beftimmt, jo darf 1* $ 98. Der Zweck der neu zu gründenden Inn— 
biefer Beftimmung nicht entzogen werben. Wird ungen befteht in der Förderung der gemeinfamen 
dafür nicht in anderer genügender Weile Sorge) gewerblichen Intereſſen. 99. Die Genehmig- 
gefrogen, jo fällt daß betreffende Vermögen derjung der Innungsſtatuten I den höheren Ver⸗ 
einde gegen Uebernahme der darauf lajten-|waltungsbehörden zu.) $ 100. In den Status 
den Verpflichtungen zu. — Eine Bertheilung des ſten find die Bedingungen der Aufnahme in die 
hiernach verbleibenden Reinvermögens unter die) nnung, die Rechte u. Pflichten der Mitglieder, 
geitigen Mitglieder kann die Innung bei ihrerjder Mapftab, nach welchem laufende Beiträge 
uflöfung nur foweit befchliegen, als bafjelbe|der Innungsgenoſſen auszufchreiben find, und die 
aus Beiträgen diejer Mitglieder entitanden ijt.|befonderen Folgen, melde an die unterlaffene 
— Der Reit des Vermögens wird, fofern in bem| Zahlung derſelben ſich knüpfen, die Urt der Zu« 
Statute ob. in den Landesgeſetzen nicht ein An- ſammenſetzung des Vorftandes, ingleichen die Ein- 
dere3 ausdrücklich beftimmt ift, der Gemeinde, in —— für die Verwaltung der gemeinfchaft- 
welcher die aufgelöjte Innung ihren Sig Hatte,|lihen Angelegenheiten feitzujegen. $ 101. Jede 
zur Benugung für gewerbliche Bwede überwiejen. | Innung muß einen Vorſtand haben, deſſen Mit« 
— Entjtehen aus den vorjtehenden Bejtimmungen|glieder von den Innungsgenoffen zu wählen find. 
Differenzen zwiſchen der Ortögemeinde und der/$ 102. Die Höhe und die Verwendung der Bei— 
Innung, fo fteht die Entſcheidung darüber deriträge, ſowie die Verwaltung des Etatd-, Kafien- 
höheren Verwaltungsbehörde!) zu. — Letzterer ſu. Rechnungsweſens, wird durch die Beichlüffe der 
jteht auch die Befugniß zu, den biöher mit deri'innung geordnet. $ 103. Die Beitimmungen 
Junung verbunden gewejenen Unterrihtanftalten, in den 85 82— 96 finden aud auf neue Jun— 
ilfstafſen od. anderen Inftituten zu Öffentlichen Jungen Anwendung.“) $ 104. Corporationen von 
wecken nad; der'Auflöjung der Junung Eorpo-|Saufleuten, melden ausſchließliche Gewerböbefug- 
rationsrechte zu ertheilen.?) — Die vorjtehenden Inifje nicht zugeftanden haben, unterliegen nicht 
Vorſchriften tommen aud im Falle des Erlöſchens den Vorſchriften dieſes Titels. 
einer Innung duch Ausfterben ihrer Mitglieder Titel vm. 
zur Anwendung. $ 95. Die Gemeindebehörbe 
übt die Aufficht über die Sumgen aus. Giej Gewerbegehilfen, Gejellen, Lehrlinge, Fabrit- 
entjcheidet Streitigkeiten über die Aufnahme und Ürbeiter. 
Ausſchließung von Genojien, über die Wahl der) [I. Berhältnifje ber Gejellen, Gehilfen u. Lehr- 
Borjtände und über die Rechte und Pflichten der/finge. 1. Im Allgemeinen.) 8 105. Die Feit- 
fegteren. Gegen ihte Entideidung fteht der Re-|fegung ber Verhältniffe zwiſchen den felbftändi- 
curs an die Höhere Verwaltungsbehörbe — offen, gen Gewerbetreibenden und ihren Geſellen, Ge- 
welcher binnen einer präcluſiviſchen Friſt vonhilfen u. Lehrlingen iſt Gegenſtand freier Üeber⸗ 
4 Wochen bei der Gemeindebehörde anzubringen einlunft. — Zum Arbeiten an Sonn- und Feft 
ift. — Innungsverſammlungen, in welchen über tagen ift, vorbehaltlich der anderweitigen Ber- 
Abänderungen des Statutd oder über die Auf-leinbarung in Dringlichkeitsfällen, Niemand ver- 
löfung der Innung Beſchluß gefaßt werden joll,|pflichtet. $ 106. Die nah den Landesgeſetzen 
wohnt die Gemeindbebehörde durch eines ihrer/zuftändige Behörde hat darauf zu achten, daß 
Mitglieder od. einen Beauftragten bei. An an-|bei — ber Lehrlinge gebührende Rüd- 
deren Berathungen der Innung nimmt fie nicht|ficht auf Geſundheit und Gittlichfeit genommen, 
teil. Die Beftätigung der Wahl der Vorſtände ſund denjenigen Lehrlingen, melde des Schul» u, 
fteht ihr fortan nicht zu. $ 96. Alle Beftimm-|Religionsunterrichts noch bedürfen, Zeit dazu ge« 
ungen der Geſetze oder der Statuten (Innungs-laſſen werde. — Durch Ortöftatut ($ 142) können 
artifel, Bunftartifel), durch weiche der Gemeinde |Gejellen, Gehilfen und Lehrlinge, fofern fie das 
behörde in Angelegenheiten der Innungen größere |18. Lebensjahr nicht überfchritten Haben, oder 
Befugniſſe beigelegt find als durch gegenwärtiges |einzelne Klafjen berjelben, zum Bejuche einer Fort⸗ 
Geſetz, treten außer Kraft. , bildungsichule des Ortes, Arbeits» u. Lehrherren 
(11. Neue Innungen.) $ 97. Diejenigen, welche aber zur Gewährung der für diefen Beſuch er- 
gleiche oder verwandte Gewerbe jelbftändig be |forberlichen Zeit verpflichtet werden. $ 107. Je» 
treiben, können zu einer Innung zufammentreten.|der Gewerbeunternehmer ift verbunden, auf feine 
— Neue Inmungen erlangen durch die Beitätig- Koſten alle diejenigen Einrichtungen herzuftellen 
— — — — Ber re — — * . Rückſicht en die 
tun i om 13. Dec.|bejondere Beichaffenheit des Gemwerbebetriebed u. 
ec per ge ee Be BIST: der Betrieböftätte zu thunlichfter Sicherung der 
Mr. 21 Udf. 4: Inwieweit bi Extheilung derfelben ange: | Arbeiter gegen ae für Leben u. Gefundheit 
are Are Be rn Ga nähe ft, 5, AOR teitigtiten De 
. arti i 5* ſelbſtãn igen Gewerbetreibenden mit ihren Ge— 
EEE SEE iin Sn Eds 
orpor: « ver n werben können. ec Ipätere ) Yntritt, Die egung oder u un e 
— HENEEER Seuskn 2 Der Seracı| Arbeits. oder Lchrverhältnifies, auf Die gegen 
der Kreisor vom 13. Dec. 1877 beichlieft hierüber der | jeitigem Leijtungen während der Dauer befjelben 
atb; 6 vom 26. Yuli 1876 $ 136 Nr, 3. 
ber Kreisorb vom 13. Dec. 1876 an 
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ober auf die Ertheilung oder den Inhalt der in zahlt, bei Stüdlohn nicht für ihre ausreichende 
ben $$ 118 und 124 erwähnten Zeugniffe be-|Beichäftigung jorgt, oder wenn er ſich wiber- 
—*— find, ſoweit für dieſe Angelegenheiten be» | rechtlicher Uebervortheilungen gegen fie ſchuldig 
* ere Behörden beſtehen, bei dieſen zur Ent- macht; 5) wenn bei Fortſetzung der Arbeit ihr 
ſcheidung zu bringen. — Inſoweit joldye bejon-|Leben oder ihre Gejundheit einer erweislichen 
dere Behörden nicht beftehen, erfolgt die Ent- — —— ſein würde, welche bei Eingeh- 
icheidung durch die Gemeindebehörde, — — er 8 Urbeitövertrages nicht zu erfennen war. 
die Enticheidung der Gemeindebehörde fteht den/$ 113. Beim Abgange fünnen die Gejellen und 
Betheiligten eine Berufung auf den Rechtsweg Gehilfen ein Zeugniß über die Art und Dauer 
binnen 10 Tagen prächufiviicher Frift offen; dielihrer Beſchäftigung fordern, welches auf Antrag 
vorläufige Vollſtreckung wird aber Hierdurch nicht|der VBetheiligten und, wenn gegen den Anhalt 
aufgehalten. — Durd Ortsſtatut ($ 142) können ſſich nichts zu erinnern findet, von der Gemeinde- 
an Stelle der, gegenwärtig hierfür bejtinmten | behörde tohten. und jtempelfrei zu beglaubigen 
Behörden Schiedsgerichte mit der Entigeidungfift. Diejed Zeugniß ift auf Verlangen der Ge— 
betraut werden. Diejelben find durch die Gerljellen und Gehilfen auch auf ihre Führung aus- 
meindebehörde unter gleihmäßiger Zuziehung von] zubehnen. — Die gejetliche Verpflichtung zur 
Urbeiig.bern und Arbeitnehmern zu —— Führung von Arbeitsbüchern iſt aufgehoben. 

6 Snabefondere: a. ber Gejellen u. Gehilfen.] 8 114. Gejellen und Gehilfen find in der Wahl 
$ 109. Die Gejellen und Gehilfen find ver-Jihrer Meifter oder Arbeitgeber unbeihräntt. — 
pflichtet, den Anordnungen der Arbeitgeber in|Eine Verpflichtung zum Wandern findet nicht 
Beziehung auf die ihnen übertragenen Wrbeiten|ftatt, Auf Unterjtügung von Geiten der Ge 
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und auf die häuslichen Einrichtungen Folge zu 
leiften ; zu häuslichen Urbeiten find fie nicht ver« 
bunden. $ 110. Das Verhältniß zwiſchen dem 
Arbeitgeber und den Gejellen oder Gehilfen Tann, 
wenn nit ein Anderes verabredet ift, durch 
eine, jedem Theile freiftehende, vierzehn Tage 
vorher erklärte Auflündigung aufgelöft werden. 
$ 1. Bor Ablauf der vertragsmäßigen 

rbeit3zeit und ohne vorhergegangene Auf» 
fündigung können Gefellen und Gehilfen entlafjen 
werden: 1) wenn jie eines Diebſtahls, einer 
Veruntreuung oder eines liederlichen Lebens— 
wandels ſich ſchuldig machen; 2) wenn ſie 
den in Gemäßheit des Arbeitervertrages ihnen 
obliegenden Verpflichtungen nachzulommen be— 
harrlich verweigern; 3) wenn fie, der Berwar- 
nung ungeachtet, mit Feuer und Licht unvorſich⸗ 
tig umgehen; 4) wenn fie fi Thätlichkeiten od. 
grobe Ehrverlegungen gegen den Arbeitgeber od. 
die Mitglieder ſeiner Familie zu Schulden fom- 
men lajjen; 2 wenn jie mit den Mitgliedern der 
Familie des Arbeitgebers verbädtigen Umgang 
pflegen, oder Mitarbeiter zu Handlungen ver- 
leiten, welche wider die Gejehe oder wider die 
uten Sitten verjtoßen; 6) wenn fie zur Fort: 
egung der Arbeit unfähig geworden, oder mit 
einer abjchredenden Krankheit behaftet find. — 
Inwiefern in den zu 6 gedachten Fällen bem 
Entlafjenen ein Anſpruch auf Entihädigung zur 
ftehe, ift nach dem Inhalt des Vertrages und 
nad den allgemeinen gejeglichen Vorſchriften zu 
beurtheilen. $ 112. Die Gejellen und Gehilfen 
lönnen die Arbeit vor Ablauf der vertragsmäßigen 
Zeit und ohne vorhergegangene Aufkündigung 
verlafjen: I) wenn fie zur Fortſetzung der Arbeit 
unfähig werden; 2) wenn ber Arbeitgeber ſich 
Thätlichleiten oder grobe Ehrverlegungen gegen 
fie oder Mitglieder ihrer Familie zu Schulden 
ommen läßt; 3) wenn er od, bejjen Angehörige 
fie oder * Angehörige zu Handlungen ver⸗ 
leiten, welche wider die Geſetze oder wider die 
uten Sitten laufen; 4) wenn er ihnen nicht den 
—— Lohn in der bedungenen Weiſe aus- 


— — — 
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werbegenoſſen haben wandernde Geſellen u. Gehilfen 
feinen Anſpruch. 

[b. der Lehrlinge. $ 115. Als Lehrling iſt jeder 
zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn zur 
Erlernung eine Gewerbes in Arbeit tritt, ohne 
Unterjhied, ob die Erlernung gegen Lehrgeld 
oder unentgeltliche Hilfsleiſtung jtattfindet, oder 
ob für die Urbeit Lohn bezahlt wird.) — Auf 
Lehrlinge über 18 Jahre finden die Beftimmun- 
gen der S$ 106, 116, 117 u. 119 feine Anwend⸗ 
ung. 8 116. Bon der Befugniß, Lehrlinge zu 
halten, find ausgeſchloſſen diejenigen, welchen 
wegen anderer als politiiyer Verbrechen oder Ber- 
gehen ber Vollgenuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte 
entzogen ift, für die Zeit der Entziehung, fofern fic 
nit in dieſe Rechte wieder eingejegt, od. melde 
wegen Diebſtahls oder Betruged redjtäfräftig 
verurtheilt worden find. $ 117. Ein Gewerbe» 
treibender, welcher von der Befugniß, Lehrlinge 
zu halten, ausgeſchloſſen ift, darf aud bie 
bereitö angenommenen Lehrlinge nicht ferner 
beibehalten. — Die Eutlafjung unbefugt ange⸗ 
nommener oder beibehaltener Lehrlinge kann im 
Wege der ge Erecution erziwungen wer» 
den.) 8 118. Der Lehrherr muß ſich ange- 
legen fein lafjen , ven Lehrling durch Beſchäftigung 
u. Anweiſung zum tüchtigen Gejellen auszubilden. 


1, Minifterialanmweifung v.4. Sept. 1869, Nr. 22: 
Das Lehrlingsverhältniß unterliegt fortan nur noch in wenigen 
Beziebungen einer obrigkeitlihen Einwirkung. Dei der Auf: 
nen: und Entlaffung der Lehrlinge tritt im Zutunft eine 
Diitwirkung ber Behörden nicht mehr ein; damit hört gleich⸗ 
zeitig auch die —— Bis Berzeihniffen über die Aufnahme 
und Entlafjung der Lehrlinge auf. 

a) Durd Allerhöhften Erlag vom 16. Juni 1817 war für 
das Auslehren eines Taubftummen als Lehrling eine Prämie 
von 150 M in Ausficht geftelt. Durch den Beiheib bes 
Minifters für Handel :c. vom 19. Mai 1871 ift genchmigt, 
dafı in Zukunft diefe Prämie auch ſolchen Lehrmeiftern gezahlt 
werde, tweldye nicht preußifche Untertbanen find, ſondern einem 
anderen Staate bes beu Reiches angehören. 


3) Solche Erecutivmaßregeln werben burch biejenigen Bes 
börben verhängt, von biefelben nad der fräberen Be 
feggebung ausgegangen. diefe Behörben infolge der Ges 
Hhen Grecuttebefngnifte duc Ye Drußyslgeiehörden. ar 

n Erecutiobein n 
üben. Das Gleiche gilt do, wo —— —— 
ber überhaupt nicht beſtanden haben. Mini anweiſuug 


vom 4. Sept. 1869, Ar. 22 Abſ. 2. 
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Er darf dem Lehrlinge die hierzu erforberliche Beit —— zu ihren Lehrherrn und Arbeitgebern find 
und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen|fernerhin nad den bisherigen Borjchriften zu 
Dienftleiftungen nicht entziehen. Der Lehrherr muß | beurtheilen. 

bemüht jein, den Lehrling zur Arbeitfamteit u. zu] IIII. Berhältniffe der yabrifarbeiter.[ $ 127. 
Fir Sitten anzubalten und vor Laftern und Aus-|Die Beftimmungen der $$ 105 bis 114 finden 
hweifungen zu bewahren. $119. Der Lehrling |aud) auf Fabrifarbeiter Anwendung. $128—139 
it der väterlichen Zucht des Lehrherrn unter ſ. unter Fabrikarbeiter. 

worfen und in Ubwejenheit des Lehrherrn aud Titel VII 

dem denjelben vertretenden Gejellen od. Gehilfen j —* 

zur Folgſamteit verpflichtet. $ 120. Das Lehr» Gewerbliche Hilfstaffen. 

verhältnig fann in den Fällen, welche im $ 111] $& 140. Die durch Ortsftatut oder Anorbnung 
bezeichnet find, von dem Lehrheren vor Nblauf|der Berwaltungsbehörde begründete Verpflichtung 
der Lehrzeit aufgehoben werden. Sind für einen|der jelbftändigen Gewerbetreibenden, einer mit 
jofchen Fall feine befonderen Berabredungen ge-[einer Innung verbundenen oder außerhalb der- 
troffen, jo ift das Lehrgeld ſtets für die bereitöjjelben beftehenden Kranken, Hilfs- oder Sterbe- 
abgelaufene Zeit zu entrichten. Daneben gebührt, |fafje für jelbftändige Gewerbetreibende beizutreten, 
wenn ber Lehrling in den — des $ 111Jjwird aufgehoben. Im Uebrigen wird in den 
Nr. 1 bis 5 zu feiner Entlafjung VBeranlafjung Verhältniſſen diejer Kaſſen durch gegenmwärtiges 
gegeben hat, dem Lehrheren als Entſchädigung Geſetz nichts geändert. — Neue Raflen der ſelbſt⸗ 
das weiterlaufende re) 1d bis zu einem halb-jtändigen Gewerbetreibenden für die erwähnten 
jährigen Betrage. $ 121. Wider den Willen des; Zwede erhalten durch die Genehmigung der hö- 
Lehrheren kann das Verhältniß vor Ablauf der/heren Verwaltungsbehörde die Rechte juriftiicher 
Lehrzeit aufgehoben werden, wenn der Lehrherr| Berfonen, ſoweit es zur Erlangung diejer Rechte 
die ihm nach $ 118 obliegenden Verpflichtungen [einer bejonderen ftaatlihen Genehmigung bedarf. 
gröblich vernachläſſigt oder dad Recht der väter-|$ 141. Bis zum Erlaß eines Bundesgeſetzes 
lichen Zucht mißbraucht. — Fällt die Entjheids [bleiben die Anordnungen der Landeögefege über 
ung hierüber gegen den Lehrheren aus ($ 108), jojdie Krantens, Hilfs- u. Sterbelaffen für Gefellen, 
fann derielbe zur Erftattung der durch die ander-]Gehilfen und Fabrifarbeiter in Kraft. — Die 
meitige Unterbringung des Lehrlings entjtehenden [dur Ortsjtatut oder Unordnung der Verwalt⸗ 
Mehrkoften im Rechtswege angehalten werden. — |ungsbehörde begründete Verpflichtung der Ge- 
Letzieres gilt auch von dem Falle, wenn dem Lehr, |jellen, Gehilfen, Lehrlinge u. Fabrikarbeiter, einer 
herren die Befugniß, Lehrlinge zu halten, entzogen|beftimmten Kranfen«, Hilf oder Sterbekaſſe bei» 
wird ($ 117). 8 122. Wider den Willen des Lchr-[zutreten, wird indefjen für diejenigen —— 
heren kann das Verhältniß vor Ablauf der Lehr-ſwelche nachweiſen, daß fie einer anderen Kranken⸗ 
zeit aufgehoben werden, wenn der Lehrling zu[Hilfs- oder Sterbekaſſe angehören.") 

einem anderen Gewerbe oder zu einem anderen Titel IX, 

Berufe übergeht. Dem Lehrherrn ift in dieſem 

alle, wenn nicht ein Anderes verabredet worden, Orts⸗Statuten. 

das weiterlaufende Lehrgeld noch bis zu einem| $ 142. Ortsſtatuten können die ihnen durch 
halbjährigen Betrage zu zahlen. $ 128. Durch das Gejeg überwieſenen gewerblichen Gegenſtände 
den Tod des Lehrherrn oder Lehrlings wird der ſmit verbindlicher Kraft ordnen. Diejelben wer—⸗ 
Lehrvertrag aufgehoben. — Auf den Antrag des ſden, nad Anhörung betheiligter Gewerbetreiben- 
einen oder des anderen Theiles ift der Lehrver-|der, auf Grund eines Gemeimdebejchlufjes abge» 
trag auch dann aufgehoben, wenn der Lehrherr|faßt. . Sie bedürfen der Genehmigung der Ice 







oder der Lehrling zur Erfüllung der eingegange-|Berwaltungsbehörde. 2) — Die Centralbehörde 
nen Berpflihtung unfähig wird. — Im beidenlift befugt, Ortsitatuten, welche mit den Gefetzen 
Fällen erfolgt, wenn nicht? Anderes verabredetjin Widerſpruch ftehen, außer Kraft zu jegen. 
ift, die Auseinanderjehung hinfichtli des Lehr- Titel X. 
geldes nad; Verhältniß des bereit? abgelaufenen \ 
Theiles der Lehrzeit zur ganzen Dauer derielben. Strafbeftimmungen. 
8 124. Bei Auflöjung des Lchrverhältnifjes fann) $ 143. Die Berechtigung zum Gemwerbetriebe 
fan, abgejehen von Gonceffions Entsiehungen 
während derſelben erworbenen Kenntnifje undjund den in diefem Geſetze geftatteten Unterjage 
Fertigkeiten, jowie über jein Betragen vom Lehr-Jungen des Gewerbebetriebes ($ 15 Abſatz 2 u. 
herren cin Zeugniß fordern, welches, auf Antrag|$ 35), weder durch richterliche noch abminiftra» 
der Betheiligten u. wenn gegen den Inhalt ſich tive Enticheidung entzogen werden. — Uusnah- 
nichts zu erinnem findet, von der Gemeinde» men von dieſem Grumdjage, welde durch die 
behörde koften- u. ftempelfrei zu begfaubigen ift.|Steuergejege begründet find, bleiben jo lange 
8, 5. Für die Aufnahme und Entlafjung derjaufreht erhalten, als dieje Steuergefege in Kraft 
Jelinge bürfen feine Gebühren erhoben werden. |bleiben. — Ebenjo bewendet es bei den Bor- 
$ 126. Die Beftimmungen der $$ 105 bis 115) —— 
und 118 bis 125 finden, jedoch ſoviel die Lehr- 
linge betrifft, mit Ausnahme des $ 106 Abſ. 2, 
auf die Gehilfen und Lehrlinge der Apotheler u. 
Kaufleute, ingleichen auf die Werfmeifter in Fa- 
brifen feine Anwendung. Die Berhältniffe der- 


der Lehrling über die Dauer der Lehrzeit u, bie 


N) ©. jet unter Hilfstaffen das Geſetz, betr, bie Ab⸗ 
änderung bes Titel VIII. der Gewerbeordnung db. 8. April 
1876. 

2) Im Geltungäbereihe der Kreisorbnung vom 13. Dechr. 
1872 ber WProvinzialratb, vorbebaltlih der Beſchwerde am. 
den Handeläminifter; Gefeg vom 26. Juli 1876 $ 138, 
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fchriften der Landesgeſetze, welche die Entziehung ‚jentliche Veränderung der Betriebäftätte ob, eine 
der Befugniß zum jelbitändigen Betriebe eines ig a bes Locals od. mwejentlihe Veränber- 
e 


Gewerbes durch richterliches Erlenntniß als Strafe 
im Falle einer durch die Prejje begangenen Zu- 
widerhandlung vorſchreiben oder zulafjen. — Die 
Beitinnmungen ber Landesgeſetze, nad welchen die 
Befugniß zur Herausgabe von Drudicriften u. 
zum Bertriebe derjelben innerhalb bed Nord» 
deutihen Bundesgebieted im Berwaltungsmwege 
entzogen werden barf, werden hierdurch aufge- 
Zn Inwiefern, abgefehen von den 

orjhriften über die Entziefung des Gewerbe» 
betriebed ($ 143), Bumiderhandlungen der Ger 
werbetreibenden gegen ihre Berufäpflichten außer 
den in diefem Gejege erwähnten Fällen einer 
Strafe unterliegen, iſt nach den darüber beftehen- 
den Gefegen zu beurtheilen. — Jedoch werben 
aufgehoben, die für Medicinalperjonen bejtehen- 
ben bejonderen Beftimmungen, welche ihnen unter 
Androhung von Strafen einen Zwang zu ärzt- 
licher It auferlegen. $ 145. Tür das Min- 
deſtmaß der Strafen, dad Verhältniß von Geld- 
ftrafe zu Freiheitsſtrafe, ſowie für die Verjähr- 
ung des im $ 153 verzeichneten Vergehens find 
die Beftimmungen des Strafgefehbuches für das 
Deutihe Reich maßgebend.) — Die übrigen in 
diefem Zitel mit Strafe bedrohten Handlungen 
verjähren binnen drei Monaten, von dem Tage 
an gerechnet, an welchem fie begangen find. 
N 146. Zumwiderhandlungen gegen die 8$ 134 
i8 136 werden mit einer Geldſtrafe bis zu 
1500 M gejtraft. Kann die Gelditrafe nicht bei- 
etrieben werben, jo J der Höchſtbetrag der an 

telle derſelben tretenden ap Te Gefäng: 
niß von ſechs Monaten. Im Wiederholungsfalle 
wird die Strafe verdoppelt. — Die Gelditrafen 
fließen derjenigen Kaffe zu, welcher die im $ 139 
erwähnten Forderungen nad) den dort ertheilten 
Vorſchriften zufallen.?) — Iede rechtskräftige Ber- 
urtheilung wird auf Koften des BVerurtheilten 
durch das amtliche Organ der höheren Verwalt- 
ungsbehörbe des Bezirk und andere Öffentliche 
Blätter derjenigen Kreife, in welchem derfelbe 
u. der betheiligte Arbeiter ihren Wohnfit haben, 
befannt gemadt. $ 147. Mit Gelditrafe bis zu 
300 M u. im Unvermögensfalle mit Haft?) wird 
bejtraft: 1) wer den jelbitändigen Betrieb eines 
tehenden Gewerbes, zu deſſen Beginne eine be— 
ondere polizeilihe Genehmigung (Eonceffion, 
Approbation, Beitallung) erforderlich ift, ohne 
die vorfchriftsmäßige Genehmigung unternimmt 
oder fortjegt, oder von den in der Genehmigung 
feſtgeſetzten Bedingungen abweidht; 2) wer eine 
gewerblide Anlage, zu der mit Rüdfiht auf die 
Lage oder Beſchaffenheit der Betriebäftätte oder 
des Local eine bejondere A erfor» 
derlich ift ($$ 16 u. 24), ohne dieſe Genehmigung 
errichtet, od. die wejentlihen Bedingungen, unter 
welchen bie Genehmigung ertheilt worden, nicht 
innehält, ober ohne neue Genehmigung eine we» 


2 zn ber Fafſung bes Reichsgefeges vom 12. Juni 1872 
2) Ybf. 1 und 2 des $ 146 mach der Waffung des Reiche 
geſetzes vom 12. Juni 1872, $ 3, 2. 
s 2 * ber Fafſung des Reichsgeſetzes vom 12, Juni 1872, 


’ 


ung in 
3) wer, ohne hierzu approbirt zu fein, fich als 

rzt (Wundarzt, Augenarzt, Geburtöhelfer, Zahn⸗ 
arzt, Thierarzt) bezeichnet oder ſich einen ähn— 
lichen Titel beilegt, durch den ber Glauben er- 
wedt wird, ber Inhaber deſſelben ſei eine ge 
prüfte Medicinalperfon. — Enthält die Handlung 
zugleich eine Zumwiderhandlung gegen die Steuer- 
gelete, jo ſoll nicht außerdem noch auf eine 

teuerftrafe erfannt werden, es ift aber Darauf 
bei Zumefjung der Strafe Rüdficht zu nehmen. 
— In dem Falle zu 2 fan die Bolizeibehörde 
bie Wegichaffung der Anlage od. die Herjtellung 
bes den Bedingungen entiprechenden Zuftandes 
berjelben anordnen. 8 148. Mit Gelditrafe bis 
5 150 M. und im alle des Unvermögens mit 

aft!) bis zu vier Wochen wird beftraft: 1) mer 
außer den im $ 147 vorgejebenen Fällen ein 
ftehendes Gewerbe beginnt, ohne bajjelbe vor 
Ihrift3mäßig anzuzeigen; 2) wer die im $ 14 
erforderte An⸗ oder Ubmeldung einer übernom- 
menen Yenerverjicherungs « Agentur unterläßt; 
$) wer die im $ 14 erforberten Anzeigen über 
das Betriebölocal unterläßt ; 4) wer der nach $ 35 
gegen ihn ergangenen Unterjagung eined Gewerbe 
betriebes zumwiderhandelt, oder die in $ 35 vorge 
ſchriebene Anzeige unterläßt; 5) wer dem $ 43 zu⸗ 
widerhandelt; 6) mer bei dem Wufjuchen von 
Waarenbeſtellungen den Vorſchriften im $ 44 zu 
wiberhanbelt ; 7) wer ein Gewerbe im Umherziehen 
ohne Legitimationsſchein betreibt; 8) wer bei dem 
Betriebe feines Gewerbes die von der Obrigteit 
vorgeichriebenen od, genehmigten Taren überjchrer 
tet; 9) wer als Lehrherr jeine Pflichten gegen die 
ihm anvertrauten2ehrlinge gröblid) vernachläffigt; 
10) wer der Aufforderung der Behörde ungeachtet 
den Beitimmungen des 8 107 entgegenhandelt. — 
In allen diejen Fällen bleibt die Strafe ausge 
Ihlofien, wenn die ftrafbare Handlung zugleich 
eine Bumiberhandlung gegen die Steuergejete 
enthält. F 149. Mit Geldftrafe bis zu 30 M 
und im Falle des Unvermögens mit Haft bi zu 
acht Tagen wird bejtraft:?) 1) wer gewerbliche 
Verrichtungen, zu welchen er nad) Vorſchrift des 
$ 44 einer Legitimation bedarf, vomimmt, ohne 
diejelbe zu bejigen, beziehungsmweife mit jich zu 
führen; 2) wer bei bem Gewerbebetrieb im lIm«- 
herziehen den ihm ertheilten Legitimationsſchein 
nit mit fich führt, oder einem Anderen über. 
läßt; 3) wer ein Gewerbe im Umherziehen, für 
welches ihm ein auf einen bejtimmten Bezirk 
lautender Legitimationsſchein ($ 60) ertheilt ift, 
unbefugt in einen anderen Bezirk betreibt; 4) wer 
den Vorſchriften im $ 61 zumiderhandelt; 5) mer 
bei dem Gewerbebetrieb im Umherziehen unbefugt 
Begleiter mitführt und wer einem Gewerbe 
treibenden im Umherziehen unbefugt ald Begleiter 
dient; 6) wer den polizeilichen Anordnungen 


m Betriebe der Anlage vornimmt; 


) Un Stelle „mit Geldbuße" und „mit Gefängni 
—* —— vom 12, Juni 1873, $ 2, 4 it Geh» 

rafe” „in gr 

*) Die Worte „Seldftrafe* und „mit Haft” find ge das 
Reichsgeſetz dom 12. Juni 1872, $2,5 an Stelle von „ 
— a „mit Seiskanipe — * — 
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wegen bed Marktverfehrs zumiderhandelt; 7) wer werlen, Wufbereitungsanftalten und unterirdiſch 
es unterläßt, die in den $$ 130 und 133 vor-|betriebenen Brüchen oder Gruben Anwendung. 
ejchriebenen —58 zu machen ober Liſten zu — Diejenigen Beſtimmungen, welche die be- 
ühren. $ 150. Wer den Vorſchriften in den —— rbeiter wegen groben Ungehorſams, 
8 128, 129 und 131 zuwider jugendliche Arbeiter beharrlicher Widerſetzlichleit oder wegen Ber» 
annimmt od. beſchäftigt, wird mit einer Geldſtrafe laſſens der Arbeit mit Strafe bedrohen, werden 
bis zu 16 M und im alle des UmvermögensJaufgehoben. $ 155. Wo in dieſem Gefege auf 
mit einer Haft bis zu brei Tagen für jeden vor-|die Landesgefege verwieſen ift, find unter den 
ſchriftswidrig angenommenen oder beichäftigten legteren auch die verfafjungs- oder gejegmäßig 
Arbeiter beftraft.?) — War er innerhalb derjerlaifenen Verordnungen verftanden. — Welche 
legten fünf Jahre bereits drei verſchiedene Male Behörden in jedem Bundesftaate unter der Be- 
auf Grund der vorftehenden Beftimmung beftraft, zeichnung: höhere Berwaltungäbehörde, untere 
fo kann auf den Berluft der Befugniß zur Ber|Berwaltungsbehörbe, Gemeindebehörde, Ortäbe- 
ihäftigung jugendlicher Arbeiter Hr eine be=|hörde, Unterbehörbe, Polizeibehörde, Ortspolizei— 
ftimmte Beit od. für immer gegen ihn erfannt wer-|behörde zu verftehen find, wird von der Gentral« 
den. — Es muß auf diejen Berluft, und zwar für behörde des Bundesftaates bekannt gemadt.!) 
mindeſtens drei Monate erkannt werden, wenn)$ 156. Die Titel I, II, IV bis X dieſes Ge- 
er innerhalb der legten fünf Jahre bereits ſechs jeged treten drei Monate nad) defjen Berkünd- 
verjchiedene Male beitraft war. — Bei Zuwider⸗ſung, der Titel III tritt am 1. Januar 1870 in 
Handlungen gegen ſolche Erkenntnifje (Abſ. 2 u. 3) Kraft. — Das Gefeg, betreffend den Betrieb der 
fann die im erjten Abſatz diejed Paragraphen |ftehenden Gewerbe, vom 8. Juli 1868 tritt drei 
beftimmte Strafe bis gr vierfahen Betrage er-| Monate nad) Verkündigung dieſes Gejeges außer 
ee $ en Sind —— 2 Anwendung. 
ichriften von dem Stellvertreter eines Gewerbe» . 
treibenden bei Ausübung des Gewerbes über Dr J u 58 — Fe —* = 
treten worden, jo trifft die Strafe den Stell- Kumelfun, A Yusführun nr Fa 
vertreter, ift die Uebertretung mit Vorwiſſen des et ehe A 3 Rorddeutf er Bu — 
verfügungsfähigen Vertretenen begangen worden, 3 6 Ser 1869 43 undes, 
ſo verfallen beide der geſetzlichen Strafe. — Iſt A pt. 
an eine ſolche Uebertretung der Verluſt der Eon-| 26. In Uebereinſtimmung mit der bisherigen 
cejfion, Approbation oder Bejtallung gefnüpft,|Gewerbegejeggebung Hat die Gewerbeordnung 
jo findet derjelbe auch als Folge der von bemiden Berwaltung&behörden unter beftimmten Vor- 
Stellvertreter begangenen Uebertretung ftatt, wenn] ausjegungen Die Befugniß ertheilt, über die Zu— 
dieje mit Vorwiſſen des verfügungsfähigen Ver-lläffigkeit eines Gemwerbebetriebes zu befinden und 
tretenen begangen worden. it dies nicht der demgemäß den Beginn überhaupt nicht zu ges 
Fall, jo ift der Bertretene bei Berluft der Eon«|jtatten oder deſſen Fortſetzung zu unterfagen. &ie 
ceffion, Approbation u. j. w. verpflichtet, den weicht aber von der —— Br ara darin 
Steflvertreter zu entlafjen. $152. Ulle Berbotelab, daß fie die Ausübung diefer Vefugniß faft 
und Strafbeitimmungen gegen Gewerbetreibende, durchweg an die Einhaltung eines beitimmten 
gewerbliche Gehilfen, Gejellen od. Fabrilarbeiter | Verfahrens knüpft. — In denjenigen Fällen, in 
wegen Berabredungen und Vereinigungen zum|welden über den Nachweis der Belähigung um 
Behufe der Erlangung günftiger Lohn. und Ar-| Betriebe eines Gewerbes, insbefondere im Wege 
beitöbedingungen, in&bejondere mittels Einftellung [einer Prüfung ($$ 29, 30, 31, 34), oder über 
der Arbeit oder el der Arbeiter, werden|die öffentliche Anftellung eines Gewerbetreibenden 
aufgehoben. — Jedem Theilnehmer ſteht derjdurd eine Behörde oder Corporation ($ 36) zu 
Rüdtritt von ſolchen Vereinigungen und Berab-|befinden, oder über die Gtatthaftigleit folder 
redungen frei, und es findet aus legteren weder Anlagen zu entſcheiden ift, deren Betrieb unge 
Klage noch Einrede ftatt. 8 153. Ber Andere wöhnliches Geräuſch erregt ($ 27), oder in wel⸗ 
durch Anwendung körperlichen Zwanges, durch ſchen es ſich um bie Bulaflung von Mujilaufführ- 
Drohungen, durch Ehrverletzung oder durch Ver- ungen, Schauftellungen u. j. w. auf den Straßen 
rufserflärung beftimmt od. zu beftimmen verjucht, |handelt ($ 42), hat das Geſetz von einem ſolchen 
an folchen Verabredungen ($ 152) theilzunehmen, [Verfahren abgejehen. Ebenſo Hat ed aud die 
ober ihnen Folge zu leiften, oder Andere durd| —— 
gleiche —— nn oder —— — au „Mininsrielsumeitung nom 4 Sept. 2. 
von folchen Berabredungen zurüdzutreten, wird|25. Unter der Bezeiäjnung: höhere Berma ehörden 
mit Gefängniß bis zu drei Monaten bejtraft, |Tie Nerrungen, „De Kuntörin uns vos Yalgap 
jofern nad dem allgemeinen Strajgejege nicht|die Landrätbe, die Aıntstauptleute und Oberamtmänner, ferner 
eine härtere Strafe eintritt. in ben deren Aufficht nicht unterworfenen Städten die fädti- 
154. Die Beftinm- fhen Bolizeibehörden oder die an Stelle biefer Behörden fun: 
Schlußbeftimmungen.] $ be | oirenden töniglichen Volizeibehörden (Boligeidirectionen und 
ungen der $$ 128 bis 139 finden aud auf die Volgeiprändien) * — Rt cben m 
3 N 2 z * 
wer, begiehungsweiſe ee peinin Qantesfonen 
αα bamn 13. Zual — Gemeindeberfafjung den — ber Gemeinde 
a a 
. nißftrafe*. ‚ 
) Dem & er erngn biefe Faſſung durch das — betreffeuden Paragraphen ber Gewerbeorbuung berud⸗ 
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Ausübung ber polizeilichen Egecutivbefugniffe Bauplan der Anlage beizufügen. 29. Aus dieſen 
gegenüber einer gewerblichen Anlage, welche der | Anlagen muß — * a. bie Größe des 
nah dem Gefege erforderlihen Genehmigung |Örundftüdd, auf welchem die Betriebsſtätte er- 
entbehrt oder den Bedingungen berfelben in ihrer [richtet werben ſoll, die Bezeichnung, welche das 
Einrichtung nicht entipricht ($ 147), an beftimmte|jelbe im Hypothelenbuche od. im Katafter führt, 
Formen nicht gebunden, — Die Verfügungenund der etwaige befonbere Name; b. die gleich— 
der Behörden in diejen Fällen folgen dem durch, artige Bezeichnung der Grundftüde, welche es 
die Sache gegebenen Inſtanzenzüge; den Be⸗ umgeben, und die Namen ber Eigenthümer; 
theiligten fteht gegen diejelben der gewöhnliche|c. die Entfernung, in welcher bie zum Betriebe 
Beichwerdemweg offen. — Dagegen joll die Prüf- |beitimmten Gebäude oder Einrichtungen von den 
ung der Anträge auf Ertheilung der Genehmig-|Örenzen der benachbarten Grundftüde und ben 
ung zur Einrichtung oder Veränderung gewerb-|darauf befindlichen Gebäuden, jowie von den 
fiher Anlagen, welche einer befonderen Genehmig- nächſten öffentlichen — zu liegen kommen 
ung unterliegen (8$ 16, 24, 25), — die Unter⸗ ſollen; d. die Höhe u. Bauart der benachbarten 
ſagung der ferneren Benugung einer im Betriebe] Gebäude, fofern zu der Betriebsftätte Feuerungs- 
befindlichen gewerblichen Unlage ($ sh — biejanlagen gehören; e. die Lage, Ausdehnung und 
Prüfung der Geſuche um bie Eoncefjion, Err|Bauart der Betriebzftätte, die Beftimmung der 
faubniß oder Genehmigung zum Betriebe gewifjerjeinzelne Räume und deren Einrichtung, ſoweit 
Gewerbe, welche derjelben nach dem Bundesgejeg |diejelbe nicht beweglich ift; f. der Gegenftand ber 
8$ 30, 32, 33, 43) od. nad) ben — * Fabrikation, ſoweit dieſe innerhalb der Betriebs⸗ 
( 34) bedürfen — die Unterfuhung eines Ge-|itätte erfolgt, die ungefähre Ausdehnung, ſowie 
ür wel die Art u, der Gang des Betriebes, bei chemiſchen 
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werbetriebes, f n entweder die durch 


Geſetz vorgeichriebene Erlaubniß ($$ 30, 32,33, 34), 
oder die perjönlichen Eigenihaften ($ 37) dem 
Gewerbetreibenden fehlen, oder für melden bie 
polizeilichen Vorausjegungen nit erfüllt find 
N 38), endlich die Entziehung einer erteilten 

pprobation, Conceſſion, Erlaubniß, Genehmig- 
ung oder Beitallung ($$ 29, 30, 32, 33, 34, 36), 
ftet3 in einem förmlichen Berfahren mit be- 
ichränktem Inftanzenzuge erfolgen. 27. Soweit 
die Entjcheidung in diefem Berfahren den Re— 
gierungen zufteht, erfolgt diejelbe ge er, 
die Abtheilung bed Innern. Für den Bereich 
der Provinz Hannover nehmen die Landtrofteien 
die Obliegenheiten der Regierung wahr. — Wo 
die Verhandlung von den Megierungen oder ben 
ihnen gleichftehenden Behörden nad) der Vorſchrift 
des ra eine münbliche ift, finden zu bem 
Behufe 


Fabriken in&bejondere die genaue Bezeichnung 
des Fabrikats und der Hergang feiner Gewinn- 
ung. 30. Bei Stauanlagen ift eine Zeichnun 

der gejanımten Stauvorrichtungen, einjchließl 

der Gerinne u. Wafferräder, beizubringen. Außer⸗ 
dem iſt ein Nivellement erforderlich, in welchem 
dargeitellt fein muß: a. das Längenprofil de 
zum Betriebe beftimmten Wafjerlaufed und des 
Mutterbaches, b. eine Anzahl von Querprofilen 
bon beiden; und welches ſoweit auszudehnen ift,. 
als die Wirkungen der anzulegenden Staumerte 
reihen. Die Profile find auf eine und bdiefelbe 
Horizontale zu beziehen; die letztere ift an einen 
unverrüdbaren Feſtpunkt anzuſchließen. — Es 
bedarf ferner der Angabe über die Höhe des 
— des niedrigſten und des höchſten 
Waſſerſtandes u. über die Waſſermengen, welche 


ffentliche Sitzungen ftatt, an welchen der Waſſerlauf in ber Regel führt, ſowie der 


mindeſtens drei ſtimmberechtigte Mitglieder theil | Ermittelung, welche Stauwerke ober- u. unterhalb 
nehmen müſſen. Der Verlauf diefer Sigungen|der projectirten Anlage zunächſt derfelben fich 
ift durch ein Protokoll, welches die Namen derjbefinden. — In dem Gituationsplane find die 
Anweſenden, fowie die wejentlihen Momente der| Grundftüde, weldhe an den Wafjerlauf ftoßen, ſo— 
Verhandlung enthält und von dem Vorfigenden| weit der Rüditau reicht, mit der Nummer, welche 
und dem Protofollführer unterzeichnet wird, feit-[jie im Hypothekenbuche oder Katajter führen n. 
äuftellen. — Bur Ausführung der Beitimmungen, mit dem Namen des zeitigen Eigenthümers zu 
welde bie Gewerbeordnung in Betreff des Vers|bezeichnen. 81. Für die erforderlichen Zeichnungen 
fahrens enthält, werben im Uebrigen folgendelift ein Maßſtab zu wählen, welcher eine deutliche 


Vorſchriften erlaffen: 


Anfhauung gewährt; der Maßſtab ift ſtets auf 


[A. Berfahren bei der Errichtung oder Veränder-|die Zeichnungen einzutragen. — Nivellements u. 


ung 
trag des Unternehmers.) 28. Der Antra 
un, der Genehmigung ift bei dem 
rath, wo Yandr ß 


Stadtbezirt3 errichtet werden fol, 


ewerblicher Anlagen ($$ 16 u. 25). 1. Uns|die dazu 
auf] vereideten 
nd» tigen. Alle fonftigen Zeichnungen lönnen von 
äthe nicht bejtehen, bei dem Amte den mit der Aus 
(Oberamte), wenn die Anlage innerhalb eines/und Werkmeiftern 


ehörigen Gituationspläne find von 
— oder Baubeamten zu fer⸗ 


ia betrauten Technilern 
aufgenommen werden. — Bes 


ei deſſen ſchreibungen, Zeichnungen und Nivellements find 


Poligeibehörde anzubringen. — Handelt es fidh|von demjenigen, welcher fie — at, u. von 
um die Genehmigung der Stauanlage für ein|vem Unternehmer zu —— y. Die Be- 


zum Betriebe auf Bergwerfen u. Aufbereitungs- 
anftalten beftimmtes Waflertriebwert, fo ift der 
Antra 
dem Antrage muß der vollſtändige Name, der 
Stand u. Wohnort des Unternehmers erſichtlich 
ſein. Demſelben ſind in zwei Exemplaren eine 
Beſchreibung, eine Situationszeichnung und der 


ı) Für den Geltungsbereich des Eompetenzgefcheß tom 26. 
— ift durch VtiniRerialverfügung vom 28. März 1877 


an ben Revierbeamten zu richten. — Aus | N oigenpes Beitimmt: 1. Gonceffionsgehiche, welde nadı $ 193 


n 
des Competenzgeſe f. Rote zu $ 16 der Gewerbeordnung 
ur Zuft ange u und ber Magiftrate Y 
Büren, nd biefen Behörden anzubringen, net 
loß die Bei —A— fiber das Gonceifio ‚ fonbern 
aud bie tung biefer Beſchlußfaſſung, ondere bie 
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—— wird, 35. Wird bei Veränderung beſtehender Anlagen 
haben zu prüfen, ob gegen die Volljtändigfeit\($ 25) der Antra geitellt, von der öffentlichen 
der Vorlagen etwas zu erinnern ift. Die Bau-|Belanntmahung Abitand zu nehmen, fo tt der- 
zeichnungen und Nivellement3 find zu dem Be⸗ ſelbe, nachdem darüber die Aeußerung ded zu— 
hufe dem zuftändigen Baubeamten, die Bejchreib- ſtändigen Baubeamten und erforderlihen Falls 
ungen jolder Anlagen, melde jchädliche Aus- auch die des Medicinalbeamten eingeholt ift, nebjt 
dünftungen verbreiten, dem zuftändigen Medici«|den übrigen Verhandlungen der Kegierung vor- 
nalbeamten vorzulegen. Dieje haben die erfolgte läulegen. Dieſe entjcheidet darüber durch Ber- 
Trüfung auf den Vorlagen zu befcheinigen. Fin- fügung. 
den fih Mängel, ſo iſt der Unternehmer zur| (3. Borverfahren.) 36. Der Behörde, melde 
Ergänzung auf fürzejtem Wege zu veranlaflen.|die Bekanntmachung erlaſſen hat, liegt auch die 
12. Belanntmachung des Unternehmers. !)]| Erörterung erhobener Einwendungen ob; bei ihr 
33. Die Belanntmahung de3 Unternehmens er [find die — anzubringen; dieſelben 
folgt durch die Behörde, bei welcher der Antrag können ſchriftlich eingereicht oder zu Protokoll 
eingebradt ift. Sie muß enthalten: a. Namen, [erklärt werden. — Ber Yandrath  Amtshaupt- 


hörden, bei welchen der Antra 


Stand u. Wohnort des Unternehmers, den Ge: 
genftand des Unternehmens und die Bezeichnung 
des Grundſtücks, auf welchem dafjelbe ausgeführt 
werden joll; b. die Aufforderung, etwaige Eins 
wendungen binnen 14 Tagen bei ber Behörde, 
welche die Bekanntmachung erläßt, anzubringen; 
c, die Verwarnung, daß nad) Ablauf der yriit 
Einwendungen in dem Verfahren nicht mehr an- 
gebradht werden können; d. den Hinweis, daß 
und wo die Bejchreibungen, — en und 
Pläne zur Einſicht ausliegen. 34. Die Belannt- 
mahung iſt mur einmal und zwar durch das 
Amtsblatt zu veröffentlichen. Dafür, daß von 
den ger bis zum Ablauf der Friſt inner- 
halb der Dienftjtunden an geeigneter Stelle Ein- 
Jiht genommen werden fann, ijt von der Behörde 
Sorge zu tragen. Ein Belagblatt über die Be- 
fanntmadung ift zu den Weten zu bringen. 


Prüfung der Bollftändigteit der Borlagen (Nr. 32. 51 ber 
Inſtructien), die Befanntmahung des Unternehmens ($ 33 
a. a. D.) und die Erörterung der Einwendungen (Nr. 36 a. 
a. D.) obliegt. — Die Belanntmahung (Nr. 3a a. a. DO.) 
ift durch das amtliche Publicationsorgan des Magiftrats zu 
bewirken. 2. Die Zuziehung tehnifher Staatsbeamten (Nr. 32, 
36, 40, 51 der \ynitruction) erfolgt von Seiten der Etadtaus: 
ihüffe u. Magiftrate mie von Seiten der Kreisausſchüſſe nad 
ben in ber Eircularverfügung vom 9. Mai 1874 unter .—LDL, 
von Zeiten der Bezirfsrätbe nad ben unter IV. a. a. O. ge: 
gebenen Vorſchriften [diefelben werden bier nicht weiter mit 
erbeilt]. — Die umter III. und IV. a. a. O. erwähnten 
trgütungen (Gebühren) ide ſoweit fie b unbegründete 
Einwendungen erwahfen find, den Widerſpre en, foweit 
dies nicht der Fall ift, dem Unternehmer zur Laſt. — Deu 
Stodtausfhüffen und Magiftraten, ſowie den Kreisausfchüiien, 
ficht es frei, an Stelle der techniſchen Staatsbeaniten, Beamte 
der Stadtgemeinde, bezw. ber Kreiscorporation, welche bie 
aleihe Oualification befigen, zuzuziehen. 

) Betanntmahung ber Regierung zu Düffel 
dorf vom 26. —*— Ein Specialfall hat uns 2 
anlaffung gegeben, die Anordnung zu treffen, daß bei erfolgter 
3 ung von conceffionspflihtigen gewerblihen Un: 
lagen durch ben öffentlichen Ainpeiger zu unferem Umtöblatte 
ein Belageremplar des betreffenden Anzeigers, gleih nach dem 
Erſcheinen beffelben, durch unfere Amtsblatts Redaction an die 
ben —. zur Inſertion erlaffende Behörde, auf desfalls zu 
ftellenden Antrag bin, überjandt werde, um diefelbe in den 
Ztand zu fegen, die Präclufivfrift von vornberein richtig be— 
meifen, Bir: eine demnächitige Publication der Belauntmach⸗ 
og durch bie focalblätter eintreten Laffen zu fönnen, wodurch 
tergefommene Unzuträglichleiten bezüglih des Ablaufs diejer 
ri vermieden werden. — ©. ferner Befanntmahung 
derfelben Behörde v. 9, Febr. 1875: Um das betbei: 
igte Publicum vor unnügen Verluften an Zeit und Koften zu 
ihligen, machen wir biermit aus Anlaß vielfach vorgelommes 
ner Specialfälle darauf aufmerkfant, daß die Anträge auf Eon: 
eifionirung von Dampftefielanlagen refp. Dampffeffelabänber: 
ungen (6 24 reſp. 25 ber Gewerbeorbnung v. 21. Juni 1869) 
dem in dem $17 a. a. D. vorgefchriebenen Befanntmachungs: 
Serfahren nicht unterliegen, Da legteres nur für die im vor: 

gehenden $ 16 ausdrüdlich benannten gemerbliden Anlagen 
Azuleiten iſt. 

Grotefend, Polizei-Lexitkon. 





mann, Oberamtmann) iſt befugt, die Erörter— 
ung der Einwendungen der Ortspolizeibehörde 
oder einer ſonſtigen geeigneten Unterbehörde zu 
übertragen. Iſt der Beamte, der die Verhand— 
lungen zu leiten hat, ſelbſt bei dem Unternehmen 
betheiligt, ſo hat die Regierung einen anderen 
Beamten mit der Verhandlung der Sache zu 
beauftragen. 37. Zur Verhandlung ift alsbald 
nad) Ablauf der Friſt ein neuer Termin anzu- 
jegen, zu welchem die Unternehmer und die Wis 
derfprechenden vorgeladen werden. Ausführliche 
Einwendungen find dem Unternehmer mit der 
Vorladung in Abjchrift mitzutheilen: befindet er 
ſich an demjelben Orte, jo genügt es, ihm zu 
er eröffnen, daß u. two er von den Einwendungen 
Kenntnig nehmen könne. — Die Borladung erfolgt 
ichriftlih, gegen Behändigungsihein, unter ber 
Eröffnung, daß im Falle des Ausbleibens gleich 
wol mit der Erörterung der Einwendungen werde 
vorgegangen werben und daß nad dem Abſchluß 
der Erörterung neue thatjähliche Behauptungen 
zur Rechtfertigung oder Widerlegung der Ein- 
mwendungen nicht mehr zugelafien werden können. 
38. Erſcheinen beide Theile, jo ift zunächſt eine 
gütlihe Einigung zu verjuchen. Gelingt der 
Verſuch nicht, jo werden die Erflärungen über 
die gegenjeitigen Behauptungen zu ‘Protofoll 
genommen. — Auf die Erörterung von Ein- 
wendungen, welche auf bejonderen privatrechtlichen 
Titeln (wie Vertrag, Privilegium, legtwillige 
Berfügung) beruhen, ift nicht einzugehen. Ein« 
wendungen, die fid) auf allgemeine privatredht« 
lihe Titel (z. B. Eigenthum) gründen, find da- 
gegen mit dem Bemerlen zu erörtern, daß dadurd) 
die Verfolgung berjelben auf dem Rechtswege 
nah Maßgabe der geſetzlichen Vorſchriften nicht 
ausgeſchloſſen iſt. — Ueber diejenigen Behaupt- 
ungen, welche von den Parteien mit Beweis 
unterftügt werben und den Beamten erheblid) 
ericheinen, ift entweder alsbald in dem Erörterungd» 
termin oder in einem neuen, mit kurzer Frift 
anzuberaumenden Termine Beweis zu erheben, 
Die Gejtellung von Zeugen u. Sachverſtändigen, 
welche vernommen werden jollen, iſt Sache der 
Bartei, welche die Vernehmung beantragt. — 
Macht der Verlauf der Verhandlungen die Ans 
jegung weiterer Termine nöthig, jo ſind diejelben 
unverzüglich anzuberaumen und ben Parteien 
mündlich befannt zu machen. 39. Sind mehrere 
Wideriprediende vorhanden, welche ein gleich: 
artiges Intereſſe haben, jo ift zur Vereinfachung 
j 37 
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bed Berfahrend darauf Bedacht zu nehmen, daß 
fie einen gemeinfchaftlichen Bevollmädtigten be— 
ftellen, welcher fie bei den weiteren Verhandlungen 
zu vertreten hat. Soll derjelbe zur Empfang- 
nahme der Beicheide, zur Einlegung des Recurjes 
ober zur vergleichsweiſen Ginigung mit dem 
Unternehmer nicht ermächtigt jein, jo ift dies 
ausdrücklich zu ertlären. 40. Nach dem Abſchluß 
der Erörterung find die Verhandlungen, wo Dies 
erforderlich ericheint, dem zuitändigen Baubeamten 
und Medicinalbeamten zum Gutachten mitzuthei- 
fen. Bei Stauanlagen find fie dem Beamten 
ftet3 vorzulegen. — Demnächſt werden die Ver: 
handlungen mit einer Aeußerung über die Zu- 
läffigfeit der Anlage und die etwa erhobenen 
Einwendungen von der Behörde in dem vorge: 
ſchriebenen Wege der Regierung eingereicht. Wenn 
ed fih um die Genehmigung der Stananlage 
für ein zum Betriebe auf Bergwerfen und Yuf- 
bereitungsanftalten bejtimmtes Wajjertreibwert 
andelt, find die Verhandlungen zunächſt dem 

berbergamt vorzulegen und von diejem mit 


feiner Aeußerung an die Regierung zu befördern. |43 


[4. Schluiverhandflung.] 41. Sind Einwend- 
ungen gegen die Anlage nicht erhoben, jo erfolgt die 
Entſcheidung ohne vorgängige mündliche Berhand- 
lung. — Wird dabei die Genehmigung nad) dem 
Antrage des Unternehmers ohne Bedingungen 
oder Einichränfungen ertheilt, jo bedarf es eines 
bejonderen Beſcheides nicht, jondern die Behörde 
fertigt al$bald die Genehmigungsurfunde (Nro. 
46) aus, — Wird die Genehmigung verjagt oder 
nur unter Bedingungen oder Einjchränfungen 
ertheilt, jo erläßt die Regierung zunächſt einen 
ichriftlichen Beicheid an den Unternehmer. Bei 
Stauanlagen, deren eg auch dur das 
DOberbergamt zu prüfen ift, a er Beicheid 
von der Regierung und dem VOberbergamt ger 
meinfehaftfich. — Der Unternehmer kann inner- 
halb 14 Tagen nah Empfang des Beſcheides 
den Recurs einlegen. Er tann aber auch zur 
nächſt auf mündliche Verhandlung der Sache an— 
tragen. Der A 
Regierung zu richten; auf Grund deſſelben findet 
das mündliche Verfahren ſtatt. 42, Sind Ein— 
wendungen gegen die Anlage erhoben, ſo iſt das 
mündliche Verfahren ſtets ohne Weiteres nad 
Eingang ber Verhandlungen einzuleiten. — Das 
Berlahren erfolgt in allen Fällen vor der Regier- 
ung. — Ber Unternehmer, jowie diejenigen, 
weile Einwendungen erhoben und dieſe in dem 
Borverfahren nicht zurüdgenommen haben, find 
demgemäß zur mündlichen Verhandlung zu laden. 
Die Ladung derjelben erfolgt ſchriftlich gegen 
Behändigungsihein und mit der Verwarnung, 
daß im Falle des Ausbleibend dennoch im der 
Sache werde verfahren werden. In der münd- 
lichen Verhandlung können fie im alle ihres 
Erjcheinens einen Beiftand gugiehen oder ſich 
auf Grund einer fchriftlihen Vollmacht vertreten 
lafjen. — Die Verhandlung ift mit einer Dar- 
ftellung der Sache duch eined der Mitglieder 
des Collegiums zu a Demnädjit werben 
die Betheiligten zum Wort verjtattet. Auf neue 
thatfächlihe Anführungen, melde in dem Bor- 
verfahren nicht geltend gemacht worden find, 
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wird bei der Entfcheidung feine Rüdficht ge— 
nommen. Die Berufung auf neue Beweismittel 
ift dagegen zuläffig. — Die Einreichung jchrift- 
liher Ausführungen ift in der mündliden Ver— 
handlung nicht mehr geftattet. — Das Collegium 
fann, bevor e3 bie Entiheidung fällt, die Auf: 
nahme von Beweijen beſchließen. Die Vernehm— 
ung von Zeugen und Sacverjtändigen erfolgt 
entweder in dem Termine jelbft oder auch durch 
eine Unterbehörde oder einen damit beauftragten 
Commiljar. Die Geftellung der Zeugen umd 
Sadjverjtändigen bleibt Sache der Partei, welch. 
die Bereinbarung beantragt hat. Wenn die ver- 
nonmenen Zeugen und Sadjverjtändigen vereidet 
werden Sollen, * iſt dieſes unter Anwendung der 
erichtlichen Eidesformen zu bewirken. — Die 
Entſcheidung iſt den Betheiligten in dem Termine 
zu eröffnen. Erſcheint die derſelben 
nothwendig, ſo erfolgt die Eröffnung in einer 
weiteren —— welche ſofort anberaumt und 
den Parteien bekannt gemacht werden muß. Die 
Entigeidung ift demnädhit ſchriftlich abzuſetzen. 
In dem zu erlaſſenden Beſcheide And ber 
Unternehmer, ſowie die Widerfprechenden nament- 
lich zu bezeichnen. Der Tenor, welder von den 
Sründen zu jendern ift, muß aussprechen, welche 
Einwendungen für begründet zu eradjten oder 
zum Rechtswege zu verweiſen geweſen, wie über 
den Antıag des Unternehmers entjchieden ift und 
wie die Koften zu vertheilen. Außerdem iſt in 
den Beſcheid eine Belchrung über das zuftändige 
Rechtsmittel und, falls die Anlage für zuläjjig 
erachtet wird, die Bedeutung — daß 
der Unternehmer erſt mit ber Rechtskrafti der 
Entiheidung die Befugniß zur Ausführung der 
Unlage erhält. Der Belcheid HN einmal 
für den Unternehmer, und einmal für die Wider— 
ſprechenden auszufertigen. Die Ausfertigung für 
die Iegteren wird dem gemeinfchaftlichen Bevoll⸗ 
mächtigen, oder, wenn ein folder nicht beſtellt 
ift, einem der Widerjprechenden zugeftellt; dic 
übrigen erhalten in dieſem Falle Avjchrift des 


ntrag hierauf iſt ſtets an die Tenors der Entſcheidung und zugleid; Nachricht, 


wen die Auäfertigung überfandt worden ift. 
Behörden, * gegen die Anlage Einſpruch 
erhoben haben, iſt ſtets vollſtändige Abſchrift des 
Beſcheides zuzuſtellen. Die —— erfolgt 
in allen Fällen gegen Behändigungsſchein. 

[5. Recursverſahren.i)]) 45. Der Recurs gegen 
die Enticheidung kann der Behörde, melde) die- 
jelbe getroffen hat, oder den betheiligten Miniſte 


1) Die von tem Recursverfahren handelnden Nr. 45 u. 46 
find burd Wlinifterialverfüg vom 28. Wär; 1877 —— 
abgeändert und ergänzt: daß a. der Recurs nur bei ber Behörde 
gegen deren Beſchluß er gerichtet ift, nicht auch bei der Necurs 

börde eingelegt werben kann; b. bei Berechnung der 14tägis 
iofrift ber Zag der Zuftellumg des 84 ibes micht 
mitgeredinet wird; c, im € veripäteter Anbringung ber 
Recurs ohne Weiteres buch einen mit Grlinden veriebenen 
Beiceib, befien Erlaß Namens der befchliefenden Behörde 
auc dem Borfigenden berfelben zuftebt, zurüdzumeifen und in 
biefem Beſcheid dem Mecurrenten zu eröffnen if, daß ibm 
innerhalb einer I4tägigen Frift vom Tage ber Auitellung 
(diefen Tag nicht mitgerechnet) eine bei der vorgebachten B:: 
börde einzulegenbe Beſchwerde an Die Recuräbehörde zuftebe, 
widrigenfalld es bei bem Beſcheide verbleibe; d. im Faue 
rechtzeitiger Anbringung des Recurfes das eine Eremplar der 
Recursſchrift ber enpartei zur ſchriftlichen Beantwortung 
innerhalb einer beftimmten, von 1 bis zu 4 Wochen zu bex 


gen Präclu 


— 
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rien eingereicht werben. 
von dem Tage, an welchem dem Betheiligten 
die Entfcheidung der Regierung, fei es vollitän- 
dig oder nur dem Tenor nad, zugejtellt worden 
ift, Der Recurs ift in der gejeglichen Frift nicht 
nur anzumelden, ſondern auch zu rechtfertigen. 
Die Necursichrift ift ftets im 2 Eremplaren ein- 
zureihen. 46. Das eine Eremplar der Recurs— 
Ihrift wird von der Regierung der Gegenpartei 
zur Beantwortung binnen einer vierzehntägigen 
Friſt mitgetheilt; die Auftellung erholt gegen 
Behändigungsſchein und mit der Verwarnung, 
daß nad) 
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Die Recursfrift läuft, Ertheilung der Genchmigungsurfunde ift bie 


Ausführung der Anlage nicht geitattet. 

[B. Berfahren bei der Errichtung oder Ver— 
änderung von Dampftefjel-Anlagen (8$ 24, 25). 
(S. unter Dampftejjel ©. 220, C.) 

[C. Verfahren Behufs Unterjagung der ferneren 
Benußung einer gewerblidien Anlage ($ 51).] 
52. Der auf Unterfagung der ferneren Benuß: 
ung einer gewerblichen Anlage gerichtete Antrag 
ift an die Regierung einzureichen. Auf Grund 
dejjelben Hat dieje Behörde zunächſt cine Er 
Örterung der Sache zu veranlajjen. — Dieje 


Ablauf der Frift eine Erklärung auf|Erörterung erfolgt in einem Termine, zu welchem 


die Recursſchrift nicht mehr werde angenommen |der Befiger der Anlage, diejenigen, welche den 
werden. Wenn mehrere kat Palin vorhan- |Untrag gejtellt Haben, und der Vorſtand der 


den find, jo erhält jeder eine voll 
der Recursſchrift. 


tändige Abjchrift |Semeinde, im deren Bezirk die Anlage fich be— 
Neue Kinmwendungen |findet, vorzuladen jind. — Der Bwed der Ber: 


oder neue thatfächliche Anführungen zur Begründ- [handlung iſt, feitzuftellen, ob und im welchem 


ung und Widerlegung der erhobenen Einwend— 
ung find in dem Recursverfahren nicht zuläffig. 
— Die Regierung überreicht die Verhandlungen 
mit ihrer gutachtliden Neuerung den zuftänd- 
igen Minifterien zur Entiheidung. — Der Recurs⸗ 
bejcheid wird der Regierung zugefertigt. Dieſe 
theilt ihn in beglaubigter Abjchrift dem Unter: 
nehmer und denjenigen Gegnern mit, welche an 
dem Recuröverfahren theil genommen Haben; 
find mehrere Gegner vorhanden, jo wird mit 
der Mittheilung an fie wie bei der erften Ent- 
ſcheidung verfahren. 

[6. Genehmigungurfunde.] 48. Sind gegen 
die Anlage Einwendungen nidht erhoben worden 
und fol die Genehmigung zur Ausführung ohne 
weitere Bedingungen nad) dem Untrage des 
Unternehmers ertheilt werden, jo fertigt bie 
Regierung alabald die Genehmigungsurkunde 
aus, In allen anderen Fällen erfolgt deren 
Ausfertigung nah Abſchluß des Verfahrens, jo- 
bald bie Ent — Regierung rechtskräftig 

eworden oder der Recursbeſcheid ergangen iſt. 
Au Stauanlagen für ein zum Betriebe auf Berg- 
werfen und Wufbereitungsanitalten beftimmtes 
Waffertriebwert wird die Genehmigungsurtunde 
bon der Regierung und dem Öberbergamt ge- 
meinfchafttic) audgefertigt. — In der Urkunde 
find ſämmtliche Bedingungen, unter welchen die 
Anlage genehmigt worden ift, aufzuführen und 
die von dem Unternehmer eingereichten, dem 
Verfahren zu Grunde gelegten Bejchreibungen, 
Zeichnungen, Pläne ausführlih zu bezeichnen, 
auch, foweit angänglich, durch Echnur und Eiegel 
damit zu verbinden. Auf Karten und Zeichnungen, 
welche in diefer Urt mit der Urkunde nicht ver- 
bunden werben können, ift die Zugehörigkeit zu 
berjelben zu vermerken. — Eine Ausfertigung 
der Genehmigungsurkunde ift dem Unternehmer, 
eine zweite mit den Berhandblungen der zuftändi- 
gen Wolizeibehörde zu überjenden.!) — Bor 


mefjenden Frift fertigt wird; e. bie Recursbeantwortu 
in 2 lg. hend Al it, von welden bas eine u 
Recurrenten zugeftellt wird; f. ſowol zur —— wie 
zur ring Beer Recurfes in nicht ſchleunigen Sachen 
eine angemejjene, der Regel nach nicht x 2 Wochen zu er: 
firedtende Nachfrift gewährt werden kann. 

Fur ben Gel der Propinzialorbnung v. 99. 
Juni 1875 bat mit Buftelung der Genebm urhmde an 
ben Unternehmer u. die zuftändige Polizeibehörbe die Thätig⸗ 


Umfange dur den Betrieb der Anlage Nad) 
theile und Gefahren für das Gemeinwohl ent- 
ſtehen. Bei der Beweisaufnahme ift die Behörde 
an die Unträge der Betheiligten nicht gebunden. 
08. Nah dem Abſchluß der —— hat 
die Regierung das mündliche Verfahren einzu— 
leiten. — Zu dem Verhandlungstermine ſind die 
Antragſteller, der Beſitzer der Anlage und der 
Vorſtand der Gemeinde zu laden. Für die Vor— 
ladung, das mündliche Verfahren und die Ent- 
ſcheidung find die unter Nro. 42 ertheilten Bor- 
Ihriften anzuwenden. 54. Der Necurs gegen 
die Entjcheidung der Regierung geht an die in 
der Sache betheiligten Minijterien. Für Die 
Einlegung bdeffelben und das weitere Verfahren 
gelten die Beitimmungen unter Nr. 45 ff 
Nachdem die Entjcheidung, durch welche die fernere 
Benugung der Anlage unterjagt wird, rechts— 
kräftig geworden ijt, kann die Einftellung des 
Betriebes polizeilich erzwungen werden. 

[D. Berfahren bei Verſagung der Genehmig- 
ung zum Betriebe eine Gewerbes ($$ 30, 32, 
33, 34, 43), ſowie bei ne eined Ger 
werbebetriebes ($$ 15, 35)]. 55. Wird die Ge- 
nehmigung zum Betriebe eines der Gewerbe, 
welde einer jolden nach dem Gejet bedürfen, 
verjagt, jo ift die verjagende Verfügung fchrift- 
lid) zu erlafjen, mit Gründen und einer Belehr- 
ung über dad zuftändige Rechtämittel zu verfehen 
und dem Betheiligten gegen Vehändigungsichein 
zuzuſtellen. 56. Sit die Verfügung von einer 
unteren Behörde (Landrath, Oberamt, Amt, 
Ortẽspolizei- oder Gemeindebehörbe) ergangen, jo 
ift der Dagegen zuläjfige Recurd an die Regicr- 
ung, für den Polizeibezirt von Berlin an die 
1. Ubtheilung des Polizeipräfidiums zu richten. 
— Dieje Behörden entjcheiden auf Grund einer 
mündlichen Verhandlung, zu welcher der Recurrent 

eladen wird. Sie find befugt zuvor diejenigen 
hebungen anftellen zu lajjen, weiche für Die 
Beurtheilung der Sadye nothwendig erjcheinen. 


feit ber Bermaltungsbefchluß: Behörde ibr Ende erreicht. Die 
Unterſuchung der gonceffionsmäßigen Ausfüsrung der Ynlage, 
liegt daher aud im demjenigen (allen, in welchen auf Grund 
der Eonceifionsbedingungen oder auf Grund des Geſehes 
($ 24 Abf.4 der Gewerbeordnung) vor er —— Unterjuchung 
mit dem Betriebe nicht begonnen werben darf, ber Polizeibe: 
hörde * > Winifterialverfügung dom 23. März 
1877, Rr. 5. 
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Im Uebrigen gelten für die Vorladung und das ten Thatjachen, zu hören, Zeugen und Sachver— 
mündliche Berfahren die unter Nr. 42 ertheilten |ftändige eidlich zu vernehmen und die zur ne 
Vorſchriften. — Ueber den Beſchluß de3 Col-/Härung der Sade dienenden jonftigen Beweije 
legiums ift, fofern er nicht auf Beweiserhebung |herbeizufcdhaffen hat. — Die Vorladung des Ge 
fautet, ein mit Gründen verjehener Beicheid zu/mwerbetreibenden erfolgt jchriftlic; gegen Behän- 
erlajfen. 57. Iſt die Verfügung von einer|digungsichein und mit der Verwarnung, daß im 
oberen Behörde (Regierung, Landdroftei, Ober- alle jeines Ausbleiben gleihwol mit der Er- 


Gewerbeordnung. 


bergamt) ergangen, jo Fann entweder auf münd— 
liche Verhandlung der Sade angetragen oder 
auch alsbald der Necurs gegen die Verfügung 
eingelegt werden. — Der Antrag auf mündliche 
Verhandlung ijt innerhalb 14 Tagen nad) Zus 
jtellung der Verfügung an die Behörde zu rich— 
ten, welche die Verfügung erlafjen Hat. — Die 
Borladung des NRecurrenten und das mündliche 
Berfahren erfolgen in der unter Nr, 42 bezeid)- 
neten Weile. — Wird auf Grund der mündlichen 
Verhandlung dahin entidieden, daß die nachge— 
juchte Genehmigung zu ertheilen jei, jo fertigt 
die Vehörde ohne weiteren fchriftlichen Beſcheid 
die Genehmigung aus. Wird dagegen Die erite 
Verfügung, durd) welche die Genehmigung vers 
jagt wurde, aufrecht erhalten, fo iſt ein förm— 
licher Beicheid zu erlaffen, der diefen Beſchluß 
näher begründet und auf das dagegen zuläjlige 
Nechtsmittel verweilt. Die Zuftellung des Ber 
jcheides hat gegen Behändigungsichein zu erfol- 
gen. — Gegen diejen Beſcheid ift, wenn es jid) 
um die Genehmigung zum Betriebe des Schau- 
jpielergewerbes handelt ($ 32), der Recurs an 
den Ober» Bräfidenten,, in allen anderen Fällen 
ber Recurd an bie in der Sache betheiligten 
Minifterien geftattet. 58. Der Recurs gegen 
die erjte Entſcheidung, jei e3 der unteren oder 
der oberen Behörde, iſt innerhalb 14 Tagen nad) 
der Zuftellung einzulegen und zu rechtfertigen. 
Er kann bei der erjten oder bei der zweiten 
Inſtanz eingereiht werden. — Wird durch den 
Recursbejcheid die angefochtene Verfügung be» 
ftätigt, jo ift zugleih ausdrüdlid darauf hinzu— 
weijen, daß eine weitere Beichwerde durd das 
Geſetz nicht zugelaffen fei. Der Beſcheid wird 
der Behörde, die in erjter Inſtanz entichieden 
hat, in Ausfertigung überjendet. Iſt darin der 
Recurs en, fo jtellt diefe ihn dem 
Necurrenten zu; ift der Recurs für begründet 
erachtet, jo fertigt jie auf Grund des Beicheibes 
die von dem Recurrenten nachgeſuchte Genehmig- 


Örterung der Sache werde vorgegangen werden. 
Bei feiner Vernehmung und bei dem Berhör der 
Zeugen und Sachverſtändigen ijt ein vereideter 
Protokollführer zuzuziehen. 61. Je nad) dem 
Ausfall des VBorverfagrens bejchließt die Regier- 
ung entweder die Einjtellung des Berfahrens 
oder die weitere Verfolgung der Sache. Eriteres 
geichieht im Wege der einfadyen Verfügung. Im 
legteren Falle bezeichnet jie einen Beamten, der 
in Bertretung der Staatsanwaltſchaft die geeig- 
neten Anträge zu ftellen und aus dem Inhalte 
der Verhandlungen zu rechtfertigen hat. 62. 
Demnächſt ift die mündliche Verhandlung anzu- 
beraumen, zu welcher der Gewerbetreibende unter 
abſchriftlicher Mittheilung der Seitens der Staats» 
anwaltſchaft gejtellten Anträge zu laden ift. 
Derjelbe kann in der Verhandlung einen Rechts- 
verjtändigen als Beiltand zuziehen oder auf 
Grund jchriftliher Vollmacht ſich durd einen 
jolhen vertreten laffen. Der Regierung jteht in- 
dejjen jeder Zeit zu, jein perjönliches Erfcheinen 
unter dem Eröffnen zu verordnen, daß bei jeinem 
Ausbleiben ein Vertreter nicht werde zugelaflen 
werden. Die Vorladung erfolgt gegen Be— 
händigungsichein und ſtets unter der Warnung, 
dag im Falle des Ausbleibens gleihtwol mit der 
Berhandlung der Sache werde vorgegangen wer- 
den. 63. Das mündliche Verfahren iſt mit 
einer Darjtellung der Sache, wie fie aus den 
Verhandlungen hervorgeht, durch ein Mitglied 
des Collegiums einzuleiten, Der Gewerbetreibende 
wird vernommen und, nachdem der Beamte der 
Staatsanwaltihaft jeine Anträge gejtellt hat, zu 
ee Bertheidigung gehört; ihm jteht das legte 

ort zu. — Das Collegium fann, bevor es Die 
Entjheidung fällt, die Aufnahme weiterer Be- 
weiſe beſchließen. Die Aufnahme derfelben er- 
folgt entweder in der mündlichen Berhandlung 
jelbjt oder auch durch eine Unterbehörde oder 
einen bejonderen Commiffar. Der Beſchluß hier- 
über, jowie der Termin, an weldhem die Fort- 


ung aus. 59. Die Unterjagung des Betriebes |jegung des mündlichen Verfahrens erfolgen fol, 
eined Gewerbes ($$ 15, 35) hat gleichfalls in ſind alöbald zu eröffnen, 64. Die Entſcheidung 
dem vorftehenden Verfahren zu erfolgen. Docd|tann nur auf Zurüdnahme der erteilten Appro— 
ift hier der Recursbeſcheid dem Recurrenten ftetö|bation u. ſ. w. oder auf Einftellung des Ver— 
in Ausfertigung gegen Behändigungsichein zus|jahrens lauten, Doch wird die auf befonderen 
zuſtellen. Geſetzen beruhende Befugniß der Behörden, gegen 

[H. Verfahren bei Entziehung einer ertheilten den Gewerbetreibenden Ordnungsſtrafen feſtzu⸗ 
Approbation, Conceſſion, Erlaubniß, Genehmig-|jegen, hierdurch nicht berührt. — Die Entſcheid— 
ung oder Beſtallung (56 29, 30, 32, 33, 34, 36).Mjung iſt vor dem Schluß der Verhandlung zu 
60, Die Einleitung des Verfahrens erfolgt durdyleröffnen. Erjcheint die Uusjegung des Befchluffes 


die Regierung oder die fonjtige Behörde, welche 
in erfter Inſtanz entſcheidet. — Die Regierung 
ernennt einen Commijjar, welcher den Sadjver- 
halt zu erörtern, den Gewerbetreibenden, unter 
Mittheilung der gegen ihn zur Spradye gebrach— 

) ©. die Noten zu bieien Paragraphen bezüglich der 


Eompetchz der Behörden im Geltungsbereiche der Kreisordnung 
bom 13, Dec, 1872, 


nothwendig, jo erfolgt die Eröffnung in einer 
weiteren Sigung, die fofort anzuberaumen ift. 
— Ueber den Beſchluß it, wenn er nit auf 
Beweiserhebung lautet, ein mit Gründen ver— 
jehener Beicheid zu erlafjen, in weihem auf das 
dagegen zuläfjige Rechtsmittel verwiefen wird. 
Eine Ausfertigung dejjelben ift gegen Behändig- 
ungsihein dem Gemerbetreibenden zuauftellen. 


4 


Gewerbepolizei — Gewerbefteuer, 


65. Der Necurs dagegen geht an das im der 
Sache zuftändige Minifterium,. Er muß binnen 
14 Tagen nad) ber — des Beſcheides 
entweder unmittelbar bei dem Miniſterium oder 
bei der Regierung eingereicht und gerechtfertigt 
werden. Die Recursſchrift wird dem Beamten 
der Staatsanwaltſchaft zur Erklärung binnen 
einer 14tägigen Friſt zugeſtellt. Demnächſt find 
die Verhandlungen von der Regierung zur Recurs— 
entſcheidung einzureichen. — Bon dem Recurs— 
beſcheide erhält der Gewerbetreibende gegen Be— 
händigungsſchein eine Ausfertigung. Eine Ab— 
ſchrift wird der Polizeibehörde des Orts, wo 
der Gewerbetreibende wohnt, und derjenigen 
Behörde oder Corporation mitgetheilt, welche die 
Approbation u. ſ. w. ausgeſtellt hat. 66. Das 
Verfahren, welches hiernach für die gewerbe— 
polizeilichen Entſcheidungen der Berwaltungs- 
Behörden in Zukunft maßgebend ſein wird, tritt 
leichzeitig mit der Gewerbeordnung in Wirk— 
—— es wird daher auf alle diejenigen Fälle, 
welche nach dem 1. Oet. d. J. zur Beurtheilung 
der Behörden gelangen, in serien Kon bringen 
jein. — Wenn zu diefem Beitpunfte Anträge auf 
Ertheilung der Genehmigung zum Betriebe eines 
Gewerbes oder zur Errichtung einer gewerblichen 
Unlage, welche auch nad Erlaf der Gewerbe- 
ordnung von einer befonderen Genehmigung ab- 
hängig bleiben, bei den Behörden bereits ſchwe— 
ben und entweder in erfter oder in zweiter In— 
ftanz der Beurtheilung noch unterliegen, jo iſt 
über diejelben in dem durch die neue Geſetzgeb— 
ung für die betreffende Inſtanz eingeführten 
Verfahren und von den danach zuftändigen Be» 
hörden weiter zu verhandeln, Die Anträge find 
zu dieſem Behufe alsbald an die zuftändigen 
Behörden zur weiteren Prüfung abzugeben, In 
folhen Fällen, in denen über derartige Anträge 
bereit3 in zwei Inſtanzen entichieden, nad) den 
zur Zeit maßgebenden Vorſchriften aber nod) 
eine weitere Entjheidung zu treffen iſt, wird 
die Sade in dem bisherigen Verfahren bis zur 
endgiltigen Erledigung weitergeführt. 
Gewerbepolizei. Diejelbe ift bei der durch 
Allerh. Erlaß vom 17. April 1848 erfolgten 
Bildung eines bejonderen Handel3-Minifteriums 
diefem übertragen. Durch Aller. Erlaß vom 
17. März 1852 ift die Gewerbepolizei rückſicht— 
lich folgender Gewerbe, al3 1) derjenigen, welche 
in dem $ 1 des Geſetzes über die Breffe bom 
12. Mai 1351 aufgeführt find (f. jegt Preßge— 
jet v. 7. Mai 1874), 2) der Unternehmer von 
Tanz⸗ und Fechtſchulen, Turn- und Bade-Anftal- 
ten, 3) der Schanjpiclunternehmer, 4) der Pfand- 
feiher, derjenigen, welche mit Schießpulver han- 
deln, welche möblirte Zimmer oder Schlafitellen 
gewerbsweiſe vermiethen, der Lohnlakaien und 
derer, melde auf öffentlichen Straßen und Pläpen 
oder in Wirthshäufern ihre Dienſte anbieten, 
ſowie 5) bes Kleinhandels mit Getränken, der 
Gaftwirtgichaft und der Schantwirthichaft, dem 
Ministerium des Innern mit der Maßgabe über- 
tragen worden, daß died auf den Gewerbebetrieb 
im Umbherziehen feine Anwendung finde; ferner 
ift d Allerh. Erlaf vom 30. Juni 1858 bie 
Gemwerbepoligei 1) rüdfichtlich der vorftehend auf⸗ 
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‚geführten Gewerbe, auch infoweit einzelne der- 


'jelben im Umherziehen betrieben werden, 2) rüd- 
fichtfich der in den $$ 18 u. 19 des Megulativs 
über den Gewerbebetrieb im Umherziehen vont 
28, April 1824 erwähnten Gewerbe, ald: der 
Muſiker, Drehorgelipieler, Scaufaftenführer, 
Equilibriften, Kumftreiter, Marionettens und 
Tuppenfpieler, Taſchenſpieler und folcher Per— 
jonen, die Kunft- oder Naturieltenheiten zur 
Schau ausftellen, ſowie der Schaufpieler- und 
ähnlichen Gejellichaften — mögen diefe Gewerbe 
im Umpberziehen oder als ftehende Gewerbe be» 
trieben werden — dem Minifterium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten an das Miniſte— 
rium des Innern übertragen. — Hinſichtlich der 
Competenz der Behörden in dem Geltungsbe- 
reiche der Provinzialordnung dv. 29. Juni 1875 
j. unter Verwaltungsgerichte Gel. v. 3. 
Juli 1875 $ 84 Niro. 1, und unter Berwalt- 
ungsbehörden Gef. v. 26. Juli 1876 8$ 123 ff. 

Gewerbepolizei-Contraventionen, j. Ge— 
werbe-Ordnung $$ 143 ff. 

Gewerbeſchein it die amtliche Beſcheinigung, 
daß die von dem Gewerbebetriebe im Umher— 
ziehen zu entrichtende Steuer berichtigt iſt. Er 
gewährt erſt die Berechtigung zur Ausübung 
des gemwerbejteuerpflicttigen Gewerbes. ©, das 
Nähere unter Gewerbefteuer Nr. IL. 1 Geſ. 
vb. 3. Juli 1876 $$ 6 ff. und unter II, 2 die 
Anweiſung v. 3. Sept. 1876 Nr. 14 ff .— In 
den Fällen, für welche die Gejeke die Ausftell- 
ung eine? Gewerbeſcheins nothwendig machen, 
fann diefer auch zugleich den Legitimationsſchein 
erjepen; ſ. Gewerbe-Drdnung $ 58 a, E 

Gewerbeiteuer. 


I. Gewerbejteuer vom ftehenden 
Gewerbebetrieb. 


1. Gejeg wegen Entridtung der 
Gcwerbejteuer, vom 30. Mai 1820.) 


8 1. Die Gewerbefteuer ſoll im ganzen 
Staate?) gleihförmig nad dem Inhalte des 
gegenwärtigen Gejeges erhoben werden. 

NGewerbefteuerpflictigteit überhaupt.]) $ 2. 
Gewerbeſteuerpflichtig find fortan nur der Handelt), 


1) Die preußiſche Gewerbegeſetzgebung ift eingeführt durch 
bie Verordnungen vom 28. April 1867 ım bormaligen Könige 
reich Hannover, im vormaligen Kurfürſtenthum Heilen u. ın 
ben perzogthümern Schleswig:Holjtein; durch Berorduung vd. 
11. Diai 1367 in Naffau, Fran furt a. M. und den vormals 
großberzogl. heſſiſchen Landestbeilen; durch die Verordnungen 
vom 4. und 24. Juni 1867 im Oberamtäbezir! Meiſenheim 
und in den Bezirden Gersfeld und Orb ohne Aura. Durch 
Gefe vom 23. Juni 1376 $ 9 Nr. 2, ift das Geſetz vom 30. 
Mai 1820 mit den durch die Geſetze vom 19. Juli 1861, vom 
20. März 1872 und 5. Yuni 1874 berbeigeführten Abänder: 

en im Kreife Herzogtbum Lauenburg eingeführt. — ©. 
— zum Geſetz vom 30. Mai 1820 die abändernden Geſetze 
vom 19. Juli 1861, vom 20. März 1872, vom 5. Juni 1374, 
vom 3. Juli 1876. 

2) Wegen Einführung des Gewerbefteuergefeges v. 30. Mai 
1820 in den neuen Sanbestbeilen f. die Note zur Ueberſchrift 
dieſes Geſetzes. 

3) ©. unıen bie An weiſung zur Beranlagung der Steuer 
vom ftebenden Gewerbebetriebe vom 20, Mai 1876 $5 1 u. 2. 
Wegen der Befreiungen von der Gemwerbefteuer f. baf. $$ 3—7. 

*) ©. Eabinetsordre dv. 3. Mai 1828: Das Gewerbe: 
ftenergefeg vom 30. Mai 1820 bat im $ 2 den Handel über: 
baupt ber Gewerbefteuer unterworfen. Es fann keinen Zweifel 
et daß zu den Hanbelägeihäften aud der Betrieb ber 

| BrivatsBerfiherungsgeiellihaften und anderer auf einen Ge: 
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die ep dad Verfertigen von ſchied der Provinzen die Anordnungen des Al- 
Waaren auf den Kauf?), der Betrieb von Hand» | gemeinen Landrechts SS 475 und 483—487, Tit. 
werfen mit mehreren Gehilfen, ber Betrieb von|8, Th. II. ein, welche in der Beilage A abge» 
Mühlenwerten, dad Gewerbe der Edjiffer, der druckt find.) $ 4. Dir Steuer wird von jeder 
Fracht- und Lohnfuhrleute, der Pferdeverleiher| einzelnen Firma, von jedem einzelnen Comptoir, 
und diejenigen Gewerbe, die von umherziehenden!von jedem einzelnen Laden, ohne Rüdficht auf 
‘Berfonen betrieben werden.®) die Zahl der Theilnehmer erhoben. $ 5. b) der 

[Nähere Beftimmungen.*) A. für den Handel ]e) Steuer vom Handel find ferner unterworfen, die 
$ 3. Die Gewerbejteuerpflictigfeit vom Handeljein Gewerbe daraus machen, nene oder alte 
trifit a) jedes Groß- oder Einzeln » Pa Saden, Waaren und Erzeugniffe jeder Art zum 
Commiſſions-, Speditions-, Wedjjelbant-, Leih-,)Wiederverfauf anzufaufen oder zum Verkauf in 
Aſſeeuranz-, Fabrik- oder Rhedereigeſchäft, das Auftrag zu übernehmen, ohne faufmänniihe Rechte 
unter einer befannt geriachten Firma mit faufelzu befigen, als Lieferanten, Vieh- oder Pferde- 
männifchen Rechten betrieben wird. Auch die)händler, Auftäufer, Krämer, Trödler, Höfer und 
bei der Kaufmannihaft angeftellten Mäfler und) Biltualienhändler u, ſ. w.) 86. Als Vittualien- 


Bewerbefteuer. 


Handeld-Agenten find der 
— Welche Firma kaufmännische Rechte verleiht, 
ift nad) den Gefepen jedes Orts zu beurtheilen. 
Wo diefe nicht3 beftimmen, treten ohne Unter- 


werbezwed gerichteten Privatvereine gerechnet werben muß, 
wie denn im $ 3 die Afjecuranzgeichäfte unter ben Handels» 
geichäften ausbrüdlic genannt find. Ob dergleichen Privat 
vereine mit Taufmänniihen Rechten betrieben werben od, nicht, 
hat auf ihre Berpflihtung zur Gemwerbefteuer feinen Einfluß, 
da ihr Verfehr aud im zweiten Falle die Natur eines Han 
delsgefhäfts nicht verändert und bie Verſteuerung aller ohne 
taufmännifche Rechte betriebenen Handelsgeſchäfte ım $ 5 des 
Geſetzes angeordnet ift, wie Ich fol in Weiner Orbre vom 
11. Juni 1826 in Bezug auf die Commiffiond: und Leihge⸗ 
ichäfte bereits erllärt habe. Es ift hiernach gejeglich begründet, 
daft die Privat⸗Verſicherungsgeſell ſchaften u. andere auf einen 
Sewerbezwed gerichtete Privatvereine, ſowie deren Agenten, 
wenn fie nicht (on eine Steuer bon ihrem rer“ Ge: 
werbe entrichten, entweder nach $3 oder nach $ 5 bes Geſetzes 
bom 30, Mai 1820 der Gewerbeſteuer untertvorjen find. Um 
jedoch die hierüber entftanbenen Zweifel zu beieitigen, haben 
Sie diefen Befehl durch die Gejegfammlung zur allgemeinen 
Kennntniß zu bringen. 

Wegen Veranlagung der Hanbelöftener f. Unmweifung v. 
20. Mai 1876 $$ 37—48. 

1) Wegen Beranlagung ber Steuer von ber Gaft:, Echanl: 
und Speiſewirthſchaft ſ. Anweiſung vom 20. Mai 1876 
Sg 49—53. 

2) Cabinet8orbre wegen ber Gewerbefteuer frei: 
beit desHüttenbetriebs und der Gemwerbeftleuer 
giriattaneht ber Hammermerke vom 17. Dec. 1838: 
Auf den Antrag des Staatöminifterii vom 28. Aug. c. bes 
timme Ih, bat bie Gewerbefteuerfreiheit, die Ich in meiner 
Ordre vom 9. Jan. 1823 nur foldyem Hüttenbetriche, zu wel⸗ 

nach ben a en eine Belehnung der 
ergbaubehörde erforderlich ift, bemilligt habe, vom 1. Jan. 
t. 3. ab ohne Ausnahme allem Hüttenbetriebe zufteben joll, 
infofern derſelbe nicht mit einer Fabrilation von Waaren zum 
Handel verbunden ift, wobei ſich auch von felbft verfteht, daß 
olche Habrifationsftätten, welche, wie Glas: und Biegelhütten, 
nur mißbräuchlich mit bem Namen Hltten belegt werden, ber 
Gewerbefteuer unterliegen. Dagegen find fämmtlihe Hammer: 
werfe vom 1. Yan. f. J. an, io weit es noch nicht gefchehen 
ift, der Gewerbefterter zu unterwerfen, ba die befondere Eon: 
ceffion, die in einigen Landestheilen zur Anlage eines Hammers 
im Berwaltungswege ertheilt wird, feine Belebnung aus dem 
Titel des Bergregals ift und in den einzelnen Provinzen feine 
Berſchiedenheit ber uerung eines und deſſelben Fabrika⸗ 
tionszweiges veronlaffen darf. — Durch das Gefeg, die Berg: 
werfsabgaben betreffend, vom 20. Okt. 1862 $ 5 ift der Be- 
trieb der Hüttentwerte ohne Unterſchied der Steuer vom Handel 
nah den Geſeten vom 20. Mai 1820 und 19. Juli 1861 
unterworfen, 

Wegen Beranlagung der Handwerfäfteuer f. Anweifung 
vom 20. Dlai 1876 $5 64-61. 

3) Wegen Beranlagung diefer Etener f. Unweifung vom 
20. Mai 1876 $5 62— Tr. 

) ©. die „allgemeinen Grundfäge der Befteuerung” u. bie 
Beſteuerungsregeln“ in Abſchnitt U. und III. der Anweifung 
bom 20. Mai 1876. , 

») Durd das Geſetz, betr. bie Megulirung des Abbedereis 
twefens vom 31. Mai 1858 $ ı Ar. 2 ift auch das Abdederei⸗ 
— ber Gewerbeſteuer vom Handel unterworfen. ©. auch 

et dv. 17. Dec. 1872 31 Nr. 5 unter Abbedereien. 

6) Ebenfo die Apotheler (Cabinete ordre v. 17. Yuli 1826). 


teuer unterworfen.®)| händler zu bejteuern ift auch: aa) wer gewerb- 


weiſe Vieh von gelauftem Futter unterhält, um 
ed zum en) zu mäften oder mit der Milch 
zu handeln; bb) wer die Milch einer Heerde, das 
Obſt eines Gartens, den Fiſchfang in Gewäflern 
und Ähnliche Nugungen abgejondert zum Gewerbs- 
betriebe pachtet. 

(Ausnahmen®)) $ 7. Handel der Ausländer 
auf Mefjen und — 

[Fremde Einkäufer inländiſcher Erzeugniſſe 
oder Fabrikate]) $ 8.5 

[B. Für die Gajtwirthichaft.)] $ 9. a) Wer 

ewerböweije ein offenes Local hält, um Per— 
onen mit oder ohne Koft für Bezahlung zu bes 
herbergen, iſt als Gaſtwirth fteuerpflichtig. db) 
Wer gewerböweife möblirte Zimmer (chambres 
— —— = berfelben oe unter» 
worfen, jedoch nicht der, welcher bloße laf- 
itellen hält. 8 10. c) Wer ee ee 
offenes Local hält, um zubereitete Speijen oder 
Getränke, zum Genuß auf der Stelle oder außer- 
halb, feil zu bieten, ift als Speije- oder Schent. 
wirth ſteuerpflichtig. d) Reitaurateurd, Gartöche, 
Zuderbäder, jogenannte Staliener- und Schweizer 
laden, EN eur Kaffeeichenfer, Tabagiiten 
u, dgl. find hierunter begriffen. e) Der Betrieb 
des Bäder- und Schlächtergewerbes gehört nicht 
hierher, jondern ijt als Fertigung der Waaren 
auf den Kauf zu befteuern. 

[C. Uusnahmen für das Rerfertigen von 
Waaren auf den Kauf.) 8 11. Landleute, die 
in den Städten auf offenem Markte an Markt- 
tagen Roggenbrod verlaufen, find fteuerfrei, in« 
jojern fie das Baden des Brodes nur ala Neben- 
oeſgzaft betreiben. 

[D. Ausnahmen für die Handwerfe)] 8 12. 
Gewerbefteuerfrei find‘): a) Handwerker, die in 
der Regel nur um eg oder nur auf Bejtell- 
ung arbeiten, ohne aud außer den Jahrmärften 


) Auf die Unterſcheidung zwiſchen Handel mit faufmännis 
fhen Rechten und Handel ohne folhe kommt es nad) dem 
Gefege dom 19. Juli 1861 mit mehr an. Darum braucht 
auch bie Beilage A bier nicht abgedrudt zu werden. 

2) Auch die Pfandleiber und die nicht bei der Kaufmann: 
haft angeftellten Mäfler, Agenten und Commiffionäre, die 
aus der ermitetung und Unterbandlung nicht faufmännifcher 
Beichäfte ein Gewerbe machen; Cabinetsor 


1826. 
2) €. ade vom 3. Juli 1876 $ 2, 
9S. Gejey vom 3. Juli 1876 6 8 Nr. 8. 
vom 3. Juli 1876 $ 2. 
ber dem Finanzminifter presse Steuere 
- Gefeg vom 19. Juli 1861, $ 21. 


dre dom 11, Jum 


6, In Betre 
erleicherungen 


5) ©, Barch 


Gewerbeſteuer. 


ein offenes Lager von fertigen Waaren zu 
ſo lange ſie das Gewerbe nur für ihre 
oder mit einem erwachſenen Gehilfen und mit 
einem Lehrlinge betreiben. Die Hilfe weiblicher 
Hausgenoſſen und eigener Kinder unter 15 Jahren 
bleibt unberüdfihtigt.. $ 13. b) Weberei und 
Wirkerei, fofern fie nur als Nebenbeſchäftigung 
neben anderem Gewerbe oder auf nicht mehr 
al3 zweien Stühlen betrieben wird.!) 

[E. Ausnahme jür die Mühlen.) 
Miühlenwerfe, die bloß für den eigenen Berbraud) 
des Befigerd arbeiten oder b) nur zu Ent oder 
Bewäfjerung der Ländereien beſtimmt find, unter- 
liegen der Gewerbefteuer nicht. $ 15. c) Hammer», 
Bohr, Schleif-, Polir-, Bapier-, Loh⸗ und Ball 
mühlen, Majdinen zum Bergbau, zum Hütten« 
und GSalinenwejen, jowie überhaupt durch Ele- 
mentar= oder thieriiche Kräfte getriebene Maichi- 
nen, die zur Bearbeitung der Fabrikmaterialien, 
zur Spinnerei, Weberei, Appretur dienen, wer- 
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Bon pflidhtigen felbft bei der Vertheilung der Steuer 
erjon|jo viel als möglich eine Einwirkung geftattet 


werde, jo jegen wir feit, daß 1) die Gewerbe- 
treibenden, welchen kaufmänniſche Rechte beige- 
legt jind ($ 8)9, 2) die Gajt-, Speife- und 
Schankwirthe, 3) die Bäder, 4) die Schlächter, 
und zwar jedes dieſes Gewerbe unter fi, eine 
Sejellihaft bilden, welcher ein Jeder beitreten 
muß, ber das Gewerbe treibt.2) a) In den 3 


14. a) ſerſten Abtheilungen der Städte, weldhe die Bei- 


lage B. enthält, bildet jedes dieſer 4 Gewerbe 
in jeder einzelnen Stadt eine ſolche Gejellichaft. 
b) In der vierten Abtheilung vereinigen fid) die 
4 Gewerbe de3 ganzen reits, um die 4 Ge 
jellichaften zu bilden. — Die Regierungen find 
ermächtigt, auch bei dem ie bier nicht bes 
nannten, gewerbetreibenden Klaſſen dergleichen 
Geſellſchaften zu bilden, wenn ſolches den ört- 
lihen Verhältniffen nad) ausführbar it. $ 27, 
a) Dieſe Steuerverbindungen ſtehen in feiner Be- 


den nicht mit der Mühlen», jondern entweder|ziehung mit etwaigen Zunftrechten, in welcher 


mit der Handeld- oder mit der Handwerks-Ge— 
werbefteuer betroffen und auch dieſes nur injo- 
fern, als fie jelbitändig betrieben werben und 


Hinficht weder da, wo und infoweit fie beftehen, 
durch gegenwärtige Gejeg etwas abgeändert, 
nod da, wo fie abgeichafit worden, etwas her— 


nicht zu einer jhon außerdem gemwerbejteuers|geftellt werden fol. b) Sclädter und Bäder 
ae Yabrifanftalt oder Societät gehören.?)|in der Nähe folder Städte, in weldyen die Mahl— 

[F. Ausnahme für das dradıt- und Lohnfuhr- und Schlachtſteuer eingeführt iſt, find dem ſtädti— 
Gewerbe und für Pferdeverleiper.) $ 16. a) ſchen Verein beizutreten und die ſtädtiſche Ge— 


Landwirthe, die mit ihrem Wirthſchaftsgeſpanne 
—— auch Frachtfuhren verrichten, ſind 
der Gewerbeſteuer als Zuhrleute nicht unterworfen. 
b) Fuhrleute und Pferdeverleiher, die ihr Ge- 
werbe nur mit pinem Pferde betreiben, find frei. 
[G. Ausnahme für die Schifffahrt] $ 17. 
Das Schiffergewerbe mit Stromſchiffen und 
Lichterfahrzeugen unter und bis zu drei Laften 

u einſchließlich ift gewerbefteuerfrei. 
[H. Allgemeine Ausnahme wegen boppeltem 
Gemwerbebetriebe.] s 
an 


18. Wenn mehrere Gewerbe 
abſichtlich mitein 


werbejteuer in dem Falle zu entrichten verbuns 
den, wenn fie nach dem Gejeg wegen der Mahl« 
und Schladhtfteuer zu diejen Abgaben angezogen 
werben.) $ 28. a) Den Geſeillſchaften ($ 26 
liegt die Verteilung der Steuer unter fi) dur 

ihre Abgeordneten ob. b. Zu dem Ende ernen— 
nen fie jährlih durd Stimmenmehrheit 5 Abge- 
ordnete aus ihrer Mittet). c) Bei der Wahl ift 
zu beachten, daß von dieſen Abgeorbneten Einer 
das Gewerbe im geringjten, Einer im hödjiten 
und Zwei im mittleren Umfange treiben. Die 


er in Verbindung gejeßt find) Wahl des Fünften ift unbeichräntt. d) Für je 


u. an demjelben Orte von einer Berjon betrieben|den Abgeordneten wird ein Stellvertreter er- 
werden, joll die Gewerbejteuer nur einmal nach wählt, um ihn nöthigenfalld zu erjegen. e) Sft 
dem gemeinjhaftlichen Umfange derjelben erhoben|die Zahl der Gewerbsgenofjen in einer Stadt 
werden. Der zufällige Betrieb verjchiedenartiger)oder einem Kreife nicht hinreichend, um jo viel 
Gewerbe durd) eine Perſon ift einer ſolchen ge-|Ubgeorbnete und Stellvertreter zu wählen, fo 
werblichen — nicht gleich a achten. wird durd) die Gejammtheit der Gefellichaft die 
Beredtigung zum Gewerbe. $ 19. a) Wer Steuer vertheilt. $ 29. a) Die Verpflichtung 
ein Gewerbe betreiben will, e8 mag fteuerfreilaur Uebernahme de3 Amtes eines Abgeordneten 
oder pflichtig ſein, muß der Commumalbehörde|und die Rechte der Obrigkeit bei der Wahl find, 
des Ortes Unzeige davon machen.) Anzeige. ohne Unterſchied der Provinzen, nach dem Allg. 
b) Zur Anzeige an dieſe Behörde ift aud) Der-|Landredit 8 160 — 165 Tıt. 6 Th. 2, welde 
jenige verbunden, ber jein biöheriges Gewerbe |diefem Gejeg unter C anhangweije beigefügt jind, 


im Orte 3 betreiben aufhört. Gewerbeſchein. 
88 20-24.) Sätze der Gewerbefteuer u. 
Regeln der Erhebung. 5 Die Säge der 
Gewerbefteuer und die Regeln, nach welchen fie 


audgemittelt, vertheilt und eg Sy werden | Beil 


jollen, weit die Anlage B. nad. Mitwirkung 
er Gewerbetreibenben bei ber Bertheil«- 
ung der Steuer. $ 26. Da es zur Erleid- 


terung der Gewerbe angemefjen ift,daß den Steuer- bößt; 





!) Bergl. jetzt Gefek vom 19. Juli 1861, $ 18. 

2) S. be der Note 2 zu $2 €. 582 bie e dinetsordre 
dom 17, Dec. 1833. 

’), &. Gew.-Orbn. vom 21. Juni 1869 $ 14. 

*) ©. jeut Gefeg vom 3. Juli 1876 $$ 6—12, 16, 18 ff. 


zu beurtheilen. b) In den 3 erften Abtheilungen, 


— — ñ— 


1) Bergl. jetzt Geſetz vom 10. Juli 1861 $$ 4 und 11. 

2) Die Bäder und Schlähter bilden beſondere Steuerge⸗ 
ſell chaften nicht mehr; f. Geſetz vom 5. Juni 1874, in ber 
ifage B. unter 12, D. E. F. abgebrudt. 

2) ©, vorſtehende Note, 

4) Gefeg vom 5. Juni 1874 $ 3: Die Zahl der nad 
$ 28h. bes Gef wegen Entrictung der Gewerbefteuer vom 
30. Diai 1820 zu mwählenben Abgeoroneten wird auf fieben er: 
jedoh kann der Finanzminifter für einzelne Steuerbes 
e, wenn örtliche oder gewerbliche Verhältniſſe ſolches bes 

ingen, bie Bahl der Abgeordneten höher oder niedriger feſt⸗ 
legen. — Die Dauer der Wahlperiode wird auf 3 Jahre er: 
jiredt. — Wird in einem Etenerbezirf die Wahl von Abge⸗ 
ordneten Seitens der Geſellſchaſtsmitglieder oder die Vertheil⸗ 
ung der Steuer Seitens der Abgeordneten nicht bewirft, fo 
erfolgt die Eteuervertheilung durch die Beranlagungsbehörte. 
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nad) der Beilage B., Teiten die Magifträte, in 
der vierten die Landräthe die Wahlen der Ab— 
geordneten und führen die Aufficht bei den Be— 
rathungen über diejelben. $ a) Wo eine 
Bertheilung durch Gejellichaften der Steuerpjlichti- 
gen jelbjt nicht ftattfindet, wie bei dem Handel 
ohne kaufmännische Rechte 2c., wird die Vertheil— 
ung in den 3 eriten Ubtheilungen durch die Com- 
munal» u. in der vierten durch die Kreisbehörde 
bewirkt. b) Dieſe Behörden find jedoch ver- 
pflichtet, fi dabei des Rathes der Gewerbe 
treibenden zu bedienen. Solde, die in Commus 
nalämtern ftehen, können hierbei ihre Mitwirkung 
nicht verweigern. Verrichtungen der Com— 
munal- und Kreisbehörden. $ 31. Den 
Communalbehörden in den 3 erjten Abtheilungen 
u. den Kreisbehörden in der vierten liegt es ob, 
die namentlihen Nachweiſungen der Gewerbes 
jteuerpflichtigen, welde in ihrer Stadtgemeinde 
od. in ihrem Kreije ein fteuerpflichtiges Gewerbe 
betreiben, jährlich anzufertigen. — Cie find für 
die Nichtigkeit und Vollſtändigkeit dieſer Nach— 
weifungen verantwortlid. $ 32. Auf den Grund 
derselben werden die Vertheilungen in vorge: 
geichriebener Form ($$ 28, 30) borgenommen, 
die Erhebungsrollen in den 3 erjten Abtheilungen 
von der Communalbehörde, in der vierten von 
den Steuerbeamten angelegt und der Regierung 
zur Prüfung eingereicht. Der Finanzminijter joll 
über das hierbei zu beobadhtende Verfahren und 
über die Gontrole des Zu- und Abganges be: 
jondere Anmweijungen ertheilen. $ 33. a) Jedem 
Steuerpflichtigen wird vor dem Eintritt des erften 
Zahlungstages befannt gemacht, wie viel er an 
Gewerbejteuer für ein Jahr zu entrichten habe. 
b) Wer gegen die gutaditlicdie Meinung der Ab» 
geordneten oder der Behörde, welche die Ber- 
theilung angelegt haben, eine Ermäßigung des 
Anſatzes begründen zu fünnen glaubt, dem foll 
ein Recurd durch die aufnehmende Behörbe ($ 31) 
an den Landrath, an die Regierung und an das 
Finangminifterium offen ftehen. Inzwiſchen muß 
er unter Vorbehalt des Erſatzes die Gewerbe: 
ftener, joweit fie fällig wird, vorläufig abtragen. 
3.34. a) Zur Erhebung der Gewerbejtener find 
ie Conmunalbehörden verpflichtet.) b) Dieje- 
ı) Allerbödfte Cabinetsordre, betr. bie Elemen— 
tarerbebung der Klafjens und Gewerbefteuer in 
den weftlihen Provinzen vom 6. Febr. 1841. 
Auf den Antrag des Staatsminifterinms vom 18. vd. M. 
beitätige Ich die in den mweftlihen Probinzen vorgefundene ır. 
auf den Grund des $ 3 des Gejekes vom 30. Mai 1820 über 
die Einrihtung bes Abgabenweſens und des S 6, Fit. c. des 
Geieges wegen Einführung der KHlafjeniteuer beibehaltene Ein: 
richtung der Elementarrecepturen ber directen Steuern babin, 
daß auch ferner die Erhebung ber Klaſſen- und Gemwerbefteuer 
duch bie von ben Regierun ernannten Empfänger der 
Grumbfteuern bewirft werden joll und entbinde demgemäß die 
Eommunen in den gedachten Provinzen von der ibnen in dem 
7 bes Geſetzes über die IT. des Abgabenweſens vom 
0. Mai 1820, in dem $ 9 des Klaffenfteuergefeges und in 
dem $ 34, Lit. a. des Gemwerbefteuergefepes auferlegten Ber: 
pflihtung zur örtlichen ——— Grund:, Klaſſen⸗ und 
— — und der damit verbundenen Beſtellung u. Ver— 
tretung ber Ortserbeber. Bon den für die Veranlagung und 
Erhebung der Klaſſen⸗ u. Gemwerbefteuer in den eben ermwähn: 
ten Gefeten ausgeſetzten 4/o von der Einnahme follen in der 
Regel bie Steuerempfänger 3%o für die Erhebung u. die Ge: 
menden 190 für das ihnen fernerbin obliegende Veran: 
lagungsgeihäft erbalten. Der Yinanzminifter ſoll jedoch bes 
fugt fein, wo die Berhältniffe es geftatten, ausnahmöweife den 
Gemeinden eine größere Quote diejer 4%o zu Üibermweifen. 


Gewerbefteuer, 


nigen, welche auf einen Gewerbeichein umher: 
ziehend ein Gewerbe betreiben wollen, müſſen für 
die Dauer des Gewerbeſcheins die Steuer im 
Voraus, folglich jedesmal für ein ganzes Jahr, 
und ehe ihnen der Gewerbeſchein ausgeliefert 
wird, bezahlen.) c) Bon ftehenden Gewerben 
wird die Steuer in monatlichen Theilen erhoben, 
u. zwar mit der Klafjenjteuer zugleih, wo bie: 
jelbe eingeführt ift. d) Die Gewerbefteuer (zu ec) 
muß monatlich in den erften 8 Tagen jedes Mor 
nats vorausbezahlt werden, wenn der Gteuer- 
pflichtige nicht vorzieht, fie auf mehrere Monate 
voraus zu berichtigen. e) Bei unterbleibender 
Borausbezahlung (d) läßt der Steuerempfänger 
den Säumigen auffordern, die Steuer binnen 
3 Tagen, bei Vermeidung der Erecntion, zu be 
richtigen. f) Nach Ablauf diefer Frift wird zur 
Erecution gejchritten.?) 2) Späteftens 5 Tage 
vor dem Ablauf jedes Monats muß die einge- 
zogene Steuer nebjt der Nachweijung der unver: 
meidlichen Ausfälle und der Reſte, bei melden 
die Aufforderung u. Erecution bis dahin Frucht 
[03 geblieben, an die zum Empfange beſtimmte 
Staatskaſſe abgeliefert jein. h) Was der Steuer- 
Empfänger vorjtehend (g) nicht nachweijen Tann, 
muß er aus eigenem Vermögen, in Gtelle des 
Steuerjchuldigen, vorſchußweiſe an die Kaſſe bes 
richtigen. $ 35. Bleibt die Erecution fruchtlog, 
jo fan der Schuldner an dem ferneren Betriebe 
des fteuerpflichtigen Gewerbes durch Schliegung 
der Laden u. durch —— der Waaren 
und Werkzeuge, bis zur vollftändigen Berichtig- 
ung ber Steuer, verhindert werden. $ 86. Den 
Communen wird für die bei Ermittelung, Ber- 
theilung und Erhebung der Gewerbeftener ihnen 
übertragenen Geſchäfte der fünfundzwanzigſte 
Theil der Einnahme zugeftanden. $ 37. a) Die 
Gejege, welde die Berechtigung zum Gewerbe 
bisher in einzelnen Landestheilen verſchiedentlich 
beſtimmt haben, jollen einer Reviſion unterwor- 
fen, und, wo es nöthig, verbefjert, ergänzt, oder 
durch neue Anordnungen erfegt werben. b) Bis 
zur Beendigung diejer Revijion und bis infolge 
derjelben nähere Bejtimmungen werben erlaffen 
werben, jollen, auch da, wo das Geſetz über die 
polizeilichen Berhältnifje der Gewerbe vom 7. 
Septbr. 1811 nicht publicirt ift, diejenigen Ber- 
jonen für jolche geachtet werden, die ein Gewerbe 
umberziehend betreiben, melde in den $$ 136 
bis 139 des gedadıten Geſetzes als ſolche be- 
zeichnet find.?) Dieje gefeplichen VBorfchriften find 
in ber Beilage D. beigefügt. & 88. Das Um— 
herziehen mit Materiale und Spezereimaaren, 
mit Wein, Branntwein und Liqueuren aller Urt, 
ſowie mit Zeugen, die aus Wolle, Baumwolle 
oder Seide, ganz oder in Vermiichung mit an- 
deren Materialien, verjertigt find, joll künftig 
nicht mehr geftattet werden.*) $ 39. a) Wer 
die fm $ 19 angeordnete Anmeldung des An« 
fangs od. Aufhörens eines Gewerbes unterläßt, 


) -; jept —* Ing 3. Juli — 86. 
jetzt bezüg er zwangsweiſen Beitreibun ber 
@eiwerbeflenern unter Abonter die Berordnumg * 23* 
1843 und die Verordnung vom 22. Sept. 1867. 

3) ©. jegt die Gemwerbeorbnung vom 21. Juni 1869 
Zit. 3 und Gefey vom 3. Juli 187%. 

4) ©. Gewerbeorbnung vom 21. Juni 1869 $ 56. 
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verfällt in einen Thaler Strafe, wenn das Ge- Münfter, Rösfeld, Warendorf, Bocholt, Minden, 
roerbe nicht ftenerpflichtig if. b) Wer, den ge-/ Bielefeld, Herford, Paderborn, Soeft, Iſerlohn, 
feglihen Vorjchriften wegen Entrichtung der Ge-| Altena, Hamm, Dortmund, Siegen, Arnsberg, 
soerbeiteuer entgegen, den Anfang eines fteuer-| Bonn, Mülheim a. Rh., Düfjeldorf, Krefeld, 
pflichtigen ftehenden Gewerbes nicht anzeigt, ver-| Neuß, Mülheim a.d.R., Eſſen, Lennep, So» 
fällt in eine Geldftrafe, welche dem doppelten|lingen, Wejel, Kleve, Duisburg, Emmerich, Ko— 
Betrage ber einjährigen Steuer gleichfommt.')|blenz; mit Ehrenbreititein, Kreuznach, Neumied, 
c) Wer das Aufhören eines ftenerpflichtigen Ge-|Weslar, Trier, Saarbrüden, Saarlouis, Eupen, 


werbes nicht anzeigt, bleibt, jo lange er dieſe 
Anzeige unterläßt, zur Bezahlung der Steuer 
verpflihtet. Strafe der Uebertretung die- 
fer Vorſchriften. $ 402) 8 4. Einzelnen 
Gewerbetreibenden, die der Steuergejellichaft ($ 2b) 
beizutreten verweigern. joll der Betrieb des Ger 
werbes unterfagt werden. $ 42. a) In An- 
fehung des Verfahrens gegen die Webertreter 
dieſes Geſetzes werden die Bejtimmungen der 
Steuerordnung vom 8. Febr. 1819 SS 91—95 
und der Declaration des $ 93 vom 20. Januar 
1820 angewendet.?) b) Die Bergehungen ber 
Steuer- und Gemeindebeamten, durch welche ben 
Vorſchriften dieſes Gejeges entgegen gehandelt 
wird, werden nad) $ 59 der Steuerordnung dom 
8. Febr. 1819 geahndet. — Wir beauftragen den 
ee mit der Ausführung diejes Ge- 
etzes und befehlen allen Unjeren Behörden und 
Untertbanen, die Vorſchriften deffelben treuge 
Horjam zu befolgen. 


Beilage B. 


u dem Geſetze wegen Entrichtung der Gewerbe— 
teuer, die Ausmittelung und Vertheilung der 
Süße betreffend, wonach diejelbe erhoben 
werden joll. 


[Steuer-Abtheilungen.] 1. Es werben nad) 
Maßgabe der Wohlhabenheit und Gewerbjamfeit 
4 Abtheilungen angenommen. 2. Zur erſten Ab» 
theilung Fa die Städte Berlin, Breslau, 
Danzig, Köln, Königsberg in Preußen, Magde: 
burg, Settin, Machen, Elberfeld mit Barmen. 
3. Yır weiten Abtheilung en die’ Städte 
Memel, Braunsberg, Pillau, Tilfit, Gumbinnen, 
Inſterburg, Elbing, Diarienburg, Thorn, Orau- 
denz (mit der Feitung), Marienwerder, Pofen, 
Rawitſch, Life, Frauſtadt, Bromberg, Potsdam, 
Brandenburg a. d. H., Prenzlau, Spandau, Neu- 
Auppin, Wriegen, Rathenau, Wittftod, Schwedt, 
Charlottenburg, Frankfurt a. d. O., Landsberg 
a. d. W., Guben, Kottbus, Küftrin, Züllichau, 
Königsberg in der Neumark, Kroſſen, Stargard 
in Pommern, Anklam, Paſewalk, Treptow a. d. 
R., Demmin, Swinemünde, Kolberg, Stolpe, 
Köslin, Rügenwalde, Stralſund, Greifswalde, 
Wolgaſt, Barth, Brieg, Oels, RNeiſſe, Neuftadt, 
Oppeln, Rotibor, Schweidnitz, Glatz, — 
Jauer, Franlenſtein, Schmiedeberg, Reichenbach, 
Sroß⸗ Glogau, Görlitz, Grüneberg, Liegnitz, Gold- 
berg, Sagan, Lauban, Halberſtadt, Quedlinburg, 
Burg, Aſchersleben, Salzwedel, Stendal, Schöne⸗ 
bed, Kalbe a.d.©., Halle, Naumburg a. d. S., 
Merieburg, Zeig, Wittenberg, Eisleben, Torgau, 
Beihenfeld, —— Erfurt, Mühlhauſen, 
Nordhauſen, Langenſa 

32438 ey vom 9. 
) ©. pt Ge ey vom 3. 


uli 1876 


uli 1976 RR Ei 


Düren, Montjoie, Burtiheid, Malmedy u. Für 
ih. — Da die Gewerbſamkeit der einzelnen 
Städte jedoch an fich wandelbar ift, jo bleibt die 
Unjegung anderer hier nicht genannter Städte 
in die zweite Abtheilung, ſowie die Abjetung 
einzelner vorbenannter Städte aus derjelben be- 
ſonderer Feſtſetzung mit unmittelbarer füniglicher 
Genehmigung vorbehalten. 4. Die dritte Ab- 
theilung enthält der Regel nad) alle Städte, 
weld;e 1500 oder mehr Eivil- Einwohner haben 
und nicht zur erſten od. zweiten Abtheilung ge— 
hören, Ausnahmen bon diefer Regel begründet 
ein beſonders lebhafter Verkehr der jchwächer 
bewohnten od. eine bejonders auffallende Nahr— 
fofigfeit der ftärker bewohnten Städte. Welche 
Städte hiernach namentlich für jegt in die dritte 
Klaſſe gehören, wird jede Regierung für ihren 
Bezirk ausmitteln und nad) erfolgter Genchmig- 
ung de3 Finanzminiſterii durch die Amtsblätter 
befannt machen, 5. Die vierte Abtheilung ent— 
hält die übrigen Städte und dad Land, wozu 
alle Ortichaften gehören, die in den 3 eriten Ab» 
theilungen nicht enthalten find. 6. Auf bisherige - 
oder vormalige Stadtrechte fommt es bei Bild— 
ung der Abtheilungen nicht an. 7. Dagegen ift 
bei derfelben der Zufammenhang der Ortſchaften 
mit ihren Umgebungen wohl zu beachten. Die- 
jenigen nahen Anlagen und Derter, welche durd) 
und für die Gewerbe und Genüffe einer großen 
oder Mitteljtabt ganz oder doch hauptſächlich ber 
itehen, find in dieſer Rüdficht ald Zubehör der- 
jelben anzujehen u. daher mit ihr zu einer Ab- 
theilung zu bringen, worüber das Finanzmtini- 
fterium entjcheidet. 

[Bertheilung der Steuer.) 8. Da, wo nad) 
ben folgenden Erhebungsſätzen ein Mitteljat für 
jede Abtheilung bejteht, den die Gemwerbetreiben- 
den diefer Art im Durchſchnitt ald Gewerbeſteuer 
aufbringen müfjen, wird derfelbe mit der Zahl 
ber Gemwerbeiteuerpflichtigen einer Stadt in den 
3 erſten Abtheilungen oder eines Kreiſes in der 
vierten Wbtheilung multiplicirt. Das Ergebnif 
diejer Berechnung enthält die Summe, melde 
die Stadt oder der Kreis im Ganzen an Ge— 
werbeiteuer aufbringen muß. 9. Diejer Mittel- 
jaß ift Dasjenige, was Jeder, der das Gewerbe 
diefer Art in der gegebenen Abtheilung betreibt, 
als Gewerbefteuer zu zahlen hat. Da indeſſen der 
Umfang, worin jeder Einzelne das Gewerbe be- 
treibt, jehr verfchieden fein fann, jo ift von Den- 
jenigen, welche den Mitteljag nicht aufbringen 
fönnen, ein beftimmter niedrigerer Sag zu zäh— 
len. Der Ausfall, welcher hierdurch entiteht, 
muß durch höhere Beiträge Derjenigen gebedt 


za, Suhl, Heiligenftadt, werden, welche vermöge ihres jtärferen Gewerbe» 


betriebes mehr als den Mitteljag zahlen können, 


3 des Gefeges vom 3. Juli 1976 517 ff. 10. Wo die Gewerbefteuer im Verhältnif der 


Bevölkerung erhoben wird (Buchſtaben D. u. E. 
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Nr. 12), bringt die berg ber Sieuer-,C, Für die Gaft-, Speije- und Schanl- 


pflitigen einer Abtheilung diejenige Summe 
auf, welche für jeden Kopf der Bevölkerung feit- 
jteht, der fich bei der jährlichen Zählung in ihrem 
Bezirke vorfindet. 
Schlächtern kommt der Zugang im Laufe bes 
Jahres durch neu Antretende der Gejellichaft zu 
gut, wogegen jie aber aud für den Abgang 
dur Yustretende im Laufe deffelben Jahres 
haftet. Ueber Zugang und Abgang geben bie 
Abgeordneten diejer Gejellihaften der Commu— 
nalsBehörde, wenn fie davon Kenntniß erhalten, 
Nachricht. 

Steuerſätze.)] 12. Die Sätze, wonach die Ver— 
theilung der Gewerbeſteuer demgemäß zu be— 
wirken iſt, ſind nachſtehende: A. Für den Han— 
del mit kaufmänniſchen Rechten. B. Für 
den Handel ohne kaufmänniſche Rechte.?) 


1) Bergl. Allerb. Cabinetsordre, betr. die Erböh— 
ung ber Gewerbefteuer für bie Augebörigen fol 
her Staaten, in benen die biejfeitigen Unter: 
tbanen in gewerbfteuerlicder eng ungünftig 
behandelt werben, vom 22. Dlai 1843: In Betracht 
der Höhe der Abgaben, welche diefjeitige Unterthanen in meh— 
reren Staaten zu entrichten haben, wenn fie daſelbſt Waaren: 
beftellungen auf Proben umberziehend ſuchen, Waarenanfäufe 
im Umberzieben machen, oder jonit ein Gewerbe im Umber: 
iehen betreiben, ermäctige Jh auf Ihren gemeinſchaftlichen 

eriht vom 17. dv. M. Sie, ben Finanzminifter, die durch 
das Öemwerbefteuergeiet vom 30. Mai 1820 beftinmte Steuer 
für die Angebörigen folder Länder, in welden bie bieffeitigen 
Unterthanen — der von ihnen zu entrichtenden 
werbsabgaben (Gewerbe⸗, Patentfteuern zc.) minder gunſtig 
als die eigenen Angehörigen jener Länder bebandelt u. aufer 

Berbältnig zu ber, von den Angehörigen anderer Länder in 
Meinen Staaten zu entrihtenden Sieuer belaftet werden, 
nötbigenfalls bis auf das Adytfache zu erhöhen. Cine gleiche 
Steuererhöbung kann auch für diejenigen, welche ben vorbe 
zeichneten Ländern nicht angehören, in bem Falle angeorbnet 
werden, wenn fie fir Rechnung der Angehörigen ſolcher Länder 
irgend ein Gewerbe im Umherziehen im bieffeitigen Gebiete bes 
treiben. — Wer ohne Entrichtung der nad der gegenwärtigen 
Ordre und nad ben infolge derfelben erlaffenen Ancrbnungen 
zu —— Gewerbeſteuer ſelbſt, ober durch andere, ein von 
dieler Eteuer betrofienes Gewerbe betreibt, od. e8 unternimmt, 
dieje Steuer ganz oder theilmeife auf irgend eine Art zu um: 
geben, hat neben der Eonfiscation der des Gewerbes wegen 
mitgeführten Gegenftände das Vierfache der erhöhten Jahres: 
fteuer als Strafe vermwirkt. —— des Verfahrens geamn 
die Eontravenienten fommen die in Betreff ber Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen das Gemwerbefteuergeleg überhaupt beftebenben 
——— t Anwendung. Die weiteren Anordnungen, 
welche zur be der —— en, ra Beick: 
fammlung zu publicirenden Ordre, erforderlich ‚ haben 
Sie, ver Si inifter, burch bie Amtsblätter befannt zu 
madıen. ©. Geſetz vom 3. zui 1876 & 14. 

2) ©. jest Geſetz, betr. einige Abänderungen bes Geſetzes 
wegen Entrichtung der Gewerbefteuer vom 30. Dlai 1820, vom 
19. Yu 1861 1—13, Megen FFeitftellung der rg 
fäge für die nad Mittelfägen fieuerpflihtigen Gewerbe f. Eab.: 
Orbre vom 24. Nob 1843: Auf ben Bericht des Etaatsmi- 
nifteriums vom 10. d. M. genehmige Ih, daß die Gewerbe: 
fteuer für die nad; Mittelfägen fteuerpflichtigen Gewerbstlaſſen, 
bom Anfange des nädhiten Jahres an, nicht bloß in den unter 
Nr. 12, Pit. A bis E und Lit. H ber Beilage B zum Gewerbe: 
ſteuergeſetz vom 30. Mai 1820 vorgefchriebenen Steigungsiäten 
von 6, 12, 18, 24, 36, 54, 72, 90, 108, 144 M und bemnächft 
um jedesmal 36 M wahrend, fondern auferbem in Jahres: 
beträgen von 30, 42, 48, 60, 84, 36, 126, 162 und 198 M u. 
erft von dem Satze von 216 M ab um jedesmal 36 M wach⸗ 
fend, verlangt werden fann, wobei je bie in ber ermähnten 
Beilage zudem Gemwerbefteuergejege borgeichriebenen niedrigften 
Steuerfäge feitzubalten find. — Boritebende Beftimmungen 
finden auch auf die, von den Bädern u, Schlachtern in Orten 
ber erften und zeiten Gewerbeſteuerabtbeilung, jorwie auf bie 
für die Brauerei zu entrihtende Gewerbefteuer Anwendung. 
— [Durd) Geſetz vd. 20. gen] 1862 $ 3 find die unter Nr. 12, 
Lit. A bis E umb Pit. H und durch Eabinetäorbre v.24. Nov, 
1843 vorgefchriebenen Abitufungen der Steuerfäte in ber Art 
en daß auch Eteuerjäge ven 9, 15 und 21 M zuläffig 

nd, 


11. Bei den Bädern u. den 81 


wirthidhaft.!) D. Für die Bädergewerbe. 
E. Für das Fleiſchergewerbe. F. Für bie 
Brauerei. [©. jebt Geſetz vom 5. Jumi 1874: 
. Die Veranlagung der Gemerbejteuer für 
dad Bäder», das Fleifcher- und das Brauerei» 
ewerbe erfolgt fortan nicht mehr nad den Bor- 
Kriften in der Beilage B. zu dem Gejete wegen 
ee ber Gewerbejteuer v. 30. Mai 1820 
unter D. E. und F. und im $ 17 des Geſetzet 
vom 19. Juli 1861. Dagegen jind die genamm 
ten Gewerbe mit der Gemwerbefteuer vom Hanbel 
u. zwar bei einem Betriebe in ſolchem Gejchäfts 
umfange, weldher Demjenigen, der in demjelben 
Gemwerbefteuerbezirle in ber Klaſſe A. I. veran- 
lagten Handelögeichäfte gleichiteht, in der Klaſſe 
A1.($ 2 zu dem Gejebe vom 19. Juli 1861), 
bei einem Betriebe von jolhem Gejhäftsumfange, 
welcher Demjenigen, der in demjelben Gewerbe 
fteuerbezirk in der Klafje AI veranlagten Handel? 
geichäfte gleichiteht, in der Klafje AII (S 2 zu ı 
a.a,D.) u. bei einem Betriebe von geringerem als 
dem vorerwähnten Umfange in ber Klaſſe BR. 
($ 2 zu 3a. a. ©.) unter ben übrigen Fabril- 
und Handelsgeſchäften zu veranlagen. — Die 
Bäder u. Fleiſcher hören auf, jelbftändige Steuer: 
gejellichaften zu bilden; die entgegengejeßten Be— 
ftimmungen des $ 26 des Gejeged vom 30. Mai 
1820 fallen fort. Ferner werden die Vorjchriften 
im $ 27 zu b dieſes Gejeges und unter 10 und 
11 der Beilage B, defjelben aufgehoben. Dage— 
gen behält es bei ber Borichrift im $ 11 dei 
vorgedaditen Geſetzes ſein Bewenden. — Wo die 
Brauerei in einem gemeinſchaftlichen Locale be 
trieben wird, wird die Gewerbefteuer nur einmal 
nad dem Umfenge des darin betriebenen Ge 
werbes aller Teilnehmer befteuert.) G. Für 
die Brennerei wird die Gewerbefteuer nad 
rue des Umfanged u. Ertrages entrichtet. 
Der Steuerfag kann bei Brauereien niemals unter 
6, bei Brennereien niemals unter 18 M betragen. 
Die Sätze find wie unter B. c. fo einzurichten, 
daß fie jedesmal auf 6, 12, 18, 24, 36, 54, 73, 
90, 108, 144 und von da ab weiter mit 36 M 
fteigend, beftimmt werden. Als Anhalt zur Schätz 
ung dient, daß in der Regel 24 Sceffel jähr: 
liher Verbraud an Malz od. Branntweinjchroot 
mit 8 Groſchen brandenburgijch Gewerbefteuer zu 
belegen find. Der Verbrauch des vorlegten Jah— 
red wird bei dem folgenden zu Grunde gelegt. 
Brennerei, welche nur ala ländliches Nebengemwerbe 
betrieben wird, ift frei, injofern nicht über 200 
Sceffel jährlich darin verbrannt werden. Wo 
die Brauerei in einem gemeinſchaftlichen Locale 
betrieben wirb, wird die Gewerbefteuer nur ein- 
mal nad) dem Umfange des darin betriebenen 
Gewerbes aller Theilnehmer erhoben. H, Für 
die Handwerksſteuer ift a. der Mitteljap: 
aa. in der 1. Wbtheilung 24 M jährlich oder 
monatlih 16 Gr. brandenburgiih, bb. in der 
2. Wbtheilung 18 M jährlih oder monatlih 12 
Gr. brandenburgiſch, cc. in der 3. u. 4. Abtheil. 
12 M jährlid) od. monatlich 8 Gr. brandenb.; b, 


2). jet Gefeg vom 19. Yuli 1861 $$ 14, 15 und 18, 
in welch legterem $ über bie Beſteuerung des gewerbäweifen 
Bermietbens möblirter Zimmer beftinmt ift. 


- 
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der niedrigſte Sah: aa. in der 1. Abtheil-; Wahl kann die Obrigkeit dennoch verwerfen, wern 
ung 12 M jährlid) oder monatlih 8 Gr. bran-|der Gewählte die Eigenſchaften nicht befigt, welche 
benb., bb. in der 2., 3. und 4. Nbtheilung 6 Minady allgemeinen oder nad) den Gejeken der Ge» 
jährlich oder monatlih 4 Gr. brandenburgiich.|jelichaft zu diefer Stelle erforderlih find. — 
— In Anſehung der Steigerungen findet das/$ 164. Wird die Wahl verworfen, jo muß bie 
au B. angegebene Berhältnig ebenfalls ftatt.| Corporation von Neuem wählen. $ 165. Fällt 
. Für das Müllergemwerbe [©. jetst Geſetz auch diefe Wahl auf einen Untüchtigen, jo ver— 
vom 30. März 1872, 8 1: Die Veranlagung der liert die Corporation für diejen Fall ihr Wahl— 
Gewerbesteuer für das Müllergewerbe, erfolgt fort-|reht, und die Stelle wird von ber Obrigfeit 
an nicht mehr nach den in der Beilage B. zu|bejegt. 
dem Gejeße wegen Entrichtung der Gewerbeſteuer Beilage D. 
vom 30. Mai 1820 unter L enthaltenen Bor-|Yuszug aus dem Geſetze über die polizeilichen 
ihriften. Dagegen iſt dad Müllergewerbe beil Berhältnifje der Gewerbe vom 7. Sept. 1811. 
einem Betriebe von bedeutendem Umfange mit $ 136. Hierzu gehören namentlich herumzich- 
ende Krämer aller Urt. Darunter jollen aber 


der Gewerbefteuer vom Handel in der Kaffe A 
nicht veritanden werden Kaufleute, Fabrifanten 


I. (8 2 zu 2 bes Geſetzes — 19. Juli 1861) 

und bei einem Betriebe von mittlerem Umfange — 
— und Handwerker, die mit ihren Waaren Jahr: 
mit ber Öewerbefteuer vom Handel in ber Safe marite beziehen und dieje dajelbit in offenen La— 
den u. Buden feil halten; aud nicht Landwirthe 


A. II. 62 zula.a. O.) unter ben übrigen 
Fabrik- und Hanbdeldunternehmungen zu beran-| np Sandhandwerfer, die ihre Erzeugniffe zu 
Markte bringen, jondern nur Diejenigen, die 


lagen. Das Müllergewerbe, welches lediglich od. 
eigene oder fremde Erzeugniffe außer ihrem ge— 


weit überwiegend gegen Lohn oder ſonſt im ge 
ringerem Umfange betrieben wird, nnterliegt der wöhnlichen Wohnorte von einen Orte 

> j zum an⸗ 

ging Big ern! > — 2 Keibe veren zum Verlaufe herumführen, und anf offe- 

Gejege dom 30. Mai 1820 unter H). Dafjelbel en Straßen, in Gafthöfen oder Privathäufern 

iſt gemeinfhaftlid mit den übrigen Handmerfen];,, Umberziehen feif bieten. & 137. Zerner her- 

umziehende Aufläufer und Sammler aller Art. 


des regen zu veranlagen; oe . 

des Geſetzes vom 30. Mai 1820 dem Handwertel nohin aehören jedoch die nicht, welche umher 

eingeräumte Steuerfreiheit findet jedod) auf das —* ge) —— zu ne ei 8 — — 
tion aufzukaufen, welches vielmehr auf den blo— 


FE ag feine ee re Bei „den 
orſchriften ber 88 14 und 15 des Geſezes vom Fen Fabrikations Gewerbeſchein und polizeili 
- : ; polizeilihen 
—* gr a + —9 eo * a =; Reifepaß unbedenklich geichehen kann. Auch nicht 
5 — gi ie b ‚ — ih * zn: die, weldye Mefien und Jahrmärkte befuchen, um 
a Pferdever dere ED ETdE-Ipafelbft Waaren zum Wiederverfauf im Ganzen 
2. vos Sciffergewerbe mit Stromſchiffen und| inzupandelm, jondern mur die, deren Gewerbe 
Lihterfahrzeugen wird nad) Mabgabe ihrer Zrage| yarin Hefteht, ine Lande umherzureifen, um in 
Brivathäuiern, Gafthöfen od. auf offener Strafe 


barfeit von 3 Laſt bis 6 Laſt mit 6 M, über 
6 Zaft bis 12 Laft mit 12 M, und von da anf Taaren irgend einer Art zum Wiederverfauf zu 
erstehen, ; 138. Ferner Schweine-, Rindvieh- 


jteigend — 6 Mole 6 Laft — 38 

b. Fuhrleute u. Pferdeverleiher, welche 2 ‘Pferde defattri effelilict bi — 

und darüber Halten, zahlen von jebem Mlerde|venicieifer, jomeit Yeptere nicht etna Iht Ger 
werbe in Läden oder feiten Buben betreiben. 


einen Thaler jährlih. c. Die Rhederei ift nad) 
8 139, Endlich Marionettenfpieler, Seiltänzer, 


$ 3 bes Geſetzes als Handel = ———— 

Rechten zu beſteuern. — Eine andere Beſteuerung fe ’ 
des Schiffergewerbe3 als bie vorftehend benannte, a ehe ar — 
findet überhaupt nicht ftatt. L. eh Gewerbe, —* umherreiſen, um irgend eine Sache oder 
Verrichtung für Geld auszuftellen. 


welche umberziehend betrieben werben.?) 
2. Gejeg, betreffend einige Abänder- 


Beilage C. 
Auszug aus dem Allgemeinen Landrecht ungen bed Geſetzes wegen Entridtung 
der Gemwerbejteuer vom 30, Mai 1820, 


Tit. 6, Theil IT. 
8 160. Es muß jedoch die Wahl der vorge. bom 19. Juli 1861.') 
81. Die Veranlagung der Gemwerbefteuer 


jegten ur zur Genehmigung angezeigt wer- 
den. 8 161. Ein Mitglied der Corporation ift|vom Handel erfolgt fortan in drei Steuerklaſſen: 
die auf ihn gefallene Wahl anzunehmen verbun-|A I, A II und B. $ 2. 1) Bei diefer Veran« 
den, wenn ihm nicht eben die Gründe der Ent-|lagung ($ 1) ift von der mittleren Klafje — 
ſchuldigung, aus melden eine aufgetragene Vor- A TI — auszugehen, in ber Art, daß nur die 
mundſchaft * werden kann, zu ſtatten umfangreicheren Geſchäfte zur Klaſſe A I, da- 
tommen. $ 162. Die Beurtheilung der ange-|gegen die geringfügigen zur Klaſſe B nad Maß— 
führten a tt —— gebührt der gabe der nachſtehend zu 2 und 3 ertheilten Be- 
Obrigkeit. $ 168. Die von der Corporation | ſtimmungen ausgefondert werben. 2) Die erfte 
gefchehene u. von dem Gewählten angenommene Klaſſe — Klafie A I — umfaßt Diejenigen 
— — Fabrik- und Handelsunternehmungen mit Ein— 
1) Durch bie Cabinetsordre vom 1. Mai 1824 iſt dieſer ſchluß der Commiſſions-, Speditions⸗, Ugentur«, 







































Steigungsfag auf 5 M ermäßigt. ©. jetzt Geſetz vom 19. 
Juli 1861 $ 19. 


2) Aufgeboben durch $ 33 des Gefekes vom 8. Juli 1876.| 1) Diefes Geſetz gilt micht in ben hohenzollernſchen Landen. 
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Bank», Geld», Wechſel-, Verfiherungd- und, A I ($ 2 Nr. N beträgt a. der Mitteljaß der 


Rhedereigeſchäfte, ſowie der auf Vermittelung | Gemwerbefteuer: 1 


von Handel» oder Geldgeſchäften gerichteten 
Gewerbe, bei welchen theils nad der Höhe des 
dazu erforderlichen Anlage und Betriebscapitals, 
theils nad) der Erheblichkeit ihres jährlichen 
Umfages auf einen Betrieb von bedentendem 
Umfange zu fließen iſt. 3) In der dritten 
Klaſſe — Klaſſe B— find die Handelsgeſchäfte 
der geringiten Art, mit Einſchluß der nicht hand- 
werksmäßigen Anfertigung von Waaren auf den 
Kauf, zu veranlagen, wie diejenigen ber Höfer, 
Trödler, Bietualien-, Obft- und Gemüfjehändler 
und die diefen ähnlichen Gewerbe. 


Wird jedod) 2. 
ein Gewerbe der zulegt gedachten Art in einem) 1) 


in der eriten Abtheilung (8 5: 
288 M jährlich oder monatlih 24 M, 2) im der 
zweiten ea | ($ 5) 216 M jährlich oder 
monatlich 18 M.; b. der niedrigfte Sag: in bei 
den Abtheilungen 144 M jährlid oder monat. 
lid 12 M. — Für Steuerbezirke ($ 4), in dener 
die gewerblichen Berhältniffe jo ungünftige find, 
daf die Anwendung des Mittelſatzes der zweiten 
Abtheilung zu einer unverhältnigmäßig hohen 
Bejteuerung der Mitglieder der Klaſſe A I 
führen würde, kann durch Königliche Verordnung 
der Mittelfag bis auf 144 M und der niedrigite 
bis auf 72 M herabgejegt werden. $ 9. 
ie Bertheilung der Steuer in der Klafie 


jür dafjelbe ungewöhnlich erheblichem Umfange] A I unter die Mitglieder der Gteuergejellicaft 


betrieben, fo erfolgt deſſen Veranlagung in einer 
der Klaſſen A. — Eine im Inlande belegene 
Fabrik, welche mit dem dazu gehörigen, örtlich 
von ihr getrennten Comptoir (Berfaufsitätte) 
dergeitalt in Verbindung fteht, daß der Verkauf 
ausichlieflih von dem Comptoir aus ftattfindet, 
iſt mit demjelben zujammen nur als ein Geſchäft, 
aljo nur einmal zu veranlagen, und zwar im 
demjenigen Nollenbezirt, in welchem ſich das 
Comptoir (Verfaufsftätte) befindet. 8 Der 
Steuer vom Handel unterliegt fortan auch der 
Betrieb von 1) Leihbibliothefen und anderen 
Leihanftalten; 2) Badeanftalten. — Als ftener- 
pflihtige Badeanstalten werden ſolche Babdeein- 
richtungen nicht angejehen, melde von Gajt- 
wirthen oder Zimmervermiethern den Miethern 
nebenbei mit überlafjen werden, $ 4. Die zur 
Klaſſe A I ($ 2, Nr. 2) gehörigen Steuerpflicht- 
igen bilden Steuergeiellihaften: (SS 26 fi. des 
Gejeged wegen Entrihtung der Gewerbejteuer 
vom 30. Mai 1820), deren Steuerbezirk in der 
Regel den ganzen Regierungsbezirk umfaßt. — 
Die Stadt Berlin bildet einen Steuerbezirk für 
ih. $ 5. Die Steuerbezirke der Kalle AI 
($ 4) zerfallen je nad) der Zahl und der Be- 
deutung der in benjelben vorhandenen Unter» 
nehmungen und Geichäfte Ber im $ 2 zu 2 bes 
zeichneten Art in zwei Mbtheilungen. Zur erjten 
Abtheilung gehören die Regierungsbezirfe Aachen, 
Arnsberg, Breslau, Köln, Danzig, Düffeldorf, 
Königäberg, Liegnig, Magdeburg, Merjeburg, 
Potsdam, Stettin und die Stadt Berlin!), zur 
zweiten Wbtheilung bie übrigen Regierungs— 
bezirke. $ 6. Wenn in Beziehung auf Handel 
und Fabrikation weſentliche Berichiedenheiten 
zwijchen größeren Theilen eines Re Fee ag 
obwalten, jo kann derjelbe durch Königliche Ver— 
ordnung Hinfichtlich der Klaffe AI in zwei oder 
mehrere Steuerbezirke ($ 4) zerlegt werden, welche 
nicht nothwendig derjelben Abtheilung ($ 5) zus 
zuweifen find. — Treten wejentliche Beränder: 
ungen in den gewerblichen Berhältnijjen einzelner 
Steuerbezirte ein, jo kann deren — in 
—— Abtheilung durch — er» 

tonung beftimmt werden. $ 7. Die Be 


($ 4) wird durch Abgeordnete bewirkt, melde 
unter der Leitung eines von der Bezirksregier 
ung für jeden Steuerbezirk zu beftellenden Com- 
miſſarius aus der Mitte der Gejellichaft auf 
drei Jahre gewählt werben. 2) Ju der Regel 
jind fieben Abgeordnete zu wählen; jedoch kann 
der Finanzminiſter für einzelne Steuerbezirke, 
wenn Örtliche oder gewerbliche Verhältniſſe ſolches 
bedingen, die Zahl der Abgeordneten Höher oder 
niedriger feftiegen. 3) Bei der Wahl der Ab— 
geordneten ijt zu beobadıten, daß mindejten: 
einer derjelben zu den am hödjiten, einer zu den 
am niedrigften zu befteuernden Gejellihaftsmit- 
gliedern gehört, und daß zwei aus ſolchen Mit- 
gliedern gewählt werden, welche das Gewerbe 
im mittleren Umfange betreiben, 4) Zugleich 
mit den Abgeordneten ift für jeden derſelben ein 
Stellvertreter für Behinderungsfälle nach ben 
für die Wahl der Abgeordneten ertheilten Be— 
ftimmungen zu wählen. 5) Ueber die Abgrenzung 
der Wahlbezirfe und das bei den Wahlen zu 
beobachtende Verfahren wird das Nähere durch 
eine von dem Finanzminijter zu erlafjende An— 
weiſung beftimmt. 6) Für die erfte Wahl von 
Ubgeordneten der Klafje A I beftimmt jede Be- 
zirtöregierung die Perjonen, melde bie Wahl 
vorzunehmen haben. 7) Wird in einem Gteuer- 
bezirt die Wahl von Abgeordneten Seitens der 
Gejellihaftsmitglieder nicht bewirkt, jo vertheilt 
die Bezirfsregierung die Steuer.!) 8) Behufs 
Aufftelung der bei der jährlihen Veranlagung 
zum Grunde zu Tegenden namentlichen Ya 
weiſungen der in der Klaſſe A I zu befteuern- 
den Gewerbetreibenden treten die Abgeordneten 
unter dem Borjig des Regierungscommiſſars 
(Nr, 1) zufammen und beſchließen nad Stimmen- 
mehrheit. Im Fall der Stimmengleichheit ent- 
jcheidet die Stimme des Vorfigenden. Diefem 
ſteht auch das Recht zu, gegen die Beſchlüſſe der 
Abgeordneten die Berufung an die Bezirks— 
regierung einzulegen. Er au dies der Ver— 
ſammlung der Abgeordneten ſogleich mitzutheilen 
und deren Erklärung darüber zu Protokoll zu 
nehmen. — Ueber die Berufungen entſcheid et die 


fteuer-| Bezirlöregierung. — Gegen die Entjcheidung der 


⸗ 
⸗ 


—⸗ 


ung findet in den drei Handelsklaſſen 8 1, 2) Bezirksregierung ift der Recurs an das Finanz— 
i) Zufolge Geſetzes vom 5. Juni 1874 $ 3 Abſ. 4 bat die 


nad Mittelſätzen ſtatt. $ 8. Für die Klaſſe 
Tre irtöregierung die Steuer ber Klaffe A I. aud in bem falle 


1) Zufolge Berorbnung vom 30. Hug. 1875 auch ber Re⸗ zu vertbeilen, daß die Mbgeorbneten eines Steuerbezirks die 
—*— Oppeln. ertbeilung nicht bewirken. 
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miniſterium binnen zehntägiger Präcluſivfriſt zu⸗ 
läſſig. — Nach bewirkter Vertheilung der Steuer 
legt der Commiſſarius (Nr. 1) die Steuerrolle 
der Regierung zur Feſtſetzung vor. 9) Für 
Berlin übt das dortige Hauptſteueramt für 
directe Steuern die nach den vorſtehenden Be- 
jtimmungen den Regierungen und dem Com— 
mijjarius derjelben obliegenden Functionen aus, 
10) Die Abgeordneten, beziehungsweile deren 
Stellvertreter erhalten bis zum Erlajje anderer 
Bejtimmungen für Rechnung der Staatskaſſe 
Reiſe- und ZTagegelder, welche nad) $ 3 des 
Kojtenregulativs vom 25. April 1836 feſtzuſetzen 
find.) $ 10. Für die Klaſſe A II beträgt 
a. der Mitteljag der Gewerbejtener: 1) in der 
erjten Ubtheilung 72 M jährlid) oder monatlid) 
6 M, 2) in der zweiten Abtheilung 48 M jähr- 
lich oder monatlich 4 M, 3) in der dritten und 
vierten Abtheilung 30 M jährlid; oder monatlid) 
2 M 50 P; b. der niedrigfte Sat: 1) in der 
erjten Abtheitung 36 M jährlid oder monatlich 
3 M, 2) in der zweiten Abtheilung 24 M jähr: 
fi) oder monatlih 2 M, 3) in der dritten und 
vierten Abtheilung 18 M jährlich oder monatlid) 
ıM50P,. 8 ıi Die Gewerbetreibenden der 
Klaffe A IT ($ 2 Nr. 1) bilden eine GStener- 
geſellſchaft nadı $ 26 des Geſetzes vom 30. Mai 
1820 wegen Entrichtung der Gemwerbejtener und 
die Steuervertheilung —* in Gemäßheit der 
ss 27—29 des gedachten Geſetzes. — Die bei 
der jährlichen Einſchäßzung zu Grunde zu legende 
namentlihe Nachweiſung der in Klaſſe A II zu 
bejteuernden Gewerbetreibenden wird nad Ans 
hörung der Abgeordneten der Steuergejellichaft 
aufgeitellt ($ 31 a. a. O.). Sit Hierbei von dem 
Ausſpruche der Mehrheit der Abgeorbneten der 
Steuergejellihaft abgewichen, jo fteht denjelben 
die Berufung an die Bezirföregierung binnen 


zehntägiger prächufiviicher Frift offen. — Dielf 


Wahl der Abgeordneten für das Jar 1862 er- 
folgt durch die bisher in Klaffe A Beſteuerten, 
jomweit fie nicht nad) $ 9 Nr. 6 zur Wahl für 
die Klaſſe A I berufen werden, und durch die- 
jenigen bisher in Klaſſe B Beiteuerten, welche 
die Communal- beziehungsweije en 
beftimmt. $ 12. für die Klaſſe B ($? Nr. 3) 
beträgt a. der Mittelfag der Gemwerbefteuer: 1) in 
der erften Abtheilung 24 M jährlich oder monat- 
lid 2 M, 2) in der zweiten Abtheilung 18 M 
jährlih oder monatlid 1 M 50 P, 3) in der 
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theilung 36 M jährli” oder monatlih 3 M, 
3) in der dritten Abtheilung 24 M jährlich oder 
monatlih 2 M, 4) in der vierten Abtheilung 
12 M jährlih oder monatlid 1 M; b. der 
niedrigſte Sag: 1) in der erjten und zweiten 
Abtheilung 12 M jährlich oder monatli 1 M, 
2) in der dritten und vierten Abtheilung 6 M 
jährlich oder monatlih 650 P. $15. Wer neben 
dem Handel ein Schaut» oder Speijegewerbe be« 
treibt, hat fortan für das letztere, auch wenn es 
nadı Maßgabe feines Umfanges mit einem ge» 
ringeren Betrage als dem Mitteljage zu belegen 
üt, eine beiondere Gewerbeiteuer als Scanf- 
oder Speijewirth zu entrichten. — Bon jedem 
Kleinhandel mit geiftigen Getränken, welcher auf 
Grund einer bejonderen Conceſſion als Neben« 
gewerbe betrieben wird, und nicht ausſchließlich 
auf den Handel mit Bier bejchränkt ift, ift der 
für die Klaſſe B im $ 12 vorgejchriebene Mittel« 
ag bejonders zu entrichten. F 16. Das ge- 
werbsweije betriebene Bermiethen möblirter 
Bimmer unterliegt fortan der Gemwerbefteuer nur 
dann, wenn von demſelben Gemwerbetreibenden 
drei oder mehrere heizbare Zimmer vermiethet 
werden. — In Bader und Brunnenorten bleibt 
da3 Bermiethen von age an Badegäfte ger 
werbejteuerftei. Für den Betrieb des 
Fleiſchergewerbes beträgt fortan!): a. der Mittel- 
jap der Gewerbeſteuer: 1) in der dritten Ab» 
theilung 18 M jährlicd) oder monatlih 1ıM50P, 
2) in der vierten Wbtheilung 12 M jährlich oder 
monatlih ı M; b. der niedrigite Sag: 1) in 
der dritten Abtheilung 12 M jährlich oder monat- 
{id 1 M, 2) in der vierten — 6M 
jährlich oder monatlih 50 P. $ 18, Weberei 
und Wirferei wird nicht mit ber Gemwerbefteuer 
belegt, jofern diejelbe auf nicht mehr als vier 
Stühlen betrieben wird. $ 19. Die Steuer 
ür den Betrieb ded Schiffergewerbes mit Strom- 
ihiffen und Lichterfahrzeugen mit Ausnahme der 
Dampfidiffe wird auf 2 M für jede ſechs Laften 
Tragfähigkeit der benugten Fahrzeuge ermäßigt. 
— Für den Betrieb der Schifffahrt mit Dampf» 
ſchiffen auf Flüſſen und Binnengewäflern beträgt 
die Steuer fortan 75 P jährlich für jede Pferde- 
fraft der Dampfmaſchinen, es mögen die Dampf- 
ichiffe jelbit zur Beförderung von Gegenitänden 
oder zum Scleppen anderer Fahrzeuge verwendet 
werden. — Flußfahrzeuge, welche dur Dampfs 
ihiffe fortbewegt werden, ftehen hinſichtlich der 


dritten Abtheilung 12 M jährlid; oder monatlich] Beiteuerung den Segelſchiffen gleid. $ 20. 
ı M, 4) in der vierten Abtheilung 6 M jährlich | [Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen®.] 
oder monatlich 50 P; b. der niedrigfte Sag:|— Die Cabinerdordre vom 12. Februar 1831 


1) in der eriten, zweiten und dritten Abtheilung 
6 M jährlich oder monatlich 50 P, 2) in der 
vierten Ubtheilung 3 M jährlidy oder monatlich 
25 P. ie Bertheilung der Gewerbe» 
iteuer in der Klaſſe B erfolgt nad) Borjchrift des 
5 30 des Gejeged vom 30. Mai 1820 wegen 
Entrichtung der Gewerbefteuer. $ 14. Für Die 
Haft, Speiſe- und Schankwirthichaft beträgt 
jortan: a. der Mitteljag der Gewerbefteuer: 
1) in der eriten Abtheilung 54 M jährlich oder 


monatlih 4 M 50 P, 2) in der zweiten Ab- — 





)E. jegt Berordnung vom 20. Dec. 1876. 


180. Diai 1820, Beilage B unter F.) 


wegen Ertheilung ftenerfreier Gewerbeſcheine an 


Kaufleute und Yabrifanten zum Wufjuchen von 


Waarenbeftellungen oder zum Anlauf frachtmweije 
zu befördernder Waaren findet fortan ohne Unter- 
icheidung je nad) der Veranlagung in der Hans 
delstlaſſe A I oder ATI ($S 2 Ar. 2 umd ı) 
auf alle Kaufleute und Fabrikanten, — 
deren die übrigen vorgeſchriebenen Erforderniſſe 
vorhanden ſind, und zwar mit der Maßgabe 
Anwendung, daß, ſofern die bei Berechnung von 


81 (zum eier vom 
2) Auigehoben durch $ 33 des Geſetzes vom” 376. 





1) S. jest Geſetz vom 5. Juni 1874 


* 
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36 M für jeden ertHeilten Gewerbeſchein fich er« gegenwärtigen Gejege etwas Anderes bejtimmt 
gebende Summe die vom ſtehenden Gewerbe ver- worden iſt, bleibt das Geſetz wegen Entrichtung 
anlagte Jahresſteuer überiteigt, der überſchießende der Gewerbefteuer vom 30. Mai 1820 nebſt den 
Steuerbetrag erlegt werden muß.) $ 21. Der dajjelbe erläuternden, ergänzenden und abän- 
Finangminüter ift ermächtigt, in nachitehend be»; dernden Beitimmungen in Kraft. — Dagegen 
zeichneten Fällen Steuererleichterungen zu be—⸗ werden alle den Vorſchriften des gegenwärtigen 
willigen: 1) An jolden Etädten der erjten und Geſetzes entgegenftehenden Beitimmungen, insbe 
zweiten Abtheilung, in wilden das Gewerbe der|jondere das ar betreffend die von Nctien- 
Bäder wegen erheblicher Einfuhr von Backwerk und ähnlichen Geſellſchaften zu entrichtende Ge— 
oder aud anderen Urſachen unbedentender ift,|werbejteuer, von 18. November 1857 aufgehoben. 
kann für die Feitfegung der Steuer der Bäder) — Das Geſetz über die Verjährungsfriften bei 
mit dem Durchichnittäertrage vom Kopf der Be- öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 findet 
völferung, beziehungsweife von 10 P auf 9, 8 auch auf die nad) dem gegenwärtigen Gefege zu 
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oder 7%/,; P und von 7Y/, P auf 6'/,, 5 oderjentrichtende Steuer Anwendung. 
Dafjelbe gilt; gegenwärtige Geſetz, zu deſſen Ausführung der 


3°/, P heruntergegangen werden. 
von der Gewerbeiteuer der Fleiſcher in jolden 
Städten der eriten und zweiten Abtheilung, in 
welchen das Fleiſchergewerbe wegen erheblicher 
Einiuhr von Fleisch oder aus anderen Urjadyen 
unbedeutender iſt. 2) Solden Handwerkern, 
welche der Natur ihres Gewerbes nad daſſelbe 
in lohnender Weile nicht wol betreiben können, 
ohne auch außer den Jahrmärkten ein offenes 
Lager von fertigen Waaren zu halten oder die 
Wochenmärkte ihre Wohnortes zu beziehen, ala 
Holzdrechälern, Seilern, Töpfern u. |. w., fann 
der Betrieb des Gewerbes jteuerfrei geftattet 
werden, jo lange der Waarenvorrath nit von 
erheblihem Umfange ift und diefe Handwerker 
dad Gewerbe nur für ihre Perſon oder mit 
einem erwachſenen Gehilfen und mit einem Lehr- 
linge betreiben.?) 3) Die Steuer für den Ge- 
werbebetrieb im Umbherziehen von 48 M jähr- 
lich ($ 20) fann für gewiſſe Gewerbsarten, oder 
in einzelnen Fällen ermäßigt werden. In ben 
beftehenden Borichriften wegen Ertheilung von 
Gemwerbejcheinen zu ermäßigten Sägen wird durch 
dad gegenwärtige Geſetz nichts geändert.?) 4) 
Denn in einzelnen Städten der erjten und 
zweiten Abtheilung, in welchen wegen des Bor: 
handenjeind zahlreiher Obit-, Gemüſe- und 
anderer ähnlicher Händler, die nur den niedrigiten 
Steuerja der Klaſſe B ($ 2 Nr. 3, $ 12) auf: 
zubringen vermögen, die Steuer für die übrigen 
Gewerbetreibenden dieſer Klafje ji unverhältniß- 
mäßig hoch ftellt, jo fann ein Theil des DVeran- 


lagungs-Solld bis zu = Procent defjelben 


erlafjen werden.) $ 22. 


njoweit nicht in dem 


) Ber 
vom 5. uni 1874, $ 4. 

2). Beiek vem 20. März 1872 8 2: Sole Hand: 
werter, welchen auf Grund des $21 unter 2 bes Geſetzes vom 
19. Juli 1861 der Betrieb bes 
wirb, find bei Berechnung der Hanbwerkäftener bes Steuerbe: 
zirks mit Wittelfägen nicht in Anjag Im bringen. — ©. ferner 
Gejeg vom 5. {Juni 1874 82: Der Finanzminifter ift er⸗ 
mädhtigt, ſolchen Bemerbetreibenden der Steuerklaffe B, welche 
nur den niebrigjten Steuerfag diejer Klaffe ($ 2 zu 3 u. $12 
des Geſetzes vom 19. Juli 1861) aufzubringen vermögen, ben 
Betrieb des Gewerbes jteuerfrei zu gejtatten. In biejem e. 
find biejelben bei —— der Gewerbeſteuer der Klaffe B 
des Steu irls mit Mittelſätzen nicht in Anſatz zu bringen. 
— Die Borigrift im $ zu 4 bes —* vom 19, i 
1861 wird aufgehoben. — Das Gewerbe ver Agenten ber Feuer⸗ 
aaa Halten ift von der Steuer für das 
Gewerbe befreit. 

ri Die Beftim 
Gejeges vom 3. Juli 1876 aufgehoben. 

4) Die t unter 4 ift durch Gefeg dv. 5. Juni 1874 
$ 2 Abſ. 2 aufgehoben (f. vorjtehende Note 2). 


21 





I. Gefeg vom 13. Sept. 1865 $ 1 Abf.2 u. Geſetz 


Gewerbes fteuerfrei geſtattet 


mung im $ 21 wmter 3 iſt duch $ 33 bes Waare eine fernere Bear 


$ 23. Das 
Finanzminiſter das Erforderliche anzuordnen hat, 
fonımt zuerjt bei der Veranlagung der Gewerbe 
jtener für das Jahr 1862 in Anwendung. 


3. Anweijung zur Veranlagung ber 
Steuer vom jtehenden Gewerbebetriebe, 
vom 20, Mai 1876. 


[Borbemerfungen] $ 1. Jeder Gewerbe 
betrieb, welcher nicht hinſichtlich der Beſteuerung 
ald Gewerbebetrieb im Umherziehen nach den 
dieferhalb beitehenden Vorſchriften zu behandeln 
it, gehört in Bezug auf die Anwendung der 
Beitimmungen über die Gewerbefteuer zum ftchen- 
den Gewerbe. $ 2. Geiverbefteuerpflichtig find: 
I. Der Handel und das (nicht hHandwertämäßige) 
Verfertigen von Waaren auf den Kauf in den 
Steuerflafien AI, A II und B, welche im 
Folgenden unter der Bezeihnung: Handel 
teuerklafjen zujammengefaht werden ($ 37 ff.) 
II. Die Gaft-, Schant- und Speijewirthicdait 
in Klaſſe C ($ 49 ff.). III. Der Betrieb eines 
Handwerks (mit mehreren Gehilfen oder mit 
offenem Lager fertiger Waaren) in Klaſſe H 
($ 54 ff.) IV. Das Gewerbe der Schiffer, der 
Fracht und Lohnfuhrleute und der Pierdever- 
leider in Klaſſe K ($ 62 ff.). — Die früheren 
bejonderen Steuerflajfen: D für Bäder, E für 
Fleiſcher, F für Brauer, I für Miller find ge 
jeglich aufgehoben und dieſe Gewerbetreibenden 
den Handelsſteuerklaſſen (beziehungsweije ber 
Klafje H für Müller unter gewiljen Bedingungen 
$$ 39, 60) zugewiejen. Die Stenerflaffe G für 
Branntweinbrenner ijt ebenjalld aufgehoben (ver- 


gleihe $ 6). 
I. Abſchnitt. 

[Befreiungen.] $ 3. Der Gewerbeftener find 
namentlich nicht unterworfen: I. Der Bergbau, 
jowie die Ausbeutung von Gteinbrühen, Sand-, 
Mergel-, Thon- und dergl. Gruben durch den 
Eigenthümer oder Pächter mit Einſchluß des 
Verlaufs des durch die Ausbeutung gewonnenen 
Materiald. — Die Steuerpflichtigkeit tritt jedoch 
ein: a. wenn eine beſondere Verkaufsſtätte für 
ben Debit des gewonnenen Materiald, getrennt 
von der Productionsftätte und der mit derfelben 
in unmittelbarer Verbindung ftehenden Nieder» 
lage oder Ablage errichtet wird; oder b. wenn 
behufd Darftellung einer zum Verlauf beftimmten 
{ | , eitung des Probuctes 
hinzutritt, z. 8. bei Gips und Kalt das Brennen, 
bei Biegel- und Thonerde das Verfertigen von 
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iegelfteinen, bei Steintohlen das Brennen von, für feinen eigenen Hausbedarf und nicht vor- 


als, bei Steinen die Zurihtung von Platten, 
Rinnen, Säulen und dergl. — Das Herftellen 
von Braunfohlen-Preßfteinen (Briquet3) ift nicht 
als jolche Bearbeitung zu betraditen, ſofern es 
ſich lediglich mit der eigenen Kohlengewinnung 
be3 Unternehmens befaßt. Briquetfabrifen, welche 
ganz oder theilmeife fremdes Product verar- 


nemlich in der Abficht, das Fleiſch zu verkaufen, 
Vieh ſchlachtet oder ſchlachten läht, und dem- 
nächſt einen Theil von dem Fleiſche verkauft; 
e. wer zunächjt für feinen Hausbedarf beziehungs- 
weile des Vergnügens halber eine Fiſcherei, be— 
siehungsweije eine Jagd pachtet und demnächſt 
einen Theil der Fiſche beziehungsweiſe des Wildes 


beiten, jind als jelbitändige Gewerbsanlagen an- zum Verlauf bringt; d. wer ein einzelnes von 


zufehen und zu bejteuern. Werden Steinbrüche 
von Gteinmeßen ausgebeutet und die gewonnenen 
e einer handwerfsmäßigen Bearbeitung 
unterworfen, jo tritt die Steuerpflichtigkeit nad) 
den für die Klaſſe H geltenden Vorſchriften ein, 
werm mehrere Gehilfen mit der Bearbeitung der 
Steine beſchäftigt werden oder ein offenes Lager 
fertiger Waaren gehalten wird. c. In Betreff 
der Salinen. $ 4. II. Die Forſt- und Land 
wirthihaft, einichließlih der Viehzucht, des 
Garten und Weinbaues und des Verfaufes der 
jelbjt gewonnenen Erzeugnifje. — Die Handeld- 
fteuer ift jedoch zu entrichten, wenn der Verlauf 
außer den Märkten aus einem befonderd dazu 
beſtimmten offenen Berlaufslocale außerhalb der 
Productiongjtätte erfolgt. a. Das Torfitechen 
wird zum landwirthichaftlichen Gewerbe, das 
Verſchwellen von Holz (mit Ausnahme von an- 
efauftem Holz) zu Kohlen zum Betriebe der 
Forftwirthigaft erechnet. b. Landleute, welche 
die aus ihren felbft gewonnenen Producten be: 
reiteten trofenen Mühlenfabrifate (Mehl, Gries 
u. |. m.) auf Wochenmärkten feilhalten, ingleichen 
c. Landleute, die auf ftädtiichen Märften Brod 


verlaufen, wenn fie dad Baden nur ald Neben-|Waaren auf 


geihäft betreiben, find diejerhalb nicht zur Ge- 
werbefteuer heranzuzichen., $ 5. IIL Das Ge 


ihm verfaßtes Buch felbjt verlegt und verkauft 
(was jedod; auf periodiiche Zeitſchriften und 
Yeitungen feine Anwendung leidet). $ 8. VI. 
Vereine, welche nur den eigenen Bedarf der Mit- 
glieder an Geld, Lebensmitteln und anderen 
Waaren leicht und billig zu beſchaffen bezwecken, 
und ihren Verkehr nicht auf Nichtmitglieder aus» 
behnen, indem fie weder mit dem Puplicum Ge- 
ſchäfte machen, noch Nichtmitgliedern in der Form 
von Binfen und Dividenden einen Gewinn zuzu— 
wenden jtreben. $ 9. VII. Diejenigen Thätig— 
feiten, welche fi) ald Ausübung eines amtlichen 
Berufes, der Kunſt oder als wifjenidhaftliche, 
unterrichtende oder erzielende Thätigkeit dar- 
itellen, 3. B. der approbirten Xerzte, jelbit wenn 
he fih mit dem Selbſtdiſpenſiren von homöo— 
pathijchen Arzneimitteln befallen, der Advocaten, 
Rechtsanwalte, Notare, Gerichtsvollzieher, gericht 
lien YAuction®-Commifjarien, injofern fie nid 
auch außergerichtliche Auctionen abhalten, Bild- 
bauer, Maler, Scyaujpieler (bei ftehenden Bühnen), 
Sprad-, Mufil-, Tanzleprer u. f. w. — Zur 
Entritung der Steuer vom Handel find da- 
gegen verpflichtet: a. Künjtler, welche wirklich 

en Kauf fertigen und mit ihren 
Erzeugnifien Handel treiben; —9* b. Zahnärzte, 
welche Zähne auf den Kauf verfertigen oder 


mwerbe bes Branntweinsrennend mit Einihluß|Bahntincturen, -Bürften und dergleichen am 


des Abſatzes des Fabrikates auch im Wege des 
Kleinhandels, wenn der Verkauf in der Fabri . 
fationdftätte oder innerhalb des Hofes erfolgt, 
in welchem letztere ſich befindet. — Die Be- 
freiung gilt auch für die im Fortſetzung der 
— — ung erfolgende Fabrikation von 
Liqueuren und Rum, ſowie für den gelegentlichen 
Berlauf der bei der Branntweinfabrifation übrig 
bleibenden Hefe. — Steuerpflihtig find dagegen 
Brennereibejiper, welche a, Spiritus auflaufen 
und nad Verarbeitung zu Branntwein wieder 


andere als ihre Patienten verkaufen; ingleichei 
c. Thierärzte, welche ſich mit der Verabreichung 
von Arzneien gegen Entgelt befaſſen. d. Dir 
Herftellung von Photographien und anderen Licht- 
bildern ald nicht handwerlsmäßige Fertigung 
von Waaren auf den Kauf ift der Handelsſteuer 
unterworfen. & 10. VII Außerdem find von 
ber Gewerbefteuer befreit: 1) Aller Handel ber 
Ausländer auf Meſſen und Jahrmärkten, in- 
gleichen auf Wochenmärkten, fofern er fi auf 
ſolche Eonjumtibilien befchränft, welche zu ben 


verlaufen; b. Hefe auf den Kauf anfertigen und|Gegenftänden des Wochenmarktverkehrs gehören. 


verfaujen; ce. ihr Fabrikat ganz oder theilweife 
aus einer bejonberen, außerhalb der Fabrilationd- 
tte und des Hofes, in welchem legtere ſich be- 
re errichteten Niederlage und Xerlaufsjtätte 
abjegen. $ 6. IV. Das Verfertigen von Waaren 
auf den Kauf, wozu nicht eine gewifje technijche 
— ſondern nur gemeine Handarbeit er⸗ 
orderlich ift und welches als gemöhnliche Neben» 
beihäftigung neben dem Landbau oder einer 
anderen Beichäftigung ſich darjtellt, wie 5. 8. 
das Striden von Strümpfen, die zeitweife Ver⸗ 
fertigung gang grober Holzwaaren auf den Kauf 
und dergi. — $ 7. V. Deögleichen bleibt von 
ber Handelsſteuer befreit: a. wer Holz auf dem 
Stamm lediglich zum eigenen Verbrauch anlauft, 
wenn er or 
ringen Theil 


fpätergin gelegentlich einen ge-|Mufifer, Brett 
avon an Undere überläßt; b. wer Waaren auf den Kauf fertigen), 


N Fremde Einkäufer inländiiher Erzeugniſſe 
Üjofern fie nicht umherziehend Aufläuferei im 
inzelnen betreiben). 3) Agenten der Berjicher- 
—— — für den Agenturbetrieb, — 
(wegen des Betriebes anderer Geſchäfte Seitens 
ſolcher Agenten findet keine Befreiung ftalt.) — 
4) Mühlenwerte, die bloß für den eigenen Ge— 
brauch des Befigerd arbeiten, oder nur zur Ent⸗ 
ober Bemwäflerung der Ländereien beftimmt find. 
5) Das Schiffergewerbe mit Strom- und Lidhter- 
fahrzeugen unter und bis zu 3 Laſten (6 Tonnen 
— 12,3 KRubilmetern) Tragfähigfeit einichlieh- 
lid. 6) Solche dem Handwerk ähnliche Geſchäfte, 
welche herlömmlich nicht zu dem Handwerk ge- 
rechnet werden, 5. B. die Gewerbe der Barbiere, 
ümeider (jofern letztere nicht 

Ulämmer, 
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Kammerjäger, jofern fie nicht zugleich Handel;bindung verichiedener Gewerbe.) 
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8 14. Der 


treiben. 7) Das Vermiethen von Zimmern an|Bejteuerung find nur bie im Preußiſchen Staats» 


Badegäfte in Brunnen» und Badeorten. 8) Die 
Delonomen gejchloffener Gejellichaften, jofern fie 
infolge ihnen auferlegter Verpflihtung nur an 
die Gefjellihaftsmitglieder und an die von den— 
felben eingeführten Gäfte Speifen und Getränfe 
verabreichen dürfen und jomit nur als Officianten 
der Gefellihaft betrachtet werden können. An— 
derjeit3 find dieſelben, wenn fie auch nur bei 
bejonderen Gelegenheiten an Nichtmitglieder 
Speifen und Getränfe für eigene Rechnung ver- 
faufen, fteuerpflichtig. 9) Berjonen, welche ge— 
werbsweiſe für Andere fchriftliche Aufſätze, Bor: 
ftellungen 2c, verfaſſen (Concipienten und dergl.). 
10) Die Unternehmer von Bauten und dergl., 
fofern fie weder jelbit Lieferungen übernehmen 
(Gandelsſteuer), noch fid) bei Ausführung hands» 
werfsmäßiger Arbeiten oder als Fuhrleute bes 
theiligen (Klaffe H oder K). — Andere Befrei— 
ungen jind bei ben einzelnen Steuerklafjen be- 
jonderd aufgeführt. 


U. Abſchnitt. 


[Ulgemeine Grundjäge der Beiteuerung. A. 
Berjonen.] $ 11. Wenn mehrere Berjonen (Ge- 
jellichafter) ein Gewerbe für gemeinichaftliche 
Rechnung ausüben, jo wird dafjelbe ebenjo be» 
fteuert, ald wenn ed nur eine Perſon ausübt. 
Jeder Theilnehmer ift zur Anmeldung verpflichtet 
und haftet jolidarisch für die Steuer; aber die 
Anmeldepjlicht ift erfüllt, wenn das Gewerbe 
überhaupt auch nur von einem der Theilnehmer 
angemeldet ift. Iſt letzteres unterblieben, jo 
find ſämmtliche Theilnehmer beziehungsmeife 
Vorftandsmitglieder * unterlaſſener Anmeld⸗ 
ung ſtrafbar. $ 12, 


ſtiſcher Perſonen (Anſtalten, Gemeinden u. ſ. w.) Verkaufsſtätte Ti 


ebiete (mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen 
Sande) betriebenen jtehenden Gewerbe unterworfen. 
$ 15. Iſt ein Gewerbebetrich theils im Inlande, 
theild im Auslande oder in einem anderen Bundes⸗ 
ſtaate localifirt (indem 3. B. die Fabrik ganz 
oder theilweile in Preußen, dad Comtoir ober 
einzelne Theile der Fabrit außerhalb Preußens 
fich befinden, oder umgefehrt), jo wird die Ge— 
werbeiteuer nach Maßgabe des im Inlande ftatt- 
findenden Betriebes veranlagt. Eine im Inlande 
belegene Fabrit, deren Berfaufslocal im Aus 
lande ſich befindet, oder deren Erzeugnifje ledig— 
lih auf auswärtigen Mejjen und Märkten abe 
gejegt werden, iſt ſonach jtet3 und aud dann, 
wenn im Fabriklocale ein Berfauf nicht ftatt- 
findet, zur dieſſeitigen Steuer heranzuziehen; 
ebenjo eine nur als Theil einer ausländijchen 
Fabrik betriebene und für ſich verfäufliche fertige 
Waaren nicht heritellende Fabrilationsitätte (3. 
B. Spinnerei als Theil einer Tuchfabrif). —R 
Eine im Inlande belegene Fabrik, welche mit 
dem dazu gehörigen örtlich von ihr getrennte 
(aber ebenfalls im Inlande befegenen) Comtoir 
dergeſtalt in Verbindung ſteht, daß der Verkauf 
ausſchließlich vom Comtoir aus ſtattfindet, iſt 
mit demſelben nur als ein Geſchäft, alſo nur 
einmal zu veranlagen, und zwar in demjenigen 
Rollenbezirle, wo ſich das Comtoir (die Ver—⸗ 
faufsjtätte) befindet. Werden jedoch auf der 
Fabrik für Andere gegen Entgelt befondere Fa— 
brifationsacte vorgenommen (j. B. Wolle auf 
Beſtellung zu Garn geiponnen u. dergl.), jo iſt 
die Fabrik für fi nad Maßgabe des Umfanges 
dieſes befonderen Betriebes zu veranlagen, jo» 


er Gewerbebetrieb juri«| fern fie nicht in demjelben Rollenbezirte mit der 


. 8 17. In Betreff des 


t 
iſt wie jeder gleichartige Gewerbebetrieb zu be⸗ Handeld und dur Bnsterkigunn von Waaren auf 


handeln, desgleichen derjenige von auf einen Ge- 
werbezwed gerichteten Wereinen, ohne Rüclſicht 
ee ob die einzelnen Mitglieder für ihr Ge- 
werbe Steuer zu entrichten haben oder nicht 
(3. B. Tiſchler und Möbelmagazin der vereinig- 
ten Tiſchler). 

[B. Zwed des Gewerbebetriebes.] $13. Iſt 
der Geſchäftsbetrieb auf einen Erwerb gerichtet, 
jo macht es feinen Unterjchied, ob babei zugleich 
oder ſchließlich wohlthätige oder gemeinnügige 
Zwecke verfolgt werden. — Ein an fich fteuer- 
pflichtiger Betrieb wird nicht deshalb fteuerfrei, 
weil 3. B. der erzielte Ueberſchuß für die Urmen 
ober zu ähnlichen Unternehmen der Mildthätig- 
feit verwendet werden fol. — Dagegen find 


den Kauf (Rlaffe A I, A II und B) wird bie 
Steuer von jeder einzelnen Firma, von jedem 
einzelnen Comtoir, von jedem einzelnen Laden 
(ohne Rückſicht auf die Zahl der Theilnehmer) 
nah Maßgabe des Umfanges des in dem be= 
treffenden Locale ausgeübten Gewerbebetriebes 
veranlagt. Demgemäß muß auch die Anmeldung 
bes in jedem einzelnen Locale ftattfindenden Ge- 
werbebetriebes erfolgen. Deögleichen ift jede 
einzelne der in den Handelsſteuerllaſſen A I 
und A TI zu veranlagenden Mühlen, wie jeder 
einzelne Laden bejonder® zur Steuer heranzu- 
ziehen, fofern nicht die Beftimmungen im $ 16 
eine Ausnahme begründen. Gewerbetreibende, 
weldye eine Niederlage oder Ablage (3.8. Holz« 


BVorfteher von Erziehungsanftalten, Lehrer und hof u, dergl.) getrennt von dem Comtoir halten, 
dergl. Perſonen, welde Schüler in Benfion|follen deshalb allein, weil gelegentlich auch einige 
nehmen, jo lange der Hauptzwed des Penjionats| Verkäufe auf der Niederlage vorgenommen wer- 
in bie Erziehung beziehungsweiſe Beauffihtigung| den, nicht Doppelt zur Gewerbeſteuer herangezogen 
und nicht in dad Bermiethen von Wohnungs-|werden. $ 18. Wer mehrere der Onnbelöftener 
räumen und die Verabreihung von Koft gegen/unterliegende Gewerbsarten (3. B. Handel und 
Bezahlung gefept wird, nicht ſteuerpflichtig. Auch Gejchäftsvermittelung oder Fabrikation, Büderei 
find — ver, welche in kleinen Städten und Kramhandel) init Haltung mur eines Locals 
oder auf dem Lande Tediglich für den Bedarflausübt, hat in demjelben Nollenbezirt auch nur 
Ihrer Schüler Schulbücher und Schreibmaterialien | einen Gewerbefteuerjag zu entrichten und ift nicht 
verfaufen, fteuerfrei zu lafjen. zur Anmeldung jeder einzelnen Gewerbeart ver« 

[C. 2ocalität des Gewerbebetriebes und Versipflichtet, jobald er nur überhaupt den Handel 
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angemeldet hat. Für Bemefjung des Steuerfages Letzteren Falles tritt ftet? Veranlagung zur 
ift hierbei der Geſammtbetrieb maßgebend. Dems | Handelsfteuer ein; erfteren Falles unterbleibt fie, 
nad begründet der Betrieb mehrerer Fabriken wenn der Handel fo geringfügig ift, dag darauf 
an fi nicht die Verpflichtung, für jede einenjein höherer Steuerjag ald der Mitteljag der 
bejonderen Steuerſatz zu entrichten, ſofern nicht Klaſſe B nicht zu repartiren fein würde.!) — 
ebenſo viele Verkaufsftätten gehalten werden;|Wird ein folder Handel demnächit aber fo er- 
für jedes beſondere Berfaufslocal ($ 17) muß heblich, daß dafür mehr ald der Mittelfag der 
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aber ein bejonderer Steueriat veranlagt werben. 
19. Andere Gemerbetreibende (Baft- und 
chankwirthe, Handwerker u. ſ. mw.) find, wenn 
fie in demfelben Rollenbezirke in mehreren Localen 
Er Geſchäft ausüben, dennoch nur zu einem dem 
efammtbetriebe in den verjchiedenen Localen 
entjprechenden Steuerſatze zu beranlagen, und 
fommt für fie nur ein Mittelſatz in Berechnung. 
— Siernach fommt 3. B. aud) für einen Müller, 
welcher fein Gewerbe gleichzeitig auf mehreren 
Mühlen defjelben Rollenbezirfes betreibt, aber 
gleihwol nad; dem geringen Gefammtumfange 
des Betriebes fich nicht zur Aufnahme in Klaſſe 
A II eignet, nur ein Mittelfag in Klaſſe H zur 
Unrechnung. 20. Bereinigt eine Perſon den 
Betrieb mehrerer zu verichiedenen Steuerflaffen 
gehöriger Gewerbe (3. B. Spedition und Fuhr- 
mannögewerbe), jo muß dieſelbe für jedes Ge- 
werbe bejonder8 veranlagt werden, wenngleich 
der Betrieb von einem und demjelben Locale 
aus ftattfindet. Eine folche Vereinigung ift immer 
für eine zufällige im Sinne des $ 18 des Ge- 
werbefteuergejeges zu erachten. $ 21. Bei An- 
wendung dieſes Grundſatzes ($ 20) find jedod) 
folgende Modificationen zu beachten: a. Die 
Fabrikation und der Handwerksbetrieb werben 
infofern ald gleichartig behandelt, daß der Fa— 
brifant wie der Handwerker nad) ihrer Wahl 
ſowol auf Beftellung gegen Entgelt, als auf den 
Kauf Waaren anfertigen können, ohne dieferhalb 
neben der Handeläftener auch die Handwerksſteuer, 
beziehungsweife neben der Handwerksſteuer auch 
die Handelsfteuer entrichten 


(afje B auf den Steuerpflichtigen repartirt wer- 
den fönnte, jo muß vom nädjiten Jahre ab die 
—— in der Handelsklaſſe neben derjenigen 
in der Handwerksklaſſe eintreten. $23. c. Gaſt⸗, 
Scant:, Speifewirthe u. dergl. find, wenn fie 
zugleich das VBäder- oder Fleifchergewerbe oder 
die Dejtillation betreiben, neben der Steuer in 
Klaſſe C auch die Handelsſteuer zu entrichten 
verbunden. Findet jedoch das Schlachten, Baden, 
Deftilliren in der Hauptiache nur für ihren Wirth. 
ihaftsbetrieb ftatt, jo wird ein daneben jtattfin- 
dender, nicht von bejouderem Locale aus be» 
triebener Berfauf von Conjumtibilien aud an 
ſolche Perſonen, welche letztere nicht auf der Stelle 
verzehren, als bejonberer fteuerpflichtiger Handel 
nicht angeſehen. 4. d. Wer Conditors, 
Pfefferlüchler⸗, Zuderbäderwaaren verfertigt, und 
diejelden ſowol zum Verkauf über die Straße 
als zum Genuß anf der Stelle feilhält, ift ftets 
in Klaſſe C zu veranlagen. Die Veranlagung 
zur Handelsſteuer erfolgt daneben nur dann, 
wenn für den Abſatz über die Straße ein be» 
londerer Laden oder ein ſonſtiges Handelslocal 
gehalten wird, — Ein Bäder dagegen, weldjer 
nur nebenbei einige Conditormaaren verfertigt 
und zugleid) fein Berfaufsfocal zum Genuß jolcher 
Waaren auf der Stelle offen hält, ijt dem all» 
gemeinen Grundjage des $ 20 deloige ſowol zur 
Handelsſteuer als in Klaſſe C zu veranlagen. 
$ 25. Gewerbe, welde unter veridjiedenen 
Firmen betrieben werden, find ftet3, auch wenn 
der Betrieb in einem Local vereinigt oder in 


ur 


u müfjen. Bei-Jobjectivem Zufammenhang fteht, befonderd und 


ſpielsweiſe kann ein Zimmermeifter, welcher auchſ zwar nad) Maßgabe des Gejchäftsbetriebes jeder 
Bretter jchneiden läßt und verkauft, diejerhalb| Firma zu veranlagen. 


nicht noch neben der Handmwerfäftener zur Han« 
delöfteuer veranlagt werben; desgleichen nicht der 
Buchbinder, welcher mit jelbft gebundenen Büchern 
handelt. — Es findet diefe Regel aber feine An— 
wendung in folden Fällen, wo es an ber ob- 
jectiven (im Sinne des $ 18 des Gemwerbejteuer- 
geſetzes „abſichtlichen“) Berbindung der ver- 
ſchiedenen Betriebe fehlt, z. B. alſo dann nicht, 
wenn der Buchbinder auc Bretter jchneiden läßt 
und feil Hält, wofür derjelbe ſtets beſonders zu 
veranlagen jein würde. — Der Handel der 
Handwerker mit den von ihnen verfertigten Ge— 
enftänden bleibt fteuerfrei (auch bei ben in 
afje H veranlagten Müllern), und ift nur bei 
Bemeſſung des Steuerfages in Klaffe H zu be 
rückſichtigen. $ 22. b. Bei Handwerkern, melde 
zugleich mit nicht felbit gefertigten Waaren han» 
dein, iſt zu unterfcheiden, ob dies ſolche Waaren 
ind, welche zu den von dem Handwerker ver- 
ertigten Gegenftänden in naher Beziehung ftehen 
. B. beim Handel der Drechöler mit _Tabals« 
pfeifen u. dergl., der Seiler mit Theer, Schaufeln 
u. dergl.) oder dem betreffenden Handwerk ganz 


frembartige Gegenjtände feilgehalten werden. — | Handels 


Orotefend, Polizeisferiton, 


III. Abſchnitt. 


Beſteuerungsregeln.]) $26. Die Steuerpflicht 
beginnt mit dem eriten Tage des Monats, in 
weldem das Gewerbe angefangen wird, und 
dauert bis zum legten Tage des Monat3, in 
welchem das Gewerbe a u. abgemeldet 
wird. Erfolgt aber die Abmeldung nicht vor 
dem achten Tage des nächſtfolgenden Monats, fo 
dauert die Steuerpflicht auch für diefen folgenden 
Monat und jo jerner bis zur Abmeldung fort. 
Für den Monat, in melhem da8 Gewerbe erft 
eingeftellt ift, mag dies auch gleich am erften 
Monatstage geichehen fein, iſt die Steuer ftet3 
voll zu entrichten und ohne Unterfchied, ob bie 
Abmeldung in den eriten fieben Tagen od, fpäter 
erfolgt. — 27. Während des Steuerjahres ein⸗ 
tretende Aenderungen — Ermweiterung oder Be 
ſchränlung — de3 Betrieböumfanges eines fteuer- 
pflihtigen Gewerbes find erft bei der Befteuerung 


Es erfolgt aldbann zwar Aufführung bes Geſchäfts in 
der Rolle der Klaſſe B, aber ohne laufende Nummer u. ohne 
Sreuerfag, indem —** mit Angabe der Gegenſtände bes 
e Derweilung auf Maffe H verbunden wird. 


38 
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für das folgende Yahr zu berüdfihtigen, ſoweit i 33. Handwerker find, falls fie ihr bis dahin 
nicht für einzelne Gewerbe befondere Ausnahmen |jteuerfrei betriebenes Gewerbe in dem Maße aus- 
bejtimmungen gelten (ſ. nachſtehend 55 33, 34).|dehnen, daß es fteuerpflichtig wird, folches vor- 
5 28. Bei den nah Mitteljägen fteuernden Ge-|her anzumelden ichuldig, und werden dann von 
werben (Klaſſe A I, A II, B,C, H) hat die da ab mit dem Mitteljat durch die — 
Steuervertheilung nah Maßgabe des Gewerbe |befteuert. Es ift ihnen aber auch geſiattet, ſobald 


e 

betriebe3 während des bei der neuen Veranlag- Gewerbe ſoweit 
beſchränken, daß dadurch die Bedingungen der 
Steuerpflichtigkeit wegfallen (Aufgeben des offenen 
Lagers, Verminderung der Gehilfenzahl), fi 
durch Abmeldung von der Fortzahlung der Ger 
werbejteuer zu befreien. — Maurer, Zimmerleute 
und andere Handwerker, bei deren Gewerbe feiner 
Eigenthümlichfeit nah nur einige Zeit im Jahre 
zwei oder mehr Gehilfen gehalten zu werden 
pflegen, können ſich durch Anmeldung einer ftatt- 
gefundenen Beſchränkung in ber Gehilfenza 

von der Fyortentrichtung der Gewerbefteuer ni 

befreien. Zeigt ein folder Handwerker die gäny- 
liche Einftellung feines Gemwerbed an, fo muß 
zwar, wie bei jedem anderen Gewerbetreibenden, 
die Abgangsftellung erfolgen, Beginnt er aber 
im nädjiten jahre jein Gewerbe wieder, fo if 
die im Borjahre auf ihn repartirte Steuer für 
den Zeitraum von der Abmeldung bis zum Wie 
derbeginn des Gewerbebetriebes nachzuerheben u. 
auch ferner zu entrichten ($ 30). $ 34. Wegen 
des Einfluffes der Erweiterung ‚oder Beichränf: 
ung des Gewerbes der Fiſcher, Lohnfuhrwerke 
und Pferdeverleiber auf die Beſteuerung find die 
bei Klaſſe K. aufgeführten bejonderen Beftimm» 
ungen zu berüdfichtigen (85 62, fi.) 8 35. Eine 
Beränderung des Ortes einer gewerblid;en Nie 
derlafjung (womit die Veränderung der Wohnung 
innerhalb deſſelben Ortes nicht zu vermwechieln 
ift), hat im neuen Wohnorte ſtets Veranlagung 
zum Mittelfage für das erfte Jahre zur Trolge. 
Dahin gehört jedoch nicht ein Wechiel de Wohn: 
ortes innerhalb deſſelben Rollenbezirt3 der IV. 
AbtHeilung, wenn dadurch die Steuerzahlung 
nicht unterbrohen wird. $ 36. Wird ein Ge 
werbebetrieb ohne weſentliche Menderung von 
einer anderen Perſon ald dem biöherigen Ge— 
werbetreibenden fortgejegt (3. B. im Fall der 
Vererbung, Verpachtung, Veräußerung des Ge 
ihäfts 2c.), jo ift der auf das Gewerbe bereits 
veranlagte Steuerfag bis zum Ablauf der Rollen. 


ung. ablaufenden Jahres zu erfolgen. 8 29. Ge⸗ 
werbetreibende, welche ein nad Mitteljägen be- 
ſteuertes Gewerbe neu anfangen, wenngleich fie 
bis dahin ein zu derjelben Steuerklaſſe gehöriges 
aber anderes Gewerbe betrieben haben, find in 
dem erften Jahre von dem Monat des Beginnes 
beziehungsweife der Anmeldung ab mit dem 
Mittelfag gu beſteuern. — Fällt der Beginn 
bed Gewerbes in die Zeit nad) erfo/gter Steuer» 
vertheilung, aber vor Ablauf des Jahres, jo 
haben ſolche Gewerbetreibende noch bis zum 
Schluſſe des nächſten Jahres die Steuer nad 
dem Mittelfate zu entrichten. $ 30. Wer fein 
Gewerbe regelmäßig nur während eines Theiles 
des Jahres betreibt, von dem kann für den 
anderen Theil des Jahres nicht behauptet wer- 
den, daß er aufgehört habe, das Gewerbe zu 
treiben, jondern nur, daß fein Gewerbe in der 
übrigen Beit des Jahres ruhe (z.B. Gaftwirthe 
in Brunnen» und Badeorten, Bauhandwerker — 
vergl. $ 33.) — Solche Gewerbetreibende müſſen 
deßhalb mit einem nach Berhältniß ihres Gewerbes, 
unter Berüdjichtigung de Umftandes, daß dafjelbe 
nicht während des ganzen Jahres betrieben wird, 
ebgemefjenen Steuerjage belegt werden u, haben 
die Steuer bid zur wirfliden Aufgabe des Ge- 
werbes fortzuentridhten. $ 31. Sind foldhe Ge— 
werbetreibende ($ 30) über den Mitteljag ver- 
anlagt u. ijt die Steuer infolge einer Abmeldung 
in Abgang geitellt, es ergibt fich aber bei der Wie- 
deranmeldung des Gemerbes, daß die Abmeldung 
ih nur auf dad Nuben ded Gewerbebetriebe 
bezogen hat, jo muß die Steuer nicht nur von 
da ab wieder nad) dem veranlagten höheren 
Sape, fondern aud für die Monate von der 
Abmeldung bis zur Wiederanmeldung entrichtet 
werden. — Hiervon zu untericheiden find jedoch 
diejenigen Fälle, wo in einem oder dem anderen 
Jahre durch ungewöhnliche Umstände eine wirk— 
liche Einftelung eines Gewerbes der fraglichen 


fie im Laufe de3 Jahres ihr 


Art, wenn auch nur für einen Theil des Jahres,|periode beizubehalten‘) Die Steuer für bem 


nothwendi 
ſonderen 


eworden iſt, indem im ſolchen be») Monat, in welchem ber Perſonenwechſel ftattfin- 
ällen die Abmeldung die Befreiung det, it nur einmal (und zwar zunädjt von dem 


der Gemwerbefteuer zur Folge hat u. bei fpäterer| Abgehenden) einzuziehen. 


Wiederanmeldung keine Nacherhebung ftattfindet, 
auch zunächſt nur der Mitteljag zu entrichten ift.*) 
$ 32. Wenn unter dem Mitteljag veranlagte Ges 
werbetreibende im Laufe eines u. deffelben Jahres 
ihr Gewerbe ab» u. wieber anmelden, fo fünnen 
jte bei der Wiederanmeldung zu dem vor ber 
Abmeldung entrichteten Steuerjage wieder ver» 
anlagt werden, vorausgejegt, daß das Gewerbe 
während der Zwiſchenzeit nicht etwa bloß geruht 
hat und deihalb nad 8 30 die Unterbrechung 
der Steuerpflicht überhaupt ausgefchloffen iſt. 





IV, Abſchnitt. 
Klaſſe A I. AIL. u. B. 

—— — 837. Der Beſteuerung in 
einer dieſer Klaſſen ſind unterworfen: 1) ale 
Groß- oder Einzelhandeld:, Commiffiond-, Spe- 
ditiond-, Agentur- (mit Ausnahme der Ugenten 
der Berfiherung3-Gejellichaften), Bank⸗, Wechfel-, 
Verfiherungd», Wabril- und Mhebereigefchäfte, 
ſowie die auf Bermittelung von Gefhäften ges 


) Die Ab: u. Anmeldung muß im fällen diefer Art eben: 
falls erfolgen; auf Grund berfelbten wirb nur der Name in 


!) Bei allen buch die Zugangsliften beftenerten Verſonen, der Steuckrolle umgefchrieben, in den Ab: und 


die das Gewerbe nicht erft neu anfangen, ift 


bis dahin entrichtet Haben. 


ugangsliften 

4 t zu vermerken, aber der Perſonenwechſel ohne heise ber & Die Steuer 
wann fie das Gewerbe abgemeldet und melden Eteueriat ſie beträge — Spalten, vermerkt un 
Nummer ber 


anf die betreffende 
Rolle u. der Zu: vefp. Abgangslifte hingewieſen. 
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er und Handelsagenten). $ 38 
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richteten Gewerbe (Commiffionäre, Makler mit Eollecteure, Pfandleiher, Privatverjiherungd- 
Einſchluß der bei der Kaufmannſchaft angeftellten | geiellid;aften, mit Ausſchluß der auf Gegenjeitig- 
Ma 2) Die keit begründeten, i 


Vergl. ferner die im $ v 


nit handwerlsmäßige Verfertigung von Waaren | (zweiter Abſatz) unter a. bid d. aufgeführten Ge— 

auf den Kauf, insbejondere dad Bäder-, Schlädh- | werbetreibenden. $ 44. Der Gewerbejteuer vom 

ter-, Brauergewerbe (auch E — — nf weiter: 6. Wer gewerbsweiſe 
ere 


Schlädter, welde nur im Lohne für an 


ieh vom erfauften Futter unterhält, um ed zum 


Leute ſchlachten (Hausfchlächter), und Bäder, | Verkaufe zu mäjten, od. mit der Milch zu han- 


welche nur gegen Entgelt 


hören nicht hierher (j. Hanbwerlsftener). & 39. 
3) Das Müllergewerbe, fofern ee nicht in 
io geringem Umfange betrieben wir 


ür Andere baden,|deln. Als erfauftes Futter gilt auch das auf 
ohne jelbftverfertigte Waaren feil zu Halten, ds einer —— zu obigem 


Zwecke in Pacht 
——— eide — — 
r aber eine eigene ſelbſtändige Landwirthſchaft 


iefe ober 


‚daß ed zur|(ald Eigenthümer od. Pächter) treibt, wird durch 


Aufnahme in Klafje A I. oder A IL. ungeeignet|den Ankauf von Vieh zur Maftung nicht fteuer- 
ift. Letzteren Falls, namentlich alfo, wenn es|pflictig, wenn er aucd zur Vermehrung des 
lediglich od. doch weit überwiegend gegen Lohn] Futters noch Ländereien hinzupachtet; — des— 
in geringem Umfange betrieben wird, unterliegt) gleichen nicht Branntweinbreuner, welche zur 
das Müllergewerbe der Handwerksſteuer (Klaffe H).| Maftung die aus erfauftem Material gewonnene 
$ 40. Zu dem Müllergewerbe (Nr. 3) gehören] Schlempe verwenden. $ 45. In einer der Han« 
Mahlmühlen (einfchließlih ber Graupen- und delsſteuerklaſſen iſt zu befteuern: 7. Wer die 
Grügmühlen), Delmühlen, Säge- und Schneide- Milch einer Heerde, das Obſt eined Gartens, 
mühlen, ohne Unterſchied, ob fie durch Dampf-,|den Fiſchfang in Gewäffern und ähnliche Nup- 
ee Wind- oder thierifche Kraft betrieben] ungen abgeſondert (d. h. ohne die Heerde, den 
werden, dedgl. Farb, Traß-, Kalk», Gips., Garten, den Teich ꝛc) zum Gewerbebetriebe 
Knochenmühlen u. ähnlihe Stampfwerte. $ 4L|(d. h. zum Bmede des Handel) pachtet. — Unter 


Der Betrieb von Loh- u. Wallmühlen und von 
Handmühlen jeder Art wird von der Handels 
iteuer betroffen, ſofern Waare (3. 8. Xohe) zum 
Berfauf feilgehalten wird. Arbeiten dergleichen 
Mühlen nur um Lohn und auf Beftellung, fo 
tritt die Handwerksgewerbeſteuer ein, wenn das 
Gewerbe mit mehr als einem erwachienen Ge- 
hilfen u. einem Lehrling betrieben wird. F 42. 
Gehören Loh- u. Wallmühlen, Hammer-, Bohr-, 
Scleif-, Papiermüglen, Majchinen zum Bergbau, 
zum Hütten- u. Salinenbetriebe, ſowie überhaupt 
durch Elementar- oder thieriſche Kräfte getriebene 


„Ähnlichen Nupungen“ find nur folde zu ver- 
ftehen, bei welchen Fäufliche Waaren gewonnen 
werben, alſo find 3. B. Pachtungen von Brüden- 
geld, Marktſtandsgeld u. dergl. nicht fteuerpflichtig. 
— Der Pachtung des Obftes eines Gartens jteht 
die Pachtung des Obſtes der Baumpflanzung an 
einer Straße gleid. — Die wilde Fiſcherei in 
Binnengewäffern, Strömen und am Meeredufer 
ift ſteuerfrei. — Auch die Pachtung des Filch- 
fanges in Zeichen, Landſeen u. ſ. mw. ift fteuer- 
frei, wenn der Ertrag überhaupt fo gering ift, 
daß nicht einmal der Mittelfap der Klafje B. 


Majdinen, die zur Bearbeitung der Habrikma-|darauf Anwendung finden würde. Der Haubel 


terialien, zur Spinnerei, Weberei, Appretur die- 
nen, zu einem ſchon außerdem fteuerpflichtigen 
Gewerbebetriebe (3. B. Tuchfabrik, Spinnerei, 
Mafchinenbauanftalt u. dergl.), jo werben fie 


mit ſelbſtgewonnenen Erzeugniffen des Fiſchfanges 
begründet die Stemerpflicyt nur dann, wenn ein 
bejonderes offenes Verlaufslocal (Laden) gehalten 
werben ſollte. Das regelmäßige Feilbieten auf 


überall nicht bejonder3 veranlagt. — Werden|den Wochenmärkten fteht in dieſem alle dem 
dagegen jene Anlagen jelbitändig betrieben, fol Halten eines offenen Berkaufslocales nicht gleich. 
unterliegen fie der Handelsſteuer, fofern daraufſ 46. Die Befteuerung der Rhederei ($ 37) 
für eigene Rechnung auf Verkauf gearbeitet wird, |erfolgt nad den allgemeinen Grundjäßen über 
andernfalls der Handwerksſteuer nad den fürjdie Beſteuerung des Handels. Gteuerpflichtig 
diefe geltenden allgemeinen Beftimmungen (alfolift nicht die Seeſchifffahrt oder der Schiffer als 
beim Vorhandenſein mehr als eines erwachſenen] ſolcher, ſondern der Rheder, d. i. Eigenthümer 
ee und eines Lehrlings). $ 43. Derjdes zum Erwerb durd; Seeſchifffahrt beftimmten 
Beiteuerung in einer der Handelsſteuerklaſſen Schiffes. Gehört ein zu dieſem Zwecke verwen: 
find ferner unterworfen; 4. Hütten- u. Hammer-| deted Schiff mehreren Eigenthümern gemeinjchaft- 
werte. 5. ferner: Abdedereien, Apotheler, auch lich, jo greift der oben unter $ 11 angegebene 
wenn fie außer Arzneimitteln feine anderen Waa- ot Plag. Iſt ein Eorrefpondentrheder 
xen führen, Auctionscommifjarien (aufergericht-| beftellt, jo vertritt diefer die Rhederei auch Hin- 
liche), Badeanftalten. — Als ſolche werden je-| fihtlich der Gewerbefteuer. $ 47. Die Beftimm- 
doch Badeeinrihtungen nicht angejehen, welche ungen über die Eintheilung der Handelsſteuer 
von Gaftwirthen oder Zimmervermiethern den in drei Klaffen find in der — I. zuſammen⸗ 
Miethern nebenbei mit überlaſſen werden. Buch— gefaßt ; ebenfo diejenigen über die für Gewerbe» 
und Steindruder, wenn fie Druckſachen auf den|betriebe der geringften Art zuläffige Befreiung 
Kauf verfertigen, Deftillateure, wenn fte nicht|von der Gewerbeftener und über den befonderen 
äugleih Schanfgewerbe betreiben, Gejinbever- Steuerja für Markletenderinnen. $ 48. Mer 
miether, Leihbibliotheken und andere Leihan-|al3 Nebengewerbe den Kleinhandel mit geiftigen 
ftolten; das Verleihen einer einzigen Dreſch⸗, Getränken auf Grund befonderer Concejlion od, 
Hädjel» oder ähnlichen Mafchine ift jedoch nicht|den Kleinhandel mit Wein betreibt, hat hierfür 
als Betrieb einer Leipanftalt anzufehen. Lotterie- den Mitteljat der Klaſſe B befonderd zu ent= 


38” 
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richten. — Gaft- und Schanfwirthe, welche zum betreiben, find mit bem Steuerſatze von 6 M 
Kleinhandel mit geiftigen Getränfen feiner be» jährlich in Klaſſe C zu veranlagen, ohne baf 
jonderen Eonceifion bedürfen, unterliegen diefer- der Ausfall genen den Mittelfag von den übrigen 


Gewerbeſteuer. 


halb nicht der beſonderen Beſteuerung in Klaſſe B Steuerpflichtigen dieſer Klaſſe übertragen 


— Perſonen, welche den Kleinhandel mit Ge— 
tränle nicht als Nebengewerbe, ſondern ausſchließ⸗ 
lich betreiben, ſind wie andere Handeltreibende 
lediglich nach Verhältniß des Geſchäftsbetriebes 
in der betreffenden Handelsſteuerllaſſe zu veran- 


lagen. 
V. Abſchnitt. 
Klafie C. 

[Gaſt⸗, Schant- und Speijewirthichaft.] $ 49. 
Der Beſteueſung in diejer Klaſſe unterliegt: 
a. Wer gewerböweije ein offenes Local hält, um 
Perjonen mit oder ohne Koft für Bezahlung zu 
beherbergen — Gaſtwirthe. b. Wer gemwerbs- 
weije ein offenes Local Hält, um zubereitete 
Speijen od. Getränfe zum Genuß auf der Gtelle 
feil zu Halten — Schank- oder Speifewirtve, 
Neftaurateure, Garköche (auch folche, die haupt- 
ſächlich Speijen über die Straße verkaufen), 
Buderbäder, jogenannte Jtaliener- u. Schweizer⸗ 
läden, Pfefferfüchler, Kaffeeihänfer, Tabagiſten 
u, dergl. find hierunter begriffen, Auch ber Be- 
trieb der Gaft- u. Schankwirthichaft auf Schiffen 
unterliegt der Beiteuerung in Klajje C. c. Wer 
gemwerbsweije drei od. mehrere heizbare möblirte 
Zimmer (außer in Brunnen- und Badeorten an 
Badegäfte, — ſ. $ 10 Nr. 7), vermiethet. $ 50. 
Wer neben dem Handel ein unter die Klajje C 
fallendes Geſchäſft betreibt, hat für letzteres je- 
denfalld, audy wenn ed nah Mafgabe feines 
Umfanged mit einem geringeren Sage ald dem 
Mitteljage der Klaſſe C zu belegen ift, eine 
bejondere Gewerbeftener in diejer Klaffe zu ent: 
richten ($ 20 ff.). $ 51. In Betreff des Ver 
miethen® möblirter Zimmer ($ 49c) madt es 
feinen Unteridied, ob dies von dem Hausbeſitzer, 
dem Nutznießer, oder Jemandem gejchieht, der 
die betreffenden Räumlichkeiten ſelbſt gemietet 
hat, und ob dabei zugleid Frühſtück, Wände 
u. dergl. gewährt wird oder nicht. $ 52. Der 
Befteuerung in Klafje C unterliegen in&bejonder 
auch Diejenigen, welche a. Mineralwaffer, Molken 
u. dergl. in offenen Localen oder Gärten zum 
Genuß auf der Stelle feilbieten; b. Kaffe auf 
Märkten in Buden, oder an Tiſchen oder auf 
fonftiger fefter Stelle zum fofortigen Genuß feil« 
bieten, während andernfalld die Handelsſteuer 
zu entrichten ift. $ 53. a. Weinbauer, melde 
ihren eigenen Gewinn an Moft oder Wein im 
Polizeibezirl ihres Weingutes oder Wohnortes 
hödjtens während zweier Herbitmonate zum Ge- 
nuß auf der Stelle verkaufen, find diejerhalb 
nicht zur Gewerbefteuer heranzuziehen; fie haben 
aber der Ortspolizeibehörde den beabjichtigten 
Betrieb und den Zeitpunkt feines Beginnes vor- 
her anzumelden. b. Auch Pojtverwalter unter- 
liegen nicht der Gewerbefteuer in Klaſſe C, fo 
ange fie fi) bei der Aufnahme von Reiſenden 
in den Schranten der Poſtordnung halten. c. Dies 
jenigen Berjonen, welche nur an Soldaten und 


Unteroffiziere der Garnifon monatöweile den ſtellung der Rolle feftftchen. 


d. 


VL Abſchnitt. 
Klaſſe H. 

[(Handwerköfteuer.] $ 54. Der Befteuerung 
in diefer Klaſſe unterliegen: I. Handwerker, wel 
entweder 1. aud Er ben Jahrmärlten ein 
ofjenes Lager von fertigen Waaren halten oder 
2. ihr Gewerbe mit mehr als einem erwachjenen 
Gehilfen und einem Lehrlinge betreiben. $ 55. 
Die Bedingung zu J. 1. trifft zu bei denjenigen 
a. weldhe Waaren, außer auf Jahrmärlten, m 
einem offenen Lager oder Laden zum Berlauf 
vorräthig halten; b. desgleichen bei denjenigen, 
welde den Waarenvorrath in ihrer Wohnung 
feilbieten und zum Kauf durd Schauſtellung ein- 
laden; c) deögleichen bei denjenigen, welche bie 
Waaren regelmäßig auf den wöchentlich mindeſtens 
einmal wiederfehrenden Wochenmärften feilhalten. 
$ 56. Die Bedingung zu I. 2. trifft zu, wenn 
mindeftend zwei erwachſene Gehilfen, oder ein 
erwachſener Gehilfe und zwei Xehrlinge, oder 
drei Lehrlinge ohne erwachſene Gehilfen gehalten 
werden. DO» die Gehilfen und Xehrlinge dem 
männlichen oder dem weiblichen Geſchlecht ange- 
horen, macht hierbei feinen Unterjchied. — Als 
erwachſene Gehilfen werden im Fall des Zmeifels 
Perjonen im Alter über 15 Jahre angejehen, 
wenn diejelben nicht wirklich nody Xehrlinge find. 
— Perſonen, weidhe zu Wrbeiten angenommen 
find, die eine techniſche Fertigkeit, wenn auch in 
geringem Grade erfordern, 3. B. bei Xohgerbern 
das Winlegen der Häute in die Gruben, bei 
Handſchuhmachern das Nähen ber zugejdmittenen 
Handſchuhe, bei Bimmerleuten das Zurichten des 
HSimmerholzes oder das Brettſchneiden, gelten 
uld Gehiljen; nicht aber ſolche Perjonen, deren 
Arbeit bloße Körperkraft ohne vorherige Uebung 
und ohne Rüdjicht auf das bejondere Gewerbe, 
zu welchem fie dienen joll, erfordert, 3. B. Zu- 
tragen von Waſſer, Drehen einer Kurbel und 
vergl. $ 57. a Bei Wittwen von Handwerkern 
wird der zur Fortführung des Gewerbes ange— 
nommene Werfführer als Gehilfe nicht mitge— 
zahlt. Deögleichen bleibt außer Betracht b. die 
vilfe weiblicher gausgenofien, und c. die Hilfe 
eigener Kinder (Söhne) im Alter unter fünfzehn 
Jahren. & 58. Wegen der Bewilligung ber 
Steuerfreiheit für Handwerker, die nur einen 
zeringen Waarenvorrath in offenem Laden oder 
auf dem Wochenmarkte feilhalten, und nad der 
Aatur ihres Gewerbe bafjelbe nicht wol in an— 
derer Weife betreiben können, wird auf die be» 
fonderen Beftimmungen in dem Circularerlaß 
vom 8. Dec. 1861 verwiejen, Für diejenigen 
Handwerker, denen hiernad Steuerfreiheit be- 
willigt ift, fommt bei Berechnung des Steuer- 
jols der Klaſſe H ein Mittelfag nicht in Anſatz. 
— Weichen Handwerlern für das nächſte Steuer» 
jahr die Befreiung zu bewilligen, muß vor Auf- 
$ 59. Der Be 


Mittagstijc gegen Geldentihädigung verabreichen, |jteuerung in Kaffe H unterliegen: II, Weber 
ohne anderweit Speijer ober Schankwirthſchaft zulund Wirter, welche igr Gewerbe auf mehr als 
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vier Stühlen betreiben. Dies findet gleihmäßig Gewerbe entrichtet, welches mit dem Schiffe be- 
auf Geidenweber und Tuhmader Anwendung, |trieben wird; den Maßſtab für die Vefteuerung 
aud wenn fie für eigene Rechnung arbeiten und|gibt Zahl und Tragfähigkeit der für das Ge— 
zum Berlauf fertig geftellte Waaren ſelbſt ab-|werbe benugten Schiffe; für die Dampficiffe, 


Gewerbefteuer. 


jeßen, fofern fie das Gewerbe nicht fabritmähig 
betreiben, in welchem Falle Befteuerung in einer 
der Handeläftenerklaffen eintritt. — Ob die Stühle 
mit Lehrlingen oder erwachſenen Gehilfen bejegt 
find, macht feinen Unterfchied. — Die Weberei 
und Wirkerei, jofern fie auf nicht mehr als vier 
Stühlen betrieben wird, u. nur felbitverfertigte, 
feine — Waaren, ohne Haltung eines 
offenen Ladens verkauft werden, iſt ſteuerfrei. 
$ 60. Der Beſteuerung in Klaſſe H find weiter 
unterworfen III. Müller, fofern fie nicht in die 

andelsjteuerflaffen gehören ($ 39), ohne Rüd- 
icht darauf, ob fie Gehilfen od. Lehrlinge halten 
und in welder Zahl. — Wegen des Betriebes 
des Gewerbes auf mehreren Mühlen ſ. $ 19. — 
Wegen der nicht zu dem Müllergewerbe zu red) 
nenden Mühlen und Maichinenbetriebe vergl. 
$ 40 uff. $ 61. Ein Verzeichniß folder Ge- 
twerbetreibenden, welche ald Handwerler in Klaſſe 
H zu veranlagen find, ift in der Anlage II. bei 
gefügt. Diejenigen in demjelben benannten Ges 
werbe, bei denen die Verfertigung von Waaren 
auf den Kauf überwiegt, werben, wenn fie fabrif- 
mäßig betrieben werden, zur Handelsfteuer her⸗ 
angezogen (3. B. Goldſchmiede, Majchinenbauer 


u. dergl.). 
VI. Abſchnitt. 
Klaſſe K 


afie K. 

8 62. Der Befteuerung in diefer Klaſſe unterliegt 
das Chiffergewerbe, welches auf Strönien, Flüſſen 
und Binnengewäfjern betrieben wird, jowie das 
Gewerbe der Fradt- und Lohnfuhrlente und 
der Pferdeverleiher. Wegen der Seeſchifffahrt 
vergl. $ 46. 

[A. Sciffer.] $ 68. Zu ben bier in Betracht 
tonımenden Strom» u. Lichterfahrzeugen (Segel- 
wie Dampfidiffen) werden alle nicht zu größeren 
ag nad überjeeiihen Häfen vermöge ihrer 

wart und Größe geeigneten Fahrzeuge ge- 
rechnet, wenngleich Diefefben auch gelegentlich zur 
Frachtſchifffahrt über See nah nahe gelegenen 
Küftenplägen ——* werden. — Werden See— 
ſchiffe zu einzelnen Stromfahrten benutzt, ſo bleibt 
dies auf die Beſteuerung ohne Einfluß, ſofern 
eine ſolche Benutzung nur vorübergehend und 
nicht dauernd ftattfindet. $ 64. Bon der Be— 
fteuerung nicht betroffen werden: a. Fah e, 
welche nicht eine Tragfähigleit von mehr als 


mögen ſie zum Transport von Perſonen oder 
Waaren, oder zum Schleppen anderer Fahrzeuge 
dienen, die Pjerdelraft der Dampfmaſchinen. — 
Flußfahrzeuge, welche durch Dampfſchiffe fortbe- 
wegt werden, ſtehen hinſichtlich der Beſteuerung 
den Segelſchiffen gleich. F 67. Wer ein bereits 
A en Schiff erwirbt oder ein neu erbautes 

iff in Fahrt ftellt, hat die Eteuer von dem 
Monate ab zu entrichten, in welchem er dafjelbe 
zum Betriebe des Schiffergewerbes zuerst benutst 
und demgemäß ben Erwerb des Schiffes vor 
der Benutzung dejjelben anzumelden. $ 68. Wer 
ſich des Beſitzes eines verfteuerten Schiffes ent« 
äußert, hat von dem Monate ab, in defjen erften 
acht Tagen er der Gemwerbefteuerbehörde feines 
Wohnortes anzeigt, auf melde Weile er den 
Beſitz des Schiffes aufgegeben und zugleich die 
ihm über die Verſteuerung dejjelben ausgefertigte 
Beicheinigung zurüdgibt, die Steuer für das auf- 
gegebene Schiff nicht mehr zu entrichten, und ift 
daher in Abgang zu ftellen. Die zurüdgegebene 
Beſcheinigung iſt der Abgangslifte beizufügen. 
Die Beranlagungsbehörde hat Erfundigungen 
einzuziehen, ob der neue Erwerber des ie 
den Erwerb gehörig angemeldet hat. 9. 
Kann in der Jahreszeit, in welcher die Schiff— 
fahrt jtattfindet, ein Schiff wegen einer Reparatur 
länger als einen vollen Kalendermonat nicht bes 
nußt werden, fo ift die Gewerbefteuer für dafjelbe 
auf deöfallfigen Antrag für diejenigen vollen 
Monate im Abgang au ftellen, beziehungsweije zu 
zu erftatten, während deren dad Gewerbe wegen 
der Reparatur nicht hat betrieben werben können, 
wenngleich einige Monate in die Zeit fallen, wo 
der ifffahrtöbetrieb in der Regel nicht mög⸗ 
lich ift. $ 70. Wo ber Schiffer feinen Wohnſitz 
und jein Gewerbe angemeldet hat, ijt er aud 
für die folgenden Jahre in die Rolle zu über» 
— in der Art, wie ſein Gewerbe aus der 
Rolle und den Ab» und Zugangsliſten des ab- 
laufenden Jahres ſich ergibt, jofern nicht das 
Domicil förmlich aufgegeben (abgemeldet) ift. 
$ 71. Soweit nicht die Beftimmungen ber $$ 67 
bi8 69 zur Anwendung kommen, ift die Ge 
werbejteuer der Schiffer ald eine Jahresfteuer 
zu behandeln. Gollte ein Schiffer gegen Ablauf 
des Jahres fein Gewerbe ganz oder theilmeife 
abmelden u. im folgenden Jahre neu anmelden, 


3 Laft (6 Tonnen — 12,5 — haben ;|fo muß die Veranlagungsbehörde beſonders prü« 


zur 


b. Fahrzeuge, welche der Beſitzer ausſchließlich fen, ob derjelbe etwa der Abmeldung —— 
eförderung eigener Waaren benutzt; c. Fahr⸗ fortwährend Eigenthümer od. Befiker des 


chiffes 


ge, welche einem anderen deutſchen Bundes-|geblieben, und iſt er alsdann zur Entrichtung 
Pnate angehören. — Ueber die die Befreiung|der Steuer aud) für die Zwiſchenzeit anzuhalten 


begründenden Thatfachen (zu b. und c.) hat derjund zur Verantwortung 


* ziehen. — In der 


Schiffer ſich auf Verlangen auszuweiſen, wo er Rolle und den Zugangsliſten muß jedesmal be» 
im Inlande anlegt, ein- oder ausladet, u. kann merkt werden, wo und mit welchen Schiffen 
er beim Mangel des Nachweiſes zur Sicherheit3-jder Schiffer im abgelaufenen Jahre in Abgang 
beftellung für Steuer und Strafe angehalten |geftellt war. 


werden. N 65. Wegen Beſcheinigung der Trag- 
ühigkeit find bie über die Vermeſſung der Flu 
abrzeuge u. j. w. erlafjenen Beftimmungen ma 


gebend. $ 66. Die Gemwerbefteuer wird für dasidiejelben halten. & 78. 


[B. Zuhrleute und Pferbeverleiher.] $ 72. 
Den Maßſiab für VBeftenerung der leute u. 
Pferdeverleiher bildet die Zahl der Pferde, melde 
efreit bleiben: a. Dic» 


E 
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jenigen, welche ihr Gewerbe nur mit einem Pferde Klafje B find Gefchäfte ber geringften Urt zu 
betreiben, b. Yanbwirthe, die mit ihrem Wirth- | veranlagen, mie diejenigen der Höfer, Trödlet, 
ſchaftsgeſpanne gelegentlich auch Lohnfuhren ver- Victualſen- Obſt- und Gemüfehändler und bie 
richten. Bejorgen diejelben nicht bloß gelegent- |diefen ähnlichen Gewerbe. Wird jedoch ein Ges 
lich, jondern gewerbömäßig Lohnfuhren (Fracht- werbe der zuletzt gedachten Urt in einem für 
oder Perjonenfuhren), jo bleibt die Zahl der zur daſſelbe ungewöhnfih erheblichen Umfange be 
Uderbeftellung erforderlichen Pferde bei Bere» |trieben,, jo erfolgt deſſen Zeranlagung in einer 
nung ber zu —— a ausgeſchloſſen. der Klaſſen A. 2. Für die Eintheilung der 
c) Poſthalter, Hinfichtlid der Pferde, melde fie Handelsſteuerklaſſen ift überall der Umfang bet 
für ben Poftdienft zu Halten verpflichtet find, | Betriebes maßgebend gemwefen, und um eine dem 
während biejelben die zu Privatlognfuhren ge-|®eiepe entſprechende Abgrenzung der Klaſſen 
haltene Anzahl Pferde anzugeben und zu ver-|gegen einander durchzuführen, muß über die Ju, 
fteuern haben. d) Ausländifche Fuhrleute, welche weiſung der einzeinen Geſchäfte zu dem einzelnen 
Fuhren von ausländiſchen nad; inländiichen Plä- Gteuerflafjen lediglich der Betriebtumfang ent- 
gen u. umgefehrt verrichten, nicht aber zwiſchen ſcheiden. Es folgt hieraus, daß Rüd ichten, 
nur inländiichen Plägen ihr Gewerbe ausüben. welche den wirklichen Betriebsumfang nicht be- 
e) Das gewerbömäßige Verleihen von anberen|rühren, wie z. B. folhe auf das größere ober 
Thieren als Pferden (3. B. Ejeln) und die Ber-| geringere perſönliche oder geichäftliche Anſehen 
richtung von Lohnfuhren mit anderen Bugthieren und die Rejpectabilität des Gewerbetreibenden, 
als Pferden. $ 74. Die Befteuerung erfolgt von|jerner ob derjelbe mit eigenem oder fremdem 
dem Monate an, mo das beabjichtigte Gewerbe Gapitale arbeitet, ob zeitweilige Conjuncturen 
angemeldet werden mußte und bis zu dem Endeibem Geſchäftsgewinn mehr oder minder güritig 
des Monats, von welchem ab der Gewerbebetrieb|find u. dergl. bei Beantwortung der Frage, in 
eingeftellt ift. Sollte die Abmeldung mißbräud- welche Klaſſe das betreffende Geichäft gehöre, 
lich ohne wirfliches Aufgeben des Gewerbes er-|fern gehalten werben müflen, und nur bei Ber 
folgt fein, fo iſt bei Wiederanmeldung bie Steuer|mefiung des —— innerhalb der nach dem 
für die Zwiſchenzeit nachträglich —— $ 75. | Betriebsumfange beſtimmten Klaffe nach Um— 
Im Uebrigen iſt die Steuer eine Jahresſteuer in|ftänden zum Theil Beachtung finden förnen. 
dem Sinne, daß bei einer Vermehrung der Zahl|3. Es folgt ferner hieraus die Nothwendigfeit, 
ber gehaltenen Pferde, fofern fie über 3 Monate|da& die Beranlagung&behörden ihre Aufntert- 
gedauert hat, die Anmeldung und die Entrit-|jamfeit vornemlich auf diejenigen Merkmale zu 
ung des ganzen Steuerſatzes für bie noch nict|richten haben, aus melden auf den Umfang der 
verjteuerte Zahl erfolgen muß, u. daß eine Ver⸗Geſchäftes gu ſchließen ift, ſoweit derſelbe nicht, 
minderung der verſteuerten Zahl im Laufe deswie z. B. bei Actiengeſellſchaften, mit größerer 
Jahres feinen Anſpruch auf Steuerverminderung| Sicherheit direct (aus Geſchäftsberichten ꝛc. 
begründet, 576. Die Spediteure, welche zugleich Bilancen) in Erfahrung gebracht werben Tann. 
Frachtfuhrwerk Halten (Rollmagen), haben ohne Als folge Merkmale find im Gefege theils die 
Unterſchied, ob fie die Waaren gegen bejonberes| Höhe des Unlage- und des Betrieböcapitals, 
Entgelt (Rollgeld) transportiren od. nicht, neben theils ber jährliche Umjag beſonders bezeichnet ; 
ber Handelöfteuer auch die Steuer in Klafje K. wobei zu beachten ift, ob nach Art des Geſchäfts⸗ 
zu entrichten ($ 20). — Daſſelbe gilt von Gaft- betriebed ein jchnellerer oder Iangiamerer Um— 
wirthen, welche Fuhrwerk zur Beförderung ihrer|lauf des Betrieböcapitald zu erwarten ift, und 
Gäſte (nad) und von den Bahnhöfen zc.) halten. daß die Erheblichkeit des jährlichen Umſatzes bei 
— Kaufleute u. andere Gewerbetreibende, welche | gewifen Gejchäftsarten überhaupt nicht nothrene 
ihre eigenen Waaren od. Erzeugniffe ihren Kun-|dig mit einem erheblichen Anlage- oder Betrieb. 
den 2c. mit eigenem Fuhrwerke guiäben, unter-|capitale verbunden zu fein braucht (z. B. bei 
liegen nicht der Beiteuerung in Klaſſe K.— Der) Agenturen), ſolche Geichäfte aber gleichwol nad 
Trangportbetrieb auf Pferde-Eijenbahnen ift in) Maßgabe ihres Betriebsumfanges der entiprechen« 
Klaſſe K zu beftenern, ſoweit ſolche nicht alöjden Steuerflaffe zuzumeiien find. 4. Da in 
Eijenbahnunternehmungen im Sinne des Gefeges|den meiften Fällen Umlage und Betriebscapital 
vom 3. November 1838 anzujehen find und zurjumd der Betrag des jährlihen Umjages nicht 
Eijenbahnftener herangezogen werden. — Eine ohne Weiteres bekannt ſind oder direct in Er- 
Bujammenftellung der Steuerjäge für die einzel-[fahrung gebracht werben fönnen, jo müffen die- 
nen Klaſſen und ber bei Anwendung berjelbenjenigen äußerlich erfennbaren Mertmale, melde 
zu beobachtenden Beftimmungen ift in Anlage IIL |nac) der Art des betreffenden Gewerbes für ben 
bier beigefügt. Betrieb »Umfang dharakteriftiih find und — 
Anlage I. nöthigenfall3 unter Benugung der Auskunft fadh» 

[A. Abgrenzung der Handelsſteuerklaſſen.) kundiger und zuverläffiger Perſonen — zu merig« 

1. Bei Beranlagung der Gewerbeſteuer vom Hans ſtens annähernd richtigen Schlüffen den Anhalt 
bel ift von der mittleren Klaſſe — A II. — gewähren, forgfältig beachtet werden. Dahin 
auszugehen. Die Klafie A I joll biejenigen|gehört beiſpielsweiſe bei vielen Fabrikunternehm- 
Geſchäfte umfaſſen, bei melden theild nad) der üngen außer dem für die Höhe des Anlagecapi» 
Höhe des dazu erforderlichen Anlage- und Be-|taled maßgebenden Werthe der Srundftüde, Ger 
trieb3capitales, theild nach der Erheblichkeit ihres |bäude, Mafchinen u. f. w. die Anzahl der mit 
jährliden Umſatzes auf einen Betrieb von be-leinem beftimmten Productions - Ditimum zu 
eutendem Umfange zu jchließen iſt. — In der|ichägenden, befchäftigten Mafchinen und Werkzeuge 
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6 B. bei Gewebefabriken der Webeſtühle nach toirs (Verkaufsſtellen) gehalten, fo findet bie 
attung und Urt des Gewebes, bei Woll-, Veranlagung zu den einzelnen Sieuerklaſſen nad) 
Baummwoll-, Leinenipinnereien, Stridgarnfabriten Maßgabe des Umfanges der in jedem einzelnen 
bie Zahl ber Sortimente beziehungsmweife ber/Comtoir (auf jeder Verkaufsſtelle) betriebenen 
Spindeln u. bergl., bei anderen Gewerben Zahl Geſchäſfte ftatt, ohne Rüdjicht darauf, ob etwa 
und Gattung ber Defen, feuer, Mahlgänge 26.), ber Geihäftsinhaber wegen eined anderen Cont- 
pr die ungefähre Duantität des verarbeiteten toirs oder einer anderen Verkaufsſtelle in einer 

ohmateriald oder Halbfabrifated und deſſen Deren oder niedrigeren Klaſſe zu befteuern iſt. 
durchichnittlicher Werth, bei Handeld« wie Be 0. Die Entfheidung darüber, welche Gewerbe» 
geihäften die Zahl der Gehilfen, Reijenden, |treibende in ben einzelnen Klaſſen zu bejteuern 
Ürbeiter, die Ausdehnung des Abjaggebictes u. find, wird (ſoweit micht die Beitimmungen unter 
dergl. 5. Unter Benugung folder einzelnen Nr. 12b eine frühere Entiheidung bedingen) 
Unhaltspunkte und unter Verbindung bderjelben|bei der jährlich miederfehrenden Veranlagung 
unter einander muß die zujtändige Veranlagungs⸗ erſt durch die Feititellung der Rollen der Handel: > 
behörde insbeſondere bei ben Geſchäften, beijiteuerflaffen getroffen, — vorbehaltlich der in» 
denen die Beiteuerung in Klaſſe A L oder A IL. folge ber Reclamation reip. des Recurjes des 
in Frage ſteht, ein die Gejammtverhältniffe des Steuerpflichtigen jelbit nachträglich eintretenden 
Betriedes thunlichſt richtig erſaſſendes Urtheil Berichtigungen. Die Regierung (in der Provinz 
über den Betriebsumfang ſich zu bilden bemüht Hannover die Finanzdirection) ift berechtigt und 
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ein. 6. Im —— iſt Davon auszugehen, 
ß infolge der Abgrenzung der Steuerklaſſen 
nad dem Betriebsumfange die Minimaliteuers 
jäge der Höheren Klaſſe in der Regel nicht von 
den Marimaljägen der nächſtniedrigeren Klaffe 
überftiegen werden, Ausnahmen Hiervon können 
nur vereinzelt aus jolchen bejonderen Rüdfichten 
vorfommen, welche, wie in Nr. 2 bemerkt, bei 
der Abgrenzung der Klaſſen ausgeſchloſſen blei- 
ben müfjen. Die über das gemöhnlihe Maß des 
Betriebsumfanges gleichartiger und ähnlicher 
Gewerbe in Klafje A II. hervorragenden Handels: 
und Fabrilgeſchäfte ıc., für melde die Beitener- 
ung jelbjt mit bem Minimalfage der Klaſſe A I. 
noch nicht mit der Bedeutung des Betrichdum«- 
fanges im Vergleich zu demjenigen der unzmeifels 
ajt nach Kaffe A U. gehörigen Geſchäjte ent- 
— würde, ſind deshalb regelmäßig für 
laſſe A I. anzuſprechen. 7. In Betreff ber 
Abgrenzung der Klaſſe B. von der Klaffe A II. 
ift gleichermweife ber Betriebsumfang der Geichäfte 
als enticheibend in Betracht zu ziehen. Der 
Klaſſe B find die Geſchäfte zuzumeijen, melde 
in jo —— Umfange betrieben werden, daß 
fie im diejer Beziehung den in dem Geſetze jelbit 
ala maßgebend und beiſpielsweiſe genannten 
Höter-, Trödel-, Bictualien-, Obft- und Gemüfe- 
handelsgeſchäften, wie folche gewöhnlich vorlom- 
men, gleichſtehen. Nach Boritehendem ift 
auch bei jeder Neuanmeldung zum Betriebe eines 
ber Handelsgewerbeſteuer unterliegenden Ge— 
werbes die Beitimmung darüber, welcher Klaſſe 
der Anmeldende zunächſt zu überweiſen ift, zu 
treffen. Unterliegt es feinem Bedenken, daß das 
Gewerbe von vornherein in bedeutendem Umfange 
betrieben werden wird, fo ift fofort jeitens der 
Gemeinder beziehungsmeife Kreitbehörde dem für 
die Veranlagung der Gewerbeſteuer der Klaſſe 
A L in dem betreffenden Bezirle beitellten 
Regierungdcommiljar von der Anmeldung An- 
e zumachen. Ericheint es dagegen unzweifel⸗ 
haft, daß bad neue Gewerbe von vornherein zu 
den nur für Klaffe B geeigneten Geſchäften ge- 
merbe, fo erfolgt die Beiteuerung in bie 

er Mlaffe. Andernfalla ift zunächſt die Beſteuer⸗ 
ung in Safe A II. zu veranlaffen. 9. Wer 
den von einem Gemwerbetreibenden mehrere Com⸗ 





verpflichtet, die Gewerbejteuerrollen vor deren 
Feſtſtellung ihrerſeits einer ſelbſtändigen Prüf: 
ung zu unterwerfen und dieſelben, wenn dazu 
Anlaß vorliegt, entweder zu berichtigen oder die 
bezüglichen Erinnerungen zur Befolgung für das 
folgende Jahr den Veranlagungsbehörden (bejiv. 
dem Commiſſar für Klaſſe A J.) zugehen zu 
laffen. Die Beranlagungsbehörden haben racı 
derartigen Weifungen unmeigerlich fich zu richten. 
11, Die Beteiligung der Abg:ordneten der 
Steuergefellichaften ift für die Klaſſe A 1. ar- 
der3 geregelt als für die Klaſſe A IL. 12. a) 
Den Abgeordneten der Klaſſe A I. wird die bei 
der jährichen Veranlagung zu Grunde zu legend 
namentlihe Nachweiſung der in der Klaſſe Al. 
zu beiteuernden Geſchäfte nebft den motivirten 
Vorſchlagen wegen der diefer Klaffe etwa neu 
zuzuweiſenden Geſchäfte durch den Regierungs- 
commiljar zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Die 
Beichlüffe werden unter dem Borfig des Regier- 
ungsconmifjard® nad Stimmenmehrheit gefaßt. 
Im Fal der Stimmengleihheit eniſcheidet die 
Stimme bes —— Derſelbe hat das 
Recht, gegen die Beſchlüſſe der Abgeordneten 
Berufung an die Bezirksregierung einzulegen; 
er hat, wenn er hiervon Gebrauch macht, dies 
der Verſammlung der Abgeordneten mitzutheilen 
und deren Erklärung darüber zu Protolol zu 
nehmen. b) Die Enticheidung der Bezirksregier« 
ung über die Berufung wird demnächſt den Ab— 
georbneten befannt gemacht, und fann nunmehr 
ihrerſeits binnen zehntägiger Prächufipfrift mittels 
Einlegung des Recurjes an das Finanzminiſterium 
angefochten werden. Durch die hierauf ergebende 
Recursentiheidung ift die namentlide Nacımweij- 
ung definitiv feitgeitelt und unterliegt feiner 
weiteren Anfechtung Geitend der Abgeordneten 
der Steuergejellichaft, fondern kann nur noch im 
Reclamationd- und Recurswege von dem Ber 
fteuerten jelbft angefochten werden (Nr. 13 c.}. 
13. a) In der Klaſſe A II. fteht den Abgeord- 
neten ber Steuergejellihaft nicht das Recht zu, 
über die namentliche Nachweiſung zu beichließen, 
biejelbe wird ihnen vielmehr nur zur gutachtlichen 
Aeußerung vorgelegt. Fallt dad Gutachten der 
Mehrheit der unter Vorſitz eines Mitgliedes der 
Gemeindebehörde bezw. bed Landrathes oder 
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feine? Stellvertreterd zufammenberufenen Abge- kann den Abgeordneten, foweit es zur Verhütung 
orbneten gegen die Aufnahme oder Weglafjung von Mißgriffen oder zur Vermeidung von Aufent- 


einzelner 


teuerpfliitigen aus, jo hat die Ger» 
meinder Gegiehungämeite 


e Kreiöbehörbe das abge» 


gebene Gutachten in nähere Erwägung zu ziehen unter de 





gell zweckmäßig erjcheint, ein Deputirter ber 


eranlagungsbehörde zur Seite gejtellt werden, 
fen gr jedoch ohne allen materiellen 


und fich ihrerjeit3 anderweit zu entſchließen, ob Einfluß, das Geihäft zu vollziehen ift. 16. 


fie dem Gutachten beitreten zu müfjen glaubt ober 
nicht, wobei jedoch von den etwa Geitens ber 
Regierung erteilten beitimmten Weijungen (Nr. 


10.) nur mit deren BZujtimmung abgegangen/ung in den drei eriten Abtheilungen durch die‘ 
Communalbehörde, in der vierten Wbtheilun 
durd) die Kreisbehörde. — Dieſe Behörden fin 


werden darf. b) Die nunmehr von der Gemeindes 
beziebungsweife Kreiöbehörde feitgeftellte und 
den Übgeordneten Behufs Bewirtung der Eins 
ſchätzung zugefertigte namentliche Nachweiſun 
kann, wenn dabei von dem gutachtlichen Ausiprud 
der Mehrheit derjelben abgewidyen ift (unter a), 
mitteld Berufung an die Bezirföregierung von 
ihnen binnen ächntägiger prätluſiviſcher Friſt 
angefochten werden. Wollen die Abgeordneten 
nach Mehrheitsbeſchluß hiervon Gebrauch machen, 
jo haben ſie dies der Gemeinde- beziehungsweiſe 
Kreisbehörde innerhalb der zehntägigen Frijt 
anzuzeigen, weldye jodann ohne Verzug die Ans 
gelegenheit unter Angabe der von den Abgeord- 
neten angeführten Gründe mit gutachtlicher 
Aeußerung über legtere der Regierung zur Ent- 
ſcheidung vorträgt. c) Durch Entſcheidung der 
Regierung über die Berufung der Abgeordneten 
wird die namentlihe Nachweiſung definitiv fejt- 
geftellt und fteht den Abgeordneten, denen nun— 
mehr bie —— der Steuervertheilung ob» 
liegt, ein weiteres Hechtömittel nicht zu, wogegen 
es aud bier den einzelnen Gteuerpflichtigen 
überlafjen bleibt, falls fie ſich durch die Beiteuer- 
ung in einer vermeintlich zu hohen Steuerklaſſe 
bejchwert finden, im Reclamationds und Recurd- 
verfahren Abhilfe a ſuchen und fofern die Be- 
ſchwerde begründet befunden wird, die Verjegung 
in bie entiprechende niedrigere Klaſſe jchon für 
das laufende Jahr zu erlangen. 14. Die Ber- 
anlagungsbehörden haben das vorftehend bezeid)- 
nete gejeglich geordnete Verfahren ftreng zu ber 
obachten. Es bleibt ihnen unbenommen, fofern 
in einzelnen Fällen die von ber auftändigen 
Regierung getroffenen Anordnungen etiva nicht 
mit ihrer eigenen Anficht übereinftimmen, Tegtere 
der Regierung und bei gegebener Veranlafjung 
aud; dem Finanzminiſterum vorzutragen und 
wegen der ihnen erforderlich ſcheinenden Nender: 
‘ ung vorjtellig zu werden. Das geordnete Ver- 
fahren in Bezug auf die Feſtſtellung der nament» 
lihen Nachweifungen darf hierdurch aber niemals 
durchbrochen und der Abſchluß derjelben micht 
dergeitalt verzögert werden, daß die rechtzeitige 
Bewirlung der Steuervertheilung und fyejtftell- 
ung der Holle in Frage geitelt wird. Dajjelbe 
” binfichtlich etwaiger Remonjtrationen oder 
eſchwerden, zu denen ſich die Abgeordneten einer 
Steuerllafje, abgejehen von den obenerwähnten 
Rechtsmittein (Nr. 12 b und 13 b), veranlafit 
fehen möchten. 15. Die Steuervertyeilung jelbit 
olgt in Klaſſe A I. ohne Betheiligung des 
Regierungscommifiard, falls nicht deifen Bin: 
merenbeit behufs Auskunftsertheilung, formeller 
Leitung des Geſchäftes u. f. w. von den Abge— 
ordnieten gewünscht wird. — In Slaffe A IL 
























= Klaffe B erfolgt, jofern nicht auch für dieje 


lajje nad) Bejtimmung der Negierung eine 
Steuergeſellſchaft gebildet ift, die Stenervertheil- 


jedoch verpflichtet, fi) dabei de3 Rathes ber 
Gewerbetreibenden der Klaſſe B zu bedienen 


und haben deshalb erfahrene und das Vertrauen 


ihrer Mitbürger geniehende Gewerbögenofjen 


zuzuziehen. Glauben fie von deren gutachtlichem 


Ausiprud aus überwiegenden Grimden abjehen 


zu müfjen, jo bleibt ihnen Dies unbenommen, 


es find aber dann die Gründe in der legten 
Spalte der Rolle anzugeben. 

[B. Steuerfreier Gewerbebetrieb in Klaſſe B]. 
Der rn iſt geieplic ermächtigt, fol- 
hen Gewerbetreibenden der Klaſſe B, welche 
nur dem niebrigften Steuerjag diejer Klaffe auf- 
zubringen vermögen, den Betrich des Gewerbes 
itenerfrei zu gejtatten. Diejelben find alsdann 
bei Berechnung der Gemwerbeiteuer der Klafie B 
bed Gteuerbezirfed mit Mitteljägen nicht in An⸗ 
jap zu bringen. — Die desfallfigen Vorſchlags- 
liſten haben die Beranlagung&behörbden unter 
Beachtung der ihnen von der zuftändigen Regier- 
ung befannt gemachten Grundfäge rechtzeitig 
aufzuftellen und derjelben einzureichen, damit vor 
Beginn der Steuervertheilung jeftgeftellt werden 
fanıt, wie viele Mittelfäge aufer Anfag bleiben. 

[C. Warketenderinnen.)] Die duch Berjonen 
weiblichen Geſchlechtes in den Kafernen betriebene 
Martetenderei (d. h. der Kleinhandel mit Fleiſch, 
Badwaaren, Bier, Branntwein, Tabak und mit 
den Öegenftänden, deren der Soldat zum Reimigen 
und Inftandhalten feiner Mleidungsftüde bedar 
ift mit dem Steuerjage von 6 M in Klaſſe 
zu veranlagen, ohne daß der Ausfall gegen den 

rg anderweit vertheilt und übertragen 
wird, 

Anlage II. 


Verzeichniß folher Gemwerbetreibenden, 
welde zur Gewerbefteuer in Klaffe H zu 
veranlagen find, 
Anficeiber. — | u er. 


elle (it Drehtter a got, |Kolfeugn 

r (nm tehöler olafchu . 

Wahstl )- Horn x. * —— 
u 


Blattbinder. ätber, x 
Bohrer eilenbauer. Kammmader. 
Böttcher aller Art. Formenſtecher. Rattundruder, 
Brilienmader. — Kiempner. 
Brunnenmaber. utteralmacher. — — 
Bud druger u Stein, Gelbgießer. Korbmacher. 
druder (fofern fie! Gerber aller Art. | Kürfchner. 
nicht Waaren auf, Glafer. —— 
den Kauf fertigen).| @oldihmicde, Yobmlller. 
Buchbinder. Goldſchlager. Lo irer. 
Blichfenmacher. 
Bürftenbinder. 





Gravdeure. Mangler. 
Grügmacer (fofern —— 
Cigarrennachet. fe nicht zu den) Mühlenbauer. 


Sad: und aer⸗ ülern gebören.! Maurer. 
deder. | Blodengieher. | Mechaniker. 
Damınfeper. Gurtler. Metallgießer. 


— — 


Gewerbeſteuer. 
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Weöbelpofirer. und in allen Me-| Tabafjpinner (in der ‚ftehend angegebenen Zahresfteuerfäge anwendbar: 
Mol t j ⸗ 4 
— —— 8, 6, 9, 12, 16,18, 21, 24, 30,36, 42, 48, 54, 


| Taſchner. 
nicht in Klaſſe A L.| Schleifer. Tapezierer. 
und A II. zu ver⸗ Schneider(auch wenn Tiſchier. 
—— find). e d. Material den Töpfer. 
er. 


60, 72, 84, 90, 96, 108, 126, 144, 162, 180, 
198, 216 M und von 216 M aufwärts um je 
36 Fa Sätze, aljo 252, 288, 324 M 
u. ſ. f. 4. 


Kunden liefern). Tugſcheerer. Das zu vertheilende Jahresſoll der 

Dpriter. Schornfteinfeger. | Uhrmacher. * einzelnen Klaſſe ergibt ſich eg durch die _ 
— —** me: en Multiplication des Mittelfages für dieſelbe mit 
antoffelmader. Seller Bergofder. . der — — zur — ee eilung 
macher. iebinadher. aller vorhandenen Steuerpflichtigen. In afien 
—— te nes ein —— B und H bleiben erden diejenigen sc 
ierftecher.. Sleinmetzen. j m treibenden, denen für das folgende Steuerjahr 
fropfenfchneider. Steinſchleifer. Walter. Steuerfreiheit bewilligt ift, außer Unjag (vergl. 
— —— BE $ 58 u. Anlage I. unter B.). Desgleihen wer⸗ 
Röhrmader. Etubenmoler. wirnmader den nicht mitgerechnet in Klaffe B die den Ges 
e Stuhlmacher. tränfefleinhandel ala Rebengewerbe Betreibenden 


attler. 
Schmiede aller Art] Spinnbalter, 


Unlage IIL 


Bufammenftellung der Steuerfäge und Beitimm- 
ungen über Steuervertheilung. 

A. Nach Mitteljäben werden befteuert bie 
@ewerbe der Klaſſen A I, A II,B,C u. H. 
I. Die Mitteljäge für die einzelnen Klaſſen und 
AUbtheilungen, jomwie die niedrigften Steueriäge, 
welche in jeder Klafje und Abtheilung überhaupt 
zuläjfig find, find folgende: 


Niebrigiier 
Steueriag _ 


1ormil.)| jährl. |monatl. 
M M M 
















($ 48 eriter Abſatz) und die Marketenderinnen 
(Anlage I. unter c.), ſowie in Klaſſe C die im 
$ 53 unter c. bezeichneten Perfonen. 5. Die 
nad Nr. 4 gefundene Summe wird bei allen 
nah Mitteljägen befteuerten Klafjen ermäßigt, 
wenn Steuerpflichtige, auf welche bei der legt- 
jährigen Steuervertheilung ein geringerer Steuer» 
jag, als der Mitteljag repartirt war, ihr Ger 
werbe bi3 zum Beginne des Jahres, für welches 
der niedrigere Sat von ihnen zu entrichten ge- 
wejen wäre, aufgegeben haben. — In diejem 
Falle wird die von den übrigen Steuerpflichtigen 
übertragene Differenz zwiſchen dem Mitteljate 
und dem auf den ausgejchtedenen Steuerpflid)- 
tigen repartirten niedrigeren Satze von dem 


1. Rloffe A I. in ben Jahresſoll für die nächitfolgende Steuervertheil« 
een Meran | 26 | 18 1724 |12 Jung abgelegt. 6. Im — Sale” _ 
biefer Kaffe gehörigen Be: mern das - um Beginn vo Steuerjahres 
sirten. aufgegebene Gewerbe mit einem höheren, als dem 
IE en — bei der letzten Steuervertheilung bes 
a) Kafea u. .| rn ‘ei s|3 legt war, — wird in den Klaſſen A I, A IL 
bpb). B 2 2 6) 00 Jund C (nicht bei B und H), die Differenz dem 
Dee ae) 3 SFanresfoll bei der mädjiten Steuervertheilnug 
III. In der IT. Gewerbeſteuer⸗ zugelegt. 7. Steuerabgänge, welche in den 
Hey Klaäſſen A IL, A I. und C durd.die im 

m BE: ei #1 %4| 2, INeclamations- oder Recuräverfahren gewährten 

a a er 38 z 12 | ı ESteuerermäßigungen entſtehen, ſind dem Jahres- 

4) „ H .  .| 18 1,0 6 00 Koll für die nächſte Steuervertheilung in der 
er — betreffenden Klafje gleichfalls zuzufegen. 8. Außer» 
8) Klajje A II.. so | 20] 18) 1,» dem jind noch diejenigen jeltener vorfommenden 

I) B . .|ı 1 Säle in Betracht zu ziehen, in welchen Steuer» 
re: } | 9° |pflichtige im Reclamations oder Recursverfahren 

v. In ber iv. Gewerbefteuer: | aus einer Steuerflaffe in eine andere Klaſſe ver- 
Abrbeilung: | jegt werden. — War der Steuerpflichtige mit 
ee "3 ge [mehr als dem Mittelfage ber betreffenden Klafie, 
a 2 | a | 5] 0% jaus welder er ausiceidet, befteuert, jo wird der 
a. H . sl ıı * den Mitteljat überjteigende Betrag bei der nächſten 








2. Der Mittelfag ift dasjenige, 


was jeder, der|Steuervertheilung dem Jahresſoll der Klaſſe, aus 
dad Gewerbe der betreffenden Urt in der ge-|welder er ausgeſchieden, 


Ir Im umge 


gebenen Abtheilung betreibt, ald Gewerbefteuer|fehrten Falle erfolgt ebenjo die Abjegung des 
zu zahlen hat. Da indefjen der Umfang, worin |Betraged, um melden ber dem ausgeſchiedenen 
jeber Einzelne das Gewerbe betreibt, jehr ver-|Steuerpflichtigen aufgelegte Steuerjay niedriger 
—— ſein kann, fo iſt von denjenigen, welche war, als ber Mittelſatz. — Iſt die Steuer des 

Mittelſatz nicht aufbringen können, ein be⸗ im Reclamations- oder Recursverfahren verſetz⸗ 


immter niedrigerer Sap zu zahlen. Der Auss|ten Steuerpflichtigen gleichzeitig auf einen höheren, 
all, welcher hierdurch entiteht, muß durch höhere als den Mitteljag der Klaſſe, in welche die Ber« 
eiträge derjenigen gededt werden, welche ver-|fegung erfolgt, beftimmt, jo it von dem Jahres» 
möge ihres ſtärleren Gewerbebetriebed mehr ala ſoll diefer Klaſſe für die nächſte Steuervertheil- 
den Mittelfag zahlen können. 3. Bei Bertheil-|ung die Differenz zwiſchen dem Mittelfage und 
ung ber Steuer find feine anderen, als die nad. dem beftimmten Steuerjage abzuziehen. Sollte 
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dagegen ber im Neclamationd- oder Recurdver-:$ 1 unter 1 bis 3 bezeichneten Arten bes Ge— 
fahren beftimmte Steuerjag eines in die Klaſſen werbebetriebes ausüben; 3) Diejenigen, welche 
A II. ober C verjegten Steuerpflichtigen Hinter |jelbitgewonnene Waaren, hinſichtlich deren dies 
bem Mittelfage der Klaſſe, in welche er verſetzt nech Landesgebrauch hergebracht ift, zu Wafler 
wird, zurüdbleiben, fo müßte dieDiffereng zwijchen verfahren und vom Fahrzeuge aus feilbieten; 
beiden Sägen ebenfo dem nädjten Jahresiollj4) Gemerbetreibende, welche außerhalb ihre: 
dieſer Klaſſe augeiegt werden. B. Ju der Ge-/Mohnort3 bei öffentlichen Feten, Truppenzu— 
werbejteuerflaffe ift zu entridten: J. von/fammenziehungen und anderen außergewöhnlichen 
Fracht» und Lohnfuhrleuten, ſowie von Pferde: Gelegenheiten jolhe Waaren, hinſichtlich deren 
verleihern 3 M jährlich für jedes Pferd; II.|dies von den zuftändigen Behörden geftattet ift, 
von Dampfichiffen O,,, M jährlich für jede Brerde- |feilbieten; 5) Gewerbetreibende, melde in nicht 


Gewerbeſteuer. 


kraft der Dampfmaſchine; 


III. von anderen qrößerer Entfernung als 15 km vom Wohnort? 


Schiffen, einfhließlih der durh Dampfichiffeja. jelbftverfertigte Waaren, welche zu den Gegen. 


—— Flußfahrzeuge, bei einer Tragjähig- |jtänden des Wöchenmarltverkehrs gehören, 


feit des Schiffsgefäßes von mehr als 3 bis ein- 
ſchließlich Laften (= mehr ald 12,,, bis ein- 
jchließlich 25,,, cbm) 2M, von 7 bis einſchließ— 
fi 12 Laften (= 29,.. bis einſchließlich 50,0% 
chin) 4 M, von 13 bis einſchließlich 18 Laſten 
(— 55,15 bis einſchließlich 76,,, cbm) 6 M jähr- 
li u. ſ. f. für je 6 Laſt (25,,, cbm) Tragfähig- 
teit 2 M mehr. — Brudtheile von Laſten, wo⸗ 
durch der vorangehende —————— um keine 
volle Laſt überſchritten wird, bleiben außer Anſatz. 


I. Gewerbefteuer vom Gemwerbebetriebe 
im Umbherziehen. 

1. Gejeg, betreffend die Beiteuerung 
des Gemerbebetriebed im Umherziehen 
und einige Abänderungen des Gejeges 
wegen Entridtung der Gewerbeiteuer 

vom 30. Mai 1820, vom 3. Juli 1876. 


[Gegenftand der Beftenerung] 8 1. Wer 
außerhalb feines Wohnortes, ohne Begründung 
einer gewerblihen Niederlafiung und ohne vor- 
gängige Beftellung, in eigener Berfon 1) Waaren 
irgend einer Art, mit Ausſchluß der jelbitge- 
wonnenen Erzeugniffe der Land» und Forjtwirth- 
ſchaft, des Garten- und Objtbaues, ‚der Jagd 
und des Fifchfanges, feilbieten, 2) Waaren, irgend 
einer Art bei anderen Berfonen, als bei Kauf: 
leuten, oder an anderen Orten, al3 in offenen 
Verlaufsftellen zum Wiederverfauf antaufen , 3) 
Waarenbeftellungen aufjuchen, 4) gewerbliche oder 
tünftlerifche Geiffungen oder Schauftellungen, bei 
welchen ein höheres wiſſenſchaftliches oder Kunſt⸗ 
interefje nicht obmwaltet, feilbieten will, unterliegt 
der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen. 

(Husnahmen,]!) $ 2. Der Steuer vom We» 


eil⸗ 
bieten. b. gewerbliche Leiſtungen, hinſichtlich deren 
dies nad) Landesgebrauch hergebracht ift, anbieten, 
c. dad Mufifergewerbe ausüben; 6) Gewerbe 
treibende, welche außerhalb ihres Wohnortes, 
aber innerhalb des Gemeindebezirks und der 
etwa durch beſondere Anordnung der Regierung 
dem Gemeindebezirk des Wohnortes in dieſer 
Hinſicht gleichgeſtellten nächſten Umgebung des— 
ſelben Waaren aufkaufen, Waaren oder Leiſtungen 
feilbieten, oder Waarenbeſtellungen fuchen. 
[Gewerbebetrieb der Ausländer] $ 3. Sm 
Betreff der Angehörigen außerdeutſcher Staaten, 
melde weder ihren Wohnfig noch eine gewerb⸗ 
liche Niederlaſſung in einem deutſchen Staate 
haben, treten, fofern nicht durch Verträge oder 
Vereinbarungen oder n& Anordnungen des 
Finanzminiſters anderweite Feitiegungen getroffen 
ind, iachitehende bejondere Beitimmungen cın: 
1) Diejelben find der Steuer vom Gemerbe 
betriebe im Umherziehen auch dann unterworfen, 
wenn fie ſelbſtgewonnene Erzeugniffe der Land— 
und Sorftwirthihaft, des Garten- und Obftbaues, 
der Jagd und des Fiſchfanges ohne vorgängige 
Beitellung in eigener Perion feilbieten wollen 
$ 1 Nr. 1). 2) Die Beitimmungen des $ 2 
nben auf biejelben und auf die in ihren Dien« 
ften jtehenden Reijenden, welche für deren im 
Auslande betriebenes Geſchäft Waaren auflaufen 
oder Waarenbeftellungen ſuchen ($ 2 Wr. ı), 
feine Anwendung. 3) Aller Handel (Verkauf 
und Ankauf von Waaren und Suden von Waaren» 
beitellungen) der Ausländer auf Meifen und 
Jahrmärkten bleibt von der Gewerbeſteuer frei. 
4) Desgleichen ift ihnen das Feilbieten von Ber» 
zehrungsgegenitänden, weiche zu den Gegepſtän— 


werbebetriebe im Umherziehen nicht unterworfen|den des Wochenmarktverkehrs gehören, und der 
find: 1) Kaufleute, Fabritanten und andere Ber |Waarenanfauf auf Wochenmärkten gewerbefteuer» 
jonen, melde ein jtehended Gewerbe betreiben, [frei geitattet. 5) Die Regierungen find ferner 
jowie die in deren Dienjten jtehenden Reijenden, |ermäcdhtigt, ihnen das Feilbieten ſolcher jelbjtge- 
welche außerhalb des Ortes ihrer gewerblichen|mwonnenen Erzeugniffe und jelbitverfertigten 
Niederlaffung, beziehungsmeife der gewerblichen | Waaren, welche zu ben Gegenftänden des Boden. 
Niederlafjung ihrer Geihäftsherren, a) Waaren- |marftverfehrd gehören, im Umbherziehen inner» 
beitellungen fugen, wenn fie von den Waaren,|halb eine näher zu beitimmenden, nicht über 
auf welche fie Bejtellungen fuchen, nur Proben]15 km von der Grenze zu eritredenden Bezirks 
ober Mufter mit fich führen, b) Waaren auf»/gemerbefteuerfrei zu geftatten, 
faufen, wenn fie die aufgefauften Waaren nur) [Beiteuerung als ftehender Gemerbebetrieb.] 
Behufs deren Beförderung nach dem Beftimm-/$ 4. Die im $ 2 aufgeführten, fowie alle an- 
ungsorte mit ſich wi 2) Diejenigen, melcheideren der Steuer vom Gewerbebetriebe im Um— 
ausschließlich im Meß und Marktverfehr bie im herziehen nicht unterliegenden Arten der Aus— 
wre Gemerbeorbnung übung = ———— außerhalb des ee 
ie bie bi ortes und ohne Begründung einer gemerblichen 
— — — Niederlaſſung werden hinſichtlich der Beſteuerung 


F 42 und bie Note dazu, 
inifterialanweijung 


Gewerbejteuer. 603. 
ber preußiichen und ber einem anderen beutfchen Orte, an welchem er ben Gewerbebetrieb in 
Staate angehörigen Gewerbetreibenden , ſowie Preußen beginnen will, — in Berlin ftet3 bei 
berjenigen ausländifchen Gemerbetreibenden ($ 3), |der Direction für die Verwaltung der directen 
welche ihren zn oder eine gewerbliche Nieder» |Steuern, — jchriftlich oder zu Protofoll zu be 
lofjung in Deutſchland Haben, dem ftehenden wirken. für Ortichaften der vierten Gewerbe— 
Gewerbebetriebe derfelben zugerechnet. Preußiiche |jteuer-Abtheilung erfolgt die Anmeldung bei der 
Gewerbetreibende, melde bie vorbezeichneten|Polizeibehörde des Kreiſes (Landrath, Kreis- 
Arten des Gewerbebetriebes ausüben oder dur |hauptmann ꝛc.). Bei der Anmeldung muß der 


Stellvertreter ausüben laffen, ohne dnfjelbe Ge— 
werbe als ftehendes zu betreiben, find verpflichtet, 
biejes Gemerbe vor dejien Beginn, fofern jie einen 
Wohnfig in Preußen haben, bei der Eommunal- 
behörde ihres Wohnortes — in Ermangelung 
eines jolchen bei der Communalbehörde des Ortes, 
wo ber Gewerbebetrieb begonnen werben jol — 
anzumelden und unterliegen der Beiteuerung vom 
ftehenden Gewerbe in der entipredienden Steuer- 
klaſſe nad Maßgabe ber für dieſelbe beitehenden 
Vorſchriften ($ 19 des Gejeges vom 30. Mai 
1820 und $ 17 dieſes Geſetzes). — Die gleiche 
Anmeldungsverpflitung und Beſteuerung trifft 
die einem’ anderen deutſchen Staate angehörigen 
Gemwerbetreibenden nur dann, wenn fie nicht daſ— 
ſelbe Gewerbe in einem anderen deutichen Staate 
als ftehendes betreiben. — Ausländiſche Gewerbe- 
treibende, melde ihren Wohnfig oder eine ge- 
mwerblihe Niederlajiung in Deutichland haben 
($ 3), werden in bdiejer Hinjicht den Gemerbe- 
treibenden bezjenigen Staates gleichgeitellt, in 
welchem fie ihren hat ober eine gewerbliche 
Niederlaffung haben. 8 5. Wer ein der Steuer 
vom Gewerbebetriebe im Umherziehen unter« 
worfenes Gewerbe nad Entrichtung diejer Steuer 
auch an feinem Rohnorte ohne Begründung einer 
gewerblichen Niederlafjung voriibergehend ausübt, 
unterliegt diejerhalb nicht der Steuer vom ftehen- 
den Gemerbebetriebe. 

[Anmeldung des Gemwerbebetriebed im Umher— 
ziehen und Einlöfung des Gewerbeſcheines.] $ 6. 
Wer ein der Steuer vom Gewerbebetriebe im 
Umpherziehen unterliegenbes Gewerbe ($$ 1 und 
3) ausüben will, ift verpflichtet, daſſelbe für je- 
des Jahr, in welchem der Gewerbebetrieb ftatt- 
finden joll, behufs Entrihtung der Steuer anzu- 
melden und einen bie Bezeihnung der Perfon, 
der Art und de3 Gegenjtandes bed Gewerbebe— 
triebes, der Anzahl der mitzuführenden Begleiter, 
Fuhrwerke oder Waflerfahrzeuge, jowie die Feit- 
jegung der Steuer und die Quittung über deren 
Entrihtung oder die Beſcheinigung der Eteuer- 
freiheit ($ 13) enthaltenden Gewerbeſchein für 
das betreffende Jahr vor Beginn ded Gewerbe» 
betriebed einzulöjen. Der Gemwerbeichein ift nur 
für die Perſon und das Kalenderjahr giftig, für 
welche berielbe ausgefertigt ift. — Die Anmeld» 
ung ift, iniofern es zu dem beabjichtigten Ger 
werbebetriebe nach den Vorſchriften der Reichs 
Gewerbeordnung des Legitimationdjcheined einer 
preußiichen Behörde bedarf, mit dem Untrage 


egenftand des Gewerbebetriebes, die Anzahl der 
mitzuführenden Begleiter, Fuhrwerle oder Wajjer- 
fahrzeuge angegeben, auch auf Erfordern über 
die Berrihtungen der Begleiter, die Beichaffen: 
heit und Beftimmung der Transportmittel Aus- 
funft erteilt werden, Nach Maßgabe der An« 
meldung fertigt diejenige Behörde, welcher die 
Feſtſetzung der Steuer obliegt, den —— 
aus und überweiſt denſelben der mit der Ein— 
ziehung der Steuer beauftragten Kaffe zur Aus— 
händigung gegen Erleguug der Steuer. — Dir 
Seitjegung der teuer erfolgt durch die Regier— 
ung, fann jedoch für einzelne Gattungen des 
Gewerbebetriebed im Umherziehen den der Regier— 
ung nadgeordneten Berwaltungsbehörden von 
dem Finanzminiſter übertragen werden. — Wegen 
der * der Gewerbeſcheine, wegen der Ber- 
bindung derjelben mit den Legitimationsſcheinen 
und wegen des fonftigen Verfahrens hat der 
Finanzminifter Die erforderlihen Anordnungen 
zu erlaſſen. In die mit einem Legitimationd 
ſcheine nicht verbundenen Gewerbeicheine kann 
aud das Signalement ded Inhabers aufgenom- 
men werden. $ 7. Will der Gewerbetreibende 
nah Einlöjung des Gewerbeſcheines im Laufe 
des Jahres ein anderes als dad darin bezeich- 
nete Gewerbe im Ummberziehen beginnen oder 
(egtered auf andere als die im Gewerbefcheine 
bezeichneten Gegenitände, Waaren oder Leiftungen 
ausdehnen, oder Begleiter, Fuhrwerk oder Wafier- 
fahrzeuge mitführen, ohne daß dies im Gewerbe- 
icheine vermerkt ift, oder in gr als der 
darin angegebenen Anzahl, fo ift er verpflichtet, 
hiervon vorherige Anmeldung behufs Aenderung 
beziehungsmweiie Ergänzung des eingelöjten oder 
ErtHeilung eined anderen Gewerbeſcheines zu 
maden. Die Beſtimmungen deö $ 6 finden hier- 
bei gleihmäßige Anwendung. — Inſofern die 
beabiichtigte Menderung des Gemerbebetriebes 
eine Erhöhung der Steuer ($ 9) oder die Ent- 
ziehung der Steuerfreiheit ($ 13) bedingt, hat 
die Regierung zugleih den zu entrichtenden 
Steuerjag, auf melden jedoch der fir das be- 
trefiende Jahr bereits entrichtende Steuerbetrag 
in Anrechnung gebracht wird, anderweit feitzu- 
jegen und bie Aushändigung des Gewerbeſcheines 
gegen Erlegung des Mehrbetrages zu veranlafien. 

(Berpflihtungen des Inhabers des Gewerbe- 
ſcheines. $ 8. Der Inhaber eines Gewerbe» 
ſcheines ift verpflichtet, diejen während der that» 
jädhlihen Ausübung des Gemwerbebetriebed bei 


auf Ertheilung des letzteren zu verbinden und jich zu führen umd auf Erfordern den zuftändigen 
wirb alädann regelmäßig auch der Gewerbeſchein Behörden und Beamten vorzuzeigen; er darf 
mit dem Legitimationsichein verbunden. — An · weder den Gewerbeſchein an einen Anderen über— 
dernfalls iſt die Anmeldung bei der Polizeibe- laſſen, noch Begleiter in größerer als der in dem 
hörte ded Wohnortes des Gewerbetreibenden, und Gewerbeicheine angegebenen — mitführen. 
wenn derſelbe innerhalb des Preußiſchen Staates‘ [Betrag der Steuer] $ 9. Die Steuer vom 
teinen Wohnfig bat, bei der Polizeibehörde des Gewerbebetriebe im Umherziehen beträgt in der 
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Negel 48 M für jebes Kalenderjahr. — Die 
Regierungen find jedoch ermächtigt, nach näherer 
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im Umberziehen ausüben will, ift verpflichtet, 
zuvor die Ausdehnung bed Gemwerbeicheines durch 
Unmweifung des Finanzminiſters 1) für Gewerbe |diejenige —— in deren Bezirk das Ge— 
eringerer Art (vergl. nachſtehend unter a u. b), werbe zuerſt betrieben werben ſoll, zu beantragen 
ofern jolche nicht in einem für diejelben ungesund bie nach den Borjchriften im $ 9 zu be- 
wöhnlichen Umfange betrieben werden, ſowie aud) ſtimmende Steuer, jedoch unter Anrechnung des 
für andere Gewerbe, wenn fie in erheblich ge» in den Hohenzollernichen Landen erlegten Betrages, 
ringerem als dem gewöhnlichen Umfange betrie- zu entrichten. = Die Angehörigen folder 
ben werden, oder der Gewerbebetrieb durch be»/auferdeutichen Staaten ($ 3), mit denen fein 
ondere Umſtände (förperliche Gebrechen, hohes Ue bereinkommen diejerhalb getroffen iſt, haben 
{ter des Gewerbetreibenden u. dergl. m.) beein-Jauf eine Ermäßigung des Steuerjages nad) Map 
trädhtigt wird, ermäßigte Jahresiteuerfäge von/gabe der Beitimmungen im $9 unter 1 und im 
36, 24, 18, 12 und 6 M, 2) für Gemwerbebetriebe|$ 11 feinen Aniprud). 
von bedeutendem Umfange, wie diejenigen der) [Befreiung von der Steuer] $ 13. Der 
Vorfteher großer Schauipieler-, Mujfiler-, Kunfts| Finanzminifter fann ausnahmsweiſe für gemifle 





reiter» und ähnlicher Gejellichaften, der Pierbe- 
und Biehhändler mit erheblichen Betriebscapital 
und Umjag, der mit größeren Waarenlagern 
umberziehenden Handeltreibenden u, ſ. w. erhöhte 
Sahresfteuerfäge von 72,,, oder 144 M feitzu- 
ſetzen. Insbeſondere kann aufaise ber Beſtimm⸗ 
ung unter I die Steuer a, für dad Sammeln 
geringmwerthiger Erzeugnifie und Abgänge ber 
Haus- und Landwirthſchaft und für das Anbie— 
ten gewerblidher Zeiftungen von untergeorbneter 
Beſchaffenheit (Ausbejjern grober Geräthe zc. 
und biejen gleichzuftellende Gewerbebetriebe bis 
auf 6 M, b. für das Feilbieten von Lebens» 
mitteln, Haushaltungd- und Wirthſchaftsbedürf⸗ 
niffen und anderen Waaren von geringem Werthe 
(groben Holze, Eifen-, Thon-, Bürftenbinder- 
maaren u. dergl.) und dieſen gleichzuftellende 
Gewerbebetriebe bis auf 12 M, ausnahmsweiſe 
auch bi auf 6 M ermäßigt werben und joll, 
falld nicht auß ber Urt und Weiſe der Ausüb- 
ung des Gewerbes (Anzahl der Begleiter u. dergl.) 
oder fonftigen Umjtänden auf einen größeren als 
den bei dieſen Gewerben gemöhnlidyen Umfang 
zu ſchließen ift, für die Gewerbebetriebe zu a u. 

den Steuerja von 24 M nicht überjchreiten. 
ß 10. Den Mitgliedern von Mufiter-, Schau- 
pieler», Runftreiter- und ähnlichen Geſellſchaften, 
weiche aus mindejtend 4 Perjonen bejtehen und 
unter einem Vorſteher ihr Gewerbe betreiben, 
können ermäßigte Steuerfäge in gleicher Weile, 
wie den im $ 9 unter b bezeichneten Gewerbes 
treibenden bewilligt werden. Die Gewerbeſcheine 
für die Vorfteher und die Mitglieder foldher Ges 
—— lönnen in einen Gewerbeſchein zu— 
— werden. $ 11. Die Steuer für 


— 


den ausſchließlich auf die Hohenzollernſchen Lande 
beichränften Gewerbebetrieb im Umherziehen be» 


Gewerbsarten oder in einzelnen Fällen den Ge— 
werbebetrieb fteuerfrei gejtatten und demgemäß 
die Regierungen zur Ertheilung fteuerfreier Ges 
werbejdjeine ermächtigen. 

[Borbehalte wegen der nichtpreußiſchen Gewerbe⸗ 
treibenden] 8 14. Inſoweit nach der Berfafi« 
ung und den Gefegen des deutſchen Reichs oder 
nach befonderen Berträgen und Vereinbarungen 
nichtpreußifche Gewerbetreibende auf Befreiung 
von der Gemwerbejteuer oder auf Ermäßigung 
derjelben für Ausübung des Gemwerbebetriebes in 
Preußen Anſpruch haben, wird hieran durch die- 
ſes Geſetz nidyts geändert, — Ingleichen bewenbet 
es bei der dem Finanzminiſter ertheilten Ex» 
mäctigung für die Angehörigen folder Länder, 
in melden die diefleitigen Staatsangehörigen 
minder günftig als die eigenen Angehörigen be» 
handelt und außer Verhältuig zu den von dem 
Angehörigen anderer Länder ın Preußen zu ent 
richtenden Steuern belaftet werben, wie für die 
jenigen, welche für Rednung der Angehörigen 
joldyer Länder ein Gewerbe im Umherziehen in 
Preußen betreiben wollen, die Steuer bis auf 
das Achtfache zu erhöhen. 

[Erftattung der Steuer.) $ 15. Wegen Ab: 
ftandnahme vom Beginn des Gemwerbebetriebes, 
jowie wegen Einftelung, Unterbrehung oder 
Verminderung ded Betriebes im Laufe des Jahres 
findet eine Erjtattung der Steuer für den einge 
löften Gewerbejchein oder eines Theiles derfelben 
in der Regel nicht ſtatt. — Iſt jedoh wegen 
Re hu, hei von dem Willen des Inhabers 
deö Gewerbejcheined unabhängiger Ereignijfe der 
Beginn des Gemwerbebetriebes unterblieben oder 
der Betrieb eingeftelt mworben und wird der 
Gewerbeſchein innerhalb einer Frift von 6 Mo— 
naten nad der Einlöjung zurüdgegeben, jo kann 


trägt in ber Regel 10 M für jedes Jahr. Dieldie entrichtete Steuer erfteren Falles ganz, im 
Regierung in Sigmaringen ift jedoch ermächtigt, |legteren Falle zu einem verhältnigmäßigen Kpeite 
nad näherer Anweiſung des Winanzminifterd|eritattet werden. — In Fällen ſolcher Art find 
unter ben im $ 9 zu 1 bezeichneten Vorausſetz⸗ die Regierungen auch ermächtigt, auf Antrag des 
ungen ermäßigte Steuerſätze von 7, 5, 4 oder 2] Inhabers des Gewerbeicheines oder feiner Hinter» 
M —2— und für Mitglieder von Muſiler⸗, bliebenen behufs Fortſetzung des Gewerbebetriebes 
Schauſpieler⸗, Ktuunſtreiter- und ähnlichen Geſell⸗ für deren Rechnung einen neuen Gewerbeſchein 
ſchaften, welche nur während einer geit von B ben Reft des Jahres zu ermäßigtem Steuer» 
öchſtens 4 Wochen in den Hohengollernichen|jage oder fteuerfrei zu ertheilen. — Tritt ins 

anden ihr Gewerbe ausüben, noc niedrigere] folge unvorhergejehener Ereigniffe eine allge 
Säge anzuwenden. — Wer nad) Entrichtung der| meine Unterbrechung der Ausübung des Gewerbes 
Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen in|betriebes im Umherziehen oder einzelner Gatt« 
den Hohenzollernſchen Landen feinen Gewerbe- ungen defielben, wenn auch nur in einem Theile 
betrieb in einem anderen Theile der Monarchie der Monarchie, ein, fo ift der Finangntinifter 
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ermächtigt, den davon betroffenen Gewerbetreiben- Strafbeträge, die Koften und die vorenthaltene 
ben die erlegte Gewerbefteuer ganz; oder theil-| Steuer. 8 24. Wird feitgeitellt, daß in den 
weiſe erftatten zu laſſen. Fällen der SS 18, 19 und 21 der thatjächlich 
(Berluft des Gewerbeſcheines.]) $ 16. Iſt edjausgeübte Gewerbebetrieb bei rechtzeitiger Beob- 
glaubhaft gemadht, daß ein Gewerbeichein ver-/acdhtung der Vorfchriften in den 88 6, 7 und 11 
loren, vernichtet oder unbrauchbar geworben, fo —— beziehungsweiſe ohne —**8 des 
kann die Ertheilung einer neuen Ausfertigung ſchon entrichteten Steuerfa ed hätte ftattfinden 
defjelben gegen Erjtattung der Auslagen eins] dürfen, fo tritt an die Stelle der in den $$ 18 
fchließlich der etwaigen Amortijationskojten ver-|bis 21 beftimmten Gelditrafen eine ſolche zum 
langt werden. Durch bad Borzeigen beglaubig-| Betrage von 1 bis 30 M. $ 25. Für jede 
ter Abſchriften kann den Vorſchriften des 5 8|Bumiberhandlung gegen die Vorjchriften des $ 8 
nicht genügt werben. , trifft den Inhaber eines Gewerbeſcheines eine 
[Strafbeitimmungen] F 17. Die Beftimm-| Geldftrafe von 1 bis 30 M, jofern nicht wegen 
ung unter b im $ 39 des Gefeged wegen Ent-| Verbindung bed Legitimationsjcheines mit dem 
richtung der Gewerbeiteuer vom 30. Mai 1820| ewerbeicheine auf diefelbe Handlung od. Unter- 
wird aufgehoben und durch nadfolgende Berjlaffung ſchon die Strafbeftimmungen im $ 149 
ftimmung erjegt: „Wer, den gefeglichen Vor⸗ unter Nr. 2, 4, 5 ber Reichd- Gewerbeordnung 
ichriften wegen Entrichtung der Gewerbefteuer| Unmwendung finden. $ 26. Die auf Grund 
entgegen, den Anfang eines jteuerpflichtigen ftehen«| dieſes Gejeges fejtzufegenden, aber nicht beizu- 
den Gewerbes nicht anzeigt, verfällt in eine Geld-| treibenden Geldftrafen find nad Maßgabe der 
itrafe, welde dem doppelten Betrage_ der ein-|für Uebertretungen geltenden Beitimmungen bes 
jährigen Steuer gleihtommt.“ $ 18. Mer, Strafgejegbuchs für das deutſche Reich (98 28 
ohne einen Gewerbeſchein eingelöft zu haben, ein/und 29) in Haft umzumandeln. 
der Steuer vom Gewerbebetrieb im Umherziehen) [Strafverfagren.]) $ 27. Die Unterfuhung 
unterworfenes Gewerbe betreibt, wird mit einer und Entſcheidung in Betreff der in den 8$ 17 
dem boppelten Betrage der Jahresfteuer für das] bis 24 bezeichneten ftrafbaren Handlungen fteht 
betriebene Gewerbe gleihen Gelditrafe beitraft.|dem Gerichte zu, wenn nicht der Beichuldigte die 
19. Wer nad) Einlöfung eined Gewerbeicheines|von der Regierung vorläufig feftzuießende Geld- 
* das betreffende Jahr ein anderes der Steuer|ftrafe nebſt den durch das Verfahren gegen ihn 
vom Gewerbebetriebe im Umherzicehen unter-|entjtandenen Koften binnen einer ihm befannt 
liegendes Gewerbe betreibt, ald das in dem Ge⸗ gemachten Friſt freiwillig zahlt. — Die Regier- 
werbeſchein bezeichnete, oder den Gewerbebetriebjungen find ermächtigt, hierbei eine mildere als 
im Umperziehen auf andere ald bie darin bes|bie in den $$ 17 bis 21 vorgejchriebene Strafe 
zeichnete Gegenftände (Waaren oder Leiftungen)|in Anwendung zu bringen. — Iſt der Beſchul— 
ausdehnt, verfällt in eine Gelditrafe, die demjdigte in Haft oder hat derjelbe in Preußen keinen 
Doppelten desjenigen Betrages gleihlommt, um] Wohnjig, jo erfolgt das Einjchreiten des Gerichts 
welchen die entrichtete Steuer geringer ift, als ohne vorläufige Feſtſetzung der Strafe durch Die 
die dem thatſächlich ausgeübten Gewerbebetriebe] Regierung. Daffelbe findet jtatt, wenn die Regier- 
entjprechende Steuer. $20. Die Beftimmungen]ung aus Tonftigen Gründen von der vorläufigen 
der $$ 18 u. 19 finden, wenn die Gegenftände Seitfehung der Strafe Abftand zu nehmen er- 
des Gewerbebetriebe zu demjenigen gehören,|flärt oder der Angeſchuldigte Hierauf verzichtet. 
welche vom An- und Verlauf im Umberziehen|— Bei den gerichtlichen Unterfuchungen fommen 
ausgeſchloſſen find ($ 56 der Reichs -Gewerbe⸗ſauch ferner die bejtehenden Vorſchriften in An- 
ordnung vom 21. Juni 1869), ebenfalls, jevoch| wendung, melde ein adminijtratives Strafver- 
mit der Mafgabe Anwendung, daß ſtets, auch fahren vorausjegen. 28. Bei den geridt- 
in den Fällen des $ 19, auf eine bem doppelten|lichen Entſcheidungen iſt Hinfichtlih der Höhe 
Betrage ded Jahresjteuerjages von 48 M, in/der im den 8$ 17, 18, 19 und 21 vorge 
den Hohenzollernihen Landen von 10 M, gleich-|jchriebenen Gelditrafen die von der Regierung 
tommende Geldftrafe zu erkennen ift. $21. Wer] jeitzufegende Jahresſteuer zum Grunde zu legen. 
nach Entrihtung der Steuer vom Gewerbebetriebe] — Ingleichen ijt für die im $ 24 bezeichnete 
im Umberziehen in den Hohenzollernſchen Landen] Feititelung im gerichtlichen Verfahren die einzu- 
jein Gewerbe den Vorſchriſten im $ 11 entgegen — Erflärung der Regierung maßgebend. — 
in einem anderen Theile der Monarchie im Um-|Die Entſcheidung wegen der vorenthaltenen 
berziehen betreibt, ohne vorherige Einlöfung des Steuer ($ 22) verbleibt in allen Fällen der Regier- 
ausgedehnten Gemwerbeicheines, Hat eine demjung. $ 29. In den in den SS 18 bis 21 ges 
doppelten Betrage der für die Ausdehnung des dachten Fällen können die zum Gewerbebetriebe 
Gewerbeſcheines zu erlegenden Steuer gleihelim Umherziehen mitgeführten Gegenſtände, ſo— 
Geldftrafe verwirkt. 8 22. Neben ben in denjmweit ed zur Sicherſtellung ber Steuer, Strafe 
$$ 17, 18, 19 u. 21 vorgefchriebenen Geldftrafen| und der Koften oder zum 8 der ſtrafbaren 
die vorenthaltene Steuer zu entrichten. $ 23.| Handlung er Ar, ift, in Bejhlag genommen 
ird feitgeftellt, daß die in dem SS 18 bis 21| werden. 0.8 ‚ber Unterfugung und Ent» 
bezeichneten ttafbaren Handlungen im Auftrage|icheidung wegen der im $ 25 dieſes Gejeges und 
und für Rechnung einer anderen Berfon ausge-jim $ 39 unter a des Gejeged wegen Entrichtung 
ne I? fo er gegen den ee auf Die — 
gleiche Strafe, wie gegen den Beauftragten zul no pi ; 
erfennen, und haften Beide jolibariich für Die De laser un Au Ba BERITERR 
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der Gewerbefteuer vom 30. Mai 1320 bezeich- nung vom 21. Juni 1869 ein von der höheren 
neten ftrafbaren Handlungen (Unterlafjen der|Berwaltungöbehörbe ertheilter Legitimationsſchein 
Anmeldung eines nicht jteuerpflichtigen Gewerbes erforderlich ift, auch der Steuer vom Gewerbe- 
und des Aufhörend eines Gewerbes) findet einejbetriebe im Umherziehen unterworfen find. 2) 
Feſtſetzung der Strafe durch die Regierung ($ 27)) Die Ausnahmen von dieſer — ſind folgende: 
nicht ſtatt. I. Wer rohe Erzeugniſſe der Land und Forſt⸗ 
(Ulgemeine Beftimmungen.] $ 31. Die in/wirthiaft, des Garten- und Obftbaues im Um- 
diefem Gefege den Regierungen zugewieſenen |herziehen verlauft, bedarf nach der Gewerbe-Drb- 
Befugniffe und Obliegenheiten kommen gleid-|nung ($ 55 Schlußſatz) feines Legitimations- 
mäßig der Finanzdirection für bie Provinz Hans |jcheines, gleichviel, ob er die feilzubietenden Er- 
nover und der Direction für bie Verwaltung der |zeugnifie Felt —— bat; mit anderen Wor⸗ 
directen Steuern in Berlin für deren Geichäftd-|ten: der Handel im Umherziehen mit nicht felbft 
bezirt zu. 8 32. Die Vorſchriften des Gefeped gewonnenen Erzeugnifjen der Land» und Forft- 
über die Verjägrungsfriften bei Öffentlichen Ab- |wirthfchaft, des Garten» und Obitbaues iſt ſtets 
gaben vom 18. Juni 1840?) finden, ſoweit nicht gewerbeſcheinpflichtig und es ift für die Befteuer- 
das gegenwärtige Geſetz etwas Anderes beitimmt, ung gleihgiltig, ob die Erzeugnifje zu den ng 
au; auf die Steuer vom Gewerbebetriebe im|zu rechnen find oder nicht. Lepteres fommt für 
Umpberziehen Anwendung. j bie Be a rare nicht in Betracht, ſon⸗ 
[Uebergangsbejtimmun em) 8 33. Diefes|dern nur für die Frage, ob der Händler neben 
Geſetz tritt mit dem 1. October 1876 in Kraft.|dem Gewerbeſcheine zugleich eines Legitimationd- 
Die bisgerigen Vorſchriften über bie Beſteuerung ſcheines bedarf oder nicht. II. Wer felbitgemon- 
des Gewerbebetriebed im Umherziehen, in&befon- |nene Erzeugniffe der Yand» und Forſtwirthſchaft, 
dere die 88 7, 8, 20 bis 24, 34 unter b, 40 des Garten- u. Objtbaues im Umberzieheu feil- 
und 42 unter a des Gewerbeſteuergeſetzes vom|bieten will, bedarf, wenn dieſe Erzeugnifie nicht 
30. Mai 1820, die Beftimmungen der Beilage Blau den rohen zu rechnen find (mie 4. ®. Butter, 
zu demſelben Gejege unter lit. L, der $ 20 und|Näfe, größeres Vieh zc.), nach der Gewerbeord« 
der 8 21 unter 3 des Gejehed vom 19. Julilnung eines Legitimationsſcheines, ift aber der 
1861, betreffend einige Ubänderungen des Gejeges | Steuer vom Gewerbebetriebe im Umberziehen 
wegen Entrihtung der Gewerbefteuer vom 30.|nicht unterworfen, bedarf alfo feines Gewerbe» 
Mai 1820, dad Regulativ über den Gewerbe-|iheined. — Denmach fommt hinſichtlich der Be— 
Setrieb im Umberziehen vom Mm. —— = daß a. nn — — a en und 
Negufativ vom 4. Dec. 1836, den Gewerbebetrieb = Fr em: eine Bedeut⸗ 
\ i . — glich zu unterſcheiden, 
im Umtherziehen betreffend, die Allerhöchſten Eabi- | 55 pie feilgebotenen Erzen ie felbftgewonnene 
net3-Orbre3 vom 6. Oct. 1829, vom 30. Juni find oder nit, — Sierire beiteht Die wichtigfte 
1833, vom 14. Oct. 1833, vom 31. Dec. 1836, Ausnahme von ber Re tig 
- gel unter Nr. 1. III. Fer» 
der $ 4 des Geſetzes vom 5. Juni 1874, betr. : : 
er zn : nere Ausnahmen von geringerer practiſcher Wich- 
einige Nbänderungen der allg über bie tigfeit find, daß Diejenigen, welche a. felbft 
Beſteuerung der Gewerbe der Bäder, Fleiſchet, onnene Waren, Hinfichtlich deren bie Do 
Brauer, der Agenten der Berfiherungsgefellihaf- Sandeögebraud her ebtadht ift, zu Wafler d ch 
ten, der Kleinhändler und des Gewerbebetriebes fahren und vom * 3 eilbi F 6* 
im Umberziehen, das Geſetz, betreffend den Ge-In, 3), b. bei öffentlichen Feſten 2c. Waar 
werbebetrieb im Umfergiegen in ben Hohenzellern-|ginficptfich deren dies von den ——X Po 
ſchen Landen vom 14. ept. 1867 und die ER) börden geitattet ift außerhalb —* Er * 
hnortes 
4 und 5 des Geſetzes vom 25. März 1875, be- feilbieten (8 2 Nr. 4), c. da8 Mufifergewerb 
treffend einige Aenderungen der directen Steuern| nur innerhalb eines Umtreifes von 15 ige 
in den Hohenzollernſchen Landen, merben vOM]igren Wohnort ausüben ($ 2 Nr. Be), 1 — 
1. Oct. 1876 ab, vorbehaltlich der Anwendun Gewerbeſcheines bedürfen, auch in —— 
auf frühere Fälle, außer Kraft geſetzt. g | Fällen, wo fie einen A gitimationsf cn gen 
Der Finanzminifter ift mit der Uusführung diejes höheren Verwaltungsbehörde nöthig Haben. — 
Geſehes beauftragt. benfo verhält ed ſich hinfichtlih der im $ 2 
2. Anweiſung des Finanzminifters zur Nr. 6 gedachten Fälle, worüber unten unter 5 
Ausführung des Gejeges vom 3. Juli Hi IX Weitere bemerlt wird. IV. Endlich ift 
1876, betreffend bie Veſteuerung des|bier in Betreff des Auflauf von Waaren irgend 
Gewerbebetriebes im Umpherziehen undjeiner Art zum Wiederverfauf, fofern diefelben 
einige Abänderungen ded Gefeges me.|bei anderen Perſonen als bei Kaufleuten, oder 
gen Entrihtung der Gewerbefteuer vomjan anderen Orten ald in offenen Berkaufsftellen 
30. Mai 1820, vom 3. Sept. 1876. ui er werden ($ 1 Nr. 2), auf Folgendes 
1) Aus den Veftimmungen in den 85 1 u. 2 on Ve ee m ie g > ji 
des Gejepes ergiebt fi, daß im Allgemeinen u. roher Erzeugnifje der Land- u. Forſtwirthſchaft 
abgejehen von den Angehörigen außerbeutiher|pes Garten» und Obftbaues ein Legitimation. 
Staaten ($ 3) diejenigen Gewerbebetriebe, zu ſchein nicht erforderlich. — Nach) 8 58 Nr. ı der 
melden nad; Vorſchriſt der Reichsgewerbe - Ord · Gewerbeordnung erfolgt für den Auflauf feldft- 
_— gewonnener Erzeugniffe der Jagd u. des Fiſch— 
ij ©. unter Ubgaben ©. 3. fanges die Ertyeilung des Legitimationafheines 


Gewerbeſteuer. 


durch die Unterbehörde. — Das vorliegende Ge— 
7 enthält dagegen keine Ausnahmebeſtimmung 
tür die vorgebacdhten Fälle, macht auch die Steuer: 
freiheit nicht mehr davon abhängig, daß der Auf- 
auf fih auf Gegenftände des Wochenmarftver» 
tehr8 und auf den zweimeiligen Umkreis des 
Wohnortes befchränft und ohne Benutzung eines 
Fuhrwer!s betrieben wird. — Der Gegenftand 
ſindet feine Erledigung duch die Beltimmung 
im $2 Nr. Ib.— Wer Waaren zum Wiederverlauf 
ankauft, ohne fie auch im Umherziehen feil zu 
bieten, und ſchon aus diefem Grunde einen Ge— 
werbeichein nöthig zu haben, wird fajt immer 
ein ftehendes Gewerbe betreiben, und deshalb 
nach $ 44 der Gewerbeordnung und $2, Nr. Ib 
des vorliegenden Geſetzes weder eines Legitima- 
tionsſcheines der oberen Verwaltungs »Behörbe, 
noch eines Gemwerbejcheined bedürfen. Der aus- 
wärtige Waarenauffauf wird vielmehr nad $ 4 
des Geſetzes vom 3. Juli d. J. dem ftehenden 
Gewerbebetriebe deö Betreffenden zugerechnet wer- 
den (vgl. unten Nr. 6). — Wer Hingegen, ohne 
in Breußen oder einem anderen deutichen Staate 
irgendwie ein ftehended Gewerbe zu treiben, im 


beren Perfonen ald bei Kaufleuten oder an an» 
deren Orten ala in offenen Verkaufsſtellen auf- 
taufen will, bedarf eines Gewerbeſcheines, gleid- 
viel, ob rohe Erzeugniffe der Landwirthſchaſt zc. 
und jelbftgewonnene Erzeugniffe der Jagd und 
des Filchfanges Gegenstände des —* ſind 
oder andere Erzeugniſſe und Waaren. 3) Mit 
den unter 2 vorſtehend ara Ausnahmen 
von der unter I angegebenen Regel müſſen ſich 
die zur Handhabung des Geſetzes berufenen Be- 
hörden u. Beamten vollftändig vertraut machen, 
um Mißgriffe zu vermeiden, Behufs richtiger 
Anwendung des Geſetzes wird noch auf: Folgen- 
des aufmerffjam gemadt. I. Bu den Erzeug- 
niffen der Land» und Forſtwirthſchaft find nicht 
zu rechnen: a. Sand, Erde, Thon, Torf, Steine 
unb dergleihen der Subſtanz des Bodens felbft 
entnommene, nicht aber durch Bewirthidhaftung 
verjelben gewonnene Gegenftände; b. ſolche Ge— 
genftände, welche eine die herlömmlichen Grenzen 
der Land» und Forftwirthidhaft überfchreitende 
fabrif- oder handwerlsmäßige Be- oder Berar- 
beitung erfahren haben, 3. B. Mehl, Holzwaaren, 
aus jelbftgewonnenen Tabakblättern bereitete Ci⸗— 
garren und dergleichen. II. Ob der Land- oder 
Forſtwirth, der Gärtner zc. in den unter Nr. 2 
zu II gedaditen Fällen die jelbftgemonnenen Er- 
eugnifje in eigener Perſon feilbietet oder für 
* Rechnung durch einen von ihm Beauftrag- 
ten, Angehörigen, Diener ꝛc. feilbieten läßt, macht 
in ftenerliher Beziehung keinen Unterichied. Da- 
egen würde, wenn der angeblid Beauftragte 
ür eigene Rechnung Geihäfte machen follte, un« 
bedingt die Steuerpflicht eintreten. III. Die 
jelbftgemwonnenen Erzeugniffe der Land» u. Forft- 
wirthichaft können fortan nicht bloß, wie bisher 
geftattet war, im zmweimeiligen Umkreiſe des 
Wohnortes, fondern über — 


Umherziehen Waaren zum Wiederverkauf bei an⸗ erhalten 
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es eined Gewerbefcheined dazu bedarf. 4) Im 
Uebrigen ftimmen die Borichriften des $ 1 des 
Geſetzes mit denjenigen der Gewerbeordnung über- 
ein und muß Werth darauf gelegt werden, die 
beabfichtigte Uebereinftimmung auch in der Praxis 
duch gleihmäßige Auslegung und Anwendung 
derjelben zu erhalten. Sollte die Handhabung 
der einzelnen Vorſchriften (beifpielöweife in Be- 
treff der Frage, ob bei gewifjen Arten von Leift- 
ungen ober uftellungen ein höheres wifjen- 
ſchaftliches oder Kunſtintereſſe obmwalte oder nicht 
61Nr. 4) zu Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
den über die SERIEN SENDE teit einer 
ſeits und über die Beſteuerung anderfeit3 befin: 
denden Behörden Anlaß geben, fo werden die 
Lepteren eine Verftändigung herbeizuführen und, 
falls jolche nicht zu erreichen, nach den Umftän- 
den zu berichten haben. 5) Zur Erläuterung der 
einzelnen Beftimmungen der 83 1 ı. 2 des Ge- 
ſetzes wird noch Folgendes bemerft, dabei jedod) 
auch hier noch abgejehen von den befonderen Ber- 
re der ausländijchen Gewerbetreibenden. 
. Die dem Feilbieten ſeibſtgewonnener Erzeug- 
niffe der Jagd und des Fiſchfanges bisher Ps 
efreiung ift im $ 1 Nr. 1 aufrecht 
erhalten und entipricht der oben unter I aufge- 
ftellten Regel, da nad) der Gewerbeordnung ($ 58 
Nr. 1) hierzu nicht ein Legitimationsfchein der 
oberen Verwaltungsbehörde, fondern nur ein Les 
ron derlinterbehörde erfordert wird. 

ie Befreiung findet aud dann Anwendung, 
wenn bie felbjtgewonnene Ausbeute der Jagd 
ober des Filchfanges in zerlegtem, gefalzenem 
oder geräucertem Buftande feilgeboten werden 
joll, niemald aber, wenn der Gegenftand des 
Beilbietend von Anderen —— Zwecke des Wieder⸗ 
verlaufs erworben iſt. II. Andere, als die im 
$ 1 unter 1 bi3 4 des Geſetzes aufgeführten ge- 
werblihen Handlungen (namentlih die Vermit- 
telung von Geſchäften, die ae bon Agen⸗ 
ten zc.), auch wenn fie außerhalb des Wohnortes 
und ohne Beftellung vorgenommen werben, kön— 
nen nur dem ftehenden Gewerbebetriebe zugerech— 
net werden (vgl. $ 42 der Gewerbeordnung u, 
$ 4 des Gejepes, betreffend einige Abänderungen 
der Vorjgriften über die Befteuerung der Bäder, 
Fleiſcher ꝛc, vom 5. Juni 1874). III. Der Ge- 
worbebetrieb, welder a. am Wohnorte bezw. am 
Orte der gewerblichen Niederlafjung, oder b, 
zwar außerhalb defielben, aber lediglich auf vor— 
gängige Beftellung ftattfindet, kann nicht die Her» 
anziehung zur Haufirfteuer begründen. — Dem« 
emäß bedürfen beiſpielsweiſe fortan auch foldhe 
Mufiter, welche ihr Gewerbe zwar über den Um— 
freid von 15km ($ 2 Nr. 5c des Geſetzes) Hin- 
aus, aber ausichließlih auf vorgängige Beitell- 
ung ausüben, keines Gewerbeicheined. IV, Das 
Auffuhen von Waarenbeftellungen unter Mit- 
führung nur von Proben od. Muftern der Waa- 
ren, auf welche Beftellungen geſucht werben, u. 
der Anfauf von Waaren, welche nur behuf3 des 
ren Beförderung nach dem Beftimmungsorte mit» _ 


inaus, und|geführt werden, find in der Gemwerbe-Ordnung 


nicht bloß mitteld Umhertragens oder Umher-|($ 44) wie in dem vorliegenden Geſetze Hinficht« 
ichideng, ſondern auch mit Benutzung beliebiger lich der Beſteuerung als Ausflüffe des ftehen- 
Transportmittel feilgeboten werden, ohne daß den Gewerbebetriebes behandelt ($ 2 Nr. 1 des 
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Gewerbefteuer, 


Geſetzes — vergl. Nr. 2 zu IV biefer Anw.). zu den Gegenftänden bes Wochenmarktverkehrs 
Eines Gewerbeſcheines bebürfen Hierzu alfo nur|gehören, nur umbergetragen oder geſchickt wer- 
diejenigen Berfonen, welche weder ſelbſt ein ſteh- den, Diejelben vielmehr auch unter Benugung 


ende3 Gewerbe in Deutihland betreiben, noch von Fuhrwerk feilgeboten werden können. — 3 


4 


im Dienfte eines folchen Gemwerbetreibenden ſteh⸗ den hier in Rebe ftehenden felbftverfertigten Waa- 


ende Reijende find, V. Als Ausfluß des jtehen- 
den Gemwerbebetriebed wird ferner nad) $ 2 Nr. 
2 nicht nur der Verkehr auf Mefjen und Jahr: 
märkten, fondern auch auf Wochenmärkten und 
den für befondere Gegenſtände ——— Märk⸗ 
ten angeſehen, ſofern ſich derſelbe auf ſolche Ge— 
genſtände beſchränkt, womit nach den beſtehenden 
Marktordnungen auf dem betreffenden Wochen— 
oder Pferde», Vieh⸗, Wolle ꝛc. Markte der Ver⸗ 
tehr zuläſſig iſt. — Wer jedoch z. B. auf aus- 
wärtigen Wochenmärkten andere als die zu den 
Wocenmarttartiteln gehörigen Gegenftände oder 
gewerbliche od. fünftlerifche Leiftungen feilbieten 
will, bedarf eines Gewerbeſcheines. Dagegen 


en ift, worauf bejonderd aufmerfjam gemadht 
wird, auch frisches Fleisch zu reinen. — Zu 
fteuerlicher Beziehung macht e3 feinen Unterfchied, 
ob der Umkreis von 15 km Theile verjchiedener 
Kreife oder Regierungsbezirte umfaßt, und ob 
der Gewerbetreibende in Preußen oder jenjeits 
ber Grenze in einem benachbarten deutichen Staate 
feinen Wohnort hat. IX. Bei ftrenger Anwend⸗ 
ung der mit der Gewerbeorbnung übereinftimm. 
enden Vorjchriften im $ 1 des Geſetzes würde 
das Feilbieten von Waaren oder Leiftungen, jo 
weit nicht eine der vorjtehend berührten beſonderen 
Ausnahmen zutrifft, ftetS dem Gewerbebetriebe 
im Umperziehen zuzurechnen u. als folder zu be- 


macht e8, wenn ſich der Berfehr auf die zuläjft-|fteuern fein, wenn es außerhalb der Grenze des 
gen Gegenftände und die Marftzeit beichräntt, Wohnortes ftattfindet. Nach den bisherigen Be 
feinen Unterſchied, ob leßtere auf dem Marktplag| ftimmungen ($ 3 des Negulativs v. 28. April 1824) 
jelbft oder aus offenen Läden, Buben u. dergl.|war dem Wohnort der Polizeibezirt des Wohn 
oder in Gafthäufern, auf Straßen ꝛc. feilgeboten|ortes in der fraglichen Beziehung yubjtituirt und 
werben. In dem einen wie in dem anderen Die außerordentlihen Verichiedenheiten in ber 
Falle wird der fragliche Verkehr dem jtehenden|Eintheilung der Polizeibezirfe hatten in ber 
Gewerbebetriebe ded Marltbeſuchers zugerechnet.) Brarid wieder dazu genöthigt, auf die Abgrenz« 
VI. Da das Feilbieten jelbftgewonnener Erzeug-|ung des Gemeindebezirks zurüdzugreifen. Nach 
nifje der Landwirthſchaft, des Objtbaues zc. all-|$ 2 Nr. 6 des .. behält e8 hierbei zwar 
gemein von der Hauſirſteuer ausgenommen ift,|jein Verwenden, die Regierungen find aber zu. 
jo hat die Beſtimmung unter Nr. 3 im $2 des|gleich ermächtigt, in allen Fällen, wo ein Be 
Gejeged nur noch eine geringere Tragweite ald|dürfniß dazu vorliegt, wo alio z. B. mehrere 
die entiprehende Vorſchrift im $ 4 des Regula-| Gemeindebezirte im Gemenge liegen, od. wo die 


tivs vom 28. April 1824 hatte, u. wird haupt» 
ſächlich nur nod da Anwendung finden, wo nad 
Landesgebrauch jelbftgewonnene Töpfer- oder 
Korbwaaren, Kohlen, Torf, Mauerfteine, Sand 
und dergleichen zu Wafjer verfahren und vom 
Fahrzeuge aus —— werden. Ueber den 
bisherigen Bereich der Anwendung hinauszugehen 
iſt nicht beabſichtigt u. würde nicht gerechtfertigt 
ein. VII. In Nr. 4 des $ 2 wird zunächſt er 
orbert, daß die zuftändige Verwaltungs» (Ro- 
lizei-, Militär«, Eijenbahn» 20.) Behörde das 
Feilbieten gewiffer Waaren (einſchließlich der Ver— 
dehrungsgegenſtände) bei den betrefjenden außer- 
ervöhnlichen Gelegenheiten, wie öffentlichen Fe— 
en, Truppenzujanmenziehungen, Eijenbahnbau- 
ten und dergleichen zulaſſe. Iſt dies der Fall, 
p joll der betreffende Verlehr, wenn auch die 
ocalität in einem anderen Rollenbezirke Liegt 
oder felbft zu einer anderen Gewerbeſteuer -Ab⸗ 
theilung gehört, ald Ausfluß des ftehenden Ge- 
werbebetriebes angefehen werden. VIII. Unter 
5a und b im $ 2 des Geſetzes find die Fälle 
aufgeführt, in benen es nad) $ 58 Nr. 2 ber 
Gewerbeordnung nur eines Legitimationdjcheines 
der Unterbehörde bedarf. Es ift Werth darauf 
zu legen, dab auch in diefem Punkte die Praxis 
der Steuerbehörden mit derjenigen der Bermwalt- 
ungöbehörden inllebereinfiimmung erhalten werbe. 
Statt des zweimeiligen Umfreijes des Wohnortes 


nächſten Umgebungen eines Ortes zwar einem 
bejonderen Gemeindebezirfe angehören, jedoch in 
gewerblicher Beziehung im engften Bujammen« 
hange mit jenem ftehen und als ein Ganzes im 
Bezug auf ben Verkehr fich darjtellen, diejelben 
in der hier fraglichen Hinficht dem Gemeinde 
bezirk gleichzuſtelen. — In welchen Fällen und 
in weldem Umfange von biejer Ermächtigung 
Gebraud zu machen fei, ift forgfältig u. unter 
Berüdjihtigung etwaiger Anträge der Local- od, 
Kreisbehörden zu erwägen. Anordnungen der 
bezercdyneten Art werden nad) Bewandtniß ber 
Umftände durch ortsübliche Bekanntmachung od. 
durch das Kreis» od. Amtsblatt 2c, zur Kenntniß 
der Betheiligten zu bringen ſein. 6) Jede Art 
der Ausübung bed Gewerbebetriebes, welche nad) 
den vorjtehend erörterten Beſtimmungen der 8 
1 u. 2 des Geſetzes nicht Gegenftand der Haufir- 
ſteuer ijt, wird nad) $ 4 dem ftehenden Gewerbe» 
betriebe gleichgeftellt und zugerechnet (vergl. $ 1 
der Anweiſung zur Veranlagung der Gewerbes 
fteuer vom ftehenden Gewerbebetriebe vom20. Mai 
d. J. — Um die Bedeutung dieſes Grundfages, 
weicher nicht neu, aber in der bisherigen Praxis 
nicht immer richtig angewandt ift, erjichtlich zu 
machen, werben einige Beiſpiele ſeiner Unwend⸗ 
barkeit vorausgejdhidt. Erſtes Beijpiel: Wenn 
ein Handwerker an feinem Wohnorte nicht mit 
mehr ald einem erwachſenen Gehilfen und einem 


ift ein folder von 15 km fubitituirt. — Gegen] Lehrlinge fein Gewerbe betreibt und fein offenes 
die biöherigen Vorſchriften tritt infofern eine Er-[Lager von fertigen Waaren hält, jo unterliegt 


weiterung 
fommt, daß die jelbftverfertigten 


ein, ald es nicht mehr darauf an-Jer nicht der Befteuerung in der KlafjeH. Beihäf- 
aaren, welheltigt derjelbe Handwerler außerhalb feines Wohn⸗ 


Gewerbejteuer. 


orteö bei beitellten Arbeiten noch einen zweiten 
oder mehr Gehilfen, oder jendet er ſolche (3. B. 
Glaſer, Scornfteinfeger und dergl.) mit einem 
Legitimationsfcheine der Unterbehösde im Um- 
freife von 15 km behufs Unbietens ihrer ge- 
werblichen Leiftungen umher ($ 2 Nr. 5b), oder 
bezieht er regelmäßig mit feinen Waaren wöchent— 
lich mindeftens einmal wiederkehrende auswärtige 
Wocenmärkte, oder läßt er durch einen Gehilfen 
(Reijenden) im Umherzichen Beitellungen auf jeine 
Erzeugniffe juchen, jo werden dieſe Arten der 
Ausibung feines Gewerbes, welche nicht von ber 
Haufirjtener betroffen werden fönnen, ganz jo 
angejehen, ald wenn fie am Wohnorte ſelbſt vor- 
genommen und ausgeübt wären. Die auswärts 
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merlt: I. Die Beftimmungen im $ 4 des Gejeges 
finden vormemlih Anwendung: A. Bei denje- 
nigen Arten ded auswärtigen Gejchäftsbetriebes, 
welche auch nach ber Gewerbeordnung überhaupt 
nicht zum Gewerbebetriebe im Umherziehen ger 
hören, alſo a. bei Ausübung des Gewerbes auf 
vorgängige Beitellung; b. bei Ausübung bes 
Agentur, Commijfionär- und Auctionator- ober 
eined ähnlichen Gewerbes, welches die Vermit- 
telung von Gejchäften zum Gegerftande hat ($ 42 
der Gewerbeordnung); ce. bei dem Gewerbebe— 
triebe im Umherziehen von Markt zu Marft u. 
überhaupt im Meß u. Marftverlehr ($ 2 Nr. 2 
des Geſetzes, $ 64 der Gewerbeordnung); d. bei 
dem Aufjuchen von Waarenbejtellungen und dem 


bei bejtellten Arbeiten beſchäftigten Gehilfen wer- | Waarenauffauf durch Kaufleute, Fabrikanten und 


den aljo ebenjo wie diejenigen, welde im Um— 
freife von 15 km zum Anbieten gewerblicher 
Zeiftungen od. auch in weiterer Entfernung zum 
Suden von Waaren- Bejtellungen umbergejandt 
werden, als am Wohnorte jelbit beichäftigt be« 
trachtet und den wirklich am Wohnorte beichäf- 
tigten zugerechnet, um zu enticheiden, ob der 
Handwerker in Klafje H jtenerpflichtig jei (5 54 
zu 2 ber Anweiſung vom 20. Mai d. J.). Ebenio 
wird das Feilbieten der Waaren in regelmäßigem 
Befuche eines auswärtigen Wochenmarftes ganz 
jo angejehen, al& fände es auf dem Wochenmarfte 
des Wohnortes ftatt ($ 55c der Anweiſung vom 
20. Mai d. J.). Demgemäß hat ein Handwer- 
fer, welcher in jeinem Wohnorte feinen Gehilfen 
oder Lehrling beichäftigt, aber zu einer auswär⸗ 
tigen beftellten Arbeit am Orte bderjelben 2 Ge- 
hilfen annimmt, dies den eur Ag Vorſchriften 
entſprechend ($ 33 der Anweiſung vom 20. Mai 
d. J) am Wohnorte behufs feiner Beſteuerung 
in Rlaffe H. anzumelden; ebenjo, wenn er nur 
einen Gehilfen am Wohnorte befchäftigt u. einen 
zweiten zu auömärtiger Arbeit annimmt ꝛc. 
Zweites Beijpiel: Ein Handwerker, welcher 
an feinem Wohnorte zugleid feinem Handwerke 
ganz fremdartige Gegenftände feilgält, unterliegt 
dieferhalb der Handelsſteuer ($ 22 der Unmeij- 
ung vom 20. Mai d. J. Findet das Yeilhal- 
ten jolher&egenftände nicht am Wohnorte, ſondern 
auf auswärtigen Märkten oder bei auswärtigen 


andere Perſonen, welche ein ftehendes Gewerbe 
betreiben, od. durch deren Reijende, joweit dies 
nach $ 44 der Gewerbeordnung als Ausfluß des 
jtehenden Gewerbebetriebes auf Grund eines Les 
gitimatiorsjcheined der unteren Verwaltungsbe— 
hörde geftattet ift (vergl. unter 5 zu IV). Der 
demgemäß jtattfindende Waarenauffauf oder das 
Suden von Waarenbejtellungen wird aljo hin- 
ſichtlich der Beſteuerung ganz fo angejchen, al3 
jei daljelbe am Wohnorte vorgenommen, u. hier» 
nad) bleibt zu beurtheilen, ob dadurch eine be— 
jondere Beiteuerung begründet wird oder nicht. 
Wenn beifpieläweile ein Handwerfer oder Re— 
itaurateur auf Grund des $ 44 der Gewerbeord- 
nung einen Legitimationsichein zum Auffauf von 
Waaren oder zum Suden von Waarenbeitell- 
ungen erhalten und denjelben benugen follte, um 
vu re ſeines Wohnortes Vieh od. Obſt auf- 
zufaufen u. Beftellungen auf Wein, Tabak, Fa— 
brifwaaren und dergleichen zu fuchen, jo würde 
derjelbe ebenjo, wie wenn dieje Gejchäfte von 
ihm am Wohnorte ſelbſt vorgenommen wären, 
neben ber Steuer in Klafje H beziehungsweije 
C die Handelsjteuer zu entrichten u. jich zu der- 
jelben anzumelden Haben. B. Bei —— 
Arten des auswärtigen Geſchäftsbetriebes, welche 
nach der Gewerbeordnung zwar zum Gewerbe— 
betriebe im Umherziehen gehören, nach den Aus» 
nahmebeftimmungen des Geſetzes vom 3. Juli 
1876 aber der Haufirjteuer nicht unterliegen (vgl. 


öffentlichen Feſten ($ 2 Nr. 2 u. 4 des Gejeges)|Nr. 2 u. 3). II. Ob der auswärtige Geidjäfts- 


ftatt, jo wird dafjelbe ebenjo angejehen, ald ob 
ed am eg es ftattfände, begründet aljo eben- 
falls die Belegung mit der Handelsftener am 
Wohnorte. Drittes Beifpiel: Ein Schank— 
wirth ober Bictualienhändler, welchem geftattet 
iſt, ein Gewerbe außerhalb bes Wohnortes bei 
öffentlichen Feſten, Truppenzufammenziehungen, 
Eijenbahnbauten und dergleichen auszuüben, ift 
diejerhalb nicht an dem Orte, wo ſolches geliebt 
— ſofern dajelbft nicht etwa eine bejondere ge- 
mwerbliche Niederlajiung begründet wird —, jon- 
dern an feinem Wohnorte fteuerpflihtig, Der 
auswärtige Betrieb wird als Ausflug des ftehen- 
den Betriebes am Wohnorte behandelt. E3 be- 
darf deshalb auch feiner bejonderen Anmeldung 
zur Steuerentrihtung bei der Gewerbefteuerbe- 
hörbe des auswärtigen Ortes, jondern nur bes 


betrieb, wenn derjelbe in Gemäfheit des $ 4 
al3 ein integrirender Beitandtheil des jtehenden 
Getwerbebetriebes angejehen und letzterem zuge- 
rechnet wird, eine Steuerpflicht begründet oder 
nicht, richtet ſich Tediglih nad) den geltenden 
VBorichriften über die Veranlagung der Steuer 
vom stehenden Gewerbe (Anweiſung vom 20. Mai 
0.3... — So z. 8. folgt aus den Beitimmmungen 
im $ 2 Rr. 5c u. im $ 4, daß Mufifer, welche 
ihr Gewerbe ohne vorgängige Bejtellung im Um— 
herziehen im Umfreije von 15 km vom Wohn- 
ort od. aud in weiterer Entfernung, aber ledig- 
lich auf vorgängige Beſtellung ausüben, Sal; 
zu behandeln find, als ob fie dies am Wohnorte 
jelbjt thäten. Da aber nah den Borfchriften 
über die Bejtenerung der ftehenden Gewerbe Mu: 
fifer nicht ftenerpflichtig find ($ 10 Nr. 6. der 


Nachweiies über die Belteuerung am Wohnorte. Anmweijung vom 20. Mai d. %.), jo tritt eine 


— Siernach wirb im Allgemeinen Folgendes be« 
Grotejend, Polijeis Kerilon. 


Beſteuerung in den vorgedaditen Fällen nicht ein. 
39 
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Desgleichen nicht bei Agenten der Verfiherungs- |läuterten Bedeutung ift eine erhöhte Aufmerffam- 
Gejellichaften, deren auswärtiger Geichäftäbetrieb |feit und Thätigfeit der ausführenden Behörden 
ebenjo angefehen wird, als ob er am Wohnorte|und Beamten und eine eingehende Anleitung u. 


Gewerbejfteuer. 


ftattfände (vergl. vorftcehend unter Ib und $ 10 
Nr. 3 der Anweifung vom 20. Mai d. J.). 7) 
Nach dem vorliegenden Gejege werden preußiiche 
Gewerbetreibende u. die Gemwerbetreibenden aus 
anderen deutjchen Staaten principiell hinſichtlich 
der —— vollſtändig gleichgeſtellt. Es 
fommen deshalb auch die oben erörterten Aus— 
nahmebeftimmungen im $ 1 Nr. 1 wegen des 
Feilbietens jelbftgewonnener Erzeugnifie der Land» 
und Forſtwirthſchaft 2c., ſowie diejenigen des $ 2 
den Angehörigen anderer deuticher Staaten ebenjo 
zu ftatten, wie die vorſtehend unter Nr. 6 ent» 
widelten Grundſätze gleihmäßig auf diejelben An— 
wendung finden. — Hieraus ergeben fi von jelbft 
die aus dem zweiten und den ferneren Abſätzen 
im $ 4 des Geſetzes erfichtlihen Unterfcheidungen. 
1. Bei preußiſchen Gewerbetreibenden zieht der 


Eontrole in Anſpruch zu nehmen. — Die Schwie- 
rigfeiten, mit welchen es für die Behörde des 
Wohnortes verbunden it, daß fie den auswär— 
tigen nicht haufirftenerpflichtigen Geſchäftsbetrieb 
wie das — 2 Gewerbe am Wohnorte behan- 
dein follen, können dadurch wejentlich erleichtert 
werden, daf die Communal- u. Polizeibehörden, 
jowie deren Beamte an denjenigen Orten, mo 
der auswärtige Geichäftäbetrieb eben ftattfindet 
(wo aljo 3.8. die Gehilfen eines am Orte frem- 
den Handwerkers bei einem Bau oder einer an— 
deren bejtellten Arbeit beſchäftigt werden, wo der 
Waarenauflauf ausgeübt wirdac., ſich vergewiſſern, 
wie ed mit der Beſteuerung bes ftehenden Ge— 
werbes des Betreffenden an jeinem Wohnorte ſich 
verhält, und fofern die eigene Auskunft des Ge— 
werbetreibenden oder die von ihm vorgelegten 


auswärtige Geſchäftsbetrieb, welcher nicht- der Ausweiſe die Frage nicht völlig erledigen, der 
Hauſirſteuer unterliegt (Nr. 6), die Anwendung | Behörde des Wohnortes über den ftattfindenden 
der preußiſchen Gejege über die Steuer vom fteh- | Gewerbebetrieb unverzüglid Mittheilung zugehen 
enden Gewerbebetriebe an ihrem Wohnorte nach laſſen. — Wie ed in ſolchen Fälen zu halten 


fih. Sie find alſo verbunden, falls fie nicht ſchon 
den ftehenden Betrieb defjelben Gewerbes am 
MWohnorte angemeldet haben und die in Rebe 
ftehenden auswärtigen Gejchäfte hiernad) als Aus- 
fluß umd integrirender Bejtandtheil _ ſtehen⸗ 
den Gewerbes ſich darſtellen, dieſe Anmeldung 
eben wegen des auswärtigen Geſchäftsbetriebes 
zu bewirken, und haben denſelben als ſtehendes 
Gewerbe, ſoſern dieſes ſteuerpflichtig, zu ver— 
ſteuern. IL Bei Gewerbetreibenden anderer deut- 
cher Staaten hat die Zuredinung des in Rebe 
jtehenden auswärtigen Geſchäftsbetriebes, welcher 
der Haufirjteuer nicht unterworfen ift, zum fteh« 
enden Gewerbebetriebe an ihrem Wohnorte zur 
Folge, daß nunmehr die Gejege des Heimath- 
ftaated über Befteuerung der ftehenden Gewerbe 
darauf Anwendung finden Tönnten, nicht aber 


fei, wo ber betreffende preußifche Gewerbetreib- 
ende überhaupt feinen Wohnfig hat (heimathlos 
ift), oder wo ber betreffende Gewerbetreibende 
einem anderen beutichen Staate angehört, ift aus 
$ 4 des Geſetzes zu erjehen. Eriterenfalls ift 
die Befteuerung am Orte, wo ber Gewerbebetrieb 
begonnen wurde, zu conftatiren, und falls die— 
jelbe nicht behauptet od. nicht — gemacht 
wird, die Heranziehung zur Steuer an demje» 
nigen Orte, wo ber Geichäftöbetrieb gerade jtatt- 
findet, fowie nad Umftänden zugleich die Bes 
ftrafung zu veranlafien. — Im zmweitgedachten 
Halle bejchränkt ſich Die Ermittelung darauf, daß 
dafjelbe Gewerbe von dem Betreffenden im Hei- 
mathſtaate oder überhaupt in einem beutjchen 
Staate als ftehendes getrieben wird. Kann dies 
nicht nachgewiejen werben, jo tritt bie gleiche 


die preußiſchen Geſetze. — Nur Diejenigen, welche —— wie im vorerwähnten erſten Falle 
e 


in Preußen ohne Begründung einer Niederlaffung |(bezügli 
den fraglichen Geſchäftsbetrieb (Nr. 6) ausüben |den 


imathlojer Preußen) ein. 9) Aus 
fimmungen der Gewerbeordnung ($ 55) 


wollen, ohne überhaupt bafjelbe Gewerbe in irgend |unb des $ 1 des Gefehes vom 3. Juli 1876 
einem deutſchen Staate als ftehendes zu betreiben, |fönnte bei ftreng wörtlicher Auslegung gefolgert 
find in Preußen nad) $ 4 des Geſehes (britterjwerden, daß ber Gejchäftäbetrieb des Inhabers 
Abſatz) derjelben Anmeldungsverpflichtung und eines Gewerbeſcheines am Wohnorte defielben ftet# 
Beſteuerung unterworfen, welche nad) I vorjtehend |al3 ftehender Gewerbebetrieb angefehen und als 
die verukilden Gemerbetreibenden trifft. ILI.|foldher angemeldet und bejteuert werden müſſe 
Ausländiihe (nicht deutiche) Gewerbetreibende, Durch den $ 5 des Geſetzes wird dieje —* 
welche in einem deutſchen Staate ihren Wohnſitz ung ausgeſchloſſen. er beifpielöweife einen 
oder eine gewerbliche Niederlafjung haben, wer⸗ Handel im Umberziehen mit Obft, Fiſchen und 
den, je nachdem dies in Preußen od. einem ans»|dergleidhen betreibt, u. zu Zeiten auch an feinem 
deren deutichen Staate der Fall, erfterenfalld nach Wohnorte die Waare von feinem Fahrzeuge ob. 
den Grundjäßen unter I, legterenfalld nad den⸗ im Umhertragen auf Straßen und Märkten feil- 
jenigen unter II behandelt. IV. In Betreff an- bietet oder einzelne Verkäufe in feiner Wohnung 
derer ausländiſcher Gewerbetreibender, bei denen | vornimmt, — ingleichen wer dad Sammeln von 
die zu III en bezeichnete Borausfegung | Abfällen im Umherziehen betreibt und zu Beiten 
nicht vorhanden ift, demen aber etwa vertrags-|diefem Geſchäfte auch an feinem Wohnorte nach» 
mäßig die gleiche Behandlung mit deutſchen Ge-Igeht, ſoll diejerhalb nicht neben der Haufirfteuer 
werbetreibenden zuftehen follte, würde hieraus auch noch von der Steuer vom ftehenden Gewerbe 
ebenfalls die Anwendbarkeit der unter ent · betroffen werden. Der Geichäftsbetrieb am Wohn- 
widelten Grundjäge folgen. 8) Für die Durd-|orte wird vielmehr in Fällen folder Art als 
führung ber Bejtimmungen des $ 4 deö Geſetzes Theil des Gewerbebetriebes im Umherziehen u. 
in ihrer vorftehend unter Nr. 6 u. 7 näher er-'gewifjermaßen als Ausfluß beffelben behandelt. 
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Demgemäß ift auch ſchon bisher regelmäßig ver- ſchen Behörde vorgelegt wird ($ 60 ber Ge— 


fahren. 


Nach $ 5 des Geſetzes bewendet es werbeordnungh. — D 


ie von der Regierung in 


hierbei, es find aber die Bedingungen, von der Sigmaringen ausgeftellten Gewerbeſcheine haben 
nen dieſe Behandlungsweije abhängt, dahin for- jedoch — was auf denjelben ausdrüdlid) zu ver- 
mulirt, daß der Geihäftsbetrieb am Wohnorte| merken ift — nur Giltigteit für die hohenzollern- 


nur a. vorübergehend und b. ohne Begründung 
einer gewerblichen Niederlaffung ausgeübt wer« 
den darf. — Wer aljo nicht bloß zu Zeiten, fon« 
bern ununterbrochen — aud) während gleichzeitia 
ber Geichäftsbetrieb außerhalb des Wohnorted 
auf Grund des Gewerbeſcheines vor fid) geht— 
am Wohnorte jelbit (durch Gehilfen oder Ange» 
börige) fein Geſchäft betreibt; od. wer am Wohn— 
orte jolche Veranftaltungen trifit, weiche als Bes 
ründung einer gewerblichen Niederlafiung anzu— 
ſehen find, 3. B. eine feite Verkaufsſtätte behufs 
dauernden Abſatzes feiner Waaren am Wohnorte 
eröffnet, wenngleich dieſe nicht ununterbrochen 
offen gehalten, jondern zu Zeiten gefchlofjen wird, 
unterliegt neben der Haufirfteuer auch den Bor» 
Ichriften über Anmeldung und Bejteuerung des 
ftehenden Gewerbebetriebe an feinem Wohnorte. 
10) Die Feſtſetzung der Steuer vom Gewerbe- 
betriebe im Umberziehen fteht, ſoweit nicht Aus— 
nahmen bejonder3 angeordnet find, den Regier- 
ungen, in der Provinz Hannover der Finanz-Dir 
rection, in Berlin der Direction für die Verwaltung 
der directen Steuern zu. — In denjenigen Fällen, 
wo bie Ausübung eines legitimationsicheinpflich- 
tigen Gewerbes auf Grund eines Legilimationds 
ſcheines der unteren Verwaltungsbehörde erfolgen 
‚Iann, wird aud die Feſtſetzung der Steuer und 
die Ertheilung des Gewerbejcheines der der Re— 
ierung nachgeordneten Behörde übertragen. Es 
ind dies die unter 2 EU erwähnten Fälle, 
wo ausnahmsweiſe zum Auflauf jelbftgemonnener 
Erzeugnifie der Jagd und des Filchfanges ein 
Gewerbeſchein erforderlich werden follte, haupt- 
ſächlich aber die Fälle des Gewerbebetriebes der 
Ausländer, welche Waarenbeftellungen aufjuchen 
oder Waaren auflaufen und der Beſteuerung 
dieferhalb unterliegen (vergl. Nr. 16), oder zum 
Anbieten gewerblicher Leiſtungen oder dem Ber- 
kauf jelbtverfertigter Waaren, die zu den Wo— 
rin ge gehören, in nicht größerer 
tfernung ald 15 km vom Wohnorte zugelafjen 
fein follten, oder jelbftgewonnene Erzeugnifie der 
Jagd und des Fiſchfanges feilbieten ($ 58 ber 
Gewerbeordnung). Die anderweitige Regelung 
der Beftenerung, welche im $ 9 des Geſetzes 
möglichſt im Anſchluſſe an den bisherigen Yur 
ftand erfolgt ijt, hat I. die biöher noch beiteh- 
ende Erhebung einer Nachfteuer beim Uebertritt 
der im $ 59 der Gemwerbeorbnung bezeichneten 
Gewerbetreibenden aus einem Regierungsbezirfe 
in den anderen befeitigt. Die Ausdehnung des 
Gewerbeſcheins auf einen anderen Bezirk ift mit. 
din für die Steuerverwaltung auch in den Fäl—⸗ 
len des $ 59 der Gewerbeordnung (Mufitauf- 
führungen, Schauftellungen ze.) ohne 


ſchen Lande, Will der Inhaber eines ſolchen Ge— 
werbeicheined fein Gewerbe in einem anderen 
Theile der Monarchie betreiben, jo ift die Aus— 
dehnung des Gewerbeicheines und Nacerhebung 
der Steuer nad) Vorſchrift des 511 des Geſetzes 
nothiwendig. II. Das Geſetz hat ferner bejeitigt 
die Vorſchriften, wonach die Feſtſezung ermäfjig« 
ter Steuerfäte unbedingt unterjagt war, a. wenn 
das Gewerbe nicht als örtlich nützlich anzuerken— 
nen, oder b. Jür das Jahr, in welchem das Ge- 
werbe begonnen wurde, und hat c. die Würdig— 
ung der äußerlichen Merkmale des Gewerbebe- 
triebes (Gegenstand deſſelben, Mitführen von Be- 
gleitern, Transportmittel :c.) in der Hauptjadhe 
dem die Umftände des individuellen Falles be» 
rüdfichtigenden ſachlundigen Ermefjen der Re— 
gierungen anheimgegeben. II. Als Regel it 
der Steuerſatz von 48 M, wie biöher, beibehal- 
ten, welder in allen Fällen Anwendung finden 
muß, in denen nicht bejondere, der Würdigung 
der Regierungen überlaffene Umftände nach den 
Beftimmungen des Gejeges einen ermäßigten od. 
einen erhöhten Jahresjteuerja rechtfertigen. Den 
diesfälligen Beſtimmungen de3 Gejetes liegt das 
Princip zum Grunde, daß für die Abjtufung der 
Steuerjäge in der Hauptſache der Umfang des 
Gewerbebetriebes, wie bei den ftehenden Gewer— 
ben, maßgebend jein fol. In Berüdjichtigung 
des Umjtandes jedoch, da der Umfang des Ger 
werbebetriebed im Umherziehen erfahrungsmäßig 
ji) einer genaueren Schägurg häufig entzieht, 
hr das Gejeß a. einerjeitö bejtinnmtere Normen 
ür bie Gewerbebetriebe geringerer Art hinzuge 
fügt und b. anderjeitö die Regierungen ermäch— 
tigt, auch die bejonberen perlönlichen Berhält: 
nijfe der Steuerpflichtigen, welche den Gewerbe» 
betrieb beeinflufjen, die Ausdehnung u. den Er- 
folg dejielben beeinträchtigen (3. B. Gebrechlich— 
teit, hohes Alter, Mittellofigteit) in Erwägung 
zu ziehen. IV. Bon den Gemwerben geringer Urt, 
für melde die Gteuerjäße von 36, 24, 18, 12 
und 6 M beftimmt find, werden im $ 9 unter 
a u. b gewiſſe Gattungen mit Unführung typis 
ſcher Beifpiele näher bezeichnet. Bei beiden Gatt- 
ungen ſoll regelmäßig, u. wenn nicht auf einen 
bei diejen Gewerben ungewöhnlichen Betrieb3- 
umfang zu ſchließen ift, über den Steuerſatz von 
24 M nicht hinausgegangen werden. Der Satz 
von 24 M wird darnad) für gewöhnlich als höch« 
fter Steuerfag anzufehen und dann anzumenden 
fein, wenn inöbejondere bei den unter b aufge- 
führten Gewerben nad) der Art und Reife ihrer 
Ausübung (Mitnahme von Begleitern, Halten 


f-|von Fuhrwerk 2c.) od. fonftigen Umftänden auf 
ebeutung einen verhältnigmäßig erheblichen Umfang zu 


‚and ed bedarf einer Mittheilung hierüber an die ſchließen u. nicht etiva individuelle, den Gewerbe» 

Finanzabtheilungen der Regierungen nicht, außer) betrieb beeinträchtigende Umftände (vorftehend zu 

in denjenigen Fällen, wo ein von einer nicht- IIb) vorliegen. Unter Ben Borausjegungen 

preußiichen Behörde ausgeftellter Gewerbeichein | würde für die unter a im $ 9 bes Geſetzes be= 

der fraglichen Art zuerjt behufs Ausdehnung auf zeichneten Gewerbe der Steuerjag von 18 M ge- 

einen preußiichen Bezirk der betreffenden preußi- nügen. — Als mittlerer Satz ergibt ſich hieraus 
39" 
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für die erſtgedachte Gattung ($ 9b) der Steuer-, 
jag von 18 M, für die zweitgebadhte Gattung 
(5 9a) derjenige von 12 M, u. unter dieje Sätze 
wird nur in denjenigen Fällen herabzugehen jein, 
in welchen diejelben wegen ded minimalen Ums 
fanges des Gewerbebetriches od. wegen der ob» 
waltenden beionderen Verhältnifje in der Perjon 
des Etenerpflichtigen (zu III b vorftehend) für 
nicht anwendbar erachtet werden müjjen, indem 
alsdann bei der im $ 9b des Geſetzes bezeich— 
teten Gattung der Steuerjag don 12 M, und 
äußerſtenfalls, jedody nur ausnahmsweiſe, wenn 
beide vorgedadyte Ermäßigungsgründe zufammen- 
treffen, der Cap von 6 M, bei der in $ Ya 
des Geſetzes bezeichneten Gattung der Satz von 
6 M Anwendung finden jol. V. Die im $ 9 
unter a und b bezeichneten Gewerbe entiprechen 
denjenigen, welche das Regulatis von 4. Decbr. 
1856 im $ 1 beziehungsweije im $3 aufgeführt 
hat. Obwohl leptered nad) $ 33 des Geſetzes 
vom 3, Juli diefes Jahres außer Kraft tritt, jo 
tönnen die an den gedaditen Stellen ſich finden- 
ven Specialifirungen und die jonjtigen bisherigen 
Anordnungen wegen der für einzelne Gewerbe 
betriebe nachgelaffenen Gteuerermäßigung dod) 
zur Ergänzung der im $ 9 unter a und b ge 
wählten Bezeihnungen dienen. — Die Negier- 
ungen find aber ermädjtigt, die ermäßigten 
Steuerſätze nach den unter 111 vorftehend ent- 
widelten Grundfägen auch auf andere Gewerbe: 
betriebe anzuwenden, wenn legtere den mit $ 9 
a und b angeführten gleichzuftellen find und 
zwar ohne Unterſchied, ob der Gewerbebetrieb 
im Feilbieten oder dem Auffauf von Waaren 
oder auch im Feilbieten gewerblicher oder künſt— 
ferifcher Leiftungen befteht. — Bon bdiejer Er- 
mächtigung muß jebod) von vornherein mit großer 
Vorſicht Gebrauch gemacht werden. Es ijt dabei 
ernſtlich zu berücſſichtigen, daß die Abſicht des 
Geſetzes feineswegs auf eine allgemeine Ermäß- 
igung der Steuer vom Gewerbebetriebe im Um- 
herzieben, jondern dahin gerichtet gewejen ift, 
unter der im Wejentlihen unveränderten Er- 
haltung des biöherigen Gejammtauflonımens eine 
der Billigkeit mehr entiprechende Abſtufung in 
der Beftenerung herbeizuführen, wobei jedod) 
nicht die Steuerläße und Verhältnifje der Ge 
werbetreibenden anberer Steuerklajien maßgebend 
jein können, fondern nur diejenigen der ein Ge— 
werbe im Umbherziehen betreibenden Berfonen 
unter fid) zu vergleichen find. Den Regierungen 
wird deshalb insbejondere für die Zeit des 
Ueberganges dringend empfohlen, fih auf bie 
Befeitigung auffallender Ungleichheiten und uns 
verfennbarer Härten in der anderweiten Normir- 
ung der DICHTEN zu bejchränfen. VI. Die 
Anwendung des Steuerſatzes von 36 M wird 
hauptſächlich bei ſolchen Gewerbebetrieben ihre 
Stelle finden, welde nicht zu den Gewerben ge 
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836 M herabzugehen, wenn die obwaltenden er- 
hältniffe es erfordern, um eine emtjchiedene 
leberbürbung zu vermeiden. Indeſſen barf bie: 
nur ausnahmsweiſe gejhehen und wird nament- 
lid) ein geringerer Steuerſatz als 24 M fidh nur 
in feltenen 2. rechtfertigen lafjen. — Eine 
vorjichtige Beichränfung muß auch in dieſem 
Punkte erwartet werden. Die Fälle, in welchen 
bisher die Genehmigung ermäßigter Steuerfäße 
durd; den Finanzminifter erfolgen mußte und 
wirilid) ertheilt ijt, werben vorerſt als Anhalt 
für das fernere jelbjtändige Ermefjen der Re 
gierungen dienen fünnen. VII. Indem das Gr 
eb die Vorſchriften befeitigt Hat, nach melden 
dıe Wahl des Steuerjaged vdergeftalt an da} 
Vorhandenfein gewiſſer äußerer Merkmale ge- 
bunden war, daß nur der Finanzminiſter Aus 
nahmen zulajjen fonnte, hat dafjelbe doch keines— 
wegs verlannt, daß in folden äußeren Merl- 
malen ein jehr wichtiges Hilfsmittel für bie 
ſachgemäße Feſtſtellung der Steuer gegeben ie 
und nur den Regierungen eine freiere Beurtheil 
ung der Bedeutung jolder Merfmale nach den 
Umſtänden der concreten Fülle anheimgegeben, 
um das jonft umvermeidliche Eingreifen des 
Finanzminiſters behufs —— von Aus⸗ 
nahmen entbehrlich zu machen. — Daß dies der 
Standpunkt des Geſetzes iſt, geht ſchon daraus 
hervor, daß nad) $ 6 deſſelben bei der Anmeld— 
ung bes Gewerbebetriebe zur Ertheilung bes 
Gewerbefheines jowol der Gegenstand deifelben 
ald die Anzahl der mitzuführenden Begleiter, 
Fuhrwerke oder Wafjerfahrzeuge anzugeben, aud 
auf Erfordern noch nähere Auskunft über die 
Verrihtungen ber Begleiter, die Beſchaffenhei 
und Beitimmung der Transportmittel zu er 
teilen ift, daß ferner jede jpätere Uenderung in 
dem Gegenjtande de Gewerbebetriebes, in ber 
Unzahl der Begleiter oder der Transportmittel 
der vorherigen Aumeldung bedarf ($ 7). Der 
Schlußſatz im $ 7 weiſt ausdrücklich — die 
Wichtigleit Hin, welche das Geſetz ben fraglichen 
äußeren Merkmalen für die Wahl des Steuer— 
ſatzes beilegt. — Die Regierungen werben bei 
der Verwerthung dieſes ihnen dur die Am 
meldungen und durch die nöthigenfalld erforderten 
Erflärungen der Steuerpflichtigen zugeführten 
Materials von benjelben allgemeinen Geſichts— 
punkten auszugehen haben, welche den bisherigen 
bezüglichen Vorſchriften zum Grunde lagen. Die 
Bermuthung jpricht dafür, daß ber u mehrere 
Gegenftände ausgedehnte Geſchäftsbetrieb, injo- 
fern er einen mannigfaltigeren Abſatz geftattet 
und erheblichere Betriebsmittel vorausjeßt, ſowie 
daß der durch Begleiter unterftügte und ber 
unter Benugung von Fuhrwerk ausgeübte Ges 
werbebetrieb der relativ ftenerfähigere und einer 
Ermäßigung des Steuerfages minder bebürftige, 
daher mit den entiprechenden höheren Steuer» 


ringer Urt gehören, aber weil fie in erheblich) jägen zu belegen jei. — Es ift den Regierungen 
geringerem ald dem gewöhnlichen Umfange be-/aber zur Genüge befannt, daß bejondere lm» 


trieben oder dur 


bejondere (individuelle) Umz-|ftände diefe Vermuthung im einzelnen Falle ent 


jtande beeinträchtigt werden, durch den regel. |fräften können, und daß mehrere jener Merkmale 
mäßigen Steuerſatz von 48 M zu hart betroffen|bei tem gegenwärtigen Stande der öffentlichen 


werden würden, 


Es ift nicht ausgeſchloſſen, in Transport- und Communicationdmittel je nad 


Fällen diejer Art noch unter den Steuerjag vonder verſchiedenen Localität des Gewerbebetriebes 
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‚seine ſehr verſchiedene Bedeutung haben. 
braucht beifpielsweije nur an den durd) Benugung 
der Eifenbahnen ermöglichten Ihwunghaften und 
weit fohnenderen Betrieb einzelner Gewerbe ohne 
Begleiter und ohne Fuhrwerk erinnert zu werden, 
— Bei Feitiegung der Steuer muß derartigen 
Umjtänden die volle Aufmerkſamkeit zugewendet 
und dafür Sorge getragen, nöthigenfalls mit 
Strenge darauf gehalten werden, daß die Local- 
und Kreisbehörden, welche den Berjönlichkeiten 
der Anmeldenden näher jtehen, über Die gejeh- 
lichen Grundiäge der Bejteuerung ſich unter» 
richten, die thatſächlichen Verhältnifje gehörig 
Har fellen und ihre gutachtlichen Aeußerungen 
gewiſſenhaft abgeben, um die richtige Bemeſſung 
der Höhe der Steuer den Regierungen zu er- 
möglichen. VIII Wenngleih die Hauſirſteuer 
eine Jahresſteuer ift, jo liegt es doch in der 
Befugniß der Regierungen, worauf hier noch be» 
ſonders aufmerkſam gemadt wird, wenn ein 
Gewerbe erjt in vorgerüdter Jahreszeit ange 
fangen werden fol, hierauf bei Bertimmung des 
ür den Neft des Jahres zu erlegenden Steuer- 
atzes geeignete Rückſicht zu nehmen. Der in 
Nede ftehende Umftand kann jedoch) keinesfalls 
in Betracht fommen bei denjenigen Gewerben, 
welche ihrer Natur nad) ſich auf dem Betrieb 
während einer beftimmten Jahreszeit (Saiſon) 
beſchränken, wirb aber aud) bei anderen Gewerben 
immer nur ausnahmsweiſe die Wahl eines nicht 
ſchon an fich geredjtfertigten ermäßigten Steuer- 
jates begründen können, wenn anzunehmen it, 
Ins andernfalld der Beginn des Gewerbebetriebes 
bis zum folgenden Jahre unterbleiben oder die 
unverhältnigmäßige Steuer für den kurzen Reft 
ded Jahres zu unverftenertem und unerlaubten 
Geichäftöbetriebe anreizen würde, IX. Die fernere 
Bulaffung der bisherigen Steuerermäßigung für 
die Mitglieder größerer Mufiler- 2c. Geſellſchaften 
ft im $ 10 des Geſetzes ausdrüdlid audge- 
ſprochen. — Es hat dadurch jedoch nicht aus- 
eſchloſſen werben follen, daß auf ſolche Muſiler, 
Scaufpieler u. ſ. w., welche allein oder in Ber« 
bindungen von weniger als vier Perjonen ihre 
Gewerbe betreiben, die allgemeinen Vorſchriften 
des $ 9 und die danach zuläffigen ermäßigten 
Steuerfäge angewandt werden, jofern die im 
einzelnen Falle obwaltenden Umjtände nad) dem 
Ermefien der Regierungen dieſes rechtfertigen, — 
Auch wird ed faum der Erwähnung bedürfen, 
dag der $ 10 des Geſetzes eine — 
ertheilt, von welcher nur, wenn das Bedürfni 
dazu vorhanden, Gebrauch zu machen, während 
andernfalls die Anwendung des vollen Steuer— 
fages von 48 M oder des Satzes von 36 M 
durchaus zuläflig ift. X. Für Gewerbebetriebe 
von bedeutendem Umfange, wie diejenigen ber 
Vorfteher großer Schaufpieler-, Mufifer-, Kunit- 
reitere und ähnlicher Gefellihaften, der Pferde- 
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Es Folgendes bemerft: „Der Steuerfag von 48 M 


entipricht dem Mittelfage der Sewerbefteuer vom 
ftehenden Handel in Klaffe A II der II, Ge 
werbejteuerabtheilung, während der Mittelſatz in 
berjelben Klaſſe A II in der, die großen Städte 
umfaffenden I. Abteilung ſchon 72 M beträgt 
($ 10 des Geſetzes vom 19. Juli 1861). Reicht 
nun auch ein großer Theil der Geſchäfte, von 
welchen nur die Steuer vom Gemerbebetriebe im 
Umperziehen zu entrichten ift, an den Umfang 
der (serhäfte, welche in der bezeichneten Handels- 
klaſſe zum Mitteljat veranlagt werden, nicht oder 
faum heran, jo gibt e3 doch, im neuerer Beit 
mehr nod als früher, einzelne folche Geichafte, 
welche nad Umfang und Ertrag jtehenden Han- 
delsgeſchäften gleichgeftellt werden können, die 
einen erheblich höheren Steuerjag zu entrichten 
haben, Namentlih hat die Entwidelung der 
Communicationd« und der Transportmittel einen 
ihwunghaften und umfangreichen Betrieb des 
Gewerbes im Umberziehen ermöglicht, der über- 
die vielfah mit dem jtehenden Gewerbe in 
empfindliche Concurrenz tritt. In Bezug hier- 
auf darf nur an die neuerlich hervorgetretenen 
Beihwerden und Klagen über Beeinträchtigungen 
durch ſ. g. Wanderlager und Wanderauctionen 
erinnert werden. Gewiß kann e3 nicht Aufgabe 
der Steuergefeßgebung jein, hier hemmend oder 
ihüßend einzugreifen. Anderſeits würde es 
den Anforderungen der Gerechtigkeit und Billig- 
feit gewiß auch nicht entiprechen, ben Gewerbe. 
betrieb im Umpherziehen, defjen Befreiung von 
Communalzujhlägen zur Staatsjtener hier mit 
zu berüdfichtigen ift, durch eitiepung eines ber- 
hältnigmäßig niedrig gegriffenen Marimalfages 
von 48 M ——— vor dem ſtehenden Ge— 
werbe zu org — Nachdem der in dieſer 
Weiſe motivirte Vorſchlag die Zuftimmung der 
ejeßgebenden Factoren ohne BWiderfpru e⸗ 
Fender hat, werden die Regierungen bet An- 
wendung und Abmeſſung der erhöhten Steuer- 
jäge fich die in den Motiven angedeuteten Ge— 
ſichtspunkte ebenfalld zur Richtſchnur dienen zu 
lajien und Folgendes zu beachten haben: a. Die 
oben erwähnten, im Gejete angeführten Gewerbe- 
betriebe find nur als Beifpiele folder Gewerbe: 
betriebe nambaft gemacht, bei denen ein be- 
deutender Umfang nicht jelten vorlommt, Die 
—— der Steuer findet aber auch bei jeder 
anderen Art des Gewerbebetriebes im Umher— 
ziehen, wenn die bezeichnete Vorausſetzung zu— 
trifft, Anwendung. b. Bei Beurtheilung der 
frage, ob diefe Borausjegung vorliege und ob 
deshalb und in welchem Maße zur Erhöhung 
der Steuer Beranlaffung gegeben jei, fann im 
Tralle des Zweifels eine Vergleichung mit folchen 
itehenden Gewerbebetrieben, weldye in der Klaſſe 
A II in den Städten der Il. Gemwerbefteuer- 
abtheilung zum Mittelfage veranlagt zu werden 


und Viehhändler mit erheblichem Vetriebscapital| pflegen, einen brauchbaren Arhalt gewähren. 

und Umfag, der mit größeren Waarenlagern| Hierzu fordert die Erwägung auf, daß eine 

umbherziehenden SHanbeltreibenden u. |. w. ſind grundſätzlich geringere —— des Hauſir⸗ 
e 


im $ 9 Nr, 2 des Geſetzes erhöhte Steuerſätze gewerbes gegenüber derjenigen 
Zur Recht- Gewerbes der Abficht der Geſeke keinesfalls ent» 


von 72, 96 oder 144 M eingeführt. 


8 ftehenden 


fertigung diefer Maßregel wurde in der dem jpreden, auch in Rückſicht auf die Concurrenz, 


Entwurfe des Geſetzes beigegebenen Dentichriit 


welche dem jtehenden Gewerbe dur das Hauſir⸗ 
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gewerbe gemacht wird, unangemefjen fein mwiürde., ber mitzuführenden Begleiter, Fuhrwerke oder 
c. Anderſeits ift feftzuhalten, daß über die Wafjerfahrzeuge enthalten. — Jeder Anmeldende 
Anwendung erhöhter Steuerläge nur nad denlift aud) verpflichtet, auf Erfordern über die Ber- 
für die Beitenerung maßgebenden Gefichtpunften [richtungen der Begleiter, die Beſchaffenheit und 
die Entſchließung getroffen werden muß und nicht |die Beſtimmung der Transportmittel (ob ein 
rein gewerbepolizeiliche Erwägungen die DOber- [oder mehrſpänniges Fuhrwerk, ob daſſelbe zum 
hand gewinnen dürfen, wie dies in den oben mit | Waarentransport oder nur zur Beförderung der 
getheilten Motiven bejonders in Bezug auf die Perjon und des Geräthes ꝛc. benutzt werden joll; 
Klagen und Beihwerden über die jogenannten|bei Waflerfahrzeugen: von welcher Tragfähigkeit 
Wanderlager und Wanderauctionen ſchon dargelegt|u. |. w.) Auskunft zu geben. In wie weit ſolche 
ift. Auch in Fällen diefer Art muß die Wahl nähere Auskunft im einzelnen Falle zu erfordern 
de3 Gteuerfates durd die Rückſicht auf Umfang, |jei, beftimmit ſich hauptſächlich durd die Rüdficht, 


Betriebsmittel, mehr oder meniger lohnenden 
und ergiebigen Betrieb und die bejonderen Ver— 
hältnifje des Gemwerbetreibenden ihre Begründung 
finden. 11) Welche Uenderungen des Gemwerbe- 
betriebes im Umperziehen im Laufe des Jahres 
eine anderweite Feſtſetzung der Steuer nad) fid) 
ziehen können ift im & 7 des Geſetzes vorgejehen. 
Diejelben bejchränten fi) I. auf Aenderungen im 
Gegenſtande des Gewerbebetriebes, nämlich a. den 
Uebergang zu einem andern als dem im Gewerbe» 
jcheine bezeichneten Gewerbe, 3. B. zum Feil— 
bieten von Waaren ftatt des Feilbietend von 
Leiftungen, oder b. die Ausdehnung des Gewerbes 
betriebes auf noch andere, ald die im Gewerbe: 
jcheine bezeichneten Gegenftände, Waaren oder 
Zeiftungen, II. auf Bermehrung der Zahl der 
Begleiter, Fuhrwerke oder Wafjerfahrzeuge über 
die im Gemwerbeicheine angegebene Zahl, oder 
III. auf das Mitführen auch nur eines Beglei- 
ters, Fuhrwerkes oder Wafjerfahrzeuges, während 
im Gewerbeſchein ſolches nicht angegeben iſt. — 
In allen vorgedadyten Fällen, mögen fie durch 
vorſchriftsmäßige Anmeldung oder durch Ent- 
dedung einer Gejegesübertretung bekannt werden, 
it zu prüfen, ob die im Laufe des Jahres ftatt- 
findende Wenderung des Gemwerbebetriebes bie 
Anwendung eines höheren Steuerfages bedingt 
und zu begründen geeignet ift. Für die Beant- 
wortung diejer Frage find die Beitimmungen des 
$ 9 des Geſetzes und die unter Nr. 10 diejer 
Anweiſung entwidelten Grundjäte ebenfalld maß⸗ 
gebend. — Wird die frage hiernach bejaht, jo 
iſt doch zu beachten, das ftet3 der für das be- 
treffende Jahr bereit? entrichtete Steuerbetrag 
auf den infolge der eingetretenen Wenderung 
feftgeftellten Steuerjaß anzurechnen und nur ber 
überjchießende Mehrbetrag des Letzteren nachzu⸗ 
erheben bleibt. — Daß und in welchem Betrage 
eine berartige Anrechnung ftattgefunden hat, iſt 
auf dem beridhtigten oder anderweit audgefertigten 
Gemwerbeicheine zu vermerken. — Sn gleicher 
Weije tritt eine Anrechnung ber in den Sn en⸗ 
zollernſchen Landen erlegten Steuer bei Aus- 
dehnung ded Gewerbeſcheines in den Fällen des 
$ 11 — zweiter Ubjag — des Geſetzes ein (vgl. 
unter Nr. 10 zu I). 12) Die Borichriften des 
$ 6 des Gefetes über die Anmeldung des Ge- 
werbebetriebe8 im Umbherziehen und die Ein- 
löjung des Gewerbeicheines find jo ausführlich, 
daß in der Hauptjache nn 

wiejen werden lann. Auf 
bejonders aufmerfjam zu maden. I. 


diefelben Hier ver-|die Verwaltung der directen Steuern) 
achitehendes ift jedoch) den. — Endlid find hiernach auch die 
Jede An⸗ auf Ausdehnung derjenigen Gewerbeſcheine (nad 


daß es darauf anfommt, für die Steuerabmefjung 
die Grundlage zu gewinnen (vergl. Nr. 10 zu 
VO). Es wird deshalb vorzug&meije bie Mo- 
tivirung der Anträge auf Bewilligung ermäßigter 
Steuerjäße für Gewerbetreibende, welche Begleiter, 
Fuhrwert u. j. mw. mit ſich führen, auf diejem 
ge zu beichaffen fein, wenn nicht ſchon die 
Anmeldung das Nöthige enthält. IL In Betreff 
der Unbringung der Anmeldung wird wuter« 
idieden a. ob es zu dem Gewerbebetriebe des 
Legitimationsicheines einer preußiſchen oberen 
Verwaltungsbehörde bedarf, — alsdannijt Feine 
bejondere Anmeldung wegen bed Gewerbejcheines 
erforderlich, jondern die Beantragung des legteren 
mit dem Untrage auf Ertheilung des Legitima- 
tionsicheine zu verbinden. Dajjelbe gilt, wenn 
Ungehörige anderer deuticher Staaten den von 
einer nichtpreußiihen Behörde ertheilten Legi— 
timationsichein zu den im $ 59 der Gewerbe- 
ordnung bezeichneten Gewerbebetrieben behufs 
Ausdehnung auf einen preußijchen Bezirk eins 
reichen ($ 60 der Gewerbeordnung, vergl. aud 
Nr. 10 zu I). — An weldie Behörde die An— 
träge auf Ertheilung beziehungsweije Ausdehnung 
eines Legitimationsicheines zu richten find, wird 
als aus den Ausfühnrungsbeitimmungen zu Titel 
III der Gewerbeordnung befannt vorausgeſetzt. 
b. Iſt ein Legitimationsſchein der preußijchen 
DOber-Berwaltungsbehörde nicht erforderlich, fo 
muß die ren behuf3 Entrichtung der 
Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen 
bejonderd und zwar bei der Ortöpoligeibehörde, 
— in den Ortſchaften der IV, Gewerbefteuers 
abtheilung aber bei der Kreisbehörde (vergl. $ 6 
dritter Abjag) bewirkt werden. — Hierher ge 
hören aljo namentlich die Anmeldungen wegen 
des Feilbietens nicht jelbjtgemonnener roher Er» 
zeugniffe der Land» und Forjtwirthichait, bes 
Garten- und Objtbaued, der Jagd und Fiſcherei 
(Nr. 2 zu II); ferner die Unmeldungen zur Er» 
theilung preußiicher Gewerbeſcheine für Ange 
Örige anderer deuticher Staaten, die ſchon ım 
efige eines feiner Ausdehnung bedürfenden Le- 
gitimationsicheined der oberen Berwaltungs- 
behörde ihres Heimathitaates find. Den Gewerbe» 
treibenden der legtgedachten Art joll jedoch auch 
geitattet fein, fich mit dem Antrage auf Ertheil- 
ung des preußiſchen Gewerbeſcheines unmittelbar 
an die Regierung (Finanzdirection, Direction für 
u wen⸗ 
nträge 


meldung muß die Ungabe des Gegenftandes des 8 11 zweiter Abſatz) zu behandeln, welche in den 
beabfichtigten Gewerbebetriebes und der Anzahl Hohenzollernichen Landen gelöft find. c. Gehört 
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der beabfichtigte Gewerbebetrieb jowol zu der 
unter a als zu der unter b bezeichneten Stategorie, 
— z. B. Feilbieten verjchiedener nicht ſelbſt— 
gewonnener Erzeugnifie der Landwirthicaft, 
welche nur zum Theil zu den rohen Erzeugnifien 
zu rechnen und wozu nur, injoweit dies zutrifit, 
fein Legitimationsichein nöthig ift, während wegen 
der übrigen Gegenjtände allerdings ein ſolcher zu 
beantragen iſt — jo ift die Anmeldung aud) in 
Betreff des nicht legitimationspflichtigen Ge» 
werbebetriebes mit dem Antrage auf Ertheilung 
des Legitimationsicheined zu verbinden. ILL. 
Hinfihtlih der weiteren Behandlung ber — 
nöthigenfallö vervollftändigten (zu I) — Un- 
meldung greift die zu II vorjtehend erörterte 
Unteriheidung wiederum Platz. a. Bedarf es 
zugleich eines preußiihen Legitimationsicheines 
(zu Ila), jo ijt die mit dem Antrage auf Er- 
theilung des Lepteren verbundene Anmeldung der 
Behörde, von welcher der Legitimationsichein 
auszufertigen ift, zu überjenden und gelangt erſt 
mit demjelben vor dejjen Aushändigung an die 
für die Ertheilung des Gewerbeſcheines zuftändige 
Behörde (bei den Regierungen an deren Finanz- 
Abtheilung), welche den mit dem Legitimations- 
ichein in der Regel zu verbindenden Gewerbe- 
jchein ausfertigt und der betreffenden Kafje zu- 
ehen läßt. Die vorerwähnte Mittheilung des 
Segitimationsfcheined an die zur Ertheilung des 
Gewerbeſcheines zuftändige Stelle hat auch dann 
einzutreten, wenn es ausnahmsweiſe eines Ge- 
werbejcheine® nad Vorſchrift diejes Geſetzes nicht 
bedarf (Nr. 2 zu I und III). Letztere Stelle 
hat alddann auf dem Legitimationsſcheine zu 
vermerken, daß ein Gewerbeichein nicht erforder» 
li, und benjelben ohne Aufenthalt weiter zu 
befördern. b. In den unter IIb gedadıten Fällen 
wird dagegen die Anmeldung direct der zur Feit- 
jegung der Steuer zuftändigen Behörde vor- 
gelegt. e. In den unter IIc erwähnten Fällen 
endlich ijt wie vorjtehend unter a angegeben zu 
verfahren. Der Gewerbeſchein für den nicht 
legitimationsjcheinpflichtigen Gemerbebetrieb ift 
alödann aber nicht bejonders auszufertigen, jon- 
dern die betreffenden Gegenjtände (3. B. nicht 
jelbftgewonnene rohe Erzeugnijje der Landwirth— 
ichaft) werden in ben mit dem Legitimationd« 
ſchein zu verbindenden Gewerbeſchein mit auf- 
genommen. — In allen Tzällen (zu a und b) 
haben die die Unmeldungen vorlegenden Be- 
hörden und Beamten fi deren vorgängige 
Prüfung hinfichtlich deö anzumendenden Steuer: 
jages angelegen fein zu laſſen, die etwa nöthigen 
weiteren Wufllärungen über Art und Umfang 
des Gewerbebetriebes, bejondere Verhältnijie der 
Gemwerbetreibenden u. ſ. w. zu beidaffen und 
ihre gutachtliche Aeußerung über den angemefjenen 
Steuerſatz beizufügen. IV. en. der Form der 
Gewerbejcheine und wegen ber Verbindung der- 
jelben mit den Legitimationsjcheinen bewendet es 
bi8 auf Weiteres bei den bisherigen Beltimm- 
ungen. Die Namhaftmahung der mitzuführen- 
den Begleiter findet nicht ftatt, jondern es iſt 
nur die Anzahl derjelben — nah Umftänden 
jedoch auch eine Bezeichnung ihrer Beltimmung 
— im Gewerbejchein anzugeben. Ob in bie 
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nicht mit Legitimationsſcheinen verbundenen Ge- 
werbeiceine auch das Signalement des Inhabers 
aufzunehmen oder nicht, bleibt bis auf Weiteres 
dem Ermefjen der ausfertigenden Behörden über- 
lafjen. Die Behörden, bei welchen die betrefjen- 
den Anmeldungen anzubringen find, müſſen jedod) 
mit Weiſung darüber verjehen werden, in welchen 
Fällen auf Beifügung des Signalements zu halten 
jei, damit unnöthige Beläftigungen oder nad 
trägliche Verzögerungen vermieden werben. V. 
Von bejonderer Wichtigkeit ift die Bezeichnung 
des Gegenjtandes des Gemwerbebetriebed in dem 
Gewerbejcheine und zwar weniger bei denjenigen 
Gewerbeideinen, welde zum vollen Steuerjage 
von 48 M oder zu einem erhöhten Sate ertheilt 
werden, als da, wo gerade in Berüdfichtigung 
des Gegenftandes, auf welchen dad Gewerbe ge- 
richtet ijt, Ermäßigung des Steuerfages gewährt 
worden. Erjteren Falles find felbjt die allge- 
meinften Bezeichnungen (3. B. Handel mit allen 
Gegenjtänden, welche nicht vom An» und Ber- 
fauf im Umbherziehen ausgeichlofjen ſind ꝛc.) 
ausreichend. Letzterenfalls wird jedoch bei der 
nothwendigen näheren Bezeichnung der Gegen- 
Hände immerhin die Specialifirung, ſoweit es 
die Grundjäge für die Wahl ermäßigter Steuer- 
ſätze geftatten, einzufchränfen und ben jprad)- 
gebräudlichen Collectivbezeihnungen der Vorzug 
zu geben jein, um die Fälle ftrafbarer Ausdehn- 
ung des Gewerbebetriebed auf andere, als bie 
im Gewerbejcjeine bezeichneten Waaren oder 
Zeitungen ($ 19 des Geſetzes) jo viel als thun- 
lid zu vermindern. — Wuͤnſchenswerth ericheint 
die Uebereinftimmung der gebräudlichen Be— 
zeichnungen des Gegenftandes des Gewerbe- 
betriebes in den Legitimationsſcheinen einerjeits 
und ben Gewerbeicheiner anderjeits. Es kann 
deshalb nur empfohlen werden, hierauf durch 
Einvernehmen der beiderjeitd zuſtändigen Be- 
hörden hinzuwirken, wo ſich dazu Beranlafjung 
ergibt. Iſt aber der Gegenjtand des beabjich- 
tigten Gewerbebetriebes im Legitimationsicheine 
nicht jo beftimmt bezeichnet, wie es im ſteuer— 
lien Intereſſe nothwendig ericheint, jo muß 
darauf gehalten werden, daß die Bervollftändig- 
ung der Bezeichnung in den Gewerbeſchein auf- 
genommen wird, VI. Hinfichtlid der Numerir- 
ung und der Eintragung der Gewerbeſcheine in 
die zu führenden Wegifter, fowie der Kaſſen, 
welchen die Gemwerbejceine zur Aushändigung 
gegen Erlegung der Steuer zuaufertigen ind, 
bewendet es. bei dem bisherigen Verfahren. 
VII. Da ber Gewerbebetrieb im Umherziehen 
nicht eher begonnen werden darf, als biß der 
Gewerbeichein ausgehändigt ift, jo muß eine 
raſche Erledigung der bezüglichen Angelegenheiten 
allen betheiligten Behörden und Beamten zur 
Pflicht gemadyt werden. Berjchleppungen unb 
Nadjläffigkeiten dürfen Hierbei nirgend gebuldet 
werden, —— find, wo ſie vorlommen ſollten, 
unnachſichtlich abzuſtellen. — Außerdem iſt dar— 
auf zu halten, daß alljährlich im Monat Sep— 
tember durch Bekanntmachung in ortsüblicher 
Weiſe, beziehungsweiſe durch die Kreis- und 
Amtsblätter die Aufforderung*erlaffen wird, die 
Anmeldungen bes für das folgende Jahr beab» 
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fihtigten Gewerbebetriebe im Umbherziehen ſpä- oben Grabe, 


teftend im October zu bewirken. 13) Wegen der 
im Laufe des Jahres über beabjichtigte Ver— 
änderungen des Gewerbebetriebe zu machenden 
Anmeldungen wird auf die obigen Erläuterungen 
unter Nr. 11 zu I Bezug genommen und im 
Uebrigen auf den $ 7 des Geſetzes verwiejen, 
wonach auf derartige Anmeldungen die Bejtimm- 
ungen des $ 6 Si pi ſowol Hinjichtlich der 
Stelfe, bei welder fie anzubringen, als hinjicht- 
lich des Inhaltes und des Verjahrens Anwend- 
ung zu finden haben. 14) Die Bewilligung 
jteuerfreier Gewerbejdeine ift dem Finanzminiſter 
vorbepalten. I. Es wird jedoch den Regierungen 
(Finanzdirection, Direction für die Verwaltung 
der directen Steuern) hierdurch allgemein die 
Ermädtigung ertheilt, den Militärinvaliden in 
der bisherigen Weife fteuerfreie Gewerbejcheine 
zu ertheilen. Dabei iſt davon auszugehen, 
daß ein Rechtsanſpruch auf dieje Befreiung nicht 
bat zugeftanden werben follen, diejelbe vielmehr 
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Täuſchungen Hierüber und un« 
begründete Erftattungsgejuhe können deshalb 
auch leicht vorlommen, felbjt wenn lettere auf 
die Thatjache geftügt werden, daß der Gewerke 
betrieb ganz unterblieben fei. Noch jchwieriger 
ift die Prüfung, wenn behauptet wird, der Ge 
werbebetrieb ſei eingeftellt. Es fommen dann 
die ſchon anderweit berührten Momente mit ins 
Spiel, ob der Gewerbebetrieb nicht von jelbit 
fi) nur auf einen gewiljen Theil des Jahres 
erjtreden fonnte und jollte und dergleichen mehr. 
— Das Gejeh Hat hiergegen injofern einiger- 
maßen Vorfehrung getroffen, als jede Erftattung 
abzulehnen ijt, wenn der Gewerbeſchein jpäter 
als 6 Monate nad) jeiner Einlöfung zurüd- 
gegeben wird und als das Erſtattungsgeſuch nur 
dur den Eintritt unvorhergejehener, von . dem 
Willen de3 Gewerbetreibenden og er Er- 
eignifje motivirt werden fann. Dieſe ben 
nilfe müffen unter allen Umſtänden ſtreng beob- 
achtet werden, aber auch wenn fie vorhanden 


nur für jolde Perjonen, deren Zuvalidität durch, ſind, bleibt den Regierungen die Befugniß und 


die zuftändige Behörde ausdrücklich anerkannt 
worden, in den Fällen zuläſſig ift, wo diejelben 
bedürftig find und in anderer Weife fich bezw. 
ihre Fanulie nicht ernähren Tönnen. Auch ift 
die Bewilligung der Regel nad) auf Gewerbe: 
betriebe, für welche bei anderen Perſonen jehr 
ermäßigte Steuerſätze hätten feftgejtellt werden 
fünnen, einzufchränten, in dieſen Grenzen aber 
auch bei anderen Arten von Gemerbebetrieben, 
al3 dem Muſikmachen zuläffig. IL Hinfichtlid) 
de3 im Umberziehen Hatttin enden Bertheilens 
von Bibeln und Erbauungsichriften, welches un« 
entgeltlich oder gesen eine nur die Anjhaflungsd- 
fojten dedende Vergütung‘ erfolgt, werden Die 
Regierungen hierdürch ebenfalls allgemein er» 
mädtigt, die bisher bewilligten Steuerbefreiungen 
in den entjprechenden Fällen auch ferner felbit- 
ftändig zu gewähren. I. Anträge auf Ertheil- 
ung jteuerfreier Gewerbejcheine find nicht direct 
an das Finanzminifterium zu richten, jondern 
bei der Anmeldung des Gewerbes ($ 6 des Ge- 
jeges) anzubringen. — Hält die Regierung der» 
artige Anträge für unbegründet, jo weift fie die— 


die Verpflichtung, jeden mißbräuchlichen —— 
ungägejuhen die Gewährung ganz zu verjagen 
und bei Arbitrirung des zu erftattenden Betrages 
da3 richtige Maß inne zu halten. Ueber die bes 
willigten Erjtattungsanträge ift alljährlich eine 
Nachweiſung aufzuftellen und bis zum 1. März 
des nädjitfolgenden Jahres einzureichen. 16) Die 
Angehörigen außerdeutſcher Staaten, welche weder 
ihren Wohnjig noch eine gewerbliche Niederlaſſung 
in einem deutſchen Staate haben, können zur 
Stener nit herangezogen werden, wenn fie Hi 
in Breußen darauf nal Supra, a. Handel (Auf⸗ 
fauf und Berlauf von Waaren und Suden von 
Baarenbeftellungen) auf Meffen und ——— 
zu treiben ($ 3 Nr. 3), b. Waaren auf Wochen⸗ 
märften anzufaufen, c. Berzehrungsgegenftände 
ir Handwerferwaaren und dergleichen) auf 

ochenmärften feilzubieten (3 Nr. 4), d. inner» 
halb eines Bezirfed von nicht über 15 km dies 
jeitö der preußiichen Grenze, wo die zuftändige 
Negierung es geftattet hat, jelbftgewonnene Er« 
zeugniffe und jelbftverfertigte Waaren, welche zu 
den Wochenmarktögegenftänden gehören, feilzu- 


jelben zurüd. Glaubt fie folche befürworten zujbieten ($ 3 Ar. 5), — In welden Fällen der 
jollen, jo jind die desfallfigen Verhandlungen |Berfehr in der zu d bezeichneten Art von den 
(ofern nicht die Beſtimmungen unter I und II Regierungen fteuerfrei zu gejtatten, bleibt vorerft 
vorjtehend Pla greifen) mit motivirendem Ber|deren Ermefjen überlafen. E3 wird dabei außer 
riht dem Yinanzminifterium zur Enticheidung|der etwaigen Befriedigung von Bedürfniſſen 
vorzulegen. Zur Bereinfahung des Schreibwerks |dieffeitiger Grenzbewohner und dem Intereſſe der 
wird empfohlen, die gleichzeitig vorliegenden|Erhaltung eines bereits bejtehenden nüßlichen 
Fälle möglichſt zufammenzufaffen. 15) Bei An⸗ Grenzverkehrs aud die Rüdfiht auf Gegenieitig- 
wendung der gegen die bisherigen Borjchriften|feit wahrzunehmen jein, wo dazu irgend Anlaß 
ſehr erweitertin und milden Beftimmungen über geboten iſt. — Diesfällige Anordnungen jind 
Erjtattung der Steuer ($ 16 des Gejeges) muß Feibtverftänbfig in geeigneter Weiſe in dem be» 
daran fejtgcehalten werden, daß die im zweiten |treffenden Bezirke ö 2 befannt zu machen, 
Abſatze des $ 15 zugelafjenen Ausnahmen von nach Umftänden aud) zur Kenntnif der jenfeitigen 
der im erſten Abjage vorangeftellten Kegel aud)| Örenzbewohner zu bringen und wird dabei zwed- 
in der Praris Ausnahmen bleiben und die Er-|mäßig zugleid) auf das in gewerbepolizeilicher 
—— in allen Fällen nur gewährt werden Hinſicht zu Beobachtende (Legitimationſchein), ſo— 
cam, ohne daß irgendwie ein Rechtsanſpruch wie auf die zollgeſetzlichen Vorſchriften wegen des 
auf diejelbe anerkannt wäre. — Die Natur des Verkehrs im Grenzbezirfe beziehungsweije des 
Gewerbebetriebes im Umherziehen erleichtert defjer |jogenannten Heinen Grenzverkehrs nad Ver— 
Ausübung, ohne daß am Wohnorte des Ge-)ftändigung mit den zuftändigen Behörden hin— 
werbetreibenden etwas davon befannt mind, in zuweiſen m — Aus den Bejtimmungen im 


Gewervefteuer. 
8 1 des Gejepes folgt ferner, daß Angehörige | 
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Abſatz 2 des Geſetzes erwähnten Ermächtigung, 


außerdeutſcher Staaten, welche auf Beſtellung ihr bezüglich der daſelbſt bezeichneten Angehötigen 


Gewerbe in Preußen ausüben, Waaren nicht zum 
Wiederverkauf oder doch nur bei Kaufleuten und 
in offenen Berfaufsftellen auffaufen, diejerhalb 
feinesfalls mit der Steuer vom Gewerbebetriebe 
im Umherziehen betroffen werden können, weil 
foldyes überhaupt nicht Gegenftand diefer Steuer 
ift. — Inwiefern einzelne Arten der bezeichneten 
—— Handlungen der Steuer vom ſtehen— 
en Gewerbebetriebe unterliegen können (3. B. 
Ausübung des Zimmergemwerbes dur Ausführ— 
ung eines bejtellten Baues in Preußen u. ſ. w.), 
ift lediglich nach den die Beiteuerung des ftehen- 
den Gewerbebetriebes betreffenden Vorſchriften 
au beurtheilen. — Dagegen fommt nad $ 3 

r. 1 und 2 des Gejeged den Angehörigen 
außerdeutſcher Staaten feine der jonftigen Aus— 
nahmen von der Haufirfteuer zu Statten, welche 
im $ 2 be3 Geſetzes beitimmt find, und ebenjo- 
wenig die Steuerfreiheit ded im Uniherziehen 


anderer Länder die Steuer vom Gewerbebetriebe 
im Umperziehen zu erhöhen, iſt biöher nur bei 
den Ungehörigen des Königreichs Dänemarf Ge— 
brauch gemacht, für welche die Steuer auf 180 M 
feftgeftellt ift, wobei e8 aud) ferner bewendet. — 
In Betreff der Frage, ob und unter welchen 
Bedingungen Ausländer zum Gewerbebetriebe im ' 
Umherziehen beziehungsweiſe zu welchen Arten 
defjelben in Preußen zuzulaffen, welche Behörden 
für die Ertheilung der desfallfigen Legitimations- 
ſcheine zuläffig find, hat dad vorliegende Gejet; 
eine Uenderung des Beftehenden nicht zur Folge 
17) Die Strafbeitimmungen in den F 17—26 
des Geſetzes vom 3. Juli d. I. ſchließen fich im 
Wejentlichen an die bisherigen Strafbejtimmungen 
des Regulativs vom 28. April 1824 an. ie 
hier Hervorzuhebenden Nenderungen beftehen darin, 
daß 1. die Defraudationsftrafe von dem vier- 
fachen auf den doppelten Betrag ber Hinter- 


betriebenen Feilbietens jelbftgewonnener Erzeug: zogenen einjährigen Steuer für alle Gewerbe- 


niffe der Landwirthichaft, welche im $ 1 Wr. 1 
vorbehalten ift; es jei denn, daß durch Verträge 
ober Vereinbarungen oder durch Anordnungen 
des Finanzminifters andermweite Feſtſetzungen hier» 
über getroffen feien oder jpeciell getroffen werden 
möchten. In legterer Beziehung ijt daran zu 
erinnern, daß die Anwendung ber jämmtlicdhen 
Ausnahmebeftimmungen des $ 3 des Gejekes 
bezüglich der Ungehörigen des Großherzogthums 
Luxemburg durch die Bollvereinsverträge audr 
geichloffen ift, jo daß diejelben den — —— 
deutſcher Staaten völlig gleichſtehen. — Den 
—— von Frankreich (vgl. Vertrag vom 
2. Auguſt 1862 Art. 26 und vom 11. December 
1871 Urt. 18), von Defterreich (Vertrag vom 
9. März 1868 Art. 18), der Schweiz (Bertrag 
vom 13. Mai 1869 Art. 9) und von Portugal 
Vertrag vom 2. März 1872 Art. 12), welche 
(ib oder durh in ihren Dienſten ftehende 

eifende für ihr Geihäft Waareneinläufe machen 
oder Beitellungen auf Waaren ſuchen, find für 
diefe Art des Semwerbebetriebed von der Gewerbe: 
fteuer gänzlich befreit, während die Angehörigen 
des Königreich® der Niederlande 24 M (Bertrag 
vom 31. December 1851 Art. 24) u. von Belgien 
16 M (protofoflariiche Vereinbarung vom 2. Jar 
nuar 1855, Eirc.-Berf. vom 3. März 1855) für 
diejen Gewerbebetrieb zu entrichten haben. End- 
lich find den Angehörigen bes Königreichs Italien 
(Vertrag vom 31. December 1865 Urt. 1), ſowie 
von Großbritannien (Vertrag vom 30. Mai 1865 
Art. 1) die Rechte der meiftbegünftigten Nationen 
zugeftanden, jo daß diejelben gleich den Ange: 
börigen von Frankreich und Defterreich gleichfalls 
Anipruch haben, jelbft oder durch in ihren Dienjten 
ftehende Neifende für ihr Geſchäft Waareneinfäufe 
zu maden und Waarenbejtellungen zu juchen, 
ohne der Gewerbefteuer unterworfen zu fein. — 
Im Uebrigen finden die unter Nr. 1, 3, 4 und 
5 des $ 3 des Geſetzes getroffenen Beitimmungen 
auf die Angehörigen der genannten Staaten ebenjo 
Anwendung wie auf alle jonftigen Ausländer, zu 
deren Gunften feine Berträge diefe Bejtimmungen 


defraudationen — auch Hinfichtlic) der Steuer 
vom ftehenden Gewerbebetriebe ($ 17) — herab- 
gejegt it. — Da der Betrag der hierbei zum 
Grunde zu legenden Jahresfteuer nad) $ 28 des 
Geſetzes von den Regierungen feitzufegen iſt und 
legtere in der Lage find, bie Feſtſetzung den 
Umftänden des einzelnen Falles anzupafjen, jo 
werden, wenn eine umfichtige Handhabung diefer 
Befugniß ftattfindet,die Veranlaſſungen zu fernerer 
Ermäßigung der Strafen im Gnadenmwege ſich 
jehr vermindern. — Bei den von den Regier- 
ungen vorläufig feſtzuſetzenden Gtrafen ($ 27) 
fommt überdies deren Ermädtigung, eine noch 
mildere Strafe ald dad Doppelte in Anwendung 
zu bringen, in Betradt. Es darf deshalb er- 
wartet werden, daß die Berhandlungen in der 
Gnadeninſtanz wegen®ewerbefteuerdefraudationen, 
welche eine übermäßige Ausdehnung erlangt haben, 
die beabfidhtigte Einſchräukung erfahren werden, 
U. Die Strafe der Confidcation der des Ge- 
werbed wegen mitgeführten Gegenftände ijt auf- 
gehoben, es darf mithin auch die Feitfegung eines 
an die Stelle der Eonfiscation tretenden ermäßig- 
ten Werthbetrages nidyt mehr ftattfinden. Da- 
gegen iſt die Befchlagnahme der zum Gewerbe, 
betrieb im Umberziehen mitgeführten Gegenjtände 
geftattet, joweit 1. zur Sicerftelung der Steuer, 
Strafe und Koften, oder auch zum Beweiſe der 
jtrafbaren Handlung erforderlich ift ($ 29). Für 
die hiernach nöthige anderweite Jnftruirung der 
Erecutivbeamten u. ſ. w. ift Sorge zu tragen. 
11I, Hätte der unbefugt ausgeübte Gewerbe- 
betrieb im Umherziehen ($$ 18, 19, 21) bei 
er Anmeldung fteuerfrei beziehungs- 
weije ohne Erhöhung des ſchon entrichteten 
Steuerſatzes geitattet werden können, jo wird 
die Strafe nicht mehr, wie bisher, nad) der Aller- 
höchſten Cabinetdordre vom 31. December 1836, 
nad dem Steuerfage von 6 M bemeffen, jondern 
es ift eine Geldfirafe von 1 bis 30 M zu ver 
hängen ($ 24). — Außerdem wird nod) bejonderd 
darauf hingewiefen, daß IV. durch $ 20 die in 
neuerer Zeit in einzelnen Fällen ftreitig gewor- 


ausdrüdlid) ausichliegen. — Von der im $ 14 bene Frage erledigt ift, wie der unbefugte Hauſir— 
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handel mit jolchen rn zu beitrafen it, 
welche vom An⸗ und Verkauf ausgeſchloſſen find. 
Es folgt daraus, daß auch die längere (jährige) 
Berjährungsfrift bei ſolchen Uebertretungen Pla 
reift. Die Nacherhebung einer Steuer findet 
Bei denfelben aber nicht ftatt. V. Die Beſtimm— 
ungen im $ 23 des Geſetzes entiprechen dem 
$ 28 des Regulativs vom 28. April 1824. Der 
YUuftraggeber, für deſſen Rechnung ber Öewerbe- 
betrieb im Umberziehen von einem Dritten aus: 
geübt wird, unterliegt eg der gleichen Strafe 
wie der Beauftragte. Die folidarifche Haftung 
Beider erftredt fih nicht bloß auf Strafe und 
Kosten, jondern auch auf die Steuer, und es ilt 
nicht erforderlich, den Beweis zu liefern, daß 
der Beauftragte von dem Auftraggeber zu ber 
unerlaubten Handlung wiſſentlich angeftiftet ei. 
vi. Sit ber Gewerbeſchein mit einem Legiti- 
mationsjchein verbunden, fo fann eine und die— 
felbe Handlung oder Unterlafjung, welche gegen 
die Vorichriften des $ 8 des Geſetzes veritößt 
(3. B. Unterlafjung der Borzeigung des Legiti- 
mationd» und des damit untrennbar verbundenen 
Gewerbeſcheines, Ueberlaffung dejjelben an einen 
Dritten 2c.), zugleich die ———— nad $ 149 
Wr, 2, 4 und 5 der Reichsgewerbeordnung unter: 
liegen. Nah $ 25 des Geſetzes vom 3. Juli 
d. J. unterbleibt alddann die befondere Ahndung 
der Uebertretung des Strafgefeges ($ 8). 18) 
Das Gejeh vom 3. Juli d. %. enthält die Vor- 
ſchriften über die Befteuerung des Gewerbes 
betriebes im Umherziehen, welche vom 1. Dctbr. 
1876 ab zur Anwendung kommen. — Die bid- 
herigen gejeglichen Beffmnnunge treten von 
demjelben Tage außer Kraft, vorbehaltlih der 
Unwendung auf frühere Fälle. — Hiernad) bleiben 
die fir dad.Kalenderjahr 1876 vor dem 1. Octbr. 
d. J. ertheilten Gewerbefcheine in unveränberter 
Geltung bis zum 31. December d. J. Hinficht- 
lich der nach dem 30. September d. J. audzu- 
fertigenden Gewerbejcheine fommen aber lediglich 
die Beitimmungen des neuen Gejeged zur An— 
wendung, deögleichen bezüglich der nad dem 


Gewerbejteuer-Contraventionen. 


rejoluten jeiten® der Regierungen, die Ergreij- 
ung eined Rechtsmittels dagegen, die Berufung 
des Angeichuldigten auf gerichtliche Enticheidung, 
die Umwandlung der von Berwaltungsbehörden 
feitgejegten Geldftrafen in Freiheitäftrafen fanın 
nicht mehr vortommen, außer in ſolchen Fällen, 
auf welche nod) die bisherigen Vorjchriften An- 
wendung finden (vgl. Nr. 12 unten). Den 
Regierungen ſteht nur eine vorläufige Feſtſetzung 
der wegen Gewerbefteuer-Contraventionen zu ber- 
gie Geldftrafen zu. Ausgeſchloſſen blei- 
en jedoch auch hiervon die im $ 25 bed Ger 
jeßes vom 3, Juli d. 5. und die im $ 39 unter 
a, des Gemwerbeitenergejeged dom 30. Mai 1820 
bezeichneten Fälle (Unterlafien der Anmelbung 
eines nicht fteuerpflichtigen jtehenden Gewerbes, 
oder der Abmeldung des Gemwerbebetriebes, 
und Bumiderhandlungen gegen die Vorfchriften 
im $ 8 des Geſetzes vom 3. Juli d. J.), in 
denen lediglich das gerichtliche Verfahren bezw. 
die vorläufige Straffeftiegung durch die Polizei 
behörde eintritt. 3. Die vorläufige Feitietung 
der Geldſtrafe durch die Regierung unterbleibt: 
a) wenn der Beichuldigte in Haft ift, b) wenn 
der Beidhuldigte in Preußen keinen Wohnfig hat, 
e) wenn der Beichuldigte auf die vorläufige 
Straffeitiegung durch die Regierung verzichten 
u wollen erllärt hat, d) wenn die Regierung 
jelbjt von der vorläufigen Straffeftiegung Ab— 
ftand zu nehmen erflärt. In Betreff der Fälle 
zu d) wird noch Folgendes bemerkt: Die Ab— 
itandnahme von der vorläufigen Straffeitiegung 
" erflären und ohne Weitered das gerichtliche 
erfahren herbeizuführen, jteht den Regierungen 
in allen Fällen zu, und zwar nad) ihrem Er— 
mefjen, ohne daß e3 der Begründung des Ent» 
ichluffes den gerichtlichen Behörden gegenüber 
bedürfte. Da aber die vorläufige Straffeitjcg- 
ung das Berfahren abzufürzen und dem Ange— 
ſchuldigten die Koften der gerichtlichen Unterjuch- 
ung zu erjparen geeignet ift, und dba nur bie 
Regierungen, nicht die Gerichte, ermädtigt find, 
auch eine milbere Strafe ald das Duplum der 


30. September d. %. etwa noch erforderlich|für das betriebene Gewerbe überhaupt, bezw. 


werdenden WUenderungen oder Ergänzungen der 
Semwerbejcheine für 1876 ($ 7 des Geſetzes, vgl. 
aud Nr. 11 diefer Anmeifung). 19) Die in 
dieſer Anweiſung den Königlichen Regierungen 
ugewiejenen Gejhäfte find für die Provinz 
annover von der Königlichen ———— 
u Hannover, für die Stadt Berlin von ber 
öniglihen Direction für die Verwaltung der 
directen Steuern wahrzunehmen. 
Gewerbefteuer-Contraventionen. Die all- 
gemeinen gejetlichen Beftimmungen über das Straf- 
verfahren in den Unterjuchungen wegen Hinter— 
iehung der Steuer vom ſtehenden Gewerbebetriebe 
Imie vom Gewerbebetriebe im Umherziehen find 
ben 8$ 27—30 bed Geſetzes vom 3. Juli 1876 
(j. unter Gewerbeſteuer, ©. 605) enthulten, Bei 
Ausführung derjelben iſt gemäß der Minifterial« 
Unweilung vom 30. Aug. 1876 Folgendes zu 
beachten: 
. 1 Eim förmliches abminiftratives Strafver- 
fahren wegen Gewerbefteuer-Contraventionen fin- 
det nicht mehr jtatt. Die Erlaffung von Straf. 


mehr zu entrichtenden Jahresjtener (ſ. 88 17, 
18 und 19 des Geſetzes) feitzufegen, hierdurd) 
aber die Zahl der gerichtlichen Unterfuchungen 
erheblich vermindert werden lann, fo wird .die 
Entichliegung, von der vorläufigen Straffeſtſetz-⸗ 
ung Abjtand zu nehmen, ftetd durch anderweite 
überwiegende Rüdjichten ihre Rechtfertigung fin- 
den müſſen. Solche Rüdfichten können (was na» 
mentlich bei dem unbefugten Gewerbebetriebe im 
Umberziehen häufiger vorfommt) fich darauf grün» 
den, Das der Thatbeitandeine jorgfältigere u. ſchwie⸗ 
rigere, nur durch eidliche Vernehmungen zu erzier 
lende Feititellung erheiſcht, daß der Beſchuldigte 
latitirt, daß die Treinillige Bahlung der vorläufig 
feitzufeßenden Strafe überall nicht zu erwarten 
ift u. dgl. m. 4. Die vorläufige Straffeſtſetzung 
erfolgt durd) eine an den Beſchuldigten gerichtete 
Verfügung, worin der Thatbeitand der ftrafbaren 
Handlung und der Betrag der Geldjtrafe ſowie 
der durd) das Verfahren entjtandenen Koſten an- 
zugeben ijt, mit der Eröffnung, daß die gericht» 
tice Unterfuhung und Entſcheidung herbeigefügrt 


Sewerbefteuer-Contraventionen. 
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werben würde, wenn ber Beichuldigte die ange» Strafe nicht verjährt ift, nachzuentrichten iſt, 
ebenen Beträge nicht binnen der in der Ber-|während die Strafe ſich nur nad der Jahres- 
ügung anzugebenden, vom Tage der Zuftellung|fteuer bemißt. Bei Feſtſetzung der einzuziehen: 
derfelben ab laufenden Frift freiwillig zu der zu den Nachſteuer ift der Jahresſteuerſatz, wonach 
bezeichnenden Kaffe zahle. — Die Zuſtellung der [fie zu berechnen ift, ftet3 anzugeben. — Wegen 


Berfügung bedarf der Beicheinigung; eine andere 
Form der Publication derjelben an den Beſchul⸗ 
digten iſt nicht erforderlich; es bleibt jedoch an— 
heimgegeben, ſolche eintreten zu laſſen, wenn zu 
vermuthen, daß ſonſt der Beſchuldigte den In— 
halt der Verfügung nicht richtig verſtehen werde, 
oder fonftige Nüdjichten es rathſam ericheinen 
laſſen. 5. Bei Einleitung der Unterjuchung we— 
gen unterlaffener Anmeldung eines fteuerpflichti- 
en jtehenden Gewerbes wird bei fortbauernder 
Steuerpflicht der gejetliche Steuerbetrag für den 
Reft des Steuerjahres jojort von dem Zeitpunft 
der erfolgten Einleitung der Unterjuhung ab in 
gewöhnlicher Weile in Bussen gebracht. — Be- 
züglich der Feititellung und Einziehung der vor- 
enthaltenen Steuer (Nachſteuer) ift zu unterjcheis 
den, ob diejelbe ſich nur auf das laufende Steuer- 
jahr bezieht, oder ob auch Nachfteuer für frühere 
Zeit zu fordern iſt. — Eriteren alles erfolgt 
die Feitfegung und Einziehung der Nadjiteuer, 
ohne daß das Nefultat der etwaigen gerichtlichen 
Unterſuchung abgewartet zu werden braudjt. Letz⸗ 
teren Falles muß, wenn die Sade zur gericht- 
lichen Entfheidung gelangt, die —— der 
aus früheren Steuerjahren herrührenden Nach— 
ſteuer bis zur gerichtlichen Entſcheidung unter 
bleiben, weil nach 88 8 u. 10 des Verjährungs- 
gejeßes vom 18. Juni 1840 Steuernachforderungen 
über das Steuerjahr hinaus nur zuläffig find, 
wenn in der unterlaffenen Entrichtung der Ge- 
werbefteuer eine Contravention gegen Die Steuer- 
efege enthalten ift, und folgeweije bezüglich der 
34 aus Vorjahren im Falle des gericht⸗ 
lichen Verfahrens die verurtheilende Eutſcheidung 
des Gerichtes abgewartet werden muß. Ob in 
ſolchen Fällen nach den obwaltenden Umſtänden 
Veranlaſſung vorliegt, auch die Feſtſetzung und 
Einziehung der außerdem hintergangenen Nach-⸗ 
iteuer des laufenden Steuerjahres bis zum Er- 
laß der gerichtlichen Entſcheidung auszufegen, 
bleibt den Regierungen zu prüfen u. zu beftim- 
men überlaffen. — Die Feftiegung ber Nachiteuer 
bildet keinen Theil der unter 4 borjtehend ge 
dachten Strafverfügung, da die Entfcheibung hier« 
über in allen Fällen nicht Gegenftand des ge 
richtlichen Verſahrens werden kann, fondern der 
Regierung verbleibt. Die Feſtſetzung der Nach— 
ſteuer u. die Aufforderung zur Zahlung derjel- 
ben bei Vermeidung der erecutiviichen Einziehung 
dann mit der Strafverfügung verbunden werden. 
— €3 wird fich jedoch nad den vorjtehenben 
Beitimmungen empfehlen, nur dann hiervon Ges 
brauch zu machen, wenn mit Sicherheit anzu« 
nehmen ift, daß die Sache nicht zum gerichtlichen 
Verfahren gelangt, oder letzterenfalls, wenn die 
Nachſteuer nur für das Taufende Steuerjahr zu 
erheben ift, da ſonſt möglicherweije Abänderungen 
der betreffenden Feitfegungen geboten jein wür- 
den. — Bei Feftfegung der vorenthaltenen Steuer 
ift zu beachten, daß diejelbe für die ganze Dauer 
des unbefugten Gewerbebetriebes, jo lange die 


der Befugniß der Regierungen, eine ermäßigte 
Nachſteuer feitzufegen, bewendet es bei den bis- 
herigen Bejliimmungen. 6. Die in der Etraf- 
verfügung zu beftimmende Srift ift vom Tage 
der Behändigung, legteren nicht mit eingerechnet, 
zu berechnen. Cine Verlängerung berjelben auf 
diesfälligen motivirten Antrag des Bejchuldigten 
fteht im Ermeffen ber ud Dagegen dür- 
fen Theile und Termina —— nicht ange- 
nommen und nicht bewilligt werden. — Auch 
ſteht es den Regierungen nicht zu, die vorläufig 
feſtgeſetzte Strafe nachträglich zu mildern oder 
zu erlaſſen. Wird hierauf von dem Beſchuldigten 
vor Ueberweifung des Straffalles zum gericht- 
lichen Verfahren angetragen, und glaubt die Re— 
gierung da3 Geſuch befürworten zu follen, fo ift 
diejerhalb an den Finanzminiſter gu berichten. 
Andernfalld find dergleichen an die Regierung 
gerichtete — ohne Weiteres unter Verweiſ⸗ 
ung auf das der Strafverfügung geitellte 
Präjudiz (Ubgabe zum gerichtlichen erfahren) 
zurüdzumeijen. — Im Uebrigen bemwendet es 
wegen der yeitfegung milderer Strafen bei den 
bisherigen Grundjägen. Zur jelbftändigen gänz- 
fihen Abſtandnahme von der Beitrafung einer 
vorliegenden Gewerbeſteuer⸗Contravention find 
die Regierungen auch ferner nur infoweit befugt, 
als m. dieje Ermächtigung für gewiſſe Fälle 
bejonders ertheilt ift. 7. Als Koften des Ber- 
fahrens fommen nur baare Auslagen an Porto, 
Beugengebühren, Transportfojten fir in Beichlag 
enommene Gegenftände in Betradht. Einer 

tempelabgabe unterliegen die Strafverfügungen 
nicht, da diejelben feine Strafrefolute (Strafbe- 
Icheide) find. 8. In allen zur gerichtlichen Ent- 
jheidung gelangenden Straffällen, in weldyen auf 
die Strafe des Duplums ber für das betreffende 
Gewerbe überhaupt bezw. mehr zu entrichtenden 
Jahresfteuer zu erkennen ift, fteht den Regier- 
ungen Die Seitiepun der hierbei zum Grunde 
zu legenden Jahresſteuer zu. Desgleichen ift, 
wenn die Regierung erflärt, daß dem Beſchuldig⸗ 
ten ber thatſächlich ausgeübte Gewerbebetrieb 
fteuerfrei oder ohne Erhöhung ber entrichteten 
Steuer gejtattet fein würde, diefe vorher einzu- 
holende Erflärung für bie gerichtliche Enticheid- 
ung maßgebend (85 24 u. 28 des Geſetzes). — 
Damit die Durchführung diefer Vorſchriften nicht 
für die raſche Erledigung der gerichtlichen Un— 
terfuhung ftörend wird, haben die Regierungen 
dafür Sorge zu tragen, daß bei der Uebermweij- 
ung der Ehraffälle zum gerichtlihen Verfahren, 
wenn biejelbe jeitens der Regierung erfolgt, mag 
eine vorläufige Straffeitfegung borauögegangen 
ein oder nic, regelmäßig zugleich der Steuer- 
ag, nad) weldiem die Strafe event. zu bemefjen 
jein wird, dem betreffenden Staats: rejp. Poli- 
ei-Anmwalt mitgetheilt wird. Es bleibt alddann 
en gerichtlichen Behörden überlajjen, falld im 
Laufe der Unterfuhung ſich Beranlajjung dazu 
ergeben follte, eine anderweite Erwägung u. Er 


020 


Härung der Regierung herbeizuführen, — Erfolgt 
vie Ueberweiſung zum gerichtlihen Verfahren 
nicht durch die Hegierung (vgl. Wr. 3 a, b, c), 
jo hat diejenige Behörde, von welcher diejelbe 
ausgeht, der Negierung unverzüglich Anzeige zu 
machen, und legtere regelmäßig die jejtzufegende 
Sahresitiner, ohne eine Neauifition dieſerhalb 
abzuwarten, der Staatsanwaltichaft mitzutheilen 
Dies muB aud dann gefchehen, wenn die Feſt— 
jtellung der einzuziehenden Nadyiteuer noch nicht 
gleichzeitig erfolgen kann. — In gleicher Weije 
iſt in denjenigen Fällen zu verfahren, wo eine 
Zuwiderhandlung gegen die Gewerbejteuergejepe 
mit einer Gewerbepolizei- Contravention concur- 
rirt und auf die Eteuerjtrafe nur bei Zumeflung 
der Strafe Rücdjicht zu nehmen ift. 9. Bei den 
gerichtlichen Unterfuhungen kommen auch ferner 
die bejiehenden Vorjchriiten in Anwendung, welche 
ein adminiftratives Strafverfahren vorausjegen 
($ 27, legter Abſatz). — —— bleiben die 
Regierungen nach Maßgabe der Beſtimmungen 
in den Urt. 138 ff. des Geſetzes vom 3. Mai 
1852 bezw. in den 88 477 ff. der Strafproceh- 
Ordnung vom 25. Juni 1867 aud) ferner befugt, 
gerichtliche Anklage, wenn die Staatdanwaltichaft 
nicht einjchreitet, ſelbſtändig zu erheben; Be- 
ſchwerden und Rechtsmittel, welche der Staatd- 
anmaltichaft zujtehen, einzulegen u. ſ. w.; nicht 
minder bewendet e3 bei der bisherigen Bejtimm- 
ung wegen ber zuläljigen Rechtsmittel. *) 10. 
Der Feſtſetzung der Nachfteuer und der vorläufi- 
gen Strafieftiegung Hat die jummariiche Feit- 
jtellung des Straffalles und der Verhältnifje des 
Beichuldigten — — welche hinſichtlich 
der Hinterziehungen der Steuer vom ſtehenden Ge— 
werbebetriebe den Veranlagungsbehörden, hin— 
ſichtlich des Gewerbebetriebes im Umherziehen 
den Polizeibehörden, wie bisher, zuſteht u. ob» 
liegt. Diejelben haben demnächit die bezüglichen 
Verhandlungen nebit ihren motivirten Vorſchlä— 
gen über die feitzufeßende Strafe und Steuer 
der Regierung einzureichen, unter gleichzeitiger 
Nachweiſung der erwachſenen Koften; in den— 
jenigen Fällen aber, wo die vorläufige Straffeft- 
jegung durch die Regierung ausgeſchloſſen iſt, 
die Verhandlungen an die Staatdanwaltichaft ab» 
zugeben und wegen Feſtſetzung der Nachſteuer 
an die Negierung zu berichten. 11. Bon der Bes 
fugniß zur Beichlagnahme der zum Gewerbebetrieb 
im Umherziehen mitgeführten Gegenjtände (Waa- 
ren, Transportmittel, Inſtrumente u j. m.), mit 
denen da8 Gewerbe ausgeübt wurde, iſt der Re— 
gel nad) in allen geſetzlich (cfr. $ 29 des Geſetzes) 


Gewerbliche Abgaben — Gewerblide Anlagen. 


zweifelhaft feftgeitellt u. der Eingang ber Steuer, 
Strafe und Koſten anderweit dur Hinterlegung 
einer genügenden Summe, Bürgſchaft u. dergl. 
volljtändig gefichert wird oder der Beſchuldigte 
in ſolchen Berhältnijjen lebt, daß die Zahlung 
der Steuer, Strafe und Koſten mit Sicherheit 
erwartet werden darf. — Beim Eintreten des 
gerichtlichen Verfahrens erfolgt Die Ueberweiſung 
der in Beihlag genommenen Gegenjtände, un» 
beſchadet des Anſpruches auf Dedung der Nach— 
ſteuer und der Koſten des Verfahrens (Nr. 7) 
aus denjelben an die Staats- rejp. Rolizei-An- 
waltichaft. 12, Die Vorjchriften des Gejeges vom 
3. Juli d. 3. über das Strafverfahren finden 
aud) bezüglih der vor dem 1. October d. 2. 
begangenen ftrafbaren Handlungen Anwendung, 
injofern ein adminijtratives Straf-Rejolut wegen 
berjelben in Gemäßheit der bisherigen Bejtimm- 
ungen bis einjchließlich zum 30. September nicht 
erlafjen iſt. — Iſt dagegen bis zu diejem Tage 
ein jolches Refolut bereits erlaflen, jo muß die 
völlige Erledigung der Sache nah Mafigabe der 
bisherigen Beſtimmungen erfolgen. 
ewerblidye Abgaben. Borbehaltlih der 
an den Staat und die Gemeinde zu entrichtenden 
Gewerbeſteuern (ſ. d. Art.) find alle Abgaben, 
welde für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet 
werden, jowie die Berechtigung, dergleihen Ab- 
gaben aufzuerlegen, durh $ 7 Nr. 6 der Ge: 
werbeordnung vom 21. Juni 1869 aufgehoben. 
Stempeln und Sporteln für Conceffionsertheil- 
ungen gehören zu diejen aufgehobenen Abgaben 
nicht, — Bezüglid) der Abgaben vom Abdederei- 
betriebe j. unter Abdedereien Gejeß vom 17. 
December 1872, $ 1 Wr. 5 und 6 (1). 
Gewerbliche Abgänge dürfen nicht in Flüfic 
geleitet werben; ſ. $lußpolizei u. unter Pri- 
ee Gej. vom 28. Febr. 1843, 55 3 u. 6, 
ge dpolizei-Ordnung, $ 41 (©. 389). 
ewerbliche Anlagen (Fabriken) find in ge: 
werbepolizeilicher Hinficht, wenn fie nicht zu den- 
jenigen gehören, welche einer befonderen Genehmig- 
ung bedirfen (j. Gew.-Ordn., $$ 16 ff. 49, u. die 
Noten dazu), bejonderen Borjcpriften nicht un- 
terworfen. Bei Anlegung und beim Betriebe 
derjelben find aber jtet3 die allgemeinen bau- u. 
feuerpolizeilichen Bejtimmungen und Vorſchriften 
zu beachten. Die Errichtung oder Berlegung 
jolher Anlagen, deren Betrieb mit ungewöhn- 
lihem Geräuſch verbunden tft, muß, jofern fie 
nicht jchon der bejonderen Genehmigung bedarf, 
der Ortöpolizeibehörde angezeigt werden. Leptere 
hat, wenn in der Nähe der gewählten Betriebs- 


zuläjligen Fällen Gebraudy zu machen, diejelbe|jtätte Kirchen, Schulen oder andere öffentliche 
jedoch nicht weiter auszudehnen, als der Zweck, Gebäude, Krankenhäujer oder Heilanftalten vor- 


ven Beweis der jtrafbaren — 
und die Entrichtung der Steuer, S 
Koſten ſicherzuſtellen, 
ſchlagnahme bleibt ausgeſchloſſen oder iſt wieder 
aufzuheben, wenn der Thatbeſtand ohnedies un 


N) Zufolge 36 Nr. 3 bes Einfüh Sgejeges zur beutjchen 
Ztrafprocekordnung v. 1. Febr. 1877 bleiben die landesgeſetz⸗ 
lihen Beitimmumgen über das Verfahren bei Zuwiderband⸗ 
tungen gegen die Borichriften über bie Erhebung öffentlicher 
Atgaben und Gefälle, infomweit nicht die 6% 453, 454, 455 u. 
459—463 der Strafprocefordnung abändernde Beftimmungen 
treffen, in Kraft. 


zu fihern handen jind, deren beſtimmungsmäßige —— 
trafe und e 
es erfordert. — Die Bes eine erhebliche Störung erleiden würde, die Ent» 


ung durch den Gewerbebetrieb auf diefer Ste 


iheidung der höheren Verwaltungsbehörde dar« 
über einzuholen, ob die Ansiibung des Gewerbes 
an der gewählten Betrieböftätte zu unterfagen 
oder nur unter Bedingungen zu gejtatten ki 
Einer mit obrigfeitliher Genehmigung errichteten 
gewerblichen Anlage gegenüber fann die zur Ab- 
wehr benadıtheiligender Einwirkungen derjelben 
auf ein benachbartes Grundftüd begründete Pri« 


Gewerbliche Arbeiter — Gewerbliche Schiedsgericte. 
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vatflage nicht Einitellung des Gewerbebetriebe, $ 108 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 


jondern nur Herjtellung von Einrichtungen, welche 
die benadıtheiligenden Einwirkungen ausſchließen 
oder die Verpflichtung zur Schadloshaltung be- 
wirfen, Gewerbeordnung $ 26. Dagegen fann 
wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren 
für das Gemeinwohl die jernere Benutung ewmer 
jeden gewerblichen Unlage durch die höhere Ver— 
— —— zu jeder Zeit unterſagt werden, 
daſ. 3 51. 

Bezüglich der Stau-Anlage für Waſſertriebwerke 
j. daj. $ 23, und der durch Wind bewegten Trieb» 
werfe daſ. $ 28. Wegen Beftrafung der Ver— 
letzung der gewerbepolizeilihen Vorſchriften in 
Betreff' der Anlegung oder des Betriebes ge— 
werblicher Anlagen ſ. Gewerbeordnung $ 147 
Nr. 2. 

Gewerbliche Arbeiter. Die Gewerbe-Drd- 
nung vom 21. Juni 1869 regelt die Berhältniſſe 
der N ammttichen bei gewerblichen Betrieben be— 
ichäftigten Arbeiter (Gewerbegehilfen, Gejfellen, 
Lege ne, Fabrikarbeiter) aus dem Gefichtöpuntte, 
daß die Feitfetung der Verhältniſſe zwiſchen den 
jelbftändigen Gewerbetreibenden und ihren Ar— 
beitern Gegenstand freier Uebereinkunft jei. Die- 
jer Grundiag ijt denn bezüglid) der Berhältnijie 
der Gefellen, Gehilfen und Lehrlinge und bezüg- 
lich derjenigen der Fabrifarbeiter je verſchieden 
ur Geltung gebradht. I. In erfterer Beziehung 
End folgende weitere allgemeinere Grundjäge auf- 
geftellt: 1) Fürjorge für Gefundheit und Gitt- 
lichteit, bezw. den Sculbejuh der Lehrlinge 
{$ 106); 2) thunlichſte Sicherung der Wrbeiter 
gegen Gefahr für Leben und Gejundheit ($ 107); 
3) Regelung be3 Verfahrens behufs Schlichtung 
von Streitigkeiten zwiichen den jelbftändigen Ge— 
werbetreibenden und —— Geſellen, Gehilfen od. 
Lehrlingen ($ 108). Sodann hat die Gewerbe- 
ordnung bezüglich der Berhältnifje der Gejellen 
und Gehilfen folgende Grundſätze aufgeitellt: a) 
Verpflichtung der Gejellen und Gehilfen dem Ar- 
beitgeber gegenüber ($ 109); b) Auflöfung bes 
Verhältniſſes zwiſchen Arbeitgeber und Gejellen 
und Gehilfen (8$ 110—112); c) Ausstellung eines 


Zeugniſſes für ben abgehenden Arbeiter N 118);|der Mitte ber Arbeitnehmer 12 


durch Ortsſtatut an Stelle der jonit dafür be— 
ftimmten Behörden mit der Entſcheidung der 
Streitigkeiten der jelbftändigen Gewerbetreibenden 
mit ihren Gejellen, Gehilfen od. Lehrlingen, die 
fid) auf den Antritt, die Kortjegung oder Auf— 
hebung des Arbeitd- oder Lehrverhältnifies, auf 
die gegenfeitigen Leiltungen während der Dauer 
deflelben oder auf die Ertheilung oder den In— 
halt der von den Geiellen u. Gehilfen bei ihrem 
Abgange oder von den Lehrlingen bei Auflöiung 
des Lehrverhältniffes geforderten Zeugnifje bezie- 
hen, betraut werden. 


I. Entwurf eines Ortsjtatuts, bezüglid 
der Bildung eines gewerbliden 
Schiedsgeridts. 


Auf Grund der Vorichriften in den SS 108 u, 
142 der Gewerbeordnung für den Nordveutichen 
Bund vom 21. Juni 1869 und nad) Anhörung 
betheiligter Gemwerbetreibender wird folgende 
Feſtſetzung für die felbitändigen Gemwerbetreiben- 
den und Fabrikherren und deren Gejellen und 
Lehrlinge, bezieh. Arbeiter im Bezirk der Stadt 
N. getroffen: 8 1. Streitigkeiten zwiſchen jelb- 
ftändigen Gewerbetreibenden und ihren Gejellen, 
Gehilfen oder Kehrlingen, jowie zwiſchen Fabrik— 
befigern und ihren Arbeitern, die ſich auf den 
Antritt, die Fortjegung oder Aufhebung des Ar- 
beits⸗ oder Zehrverhältnifjes, auf die gegenjeiti- 
gen Leijtungen während der Dauer beffeiben od. 
auf die Ertheilung oder den Inhalt der in den 
$$ 113 und 124 der Gewerbeordnung erwähnten 
Zeugniffe beziehen, find in Zukunft Hierort3 nicht 
von der Gemeindebehörde, jondern von einem 
Schiedsgericht zu enticheiden. $ 2. Das Schieds- 
gericht bejteht aus: a) einem vorfigenden Magi- 
ſtratsmitgliede, welches jedoch auch Stimme hat. 
b) aus minbeftend zwei Beifigern, welche für 
jeden einzelnen Streitfall durd; den Borjigenden 
einberufen werden und zwar zur Hälfte aus Ur- 
beitgebern und zur Hälfte aus Arbeitnehmern. 
$ 3. Dur die Stadtverorbneten-Berjammlung 
werben aus der Mitte der Urbeitgeber 6 u. aus 
erjonen auf 3 


d) freiheit der Wahl des Meifterd, Aufhebung Jahre gewählt und dieſe Zahl ftet3 ergänzt, aus 


der Wanderpflicht ($ 114). Bezüglich der Lehr- [welcher die Beifiger für jeden GStreitfa 


durch 


linge enthält die Gewerbeordn. folgende Grundſätze: den Vorſitzenden ausgewählt u. einberufen wer⸗ 
a) Begriff des Lehrlings ($ 115); % Befugniß,|den. Somwol die Auswahl, ald auch die Beitimm- 
Lehrlinge zu Halten ($$ 116, 117); c Berpflight. ung der bie Mindeftzahl ($ 2b) überjteigenden 
ung des Lehrheren ($ 118); d) Verpflichtung des| Anzahl der Beifiger erfolgt durch den Vorfigens 
Lehrlings ($ 119); e) Auflöjung des Lehrlingd-|den. $4. Wer von den Mitgliedern des Schied3- 
verhältnifjes (85 120—124); f) Gebührenfreiheit |gerichts, gengen und Barteien ohne vorherige 
der Aufnahme u. Entlaffung der Lehrlinge (8125). ausreichende Entſchuldigung, die bei dem Vor— 
Auf die Gehilfen und Lehrlinge der Apotheker |figenden rechtzeitig anzubringen ift, in einer 
j. Apotheter-Gehilfen, Apotheter-Lehrlinge) und |Sigung des Schiedsgerichts ausbleibt, verfällt in 
aufleute, ſowie auf die Wertmeifter in Fabrilen die Ordnungsſtrafe, die der Magiftrat feitjegt u. 
finden die Beftimmungen in den $$ 105 — 125 welche die Höhe von 9 M erreichen darf. $ 5. 
der Gewerbeordn. feine Anwendung (daj. $ 126), |Die Entſcheidung bed Schiedsgerichts ift eine 
U, Hinſichtlich der Verhältniffe der Fabrifarbeiter|endgiltige und ift gegen diejelbe fein Rechtsmittel 
db 


. Art. zuläjfig. Die Bollitredung des Urtheild erfolgt 
Gewerbliche Berechtigungen (ausfhließlic | auf —— der obſiegenden Partei durch die Ge- 
Gewerbeberechtigungen, Zwangs- u. Bannrechte), meindebehoörde. 8 6. Durch den Spruch des 
ſ. Gewerbeordn. 8$ 7 u. 8 u. die Noten dazu. Schiedsgerichts dürfen feinem von beiden Theilen 
Gewerbliche Hilfskaſſen, |. Hitfstaften. Koiten, außer den etwaigen Zeugengebühren und 
Gewerbliche Scyiedsgericdhte fönnen gemäß ſonſtigen baaren Auslagen, entitehen. 


622 Gewerkſchaften — Glücksſpiele. 


I. Entwurf einer Geſchäftsordnung für, 8. Gegen die Entſcheidung bed Gemwerbe-Schieb3- 
das Gewerbe-Sciedsgeridt. gerichts fteht die Berufung auf den Rechtsweg 

1. Die Verhandlungen des Gewerbe-Schiedö-|ofjen. Die Berufung muß, bei Berluft dieſes 
gerichts find ölfentlidy und mündlich unter Leit- Rechtömittels, innerhalb 10 Tagen nad) Bekannt- 
ung des Vorſitzenden oder in Behinderungsfällen machung der jchiedögerichtlihen Entſcheidung bei 
von defjen Stellvertreter. Ueber diejelben wird | dem zuftändigen Geriht angebradt werden. — 
ein Protofollbucdh geführt. Die in daffelbe nach Die vorläufige Vollitredung der Entſcheidung 
laufender Nummer einzutragenden Protofolle|wird durch die Berufung nicht gehemmt, es jei 
müjjen den Streitgegenjtand, die Entfcheidung|denn, daß durch die Bolljtredung ein unerſetz— 
oder den Bergleich, die Unterjchrift der Schieds- licher Schaden entjtände. 9. Die Verhandlungen 


richter, welche die Eriticheidung getroffen haben 
und, im Falle ein Vergleich zu Stande fam, auch 
die Unterjchrift der Parteien enthalten, — Die 
jonjtigen, auf die vor dem Gewerbe-Schiedäge- 
richt verhandelten Streitjachen bezüglichen Schrift- 
jtüde werden mit der betreffenden Nummer des 
Protofollbuches bezeichnet und zu den Acten ges 
janmelt. 2. Die Parteien müjjen vor dem Ge- 
werbe⸗Schiedsgericht perjönlidy erjcheinen; eine 
Vertretung derjelben tft nur in Fällen beichei- 
nigter Krankheit oder Abwejenheit zuläjjig und 
tann nur durch großjährige männliche Verwandte, 
Berichwägerte oder Gewerbsgenoſſen erfolgen. 
3. Klagen fünnen mündlich zu Protokoll gege- 
ben, auch jchriftlidy eingereicht werden; im lep- 
teren Halle ijt eine Abjchrift derjelben beizufügen. 
— Auf die Klage wird jofort Termin zur Ber- 
handlung der Sache anberaumt, die Parteien 
werden dazu vorgeladen, der Berflagte, nad) dem 
Ermeſſen des Vorfigenden, entweder mit blofer 
Angabe der Streitjache, oder unter Mittheilung 
einer Abjchrift der Klage und der Verwarnung, 
daß bei jeinem Ausbleiben angenommen werde, 
er erfenne den Anſpruch des Klägers, als be- 
gründet an. Erſcheint der Verflagte im Termine 
nicht, jo wird der geitellten Verwarnung gemäß 
erlannt. Beim Ausbleiben des Klägerd wird 
die Klage ald zurüdgenommen eradjtet, wenn 
ber Verklagte jid) dem Klageantrage nicht unter: 
wirft. Dieje3 Contumacialverfahren findet auch 
jtatt, wenn eine der Parteien eine Verhandlung 
vor dem Schiedsgericht durch ihr Verhalten od, 
auf andere Weije unmöglid macht. — Erſcheinen 
die Parteien, jo hat das Gewerbe-Schiedägericht 
vorzugsweife eine gütliche Erledigung ber Gtreit- 
ſache zu erjtreben; gelingt dieſes nicht, jo wird 
der Gegenftand volljtändig verhandelt und dar— 


auf fofort entweder entſchieden oder Beweißauf-| 150 M oder mit Haft beftraft 
nahme und ein anderweiter Termin bejchlofjen,|Nr. 3). 


por den GewerbrSciedegerichte find fojtenfrei. 
Nur baare Auslagen und Screibgebühren jind 
zu erjtatten. Ueber die Verpflichtung zur Trag- 
ung diejer Kojten erfennt das Gewerbe-Schieds- 
gericht, 10. Die zu zahlenden Schreibgebühren, 
jowie dic zu zahlenden Orbnungsitrafen werben 
zur Bejtreitung der Büreauausgaben verwandt; 
ein etwaiger Ueberſchuß wird der Orts- Armen, 
fajje überwieſen. 

Gewerkſchaften, ſ. Berggeſetz 55 94—132, 
235. In Betreff ihrer Heranziehung zu den 
Kreisabgaben j. Kreisordnung $ 14. Wegen 
ihrer Heranziehung zu den Gemeindelajten gelten 
die allgemeinen Grundjäße über die Communal— 
Belteuerung der juriftiicyen Perſonen. 

Gewerf-Bereine, al3 die zum Schuge und 
ur Förderung der Intereſſen der gewerblichen 

rbeiter bejtehenden Vereine, find;rein privatredt- 
fiher Natur und ftehen außerhalb der Beſtimm— 
ungen der Gewerbeordnung. 

Gewichte, j. unter Eihwejen Gef. v. 17. 
Auguft 1868 Art 5 ff. (S. 261) und Eichord— 
nung $$ 22 ff. (©. 266). Wegen Bejtrafun 
des Gebrauchs ungeeichter oder unrichtiger, ? 
Etr.-G:B. $ 369 Nr. 2. 

Gemwidyt- Porto, j. Porto. 

Gewinn » Antheil Beine, Beitrafung der 
Fälſchung derjelben, j. Str.-&.-B. 55 149, 36U 
Nr. 4 und 6. 

Gift. Denjenigen, welche Gifte feilhalten, 
ift der Beginn des Gewerbe-Betriebed erſt dann 
zu geftatten, wenn fi die Behörden von ihrer 
Buverläffigfeit in Bezug auf den beabjichtigten 
Semwerbe- Betrieb überzeugt haben; Preußtiche 
Gewerbeord. dv. 17. Januar 1845 8 49 (vgl. 
Gewerbeord. $ 34). Wer ohne polizeiliche Erlaub- 
nis Gift feilhält 2c., wird mit Geldftrafe bis zu 

— 5367 
Vom An- und Verkauf im Umherziehen 


weicher den Parteien jogleih befannt gemadht|ift Gift ausgeſchloſſen; Gewerbeord. $ 56 Nr. 6. 
wird. — Eine Berlegung der angejepten Termine Beftrafung wegen Feilhaltens ꝛc. vergifteter 
findet nur aus erheblichen Gründen ftatt, wor-|Saden, f. Str.-G.-B. $ 324, und wegen 
über der Borfigende befindet. 4. Das Gewerbe-|Nichtbefolgung ergangener Verordnungen bei 
Sciedögeriht faßt feine —— nach Aufbewahrung od. Beförderung von Giftwaaren, 
Stimmenmehrheit. 5. Auf Verlangen erhalten|daf. $ 367 Nr. 5. Bezüglid der Berjendung von 
die Parteien eine errang der ſchiedsge⸗Giftſtoffen auf den Eijenbahnen, |. Arjenifalien 
richtlichen Entſcheidung ober des gefclofjenen|(S. 82). Wegen Bejtrafung der a 
Vergleihes. 6. Die Entfcheidung des Gewerbe-|bezw. ded Giftmorbes, |. Str.G.B. 5 229. 
Schiedögerichtd wird rechtäkräftig, fobald fie den] Gilden ſ. Innungen. 

Barteien befannt gemacht ift. Die vor dem Ge-| Gipsöfen gehören zu den bejonderer Genehmig- 
werbe · Schiedsgericht gejchlofjenen Vergleiche Haben | ung bedürfenden gewerblichen Anlagen, j. Gewerbe⸗ 
diefelben Rechtswirkungen wie deſſen Urtelsſprüche. ordn. $ 16. 

7. Wird die zwangsweiſe — — ge| Glashütten gehören zu den einer beſonderen 


troffenen Entſcheidung oder eines Vergleiches Genehmigung bedürfenden Anlagen; Gewerbe 
nadıgefucht, fo erfolgt fie auf Antrag des Ger|ordnung 8 16. 
werbe » Schiedsgerichts durch den Magiſtrat. Glüdsfpiele. Wer aus benjelben ein Ge- 


Gold — Gothaer Vertrag. 623 
werbe madit, wird mit Gefängniß bis zu 2,Kinder find, wenn es ſich um deren Hebernahme 
Yahren beitraft, Str.-G.-B. 5 284. Bezüglic Be-|vor vollendetem 21. Lebensjahre Handelt, in den 

afung des Inhabers eines öffentlichen Ver- Füllen des $ 1 und 2 nicht nad) ihrem eigenen 
ammlungsorte3 wegen Gejtattung von Glücks- Verhältniſſe, fondern nad dem des Vaters zu 
—— oder Mitwirkung dabei, ſ. daſ. 8 285. beurtheilen. Kinder, welche durch nachfolgende 

er unbefugt einem öffentlichen Wege, einer|Ehe der Eltern legitimirt find, werden den ehe— 
Straße, einem öffentlichen Plate oder in einem lich geborenen gleich geachtet. $ 5. Umneheliche 
Öffentlichen Verfammlungsorte Glücksſpiele hält, Kinder find nad) demjenigen UnterthansBerhält- 
wird mit Gelditrafe bis zu 150 M oder mit/nifje zu beurtheilen, im melchem zur Zeit der 
Haft beitraft, auch kann auf Einziehung der auf Geburt derjelben deren Mutter ftand, auch wenn 
dem Spieltiiche oder in der Bank befindlichen |fich jpäter eine Veränderung in diejem Verhält- 


Gelder erfannt werden, Str.-G.B. $ 360 Wr. 
14. ©. aud) Lotterie. 

Gold. Die Auffindung und Gewinnung des— 
jelben unterliegt den Beltimmungen des Allge- 
meinen Berggejeged, |. Berggeſetz $ 1. 

Gondeln. Die Bermittelung des öffentlichen 
Bertehrd mit denfelben unterliegt der polizei- 
lichen Regelung, Gewerbeord. $ 37. Es können 
dafür Tagen feitgejegt werden, daj. 8 76. 

Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851:*) 

8 1. Jede der contrahirenden Regierungen 
verpflichtet fich a) diejenigen Individuen, welche 


nifje zugetragen hat. — Gehörte die Mutter zur 
Beit der Geburt ihres unehelichen Kindes feinem 
der contrahirenden Staaten als Unterthan an, 
jo entjheiden über die Be.pflichtung zu feiner 
Uebernahme die Beftimmungen des $2. — Aud) 
auf ag Kinder findet die Borjchrift des 
— Abſatzes des 6 Anwendung. $ 6. Sit 
einer der im $2 gedachten Fälle vorhanden, fo 
muß der Staat, in welchem der Heimathloje fich 
aufpält, denjelben behalten. — Doc; jollen weder 
Ehefrau nody Kinder unter 16 Jahren, falls jie 
einem anderen Staate nach $ 1 oder 2 zugewie— 


noch fortdauernd ihre Angehörigen (Unterthanen)|jen werden künnten, von ihren Ehemännern und 


find und b) ihre vormaligen Angehörigen (Unter-|bezw. Eltern getrennt werben. 


thanen), auch wenn fie die Unterthanenjchaft nad) 
der inländifchen Gejeßgebung bereits verloren 
haben, fo lange, als fie nicht dem anderen Gtaate 
und defjen eigener Geſetzgebung angehörig ge- 
worben find, auf Verlangen des anderen Staates 
wieder zu übernehmen. & 2. Iſt die Perjon, 
deren ſich der eine der contrahirenden Staaten 
entledigen will, zu feiner Zeit einem der con- 
trahirenden Staaten als Unterthan angehörig ge- 
weſen ($ 1), fo ift unter ihnen derjenige zur 
Uebernahme verpflichtet, in befjen Gebiete der 
Auszumweijende a) nad) zurüdgelegtem 21. Lebens⸗ 
jahre fich zulegt 5 Jahre hindurch aufgehalten 
oder b) ſich verheirathet und mit jeiner Ehefrau 
unmittelbar nad) der Ehejchliegung eine gemein- 
fchaftlihe Wohnung mindejtend 6 Wochen inne 

ehabt hat oder c) geboren ift. — Die Geburt 
—9— begründet eine Verpflichtung zur Uebernahme 
nur dann, wenn feiner ber beiden anderen Fälle 
(a und b) vorliegt. Treffen dieje zufammen, fo 
ift bad neuere Berhältnif entjcheidend. 3. 

heftauen find in ben fällen des $ ı und 2, 
ihre Hebernahme möge gleichzeitig mit derjenigen 
ihres Ehegatten oder ohne bdieje in Frage fommen, 
von demjenigen Staate zu übernehmen, welchem 
der Ehemann nad $ 1 oder 2 zugehört. — 
Bei Wittwen und gefchiedenen Ehefrauen ift, je- 
doch nur bis zu einer in ihrer Perſon eintreten» 
den die Uebernahme-Berbindlichkeit begründen- 
den Veränderung, dad Berhältniß des Ehemannes 

t Beit feine Todes und beziehungsmeije der 
Eheicheibung maßgebend. — Die frage, ob eine 
Ehe vorhanden jei, wird im 


8 7. Wenn 
diejenige Regierung, welche fich einer Täjtigen 
Perfon entledigen will, die Uebernahme derjelben 
von mehreren deutſchen Bundesftaaten aus der 
gegenwärtigen oder einer andern Uebereinkunft 
zu fordern berechtigt ift, fo hat fie denjenigen 
Staat zunädft in Anſpruch zu nehmen, welcher 
in Beziehung auf den Berpflichtungsgruind oder 
die Zeitfolge näher verpflichtet ift. — Hat die- 
jer Staat, aug nach vorgängigem Schriftwechſel 
der oberſten Landesbehörden, die Uebernahme 
verweigert, ſo kann die ausweiſende Regierung 
auch von demjenigen Staate, welcher nad) gegen- 
—— Uebereinkunft hiernächſt verpflichtet iſt, 
die Uebernahme fordern und demſelben die 
Geltendmachung ſeines Rechts gegen den ver— 
meintlich näher verpflichteten Staat überlaſſen. 

8. Ohne Buftimmung der Behörbe des zur 

ebernahme verpflichteten Staated darf diejem 
fein aus dem anderen Staate ausgewieſenes In— 
dividbuum zugewiejen werben, es fei denn, daß 
a) der Rüdfehrende ſich im Beſitze eines von 
der Behörde jeined Wohnortes ausgeftellten Bafjes 
Wanderbuchs, Paßkarte), feit deſſen Ablauf noch 
nicht ein Jahr verſtrichen iſt, befindet, oder, 
b) daß der Ausgewieſene einem in gerader Richt⸗ 
ung rückwärts liegenden dritten Staate zugehört, 
welchem er nicht wol anders ala durch das Ge— 
biet des anderen contrahirenden Staates e⸗ 
führt werden kann. 8 9. Sollte ein Indivbi— 
duum, welches von dem einen contrahirenden 
Staate dem anderen zum Meitertrandport in 
einen rüdmwärts liegenden Staat nah Maßgabe 


Falle des $ ı nach des $8 Litt. b überwiefen worden ift, von dem 


den Gejepen besjenigen Staats beurtheilt, wel-|legteren nicht angenommen werben, jo kann ba3- 
der Ehemann angehört; im Falle bed $ 2|felbe in denjenigen Staat, aus welchem es aus- 


aber nad) den Geſetzen besjenigen Staates, mo 

die Eheſchließung erfolgt if. $ 4. Eheliche 
) Diefer auf alle 

—— * auch Beeiehaloteite * von 

1. Ro. 1867 $ 7 abf. 1. = 


— worden war, wieder zurückgeführt wer⸗ 
en. F 10. Die Ueberweiſung ber Ausgewie— 


jenen gejchieht in der Hegel mitteld Transportes 


Staaten ausgebehnte Bertrag iſt und Abgabe derjelben an die Bolizeibehörde des⸗ 


jenigen Ortes, wo der Transport ald von Gei- 
ten des ausweifenden Staates beendigt anzujehen 
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if. Mit dem Nusgewiejenen werben zugleich 
die Bemweiäftüde, worauf der Transport conden« 
tionsmäßig gegründet wird, übergeben. In jol 
chen Fällen, wo feine Gefahr zu bejorgen it, 
fönnen einzelne Ausgewieſene auch mittels eines 
Bafjes, in welchem ihnen die zu befolgende Route 
genau vorgeichrieben ift, in ihr Vaterland ge— 
wiejen werden. 8 11. Die Koften der Aus 
weilung trägt innerhalb feines Gebietes der aus- 
weilende Staat. — Wenn der Ausgewiejene, um 
jeiner Heimath in einem dritten Staate zugeführt 
zu werden, durch das Gebiet eines anderen con« 
trahirenden Theiles transportirt werden muß, 
fo hat dem legteren der ausweiſende Staat die 
Hälfte der bei dem Turchtransporte entitehenden 
Koften zu erftatten. — Muß der Ausgemiejene 
im Falle des $ 9 in den Staat, aus welchem 
er ausgetviejen worden war, wieder zurüdge- 
bracht werden, jo hat diejer Staat PANTR 
Koften des Nüdtransportes zıt vergüten. $ 1: 

Können die betr. Behörden über die Verpflicht- 
ung des Staates, welchem die Uebernahme an- 
geionnen wird, fi bei dem darüber jtattfinden= 
den Schriftwechjel nicht einigen und it die Mein— 
ungsverichiedenheit auch im diplomatischen Wege 
nicht zu bejeitigen gewejen, jo wollen die be- 
theiligten Regierungen den Streitfall zur jchieds- 
ridjterlichen Entſcheidung einer dritten deutichen 
Regierung ftellen, welche zu den Mitceontrahenten 
des gegenwärtigen Vertrages gehört. — Die 
Wahl der um Abgabe des Schiedsſpruchs zu er- 
juchenden deutichen Regierungen bleibt demjenigen 
Staate überlafjen, der zur Uebernahme des Aus— 
gewiejenen verpflichtet werben ſoll. — An dieje 
dritte Regierung hat jede der betheiligten Regier- 
ungen jedesmal nur eine Darlegung der Sach— 
lage, wovon der anderen Regierung eine Ab- 
ſchrift nachrichtlich mitzutheilen ift, in kürzeſter 
Friſt einzufenden. — Biß die jchiebörichterliche 
Entiheidung erfolgt, gegen welche von feinem 
Theile eine weitere Einmwendung zuläflig ijt, hat 
derjenige Staat, In deſſen Gebiet das auszu- 
weijende Individuum beim Entjtehen der Diffe— 
renz ſich befunden, Die rt dafjelbe in 
feinem Gebiete zu behalten. $ 13. Gegenmwärtige 
Uebereintunft tritt vom 1. Januar 1852 an und 


zwar dergeftalt in Wirkſamkeit, daß alle Fälle Berggeieges, ſ. Ber 


Gottesdienst — Örenzaufjeher. 


wird durch eine die Uebereinfunft gencehmigende 
und einer der contrahirenden Regierungen behufs 
weiterer Benachrichtigung der übrigen Contra» 
henten zu übergebende Erflärung bewirkt. 

Gottesdienit, jtrafbare Störung ac. desjelben, 
ſ. Str.-G..B. $$ 166, 167. Der Diebitahl von 
Gegenftänden aus einem zum Gottesdienjt be— 
jtimmten Gebäude mwird mit Zuchthaus bis zu 
10 Jahren beftraft, daj. $ 243 Nr. 1. Be 
ſchädigung oder Berftörung von dem Gottesbienft 
gewidmeten Sadıen, j. da). $ 304; Inbrandſetz⸗ 
ung der zu gotteödienjtlihen Verſammlungen 
gehörigen Gebäude, daj. $ 306 Nr. 1. 

Gottesläfterung, Beitrafung wegen ſolcher, 
j. Str.-G..B. 88 166, 167. 

Gräben, fiche Entwäfferungs-Anlagen, 
Privatflüſſe, Vorfluth. Die ftrafrechtlichen 
Beitimmungen wegen unbefugten Abichneidens 
von Gras oder Viehfutter an Gräben, wegen 


‚| Beritörung von Gräben, welche zur Abgrenzung 


oder Abjperrung von Grundftüden bejtimmt find, 
bezw, der Ab» und Zuleitungsgräben, j. Feld— 
polizei-Ordnung $41Nr. 5,843 Nr. 2u.4. 
— Bezüglich der Buftändigfeit der Behörden im 
Bereihe der Provinzial-Ordnung zur Entſcheid— 
ung über Räumung und Unterhaltung von Grä— 
ben und zum Erlajjen von Reglements darüber 
j. unter Berwaltungsbehörden Geſ. v. 26. 
Zuli 1876 $$ 97, 98, 

Gräber, Beitrafung wegen Beihädigung od. 
Berjtörung derjelben oder der Grabdentmäler, j. 
Str.“G.B. 88 168 und 304, 

Gramm — Yo Kilogramm. Ein Gramm 
ift im Geltung&bereiche der Maß- und Gewidhts- 
ordnung d. 16. Mai 1816, jowie in Kurhejjen — 
0,, Quentchen_ bez. 6 Gent; im Hohenzollern⸗ 
ihen = 0,955 Quentchen bezw. 1,03, Richtpfennig ; 
in Schleswig + Holjtein = 0, Quint bezw, 2 
Dertgen; in Hannover — 0, Duint; in Raffau, 
Heffen Homburg und Frankfurt a. M. — 0,088 
Quentchen bezw. 1,08, Richtpfennig; ebenfo in den 
vormals großherzoglich heſſiſchen Gebietätheilen. 

Grandgraben, Beitrafung des unbefugten, 
ſ. Str.-..B. $ 370 Nr. 2. 

Graphit, Aufjuhung und Gewinnung besjel- 
ben unterliegt den Beltinnmungen des Allgem. 
ejeg $ 1. 


: Werl Pr 8 
zweifelhafter Uebernahme » Berbindlicheit, weldel Grasdichitahl Bi ten, ſ. Holzdieb— 
bis zu dieſem Zeitpunkte zwiſchen den beider⸗- ſtahlsgeſetz 8$ 2 ff. S. auch Feldpolizei— 


ſeitigen Behörden noch richt zur Erörterung ge-|Ordnung $ 41 


langt, oder, falls dies bereit3 der Fall gemejen, 
bis eben dahin durch 
oder durch ſchiedsrichterliche Enticheidung nod) 
nicht definitiv erledigt worden find, nad den 
neu vereinbarten Bejtimmungen beurtheilt mwer- 
den follen. — Mit dem 1. Januar 1852 treten 
jämmtliche Vereinbarungen wegen der lleber- 
nahme von Ausgewieſenen, welche biöher zwiſchen 


den contrahirenden Staaten bejtanden, außer Be 


Kraft. 8 14. Jedem contrahirenden Theile 


iteht dad Recht zu, ein Jahr nach der von ihm bedroht werben; 


ein bündiges Unertenntniß | hältnifje derjelben f. Vereinszollgeſe NA 


Nr. 5. 
Grenzauffeher. Wegen ber bientlichen Ver« 
v. 1. 
uli 1869 85 19, 128 ff. — Bezüglich des Rechtes 
der Grenzaufjichtäbeamten zum Waffengebraud; ſ. 
Geſetz vom 28. Juni 1834.) 

8 1. Die Grenzauffichtäbeamten find bei Aus« 
übung ihres Dienfte8 im Grenzbezirfe von den 
ihnen anvertrauten Waffen Gebraud) zu machen 
a) wenn ein Angriff auf ihre Perſon 
olgt, oder wenn fie mit einem ſolchen Angriffe 
b) wenn biejenigen, welche 


ausgeiprochenen Kündigung von der gegenmwärti-| Fuhrwerke oder Sciffägefäße führen, Sachen 
gen Uebereinkunft zurüdzutreten. $ 15. Allen|transportiren oder Gepäd bei ſich haben, ſich 


deutichen Bundesstaaten, welche die gegenwärtige 
Uebereinfunft nicht mit abgeichlojjen haben, jteht 
der Beitritt zu derjelben offen. Diejer Beitritt 


!) In den Herzogthümern Schleswig und Helftein find zus 
folge der Verordnung vom 29, juli 1867 von biefer Berorbs 
nung die 65 1—7 und 13 in Araft getreten. 
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ihrer Anhaltung, der Rifitation und Beichlag- ſchießen, melde den Erfag von dem Berlegten 
nahme ihrer Eitecten, Waaren und Transport-jund ben Theilnehmern der Contraventionen, od, 
mittel, der Abführung zum nächſten Bollamte)von den Beamten, je nachdem die Anmwendun 

oder zur Obrigfeit des nächften Ortes, oder der der Waffen gerechtfertigt befunden morben it 
Ergreifung bet verfuchter Flucht, thätlich oder oder nicht, verlangen fann. R . Auf die An—⸗ 
durch gefährliche Drohungen widerjegen. — Der|zeige, baß Jemand von den Grenzaufſichtsbeam⸗ 
Gebrauch der Waffen darı aber nicht weiter aud-|ten oder deren Hilfäbeamten im Dienſte burd) 
gebehnt werben, als es zur et ded An- Anwendung der Waffen verlegt worben, hat das 
griff® und zur Ueberwindung bes Widerftanbed| Gericht des Orts, wo bie Verlegung vorgefallen 
nothmwendig ift. Der Gebraud der Schußmwaffelift, mit du iehung eines Ober » Steuerbeamten* 
findet nur alsdann ftatt, wenn ber Angriff oder|den That kin — und zu ermitteln, 
die Widerſetzlichleit entweder mit Waffen oder ob ein Mißbrauch der Waffe ſtattzefunden Habe 
anderen gefährlichen Werlzeugen, oder aber vonjoder nicht. Das Gericht iſt ſchuldig, hierbei auf 
einer Mehrheit, welche ftärfer ift, al3 die Zahl|die Anträge Rüdfiht zu nehmen, melde ber 
der zur Stelle anwejenden Grenzauffihtsbeamten | Ober-Steuerbeamte zur Aufliärung der Sadıe 
unternommen ober angebroht wird, Der An-|zu maden für nothmendig erachtet. $ 8. Nach 
drohung eines jolhen Ungriffes wird es gleich] beendigter vorläufiger Unterfuchung find die Acten 
Baer. wenn die angehaltenen Perſonen ihrelan das betreffende Gericht einzujenden. Dajjelbe 

a 


Grenzbezirke. 


en oder anderen gefährlichen Werkzeuge nachſ hat die Verhandlungen, ſobald dieſelben ala voll 
erfolgter Aufforderung nicht ſofort ablegen, oder|itändig befunden werden, der betreffenden Pro- 


wenn fie ſolche demnächſt wieder aufnehmen. 
$ 2. Die Grenzauffihtsbeamten können ferner 
bei Ausübung ihres Dienftes der Waffen, und 
namentlich der Schußtwaffen fich bedienen: a) wenn 
im Grenzbezirfe, außerhalb eined bewohnten 
Ortes und außerhalb der Landſtraße mehr wie 
2 Perfonen ald Fußgänger, Reiter oder als Be- 
br von Laftfuhrwerten und Laftthieren zur 
adhtzeit (d. h. eine Stunde nad; Sonnenunter- 
gang bis eine Stunde vor Sonnenaufgang) od. 
mit Gepäd ober Ladung aud) zur Tageszeit be- 
troffen werben und auf einen zweimaligen An- 
ruf, wobei der Anrufende ſich als Grenzauffichts« 
beamter zu erkennen gegeben hat, nicht anhalten, 
fih vielmehr einzeln oder ſämmtlich entfernen; 
und b) wenn im Grenzbezirke Schiffer, melde 
zur Nachtzeit, oder mit verdedten oder beladenen 
Schiffägefäßen zur Tageszeit in der Fahrt an- 
getroffen werden, auf einen ſolchen Anruf nicht 
anhalten, ober nicht wenigftens ihre Bereitmwillig- 
feit zum Anhalten durch die That unzweideutig 
u erkennen geben, fondern ſich Sielmehe u ent« 
Pernen ſuchen, — Der Gebrauch der Schußmwaffen 
ift jedoch in den vorftehend unter a und b be» 
zeichneten Fällen den Beamten nur dann erlaubt, 
wenn mwenigftend zwei von ihnen zur pe ken 
ung bed Dienfte auf einem Poſten zuſammen 
find. 8 8. Die nad) $ 13 der Zollordnung 
vom 26. Mai 1818 zur Unterftügung der Grenz- 
befegung verpflichteten Polizei» und Forftbeam- 
ten find nur dann, wenn fie mit den oe: 
ſichts beamten — handeln, in ſolchem 
Falle aber eben fo wie dieſe, die Waffen zu ge— 
brauchen befugt. $ 4. Die Beamten müffen, 
wenn fie ſich der de bedienen, in Uniform 
oder mit einem amtlichen Abzeichen verfehen fein. 
i 5. Sie find nad) Anwendung der Schußwaffen 
ogleich nachzuſorſchen ſchuldig, ob Jemand ver- 
legt worben, foweit e8 ohne Gefahr für ihre 
Berfon en kann. $ 6. Im fall einer 
Berlegung haben fie dem Berlehten Beiftand zu 
leiften und deſſen Fortihaffung zum nädjiten 
Ar veranlaffen, wo die Polizeibehörbe fiir 
aͤrzt 


Sorge zu tragen hat. — Die Curkoſten find er— 
forderlihen Falld aus ber Steuerfaffe vorzu- 
Grotefenbd, Polizeisferiton. 


vinzial» Steuerbehörde zur Erflärung über Die 
Einleitung ber gerichtlichen Unterſuchung mitzu- 
theilen. R 9. Nach Eingang diefer Erflärung 
faßt dad Gericht einen Beſchluß wegen Eröffnung 
ber Unterfuhung ab. Wird die Eröffnung ber 
Unterfuhung gegen die Anſicht und der Wider- 
ſpruch der Provinzialfteuerbehörbe beichloffen, jo 
muß die Sache nach Anleitung der über die Compe⸗ 
tenz-Gonflicte zwiichen den Verwaltungsbehörden 
und Gerichten ertheilten Vorſchriften erledigt 
werben. 10. In den — — 
weit dort die franzöſiſche Juſtiz-Verfaſſung be— 
ſteht, werden die Verhandlungen über die vor— 
läufige Unterſuchung an den Oberprokurator des 
betreffenden Landgerichts eingeſandt, und durch 
ie der Rathskammer seien mitgetheilt, 
welche auf den Bericht des Inſtructionsrichters 
nah Anhörung der Staatöbehörde die unter 
$ 8 erwähnte Prüfung vornimmt und den im 
$ 9 vorgejchriebenen Beſchluß abjaßt. H 11. Mit 
der Verhaftung eines des Waffenmißbrauchs bes 
ihuldigten Beamten darf nicht eher ahren 
werben, ala bis bie Eröffnung ber gerichtlichen 
Unterfuchung definitiv Kun 2. Gegen 
den Beamten, welcher beſchuldigt tft, feine Ve— 
fugniß zum Gebraud der Waffen gegen Zoll- 
oder Steuer - Eontravenienten überjchrüten zu 
haben, fünnen die Angaben des verlegten Eontra- 
venienten, ber übrigen Theilnehmer der Eontra- 
vention, und ſolcher Berfonen, welche wegen * 
und Steuervergehen bereits beſtraft worden ſind, 
für ſich alein feinen zur Anwendung einer Strafe 
hinreichenden Beweis begründen. $ 13. Wenn 
ein Beamter zur Nachtzeit gegen eine geringere 
Perſonenzahl ala $ 2 unter Buchſtabe a beitimmt 
worden‘, ſich der Waffen bedient hat, bei ber 
Unterfuhung aber ermittelt wird, daß berjelbe 
Urfache gehabt habe, die Berfonenzahl für ftärker 
zu halten, fo ift er, nad; Bewandtniß ber Um«- 
jtände, mit Strafe zu verfchonen, oder mit einer 
elinderen ala der ordentlichen Strafe zu belegen. 
& 14. In Unfehung der Strafe der Beamten, 
welche des Mißbrauchs der Waffen ſchuldig be- 


e Hilfe und für die nöthige Bewachung |funden worden, eine es bei ben bisherigen 


orfchriften der Gejege fein Bewenden. 
Grenzbezirfe im Sinne der Zoll-Gejeggebung, 
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Grenzfteine — Grundſteuer. 


ſ. Bereind-Bollgefeg vom 1. Juli 1869 und vom 7. Sept. 1811 wegen ber Grundſteuer 


8 16 u. megen des 


aarenverlehr3 u. Gewerbe-[ertHeilten Berheifungen, des darauf bezüglichen 


betriebe3 innerhalb des Being ig er ff.ſim Eingange des Gejeges über die Einrichtung 


Grenzfteine,, Beitrafung 


Wegnahme zc. derjelben, ſ. Str.G.⸗B. $ 274|tenen 


er Beichädigung,|des Ubgabenwejend vom 30. Mai 1820 enthal- 


orbehalt3, ſowie der Beftimmung im 


Nr. 2, aud Feldpolizei-Ordnung $43 Pr. 2.|Urt. 101 der Berfafjungs-Urfunde vom 31. Jan. 


Grenzzollämter, Einrihtung und dienftlihe] 1850, endlich zur 
Berhältniffe derjelben, j. Vereins-Zollgeſetz 24. Febr. 1850, die Auf 


v. 1. Zuli 1869 $$ 18, 128 ff. 
Gruben, —— 
Bedeckung derſelben, ſ. 


us Fin bes Geſetzes vom 
ebung ber Grundfteuer- 


Befreiungen betreffend für den Umfang Unferer 


wegen nicht gehöriger| Monardjie, mit Ausschluß ber Hohenzollernichen 
1... 8 367 Nr. 12.| Lande’) und des Yadegebiets?), unter Zuftimm- 


Gruben: Beamte (Grubenvorftand), j. Berg-jung beider Häufer des Landtages, was folgt: 


geſetz SS 73 fi-, 117—128, 200, 233. 
Grundſteuer. 
J. Geſetz, betreffend die anderweite 
Regelung der Grundſteuer, 
vom 21. Mai 1861:') 


Wir Wilhelm ꝛc. verorbnen, zur Erledigung | reine praftifche 


der in den Finanz» Edicten vom 27. Dct. 1810 


a d, 21. Jan. . 
1) Dur Geſetz dom 11. Febr. 1870 iſt bad Geſetz vom 21.| 1, ©, Gefeß vom 22. Febr. 1867: 


Mai 1861, betre die andermeite Regelung der Grundfterer, 
o meit fich daffelbe auf die 6 öftlihen Provinzen des Staats 
De ferner das Gefe von demſelben Tage, betreffend die 
für die Aufhebung der Grundfteuerbefreiungen und Bevorzug⸗ 
ungen zu gewährende Entihädigung nebft dem zu dieſen Ge— 
epen ergangenen erläuternden, ergänzenden und abändernden 

orfchriften, insbefonbere aud den in dem Geſetze dv. 8. Febr. 
1367 enthaltenen Beftimmungen in ben Provinzen Schleswig: 
Helftein, Hannover umd Hefien:Naffau, ſowie in dem Kreiſe 
Dieiienheim mit folgenden Maßgaben zur Ausführung gebracht. 


I. Beranlagung, Berwaltung und Erbebung ber 
Grundfteuer. 


5 2. Die Grundfiener von den Piegenihaften wird flir bie 
Provinzen Schlesmwig:Holftein, Hannover und Heffen-Naffau, 
fomwie den Kreis Meifenbeim vom 1. Jan. 1875 ab auf 
einen Jahresbetrag von 9,600,000 M_ feftgeftellt. — Diejer 
Betrag ift nah —— des zu ermittelnden Reinertrages 
der fteuerpflichtigen Liegenichaften auf die einzelnen vorgenanns 
ten Provinzen und den Kreis Meiſenheim gleihmäfig zu ver: 
tbeilen. Die hiernach jedem einzelnen der vorgedadhten Yandes- 
teile zufallende GrunbfteuersHauptiumme ift obne Anrechnung 
auf den im 6 3 des gg ge bom 21. Diai 1861 
feftgertellten Fahresbetrag von 30 Dil. M v. 1. Jan. 1875 ab 
als bleibendes Eontingent ($ 3 a. a. 


ordnung vom 28. April 1867 und im $ 6 it. a ber Berorb- 
nung vom 4. 2* 1867, wonach bei Beranlagung ber Be 
bäube zur Gebäude die Feſtſtellung des gswerthes 
ber erfieren ohne Berüdfi der dazu rigen Haus⸗ 
gärten zu bewirken iſt, in all. 

[Die bier wit abgebrudten Baragrapben bes Gefeges haben 


eutung mehr. 
Bezüglich des Grunbfteuerwefend in der Rheinprovinz unb 
in Weit — FA 2. das unten abbebrudte wann Br 

, A 8 4. ar erg 

anlagung im Yürftentbum ern» Hechin 
m Anſchluß = ie durch das Geſetz vom 11. April 1859 als 
georbnete Parzellarsfandesvermefiung unter Anwendung der 
rolgenben mmungen zur Ausführung zu bringen: 1) Der 
den Maßſtab ver euerung bildende 1 b nah 
Abzug der etwaigen Reallaften — bes Geſehes vom 30. 
i 


Aug. 1834 über die Normen der directen Beſteuerung) wird 
in verhältnigmäßiger Gleichheit mit den bei der a 
ürtenthume HodenzollernsSigmaringen er= 


veranlagung im 
bem gen er nacgemiefenem 
e 
feſtgeſtellt. 2) Sofern in einzelnen Fällen ehufs * 
e 
ieſen und er (5,51 beifelben Gejches) 
iefe 
maringen zum Grunde Er Werths⸗, Mobertrags- 
h u. B 
ftüde, melde nad) ber bisherigen Steuerverfalfung bes 


mittelten und in 
Nugungswertben von Grundftüden Ertrogsfäbigleit 
2 ung 
der Sleihmäßigleit der Einjhägung (zu 1 v 
fpecielle — —— —X 1. sie ber — 
werden ſollte, wird unter Anwendung der be br 
Grundfleuerveranlagung im Fürſtenthume D8 
Koſtenan ausgeführt. ie Schägun ug sung nen ($ 7 
befielben ia) werben aus — er 538 
thümer —* 5. Die Beſiher derjenigen Grund⸗ 
tbums Hobengollern-Hedingen von der Grund i 
Blücben Find * —— biefes ———— Grande 


D.) an die Staatäfaffel fteuer beran en werden, kt i 
e Somaniatgrunpäte der bormals 8 den a ae 


u entridten. 9 3. Dernihen Lande zu zahlende Entſchädi ü 
ihsummitte[baren ürften und Grafen, welche ſchon vorlint nad Maßgabe ber —* den bisher herr BR 
Auflöfung des beutichen Reichs zu ihren nunmehr ftandes:|von bem im } 1 bezeichneten 


berrliden Stammes oder Familiengutern ri haben, bleiben, 
fomweit fie zur Zeit zu ber Gru überhaupt nicht heran: 
ezogen find, and von der neuen Grundſteuer befreit; ſoweit 
© dagegen der zur Zeit in bem betreffenden Landestbeile be: 
ebenden Iandesüblihen Grundfteuer nur zu einem eg 
Theile derjelben unterliegen, auch nur zur Entriätung deſſel⸗ 
ben Theild der neuen Grundfteuer verpflichtet. leihen 
bebält es bei ber Grunbfteuerfreiheit ber bergoglich Schleswig: 
olftein-Gettorpfchen Fideicommiß-Güter in durch de 

taatsvertrag vom 27. Sept. 1866 te Umfange fein 
Beenden. 3 11. Die Elementarerhebung ber nen deran⸗ 
lagten Grundfteuer erfolgt nicht nad den in den 99 40, 42, 
46—49 des Geſetzes vom 8. * 1867 enthaltenen Bor: 
(Geifıen, fonbern nad den für die Provinzen Rheinland und 

eftfalen beftehenden Grunbfägen unmittelbar durch bie bes 
fiellten Steuerempfänger ($$ 2» und 3, $ 40 
fteuergefeßes für die beiden weſtlichen Provinzen vom 21. Jan. 
1839 und Allerhöchſte Cabinetdordre vom 6. Febr. 1841. — 
Die von ber Grundſteuerpflichtigen anfzubringenden Koften 
der (Elementarerhebung werben auf 300 der Grundfteuer und 
der etwaigen Beiichläge zu derſelben feitgeftellt. 8 12. Die 
Berwaltung bes Grund 


Kreife Meifenbeim vom 1. Yan. 1875 

für die —— beſtehenden Beſtimmungen. 8 13. Hin⸗ 
fichtlich ber Verbindlichkeit der zu Servituten oder Meallaften 
Berechtigten, zur Grundfleuer ber verpflichteten Grunditiide 
deren B einen Beitrag zu leiften, 

innerhalb einzelnen Sanpest 
Beftimmumgen fir Bemenben. 
ab kommen bie für die Provinz Hannover und für ben Streis 
Meijenbeim geltenden Beftimmungen im $ 6 Lit. a der Ber: 


8 14. Bom 1. Yan. 1875 


Grund: | der 


er-Ratafter8 und aller damit zus] zo 

fammenbängenden befonderen Einrichtungen erfolgt in dem|theilenden näheren Beftimmungen auf 

nad) ben bieferhalb a sieRoejent werden. 
Geſeßg, 


ehält es bei den anderweit zu veranlagen. — Die 
heile beſtehenden beſonderen Anwendung bes für Be 


on b itpunfte ab zu entrichtenden 
jährlichen Grundfteuern in verhältnifmägig gieicher Höhe m 
ra er feftzufegen, e auf Grund 
des 1. Abi im $ı bes Geſetzes vom 21, Mai 1861, bes 
treffend bie für bie ——— ber Grundſteuerbefreiungen =. 
Bevorzugungen zu gewährende Entſchädigung, ben 
bisher befreiter und bevorzugter Grunbfiüde nah Mafgabe 
der vom 2. an. 1865 mehr zu Üübernehinenden Grun 
zu Theil werden, Alle Aniprüce auf Gemährmg einer Ent: 
ſchädigung find bei der Megierung zu Sigmaringen binnen 
einer durch das Amtsblatt befannt zu machenden Präclufids 
ft von 3 Monaten amzubringen und me durch bie im 
19 des gedachten Geſetjes vom 21. Mai 1861 angeordnete 
ommiffion enbgiltig feftgeneltt. & 6. Die — tritt 
b ——* derjenigen Brundſtücke nicht ein, für melde wach 
echt tigen Verträgen eine Berpflihtung zur Uebernahme 
rundfteuer ohne weitere Entihäbigung beftebt. & 7. 
Die Koften, melde durch die Ausführung dieſes mit 
Einſchluß der Grunbfteuerveranlagung ($ 4) entfiehen, find 
aus der Kaffe der hohenzollernſchen Lande zu entnehmen. 5 8. 
Der Beginn des Beranlagungsjahres Yon für alle nach 
SJahresperioden zu veranlagenden Staatäfteuern in ben bobene 
Dernidhen Landen nad den von dem ——— zu er⸗ 
n Anfang des Ka— 


2) tr. ben Rechtszuſtand bes Jadegebietes 
23. ng 8 5: Die @rundflener von 8 
iſt nach den für den Kreis Auri 


‚dB. 

iegenihaftert 
geltenden —— 
zexanlagung erfolgt unter 
N e den Kreis Aurih_aufgeftellten Claffiica= 
tionstarif8 durch die für dieſen Kreis Behufs der andermeiten 
Regelung der Grumbdfteuer beitellten Beamten u. Commiffionen 
bergeftalt, daß auf den ermittelten Reinertrag der fteuerpflich« 


627 


[I. Eintheilung der Grundftener.] 8 1. Die,baren Fürften und Grafen in dem durch den 
Grundfteuer zerfällt fortan: a) in die von den|$ 24 der Inſtruction vom 30. Mai 1820 bes 
Gebäuden und ben dazu gehörigen Hofräumen |jtimmten Umfange, ſoweit die gedachten Fürften 
und Haudgärten unter dem Namen „Gebäude und Grafen nicht in befonderen Verträgen auf 
fteuer“ zu entrichtende Staatdabgabe, und b) indie Grundfteuerfreiheit Verzicht geleiftet Haben; 
bie eigentliche Grundſteuer, welche, mit Ausichluß|c) die den Provinzen, den communalftändijchen 
der zu a bezeichneten, von den ertragfähigen/Berbänden, den Streifen, den Gemeinden oder zu 
Grundftüden — von ben Liegenfchaften — zujjelbftändigen Gutöbezirfen gehörenden Grund« 
entrichten ift. — Bon ber Gebäudefteuer (qu a)litüde, injofern fie zu einem öffentlichen Dienfte 
werden nur ſolche Hausgärten betroffen, deren oder Gebrauche beftimmt find, infonderheit alfo: 
Flächeninhalt einen Morgen nicht überſteigt. Gaſſen, Pläge, Brüden, Yahr- und Fußwege, 
Größere Hausgärten unterliegen mit ihrem gan-|Leinpfade, Bäche, Brunnen, fchiffbare Kanäle, 
gen Slädjeninhalte der Gründſteuer von den Häfen, Werfte, Ablagen, Kirchhöfe, Begräbniß- 

iegenschaften (zu b). pläge, Spaziergänge, Zuft- und botanijche Gär- 

[II. Gebäudejteuer.] 8 2. Die Gebäudefteuer|ten, ſowie lediglich zur Bepflanzung öffentlicher 
($ 1 zu a) wird nad den Beftimmungen des] Pläge, Straßen und Anlagen bejtimmte Baum- 
über diejelbe erlaffenen Gejeges vom heutigen}ichulen ; d) Brüden, Kunftitraßen, Schienenmwege 
Tage erhoben.') der Eifenbahnen und jchiffbare Kanäle, welche 

[ITI. Gleichſtellung der Grundfteuer in den ſmit Genehmigung des Staates von Privatper- 
verjhiedenen Provinzen des Staates.*)]) $ B. ſſonen oder Actiengejellihaften zum öffentlichen 
Die Örundjteuer von den Liegenfchaften ($ 1 zu b) Gebrauche — find; e) diejenigen bisher 
wird für die gefammte Monarchie, mit Ausihluß] von der Grund teuer befreiten Grundjtüde, welche 
der Hohenzollernſchen Lande und des Jadegebiets, zur Zeit des Erſcheinens dieſes Gejeges zu dem 
vom 1. Jan. 1865 ab auf einen Jahresbetrag| Bermögen evangeliſcher oder römiſch-katholiſcher 
von 30 Mill. M feftgeftellt. Dieſer Betrag iſt Kirchen od. Kapellen, Öffentlicher Schulen, höherer 


Grundfteuer. 


nad Berhältniß des zu ermittelnden Reinertrages Lehranſtalten oder befonberer, zur Unterhaltung 


zelnen Provinzen, beziehungsweiſe die einzelnen, 
einem bejonderen Grundfteuerfyitem unterliegen 
ben ftändiichen Verbände gleihmäßig zu ver- 
heilen. Die hiernad; jeder Provinz, beziehungs- 
weiſe jedem ber bezeichneten Berbände zufallende 
— —— iſt als ein Contingent 
zu behandeln, welches ber Staatslaſſe gegenüber 
nur dur den Bugang fteuerpflichtig werdender 
oder den Abgang jteuerfrei zu ftellender Grund» 
ftüde ($ 4 und 10), fonft aber nur im Wege ber 
Gefeßgebung und nur in dem Falle erhöht od. 
vermindert werben fann, wenn bie Bedürfniſſe 
des Staat3 eine allgemeine Erhöhung der Grund- 
fteuer nothwendig machen, oder eine allgemeine 
Herabjegung berelben geitatten. Innerhalb der 
Provinzen, beziehungsweife innerhalb der er- 
mwähnten Händithen Verbände, find die feftgeftell- 
ten Grumdftener-Hauptfummen auf bie einzelnen 
Kreife, innerhalb diejer auf die Gemeinden und 
jelbftändigen Gutsbezirke, unb innerhalb ver 
Gemeinden auf die fteuerpflichtigen Liegenjchaf- 
ten nad Verhältniß des Reinertrages gleichmäßig 
zu vertheilen.®) 

Beizubehaltende Grundſteuerfreiheiten. *)] 


der fteuerpflichtigen — auf die ein- 


von Kirchen, Schulen und höheren Lehranftalten 
ftiftungsmäßig beftimmter Fonds oder milder 
Stiftungen, jowie zur Dotation der Erzbiſchöfe, 
Bischöfe, Dom- und Eurat- oder Pfarrgeiftlichen 
oder jonjtiger, mit geiftlichen Functionen beflei- 
deter Perſonen oder der Küjter und anderer 
Diener des Öffentlichen Eultus und der an öffent- 
lien Schulen oder höheren Lehranftalten ange- 
ftellten Lehrer gehören. 

[V. Beranlagung zur Grundfteuer und Ent: 
ſchädigung der bisher befreiten und bevorzugten 
Grundftüde.] . Alle übrigen, biöher von 
der Grundſteuer befreiten oder hinſichtlich der- 
jelben bevorzugten Grundftüde find vom 1. Jan. 
1865 ab mit dem nad) ——— der Vor⸗ 
ſerit im $ 3 ſich ergebenden Procentſatze, dem 
für jie ermittelten Reinertrage entiprechend, zur 
Grundfteuer heranzuziehen. — Die Gewährung 
einer Entihädigung für die Aufhebung der Grund- 
fteuer» Befreiungen und Bevorzugungen erfolgt 
nad Maßgabe des diejerhalb erlafienen Gejepes 
vom heutigen Tage. !) 

VI. Ermittelung des Neinertrages behufs 

titellung der Grunbdftener - Hauptiummen,) 
. Die Ermittelungen des Reinertrages ber 


Ns der Grunbdit ($ 3) bleib iegenihaften zum Zwede der Grundſteuerver 
. Befreit von der Grundjteuer ($ 3) bleiben: . 
5) die dem Staate gehörigen Grundftüde; b) die ſtheilung ($ 3) erfolgt nad den Vorſchriften ber 
BDomanialgrundftüde der vormals reihsunmittel- | beiliegenden Ausführungsanweilung. — Die durch 


tigen 2iegenfhaften der bei Ausführung bes 
vom 11. 38 1870 für die Provingen & 
ge u. ee ee ben Brei aan 
ebenbe ewendet — Der Be 
ar ermitichen Grmähener twird auf ben nad $ 2 
des gg Geſetzes feſtgeſtellten Grundfieuerbetrag von 
, M nicht ang net. 
1) ©, unter GBebäudeftewer. 
3 Wegen der aufgehobenen Grundſteuern ſ. Geb dude⸗ 
Reuer de vom 21. Mai 1861 $ 2. 
3,6. Noten zu $$ 7 und 9, 
ir — Mgemeinen maren ie a a a durch 
vom 24. Tr. aufgehoben, auch unter 
Borbebuit der im $ 4 aufgeführten ——— 


die Ausführung entſtehenden Koſten ſind, ſoweit 


Befepes | le auf die beiden mejtlihen Provinzen treffen, 
— von dieſen, ſoweit fie auf die 6 öſtlichen Pro— 
Kreis Deiienheiun vi 


en treffen, von ben letzteren aufzubringen. 
Einftweilen find ſämmtliche Koften aus der 
Staatskaſſe vorzufchießen, und derjelben nad) 
Vollendung des Abſchätzungswerks in mäßigen 
Jahresraten allmählich wieder zuzuführen.?) 8 7, 


1) Eines Abdruds biefes Geſetzes bedarf es nicht mehr, ba 
bie Entihäbigungsverbandlungen überall erledigt jein werben. 
2) Abſ. 2 des $ 6 ift dur De 1. an. 1867 $ 1 
aufgehoben. Nah $ 2 daf. werben bie durch die Ausführung 


40* 


628 Srundjteuer. 


Die Feſtſtellung der den einzelnen Propinzen, nad Anhörung der PBrovinziallandtage zu ber 
beziehung2weife ftändifchen Verbänden (5 3) nach jtimmenden Maßgaben.) 
den Ergebniffen der ftattgefundenen Ermittelung| [VIII Uebergang fteuerfreier Grundftüde in 
des Reinertrages der Liegenſchaften ($ 6) auf-|die Klaffe der * flichtigen und umgelehrt.] 
zuerlegenben Ermbhener- — ummen, welde|$ 10. Wenn ſteuerfreie Grundſtücke 8 4) die⸗ 
bom 1. Jan. 1865 ab zur Staatskaſſe eingezogen jenige Eigenſchaft verlieren, welche die Befreiung 
werben, geſchieht durch eine Königliche Verorb-|von ber Grundſteuer bedingt, jo find fie vom 
nung, mittel® deren zugleich für die 6 öftlichenjerften Tage des Monats ab, welcher auf ben 
Provinzen wegen der Untervertheilung und Er-/ Monat folgt, in welchem die Veränderung ein» 
hebung der jeftgeftellten Grundfteuer - Haupt-|getreten ift, zu dem nad Ausführung der Bor- 
jummen proviforiih das Erforderliche beitimmt|jchrift in S 3 fich ergebenden Brocentiape ihrem 
wirb.! einertrage entjprechenb mit Grundfteuer zu be» 
(VII. Untervertheilung ber Grundfteuer-Haupt-|legen. — Anderſeits werben bejteuerte Grund» 
jummen.] 8 8. Ueber die befinitive Unterver-|ftüde, welche in die Rlafje der im $ 4 zu a, c 
theilung und Erhebung der nad) 83 feſtgeſtellten und d bezeichneten fteuerfreien Grundftüde über- 
Grundfteuer - Hauptfummen ergeht für die ſechs — von der Fortentrichtung der auf ihnen 
öſtlichen Provinzen ein beſonderes Geſetz, ine enden Grunbiteuer vom eriten Tage bes 
weldem namentlich auch hinſichtlich der ben Monats ab entbumden, welcher auf den Monat 
Steuerpflihtigen bei Unglüdsfällen zu bewilligen- | folgt, in welchem die die Steuerfreiheit begrün- 
ben Remiflionen und darüber weg Ara bende Veränderung eingetreten ijt. — Wenn be» 
troffen werden wird, ob und in welcher Weife|iteuerte Grundftüde in den Beſitz evangelifcher 
die zu Reallaften und Gervituten Berechtigtenjoder römiſch-katholiſcher Kirchen ꝛc. ($ 4 zu e) 
zu der Grundſteuer der verpflichteten Grunditüde gelangen, fo ift die auf diejen Grundjtüden haf- 
beizutragen haben.) $ 9. Die UntervertHeil-|tende Grundfteuer fortzuentrichten. Gehören da«- 
ung der fejtgeftellten Grunditeuer- Hauptfummen|gegen die Grundjtüde, melde in den Belik 
ee bie einzelnen fteuerpflichtigen Liegenſchaften |evangeliicher oder — — Kirchen zc. 
erfolgt in den beiden mweftlichen Provinzen nach ſübergehen, zu den im $ 4 zu a bis d bezeid)- 
den Unterlagen des beftehenden Grundfteuer-Ineten, fo ijt für diejelben mit dem nad) Aus— 
tatafterd mit den durd Königliche Verordnung | führung der Vorſchrift im $ 3 fich ergebenden 
———— Procentſatz ihres Reinertrages die aufzuerlegende 
bes Berfabrens über bie ge gern Ach Srundftener neu zu veranlagen. — Werben 
ordnung uomig. Dec 1864 8 1. Die Grund: | Örunbdftüde mit Gebäuden bejegt, oder als Hof- 
—— 2. * 5 * ange beten Gefeheh — De een F — — — 
einzelnen Provinzen, ungsweiſe nzelnen, — en un adurch gebäu e euerp ichtig 8 1), jo 
— — — a na |Hört ihre Grundfteuerpflichtigteit mit dem Seit» 
betrage von jährlich 30 Millionen M zur Staatötaffe einzu:|puncte auf, von welchem ab jie von der Gebäude- 
ziehen find, werden hiermit feftgeftellt: fteuer betroffen werben; ſowie umgefehrt bie biß 
# dahin der Gebäudefteuer unterworfenen Grund 















=“ 
1) für die Provinz Preußen uf „. .  .8,990,128 20]7“ h en 
2) für die — oſen auf 2478di sıftüde von dem Zeitpuncte ab, wo fie aufhören 
3 für die Provinz Pommern, mit Ausſchluß 


des ftänbifchen bandes von Reuvorpoms 


——————— tig zu ſein, zur Grundſteuer 
mern und Rügen . 1,866,851 85 


Fe eran Arge find. — Außerdem hört die Steuer- 
4) für. bie — Sheren er bang m Al gleit —— eg he nur — 
jenigen Thei elben welcher zu dem ntergange oder durch das Eintreten bleibender 

—— — * eg gehört, 4,934,700 se] Ertragdunfähigteit auf. 
5) für die Provinz Brandenburg, mit Ausfhlug [IX. Allgemeine gang ge & 11. Vom 
1. Januar 1865 ab treten alle Hinjichtlich ber 


it 
derjenigen Theile, melde zu ben fändiichen 
Dezbänen Wal Viceiienfg ger Grunbfteuer beftehenden Vorfchriften außer Kraft, 


bören, auf . . . . + 8,199,919 69 ? — 
6) dıe Yrovi Sadıfen auf “+ 4,926,162 26] welche ben Beſtimmungen bed gegenwärtigen 
7) für den ftändiihen Berband von Neuvor⸗ Geſetzes entgegenstehen oder ſich mit benjelben 


pommern und Rügen uf -. u 
8) für dem fländifchen Berband der Oberlaufig i 
Run ae 
9) für den ſtandiſchen Berband ber Nieberlaufig : . 
m ne. 810 Ermittelung des Meinertraged der 
9 — die Provinz Weſtfalen uf , . . 2,883,698 68 
2 t bie Rheinpro 


Riegenfhaften behuf3 anderweiter 
. . . . 4,994,617 
12: Di 1) find nach Da Regelung der Grundftener. 
Bingen Piegenfchaften auf bien Inen Breite und —— II. Allgemeine Grundfä e] $1. Bwed bes 
alb der Kreiie auf die Gemeinden, felbflänbigen Gutsbezirke | Verfahrens ift die Ermittelung des Reinertrages 
un — — —— — 9 6) weiter zu des fteuerpflichtigen Grundeigenthums — mit 
duch Las Amtsblatt befannt su make ie ſchiußz der Gebäude — in verhältnigmäßiger 
Provien  Btumahnahe be 
en, . . 
Her —— * ge —* Ar g —— ſummen für die Provinzen, beziehungsweiſe die 
binfichtlih der Eteuerpflichtigfeit, besiehrungsmeife teuerfreis 
beit, oder binfichtlid der Yugebörigkeit ber Liegenſchaften 
den betreffenden Brovinzen, ftänbifchen Verbänden, Kreifen F 
Gemeinden :c. —— werden. — Die Berichtigung fol: 
her re olgt im Wege ber Fortſchreibung ($ 20). 
2) ©. das hiernach abgebrudte Geſetz vom 8. Febr. 1867. 


620,484 21 | nicht vereinigen laſſen. 


Anmweifung für dad Verfahren bei 


einzelnen, einem bejonderen Grundſteuerſyſtem 
unterliegenben ftändijchen Verbände, und inner 
halb ber legteren die von den einzelnen Kreiſen 


1) Berorbnung vom 12. Dec. 1864. 


Grundſteuer. 


im Ganzen ſowol, wie die von den einzelnen 
Gutsbezirken und Gemeinden zu übernehmenden 
Grundfteuerbeträge zu beftimmen, demnächſt aber 
deren Untervertheilung auf die einzelnen Liegen- 
ihaften möglichit leicht bewirken zu können. N 
Bon der Ermittelung des Reinertrages bleiben 
auzgefchlofien: a) diejenigen Grundjtüde, denen 
nad $ 4 zu c und d des Geſetzes vom heutigen 
Tage, betreffend die andermweite Regelung der 
Grumdftener, die Grundfteuerfreiheit zufteht, und 
b) die mit Gebäuden befetten Grundjtüde, ſowie 
die dazu gehörigen Hofräume und Haudgärten. 
Ein folder Haudgarten darf jedoch nicht über 
einen Morgen groß fein. Sofern letzteres der 
Fall, ift der Garten mit feinem Flächeninhalte 
der Ermittelung des Reinertrages zu unterwerfen. 
— Diejenigen Grundftüde, welche nad $ 4 zu 
a, b und e des zu a angeführten Gejeged von 
Entrihtung der Grundftener auch künftig befreit 
bleiben ſollen, werben ihrem NReinertrage nad), 
den Vorjchriften diefer Anweiſung gemäß, eben- 
falls feftgeftellt, bleiben aber mit bem ermittel» 
ten Reinertrage bei Feſtſtellung der Grundfteuer- 
Hauptjummen ($ 1) außer Anfag. — Als 
Reinertrag iſt anzufehen der nad) Abzug ber 
Bewirthſchaftungskoſten vom Rohertrage ver- 
bleibende Ueberſchuß, welcher von den nupbaren 
Liegenfchaften —— erzielt werden kann. — 
Der Culturzuſtand der Grundſtücke iſt bei der zum 
weck der Ermittelung des Reinertrages ftatt- 
findenden Abſchätzung durchweg als ein mittlerer 
(gemeingewöhnlicher) anzunehmen. — Auf den 
wirthſchaftli Zuſammenhang der Grundſtücke 
mit anderen Grundſtücken oder gewerblichen An— 
lagen iſt dabei keine Rückſicht zu nehmen. — 
Die mit den Grundſtücken etwa verbundenen 
Realgerechtigleiten bleiben bei der Abſchätzung 
Peer außer Betracht, als die etwa darauf haf- 
tenden Reallaften und GServituten. 8 4. Die 
Feftitellung des Reinertrages der Liegenfchaften 
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ung wejentlih in der Gewinnung von Gtreu- 
und Düngmaterial bejteht; e) zu den Holzungen 
werden Diejenigen Grundjtüde gerechnet, deren 
hauptſächlichſte Benupung in der Holzzucht be» 


2.|fteht; f) ald Wafferftüde find folhe Grundſtücke 


anzujehen, welche, wie Seen und Teiche, forte 
dauernd oder zeitweife mit Waſſer bebedt find, 
und hauptſächlich in diefem Zuſtande benußt wer- 
den; g) dem Oedland find alle diejenigen Grund- 
ftüde zuzurechnen, melde nah der Art ihrer 
hauptſachlichſten Benugung feiner der vorftehend 
genannten Culturarten beizuzählen find, aber. in 
anderer Art einen Ertrag gewähren, wie Kalt-, 
Sand», Kied-, Mergel-, Xehm-, Thongruben, 
— Sümpfe und ähnliche Grundftüde. — 

oweit ſolche Grundſtücke keinerlei Ertrag ge— 
Be find fie ald Unland zu behandeln, $ 6. 
Behufs Abſchätzung der Grundftüde (Liegenjchaf- 
ten) wird für jeden lanbräthlichen Kreis oder 
= jede innerhalb eines folchen zu bildende ber 
ondere Abtheilung (Claſſificationsdiſtriet, $ 26) 
ein Clajfificationdtarif aufgeftellt, welcher die 
berjchiedenen im reife, beziehungsweije dem 
Slafiificationsdiftricte, vortommenden Eulturarten 
($ 5) und deren Bonität3flaffen überfichtlich nad)- 
weiſt. — Die Zahl der für jede Eulturart ($ 5) 
innerhalb deſſelben Kreifes, beziehungsmeije 
Claffificationsdiftrictd, zu bildenden Bonitätd- 
klaſſen ift von den weſentlichen Berfchiebenheiten 
in den Boden- und Ertragdverhältniffen des 
erfteren abhängig, darf jedoch niemald mehr als 
acht betragen. $ 7. Für jede Klaſſe einer jeden 
Eulturart iſt der Reinertrag für den Morgen in 
Geld feitzuftellen und in den Claffificationstarif 
einzutragen. — Der im Gelde feitgeitellte Rein- 
—* ür den Morgen der einzelnen Klaſſen 
und Culturarten bildet den Tarifſatz der betr. 
Bonitätsklaſſe. F8. Mit Anwendung der Tarif— 
ſätze auf die Geſammtflächen der grundſteuer— 
pflichtigen Grundſtücke, welche innerhalb deſſelben 


erfolgt nad) Culturarten und Bonitätsklaſſen ohne Kreiſes, beziehungsweiſe der den Kreis bildenden 
Rückſicht auf die beftehenden Eigenthumsverhält»| Elaffificationg » Diftricte, zu den verjchiedenen 
niffe. 8 5. Hinfichtlic der Eulturarten find|Bonitätöflaffen der einzelnen Eulturarten einge» 
zu unterjcheiden: a) Wderland, b) Gärten, c)jihätt werden, ergibt fi der Reinertrag der 
Wieſen, d) Weiden, e) Holzungen, f) Wafjerftüde, —— arundſteuerpflichtigen Liegenſchaften 
g) Dedland, — Es find in Betracht zu ziehen:|ded Kreiſes. — Der Reinertrag aller derſelben 
a) ald Aderland diejenigen Grundjtüde, nor Provinz — Kreiſe zuſammengenommen 
abgeſehen von ihrer etwaigen Benugung zur Er⸗ſergibt den Behufs der Feſtſtellung der Grund« 
zielung von Futterfräutern, ggg und fteuer-Hauptjummen für bie Provinz zu Grunde 
Hadfrüchten, der Hauptſache nah zum Anbaujzu legenden Reinertrag. 

von Getreide dienen; b) ald Gärten ſolche Grund⸗ Yo Ausführende Beamte und Commiffionen.] 
früde, welche, ohne Rüdfidht darauf, ob I ein« . Die obere Leitung des Abſchätzungsge— 
gefriedigt find oder nicht, der Hauptfache nach ſchäfts für den ganzen Staat führt der Yinanz- 
zum Anbau von Gemüſen, Hadfrüchten, Handels⸗ minifter. — Unmittelbar unter ihm haben vier 
gewächien, Sämereien, Obft, Wein, Blumen oder|Generalcommifjarien bie Ausführung der Ab⸗ 
ald Baumfchulen benugt werden; Yorftgärten, —3— ungsarbeiten zu überwachen, insbeſondere 
Luſtgärten und Parkanlagen werden zu der für die Herbeiführung gleichmäßiger ey gi 
Eulturart eingejhägt, wohin fie nach ihren Haupt⸗ refultate in allen —— des Staates Sorge zu 
beſtandtheilen gehören ; c) als Wieſen alle Grund⸗ tragen und ſich zu dieſem Behufe von den auf 
ftüce, deren Grasſswuchs in der Regel abgemägt) die Abſchätzung bezüglichen örtlichen Berhältnifjen 
wird, und die nur ausnahmsweiſe beweidet oder ſowol, als von dem — e des Geſchäfts u. 
aufgebrochen werden; d) ais Weiden ſolche Grund | deſſen Ergebniſſen in möglichſt genauer Kenntniß 
—* deren hauptjädlichfte Benutzung darin be⸗ zu erhalten. $ 10. Unter dem Vorſitz des Fi— 
fteht, daß ihr Graswuchs vom Vieh abgemeidet|nanzminifterd wird eine Centralcommiſſion ge- 
wird. — Dieſer Eulturart find aud die Heiden | bildet, in welde ‚die Generalcommiffarien und 
und ähnliche Grundftüde beizuzählen, deren Nug- vier vom Yinanzminifter zu berufende Sachver— 
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ftändige als Mitglieder eiutreten, und zu welcher 
außerdem für jede Provinz zwei Mitglieder ab- 
rbnet werben, von benen das eine durch das 
errenhaus, dad anbere durch das Haus der 
Abgeorbnieten des Landtages ber Monardie zu 
wählen ift. — Die Eentralcommiffion hat den 
Elaffificationstarif ($ 33) feitzuftellen, über die 
Recurſe der Eigenthümer bisher befreiter oder 
bevorzugter, aber künftig fteuerpflichtiger Grund⸗ 
flüde ($ 47) zu enticheiden, und die enbgiltige 
Teitftellung ber ei ren (88 50 und 
51) zu bewirken. Die Mitglieder derſelben Haben 


Grundfteuer. 


RA gutachtlih zu äußern. 8 14. Die 
eitung bes Abſchätzungswerkes für jeden land» 
räthliden Kreis wirb auf den Vorſchlag des Be- 
zirlscommiſſars ($ 11) vom fFinanzminiiter einem 
Beranlagungscommiljar übertragen,> m zur 
Ausführung der Abfhägungs-Arbeiten eine Ber- 
anlagung3commiffion zur Seite fteht. Die Mit- 
glieder der legteren werben zur Hälfte von ber 

eisſtändiſchen Berfammlung gewählt, zur an- 
deren Hälfte aber von dem Bezirlscommiſſar 
($ 11) auf Vorichlag des Beranlagungscommii- 
jars berufen. — Für die Fälle einer dauernden 


dad Recht, fi von den auf die Abjchägung be⸗ Behinderung einzelner gewählter Mitglieder der 
züglichen örtlichen Verhältniffen fowol, al3 von) Beranlagungscommiffion ift von der freisitändi- 
dem Fortgange des Gejchäftd und defjen Ergeb: |ihen Verſammlung zugleich eine entjprechende 


niffen in allen Theilen der Monardie genaue 
Kenntniß zu verichaffen, und zu dem Zwecke von 
den desfallfigen Arbeiten Einfiht zu nehmen. 
$ 11. Mit der oberen Leitung des Abihägungs- 
geichäfts innerhalb jedes Regierungsbezirfes wird 
vom Finanzminifter ein — Bezirlscom⸗ 


miſſar beauftragt, welcher außer ben ihm in die-Jin welcher 


jer Anweiſung beigelegten Befugniffen im Al- 
gemeinen für die vollftändige und gleihmäßige 
Ausführung des Abſchätzungsgeſchäfts zu jorgen, 
die ihm —— Commiſſionen und aus—⸗ 
führenden Beamten zu Mr A unb ben 
Vorſitz in der Bezirkscommiſſion ($ 13) zu führen 
at. & 12. Zur Unterftüsung des Bezirkscom- 
miffarö ($ 11) bei ber oberen —— der Ber- 
mejlungsgefchäfte und zur Revifion der geome— 
triichen Arbeiten in den einzelnen reifen wird 
demjelben ein Obergeometer zugeordnet. 8 18. 
Für jeden Regierungsbezirk wird unter dem Bor- 
fige des Bezirkscommiſſars ($ 11) eine Bezirks— 
commijfion gebildet, deren Mitglieder zur einen 
Hälfte von dem Provinziallandtage gewählt, ur 
anderen Hälfte aber auf den Borichlag des Be— 
zirlscommiſſars vom Finanzminiſter beru 
werben. — Tür die Fälle einer dauernden 


Anzahl von Erfagmännern zu wählen. — Die 
Unzahl der Mitglieder_der Veranlagungscom- 
miffton wird für jeben Kreis durch ben Bezirkd- 
commiſſar fetgefegt, barf aber in keinem Falle 
die Zahl von zehn überjteigen. — Die Befug- 
niffe und Pflichten ber Beranlagungscommiifion, 
der Beranlagungsconmiljar den Bor- 
fig führt, ergeben fi aus den weiter folgenden 
Vorſchriften dieſer Anweiſung. $ 15. Zur Aus- 
führung der geometrijhen Arbeiten wird die er- 
forderlihe Anzahl von Geometern, nebſt ben 
etwa nöthigen rt gt Hilfsarbeitern, durch 
den Bezirkscommiffar ($ 11) nad) Anhörung bes 
DObergeometerd ($ 12) berufen. $ 16. Die Ber 
ſchlüſſe der Centralcommiſſion ($ 10), jowie der 
Bezirld- ($ 13) und Beranlagungdcommiffionen 
$ 14) werden nah Stimmenmehrheit gefaft. 

ei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Bor- 
figenden den Ausſchlag. — Die Vorfitenden der 
Commifjionen berufen deren Mitglieder und be— 
ftimmen den Gang der vorzunehmenden Ge— 
ihäfte. — Zu den Berjammlungen find die Com- 
miffionsmitglieder fchriftlih einzuladen und die 
Beſcheinigungen über die geſchehene Infinuation 


e«|der Einladungen zu den Acten zu bringen. — 


hinderung einzelner gewählter Mitglieder derjDie Commiffionen ſelbſt find ohne Nüdficht auf 
Bezirkscommiſſion it vom Provinziallandtage|die Zahl der erſchienenen Mitglieder beſchluß— 


zugleich eine entſprechende Anzahl von Erſatz⸗ 
männern zu wählen. — Die Anzahl der Mit. 
glieder der Bezirlscommiſſion mird für jeben 
Regierungsbezirt durch den Finanzminiſter ber 
fonders feit elest, darf aber (mit Ausſchluß bes 
Worfihenden) in feinem falle die Zahl von zehn 
überfteigen. — Die Bezirkscommiſſion hat neben 
den ihr in diefer Anweiſung bejonders beigeleg- 
ten Befugniffen und Obliegenheiten die gleich— 
iu Ausführung des Abihägungswerkes in 
dem? 

Behufe fih durch Entjendung ihrer Mitglieder 
von den Boden- und twirthlaftfichen Verhält: 
niffen in den verfchiedenen Theilen des Regier- 
ungsbezirkes und in den demjelben benachbarten 
eg arg möglichſt pam zu unter- 
richten; bei Aufftellung der Claſſificationstarife 
mitzuwirken; bie Abihägungsarbeiten jelbft zu 
prüfen: für Abftellung der hervortretenden Mängel 
zu jorgen; über die Neclamation der Eigen- 
thümer bisher befreiter oder bevorzugter Grund⸗ 
ftüde ($ 47) gegen die Einfhägungsrefultate zu 
enticheiben und fich über die Geſammtheit des 
Abſchätzungswerkes der Gentralcommiffion ($ 10) 


egierungsbezirfe zu überwachen; zu diefem]$ 


betreff ittelung 
Liegenſchaften Behufs anderweiter Negelun 
nah dem Geſetz vom 21. Mai 1861 entftehenden Koſten vom 


fähig. $ 17. Hinfichtlich der Befoldungen der 
anzuftellenden Beamten, der diefen und den Com— 
mitfionsmitgliedern zu gewährenden Reiſekoſten 
und Xagegelder, der den Geometern zu bemil- 
ligenden Gebühren, jowie Hinfichtlic der im $ 5 
des Koftenregulativd vom 25. April 1836 ge— 
dachten Punkte, wird auf den Vorihlag des 
Sinangminifters durch Allerhöchſte Verordnung 
das un beſtimmt a 

IIL. Vorbereitungen zum Abſchätzungsgeſchäft. 
IB. Sämmtliche Behörden Haben das onen, 
ungsgefhäft im Bereiche ihres Reffort3 mit den 
ihnen zu Gebote ftehenden Mitteln zu unter- 
ftügen. 19. Bor dem Beginn der Abſchätz⸗ 
ungsarbeiten hat bie Regierung diefe Anweiſun 
durch das Amtsblatt zur öffentlichen Remmtnie 
zu bringen und hieran die Aufforderung an die 
ihr necgrerbuchen Behörden und Beamten zu 
nüpfen, den mit den erfteren beauftragten Com« 


1) &. bie hiernach unter III. abgedrudte Berorbnung, 
enb bie durch bie Emm bes Meinertrags der 


4. Juli 1863, 
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miſſarien und Geometern die erforderliche Unter-, [B. Verfahren bei Aufſtellung der Claffifica- 
ftügung in jeder Weife zu Theil werben zu lajjen zu $ 23. Der Veranlagungscommifjar 
n. deren Requifitionen pünktlich Folge zu leiften.|($ 14), weicher bei der ihm obliegenden Leitung 
8 20. Alle Behörden, Ereditinititute, Gemein⸗ des Nbihägungsgeichäftes innerhalb des Kreiſes 
den und Privatperfonen Haben den Bezirkd- u.|dafür verantwortlih ift, daß daſſelbe überall 
Beranlagungscommifjarien auf deren Anſuchen nach den in der gegenwärtigen Anweiſung ent- 


die in ihrem Befig befindlichen Flurkarten, Riffe, 
Pläne, Zeichnungen, Bermefjungs- und Bonitir- 
ungs⸗Regiſter, Zaren, Ratafter und en 
—— e, welche bei der Ausführung des Ab— 


ihägungsgefchäfts von Nugen jein können, zur|deren 
— beziehungsweiſe ftändigung herbeizuführen; ferner die über aus- 
fang&beicheinigung | geführte Gemeinheitstheilungen im Kreife bei den 


Benusung zugänglich zu 
gegen Ausſtellung einer 
übergeben. — Die Staatskaſſe ıjt für die gute 


ey Grundfägen zur Ausführung gelangt, 
at vor Allem die im $ 21 bezeichneten Zuſam⸗ 
menjtelungen und Nachweiſungen einer näheren 
DET 68 unterwerfen und erforderlichenfalls 

erichtigung , beziehungsweife Vervoll- 


useinanderfegungsbehörden verhandelten Acten 


u 
— und richtige Rüdlieferung der jenen und die verhandelten Vermeſſungen und Karten 


Beamten ausgeantworteten Documente verant» 
wortlih. $ 21. Für den Umfang des von ihm 
verwalteten Kreiſes hat jeder Landrath aufftellen 
zu lafien und dem Beranlagungscommifjar zu- 
zufertigen: a) ein alphabetiſch georbnetes Ber- 
zeihnig jämmtlicher, dem Kreife angehörenden 
Gemeinden —— und ſelbſtändigen Guts- 
bezirke; b) eine Ueberſicht der ſtatiſtiſchen Ver— 
hältniſſe des Kreiſes, im welcher zugleich anzu— 
geben iſt, auf welchen Feldmarken größere Ge— 
meinheitstheilungen ſtattgefunden haben, oder 
das diesfällige Verfahren noch ſchwebt, u. welche 
Receſſe, beziehungsweiſe Karten darüber vor— 
— ſind; e) ein Verzeichniß von den im 
reiſe belegenen, im alleinigen Eigenthun des 
Staated befnblicen, von Entridhtung der Grund⸗ 
"steuer befreiten, beziehungsweiſe freizujtellenden 
Grundſtücken ($ 4 zu a des Geſetzes vom Heut» 
igen Tage, betreffend die anderweite Regelung 
der Grunditeuer); d) eine nad) Gemeinden (Drt- 
ichaften), beziehungsweiſe jelbjtändigen Gutsbe— 
zirfen georbnete Ueberficht der übrigen Grund- 
jtüüde, welche nach $ 4 zu b und e des zu c ges 
dachten Geſetzes künftig von Entrichtung der 
Grundfteuer befreit bleiben ſollen; e) ein ebenſo, 
wie das zu d bezeichnete, georbnetes, vollitändi- 
ed Verzeichniß der in dem Kreiſe belegenen, 
Biäher befreiten und bevorzugten, aber — 
ſteuerpflichtigen Grundſtücke; f) ein Verzeichni 
der Preiſe der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe 
für den Kreis nach den Martini-Marktpreiſen 
der zuſtändigen Marktorte aus den Jahren 1837 
bis 1860. — Hinſichtlich des bei Aufitellung der 
bezeichneten Nachweiſungen, Verzeichniſſe und 
Ueberſichten zu befolgenden Verfahrens u. der dabei 
in Anwendung zu bringenden Formulare werden 
die Landräthe mit bejonderer Anweiſung verfehen. 
[IV. erfahren bei Ermittelung der Reiner- 
träge. A. 


mit Rüdfiht auf den vorliegenden Zweck forg« 
fältig burchzufehen; endlich jih mit den Boden- 
und wirthichaftlihen Berhältniffen des Kreiſes 
nad allen Richtungen hin auf das Genauefte 
vertraut zu machen. — Die Ergebniſſe feiner 
Vorbereitungen und der von ihm eingezogenen 
Nachrichten hat er in einer genauen Beichreibung 
de3 Kreiſes niederzulegen, Die letztere muß ſich 
über alle Berhältniffe des Kreiſes, melde | 
den Reinertrag ber Liegenjchaften von Einflu 

find, möglichft eingehend verbreiten. — In ber 
Anlage B find diejenigen Punkte zufammenge- 
jtellt, welche in ber en 
berücfjichtigt werden müfjen. $ 24. Die Beran- 
lagungscommiſſion ($ 14) hat die ihr von ihrem 
Borfigenden vorzulegenden Unterlagen, insbe- 
jondere die von ihm entworfene Beihreibung des 
Kreifes ($ 23) unter Benußung der ihr zu Ge- 
bote ftehenden Hilfsmittel, erforderlichenfall® nach 
einer zu dieſem Behufe vorzunehmenden Beretj» 
ung des Kreiſes, einer genauen Brüfung zu un« 
terwerfen und nach den Refultaten diefer Prüf- 
ung und der etwaigen fonftigen Ermittelungen, 
fomwie unter Beachtung der in der Anlage C zu- 
jammengeftellten allgemeinen Ubihägungs-Grund- 
jäge, den Elajfificationstarif für den Kreis nad 
dem Mufter 1°) vorläufig zu entwerfen. $ 25. 
Bei Aufitellung des Elnffifcationstarifs ilt ber 
mittlere Reinertrag für den Morgen jeder Bos 
nitätsflaffe der einzelnen im Kreiſe vorlommen«- 
den Eulturarten ($ 5) in Uebereinftimmung mit 
der entiprechenden Ertragsſtufe der in der An» 
fage D beigefügten allgemeinen laffificationd« 
Scala fejtzuftellen. — Trifft der von der Com— 
milfion ermittelte Reinertrag einer Bonitätsklaſſe 
wiſchen zwei Ertragsſtufen der allgemeinen Elaj- 
Fications-Scala, fo wirb der Tarifjag nad) ber 
nächſt Höheren oder geringeren Ertragäftufe ber 


erftellung von Gemarkungsfarten.]|legteren feftgeftellt, je nachdem fich der ermittelte 
8 22. Behufs der Veranlagung werben Gemarf-| Reinertra i 
ungskarten hergeſtellt, injofern ein hierzu brauch⸗ nähert. — 


der einen oder der anderen mehr 
26. Gehört ein Theil des Kreiſes 


bares Exemplar der im Auftrage der Ausein-|dem Höheboden, der andere der Niederung an, 
anderjegungs-Behörden oder Ereditinftitute ge-Joder unterjcheiden ſich Theile eines Kreiſes in 
fertigten Karten nicht dauernd zur Verfügung ſonſtiger Weife in ihren allgemeinen oden-, 
geftellt werden fan, — Die zu einer Gemeinde) Verkehrs- und mirthichaftlihen Berhältniffen 


(Ortichaft) oder einem jelbftändigen Gutsbezirke 
gehörigen Grundftüde bilden in der Regel eine 
Gemarkung. — Für das Verfahren bei Herjtell- 
ung der Gemarfungdfarten enthält die im ber 
Anlage A beigefügte befondere Anweifung bie 
allgemeinen Borjchriften, 


wejentlich von einander und bietet Dieje Verſchie— 
denheit für die Theilung des Kreifed natürliche 
Grenzen dar, fo iſt e8 der Beranlagungscom- 


4, Die Mufter 1—7 werden ber Raumeriparnig wegen bier 





nicht abacdeudt, 
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miffion —— ben Kreis nach Maßgabe diefer Prüfung zu unterwerfen, und für bie Beſeitig- 


Grenze in mehrere diefer Verſchiedenheit entipre- 
ende Claffificationspiftricte zu theilen. — Die 
Gründe für eine ſolche Theilung hat die Ver— 
anlagungscommiffion in einer befonderen Ber- 
handlung des Näheren darzulegen. — Im Halle 
der Theilung eined Kreijes in mehrere Glajlifi« 
cationsbiftricte ift für jeden derfelben ein bejon- 
derer Claffificationstarif aufzuftellen. 8 27. 
Nach Aufitellung des vorläufigen Elaffifications- 
tarifes ($ 24) wird berfelbe von der Beranlag- 
ungscommiflion auf einem F dieſem Behufe ber 
ſonders vorzunehmenden Begange des Kreiſes 
einer nochmaligen ſorgfältigen ** unter⸗ 
worfen, wo es ſich als nothwendig ergibt, abge⸗ 
ändert und demnächſt ſchließlich ——— — 
Bei dieſem Begange ſind zugleich die in die ein— 
zelnen Tarifklaſſen einzureihenden Bodengatt- 
ungen ber verſchiedenen Eulturarten nad) ihrer 
Beldaffenheit an ber Oberfläche (Krume) u. im 
Untergrunde, ſowie unter Angabe aller auf ihren 
Werth und Ertrag Einfluß ausübenden Umftände 
in einem befonderen Claffificationdprotofoll des 
Näheren zu beſchreiben, und ift in demfelben Pro⸗ 
tokoll — in welchen Theilen des Kreiſes 
die einzelnen Klaſſen und Bodengattungen Haupt- 
fählih vorfommen, wie fich die einzelnen Cul« 
turarten und deren Bonitätsklaſſen ihren Ge— 
fanımt-Flädeninhalten nad) innerhalb bes Kreiſes 
ungefähr zu einander verhalten und welches na 


ung etwa hervortretender Bedenken und Mängel 
u forgen. Sie Hat dabei folgende allgemeine 

eftimmungen zu beadten: a) Für bie an ber 
Grenze des Regierungsbezirkes ig ac Kreife 
ift die Prüfung der Zarifjäge nad Vernehmung 
mit der Bezirldcommilfion des angrenzenden 
Regierungäbezirtes zu bewirken, b) Der Bezirks. 
commifftion bleibt überlafien, bei Prüfung der 
Elaffificationstarife einzelne Mitglieder der Ber- 
anlagungscommillionen ihres Bezirkes zuzuziehen. 
c) Ueber den Gang der ber Prüfung der Elaf- 
fificationstarife vorangegangenen Wrbeiten ift 
eine Verhandlung aufzunehmen, in welcher bie 
Gründe für bie etwaige Abänderung der von 
den Beranlagungdcommiffionen vorgeſchlagenen 
Zarifjäge, beziehungsweife für bie Anerkennung 
ber Richtigkeit derfelben kurz entwidelt werben. 
d) Sofern eine oder die andere Bezirkscommiſ⸗ 
fion aus einem benachbarten Regierungdbezirte 
gegen einige der aufgeitellten Tariffäge inwend⸗ 
ungen erheben zu müſſen glaubt, über melde 
eine Einigung zu erzielen, iſt das Erforderliche 
hierüber unter Hervorhebung der für die ent» 
gegenftehende Unficht geltend gemachten Gründe 
ebenfalls in der Verhandlung zu bemerken. 8 31. 
Nach Beendigung der im 8 30 bezeichneten Ar- 
beiten ift der laflificationstarif im isblatte, 
oder auf andere geeignete Weile zu publiciren, 


hjum den Freisftändiihen VBerfammlungen ber ein« 


der Anſicht der Commiffion der ducdhichnittliche zelnen Kreife ded Regierungsbezirkes, ſowie in 
ungefähre Reinertrag und Kauf» und Bahtwertg|den Kreifen den Beſitzern jelbftändiger Gutsbe— 
für den Morgen einer jeden Eulturart in Kreiſe zirle und Gemeindevorftehern Gelegenheit zu 


und für ben rgen im Durchſchnitt aller Eul« 
turarten zuſammengenommen it. $ 28. Auf 
dem im $ 27 ermihten Begange find zugleich 
für jede Bonitätsklaſſe einer jeden Eulturart aus 
allen in derjelben Klaſſe vorlommenden Boden- 
arten Normal» oder Mufterftüde in möglichſt 

toßer ze aufzufuchen, welche dazu bejtimmt 
And, daß im Vergleich mit ihnen demnädjt ſaämmt⸗ 
lihe Liegenſchaften des Kreifed nad ihrer Be- 
Ichaffenheit und Ertragfähigfeit in den aufgeftell- 
ten Stcffificationstartt eingeihätt werden. — 
Die Mufterftüde werben in einem dem Elaffifi- 
eationdprotofoll beizufügenden Verzeichniß nad) 
dem Mufter 2 jo genau — nad ihrer örtlichen 
Lage und unter Angabe der Eigenthümer und 
Grenznahbarn, der Namen der Flurabtheilung ꝛc. 
— beidirieben, daß bdiejelben zu jeder Beit mit 
Leichtigleit wieder aufgefunden werden können. 
> Sobald die Abſchätzungsarbeiten bis zum 

bſchluß des Llaffificationstarifes und der Feſt⸗ 
ftelung der Mufterftüde gediehen find, ift der 
Elaffificationdtarif mit den zu feiner Beurtheil- 
ung erforderlihen Unterlagen durch den Veran— 
lagungscommifjar_der Bezirlscommiſſion einzu- 
reihen. 8 30. Die Bezirkscommiffion ($ 18), 
welche durch die zu dieſem Behufe angeordneten 
Mitglieder inzwiſchen ſchon von dem bis dahin be- 
—— Verfahren der Veranlagungscommiſſionen, 


eben ſich auch ihrerſeits über die Angemeſſen⸗ 
beit der aufgeftellten Claffificationstarife zu 
äußern, beziehurigsmweife etwaige Einwendungen 
dagegen geltend zu machen. Derartige Einmwenb- 
ungen find von ben letteren binnen 4 Wochen 
prächnfiviicher Frift, von dem Tage an gerechnet, 
an welchem ber Kreidlandrath die betreffenden 
Schriftftüde erhalten hat, bei diefem, binnen 6 
Woden von der Mreisftändiichen Verſammlung 
bei dem Beranlagungscommiljar des Kreiſes 
Ichriftlich einzureichen. — Bu diefem Zwede find 
jedem Landrathe die ſämmilichen Glaflifications- 
tarife des Regierungsbezirkes und außerdem den 
Landräthen derjenigen Kreife, welche an einen 
oder mehrere Kreife eines anderen Aegierungs- 
bezirled grenzen, auch bie Clajffificationstarife 
diefer Kreife, ſowie die fämmtlihen zur Be- 
gründung bes Elaffificationstarifes erforderlichen 
Unterlagen Seiten? des Bezirkdcommiffard zu- 
zufertigen, um fie zur Einfiht der gedachten de. 
theiligten offenzulegen. — Der Beranlagungs« 
commifjar hat der kreisftänbiichen Berfammlung 
reſp. ber etwa zur Borprüfung der Schriftftüde 
und ber eingegangenen Erinnerungen erwählten 
Kreidtagscommiffion auf ihr Verlangen jede 
auch ſonſt gewünſchte Auskunft münblid oder 
WE zu ertheilen. — Die Geitend der kreis⸗ 
tändiſchen VBerfammlung gezogenen Erinnerungen 


owie von den Voden- und wirthichaftlichen Ver-|find von der Veranlagungscommiffton der Ber 
hältniffen des Kreiſes möglichſt — unterrich· zirkscommiſſion — in einem beſonderen 
9 


tet iſt, hat, ſobald ihr die Claſſi 


cationsarbeiten Gutachten des 


äheren zu beleuchten. & 82, 


($ 23 bis 28) der einzelnen Kreife des Negier- | Die Bezirkscommiſſion hat die von den freiß- 
ung&bezirfes vorliegen, Diefelben einer forgfältigen ſtändiſchen Berfammlungen gemachten Einwend- 
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ungen forgfältig zu prüfen; foweit fie als be-,ertrag bedingenden Verhältniffe und möglichft im 
gründet anerfannt werben müfjen, für deren Be-|Unfchluß an die vorhandenen natürlichen Grenz- 
rüdfihtigung Sorge zu tragen; demnächſt die linien zu beftimmen. — Eulturmafjen von einer 
Blaffificationstarife dir fämmtliche Kreije ihreöjgeringeren Größe ald Einem Morgen werden zu 
Bezirtd nad Anleitung des Mufterd 3 überficht-|der umfchließenden Eulturmaffe, oder falld be 
lich zufammenzuftellen, und diefe Bufanmenftell- |von verjchiedenen Culturmaſſen begrenzt werden, 
ung nebſt den Glaffificationstarifen der einzelnen|zu derjenigen ber letzteren gezogen, melder fie 
Kreife und den jämmtlichen dazu gehörigen Bor- nad ihrer Beſchaffenheit und ihrem Ertrage am 
arbeiten und Berhandlungen durch Bermittelung nächſten kommen. Eine Ausnahme hiervon findet 
bes Bezirfdcommifjard dem Yinanzminifter ein- |ftatt, wenn der Unterfchied im Ertrage der bei— 
ureihen. $ 33. Der Finanzminifter unterzieht|den verjchiedenen Culturarten, be tedun sweiſe 
ie eingereichten Arbeiten einer eingehenden|der betreffenden Bonitätsklaſſen — o groß 
Prüfung, veranlaßt die Beſeitigung etwaiger iſt, daß durch das Zuſammenrechnen der Rein— 
Mängel und Bedenken und beruft die Eentral-jertrag der Geſammtmaſſe um mehr als den 
-commiffion ($ 10). — Diefe jr wenn bie Elaf-|zehnten Theil vermehrt oder vermindert werden 
fificationstarife für die einzelnen Regierungdbe- | würde. — Ebenfo find innerhalb einer Eultur- 
zirfe er ihrerjeitd als richtig anerkannt mor-|mafje Bonitätsflafjen-Abfchnitte von einer ge- 
den, biejelben zu einem Glaittficationstarif für |ringeren Größe ald drei Morgen zu einem an- 
den ganzen Staat überfichtlich zufammenzuftellen; [grenzenden Bonitätsffaffen » Abjchnitt derfelben 
demnächtt aber den Ietteren nebft den Regierungs-|Eulturart zu rechnen, falls nicht hierdurch der 
bezirk3«lleberfichten und denKreistarifen dur) Reinertrag, welcher ſich aus der getrennten Ein- 
Bermittelung bed Yinanzminifterd den Bezirks⸗ ſchätzung der Abjchnitte ergeben würde, um mehr 
commiffionen zu überjenden, um darnad) die Ein-[al® 10 %, vermehrt oder vermindert wird. — 
ſchätzung durch die Veranlagungscommiffionen |Vorübergehende Benupungsweifen der Grund- 
bewirken zu laften. ftüde, welche nicht in der Natur und Lage des 
[C. Verfahren bei der Einfhägung.] $ 34.|Bodend begründet find, bleiben ftet3 unberüd- 
Behufs Einihägung der Liegenfchaften inmerhalb |lichtigt. — Jeder einzelne Waldförper ift nad) 
bes Kreiſes, beziehungsmweife Elajfificationsdiftric-Jder durchſchnittlichen Ertragsfähigkeit feines 
tes, ift der lettere, ſoweit es erforderlich erfcheint, Bodens und ber dominirenden Holz und Ber 
von dem Beranlagungscommiffar zunächſt in vere|trieb3art in der Regel nur zu einer Bonitäts- 
ichiedene Einſchäßungsbezirke zu zerlegen, inner-|Mafje ohne Rüdfiht auf den Werth des zur Beit 
halb deren je zwei Mitglieder der Beranlagungs-|der Abſchätzung vorhandenen Holzbeftandes ein 
commifjion (Einihäpungsdeputirte) dad Ein-(zufchägen. Winden fi in demſelben aber zu« 
ſchãtzungsgeſchaãft für die einzelnen dazu gehörigen ET nnehingenbe Flächen von mindejtens 100 
Gemarkungen unter Controle des Veranlagungd-| Morgen Umfang, melde nach Boden u. Wald- 
commiſſars gemeinfchaftlih auszuführen haben.jart und a den fonftigen den Reinertrag be- 
Der legtere entjcheidet auch bei erg ftimmenden Berhältniffen jehr erheblich von ein- 
der Anſichten der Einfhätungsbeputirten. — Ein|ander abweichen, fo können mehrere Bonitäts- 
Wechſel in den este der einzelnen Ein HMafjen angenommen werben. $ 40. Befinden 
ungsdeputirten für die verfchiedenen Einjhäg-|fich unter den einzufchägenden Liegenſchaften biö- 
ungsbezirke ift hierbei nicht ausgeſchloſſen, jedoch —— grundſteuerfreie, oder hinſichtlich der Grund» 
thunlichft zu vermeiden. F 85. Die Einfhägung|iteuer bevorzugte, aber künftig fteuerpflichtige 
der Gemarkung ift duch die dazu beftimmten|Grundftüde (5 21 zu e), fo find dieſelben ohne 
beiden Mitglieder der VeranlagungscommiffionRüdfiht auf ihre Größe befonderd einzuſchätzen. 
($ 34) an Ort und Gtelle mit fteter Rückſicht ‚Be Die nad) Vorſchrift der $$ 39 und 40 be» 
auf die aufgeftellten Mufterftüde ($ 28) u. nach jtimmten Rlaffengrenzen find nebft der Bezeid)- 
Maßgabe der letzteren zu bewirken. E80. Dielnung der Eulturart und der Nummer der be- 
Gemeindevorftände und die Inhaber der felbft- [treffenden Klaſſe in die Gemarkungskarte einzu« 
ändigen Gutöbezirke find aufzufordern, demjtragen. Daffelbe geihieht mit den in dem Ber- 
ſchaͤtzungsgeſchaͤft für ihre — beizu-|zeichni der Muſterſtücke (F 28) als ſolchen auf- 
wohnen und den Einſchätzungsdeputirten ($ 34) geführten Grundſtücken unter — der Be⸗ 
die erforderliche Auskunft zu ertheilen. $ 87.|zeichnung: Mstr. No.... 42. Bon dem 
Soweit es ſich um die Einfhägung von Holzungen| Fortgange der Einfhäpungsarbeiten u. der Art 
handelt, find die Commiffionen befugt, Yorftjach- | und eile ihrer Ausführung hat die Bezirld- 
verftändige zuzuziehen. — Die Königlichen Forft-|commiffion ſich durch die von ihr zu dieſem 
beamten find angewiefen, den diesfälligen Re⸗ | Gehufe entjendeten Commiffarien unausgejegt in 
quifitionen der Veranlagungscommifjarien Folge|Kenntnig zu erhalten. Die Commiffarien der- 
zu leiften. $ 38. Bei etwaigem Wuseinanber:|felben find ebenjo befugt als verpflichtet, den 
gehen der Anfichten der Einihägungsdeputirten|Einfhäßungsarbeiten für einzelne Gemarlungen 
und des Beranlagungscommifjard über die Auß-|perfönlich beizumohnen, fi von der Angemefjen- 
führung der Einſchätzung ift die Entiheidung|heit der Ausführung zu überzeugen, Hierbei 
der Bezirlscommiſſion uholen. $ 39. Be-|namentlid; darüber zu wachen, daß den einzelnen 
ufs ber Einihägung der Liegenihaften einer Klaſſenabſchnitten die richtige, den Verhältniſſen 
arkung find die Grenzen zwiſchen den im diejentfprechende Ausdehnung gegeben werde, und 
verjchiedenen Bonitätsklaſſen zu verweifenden|für die Abftellung etwaiger — und 
Grundſtücksmaſſen nah Maßgabe der ihren Rein⸗ Mängel Sorge zu tragen. $ 43. Nach Voll- 
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endung der Einichägung einer Gemarkung find,zeitiger Einreihung aller Einſchätzungsarbeiten 
die dur die Grenzen der Eulturmaffen und|fpeciell zu beleuchten. $ 47. Die Bezirtscom- 
Bonitätsflaffen, jomwie der biöher fteuerfreien u. miſſion unterwirft die Einſchätzungsarbeiten einer 
bevorzugten Grundftüde, nicht minder der künf- eingehenden Prüfung und entfcheidet zugleich end» 


Grundſteuer. 


tig ſteuerfrei bleibenden und der zu den Ge— 
baͤuden gehörigen Grundſtücke gebildeten Flächen— 
abſchnitte nach den — der Anlage 
A ($ 22) zu numeriren und die Flächeninhalte 
berjelben feftzuftellen. — Die Flächenabjchnitte 
find demnächſt mit Angabe der Eulturart, Boni» 
tät3flaffe und Größe nad) ihrer Nummerfolge in 
ein für jede Gemarkung beſonders angelegtes 
Einſchätzungsregiſter nad dem Mufter 4 einzu- 
tragen. — Am &ehluffe des Einihägungsregifterd 
find die Flächen der einzelnen Bonitätsflafjen 
jeder Eulturart nad Anleitung des Mufters 5, 
und zwar in der Art zufammtenzuftellen, daß 
fid) daraus der Gefammtfächeninheit der der Ge- 
markung angehörigen, in die einzelnen Bonitäts- 
Haflen und Eulturarten ein ehätten Liegen- 
fchaften ergibt. $ 44. Auf Grund der Klaſſen⸗ 
zufammenftelung am Schluß des Einſchätzungs- 
regiſters ($ 43) wird eine Zufammenftellung nad 
dem Mufter 6, die Kreißüberficht, angelegt, aus 
welcher der Geſammt⸗Flächeninhalt * in die 
einzelnen Bonitätsklaſſen und Culturarten einge— 
ſchatzten Liegenſchaften für ſämmtliche Gemarl- 
ungen des Kreiſes, beziehungsweiſe der verichie- 
denen Slaffificationdbiltriete und die Summe für 
legtere und den Kreis hervorgeht. — In dieſer 
Ueberfit it nad Maßgabe des Flächeninhaltes 
und der Tarifjäge der Neinertrag der einzelnen 
Bonitätöflaffen, Eulturprten, Gemarkungen, für 
die etwaigen Glajfificationsdiftricte und für den 
Kreis, ſowie der durchichnittliche Reinertrag für 
den Morgen einer jeden Eulturart in den ein— 
zelnen Gemarkungen, etwaigen Glaffifications- 
diftricten und im Kreiſe zu berechnen. 

ID. Reclamationg » ae 45. Nach 
en des Einihägungs- Verfahrens hat 
der Beranlagungd-Commifjar den Gemeindevor- 
ftänden und den Eigenthümern der jelbftändigen 


giltig über die unerledbigt gebliebenen Reclama- 
tionen. 

[F. Schluß des Ab- und Einſchätzungswerkes.] 
— 48. Die Bezirkscommiſſion beleuchtet die Re— 
ultate des Ab- und Einſchätzungswerkes für ben 
Kreis, jomol in formeller al3 materieller Bezieh- 
ung, zugleih im Hinblid auf die in ben übrigen 
Kreifen des Regierungsbezirted und in den bes 
nachbarten Kreiſen anderer Regierungäbezirte er- 
zielten Refultate in einem bejonderen Gutachten, 
an deſſen Schlufie fie fih beftimmt darüber aus- 
zuſprechen hat, ob und inwieweit fie die erlang- 
ten Refultate für entiprechend erachtet, beziehungs- 
weije welche Abänderungen fie Dabei Behufs Her- 
ftellung der verhältnißmäßigen Gleichheit für den 
Regieruugsbezirt, insbeſondere Hinfichtlich des 
dabei in Anwendung gebraditen lg ger 
tarifed oder einzelner Theile deſſelben für noth« 
wendig erachtet. 49. Sobald alle Arbeiten 
für den Regierungsbezirk abgefchloffen find, und 
dad Gutachten ber Bezirkscommiſſion darüber 
($ 48) vorliegt, hat der Bezirlscommiſſar aus 
den Kreisüberſichten ($ 44) eine Hauptüberficht 
für den Negierungdbezirt nah dem Mufter 7 
— en zu —— und die geſammten 

erhandlungen dem Finanzminiſter einzureichen, 
welcher dieſelben zunächſt einer genauen Prüfung 
unterzieht und die Beſeitigung etwaiger Bedenken, 
Fehler und Ungenauigfeiten herbeiführt und fie 
demnächſt, mit feinem Gutachten begleitet, der 
Gentralcommijfion vorlegt. 8 50. Die Central« 
commilfion hat die Slaffificationdtarife für Die 
einzelnen Kreife nach den vorliegenden Ab» und 
Einihägungsrefultaten nochmals zu prüfen und 
entweder zu bejtätigen, oder mit Benutung ber 
darauf bezüglihen Vorſchläge der Bezirkscom— 
miffion anderweit, und zwar endgiltig feftzuftellen, 
nachdem fie erforderlihenfallß die zu einer jolchen 


Gutsbezirke das Ergebni der Einihägung durch, anderweiten Feſtſtellung etwa nod) erforderlichen 

Offenlegung der Gemarkungsfarte, jowie der Ein-| Unterlagen von der betreffenden Bezirlscommiſ— 

ihägungsregifter für den ganzen Kreis u. durdlfion hat Bee lofien. $ 51. Nach erfolgter 
t 


BZufertigung einer Abſchrift des Einihäßungs- 
regiſters der betreffenden Gemarkung mit dem 
Eröffnen befannt zu machen, daß Einwendungen 
egen die geichehene Einſchätzung binnen einer 
Bräclufivfrift von 4 Woden, vom Tage des 
Empfangs diejer Eröffnung an gerechnet, bei dem 
Beranlagungscommifjar angebracht werden kön- 
nen. — Die ——— dürfen nicht gegen 
den Claſſificationstarif für den Kreis reſp. Ciaſ⸗ 
fificationsdiftrict gerichtet, jondern nur angebracht 
werden: a) wegen unrichtigen Anſatzes einzelner 
Grundftüde, b) wegen unrichtiger Ermittelung 
des Flächeninhaltes, c) wegen unrichtiger Ein- 
ſchätzung in den Glafjificationstarif, d) wegen 
vorgefommener Fehler bei den aufgejtellten Be— 
rechnungen. $ 46. Die eingehenden Reclama- 
tionen jind von der Beranlagungscommiifion 
forgfältig zu prüfen, ſoweit fie als begründet 
anerkannt werden, jogleih — durch Bejeitigung 
der gerügten Mängel — zu erledigen, im Uebrigen 
aber der Bezirkscommiſſion gegenüber bei gleich-! 


endgiltiger Feſtſtellung der Glafjificationstarife 
werden die in den bisherigen Kreis. u. Haupt- 
überfichten ($$ 44 und 49) nachgewiejenen Rein- 
erträge —— als nöthig anderweit berechnet 
und die diesfälligen Ueberlihten durch neue er- 
ſetzt; demnächſt aber die Hauptüberfichten nad 
Provinzen, beziehungsweije nad} einer befonderen 
Grundjteuerverfafjung unterliegenden ſtändiſchen 
Berbänden zufammengeftellt, und darnach die Ge— 
jammt-Reinerträge der einzelnen Provinzen, bes 
ziehungsweiſe ſtaͤndiſchen Verbände, feitgejtellt, 
um auf bie legteren die für den Staat im re 
— nad) $ 3 ded Geſetzes vom heutigen Tage, 
betreffend die anderweite Regelung ber Grund« 
ftener — feitgeftellte Grunbfteuer - Hauptfumme 
nad) den Ergebnifjen der Reinertragd-Ermittelung 
verhältnigmäßig zu vertheilen. 

[V. Beiondere Beftimmungen für die beiden 
weſtlichen Provinzen] $ 52. Im Bereiche der 
beiden meitlichen Provinzen find die vorjtehen- 
den Borichriften Behuſs Ermittehing des Rein— 
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erirage3 ber Liegenſchaften ebenfalla, jedoch uns, zu erlaffen. Derjelbe ift zugleich ermächtigt, jo» 
ter folgenden, durch die Lage der dortigen Ber-|fern e3 ſich nad) Maßgabe ber bei der praftifchen 
‚ hältnifje gebotenen Modificationen zur Anmwend-| Ausführung zu machenden Erfahrungen als noth- 
ung zu bringen: 1) Zu $$ 12 und 15. Der wendig ergeben jollte, einzelne Vorſchriften diejer 
UAnftellung eines Obergeometerd bedarf e3 nicht. | Anmweilung entiprechend abzuändern. Doch dürfen 
Die zur Ausführung der Abfchägungsarbeiten|durdh dergleichen Ubänderungen die allgemeinen 
erforderlichen geometrischen Kräfte find von der Grundlagen des Abſchätzungsſyſtems nicht be» 
Koatafterverwaltung zu gewähren. 2) Zu $ 21.|rührt werben. 

Pac im & 21 — — — Anlage A. 

achweiſungen find dem Veranlagungscommiſſar : j 

von der betreffenden Ratafter-Inipeetion u lie» —— ng —— = —— der 
ſern. Die leßtere hat dem erſteren außerdem axct* 3 = delt f Br es Flachen⸗ 
zu verabfolgen: jämmtliche Katafter-Abfchägungd- inhalt der Liegenicaiten. 
urfunden, insbefondere die Klaffificationsver- ee Die Heritelung der Gemarkungskarten 
bandäfarten, die Elaffificationd« und Claſſirungs⸗ ſoll, foweit als irgend möglih, auf dem Wege 
überfichten, die bei der ————— auf-|der Copirung bereits vorhandener Karten er— 

enommenen Begangäprotofolle, Statiſtiken, Elaj-|folgen. Neue Aufnahmen zu dem fraglichen 
ificationd- und Claffirung3protofolle, die Bro-|Bwede find auf die dringenditen Fälle zu be— 
tofolle über die Feftitellung der —— undıfchränten. 8 2. Bei der Eopirung bereits vor«- 
über die Ermittelung des fteuerbaren Reiner- —— Karten iſt der —8 der Original⸗ 
trages, nebſt den ſummariſchen Nachweifungen|farte, ſoweit er ſich für den vorliegenden Zweck 
der Reinerträge, ſowie die ſonſtigen bei der Ka-Jüberhaupt noch als brauchbar erweiſt, beizube- 
taſtralabſchätzung aufgenommenen Berhandflungen|halten, anderenfalls die Copie in dem erforber- 
und Schriftſtücke. 3) Bu $ 22. Bejondere Ger [lichen größeren Maßitabe zu entwerfen. — Die 
marlungdfarten find nicht herzuftellen, die Ka-|Eopien der Karten find durch Nachtragung der 
tafterfarten vielmehr für den vorliegenden Zmed|feit der Aufnahme der Originale in ber Begrenz« 
unmittelbar zu verwenden und die Gemarkungs- [ung der Eulturarten ꝛc. eingetretenen Beränder- 
grenzen mit der im Katafter beftehenden Ein-jungen, überhaupt aber joweit zu vervollitän« 
theilung nad) Gemeinden in Uebereinftimmung ‚digen, daß fie den in den 88 5—13 diejer An— 
zu haften. 4) zu $ 26. Behufs Aufitellung de3|weifung enthaltenen Vorſchriften entjprechen. Ins⸗ 
Glaffificationstarifs ift jeder Katafterverband in|bejondere find auf den Eopien der Karten von 
der Regel als ein befonderer Claffificationsdiftrict |feparirten Feldmarken die Grenzen der Abfind- 
zu behandeln, jedoch darf ein ſolcher Dijtriet [ungsftüde einzutragen. — Neue Gemarfungs- 
niemals verichiedenen landräthlichen Kreifen an«-|karten find, je nad der Beichaffenheit des dar- 
gehören. 5) Zu $ 28. Die audzumählenden|zuftellenden Terrains, insbejondere der Größe 
Muſterſtücke find nad) Katafter-, Flur- und Bar-|der aufzunehmenden Flähenabichnitte ($ 17) in 
zellennummern zu bezeichnen, und ift demgemäß,dem Maßſtabe von 1:2500 bis 1:5000 ber 
das Mufter 2 entiprechend abzuändern. 6) Zu|Natur zu entwerfen. $3. Das Format der Ger 
$ 34. Die Einfhätung der Liegenfhaften in dielmarkungslarten joll in der Regel ein ganzer 
Klaffen des Tarifd erfolgt gemeindeweife und|Bogen Großadlerpapier, 38 Boll lang u. 26 Boll 
für jämmtliche Gemeinden eines Katafterverbandes |(Duodecimalmaf) breit, und der Bogen, ſoweit 
(Elaffificationsdiftrictes zu 4) thunlichft durchdies erforderlih, in der Regel bis auf einen 
diefelben Mitgliederder Veranlagungscommijfion. | freien Rand von ber Breite eined Zolles ganz 
7) Bu $ 43. In dem Einihägungsregifter und |mit Zeichnung bededt jein. — it die Gemark— 
defien Anlage (Mufter 4 und 5, zu $ 43) ſind jung jo groß, daß fie in dem für fie als noth- 
die Flächenabſchnitte nad Katafter-, Flur» und|mwendig erkannten Maßſtabe auf einem Bogen nicht 
Parzellen Nummern zu bezeichnen; die Größen |dargeitellt werden fann, jo ift Die Gemarfungsfarte 
derjelben nad) Maßgabe der Mutterrolle 2c.,|in mehrere Blätter zu zerlegen, dergeitalt, da die 
und wenn fich die Einſchätzung auf Theile einerjeinzelnen Blätter durch paralleles Nebeneinander- 
Ratafterparzelle bezieht, unter Vermeidung einer|legen in die richtige Lage zu einander fommen. 
Vermeſſung nad aliquoten Theilen der Größe Wird aber die Gemarkungsfarte auf Grund vor- 
der ganzen Parzelle feitzuftellen; auch die Mufter|handener Karten hergeitellt, jo iſt es gejtattet, 
4 und 5 (3u $ 43) dem entjprechenb abzuändern.|die Blatteintheilung der lepteren beizubehalten, 
8) Zu $ 44. Die Abichägungsrefultate für den|jedod ohne das vorgejchriebene Format zu über- 
Kreis find in dem Verzeichniſſe Mufter 6 (zu|fchreiten. N 4, Die auf den Gemarfungsfarten 
$ 44), unter entfprechender Abänderung des letz⸗ |darzuitellenden Gegenitände find fo zu bezeichnen, 
teren, nach Gemeinden und Katafterverbänden|wie dies auf der der Beilage I beigefügten Ueber- 
geordnet, zufammenzuftellen. Diefer — ſicht der Signaturen nachgewieſen iſt. — In der 
jtellung iſt zugleich eine ſummariſche Zuſammen- Beilage II ift ein Mufter für die Gemarkungs- 
ſtellung ber im Katafter nachgewiejenen Flächen⸗ karten beigefügt. 5. In den Gemarkungsfarten 
inhalte und Katoftralerträge der einzelnen Ka-|find die ee ämmtlicher Eulturarten, ſowie 
tafterverbände, nad) Klaffen und Eulturarten gerjalle Wege, Eijenbahnen, Bäche, Flüſſe und eine 
ordnet, beizufügen. möglichſt große Anzahl ſolcher Buntte u, Linien 

[vI. Allgemeine Beftimmung.] $ 53. Der (wie Meilenfteine, andere große Steine, Kreuze, 

Sinanzminijter hat die zur Ausführung dieſer — an Brüden, ausgezeichnete Bäume, 
Anmeitung weiter erforderlichen Beſtimmungen nach Umftänden auch Heden, Zäune und jonftige 
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Grundſteuer. 


Grenzlinien) zu verzeichnen, welche gun find, , diefem Rn vorzunehmenben Grenzbegange. — 


für die bei der Einfchägung ber 


nothwendige Eintragung der 


iegenichaften Die bei der 
affengrenzen ($ 16)) Semeindevorftände, bezw. Inhaber felbftändiger 


tellung der Grenzen betheiligten 


als Anhalt zu dienen. 86. Die Örenzen etwaiger | Gutsbezirke find aufzufordern, einem ſolchen Örenz- 


Slurabtbeilungen und einzelner Grundftüde find, 
falls ihre —— en in der Gemarkungskarte 
mit erheblichem ce an Zeit und Koften 
verbunden fein würde, nur jomweit zu verzeichnen, 
als fie mit den im $ 5 —— Grenzen zu⸗ 
ſammenfallen. — Culturmaſſen von einer ger 
ringeren Größe ald einem Morgen find nicht be» 
Sonderd aufzunehmen, fjondern zu der fie um— 
en | Eulturart, oder, fall fie von ver- 
ſchiedenen Enlturarten begrenzt werden, zu ders 
jenigen der legteren zu ziehen, welcher fie ihrer 
Beihaffenheit nah am nächſten fommen. $ 7. 
Dagegen find in ben Gemarkungskarten bejon- 
derd zu verzeichnen: a) die Eigenthumsgrenzen 
der bisher von ber Grundfteuer befreiten ober 
inſichtlich derſelben bevorzugten, aber künftig 
teuerpflichtigen Grundſtücke ($ 21 zu e der Haupt- 
anweijung); b) die Grenzen derjenigen Grund» 
ftüde, welche aud künftig von Entridtung ber 
Grundſteuer befreit bleiben jollen ($ 2 zua und 
$ 21 zu c und d ber Hauptanweifung); ec) die 
Grenzen der mit Gebäuden beiegten Grundftüde 
nebft den dazu gehörigen Hofräumen und Haus 
ärten ($ 2 zu b der Hauptanmweifung). Die 

rundftüde zu a und b find nad dem Beſitz- 
ftande einzeln, die zu c dagegen nur in ihrem 
Befammtumfange aufzunehmen, dergeftalt, daß 
bei geichlofjenen Ortichaften in ber Regel nur 
die Aufnahme des Umringes der Ortſchaften ftatt- 
finden, u. eine Ausnahme Hiervon nur eintreten 
darf, wenn innerhalb bed OrtſchaftsUmringes 
Grunbjtüde belegen find, welche fünftig der Grund- 
fteuer unterliegen. — Ebenjo find die Fyeldmarfen 
der bisher jervispflichtigen od. ganz grundfteuer- 
freien, bezw. in ber Grundfteuer bevorzugten 
Städte nur in ihrer Gefammtheit (nad Eultur- 
arten 2c. 8 5 und 6 biefer Anweiſung) u. ohne 
Berädfihtigung der einzelnen Befigverhältnifie 
aufzunehmen. $ 8. Bei Aufnahme der im $ 7 
zu a und b —— Grundſtücke ift mit bejon- 
derer Sorgfalt zu verfahren. — Es find nicht 
allein die ın ben nad $ 21 der Hauptanweijung 
—— Nachweiſungen aufgeführten Grund- 
ftüde der gedachten Art im fyelde od. nad) etwa 
vorliegenden Karten jorgfältig zu ermitteln, fon- 


begange beizumohnen (5 14 biejer Anweiſung). 
0. Sind einzelne Theile einer Gemeinde (DOrt+ 
ſchaft) od, eines felbftändigen Gutsbezirks inner- 
halb der Gemarkung einer anderen Gemeinde 
(Drtihaft) od. eined anderen jelbftändigen Guts⸗ 

zirls befegenen (Enclaven), fo find folde zu 
ber fie umjchließenden ——— ziehen, der⸗ 
gleichen Enclaven aber auf der Karte der letzte— 
ren erfennbar darzuftellen. — Wenn Theile einer 
Gemeinde (Ortichaft) oder eines jelbftändigen 
Gutöbezirld, ohne gerade Enclaven zu bilden, 
fi zungenförmig in die Gemarkung einer an» 
deren Gemeinde (Ortichaft) oder eines jelbftän- 
digen Gutsbezirks hinein erftreden, jo find die 
hierdurch entjtehenden Figuren in zmedmäßiger 
Weiſe abzufchneiden, die diesfälligen Flächen aber 
auf der Gemarkungskarte erfennbar zu bezeichnen. 
— Liegen die Grundjtüde eines jelbftändigen 
Gutsbezirks mit einer bäuerlichen Gemeinde im 
Gemenge, jo find diefelben für den vorliegenden 
Bwed ald eine Gemarkung zu behandeln u. ge— 
meinfchaftlih in eine Karte aufzunehmen, auf 
legterer aber mit ihren Grenzen erfennbar dar« 
zuſtellen. $ 11. Walten Streitigfeiten über die 
Gemarlungdgrenzen ob, die nicht jogleich bejei« 
tigt werden können, fo ift die Grenze mit Be» 
rüdfihtigimg der Dertlichkeit in möglichit zweck⸗ 
entiprechender Art anzunehmen, eine jolche Grenze 
aber ebenfalld in der Karte ertennbar zu bes 
zeichnen. $ 12. Durd die Aufnahme der Ge- 
marfung®- od, —— Grenzen zu den Zwecken 
des —— es werden die Rechte und 
Anſprüche der Gemeinden (Ortſchaften) od. ſelb⸗ 
ſtändigen Gutsbezirle in feiner Art berührt od, 
beeinträchtigt. $ 13. Sobald Landesgr bei 
der Aufnahme ber Gemarkungsfarten berührt 
werben, find bdiejelben nah Maßgabe der bes 
ſtehenden —— aufzunehmen und die 
Nummern der Grenzſteine oder Pfähle auf der 
Karte zu vermerten. $ 14. Die Gemeindevor- 
jteher und Inhaber jelbftändiger Gutsbezirke, 
bezw. die Pächter oder Nupnießer von Ritter» 
gütern und von ben im $ 7 zu a und b gebadj« 
ten Grundftüden find unter — auf die 
ihnen möglicherweiſe aus der Nichtbefolgung einer 


ur 


dern auch die Rachweifungen hinfichtlich der Rich⸗ ſolchen Aufforderung entjpringenden Nadtheile 
tigfeit ihres Inhalts bei jeder ſich barbietenden|aufzufordern, die Grenzen der Gemarfungen, 
Gelegenheit zu prüfen und entdedte Unrichtig-| bezw. der in letzteren belegenen, in ben Karten 
keiten und Anſtände auf der betreffenden Nach- bejonders zu verzeichnenden Grundſtücke entweder 
weifung feibft zu vermerken. — Wo feither jchon|jelbft anzuzeigen oder durch eine mit der Dert« 
grundfteuerpflichtige Grundſtücke biäher fteuerfreien|lichleit und dem VBefipftande in der Gemarkung 
od, in der Örunditeuer bevorzugten Gütern (ind- genau belannte Perjönlichkeit anzeigen zu laſſen. 
bejondere Rittergütern) einverleibt find, u. ihrer|— Die mit der Beauffihtigung und Verwaltung 
Örtlihen Lage u. ihrem Flächeninhalt nad) nicht|der im Beſitze des Staates befindlichen Grund- 
mit völliger Beftimmtheit nachgewieſen werden] ftüde beauftragten Beamten, Domänenpädter zc. 
fönnen, Ab die betreffenden Güter in ihrem|haben einer jolden Aufforderung unbedingt Folge 
gegenwärtigen Beſitzzuſammenhange nad ihrem|zu leiften. — Die gs Aufforderungen 
anzen Areal zu vermeflen u. zu fartiren. $9. And ſchriftlich zu erlaſſen und die Infinuations- 

ie Aufnahme der Gemarkung beginnt mit Feſt Documente darüber zu den Acten zu bringen, 
ftellung der Grenzen derſelben unter Benugung|$ 15. Werden die in den Gemarkungskarten dar» 
der etwa vorhandenen Karten u. Grenzverbands« | zuftellenden Grenzen von den hierzu verpflichtes 
lungen; fomweit es nöthig ericheint, auf einem zu'ten Perjonen, ungeadtet der an fie erlafjenen 


Grundjteuer, 


Aufforderung ß = 
—* Grenzen jo aufz 
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nicht angewieſen, jo find ſtellung ber Kreisbeſchreibung zu berüdfichtigen- 
unehnten, wie fie ſich vor- n Buntte. ". 
nben. Etwaige jpäter fich als nothwendig er- 
gebende oder beantragte Berichtigungen in den 2) 


de 
1) Lage, Größe und Begrenzung des Kreiſes. 
gemeine Zerrainbildung. a. ob der Kreis 


auf Grund — Aufnahmen gefertigten Karten der Höhe ober Niederung ganz oder tHeifweife 


und Scriftftü 


e erfolgen auf Koſten derjenigen/angehört? b) ob u. event. welche Gebirgätetten 


Gemeinden, Inhaber jelbftändiger Gutsbezirke 2c.,|oder bedeutende Höhenzüge den Kreis durdhr 


welche ber 
leitet Haben. — Daffelbe findet ftatt, wenn 
Grenzen feiner 
den ſind. 


früheren Aufforderung nicht Folge ge- 


ſchneiden? c) ob und event. inwieweit die Form 


fint iejder Oberfläde die Bewirthſchaftung erfchtwert? 
ze nicht richtig angewiejen wor-Id) welche Seen, Flüſſe und erheblicheren Bäche 
16. Die Eintragung der Mufter- Jin dem Kreife vorfommen; e) ob 


ümpfe und 


ftüde u, der Klaſſengrenzen in die Gemarkungd-| Moräfte und event. in melcher Ausdehnung vor- 


farten ($ 41 ber Sauptanmweifung) erfolgt beilhanden find? f) ob bie 
Die dur |Terraind ben Abzug bes 


Ausführung der Einſchaͤtzung. 8 17. 


Form und Lage bes 
aſſers geftattet und 


die Grenzen der Eulturmafien ($ 5), der Klaſſen ſob event. für melde Theile des Kreiſes od. Ort⸗ 
(S 16), der bisher befreiten oder bevorzugten, ſchaften Gefahr vor Ueberſchwemmungen vorhan- 


aber fünftig ſteuerpflichtigen Grundftüde ($ 7 zulden ift? 


a), 


ftüde ($ 7 zu c), fowie durch die Gemarkungd- 
grenzen ($ 9) u. die im $ 10 gedachten Grenz- 
linien oder bie Grenzen ber einzelnen Karten- 
blätter ($ 8) Dez } 

die in rare ß 


lãchenabſchnitte, bezw. Fruͤhjahrsbeſtellun 
iger Weiſe gebildeten Theile bot, und Heuernte ꝛc. 


) Klimatifche Verhältniſſe. a) Einfluß 


ber auch fernerhin ftenerfreien Grundftüde der allgemeinen Terrainbildung (zu 2) auf bag 
($ 7 zu b), ber mit Gebäuden bejegten zc. Grund» |Klima; 


i b) vorherrſchende u. beſonders ſchädliche 
Windſirömungen; c) zerſtörende Gewitterregen u. 
—— d) Einwirkung des Klimas auf die 
egetation; e) Anfang u. Dauer der Herbſi⸗ u. 
und Ausfaat, der Getreide- 
) Allgemeine Bodenbeichaffen- 


her Abſchnitte find gemarkungsmeife, oder wenn|hHeit. a) Miſchungs- und Lagerungsverhältniffe 


die Gemarkungsfarte in mehrere Blätter zerfällt|deö Bodens; b) 


orbandenjein großer unfrucht⸗ 


(8 3), blattweife, mit Eins anfangend, fortlaufend |barer Flächen ꝛc. 5) Eindeihungen, Ent- und 


zu numeriren. $18. Die Seftitellung des Flä-Bewäſſerungen, Drainagen. 


heninhalts der Flächenabſchnitte erfolgt nah Maß⸗ 
gabe der Gemarkungskarte od. unter Benußung 
etwa vorhandener Bermeffungsregifter oder ähn« 
liher Scriftftüde. — Die Flächeninhalte find in 
Morgen und Decimaltheilen de Morgens ans 
ugeben. 8 19. Der Ober-Geometer hat von 
en geometrijchen Arbeiten fleißig an Ort und 
Stelle Einficht zu nehmen, allen bemerkten Mängeln 
u. Unregelmäßigeten Abhilfe zu verihaffen u. 
bei etwaiger Stodung des Betriebes die für den 
geregelten Fortgang der Geſchäfte geeigneten Maß · 
regeln zu treffen. — Er hat bie Urbeiten des 
Geometers Hinfichtlich der vorjchrift3mäßigen Ge— 
nauigfeit und Form zn prüfen und entweder ala 
richtig —— oder zu verwerfen, im letz 
teren Yale beren neue Anfertigung anzuorbnen. 
— Die Unterfchrift des Ober-Geometerd auf den 
einzelnen Actenftüden gilt bafür, daß biejelben 
ald rihtig und vorſchriftsmäßig anerfannt find. 
820. Die Prüfungsmittel find außer der in Be⸗ 
ziehung auf bie Form und das Verfahren erfor- 
derlihen Durchſicht aller Karten und Actenftüde: 
a) die Vergleihung ber Anjchlüffe der Gemark⸗ 
ungskarten mit den Karten ber benachbarten &e- 


marfungen und im Innern der Gemarkung mit|plattem Lande, im 


6) Communica- 
tiondmittel. a) Eijenbahnen, Chauffeen u. Waſſer⸗ 
ſtraßen; b) Zuſtand der nicht chauffirten Feld» 
u. anderen Wege. 7) Bevölferungsverhältniffe. 
a) Einwohnerzahl, getrennt nach Städten und 
plattem Lande und im Vergleich zum Flächen⸗ 
den des Kreiſes; b) Zahl der Städte u. länd⸗ 
lichen Ortſchaften; c werbs⸗ und Verkehrs⸗ 
verhältniſſe, Induſtrie; Fabrilen und Manufac- 
turen; Bergbau und Hültenbetrieb; andere, be— 
ſonders auch mit der Landwirthſchaft verbundene 
Fabrikationsanſtalten, wie z. B. Brauereien, Bren- 
nereien und Biegeleien, Rübenzuderfabriten :c.; 
d) höherer od. geringerer Grad ber Wohlhaben- 
heit, indbefondere mit Bezug auf dad Auftom- 
men an Klaffen« und el fifcirter Einfommen- 
fteuer und an Gewerbeftener. 8) Naturerzeug- 
niffe. A. Aus dem Mineralreihe. B. Aus 
dem Pflanzenreiche. a) Getreide u. Hülfen- 
früchte; b) Hadfrüchte; c) Gemüfe, Obft u. Wein; 
d) Handelsgewädfe; e) Holz; f) Ueberfluß oder 
Mangel an ug aud dem —— 
Abſatzwege u. —— g) Preiſe ber Er⸗ 
zeugnifſe zu a bis e. C. Aus dem Thier— 
reihe. a) Viehſtand, getrennt nach Städten u. 
Vergleih zum Flächeninhalt 


ben angrenzenden Kartenblättern; b) die Ber-|deö Kreiſes und zur Bevölkerung; b) Beichaffen- 


feihung der Karten mit dem Felde: c) die wirk-| heit und Arten 


ie Nachmeſſung auf dem Felde; d) die Nadh- 
rechnung von Flädeninhalten. 


$ 21. Die nähe-|Nußung der verſchiedenen 


es Viehes; c) Wiederlehrenbe 
anfheiten bed Viehes; d) Art der Haltung u. 
iehgattungen; e) Ab⸗ 


ren Borjchriften für das Verfahren bei Herftell-|jagwege für die Erzeugniffe auß der Viehzucht zc.; 
ung ber Gemarkungskarten, — für das|f) Preiſe des Viehes und ber fonftigen Erzeug- 


Verfahren bei Feititellung bes F 


cheninhalts der|niffe aus ber Viehzudt. 9) Bertheilung des 


Flächenabſchnitte und bei Revifion der geometri-|&rund und Bodens. a) Die größere oder ge- 


Ichen Arbeiten, bleiben der dieferhalb vom fFir|ringere 
nanzminifter zu erlaffenben befonderen Anmweifung|und Ba 


vorbehalten. 


Unlage B. 
Bufammenftellung der hauptſächlichſten bei Auf- 


pie in be3 Grundbefiges; Größe 
hl der Befigungen; Borlommen gemein: 
ſchaftlicher Hütungsreviere von erheblicherer Aus⸗ 
dehnung ꝛc.; b) Flächeninhalt der verfchiedenen 
Benugungsarten des Bodens (Guftnrerien), 9 
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Separationen, Gemeinheitätheilungen 2c.; d) bie,ben Reihe von Jahren jedem Befiger gewähren 
Lage der Grundftäde im Berhältniß zu bdenjkönnen. Unter den Bewirthfchaftungsfoiten wer⸗ 
Wirthſchaftsgehöften, und in Verbindung damit|ben die Lohnſätze jo angenommen, mie diefelben 


Grundſteuer. 


die Geſchloſſenheit der Dörfer, oder deren Aus— 
und Abbau mit ifolirter Lage der Wirthſchafts— 
ehöfte. 19) Bemwirthichaftungsmweife. a) Die vor- 
—— 
wechſel⸗, Koppel- und Weidewirthſchaft ꝛc.), jo- 
wol auf Guts- wie auf Gemeinde-Feldmarken; 
b) das größere oder geringere Bedürfniß und 
die Kaltung von Dienftboten und anderen land⸗ 
wirthichaftlichen Handarbeitern, ſowie die Koften 
der Erhaltung u. Löhnung derfelben, mit Rüd- 
fiht auf den etwaigen Weberfluß oder Mangel 
an Menjchenkräften; c) Ja eg der Geſpann⸗ 
fräfte, unter Angabe der Arten de3 Bugviehes, 
der Urt und Weiſe des Fahrens, des Pflügens 
und Eggens ꝛc., ob vieripännig, zweiſpännig 2c.; 
d) die Verwendung u. Beiharung von Dünger, 


irthichaftsarten (Dreifelder-, Frucht⸗8 


ohne Gewährung von Wohnungen, Naturalien 
und fonftigen Leiftungen an Wirthichaftsbeamte, 
Arbeiter und Dienftleute zu zahlen fein würden. 
3. Bei Veranſchlagung der Naturalerträge in 
Geld find überall die Martini⸗Durchſchnittsmarkt⸗ 
preije des zuftändigen Marktortes für die land- 
wirthichaftlichen —— während des Zeit⸗ 
rauns von 1837 bis 1860 unter Hinweglaſſung 
der 2 theuerſten und 2 wohlfeilſten Jahre zu 
berüdfichtigen. 8 4. Die Angemefjenheit der 
Tarifſätze tft unter Anderem auch durd) Bergleidh- 
ung mit den gewöhnlichen Kauf- u. Pachtwerthen 
der Grunbjtüde, d. 5. mit denjenigen Preijen zu 
prüfen, welche ein verftänbiger, mit dem eo. 
lihen Betriebscapital auögerüfteter Käufer oder 
Pächter für den Morgen Landes mittlerer Qua» 


Mergel, Kalt, Gipa, Aiche, Moder, Waldfireu|lität der betreffenden Bonitätsklaſſen und Cultur⸗ 
oder anderer Erfaßmittel zur Düngung; e) diejarten in der Hoffnung zu zahlen pflegt, die 
Art u. Weife der Bewirthſchaftung der Forften. | Tandesüblichen Hinten von bem Raufpreile oder 
11) Verkehr mit Grundftüden, behufs des Ver⸗ die Pachtzinjen heraus zu wirthſchaften. $ 5. 
faufs oder der Verpadhtung. — Die durchſchnitt⸗ Kommen im Kreiſe, bezw. im Claſſifications- 
lichen Kaufe und Pachtpreiſe größerer, mittlerer |diftricte, Mafjen von ſolchen Grundftüden vor, 
oder Heinerer Güter und ganger Wirthichaften,| welche der Aufwendung bejonderer Koſten dauernd 
fowie einzelner Grumdftüde und Parzellen, nadj|bedürfen, um in dem Zuftande ihrer Ertrags- 
den mwährend ber legten 10 Jahre zu Stanbeljähigfeit, in welchem fie ſich befinden, erhalten 
efommenen Geſchäften, ſoweit al3 möglich, unter|zu werben, jo iſt bei Feſtſtellung des Claſſifica— 
erüdfichtigung eima mitüberlaffener Mobilien,|tionstarifs hierauf Rüdficht zu nehmen umd der 
Inventarienſtücke, Fabrifationsanftalten zc. Tarifjag für ſolche Grundjtüde jo zu beftimmen, 
Anlage C (zu $ 24). daf die bezeichneten Kojten in demjelben ihren 

Allgemeine Grunbjäße bei Abichägung des Rein-| Ausdrud finden. — Es gehören hierher bie Ko— 
ertrages der Liegenjchaften. ften für Unterhaltung von Ufern, Deichen, Däm⸗ 

$ 1. Specieller Reinertrags3-Berechnungen be-|men, Gräben, Mauern, Einfriedigungen u. an« 
darf es behufs Aufftellung des Claſſifications⸗ deren Werfen, durch welche die Grundftüde vor 
tarifs für den Kreis bezw. Glaffificationgdiftriet) Berftörung gefichert werden, oder ohne welche 
nit. Die Veranlagungscommilfion Hat fich je-|diefelben gar nicht oder doch nicht in dem be» 
doch bei Entwerfung des Tarif alle Momente, |ftehenden Maße würden benugt werden können; 
welche auf den Reinertrag ber Grundftüde in den| ferner die Unterhaltungskoften für vorhandene 
verjchiedenften Theilen des Kreife von Einflußj Ent» und Bewäfjerungsanftalten, Drainagen u. 
find, zu vergegenwärtigen; durch Vergleihungjähnliche Anlagen, durch welche die Grundftüde 
der im Kreiſe vorhandenen beiten Grundftüde|zu einem höheren Ertrage gebracht find, als fie 
aller Eufturarten mit den {chlechteften abzumägen, [ihrer in Beſchaffenheit und Lage nad) 
welche Mittelllafjen noch anzunehmen ind und —— würden; endlich die u ee 
in wie viel Bonitätsklaſſen daher mit Rüdficht|der Mauern bei Weinbergen auf Gebirgsab«- 
auf die allgemeine Beſchränkung derjelben nach hängen u. a. m. — Dagegen bleiben die Zinfen 
$ 6 der Anweijung überhaupt jede Eulturart ein-|von den Unlagecapitalien derartiger Anftalten 
etheilt werden muß, um die mwefentliden im|bei Abmefjung der Zariffäge für Polche Grund» 
Rreiie vorfommenden Ertragdverfchiedenheiten der 1065 gleichviel, ob das Eapital bereits bezahlt 
Liegenschaften möglichſt zutreffend zu erfaflen. Ib oder noch bezahlt, bezw. verzinft und amor« 
Durh die in den nadfolgenden Paragraphen |tifirt werden muß, ganz außer Betradht. $ 6. 
enthaltenen Bejtimmungen Sn nur auf die Ge-] Bei Aufftellung des tafficationstarite für den 
rg hingewiejen werben, welche bei der Acker und bei Einſchätzung deſſelben in die ein- 
Ab- und ae als maßgebend zu betradj- zelnen Tarifklaſſen ift der Eulturzuftaub durch- 
ten find. $ 2. Die Zarifjäge für die einzelnen|iweg jo anzunehmen, wie er fich bei denjenigen 
Bonität3Haffen ber verſchiedenen Eulturarten find| Udergrundjtüden des Claſſificationsdiſtricis vor- 
angemejjen abzuftufen und bergeftalt feſtzuſtellen. ar bie bisher dauernd in gemeingewöhnlicher 
daß mit Anwendung derſelben auf die betreffen-| Urt, ohne Anwendung fünftlicher Eufturmittel 
den Grundftüde der mittlere Reinertrag ber leh-Jund ohne Zuſammenhang mit Fabrilationsan« 
teren, d. h. derjenige Reinertrag erfaßt wird, Bin bewirthidhaftet worden find. $ 7. Die 
welchen diejelben unter Vorausſehung einer ge-|Tariffäge für die Gärten find in einem ange- 
meingewöhnlichen Bewirthſchaftungsweiſe, nacdhjmefjenen Verhältniß zu ben Tarifjägen für das 
Abzug der gewöhnlichen Gewinnungd- und Be⸗ Ackerland oder für bie en anderen 
wirthihaftungatoften, im Durchſchnitt einer die Culturarten in Kreife bezw. Elaffificationsdiftricte 
gewöhnlichen Wechſelfälle im Ertrage umfaffen- zu bejtimmen. — Gärten, welche durch Aufiwend« 


Grundfteuer. 


befonde buftri 
Hohe Geha pn 
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einem außergemöhn- find nach ihrem wirklichen Reinertrage entweder 
find, ed. von Gärt-Jin eine der für den Kreis bezw. Glaffificationg- 


nern bon Beruf bearbeitet werden, find deshalb |diftrict aufgeftellten Holzklaffen einzureihen, oder 
nit höher zu ſchätzen als andere, welche files ift, falls letztere dazu nicht ausreichen, und 
rer Beichaffenheit nah mit ben erfteren in|jolche Grundſtüde in größerem Umfange vorfome 


eiher Lage befinden. — Bei Abmefjung derimen, eine ober mehrere bejondere 
riffäge für Weingärten ift der bei —* Eultur-|Holzungen für dieſel 
— Biger und|die na 
ſchlechter Jahre, ingleichen gänzlicher Fehljahre, von 8 
für Dunge, Herbft- einzelne 


art häufigere Wed 


el guter, mittelm 


nicht minder der Aufwand 


lafien der 
zu bilden, jedod ohne 
$ 6 der Anweiſung zuläffige un Bahl 
olzklaſſen zu überjchreiten. $ 11, Auf 

emeine Bäume (Walbbäume), womit 


Ernte») und Unterhaltungdloften der Pfähle u. Grundſtüde bejett find, ift bei der Abſchätzung 


lanlen, wenn die 


einftöde an ſolche — nicht zu rüdfichtigen, bie Bäume mögen den Er— 


werden, u. jährliche Nachpflanzungen entiprechend —9— der Grundſtücke vermehren od. vermindern. 


zu berüdfichtigen. — Der Naturalertrag an Wein 
Si ben gemeinen Preiſen des Iegteren zur 


51 Torfgräbereien find, ohne Rüdficht auf die 
rfnutzung, je nach ihrer Lage und Beichaffen- 


it des eriten Abſtichs im Durchichnitt der Jahre|heit, in die entjprechenden Uder-, Wiejen» oder 


von 1837—1860 zu 


Gelde zu veranſchlagen. Weideklaſſen einzufhägen. $ 13. Bei den Wafjer- 


88. Wiefen, melde zur Bleiche dienen, jind, |ftüden ift der Ertrag der Filcherei u. der Neben. 


ohne Rüdjiht auf den Ertra 
derjenigen — 

ſie ihrer natürlichen 
gehören. 
nach der 
den fich 


— — 7— des 
vorfin 


ber Bleiche, zu nutzungen im Durchſchnitt einer längeren Reihe 
einzujhägen, zu welcher von Jahren und mit Berückſichtigung der Koſten 
eichaffenheit und Lage nach für Unterhaltung, Wiederbejegung, Schleujen, 
9. Die Tariffäge bei —— find | Damme und Geräthe der Feſiſtellung der Tarif— 

obens und|fäge für dieſe Eulturart zu Grunde zu legen. — 
benden dominirenden Holz« und|Ländereien, welche abwecjelnd bald als Fiſch— 


Betriebdarten, mit Berüdfichtigung der Umtrieb3-|teiche, bald ala Aderland od, ald Grasland be- 


eit, mit einem Abzuge für —— Unglüd3- 
—* und unter Abrechnung der Koſten der Ver— 
waltung, des Schutzes, der Holzhauer⸗, Rüder- 
und Fuͤhrlöhne und der nothwendigen Cultur— 
foften, nach Maßgabe der in ber allgemeinen 
Glaffificationsfcala (25 der Anmeifung, Anlage 
D) aufgeführten Ertragsſätze, feitzuftellen. Der 
Werth des zur Zeit der Abſchätzung vorhandenen 
Holzbeftandes bleibt unberüdjichtigt. $ 10. Maul- 
beer-, Raftanien- und Weidenanpflanzungen ꝛc. 

Elaififications-Ecala 
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ungen zu veranſchlagen u. ift nach dem Dur 

ſchnitt aller Nupungen zu beftimmen, ob für fie 
ein bejonderer Zariffag zu bilden ift, ober fie 
in bie für den Kreis bezw. Elaffificationsbiftrict 
gebildeten Ader-, Wiejen- oder Weideklaſſen ein- 
gereiht werben können. $ 14. Schiffbare Kanäle, 
welche nicht zu den in $4 zu ou. d des Geſetzes 
vom heutigen Tage, betreffend die anberweite 
Regelung der Örundfteuer, gedachten Grundftüden 


nugt werden, find auch in diejen beiden Su 
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gehören, ſowie nicht jhiffbere, nur zum Betriebe] jehen in Betracht zu ziehen: a) wenn Grumdfiüde 
von Mühlen, gütten und anderen Werfen, zu nicht bei demjenigen Gemeinde- ob. jelbftändigen 
Bleichen ober zur Bewäſſerung u. Entwäfjerung Gutsbezirke veranlagt worden find, welchem fie 
dienende Kanäle, Gräben 2c.; ferner Ufer, Raine, angehören; b) wenn Grundftüde zwei» od. mehr- 
Allen, Privat» und Servitutswege und aufge: (ag, oder c) gar nicht veranlagt worten find; 
fammelte Steinhaufen; ingleihen die zu Stein-|d) wenn bei Uebertragung der Einihätungs-Rer 
brücden 2c. und die bei Bergwerken zu Stollen, |jultate au& dem Coupon in die Gemarkungskarte 


Örundfteuer. 


Schadten, Halden, Wegen, Wafjerbehältern 2c. eine unrichtige Eulturart oder Bonitätsflafje in 


verwendeten Flächen; endlich die Einhegungen |die 


aller Art find mie die anliegenden od. umfchlofje- 


Karte übernommen ift, oder e) bie in dem 
Einfhägungsregifter, ver Klafjenzufammenftellung, 


nen Grunbdftüde einzufchägen. Alte, unfruchtbare,jbem Flurbuch ꝛc. enthaltene Angabe über bie 


von den Bergwerken nicht mehr benußte Halden 
find al3 Unland zu betrachten. $ 15. Mit Ge 
bäuden nicht beſetzte Baupläge find wie die Nach— 
bargrundjtüde, falls aber legtere nur Grunditüde 
der im $ 2 zu b der Anmweifung gedachten Art 
find, in die ihrer Lage und Beichaffenheit ent- 
iprechende Eulturart und Klaſſe einzuihägen. — 

16. Kommen im Kreife bezw. Elaffifications- 
diftriet ſolche Grunbftüde, welche der Aufmendung 
bejonderer Koften dauernd bedürfen, um in dem 
Zuftande ihrer Ertragfähigfeit, in welchem fie 
fich) befinden, erhalten zu werben ($ 5), in ge 


Eulturart oder Bonitätöflaffe eines Grunbftüdes 
mit der betreffenden Angabe im Coupon oder in 
ber Gemarkungskarte nidyt übereinftimmt; f) wenn 
bei der Flächeninhalt&berehnung die Summe ber 
einzelnen Rechnungspoſitionen unridjtig gezogen 
oder ein anderer ofienbarer Fehler task 
ift; g) wenn grundfteuerpflichtige Grundftüde nicht 
zur Steuer herangezogen od. umgelehrt von der 
Grundſteuer gefeplich freizulaffende Grundftüde 
der Steuer unterworfen find: — Die Berictig- 
ung materieller Irrthümer, ſowie der Beftands. 
bezw. Grenzveränderungen ($ ı Litt. a), erfolgt 


a), 
ringem Umfange vor, fo ift bei der Einihägung|zu allen Seiten und zwar jederzeit im —* ber 


— erforberlidjenfall® durch Einftellung der betr. 
Grundftüde in eine geringere Tarifllaffe — auf 
die gedachten Koſten Rüdlicht zu nehmen. 


II. Gefeß, betreffend die definitive Unter- 
vertheilung u. Erhebung der Örundfteuer 
in den 6 öftlihen Provinzen des Staated 
und die Bejhmwerben wegen Örundfteuer- 
Ueberbürdbung, vom 8. Febr. 1867.°) 


ortichreibung ($ 32). 


Bweiter Abſchnitt. 
Untervertheilung der Grundfteuer, 

[1. Grundftener-Erhebungsbezirte]. $ 8. So 
lange die Vorſchrift im $ 1 Abſ. 2 des Gefepet 
v. 14. April 1856, betreffend die Landgemeinde: 
Berfaffungen in den 6 öftlichen Provinzen der 
preußiihen Monardjie noch nicht vollftändig auf« 


. Bir Wilhelm 2c. verordnen zur Ergänzung des geführt ift, und Liegenichaften vorhanden find, 
$ 3 und Erledigung bed Vorbehalt3 im $ 8 des welche einem beftehenden Gemeinde» ober jelb- 
Geſetzes v. 21. Mai 1861, betreffend die ander-|ftändigen Gutsbezirke nicht Ange, find ein⸗ 


weite Regelung der Grundfteuer, mit Buftimm-|zelne Liegenſchaften nad ber 
äufer des Landtages Unſerer Mon⸗ Bezirksregierung behufs der Grundfteuereinzieh- 


ung beider 
archie, was folgt: 
Erfter Abſchnitt. 
Grunditeuer- Hauptjummen. 


eftimmung ber 


ung benadhbarten Gemeinde bezw. Gutsbezirken 
zuzufchlagen und größere Complege zu bejonbe- 
ren Grundſteuererhebungsbezirken zu vereinigen. 
8 4. Im Wege der Vereinbarung zwiſchen den 


&1. Die nach $ı der Verordnung v. 12. Dec.|betheiligten Gemeinde» bezw. Gutöbezirfen kön⸗ 


18642) den 6 öftlihen Provinzen ded Staateö|nen einzelne, einem Gemeinde: oder 


töbezirte 


bezw. ben ftändiichen Verbänden von Neu -Bor-|angehörige Liegenichaften zum Zwecke der Steuer- 
ommern u. Rügen, ſowie der Obere u. Nieder⸗ Erhebung einem anderen bergleichen Bezirke zu— 
uſitz alle: gemäß $$ 2, 3 a. a. ©. auflgeichlagen oder ganze Gemeinde- u. Gut&bezirte 
die einzelnen Kreije und innerhalb der legteren|zu dem — Zwecke vereinigt werden. Der- 
auf die Gemeinden, jelbjtändigen Gutäbezirfe u.|gleichen Vereinbarungen unterliegen ber Ser 
befonderen Grundfteuer« Erhebungdbezirfe weiter tigung ber Bezirlöregierung. $ 5. Die in den 
vertheilten Grundſteuer · Hauptſummen unterliegen|S$ 3 und 4 erwähnten Anorbnungen bezw. Ber- 
einer Erhöhung od. Vermindermg nur injoweit,jeinbarungen erfolgen ohne jeglihe Aenderung 
als: a) die im $ 32 dieſes Geſetzes unter b biö|ber sehenben Eommunal« od, fonjtigen Rechts» 
h bezeichneten Beftand&- bezw. Grenzveränber« |verhältniffe, 
ungen eintreten, b) Bejchwerben wegen Ueber-| [2. Untervertheilung ber Grundfteuer in ben 
bürdung auf dem in ben 88 21—28 dieſes Ge-| Gemeinden felbftändiger Gutd- und Grunbfteuer- 
u. vorgejchriebenen Wege ald begründet an«| Erhebungdbezirke.] $ 6. Zum Bwede ber Un⸗ 
erfannt, od. c) materielle Irrthümer (8 2 dieſes ——— ber Grundſteuer auf die einzelnen 
Geſetzes) nachgewieſen werben. $ 2. Als mate«|fteuerpflichtigen Liegenfchaften ift für jeden Ge⸗ 
tielle Irrthümer find injonderheit folgende Ver-|meinde», jelbftändigen Guts- oder Grumbfteuer- 
— — Erhebungsbezirk ein beſonderes Flurbuch u. eine 
ro⸗ Grundſteuer⸗Mutterrolle anzulegen. — Das Flur- 
at ſämmtliche — des betreffen⸗ 
ezirkes in ihrem natürlichen Zuſammen⸗ 
— und mit Angabe ihres Flächeninhaltes u. 
einertrages nachzuweiſen. In der Grundſteuer⸗ 


) Bezliglich der Ausdehnung dieſes Geſetzes auf bie P 
vinjen —8 Hannover u. Heffen-Nafjau, fowie| buch 
auf den Kreis Meifenheim, f. Gefeg vom 11. Febr. 1870| den 
(Note F Ueberichrift des Geſetzes vom 21. Mai 1861). 

4 .Note zu $ 7 des Grundfteuergeſetzes vom 21. Mai 


Grundfteuer. 
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Mutterrolfe find die dem Bezirke angehörigen dazu vorliegen, oder ohne erheblichen Beit- und 
Liegenichaften mit Angabe ihres Flächeninhalies Koſtenaufwaänd beſchafft werden können, ihrem 
und Reinertrages, jowie der bemgemäß veran-|Beligitande und Umfange nad) einzeln feſtzu— 
lagten Age in befonberen, die ſämmtlichen [jtellen und demgemäß in die Flurbücher und 


Liegen haften befjelben Eigenthümerd umfajjen- 
den Artikeln nachzuweiſen. $ 7. Behufs Auf- 
ftellung des Flurbuches od. der Mutterrolle ($ 6, 
ift der Flächeninhalt und Reinertrag der ben 
einzelnen Grunbeigenthümern innerhalb des Be- 
zirfes gehörigen heuerpflichtigen Liegenjchaften, 
jomweit dies bei ben allgemeinen Veranlagungs- 
AUrbeiten, beziehungsweife in Ausführung der 
Verordnung vom 12. Dechr. 1864 nicht bereits 
eſchehen, zu ermitteln und feitzuftellen. — Bei 
Seftitellung des Reinertrages der Liegerjchaften 
werden die Ergebnifje berjenigen Einfhäßungen 
zum Grunde gelegt, melde behuf3 Ausführung 
des Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861 be- 
wirft worden find. $ 8. Jedes Grundftüd wird 
in der Regel und ohne Rüdficht darauf, ob die 
Berichtigung des Beſitztitels im eig eig 
erfolgt ift oder nicht, auf den Namen jeines Ei- 
genthümers in das Flurbuch und die Mutterrolle 
eingetragen, e8 mag das Eigenthum dem Staat, 
einer Gemeinde, Gemeinde-Abtheilung, Corpora- 
tion, Genofjenichaft, Stiftung, oder einer anderen 
moralifchen Perjon oder einem einzelnen Indi— 
piduum zuitehen. — Örundjtüde, welche ſich im 
gemeinihaftlichen Eigenthuns mehrerer Miterben 
ober anderer Miteigenthümer befinden, werben 
im erfteren Falle unter dem Collectivnamen „die 
Erben“ oder unter dem Namen des Wittivers 
oder der Wittwe mit dem Bujage „und Mit- 
erben”, im legteren Falle unter dem Namen eines 
ber Miteigenthümer mit dem Qufage „u. Mit- 
eigenthümer“ eingetragen. — Bei Gütern oder 
einzelnen Grundftüden, welche im Proceß befan- 
gen find, wird ein — Verfahren beobachtet, 
und der gegenwärtige Inhaber, unter Bezeich— 
nung des Prätendenten, aufgeführt. — Grund- 
ftüde, deren Eigenthümer nicht zu ermitteln find, 
oder welche von ihrem —— aufgegeben 
oder verlaſſen worden, ſind einſtweilen und mit 
Vorbehalt der Abänderung nad) erfolgter Auf- 
Märung ber Verhältniffe unter der Bezeichnung 
„unbelannte Eigenthümer” einzutragen. $ 9. 
Walten Streitigkeiten über Eigenthumdgrenzen 
ob, welche nicht jogleich befeitigt werden fünnen, 
fo find die ftreitigen Grenzen mit Berüdjichtig- 
ung der Dertlichfeit in möglichjt entiprechender 
Weiſe feitzuftellen und die betreffenden Grund» 
ftüdte demgemäß, ohne daß dadurch die Rechte 
und Anſprüche der Eigenthümer in ivgend einer 
Urt berührt oder beeinträchtigt werden, in das 
Flurbuch und die Mutterrolle einzutragen. — 
Läßt fih in einzelnen Fällen nad) den obmwal- 
tenden Berhältniffen eine Feſtſetzung der en 
dachten Art nicht herbeiführen, fo find die be- 
züglihen Grundſtücke als ein Ganzes zu behan— 
dein und in dem Flurbuche und der Mutterrolle 
als gemeinfchaftliches Eigentum der beiden od. 
mehreren Intereſſenten aufzuführen. $ 10. Die 
ber Gebäudeſteuer unterliegenden Gebäudeflächen, 
Hofräume und nicht über einen Morgen großen 
Hausgärten ($ 1 zu a des Grundſteuergeſetzes 
vom 21. Mat 1861) jind, foweit die Unterlagen 
Grotefend, Polizei:ferifon. 


Mutterrollen fpeciell mit aufzunehmen. — Wenn 
die vorbezeichneten Vorausſetzungen nicht zutref: 
fen, find die gedachten Liegenichaften als ein 
Ganzes unter der Bezeichnung „ungetrennte Hof« 
räume und Hausgärten“ u er Servi— 
tuten und Reallaſten. 8 11. Die zu Ser— 
vituten und Reallaſten Berechtigten haben zu der 
ven belaſteten Grundſtücken auferlegten Grund— 
ſteuer leinen Beitrag zu leiſten. ir die vor⸗ 
mals Weſtfäliſchen Landestheile der Provinz 
Sachſen verbleibt es jedoch hinfichtlich der Ver- 
bindlichkeit der Nealberechtigten, zur Grundſteuer 
des verpflichteten Grundjtüces beizutragen, bei 
den biejerhalb geltenden Beftimmuugen. 
[(3.Reclamationen gegen die Untervertheilung der 
Grundfteuer.] $12. Gegen die Beranlagungsergeb- 
nifje nad) den in den $$ 6—10 behuf3 der Grund- 
jteuer-Untervertheilung ertheilten Borichriften fteht 
den Grundeigenthümern neben der Geltendmad)- 
ung der entdecdten materiellen Irrthümer, die 
ſtets im Wege der Fortichreibung zu bejeitigen 
jind ($ 2 und $ 32, Litt. i), in den Gemeinden, 
in den bejonderen Grundfteuer-Erhebungsbezirken 
und in jolchen jelbftändigen Gutsbezirken, welche 
die fteuerpjlichtigen Grundftüde mehr als eines 
Eigenthümers umfafjen, das Recht zur Erhebung 
von Neclamationen zu: a) wegen unrichtiger An— 
gabe des Fläheninhaltes einzelner Grundjtüde, 
joweit diejelbe nicht auf einem materichen Irr— 
tum ($ 2) beruft; b) wegen unrichtiger Ein- 
ſchätzung in die Klafjen des Tarif. F13. Ein- 
wendungen wegen unrichtiger Einſchätzung jind 
zuläjlig: na) wegen umrichtiger Aufnahme der 
Eulturart einzelner Grundjtüde, jofern eine Eule 
turveränderung nicht erſt nach bewirkter Ein- 
ſchätzung jtattgefunden hat; b) wegen des gleichen 
Grundes, wenn das betrejjende Grundſlück ge— 
mäß der liegen Dez $ 39 Abſatz 2 der 
Unweifung vom 21. Mai 1861 zu den daijelbe 
umjchliegenden oder daran angrenzenden Grund« 
ftüden gezogen worden ift, jojern die betreffenden 
angrenzenden Grundjtüde jich nicht ebenfalls im 
Eigentum des Reclamanten befinden; c) wegen 
unrichtiger Einſchätzung in die Klafjen des Tarifs, 
in3bejondere aud), wenn das betreffende Grund» 
jtüd gemäß der Beſtimmung im $ 39 Abſatz 3 
und 5 a.a. D. zu der für Die angrenzenden 
Grundftücde angenommenen Tarifklaſſe eingeſchätzt 
worden iſt u. die betreffenden angrenzenden Grund- 
jtüde ji nicht ebenfall3 im Eigenthum des Mes 
clamanten befinden; d) wegen ungleihmäßiger 
Einſchätzung einzelner Grundftüde gegen andere 
jpeciell zu bezeichnende Grundſtücke in dem näm- 
lihen Gemeindebezirte. $ 14. Behufs Einleit- 
ung des NReclamationsverfahrend ift für jeden 
der im $ 12 gedachten Gemeinde», bejonderen 
Grunditener-Erhebungs- und jelbftändigen Guts- 
bezirke eine Abjchrift der Mutterrolle anzuferti- 
gen und dem Gemeindevoritande, beziehungs— 
weife dem Inhaber des jelbftändigen Gutsbezirkes, 
in den bejonderen Örundftener- Erhebungsbezirten 
aber dem Ortserheber gegen Empfangsbeiceinig- 
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Grundſteuer. 


ung zuzuſtellen. Sogleich nah Eingang der] Mitgliedern, welche zur einen Hälfte von ber 
Anihrift der Mutterrolle ift dies in dem betr. kreisſtändiſchen Verſammlung gewählt, zur an- 


Bezirke in der ort3üblihen Weife mit dem Er-|deren Hälfte aber nad Anhörung des 


öffnen befannt u machen, daß: a) die Abjchrift 
während ſechs Wochen, vom Tage der Belannt- 
m. erechnet, in einem beitimmt zu bezeich- 
nenden Xocale innerhalb des Bezirkes zur Einficht 
offen liege u. etwaige Reclamationen binnen gleicher 
prãcluſibiſcher Sch bei dem Sreislandrathe an+ 
ubringen jeien; b) die durd) die Örtliche Unter- 
—— unbegründeter Reclamationen entſtehen⸗ 
den Koften dem Reclamanten zur Laſt fallen u. 
von demfelben im Verwaltungsmwege eingezogen 
werben würden. — Nach Ablauf der Reclama- 
tiongfrift ift eine Beſcheinigung darüber, daß u. 
während welcher Friſt die Offenlegung der Yb- 
fchrift der Mutterrolle ftattgefunden, dem Kreis: 
landrath einzureichen, dem legteren auch die Ab— 
ſchrift der Mutterrolle ſelbſt unverſehrt zurüd- 
zuſenden. $ 15. Gleichzeitig mit der Abſendung 
der Abjchriften der Mutterrolle ($ 14) find für 
die im $ 12 bezeichneten Bezirke die Originale 
der Flurbücher und Mutterrollen nebjt den dazu 
A Karten während eined Zeitraumes von 
k 3 Wodyen an einem oder an einigen vom der 
Bezirköregierung zu bejtimmenden Orten des be- 
treffenden Kreiſes unter Anweſenheit eines gleich: 
falls von der Bezirkdregierung zu bejtimmenden 
technijchen Beamten zur Einfidyt aller Betheiligten 
offen zu legen. Daß, wo und von welchem Tage 
ab die Offenlegung der bezeichneten Schriftjtüde 


ommii- 
ſars von der Bezirksregierung berufen werben. 
* Für die Fãlle einer dauernden Behinderung 
einzelner Mitglieder der Reclamationscommilfion 
ift außerdem ſowol jeitens der Freisftändijchen 
Verfammlung ald feitend ber Bezirköregierung 
eine von der legteren zu beftimmende Anzahl 
von Erjagmännern a wählen, beziehungsmeije 
zu berufen. — Soweit e8 ſich um Reclamationen 
gegen die Einihägungen von Holzungen handelt, 
it der Commiſſion jeitens der Bezirksregierung 
ein Forſtſachverſtändiger zuzuordnen. — Die Ber 
ſchlüſſe der Commiſſion werden nad; Stimmen- 
mehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Borfigenden den Ausiclag. — Der 
Vorfigende der Commiffion beruft deren Mit- 
glieder u. bejtimmt den Gang der zu erledigen. 
den Geſchäfte. — Zur Beichlußrägigteit ber 
Commijlion iſt die Anweſenheit der Hälfte der 
Mitglieder, jofern die Commifjion aber nur aus 
zwei Mitgliedern beiteht, tie Unmejenheit beider 
Mitglieder erforderlih. $ 18. Vehufs Unterfudy- 
ung der gegen die Einſchätzung erhobenen Re- 
clamationen ($ 12 zu b, $ 13, $ 16 zu 2) werden 
in jedem Kreije durch die Reclamationscommij- 
ſion jelbjt befondere Reclamationsbezirfe gebildet, 
innerhalb deren je zwei Mitglieder der Commij- 
fion als Reclamations-Deputation die Unterfjuch- 
ung der Weclamationen unter Begleitung des 


erfolgen werde, it Durch die Kreisblätter oder | Fortichreibungstveamten oder eines anderen ge- 
die die Stelle derjelben vertretenden öffentlichen — Technikers, welcher der Deputation die 


Blätter befannt zu machen. 


$ 16. Nach Ablaufjerforderliche Auskunft zu ertpeilen hat, zu bes 


der im $ 14 zu a beftimmten Präclufivfrift jind:|wirfen und über den Befund ein Gutachten ab- 
1) die auf Befeitigung materieller Jrrthümer|zugeben Haben. — Die Deputation hat den Re« 


(8 29) gerichteten Anträge, ſowie Reclamationen,|clamanten und außerdem den Ortsvorſtand bezw. 


die fih auf die unrichtige Angabe der Flächen— 
inhalte ($ 12 zu a) beziehen, einerfeits, 2) die 
egen die Einſchätzung erhobenen Reclamationer 
% 11 zu b, $ 13) anderjeits, in bejonderen Nach 
weiſungen überfidtlich zujammenzuitellen, — Die 
Anträge auf Bejeitigung materieller Jrrthümer 
und Reclamationen ad 1 find mit den erforder- 
lichen Unterlagen der Bezirlöregierung vorzu— 
legen, um fie auf Grund des techniſchen Gut— 
achtens ded Obergeometerd einer näheren Prüf: 
ung zu unterwerfen und, joweit fie als begründet 
anzuerkennen, deren Erledigung herbeizuführen, 
fomeit fie aber unbegründet erſcheinen, zurüchzu— 
weilen. — Bei Beurtheilung der Richtigkeit der 
Feititellung des Flächeninhältes find diejenigen 
Borichriften maßgebend, welche für die Ausführ- 
ung ber dieöfälligen Urbeiten bei dem allgemei- 
nen Beranlagungsverfahren erlaffen worden find. 
— Gegen die Enticheidung der — iſt ein 
weiteres Rechtẽmittel nicht zuläſſig. 8 


den JIuhaber des felbftändigen Gutsbezirkes, in 
den bejonderen Grundfteuer- Erhebungsbezirken 
aber zwei der dazu gehörigen Örundfteuerpflichti» 
gen aufzufordern, der örtlichen Unterjudung 
beizumwohnen und über das Rejultat der lepteren 
ihre Erllärung abzugeben. — Erſcheinen die in 
dem vorhergeyenden Abſatz bezeichneten Berfonen 
nicht, oder verweigerr fie die erforderliche Er- 
Härung, jo iſt mit der Örtliden Unterfudhung 


f- [nichtödeftoweniger vorzugehen. — Auf Grund 


des Gutachtens der Weclamationd - Deputation 
entjcheidet die Commiſſion über die eingegangenen 
Reclamationen. — Die Entſcheidung ift, ſofern 
die Heclamation nicht ald unbegründet zurüdges 
wieſen wird, entweder dahin zu treffen, daß u. 
niit welchem Betrage die Schäpung der bezüg- 
lan Örundftüde des Neclamanten zu ermäßlomn 
oder dahin, dab und mit welchem Betrage die 
Schätzung derjenigen niht im Eigentum des 


7. Die) Reclamanten befindlichen Grundftücde, weiche bei 





gegen die Cinihäpung erhobenen Reclamationen|der ftattgehabten Unterfuhung als zu niedrig 
$ 16 zu 2) find der zur Unterjuchung u. Ent-Jeingejhäpt erfannt worden find, zu erhöhen. — 
cheidung derjelben für jeden Kreis zu bildenden | Gegen die getrofjene Entſcheidung ift ein weiteres 
Reclamationscommiljton vorzulegen. Die letztere Rechtsmittel nicht zuläjfig; jedoch ſteht dem Re— 
beiteht unter dem Vorfige eines hierzu von der clamanten ſowol als denjenigen Eigenthümern, 
Bezirksregierung zu ernennenden Commifjars jejderen Liegenichaften ald zu niedrig eingeſchähi 
nad) dem Umfange des betreffenden Kreijes und |erfannt und deshalb erhöht worden find, binnen 
nad der Anzahl der in demjelben eingegangenen [einer präcluſiviſchen Frift von zehn Tagen nach 
Reclamationen ($ 12 zu b) aus zwei bis zehn’ Empfang der Entjcheidung frei, ofjenbare Une 


Grundfteuer. 


ridhtigfeiten oder Irrthümer in derjelben der 


Commifjion nachzuweiſen, in welchem alle die 
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— nad den von den legteren zu entrichtenden 
Örundjteuerbeträgen berechnet — innerhalb einer 


legtere eine nochmalige Prüfung der Reclamation Frift von acht Wochen, feit dem Tage, mit 


vorzunehmen und anderweitig barüber zu ent- 
fcheiden hat. — Hinfichtlih der Neclamationen, 
welche von der Commifjion als unbegründet zu« 
rüdgewiejen find, ift von der Regierung bejon- 
ders darüber zu enticheiden, bezw. feitzujegen, ob 
und wie weit der Reclamant die durch bie ört- 
liche Unterfuhung der NReclamation veranlaßten 
Koiten zu tragen hat. $ 19. In Gemäßheit der 
Entiheidungen ver Reclamationgcommilfion \y 18) 
beziehungsweife der Bezirföregierung ($ 16) find 
die Karten, Flurbücher und Mutterrollen zu be- 
richtigen. — Dur dieſe Berichtigung erleiden 
die den einzelnen Gemeinden, jelbjtändigen Guts 
und bejonderen Grundfteuer- Erhebungsbezirken 
auferlegten Örundfteuer-Hauptjummen, abgejehen 
von dem im $ 2,8 12 gedachten Falle materieller 
Irrthümer, feine Aenderung. Vielmehr ift nur 
nah den in der berichtigten Mutterrolle eines 
Gemeinde», felbftändigen Guts- oder bejonderen 
Grundftener-Erhebungsbezirtes für die einzelnen 
grundſteuerpflichtigen Liegenſchaften nacdgemwieje- 
nen Reinerträge eine anderweitige Untervertheil- 
ung der nach $ 1 fejtgeftellten Grumditeuer Haupt- 
fumme anzulegen und ift darnad) vom 1. des 
folgenden Monats ab die Erhebung der Grund- 
jteuer zu bewirten. $ 20. Für diejenigen Ge- 
meinde- oder Grundjteuer« Erhebungsbezirke, in 
welchen eine mit der Bufammenlegung von Grund: 
ftüden verbundene Gemeinheitätheilung jchwebt, 
kann die Aufitellung der Flurbücher und Wutter- 
rollen ($$ 8—12), jowie deren Berichtigung auf 
Grund des Reclamationdverfahrens ($ 13—20) 
nad) dem Ermefjen der Bezirtöregierung bis da- 
hin binausgejchoben werden, das ber Gemein- 
Heitätheilungs-Meceß durch die Auseinanderjeß- 
ungsbehörde beitätigt worden ift. — Bis zu bie- 
jem Beitpuntte find die für die betreffenden Ge- 
meinde» und Grundjteuer-Erhebungäbezirte feft- 
geitellten Grundftenuer-Hauptfummen in den unter 
Anwendung des vorläufigen Vertheilungdmaß- 
ſtabes gemäß bed $ 19 der Verordnung vom 
12. December 1864 ermittelten Beträge einzu- 
ziehen. 

[4. Beſchwerden wegen Grunbfteuer - Heber- 
—— $ 21. Eine Ermäßigung ber den 
einzelnen Gemeinden, jelbjtändigen Guts- und 
bejonberen Grundjteuer -Erhebungsbezirten auf- 
erlegten Grundfteuer- Hauptjummen wegen uns 
richtiger Einihägung der dazu gehörigen Liegen- 
haften ift nur zuläjfig, wenn eine Ueberbürbung 
de3 betrejjenden Gemeinde», jelbftändigen Guts- 
oder Erhebungäbezirked durch die demjelben auf- 
erlegte Granbliener- Hauptjumme behauptet und 
nach Maßgabe der Vorſchriften in den nachfol · 
genden 85 22— 28 als vorhanden nachgewieſen 
wird. $ 22, Anträge auf Grundjteuer-Ermäßig- 
ung aus dem im $ 21 gedachten Grunde dürfen 
nur berüdfjichtigt werden, wenn fie für die be- 
treffenden Gemeinden feitens der Vorjteher der- 
jelben, für die betreffenden felbjtändigen Gut!» 
bezirfe jeitenö deren Inhaber und für die betr. 
bejonderen Erhebungsbezirte jeitend der Mehr- 
zahl der zu denjelben gehörenden Grundbeſitzer 


welchem dieſes Gejeg in Kraft tritt, ſchriftlich u. 
unter gehöriger Begründung bei dem Kreisland« 
rat) eingebradht werden. — Für die bejonderen 
Grundjtener- Erhebungdbezirte find bei Stellung 
des Untrages zugleich zwei dem betreffenden Be- 
zirfe angehörende Grundfteuerpflichtige als die 
bei der örtlihen Unterjuhung der Beſchwerde 
zuzuziehenden Vertreter des Bezirkes namhaft zu 
machen. — Der Gemeinbevorkand ift zur Ans 
bringung des Antrages verpflichtet, wenn die 
Mehrzahl der zu der Öemeinde gehörenden Grund- 
bejiger — nad) den von den legteren zu ent: 
richtenden Grundfteuerbeträgen berechnet — einen 
jolhen Untrag beſchließt. $ 23. Eine Grund» 
ftener- Ueberbürdung ($ 21) iſt als vorhanden 
nur anzuerfennen, wenn durch eine wiederholte 
Einihägung der zu dem betreffenden Gemeinde», 
jelbjtändigen Guts- oder bejonderen Erhebungs» 
bezirle gehörigen Liegenjchaften in die Klaſſen 
des definitiven Tarif ($ 50 der Hauptanweij» 
ung vom 21. Mai 1861) feitgeftellt wird, daß 
der für diefelben in der Mutterrolle verzeichnete 
Reinertrag den aus der wiederholten Einſchätz- 
ung ſich ergebenden Reinertrag um mehr als 
25 vom Hundert des legteren überfteigt. $ 24. 
Der Kreislandrath ftellt die rechtzeitig einge 
gangenen Anträge ($ 22) der nad $ 17 ange 
ordneten Reclamationscommiſſion zu. Die leptere 
at jie zuvörderſt einer ee Prüfung, 
insbejondere duch Bergleihung mit den Ein« 
ihägungsergebnifjen anderer gleichartiger Ge» 
marfungen defjelben Kreijes, bezw. Claſſifications- 
diſtriets zu —— Dieſelbe iſt, falls ſie 
darnach eine Ueberbürdung ($ 23) nicht als vor- 
handen annehmen zu können glaubt, verpflichtet, 
den Beſchwerdeführer hiervon mit dem UAnheim- 
jtellen in Kenntniß zu ſetzen, die Reclamation 
zurüdzunehmen und ſich — binnen vier« 
zehntägiger Frift nah Inſinuation diejer Mit- 
theilung zu erflären, da jonjt dem weiteren Ber- 
fahren nad) $$ 25 ff. Folge gegeben werden, er 
aber die Kojten deffelben zu tragen haben würde, 
wenn die Bejchwerde demnädjft ald unbegründet 
zurüdzumeiien wäre. Erfolgt eine Zurüdnahme 
des gem binnen der geftellten Friſt nicht, 
io iſt das ce nad) $5 28 jf. 
zu veranlafjen. $ 25. Behufs Unterſuchung der 
erhobenen Bejchwerde ift eine neue Reinertragsd«- 
Ermittelung nad) Maßgabe der für den betr. 
Kreis beziehungsweiſe Clajfificationsdiftrict in 
dem lajjificationsprotofoll und den etwaigen 
Nachträgen dazu, ausgeſprochenen Grundfäte, un« 
ter Beachtung der für dad formelle Verfahren 
bei der Einſchätzung der Liegenihaften erlafienen 
Vorſchriften, durch die Reclamationscommifjion 
($ 17) zu bewirken. 8 26. Die Beichlüffe der 
Neclamationscommijfion über das Ergebniß ber 
neuen —— ($ 25) werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Borfigenden den Ausſchlag. — Bei 
der Einſchätzung ſelbſt find die Untragiteller ber 
ziehungsweije die im zweiten Abjage des $ 22 
gedachten Grundftenerpflichtigen und, ſoweit es 
41* 


644 


um bie Einſchätzung von Holzungen handelt, Ausfunft zu ertheilen bezichungsmeife zu be 
——— der * —— — überwiejene Forſt· ſchaffen haben. — Die Erfüllung der vorgedachten 
ſachverſtaändige zuzuziehen. — Auch iſt von der Verpflichtungen iſt nöthigenfa s im VWege ber 
Einſchätzung der Bezirksregierung Nachricht zujadniniftrativen Erecution herbeizuführen. 
geben, welcher überlafjen bleibt, das Verfahren] [6. Kojten des Verfahrens] $ 30. Die Vor- 
dur einen auf Koſten ber Staatöregierung abs» |figenden und Mitglieder der im $ 17 angeord» 
zufendenden Commiſſar überwachen zu lajjen,Ineten Eommifjionen, fowie die den letzteren zu» 
$ 27. Ueber bie ftattgefundene neue Einfhätung| geordneten geodätiſchen und fonftigen Techniter 
u. die daraus für die Beſchwerde fi ergeben-Jerhalten Tagegelder und bei auswärtigen Ge- 
den Rejultate hat die Reclamationscommiflion |jchäften Neijekojten, deren Höhe nad) Maßgabe 
ein eingehendes Gutachten abzugeben und dafjelbe der Verordnung vom 4, Juli 1863, betr end 
nit den Einihägungsverhandlungen der Regier-|die durch Ermittelung des Reinertrages der Lie- 
ung einzureichen. Die legtere hat das Verfahren genſchaften behufs andermeiter Regelung ber 
einer jorgfältigen Prüfung zu unterwerfen, für|Srundfteuer nad) dem Gejege vom 21. Mai 1861 
die Vefeitigung etwaiger Mängel Sorge zu tra-jentjtehenden Koften zu beftimmen ift. — Sojern 
nen und jänmtlihe Verhandlungen mit ihrem ſjedoch die dajelbft angeordneten Koftenfäge bie 
Sutachten dem Finanzminifter einzureichen, mwel-|den gedachten Commifjarien, Commiſſionsmitglie⸗ 
chem die Entjcheidung über die erhobene Be-|dern und Technikern nach ihrem Dienft- u. Range 
ſchwerde zufteht. — Sofern die letztere Hierbei|verhältniffe, in Gemäßheit des Allerh. Erlafies 
für unbegründet erflärt wird, find dem Recla-|vom 10. Juni 1848 und dem dazu ergangenen 
manten die durch die Ausführung des Verfahrens Vorſchriften, an Reifeloften und ZTagegeldern zu⸗ 
nad) $$ 25 und 26 entſtandenen Koſten aufzuer-|ftehenden Sätze überſteigen, find ihnen nur die 
legen. — Gegen die Entjcheidung des Finanz-|lepteren zu gewähren. :) SBL. Die ten, welche 
miniſters findet ein weiteres Rechtsmittel nicht|durd die zum Bmwede der Untervertheilung und 
ſtatt. $ 28. Die Enticheidungen des Finanz-|beziehungsweile anderweiten SFeftitellung ber 
miniſters ($ 27) find, falls die Beſchwerde für|Örundfteuer-Hauptfummen nach $ 6—28 und 39 
segründet erflärt worden iſt, der Bezirföregier-|auszufügrenden Arbeiten innerhalb der einzelnen 
ang äuzufertigen, um dem Ergebnifje der neuen |'Provinzen n. communalftändifchen Verbände ($ 1) 
Reinertrags »Ermittelung entiprechend die Flur- entſtehen, find einftweifen von der Staatäfafle 
bücher, Mutterrollen und Karten zu berichtigen, vorzufchießen und mit Uusnahme der von den 
die ermäßigte Grundftener- Hauptfumme auf die|Reclamanten zu tragenden Koften unbegründeter 


Grundſteuer. 





einzelnen in der Mutterrolle verzeichneten Grund⸗ 


Rer'amationen ($ 18, $ 27), ſowie ber nad) $ 29 


jtüde nad Verhältniß des neu ermittelten Rein- |den Gemeinden, den Inhabern den jelbftändigen 
ertrages zu vertheilen und darnach vom 1. Jan. Gutsbezirke u. den den bejonderen Grundftener-Er- 


defielben Jahres ab die Erhebung der Grund» 
ſteuer anderweit bewirken zu laſſen. — Die vor- 


hebungs bezirlen angehörenden Grundſteuerpflichti⸗ 
gen obliegenden Leiſtungen der gedachten Kaffe 


ſtehenden Beſtimmungen (8$ 21 —28) kommen ſſeitens der ee in ben betreffenden Pro⸗ 


aud) in den weftlihen Provinzen zur Anwendung. |vinzen beziehungswei 
[5. ‚Obliegenheiten der Steuerpflichtigen, der bänden ($$ 45—48) nad 
$ 29. In Betreff] teuer-Beranlagung binnen 


Gemeinden, Behörden 2c.] 


e communalftändifchen Ver 
Maßgabe der Grund» 
10 Gabren nad) der 


der Verpflichtung der Behörden, Ereditinftitute,|näheren, diejerhalb vom Finanzminiſter zu erw 


Gemeinden und Privatperſonen, die zur Aufitell- 
ung ber Flurbücher und Mutterrollen, fowie zur 
Erledigung der eingehenden Reclamationen oder 
ſonſtigen Befhwerden erforderlichen Borarbeiten 
nad) Kräften zu unterftügen und zu fördern, 
fommen die Vorſchriften in den 88 18— 20 ber 
dem $ 6 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 bei- 
gegebenen Anweifung für das Verfahren zur 
Ermittelung des Reinertrages ber Liegenfchaften 
-benfall3 zur Anwendung. — Die Gemeinden, 
sie Inhaber felbftändiger Gutsbezirke, ſowie die 
ven Grundfteuer-Erhebungsbezirken —— 
Grundſteuerpflichtigen haben auf ihre Koſten die 
Nachmeifungen der zu den Gemeinde», Guts- u. 
Srunbdfteuer - Erhebungsbezirfen gehörenden Be- 
ſihungen und deren Eigenthümer zu befchaffen u. 
find außerdem verpflidhtet, den Requifitionen der 
mit den örtlichen Mufnahmen beauftragten Be- 
amten oder Feldmeſſer wegen Wahrnehmung der 
Aufnahmetermine dur) geeignete Berfönlichkeiten 
Folge zu Teiften, auch zu den örtlichen Ermittel- 
ungen mit den Localverhältnifjen u. den Befiß- 
ftänden genau vertraute Perjönlichkeiten zu ger 
ftellen, welde den Beamten 2c. während des 
Geichäftes zu begleiten u. ihm die erforderliche 


lafjenden Anweifung nad) und nad wieder zu 


erſtatten. 
Dritter Abſchnitt. 


Erhaltung der Grundftener-Beranlagungen bei 
der Gegenwart. 

$ 32. Um bie Flurbücher, Mutterrollen und 
Karten bei der Gegenwart zu erhalten, müflen 
alle Veränderungen darin nadgetragen werden, 
welche dadurch entftehen, daß a) in den Eigen» 
thumsverhältniffen der Grundftäde ein Wechſel 
eintritt; b) bisher grundftenerfreie Grumbdftüde 
$ 4 des Geſetzes vom 21. Mai 1551) in die 
lafje der grundfteuerpflichtigen, oder c) bisher 
grundfteuerpflichtige Grundftüde in die Kiafſe der 
grumdfteuerfreien ($ 4 a. a. ©.) übergehen; d) 
bisher grumdftenerpflichtige oder nach $ 4 a. a. D. 
von der Grundfteuer befreite Grundftücde mit 
Gebäuden bejept oder als Hofräume oder Haus 
gärten mit Gebäuden verbunden werden; e) biß- 
her mit Gebäuden bejegte oder als Hofräume 
oder Hausgärten mit Gebäuden verbunden ge 
wejene Grundftüde in die Klaſſe der grundſteuer⸗ 
pflichtigen, beziehungsweiſe der nah $ 4a. a.D. . 


ı) ©. Note zu $ 17 des Gefches vom 21. Wai 1861. 


Grundfteuer. 


von der Grundſteuer befreiten Grundſtücke über- 
ehen; f) befteuerungsfähige Ländereien neu ent- 
eben, oder g) bereit3 befteuerte ganz ober theils 
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von 1—15 M, — Die Unterfuhung und Ent- 
Icheidung fteht dem Gerichte zu, wenn nicht ber» 
jenige, welcher ber Berlegung einer der vor- 


weife untergehen oder bleibend ertragsunfähig |ftehenden Vorſchriften bejchuldiat wird, binnen 


werden; h) die —— ber Gemeinden, jelbit- 
en Gut3- oder Erhebungsbezirfe, der Kreife, 

rovinzen, beziehungsweije der ım $ 1 bezeidh- 
neten communaljtändifchen Berbände oder bie 
Landesgrenzen berichtigt, bezichungsweife verlegt 


werden; i) materielle Jrrthümer ($ 2) von den|die dur das Verfahren 


Behörden entdedt oder von den Betheiligten nach- 
erviefen werden; k) Beſchwerden über Grund- 
ai Eee in Gemäßheit der $$ 21 fi. 
erhoben und ald begründet anerfannt werden. 
8 33. Die Grundeigenthümer oder die ftatt deren 
ur Entridtung der Grunditeuer verbundenen 
Dectonen ($ 45) find verpflichtet, die im $ 32 
u a—g bezeichneten Veränderungen den mit der 
— * beauftragten Beamten ſchriftlich 
oder protofollarifch anzuzeigen und die zur Be 
richtigung der gedachten Bücher 2c. erforderlichen 
Unterlagen beizubringen, widrigenfalld die Her- 
beifchaffung der letzteren auf ihre Koften bewirkt 
wird, — Die Berichtigung der im $ 32 zu h,i 
und k bezeichneten Veränderungen ift in allen 
Fällen, die Berichtigung der ebendajelbit zu a 
bi3 e bezeichneten Veränderungen aber nur, wenn 
die Teteren im Wege einer Negulirung gute» 
jene und bäuerlicher VBerhältniffe, einer Ab— 
öfung von Neallaften oder einer Gemeinheits- 
theilung herbeigeführt worden find, jeitens ber 
Bezirksregierung von Amtswegen zu veranlajjen. 
— Tie Gemeindevorftände, die Inhaber der jelb- 
tändigen Gutsbezirke, fowie die für die Grund» 
uer » Erhebungsbezirfe beftellten Ortserheber 
{$ 47) find verpflichtet, den auf die Fortichreib- 
ung der Flurbücher bezüglichen Requijitionen der 
mit diejem Geichäft beauftragten Beamten Folge 
u leiften und den leßteren die erforderliche Aus— 
unft zu ertheilen, beziehungsweije zu beichaffen. 
$ 4. die Anzeige von dem Wechjel in dem 
igenthum ($ 32 zu a) nicht erfolgt, fo iſt der 
feitherige beziehungsweije der in der Mutterrolle 
eingetragene Eigenthümer verpflichtet, die ver- 
anlagte Grundjteuer bis für den Monat ein- 
chließlich fort zu entrichten, in welchem die zur 
ortichreibung und Berichtigung der Mutterrolle 
erforderliche Anzeige geſchieht, * daß dadurch 
der neue sr von der auch ihm obliegenden 
Verhaftung für die Grundfteuer entbunden wird, 
— Er die Unzeige von einer Aenderung unter» 
Lafjen, welche eine Steuerverminderung oder die 
Freiheit von der Steuer begründet ($ 32 zu e, 
d und g), fo wird die Steuer ebenfalld bis für 
den Monat einidlichlid forterhoben, in welchem 
die Anzeige erfolgt. — Aenderungen, welche die 
GSteuerpflichtigteit oder die Steuererhöhung eines 
Grundſtückes bedingen ($ 32 b, e und f), find 
ſpäteſtens binnen drei Monaten nach Ablauf des 
Monats, in welchem die Menderung eingetreten 
ift, von dem Eigenthümer des Grundſtückes an- 
umelden. Wer die Anmeldung unterläßt, ver- 
ut, wenn dadurch der Staat der Steuer 
verluftig geht, in eine dem doppelten Betrage 
der vorenthaltenen Steuer gleihtommende Geld— 


einer von dem Landrathe, beziehungsweife m 
denjenigen Städten, welche feinem Kreiſe ange 
hören, meift von dem Gemeindevorftand zu beftim- 
menden Friſt den ihm befannt gemachten Straf- 
betrag nebft der etwa zu erlegenden Steuer und 

egen ihn entjtandenen 
Koſten freiwillig zahlt. — 5. Wenn eine nach 
Flächeninhalt und Reinertrag in der Grundſteuer⸗ 
Mutterrolle beſonders aufgefifhrte un 
($ 6) im Ganzen einem Eigenthumswechſel un- 
terliegt, fo hat der neue Eigenthümer die bavon 
zu entrichten gewejene Steuer unverändert fort 
zu entrichten. — Wird dagegen eine ſolche Lie— 
genſchaft zerjtüdelt, fo ift die bisherige Steuer 
auf die daraus gebildeten Trennftüde zu ver» 
theifen, und zwar in der Negel nach Berhältnif 
des Flächeninhaltes, fofern e3 aber von der Be- 
zirföregierung auf den Antrag der Betheiligten 
oder von Amtswegen angeordnet wird, nad) Bere 
hältniß des Reinertrages, welcher von dem Fort. 
ſchreibungsbeamten zu ermitteln. — Auf Antrag 
und Kojten der Antereffenten kann behufs Ver— 
theilung der Grundfteuer eine neue Ermittelung 
des Meinertraged durch die Fortichreibungdbe- 
amten unter Zuziehung von Sadverftändigen an 
Ort und Stelle ftattfinden. — Die eng 
und —— der Grundſteuer bei Dis— 
membrationen und Gründung neuer Anſiedelungen 
erfolgt fortan, unabhängig von der Regulirung 
der ſonſtigen öffentlichen Laſten und Abgaben, 
beſonders durch den Fortſchreibungsbeamten un— 
ter Beſtätigung der Bezirksregierung. Die ent» 
gegenftehenden Vorfchriften der Setche vom 3. 
Januar 1845 und vom 26. Mai 1856 werben 
hiermit aufgehoben. $ 36. Bei einem infolge 
einer Regulirung der gutäherrlihen und bäuer- 
fichen Berhältnifie, einer Ablöfung von Reallaften 
ober einer Gemeinheitstheilung eintretenden Be— 
ſitzwechſel, mit welchem nicht eine Veränderung 
der im $ 32 zu b—e — Art verbunden 
iſt, verbleiben die Grundſteuern auf den Grund— 
ſtücken, auf welchen fie bisher gehaftet haben 
($ 35 Abſ. 1 und 2). Die hiervon abmweidyen- 
den Borichriften im $ 96 des Geſetzes vom 2. 
März 1850, betreffend die Ublöfung der Real» 
faften, und im $ 156 der Gemcinheitötheilungd- 
Ordnung vom 7. Juni 1821 finden nicht mehr 
Anwendung. — Sofern im Wege einer gutäherr» 
lich bäuerlichen Regulirung oder einer Gemein— 
heitätheilung ein Umtaufh bisher grundfteuer- 
freier Grundjtüde der im $ 4 zu e des Grund— 
jteuergejeged vom 21. Mai 1861 bezeichneten Art 
egen bisher grundſteuerpflichtige Grundftüde 
Anttfinbet, gehen die legteren dadurch in die Klaſſe 
der grumdjteuerfreien Grundjtüde über ($ 32 zu 
e und g). — An denjenigen Gemeinden oder 
Grundjteuer-Erhebungsbezirken, in welchen eine 
mit der Zufammenlegung von Grundſtücken ver: 
bundene Gemeinheitstheilung bei Erlaß dieſes 
Geſetzes bereit anhängig iſt ($ 20) oder jpäter 
anhängig wird, kann gleichzeitig mit der Aus— 


buße, in den übrigen Fällen in eine Geldbuße führung der Gemeinheitätheilung, unter denehmig- 
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ung der Bezirksregierung, der Geſammtbetrag kaſſe. F 44. Die Grundſteuer iſt in ben erſten 
derjenigen Grundſteuer, welche von den dem acht Tagen eines jeden Monats mit dem zwölfe 
Gemeinheitstheilungs Verfahren unterliegenden ten Theil ihres Jahresbetrages fällig. 8 45. 


Grundftüden bis dahin entrichtet worden iſt, auf 
die Perg ein. au anderweitig nach den 
für die Auseinanderfegung angewandten Reins 
erträgen definitiv vertheilt werden. $ 37. Die 
durch die Ausführungen der Veſtimmungen des 
8 36 entjtehenden Beränderungen ber Grundfteuer 
und der Zeitpunkt für den Eintritt bderjelben 
werben von der Auseinanderjegungsbehörde nad) 
erfolgter Berftändigung mit der Bezirksregier- 
ung feftgejegt und bemenbet es im Uebrigen bei 
der im $& 11 der Berorbnung vom 30. Juni 1834 
wegen des Gejchäftöbetriebes in Angelegenheiten 
der Gemeinheitstheilungzc. enthaltenen Vorſchrift. 
— Auf Grund des beitätigten eig at die 
Bezirksregierung die Fortihreibung der Grund» 
fteuer zu veranlafien. $ 88. Als Beitrag zu 
den Fortſchreibungskoſten Haben bie Eigenthümer 


ur Entrihtung der Grundjteuer find die in der 

utterrolle verzeichneten Eigenthümer verpflichtet. 
— Bei Liegenichaften, deren Eigenthum Mehre» 
ren gemeintchaftlich zufteht, iſt jeder Miteigen- 
thümer für den ganzen auf dem Grundftüde 
ruhenden Steuerbetrag verhaftet. Demjenigen, 
von welchem die Steuer eingezogen wird, ver⸗ 
bleibt das Recht, von einem jeden der übrigen 
Miteigenthümer den auf ihn treffenden Antheil 
wieder einzuziehen. — Bei einem in Pacht oder 
Niekbraud) ——— Grundſtücke iſt der Staat 
berechtigt, ſich außer an den Eigenthümer auch 
an den Pächter oder — * wegen der 
während ber =. ober Nießbrauchszeit fälligen 
Grundſteuer zu Halten. $& 46. Jede Gemeinde 
ift verpflichtet, zur Einziehung der Grundjteuer 
einen Ortderheber zu bejtellen und zugleich die 


der Grundjtüde, in deren Eigenthumsverhältnig | Bedingungen, unter welchen die Annahme des— 
ein Wechjel eintritt ($ 32 zu a), neben den ducch|jelben erfolgen fol, insbejondere zu beitimmen, 


etwa auszuführende Vermeſſungen entftehenden 
Koiten, nach der näheren Beſtimmung des Finanz- 
minifter3 eine Gebühr zu entrichten, welche, mit 
dem Minimalfage von 10 P beginnend, ben Bes 
trag von 3M für eine zu bewirlende ortichreib- 
ung in feinem Falle überfteigen darf und von 
dem Erwerber bes fortzujchreibenden Grundftüdes 
nach bemwirfter Fortichreibung mit der Grund» 
fteuer zufammen und in ber für legtere beflimm- 
ten Urt einzuziehen if. — Die auf die Yort- 
ichreibung bezüglichen Eingaben der Grundfteuer- 
pflichtigen und fonftigen Berhandlungen find 
benjo, wie die den Grunbeigenthümern aus den 
Rarten, Flurbüchern ꝛc. zu ertheilenden Auszüge 
itempelfrei. $ 39. Auf Grund der jährlichen 
Beränderungd-Nufnahmen find die Mutterrollen 
und Flurbücher zu berichtigen, beziehungsweiſe 
die nothiwendigen Ergänzungen zu den Karten 
zu bewirfen, —— Falles auch die Grund⸗ 
itener-Hauptfummen für die betr. Gemeinde⸗, jelb- 
jtändigen Gutd- oder Grundftener-Erhebungsbe- 
zirke anderweit feftzuftellen. 


Bierter Abſchnitt. 
Erhebung der Grundſteuer. 


F 40. Die Gemeinden und die Inhaber ber 
jelbftändigen Gutöbezirke find jchuldig, die ihnen 
nad $ 1 auferlegten Grundfteuerbeträge von den 
Stenerpflichtigen einzuziehen und in monatlichen 
Beträgen vor Ablaur jede Monat3 an die ihnen 
bezeichneten Kaffen abzuführen. $ 41. In der 
Stadt Berlin gejchieht die —— der Grund⸗ 
ſteuer durch das daſelbſt beſtehende Hauptamt 
für directe Steuern. $ 42. Den zu einem be— 
ſonderen Grundſteuer-Erhebungsbezirke gehörigen 
Grundſteuerpflichtigen liegt in ihrer Geſammtheit 
hinſichtlich der Einziehung der Grundſteuer die— 
ſelbe Verpflichtung ob, wie den Gemeinden und 
den Inhabern ſelbſtändiger Gutsbezirke ($ 40). 
Für die Erfüllung diefer Verpflichtung haftet in 


ob und in welcher Urt derjelbe für feine Mühe- 
waltung entihädigt werden und ob, eventuell in 
welcher Höhe, er eine Caution beitellen joll. — 
Falls diefer Verpflichtung einer Gemeinde inner- 
halb der von der Bezirfäregierung zu beftim«- 
menden Friſt nicht genügt wird, ift die letztere be- 
fugt, die jedesmal fälligen Grundſteuern jo lange, 
bis der Ort3erheber ordnungsmäßig beftellt wor- 
ben ijt, auf Koften und Gefahr der Gemeinde 
im Wege bejonderd zu ertheilenden Wuftrages 
einziehen zu laſſen. — Innerhalb der jelbftändi« 
— Gutsbezirke haben die Inhaber der letzteren 
ür die ordnungsmäßige Erhebung der Grund» 
jtener Sorge zu tragen. — Die Bezirföregierung 
hat etwaigen hierbei hervortretenden Unordnuns 
gen durch entiprechende Mafregeln Abhilfe zu 
Ihaffen. $ 47. In den nad) $ 3 zu bildenden 
bejonderen Grundjteuer-Erhebungsbezirken erfolgt 
die Einziehung der Grundfteuer durch Ortderhe- 
ber, welche auf Anordnung ber Bezirköregierung 
in einem jeitens derſelben zu bejtimmenden Ter- 
min von den Grundjteuerpflichtigen des Bezirkes 
durh Stimmenmehrheit gewählt werden. Die 
fegteren haben zugleich über die Höhe und die 
Urt der vor dem Erheber zu beftellenden Cau—⸗ 
tion zu beſtimmen. — Falls eine Einigung über 
die Wahl des Erhebers nicht erzielt werden faun, 
erfolgt die Beitellung des Erheberd, ſowie die 
Beſtimmung über die ihm zu gemwährende Re— 
muneration und die von ihm zu beitellende Cau— 
tion ſeitens des Landrathes. $ 48. Innerhalb 
dejjelben Kreifes können fich zwei ober mehrere 
Gemeinden, jelbjtändige Gut3- und Grunditeuer- 
Erhebung&bezirfe zur Wahl eines gemeinſamen 
Ortserhebers mit ea a der Bezirks. 
regierung vereinigen, s 49. Innerhalb des 
communalftändijchen Verbandes der Ober-Laufig 
erfolgt die Erhebung u. Verwaltung der Grund» 
fteuer unter landftändifcher Mitwirkung nad den 
dieferhalb getroffenen Bejtimmungen. Ausgleich» 


den Erhebungsbezirten jeder Steuerpflichtige nach ung. $ 50. Die Ausgleichung der jeit dem 1. 
Berhältniß feines Grunditener-Antheild. $ 43. Januar 1865 bis zu dem im $ 19 am Schluſſe 


Der Verluft an Grundjteuerbeträgen, welche als 
uneinziehbar erfannt werden, trijit die Staats— 


beitimmten Zeitpunft zu viel oder zu wenig ent« 
richteten Steuerbeträge wird unbeichadet der die- 


Grundſteuer. 


ſerhalb etwa von den Intereſſenten zu treffenden 
freiwilligen Vereinbarung von Amtswegen ver⸗ 
anlaßt und erfolgt durch Abrechnung beziehungs- 
weiſe Aufſchlag auf die zunächſt fällig werdenden 
Grundſteuerbeträge der derzeitigen Beſitzer inner- 
alb der vom der Bezirksregierung dafür feitzu- 
egenden Friften. Verjährung. $ 51. Die 
—— des Geſetzes über die Verjährungs— 
friſten bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 
1840 ?) nebſt den dazu ergangenen Erläuterungen 
und Abänderungen finden, ſoweit das gegenwär- 
tige Geſetz nicht etwas Anderes beftimmt, aud) 
auf die neu veranlagte Grundfteuer Anwendung. 


Fünfter Abſchnitt. 
Grundſteuer-Remiſſionen. 

8 52. Anſprüche auf Erlaß oder Erſatz ber 
Grundſteuer aus Anlaß von Beihädigungen der 
Feldfrüchte durch außerordentliche Naturereignifie, 
Brand u. ſ. w. finden gegen die Staatäfafje nicht 
ftatt. — Die Beichlußnahme, ob und eventuell 
in welden Fällen, beziehungsweiſe in welcher 
Höhe den grundfteuerpflichtigen Befigern wegen 
jolder Befgädigungen der Feldfrüchte Remif- 
fionen ober Unterftügungen zu gewähren, bleibt 
den Provinzial» rejp. Communallandtagen mit 
Königlier Zuftimmung überlaffen. — Die Auf- 
bringung ber eventuell zu dieſem Bwed erforder- 
lihen Fonds erfolgt durch Beiträge der Grund— 
fteuerpflichtigen, in Betreff deren Höhe von ben 
Provinzial- refp.Communallandtagen Beitimmung 
zu treffen iſt. 


Sedfter Abſchnitt. 
Grundfteuer-Entjhädigung. 


8 53. Die Feftftellung und Vertheilung des 
nad) $ 4 be3 Geſetzes vom 21. Mai 1861, be- 
treffend die für die Aufhebung der Grundftener- 
befreiungen und Bevorzugungen zu gemwährende 
Entihädigung, zu bildenden Gefammt 
ungscapitald, jowie die Feſtſtellung 
88 2,3 a. a. O. zu leiftenden Entihädigungs« 
beträge erfolgt nad) den zur Zeit diefer Feft- 
ftellung, beziehungsweife Bertheilung auf den 
rar Bee Srunbdftüden Taftenden 
Grundfteuerbeträgen. — Eine Erhöhung ober 
Berminderung der hiernach feftgeitellten Ent- 
ſchädigungsbeträge wegen der etwa infolge des 
Reclama növerrahrend nad) 88 13—380 dieſes 
Geſetzes bemwirkten Wenderungen der gedachten 
Grundfteuerbeträge findet nicht ftatt. 


Giebenter Abſchnitt. 


Allgemeine Beitimmungen. 


854. Die mn Fo ber Grundfteuer in 
den ſechs öjtlichen vinzen bed Staates be- 
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Flurbücher, Mutterrollen u. Karten auszuführen- 
den geometrijchen Wrbeiten und für bie Er- 
theilung von Auszügen aus den bezeichneten 

üchern 2c. an die Örundeigenthümer feftzuftellen. 


II. Berordnung, betreffend die durch die 

Ermittelung des Reinertrages der Lie 

genjhaften Behufs andermeiter Regel- 

ung der Örundfteuer nah bem Geſetz 

vom 21. Mai 1861 entjtehenden Koſten, 
vom 4. Yuli 1863.') 


Bir Wilhelm ꝛc. verordnen, im erfolg des 
$ 17 der Anmweifung für dad Berfahren bei Er- 
mittelung des NReinertraged der Liegenſchaften 
— anderweiter Regelung der Grundſteuer 
nach dem Geſetz vom 21. Mai 1861 auf den 
Vorſchlag Unſeres Finanzminiſters, was folgt: 
v1 Auf Eonto der durch die Ermittelung des 
Reinertrages der Liegenſchaften entjtehenden, ger 
mäß $ 6 ded im Eingange angeführten Gejeped 
von der Staatäfafje nr wa Koſten jınd 
zu buchen: 1) die Befoldungen derjenigen Staatd- 
beamten, welche auf die Dauer des Grundfteuer- 
Beranlagungsgeichäfts für letzteres ganz haben 
übernommen werden müfjen und eine andermweite 
Bejoldung aus Staatsfonds nicht beziehen; 2) 
die fortlaufenden Remunerationen, welche ben 
General», Bezirks und Beranlagungscommiffarien 
($$ 9, 13 und 14 der Anweiſung), deren etwaigen 
Stellvertretern in gedachter Eigenſchaft, und den 
in deren unb ben Bureaus der Gentraldirection 26. 
beichäftigten Perſonen theild als Zulagen zu den 
etatsmäßigen Gehältern ihrer eigentlichen Stellen 
im Staatöbienft, beziehungsweije, ſoweit fie nicht 
Staatöbeamte, als Entihädigung für ihre per- 
ſönliche Mühemwaltung, theild ald Erjag baarer 
Auslagen u. ſ. w. auf die Dauer des Beranlag- 
ungsgeſchäfts zu gewähren find; 3) die Bejold- 
ungen ber Obergeometer und die fortlaufenden 
Remunerationen der ihre Stellen in den beiden 
wejtlichen Provinzen vertretenden Katafterbeamten 
($$ 12 und 52 zu 1 der Anweiſung); 4) die 
einmaligen Remunerationen, Unterftügungen 2c., 
melde für einzelne Dienftleiftungen oder aus 
anderweiter Veranlaſſung im Intereſſe des 
Grundfteuerveranlagungsgejhäftd zu gewähren 
find; 5) bie Tagegelder und Reiſekoſten der zu 
1,2 und 8 bezeichneten Beamten und Commiſſarien, 
der Forit-Sadverftändigen u. a. m., für die außer- 
halb ihre Wohnortes in Grundjteuerberanlag- 
ungsangelegenheiten auszuführenden Dienftge- 
ichäfte; 6) die Tagegelder und Weifelojten der 
Mitglieder der Centralcommiſſion, der Bezirlö- 
und der Beranlagungscommilfionen für Aus» 
führung der ihnen durd) das Geſetz zugewieſenen 
Obliegenheiten; 7) die durch die Stellvertretung 


ſtehenden Vorſchriften, welche den Beftimmungen|der bei Ausführung der Grundſteuerveranlagung 
dieſes Gejeges entgegenftehen oder fich mit den-|beichäftigten Staatsbeamten in ihren — 
ſelben nicht vereinigen laſſen, werden außer Aenitern entſtehenden Koſten; 8) die Gebühren, 
Kraft geſetzt. F 55. Der Finanzminiſter iſt mit|Tagegelder, Reiſekoſten und ſonſtigen Remune— 
der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt und rationen 2c. der Feldmeſſer und des techniſchen 
hat Behufs derjelben die erforderlihen Ans Hilfsperſonals; 9) die ſachlichen Ausgaben für 





weifungen a erlaffen, insbejondere auch bie ae betreffend die Tagegelder und 
f F au erordnung, betreffen agegelder 

Gebühren die Behufs Fortſchreibung DET elf der Mitglieder der Werirts: und Beranlagungse 

— commiſfionen für die anderweite Regelung der Grundjieuer 


9) €. unter Abgaben S. &, vom 19. Mai 1873. 
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Beihaffung der Bedürfniſſe in den Bureaus ber, 
Centraldirection, der Bezirtscommifjarien 2c.; end⸗ den Sägen für 


commiffarien Tagegelder und Reiſekoſten nach 
dansk der britten Rangflaffe, 


lid) 10) die Ausgaben für Eopialien, zur Beichaffung |die Obergeometer und Beranlagungdcommiffarien 
der Formulare und für andere Drudjachen, josjaber folde nad) den Sätzen für Beamte der 


wie alle ſolche Ausgaben, welde ſonſt noch aus 
Beranlafjung oder im Intereſſe der Ermittelung 
des Neinertraged der Liegenihaften ſich als 
nützlich oder notwendig ergeben. $ 2. Die im 
$ 1 zu 1 bezeichneten Beamten erhalten diejelben 
Gehälter 2c., welche die übrigen Staatsbeamten 
gleichen Dienft« und Rangverhältniſſes mit Be- 
rüdjihtigung ihrer Anciennetät den _bejtehenden 
Bejoldungsetat3 zufolge beziehen. — Der Finanz: 
minifter hat hiernach die Bejoldungen der ein- 
zelnen diejer Beamten ihren jederzeitigen Rang- 
und Anciennetät3verhältniffen entiprechend fetzu- 
ſtellen. $ 3. Die fortlaufenden Remunerationen, 
welche den General, Bezirkd- und Veranlagungs- 
commiffarien, deren etwaigen Stellvertretern in 
gedachter Eigenfchaft, fowie den im deren und 
den Bureaus der Eentraldirection ꝛc. beichäftigten 
Perſonen ($ 1 zu 2) theild als Zulagen zu den 
etatsmäßigen Gehältern ihrer eigentlichen Stellen 
im Staat3dienft, beziehungsweiſe, joweit fie nicht 
Staat3beamte, als Entjhädigung für ihre per- 
jönfihe Mühemwaltung, theils als Erſatz für baare 
Auslagen zc. zu gewähren, find mit Rüchſicht 
auf die perfönlichen Verhältniſſe und die Wohn- 
orte der Beauftragten, denihnen bei der Grund— 
fteuerveranlagung übermwiejenen Wirkungskreis 
und den daraus entipringenden Gefhäftsumfang, 
die aus den bewilligten Beträgen zu beftreitenden 
befonderen Dienftaußgaben, Bureaubedürfnifie zc. 
für jeden der erjieren bejonders feftgeftellt und 
durch Vollziehung der Nachweiſung über die für 
die fraglidien Zwede überhaupt zu verwendenden 
Beträge von Uns genehmigt. $ 4. Die den 
Bezirlscommifjarien in den ſechs öftlichen Pro- 
vinzen zugeordneten Obergeometer erhalten, je 
nad) ihrer bieherigen Stellung und dem ihnen 
überwiejenen Wirfungsfreife, Remunerationen 
von 2400 bis 3000 M jährlih; die an deren 
Stelle in den beiden wejtlichen Provinzen fungiren- 
den Katafterbeamten ($ ı zu 3) als Bulagen 
zu ihren etatsmäßigen Gehältern Remunerationen 
bis zum Betrage von 450 M jährlid. $ 5. 
Einmalige Remunerationen, Beihilfen, Unter: 
ftügungen zc., welche für einzelne Dienftleiftungen 
oder aus anderweiter Beranlaffung im Intereſſe 
des Grundſteuer⸗Regulirungsgeſchäfts zu gewähren 
($ 1 zu 4), find im jedem bejonderen Fall unter 
Berüdjihtigung der in Betracht fommenden Ver— 
hältniſſe, des Umfanges der Dienftleiftung zc., 
nad) den dafür in der Staatöverwaltung her- 
gebradjten Sätzen vom Finanzminifter feſtzuſtellen 
und zur Zahlung anzumweifen. 86. Für aufer- 
halb ihres Wohnortes auszuführende Dienfts 
geichäfte find den bei der Grundjtenerveranlagung 
angejtellten beziehungsweije zuzuziehenden Be- 
amten in der Kegel die ihnen nad ihrem Dienſt— 


vierten Rangflajje. — Den als Forftfachver- 
tändigen zujuziehenden Staats- und Privat« 
orjtbeamten können höhere Diäten und Reiſe— 
foften, als ihnen ihrem Rangverhältniffe nach 
zuftehen, jedod nur bis zur Höhe der den Mit- 
gliedern der Beranlagungscommiifionen bewillig- 
ten Sätze ($ 7), vom Finangminifter bewilligt 
werden. — Den Beranlagungscommifjarien, ins« 
bejondere den hierzu nu Landräthen dürfen, 
wenn es den Berhältniffen entiprechend erfcheint, 
für außerhalb ihres Wohnortes, aber innerhalb 
ihres Veranlagungsbezirfs auszuführende Dienft« 
reifen an Stelle der im Einzelnen zu Tiquidiren« 
den Meilengelder angemejjene Fuhrkoften-Baufch- 
quanta vom Finanzminifter bewilligt werben. 
Ach Für Ausführung bejonderer Gejchäfte in 

runditeuerveranlagungsangelegenheiten, Theil» 
nahme an den Gommiffiondfikungen 20. find zu 
gewähren: a. den Mitgliedern der Centralcom«- 
million ($ 10 der Anweiſung) Tagegelder und 
Reifefoften nach den gemäß des im 8 6 ange 
führten Allerhöchſten Erlaffes den Beamten der 
erften Rangklaſſe zuftchenden Sägen; — ferner, 
joweit fie nit in ihrer Stellung als Staats- 
beamte auf höhere Tanegelder und Reiſekoſten 
Aniprud) haben: b. den Mitgliedern ber Bezirks— 
commijfionen ($ 13 der Anweifung) an Zage 
geldern 9 M!); c. den Mitgliedern der Veran— 
lagung®commiffionen ($ 14 der Unmeifung) an 
Zagegeldern 7 M 50 P®); — den zu b und c 
bezeichneten Commiifionsmitgliedern aber an 
Reifekoften die den Beamten der vierten Rang- 
Hafie ($ 1 zu 1a und 2 und $ 2 zu 1b des 
Allerhöchſten Erlaffet vom 10. Juni 1848) zu« 
jtehenden Entſchädigungsſätze. — Die Beſtimm⸗ 
ung im $ 3 zu 2 des mehrgedadhten Allerhöchften 
Erlaſſes vom 10. Juni 1848, wonach bei Dienft- 
reifen von mehr als einer Biertelmeile, aber 
weniger ald einer ganzen Meile, die Reijekoften 
nach einer vollen Meile zu berechnen find, findet 
auf die Berechnung der Neifetoften der Mit 
glieder der Eentralcommiffion, der Bezirld- und 
Beranlagungäcommiffionen — ſoweit diejelben 
nicht in ihrer Stellung als Staatäbeamte dar- 
auf Anfpruch Haben — keine Anwendung. Biel 
mehr dürfen nur die wirklich zurüdgelegten Ent» 
fernungen, jedoch auf Biertelmeilen abgerundet, 
in Anfag gebracht werden. $8. Den Mitgliedern 
der VBeranlagungscommiffionen darf für die mit 
Ausführung der eigentlichen Einſchätzungsarbeiten 
verbundenen Dienftreifen an Etelle der nah $ 7 
im Einzelnen zu berechnenden Meilengelder für 
jeden, auf Arbeiten der gedachten Art verwendeten 
Tag mit Einfluß derjenigen Regentage, welche 
fie aus Veranlaffung der Einfhägung außerhalb 
ihres Wohnortes zubringen müfjen, und die 


und Rangverhältniß dem Allerhöchſten Erlaßjzmwiichen die Pan fallenden Sonn 


vom 10, juni 1848 und den dazu ergangenen|und einzelnen Feiertage, 


ofern an den denſelben 


Borjchriften gemäß zuftcehenden Tagegelder und unmittelbar vorhergegangenen und unmittelbar 


Neifelojten zu gewähren. — Soweit fie nad 
ihrer Stellung im Staatsdienjt nicht auf höhere 
Sätze Anſpruch haben, erhalten die Generals 


) Nach der Verordnung vom 19. Mai 1873 12 M. 
2) Mach der Berordnung vom 19. Wai 1873 9 M. 
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folgenden Tagen Einjchä ungen von ihnen aus» zahlungsfäge feine Anwendung finden können, 


geführt find, neben den 


ftimmten Tagegeldern| hiervon abweichende Bezahlungsjäge feftzuftellen. 


ein Reijekoftenfirum von 3 M?) täglich en — Den Feldmefjern, Bermeffungsgehilfen ꝛc. 
werben, bergeitalt, daß fie nur für die Reiſen können, um fie in den Beſitz derjenigen Mittel 
zu den Eommijfiondfigungen oder aus anderer|zu fegen, deren fie zu ihrem Lebensunterhafte 


bejonderer Beranlaffung Meilengelder in der $ 7 
eorbneten Weile zu liguidiren haben, 
aben in bejonderen Fällen von einzelnen Gom- 

miffionsmitgliedern ausmweislih höhere Fuhr- 

koſten, als durch bie im $ 7 beitimmten Sätze 
vergütet werden, aufgerwendet werden müffen, jo 
ift der Mehrbetrag bejonders zu vergüten. — 

Ausnahmsweije können neben dem vorher (im 

$ 8) beſtimmten Reiſekoſtenfixum noch die be- 

ſonders nachzuweiſenden Kojten eines Fuhrwerks 
vergütet werden, wenn dargethan wird, daß 
durch außergewöhnlich große, beiſpielsweiſe bei 

—— — en zurückgelegte Touren das Ein- 

Ihägungsgeichäft weſentlich beichleunigt und da— 

durh im Allgemeinen eine Koftenerjparniß er- 

zielt worden ıft. 8 10. Die zu General-, Be- 
irls- und Veranlagungscommiſſarien berufenen, 
owie die übrigen im $ 3 erwähnten, bei Aus— 

hrung der Grundftenerveranlagung beichäftigten 

eamten beziehen, ohne Schmälerung ihrer Un- 
ciennetät in ihrem Staatsdienftverhältnig und 
bes etwaigen Vorrüdens in ein höheres Gehalt 
nad; Maßgabe der betreffenden Bejoldungsetats 
das ihnen zuftehende Staatsdienfteinfommen aus 
benjelben Etatstiteln beziehungsmweije Fonds wie 
bisger fort. Die durch ihre Stellvertretung in 
ihren eigentlichen Staatsdienſtſtellungen entftehen- 
den Koften ($ 1 zu 7) find in jebem einzelnen 

Falle mit Berüdjichtigung des obwaltenden Be— 

dürfnifjes nach vorheriger Vernehmung mit dem 

betreffenden Berwaltungschef feſtzuſtellen. 

Außer ben durch befonders einberufene Stell. 

vertreter veranlaften Koften ae de bie 

zur — —— von Arbeitshilfen, insbeſondere 
die zur eigenen Beſchaffung einer Aushilfe in 
= bie landräthlihen Dienitgeichäften den zu 

ranlagungscommiffarten berufenen Landräthen 
zu bewilligenden Beträge; ebenjo diejenigen firir- 
ten Diäten, welche die zu Bezirkd- oder Ber- 
anlagungscommifjarien berufenen Beamten der 

Auseinanderjegungsbehörden aus deren Kaſſen 

bezichen, injoweit fie den leßteren von erjteren 

ſelbſt nicht wieder ind Verdienen gebracht werben 
tönnen. $ 11. Die Bezahlung der Behufs der 

Grundjteuerveranlagung SnleulAteeuben eomer 

triſchen Arbeiten erhiat: a. in den ſechs öfttichen 

Provinzen nad) den in der Unlage A, b. inden 

beiden wejtlihen Provinzen nad) den in der An— 

lage B enthaltenen Beitimmungen. — Der Fir 
nangminifter ijt ermächtigt, Abänderungen und 

Ergänzungen diejer Beitimmungen, ſoweit ſolche 


und zur Ausführung ihrer Arbeiten — 3. B. 


9.|zur Bezahlung ihrer Gehilfen und der Arbeiter 


auf dem Felde, zur Anfchaffung von Meßgeräth- 
ihäften, zur Ausführung dienftlicher Reifen 
u. dergl. m. — bedürfen, auf die von ihnen zu 
verdienenden Gebühren, Tagegelder zc. Borichuß- 
und Abjchlagdzahlungen nad der näheren Be- 
ftimmung des Finanzminijterd gewährt werben. 
— Der Finanzminiſter ift ermächtigt, den Feld— 
mefjern, deren Gebilfen ꝛc. aus dringender Ber- 
anlafjung, 3. B. infolge von Erkrankungen, Un: 
glüdsfällen, Berjegungen u. dergl. m., nad) deu 
in der Staatöverwaltung hergebradhten Grund: 
jägen außerordentliche Beihilfen und Unter: 
ftügungen zu bewilligen. $ 12. Die zur Unter- 
bringung der Bureaus der Centraldirection und 
ber Bezirfscommiffarien erforderlichen Localien 
find, foweit ed thunlich, in den Gebäuden der 
Staatöverwaltung und zwar ——— zur 
Dispoſition zu ſtellen. — Wo es an dergleichen 
Gebäuden fehlt, oder der Raum in denſeiben zu 
dem fraglichen Zwede nicht ausreicht, find ger 
eignete andere Localien gegen Zahlung eines an- 
emeffenen Miethzinfes zu befchaffen. $ 18. Die 
ahlihen Ausgaben für Beichaffung der Bebürf- 
nifje in den Bureauß der Gentraldireciion, ber 
Bezirlcommiffarien ze. find unter Beſcheinigung 
ihrer Notwendigkeit und mit Inventariſirung 
der angeſchafften Bureau-Utenfilien, Inſtrumente 
u. f. w. nad) ber diejerhalb Seitens des Finanz⸗ 
minifter8 zu ertheilenden Anweifung zu leiten. 
— Die angefhafften Bureau-litenfilien, Inſtru— 
mente und fonftigen Inventarienſtücke find, jo- 
bald fie entbehrlich werden, in angemefjener 
Weiſe zu veräußern und ijt ber Erlös hierfür 
feiner Zeit bei den Koften ber Grundfteuerver- 
anlagung in Rüdeinnahme zu bringen. 8 14. 
Die Gemeindevorftände und die Inhaber jelbit- 
ſtändiger Gutsbezirke find überall da, wo es den 
mit der rt des Gejehed vom 21. Mai 
1861, betreffend die andermweite Regelung der 
Grundjteuer, beauftragten Commiffarien, Com- 
miſſionsmitgliedern, Feldmeſſern und den ben 
fegteren überwiejenen oder von benfelben ange» 
nommenen Hilfsarbeitern nicht gelingt, ſich Be— 
ufs Ausführung ihrer Urbeiten im Wege bes 
rivatablommens ein Unterfommen zu verichaffen, 
verpflichtet, auf Verlangen der bezeichneten Ber» 
fonen dafür zu forgen, daß denjelben ein geeig» 
netes Unterfommen nebjt Heizung und Erleucht- 
ung, erforderlichen Falles auch Beföjtigung, wie 


fi) im Verlaufe der Arbeiten als nothwendig|jolde den Umftänden nach zu haben ift, gewährt 
herausftellen, zu treffen, insbejondere die Be-|wird, und zwar alles diejes gegen Entjhädigung, 
zahlungsfäge Hr neu hinzutretende Wrbeiten/welde die Empfänger zu entrichten haben. — 
nad) den in den Anlagen A und B gegebenen/Sit wegen ber Höhe der Entihädigung eine 
Grundjäge befonders zu regeln, auch für einzelne Ber Einigung nicht herbeizuführen, jo tft der 
Bezirke oder für einzelne Aufträge, auf welche Betrag der Kojten mit Berückſichtigung der ob« 
wegen bejonderer Umftände die allgemeinen Be» | waltenden Verhältniffe und unter Vorbehalt des 
— — Forst enge pie ——— feſtzu⸗ 

ſtenfirum ſetzen. — Wo zu den amtlichen Verrichtungen 
vu 8 een sr aha le Saal Seiehäftstocate der Staat» oder Gemeinde 
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behörben ohne Nachtheil für die beſonderen ſkeit des Auslichtens von Meſſungslinien in Holg- 


wede ber legteren benugt werben Fönnen, find 
A dazu unentgeltlich zur Verfügung zu jtellen. 
. Diejenigen Koften, welche aus ber be- 


1 
Are Förderung der demnächſtigen Unterver- |b 


theilung ber Grundfteuer auf die einzelnen Liegen- 
ſchaften — nad $ 1 der Anweiſung — in ben 
ſechs öftlichen Provinzen entitehen, find nad) den 
vom Finanzminifter dieferhalb zu treffenden Be- 
jtimmungen feftzuftellen, und zwar ebenfall3 vor- 
läufig aus der Staatdfafje vorzuſchießen, jedoch 
Behufs ihrer Wiedereinziehung nah Maßgabe 
der Beftimmungen des wegen der Untervertheil- 
ung der Grunditeuer ergebenden Gejehes ($ 8 
des im Eingange erwähnten Gejeßes) abgejondert 
von ben allgemeinen, —— Ausführung der 
Einfhägung nach $ 6 a.a.D, entſtehenden Koſten 
zu buden. $ 16. In den beiden weſtlichen 
Provinzen findet eine Trennung ber durch die 
gleichzeitige Ausführung der Untervertheilung 
der Grundſteuer nad) Maßgabe des Geſetzes vom 


anpflangungen, der obwaltenden Zerrainverhält- 

nifje zc. liquidirt werden im Ganzen: 

a, nad) dem Preije Nr. I für den Morg. 13 P 
15 


® " ” ” n " ” " ” 
c " " " " uI " "” ” 18 ” 
d. * * " ” VI [3 ” " 21 ” 
0. " ” " " V " " " 25 ” 
In dieſen Preifen ift zugleich die Vergütun 


für alle Ddienftlihen Auslagen des Feldmeſſers 
und feiner Gehilfen, wie für Arbeits- und Boten- 
löhne, für Karten und Schreibpapier, für Ein- 
fajjen der Karten mit Band, für Zeichnen und 
Schreibmaterialien, für Mefgeräthichaften, für 
Gorrefpondenzen, Eopialien und Porto, für 
Reifeloften u. a. m., jowie für bie etwaige Aus⸗ 
führung von Revifionsmefjungen ꝛc. mit ent« 
halten. — Wo, wie namentlich in jehr gebirgigem 
Terrain, die vorftehend feftgejegte Entihädigung 
bis zum Marimalfag von 25 P für den Morgen 
erweislich nicht ausreichen follte, kann eine Er⸗ 


26. September 1862, betreffend bie Aufhebung |höhung derjelben bis zu 30 P für den Morgen 
der Verordnung vom 14. October 1844 megen|bemwilligt werden. — Dagegen find unter be= 
periodifcher Nevifion des Katafters, entftehenden ſonders günftigen Verhältniſſen (z. B. bei ber 
Koſten von den jonftigen Kojten der Grunditeuer- | Bermefjung großer Heiden, Foriten, Seen ꝛc.) 
veranlagung nicht ftatt. $ 17. Die auf Grundjaud) geringere Sätze ald 13 P für den Morgen 
Unferer Ordre vom 17. Juni 1861 vom Finanz- |zu zahlen. 2, Sofern es in Fällen, wo die 
miniſter getroffenen Feitjegungen und demgemäß Kartirung einer Neumeffung nod nicht ausge» 





für Grundftenerveranlagungszmwede 
Zahlungen werden hierdurch nadträglid von 
nd zugleih mit der Beftimmung genehmigt, 
daß Aniprücde auf nachträgliche Bewilligung der 
jetzt etwa genehmigten höheren Entidädigungs- 
jäße zc. für bereitö früher geleiftete Arbeiten ꝛc. 
nicht für zuläffig zu erachten und folche Arbeiten, 
Zeiftungen zc., welde vor Publication dieſer 
Zerordnung geliefert worden, beziehungsweije 
itattgefunden haben, jedoch nod nicht zur Be- 
zahlung gelangt find, nur nad den bis dahin 
Erin gewejenen Sägen entihädigt werden 


dürfen. 

Unlage A. 
Beftimmungen wegen Bezahlung der Be— 
huf8 anderweiter Regelung der Grund— 
ſteuer nad dem Geſetz vom 21. Mai 1861 
in ben Provinzen Breußen, Pommern, 

Poſen, Schlefien, Brandenburg und 
Sachſen auszuführenden geometrijhen 

Urbeiten. 

5 Bei Herftellung der Gemarkungskarten 
auf Grund neuer Aufnahmen] 1. Sir die 
volljtändige Ermittelung, Aufmeffung und Kar- 
tirung der in den Gemarkungsfarten darzuftellen- 
den Örundftüde, Linien u, dergl. m., ſowie für 
die Behufs Aufitellung der Liquidation etwa 
befonders auszuführende Maffenberehnung, mit 
Ausſchluß jedoch des bei Ausführung der Ein- 
ihägung zu bewirkenden Eintragens der Bonitäts- 
Haffengrenzen und ber Klafjenziffern, fowie der 
Rufterftüde, tönnen je nah Maßgabe der mit 
Ausführung der Mefjung verbundenen Schwierig- 
teiten, der Höhe des an die Arbeiter zu zahlen- 
den Zagelohnes, des Umfanges ber neu zu 
neffenden Fläche, der größeren oder geringeren 
Zahl und der geraderen ober frummeren form 
ber aufzumejjenden Grenzlinien, der Nothwendig- 


geleifteten | führt ift, Behufs Verzeichnung der Einſchätzungs- 


rejultate, der Anfertigung von Handzeichnungen 
auf Grund ber vorliegenden Feldbücher o 
auf fonftigem Wege bedarf, können für die dies. 
fälligen Arbeiten, einſchließlich für ſämmtliche 
hiermit verbundene Auslagen, bis zu 1M, unter 
ausnahmsweiſe ſchwierigen Umſtänden aber bis 
ı M 50 P für je 100 Morgen gar werben. 
Dabei find die in Anfap kommenden Flächen auf 
halbe Hunderte von a abzurunden. 

(II. Bei Herftellung der Gemarkungskarten 
mitteld Copirens vorhandener Karten.) 8, Für 
dad Eopiren bereitd vorhandener Karten und 
Ber a, für das Eopiren der Karten auf Groß. 

dierpapier ohne Aenderung bed Maßſtabes der 
Karte, jedoch einfchließlich Ohr das etwaige Bu- 
jammentragen einzelner getrennter Flurtheile, wo 
ſolches erforderlich ift, Ad zu liquidiren, für 


jedes 100 Morgen: wenn bie Karte 


1) im Mafjftabe 1:2000 gezeichnet it 1ıM50P 
u, ; = :250  „ — 
34 138000  „ 217 
4) u * 1:4000 " „—n 80. 
6) „ “ 1:5000  „ .— nd, 


6) 4 = 1:10000 u. darüber, — „»5„ 
7) Für das ECopiren von Karten, die in einem 
Mapitabe entworfen find, welcher vorftehend nicht 
aufgeführt iſt, kann die Entſchädigung bis zum 
Betrage derjenigen Gebühren gewährt werden, 
welche für den nächſt größeren der vorſtehend 
bezeichneten Maßſtäbe zu liquidiren fein würden, 
Es können hiernach beijpielöweije die Gebühren 
für das Eopiren einer im Maßſtabe 1 : 6000 
entworfenen Karte bi3 zu dem Sabe für ben 
Mafitab 1: 5000 (55 P für je 100 Morgen) 
berechnet werben. 8) Un Gebühren für das 
Copiren von Karten in einem größeren Maßftabe 
als 1 : 2000 fann ber doppelte Betrag der Ge— 


651 


bühren unter Ar. 1, mithin bis zu 3 M für je,löhne, Meßgeräthichaften, Papier und alle fon 
100 Morgen gewährt werben. — In den vor-|jtigen Auslagen, jowie für die etwaige Ausführ- 
bezeichneten Sähen tft die — für das ung von Reviſionsmeſſungen mit enthalten. — 
Kartenpapier, für das Einfaſſen mit Band, ſo⸗ Bei der Liquidirung zählen die über volle Hun« 
wie für ſammtliche Beinen» und Schreibmateria- |derte überſchießenden Längen von 50 Ruthen 
lien und für andere Unkoſten mit —— und mehr für ein volles Hundert, die Längen 
Sollten die vorſtehend unter 1 bis 3 feitgejegten|von weniger als 50 Ruthen dagegen 2 nicht. 
Gebührenfäge in ungünftigen Fällen eine ge⸗— Bei Aufnahme von Eifenbahnen, Ehauffeen, 
nügende Entfhädigung nicht gewähren, fo fann| Wegen, Dämmen, Gräben und fließenden Ge- 
au denfelben ein Zuichlag von 10, höchſtens aber wäſſern werden die beiden Ränder diefer Flächen 
bi8 20 Procent, gewährt werben. b. Wenninur al3 eine Linie liquidirt. — Bei fließenden 
Behufs der Eopirung auf Groß-Adlerpapier die Gewäſſern können die Uferränder nur dann ala 
Zeichnung der ganzen Gemarkungskarte oder eines zwei Linien in Anfag gebracht werden, wenn 
Theiles der legteren zunächſt mittel3 trandparen- | Behufs der Aufnahme eines jeden Uferrandes 
ten Papierd von ber vorhandenen Karte abge-leine bejondere Eonftructionslinie auf jeder Ufer- 
nommen, ober wenn bie Gopie in Duadraten|jeite nothwendig gemeffen werden mußte. — 
ausgeführt werben muß, find die unter a auf-|Ueberhaupt muß de bei Liquidirung der vor« 
geführten Gebührenfäge um 33'/, vom 100 zuljtehenden Gebühren eine wirflide Mefjungs- 
erhöhen. c. Wenn eine vorhandene Karte Bepufs operation ftattgefunden haben. Es dürfen Daher 
ihrer Benugung zur Herjtellung der Gemarkungse| diejenigen Grenzlinien nicht in Rechnung geftellt 
farte ausnahmsweiſe in einen anderen Maßftab| werden, welche lediglich nach bereit3 in der Karte 
übertragen werben mußte, fo können ald Ent-|vorhanden gemwejenen Anhaltöpunften in erjtere 
ihädigung für die Hiermit verbundene Mehr- [eingezeichnet worden find, beifpielsmweife, wenn 
arbeit, die nach den Säßen für den Maßſtab, in/Wege oder Gräben ac. in einer beftimmten Breite 
welchen die Uebertragung erfolgt, und nad Maß-|läng3 einer in der Karte vorhandenen Grenzlinie 
abe der dur die UWebertragung betroffenen ig werben. — Bei Aufmeffung der für 
fläche zu berechnenden Eopirungsgebühren (zujdie Eintragung der Einfhägungsergebniffe in die 
a vorjtehend), 1) wenn die Webertraguug aus Karten wichtigen Schlaggrenzen und der foldhe 
einem fleineren in einen größeren Maßſtab (z.Joder ähnliche Grenzen bildenden Gräben u. ſ. w. 
B. aus dem Mafftabe 1 : 4000 in den Map-liit nicht, wie bei den fonftigen Grenzlinien, die 
tab 1 : 3000) erfolgt, um 50 Brocent, 2) wenn Länge der Schlaggrenzen u. ſ. m. jelber, ſondern 
die Uebertragung aus einem größeren in einen] bie Bänge der Behufs ihrer Aufmeſſung noth- 
Heineren Maßſtab erfolgt (4. B. aus dem Maß-| wendig zu mefjen geweſenen Conſtructions— 
jtabe 1 : 3000 in den Maßſtab 1 : 4000), um] (Stations-) Linien zum uf zu bringen, fo 
75 Procent erhöht werben. — Bei der Liquidir-|jedoh, daß die auch zur Aufmeſſung der jon- 
ung ift die in Anſatz zu bringende Fläche der ſtigen Grenzlinien gleichzeitig benugten Con- 
Gemarkung auf volle Hunderte von Morgen abs |jtructionslinien nicht nochmals bezahlt werden 
zurunden, dergeftalt, daß Flächen von 50 Morgen|bürfen. — Sollten die vorjtehend bemilligten 
und darüber für ein volle® 100, Flächen von Sätze nachweislich unter beſonders jch'vierigen 


Grundſteuer. 


weniger als 50 Morgen dagegen gar nicht ge- 
rechnet werden. 4. Für das Vergleichen der 
Kartencopie mit dem Felde, und für die Ber- 
vollftändigung der Copie dur Ermittelung, 
Aufmefjung und Eintragung der in den Ge— 
marfungstarten darzuftellenden Grundftüde, Linien 
u. dgl. m., ſowie — mit Ausnahme der zu Rr.5 


Verhältniffen fi) ald ungenügend ergeben, fo 
können diejelben um 10 vom Hundert höchitens 
erhöht werden. — Sind dagegen in Compferen 
von mehr ald 100 Morgen Flächeninhalt jo viele 
Grenzlinien neu aufgemefjen, daß die Gebühren 
nad) Maßgabe der vorjtehenden Säge höher zu 
jtehen fommen, als wenn die ganze Fläche neu 


und 6 dieſes Tarifs bezeichneten — für alle jon- — und darnach die Arbeit mit Anwendung 
ftigen Arbeiten, welche erforderlich find, um aus der Sätze unter Nr. 1 dieſes Tarif auf die 
der von der vorhandenen Karte entnommenen|Sejammtfläche des Complexes bezahlt twerden 
Copie eine den diejerhalb beitehenden Vorſchriften würde, jo tritt die Vergütung nur nach den 
- entiprechende brauchbare Gemarkungskarte herzu-|legteren Eäen ein. o. Wenn Behufs Prüfung 
ftellen, find zu liquidiren im Ganzen: a. wenn|der Brauchbarfeit einer Karte oder Behufs Feit- 
die in einer Gemarkung aufgemejjenen in bder|itellung des Maßftabes derjelben längere Probe- 
Karte noch nicht vorhanden gemwejenen und in|linien in einer Gemarkung gemefjen werden 
diejelbe nothtwendig einzutragenden Grenzlinien|müffen, jo kann Hierfür eine mäßige Entſchädig— 
200 Ruthen und weniger lang find, bezw. fürlung in Form eines Paufchquantums in denjenigen 
die erften 200 Ruthen, ein Pauſchquantum von) Fällen gewährt werben, wenn anderweit erheb- 
12 M, b. für jedes fernere Hundert Ruthen lichere Berichtigungsmeſſungen in der Gemarkung 
ſolcher aufgemeffenen Grenzlinier über 200 und nicht vorfommen oder die gedachten Probelinien 
bis einichlieglih zu 1000 Ruthen Länge 3 M,'nicht gleichzeitig zur Aufnahme der Beränder- 
e. für jedes fernere Hundert Ruthen über 1000 ungen 2, benugt werden Fonnten. — Diejes 
und bis einſchließlich 2000 Authen Länge 2 M|Paufchquantum darf jedoch höchitens den Betrag 
50 P, d. für jedes fernere Hundert Ruthen fol=eintägiger Diäten und eintägiger Auslagen für 
her aufgemefjenen Grenzlinien über 2000 Ruthen Kettenzieher erreichen. f. Eine gleiche Entſchädig— 
Xänge 2 M In diefen Sägen ift die Ent- ung kann gewährt werden, wenn fich infolge 
Ihädigung für Reiſekoſten, Stubenmiethe, Tage» der ausgeführten Meſſung folder Probelinien 
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ibt, daß die geprüfte Karte den an fie zujeinfchließlih einer vergleichenden Zuſammen · 
enden Unforderungen nicht entfpricht, und ſtellung mit den Angaben vorhandener Regifter 


er 

e 

—* eine Neumeſſung für nothwendig erachtet wo dies 

und vom Feldmeſſer wirklich — wird. ung der erforderlichen Eremplare des Einſchäß— 
ge, Eiſen- ungsregiſters und der Klaſſenzuſammenſtellung 


5. Für das Einzeichnen neuer 


rderlich ift, ſowie für bie Anfertig- 


bahnen u. ſ. w. nad vorhandenen Karten, jowie|(Mufter 4 und 5 zu $ 43 ber Anmweifung für 


für das Uebertragen der 
einer Gemarkungsfarte in die an 
ähnliche Uebertragungen: a. für jedes Hundert 
Ruthen Länge berjelben 15 P, b. wenn die Karte, 
nad weldyer die Wege, ee ꝛc. in bie 
Gemartungsfarte einzuzeichnen find, in einem 
Heineren Maßſtabe als legtere entworfen ift, jo 
find die vorftehenden Gebühren um 50 Procent, 
e. im umgefehrten Falle um 75 Procent zu er- 


emarkungsgrenzen aus 


höhen. — Wegen des Abrundens der zur Liquis|bei größeren Heiden, 


ad Verfahren bei ittelung bes Reinertrages 


e oder fürju, j. mw. vom 21. Mai 1861), find zu liquidiren 


im Ganzen für den Morgen: bei Flächenab- 
ſchnitten 


1) unter 60 Morgen . . . +P° 
2) von 50—100 Morgen . 8, 


4) über 300 Morgen . . . 2? „ 
Unter bejonders günftigen Berbältniffen, 3. B. 
een, Forften u. ſ. w. find 


dation zu jtellenden Längen gilt das unter Nr. Alentiprechend geringere, ala die vorftehend feit- 


Gejagte. 


find zu liquidiren für jedes Hundert 
wenn die Karte im Maßitabe 

a. von 1 : 2000 gezeichnet it . . » 
b. „ 1: 2500 ” —— 
c : 3900 " Bean 
d. : 4000 r Pr 
©. : 5000 — Pr HET or er 
f. „ 1:10000 u darüber . ... 5, 
g. Bei dem Bearbeiten von Karten, die in einem 
Maßſtabe entworfen find, welcher voritehend nicht 
aufgeführt ift, fommen die diesfälligen unter 
Nr. 3a zu 7 und 8 des gegenwärtigen Tarifs 
betroffenen Bejtimmungen in analoger Weije 
aud) hier zur Anwendung. — Wegen des Ab- 
rundens der in Anjag zu bringenden Flächen 
auf Hunderte von Morgen gilt das unter Nr. 3 
Geſagte. 


.15 „ 
13 
10 
8 


za 23 


=. 
Be: | 
Zu 


6. Für das — Auszeichnen, geiegten Gebührenjäge zu gewähren. — Wenu 
Eoloriren und Befchreiben der Gemarfungsfarten | die 
torgen:|marfung mehr beträgt als ein Zehntel ber 


nzahl der Flächenabſchnitte in einer Ge- 


Morgenzahl, kann zu den vorſtehend unter 1 


. 17 Plbis 4 bezeichneten Gebühren ein den obmwalten- 


den gg > entſprechender Zuſchlag bewilligt 
werden. 9. Wenn es nothwendig iſt, von den 
im Beſitz von Privatperſonen befindlichen Ver— 
meſſungsregiſtern vor Ausführung der Flächen- 
inhaltsberechnung eine beſondere Abſchrift zu 
entnehmen, können für den Bogen ber legteren 
25 P vergütet werden. 

[IV. Zagegelder und Reifefoften.] 10. a) Für 
Arbeiten, welche nicht nad) Gebührenjägen bezahlt 
werden, tritt eine Entichädigung nad) Tagegeldern 
ein, welche bei einer mindeftens achtftündigen Ar- 
beitözeit 1. für den Feldmeſſer 6 M, 2. für den 
Privatgehilfen: a) bei Einfhägungsarbeiten 6 M, 
b) bei anderen Urbeiten 4 M 50 P täglich be- 
tragen. b) Neben den Tagegelbern erhält ber 





[TII, Ohne Rüdficht ats ob die Gemarkungs⸗ 
larte auf Grund neuer Aufnahme, oder mittelö| Feldmefjer (a zu 1) für jeden Kalendertag, wel- 
Eopirens vorhandener Karten hergeftellt wird.]Ichen er im Intereſſe des Gejchäftes außerhalb 
7. Für Anfertigen der Coupons, einſchließlich jeines Wohnorts Hat zubringen müſſen, eine Feld- 
ber Auslagen für Papier u, ſ. w. für jedeölzulage von ı M 50 P. — Bei den Einſchätzungen 
Hundert Morgen, wenn die Gemarkungdfarte|ift für die Tage, für welche das Reijelojten-Firum 
entworfen ift: a. im Maßſtabe ı : 4000 oder|(f und g unten) nicht gewährt wird, in der Regel 
in einem Heineren Maßſtabe 15 P, b. im Maß-Jauch die Feldzulage nicht zu bewilligen. Ueber 
ftabe 1 : 3000 oder in einem größeren Maßſtabe) die Hiergegen nachzulaſſenden, in der Billigteit 
30 P. — ®enn in die Coupons die Ereignifjelbegründeten Ausnahmen ift in jedem falle be- 
der etwaigen in neuerer Zeit zu anderen Zweden|jondere Beftimmung zu treffen. Für Privatge- 
ausgeführten Bonitirungen mit blauer Farbe hilfen (a zu 2) wird eine bejondere Feldzulage 
eingetragen werden, jo fann hierfür neben den nicht gewährt, da diefelbe in dem erhöheten Kage- 
Sähen zu a und beziehungsweife b eine Ent-|gelderjage nach a zu 2 a mit enthalten if. c) 
Ihädigung bewilligt werden, welche bei einem|Denjenigen Einſchäßungsdeputirlen, welche gleich“ 
Maßſtabe der Gemarkungsfarte von c. 1: 4000| zeitig die Functionen des geodätifchen Technikers 
bis ı : 5000 höchften® 20 P, d. 1 : 83000 oder bei der Einſchätzung ausüben, ijt für die Hier- 
bei einem größeren Maßſtabe höchſtens 30 Pimit verbundenen Mehrarbeiten eine Yunctions- 
—— Das Maximum dieſer Sätze (zu e zulage von 3 M täglich zu gewähren. d) Bei 
und d) ift nur dann zu bewilligen, wenn die der Einihätung gelten die vorjtehend angeführten 
Eintragung zahlreicher Bonitirungsabjchnitte in Tagegelderjäge für den Kalendertag. Bei anderen 
die bereits fertigen Coupons nachträglich erfolgt/Arbeiten iſt in jedem Falle zu bejtimmen, ob die 
und die lepteren auf nicht transparentem Papier | Tagegelder für den Kalendertag oder für den 
ezeichnet —* Anderenfalls darf nur ein ent achtſtündigen Arbeitätag zu bewilligen ſind. e) 
prechender Theil dieſer Säge gewährt werden. | Als Reijefojten-Entihädigung bei nicht nad) Ge- 
— Wegen Ubrundens der in Anjap zu bringen-|bühren bezahlten WUrbeiten hat der Feldmeſſer 
den Flächen gilt auch hier das unter Nr. 3 Ge-|1. für die Meile auf Landwegen 3 M, 2. für 
fagte. Für das Numeriren der Flächenab- die Meile auf —— oder Dampfſchiffer. 
ſchnitte nach Vollendung der Einſchätzung und 75 P, 3. in letzterem Falle für jeden Zu- und 
für die vollftändige Fläceninhalts » Berechnung, Abgang zuſammen 1 M 50 P zu beziehen. — Pri- 
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vatgehilfen erhalten bei Meifen auf Zandbwegen,9 M, dagegen die unter Nr. 10 zu b, a. a. O. 


nur 1 
Eifenbahnen oder Dampfſchiffen diefelben Sä 


M 50 P für die Meile, bei Reifen auflaufgeführte Feldzulage von ı M 50 P täglich 


nidjt beziehen. — Für Arbeiten, melde ald un— 


wie die Feldmeſſer. f) Bei der — iſt brauchbar erlannt werben, wird feine Entſchädig⸗ 


die Stelle der Reiſekoſten (zu e) für jeden zur 
Begleitung der Einſchätzungsdeputirten — ohne 
Rückſicht darauf, ob der Feldmeſſer in der ein- 
geihäpten Gemarkung jeinen Wohnfig hat oder 
nicht — verwendeten Tag, ſowie für jolde Tage, 
an welchen mit Reifen von mehr al3 einer Vier- 
telmeile Entfernung verbundene bejondere Ge- 
ichäfte im Intereſſe des Einſchähungsgeſchäftes 
vorgenommen werden müſſen, einjchließlich ber- 
jenigen Megentage, welche im Intereſſe der Ein- 
ihägungen außerhalb des Wohnort3 verbradt 
werden müſſen, ſowie der zwiichen die Einſchätz- 
ungszeit fallenden Sonn- und einzelnen Feiertage, 
jofern an ben denjelben unmittelbar vorhergehen— 
den und unmittelbar folgenden Tagen die Ein- 
ihägungsarbeiten fortgefeßt find, ein Fixum 1. 
für ben Feldmeſſer von 3 M, 2. für den Privat» 
gehilfen von 2M zu gewähren. g) Für die auf 
die Uebertragung der Einfchäßungsrejultate aus 
den Coupons in die Gemarktungstarten — foweit 
diefelben an den zur Einjhägung jelbit verwen, 
deten Tagen oder an denjenigen Ziegetagen, für 
welche das Reifekoftenfizum gewährt wird, nicht 
bewirkt werben fann — etwa verwendeten ber 
jonderen Tage find dem Feldmeſſer Tagegelder 
nad a zu 1 und beziehungsweije für Gehilfen 
nad) a zu 2, b, in der Megel jedoch nicht die 
Feldzulage u. das Neifeloftenfirum zu bewilligen. 
h. Die Auslagen an Arbeitölöhnen für die bei 
Ürbeiten, welche nad; Tagegeldern bezahlt wer: 
ben, erforderlichen Arbeiten find dem Feldmeſſer 
u erftatten, Die hierbei erforderlichen Drud- 
rmulare find, joweit dies überhaupt allgemein 
geichie t, unentgeltlich zu liefern. Dagegen find 
Schreib» und Beichenmaterialien, ſowie Inſtru—⸗ 
mente und Geräthichaften u. ſ. w. ohne Gemwähr- 
ung einer bejonderen Entfhädigung vom Yeld- 
er zu befchaffen. 

V. Im Allgemeinen] 11. Sofern unter be- 
jonders ſchwierigen Verhältniffen bie Erhöhung 
von Gebühren (Nr. 1 bis 8 dieſes Tarifd) über 
die dajelbft bezeichneten Marimaljäge hinaus für 
nothwendig erachtet werben jollte, Tönnen bei 
dem Nachweis, daß ber Feldmefler ungeachtet 
jeiner Tüchtigfeit und feines Fleißes fein Aus- 
tommen nicht zu finden vermag, nad) den Örunb- 
fügen dieſes Tarifes zu bemefjende höhere Ge- 
bührenjäge bewilligt werben. 12, Wird die Re— 
pifton der geometrifchen Arbeiten nicht durch den 
DObergeometer, fondern durch einen hiermit be- 
—— beauftragten Vermeſſungsreviſor ausge⸗ 
ührt, fo fallen, wenn die Arbeit als unbrauch— 
bar erlaunt wird, die Reviſionskoſten dem be— 
treffenden Feldmeſſer zur Laft; anderenfalls find 
dieſelben den Koiten der rt per ae 
beizuredinen. Wird die Reviſion durd den Ober- 
geometer ausgeführt, fo find die Reviſionskoſten 
jedenfalls auf die Koften der Grundſteuerveran— 
lagung zu übernehmen. — Die Entichädigung 
der gedachten Vermeſſungsreviſoren erjolgt a 
ven Sägen unter Nr. 10 diejes Tarifes, mtit der 
Maßgabe, daß die Reviſoren an Tagegeldern 


ung gewährt. Für theilweis brauchbare oder 
unvollendete Arbeiten wird nur derjenige Theil 
ber Gebühren, Tagegelder u. ſ. w. gezahlt, wel⸗ 
cher nad; Abzug der Koften für die Braucdhbar- 
madhung, beziehungsmweife Bollendung der Ar 
beiten übrig bleibt. 13. Wenn der Feldmeſſer 
im Laufe feiner Beichäftigung in einen anderen 
Kreis verjegt wird, fo. hat er für die Died 
fällige Reife perfönliche Tagegelder und Reife 
foften nad) den Sätzen bed Welbmeiler - Negles 
ments vom 1. December 1847 zu beziehen.!) 
14. Die —— beichäftigten Der 
gepilfen werben in er der für ihre Ur 
eiten zu gewährenden häbigung ben ger 
prüften Feldmeſſern gleichgeftellt, mit der Map- 
gabe jedoch, daf fie nur ®/,, der Gebühren nad 
den Eäken unter Nr. 1 bis 9 dieſes Tarifes 
erhalten, — In gleiher Weife ift bei denjenigen 
ausländifchen Feldmeſſern zu verfahren, welde 
fi in Betreff der Brauchbarkeit ihrer Arbeiten 
noch nicht bewährt haben und daher den Feld» 
mejjern nicht gleichgeitellt werden können. 15. 
Bon fämmtlihen zur Anmweilung gelangenden 
Gebühren (Nr. 1 bid 9 dieſes Tarifes) werben 
fünf vom Hundert zurüdbehalten und dem fyeld- 
mejler erjt nach Beendigung bes Reclamationd« 
verfahrens (Ubjchnitt IV zu D der Anmeijung 
für dad Verfahren bei Ermittelung des Reiner— 
traged der Liegenjchaften u. j. w. vom 21. Mai 
1861) und nad) Abzug der durch die Berichtigun 
etwaiger, in den Urbeiten vorgefundener, ee 
die Schuld des Feldmeſſers entitandener Unrich— 
tigleiten verurfachten Koften ausgezahlt. Für 

ehrfoften bleibt der Feldmeſſer außerdem ver- 
haftet. 16. Die den Obergeometern zur Unter 
ſtützung in Erfüllung der ihnen obliegenden Dienft- 
pflihten, jowie den Beranlagungscommiljarien 
als technifche Beiräthe beigegebenen Feldmejfer x. 
find nad dem Umfang ihrer Wirlkſamkeit bezich- 
ungsweiſe ihrer Zeitungen durch Bewilligung 
diätarifcher oder einmaliger Remunerationen ent- 
jprechend zu entichädigen. 

Anlage B. 

Beftimmungen wegen Bezahlung ber 
behuf3 Ausführung des Geſetzes vom 
22. Mai 1862, betreffenb die andermeite 
Regelung der Grundfteuer, in ben Pro 
vinzen Rheinland und Weftfalen vorzu— 

nehmenden geometrifhen Arbeiten. 

= Geöühen) 1. Für die Vorbereitung, bie 
vo ae Aufitellung und Abſchließung der 
Einihägungsregiiter und die Anfertigung von 
Klaffenzufammenjtellungen können je nah Maß— 
gabe der mit ben biesfälligen Urbeiten verbun« 
denen Schwierigkeiten nad näherer Feſtſetzung 
des Finanzminiſters im Durchſchnitt je eines 
Negierungsbezirkes für je 1000 Parzellen gezahlt 
werden bi$ zu 46 M. 2. Die etwa auszuführen 
den Vermeſſungen, Kartencopirungen u. dgl. m. 
find nad) den bei der Katajterverwaltung für 





1) S. jegt das Reglement vom 2. März 1871 5 36. 


—— — 


— — 


— 


— — — 


— —— — +: 


— — — — — — 


— — 


— — — — — —— — 


654 Grundſteuer. 
dergleichen Arbeiten üblichen Bezahlungsfägen zu; den zur Einſchätzung ſelbſt verwendeten Tagen, 
———— nn für welche das Reiſekoſtenfixum gewährt oh, 


F Tagegelder.] 3. Tagegelder werden, ſo⸗ nicht bewirkt werden kann — verwendet find, iſt 
weit als thunlih, nur bei Einſchätzungsarbeiten das Reiſekoſtenfixum nicht zu zahlen. } 

und den hiermit in unmittelbarem Zufammen-| [F. Auslagen] 10. Die Auslagen für die 
hange jtehenden Arbeiten gewährt. 4. Den eld-| bei der Einſchätzung erforderlichen Arbeiter u. |. w. 
mefjern find für jeden auf die Einſchätzungsar- zum Graben der Löcher behufs der Bodenunter- 
beiten verwendeten Kalendertag von mindeſtens ſuchung, zur Beforgung von Botengängen, zum 
achtſtündiger Arbeit an ZTagegeldern zu zahlen Tragen der Geräthichaften u. f. w. jind Dem: 
6 M. 5. Sofern fih bie Feldmeffer mit Ge-|geodätiichen Techniker zu erftatten. — Die er- 
nehmigung des Bezirkscommiſſars der Mitwirk-|Torderlichen Drudformulare find, jomweit Dies 
ung von Privatgehilfen bedienen, find den Erfteren| überhaupt allgemein gejchiegt, unentgeltlich zu 
zu gewähren für die von dem Privatgehiffen a)|liefern, — Für die erforderlichen Schreib- und 
zur Begleitung der Einfhägungsdeputirten ver-] Zeihenmaterialien, fowie für Jnftrumente und 


wendeten Tage 6 M, b) zu häuslichen Arbeiten|die etwa erforderlichen Geräthidaften u. |. w. 
— 3.8. nur die ſchließliche —— der] ijt eine beſondere Entſchädigung nicht zu gewähren, 


Einſchätzungsreſultate in den Karten, joweit die— 
jelbe an den zur Einfhätung jelbjt verwendeten 
Tagen, oder an denjenigen Liegetagen, für welche 
ein Neifekoftenfirum gewährt wird (ſ. Nr. 9 nad)- 
ftehend), nicht bewirkt werben konnte — ver- 
wendeten bejonderen Tage. 4 M. 6. Den nicht 
geprüften, aber jelbftändig beſchäftigten Bermefj- 


IV. Beſondere Beftimmungen für die 
wejtlihen Provinzen. 
I. Örundfteuer-Gejeß für die weſtlichen 
Provinzen, vom 21. San. 1839, 
[I. Steuerfumme.)] $ 1. Die nad Mafgabe 
des Gefeged vom 30. Mai 18202) und Unjerer 


ungsgehilien find je nad) ihren Leitungen und|Ordre v. 7. April 1828°) für die beiden wejtlichen 


nad) den jonjt in Betradht kommenden 
nifjen an Tagegeldern zu zahlen 4—6 M. 

[C. Feldzulage] 7. Für diejenigen zur Be- 
gleitung der Einihäßungsdeputirten verwendeten 
Tage, auf welche eine außerhalb des Wohnort: 
zugebrachte Nacht folgt (einſchließlich der Sonn» 
tage und etwaigen Regentage u. ſ. w., an wel— 
chen der Feldmeſſer ſich im Intereſſe des Ein- 
ſchätzungsgeſchäfts außerhalb feines Wohnortes 
hat aufhalten müſſen), ift eine Feldzulage zu ge- 


b) 
gehilfen ı M — 1 M 50 P täglid) beträgt. — 
Sofern e3 im Interefje der Geichäfte nothwendig 
erjcheint, kann nad näherer Beitimmung des 
Finanzminifterd die Feldzulage auch für folche 
zur Begleitung der Einſchätzungsdeputirten ver— 
wendeten Tage bewilligt werden, auf welche feine 
außerhalb des MWohnortes zugebradhte Nacht 
folgt. — Für Tage, für melde ein Reifekoften- 
firum (Nr. 9. nadhitehend) nicht liquidirt werben 
fan, ift auch die Feldzulage nicht zu bewilligen. 
Ebenfo wird für Privatgehilfen der Feldmefjer 
(Nr. er zu a vorjtehend) eine Feldzulage nicht 
ezahlt. 
|D. Functionszulage.) 8. Denjenigen Ein— 
ſchätzungsdeputirten, welche gleichzeitig die Func— 
tionen des geodätifchen Techniferd bei der Ein- 
ſchätzung ausüben, ijt für die hiermit verbunde- 
nen Mehrarbeiten eine Zunctionszulage von täg- 
fi 3 M zu gewähren. 

[E. Reiſekoſten.] 


erhält-| Provinzen feitgeftellte Grundfteueryauptjunme 


fann, jo lange der Reinertrag der Grusıdftüde 
diejer beiden Provinzen im Ganzen nicht unter 
den fünffahen Betrag derjelben herabjiutt und 
deshalb nach $ 4 des vorgedadhten Gejetes eine 
Steuerermäßigung eintreten muß, und fo lange 
die Bedürfniſſe des Staats nicht eine auf allye- 
meinen Grundlagen beruhende Erhöhung der 
Örundjteuer nothwendig machen, oder eine allge, 
meine Herabſetzung derjelben geftatten, nur das 


gg welche a) für den Feldmeſſer 1 M 50 P, durch erhöht oder vermindert werden, daß zur 
ür den jelbftändig bejchäftigten Vermeſſungs- Zeit unbejteuerte Grundjtüde (SS 8 bis 10) ber 


jteuert werden, oder fteuerpflichtige in die Klajie 
der unbejteuerten übergehen. — Alle andere Ber- 
änderungen in der Zahl und im Katajtralertrage 
der fteuerpflichtigen Gegenjtände haben auf die 
Örundjtener-Hauptjumme feinen Einfluß, jondern 
wirlen nur auf den Procentfag der Steuer. $ 2, 
Außer der Grundjteuer-Hauptiumme haben die 
Grundſteuerpflichtigen aufzubringen: a) die Koſten 
der Elementarjtenererhebung, b) einen Fonds zur 
Uebertragung der Ausfälle, ingleichen zur Zahl— 
ung ber nothiwendigen Erlafje u. Unterj.ügungen, 
e) die Koften, welche aufgewendet werden müjjen, 
um die Katafterfarten, Flurbücher und Mutters 
rollen durch Umarbeitungen und periodiiche Res 
vijionen mit der Gegenwart in Uebereinftimmung 
u erhalten, d) einen Beitrag zu den durd) die 
— des Güterwechſels entſtehenden 
often. $ 8. Die Beiſchläge zur Beſtreitung 
ber Elementar-Erhebungstoiten (8 2 zu a) follen, 


9. Als Entihädigung für) infoweit dies nicht bereits geſchehen iſt, baldıyune 


jämmtliche mit den Einjhäbungsarbeiten ver-|lichjt überall auf drei Procent der Grunditeuer- 
bundene Reifen wird ein tägliches Reifekoften- | Hauptjumme und aller Beilchläge ermäßigt wers 
firum, und zwar a) den Feldmefjern von 3 M, |den. $4. Für die im $2 zu b und c bezeich- 
b) für deren Privatgehilfen von 1 M 75 P, c) neten Zwede find für jest überall gleichmäßig 
den felbjtändig beichäftigten Vermeſſungsgehilfen zwei Procent der Grunditeuer-Hauptjumme aus« 
von 2—3 M gezahlt. — Für diejenigen beſon- zuicdlagen. Davon werden unter Vorbehalt fünftig 
deren Tage, melde etwa auf die zu den Ein- zuläjfiger Ermäßigungen 1'/, Procent dem Grunde 





Ihätungsarbeiten gehörigen Stubenarbeiten, wie 


auf die ſchließliche Auszeichnung der Einſchätz- 


ungsrejultate in den Karten — ſoweit dies an 


16, jetst die Berordnungen vom 12, Dec, 1864. 
2) Ueber die Einrichtung des Abgabenweſens. 
3) ©. ind. Kamptz Annalen, Jahrgang 1828 ©. 397 ff. 


— 
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Steuer⸗Deckungsfonds jedes Re 
überwiejen.!) WMitteld des ehrbetrages von 
2/, Procent wird ein für alle Regierung&bezirte 
der weſtlichen Provinzen gemeinfchaftlicher Fonds 
ebildet, der zunächſt nad) der Anweiſung bes 
Finanzminifterd auf die Erhaltung des Katafterd 
R verwenden ift, ——— Falls aber auch zur 
rſtärkung des Grundſteuer⸗Deckungsfonds dient, 
wenn die demſelben überwieſenen 1'/, Procent 
der Grundſteuer Hauptſumme in einzelnen Jahren 
nicht hinreichen, um die vorkommenden Aus— 
fälle oder die nach den beſtehenden Vorſchriften 
zu gemwährenden Erlaffe zu beden.?) Der auf 
diefe Weije zum Dedungsfonds eines Regierungs- 
bezirfes zu gewährende Zuſchuß darf jedoch in 
feinem Jahre den Betrag ded innerhalb bes 
Negierungsbezirfes für die Erhaltung des Ka— 
taſters aufgebraditen halben Procents der Grund» 
fteuer-Haupt-Sumnte überfteigen. — Ob künftig 
auch andere Geldmittel auf die Erhaltung des 
Katafterd zu verwenden und wie diejelben auf- 
zubringen fein werden, ingleichen ob der Beitrag 
zu den Kojten der Fortſchreibung fernerhin in 
der jetzigen Form der Fortichreibungsgebühren 
ober auf andere Weije — — werben ſoll, be. 
Halten Wir Uns vor, nad) vernommenem Gut» 
achten Unjerer getreuen Stände näher zu beftim- 
men, wenn wegen ber Einrichtung ber periodijchen 
Revifionen und der Fortſchreibung behnifive An⸗ 
ordnungen getroffen werden. $ 5. Ueber 
andere, nad dem Fuße der Grundfteuer zu er- 
bebende Beijchläge zu Provinzial-, Kreid- und 
Gemeindezweden, bejtimmen bejondere Geſetze u. 
Berordnungen. Die Berbindlichleit zur Zahlung 
diejer Beiſchläge oder die Befreiung von denjelben 
folgt nicht notwendig denjelben Regeln, welche 
das gegenwärtige Gejeg Hinfichtli der Staats» 
grundfteuer feititellt. 

[II. Steuerpflichtige und unbeftenerte Gegen- 
ftände.] $ 6. Die von den weftlichen Provinzen 
nad) SS 1 bi8 4 zu entrichtende Grundſteuer haftet 
auf dem fteuerbaren Weinertrage ($ 16) aller 
fteuerpflichtigen Grundftüde innerhalb der Grenzen 
diefer Provinzen. $ 7. Aller Grund u. Boden, 
der weder einen Ertrag bringt, noch culturfähig 
ift, kann hiernach nicht befteuert werben. $ 8. 
Bon der Befteuerung nad) $$ 1 bis 4 auöge- 
nommen find alle dem Staate, ben Provinzen, 
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ierungs-Bezirkes ‚handen find, ferner die vom Staate, den Pro- 


binzen, den Kreifen oder Gemeinden gehörigen, 
lediglich zur Bepflanzung öffentlicher Plätze, 
Straßen und Anlagen bejtimmten Baumſchulen, 
oder lediglich zur Ufer-Befeitigung öffentlicher 
Ströme oder Flüffe dienenden Weidenpflanzungen, 
2) Königliche Schlöffer und alle dem Staate, den 

rovinzen, den reifen oder den Gemeinden ge 
hörigen Gebäude, infofernfie zum Gebraudjeöffent- 
liher Behörden oder zu Dienftwohnungen der 
Beamten bejtimmt find, als: Militär, Regier- 
ir Juſtiz-, Polizei-, Steuer- und Roitver- 
waltungd-Gebäude, Kreid- und Gemeindehäufer; 
ferner Kirchen, Kapellen und andere dem Gottes» 
dienjt gewidmete Gebäude, Dienjtwohnungen der 
Erzbiichöfe, der Biichöfe, der Dom- und Kurat- 
oder PBfarrgeiftlichen, der Gymnafial«, Seminar- 
und Scullehrer, Bibliothelen, Muſeen, Univer- 
ſitäts- und Seminar-, und alle andere zum Unter- 
richt bejtimmte Gebäude, Armen- und Kranten- 
bäufer, Befferungs-, Aufbewahrungs- und Ge- 
fängniß-Anftalten, nebjt den zu diefen Gebäuden 
gehörigen, mit ihnen in derjelben Befriedigung 
belegenen Hofräumen und Gärten. 89. Brüden, 
Kunſtſtraßen, Eifenbahnen und jdiffbare Kanäle, 
welde mit Genehmigung des Staats von Pri— 
batperjonen zum öffentlichen Gebrauche angelegt 
find, bleiben ebenfall3 unbejteuert. Andere zum 
öffentlichen Gebrauche dienende Grundftüde Haben 
dagegen feinen Anjprud auf Grundfteuerfreiheit, 
wenn fie fih im Privatbefig befinden. $ 10. 
Außerdem bleiben unbefteuert: 1) der zur Holz» 
zudjt beftimmte Boden, welcher im alleinigen 
ee des Staates befindlich ift oder dahin 
übergeht; 2) die außer den Dienftwohnungen 
und daran ftoßenden Hofräumen und Gärten 
$ 8) von ben Erzbiſchöfen, den Bijchöfen, den 

om und Burat- oder Pfarrgeiftlihen, den 
Öymnafiale Seminar- und Scullehrerm durd) 
Selbſtbewirthſchaftung oder Beitverpadhtung be— 
nußten Grundjtüde, welche eine bleibende Dota- 
tion biefer Stellen zur Seit bilden oder als cine 
ſolche den legteren künftig zugelegt werden; 3) 
die Domanialgrundftüde der Standesherrn, injo- 
weit diejelben nad) Maßgabe Unferer Verordnung 
vom 21. Juni 1815 und der wegen Ausführung 
dieſer Verordnung erlaffenen Inſtruction von 
30. Mai 1820 die Befreiung von ordentlidyen 


den Kreifen oder den Gemeinden gehörigen Grund» | Örundfteuern genießen, und inſoweit auf dieſe 
ftüde, injofern fie zu einem öffentlichen Dienfte] Befreiung nicht in bejonderen Verträgen ver- 


oder Gebrauche beftinmt find, injonderheit alfo :)|zichtet worden iſt. 
Heer-|bi8 10 bezeichneten Grundftüde die Eigenjchaft 


1) alle Gafjen, Plätze, Brüden, Land⸗ u. 


$ 11. Sobald die in 8$ 8 


Kraben, Fahr- und Fußmwege, Ströme, Flüffe,| verlieren, welche die Befreiung von der Steuer 
ãche, Brunnen, ſchiffbaren Kanäle, Hafen, Werfte,|bedingt, unterliegen fie der Beiteuerung. $ 12, 


Ablagen, Feſtungswerke, Erercierpläge, Kichhöfe,|Vei denjenigen Grundjtüden, denen nad) 88 


8 


Begräbnißpläße, Spaziergänge, Luft- u, botanifche | bis 10 ein Anjpruc auf Steuerfreiheit nicht zu— 
Gärten, bei denen die obigen Bedingungen vor=|fteht, Hört die Steuerpflichtigkeit nur mit ihrem 


u N, Bufolge $ 3 der Berorbnung vom 12. Dec. 1864 nur 
2»/0. 


Der Beitrag ber im $ 2 c. bezeichneten Koften J auf 
Ya dio ermäßigt; Hir die Koften der Yortichreibung bes Gü 
wecjels it ein Beitrag von 5 P fir jebe 
Berordn. v. 12. Dec. 1864 88 4 und 5. 
3) Bol. auch Geſetz. betrefiend die Aufhebung ber Grunb: 
BerereBeizeiungen vom 24. Febr. 1850, bezw. Geſetz 
end die anderweitige Negelun 
—* 1861 $ 4 und Geſetz, beiren 


gemeinen Gebänbefteuer vom 21. Mai 1861 $ 8. 


der Grundſteuer vom 21. | andermweite rg 
enb bie ie einer|bie Anweiſun 


Untergange oder durch das Eintreten einer blei« 
benden Ertragsunfähigfeit auf. 
[III. Aufftellung des Katajterd und Ermittels 


ters / ung der Kataftral-Erträge oder Steuer⸗Verhält— 
arcelle zu zahlen; niggahfen.2)] j \ 5 


$ 13. Das Grumditeuerlatafter 


1, ©, jett die Anlagen A—D des Geſetzes, betreffend die 
ber Grundſteuer vom 21. Mai 1861 und 
für das Verfahren bei Anfertigung der ncuen 
Grundſteuer⸗ Kataſterbucher in den Provinzen Rheinland und 
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weiſt in feinen Karten, Flurbüchern u. Mutter |ftralertrag ift ber für ſämmtliche nit ertragloſe 
rollen von fämmtlihen Grundftüden die Eigen- Grundſtücke, in verhältnigmäßiger Gleichheit durch 
thümer 2c. (8 14), den Flächen-Inhalt und, jo Abſchätzung nach dem zur Zeit der letzteren vor⸗ 
fern die Grundftüde nicht ertraglos jind, auch gefundenen Buftanbe, ohne Rüdficht auf eine zu» 
den Katajtralertrag derjelben nad). $ 14. Jedes fällige Verbindung mit anderen Grundftücen 
Grundſtück wird in der Regel auf den Namenjoder mit fremdartigen gewerblichen Anlagen er- 
jeines Eigenthümerd und zwar bei getheiltem |mittelte Neinertrag. Die Kataftralerträge bilden 
Eigentgum auf den des nugbaren Eigenthümers biernadh nur Berhältnißzahlen und können bei 
in das Flurbuch und die Mutterrolle eingetragen. Verhandlungen über die Grundfteuer überhaupt 
Sit das Gigenthum durch das vollitändige Rub- [und insbejondere bei den Erörterungen der Frage, 
ungsrecht eines dritten (eines Erbpächters oder|wie fi) die Grundfteuer-Hauptfumme im Ganzen 
Nutznießers) befchränft, jo erfolgt die Eintragung zu dem gejammten Neinertrage der weitlichen 
auf defien Namen, und der Name des Eigen- Provinzen verhält, nicht als die wirklichen, wirth« 
thümers wird nur nachträglid) hinzugefügt. Dieſe ſchaftlichen Reinerträge geltend gemacht werden. 
Beſtimmungen finden Anwendung, es mag das|$ 17. Um dieſen Kataftralertrag zu ermitteln, 
volftändige oder nupbare Eigenthum oder das |wird folgendergeftalt verfahren.?) 

vollſtändige Nutzungsrecht dem Staate einer Ge» (IV. Periodiſche Reviſionen des Katafters, 
meinde, Gemeindeabtheilung, Corporation, Stift-|Unveränderlichkeit der Kataftral- Erträge in der 
ung oder anderen moralischen Perjon, oder einem|BZwijchenzeit. Ausnahmen von dieſer Regel.) 
einzelnen Individuum zuftehen. Dabei gelten|$ 26—30.°) 

folgende Borjchriften: 1) Orundftüde, melde] [V. Erhaltung bes Katajters.]?) Sämmtliche 
feinen Herrn haben oder von ihren Eigenthümern Kataſterverhandlungen, die Originalkarten und 
aufgegeben oder verlaffen worden ($ 42), jind| Bücher werden bei den Regierungen aufbewahrt. 
auf den Namen der Gemeinde, in deren Feld-|— Die Gemeinden erhalten Eopien der Flur— 

mark fie liegen, oder wenn dieſe die Annahme und Gemeindefarten, Slurbücher und Mutterrollen 
ablehnt, als Eigenthum des Staates einzutragen. und alphabetiiche Regiſter oder ſummariſche 

2) Grundftüde, welche fi im gemeinſchaftlichen Mutterrollen, und haben für deren Aufbewahr- 

Eigentum mehrerer Miterben oder anderer Mit- Jung im Archive der Gemeinde, oder des Gerichts, 

eigenthümer befinden, werden im erjten Falle oder in einem anderen dazu geeigneten Ard)iv- 

unter dem Collectivnamen, die Erben, oder unter|focale, nad) der näheren Anmweifung der Regier- 

dem Namen bed Wiltwerd oder der Wittwe mit|ungen, Sorge zu tragen. — Dieje Copien der 

dem Zuſatze „und Miterben“, im letzteren Falle |Katafterdocumente find zum öffentlichen Gebraude 

unter dem Namen des Miteigenthümerd, welder |bejtimmt, jo daß jeder Steuerpflichtige die Ein- 

der größten Untheil daran hat, mit dem Bujage|ficht der feinen Grundbefig betreffenden Stellen 

„und Miteigentgümer*, eingetragen. Haben alle|ver Bücher und Karten durch die Bermittelung 

Miteigenthümer gleichen Autheil, jo erfolgt dielder mit deren Aufbewahrung beauftragten Be— 

Eintragung mit dem Zuſatze „und Miteigen-Jamten unentgeltlih verlangen Tann. Auszüge 

tgümer* auf denjenigen Namen, welcher in alpha- [und Abjchriften aus den Büchern dürfen nur 

betiſcher Ordnung der erjte ift, wobei jedoch ein durch diefe Beamten oder unter deren unmittel- 

in der Gemeinde wohnender Viteigenthümer den baren Aufjicht und Verantwortlichteit, und Copien 

ausmwärt3 mwohnenden vorgeht. Ein ſolches ge-|der Karten nur in den Katafter» Bureaus oder 

meinjchaftliches Eigenthum bildet in den Mutter» |durch die von der Regierung dazu befonders 

rollen einen bejonderen Artifel, der von den|beftellten Perfonen angefertigt werden. $ 32. 

übrigen perjönlichen Artiteln des Haupt» Eigen- [Um die Katafterlarten, Flurbücher und Mutter 

thümer®, wie der Miteigerthümer, überall ge rollen bei der Gegenwart zu erhalten, werden 

trennt bleibt. — Bei Gütern, welche im Proceß|die vorlommenden Veränderungen jährlih auf- 

befangen find, wird ein ähnliches Verfahren be- |genommen und nadgetragen. Dies geichieht 

obachtet, und der Inhaber unter Bemerkung der|namentlich hinfichtlic) aller Beränderungen, welde 

Prätendenten aufgeführt. 83) Wenn ein Haus dadurch eintreten: 1) daß bisher fteuerpflichtige 

mehrere Stodwerte hat, welche verjchiedenen Grundſtücke in die Klafje der unbeftenerten, oder 

Eigenthümern zugehören, jo wird der Gigen-|bisher unbejteuerte Grundftüde in die Klaſſe der 

thümer des Erdgejchofjed, unter Bemerkung der]|itenerpflichtigen übergehen (8$ 8—10); 2) daß 

übrigen Eigenthümer eingetragen. $ 15. Den|bejtenerungstähige Ländereien neu entſtehen, od. 

in den Flurbüchern u. Mutterrollen enthaltenen untergehen, oder völlig und dauernd ertragsun« 

Angaben über den Flächeninhalt der Grundjtüde)fähig werden, oder Gebäude neu entitehen oder 

liegt eine Parzellar- oder Stüdvermefjung zugänglich eingehen, oder aus der Klaſſe der nur 

Grunde. $ 16. Der in den Flurbüchern und nach der Grundfläche befteuerten in die der außer— 

Mutterrollen verzeid,nete fteuerbare oder Kata-|dem aud nad) dem Miethwerth beftenerten Ge— 

MWeftfalen vom 11. Jan. 1864. — Bezüglid der Fortſchreib⸗ bänbe, ober aus dieler in jene Rlafie übergehen, 

ung der Grunbftenerbücher und Gebäubefteuerrollen j. die vor: 
läufgen Anweiſungen vom 17. Jan. 1865: 1. für bas 
Verfabren bei ber Fortſchreibung der Grimdreuerbücer und 
Karten; TI. für das Verfahren bei den Bermeijungen behufs 
der Fortſchreibung der Grundjteuerbüder u. Karten (Anl. A 
zu 15; Ill. für das Berjabren bei der Fortſchreibung der Ges 


bönbejtenerrolfen und die Zujag-Bejtimmungen vom 16. Juni 
18 9 und 16. Aug. 1872, 














1) An Stelle der 68 17—25 f. je das Grundfteuer: 
gejey vom 21. Vai 1851, $$ 5 ff. und Gebäudefteuers 
gejey de eodem 88 4 ff. 

2) Die Verordnung vom 14. Oct. 1844 wegen periobiicher 
Revifion des Grundftenerfatafters der beiden weſtlichen Pro: 
vinzen ift durch Gefeg vom 26. Eept. 1862 aufgehoben. 

2) S. auch bie zu $$ 13—17 citirten Anweiſungen. 
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ober endlich durch Veränderungen in ihrer Sub: Bas - Hauptfjumme werden die Staat3- und 
ftanz am fteuerbaren Neinertrage wejentlich ge- Provinzialbeiihläge und die Hebegebühren zu- 
winnen oder verlieren ($ 27); 3) daß die Ören-|gejegt und hiernach wird das Verhältniß be- 
zen der Gemeindefeldmarlen oder die LZandes-|ftimmt, nad) weldem für alles fteuerpflichtige 
grenzen berichtigt oder verlegt werden; 4) daß Örundeigenthum die Steuerbeträge des betreffen: 
ie Grundftüde ihre Eigenthümer ꝛc. ($ 14)|den Jahres gleihmäßig in den Steuerheberollen 
wedjeln. $ 33. Die Grundeigenthümer oder|zu berechnen find. — Eine Nachweiſung der von 
bie jtatt deren zur Entrihtung der Grundjteuer|jeder Steuergemeinde nah den Heberollen zu 
verbundenen Perjonen ($ 40) find verpflichtet, jentrichtenden Grumndfteuer-Hauptjumme und Bei- 
die vorftehend unter 1, 2 und 4 gedachten Ver-|fchläge ift in jedem Regierungsbezirk jährlid) 
änderungen dem mit ber Kortichreibung des durch die Amtsblätter befannt zu machen. $ 38. 
Güterwechjeld beauftragten Beamten miündli|Die Regierungen vollziehen die Heberollen und 
ober jchriftlich, unmittelbar oder durch Vermittel- [fertigen ſolche den Steuerempfängern zu, welche 
ung der Ort3behörde anzuzeigen, und die zurjfogleih nah dem Empfange derfelben jeden 
Berichtigung der Kataſterbücher und Karten er») Steuerpflichtigen durch den Steuerdiener oder 


Grundſteuer. 


forderlichen Materialien beizubringen, widrigen-durch 
der letzteren auf ihreficriftlih und koſtenfrei von dem Betrage feiner 
ei Veränderungen in dent Jahresiteuer in Kenntniß zu ſetzen haben, — 


fall3 die Herbeifchaffun 
Koſten bewirkt wird. 


ermittelung des Berwaltungsbeanten 


Beli — muß insbeſondere der Titel,Der Tag, unter welchem die Heberollen den 
Kraft deſſen dieſe eingetreten find, angegeben und | Steuerempfängern zugefertigt worden ſind, wird 


die darüber aufgenommene Urkunde vorgelegt 
oder deren Mangel durd) eine von dem Fort— 
fchreibungs - Beamten von beiden Theilen zu 
Protofoll zu gebende Erklärung erjegt werden. 
be Iſt die Unzeige einer vorgefonmenen 
Beränderung gar nicht, oder nicht zur gehörigen 
Beit geichehen, jo wird der in der Mutterrolle 
aufgeführte Eigentgümer ꝛc. ($ 14) aud) ferner 
al3 jolcher betrachtet, und kann, ohne daß da— 
durd) fein Nachfolger im Befig von der ihm ge- 
ſetzlich obliegenden Verhaftung für die Grund» 
fteuter entbunden wird, zur Entrichtung der letz— 
teren jo lange — werden, bis die Fort⸗ 
ſchreibung und Berichtigung der Mutterrolle 
erfolgt iſt. — Dieſe Berichtigung wird indeſſen 
von der Anzeige des Eigenthümers nicht unbe— 
dingt abhängig gemacht. Der Fortſchreibungs— 
beamte muß vielmehr, wenn er auf andere Weiſe 
von der Veränderung Kenntniß erhalten hat, die 
Intereſſenten zur Abgabe ihrer Erklärung mit 
der Verwarnung vorladen, daß er bei ihrem 
Ausbleiben die in der Vorladung genau zu be- 
eichnende Fortjchreibung vornehmen werde. — 

enn bie Interefjenten weder in dieſem Termine 
erjcheinen, noch vorher eine Erflärung abgeben 
und die Vorladung gehörig beſcheinigt ift, jo 
wird dann die äh sieben Maßgabe der 

emacdhten Andeutungen von Amtöwegen bewirkt. 

35. Auf den Grund der jährlihen Ber- 
änderungdaufnahmen werden die Mutterrollen 
berichtigt, die nöthigen Ergänzungen zu den 
Karten und Flurbüchern angefertigt, und die 
hiernach fi ergebenden Ratoflererträge für jeden 
Regierungsbezirk, und für die weſtlichen Provin— 
zen überhaupt, zufammengetragen. 

[VI. Steuerveranlagung.)] $ 36. Der Ge- 
fanmt-Rataftralertrag aller der Beitenerung unter: 
liegenden Grundjtüde, die Grundſteuer-Haupt— 
umme, der allgemeine Steuer - Procentjag und 

er darnach von jedem Regierungsbezirk aufzu— 
bringende Grundfteuerbetrag jollen von dem 
Finanzminiſterium fejtgeftellt und durch die Amts» 
blätter befannt gemacht werden. $ 37. Der 
für jeden Regierungsbezirk fejtgeftellten Grund» 


V S. auch bie zu $$ 13—25 citirten Anweijungen. 
Grotefend, Poligeisteriton. 


durch die Amtsblätter befannt gemad)t. 

[VII ‚Erhebung der Steuer.t)) $ 39. Die 
Grundfteuer iſt in den erften acht Tagen eines 
jeden Monats mit einem Zwölftheile des Jahres: 
betrages fällig. $ 40. Zur Entrichtung der- 
jelben ift jeder in den Mutterrollen und nad 
diejen in den Heberollen eingetragene Eigenthümer, 
Erbpächter oder Nugnießer verbunden. Bei 
Srundjtüden, deren Eigentum Mehreren gemein: 
Ihaftlich zufteht, bleibt e3 den verjchiedenen Mit: 
eigenthümern überlajjen, wegen des von einem 
Jeden zu entrichtenden Steuerantheils fich aus— 
einander zu jegen; der betreffende Fortſchreibungs— 
bearıte ijt jedoch verpflichter, ihnen, wenn ſie es 
verlangen, nad ihren Mugaben und nad) den 
Anhaltspunbkten, welche die Kataſtral-Abſchätzung 
darbietet, mit Zuziehung der Ortsbehörde, einen 
Vertheilungsplan anzufertigen, nach welchem der 
Steuerempfänger die Steuer jo lange von den 
einzelnen Intereſſenten einziehen muß, bis im 
Verwaltungswege oder durch ricdhterlihe Ent- 
iheidung etwas anderes fejtgejegt wird. — Wenn 
die Anfertigung eines folchen Bertheilungsplanes 
nit in Untrag gebracht, jondern die Grund 
jteuer für ein gemeinjchaftlihes Grundftüd von 
dem in der Mutterrolle verzeichneten Miteigen- 
thümer ($ 14) im Ganzen gezahlt wird, jo hat 
diefer das Recht, von einem jeden der übrigen 
den aufihn treffenden Anteil wieder einzuziehen, 
Bei einem verpachteten oder vermietheten Grund» 
jtiide ift außer dem Eigenthümer, Erbpächter od, 
Nutznießer aud) der Pächter oder Miether ver- 
pflidjtet, die während der Pacht- oder Miethzeit 
fällige Grundftener auf Verlangen des Steuer- 
Empfängers zu berichtigen, infoweit diejelbe den 
Betrag des —— Padıt- oder Miethzinſes 
nicht überjteig.. $ 41. Inwiefern der, Die 
Grundſteuer nad) dem gejammten jteuerbaren 
Neinertrage entrichtende Eigenthümer, Erbpächter 
oder Nugnießer eines belajteten Grundſtücks von 
dem, einen Theil dieſes Reinertrags beziehenden 


Berechtigten Entjhädigung zu verlangen befugt 


i) ©. aud vorläufige Auweiſung (IV.) für das Berfahren 
bei Erhebung der Grund» und ber Gebäudejteuer in ben 
beiden weitlihen Provinzen des Staates vom 17. Jan. 1865 
und die Zufagbeftimmungen vom 16. Juni 1869, 


42 
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it, beftimmen die beftehenden Geſetze. ; a2. 
Ein Grundeigenthümer ($ 14) Tann ji, inſofern 
bejondere Beitimmungen ober die Rechte eines 





Grundfteuer. 


früchte durch Hagelichlag, Ueberſchwemmung zc., 
ohne die Grundſtücke felbjt zu zeritören oder er« 
tragsunfähig zu machen ($ 45 zu 2), doch den 


Dritten nicht entgegen ftehen, von der Verbind- |gänzlichen oder theilweifen Verluſt des Ertrags 
lidjfeit zur Steuerzahlung dadurch befreien, daß |für ein oder mehrere Jahre zur Folge haben; 


er auf das Eigenthum an dem befteuerten Grund» 
jtüde in recht3verbindlicher Form für immer Ber- 
zicht Leiftet, bleibt jedoch für die bis zur Abgabe 
diefer Erklärung fällig gewordene Steuer ver- 
haftet. Die jpäter fällig werbende Steuer fällt 
nach $S 14 und 40 ber Gemeinde, in deren Feld— 
mark das Grundftüd belegen ift, oder bem Staate 
zur Laſt. 8 43. Die Borredhte der Steuerkaſſe 
bei Einforderung der Grundfteuer beitimmen die 
bejtehenden Geſetze. Die Einrichtung der Ele- 
mentarerhebung ſämmtlicher directen Steuern 
und das dabei anzumendende Erecutionsverfahren, 
fowie die bei Reclamationen gegen die Gteuer- 
veranlagung a beobadhtenden und bei ber Ber- 
jährung der Steuerforderungen in Betracht fom- 
menden Friſten find oder werden durch bejondere 
Vorihriften geordnet. Bis dahin bleibt e8 bei 
den bejtehenden Vorſchriften. 

[VIIL Dedungs- Fonds.) d 44, Der Dedungs- 
fonds iſt ein Eigenthum der Örundftenerpflichtigen 
des Regierungsbezirks, und wird burd die im 
$ 2 zu b gedachten Beifchläge gebildet. Außer— 
dem werden zu: demjelben auch die Steuerbeträge 
eingezogen, welche etwa von dem irrthümlich in 
den Heberollen übergangenen Grundjtüden nach— 
träglich für einziehbar erffärt worden. F 45.') 
Aus dem Dedungsfonds werden bezahlt: 1) die 
Jahreöfteuer von den etwa durd ein Berjehen 
zur Steuer veranlagten fteuerfreien Grundſtücken; 
2) die Steuer von den bei der Steuerveranlag- 
ung beftenerungsfähigen, nad berjelben aber 
untergehenden oder ertragsunfähig oder jteuer- 
frei werdenden Örundjtüden für den Zeitragm 
von dem Eintreten diejer Veränderung bis zum 
Ablaufe des Jahres; 3) die unbeibringlichen 
Steuerquoten?) $ 46. Wenn nad Beitreitung 
diefer Zahlungen in dem Dedungsfonds nod ein 
Ueberſchuß bleibt, jo iſt derjelbe zu- benutzen: 
1) Zur Zahlung der Steuer von den nad dem 
Miethwerthe beitenerten Gebäuden, melde ein 
ganzes Jahr Hindurd (vom 1. Januar bis zum 
legten December) unbenugt geblieben find; 2) zu 
Nacläffen wegen folder Unglüdsfälle und Er- 
eignifje, welche, wie 3. B. Beichädigung der nad 
dem Miethpreife beiteuerten Gebäude, durch Brand, 
Sturmmwind x.°) oder Beſchädigung der Feld— 


1) Die im $ 45 zu 1 und 2, fowie die im $ 46 zu 1 ber 
eihneten Ausgaben werden überhaupt nicht mehr und die im 
ga zu 2 aufgeführten Ausgaben nur infofern, als fie nicht 

achlaſſe an der Gebäudeſteuer betreffen, aus dem Dedungs: 
fonds geleiftet ($ 10 des Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 
1861 u. $ 19 des Gebaudeſſeuergeſetzes von demjelben Tage); 
f. Anweifung (zue Ausführung ber Berordnung vom 12. 
Dec. 1864) vom 27. April 1865 zu $ 3 ber Verordnung 


” 3. 
2) Außer ben im $ 46 zu 3 au Ausgaben fallen 
dem Dedungsfonds bon ben gemäh $ 46 daraus zu beftreis 
tenden Zahlungen auch diejenigen Beträge zur Yaft, welche in- 
folge von rg materieller Irribüumer von ber 
Jahresfteuer ber betreffenden Grundflüde abgeſetzt merden 
ı$ 21 der Verordnung vom 12. Dec. 1864); f. Anmeifung 
vom 27. April 1865 zu $ 21 der Verordnung Nr. 4. 

) Zu folden Nachlaſſen kann aus dem Dedungsfonds nichts 
entnommen werden, feit von der Gebaudeſteuer ein Beitrag zu 
dem Fonds nicht mehr gehoben wird. 


3) zu außerordentlihen Unterjtügungen bei den 
vorgedaditen auf den Ertrag der Grundftüde 
unmittelbar einwirfenden oder bei anderen, in 
dem Berlufte der u er Feldfrüdte und 
Wirthſchaftsvorräthe, des Wirthichaftsviehes od. 
des Jnventariums beſtehenden Unglüdsfällen, in« 
jofern ſolche Unterftügungen nothwendig find, 
um die Steuerpflichtigen in zahlungsfähigem Zu⸗ 
ftande zu erhalten; 4) zu den bei der Ermittel- 
ung des Schadens in Nachlaffällen etwa vor- 
fommenben unvermeidlichen Koſten; 5) zur Ded- 
ung der bei erfolglojer Anwendung der Zwangs⸗ 
maßregeln entjtehenden baaren —— und zu 
beſonderen Vergütungen an ſolche Steuerboten, 
die ſich durch ihre Dienſtführung auszeichnen. 
$ 47. Die aus dem Deckungs-Fonds bemillig- 
ten Nachlaß- oder Unterftügungs-Beträge können 
weder zu Gunften der Gläubiger deö Steuer» 
pflihtigen mit Beſchlag belegt, noch zur Abtrag- 
ung von Abgabereiten in Anjprud genommen 
werden. & 48. Ueber die Verwendung bes 
Dedungsfonds Haben die Regierungen auf den 
Grund der von ihrer Hauptlafje abgelegten Red)» 
nungen jährliche Ueberſichten aufzuftellen und 
durch die Anıtsblätter befannt zu machen. Außer: 
dem wird den PBrovinzial-Landtagen jedesmat 
eine vollftändige und betaillirte Nachweilung der 
vorgefommenen Ausgaben vorgelegt. — Ueber 
das bei der Nachſuchung, Bewilligung und Ver« 
rechnung der Steuernadhläffe und Unterftügungen 
zu beobadhtende Verfahren ergeht unter heutigem 
Tage eine befondere Anweiſung. Inſo⸗ 
weit die im Umfange der weſtlichen Provinzen 
beſtehenden Geſetze, und die infolge derſelben 
von den Verwaltungsbehörden erlaſſenen Bor» 
ſchriften den Bejtimmungen bed gegenwärtigen 
Geſetzes widerſprechen, werden fie außer Kraft 
geſetzt. 8 50. Das Finanzminifterium ift er» 
mächtigt, die zur Ausführung diejes Geſetzes et» 
wa noch erjorderliden Anordnungen zu etlafjen. 


2. Anweijung über daß bei der Ber- 
wendung bed Grundfteuerdedungsfonds 
und injonderheit bei der Nachſuchung, 
Bewilligung u. Verrechnung der Steuer« 
nadhläfje und Unterftüßungen zu beob«» 
achtende Verfahren, vom 21. Jan. 1839, 


Zur Ausführung der Beitimmungen, welche 
in den 88 44 bis 48 des unter — Tage 
für die weſtlichen Provinzen erlaſſenen Grund— 
ſteuergeſetzes über die Verwendung des Dedungs« 
Fonds enthalten find, wird nachſtehende nähere 
Anweiſung ertheilt. 

[I. Bon den Steuer» Bergütungen und Nach ; 
fäfien, welche wegen eines Irrthums in dem 
Heberollen, wegen des gänzlichen oder theilweifen 
Unterganges des fteuerpflichtigen Grundftüds, 
wegen bes Aufhörens der Steuerpflidhtigfeit und 
wegen der Unbeibringlichkeit der Steuer bewilligt 
werden müſſen.]) $ 1. Wenn fteuerfreie Grund« 
jtüde in den Heberollen aus Verſehen mit Steuer 
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belegt find, jo müſſen die betheiligten Grund-  rüdftändigen Beträge einzeln angegeben find, mit 
eigenthümer dad Geſuch wegen der Abjchreibung den Beweiſen oder der Beicheinigung der Unbei— 
biefer Steuerquoten und der Erjtattung der be» bringlichkeit vorzulegen.) $ 5. Der Berwalt- 
zeitd gezahlten Beträge binnen der gejeglichen ungsbeamte muß die Nachweiſung in formeller 
Friſt bei dem Verwaltungsbeamten einreichen, und materieller Beziehung prüfen und mit den 


Grundfteuer. 


die irrthümlich beiteuerten 
Flur- und Parzellen-Nummer, ihrer Eulturart, 
ihrem Flächeninhalte und Kataftral-Ertrage, jo 
wie in der Mutterrolle bezeichnen und ihren 
Steuer-Auszug oder eine Abjchrift deffelben bei- 
fügen, — Bon dem Berwaltungs-Beamten wer- 
ben die eingehenden Gejude mit der Mutterrolle 
verglichen und mittels gutachtlicher Randbemerk— 
ung binnen 8 Tagen dem Steuercontroleur über» 
ſendet, welcher diefelben nach vorheriger Unter- 
fuchung und Beicheinigung des Sachverhältniſſes, 
mit dem entjprechenden Antrage binnen 4 Wochen 
der Regierung überreiht. — Die VBerwaltungs- 
Beamten, Steuer-Empfänger und Steuercontro- 
leure müfjen, wenn fie Irrthümer in den Hebe— 
rollen bemerfen, deren Berichtigung, auch ohne 
den Antrag der Betheiligten, von Amtswegen 


veranlajien. $ 2. Wenn nad) der Steuerver- 
ug 
für die Dauer ertragdunfähig werden, oder nad) 


dem Miethwerthe bejteuerte Gebäude abbrennen, 
abgebroden oder auf andere Weile völlig zer: 
jtört werden, jo müfjen die Stenerpflichtigen das 
Geſuch megen bes gänzlichen oder theilweijen 
Erlafjed der Steuer, bei Verluft der Anjprüche 
für das laufende Jahr, innerhalb der dem Er- 
eigniſſe nachfolgenden 14 Tage dem Verwaltungs» 
beanten einreichen, die Flur und Parzellennum- 
mer, die Eulturart, den Flächen Inhalt und den 
Rataftralertrag des betroffenen Grundſtücks in 
Uebereinftimmung mit der Mutterrolle angeben 
und, injoweit fie Erjtattung bereit3 bezahlter 
Steuerbeträge verlangen, die Beicheinigung dar» 
über beifügen. Der Berwaltungsbeamte befcheinigt 
auf dem Geſuche die Nichtigkeit der Ungaben od. 
berichtigt diejelben der Wahrheit gemäß und 
jendet erjteres binnen 8 Tagen an den Gtener- 
controleur, welcher den Thatbejtand feititellt und 
wegen des gänzlidhen oder theilweijen Erlafles 
oder der theilweifen Erftattung der Jahresſteuer 
binnen 4 Wochen bei der Regierung die ent- 
fprechenden Anträge formirt, wegen der Berich— 
tigung der Katafterbücher aber nad) der ihm be» 
hufs der Fortichreibung des Güterwechſels er- 
teilten Anweifung verfährt. $3. Wenn Grund» 
ftüde, die zur Zeit der Veranlagung ſteuerpflich— 
tig waren, jpäter in die Klafje der jteuerfreien 
übergeben, jo wird ber Erlaß beziehungsweije 
die Erjtattung der Steuer von dem Beitpunfte 
des Webergange® an bon Amtswegen verfügt, 

4. Ueber die Steuerrefte, welche ungeachtet 

er rechtzeitigen Anwendung der durch die Ere- 
tutiond- Ordnung vorgejchriebenen Zwangsmaß⸗ 
tegeln unbeibringlih geblieben, oder wegen 
notorischer Zahlungsunfähigkeit, ohne daß es der 
Anwendung von Zwangsmaßregeln bedarf, als 
unbeibringlid zu betrachten find, Hat der Steuer- 
empfänger am 1. Dec. für jede zu jeinem Em— 
pfangsbezirke gehörige Stenergeneinde dem Ber- 
waltungsbeamten eine nad dem anliegenden 
Schema angefertigte Nachweiſung, in welcher die 


rundſtücke nad) ihrer] Büchern des Steuer »- Empfängerd vergleichen, 


nöthigenfalls aud) die rer dgne gi vernehmen 
und die etwa nicht vollftändig erfüllten Förmlich— 
feiten oder fehlenden Beweisſtücke nadbringen 
laſſen, demnächſt die erfolgte Anwendung der 
gejeglichen Zwangsmafregeln oder die Zahlungs« 
unfähigfeit der im Nüditande verbliebenen Steuer» 
pflihtigen ausdrücklich bejcheinigen oder jeine 
besfallfigen Bemerkungen, insbefondere aud) dann, 
wenn das betr. Grundftüd etwa ſchon auf einen 
anderen zahlungsfähigen Eigenthümer überge- 
angen fein follte, beifügen und die vollftändigen 

erhandlungen mit feinen Anträgen bis zum 10, 
Dec. dem Landrathe einjenden, Diejer hat eben- 
falls feine Bemerkungen beizufügen und die Nad)« 
weifung bis zum 20. December der Regierung 
einzureichen. 

[II. Steuernadhläffe, welche für unbenugt ge= 


bejteuerte Ländereien untergehen, oder] bliebene Gebäude, oder wegen eines durd) Un» 


glüdsfälle entjtandenen gänzlichen od. theilweijen 
Berluftes des Ertrages bewilligt werden fünnen, 
injofern der Dedungsfonds die Mittel dazu ge— 
mwährt.2)] * Wenn der Eigenthümer eines nad) 
dem Miethwerthe bejteuerten Gebäudes, welches 
vom Unfange bis zu Ende des Jahres gänzlich) 
unbenugt gewejen ift, Steuervergütigung anſpricht, 
muß das Geſuch, worin die Flur--u. Parzellen» 
Nummer und der nad) dem Miethwerthe berech— 
nete Rataftralertrag des betreffenden Gebäudes 
in Uebereinftimmung mit der Mutterrolle anzu- 
geben ift, mit dem Steuerauszuge oder einer 
Äbſchrift deffelben, und der Beſcheinigung über 
die bezahlte Steuer biß zum 1. Febr. des fol« 
genden Jahres dem Berwaltungsbeamten vorge» 
legt werden. — Diejer muß das Geſuch, falls 
dajjelbe begründet ijt, mit der ausdrüdlichen Be- 
icheinigung verjehen, daß der Katajtralertrag des 
darin bezeichneten Gebäudes richtig angegeben u. 
feßtered innerhalb des angegebenen Beitraums 
weder von dem Eigenthümer jelbjt bewohnt, noch 
auf irgend eine Weife ganz od. theilmeife durch 
ihn oder durch Andere benußt worden ijt, Mit 
diefer Beicheinigung übergibt er dad Geſuch vor 
dem 1. März dem Gteuercontroleur, der Die 
Sahredfteuer des Gebäudes nad) dem angegebe— 
nen Rataftralertrage (aljo ausschließlich der Steuer 
von der Grundfläche) berechnet und beiſchreibt u. 
das Gefuch mit jeinem Gutachten vor dem 1. April 
dem Landrathe einjendet. Lepterer hat ebenfalls 
jein Gutachten beizufügen u. die Verhandlungen 
vor dem 1. Mai der Regierung einzureichen. 
8 7. Wegen folder Ereigniffe, welche, ohne ein 
Grundſtück zu vernichten, oder für die Dauer 
ertragsunfähig zu maden und ohne aljo ein 
Nachlaßgeſuch nad) $ 2 zu begründen, doch defjen 
Sahresertrag ganz od. theilweije zeritören, fann 
nur dann ein Erlaß gewährt werden, wenn der 

1) Die diefer Anweifung beigefügten Nachweiſungsformulare 
A, B, © werden bier nicht abgedrudt. 

?) Vergl. Übrigens die Note zu $ 46 Nr. 2 des Grunds 
fteuergejeges vom 21. an. 1839. 
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Grunpjteuer. 


erlittene Verluſt wmindeftens den 3. Theil des der Heberolle, wird von der Commiſſion eine 
Brutto-Miethiwertjes des bejchädigten Gebäudes Nachweiſung nad) dem anliegenden Schema an- 
oder des BruttosErtrages ausmadıt, der von ber/gefertigt, und uber das ganze 8 


beſchädigten Parzelle nad) der Beſtellungs- ot 
Benutzungsweiſe des laufenden Jahres im mitt- 


oder/ihhäft eine Verhandlung aufgenommen, 


Bei der Bildung der Abſchätzungscommiſſion 


leren Durchſchnitte erfahrungsmäßig erwartet/($ 11) ift zu unterfheiden: a) ob ein Nachlaß- 


werden fonnte, 
2,, Ya, %g, oder mehr als */, diejes Brutto- 
Miethiwerthes od. Brutto-Ertrages, jo wird, in- 
joweit der Dedungsjonds die Mittel dazu ge- 
währt, beziegungsweife */,, Ya, %/s, od. der ganze 
Betrag der Jahresſteuer des beſchädigten Ge- 
bäudes oder der beſchädigten Parzelle erlafjen. 
$8. Erjtredt ſich indefjen der durd) eine Mißernte 
oder durch andere Ereignijje entitandene Ausfall 
über den ganzen Regierungsbezirk od, einen be- 
trächtlichen Theil defjelben, jo fan derjelbe, weil 
die Steuernadjläfje von den Mitteln des Ded- 
ung&fonds abhängig find, in der Kegel nicht be- 
rüdjidhtigt werden. $ 9. Kommen die Ausfälle, 
durch welche ein Nachlaßgeſuch veranlaft ijt, in 
gewijjen Zandestheilen oder Feldmarken oder in 
einzelnen Theilen der legteren jo häufig vor, dab 
deshalb der Satajtralertrag ver beſchädigten 
Grundjtüde niedriger feftgejtellt worden it, als 
jonft nad N anderer Grundjtüde ge: 
ſchehen wäre, jo muß nad) den Umſtänden der 
Steuernachlaß entweder ganz verjagt, oder ber- 
hältnißmäßig auf einen geringeren, al& den nad) 
87T zu erlaffenden Theil der Jahresſteuer be- 
ſchränlt werben, — Dajjelbe muß gejhehen, wenn 
den beſchädigten Grundſtücken in dem nämlichen 
Jahre durch anderweite VBenugung nod ein Er— 
trag abgewonnen werden faun, der den entitan- 
denen Berluft völlig oder zum Theil erjekt. 
$ 10. In feinem alle darf ber Betrag bes 
einem Grundeigenthümer zu bewilligenden Steuer- 
nachlaſſes den jeiner Jahresfteuer überjteigen. 
Unter gewiſſen Umftänden ift jedoch im nädjjten 
Jahre eine Erneuerung des Nachlaßgeſuches zu- 
läfjig, namentlih a) wenn ber Erlaß der ein» 
jährigen Steuer nicht genügt, um den Beſchädigten 
im fteuerzaplungsfähigen Buftande zu erhalten 
und dod) aus Mangel an Fonds eine angemefjene 
Unterftügung nicht gewährt werden konnte (85 17 
und 25); ) wenn eine cultivirte Grundfläche 
durch unverjchuldete Ereigniffe zwar nicht völlig 
ertragäunfähig geworden ift, aber doch über die 
Hälfte ihres fteuerbaren Neinertrages für die 

auer verloren hat. In diejem legteren Falle 
fann das Geſuch wegen gänzlichen oder theil- 
weifen Erlaſſes der auf der bejhädigten Grund- 
fläche haftenden Steuer jährlid jo lange erneuert 
werden, bis die Berichtigung des jteuerbaren 
Neinertrages in den Kataſterbüchern erfolgt ift. 
$ 11. Die Prüfung der Nachlaßgeſuche erjolgt 
durch eine Abſchätzungscommiſſion, welche für 
jeden Steuererlaß nachfuchenden Örundeigenthümer 
nach den in $$ 7, 8 u. 9 ertheilten Vorjchriften 
durch Örtliche Belichtigung feitzuftellen hat, ob 
ein fotcher Erlaf eg zuläffig ift, und in 
welchem Umfange derjeibe bewilligt werden fann, 
— Auf den Grund der örtlichen Unterfuhung, 


Beträgt der erlittene Berluft|gejuch Tediglih die von Gebäuden nad dem 


Miethwertge zu entrichtende Steuer, oder b) ob 
e3 zugleich od. ausſchließlich die von Ländereien 
u entrichtende Steuer betrifft, und ob in diejem 
Falle die Steuer der Ländereien, deren gänzlicher 
oder theilweijer Erlaß beantragt wird, 1) die 
Summe von 15 M nicht überfteigt, od. 2) mehr 
al3 15 M, jedoch nicht über 300 M, ob. enblid 
3) mehr als 300 M beträgt. — In den Fällen 
zu a und zu 1 sub b bejteht die Ubihäpungs- 
commijfion aus bem Steuercontroleur und dem 
Verwaltungsbeantten oder deſſen Stellvertreter. 
Bei allen übrigen Abſchätzungen find bejondere 
Abſchätzungscommiſſarien zuzuziehen. Damit dies 
geichehen könne, werden in jeder Bürgermeijterei 
von 6 zu 6 Jahren aus der Zahl der der Yand- 
wirthichaft fundigen Grundeigentyümer zwei ſolche 
Eommifjarien von den Kreisſtänden erwählt und 
von der Negierung betätigt. In den Fällen 
zu 2 sub b bejteht die Commiljior aus dem 
Steuercontroleur, dem Berwaltungsbeamten oder 
dejfen Gtellvertreter und 2 Sadverftändigen, 
welche der Erjtere unter den bei dem Berlufte 
nicht betheiligten Abjhägungscommiffarien aus 
zumwählen hat, in den Fällen zu 3 sub b aus 
dem Yandrathe oder dejjen Stellvertreter, dem 
Stenercontroleur u. zwei Sachverſtändigen, melde 
der Landrath aus der Zahl der nicht betheiligten 
Abſchã tzungscommiſſarien zuzieht. — Den Regier: 
ungen bleibt überlaffen, die Steuercontroleure in 
einzelnen Fällen von der Theilnahme an den 
Ab \hähungscommiffionen zu entbinden u. Durd 
andere Beamten pder bejonders zu beauftragende 
Commifjarien vertreten zu lafjen. Ber 
einen Steuernachlaß wegen ber im $7 gedachten 
Unglüdsfälle in Anſpruch nimmt, muß fein Ge 
ſuch bei Berluft feiner Anfprüdhe binnen 8 Tagen 
nad) dem eingetretenen Ereignifje bei dem Ver— 
waltungsbeamten anbringen, darin bie Art des 
erlittenen Schadens genau angeben und die be- 
ihädigten Grundftüde mit ber Mitttercolle über- 
einftinnmend bezeichnen. — Der VBerwaltungsbe- 
amte beicheinigt den Thatbeftand und überjendet 
das Geſuch binnen 8 Tagen dem Steuercontros 
leur. — Hat der Unglüdsfall eine ganze Ger 
meinde oder einen bedeutenden Theil derſelben 
betroffen, fo ift der Verwaltungsbeamte ver 
pflichtet, das Nachlaßgeſuch von Amtswegen im 
Namen der beſchädigten Einwohner einzureichen. 
s 14. Sobald der Steuercontroleur ein Nach— 
aßgejuch empfängt, hat derjelbe in den im 8 12 
zu a und zu 1 und 2 sub b bezeichneten Fällen 
möglichft bald und jebenfalld binnen 8 Tagen 
fih an Ort und Stelle zu begeben und entweder 
mit Zuziehung des Berwaltungsbeanten u. der 
von ihm zu wählenden Abjhäpungscommifjarien, 
oder beziehungsweife lediglich mit Yuziehung bes 





von welder die beihädigten Grundeigenthümer |Berwaltungsbeamten, in beiden Fällen aber unter 
vorher in Kenntniß zu ſehen find, u. nad) Ein- Benachrichtigung der Beſchädigten die Abſchätz 
fit der Katafterlarten und Bücher, ingleichen ung des Schadens ſogleich vorzunchmen, od, den 


Grundſteuer. 661 
Beitpunft zu beſtimmen, bis zu welchem dieſelbe mit zu unterſchreibende Nachweiſung aufzuſtellen, 
auszufegen iſt, um über ben Umfang der Be« | welche den Betrag des erlittenen Schadene, die 
jchädigung oder des durch anderweite Benugung | Vermögend-, Erwerb3- und jonft noch in Be- 
der Grumdftüde etwa zu erlangenden Erſatzes tracht fommenden perjönlichen oder Familienver- 
mit größerer Sicherheit urtheilen zu können. — hältniſſe der Beichädigten, ingleichen die bean» 
Binnen 3 Tagen nad) erfolgter Abſchätzung muß tragten oder bereit3 bewilligten Steuernachläſſe 
die darüber aufzunehmende Verhandlung nebſt und die aus Verfiherungs-Anftalten oder anderen 
der vollzogenen Nachweifung dem Landrath über- | Fonds zu gewärtigenden oder empfangenen Ent» 
fendet werden, der diefelbe binnen 8 Tagen mit-|jhädigungen, endlich bie zur Erreichung des 
tel3 gutachtlicher Randbemerkung der Regierung |Zwed3 dringend erforderlihen Unterſtützungs— 


überreidt. $ 15. 
bezeichneten Falle hat der Steuercontroleur die 
eingehenden Nachlaßgeſuche jofort dem Landrath 
u überjenden und zugleih einen oder einige 
—— für das Abſchätzungsgeſchäft in —— 
u bringen. Der Landrath beſtimmt den Tag 
er Abſchätzung u. nimmt dieſelbe gemeinfchaft- 
Lich mit dem Steuercontroleur und den von ihm 
zuzuziehenden Abſchätzungscommiſſarien vor, nad}: 
dem er den Berwaltungsbeamten u. durch diejen 
die Beihädigten vorher davon in Kenntniß ge- 
ſetzt — Die Abſchätzungsverhandlung nebſt der 
von der Commiſſion vollzogenen Nachweiſung 
wird von dem Landrathe mittels gutachtlichen 
Berichts binnen 8 Tagen der Regierung über— 
reicht. 8 16. Der Verwaltungsbeamte, welcher 
die ihm nach $ 13 obliegende rechtzeitige Ein 
abe der Nachlaßgeſuche verſäumt, iſt für Die 
—* den Betheiligten etwa erwachſenden Nach— 
theife verantwortlih. — Dajjelbe gilt von den 
Landräthen und Steuercontroleuren, welche die 
vorgeichriebenen Ermittelungen und rechtzeitige 
Eintendumg ihrer Anträge. dergeftalt verjäumen 
oder verzögern, daß dadurch die Erreichung des 
Zwecks unmöglich wird. 

[III. Baare Geldunterftügungen bei ſolchen Un- 
glüdsfällen, wo die betroffenen Grundeigenthümer 
nur dadurch noch fernerhin im —— 
fähigen Stande erhalten werben können.) 8 17. 
Wenn ein Grundeigenthümer durch Ereigniffe, 


die ein Steuernachlaßgeſuch begründen, od. durdh|S$ 1 bis 5 


andere Unglüdäfälle, 3. B. den Berluft der ein» 
gebrachten Feldfrüchte und Wirthſchaftsvorräthe, 
oder des Wirthichaftsviehes u. jonjtigen Inven— 
tariums, bei Gelegenheit eines Brandes, einer 
Ueberſchwemmung, a u. |. w., in eine 
er age gerathen iſt, daß er ohne fremde 

eihilfe fich nicht in zahlungsfähigem Zuftande 
zu erhalten vermag, jo fann von ihm ſowol in 
den Fällen, wo ein gänzlidher oder theilweijer 
Erlaß der Steuer —— wird, als in den 
Fällen, wo ein ſolcher Erlaß nicht zuläſſig iſt, 
ein Geſuch wegen einer außerordentlichen Unter- 
ftügung aus dem Dedungsfonds dem Berwalt- 
ungsbeamten zur Beftätigung vorgelegt od. von 
dem Letzteren von Amtswegen für ihn ausges 
fertigt werden. $ 18. Bon dem Berwaltungs- 
beamten gelangen bie ar Fer an 
den Landrath, der die unftatthaften jogleich zu- 
rüdweift, die übrigen aber binnen 8 Tagen dem 
Steuercontroleur zur weiteren Bearbeitung über» 
fendet. — Der Steuercontroleur Hat, jobald ihm 
ein Unterſtützungsgeſuch zugeht, mit Buziehung 
der Berwaltungsbeamten die nöthigen Nachrich- 


In dem im $ 12 zu 3 sub b) Anträge vollitändig ergeben muf. 8 19. Dieje 


Nachweiſung muß der Steuercontroleur, wenn 
ihm zugleid ein Steuernachlaß-Geſuch der Be- 
Ihädigten vorliegt, gleichzeitig mit der im $ 11 
borgejchriebenen Nachweiſung, ſonſt aber binnen 
3 Wochen, nachdem er das Unterſtützungsgeſuch 
empfangen, dem Landrathe überjenden, der die 
jelbe forgfältig zu prüfen und unter Beifügung 
ſeines Gutachtens binnen 14 Tagen der Regier- 
ung einzureichen hat. $ 20. Wer feine Grund» 
jteuer zahlt, oder wer erlittene Unglüdsfälle, 
ohne dadurd) zahlungsunfähig zu werden, aus 
eigenen Mitteln übertragen fann, oder wer für 
den gehabten Verluſt aus anderen Fonds oder 
aus Berfiherungs » Anftalten hinreichende Ent- 
Ihädiqung erhält, oder endlich wer benjelben 
durch Fahrläſſigkeit fich jelbft zugezogen hat, kann 
niemals eine Unterjftügung aus dem Dedungs- 
fonds erhalten. 

[IV. Allgemeine Vorſchriften über die Anmweij- 
ung, Unszahlung und Berrehnung der Nachläfje 
und Unterftügungen.] $ 21. Die Regierung hat 
alle eingehenden Nachlaß» und Unterftügungs-Ge- 
juche zu prüfen und die mangelhaft oder unvoll« 
jtändig bearbeiteten fofort berichtigen oder ver» 
volljtändigen zu laſſen. Geſuche, die fich bei der 
erjten Einreichung oder nad) der Vervollſtändig— 
ung als unjtatthaft ergeben, jind ſogleich zurüd- 
zuweilen. $ 22. Wird ein Nachlaßgeſuch da» 
gegen al3 zuläfjig anerkannt, jo ift in den in 
gedachten Fällen der zu bewilligende 
Steuererlaß oder Erjag jogleich auf den Dedungs- 
fonds anzumeijen und wo es nöthig ift, gleich" 
zeitig die Berichtigung der rg u. Katafter- 
Bücher zu verfügen. $ 23. Die Mitglieder der 
Abſchätzungs-Commiſſion können zwar weder 
Diäten noch Fuhrfoften in Anſpruch nehmen, 
wenn aber in Nadjlaffällen andere undermeid» 
liche Koften entjtehen, fo werden folche nad) Feſt— 
jegung der Biquidationen und vorzugsweiſe von 
den in SS 24 bis 26 bezeichneten Zahlungen auf 
den Dedungsfonds angemiejen. Ein gleiches Ber- 
fahren findet ftatt, wenn bei der Steuerbeitreib» 
ung durch die Anwendung der Zwangsmaßregeln 
baare Auslagen entitehen, die ji ald uneinzieh- 
bar ergeben. 24. Bei den in $$ 6 bis 16 
begründeten Nachlaßgeſuchen kann die Anweifung 
nur dann fogleid) ech en, wenn fich mit Sicher« 
heit überjehen läßt, daß der Dedungsfonds Hin« 
reichende Mittel beſitzt, um nicht nur die noth- 
wendigen Zahlungen ($$ 22 und 23), die bis 
zum Fahresichluffe möglicherweije noch vorfom«» 
men dürften, bejtreiten, ſondern auch gleich 


ch· dringende Nachlaßgeſuche derjelben Art berüd« 


ten eg und demnächft nach dem anliegen=| fichtigen zu können. Inſofern dies nicht mit 


den © 


ma eine von dem Berwaltungsbeamten|Bejtimmtheit beurtheit werden kann, wird bie 
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Verfügung einſtweilen ausgeſetzt und erſt amſder mit den Betheiligten am nächſten Hebetage 
Jahresſchluſſe entſchieden, welche von den vor⸗ſabrechnen und dieſelben quittiren läßt. — Sind 
liegenden Nachlaßgeſuchen überhaupt und in wie ſeinzelne Betheiligte an dieſem Hebetage nicht er- 
weit diefelben nad; dem im Fr ga noch ſſchienen, jo werden fie von dem Steuerempfänger 


vorhandenen Beftande und nöthigenjalla mit Zu- 
hilfenahme des nad) $ 3 des Grundſteuergeſetzes 
vom Dedungsfonds für die Erhaltung des Ka— 
tafterd — Fonds berückſichtigt werden 
können. $ 25. Im Betreff der Unteritügungs« 
geſuche nad) 88 17 bis 20 wird bie Berfüning 
ebenfall3 in der Regel ausgeſetzt und erſt am 
Jahresſchluſſe nad) Anweiſung aller, al3 begründet 
auerfannten Steuernachläſſe eine Nachweiſung 
jener Gejuche für den ganzen Regierungsbezirk 
zufammengeftellt. — Die Regierung vergleicht 
Diefe Nachweiſung mit dem verfügbaren Bejtande 
des Dedungsfonds umd prüft darnach, ob und 
— ap ar gewährt werden können. 
— Dabei gilt als Hegel, daß die Unterftügungen 
— 17 bis 20) im Ganzen einerſeits */, der 

ahreseinnahme, einſchließlich des Beſtandes aus 
dem vorhergehenden Jahre, nicht überſteigen und 
anderſeits auch nur inſoweit bewilligt werden 
dürfen, daß am Jahresſchluſſe nach Anweiſung 
derſelben, ſowie aller ſonſtigen Zahlungen ($$ 22 
bi3 24) mindeftens %, %, der Grundftener-Danpts 
fumme im Dedungsfonds als Beſtand verbleiben. 
— Bor dem Jahresjchlufje lönnen Unterftügungen 
nur dann angewiejen werden, wenn die Dring- 
lichleit de3 Falles ſchleunige Sie erfordert, und 
wenn ſich mit Sicherheit überjchen läßt, daß die 
durch die vorstehende Regel feitgejeßten Grenzen 
dadurch nicht überjchritten werden. 826. Haben 
die al3 nothwendig anerkannten Nachläffe und 
Unterjtügungen nachgewieſen werden können, und 
verbleibt alsdann noch ein ftärferer Beſtand als 
nad) $ 25 erforderlich ift, jo können für Steuer- 
boten, die ſich in ihrem Dienfte auszeichnen, zum 
Anerfenntniß ihrer guten Dienftführung und zur 
Entihädigung für den Verluft ihrer Gebühren 
bei den nad) $ 4 als unbeibringlich zu erlajien- 
den Gteuerquoten Eleine Belohnungen auf den 
Dedungsfonds angewiejen werden. 8 27. Der 
Dedungsfonds wird jährlich abgejchlofien und 
der Beitand im folgenden Fahre in den Büchern 
und Rechnungen der Regierungshauptlafie in 
Einnahme geitellt und als Reit „Ausgabe -Soll 
vorgetragen. 

[V. Bufertigung der Anweiſungen auf den 
Dedungsjonds und Anrechnung derjelben.] $ 28. 
Die Vergütungd- und Nadlaganweijungen der 
Regierung (66 22 und 24) gehen dem Landrath 
zu und werden von dieſem durch den Verwalt- 
ungsbeamten dem Steuerempfänger zugeftellt, 


durch eine jchriftlihe Benachrichtigung, die den 
Namen und Wohnort berfelben und den Betra 
des cinem Jeden bewilligten Erlaffes beutli 
ergeben muß, zu einem von jenem binnen brei 
Wochen anzujependen Termine behufs der Duit- 
tunggleiftung jpeciell vorgeladen. — Der Steuer- 
bote, der dieſe Benachrichtigung Üüberbringt, muß 
die Betheiligten, zum Zeichen der richtigen Be 
itellung, zur Beifchreibung ihres Namens auf- 
fordern, ober falls bdiejelben des Leſens oder 
Schreibens unkundig find, durd) ein anderes Mit- 
glied der Gemeinde befcheinigen laſſen, daß er 
ihnen den Inhalt der Borladung durch Borlej- 
ung gehörig befannt gemadjt habe. $ 29. Sind 
in dem angejegten Xermine bie Vorgeladenen 
nicht ſämmtlich erfchienen, jo legt der Steuer- 
Empfänger alle nody nicht quittirte Anweiſungen 
dem Steuer-Eontroleur vor und weifet demfelben 
die gehörig erfolgte Vorladung nad) ($ 28). — 
Der Steuer-Eontroleur läßt die Beträge in Ein: 
nahme jtellen, und bejcheinigt diefe Bereinnahm- 
ung auf ber —— die außerdem 
noch vom Berwaltungsbeamten viſirt werden 
muß. — Hätte aber eine baare Rüdvergütung 
itattfinden müſſen, fo ſtellt der Steuer-Controleur 
die Beträge nah Einfiht der Heberolle und ber 
Rechnungsbücher des Steuerempfängers feſt, und 
reicht die darüber angefertigte, von dem Letztern 
beſcheinigte Nachweiſung der Regierung zur 
weitern Verfügung ein. 
Grundftener-Defungsfonds, f. u. Grund- 
teuer, das Grundſteuer-Geſetz für die weftlichen 
Provinzen vom 21. Januar 1839, SS 44 ff. u. 
die Anweiſung von demjelben Tage. 
Grundſteuer-Fortſchreibung, j.u.Grund- 
teuer, Gejeh vom 8. Februar 1867, 8$ 32 ff. 
Grundjtener -Nemiffionen, f. u. Grund- 
jteuer, Gejeß vom 8. Februar 1867, $ 52, 
Güter- Beförderung auf Eifenbahnen, |. 
Betrieb3-Reglement, SS 46 ff. 
Güter-Bejtatiger, Gewerbebetrieb deffelben, 
j. Gewerbeordn. $ 36; Beftrafung derjelben wegen 
Untreue, ſ. Str.-G.-B. $ 266 Wr. 3. 
Gutsbezirke. Die jelbjtändigen ftehen in bem 
Bereiche der Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 
und in den Provinzen Weftfalen und Hannover 
den politiihen Gemeinden glei. Namentlid) 
gilt dies auch besügtich ber Öffentlichen Armen- 
pflege; ſ. unter Armenpolizei, Gejeg vom 8. 
März 1871,88 7 ff. 


8. 


Häringsreuſen, Anwendung derſelben in den 


Häute, Verſendung derſelben auf Eiſenbahnen, 


Gewäſſern des Regierungsbezirls Stralſund, ſ.ſ. Betrieb3-Neglement $ 48 Nr. 18. 


unter Fiſchereipolizei (S. 434) die Fiſcherei— 


ÖOnfenpolizei, bezüglich der Zuftändigfeit der 


Drönung vom 30. Aug. 1865 88 14—17, 37. |Behörden zur Handhabung derjelben im Bereiche 


Haff — Hamdelsfammern. 


ber Kreisordnung vom 13. December 1872, j. 
unter Berwaltungsbehörden, Gejep vom 
26. Juli 1876, $ 115. 

Haff. Die Fiſcherei Ordnungen für das friiche 
und das kuriſche Haff f. unter Fifchereipolizei 
©. 412 und ©. 420, 

Daft als Strafart, j. Str.-G.-B. 8 18; wegen 
Berwandlung berjelben in Geldftrafe, daf. $ 28 
(au Kreisordnung vom 13. December 4872, 
88 82, 83); Verjährung ber Hajtitrafe, baf. $ 70. 
S. auch Berhaftung. 

Hafipflicht der Unternehmer von Eiſenbahnen, 
Fabrilken, Bergwerken :c,, bezüglich der bei dem Be— 
triebe ihrer Unternehmungen herbeigeführten Tödt- 
ungen und Körperverlegungen, ſ. unter Eiſen— 
bahnen, dad Reichsgeſetz vom 7. Juni 1871 
309). — Bezüglidy der Haftpflicht der Eijen- 

ahnen für Gepäd- und Güterbeförderung, 
Betrieb3-Reglement $$ 29 ff., 38, 44, 62 ff. 
und bezüglid; derjenigen der Pojtverwaltung, j. 
unter Bojtwejen das Poftgejeg vom 28. Oct. 
1871, $$ 6 ff. beziehungswerje der Telegraphen- 
verwaltung j. TZelegraphenordnung vom 21. 
Juni 1872, 8 26. 

Hagelſchlag begründet einen Anſpruch auf 
Grundjteuer-Remijfionen beziehungsmweije Unter: 
ftügung aus dem Grundfteuer-Dedungsfonds, |. 
unter Grundſteuer das Grundſteuer-Geſetz für 
die weſtlichen Brovinzen vom 21. Januar 1839, 
SS 44 ff. u. das Geſetz vom 8. Febr. 1867, $ 52. 

Dalbinvaliden, j. Militärperjonen. 

Dammerwerfe gehören zu den bejonderer 
Genehmigung bedürfenden gewerblichen Anlagen, 
j. Gewerbeordn. $ 16. Wegen Entridtung ber 
Gewerbefteuer für jolche, j.u. Gewerbejteuer, 
Gejek vom 30. Mai 1820, $ 15. 

bandarbeiter bei Eijenbahnen, ſ. Eiſen— 
bahn:Wrbeiter. 

Dandelsflagge der deutihen Kauffarteifchiffe 
ift ſchwarz-weiß⸗roth; Reichsverfaſſung vom 16, 
April 1871, Urt. 55. 

Dandelsfammern, 

Gejeg über die Handel3lammern vom 

24. Februar 1870. 

$ 1. [Beitimmung und Erridhtung der Han- 
deläfammern.] Die Handelsfammern haben bie 
Beitimmung, die Gefammtinterefjen der Handel» 
und Gemwerbetreibenden ihres Bezirkes wahrzu- 
nehmen, insbejondere die Behörden in der För— 
derung 
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einzelne Handeldfammern nad) Anhörung der 
Betheiligten beftimmt werden, daß das Wahlrecht 
außerdem durch die Veranlagung in einer be- 
—— Klaſſe oder zu einem beſtimmten Satze 
er Gewerbeſteuer vom Handel bedingt fein fol. 
$ 4 Zur Theilnahme an der Wahl der Mit- 
lieber jind ferner berechtigt die im Bezirke der 
Denbeiäkoumer ben Bergbau treibenden Allein- 
eigenthümer oder Pächter eines Bergwerkes, Ge- 
werkſchaften und in anderer Form organijirte 
Geſellſchaften — einſchließlich derjenigen, welche 
innerhalb der in den $$ 210, 211 des Allgemei- 
nen Berggejeged vom 24. Juni 1865 im $ 1 bed 
Gefeges vom 22. Februar 1869 u. im Art. X 
der Verordnung vom 8. Mai 1867 ?) bezeichneten 
Landestheilen Eifenerz- beziehungsmweije Stein- 
oder Braunfohlenbergbau betreiben — injomweit 


ſ. die Jahresproduction einen von dem Handeld- 


miniſter nach den örtlichen Verhältnifjen für die 
einzelnen Handeldfammern zu beitimmenden Werth 
oder Umfang erreiht. — Die fijcalifchen Berg» 
werke jind von ber Theilnahme au der Wahl 
ausgeichloffen. $ 5. Die Wahljtimme einer Yc- 
tiengejelljchaft oder einer Genoſſenſchaft darf nur 
durch ein im Handelsregiſter eingetragenes Vor— 
jtandsmitglied, die jeder anderen im $ 3 bezeich— 
neten Gejellihaft nur durch einen ebendajelbit 
eingetragenen perſönlich Haftenden Gejellichafter, 
die einer Gewerkichaft oder anderen im $ 4 be 
zeichneten Geſellſchaft nur durch den Repräjen- 
tanten od. ein Vorſtandsmitglied, die einer Per— 
jon weibliden Geſchlechtes oder einer unter Bor: 
mundjchaft oder Euratel ftehenden Berjon nur 
durch den im Handelöregiter eingetragenen Pro— 
curiften abgegeben werden. $ 6. Wer nad) vor- 
jtehenden Beitimmungen ($ 3 bis 5) in dDemielben 
Handelöfammerbezirte mehrfach ſtimmberechtigt 
it, darf gleichwol nug eine Wahlitimme abgeben 
und Hat fih, wenn er gleichzeitig in mehreren 
Bahlkreijen des Handelsfammerbezirfes (5 10) 
ſtimmberechtigt ift, vor Ablauf der zu Einwend: 
wigen gegen die Wählerlijten beitimmten Frift 
($ 11) zu erflären, in weldhem Wahlfreiie er 
jeine Stimme ausüben will. $ 7. Zum Mit- 
gliede einer Handelsfammer kann nur gewählt 
werden, wer 1) das jünfundzmwanzigite Lebens— 
jahr zurüdgelegt hat, 2) in dem Bezirfe einer 
Handelöfammer jeinen ordentlihen Wohnſitz hat, 
3) a. indem für den Bezirk der Handelsfammer 


des Haudel3 und der Gewerbe durch geführten Handelöregiiter entweder ald Inhaber 


thatjächliche MittHeilungen, Anträge und Erjtatt- einer Firma oder als perſönlich Haftender, zur 
ung von Gutachten zu unterjtügen. $ 2. Die|Bertretung einer Handelögejellihaft befugter Ge— 
Errichtung einer Handeldfammer unterliegt der|jellihafter, oder ald Mitglied des Vorjtandes 
Genehmigung des Handelsminifters. — Bei Er-jeiner Actiengejellihaft oder Genofjenihaft einge- 
theilung diefer Genehmigung wird zugleich über|tragen fteht, b. oder bei einer der im $ 4 be 
die Zahl der Mitglieder und, wenn die Erricht: zeichneten VBergbauunternehmungen im Bezirke 
ung für einen über mehrere Orte ſich erjtreden-|der Handeldfammer als Alleineigenthümer, Re— 
den Bezirk erfolgt, über den Sig der Handels: |präjentant oder Vorftandsmitglied betheiligt iſt. 
kammer Beitimmung getroffen. $ 8. Mehrere Gefellichafter oder Vorjtandsmit- 
$ 3. [Wahlberehtigung und Wähfbarkeit.]|glieder einer und berjelben Gejellihaft dürfen 
* Theilnahme an der Wahl der Mitglieder nicht gleichzeiti dj Here derjelben Handeld- 
ind diejenigen Kaufleute und Gejellihaften be- kammer ſein. $ 9. Diejenigen, über deren Ber- 
rechtigt, welche als Inhaber einer Firma in dem) mögen der Concurs (Falliment) eröffnet ift, find 
für den Bezirk der Handelskammer geführten) — 
Handelsregiſter eingetragen ſtehen. — Mit Ger) S. oben ©. 143, 190 und S. 


. u I ; * 23 unter Eiſenſtein— 
nehmigung des Handelsminifters kann jedoch für bergbau. 
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bis nad Abſchluß dieſes Verfahrens, und die- ſtiges Ausſcheiden vor Ablauf der geſetzlichen 
jenigen, welche ihre Zahlungen eingeſtellt haben, | Zeit erledigten Stellen wieder beſetzt. Im Ueb— 


während der Dauer der Zahlungseinſtellungen 
weder mahlberechtigt, noch wählbar. 

$ 10. bie hier Mit Genehmigung 
des Handelsminiſters Tann ein Handelstammer: 
bezirt zum Zwecke der Wahl der Mitglieder in 
engere Bezirke eingetheilt werben, iniofern ſich 
aus den örtlichen Verhältniffen hierzu ein Bes 
dürfniß ergibt. $ 11. Für jeden Wahlbezirk ijt 
bei Einrichtung einer Handelsfammer von der 
Regierung, jonit von der Handelskammer jelbit 
eine Lifte der Wahlberechtigten aufzujtellen. Die- 
felbe wird zehn Tage lang öffentlid) ausgelegt, 
nachdem die Zeit und der Ort der Auslegung in 
den letzten zehn Tagen vorher öffentlich befannt 
emacht find. — Einwendungen gegen bie Liſte 
And unter ng ber erforderlichen Beſchei— 
nigungen bis zum Ablauf de? zehnten Tages nad) 
beendigter Auslegung, wern die Handelsfammer 
eingerichtet werden fol, bei der Hegierung, ſonſt 
bei der Handelskammer ſelbſt anzubringen. Re- 
curs gegen die Entiheidung der Handelsfammer 
ift innerhalb zehn Tagen bei der Regierung ein 
zulegen. Letztere entſcheidet in allen Fällen end- 
iltig. $ 12. Nach erfolgter Feſtſtellung der 

ählerliſte hat für jeden Wahlbezirk bei Erridit- 
ung der Handeläfammer ein von der Negierung, 
font von der Handelöfammer aus der Zahl 
ihrer Mitglieder zu ernennender Commifjarius 
den Wahltermin zu betimmen und öffentlich be- 
fannt zu maden. $ 13. In der Waglverjamm- 
lung führt der ernannte Commijjarius ($ 12) 
den Vorſitz. Es wird ein Wahlvorſtand gebildet. 
Bu demjelben gehören aufer dem Borjigenden 
ein Stimmenjammler und ein Schriftführer, welche 
von den anmejenden Wahlbereditigten aus ihrer 
Mitte gewählt werden. $14. Die Wahl erfolgt 
nad abjoluter Stimmenmehrheit durch geheime 
Abſtimmung mitteld Stimmzettel, weldhe, außer 
den im $ 5 erwähnten Fällen, von den Stimme 
berechtigten perjönlich abzugeben jind. Bei Stim- 
mengleichheit enticheidet das Loos. Ergibt ſich 
bei einer Wahl in der erjten Abjtimmung weder 
eine abjolute Stimmenmehrheit, nod Stimmen 
leichheit, jo werben diejenigen, welde die mei« 


tigen fcheiden von den Mitgliedern am Schluffe 
jedes Jahres fo viele aus, daß im Ganzen der 
dritte Theil jämmtlicher Stellen zur Wiederbe- 
ſetzung gelangt. Die Ausſcheidenden beftimmt 
das höhere Dienjtalter und bei gleichem Alter 
das Loos. — Geht die normale Gejammtzahl 
der Mitglieder einer Handelsfammer bei einer 
Theilung durch drei nicht voll auf, jo wird die 
nächſte höhere Zahl, welche eine ſolche Theilung 
zuläßt, der Berechnung des ausiceirenden Dritt- 
theil3 zu Grunde gelegt. — Die Ausjcheidenden 
fönnen wieder gewählt werden. $ 17. Jeder in 
der Perjon eines Mitgliedes eintretende Umftand, 
welcher dajjelbe, wenn er vor der Wahl vorhan- 
den geweſen wäre, von der Wählbarkeit ausge- 
ichlofjen haben würde, hat das Erlöjchen der 
Mitgliedihaft zur Folge. $ 18. Die Handels- 
fammer fann ein Mitglied, welches nad) ihrem 
Urtheil durch feine Handlungsweiſe die öffentliche 
Adıtung verloren hat, nad Anhörung deijelben 
durch einen mit einer Mehrheit von menigitens 
zwei Dritttheilen ihrer Mitglieder abzufaſſenden 
Beſchluß aus ihrer Mitte entfernen; es ſteht 
jedoch dem Betheiligten gegen einen joldhen Ber 
ſchluß der Recurs an die Regierung offen. 819. 
In derjelben Art ($ 18) kann die Handelsfammer 
ein Mitglied, gegen weldes ein gerichtliches 
Strafverfahren eröffnet wird, bis nach Abſchiuß 
— von ſeinen Functionen vorläufig ent⸗— 
ſeben. 

$ 20. Koſtenaufwand.) Die Handelskammer 
beiglicht uber den zur Erfüllung ihrer gejeplichen 
Aufgaben erforderlichen Koſtenaufwand und ord» 
net ihr Kafjen» und Rechnungsweſen ſelbſtändig. 
— Sie nimmt die von ihr pa Se erachteten 
Arbeitöfräfte an, jegt die Vergütung für diejel- 
ben feſt u. beichafft die nöthigen Räumlichkeiten. 
$ 21. Die Mitglieder verſehen ihre Geſchäfte 
unentgeltlih. Nur die durch Erledigung einzel- 
ner Aufträge erwachſenden baaren Auslagen wer» 
den ihnen erftattet. $ 22. Die Handelstammmer 
hat alljährlich einen Etat aufzuftellen, öffentlich 
befannt zu machen und der Regierung mitzu- 
teilen. $ 23. Die etatsmäßigen Koften werden 





ten Stimmen erhalten haben, in doppelter An-jauf die jämmtlichen Wahlberechtigten nad dem 
zahl der zu Wählenden auf die engere Wahl) Fuße der Gewerbefteuer vom Handel veranlagt 
— Falls mehr Perſonen, als die doppelte und als Zuſchlag zu dieſer erhoben. — Die nicht 

nzahl der zu Wählenden die relativ meiften) zur Gewerbeſteuer vom Handel veranlagten Wahl« 
Stimmen erhalten, jo entjcheidet bei Feftitellung | berechtigten werden von der Handelstammer all- 
der Lifte der auf die engere Wahl zu Bringen |jägrlich nach dem Umfange ihres Geſchäftsbetrie— 
den unter denen, welche gleich viele Stimmen bes im vorhergehenden Jahre auf einen fingirten 
Haben, dad 2008, Ueber die Giltigfeit der Wahl- Satz der Gewerbeſteuer vom Handel eingejchägt 
zettel entfcheidet der Vorſtand. Das Wahlpro-|und in diefem Verhältniſſe zu den Koitenbeiträ« 
tofoll ijt von dem Wahlvorjtande zu —— gen herangezogen. Die Betheiligten werden fei« 
$ 15. Die Handelsfammer hat das Ergebnißitens der Handelsfammer von diejer Einſchätzung 
der Wahl öffentlich bekannt zu machen. — Ein-|benadridtigt. Beſchwerden darüber find binnen 
Iprüche gegen die Wahl find binnen zehntägiger)zehntägiger Friſt bei der Haud-ldfammer anzus 
Frift bei der Handeldfammer anzubringen und|bringen und unterliegen der endgiltigen Entſcheid⸗ 
von der Regierung endgiltig zu entſcheiden. ung der Regierung. — Die Erhebung der Beir 

$ 16. [Dauer der Function umd Wechſel der —* geſchieht auf Anordnung der Verden 
Mitglieder.) Die Mitglieder der Handelstammernj$ 24. Einer vorgängigen Genehmigung der Re- 
verjehen ihre Stellen in der Regel drei Jahreigierung bedarf es, wenn die Beſchaffung bes 
fang. Am Schluſſe jedes Jahres werden durch) Yufwandes für ein Jahr einen zehn Procent ber 
Neuwahl zunächſt die durch den Tod oder ſon⸗ Gewerbeſteuer vom Handel überjteigenden Zu- 


Handelsmäller — Handwerkszeug. 
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ſchlag zu berjelben erfordert oder wenn der vor⸗ den Handelaminifter zu berichten. — Auch in 


gelegte Etat überjchritten werden ſoll. — Im 
eriteren alle kann die Negierung die etatsmäßi— 
en Kojten in der Gefammtjumme jomweit herab» 
eben, daß der zu ihrer Dedung erforderliche 
Zuſchlag nicht mehr ala zehn Procent der Ge- 
werbeſteuer vom Handel beträgt. F 25. Die 
Koftenbeiträge können unter Genehmigung der 
Regierung auf Untrag der Handeläfammer der 
Gemeindekaſſe oder der Staatsſteuerkaſſe am Site 
der Handelskammer überwiejen werden. Die be- 
treffende Kaſſe hat alddann, in den Grenzen des 
Etat3 auf die Anweiſungen der Handelsfammer 
die Zahlungen zu leiften und darüber Rechnung 
zu legen. — Die Rechnungen werden von der 
Handeldfammer geprüft und abgenommen, 
826. [Geihäftsgang.] Zu Anfang jedes Jah— 
res wählt die Handelsfammer aus ihrer Mitte 
einen VBorjigenden und einen Stellvertreter de3- 
Bu Im Falle des Ausſcheidens des Vor— 
igenden oder ſeines Stellvertreterd vor der ger 
jeglichen Zeit erfolgt eine Neuwahl für den Reſt 
diefer Beit. $ 27. Die Handeläfammern Tönnen 
die Deffentlichkeit ihrer Sitzungen beſchließen. 
Zedenfall find jie verpflichtet, den Handel- und 
Gewerbetreibenden ihres Bezirkes durch fortlauf- 
ende Mittheilung von Auszügen aus den Be— 
rathungsprotolollen, ferner am Schluſſe jedes 
Jahres in einer bejonderen Ueberjiht von ihrer 
Wirkſamkeit und von der Lage und dem Gange 


anderen Fällen ift ihnen geftattet, ihre Berichte 
unmittelbar an die Gentralbehörden zu erftatten. 
— In allen Füllen haben jte von den an bie 
Eentrafbehörden erftatteten Berichten derjenigen 
Provinzialbehörde, in deren Gejchäftäfreis der 
Gegenftand fällt, Mittheilung zu machen. $ 33, 
An denjenigen Orten, an welden Handeldfam- 
mern ihren Sit haben, werden von diefen bie 
Handelsmäkler — unter Vorbehalt der Bejtätig- 
ung der Regierung — ernannt. $ 34. Börjen 
und andere für den Handelöverlehr beftehende 
öffentliche Anftalten fünnen unter die Aufficht 
der Handeläfammern geftellt werden. 

$ 35. Uebergangs- und Schlußbeftimmungen.] 
Die Verfaffungen und Einridytungen der beiteh- 
enden Handelskammern find mit dieſem Gejeße 
in Webereinftinmung zu bringen. Der Handels» 
miniſter hat die hierzu erforderlichen Anordnungen, 
insbejondere auch über den Sit, die Bezirfe u. 
die Zahl der Mitglieder der einzelnen Handeld» 
fammern zu treffen. Bis zu den in Verbindung 
mit diefen Anordnungen zu bejtinmenden Beit- 
punkten bleiben für die beitehenden Handelskam— 
mern die über ihre Verfaſſungen und Einricht— 
ungen ergangenen Gejege, Verordnungen und 
jonjtigen Bejtimmungen in Kraft. $ 36. Auf 
die zu Berlin, Stettin, Magdeburg, Tilfit, Kö— 
nigsberg, Danzig, Memel und Elbing beftehen- 
den faufmänniichen Corporationen und auf das 


des Handels und der Gewerbe, jowie jummariich) Commerzcollegium zu Altona findet dieſes Geſetz 


von ihren Einnahmen und Ausgaben durch die 
öffentlichen Blätter Kenntniß zu geben. — Aus: 
genommen von der öffentlichen Berathung und 
Mitteilung bleiben diejenigen Gegenftände, welche 
in einzelnen Fällen den Handelskammern als 
für die Deffentlichfeit nicht geeignet von den Ber 
hörden bezeichnet oder von ihnen ſelbſt zur Ber: 
öffentlihung nicht geeignet — werden. 
$ 28. Die Beſchiüſſe der Handelskammern mer- 
den — außer den in den S$ 18, 19 beitimmten 
Fällen — durch Stimmenmehrheit geieht. Bei 
Stimmengleichheit enticheidet die Stimme bes 
Vorjigenden. Bei Wahlen ea das im erjten 
Abſatze des $ 14 beftimmte Verfahren ftatt. Zur 
—28 eines giltigen Beſchluſſes ift die Lad— 
ung aller Mitglieder unter Mittheilung der Be— 
rathungsgegenſtände und die Anweſenheit von 
mindeſiens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. 
— Ueber jede Beratung iſt ein Protokoll auf» 
zunehmen. 8 29. Die een eier führen 
ein den heraldiichen Adler enthaltendes Siegel 
mit der Umſchrift: „Handelskammer zu (für). .* 
— Ihre Ausfertigungen werden aber außer von 
dem Borfitenden oder defien Stellvertreter noch 
von —— einem Mitgliede vollzogen, $30. 
Die näheren Beitimmungen über den Geſchäfts- 
gang werben von der 
der Regierung mitzutheilenden Geſchäftsordnung 


— 

8 31. Geſchäftskreis.) Der Geſchäftskreis der 

———— wird im Allgemeinen durch ihre 
eſtimmung ($ 1) begrenzt. 32. Alljährlich 

bi3 ſpäteſtens Ende mi aben die Handeld- 

fammern über die Lage und den Gang des Han- 

del3 während des vorhergegangenen Jahres an 


feine Anwendung. $ 37. Die in diefem Gejepe 
ben Regierungen zugetviefenen Functionen werden 
von den Bezirkäregierungen und, wo dieje nicht 
beitehen, von den ihnen entiprechenden Landes— 
polizeibehörden ausgeübt. $ 38. Unbejchadet der 
Bejtimmung des $ 35 treten außer Kraft: die 
Verordnung über die Errichtung von Handel3- 
fammern vom 11. Februar 1848, die Verord- 
nung über die Errichtung von Handeldfammern 
vom 7. April 1866, die Verordnung v. 17. Oct. 
1863, die Verordnung über die Organijation der 
Handeldfammer der Freien Stadt Frankfurt v. 
20. Mai 1817, ſowie die fämmtlichen zur Voll— 
ziehbung und Ausführung diejer Berordnungen 
ergangenen Bejtimmungen, endlich alle allgemeinen 
und bejonderen, den Vorſchriften des gegenmwärti- 
gen Geſetzes entgegenjtehenden Geſetze und Ber- 
ordnungen. 

Handelsmäkler, deren ausſchließliche Befug> 
niſſe find aufgehoben, Gewerbeordn. $ 7 Nr. 1. 

Handelszeichen, Schug derjelben, j. Mar- 
kenſchutz. 
Dandgepäd, Beförderung deſſelben auf Eiſen- 
bahnen, j. Betriebsreglement $ 27. 

Handlungs: Gehilfen Se 
Aufjuhung von Waarenbeitellungen und Auf- 


Handelskammer in einer|faufen von Waaren durch diejelben, j. Gewerbe» 


ordn. $ 44. 

Handwerkerwaaren als Gegenftände des 
Wochenmarktverlehrs, ſ. Gewerbeordn. $ 64. 

Handwerkszeug iſt bei Pfändungen behufs 
executiviſcher Beitreibung von Abgaben ꝛc. frei» 
zulaſſen, ſ. unter Abgaben, Verordnung vom 
24. November 1843, $ 12 e, und Verordnung 
vom 22. September 1867, $ 13 e. 
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Danfröten, ſ. Flahsröftanitalten. 

Hardesvögte in Schleöwig-Holftein, ſ. 
Gemeinde-Berfajjung, Verordnung vom 22. 
September 1867, $4. Sie haben den Rang der 
fünften —*8 der höheren Provinzialbehörden. 

Harzdiebſtahl, ſ. Holzdiebſtahlsgeſetz v. 
2, Juni 1852, 8$ 2, 7 ff., 46. 

Haſelwild hat Schonzeit vom 1. Februar bid 
Ende Auguft; Gejep vom 26. Februar 1870, 
8 1 Nr. 11. Das Tödten oder Einfangen wäh. 
rend der Schonzeit wird mit 9 M Geldbuße be- 
ftraft, daf. $ 5 Nr. 8, 

Hafen haben Schonzeit vom 1. Februar bis 
Ende Auguft und dürfen — des ganzen 
Jahres nicht in Schlingen gefangen werden bei 
Vermeidung einer Strafe von 12 M; Geſetz v. 
26. Februar 1870, $ 1 Nr. 12 und 13, $5 
Nr. 12. 


ordnung vom 16. Juli 1869, S$ 60 ff. 
äufer, j. Baupolizei. 
auseoflecten jeder Urt, auch wenn diefelben 


nır in einem bejtimmten Orte oder nur beilunbefugter Anfertigung eines ſolchen, 
lafje der Bevölferung ſtatt-G.B. $ 369 Nr. 1. 


einer bejtimmten rt 
finden follen, dürfen nur mit Genehmigung des 


Hanfröten — Hebammen. 


daneben die von Jedem zu zahlenden Beiträge 


unter [ihrer Höhe nad) aufgeführt find. — Webertret«- 


ungen dieſer Vorſchriften find durch Polizeir 
Verordnungen unter Strafe geftellt. 

Hausdiebſtahl, j. Str.-©.-B. $ 247. 

DOnusfriedensbrudh, j. Str.-G.-B. 85 123, 
124, 342. 

Hausgärten, Veranlagung derjelben zur Ge- 
bäude» oder Grundfteuer, ſ. unter Gebäude- 
fteuer, Gejeg vom 21. Mai 1861, $$ 6, 7, 
15—17, und unter Grundfteuer, Gejeg vom 
21. Mai 1861, 8 1. 

Hausgeräth, Behandlung defielben bei zwangs 
weiſer Beitreibung öffentlicher Abgaben und Ge— 
fälle, ſ. unter Abgaben, Verordnung vom 24. 
November 1848, $ 12 a, und Verordnung vom 
22. September 1867, $ 13 a. 

Hauſir⸗Gewerbe, ſ. Gewerbebetrieb im Um- 


Hauptnormale, ſ. unt. Eichweſen die Eid; —— oben unter Gewerbebetriebe. 


auſir⸗Steuer, ſ. unter Gewerbeſteuer, 
Geſetz vom 3. Juli 1876. 

Hausjchlüffel Beitrafung der —— vn 

. Str. 


Hausſuchungen. ©. Geſetz zum Schuße der 


Oberpräfidenten abgehalten werden. Unter den perſönlichen Freiheit vom 12, Februar 1850: 
Begriff der Hauscollecten fallen insbejondere auh) $ 11. Hausfuhungen dürfen nur in den Fäl- 


alle Collecten, welche für kirchliche Zwecke bezw. 
auf er. 
te 


zu Haus abgehalten werden, und macht e3 Feine 


fen und nad den Formen des Gejeked unter 


tirhlicher Oberen von Haus Mitwirkung des Richters und der gerichtlichen 


Tolizei und, wo dieje nicht eingeführt ijt, der 


Ausnahme, wenn die Mittel zur Beitreitung eines] Bolizeicommiffarien oder der Communal» oder 


firchlihen Bedürfniſſes mit Genehmigung der 
tirhlichen Oberen, jtatt durch ordnungsmäßige 
Umlagen auf die dafür Verpflichteten durch frei— 
willige Gaben in der Form einer Hauscollecte 
aufgebracht werben ſollen. — Als Einjammeln 
von Eollecten ijt ferner das Einziehen von Bei— 
trägen zu Vereinszwecken zu betrachten, injofern 
dafjelbe bei Perſonen erfolgen joll, von welchen 
eine ausdrüdliche Beitritt3-Erflärung zur Mit- 
rg des Vereins nicht ftattgefunden Hat, 
mögen jolche Beiträge auch thatjächlich bereits 
bisher entrichtet worden fein, oder injofern in 
den Statuten der betreffenden Vereine die Bei- 
träge nicht nad Zeit und Höhe beftimmt find. 
Außerdem darf das Einfammeln von Mitglieder- 
Beiträgen von Vereinen, welche eine Einwirkung 
auf öffentliche Angelegenheiten bezweden, ohne 
Oberpräfidial-Genehmigung nur erfolgen, wenn 
diejelben neben der Erfüllung vorjtehender Vor— 
Ichriften, dem $ 2 des Vereind-Gejeged vom 11. 
März 1850 gemäß, ihre Statuten u. Mitglieder: 
Verzeichniſſe der DOrtspolizeibehörde eingereicht 
haben und dann nur bei ben in dieſen Ver— 


der Ortöpolizeibehörde gejchehen. Sie müſſen, 
jomweit died gefchehen kann, unter Buziehung des 
Angejchuldigten oder der Haudgenofjen erfolgen. 
$ 12. Das Verbot, Hausfuhungen bei Nachtzeit 
vorzunehmen ($ 8) findet feine Anwendung: 1) 
auf die Wohnungen der Perſonen, welche dur 
ein Straferfenntniß unter Polizeiaufjicht gejtellt 
jind; 2) auf Orte, welche der Polizei ald Schlupf- 
winkel des Hazardipield, ald Herbergen u. Ber- 
jammfungsorte von Verbrechern, ald Niederlagen 
verbrecheriſch erworbener Sachen oder als Auf- 
enthaltsorte liederlicher Frauenzimmer bekannt 
ſind; 3) wenn dringende Gründe dafür ſprechen, 
daß bei längerer Zögerung die in einer Wohn— 
ung befinbfieen Gegenjtände, in Bezug auf welche 
eine ftrafbare Handlung begangen worden, oder 
die dajelbjt vorhandenen Beweismittel abhanden 
gebracht oder gefährdet werden möchten. 
Onzardipiele, ſ. Glückſpiele. „Glückſpiel“ 
oder „Hazardſpiel“ find alle Spiele mit Karten, 
Würfeln >c., bei welchen der Spieler das Spiel 
nicht durch überlegende Anordnung und Leitung, 
nad) einem auf beftimmte Negein gegründeten 


zeihniffen aufgeführten Mitgliedern. — Auch) Plane, mit gleihem Vortheil unter gleich geſchick— 


enehmigte Collecten dürfen nicht anders abge-|ten oder 7 
alten werben, als unter Vorlegung von zu dern wo der 


ungejhidten Spielern jpielt, jon- 
uögang des Spieles und der da— 


diefem Zweck ausdrüdlich bejtimmten Collecten- von zu hoffende Gewinn Tediglih vom Zufall 
büchern, welchen der genehmigende Oberpräfidial-| abhängt. 


erlag in Urjchrift oder beglaubigter Abichrift 


ebammen bedürfen eines vorjchriftgmäßigen 


vorgeheftet ift und melde in jedem einzelnen| Brüfungszeugnifies, Gewerbeordn. $ 30 Abi. 2. 
Orte zuvor mit dem Stempel der betreffenden) In Betreff der Stellung der Hebammen ift durdı 


Bolizeibehörde verjehen worden find. 


Bei Ein-|die Minijterialverfügung vom 2. Juni 1870 mit 


—— wirllicher Vereinsbeiträge haben die Rückſicht auf die Ausfünrung des Geſetzes über 
infammler den Bereinämitgliedern Liſten vor- die Freizügigkeit vom 1. Novbr. 1867 und der 
zulegen, in welchen die Namen ber Lepteren und’ Gewerbeordn. von 21. Juni 1869 Folgendes be- 


Hebammen. 


immt: 8 1. Norddeutiche Hebammen, welche ein 

rüfungszeugniß einer nad den Gejegen ihrer 
Heimath zuftändigen Behörde erworben haben, 
find innerhalb des preufifchen Staatsgebietes 
um Gewerbebetrich als Hebammen zuzulafien. | 
GE Bur Prüfung ald Hebammen dürfen in 

reußen nur folche Perſonen zugelaffen werben, 
welche entweder in einer preußiichen Hebammen- 
Lehranftalt, oder mit Genehmigung der Regier- 
ung in einer auöwärtigen Hebammen-Lehranitalt 
einen vollftändigen Curſus durchgemacht haben. 
— Die Prüfung ſelbſt erfolgt nad) Maßgabe der 
85 82—55 des Reglements vom 1. Dec. 1825.) 
$ 3. Alle Anträge auf Zulafjung zu den inlän- 
diichen Hebammen-Lehranftalten find an die zu— 
ftändige Provpinzial-Berwaltungsbehörde zu rich— 
ten. — In die inländiihen Hebammen-Lehran- 
jtalten werden vorzugsweife ſolche Perfonen als 
Schülerinnen aufgenommen, welche hierzu von 
Gemeinden oder Hebammen Bezirken präfentirt 
werben. Außerdem dürfen, foweit die Verhält- 
niffe des einzelnen Inſtituts e8 geftatten, Schü— 
lerinnen auf eigene Meldung u. auf eigene Ko- 
ften, deren Feitfegung den Provinzial» Vermalt- 
ungsbehörden überlaffen bleibt, aufgenommen 
werden. Die auf eigene Meldung aufgenomme- 
nen Perſonen haben fich aber bei Vermeidung 
fofortiger Entlafjung allen für die Schülerinnen 
der Hebammen-Lehrinftitute beftehenden Anord— 
nungen zu fügen. — In beiden Fällen ift bie 
Zulaffung abhängig von der Beibringung 1) 
eines Kreisphufitats-Atteftes über die körperliche 
und geiftige Befähigung der Schülerin. Diejes 
Atteft darf nur ſolchen Schülerinnen ertheilt wer- 
den, weldye des Lejens und Schreibens kundig 
find; 2. eines ortäpolizeilichen Atteftes über ihren 
unbeicholtenen Ruf; 3. eines Tauf- od. Geburts. 
icheines. — Perſonen, welche jünger als 20 od, 
älter ald 35 Jahre find, dürfen ald Hebammen» 
Schülerinnen nicht aufgenommen werden. — Schi: 
lerinnen, welde tojtenfreie Ausbildung im In— 
ftitut genofjen haben, find bei Vermeidung der 
Erjtattung der auf ihre Ausbildung verwendeten 
Koften gehalten, eine ihnen von der Provinzial- 
Bermwaltungsbehörde angewiejene Stelle als Be- 
zirfd-Hebamme mindeftend 3 Jahre lang zu ver- 
walten. $ 4. Schülerinnen, welche die Prüfun 
beftanden haben, erhalten hierüber ein Beugnib 
und unterliegen Hinfichtlic ihrer Befugniß zur 


1) &. aud PESRIDEEIETBCEIN ZUNG vom 26. Dct. 
1870: Der 32 der allgemeinen Verf gung über die Ninftige 
Stellung der Hebammen vom 2. Juni d. J. hat eine für den 
beabſichtigten 
ol durch denſelben dafür geſorgt werden, daß die mit der 

rüfung ber Hebammen brtrauten Behörden nicht von Per: 
jonen mit völlig ungenügender Borbildung überlaufen werden, 
und dab foldhen Verſonen nicht ein Anſpruch auf Zulaffung 

r Brüfung zugeftanden merde. Dagegen hat es nicht in der 

bficht gelegen, Perſenen, wel: ſich Darüber ausweifen önnen, 
daf fie eine georbnere Vorbildung für den Beruf als Hebamme 
genofjen haben, von der Bulaffung zur Hebammen: Prüfung 
und damit zur Betreibung des Hebammen-Gemwerkxs in Preu⸗ 
ben auszuschließen. Es kommt hierbei auf eine verftändi 
Beurtbeilung des comcreten Falles an, unb ermädhtige ich bie 
Aniglihe Regierung hierdurd), zur Prüfung als Hebammen 
ausuahinsweiſe auch ſolche Perfonen — en, welche durch 
ihre Borbildung, auch wenn dieſelbe nicht gemäß $ 2 der all: 

meinen ung vom 2, Juni d. J. erfolgt ift, hinrei⸗ 
ude Gewähr dafür bieten, daß fie den in der Prüfung an 
fie zu ftellenden Anforderungen entiprechen werben. 


wed etwas zu ſcharſe Faſſung erhalten. Es 
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Niederlaſſung und zum Gewerbebetrieb als Heb- 
ammen innerhalb des preußiſchen Staatsgebietes 
feiner geſetzlichen Beſchränkung. F 5. Um das 
Land mit der für Leben u. Gefundheit der Be— 
völferung nothwendigen Zahl von Hebammen zu 
verjorgen, haben die Provinzial-Berwaltungsbe- 
—* ſoweit es noch nicht geſchehen, beſtimmte 

ebammenbezirke abzugrenzen u. auf Grund des 
Gejepes über die Polizeiverwaltung d. 11. März 
1850 und der Verordnung vom 20. Sept. 1867 
anzuordnen, wie viele Bezirld- Hebammen mit 
Nüdfihten auf den Umfang des Hebammen-Be- 
zirls im Öffentlichen Intereſſe anzuſtellen jind. 
$ 6. Zu Bezirks - Hebammen bürsen nur jolce 
Hebanmen beftellt werben, welche ein von der 
preußiſchen Prüfung&behörde über die beftandene 
Prüfung ausgeftelltes Zeugniß befiten. Sie haben, 
jofern es nicht bereits früher geichehen, vor dem 
Antritt der Stelle den Hebammen-Eid zu Ieiften 
und find vermöge ihrer Anjtellung mit feitern 
Einkommen verpflichtet, die Entbindung zahlungs— 
unfähiger Berjonen ef Bezirkes, ſowie die er— 
forderliche Pflege derjelben und ihrer neugebore- 
nen Kinder unentgeltlich zu beforgen. $ 7. Die 
Bezirkö-Hebammen ftehen unter der Aufficht der 
Kreisphyfiler, haben ein Tagebuch zu führen, 
von 3 zu 3 Jahren eine Nachprüfung abzulegen 
und fich bei Ausübung ihres Berufs genau nad 
dem Hebammen-Lehrbuc, zu richten. $ 8. Die 
Unfegung der Bezirld- Hebammen fteht den den 
Hebammen-Bezirt bildenden oder zu einem jol« 
den vereinigten Gemeinden u. Gut3bezirten zu. 
Das Nähere hierüber Haben die Provinzial-Ver- 
waltung3behörben unter thunlichſter Deriukfictig- 
ung des Herfommend zu bejtimmen, 9. Die 
Seltfegung der Annahmebedingungen, Jowie bie 
Aufbringung u. Bertheilung der zur Bejoldung 
der Bezirls⸗Hebammen erforderlichen Mittel bleibt 
der Einigung der Betheiligten überlaffen. — Ver— 
abredungen, welche den Gewerbebetrieb frei praf- 
tictrender Hebammen beeinträchtigen, find unjtatte 
haft. — Erfolgt die Annahme auf Kündigung, 
jo ift auf Verabredung einer geräumigen Kün— 
digungsfrift Bedacht zu nehmen, um bei dem 
Eintritt der Kündigung die rechtzeitige Wieder- 
bejegung des Bezirks ficher zu ftellen. 810. Zit 
eine erledigte Stelle 3 Monate nad) eingetretener 
Vacanz nicht wieder bejegt, jo ift die Provinzial» 
Verwaltungsbehörde bereditigt, die Stelle unter 
den von ihr zu beftimmenden Bedingungen zu 
bejegen und die Aufbringung und Bertheilung 
der erforderlichen Koften anzuordnen. 8 11. Ber 
irks-Hebammen, welche fich eine unordentlichen 
Lebenswandels ſchuldig machen, die Pflichten ihres 
Berufs verlegen oder bei den Nachprüfungen er- 
heblihe Mängel an den erforderlichen Kenntniſſen 
ober Fertigkeiten zeigen, fünnen von der Pros 
vinzial»Berwaltungsbehörde ohne Rückſicht auf 
die bei ihrer Annahme — Verabredungen 
entlaſſen werden. — Fuͤr das Verfahren ſind die 
Vorſchriften der 55 20, 21 der Gewerbeordnung 
pom 21. Juni 1869 anzuwenden. $& 12. Die 
Hebammen -Unterjtügungsfonds dürfen nur zur 
Unterftügung von Bezirf3- Hebammen oder zur 
Unterjtügung ſolcher gg verwen · 
det werden, welche außer Stande ſind, die Mittel 
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Heerordnung — Hilfskaſſen. 


zur Beſoldung einer Bezirls-Hebamme aufzus Anker; in Kurheſſen — Oneess Malter, OQaaei⸗ 


bringen. 


Viertel, 1,24, Scheffel, Lass; Himten, 9,04, Metzen, 


Deerordnung vom 28. Sept. 1875 enthält|39,,,, Mäßchen, O,1010s Fuder, O,gaosı Ohm, 2,5106 
im erften Theil die Stefrutirungsordnung u. im Biertel(Unter), 12,59, Eimer; in Nafjau = 1 VWtal- 
— Theile die Landwehrordnung. ©. Re⸗ter, 10 Zehntel, Oeaass Stüd, O,os Eſs) Ohm; 


rutirungd- u. Landwehrordnung. 
egezeit, ſ. Schonzeit. 


ehlerei, |. Str.-©.-B., 88 258 und 262, und] 0,045, Ohm; im Amt Homburg — O1, Mal 


Holzdiebſtahlsgeſe 

Heidediebſtahl, ſ. 
vom 2. Juni 1852, 65 2 ff. 

Heidefrant, Beitrafung wegen Anzündens 
deſſelben auf dem Felde, j. Feldpolizei-Ord- 
nung vom 1. Nov. 1847, $ 43 Nr. 5. 

Heilanftalten, j. Kranten-, Wajjerheil- 
anjtalten. 

Heildiener, Ausübung des Gewerbes derjel- 
ben ift frei. Wenn fie ji aber als „geprüfte 
Heildiener* bezeichnen wollen, bedürfen fie eines 
Prüfungszeugniſſes. 

Heilkunde, ſ. Aerzte. 

Heilmittel, ſ. Arzneimittel. 

Heimathsweſen, j. Staatsangehörigkeit. 
Bezüglich der Deputationen bezw. des Bundes- 
amtes für das Heimathsweſen ſ. unter Armen— 
polizei, Geſ. v. 6. Juni 1870 8 42 (©. 66) u. 
Geſ. vom 8. März 1871 SS 40 ff. (S. 75) und 
das Regulativ (S. 79). Wegen Gewährung der 
Öffentlihen Armenpflege an Heimathloje, j. 
unter Armenpolizei, Gej. vom 6. Juni 1870 
$ 33 und Gejeg vom 8. März 1871 $ 37. 

eirathen, j. Ehe. 

Hektar ift im Bereiche der Maf- u. Gewichts: 
Ordnung vom 16. Mai 1816 — 3,5108 Morgen; 
in Hohenzollern — 3,1798 Morgen; in Scleswig- 
Holjtein = 1,955 Tonnen Landes 1.1951, Hol- 
jteinifche Tonnen; in Hannober— 3,4163 Morgen 
(10,000 Heltare—1,s107 Quadratmeilen); in Kur- 
Beflen — 4,1008 Uder (10,000 Hektare — 1,1505 

vadbratmeilen; in Nafjau u. im Oberamt Mei- 
jenheim—4 Morgen; in Frankfurt a. M.—4gası 
Feldmorgen; im Amt Homburg = 5,245, Morgen; 
in den vormald bayer. Gebietätheilen = 2,4545 
Morgen (10,000 Heltare— 1,g106 Quadratmeilen); 
in den vormals großherzogl. heifiichen Gebietd- 
theilen = 4 Morgen bezw. 16 Viertel (10,000 
Heltare = 1,1778 QDuabratmeilen). 

Hektoliter ift im Bereiche der Maf- u. Ger 


6,5 


wichts - Ordnung vom 16. Mai 1816 — Yusıse| 


Tonnen Salz, Kohlen, O,ossıı Wilpel, 1,a1o5 
Sceffel, O,rger Tonnen Leinjaat, O,12130 Fuder, 
O,1510 Oxhoft, Onarıs OHM, Iso Eimer, 2aını 

ner, O,g733, Biertonne; in Hohenzollern 1,3405 
Scheffel Kalt, 13,05 Kübel Mörtel, O,59495 Scheitel, 
4,5140 Simri, O,050r03 Fuder Galleiche, O,2403, Eimer, 
5,145 Jimi, o Fuder Trübeiche, O,aasos Cimer 
Trübeihe, baea Imi Trübeihe; in Schleswig- 
Holftein—0,zı980 Tonne Trodenmaß, 2,5455 Hims 
ton, 5504 Scheffel, 11,301 Spint, 23,003 Viertel, 
46,005 Achtel (Kanne), O,oaoso Laſt Korn, O,osooss 
Lait Salz, O,ssoos Oxhoft, O,snooe Ohm, 2,re0s 
Anker, 3,4504 Eimer, 13,90 Viertel, 27,905 Stüb- 
hen, Oygogeı Tonne Bier, O,s507 große Tonne; 
in Hannover 0,,33130 Laft, O,53508 Malter, 3,101, 
Himten, 12,44 Metzen, 0,5015, Tonne, 2,0003 Bierung, 
O,10:00 Fuder, Oyasoı Orhoft, O,asaoa Ohm, 2,5081 


in Frankfurt a. M. — 0,415; Malter, 3,480; Sim- 
mer, 6,0734 Meften, 13,945 Sechter, O,1101 Fuder, 
al⸗ 

‚ nn Simmer, 12, Kumpf, Or Ohm; im 


88 6, 8. ter 
— J Oberamt Meiſenheim — 1 Malter, 4 Faß, 16 


Seſter, 5 Töpfchen Kalk, O,g, Ohm, 2 Lögel; 
in den vormals bayer. Gebietstheilen — 0,440r3 
Scheffel, 2,005, Metzen, 5,3065 Viertel, 21,557 Maßel, 
86,547 Dreißiger, 1,sıs Viſireimer, 1,noı Schents 
eimer; in den vormals großherzogl. heifiichen 
Gebietätheilen — 0,,g195 Malter, 3,13, Simmer, 
12,, Rumpf, 50 Gejcheid, O,g9, Ohm, 12,, Viertel, 

Hemmſchuhe, bezüglich des Gebrauchs der» 
jelben auf Chauſſeen j. unter Chauſſeen (S. 202) 
die chauffeepolizeilichen Beftimmungen v. 29. Febr, 
1840 Nr. 10 und 17, 

Derausforderung zum Zweilampf, |. Str.- 
G.B. S$ 201, 202, 

Herrſchaften, Rechte und Pflichten derjelben 
dem Gejinde gegenüber, j. die Gejinde-Ord- 
nungen. 

Sehen von Hunden auf Menſchen, Bejtrafung 
deswegen, j. Str.G.B. $ 366 Wr. 6. 

— ſ. Seemannsordnung 55 
24 ff., 81 ff. 

Hiebwaffen, Führung von jolden in Stöden, 
j. Str.G.-B. $ 367 Nr. 8. 

Hilfsbaue beim Bergbau, ſ. Berggejeg SS 
60—63, 153. 

Kulsssaketfige, j. Armenpolizei. 

ilfsfaffen.!) Die neuefte Gejeßgebung unter» 
iheidet (abgejehen von den Bergbau-Hilfskaffen, 
. d. var) eingetragene und gewerblide 
Hilfstaſſen. Bezüglich der letzteren find die 
Beitimmungen im Titel VIII der Gewerbeorb- 
nung dv. 21. Juni 1869 durch die in dem Reichs- 
geſetz vom 8. Upril 1876 erſetzt. 


I. Eingeſchriebene Hilfskaſſen. 
Reichsgeſetz vom 7. April 1876:2) 
$1. Kaſſen, welche die gegenſeitige Unterjtüß- 


1) Bezüglich der Hilfsfaffen der Innungen f. Gemwerbeorbr. 
94 Abi. 5. 
2) Zu dem Gefeg vom 7. April 1876 findet fi) Folgendes 
zubenerfen: 1. Das Meichsgeieg über die eingejhriebenen Hilfs: 
faffen gilt bloß für ſolche Kaſſen, die entweder ausſchließlich 
Kranfenunterftügungen oder daneben auch Sterbegelder ge: 
währen. Daffelbe iſt für alle Kranfenraffen dieſer Art an: 
wendbar, gleichviel ob die Mitgliedſchaft auf eine beiondere 
Berufsflafje_befchräntt oder Jedermann ohne Unterſchied offen: 
eftellt .< Das Geſetz bezieht fi) Dagegen nit auf Kranfen- 
afien, die mit Wittwenpenfiond- oder anderen als bloßen 
Sterbefafjen verbunden find. Die Aulaffung als eingefhriebene 
Hilfstaffe erfolgt Seitens der Tünigl, Regierung. 2. Die 
jenigen $erantenfaffen, auf welche an fi) das Reichsgeſetz vom 
7. April 1876 Anwendung finden Tönnte, werden wie biäher 
nad Maßgabe der Allerb. Eabinetsordre v. 29. Sept. 1833 
und ber dazu m. Borjhriften von dem Herm Ober: 
zen enehmigt werden, wenn bie barauf gerichteten 
nträge erihöpfend und überzeugend darthun, bat den An⸗ 
forderungen des Reichsgeſetzes nur mit ——— 
Schwierigteiten genügt werben kann. — Dieſe Competenz 
Oberpräfidenten erftredt fih nunmehr auch auf joldhe Sranfen- 


'und Srerbefaffen, die ausjchlieglih für gewerbliche Arbeiter 


gelten und die früher von der fönigl. Regierung genchmigt 
wurden. 3. Ausgenommen von ber Eompetenz des De 


Hilfsfaffen. 


ung ihrer Mitglieder für den fall der Krankheit 
bezweden, erhalten die Rechte einer eingejchriebe- 
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ung ber Unterftüßungen örtliche Verwaltung: 
ftellen einrichtet, hat ihre Zulaſſung bei derje- 


nen Hilfskaſſe unter den nachitehend angegebenen |nigen Berwaltungsbehörde zu erwirken, in deren 


Bedingungen. $ 2. Die Kafje hat einen Namen 
anzunehmen, welcher von dem aller anderen, an 
demfelben Orte oder in derjelben Gemeinde be- 
findlihen Hilfsfafjen verfchieden ift und die g 
fägliche Bezeichnung „eingeſchriebene Hilfskaſſe“ 
enthält. $ 3. Das Statut ber Rafie muß Be- 
ftimmung treffen: 1. über Namen, Sitz u. Zweck 
der Kaſſe; 2. über ben Beitritt u. Austritt der 
Mitglieder; 3, über die Höhe der Beiträge, welche 
von der Mitgliedern zu entrichten find, u., falls 
die Arbeitgeber zu Zuſchüſſen geſetzlich verpflichtet 
find, über deren Hohe; 4) die Vorausſehungen, 
die Art und den Umfang der Unterftiungen; 
5. über die Bildung des Vorftandes, die Ver— 
tretung der zu Zuſchüſſen geſetzlich verpflichteten 
Urbeitgeber in derjelben, fowie über die Legiti— 
mation feiner Mitglieder u. den Umfang feiner 
Befugniffe; 6. über die Zuſammenſetzung u. Be— 
rufung der Generalverfammlung, über die Art 
ihrer Beihlußfafjung und über die Stimmbered;- 
tigung der zu Zuſchüſſen geretih verpflichteten 
Urbeitgeber; 7) über die Abänderung de3 Sta- 
tut3; 8) über die Verwendung des Kaffenver- 
mögens im Falle der Auflöfung od. Schliehung 
ber Kaſſe; 9) über die Aufitellung und Prüfung 
ber Jahresrechnung. — Das Statut darf feine 
Beitimmung enthalten, welche mit dem Zweck ber 
Kaſſe nicht in Verbindung fteht oder den Bor- 
fchriften diejes Geſetzes zumiderläuft. h: 4. Das 
Statut ift in 2 Exemplaren dem PVoritande der 
Gemeinde, in deren Bezirk die Kaffe ihren Sitz 
nimmt, von den mit ber Gejchäftsleitung vor- 
läufig betrauten Perfonen oder von dem Bor- 
ftande der Kaffe in Perfon einzureichen. Der 
Semeindevoritand hat das Statut der höheren 
Verwaltungsbehörde ungefäumt zu überjenden; 
dieſe enticheidet über die Zulaſſung der Kafle. 
Der Beicheid iſt innerhalb 6 Wochen zu ertheilen. 
— Die Zulafjung darf nur verjagt werden, wenn 
dad Statut den Anforderungen diejes Geſetzes 
nicht genügt. Wird die Zulaſſung verfagt, fo 
d die Gründe mitzutheilen. Gegen die Ber- 
agung fteht der Recurs zu; wegen des Verfah— 
rend und der Behörben gelten die Vorfchriften 
ber $$ 20 und 21 ber Gewerbeordnung. In 
Eljah-Lothringen finden ftatt derfelben die dort 
eltenden Beitimmungen über das Berfahren in 
eitigen Berwaltungsfachen entiprechende An» 
wendung. Wird bie Zulaſſung ausgefprocden, 
fo ift eime Ausfertigung des Statuts, verfehen 
mit dem Bermerfe der erfolgten Zulaffung, zu« 
rüdzugeben. — Abänderungen des Gtatut3 un- 
terliegen den gleichen Vorſchriften. — Eine Kaffe, 
welche behufs Erhebung ber Beiträge und Zahl- 


fibenten find mir diejenigen Sranfen:, Hilis- und Eterbe D 


En melde ausſchließlich für felbitänbige Gewerbetreibende 
— * find. Sie werden wie bisher cuf Grund des $ 140 
Abf. 2 der Gewerbeordnung von der Fünigl. Regierung ge: 
nebmigt, falls nargemwiefen wird, daf bie Anwendung des 

eichögelekes vom 7. April c. unthunlich oder fehr ſchwierig 

in würde. 4. Bloße Sterberafien, ferner Mittwen:, Aus: 
nn mvalibitäts: u. ähnliche den $ 30 Nr. 9 bes Ztr.: 
GB. unterliegende Kaſſen merden mie biäher nad Maßgabe 
ber Allerb. EabinetSorbre vom 29. Sept. 1833 von dem Obers 
sräfibenten genchmigt. 


Bezirf die Haupilaffe ihren Sit hat. — Die 
höhere — — hat die Namen der 
zugelaſſenen Hilfskaſſen in ein Regiſter einzu— 
tragen. 8 5. Die Kaffe kann unter ihrem Na» 
men Rechte erwerben und Berbindlichfeiten ein« 
gehen, Eigentyum und andere dingliche Rechte 
an Grundjtüden erwerden, vor Gericht Magen 
und verklagt werden. — für alle Berbindiih 
feiten der Kaſſe haftet den Raffengläubigern nur 
bad Bermögen der Kaffe. — Der ordentliche 
Gerichtsſtand der Kaffe ift bei dem Gerichte, in 
deffen Bezirk fie ihren Sig hat. $ 6. er Beir 
tritt der Mitglieder ift eine ſchriftliche Erflärung 
od. die van And, des Statuts erforderlich. 
——— chreibensunfundiger bedürfen der 

eglaubigung durch ein Mitglied des Vorftandes, 
— Der Beitritt darf von der Betheiligung an 
anderen Gejellichaften oder Bereinen nur dann 
abhängig gemacht werden, wenn eine ſolche Be- 
— für ſämmtliche Mitglieder bei Erricht: 
ung der Kaffe durch das Statut vorgefehen ift. 
Im Uebrigen darf den Mitgliedern die Ver 
pflihtung zu Handlungen oder Unterlaffungen, 
welche mit dem Kaſſenzweck in feiner Verbindung 
jtchen, nicht auferlegt werden. & 7. Das Recht 
auf Unterftüsung aus der Kaffe beginnt für 
ſämmtliche Mitglieder fpäteftens mit dem Ablauf 
der dreizehnten auf den Beitritt folgenden Woche. 
— Hat ein Mitglied bereit3 dad Hecht auf Un- 
terftügung erworben, fo verbleibt ihm dafjelbe 
and nach dem Austritte oder Ausſchluſſe für die 
nad Abſatz 1 feitgejegte Frift. Hit der Ausſchluß 


wegen Zahlungsſäumniß erfolgt, fo Läuft dieſe 
At von dem Tage, bid zu welchem vr Bei⸗ 


träge bezahlt ſind. — Für die erſte Woche nach 
dem Beginn der Krankheit kann die Gewährung 
einer Unterftägung ausgeſchloſſen werben. — Der 
Ausihluß der Unterftüßung in Fällen bejtimmter 
Krankheiten ift unzuläffig. $ 8. Die Mitglieder 
jind der Kaffe gegenüber ig 3 zu den auf 
Grund Diefes Geſetzes u. des Statut jejtgeftell« 
ten Beiträgen verpflichtet. — Nach Maßgabe des 
Geſchlechts, des Gefundheitszuftandes, des Lebens« 
alterd oder der Beichäftigung der Mitglieder 
darf die Höhe ber Beiträge verichieden bemeffen 
werben. — Die Einrihtung von Mitglicderfafjen 
mit verfchiedenen Beitrags» und Unterftüßungs- 
ſätzen iſt zuläſſig. — Im Uebrigen müffen die 
Beiträge u. Unterftügungen für alle Mitglieder 
nad) gleichen Grundfägen abgemefjen jein. $ 9. 
Arbeitgebern, welche für ihre Arbeiter die Bei- 
träge vorſchießen, fteht das Recht zu, die lepte- 
ren bei der dem Fälligkeitslage zunächſt voraus. 
ehenden oder bei einer biefem Tage folgenden 
!ohnzahlung in Anrechnung zu bringen. $ 10. 
Der —** auf Unterftügung kann mit recht— 
licher Wirkung weder übertragen, noch verpfändet 
werben; er fan nicht Gegenftand der Beicdlag- 
nahme fein. $ 11. Die Unterftügungen müſſen 
im Falle der Arbeitsunfähigleit des Unterftüß- 
ung&berecjtigten auf die Dauer von mindeſtens 
13 Wochen gewährt werden, jofern die Arbeit?» 
unfähigfeit nicht früher ihr Ende erreicht. Eir 
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müjfen während biejer Zeit täglich für Männer —— vertreten wird. — Arbeitgeber, welche 


mindeſtens bie Hälfte, fuͤr Frauen mindeſtens ein 
Dritttheil des Lohnbetrages erreichen, welcher zur 
Zeit der Feſtſtellung des Statuts der Kaſſe an 
dem Orte ihres Sitzes nach dem Urtheil der 
dortigen Gemeindebehörde gewöhnlichen Tage— 
arbeitern im — — gezahlt wird. — 
Auf den Betrag der Unterftügungen, jedoch höd)- 
ſtens bis zu 2 Dritttheilen defjelben, darf die 
Gewährung der ärztlichen Behandlung und der 
Arzneien angerechnet werden. — Un die Gtelle 
jeder fonftigen Unterjtügung Tann Die Berpfleg- 
ung in einer Rranfenanftalt treten. $ 12. Die 
täglihen Unterftügungen dürfen das Fünffache 
des gejeglichen Mindejtbetrages ($ 11) nicht über- 
fchreiten. — Neben biejen Unterjtügungen können 
den Mitgliedern die geeigneten Mittel zur Er: 
leichterung der ihnen nad der Genejung ver— 


bliebenen körperlichen Mängel gewährt mwerben.|ich 


— Auch kann die Gewährung ärztlicher Behand- 
(ung auf die Familienangehörigen der Mitglie- 
der ausgedehnt werden. — Den Hinterbliebenen 
verjtorbener Mitglieder Tann ferner eine Beihilfe 
gewährt werden, welche dad Behnfache der wö— 
chentlichen Unterſtützung, auf welche das verftor- 
bene Mitglied Anſpruch hatte, nicht überfchreitet. 
$ 13. Bu anderen Bweden, als den in den 88 
11 und 12 bezeichneten Unterftügungen und der 


ujhüffe zu der Kajje leiften, Haben Anſpruch 
auf Vertretung im Borftande, unter hp 
tigung des Maßes ihrer Zufchüjfe Mehr als 
ein Dritttheil der Stimmen darf ihnen jedoch im 
Vorſtande nicht eingeräumt werden. $ 17. Die 
Bujammenfegung des Vorftandes, ſowie jede in 
der Bufammenfegung des Vorjtandes eingetretene 
Uenderung ift dem Borftande der Gemeinde, in 
deren Bezirk die Kaffe ihren Sig hat, anzumel- 
den. Die Anmeldung hat durch die Vorſtands— 
mitglieder in Perſon od. durch eine beglaubigte 
ſchriftliche Erllärung zu erfolgen. Iſt die Ans» 
meldung nicht ar jo fann eine in der Bu- 
jammenjegung eingetretene Aenderung dritten 
Perſonen nur dann entgegengejeht werden, wenn 
bewiejen wird, daf fie fetsteren belannt war. — 
Zur Legitimation des Vorftandes bei allen Ge 
ſchäften, aud) den das Hypotheken- und Grund» 
ſchuldweſen betreffenden, genügt das Zeugniß des 
Vorſtandes der Gemeinde, dab die barin bezeich® 
neten Berjonen zur Zeit als Mitglieder des Vor— 
ftanded angemeldet find. $ 18. Die Befugnif 
des Boritandes, die Kaffe nach außen zu ver- 
treten, wird durch die im Statut enthaltene Vol- 
macht beftimmt. — Durch die innerhalb der ren» 
e diefer Vollmacht im Namen der Kafie vom 

orſtande abgefchlojfenen Geſchäfte wird die Kaffe 


Dedung der Berwaltungstoften, dürfen weder|verpflichtet u. berechtigt. 8 19. Dem Vorſtande 


Beiträge von den Mitgliedern erhoben werden,jfann zur Ueberwachun 
noch Verwendungen aus dem Vermögen der Kaſſe Ausſchuß zur Seite J 
I Eine Ermäßigung der Beiträge|die Generalverfammlung 

Srhöhung der Unterftügungen bedarf[Soweit die Angelegenheiten der Kaffe nicht durch 


erfolgen. 
oder eine 
für Raffen, in Unjehung deren eine Beitrittd« 
vflicht der Arbeiter begründet ift, der Genehmig- 
ung des Vorſtandes der Gemeinde oder des 
größeren Communalverbanded, auf deren An- 
ordnung die Beitrittepflicht beruht. — Eine Er- 
höhung der Beiträge oder eine Ermäßigung der 
Unterftüßungen bis auf den gejeglichen Minbeit- 
— $ 11) Tann die genannte Behörde für 
dieje J nad Anhörung des Vorſtandes ver— 
fügen, wenn nach dem Rechnungsabſchluſſe des 
letzten Jahres die Einnahmen der Kaſſe zu den 
ſtatutmäßigen Aufwendungen nicht ausgereicht 
haben. — Rückſtändige Zahlungen von Mitglie— 
dern und deren Arbeitgebern können für dieſe 
Kaſſen, unter Vorbehalt richterlicher —— 
im Verwaltungswege eingezogen werden. $ 15. 
Der Ausflug von Mitgliedern aus der Kafje 
fann nur unter den duch das Gtatut beitimmten 
Formen u. aus den darin bezeichneten Gründen 
erfolgen. Er ift nur zuläſſi 


einer die Aufnahme bedingenden Borausjegung, ſchüſſe 
für den Fall einer Zahlungsfäumniß oder einer|jedoc die 


der Geſchäftsleitung ein 
et werden, welcher durch 
zu wählen ift. $ 20. 


den VBorftand od. Ausihuß wahrgenommen wer» 
den, jteht die Beichlußnahme darüber der Gene— 
ralverjammlung zu. — Die Generalverfammlung 
fann dritten Perjonen ihre Befugnifje nicht über» 
tragen. — Abänderungen des Gtatutd bedürfen, 
mit der durch $ 14 gegebenen Maßgabe, ihrer 
BZuftimmung. $ 21. In der Generalverfjammlung 
hat jedes anweſende Mitglied, welches großjährig 
und im Bejig der bürgerlichen Ehrenrechte ift, 
eine Stimme, Mitglieder, welde mit den Bei« 
trägen im Rüdftande find, können von der Theil- 
nahme an der Abſtimmung ausgejchloffen werden. 
— Die Generalverfammlung kann aud aus Ab- 
geordneten gebildet werden, welche aus der Mitte 
der ftimmfähigen Mitglieder zu wählen find; bie 
Zahl der zu wählenden Abgeordneten muß jedoch 
mindeſtens 30 betragen. — Arbeitgeber, melde 
Zuſchüſſe zu der Kaſſe Leiften, haben Anſpruch 
auf Stimmberedtigung. Dad Map diejer Stimm: 


bei dem Wegfall Ha ift unter Berüdfichtigung ihrer Zus 


eftzuftellen; die Zahl ihrer Stimmen darf 
Hälfte der den Mitgliedern der 


Kaſſe 
ſolchen ſtrafbaren Handlung, welche eine Verletz⸗ zuſtehenden Stimmen nicht überſteigen. $ F 
ung der Beſtimmungen in ſich ſchließt. Wegen] Generalverſammlungen können nur innerhalb bes 
des Austrittes oder Ausschluffes aus einer Ge⸗- Deutſchen Reiches an einem Orte abgehalten wer- 


jellfchaft oder einem Bereine können Mitglieder|den, an welchem die Kaſſe eine 


ahlungsſtelle 


nicht ausgeſchloſſen werden, wenn fie der Kafje|befitt. Bei der Berufung iſt der Gegenftand der 
bereitd? 2 jahre angehört haben. Erfolgt der|Berathung anzugeben. — Wird von dem Aus— 
Ausſchluß vor Iblauf diejer Zeit, jo haben fielihuß oder von dem zehnten Theile der ftimm« 
Anſpruch auf Eriat des von * bezahlten Ein-|jähigen Mitglieder die Berufung der General-⸗ 


trittögeldes. & 16. Die Ka 


e muß einen von |verfammlung — 
der General-Verſammlung gewählten Vorſtand die letztere berufen. $ 25 


ſo muß der Vorſtand 
. Für diejenigen Kaſſen, 


haben, durch melden fie gerichtlih und aufer-!in Anſehung deren eine Beitrittspflicht der Ar- 


Hilfskaſſen. 671 
beiter begründet iſt, kann der Vorſtand der Ge-—ſzurückzunehmen, innerhalb der geſetzten Friſt nicht 
meinde oder des größeren Communalverbandes, nachgekommen ift; 4) wenn dem $ 6 dieſes Ge— 
auf deren Anordnung die Beitrittspflicht beruht, |ieges zumider Mitglieder zu Handlungen oder 
1) fo lange die Wahl des Vorjtandes od. Aus» | Unterlafjungen verpflichtet, oder wenn der Vor— 
ſchuſſes nicht zu Stande kommt, fo lange ferner|jchrift des 5 13 entgegen Beiträge von den Mit- 
Borjtand od. Ausſchuß die Erfüllung ihrer Ob- gliedern erhoben oder Verwendungen aus dem 
liegenheiten verweigern, mit der Wahrnehmung |Bermögen der Kaſſe bewirkt werden; 5) wenn 
diefer Obliegenheiten geeignete Berjonen betrauen; |im alle des $ 26 innerhalb einer von der höhe- 
2) jo lange die Generalverfammlung ober einejren Berwaltung3behörde angemejjen zu beſtim⸗ 
durch das Geſetz od. das Statut vorgejchriebene | menden Frift für die Herftellung des Gleichgewichts 
Beichlußfafiung der Generalverfjammlung nicht zwiſchen den Verpflichtungen u. Einnahmen der 
zu Stande fommt, die Befugnifje derjelben wahr- an. nicht Sorge getragen ift; 6) wenn Mit- 
nehmen, : 24. Die Einnahmen und Ausgaben|glieder aus einem nach diefem Geſetze unzuläjfi- 
der Kaffe find von allen den Zweden der Kafjejgen Grunde aus der Kafje ausgeſchloſſen werden. 
fremden Bereinnahmungen und Berausgabungen)— Gegen die Maßregein der ange erihsen 
getrennt feftzuftellen und zu verrechnen; ebenjolift der Recurs zuläſſig; wegen des Verfahrens 
jind Bejtände gefondert zu verwahren. — Ber-Jund der Behörden gelten vie Vorfchriften der 
fügbare Gelder dürfen, außer in Öffentlichen Spar-|$$ 20 und 21 ber Gewerbeordnung. In Elſaß⸗ 
taffen, nur ebenjo wie die Gelder Bevormumdeter | Lothringen finden ftatt derjelben die dort gelten- 
angelegt werden. $ 25. In jedem fünften Jahre den Beltimmungen über das Verfahren in ſtrei— 
bat die Kafje die wahrfcheinliche Höhe ihrer Ver- tigen Verwaltungsfachen entiprechende Anwend- 
pflichtungen und der ihnen gegenüberjtehenden jung. Die Eröffnung des Concursverfahrens über 
Einnahmen durch einen Sachverftändigen, welcher eine Kaſſe a die Schließung kraft Geſetzes zur 
bei der Verwaltung der Kaffe nicht beteiligt ift.| Folge. $ 30. Bei der Auflöfung einer Kaffe 
an zu laflen, dad Ergebniß nach dem vor-|wird die Abwidelung der Gejchäfte, jofern vie 
geichriebenen Formulare der Aufſichtsbehörde mit | Generalverfammlung darüber nicht anderweitig 
zutheilen und der Kenntnißnahme aller Mitglie-|beichließt, Durch den Vorſtand vollzogen. Genügt 


der zugänglich zu maden. 8 


26. Wenn nadj|diefer feiner ————— 
dent Ergebniſſe der Abſchätzung die Verpflicht- Kaffe geſchloſſen, jo hat di 


nicht, oder wird die 
e Auffihtsbehörde die 


ungen der Kaſſe die ihnen gegemüberftehenden Ein- |Ubwidelung der Geſchäfte geeigneten Perſonen 
nahmen überjteigen, jo muß, Mangeld anderer |zu — u. deren Namen bekannt zu ma— 


Deckungsmittel, entweder eine Ermäßigung der 
Unterftügungen bis auf den geſetzlichen Mindeſt— 
betrag od. eine Erhöhung der Beiträge eintreten, 
derart, daß nach dem Gutachten des Sachver— 
ſtändigen die Herſtellung des Gleichgewichts zwi— 
ſchen den Verpflichtungen und Einnahmen der 
Kaſſe bis zur nächſten Abſchätzung zu erwarten 
ist. 8 27. Die Kaſſe ift verpflichter, in den vor- 
geichriebenen Friften und nad den vorgeichriebe- 
nen Formularen Ueberjichten über die Mitglieder, 
über die Krankheits- und Sterbefälle, über die 
verrechneten Beitrags: und Unterjtügungstage der 
höheren Verwaltungsbehörde, jowie einen Red): 
nungsabihluß der Auflihtsbehörde einzujenden. 
Sie hat der Auffichtöbehörde auf Erfordern das 
Ausſcheiden der Mitglieder anzuzeigen. $ 28. 
Kaſſen, in Anſehung deren eine Beitrittspflicht 


hen. $ 31. Bon dem Zeitpunkte der Auflöfung 
oder Schließung einer Kaffe ab bleiben die Mit- 
glieder noch für diejenigen Zahlungen verhaftet, 
zu melden jie dad Statut für den Fall ihres 
Austritte3 aus der Kaſſe verpflichtet. — Das 
Vermögen der Kaffe it nad) deren Auflöfung 
oder Schließung zunächſt zur Dedung der vor 
dem Beitpunfte der Auflöjung oder Schliehung 
bereitd eingetretenen Unterftügungs + Berpflicht- 
ungen zu verwenden. $ 32. Bis zum Nblaufe 
eined Jahres nach Auflöfung oder Schließung 
einer Kafje kann einer für die gleichen Bwede 
und für denfelben Mitgliederfreiß od. für einen 
Theil defjelben neu errichteten Kaffe die Zulajj- 
ung verjagt werden. $ 33. Die Kaffen unter- 
liegen in Bezug auf die Befolgung dieſes Ge- 
ſetzes der Beaufjihtigung durch die von den 


der Arbeiter nicht begründet ift, können durd)|Bandesregierungen zu bejtimmenden Behörden.!) 
Beſchluß der Generalverfammlung unter Zuftimm- | — Die Aufficht2behörde kann jederzeit die Bü— 
ung von mindeftens bier Fünftheilen ſämmtlicher cher der Kaſſe einjehen. — Sie beruft die Ge- 


vertretenen Stimmen aufgelöft werben. 
Die Schließung einer Kaffe kann durch die höhere 
Berwaltungsbehörde erfolgen: 1) wenn mehr als 
ein Viertheil der Mitglieder mit der Einzahlung 
der Beiträge im Rüdjtande ift, u. troß ergange- 
ner Aufforderung der Auflichtsbehörde weder die 
Beitreibung der fähigen Beiträge, noch der Aus- 
ihluß der fäumigen Mitglieder erfolgt; 2) wenn 
die Kaffe troß ergangener Aufforderung der Auf» 
ſichtsbehörde 4 Wochen mit Zahlung fälliger nicht 
ftreitiger Unterftügungen im ädtande ift; 3) 
wenn die Generalverjammlung einen mit den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes od. des Kaffenftatuts 
im Widerſpruch ſtehenden Beſchluß gefaßt hat, 
md der Auflage der Auffichtsbehörde, denjelben 


29. |neralverfjammlung, falls der Vorſtand der durch 


$ 22 begründeten Verpflichtung nicht genügt. — 
Sie fann die Mitglieder des Vorjtandes u. die im 
Falle der Auflöfung od. Schliefung einer Kaffe 
mit der Abwickelung der Geſchäfte betrauten Per— 
jonen zur Erfüllung der durch $ 27 begründeten 
Plichten durch Ordnungsſtrafe bis zu 100 M 
anhalten. $34. Mitglieder des Vorſtandes od, 
des Ausfchuffes, welche den Beſtimmungen diejes 
Geſetzes zuwider Handeln, werden mit Gelditrafe 
bi3 zu 300 M gerichtlich beftraft. Haben fie ab» . 
ichtlih zum Nachtheil der Kaffe gehandelt, jo 

1) Bezüglich der Zuftänbigfeit der Behörden im Bereiche 


ber Provinzialerdnung vom 29. Juni 1875 f. unter Bers 
waltungsbebörden Geſetz v. 26. Juli 1876 $$ 149—151. 


672 Hilfsleiftung. 


unterliegen fie der Strafbeitimmung des $ 266 kaſſe nicht begründet werden. & 14lc. Durd 
bes Strafgefepbuhs. $ 35. Eine Vereinigung |Ortäftatut kann beſtimmt werden: 1) dab Ar- 
mehrerer Kaſſen zu einem Verbande behufs ge-| beitgeber diejenigen Beiträge, welche ihre Arbeiter 


Kaſſen Hervorgegangenen Vorſtand zu verwalten. 
Seine Pflichten und Befugnijje bejtimmt das 
Statut. Sein Sik darf nur an einem Orte fein, 
two eine der betheiligten Kafjen ihren Sit hat. 
— Der Verband unterliegt nah Mafgabe des 
8 23 der Auffiht der höheren Berwaltungsbe- 
behörde besjenigen Bezirks, in welchem der Vor— 
jtand jeinen Sig hat. — Auf die Mitglieder 
des Vorjtandes und die fonitigen Organe des 
Verbandes finden die Beſtimmungen bed $ 34 


Unmwendung. $ 86. Die Verfafjung und die 
Rechte der auf Grund landedherrlicher Vorſchriften 


errichteten Hilföfaffen werden durch diejes Geſetz 
nicht berührt; die Kaſſen können jedoch durch die 
Landesregierungen zur Einjendung der im $ 27 
bezeichneten Ueberſichten verpflichtet werben. — 
In Anjehung der Kafjen der Knappichaftsvereine 
verbleibt e3 bei den dafür maßgebenden bejon- 
beren Beitimmungen., 


U. Gewerblide Hilfskaſſen.9 


genjeitiger Aushilfe fann unter Zuftimmung der 
Generalverfammiung der einzelnen Kaſſen und 
auf Grund eines fjchriftlichen Statut erfolgen. 
— Der Berband ift durch einen aus der Wahl 
ber Borftände oder Ausſchüſſe der betheiligten 
Neihö-Gejeg, betreffend die Abänder- 
ung des Titel3 VII. der Gewerbeord— 
nung, vom 8 April 1876. 

Art. 1. Un die Stelle des $ 141 ber Ge 
werbeordnung treten nachfolgende Beitimmungen: 
& 141. Durch Ortsitatut ($ 142) kann die Bild- 
ung von Hilfsfafien nad) Maßgabe des Geſetzes 
über die eingejchriebenen Hilfsfajjen vom 7. April 
1876 zur Unterftütung von Gefelen, Gehilfen 
und Fabrifarbeitern angeordnet werden, — In 
diejem Falle ift die Gemeindebehörde ermächtigt, 
nach) Maßgabe des genannten Gejeges die Ein- 
richtung der Kafjen nach Anhörung der Betheilig- 
ten zu regeln und die Verwaltung der Kafjen 
fiher zu ſtellen. $ 14la. Durch Ortsftatut kann 
Gejellen, Gehilfen und TFabrifarbeitern, melde 
das fechdzehnte Lebensjahr zurüdgelegt haben, 
die Betheiligung an einer auf Anordnung ber 
Gemeindebehörde gebildeten Kaffe zur Pflicht ge- 
madt werden. — Bon der Pflicht, einer jolchen 
Hilfskaſſe beizutreten oder fernerhin anzugehören, 
werden diejenigen befreit, welche die Betheiligung 
an einer anderen eingejchriebenen Hilfstafie nach— 
weifen. — Ber ber Pflicht zur Betheiligung 
nicht genügt, fann von der Kajje für alle Habt. 
ungen, welche bei rechtzeitigem Eintritt von ihm 
zu entrichten gewejen wären, gleid, einem Mit- 

liede in Anſpruch genommen werden. 8 141b. 
Für Sejellen, Gehilfen und fyabrifarbeiter, welche 
nach Maßgabe der Yandesgejete auf Grund einer 
Anordnung der Gemeindeverwaltung regelmäßige 
Beiträge zum Zwecke der Kranfenunterftüßung | 
entrichten, fann das Ortäftatut die Verpflichtung | 
zur Betheiligung an einer eingejchriebenen Hilfs- 





) Weg 


en der Hilfslaſſen der Innungen ſ. Gewerbeordn. 
g va Abſ. 5. | 


an eine auf Anordnung der Gemeindebehörde 
gebildete Hilistafje zu entrichten haben, bis auf 
die Hälfte des verdienten Lohnes vorſchießen, 
joweit diefe Beiträge während der Dauer der 
Arbeit bei ihnen fällig werden, 2) daß Fabrit- 
inhaber zu den vorgedadhten Beiträgen ihrer Ar- 
beiter Zuſchüſſe bis auf Höhe der Hälfte diejer 
Beiträge leiften, 3) daß Arbeitgeber ihre zum 
Eintritt in eine beſtimmte Hilfstaffe verpflichteten 
Arbeiter für dieſe Kaſſen anmelden. Wer diejer 
Pflicht nicht genügt, kann von der Kaffe für alle 
Bahlungen, welche bei rechtzeitigem Eintritt von 
den Ürbeitern zu entrichten gewejen wären, gleid 
einem Mitgliede in Anjpruch genommen werben. 
s 141d. Die in $ 141a Abſ. 3 und $ 141e. 
Nr. 3 bezeichneten Forderungen einer Kaſſe ver- 
jähren in einem Jahre; die Verjährung beginnt 
mit Schluß de3 Kalenderjahres, in welchem die 
Forderung entjtanden ift. $ 141e. Gleich der 
Gemeinde kann aud) ein größerer Communalver- 
band nad) Maßgabe ber vorjtehenden Beſtimm— 
ungen buch jeine verfafjungsmäßigen Organe 
für feinen Bezirk oder für rn deſſelben die 
Bildung eingeichriebener Hilfsfaffen anordnen u. 
Gejellen, Gehilfen, jowie Fabrifarbeiter zur Be 
theiligung an diejen Kafjen verpflichten. $ 141f. 
Den Beitimmungen der $$ 141 bis 141e unter» 
liegen a diejenigen bei Bergwerken, Aujbe- 
reitungsanjtalten und Brüchen oder Gruben be» 
ihäftigten Arbeiter und Urbeitgeber, für melde 
eine fonftige gejegliche Verpflichtung zur Bildung 
von Hilfskaſſen und zur Betheiligung an den 
jelben nicht befteht. Arbeitgeber der hier bezeich- 
neten Art werden den Fabrikinhabern ($ 141c 
Nr. 2) gleichgeachtet. — Auf Arbeiter u. Urbeit- 
geber, welche bei den auf Grund berggejeglicher 
Vorſchriflen gebildeten Hilfslaſſen betheiligt find, 
finden die Beſtimmungen der 88 141 bis 141e 
feine Anwendung. Art. 2. Hilisfaffen, in An 
ſehung derer eine Eintrittspflicht gewerblicher 
Arbeiler bei Erlaß dieſes Geſetzes begründet iſt, 
werben bis auf weitere Beſtimmung der Central— 
behörde den eingefchriebenen —— im Sinne 
des Urt. 1 gleichgeachtet. Bis dahin bleibt die 
Pflicht zum Beitritt, ſowie zur Bobtung von 
Beiträgen und Zuſchüſſen für Arbeiter und Ar- 
beitgeber bejtehen. Wenn Arbeiter oder Arbeit» 
geber ihrer Pflicht nicht genügen, fo treten die 
in $$ 141a und 1416 beitimmten Necdtsfolgen 
ein. — Hilfälaffen, in Anjehung derer eine Ein— 
trittöpflicht gewerblicher Arbeiter nicht begrünbet 
ift, werden, wenn fie bei Erlaß diejes Geſetzes 
auf Grund Tandesbehördficher Genehmigung im 
Belip der Rechte einer juriftiihen Perſon ſich be— 
finden, in Bezug auf die Befreiung ihrer Mit- 
glieder von der durch $ 141a begründeten Ver— 
pflichtung ben eingefchriebenen Hilfstaffen gleich— 
geachtet. — Hat eine der in diefem Artilel bes 
zeichneten Hilfefafien bis zum Ablauf des Jahres 
1884 ihre Bulafjung ald eingejdriebene Hilfs— 
fajfe nicht bewirkt, jo geht jie der gedachten Rechte 
berluitig. 

Silfsleiftung bei Verbrechen zc., |. Str.»G.-B, 
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849. Beftrafung —— re er berjelben wenn fie das von ihnen aus ber verpflichteten 
in Noth« und Unglüds- Fällen, |. ur $ 360|Forjt geholte Holz wegſchaffen, mit einer Be 
Nr. 10. Hilfsleiitung bei Seenoth ſ. Strand- gs ihres Solzungerschtes verſehen jein, 
ung8ordnung $$ 4 u. flg. in welder die Holzjortimente, worauf die Be 

Sinrictung, ſ. Tobesitrafe. Berg lautet, und die Tage, an welchen bie 






































interbliebene von Militärperfonen, Für⸗- Berechtigung und die Transportmittel, mit wel 
forge für dieſelben; j. Militärperjonen. hen fie ausgeübt werben darf, ausgebrüdt fein 
irten, felbpolizeilihe Verantwortung der-|müfjen. Befindet ſich unter dem Holze noch ande» 
Be j. unter Feldpolizei die felbpolizei-|red Holz, als morauf die Beſcheinigung lautet, 
rdnung v. 1. Nov. 1847 888, 15—19, 21—23.|oder transportiren fie foldes an anderen, ale 
Hochsfen gehören zu den einer befonderen|den zur Ausübung beftimmten Tagen, oder mit 
Genehmigung bedürfenden gewerblichen Anlagen, |größeren als den beftimmten Trandportmitteln, 
Gewerbe Ord. 8 16. ohne den rechtmäßigen Erwerb diejes Holzes 
Hodjverrath, ſ. Str.-©.-B. 58 80—86; auch beſonders auf die $ 1 bemerkte Art nachweiſen 
Neichd-Berf. v. 16. April 1871 Art. 74, 75 u. 1 önnen, fo ift daffelbe — der Con⸗ 
Verfaſſungs-Urkunde für den Preußifchen |fiscation unterworfen. 8 ird bei der nähe 
Staat v. 31. Yan. 1850 Urt. 95. ren polizeilichen Unterfuhung ermittelt, daß das 
Sochzeitsverfammlungen, Büge berjelben, in Bejhlag genommene Holz geftoglen worden 
wenn fie in der hergebrachten Weiſe ftattfinben, iſt, jo tritt noch außer Eonfiscation gegen den 
bedürfen einer vorgängigen Genehmigung und| Ungehaltenen gerichtliche Unterfuhung und, nad 
ſelbſt einer Anzeige nicht; unter Berein3polizeildem Bewandtnig der Umijtände, entweder bie 
die Verordnung v. 11, März 1850 $ 10. geſetzliche Strafe des Holzdiebitahld, mindeſtens 
Höfertwangen, j. unt. Eichweſen die Eich-|aber eine dem Taxwerthe des confiscirten Holzes 
ordnung dv. 16. Juli 1869 $ 38 (Note zu Nr. 1). gleichlommende Geldbuße, oder verhältnigmäßige 
Hofijmannstropfen, Beförderung derſelben —* — 5* ein. 
auf Eiſenbahnen, ſ. Betriebs Reglement o p ebſtahl. 
548,1, 4. 1. Geſetz, den Diebſtahl an Holz und 
Oefraäume. Bezüglich der Heranziehung der⸗ 
ſelben zur Grund» und Gebäudeſteüer ſ. unter 
Gebäudejfteuer, Geſetz dv. 21. Mai 1861 551, 
6, 7, 15—17; unter Grundfteuer Geſetz d. 21. 
Mai 1861 $1a, $2. Unter fremden Hofräumen 
darf nicht nach Mineralien gejhürft werden; |. 
Berggeſeß $ 4. Auch ift zwangsweiſe Ab— 
tretung von Hofräumen zu bergbaulichen Zwecken 
unzuläſſig; daf. $ 136. 
oheitszeichen des Deutichen Reichs ober 
feiner VBundesitaaten, Beftrafung wegen Weg- 
nahme, Beritörung ꝛc. berjelben, |. Str.-®.-B. 
8 135. Bezüglich der Hoheitszeichen ausmwärtiger 
Staaten, ſ. daf. $ 103a, 
Sohlmafe für Flüffigkeiten, |. unter Eich 
wejen die Eichordnung d. 16. Juli 1869 8$ 6flg.; 
für trodene Gegenftände, daj. $$ 14 flg. 
olz. Zur Vorbeugung des in manden Ge- 
genden ber Rrovinzen Sadjen, Weitfalen und 
der Rheinprovinz überhandnehmenden Holzdieb⸗ 
ſtahls find behufs Controle der Hölzer durch bie 
Königl. Verordnung v. 30. Juni 1839 folgende 
Bejtimmungen getroffen:‘) $ 1. Wer Brennholz 
oder unverarbeitetes Bau- oder Nupholz in eine 
Stadt oder ein Dorf einbringt oder ſonſt ver— 
ährt, muß mit einer jchriftlichen glaubhaften 
—— — der Polizeibehörde feines Wohn- 
ortes oder des Eigenthümerd oder Aufjehers 
degjenigen Waldes, aus welchem, feiner Angabe 
nach, das Holz gebracht wird, verjehen fein, und 
joldye auf Erjordern den Foritbeamten, Gendar- 
men, Polizei- und Gteuerbeamten vorzeigen, 
wibrigenfalld das Holz in Beſchlag genommen u. 
eonfiscirt werden joll. $ 2. Auch Holzberechtigte 
müfjen bei Vermeidung gleicher Folgen ($ 1), mittelbar zu einer Gefängnißficafe ($ 9) verurteilt worden 
ift; dem Polizeianmwalte, wenn auf Freiſprechung erfannt, od, 


ı Beftimmungen follen nicht im ganzen Bereiche der | wenn das Straigejer verlegt oder unrichtig angewendet wor⸗ 
— Provinzen 3* ** * * denjenigen Ges |ben iſt. — Hat ber Boligeirichter fi mit Unrecht für zuftäns 

nden umd Sreiien derielben in Kraft treten, wo ber Holz=|big ober für unzuftändig erflärt, jo it das Rechtsmutel in 
Hehfiapt überband genommen bat. allen Fällen zulaffig. 


Grotefend, Polizei-kerifon. 48 


anderen Waldproducten betr, 
bom 2. Juni 1875.) 

Erfter Abſchnitt. 

Strafbeftimmungen. 
[Gegenstand des Holzdiebſtahls.) $ 1. Holz- 
or. im Sinne des Geſetzes ift der Dich- 
ſtahl an Holz in Forften oder auf anderen 
Grundftüden, auf welchen dafjelbe hauptſächlich 
ber Holzungen wegen gezogen wird, wenn es 
entweder: 1) noch nidht vom Stamme od. Boden 
getrennt, oder 2) durch Zufall abgebrochen oder 
umgemworfen, und mit bdejjen Zurichtung noch 
nicht der Anfang gemacht worden ijt, oder 3) 
in Spänen, Abraum oder Borke bejteht, auch 
dann, wenn fich diejelben bereits in Holzablagen, 
weiche jedoch nicht umſchloſſen jind, befinden. 


) Durch die Berorbnung vom 25. Juni 1875 Art. 2D, ift 
das Gejeh vom 2. Juni 1852, mit Uusnahme der $5 53 und 
54 uud mit der Maßgabe in bie neuen Provinzen eingeführt, 
daß an Stelle 1) ber in den $$ 21 und 49 angegogenen Ges 
fege vom 12. Febr. 1850 und 31. Jan. 1845 bie entiprechens 
den Borfhriften der Titel 8 und 9 und bes Titels 21 Abs 
ſchnitt 5 der Strafprocehorbnung vom 25. Juni 1867, 2) ber 
58 24 und 38 bie nadhfichenden, mit denfelben Nummern bes 
zeichneten —— —* treten: $ 24. Die Zuſtändigleit der 
Gerichte und das Verfahren wegen ber im $ 16 vorgefehenen 
Holzdiebftäple richtet fih nach den fir das Vergehen des eins 
fadyen Diebftahls (Str⸗G. B. $ 216) in der Strafproc 
ordnung gegebenen Borſchriften. Bei Urtheilen, bie in Abs 
tefeuhent bes Beſchuldigten verkündet worden find, ift dem⸗ 
felben nur der Tenor — — Hinſichtlich der übrigen, 
durch das gegenwärtige Geſetz vorgeſehenen ſtrafbaren Häud⸗ 
lungen tonnen bie Borſchriften Über die Zuſtändigleit der Ges 
richte und das Verfahren bei Uebertretungen, ohne daß es zur 
— ger und GEntiheidbung der Mitwirkung von 
Schöffen bedarf, und mit —— Abändberungen und 
näheren Beftimmungen zur Anwendung. 8 35. Das Rechtes 
mittel ber ufung ftebt dem Beihulbigten nur dann zu, 
wenn er zu einer Geldbuße von wenigitens 15 M ober ums 





— 
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2. Dem Holzdiebſtahl wird gleichgeachtet ber ren oder fpäteren Falle ober in beiden Fällen 
Siebnat R —— anderer Urt, ind-) Diebftahl, —— des Diebſtahles, Theilnahme, 
beſondere an Gras, Kräutern, Heide, Moos, Laub, Begünſtigung oder Hehlerei darſtellt. — Die 
anderem Streuwerk, an Sienäpfeln, Waldſäme- |Berurtheilung wegen Holz - oder Harzdiebſtahls 
veien und Harz, weiche fi in Forften oder auflbegründet bei Diebftählen von Raffe und Beie- 
anderen hauptſächlich zu golgmuyung bejtimmten |&olz und anderen Waldprobucten feinen Rüdfall 
Grundftüden befinden und nicht bereitd einge-Jund umgekehrt. — Diebftähle an Holz oder an- 
fammelt find. — Die über den Holzdiebita Ljderen Waldprobucten, te nicht Holzbiebftähle 
gegebenen Vorſchriften finden auf die Diebftähle |im Sinne dieſes Geſetzes find, men nicht in 
an ſolchen Waldproducten erg 1 fofern | Anrechnung. 
nicht ausnahmsweiſe ein Anderes bejtimmt ift| [Bujäpliche Strafen in gewiſſen Fällen] & 9. 
(85 7 und 8). n allen Fällen ($$ 3—8) kann neben der Gelb» 

Holzdiebftahl ohne erſchwerende Lmftände.] buße eine Gefängnißftrafe bis zu 14 Tagen ver» 
5 3. Der Holzdiebjtahl wird unabhängig von * t werden, wenn entweder 1) drei oder mehrere 
dem Erſatze des Werthes des Entwendeten und — mit einander Holzdiebſtahl verübt haben, 
des etwaigen fonftigen Schadens, mit einer Gelb-Joder 2) der Holzdiebftahl zum Zwede bes Ber 
buße beitraft, meide dem vierfachen Werthe des kaufs des Entwendeten verübt worden ift, oder 
Entwendeten gleihfommt und niemald unter 1 M|3) durch Ausführung des Holzdiebſtahls dem 
betragen darf. Beftoplenen ein Schaden angefügt worden ift, 

Köolgpiebitanft mit erfchwerenden Umftänben.] [welcher nad Abrechnung des Werthes oder Ent- 
$ 4. Die Geldbuße jol dem ſechsfachen Werthe|wendeten mehr als 15 M beträgt, oder 4) der 
des Entwendeten gleihlommen und niemals unter|Gegenftand des Diebjtahls in Harz beiteht. 

ı M 650 P fein: 1) wenn der Diebftahl zur) [Haltbarkeit dritter Perſonen.) $ 10. Für 
Nachtzeit (Str.G.⸗B. $ 28, jeht $ 243, 7) oder|die Geldbuße, den Wertherjag und die often, 
an einem Sonn- oder Feittage begangen wird; zu denen Perſonen verurtheilt werben, melde 
2) wenn der Thäter ſich vermummt, dad Geſicht ſunter der Gewalt ober Auflicht oder in Dien 

efärbt, oder andere Mittel angewendet hat, um eines Anderen ftehen und zu deſſen Hausgenoſſen⸗ 
ich gay machen; 8) wenn derjelbe auflichaft gehören, ift diefer im Falle ihres Unver- 
Befragen des Veſtohlenen oder des Forjtbeamten|mögens für verhaftet zu erflären, und zwar un« 
jeinen Namen oder Wohnort anzugeben verweislabhängig von ber ihn etwa felbft treffenden 
gert, oder faljche Angaben über jeinen Namen|Strafe. — Die Haftbarkeit wird nicht ausge, 
oder Wohnort gemadjt hat; 4) wenn er ſich zur ſſprochen, wenn derſelbe den Beweis führt, daß 
Berübung des Diebſtahls der Säge oder des ſder Diebftahl nicht mit feinem Wifjen verübt ift. 
Meſſers bedient Hat. 11. Der Schuldige, welcher noch nicht das 16, 

[Berfuh, Teilnahme, Begünſtigung.) $ 5. Lebensjahr vollendet hatte, wird, wenn er mit 
Der Verfuc des Holzdiebftapls, die Theilnahme | Unterfheidungsvermögen gehandelt hat, zur vollen 
an einem Holzdiebjtahle oder an einem Verſüche) geſetzlichen Strafe verurtheilt. Hat er ohne Un- 
befjelben, die Begünftigung im Falle des $ 38 |teriheidungspermögen gehandelt, jo wirb er frei» 
des Str.G.⸗B. wird mit der vollen Strafe des geſprochen, und derjenige, welcher in Gemäßheit 

olzdiebſtahls belegt. — Die Begünftigung eines |des $ 10 dieſes Geſetzes Haftet, zur Zahlung der 
Sorspiebitahle im Salle bed $ 37 de Str» G.-B.|Gelbbuße, des Wertherjages und der Soften, 
wird mit einer Geldbuße beftraft, deren Betrag|welde den Thäter getroffen * würden, falls 
den doppelten Werth des Entwendeten erreichen ſer das ſechszehnte Lebensjahr vollendet gehabt 
lann, jedoch niemals unter 1 M jein ſoll. hätte, unmittelbar ald haftbar verurtheilt. 

[öchlerei.] 6. Wer fi in —— auf| Verwandlung der Geldbuße in Gefängniß- 
einen SHolzdiebitahl der Hehlerei ſchuldig macht,|ftrafe.)] 8 12. Un die Stelle einer Geldbuße, 
wird mit einer Geldbuße beftraft, welche dem welche wegen Unvermögend des Berurtheilten 
vierfahen Werthe des Entwendeten gleichtommt, jund des etwa für haftbar Erflärten nicht beige 
jedoch nicht unter 1 M jein foll, trieben werben Tann, foll Gefängnißftrafe nach 

(Rüdfall.] $ 7. Befindet ſich der Schuldige Ban der Beftimmungen in $ 14 (jet $ 29 
im erjten oder zweiten Hüdfalle, jo joll die Geld-|des Str.-G.-B, treten. Die Dauer derjelben f 
buße dem ſechsfachen Werthe des Entwendeten vom Richter jo beftimmt werben, dab der Be- 
gleihfommen und nicht unter 1 M 60 P fein;jtrag vow ı M bi3 zu 6M einer Gefängnißftrafe 
im alle des $ 4 foll fie dem achtfachen Werthe|von einem Tage gleichgeachtet wird. Sie beträgt 
des Entwendeten gleihlommen und nicht unter|minbeftens einen Tag und darf 6 Monate nicht 
2 M ſein. — nun Beitimmung findet bei Dieb-|überfteigen. — Kann nur ein Theil der Geld- 
nählen von Naff« und Leſeholz und anderen|buße beigetrieben werben, fo tritt für den Reſt 
BWaldproducten außer dem Holze und Harz auch|derjelben nach dem in dem Urteile feftgefegten 
im dritten und ferneren Nüdjalle Anwendung. he die Gefängnifftrafe ein. — Gegen 
88. Im Rüdfalle befindet ſich derjenige, welcher, die in Gemäßheit der $$ 10 und 11 als haftbar 
nachdem er wegen Holz- und Harzdiebſtahls von|Berurtheilten tritt an Stelle der Geldbuße eine 
einem Preußiſchen Gerichte rechtskräftig verur⸗ Gefängnißſtrafe nicht ein, 

u en — der are * Ik [Arbeiten ftatt der Gefängnißſtrafe.)) $ 18. 
nah ber Verurtheilung einen Holzdiebitahl bes 

geht. — In Veziehung auf den Nüdfall macht! Ba S$ 18, 14 und 42 ſ. das abgebrudie Regulativ v. 
e3 feinen Unterjcjied, ob die That in dem frühes! a0... 1955. 


Holzdiebjtahl. 
Statt der Gefängnißftrafe (ß5 9, 12) kann wäh-; 


rend ber für biejelbe Geftimmten Dauer der Ver- 
urtheilte, auch ohne in einer Gefangenenanftalt 
eingejhloffen zu werden, zu Wrbeiten, welde 
feinen Fähigkeiten und Berhältnifjen an I* 
find, angehalten werden ($ 42). $ 14. 
—— Beſtimmungen wegen der zu leiſtenden 
Arbeiten werden mit Rüdjicht auf die vorwalten« 
den probinziellen Berhältniffe von den Bezirtd- 
tegierungen in Gemeinſchaſt mit den Wppella- 
tionsgerichten und in der Nheinprovinz in Ge» 
meinjchaft mit dein Generalprocurator erlaſſen. 
Diefe Behörden find ermächtigt, gewiſſe Tage- 
werke dergejtalt zu beitimmen, deß die Berur- 
teilten, wenn fie durch angeftrengte Thätigfeit 
mit der ihnen zugetwiejenen Arbeit fr 
Stande fommen, auch früher entlafjen werden 
können. 

Militärperſonen.) $ 15. Gegen Mifitärper- 
Sr des Dienjtitandes ift von den zuftändigen 

ilitärgerichten nicht auf Geldbuße, fondern in 
Gemäßheit des Militärftrafgefegbuches auf ent- 
iprechende Freiheitsſtrafe zu erkennen. Die Dauer 
derjelben beträgt wenigſtens einen Tag u. darf 
das einer jehsmonatlihen Gefängnißitrafe ent» 
ſprechende Maß nicht überfteigen. — Hinfichtlich 
des Militärgerichtsitandes verbleibt e8 bei den 
beftehenden Borjchriften. 

(Holzdiebjtagl im dritten Nüdfalle] 8 16. 
Wenn fi der eines im $ 1 bezeichneten Holz— 
oder eines Harzdiebſtahls ($ 2) Schuldige im 
dritten oder ferneren Rüdfalle ($ 8) befindet, jo 
fommen bie Beftimmungen des $ 216 (jett $ 242) 
des Str.G.⸗B. zur Anwendung ; jedod) ſoll die 
Dauer des Gefängniffes nicht über 2 Jahre be» 
tragen. — Bei Anwendung des 8 219 bes 
Str.“G.B. werden Holzdiebjtähle nicht in Be— 
tracht gezogen. 

[Confiscation.] $ 17. Werte, Sägen, Beile 
und andere Werkzeuge, welche zur Begehung des 
Holzdiebftahls gebraudjt worden find, Sollen, ohne 
Unterſchied, ob jie dem Schuldigen gehören oder 
ihm von Underen überlaffen find, für confiscirt 
erflärt werden, Die Confiscation erftredt ſich 
nicht auf die zur Wegichaffung des Entwendeten 
gebrauditen Thiere oder anderen Gegenjtände. 

Wertherſatz.) $ 18. Die Verpflichtung des 
Scyuldigen zum Erſatze des Werthes des Ent- 
mwenbeten an ben Beitohlenen wird neben der 
Strafe von Amtswegen audgefproden. Der Er- 
jap des Schadens, welcher außer dem Werthe 
des Entwendeten durch den Diebftahl verurjadyt 
ift, kann nur im Eivilverfahren eingellagt wer- 
ven. $ 19. Der Werth des Entwendeten wird 
ſowol hinſichtlich der Geldſtrafe ald des Erſatzes, 
wenn die Entwendung in einem königlichen Forſte 
verübt worden, nach der für das betreffende 
Forſtrevier beſtehenden Forſttaxe, in anderen 
Fällen nach den beſtehenden Localpreiſen abge— 
ſchãtzt. 

(Berjährung.)] 820. Der Holzdiebſtahl, wel— 
cher nicht unter die Beſtimmungen des $ 16 fällt, 
verjährt in drei Monaten. 

Bweiter Abſchnitt. 
Bon dem Werfahren, 
[Berfahren bei der Ermittelung und Berfolg- 
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ung.] $21. Hinfichtli der Befugniſſe der Forft- 
beamten bei Ermittelung und Verfolgung der 
Holzdiebjtähle fommen die beftehenden geſeblichen 
Vorſchriften, insbefondere auch das Ge ep vom 
12. Februar 1850 in Anwendung. $ 2%. Wird 


ie Jemand bei Ausführung eines Hoͤlzdiebſtahis 


oder gleich nad) derjelben betroffen oder verfolgt, 


jo find die zur Begehung des Diebftapls ge- 


brauchten Werkzeuge, welche er bei fich führt, in 
Beichlag zu nehmen. — In den nämlicyen Fällen 
können die zur Wegichaffung des Entwendeten 
gebrauchten Thiere oder underen Gegenjtände 
gepfändet werden. $ 23. Die gepfändeten Trans» 


portmittel werden dem nädjiten Ortsvorjtande 


auf Gefahr und Kojten des Eigenthümers zur 


über zu Aufbewahrung überliefert, bis eine der Höhe 


nad) vom Ortsvorjtande zu bejtimmende baare 
Summe, welche dem Gelobetrage der etiva er- 
folgenden Verurtheilung nebſt den Koften ber 
Aufbewahrung oder dem Werthe der Trang- 
portmittel gleidjtommt, in die Hände des Orts⸗ 
vorjtandes oder gerichtlich niedergelegt wird. — 
Geſchieht die Niederlegung nicht innerhalb acht 
Zagen, jo kann der gepfändete Gegenftand auf 
Verfügung des Richters öffentlich verfteigert 
werden. 

[Buftändigfeit und Berfahren.] $ 24.) Die 
Bujtändigleit der Gerichte und das Verfahren 
wegen der in dem $ 16 vorgejehenen Holzdiebs 
ſtähle richtet fid) nad) den für Vergehen bejtehen- 
den allgemeinen Borjchriften. Bei Contumacial- 
Urtheilen ift jedoch nur der Tenor derjelben dem 
VerurtHeilten zugujtellen. Hinjicht!ich der übrigen 
durch dieſes Gejeg vorgejehenen jtrafbaren Hands» 
lungen kommen die Borjchriften über die Zur 
itändigfeit der Gerichte und das Verfahren bei 
Uebertretungen mit nachſtehenden Abänderungen 
und näheren Beftimmungen zur Anwendung. 
$ 25. Der Gerichtsjtand iſt begründet bei den 
Gerichten bed Sprengeld, in deſſen Bezirke der 
Diebjtahl verübt worden iſt. $ 26. Die gericht⸗ 
liche Verfolgung ſteht dem Polizeianwalt zu, 
Die Berrichtuntgen defjelben können verwaltenven 
Forjtbeamten übertragen werden. 8 27. Die 
Anjhuldigung muß enthalten: 1) den Namen, 
dad Gewerbe, den Wohn- und Aufenthaltsort 
des Angeſchuldigten und der etwa jonft haftbaren 
Perjonen (88 10, 11); 2) die Bezeichnung des 
entwenbeten Gegenitandes und dejjen tarmapigen 
Werthed (5 19); 3) die Angabe der näheren 
Umftände, ald: der Zeit und Des Ortes der Ent« 
wendung und des Vetreffens; ob die Entwend« 
ung unter erjchiwerenden Umjtänden ($5 4, 9) 
geihehen; ob jie mit einem Angriffe oder einer 
Widerjeplichteit bei dem Betreffen verbunden 
gewejen jei; ob der Thäter jid) im Nüdjalle be— 
finde u. ſ. w.; 4) die Angaben, welche Thatſachen 
der Forſtbeamte jelbit wahrgenommen habe; hin» 
fichtlich der übrigen Thatjachen müſſen die Zeugen 
benannt und die jonitigen Beweismittel ange» 
geben werden, — Die etwa in Beſchlag genom- 
menen oder gepfändeten Sachen werden verzeich- 
net. 528. Die Forſtbeamten haben die in ihren 
Nepvieren vorgejallenen Entwendungen, welche 


1) ©. die Note zur Ucberfchrift dieſes Geſetes. 
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vor dad nämliche Polizeigericht gehören, unter 3) wenn fie zu ben für ben Forftbienft beftimm« 
fortlaufenden Nummern in ein Berzeihniß zu ten oder mit Forſt · Verſorgungsſchein entlafjenen 
bringen, welches in tabellarifcher Form die im Militärperſonen gehören, in Gemäßheit der bar» 
$ 27 erwähnten Eolumnen enthält und mit einer|über ergangenen oder ergehenden Verorbnungen. 
fünften Columme zu den unter ($$ 29, 39 und)— In den Fällen zu 2 u. 3 iſt eine ausbrid- 
40) bemeikten Zweden zu verjehen ift. — Das liche Genehmigung der Bezirksregierung zu der 
Verzeichniß muß von demjenigen Forftbeamten, Vereidung erforderlich.) $ 33. ie Vereidung 
welcher ed aufgejtellt Hat, und in Unjehung berjerfolgt vor dem Gerichte, bei a ki ber Forſt⸗ 
















































Entwenbungen, welche von einem Forſtbeamten ſchutzbeamte in diejer Eigenjhaft jeine VBerricht- 
entdedt worden find, von biefem unterjchrieben Jungen auszuüben hat, oder falls jein Revier in 
werben. Es wird in zwei Egemplaren geführt,Imehrere Gerichtöbezirfe fällt, bei dem Gerichte 
deren eines der Polizeianwalt dem Gerichte zu |jeines Wohnortes ein für allemal dahin: daß er 
übergeben hat. Das in der Hand des Polizei-|die Diebſtähle am Holz und anderen Waldpro« 
anwaltes verbleibende Eremplar fann jo gefer-|ducten, welde in dem jeinem Schuge gegenwär— 
tigt werden, daß jeder Anzeigefall mit der Uns|tig anvertrauten oder künftig anzuvertrauenden 
terjchrift des Foritbeamten fi auf einem befon-| Bezirke vorfallen und 4 feiner Kenntniß lom⸗ 
deren Blatte befindet. $ 29. Zu der beſtimm⸗ſmen, mit aller Treue, Wahrheit und Gewiſſen- 
ten Gerichtsſitzung werden die AUngejhuldigten |Haftigfeit anzeigen, was er über die Thatums- 
und bie etwa jonjt haftbaren Perfonen mittels |ftände der jtrafbaren Handlung und über Die 
Zufertigung eines Auszuges aus dem Verzeich⸗ [Urheber und Theilnehmer entweder aus eigener 
niffe unter der Verwarnung vorgeladen, daß fie] Sinneswahrnehmung oder durch fremde Mit- 
bei ihrem Ausbleiben der ihmen zur Laſt gelege|theilung erfahren Habe, mit genauer Beachtun 
ten Thatjahen für geftändig werben erachtet|diejes Unterjchiedes angeben, aud; den Wert 
werden. Der Beamte, welcher die Infinuation|des entwendeten Gegenjtanded gewiſſenhaft und 
bewirkt hat, bejcheinigt in ber fünften Columne|der Vorſchrift gemäß abſchätzen wolle, Cine 
des bei dem Gerichte verbleibenden Verzeichniſſes | Ausfertigung des Vereidigungsprotokolls wirb 
die gehörig geſchehene Vorladung mit Angabe den übrigen Gerichten, bei melden der Fort 
ber Perjonen, welchen der Auszug zugeftellt wor⸗ſſchutzbeamte etwa dienſtlich aufzutreten hat, mit 
den und bed Tages, an welchem dies gefchehen, |getheilt. $ 34. Wenn der Forftichugbeamte eine 
ift. Wenn die Infinuation durd) einen nicht bei] Denunciantenbelohnung run t2), jo tritt bie 
dem Gerichte angeitellten Beamten bewirkt wird, Jim $ 31 bejtimmte Beweiskraft nicht ein unb 
jo geidieht die Beſcheinigung auf einer dem-|die im $ 38 vorgefchriebene Vereidung foll nicht 
jelben übergebenen Abſchrift des Auszuges. Die ſſtattfinden. $ 35. Die Bezirköregierung ift be- 
Behändigung ber Ladung darf nicht in dem letzten fugt, die in Gemäßheit des $ 32 ertheilte Ge- 
acht Tagen vor ber Gerichtäfigung geichehen. |nehmigung zurückzuziehen. In diefem Falle er 
twibrigentalls darauf fein Contumaciafertenntniß|lifcht Die Wirkung der ftattgehabten Bereidung 
für die Bufunft. Sie erliſcht von Rechtswegen, 
wenn gegen den Forjtihugbeamten eine Berum 
teilung ergeht, welche die Amtsentfegung eines 
Königlichen Beamten von Rechtswegen na fi) 
ziehen würde, In beiden Fällen ift die Dienft- 
* chaft befugt, den lebenslänglich angeſtellten 
orſtbeamten aus dem Dienſte zu entlajjen.®) 
SitzungsprototollJ. $ 36. Das Sitzungs⸗ 
Protofoll wird mit Bezug auf die Nummern des 
Verzeichniſſes ($ 28) geführt. 
[öuftellung des Contumacialurtheils.) $ 87. 


. ergehen kann oder dem erjcheinenden Mugejchul- 
bigten auf deſſen Untrag die Bertagung bis zur 
nãchſten Sigung zu geitatten ift. — Das Man- 
datöverfahren ift ausgeſchloſſen. F 30. Die 
Forſtbeamten, welche die Diebftähle entdedt Haben, 
find en ihre Dienftbehörde zu veranlajfen, an 
dem bejtimmten Tage in der Sikung zu er 
feinen. Die etwaigen fonftigen Belajtungs- 
eugen find zu derjelben vorzuladen. Die Ber 
—* müſſen ihre etwaigen Vertheidigungs⸗ 
zeugen entweder freiwillig in derſelben — 
—— oder deren Vorladung zu dieſer Sipung [Bon dem ergehenden Eontumacialurtgeile wird 
n dem gejeglichen Wege rechtzeitig erwirken. |dem Berurtheilten nur der Tenor infinuirt, und 

[Bemweisführung durch vereidete Forſtbeamte.) zwar durch Zuftellung einer von bem Gerichtd- 
31. Die Ungaben der zur Ermittelung der)jchreiber beglaubigten Abſchrift. — Die Zuſiell⸗ 
Holzdiebftähle gerichtlich vereideten Foritihug- ung wird von dem Beamten, welcher fie bewirkt 
beamten haben in Anſehung derjenigen That-|hat, am Rande des Situngsprotofolls bermerft, 
jachen, welche auf deren eigener dienftlider Wahr-Joder, wenn er nicht bei dem Gerichte angeitellt 
nehmung beruhen, Beweiskraft bis zum Gegens|ift, auf einer ihm übergebenen Abſchrift des Aus- 
beweife, Dajfjelbe gilt von der durch einen jol-|zuges befcheinigt. 
chen Forſtſchutzbeamten vorgenommenen Abſchätz-“ [Rechtsmittel] $ 88. Das Rechtsmittel des 
ung des Werthes des Entwendeten. 832. Die|Recurjes fteht dem Beſchuldigten nur zu, wenn 
mit dem Forſtſchutze beauftragten Perſonen dür-|er zu einer Geldbuße von wenigftens 15 M oder 
fen zur Ermittelung der Holzdieb wir: nur Br 
eidet werben: 1) wenn fie Königliche Beamte 
find; 2) wenn fie von Gemeinden oder anderen 
BWaldeigenthümern auf Lebenszeit oder nad) einer 
vom Landrath beſcheinigten dreijährigen tabel- 
lojen Forftdienftzeit auf mindeitens drei Jahre 
mitteld ſchriftlichen Contractes angeftellt find; 


Aa Bereiche der Provinzialorbnung von 29. Yuni 1875 
beichlieht der Bezirfsratb über die Ertheilung, fowie über die 
Zurüdziebung der ertbeilten Genehmigung zur Bereidigung ber 
mit dem For tichutz beauftragten Berlonen ($$ 32 und —3* 

2) Die Denunciantenantheile find durch Gefch vom 28. Der. 
1868 aufachoben. 

368.NRote zu $ 32. 
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e zu bewirken hat, wie die Ein- 


unmittelbar zu einer Gefängnißſtrafe ($ 9) ver- näntihe Bee ihre Gemeindefafje auf bie 
er 


etz verlegt oder unrichti 


a 
ie —5 — oder für unzuſtändig erklärt, ſo iſt 
3 Rechtsmittel in allen Fällen zuläſſig. — Im 
Bezirke des Appellationsgerichtöhofes zu Köln 
findet die Appellation nad) den vorftehenden Be- 
ftimmungen ftatt; der Einſpruch gegen Contu- 
macialurtheile ift nicht zuläffig. $ 39. Nachdem 
das Urtheil rechtskräftig geworben ift, wird ber 
Tenor defjelben von dem Gerichtsſchreiber in die 
fünfte Eolumme de3 dem Polizeianwalte über- 
ebenen Berzeichniffe® eingetragen. — Diejer 
Bermert wird auf diefelbe Weife beglaubigt, wie 
die Augfertigungen der Urtheile. $ 40. Wird 
ein Rechtsmittel eingelegt, jo hat der Gerichts» 
{chreiber eine Abjchrift der auf dem Eremplar 
des Gerichtes befindlichen Infinuationsbejcheinig- 
ungen, jowie den Vermerk über den Tenor des 
Urtheil3 ($ 39) in das dem Polizeianmwalte über- 
gebene Berzeihniß einzutragen. — Dieſes Ver— 
ihniß und ein Auszug ded Gigungdprotofolls, 
—* ſie den Fall betreffen, werden an das Ge— 
richt der höheren Inſtanz befördert. — Der 
Gerichtsſchreiber bei dieſem Gerichte hat den 
Tenor des hier ergehenden Urtheils in der fünf- 
ten Eolumne des Verzeichniſſes zu vermerken, 
welches jodann an den Polizeianwalt zurüdge- 
langt. 
Vollſtreckung.) 8 41. Die Vollftredung des 
Urtheild geſchieht von Amtöwegen wie bei anderen 
Straferfenntnifjen. Sie fann auf Grund des 
mit dem beglaubigten Urtheilövermerke verjehenen 
Berzeichnifjes erfolgen. Die Ertheilung bejon- 
derer Urtheildauszüge in den geeigneten Fällen 
ift nicht ausgeſchloſſen. — In dem Bezirke bes 
Appellationdgerichtähofes zu Köln beda . 
ur Bollftredung des Urtheiles in Beziehung au 
= zu Gunften von Gemeinden, Eorporationen 
oder Privaten ausgeſprochenen Wertherjag nur 
eines beglaubigten UrtHeildauszuged. Diefe Be- 
ftimmung gilt auch in den Yällen, wo in Ge— 
mäßheit des $ 24 dad für Fr en borge- 
ſchriebene Verfahren eintritt.) $ 42. Die Gelb- 
bußen, melde wegen Diebftahls an Gemeinde 
oder Privateigenthum ausgeſprochen und einge 
zogen find, follen den Beftohlenen zufließen und 
denjelben nad) einem vierteljährlich aufzuftellen- 
den Verzeichniſſe überwiefen werden. — Weijet 
der Beftohlene im Falle der Nichteinziehbarkeit 
ber Geldbuße der Behörde, welche die Leiftung 
der Arbeiten ($ 13) zu überwachen hat, geeignete, 
u feinem Bortheil gereichende Urbeiten an, jo 
ol der BerurtHeilte zu deren Leiftung angehalten 
werden. Dieje Anmweifung muß jedoch erfolgen, 
bevor die andermweite Vollftredung der Strafe 
begonnen hat.) $ 43. Die Gerichte find befugt, 
wenn der Berurtheilte zu der Gemeinde gehört, 
welcher die erkannte Entihädigung und Gelditrafe 


Freiſprechung erfannt, oder wenn das Straf- ziehung d 
angewendet worben | dem 
— Hat der Polizeirichter ſich mit Unrecht Inwiefern die Vollftredung des Urtheils auch 


semeindegefälle. Es dürfen jedoch 
erurtheilten feine Mehrkoſten erwachſen. — 


anderen Behörden von den Gerichten aufgetragen 
werden könne, iſt im Verwaltungswege zu bes 


ftimmen. 
Dritter Abſchnitt. 
B gg zur Verhütung der Holzdiebjtähle. 
44. Wer in fremden Waldungen (Forjten 

oder Büſchen) außer dem zum gemeinen Ges 
braude beftimmten öffentlichen Wege oder einem 
anderen Wege, zu dejjen Benutzung er berechtigt 
ift, mit Werten, Beilen, Sägen oder anderen zum 
dällen, Sammeln oder Wegihaffen des Holzes 
ebräudlichen Werkzeugen betroffen wird, ohne 
N duch Genehmigung des Waldeigenthümers 
oder des fonjt zu deren Ertheilung Ermächtigten 
darüber rechtfertigen zu können, wird mit Geld» 
buße bis zu 3 M und im Unvermögensfalle mit 
eg polizeiliher Gefängnißftrafe 
beftraft. $ 46. Wer geftohlenes Holz ($ 1) 
oder act, bon welchem er wegen ver Beihaffen- 
heit defjelben in Rüdjicht auf die Perſon deijen, 
der es ihm anbot, und auf die Umftände, unter 
denen es gejchah vermuthen konnte, daß ſolches 
gejtohlen war, erwirbt oder annimmt, wird mit 
einer Geldbuße beitraft, deren Betrag den doppel- 
ten Werth des Holzes oder Harzes erreichen kann, 
jedoch niemals unter + M und über 150 M jein 
ſoll. — Im Falle des Unvermögens tritt an 
die Stelle der Geldbuße verhältnigmäßige polizei- 
lihe Gefängnißitrafe, 46. Holzhändle 
welche wegen Ankaufs gejtohlenen Holzes ($ 45 
oder wegen Holzdiebftahl3 unter erjchwerenden 
Umftänden ($ 9) bereit einmal verurtheilt find, 
ijt beim erjten Rüdfall zugleich der gewerbliche 
Sortbetrieb des Holzhandel3 durch richterlichen 
Ausſpruch zu unterfagen. — Diejelbe Unterjag- 
ung ift vom Richter auszufprechen gegen Holz 
—— die wegen Holzdiebſtahls im dritten oder 
erneren Rückfall verurtheilt werden. $47. Ein 
wegen Holzdiebſtahls innerhalb der leßten zwei 
Jahre Verurtheilter, in deſſen Gewahrſam friſch 
efälltes, nicht forſtmäßig zugerichtetes Holz ge 
se wird, joll, wenn er ſich über den red» 
lihen Erwerb nicht ausweiſen kann, des Holzes, 
auch ohne daf eine daran verübte Entwendung 
feftgeftellt worden ift, zu Gunften des Urmen« 
Ba ſeines Wohnortes verlujtig fein. $ 48. 

egen der in den $$44, 45 und 47 vorgefehenen 
Fälle kommt dad Verfahren bei Uebertretungen 
mit den in dem zweiten Abjchnitte dieſes Geſehes 
bejtimmten Abänderungen und näheren Bejtimm- 
ungen zur Anwendung. 

(Schluß- und Uebergangsbeftimmungen.] $ 49. 
Wenn ber Angeſchuldigte die Einrede vorbringt, 
daß er zu der ihm zur Laft gelegten —— 
berechtigt geweſen ſei, ſo kommen die Beftimm- 


ungen des Geſetzes über das Verfahren in 


nebfi den Kojten der betreffenden Gemeinde-| Wald», Feld» und Fagdfreveljahen bei Civil 


behörde im der Art aufzutragen, daß fie die 


©. bas abgedrudte Negulativ vom 21. Juli 1850. 
S. auch die Note zu $ 13, 


einreden vom 31. Januar 1845?) für den ganzen 
Umfang der Monarchie zur Anwendung. $50. 


1) ©, unter Feldfrevel (S. 380). 
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Die in der Feldpolizeiordnung vom 1. Novbr. als auf den in den fogenannten Bergfreiheiten 
1847 mit Strafe bedrohten Hebertretungen wer« | enthaltenen ſchriftlichen Verleihungen beruhen, 
den, ſoweit fie nicht nach $1 unter die Beſtimm⸗ oder 2) veriragsmäßig aus ungemeſſenen in ge- 
ungen bed gegenwärtigen Gef fallen, durch | mefjene Berechtigungen endgiltig bereit3 umge» 
dafjelbe nicht berührt. F 51. — ſollen wandelt find, 3) auf bie Holzabgabe zu berg⸗ 
beim Holzdiebftahl, aud wenn fie bisher objer- baulichen Zmweden und die Holztohlenabgabe an 
vanzmäßig ftattfanden, nicht mehr erhoben wer- erg ve en. — Denjenigen Bergwerken, welche 
den. $ 52. Bei Unwendung der Strafe bed |feit dem 1. Juli d. 3. dur die Bergbehörde 
Rückfalles macht e3 feinen Unterſchied, ob die verliehen find, oder jpäter verliehen werden, ſteht 
früheren Straffälle vor oder nad) dem Eintrittejeine ſolche Berechtigung nicht zu, gleichviel, ob 
der Gejepeökraft des gegenwärtigen Geſetzes vor⸗ dieſelben auf Eifenerz oder andere Mineralien 
gelommen find, ob die frühere Strafe eine|verliehen find. $ 4. Neue ungemefjene Bered;- 
ordentliche oder auferorbentlihe war, ob dieltigungen der Einwohner des Oberharzes, wie 
Strafe vollftredt worden ift oder nicht. $ 53.) |folche im 8 2 erwähnt find, können in Zukunft 
Die Fälle, m welcher bei dem Eintritte der nur durch fhriftlichen Vertrag entitehen. b. 
Geſetzeskraft des gegenwärtigen Geſetzes die Die Fixation, beziehungsweiſe die Feftftellung 
Unterſuchung eingeleitet, über welche aber noch der Abfindungen * ſoweit nicht im Folgenden 
nicht rechtskräftig erkannt iſt, ſind in dem bis-letwad Anderes beſtimmt iſt, bewirkt werben 
herigen Verfahren zu erledigen. $54. Alledem|durd Fixationscommiſſionen, welche zu dieſem 
gegenwärtigen Gejege entgegenftehenben Beftimm- |Bwede für jede Gemeinde bes Oberharzes zu 
ungen find aufgehoben. — Insbeſondere treten |bilden find. — Kleinere Gemeinden Lönnen Be- 
** Kraft das Geſetz vom 7. Juni 1821 wegen hufs Bildung dieſer Commiſſionen, wo es an—⸗ 
Unterſuchung und Beſtrafung bed Holzdiebſtahlsgemeſſen or Bart einer benachbarten größeren 
und die bafjelbe ergänzenden und erläuternden angeſchloſſen werden. $ 6. Jede Firationd- 
Beitimmungen, fowie alle jeitherigen allgemeinen |commijjion ſoll beftehen: 1) aus einem von der 
und bejonderen Forftordnungen, joweit fie ih auf| Provinzial» Auseinanderfegungsbehörde zu be» 
den Gegenftand des gegenwärtigen Geſetzes bes |ftimmenden NRechtöverftändigen, 2) aus einem 
ziehen. — Wo in irgend einem Gejege auf die von der Forſtverwaltung zu beftimmenden Mit- 
bisherigen Beftimmungen über ben Holzdiebftahl |gliebe, N) aus einem von dem betreffenden Ge— 
verwiejen wird, treten die Borjchriften de3 gegen- | meindevorftande, beziehungsmweife den mehreren 
wärtigen Gejeted an deren Gtelle, Gemeindevorftänden zu beitimmenben —— 
erei, j. Flößerei. welches im Bezirke bed Oberharzes feinen Wohn- 
olzgeiit, Verſendung defjelben mittel3 der|fig haben muß. — Die Commiſſionen enticheiden 
Eijenbahn, ſ. Betriebd-Neglement $ 48, näch Stimmenmehrheit. — Diejelben find befugt, 
m.Aı. zu ihren Geſchäften einen Bauverftändigen zuzur 

Holzhändler, Beitrafung derſelben mwegen|ziehen, dem jedoch ein Stimmrecht nicht mehr zu- 
Holzdiebftahld oder Ankauf gejtohlenen Holzes, —* 87. Die Fixationscommiſſionen haben 
j. unter Holzbiebftahl Gejek v. 2. Juni 1862 |für ihren Wirkungskreis die Stellung und bie 
$ 46. ©. aud) unter Holz die Verordnung v. Befugniſſe öffentlicher Behörden. $ 8. In der 
30. Juni 1839. Befugniß des Fiſcus, im Falle der Unzuläng- 

Holzsmehl, Berfendung beffelben mitteld der lichkeit der Forſt die —— Holzquanta 
Eiſenbahn, ſ. Betriebö-Reglement $ 48, IL. ſeinzuſchränlen, wird durch die Fixation ber Holz- 
A, 17. berechtigungen nichts geändert. 

Holz- und ſohlen⸗Nutzungen am Oberharz.| [II. Berechtigungen auf den Bauholzbedarf. 
Berordnung wegen Regulirung der Holz-JA. Beitimmungen über die Firation der Beredh- 
und Kohlen-Nubungen der Einwohnerltigung] $ 9. Die Berechtigung auf den Bau- 
des Oberharzes vom 14. September 1867. |holabedarf fteht den Eigenthümern beziehungs- 

[I. Allgemeine Beftimmungen) $ 1. Dielweije erblichen Befigern ber Baulichfeiten als 
gegenwärtige —n begreift unter dem deren davon untrennbare® Recht zu. — Die 
Ausdrude Oberharz den Bezirk der Berghaupt- Bauholzberechtigung erftredt ſich nur auf die— 
mannschaft zu Clausthal, wie berjelbe zur 2 jenigen Gebäude und fonftigen nad $ 11 sub 2 
des Erlafjes der Königlid) Hannoverſchen Ver- und 3 denfelben gleich) zu behandelnden baulichen 
ordnung vom 7. Augujt 1852 beitand, mit Aus-| Anlagen, welde zur Zeit des Erlafjes der gegen- 
ſchluß jedoch des jetzigen Amtes Elbingerode. |wärtigen Verordnung vorhanden find und zu 
$ 2. Alle ungemefjenen, im $ 3 nicht ausge-|deren Bedarf bisher eine ſolche Nutzung aud« 
nommenen Berechtigungen der Einwohner des geübt worden ift. — Iſt die Nutung bei folchen 
Oberharzes in Unferen Harzforften auf den Be-|Gebäuden und Anlagen nachweisbar nur für 
darf an Bauholz, Brennholz, Nutholz u, Holz- einen Theil derjelben ausgeübt worden, jo er- 
lohlen werden aufgehoben und es treten an ihre ſtreckt fich dieſelbe auch in Zukunft nur auf dieſen 
Stelle Tediglich die in Gemäßheit der gegen-|Theil. $ 10. Die Bauholzberedtigung begreift 
wärtigen Verordnung firirten und zur Ubfindung [dasjenige Fichtenbauholz, welches bei eintreten- 
u bringenden Rechte. $ 3. Die gegenmwärtige]dem Bedürfnifje zum Reparatur und Neubau 

erordnung findet feine Anwendung auf unge |der betreffenden Baulichfeiten in den beim Erlaß 
mejjene Berechtigungen, welche 1) auf anderen|der gegenwärtigen Verordnung vorhandenen und 
— in Gemäßheit der nuchfolgenden Paragraphen 
3) u 58 58, 54 fdieNote zur Ueberfchrift dieſes Gefeges. näher fejtzuftellenden und zu bejchreibenden Di- 
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nen und Conftructionen erforberli ift.|fertigt, von ber Firationscommiffion beglaubigt, 
. Die Feſtſtellung bes Beſitzſtandes ($ 9) demnächſt aber das eine Eremplar bei der Forit- 
und bed Umfanges ber Bauholzberechtigungen|verwaltung, das andere bei dem betreffenden 
($ 10), fowie der etwaigen ben Berechtigten nach| Gemeindevorftand “aufbewahrt werden. $ 18. 
dem gegenwärtigen Bejipftande obliegenden Ge-|Die Koften bes in den 88 11 bis 17 angeord⸗ 
enleiftungen an Accidenz und Forſtzins fol er-Ineten Sataftrirungsverfahrend find aus ber 
Igen vermittelft Anlegung von Kataftern, in Staatskaſſe zu beftreiten.. Die Koften des etwa 
welchen, joweit die Borausfegungen bed $ 9 beileintretenden gerichtlichen Verfahrens find dem⸗ 
ihnen vorhanden find, 1) jämmtliche Eebäude ſelben nicht beizuzählen. 
nad ihrer Belegenheit, ihren Dimenfionen und “ rn über die Abgabe des Bau- 
Eonftructionen, 2) die zu den einzelnen Gebäuden |Holzbebarfs.] $ 19. Der Bedarf an Fichten- 
gehörigen, Bauholz erfordernden Nebenanlagen,|bauholz, auf defjen Befriedigung fich die Be- 
als Befriedigungen, Wafferleitungen, Brunnen, |rechtigung nad den immungen unter A er» 
Bottiche, Brüden, Uferbauten, 3) die etwa vor⸗ Beet wirb ben Berechtigten gegen Bezahlung 
— zu beſtimmten Gebäuden nicht gehörigen|der im Kataſter aufgeführten egenletftungen 
nlagen der unter 2 bezeichneten Art, 4) dielund ber Bereitefoften, einfchließlih etwaiger 
vorgedachten Gegenleiftungen in dem dem gegen-|Rüderlöhne, nad Selbftloftenpreis in rundem 
wärtigen Befiger obliegenden Umfange zu ver-|Buftande (Blöde, Stämme und Stangen) im 
einen find. — Die Katafter find von derj Walde verabfolgt. — Soweit eine Abgabe von 
orjtverwaltung gemeindeweife zu entwerfen und| Holz zu ſolchen Zweden ftattfindet, zu melden 
der betreffenden Firationscommiffion zu über-|jogenanntes Sägemühlenmaterial zu verwenden 
geben. Ueber ihre Einrichtung hat der Finanzelift, ift die Sorjtverwaltung befugt, dieſes Holz 
minifter dad Nähere zu beftimmen. $ 12. Dielanftatt im Walde im geſchnittenen en auf 
Eommiffion hat den Katafterentwurf zu prüfen,|der Sägemühle gegen Erftattung der Fuhrkoſten 


feftzuftellen und während einer achtwöchigen Frift 
zur Einfiht der Betheiligten — in der 
Gemeinde auszulegen. — Die Friſt iſt unter 
Hinweis auf die Beſtimmungen dieſes Para— 
graphen in ortsüblicher Weiſe öffentlich bekannt 
zu machen. F 13. Bis zum Ablaufe der im 
$ 12 bezeichneten Friſt fteht es den Betheiligten 
frei, gegen die Nichtigkeit der in den Katafter- 
entwurf aufgenommenen —— en oder wegen 
unterlaſſener vermeintlich erforderlicher Eintrag- 
ungen bei der Fixationscommiſſion zu reclamiren. 
Nach Ablauf dieſer Friſt hat die Commiſſion die 
von den Betheiligten etwa erhobenen Reclama— 
tionen der Forſtverwaltung zur Erklärung mit- 
zutheilen, $ 14. In Anſehung derjenigen Holz. 
berechtigungen, wegen deren von den Betheiligten 
Reclamationen gegen den Entwurf nicht erhoben 
find, erlangt der lehtere mit dem Ablauf ber 
Neclamationgfrift dergejtalt verbindliche Kraft, 


vom Walde nah der Sägemühle und der Her- 
ftellungsfoften zu verabfolgen und anzumeifen. 

20. Die Forfiverwaltung bat durch öffent- 
lihe Belanntmadgung allgemein die Termine 
vorzufchreiben, bis zu welchem bie Gejuche um 
Abgabe von Bauholz in jevem Jahre eingebradht 
werden müfjen. — Geſuche, welche nad) dieſem 
Termine eingebracht werben, können, fofern es 
12 nicht um unvorhergejehen er dring- 
lihe Bebürfniffe handelt und die Holzabgabe 
noch möglich ift, worüber allein bie Foritver- 
waltung, vorbehaltlih bed Recurſes an ben 
Finanzminiſter, zu entjcheiden hat, auf Berüd- 
Ktigung bei der Holzabgabe des betreffenden 
—* einen Anſpruch machen. — Die Geſuche 
ind bei dem zuſtändigen Revierforſtbeamten 
ſchriftlich oder zu Protokoll einzubringen und 
mit den erforderlichen, von einem Zimmermeiſter 
anzufertigenden Holzanſchlägen, ſowie, wenn ein 


IR 


daß Abänderungen befjeiben von feiner Seite] Neubau in Frage fteht, den nöthigen Grundriffen, 
weiter verlangt werben können. $ 15. Ueber] Standriffen und GSituationsplänen zu begleiten. 
die erhobenen Reclamationen Hat, nach Eingang|$ 21. Die Forftverwaltung hat über das Ge- 
der Erklärungen ber Forftverwaltung und, nach- ſuch zu befinden. Gegen die Enticheidung der 
dem nöthigenfalld die Reclamanten nochmals ge-| Forftverwaltung steht dem Abgewieſenen der 
hört worden find, die Fixationscommiſſion zu Recurs an ben Yinangminifter zu und gegen 
entſcheiden. 8 16. Die mit dieſer Entſcheidung deffen Entſcheidung der Rechtsweg offen. $ 22. 
unzufriedene Partei kann Behuſs Verfolgung) Soweit die Anforderungen als begründet und 
ihrer weiter 2 Anfprüche den Rechtömweg |zuläffig anerkannt find, ift von der Forftver- 
betreten. — Bei Strafe de3 Ausjchluffes müffen|mwaltung wegen der Anweifung des abzugebenden 
die Klageanträge innerhalb einer von dem nicht| Holzes die nöthige Verfügung zu treffen. Die 
mit zu rechnenden Tage der Eröffnung oder Zu⸗ Anweiſung erfolgt an die einzelnen in einem 
ftellung an zu berechnenden Frijt von 8 Wochen) den Empfangsberechtigten befannt zu machenden 
bei dem Gerichte eingereicht werden. $ 17. In-| Termine und zwar für die nicht erſchienenen 
joweit dad Katafter dem vorjtehenden gemäß) Empfänger ohne deren Mitwirkung dadurd), daß 
durch Friſtablauf oder durch rechtsfräftige Ent-|der anmweijende Forjtbeamte das Holz mit dem 
ſcheidung der Firationscommiffion beziehungs-| Namen des Empfängers bezeichnet. Rom Augen- 
weiſe der Gerichte — ——— raft erlangt hat, blicke der Anweiſung an ſteht das Holz auf Ge— 
dient daſſelbe jortan für bie Beurtheilung des fahr der Empfänger. Daſſelbe muß bei Ver— 
Borhandenjeind und der Ausdehnung der Bau-|meidung der durch die forjtpolizeilichen Vor— 
holzberechtigung zur ausjchließlichen Grundlage.|jchriften angedrogten Strafen innerhalb der von 
— Das fomit für immer endgiltig feſtgeſtellte der Forſtverwaltung allgemein zu bejtimmenden 
Kataſter joll für jede Gemeinde doppelt ausge- Friſten vom Orte der Anweilung abgefahren 


680 Holz und Kohlen-Nutungen, 


werben, gm. Das zu beitimmten baulichenjder in den 88 11—18 gegebenen Vorfchriften, 

weden abgegebene Hol; muß innerhalb eines jedoch unter Beobachtung folgender näherer Bes 

eitraume3 von 2 Jahren, vom Tage der An⸗ ſtimmungen und Modificationen, bewirkt werben: 
weijung an, dem ABmede ber Abgabe gemäß, 1) von der Forjtverwaltung find für jede Ge 
verwandt werben. Die yorftverwaltung ift be» /meinde bie F die Feſtſtellung des Averſi er⸗ 
fugt, dieſe Verwenduug zu controliren. Erfolgt|forderlichen Ueberſichten und Berechnungen aufs 
die anſchlagsmäßige Verwendung innerhalb diejer /zuftellen und der Fixationscommiſſion mitzu- 
Friſt nicht, jo Hat der beige Empfänger /|theilen; 2) diejelben werben nur dem Gemeinde 
außer den nach den forftpolizeilichen Vorfchriften | vorftande unter der Eröffnung en. daß 
verwirkten Strafen ben einfachen Werth des ihm freiſtehe, innerhalb einer achtwöchigen, vom 
Holzes an die Forſtverwaltung zu zahlen. F24. Tage der Mittheilung an zu berechnenden Friſt, 
Bei den Holzanſchlägen ($ 20) iſt dad aus den Einwendungen gegen die Richtigkeit derſelben zu 
Gebäuden und Anlagen, welche reparirt oberjerheben. F 30. Das feftgeitellte Averjum wird 
umgebaut werden follen, zu gemwinnende noc|aljährlich der betreffenden Gemeinde en Bes 
braudbare Bauholz mit zu berüdfichtigen. Das|zahlung nur der Bereiteloften einfchließlich et- 
zu Bauzweden untauglice Holz dieſer Art, jo-|wuiger Rückerlöhne nad Selbſtkoſtenpreis im 
wie die beim Bau nicht brauchbaren Abfälle von | Walde verabfolgt. Someit Studenholz abgegeben 
dem abgegebenen neuen Bauholz verbleiben dem wird, ſoll jedoch nicht die wirkliche Auslage an 
Berechtigten zur freien Verfügung. 8 25. Soll|Bereitekoften, jondern nur ein Drittel derjelben 
in Zukunft ein Gebäude, welchem nad den Be-jerftattet werden. Minbeftend ein Drittel bes 
jtimmungen dieſes Geſetzes eine Bauholzberech- Averſi Kr in Scheitholz nad Maßgabe ber im 


tigung zufteht, über die im Katafter verzeichneten | Jahresſchlage vorlommenden Holzarten abgegeben 
Dimenfionen Hinaus vergrößert und bergeftalt 
umgebaut werden, daß der Bauholzbedarf des— 
felben daburdy vermehrt werden würde, jo iſt 
die deöfalffige Abfiht von dem Bauherren bei 
Bermeidung einer Geldbuße bis zu 30 M vor 
Beginn des Baues unter Vorlegung der Pläne 
bei der Forſtverwaltung zur Anzeige zu bringen. 
Ein Anfprud auf Abgabe von Bauholz für die 
Erweiterung findet nicht ftatt. 


5 u 


Berechtigung auf den Brennholzbedarf.] ſoweit erforberli 
Auf die im Bezirk jeder Gemeinde er-|lidhen Bedarf alljährlich unter die im Gemeinde- 


werden. Unter Sceitholz wird ſolches Holz 
veritanden, welches vor dem Spalten am dünneren 
Ende ſechs oder mehr Zoll Hannöverichen Maßes 
im Durdmefjer Hat. $ 31. Die Abgabe der 
Averja beginnt für die einzelnen Gemeinden, für 
welche die endgiltige Feftitellung derjelben erfolgt 
ift, mit dem auf die Feſtſtellung folgenden 
1, October. 8 32. Das dem vorjtehenden ge- 
mäß an jede Gemeinde — rennholz iſt 

zur Befriedigung des häus— 


(gende Brenuholzabgabe ſteht das Recht berjbezirte mwohnenden Gemeindeangehörigen, mit 
politiichen Gemeinde zu. Ausgeichloffen davon Ausnahme der im $26 sub aund b —— 


iſt jedoch: a. die Brennholzabgabe an die im 
activen unmittelbaren Staatsdienſte ſtehenden 
Beamten, einſchließlich der Unterbeamten der 
fiſcaliſchen Werke und der königlichen Behörden, 
auf welche die gegenwärtige Verordnung keinen 
Bezug hat; b. die Brennholzabgabe für Gebäude, 
Beamte und Diener der Kirden- oder Schul— 
gemeinden, bezüglich deren das Recht ber be» 
treffenden Kirchen- oder Schulgemeinde zufteht. 
$ 27. Die der politiichen Gemeinde nad $ 26 
gebührende Brennholzabgabe joll für die Zukunft 
in einem unveränderlihen und auch im alle 
eines durch Zuwachs der Bevölkerung vermehr- 
ten Bedarfs nicht zu erhöhenden, ın Maltern 
von 80 Kubiffuß Hannöverihen Maßes feitzu- 
—— Averſum beſtehen, welches gleich iſt 
er im jährlichen Durchſchnitt in den 5 Jahren 
vom 1. Juli 1862 bis dahin 1867 wirklich ab- 
gegebenen Malterzahl, mit dem im $ 28 vor- 
eichriebenen Zuſchlage. s 28. Für den Weg- 
Pat ber den Einwohnern des Oberharzes bisher 
geftatteten Entnahme von Raffe und Lejeholz, 
frodenen Stangen, Abraum und Gtüden wird 
die im 8 27 bezeichnete Malterzahl um fünf 
Procent desjenigen Holzquantums, weldes nad) 
desfallſiger Seftfegun 

auf.den häuslichen 
Bedarf für gewerbliche 
erböhet. 829. Die 
für die einzelnen Gemeinden joll dur die Fira- 


der Fixationscommiſſion8 
edarf im Gegenjage zum und fonftige Einwohner des Oberharzes geleiftete 
wede zu rechnen iſt, Nutzholzabgabe fteht den politiihen Gemeinden 
ftftellung der Averſa zu und jo 


gegen Erjtattung der gehabten Wuslagen und 
Koſten zu vertheilen. Weber den Maßſiab ber 
Bertheilung unter die einzelnen Gemeinbeange- 
—— iſt für jede Gemeinde von der Gemeinde⸗ 
—— unter Leitung der Obrigkeit ein Regulativ 
aufzuſtellen, welches ber Genehmigung der Res 
gierung unterliegt. $ 33. Die im $ 26 subeb 
bezeichnete Brennholzabgabe ſoll ebenfalld nad 
den in den $$ 27 und 29 enthaltenen Grumd- 
jägen und Vorſchriften, jedodh ohne den im $ 28 
erwähnten Sun für jede Kirchen- u. Schul- 
emeinde auf ein jährlich abzugebenbes Averjum 
ixirt werben. Wegen der Abgabe und 
Anweilung des Brennholzes an bie berechtigten 
Gemeinden kommen die Vorſchriften in Alinea 
2 und 3 des $ 22 zur Anwendung. $ 35. Wer 
den vorſtehenden —— nach Brennholz 
für den eigenen Bedarf überwieſen erhält, iſt 
befugt, willkürlich darüber zu disponiren. Die 
Regierung kann jedoch im Wege der Polizei- 
berordnung, allgemein ober für einzelne Ge- 
meinden bejonders, die Befugniß zu einer anderen 
Berwendung des Holzes, als zum eigenen Feuer⸗ 
ungsbedarf, beichränten oder aufheben. 

IV. Berehtigung auf den Nutholzbebarf.] 
6. Das Recht auf bie an gewerbetreibende 


durch eine an die leteren zu leiftende 
apitalzahlung nad) folgenden näheren Beftimms 


tiondcommijfionen unter analoger Anwendung ungen abgefunden werden, — Unter Nutzholz ift 


Holzungen — 


Homogialeid. 681 


babei verſtanden, alles an Gewerbetreibende zur,trages dieſer Capitalabfindungen (88 38 u. 39) 


Verarbeitung in ihrem Gewerbe, inöbejondere |joll erfolgen durch die Firationscommiffion nad) 
ur Herjtellung von Geräthen, Gerüften u. |. w.,|ben. im $ 29 Die 


gegebenen Vorſchriften. Des 


ner alles au die Einwohner zur eigenen Ber- [rechnung der im & 39 bezeichneten Gefammtab- 


arbeitung und Berwenbung 
material, ohne Unterſchied der 
Ausihluß des zu Bauzwecken ober 
nen Holzes. 
findung ift 

an Tiſchler, 


macher, 2) die Nutzholzabgabe an fonitige 


u trennen: 1) die Nupholzabgabe | meinden e 
üttner, Rademacher und Fenſter⸗Beſchluſſes, gegen welchen unter bang bes 
e⸗ Rechtsweges nur ein Recurs an den 


egebene Holz- |findimgsjumme auf Grund der im Berfahren vor 
ortimente, mit|ben 
um Heizen |jumme für die einzelnen Gemeinden, 
87. Behufd der Ab- | Bert an Bag erjteren unter die einzelnen Ge- 


ationdcommiffionen feftgeitellten Special- 
fowie bie 


Igt durch die Regierung mittelö eines 


erpräji- 


l 
werbetreibende und —8* gewerbetreibende Ein⸗ denten zuläſſig iſt, welcher von ber ſich beſchwert 


wohner. 


abfindung für die im $ 37 sub 2 bezeichnete Friſt nach Zuſtellung des 
Nupholzabgabe fol für jede Gemeinde der Na-fiit. $ 41. 7 
turalbetrag zum Grunde gelegt werden, aufjabfindung wird Folgendes 


welchen ſich diefe Abgabe in der betreffenden Ge- 
meinde im Durchſchnitt der fünf Jahre vom 


8 38. Bei Berechnung ber Capital |eracdhtenden Gemeinde innerhalb einer dreiwöchigen 


eichluffes zu erheben 
Wegen der Auszahlung der Eapital« 

eftimmt: 1) bie 
Eapitalabfindung für die im $37 sub 2 bezeich- 
nete Nutzholzabgabe fol für jede Gemeinde, für 


1. Juli 1862 bis dahin 1867 belaufen hat. Der welche die endgiltige Feſtſtellung erfolgt ift, an 


ermittelte Naturalbetrag ift nad) der nacjtehen- 
den Werthtare auf eine Geldrente zu rebuciren, 


von welcher der nach demjelben Durchſchnitt zu[eine 


berechnende Betrag der dafür aufgelommenen 
Zahlungen an Accidenz und Forſtzins in Abzug 
u bringen if. — Der zwanzigfadhe Betrag 
ieſer —* ſtellt die der betreffenden Gemeinde 
zu gewährende Capitalabfindung dar, 





pro 1&ubiffun 
Nutzholz⸗ und Kohlentare. sine . iz⸗ 

rer: 

— — — ⸗ — —— 

I. Nadelholz. 

1 ten⸗Rutzholz . — 

2) Sagemühlenmaterial (gut und ſtart) . 6 

3) Kleine ng a als: doppelte u. einfache 

a 


Lattenbäume, Kattentnäppel, Baumftangen, 

opfenſtangen, Bohnenftangen, Erbjenftiefel, 

egweifer, a⸗, 5: und Gladhtrige Fahrten: 
bäume, Rarrengeitellbäume ıc. ». .» . 8 

Bern —— Eq⸗niele⸗ 

1) a. Eichennutzholz zu Hadcflügen, mie 

) Mögen, zu Rabemadierbölien . . 7 

d. Eihhentnüppelbol; pro Iter ı Thlr 


11 Sur. 
c. Eihenaftholz pro Malter 18 Sgr. 
2) Buchenholz. „ dis sipännig Buchennutbolz 
u Rademacherhölzern, zu Hade- u. Schmiede: ’ 
x“. “ * . * * [2 * 
2) Config Baubtofgmikke et ie 8 
4) Große unb Meine Band 4 2 
III. Kohlen. 
1) Eine Karre Fichtenbaum⸗Knüppellohlen 3 
Thlr. 6 Sgr. 

2 e Karre 8* Studentoblen 18 Sgr. 

3) Eine vr eng 
tohlen 2 x. 85 . 

4) Eine Karre Fichten: und Budenafts und 
Etöderlohlen 24 Sr. 


8 89. Die Capitalabfindung für die im $ 37 





sub 1 bezeicdmete Nugholzabgabe ift ebenfalls nach die 


den im $ 38 aufgeitellten. Grundjägen, zunächſt 
E die einzelnen Gemeinden, denmädft durch 

bbition der jo gefundenen Summen in einer 
Geſammtſumme für alle Gemeinden des Ober- 


dem auf die legtere folgenden 2. Januar aus— 
gezahlt werben. Bon diefem Zeitpunkte an findet 
bolzabgabe diejer Art nicht weiter ftatt. 
2) die Capitalabfindung für die im $ 37 sub 2 
bezeichnete Nugholzabgabe fol an ſämmtliche 
Gemeinden gleichzeitig und zwar in 4 gleichen 
Raten nebft 5%, Binjen bes jededmaligen Rüd- 
ſtandes erfolgen, von melden die erjte an dem 
auf die endgiltige Feitftellung ber Capitalabfind- 
ung folgenden 2. Januar, jebe folgende Rate ein 
Jahr jpäter fällig ift. Die Nutzholzabgabe ceſſirt 
mit dem Wälligfeitstermine ber a ae Rate. 

42. Ueber die den Gemeinden geleifteten 

apitalabfindungen fteht denſelben die freie Dis- 
pofition in gleicher Weife zu, wie über das jonftige 
Gemeinde-Bermögen. 

[V. Berechtigung auf den Bedarf an Holz- 
fohlen.] $ 43. Äuf die Holztohlenabgabe an 
bie im $ 26 sub a bezeichneten Empfänger findet 
die gegenwärtige Verordnung feine Anwendung. 
Die Holzlohlenabgabe an die im $ 26 sub b 
Vezeichneten wird nad denſelben Grundſätzen 
wie die Brennholzabgaben an biefelben firirt. 

Das Recht auf die an gemwerbtreibende 
und fonjtige Einwohner des Oberharzed, mit 
Ausnahme der im $ 43 bezeichneten und der 
Bergſchmieden, geleiftete Holztohlenabgabe fteht 
den politiichen Gemeinden zu und ſoll durd; eine 
ben letzteren zu zahlende Capitalzahlung abge» 
funden werden. Es kommen dabei in Betreff 
der Grundjäße für die Ermittelung des Abfind- 
ungs-Capitals, jeine Bertheilung und Auszahlung 
an die einzelnen Gemeinden, ſowie in Betreff des 
dabei zu beobadhtenden Verfahrens die Borjchrif- 
ten zur Anwendung, welche in Beziehung auf 
bfindung der im $ 37 sub 1 bezeichneten 
Nupholzabgabe gegeben find. 

[VI. Schlußbeftimmungen.] $ 45. Der $ 196 


der Gewerbeordnung vom 1. Auguft 1847 wird 


aufgehoben. Auf den Gewerbebetrieb auf dem 


arzed zu ermitteln, — Der Antheil einer jeden] Oberharze finden fortan die allgemeinen Vor— 
ende an diejer Gefammtabfindung beftimmt|jchriften der Gewerbegejeßgebung Anwendung. 


fich nach dem Berhältniffe, in welchem nad bem 
Ergebniffe der VertHeilung Tegtvorhergegangener 


——— ſ. Waldungen. 
omogialeid. Die Verpflichtung zur Ab- 


Boltszählung die Einwohnerzahl derjelben zujleiftung defjelben behuf3 Erwerbung von Ritters 


I de3 ganzen Oberharzes 


der Einmwohnerza 
N 0. Die Feitftellung bes 


ftanden Hat. 


e⸗ gütern und anderen Gütern, jowie behufs Aus« 
de H reis· 


bung von provinzial-, communal- und k 
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Homöopathijche Arzneimittel — Hundefteuer, 


ftändifchen Rechten iſt durch Gefeh v. 28. Mai in keinem Falle das Marimum von 9 M jähr- 


1874 aufgehoben. 


l 
Homöopathiſche Arzneimittel, ſ. S. 82 das a 


Reglement vom 20. Juni 1843, 
opfen- Schwefeldörren gehören zu 


für jeden an der Mutter nicht mehr faugen- 
Hund überfteigen. 2. Die Steuer wird 
mitteld Borausbezahlung in Halbjährigen Ter- 


ben|minen, die in jeder Gemeinde feft zu beftimmen 


bejonderer Genehmigung bedürfenden gewerblichen | find, entrichtet. Wer innerhalb des halben Jahres 


Anlagen; Gew.Ord. $ 16 (Note). 


einen Hund anihafft, hat bie volle Steuer bed 


Hofpitäler find von der Entrichtung von Exb-|laufenden Termind zu bezahlen. 8. Die Ein- 
ſchaftsſteuer befreit; ſ. Erbjchaftsfteuergejeg|führung der Steuer muß von der Communal- 


vom 30, Mai 1873, Tarif, 
ülf-, j. Hilfe. 
üttenarbeiter, ſ. Bergarbeiter. 
ufeifen für die Zugthiere an ben bie Kun 


efreiungen Nr. 2 g.| Behörde 8 Wochen 


uvor angefündigt werben. 
4. Bon ber Steuer find die Eigenthümer folcher 
Hunde frei, die entweber zur Bewachung ober 
zum Gewerbe unentbehrlih find.!) Bei men 


ftraßen befahrenden Fuhrwerken, Form u. Größe|da8 Bebürfnig der Bewächung oder des Gewerbes 


derjelben, j. unter Chauſſeen Verordnung vom 
17. März 1839 $ 11 (©. 201). 
Hunde. 1. Krankheiten derfelben, j. unter 
er Geſetz v. 25. Juni 1875 $$ 46 ff. 
2. Mitnahme bezw. Beförderung von Hunden 
auf Eifenbahnen; ſ. Betrieb3-Reglement 
88 22, 41. 3. Beftrafung bed Hetzens von Hun- 
den auf Menſchen; ſ. Str.G.B. $ 366 Nr. 6. 
4. Die ficherheitd- und thierſchutzpolizeilichen 
Borihriften über Benugung von Hunden zum 
iehen, über Maultorbzwang, Kennzeichnung der 
undefuhrwerke 2c. find in Bezirld- oder Local- 
olizeiverordnnungen enthalten, 
Sunbeftener.') 
Eabinet3-DOrbdre, betr. bie Eommunal- 
fteuer auf daß Halten von Hunden, 
vom 29. April 1829. 


Aus den in Ihrem Berichte vom 1. d. M. 
angeführten Gründen will Jh den Stabtgemein- 
den?) die Berechtigung ertheilen, auf das Halten 
der Hunde eine befondere Steuer mitteld Gemeinde» 
Beichluffed einzuführen, wobei nad fol 
En abe kam zu verfahren 1. Der 
a 
auf die Ortöverhältniffe vorbehalten, darf aber 


teuer« 





1) Yun beiben 
etzes vom 22. 
eg, betr. die Abgabe von Hunden, vom 19. an. 1848 
Anwendung. Durch Gej 
— Mi De den + fü Hund in 
i u ra r jeden Hun 
un ya Se Genen, DE fe ge Bi 
iehung dieſer Steuer i 15 M erböbt; fie ie 
Gemen fie des betreffenden Orts, ä 


nzollernſchen Landen kommt zufo 


eh dom 27. Juni 1875 iſt bie Steuer 
M halbjährlid erhöht. Die Steuer 


1 ben Landgemeinden . 
ie Einführung ber Hunbefteuer beruht Hauptiächlich auf 
—“ Gründen und nit auf dem finanziellen Intereſſe 
er Gemeinden. Sie ift deshalb auch von allen demjenigen 
a. n am Orte zu entrichten, welche fonft zu den 
ommunallaften überhaupt nicht oder bo nur unter gewiſſen 
Beihränkungen —— verpflichtet find. Außer den fremb: 
länbiichen Gefanbten und Conſuln ift jeder Hunbebefiger zur 
Entrihtung der Hundefteuer verpflichtet und zwar aud die — 
nit etwa mur vorübergehend, als Reiſende fi in dem Orte 
aufbaltenden Fremden für bie Beit biefes Aufenthalts u. von 
dem Augenblide diejes Aufenthalts an. — Diefe 
Hunbefteuer ift auch durch bie allgemeinen Beftimmungen ber 
Semeinde-Berfafjungsgefege nicht geändert, vielmehr ift 5. B. 
die Verpflichtung der activen Militärperionen zur Entrichtung 
der Hundeſteuer ungeachtet ihrer fonfigen Bang Tone allen 
Gommunallaften unverändert geblieben. — Bur Bermeidung 
der PBefteuerung eines Hundes in zwei Gemeinden — infolge 
bes Wechiels des Aufentbalt8 während ber Gteuerperiode — 
—* eig Bedacht zu nehmen, daf in den Hunbefteuer-Megu: 
ven 
beiteuerten Hunbes von der Steuer des betreffenden Halbjahres 
borgefehen wird. S. Erlaf des Minifters des Jnnern vom 
22, April 1864. 


? Durch Tabinetsordre vom 18. Oct. 1834 iſt die gleiche | perjonen 
np au 
2 


@., [armenkaffe fließen ober auf 


be e 
* 1867 $2 Nr. 2 bas —— allgemeinen 
* zueimenbet werben ſoll. Die 


Natur ber] - 


Freilaffung des bereits in einer anderen Gemeinde | bef 


eintritt, muß jederzeit nad) den Ortsverhältniffen 
im Communalbefchluffe beſonders ausgeſprochen 
werben.) Wenn hierüber Diff entjtehen, 
hat an Orten, wo eine befondere Polizeibehörde 
außer dem Magiftrat befteht, dieje, andernfalls 
aber bie vorgeiebte Regierung) auf die Recla- 
mation des Eigenthümers ohne weiteren Recurs 
u entſcheiden. Bum Gewerbe find * Be⸗ 
— nicht zu zählen, die nur, wie * B. die 
Jagd, zum Vergnügen getrieben werden. 5. Per⸗ 
fönlihe Exemtionen finden nur für bie accredi⸗ 
tirten Gejandten und Gejchäftsträger auswärtiger 
Höfe zu Berlin und für diejenigen an den Handeld- 
plägen fungirenden Eonjuln ftatt, welche nicht 
biesfeitige UntertHanen find. 6. Wer fi burd 
Verheimlihung eines Hundes der Steuer zu ent- 
ziehen fucht, wird mit dem dreifachen Betrage 
der Steuer Feitraft. Im alle des Unvermögens 
tritt verhält. mäßige Gefängnißftrafe, fowie der 
Berluft des vecheimlichten, der polizeilichen Ber- 
fügung zu überlafjenden Hundes ein. Die Be- 


enden —— der Militärperſonen wird in ſo 


ällen, anf den Antrag der Communal- oder 


ift. 
bleibt dem —— —* — mit Rugficht Polizeibehörde, durch die Militärvo de * 


fügt. 7. Es hängt von dem 
Communal-Behörben ab, ob bie Steuer zur Ortd- 
Einrichtungen zum 
en der Gemeinbemitglieber ver- 
Strafen fließen jeben- 
falls zu den Ortsarmenlafien. Was bie —— 
niſter 


bie Landestaffe|ten betrifft, fo iſt eg an ben Kriegsm 
Die Strafe wegen Hinter: erlaſſene Allerhöchſte 


rbre vom 23. Fan. 1829 
bereits — daß bie Beiträge ber Militär— 

ür militärifche Zwecke verwendet wer- 
den jollen, weshalb die Communal-Behörde ſolche 
an den Commandanten des Orts abzuliefern hat. 
Auf verabichiedete Militärperfonen und auf die 
Civil-Beamten der Militäradminiftration findet 
diejes jedoch Feine Anwendung. In Rüdficht 
auf die erimirten Eivilperfonen A bie Verwend⸗ 
ung zwar aud für die Beditrfniffe und im In— 
terefje deö Orts ftattfinden, Doc) auf vorhergehende 


1) Das Princip iſt, daß bie zum ® baltenen 
— beſteuert werden ſollen; Bee ee Michees bes 
nnern vom 4. Mai 1833, Ein zum Betreiben bes Hauſir⸗ 
und ift von ber Hundefteuer frei zu 
laffen; Refcript des Miniſters bes Innern v. 24. Febr. 1840, 
3) Es iſt aber nicht Sache der Gemeindevertreter, fondern 
ber Polizeibehörde, zu beftimmen, welche Hunde zur Bewa 
ung in jedem einzelnen Falle nötbig find. Eommu 

* lann nur ben allgemeinen Grundſatz ausſprechen, 


handels verwendeter 


—— er der — — u e 
) Zu Bezug auf Landgemeinden fteht dieje Entſcheidung 
bem danbratte zu; Gabinetsordre vom 18. Oct. 1834. 
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Unzeige an das Minifterium des Innern und|ichriften bleiben auch fernerhin in Kraft und ſoll 
mit deſſen Zuftimmung. 8. Ueber die nad denlin den zur Sicherheit und Ruhe des Publicums 
DOrtöverhältnijjen zwedmäßige Form der Erheb-|deöhalb erforderlichen Mafregeln der Polizei- 
ung und Eontrole der Steuer hat die Communal- —— nichts verändert werben, ſelbige viel- 
Behörde unter Genehmigung der vorgejegten/mehr werpflichtet und berechtigt jein, die Ab— 
Regierung, welche nöthigenfall® duch das ſchaffung böfer Hunde zu verfügen und das nädjt- 
Minifterium des Innern mit allgemeiner Un-|liche Ausſchließen aus den Häujern zu vergönnen. 
weifung hierüber zu verfehen ift, einen Beſchlußß Hurerei, |. Unzudt. 
zu faſſen und vor ber ne ber Steuer] Hydrocarbür, Beförderung beffelben aufEijen- 
fannt zu maden. 9. Alle in eziehung auf|bahnen, j. Betriebö-Reglement $ 48 IL A 
das Halten der Hunde beftehenben Polizei-Bor-/Nr. 5, und zu Nr. 4 und 5. 


3. 


Jan, unbefugte Ausübung bderjelben, ſ. Str.- recht auf folchen ihnen gehörenden Grundftüden 
&.-B 88 292—295, 368 Nr. 10 u. 11. ($ 2) mir durch Verpachtung oder durd einen 

agdbenmte, j. Forſtbeamte. angeftellten Xäger ausüben. $ 4. Alle übrigen 

agdbezirfe, j. unter Jagdpolizei Geſetz Grundſtücke eines Gemeindebezirtö, welche nicht 
v. 7. März 1850 8$ 4 ff.; — — r0,]3u ben im $ 2 gedachten gehören, bilden ber 
März 1867 88 6 ff.; Gejeg v. 11. März 1850/Regel nad einen gemeinjchaftlichen Jagdbezirl. 
85 2 fi. — Wegen Beitrafung bed unbefugten Es — ben Gemeinde-Behörden gejtattet, 
Betretend fremder Jagbbezirke, ſ. Strafgeſetz- nach freier Uebereinkunft mehrere ganze Gemeinde 


buch $ 368 Pr. 10. bezirke oder einzelne Theile eines Gemeindebezirls 
Jagdpolizei.) mit einem anderen Gemeindebezirk zu einem ge⸗ 
L In ben älteren Provinzen ber preußiſchen meinſchaflichen Jagdbezirke zu vereinigen. Auch 
Monarchie. ſoll die Gemeindebehörde befugt ſein, mit Ge— 


Jagdpolizei-Geſetz vom 7. März 1860.) nehmigung der Aufſichtsbehörde aus dem Bezirke 
1. Die Ausübung des einem jeden Grundsjeiner Gemeinde mehrere für ſich beſtehende Jagd⸗ 
bejiger auf feinem Grund und Boden zuftehen-[bezirfe zu bilden, deren jedoch feiner eine ge- 
den Jagdrechts wird nachftehenden Veftimmungen fringere Fläche ald 300 Morgen umfafjen darf. 
unterworfen. 8 2. Zur eigenen Ausübung des — Den Befigern ber im$2 bezeichneten Grund» 
F drechis auf feinem Grund und Boden iſt der ſſtücke iſt es geftattet, ſich mit dieſen Grundſtücken 
eſitzer nur befugt: a) auf ſolchen Befigungen, dem Jagdbezirke ihrer Gemeinden anzuſchließen. 
welde in einem ober mehreren an einander[— Die Beſchlüſſe über alle dergleichen Abänder- 
venzenden Gemeindebezirken einen Tand- oder ſungen ber gewöhnlichen Jagdbezirke dürfen fich auf 
eftwvirtbichaftlic benugten Flächenraum von keinen kürzeren Zeitraum als auf 3 Jahre und auf 
mwenigftend 300 Morgen einnehmen und in ihrem feinen längeren — als auf 12 Jahre er- 
Bujammenhange durch fein fremdes Grundftüdlitreden. $ 5. Die Befiger ifolirt belegener Höfe 
unterbrochen find; die Trennung, melde Wegeljind berechtigt, fich mit denjenigen Grunbftüden, 
ober Gewäſſer bilden, wirb ald eine Unterbrech- [welche —— en Hef ganz oder 
ung des Zuſammenhanges nicht angeſehen; b) auf theiliweite umgeben, aljo nicht mit fremden Grund⸗ 
allen dauernd u. vollftändig eingefriedeten Grund⸗ ſtücken im Gemenge liegen, von dem gemeinſchaft⸗ 
ftüden. — Darüber, was für dauernd und voll-|[lichen Jagdbezirke auszufchließen, wenngleich die 
tändig eingefriedet zu erachten, entſcheidet der|&rundjtüde nicht zu den im $ 2 gedachten ge- 
andratd; c) auf Seen, auf zur Fiſcherei ein-Ihören. $ 6. Auf den nad) $ 5 aus dem gemein- 
gerichteten Teichen und auf > Snfeln, welhelichaftlihen Jagdbezirke ausgeſchiedenen Grund- 
ein Befisthum bilden. 8 8. Wenn die im $ 2]jtüden müſſen die Örunbbefiger, fo lange bie 
bezeichneten Grundftüde mehr als dreien Beſitzern Ausſchließung dauert, die Ausübung des Jagd— 
gemeinfhaftlich gehören, fo ift die eigene Aus-[rechtd gänzlich ruhen laſſen. — Auch müfien Die 
Übung des Jägdrechts auf diefen Grundftüden| Grenzen ſolcher Grundftüde ftet3 erkennbar bes 
nicht jämmtlicen Mitbefigern geitattet. — Die-|zeichnet werden. 8 7. Grundftüde, welche von 
jelben müfjen vielmehr die Yusübung des Jagd-jeinem über 8000 Morgen im Zujammenhange 
recht einem bis höchſtens dreien unter ihnen|großen Walde, der eine einzige Beligung bildet, 
übertragen. Doc fteht ihnen aud frei, das ganz oder größtenteils eingeſchloſſen find, wer- 
Jagdrecht ruhen oder durch einen angeftellten|den, auch wenn fie nicht unter die Beſtimmungen 
Jäger ausüben zu laſſen oder zu verpachten. — des $ 2 fallen, dem gemeinjhaftlichen Jagdbezirfe 
Gemeinden oder Eorporationen dürfen dad Jagd- der Gemeinde nicht zugeichlagen. Die Beliber 
ſolcher Gründſtücke find verpflichtet, die Ausüb- 
ung der Jagd auf denſelben dem Eigenthümer 
des fie umſchließenden Waldes auf dejien Ber- 
langen gegen eine nad) dem Jagdertrage zu be 


1) Bezüglich der Zuftändigfeit ber Behörben im Bereiche der 
—— ordnung vom 24. Juni 1875 in Jagdpolizei⸗Ange⸗ 
egenheiten, j. unter Berwaltungsbehörden Gejeg vom 
26. Juli 1876 $$ 87— 9. 
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mefjende Entſchädigung zeitpachtweiſe zu über⸗ſſitzes ertheilen laſſen und ſelbigen bei der Aus— 


tragen oder die Jagdausübung 
zu lajien. — Die F ping De 

erfolgt im Mangel einer Einigung 
Zandrath, engen. 


ftehenden Berufung auf richterliche Entiheidung. |t 


— Macht der Waldeigenthümer von feiner Be- 


änzlich ruhen /übung der Jagd ſtets mit fi 
tihädigung | Ausländern kann ein folder 
durch den/nur 
ber beiden Thellen zu-| dem 


führen. — Aud 
agdſchein, jedoch 
egen die Bürgſchaft eines Inländers, von 
andrathe des Wohnortes des Bürgen erw 
eilt werden. Der Bürge haftet infolge ſeines 
ntrages für Strafen, welche auf Grund ber 


fugniß, Die Jagd auf der Enclave zu erpachten,|$$ 16, 17 und 19 gegen den Ausländer verhängt 
bein Anerbieten des Bejigers nicht Gebraud, ſo werden, fowie für die Unterfuhungstoften. — 
fteht dem legteren die Ausübung der Jagd aufj Für einen jeden Jagdſchein wird u. das Yahr 
dem enclavirten Grundftüde zu. — Stoßen mehsleine Abgabe von 3 M zur Kreis-Eommumalfafje 
tere derartige Grundftüde an einander, jo daß|des Wohnort? de3 Ertrahenten entrichtet. D 


fie eine ununterbrochene zufjammenhängende Fläche 
von minbeftend 300 Morgen umfafjen, jo bilden 
diejelben einen für fich beitehenden gemeinfchaft- 
lihen Jagdbezirk, für welchen die nämlichen Bor» 
fchriften gelten, wie für die gewöhnlichen Jagd— 
bezirfe, Die im $ 5 des Gejeted vom 
31. Det. 1848 enthaltenen Vorſchriften über die 
Ausübung der Jagd in den Feitungswerfen, in 
deren Umkreiſe, jowie in dem der Bulvermagazine 
und ... Unftalten bleiben unverändert in 
Kraft. . Die Befiger der einen Jagdbezirk 
bildenden Grundftüde werden in allen Jagdan— 
elegenheiten durch bie Gemeindebehörde vertreten. 
erden Grundftüde aus verichiedenen Gemeinde» 
bezirten zu einem Jagdbezirle vereinigt, jo be- 
ftimmt die Aufficht3behörde diejenige Gemeinde- 
behörbe, melde die — zu übernehmen 
hat. 10. Nach Maßgabe der Beſchlüſſe der 
Gemeindebehörde kann auf dem Tre 
a entweder: a) die Ausübung ber 
agd gänzlich ruhen oder b) die Jagd für Rech— 
nung der betheiligten Grundbeſitzer durch einen 
angeitellten Jäger bejchlofjen werden oder c) die- 
felbe, fei ed ö —— im Wege des Meiſtgebots 
oder aus freier Hand, verpachtet werden. — Die 
Pachtverträge bürfen fi auf feinen kürzeren 
eitraum als auf 3 Fahre und auf keinen längeren 
eitraum als auf 12 Jahre erftreden. $ 11. 
ie Pachtgelder und Einnahmen von der durch 
einen angejtellten Jäger beſchoſſenen Jagd wer— 
den in die Gemeindefafje gezahlt, und, nach Ab— 
zug der etwa entjtehenden Berwalungstoiten, 
durch die Gemeindebehörde unter die Beliper der» 
jenigen Grundftüde, auf welchen die gemeinjchaft- 
liche Ausübung des Jagdrechts ftattfindet, nad) 
dem Berhältnijie des rag diejer Grund- 
üde vertheilt. S Die Verpachtung der 
agd, jowol auf den im $ 2 erwähnten Grund» 
Rüden, als auf den gemeinichaftlidien Jagdbe— 
zirfen darf bei Strafe der Nichtigleit des Ver- 
traged niemal3 an mehr als höchſtens 3 Per— 
fonen erfolgen. — Ausländer dürfen nur mit 
Genehmigung der Aufjihtsbehörde als Jagdpäch— 
ter angenommen werden. — Afterverpachtungen 
find ohne Einwilligung des Verpächterd nicht ge- 
ftattet. $ 13. Sowol den Pächtern gemein- 
Ichaftlicher Jagdbezirke, ald auch den Bejikern 
der im $ 2 bezeichneten Grundftüde ift die An- 
ftellung von Jägern für ihre Neviere geftattet.| 
814. Ein 


tigen, zu feiner Legitimation dienenden, auf 


Jahr und auf die Perfon Iautenden Jagdſchein hy 5 des Kurheffiiden Stempelgeieges vom 38. Dec. 


wieber in Kraft. 


bon dem Landrathe des Kreiſes jeines Wohn- 


welche in den durch die Geſetze 


einnabhmt find, vom 1. April b. J. a 
GCommunalfonds übertviefen und nah ben Veihlüffen der 


eder, welcher die Jagd ausüben! iner 
will, muß fid) einen, für den ganzen Staat gil- einer Jagtſcheinge 
ein das ebemalige Kurfürftentgum Heffen tritt b 


eingehenden Beträge werden nad) den Beſchlüſſen 
der Kreißvertretung verwendet. R — Die Aus 
fertigung ber Jagdſcheine erfolgt fojten- und 
ftempelfrei. — Die im Königlichen od. Commmunal- 
dienjte angeftellten Forft- und Jagdbeanıten, ſo— 
wie die lebenslänglich angeftellten Privat-Forit- 
und Yagbbedienten —— den Jagdſchein uns 
entgeltlich, joweit e8 ji um die Ausübung der 
Jagd in ihren Schutbezirken handelt, In Sagde 
Icheinen, welche unentgeltlich a find, muß 
dies und für tweldhen Schupbegir fie gelten, an⸗ 
egeben werden. $ 15. Die Ertheilung bed 
Sen dfcheins muß folgenden Perjonen verjagt 
werden: a) ſolchen, von denen eine unvorfichtige 
Führung des Schießgewehrs oder eine Gefährd- 
ung der öffentlichen Sicherheit zu bejorgen ift; 
b) denen, welche durch ein Urtheil des Rechts, 
Waffen zu führen, verluftig erflärt find, ſowie 
denen, welde unter Polizeiauffiht ftehen oder 
welchen die National - Kofarde aberlannt ift. — 
Außerdem fann denjenigen, melde wegen eines 
Forſt⸗ oder Jagbfreveld oder wegen Mißbrauchs 
des Feuergewehrs bejtraft find, der Jagdicein, 
et nur innerhalb 5 Jahre, nach verbüßter 
Strafe verfagt werden. $ 16. Die Nihbeadht- 
ung ber vorftehenben Vorſchriften über Löſung 
von Jagdſcheinen wird beſtraft, wie folgt: Wer 
ohne einen Jegbigein gelöft zu haben die Jagd 
ausübt, wird für eine jede Webertretung mit 
einer Geldftrafe von 15 bis 60 M belegt. Wer 
jeinen Jagdſchein bei Ausübung der Jagd nicht 
bei fich führt, dem trifft eine Geldftrafe bis zu 
15 M. Mer e8 verjucht, ſich durch einen nicht 


ı) Gefeg vom 9. März 1868: 8 1. Diejenigen Abgaben, 
vom 20. Sept. und 24. Dee. 
1866 mit Unferer Monarchie vereinigten Landestheilen für die 
Ausftellung von Jagdſcheinen, Jagdlarten, Yagbpäffen, Jagd» 
waffenpäffen und Gewehrerlaubnißſcheinen zu erbeben find, 
werben obne Rüdficht auf die Kaffe, zu welcher fie bisher ver: 

Ü dem zu bildenden Kreis⸗ 


Kreiävertretung verwendet. 8 2, Die in_ben altlänbifchen 
Provinzen und die in dem neuerworbenen Landestheilen vors 
ihriftsmägig ausgeftellten Jagdſcheine u. ſ. w. ($ 1) find für 
ben Umfang des ganzen Etaatsgebiete giltig. 
Geſetz, betr. die Jagbfheingebühr in der Provinz 
j Heſſen vom 26. Febr. 1870: 
8 1. Für jede Jagdkarte, jeden Jagdpaß, SJegtwaffenpaß, 


Waffenſchein oder Getvehrerlaubnigicheın ift fortan eine Ab⸗ 


gae von TM5OP auf das Jahr zu entrichten. — Die Aus: 
rertigung dieſer Jagdſcheine erfolgt koften und ftempelfrei. — 
In den geſetzlichen Borſchriften Aber die Verpflichtung zur 


Yölung von Yagdlarten u. f. w., über deren Ertbeilung ünd 


ie Berreiung gewiffer Perfonen von ber Entridtung 
über wird hierdurch Nichts geändert. Für 
glih ber pers 
bon der Gebühr die VBorjhrift im $ 73 

1858 


} 
‘ 


\ 
Y 
“ 


Jagdpolizei. 685 


auf feinen Namen audgeftellten fremden Jagd Forſt übertretende Wild ausgejegt find, jo iſt 
ſchein zu legitimiren, um fid) dadurch ber ver⸗ der Landrath befugt, auf Antrag der beſchädig— 
wirkten Strafe zu entziehen, der wird mit einer|ten Grundbe er nad) vorhergegangener Prüf. 
Strafe von 15 bis 150M belegt. $ 17. Wer ung des Bedürfniſſes und für die Dauer desfelben 
war mit einem Jagdſcheine verjehen, aber ohne den Jagdpächter jelbit während der Schonzeit 

egleitung des Jagdberechtigten oder ohne deſſen zum Abſchuſſe bes Wildes aufzufordern. Schüßt 
ſchriftlich ertheilte Erlaubniß bei ſich zu führen, |der — dieſer Aufforderung ungeachtet, 
die Jagd auf fremdem Jagdbezirke ausübt, wird die beſchädigten Grundſtücke nicht genügend, fo 
mit einer Strafe von 6 bi 15 M belegt. —|fann der Landrath den Grundbefigern —* die 
Wer die Jagd auf feinem Grundſtücke gänzlich Genehmiguag ertheilen, das auf dieſe Grundſtücke 
ruhen zu laſſen verpflichtet iſt, dieſelbe dennoch übertretende Wild auf jede erlaubte Weiſe zu 
aber darauf ausübt, hat eine Geldftrafe von 30| fangen, namentlih auch mit Anwendung bes 
bis 60 M und die Confiscation der dabei ge-|Schießgewehrs zu tödten. — Das Nämliche gilt 
brauchten Jagdgeräthe verwirkt. — Wer aufjrüdjichtlich ber Beſitzer folder Grundftüde, auf 
jeinem eigenen Grundftüde, auf dem die Jagd| welchen fich die Kaninchen bis zu einer der Feld⸗ 
an einen Dritten verpachtet ift oder auf demjund Gartencultur ſchädlichen Menge vermehren, 
ein Zäger für gemeinfchaftliche Rechnung der beilin Betreff diefer Thiergattung. Wird gegen die 
einem Jagdbezirke betheiligten Grundbefiger die| Verfügung des Landraths bei der vorgeſetzten 
Jagd zu beſchießen Hat, ohne Einwilligung des |Verwaltungsbehörde ber Recurs eingelegt, fo 
Jagdpaͤchters oder der Gemeindebehörde jagt,| bleibt erftere bis zur eingehenden höheren Ent« 
ebenfo derjenige, welcher auf fremden Grundſtücken, ſcheidung intermiftiich giltig. — Das von den 
ohne eine Berechtigung dazu zu haben, die Jagd| Grundbefigern infolge einer folchen Genehmigun 
ausübt, wird wegen Bilddiebftapls oder Fagd-| des ne. erlegte oder gefangene Wild * 
Contrabention nad) den allgemeinen Geſetzen be⸗ aber gegen Bezahlung des in der Gegend üblichen 
ſtraft. $ 18. Die eng, der Hege- und] Schußgeldes dem Jagdpächter überlaffen und die 
Schonzeit erfolgt nad) den zur Zeit der Berfün-|desfalljige Anzeige binnen 24 Stunden erftattet 
dung des Gejetes v. 31. Oct, 1848 geltend ge-|werden. $ 24. Much ber Beiiser einer folchen 
wejenen Gejegen, — Die Verordnung vom 9. 


Waldenclave, auf tweimer bie Jagd nad) $7 gar 
Dec. 1842, $$ 1 und 2 und dad Rublicandum 


vom 7. März 1843 treten wieder in Sraft. 
Sonftige Uebertretungen der Vorſchriften fiber 
Hege- und Sconzeit werden mit einer nad) 
richterlichem Ermeſſen zu beitimmenben Geldbuße 
biö zu 150 M geahndet.) 8 19. Wer zur Be- 
gebung einer Jagdpolizei⸗Uebertretung fich feiner 

ngehörigen, Dienftboten, Lehrlinge oder Tage- 
löhner als Theilnehmer oder Gehilfen bedient, 
haftet, wenn dieje nicht zahlungsfähig find, neben 
der von ihm jelbft verwirkten Strafe, für die 
von denjelben zu erlegenden Geldftrafen und den 
Schadenserfag. 820. Wegen einer Sagbpotigei- 
Uebertretung foll eine Unterfuchung nicht weiter 
eingeleitet werben, wenn feit dem Tage der be» 
gangenen That bis zum Eingange der Anzeige 
an die Staatdanwaltjchaft oder den Richter 3 
Monate verftrichen find. N 21. Durch Klappern, 
aufgeftellte Schredbilder, jowie durch Zäune kann 
ein Feder das Wild von feinen Bejigungen ab» 
halten, auch wenn er auf diefen zur Ausübung 
de3 Jagdrechts nicht befugt ift. Zur Abwehr 
des Roth, Damm- und warzwildes kann er 
ſich auch Heiner oder gemeiner Haushunde be- 


nicht ausgeübt werden darf, ift, wern das Grund» 
jtüd erheblichen Wildfhäden ausgeſetzt ift und 
der Bejiger des umgebenden Wald »Jagdreviers 
der Aufforderung des Landrath3, das vorhandene 
Wild jelbft während der Schonzeit abzuſchießen, 
nicht — nachkommt, zu fordern berechtigt, 
daß ihm der Landrath nach vorhergegangener 
Prüfung des Bedürfniſſes und auf die Dauer 
deſſelben die Genehmigung ertheile, das auf die 
Enclave übertretende Wild auf jede erlaubte 
Weiſe zu fangen, namentlich auch mit Anwend— 
uvg des Schießgewehrs zu tödten. — In dieſem 
Falle verbleibt das gefangene oder erlegte Wild 
Eigenthum des Enclavenbeſitzers. — In den in 
den $$ 23 und 24 gedachten Fällen vertritt die 
von dem Landrathe zu ertheilende Legitimation 
die Stelle des Jagdſcheins. $ 25. Ein gefe 
licher Anſpruch auf Erfaß bed durch das Wild 
verurfachten Schadens findet nicht ftatt. — Den 
Jagd- Berpädtern bleibt dagegen unbenommen, 
hinfichtlih des Wildſchadens in den Jagdpacht- 
Eontracten vorjorglidie Beſtimmung zu treffen. 
26. Wenn die jet beftehenden Jagbpadht- 
Eontracte der Bildung der in den 88 4 und 7 
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dienen. 8 22. Auf gemeinjchaftlichen Jagdbe-| vorgeihriebenen gemeinjchaftlihen Jagdbezirke 
zirfen, auf weldhen Wildjhäden vorlommen, darf|hinderlich find, ß treten dieſelben mit dem 1. 
die Gemeindebehörde, wenn auch nur ein einzelner Juli 1861 von ſelbſt außer Kraft. $ 27. In 
Grundbefiger Widerfpruh dagegen erhebt, dieldenjenigen Städten, welche zu feinem Iandräth- 
Ausübung der Jagd nicht ruhen laſſen. $ 23. lichen Kreife gehören, werden die in diefem Ge— 
Wenn die in der Nähe von Forften belegenen|jege den Landräthen übertragenen Befugnifje von 
Grundſtücke, welche Theile eines gemeinſchaftlichen den Ortspolizei-Behörden ausgeübt, und in Stelle 
Jagdbezirkes bilden, oder ſolche Waldenclaven,| der Kreis-Communalfajje tritt die ſtädtiſche Kaffe. 
auf welchen die JZagdausübung dem Eigenthümer)$ 28. Wer die Jagd innerhalb des abgejtedten 
des fie umſchließenden Waldes überlafjen ift| Feitungs-Rayond von 1300 Schritten ausüben 
($ 7), erheblidyen Wildfhäden durch da® aus der will, muß vorher feinen Jagdſchein von dem 
— —— Feſtungs-Commandanten beſonders viſiren laſſen. 
— Die Uebertretung dieſer Vorſchrift wird mit 


ie Schonzei u 26.| 7 n 
A Be ee a einer Strafe von 6—15 M geahndet. $ 29. 
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Un die Stelle der in den $$ 16, 17, 18 und 28,der Jagd nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
angebrohten Geldftrafen tritt für den Fall, daß nicht den einzelnen Grundeigenthümern zufteht, 


der Uebertreter zu deren Bezahlung unvermögend 
ift, eine verhältnigmäßige Gefängnißftrafe. $ 30. 
Ale biefem Geſetze — Vorſchriften 
werben hiermit aufgehoben. $ 31. Unſer Minifter 
für landwirthſchaftliche Angelegenheiten wird mit 
der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

2. Zn der Provinz Hannover, 


Gefeg vom 11. März 1859, die Jagborb- 
nung enthaltend. 


81. Die Ausübung der Jagb richtet fich 
vom 1. September — Jahres an nad fol. 
genden Beltimmungen. — Diejelben treten an 
die Stelle der mit jenem Beitpunfte wegfallenden 
8 4—16 incl. und 8 30 des Jagdgeſetzes vom 
29. Julius 1850. $ 2. Der Grundeigenthümer, 
welcher eine zufammenhängende Fläche von min— 
deitend 300 Hannoverjhen Morgen befitt, ift 
auf derfelben zur Ausübung der Jagd berechtigt. 
Die Trennung, welche Wege oder Gewäſſer bil- 
den, ift als eine Unterbredning des Bujammen- 
hanges einer jolchen Jagdfläche nicht anzujehen.?) 
— Mehrere ge Ser einer foldhen Fläche 
müffen ſich über Einen einigen, der die Jagd 
üben foll, falls fie jelbige nicht gemeinfam ent- 
weder verpachten ober jonjt einem Dritten zur 
—— überlaſſen oder durch eigene Jäger 
nutzen. Beſteht eine ſolche Fläche aus einer un- 
getheilten Gemeinheit, ſo iſt dieſelbe, wenn ſie 


einer Gemeinde angehört und mit dem eld-|vermittelit 
marf3jagbbezirk dieſer Gemeinde zufammenhängt, |itatten. — Er 


ald Theil diejed Jagdbezirkes, ſonſt aber, jofern 
fie nicht mit angrenzenden Jagdbezirfen verbun- 
den wird, al3 eigene Feldmark, nad) den Regeln 
der SS 4, 5 und ff. zu behandeln. An der Be: 


wird fie, vorbehaltlich der im $ 4 beitimmten 
Ausnahmen, von der Geſammtheit der le 
ten Grundeigenthümer jeder Feldmark (Feld⸗ 
marfögenofjen) verwaltet. — FJedoch foll jedem 
Grundeigenthümer die Befugniß zuftehen: 1) auf 
feinen Grundftüden den Vogelfang in hochhäng- 
enden Dohnen (dem Dohnenſtrich, Dohnenftieg) 
auszüben; 2) in den mit feinen Wohngebäuden 
zufammenhängenden Höfen und Gärten Raubs 
tiere, Kaninchen, Eichhörnchen und Bögel — 
mit Ausnahme folgender jagdbarer Vögel: Feld» 
und Birkhühner, Fafanen, Enten, Sören u. 
Wachteln — bei Tage vermittelft der Schußwaffe, 
unter Beobachtung der polizeilichen Vorſchriften, 
u erlegen. — Dieje Höfe und Gärten werden 
im Webrigen der Feldmarksjagd angeichlofien, 
falls nicht der — erliärt, die Jagd in 
derfelben ang laſſen zu wollen. Dieſe Er 
tlärung kann ſowol vor als nach der Verpacht⸗ 
ung wirkſam erfolgen; 3) feine ſonſtigen mit 
einer Mauer oder mit einer anderen hochitehen 
den, wehrbaren Befriedigung umgebenen u. mi 
verjchließbaren Thüren verjehenen Grundftüde 
von der gemeinfamen Jagdausübung auszuneh 
men und die Jagd darauf beruhen zu laflen, 
vorbehaltlich jedoch des Rechtes der Erlegung 
nicht jagdbarer Vögel bei Tage. — Als mehr 
bar find nur ſolche hochitehende Befriedigungen 
anzujehen, welche einen anderen Zugang al? den 
der verjchließbaren Thüren nicht ger 
hat feine Abficht, die Jagd auf 
ſolchen Grundſtüden beruhen zu laſſen, der Ob» 
rigfeit (Umt beziehungsweije Magiftrat der jelb- 
jtändigen Städte) anzuzeigen, bevor die Gejammt- 
heit der Feldmarksgenoſſen über Die Verwaltung 


Hlußfafjung über ſolche Verbindung, ſowie über | der Zagd beichloffen hat; *) 4) in feinen Gebäuden 


die Verwaltung der Jagd und an der Bertheil- 
ung der Fagdauflünfte nehmen in Beziehung 
auf diefe Gemeinheiten die Intereſſenten nad 
Verhältniß ihrer Nupungsrechte theil. — Wenn 
ein Grundeigenthümer das ihm hiernach zufteh- 
ende Jagdrecht durch Verpachtung nut, jo fom- 
men hierbei bie im $ 6, vorlegter und leßter 
Abſatz, und $ 7 enthaltenen Vorſchriften analog 
zur Anwendung. $ 3.2) Injofern die Yusübung 


1) Die — der Jagdbegitte na 
ber $$ 1—3 Geſetzes in Obliegenheit Obrigkeit. ©. 
Diinifterialbefanntmahung vom 11. März 18:9 $ 1. 

2) Bu s 3, 5u. ff. f. Minitterialbefanntmahung 
dom 11. März 1859 & 3: Jede —— chaft bat 
in —— auf bie Verwaltung ber iFelbmarlsjagb 1) zur 
Vertretung der Genofienichaft bei ber Obrigkeit, 2) zur keit: 
uns der Beihlußfaffung der Feldmarlsgenoſſen und 3) zur 
Erhebung und Vertbeilung der fagdaufkünfte ($ 10 der Jagd⸗ 
ordnung) einen Borjtand aus ihrer Mitte zu beitellen. Der: 
höchſtens 6 Bers 


ben Borfäriften 


felbe fanın aus einer oder mehreren, jedo 
fonen befteben. 
re zu erwählenden Vorfigenden bie —— Beſchluß⸗ 
aſſungen (Nr. 2) zu. — Zur Erhebung und en 
Jagdauftünfte ann auch die Betellung eines befonderen Rech: 
nungsführers von ber Genoffenfchaft beichloffen werden. — 
Der Vorſtand wird von der Gefammtheit der Feldmarksge— 
noſſen durch Stimmenmebrbeit nad den Negeln bes $ 5 ber 
———— erwählt. — Zu der erſtmaligen Wahl find die 

tbeiligten durch die Obrigteit zu laden. — Dieje Wah! foll 
nad, Feſtſtellung der nenen Jagbbezirte (f. $ ı) und nod vor 
dem 1. Sept. d.%. erfolgen. Sie iſt an Ort und Stelle von 
dei Obrigleit oder einem Beauftragten derſelben koſtenfrei zu 
keiten. — Nah Beftellung des BVorftandes fteht diefem bie 


In letzterem Falle fteht dem von dem Vor-|die Ber 


u, Höfen Raubthiere in fallen zu fangen. $ 

Wenn 1) Feldmarken an u. für ſich od, nach Aus 
fheidung der darin belegenen Einzeljagdbezirle 
($ 2) u. ausgenommenen Grundftüde ($ 3 Nr. 3), 
oder 2) einzelne Grundftüde, welche von dem 
Jagdbezirke oder der Feldmark, zu ber fie ge 
hören, durch zwifchenliegende Jagdbezirfe (Eins 
zeljagdbezirfe, 8 2, oder Feldmarksjagdbezirke, 
$ 3) getrennt find, oder 3) Grundftüde, welde 
einer Feldmark nicht angehören, eine zufanmen- 


Zuſammenberuſung der Genoffenfhaft behuf der Beratbung 
über die Verwaltung der Felbmartsjagd zu. Sehuf der Lab 
ung ber einzelnen Genoſſen bat die Obrigfeit ihre Mitwirfung 
u gewähren, wenn zolche vom Borftande beantragt wird. — 

eichmerden gegen den Worftand wegen bermweigerter Zuſam⸗ 
menberufung find von der Obrigfeit zu enticheiden. — Dit 
Beiugniß_der Obrigleit in dem $ 5 der Jagborbnung ter 
mwäbnten falle, fo wie im fonjtigen fällen, in weichen die Aufe 
rehterhaltung der Orbnung folde erfordert, in Beziehung auf 
ie Verhandlungen ber Felbmarksgenofien felbft einzufchreiten 
wird durch vorjtchende Beſtimmungen nicht geändert. 

1) Die Befugniß bet Grundeigenthlimers, bie im $ 3 Nr. 8 
bezeichneten Grundſtücke von der Jagdausübung auszuſchließen. 
rubet, wenn die desfallfige Abficht nicht vor der Beſchlußfaſſ⸗ 
ung der Feldmarfsgenojfen über die Berwaltung ber Jagd der 
—— angezeigt ıft, jür Die ganze Dauer der Periode, welche 
der Beſchluß der Feldmar'sgenofien umfaßt. Die Erflärung 
eines Grundeigentbümers, die Jand auf den mit feinen Wohn⸗ 
gebäuden zuſammenhängenden Höfen u. Gärten beruben laffen 
u wollen ($ 3 Nr. 2 des Gejeges), ift an den Borftand ber 
Feldmartsgenoſſenſchaft ($ 3) zu richten; Minifterialbefounts 
madhung vom 11. Dlärz 1850 & 2. 
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bängende Fläche von 300 Morgen (f. $ 2) nicht jagd gefchieht auf die Dauer von mindeſtens 6 
bilden, fo find diefelben den fe umfchließenden|und höchſtens 18 Jahren. — Berfonen, welchen 
oder begrenzenden Jagdbezirlen gegen einen ent-[ein Jagdſchein nicht ertheilt werben barf 3 u, 
ſprechenden Pachtpreis anzufchliegen und mur,|$ 18), find ala Pächter und bei öffentlichen Ber» 
wenn von ben — oder nterefjenten| pachtungen als Bieter nicht zuzulaſſen. — After— 
der letzteren ber Anſchluß abgelehnt wird, alsverpachtungen ohne Zuſtimmung der Verpächter 
felbftändige Be oder im Falle der vor-|jind ungiltig. — Stirbt der Pächter innerhalb 
ftehenden Biffer 2 als Zubehörungen der Tyeld-|der Pachtzeit, fo foll in Ermangelung andermweiter 
marlsjagd — — Der vorerwähnte Bacht-| Bertragsbeftimmung der Pachtcontract mit dem 
preis wird in Ermangelung der Vereinbarung | Ablaufe des Pachtjahres, in welchem ber Todes» 
durch die Obrigfeit nad) Bernehmung beider Theile|fall eingetreten ift, erlöfchen. Während der zwi— 
feitgeftellt. Es fteht jedoch jedem Betheiligten zu, |ichen dem Ableben des Pächter und dem Ab— 
egen dieſe Feititellung auf Ermittelung des laufe des Pachtjahres Tiegenden Zeit Tann die 
achtpreifes durch beng zu provociren. Die] Jagd durch eine von den Erben des Pächters 
Koften der legteren trägt der Rrovocant, wenn zu beftellende, den Verpächtern zu benominirende 
dritte Perſon ausgeübt werben. $ 7. Die Feld— 
marksjagd darf nur ungetheilt und an einen 
Pächter verpachtet werben. Jedoch können ein« 
elne Grundftüde der Feldmark, die in einen 
fremden — eingreifen, dem Inhaber die- 
ſes Bezirkes, ſowie Heinere Forfttheile dem im 
angrenzenden Hauptforjte Jagdberechtigten be— 
fonderd verpachtet werden. — Ausnahmsweiſe 
fünnen 1) für eine im Ganzen verpachtete Feld— 
marf3jagd bis zu drei Pächter zugelafjen werben, 
wenn auf jeden mindeſtens 1000 Morgen Fläche 
fallen, oder e8 Tann 2) mit obrigfeitlicher Ge» 
nehmigung die Feldmarksjagd in zwei ober drei, 
jedoch nicht unter 1000 Morgen haltende Bezirke 
eingetheilt werben, deren jeder einem Pächter 
überlaffen bleiben darf. h 8. Die Form der 
Verpachtung (öffentlich meijtbietende Verpachtung 
oder Verpachtung unter der Hand), ſowie bie 
jonjtigen Modalitäten derjelben werden durch 
Egg gg ber Feldmarkögenoffen 
nach den Regeln des $ 5 bejtimmt. — Die Padıt- 
contracte, beziehungsweiſe bei öffentlichen Ber- 
pachtungen die Pachtbedingungen, müljen, bei 
Strafe der Nichtigkeit, ſchriftlich abgefaßt Sein, 
— Die Bachtcontracte find der Obrigkeit mitzu— 
theilen. 8 9. Wenn die Feldmarksgenoſſen die 
Verwaltung ber Jagd durch ziger beſchließen 
(j. $ 5), jo iſt ber desfallſige Vertrag ebenfalls, 
bei Strafe der Nichtigkeit, ſchriftlich abzufaſſen. 
Es muß darin dem Jäger ein beftimmter Lohn 
ausgejegt jein. — Das im $ 7 über die Zahl 
der zuzulaffenden Pächter Beitimmte gilt aud) 
rücffichtlich der zur Ubminiftration der Feldmarks— 
jagb angenommenen Jäger. $ 10. Die Auf- 
fünfte aus der Benugung ber Feldmarksjagd 
werden nad) Berhältnig des Stimmrechtes ge- 
theilt ($ 5). Anderweite Verabredungen der Feld» 
martögenoffen find nicht ausgeichloffen, binden 
jedoch die Nichtzuftimmenden für ihren Untheil 
nit. $ 11. Die Ordnung und Aufrechthaltung 
der Jagdverhältniſſe nad) den vorjtehenden $$ 5, 
6, 7, 8 und 9 ift Sache der Verwaltung. $ 12. 
Ausnahmsweiſe ift eine andere VBenugung der 
Feldmarksjagd als durd) Verpachtung oder eigene 
Jäger gejtattet: 1) den Städten auf Den inmer- 
halb der ftädtiichen Feldmark belegenen Grund⸗ 
jtüdten der Stadt, der Bürger und jtädtiichen 
Einwohner injomweit anf folhen das ſtädtiſche 
Jagdrecht bisher durch die Bürger ausgeübt iſt, 
wenn Magiftrat und Bürgervorfteher die Fort— 
dauer dieſes Verhältniſſes beſchließen. Die Eigen- 
















































das Ergebniß nicht mindejtend 5 Procent günft- 
iger als die obrigkeitliche Feſtſtellung für ihn 
ausfällt. Sit der Gagdbezirt, mit weldjem die 
unter 1 bi3 3 erwähnten Grundftüde verbunden 
werden jollen, eine Feldmarksjagd ($ 8), jo kön⸗ 
nen die Eigenthümer der erjteren ftatt pacht— 
weiſer Entihädigung aud) verlangen, in ben Ver- 
band der Feldmarksgenoſſen dieſer Felbmart 
hinſichtlich der Jagd aufgenommen zu werben, 
— Werben die unter 1—3 bezeichneten Grund: 
rg von verjchiedenen Jagdbezirken begrenzt u. 
ind die Eigentümer oder Intereſſenten von 
mehr als einem dieſer Jagdbezirfe zur Ueber— 
nahme bereit, fo fteht den Eigenthümern jener 
Grundftüde die Wahl zu. Beſteht die anzu— 
ſchließende Fläche aus örtlich zufammenhängen- 
den Grundftüden mehrerer Eigenthümer, jo haben 
diefe nach Stimmenmehrheit, die Stimmen nad) 
der Größe der Grunditüde berechnet, über die 
Wahl zu beichließen. Wird von dem Wahlrechte 
binnen zu beftimmenber Frift fein Gebraud) 9 
mad, ı Det die Obrigkeit über den Un» 
ſchluß. $ 5. Die Gefammtheit der betheiligten 
Grunbeigenthümer ber Feldmark hat über die 
Verwaltung der Feldmarksjagd zu beichließen, 
und zwar dahin, daß felbige entweder verpachtet, 
ober für Rednung der Feldmarksgenoſſen durch 
Jäger beſchoſſen werden oder beruhen bleiben 
ſoll. Der Beſchluß erfolgt durch Stinnmenmehr- 
heit, die Stimmen nad ber Größe des Grund- 
beſihes berechnet. Jedoch kann die Verwaltung 
ber Feldmarl3jagd durch Jäger nur durch Stim- 
meneinhelligkeit beſchloſſen werden, — Bur gil- 
tigen Beſchlußfaſſung ift erforderlich, daß jämmt- 
liche — Grundbeſitzer vorgeladen ſind. 
Grundbeſitzer, welche nicht in der Gemeinde woh— 
nen, zu deren Bezirke die Feldmark gehört, haben 
zur Entgegennahme der Ladungen einen Bevoll- 
mädtigten in der Gemeinde zu beſtellen.) — 
Der Beihluß der Erſchienenen bindet die Aus— 
bleibenden. — Die Obrigkeit ijt befugt, wenn 
die Aufrehthaltung der Ordnung ed erfordert, 
die Verhandlung an Ort und Gtelle koſtenfrei 
zu leiten. $6. Die Verpachtung der Feldmarks⸗ 


1) Die nicht in der Gemeinde, zu beren Begiste die Feld⸗ 
mark gehört, wohnenben Feldmarlsgenoſſen, welche der Pflicht 
ur Beſtellung eines Bevollmächtigten in der Gemeinde bebuf 
Ent ennabme der Yadımgen binnen ber von ber Obrigkeit 

minenben Friſt nicht genügen, verlieren, jo lange dies 
nicht gefcheben ift, den Aniprud darauf, zu ben Veratdungen 
der Feldmarisgenofienhaft über die Feldmartsjagd geladen 
zu werden; Winifterialbefanntmadung dv. 11. März 1859 $ 4. 
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thümer anderer in der ftäbtif en Feldmark be- Jahr, vom 1. September jedes Jahres an, umb 
legenen Grundftüde, welche nicht mindeftens 300 |für das Königreich (vgl. jedod $ 21 a. €), — 
Rorgen im Bufammenhange erhalten, können in|Derfelbe wird von ber Obrigkeit bed Wohnortes 
dieſem Falle verlangen, daß diefe Grundftüde ne Ausländer Haben denfelben durch einen 
egen eine nad $ 4 feitzuftellende Pacht in den Inländer bei der Obrigfeit des legteren zu em 
ürgerjagbbezirt aufgenonunen werben. Der dbed-|wirfen. $ 18, Der Jagdſchein ift zu verjagen: 
fallfige Anſpruch ift gegen bie Stadt zu richten;|1) den im $ 16 bezeichneten Berjonen, 7 Ber 
2) in den Yyeldmarken, in welchen vor Erlaß ded|fonen unter 18 ige vorbehaltlich der Befug- 
Sanbaeieies bom 29. Julius 1850 bie ag niß der Obrigfeit, im einzelnen Falle Ausnahmen 
völlig frei war, ober das Jagdrecht allen Grund |zu geftatten, 3) auf die Dauer von 3 Jahren 
eigenthümern oder doch gewiſſen Klaſſen derſel· nach verbüßter Strafe denjenigen Perſonen, welche 
ben zuftand. — Das bisherige Verhältniß bleibt |aufer den im $ 16 bezeichneten Fällen wegen 
hier beftehen, Tann jedoch für jede einzelne Feld-|Wilddiebftahls oder Yorjtentwendung (88 33 bis 
mark durd Stimmenmehrheit ($ 5) in einer den|41 des Vorftftrafgefeges — ⸗ aber oben S. 684 
Vorſchriften dieſes Erg entſprechenden Weife|die Note) beftraft find, $ 19. Der Jagdſchein 
geändert werden. 8 13. Un der ya zur Tann auferbem ſolchen Berjonen verjagt werben, 
Jagd auf Waflervögel, wie fie in Di iesland [von melden eine die Sicherheit Dritter gefähr- 
beſteht (5 3 der Yagdorbnung für DOjtfriesland |dende Teichtfinnige Handhabung des Schießgeweh⸗ 
bon 31. Juli 1838), wird nichts geändert. 2) |yeg zu bejorgen ift. 8 20. Die in den SS 18 u. 
$ 14. Die_zur eigenen Jagbausübung berechtig 19 benannten Gründe verpflichten, beziehungs- 
ıen Örumbeigentglimer ($ 2), Menn fir die TandIweiie berechtigen die Obrigteit, ben ertheilten 
nicht verpachtet Haben, dürfen Dritten erlauben, Jagdſchein zutüdzuziehen, wenn fie fpäter ein- 
in ihrer Begleitumg ober allein in ihrer Jagd|treien oder befannt werben. $ 24. Für die &r. 
zu jagen, Jagdpächter, deren bebrotete Jäger theilung des Jagdſcheines ift eine Gebühr von 
und Jager ber Feldmaͤrksgenoſfen können Be-|9 M zu entrichten, welche, nad) Abzug von 50 P 
gleiter mit ſich üchmen, micht aber Dritte er- [für die von ftäbtifchen Obrigfeiten ausgeftellten 
mächtigen, im den betreffenden Bezirken allein zu Jagdſcheine in die Staatskaſſe flieht; i) im üeb⸗ 
sagen. Jedoch dürfen Fagdpächter den zu ihrer|rigen erfolgt derjelbe ftempel- und koftenfrei. 
gamifie gehörigen HYausgenofien fowie ihren be |Diefe Gebühr fann den Eingefeffenen der Provinz 
broteten Jagern das Alleinjagen geitatten. $15.[Oftfriestand zur Ausübung der im $ 18 gedach⸗ 
ten Waffervögeljagd im Dürftigfeitsfalle von der 


Die Beſtimmungen der borjtehenden Paragraphen 
beziehen fih nicht auf die Ausübung der nad) Obrigteit ganz oder zum Theil erlafien werden. % 
22. Wer der Verpflichtung zur Löfung eines 


8 2 des Jagdgeſetzes vom 29. Juli 1850 bes 

ftchen bleibenden rk auf fremdem Örund| Yagdiceines nicht genügt, verwirft Strafe von 

und Boden. $ 16. Zur Ausübung der Jagd ift|30—45 M; wer, objchon im Beige eines Jagd⸗ 
ſcheines, ohne folchen bei fich zu führen, jagt, 


unzuläjfig, wer wegen eines nad) der öffentlichen 
oder bie Vorzeigung defjelben an die im betrefe 


Meinung entehrenden Verbrechens eine ‚Strafe, 
oder wegen gewaltjamer Widerjegung wider dieffenden Jagdbezirke Ja ———— und ihre 
Obrigkeit, ei — Gewaltthatigkeit, Körper⸗ Vertreter oder die dafelbit zur ahrnehmung der 
polizeilichen Aufficht Beredtigten weigert, Strafe 
von 3 M; wer ohne Verlegung fremder Jagd 
rechte bie Jagd unbefugt ausübt (vergl. 5. ©, 
$ 3 Nr 2 und 8, $ 14a. E.), u bon 8 
bi? 30 M. 8 25, Für den innerhalb eines 
Jagdbezirles vorfallenden Wildſchaden haften in 
Semäßpeit der Beſtimmungen des Wildfchaden- 
gejeßeö bei verpachteten Jagden die Pächter — 
jofern im Pachtcontract nicht ein Anderes ver 
abrebet ift — und aushilfsweife die Verpä ter; 
bei Feldmarksjagdbezirten, in denen die 85 
beruht oder durch Jäger verwaltet wird, die Ge- 
lammtheit der Feldmarksgenoſſen nah dem im 
S 10 angegebenen Berhältniffe. — Für den Wild» 
Ihaden in Gärten, in denen nad) $ 3 Nr. 2 die 
Jagd beruht, haften die Pächter des anliegenden 
Jagdbezirkes, und wenn folder nicht verpachtet 
iſt, bie Jagdberechtigten deſſelben. $ 24. Zagd« 



































verlegung, Erprefjung oder Wilddiebftahls min- 
deſtens die Strafe des Arbeitshauſes oder des 
volizeilihen Werkhauſes erbuldet, oder fich des 
legtgenannten Bergehens unter erſchwerenden Um- 
ftänden (vgl. Gejeg vom 25. Auguſt 1848 88 5 
und 6) ſchuldig Bess hat.2) 8 17. Die Aus- 
übung der Jagd ift allgemein, er aud für 
die Inhaber der durch $ 2 des Geſetzes vom 
29. Juli 1850 geſchützten Jagdrechte von der 
Löſung eined Jagdſcheines abhängig. — Der 
Jagdſchein lautet auf die Perjon, gilt für ein 


1) Jegborbnung für Oſtfriesland dom 81. Juli 
1838, : Wilde Enten, Gänje und Schwäne und fonftige 
wilde nn darf ke; — —— agb . —— 
Eingeſeſſene der Provinz ſchi und fangen, je nur: 
1) a ei ber See, bei den fogen. Weeren, am Uter der 
Flüffe und Syhltiefen bei ben Kolten und Epittbobben ı. an 
den bei hohem Daffer überſchwemmten Nieberungen (iogen. 
Yegten), an welchen bezeichneten Stellen auch fogen. Boolhütten 
angelegt werden dürfen. ferner muß: 2) der Schüipe auf dem 
Gange nad den vorſtehend unter 1. bezeichneten Orten, ſowie 
zurück ſich der nächſten gebahnten Wege, jo weit diefe führen, 
bedienen und darf 3) bis er auf feinen Stand angelangt ift, 
nur bie umgeladene Flinte, deren Schloß mit einem uche 
umwunden jein fol, führen, einen Windhund ober Baftard- 
windhund nicht bei fidh haben, unb wenn er einen Hund an: 
derer Art mit fid) führt, diefem das Ablaufen vom ege od. 
tom feiner Seite nicht geftatten; er foll biefen vielmehr ftets 
an der Eeite behalten. 

5* iegt Str.·G.⸗B. $$ 292—295 und $ 368 Nr. w 
u 1, 


1) ©. jest unter Yagbfheine das Geſetz, betr. die Ber 
wendung der 340 ae in ben neuen Lanbestheilen, 
vom 9. März 1968, welches die Zagbieingelder den Kreiſen 
a pie Falle gelten ſolche Jagdſchei die 
n biefem falle gelten ſolche Ja ne nur für di 
Ausibung der gedachten Jagd und a dafür nur in O 
iesland. Für folde Falle tft don der Obriafeit nur n 
older Jagdſchein zu ertbeilen, tworin fich jene Berhräntun 
ausdrüdlich bemerkt findet; Dinifteriulbefanntmahung vom 
11. Diärz 1859 $ 6. 
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folge findet nicht ferner ftatt; das Wild gehört 
Demjenigen, in deffen Jagdbezirke es ergriffen 
wird. $ 25. Das Schwarzwild außerhalb ge- 
ſchloſſener Wildgärten ift audzurotten. Der Jagd- 
berechtigte ift erforderlichen Falles im Verwalt⸗ 
ungswege dazu anzuhalten. — Die Regierung 
ift befugt, eine Beſchränkung diefes Gebotes bei 
gröheren Forſten des Harzes in den Fällen ein- 
treten zu laffen, wo die Beibehaltung oder Wie- 
bereinführung von Schwarzwild fi mit Rüdjicht 
auf die Forſt ald nüglih und in Beziehung auf 
Grundſtücke dritter Berfonen als unschädlich dar» 
ftellt. 8 26— 30.) $ 31. Außerhalb der Seb- 
und Hegezeit unterliegt der Verkehr mit Wild, 
vorbehaltlich der für den Gewerbebetrieb der 
Wildhändler beftehenden Vorichrijten, feiner po- 
lizeilichen Beichränfung. — Unſer Minifterium 
des Innern bleibt jedoch ermächtigt, die Vor— 
ſchriften des vorigen Paragraphen wegen Be— 
gleitung des zu verkaufenden oder zu verſenden— 
den Wildes mit einer Beſcheinigung in dringenden 


Fällen auf einzelne Orte und Gegenden auch ſowie derjenigen 
Setze und Hegezeit durch öffent [Jemand auf Reifen oder jonftigen Wegen mit 


außerhalb der 
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auf ſolcher Fläche ausgeübt werden. Die Ueber- 
tretung dieſer Borjchriften wird mit einer Strafe 
bon 30 M belegt. — Windhunde u. Jagdhunde 
(Bralten), die während der für diefe Fagdaus- 
übung geſchloſſenen Zeit in einem fremden Jagd« 
revier jagend betroffen werden, kann der Jagd— 
berechtigte ober befjen Vertreter tödten. Während 
der für diefe Jagdausübung offenen Zeit ift ihm 
nur das Auffangen (Koppeln) der Hunde geftat- 
tet und hat der Eigenthümer derjelben für jeden 
überjagenden Hund eine Strafe von 3M — im 
Koppelungsfalle außerdem noch ein Pfandgeld 
von je 3 M Demijenigen, der den Hund gefoppelt 
hat — zu entrihten. $ 34. Die Hirten follen 
da3 Wblaufen ihrer Hunde von der Heerde und 
das Umherſtreifen derfelben in Hölzern, Feldern ꝛtc. 
bei einer im Wiederholungsfalle zu verdoppeln» 
den Strafe von 1 M 50 P verhindern. $ 35. 
Auf gleiche Weife fol e8 in Anjehung der wäh— 
rend der Fagdzeit überjagenden Schweißhunde, 
Saufinder, Hühnerhunde, Windhunde und Tedel, 
* gehalten werden, welche 


liche Bekanntmachung für anwendbar zu erklären.?) ſſich genommen hat. — Wer nad vorgängiger 

32. Es ift bei einer im Wiederholungsjalle| Warnung, welde auf Anrufen des Yagdberecht- 
zu verboppelnden Strafe von 3 M verboten, igten oder Jagdpächters von dem Gemeindevor- 
Hunde in einem Fagdrevier herrenlos umher⸗ ſteher vorzunehmen ift, einen Hund bei der Feld» 
a 


ufen zu laſſen. — Katzen, welche in einem 
Jagdrevier in einer Entfernung von mindeftens 
500 Schritten vom nädjtbewohnten Haufe be- 
troffen werden, fann der Jagdberechfigte oder 
dejien Vertreter im erjten Betretungsfalle tödten. 
— Auf Schmweißhunde, Saufinder, Hühnerhunde, 
Windhunde und Tedel, welche während der Jagd- 
zeit überjagen, findet dieje Beſtimmung feine 
Anwendung (vgl. $ 35). $ 383. Die Jagd mit 
Windhunden ift nur vom 1. October, diejenige 
mit Jagdhunden (Braffen) nur vom 15. Sept. 
oder, falls die betreffende Obrigkeit ſolches ver- 
fügt, vom 1. October an bis zum Jagdſchluſſe 
($ 26 Nr. 5) geitattet. Die Jagd mit Jagd» 
bunden darf nur von demjenigen, welcher auf 
einer Fläche von wenigitend 10,000 Morgen im 
Bufammenhange zur Jagdausübung berechtigt ift, 


1) An Stelle bdiefer SG 26—30, melde die Vorſchriften in 
Betreff der Set: und Hegezeiten enthalten, ist das Geſeh über 
die Schonzeiten des Wildes vom 24. Fehr. 1870 getreten. 

2) Belanntmahung bes Minifteriums bes In— 
nern, betreffend bie Beihräntung des Verfehrs mit Wild im 
Bezirle der königlichen Berghauptmannichajt zu Clausthal, in 
den loniglichen Aenttern Herzberg, Hohnftein zu Ilfeld und 
Dfterode und in dem Bezirfe der Stadt Diterode vom 24. 
April 1865: Wir beftimmen hierdurch auf Grund der 8% 30 
und 31 ber Jagdordnung vom 11. Dlärz 1859, daß für den 
Bezirt der köninlichen Berghauptmannſchaft zu Clausthal, fo: 
wie für die Bezirke der küniglihen Aemter Herzberg, Hcbn- 
* zu Yield und Ofterode, und für den Bezirk der Stadt 

fterode ber Verlehr mit Wild auferbalb der Sek: u. Hege: 
zeit bis auf weiteres denfelben Beichräntungen unterliegen foll 
welche im $ 30 des vorermwähnten Gejches für ben Verlauf 
oder bie Berfenbung innerhalb der Sch: und Hegezeit vorge: 
fhrieben find. — Demgemaß muß auch auferhalb der Sch: 
und Hegezeit das Wild, welches in den vorbezeichneten Be- 
—* verfauft oder verſandt wird, mit einer ſchrijtlichen Be: 
qeinigung verfeben fein, aus weldyer der Abfender, die Zahl 
und Art des Wildes und der Tag ber Sendung zu erjehen 
if. — Die Urbertretung diefer Borſchrift zieht die gefegliche 
Strafe — Tonfiscation de3 Wildes und jomol für den Ver— 
Läufer oder Abiender, als auch für den Käufer od. Empfänger 
eine bem Werthe des Wildes aleihlommend: Geldbuße — nad 
fih. — ©. übrigens das Geſetz Über die Schonzeiten des 
Wildes vom 2. Febr. 1870 8 7. 

Gtotefend, Polizei-Kerilon. 


arbeit mit fich führt, verwirft Strafe von 63 P, 
Die bejondere Strafe des Umherſtreiſens ($ 34) 
ift Dadurch nicht ausgeſchloſſen. $ 36. Wer einen 
Jagdbezirk, in welchem er zur Ausübung der 
‚Jagd nicht befugt ift, außer dem Heerftraßen u. 
den zur Verbindung der DOrtichaften dienenden 
Fahrwegen mit Schiefgewehr, wenn folches nicht 
ungeladen und außerdem zum augenblidlichen 
Gebrauche untauglich gemacht ift, oder mit jon« 
ftigen FJagdgeräthichaften betritt, verwirft Geld— 
buße von 3 bis 90 M, iniofern nicht jene Hand« 
[ung etwa als Verſuch des Wilddiebftahls ftrengerer 
Strafe unterliegt. — Die obige Strafe joll nicht 
eintreten, wenn bie Abſicht auf unbefugte Aus» 
übung der Jagd erweislich nicht gerichtet gewe- 
jen ift, unbeſchadet jedoch der wegen unbefugten 
Betretend fremden Grundes und Bodens etwa 
verwirkten polizeilichen Strafen. — Bei ber 
Strafzumeffung ift darauf Rüdjicht zu nehmen, 
ob die Ausübung der Jagd auf dem betretenen 
Bezirke eine Verlegung fremder Jagdgerechtiame, 
oder nur eine fonjtige unbefugte FJagdausübung 
(vgl. $ 22 Abſ. 3) im fich jchließen würde, Im 
eriteren Falle ijt eine Strafe von mindeſtens 
15 M un. im Wiederholungdfalle von mindejtens 
30 M, im legteren alle eine Strafe bis zu 30 M 
zu erfennen. — Wer einen Jagdbezixk, in welchem 
er zur Ausübung der Jagd nicht befugt iſt, 
außer den oben genannten Straßen und YFahr- 
wegen, mit — betritt, ſoll verpflichtet 
fein, auf Erfordern des Jagdberechtigten oder 
feiner Vertreter oder der zur Wahrnehmung der 
polizeilichen Aufſicht Berechtigten auf der Stelle 
nachzumweifen, daß fein Gewehr ungeladen iſt. 
Im Weigerungsfalle joll dafjelbe als geladen an- 
gejehen werden. — Auf diejenigen Perjonen, 
welche vermöge ihres Dienftes berechtigt find, 
geladene? Schieigewehr zu führen, finden die 
\vorftehenden Strafbeftimmungen nur dann Are 
44 
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wendung, wenn deren Abſicht auf unbefugte Aus- ſchaädigung erlaſſen. — Den zur Jagd auf frem⸗ 


übung der Jagd erweislich gerichtet geweſen iſt. dem 


37. Die für einzelne Landestheile erlaſſenen 
agdorbnungen, ingleidhen die Verordnung vom 
21. Januar 1814 über die Seß- und Hegezeit, 
und die Declaration derjelben vom 15. März 
1814, der Xrtifel 6 bes Geſetzes über die Be- 
ftrafung des Wilbdiebjtahl vom 8. September 
1840, jowie ferner die $$ 11, 12, 13 und 14 
des Geſetzes vom 25. Auguft 1848, die polizei- 
liche Beitrafung des Wilddiebitahls betreffend, 
find aufgehoben (vgl. jedoch oben $ 13). $ 38. 
Die Ausübung der Jagd ijt an den Sonntagen, 
an beiden zu der drei hohen Kirchenfeite 
Weihnachten, Oftern und Pfingjten), am Char» 
eitag, am Feſte der — rt Chriſti und 
am Neujahrdtag allgemein, an anderen firchlichen 
Feſt- und Bußtagen aber für die Angehörigen 
der betreffenden Kirche verboten. — Für Die 
Uebertretung dieſes Verbotes gelten die in ber 
Verordnung über die Sonn- und Feittage zc. v. 
25. Januar 1822 beftimmten Strafen. 8 39. 
Die ın diefem Geſetze angedrohten Geldjtrafen 
find Volizeiftrafen. $ 40. Beitehende Jagdpadıt- 
verträge, deren Inhalt den Beftimmungen dieſes 
Geſetzes zumwiderläuft, find vorbehaltlich etwaiger 
Forderungen wegen rüdjtändiger oder im Vor— 
aus geleijteter Zahlungen, aufgehoben, falls nicht 
durch ausreichende Erflärungen jeitend des Päd)- 
ters bie ung der gejetlichen Beftimmungen 
erreicht wird. Jedoch fol die Beitimmung einer 
eringeren al3 bjährigen Pachtzeit allein einen 
rund zur Aufhebung der Pachtverträge nicht 
abgeben. — Die beitehen bleibenden Pachtver- 
träge dauern bis zum Ablauf der contractlichen 
Pachtzeit fort, ſoweit letztere das im Geſetze v. 
29. Zuli 1850 beſtimmte Maximum nicht über- 
fteigt. Diefelben können jedoch bis zu 8 Wochen 
vor dem 1. September d. %. von den Contra- 
Kadıe aufgerufen werden, und zwar von bem 
ächter unbeſchränlt, von dem Verpächter da- 
gegen nur in dem Falle, wenn die Grenzen des 
verpachteten Jagdbezirkes ala > dieſes Geſetzes 
eine Aenderung erleiden. — Weitere Anſprüche 
wegen Aenderung der Jagdverhältniſſe durch die- 
ſes Gefeg finden unter beiden Contrahenten nicht 
ftatt. — Die beftehen bleibenden Jagdpachtcon— 
tracte find der Obrigkeit bis zu 6 Wochen vor 
dem 1. September d. J. fchriftlich mitzutheilen. 
Die Schrift muß den Inhalt des Contract voll- 
ftändig enthalten. 
3. Im Herzogtjum Naffan. 
Verordnung, betreffend bad Jagdredt 
und die Jagdpolizei im ehemaligen Her- 
zogthum Najjau, vom 30. März 1867. 
8 1. Das durch Gejek vom 9. Juni 1860 wie- 
derhergeitellte Jagdrecht auf fremdem Grund u. 
Boden ijt mit dem Tage ber Verkündigung die- 
jer Verordnung aufgehoben. — Mit au Aa 
Tage treten die beitchenden Jagdpachtverträge 
außer Kraft. — Eine Trennung des Jagdrechtes 
vom Grund und Boden al8 dingliches Recht kann 
ferner nicht mehr ftattfinden. $ 2. Für das 
Kiestire Jagdrecht auf fremdem Grund und 
oden wird den Grundeigentyümern die Ent- 


nd und Boben bisher bereditigten Ger 
meinden, Corporationen, Inſtituten, Standeöher- 
ren, Gutdbejigern und anderen Privaten wird 
aus der Landeskaſſe eine Entihädigung gewährt, 
melde nad Mafgabe der diefer Verordnung bei» 
gefügten Nachweiſung in Capitalsbeträgen von 
1 bi 40 Kreuzer für ben Metermorgen fejt- 
nefept ift. $ 3. Die Ausübung des einem jeden 
Grundbefiter auf feinem Grund und Boden zu- 
ftehenden Jagdrechtes wird nachſtehenden Bes 
jtimmungen unterworfen. $ &. Zur eigenen Aus: 
übung des Jagdrechtes auf feinem Grund und 
Boden ift der Befiger nur befugt: a) auf jolden 
Befigungen, welde in einer oder mehreren an 
einander grenzenden Gemarktungen einen land« 
oder forjtwirthichaftlih benutzten Flächenraum 
von wenigſtens 300 Metermorgen einnehmen u. 
in ihrem Zuſammenhange durch fein fremdes 
Grandftüd unterbrochen find; die Trennung, welche 
Wege oder —— bilden, wird als eine Un—⸗ 
terbrecjung des Zufammenhanges nicht angejeben; 
b) auf allen dauernd und vollftändig eingefrie- 
beten Grundftüden; darüber, was für dauernd 
und —— eingefriedet zu erachten, entſchei— 
det der Landrath; c) auf Seen, auf zur Fiſcherei 
eingerichteten Teichen und auf ſolchen Inſeln, 
welde Ein Beſitzthum bilden. $ 5. Wenn bie 
im 54 bezeichneten Grundftüde mehr als breien 
Beſitzern gemeinjchaftlich gehören, jo ift die eigene 
Ausübung des Jagdrechtes auf dieſen Grund- 
ſtaͤcen nicht fämmtlichen Mitbefigern geftattet. — 
Diejelben müfjen vielmehr die Ausübung bed 
Jagdrechtes einem bis höchſtens dreien unter 
ihnen übertragen. Doc jteht ihnen auch frei, 
das Jagdrecht ruhen od. durch einen angeftellten 
Jäger ausüben zu lafjen oder zu verpadten. — 
Gemeinden und Corporationen dürfen das Jagd— 
recht auf foldhen ihnen gehörenden Grundftüden 
($ 4) nur durch Berpadhtung oder durch einen 
angeitellten Jäger ausüben. $ 6. Alle übrigen 
Grundjtüde einer Gemarkung, welche nicht zu 
den im $ 4 gedachten gehören, bilden — inſo— 
fern fie mindejtend 300 Metermorgen im Zur 
jammenhange enthalten — einen frei A a 
Jagdbezirk. Es ift aber den Gemeinderäthen ger 
jtattet, nach freier Uebereintunft — de 
marfungen ganz oder theilweife mit anderen Ge— 
marfungen zu einem gemeinjhaftlihen Jagb- 
bezirle zu vereinigen. Aus dringenden Gründen 
foll auch die Auflichtsbehörde befugt fein, eine 
folche Bereinigung anzuordnen. — Der Gemeinde» 
rath it berechtigt, mit Genehmigung der Auf 
fihtsbehörde aus einer Gemarkung mehrere für 
fich beftehende Jagdbezirke zu bilden, deren jedoch 
feiner eine geringere Fläche als 300 Metermor« 
en umfajjen darf. — Den Beſitzern ber im$ 4 
zeichneten Grundftüde it es gejtattet, fich mit 
dieſen Grundftüden dem Jagdbezirle ihrer Ges 
meinde anzuſchließen. — Die Beſchlüſſe über alle 
dergleichen Abänderungen der gewöhnlichen Jagd» 
bezirte dürfen ſich auf feinen kürzeren Zeitraum 
als auf drei Jahre u. auf feinen längeren Zeite 
raum als auf zwölf Jahre erftreden. $ 7. Die 
Beſitzer ifolirt belegener Höfe find berechtigt, ſich 
mit denjenigen Grundftüden, welche zujammen- 
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hängend den Hof ganz oder theilweile umgeben, 
aljo nicht mit fremden Grundftüden im Gemenge 
liegen, von dem gemeinjchaftlihen Jagdbezirke 
auszufchließen, wenngleih die Grundftüde nicht 
zu den im $ 4 gedachten gehören. $ 8. Auf den 
nad) $ 7 aus dem gemeinjchaftlichen Jagdbezirle 
ausgejchiedenen Grundftüden müjjen die Grund» 
befiger, jo lange die Ausſchließung dauert, bie 
Ausübung ded Jagdrechtes gänzlich ruhen Laffen. 
— Auch müſſen die Grenzen ſolcher Grundftüde 
ftet3 erfennbar bezeichnet werden. $ 9. Grund» 
ftüde, welche von einem über 3000 Metermorgen 
im Zujammenhange großen Walde, der eine ein- 
ige Befigung bildet, ganz oder größtentheils 
—— ſind, werden, auch wenn ſie nicht 
unter die Beſtimmungen des $ 4 fallen, dem ge- 
meinſchaftlichen Jagdbezirke der Gemeinde nicht 
— Die Beſitzer ſolcher Grundſtücke 
fin verpflichtet, die Ausübung der Jagd auf 
denjelben dem Eigenthümer des fie umjcließen- 
ben Waldes auf dejjen Verlangen gegen eine nad) 
dem Jagdertrage zu bemefjende Entihädigung zeit: 
pachtweife zu übertragen oder die Jagdausübung 
änzlich ruhen zu lajjen. — Die Feſtſetzung der 
thädigung erfolgt im Mangel einer Einigung 
uch den Landrath, vorbehaltlich der beiden 
Theilen zuftehenden Berufung auf richterliche Ent« 
—— — Macht der Baldeigentgümer von 
einer Befugniß, die Jagd auf der Enclave zu 
erpadhten, beim Unerbieten des Beſitzers nicht 
Gebrauch, jo fteht dem Lepteren die Ausübung 
der Jagd auf dem enclavirten Grundftüd zu. — 
Stoßen mehrere derartige Grundftüde aneinan- 
der, jo daß jie eine ununterbrochene zuſammen⸗ 
hängende Fläche von mindejtend 300 Metermor- 
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a) die —— der Jagd gänzlich ruhen oder 
b) die Jagd für Rechnung der betheiligten Grund⸗ 
befiger durch einen angejtellten Jäger beichlofien 
werden, oder c) dieſelbe, jei es öffentlich im 
Wege des Meiftgeboted oder aus freier Hand 
berpachtet werden. — Die Pachtverträge dürfen 
fih auf feinen fürzeren Beitraum als auf drei 
Fahre und auf feinen längeren Seitraum als 
auf zwölf Jahre erftreden. $ 13. Die Padıtgel- 
der u. Einnahmen von der durch einen angejtell« 
ten Jäger bejchoffenen Zagd werden in die Ge- 
meindefafje gezahlt und nad) Abzug der etwa 
entitehenden Berwaltungsfojten durch den Ge— 
meinderath unter die Befiger derjenigen Grund» 
jtüde, auf welchen die gemeinſchaftliche Ausüb- 
ung des Jagdrechtes ftattfindet, nad) dem Ver— 
hältniß des Flächeninhaltes diefer Grundjtüde 
vertheilt. $ 14. Die Verpachtung der Jagd, jo- 
wol auf den im $ 4 erwähnten Grundjtüden, 
als auf gemeinichaftlichen Nagdbezirten, darf bei 
Strafe der Nichtigkeit ded Vertrages niemals an 
mehr als höchſtens drei Per onen gemeinſchaftlich 
erfolgen. — Ausländer dürfen nur mit Geneh— 
migung der Aufſichtsbehörde als Jagdpächter 
angenommen werden. — Afterverpachtungen ſind 
ohne Einwilligung des Verpächters nicht geftattet. 
$ 15. Sowol den Pädtern gemeinfchaftlicher 
Sagobezirfe ald aud den Bejigern der im $ 4 
bezeichneten Grundftüde ift die Anſtellung von 
Jaͤgern für ihre Reviere geftattet. $ 16 Ein 
Feber, welcher die Jagd ausüben will, muß ſich 
einen für den ganzen Staat giltigen, zu feiner 
Legitimation dienenden, auf ein Jahr und auf 
die Berjon lautenden Jagdſchein von dem Land— 
rathe des Kreifes feines Wohnfiges ertheilen laj- 


gen umfafjen, jo bilden diefelben einen für fihljen und felbigen bei der Ausübung der Jagd 
ejtehenden gemeinſchaftlichen Jagdbezirk, für ſtets mit fi führen. — Auch Ausländern fann 


welchen die nämlichen Vorſchriften gelten, wie 
für die gewöhnlichen Jagdbezirte. $ 10. In 
allen Feſtungswerken ift allein die Militärber- 
waltung befugt, die Jagd durch bejonders dazu 
ermächtigte Perjonen ausüben zu lafjen. — Außer⸗ 
halb diejer Werke, desgleihen um die Pulver- 
magazine und ähnliche Anſtalten werden auf 
Koften der Militärverwaltung Umkreiſe oder 
Rayons von zufammenhängender Fläche gebildet 
und bezeichnet, innerhalb welder die Jagd mit 
Feuergewehren nicht ausgeübt werben darf, bei 
Bermeidung einer Boligeiltrafe von 15 bis 60 M 
oder im Unvermögensfalle eines verhältnigmäßi- 
gr Gefängnifjed. — Die meitefte Entfernung 
er Außenlinie von ben ausjpringenden Winkeln 
de3 Glacid, der Pulvermagazine und ähnlicher 
Unftalten wird auf dreihundert Schritte feitgejegt. 
Die Ubgrenzung erfolgt gemeinjchaftlich von der 
Feſtungsbehörde, einem Deputirten des Stadt— 
vorſtandes und einem der Kreisverwaltung. $ 11. 
Die Beſitzer der einen Jagdbezirf bildenden Grund- 
ftüde werden in allen Jagdangelegenheiten durch 
den Gemeinderath vertreten. erden Grund» 
ftüde aus verjchiedenen Gemarfungen zu einem 


ein folder Jagdſchein, jedocd nur gegen die Bürg- 
ichaft eined® Inländerd, von dem Landrathe des 
Wohnortes ded Bürgen ertheilt werden. Der 
Bürge haftet infolge feines Antrages für Stra- 
fen, welche auf Grund der $S$ 18, 19 und 21 
gegen den Ausländer verhängt werben, jowie für 
die Unterſuchungskoſten. — Für einen jeden Jagd» 
ſchein wird auf das Jahr eine Abgabe von einem 
Thaler zur Kreis-Communalkaſſe des Wohnortes 
de3 Ertrahenten entrichtet, Die eingehenden Be— 
träge werden nad) den Beichlüffen der Kreisver- 
tretung verwendet. — Die Ausfertigung der 
Jagdſcheine erfolgt koſten- und ftempelfrei. — 
Die im Königlichen oder Communaldienfte an» 
gejtellten Privatforſt- und Jagdbeamten, ſowie 
die lebenslänglich angeſtellten Privatforſt- und 
Jagdbedienten erhalten den Jagdſchein unentgelt- 
lich, joweit e8 fih um die Ausübung der Jagd 
in ihren Schußgebieten handelt. In Jagdſchei— 
nen, welche unentgeltlich ertheilt find, muß dies 
und für welchen Schugbezirk fie gelten, angegeben 
werden. $ 17. Die Ertheilung des Jagdjcheines 
muß folgenden Perſonen verjagt werden: a) fols 
chen, von denen eine undorfichtige Führung des 


Jagdbezirke vereinigt, jo beſtimmt die Aufſichts- Schießgewehres oder eine Gefährdung der öffent: 
behörde denjenigen Gemeinderath, welcher die lichen Sicherheit zu bejorgen ift; b) denen, melde 


Vertretung zu übernehmen hat. 


$ 12. Nach durch ein UrtHeil des Rechtes, Waffen zu führen, 


Maßgabe der Beichlüffe des Gemeinderathes tann |verluftig erflärt find, fowie denen, welche unter 
auf dem gemeinjchaftlichen Jagdbezirke entweder: | Polizeiaufficht jtehen oder welchen die National» 
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totarde aberfannt ift. — Außerdem kann den- Grundftüde, welche Theile eines gemeinſchaftlichen 
jenigen, welche wegen eines Forſt- oder Jagd» Jagdbezirkes bilden, oder ſolche Waldenclaven, 
frevel3 od. wegen Nisbrauds be3 Fenergewehres auf welchen die Jagdausübung dem Eigenthümer 
beftraft find, der Jagdſchein, jedod nur inner-|de& fie umſchließenden Waldes überlafjen ift . * 
halb fünf Jahre nach verbüßter Strafe, verjagt erheblichen Wildſchäden durch dad aus ber Fo 

werben. $ 18. Die Nichtbeachtung der vorfteh- |übertretende Wild ausgejept find, fo iſt der Land« 
enden Vorſchriften über Löfung von Jagdſcheinen rath befugt, auf Antrag der befchädigten Grund- 


wird beftraft, wie folgt: Wer, ohne einen Jagd- ne nad) vorhergegangener Prüfung des Be— 


ſchein gelöft zu haben, bie Jagd ausübt, wird dür 


niffe® und für bie Dauer deffelben, den 


für eine jede Uebertretung mit einer Geldftrafe — ſelbſt während der Schonzeit zum 


von 15 bis zu 60 M belegt. Wer feinen Jagd- |Ub 


chuſſe des Wildes aufzufordern. Schützt der 


—— bei Ausübung der Jagd nicht bei nie) führt, Jagdpächter, diefer Aufforderung ungeachtet, die 


en trifft eine Geldftrafe biß zu 15 M. 
verjucht, ſich — 

ausgeſtellten frem 
um ſich dadurch der verwirkten Strafe zu ent 
ziehen, der wird mit einer Strafe von 15 bis 
150 M belegt. $ 19. Wer zwar mit einem Jagd⸗ 
ſcheine verjehen, aber ohne Begleitung des Jagd⸗ 
berechtigten, ober ohne deijen jchriftlich — 
Erlaubniß bei ſich zu führen, die Jagd auf frem- 
dent Jagdbezirke ausübt, wird mit einer Strafe 
von 6 bis 15 M belegt. — Wer die Jagd auf 
feinem Grundftüde ne ruhen zu lajjen ver- 
pflichtet ift, dieſelbe dennoch aber darauf ausübt, 
hat eine Geldftrafe von 30—60 M und die Eon« 
figcation der dabei gebrauchten Jagdgeräthe ver- 
wirft. — Wer auf jeinem eigenen Grundftüde, 
auf dem die Jagd am einen Dritten verpachtet 
iit oder auf dem ein Jäger für gemeinjchaftliche 
Rechnung der bei einem Jagdbezirke betheiligten 


er es beſchädigten Grundftüde nicht genügend, jo fann 
einen nicht auf feinen Namen!der Landrath den Grundbefigern ' 
en Jagdſchein zu Tegitimiren, 


elbjt die Ge- 
nehmigung ertheilen, da® auf diefe Grundjtüde 
übertretende Wild auf jede erlaubte Weije zu 
fangen, namentlich mit Anwendung des Schieß- 
ewehred zu tödten. — Das nämliche gilt rüd: 
Nepttirn ber Bejiger ſolcher Grunbftüde, auf wel- 
hen fi) die Kaninchen bis zu einer der Feld— 
und Gartencultur fchädlichen Menge vermehren, 
in Betreff diefer Thiergattung. ird gegen bie 
Verfügung ded Landrathes bei der vorgejegten 
Verwaltungsbehörde der Recurs eingelegt, fo 
bleibt erftere biß zur eingehenden höheren Ent. 
ſcheidung interimijtisch giltig. — Das von ben 
Grundbeſitzern infolge einer ſolchen Genehmigun 

des Landrathes erlegte oder gefangene Wild mu 

aber gegen Bezahlung des in der Gegend üb- 
lichen Schußgeldes dem Jagdpãchter überlaffen 
und die desfalljige Anzeige binnen vierundzwan- 


Grundbejiger die Jagd zu befcießen Hat, ohne zig Stunden erftattet werden. $ 26. Auch der 


Einwilligung des Jagdpächters oder des 


e»| Beliger einer folhen Waldenclave, auf weldyer 
meinderathes jagt, ebenſo derjenige, welcher auf die Jagd nad) $ 9 
fremden Grundjtüden, ohne eine Berechtigung |darf, ift, wenn das 


F nicht ausgeübt werden 
rundſtück erheblichen Wild⸗ 


dazu zu Haben, die Jagd ausübt, wird wegen |jhäden anagefett ift und der Befiger des um- 


Wilddiebftahl3 oder Fagdcontravention nach den 
allgemeinen Geſetzen beitraft. & 20. Die Hege- 
und Sconzeit bleibt geregelt durch die SS 29, 
pos. 6 und 30, 31 bed Nafjauijchen Geſetzes v. 
6. Januar 1860, betreffend die Beftrafung der 
Forft-, Jagd» und Fiſchereivergehen. $ 21. Wer 
zur Begehung einer Jagdpolizei-Uebertretung ſich 
jeiner Angehörigen, Dienftboten, Lehrlinge oder 
Taglöhner als Theilnehmer oder Gehilfen bedient, 
hajtet, wenn diefe nicht zahlungsfähig find, neben 
der von ihm felbft verwirkten Strafe, für die 
von denfelben zu erlegenden Geldjtrafen u. den 
Schadenerfag. $ 22. Wegen einer Jagbpolizeis 
Uebertretung fol eine Unterfuhung nicht weiter 
eingeleitet werden, wenn jeit dem Xage der be- 


gebenden Wald» Fagbrevierd ber -Aufforderun 

des Landrathes, das vorhandene Wild ſelbſi 
während der Schonzeit abzujdießen, nicht gemü- 
gend nachkommt, zu fordern berechtigt, daß ihm 
der Landrath nad) borhergegangener Prüfung 
des Bedürfniffes und auf die Dauer deffelben 
die Genehmigung ertheile, das auf die Enclave 
übertretende Wild auf jede erlaubte Weiſe zu 
fangen, namentlih aud; mit Anwendung des 
Scießgewehres zu tödten. — In dieſem Falle 
verbleibt daS gefangene oder erlegte Wild Eigen- 
thum des Enclavenbeſitzers. — In den in ben 
$S 25 und 26 gedachten Fällen vertritt die von 
dem 2andrathe zu ertheilende Legitimation die 
Stelle des Jagdſcheines. $ 27. Ein gefeglicher 


gangenen That bis zum Eingange der Anzeige] Aniprud auf Erjag des durch das Wild verur- 


an die Staatsanwaltichaft oder den Richter drei 
Monate verftrichen find. $ 23. Durch) Klappern, 
aufgejtellte Schredbilder, jowie durch Zäune, kann 
ein Seder das Wild von feinen Befigungen ab- 


ſachten Schadens findet nicht ftait. — Den Jagd⸗ 
verpächtern bleibt dagegen unbenommen, hin— 
ſichtlich des Wildſchadens in den Jagdpacht⸗-Con-⸗ 
tracten vorſorgliche Beſtimmung zu treffen. $ 28. 


halten, auch wenn er auf diefen zur Ausübung In denjenigen Städten, melde zu feinem land« 
des Jagdrechtes nicht befugt it. Zur Abwehr|räthlichen Kreife gehören, werden die in dieſem 
des Roth-, Dam- und Schwarzwildes kann er wg den Landräthen übertragenen Befugniſſe 
ſich auch Meiner oder gemeiner Haushunde be-Ivon den Ortspolizeibehörden ausgeübt, und im 
dienen. $ 24. Auf gemeinſchaftlichen Yagdbe-|Stelle der Kreis-Communalfafje tritt Die ftäbt- 
zirken, auf welchen Wildfchäden vorfommen, darfliiche Kaſſe. $ 29. Wer die Jagd inner alb des 
der Gemeinderath, wenn auch nur ein einzelner abgeſteckten Feſtungsrayons von 1300 ritten 
Grundbeſitzer Widerſpruch dagegen erhebt, die ausüben will, muß vorher ſeinen Jagdſchein von 
Ausübung der Jagd nicht ruhen laſſen. $ 25. dem Feſtungseommandanten beſonders viſiren 
Wenn die in der Nähe von Forſten belegenen laſſen. — Die Uebertretung dieſer Vorſchrift wird 
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mit einer Strafe von 6—15 M geahndet. $ 30., Grundfläche darf auf derjelben Die Jagd in eigener 
Un die Stelle der in den SS 18, 19, 20 und 29) Berjon ausüben und durch Andere ausüben laffen 
angebrohten Geldftrafen tritt für ben all, daß oder verpachten, jedoch, infofern einem Dritten 


der lebertreter zu deren Bezahlung unvermös 
end ift, eine verhälmißmäßige Gefängnißitrafe. 
; 81. Alle dieſem Geſehe entgegenitehenden Bor- 
chriften, insbeſondere auch die Naſſauiſche Ber- 
ordnung vom 9. Juni 1860, werden hiermit 
aufgehoben. $ 32. Bis zur Einjegung der land- 
räthlichen Behörden auf Grund der 
bom 22. 
in dieſen Verordnungen übertragenen dienſtlichen 
Bunctionen von den zur Zeit beitehenden Aem- 
tern verwaltet; auch fließen bis zur Einrichtung 


bie Jagdberechtigung auf berjelben zuftand, erit 
nad Erlegung bes Ablöjungscapitals (vgl. $$ 8 
u. 16). $ 5. Derjenige, welcher in einer Ger 
marfung, in ber die Gemeinde die Jagdberech— 
tigung abgelöft hat, ein zujammenhängendes 
GrundeigentHum von mindeftens 100 Kaſſeler 


erorbnung| Adern befigt oder nachträglich erwirbt, iſt zur 
ebruar 1867, werben die denſelben Jagdausübung auf demifelben erft nad) Eritatt- 


ung des auf fein Grundeigentgum entfallenden 
Betrages des von der Gemeinde gezahlten Ab- 
löjungscapital3 und erſt nad) Ablaur ber bejtehen« 


der Kreis⸗Communallaſſen die Fagdicheingebüh-| den Stra en berechtigt. — Das Gleiche 
{ 


ren ($ 15) zur Landesfteuerfaffe und hat über 
Die Verwendung der eingehenden Beträge die 
Königliche Regierung zu beichließen. $ 33. Die 
Ausführung diejes Geſetzes wird bezüglich der nad) 
$ 2 zu gewährenden Entſchädigung Unjerem Fi- 
nangminifter, im Uebrigen unjerem Minifter für 
die Tandwirthichuftliden Ungelegenheiten über- 
tragen, 

Nahmeifung der in ben einzelnen Ge- 
marlungen für den Meter-Morgen zu 
entrihtenden Jagdentſchädigungs— 
Gapitalien, 

[Eines Abdruckes dieſer Nachweiſung bedarf 
es nicht mehr.] 


4. In dem ehemaligen Kurfürſtenthum Heilen. 


Geſetz, das Jagdrecht und dejjen Aus— 
übung ac. betreffend, vom 7. Sept. 1865. 

$ 1.:) Die Jagdberechtigungen auf fremdem 
Grund und Boden bleiben injoweit bejtehen, als 
die deshalbigen Berechtigten nad) Maßgabe der 
Verordnung vom 26. Januar 1854 in die durch 
das Geſetz vom 1. Juli 1848 aufgehobenen Jagd» 
gerechtjame wieder eingetreten, oder nad) deſſen 
Erlaß wegen unterbliebener Erlegung des Ent- 
jchädigungsbetrages in der Ausübung des Jagd» 
recht3 verblieben find. — Für die Folge können 
jedoh Jagdgerechtſame auf fremden Grund und 
Boden als rund — nicht mehr er 
worben werden. $ 2. Alle Jagdberechtigungen 


auf fremdem Grund und Boden find ablösbar|s 


auf Berlangen der Grundeigentyümer (SS 3 fg.) 
oder in deren Vertretung der Gemeinden ($ 7). 
$ 3. Derjenige Grundeigenthümer, welcher eine 
zufammenhängende Grundfläche von mindeſtens 
100 Rafjeler Adern — allein oder in ungetheil- 
ter Eigenthumsgemeinjchaft mit Anderen — be- 
fit, it befugt, für den Umfang diejes Grund» 
befite3 die Ablöfung der Jagdgerechtſame zu 
verlangen, — Als zufammenhängende Grund: 
fläche, e8 mag diejelbe in einer oder in mehreren 
Gemarfungen liegen, ift eine jolche zu betrachten, 
welche durch fein Fremde Jagdrevier unterbrochen 
wird. Insbeſondere find Straßen, Wege, Gräben, 
Bahnlinien, Flüffe, Bäche u. dgl., wenn jie eine 
ſolche Grundfläche ducchicneiden, nicht als Unter« 
bredung berjelben zu betrachten. $ 4. Der 
Eigenthümer einer —— zuſammenhängenden 


ed Das Jagdrecht auf fremden Grund und Boden ift durch 
ſetz vom 1. März 1573 aufgehoben. 


gilt Hinjichtlich des Grundeigenthums, durch deſſen 
Erwerb ber bereit3 im Beſitz eines eigenen Jagd⸗ 
reviers nach $ 4 befindliche Grundeigentyümer 
letzteres nachträglih vergrößert und zwar der- 
eitalt, daß derjelbe, falls eine Jagtablöjung 
eitend der Gemeinde ftattgefunden hat, an 
diefe, andernfall3 an den Jagdberechtigten den 
entiprechenden Ablöfungsbetrag zu eritatten hat. 
$ 6. Sobald durch Theilung oder Veräußerung 
ein Grundbefig, auf welchem dem Eigenthümer 
jelbft nach $ 4 die Jagdausübung zuftand, Heiner 
als 100 Kafjeler Acker wird, hat die Gemeinde, 
vorausgejegt, daß ihr die Jagdausübung in ihrer 
Gemarkung zufteht, gegen Erftattung des auf 
das fragliche Grundeigentbum entfallenden Jagd⸗ 
ablöjungscapitald in die Jagdausübung einzu- 
treten (vgl. $ 7, übrigens aud $ 24). 8 7. 
Jeder Gemeinde jteht hinjichtlid) ihrer Gemark— 
ung und Hinfichtlich der ihr zum Zwed der ört— 
lihen Verwaltung zugetheilten Grundbejigungen, 
mit Ausnahme der darin befindlichen oder in 
jelbjtändiger Ablöjung begrijienen Jagdreviere 
einzelner Grundeigenthümer (vgl. $ 3), die Be» 
jugniß zu, in Vertretung der Grundeigenthümer 
die Jagdberehtigungen abzulöjen und die Jagd 
mittel3 Berpadhtung auszuüben. — Die Ablöfun 
und Verpachtung geſchieht, injofern nicht Am 
Erridtung von Statuten wegen der bejonderen 
Interefjen und Verpflichtungen der betheiligten 
SrundeigentHümer abweichende Beſtimmungen 
getroffen find, für Rechnung der Gemeinbetaife, 
. Der den biöherigen FJagdberedhtigten zu 
entrichtende Wblöjungsbetrag wird, unbejchadet 
jeder anderweiten freien Vereinbarung der Be- 
theiligten auf 20 P für jeden Kaffeler Ader des 
Jagdreviers bejtimmt. Alsbald mit Erlegung 
diejed Betrages tritt der ablöiende Grundeigen» 
thümer, bezw. die ablöjende Gemeinde in die 
—— der Jagd ein. 89. Sollten bei Be— 
rechnung de3 Ablöjungscapitald über die in einem 
Fagdrevier enthaltene Aderzahl Zweifel entitehen, 
jo ind die Ablöfenden befugt, zu verlangen, daß 
zunächſt diejenige Uderzahl zu Grunde gelegt 
werde, welde bei Feſtſtellung des zufolge des 
Geſetzes vom 1. Juli 1848 gezahlten Entihädig- 
ungsbetrages al3 Grundlage gedient hat, oder 
aus jonftigen Verträgen zwiſchen den Betheilig- 
ten, oder aus amtlichen Urkunden, insbejondere 
den Gteuerkatajtern, fih ergibt. — Den bis— 
herigen Jagdberechtigten fteht es frei, binnen 
einer Friit von ſechs Monaten vom Tage der 
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BZahlung oder Depoſition bes Ablöſungsbetrages die hinterlegten Beträge aus dem Depoſitum 


derzahl des Jagdrevieres und entſprechender 
anderweiter Feſtſetzung des Ablöſungsbetrages 
den Rechtsweg zu betreten, jedoch ohne aufichie- 
bende Wirkung hinfihtlih der Jagdausübung. 

10. Sind mehrere zur Jagd in bemjelben 
eviere berechtigt, wobei jedoch die Vorjagd 
nicht in Betracht fommt, fo Haben fie auf die 
Ablöfungsjunme nad) Verhältniß ihrer Untheile 
Anſpruch. — Die Berechtigung zur hohen Jagd 
ibt überhaupt nur injoweit, als e3 ſich um die 
Sag in nn handelt, Anſpruch auf An- 
theil an der Ablöfungsfumme,. Dieje fällt je 
zur Hälfte an den zur hohen und ben zur nie⸗ 
deren Jagd Berechtigten, wenn beide VBerechtig- 
ungen in derſelben Waldung ſich in verjchiedenen 
Händen befinden. $ 11. Zum Abtrage der Ab— 
löfungsbeträge follen den Gemeinden auf ded- 
halbiges Nachſuchen Darlehen aus ber Landed« 
eredittaffe in abgerundeten Summen zu 4°/, Pro- 
cent Zinjen und mindeftend einem Procent jähr- 
lichen Abtrages gegen einfache Schuldbelenntnifje 
hergelichen werben. $ 12. Die unter den Be- 
theiligten abgejchloffenen Verträge über Ablöſung 
der Jagdgerechtigkeit bedürfen zu ihrer rechtlichen 
Giltigfeit nur der Anzeige vor dem zuftändigen 
Untergerichte, nicht auch der gerichtlichen Beitä- 
tigung. 8 13. Die in $ 12 erwähnten Verträge, 
fomie alle fonftigen Acte und Urkunden, welche 
erweislich die — der Jagdablöſung 
zum Zwecke haben, find ſtempelfrei. — Die übrigen 
dur die Ablöjung entjtehenden Koften haben, 
abgejehen vom Falle der Verurteilung im ge- 
rihtfihen Wege, ſowie vom Falle einer abwei— 
chenden Webereinkunft, beide Theile gemeinjchaft- 
li) zu tragen. 814. Die Ablöfungsjumme tritt 
in Beziehung auf die Rechte dritter Perjonen 
an die Stelle des abgelöften Jagdrechts. Ein 
etwaiger Lehend-, Fideicommiß-, Stammguts- 
oder ähnlicher Verband foll der Auszahlung an 
den Berechtigten nicht entgegenftehen & übrigens 
$ 16). 8 15. Bacdtverträge, deren alleiniger 
oder Hauptgegenftand eine Jagdgerechtſame ift 
erlöfchen ohne Entſchädigung, jobald die Jagd- 
ausübung auf die ablöjenden Gemeinden oder 
Srundbeliper übergeht. In denjenigen Fällen, 
wo die Jagd nur ald Nebenjache verpadtet ift, 
bilden 4 Procent ber — — die Ent- 
ſchädigung des Pachters. $ 16. Die Depofition 
de3 Ublöfungsbetrages fteht rechtlich der Zahlung 
gleich: 1) wenn der Jagdberechtigte die Unnahme 
der gütlich vereinbarten oder nad) $$ 8 und 9 
berechneten Ablöfungsjumme verweigert oder ab- 
wejend ift und feinen Bevollmächtigten beftellt 
hat; 2) wenn mehrere Jagdberechtigte Anſpruch 
an die Ablöjungsjumme erheben und über den 


vgl. $ 16 Sen Nachweifes einer größeren 


- 


auszuzahlen, jobald ein rechtöfräftiges Erkennt. 
niß vorliegt, ober ſämmtliche Betheiligte ihre 
Einwilligung ertheilen oder genügende Kaution 
geleiftet ift. — Eine Mitwirkung der Deponen- 
ten bei Entiheidung der Frage, an wen ber 
hinterlegte Betrag hiernächſt auszuzahlen fei, 
fan nicht begehrt werden. $ 17. Sammitihe 
Staatsjagden find fünftig öffentlich meiftbietend 
zu verpadhten. — Ausgenommen von biefer Be- 
jtimmung bleiben diejenigen zum Staatscigen- 
thume gehörigen Jagdreviere, melde nad der 
Vereinbarung über die Dotation des Kurfürft- 
lihen Hofe zum Leibgehege gehören. 18. 
Die Gemeinden haben die Jagd, insbefondere 
aud auf ihrem eigenen Grundbefige, ebenwol 


durch öffentlich meiftbietende Verpadhtung aus- 
zuüben, g19. In gleicher Weije find ve Jag⸗ 
den in allen 


Halbegebrauchs · Märkerſchafts⸗, 
Geſellſchafts- und dergleichen Waldun Gr 
fich meijtbietend zu verpachten. $ 20. Behufs 
der Verpachtung der Jagd Fönnen die Gemart- 
ungen und Waldungen in verſchiedene Reviere 
abgetheilt werden, deren jedes jedoch nicht weniger 
ald 2000 Kafjeler Ader halten darf. — Indeſſen 
ift ed auch geitattet, die Jagd derart abzutheilen, 
daf ein Pachtrevier aus der Feldmarl, das zweite 
aus den Waldungen gebildet wird, in welchem 
Halle dieje Reviere nicht die Größe von 2000 
Kaſſeler Acker zu erreichen brauden. $ 21. Die 
in 58 18 und 19 gedachten Jagbpadjtverträge 
dürfen auf weniger al3 drei und auf mehr ale 
zwölf Jahre nicht abgefchloffen werben. & 22, 
Nicht zuläffig zur Pachtung von Jagden ift über- 
haupt: a) wer Mrmuthöhalber Unterftügungen 
aus Öffentlichen Kaſſen oder Ortsanftalten erhält 
oder unter a ser Aufficht geſtellt ift; b) 
wer wegen Landſtreicherei, Bettelnd, Diebjtahls, 
Unterſchlagung, Betrugs, ober boshafter Eigen« 
thumsbeſchädigung beitraft worden ift, wie auch 
jeder Gemwohnheitsforftfreufer; c) wer megen 
bg wegen Gemaltthätigfeit, Drohungen 
oder Widerfeplichkeit gegen öffentliche Diener, 
oder wegen Einihwärzung von Waaren zu einer 
Freiheitsſtraſe von mindeftend drei Monaten 
verurtheilt oder drei Male wegen Jagdvergehens 
beitraft worden ift. — Die Unfähigfeitsgründe 
unter ec hören 5 Jahre nad; Ablauf der Straf- 
zeit auf. $23. Mehr als vier Perjonen dürfen 
eine Jagd gemeinſchaftlich nicht pachten. Die 
Jagdpachter find befugt, die Jagd auch durch 
Andere ausüben zu * — Jagdgäſte dürfen 
nur in Gegenwart der Pachter oder deren Jäger 
mit zur Jagd genommen werben; bie Pachter 
find für alle durch diefelben begangenen Ueber- 
tretungen der jagdaejeglichen Beitinmungen ver» 
antwortlich und haften überhaupt für allen bei 


Antheil Streit zwiihen denjelben befteht; 3)|der Jagdausübung an fremdem Eigenthum ver» 


wenn ein Dritter gegen die Uuszahlung an den 
Jagdberechtigten Einwendungen erhebt; 4) wenn 
die abgelöfte Jagdgerechtiame mit einem gericht- 
lich eingetragenen Specialpfand behaftet it, jo- 
fern nicht die Einwilligung des Pfandgläubigers 
ur Auszahlung jofort beigebradit wird, — Die 

epofition gefchieht bei dem Gerichte der belege- 
nen Sadje. — In den Fällen unter 2 bis 4 find 


urſachten Schaden. — Berafterpachtungen finden 
nur mit Genehmigung des Verpachters, bezich- 
ungsweife der verpadtenden Behörde Statt, 
4. Die Ausübung der Jagd auf Grundflächen 
von weniger al3 100 Kafjeler Uder, welche von 
einer nad $ 4 ein eigene Jagdrevier bildenden 
Fläche ganz umſchloſſen find, hat der Befiger 
oder Pachter des ſolche Enclaven umſchließenden 


ur 


— 


Jagdpolizei. 


—— auf Verlangen der Gemeinde gegen 
trichtung eines verhöltnißmäßigen Pachtzinſes 
jeberzeit zu übernehmen, — Dieſer Pachtzins 
wird in Ermangelung gütlicher Uebereinkunft, 
nad eingeholtem Gutachten des Forſtinſpectors, 
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oder gefunden wird. $ 80. Für Jagdvergehen 
werden folgende Strafbeſtimmungen feſtgeſeht: 
1) wer Nachtigallen fängt oder deren Reſier 
en wird gejtraft um 30 M; 2) wer anderen 
feinen, von Raupen und Inſecten ſich nähren- 


durch das Landrathsamt in Verbindung mit dem den Bögeln auf diefe Weife nachftellt, um 7 M 


Bezirlörathe — und zwar in der Regel nad 
kan Mafitabe des 
onftigen Erträgnified der Jagd in dem um- 


ſchließenden Jagdrevier im Verhältniß zur Ader- 


50 P; 3) wer Jagdgrenzpfähle, Wild- od. Bart. 


agdpachtzinſes oder des zäune befchädigt, um 15 M; 4) wer folche nieber- 


ober aufreißt, oder entwendet, um 30 M; in 
beiden letzteren Fällen neben der Verbindlichkeit 


zahl der Enclave — vorbehaltlich des Rechtd- |zurWiederherftellung u. Erjtattung alles Schadens; 


weges beftimmt. — Dem Landrathdamte in Ber- 
bindung mit dem Bezirförathe gebührt auch die 
Entiheidung, wenn die eingeſchloſſene Fläche 
zwiichen mehreren Jagdrevieren verſchiedener 
Grundeigenthümer Liegt, und dieje ſich nicht dar— 
über einigen, durch welden von * oder zu 
welchen Theilen die Jagd auf der Enclave aus— 
zuüben ſei. $ 25. Älle Grundſtücke, welche mit 
einer Mauer oder dichten —* unung nebſt ver⸗ 
ſchließbarer Thür verſehen ſind, bleiben von der 
Ausübung der Jagd Seitens der Gemeinden 
oder dritter Jagdberechtigter ausgenommen. Den 
Befitern folder Grundftüde fteht es jederzeit 
frei, das in dieſelben eindringende Wild, jebod) 
ohne ſich dazu einer Schießwaffe bedienen u 
dürfen (vgl. übrigens $ 31), zu töbten und in 
eigenen Nupen zu verwenden. — Keinem Grund» 
eigenthiimer kann es um ber Jagdausübung 
Willen verwehrt werden, feinen Grundbefig mit 
einer ſolchen Einfriedigung und verjchließbaren 
Thüren zu verjehen. — Auch ijt jeder Inhaber 
eines nicht umfriedigten Grundjtüds beredytigt, 
das Wild von demfelben jederzeit zu vertreiben. 
8 26. Jedes übermäßige Hegen von Wild ift 
unterfagt, und ift — jeder betheiligte 
Grundeigenthümer berechtigt, zu verlangen, daß 
das Wild in den betreffenden Jagdrevieren nicht 
in höherem Grade geſchont werde, als ſolches 
ur Erhaltung der Jagd erforderlich erſcheint. 

27. Rehwild darf vom 1. Februar bis zum 
1. Zuni, Hafen, Fajanen und Feldhühner vom 
1; —— bis zum 15. September, und Auer-⸗, 
— und Birkwild vom 15. Mai bis Ende 

ptember weber erlegt, noch zum Verlauf ge- 
brot werden. — Das Landrathsamt in Ber- 
bindung mit dem Bezirksrath ift ermächtigt, falls 
ungewöhnlich frühe oder ſpäte Ernten eintreten, 
den Termin wegen des Schießens der Hajen u. 
Feldhühner um längſtens drei Wochen zu ber- 
legen. Schwarz. und Roth- (Edel- und 
Dam) Wild darf nur in Parf3 oder ſolchen 
Nevieren unterhalten werden, melde dergejtalt 
befriedigt find, daß das Wild weder ausbrechen, 
nod) an fremdem Gigenthum irgend Schaden 
anrichten Tann. — Die Jagbberedtigten haben 
daher die Verbindlichkeit, ſolches Wild in der— 
gleichen befriedigte Reviere einzufchließen oder 
abzuſchließen, widrigenfalls Lepteres auf Requi— 
fition der Ortspolizeibehörde durch den zunächſt— 
wohnenden Staatsrevierförſter alsbald bewirkt 
wird. 8 29. Das Recht der Verfolgung ange— 
offenen Wildes cuf fremde Jagdbezirke (Jagd- 
olge) ijt aufgehoben. — 


agdbezirke angeichofjene Wild gehört dem Jagd⸗ 
berechtigten, in deſſen Bezirk es todt niederjäll' 


5) die unbefugte ober gegen bie Vorſchrifien die- 
ſes Geſetzes verjtoßende Ausübung der Jagd, 
namentlich auch das Jagen u. Degen mit Hunden, 
das Fangen des Wildes in Fallen, Eiſen, Schlin- 
—* Netzen, Gruben u. dgl., das Ausheben und 

erſtören der Neſter der Faſanen, Auer-, Birk, 
Hajel- und Feldhühner, jowie der wilden Enten, 
wird nad Maßgabe der Umftände und je nach« 
dem eine wirkliche Berübung oder nur eine ftraf- 
bare Berfuchdhandluyg vorliegt, neben Eonfis- 
cation des Gewehres und der Fangwerkzeuge, 
mit 6 bis 30 M beftraft und verpflichtet außer- 
dem zum vollen Schadenerjage; 6) Hunde, die 
herrenlos und deren Eigenthümer unbefannt find, 
dürfen, wenn fie in — en Jagdrevieren be⸗ 
treten werden, vom Jagdberechtigten und deſſen 
—— getödtet werden. F 31. Ju den 

tädten und Dörfern, ſowie in Gärten und ein— 
gezäunten Wiejen zwiichen jenen und der offenen 
Feldmark darf ohne Erlaubniß des Ortsvor— 
ftandes nicht geichoffen werden. Die Uebertret- 
ung biefer Vorſchrift wird mit 15 M beitraft. 
$ 32. Die in 8$ 30 und 31 feftgeftellten Geld- 
itrafen find im Wiederholungsfalle nach ridhter- 
lichem Ermeſſen bis zu einer Geldftrafe von 
150 M oder bis zu bdreimonatlicher Gefängniß- 
itrafe zu erhöhen. $ 33. Die Entwendung, Be- 
Ihädigung oder Berftörung von Fagdgegenftän- 
den aus umzäunten Parks, Thiergärten und 
anderen Behältnifjen , desgleichen die Entwend- 
ung, Veihädigung oder Berftörung von Fuchs— 
eifen und anderen Raubzeugfallen aus Jagdre— 
vieren jeder Art wird, ebenjo wie jede jonjtige, 
im Bufammenhange mit der Jagdausübung ver- 
übte Vergebung nad gemeinem Rechte beitraft. 
834. Die in dem Gefege vom 26. Januar 1854, 
den er bes Wildjchadens betreffend, angeord⸗ 
neten Beihränfungen, wonad) eine Erjagleiftung 
wegen Wildfchadend nur dann eintreten ſoll, 
wenn die defhalbigen Beſchädigungen durch die 
dafelbft bezeichneten Gattungen von Wild verur- 
ſacht find, Tomie wenn biejelben auf Einem Grund- 
jtüde einen Verluſt von mindejtend 3 M zur 
Folge haben, werden aufgehoben. — In bene 
jenigen Fällen, in welchen ein Jagdpachter vers 
tra smäßig die Verpflichtung zum Erſatze des 
Wildſchadens nah den gejeglicden Vorſchriften 
auch Hinfichtlih der dem verpachtenden Eigen- 
thümer, bezw. der berpadhtenden Gemeinde und 
deren Bewohnern zugehörigen Grundjtüde über- 
nommen hat, jollen die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 26. Januar 1854 über das Verfahren be- 


Das in einem anderen hufs Feftitellung des zu erjetenden Betrages, 


ſowie überhaupt über die Verfolgung der des— 
thalbigen Anfprüche ebenwol Geltung haben. 8 35. 
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Das Prototoll, welches nad) $ 5 des vorerwähn- 
ten Bd der Ortövorjtand aufzunehmen hat, 
ift den Beſchädigten auf deffen Verlangen behufs 
al&baldiger Einleitung des gerichtlichen Ver— 
fahrens in jedem Falle, auch wenn eine noch— 
malige Befihtigung zur Beit der Ernte bereits 
beantragt ift, al3bald auszuhändigen, zuvor je 
doch dem Jagdberechtigten auf deſſen Verlangen, 
oder wenn derjelbe im Termine nicht vertreten 
war, in Abjchrift zuzujenden, — Die in dem 
gedachten $ 5 enthaltenen Vorſchriften wegen Ein- 
nahme eine3 zweiten Augenſcheins durch den 
Orisvorſtand finden in den Fällen feine Anwend- 
ung, in welchen bereit3 vor der Beit der Ernte 
das gerichtliche Verfahren eingeleitet worden iſt. 

36. Den Betheiligten bleibt e3 nad) ber Augen- 
cheins-Einnahme zunächſt überlafjen, fich in Güte 
zu vergleichen, insbeſondere auch fi über Sach— 
verftändige zu vereinigen, auf deren Ausſpruch, 
ohne Mitwirkung des Gerichts, fie ed anlomımen 


Jagdrecht — Jagdſcheine. 


einer ſchriftlichen Inſtruction an dieſelben, mit 
Anſetzung eines deshalbigen Termins anzuweiſen. 
— Diefem Augenſcheine hat das Gericht ſelbſt, 
unter Unmwendung der Beitimmung im Sat 2 
bed $ 20 bed Proceßgeſetzes vom 28. October 
1863, in der Regel nicht beizumohnen. $ 40. 
Die in $ 17 des mehrgedachten Gefeges vom 
26. Januar 1854 unter A 1 und 2 bejtimmten 
Gebühren find in den Fällen, wo es fih um 
Entihädigungsbeträge von weniger als 3M für 
den einzelnen Grundbefiger handelt, nur in der 
Hälfte des dajelbit beftimmten Betrages zuläffig, 
wenn bei dem Ortsvorſtande gleichzeitig Anfprüche 
auf Erjag von Wildichaden wegen ım derjelben 
Teldlage gelegener Grundftüde von verjchiedenen 
Grundeigenthümern zur Anzeige — ſind. 

Derek ſ. Fagdpolizei. Das Jagdredit 
auf fremdem Grund umd Boden ift jept überall 
aufgehoben: in Preußen durch Gef. vom 31. Oct. 
1848, in dem ehemaligen Königreih Hannover 


lafen wollen. — Die Ortövorftände haben aufldurd Gef. vom 29. Juli 1860, in dem ehema- 


Ungehen de3 einen oder anderen Theiles diejligen Kurfürftentgum Heſſen, den 


roßherzogl. 


Herbeiführung gütliher Einigung ſich angelegen|Heifiihen Gebietstheilen und in Schleswig -Hol- 
fein zu lafjen, eintretenden alles aud) bie Ber-|ftein durch das Geſ. vom 1. März 1873. 


einbarung fowie den Ausſpruch der Sadpver: 


Jagdſcheine. ©. unter Jagdpolizei, Gel. 


ftändigen, auf welchen ſich verglichen worden, zu vom 7. März 1850 88 14 ff. i Hannoveriches Geſ. 


Protokoll zu nehmen. — Auf ein joldes Pro- 
tofoll, rg von beiden Theilen zu unterzeich- 
nen ift, fol der Schlußſatz des $ 5 des vorher- 
edachten Geſetzes anwendbar fein. Auch bedür- 
en bie in dem obengenannten Paragraphen er: 
" wähnten Vertreter der Jagdberechtigten zum Ab» 
ihluß von Vereinbarungen ber hier in Rede 
jtehenden Art keiner befonderen Vollmacht. $ 37. 
Die gerichtliche Verfolgung eined Anſpruchs auf 
Erjag eines Wildſchadens an Erntegegenftänden 
barf ſtets bis zu der Zeit ausgeſetzt werden, in 
welcher das Ernte-Ergebniß und fomit der Bes 
trag des entftandenen Schadens ſich ſchließlich 
feftitellen läßt. Im Uebrigen tritt an die Stelle 
der in $ 6 de3 mehrgedadhten Geſetzes feitgejeh- 
ten Friſt von drei Tagen eine vierzehntägige 
Frift. $ 38. In der Klage ift zwar anzugeben, 
welchen Entihädigungsbetrag der Kläger bean» 
fprucht, jedoch zugleich die eventuelle Bitte auf 
Buerkennung des vollen Schadensbetrages, wel- 
her feitgejtellt werden wird, zuläjfig. — Hat der 
Berllagte fi) zur Zahlung eines Betrages be- 


reit erklärt, welcher die demnächſt zuguerlennende h 


Entihädigungsfumme erreicht oder von derjelben 
nur unerheblich abweicht, jo ift hierauf bei der 
Entſcheidung über die Koften, wenigſtens in Be- 
ireff der nad dem gemachten Anerbieten ent- 
tandenen, geeignete Nüdficht zu nehmen. $ 39. 
Der Klagantrag muß zugleich, wenn nicht der 
Tall des $ 10 des Geſetzes vom 26. Januar 
1854 vorliegt, die Sachverſtändigen bezeichnen, 
welche der Kläger zu benennen hat, beziehungs 
weile auf welde die Parteien fich etwa bereits 
eeinigt haben. — Das Gericht hat für die Be- 
timmung der Sacdverftändigen, welde weiter 
erforderlich jein jollten, in fürzefter Friſt Sorge 
zu ig Din — Die ernannten Sahverfländigen, 
deren Verpflichtung vorläufig unterbleiben fann, 
IR zur alsbaldigen Einnahme eines Augen— 
eines, geeigneten Falles unter Mittheilung 


vom 11. März 1859 $ 17 }f.; für Nafjau Ber» 
—— vom 30, März 1867 88 16 — 19. ©. 
erner: 


1. Gefet, betreffend die Vermendung 
ber Jagdſcheingebühren in benburd die 
Geſetze vom 20. Sept. u. 24. Dechr. 1866 
mit der Monarchie vereinigten Landes» 
Bee u. bie Giltigleit der Jagdſcheine 

m ganzen Srenhilden Staatögebiete, 

bom 9. März 1868. 

8.1. Diejenigen Abgaben, welche in den durch 
die Gefege vom 20. Sept. und 24. Dec. 1866 
mit Unferer Monarchie vereinigten Landestheilen 
für die Ausstellung von Zagdicheinen, Jagdkarten, 
Jagdpäſſen, Jagdwaffenpäſſen und Gewehr- Er» 
faubnißicheinen zu erheben find, werden ohne 
Rückſicht auf die Kaffe, zu welcher fie bisher ver- 
einnahmt find, vom 1. April d. J. ab den zu 
bildenden Kreis-Communalfonds übermwiefen und 
nah den Beichlüffen der Kreisvertretung ver» 
wendet. $ 2. Die in den altländifchen Provin- 
en u. die in den neu erworbenen Landestheilen 
vorſchriftsmäßig ausgeſtellten Jagdſcheine 2c. ($ 1) 
ie für den Umfang des ganzen Staatögebieted 
giltig. 

2, Gejeß, betreffend die Jagdſchein— 
gebühr in der Brovinz Heſſen-Naſſau, 
vom 26. Febr. 1870, 

$1. Für jede Jagdlarte, jeden Jagdpaß, Jagd⸗ 
waffenpaß, Baltenichein oder Gewehrerlaubniß⸗ 
ſchein ıft fortan eine Abgabe von 7 M 50 P auf 
das Yahr zu entrichten. — Die Ausfertigun 
diefer Jagdſcheine erfolgt foiten» u. —— 
— In den geſetzlichen Vorſchriften über die Ber- 
pflichtung zur Löſung von —— ꝛc., über 
deren Ertheilung u. über die Vefreiung gewiſſer 
Perſonen von der Entrichtung einer Jagbſchein . 
gebühr wird hierdurch nichts geändert. Für das 
ehemalige Kurfürſtenthum Heſſen tritt bezüglich 


Jagdverpachtungen — Immediatgeſuche. 697 


der perſönlichen Befreiung von ber Gebühr bie haben, die Jagd ausübt, wird für jede Ueber— 
Borjchrift in $ 73 Nr. 6 des kurheſſ. Stempel-|tretung mit einer Geldftrafe von 8 bid 35 Gulden 
ejehed vom 22. Dechr. 1853 wieder in Kraft.|belegt; 2) wer feinen y dichein bei Ausübung 
2. In dem ehemaligen Kurfürftentgum Heffen|der Jagd nicht bei fi Fiber, verfällt in eine 
verlieren bie zur Zeit auögegebenen Gewehr-Er-|Gelditrafe bis zu 8 Gulden; 3) wer einen nicht ; 
laubnißfcheine, mit Ablauf von 14 Tagen, nad. [auf feinen Namen fautenden fremden oder einen 
bem dieſes Gefeg im Kraft getreten jein wird, ſchon abgelaufenen Jagdſchein benugt, um ſich 
ihre Giltigkeit. $ 3. Alle diefem Gefege ent-|damit zu —— eine Geiditrafe bon 8 
gegenftehenden Borfjchriften werben Hiermit auf-|bi3 85 Gulden verwirkt. 
gehoben. MEPDETEI ERBEN, f. unt. Jagbpolizei, 


3. Geſetz, betreffend die Löfung von Ge). d. 7. März 1850 98 10 ff., ae 


i Geſetz v 1. i 
Jagdigeinen in den Hohenzollernfhen an — Sg . 


anben, vom IE. Miärg 1018, Kurheffen Gef. vom 7. Sept. 1865 88 17 ff. 
4* Ein Jeder, welcher die Jagd ausüben ahrmärkte, ſ. Märlkie. 
will, muß ſich einen für den ganzen Umfang der ejuiten, ſ. Orden. 
Monarchie giltigen, zu feiner Legitimation die- mmediatgejuche. 
nenden, A ein Sobr und auf feinen Namen|Bublicandum .. ber bei Sr. Königl. 
lautenden Jagbigein von dem für jeinen Wohnfig|Majeftät oder AllerHöchftderen Minifte- 
uftändigen Oberamte ertheilen Taffen-und den-| rien anzubringenden Geſuche und Be- 
Pelben bei der Ausübung der Jagd ſtets mit ſich Ihwerden, vom 14, Febr. 1810: 
führen. — Das Oberamt kann auch Perfonen,| 1. Es joll ein Jeder feine Gefuche und An— 
welche nicht in feinem Bezirke — find — ſträge bei der Behörde anbringen, zu deren Ber- 
und zivar, wenn es dies für nöthig Hält, gegen|waltung die Sachen, welche fie zum Gegenftande 
Bürgichaft reg Sog ng Dre einen Jagd» |haben, zunächit gehören, nämlich die Polizei», 
fchein ertheilen. Der Bürge Kin in folden |Domänen-, Gewerbe» und Steuerſachen, Unter- 
Falle für Geldftrafen, melde auf Grund dieſes Bee Remijfiond-, Penfiond» und dergl. 
Gejeßes verhängt werben, jowie für die Unter- Geſuche bei dem Domänenamte, dem Magiftrat 
juhungsfoften. $2. Für einen jeden Jagdichein|ded Ortes, dem Kreis -Landrath ober der jon- 
wird an das betreffende Oberamt eine Gebühr|jtigen Amtsbehörbe, u. die Yuftizfachen bei dem 
von 5 Gulden entrichtet. — Die eingehenden —5 Gericht. — Die Beſchwerden über dieſe 
ag werden in jedem Ober Amtsbezirke nah Behörden müfjen in Juſtizſachen bei den Ober⸗ 
dem Beichluffe der Verfammlung der Ort3vor- |Landesgerichten, und in anderen Sachen bei den 
fteher (Vürgermeifter, Stadtſchuliheiß u. Voigte)| Regierungen, die Beſchwerden über diefe Colle- 
zu gemeinnügigen Zwecken im Intereſſe des Be- [gien hingegen bei dem betreffenden Minifterium 
zirt3 verwendet. — Unentgeltlid erhalten den|angebradjt werden, und nur Demjenigen, welcher 
Jagdſchein: 1) die nach Bor it des $ 32 des vom Minifterio zurüdgemwiejen und dennod von 
Gel. vom 2. Juni 1852 vereidigten, im Staatd», |jeinem Unrecht od. von der Unzufäffigfeit feines 
Gemeinde» od. Privatdienfte ftehenden Forft- u. Geſuches nicht überzeugt ift, jtehet endlich der 
agbbeamten; 2) die zur Ausbildung für den Weg zum Throne offen. — In rechtskräftig ab⸗ 
taatd-, Forft- u. Yagddienft verftatteten Lehr- |geurtHeilten Rechtsſtreitigkeiten dürfen die Par+ 
linge und Forſteandidaten. — Die Ausfertigung |teien Se. königl. Majeftät und dad Minifterium 
der Jagdſcheine erfolgt Foften- und ftempelfrei.Igar nicht mit Beſchwerden behelligen. 2. Den 
$ 3. Die Ertheilung eines Jagdſcheins muß fol-|unmittelbar oder bei dem Miniflerio einzureich- 
genden Perfonen verjagt werden: a) Denjenigen, [enden Geſuchen u. Beſchwerden, die deutlich ge 
von denen eine umvorfichtige Führung des Schieß⸗ faßt und geſchrieben werden müſſen, iſt die Re— 
ewehrs oder eine Gefährdung der Öffentlichen |jolution, über welche Beſchwerde geführt oder 
Sicherheit zu beforgen ift; b) Denienigen, welche wider welche Vorſtellung gemadjt wird, im Ori— 
ſich nicht im Befige ber bürgerfi en Eprenrechte ginal beizulegen. Bei der Unterfchrift muß bes 
befinden oder unter Polizei-Auflicht ftehen. — |merft werden, ob der Supplicant Die Borftellung 
Außerdem kann Denjenigen, welche wegen eines ſelbſt gefertigt und unterichrieben hat, oder von 
Holzdiebftahls, eines Jagdvergehens oder einer wem diejes gefchehen, und bei Vorſtellungen, die 
Uebertretung jagdpolizeilicher Borjhriften, oder im Namen ganzer Gemeinden eingereicht werden, 
wegen einer durch Mißbrauch des Feuergewehrsmüſſen insbefondere diejenigen Wirthe oder Ge- 
verübten ftrafbaren Handlung beftraft worden |meindeglieder, welche die Vorſtellung veranlaßt 
find, der Yagdichein, jedoch nur innerhalb 5 yon: ihre eigenen Namen darunter jeben.!) 
Jahren nad) verbüßter Strafe, verjagt werben.|3. Die Bittſteller jollen durd die ordentlichen 
— Tritt bei einer mit einem Jagdſchein verjehe-| Posten ihre Geſuche abjchiden, nicht aber ſelbſt 
nen Berjon fpäter ein Grund ein, aus welchem ihre Vorjtellungen überbringen und nicht durch 
die Ertheilung defjelben Hätte verfagt werden |perjönliched Suppliciren läftig werden. 4. Ein 
müfjen oder fönnen, oder wird das Vorhanden-|‘yeder, der fähig iſt, deutlich) zu jchreiben und 
fein eines ſolchen Grundes erjt fpäter entdedt, eine Borftellung deutlich zu fallen, Tann die an 
jo muß oder fann der Jagdſchein wieder abge | ——— 
mommen werben. & 4. Die Nichtbeachtung Der|, Ken a nie vr Bade km 
im $ 1 ertheilten Vorſchriften wird beitraft wie yyand der nbalt furz angegeben fein; Circ.⸗Verf. 3, 
folgt: 1) Wer, ohne einen Jagdichein gelöft —— te a a 
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Se. königliche Majeftät und an Allerhöchſtderen 
Minifterrum gerichteten Vorftellungen für fidh, 
feine Verwandte, Freunde und Bekannte anfer- 
tigen. Außerdem fönnen aber aud, vermöge ber 
wiederholt getroffenen Beranftaltungen von Je— 
dem bei den Ober -Landeögerichten und Regier- 
ungen, bei allen Gerichten und Behörden des 
Landes Geſuche und Beſchwerden zu Protokoll 
gegeben werben. 5. Wer ben unter Nr. 1 und 
2 ertheilten Anmweifungen nicht Folge Teiftet und 
daher mit Uebergehung einer Behörde oder mit 


Impfung. 


nicht deutlich faſſen und fchreiben können, u. der 
erfolgten Warnung ungcadjtet nicht unterlafjen, 
folhe für Andere zu fertigen, werden nad) den 
Bejtimmungen ber Nr. 6 beftraft und behandelt. 
Diejenigen aber, die ſolche Voritellungen für Ber- 
wandte, Freunde und Bekannte fertigen dürfen, 
diejes aber nicht in der gehörigen Form thun, 
oder eine jchon zurüdgemwiejene Vorjtellung wie 
derholen, jollen zuerſt mit acht- bis vierzehn» 
tägiger Strafe in einem Gefängniß, Arbeits- ob. 
Beijerungsanftalt beftraft u. im Wiederholungs- 


Unterlafjung einer beftimmten Form Beihwerden falle mit der doppelten Strafe belegt werben. 
und Geſuche anbringt, hat a — daß Bei ferneren Wiederholungen ſoll die vorher aus- 


ihm ſeine Vorſtellung gr ügung zurüdge- 
geben wird.) 6. Wer fi) dadurch nicht bedeu- 
ten läßt und fein unförmliches Geſuch wieder- 
holt, deögleihen, wer einmal bejchieden worden 
und jein .. ohne bejonderen Grund mwieder- 
holt, joll zur Strafe auf 14 Tage bis 4 Wochen 
in ein Sefängniß, Urbeit3- oder Beflerungsan- 
ftalt gebracht werden. — Im Wiederholungsfalle 
wird die ausgeftandene Strafe verdoppelt, und 
bei jeder ferneren Wiederholung wird die vorher 
ausgeftandene Strafe wieder mit 14 Tagen bis 
4 Wochen erhöht. — Bei Bermögenden wird 
eine verhältnigmäßige Geldftrafe feftgejegt. — 
Die Strafen werden von dem betreffenden Mi- 
nifterio unmittelbar, od. von der Behörde durch 
ein bloße Decret feitgefebt, fobald die verbotene 


geitandene Strafe jedesmal mit 8 bis 14 Tagen 
erhöht werden. 9. Die im Allgemeinen Land» 
rechte und in der Allgemeinen Gerichtsordnung 
wider bo3hafte und muthwilige Quärulanten, 
wider heimliche Winkeljchrijtjteller und Eonfulen- 
ten enthaltenen Bejtimmungen behalten für bie 
Fälle, wo förmliche Unterfudung u. Erfenntniß 
ftattfindet, Kraft und Anwendung.!) — Geine 
fönigl. Majeftät befehlen, daß die gegenwärtige 
Verordnung öffentlich befannt gemacht und zu 
Jedermanns Wifjenihaft in möglichſter Allge- 
meinheit gebracht werden fol. 

Impfung 

1, der Schußblattern bei Menſchen. 

Impfgeſetz vom 8. April 1874. 
Wir Wilhelm 20, verorbnen im Namen des 


Wiederholung des Geſuchs durch Vernehmung | Deutfchen Reiches, nad) erfolgter Zuftimmung des 
des Beſchwerdeführers oder auf andere Weiſe Bundesrathes und bed Reichstages, was folgt: 
fiftgeftellt worden, und es werden foldhe durh|$ 1. Der Impfung mit Schuppoden follen unter« 


die Behörde zum Vollzug — welcher des⸗ 
halb Auftrag geſchieht. 7. Diejenigen, welche 
Se. königl. Majeſtät oder Allerhöchſtderen Mi- 
niſterium mit perſönlichem Suppliciren beläſtigen, 
und ſich nicht bedeuten laſſen, in ihre Heimath 
zurückzulehren und daſelbſt die Reſolution abzu— 
warten, werden dahin durch die Polizeibehörde 
urüdgebradt. Wenn fie dennoch ſich wieder ein- 
den und das Suppliciren fortjegen, jo werben 
fie nad) den in Ar. 6 enthaltenen Beftinımungen 
beitraft und behandelt. — Gemeinden und Ge- 
meindesDeputirte, die ihren Wohnort verlaffen, 
um bei Sr. königl. Majeftät oder Allerhöchſt— 
deren Minifterium Vorftellungen felbft zu über- 
reihen und perjönlid zu fuppliciren, jollen von 
ben Gerichtd- und Polizeibehörden, deren Bezirk 
fie Ve, angehalten u. in ihre Heimath zu- 
rüdgeichafft werden, nachdem zuvörderſt die Vor- 
ftellung, die fie eingeben wollen, ihnen abgenom- 
men, fe nad) Befinden über den Inhalt derfelben 
näher zu Protofoll vernommen u. ſolche zur Poſt 
egeben worden. Wenn fie — ich perſön— 
ich einfinden, um zu ſuppliciren, ſo werden ſie 
nach den Beſtimmungen Nr. 6 beſtraft und be— 
handelt. 8. Diejenigen, welche Vorſtellungen 


1) Allerb. Cab⸗Ordre vom 7. Nov. 1845, betref: 
fend die Beröffentlidung von Immediatgefuhben 
und Abrefjen: Es ift feit einiger Beit mehrfach vorge: 
tommen, daß an Mich gerichtete Geſüche und Adreſſen gleich 
geitig mit der Abſendung oder nody vorher in ben öffentlichen 

lättern abgebrudt werden. Zur Befeitigung biejes Miß— 
brauchs beftimme Ich, daß foldye Gejuche Adrefien nur 


‘ gleichzeitig mit dem barauf ergangenen Beſcheid abgedruckt 


werben dürfen, fofern im Uebrigen eine fol 
geſehzlich ſtatthaft IR eo 


zogen werden: 1) Jedes Kind vor dem Ablaufe 
ded auf fein Geburtsjahr folgenden Kalender- 
jahres, fofern es nicht nad) ärztlihem Zeugniß 
($ 10) die natürlichen Blattern überftanden hat; 
ı jeder Bögling einer öffentlichen LXehranftalt 
oder einer Privatichule, mit Ausnahme der Sonn- 
tags- und Abendſchulen, innerhalb des Jahres, 
in welchem der Zögling das zwölfte Lebensjahr 
ug fofern er nicht nad) ärztlichen Zeug- 
niß in den legten 5 Jahren die natürlichen Blat- 
tern überftanden hat oder mit Erfolg geimpft 
worden ijt. er Ein Impfungspflichtiger ($ 1), 
welder nad) ärztlichen Beugnig ohne Gefahr für 
jein Zeben od. für jeine Gejundheit nicht geimp 

werden kann, ift binnen Fahresfrift nach Auf- 
hören des die Gefahr begründenden Zuſtandes 
der Impfung gu unterziehen. — Ob dieje Ger 
fahr noch fortbefteht, hat in zweifelhaften Fällen 
der PIE Smpfarzt ($ 6) endgiltig zu ent- 
ſcheiden. & 3. ft eine Impfung nad dem Ur- 
theile des Arztes ($ 5) erfolglos geblieben, jo 
muß fie ſpäteſtens im nächiten Jahre und, falls 
fie aud) dann erfolglos bleibt, im dritten Jahre 
wiederholt werden. — Die zuftändige Behörde 
fann anordnen, daß die legte Wiederholung der 
Impfung durdy den Impfarzt ($ 6) vorgenom- 
men werde. F 4. Iſt die Impfung ohne ir 
lihen Grund ($$ 1, 2), unterblieben, fo iſt fie 
binnen einer bon ber ————— Behörde zu 
ſetzenden Friſt nachzuholen. $ 5. Jeder Jmpf- 
ling muß früheſtens am ſechſten, ſpäteſtens am 


1) Bezüglich ber ferneren Aumwendbarfeit der Strafbeftimms 
röffenilichung jungen unter 69, j. Obertribunals⸗Erlenntniß v. 26. Sept. 
1851, 


N 
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achten Tage nad der Impfung dem impfenden geſetzlichen Pflicht genügt ift, od. daß die Jmpf- 
Arzte vorgeftellt werben. $ 6. In jedem Bun⸗ ung im nädjiten Jahre wiederholt werben muß. 
besftaate werden Impfbezirke gebildet, deren je- — In den ärztlichen Zeugniffen, in welchen die 
der einem Impfarzte unterftellt wird.) — Der gänzliche od, vorläufige Befreiung von der Impf- 
Impfarzt nimmt in der Beit vom Anfang Mailung ($$ 1, 2) nachgewieſen werden foll, wird, 
bis Ende September jeden Jahres an den vor-Junter der für den Ampfichein vorgefchriebenen 
ber bekannt zu machenden Orten und Tagen für|Bezeichnung ber Perſon, befcheinigt, aus welchem 
die Bewohner bed Impfbezirls Impfungen un-|Orunde und auf wie lange die Impfung umter« 
entgeltfich vor. Die Orte für die Bornahme der|bleiben darf. $ 11. Der Bundesrath beftimmt 
Impfungen, fowie für die Vorftellung der Jmpf- |da3 für die vorgebadhten Befcheinigungen ($ 10) 
linge (8 5) werden fo gewählt, daß fein Ort des lanzumendende Formular. — Die erfte Ausftell« 
Bezirt3 von dem nädjitbelegenen Impforte mehriung der Beicheinigungen erfolgt ftempel=- u. ge— 
ald 5 km entfernt ift.2) & 7. Sür jeden Impf-|bührenfrei. $ 12. Eltern, Pflegeeltern u. Vor» 
bezirt wird vor Beginn der Impfzeit eine Liſte münder find ic auf amtliches Erfordern 


der nad) $ 1, Ziffer 1 der Impfung unterliegen- |mittel3 der vorgejchriebenen Bejcheinigungen ($10) - 


ben Kinder von der zuftändigen Behörde aufge-jden Nachweis zu führen, daß die Impfung ihrer 
ftellt. Ueber die auf 531 Ziffer 2 zur Impfung Kinder und Pflegebefohlenen erfolgt oder aus 
gelangenden Kinder haben die Borfieher der be-jeinem gejeglihen Grunde unterblieben ift. $ 13. 
treffenden Lehranftalten eine Lifte anzufertigen. |Die Vorjteher derjenigen Schulanftalten, deren 
— Die Impfärzte vermerlen in den Xijten, ob Auen dem Impfzwange unterliegen (5 1 
die Impfung mit oder ohne Erfolg vollzogen, |Biffer 2), Haben bei der Aufnahm: von Schülern 
oder ob umd weshalb fie ganz oder vorläufig |durd Einfordern der vorgejchriebenen Beicheinig- 
unterblieben ift. — Nach dem Schluſſe des Ka-jungen feitzuftellen, ob die gejegliche Impfung er» 
Ienderjahres find die Liſten der Behörde einzu-[jolgt it. — Sie haben dafür zu forgen, daß 
reichen. — Die | der Liften wird durch |Zöglinge, welche während des Beſuches der. An— 
den Bunbesrath feftgeitellt. $ 8. Außer denjitalt nah $ 1 Ziffer 2 impfpflihtig werden, 


mpf- Merzten find ausschließlich Aerzte befugt, 

mpfungen vorzunehmen. — Sie haben über die 
ausgeführten Impfungen in ber im $ 7 vorge- 
— Form Liſten zu führen und dieſelben 
am Jahresſchluß der zuſtändigen Behörde vor- 
zulegen. 89. Die Landesregierungen haben nach 
näherer Anordnung des Bundesrathes dafür zu 
forgen, daß eine angemeffene Anzahl von Impf— 
Snftituten zur Beihaffung und Erzeugung von 
Schuppodeniymphe eingerichtet werde. — Die 
Impf-Inftitute geben die Schugpodeniymphe an 
die öffentlichen Impfärzte unentgeltlih ab und 
haben über Herkunft u. Abgabe derfelben Liften 
zu führen.?) — Die öffentlidien Jmpfärzte find 
verpflichtet, auf Verlangen Schuppodeniymphe, 
— ihr entbehrlicher Vorrath reicht, an andere 

erzte unentgeltlich abzugeben. F 10. Ueber 
jede Impfung wird nad) Feſtſtellung ihrer Wirk⸗ 
ung ($ 5) von dem Arzte ein Impfſchein aus- 
geitellt. In dem Jmpficheine wird, unter An- 
abe des Bor- und Zunamens des Ympflings, 
owie bed Jahres und Tages feiner Geburt, be- 
cheinigt, entweder daß durd) die Impfung der 


1) S. Geſetz dom 12. April 1875, 8 1: Die Rreife, in 
den bohenzollernfchen Landen die Amtsverbände, haben bie 
Zuritet e zu bilden, bie Jinpfärzte anzuftellen und bie 

often zu tragen, welche durch die Ausführung des Impfge— 

vom 8. April 1874 entfteben, mit Ausnahme jedoch der 
often für bie Herftellung und Unterhaltung der Jmpfinftitute 
($ 9 des Geſetzes vom 8. April 1874). 

2) ©. Gefen dom 12. April 1875: $ 2. Zu den von 
den Seifen und Anntsverbänden zu iragenden often gebören 
die Remuneration der Impfärzte, die Koften der erforderlichen 
Bürennarbeiten, fowie die Koften für den Drud der nötbigen 
Liiten, Scheine und Zeugniffe. — Dafür fallen den reifen 
und Amtsverbinden aber auch die Gebühren für die in den 
Impfterminen ertbeilten Beſcheinigungen zu, joweit diejelben 
nad $ 11 des Neihsimpfgeieges nicht gebührenfrei find. Alle 
Impfſcheine find übrigens ftempelfrei. — Außerdem iſt von 
den 
des Geſetzes vom 8. April 1374) abgehalten werden, hierfür 
ein geeigneies Focal bereit ju ftellen und dem Impfarzte die 
dabei erforderliche Schreibhilfe zu gewähren. 

3) S. Note zu $ 6. 


diejer Verpflichtung genügen. — Iſt eine Jmpf- 
ung ohne gejeglichen Grund unterblieben, jo has 
ben fie auf deren Nachholung zu dringen. — 
Sie find verpflihtet, 4 Wochen vor Schluß des 
Schuljahres der zuijtändigen Behörde ein Ver— 
zeihniß derjenigen Schüler vorzulegen, für welche 
der Nachweis der Impfung nicht erbradt ift. 
$ 14. Eltern, Pflegeeltern u. Vormünder, welche 
den nad) $ 12 ihnen obliegenden Nachweis zu 
führen unterlaffen, werden mit einer Gelditrafe 
bis zu 20 M beftraft. — Eltern, Pflegeeltern 
und Vormünder, deren Kinder und Pilegebejoh- 
(ene ohne gejetlihen Grund und troß erfolgter 
amtlicher Aufforderung der Impfung oder der 
ihr folgenden Geftellung ($5) entzogen geblieben 
jind, werden mit Geldftrafe biß zu 50 M oder 
mit Haft bis zu 3 Tagen beftraft. 8 15. Aerzte 
und Schulvorjteher, welche den dur $ 8 Abjak 
2,8 7 und durch $ 13 ihnen auferlegten Ver— 
pflichtungen nicht nachkommen, werden mit Geld» 
itrafe biß zu 100 M beftraft. $ 16. Wer un- 
befugter Weije ($ 8) Impfungen vornimmt, wird 
mit Geldjtrafe biß zu 150 M oder mit Haft bis 
zu 14 Tagen bejtraft. $17. Wer bei der Aus— 
führung einer Impfung fahriäffig handelt, wird 
mit Geldftrafe bis zu 500 M oder mit Gefäng« 
nißftrafe bis zu 3 Monaten bejtraft, ſofern nicht 
nad dem Strafgeſetzbuche eine härtere Strafe 
eintritt. $& 18. Die Vorjchriften dieſes Geſetzes 
treten mit dem 1. April 1875 in Kraft. — Die 
einzelnen Bundesftaaten werben die zur Aus— 
führung erforderlichen Beftimmungen treffen. — 
Die in den einzelnen Bundesstaaten bejtehenden 
Beſtimmungen über Bwangsimpfungen bei dem 
Ausbruch einer Boden » Epidemie werden durch 
diefes Geſetz nicht berührt.') 


osemeinden, in deren Bezirk öffentlihe Jmpitermine ($ 6] 


1) Bufolge Geſetzes vom 12. April 1875 83, finden die Bes 
flimmungen in den $$ ı u. 2 diejes Geſe f. bie Noten zu 
$ 6 Abj. ı u. 2) auch Anwendung auf die dem Ausbruch 
einer Podenepidemie angeordneten Zwangsimpfungen. 


— 
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2. Impfung der Schafpoden. 


©. unter Biehjeuhen, Gef. vom 25. Juni 
1875 $8$ 21, 33—41, 73 Nr. 4. 

Indigenat, j. Reihsverfafjung, Urt. 3 
und Staatsangehörigfeit, 

—— — 

J. Ausſtellung von ſolchen. 
1. Geſetz vom 17. Juni 1833.) 

F 1. Papiere, wodurch die Zahlung einer be» 
ftimmten Geldfumme an jeden Inhaber ver- 
ſprochen wird, dürfen von Niemand ausgeftellt 
und in Umlauf gejett werden, der dazu nicht 
Unjere Genehmigung erhalten hat.?) — Ausge— 
nommen von dieſer Beſtimmung bleiben jedod) 
die auf jeden Briefinhaber geftellten Wechſel der- 
jenigen ®erjonen, melde faufmänniiche Rechte 
haben. $ 2. Die Genehmigung zur Ausitellung 
jolher Papiere foll Hinfüro nur auf den Antrag 
der Minifter für den Handel u. für die Finan— 
zen durd ein landesherrliches Privilegium er- 
theilt werden, welches die rechtlichen Wirfungen 
deffelben bejtimmen und jeinem ganzen Inhalte 
nad) durch die Geſetzſammlung?) bekannt gemacht 
werden muß. 8 3. Dergleihen an jeden In— 
haber zahlbare Papiere begründen gegen den 
Ausfteller ein Klagereht. $ 4. Die bisher ohne 
Iandesherrlihe Genchmigung ausgegebenen Pa— 
piere dieſer Art ift jever Inhaber gegen den 
Ausſteller einzuflagen befugt, ohne die Ueber- 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu bürfen. 
—* Wer künftig, dem Verbot des $ 1 entgegen, 
olhe Papiere außftellt u. in Umlauf jest, ver: 
fällt in eine dem fünften Theil des Betrages der- 
jelben gleiche Strafe, die jedoch in feinem Falle 
geringer al3 300 M jein darf. — Zugleich muß 
der Ausfteller von Amtswegen angehalten wer- 
den, die Einlöjung und Vernichtung der ausge— 
gebenen Papiere zu bewirken. 8 6. Dergleichen 
Papiere, welche ohne unſere unmittelbare Ge- 
nehmigung vor ber Publication dieſes Gejetes 
audgejtellt worden, dürfen, nachdem fie an den 
Ausjteller zurüdgelehrt find, von denſelben bei 
gleicher Strafe nicht wieder ausgegeben werden. 


2. Reichsgeſetz, betreffend die Inhaber: 
Bapiere mit Prämien, vom 8. Juni 1871, 
$ 1. Auf den Inhaber lautende Schuldver- 
Ihreibungen, in welden allen Gläubigern oder 
1) ©. Berordnung d. 17. Sept. 1867: Wirt. 1. Das 
Geſetz wegen Ausftellung von Papieren, melde eine Zahlungs: 
verpflihtung an jeden Inhaber enthalten, vom 17. Juni 1833 
tritt in den durch die Gejene vom 20. Sept. und 24. Dec. 
1866 mit der preuß. Monardie vereinigten Yandestbeilen, je- 
boch mit folgenden Abänderungen in Wirfjamfeit: & 1. An 
die Stelle des zweiten Satzes im $ 1 des Geſetzes tritt mad: 
fiebende Vorſchrift: Ausgenommen von diefer Beſtimmung 
bleiben jedoch Diejenigen Zablungsanmweilungen, welche im Ge: 
biete der vormals freien Stadt Frankfurt mit einer höchſtens 
wöchentlichen Gelturgsfrift auf jeden Inhaber ausgeitcktt 
werben. $ 2. Der & 6 bes Gefeges fällt weg. Art. 2. Auf 
diejenigen Papiere, welche vor der Publication dieſer Berord⸗ 
nung ausgegeben worden find, finden die 65 1, 2,9 u. 5 des 
Bejeges feine Anwendung. Ingleichen werden diejenigen Rechte 
zur Ausflellung von Papieren der im $ 1 bes @eferes bezeich: 
neten Art, toeldye bereiis vor der Publication dieier Verord⸗ 
nung ſtaatlich verliehen waren, durch die legtere nicht berührt. 
2) Bezüglich der Ausgabe von Ynbaberpapieren mit Brämien 
j. das hiernächſt ahgedrudte Geſetz vom 8. Juni 1871. 
3) zent durch die Amtöblätter; j. Gejeg vom 10. April 
1872 Ar. 9, 





Andigenat — Inhaberpapiere. 


einem Theile berjelben außer ber Zahlung der 
verjchriebenen Geldfumme eine Brämie dergeſtalt 
zugefichert wird, daß durch Auslooſung od. durch 
eine andere auf den Zufall geitellte Art der Er- 
mittelung zu prämiirenden Schuldverfchreibungen 
und die Höhe der ihnen zufallenden Prämie bes 
ftimmt werden jollen (Inhaberpapiere mit Prä- 
mien) dürfen innerhalb des Deutichen Reiches 
nur auf Grund eined Reichsgeſetzes u. nur zum 
wede ber Anleihe eines Bundesitaates oder des 
Reiches ausgegeben werden. $ 2. Inhaberpapiere 
mit Prämien, welche nad) Berfündigung des ge 
genwärtigen Geſetzes, der Beitimmung im 81 
zumwider, im Inlande aufgegeben jein möchten, 
ingleihen Inhaberpapiere mit Prämien, welche 
nah dem 30. April 1871 im Auslande ausge 
geben find, dürfen weder weiter gegeben, nod) 
an den Boͤrſen, nod an anderen zum Berfehr 
mit Werthpapieren bejtimmten Verſammlungs— 
orten zum Gegenftande eines Geſchäfts od. einer 
Gejchäftsvermittelung gemadt werden. $3. Das- 
jelbe gilt vom 15. Juli 1871 ab von ausländi« 
ſchen ————— mit Brämien, deren Aus⸗ 
gabe vor dem 1. Mai 1871 erfolgt ift, fofern 
diejelben nicht abgeitempelt find (8S 4, 5). $4. 
Die Schuldverfchreibungen, deren Abſtempelung 
erfolgen joll, müfjen fpäteftens am 15. Juli 1871 
zu diefem Zwecke eingereicht werden. — Für die 
Ubjtempelung ift eine Gebühr zu entrichten, welche 
für eine Schuldverjchreibung, deren Nominalbes 
trag den Werth von 300 M nicht überfteigt, 50 P, 
für eine Schuldverfhreibung der Nominalbetrag 
den Werth von 300 M überfteigt, 1 M beträgt. 
— Der Ertrag diefer Abjtempelungsgebühr fließt 
zur Reichskaſſe. $ Der Bundesrath wird bie 
zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderliche Ins 
Itruction erlaſſen u. in derjelben feitjegen, unter 
welchen Umſtänden ein gutgläubiger Inhaber, 
der aus entihuldbaren Gründen die Einreichungs«- 
frift verjäumt hat, noch nachträglich Abftempel- 
ung jeiner Schuldverjchreibungen erlangen kann. 
Der Bundesrath wird ferner zur Berechnung der 
Stempelabgabe den Thalerwerth der fremden Ba- 
luten feititellen, auch die Behörden beftinnmen, 
bei welden die Einreihung zur Abſtempelung 
($ 4) zu erfolgen hat. 86. Wer den Beftimme« 
ungen der $$ 1, 2 oder 3 zuwiderhanbelt, vers 
fällt in eine Geldftrafe, welche dem fünften Theile 
des Nennwerthed der den Gegenitand der Zur 
widerhandlung bildenden Papiere ae 
mindejtend aber 300 M betragen fol. — Mit 
Gelditrafe bis zu 300 M oder Gefängniß bis zu 
3 Monaten wird beftraft, wer ein im $ 2 oder 
$ 3 bezeichnetes Inhaberpapier mit Brämie öffent« 
lid anfündigt, ausbietet oder empfiehlt, oder zur 
Beitjtellung eines Kurswerthes notirt. 


U. Uußercoursfegung 
und Wiederincoursjetung. 

1. Geſetz über das Wiederincoursfegen 
der unter Öffentlicher Autorität aufjeden 
Inhaber audgefertigten Papiere, 
bom 4. Mai 1843. 
$1. Hat eine öffentliche Behörde ein unter 
öffentlicher Autorität auf jeden Inhaber ausge» 
fertigtes Papier für fi außer Cours geſetzt, fo 


— — — 


Inhaberpapiere. 
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kann daſſelbe ſowol von ihr ſelbſt, als auch von, den Gerichtsbehörden die freiwillige Gerichtäbar- 
der ihr vorgejegten Behörde wieder in Cours ge⸗ keit nicht übertragen ift, fteht die Befugniß zum 


fegt werden. & 2. Sit eine Pie 
an bie Stelle einer anderen getreten, jo 


Behörde | Wiederincoursjepen den Eivilgerichten erfter In— 
fann fielftang, und zwar, wo Gerichte mit verſchiedener 


bie von diejer außer Cours gejegten Papiere wie- Competenz beftehen, den für die Enticheidung 


ber in Cours fegen. $ 3. Außer den fällen ber 
88 ı und 2 findet bad Wiederincoursjegen nur 
durch einen gerichtlichen Vermerk ftatt, nad) vor- 
gängiger Prüfung ber Legitimation Defjen, wel- 
her die Aufhebungder Außercoursjegung verlangt. 
— Am Bezirke des Uppellationdgerichtähofes zu 
Köln ſoll die Befugniß zum Wiederincoursjegen 
den Friedensrichtern —55 — — In Beziehung 
auf die Befugniß der Inſtitute zum Wiederin- 
coursjegen der von ihnen ausgefertigten Papiere 
verbleibt es bei den beftehenden Borjchriften. 
8 4. Der Wiederincoursfegungs-Vermerf muß, 
wenn eine Behörde, ein Gericht od. ein Inſtitut 
den eigenen Vermerk aufhebt, die Worte: „Wie 
ber in Cours geſetzt“ enthalten. — Hebt eine Be 
hörde den ergangen einer an- 
deren Behörde, an deren Stelle fie getreten ift, 
wieder auf ($ 2), jo hat fie bei ihrer Unterfchrift 
zu bemerten, daß fie an deren Stelle getreten iſt. 
— Soll der Vermerk einer Privatperjon aufge: 
hoben werben, fo ift dies durd) die Worte: „Wie- 
der in Cours gefeßt dur N. N.” auszubrüden. 
— un. dies für einen Anderen ald Denje- 
nigen, welcher dad Papier außer Cours gejept 
hat, jo ift deſſen Legitimation in dem Bermerfe 
— jedoch ohne umftändlihe Anführungen oder 
Bezugnahmen — anzubeuten, z. B. „Wieder in 
Eours gejett von den Erben des N.N."— Außer— 
dem iſt in allen Fällen das volljtändige Datum, 
die Unterjchrift u. das in ſchwarzer Farbe aus- 
zubrücende Siegel der Behörde (8 1 u. 2) des 
Gerichts oder Inſtituts ($ 8) dem Vermerle bei- 
zufügen. 

2. Berorbnnung (für die neuen Provinzen) 

vom 16. Auguft 1867. 
8 1. Papiere auf Inhaber find außer Cours 


von Gtreitigfeiten über geringere Werthobjecte 
beitellten Gerichten zu. $ 5. Vermerke der im 
$ 1 unter Nr. 2 bejchriebenen Art können nur 
durch dasjenige Inſtitut, welches fie gemacht hat, 
nad den dafür bejtehenden Rorichriften wieder 
aufgehoben werden. $ 6. Der Wiederincoursieg- 
ung3-Bermerf muß, wenn eine Behörde, ein Ge— 
richt oder ein Inſtitut den eigenen Vermerk auf- 
hebt, die Worte: „Wieder in Cours geſetzt“ ent- 
halten. Hebt eine Behörde den Außercoursſetz- 
ung3-Bermerf einer anderen Behörde, au deren 
Stelle fie getreten ift, wieder auf ($ 3), jo hat 
fie bei ihrer Unterfchrift zu bemerken, daß fie an 
deren Stelle getreten if. — Soll der Vermerk 
einer PBrivatperfon aufgehoben werden, jo ift dies 
durch die Worte: „Wieder in Cours gejet durch 
N. N.“ auszudrücken. Geſchieht died für einen 
Underen ald Denjenigen, welder das Papier 
außer Cours gefegt hat, fo ift defjen Legitimation 
in dem Bermerfe — jedoch ohne umftändliche 
Anführungen oder Bezugnahmen — anjudeuten, 
3. B.: „Wieder in Cours geſetzt von den Erben 
des N. N." — Außerdem ift in allen Fällen das 
vollftändige Datum, die Unterjchrift und das im 
ihwarzer Farbe auszudrüdende Siegel der Be- 
hörbe ($S$ 2 u. 3), des Gerichtd ($ 4) oder In—⸗ 
ſtituts (5 5) dem Vermerke beizufügen. $ 7. 
Bermerfe, wodurd auf jeden —— lautende, 
unter öffentlicher Autorität ausgeſertigte Papiere 
von Privatperfonen bisher außer Cours gejeht 
worden find od. künftig außer Cours geſetzt wer- 
den, jollen für das Inſtitut, welchem die Binjen- 
zahlung oder planmäßige Tilgung obliegt, feine 
bindende Kraft haben. $ 8. Wird ber Berluft 
eines außer Cours gefegten Papiere von Dem- 
jenigen, zu dejjen Vortheil dafjelbe außer Cours 


gelegt: 1) wenn der Inhaber jein Recht darangejegt worden, dem Inſtitute angezeigt und ent 


auf eine in die Augen fallende Urt auf der Ur-|hält diefe Anzeige aufer der 


ezeichnung des 


kunde jelbjt vermerkt hat, ingleichen 2) wenn aufl Papiers nad) Buchftaben, Nummer und Geldbe- 


den unter öffentliher Autorität —— 
Papieren dieſer Art durch einen den Regeln des 
betreffenden Inſtituts gemäßen Vermerk erklärt 
ift, daß fie nicht mehr an jeden Inhaber zahlbar 
fein follen. — Die Urt. 306 u. 307 des Handels» 
geſetzbuchs finden bei Papieren auf Inhaber, jo 
lange diejelben außer Cours gejeßt find, feine 
Anwendung. $ 2. Hat eine öffentliche Behörde 


trag zugleich den Inhalt des Vermerkes, jo joll 
das Inkitut das Papier, wenn ed von einem 
ipäteren Inhaber vorgelegt wird, anhalten und 
den Anzeigenden hiervon benachrichtigen, welchem 
die weitere —— ſeines Rechtes gegen den 
Präſentanten überlaſſen bleibt. — Das yo 
ift befugt, da8 Papier zum gerichtlichen Depojir 
tum abzugeben. 9. Ebenſo foll auch das— 


ein Papier auf Inhaber für ſich außer Cours ge-|jenige Papier (ſei es mit oder ohne Vermerk) 


ſetzt, ſo kann daſſelbe ee von ihr jelbit ala 
auch von der ihr vorgejegten Behörde wieder in 
Cours gejegt werben. 3. Sit eine öffentliche 
Behörde an die Stelle einer anderen getreten, jo 
kann fie die von diejer außer Cours gefehten Pa- 
piere wieder in Cours ſetzen. $ 4. Außer den 
Fällen der SS 2 u. 3 findet dad Wiederincourd- 
jegen nur duch einen gerichtlicgen Vermerk ftatt, 
nad) vorgängiger Prüfung der Legitimation Dej- 
fen, welcher die Aufhehung der Außercoursſetzung 
verlangt. — Zuftändig iſt jedes Gericht, welches 
ur Ausübung der Feeitpifligen Gerichtsbarkeit 

rufen iſt. Km denjenigen Landestheilen, wo 


angehalten werden, worauf ein Gericht aus ir» 
gend einem Grunde bei dem Inſtitut Beſchlag 
gelegt hat. In diefem Falle gejchieht die Be— 
nachrichtigung und Ablieferung an das Beſchlag 
Iegende Gericht. F10. An den in den einzelnen 
Landestgeilen beitehenden Borjchriften über die 
Pilichten, welche die Inftitute jchon wegen der 
bloßen Anzeige des Verluſtes eined Papiers, ohne 
NRüdfiht auf einen in demfelben angebradıten 
Vermerk, zu beobachten haben, wird durch die 
Vorſchriften der 55 8 und 9 nichts geändert. 
8 11. Bei Papieren, zu welchen bejondere Zind- 
coupons angefertigt werden, wird ſelbſt durch die 
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mit einer für dad Inſtitut bindenden Kraft er 
folgte Außercourdfegung die Zahlung der Binjen 
auf die bereit? ausgegebenen Coupons nicht ge- 
hindert; die Ausreihung neuer Coupons aber 
unterbleibt, jobald eine Anzeige des Berluftes 
oder eine Beihlagnahme arten iſt. $ 12. 


Bei Papieren, zu welchen feine Coupons, fon-|dem in ber 


dern abgefonderte Binjenrecognitionen, Binien- 
jcheine oder dergl. ausgefertigt werden, müſſen 
dieſe Necognitionen od. Scheine zc. in dem Fall 


Injurien — Invalidenfonds. 


od. doch nicht gehörig wieder in Cours gefetten 
Papierd angetragen, jo ijt das Smftitut ver 
pflichtet, beim Erlaß der Belanntmadung ($ 16) 
diefer Behörde, jobald diefelbe aus dem Außer- 
coursſetzungs⸗Vermerke noch erkennbar ift, davon 
Nachricht zu geben. $ 18. Meldet fi bis zu 
öffentlichen Belanntmadung bezeich« 

neten Tage Niemand mit einem Anfpruche, jo 
ur bad Inſtitut das Papier zu caffiren u. dem 
ntragiteller ftatt defjelben ein neues coursfähiges 


der $$ 8 und 9 von dem Inſtitut angehalten] Papier gegen Erlegung der Ansfertigungsfoiten 


werden, ebenjo, wie dies mit den Papieren jelbit 
geichehen müßte, zu denen fie gehören. Bis zur 
Unzeige od. Beſchlagnahme aber erfolgt die Bahl- 
ung der Binfen an jeden Präfentanten. $ 18. 
Bei Papieren, wozu weder Coupons ($ 11), nod) 
Binjenrecognitionen (6 12) ausgefertigt werben, 
erfolgt die Zinjenzahlung an jeden Präfentanten, 
jo lange nicht eine Anzeige des Verluſtes oder 
eine Beihlagnahme ftattgefunden hat. $ 14. 


Jeder Beliger eined unter öffentlicher Autorität | jch 


auf jeden Inhaber ausgefertigten Papiers, wel- 
ches entweder: a) durd Vermerk einer Behörde 
oder einer Privatperjon außer Cours gejept od. 
b) durch Vermerke anderer Urt oder durd) Be 
fledung oder Beſchädigung zum ferneren Umlauf 
unbrauchbar geworden iſt, fann ni bie Um— 
ſchreibung des Papiers in ein couröfähiges bei 
demjenigen Inſtitute antragen, welchem die Zahl- 
ung der Zinjen oder die — Tilgung 
olcher Papiere obliegt. $ 15. Hat der Antrag- 
Kane ſich nach dem Ermeſſen des Inſtituts als 
der rechtmäßige Beſitzer des umzuſchreibenden Pa— 


($ 15), ſowie der durch die Bekanntmachung ent⸗ 
ſtandenen Schreib⸗ und Inſertionsgebühren aus 
zuhändigen. F 19. Iſt dagegen bei dem Inſti— 
tute entweder vor dem Erlaſſe der Bekanntmach- 
ung oder bid zum Ablaufe de3 darin bezeichnes 
ten Tages von Geiten einer Behörde oder einer 
Privatperjon die Anzeige gemad)t, daß das Pa- 
pier ihr verloren gegangen fei, od. ihr ein An« 
recht darauf zuftehe, jo hat das Inſtitut die Um— 
reibung zu verweigern und die Betheiligten 
zum ——— zu verweiſen. — Das einge— 
reichte Papier iſt anzuhalten und kann zum ge— 
richtlichen Depoſitum abgegeben werden. 
njurien, ſ. Beleidigung. 
nnungen, N. Gewerbeordnung 8$ 81ff. 
nvaliden, j. Militärperjonen. 
nualidenfonds de3 deutichen Reiches. 
Reihögejeg, betreffend die Gründung 
und Verwaltung des Reichs-Invaliden— 
fonds, vom 23. Mai 1873. 
$ 1. Um bie Beftreitung derjenigen Ausgaben 
fiher zu ftellen, welche dem Reiche infolge des 


ierd ausgewieſen, jo wird dafjelbe caſſirt u. ihm] Krieges von 1870/71 nad) dem Geſetze, betreffend 
a 2 


an deſſen Stelle gegen Entridhtung der Ausfer- 
tigungsfoften eın neues coursfähiges Papier aus- 
gchändigt. $ 16. Hält das Inſtitut den recht 
mäßigen Beliger nicht für nachgewieſen, jo Hat 
dafjelbe eine öffentliche Belanntmadhung zu er- 
laſſen. Dieje muß enthalten: a) den Antrag auf 
bie Umjchreibung und den Namen und Wohnſitz 
bes Untragjiellerd; b) die Bezeichnung des ums 
zujchreibenden Papiers nad) feinem Betrage, feiner 
Kummer u. den fonftigen Unterjcheidungszeichen, 
welche daſſelbe bei der Ausfertigung erhalten 
at; c) die Angabe der etwa darauf befindlichen 

ußercoursjegungsd-VBermerfe oder der jonjtigen 
Vermerke, Fleche oder Beihädigungen, wodurch 
dad Papier zum Umlauf unbrauchbar geworden 
ift; d) die Aufforderung: „daß Feder, der an 
dieſem Papier irgend ein Unrecht zu haben ver» 
meine, dafjelbe bei dem Inſtitut innerhalb der 
nächſten 6 Monate und ſpäteſtens an einem ge 
nau zu bezeichnenden Tage fchriftlich anzuzeigen 
habe, widrigenfall3 die Caſſation des Papiers 
erfolgen und der Antragiteller ein neues courd- 
fähiges erhalten werde.“ — Die Belanntmadung 
it dreimal, in Zwijchenräumen von 2 Monaten, 
in dad Amtsblatt des Bezirks, in welchem das 
Inſtitut feinen Sig hat, einzurüden. — Wud) 
können die Inſtitute, wenn fie e8 für angemefjen 
erachten, die Bekanntmachung in die Umtsblätter 
oder Zeitungen des Ortes, wo der NAntragiteller 
wohnt, einrüden laſſen. $ 17. Wird auf die 
Umjchreibung eine von einer Behörde außer 
Cours gejegten od. von derjelben überhaupt nid)t 


die PBenfionirung und Berjorgung der Militär« 
perjonen bed Neichöheered und der Raijerlichen 
Marine, jowie die Bewilligungen für die Hinter- 
bliebenen folder PBerjonen, vom 27. Juni 1871, 
vom 1. Januar 1873 an zur Laft fallen, wird 
eine Capitalſumme von 561,000,000 M bejtimmt, 
welche aus dem durch Art. VI des Geſetzes, be- 
treffend die franzöfiihe Kriegstoften-Entjchädig« 
ung, vom 8. Juli 1872, einjtweilen rejerpirten 
Theile der von Frankreich zu zahlenden Kriegs— 
a zu entnehmen und unter 
dem Namen „Heich3-Fnvalidenfonds“ nach den 
folgenden Vorſchriften zu verwalten ift. 8 2, 
Die dem Reichs-Invalidenfonds übermwiejenen 
Gelder find zinsbar anzulegen. — Ihre Anlcg- 
ung bat, vorbehaltlich) der Beftimmungen in $3, 
nur zu erfolgen in verzinslichen Schuldverjchreib- 
ungen, welde a. auf den Inhaber lauten, oder 
auf den Inhaber jederzeit umgejchrieben werden 
fünnen und jeitens des Gläubiger unfündbar 
jind, und b. einer der nachftehend verzeichneten 
Gattungen angehören: 1) mit gejeslicher Er» 
mächtigung ausgeftellte Schuldverjchreibungen de 
Reiches oder eines deutſchen Bundesjtaates; 2) 
Schuldverjchreibungen, deren BVerzinfung vom 
Reich oder von einem Bundesſtaat geſetzlich 
garantirt ift; 3)» Nentenbriefe der zur Vermittel« 
ung der Ablöjung von Renten in Deutichland 
beitehenden Rentenbanken; 4) Sculdverjchreib> 
ungen deutſcher communaler Eorporationen (Pros 
binzen, Kreiſe, Gemeinden 2c.), welche einer regel« 
mäßigen Amortijation unterliegen. — Eine Ber- 


Invalidenfonds. 


äußerun 
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ber foldergeftalt erworbenen Schuld- Commilfion. Die durch die Einziehung von 


verjchreibungen ift nur in den Durch diefes Geſetz Wechſel und Darlehnsforderungen, ſowie durch 


beftimmten 


ällen (ß5 8 und 9) zuläſſig. Der die Veräußerung von Schuldverſchreibungen bis 


Umtaufch Heinerer Stüde gegen größere derſelben zur Ermwerbung von anderen Schuldverfchreib- 


Gattung und in bemjelben Gejammtbeirag — 
oder umgelehrt, welcher bei dem Schuldner er- 
folgt, wird durch dieſe Beſtimmung nicht aus— 
geſchloſſen. $ 3. Für die Zeit bis zum 1. Juli 
1876 kann die Anlage auch erfolgen in Schuld» 
verfchreibungen anderer Staaten, in Schatzan— 
weiſungen des Reiches oder eines Bundesitaates, 
in Gewährung von Lombard » Darlehen auf 
Effecten, welche nach ben Borjchriften diejes Ge- 
feed zur endgiltigen oder vorläufigen Anlegung 
geeignet find (Eß 2 und 3), in inländifchen ober 
auf Gold Tautenden ausländifchen Wechſeln erften 
Ranges oder in Priorität3-Obligationen deutſcher 
Eijenbahngejellihaften. — Schulöverjchreibungen 
diejer Art können außer in den 85 8 und 9 er- 
wähnten Fällen aud im Intereſſe der Erwerbung 
von anderen uldverjchreibungen veräußert 
werden. $ 4. Die für den Reichs-Invaliden 
fonds erworbenen Schuldverſchreibungen, ſowie 
alle demjelben zulommenden Werthpapiere find 


ungen verfügbar werdenden Geldbejtände find 
bei einem oder mehreren jener Bankhäuſer an- 
zulegen; fie dürfen mit Ausnahme der Fälle, 
mwelde in $ 7 und in dem salubiap des $ 8 
vorgejehen find, weder zu den Reichskaſſen noch 
an die Verwaltung bes Reichs-Invalidenfonds 
abgeführt werden. — Die mit diefen Mitteln 
erworbenen Schuldverjchreibungen find von den 
hiermit beauftragten Bankhäuſern an die Ber- 
waltung des Reichs-Invalidenfonds abzuführen. 
— — und Aushändigungen, welche den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes zuwider erfolgen, ſind 
ungiltig und begründen keine Entlaſtung des 
Verpflichteten. $ 6. Die Zinseinnahmen des 
Reichs⸗ Invalidenſonds müffen für jedes Jahr 
veranfchlagt und auf den Reichshaushaltsetat 
gebracht werben (rt. 69 der Berfafjung). Cou— 
pons und PBindquittungen der dem Reichs- 
Invalidenſonds gehörenden Schuldverfchreibungen, 
welche im Baufe eined Jahres fällig werden, 


im Gewahrfam und unter gemeinfamen Berfchluß [können vom 1. November ded vorhergehenden 
der Verwaltung des Reichs-Invalidenſonds und|Fahred® ab aus dem —— ($ 4) ent- 


der Reihsichulden-Commilfion zu halten. Außer 
um med der nad) Maßgabe dieſes Geſetzes zu- 
äffigen Veräußerungen oder Umtaujhe ($ 2) 
dürfen Schuldverjchreibungen aus dem Gewahr- 
fam nicht früher ald drei Monate vor Eintritt 
ber igfeit entnommen werden. Wechſel und 
- ombard » Darlehne gegebene Sicherheiten 
Önnen auch im Gewahrjam der Banfhäufer 
bleiben, mit welchen der Invalidenfonds in Ge- 
ſchäftsverbindung fteht ($ 5). — Schuldver— 
jchreibungen, welche auf den Inhaber lauten und 
den Erforderniffen in $ 2 entiprechen, find fpä- 
teitens bis zum 1. Juli 1976 unter Mitwirkung 
ber Reichsſchulden » Commiffion außer Cours zu 
feten. Die Wiederincoursjegung ift nur zum 
med einer gejeplich zuläffigen Veräußerung ge- 
tattet und fann in redtögiltiger Form nur 
unter Mitwirkung der Reichatgulden-Lommiffion 
erfolgen. Dafielbe gilt von dem Untrage auf 
Umſchreibung hinjichtlich der auf Namen lauten- 
den ildverſchreibungen. Die außer Cours 
eſetzten Schuldverſchreibungen gelten nicht als 
nhaberpapiere, bis fie wieder in Cours geſetzt 
db. — Die Form, in welder die Mitwirkung 
der Reichsſchulden-Commiſſion auf den betreffen. 
den Schuldverichreibungen zu veriautbaren ift, wird 
durch die Geichäftsinftruction ($ 11) feſtgeſtellt. 
5. Die Einziehung von Wechjel- und Dar- 
bnöforderungen, fowie die Veräußerung von 
Schulverſchreibungen für Rechnung des Invaliden— 
E. geſchieht durch Bermitielung den; 
anfhäufer. In gleiher Weiſe geichieht vie 
Ermwerbung, foweit es ſich nicht um directe 
Uebernahme der Schuldverjdhreibungen von ben 
eriten Darlehnsnehmern handelt. — Der Reichs— 
Ronzler bezeichnet im Einvernehmen mit dem 
u diejenigen Banfhäufer, deren Ber- 
mittelung in Anſpruch zu nehmen ift, und bringt 
biefelben zur Kenntnis ber Berisaltung des 
Reihd-Fnvalidenfonds und der Reichsſchulden⸗ 


nommen werden. Diejelben find von der Ber: 
ey | bed Reichd-Jnvalidenfonds vor Eintritt 
des Fälligkeitstermins an die Reichs-Hauptkaſſe 
abzuführen. Ebendahin find auch bie bei den 
Bankhäuſern erwachjenen Binfen ($ 5) von den- 
jelben abzuführen. Aus den der Reiche» 
Hauptlaffe durch Einziehung der Binfen er- 
wachjenden Einnahmen find jowol die nad $ 1 
auf die Mittel des Reidys-Invalidenfonds ange: 
wiejenen Ausgaben als auch diejenigen Koften 
zu beftreiten, welche nad Maßgabe des Reichs— 
haushalt3:Etatd theild durch die Errichtung und 
Geſchäftsführung der Verwaltung des Neichs- 
Invalidenfonds entjtchen, theils den Contingents— 
verwaltungen für dad Reichsheer durch die Verr 
waltung der auf die Mittel des ReichsInval den— 
fonds angeiwiejenen Penfionen, Penſionszuſchüſſe 
und Bewilligungen noch bejonder® erwadjen. 
Sofern zur Beltreitung diefer Ausgaben bie 
Bingeinnahmen nicht ausreichen, ift im Reichs— 
haushaltsetat derjenige Betrag in Einnahme vor» 
zufehen, welcher zur Ergänzung ber Binsein- 
nahmen im Laufe des Jahres aus Capital- 
beftänden des Neihs-Fnvalidenfonds flüſſig ger 
macht werden darf. Binfenüberfchüffe wächſen 
unter feinen Umftänden dem Reichs⸗Invaliden— 
fonds zu, jondern find in die Reichslaſſe abzu— 
führen und in die Einnahmen de3 Reichshaus— 
haltsetat3 einzuſtellen. $ 8. Bis zur Erreid- 
ung des im Etat an Einnahmen aus der Flüffig- 
madhung von. Eapitalbeftänden bes Reichs-In— 
vatidenfonds vorgejehenen Betrages find auf 
Erfordern des Reichslanzlers von der Verwaltung 
des Reichs⸗Invalidenſonds der Neichd-Hauptlafie 
Forderungen, welche im Laufe des Nahres fällig 
werben, zur Einziehung zu überweijen. Bleibt 
der Ertrag hinter der im Reichhaushalts-Etat 
vorgejehenen Summe zurüd, jo ift auf Erfordern 
des Neichslanzlerd bis zur Erfüllung der etatö- 
mäßigen Summe eine entſprechende Bahl von 
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Schuldverſchreibungen wieder in Cours zu jegen Vorſi 
8 9. Ueberſchreitet des 


und zu veräußern ($ 5). 
ber Betrag der im Laufe des Jahres fällig 
werdenden Forderungen den im Reichshaushalts— 
Etat zur Flüffigmahung von Gapitalbeitänden 
—— Betrag, ſo wird der Ueberſchuß 
ur Einziehung einem Bankhauſe überwieſen und 
And die hieraus flüffig werdenden Mittel zur 
Ermwerbung neuer Schuldverichreibungen nad) den 
Anmweifungen ber Bermwaltung bed Reichs-In— 
validenfonds in Gemäßheit des $ 2 zu verwenden. 
Die für den Reichs - Jnvalidenfonds neu er- 
worbenen Schuldverſchreibungen find von dem 
mit der Ermwerbung beauftragten Bankhauſe an 
bie Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds ab- 
zuführen und ift alsdann mit denfelben in Ge— 
mäfheit ded 8 4 zu verfahren. $& 10. Die 
vollitändige Anlegung des Reichs-Invalidenfonds 
nad Mafjgabe ber $$ 2 und 3 hat bis ı. Juli 
1875 zu hen Bis diefelbe erfolgt iſt, wer- 
den die Mittel zu den, aus demjelben zu be- 
fireitenden, durch die Einnahmen an Zinſen nicht 
ededten Ausgaben aus dem im $ 1 erwähnten 

heil der von Frankreich zu zahlenden Kriegs— 
entihädigung entnommen. Die joldergeftalt 
entnommenen Beträge werden an ber, dem 
Heich3-Invalidenfonds nach $ 1 zu überweijen- 
den Summe von 561,000,000 M infoweit ge- 
kürzt, als fie, wenn die vollftändige Anlegung 
des Fonds, und zwar zu einem Zinsſatze von 
4 p&t. erfolgt wäre, aus dem ——— 
deſſelben zu entnehmen geweſen ſein würden. 
Die bereits eingekauften Effecten werden dem 
Invalidenfonds zu ihrem Einkaufspreiſe auaüg- 
lich der Erwerbungstoften zugeführt. $ 11. Die 
den Namen „Verwaltung des Reidyd-Invaliden- 
fonds“ führende Behörde ift von der allgemeinen 
Sinanzverwaltung abgejondert umd felbjtändig, 
unterliegt jedocd der oberen Leitung des Reichs- 
fanzler® infoweit, ald dies mit der ihrnadh$ 12 
diejes Geſetzes beigelegten Unabhängigkeit ver- 
einbar ift. Dieſelbe ift unter die fortlaufende 
Aufficht der Reichsſchulden-Commiſſion geftellt 
($ 13), Die Verwaltung des Reichs-Invaliden— 
fonds hat ihren Sitz in Berlin und befteht aus 
einem Borfigenden und drei Mitgliedern. Der 
VBorjigende wird vom Kaiſer auf Lebenszeit er- 
nanıt. Die Mitglider werden vom Bundesrath 
jedesmal auf drei Jahre gewählt. Nebenäniter 
oder mit Remunerationen verbundene Neben- 
beſchäftigungen dürfen dem Vorſitzenden weder 
übertragen nod von ihm übernommen werben. — 
Dem Borfigenden liegt die Disciplin über das 
Burcauperjonal und deſſen Ernennung ob. 
Außerdem aber haben die Mitglieder mit ihm 
nleiche Befugniffe und gleiche Berantwortlichkeit. 
Die Beichlüffe werben nad) Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit enticheidet die 
Stimme ded Borjigenden. Die Gejchäftsinftruc- 
tion für die Verwaltung des Reichs-Invaliden— 
fonds erläßt der Neichdfanzler im Einvernehmen 
mit dem Bundesrathe, Dieſelbe ijt durch das 
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be und die Mitglieder der Verwaltung 
eich3-Invalidenfonds find für die gefeß- 
mäßige Anlage, Berrehnung und Verwaltung 
des Reichs⸗Invalidenfonds unbedingt verant- 
mwortlih und haben vor Antritt ihres Amtes in 
ÖffentlicherSigung des Reichs ⸗Oberhandelsgerichts 
einen bejonderen Eid dahin zu leiſten, daß ſie 
ih von Erfüllung diefer ihnen mit eigener Ber- 
antwortlichfeit obliegenden Pflichten durch feine 
Anmeifungen oder Berordnungen irgend einer 
Urt abhalten lafjen wollen. $ 13. Die Reich 
ihulden-Gommijjion übt die fortlaufende Eontrole 
über alle der Verwaltung des Reichs⸗-Invaliden⸗ 
fonds unter eigener Verantwortlichkeit über 
tragenen Geſchäfte ($ 11). Sie ift befugt, ſich 
jederzeit Ueberzeugung davon zu — in 
welcher Weiſe die Capitalmittel des Reichs— 
Invalidenfonds zinsbar belegt ſind. Insbe— 
jondere erhält die Commiſſion von der Ber, 
waltung Monatd- und Jahresüberjichten über 
Ein- und Ausgang von Werthpapieren, ſowie 
über die Beſtände an-denjelben und kann aud), 
jo oft fie es für angemefjen erachtet, dieje Bes 
ftände einer Revijion unterwerfen. Dieje Res 
vilion muß minbeftens einmal jährlich ftattfinden. 
Die Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds ift 
verpflichtet, der Reichsſchulden⸗Commiſſion jede 
von derjelben in Beziehung auf die Gejchäfts- 
lage oder Geichäftsführung dieſes Fonds ver 
langte Aufflärung und Auskunft zu ertheilen, 
beögleichen die von der Reihsfchulden-Commiffion 
ihr zugehenden Bemerlungen und Anſichten zum 
Gegenjtande einer Beichluhnahme zu machen. — 
Ohne Zuftimmung der Reichsſchulden-Commiſſion 
dürfen die Depot3 von Werthpapieren, welche 
dem Reich Fnvalidenfonds gehören, vom Gig 
der Verwaltung nicht entfernt werden. $ 14. 
Bei dem jährlichen regelmäßigen Zufammentritt 
des Reichstages erjtattet die Reichsſchulden- 
Commiſſion Bericht über ihre Thätigkeit, ſowie 
über die Ergebniſſe der unter ihre Aufſicht ge— 
ſtellten Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds 
in dem verſloſſenen Jahre. — Dieſem Bericht 
iſt eine Ueberſicht der zeitigen Activbeſtände des 
Reichs-Invalidenfonds und vom Jahre 1876 an 
mindeftend jebed dritte Jahr, aljo zuerſt im 
Jahre 1879, eine Bilanz beizufügen, in welder 
der zeitige Capitalwertd der dem Fonds ob» 
liegenden Verbindlichkeiten fpeciell angegeben fein 
muß. Die Ya pe der Berwaltung des 
Reichd-Invalidenfonds werden, nachdem fie von 
dem Rechnungshofe revidirt und feftgeftellt find, 
der Reichsſchülden-Commiſſion zugeftellt, welche 
diejelben zu prüfen und demnädft mit ihrem 
Bericht dem Bundesrath und Reichstag zur Ent« 
lajtung zu überreichen hat. Ueber die 
Verwendung ber nad Heimfall aller auf den 
Reichs⸗Invalidenfonds angewiejenen Penſionen, 
Penſionszuſchüſſe und Bewilligungen etwa ver— 
bleibenden oder der vor dieſer Zeit zur Sicher 
ftellung diejer Ausgaben fid) etwa als entbehr- 
lic erweifenden Activbeſtände wird durch Rei 


Reichsgeſetzblatt zu veröffentlichen.) $12, Der geſetz Beſtimmung getrofjen. 
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R Selehen mittels Bekanntmachung vom 11. Juni Vat-grrenanſtalten bedarf der Unternehmer einer 
‘ds 
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Irrthum in ftrafrechtliher Beziehung, fiehelalle jüdischen Grundbeſitzer zur Leiftung der auf 
GStrafgejegbud $ 48. ihren Grundftüden Haftenden kirchlichen Abgaben 
uben. verbunden. 
Gejet über die Berhältnifje der Juden,| [&emwerbebetrieb.)] $ 4. Die für den Ge 
vom 23. Juli 1847, werbebetrieb im Umherziehen in Betreff der in« 
Titel I. ländiihen Juden beitehenden Beſchränkungen 
Bürgerliche Berhältnifje ber Juden. werden aufgehoben. — Auch wird der Betrieb 
8 1. Unjeren jübdifchen Unterthanen follen,|der in den $$ 51, 52, 54 und 55 der Gemwerbe- 
foweit dieſes Gejeg nicht ein anderes beftimmt, | Ordnung vom 17. Januar 1845 genannten Ge- 
im ganzen Umfange Unferer Monarchie neben|mwerbe den Juden fortan freigegeben, in ſofern 
gleichen Pflichten auch gleiche bürgerliche Rechte |nicht mit denjelben die Ausübung einer polizeis 
mit Unferen chriftlichen Unterthanen zuftehen. > —* — SED —— 
allenFamilien⸗· Namen. 5. Die uben ind zur 
— > ob — Führung feſt beſtimmter und erblicher Familien⸗ 
5 — thums Kojen Namen verpflichtet. 
308 a [Führung der Handelsbücher ꝛc.)) 86. Bei 
[Bulafjung zu öffentlichen Aemtern.) 8 2. Zulührung ihrer Handelsbücher Haben ſich die 
einem unmittelbaren oder mittelbaren Staat3-|Yuben entweder ber deutjchen oder der fonitigen 
amte, ſowie zu einem Communalamte kann ein ſunter der Bevölkerung ihres Wohnortes üblichen 
Zude nur dann zugelaffen werden, wenn mit Landesſprache und deutſcher oder lateiniſcher 
einem ſolchen Amte die Ausübung einer richter- JSchriftzüge zu bedienen. Handelsbücher, in 
lichen, polizeilichen oder erecutiven Gewalt nicht welchen gegen dieſe Vorſchrift verftoßen ift, haben 
verbunden iſt. — Außerdem bleiben die Juden für den Juden feine Bemeiskraft. ei Ab⸗ 
allgemein von der Leitung und Beauffihtigung |jaffung von Verträgen und redtlichen Willend- 
chriſtlicher Cultus- und Unterrichtö-Angelegen- jerflärungen, wie bei allen vorkommenden fchrift- 
eiten ausgeſchloſſen. — An Univerfitäten fönnen [lichen Verhandlungen ift den Juden nur der 
an joweit die Statuten nicht entgegenſtehen, Gebrauch der deutjchen oder einer anderen leben- 
als en außerordentliche u. ordent-|den Spradhe und beuticher oder lateinischer 
liche Profeſſoren der mebicinifhen, mathematiichen, | Schriftzüge geitattet. Im Falle der Uebertrets 
er geographifchen u. jpradj-Jung der in diefem wie im $ 5 enthaltenen Bor« 
wiſſenſchaftlichen Lehrfächer zugelaffen werben. |ichriften trifft fie eine Gelditrafe von 150 M oder 
Bon allen übrigen Lehrfächern an Univerfitäten, ſechswöchentliches Gefängnip. 
forwie von dem akademiſchen Senate und vonden| [Beugeneid.] $ 7. gr Anjehung der Pflicht 
Aemtern eined Decans, Prorectors und Rectors|zur Ablegung eidliher Zeugniffe und der dieſen 
bleiben fie ausgeſchloſſen. — An Kunfte, Ger] Zeugnifjen beizulegenden Glaubwürdigkeit findet 
werbe⸗, — und Navigationsſchulen können ſowol in Civil- als Criminalſachen zwiſchen den 
Juden als Lehrer zugelaſſen werden. Außerdem ſJuden und Unſeren übrigen Unterthanen Fein 
bleibt die Anſtellung der Juden als Lehrer auf Unterſchied ſtatt. 
jüdiſche Unterrichtsanſtalten beſchränkt. [Geburts⸗, er und Sterbefälle.) 88 8 
[Ständifhe Rechte, Patronat 2c.:)] i 3. Stän-|bi8 212) $ 22. In den zum Bezirke des 
diſche Rechte können von Juden aud) ferner nicht |Appellationsgerichtöhofes zu Köln gehörigen 
ausgeübt werben. Soweit dieje Rechte mit dem Landestheilen bewendet es bei den über die Feſt— 
Befige eines Grundftüdes verbunden find, ruhen|ftellung der Geburten, Heiraten und Sterbefälle 
diejelben, jo lange dad Grundjtüd von einem |beftehenden Vorſchriften. 
Zuden befeflen wird. — Das Nämliche gilt vom| [Schuldverhältniffe und bejondere Abgaben.] 
Patronat und vor der Aufficht über das Kirchen |$ 23. Die über Die Schuldverhältniſſe einzelner 
vermögen. Beides wird von der Behörde (Ber-Ijüdiiher Eorporationen erlafjenen Vorſchriften 
ordnung vom 30. Auguſt 1816) ausgeübt. Die ſund bejonderen Anordnungen bleiben bis zur 
perjönlihe Ausübung der Gerichtsbarkeit und Tilgung diefer Schulden in Kraft. — Die an 
Bolizei ift den Juden nicht geftattet, fie Tönnen|die Staatskaſſe von den Juden als —— zu 
jedoch den Gerichtshalter und den Berwalter ſentrichtenden perſönlichen Abgaben u. a 
der Polizei bejtellen. — Der jüdiiche Befiger|werden ohne Entihädigung aufgehoben. ei 
bleibt zur Tragung der mit allen vorgedahten] ———— 
Rechten verbundenen Laften verpflichtet. — Wo] 1 ung. beutfihe andelsgeſetzbuch von 1861, Art. 32. 
da8 Patronat einer Gemeinde zujteht, Können] un is Perfonen * Et * 6. Febr. 
deren jũdiſche Mitglieder an der Uusübung ded- bäliniffeder Juden in dem preustiäen Staate 
ſelben — Mi |. je Be vom 11. Mr, id: 9 N in bie Stelle ber na — 
damit verbundenen Reallaſten von ihren Bes | Allg. Landre . 2, Zit. u einer voligiltigen Ehe 
figungen tragen. Wußerdem bleiben die am- | knenrunf: unier Den Rraubimmel und Bas eieriihe An, 
fäjfigen jüdiichen Mitglieder einer Stadt. oder]|feten des Ringes, und dem im & 138 verordneten Aufgebote 
Dorjgemeinde verpflidtet, die nach Maßgabe des iſt die Belonntnadhung in ber zeug: gleich zu ashten. 
Grumdbefiges zu entrichtenden Beiträge zur Er⸗ Paueu aus den in beim Mlgem Caudreht Ih. © Kit 1 
haltung der Kircheniyitene zu tragen; auch find ss 669—718 feftgefegten Urjahen autragen. 8 27. Yur Bes 
ründung der bürgerlihen Wirkungen einer gänglicyen Ehe— 
, ſcheidung unter den Juden ift das Erlenntniß des gehörigen 
1) ©. das Bundesgeſetz über die Gleichberechtigung der Con: ‚Richters binreihend und die Ausfertigung eines Scheidebriefes 
feffionen vom 3. Juli 1369. nicht nothieendig. 
Grotefend, Polizeis Lexilon. 45 
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—— Abgaben und Leiſtungen an Kämme- an die Staatsbehörde gelangen. Er hat über 


reien, 


rundherren, Imftitute 2c. behält es vor-jalle, die Synagogen-Gemeinden betreffenden An— 


läufig fein Bewenden; es werden jedoch weitere| gelegenheiten und über einzelne, zu ihr gehörige 


liege über beren Wufhebung und Ab» 
löfung vorbehalten. 
Abſchnitt IL, Beftimmungen für bad 
Großherzogthum Poſen. 
88 24—84.:) 
Titel IL 


itglieder der Staats- und Commumnalbehörden 
auf Erfordern pflihtmäßig und unter eigener 
Verantwortlichfeit Auskunft zu ertheilen. Der- 
felbe führt die Verwaltung der Angelegenheiten 
der Synagogen-Gemeinde, hat die Bejchlüffe der 
Repräjentanten ($ 47) zu veranfafjen und zur 
Ausführung zu bringen, auch die Synagogen» 


Eultus- u. Unterricht3-Angelegenheiten ber Juden. | Gemeinde überall gegen dritte Perſonen, insbe» 


Abſchnitt J. Beftimmungen für alle 
Zandestheile, mit Ausſchluß des Grof- 
herzogthums Poſen. 


[Bildung von Synagogen-Gemeinden (Juden-|der Verwaltungs-Beamten zu. 
Suben jolen nad; Maß-|jedod vor jeder Anjtelung die Repräjentanten 


fchaften).] $ 35. Die 


jondere in allen Rechtsgeſchäften, fie mögen die 
Erwerbung von Rechten oder die Eingehung von 
Berbindlichkeiten betreffen, zu vertreten. $ 45. 
Dem Vorſtande fteht die Wahl und Anitellung 
Derſelbe Hat 


gabe der Ortd- und erhalte über die Würdigfeit der anzuftellenden Berjonen 


dergeftalt in Synagogen-Gemeinden(Judenjichaften) 
vereinigt werben, daß alle innerhalb eines Syn— 


agogen » Bezirtd mohnende Juden einer jolden|jeg die 


Gemeinde angehören. $ 36. Die Bildung der 
Synagogen-Bezirke erfolgt durch die Negierungen 
nad) Anhörung der Bethreiligten. — Die Re— 
gierungen = ermächtigt, die in dieſer Weije 
gebildeten Synagogen-Bezirfe nad) dem Bedirf- 
niffe abzuändern und die hierauf bezüglichen 
Berhältniffe, unter Buziehung der Betheiligten 
einschließlich der etwa vorhandenen Gläubiger, 
zu ordnen, $ 37. Die einzelnen Synagogen- 
Gemeinden erhalten in Bezug auf ihre Ber- 
mögensverhältniffe die Rechte juriſtiſcher Per- 
fonen. F 38. Jede Synagogen-Gemeinde er 
hält einen Borjtand und eine angemefjene Zahl 
von Repräjentanten. $ 39. Der Borftand be- 
fteht aus mindeftens 3, höchſtens 7 Mitgliedern, 
welche ihr Amt unentgeltlich verwalien. 
Die Zahl der Repräjentanten der Synagogen- 
Gemeinde ſoll mindeſtens 9 und höchſtens 21 
betragen. $ 41. Sämmtliche männliche, voll» 
jährige, unbefcholtene Mitglieder der Synagogen 
Gemeinde, weldye ſich jelbjtändig ernähren und 
mit Entrihtung der Abgaben für die Synagogen- 
Gemeinde während der legten 3 Jahre nicht in 
Rüdftand geblieben find, wählen die Repräjen- 
tanten und dieſe den Borftand auf 6 Jahre. Die 
Wahl ift überall zugleich auf eine entiprechende 
Zahl von Stellvertretern zu richten, 
Das Wahlgeihäft wird durch einen Abgeord— 
neten der Regierung geleitet. Nacd Ablauf der 
eriten 3 Jahre jcheidet die Hälfte der Vorſtands— 
mitglieder und der Repräjentanten nad) dem 
Look, demnächit jedesmal die ältere Hälfte aus. 
8 43. Die Wahlen der Mitglieder des Vor- 
ftandes unterliegen der Genehmigung der Re— 
gierung, welche die ganze Wirkſamkeit des Vor- 
ſtandes zu beauffichtigen hat und befugt 5 ein⸗ 
zelne Mitglieder wegen vorſätzlicher Pflicht— 
widrigleit oder wiederholter Dienſtvernachläſſig— 
ungen nad vorangegangener abminiftrativer 
Unterfuhung durch Beſchluß zu entlaffen. $ 44. 
Der Borftand ift das Organ, durch welches An— 
träge oder Beichwerden der Synagogen-Ghkmeinde 


) 55 24-34 find durch die Verordnung v. 6. April 1848 


Aatigt. 


u hören. 


$ 46. Die Se gegen 
ammlun 


erhält durd ihre Wahl und das Ge 
ollmacht und Verpflichtung, die Syn» 
agogen » Gemeinde nad) Maßgabe diefer Ber- 
ordnung, ohne Rüdiprache mit der ganzen Ge— 
meinde oder mit Abtheilungen derfelben, nad 
Veberzeugung und Gewiſſen zu vertreten und 
verbindende Beſchlüſſe für die Gemeinde zu faſſen. 
Die Repräjentanten haben nicht einzeln, 
fondeın nur in der Gejammtheit die Befugniß, 
duch gemeinſchaftliche Beſchlüſſe von der gejep- 
lihen Bollmadjt Gebrauh zu machen. — Die 
— — controlirt die Ver» 
waltung des Vorſtandes. ie ift daher berech— 
tigt und verpflichtet, fih don der Ausführung 
ihrer Beichlüffe und der Verwendung der Ger 
meinde-Einnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen, 
die Acten einzufehen, die Rechnungen zu prüfen, 


40.|dagegen Erinnerungen zu machen und Dechargen 


zu ertheilen ꝛc. — Sofern fie zu finden glaubt, 
daß dem Borftande oder deſſen einzelnen Mit- 
gliedern Vernachläſſigungen oder Mlichtverlep- 
ungen zur Laſt fallen, jo Hat jie dies der Re— 
gierung zur Unterfuhung und Verfügung ans» 
uzeigen. — Der Borjteher und bie einzelnen 
epräjentanten find der Gemeinde für den ihr 
zugefügten Nachtheil verantwortlich, wenn fie ſich 
der Abfjtimmung entziehen, wenn fie durch Ord— 
nungswidrigfeiten die Beſchlußnahme verhindern, 


42.|oder die Beſchlüſſe vereiteln, oder fi) ungebühr- 


liherweije in die Unsführung mijchen. Dagegen find 
fie für den Inhalt ihrer Beichlüffe nur dann ver» 
antmwortlich, wenn fie wider bejjeres Wijjen, alfo in 
unredlicher Abficht verfahren haben. 8 47.53 
allen —— den inneren Haushalt der Syn— 
agogen » Gemeinde betreffenden Ungelegenheiten 
iſt der Beſchluß der Repräjentanten-Berfammfung 
durch den Borftand zu veranlaſſen. Dahin ge» 
ört: 1) Feitiegung des Etats; 2) Verpachtung, 
erwaltung und Verpfändung von Grundftücden ; 
3) Anftellung von Proceſſen und Abſchließung 
von Vergleichen über Geredhtiame der Synagogeit« 
Gemeinde oder über die Subjtanz ded Vermögens 
derjelben; 4) Verträge, weldye außer den Grenzen 
des Etat liegen, und auferordentlihe den Etat 
überfteigende Seldbewilligungen. — Die Beihluß- 
nahme der Nepräjentanten, wenn fie den bes 
jtehenden Geſetzen nicht widerſpricht, ift in der 


Juden. i 707 


Regel bindend für den Vorſtand. Hat derjelbe) [Eultusmwefen.‘)] $ 51. Die auf den Eultus 
jedoch die Ueberzeugung, daß der Beſchluß der|bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben in jeder 
Gemeinde nachtheilig jein werde, jo re er die einzelnen Synagogen-Gemeinde, fo lange und jo« 
Beftätigung zu verjagen, und wenn der anzu-|weit nicht das Statut ein anderes feitjegt ($ 50), 
ftellende Verſuch einer Vereinigung erfolglos iſt, der Vereinbarung des Vorjtandes und der Reprä— 
die Entſcheidung der Regierung einzuholen. |jentanten überlaffen, Die Regierung hat von 
48. Außer dem Einverftänduiffe des Vor«|diefen Einrichtungen nur infoweit Kenntniß zu 
anded und ber Nepräjentanten » VBerfammlung|nehmen und Entjheidung zu treffen, als die 
auch nod die Genehmigung der Negierunglöffentlihe Ordnung ihr Einfchreiten erfordert, 
erforderlih: 1) zur Einführung neuer Auſlagen; 5%. Dem Statute einer jeden Synagogen-Ge- 
2) zur Aufnahme von Anleihen und zum Untaufe|meinde bleibt die Beftimmung darüber vorbehal« 
von Grundftüden; 3) zur freiwilligen VBeräußer-|ten, ob Cultusbeamte angejtellt und wie diejelben 
ung von Grundſtücken und WRealberehtigungen|gewählt werden jollen. Bis dahin behält es 
ber Synagogen-Gemeinde, welche überhaupt ftet3 | wegen dieſer Wahlen bei demjenigen, was in den 
nur nad vorgängiger Tare im Wege öffentlicher] einzelnen Judenſchaften herlömmlich ift, und n 
Licitation erfolgen darf. 8 49. Die Regier-|Ermangelung eines feſten Herkommens bei den 
ungen haben nicht nur in den Fällen zu ent-lallgemeinen gefeglihen Vorſchriften wegen der 
ſcheiden, welche ihnen in diefem Gejege ausdrüd-1 Wahl von — —— Beamten ſein Bewenden. 
lich überwieſen find, ſondern find auch im All-Die gewählten Cultusbeamten dürfen in ihr Amt 
gemeinen berechtigt und verpflichtet, 1) jichjnicht eher eingemwiejen werden, bis die Negierung 
Ueberzeugung zu verichaffen, ob in jeder Syneferflärt Hat, daß gegen ihre Annahme nichts zu 
agogen-Gemeinde die Verwaltung nach bemjerinnern iſt. Die Regierung Hat bei diejer Er- 
Gejepen überhaupt und nad) gegenwärtiger Ber-|Märung außer den FZörmlichkeiten der Wahl nur 
ordnung insbejondere eingerichtet ift; 2) da- darauf Rüdjicht zu nehmen, ob die gewählten 
für zu forgen, daß die Verwaltung fortwährend | Eultusbeamten unbejdoltene Männer find. $ 58. 
in dem vorgeichriebenen Gange bleibe und an; Entſtehen innerhalb einer Synagogen» Gemeinde 
gezeigte Störungen bejeitigt werden; 3) die VBe-| Streitigkeiten über die inneren Cultuseinricht— 
ihwerden Einzelner über die Verlegung der ihnen | ungen, welche auf Bildung einer neuen Synagogen» 
als Mitglieder der Gemeinde zuftehenden Rechte] Gemeinde abzielen, jo find die Minifter der geijt« 
u unterjucdhen und zu entiheiden. — In allen lichen ꝛc. Ungelegenheiten und des Innern er 
Sngelegeupeiten ber Synagogen-Gemeinden geht |mächtigt, auf den Antrag der Intereſſenten eine 
der Recurs an die Regierung, und gegen deren} Begutachtung der obwaltenden Differenzen durch 
Entiheidung an die Oberpräfidenten. Der Nechtö-Jeine zu dieſem Zweck einzujegende Commiffion 
weg iſt gegen die Entjcheidung der Regierung [eintreten zu laſſen. Kann dur der Ausſpruch 
nur dann zuläjjig, wenn die Klage auf einen|der Commiſſion der Confict nit ausgeglichen 
jpeciellen privatrechtlichen Titel ug mer wird. [werden, jo haben die Minijter unter Benugung 
8 50. Ueber die Wahl und die Befugnifje des|de3 von der Commiſſion abgegebenen Gutachtens 
Borjigenden in dem Borftande und des Bor- 
jtehers, der Repräjentanten-Verjammlung, jowie 
über die Zahl der Mitglieder ded Vorſtandes 
nd der Repräjentanten-VBerjammlung, der Stell: 
vertreter derjelben, ferner darüber, ob die Wahl 
in den Vorſtand auf jüdijche Eimmohner des 
Hauptortes des Synagogen-Bezirtd bejchränft 
bleiben, und melde Reiſeloſtenentſchädigung im 
anderen Falle den Gewählten gewährt werden 
ſoll, find die erforderlichen Beftimmungen in ein,|dert, unter der Aufficht eines Regierungs-Abge- 
der Bejtätigung des Oberpräjidenten unterliegen-lordneten in Berlin zujammentreten, und aus 9 
des Statut aufzunehmen. Dafjelbe kann auch) Cultusbeamten oder anderen Männern jüdijchen 
befondere Feftjegungen über das Verhältniß des| Glaubens beftehen, die das Vertrauen der Syna- 
Borjtandes und der Nepräfentanten gegen ein«|gogen-Gemeinde, welder jie Ba: befigen. 
ander und gegen bie Synagogen» Gemeinde,|5 55. Die Mitglieder der Commijfion mit einer 
namentlih in Beziehung auf die den CEultuslangemefjenen Zahl von Stellvertretern werden 
betreffenden inneren Einrichtungen ($ 51) ent-|von den Miniftern der geijtlichen 2c. Ungelegen- 
halten. — Die erjte Wahl des Vorftandes und|heiten und des Innern auf den Vorſchlag der 
der Repräfentanten erfolgt nad Vorſchrift der Ober-Präſidenten, welche dabei die Anträge der 
Regierung. Dieje hat aud) nad) ſtattgefundener Synagogen-Gemeinden ihres Verwaltungsbezirks 
Bahl das Erforderliche wegen WUbfajjung der Faber zu berüdfichtigen haben, auf die Dauer 
Statuten anzuordnen, welde binnen einer feftzu- von 6 Jahren ernannt, $ 56. Die durch den 
jegenden Frijt von dem Vorjtande und den Re⸗ Zuſammentritt der Commiſſion erwachſenden 
präjentanten zu entwerfen und der Regierung Koſten werden von den ſämmtlichen Synagogen- 
einzureichen find. Sofern der Entwurf inner-|Semeinden des Staats nad) Verhältik des 
halb der geſetzten Friſt nicht eingeht, iſt von der Koſtenbetrages ihrer geſammten Bedürfniſſe ($ 58) 
Regierung über die dem Statute vorbehaltenen aufgebracht. $ 57. Die Commiſſion beſchließt 
Beitimmungen ein die Synagogen « Gemeinde) — 
bindendes Reglement zu erlajjen. 1) ©. aud) die Note zu $$ 8—21. 


darüber Anordnung zu treffen, mit welcher Maß— 
gabe entweder die Einrichtung eined abgejonder- 
ten Gotteödienftes oder die Bildung einer neuen 
Synagoge zu geitatten iſt. Zugleich Haben die» 
jelben mit Ausschluß des Rechtsweges zu be 
jtimmen, welder Theil im Befig der vorhandenen 
Eultuseinrihtungen und des Vermögens der 
Synagogen-Gemeinde verbleibt. ‚ 54. Dieje 
Commiſſion fol, jo oft dad Bedürfniß es erfor» 





46” 


708 


ftände nad) abjoluter Stimmenmehrheit, 


die zu eritattenden Gutachten unter Beifügung|in gleicher 


von Gründen vollftändig auszuarbeiten. * 


Juden. 


über die ihr zur Begutachtung vorgelegten Gegen⸗ die Erlaubniß erhalten Haben, 
und hat iger Are 


—— die 
rtsihulen ha ie 
eife und in gleichem Berhältniffe 
wie die chriftlichen Gemeindeglieder ben Gejegen 


[Aufbringung der Koften.] $ 58. Die Kojten| und ig Berfaflungen gemäß beizutragen. 


des Cultus und der. übrigen die Synagogen-Ge- 


meinde betreffenden Bedürfnifje, zu welden auch Ortsſchulen können die 
iß⸗ nicht verlangen; doc iſt es ihnen geftattet, in 


die Einrichtung und Unterhaltung der Begräbniß- 
pläße gehört, werden nad) den durch das Statut 
einer jeden Shynagogen-Gemeinde näher zu be» 
ftimmenden Grundjäßen auf die einzelnen Bei» 
tragäpflichtigen umgelegt, und nachdem die Hebe- 
rollen von der Regierung für volljtredbar ertlärt 
worden find, im Verwaltungswege eingezogen. 
Der Rechtsweg iſt wegen folder Abgaben und 
Zeiftungen nur infoweit zuläjjig, als jemand 
aus bejonderen Rechtstiteln die gänzliche Befrei- 
ung von Beiträgen geltend machen will, oder in 
der Beitimmung feines Antheils über die Gebühr 
belaftet zu jein behauptet. — Ob und in wieweit 
einzelne zerjtreut und von dem Mittelpunfte des 
Synagugen- Bezirks entfernt wohnende Juden zu 
den von der Synagogen-Gemeinde aufzubringen- 
den Koften, insbejondere zu den Eultus-Bedürf- 
nifjen beizutragen haben, ijt von den Regierungen 
nah Maßgabe der Bortheile feitzujegen, welche 
jenen Juden durdy die Verbindung mit der 
Synagogen-Gemeinde zu Theil werden, — Bon 
neu anziehenden Juden darf ein jog. Eintritt3- 
‚geld von der Synagogen-Gemeinde aud) an den— 
jenigen Orten, wo ſolches bisher üblich gewejen, 
fünftig nicht — gefordert werden. 

[Armen- und Krankenpflege.) $ 59. Die ber 
bejonderen Armen- und Krankenpflege der Juden 
gewidmeten Fonds und Anftalten, melde jchon 
bisher von den jegigen und früheren Vorſtänden 
der Judenſchaften oder Synagogen »Gemeinden 
verwaltet und beauffichtigt worden find, werben 
auch künftig von denjelben, vorbehaltlich des 
Ober⸗Aufſichtsrechts der Regierung, beaufjichtigt 
und verwaltet; neue derartige Fonds und An— 
ftalten aber nur dann, wenn dies in der Stift- 
ung ausdrücklich beftimmt iſt. 

Unterrichtsweſen.) 


64. von den ordentlichen 


ine Abſonderun 
uden der Regel nach 
eigenem Sntereffe auf Grund diesfaälliger Ber- 
einbarungen unter fi) mit Genehmigung der 
Schul» Behörden Privat-Lehranftalten nad den 
darüber beftehenden allgemeinen Beitimmungen 
einzurichten. Sit in einem Orte oder Scul« 
bezirke eine an Zahl und Bermögensmittel hin 
reichende chriſtliche und jüdische Bevölferung vor⸗ 
handen, um auch für die jüdijchen Einwohner 
ohne deren Meberbürdung eine bejondere öffent- 
lihe Schule anlegen a fünnen, jo kann, wenn 
jonft im allgemeinen Schulinterefje Gründe dazu 
vorhanden find, die Abjonderung der Juden zu 
einem eigenen GSculverbande auf den Antrag 
des Borjtande3 der Synagogen-Gemeinde ange» 
ordnet werden. 5. Die Regierung hat in 
jolhem Falle über die beabfichtigte Schultrenn— 
ung und den dazu entworfenen Einrihtungsplan 
die Communal-Behörde des Orts und die übrigen 
Intereſſenten mit ihren Erflärungen und Anträgen 
zu vernehmen, $ 66. Ergibt ſich hierbei ein 
alljeitiges Einverjtändniß über die Zwechmäßig- 
feit der Schulabtrennung und über die Beding- 
ungen der Ausführung, jo ift die Regierung be» 
fugt, die entjprechenden Feftfegungen und Ein« 
richtungen unmittelbar zu treffen. — Im Falle 
obwaltender Differenzen bleibt die Enticheidung 
dem Minijter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten 
borbehalten. & 67. Eine nad) 85 64—66 er⸗ 
richtete jüdiſche Schule hat die Eigenschaften und 
Rechte einer öffentlichen Schule. Insbeſondere 
gelten dabei folgende nähere Beitimmungen: 
1) die Unterrichtsjpradje in einer folden Schule 
muß die deutiche fein. 2) Die Errichtung und 
Unterhaltung diefer Schule Tiegt in Ermangelung 
einer anderweitigen Vereinbarung den jüdifchen 


8 60. In Bezug auf Einwohnern des Schulbezirks allein ob. 


den öffentlichen Unterricht gehören die ſchulpflich- Uufbringung der erforderlichen Koften wird nach 
tigen Kinder der Juden den ordentlichen &lementar-] Maßgabe der Beſtimmung des $ 58 bewirkt. 
jcyulen ihres Wohnortd an. & Gl. Die Juden 3) Wo die Unterhaltung der Ortdfchulen eine 
jind fchuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen Theil-JLaft der bürgerlichen Gemeinde ift, haben die 
nahme an dem Unterrichte in der Ortsſchuleſ Juden im Falle der Errichtung einer eigenen 
während des gejeglich vorgejchriebenen Altersföffentlichen Schule eine Beihilfe au Communal- 
anzuhalten, jofern jie nicht vor der Schulbehörde| mitteln zu fordern, deren Höhe unter Berüd- 
ſich ausweiſen, daß ihre Kinder anderweitig durdy| fichtigung des Betrages der Communalabgaben 
häusliche Unterweifung oder durdy ordentlichen] der jüdischen Einwohner, der aus den Communal- 
Bejuc einer anderen vorſchriftsmäßig eingerich-|kaffen für das Orisſchulweſen jonft gemachten 
teten Öffentlichen oder Privat-Lehranjtalt einen| Verwendungen und der Erleichterung, welche dem 
regelmäßigen und genügenden Unterricht in den] Communaljchulwefen aus der Vereinigung der 
Elementarfenntnifjen erhalten, 862. Zur Theil-| jüdischen Kinder in eine befondere jüdische Schule 
nahme an dem chrijtlichen Religionsunterrichte] erwächſt, zu bemeffen, und in Ermangelung einer 
find die jüdifchen Kinder nicht verpflichtet; eine gütlichen Vereinbarung von den Miniftern der 
jede Synagogen » Gemeinde ift aber verbunden, geiſtlichen ꝛe. Angelegenheiten und des Innern 
jolde Einricytungen zu treffen, daß es keinem ſeſtzuſetzen iſt. 4) Die Juden werden, wenn fie 
jüdischen Kinde während de3 jchulpflichtigen Alters) eine öffentliche jüdische Schule unterhalten, ſowol 
an dem erforderlichen Religionsunterrichte fehlt.|von der Entrichtung des Schulgeldes, ald auch 
— Als bejondere Neligionslehrer können nur von allen unmittelbaren, perjönlichen Leiftungen 
jolhe Perjonen zugelafien werden, welde zurjzur Unterhaltung der ordentlichen DOrtsichulen 
Ausübung eines Elementaridulamtes vom Staate * 5) Der Beſuch der öffentlichen jüdiſchen 


Sugendlihe Arbeiter — Kinder. 


—* bleibt auf die jüdiſchen Kinder be— 
ränkt. 
bſchnitt II. Beſtimmungen für das 
Großherzogthum Poſen. 

[Synagogen » Gemeinde] $ 68. Die Bor- 
fchriften der 88 35—50 wegen Bildung von 
Synagogen-Gemeinden ac. finden auf das Grof- 
herzogthum Pojen, wo den 
rationsrechte gejeplich beigelegt find, mit folgen- 
der Mafgabe Anwendung: 1) Die Regierungen 
find ermädtigt, Ortſchaften, welche bisher zu 
feiner bejtimmten Synagogen» Gemeinde gehört 
ern nad; näherer Borfchrift des $ 36 einer 
olhen Gemeinde einzuverleiben. 
nehmigung ber Megierung tft dajelbit außer den 
im $ 48 angeführten Fällen aud zur Aufnahme 
von Schulden jeder Art, zur Anftellung bon 
Prozeſſen und zur Abſchließung von Bergleichen 
über Gerechtſame ber Corporationen ober über 
die Subjtanz ded Vermögens ber Synagogen- 
Gemeinde, wie zur Aufitelung des Berwaltungs- 
—— in zu außeretatdmäßigen Ausgaben er- 
orderlich. 

[Euftus- und Schulweſen, Armen⸗ u. Kranken⸗ 


uden bereits Corpo-|höh 


2) Die Ge⸗8 
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weitige Einrihtung von den Negierungen für 
nothwendig erachtet wird. $ 70. Nach voll- 
enbeter Schulbildung der jüdijchen Knaben haben 
die Vorſteher der Synagogen » Gemeinde dur 
Rath und Ermahnung dahin zu wirken, daß 
jeder Knabe ein nützliches Gewerbe erlerne, oder 
ih auf wiſſenſchaftlichen Lehranftalten einem 
öheren Berufe widme, und daß feiner berfelben 
zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gebraucht 


werde. 
Titel III 

Allgemeine Beſtimmungen. 
Niederlaſſung und Aufenthalt fremder Juden.] 
1. (Es gelten auch hierüber nur noch die 
allgemeinen Geſetze. 

lnfhebung abweichender Gejehe.] 8 72. Ulle 
von den Beſtimmungen dieſes Gejepes abweichen- 
den allgemeinen und befonderen gejeglichen Vor—⸗ 
jchriften werden hierdurch außer Kraft gejet. 
$ 73. Unfere Minifter der geiftlichen ꝛe. An⸗ 
gelegenheiten, de3 Innern und der Juſtiz haben 
wegen prührung diefer Verordnung das Er- 
forderlich n veranlaffen. 

Jugendliche Arbeiter in Fabriken, ſiehe 


pen ıc.] $ 69. Deögleichen finden die Vor⸗Fabrik⸗Arbeiter. 


Kriften der 8$ 51—67 über bad Cultusweſen, 
über die Urmen- und Krankenpflege, jo wie über 
die Schulangelegenheiten aud hier Anwendung. 
Diejenigen Pidifchen Schulen, welche ad $ 10 
der Verordnung vom 1. Juni 1833 als öffent. 
liche jüdiſche Schulen errichtet worden find, blei- 


dli „ſ. S 
—— ng Berbreder, ſ. Strafgejet 


b 
Junge von jagbbarem Feberwild; daB Aus— 
nehmen berjelben ift auch für die zur Jagd bes 
Fer Perſonen verboten; Gejeg über die 
onzeit v. 26. ebruar 1870 $ 6. ©. aud 


ben als ſolche beftehen, jo lange nicht eine ander-! Gtr.-©,-B. $ 368 Pr. 11. 


8. 


a 
Kämmerei-Bermögen, ſiehe Gemeinde-|S$ 203, 204, 209. 


fa... ſ. auch Ea..... 
Vermögen. 

Kaiferliche Adler, Abbildung derfelben, |. 
Abbildung. 

Kaiſerliches Wappen. Dies ift der ſchwarze, 
einköpfige, rechtsjehende Adler mit rothem Schna— 
bel, Zunge und Klauen, ohne Scepter und Reidj3- 


Kartellträger beim Bmeilampf, f. Str.-&.-B, 


—— ſ. Defectenverfahren. 
Kajtenmaße, ſ. unter Eichweſen die Vor- 
{chriften vom 15. Febr. 1871 $$ 1a, 3, 11, 12, 
Kataſter, ſ. Grundftener. 
Katholiſche Kirche, |. Kirchengemeinden IL 
Kaufleute. Gewerbliche Rechte derjelben in 


apfel, auf dem Bruftihild den mit dem Hohen-| Betreff des Wufjuchens von Beitellungen und 
zollern- Schilde belegten preußifchen Adler, über |Anflaufend von Waaren im Umberziehen, fiehe 
demselben die Krone in ber Form ber Krone Gew.Ord. $ 44. Corporationen von Kaufleuten, 
Karls des Großen, jedoch mit zwei fich kreuzen⸗ welchen ausſchließliche Gewerbsbefugnifie nicht 


ben Bügeln. 

Kalk, Eihung und Stempelung der Maße, 
unter 
1871 iS: 278). 

Ka 
Genehmigung bedürfenden Anlagen; Gewerbe- 


Ordnung $ 16. 
Kammerjäger. Der Gewerbebetrieb derjels 


ben ift an und für fid) frei; nur in Betreff ihres |die Fiſchereiordnungen v. 7. 


—— haben, unterliegen den Vorſchriften 
!. 


er Gewerbe-Ordnung über die Jnnungen nicht; 


Eihweien die Vorſchriften v. 15. Febr. daſ. $ 104. Entrichtung der Gewerbefteuer vom 


Handel, f. unter Gemwerbejteuer Gef. v. 30. 


föfen gehören zu den einer bejonderen| Mai 1820 8$ 3—8 


Kehrbezirke d. Schornfteinfeger, |. Gewerbe» 
Ordnung $ 39. 

Keitelfifcherei, ſ. unter Fifchereipolizei 
März 1845 für das 


Berlehrens mit Giften find Polizei-Berordnungen frifche Haff $$ 22, 23 u. für das kuriſche Haff 8 20. 


verkau 
und unter keiner Bedingung dem Käufer zum 
Selbſtverkauf überlaſſen. 


er Sie dürfen Gifte nicht im Umherziehen 


en, fondern das Gift nur ſelbſt auslegen |dedung derfelben, ſ. 


Keller, ——— wegen unterlaſſener Be— 
tr.“G.B. $ 367 Nr. 12. 
Kiebiteier, ſ. Eier. 


Kinder (in ftrafrechtlicher Beziehung): Strafe 


710 


Kindesmord — FKirchenämter, 


barfeit der mit folchen getriebenen Unzucht, ſiehe Umtshandlungen zu entrichtende Leiftungen Tann 
Str.G.B. $ 174 Nr. 1, $ 176 Nr. 3; ftrafe gegen Perjonen, welche der betreffenden Kirche 


bare Veränderung ihres Perſonenſtandes, daj. 
8 169; Ausſetzung von Kindern, daſ. $ 221. 
Beftrafung der Eltern wegen Anleitung oder 
Zulaſſung ihrer Kinder zum Betteln, daſ. $ 361 
Nr. 4. Strafausjhliegung bei Kindern unter 
12 Jahren, daf. $ 55. — Anmeldung gefundener 
Kinder bei der Ort3poligeibehörbe, ß unt. Per⸗ 
ſonenſtandsweſen Gelep vd. 6. Febr. 1875 8 24. 
Kindesmord, ſ. Str.-&.-B. 85 211, 217. 


irche. 
I. Austritt aus derſelben. 
Geſetz v. 14. Mai 1878: 

81. Der Austritt aus einer Kirche mit bürger- 
licher Wirkung erfolgt durch Erflärung des Aus- 
tretenden in Perſon vor dem Richter jeines 
Wohnortes. — Rüdfichtli des Uebertrittes von 
einer Kirche du anderen verbleibt es bei dem 
beitehenden Recht. — Will jedoch der Ueber— 
tretende von den Laften feines bisherigen Ber- 
bandes befreit werden, fo ijt die in dieſem Ge— 
jeg vorgejchriebene Form zu beobadjten. $ 2. 
Der Aufnahme der Austrittöerflärung muß ein 
hierauf gerichteter Antrag vorangehen. Derjelbe 
ift durch den Nichter dem Vorſtande der Kirchen— 
gemeinde, welcher der Untragfteller angehört, 
ohne Verzug befannt zu maden. — Die Auf— 
nahme der Austrittserflärung findet nicht vor 
Ablauf von 4 Wochen, und jpäteftens innerhalb 
6 Wochen nad) Eingang des Antrages zu gericht⸗ 
lihem Prototoll ſtatt. Abjchrift des Protokolls 
ift dem Vorftande der Kirkhengemeinde zuzuſtellen. 
— Eine Beicheinigung des Austritt iſt dem 
Ausgetretenen auf Verlangen zu For en 3. 
Die Audtritt3erflärung bewirkt, daß der Aus— 

etretene zu Leitungen, welche anf der perjün- 
ihen Kirchen oder Kirchengemeinde-Ungehörig- 
feit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird, — 
Dieſe Wirkung tritt mit dem luffe des auf 
die Austrittserflärung folgenden Kalenderjahres 
ein. Bu den Roften eines außerorbentlichen 
Baues, defjen Notwendigkeit vor Ablauf des 
Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus ber 
Kirche erklärt wird, fejtgejtellt ift, hat ber Aus- 
tretende bis zum Ablauf des zweiten auf die 
Austrittderflärung folgenden Kalenderjahres eben 
fo beizutragen, als wenn er feinen Austritt aus 
der Kirche nicht erflärt Hätte. — Leiftungen, 
welche nicht auf der perjönlichen Kirchen- oder 
Kirhengemeinde-Angehörigfeit beruhen, insbejon« 
dere Leiftungen, welche entweder kraft bejonderen 
Rechtstitels auf bejtimmten Grundftüden haften, 
oder von allen Grundjtüden des Bezirks, oder 
vos von allen Grundjtüden einer gewiſſen Klafje 
in dem Bezirk one Unterichied des Beſitzers zu 
entrichten find, werden durch die Austrittserklär— 
ung nicht berührt. $ 4. Perſonen, welche vor 
dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Gejehes 
ihren Austritt jaus der Kirche nad) den Bor- 
fchriften der biöherigen Geſetze erflärt haben, 
follen vom Tage der Geſetzeskraft diejes Geſetzes 
ab zu anderen, als den im ‚dritten Abjah des 
5 3 bezeichneten Leiftungen nicht ferner heran- 
gezogen werden. $ 5. Ein Anſpruch auf Stol- 


gebühren und andere bei Gelegenheit beitimmter troffene, daß er die ihm zur La 


nit angehören, nur dann geltend gemacht mwer- 
den, wenn die Amtshandlung auf ihr Verlangen 
wirflich verrichtet worden ift. $ 6. Als Koften 
bes Verfahrens werden nur NAbjchriftgebühren 
und baare Auslagen in Anjag gebradt. $ 7. 
Die in diefem Gejege dem Richter beigeiegten 
Berrichtungen werden im Bezirke des Uppellations- 
gerichtshofes zu Köln durd den Friedensrichter, 
im Gebiete der ehemal3 freien Stadt Frankfurt 
a. M. durch die zweite Abtheilung des Stabt- 
gericht3 dajelbjt wahrgenommen. $ 8. Was in 
den $$ 1 bi8 6 von den Kirchen beftimmt ift, 
findet auf alle Religionsgemeinjchaften, welchen 
Eorporationdrechte emährt find, Anwendung. 
$ 9. Die Berpflichtung jüdiſcher Grumdbefiger, 
zur Erhaltung chriſtlicher Kirchenfyfteme beizu- 
tragen, wird mit dem Eintritt der Geſetzeskraft 
Diete8 Geſetzes auf den Umfang derjenigen Leift- 
ungen bejchränft, welche nach dem dritten Abjag 
bed $ 3 des gegenwärtigen Geſetzes den aus ber 
Kirche ausgetretenen Perjonen zur Laſt bleiben. 
$10. Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegen- 
jtehenden Beftimmungen werben — auf⸗ 
gehoben. 
II. Errichtung eines Gerichtshofes für 
tirhlihe Angelegenheiten 

j. ©. 251 unter Disciplin Geſetz v. 12. Mat 
1873 88 32 ff. 

II. Strafredtlidhe Beftimmungen: 

Strafe wegen Berjpottung der Kirche, Störung 
bed Gottesdienſtes zc., |. Str.-G.-B. $$ 166, 167. 
Strafbare Heußerungen v. Geiftlichen in d. Kirche, 
daj. $ 133a, Kirchendiebitahl, da}. $ 243 Nr. 1. 

Rirdyenämter, 

Reichs-Geſetz, betr. bie Verhinderung 
ber unbefugten Ausübung von Kirden- 
ämtern, vom 4. Mai 1874. 

$1. Einem Geiftlichen oder anderen Religions 
diener, welcher durch gerichtliche Urtheil aus 
jeinem Amte entlafjen worden ift und hierauf 
eine Handlung vornimmt, aus welcher hervor- 

eht, daß er die Fortdauer des ihm entzogenen 
Amtes beanjprudt, kann durch Verfügung der 
Landespolizeibehörde der Aufenthalt in bejtimm- 
ten Bezirken oder Orten verjagt oder angewiejen 
werben. — Beſteht die Handlung deſſelben in 
der ausbrüdlichen Anmaßung des Amtes, oder 
in der thatjächlihen Ausübung deijelben, oder 
handelt er der gegen ihn ergangenen Verfügung 
der Landespolizeibehörde zuwider, jo faun er 
jeiner Staatsangehörigfeit durd Verfügung ber 
Gentralbehörde jeines Heimathsitaates berluftig 
erflärt und aus dem Bundesgebiete ausgewieſen 
werden. 8 2. Die Vorſchriften des $ 1 finden 
auch auf diejenigen Verionen Anwendung, welche 
wegen Vornahme von AUmtshandlungen in einem 
Kirchenamte, das den Borichriften der Staats— 
gejege zuwider ihnen übertragen, oder von ihnen 
übernommen it, rechtskräftig zu Strafe verur- 
theilt worden jind. $ 3. In der Verfügung 
N 1, 2) find die Gründe der angeordneten 

aßregeln anzugeben, — Behauptet der Be- 
— gelegten Hand⸗ 
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lungen nicht begangen habe, oder daß dieſelben waltung 1) der für die katholiſchen Biſchöfe, 


den im $ 1 bezeichneten Thatbeſtand nicht ent- 
Zu⸗ ſtücke, 2) der zu kirchlichen, mwohlthätigen oder 


Bean ‚jo Er ihm binnen 8 Tagen nad) 


ellung ber 


Mitgliedern zufammengejetter bejonderer 
richtshof 
rn Gerichtshof; in den übrigen 
ad 


Wird feitgeftellt, daß keine 


dem 


zur Unmendung. 


Die 
vorgejchriebenen Friſten können nad 


diejem 
lichen cheidung der rg in bejtimmten 
Bezirten oder Orten verjagt ober angewieſen 
werden. 8 4. Perſonen, welde nad) den or: 
Pr ten dieſes Gejeged ihrer Staatsangehörig- 
keit in einem Bundesitaate verlujtig erklärt wor⸗ 
den find, verlieren diejelbe auch in jedem anderen 
Bundesſtaate und können ohne Genehmigung des 
Bımbesrath3 in feinem Bundesſtaate die Staats- 
angehörigleit von neuem erwerben. $ 5. Ber 
jonen, welche wegen Vornahme von Amtshand« 
lungen in einem Kirdjenamte, das den Staats 
gejegen zuwider ihnen übertragen, oder von 
ihnen übernommen ift, zur Unterſuchung gezogen 
werden, kann nad Eröffnung der gerichtlichen 
Unterfuhung durch era der Yandespolizei- 
Behörde bis zur rechtsfräftigen Beendigung des 
eig der Aufenthalt in beftimmten Bezirken 
ober n verſagt werben. 
— — Disciplinarverhältniſſe der⸗ 
ſelben, ſ. unt. Disciplin Geſ. v. 12. Mai 1873 
(©. 249). ©. auch Geiſtliche, Kirchenzucht. 
Kirchengemeinden. (Hier können nur Die 
gejeglichen Bejtimmungen über die Verwaltung 
des Ktirchenvermögens aufgenommen werden.) 
L Verwaltung bes Kirhenvermögend 
in den evangelifhen Gemeinden. 
Bezüglich dieſes ift auf die einzelnen Kirchen— 


gemeinden- u. Synodalordnungen zu verweilen, | fordern, 


I, Kirhenvermögens-Berwaltung in 


der katholiſchen Gemeinde, 























erfügung die Berufung auf richter- 
liches Gehör offen. — Zuftändig ift in denjenigen 
Bundesftaaten, in welden ein aus ftändigen 
es 
r firchliche Ungelegenheiten befteht, 
r — 
höchſte Gericht für Strafſachen. — Das 
Gericht entſcheidet, ob der Berufende eine der 
im $ 1 bezeichneten Handlungen begangen hat. 
andlung vorliegt, 
auf Grund deren dieſes Gejeg die angefochtene 
Verfügung für zuläffig erflärt, jo ift die letztere 
dur die anorbnende Behörde aufzuheben. — 
Die Berufung muß von dem Berufenden in ge- 
richtlich oder notariell beglaubigter Form unter- 
zeichnet und dem zuftändigen Gericht eingereicht 
werden. — Für das Berfahren kommen die bei 
uftändigen Gericht geltenden Borfchriften 
Erforderlihe Abänderungen 
und Ergänzungen berjelben werben bi3 zur ge 
er Regelung durch dad Gericht feftgeitellt. |jchlagsperiode zurüderftattet werden können; 5 
r ben Fortgang bed Berfahrend gestis zu der 
eſſen 
des Gerichts abgekürzt werden. — Die Berufung 
hält die Vollſtreckung der angefochtenen Berfüg- 
ung nur dann auf, wenn bie legtere den Berluft 
der Gtaatdangehörigleit ausgeſprochen hat. In 
le kann dem Berufenden bis zur richter- 


Bisthümer und Eapitel beftimmten Vermögens- 


Schulzwecken bejtimmten und unter die Berwalt- 
ung oder Auffiht katholiſch-kirchlicher Organe 
geflelten Anftalten, Stiftungen und Fonds, 
welche nicht von dem Geſetze vom 20. Juni 1875 
betroffen werben, wird nad) Maßgabe der folgen- 
ben Beftimmungen ausgeübt. Die ver- 
waltenden Organe bedürfen der Genehmigung der 
ftaatlihen Aufficht3« Behörde in nadjitehenden 
Fällen: 1) zu dem Erwerb, der Veräußerung od. 
der —— Belaſtung von Grundeigenthum; 
2) zu der Veräußerung von Gegenſtänden, welche 
einen geſchichtlichen, wiſſenſchafilichen od. KRunit« 
werth Haben; 3) zu außerordentlicher Benugung 
des Vermögens, welche die Subjtanz ſelbſt an- 
greift, fowie zu der Kündigung und Einziehung 
von Eapitalien, fofern fie nicht zur zinsbaren 
Wiederbelegung erfolgt; 4) zu Anleihen, jofern 
fie nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe dienen 
und au den Ueberſchüſſen der laufenden Ein- 
nahmen über die Ausgaben derjelben Boran- 


der Errichtung neuer, für den Gottesdienſt 
bejtimmter Gebäude; 6) zu der Anlegung oder 
veränderten Benugung von Begräbnißplägen; 
7, zu der Einführung oder Veränderung von 
Gebührentaren; 8) zu der Ausichreibung, Ver— 
anjtaltung und Abhaltung von Sammlungen, 
Collecten ꝛc. außerhalb der Kirchengebäude. — 
Eine auf Anordnung der biſchöflichen Behörde 
jährlih ftattfindende Hauscollecte zum Beften 
bedürftiger Gemeinden der Diözeje bedarf nicht 
der bejonderen Ermächtigung einer Staat3behörde; 
die Beit der Einfammlung muß aber dem Ober- 
präjidenten vorher angezeigt werben. 9) zu der 
Berwendung der Einkünfte erledigter Stellen 
(Bacanzeinkünfte, Intercalarfrüchte); 10) zu ber 
Verwendung des Vermögens für nicht ftiftungs- 
mäßige Bivede. — In dem Falle zu 10 gilt die 
Genehmigung als ertheilt, wenn die ftaatliche 
Auffichtöbehörde nicht binnen 30 Tagen nad) 
Mittgeilung von der beabſichtigten Verwendung 
widerſpricht. — it die Genehmigung der ftaat» 
lichen Aufſichtsbehörde nicht ertheilt, jo find die 
in den vorjtebenden Fällen vorgenommenen Rechts⸗ 
geihäfte ungiltig. $ 3. Die verwaltenden Or- 
gane bedürfen zur Führung von Proceſſen feiner 
Ermädtigung von Seiten einer Staatsbehörde, 
— Atteſte über die Legitimation der verwalten: 
den Organe zur Bejorgung von Rechtsangelegen» 
heiten oder Atteſte über das Vorhandenjein der- 
jenigen Thatſachen, mwelde den Anſpruch auf 
Kojtenfreiheit begründen, können giltig nur von der 
jtaatlichen Auffichtsbehörde ertheilt werden. 84. 
Die ftaatliche Auffichtsbehörde ift berechtigt, die 
Aufftellung und Borlegung eines Jnventars zu 
infiht von den Etats zu nehmen umd 
die Poſten, welche den Geſetzen wideriprechen, zu 
beanjtanden. Die beanftandeten Rojten dürfen 


1. Geſetz über die Aufſichtsrechte des nicht in Bollzug gejegt werden. — Die Etats 


Staats bei der VBermögensverwaltung 
in den fatholifhen Diözejen, vom 
7. Juni 1876. 
81. Die Aufſicht des Staats über die Ver- 


jolcher Berwaltungen, welche Zufchüffe aus Staats 


‚mitteln erhalten, find der ſtaatlichen Aufſichts-⸗ 


behörde au Genehmigung einzureichen. 
Behörde 


Diefe 
eſtimmt den Beitpunft der Einreihung, 


112 


E regelt die formelle Einrichtung der Etatd und, ungen bewendet es bei dem er. 
t die Friſten zur Erledigung ber Erinnerungen|1870. 8 12. 


feſt. 
1) Leiſtungen, welche aus dem im $ 1 be 
neten Vermögen zu bejtreiten ober für ba 


u fordern find, auf ben Etat zu bringen, feitzu-|ftehenden Eigenthums- oder 
nfprüde des imjan dem im $ 1 bezeichneten Vermögen werden 


Feen oder zu genehmigen, 2) 


Kirchengemeinden. j 


v. 23. Febr. 


In Betreff des Vermögens der 


Weigern ſich die verwaltenden Organe Orden und ordensähnlichen Congregationen be 
er, wenbet e8 bei den $$ 3 und 5 des Gejeged v. 
elbe 31. 


Mai 1875.) 8 13. Die dem Staate zu— 
Verwaltungsrechte 


8 1 bezeichneten Vermögens, insbeſondere auch durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


Entſchädigungsforderungen aus der Pflichtwidrig⸗ 
keit des Inhabers einer für die Bermögensan- 
gelegenheiten bejtehenden Berwaltungsftelle, ge— 
rihtlich geltend zu machen, jo ift in denjenigen 
—— in welchen die biihöfliche Behörde das 
Hecht der Aufficht hat, ſowol dieſe, als aud) die 
ſtaatliche Aufſichtsbehörde, unter 


——— 
Einvernehmen, in allen anderen Fä 


2. Verordnung über die Ausübung der 

Auflihtsredhte des Staats bei der Ver- 

mögensvermwaltung in den katholiſchen 
Didzefen, vom 29. September 1876: 


Bir Wilhelm 2c. verordnen in Gemäßheit des 
10 des Geſetzes über die Aufſichtsrechte des 


\ $ 
en bie ſtaat⸗ Staats bei der VBermögensverwaltung in ben 


lie Aufſichtsbehörde allein befugt, Die lie fatholifchen Diözefen vom 7. Juni 1876, auf 


ung in den Etat zu bewirken und die gericht 


eiden Untrag Unferes Staatsminijteriums, für den 


Geltendmadjung der Anſprüche anzuordnen, auch Umfang der Monarchie was folgt: Art. 1. Die 
die hierzu 43 Maßregeln zu treffen. — lin den 8$ 2 bis 5, 7 und 8 des Geſehes vom 


In denjenigen ;zällen, in welchen das Einver- 
nehmen der biſchöflichen Behörde und der jtaat- 
lichen Aufſichtsbehörde erforderlich ift, muß die 
um ihre Zuftimmung angegangene Behörde jich 
binnen 30 Tagen nad) dem Empfange der Auf: 
er erflären. Erklärt fie ſich nicht, jo gilt 


7. Juni 1876 angegebenen Wufjichtsrechte des 
Staats werden ausgeübt: 1) von dem Miniſter 
der geiftlichen Angelegenheiten, und zwar, jomeit 
das Keffort deö Winifters des Innern betheiligt 
ift, unter Buziehung des letzteren bei dem Er- 
werb, der Veräußerung oder der binglichen Be— 


ie als zujtimmend. Bei erhobenem Widerjprud)|faftung von Grundeigenthum ($ 2 Nr. 1), wenn 


entjcheidet die der ftaatlihen Auffichtsbehörbde 
vorgejegte — $ 6. Beſtreiten die ver- 
waltenden Organe die Gejegwidrigleit der nad) 
$ 4 beanftandeten Poften oder das Vorhanden- 
fein der Verpflichtung zu den im $ 5 sub 1 er- 
wähnten Leijtungen, jo entjcheidet auf die Klage 
ber verwaltenden Organe im VBerwaltungsitreit- 
verfahren —— das Ober ⸗Verwaltungsgericht. 
87. Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, 


Einſicht von der Jahresrechnung zu nehmen. — ( 


Die Jahresrechnung ſolcher Verwaltungen, deren 
Etats der Genehmigung der ſtaatlichen Aufjichts- 
behörde bedürfen, ift Diefer Behörde zur Prüfung, 
ob die Verwaltung etatsmäßig geführt worden 
iſt, einzureichen, N 8. Die ftaatliche Auffichts- 
behörde ift berechtigt, die Bermögend-Berwaltung 
Revifionen zu unterwerfen. $ 9. Die ftaatliche 
Auffichtsbehörde ift berechtigt, die Bejolgung der 
in den $$ 4, 5, 7 und 8 enthaltenen —— 
und der zu ihrer Ausführung getroffenen An— 
ordnungen von den verwaltenden Organen durch 
Geldſtrafen bis zu 3000 M zu erzwingen, — 
Die Androhung und Feitjegung der Strafe darf 
wiederholt werden, bis dem Gejege genügt iſt. 
— Außerdem können die zu Zweden bes im 51 
bezeichneten Vermögens bejtimmten Leiftungen 
aus Staatdmitteln ganz oder theilweije einbe- 
halten oder unmittelbar an die Empfangsbered)- 
tigten verabfolgt werden. — Ermeijen ſich die 
vorjtehenden Maßregeln als erfolglos oder un— 
anwendbar, jo ijt die ftaatliche Aufiichtsbehörde 
berechtigt, eine commiſſariſche Beſorgung der 
BB — unter finngemäßer 
Anwendung der $$ 9 bis 11 des Gejeges vom 
20. Mai 1874 anzuordnen. $ 10. Welche 
Staatsbehörden die in den SS 2—5 und 7—9 
angegebenen Wuffichtsrechte auszuüben haben, 
wird durch Königl. Berordnung beitimmt. $ 11. 
Wegen der Schenkungen und legtwilligen Zuwend— 


der Werth) des zu erwerbenden oder zu veräußern» 
den Gegenitandes oder wenn ber Betrag der 
Belaftung die Summe von 10,000 M überjteigt, 
bei der Veräußerung von Gegenftänden, welche 
einen geſchichtlichen, wiſſenſchaſtlichen oder Kunfts 
werth haben ($ 2 Nr. 2), bei auferordentlicher 
Benugung des Vermögens, welche die Subjtanz 
jelbjt angreift ($ 2 Nr. 3), bei der Errichtung 
neuer für ben Gottesdienit bejtimmter Gebäude 
2 Nr. 5), bei der Unlegung von Begräbniß- 
plägen ($ 2 Nr. 6); 2) von dem Finanzminiſter 
und dem Minifter der geiftlichen Ungelegenheiten 
in den Fällen des $ 4 Ubjaß 2; 3) von ber 
Oberrechnungskammer in den Fällen des $ 7 
Ab. 2; 4) von den Oberpräjidenten in den üb» 
rigen Fällen der $$ 2, 4 und 7, ſowie in den 
Fällen der 8$ 8, 5 und 8. — In den Fällen 
deö $ 5 entjcheidet bei erhobenem Widerjprud) 
der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, und 
zwar, jomweit das Reſſort de3 Minifterd des 
Innern betheiligt ijt, unter Zuziehung des Ich« 
teren. Art. 2. Die im $ 9 des Geſetzes vom 
7. Juni 1876 angegebenen Befugnifje werden 
ausgeübt, und zwar die im Abſ. 1 und 2 ange 
gebenen von denjenigen ftaatlichen Aufjichts 

hörden, welche im Art. 1 für die Fälle der 884, 
5, 7 und 8 bejtimmt find, die im Abſ. 3 u. & 
angegebenen von dem Miniſter der geiftlichen 
Angelegenheiten, in den Fällen des $ 4 Abi. 2 
und des $ 7 Abſ. 2 don dem Finanzıminijter 
und dem Minifter der —— Angelegenheiten. 
Art. 3. Den verwaltenden Organen ſteht gegen 
Verfügungen des Oberpräfidenten — Urt. 1 Pr. 
4 und Art. 2 — die Berufung zu, und zwar 
in denjenigen Fällen, in welchen das Reffort des 
Minijters des Innern betheiligt ift, an dieſen 





1) ©, unter Orben. 
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und ben Minifter der geiftlichen Ungelegenpeiten,, Kirchliche Amtshandlungen, |. ſeirchen⸗ 
in allen übrigen Fällen an den Minifter derjämter. 
geiftlichen Angelegenheiten. Klafter (Maße für Holz), iſt im Geltungs- 
ſtirchenzucht. bereiche der Maß · u. Gewichtsordnung vom 16. 
6 üb ie des Rechts Mai 1816 — 3a ebm; in Hohenzollern = | 
eſes über bie Grenzen des Rechts zum Bao ebm; in Schleswig-Holftein als Längen- 
Gebraude firhlider Straf» und Zucht⸗ maß (Faden) = 1 m, ald Mafter Brenn- 
mittel v. 13. Mai 1873:1) . do —= 2 11m U. als Klafter Nutzholz — 2,5417 cbm; 
H 1. Keine Kirche oder Religionsgeſellſchaft iftlin Hannover als Längenmaß — 1 m, als 
befugt, andere Straf» ober Budtmittel anzu Körpermai — 3 ebm; in Kurhefien zu 150 
drohen, zu berhängen ne verfünden, als gubifuß—3,gr20 u. zu 144 Rubitfuß — 3, 4901 cbm; 
folche, welche dem rein veligiöfen Gebiete ange-|in Naffau — 3,95a cbm; in Frankfurt a M.— 
ören ober die Entziehung eined innerhalb deri2,,, cbm; in Heffen-Homburg = 3,10, u. im 
irche oder Religionsgejellichaft wirlenden Rechts Zheramt Meijenheim — 3 cbm; in den bor- 
oder bie Ausichliegung aus der Kirchen- ober) mals bayeriſchen ebietätheilen — 3,139, cbm 
Religionsgejelihaft betrefien. — Straf- oder/und ala Langenmaß — 1,1513 m; in den vormals 
Zuchtmittel gegen Leib, Vermögen, *3* oder großh. heſſiſchen Gebietsiheilen als Längenmaß 
bürgerliche Ehre find unzuläſſig. $ 2. Die nachſ 2, m und als Körpermaß — 15,0, cbm. 
$ 1 zuläjfigen Straf» oder Zuchtmittel dürfen] Glaffen-Rotterie, j. Fotterie. 
über. ein Mitglied einer Kirche oder Religions— Klajfenfteuer, |. unter Einfommenfteuer 
gejelichaft nicht deshalb verhängt oder verlündet|Yefeg dv. 1. Mai 1851 88 5 ff. 
werden: 1) weil bafjelbe eine Handlung vorge» ———— ſJ unter Viehſeuchen. 
nommen hat, zu welcher die Staatögejege oder) Kieidungsftücke; die gewöhnlichen find beim 
bie von der Obrigkeit innerhalb ihrer gejeglichen Pfändungdverfahren behufs —— rück⸗ 
Bujtändigfeit erlaſſenen Anordnungen verpflic-|ftändiger Abgaben 2c. dem Schuldner zu belaffen, 
ten; 2) weil dafjelbe öffentliche Wahl» oder|;, unter Abgaben, Verordnung v. 24. Novem- 
Stimmredte in einer beftimmten Richtung aus |her 1843 $ 12a u. d. 22. Sept. 1867 $}13a. 
geübt oder nicht ausgeübt * $ 3. Ebenjo-| Ktleinhandel mit Spirituojen, dazu bedarf es 
wenig dürfen derartige Straf oder Zucdtmittel) heſonderet Conceffion; |. Gewerbeorbn. $ 33. 
angedroht, verhängt ober verkündet werden: 1)| Gfippfifcherei im furiichen Haff, f. unter 
um dadurch zur Unterlaffjung einer Handlung Sifhereipolizei Fiſchereiordnung für das 
zu beitimmen, zu mwelder die Staatsgeſetze oder kuriiche Haff v. 7. März 1845 $ 32. 
die von der Obrigkeit innerhalb ihrer gejeß- Klöfter, |. Orben. 
lichen Buftändigkeit erlaffenen Anordnungen ver- Kuabenjeminare, j. unt. Geiftliche Geſetz 
pflichten; 2) um dadurch die Ausübung oderiy, 11. Mai 1873 SS 9—11, 14. 
er Öffentlicher Wahl- und Stimm) Gpappfchaftävereine, j. Berggeſetz v. 24. 
rechte in bejtimmter Richtung herbeizuführen.] Yuni 1865 66 124, 165—186, 
$ 4. Die Berhängung der nach diejem Gejeh] Knechte, |. unter Gefindepolizei. 
zutäifi en Straf: u, Zuchtmittel darf nicht öffent) Kuochenkochereien gehören zu den einer be 
ic, befannt gemacht werben. Cine auf bie Ges Ifonderen Genehmigung bebürtenden Anlagen, 
meindealieder beichränfte Mittheilung g nicht Semwerbeordnun 8 16. 
ausgeſchloſſen. — Die Vollziehung oder Berlün-]| Ko..... ‚\. ud &..... 
digung derartiger Straf- oder Budtmittel darf] Kobalt; Aufiuhung und Gewinnung diefes 
auch nicht in einer bejhimpfenden Weije erfolgen. | Metalls richtet ſich nad; den Beſtimmungen des 
$ 5. Geiftliche, Diener, Beamte oder BeauftragtelYergrechts, |. Berggeſetz $ 1. 
einer Kirche oder Religionsgejellihaft, welhel Kocjalz als Pesinfectionsmittel, ſ. unter 
den Vorſchriften diejed Gejeges (SS 1—4) Zw |Desinfectiondverfahren Anweiſung v. 6. 
wider Strafs ober Zuchtmittel androgen, ver-| Mai 1876 $ 2 Nr. 3 (G. 236). 
hängen ober verkünden, werden mit Gelditrafen] Gohlenfuhrwerke, Rabfelgenbreite derfelben 
bis zu 600 M oder mit Haft oder mit Gefäng-| auf Kunftitragen, j. unter Chaufjeen die Ver- 
niß bis zu einem Jahre und in jchwereren Fäl⸗ ordnung dv. 17. März 1839 $$ 7, 8, 15, 19. 
len mit Geldftrafen bi8 zu 1500 M oder mit Kohlenmafe, Eichung und Stempelung der- 
Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. 8 6. ſelben, j. unter Eichweſen die Verordnung v. 
Die befonderen Diäciplinarbefugnifje der Kirchen 15. Februar 1871 88 1 flg. (S. 278). 
oder Religionsgeſellſchaften über ihre Diener u. Körperbefchaffenheit, Veurtheilung derjel- 
Beamten und bie darauf bezüglichen Rechte des pen beim Erjag -Geichäft, ſ. Refrutirungs- 
Staats werden durch dieſes Gejeg nicht berührt. Ordnung dv. 28. September 1875 $ 3 u. Ans 
— Inöbejondere findet das dem Staat in jolden|fage I. u. IT. 
Geſetzen vorbehaltene Recht der Entlafjung von) Körpergröße der Militärpflichtigen, ſ. Re- 
Kirchendienern wegen Verlegung der Öffentlichen frutirungs-Ordnung $ 5 Nr. 2. j 
Ordnung unabhängig von den in $ 5 enthalte Görperverlegung, Beitrafung wegen einer 
nen Strajbeftimmungen jtatt. folchen, j. Str.-©.-®. 88 223— 233, und bezüg- 
Kirchhöfe, ſ. Begräbnißweſen. fi) der von einem Beamten bewiriten, dnjelbft 
— ss 118, 340, 358. ee in — 
isciplinarverbãltniſſe weini ‚ung mit anderen ftrafbaren Handlungen (mider- 
mer Shekiptin das Geiey van 12. Mai 1873 (8° si). rechtliche Freiheitsentziejung, Raub, gemeinge- 
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fährliche Verbrechen ꝛc.), ſ. daſ. 88 239, 251,,88 9—19, 116 Nr. 2—4, $$ 119, 124, 176 Wr. 
815 folg. 2, 5, 6, $ 180, 
Körungswefen. Dasſelbe ift provinciell, aber| Kreisämter, |. Kreis-Ordnung 88 21 flg., 
nicht in allen Provinzen des preußifchen Staates auch $ 116 Nr. 7. Wegen Berpflichtung der 
—— So eig eine Pferbezudht-Körordnung |Kreisangehörigen zur Unnahme von unbejolde- 
ür die Provinz Weftfalen vom 20. April 1827,|ten Uemtern, ‚ daſ. $ 8. 
wonach von den Schauämtern nur ſolche Hengite Kreisausfchuß, ſ. Kr.-Orbn. 88 130 flg. 
als Beichäler angekört (genehmigt) werben, we Sreisbeamte, ſ. Kreisämter. 
ſelbſt zu brauchberen Neit- oder Zugpferden ge- 
eignet, gute Fohlen erwarten laſſen. Sie müfjen|Rr. 8, $ 134 Nr. 1, $$ 137, 167, 168, 179, 199. 
über 3 Jahre alt und dürfen wiederum nit] Kreis.» Communalfafien, ſ. Kreis - Orbn. 
älter ald 20 Jahre,?) auch micht unter 5 Yuß|S$ 128, 129. 
preuß. groß?) fein. Unzuläffig find ferner folche, Kreisdeputirte, j. Kr.Ordn. 88 75, 118, 
welche mit äußeren Erbjehlern al: Spatt, Hafen-| Kreishauptmann. Derjenige Amishaupt⸗ 
baden, den Schaalen und Augenfehler; ober der⸗ |mann (f. d. Art.), welcher von dem Minifter des 
gleichen innerlichen Fehlern, als: Koller, Dämpfig- mern mit Genehmigung de3 Königs mit ber 
feit, Kribbenfegen und Fallſucht; oder fonftigen | Wahrnehmung der den ganzen Kreis (der zu 
bedeutenden Mängeln behaftet find, als: große | einem Kreije zufammengelegten ee) umfafjen- 
Senkung oder Krümmung des Nüdens, zu lange|den Geſchäfte beauftragt ift, führt während ber 
Seffeln, hervorragende Hüften, Gebogenheit der Dauer des Auftrags den Titel Kreishauptnann. 
niee — gewöhnlih das „in bie Kniehängen“ Im Wefentlichen erjtredt ſich feine Tyätigteit auf 
enannt — nicht zureihende Stärke der Vorder-|die Militär- und Steuerverwaltung. 
chentel zc. — Ebenfo ift durch Verordnung v.| Kreishaushalt, |. Kr. - Orb. 8$ 127 fig, 
27. April 1844 für dad vormalige Königreih|116 Nr. 5, $ 134 Nr. 2, $ 180. 
Hannover das Halten von Zuchthengſten durch] Kreis» Ordnung für die Provinzen 
Privatperjonen von der Genehmigung Seitens Preußen, Brandenburg, Pommern, Bofen, 
ber Körungs - Commiffionen abhängig gemacht. Schleſien und Sachſen v. 13. Dec. 1872; 1) 
— Bereinzelt find auch Zuchtſtier⸗Körordnungen Erfter Titel 
erlafien, 3. B. für die Kreife Brilon, Olpe, Siegen ; 
und Wittgenftein unterm 15. März 1865. Bon ben Grundlagen der Kreisverfaſſung. 
Kranfenanftalten; die Unternehmer von|Erfter Abjhnitt. Bon dem Umfange und 
Privat-Krankenanftalten bedürfen einer Eoncej- ber Begrenzung ber Kreiſe. 
fion, j. Gewerbeordnung $ 30. Wegen Be-]| 81. Die Kreife bleiben in ihrer ge enmwärtigen 
freiung der Krankenanftalten von der Gebäube- Daran als Berwaltungsbezirfe bejtehen. 
fteuer, |. unter Gebäudefteuer Geſetz v. 21. s 2. Jeder Kreis bildet nad) —— Vorſchrift 
Mai 1861 $ 3 Nr. 6; von ber Stempelſteuer, dieſes Geſetzes einen Communalverband zur Selkft- 
j. unter Stempelfteuer, Geſetz v. 7. März 1822 verwaltung feiner Angelegenheiten mit den Rech⸗ 
N < u. in * ee die Ber-Iten einer orporation, 
ordnung d. 19. Juli u. 7. Auguft 1876 $4, c.;| [Veränderung der Kreiögrenzen und Bildun 
von der Erbihaftsfteuer, j. unter Erbſchafts-neuer Kreife.] $ 8. Die Veränderung befchen, 
der Kreidgrenzen und die Bildung neuer, ſowie 
die Bujammenlegung mehrerer Kreiſe erfolgt 
durch Geſetz. — Die infolge einer derartigen 
Veränderung erforderliche Wuseinanderfegung 
zwiſchen ben betheiligten Kreifen ift im Verwalt- 
ungswege zu bewirken. — Streitigfeiten, welche 
hierbei entjtehen, unterliegen, vorbehaltlich der 
Beitimmung im $ 5, ber Entſcheidung des Ver— 
waltungsgerichts ($$ 187 ff.). — Veränderungen 
jolcher Gemeinde» oder Gutsbezirlsgrenzen, welche 
zugleich Kreisgrenzen find, ziehen die Veränder- 
ung diejer Kreisgrenzen und, wo die Kreis- und 
Wahlbezirksgrenzen zujammenfallen, aud die 
Veränderung der lehteren ohne Weiteres nach 
ih. — Eine jede Veränderung der Kreisgrenzen 
ift durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 
(Ausſcheiden der großen Städte aus den Kreis. 
verbänden.] $& 4. Städte, welche mit Ausflug 


) S. aud unter Dotationen bie Geſetze über die Dos 
30. April 















Kreiscommijfionen, j. Kr.» Orbn. 8 116 


ftenergejeg Zar. Behr. Nr. 2g. 

Krantenwärter beim Militär, ſ. Rekr.⸗Ordn. 
8 6 Ar. 2, $ 13 Nr, 4, 

Krankheiten, ſanitätspolizeiliche Vorſchriften 
beim Ausbruch anſteckender, ſ. Anſteckende 
Krankheiten. Wegen Beſtrafung der Verletz— 
ung ber Vorſchriften zur Verhütung ſolcher Krank⸗ 
heiten, |. Str.-®.-8. $ 327. 

ſtrütze, janitätspolizeiliche Vorſchriften dagegen, 
f. unter Anftedende Krankheiten das Regu— 
lativ v. 8. Auguſt 1835 88 74—83, 
.  Krebjen, Beitrafung des unberedtigten, |. 

unt. Str.G.B. 88 296, 370 Nr. 4, aud) unter 
Fiſchereipolizei das Fiſchereigeſetz vom 30, 
Mai 1874 8 49, 

Sireditgeben, ftrafbares an Minderjährige, 
j. Str.-©.-B. 8$ 301, 302. Verbot des Kredi— 
tirend von Waaren an Bergleute, ſ. Bergge- 
jet 88 86—92; an Fabrifarbeiter, ſ. unt. Fabr.» 
Arb. Gewerbe-Drdn. $ 134 (S. 376). 

Kreis-Abgaben, |. unter Kreis-Orbnung 





tationen ber Provinziale und Areisverbände vom 30, 

1873 (S.252) und vom 8. Juli 1875 (5. 253), — Bezliglich 

ber durch das Gefeg vom 26. Juli 1876 (f. unter Berwalte 

j . ungsbehörden), bezw. durch bas Geſetz vom 3. Juli 1875 ( 
) Bei Hengften ebler Race bildet das Alter Bein Hinderniß|umter Berwaltungsgerichte) bewirften Aendberungen in 

ber — —— ber Buftändigteit ber Bebörden im Kreisangelegenheiten in zu 
*) Yeyt micht unter 4 Fuß 9 Zoll; Bekanntwachung vom |den betreffenden Baragrapben auf bie beyüglihen Beitimm- 

2, Sept. 1848. ungen biejer Gefege verwieſen. 
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der activen Militärperfonen eine Einwohnerzahl ne uk as bed Kreis⸗ 
von mindejtend 25,000 Seelen haben und gegen-|ausjchujjes thatfächlid, entzieht, kann für einen 
wärtig einem Landkreiſe angehören, find befugt, |Beitraum von drei bis ſechs Jahren der Aus- 


für fich einen Kreisverband, Stadtkreis ($ 169) 
zu bilden und zu diejem Behufe aus dem bid- 
en Kreisverbande auszuſcheiden. — Auf den 

ntrag der Stadt wirb biefelbe durch den Mi- 


übung feines Rechtes auf Theilnahme an ber 
Vertretung und Bermwaltung des Kreiſes für ver- 
luftig erflärt und um ein Achtel bis ein Viertel 
ftärfer, al3 die übrigen Kreisangehörigen, zu ben 


nifter ded Innern für ausgeſchieden erflärt. —|Rreisabgaben herangezogen werden, — Die Ent- 


Es ift jedoch zuvor in allen Fällen eine Aus— 
einanderjetgung darüber zu treffen, welchen An- 
theil die ausjcheidende Stabt an dem gemein« 
famen Activ- umd Paſſivvermögen des biöherigen 
Kreifes, ſowie etwa an fortdauernden Leiftungen 
zu gemeinfamen Sweden ber beiden neuen Kreiſe 
u übernehmen hat.!) — Kommt eine Einigung 
er Betheiligten nicht zu Stande, jo enticheidet 
über die Streitpuntte das Verwaltungsgericht. 
ir Privatrechtliche Verhältnifje werden durd) 
eränderungen der Kreidgrenzen ($$ 3, 4) nicht 
berührt. 
Bweiter Abſchnitt. Bon den Kreisange— 
börigen, ihren Redten und Pflichten. 

8 6. Ungehörige des Kreijes find, mit Aus- 
nahme der nicht angejefjenen ſervisberechtigten 
Militärperjonen des activen Dienftjtandes, alle 
Diejenigen, welche innerhalb des Kreiſes einen 
Wohnfig haben. 

[Rechte der Kreisangehörigen.] $7. Die Kreis- 
angehörigen find berechtigt: 1) Zur Theilnahme 
an ber Bewelikss und Bertretung de3 Kreijes, 
nad) näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes; 2) zur 
Mitbenugung der öffentlichen Einrichtungen und 
Anftalten des Kreiſes. 

——— der Kreisangehörigen:! a) Ver— 
pflidtung zur Annahme von unbeſolde— 
ten Aemtern (Gründe der Ablehnung, Folgen 
einer ungeredhifertigten Ablehnung). 8 8. Die 
Kreisangehörigen find verpflichtet, unbejolbete 
Aemter in der Verwaltung und Vertretung des 
Kreijes zu iibernehmen. — Bur Ablehnung oder 
zur früheren Niederlegung folder Aemter bered)- 
tigen folgende Entihuldigungdgründe: 1) anhal- 
tende Krankheit; 2) Geſchäfte, die eine häufige 
oder lange dauernde Abwejenheit vom Wohnorte 
mit fich bringen; 3) das Alter von 60 Jahren; 
4) die Verwaltung eine3 unmittelbaren Staats» 
amte3; 5) fonjtige befondere Verhältniſſe, welche 
nad dem Ermefjen des Kreidtages eine giltige 
Entjchuldigung begründen. — Beträgt die Amts— 
dauer mehr.als drei Jahre, jo kann das Amt 
nach Ablauf von drei Jahren niedergelegt wer- 
den. — Wer ein unbejoldeted Amt in der Ber- 
waltung oder Vertretung des Kreiſes mährend 
der vorgeicdhriebenen regelmäßigen Amtsdauer 
verjehen hat, kann die Hebernahme dejjelben oder 
eines gleichartigen für die nächſten drei Jahre 
ablehnen. —- Wer fid) ohne einen der vorbezeich— 
neten Entſchuldigungsgründe weigert, ein unbe— 
joldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung 
des Kreiſes zu übernehmen, oder das übernom- 
mene Amt während der vorgejchriebenen regel— 
mäsigen Amtsdauer zu verjehen, ſowie derjenige, 
weicher fi der Verwaltung ſolcher Aemter troß 





s 2 S. auch das in Note 1 citirte Geſetz vom 8. Juli 1875 
7. 


ſcheidung erfolgt, ſofern der Kreistag den Ab- 
lehnenden für nicht entfchuldigt erflärt, durch den 
Kreisausihuß mit Vorbehalt der Berufung an 
das Verwaltungsgericht. In dem Verfahren 
nimmt ein vom Kreistage gewählter Commiſſa— 
rius Die Obliegenheiten des Kläger wahr. b) 
Beitragspfliht zu den Kreisabgaben. 
$ 9. Die Kreisangehörigen find verpflichtet, zur 
Befriedigung der Bedürfniffe des Kreiſes Ab— 
gaben aufzubringen, infofern der Kreistag nicht 
beſchließt, dieje Bebürfniffe aus dem Vermögen 
des Kreiſes oder aus fonftigen Einnahmen zu 
bejtreiten ($ 116, Nr. 3). 
[Grundfäge über die Vertheilung und Aufe 
bringung der Kreisabgaben.)] 8 10. Die Ber- 
—— ber Kreisabgaben darf nad) feinem an— 
deren Maßſtabe, als nad dem Berhältniffe der 
bon den Kreißangehörigen zu entrichtenben direc- 
ten Staatöfteuern, beziehungsweiſe der Mahl— 
und Schladhtfteuer, und zwar nur durch Zuſchläge 
zu denſelben, beziehungsmeife zu den nad) SS 14 
und 15 zu ermittelnden fingirten Steuerjägen 
der Forenſen, juriſtiſchen Perſonen ꝛc. erfolgen. 
— Die Grund⸗, Gebäude- und die von den: Ger 
werbebetriebe auf dem platten Lande auffom- 
mende Gewerbejteuer ber Klaſſe A, I ift hierbei 
mindeſtens mit der Hälfte u. höchſtens mit dem 
vollen Betrage desjenigen eg eran- 
zuziehen, mit welchem die Klaſſen- und clafjifi- 
eirte Einfommenfteuer belaftet wird. Im Ueb- 
rigen fann die Gemwerbefteuer von der Heran- 
ziehung ganz freigelafjen, darf aber feinenjalls 
dazu mit einem höheren Procentjae als Die 
Grund» und Gebäubefteuer, herangezogen wer» 
den. Ausgeſchloſſen von der Heranziehung bleibt 
bie Gewerbefteuer vom Hauſirgewerbe. — Die 
drei unterjten Stufen der Klafjenfteuer ($ 9 zu 
a des Geſetzes vom 1. Mai 1851) können von 
der Heranziehung zu den Rreisabgaben ganz 
freigelafjen oder dazu mit einem geringeren Pro» 
centjate, als die übrigen Stufen der Klaſſenſteuer 
und die claffificirte Einkommenſteuer herange— 
zogen werden. In diefem Falle ift den mahl« 
und fchlachtjteuerpflichtigen Städten ein verhält- 
nigmäßiger Erlaß an ihrem Gejanmtantheile 
an den Kreidabgaben zu gewähren. — Für Die 
mahl⸗ und jchlachtfteuerpflichtigen Städte ift bei 
Vertheilung der Ktreisabgaben die Einfommen- 
ftener nur nad) Abzug der Mahl- und Schladt- 
teuervergütigung von 60 M ($ 2 zu b des Ges 
etzes vom 1. Mai 1851), die Mahl- u. Schladjt- 
fteuer aber mit der Maßgabe in Anwendung zu 
bringen, daß die Mahliteuer nur mit 2 Dritt- 
theilen ihres Rohertrages herangezogen werden 
darf. Haben dieje Städte eine Militärbevölfer- 
ung, jo ift von der nach Vorftehendem ermittef« 
ten Summe eine nach Verhältniß der Militär« 
bevölferung zur Eivilbevölferung zu bemefjende 
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Duote abzufegen. — Bon dem hiernach ermittel-, [Heranziehung der Forenfen, juriftiichen Per» 
ten Betrage der Mahl- und Schlachtſteuer noch ſonen u. j. w. zu ben Kreidabgaben.] $ 14. Die- 
einen Abzug bis höchitens 20 Procent zu be» jenigen phyſiſchen Perfonen, welche, ohne in dem 


ſchließen, bleibt der Kreißvertretung überlaſſen. Kreiſe einen Wohnfig zu haben beziehungsweife 

11. Unter Unwendung des nad dieſen Grund-|in demfelben zu den perjönlichen Staatsjteuern 
äten ($ 10) vom Kreidtage beichlofjenen Ber-|veranlagt zu fein, in demjelben Grundeigenthum 
theilungsmaßjtabed wird das Kreisabgaben-Soll|befigen, oder ein ftehendes Gewerbe, ober außer 
für die einzelnen Gemeinden und jelbjtändigen|halb einer Gewerkjdaft Bergbau betreiben (Fo— 
Gutsbezirte im Ganzen beredjnet und denjelben|renjen), mit Einfluß der nicht im Kreiſe wohr 
zur Untervertheilung auf die einzelnen Stener-Inenden Geſellſchafter einer offenen Handelögejell- 
pilichtigen, nad) demſelben Maßſtabe, zur Ein-Jjchaft oder einer Commanditgeſellſchaft (Art. 85 
ziehung, fowie zur Abführung im Ganzen an bie und 150 des Allgemeinen Deutjchen H.“G.B.) 
Kreis-Kommunalfafje überwieſen. Den Stäbten|find verpflichtet, zu denjenigen Kreisabgaben bei— 
bleibt die Beichlußnahme darüber, wie ihre An-|zutragen, melde auf den Grundbeſitz, das Ges 
theile an den Kreis-⸗Abgaben aufgebradht werben|werbe, den Bergbau oder das aus diejen Quellen 
jollen, vorbehalten. fließende Einfommen gelegt werden. — Ein 

Feſtſtellung des Kreidabgaben » Bertheilungs-| Gleiches gilt von dem juriftifchen Perſonen, von 
maßſtabes.) $ 12. Der Maßſtab, nach welchem] den Commanditgefellichaften auf Actien u. Actien« 
die Kreisabgaben zu verteilen find, ift für jeden|gejelihaften (Urt. 173 und 207 bes H.-.-8.), 
Kreis bis zum 30, Juni 1874 ein für alle Mal|}owie Berggemwerkichaften, welche im Kreife Grunde 
feitzuftellen und demnächſt unverändert zur AnsJeigenthum befigen ober ein ftehendes Gewerbe 
wendung zu bringen. Der Kreistag ijt jedod|oder Bergbau betreiben. — Der Fiſcus kann zu 
befugt, hierbei zu den Kreisabgaben für Ver-|den Kreisabgaben wegen feines aus Grundbefig, 
fehrsanlagen die Grund- und Gebäudeſteuer, Gewerbe- und WBergbaubetrieb fließenden Ein- 
fowie die von dem Gewerbebetriebe auf dem ſkommens nit herangezogen, bagegen mit der 
platten Lande auffommende Gewerbeſteuer der Grund- und Gebäubelteuer um die Hälfte des— 
Kaffe A I innerhalb der im-S 10 feitgefeßten|jenigen Procentjages ſtärker belaftet werden, mit 
Grenzen mit einem .. Procentjage als zu welchem die Klaffen- und claffificirte Einfommen- 
den übrigen Kreißabgaben heranzuziehen, bezieh-|iteuer dazu herangezogen wird, Im falle des 
ungsweije nad) Maßgabe deö $ 10, Abſatz 3 die]S 12 (Abſatz 2) tritt diefe Belaſtung auch ohne 
drei unterften Stufen der Klafjenjteuer von der Beſchluß des Kreistages ein. — Bergwerksbe⸗ 
Heranziehung zu diefen Kreidabgaben ganz frei-[figer, welche in dem Umfange ihres Bergwerks— 
— 5 oder dazu mit einem geringeren Pro=|betriebes den in der Klaſſe A I der Gewerbe» 
centjatte heranzuziehen. — Kommt ein giltiger —— veranlagten Gewerbetreibenden gleichſtehen, 
Kreistagsabſchluß über den Vertheilungsmaßſtabſind zu den Steuerſätzen der Klaſſe A I einzur 
innerhalb der feſtgeſetzten Beit nicht zu Stande,/jhägen und nad Maßgabe diefer Einſchätzung 
fo werben bis zur — — dieſes Be⸗ zu den Kreisabgaben ige gen $ 15. Die 
ichlufies die Kreisabgaben auf die jämmtlichen|Einfhägung der Forenjen, der Bergwerksbeſitzer, 
directen Staatsſteuern, mit Ausſchluß der Haus|der Commanditgejellichaften auf Uctien, der Ac— 
firgewerbefteuer, und auf die Mayl u. Schlacht» |tiengejellihaften und der juriftiichen Berfonen zu 
ftener nad) Mafgabe des $ 10 Abjay 1 und Alben Kreisabgaben erfolgt,\foweit fie zu den, der 
leihmäßig Pa en — Der Kreistag fann den|Vertheilung ber Tegteren zum Grunde gelegten 
Peftgefte ten Maßſtab von fünf zu fünf Jahren|Staatäfteuern ($ 10) nicht ſchon unmittelbar 


einer Revifion unterziehen, — Wo gegenwärtig|berangezogen find, von dem Kreisausichuß, nach 


mit Königliher Genehmigung zu bejtimmten 
Bweden Kreisabgaben nad) in BB ai Vertheil« 
ungsart erhoben werden, behält eö dabei biß zum 
31. December 1875 fein Bewenden, jofern nicht 
der Kreißtag ſchon in der Zwifchenzeit auch hier- 
für den Webergang zu dem, nad) dem gegen- 
wärtigen Gejege feitgeftellten Maßſtabe für die 
Bertheilung der Kreisabgaben beſchließt. Vom 
1. Januar 1876 ab tritt der nad) diejem Gejege 
feitzuftellende Maßſtab (Abſatz 1 u. 2) auch für 
die bezeichneten Abgaben von felbit in Kraft. 

Mehr» oder Minderbelajtung einzelner Streis- 
theile.] $ 13. Eofern es fi um SKreideinricht- 
ungen handelt, weldye in beſonders hervorragen- 
dem oder in bejonders — Maße einzel⸗ 
nen Kreistheilen zu Gute fommen, kann der 
Kreistag beichließen, für die Kreisangehörigen 
diejer Kreistheile eine nad Quoten zu bemeffende 
Mehr» oder Minderbelaftung eintreten zu lafjen. 
Die Mehrbelaftung kann nach Maßgabe der Bes 
Ichlüffe des Kreistages durch Naturalleiftungen 
erjegt werbeu. 


den für Die —— dieſer Staatsſteuern 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, unter Ans 
wendung des für die Kreisabgaben beſtimmten 
Antheilsverhältniſſes. 
Unzuläſſigkeit einer Doppelbeſteuerung defjel- 
ben Einkommens.) $ 16. Niemand darf von 
demjelden Einkommen in verjchiedenen Kreifen 
zu den Kreisabgaben —— werden. Es 
muß daher dasjenige Einkommen, welches einem 
Abgabenpflichtigen aus feinem außerhalb des 
Kreijes belegenen Grundeigenthum oder aus fei- 
nem außerhalb des Kreiſes ftattfindenden Ge— 
werbe- oder Bergbaubetriebe zufließt, bei Feſt— 
ftellung de3 im Kreife zu veranlagenden Ein« 
kommens befjelben außer Berechnung gelajien 
werden. Dies geſchieht durch Abjekung der be» 
züglichen Einfommensquote von dem zur Staats« 
jtener veranlagten Gejammteinfommen u, durch 
verhältnigmäßige Herabjegung des feitgeftellten 
Steuerſatzes. 
(Befreiung von den Kreisabgaben.] 817. Die 
dem Staate gehörigen, zu einem öffentlichen 
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Dienſte oder Gebrauche beſtimmten Liegenſchaften 
und Gebäude, die Königlichen Schlöſſer, ſowie 
bie im $4 zu c u. d des Geſetzes vom 21. Mai 
1861, betreffend die andermweite Regelung der 
Grundjteuer und die im $ 3 zu 2 bis 6 des Ge- 
ſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Ein- 
führung einer allgemeinen Gebäubejteuer, bezeich* 
neten Grundſtücke und Gebäube find von ben 
Kreislaften befreit. $ 18. Bis zur anderweiten 
ejeglichen Regelung bleiben die Dienftgrund- 
tüde der Geiftlichen, Kirchendiener und Elemen- 
tarſchullehrer gleichfalls von Kreislaften befreit. 
Auch ift bis zu diefer Regelung die Beſteuerung 
des Dienjteinfommend ber unmittelbaren und 
mittelbaren Staatöbeamten nur in ſoweit zu— 
läſſig, ald die Beiträge derjelben zu den Bebürf- 
nifjen der Gemeinde ihres Wohnortes nicht be- 
reitö das in Gemäfheit der 8$ 2 u. 3 bes Ge- 
jeges vom 11. Juni 1822 beftimmte Marimum 
erreichen, und aud dann nur innerhalb ber 
—— des im $ 3 a. a. O. beſtimmten höch— 
ften Satzes. Ebenſo findet ber $ 10 des Geſetzes 
vom 11. Juli 1822 auf bie Seranziehung zu 
den Kreisabgaben Anwendung. 

[Beichwerden wegen der Reranlagung der 
Kreisabgaben.] 19. Beſchwerden der Gemeinden 
und einzelner Kreisangehörigen wegen ihrer Her- 
anziehung oder Veranlagung zu den Kreidabgaben 
unterliegen, mit orbehalt der Beftimmungen 
ber $S 78 und 79, Tit. 14, Th. II. des Ullge- 
meinen — und des Geſetzes vom 24. 
Mai 1861, betreffend die Erweiterung des Recht3- 
weges, der Entſcheidung des Verwaltungsgerichts; 
jedoch jind Beſchwerden wegen Ueberbürbung zu« 
vor beim —— — 130 ff.) zur noch— 
maligen Prüfung und Entſcheidung anzubringen. 


Dritter Abſchnitt. Kreis-Statuten und 
Reglements. 

8 20. Jeder Kreis iſt befugt: 1) zum Erlaſſe 
bejonderer ftatutarifcher Anordnungen über jolche 
Ungelegenheiten des Kreiſes, hinſichtlich deren 
das gegenwärtige Gejeg Berichiedenheiten ges 
ftattet (s$ 104 Abfag 2,108 Abſatz 1 und 109), 
oder das Gejet auf ftatutarijche Regelung ver» 
weiſt, ſowie über ſolche Angelegenheiten, deren 
Begenftand nicht durd das Gele geregelt ift; 
2) zum Erlaffe von Reglements über bejondere 

inrichtungen des Kreiſes. 

Zweiter Titel, 


Bon der Gliederung und den Aemtern des 
Kreijes, 
Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 

[Gliederung des Kreifes.] $ 21. Die Kreife, 
mit Ausnahme der Stadtkreife ($$ 4 unb 169), 
zerfallen in Amtsbezirke, beziehungsweife inStadt- 
und Amtsbezirte. — Die Amtsbezirke beftehen 
aus einer oder mehreren Landgemeinden, oder 
aus einem oder mehreren Ontsbezirten, be 
ziehungsweiſe aus Landgemeinden und Gutö- 
bezirten. — An ber Epite der Berwaltung 
des Kreijes fteht der Landrath, an der Spike 
der Verwaltung des Amtsbezirtes der Amtövor- 
fteger, an der Spitze der Verwaltung der Ge- 
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meinde ber Gemeinbevorfteher. Für ben Bereich 
eines jelbjtändigen Gut3bezirles führt der Gut: 
borfteher die dem Gemeindevorfteher obliegende 
Bermwaltung. 


Zweiter Abſchnitt. "Bon dem Gemeinde 
vorfteher- und dem Shöffenantte, ſowie 
bon der Ortsverwaltung der jelbitän- 
digen Gutsbezirke. 


[Gemeindevorfteher u, Schöffen] & 22. Der 
Gemeindevorftand befteht aus dem Gemeindevor- 
fteher (Schulze, Scholze, Richter, Dorfrichter) u. 
zwei Schöffen (Schöppen, Gerichtömänner, Ger 
richts- oder Dorfgeichtvorene), welche den Ges 
meindevorjteher in den ihm obliegenden Amts⸗ 

eihäften zu unterjtügen und in ——— 
Fällen zu vertreten haben. — Wo die Zahl der 
Mitglieder des Gemeindevorjtandes nad) den be- 
ftehenden Bejtimmungen eine größere ift, ver— 
bleibt es bei derjelben. — Auch kann auf Antrag 
der Gemeinde bie Zahl der Schöffen durch den 
Kreisausſchuß nach Anhörung des Amtövorjtehers 
vermehrt werden. a) Wahl derjelben. $ 28. 
Der Gemeindevorfteher und die Schöffen werben 
bon der Gemeindeverfammlung beziehungsmeije 
der Gemeindevertretung aus der Zahl der ſtimm⸗ 
berechtigten Gemeindeglieder durch abjolute Stim⸗ 
menmehrheit gewählt. — Bater und Sohn dür- 
fen nicht gleichzeitig Mitglieder des Gemeinde— 
vorjtandes fein. — Die Wahlen erfolgen nad 
näherer Vorſchrift des diejem Gejete beigefügten 
Wahlreglements.) $ 24. Die Wahl der Ge 
meindevorfteher und der Echöffen erfolgt auf 6 
Jahre. 8 25. Wegen der Verpflichtung zur 
Uebernahme, ſowie wegen der Gründe für die 
Ublehnung ded Amtes eined Gemeindevorjtehers 
oder Schöffen, und wegen ber Folgen einer un« 
gerechtfertigten Ablehnung finden die Vorfchriften 
bed $ 8 mit der Mafigabe entſprechende Anwend⸗ 
ung, daß an die Gtelle des Kreistages die Ger 
meindeverfammlung , beziehungsweije die Ge 
meindevertretung und an die Stelle des Eommij- 
jarius des Kreistages der Gemeindevorjteher tritt 
und daß jtatt einer Erhöhung der Kreisabgaben 
eine ſolche für die Gemeindeabgaben beſchloſſen 
werden lann. b) Betätigung bDerjelben. 
26. Die gewählten Gemeinbevorjteher und 
Schöffen bedürfen der Beftätigung durch den 
Landrath. — Vor der Beftätigung ift der Amtd- 
vorfteher mit feinem Gutachten zu hören. — Die 
Beitätigung kann unter Zuftimmung de3 Kreis» 
ausichuffes verjagt werden. — Wird die Bes 
ftätigung verfagt, jo ift eine Neuwahl anzuord— 
nen. Erhält auch diefe die Beftätigung nicht, jo _ 
ernennt der Landrath auf ben a des 

Amtsvorſtehers unter Zuſtimmung des Kreis— 

Ausſchuſſes einen Stellvertreter auf fo lange, 
bis eine erneuerte Wahl die Beitätigung erlangt 
hat. — Dafjelbe findet ftatt, wenn feine Wahl 
u Stande kommt?) c) Bereidigung der 
At en. $ 27. Die Gemeindevorfteher und bie 
Schöffen werden vor ihrem Amtsantritte von 
dem Xandrathe oder in jeinem Auftrage von dem 

ı) ©. ME TIEMBRERBBERENEFAEN Gejeg vom 26. 


Juli 1876 $ 44, 
2) Daſ. $ 46. 
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Amtsvorfteher vereidigt. d) Dienftunkoften-jvom 31. December 1842 vorgefchriebene Meld- 
Entfhädigung dberjelben. F 28. Die Ge- Ri entgegenzunehmen. 


Kreis-Ordnnung. 


meindevorfteher haben Anipruch auf Erjat ihrer] [Gutsvorjteher.] $ 31. Für den Bereich eines 
baaren Auslagen und auf die Gewährung einer|felbjtändigen Gutsbezirked ift der Befiger des 
mit ihren amtlichen ar Serge im billigen) Gutes zu den Pflichten und Leiftungen verbun- 
Verhältniſſe ftehenden Entſchädigung. — Die den, welche den Gemeinden den Bereich ihres 
Aufbringung derſelben liegt der Gemeinde ob.) Gemeindebezirkes im öffentlichen Intereſſe gejeh- 
— Alle fortlaufenden Geld- u. Naturalbeiträgejlich obliegen. — Derſelbe hat insbeſondere die 


des Gutsherrn zur Remuneration des Gemeinde⸗ 
—— fallen fort. — Landdotationen, welche 
für die Verwaltung des Schulzenamtes ausge— 
wieſen ſind, können auf Grund des gegenwär— 
tigen Geſetzes nicht zurückgefordert werden. Sind 
ſolche Landdotationen allein oder in Verbindung 
mit Geld- oder Natural» Beiträgen von dem 
Gutsheren gewährt, jo ift derſelbe berechtigt, 
hierfür von dem Gemeindevorfteher auch ferner 
die Wahrnehmung der Gutsvorftehergeichäfte be= 
ziehungsweije die Vertretung hierbei in dem bis- 
herigen Umfange ($ 31 Wbja 3) zu fordern, — 
Der Gutöherr wie die Gemeinde kann die Löj- 
ung eined derartigen Verhältnifjes gegen Fort- 
fall der Geld- und Natural-Beiträge und gegen 
Entihäbigung für die Yanddotationen verlangen, 
Der Gemeinde fteht dabei das Necht zu, jtatt 
der Gewährung einer Entfhädiguug die Land- 
botationen herauszugeben. — Sn Betreff der 
Auseinanderjegung fommen die Vorſchriften der 
85 41 bis 45 mit der Mahgabe zur Anwendung, 
daß zu den im erften Abſatz des $ 45 erwähn- 
ten Koften auch die Gutsherren Nichts beizu- 
tragen haben.?) — Die Schöffen haben ihr Amt 
in der Regel unentgeltlich zu verwalten, und 
nur auf den Erjag baarer Auslagen Anſpruch. 

aan und Pflichten des Gemeindevorftehers.| 
8 29. Der Gemeindevorjteher iſt die Obrigfeit 
des Gemeindebezirted und, fofern er nicht zu— 
gleich jelbft Amtsvorſteher ijt ($ 66 Abſatz 5), 
dad Organ des Umtsvorjtehers für die Polizei» 
verwaltung. — Der Gemeindevoriteher hat ver- 
möge deſſen dad Recht und die Pflicht, da, wo 
die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit ein fofortiges polizeilihes Ein- 
schreiten nothwendig macht, das dazu Erforder- 
lie vorläufig —— und ausführen zu 
laſſen (8 79). $ 80. Der Gemeindevorſteher hat 
das Recht und die Pflicht: 1) der vorläufigen 
Feſtnahme und Verwahrung einer Perjon nad) 
den Vorſchriften des $ 2 zu 1 und $ 6 des Ge- 
ſetzes zum Scuße der perjönlicdhen Freiheit vom 
12. Februar 1850. Er hat aber von einer fol- 
chen Feſtnahme jofort und jpätejtens innerhalb 
zwölf Stunden dem Amtsvoriteher Anzeige zu 
machen, welcher über die Aufrechthaltung des 
Gewahrfam ungefäumt zu enticheiden und das 
Weitere nad) den Vorſchriften des angeführten 


in den $$ 29, 30 u. 79 aufgeführten obrigfeit- 
lihen Befugniffe und Pflichten eutweder in Ber- 
fon oder durch einen von * zu beſtellenden, 
zur Uebernahme des Amtes befähigten Stellver- 
treter auszuüben. Der letztere muß feinen be— 
ftändigen Wufenthalt im Gutsbezirfe oder in 
dejjen unmittelbarer Nähe haben. — Es können 
jedod) auch außer dem im $28 Ubjag 4 vorgefehenen 
Falle jeitens des Beſitzers ded Gutes jänmtliche 
oder einzelne Gutsporftehergeichäfte an den Bor- 
iteher einer benachbarten Gemeinde unter Beider 
Buftimmung gegen eine angemefjene Entjchädig- 
ung übertragen werden. — Ehefrauen werden 
rüdfichtlid) der angeführten Rechte und Pflichten 
durch den Ehemann vertreten, Kinder unter väter- 
liher Gewalt durch den Vater, PUR une 
durch ihren VBormund oder Eurator. $ 32. Die 
Beitellung eines Stellvertreterd muß erfolgen, 
wenn 1) das Gut einer juriſtiſchen Berfon, einer 
Aetiengeſellſchaft oder einer Commanditgejellichaft 
auf Uctien gehört, oder wenn mehrere Mitbe« 
figer ſich nicht darüber einigen, wer von ihnen 
die Geſchäfte des Gutsvorſtehers — — 
2) der Gutsbeſitzer kein Angehöriger des Deut- 
ſchen Reiches ift; 3) derjelbe nicht feinen bejtän- 
digen Aufenthalt im Gutöbezirfe oder in defjen 
unmittelbarer Nähe hat, oder 4) wegen Krank— 
heit oder aus anderen in feiner Perſon Tiegen- 
den Gründen außer Stande ijt, die Pflichten eines 
Gutsvorſtehers zu erfüllen. — Für die von dem 
pauptgute entfernt gelegenen Theile eines felb- 
ſtändigen Gutsbezirkes fan von dem Kreisaus— 
ihuffe die Beſtellung befonderer Stellvertreter 
angeordnet werden, 7* dies für eine ordnungs⸗ 
mäßige örtliche Verwaltung erforderlich iſt. *) 
$ 33. Der Gutöbefiper bezw. der Stellvertreter 
wird in feiner Eigenſchaft als Gutsvorfteher von 
dem Landrathe beftätigt. Die Beftätigung fann 
unter Zuftimmung des Kreisausſchuſſes verjagt 
werden. *) — Der Gutsvorfteher wird vor feinem 
Amtsantritte von dem Landrathe oder in dejjen 
Auftrage von dem Amtsvorſteher vereidigt. $ 34. 
Unterläßt der Befiger des Gutes in den im $ 32 
angegebenen Fällen oder, wenn ihm die Beftä- 
tigung als Gutsvorfteher verjagt worden ift, die 
Beitellung eines Stellvertreters, oder befindet er 
ji im Concurs, oder befindet er fich nicht im 
Befige der bürgerlichen Ehrenrechte, fo fteht dem 


Gejeged anzuordnen hat; 2) die unter Polizei» Landrathe unter Zuftimmung des Kreisausichufe 
Auſſicht jtehenden Perjonen zu beaufjichtigen; 3)|je$ Die Ernennung des Stellvertreterd auf Koſten 
die ihm vom Amtsvorſteher, ber Staats- oder des Befigers zu, ®) 

Polizeianwaltihaft aufgetragenen polizeilichen) [Dienjtvergehen der Gcmeindevorfteher, Schöf- 
Mafregeln auszuführen und Berhandlungen auf-|fen und Gutsvorjteher.] $ 35. Hinſichtlich der 
aunehmen; 4) die in den SS 3 ff. des Geſetzes Dienſtvergehen der Gemeindevorfteher, Schöffen 
über die Aufnahme neu anzichender Perjonen|und Gutsvorjteher finden die Vorjchriften des 





1) Gejch vom 26. Juli 1376 $ 44. 
3 2) Dal. 5 46, 
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.$ 47. 
8 


a 
af. $ 48. 3) Dof. $ 47. 


Kreis-Drdnung. 


Geſetzes vom 21. Juli 1852 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß 1) an die Stelle der Bezirks» 
regierung der Kreisausſchuß, an die Stelle des 
Präfidenten der Bezirläregierung der Landrath, 
an die Stelle de3 vorgefegten Minifterd der Bor- 
fitende des Vermwaltungsgerichtes und an bie 
Stelle des Staatäminifteriums das Verwaltungs» 
gericht tritt; 2) das Berfahren mit Rüdjicht auf 
den Ausfall der VBorunterfuhung nur durch Be— 
— des Kreisausſchuſſes eingeſtellt werden 
ann; 3) das Gutachten des Disciplinarhofes 
nicht einzuholen iſt; 4) die Verhandlung vor dem 
Verwaltungsgerichte in mündlichem Berfahren 
Kennst; 5) ein Vertreter der Staatdanwalt- 
haft für die Berufungsinftang von dem Vor- 
figenden bes Verwaltungsgerichtes ernannt wird; 
6) Beſchwerden über Disciplinarverfügungen des 
Zandrathes der Enticheidung des Verwaltungs— 
gerichtes unterliegen. 


Dritter Abſchnitt. Aufhebung der mit 
dem Beſitze gewiſſer Grundftüde verbun- 
benen Beredhtigung u. Verpflichtung zur 

Berwaltung des Schulzenamtes. 


8 36. Die mit dem Beſitze gewifjer Grumd- 
ftüde verbundene Berechtigung und Verpflichtung 
ur Berwaltung des Schulzen- (Richter) Amtes 
ift aufgehoben. $ 37. Infolge der Aufhebung 
der im $ 36 gedachten Berehtigung und Ber- 
pflichtung treten auch diejenigen Feſtſetzungen 
außer Kraft, welche infolge der Berjtüdelung von 
Lehn- und Erbihulzengütern nad $ 16 des Ge 
feges vom 3. Januar 1845 über die Verbindung 
der Verwaltung des Schulzenamtes mit dem Be- 
fige eines der Theile des zertüdelten Grund— 
ftüdes oder die Ausweijung eines austümmlichen 
Schulzengehaltes in Grundjtüden oder in Geld, 
beziehungsweife die Bertheilung des Geldbeitra- 
ge3 auf die einzelnen Trennftüdsbefiger getroffen 
worden find, $ 38. Grunditüde, Gerechtigkeiten 
und Einkünfte, welche den Schulzengutsbefigern 
erweislich von der Gemeinde jelbjt für die Amts— 
verwaltung verliehen find, fallen an die Gemeinde 
zurüd. 8 39. Ebenjo hören diejenigen Vorrechte 
und Befreiungen auf, weldye dem ulzenguts⸗ 
befiger für die Verwaltung des Schulzenamtes 
in Beziehung auf die aus dem Communalver- 
bande oder aus anderen Berbänden, 3. B. dem 
Kirchen» u. Schulverbande entjpringenden Dienfte 
und Abgaben der Gemeinde oder deren Mitglie- 
dern gegenüber bisher zuftanden. — Auf weitere 
Bergütungen hat die Gemeinde feinen Anſpruch. 
8 40. Die Beziehungen zwiihen dem Beſitzer 
des Schulzengutes und dritten Perfonen werden 
von den Borjchriften diejes Geſetzes nicht berührt. 
— In keinem alle können jedoch Grundjtüde, 
Gerecdjtigleiten oder Befreiungen, welche dem 
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fonftigen Entſchädigungen von den Verleihern 
oder deren Rechtsnachfolgern in Anſpruch ge 
nonmen und zurüdgefordert werden. Diejelben 
verbleiben vielmehr dem Schulzengutäbejiger auch 
nad) Aufhebung der mit dem Schulzengute ver« 
bundenen Amtöverwaltung. $ 41. Die nad) den 
55 38 und 39 etwa erforderliche Auseinanderſetz⸗ 
ung zwiſchen der Gemeinde und dem Schulzen- 
gutsbefiger wird duch einen von dem Kreis— 
ausſchuſſe zu ernennenden Commiſſarius bewirkt. 
— Der über die Auseinanderjegung aufzuneh- 
mende Receß unterliegt der Prüfung und Be- 
ftätigung des Kreisausſchuſſes. 8 42. Entſtehen 
bei dem Auseinanderſetzungs -Verfahren ($ 41) 
Streitigkeiten Darüber, ob mit einem Grundftüde 
die Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzen- 
amte3 verbunden ijt, oder ob und melde Grund- 
jtüde, Gerechtigleiten, Vorrechte od, Befreiungen 
der in den $$ 38 umd 39 gedachten Art zurüd 
zu gewähren, beziehungsweije aufzuheben find, 
oder wird die Vollziehung des Receſſes von ven 
Betheiligten verweigert, jo find die Berhandlun- 
gen zum weiteren Verfahren und zur Entjdeid- 
ung an die betreffende Auseinanderfegungsbehörbe 
abzugeben. — Auf eine Wppellation von der 
Entſcheidung der Generalcommifjion beziehungs« 
mweije bes betreffenden Spruchcollegiums für land» 
wirthichaftliche Angelegenheiten des Regierungs⸗ 
bezirkes erfennt das Revifionscollegium für Lane 
desculturjachen endgiltig und findet gegen defjen 
Entjheidung weder ein ordentliches noch ein 
außerordentliches Rechtämittel ftatt. — Vor der 
Entſcheidung in erfter und zweiter Inſtanz iſt 
dad Gutachten des Kreisausſchuſſes einzuholen 
u, den Betheiligten zur Erklärung mitzutheilen. 
$ 43. Jit dad Auseinanderjegungsverfahren zus 
jolge 5 42 auf die Auseinanderjegungsbehörde 
übergegangen, fo fteht diefer Behörde auch die 
Aufnahme, VBrüfung und Betätigung des Re— 
ceſſes zu. 8 44. Sn Betreff des Verfahrens 
(SS 41—43), ſowie der Wirkung und Ausführ- 
ung der Receſſe gelten Die aan ber Ablöj- 
ung der Reallaften u. der Regulirung der gutö- 
herrlichen Berhältniffe beftehenden Vorſchriften. 
$ 45. Bu den Koften, melde die Ausführung 
der im dieſem Gejehe den Kreisausichüffen und 
deren Commifjarien übertragenen Gejchäfte ver— 
urjadt, haben die Gemeinden und die Schulzen» 
utsbefiger nichts beizutragen. — Für das Bers- 
—— bei ben Auseinanderſetzungsbehörden gel— 
ten die für dieſelben beſtehenden Koſtenbeſtimm⸗ 
ungen. 


Bierter Abſchnitt. Bon den Amtsbezirken 
und dem Amte der Amtsporfteher. 


(Aufhebung der gutöherrlihen Polizeiverwalt⸗ 
ung.] $ 46. Die Polizei wird im Namen des 


Schulzenamte, wenngleich mit Beziehung auf die) Königs ausgeübt. — Die gutsherrlicde Polizei— 
dem Befiger zuftchende Verwaltung des Schul-|gewalt ift aufgehoben. 


enamted, von Dritten, insbejondere von dem) 


(Amtsbezirte.) $ 47. Behufs Verwaltung der 


ndeäheren oder von Gerichts- oder von Guts-Polizei und Wahrnehmung anderer öffentlicher 


herren, ſei e8 bei der Fundation des Schulzen⸗ 


gutes oder fpäter, ohne ausdrüdlichen Borbehalt 
des Widerrufs verlichen worden jind, jomwie die 


Angelegenheiten wird jeder Kreis, mit Ausſchluß 
der Städte, in Amtsbezirke getheilt. 
[Bildung der Amtsbezirfe,] 48. Für bie 


etwa an Stelle der verliehenen Geredhtigkeiten Bildung der Amtöbezirke gelten Pine Grund» 


und Freiheiten getretenen Landabfindungen oder 


ſäthze: 1) Jeder Amtsbezirk jo 


thunlichit ein 
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räumlich zuſammenhängendes und abgerundetes Abgeordneten zu vertreten. 2) In denjenigen 
Flächengebiet umfafjen, deſſen Größe und Ein- Amtsbezirken, welche nur aus einer Gemeinde 
mwohnerzahl bergeftalt zu bemefjen ift, daß einer-|beftehen, nimmt die Gemeindeverjammlung bes 
feit3 die Erfüllung der * das Geſetz der ziehungsweiſe Gemeindevertretung die Geſchäfte 
Amtsverwaltung auferlegten Aufgaben geſichert, des Amtsausſchuſſes wahr. 3) In denjenigen 
anderſeits die Unmittelbarkeit und die ehrenamt-| Amtsbezirken, welche nur aus einem Gutsbezirle 
lihe Ausübung der örtlichen Verwaltung nicht) beitehen, fällt der Amtsausſchuß weg. $ 52. 
erihwert wird. 2) Gemeinden, welche eine den Zu den Befugniffen des Amtsausſchuſſes gehört: 
Beitimmungen des Geſetzes entiprechende Amts- 1) die Controle ſämmtlicher und die Bewilligung 
verwaltung aus eigenen Kräften herzujtellen ver-| derjenigen Ausgaben der Umtsverwaltung, welche 
mögen, find, wenn nicht die örtliche Lage dielvom Amtsbezirte aufgebracht werben (5 69 u. 
Zuſchlagung anderer Gemeinde- od, Gutöbezirfe] 70 Abſatz 4); 2) die Beſchlußfaſſung über die- 
nothiwendig madjt, auf ihren Antrag zu einem Amt3s|jenigen Polizeiverordnungen, welche der Amts- 
bezirfe zu erflären. 3) Gutöbezirke von abgefon-|vorjteher unter Mitwirkung des Amtsausſchuſſes 
berter Lage, welche ohne weſentliche Unterbredjung|zu erlaffen befugt ijt ($ 62); 3) die Aeußerung 
ein räumlich zufammenhängendes Gebiet von er⸗ über Abänderungen des Amtsbezirkes ($ 49); 4) 
heblichem Flächeninhalte umfajjen, können aufjdie Beftellung, jowie die Wahl befonderer Com— 
Antrag ohne Rüdficht auf ihre Einwohnerzahljmiffionen oder Commiſſarien zur Vorbereitung 
unter 5 ei = Borausfegungen der Nummern] und ern I von Beichlüffen des Amtsaus- 
1 und 2 zu Umtöbezirken erklärt werden. 4)ſchuſſes; 5) die Beihlußfaffung über fonftige An— 
Alle übrigen Gemeinden und Gutsbezirke werden|gelegenheiten, welche der Amtsvorſteher aus dem 
zu Amtsbezirken vereinigt. Insbeſondere follen tete jeiner Amtöbefugniffe dem Amtsausichuffe 
Gemeinden und Gutöbezirke, welche eine örtlich zu dieſem Zwecke unterbreitet, $ 58. Die zu 
verbundene Lage haben, zu einem und demjelbenjeinem Amtsbezirke gehörigen Gemeinden und 
AUmtsbezirte gehören. — Bei Abgrenzung der|Gutäbezirke find befugt, durch übereinftimmenden 
zufammengefegten Amtsbezirke ift möglichſt dar-|Bejchluß einzelne Commimalangelegenheiten dem 
auf zu achten, daß die innerhalb der Kreije be⸗ Amtsbezirle zu überweifen. — Handelt e8 ſich 
tehenden Berbände (Kirchipiele, Schulverbände, hierbei um Wufbringung von Abgaben feitens 
— u. ſ. w.) nicht zerrifjen werben.|be3 Amtsbezirkes, deren Aufbringungsmaßſtab 
$ 49. Die Bildung der Amtsbezirke, ſowie die|nicht geſetzlich feititeht, jo muß ſich die Ueberein- 
etwa erforderliche Abänderung derjelben erfolgt|jtimmung der Betheiligten auch auf den Auf- 
nach Anhörung der Betheiligten, auf Vorſchlagſbringungsmaßſtab erftreden. — Ueber folche dem 
des nad dieſem Geſetze gewählten Kreistages,| Amtsbezirke überwiejene Communalangelegenhei- 
durch den Miniſter des Innern, — Die Revition ten fteht alddann die Beſchlußfaſſung dem Amts- 
und endgiltige Feititellung, ſowie jede jpäterelausjchujie zu. $ 54. Der Amtsvorjteher beruft 
Abänderung derjelben findet nad näherer Vor-|den Amtsausſchuß und führt den Vörſitz mit 
ichrift der zu erlaſſenden PBrovinzialordnung ftatt. [vollem Stimmredte. Die Sitzungen de3 Umts- 
— Veränderungen folder Gemeinde» oder Guts-ausſchuſſes find öffentlih. Für einzelne Gegen- 
bezirtögrengen, welche zugleich Amtsbezirkögren- (ftände kann durd einen in geheimer Gigung 
zen find, ziehen die Veränderung der letteren|au faſſenden Beſchluß die Deffentlichkeit ausge» 
ohne Weitered nad) fid. !toffen werden. — Der Amtsausfhuß ann nur 
[Organe der Amtsverwaltung.] $ 50. Dielbejhließen, wenn mehr als die Hälfte der Mit- 
Organe der Amtöverwaltung in den Umtöbezir-| glieder anweſend ift. Eine Ausnahme hiervon 
fen find nad) näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes findet ftatt, wenn die Mitglieder, zum zweiten 
der Amtsvorfteher und der Amtsausſchuß. Male zur Berhandlung über denjelben Gegen- 
(Amtsausſchuß.) $ 51. Für die Bildung des)itand berufen, dennod nicht in beichlußfähiger 
Amtsausſchuſſes gelten bis zum Erlaß der Land-| Anzahl erſchienen find. Bei der zweiten Beruf- 
gemeindeordnung folgende Bejtimmungen: 1) Infung muß auf dieſe Beitimmung ausdrüdlich Hin« 
den zujammengejegten Amtsbezirken bejteht derjgewiefen werden. — Die Beichlüffe des AUmts« 
Amtsausſchuß aus Vertretern jämmtlicher zum|ausjchuffes werden nad Mehrheit der Stimmen 
Amtöbezirke gehörigen Gemeinden und ſelbſtän⸗ gefaßt. Bei Stimmengleihheit gilt der Antrag 
digen Outöbegirte, — Die Bertretung der Gerlals abgelehnt. $ 55. Für die nad) näherer Bor» 
meinden erfolgt eh durch den Gemeindes|jchrift dieſes Gefepes den Gemeinden und Guts— 
vorjteher, jodann durch die Schöffen und, wenn] bezirken gemeinfamen Angelegenheiten ftehen dem 
auch deren Zahl nicht ausreicht, durch andere) Amtöverbande die Rechte einer Corporation zu. 
von der Gemeinde zu mählende Mitglieder. —|Die Corporation mwird nad außen durch den 
Die Zahl der von jeder Gemeinde zu entjenden-| Amtsvorjteher vertreten. — Urkunden, welche das 
den Vertreter, jowie der jedem Gutsbezirke ein-| Amt verpflichten follen, find von dem Antsvor- 
zuräumenden Stimmen wird mit Rüdjicht auf ſteher u. mindeſtens einem Mitgliede des Amts— 
die Steuerleiftungen u. die Einwohnerzahl durch, ausjchuffes unter Anführung des betreffenden Bes 
ein nach Unhörung der Betheiligten auf den Vor- ſchluſſes des Amtsausſchuſſes zu vollziehen. 
ſchlag des Sreisausschuffes von dem Kreistage zul Amtsvorſteher. a) Berufung a 
erlafjendes Statut geregelt. ) — Jede Gemeinde|$ 56. Der Amtsvorfteher wird von dem Ober- 
und jeder Gut3bezirk ijt wenigſtens durch einen|präfidenten ernannt. — Die Ernennung erfol 
ee auf Grund von Vorſchlägen de3 Kreistages, im 
1) S. Geſſetz vom 26. Juli 1876 $ 52. welche aus der Zahl der Amtsangehörigen Die 


Kreis-Drdnnung. 721 
zu Amtsvorſtehern befühigten Perfonen aufzusfübertragen ift; 2) die fonftigen öffentlichen Un- 
nehmen find. — In welcher Art eine Bervoll:|gelegenheiten des Amtes nad näherer Vorjchrift 

ändigung dieſer Vorfchläge erfolgen kann, be⸗ diejes Gefepes. $ 60. Der Amtsvoriteher hat 

mmt die Provinzialordnung. — Die Ernenn»|das Recht und die Pilicht, da, wo die Erhaltung 
ung erfolgt auf ſechs Jahre. Der Amt3vorjteher|der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit 
wird von dem Landrathe vereidigt. — In den-|jein Einjchreiten nothtvendig macht, das Er- 
jenigen Amtöbezirfen, welche nur aus einer Ge« | forderliche — und ausführen zu laſſen 
meinde oder einem ſelbſtändigen Gutäbezirkel($ 79). 8 61. In Beziehung auf die öffent- 
beftehen, ift der Gemeinde- beziehungsweije Guts-|lihen Wege hat der Amtsvorjteher dafür zu 
vorfteher zugleich Amtövorfteher. b) Stellver-|jorgen, daß diejelben im vorſchriftsmäßigen Zu: 
tretung deſſelben. $ 57. Für jeden Amts-|jtande erhalten werden und daß der Verkehr auf 


bezirt wird nad) den für die Ernenmun 
Amtsvorſtehers geltenden Beſtimmungen 


der Amtsvorſteher an der Wahrne mung ſeiner 
er verhindert, jo hat der Stellver- 
treter diejelben zu übernehmen; der Landrath ift 
hiervon zu benachrichtigen, jobald die Verhinder- 
ung länger als drei Tage dauert. — Erledigt 
fid) das Amt des Amtsvorftehers, fo tritt bis 
zur Ernennung jeines Nachfolgers der Gtellver: 
freter für ihn ein. — Findet ſich im Amtsbezirke 
feine zur Ernennung als Stellvertreter geeignete 
Perſon, fo Hat der Kreisausichuß die Stellver- 
tretung einteilen einem der benachbarten Amts— 
vorſteher oder, nad vorherigem Einvernehmen 
mit der ftädtiichen Vertretung, dem Bürgermeis 
fter einer benachbarten Stadt zu übertragen. 
Eine gleiche Anordnung erfolgt für den Fall des 
Bee Abganges oder der gleichzeitigen 

ehinderung des Amtsvoritehers u. feines Stell« 
vertreters. — it der Amtsvorſteher bei der 
Erledigung eines Amtsgeſchäftes perjönlich be- 
tHeiligt, jo hat der Kreisausſchuß den Stellver- 
treter oder einen der benachbarten Amtsvorſteher 
damit zu betrauen. — In den Gemeinden, welche 


des|denjelben nicht behindert werde. 
56) [Leiftungen erforderlich, jo hat er den Pflichtigen 
ein Stellvertreter de3 Letsteren ernannt. — Iſt zur 


Sind dazu 


Erfüllung feiner Berbindlichleiten binnen 
einer angemefjenen Frift aufzufordern, und wenn 
die Verbindlichkeit nicht beftritten wird, nad 
fruchtlofem Ablauf der Frift das zur Erhaltung 
de3 gefährdeten oder zur Wiederherſtellung des 
unterbrochenen Verkehrs Nothwendige für Ned)- 
nung des Berpflichteten zur Ausführung zu 
bringen. Eben dies liegt ihm auch ohne vor- 
gängige Aufforderung des Verpflichteten ob, 
wenn bergeftalt Gefahr im Verzuge tit, daf Die 
Ausführung der vorzunehmenden Arbeit durd) 
den Verpflichteten nicht abgewartet werden fann, 
— Wird die Verpflichtung zu einer Handlung 
oder Leiftung in Beziehung auf den Wegebau, 
welde im Intereſſe des Öffentlichen Verkehrs 
nothwendig it, von dem dazu Aufgeforderten in 
Abrebe geftellt, jo hat der Amtsvorſteher, wenn 
nach feinem pflichtmäßigen Ermefien die Arbeit 
bis zur Feſtſtellung der Verpflichtung nicht auf: 
zer werben fan, wegen Ausführung bes 

othiwendigen Anordnung zu treffen, zugleich 
aber eine Smftruction der ftreitigen Verhälmiſſe 
mit Buziehung der Betheiligten vorzunehmen, 


einen eigenen Amtsbezirk bilden, vertritt nad|Wird dabei die Nothwendigkeit einer Leiſtung an 


der Beitimmung des 
Schöffen den Gemeindevorfteher in feiner Eigen- 
ſchaft als Amtsvorficher, !) 
Beſtellung — Amtsvorſteher.) 
8. Iſt nach der Erklärung des Kreistages 
r einen Amtsbezirk weder eine zum Amtsvor— 
fteher geeignete Berfon zu ermitteln, noch die 
zeitweilige Wahrnehmung der Aıntöverwaltung 
duch den Borjteher eines benachbarten Amt3- 
bezirkes oder durch den Bilrgermeifter einer be- 
nachbarten Stabt thunlich, jo beitellt der Ober» 
präfident auf Vorſchlag des Kreisausihufjes einen 
commiffarishen Amtsvorſteher. — Für die Ueber- 
nahme der Verwaltung eines benadybarten Amts» 
bezirtes duch einen Bürgermeifter ift die Zus 
ſtimmung der ftäbtifchen Vertretung erforderlich), 
— Gofern die Verhältniffe es gejtatten, Tann 
ein commiffariiher Amtsvorſteher mit der Ber- 
waltung zweier oder mehrerer Amtöbezirke gleich. 
zeitig beauftragt werden. 
[Obliegenheiten des Amtsvorſtehers. 


Der Amtsvorfteher verwaltet: 1) die Polizei, 8 6%. Das durd) 


reisausſchuſſes einer der|fihh oder in dem geforderten Maße beitritten, 


oder ift es ftreitig, ob ein Weg ein öffentlicher 
oder ein Privatiweg fei, jo ift in Dem contra» 
dictoriichen Verfahren das öffentliche Intereſſe 
durch den Amtsvorſteher wahrzunehmen, — Ge— 
hören die Betheiligten verfchiedenen Amtsbezirken, 
beziehungsweife Amts» und Stadtbezirten des 
Kreijes an, jo beftimmt der Kreisausihuß den- 
jenigen Umtsvorfteher, beziehungsweije Bürger- 
meilter, welcher die nothwendigen Anordnungen 
zu treffen, die Inſtruction zu führen und im 
contradictorijchen Berfahren das öffentliche In— 
tereffe wahrzunehmen hat.) — Der Anisvor— 
jteher, beziehungsweije Bürgermeifter, hat die 
geihloffenen Verhandlungen, wenn eine gütliche 
Regulirung nicht gelingt, mit gutachtlichem Be— 
richte dem Kreisausfhuffe vorzulegen, welcher 
die im $ 135 unter Wr. II 1 vorgeichene 
reſolutoriſche Entſcheidung trifft. — Die für die 
Chaufjeen geltenden Borjchriften werben durd) 


$ 59.|die vorftehenden Beftimmungen nicht berührt. 


die 88 5 1. des Geſetzes vom 


insbefondere die Sicherheit3-, Ordnungss, Sitten-,| 11. März 1850 der Ortöpolizeibehörde für den 
Gejundheit3-, Gefinde, Armen-, Wege», Waffer-,| Umfang einer Gemeinde ertheilte Recht zum Er— 


Feld⸗, 


orſt⸗, Fiſcherei⸗ Gewerbe⸗, Bau⸗, Feuer⸗ laß von Polizeiſtrafverordnungen wird auf den 


oligei u. ſ. w., ſoweit fie nicht durch beſondere Amtsvorſteher mit ber Maßgabe übertragen, 
ejege dem Landrathe oder anderen Beamten daß er nicht nur für den Umfang einer einzelnen 


V Zu Abi. 4, 5, #6 f. Gefey vom 26. Juli 1876 5 54. 
Grotefend, Wolizeisferifon. 





1) S. Geſetz vom 26. Juli 1876 $$ 55 und 175. 
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Gemeinde oder eined einzelnen Gutöbezirles, , 
fondern auch für den * mehrerer Gemein⸗ 
den oder Gutsbezirke und fuͤr den Umfang des 
zo Amtöbezirfed unter Zujtimmung des 
mtsausſchuſſes, auch im Wale bed $ 7 des 
Geſetzes, derartige Verordnungen zu erlafjen be- 
fugt if. — Verſagt der Amtsausihuß die Zu- 
ftimmung, fo kann dieſelbe auf Untrag des 
Amtsvorjteherd durch den Kreisausihuß ergänzt 
werben.) 8 68. Der Amtsvorfteher Hat in 
den feiner. Verwaltung anheimfallenden Ange— 
legenheiten das Recht der vorläufigen Straffeit- 
jegung nad den Vorjchriften des Geſetzes vom 
14. Mai 1852, 8 64. Die polizeirichterlichen 
Befugniffe des Amtsvorſtehers, ſowie dad Ber- 
fahren in PolizeirContraventionsiachen vor dem: 
jelben, beziehungsweije vor einem Schöffengerichte, 
werden durch ein bejonderes Gejeg geregelt. . 

[Dienftlihe Stellung der Gemeinde- und Gut3- 
vorjtände, jowie der Gendarmen zu dem Amts- 
voriteher.] $ 65. Die Gemeinde- und Guts- 
porjtände find verbunden, den Anweilungen und 
Aufträgen des Amtsvorftehers, welche derjelbe in 
Gemäßheit feiner gejetslichen Befugniffe in Dienit- 
angelegenheiten an fie erläßt, nachzukommen, und 
fönnen hierzu von ihm nad) Maßgabe des $ 83 
durd; Zwangsmaßregeln angehalten werden. Ein 
Ordnungsſtrafrecht fteht dem Umtsvorjteher gegen 
diejelben jedoh nicht zu. — Ingleihen haben 
die Gendarmen den Requifitionen ded Amtsvor— 
fteher8 in polizeilichen Ungelegenheiten zu ger 
nügen. Der Dienjtauffiht des Amtsvorſtehers 
unterliegen fie nicht. 

(Dienttiche Stellung des Amtövorfteherd zu 
dem Landrathe und dem Kreisausichuß.) $ 66. 
Der Landrath und der Kreisausihuß find be- 
fugt, für die Gejchäfte der allgemeinen Landes» 
und Kreis-Communalverwaltung, fowie bei Be- 
aufiichtigung der Commmunalangelegenheiten der 
zu dem Amtsbezirte gehörigen Gemeinden und 
Gutsbezirke die vermittelnde und begutachtende 
Thätigkeit de Amtsvorſtehers in Anſpruch zu 
nehmen. $ 67. Beichwerden über die Verfüg— 
ungen des Amtsvorſtehers unterliegen, vorbe- 
haltlich der befonderen Beftimmungen der 85 79 
bis 83 und 135, der Entſcheidung des Kreis» 
ausſchuſſes.) — Die Aufficht über die Gejchäfts- 
führung des Amtsvorjtchers führt der Landrath 
als Vorfigender des Kreisausſchuſſes. 

(Dienjtvergehen des Amtsvorjtehers.] $ 68. 
Hinfichtlich der Dienftvergehen des Amtsvorjtehers 
finden die Beftimmungen des $ 35 mit der Maßgabe 
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neration.!) $ 70. Als Beitrag zu den Koſten 
ber Umtöverwaltung überweijt der Staat den 
Kreifen diejenigen Summen, welche er infolge 
des gegenwärtigen Gejeßed durch das Eingehen 
der Königlichen Polizeiperwaltungen, durch den 
Wegfall der Schulzenremumerationen u. anderer 
Polizeiverwaltungstoften an den im Staatshaud- 
halt3etat für das Jahr 1873 für ebengenannte 
Zwede veranfdhlagten Ausgaben 5* er⸗ 
ſparen wird.) — Die Vertheilung des für jede 
Provinz feitzuftellenden Betrages auf die einzel- 
nen Sreije erfolgt nad) Maßgabe des Bedürf- 
niffes durch die Provinzialvertretung beziebungs- 
weiſe durch eine von diefer zu ermwählende 
Commiſſion. — Außerdem wird der Staat für 
die ben Streifen beziehungsweije Amtsbezirken 
duch die Wahrnehmung von Gefchäften der 
Staatöverwaltung erwacienden Ausgaben bes 
fondere Fonds überweiſen. Das hierüber zu 
erlafjende Geſetz wird über den Betrag und die 
Bertheilung diejer Fonds nähere Anordnungen 
treffen. — Soweit die Koften der Amtsverwalt- 
ung durch die vom Staate überwiejenen Beträge 
ihre Dedung nicht finden, trägt diejelben das 
Amt. — In den zufammengejegten Amtsbezirten 
gilt für die Aufbringung der Verwaltungatojten 
in Ermangelung einer Vereinbarung unter den 
Betheiligten der nad) Maßgabe diejes Geſetzes 
in dem Kreije Ks die Kreisabgaben fejtgeitellte 
Maßſtab. $ 71. Im denjenigen Gemeinden 
und Gutsbezirken, welche einen Amtsbezirk für 
ji bilden, werden die Koften der Amtsverwalt« 
ung gleid; den übrigen GCommunalbedürfnijjen 
aufgebracht. Solche Amtsbezirke haben keinen 
Anſpruch auf die vom Staate gewährten Fonds, 
$ 72. Unterläßt oder verweigert ein Amts— 
ausſchuß die Bewilligung von Ausgaben, zu 
deren Leiftung das Amt gejeplich verprlichtet it, 
jo ftellt der Kreisausſchuß dieje Ausgaben außer- 
ordentlich feit.®) 

——— aus Geldbußen u. Confiscationen.] 
$ 73. Die von den Amtsvorjtehern in Ger 
mäßheit des Gejeges vom 14. Mai 1852 end« 
iltig feitgefegten Geldbußen und Gonfidcate, 
Pole die von bdenjelben fejtgejegten Erecutiv- 
geldbußen werden — ſoweit nicht in Anſehung 
gewijjer Uebertretungen bejonders beftimmt iſt, 
wohin die durch diejelben verwirlten Geldbußen 
oder Eonfiscate fliegen ſollen — zur Umtstafie, 
beziehungsweije zu den Kaſſen der einen eigenen 
Amtsbezirk bildenden Gemeinden und Gutsbezirke 
vereinnahmt und zur Dedung der Koſten der 


Anwendung, daß das Recht, eine Ordnungsitrafe| Amtsverwaltung mitverwendet. 


gegen den Amtsvorſteher feftzujegen, dem Land» 
rathe nicht zufteht.?) 

[Koften der Amtsverwaltung.] $ 69. Der 
Amtsvorfteher ift berechtigt, eine Amtsunloſten⸗ 
Entihädigung zu beanipruchen, welche nad) An— 
börinig der Betheiligten von dem Kreisausſchuſſe 
als Pauſchquantum Feftgeiebt wird. — In gleicher 
Weije erfolgt die Feitiegung der einem commifja- 
riihen Amtsvorfteher zu gewährenden Remu— 


6, Geſet vom 25. Yuli 1876 8 58. 
3 S. Geſeh vom 26. Juli 1876 85 59 u. 176. 
) S. Geſeih vom 26. 


uli 1876 } 61. 


Hünfter Abſchnitt. Bon dem Amte des 
Landrathes. 


Landrath.) a, Ernennung deſſelben. 
4. Der Landrath wird vom Könige ernannt. 

ie Kreisverſammlung ift jedody befugt, für Die 
— eines erledigten Landrathsamtes aus 
der Zahl der Grundbeliper und der Amtsvor» 
jteher des Kreiſes geeignete Perſonen in Bor«- 


S. Geſetz vom 26. Juli 1876 SS 56 und 175. 

2, ©. Geſetz, betreffend die Dotation der Provinziale und 
Kreisverbande vom 30. April 1873 5 3 (umter Dotationen). 

3) ©. Wefeg vom 26. Juli 1876 $ 57 Ar. 5 u. $ 175. 
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chlag zu bringen. b. Stellvertretung des- [Bildung von Wahlverbänden fir die Wahl 
elben. 8 75. Behufs Gtellvertretung des|der Kreistags-Abgeordneten.]) $ 85. Zum Zwecke 
andrathd werden don dem Kreidtage aus der|der Wahl der Kreistags-Mbgeordneten werben 
Bahl der Kreisangehörigen zwei Kreisbeputirte |brei — gebildet und zwar: a. ber 
auf je ſechs Jahre gewählt. Diefelben bedürfen |Wahlverband der größeren ländlichen Grund- 
der Beltätigung des Oberpräfidenten. Sie find |befiger; b. der Wahlverband der Landgemeinden 
von dem Landrathe zu vereidigen. — Für fürzerejund c. der Wahlverband_ der Städte. — In 
Berhinderungsfälle kann der SKreisfecretär als Kreiſen, in welchen feine Stadtgemeinde vorhan— 
Stellvertreter eintreten. c, Amtlidhe Stell-|den tft, jcheidet ber Wahlverband der Städte 
ung dejjelben. $ 76. Der Landrath führtjaus. — Für Kreife, welche nur aus einer oder 
als Organ der Staatdregierung die Gejchäftelmehreren Städten beftehen, gelten die Vor— 
der allgemeinen Landesverwaltung im Kreijejichriften der $$ 169 und 171 bis 175 dieſes 
und leitet ald Vorſitzender des Kreisſstages und Geſetzes. 
des Kreidausfchuffed die Communalverwaltung]| [Bildung des Wahlverbandes der größeren 
des Kreiſes.) d. Rechte und Pflichten des-[ländlihen Grundbefiper.] 8 86. Der Wafl- 
pin n. $ 77. Soweit dieRechte und Pflichten [verband der größeren ländlichen Grundbefiper 
ed Landraths nicht durch das gegenwärtige Ge-|beiteht aus cin denjenigen zur Zahlung von 
feß abgeändert find, behält es bei den darüber |Kreisabgaben verpflichteten Grundbefigern, mit 
beitehenden Borjchriften auch ferner fein Bewen- Einſchluß der juriftiichen Perſonen, Uctiengejell- 
den. — Demgemäß hat der Landrath auch ferner|ichaften und Commanditgejellfchaften auf Action, 
die gefammte Polizeiverwaltung im Kreife und welche von ihrem gejammten, auf dem platten 
in defjen einzelnen Umtsbezirten, Gemeinden und |Lande innerhalb des Kreiſes belegenen Grunde 


Gutsbezirken zu überwachen. e. Inöbejondere; 
Befugniſſe deſſelben zum Erlafje kreis— 
polizeilicher Verordnungen. 8 78. Der 
Landrath iſt befugt, unter Zuſtimmun 
Kreisausſchuſſes nach Maßgabe der Vorſchriften 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850?) für mehrere Amtsbezirlke oder 
für den ganzen Umfang des Kreiſes giltige 
PBolizeivorjchriften zu erlaffen und gegen bie 
Nichtbefolgung derjelben Geldftrafen bis zum 
Belrage von 30 M anzudrohen. Das durch die 
SS 5 beziehungsweife 9 des Geſetzes vom 11. 
März 1850 der Bezirfäregierung beziehungsweiſe 
dem Negierungspräfidenten beigelegte Recht: über 
die Art der Verfündigung der ort&polizeilichen 
Vorſchriften, ſowie über die Formen, von deren 
Beobachtung die Giltigfeit derfelben abhängt, 
die erforderlichen Beitimmungen zu erlaſſen, jo» 
wie ortöpolizeiliche Vorſchriften außer Kraft zu 
fegen, fteht denfelben in gleihem Umfange auch 
fortan bezüglich der kreispolizeilichen Voͤrſchrif— 
ten zu. 

Sechster Abjhnitt. Von dem Zwangs— 
verfahren der Behörden des Kreijes, 
gs 79—83.° 
Dritter Titel. 

Von der Vertretung und Verwaltung des Kreiſes. 
Erfter Abjhnitt. Von der Zuſammen— 
jegung des Kreistages. 

[Zahl der Mitglieder des Kreistages.) $ 84. 
Die Kreisverfammlung (der Kreistag) befteht in 
Kreifen, welche unter Ausihluß der im activen 
Militärdienfte ftehenden Perjonen 25,000 oder 
weniger Sinwohner haben, aus 25 Mitgliedern. 
N Kreifen mit mehr ald 25,000 bis zu 100,900 

inwohnern tritt für jede Vollzahl von 5000 
und in Kreifen mit mehr ald 100,000 Ein- 
mwohnern für jede über bie letztere Zahl über: 
ſchießende Vollzahl von 10,000 Einwohnern je 
ein Vertreter hinzu. 


2 


©. Gefek vom 26. Juli 1876 85 60, 61. 
€. Wolizeivermaltung. 

Die 85 79-83 find dur $ 175 des Geſetzes vom 26, 
1876 aufgehoben; j. $5 33 ff. daſ. 


eigenthume den Betrag von mindeftens 225 M 
an Grund- und Gebäudefteuer entrichten, bezw. 
zu entrichten haben würden, wenn fienad) Maß— 
gabe der Gefeke vom 21. Mai 1861 zur Grunds 
beziehungsmeije Gebäubdejteuer veranlagt wären. 
— Nach Erlaß der Provinzialordnung bleibt 
den Provinzialvertretungen überlaffen, Fir ihre 
Provinz oder auch für einzelne Kreife derjelben 
den Betrag von 225 M auf den Betrag von 
300 M zu erhöhen, oder bi3 auf den Betrag 
von 150 M zu ermäßigen. — Für einzelne 
Kreije der Provinz Sachſen darf dieje Erhöhung 
bis zu dem Betrage von 450 M erfolgen. — 
Dem Wahlverbande der größeren ländlichen 
Srundbejiger treten diejenigen Gemerbetreiben- 
den und Bergwerksbeſitzer Hinzu, welche wegen 
ihrer auf dem platten Lande immerhalb des 
Kreijes betriebenen gewerblichen Unternehmungen 
in der Klaſſe A I der Gewerbejteuer mit dem 
Mitteljage veranlagt find ($ 14 Abſ. 4). 

[Bildung des Wahlverbandes der Landgemein- 
den] $ 87. Der Wahlverband der Land» 
gemeinden umfaßt: 1) jämmtliche Landgemeinden 
des Kreijes; 2) jämmtliche Beliger felbitändiger 
Güter mit Einfluß der jurijtiichen Perjonen, 
Aetiengeſellſchaften und Commanditgejellichaften 
auf Actien, welche nicht zu dem Verbande der 
größeren Grumdbefiger ($ 86) gehören; 3) dies 
jenigen Gewerbetreibenden und Bergmwerlsbefiger, 
welche wegen ihrer auf dem platten Lande inner- 
halb des, Kreiſes betriebenen gewerblihen Untere 
nehmungen in der Klafje A I unter dem Mittel- 
jage veranlagt find. 

[Bildung des Wahlverbandes der Städte.] $ 88. 
Der Wahlverband der Städte umfaßt die Stadt« 
gemeinden des Kreiſes. 

[BertHeilung der Kreis 
die einzelnen Wahlverbände.] $ 89. Die nad 
'$ 84 dieſes Gejeged jedem Kreiſe nah Maßgabe 
feiner Bevölkerungsziffer zuftehnde Zahl von 
Kreistags-Abgeordnneten wird auf die drei Wahl- 
verbände der größeren Grundbejiger, der Land⸗ 

emeinden und ber Städte nad) folgenden Grund» 
ı fiben vertheilt: 1) Die Zahl der ſtädtiſchen Ab⸗ 


46* 


Sn eordnieten auf 
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Kreis-Drdnung. 


eordneten wird nach dem Verhältniſſe der; rundbefiger, Gewerbetreibenden und Bergmerfö- 
tädtifchen und ländlichen Bevölkerung, wie das- beſitzer in ber Kreisftadt unter dem Vorfige bed 


jelbe durch die Iegte allgemeine Volkszählung |Yandraths zufammen. $ 95. Bei dem 


feftgeftellt worden ift, beftimmt. Die Bahl ber 
ftädtiichen Abgeordneten darf die Hälfte, und in 
denjenigen Kreifen, in welchen nur eine Stadt 
vorhanden ift, ein Drittel der wege aller 
Abgeordneten nicht überfteigen. 2) Bon ber 
nad) Abzug der ftädtiichen Abgeordneten übrig 
bleibenden geht der Kreidtagd-Abgeordneten ers 
halten die Verbände der größeren Grundbefiger 
und der Landgemeinden ein jeder die Hälite, 
A Bleibt die vorhandene Zahl der in dem 

ahlverbande der größeren Grundbefiger Wahl- 


ahl⸗ 
acte hat jeder Berechtigte nur eine Stimme. * 
Auch als Stellvertreter können Perſonen, welche 
bereits eine Stimme führen, ein ferneres Stimm- 
recht nicht ausüben. Ausgenommen find die im 
$ 97 Nr. 7 bezeichneten Vertreter. $ 96. Das 
Recht zur perfönlichen Theilnahme an den Wahlen 
($ 94) fteht vorbehaltlih der nachfolgenden ber 
jonderen Beftimmungen ($ 97) denjenigen Grund⸗ 
befigern, Gewerbetreibenden u. Bergwerksbeſitzern 
zu, weldhe a. Angehörige des Deutſchen Reiches 
und felbjtändig find. Als felbftändig wird ber- 


berechtigten ($ 86) in einem Kreiſe unter der|jenige angefehen, welcher dad 21. Lebensjahr 


ihrem Berbande nad) $ 89 zukommenden Ab— 
geordnetenzahl, jo wählt diefer Verband nur jo 
viele Abgeordnete, ald Wähler vorhanden er 
und fällt die demjelben hiernach abgehende Zahl 
von Abgeordneten dem Wahlverbande der Land» 
gemeinden zu, 

[Bertheilung der vom Wahlverbande der Land» 
gemeinden zu wählenden Abgeordneten auf Die 
einzelnen Wahlbezirfe.] $ 91. gr Bwede der 
Wahl der von dem Berbande der Landgemeinden 
zu wählenden Abgeordneten werden, unter mög- 
lichiter Anlehnung an die Amtsbezirke, in räume 
licher Abrundung und nach Maßgabe der Be- 
völferung Wahlbezirfe gebildet, deren jeder die 
Wahl von Einem bis zwei Abgeordneten zu voll» 
ziehen hat. 

[Bertheilung der vom Wahlverbande der Städte 
zu wählenden Abgeordneten auf die einzelnen 
Stadtgemeinden, beziehungsweife Bildung von 
Städte-Wahlbezirten] 8 92. Die Zahl der 
vom Wahlverbande der Städte überhaupt zu 
mwählenden Kreistagd-Abgeordneten wird auf die 
einzelnen Städte des Kreijed nad) Maßgabe ber 
Geelenzahl vertheilt. — Sind in einem Kreife 


vollendet hat, ſofern ihm das Recht, über f 

Vermögen zu verfügen und bafjelbe zu ver- 
walten, nicht durch gerichtliche Anordnung ent» 
zogen iſt, b. fih im Befige ber bürgerlichen 
Ehrenrechte befinden. — Dad Wahlrecht geht 
verloren, ſobald eind ber —— Erforder- 
niffe bei dem bis dahin Wahlberechtigten nicht 
mehr zutrifft. Es ruht während der Dauer 
eines Concurjes, ferner während der Dauer einer 
gerichtlichen Unterfuhung, wenn diefelbe wegen 
Verbrechen oder wegen jolher Vergehen, welche 
den Berlujt der bürgerlichen Ehrenredhte nad) 
fi ziehen müffen oder können, eingeleitet oder 
wenn die gerichtliche Haft verfügt ift. $ 97. 
Durch Stellvertretung können fi) an den Wahlen 
betheiligen: 1) der Staat durd) einen Vertreter 
aus der Zahl jeiner Beamten, feiner Domänen- 
pächter oder der ländlichen Grundbefiger des 
Kreiſes; 2) juriftiiche Perfonen, Actiengeſell- 
Ihaften und Commanditgeſellſchaften auf Äctien 
dur einen Pächter oder mit Generalvollmadht 
verjehenen Aonuniftrator eines im Kreiſe bes 
legenen größeren Gutes, oder durch einen Ber- 
treter aus der Zahl der ländlichen Grundbefiger 


mehrere Städte vorhanden, auf welche hiernach des Kreiſes; Corporationen find befugt, fich nach 
nicht je ein Abgeordneter fällt, fo werben diefe| Maßgabe ihrer Statuten oder Berfaflungen ver- 
Städte Behufs der Wahl mindeftend eines ge-|treten zu laſſen; 3) Eltern durch ihre Söhne, 
meinjhaftlihen Abgeordneten zu einem Wahl-|welhen fie die Verwaltung felbitändiger Güter 
bezirte vereinigt. — Iſt in einem Kreife neben|dauernd übertragen haben; 4) unverheirathete 
anderen großen Städten nur eine Stadt vor-|Veligerinnen durd Vertreter aus der Zahl der 
handen, welche nad} ihrer Seelenzahl nicht einen |ländliden Grundbefiger des Kreiſes; 5) bie 
Abgeordneten zu wählen haben würde, fo iſt Mitglieder regierender Häufer dur ein Mit- 
derſelben gleihwol ein Abgeordneter zu über-|glied ihrer Familie oder einen Vertreter aus 


weijen. 


der Bahl ihrer Beamten, ihrer Gutspächter oder 


Ausgleichung der fich bei der Bertheilung der|der ländlichen Grundbefiger des Kreifes; 6) die 


Kreistagd-Mbgeordneten ergebenden Bruchtheile.] 
8 93. Ergeben fid) bei den nad) Maßgabe der 
85 89—92 des Geſetzes vorzunehmenden Bered;- 
nungen Bruchtheile, jo werden biefelben nur in— 
foweit berüdjichtigt, als fie */, erreichen oder 
überfteigen. — Uecberfteigen fie */,, jo werden fie 
für voll gerechnet; fommen jie ’/, glei), fo be— 
ftimmt das 2008, welchem der bei der Vertheil— 
ung betheiligten Wahlverbände und Wahlbezirke, 
beziehungsweife welcher Stadtgemeinde der Bruch» 
theil für voll gerechnet werden fol. 
(Vollziehung der Wahlen in den Wahlverbän- 
den der größeren Grundbefiger.] $ 94. Zur 
Wahl der von dem Wahlverbande der größeren 


gemeinichaftlichen Befiger eined größeren Grund- 
eigenthums ($ 86) durch einen Mitbefiger, bezw. 
die Theilnehmer eines gewerblichen Unternehmens 
durch einen derjelben; 7) Ehefrauen, ſowol groß» 
wie minderjährige, können durch ihre Ehemänner, 
minderjährige oder unter Euratel ftehende Per— 
fonen duch ihren Vater, Bormund oder Eurator 
vertreten werden; injofern die unter Nr. 2 ge 
nannten Berechtigten im Deutichen Reiche ihreu 
Sitz haben und die unter Nr. 3 bis 7 genannter 
Berechtigten Ungehörige bed Deutjchen Reiches 
find, und fi im Genuffe der bürgerlichen Ehren- 
rechte befinden. — Die Vertreter, mit Ausnahme 
der unter Nr. 5 bezeichneten, müfjen in dem 


Grundbefiger zu mwählenden Streistags-Abgeord« |Kreije entweder einen Wohnfig haben oder in 


aueten treten die zu diefem Berbande gehörigen ' 


demjelben Grundeigenthum bejigen, Außerdem 


Kreis⸗Ordnung. 


gelten für die Vertreter die Grundſätze, welche 
det $ 96 für bie a ae u ae 
(Bollziehung der Wahlen in den Wahlbezirken 


des Verbandes der Landgemeinden.) $ 98. In 
jedem Wahlbezirke des Wahlverbandes der Land» 


gemeinden wird die Wahlverfammmlung gebildet: 
1) durch Bertreter der einzelnen Landgemeinden; 
2) durd die Befiger der in dem Bezirk liegen— 
den jelbftändigen Güter, welche nicht zu den 
größeren Grundbefigern ($ 86) gehören; 3) durch 
diejenigen Gewerbetreibenden und Bergwerks— 
befiger, welche wegen ihrer auf dem platten 
Lande innerhalb des Kreijes betriebenen gewerb- 
Iichen Unternehmungen in der Klaffe A I der 
Gewerbeftener unter dem Mitteljage veranlagt 
find. — Auf die in den Nummern 2 und 3 er- 
wähnten Wahlberechtigten finden die Beltimm- 
ungen ber $$ 95—97 Anwendung. $ 99. Be: 
finden fih in einem Wahlbezirfe zwei ober 
mehrere Güter ($ 98 Nr. 2), beren jedes zu 
weniger aldö 60 M Grund» und Gebäudejteuer 
veranlagt iſt, jo werden die Befiger derjelben 
nad) Anordnung des Kreisausſchuſſes dergeitalt 
zu Gefammt- (Collectiv-) Stimmen vereinigt, 
daß auf jede Stimme, fo weit möglich, ein 
Grund» und Gebäubejtenerbetrag von 60M ent» 
fällt. — Der Kreidausfchuß regelt die Art, in 
welcher das Collectivſtimmrecht ausgeübt wird. 
8 100. Die Vertretung der Landgemeinden 
erfolgt bei Gemeinden: 1) von weniger als 400 
Einwohnern durd einen Wahlmann, 2) von 400 
und weniger ald 800 Einwohnern durch zwei, 
3) von 800 und weniger ald 1200 Einwohnern 
durch drei, 4) von 1200 und weniger ald 2000 
Einwohnern durch vier, 5) von 2000 u. weniger 
al3 3000 Einwohnern duch fünf Wahlmänner, 
und für jede fernere —— von 1000 Seelen 
durch einen ferneren Wahlmann. — Die Wahl- 
männer der Landgemeinden werben bon der Ge— 
meindeverfammlung, in denjenigen Landgemein— 
den aber, in welden eine gewählte Gemeinde- 
vertretung befteht oder eingeführt wird, von ber 
legteren und dem Gemeindevorjtande aus der 
Baht ber ftimmberechtigten Gemeindeglieder durch 
abjolute Stimmenmehrheit gewählt. — Die 
Wahlen erfolgen nad näherer Vorjchrift des 
diefem Gejege beigefügten Wahlreglements. — 
Ausgeichloffen von der Theilnahme an der Wahl 
in der Gemeindeverfammlung find diejenigen, 
welde zum Wahlverbande der größeren Grund» 
bejiger gehören. $ 101. Befinden ſich in einem 
Wahlbezirte zwei oder mehrere Gemeinden, deren 
jede weniger ald 60 M Grund» und Gebäudes 
fteuer entrichtet und weniger als 100 Einwohner 

hit, jo werden diejelben nad Anordnung des 

eisausſchuſſes in gleicher Weiſe, wie die Be— 

er der im $ 99 gedachten Güter, zu Gejammt- 

llectiv⸗) Stimmen vereinigt. $ 102. Wer 
als Befiger eines jelbjtändigen Gutes, als Ge- 
werbetreibender ober Bergwerkäbefiter zur Theil- 
nahme an den Wahlen im Berbande der Land- 
gemeinden perfönlich berechtigt iſt G 98 Nr. 2 
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wird durch die Ausübung eines Wahlrechts ala 
Wahlmann einer Landgemeinde die Ausübung 
be3 perjönlihen Wahlreht3 im Verbande ber 
rößeren Grundbefiger nicht ausgeichloffen. 

1,105.) Die Vertreter der Gemeinden des 

ahlbezirks, die Beſitzer der zu dem letteren 
gran jelbftändigen Güter und die wahl« 

erechtigten Gemwerbetreibenden und Bergwerks— 

befiger treten unter der Leitung des Landrathes 
oder in dejjen Auftrage eines Amtsvorftehers an 
dem von dem Kreisausschuffe zu beſtimmenden 
Wahlorte Behufs der Wahl der Kreistagsabge- 
ordneten zujammen. 

[Vollziegung der Wahlen in ben Gtädten, 
bezie — Städte⸗ — $ 104. 
Die Wahl der ftädtijchen Kreistagsabgeordneten 
erfolgt in denjenigen Städten, welche für ſich 
einen oder mehrere Abgeordnete zu wählen haben, 
durch den Magiftrat und die Stadtverordneten- 
Berfammlung, beziehungsweije das bürgerjchaft- 
lihe Repräfentanten-Eollegium, welche zu dieſem 
Behufe unter dem Vorſitze des Bürgermeijterd 
u einer Wahlverfjammlung vereinigt werden. — 
In denjenigen Städten, melde mit anderen 
Städten des Kreiſes zu einem Wahlbezirke ver- 
einigt find, Haben der Magiſtrat und die Stadt« 
verordneten beziehungsweije die bürgerjchaftlichen 
Repräjentanten in vereinigter Sigung auf je 250 
Einwohner einen Wahlmann zu wählen. Durd) 
ſtatutariſche Anordnung des Kreistages kann jene 
Zahl erhöht werden. — Die Wahlmänner des 
Wahlbezirks treten unter Leitung des Landrathes 
an dem von dem Kreisausſchuſſe zu bejtimmen- 
den Wahlorte zur Wahl der Abgeordneten zus 
lanımen. $ 105. Die nad den vorftehenden 
Beitimmungen vorzunehmenden Wahlen erfolgen 
nad) näherer Borjchrift des dieſem Geſetze bei» 
gefügten Wahlreglements. 

Wählbarkeit zum Fin und zum Kreis⸗ 
tags-Abgeordneten.] $ 106. Wählbar zum Mit- 
gliede des Kreistages u. bezw. zum Wahlmann 
it: 1) im Wahlverbande der Städte jeder Ein- 
wohner der im Kreiſe belegenen Städte, welcher 
ih im Beſitze des Bürgerrechts befindet; 2) in 
den Wahlverbänden der größeren Grundbefiter, 
jowie der Landgemeinden ein Jeder feit einem 
Jahr in dem Kreife angejejlene ländliche Grund- 
bejiker, jotwie ein Feder, welcher in einer VBer« 
jammlung diejer Verbände ein Wahlrecht ausübt, 
u. feit einem ‚Jahre in dem Kreije feinen Wohnfit 
hat. — Für die Wäplbarkeit zum Wahlmanne 
und zum Abgeordneten gelten die im $ 96 für 
die Wahlberehtigung gegebenen Bejtimmungen. 

[Dauer der Wahlperiode der Kreistags-Abge- 
ordneten.] $ 107. Die Kreistags«Abgeordneten 
werden auf 6 Jahre gewählt. — Jede Wahl 
verliert ihre Wirkung mit dem gänzlichen oder 

eitweifen Aufhören einer der Bedingungen der 

ählbarkeit.2) — Alle 3 Jahre ſcheidet die Hälfte 
der Wbgeorbneten eined jeden Wahlverbandes 
aus und wird durch neue erjegt. Fit die Zahl 
nicht durch 2 theilbar, jo ſcheidet das erſte Mat 


und 3), darf die auf ihn -gefallene Wahl ald|die nächſtgrößere Zahl aus. Die das erjte Dal 


Wahlmann einer Landgemeinde ablehnen. Nin 
er die Wahl au, jo ift er zur Ausübung jeines 


perfönlihen Wahlrechts nicht befugt. — Dagegen | Juli 1876 aufgehoben; 


immt / — — 


103, 104 ſ. Ge vom 26. Juli 1876 65 62 ff. 
B.3 Bea $ 107 iR Bund $ 175 DeB Wefepes Ham Ar 


J 
2 
| f. aud; $ 64 Abf. 3 daf. 
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Ausscheidenden werden durch das Loos beftimmt, , Die ea der Kreistagsabgeordneten auf 
welches der Landrat auf dem Kreistage zu ziehen | die einzelnen Wahlverbände (88 89 und 90), bie 

at. — Die Ausicheidenden können wieder ge- Bildung von Wahlbezirken für die Landgemein- 
wählt werben. ben und die zum Werbande berjelben gehörigen 

[Ergänzungs- u. Erjagwahlen der Kreistags- | jelbjtändigen Gutöbezirfe, Gewerbetreibenden u. 
Abgeordneten] $ 108. Die Wahlen zur regel-| Bergiverfäbefiger, ſowie die VBertheilung der Ab- 
mäßigen Ergänzung des Kreistages finden alle geordneten der Landgemeinden auf diejelben ($ 91), 


Kreis-Ordnnung. 


3 Jahre im Monat November jtatt, jofern nicht 
durch ftatutenmäßige Anordnung Seitens des 
Kreistages ein anderer Termin beftimmt wird. 
Die Wahlen in dem Berbande der Landgemein- 
den erfolgen vor den Wahlen der größeren Grund- 
befiger. — Erzänzungs- und Erſatzwahlen mwer- 
den von denjelben Wahlverbänden, Stadtgemein- 
den und Wahlbezirfen vorgenommen, von denen 
der Ausicheidende gewählt war. — Wo in ftädti- 
chen od. ländlihen Wahlbezirken die Wahl von 
Wahlmännern durch dieſes Geſetz vorgeichrieben 
ift (GH 100 und 104), erfolgt dieſelbe aufs Neue 
vor jeder Wahl mit Aubnahne der Erſatzwahlen, 
bei welchen die früheren Wahlmänner fungiren. 
— Der Erjagmann bleibt nur bis zum Ende 
derjenigen 6 Jahre in Thätigfeit, für welche der 
Ausgeichiedene gewählt war. 

Ing der Sreistags » Abgeordneten.) 
8 109. Die bei der regelmäßigen Ergänzung 
neugewählten Kreistagd-Abgeordneten treten, jo» 
fern nicht durch ftatutarifche Anordnung ein an- 
derer Termin beſtimmt wird, ihr Amt mit dem 
Anfange des nächſtfolgenden Jahres an; die Aus⸗ 
ſcheidenden bleiben bis zur Einführung der neu- 
gewählten Mitglieder in Thätigkeit. Die Ein- 
führung der Gemwählten erfolgt durch den Vor— 
figenden des Kreistages. 

—— von Verzeichniſſen der Wahlberech ⸗ 
tigten.) $ 110. Für jeden Kreis werden alle 
3 Zahre vor jeder neuen Wahl der Kreistags— 
Abgeordneten 1) ein Verzeichniß der zum Wahl: 
verbande der größeren Grundbefiger gehörigen 
Grundbefiger, Gewerbetreibenden u. Bergwerf3- 
befiger, unter Angabe der in dem $ 86 enthal- 
tenen Merkmale; 2) ein Berzeihniß der zum 
Wahlverbande der Yandgemeinden gehörigen Be— 
fiter jelbftändiger Gutsbezirfe und wahlberech— 
tigten Gewerbetreibenden und Bergwerksbeſitzer, 
unter Angabe der in den SS 87, 98 u. 99 ent- 
haltenen Merkmale; 3) ein Verzeichniß der Land— 
gemeinden unter Angabe der Zahl der von jeder 
einzelnen Gemeinde oder von den zu einer Col: 
lestivjtimme vereinigten Gemeinden zu wählenden 
Wahlmänner ($$ 100 und 101) durch den Kreis— 
Ausschuß aufgeftellt (und durch das Kreisblatt, 
oder, wo ein ſolches nicht beiteht, durch das 
Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. — 
Anträge auf Berichtigung dieſes Verzeichniſſes 
find binnen einer Frift von 4 Wochen nad Aus— 
gabe de3 Blattes, durch welches das Verzeichniß 
veröffentlicht worden iſt, bei dem Kreisausſchuſſe 
anzubringen, gegen deſſen Entſcheidung die Be— 
rufung an das Verwaltungsgericht innerhalb 10 
Tage itattfindet.?) 

[Aufjtellung des Vertheilungsplanes.) $ 111. 


N) Nah $ 90, 2 des Beiepes vom 3. Juli 1875 ift in den! Kreis⸗ 


$ 110 erwähnten Fällen die Klage bei dem Verwaltungsge— 
richt innerhalb 10 Tagen anzuftlien. S. auch Gefeg vom 
26. Juli 1870 5% 63 fl. * 


ingleichen die Vertheilung der ſtädtiſchen Abge— 
ordneten auf die einzelnen Städte, beziehungs— 
weiſe die Bildung von Stäbtewahlbezirken (5 92), 
erfolgt auf den Vorſchlag des Kreisausichufies 
durch den Kreistag, und ijt durd das Kreis— 
bezw. Amtsblott zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. — Binnen einer Friſt von 4 Wochen 
nad) Ausgabe des betreffenden Blattes ift die 
Beihwerde an dad Verwaltungsgericht zuläffig. 
$ 112. Die nad) den Borjchriften des $ 111 feit- 
geitellte Bertheilung der Abgeordneten bleibt das 
erite Mal für 3 Jahre, jodann für einen Beit- 
raum von je 12 Jahren maßgebend. Nach deſſen 
Ablauf wird fie durch den Kreisausſchuß einer 
Revifion unterworfen u. der Beſchluß des Kreis— 
tages über die etwa nad) Maßgabe der Bor- 
ichriften der SS 84, 89 bis 93 nothiwendigen Ab— 
änderungen eingeholt. In der Zwiſchenzeit er- 
folgt eine Revijton nur: 1) wenn die Zahl der 
Städte ded Kreiſes fich vermehrt oder vermin— 
dert, oder wenn eine Stadt in Gemäßheit des 
$ 4 aus dem Kreisverbande ausfcheidet. In 
diejen Fällen iſt alsbald eine andermweite Ver— 
thetlung der Abgeordneten auf die einzelnen Wahl- 
verbände und eine Neuwahl ſämmtlicher Kreis» 
tagsabgeordneten vorzunehmen; 2) wenn die Zahl 
der Berechtigten in dem Berbande der größeren 
Grundbefiger jich dergeftalt vermehrt oder ver- 
mindert, daß nach $90 die Zahl der diefem Ver— 
bande zufommenden Abgeordneten eine größere 
od. geringere wird, als bei der letzten Bertheil« 
ung. In diefem Falle ift vor den nächſten regel- 
mäßigen Ergänzungswahlen ($ 108) von dem 
Kreistage eine Berichtigung des BVertheilungs- 
planes vorzunehmen, und find fodann nad) dic» 
jem beridhtigten Vertheilungsplar die erforder- 
zer Ergänzungs- bezw. Neumahlen zu voll- 
iehen. 

q Entſcheidung über die Giltigfeit der Wahlen 
der Kreistagsabgeordneten. $ 113. Die Wahl- 
protofolle find von dem eg zu prü- 
fen und dem Kreistage vorzulegen. Der Kreis— 
tag kann in der eriten Verſammlung, nachdem 
die Wahlprotofolle eingegangen find, die Waht 
beanjtanden, Die Enticheidung über eine bran- 
itandete Wahl erfolgt dur das Verwaltungs— 
gericht.) — Die Namen der Gemwählten find durch 
dad Kreis⸗ bezw. Amtsblatt befannt zu machen. 
$ 114. Die Kreistagdabgeordneten erhalten we— 
der Diäten noch Retiefoiten. 


Zweiter Abjhnitt. Bon den Verſamm— 
lungen und Geſchäften des Kreistages, 


[Geichäfte des Kreistages] a) Im Allge— 
meinen. $ 115. Der Kreiötag ift berufen, den 
Kreis» Communalverband zu vertreten, über die 
Ungelegenheiten nad näherer Vorjchrift 


1) ©, Gejeg vom 26, Juli 1876 $$ 64 und 175, 
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dieſes Geſetzes, ſowie über diejenigen Gegenftände | Einladung ſämmtlichen Kreistags-Abgeordneten 
zu berathen und zu beſchließen, welche ihm zu mindeſtens 14 Tage vorher zugeſtellt werden. 
dieſem Behufe durch Geſetze oder königliche Ver— Gegenſtände, die nicht in die Einladung zum 
ordnungen überwieſen find, od. in Zukunft durch Kreistage aufgenommen find, können zwar zur 


GSejeß überwiejen werden. b) Im 


1) nad Maßgabe des $ 20 ftatutarische und 
reglementariiche Anordnungen zu treffen; 2) zu 
beitimmen, in welcher Beilz Staat3präftationen, 
welche freisweije aufzubringen find, und deren 
Aufbringungsweife nicht ſchon durch das Geſetz 
vorgefchrieben ift, repartirt werden follen. — Bei 
ber Beitimmung im $ 5 Nr. 3 bes Geſetzes we— 
gen der Kriegsleiftungen vom 11. Mai 1851 be- 
hält es jein Bewenden; 3) Ausgaben zur Er- 
füllung einer Verpflichtung ob. im — des 
Kreiſes zu beſchließen, und zu dieſem Behufe 
über das dem Kreiſe gehörige Grund- bezw. Car 
pitalvermögen zu verfügen, Anleihen aufzuneh- 
men u. die Kreisangehörigen mit Kreisabgaben 
zu belaften; 4) innerhalb der Vorſchriften der 
85 10—18 den Vertheilungs- u. Aufbringungs- 
maßſtab der Kreisabgaben zu beſchließen; 5) den 
Kreishaushalts-Etat feitzuitellen und hinſichtlich 
ber Jahresrechnung Decharge zu ertheilen (S$ 127 
und 129); 6) die Grundſätze feitzuftellen, nad 
welchen die Verwaltung des dem Kreife gehörigen 
Grund» und Eapitalvermögens, ſowie der Kreis— 
* Einrichtungen und Anftalten zu erfolgen hat; 7) 
die Einrihtung von Kreisämtern zu beichließen, 
die Zahl und Befoldung der Kreisbeamten zu 
beitimmen;. 8) die Wahlen zum Kreisausichuiie 
($ 130) und zu den durc das Gefeg für Zwecke 
der allgemeinen Landesverwaltung angeordneten 
Eommiljionen zu vollziehen, ſowie befondere Com⸗ 
miſſionen u. —— für Kreiszwecke zu be— 
tellen ($ 167). — Für die Vollziehung dieſer 
ahlen gelten die Beſtimmungen des diefem Ge⸗ 
ſetze beigefügten Wahlreglements; 9) Gutachten 
über alle Angelegenheiten abzugeben, die ihm zu 
dieſem Behufe von den Staatöbehörden über- 
wiejen werden; 10) die durch Geſetz oder königl. 
Verordnung ($ 115) ihm übertragenen fonjtigen 
Geſchäfte wahrzunehmen. 
[rerfügung über Fonds einzelner Kreistheile.) 
$ 17. Ueber Fonds, welche der Gejammtheit 
e3 platten Landes oder der Städte gehören, 
DR den SKreidtagd » Abgeordneten des platten 
anded bezw. der Städte die Verfügung allein 
zu. — Insbeſondere haben über diejenigen Fonds, 
welche in der Kur- und Neumarf Brandenburg 
aus den Contributionsüberſchüſſen angelammelt 
nd, die Kreistagsabgeordneten bes platten Lan— 
ed allein zu verfügen. 

[Berufung des Kreistages u. Leitung ber Ber- 
handlungen auf demſelben.) $ 118. Der Land- 
rath beruft die — — zum Kreis⸗ 
tage durch beſondere Einladungsſchreiben, unter 
Angabe der zu verhandelnden Gegenſtände, führt 
auf demſelben den Vorſitz, leitet die Verhand— 


ejonderen.|Ber 
$ 116. Insbeſondere ift der Kreistag befugt:|den 


athung gelangen, die Faſſung eines binden- 
Beihlufes über diejelben darf jedoch erft 
auf dem nädjiten Kreißtage erfolgen. — Anträge 
von Kreistagsabgeordneten auf Berathung ein- 
zelner Gegenftände find bei dem Landrathe an- 
—— und in die Einladung zum naͤchſten 
reiötage aufzunehmen, inſofern fie vor Erlaß 
der Einladungsfchreiben eingehen. Der Landrat 
ift verpflichtet, jährlich wenigſtens 2 Kreitage 
anzuberaumen, außerdem aber ift er hierzu be- 
rechtigt, jo oft es die Gejchäfte erfordern. Die 
Zujammenberufung des Kreistages muß erfolgen, 
jobald diejelbe von einem Viertel der Kreistags⸗ 
Abgeordneten oder von dem Kreisausſchuſſe ver- 
langt wird. — Bon einem jeden anzujetenden 
Kreistage hat der — der Bezirksregierung 
unter Einſendung einer Abſchrift des Einladungs- 
ſchreibens Anzeige zu gr 
(Abfafjung bejonderer Propofitionen für den 
Kreistag und es derjelben an die Kreis— 
tagsmitglieder.) $ 119. Soll auf dem freis- 
tage Berhluf gefaßt werden: 1) über die Feſt— 
jegung des Abgaben » Bertheilungsmaßftabes in 
—— des $ 12; 2) über Mehr» od. Min- 
derbelajtungen einzelner Kreistheile in Gemäßheit 
des $ 13; 3) über jolde Gegenftände, welche 
Kreisausgaben nothwendig machen, die nicht auf 
einer geſetzlichen Verpflichtung des Kreifes be- 
ruhen, jo ift ein ausführlicher Vorſchlag zu dem 
Beſchluſſe, welcher über a. den Zweck deifelben, 
b. die Art der Ausführung, c. die Sumnte der 
zu berwendenden Koſten, d. die Aufbringungs- 
weile, das Nöthige enthält, von den Preisaus- 
ſchuſſe auszuarbeiten und jedem Abgeordneten 
mindejtens 14 Tage vor Abhaltung des Kreis- 
tages jchriftlich zuzuftellen. Die Friit darf bis 
zu 3 Tagen abgefürzt werden, wenn einem Noth- 
itande vorgebeugt oder abgeholfen werden ſoll. 
[Deffentlichkeit der Kreistagsfigungen.] $ 120. 
Die Sitzungen de3 Kreistages find öffenitich Für 
einzelne Gegenſtände kann durch einen in geheimer 
Sitzung zufaſſenden Beſchluß der Verſamilung 
die Deffentlichleit ausgeſchloſſen werden. 
(Beichlupfähinfeit des Kreistages.) $ 121. 
Der Kreistag kann nur bejchließen, wenn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder anweſend ift. Eine 
Ausnahme hiervon findet ftatt, wenn die Mit- 
— des Kreistages, zum zweiten Male zur 
erhandlung über denſelben Gegenſtand berufen 
dennoch nicht in beſchlußfähiger Anzahl erſchienen 
ſind. Bei der zweiten Zuſammenberufung muß 
auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. 
Ausſchluß von den Verhandlungen des Kreis— 
tages wegen perſönlichen Intereſſes]) 8 122, An 
Berhandlungen über Rechte und Verpflichtungen 


’ 


lungen und handhabt die Ordnung in der Ver-|ded Kreijed darf Derjenige nicht theilnehmen, 


fammlung. In Behinderungsfällen übernimmt 
der dem Dienfte bezw. Lebensalter nad) älteite 
anwejende Kreisdeputirte den Borfig. — Mit 
Ausnahme dringender Fälle, in welchen die Frift 
bis zu 3 Tagen abgekürzt werden darf, muß bie 


deſſen Intereſſe mit dem des Kreiſes in 
ſpruch jteht. 

(Theilnahme der Mitglieder des Kreis- Aus- 
ſchuſſes an den Kreistagsverfammlungen.] 8123. 
Die Mitglieder des Kreisausſchuſſes, welche nicht 


ider⸗ 
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Mitglieder des Kreistages find, werden zu den 
Berjammlungen des Kreistaged eingeladen und 
haben in denjelben beratgende Stimme. 

[Beflen der Kreistagsbefchlüffe nach einfacher 
und Zwei-Drittel-Stimmenmehrheit. $ 124. Die 
Beichlüffe des Kreistages werden nad) Mehrheit 
der Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleihheit gilt 
der Antrag als abgelehnt. — Zu einem Be— 
ſchluſſe, durch welchen eine neue Belaftung der 
Kreisangehörigen ohne eine geſetzliche Berpilichte 
ung oder eine Veräußerung von Grund» oder 
Capitalvermögen bes Kreiſes bewirkt oder eine 
Beränderung des feitgejtellten Vertheilungsmaß- 
ftabe3 für die Kreiabgaben ($ 12) eingeführt 
werden foll, ift jedoch eine Stimmenmehrheit von 
mindeftend zwei Drittel der Abjtimmenden er 
forderlich. 

(Abfaſſung u. Veröffentlichung der Kreistags— 
Protofolle.] $ 125. Ueber die Beſchlüſſe des 
Kreiötages ift eine befondere Vrrhandlung auf 
zunehmen, in welcher die Namen der dabei an« 
wejend gemwejenen Mitglieder aufgeführt werden 
müſſen. Diele Verhandlung wird von dem Vor— 
fitenden und von wenigſtens 3 Mitgliedern des 
Kreistages vollzogen, welde zu diejem Behufe 
von der Verſammlung vor dem Beginne ber 
Berhandlung zu beftimmen und in legterer auf 
Pe find. — Ueber die Wahl eines Protos 
ollführers und die Formen der Verhandlung 
beſtinimt im Uebrigen.die von dem Sireistage zu 
beichließende Gejchäftsordnung. — Der Inhalt 
der Kreistagsbeſchlüſſe ift, jofern der Kreistag 
nicht in einem einzelnen Falle etwas Anderes 
bejchlieft, in einer von dem Kreistage zu bes 
ftimmenden Weife zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. — Der Bezirtsregierung iſt eine Ab— 
ſchrift des Protofoll3 einzureichen. 

[Abfaffung von Petitionen und Eingaben des 
Kreistages.) 8 126. Petitionen und Eingaben, 
welche Namens des Kreistages in Degug, auf 
die jeiner Beſchlußnahme unterliegenden Unge- 
— ($$ 115 und 116) überreicht werden 
jollen, müffen auf dem Kreistage jelbjt berathen 
und vollzogen werden. Daß dies geichehen, iſt 
in dergleichen Eingaben ausdrüdlich zu bemerken. 


Dritter Abjhnitt. Bon dem 
Kreishauspalte. 


Aufitelung und Feſtſtellung des Kreishaus» 
haits⸗Etats. $ 127. Ueber alle Einnahmen u. 
Ausgaben, welche ji im Voraus bejtimmen lafjeu, 
entwirft der Kreisausihuß jährlid einen Haus- 
haltö-Etat, welcher von dem Kreiötage feftgeftellt 
und demnächſt in berjelben Weije wie Die Frei. 
tagsbeſchlüſſe veröffentlicht wird. — Bei Vorlage 
des Haushalts⸗Etats hat der Kreisausſchuß dem 
Kreistage über die Verwaltung und den Stanb 
der Kreis-Communalangelegenheiten Bericht zu 
erjtatten. — Kine Abſchrift des Etats und des 
Verwaltungsberichted wird nad) erfolgter Feſt— 
ftellung des eriteren ſofort der Bezirksregierung 
überreicht. — Ausgaben, welde außer dem Etat 
geleiftet werden jollen, bedürfen der Genehmigung 
des Kreistages. 

[Revifion der Kreis: Communalfaffe.) $ 128. 
Die Kreis-Communallafje muß an einem bejtinme 


Kreis-Tronung. 


ten Tage in jedem Monate regelmäßig u. min. 
deſtens einmal im Jahre außerordentlich revidirt 
werden. Die Revijionen werden von dem Bor» 
figenden des Kreisausichufjes vorgenommen. Bei 
den außerordentlichen Revijionen iſt ein von bem 
Kreisausichuffe zu beitimmendes Mitglied dejjel- 


ben zuzuzichen. 

[Legung, Prüfun — u. Entlaſtung 
der ——— 8 129. Die Jahresrech⸗ 
nung iſt von dem Rendanten der Kreis⸗Commu- 
nalfajje vor dem 1. Mai des folgenden Jahres 
zu legen und dem Kreisausſchuſſe einzureichen. 
Diefer hat die Rechnung zu revidiren, ſolche mit 
jeinen Erinnerungen u. Bemerkungen dem Kreis 
tage zur Prüfung, Feſtſtellung und Entlaftung 
einzureichen u. demnächſt einen Rechnungsauszug 
zu veröffentlichen. Der Kreistag iſt befugt, dieſe 
al durh eine Hiermit zu beauftragende 
Commiſſion bewirken zu laſſen. Cine Abjchrift 
des Feftitellungsbejchluffes ijt jofort der Bezirks— 
Regierung vorzulegen. 


_ Vierter Abſchnitt. Bon dem Kreis— 

Ausſchuſſe, jeiner Zufammenjegung uud 

jeinen Gejdhäften in der Kreis: CEommu«- 
nal» u. allgem. Landesverwaltung.) 


[Die Stellung des Kreisausſchuſſes im Allge- 

meinen] $ 1350. Zum — der Verwaltung 
der Angelegenheiten des Kreiſes und der Wahr: 
nehmung von Geſchäften der allgemeinen Landes— 
de ou wird ein Kreisausſchuß bejtellt. 
_ [Die Bufammenfegung defjelben.] $ 131. Der 
Kreisausihuß befteht aus dem Landrathe und 
6 Mitgliedern, welche von der Kreisverfammlung 
aus der Zahl der Kreißangehörigen nad) abjo- 
luter Stimmenmehrheit gewählt werden. Für 
die Wählbarkeit gelten die im $ 96 für die 
ie Ro gegebenen Beitimmungen. — 
Seiftliche, Kirchendiener u. Elementarlegrer kön: 
nen nicht Mitglieder des Kreisausſchuſſes fein; 
richterliche Beamte, zu denen jedoch die technijchen 
Mitglieder der Handeld», Gewerbe» u. ähnlicher 
Gerichte nicht zu zählen find, nur mit Gench» 
migung des vorgejegten Minifters. 

[Beitellung eines Syndicus.] $ 182. Der 
Kreistag kann nah Bedürfniß einen Syndicus 
bejtellen, weldyer die Befähigung zum höheren 
Richteramte bejigt. Derjelbe nimmt an den Sit» 
u ei berathender Stimme theil. 

mtsdauer, Vereidigung und Dienftvergehen 
der Ausfchußmitglieber.] $ 133. Die Wahl * 
Ausſchußmitglieder erfolgt auf 6 Jahre mit der 
Maßgabe, daß bei Ablauf der Wahlperiode die 
Mitgliedihaft im Ausſchuſſe bis zur Wahl des 
Nachjolgerd fortdauert. Alle 2 Jahre fcheidet 
ein Drittel der Mitglieder aus, Die das erite 
Mal Ausicheidenden werden durd das Roos ber 
jtimmt, — Die Ausgeſchiedenen fönnen wieder» 
gewählt werden. — Die Ausihußmitglieder wer« 
den von dem Vorfigenden vereidigt. Sie können 
durch Beſchiuß des Vermwaltungsgerichts ihrer 
Stellung enthoben werden.?) 
[Die Geſchäfte des Kreisausſchuſſes in der 





V S. Gefeh vom 2%. 


uli 1876 ın.5 ff. 
2) S. Gejey vom 26. N or 


uli 1875 8% 11 und 175. 
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Kreid-Communal- u. in der allgemeinen Landes» Leiftung oder Entſchädigung für verpflichtet er— 


Berwaltung.] $ 134. Der Kreisausfhuß hat: 
1) Die Beichlüfje des Kreidtages vorzubereiten 
und auszuführen, ſoweit damit nicht bejondere 
Commiffionen, Commiffarien oder Beamte durd) 
Geſetz od. Kreistagsbeichluß beauftragt werden; 
2) die Kreisangelegenheiten nach Mafgabe der 
Gejege und der Beſchlüſſe des Kreistages, ſowie 
in Gemäßheit des von diejem feitzuftellenden 
Kreishaushalts-Etat3 zu verwalten; 3) die Ber 
amten des Kreiſes zu ernennen und deren Ges 
Ichäftsführung zu leiten und zu beauffichtigen. — 
Hinfichtlic der Beſetzung der Kreisbeamtenftellen 
mit Militär» Invaliden gelten die in Anfehung 
ber Städte erlaffenen Vorſchriften; hinſichtlich 
ber Dienjtvergehen der Kreisbeamten kommen die 


achtet; c. ob ein Weg, von dem es ftreitig ift, 
ob er ein öffentlicher oder Privatweg jei, für 
den Öffentlichen Verkehr in Anſpruch zu nehmen 
ift. — Gegen dieſe Entſcheidung ift innerhalb 
10 Tagen die Berufung an das Verwaltungs- 
gericht zuläffig. — Zur Entſcheidung darüber, ob 
der Weg die Eigenichaft eines Privatweges Hat, 
jteht dem Betheiligten der ordentliche Rechtsweg 
zu. — Wird in dem gerichtlichen Verfahren der 
Weg für einen Privatiweg erlärt, jo kann dere 
jelbe die Eigenſchaft eines öffentlichen Weges nur 
infolge des Erproprietionsverfahrens erhalten, 
Bis zur Erledigung des gerichtlichen bezw. Er 
propriationsverfahrens bleibt das Interimiſticum 
aufrecht erhalten. — Sind in den Fällen zu a, 


Beitimmungen des $ 35 zur Anmwendung;') A)|b und c mehrere Kreije betheiligt, jo bezeichnet 


fein Gutachten über alle Angelegenheiten abzu— 
geben, welche ihm von den Staatöbehörden über- 
wiejen werden; 5) die ihm durch Diefes Gejeg 
übertragenen, bezw. noc weiterhin gejeßlich zu 
übertragenden Gejchäfte der allgemeinen Landes» 
Verwaltung zu führen. 

[Befondere Geſchäfte des Kreisausſchuſſes im 
der allgemeinen Landesverwaltung.] 8 135. In 
dem Gebiete der allgemeinen Yandesverwaltung 
gehören fortan folgende Angelegenheiten mit den 
dabei bezeichneten Befugniffen zum Wirkungskreiſe 
des Rreisausfchuffes:*) 


II. In wegepolizeilihen Angelegen- 
heiten: 


1) die refolutorifche bezw. interimiftifche Ent- 
ſcheidung in ftreitigen Wegebauſachen in Gemäp- 

eit der Beitimmungen im $ 61.— Der Kreis— 

usihuß enticheidet: a. was im Intereſſe des 
Öffentlichen Verkehrs gefchehen muß. — Gegen 
dieſe Entiheidung ift mit Ausschluß des ordent- 
ei Rechtsweges innerhalb 10 Tagen die Be- 
rufung an das Berwaltungsgericht zuläflig; b. 
von wen und auf weſſen Koſten dad Erforder: 
liche geichehen muß, und in Verbindung hiermit, 
ob und in —— ce Entihädigung zu leijten 
ift. — Diefe Entiheidung gilt als Interimiſti— 
cum, welches im Wege der abminijtrativen Ere- 
eution fofort vollitredbar ijt. Dem Betheiligten 
bleibt der ordentliche Rechtäweg offen gegen Den- 
jenigen, melden er zu der ihm ansclemmenen 


1) ©. Gefeg vom 26. Juli 1876 $ 70. j 
2) Bon den Eompetenzbeitimmungen im $ 135 ber Kreis: 
orbnungen find nur bie Nr. II, ı, VII und VII in Krait 
geblieben. An Stelle der übrigen f. Gefeg vom 26. Juli 
1876: Abfchn. II: Armenangelegenheiten (55 74—76); Ab: 
f&nitt IU.: Schulangelegenbeiten ($$ ne: Abichn. IV.: 
uartirungsangelegenbeiten ($$_80, 81); Abſchu. V.: Ca: 
nitätds und beterinärpoligeiliche —— * ($$ 82, 83); 
Abſchn. VL: Feldpolizei (55 84-86); Abſchn. VII: Jagd⸗ 
* izei ($$ 87—94; Abfhn. VILL: —5 ($$ 9%, 8%); 
bihn. IX.: Wafjerpolizei (55 97—115); Abſchn. X.: Fiſche⸗ 
reipolizei ($$ 116—120); Abichn. XL: Deicangelegenbeiten 
$ 121, 122); Abſchn. XIL: Gemerbepolizei ($$ 123—145); 
han. XII.: Angelegenheiten der Handelstammern ($$ 146, 
147); Abihn. XIV.: a ie rg er ($ 148); 
Abihn. XV.: Hilfsfaffen ($% 149-151); Abihn. XVL: 
Spartaffenangelegenbeiten ($ 152); Abſchu. XVIL: Baupolizei 
(85 153—156); Abſchn. XVII: Enteignungsjachen ($$ 157 
bis 159); Abichn. XIX.: Angelegenheiten des Perfonenftandes 
und der Staatdangehörigkeit (8% 160, 161); Abihn. XX.: 
Aufftelung von Gejchworenenliften ($ 162); Abihn. XXL: 
Steuerangelegenbeiten ($ 163); Abſchn. XXII.: Synagogen: 
gemeinde-Angelegenbeiten (5 164). 


das Verwaltungägericht denjenigen Kreisausſchuß, 
welcher die Sache zu erledigen hat. 
VI In Unfiedelungsjaden: 

die Entjcheidung über Anträge auf Geftattun 
neuer Unfiedelungen in Gemäßheit der 8$ 27 fi. 
bes Geſetzes vom 3. Januar 1845, des $ 11 
des Geſetzes vom 24. Mai 1853 und des Ge- 
jeßed vom 26. Mai 1856.) 


VII. In Dismembrationd-Angelegen- 
beiten: 


bie Beftätigung ber Abgabenvertheilungspläne 
und die Regulirung fofort vollitredbarer Interi— 
miftita, mit Ausſchluß der Feftiegungen über bie 
Bertheilung der Grundjteuern und Renten, auf 
Grund der $$ 19—23 des Geſetzes vom 3. Jar, 
1845, des $ 6 des Geſetzes vom 24. Mai 1853 
und des Gejehed vom 26. Mai 1856. — Als 
Berufsinſtanz tritt an die Stelle des Miniſte— 
rium3 für die landwirthſchaftlichen Angelegen- 
heiten die Bezirlöregierung. — Eine Minifteriale 
Inſtruction regelt das formelle Gejchäftsverfahren. 

[Der Landrath als Vorjigender des Kreisaus- 
ichuffes.] $ 136. Der Landrath, leitet und be— 
auffichtigt den Geſchäftsgang des Ausſchuſſes u. 
ſorgt für prompte Erledigung der Geſchäfte. — 
Der Landrath beruft den Kreisausſchuß u. führt 
in demjelben den Vorfig mit vollem Stimmrechte, 
it der Landrath verhindert, jo geht der Bor» 
jig auf feinen Stellvertreter über. Iſt dies der 
Kreisjecretär, jo führt nicht diefer, jondern das 
ren vom ———— erg Mitglied ben 

orfit. $ 137. Der Landrath führt die Taufen- 
den Gekhäfte der dem Ausſchuſſe übertragenen 
Bermwaltung. Er bereitet die Beichlüffe des Aus— 
ſchuſſes vor und trägt für die Ausführung der« 
jelben Sorge. Er kann die ſelbſtändige Bearbeitung 
einzelner Angelegenheiten einem Mitgliede des 
Rreisausigufes übertragen. — Er vertritt den 
Kreisausfhuß nad außen, verhandelt Namens 
deſſelben nit Behörden u. Privatperjonen, führt 
den Schriftwechjel und zeichnet alle ann 
Namens des Ausſchuſſes. — In allen Angele- 


:|genheiten, welche nicht dem in den $$ 140 ff. be« 


zeichneten Verfahren unterliegen, fann der Land⸗ 
tath, wenn der vorliegende Fall feinen Aufſchub 


) S. jept Geſeß vom 25. Aug. 1876 unter Anfiebelz 
ungen (S. 39) 
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zuläßt, Namen: de3 Ausſchuſſes Verfügungen 
erlafjen. Borjtellungen gegen dieſe —— 
unterliegen der collegialiſchen Entſcheidung 

Kreisausſchuſſes. — Urkunden über Rechtsgeſchäfte, 


welche den Kreis gegen Dritte verbinden ſollen, 


entſprechende Entſchädigung. 
es derſelben beſchließt der Kreistag. F165.) 8166. 


Kreis-Ordnung. 


ausſchuſſes erhalten eine ihren baaren Auslagen 
Ueber die Höhe 


m Uebrigen wird der Geſchäftsgang bei den 
reisausſchüſſen durch ein von dem Miniſter des 


ingleichen Vollmachten, müſſen unter Anführung Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 


des betreffenden Beſchluſſes des Kreistages be— 
ziehungsweiſe Kreisausſchuſſes von dem Yand« 
rathe und zwei Mitgliedern des Kreisausſchuſſes 
beziehungsweiſe der mit der Angelegenheit be— 


Fünfter Abſchnitt. Von den Kreis— 
commiſſionen. 


8167. Für die unmittelbare Verwaltung und 


trauten Commiſſion unterjchrieben und mit dem | Beauflichtigung einzelner Kreisinftitute, ſowie für 


Siegel des Landrathes verjehen fein. 

2 Verfahren vor. dem Kreisausſchuſſe.] 
R 38. Die Anweienheit dreier Mitglieder mit 

inihluß des Vorfigenden genügt für die Be- 
—I5 — des Kreisausſchuſſes. — Die Be— 
chlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Iſt eine gerade Zahl von Mitgliedern anweſend, 
ſo nimmt das dem Lebensalter nach jüngſt ge— 
wählte Mitglied an der Abſtimmung keinen An— 
theil. F 139. Betrifft der Gegenſtand der Ver— 
handlung einzelne Mitglieder des Kreisausſchuſſes 
oder deren Verwandte und Verſchwägerte in auf— 
oder abjteigender Linie oder bis zu dem dritten 
Grade der Geitenlinie, fo dürfen diejelben an 
der Berathung und Enticheidung nicht theilneh- 
men. — Ebenjowenig dürfen die Mitglieder des 
Kreisausſchuſſes bei der Berathung u. Entjcheid- 
ung ſolcher Angelegenheiten mitwirfen, in welchen 
fie in anderer Eigenihaft ein Gutachten abge- 
geben haben od. als Gejhäftsführer, Beauftragte 
oder in anderer Weile thätig gewejen find. — 
Wird dadurd ein Kreisausfhuß beihlußunfähig, 
fo tritt nach Beftimmung des user 
richtes der Kreisausſchuß eines benachbarten Krei- 
ſes an jeine Stelle. ?) 

een in ftreitigen Berwaltungsjadhen.] 

).®) 


[Verfahren vor den — in Ver⸗ 
waltungsſtreitſachen) 88 141—162. ®) 

N 163) Sit der unterliegende Theil eine öffent- 
liche Behörde, jo bleiben die Kojten außer Ans 
jap; für die baaren Auslagen des Verfahrens 
und des objiegenden Theile muß derjenige Com— 
munalverband auflommen, als dejjen Organ die 
öffentliche Behörde gehandelt Hat. — Auch ijt 
der unterliegenden Partei völlige oder theilweije 
Koitenfreiheit zu bemwilligen, wenn jie durch ein 
obrigkeitliches Atteft den Nachweis führt, daß jie 
unvermögend ift, Koften zu bezahlen, oder wenn 
nad) dem Ermefjen bes ge aus 
fachlichen Gründen ein befonderer Anlaß hierzu 
vorliegt. $ 164. Soweit die eigenen Einnahmen 
des Kreisausschuffes ($ 162) und die vom Staate 
hierzu nach $70 zu überweijenden Beiträge nicht 
ausreichen, werben die Kojten, welde die Ge- 
ichäftsverwaltung defjelben verurjadht, von dem 
Kreife getragen. — Die Mitglieder des Kreis- 


auf 
”) ©. jept Geſetz vom 3. Juli 1875 (unter Verwaltungs: 
gerichte) und vom 26. Juli 1876 (unt. Verwaltungsbehörben). 
3) ©. unter Berwaltungsgeridhte das Geſetz vom 3. 
li 1875 $ 90, 2, mwodurd die 85 141—162 u. 165 aufge: 
oben &; 
ı S. Note zu $ 14. ©. aub Gefeg vom 26, Yuli 
1876 $ 175. 


die Bejorgung einzelner Kreidangelegenheiten fann 
der Kreistag nah Bedürfniß bejondere Commij- 
fionen oder Commiſſare aus der Zahl der Kreis 
angehörigen bejtellen, welche ebenjo, wie die durch 
das Gejeg für Zwecke der allgemeinen Landes» 
—— angeordneten Commiſſionen, ihre Ge— 
ſchäfte unter der Leitung des Landraths bejor- 
en. — Der Landrath ilt befugt, jederzeit den 
erathungen der Kreiscommiſſionen beizumohnen 
und dabei den Vorſitz mit vollem Stimmrechte 
zu übernehmen, joweit nicht hierüber hinſichtlich 
der für Zwede der allgemeinen Landesverwalt« 
ung angeordneten Commijjionen etwas Underes 
geieglich beitimmt ift. $ 168. Ueber die Ge 
währung von Diäten und Reiſekoſten an bie 
Mitglieder der Kreiscommiflionen zu beitimmen, 
bleibt dem Kreistage überlaſſen. 


Bierter Titel. 
Von den Stadtkreiſen. 

8 169. In denjenigen reifen, melde nur 
aus einer Stadt beftehen (Stadtfreife), werden 
die Gejchäfte des Kreistages und des Kreisaud: 
ſchuſſes, die bes letzteren, ſoweit fich Diejelben 
auf die Verwaltung der Kreid-Communalange- 
fegenheiten —— von dem ſtädtiſchen Behör- 
deu nad den Borichriften der Städteordnung 
wahrgenommen. — Die Beitimmungen des zwei— 
ten Abſchnitts des erften Titels finden auf Stadt— 
freife feine Anwendung. 8 170.:) 

[Bejondere Beitimmungen für den Stabtfreid 
Magdeburg] $ 171. Der Kreistag des Stadt: 
freitag Magdeburg beiteht außer dem Oberbür- 

ermeifter der Stadt Magdeburg, welcher die 
treis-Communalverwaltung leitet und den Bor» 
fig im Sreistage mit vollem Stimmredte führt, 
aus 11 Mitgliedern, von denen 1) die Altitadt 
Magdeburg mit Sudenburg 6, 2) die Neuftabt 
Magdeburg 3, 3) die Stadt Budau 2 Abgeord- 
nete entjendet. 8172. Die Wahl der Kreistagd- 
Abgeordneten erfolgt nach den Vorſchriften des 


$ 104 Abi. 1. 
— uß des Stadtkreiſes Magdeburg.) 
2. 73.) $ 174. Für den Kreisfag und ben 
eisausihuß des Stadtkreiſes Magdeburg gelten 
die Vorſchriften der 8$ 115 u. 116, 118—131, 
133 und 134, 136—139 Abſ. 1 und 2 biejes 


Geſetzes, ſoweit fich diefelben auf die Verwaltung 


1) —* 3 iſt duch $ 175 des Geſetzes vom 26. Juli 1876|der Kreis-Communalangelegenheiten beziehen. 
eboben. 


8175. Die Beitimmungen des zweiten Abichnittes 
de3 eriten Titels, jowie die Beſtimmung bes 


©. Note zu 141, 
2), Geſetz vom 26. Juli 1876 55 5 ff. unb 175. 
3) ©. jekt Gefeg vom 26. Juli 1876 $ 10 u. 175. 
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8 170 finden auf den Stadikreis Magdeburg für die ganze Provinz oder für einzelne Beck 
gleihmäjige Anwendung. 'derjelben durch Königliche Verordnung in Kraft 
Fünfter Titel. gejegt werden is dahin bewendet es bei ben 


b . beitehenden Vorſchriften. 
Bon der Oberaufjicht über die Kreisverwaltung. Nteh ichrif 


F Siebenter Titel. 

[Genehmigung der Kreistagsbeſchlüſſe.]) 8 176. 2 
Beichlüffe des Kreiötages, welche folgende Ange-| Allgemeine, Uebergangs- und Ausführungs- 
legenheiten betreffen: 1) ftatutariiche Anord— Beitimmungen. 
mungen nach Maßgabe des $ 20 Nr.1; 2) Mehr: s 188. Bis zu einer anderweiten Beichluß- 
oder Minderbelaftung einzelner Kreistheile ($ 13); |Tallung der Provinzialvertretungen tritt an bie 
3) Veräußerungen von Grundvermögen des|Stelle des im $ 86 feitgeitellten Betrages von 
Kreifeg;t) 4) Aufnahme von Anfeihen, durch welche 225 M Grund» und Gebäudejteuer für die Kreife 
der Kreis mit einem neuen Schuldenbeftande be⸗ der Provinz Sachſen der Betrag von 300 Mu. 
laftet wird, fowie Uebernahme von Bürgſchaften) für die Kreife des Regierungsbezirkes Straljund 
auf den Kreis;) 5) eine Belaftung der Kreis-|der Betrag von 750 M. a Für die erjten 
angehörigen durch Kreisabgaben über 50%, desjnah Maßgabe dieſes Geſetzes vorzunehmenden 
Gejammtauflommens der directen Staatäfteuern, 
beziehungsmweife der Mahl- und Schlachtſteuer; 
6) eine neue Belaftung der Kreisangehörigen 
ohne geiegliche Verpflihtung, infofern die aufzu- 
legenden Leiftungen über Die nädjiten 5 Jahre 
hinaus fortdauern follen;?) bedürfen in den Fällen 
zu 1 der landeöherrlichen Genehmigung, in den 
Fällen zu 2— 4 der Veftätigung des Miniſters 
des Innern, in den Fällen zu 5—6 der Bejtätig- 
ung der Minifter des Innern u, der Finanzen. 

Puffichtebehörben.) ss 177, 178. ®) 

(Auflöjung des Kreistages durch Königliche 
Verordnung.) 8 179. Auf ven Antrag des Staat3- 
minijteriums fann ein Kreistag durch Königliche 
Verordnung aufgelöft werden. Es jind ſodann 
Neuwahlen anzuordnen, welche binnen 6 Mo» 
naten, vom Tage der Auflöjung an, erfolgen 
müffen. — Im Falle der Auflöfung eines Kreis- 
tages bleiben die von demjelben gewählten Mit- 
glieder des Kreisausichujfes und der Kreiscom- 
miffionen jo fange in Wirkſamkeit, bis der neu 
gebildete Kreistag die erjorderlihen Neumahlen 
vollzogen hat. ° 

[Bwangsweije —— er Reiftungen 
durch die Regierung] $ 180.°) 

Sechſter Titel. 
Uebergangs - Beftimmungen für die Provinzen 
Sachſen und Poſen. 

g 181. Für die in der Provinz Sachſen be- 
fegenen, im ftanbesherrlihen Belige der Grafen 
zu Stolberg-Wernigerode, Stolberg-Stolberg u. 
Stolberg-Rodla befindlichen Grafſchaften Werni- 
gerode und Stolberg nebft den Städten Kelbru 
und Heringen, mird die behufs Anſchluſſes an 
die Grundjäße des gegenwärtigen Gejegeö erfor- 
derliche Regelung der die Gemeinde» und Poli— 
zeiverwaltung betreffenden Verhältniſſe einem 
beionderen Gejege vorbehalten und bleiben bis 
dahin für dieje YandestHeile die hierauf bezüg« 
lichen Beitimmungen ded gegenwärtigen Geſetzes 
außer Anwendung. $ 182. Auf die Provinz 
Bojen findet die gegenwärtige Kreisordnung bis 
auf Weiteres feine Anwendung; fie kann jedod) 
in ihrer Gejammtheit oder in einzelnen Teilen 












































Bertheilungen und Wahlen der Kreistagd-Abge- 
ordneten find die dem Kreisausſchuſſe bezichungs- 
weije dem Kreistage übertragenen Befugniſſe von 
dem Landrathe wahrzunehmen. Ingleichen liegt 
für diefe erften Wahlen dem Landrathe die Prüf- 
ung der Wahlprotofolle an,Stelle des Kreisaus— 
ichuffes ob. $ 185. Für jeden Kreis wird die 
erfolgte Bildung der Amtsbezirke und bie Er- 
nennung der Amtsvorſteher durch eine von dem 
Oberpräfidenten durch das - Amtöblatt zu erlaf- 
fende Befanntmahung zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht. Bis zu dieſem Beitpunfte bleiben die 
rüdfichtlih der örtlichen Polizeiverwaltung be- 
ftehenden VBorjchriften in Kraft. $ 186. Die 
Amtsthätigfeit der jegigen Gemeindevorjteher u. 
Schöffen erliiht am 30. Juni 1874. Die fchon 
jegt gewählten Gemeindevorfteher und Schöffen 
bleiben jedod) in Yunction bis zum Ablauf der 
in dem gegenwärtigen Gejege borgejchriebenen 
jehsjährigen Amtsdauer, vom Tage ihrer Be- 
ftätigung gerechnet, jofern nicht eine Gemeinde 
eine ig Wahl ausdrüdlich beantragt. 

(Die Berwaltungdgerichte und das —— 
vor denſelben.]) $$ 187—198. [S. jetzt Gejeg v. 
3. Zuli 1875, $ 90, 2.) 8 199. Alle dem ge- 
gegenwärtigen Gejege zumiderlaufenden Bejtimm- 
ungen werden aufgehoben und treten, mit Vor— 
behalt der Borjchrijten der SS 12, 185 u. 186, 
mit dem 1. Januar 1874 außer Kraft. Die bis— 
herigen kreisjtändifchen Commiffionen bleiben bis 
zur anderweitigen Beichlußnahme des Kreistages 
über ihren Fortbeitand und ihre Zufammenjeß- 
ung in Wirkjamfeit. $ 200. Der Minifter des 
Innern ijt mit der Ausführung des gegenmär- 
tigen Gejeged beauftragt und erläßt die hierzu 
ertorbertichen Anordnungen und Inſtructionen. 

[(Iuhalt.] Erfter Titel. Von den Grundlagen 
der Kreisverfaffung. 1 Abſchn. Bon dem Um— 
fange und der Begrenzung der Kreiſe $$ 1—5. 
2. Abihn. Von den Kreisangehörigen, ihren 
Rechten und Pflichten 8$ 6—19. 3. Abjchnitt. 
Kreisftatuten und Reglements $ 20. — Bweiter 
Titel. Von der Gliederung und den Aemtern 
des Kreiſes. 1. Abſchn. Allgemeine Beitimmungen 
s 21. 2. Abſchun. Bon dem Gemeindevorftcher- 
und Schöffenamte, jowie von ver Ortövermalt- 
ung der jelbitändigen Gutsbezirke 55 22 — 35. 
3. Abichn. Von der Aufhebung der mit dem 
Beſitze gewiſſer Grumdftüde verbundenen Bercd- 
tigung und Verpflichtung zur Verwaltung des 


©. jept Befey vom 26. Juli 1876 $$ 53, 68 Nr. 1. 
S. jest Beleg vom 26. Juli 1876 5 68 Ar. 2. 
©. Jet Gefey vom 26. Juli 1876 8 68 Nr. 3. 
2. Gefes vom 26. Juli 1876 $$ 69, 71-73 u. 175. 
S. jett Gefeg dom 26. Juli 1876 $$ 57 Nr. 5 u. 175. 


732 


Schulzenamtes 8$ 36—45. 4. Abſchn. Bon den 
Amtöbesirten und dem Amte der Amtsvorſteher 
5 46— 73. 5. Abſchn. Von dem Amte des 
Zandrathed SS 74— 78. 6. Abſchn. Von dem 

wangsverfahren der Behörden bes Kreijed 55 79 
i8 83. — Dritter Titel. Von der Vertretung 
und Verwaltung des Kreifes. 1. Abſchn. Von 
der Bufammenjegung des Kreistages $5 84 bis 
114. 2. Abſchn. Von den Verſammlungen und 
Geſchäften des Kreistages SS 115—126. 3, Ab— 


Kreisphufifus — Kreis-Thierärzte, 


abjolute Stimmenmehrheit, jo kommen diejenigen 
wei Perjonen, weldje die meiften Stimmen Hr 
Ni haben, auf die engere Wahl. Haben mehr 
al3 zwei Perjonen die meiften und gleich viel 
Stimmen erhalten, jo enticheidet daß durch die 
Hand des ern gern on zu ziehende Loos dar⸗ 
über, wer auf die engere Wahl zu bringen ift; 
in gleicher Weije erfolgt die Entfcheidung, wenn 
auch die engere Wahl feine Stimmenmehrheit 
ergiebt.. $ 3. Die Wahlprotofolle find vom 


fchnitt. Von dem Kreishaushalte $$ 127—129.|Wahlvorjtande, dem Protofollführer und den 
4, Abſchn. Bon dem Kreisausſchuſſe, feiner Zur] Stimmzählern zu unterzeichnen. $ 9. Auf dem 
fammenjegung u. feinen Gejchäften in der Kreis |Sreistage ſelbſt vorzunehmende Wahlen können 


Communal= umd ee Zandesverwaltunglaud durch Acclamation ftattfinden, jofern Nie 


sg 130—166. 5. Ab 
fionen 8$ 167 und 168. — Bierter Titel. Bon 
den Stadtfreifen 88 169—175. — Fünfter Titel. 
Bon der Oberaufjicht über die Kreisverwaltung 


chn. Bon den Kreiscommij-|mand Widerſpruch erhebt. 


gg wegen der Gebühren derjel- 
ben für die Beſorgung geridht3-ärztlicher, medi⸗ 
einal- und fanitätspoligeilicher Serhäfte J. mt. 


$$ 176— 180. — Sechſter Titel, Uebergangd-| Aerzte Gef. v. 9. März 1872 $ 2 (©. 29). 


Beitimmungen für die Provinzen Sadjjen und 


Bofen $$ 181 und 182. — Siebenter Titel. All-|Nr. 3, 


gemeine, Hebergangs- u. Ausführungs-Bejtimms- 
ungen $$ 183—200. 


Wahl-Reglement. 


8 1. Acht Tage vor der Wahl werden die 
Wähler zu den Wahlen mittel3 ſchriftlicher Ein- 
fadung oder durch ortsüblihe Bekanntmachung 
berujen. Die Einladung und Belanntmadhung 
muß das Local, den Tag und die Siunde der 
Wahl genau bejtimmen. $2. Der Wahlvoritand 
beftcht aus dem Landrathe beziehungsweiſe Bür- 

ermeijter, Gemeindevorfteher oder einem von 
ihnen ernannten Wahlvorfieher und aus zwei 
von der Wählerverjammlung zu wählenden Bei- 
figern. Der Wahlvorjtand bertimmt den Proto- 
tollführer u. die Stimmzähler. $ 3. Die Wah- 
len erfolgen duch keine bei der Ver— 
handlung zu vertheilende Stimmzettel. 4, 
Jede Wh erfolgt in einer beſonderen Wahl- 
andlung. $ 5. In der Wahlverfammlung dür⸗ 
* weder Diseuſſionen ſtattfinden, noch Beſchlüſſe 
efaßt werden. — Der Protolollführer ruft die 

ähler, wie fie in der Wählerlijte verzeichnet 
find, auf; jeder Aufgerufene wirft feinen Stimm- 
ettel in die Wahlurne. — Die während des 

ahlactes ericheinenden Wähler können an ber 
nicht geichloffenen Wahl theilnehmen. — Sind 
feine Stimmen mehr abzugeben, fo erflärt der 
Wahlvoritand die Wahl fir geichlofien; der 
Wahlvorjteher nimmt die Stimmzettel einzeln 
aus der Wahlurne, verliejt bie barauf verzeich 
neten Namen und ein Stimmzähler zählt biejel- 
ben laut. 8 6. Ungejtempelte, unbeichriebene, 
ſowie folche Stimmzettel, auf welchen der Name 
eines nicht Wahlfähigen oder mehrere Namen 
ſich gejchrieben finden, find — — Alle un⸗ 
giltigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben 
betrachtet. Ueber die Giltigfeit der Stimmzettel 
enticheidet vorläufig der Wahlvorftand, Die 
Stimmzettel find aufzubewahren und die ungil— 
tigen mit dem Protofoll dem Landrathe bezw. 
dem Kreisausſchuſſe einzufenden. 8 7. Als ges 
wählt ift derjenige zu betrachten, welcher bie ab- 
folute Stimmenmehrheit (mehr als die Hälfte 


— — ſiehe Kreisordnung $ 116 
176. 

Kreisfecretäre als Vertreter des Landraths, 
ſ. Kreisordnung $$ 75, 136. 

Kreistage (Kreistags-Abgeordnete), ſ. Kreis 
ordnung SS 84 ff. 

Kreis-Thierärzte. Bezüglich deren amtlichen 
Stellung bejtimmt die Mintfterial-Fnftruc- 
tion dv. 22, Juni 1871 Folgendes: 

[4. Beterinärpolizei.] $ 4. Die Anftellung der 
Kreis» Thierärzte Hat zunächſt den Zwed, den 
Königlichen Behörden tüchtige techniſche Beamte 
uzuordnen, durch welche jie in den Stand ge 
bonn werden, vorkommende Seuchen und anftedende 
Krankheiten der Thiere rechtzeitig zu erfennen, 
und die aus benjelben entjtehenden Verluſte und 
Gefahren den localen Berhältniffen und bejon- 
deren Fällen gemäß event. durch bejondere Ans» 
ordnungen zu vermindern rejp. abzuwenden, — 
Die Kreid-Thierärzte Haben, joweit möglich, ben 
Geſundheitszuſtand der Hausthiere zu überwachen, 
die Berbejjerung der Buchten derfelben zu fördern, 
und müfjen über Hierauf bezügliche Uebelftände 
und Mißbräuche der vorgejegten Behörde berich 
ten und Vorſchläge zu deren Bejeitigung machen. 
Ein befondered® Augenmerk vo fie auf bie 
ätiologiichen Berhältnifje der localen Krankheiten 
ihres Bezirls, namentlich der Seuchen und an» 
itedenden Krankheiten zu richten und diefe in 
ihrem Amtsbezirle jorgfältig zu verfolgen; auch 
das große Bublicum über diejelben thunlichſt zu 
belehren und jo viel in ihren Kräften fteht, auf 
Bejeitigung der Krankheitsquellen hinzuwirken. 
In dieſer Beziehun ._ fie bejonders bie 
Pflege der wir die Beichaffenheit der Ställe, 
die Lage der Weiben, bie Eigenichaften des Futters 
und Trinlwaſſers zc. zu erforſchen, die Witterungs⸗ 
und Temperatur - Einflüffe auf die rejp. Krank⸗ 
heiten in den verjchiedenen Jahreszeiten zu be 
rüdjichtigen und bei öfonomijhen Bedrängniffen, 
3. ®. bei zu befürdhtendem Futtermangel, Yale, 
ter Heu-Ernte 2c. auf die geeigneten Vorklehrungs⸗ 
maßregeln aufmerfjan zu machen reſp. Bedacht 
au nehmen, rejp. bei zu befürdhtenden größeren 

alamitäten den Sreisbehörden darüber zu bes 
rihten. 8 5. Die Eonitatirung der als polizei- 


der Stimmen) erhalten hat. — Ergibt fich keine gefährlich erachteten Krankheiten durch die Veto 


Kreisverbände — Hriegsdienft. 733 
rinärbeamten und die vorläufige Unordnung einen Veterinär» Sanitätbericht, im welchen fie 
veterinärpolizeiliher Mahregeln erfolgt in ber die im $ 4 angedeuteten Momente ausführlich 
Regel, und abgejehen von bejonderen Anträgen erörtern, über vorgelommene anjtedende Krane 


ber betrefjenden Eigenthümer, nur nad vorauf- heiten und einzelne interefjante Fälle ꝛc. in 


und mit Zuziehung eines Polizeibeamten. dem Departementd-Thierarzt einzureichen. 


8 * 
n dringenden 


— Nequifitton der betreffenden Behörden praktiſch- wiſſenſchaftlicher Beziehung berichten, 


len reicht dazu die Aufforder- 


ber Ortspolizeibehörde (Magiftrate der amts- änderung bderjelben |. Kreisordnung 


Kreisverbande. Wegen Bildung und 1 
z5 3 ff. 


un 
jäffigen Städte und Tleden und Vorſteher der/u. wegen Dotation derjelben unter Dotationen 
Landgemeinden) hin und unter Umftänden, wo Geſ. dv. 30. April 1873 (S. 252). 


Gefahr im Verzuge ift, muß der Kreis-Thierarzt 
die erforderlihe Unterfudhung vornehmen und 


vorläufig die dringendten Maßregeln unter Vor« |diefes Titels ſeitens ber 
behalt der Genehmigung der betreffenden Obrig- |jtatthaft; Eircular des Minifterd des 


Kreisverfaflung, j. Kreisordnung. 
— —— die Führung 
eg ilt une 
nnern v. 


teit und mit Buziehung der Ortspolizeibehörde 16. Januar 1876. 


anordnen. 8 6. Bei allen veterinärpolizeilichen 


Unterfuchungen nehmen die KreisThierärzte an{Ordnung $ 18, 


Krieg. Dienftpflicht im Kriege, ſ. Erjag- 
Strafbare Handlungen von 


Drt und Stelle eine jchriftliche Verhandlung über | Deutichen während eines Krieges gegen das Reich, 


den Befund auf und 
wenn e3 einzelne mit anftedenden Krankheiten 
behaftete Thiere betrifft, wie 
Wurm, verdädtiger Drufe, 
Wuthkrankheit, Rinderpeit 2c., aud) das Signale 


geben darin die Zahl, und|j. Str-G.-B. 55 87—190. 


Kriegsbedürfnifife, in Bezug darauf be- 


. B. bei Rotz, gangener jtrafbgrer Handlungen, ſ. Str.⸗G.B. 
Feigättrankheit, $ 90 Wr. 2, 88 127, 329, 


firiegsdienft. 


ment der erkrankten, jowie die Erjcheinungen beil®efeg, betreffend die Verpflichtung zum 
lebenden und todten Thieren der Hauptſache nah Kriegsdienst, vom 9. November 1867:') 


jo vollftändig an, daß die vorhandene Krankheit 


$ 1. Jeder Norddeutiche ift wehrpflichtig und 


und auch das damit behaftete Thier aus der kann fid) in Ausübung diefer Pflicht nicht ver— 


Beſchreibung zu erfennen ift. Sind fie mit der 
vorläufigen Anordnung polizeiliher Maßregeln 
beauftragt, oder müſſen jolche u Berzug ind 
Wert sche werben, jo haben jie über die ge- 
troffenen Mnordnungen ein Protofol aufzu- 
nehmen, welches von dem zugezogenen Polizei- 
beamten bezw. dem Borfteher der Ortöpolizeir 
behörde, dem Eigenthümer des Thieres und jonft 
betheiligten — mit zu unterzeichnen und 
demnächſt dem Kreishauptmann einzureichen iſt. 
In dieſen Verhandlungen reſp. Protokollen iſt 
in den Fällen, in welchen durch Uebertragung 
Gefahr für Menſchen beſteht, wenn z. B. Per— 
ſonen durch tolle Hunde gebiſſen oder durch Milz— 
brand, Rog, Trichinen 2c. inficirt find, ſolches 
bejonderd hervorzuheben und der betreffende 
Kreisphyſikus davon in Kenntniß zu ſetzen. $7. 
Beterinärpolizeilihe Guchtachten rejp. Anord— 
nungen und Vorſchläge der Kreis-Thierärzte find, 
wenn ſolche Bedenken erregen, von ber betreffen. 
den Behörde der Königlihen Landdroſtei zur Be— 
utachtung rejp. Entſcheidung des Departements- 
ierarztes reſp. des Provinzial-Medicinal-Eol- 
legiums vorzulegen. — Sollte die Sache hierbei 
noch nicht erledigt werden, ſo hat die Königliche 
Landdroſtei dieſelbe dem Königlichen Miniſterium 
der geiſtlichen, Unterrichts» und Vedicinal-Ange: 
legenheiten zur weiteren Veranlafjung zu über- 
reichen. 


treten lafjen. —F————— von der Wehrpflicht 
ſind nur: a) die Mitglieder regierender Häuſer; 
b) die Mitglieder der mediatiſirten, vormals 
reichsſtändiſchen und derjenigen Häuſer, welchen 
die Befreiung von der Wehrpflicht durch Ver— 
träge zugeſichert iſt, oder auf Grund beſonderer 
Rechtstitel zuſteht. — Diejenigen Wehrpflichtigen, 
welche zwar nicht zum Waffendienſte, jedoch zu 
ſonſtigen militäriſchen Dienſtleiſtungen, welche 
ihrem bürgerlichen Berufe entſprechen, fähig ſind, 
fönnen zu ſolchen herangezogen werben, 2. 
Die bewaffnete Macht beitcht aus dem Heere, 
der Marine und dem Landſturme. $ 8. Das 
Heer wird eingetheilt in: 1) das ftehende Heer, 
2) die Yandwehr; die Marine in: 1) die Flotte, 
2) die Scewehr. — Der Landſturm beiteht aus 
allen Wehrpflichtigen vom vollendeten 17, bis 
zum vollendeten 42. Xebensjahre, welche weder 
dem Heere, noch der Marine angehören.?) $ 4. 
Das ftehende Heer und die flotte find beſtändig 
um Kriegsdienfte bereit. Beide find die Bildungs« 
— der ganzen Nation für den Krieg. & 5. 
Die Landwehr und die Seewehr find zur Unter 
ſtützung bes ftehenden Heeres und der Flotte bes 
ftimmt. — Die Landwehr »- Infanterie wird in 
befonders formirten Landwehr» Truppenkörpern 
zur Vertheidigung des Vaterlandes als Reſerve 
für das ftehende Heer verwandt. — Die Manns 


8. Die Kreid-Thierärzte haben unter |ichaften des jüngften Jahrganges der Landwehr- 


allen Umjtänden den betreffenden Behörden (5 3)|Infanterie Fönnen jedoch erforderlichen Falles 
von allen ihnen zur Kunde fommenden Krant-|bei Mobilmachungen auch in Erjag-Truppentheile 
heiten und Seuchen der Hausthiere, jowie von jeingeftellt werden. — Die Mannſchaften der Land» 
den inder Ausführung eg TA ee * wehr⸗Cavalerie werden im Ktriegsfalle nad) Maß— 
regeln etwa vorfommenden Mängeln, unter Mit-| foe & : i * 

— de - ü t. 80 der R 8 . .xz . 
— 5* der betreffenden Verhandlungen, ſofort 4 —A—— vom 2. —* ee its: 

nzeige zu maden, und dem Phyſikus von dem |gebiete in Kraft getreten. — ©. audı Reichsver jeffung 

bom 16. April 1871 Art. 57 ff. und Neihsmilitärgefeg 

vom 2. Mai 1874. — Wegen Beftrafung ber Berlegung der 
Wehrpflicht ſ. Str.9.:B. $ 140. 

2) &, Landſturm. 





Vorkommen folder Krankheiten Mittheilung zu 
machen, die auf den Menjchen übertragbar find, 
auch Halbjährlih am 1. April und 1. October 
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gabe des Bedarfs in befondere Truppenkörper 
formirt. — Die Yandwehr-Mannjdhaften der üb- 
rigen Waffen werden bei eintretender Kriegöge- 





Kriegsdienft. 


einzelnen Bundesſtaaten nach dem Berhältnif der 


‚Bevölferung vertheilt. — Bei Feititellung der 


Bevölkerung der einzelnen Bundesjtaaten fommen 


fahr nad; Maßgabe des Bedarfs zu ben Fahnen nur die in deren Gebiete fi aufhaltenden Aus 
de3 fteheuden Heeres, die Seewehrmannjchaften länder, nicht aber aud die Angehörigen anderer 


zur Flotte einberufen. 
zum Dienft im jtehenden Heere, beziehungsmeije 
in der Flotte, beginnt mit dem 1. Januar und 
zwar in der Regel desjenigen Kalenderjahres, 
in welchem der Wehrpflichfige das 20. Lebens. 
jahr vollendet, und dauert 7 Jahre. — Während 
diefer 7 Jahre find die Mannſchaften die erjten 
3 Jahre zum ununterbrochenen activen Dienit 
verpflichtet. — Die active Dienstzeit wird nad) 
dem ge erfolgten Dienftantritt mit der Maß» 
gabe berechnet, daß diejenigen Mannſchaften, 
welde in der Zeit vom 2. Dct. bis 31. März 
eingeftellt werden, als am vorhergehenden 1. Oct. 
eingejtellt gelten. — Die Entlafjung eingeſchiffter 
Mannjcaften der Marine kann jedoch, wenn den 
Umftänden nach eine frühere Entlaffung nicht 
ausführbar ijt, bis zur Nüdfehr in Häfen des 
Bundes verjdioben werden, — Während des 
Reftes der fiebenjährigen Dienstzeit find die Mann- 
ſchaften zur Reſerve beurlaubt, infoweit nicht die 
jährlichen Uebungen, nothwendige Berjtärfungen 
oder Mobilmachungen des Heeres, beziehungs- 
weiſe Ausrüſtungen der Flotte, die Einberufung 
zum Dienft erfordern. — Jeder Reſerviſt ijt 
während der Dauer des Reſerveverhältniſſes zur 
Theilnahme an 2 Uebungen verpflichtet. Dieje 
Uebungen follen die Dauer von je 8 Wochen 
nicht überjchreiten. — Jede Einberufung zum 
Dienjt im Heere bezw. zur u in der 
Flotte, zählt für eine Uebung. F 7. ‚Die Ver— 
pflichtung zum Dienjt in der Landwehr und in 
der Seewehr ift vun finfjähriger Dauer. — Der 
Eintritt in die Land- und Seewehr erfolgt nad 
abgeleifteter Dienftpfligt im ftehenden Heere, 
bezw. in der Flotte. — Die Mannjcaften der 
Landwehr und der Seewehr find, jofern jie micht 
zum Dienft einberufen werden, beurlaubt, — 
Die Mannſchaſten derlandwehr- Infanterie fönnen 
während der Dienftzeit in der Landwehr zweimal 
auf 8 bid 14 Tage zu Uebungen in bejonderen 
Compagnien oder Bataillonen einberufen werben. 
— Die Landwehrmannjcdaften der Jäger und 
Schügen, der Artillerie, der Pioniere und des 
Trains üben zwar in demjelben Umfange, tie 
die der Infanterie, jedod im Anſchluſſe an die 
betreffenden Linientruppentheile. Die Landwehr, 
Savalerie wird im Frieden zu Uebungen nicht 
einberufen. $ 8. Die Einberufung der Neferve, 
Landwehr und Seewehr zu den Fahnen, bezw, 
zur Flotte, erjolgt auf Befehl des Bundesfeld— 
herren. — Dur die commandirenden Generale 
erfolgt die Einberufung nur a) zu den jährlichen 
Uebungen, b) wenn Theile des Bundesgebietes 
in Kriegszuftand erflärt werden. $ 9. Der 


Bundesfeldherr beitimmt für jedes SE nach Dienſtzeit verkürzt werden, 


Maßgabe des Geſetzes die Zahl ber in das 


Die Berpflichtung | Bundesstaaten in Abrehnung. $ 10. 


Um im 
allgemeinen wijjenjchaftliche und gewerbliche Aus- 
bildung jo wenig wie möglich durch die allge 
meine Wehrpflicht zu ftören, ift e8 jedem jungen 
Mann überlafien, ſchon nad vollendetem 17. 
Lebensjahre, wenn er die nöthige moraliiche und 
förperlide Qualification Hat, freiwillig in den 
Militärdienft einzutreten. $ 11. Junge Leute 
von Bildung, welche fi während ihrer Dienft- 
zeit ”” befleidven, ausrüften und verpflegen, 
und welche die gewonnenen Kenntniffe in dem 
vorſchriftsmäßigen Umfange dargelegt haben, 
werden jchon nad) einer einjährigen Dienftzeit im 
itehenden Heere — vom Tage de3 Dienfteintrittö 
an gerechnet — zur Reſerve beurlaubt. Cie 
fönnen nad Mafgabe ihrer Fähigkeiten und 
Leiſtungen zu Offizierjtelen ber Referve und 
Landwehr vorgeichlagen werben. $ 12. Die 
Offiziere der Nejerve können während der Dauer 
des Nejerveverhältnifjes dreimal zu vier- bis 
adjtwöchentlichen llebungen herangezogen wer» 
den. Die Offiziere der Yandwehr find zu Uch- 
ungen bei Zinientruppentheilen allein behufs Dar- 
legung ihrer Qualification zur Weiterbeförder- 
ung, im llebrigen aber nur zu den gewöhnlichen 
Uebungen der Landwehr heranzuziehen. — Im 
Kriege können auch die Offiziere der Landwehr 
erforderlichenfalld bei Truppen des ftehenden 
Heeres verwandt werden. 813. Für die Marine 
gelten die nachfolgenden bejonderen Bejtimm- 
ungen: 1. Bur Kriegöflotte, welche gleich dem 
itehenden Heere beftändig bereit ift, gehören: 
a) die active Marine, n. die im activen Dienfte 
befindlichen Seeleute, Mafchiniften und Heizer, 
jowie die Schiffshandwerfer und Geefoldaten; 
b) die von der activen Marine beurlaubten Sees 
leute, Maſchiniſten, Heizer, Schiffshandwerker 
und Seeſoldaten bis zum vollendeten 7. Dienſt⸗ 
jahre. 2. Die active Marine wird zufaınmen- 
gelegt aus: a) Geeleuten von Beruf, d. h. aus 
ſolchen Freiwilligen oder Ausgehobenen, melde 
bei ihrem Eintritt in das Dienftpflidytige Alter 
mindejtend ein Jahr auf Norddeutichen Hanbels- 
ſchiffen gedient, oder die Seefifcherei eben fo lange 
gewerbsmäßig betrieben haben; b) aus freiwillig 
eingetretenem oder ausgehobenem Maſchinen- und 
Schiffshandwerks. Perſonal; c) aus Freiwilligen 
oder Ausgelobenen für die Marinetruppen (Sees 
bataillon u. Seeartillerie), — 3. Die Dienftzeit 
in der activen Marine fann für Seeleute don 
Beruf und für dad Majchinenperional in Berüd- 
fihtigung ihrer. techniſchen Vorbildung und nad 
Maßgabe ihrer Ausbildung für den Dienft auf 
der Kriegsflotte bis auf eine einjährige active 
4. Junge Seeleute 


tehende von Beruf und Maſchiniſten, welche beim Eintritt 





Heer und in die Marine einzuftellenden Refruten. in das dienftpflichtige Alter die Qualification 
Der Geſammtbedarf an Refruten wird demnächſt zum einjährigen Freiwilligen erlangt, od. welche 
durch den Bundesausſchuß für das Landheer und das Steuermanns-Eramen abgelegt haben, genügen 
die Feſtungen, bezw. unter Mitwirfung des ihrer Verpflichtung für die active Marine durch 
Bundesausſchuſſes für das Seeweſen, auf die einjährigen freiwilligen Dienft, ohne zur Selbſt⸗ 
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bekleidung und Gelbftverpflegung verpflichtet zu Wohnfig hat, oder in welchen er vor —— 
fein. Nach Maßgabe ihrer Qualification ſollen dies |endgiltiger Entſcheidung über feine active Dienſt— 
jelben zu Unteroffizieren, Deckoffizieren oder Offi- |pflicht verzieht. — Den Freiwilligen ($$ 10 u. 
zieren der Rejerve rejp. der Seewehr vorgejchlagen, |11) fteht die Wahl des Truppentheiles, bei wel— 
bezw. ernannt werden. — Die Seeoffiziere der Re- | hem fie ihrer activen Dienftpflicht genügen wollen, 
jerve u. Seewehr können nah Mafgabe des Bedürf- [innerhalb des Bundes frei. — MRejerve- und 
nifjes dreimal zu den Uebungen der activen Marine |Landwehrmannichaften treten beim Verziehen von 
herangezogen werben. 5. Seeleute, welche aufleinem Staate in den anderen zur Reſerve bezw. 
einem Norddeutichen Handelsſchiffe nad vor-|Landwehr des letzteren über. 18. Die Be 
ſchriftsmäßiger Unmufterung thatſächlich in Dienft | ftimmungen über die allmähliche Herabſetzung der 
— find, ſollen in Friedenszeiten für die Dienſtverpflichtung in denjenigen Bundesſtaaten, 

auer der bei der Anmufterung einge — in denen bisher eine längere als die in dieſem 
Verpflichtungen von allen —— ten) Geſetze vorgeſchriebene Geſammtdienſtzeit im Heere 
befreit werden, haben jedoch eintretenden Falls ſund in der Landwehr geſetzlich war, werden durch 


Kriegsflotte — Kriegsleiftungen. 


die letzteren nah ihrer Entlafjung von dem den Bundesfeldherrn erlafjen. H 
Handelsſchiffe, bevor fie fi auf's Neue anmuftern | Ausführung diefes Gefepes erforderlichen 
Ebenſo jollen | ftimmungen werden durch bejondere Verordnungen 


lafjen, nachträglich zu erfüllen, 
Seeleute während der Zeit des Beſuches einer 
Norddeutihen Navigationsichule oder Schiffsbau⸗ 
ſchule im Frieden zum Dienjt in der Flotte micht 
herangezogen werden. 6. Bei ausbrechendem 
Kriege ift, außer den dienftpflichtigen Erfagmann-» 
ichaften, den Beurlaubten und Reſerven ber 
Flotte, nöthigenfald auch die Seewehr zum 
Dienft einzuberufen. 7. Die Geewehr beiteht: 
a) aus den von der Marinerejerve zur Seewehr 
entlajfenen Mannſchaften; b) aus den jonftigen 
Marinedienftpflichtigen, welde auf der Flotte 
nicht gedient, und zwar 618 zum vollendeten 31. 
Lebensjahre. 8. Für die vorjtehend unter 7 b. 
bezeichneten Dienftpflichtigen finden zeitweije für- 
zere Uebungen an Bord, namentlich behufs Aus«- 
bildung in der Schifjsartillerie, ftatt, und wird 
jeder diejer Berpflidgteten in der Regel zweimal 
u dieſen Uebungen herangezogen. $ 14. Die 
in dieſem Geſetz erlafjenen Bejtimmungen über 
die Dauer der Dienftverpflichtung für das ftehende 
— reſp. die Flotte und für die Land» reſp. 
ewehr, gelten nur für den Frieden. Im 
Kriege enticheidet darüber allein das Bedürfniß 
und werden alddann alle Abtheilungen bes Heeres 
und der Marine, joweit fie einberufen find, von 
den Herangewadjjenen und Zurüdgebliebenen nad) 
Mafgabe des Abganges ergänzt. $ 15. Die 


beurlaubten Mannichaften des Heered und berjtet: 1) Gewährung 


Marine (Reſerve, Landwehr, Seewehr) find 
während der Beurlaubung den zur Ausübung 
der militäriſchen Eontrole erforderlichen Anord- 


19. Die zur 
es 


erlafjen.!) 
Kriegsflotte, ſ. Reichsverf. Art. 53 ff. 
Kriegsleiſtungen. 
1, Reihögejeg üb. die Kriegsleiſtungen, 
bom 13. Juni 1873:®) 

1. Bon dem Tage ab, an welchem die bes 
waffnete Macht mobil gemadht wird, tritt die 
Verpflichtung des Bundesgebiet3 zu allen Leijt- 
ungen für Kriegszwecke nad) den Beftimmungen 
diejes Geſetzes ein. — Beichränft ſich die Mobil« 
—— auf einzelne Abtheilungen der bewaffe 
neten Macht, jo tritt dieje Verpflichtung nur 
bezüglich der mobil gemachten, augmentirten od. 
in Bewegung gejepten Theile derſelben, jowie 
zur Herjtellung der nothwendigen Bertheidigungds 
anftalten ein. $ 2. Dieje Leiftungen jollen nur 
injoweit in Anfprucd genommen werden, als für 
die Beihafjung der Bedürfnifje nicht anderweitig, 
insbejondere nicht durch freien Anlauf, bezw. 
Baarzahlung oder durd; Entnahme aus den 
Magazinen gejorgt werden kann. — Für dieſe 
Leiltungen iſt nad den Beſtimmungen dieſes Ger 
jeges Vergütung aus Reichsmitteln zu gewähren. 


L &Kriegsleiftungen der Gemeinden. 


83. Dem Reiche gegenüber find zunächſt die 
Gemeinden zu nachfolgenden Leiftungen verpflich— 
des Naturalguartierd jür 
die bewaffnete Macht, einſchließlich des Heerges 
folges, jowie ber — für die zugehörigen 
Pjerde, beides, ſoweit Räumlichkeiten hierfür 


nungen unterworfen. — Im Uebrigen gelten für|vorhanden find; 2) Gewährung der Natural- 
diefelben die allgemeinen Landesgejeße; auch Verpflegung für die auf Märſchen und in Cans 
jollen diefelben in der Wahl ihres Aufenthalt3- tonnirungen befindlihen Theile der bewaffneten 
orte3 im In- und Auslände, in der Ausübung | Macht, einjchließlich des Heergefolges, fowie der 
ihres Gewerbes, rüdjihtlid ihrer Verheirathung | Fourage für Die zugehörigen Pferde; 3) Ueber— 
und ihrer jonftigen bürgerlichen Verhältniffe Be-|laffung der im Gemeindebezirk vorhandenen 
ſchränkungen nicht unterworfen fein. — Referve-, | Transportmittel und Gejpanne für militärische 
land» und feewehrpflidtigen Mannſchaften darfZwecke und Stellung der in der Gemeinde an» 
in der Zeit, in welcher fie nicht zum activen |wejenden Mannjchaften zum Dienfte als Gejpann- 
Dienft einberufen find, die Erlaubnig zur Aus- Be Wegweijer und Boten, jowie zum Weges, 
wanderung nicht verweigert werden, $16. Der) Eijenbahn- und Brüdenbau, zu fortificatorischen 
Landfturm tritt nur auf Befehl des Bundesfeld-| Arbeiten, zu Fluß- und Hafenjperren und zu 
en — — — * he — 

heile des Bundesgebieted bedroht oder über-| „o, Erfab— ' i ; a 
sieht. 17. Jeder Norddeutiche wird in dem- Nail, J— ——— TAU 
jenigen Bundesſtaate zur Erfüllung eye ok oc een für — * 
pflicht herangezogen, in welchem er zur Zeit des Yichterifif ne *— 
Eintritts das militärpflichtige Alter feinen ie... Sa. — nn ehe 
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Bootd- und Prahmdienſten; 


Kriegsleiftungen. 


4) Ueberweilungjden Koften auf die hierdurch bon unmittelbarer 


der für den Kriegsbedarf erforderlichen Grund» |Leiftung befreiten Plichtigen nach Verhältniß ihrer 


ftüde und vorhandenen Gebäude, jomie der im|Berpflichtung 
Semeindebezirke vorhandenen Materialien zur zulegen.) 8 


Naturalleiitung (bj. 1) um« 
Die Gemeinde hat den nad 


* 


Anlegung von Wegen, Eiſenbahnen, Brücken, 5 6 mit Naturalleiſtungen oder Dienſten in An» 
Lagern, Uebungs- und Bivouaksplägen, zu jortis|jpruch genommenen Vergütung in dem Umfange 
ficatoriichen Anlagen und zu Fluß» und Hafen-|zu gewähren, in welchem die letztere nad den 
iperren; 5) Gewährung des im Gemeindebezirfe folgenden Bejtimmungen vom Reiche gewährt 


vorhandenen Feuerungsmaterial3 u. Lagerjtrohs 
für Lager und Bivouats, ſowie 6) der jonjtigen 
Dienfte und Gegenftände, deren Leiftung bezw. 
Lieferung das militärische Intereſſe ausnahms— 
weile erforderli machen könnte, insbejondere 


wird. — Die Gemeinde ift in der Regel nicht 
verpflichtet, Die Vergütung früher auszuzahlen, 
al3 fie ihr vom Reiche zur Berfügung geitellt 
iſt. Jedoch ift in den Fällen beionderer Bedürftig- 
feit oder unverhältnigmäßiger Belaftung einzelner 


von Bewaffnungs- und Ausrüftungsgegenftänden, |Reiftungspflichtiger diefe Vergütung vorſchußweiſe 


Arznei» und Verbandmitteln, joweit die hierzu 
erforderlichen Perjonen und Gegenftände im 
Gemeindebezirfe anweſend und bezw. vorhanden 
find. $ 4.) In welchen Fällen und in welchem 
Umfange die Verpfliditungen des $ 3 einzutreten 
haben, wird auf Requiſition der — 
durch Anordnung der nad den Landesgeſetzen 
zuftändigen Eivilbehörde bejtimmt. Es ijt hier— 
bei auf die XLeiltungsfähigkeit der Gemeinden 
Nüdjicht zu nehmen. — In den Städten, weldje 
einen eigenen Kreis bilden, oder weldye da, wo 
Kreisverbände nicht bejtchen, nad) der letzten 
Volkszählung mindejtens 25,000 Seelen haben, 
werden der Regel nad die Requifitionen direct 
an den Stabtvorjtand gerichtet. — In dringen» 
den Fällen fann die zujtändige Militärbehörde 
auch jonjt die Leiftungen direct von der Gemeinde— 
behörde und wo dieje nicht rechtzeitig zu erreichen 
ift, von ben Leiftungspflichtigen in der Gemeinde 
($ 6) unmittelbar requiriren. — Unordnungen 
wie Requifitionen find im der Regel ſchriftlich 
zu erlafjen und müſſen die genaue Bezeichnung 
der geforderten Leiftung enthalten. — Ueber die 
erfolgte Leijtung iſt Beſcheinigung auszuftellen, 
85. Für die vollftändige und redtzeitige Er- 
füllung der geforderten Xeiftungen find die Ge- 
meinden verantwortlid. Die Weigerung oder 
Säumniß derjelben berechtigt die Eivilbehörde, 
die Leiſtung zwangsweiſe herbeizuführen. Bei 
Gefahr im Verzuge ift Hierzu auch die Militär- 
behörde befugt. $ 6. Die Gemeinden find be« 
rechtigt, behuf3 Erfüllung der geforderten Leift- 
ungen, die zur Theilnahme an den Gemeinde» 
lajten Berpflichteten, jowie die jonjt in der Ge— 
meinde ſich aufhaltenden oder Eigeuthum in der: 
jelben befigenden Angehörigen des Reichs zu 
Naturalleiftungen und Dienften aller Art heran» 
zuziehen, insbefondere auch die in den Gemeinde— 
bezirfen gelegenen Grundftüde und Gebäude mit 
Ausnahme der landesherrliden Schlöſſer und 
der unmittelbar zu Staatszwecken dienenden Ge- 
bäude oder Gebäubdetheile, zu benutzen und ſich 
nöthigenfalld zwangsweiſe in deren Befig zu 
jegen. — Die in der Gemeinde durch die Leiſt— 
ungen etwa entjtehenden Baartoften jind von den 
zur Theilnahme an den Gemeindelajten Ber- 
pjlichteten aufzubringen. — Die Gemeinden jind 
berechtigt, Naturalquartier und Berpflegung für 
eigene Rechnung zu übernehmen und die erwachſen— 





1) &, bie hiernädft abgedrudte Berordnung dv. 1, April 
1876, I, 1. 


von der Gemeinde zu zahlen. — Bon dieſen 
bejonderen Fällen abgejehen, fommen die vom 
Reiche zu zahlenden Zinſen (ß 20) den Einzelnen 
zu. Bur Sicherung jeiner Forderung kann jeder 
von ber Gemeinde in Anſpruch genommene über 
die von ihm gemachte Leiſtung eine Beſcheinig— 
ung bon der Gemeinde fordern. Die iu 
diejem Gejege für Gemeinden getroffenen Be- 
jtimmungen gelten aud für die einem Gomeinde— 
verbande nicht einverleibten rn Guts⸗ 
bezirke. 9.2) Vergütung für Naturalquartict 
und Stallung wird jeitend des Reichs nur ge» 
währt: 1) für die Truppentheile, welche ſchon 
vor der Mobilmadhung zur Bejatung des Ortes 
gehörten, bis zu ihren Ausmarſche; 2) für Die 
Zruppentheile, welde zur Bejagung bes Ortes 
nad der Mobilmachung einrüden, insbejondere 
auch für die Bejagung der Etappenorte; 3) für 
Erjagtruppen in ihren Standquartieren, u. zwar 
nad) den für den Friedenszuſtand geltenden 
Sägen. — In diejen Fällen finden bezüglich der 
Beichaffenheit des Quartiers im Allgemeinen die 
für den Friedenszuſtand geltenden Vorſchriften 
Anwendung. In allen übrigen Fällen muß der 
Einquartierte fi) mit demjenigen begnügen, was 
nah Maßgabe der obwaltenden Berhältnifje an« 
gewiejen werden fann, und find dem Quartier- 
geber nur auf die Requifition der Militärbehörde 
gemachte Auslagen zu erjegen. F 10.) Die 
Entihädigung für die Naturalverpflegung erfolgt 
nach den für den Friedenszuſtand geltenden 
Sägen, jedodh mit der Maßgabe, daß nur die 
Hälfte diejer Säge gewährt wird, wenn bei eiligen 
Märichen, bei Benugung der Eiſenbahn und bei 
ähnlichen Beranlafjungen nur ein Theil der Ber- 
pflegung, 3. B. das Mittageſſen allein oder eine 
Ubendmahlzeit und da3 Frühſtück allein verab- 
reicht werden kann. —' Der mit Verpflegung 
Einquartierte — jowol der Offizier und Beamte, 
als auch der Soldat — Hat fich in der Regel 
mit der Koſt des Quartiergeberö zu begnügen. 
Bei vorfommenden Streitigleiten muß dem Ein- 
quartierten dasjenige gewährt werden, was er 
nad; dem Reglement bei einer Verpflegung aus 
dem Magazin zu fordern berechtigt ſein würde. 
} 11.) Juͤr Gewährung von Fourage werden, 
oweit fie in natura vorhanden war, die Durch— 


1,68, unt. Berwaltungsbehörden Geſetz v. 26. Juli 
1876 $ 49. 

%) ©. Berordnung vom 1. April 1876, I, 2; 

3) ©, VBerorbnung vom 1. April 1976, I, 3, 

4 ©, Berordbnung vom 1. April 1876, I, 4. 
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ſchnittspreiſe der Tebten zehn Friedensjahre — 
mit Weglaffung des theuerjten und des mwohl- 
feilften Jahres — bewilligt. Someit die nöthige 
Bourage im Gemeindebezirfe nicht vorhanden 
war, und von der Gemeinde durd) Ankauf Her- 
beigefchafit werden mußte, erfolgt die Vergütung 
nah den Durchſchnittspreiſen, welche zur Zeit 
der Lieferung in dem Marktorte des Lieferungs- 
verbandes ($ 19 Abi. 2 und 3) beitanden, zu 
deffen Bezirke die Gemeinde gehört. $ 12.') Für 
den Borfpann und die Spanndienfte gelten bie 
nachfolgenden Beftimmungen: 1) die Vergütung 
erfolgt tagemweife nach den von dem Bundesrathe 
von Beit zu Zeit für jeden Bezirk eines Lieferungs: 
verbandes ($ 17) endgiltig feitzuftellenden Ber- 
gütungsfägen. Die Säge find nad) den im be- 
treffenden Bezirke üblichen Fuhrpreifen zu nor- 
miren. Werden bie Fuhren einen halben — 
oder darunter in Anſpruch genommen, ſo wir 
ein halber Tag berechnet. — Auch für die Fahrt 
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ungen, vom 21. Dec. 1871, überhaupt ausge 
ſchloſſen iſt. — Werden Grundftüde, welche zur 
Ergänzung fortificatorifher Unlagen im Falle 
der Urmirung einer Feltung in Anſpruch ges 
nommen worden find, nad) eingetretener Des- 
armirung nicht zurüdgegeben, fo erfolgt die Feft- 
ftellung der Entfhädigung für die Abtretung des 
EigentHums im Wege de3 für Enteignungen vor» 
geichriebenen Verfahrens, 15.:) Die Vergüt⸗ 
ung für alle in den $$ 9 bid 14 nicht gemannte 


Kriegsleiſtungen erfolgt nah den am Drte 
und zur Beit der Leiſtung beftehenden Durch— 
ſchnittspreiſen. 


U. Landlieferungen. 

N 1er Durch Beihluß des Bundesrathed 
kann, falls der Unterhalt für die bewaffnete Macht 
auf andere Weife nicht fidjerzuftellen ift, die Lie— 
jerung des Bedarf3 an lebendem Vieh, Brot» 
material, Hafer, Heu und Stroh zur Füllung 
der Kriegsmagazine angeordnet werden (Land- 
zu den 


vom Wohn- nad) dem Stellungsorte und zurüd|lieferung.n). $ 17. Die Verpflichtung 
wird Bergütung nad gleichen Grundfägen ges Jim $ 16 bezeichneten Leiftungen liegt Lieferungs« 
währt, wenn bie Entfernung mehr als eine Meile |verbänden®) ob, welche von den einzelnen Bun» 
beträgt; in biefem Falle iſt eine Wegejtrede bis |desftaaten unter Rüdjichtnahme auf angemeffene 
zu 2 Meilen einem halben Tage gleichzufegen. |Leijtungsfähigkeit und thunlichſt im Anfchluffe an 
2) Buhren, die länger als 48 Stunden von ihrer die bejtchende Bezirkseintheilung zu bilden find, 
Heimath fern gehalten werden, haben auf der — Für Staaten von geringem Gebiet3umfange 
ihnen vorzufchreibenden Etappenftraße neben fanı von der Bildung befonderer Verbände Ab» 
freiem Quartier für Führer und Zugthiere freie ar genommen werden, in welchem Falle die 
Verpflegung zu beanfpruchen, ohne Kürzung ihrer [Xieferungspflicht dem Staate al3 ſolchem obliegt. 
Fuhrpreiſe. 3) Werden Fuhren länger als 48) — Innerhalb des biöherigen Geltungdgebietes 

tunden außerhalb ihrer Heimath, oder auf un-|de8 Geſetzes über die Kriegsleiftungen vom 11. 
beitimmte Dauer in Anſpruch genommen, jo ſind Mai 1851 find bis zur andermweiten Regelung 
Bugthiere, Wagen und Geſchirr vor dem Abgang |die Kreife und gleichartigen Verbände als Lie» 
durch Sadjverjtändige zu tariren und ijt dem|ferungsverbände beizubehalten. — Den Umfang 
Eigenthümer auf Grund der Tare voller Erjag|der Lieferungen und die Lieferungsverbände, von 
für Berlufte, Beijhädigung und außergewöhnliche | welchen diejelben zu leiften jind,. hat der Bun« 
Abnugung an Zugthieren, Wagen und Gejdhirr |desrath feſtzuſetzen. — Bei Feititellung der Lie— 
zu gewähren, welche infolge oder gelegentlich |ferungen und bei der ser. ift darauf 
der Vorſpann- oder Spammdienftleiftungen ohne |Rüdficht zu nehmen, daß den einzelnen Liefer- 
Verſchulden des Eigenthümers oder des von ihm |ungsverbänden nur die Lieferung jolher Gegen- 
geftellten Geipannführers entitanden find. — Iſt ſtände und Duantitäten auferlegt wird, die fh 
eine vorherige Schätzung nicht möglich, jo ga in deren Bereiche in natura vorfinden. $ 18. 
der Werth nachträglich feitgeftellt werden. $ 15.2)/Die Beltimmungen der $$ 6 und 7 finden auf 
Für die Gewährung von Wrbeitsfräften und Landlieferungen analoge 5 — Die 
Transportmitteln mit Ausnahme der Fuhren;Lieferungsverbände können ſich zur Beſchaffung 
leiftung, jowie für die Lieferung des Lagerſtrohes der von ihnen geforderten Leiſtungen der Vers 
und Fenerungsmaterials für Lager und Bivouaks |mittelung der Gemeinden bedienen. $ 19. Die 
wird die Vergütung nad) den in gewöhnlichen Feſtſtellung der für geliefertes lebendes Bich zu 
Beiten ortsüblichen Preifen gewährt, F 14.) Igewährenden Vergütung erfolgt durch ſachver— 
Für Einräumung der zu Kriegszweden erforder- |jtändige Schägung unter Anwendung der Bes 
lihen, leerjtehenden oder disponiblen eigenen |ftimmungen des $ 33 nad) den im Frieden ortö« 
Gebäude der Gemeinden und für die Ueberlajjung üblichen Preiſen. — Die Höhe der Vergütung für 
freier Pläge, Dedungen und unbejtellter Aederjalle übrigen Landlieferungen wird nad den 
— bis zur Zeit der Beftellung — zu militärischen Durchſchnittspreiſen der legten zehn Friedens— 

wecen, wird Vergütung nur für die durch dieljahre — mit Weglafjung des theuerjten u. des 

enugung ermweislich herbeigeführte Beſchädigung |mohffeilten Jahres — beftimmt. Für jeden 
und außerordentliche Abnugung gewährt. — Vet Lieferungsverband werden dabei die Preije des 
Ueberweifung jonftiger Gebäude und Grundſtücke Haupt-. Marktortes dejjelben zu Grunde gelegt. 
wird auch für die entzogene Nugung Vergütung — In ge Bundesitaaten, in denen auf 
gewährt, joweit der Vergütungsanipruch nicht Grund der Gelege Normal-Marktorte jeitgejegt 
durch das Geſetz über die Beichränfung des ſind, bewendet es für die darnach gebildeten Be⸗ 
Grundeigenthums in der Umgebung von Feſt- zirke bei den Preiſen der letzteren mit der Maß— 


1) S. Berortnung tom 1. April 18765, IL, 6. ) ©. Verordnung vom 1. April 1876, I, 8. 
%) S. Verordnung bom 1, Arril 1876, I, 6. 2) ©. Verordnung vom 1. April 1876, IL, 9. 
3) ©. Berordnung vom 1. Areil 1876, 1, 7 S. !inlage B. der Verordnung vom 1. April 1876, 
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gabe, daß für Be Lieferungsverband die Preije 
nur eines, und zwar besjenigen Normal-Marft- |für Kriegszwede der Militärverwaltung auf Er— 
orted zu Grunde gelegt werben, zu weldem der fordern zur Verfügung gi ftellen. Die Bergüt- 
größere Theil des Lieferungsverbandes gehört. Jung für = —— — eg 5 - 
N : n jetwaige Werthöverminderung erfolgt nad den 
III Gemeinjhaftlige Beftimmungen. ) im $ 14 — der Gebäude gegebenen Vor⸗ 
8 20. Die Vergütung für die in Gemäßheit |fchriften, jowie nad) den Veftimmungen der $$ 20 
beö 83 Nr. 6 erfolgten außergewöhnlichen Leiſt- bis 22. $ 24. Die Befiger von iffen und 
ungen ift auß den bereiteften Bejtänden der Kriegs- | Fahrzeugen find verpflichtet, zum Zwecke ber 
tafte baar zu zahlen. — Ueber die Vergütungds | Verwendung für. Hafen- und Flußſperren ihre 
anjprüche bezüglich aller übrigen TE ned Schiffe und Fahrzeuge ber Militärverwaltung 
werden auf Grund der fetgeftellten Liquidation gegen eine aus den bereiteften Bejtänden ber 
Anerkenntniffe angefertigt, welche auf den Namen Kriegskaſſe baar zu zahlende, dem vollen Werth 
desjenigen lauten, der die Vergütung zu beanslentjprechende Vergütung eigenthümlich zu über- 
fprudhen hat. Diejelben werben nad Maßgabe laſſen. Findet über ben Betrag der Bergütung 
des $ 21 eingelöft und die darauf zu zahlenden eine Einigung nicht ftatt, fo erfolgt die Feftjtell- 
Beträge vom erften Tage des auf die Leiftungjung des Werthes durch Sachverſtändige nad 
folgenden Monats mit vier vom Hundert ver-| Maßgabe der Beftimmungen des $ 33, 


—* ſind verpflichtet, dieſelben zur en 


zinst. -— Der Bundesrath Hat diejenigen Be— 
hörden zu beftimmen, bei welchen die nah Maß— 
gabe dieſes Geſetzes zu erhebenden Vergütungs- 
anſprüche anzumelden, fowie diejenigen, von wel- 


V. Befondere Beftimmungen be a. 
Befhaffung. der Mobilmadungspfer e.') 


$ 25. Bur Beſchaffung und Erhaltung des 


chen die Anerlenntniſſe auszuftellen find. Auchkriegsmäßigen Pferdebedarfs der Armee find alle 
hat er das hierbei zu beobadhtende Verfahren Pferdebeſitzer verpflichtet, ihre zum Kriegsdienſt 
vorzufchreiben. $ 21. Die Einlöfung der nadhlfür tauglich erklärten Pferde gegen Erjag des 


8 20 ertheilten Anerkenntniſſe und die Binszahl- 
ung findet nach Mafgabe der verfügbaren Mit- 
tel ftatt, — Die Bahlung der Beiträge erfolgt 


vollen von Sadjverjtändigen unter Zugrundeleg- 
ung der Friedenspreije endgiltig feitzuftellenden 
Werthes an die Militärbehörbe zu überlafjen. — 


giltig an die Inhaber der Anerlenutniſſe gegen|Befreit Hiervon find nur: 1) Mitglieder der re» 


üdgabe derjelben. Zu einer Prüfung der Le— 
itimation der Inhaber ift die zahlende Kaffe 
Berechtigt, aber nicht verpflichtet. — Die Jn- 
—— der Anerkenntniſſe werden von den oberen 


erwaltungsbehörden durch öffentliche Bekannt-Thierärzte hinſichtlich der zur 


machung in deren amtlichen Anzeigeblättern auf- 
efordert dieſelben behufs Empfangnahme von 
apital und Zinſen bei den in der Bekannt— 
machung zu bezeichnenden öffentlichen Kaſſen vor- 
zulegen. — Der Zinſenlauf Hört mit dem Te 
ten Tage desjenigen Monats auf, in welchem bie 
Öffentliche Belanntmadung erfolgt iſt. $ 22. 
Nach Wiedereintritt des Friedenszuftandes ($ 32) 
aben die oberen Berwaltungsbehörden durd 
ekanntmachung in den amtlichen Anzeigeblättern 
ur Anmeldung aller noch nicht angemeldeten 
nfprüdpe auf Vergütung der auf Grund der 
Abſchnitie I und IT diefes Geſetzes erfolgten 
Kriegsleiftungen aufzufordern. Den von den 
Gemeinden und Lieferungsverbänden in Anſpruch 
Genommenen ift eine mit dem Tage der Aus- 
gabe des Anzeigeblattes beginnende Srächufivfrift 
von einem Jahre zur Anmeldung bei den Be— 
hörden ber Gemeinden und tg. eine 
zu ftellen. — Den Gemeinden und Lieferungs- 
verbänden ijt eine mit demjelben Tage beginnende 
Präckufivfrift von einem Jahre drei Monaten 
zur Anmeldung bei den in dem Aufruf zu be- 
zeichnenden Behörden zu ftellen. — Mit dem 
Ablauf der Präckufivfrijt erlöjchen die nicht an— 
gemeldeten Anſprüche. 

IV. Bejondere Beftimmungen bezüglich 
ber Beihaffung von Schiffen und Fahr: 
zeugen?) 

8 23. Die Beſißer von Schiffen und Fahr: 


Hy) gu 65 20—22 f. Berordnung v. 1. April 1876, III, 
2) ©. Verordnung vom 1. April 1876, IV. 


ierenden deutjchen Familien; 2) die Gefandbten 
Fe Mächte und das Geſandiſchaftsperſonal; 
3) Beamte im Reichs- oder Staatsdienfte hin« 
fichtlich der zum — —— ſowie Aerzte u. 

usführung ihres 
Berufes nothwendigen Pferde; 4) die Koltgalter 
ag we derjenigen Pferdezahl, welche von ihnen 
zur Beförderung der Poſten contractmäßig ge- 
Er werden muß. $ 26. Die Sadverftändigen 
$ 25) find für jeden Lieferungsverband durch 
deffen Vertretung periodiidy zu wählen. — Das 
Scägungdverfahren findet unter Leitung eines 
von der Landesregierung beftellten Commiſſars 
itatt, Die Koften trägt dad Neid. — Der feft- 
geitellte Werth wird dem Eigenthümer aus den 
bereiteften Beftänden ber Kriegskaſſe baar ver« 
gütet. 827. Das Verfahren bezüglich der Stell« 
ung und Aushebung der Pferde wird unter Zus 
grundelegung der $$ 25 und 26 von dem einzel« 
nen Bundesitaaten geregelt. Uebertretungen der 
dabei Hinjichtlih der Anmeldung und Gtellung 
der Pferde zur Vormufterung, Mufterung oder 
Aushebung getroffenen Anordnungen werden mit 
einer Gelditrafe bis zu 150 M geahndet. 


VI Bejondere Beſtimmungen hinſichtlich 
der Eijenbahnen. 


$ 28.2) Jede Eifenbahnverwaltung iſt ver 
„flitet: 1) die für die Beförderung von Mann« 
ſchaften und Pferden erforderlichen Ausrüſtungs— 
gegenjtände ihrer Eifenbahnwagen vorräthig zu 
halten; 2) die Beförderung der bewaffneten Macht 
und der Kriegäbedürfniffe zu bewirken; 8) ihr 
Perſonal und ihr zur Herjtellung und zum Bes 


1) &. Verordnung vom 1. April 1876, V, 
2), Zu 65 28 0.29 f, Berorbnung v. 1. April 1876, VL, 


Kriegsleiftungen. 
triebe von Eijenbahnen dienfiches Material her-, die —— 


zugeben. 829. Für bie Bereithaltung der Aus— 
rüſtungsgegenſtände der Eiſenbahnwägen ($ 28 
Nr. 1) wird eine Vergütung nicht gewährt. — 

ür Militärtrandporte ($ 28 Nr. 2) und bie 

ergabe von Betriebsmaterial ($ 28 Nr. 8) er- 
halten die Eijenbahnverwaltungen Vergütungen 
nad Maßgabe eines vom Bundesrathe zu er- 
laſſenden und von Zeit zu Zeit zu revidirenden 
allgemeinen Tarif. — die Vergütung für das 
übrige hergegebene Material wird gemäß $$ 15 
und 33 feitgefegt. $ 80. Die den Eijenbahn- 
verwaltungen nad $ 29 zu gemwährenden Ber: 
ütungen werben bis nad) Eingang, Prüfung u. 

eitjtellung der Liquibationen geftundet u. von 
dem erjten Tage des auf den Eingang der ge- 
hörig belegten Liquidation folgenden Monats 
mit- bier vom Hundert verzindt. Die Zahlun 
der fejtgeftellten Beträge und Binjen erfolgt sr 
Maßgabe der verfügbaren Mittel. Hinſichtlich 
des Aufrufes und der Präckufion der auf Grund 


“ 


des $ 28 zu erhebenden Anſprüche finden die 
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Anſprüche gegen ihn zu richten 
wären. $ 35. Für Leiftungen, durch welche ein» 
zelne Bezirke, Gemeinden oder Perjonen außer» 
gewöhnlich belaftet werben, jowie für alle durch 
den Krieg verurfachten Beihädigungen an be» 
weglichem und unbeweglichem Eigenthum, welche 
nad den Borfchriften diejes Geſetzes nicht, oder 
nicht Hinreichend entichädigt werden, wird der 
Umfang und die Höhe der etwa zu gewährenden 
Entjchädigung und das Verfahren bei FFeitftell« 
ung berjelben durch jedesmaliges Specialgeſetz 
des Reiches beſtimmt. $ 36. Alle gegenwärtigem 
Sehe entgegenftehenden Beſtimmungen find auf- 
gehoben. 


2. Kaiſerliche Verordnung, betr. die 
Ausführung des Gejeges vom 13, Juni 
1873 über die Kriegöleiftungen 
vom 1. April 1876.') 

I. Kriegsle iſtungen ber Gemeinden, 

1. Zu $ 4.] 1. In den an die zuftändigen 
Eivilbehörden zu richtenden ſchriftlichen Requi— 


Beltimmungen im $ 22 analoge Anwendung. flitionen der Militärbehörden find die auf Grund 


8 81.1) Die Verwaltungen der Eifenbahnen auf 
dem Kriegsſchauplatze —* oder in der Nähe 
deſſelben haben bezüglich der Einrichtung, Yort- 
führung, Einftellung und Wiederaufnahme des 
Pahnbetriebes den Anordnungen der Militär- 
a Folge zu feiften. — Im Falle deö Zur 
widerhandelns gegen diefe Anordnungen ift die 
Militärbehörde berechtigt, diejelben auf Koften 
der Eifenbahnverwaltungen zur Ausführung zu 
bringen. 
vo. Schlußbeftimmungen. 

8 52. Der Beitpuntt, mit welchem der Frie— 
denszuftand für die gefammte bewaffnete Macht 
oder einzelne Abtheilungen berjelben wieder ein- 
treten und die Verpflichtung zu —— nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes aufhören ſoll, wird 
jedesmal durch Kaiſerliche Verordnung feſtgeſtellt 
und in Reichsgeſetzblatte befannt gemacht. $ 53.2) 
Soweit diefe3 Gejeg nicht befondere Anordnungen 
enthält, bejtimmt der Bundesrath die Behörden, 
welche die vom Neihe zu gewährenden Vergüt— 
ungen feitftellen. — Die Feſtſetzung der Bergüt- 
ung erfolgt in allen Fällen, in melden diejes 
Geet nichts Anderes vorjchreibt, auf Grund ſach— 
verftändiger Schäßung. — Bei der Auswahl der 
Sadjverftändigen haben die Vertretungen der 
Kreife oder gleichartigen Verbände mitzuwirken. 
— Die Betheiligten And zum Schägungstermin 
vorzuladen. — Die Koften fallen dem Reiche zur 
Laſt. — Im llebrigen wird das von den gedad)- 
ten Behörden zu beobachtende Verfahren, insbe» 
fondere der etwa einzuhaltende Inſtauzenzug, 
vom Bundesrath angeordnet. $ 34. Bis zu 
anderweiter geſetzlicher Regelung gelten in Be: 
zug auf die Autäffigteit des Rechtsweges u. ben 
Gerichtsſtand für Klagen aus Anſprüchen, welche 
wider das Reid; auf Grund dieſes Geſetzes er- 
hoben werden, diefelben Vorjchriften, melde für 
den Bundesitaat, in deſſen Gebiet diefe Anſprüche 
zu erfüllen find, maßgebend jein würden, wenn 

1) E. Verordnung vom 1. April 1876, VI, 15, 

)&. Berordnung vom I, April 1376, VIL 


des $ 3 in Anfpruc zu nehmenden Leiſtungen 
nach Gegenstand, Umfang, Ort und Beit, fowie 
Name, Charge, Truppentheil oder Behörde des 
Requirirenden genau zu bezeichnen. — Als zu 
jtändige Behörden im Sinne des $ 4 Ubj. 1 find, 
jomweit landesgefegliche Anordnungen nicht anders 
beftinmen, die höheren Berwaltungsbehörden der« 
jenigen Bezirke anzujehen, zu welchen bie in An— 
ſpruch zu nehmenden Gemeinden gehören. Haben 
diefe Behörden für das Kriegsleiſtungsweſen be» 
ſondere Commiſſarien beftellt, jo treten legtere 
innerhalb der Grenzen der ihnen übertragenen 
Befugniffe an die Stelle der erſteren. — Die res 
quirirte Behörde hat die zur Sicherſtellung der 
rechtzeitigen Leiſtung erforderlihen Anordnungen 
ichleunigjt zu erlajjen und nöthigenfalls Commtif» 
jarien an Ort und Stelle zu * welche mit 
den Vertretern der Militärbehörden im Einver— 
nehmen zu handeln haben, 2. Bei etwaiger 
Bertheilung der geforderten Leiftungen auf eine 
Mehrzahl von Gemeinden ift darauf Bedacht zu 
nehmen, daß die Laft, ſoweit es ohne Gejährd« 
ung des militärijchen Intereſſes und ohne ums 
verhältnigmäßige Steigerung des Kojtenaufiwan- 
ded gejchehen kann, = einen entjprechend großen 
Bezirk gelegt wird, ſowie daß, vorbehaltlich der 
allgemeinen Rüdfichtnahme auf eine thunlichit 
gleichmäßige Vertheilung, zu den einzelnen Leijt« 
ungen ſolche Gemeinden vorzugsmweije herange- 
zogen werden, welche zu deren Uebernahme vor 
anderen geeignet und im Stande jind. 3. Haus, 
delt es fi um Leiftungen, für welche die Ver- 
gütungen eventuell 2 Grund jachverjtändiger 
Schägung feitzujtell.n bleiben, jo ift, joweit ver 
Natur der Leijtungen nad) eine jofortige Ab— 
ſchatzung nöthig ift, und ſoweit feßtere nicht etwa 
durch die Vereinbarung eines angemejjenen Ver« 
gütungsfaged überflüjjig wird, die Abſchätzung 


1) Bon den Beilagen zu diefer Verordnung werben nur bie 
Beilagen B „Berzeihnif der Lieferungsverbände* u. C „Vers 
zeichnig der in den einzelnen Bundesftaaten hinſichtlich der 
en der Gemeinden zuftändigen Behörden sc.” 
bier abgedrudt, 

47* 
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fofort zu veranlaflen. — In den Fällen des $ 12,,Verhältniffes, b) neuformirte Truppentheile, fo 
Nr. 3 und bed $ 14 hat eine Abſchätzung ohne ug fie fi im Formationsorte befinden, und 


Ausnahme ftattzufinden. In anderen Fällen fann 
von einer folden Abftand genommen werden, 
wenn ber Vertreter der Leiftungspflichtigen Ge— 
meinde oder der unmittelbar in Anſpruch ge- 
nommene Leiftungspflichtige in der Gemeinde 
($ 4 Abſ. 3) fich zu Protofoll oder in fchriftlicher 
Erflärung einem beftimniten, von der Militär- 
verwaltung für annehmbar eracdhteten und von 
der zuſtändigen Eivilbehörde ($ 4 Abi. 1) oder 
deren Commiſſar als angemefjen zu beicheinigen- 
den Bergütungdfage unterwirftl. — In dieſer 
Beicheinigung ift zu bemerfen, ob der Bergüt- 
ungsjag nad den in gewöhnlichen Beiten ortö» 
üblihen Preifen ($ 183) oder nad) den am Orte 
und zur Zeit ber Leiftung beftehenden = 
fchnittöpreifen ($ 15) bemefjen worden ift. 4. 
Die Regel, laut deren in den Städten, welche 
einen eigenen Kreis bilden, ober welche da, wo 
Kreisverbände nicht beftehen, nach der letzten Volls⸗ 
gäbtung mindejtend 25,000 Geelen haben, die 

equifitionen der Militärbehörden Direct an den 
Stadtvorftand zu richten find ($ 4 Ubi. 2), er- 
leidet in allen denjenigen Fällen eine Ausnahme, 
in denen Leijtungen in Anjpruch genommen wer— 
den, welche ihrem Umfange u. ihrer Natur nad 
auf einen Diſtriet umzulegen find, In 
jolhen Fällen iſt die Requifition an die höhere 
VBerwaltungsbehörbe zu richten. — Die Militär- 
behörden werden von der ihnen für dringende 
Fälle allgemein zugeftandenen Befugniß, von der 
Gemeindebehörde, und, wo dieſe nicht rechtzeitig 
zu erreichen ift, von den Leiftungspflichtigen in 
der Gemeinde unmittelbar zu requiriren, nur 
dann Gebrauch machen, wenn das militärische 
Sntereffe auf dem Wege der Requiſition durch 
Bermittelung der zuftändigen Eivilbehörde nicht 
genügend ficher zu ftellen ift. 5. Die Beicheinig- 
ungen über die erfolgten Leiftungen find von 
ben Militärbehörden (Commanboführern) zu er- 
theilen. Jede Bejheinigung hat die genaue Be- 
zeichnung des Truppentdeils bezichungsweife der 
Milttärverwaltung, für welche die Leiftung erfolgt 
ift, der Gemeinde 2c., welche geleijtet hat, ſowie 
bed Gegenftandes, Bwedes, Umfanges und der 
Zeit der Leiftung zu enthalten. Im Befonderen 
ift in den Beicheinigungen über die ftattgehabte 
Ueberweifung von Gebäuden ($ 14) neben der 
genauen Bezeichnung des Gebäudes jelbft erjicht- 
lich zu maden: die Militärbehörde, von welcher 
die Benutzung erfolgt ift, die Gemeinde 2c,, welche 
da3 Gebäude überwiejen hat, der Zwed der Be- 
nugung, der räumliche Umfang, in welchem die 
Benugung ftattgehabt hat, der Zeitpunkt der 
Ueberweifung und der Rückgewähr, bei Yazare- 
then noch die Wiederherftellung in den früheren 
Stand, — Im Uebrigen dienen die unter A 1—5 
beiliegenden Formulare als Anleitung für bie 
Austellung von Beſcheinigungen über die darin 
bezeichneten Leiftungen. 

[2. Zu $ 9.) Als Bejagungstruppen im Einne 
be3 $ 9 Nr. 2 gelten aufer den Beſatzungs- 


ce) Zruppentheile, welche durch eine ausdrückliche 
rklärung des commandirenden Generald als 
zur Bejapung des Ortes beftimmt bezeichnet 
werden, in welchem fie fich befinden, beziehungs⸗ 
weije in welchen fie einrüden, — In allen Fällen, 
für welche in $ 9 bes Geſetzes unter 1 bis 3 u. 
vorjtehend unter a bis ce feine andere Beſtimm⸗ 
ung getroffen ift, find die Quartiere ald Ma 
oder Eantonnement3 » Quartiere anzujehen, 
welche nur die auf Requifition der Militärbe- 
hörde gemachten Auslagen eriegt, andere Ber 
gütungen aber nicht gewährt werden, und im 
welchen der Einquartierte fich mit demjenigen be 
grügen muß, was nad) Maßgabe der obwalten- 
den Berhältnifje angewiejen werden kann. — Re- 
quifitionen behufs Ausstattung der Marſch- od. 
Eantonnements » Quartiere haben lediglich auf 
dem durch $ 4 des Geſetzes bezeichneten Wege 
ftattzufinden. Sie find auf die Grenzen des um- 
abweisbaren Bebürfnijfes zu beichränfen u. dem 
Gegenſtande nad) keinesfalls über dad durch bie 
85 8—11 der Beilage A zu dem Duartierleift- 
ungögejeße vom 25. Juni 1868 bezeichnete Ma 
auszudehnen, 

[3. Bu $ 10.] 1. Die tägliche Feldmundpor— 
tion, welche den mit Verpflegung Einquartierten 
u gewährenijt, beträgt reglementsmäßig: 1) 750g 

tot, 2) 376 g friſches oder gejalzenes Fleiſch 
— Gewicht des rohen Fleiſches —, oder 250 g 
Regen Rind» od. Hammeilfleiſch, od. 170g 

ped; ferner 3) 125 g Neid od. ordinäre Graupe 
oder Grüße, oder 250g Hülſenfrüchte od. Mehl, 
oder 1500 & Kartoffeln, jowie 4) 25 g Salz un. 
5) 258 Kaffe in gebrannten Bohnen, 30 g Kaffe 
in ungebrannten Bohnen. — Außer der Kaffe 
portion hat der Einquartierte Getränke nicht zu 
beanſpruchen. — Die Brotportion vertheilt ſich 
gleihmäßig auf die Morgen«, Mittagd- u. Abend» 
fojt. Als Morgenkoft iſt Kaffe oder eine Suppe, 
als Mittagskoſt Fleiſch und Gemüfe, al3 Abend» 
koſt Gemüſe zu verabreichen. — Falls das Brot 
den Truppen aus den Magazinen geliefert wird, 
hat der Quartiergeber ſolches nicht zu verab- 
reihen. 2. Die Vergütung für Naturalverpfleg- 
ung erfolgt nah $ 9 Nr. 2 des Gefehes über 
die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden vom 13, Februar 1875. Danach be- 
trägt die Vergütung für Naturalverpflegung für 

Mann und Tag: 
mit Brot, ohne Brot, 


a. für die volle Tagesloft . OP 65 P 
b. „ „Mittagskoſt . . 40 „ 85 „ 
es nn Mn . .» . 5 „ 20 „ 
de „Morgenkoſt . . 15 10 „ 


n 
— Wenn der Preis des Winterroggend nach dem 
Durchſchnitte der November-Marftpreife in Ber— 
lin, München, Königsberg und Mannheim für 
1000 kg mehr als 160 M beträgt, fo wird im 
folgenden Jahre für je 10 M dieſes Mehrbe 
trages die Vergütung der vollen Tagesfoft mit 
Brot um 5 P bis zu dem Gate von 1M, er 


truppen der Etappenorte: a) Truppentheile, welche, höht und tritt entfprecherde Erhöhung der übrt- 
die Beſatzung einer Feſtung oder eines befeſtig- gen Süße ein. — Die Gejammtvergütung vers 
ten Küftenpunftes bilden, für Die Dauer dieſes kheilt ſich auf die einzelnen Mahlzeiten, wie folgt: 
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[4. Zu $ 11.] 1. Die Fourage N 

Qualität und nad) Gewicht zu verabreichen. — 
Die Fourageſätze betragen 
mobile Truppen: a) die 
5650 g Hafer, 1600 g Heu, 1750 g Stroh; b) 
die leichte Feldration: 5000 g Hafer, 1500 g 
‚1750 g Stroh; B. Für immobile Truppen: 
a) für die Pferde der Truppentheile, Offiziere, 
im Offizierrang ftehenden Aerzte und Militär- 
beamten: 1) die ſchwere Nation!) 5500 g Hafer, 
1500 g Heu, 1750 g Stroh, 2) die Ration für 
leichte Garde Eavalerie 5250 g Hafer, 1500 g 
Heu, 1750 g Stroh, 3) die mittlere Ration 
5150 g Hafer, 1500 g Heu, 1750 g Stroh, 4) 
die leichte Ration 4750 g Hafer, 1500 g Heu, 
1750 g Stroh, b) für die Remontepferde: 1) bie 
ſchwere Ration 4750 g Hafer, 3500 g Heu, 1750 g 
Stroh, 2) die Ration für leichte Cavalerie 4500g 
Hafer, 3500 g Heu, 1750 g Stroh, 3) die mitt. 
lere Ration 4400 g Hafer, 3500 g Heu, 1750 g 
Stroh, 4) die leichte Ration 4000 g Hafer, 3500 g 
Heu, 1750 g Stroh. — Etwaige Henderungen 
in den Beitimmungen über die Größe und Zus 
fammenfegung der Nationen werden durch das 
Reichslanzler⸗ Amt zur öffentlihen Kenntniß ge 
bracht werben. 2, Die zehnjährigen Durchſchnitts⸗ 
preife, welche der Fourageverguͤtung zu Grumde 
u legen find, werden unter Anwendung der Bor- 
Foriften im 819 Abſ. 2 u. 3 feftgeftellt. 3. In 
denjenigen Fällen, in welchen die Gemeinden die 
erforderlihe Fourage im Wege bes Anlaufs be- 
ſchaffen und Änſpruch auf Vergütung nah Map- 
gabe der Durchſchnitispreiſe zur Zeit der Liejer- 
ung erheben, haben die bei Uuferlegung u. Aus- 
führung der bezüglichen Leijtungen, ſowie bei Auf- 
ftellung, Prüfung und Feititellung der Liquida- 
tionen betheiligten Behörden ihr bejonderes Augen- 
merk darauf zu richten, daß nicht unbegründete 
Forderungen erhoben werden. Es ijt von den 
Hauidirenden Gemeinden der überzeugende Nach— 
weis zu verlangen, daß bie nöthige FJourage But 
Beit der geforderten Leiftung im Gemeindebezirke 
in der That micht vorhanden war und nur durch 
Anlauf herbeigeichafit werden fonnte.— Der Durd)- 
ſchnittspreis, welcher im Falle des geführten Nad)- 
weifes vergütet wird, it der Durchſchnittspreis 
des im Geſetze bezeichneten Marktortes für den 

Monat, in weldem die Lieferung erfolgt ift. 
(5. Zu $ 12.) 1. Die Bergltungsläge für 
Borjpann werden nad ihrer jedeömaligen Feft- 
ftellung für die Bezirke der einzelnen Lieferungs⸗ 
verbände von den betheiligten Landesregierungen 
ur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden. — 
Fupriwert mit anderer ald Pjerdebeipannung barf 


i) Anm. Die Dienftpferde des Megiments der Gardes du 
Oorps (erel. Dffizierpferde) erhalten außerdem eine Futter zu⸗ 


— Feldration: 





Bergütungsfagven nur da geſtellt beziehungsweiſe in Anſpruch 
P|s5_P| 90 P|95 P, 100 p|nommen werben, wo Pferdegeſpanne nicht in ges 
— RNuuügender Anzahl vorhanden find. — Für ein 
S Reitpferd (mit führer) ift der Sa für ein ein« 


ift in guter 


ur Beit; A. für 
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ge: 


ſpänniges Pferdefuhrmwert " vergüten. — Nur 


85 bie Hälfte der Tagesjäge für Vorſpann ze. ift 


u gewähren, wenn bie 
uhrwerke ꝛc. durch die Leiſtung einjchließlich 
der Nüdkehr nach dem Geftellungdorte, ſowie 
der zur regelmäßigen Fütterung nöthigen Zeit, 
die Dauer von 6 Stunden nicht überſchritten hat. 
2. Werden Vorfpann und Spannpienfte voraus« 
jichtlich auf länger ald 48 Stunden außerhalb 
wer Heimath oder auf unbejtimmte Dauer in 
njprud) genommen, fo ift die Abficht einer fol- 
chen —— — me in ber Requiſition aus— 
zufprehen; aud find berartige Requijitionen, 
wenn irgend möglich, fo zeitig zu erlaffen, daß 
die vor dem Abgange vorzunehmende Abſchätz 
ung von Zugthieren, Wagen u. Geſchirren ord- 
nungsmäßig ausgeführt werden kann. — Sit eine 
ſolche Abſchatzung nicht möglich, jo Hat — wenn 
die obwaltenden Berhältnifje es geftatten — die 
Militärbehörde durch eine ihrerjeit3 zu bildende 
Commijfion eine Tare und et der rer 
quirirten Bugthiere, Wagen und Geſchirre auf 
zunehmen, welche bei der nachträglichen Werth3« 
feititellung im vorgefchriebenen Verfahren ($ 12 
letzter Abſatz) der Abſchätzungstommiſſion mit 
vorzulegen find. — Die zur Feititellung der Ver—⸗ 
lufte, Bejchädigungen und außergewöhnlichen Ab» 
nugung erforderliche Abſchätzung nad der Rück— 
tehr hat, fomweit es möglich ift, durch diefelben 
Perſonen ftattzufinden, wie die Abſchätzung vor 
dem Abgange. 8. Werden Fuhrwerke, melde 
auf länger ald 48 Stunden von ihrer Heimath 
fern gehalten worden find, in folher Entfernung 
von Tetsterer entlaffen, daß fie nicht an einem 
Tage heimzufehren vermögen, jo ift ihnen eine 
Veiheinigung zu ertheilen, auf Grund deren fie 
von den Etappenbehörden freie Quartier und 
reie Verpflegung zu beanipruchen haben. Bor- 
pannvergütung Tür die Rüdfahrt wird ihnen nur 
infomweit gewährt, als letztere ohne verjchuldete 
Berzögerung bewerkitelligt worden ift. 
[6. Zu $ 13,] Werden Arbeitskräfte u. Trans. 
ortmittel (mit Ausihluß von Fuhrenleiftungen), 
der Lageritroh und Feuerungsmaterial für 
Lager und Bivouaks in Ynfprud) — u. 
tritt bezüglich der Vergütung eine Verſtändigung 
nicht ein, jo find bei Feſtſetzung der Vergütung 
auf Grund ——— Schätzung die zuzu— 
ziehenden Sachverſtändigen ausdrücklich darauf 
hinzuweiſen, daß ſie ihre Schätzung nicht nach 
den Preiſen zur Zeit der Leiſtung, ſondern nach 
den in gewöhnlichen Zeiten ortsüblichen Preiſen 
zu bewirken haben. 

[7. Zu $ 14.] 1. Der $ 14 des Geſetzes fin. 
bet nur auf eine folhe Benutzung von Grund» 
ftüden oder Gebäuden beziehungsweije Gebäude» 
theilen Anwendung, welche im georbneten We 
der Reaquifition für militäriiche Zwede (fo 3. ©. 
zur Herftellung von Uebungsplägen, Befeitigungs« 
anlagen 2c. oder zur Errichtung von Lazarethen, 
Handwerkitätten, Montirungstanmern und der- 


nanipruchnahme der 


lage von 500 g Hafer und 1500 g Heu pro Pferd und Tag.! gleichen mehr) eintritt, nicht aber auf Beichädig- 
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ungen, welche durch unmittelbare friegerijche Ac⸗ 
tionen (wie 3. B. Beſchießung, Truppenbeweg⸗ 
ungen im Gefecht 2c.) herbeigeführt werden. Bes 


Kriegsleiftungen, 


weiſen Leiftungen ift in ber Regel von ber re= 
quirirenden Militärbehörde an die leiſtende Ge— 
meinde jogleih baar zu bezahlen. Sit Die 


Khäbigungen diefer Art fallen unter $ 35. 2. requirirende Behörde hierzu außer Stande, fo 
erden leerjtehende oder disponible eigene Ge-|ift die Gemeinde befugt, die Vergütung auf Grund 
bäude einer Gemeinde auf Grund des $ 14 in der Beicheinigung über die erfolgte Leiftung 


Anspruch genommen, jo ijt durch eine nad) Maf- 


e 4 Abſatz 5) direct bei derjenigen Intendantur 


abe des $ 33 zu bildende Abihägungscommijs |(jtellvertretenden Intendantur) zu liquibiren, 
ion bei der Uebernahme eine genaue Beichreib- deren Geſchäftsbezirk fie angehört. — Die In— 
ung des baulichen Zuftandes und eine Werth3-|tendantur hat die zur Feititellung ber Forderung 


tare aufzunehmen, jowie demnächſt bei der Nüd- 
abe der Umfang der etwa herbeigeführten Be— 
hädigung und außerordentlichen Abnugung feit- 
zuitellen u. ber hiernad) event. zu gewährende Ber- 
gütung3betrag zu ermitteln. 3. Findet eine Ueber- 
weiiung jonjtiger Gebäude ($ 14 Abj. 2) jtatt, 
o iſt außerdem vor oder bei der Uebergabe bie 

ergütung für die Nugungsentziehung feitzuftel- 
len. Zu diejer Feftftellung find, je nad) der ge- 
wöhnlihen Beitimmung des zu überweifenden 
Gebäudes und je nad der Art und Weiſe, in 
welcher die Militärverwaltung dafielbe zu be- 
nugen beabjichtigt, neben den bauverjtändigen 
Taratoren nod) andere geeignete Sadjverjtändige 
zuzuziehen. — Soll ein Gebäude ald Lazareth 
benugt werben, jo hat außerdem die Militärver- 
waltung die Commiſſion durch einen Militärarzt 
u verſtärken. Letzteres gilt aud für die Ab» 
häpung bei der Rüdgabe von Gebäuden, welche 
als Lazarethe benugt worden find. 4. Werden 
fonftige Grundjtüde (3. DB. Aecker, Wiejen ꝛc.) 
in Anſpruch genommen, jo erfolgt bie Abihäp- 
ung der für die entzogene Nutzung beziehungs- 
weije die etwaige Beihädigung zu gewährenden 
Vergütung unter Zuziehung geeigneter Sadver- 
ftändiger in gleicher Weije, wie bei der Inan— 
ſpruchnahme von Gebäuden, 

8. Zu $15.] Die im $ 15 fejtgeftellte Norm 
der Vergütung nach den am Orte und zur Zeit 
der Leiftung beftehenden Durſchnittspreiſen findet 
auf alle Kriegdleitungen der Gemeinden — mit 
Ausſchluß der in den $$ 9 bis 14 genannten — 
Anwendung. Gie greift aljo nicht —J bezüg- 
lich der Vergütung für: Quartier u. Stallung 
$ 9), Naturalverpflegung ($ 10), Fourage ($ 11), 

orjpann u. Spanndienjte ($ 12), Arbeitskräfte 
und Transportmittel, jowie Lagerftroh u. Feuer- 
ungsmaterial für Lager und Bivouals ($ 13), 
Benugung von Gebäuden u. Örundftüden ($ N 
— Soweit es fih um Gegenftände handelt, be- 
züglihd deren regelmäßige amtliche Preisnotirs 
ungen ftattfinden, find letstere der Vergütung zu 
Grunde a legen. — Im Uebrigen hat bei man» 
elnder Einigung die Feititelung auf Grund 
achverjtändiger &häkung ($ 33) zu erfolgen. 

I. Zandlieferungen. 

[9. Zu $ = Brotmaterial umfaßt außer 
Brotkorn auch Mehl. 

[10. Zu $ 17.] Eine Nachweiſung der be— 
ſtehenden Lieferungsverbände iſt unter B bei« 
gefügt. 

II. Gemeinſchaftliche Beſtimmungen. 

[11. Zu $$ 20—22.] a. Kriegsleiſtungen 
der Gemeinden. 1) Die Vergütung für bie 
auf Grund des $ 3 Nr. 6 erfolgten ausnahmd- 


etwa erforderlichen Ermittelungen jofort herbei«- 
zuführen und nad deren Erledigung die Zahl- 
ungen zu veranlafjen. Eine Vergütung von Bin« 
jen findet nicht ftatt. 2. Die Beilage C_enthält 
ein Verzeichniß der in ben einzelnen Bundes“ 
ſtaaten Hinfichtlih der Kriegleiftungen der Ge- 
meinden zuitändigen Behörden für: die Entge 
ennahme der Anmeldung von Bergütungsan- 
Pbrüchen Es 20, 22), die eititellung der zu 
gewährenden Vergütungen ($ 33), die Enticheib- 
ung über Bejchwerben gegen die Feſtſtellungs— 
verfügungen ($ 33) und die Wusftellung von 
Anerkenntniffen ($ 20). 3. Die in dieſem Ber- 
zeichniffe unter III. aufgeführten Behörden haben 
die Anmeldungen der Vergütungsanſprüche u. bie 
zu deren Begründung erforderlichen Beweisitüde 
aus den ihnen zugemwiejenen Berwaltungsbezirken 
entgegenzunehmen beziehungsweiſe die etwa noth» 
wendige Ergänzung der Beweisſtücke zu veran- 
laſſen und auf diejer Grundlage die Liquidation 
aufzuftelen. — Für letztere dient das unter 
D beiliegende Schema al3 Anhalt. — Die Aufr 
jtellung der Liquibationen hat wegen der Zinſen⸗ 
berecjnung ($ 20 Abſatz 2) nad Kalendermona- 
ten getrennt zu erfolgen, und zwar bergeitalt, 
daß die Vergütungsbeträge für die einzelnen 
Leiftungen in die Liquidationen für diejenigen Mo- 
nate aufzunehmen find, in welchen bie Leiftungen 
ftattgefunden haben, — Liquidationen über Na— 
turalquartier, Stallung, Naturalverpflegung und 
Fourage find nad) ee mpeg (Preu⸗ 
Ben, Bayern, Königreich Sachſen und Württem- 
berg) je ed und getrennt von Liquibationen 
über andere Leiftungen aufzuftellen. 4. Die pe 
tiggeitellten Liquidationen find den unter IV. 
ber Beilage C verzeichneten Behörden zur Prüf- 
ung und Feſtſtellung vorzulegen. Letztere haben 
dieje Prüfung und Feititellung nad) Maßgabe 
der Vorjchriften des Geſetzes und ber zu deſſen 
Ausführung ergangenen Beitimmungen zu be 
wirken und ihre Feititellungen etwaigen Erinner» 
ungen des Rechnungshofes gegenüber zu ver- 
treten. — Die fejtgeitellten Liquidationen —— 
außer dem Atteſte eines Rechnungsbeamten über 
die erfolgte Prüfung nach den Zahlen und nad 
den Belägen eine dahingehende Beiheinigung der 
feitgeftellten Behörden enthalten, daß die Prüfe 
ung auf Grund des Gejeges vom 13. Juni 1873 
und der zu deſſen Ausführung erlafjenen Be 
ftimmungen ftattgefunden hat und daß in ber 
Liquidation nur jolhe Beträge enthalten find, 
deren Vergütung dem Reiche obliegt. 5. Von 
dem Ergebnijje der Prüfung und Feftftellung ift 
der entihädigungsberechtigten Gemeinde Kennt- 
niß zu geben, Xesterer ſteht das Recht zu, in« 
nerhalb einer Präclufivfrift von 14 Tagen, vom 
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der ——— Hafenpolizeibehörde, oder, wo 


Kriegsleiſtungen. 


Tage des Empfanges der Entſcheidung ab, an, d 
die unter V der Beilage C bezeichnete zuftändige| eine jolde nicht vorhanden ift, * Vermittel · 
Behörde zu recurriren. 6. Die Recursbehörde ung ber eng Bor ftattzufinden. Die 
hat die zur Auftlärung des Sachverhältniſſes requirirte Behörde Hat jogleicdh nad) Empfang der 
. etwa erforderlichen Ermittelungen zu veranlafjen. |Requifition die zur Sicherftellung der geforderten 
Sie ijt bei ihrer Entfcheidung — vorbehaltlich Leiltung nöthigen Anordnungen zu treffen und 
ber Berichtigung etwaiger Rechenfehler — an die die erforderliche Abſchätzung herbeizuführen. Letz— 
auf Grund ſachverſtändiger Schätzung erfolgten tere erfolgt im Falle der Inanfprucdhnahnıe zu 
commiſſariſchen Feſtſtellung infomweit gebunden, |vorübergehender Benutzung ($ 23) unter finn« 
als bei legteren nicht Verſtöße gegen wejentliche\gemäßer Anwendung der oben unter 7 getrofie- 
Vorſchriften des Geſetzes oder der zu deſſen Aus- nen Beitimmungen über die fFeftitellung der 





führung erlaffenen Beftimmungen vorgelommen —— r 
find. Liegen ſolche Verſtöße vor, fo Hat je nach waige Beſchädigung von Gebäuden. — 
den Umftänden eine Ergänzung oder Wiederhol-|der Anmeldung, 


ung des Verfahrens ftattzufinden, 7. Gegen die 
—— der Recursbehörde iſt innerhalb 
einer Prächufivfrift von 14 Tagen vom Tage 
bes Empfanges der Enticheibung ab die Beruf- 
ung an den Reichskanzler zutäffig, jedoch nur 
infoweit, ald die Verlegung eines Reichsgeſetzes 
oder einer Ausführungsbeitimmung zu einem 
folhen behauptet wird. 8) Die in der Beilage C 
unter VI verzeichneten Behörden ftellen die Ber- 
— auf Grund der feſtgeſtellten 
iquidation nach dem unter E beiliegenden Schema 
aus. — Die belegten Liquidationen über Natu- 
ralquartier, Stallung, Naturalverpflegung und 
ourage werden hiernächſt mit einer genauen 
ufammenftellung der nad) denfelben an die ver- 
fchiedenen Truppentheile u. einzelnen Empfänger 
erfolgten Leiftungen und der darüber auägefer- 
tigten Vergütungsanerlenntniffe an das bethei- 
ligte Kriegdminijterium überſandt, welches die 
—— nach erfolgter Controle und 
nerfennung der Richtigleit der nachgewieſenen 
Leiftungen — unter Rüdbehalt der belegten Li— 
quidationen — dem Reichskanzleramte vorlegt. 
— Die belegten Liquidationen über andere ala 
die vorftehend bezeichneten Kriegsleiſtungen der 
Gemeinden werden mit einer Zuſammenſtellung 
der ertheilten Bergütungsanerfenntnifje allmonat- 
ich von den Eentralbehörden ber einzelnen Bun- 
desſtaaten dem Reichskanzleramte unmittelbar 
überjandt. b. Landlieferungen. 1. Die vor- 
ftehenb unter a enthaltenen Beitimmungen finden 
——— en mit der Maßgabe ſinngemäße 
Anwendung, daß die Beſtimmung der Behörden, 
bei welchen die Anmeldung der Anſprüche der 
Lieferungsverbände zu erfolgen hat, ſowie der 
Behörden, welche die Prüfung und Feſtſtellung 
der Anſprüche zu bewirken haben, vorbehalten 
bleibt. 2. Die Liquidationen über die Landlie— 
ferungen —— Bundesſtaaten, für deren 
Gebiete von der Bildung beſonderer Lieferungs— 
verbände Abitand genommen worden ijt ($ 17 
Abſatz 2) werden von den Centralbehörden diejer 
Staaten behufs Prüfung, Feſtſtellung und Er- 
theilung ber Bergütungsanerfenntnifjedem Reichs⸗ 
fanzleramte vorgelegt. 


IV. Befondere Beftimmungen bezüglid 
ber Beihaffung von Schiffen und Yahr- 
zeugen. 

12. Bu $$ 23 und a Die JInanſpruch— 
nahme von Schiffen und Fahrzeugen hat in der 
Regel auf fchriftlichem Wege durch Vermittelung 


für die entzogene Benupung und et- 
ezüglich 
fung und Seftitellung der 
Vergütungsanſprüche finden die Beitimmungen 
unter 11 a Anwendung; ebenfo bezüglid) der Er- 
theilung der Bergütungsanerfenntnijje. Letzteres 
jedod) nur im denjenigen Fällen, in denen nicht 
eine —— Ueberlaſſung von Schiffen u. 
Sahrarugen an die Militärverwaltung ftattge« 
funden hat. In Fällen folder Urt ($ 24) wird 
den oben unter 11a Abſatz 1 getroffenen Be- 
ftimmungen entjprechend verfahren. 
Me dere die bezüglid Be- 
Ihaffung der Mobilmadungspferbe. 
[13. Bu 88 25—27.] Es wird auf die zu- 
folge des $ 27 von ben Regierungen der einzel» 
nen Bundesftaaten über dad Verfahren bei der 
Stellung und Aushebung der Pferde erlaffenen 
oder no zu erlafjienden Reglements verwiejen. 
VI. Bejondere Beftimmungen hinfichtli 
ber Eienbannden Bene 


[14. Bu 88 28 und 29.] 1. Der Bedarf an 
Gegenjtänden zur Ausrüftung von Eijenbahn- 
wagen für die Beförderung von Mannſchaften u. 
Pferden wird von den vereinigten Ausſchüſſen 
des age = für das Landheer und bie 
Feſtungen und für Eifenbahnen, Poſt und Tele 
graphen feitgejegt. — Das Reichseifenbahnamt 
theilt diefe Feſtſezungen den einzelnen Eifenbahn- 
verwaltungen mi: und überwacht deren Ausführ- 
ung. 2. Durd ein vom Kaifer mit Zuftimmung 
des Bundedrathes zu erlafjendes Reglement wer⸗ 
den bie näheren Bejtimmungen getroffen, nad 
welchem jede Eifenbahnverwaltung die eförder« 
ung ber bewaffneten Macht und der Kriegsbe— 
dürfniffe, ſowie die Abrechnung mit den Militär- 
behörden zu bewirken hat. 3. Das Neichdeifen- 
bahnamt Vet den Maßſtab feit, nach welchem 
die Eiſenbahnverwaltungen ihr Perſonal, ſowie 
ihr zur Herſtellung und zum Betriebe von Ei— 
ſenbahnen dienliches Material auf Erfordern her— 
zugeben haben. Die ee jelbft erfolgt nad) 
Bedarf auf directe Anforderung der vom Kaiſer 
hierzu autorijirten Militärbehörden. Xeptere 
haben das Reichseiſenbahnamt und diejes hat 
die betreffenden Zandesregierungen ftet3 darüber 
a dem Laufenden zu erhalten, welches Perjo- 
nal und Material durd die Militärbehörben an- 
gefordert worden ift. 4. Der vom Bundesrathe 
zu erlafjende Tarif, nad) welchem die in Gemäß 
heit des $ 30 von den Eijenbahnverwaltungen 
zu flundende Bergütung für die Militärtrans- 
porte und für das von den Eifenbahnvermwalt« 
ungen herzugebende Betriebsmaterial während 
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ber nad) $ 32 durch Kaiferliche Verordnung zu 


Kriegsleiftungen. 


1) die Beranlaffung und den Gegenftanb ber 


beitimmenden Dauer des Kriegäzuftandes zu er-| Verhandlung, 2) melde Perjonen der Berhand- 
* en hat, wird nad) feiner jedesmaligen Feſt⸗ lung beigemohnt Haben, 3) in welcher Weije bie 

ellung durch den Reichsanzeiger und durch das Sachverſtändigen verpflichtet worden, 4) wie die 
Gentral-Blatt für dad Deutihe Reich veröffent- gings er ermittelt und berechnet wor⸗ 


fiht. — Für das ihr zur Verfügung geftellte 
Perſonal übernimmt die Militärverwaltung die 
Bahlung bes demfelben zuftehenden Friedensein- 
fommens, Eine Vergütung wird ben Eijenbahn- 
verwaltungen für die Hergabe von Perjonal nicht 
gewährt. 

[15. Bu $ 31.] Welche Eifenbahnen als auf 
dem Kriegsſchauplatze oder in ber Nähe defjelben 
liegend anzufehen find, beftimmt ber Kaifer. Die 
Urt und Weife, in welcher die zuftändige Mili- 
tärbehörde ihre Anordnungen bezüglich der Ein- 
ie er Fortführung, Einftellung und Wieder- 
aufnahme des Betriebes auf diefen Bahnen im 
Falle ded Zumiderhanbelnd auf Koften der Eijen- 
bahnverwaltungen zur Ausführung zu bringen 
bat, beftimmt jih im einzelnen Falle nach den 

ejonderen Umftänden. — Erforderlichenfalles 

kann die Militärbehörde die Verwaltungsvorſtände 
der auf dem Kriegsichauplage oder in der Nähe 
deflelben liegenden Eijenbahnen ihrer auf Ein- 
pe Fortführung, Einjtellung und Wieder- 
aufnahme des Bahnbetriebed bezüglichen Fune— 
tionen entheben und bieje jelbft übernehmen. 


VO. Schlußbejtimmungen. 


[16. Bu $ 33.] 1. In allen Fällen, in wel« 
chen nad) Maßgabe des SS 33 die Feftitellung 
einer Bergütung auf Grund — 
Schatzung — hat und für welche nicht 
beſondere abweichende Beſtimmungen maßgebend 
ſind, iſt die Feſtſtellung durch eine Commiſſion 
zu bewirken, welche aus a) einem Commiſſar der 
betheiligten Landesregierung, b) einem Offizier, 
—— Militärbeamten, d) mindeſtens zwei 

chverſtändigen aus ber Zahl der nad) $ 33 
Abſatz 3 beftimmten Perfönlichkeiten befteht. Der 
Commiſſar der Landesregierung leitet die Ver- 
handlungen. — Die militärifchen Mitglieder (b 


ben, 5) ob die Commilfion in ihrem Urtheil ſich 
rec hat oder ob und melde Meinungsver⸗ 
chiedenheiten beftehen geblieben find, 6) ob die 
Intereſſenten fich mit dem Refultate der Ermit- 
telung einverjtanden erklären, oder ob u. mel 

Einwendungen fie erhoben haben; auch iſt in 
dafjelbe aufzunehmen: 7) die Berficherung der 
Commiſſion, daß ihrer Ueberzeugung nach in den 
ermittelten Bergütungsbeträgen keine Enichädig- 
ung enthalten ift, welche gejetslich nicht dem Reiche 
zur Laft fällt. — Hat die Commiſſion ſich über 
den Betrag ber zu gewährenden Vergütung nicht 


zu einigen vermodt, jo tritt die cheidung 
der zur Feſtſtellung der Vergütung ——— 
Behörde ein. Letztere Hat, falls ihre Anſicht von 


derjenigen der Mehrheit der Commiſſionsmit⸗ 
glieder abweicht, eine wieberholte Schägung durch 
diejelbe oder durch eine ganz oder theilweiſe aus 
anderen Mitgliedern rg Eommilfion 
zu veranlafjen. Wird auch bei biefer wiederhols- 
ten Schägung ein einftimmiger Commiffionsbe- 
ſchluß nicht erzielt, fo ift für die Feſtſtellung der 
Vergütung die Anficht der Mehrheit der Com- 
milftondmitglieder maßgebend. Bei Stimmen» 
gleichheit gibt die Stimme des Vorfitenden den 
—— 2. In denjenigen Bundesſtaaten, in 
welden Bertretungen von Streifen oder gleich» 
artigen Verbänden bejtehen, find unter deren 
Mitwirkung geeignete Sachverſtändige für Die 
verjhiedenen, nad) den Vorſchriften des Kriegs- 
leiſtungsgeſetzes nöthig werdenden Abſchätzungen 
in genügender Zahl periodiſch im voraus zu bes 
ftimmen, In denjenigen Bundesftaaten dagegen, 
in welchen u. Verbandövertretungen nicht 
vorhanden find, wird dieſe Beitimmung unter 
eventueller Mitwirkmg geeigneter anderer Or- 
ane durch die Landesregierung erfolgen. Eine 

twirkung der Vertretungen ber entihädigungs+ 


und c) werden von ber betheiligten Militärver-| berechtigten Gemeinden findet in der Auswahl 
waltung beftellt. — Die Sadverfänbigen werden|der Zaratoren in feinem Falle ftatt. 


von dem Commifjar ber Landesregierung berufen. 


[17.) Zur bewaffneten Macht im Sinne bes 


Diejelben müſſen vereidigt werden und dürfen Geſetzes gehört aud) die Marine. — Die durd 


bei der Sache mit ihrem Intereſſe nicht bethei- das Geſetz und die Ausführungsbeftimmungen 
ligt fein. — Ueber die Abſchätzung, zu welher|den Organen der Reihsmilitärverwaltung beige 
bie Intereſſenten zuzuziehen find, ift ein Proto-|Tegten Befugniffe ftehen daher den entiprechenden 
toll aufzunehmen, welches namentlich erfehen läßt: Organen der Kaiferlihen Marine gleihmäßig zu. 








Berzeihnih der Yieferungsverbände ($ 17). Beilage B. 

ar ı u. | II. 
Nr. Bundesſtaat. Bezeichnung der Lieferungsverbände. 

1. Preußen mit Lauenburg. "Die Kreife und die eigene Areiöverbände bildenden Ctäbte, 

Für Fauenburg find befondere Berbände nicht gebildet. 
2. Banern. Die Bezirke der Diftrictsverwaltungsbehörden (Bezirfsämter u. 
ER mittelbare Diagifirate). 
3. Sachſen (Königreich). Di. suilianpimerzjäcfiigen Bezirle und bie eigene Bezirfe bil 
en Städte. 

4. Württemberg. Die Oberamtäbezirte umd der Stadtdirectionsbezirk Stuttgart. 

6. Baden. Die Amtsbezirke. 

6. Hefien. ie Kreife. 

7. Medienburg-Schiwerin, Leſondere Verbände find nicht gebilbet. 

8, Sadfen:Weimar. Die Berwaltungäbezirte. 

9. Medienburg-Strelig. Vefonbere Berbände find nicht gebildet. 

10, |, Oldenburg. Das Herzogtbum Oldenburg, das Fürſtenthum Lübet, das Für⸗ 


H ftentbum Birkenfeld. 









vie Ent 


IL. j 
Bundesftaat. 


II. | 
Bezeihmung der Sieferungsverbände. | 
— Braunfchrmeig. “ Die Kreifeommunalverbände. 


Sahijens- Meiningen. Die Kreife. 
Sachſen⸗Altenburg. Die er Altenburg, Shmölln und Roba. 
Sachſen⸗Koburg⸗Gotha. Die Kretie, 

Anhalt. Die Kreife. 
Saprsarsburg:Pubolnabt, Befondere Verbände fe nicht gebildet, 
Schwarzburg Sonbershaufen. Der unterherrſchaftlich 
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e Landestheil und der oberb 
Landestbeil. oberberrichaftliche 


Walded. Die Kreife. 
Reuß älterer Pinie, Die Stadt Greiz, die Stadt Zeulenroda, das platte Rand, 
Reuß jüngerer Linie, Die Landratbsamtäbezirfe. 
— TEN: Befondere — nd nicht gebildet. 
x 


Desglei 


ippe. 
Lüdel. Desglei 
Bremen. Desal > 


amburg. Desglei 
io eanenen, Die Kreije. 


Berzeiänik Beilage ©. 


der * 
er a En BE 5 SEE SE 


ungen ($ 33), bie Entfheidung über Oclemerden gegen bie an — 


en ($ 33) und bie « ell 
von Anertennmiſſen ae. 





® 


Io, 





Bahern. 


Sachfen 
(Königreih). 


MWiürttemberz. 


Baben. 


Heften. 


IL... nehmen 






III. || IV. 
Die Anmeldung der | 
Anfprühe und bie zu | Die hehe Am unb 
deren Begründung beis, Feititellung ber 
zubringenden Beweis: Re erfolgt 
ſilicke haben entgegenzus uch 









V. N ñ. 


PR —— Die 
chwerden gegen A f 

ie Behnehungduefige | aaa, 
entiehhben bu ieben durch durch 








e Mönigl. Mini 
rien bes ae = 
Krieges, bezw. das a8 Landratbsamt zu 
nifterium f. Lauenburg. Ratzeburg. 


en Provinz Die R egierungen (Faı 

P * ang | Drofleien), im Serz Pi 
bur — thum dauenburg as 

—— zu —— * — zu Natze⸗ 






—* 
fpieloögte auf dem plat⸗ 
ten Rande. 

In der Prov, Hans 
noder die Magiftrate in 
ben jelbfländigen Städs 
ten, bie Amtsbaupt: 
männer in ben Amte-| 
bezirfen. 

In der Prov. Heſſen⸗ 
Naſſau die Amtmänner 
im Neg.⸗Bezirt Wies⸗ 
a ar 

ierung aſſe 

—— 
——* die —*8 —— 

ten, die 
——— auf dem 
der Mheinp vinz 
n der to 
bie Bürgermeijter. 

In den bobenzollern= 
ihen Landen bie Orts⸗ 
—— | 

ERERRTER) 
endung de anduögte 

ftrietsverwalts|| Die Lreisre ige Das Fünigl, Staats) DieKreisregierungen 
ungsbehörden (Bezirks: \bezro. bei denfelben zu| minifterium bes nncen' Gepw. bei denfelben jr 
ämter und unmittelbare| bil — — und das lönigl. Kriegs- bildende befondere Com: 
Vlagiftrate). miffionen. minijterium, milfionen. 

Die Amtshauptimann: eKreishauptmann: | Das Tönigl. Kriegs: Die Kreishauptleute. 
—— eignen — unter Hingutritt || minifterium. I 
Drespen, FE fonberer Commiflare. iM 
Chemnig. befon \ 


miffare. 
Die Oberämter. | DieXreiregierungen)) Das königl. aid Die Kreisregierungen 














er des Innern 
Die Bezirksämter. J Ku —— eg rer er —————— ae une Com: 
miifiondbes großiberzog imiftertum b. Innern. miffion erzogl. 
Miniſteriums d. dar den | Diinifteriumeb. 
Einen Commilfar des) Das großberzoglihe) Einen Commiljar des 
grohberzogl. — Dinifteriimn d. sic, großherzogl. Minifteri 
| ums be$ Saum. 





Die Kreisämter. 








ums bes Innern. 


itized by Google 
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Kriegsvorrätfe — Kubikmeter. 












































I. Io. Die a eb IV. | V. IV. 
nme 
, * —— mb J 3 a ng u — Die 
mbesitaat. ‚deren nbung ung ber nerfenntniffe 
& r nn Beibeiß: dhprice erfeg die TB werden ausgeftellt 
5 ide —— entgegengu- entf ei eben burcch durch 
7. Medfenburg-@cwerin]] Die Commif re be _ Dasgrofberzogt.Mizjj_ Das groiberzogliche] Das großberzoglice 
12 —— page nifterium des Innern. Staatsminijterium. —— Junerz. 
niebezirte 
8. € Weimar. irtsbirectoren.|| Die Bezirksdirectoren roßherzogliche roßher 
achfen 24 * — ber ai De le: — * 
— des Innern. partenent des Junern. 
9. Mecdlenburg⸗Strelitz. Die Kreis-Commiſſa⸗Die großhherzogl. Lan⸗ as großherzogli Die großherzogl. Lan⸗ 
FRE ie — ————— ———— — 
10. Den ie rwaltung großherzogliche oßherzogli as großher zogli 
ämter u. die Magiſirate Staatsminifterium, Dez) Stantsuni —— — —— —8* 
der Etäbte 1. Kaffe; partement der Juſtiz; zen der Juftiz, 
im Fürftentbum Birken: in den Fürftenthümern zw. die Me egierungen 
‚felb bie Bürgermeifter: Fe u. Birkenfeld bie zu Eutin u. Birkenfeb. 
eien. Regierungen zu Eutin 
| "und Birtenfelb. 
11. Braunſchweig. Die Kreisdirectionen. Het. Finanz) Das berzogl. Staats) Das berzogl. Finanz 
N co miniſterium. collegium. 
12. || Eadhfen-Meiningen. Die Lanbrätbe. —* rzo l.Staats⸗ Das berzogl, Staats] Das berzogl. Staats: 
‚eier Abtheilung | minifterium. minerun. btheilung 
nnern. nnern. 
13. | Sadjfen-Altenburg. Die Kreishauptleute.) Das berzogl. Mini:| Das Herzogl. Mini] Das berzogl. Minis 
—5* Abtheilung des ſterium. —— Abiheilung bes 
nnern. 
14. Sachſen⸗Koburg⸗Gotha. Die Landbrathsämter, | Eine befondere Eom-|| Das herzogl. Staats Dasberzogl. Staats 
miſſion. miniſterium. miniſte 
15 Anhalt. Die Kreisdirectionen. Die berzogl- Regier⸗Das her zogl. Staats-| Die —* Regier⸗ 
jung Abtha. d. Innern — ung, Abthg. d. Innern. 
16. | u ai Die Lanbratbsämter. ie ganbrathsänter. ‚Das fürftl. Miniſte⸗ Das fürft ftliche Mini⸗ 
rium. ium. 
17. —* Sonders⸗Die Lanbräthe. Die Yanbräthe. Das fürftl, Miniſte/ Das . Minitte 
banken. 2 rium, Abib. db. Yunern.)rium, * dInnen 
18. — Die Kreisamtmänner | Die Kreisamtmänner Den Landesdirector. | Den Landesdirector. 
19. || Reuf Älterer Linie. Das fürftlihe Land! Das fürftliche Land— — Si Landes Fan —— Landesre⸗ 
ratbsamt. | ratbsamt. 
20. || Neuß jüngerer Linie. | Die Yanbrathsämter. | ef befondbere Com: ** fürſtl. Miniſte⸗ "Ga fürft. Minife 
' mi 
2 Schaumburg:?ippe. a. NAemter u. Dia: | Eine befondere Com⸗ N Diefürkt, Regierung.) Die fürftl. Regierung. 
iftrate, 
22. Lippe. ' — Aemter u. De — Regierung. — fürftl. Cabinets⸗Die fürſtl. Regierung 
miniſterium. 
23. Lübed. Die Militärcommif-|| Die Militärcommif-|| Den Senat. Den Senat. 
fion des Senats. fion des Senats, 
m. | Bremen. Die Eentralquartier: | Die Centralquartier⸗ Den Senat. * Hy 
| —E deputation. ſion d 
2. | Hamburg. Die —— Die Finanzdeputa · Den Senat. —— 
Ition, in Land 
| daft Nigebüttel 8 
Amtsverwalter. 
26. Elſaß⸗Lothringen. Die Kreisdirectoren, Die Bezirlspräfiden⸗/Den Oberpräſidenten Die Bezirtsprãfidenten 
bezw. die Polizeidirec⸗ ten. 
|! toren. 
Kriensvorräthe, Betrafung ihrer Zerſtör--Kubikfuß it im Geltungäbereiche der Maß— 


un | j. Str.-.-B. $ 90 Nr. 2. 

riegszuftand, j. Belagerungszuſtand.ſo 
Krone, Bezeihnung der Reiche 

10 M; Doppel-Krone, Bezeichnung des 20— 


Martftüdes; Königlicher Erlaf d. 17. Febr. 1875.|fuß) 


- Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 — 
v030916 3 in Hohenzollern. = Opa; In Schles⸗ 


goldmünze von | wig⸗ Holſtein = O,ggs534; in Hannover — O,gg40a1 ; 


in a — (as; in Naffau Kubitwert- 
0,037 Kubikmeter; in Frankfurt a, M. 


Krugsverlagsredit, das Recht, den Inhaber = ER im Amte Homburg — Oypogzogı; im 


. einer Schantftätte zu zwingen, daß er für feinen 

Wirthichaftöbedarf dad Getränfe aus einer be- 
ftimmten Fabrifationsftätte entnehme, ift gemäß 
$ 8 Nr. 2 der Gewerbeorbn. ablösbar. 

Kubikcentimeter iſt im Geltungsbereiche der 
Maf- und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 
= Oposso; Im Hohenzollern — Osuauas; in 
Schleswig · Holftein — (,5; in Hannover = 
—* in ai are — (ori; In Naffau 

O,ım — — erkzoll; in Frankfurt a, M. 
O,or1055; im Amte Homburg — = Oyoranss; Im Ober- 
amte Meifenheim — = Os; in ben vormals 
Bayeriſchen Gebietötheilen —= O,ogoos; in ben 
vormals die Foslich Heſſiſchen Gebietstheilen 
= 0,004 Kubikzo 


— 
_ 


— 
— 


Oberamte Meiſenheim — — in den bor- 
mals Bayerifchen Gebietötheilen — Oyaganeı; in 
den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebiets. 
theilen = 0,015095 Rubifmeter. 
Kubifflafter ift in den vormals Großherzog. 
lich —*1 Gebietstheilen = 15,98, cbm. 
bifmeter im Geltungäbereich der Maf- u. 
Gewichtsordnung vom 16. Mai 10 = 32,94 
Kubitfuß, O,0 Klafter Holz, 0,990 Schacht⸗ 
ruthe, res ummet Torf; in Hohenzollern = 
42,528 Kubitfuß, 0,043525 Kubifruthe,O, 2528 Schacht⸗ 
ruthe, Oyaosas Klafter Holz, O,ossue Wannen Heu; 
in Schleswig- —— — 42,1 Kubikfuß, — 
Klafter Brennholz, 0 —8 Klafter VNutzholz, O,1asos 
Schachtwerk Erde, O,ogı0, Pott Erde; in Han- 
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nover — 40, Kubikfuß, Oro; Klafter; in; Künſtleriſche Leiſtungen als Gegenſtände 
Kurheſſen = 41,95, Ktubitkfuß, O,o1sr;, Ktubikruthe, des Gewerbebetriebes im Umherziehen, |. Ge 
O,ar09e Klafter (150 Kubikfuß) und Ooies Klafter|werbeordnung $ 55 Nr. 4. Schuß der fünft- 
(144 Kbkf.); in Naffau — 37,05, Kubilwerffuß, leriſchen Werke |. Nachbildung. 
O,osrogr Kubikwerkruthe, Os Klafter, 1,anıo] Küftenfifcheret, ſ. unter Fiſchereipolizei 
Bütten Holzfohlen, O,a5 Wagen Holztohlen,| Gejeg vom 30. Mai 1874. egen Beitrafung 
18,,,; Maß erh O,sıras Huber Eifenftein, 1,3545] des unbefugten Fiſchens in ben Küftengewäfjern 
gein Braunfohlen; in Frankfurt a. M. — 43,5|1. Strafgeſetzbuch $ 2968. 
bitfuß, Opa Klafter; im Amte Homburg =| Kummetmafe (befonders für Torf), f. unter 
43,55 Kubiffuß, O,g00 Ruthe Erde, O,5o123 F Eichweſen, Vorſchriften vom 15. Februar 1871 
ter; im Oberamte Meifenheim — 27 Kubilfuß,]S$ 1 und 6 (©. 278). 
0,008 Kubifruthe, O,ga935 ('/s) Klafter; in den vor-) Ktunſt; Urheberrecht an Werken der bildenden 
mals Bayeriſchen Gebietätheilen — 40,35, Kubit- | Künfte, ii Urheberredt. 
fuß, O,1095 Klafter; im den vormals Grofher-]| Kun —— Beſtrafung wegen Ber 
zoglich Heſſiſchen Gebietsheilen = 64 Kubikfuß, ſchädigung öffentlicher, ſiehe Strafgeſetzbuch 
0,004 Kubilklafter, O, Stecken, 6,, Kalfbütten,|S 304. 
Le ans Runftpändler, ſ. ae r. 
Krubikruthe iſt in den hohenzollernſchen Lan-- Krunſtſtraßen, ſ. Chauſſeen. 
den — 23,5143 in Kurheſſen = 63,465; im Ober-| Kupfer; bezüglich der Aufſuchung und Ge— 
amte Meijenheim = 125 cbm. winnung defjelben gelten bie berggejeglichen Bes 
Aubif-Werkfuß ift in Nafjau = 0,0, ebm;fftimmungen, ſ. Berggeſetz $ 1. 
Kubit-Wertzoll = 27 cbem; Kubil-Werkruthe = Sl ve egen Anwendung der mits 
27 cbm. tel3 Arſenik dargeftellten grünen Kupferfarben, 
Kubikzofl ift im Geltungsbereih der Maß-fj. Arjenfarben. 
und Gemwict3ordnung vom 16. Mai 1816 —| Fupolöfen find unter den Metallgiefereien, 
17,991; in Hohenzollern — 23,514; in Schleöwig-|deren Unlegung gemäß $ 16 der Gewerbeordnung 
Holjtein — 13,40; in Hannover — 14,4; In|bejonderer Genehmigung bedarf, begriffen. 
Kurheſſen = 13,45,; in Frankfurt a. N. — 13,445] Kuppelet, |. Strafgeſetzbuch 85 180, 181. 
im Amte Homburg — 13,48; im Oberamte Mei-| SKurrenfifcherei, ſ. unter Fiſchereipolizei 
fenheim — 21,5; in den vormals Bayerifchen] Fiſchereiordnung für das kuriſche Haff vom 7. 
Gebietötheilen — 14,35,; in den vormals Hejfi-] März 1845 $ 18. 
{chen Gebietätheilen —= 15,9, cebem. Kure; bie ro Beitimmungen wegen 
ſtugeln, Beitrafung der widerrechtlichen Un-|derjelben f. im Berggeſetz $$ 52, 101 ff, 130 
— if von ber Ürtillerie verſchoſſenen, j.| bis 132, 228—239, 
tr⸗G.B. 8 291. 


S, 


Lachsfiſcherei. Die —— derſelben be-{buch $ 360 Nr. 11. Beſonderen Lärm verur—⸗ 
henden fiichereipolizeilihen Vorſchriften j. unter ea een 
iſchereipolizei in dem Gefete vom 30. Mai ——— bei der Güterlagerung auf Eifen- 

1874 $ 5 (6.403) und in den —— en bahnen; ſ. Betriebs-Reglement $ 60. 

vom 7. März 1845 für die Provinz Preußen] Lagerhäuſer zur Aufbewahrung fremder uns 

bezw. Poſen $$ 3, 24, 26 (©. 409); für das|verzollter Waaren, ſ. Vereins-Zollgeſetz v. 

friſche Haff $ 31 (©. 416); für das kuriſche Haff) 1. Juli 1869 8$ 97 ff. 

85 23 2 (S. 422). Laichſchonreviere, fiehe unter Fiſcherei— 
Lachter ift im Geltungsbereihe der Maß- u.|polizei, Gejeg vom 30. Mai 1874 88 29 ff. 

Gewichtordnung vom 16. Mai 1816 — 2,094;| (©. 406). Bezüglich der Zuftändigfeit der Bes 

in Hannover — 1,510; in Naffau — 2,0934 m.|hörden im Geltungsbereihe der Provinzial 
Ladjabrifen gehören zu den einer bejonderen [Ordnung vom 29. Juni 1875 in Betreff der 

Genehmigung bedürfenden gewerblichen Anlagen; |Regulative über Beaufjihtigung und Schuß der 

Gewerbeordnung $ 16. Laichſchonreviere fiche unter Verwaltungs 
Ladegefähe, ſ. unter Eichweſen, Vorſchriften behörben Geſ. v. 26. Juli 1876 $ 116. 

bom 15. Februar 1871 8 5. Laichzeit. Die fiihereipolizeilichen Beftimm- 
Ladungen der die Kunftjtraßen befahrenden|ungen j. unter Fiſchereipolizei in dem Ge 

Fuhrwerke, j. Frachtfuhrwerke. ſetze vom 30. Mai 1874 $$ 23 ff. (S. 406) und 

ängenmafe, j. unter Eihwejen die Maf-|in den Fifcherei-Ordnungen vom 7. März 1845 
und Gewichtsordnung vom 17. Wuguft 1868|für Preußen bezw. Pojen $$ 23 ff. (©. Pr 

Art. 3 A und Eichordnung $ 1 ff. für das friſche Haff S$ 17, 49, 650 (©. 414); 
Lärm; Beitrafung wegen ungebührliher Er-|für das kuriſche Haff 88 15, 48, 49 (©. 421); 

regung ruheftörenden Lärms, ſ. Strafgejet-/ferner in der Fiſchereiordnung für Pommern v. 


748 


2. Zuli 1859 $ 8 Nr. 2, $$ 10, 17 Nr. 2u. 10,,eined Iandräthlichen Kreifes angehören (Kreid- 
8 20 Nr. 1 (S. 427); für den Regierungsbezirk arme), auf Antrag bed Kreijes; 2) Arme, deren 
Stralſund v. 30. Auguft 1865 85 31—34 (©. 434). | Fürſorge einem örtlichen Armenverbande obliegt 

Pandarme find die hilfsbedürftigen Deutichen, (Ortsarme), auf Antrag der Gemeinde nad $ 16 
deren Unterftüßung endgiltig zu tragen fein Ortd-|de8 Urmengejeged vom 31. December 1842; ') 
armenverband verpflichtet ih; f. unter Armen-|3) Landftreicher, Bettler und ne Perjonen, 
polizei Bundesgejeg vom 6. Juni 1870 $ Sigegen welche nad) verbüßter Strafe auf Grund 
(©. 63). Ihre Unterftügung liegt ben Land-|ded $ 120 des Strafgeſetzbuches) von ber 
armenverbänden (j. d. Art.) ob. Landespolizeibehörbe Einfperrung in ein Arbeit3- 

Landarmenanftalten find die Seitens der|haus feitgejebt ift; 4) Weibsperfonen, welche 
Landarmenverbände unterhaltenen Anftalten fürjwegen gewerbsmäßig betriebener Unzucht gericht» 
die Zwede der Landarmenpflege. In ber Regel lich beftraft find und gegen die außerdem Eins 
find fie mit polizeiliden Correction 3-|fperrung in ein Arbeitshaus nah Beendigung 
anftalten verbunden. Bezüglich der für dielber Gefängnißftrafe auf Grund des $ 146 bed 


Landarme — Landarmenwejen. 


einzelnen ——— 
an 


anſtalten ſ. unter darmenweſen. 


beſtehenden Landarmen⸗Strafgeſetzbuches?) erkannt iſt; 5) jugendliche 


Verbrecher, welche nah $ 42 des GStrafgejeß- 


Landarmenverbände, deren Drganifation,|budjes*) wegen Mangels an Unterfcheidungss 
Rechte und Pflichten, j. unter Armenpolizei,|vermögend zwar freigejprochen, jedoch nad) der 
er vom 6. Juni 1870 $$ 5 ff. (6. 63)j Beftimmung des Strafurtel3 in eine Beſſerungs⸗ 


und Ge 
©. 72). Die Landarmenverbände find von ber 

bichaftöfteuer befreit, ſ. Erbſchaftsſteuer, 
Gejeh vom 30. Mai 1873 Tar.-Befr. Nr. 2 f. 

Landarmenweſen. Bezüglich der Verwaltung 
defielben im Geltungäbereihe der Provinzial» 
Ordnung vom 29. Juni 1875 . dieſe u. unter 
Berwaltungsbehörden Geſetz v. 26. Juli 
1876 88 74 ff. Die Koſten des Landbarmen- 
wefend werden aus den PBrovinzial-Dotationen 
beftritten; f. unter Dotationen Gejeg vom 
8. Juli 1875 $ 4 Nr. 3. 


1.Reglementüberbie Erridtungbesland- 
armen- und Eorrigendenwejend in Dft- 

preußen, vom 26. September 1864. 

Wir Wilgelm ꝛc. verorbnen über die Ein- 
rihtung und Verwaltung des Oſtpreußiſchen 
Landarmen⸗- und Corrigendenweſens, nah An— 
ein des Provinziallandtages, unter Auf 
ebung bed Landarmenreglements vom 31. Det. 
1793, ber Declaration deſſelben vom 16. Nov. 
1805 und des ftänbijchen Regulativs vom 4. 
Februar 1826, auf Grund des $ 37 bed Geſetzes 
über die Berpflihtung zur Armenpflege vom 
831. December 1842, was folgt: 


L Umfang des Verbandes.9 

$1. Der Dftpreußifhe Landarmenverband 
umfaßt die Negierungsbezirfe Königsberg und 
Gumbinmen. — Hinfichts der Fürforge für Lands 
arme, jowie der Unterftügung unvermögenber 
Gemeinden nad) $ 14 des Armenpflege-Gejehes 
vom 31. December 1842 bildet jedod) jeder land» 
räthliche Kreis einen bejonderen Landarmen- 
verband. Einen folden (Landbarmenverband) 
bildet auch die Stadt Königsberg. 


II. Dejjen Zwede im Allgemeinen. 

82. Zur Ausführung der Zwecke des Dit- 
preußiihen LZandarmenverbandes ift die Land— 
armen. und Bejlerungsanftalt zu Tapiau be- 
ſtimmt. $ 3. In dieſe Anftalt find aufzu- 
nehmen: 1) Arme, wmweldie nad) $ 1 bes vor» 
ftehenden Reglements dem Landarmenverbande 


N ©, unter Mrmenpolizei Gefe vom 8. März 1371, 
58 26 ff. 


eh bom 8. März 1871 89 26 ff., $$ 31 ff. Janftalt unterzubringen find; 6) Perfonen, gegen 


welche nad; Urt. 11—14 des Geſetzes vom 21, 
Mai 1855 die Unterbringung in eine Arbeits- 
anftalt angeordnet ift?), und 7) ungerathene oder 
verwahrlojte Pflegebefohlene refp. Kinder unter 
väterliher Gewalt, nad) ertheilter Genehmigung 
* ru scene auf Antrag ber Ortd- 
ehörde. 


UL Bon den Zmweden des Landarmen- 
verbandes im Befonderen. 


s 4. Die Fürforge für Landarme (wenn bie- 
jelbe einem örtlichen Urmenverbande nicht obliegt 
— 5 9 des Armengeſetzes vom 31. December 
1842 —) iſt eine Laſt des Kreiſes, in deffen 
Bezirke dad Bedürfniß dazu hervortritt (ß5 12, 
13, 15, 23, 24 und 30 be3 Geſetzes vom 31. 
December 1842 und Art. 2 des Geſetzes vom 
21. Mai 1855). Gleihe Verpflichtung wie die 
Kreife hat die Stabt Königsberg. & 5. So 
weit Gemeinden zur Verpflegung ihrer Armen 
unvermögend find ($ 14 des Geſetzes vom 31. 
December 1842), hat der Kreis, welchem die 
Gemeinden angehören, ihnen Beihilfe zu ge 
währen.) $ 6. Da das Dftpreußiiche Land» 
armenhaus zu Tapiau ſowol zur Aufnahme und 
Verpflegung der Landarmen und Ortdarmen, als 
zur Detention der Eorrigenden beſtimmt ift, fo 
müfjen die Räume, melde fi in demjelben be 
finden, nad den Gattungen der Häuslinge ftrenge 
bon einander gejondert jein, auch die Corrigenden 
eine von den Land- und Ortsarmen fich unter- 
Icheidende Kleidung tragen. 

IV. Aufbringung der zur Erreichung 
obiger Zwecke erforderlihen Mittel. 

$7. Zur Erreihung der im $ 3 ad 1—7 
angegebenen Zwecke und zur Beftreitung der 
Kojten der Verwaltung, mit Ausnahme der» 
jenigen, welche den Kreijen als beionderen Land» 





) ©. jest bie geſetzlichen Beitimmungen über bie Unter 
Ritung ber Orts, bez. Landarmen, namentlih unt. Armens 
polizei Gef. vom 8. März 1871 $ 1 (©. 69). 

2), 5, jetzt Str.:B.:D. 5% 361 u. 362, 

I) S. jeut Str-G.-B. $ 361 Nr. 6. 

8. jetzt Str. G.⸗B. 838 55, 56. 

S. jetzt Str... I 361 Nr. 8. 
ss. - unter Armenpolizei eich vom 8. März 1871 
59 ff. 
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armenverbänden obliegen, iſt ein Qandarmenfonds Landarmenanſtalt zur Verpflegun aufgenommenen 
gebildet, deſſen Einnahmen hauptſächlich in fol- und in derſelben verſtorbenen Ärmen ſteht dem 
genden Titeln beftehen: 1) in dem Wrbeitöver- |Landarmenverbgnde das in den $$ 50 sequ, 
dient der Detinirten, 2) in den Einnahmen aus Tit. 19 Th. 2 des Allgemeinen Landrechts bes 
bem Erbrechte der Landarmenanftalt, desgleichen |ftimmte Erbrecht zu. Im Beziehung auf den 
aus den Nutzungen ihrer Grundjtüde und an-| Nachlaß der in die ent zur Cor⸗ 
derer Vermögendobjecte, ſowie in jonftigen Bus|rection eingelieferten und in derjelben verftor« 
wendungen; 3) in den Beträgen, welche für den benen Perfonen anderer Kategorien findet ein 
Unterhalt der Häuslinge aus deren eigenem Ein⸗ ſolches Erbrecht nicht flat. Der Landarmen- 
fommen und Vermögen eingezogen werben köns| verband ift jedoch berechtigt, zur Dedung ber 
nen, oder von anderen Berpflichteten gezaglt|Kojten der Unterhaltung der in der Anftalt ver- 
werden; 4) in den Berpflegungsgeldern, welche|ftorbenen Häuslinge aller Kategorien den et- 
a. für die Landarmen ($ 3 Nr. 1) von dem ſwaigen Ueberverdienft derjelben und die mitge- 
Kreisverbande, b. für die Ortsarmen (538 Nr. 2) brachter baaren Gelder und fonftigen von den 
für die nad) Urt. 11—14 des Gejeges vom 21. AUnitaltsbeamten gemwifjenhaft zu tarirenden Effec- 
Mai 1855 detinirten Perjonen ($ 3 Nr. 6) und ſten, ohne Berpflihtung zu einer Einlaffung au 
für die verwahrloften Kinder ($ 3 Nr. 7) von|die gerichtliche Nachlafregulirung, anti 
den Gemeinden, c, für die Weiböperjonen ($ S[zurüdzubehalten und nur den nad) erfolgter 
Nr. 4) und für die jugendlichen Verbrecher ($31Dedung diefer Koften verbleibenden Ueberreit an 
Nr. 5) von der Staatskaſſe zu entrichten ſind, die den Nachlaß regulirende Behörde oder die 
und enblih 5) inden Landarmenbeiträgen derflegitimirten Erben auszuliefern, denen auf Ber- 


ann Königsberg und Gumbinnen. 
88. Die ai für Verpflegung, Belleid- 
ung und ärztliche Bedürfniffe der in der Land» 
armen- und Gorrectionsanftalt aufgenommenen, 
im $ 3 ad Wr. 1, 2,4, 5, 6 und 7 aufgeführten 
Berjonen werden durch den Provinziallandtag 
unter Zuftimmung des Oberpräfidenten fejtge 
—* — Borerſt, und jo lange feine andere Feſt— 
etzung erfolgt, werden dieſe Koſten auf folgende 
Beträge normirt: 1) für Kreisarme, d. h. Yand- 
arme, deren Unterhaltung den Kreisverbänden 
obliegt ($ 3 Nr. 1) 20 P pro Tag; 2) für 
Ortsarme ($ 3 Nr. 2) a. ae Buftimmung der 
Kreisarmencommijfion 30 pro Tag; b. mit 
Buftimmung der Kreisarmencommiſſion 20 P 


langen deshalb der erforderliche Nachweis gegeben 


werben joll. 

[Zandarmenbeiträge] 8 13. Soweit die im 
$ 7 Nr. 1—4 bezeichneten Einnahmen zur Unter« 
haltung des Landarmen- und Eorrectionshaufes 
nicht zureichen, find die erforderlichen Koften von 
den Bewohnern der Regierungsbezirte Königs« 
berg und Gumbinnen durd) jährliche Beiträge 
aufzubringen, — Die Vertheilung und Erhebung 
diejer Beiträge erfolgt nad) den Beſchlüſſen des 
Provinziallandtages, welche jedoch der Beftätig- 
ung des Oberpräfidenten bedürfen. — So lange 
als keine andere Feſtſetzung getroffen, verbleibt 
es bei dem bisherigen Aufbringungsmodus, nad 
welchem die Beiträge nad) dem Maßſtabe ber 


pro Tag; 2 für Arbeitsſcheue ($3 Nr. 6) 20 PlRlafjen- und claffificirten Einkommenſteuer auf 
pro Tag; 4) für verwahrlofte Kinder ($3 Nr. 7)|[gebradht werden. Die Klafjen- und Einfommen- 
20 P pro Zag; 5) für unzüchtige Weibsperfonen|itener der Hafjenfteuerpflichtigen Städte und 
und für jugendlide Verbrecher ($ 3 Nr. 4 u.5)|ländlihen Orte in jedem Regierungsbezirke zu- 
die Selbitloften. $ 9 Die Koften für den|jammengerechnet und durch deren Einwohnerzahl 
Transport und für die Zurüdbeförderung derjnah Abzug der in Eorrectioushäufern befind« 
Detinirten, jowie für Beerdigung derjelben wer-|lihen Gefangenen getheilt, ergibt den Beitrag 
den von demjenigen entrichtet, welchen bie Zahl-|pro Kopf, welcher mad) der Bevölferung von den 
ung der Verpflegungstoften obliegt. $ 10. Fürjmahl- und jchlachtjteuerpflichtigen Städten jedes 
die im $ — bezeichneten —— Regierungsbezirks aufzubringen iſt. 
Bettler ꝛc. fallen die Verpflegungs⸗, Transport» f 
und Begräbniffoften dem Sitpreußiichen and, |V. InnereOrganifation des Verbandes. 
armenfonds zur Laft. — An Transportlofteni' $ 14. Dem Dftpreußiichen Landarmenver- 
werden vergütigt: a. für Verpflegung der Trans-|bande wird fortan die jelbjtändige Verwaltung 
portaten pro Tag 25 P; b. für jeden erforder-|dev Landarmen- und Eorrectionsanftalt unter 
lihen Zransportbegleiter pro Mann und Meile Controle und Oberaufjiht der Staatsbehörden 
50 P; c. für ein einfpänniges Fuhrwerk 1 Mzugeſtanden. Dieje Verwaltung, welche fid) nicht 
12 P pro Meile und, in Ermangelung eineö|nur auf die gefammte Oekonomie der Anftalt, 
ſolchen Fuhrwerks, für ein zweiipänniges Fuhr:|fondern zugleih auf die —— der das 
werk pro Pferd und Meile 75 P. Landarmentwejen, die Eorrection der Detinenden, 
Valais eg ie rei die Trandportirung und Entlafjung ſämmtlicher 
8 11. Ein Jeder, welcher in ber Landarmen-|der Anjtalt zugewieſenen Individuen betreffenden, 
anftalt feine Verpflegung. findet, oder zur Cor⸗ im $ 15 nicht ausgenommenen Zunctionen inner 
rection in derjelben detinirt wird, ift nad) jeinen|halb der Grenzen des Verbandes erjtredt, wird 
Kräften zur Arbeit verpflichtet, und muß den|von der bisherigen ftändifhen Landarmencom- 
BVerdienft aus derjelben Behufs Dedung der miſſion für Oftpreußen und Lithauen unter ber 
Koiten feiner Verpflegung und Detention der Bezeichnung „Landarmendirection für Oftpreußen“ 
Anjtalt überlafien. geführt. $ 15. Nicht berührt wird durch die 
(Erbrecht der Landarmenanftalt.)] $ 12. AufjUebertragung der im $ 14 angeführten Functionen 
den eigenthümlichen freien Nachlaß der in dielan die Landarmendirection: 1) Die jelbftändige 
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Verwaltung des Landarmenweſens, foweit dad-|fondern ohne pofitive Einwirkung mur die Eon« 
felbe nach $ 1 den Kreifen ald bejonderen Land» |trole über die Geſetzmäßigkeit des Verfahrens, 
armenverbänden obliegt, durch die Iegteren nad |indbefondere zur Wahrnehmung des Tandes- 
Maßgabe der angeſchloſſenen Anweiſung zur|polizeilichen Intereſſes ausübt. Diefer König- 
re Tee in den reifen, die jedoch aufjliche Commifjarius Hat zwar bei ben Berath- 
die Stadt Königäberg Feine Anwendung findet. der Landarmendirection feine Stimme; 
2) Die Befugnig der Verwaltungsbehörden zum (findet derjelbe indefjen Bedenlen bei ben Be» 
Erlaß der im Art. 6 und rt. 11 bis 15 deslichlüjjen derfelben, und ift eine Einigung nicht 
Geſetzes vom 21. Mai 1855 gedachten Refolute.|zu erreichen, jo muß deshalb an den Ober- 
8) Die Befugniß der Regierungen zur Entjcheid- | Präfidenten zur Entſcheidung berichtet werden; 
ung darüber, ob in den Fällen der 8$ 117 bis einſtweilen darf aber die Landarmendirectior. 
119 des Strafgejeßbuches der Verurtheilte nah |Nichts gegen den Widerſpruch des Erfteren ver- 
auageftandener Strafe in ein Arbeitshaus ge- fügen, vielmehr Hat fie in eiligen Fällen ihre 
bracht werden ($ 120 a. a. D.), und wie langelMafßregeln jo zu nehmen, daß bemijelben unt 
bie in ſolchem alle, oder eine auf Grund der der deöhalb zu erwartenden höheren Entiheidung 
88 42 und 146 des Gtrafgefegbuches verhängteinicht vorgegriffen werde, — Alle Inftanzberichte 
Beflerungshaft dauern, ingleicyen, ob gegen einen |der Landarmendirection gehen durch die Hände 
verurtheilten Ausländer auf Grund des $ 120 dieſes Commifjarius zur Durchficht und etwaigen 
a. a, O. mit Landesverweiſung verfahren werden |Hinzufügung jeines Gutachtens, deögleichen bi 
fol. 4) Die Eompetenz der Regierungen zur alle Berfügungen der vorgejegten Behörde an 
Entfheidung von Streitigkeiten im Sinne der|die Landarmendirection bei demjelben durch. 

85 33 und 34 ded Armengeſetzes vom 31. De-) [Landarmendirection.] 8. 19. Die Land» 
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cember 1842 (einſchließlich der Streitigkeiten armendirection hat ihren in Tapiau und 
zwiſchen dem Landarmenverbande einer-, und ſiſt aus fünf Mitgliedern zuſammengeſetzt, für 
einzelnen in deſſen Bereich gelegenen Ortsarmen- |weldhe außerdem drei Stellvertreter für etwaige 
verbänden anderjeits), 9 Die Zuſtändigkeit Behinderungsfälle erwählt werben. Siefelbe 


der Degierungen zur Ausübung der Dienft-Jwählt aus ihrer Mitte ihren Vorfigenden und 


Disciplin über die Unterbehörden aud) innerhalb 
de3 durch diefe Verordnung berührten Bermwalt- 
ungägebiet3, und zum Erlaß hierauf beruhender 
allgemeiner Anordnungen. 

Brovinziallanbtag.*} 8 16. Bei der Ber- 
waltung des Landarmen- und Correctionshauſes 
ift die Landarmendirectior zunädhit dem Pro— 
vinziallandtage untergeordnet. Derjelbe hat dem- 
gemäß insbejondere die von der Landarmen- 
direction entworfenen Einnahme und Ausgabe» 
Etats feftzuftellen, die von derjelben mit einer 
Generalnahweifung über die Rejultate der Ber- 


repräfentirt die Landarmen- und Corrections« 
anftalt in allen äußeren Berhältnifien, insbe» 
jondere bei etwaigen Proceſſen, Käufen, Ber- 
fäufen und fonitigen ®Berträgen, und gehört 
außerdem zu ihren Gefcäjten: a. die Beauf- 
ihtigung und Leitung der gejammten Berwaltung 
der Anftalt in allen ihren einzelnen Theilen; 
b. die Aufficht über die Abminiftration der Fonds 
des Inſtituts, ſowie über das Kaffen- und Ned» 
nungswejen; c. die Aufficht über die gewiſſen— 
hafte Dienftführung und den fittlihen Wanvel 
der Beamten und ded Dienftperjonald der An— 


waltung in dem abgelaufenen Jahre vorzulegen [jtalt, nad) Inhalt der denfelben ertheilten Dienft- 
den Jahresrechnungen zu dechargiren, die jähr- Janmweifungen. — In ihren Berfammlungen er- 
lien Beiträge und beren nen folgen die Beſchlüſſe nah collegialiſcher Berath- 
($ 13) feftzufegen, die Berpflegungs- und Trand-[ung durch Stimmenmehrheit. lm einen giltigen 
portloften (SS 8 und 2) zu normiren, bie Mit-|Beihluß zu faſſen, müſſen mindeſtens drei Mit- 
glieder der Lundarmendirection ($ 20) zu wählen glieder der Direction oder deren Stellvertreter 
und über Erweiterung oder Veränderung der ſanweſend fein. 5 20. Die Wahl der Mitglieder 
Landarmen« und Eorrectionsanftalt zu bejchließen. |der Yandarmendirection und ihrer Stellvertreter 
Die hierüber gefaften Beſchlüſſe des Provinzial-| wird durch den Provinziallandtag vollzogen und 
landtages find jedoch auf dem verfafjungsmäßigen Junterliegt der Iandesherrlichen Beitätigung. Sie 
Deo zur Beftätigung einzureichen, erfolgt auf ſechs Jahre. Die Ausicheidenden 

Oberaufſichtsrecht des Staates.) $ 17. In ſtönnen wieder gewählt werden. $ 21. Jnner- 
allen im $ 16 nicht erwähnten Beziehungen ift/halb der Grenzen der Totaljumme de3 von dem 
die Landarmendirection der Oberauffiht und Provinziallandtage feftgeftellten Berwaltungsetats 
Eontrole des DO:berpräfidenten der Provinz unter-)ift die Yandarmendirection und innerhalb jedes 
worfen, welcher auf vorkommende Beſchwerden Etatötiteld der Anftaltsdirector, jedoch mit Bes 
entſcheidet. In mweiterer Inſtanz geht die Ent⸗ achtung der dabei gefaßten Beſchlüſſe der Land» 
jcheidung an den Minifter des Innern. armendirection,, zu äh berechtigt. 2 

[Commiſſarius des 4 $ 18. Bur/lleberfchreitung einzelner Etatötitel ijt die Ge— 
unmittelbaren Ausübung der Oberaufliht und Inehmigung der Landarmendirection einzuholen. 
Eontrole des Staates ernennt ber Oberpräfident |Ueberjchreitungen der Totalfumme find dem Pro- 
ber —— einen Königlichen Commiſſarius, vinziallandtage zur Genehmigung vorzutragen. — 
der an den Berathungen der Landarmendlrection Die Jahresrechnungen werden von der Direction 
theilnehmen Tann, indefjen keine Mitverwaltung, revidirt und zur Bermittelung ber Dedarge 
EEE Seitens des Provinziallandtages dem Oberprä«- 
fidenten eingereiht.. $ 22. Bon Zeit zu Zeit, 


1) ©, jebt bie Befti gen der vinzialord — 
DE tn ee he ee nung nindeftens zwei Dal jährlich, hat die Zand- 


dom 20. Juni 1875. 
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armendirection die Anſtalt zu revidiren unbjbehalten. — Es wird den Anſtaltsbeamten bie 
dem Oberpräfidenten vorher Anzeige zu machen, Berechtigung auf Penſionsanſpruch nad) dem all 
bemfelben aud von den Reviſions- reſp. Con-|gemeinen Benfionsreglement für die Civilbeamten 


—— Abſchrift einzureichen. — Jedes vom 30. April 1825 und der dazu ergangenen 


einzelne Mitglied der Landarmendirection ift be-|modificirenden Cabinetsordre vom 
rechtigt, zu jeder Zeit von der Verwaltung ber) zugeftanden.?) 


Anſtalt Kenntniß zu nehmen. 


4. Aug. 1843 
geſta Bei Berechnung der Penſion 
wird jedoch nur ganz allein die Dienſtzeit der 


Ständiger Commiffarius.] 8 23. Die nächſte Beamten feit der Anftellung bei der Landarmen« 
Aufficht über die Anftalt führt, wenn die Land-|Eorrectionsanftalt in Anja gebradit. 


‚armendirection nicht beifammen ift, ein von ihr 
in der Negel aus ihrer Mitte auf ſechs Jahre 
erwählter ftändiger Commiſſarius als Organ. 
Gie ift berechtigt, aud) einen anderen angefehenen 


VI Gonftige dem Landarmenverbande 
angehörige Unftalten. 


29. Außer der Landarmen- u. Correctiond« 


und gejchäftsfundigen Bewohner der Provinz zulanftalt zu Tapiau erftredt fich der Ditpreußifche 
erwählen, doc bedarf dieſe Wahl der Tanded«|Landarnıenverband auch auf die Unterhaltung u. 


herrlichen Beitätigung. — Für den Fall, daß Verwaltun 
der ftändige Commiſſarius nicht Mitglied der |Pflegeanftalt 
Direction it, hat er zwar das Recht, an den] Taubjtummen 


Sitzungen derjelben theil zu nehmen; ein Stimm— 
recht jteht ihm jedoch nicht zu. Als Organ ber 
Landarmendirection tft der ftändige Commiſſarius 
verpflichtet, neben der allgemeinen Beauffichtigung 
der Unjtalt, auch die ihm in Bezug auf diejelbe 
von der Landarmendirection zu ertheilenden 
fpeciellen Aufträge auszurichten. Insbeſondere 
muß er von Allem, was in der Anſtalt vorfällt 
und von Erheblichkeit ift, Kenntniß nehmen und 
fi vortragen laſſen. Ueber alle außerordentliche 
Borfälle, über etwaige Berbefferungsvorichläge 
unb über dad Ergebniß der aus eigener Veran- 
laſſung oder auf Anordnung der. Landarmen« 
direction von ihm vorzunehmenden Revifionen 
der Unftalt rejp. deren Kaſſe muß er ber Land— 
armendirection berichten u. beren Beſtimmungen 
einholen, 

[Rafje und Depofitorium.] $ 24. Die Rafie 
der Landarmen- und Correctiondanftalt, welche 
fit) ebenfalld in Tapiau befindet, muß alle 
Monate von dem ftändigen Deputirten orbent- 
fih und außerdem wenigitend einmal in jedem 

ahre außerordentlich revidirt werden. Bu dem 

pofitorium, welches mit drei verjchiedenen 

(öffern verjehen fein muß, wird der eine 
Sarah von dem Anſtaltsdirector, der zweite 
von dem Betriebdinfpector und ber dritte von 
dem Nendanten geführt. 

(Infpection der Anftalt. 25. Als Vor- 

orrectionshauſes 


and des Landarmen⸗- un 
ngirt der Anſtaltsdirector. Er iſt der nächſte 


orgejette aller Anftaltsbeamten und handhabt 
nadı allen Beziehungen die gefammte Hauspolizei 
und Disciplin.. 8 26. Das dem Anſtalis— 
director beigegebene Beamtenperjonal befteht aus 
a. einem Geiftlichen, b. einem Rendanten, c. einem 
Arzte, d. einem Lehrer, e, einem Betriebsinſpector, 
f, einem Bureaugehilfen, g. einem Oberauffeher 
und h. ben übrigen etatäömäßig angeftellten 
Unterbeamten. 8 27. Sämmtliche Beamte wer- 
den von ber Landarmendirection angejtellt und 
unterliegt bie Anftellung des Auftaltsdirectors, 
des Geiftlichen, des Rendanten und des Betrieb 
—*** der Beſtätigung des Oberpräſidenten. 
8. Die nähere Feſiſtellung der Obliegen— 
citen ber Beamten bleibt der für das Land«- 


armen- und Gorrectionzhaus zu entwerfenden]) —— 


Hausordnung reip. den Dienjtinftiructionen vor- 


a. der Provinzial: Frren- Heil- und 
u Ullenberg u. b. der Provinziale 
* zu Angerburg, nad) den dar» 
über beftehenden bejonderen Neglements. 

[Schlußbeftimmungen.)] $ 30. Die Lands 
armendirection ſoll alljährlich nad dem Rech— 
nungsabfchluffe die Reſultate der Verwaltung in 
Beziehung auf die Landarnıenpflege und das 
Eorrigendenwefen in einer jummarifchen Nach— 
weilung durch die Amtöblätter der Regierungen 
N Königsberg und Gumbinnen zur öffentlichen 
denntniß bringen. $ 31. Die Königlichen und 
Ortöbehörden haben den Kequifitionen der Land» 
armendirection und deren Organe gebührende 
Folge zu leiften. F 32. Der Landarmen» und 
Correctionsanftalt gebührt die PVortofreiheit in 
dem durch dad WBortofreiheitd » Regulativ vom 
3. Februar 1862 unter Nr. 25 des Verzeichnifies 
zu Abſchnitt III beftimmten Umfange, — Eine 
weitere Portofreiheit fteht dem Landarmenver- 
bande nicht zu. 

Anweiſung zur Landarmenpflege in ben Kreifen 
des Dftpreußiichen Landarmen»Berbandes. Die 
Landarmenpjlege im Allgemeinen) $ 1. Zur 
Ausübung der den Kreilen des Oſtpreußiſchen 
Vandarmenverbandesobliegenden Landarmenpflege 
wird in jedem Iandräthlichen Kreis eine Kreis— 
armencommiflion gebildet. 

[Bunetionen der Kreisarmencommiflion.]) 8 2. 
Die Functionen der Kreisarmencommijjion find 
folgende: a. die ihnen von den Königlichen Land— 
rathsämtern vorzulegenden Anträge auf Bewillig« 
ung von Unterſtützungen aus dem Yandarmenfonds 
ihres Kreijes zu prüfen u. darüber zu enticheiden; 
b. die Enticheidung der Kreistage über die na 
$ 14 bed Armengejeßed vom 31. Dec. 1842 un: 
vermögenden Gemeinden zur Berpflegung ihrer 
Armen aus dem Landarmenfonds ihres Kreiſes 
zu gewährende Beihilfe gutachtlich vorzubereiten; 
e. die Zuftimmung zur Unterbringung von Ortd- 
armen in der Landarmenanftalt zu Tapiau gegen 
den im $ 8 des Landarmen-Reglements normirten 
ermäßigten Berpflegungsjag zu geben. 

[Bujammenjegung der Kreisarmencommiſſion; 
Ditteietscommifarien. 8 5. Die FKreidarmen- 
commijfionen bejtehen unter dem Vorſitze des 
Kreislandrathe aus vier vom Kreistage ge- 
wählten Mitgliedern. — Außer dieſen Mitgliedern 
wählt der Kreistag eine dem Umfange des Kreijes . 


1) ©. jegt unter Penfion, Geich vom 27. März 1872. 
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angemejjene Zahl von Diftrictdcommifjarien, deren 
jedem ein in der Nähe jeines Wohnortes belegener 
Bezirk zugetheilt wird. — Bei Ubgrenzung ber 
eben gedachten Bezirke u. der darnach erfolgenden 
Eintheilung der Kreiſe ift darauf Rückſicht zu 
nehmen, baß jeder der Diftrictscommijjarien die 
ihm obliegenden örtlichen Prüfungen der Ber» 
hältnifje der in feinem Bezirke befindlichen Land- 
armen ohne erheblichen Zeitaufwand u. zu große 
Beläftigung auszuführen im Stande iſt. Die 
Genehmigung der von den Kreislandräthen zu 
entwerfenden Bezirk3eintheilung ſteht dem Kreid- 
tage zu. — Die Diftrietscommifjarien werden zu 
den Gigungen der Kreisarmencommijjionen eins 
geladen, wenn bei der legteren eine ihren Bezirk 
betreffende Landarmenſache zum Bortrage kommt. 
Sie haben dann in der Kreidarmencommijlion 
fir alle während ihrer Anweſenheit berathenen 
ndarmenjadhen Sig und Stimme. — Kann der 
Pijtrietscommifjarius der Einladung zur Com⸗ 
milfionsfigung nicht Folge leiften, jo muß er 
fein fchriftliches Votum über die ihm zugewieſenen 
Zandarmenjachen, falls ſolches nicht jchon früher 
geichehen ift, dem Kreislandrath vor der Com- 
- ionsfigung einreichen. — Für Behinderungs⸗ 
5 e der vier Mitglieder der Kreisarmencommij- 
n, ſowie der Diftrietscommifjarien werden vom 
Kreidtage eben jo viele Stellvertreter gewählt. 
Wählbarkeit und Amtsdauer der Mitglieder 
ber — — ſowie der Diſtricts⸗ 
commiſſarien, reſp. der Gtellvertreter.] $ 4. 
Das Amt der Mitglieder der Kreisarmencom- 
mijfionen veip. ihrer Stellvertreter, jowie ber 
Dijtrietscommiffarien und deren Gtellvertreter, 
ift ein Ehrenamt, welches aucd anderen als Mit- 
gliedern des Kreistages übertragen werden fann, 
und wird unentgeltlicy geführt. — Dafjelbe kann 
nur aus denjelben Gründen, wie eine Vormund⸗ 
fchaft, abgelehnt, und muß drei Jahre Hindurd) 
verwaltet werden, — Nach Ablauf der dreijähri- 
en Wahlperiode ift die Wiederwahl nur mit 
———— des Gewählten zuläſſig. 
[Geijchäftsordnung.] $ 5. Die innere Ge— 
Ihäftsordnung der Kreisarmencommijjien bleibt 
ihrer Beichlußnahme vorbehalten, wobei jedod) 
die nachjtehenden allgemeinen Grundfäge zu bead)- 
ten find, — Mit Inbegriff des Kreislandrathes 
miüfjen wmwenigitend drei Mitglieder der Kreis 
armencommijjion anweſend fein. — Der Bor- 
figende beruft die Berfammlung, wenn dazu nicht 
ein» für allemal bejtimmte Tage feitgejegt find, 
fo oft das Bedürfniß e8 erheifcht. — Ber Stimmen- 
gleichheit entjcheidet das Votum des Vorfigenden, 
[Behandlung der Unterjtügungsanträge durd) 
ben Kreidlandrath im Ullgemeinen.] $ 6. Jeder 
auf die Bewilligung einer Unterftügung aus dem 
Zandarmenfonds erhobener Untrag iſt zumächft 
von dem Streislandrathe zu unterjudyen, und es 
find die zur Prüfung und Begründung deijelben 
erforderlien Ermittelungen anzuftellen. — Wenn 
die Verhandlungen jolchergeitalt volljtändig vor« 
bereitet worden, find diejelben zunädjft dem be— 
treffenden Diftrietscommijjarius zur örtlichen 
Unterfuchung u. Begutachtung, dann aber durd) 
den Kreislandrath der Kreisarmencommiljion zur 
Entjicheidung vorzulegen. $ 7. Dem Unterjtüge 
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ungsantrage darf der Kreislandrath nur in den 
Fällen, wo Gefahr im Berzuge ift, mit Zuſtimm- 
ung de betreffenden Diſtrietscommiſſarius u. vorbe⸗ 
Haltlich der nachträglichen Genehmigung der Krei- 
armencommiljion fofort deferiren. — In den 
Fällen, wo es ſich um die Eur kranker Landarmen 
handelt, ift die Zuftimmung zur Einleitung ber 
Cur weder feitend der Kreisarmencommiſſion, 
ur ſeitens des betreffenden Diſtrietscommiſſarius 
nöthig. 

[Behandlung der Unterftügungsanträge durch 
die Kreisarmencommiſſion im Allgemeinen.) $ 8. 
Die Kreidarmencommijfion Hat die Prüfung im 
Wejentlichen darauf zu richten: a. ob bie Land» 
armengualität anzuerkennen ift; b. ob nad) ihrem 
Ermefjen mit Rüdficht auf die obwaltenden that» 
ſächlichen Berhältnifje u. nad) perjönlicher Kennt- 
nißnahme des betreffenden Diſtrietscommiſſarius 
von der Lage des zu Unterftügenden die Gewähr⸗ 
ung einer Unterftügung aus dem Landarmenfonds 

ed Kreifed unumgänglich nothwendig und in 
welcher Urt, jowie in welchem Maße diejelbe 
erforderlich ift; c. ob und weshalb Gefahr im 
Verzuge war und die Unterftügung daher von 
Kreislandrathe jofort vorläufig angewiejen wer⸗ 
den mußte, endlidy ob u. inwieweit fie fernerhin 
zu gewähren ijt. 

[Nähere Normen zur Unterfuhung u. Prüfung 
der Unterftügungsanträge.) $9. Zum Unhalt für 
dieje Unterſuchung und Pruͤfung ($$ 6 und 7) 
jol die nachitehende nähere Anleitung bienen. 
1. Was die dem Kreislandrathe obliegende Unter- 
juhung betrifft, jo müſſen die Verhandlungen 
ergeben: 1) Vor⸗ u, Geſchlechtsnamen, Gewerbe, 
Stand und Religion der die Urmenpflege nad 
juhenden Perjonen. 2) Geburtäort und Alter 
nah Jahr u. Tag der Geburt; im zweifelhaften 
Falle ift der Taufſſchein zu erfordern, event. ift 
anzugeben, woſelbſt die Taufe erfolgt ift, na— 
mentlich bei Perjonen bi8 zum 27. Lebensjahre. 
3) Ob der zu linterftügende verheirathet ijt oder 
nicht, event. wie viele Kinder er hat und wie 
alt diejelben find. 4) Namen, Stand, Bermö- 
gend«, Erwerböverhältnifje und Wohnort (Sreis, 
Provinz); der alimentationspflichtigen Verwandten 
(Eitern, Großeltern, Kinder, Entel, Geſchwiſter), 
ſowie die Feititellung der jonft etwa zur Unter 
jtügung näher Verpflichteten (Dienſtherrſchaft, 
Stiftungen u. f. w.). 5) Wenn der Arme mim 
derjährig ift, oder im Falle der Grofjährigkeit 
nod dem elterlichen Hilfsdomicile folgt, ob fein 
Bater oder rejp. jeine Mutter ($$ 20, 21 u. 22 
des Urmengejeges) irgendwo Ortzangehörigleitd« 
rechte erlangten, od. zu den Landarmen gehören ; 
im Falle der noch beftehenden VBormundichait 
it der Name, Stand u, Wohnort de3 Bormum« 
bed, ſowie das vormundichajtlidhe Gericht anzu. 
geben. 6) Wenn der Arme großjährig und fein 
Unterftügungswohnfig nach jeinen eigenen perjön- 
lichen Berhältnifjen zu ermitteln ijt: wo, wie 
lange und in welchen Verhältnijfen er nad er» 
langter Großjährigfeit während der letten ſechs 
Jahre feinen Wohnfig oder Aufenthalt gehabt, 
namentlich auch, ob er einen cigenen Hausitand 
gehabt, und wann, bei wem u. in welcher Weije 
er feine Nieberlafjung nad) 3 8 des Geſetzes über 
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die Aufnahme neu anziehender Perfonen v. 31.,3u gemwährenden Entihädigung in Vorſchlag zu 
Dec. 1842 gemeldet, u. ob er ſchon eine Unter a chaädigung rſchlag 3 


ftägung erhalten hat. 7) Bei Wittwen und 
eichiedenen Ehefrauen ift derjenige Armenverbanb 
Peftauftellen, welchem die Fürſorge für den Ehe 
mann reſp. bei defien Ableben od. zu ber Zeit, 
wo bas Eheicheidungserfenntnii rechtskräftig ge- 
mworben, obgelegen haben würde, wenn nicht die 
— Lerplichtung durch dreijährige Abwe—⸗ 
fenheit erlofchen oder für einen anderen Armen 
verband neu entjtanden fein follte ($$ 18 u. 19 
de3 Urmengejeged vom 31. Dec. 1842). 1 in⸗ 
ſichts der in der Ehe lebenden Frauen iſt Der» 
jenige Armenverband feitzuftellen, welcher zur 
—2 für den Ehemann verpflichtet iſt. Wenn 
eine Ehefrau, um ſich —— zu ernähren, 
vor ihrer Verarmung befugter Weiſe, getrennt 
von ihrem Manne, an einem Orte gelebt hat, 
fo ift der etwa nach $ 1 des Armengeſetzes vom 


U. Die von Seiten ber Kreisarmencom«- 
miffion und zunädft von dem Diftrict3- 
commifjarius anzuftellende Prüfung ift 
Dagegen hauptſächlich darauf zu richten: 


1) ob die aufgenommenen Berhandfungen bie 
nad) der Eigenthümlichteit jeden Falles und ben 
oben angebeuteten Beziehungen erforderlichen Er- 
mittelungen vollftändig enthalten u. bie nöthigen 
Beſcheinigungen und Beweismittel beigefügt find. 
— —— ſich dabei Mängel, oder ergibt die 
perjönliche Kenntnißnahme von der Perſon und 
den Verhältnifien des zu Unterftügenden, welcher 
ſich die Diftrictscommijjarien in jedem Falle zu 
unterziehen haben, ohne welche feine Unteritügung 
gerechtfertigt ift, Zweifel gegen die Nichtigkeit 
derjenigen in den Berhandlungen enthaltenen 


31. Dec. 1842 verpflichtete Unterftügungsmwohnfig] Angaben, die auf die Entſcheidung von Einfluß 
derjelben zu ermitteln ($ 17). 9) Inden Fällen|jein würden, fo ift die Ergänzung und Aufflär- 
der $$ 13 und 23 des Wrmengejeges vom 31.fung bei dem Sreislandrathe zu beantragen. — 
Dec. 1842 ift insbejondere zu ermitteln, wann it Hierzu aber feine Veranlajjung, fo ift jorg- 


3 


die Entlaffung der Militärperjonen aus de 
Militärdienfte refp. der Tod derjelben im Dienſte 
—— efunden hat. 10) In Krankheitsfällen iſt 
urch ärztliche Unterſuchung ſofort feſtzuſtellen, 
an welcher Krankheit der Hilfeſuchende leidet, ob 
er durchaus lazarethbedürftig, oder ob die Cur 
außerhalb des Lazareths eben fo gut u. vielleicht 
billiger bewirkt werden kann. 11) Bei Gejellen 
und Dienftboten, ob und bei welchem Meiſter od. 


fältig zu erwägen: 2) ob die aus den vorliegen- 
den Ermittelungen hergeleiteten Folgerungen u. 
die Anträge des Kreislandrathes — 
oder einer Modification bedürftig ſind. Hierbei 
iſt hauptſächlich das Augenmerk darauf zu richten, 
ob die Verpflichtung des Landarmenverbandes 
feititeht, oder auf einen örtlichen Urmenverband 
zurüdzugehen ift; ferner ob u. in welchem Maße 
die Nothwendigkeit einer Unterjtügung anzuer- 


bei welcher Dienftyerrichaft fie zulegt in Urbeit/fennen, in welcher Art, in welchem Betrage und 


geitanden reſp. gedient haben; ob die Erkrankung 
bereitd während des Arbeits- od. Dienjtverhält- 
nifjes ftattgefunden, ob die Entlaſſung aus joldem 


von welchem Zeitpunkte diejelbe zu gewähren i 
— €3 find hierbei insbefondere auch die Fälle 
ins Auge zu faffen, in denen dem $ 35 des Ge- 


mir der Krankheit wegen erfolgt, und mievielljeges v. 31. Dec. 1842 gemäß der Landarmen« 
Beit ſeitdem verjloffen it. 12) Ueberall, wo nadh|verband wegen der Weigerung desjenigen, wel 
Vorſiehenden die Heitverhältniffe von entjdeiden-|cher aus einem privatrechtlichen Verhältniſſe zur 
dem Einfluffe jind, ift darauf zu Halten, daß Verpflegung des Armen verpflichtet ift, die Für« 
nicht die bloße Dauer der Beiträume, fondern|jorge für denfelben übernehmen muß, und dem— 


jeberzeit ihr Anfang und Endpunkt jo bejtimmt 
als möglidy angegeben wird. 13) Hinſichts der 
Nothwendigkeit der Unterftügung ift zu ermitteln, 
ob ber img ran el ege etwa ſelbſt Ber- 
mögen3objecte bejitst oder zu erwarten hat; ferner, 
ob der Arme nach dem über feine Erwerbsfähig: 
feit zu ertrahirenden Attejte eines competenten 
Arztes zu allen Arbeiten unfähig ift, od. melde 
Art berfelben er noch zu leiften vermag. Zugleich 
ift im legteren alle die bisherige Ernährungs- 
mweije des Urmen und der erweislihe Grund der 
Vermögenstofigfeit und Erwerbsunfähigkeit zu 
erforſchen. 14) Hinſichts der Höhe und Urt der 
Unterjtüßung hat der Kreislandrath den ihm 
erforderlich ericheinenden Betrag beſtimmt vorzus 
ichlagen und zu begründen, aud) zu erörtern, ob 
Gründe vorhanden find, von dem den Land— 
armenverbänden nah $ 15 des Armengeſetzes 
vom 31. December 1842 zuftehenden Redjte Ge— 
brauch zu machen, d, h. den Urmen demjenigen 
örtlichen Armenverbande, in deſſen Bezirk der- 
ſelbe ſich befindet, zur Verpflegung zu liber« 
weifen, oder nah $ 16 ibid. den Landarmen 
im Landarmenhauſe zu Tapiau unterzubringen, 


nädjft in Erwägung zu ziehen, ob die dem Lands 
armenverbande vorbehaltene Berfolgung eines 
derartigen Unipruches im prozeflualiichen Wege 
oder nach Artikel 6, 13—15 des Urmen-Ergänze 
ungsgeſetzes v. 21. Mai 1855 Ausfiht auf Er- 
folg veripridt. 

Beſchlüſſe der Kreisarmencommiffton.) $ 10. 
Nac dem Reſultate dieſer Erörterungen, wor— 
über der betreffende Diftrictscommiffarius, falls 
er in der Sitzung anweſend ift, event. der Kireidr 
fandrath den Vortrag hält, gibt die Kreisarmen« 
commiſſion ihre bejtimmte Erflärung über die 
im $ 9 Nr. 2 bezeichneten Tragen nad) der 
einfachen Stimmenmehrheit ab. Der Beichluß 
wird niedergefchrieben u. mit den Berhandinngen 
dem Kreislandrathe zur weiteren Beranlaffung 
zurüdgegeben. 

[Controle über die Verwendung der bemilligten 
Unterftügungen.] $ 11. Außer diefen auf Be- 
willigung von Unterjtügungen bezüglidhen Ob— 
fiegenheiten haben die Kreisarmencommijlionen 
auch die Verwendung der gewährten Unterſtütz- 
ungen zu übernehmen, u. die Diftrictscommiljarien 
zu diefem Zwecke die in ihrem Bezirke befind- 


Im erjteren Falle ift zugleich der Betrag der'lichen Landarmen fortdauernd im Auge zu be- 


Brotefend, Polizeisterifon. 
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halten und gelegentlih von ihren Berhältniffen mit dem Landarmenmejen in Verbindung ftehen- 
und ihrer Lebensweiſe Kenntniß zu nehmen, ſo⸗ den Unftalten. Dieſe find zur Zeit: a. bie 
wie der Kreidarmencommilfton am Schlufje jedes Irrenanſtalt zu Schweg, b. die Taubftummen- 
Jahres hierüber Bericht zu erftatten. — Solltenjanftalt zu Marienburg, in Betreff deren ®er- 
ievbei Mifbräude wahrgenommen werden und waltung bejondere Reglements bejtehen, c. bie 
de namentlich die Fortdauer der Unterftügung) Beflerungsanftalt zu Graudenz u. d. das Land- 
ganz oder theilweije nicht mehr als nothwendig|frantenhaus zu Schweg, welches mit der dortigen 
erweifen, fo iit dem Kreislandrathe zur weiteren] Jrrenanftalt in Betreff der Direction, Adminiftra- 
Beranlafjung davon ſofort Mittheilung zu machen. |tion und Deconomie verbunden iſt und nad 
Insbeſondere haben fich die Diftrietdcommifjarien einem befonderen Regulativ verwaltet wird; 
auch angelegen fein zu lafjen, für die dem Land- 3) zur Gewährung von Hebammen-Unterftüg- 
armenfonds anheimgefallenen Sinder geeignete Jungen; 4) zur Zahlung von jährlih 8377 M 
Pfleger zu m... darüber v —— 35 P an ben Provinzial⸗Invalidenfonds. 
daß die legteren den übernommenen Pflichten in 
geiftiger und leiblicher Hinficht gewiſſenhaft ger IM. —— 
nügen, ihnen den Schul und Religionsunterricht 
angedeihen laſſen, und fie überhaupt auf eine] [1. Die Veflerungsanftalt in Graudenz.] $ 8 
Weiſe erziehen, damit fie im vorgerüdten Alter] In die Beſſerungsanſtalt zu Graudenz, deren 
im Stande find, ſich auf eine ehrliche Art jelbft/innere Hausordnung nah dem Reglement diejer 
zu ernähren und nicht auf die Dauer dem Land» Anſtalt gehandhabt wird, find aufzunehmen?): 
armenverbande zur Laſt fallen. 1) Zandjtreicher, Bettler und fonftige Perjonen, 
[Nachweis der vorhandenen Landarmen durch (gegen welche nad) verbüßter Strafe auf Grumd 
den Kreislandrath.] $ 12. Um die Diftrictd-|des $ 120 des Strafgeſetzbuches von der Landes- 
commifjarien und die Kreisarmencommiſſion in|polizeibehörde Einſperrung in ein Arbeitshans 
den Stand zu jegen, diefer wichtigen Aufgabeffeftgejept ift; 2) Weibsperfonen, welche wegen 
($ 11) zu genügen, follen ihnen namentlihe Nadj- | gewerbömäßig betriebener Unzucht gerichtlich bes 
meifungen der in jedem Bezirke vorhandenen |jtraft find und gegen die außerdem Einjperrung 
Landarmen, der ihnen gewährten Unterjftügungenlin ein Arbeitshaus nad; Beendigung der Ge 
und der Pilege-Eltern der untergebrachten Kinder |fängnißftrafe auf Grund des $ 146 des Gtrafr 
jeitend der Kreislandräthe mitgetheilt werden. geſetzbuchs erkannt ift; 3) jugendliche Verbrecher, 
[Berfahren bei Procefien.] $ 13. Bei Pro-/welde nad) $ 42 des Strafgejegbuches wegen 
cefjen, über deren Anftrengung der Kreistag zu| Mangels an Unterfcheidungsvermögen zwar frei« 
enticheiden hat, vertritt die Kreisarmencommiffion|gefprochen, jedoch nach der Beitimmung des 
den Yandarmenverband bed Kreiſes. ‚  [Strafurteld in eine Befferungsanftalt unterzu⸗ 
[Zandarmenpflege hinfichts ber eurbedürftigen|bringen find; 4) Perjonen, gegen welche nach 
Kranken.) 8 14. Hinſichts der Eur franker Land⸗Artikel 11 bis 14 des Geſetzes vom 21. Mai 
armen bleibt es der Beſchlußnahme des Kreid-|1855 die Unterbringung in eine Wrbeitanftalt 
tages vorbehalten, in welder Weife dieſelbe aus- angeordnet ift: 5) ungerathene oder verwahrlofte 
zuführen iſt. ne Ba gr unter —— 
II. Reglement über die Einrichtung des alt, nad) eriheilter Genehmigung des Bor- 
Sanbarmen. nub Corrigendenwefens in 53 vr ir er er ri 
Weſtpreußen, v. 11. Gept. BER Es foll dahin gewirkt werden, daß durch Ein 
Wir Wilhelm ꝛc. verordnen über die Einriht- [richtung von Commmmnal-Lazarethen die Aufheb- 
ung und Verwaltung des Weftpreußifchen Land» Jung des Landkranfenhaufes angebahnt werde. 
armen« und Corrigendenwejend, nad) Anhörung (Bis dahin werden in die Anftalt vorzugsweiſe 
bed Provinziallandtages, unter Aufhebung des ſſolche hroniiche Kranke, welche an Efelerregen- 
Landarmen-Reglements vom 31. Dec. 1804, auf|den oder anjtedenden Krankheiten leiden, aufge» 
Grund des $ 37 des Geſetzes über die Berpflidt- nommen, andere Kranfe nur nad) Maßgabe des 
ung zur Armenpflege vom 31. Dec. 1842, was|dann noch verbleibenden Raumes und auch nur 
folgt: dann, wenn fie ſchwer heilbar find und in ihrem 
I. Umfang des Verbandes. a u — Ran * — Er 
81. Der Weftpreußiiche Landarmenverband ea ; — —— ihren Un ojern Die Kranlen 
n ° : h gehörigen zu unter« 
ih die Negierungsbezirke Marienwerder und halten find (Privatkranke), erfolgt ihre Aufnahme 
ölg. gegen den von der Landarmen-Direction zu be 
$ 2. Er hat die Verpflichtung: 1) zur Fürforge| [3. Die Hebammen-Unterftügungen.) $5. Die 
für die Landarmen nad $$ 9, 12, 13, 15, 23,|Hebammen«Unterftügungen werden bebürftigen 
24 u, 30 des Armengejepes vom 31. December/und — worauf ed hauptjählid antommt — 
1842 und Artikel 2 des Gefeges vom 21. Mai durch Eifer, Gejchicdlichkeit und fittlichen Lebens— 
1855, ſowie zur Gewährung von Beihilfen für wandel würdigen Landhebammen, auch, ſoweit 
unvermögende Gemeinden nad $ 14 des erſtge- es ohne Beeinträchtigung derſelben geſchehen 
gedachten Geſetzes); 2) zur Unterhaltung der 


z I) S. unter Armenpolizei Geleg vom 8. März den PH S. die Noten zu $ 3 des vorftehenden Reglements für 
S 26 fi. ſipreußen. 
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tann, folhen Hebammen in ben Städten ge«vechtigt, zur Dedung der Unterhaltungsfoften der 
mährt ($ 19). in der Anftalt verjtorbenen Hänslinge den et- 

[4. Der Brovinzial-Fnvalidenfonds.] 86. Der waigen Ueberverdienit berjelben und die mitge- 
— — wird aus dem im — baaren Gelder und ſonſtigen, von den 
$ 2 Nr. 4 ler Beitrage von 8377 M|Beamten der Anstalt gewiffenhaft zu tarirenden 
35 P, ald den Binjen der früher zum Bau und |Effecten, ohne Verpflichtung zur Eintaffimg auf 
gur Errichtung der Beilerungsanftalt zu Grau⸗ die gerichtlihe Nahlafregulirung, eigenthümlich 
enz aus der Staatölaffe hergegebenen Koften |zurüdzubehalten u. nur den nad) erfolgter Dedung 
u. den Zinſen a Sn Eapitalien gebildet. |diejfer Koſten verbleibenden Ueberreſt an die den 
— Die jährlihe Einnahme defjelben wird auf Nachlaß regulirende Behörde oder die legitimirten 
die Negierungsbezirle Danzig u. Marienwerder| Erben auszuliefern, denen auf Verlangen deshalb, 
nach der von ſechs zu ſechs Jahren zu ermitteln-|der erforderliche Nachweis gegeben werben fol. 
den Zahl der in jedem der beiden Bezirke woh-|$ 11. Die Koftenzufäge fir Verpflegung, Ber 
nenden unterjtügungsbedürftigen Invaliden ver fleidung und ärztlihe Bebürfniffe der in bie 
theilt. — Die betreffenden Antheile werden zur|Befferungsanftalt aufgenommenen, im $ 3 ad 2 


Landarmenweſen. 


Verabreichung von Gnadengehältern an verdiente 
und erwerbsunfähige entlaſſene Militärperſonen, 
welche aus Weſtpreußen gebürtig find u. inner⸗ 
I der betreffenden beiden Regierungsbezirke 
ich aufhalten, nad) Maßgabe der darüber beite- 
henden Beitimmungen verwendet ($ 20). — Wird 
ein Gnadengehaltsenpfänger der Befferungsanftalt 
überwiefen, jo fällt das Gnadengehalt während 
der Dauer der Detention diejer Anftalt zu. — 
Rüdfichtlih des Verluſtes des Gnadengehalte 
wegen anderer Bergehen reip. Verbrechen ver- 
bleibt es bei den hinfichtlich des Berluftes der 
aus Staatsfonds gewährten Militär-Önadenge- 
hälter beftehenden Beſtimmungen. 


Iv. Mittel zur Erreihung obiger 
Bwede. 


8 7. Zur Erreihung der im Abſchnitt II 
und III angegebenen Zwede und zur Bejtreitung 
der Koften der Verwaltung ift ein Landarmen- 
fonds gebildet, dejjen Einnahme vorzugsweiſe 
in Provinzialbeträgen beftehen (Abſchnitt V). 
$ 8. Aus demjelben werden aud) die Unterhalt- 
ungstoften der Beflerungsanftalt in Graudenz 
beitritten, foweit fie nicht aus deren eigenthüm- 
lichen Einnahmen ($ 9) gedeft werden. — Die 
Gehälter der gemeinſchäftlichen Beamten der 
Graudenzer Straf- und Beflerungsanftalt, ihre 
Benfionen und Miethsentſchädigungen fallen dem 
Weitpreußifchen Landarmenverbande in dem Ber: 
hältniß zur vi wie ſolches vertragsmäßig feſt⸗ 
geiegt ift. $ 9. Die eigentHümlichen Einnahmen 
der Bejlerungsanftalt beftehen in folgenden Zi» 
teln; 1) in dem Urbeitöverdienfte der Detinirten; 
2) in den Einnahmen aus den Nutungen ihrer 
Grundftüde und anderer Vermögensobjecte, ſowie 
in fonjtigen Zuwendungen; 3) in ben Beträgen, 
welche für den Unterhalt ber Häuslinge aus 
deren eigenem Eintommen und Vermögen einge 
zogen werden fünnen, ober von anderen Ber- 
pflichteten gezahlt werden; 4) in den Berpfleg- 
ungögeldern, welche a. für die nad) Artikel 11 
bis 14 des Geſetzes v. 21. Mai 1855 detinirten 
— — ($ 3 Nr. 4) u. für die verwahrloften 

inder ($ 3 Nr. 5) von den Gemeinden, b. für 
die Weibsperjonen ($ 8 Nr. 2) und für die 
jugendlichen Berbredier ($ 3 Nr. 3) von der 
Staatskaſſe zu entrichten find. $ 10. In Be- 
ziehung auf den Nachlaß der in der Beſſerungs— 
anitalt verjtorbenen Detinirten hat dieſelbe * 
Erbrecht. Der Landarmenverband ift jedoch be» 


bis 5 aufgeführten Perjonen werben durch den 
Provinziallandtag unter Zuftimmung des Ober« 
präfidenten feftgejegt. — Vorerſt und jo lange 
feine andere Feitiegung erfolgt, werben diele 
Koften auf folgende Beträge normirt: 1) für 
unzüchtige Weibsperfonen u. für jugendliche Ber» 
brecher ($ 3 Nr. 2 u. 3) die Gelbjtfoften. 2) für 
Arbeitsſcheue und dergleichen ($ 3 Nr. 4) und 
für verwahrlofte Kinder ($ 3 Nr. 5) 20 P pro 
Tag. . Die Koften für den Transport ber 
Detinirten, ſowie für die Beerdigung der ver⸗ 
itorbenen Häuslinge werden von denjenigen ent⸗ 
richtet, welchen die Zahlung der Berpflegungd- 
fojten obliegt. $ 18. Für die im$3 Nr 1 
bezeichneten Landſtreicher, Bettler ac. fallen die 
Berpflegungd-, Trandport- und Begräbnißloſten 
dem Zandarmenverbande zur Laft. — Un Trans— 
portfoften werben, foweit nicht der Transport 
nad) Mafigabe der DOberpräjidial » Inftruction 
vom 6, Dct. 1863 und deren etwaigen Ergänz- 
ungen reſp. Übänderungen mittel Eiſenbahn 
itattfindet, bis auf Weiteres vergütigt: 1) für 
Verpflegung ber Transportaten pro Tag 25 P; 
2) für jeden erforderlichen Transportbegleiter 
pro Mann und Meile 50 P; 3) für ein eins 
ipänniges Fuhrwerk pro Meile ı M ı2 P und 
in Ermangelung eines foldhen Fuhrwerkes für 
ein zweilpänniges Fuhrwerk pro Pferd u. Meile 
75P. $14. Ein Jeder, welcher in der Anjtalt 
detinirt wird, ift nad feinen Kräften zur Arbeit 
verpflichtet umdb muß den Verbienft aus derjelben 
weg Dedung der Koften feiner Berpflegung 
und Detention ber Anſtalt überlajjen. 


V. Landarmen-, Irrenhaus- und 
Hebammen-Unterftüßungs-Beiträge. 


8 15. Die am Schluffe des $ 7 erwähnten 
Provinzial» Beiträge werden jährlih, ald Land» 
armen», Jrrenhaus» und Hebammen »Unterjtüg- 
ungs-Beiträge, zufammen von den Bewohnern 
der Negierungsbezirte Danzig u, Marienmwerder 
eingezogen. $ 16. Die Vertheilung und Erheb- 
ung der im $ 15 erwähnten Beiträge erfolgt auf 
Grund eines vom Ober» Präjidenten bejtätigten 
Beichlufies des Provinzial-Landtages u. bleiben 
bis zu einer hiernach erfolgten Abänderung die 
bejtehenden Bejtimmungen in Kraft, wonach die 
Beiträge nad) dem Maßſtabe der Klaijen- u. claffi- 
ficirten Einfommenjtener aujgebradt werden. — 


Was insbejondere die Hebamntensinterjtügunge«- 


»oiträge betrifjt, jo find dem jedesmaligen Bros 
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vinzial» Landtage die von den Regierungen zu zwifchen dem Landarmen » Verbande einerjeits 


Danzig und Marienwerber motivirt aufge ellten 
Gutachten über die Höhe ber in ihren Bezirken 
zu ben Unterjftüsungen erforderlichen Summen, 
mit der Weußerung ber Weſtpreußiſchen Land» 
armen-Direction ($ 17) verjehen, durch den Ober- 
san ur Beihlußgnahme über den auf ben 

andarmen⸗Fonds für jeden der beiden Regier- 
ungsbezirke anzumweijenden Hebammen-Unterjtüßs 
ungsfonds vorzulegen. 


VI. Innere Organijation des Land» 
armen-Berbande3. 


17. Dem Weftpreußifchen Landarmen »Ber- 
bande wird fortan die jelbjtändige Verwaltung 
de3 Landarmenweſens unter Eontrole und Ober- 
aufjicht der Staatsbehörden —— — Dieſe 
Verwaltung wird von der bisherigen Weſtpreuß. 
Landarmen-Commiſſion unter der Bezeichnung: 
„Zandarmen-Direction für Weftpreußen“ geführt. 
& 18. So lange jedoch die Verwaltung der Befjer- 
ung3anftalt zu Graudenz mit der dortigen Straf: 
anjtalt verbunden ift, gebührt diejelbe dem Ober» 
Präjidenten, von welchem fie zur Zeit der Re— 

ierung zu Marienwerder übertragen worden ift. 
Der Landarmen-Direction fteht hierbei diejelbe 
Mitwirkung zu, welche die Wejtpreußifche Land- 


armen-Commijjion nad) der bisherigen Berfafjung]| find jedoch auf dem verfafiungsmä 


und einzelnen in deſſen Bereich gelegenen Ortd- 
Armenverbänden anderfeit3; 4) die Zuftänbi 
keiten der Regierungen zur Ausübung der Dien 
disciplin über die Unterbehörden auch innerhalb 
des durch dieſes Reglement berührten Berwalt- 
ungögebieted und zum Erlaß hierauf beruhenber 
allgemeiner Anorbnungen. 

ÖBrovingiaflandtag.)} 8 22. Bei der Ber- 
waltung des Landarmenfond3 und der aus dem- 
felben zu unterhaltenden Brovinzialanftalten ift 
die Landarmen » Direction zunächit dem Propin- 
ziallandtage untergeordnet. Derjelbe hat dem» 
gemäß insbefondere die von der Yandarmen-Di- 
rection entworfenen Einnahme» u. Ausgabe ⸗ Etats 
feitzuftellen, die von berfelben mit einer General. 
nachweiſung über bie Refultate der Verwaltung 
in dem abgelaufenen Fahre borzulegenden Jahres- 
rechnungen zu dechargiren, die jährlichen Beiträge 
und beren Aufbringungdart ($$ 15 und 16) feit- 
ujegen, die Verpflegungs- und Transporikoſten 
SS 11 und 13) zu normiren, die Mitglieber ber 

rmen-Direction ($ 26) zu wählen umd über bie 
Verwendung der Fonda im — od. ũber 
die Veränderung der aus denſelben zu unterhal · 
tenden Anſtalten ($ 2) zu beſchließen. Die hier⸗ 
über gefaßten Beſchlüſſe des Provinziallandtags 

—* Wege 


und insbeſondere nach dem angeſchloſſenen Re-zur ftaatlihen Beſtätigung einzureichen, 


gun vom 17. Oct. 1826 gehabt hat. $ 19. 


$ 23. [Oberaufficht des Staates] In allen 


ud die Verwendung des Hebammen-Unterftüg-fim $ 22 nicht erwähnten Beziehungen ift die 


— 
anzig u. 
gabe, —* 


6 16) verbleibt den Regierungen zu Landarmen⸗Direction der Oberaufſicht und Eon- 
arienwerder, jedoch mit der Maß⸗trole des Ober-Präſidenten der Provinz unter- 
fie bei allen fortlaufenden Unterſtütz- worfen, welcher auch vorlommende Beſchwerden 


ungen der Hebammen nicht nur die Gutachten entſcheidet. In weiterer Inſtanz geht die Ent- 
der Kreid-Landräthe und Phyſiker, ſondern auch ſcheidung an den Minifter des Innern. 


der Kreid-Armencommiffion ($ 33) einzuholen 
haben. — Die Rechnungen bdiefer u. find, 
mit den Revilionöbemerfungen der Landarmen— 
Direction verjehen, dem jedesmaligen Provinzial« 
fandtage zur Revifion und Ertheilung der De- 
charge unter Vorbehalt ber ri bed 
Ober-Präfidenten einzureichen. 820. Nicht min» 
der verbleibt der Regierung zu Marienmwerder 
die Verwaltung ded Provinzial» Invalidenfonds 
u. ihr fowie der Regierung zu Danzig die jelb- 
ftändige Verwendung ihrer Antheile ($ 6). $ 21. 
Nicht berührt wird ferner durch die Uebertrag- 
ung ber im $ 17 erwähnten Functionen an die 
Zandarmen-Direction: 1) die Befugniß der Ver— 
waltungsbehörden zum Erlaß ber im Art. 6 u. 
rt. 11 bis 15 des Gefees vom 21. Mai 1855 
gedachten Reſolute; 2) die Befugniß der Regier- 
ungen zur Entſcheidung darüber, ob in Fällen 
der $$ 117 bis 119 des Strafgejebuchs der Ver» 
urtheilte nach ausgeftandener Strafe in ein Ar— 
beits haus 
lange die in einem ſolchen Falle oder eine auf 
Grund ber $$ 42 und 146 des Strafgeſetzbuchs 
verhängte Befjerungshaft dauern, ingleidyen ob 
gegen einen verurtheilten Ausländer auf Grund 
des $ 120 a. a. D. mit Landedverweilung ver« 
fahren werben fol; 3) die Competenz der Re 


24. [Commiffarius des Staates.] Zur un. 
mittelbaren Ausübung ber ee u. Eon- 
trole ded Staates ernennt der Ober» Präfident 
ber Provinz einen königl. Commiſſarius, der an 
den Berathungen der Landarmen-Direction theil- 
nehmen kann, Tg feine Mitverwaltung, fon« 
bern ohne pofitive Einwirkung nur die Controle 
über bie Gejegmäßigfeit bed Verfahrens, insbe 
jondere zur Wahrnehmung bes ya er 
Intereſſes, ausübt. Diefer königl. Commifja 
hat zwar bei den VBerathungen der Landarmen- 
Direction feine Stimme; findet derſelbe indeffen 
Bedenken bei den Beſchlüſſen berfelben und ift 
eine Einigung nicht zu erreichen, jo muß deshalb 
an den Ober» Präfidenten zur Enticheidung be» 
richtet werden; einftweilen darf aber die Yand- 
armen » Direction nichts gegen den Widerjpruch 
des Erfteren verfügen, vielmehr hat fie in eiligen 
Hüllen ihre Mafregeln jo zu nehmen, daß dem- 
jelben und der deshalb zu erwartenden höheren 


gebracht werden ($ 120 1c) und wie Entſcheidung nicht vorgegriffen werde. Alle Be» 


richte der Landarmen » Direction an den Ober« 
Präfidenten der Provinz gehen durch die Hände 
dieſes Commiſſarius zur Kenntnißnahme u. et- 
waigen Hinzufügung dieſes Gutachtens; desglei- 
chen gehen alle Verfügungen des Ober-Präfiden- 
ten an die Landarmen« Direction bei demſelben 


gierungen zur Entjcheidung von Streitigkeiten im|zur Kenntnißnahme durch. 


Sinne der $$ 33 und 34 des Armengejepes vom 


31. Dec. 1842 (einfchließli der Streitigkeiten |> 


rt find die Beitimmungen der Brovinzialordn vom 
. „juni 1875 maßgebend. & — * 
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826. [Bandarmen-Direction.] Die Landarmen- Die Jahresrechnungen werden von der Direction 
Direction hat ihren Sig in Graudenz u. ift aus revidirt u. zur Vermittelung ber Decharge Sei- 
5 Mitgliedern zufammengefeht, von denen 3 dem tens des Provinziallandtaged dem Ober Präfi- 
Marienwerber und 2 dem Danziger Regierungd-|denten eingereicht. 8 28. Die Landarmen-Di- 
bezirfe angehören, für welche außerdem 3 GStell-|rection verfammelt jich in jedem Jahre minde- 
vertreter, und zwar 2 aud dem Marienwerber|ftend 2 Mal an dem von ihrem Vorſitzenden zu 
und einer aus dem Danziger Regierungdbezirke, |beftimmenden Orte. — Borher hat fie dem Ober« 
für etwaige Behinderungsfälle erwählt werben. |Präfidenten u. dem Commiſſarius unter Angabe 
Diejelbe wählt aus ihrer Mitte ihren Vorſitzen-⸗ der Verathungsgegenftände Anzeige zu machen, 
den und deſſen Stellvertreter und repräjentirt|dem Erfteren aud) von ben Conferenzproto- 


Landarmenwefen. 


den Bandarmen- Verband in allen äußeren Ber- kollen Abſchrift einzureichen. 
Itmiffen, insbejondere bei —— Proceſſen, erhalten die Mitglieder der 


ufen, Berfäufen und fonftigen 
ben Geſchäften N : 


franfenhaujes zu Schwetz, fowie der Taubftums- 
menanftalt zu Marienburg, nad) Maßgabe der 
befonderen Beitimmungen über die Provinzial» 
Inftitute; b) die Aufficht über bie Aminittre- 
tion der Fonds dieſer Inſtitute, ſowie über das 
Kafjen- u. Rechnungsweſen des gefammten Land- 
armen-Fonds, welden fie in allen feinen Theilen 
jelbjtändig verwaltet ($ 17); c) die in den $$ 16, 
18 und 19 erwähnten Yunctionen in Betreff der 
Hebammen-Unterftügungsfonds und ber Befler- 
ungsanftalt zu Graudenz; d) die Aufficht über 
bie — te Dienfttüprung u. den fittlichen 
Wandel der Beamten und des Dienſtperſonals 
aller aus dem Landarmenfonds unterhaltenen 
Anftalten, nah Inhalt der denjelben ertheilten 
Dienftanweifungen und nah Maßgabe der be- 
jonderen Beltimmungen über die Verwaltung 
jener Unftalten; e) die Feſtſetzung u. Anweilung 
aller aus biefem Fonds zu bemwilligenden fort 
laufenden u, ertra-ordinären Unterjtügungen, zu 
erftattenden Eur= u. Berpilegungstojten, zu ger 
mwährenden Beihilfen an arme Communen und 
der zur Unterhaltung der verjchiedenen PBrovits 
zialanftalten zu zahlenden Zuſchüſſe; f) die Eon- 
trole aller dem Landarmenfonds unb ben ad a 
edachten Anftalten zuftehenden Einnahmen. — 
& ihren Verſammlungen erfolgen die Beichlüffe 
nad collegialiicher VBerathung durch Stimmen» 
34 Bei Stimmengleichheit gibt der Vor⸗ 
nde den Ausſchlag. Um einen giltigen Be 

Ih luß zu fafjen, müfjen mindeftend 3 Mitglieder 
er Direction oder deren Stellvertreter anweſend 
fein. $26. Die Wahl der Mitglieder der Land» 
armen-Direction und (por: Stellvertreter wird 
durd den Provinziallandtag vollzogen u. unter» 
liegt der Iandeöherrlihen Beftätigung. Sie er- 
folgt auf 6 Jahre. Die Ausiceidenden können 
wiedergewählt werden. & 27. Innerhalb der 
Grenzen der Totaljumme des vom Provinzial» 
landtage feitgeftellten Verwaltungs⸗Etats ift die 
Landarmen-Direction und innerhalb jedes Etat3- 
titeld de3 Special» Etat3 der verfchiedenen Pro- 
pinzialanftalten der betreffende Anftaltsdirigent, 
jedoch mit Beachtung der dabei gefaßten Be- 
parafıe ber Landarmen » Direction, zu verfügen 
erechtigt. Zur Ueberfchreitung einzelner Etats» 


titel hat der Anftaltsdirigent die Genehmigung|($ 33) zum Gutachten vorgelegt merben, 


$ 99. Bei Reifen 
Jandarmen - Direc» 


erträgen. Zujtion die den Abgeordneten des Provinzialland- 
er Landarmen-Direction gehört tages zuftehenden Tagegelder und Reiſekoſten. — 
außerdem: a) bie Beaufſichtigung und Leitung |Die Auslagen 
der Verwaltung der Srrenanftalt und des Land» |denzen und fonjtige Unkoften fin 


r bie der Correfpon« 
aus dem Land⸗ 
armenfonds zu erftatten. 

8 30. —— Commiſſarius.] Sämmtliche 
der Landarmen⸗Direction obliegenden Geſchäfte, 
namentlich auch die Aufſicht über die im $2 er— 
wähnten Anftalten — mit Ausnahme ber Beffers 
ungsanftalt in Graudenz — bejorgt, wenn bie 
Landarmen » Direction nicht beifammen ift, ein 
von ihr im der Megel aus ihrer Mitte auf 6 
—— erwählter ftändiger Cominiſſarius als ihr 

rgan. Sie iſt berechtigt, auch einen anderen 
angejehenen und geſchäftskundigen Bewohner des 
Landarmen-VBerbandes zu erwählen, doch bebarf 
diefe Wahl der landesherrlichen Beftätigung. — 
Für den Fall, daß der ftändige Kommifjarius 
nicht Mitglied der Direction ijt, hat er zwar 
dad Recht, an den Eigungen derjelben theilzu- 
nehmen, ein Stimmredt fteht diefem jedo Me 
zu. — Als Organ der Landarmen-Direction i 
der ftändige Commiſſarius verpflichtet, neben der 
allgemeinen Beauffichtigung derjenigen von ben 
oben erwähnten Anjtalten, für welche fein be— 
jonderer ftändiger Commiffarius ernannt ift, auch 
die ihm in Bezug auf biefelben von der Land» 
armen»Direction zu ertheilenden fpeciellen Auf 
träge auszurichten, ſowie alle Anträge, mel 
auf fortlaufende oder ertra- ordinäre Unterftüß« 
ungen au3 dem mejtpreußifchen Landarmenfonds 
oder auf Erftattung von anderen Armenverbäns« 
den vorgejchofjener Unterftügungen, Eur- und 
Berpflegungsfoften abzielen, zu prüfen u. event. 
auf die Kajje anzumeijen. R 31. Fortlaufende 
Unterftägungen, Kinder-Erziehungsgelder, ſowie 
Beihilfen an arme Communen nad) $ 14 des 
Armengejeged vom 31. Dec. 1842 kann derjelbe 
nur, nahdem bie Landarmen-Direction ſich Hier 
mit einverftanden erflärt Hat, bewilligen, u. hat 
er zu dieſem Behufe die desfalljigen Anträge 
volfändig vorzubereiten, zu jammeln und ber 
Direction rechtzeitig zuguftellen. $ 32. Um die 
Landarmen- Direction in den Stand zu jeßen, 
ihre Erflärungen ficherer abzugeben, dot jeder 
Antrag auf fortlaufende Unterjtügung, Kinder- 
erziehungsgelder oder auf eine den armen Com⸗ 
munen zu gewährende Beihilfe aus dem Land⸗ 
armenfonds mit den darauf besügtichen Berhand« 
lungen der betreffenden Kreis- Armencommilfton 


In 


elorgung 


der Landarmen-Direction einzuholen. — Ueber» |den Städten Danzig, Elbing und Thorn wird 


fchreitungen der Totalſumme find beim Provin-|da8 desfalfige Gutachten von den 


agiftraten 


ziaflandtage zur Genehmigung vorzulegen. —labgegeben. $ 33. Für die Bildung und Ge» 
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fchäftsführung diefer Kreis-Armencommilfionen nach dem Negulativ vom 17. Oct, 1826 biöher 
S 32) ift die anliegende Anweiſung maßgebend. beftanbenen Landarmencommilfion inGemeinichaft 
bänderungen- derjelben find auf den Untrag der mit ber Danziger Hilfscommiſſion jo Tange aus 
Randarmen-Direction von dem Provinzialland-|zuüben, bis in ber nad erfolgter Bektätigung 
tage unter Genehmigung des DOber- Präfidenten |de3 Reglements ftattfindenden Berjammlung des 
feitzuftellen. $ 34. Außerordentliche Unterſtütz Provinziallandtages die Wahl der Directiond- 
ungen aus dem Landarmenfond3 zu bemwilligen | mitglieder vollzogen ift. 
md die von anderen Armenverbänden vorge-|Anweifung zur Bildung und Geſchäfts— 
ſchoſſenen Eur« u. Berpflegungstoften für Land» führung der Kreis-Armencommifjionen 
er: ori a bella ii ab iſt in Weſtpreußen.) 
ftändige Commiſſarius befugt, iſt aber verpflichtet, 1. wig . 
der Sandarmen-Direction bei ihrem jedeömaligen 6 end anbrüfbtichen Sreife Deb 
Zujommentritte eine |pecielle *7 dere Weſtpreußiſchen Landarmenverbandes eine Kreide 
jelben mit den Acten vorzulegen. $ 5. Auch Armencommiffion gebildet. 
hat er der Landarmen-Direction über alle außer- (Functionen der Kreis-Armencommifftont.) 9, 
orbentlichen Vorfälle, über etwaige Verbeſſerungs Ipi. Functionen der Kreis-Armencommiifton find 
vorſchlage u. über das Ergebniß ber aus ei = folgende: a) die ihnen von dem fünigl. Land- 
Veranlaſſung oder auf Anordnung ber 3 ra hsamtern vorzulegenden Anträge auf Bewillig- 
armen-Direction von ihm vorzunehmenden Der] ng von fortlaufenden Unterftügungen u. Kinder» 
vijion der verſchiedenen Anftalten rejp. deren rzichungsgeldern aus dem Landarmenfonds zu 
Kaſſen zu berichten u. deren Beitimmungen Kt prüfen und zu begutachten; b) die Entjcheibung 
—— $ 36. Die Kaffe des Landarmen-Ber-Iy., Sandarmen-Direction über die nad) $ 14 deẽ 
anbes, welde ſich in Graudenz befindet, MUB, Igrrmengejepes vom 31. December 1842 unver» 
fo Tange fie von dem Rendanten der dortigen nögenden Gemeinden zur Verpflegung ihrer Ar- 
Strafanftalt verwaltet und vom Director det nen aus bem Sanbarı enfonbs ihres Kreifes zu 
jelben alle Monate vevidirt wird, von dem ſtan⸗ emährende Beihilfe gutachtlich vorzubereiten; 
digen Commifjarius wenigſtens einmal in jedem ©) die gutachtliche Wenherung über bie Gewähr. 
Jahre außerordentlich revibirt werden. — Bulung von fortlaufenden Hebammen-Unterftügungen 
dem Depofitorium, welches mit 3 verſchiedenen nad) $ 19 de Sandarmen»Reglements, 
Schlöffern verjehen fein muß, wird der eine Bufammenfegung der Kreis-Armencommiffion, 
Schlüfjel von dem ftändigen Commifjarius, der ipiiricts.Commiffarien,) & 3. Die Kreis-Armen- 
zweite von dem Unftaltödirector und ber dritte commiffionen beitehen unter dem orfige des 
von dem Rendanten geführt. an —* ——— Kreis⸗Landrathes aus 4 vom Kreistage gewähl« 
Eommifjar erhält „- en n —* ne: ib ten Mitgliedern. — Außer diefen Mitgliedern 
ſchaffung des ig und | —— * "wählt der Kreistag eine dem Umfange des Kreis 
materialien, zur Annahme und Beroldung DER ſes angemeffene Zahl von Diftrictecommifjarien 
eig rg ga en ee u; deren jedem ein in der Nähe feines Wohnoried 
e von 6 zu ahren fejtzufegende, in mo- h - 
— — praenumerando zu zahlende Ent⸗ belegener Bezirk zugeteilt wird. Bei Ab 
ſchadigung aus dem Landarmenfonds. — Die 
Koften der etwa nothwendig werdenden Rechtd- 
beihilfe wie der Calculaturarbeiten und die Rei- 
* des ſtändigen Commiſſarius werden, u. zwar 
ie letzteren nad) $ 29, beſonders vergütigt. 


vo. Schlußbeſtimmungen. 


$ 38. Die Landarmen-Direction hat alljähr- 
ih nad dem Rechnungsabſchluſſe die Reſultate 
der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmen- 
pflege und das Eorrigendenmwejen in einer ſum— 
mariſchen Nachweiſung durd die Umtsblätter der 
Regierungen zu Marienwerder und Danzig zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. & 89. Die 
töniglichen und Ortsbehörben haben den Requi- 
fittonen der Landarmen-Direction und deren Or— 
gane gebührende Folge zu geben. F 40. Der 

ndarmen-PDirection gebührt die Portofreiheit 
in dem burch das Portofreiheit3-Regulativ vom 
8. Febr. 1862 unter Nr. 25 des Verzeichniſſes 
zu Äbſchnitt III beftimmten Umfange. — Eine 
weitere Portofreigeit fteht der Landarmen-Direc- 
tion nicht zu. $ 4. Das gegenwärtige Regle- 
ment tritt mit dem 1. Jan, 1868 in Kraft. 

Tranſitoriſche Beſtimmungen.]) $ 42. Die in 
dem vorftehenden Reglement bezeichneten Fune— 
tionen der Landarmen» Direction jind von ber 































grenzung der —— Bezirke und der da⸗ 
nach erfolgenden Eintheilung ber Kreiſe ie 
auf Rüdficht zu nehmen, dad jeder der Diſtriets⸗ 
Commiffarien die ihm obliegenden örtlichen Prüf. 
ungen der Berhältniffe der in feinem Bezirke 
befindlichen Landarmen ohne erheblichen Zeitauf- 
wand und zu große Beläftigung eine im 
Stande ift. Die Genehmigung der von den Kreis 
Zandräthen zu entwerfenden Bezirleintheilung 
iteht dem Kreißtage zu. — Die Diftrictdcom- 
mijjarien werden zu den Gitungen der Kreid- 
Armencommijjion eingeladen, wenn bei ber I 
teren eine ihren Bezirk betreffende Landarmen- 
ſache zum Vortrage tommt. Sie haben dann in 
der Kreid- Armencommilfion für alle während 
ihrer Abwejenheit berathenen Lanbarmenfachen 
Sig und Etimme, Kann der —— — 
rius der Einladung zur Commiſſionsſitzung nicht 
Folge leiſten, ſo muß er ſein ſchriftliches Votum 
über die ihm zugewieſenen Landarmenſachen, 
falls ſolches nicht ſchon früher geſchehen ift, Dem 
Kreid-Landrathe vor der Commiſſionsſitzung einr 
reichen. — Für Behinderungsfälle der 4 Mit- 
alieder der Kreis » Urmencommijfion, ſowie ber 
Diftriet3commifjarien werden vom Kreißtage eben 
jo viele Stellvertreter gewählt. 


VY S. Gefey vom 8. März 1871, $ 32. 
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Wahlbarleit und Amtsdauer der Mitglieder heirathet iſt oder nicht, event. wie viele Kinder 
der Kreis - Urmencommiffionen, ſowie der Dir er hat und mie alt biejelben find. 4) Name, 
ftrictscommiffarien refp. der Stellvertreter.) $ 4. Stand, Vermögens⸗, Ermwerböverhältniffe und 
Das Amt der Mitglieder der Kreis-Armencoms | Wohnort (Kreis, Provinz) ber alimentationd- 
miffion refp. ihrer Stellvertreter, jowie der Di⸗ pflichtigen Verwandten (Eltern, Großeltern, Rin- 
ftrict3commiffarien und deren Stellvertreter ijt|der, Enkel, Gejchwifter), ſowie die Feſtſtellung 
ein Ehrenamt, welches aud Anderen ald Mit- der fonft etwa zur Unterftügung näher Ber- 
gliedern des Kreistages übertragen werden kann, |pflichteten (Dienftherrihaft, Stiftung u. f. m.). 
und wird unentgeltlich geführt. — Daſſelbe kann |5) Wenn ber Arme minderjährig it, oder im 
nur aus denfelben Gründen wie eine Vormund⸗ Sk der Großjährigfeit noch dem elterlichen 
ſchaft abgelehnt u. muß 3 Jahre hindurch ver- |Hilfsdomicite folgt, ob ſein Water oder refp. 
mwaltet werden. — Nach Ablauf der dreijährigen feine Mutter (55 20, 21 und 22 des Armenge- 
Wahlperiode ift die Wiederwahl nur mit Zu⸗ ſetzes) irgendwo Ortdangehörigfeitsrechte erlang- 
ftimmung des Gewählten zuläffig. ten oder zu den Landarmen gehören; im Ya 

[Gejchäftsorbnung.] $5. Die innere Gejhäfts-|der noch beftehenden Bormundichaft ift der Name, 
ordnung der Kreid-Armenconmiffion bleibt ihrer | Stand und Wohnort des Vormundes, ſowie das 
rege po vorbehalten, wobei jedoch die nach⸗ |vormundjchaftliche Gericht anzugeben. 6) Wenn 
ftehenden allgemeinen Grundſätze zu beachten find. |der Arme großjägrig und fein Unterftügungs- 
— Mit Inbegriff des Kreis-Landrathes müſſen wohnſitz nad) feinen eigenen perjönlichen VBerhälts 
wenigitend 3 Mitglieder der Kreis - Armencom-|nifien zu ermitteln ift, wo, wie lange und in 
miffion zugegen fein. — Der Vorfigende beruft|weldhen VBerhältniffen er nad erlangter Groß- 
die Bene wenn bazu nicht ein für allejjährigkeit während der legten 6 Jahre feinen 
Mail beſtimmte Zage feitgejeht find, fo oft das Wohnfig oder Aufenthalt gehabt, namentlich auch, 
Bedürfniß es erheilcht. — Bei Stimmengleid-|ob er einen eigenen Sausttand gehabt und wann, 
heit entideidet dad Votum des Borfigenden. bei wen und in welcher Weife er feine Nieder- 

(Behandlung der Unterftügungsauträge durch |lafjung nach $ 8 des Gejeges über die Aufnahme 
ben Kreiß-Landrath im Allgemeinen.) $ 6. Jerjneuanziehender Perjonen v. 31. Dec. 1842 ger 
der auf die Bewilligung einer fortlaufenden Uns |meldet und ob er fchon eine Unterftügung erhalten 
terftügung od. von Kindererziehungsgeldern au? |hat. 7) Bei Wittwen und geſchiedenen Ehefrauen 
dem Landarmenfonds erhobene Antrag iſt zunächit [iit derjenige Armenverband feitzuftellen, welchem 
von dem Frei -Landrathe zu unterjuchen, und|die Fürſorge für den Ehemann reip. bei deijen 
es find die zur Prüfung und Begründung de3-| Ableben oder zu der Zeit, wo das Eheſcheidungs⸗ 
felben erforderlichen Ermittelungen ———— erfenntniß rechtskräftig geworden, obgelegen 
— Wenn die Verhandlungen fjolhergeftalt voll-|haben würde, wenn nicht die bisherige Ver— 
ftändig vorbereitet worden, find diefelben zunädjft |pflichtung durch dreijährige Abweſenheit erlojchen 
dem betreffenden Diftriet3commiffariuß zur ört-|oder für einen anderen Urmenverband neu ent» 
lichen Unterfuhung, dann aber aud) durch deniftanden fein follte (8$ 18 und 19 des Armen- 
Kreis-Landrath der Kreis-Urmencommijfion zur|gejeges vom 31. Dec. 1842). 8) Hinfichts der 
Begutachtung vorzulegen. in der Ehe lebenden rauen ift derjenige Armen» 

(Behandlung der Unterftügungsanträge burch|verband feitzuftellen, welcher zur Fürſorge für 
die Kreid-Armencommiffion im Wllgemeinen.]|dben Ehemann verpflichtet ift. Wenn eine Che- 
8 7. Die Kreid-AUrmencommiffion hat die Prüf-|frau, um fich jelbftändig zu ernähren, vor ihrer 
ung im Wejentlihen darauf zu richten: a) ob|Berarmung befugter Weije, getrennt von ihrem 
die Landarmen-Qualität anzuerkennen ift; b) ob|Manne, an einem anderen Orte gelebt hat, jo 
nad) ihrem Ermeſſen mit Rückſicht auf die vor-Jift der etwa nad $ 1 des Armengeſetzes vom 
waltenden thatjählihen Berhältnijje und nachſs1. Dec. 1842 verpflichtete Unterftügungsmwohne« 
perjönliher Kenntnignahme des betr. Diftrict3+|jig derjelben zu ermitteln ($ 17). 9) In den 
commifjarins von der Lage des zu Unterjtügen-| Fällen der SS 13 und 23 des Armengejeges v. 
den die Gewährung einer Unterftüyung aus dem 31. Dec, 1842 ift indbefondere zu ermitteln, 
Landarmenfonds unumgänglich nothwendig, und wann die Entlafjung der Militärperfonen aus 
in welder Art, fowie in welchem Maße diejelbe|dem Militärdienite refp. der Tod derjelben im 
erforderlich iſt. Dienfte ftattgefunden hat. 10) In Krankheits— 

[Nähere Normen zur Unterfuhung und Prüf. fällen ift durch ärztliche Unterſüchung ſofort feit- 
ung der Unterjtügungdanträge.] 8. Zum zuſtellen, an welder Krankheit der Hilfejuchende 
Anhalt für diefe an re und Prüfung (8$ 6 |leidet, ob er durdaus lazarethbedürjtig oder ob 
und 7) fol die nachſtehende nähere Unleitung|die Eur außerhalb des Lazareths ebenjo gut 
dienen. — I. Wa3 die dem Kreislandrath ob⸗und vielleicht billiger bewirkt werden famı. 11) 
liegende —— betrifft, jo müſſen die Ver⸗ Bei Geſellen und Dienſtboten, ob und bei welchem 
Handlungen ergeben: 1) Bor- und Geſchlechts⸗ Meiſter oder bei welcher Dienftherrichaft fie zu— 
namen, Gewerbe, Stand und Religion der die letzt in Arbeit geftanden reſp. gedient haben; ob 
Armenpflege nachſuchenden Berjonen. 2) Geburts» |die Erkrankung bereit? während des Arbeits— 
ort und Alter nah Jahr und Tag der Geburt;joder Dienftverhältniffes ftattgefunden, die Ent. 
im zweifelhaften Falle ift der Taufſchein zu er⸗ laſſung aus ſolchem nur der Krankheit wegen 
fordern, event. ift anzugeben, woſelbſt die Taufe erfolgt und wie viel Zeit jeitdem verflofjen ift. 
erfolgt ift, namentlich bei Perjonen bis zum 27.|12) Ueberall, wo nad) Borjtehendem die Zeitver- 
Lebensjahre. 3) Ob der zu Unterjtügende ver- hältniſſe von enticheidendem Einflujfe find, iſt 
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darauf zu Halten, daß nicht die bloße Dauer der ,ichen Wege oder nad) Art. 6, 13—15 des Armen- 
eiträume, fonbern jederzeit ihr Anfang und |Ergänzungsgejeges vom 21. Mai 1855 Ausſicht 
dpunft fo beftimmt als möglich angegeben auf Erfolg veripridt. 

wird. 13) Hinſichts der Nothwendigkeit der] [Beichlüife der Kreis-Armencommiffion.) $ 9. 
Unterftügung ift zu ermitteln, ob der Unter-|Nad) den Reſultaten diefer Erörterungen, worüber 
AüpungBfucdenbe etwa jelbft Bermögendobjecte|der betreffende Diftrict3commiffarius, falls er in 
bejigt oder zu erwarten hat; ferner, ob der Arme|der Sitzung anmwejend tft, event. der Kreisland⸗ 
nad) dem über jeine Erwerbsfähigkeit zu ertras|rath den Vortrag hält, gibt die Kreis- Arnıen- 
hirenden Uttefte eines competenten Arztes zu Commiſſion ihre beftimmte Erflärung über bie 
allen Arbeiten .. ift, oder melde Urt der⸗ im $ 8 Nr. 2 bezeichneten Fragen mad der 
jelben er noch zu * vermag. Zugleich iſt Stimmenmehrheit ab. — Der * wird 
im —— Falle die bisherige Ernährungsieije |niedergejchrieben und mit den Verhandlungen der 
des Armen und der erweidliche Grund der Ber-Landarmen-Direction zu Händen des ftändiger 
mögenslofigfeit und Ermwerbäunfähigfeit zu er-|Commifjarius durch den Kreidlandrath zur wei- 

forihen. 14) Hinficht3 der Höhe und Art beriteren anlajjung eingereicht. 
Unterftügung hat der Kreislandrath den ihm er-| [Controle über die Verwendung der bemillig- 
forderlid) erjcheinenden Betrag beftimmt vorzu-|ten Unterſtützungen) $ 10. Außer diejen auf 
ſchlagen und zu begründen, auch zu erörtern, ob|die Bewilligung von Unterftügungen bezüglichen 
Gründe vorhanden find, von dem den Lanbarmen-[Obliegenheiten haben die Kreid-Urmencommif- 
verbänden nad) $ 15 des Armengeſetzes v. 31. Dec. ſionen aud) die Verwendung der gewährten Unter- 
1842 zuftehenden Rechte Gebraud zu machen, |jtügungen zu —— und die Diſtriets⸗Com⸗ 
. den Urmen demjenigen örtlihen Armen-|mijjarien zu diefem Zwecke die in ihrem Bezirke 
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verbande, in deſſen Bezirk ſich derſelbe befindet, 
zur Verpflegung zu überweiſen; auch iſt dann 
ugleich der Betrag der zu gewährenden Ent- 
fan igung in Vorſchlag zu bringen. II Die 
von Geiten der Kreid-Armencommijfion und zur 
nächſt von dem Diftrictscommiffarius anzuftellende 
Prüfung ift dagegen hauptfählih darauf zu 
richten: 1) ob die aufgenommenen Verhandlungen 
die nad) der Eigenthümlichkeit jeden Falles und 
den oben angedeuteten Beziehungen erforderlichen 
Ermittelungen vollftändig enthalten und Die 
nöthigen Beſcheinigungen und Beweismittel beis 
gefügt find. — Finden fih dabei Mängel oder 
ergibt die perjönliche Kenntnifnahme von der 
Perſon und den Berhältniffen des zu Unterſtützen— 
den, welder fi die Diftrictcommiffarien in 
jeden: Falle zu unterziehen haben und ohne welche 
feine Unterftügung gerechtfertigt ift, Zweifel gegen 
die Richtigkeit derjenigen in den Verhandlungen 
enthaltenen Angaben, die auf die Enticheidung 
von Einfluß jein würden, fo ift die Ergänzung 
und Aufflärung bei dem Kreidlandrathe zu be- 
antragen. it Hierzu aber feine VBeranlafjung, 


befindlichen Landarmen fortdanernd im Auge zu 
behalten und gelegentlich von ihren eg 
und ihrer Lebensweile Kenntniß zu nehmen, ſo⸗ 
wie der Kreid-AUrmenconmiffion zur Mittheilung 
an die Landarmen »Direction am Schlufje jedes 
Jahres hierüber Bericht zu erftatten. — Soflten 
en Mißbräuche wahrgenommen werden und 
ich namentlich die Fortdauer der Unterftägung 
ganz oder theilweije nicht mehr al3 nothwendig 
erweijen, jo ift dem Kreislandrathe zur weiteren 
Veranlafjung durch den ftändigen Commiſſarius 
davon jojort Mittheilung zu machen. Insbeſon⸗ 
dere haben fich die Dijtriet3commiffarien auch 
angelegen fein zu laffen, für die dem Yandarmen- 
fonds anheimgefallenen Kinder geeignete Pfleger 
zu ermitteln und darüber zu wachen, daß die 
legteren den übernommenen Pflichten in geiftiger 
und leibliher Hinficht gewiffenhaft genügen, ihren 
den Schuls und Religionsunterricht angedeihen 
laſſen und fie überhaupt anf eine Weije erziehen, 
damit fie im vorgerüdten Alter im Stande find, 
fi auf eine ehrliche Art felbjt zu ernähren und 
nicht auf die Dauer dem Landarmenverbande 


fo ift jorgfältig zu erwägen; 2) ob die aus denlzur Laſt fallen. 


vorliegenden Ermittelumgen hergeleiteten Folger— 
ungen und bie — 
rechtfertigt oder einer 


[Nachweis der vorhandenen Landarmen.) $11. 


des Kreislandrathes ge- Um die Diſtrietscommiſſarien in den Stand 
odification bebürftig find. |jegen, diejer wichtigen Aufgabe ($ 10) zu genügen, 


Hierbei iſt hauptſächlich das Augenmerk daranf|jollen ihnen namentlihe Nachweifungen der in 
zu richten, ob die Verpflichtung des Landarmen- [jedem Bezirke vorhandenen — der ihnen 


verbandes feſtſteht oder auf einen örtlichen Armen— 
verband zurückzugehen iſt; ferner ob und in 
welchem Maße die Nothwendigkeit einer Unter— 
ſtützung anzuerkennen, in welcher Art, in welchem 
Betrage und von welchem Zeitpunkte dieſelbe zu 
gewähren iſt. — Es ſind hierbei insbeſondere 
auch die Fälle ins Auge zu geilen, in denen dem 
8 35 des Gefeßed vom 31. Dec. 1842 gemäß der 
Landarmenverband wegen der —— des⸗ 
jenigen, welcher aus einem privatrech 


gewährten Unterſtützungen und der Pflegeeltern 
der untergebrachten Kinder ſeitens der Landarmen⸗ 
Direction durch die Kreislandräthe mitgetheilt 
werden. 


Regulativ über die Theilnahme der 
weſtpreußiſchen Stände an der Verwalt— 
ung deslandarmenhaufes zu Öraudenz. 


Auf den Antrag der getreuen Stände Unferes 


tlichen Ber« | Königreichs Preußen haben Wir in dem Land» 


hältnifje zur Verpflegung des Armen verpflichtet |tagd-Abjchiede die weiteren Einleitungen mit den 
ift, die Furſorge für denjelben übernehmen muß vom Landtage wegen des Landarmenweſens ger 
und demnächft in Erwägung zu ziehen, ob die wählten Bevollmächtigten über die Theilnahme 
dem Landarmenverbande vorbehaltene VBerfolg-|der Stände an der Verwaltung des Landarmen- 
ung eines derartigen Anjpruches im proceijualis haufes und der Vejlerungsanjtalt zu Graudenz 


— — 


en nn 


Landarmenweſen. 761 


anzuordnen geruht und befehlen nunmehr, nach, diſche Landarmen ⸗Commiſſion und umgekehrt ge- 
ben Uns deshalb von den Ständiſchen Bevoll»|fchehen durch den Oberpräſidenten, an den da 
mädhtigten gemadten Borichlägen und bdeshalb|beibe Behörden zu verwenden haben. $ 9. Die 
erftatteten Gutachten, Folgendes: 1. Beil Deputirten find verpflichtet, den Auftrag 6 Jahre 
ber Unferem Oberpräfidenten in der ruction) hindurch unentgeltlich zu führen. $ 10. Bei 
vom 31. Dec. v. 5%. 8 1 Nr. 1,52 Nr. 2 auf-|feijen erhalten fie 6 M Tage- und 3 M Meiten« 
Ben Verwaltung des Landarnıen- und/gelder aus dem Landarmenfonds. — Dem vor- 
efferungshaufes zu Graudenz, ald einer Anftalt, Äsenben Mitgliede des erften Standes jollen die 
welche ji auf den Bereich zweier Regierungen | Auslagen für Bejorgung der Eorreipondenz auf 
eritredt, behält es das Bewenden, doch bleibt|bdefjen Liquidation aus dem Landarmenfonds er- 
ihm überlaffen, die fpecielle Verwaltung derjitattet werden. $ 11. Die den Landarmenſachen 
egierung zu Marienwerder, ald in deren Bezirk] bewilligte Portofreigeit fol auch der Landarmen- 
die Anitalt — * zu übertragen. $ 2. Commiſſion zuſtehen, wozu Wir ihr die Führung 
Den Ständen joll es gejtattet fein, auf dem Land» eines öffentlichen Siegels geftatten. [S. unter 
tage zwei Ubgeorbnete des eriten, einen des zwei- Portofreiheit jept Bundesgefe vom 5. Juni 
ten und einen des dritten Standes für die Un-|1869), $ 12, Die Landarmen-Commiffion fol 
gelegenheiten der Anftalten zu bevollmächtigen, |jedem Landtage über den Betrieb ihres Auftrages 
welche zuſammen eine Landarmencommiljion bile|Bericht erftatten. Findet alddann der Landtag 
den, die unter dem Präſidium ded Oberpräfidenten | Beranlaffung, fie mit befonderen Aufträgen zu 
ſteht. $ 3. Dieje Bevollmächtigten jollen im verſehen, fo hat fie ſolche mit Zuftimmung Unjeres 
Januar und September jeden Jahres entweder |Oberpräjidenten auszurichten. 
insgeſammt oder einzeln zur Stelle von der inneren| II. Gabinet3-Ordre, vom 8. Juri 1846, 
und äußeren Beſchaffenheit der Anftalt bie geripetr, die Veftätigung des Regulativs 
nauefte Kenntniß nehmen und folde außer den/über die Verwaltung des Landarmen- 
gewöhnlichen Verwaltungsformen mit dem Augeſweſens u. dad Verfahren gegen die zur 
des Eignerd und jorgjältigen Hausvaterd beriGorrection zu ziehenden Sondfreiger, 
trachten. Ihr Aufenthalt zu Graudenz jol fihlYettler u. rbeitel euen in dem Märk— 
über den Beitraum von 8 Zagen hinaus nicht grafentyum Niederlaufit, vom 
Ren. ee, ———— —* 17. Mai 1846. 
ern dem bejtehenden Reglement, den Borjchriften e j 
und WUnordnungen der verwaltenden Behörden a —— er 
ig verfahren ift, wozu ihnen Die Berugung In, yaftung des Sea und das Ber- 
x Negiftratur gejtattet wird. Werner jollen fie ahren Ben die zur Gorrection zu ziehenden 
auf Ordnung, Reinlichteit, Geſchaftsgang, Dis- anbftreicher Bettler und Arbeitsſcheuen in dem 
eiplin, Verwaltung der Kafje, Berjorgung derimortgrafenthum Niederlaufig und injonderheit 
Anftelt mit ihren Vebürfnifien, Prüfung derfn;, Beftimmung im $ 1, nad) welcher die dafelbft 
Borräthe, der fertigen Arbeiten und Materialien,| nannten u rünglih Kurmärtiihen, Neu: 
Kleidung, Beihäftigung, Speifung ber Yäuslinge, | Närtiichen, Sclefiicen und Oberlaufigiden Orte 
Disciplin über jie und auf alles bid ins Einzelnel yon Sandarmen-Verbande des erwähnten Mark- 
jehen, wa3 ben guten Fortgang der Unjtalt in tafenthums vom 1. Zuli d. J. an, angejchloffen 
Erreichung ihres Zwedes und beren Berbejjerung ia follen, hierdurch genehmigen je Sie er 
zum Gegenitande hat. — Sollte künftig mit der] achtigen, wegen Ausfährun dieles Regulativs 
Anſtalt eine Uderbefigung verbunden werben, jo welches mit Meinem e * en —2 duch 
bleibt ihnen —4— bie Revifion der Wirthihait|yie Gefepfammiung zu publicten ift, das Er, 
vorbehalten. $ 4. Zur Erreichung biejer Ver |inrperfice an — 
ftimmung find die Bevollmächtigten befugt, ſich N J 
die Rechnungen und Rafjenabichläffe vorlegen zuj_ Regulativ über die Verwaltung bed 
lafien, auch bei Unferem Oberpräjidenten daraufjtandarmenwejend und das Berjahren 
anzutragen, daß, diejenigen Üüeberſichten ange⸗gegen die zur Correction zu ziehenden 
fertigt werden, die fie zu bedürfen glauben. $5.|tandftreiher, Bettler u. Urbeitsihenen 
Ueber den Befund nehmen fie ein Brotofoil auf,jin dem Markgrafenthum Niederlaujig. 
machen Borjchläge zur Ubhilfe gefundener Mängel| Nachdem das unterm 5. April 1836 bejtätigte 
und zu Berbejjerungen und reichen alles diefeß Regulativ über die Gründung und Verwaltung 
dem Oberpräfidenten zur weiteren Beranlajjung|eines Landarmenjonds für dad Markgrafenthum 
ein. 8 6. Bei Bejegung eröffneter Stellen ge-|Niederlaufig in Gemäßheit der Gejege über die 
ftatten Wir ihnen, ſich über den Betrag des dem) Verpflichtung B Urmenpflege v. 31. Dec, 1842 
neuen Beamten zu gewährenden Gehalte zu und über die Beitrafung der Landſtreicher, Bett⸗ 
äußern, jedoch mit Vorbehalt der Entjheidung|ler und Arbeitsſcheuen vom 6. Jan. 1843 einer 
des Oberpräfidenten, dem als Aufſeher der ver-|Revifion unterworfen worden, jo wird jenes 
waltenden Behörde Wir die Entiheidung über-|Regulativ hierdurch außer Kraft gejegt und über 
laſſen. 8 7. Ebenjo jollen fie über den Koften-|die Verwaltung des Landarmenwejens und die 
aufwand bei neuen Einrichtungen, welde die Gorrection der Landitreicher, Bettler und Arbeits⸗ 
Berwaltungsbehörden nöthig finden, gehört und|jcheuen in dem gedachten Markgrafenthum mit 
ihnen der jährliche Etat zur Prüfung und gut- Einſchluß der im $ 1 gedachten Aemter u. Orte 
achtlihen Weußerung vorgelegt werden. 8. —— was folgt, feſtgeſetzt. $ 1. Das Mark⸗ 
Die Mittheilungen der Regierungen an bie jtän-!grafentHum Niederlaufig bildet nad) feiner alten , 
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Begrenzung einen beſonderen, für ER nn Die Rechnungen werben von der zur Abnahme 


gg au welchem 
Kurſächſiſchen, den Nieder 


ie vormals der Landes-Oberfteuerkafjen-Rechnungen von ben 
laufiger Kreifen jegt| Ständen ernannten Deputation abgenommen, 


zugelegten Aemter Senftenberg, nebjt den Dörfern |bem Communal-Landtage vorgelegt, von ihm bie 


abo, Zſchipkau und Finfterwalde, nebſt dem Decharge ertheilt und nad) 
Dorfe Rüdingsdorf; ingleichen vom 1. Juli d. alljährlich Öffentlich befannt gemadt. $ 5 


Jahres an: 
a) folgende urjprünglih Kurmärkiſche Orte: 
Groß-Briejen, im Lübbener Kreije, 
Groß-Beuhom mit dem 


Kruge Boſchwitz, , 

Groß · Lübbenau, im Kalauer 

Stöberitz, Kreiſe, 

Borberg, 

Wilmersdorf, 

ge im Sudauer 
b) —* ge > lich N Mi J te 

olgende urſprung eumärkiſche Orte: 

Antheil Baubadı im Gorauer 


Antheil Gablenz, Kreife, 
e) folgende urjprünglihd Schleſiſche Orte: 


rumlau, 

aemlig, im Sorauer 

a Kreije, 

—* 

(oisbonf, im Spremberger 
Horliga, * 
Lieskau, 

und 


d) die beiden urſprünglich —— Orte: 
Haſſel und im 


orauer 
Bilmsdorf Kreije 
gehören. 


8 2. Die zur Beftreitung der Ausgaben dieſes 1826, $ 19 erneuert worden find. 
ollen aud sr 
fernerhin nad) dem Maßſtabe aufgebradjt werden, |dieje 


Verbandes erforderlichen Beiträge 


Befinden das num 
diejem Landarmen⸗Fonds ſollen bejtritten werden: 
a) die erforderlichen Suftentationdgelder an bie 
Srrenanftalt zu Sorau; b) der früher aus ber 
DOber-Stenerkaffe gezahlte guisub an das Straf⸗ 
haus zu Ludau; c) die Unterhaltungstoften für 
die Correctiond- und Wrbeitsanjtalt zu Yudan; 
d) die weiter unten in ben $$ 19 und 20 er 
wähnten, das Armenweſen ber Provinz betreffen- 
ben anderweiten Berbindlichfeiten, und enbiih 
e) die Zahlungen, welche die Stände des Marl» 
—— Niederlauſitz für die Ausbildung 
taubftummer Kinder bewilligt haben, ober für 
die Ausbildung ähnlicher unglüdliher Kinder 
noch bewilligen möchten. $ 6. Die Irrenanftalt 
zu Sorau, welde von einer aus zwei König- 
lihen und zwei ſtändiſchen Commiffarien zu 
fammengejegten Directorialcommiffion nach Ju 
halt des Regulativs vom 1. Februar 1825 und 
auf den Grund der General-Berordnung, „wegen 
Errichtung einer Berforgungd- und Arbeitsanftalt 
zu Sorau vom 16. November 1812” verwaltet 
wird, iſt lediglich al3 eine Aufbewabrungs- umd 
Heilanftalt für gemüthäfrante Perfonen zu be 
traten und demnad) von allen Verpflichtungen 
entbunden worden, welche ihr ald einer Berjorg- 
ung®- und Arbeitsanftalt durch die oben genannte 
General» Verordnung vom 16. November 1812 
aufgelegt und durch das Regulativ — 1. or 
der Aufnahme ber Gemüthskranken im 
nftalt bleibt e8 bei den Bejtimmungen des 


nach welchem jeit dem Jahre 1835 die Kriegs» |Megulativs vom 1. Februar 1825, $ 13, daß 

ſchulden · Steuer in dieſer Provinz erhoben wird. nämlich jeder Gemüthskranke aus der Niederlaufig, 

— Sollten die —— — einſt gänzlich amor⸗ deſſen Aufnahme in die Irrenanſtalt =. 
T 


tifirt fein, und hiermit die Kriegsjchulden-Steuer/wird, bei der Königlichen Regierung zu 
jelbjt aufhören, fo bleibt e8 den Ständen vor-|furt a. d. DO. angemeldet werden muß, 


wel 


behalten, den Aufbringungs-Maßftab noch weiter |die gejeglihe Buläffigkeit und die poligeili 


für die Landarmen-Bei 


ge beizubehalten, oder | Notwendigkeit der Aufnahme prüft, und, wem 


hierzu, unter Genehmigung der Staatöbehörden, [fie diefe für begründet erachtet, das Geſuch mit 


einen anderen zu wählen. 

Landarmen-Fonds nöthige 
den Communal« Landtag des Markgrafenthums 
Niederlaufig, oder in deſſen Auftrag durch Die 
Landesdeputation, unter Communication mit den 
Verwaltungs» Eommiffionen der obengenannten 
Inftitute, feitgeftellt und die Autorifation zu deren 
Aufbringung von dem Königlichen Ober-Präjidio 
der Provinz Brandenburg ertheilt. Die Beiträge 
jelbjt aber werden nad dem im $ 2 gedachten 
Maßſtabe als ein Zufchlag zur Klafjenjteuer mit 
bieier von den Königlichen Kreis⸗Kaſſen erhoben, 
und mit den Kriegsichulden -Veiträgen an die 
ftändijche Landes » Ober » Steuerlafje abgeführt. 
8 4. Der Landarmen-Fonds wird zwar für ſich 
und abgejondert, jedod von den Beamten der 
ſtändiſchen Landes-Oberfteuerfaffe unter Aufficht 
der Zandesdeputation, zugleih mit verwaltet. 





) ©. Gefeg zur Ausführung des Bundesgeſetzes über den 
Unierftügungswohnfig vom 8, März 1871 65 26 ff. 


g Die für den|dem desfallfigen Vermerk an die Pirectorial- 
umme wird durch Commiſſion zur Ertheilung der Annahme-Orbre 


abgibt. $ 8. In Hinficht der Receptions- ob. 
Berpflegungsgelder für die Gemüthskranlen aus 
der Niederlaufig follen von jet an folgende 
Grundſätze beobadjtet werden: Es find nämlich 
diefe Zahlungen von jept an zu entrichten, ent⸗ 
weder u dem Vermögen des Gemüthskranken 
jelbit; b) oder aus dem Vermögen der Ber- 
wandten befjelben, bie zu feiner Unterhaltung 
rechtlich verbunden find; c) ober wenn beides 
nicht zureicht, was jedoch genau recherchirt und 
durd) die Orts» und Kreisbehörde glaubhaft nadh- 
gewiejen werden muß, aus dem Landarmenfonds 
der Nieder-laufit. $ 9. Die Directorial-Eom- 
miffion hat in den beiden erjten Fällen, unter 
Berüdfichtigung des Standes und der größeren 
oder geringeren Koftbarleit der Verpflegung des 
Gemüthäfranten, die Höhe der jährlich für ihm 
an die Anftalt zu zahlenden Verpflegungsgelder 
fejtzujegen. Im legteren Falle aber, wo bei 
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nicht zureichendem oder gänzlich mangelndem Ber gedrohten Strafe innerhalb des Bezirks des Lanb- 


mögen des Gemüthäfranfen, jo wie der für ihn 
verpflichteten Verwandten, der Landarmenfonds 
theilweife oder ganz eintreten joll, hat die Direc- 
torial · Commiſſion nad den Normalfägen, welche 
durch eine zwifchen ihr umd den Ständen ber 
Niederlaufig getroffene Uebereinkunft feitgeftellt 
werden, dieje Berpflegungsgelder bei dem Nieber- 
Laufiger Landarmen » Fonds vierteljährlich) a 
liquidiren und von demjelben zu erhalten. $ 10. 
Da jebocd zur Unterhaltung der Irrenanftalt zu 
Sorau, und um die Laſt der Berpflegungägelder 
ben Berpflichteten in der Niederlauſitz zu er- 


armen»-Berbandes der Niederlaufig gerichtlich er« 
fannt und deren Einfperrung in die Eorrections- 
anftalt von der Königl. Regierung zu Frankfurt 
als Landes-Volizeibehörde angeordnet worden 
ift. F 15. Wenn auf den Grund der Beftimm« 
ungen der $$ 1 u. 8 des Geſetzes v. 6. Januar 
1843 Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheue in 
die Eorrectionsanftalt aufgenommen werben jollen, 
jo wird von ber erfennenden Gerichtäbehörbe od, 
dem Jnquifitoriate, welches die Unterſuchung ge- 
führt Hat, unter abjchriftliher Beifügung des 
vechtäfräftigen Erkenntniſſes dem beireffenben 


leichtern, 3000 M aus Staatskaſſen und durch⸗- Landrathe oder dem betreffenden Magiftrate zeitig 


fhnittlih 521 M 40 P durch Allerhöchſt 
nehmigte Collectengelder und Gebühren für 


der 


ftätigung des Königlichen Ober-Landesgerichtö| des 


davon Mittheilung gemacht werden. Die lett- 
gedachte Behörde Hat fobann mit Einreichung 
fenntniffes an die Königliche Regierung 


bei Kauf- und Erbverträgen aus ber Nieberlaufig) Bericht zu erjtatten, worauf dieſe die Dauer der 
alljährlich an die Inſtitutskaſſe gegent! werben, | Eorrectiongzeit beftimmt und die Aufnahmeordre 


fo follen diefe Zahlungen dem Niederlaufiter 
Landarmenfonds zu gut gehen und derjelbe be- 
fugt fein, auf die durch die Directorial-Commij- 
fion an ihn liquidirten Verpflegungsgelder, welche 
unter Berüdfichtigung aller möglichen Erſparniſſe 
nad) dem mir Yon Bedarf pro Kopf von 5 zu 
5 Jahren zu beredinen, jene Summe als eine 
für ihn an bie Anftalt bereit3 geleiftete Zahlung 
alliährlih vorweg in Anrechnung zu bringen. 
— Es werden zwar von den betreffenden 

mmunen bei mangelndem Vermögen des Ge— 
mũthstranlen, oder der zu ſeiner Unterhaltung 
verpflichteten Verwandten, nad) Gründung eines 
Landarmenfonde, feine Berpflegungsgelder mehr 
DENE: dagegen bleibt * aber doch in jenem 
Falle die Verpflichtung, für den ſichern Trans— 
port des Gemüthäfranfen bis in die Anftalt und 
für die Beihaffung feiner Lagerftätte und erften 
Belleidung, welche nach der — Verfaſſ⸗ 
ung jeder aufzunehmende Gemüthskranke in die 
Srrenanftalt mitbringen ſoll, zu ſorgen. 8 12. 
Die Strafanftalt zu Luckau, welche durch eine 
eigene, aus 2 königlichen Commiſſarien und 2 
ftändiihen Deputirten beftehende Berwaltungs- 


an die Correctionsanftalt erläßt. Iſt wider folche 
Individuen von den Gerichten nicht auf Ge- 
fängnißjtrafe, jondern fogleih auf Strafarbeit 
erfannt und demgemäß bie Einlieferung derfelben 
in bie Strafanftalt erfolgt, jo muß der Antrag 
auf Beitimmung der Eorrectiondzeit gleichfalls 
von bem betreffenden Landrathe oder Magiitrate, 
welchem die Inſpection der Correctiondanftalt 
dieſerhalb die bezüglichen Acten, nebft ihrem 
bieöfallfigen Gutachten über die Führung der 
fraglichen Berfon mitzutheilen hat, bei der König- 
lien Regierung angebradjt werden. $ 16. In 
ben Fällen, wo die aus der Correctionsanitalt 
entlafjenen Landſtreicher und Bettler ſich binnen 
4 Wochen nad) ihrer Entlaffung über einen zu 
ihrem Fortlommen Hinreichenden Erwerb nicht 
ausmweijen fönnen, muß auf die durch das Gefeg 
vd. 6. Januar 1843 $ 9 gebotene Wiedereiniperr- 
ung derjelben von den im $ 15 genannten Polizei. 
behörden bei der Königlichen Regierung ange 
tragen werben. 8 17. Die Koften ber Ein- 
lieferung in bie Eorrectiondanftalt werben in 
ben Fällen des $ 15, wenn die Einlieferung nad) 
erfolgter Abbüßung der erfannten Gefängniß- 


commijjion nad dem Regulativ vom 10. Aug.Iftrafe, aljo lediglidy zum Zwede der Eorrection 


1826 verwaltet wird und fich faft —— ſtattgefunden 


durch ihre Fonds, durch die Zuſchüſſe aus Staats» 
Tafjen unb durch den Arbeitsverdienſt der Sträf- 
linge erhält, foll den * urſprünglich aus der 

ändijchen Landes · Obe euerkaſſe überwieſenen, 
* der Gründung des —— Hoiam aber 
auf dieſen übernommenen jährlichen Zuſchuß von 


1200 Mauch ferner in halbjährigen Raten aus 
dem Landarmenfonds beziehen. Im 
Jahre 1833 iſt zur Aufnahme ber Vagabonden 


und Eorrigenden aus der Niederlaufig ein eigenes 
Haus in dem zur Strafanftalt gehörigen Raume 
in Luckau erbaut und jomit eine eigene Cor» 
rectiond- und Arbeitdanftalt für die Provinz er- 
Öffnet worden, melde ebenfalld von der dem 
Strafhaufe vorftehenden Berwaltungscommiifion 
und den bei dem Strafhaufe angeftellten In— 
fpections- und Kafjenbeamten verwaltet wird. 
& 14. In diefe Correctiond- und Arbeitsanitalt 


ME aus dem Landarmen- Fonds, 
wenn aber auf Strafarbeit erfannt und demge- 
mäß die Einlieferung behufs der Strafvollitred- 
ung erfolgt ift, aus dem Malefiz -Fonds beitritten. 
In den Tzällen des $ 16 werden bieje Koſten 
von ber betreffenden Gut3herrichaft od. Gemeinde 
getragen, oder wenn eine gejepliche Verpflichtung 
derjelben zur Fürforge für den Einzuliefernden 
nicht vorbanden fein follte, auf den Landarmen- 
Fonds übernommen. F 18. Die Koften der 
Erhaltung und Belleidung der Eorrigenden in 
der Correctiondanftalt jelbft werden, in fomeit 
der Arbeitöverdienft der Detinirten Hierzu nicht 
zureiht, vom Landarmen- Fonds getragen, und 
zwar: a) durch eine jährliche fire Zahlung zur 
Bejoldung der für das Correctionshaus beſon— 
ders angeftellten Beamten und Aufſeher, und 
b) durch Zahlung derjenigen Suftentationsgelder, 
welche nach einer zwiichen den Ständen und der 


werden nur jolde Berjonen auf Koften des Land- | Berwaltungscommiffion jener Anftalt getroffenen 
armenfonds aufgenommen, gegen welde auf die Uebereinkunft nad) Abrechnung des Arbeitsver- 
im $ 1 des Gejeßes vom 6. Januar 1843 an⸗ dienſtes der Detinirten noch zugeſchoſſen werden 
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mäffen, und nad der Kopfzahl und ber Zeit der Regierung darüber, ob und in wieweit diefelbe 
Detention derſelben vierteljährlich von der In- zu gewähren ift. Gegen dieſe Entſcheidung findet 
eg fiquidirt werden jollen. F 19. Außer der Recurs en das Königliche Oberpräfidium 

n im $ 14 benannten Berjonen liegt bem Land-|ftott. 824. Alle Anträge, in welchen die Hilfs— 
armens Fonds auch noch die Fürſorge für allejleinunyen des Landarmenfonds in Gemüßheit 
diejenigen Armen ob, zu deren Unterjtügung der des Gejeted dv. 31. Dec. 1842 beanſprucht wer— 
Zandarmenverband nah den Vorjchriften des den, find unter Beifügung der betreffenden Ber- 
Geſetzes über die Verpflichtung zur Armenpflege|handlunner in den Städten, welde die Polizei— 
vom 31. Dec. 1842 gehalten ift ($$ 9, 13, 23jverwaltung haben, von den Magifträten, ſonſt 
and 24 dafelbft).) 820. Ferner hat derLandsjaber überall durch die Landräthe an die Landes 
armen-Fonds die Verpflihtung, mit Vorbehalt|Deputation zu richten. Die in den $$ 28 u. 31 
feiner echte auf Erftattung die Koften der Ver-|ded Gejehes v. 31. Dec. 1842 angeordnete vor- 
pflegung für diejenigen Urmen zu übernehmen, |läufige Benahrichtigung durch die Ortsobrigkeit 
welche ihm durch ben Kreislandrath aus dem wird Hierturd jedoch nicht aufgehoben. Sollte 
Grunde zugemwiefen werben, weil fie in feinem |die Landes-Deputation die Anträge der Yandräthe 
Kreife nicht einheimifch find. ($ 28 des Geſeßes und rejp. der Magifträte jener Städte für bes 
v. 31. Dec. 1842.) — Auch hat ber Landarmen- gründet nicht erachten, fo fteht hiergegen der 


Landarmenmefen. 


Fonda den Gutsherrſchaften und Gemeinden auf 
ihren Antrag die Kur- und Verpflegungskoſten > 


ecurs an die Königliche — offen, welche 
$ 34 a,a. O. über Streitigleiten zwiſchen 


zu erjtatten, welde für arme, auf einer Reije|verjchiedenen Armenverbänden zu entjcheiden hat. 
erfrantte In⸗ oder Ausländer verwendet worden— In den Fällen, wo nad $ 22 eine zu 


find. ($ 30 a. a. O.). 821. 


Snjofern die Landarmen gehörende Perſon in ben Unftalten 


Verſorgung folder Berfonen ($ 20) oder die zu Ludau od. Sorau als Piegfing untergebradjt 
ep 


Eritattung der durch die einjtweilige Verſorgung werden foll, hat die Landes» 


utation Die 


berjelben entjtandenen Koſten von Berwandten, | Transportirung derfelben fofort zu bewirken, die 


Eorporationen, Snftituten, Gemeinden, Land» 
armen-Fonds, Provinzen, fiſcaliſchen Fonds od. 
fremden Staaten verlangt werden kann, ijt mit 
Ausnahme des Falls, wo ihr ein Armer durch 
den Kreisfandrath zugewiejen wirb ($ 28 1 c.), 
die Verwaltungsbehörde des Landarmen : Fonds 
fo berechtigt als verpflichtet, für die Wiederein- 
ziehung der in Gemäßheit der Beitimmung des 
$ 19 dem Lanbarmenfonds erwachjenen Koſten, 
fei es im adbminiftrativen oder im Mechtämege, 
Sorge zu tragen und bdiejerhalb die nöthigen 
Schritte zu thun. . Die Berforgung jol- 
her Perjonen wird in der Weiſe bewirkt: a) daß 

e entiweder in der Landarmen-Anjtalt zu Ludau, 
in welcher bie ihnen angemwiejenen Räume von 
den für die Corrigenden bejtimmten Räumen 
ftreng gejondert fein müffen, oder nad dem Er- 
mefien der Landes» Deputation in der Kranten- 
und Pflege» Anftalt zu Sorau Aufnahme und 
Beichäftigun finden, und die Verpflegungskoſten 
für fie in Aucan nach demjelben Berhältnifie 
wie für die Eorrigenden, in Sorau aber nad) 
einem zwiichen der Landes-Deputation und der 
Directorial-Commiffion der Sorauer Irren⸗An— 
- zu treffenden billigen Ablommen aus dem 

ndarmenfonds an jene Anftalten gezahlt wer- 
den; ober b) daß über ihre andermweite Unter- 
bringung gegen ein billiges, ans dem Landarmen- 
Fonds zu entrichtendes Koftgeld ein Abkommen 
getroffen wird, oder endlich c) daß ihnen ſelbſt 
ein jährliches Almoſen aus dem Landarmen- 
Fonds bewilligt wird, wofür fie ihren Unterhalt 
jelbft bejorgen müſſen. $ 23. Go weit Ges 
meinden zur —— ihrer Armen unver⸗ 
mögend And, hat der Yandarmenfonds ihnen 
Beihilfe zu gewähren. Wird die von einer Ger 
meinde in Anspruch genommene Beihilfe von der 
Landes» Deputation verfagt, jo enticheidet die 

1) ©. jest das Reichsgeſetz über den Unterftigungswohnfig 


dom 6. Juni 1870 und das Yusjührungsgefeg vom 8. 
1871 unter Urmenpolizei. 


Bundesgeietes über den Unterftügungstvohnfig vom 8. 


Marz 


betreffende Verwaltungscommiſſion jedoch jedes- 
mal davon in Kenntniß zu ſetzen. 


Regulativ über die Verwaltung des 
Landarmenweſens des Kottbujer 
Kreiſes v. 17. Mai 1846.9 


In Gemäßheit des $ 11 des Geſetzes über die 
Berpflihtung zur Armenpflege dv. 31. Dec. 1842 
werden über die Einrichtung des Landarmen- 
wejend im Kottbujer Kreije, welcher einen be 
jonderen Landarmen-Berband bildet,*) ſowie über 

a8 behuf3 der Correction der Landſtreicher, 
Bettler und Urbeitsicheuen zu beobadjtende Ber- 
fahren nad Anhörung ber Stände des gedachten 
Kreiſes nachfolgende Akne erlaſſen. $1. 

dem Landarmen-Berbande bed Freies ge 
hören: 1) die Städte und ländlichen Ortjchaften 
des Kreiſes in feiner gegenwärtigen Begrenzung, 
mit Ausſchluß der demjelben einverleibten, vor- 
mald zur Niederlaufig gehörig gewejenen Ort⸗ 
haften, 2) diejenigen ländlihen Ortichaften, 
welche vormals zum Kottbujer Kreije gehörten, 
aber gegenwärtig der Niederlaufig einverleibt 
worden Ind. $ 2. Dem Landarmen » Berbande 
liegt ob): 1) die Fürforge für diejenigen Per- 
jonen, zu deren Unterſtützung der Verband nad 
den Vorichriiten des Geſetzes über die Verpflicht« 
ung zur Armenpflege vom 31. Dec. 1842 ver⸗ 
bunden ift. 2) Die Beftreitung der Koſten der 
Detention der Landjtreicher, Bettler u. Arbeits 
icheuen, welche in dem Bereiche des Landarmene 
Berbandes aufgegriffen und auf den Grund ber 
Vorſchriften des Geſetzes v. 6. Jan. 1843 nad 
ftattgefundener gerichtlicher Beitrajung auf Ver— 
fügung der Landespolizei-VBehörde in die Cor- 


1) Genebinigt durch Allerh. Erlak vom 8. Juni 1846. 

2) ©. unter Armenpolizei Gefeg zur Ausführung des 
ärz 
71 8 6 ff. . 

3) ©. jetst — else über den Unterftügtingsivchuf y 
von 6. Juni 1870 und Nusfübrungsgeicg von 8. März 
1571, 
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rectiond-Anftalt eingeliefert worden find). 3),u. die deshalb nöthigen Maßregeln zu beichliehen; 
Die Fürjorge für die zum Verbande gehörigen] den Etat für den Landarmen-Fondd, welcher alle 
Gemuͤthskranken behufs deren Unterbringung u.|drei Jahre den Kreisftänden zur Genehmigung 
Unterhaltung in der Frren - Unftalt zu Sorau,|und demnächſt der Königlichen Regierung zur 


Landarmenwejen. 


wenn die dazu nöthigen Koften nicht aus ihrem Beitätigung —— iſt, zu entwerfen; die 


Vermögen beſtritten werden können und ver⸗ Jahredrechnungen a 
mögende Verwandte, denen ihre Unterhaltung |gemeinen und nach ihren Poſitionen 
nad) dem Geſetze obliegt, nicht vorhanden find.|die Ausgaben, welche nah den Beftim 
4) Aus dem Landarmen » Fonds jollen endlich] des Regulativs nicht 


auch diejenigen Zahlungen geleiftet werden, mel 

die Kreisftände zur Ausbildung taubjtummer od, 
ähnlicher unglüdlicher oder verwahrlofter Kinder 
bewilligen werden. $ 8. Die Mittel zur Genüg- 
ung der vorgedachten VBerbindlichfeiten werden 
aus dem Landarmen-Fonds entnommen u, diejer 
wird durch die Landarmen » Beiträge auß ben 
fämmtlichen zum Landarmen-Berbande gehörigen 
Ortſchaften gebildet. $ 4. Die Yandarmen-Bei- 
träge werden von allen Einwohnern in den zum 
Landarmen-Berbande gehörigen Ortichaften des 
platten Landes nad) den Sägen aufgebracht, welche 
dur das Landarmen » Reglement für die Neu- 
mark vom 12. Mai 1800 normirt worden find. 


zunehmen, biejelben im Al. 
zu prüfen, 
Imungen 
erechtfertigt erfcheinen, zu 
moniren und demnädhtt darüber zu entjcheiben, 
Ale Anweifungen zu Vereinnahmungen u, Ber- 
andgabungen dagegen werden auf Grund bes 
Etat3 oder des Beichluffes der ftändifchen Com- 
mijjion und des Landraths von diejem allein 
erlajjen. — Sollten jo ſchleunige Entſcheidungen 
nöthig werden, daß es nicht möglich ift, alle 
Mitglieder der Commiffion zu verſammeln, fo 
hat der Landrath wenigſtens fo viele derjelben 
als möglich augugiehen und wenn feines derfel 
ben hberbeigeholt werden kann, zwar allein zu 
entiheiden, aber jedenfalls, jobald es 
eine Conferenz zu bewirken, um das Veranlafte 
der Commilfion mitzutheilen. — Bei allen vor 


Doc foll den Kreisftänden freiftehen, Hierin un«|fommenden Berathungen bilden übrigens ber 


ter Genehmigung des Staates Ubänderungen zu 
treffen. Die Landarmen-Beiträge der Städte 
Kottbus und Peitz werben pro rata nad) dem 
Maßſtabe der Bevölferung ſummariſch alle drei 
Jahre feitgejtellt und es bleibt alsdann diejen 
Städten überlaffen, die auf fie repartirten Sum- 
men in fih zu vertheilen und aufzubringen. 
$ 5. Die WRepartition der Landarmen » Bei- 
träge nad den feititehenden Sägen auf die 
Einwohner des platten Landes erfolgt alljähr- 


Landrath und die ftändiiche Commiſſion ein Cof- 
legium, defjen Dirigent Erfterer ift und in mel« 
chem die Stimmenmehrheit enticheidet. 8 9. Der 
Landarmen- Fonds jelbft wird für ſich bejtehend, 
al3 eine bejondere Kaſſe bei der Kreis-Commu«- 
nalfafje verwaltet. — Der Rendant, welder für 
diefe Verwaltung anftatt der bisher bezogenen 
Zantieme eine fejte MRemuneration von 150 M 
jährlih erhält, hat alljährlich Rechnung zu legen, 
welche von dem Landrath und der Landarnıen- 


lid in dem Kottbujer Kreife nad feiner gegen⸗ Commiſſion abzunehmen und demnächſt von dem 
wärtigen Begrenzung durch den Landrath deöiKreisjtänden zu dedhargiren ift. $ 10. Sollte 
Kreifes und Hinfichtlih der vormald zum Kott-|es fi mit der Beit ergeben, daß bei Benutzung 
bufer Kreife gehörig gemejenen Ortichaften der|des Landarmen - Fonds nad) den Beitimmungen 
Riederlaufit von den betreffenden Kreislandräthen. des $ 2 Eriparnifje erzielt werden, jo bleibt es 
Die darauf bezügliden Nachweiſungen werden|dem Kreistage vorbehalten, über die andermweite 
anfangs eines jeden jahres von den Landräthen| Benupung der überfchießenden Fonds zum Beſten 
der Königlichen Regierung eingefendet, welche dier| des Landarmen » Wejend zu beichließen. $ 1L 
felben nad) vorgängiger Prüfung und Genehmig-| Wegen der Aufnahme der Gemüthätranten und 
ung den betreffenden Landräthen behufs der Ein-| Eorrigenden aus dem im $ 1 beftimmten Ber- 
ziehung der Landarmen-Beiträge zuzufertigen,|bande in die Jrrenanftalt zu Sorau und in die 
auc die genehmigten Nadjweilungen aus den|Befjerungsanftalt zu Ludau ift zwiſchen dem 
Niederlaufigichen Kreifen dem Landrath des Kott-| Ständen des Kottbufer Kreifes u. den Ständen 
bujer Kreiſes zum Belage der feitgeftellten Ein-|der Niederlaufig mitteld Receſſes ein bejonderes 
nahme mitzutheilen hat. $& 6. Den Receptoren| Abkommen getroffen worden. $ 12. Bei Benup- 
der Sandarmen-Beiträge ſowol von den Städten|ung der Niederlaufisichen Inftitute zu Sorau u. 
als von den platten Lande derjenigen Ortichaf- |Ludau ift dafjelbe Verfahren zu beobachten, wel- 
ten, welche nicht zum jetigen Stottbufer Kreije|ches in der Niederlaufis in Anwendung fommt. 
gehören, wird eine Tantieme von 2 PBrocent| — Die Aufnahme eines Gemüthskranken aus den 
der eingezogenen Summe bewilligt. $ 7. Dielländlichen zum Kottbufer Landarmen-Verbande 
eingezogenen Landarmen-Beiträge ind nnerhalb| gehörigen Ortichaften, melche für Rechnung des 
der erften vier Monate des betreffenden Jahres] Kottbujer Landarmen- Fonds in die Irrenanftalt 
an den Landarmen-Fonds abzuführen. $ 8. Die)zu Sorau erfolgen foll, muß von dem Landrath 
Verwaltung des Landarmen-WWejens wird geleitet| des Kottbufer Kreiies, nachdem derſelbe die Ber- 
durch den Landrath des Kottbuſer Kreijes und|mögenslage des Wufzunehmenden erörtert hat, 
eine jtändifche Commiſſion, beſtehend aus vier) bei der Königlichen Negierung nachgeſucht wer 
Kereisftänden, melde immer auf 3 Jahre vom|den, welde die gejegliche Zuläſſigkeit und die 
Kreistage erwählt werden. — Gemeinicaftliche| polizeiliche Nothwendigkeit der Aufnahme zu prü- 
Sache des Landrathes und der Commiſſion ift|fen und wenn fie dieje für begründet erachtet, 
e3, das ganze Landarmen-Mejen zu beauffichtigen| die der Jrrenanftalt vorgefegte Directorialcom« 
miffion zu veranlafjen hat, die Aufnahmeordre 
zu ertheilen. — Bei den Gemüthäfranfen in den 





©. jept Str.G.:h, $ 361 Nr. 3 ff., $ 362. 
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Landarmenwefen. 


Städten Kottbus und Peig iſt die Aufnahme V. Reglement über die fandarmenpflege 
von den Magifträten bei der Königlihen Re-jund die Behandlung der Landftreicher, 


gierung nachzuſuchen. — Es muß aber gleich 
zeitig amtliche Nachweis geführt werben, bap 
der aufzunehmende Gemüthätrante unvermögen 


Bettler und Urbeitsfcheuen in der 
Kurmark dv. 14. Jan. 1848, 


Wir Friedrih Wilhelm ꝛc. ꝛc. haben infolge 


ift und daß feine zur Fürjorge für denjelben ges | Unferer Gefege über die Verpflichtung zur Armen» 


feglich verpflichtete vermögende Verwandte vor- 


pflege vom 31. Dec. 1842 und über die Beftraf- 


handen find, von welchen die Unterhaltungsfoiten| ung der Landſtreicher, Bettler u. Arbeitöfcheuen 


efordert werden können. $ 13. Jeder in dielyom 6, 


Jan, 1843 die älteren Reglements über 


rrenanftalt aufzunehmende Gemüthsfranfe muß |das Landarmenweſen der Kurmart einer Revifion 


durch ein rechtäfräftiges richterliches Erkenntniß 
für wahn⸗ oder — erklärt worden ſein, 
welches der Königl. Regierung urſchriftlich oder 
in beglaubigter Abſchrift einzureichen iſt. Nur 
in Fällen beſonderer Dringlichkeit, beſonders da, 
wo es auf die zu verſuchende Heilung eines Ge- 
müthstranfen ankommt, wird ausnahmsweiſe 
eine einjtweilige vorübergehende Aufnahme deſ—⸗ 
jelben in die Irrenanſtalt verjtattet werden kön— 
nen, wenn durch ein beizubringendes motivirtes 
Zeugniß des Kreisphyficus oder eined anderen 
approbirten promopirten Arztes dargethan wird, 
daß der betreffende Kranke an einer Geijtesitör- 
ung leide, deren Heilung in der Srrenanitalt 
für wahrſcheinlich oder möglich eradjtet wird. 
Erfolgt jedoh die Heilung in einer von Der 
Königl. —— zu beſtimmenden Friſt nicht, 
fo muß alsdann der Wahn. od. Blödſinnigkeits— 
Proceß eingeleitet werben. & 14. Ueber den Be- 
trag der aus dem Landarmen- Fonds an die Irren⸗ 
anftalt für aufgenommene Gemüthskranke zu 
—— Unterhaltungskoſten, die Termine und 
en Modus der Zahlung derſelben, ſowie über 
bie von einem jeden Gemüthskranken bei feiner 
Einlieferung in die Jrrenanftalt mitzubringende 
erg, an Betten, Kleidung und Wäſche 
treten bie in dem mit den Ständen der Nieder- 
laufig gejchlofienen Receſſe enthaltenen Beſtimm⸗ 
ungen ein. Für die Einlieferung der Gemüths- 
franten in die Srrenanftalt müfjen die Ange— 
hörigen derjelben und im Unvermögenzfalle die 
Eommunen jorgen. — Bei heimathlojen Gemüths- 
Iranfen, welche der Fürſorge des Landarmen- 
Fonds anheimfallen, müfjen die diesfälligen Koften 
aus dieſem beftritten werden. & 15. Der Be 
trag der für aufgenonmene Eorrigenden an die 
Bellerungsanftalt zu Luckau aus dem Landarmen- 
Fonds zu zahlenden Unterhaltungstojten und das 
dabei zu beobacdhtende Verfahren werden durch 
den mehrgedadhten Receß beitimmt. — Die Koiten 
der Einlieferung der Eorrigenden in die Belier- 
ungsanjtalt werden von dem Lanbarmen- Fonds 
etragen. 8 16. Sollen arbeitsunfähige Arme, 
Fir welche der Landarmen⸗Fonds zu jorgen hat, 
als Pileglinge in die Befferungsanftalt zu Luckau 
untergebracht werden, jo wendet ji der Land» 
tath des Kottbufer Kreiſes mit dem diesfälligen 
Untrage unmittelbar an die der Anftalt vorge 
febte VBerwaltungscommilfion, welche die Jnipec- 
tion der Anſtalt zur Aufnahme folder Pfleg- 
linge anmeijen wird, 8 17. Wenn in dieſem 
Meglement von Kreisjtänden und Sireistagen 
die Rede ift, jo werden darunter die Stände des 
Kottbuſer Kreifes alter Begrenzung und Kreis: 
tage oder Convente, zu welchem dieje zugezogen, 
derflanden. 


unterwerfen laffen und verordnnen, nah Anhör- 
ung Unferer getreuen Stände der Kurmark, über 
die anderweitige Negulirung der Borjchriften 
wegen Behandlung der Landarmen, Zanditreicher, 
Bettler und Arbeitsſcheuen in dem Bereiche des 
Kurmärkiichen LQandarmen-Berbandes, unter Auf- 
hebung des Landarmen- und Invaliden -Regle⸗ 
ments für bie Kurmark vom 16. Juni 1791 u. 
de3 durch die Ordre vom 8. März 1828 gench- 
migten Regulativs wegen Einrichtung der ftän- 
diichen Landarmen-Direction der Kurmark vom 
13. März 1828, was folgt: 


I. Umfang des Berbandes3.:) 


$ 1. Der Landarmen- Verband der Kurmark 
umfaßt: A. ſämmtliche zum Regierungsbezirk 
Potsdam gehörende Kreife und darin belegene 
Städte der Mittelmark, Priegnig und Uckermark 
in ihrer jegigen Begrenzung und mit Einfchluß 
der den Kreiſen Baud-Belzig und Jüterbogt- 
Ludenwalde zugelegten vormal3 Sächſiſchen Di« 
ftricte und Enclaven, mithin die 14 Kreife Weft- 
priegnig, Oftpriegnig, Wejthavelland, einjchließs 
lid) der Stadt Brandenburg, Dfthavelland, Rup⸗ 
pin, Ober + Barnim, Nieder » Barnim, Teltom, 
Baud) « Belzig, Füterbogt - Qudenwalde, Anger- 
miünde, Templin, Prenzlau und Beestom »Stor- 
fow; B. im Regierungsbezirk Frankfurt a. d. D.: 
den Lebusſchen Kreis in feiner alten Begrenzung. 
— Der Beitpunft des Anfchluffes der dem Ber- 
bande neu hinzutretenden, in dem Kreifen Zaud- 
Belzig und Füterbogk-Ludenwalde belegenen vor- 
mals Sächſiſchen Diftricte und Enclaven wird 
auf den 1. Jan. 1848 feitgejegt. — Ausgeichloj- 
jen von dieſem Verbande bleiben jedoch die Städte 
Berlin, Potsdam u. Frankfurt a. d. O., welche 
bejondere Landarmen » Berbände bilden. — Die 
Auflöfung des Landarmen-VBerbandes der Kur- 
mark oder die Trennung einzelner Theile von 
demfelben, ſowie umgekehrt deſſen Erweiterung 
über die oben — Grenzen iſt ohne An« 
hörung Unferer Stände und ohne Unfere aus- 
drüdlihe Genehmigung nicht geitattet, 


II. Deſſen Zwed im Allgemeinen. 


8 2. Die Zwecke des Landarnıen Verbandes 
der Kurmark erftreden fih: A. auf die Ausüb- 
ung der Provinzial» Landarmen » Pflege für die 
zur Aſſociation gehörenden Landestheile, nad 
Mafgabe Unjeres —2*8 vom 31. Dec, 1842°); 
B. auf die Ausübung des Straf- und Correc- 


) ©. unter Armenpolizei Geſetz zur Ausführung des 
ya fiber den Unterftügungswohnfig vom 8. März 
1871 $ 26 ff. 

2) ©. jept bad Yundesgefeg über den Interflügungde 
mwobnfig vom 6, Juni 1870 und das preufifhe Musfühn 
ungsgeſetz vom 3, März 1871. 
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tiondverfahrens gegen die in benjelben aufge» flegung aufgenommenen und in benjelben ver 


griffenen Landftreicher, Bettler u. Arbeitsſcheuen, | jtor 


enen Landarmen fteht dem Landarmen-Ber- 


vom 6. Yan. 1843 (f. j. Str.-G.-B. $ 362) und|bande ein Erbrecht zu, über deſſen Ausdehnung 


C. auf die Heilung und fichere Verwahrung der 
Geifteöfranfen aus den afjociirten Ortichaften. 
— Zur Erfüllung diefer Zwede dienen dem Land- 
armen» Berbande die Anftalten zu Straudberg, 
Prenzlau, Neu:Ruppin und Wittjtod, — Die für 
dieje Anftalten beſtehenden befonderen Reglements 
und Inſtructionen jollen mit Buziehung der 
Stände ebenfalld einer Revifion unterworfen wer- 
den, um fie mit den Vorjchriften diefes allge- 
meinen Neglement® in Webereinftimmung zu 
bringen, 


II. Bildung eines Landarmen- Fonds. 


83. Zur Erreihung der in dem vorftehenden 
Paragraphen bemerkten Zwecke und zur nn. 
ung der Koften der Verwaltung ift ein Land- 
armen-Fonds gebildet, welcher bei der Landarmen- 
Hauptlaffe zu Berlin und beziehungsmweije bei 
den — ber einzelnen Landarmen- und 
Eorrectionsanitalten de Berbandes verwaltet 
wird. — Zu demjelben fließen: A. die einge- 
brachte Baarjchaft der Zandarmen- u. Eorrigen- 
den ($ 4); B. die Wrbeitsverdienfte derjelben 
($ 5); C. die Einnahmen aus dem Erbredhte der 
Zandarmen-Anftalten ($ 6); D. die Landarmen- 
Beiträge ($ 7). 

A. Die eingebradite Baarſchaft der Landarmen 
und Eorrigenden.] $ 4. Das an die Landarmen- 
und Correctionsanftalten bei Einbringung der 
Landarmen und Corrigenden mit abgelieferte 
baare Vermögen berjelben wird, jomweit ihr Ar— 
beitöverdienft die Transport-, Detentiond-, Ver- 
pflegungs- und Belleidungstoften derjelben nicht 
zu deden vermag, zur Tilgung biejer Koften mit 
veriwenbet und nur ber Reſt bei der bereinftigen 
Entlafjung ihnen zurüdgezahlt. 

[B. Die Arbeitöverdienfte der Landarmen und 
Eorrigenden.] $ 5. Ein Jeder, welcher in den 
Landarmen- und Eorrectiondanftalten des Ber- 
Bandes jeine Verpflegung findet, beziehungsmeife 
behufs Abbüßung der gegen ihn erfannten Strafe 
oder zur Correction in benjelben betinirt wird, 
ift nad) feinen Kräften zur Arbeit verpflichtet u. 
muß den Verbdienft derfelben, behufs Dedung der 
Koften feiner Verpflegung und Detention, ber 
Anſtalt überlaffen. — Die Unftaltsbehörden haben 
jedoch dafür Sorge zu tragen, ba den detinirten 
Pfleglingen und Eorrigenden zugleich die Mög- 
fichteit zur Erwerbung eines Weberverdienftes 
verjchafjt werde, welcher, joweit ed während ber 
Detentionszeit zur Beihaffung erlaubter Genüfje 
von ben Verwaltungsbehörden nicht für fie ver- 
wendet worden, zu einem ihre fünftige jelb- 
ftändige Subfiftenz erleichternden Fonds allmäh- 
ich angeiammelt und bei ihrer Entlafjung aus 
der Anſtalt ihnen ausgehändigt wird, bis dahin 
aber ihrer Dispofition entzogen und derjenigen 
der Anftaltöbehörde unterworfen bleibt. Die Be- 
ftimmung der Arbeitögattungen bleibt der Ver— 
waltungsbehörbe lediglich überlafjen. 

[C. Erbrecht der Landarmen- u. Correctiond» 
Anstalten] $ 6. Auf den eigenthümlichen freien 
Nachlaß der in die Landarmenanitalten zur Ber 


und Beſchränkungen die allgemeinen Vorfchriften 
in ben $$ 50 seq., Tit. 19, Thl. II des Allg. 
Landr. lediglich maßgebend find. — Auf den 
Nachlaß der in den Correctionsanftalten zur 
Strafe oder Eorrection eingelieferten und in den- 
jelben verftorbenen Landſtreicher, Bettler u. Ar- 
beitöfcheuen fteht dagegen dem Landarmen-Ber- 
bande ein Erbrecht nicht ferner zu. Die Correc— 
tiondanftalten defjelben find jedoch berechtigt, 
auf Abſchlag ihrer nad) Abrechnung des Arbeits. 
verdienſtes nicht gebedten Koſten für einen zur 
Strafe oder Correction eingelieferten und im 
Haufe verftorbenen Landftreicher, Bettler ober 
Arbeitsſcheuen den erworbenen Weberverbienft 
desjelben und feine mitgebrachten baaren Gelder 
und fonftigen, von den Anftaltsbeamten gewifjen- 
haft zu tarirenden Effecten ohne Verpflichtung 
zu einer Einlaffung auf die gerichtliche Nadlaß- 
regulirung, eigenthümlich zurüdzubehalten, und 
nur den nach erfolgter Deckung jener Kojten ver- 
bleibenden Ueberreſt an die den Nachlaß regu- 
lirende Behörde, oder die legitimirten Erben ab- 
zuliefern, denen auf Verlangen deshalb der er» 
forderlihe Nachweis gegeben werben joll. 

[D, LZandarmenbeitrag.] $ 7. Soweit die in 
den vorhergehenden $$ 4—6 gedachten Einnah- 
men nicht Hinreichen, die Verwaltung des Land⸗ 
armen- und Eorrigendenmwefens zu erhalten, find 
die Koften derjelben von ben — Landes» 
theilen durch jährliche Beiträge nad) Maßgabe 
de3 jederzeit gültigen, von Uns beftätigten Ta- 
rifs und der damit veröffentlichten Grundjäte 
über bie Art der Aufbringung und Bde 
der Beiträge zu beichafien. — Vorläufig jollen 
in dieſer Dean, die bisherigen Sätze forter- 
hoben werden. $ 3. Die Zufchüffe, welche die 
afjorirten Städte als Sublevation bei Aufbring- 
ung der Lanbarmen-Beiträge früher aus der Kur- 
märfifchen Städtelaffe, und jeit deren Aufhebung 
aus Staatsfonds jährlich bezogen haben, wollen 
Wir denfelben auch ferner in dem jegigen Be- 
trage aus u zahlen laſſen. $ 9, Um den 
rechtzeitigen Eingang der Landarmen » Beiträge 
zu jihern, follen die Landräthe diefelben durch 
eben die executiviſchen Mittel beizutreiben befugt 
jein, die ihnen zur Beitreibung der directen 
Staatöftenern gejtattet find, und eben fo ſollen 
die Magifträte in den Städten die Reftanten zur 
Entrihtung ihrer Beiträge durch Erecution are 
zuhalten Macht haben. 

[E. Immunitäten der Landarmen- u. Eorrec- 
tionsanjtalten.)] $ 10. Um dem Landarmen-Jn- 
ftitute der Kurmark alle Koften zu erjparen, 
welche nicht die Verwaltung der Landarmen-An- 
ftalten jelbft und des Landarmenweſens nothmwen- 
dig macht, wollen Wir die demjelben durch da3 
Reglement vom 16. Juni 1791 bemwilligte Be— 
freiung von PBojtporto und von Sporteln und 
Stempeln in Procefjen und jonftigen Rechtsan— 
gelegenheiten auch ferner zufihern. — Die Poft- 
freiheit bejtimmen Wir in dem Maße, daß dies 
jelbe der Landarmen-Direction, den Yandarmen« 
und Irrenanſtalten und den dabei concurrivenden 
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Behörden ſowol bei der rein amtlichen Corre-|über den nad) $ 7 ermittelten Betrag durch ver⸗ 
fpondenz zwiſchen den gedachten Landarmen-Un-|hältnigmäßig gleich hohe, alle Berbandsmitglie- 
alten und anderen öffentlichen Behörden, als der trefiende Bujchlagsprocente zu erhöben, und 
bei Geldverjendungen an Lanbarmen » Geldbei-|endlich über rg wegen —— und 
trägen, Zuſchüſſen zur Landarmen » Verpflegung /Beränderung der beſtehenden Anſtalten zu be» 
aus Staatöfonds, Erftattung von Auslagen anjichliegen. Die hierüber gefaßten Beſchlüſſe dei 
andere Behörden ober Ueberjendung von Unter- | Communal-Landtages find jedoch in dem verfafl- 
ftügungsgeldern an Behörden oder Privatper-|ungsmäßigen Wege zur Beitätigun — 
ſonen, ingleichen bei Verſendungen von Ucten| Oberaufſichtsrecht des Staates. $ 14. Bei 
oder Rechnungen in allen die Ausübung biejes|der Ausübung der ber ſtändiſchen Behörde über- 
Reglementd betreffenden Fällen zulommen foll;|wiejenen Iandespolizeiliden Functionen in Be 
dod müſſen alle Briefe oder Padete mit einem|ziehung auf dad Landarmen- und Eorrigenden- 
öffentlichen Siegel verfiegelt und mit der Auf⸗ weſen iſt dagegen diejelbe ben Stantd-Behörben, 
ſchrift: „Kurmärkifhe Landarmen-Sahe*, ver-|und zwar zunädjit dem Oberpräjidenten der Bro 
jehen fein. Bortopflichtig bleiben dagegen die|vinz unmittelbar untergeordnet. — Derjelbe Hat 
Sendungen, welche das Privatinterejje der in Diejdaher auf alle in biefer Beziehung gegen bie 
Sandarmen-Anjtalten aufgenommenen Individuen | ftändifche WBerwaltungsbehörde erhobenen Be 
ober der betheiligten einzelnen Communen be-|jchwerden in der Recursinſtanz zu entſcheiden. 
treffen, ingleihen alle Sendungen in Bezug auf In der weiteren Inftanz geht die Entſcheidung 
den kaufmaͤnniſchen Geſchäftsbetrieb der Anſtalten, an da8 Minifterium des Innern. — Streitig- 
ſowie in Bezug auf die Verwaltung des Grund⸗ keiten zwiſchen dem Landarmen-Berbande u. ein⸗ 
und Capitalvermögens derſelben. $ 11. Dagegen ia zu demjelben gehörenden Ortsarmen-Ber- 
fteht dem Landarmen-Inſtitut ein Anſpruch aufjbänden über die Verpflichtung zur Arme 
Befreiung von den Eonjumtionsitenern, nament-|hat jedody in dem alle des $ 34 des Geſehe⸗ 
fih von der Mahl- und Schlachtitener, nicht fer-|bom 31. Dec. 1842 die Regierung zu Potsdem 
ner zu. — In wieweit Wir demjelben eine ſolche als Landes⸗Polizeibehörde zu entſcheiden. 


gleihwohl aus Gnaden bewilligen wollen, bleibt 
Unferer befonderen Beitimmung vorbehalten. 


IV. Innere Organifation des Verbandes. 


————— Landarmen⸗Direction der !urmart.] 
N 5. Die laufende Verwaltung des furmärkifchen 
andarmen- und Eorrigendenwejens und der de 
für errichteten Yandarmen-, Jrren- und Corte 


F 12. Nachdem bereit3 Unſeres in Gott ruhen-|tiond-Anftalten ſowol in ben financiellen und 


den Herrn Vaterd Majeftät den getreuen Stän- 
den der zu einem Landarmen-Verbande der Kur⸗ 


ötonomijchen, als den landespolizeilichen Bezich— 
ungen wird bon der unter dem Namen „Stän- 


mark afjocirten Landestheile die eigene Verwal-|diihe Landarmen-Direction der Kurmark“ dafür 
tung der Landarmen-Anftalten unter Eontrole|ichon beftehenden Behörde auch ferner ausgeübt. 
und Oberauffiht der Staatöbehörden durch den — Sie ift aus drei Mitgliedern zufammengejegt, 


Landtagsabidied vom 17. Auguſt 1825 an dielwelche in einem zum Kurmärtif 


Zandarmen- 


zum erjten Provinzial- Landtage verfammelt ge-|Verbande gehörigen Orte Grundeigenthum be- 


weſenen Stände der Mark Brandenburg und des 
Markgrafenthums Niederlaufig 
haben, wollen Wir es hierbei gern 


jen. — Es foll fi diefe Verwaltung nit nurſung der dem Berbande —5 
eſammten Finanz- und ölkonomiſchen Anſtalten, und die zweckmä 


auf die 


und mithin Theilnehmer an der Afjociation 


i 
—— Dim müſſen. — Das Nefjort der Landarmen- 
ewenden laj-|Direction umfaßt die gefammte äußere Vermalt- 


Fonds m) 
ige Behandlung um 


Berhältnifje der beftehenden Landarmen-, FJrren-|Bejchäftigung der in dieſe Anftalt aufgenomme 


und Gorrectiond-Anftalten des Verbandes, jon- 
dern zugleih auf die Ausübung der auf dad 
Landarmenweſen und die Correction der Yand- 
ftreicher, Bettler und Arbeitsſcheuen abzielenden 
fandespolizeilihen Functionen innerhalb der 
Grenzen bed Berbandes erftreden, und eine per- 
manente ftändiiche Behörde berfelben vorftehen, 

(Communal-Landtag der Kurmarf.] $ 15. Bei 
ber Verwaltung der Finanz- und ölonomiichen 
Berhältniffe ift biefe Behörde zunächſt dem Com— 
munal-Landtage ber Kurmark untergeordnet. — 
Derjelbe hat demgemäß die von ber Berwaltungs- 
Behörde entworfenen Einnahme» und Wusgabe- 
Etatö zu revidiren und feftzufegen, die von ber- 
felben mit einer Generalnadhweifung über die 


nen Pileglinge und Eorrigenden, nad Mafgak 
ber Verſchiedenheit des Grundes ihrer Aufnahme 
und nad; näherer Anleitung der für die einzel. 
nen Anjtalten bejtehenden, oder noch zu oe 
ben bejonderen Reglements und denn 
Sie bedient ſich hierbei ber in den $$ 20—12 
erwähnten Organe u. Unter-Behörben. — Außer 
dem haben auc) die Kreislandräthe und die Ort! 
behörden den Mequifitionen der Lanbarmen- 
Direction gebührende Folge zu leiften. 
(Gomniflarius des — $ 16. Zur m- 
mittelbaren Ausübung der Oberauffiht u. Eon 
trole des Staat3 bei den der ftändifchen Land» 
armen - Direction in Beziehung auf das Land» 
armen- und Eorrigendenwejen überwiejenen Tan- 


Refultate der Verwaltung in dem abgelaufenen |despolizeilichen Befugniffen wollen Wir ferner 
Jahre vorzulegenden Jahresrechnungen zu tevi-|der Direction einen Unſerer Staatsbeamten als 
diren, zu moniren und zu dechargiren, die Land» |Unferen Commifjarins zuordnen. — In dieſet 
armen-Beiträge, wenn fie fich zu dem nad) $ 7 Eigenſchaft nimmt derjelbe, jo oft er es für gut 


ermittelten Betrage dur 


das Bedürfniß nicht|b 
als erforderlich herausftellen follten, zu ermäßi-|)Er übt indefjen feine 
gen oder auch im Falle ihrer- Unzulänglichkeit'ohne pofitive Einwirkung, nur die Controle über 


nbdet, an den — ber Direction theil 
tverwaltung, jondern, 





! 
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die Gefemäßigkeit des Verfahrens, insbeſondere mwerfenden und von Unſerem Minifter des Jn- 
Wahrnehmung des Iandespolizeilichen Inter- nern zu beftätigenden Geichäfts-Anmweifung für 
effes aus. — In biefer Hinficht wird berjelbe|diefelbe vorbehalten. 

vorzüglich eine gleichförmige Richtung mit den) Hauptkaſſe und Depofitorium.) $ 19. Die 
übrigen Gegenftänden der Sicherheits u. Urmen-|Landarmen-Hanptlaffe, bei welcher ein Rendant 
polizei, bie von Unferen Regierungen geleitet wer-|und ein Eontroleur angeftellt find, muß in einem 
den, zu befördern und m. = int dr Onm- jeden Monate von einem Mitgliede der Direc- 


Landarmenwejen, 


ten zu vermitteln haben. — Findet ber Eom-|tion, und zwar an demfelben Tage, an welchem 
miffarius Bebenfen bei Befchlüffen der Direction|bie Revifion Unferer Hauptlaffen in Berlin nad 
und ift eine Einigung nicht zu erreichen, jo muß|den dieferhalb von Uns erlafjenen Beitimmungen 
deshalb an bie vorgeſetzte Inſtanz zur Enticheid- |jtattfindet, ordentlih, außerdem aber aud) wer 


ung berichtet werden, einftweilen darf aber bie 
Direction nichts gegen den Widerfprud des Er- 
fteren verfügen, vielmehr hat fie in eiligen Füllen 
ihre Maßregeln jo zu nehmen, daß bemjelben u. 
der deshalb zu erwartenden höheren Enticheid- 
ung nit borgegriffen werde, — Ulle Initanzs 
Berichte der Landarmen » Direction gehen durch 
die Hände biejed Unſeres Commifjariud zur 
Durdfiht und etwaigen Hinzufügung feines Gut- 
achtens, beögleichen gehen alle Verfügungen der 
vorgejegten Behörde an bie Landarmen-Direction 
bei demjelben durch. 

[Wahl und Amtsdauer der Directoren.] $ 17. 
Die Wahl der Mitgliever der Landarmen- 
Direction und unter en des Borfigenden 
derielben erfolgt, ohne Nüdfiht auf das ge 
wöhnliche Repräfentationd » Berhältnig der Drei 
Stände, dur den Communal-Landtag der Kur- 
marf; deren Beftätigung behalten Wir Uns je: 
doch Allerhöchſt jelbjt vor. — Die Wahl erfolgt 
auf 6 Jahre, und zwar dergeitalt, daß alle 2 
Jahre ein Mitglied außfcheidet, für welches als— 
dann eine neue Wahl oder Verlängerung ber 
Dienftzeit erfolgen muß. Scheidet der Vorſitzende 
aus, jo wird bei einer neuen Wahl zugleid, be 
jtimmt, wer alödann den Borjig führt. — Die 
Reihefolge des eriten Ausſcheidens wird, bei er- 
mangelnder Bereinigung unter den Directoren, 
durch das Loos beftimmt. 

ei und Geichäftsführung ber Direction.] 
$ 18. Die Landarmen-Direction der Kurmarf 
hat ihren Sit in Berlin, ihr Geſchäftslocal ift 
im Landſchaftshauſe dafelbft, in welchem nicht 
nur ihre VBerjammlungen gehalten werden, jon- 
dern auch die Kaffe u. Regiftratur ſich befinden. 
Der vorfigende Landarmen-Director muß jeinen 
Wohnfig in Berlin haben. — Die Direction muf 
jih in der Hegel in jedem Monat einmal in 
ihrem Gejchäftslocal zur Berathung und Be— 
ſchlußnahme über generelle Angelegenheiten und 
bejonders wichtige und zmweifelhafte Specialfälle 
in regelmäßigen Seifionen verfammeln, an wel« 
chen ũnſer Commifjarius zur —— der 
landespolizeilichen —— nach näherer Bor- 
schrift des $ 16 theilnehmen wird. — In dieſen 
oder etwaigen außerordentlihen Berjammlungen 
find die Verhandlungen collegialiich, u. es mwird 
Durch Stimmenmehrheit der Directoren entjchie- 
den. Bei gleihen Stimmen gibt die Stimme des 
Borfigenden, u. in etwaiger Abweſenheit deſſel⸗ 
ben die Stimme des anweſenden, nad) den Dienit- 


nigftend einmal in jedem Jahre zu ungemöhn- 
liher Zeit, nad der Anordnung bes Borjigenden, 
außerordentlich revidirt werben. — Zu dem De- 
pojitorium, welches mit drei verfchiedenen Schlöſ⸗ 
jern verjehen fein muß, führen der mit der Ber- 
waltung defjelben zugleich beauftragte Rendant 
der Landarmen-Hauptlafje, der Vorſitzende und 
der Eontroleur ein Feder einen Schlüffel. 
[(Ständifhe Commiffarien der Anſtalt.) $ 20. 
Jeder unter der Bermwaltung der Landarmen« 
Direction ftehenden Anftalt in der Provinz ift 
zunächſt ein afjociirter, zur Standſchaft bered- 
tigter Grundbeſiher als ftändiicher Commiſſarius 
vorgejegt, welcher ald Organ der Direction die 
nächte Auffiht über die betreffende Anftalt zu 
führen hat. Er wird von der Landarmen-Direc- 
tion gewählt und dem Communal-Landtage zur 
Beitätigung vorgeichlagen. Als Organ ber Dir 
rection ift er verpflichtet, neben der allgemeinen 
Beauffihtigung der Anftalt auch die ihm in Be- 
zug auf diejelbe von der Direction zu ertheilen- 
den fpeciellen Aufträge —— Inſonder · 
heit muß er monatlich die Kaſſe des feiner Auf⸗ 
jicht anvertrauten Haufe vorſchriftsmäßig revi« 
diren und die Nepifionsprotofolle an die Land- 
armen-Direction einjenden. Bei Gelegenheit die- 
jer Rafienrevifionen, oder auch zu jeder anderen 
ihm beliebigen Beit hat cr von Allem, was im 
Laufe des verwichenen Monat3 oder in ber 
Zwiſchenzeit in der Anſtalt vorgefallen und von 
Erheblichkeit ift, Kenntniß zu nehmen und fid 
vortragen zu lafien, ſowie denn aud die Ver- 
waltungsbebörbe bei außerordentlihen Borfällen 
in der Zwiſchenzeit bei ihm anzufragen verpilich- 
tet it. Ueber ſolche außerordentliche Vorfälle, 
über etwaige Verbeſſerungsvorſchläge und über 
das Ergebniß der aus eigener Beranlafjung od. 
auf Anordnung der Direction von ihm vorzu- 
nehmenden Revifionen der Anftalt muß er ar 
die Landarmen » Direction berichten und deren 
Beicheid einholen. — Die Berichte ber. Berwalt- 
ungsbehörde der Anftalt an die Direction, ſowie 
die Berfügungen ber Lebteren an jene in allen 
generellen, die Anſtalt betreffenden Ungelegen- 
heiten müffen bei ihm, die Berichte zur Beifüg- 
ung feines etwaigen Gutachtens, durchgehen. 
Inſpectionen der Anftalt.] $ 21. Der Ber- 
waltung jeder einzelnen Anftalt fteht unter ber 
beftändigen Aufſicht u. Controle der Landarmen- 
Direction eine Inſpection vor, welche aus einem, 
oder wo e3 das Bedürfniß erheifcht, aus zwei 


sahren älteften Divectord den Ausſchlag. — Die Mitgliedern beiteht, von welchen jedoch das zweite 

näheren Beitimmungen über den Gejchäftsbetrieb|dem erjten Anftaltsbeamten nur zur Aſſiſtenz bei 

dei der Yandarmen-Direction bleiben der von|der Verwaltung und namentlich als Controleur 

dem Commmmal»Landtage der Kurmark zu ent-|bei der Kaſſe zugeordnet ift, ohne bei der Ver— 
Grotefend, Kolisci Periton. 49 
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waltung ſelbſt ſtimmberechtigt zu fein, für melde; pflichtungen des Landarmenverbandes ber Kur- 


vielmehr die Enticheidung des erjten Anftalts- 
beamten bis zu einer etwaigen Aufhebung oder 
Nenderung derfelben durch den ſtändiſchen Com« 
mijjarius der Yandarmen-Direction, oder durch 
dieſe felbit, allein maßgebend bleibt. Der In— 
ipection ift die ganze öfonomijhe Direction des 
Hanfes, die Verforgung deſſelben mit Lebens— 
mitteln und Wrbeitömaterial, die angemejjene 
Benugung der vorhandenen Arbeitöfräfte zum 
Vortheil des Hauſes und das Kaffen- und Rech— 
nungsweſen derjelben, ingleichen endlich die Hand- 
abung ber Hauspolizei u. der Disciplin über die 

fleglinge u. Detinirten des Hauſes anvertraut, 

[Seeljorger und Aerzte der Anitalt.] s 22 
Mit der Seeljorge wird bei jeder Anſtalt ein 
Beiftlicher und mit der leiblichen Pflege ein Arzt 
widerruflich beauftragt. 

(Jurisdiction des Landarmen-Berbandes.] $23. 
Eine eigene Jurisdiction fteht dem Landarmen- 
Berbande nicht zu. Durd die Aufnahme eines 
Zandarmen oder Eorrigenden in bie Anftalt wird 
eine Veränderung ded Gerichtöftandes nicht her— 
beigeführt. — Bei den in den Landarmen« und 
Eorrectiondanftalten verübten Verbrechen fallen 
die Unterfuchungsfoften, joweit diejelben von dem 
forum delieti commissi zu tragen find, dem 
Eriminalfonds3 zur Laſt. 

(Wahl und Gefchäftsführung der Anſtalts— 
beamten.)] $ 24. Die Beamten ber einzelnen 
Anftalten, mit alleiniger Ausnahme des erjten 
Infpectionsbeamten einer jeden ($ 21), ftellt die 
Landarmen-Direction nad) eigenem Ermejjen an, 
hat jedoch von den eintretenden Wechjeln in den« 


mark in Betreff der Erfüllung der Landarmen⸗ 
pflege innerhalb des Bezirkes der bei demjelben 
afjociirten Yandestheile, jowie in Betreff der Un— 
terſtützung der zu demjelben gehörigen Ortdarmen« 
Berbände bei Ausübung der Ortsarmenpflage, 
find die Beſtimmungen des Gejeges über die 
Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dechr. 
1842 lediglich maßgebend. !) $ 27. Nimmt eine 
Gemeinde auf den Grund des $ 14 de3 vorge 
dachten Geſetzes die Beihilfe des Landarmen- 
Verbandes zur Verpflegung eines ihr zur Laſt 
fallenden Ortsarmen, wegen angeblichen Unver- 
mögensd, in Anjpruch und wird diefer Anſpruch 


.|von ber Yandarmen-Direction nad) den obwals 


tenden Verhältniſſen für begründet nicht aner« 
fannt, fo ijt von dem Oberpräfidenten darüber 
zu entiheiden, nachdem das behauptete Unver« 
mögen und ber Betrag, welchen die Gemeinde 
ohne ihren Ruin aus eigenen Mitteln dazu ver- 
wenden kann, durch die betreffende Regierung 
näher erörtert und Tengejegt it. 8 28. Bon 
der freien Beftimmung der Yandarmen-Direction 
hängt ed ab, ob fie die der Fürjorge des Land» 
armen ⸗ Verbandes anheimfallenden Armen den · 
jenigen zum Verbande gehörigen Gemeinden od. 
Gutsherrſchaften, in deren Bezirke fich diejelben 
zur Zeit des Eintrittes ihrer Hiljsbedürftigfeit 
befinden, gegen eine angemefjene Geldentichädig« 
ung überweiſen, oder fie zur eigenen Berpfleg- 
ung in ein Landarmenhaus übernehmen will 
Die Eigenihaft derjelben als Landarmen wird 
jedod im erjteren Falle durch die Ueberweijung 
nicht verändert. $ 29. Der Abfendung eines 


jelben ſowol dem Oberpräfidenten der Provinz, |Urmen in das Landarmenhaus muß daher deſſen 
al3 aud dem Communal-Landtage der Kurmark|nmeldung bei der Landarmen-Direction durch 


Anzeige zu erftatten. Dagegen tritt bei Anftell- 
ung der gedachten eriten Inſpectionsbeamten in- 
jofern eine Mitwirkung des Communal-Landtages 
ein, ala die Beſetzung dieſer Stellen bei eintre- 
tenden Bacanzen jeitens der Landarmen-Direction 
nur vorläufig und unter Vorbehalt der Beftä- 
tigung durch ben nächſten Communal»Landtag 
bei dem biejelbe zu dieſem Behufe in Antrag zu 
bringen ift, erfolgt. — Auch von der vorläufigen 
Befegung muß die Landarmen » Direction dem 
Oberpröfibenten jogleich Anzeige machen. — Die 
nad $ 2 einer Repifion zu unterwerfenden be— 
fonderen Reglements und Inſtructionen der ein« 
zelnen Unftalten werden zugleich ausführlichere 
Geſchäftsanweiſungen für die Beamten berjelben 
enthalten. 

[Subaltern-Beamte.)] & 25. Die Wahl und 
Anftellung des nad) ihrer ebergengumg jederzeit 
nöthigen Subaltern + Berfonald ſowol bei der 
Sandarmen-Direction ſelbſt als bei den verſchie— 
denen Anjtalts » Inipectionen bleibt der Land— 
armen-Direction innerhalb der ihr durch den Etat 
gejegten Schranfen Tediglich überlafjen; doch iſt 
jte hierbei an bie beftehenden allgemeinen Vor— 
ichriften, wegen Berückſichtigung der zu einer 
Eivil-Berjorgung berechtigten Militärperjonen bei 
Beſetzung der Eubalternitellen gebunden. 

V. Bon den Bweden bed Landarmen- 

Verbandes im Bejonderen, 
[A. Landarmenpflege.] $ 26. Für die Ver— 


% 


die Polizeibehörde des Ortes, in welchem die 
Hilfsbedürftigleit des Armen eing:treten ift und 
die Erklärung der Erjteren, daß fie zu deflen 
Aufnahme bereit jei, in der Regel vorhergeben. 
— Der Anmeldung muß eine ausführliche Ver: 
nehmungsverhandlung über die heimathlichen u, 
perjönlichen Verhältniſſe des Angemeldeten jebes- 
mal beigefügt fein, i 30. Enticheidet ſich die 
Landarmen-Direction für die Aufnahme des Ar 
men in ein Zandarmenhaus, jo bedarf es in der 
Regel, und jofern ſich der Leptere nicht jchon 
eines vagabondirenden Lebens, der Bettelei oder 
eined ſonſtigen Vergehens verdächtig gemacht 
—— ſollte, eines begleitenden Transportes nicht, 
ondern der dem Hauſe überwieſene Arme wird 
auf ſeiner Reiſe dorthin ſich ſelbſt überlaſſen, der 
ihm mitzugebende Paß jedoch auf die nächite 
Reiſeroute beſchränkt. — Sollten aber körper: 
lihe Schwäde oder andere Rüdjichten die Reife 
zu Fuß auch in kurzen Tagreijen nicht geitatten, 
jo wird er durch eine Fuhre in bad Haus be» 
fördert, für welche jede ein Bweigejpann nur 
in dem Falle zu gejtatten iſt, daB nach der pflicht- 
mäßigen Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde 
eine rg e Fuhre nicht zu erlangen fein 
follte. F 31. Die Reife u. Behrungstojten find 
von der Gemeinde» oder Gutsherrſchaft, welche 


die Abjendung bewirkt, vorzuſchießen, von der 


1, ©. bie Note zu 2 
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Landarmen · Direction aber zu vergüten, ſofern Regierung von demſelben in Kenntniß zu ſetzen, 


nicht der Ueberwieſene ein auf den Grund der 
55 14 und 16 des Geſetzes vom 31. December 
1842 übernommener Ortdarmer fein follte, in 
welchem Falle jene Koften von dem betreffenden 
DOrtdarmen-Berbande zu tragen find. $ 82 
Soweit die beftehenden Landarmenhäufer der 
Kurmark die gemeinſchaftliche Beitimmung für 
die Verpflegung ber Landarmen u. für die Un- 
terbringung der Eorrigenden noch haben oder 
künftig erhalten follten, müffen die Räume, welche 
in denfelben, von einander weſentlich verichiede- 
nen Gattungen von Detinirten angewiefen find, 
ftreng don einarder gefondert fein. — Auch müj- 
fen die Armen eine fie von ben Corrigenden 
unterfcheidende Kleidung erhalten. Dagegen find 
diejelben an eine ftrenge Beachtung der Haud- 
Ordnung ebenfall3 gebunden und die ihnen nad 
igren Kräften anzumeifenden Arbeiten zu ver- 
richten verpflichtet. $ 33. Die der Fürſorge des 
Landarmen » Verbandes anheimfallenden Kinder 
werden in eine a eg und Erzieh- 
— welche ſich dermalen zu Straußberg, 
abgeſondert von dem dortigen Landarmen- und 
Correctionshauſe und nur unter gemeinjchaft- 
licher Verwaltung mit demjelben befindet, unter- 
gebracht. — Auch follen, joweit es Raum und 
Nittel geftatten, verwahrlojte Kinder, für melde 
zwar nicht von dem Landarmenverbande, fondern 
von einer afjociirten Gemeinde oder Gutsherr- 
ichaft die Fürjorge auszuüben fein würde, für 
deren angemefjene Erziehung aber die entſprech— 
enden Einrichtungen in den Heimathsorten ent- 
weder überhaupt fehlen, oder doch mit einem 
unverhältnißmäßigen Kojtenaufwande zu beichaf- 
jen jein würden, in dieſe Anftalt gegen einen 
mäßigen Berpflegungsjag ſerner aufgenommen 
werden. — Auf der anderen Seite jteht es der 
Yandarmen-Pirection frei, die Kinder folcher der 
Zandarmenpflege des Verbandes anheimgefallener 
Gltern, welche außerhalb der Landarmenhäufer 
durch Unterftügungen ans dem re einig 
verpflegt werben, an ben ihren Eltern angemwie- 
jenen Aufenthalt3orten ebenfall3 zu belaffen und 
behufs ihrer Erziehung der Elementarjchulen in 
viefen Orten ohne Verpflichtung zur Zahlung 
eines Schulgeldes für dieſelben ſich zu bedienen. 
$ 34. Die Auffiht über die gewiſſenhaſte Aus- 
fibung der Ortdarmenpflege jeitend der Gemein- 
den und Gutsherrſchaften verbleibt zwar ber 
Regierung, die Landarmen-Direction u. Die der- 
jelben untergeordneten Anſtaltsbehörden bezich- 
ungsweiſe Die dazu competenten Gerichte haben 
jedoch bei der Unterjuchung der eingehenden De- 
nunciationen gegen Sondftreicher, Bettler und 
Urbeitsjcheue die Erörterung allemal zugleich 
darauf zu richten, ob etwa jeitens einer Gemeinde 
Inder Gutäherrichaft die Verpflichtungen der Orts- 
‚rmenpflege gegen den Contravenienten vernad)- 
älfigt find und derjelbe durch den hieraus für 

n ertwachlenen Nothitand zum Betteln u. Va» 

abondiren verleitet ijt. — So oft fidh ein Ber- 

acht in diefer Beziehung gegen eine Gemeinde 

der Gutsherrichaft herausſtellt, ijt der vorläu— 

ge Befund zu den Acten zu regijtriren u. durch 

ie Landarmen-Direction demnächſt die betreffende 


* 


Landſtreicher dagegen u. diejenigen 


welche die Verſchuldung der denuncirten Gemeinde 
oder Gutsherrſchaft näher zu unterſuchen und, 
falls dieſelbe hierbei einer Vernachläſſigung ihrer 
Pflichten für die Ortsarmenpflege wirklich über- 


.|führt werben jollte, die dur die Aufgreifung 


und ben: Transport des von der Vernadjläjlig- 
ung betroffenen Landſtreichers, Bettlerd od. Ar» 
beitsjcheuen, ſowie durch deſſen Unterhalt im 
Landarmenhaufe entjtandenen Kojten der jchul« 
digen Gemeinde oder Gutsherrichaft allemal zur 
Laſt zu legen und für den Landarnien-Fonds 
von ihr wieder einzuziehen hat. 

[B. Bejtrafung u. Correction der Landitreicher, 
Bettler und Urbeitsicheuen. 1] 8 35. Die in dem 
Geſetze vom 6. Februar 1343 enthaltenen Vor» 
ichriften über das Straf» u. Correctionsverfah— 
ren gegen Landftreicher, Bettler und Arbeitsſcheue 
finden im Allgemeinen aud) auf die im Bereiche 
des Kurmärkiihen Landarmenverbandes aufge» 
griffenen Landjtreicher, Bettler und Urbeitsicheuen 
volle Anwendung, u, nur die Competenzbeitimm«- 
ung im $ 7 dejlelben erleidet zur Heritellung 
eines gleichartiperen und wirkſameren Strafver- 
iahrens in dem Bereiche des gedachten Berban- 
des die in den nachitehenden ———— ent» 
haltenen Abänderungen. 

[1. Strafverfahren] a. gegen Landſtreicher 
und außerhalb ihres Wohnortes aufae- 
griffene Bettler, $36. Alle in dem Bereiche 
des Kurmärkiſchen Landarmenverbanded aufge» 
griffenen Landjtreiher und alle in demſelben 
Bereiche, jedoch außerhalb ihres Wohnortes auf: 
gegriffenen Bettler werden, nachdem die aufgrei⸗ 
fende Ortspolizeibehörde durch eine aufzuneh— 
mende Verhandlung die Thatſache des Bettelns 
oder — — mit der für das vorbereitende 
jummariſche Verfahren zuläſſigen, thunlichſten 
Genauigkeit feſtgeſtellt hat, in das nächſte Cor— 
rectionshaus des Verbandes auf Koſten des Land—⸗ 
armen⸗Fonds abgeliefert. — Bei dem Transporte 
dorthin ſind die über den Transport der Ver— 
brecher und Vagabonden vom Civilſtande be— 
ſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu befolgen; 
in der Regel iſt jedoch derſelbe nur durch einen 
Transporteur zu bewirken, welchem von der ab» 
jendenden Behörde ein Trandportzettel mitgege- 
ben und von ber Anſtalts-Inſpection nad) er- 
folgter Ablieferung des Contravenienten ein Ab— 
lieferungsfchein ausgehändigt wird. $ 37. Gegen 
die Bettler wird, fofern ſich die Angeſchuldigten 
im erjten Contraventionsfalle ohne Concurrenz 
erſchwerender Umjtände befinden und daher die 
Strafe des $ 2 des Geſetzes vom 6. Jan. 1843 
gegen fie zur Anwendung fommt, die Unterſuch— 
ung jogleih nad) ihrer Einlieferung von der 


Anjtalts-Fnipection vervollitändigt, und auf den 


Grund der geichlofjenen und an die Lanbarmen- 
Direction einzufendenden Acten, von diefer bie 
verwirkte Strafe durd) Reſolut feſtgeſetzt. — Die 

Bettler, welche 
wegen Bettelns ſchon einmal beſtraft ſind, oder 


unter erſchwerenden Umſtänden gebettelt u. daher 

1) &, jest Reichs-Str.⸗G⸗B. vom 15. Mai 1871 9 361 
Nr. 3 ff. und $ 3n2 Abi. 2 u. bezüglich des Strafverfahrens 
das Geſetz vom 8. Mai 1352 Art. 120, 
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nah $ 3 des allegirten Gefeges bie Strafe desjin gleicher Weife gegen diejenigen ftatt, welche 
$ 1 ibid. verwirkt Haben, hat die Anftalt3-In-| Kinder zum Betteln anleiten oder ausſchicken 
fpection zur vorläufigen Detention, in dad Cor- — bed Geſetzes vom 6. Januar 1843), $ 43. 
rectionehaus zwar ebenfalld aufzunehmen, die Die nah $ 5 bed Geſetzes vom 6. Januar 
gleichzeitig eingegangenen Verhandlungen über|1843 gegen diejenigen, welche ihrer Gewalt od. 
den vorläufig feitgeftellten Thatbeftand aber an|Aufficht untergebene und zu ihrer Hausgenofjen- 
das Gericht am Orte des Correctionshauſes zur|ichaft gehörende Perjonen vom Betteln abzuhal- 
Einleitung der gerichtlichen Unterjuchung u. Ab⸗ſten unterlaffen, zu verhängende Strafe bi® zu 
jafjung des Straferfenntnifjes abzugeben. — Inſ8 Zagen Gefängniß wird von ber Ort2polizei- 
Beziehung auf die in den gerichtlichen Unterfudh- | Behörde feitgejett und vollitredt. Ebenſo ver 
ungen gegen Landſtreicher und Bettler erwachje-| fallen unmündige, in» u. außerhalb ihres Wohn: 
nen und wegen Unvermögens von dem Contra-|ortes beim Betteln betroffene Kinder lediglich der 
venienten jelbft nicht beizutreibenden unerläßlichen Eorrection der Polizeibehörde ihres Angehörige 
baaren Auslagen, zu welden jedod die Deten- |keit3ories u. dürfen diefelben in die Corrections- 
tiousfoften nur in dem Falle zu rechnen find,|häujer des Landarmenverbanded nur in dem 
wenn die bei einem anderen Sandarmenverbande| Falle eingeliefert werden, wenn ihr Ungehörig- 
afjociirte Gerichtsobrigteit des Heimathortes da⸗ keitsort zweifelhaft oder unbelannt, oder fie in 
für aufzulommen hat, wogegen diejelben, auch Gemeinihaft mit ihren außerhalb ihres Wohn. 


Santarmenwefen. 


während der Unterjuhungshaft, für die beim 
Kurmärkiichen Verbande affociirten Gerichtsobrig- 
feiten und den Eriminal-Fonds von dem Land» 
armen» Fonds übertragen werben, kommen die 
Vorſchriſten der Eriminalordnung zur Anmwend- 
ung. $ 38. Gegen die Strafrefolute der Land» 
armen»PDirection fteht dem Contravenienten in- 
nerhalb einer Frift von 10 Tagen, vom Tage 
der Rublication an, der Recurd an den Ober. 
Präſidenten, gegen die Straferfenntniffe ber Ge- 
richte aber das Rechtsmittel der weiteren Ver— 
theidigung nad) den über dieſes Rechtsmittel 
beftehenden allgemeinen Vorſchriften offen. $ 39. 


ortes bettelnden Eltern beim Betteln betroffen 
fein follten. c. gegen Arbeitsſcheue. F 44. 
Gegen die Urbeitsicheuen aller drei im $ 6 des 
Gejeged vom 6. Januar 1843 aufgeführten Ka- 
tegorien wird die Unterfuhung, wenn ſich die 
Angeſchuldigten im erften Contraventionsfalle be- 
finden, von der Polizeibehörde ihres Wohnorter 
geführt und die geichloffenen Unterjuchungsacter 
werden von berielben an die Landarnıen-Direc- 
tion zur Entideidung eingereiht. — Wird von 
der legteren die Denunciation für begründet an- 
erfannt, jo Hat diejelbe das Strafrejolut abzu- 
faffen und mit der Publication zugleich die Ein- 


Die Vollitredung der Strafe, gleichviel ob fiellieferung de3 Denunciaten in das Landarmen: 


von der Yandarmen-Direction oder von dem Ge- 
richte feftgejegt und ohne Unterſchied, ob auf Ge- 
fängniß oder Strafarbeit erfannt worden, erfolgt 
allemal in dem Correctionshauſe des Verbandes, 
in welches der Contravenient eingeliefert wor— 
den. — Die Koften der Vollftredung der von 
der Landarmen-Direction feitgejegten Strafen 
trägt der Sandarmen- Fonds. In Betreff der 
Kojten der Bollitredung geridjtlich erlannter Stra- 
fen gilt die Vorſchriſt des 37. b. gegen Bett. 
ler, welche in ihrem Rohnorte beim Bet- 
teln betroffen werden. $ 40. Die Führung 
der Unterfuchung, fowie bie Feſtſetzung u. Voll— 
ftredung ber verwirften Strafen gegen diejenigen 
Bettler, welche in ihrem Wohnorte beim Betteln 
betroffen werben, liegt, wenn auf die Eontra- 
vention die Strafe des $ 2 des Geſetzes vom 
6. Januar 1843 zur Anwendung kommt, der 
Rolizeibehörde diefes Ortes, falls aber die Con— 
iravention zur Beitrafung nah dem $ 1 ibid. 
angethan ijt, demjenigen Gerichten ob, melde 
nach den beftehenden allgemeinen Competenzvor- 
ichriften zur Verwaltung der Criminal-Gerichts— 
barleit in dem bezeihnten Orte innerhalb des 
nach dem Geſetze zu erfennenden Strafmaßes über 
haupt competent find. $ 41. Gegen die Straf- 
tejolute der Polizeibehörde ftcht den Eontra- 
venienten innerhalb einer zehntägigen Friſt, vom 
Tage der Publication an, der Recurs am die 
Regierung offen, wogegen für die zuläfjigen Rechts— 
mittel gegen bie —— Strafertenntnijje die 
hierüber beſtehenden, allgemeinen Borjchriften 
maßgebend find. $ 42. Das in den vorjtehen- 


haus behufs Vollitredung der Strafe nad) be» 
ichrittener Rechtskraft des Reſoluts ($ = an⸗ 
zuordnen. 8 45. Gegen rückfällige Arbeitsſcheue 
aller drei in dem vorſtehenden Paragraphen be— 
zeichneten Kategorien wird dagegen von den Po— 
lizeibehörden ihres Wohnortes nur der That⸗ 
beſtand vorläufig feſtgeſtellt und mit den hierüber 
aufgenommenen Verhandlungen der Eontravenient 
in das Landarnıenhaus abgeliefert, wofelbit nad 
ben in den $5 36—39 enthaltenen VBeftimmungen 
über das Verfahren gegen Landſtreicher u. rüd- 
fällige Bettler von dem Geridte am Orte Die 
Unterjudjung ar und das Strafertenntnig 
abgefaßt und nad beichrittener Rechtskraft in 
dem Landarmenhauje au vollitredt wird. — 
Um jedoch der Einlieferung von Angeſchuldigten, 
gegen welche nad dem Gejege von Anfang an 
feine genügende —— zur Einleitung der 
Unterſuchung vorlag und daher demnächſt die 
Freiſprechung ſeitens des Gerichtes erfolgen muß. 
zur Vermeidung der dadurch vergeblich erwach⸗ 
ſenden Trausport- und Detentionskoſten möglichft 
vorzubeugen, ſollen die Ortspolizeibehörden auf 
dem platten Yande die aufgenommenen Berhand- 
lungen zur vorläufigen Feſtſtellung des That- 
beitandes zunächſt dem Yandrathe des Kreijes 
zur Brüfung vorlegen und nur mit der ausdrück⸗ 
lid erflärten Zujtimmung defjelben den Tran 
port des Angeidhuldigten in das Landarmenhaus 
einleiten dürfen. $ 46. Zur mehreren Sicher 
ftellung der Beweisführung in den gegen die ſo— 
genannten Wohnungs-Ertroger zu —— Un- 
terfudungen muß bie nad $ 6 Nr. 3 des Ge 


den 38 40 und 41 angeordnete Verfahren findet jepes vom 6. Januar 1843 von der Ortspolizei- 
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Behörde zu beftimmende Frift, innerhalb deren die Eröffnung der Möglichkeit, durch ihren Ne— 
fi) der Obdachloſe ein anderweites Unterfommen |benverdienit ſich allmählich einen Meinen Fonds 
- zu verſchaffen hat, dem legteren allemal von der, zur Begründung eines jelbftändigen Vrodermwer» 
Ortspolizeibehörde in einem von ihm zu voll-)bed anjammeln zu können, zu rechnen ift und 
ziehenden Protokoll angekündigt umd darin die) haupiſächlich die Einwirkungen des Seeljorgers 
Belehrung über die ihn im Nichtbeachtungsfalle der Anftalt auf das Gemüth derjelben ala die 


Landarmenweſen. 


zu treffende 
werden. $ Die Koften der Detention und 
der Unterhaltung der Arbeitsjcheuen aller drei 
Kategorien ded $ 6 des Gejeges vom 6. Januar 
1343 in den Yandarmenhäujern während Der 
Unterſuchungs- wie Strafhaft, beögleichen die 
Kojten des nah den Borichriften des S 36 zu 
bewirlenden Transportes berjelben in die Land- 
armenhänfer werden von dem Landarmen-Fonds 
getragen. r 
[2. Correctionöverfahren.] $ 48. Die Land- 
ftreicher und diejenigen Arbeitsſcheuen u. außer- 
Halb ihres Wohnorted =aufgegriffenen Bettler, 
welche durch gerichtliches Erkenntniß zu der im 
$ ı des Geſetzes v. 16. Januar 1843 angedrohten 
Strafe verurtheilt find, hat die Landarmen-Di« 
rection J abgeſeſſener Strafzeit, ſofern fie 
Ausländer ſind, aus dem Lande zu weiſen, die 
Inländer aber auf den von ihr unter ſorgfältiger 
Beurtheilung der aus den Unterſuchungsacten 
ſich ergebenden perſönlichen und Führungsver— 
ältniſſe derſelben feſtzuſetzenden Zeitraum inner- 
alb des im $ 8 des allegirten Geſetzes angege— 
enen höchſten Maßes behufs ihrer Correction 
im Landarmenhauſe ferner zu detiniren. — In 
gleicher Weiſe ſollen die in ihrem Wohnorte auf- 
gegriffenen Bettler, welche wegen Rüdjälligfeut 
oder Bettelns unter erfchwerenden Umftänden Die 
Strafen des $ 1 a.a.D. erlitten haben u. bie- 
jenigen Berjonen, welde wegen Wiederholung 
des im $ 4 ebendafelbit gebachten Bergehens der 
Anleitung oder Ausihidung von Kindern zum 
Betteln bejtraft find, nad) abgebüßter Strafe be- 
Hufa * Correction in das Landarmenhaus 
abgeliefert werben, und es haben daher die Ge— 
richte, von welchen die Unterſuchung geführt tt, 
die darüber verhandelten Wcten Topleich nad 
rechtöträftiger Entſcheidung der Landarmen- Di- 
rection zur Feſtſetzung ber Detentionszeit einzu- 
ſenden und jobald die erfannte Strafe abgejejjen 
ift, den Transport bed Corrigenden in das Land⸗ 
armenhaus nad) den im $ 36 gegebenen näheren 
Beitimmungen auf Koften des mn 
einzuleiten. — Die Koften der Detention behufs 
der Eorrection fallen dem Landarmen- Fonds zur 
Laſt. $ 49. Die Einiperrung behufs der Gor- 
rection nach verbüßter Strafe ift nicht al3 eine 
weitere Strafe zu betrachten, vielmehr iſt der 
Zweck biejer Einfperrung die Befferung der ein. 
gelieferten Contravenienten und ihre Burüdführ- 
ung zu einem ehrlihen Broderwerbe. — Die 
Verwaltung der Eorrectionsanftalt wird Hierbei 
einerjeit3 das ftrengfte Anhalten der Eorrigenden 
zur Arbeit, zum pünktlihen Gehorſam und zu 
einer regelmäßigen Lebensweiſe, namentlich zur 
unbedingten Vermeidung des Genuſſes von Brannt- 


ggietiße Strafe mit aufgenommen | Mittel zu betrachten haben, um diefen Zweck zu 


erreihen. — Die näheren Smftructionen zur 
Sicherung bdefjelben bleiben der Haus- Ordnung 
vorbehalten, welche für jede Correctionzanitalt 
* ertheilen ift. $ 50. Nach Ablauf der feſtge— 
etzten Detentionszeit hat bie Jnfpection der Uns 
ſtalt, nad ee —— Autoriſation der 
Landarmen ⸗ Direction, den Corrigenden mit einem 
auf die nächſte Route beichränften Paſſe u. mit 
einem jeinen nothdürftigen Unterhalt auf der 
Reife dedenden Zehrpfennig, ſoweit nicht der auf 
gejammelte eigene Vermögensbeitand des Corrt- 
— denſelben entbehrlich macht, wenn er einen 
ngehörigkeitsort Hat, nad) demſelben, wo nicht, 
es dem Orte zu entlafjen, wo derſelbe feinen 
Broderwerb zu finden glaubt. — Sie iſt jedoch 
verpflichtet, der Ortspolizeibehörde dieſes Ortes 
ſchon vorher von dem Eintreffen de? Corrigenden 
Nachricht zu geben. $ 51, Sollte fich der ent- 
faffene Eorrigende binnen 4 Wochen nad feiner 
Entlaffung aus der Correctionsanitalt über einen 
zu feinem Fortlommenden hinreichenden Erwerb 
nicht außweifen, fo ijt von der Zandarmen» Di« 
rection auf den Antrag der Ortöbehörde feines 
derinaligen Aufenthaltes, jofern diefer überhanpt 
noch im Bereiche des Landarmenverbandes der 
Kurmark ftattfindet, deſſen Wiedereiniperrung in 
die Anftalt bis zur Führung diefes Nachweiſes 
anzuordnen. — Auf der arderen Seite joll es 
der Landarmen-Direction im einzelnen Fällen, 
wo fid ein Corrigende dur mufterhafte Führ— 
ung in der Anſtalt des Vertrauens beſonders 
würdig gemadt hat und augleid) eine bejtimmte 
Gelegenheit zum ehrlichen Broderwerbe aufer- 
halb derjelben nachmweijen kann, auf den Antrag 
der Anjtalt3-njpection freiftehen, denfelben noch 
vor dem Ablaufe der urſprünglich feitgejegten 
Detentiondzeit aus dem Haufe zu entlafjen. 

[C. Heilung und fihere Verwahrung der Gei- 
jtesfranfen.] $ 52. Die Zwecke des Landarmen 
verbandes erftreden fich — auf die ſichere 
Verwahrung und Heilung der Geiſteskranken aus 
den afjociirten Landestheilen. — Das über die 
Bedingungen der Aufnahme der Geiftestranten 
in die dazu bejtimmten Anftalten und deren Be— 
handlung in denjelben beitehende bejondere Re— 
glement vom 16. April 1802 joll mit Rüdjicht 
auf die Fortichritte der neueren Zeit in dem 
Heilverfahren gegen Gemüthskranke ebenfalls einer 
jorgfältigen Revifion und Umarbeitung unter: 
worfen werden. 

[Schlußbeſtimmungen.] $ 53. Damit die Theit- 
nahme Unferer getreuen Unterthanen in den bei 
dem Landarmenverbande der Kurmark affociirten 
Landestheilen an den für das Gemeinmwejen jo 
wohlthätigen Anitalten dejjelben ftet3 rege erhal- 


wein oder anderer fpirituöjer Getränke, ander⸗ ten werde, hat die Landarmen-Direction alljähr- 


ſeits aber eine humane und jtreng unparteiiiche 
Behandlung derjelben, die Fürjorge für ihr fünf 
tiges ehrliches Fortlommen, wohin namentlich 


lid) nad dem Rechnungsabſchluſſe die Rejultate 
der Berwaltung in Beziehung auf die Yand- 
armenpflege, das Corrigendenweſen u. die Heil» 
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ung und Pflege der Gemüthäfranfen in einer III. Aufbringung ber zur Erreichung 
fummarifchen Nachweiſung durch die Amtsblätter| obiger Zwede erforberliden Mittel. 

Unferer Regierungen zu Potsdam und Frankfurt] $ 3. Zur Erreihung ber in dem vorftehenden 
a. d. D. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen.| Paragraphen bemerften Zwede und zur Beitreit- 


Landarmenwefen. 


VI. Berordnung über bie Einrihtung des 
Sandarmen-, ECorrigenden- u. Frren- 
weſens in ver Neumarf, 


v. 19. Oct. 1860, 

Wir Wilhelm ꝛc. zc., Regent, verordnen über 
die Einrichtung und Verwaltung bed Tandarmens, 
Eorrigenden- u, Irrenweſens der Neumark nad) 
Anhörung des Communal-Landtages berjelben, 
unter Aufhebung des Landarmen » Reglements 
v. 12. Mai 1800, foweit dafjelbe in Nachfolgen- 
dem nicht ausdrüdlich aufrecht erhalten wird u. 
des Regulativs v. 13. März 1828, auf Grund 
des $ 11 des Geſetzes über Die Verpflichtung zur 
Armenpflege vom 31. Dec. 1842, was folgt: 


I. Umfang des Verbandes. 


$ 1. Der Landarmenverband der Neumark 
umfaßt bie, ag en Kreife: den Königs- 
berger Kreis, den Soldiner Kreis, den Lands» 
berger Kreis, den Friedeberger Kreis, den Arns— 
walder Kreis, den Sternberger ſtreis, den Erofjener 
Kreis und den Billihau-Schwiebujer Kreis. — 
Den früher in den Verband mit eingejchlofjenen 
Alt-Reumärkiihen Kreiien Dramburg, ievel⸗ 
bein und Cottbus bleibt der Rücktritt in den⸗ 
ſelben vorbehalten, 

I. Deſſen Zwede im Allgemeinen.) 


82. Die Bwede des Landarmenverbanded der 
Neumark erftreden fih: 1) auf die Ausübung 


ung der Koften der Berwaltung ift ein Yand- 
armenfonds gebildet, beffen Einnahmen haupt- 
fählih in folgenden Titeln beftehen: 1) in dem 
Urbeitöverdienit der Landarmen u. Eorrigenden, 
2) in den Einnahmen aus dem Eıbredite der 
Landarmen-Anflalt, 3) in den Beträgen, welche 
die Communen für die als Pfleglinge in das 
Landarmenhaus aufgenommenen Ortdarmen zah— 
len, 4) in den Beträgen, welche für die Verpfleg— 
ung der Häuslinge aus deren eigenen Einkommen 
und Bermögen eingezogen werden können oder 
von etwa verpflichteten dritten Perfonen gezahlt 
werden, 5) in den Landarmen-Beiträgen u. 6) in 
den Binjen des angefammelten Landarmen⸗Fonds. 
‚[A. Urbeitöverdienfterder Landarmen und Cor: 
rigenden.)] $4. Ein Jeder, welcher in der Land- 
armen« und Correctiondanftalt des Verbandes 
jeine Verpflegung naar bezw. behufs Abbühung 
der gegen ihn erlannten Strafe oder zur Cor- 
rection im berielben detinirt wird, ift nad) feinen 
Kräften zur Arbeit verpflichtet und muß den 
Berdienft aus derjelben behufs Dedung der Koften 
jeiner Verpflegung und Detention der Anſtalt 
überlafjen. Die Anftaltöbehörben haben jedoch 
dafür Sorge zu tragen, daf den detinirten Pfleg- 
lingen und Corrigenden zugleid die Möglichkert 
zur Erwerbung eines Ueberverdienites verichafit 
werde, welcher zu einem, ihre künftige jelbitän- 
dige Subſiſienz begründenden Heinen Fonds all» 
mählig angefanmelt u. bei ihrer Entlaffung aus 


der Landarmenpflege für die zum Berbande ge-|der Anftalt ihnen ausgehändigt wird, bis dahin 
hörigen Landestheile; 2) el die Erziehung und aber ihrer Dispofition entzogen und derjenigen 
Beſſerung fittlih verwahrlofter Kinder: 3) aufjder Anſtaltsbehörde unterworfen bleibt. 

die Bollftredung ber gegen Landitreicher, Bettler|' [B. Erbredit der Landarmenanftalt.] 8 5. 
und Arbeitöfcheue, melde im Bereiche des Ber-|Auf den eigenthümlihen freien Nachlaß der in 
bandes aufgegriffen find, erfannten Strafen unter|die Landarmenanjtalt zur Verpflegung auf Koften 
der im $ 26 enthaltenen Beſchränkung; 4) unter|der Anftalt aufgenommen und in derjelben ver- 
derfelben Beſchränkung auf die Vollftredung der|ftorbenen Armen fteht dem Landarmen-Berbande 


egen Weibäperjonen, melde im Bezirke bes 
andarmenverbanded wegen gewerbsmäßig be- 
triebener Unzucht aufgegriffen worden, diefer- 
ur erfannten Strafen; 5) auf bie Inter 
ringung und Beihäftigung folder Perfonen, 
denen nad) Artikel 11 bis 14 des Geſetzes vom 
21. Mai 1855 von ber Verwaltungsbehörbe ber 
zeitweilige Aufenthalt in eine Arbeitsanftalt an- 
ewiejen wird;?) 6) | bie Detention und Be- 
häftigung derjenigen Perfonen der zu 8 und 4 
bezeichneten Kategorien, gegen welche nad) aus— 
geitandener Strafe Einfperrung in ein Arbeits- 
haus verhängt wird: 7) auf die Heilung, fichere 
Berwahrung und Verpflegung der dem Bezirk 


dad in den $$ 50 seq., Tit. 19, Th. II des 
Allgemeinen Landrecht3 beftimmte Erbrecht zu. 
In Beziehung auf ben Nachlaß der in die Eor- 
rectiondanftalt zur Strafe oder Correction ein- 
gelieferten u. in derſelben verjtorbenen Berjonen 
anderer Kategorien findet ein ſolches Erbrecht 
nicht ftatt. — Der Landarmenverband ift jedoch 
berechtigt, zur Dedung der Koften der Unterhalt- 
ung ber in der Anftalt verjtorbenen Häuslinge 
aller Kategorien den Ueberverdienft derielben u. 
die mitgebradhten baaren Gelder und fonftigen 
von den Anſtaltsbeamten —— zu tayiren- 
ben Effecten ohne Verpflichtung zu einer Einlaffung 
auf die gerichtiche Nadjlahregulirung, eigenthHüm- 


des Landarmenverbanded angehörigen Geifted-|lich zurüdzubehalten und nur ben nad erfolgter 
franfen, welde zur Vermeidung von Gefahr für] Dedung jener Koften verbleibenden Ueberreſt an 
fid) und Andere einer ftrengen Uufſicht bebürfen;|die den Nachlaß regulirende Behörde oder die 
8) auf die Aufnahme Ortdarmer in denjenigen |legitimirten Erben abzuliefern, denen auf Ber- 
Fällen, in welchen Landarmenverbände geſetzlich langen deshalb ber erforderliche Nachweis gegeben 
ſich foldher, mit oder ohne Vergütung, zu unter-| werben fo 

ziehen haben. [C. Landarmen-Beiträge.')] $ 6. Soweit die 


1) S. bie Roten u$ 2 ee für des Bundesgeſetzes 
ze 


en. 1) ©. Gefeh, betr. bie U 
sı ne npo Gefey dv. 8. März 1871 ae cn a Pe ee Diärz 1871 $ 70 
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in den 88 4 und 5 gedachten Einnahmen nicht] derfeit3);?) 4) die Here der Regierungen 
hinreihen, die Verwaltung des Landarmen», |zur Ausübung der Dienjtdisciplin über die Unter- * 
Corrigenden- und Irrenweſens zu erhalten, find |behörden aud) innerhalb de3 durch dieje Berord- 
die Koften derjelben von den afjociirten Landes- nung berührten Berwaltungögebiet3 und zum 
theilen durch jährliche Beiträge aufzubringen. |Erlaß hierauf beruhender aligemeiner Anord⸗ 
Die Vertheilung und Erhebung der Beiträge|nungen. 
erfolgt nach den Beſchlüſſen des Communalland- [Communallandtag der Neumark.) $ 9. Bei 
tages, welche jedoch vorher der Betätigung der|der Verwaltung ber Deconomie ift die Land» 
Staatdregierung bedürfen. armen-Direction zunädhft dem Communallandtage 
IV. Innere Organifation des Ver- der Neumark untergeordnet. Derjelbe hat dem— 
bandes. * ——— = ber en er 
; waltungsbehörde entworfenen Einnahme» um 
Rt 7. ————— — — ar, Ausgabe-Etats zu revidiren und feſtzuſetzen, die 
aBDAEMIENDEIDANDE DEI FEEIEMIGT afjoct d von derjelben mit einer Generalnachweijung über 
——— —— — A Lan ge die Refultate der Verwaltung in dem abgelaufenen 
anftalten umter Gontrolse um eraufjich Fahre vorzulegenden Jahresrechnungen zu revi⸗ 
— — — — en diren u. zu dechargiren, die jährlichen Beiträge 
ichied vom 17. Auguſt 1825 an die zum erſten und deren Uufbringung ($ 6) feitzujegen uud 
Provinziallandtage verfammelt geweſenen Stände über die Erweiterung oder Veränderung der 
der Mar Brandenburg und des Markgrafthums beftehenden Anftalten zu beihliefen. — Die 
Niederlaufis — nn if lu r hierüber gefaßten Bejchlüfje des Communalland— 
hierbei auch jermer bewenden. Siege Berwalt ages find jedoch auf dem verfafjungsmäßigen 
ung, welde fi nicht nur auf die gejammte Wege zur Betätigung einzureichen. 
Deconomie ber Landarmen-, Correctiond- umd berauffi ätörechte des Stantes.) $ 10. In 
Irrenanftalten bes Verbandes, ſondern age allen in $ 9 nicht erwähnten Beziehungen ijt die 
auf die Ausübung — .- re 2 Sandarmen-Direction den Staatsbehberden, und 
Eorrection F * zu * 2 — 7 zwar zunachſt dem Oberpräſidenten der Provinz, 
Detinenden, ae Hr a R “unmittelbar untergeordnet, welcher auf diesjällige 
portirung uml — ve * Mel Beichwerden entſcheidet. In weiterer Juſtanz 
ſtalten zugewiejenen Individuen betreffenden, im geht die Entſcheidung an den Miniſter des Junern. 
$ 8 nicht auögenommenen ————— N tändii e Landarmen-Direction.] 8 11. Die 
Zunctionen innerhalb der Grenzen des Berban- ſtändiſche Kandarmen-Direction hat ihren Sitz in 
des erftredt, wird von ber unter dem Namen Zandöberg a. d. W. u. ift aus drei Mitgliedern 
„Nändifche erg ge ber —— zujammengefegt, für welche außerdem zwei Stell: 
bereits —— * ——— vertreter für etwaige Behinderungsfälle erwählt 
geführt. 5 8. Nidt berührt wird durch die erden. Einer der Directoren muß als bejtän- 
lebertragung ber in $ 7 benannten landespolizeie diger Deputirter am Sige der Direction, oder 
lichen Zunetionen an die Landarmen-Direchion: doch in der Nähe deffelben feinen Wohnfig Haben. 
1) die Befugniß der Landräthe und der Negier-| _ Zum Reffort der Lanbarmen-Pirection gehört 
ung zur Weberweifung folder Perſonen an den die Tejammte äußere Verwaltung der dem Vers 
Sandarmenverband, welche zur Zeit, wo fie die | Sande gehörigen Fonds und Anjtalten. — Gie 
Armenpflege in Anſpruch nehmen, einem Orts [gopient ſich hierbei der in den SS 15—18 bes 
armenverbanbe ihres Verwaltungsbezirls nicht zeichneten Organe. Außerdem haben aber auch 
angehören, jowie zum Erlaß ber F = 6 und] die Königlichen und Orts-Behörden den Requie 
Met 21-10 be Gejeges vom 21. Rai 1855| tionen der Landarmen - Direction gebührenbe 
gedachten Rejolute rl 2) die Befugniß der Me» Folge zu feiften. 
ijerungen zur Entf eidung darüber, ob in den (Commifjarius des Staats.) 8 12. Die un 
allen der 8 — = gi mittelbare Oberauffiht und Controle des Staats 
der Zexurtheilte nad) —— Fer trafe 8 bei den der ftändiichen Landarmen-Direction in 
ein Arbeitshaus a 11 ($ b % ep -| Beziehung auf dad Landarmen-, Eorrigenden- u. 
rejp. Geje vom 14. n 1866 un —— hs Serenmwejen überwwiejenen landespolizeilichen Func⸗ 
die in ſolchem Falle oder eine auf Grund des Jonen wird durch einen Regierungs-Commifjarius 
$ 146 de3 Strafgeſetzbuches verhängte Vefler-| yageübt. Derfelbe it beredtigt, an den Be- 
ungshaft dauern, ingleihen > ne ver | athungen der Direction theilzunehmen, u. führt 
urtheilten Ausländer auf Grund 3 He alsdann den Borfig. Ein Stimmredt fteht ihm 
a. a. O. mit Sandesverweifung — — werden nicht zu; er iſt aber, wenn er es im Jutereſſe 
joll;2) 3) die Competenz ber Regierungen zur... Staatsaufiicht für erforderlich erachiet, bes 
Entſcheidung von Streitigkeiten im Sinne — techtigt, die Beichlüffe der Direction zu fisspen- 
$$ 33 und 34 des Urmengejeged dom 31. Dec.Iyiren. Sm einem ſoichen Falle ift die Entjjeid- 
1842 einſchließlich ber Ötreitigeiten zwiſchen ung der vorgejepten Behörde einzuholen. — Alle 
dem Lanbarmenverbande einer- und —— in Imſtanzberichte der Samdarmen- Direction gehen 
deffen Bereich gelegenen Ortdarmenverbände an- dur) die Hände dieſes Commifjarius zur Vurch 
= ficht u. etwaigen Hinzufügung feines Gutachtens, 
) ©. jest die Competenzbeiiimmungen in dem Beich vom| — 


si, ste ie 74 ff. (f. ) S. jegt unter Armenpolizei Gejeg v. 8, März 1871 j 
2) ©. Str. G.⸗B. $ 361 Nr. 3 fi. $ 302. sg 40 fi. 
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Zandarmenwefen, 


desgleichen gehen alle Verfügungen ber vorge» fit und Controle über die übrigen Officianten 
jegten Behörde an die Landarmen-Direction beijder Anjtalt ausübt, einem Nendanten und einem 


demjelben durd). x 
(Wahl und Umtsdauer ber Direction u. ihrer 
Stellvertreter.) $ 13. Die Wahl der Mitglieder 
der Landarmen-Direction u. ihrer Stellvertreter 
wird durch den — — — der Neumark 
vollzogen und unterliegt der andesherrlichen 
Beſtatigung. Sie erfolgt auf neun Jahre, und 
zwar dergeftalt, daß alle drei Jahre ein Mitglied 
ansjcheidet, für welche alsdann eine neue Wahl 
oder Verlängerung der Dienftzeit eintritt. — 
Die Reihenfolge des erften Ausicheidend wird 
bei mangelnder Bereinigung unter den Directoren 
dur) das Loos beftimmt. — Der Borjitende 
der Direction wird durch die Mitglieder derjelben 
erwählt; der bejtändige Deputirte kann niemals 
Vorſitzender jein. 
Geſchäftsführung der Direction.)] $ 14. Die 
Direction verfammelt fih regelmäßig vierteljähr- 
lich, bei befonderen Beranlafjungen aber auch aufer 
diejer Zeit. — In ihren Berjammlungen erfolgen 
die Beſchlüſſe nach collegialiicher Berathung durch 
Stimmenmehrheit der Pirectoren. Um einen 
giltigen Beſchluß zu faflen, müfjen daher alle 
drei Mitglieder der Direction oder deren Gtell- 
vertreter anweſend fein, und werden bie fchrift- 
lichen Vota der Nichtanmwejenden dabei nicht be- 
achtet. Ueber die gefaßten Bejchlüffe wird in 
jeder Seſſion ein Gonferenzprotofoll geführt, 
welches dem Commiſſarius der Staatsregierung 
jtets abjchriftlich mitzutheilen if. — Der be- 
ftändige Deputirte hat die Ausführung diejer 
Beſchlüſſe und die von einer Verfammlung zur 
andern vorfommenden laufenden Gejchäfte, in« 
leihen die Vorbereitungen derjelben für die 
— der Direction zu beſorgen. 
Insbeſondere iſt von ihm in jedem einzelnen 
Falle über die Annahme der eingelieferten Pfleg— 
linge und Züchtlinge Beſtimmung zu treffen. 
Die näheren Beſtimmungen über den Geſchäfts— 
betrieb bei der Landarmen-Direction bleiben der 
von dem Communallandtage der Neumark zu 
entwerfenden und von dem Miniſter des Innern 
zu beſtätigenden Geſchäftsanweiſung für dieſelbe 
vorbehalten. 
Feſe u. Depoſitorium der Landarmenanſtalt. 
$ 15. Die Kaſſe der Landarmenanſtalt, welche 
jih ebenfalls in Landsberg a. d. W. befindet, 
muß alle Monate von dem bejtändigen Depu- 
tirten der Direction, und zwar an dem Tage, 
wo die Revifion der Königlichen Kaſſen in Lands— 
berg ftattfindet, ordentlid, u. außerdem, wenig» 
ftend einmal in jedem Jahre, auf Anordnung 
de3 Vorfigenden der Direction außerordentlich 
repidirt werden. — Zu dem Depofitorium, welches 
mit drei verfchiedenen Schlöſſern verjehen jein 
muß, wird ber eine Schlüfjel von dem bejtändigen 


Deputirten, der zweite von dem Inſpector, und|$ 


ber dritte von dem Rendanten geführt. 


Actuarius zufammengejegt ift. 

Na ers Beamte der Anſtalts⸗Inſpection.) 
$ 17. Außerdem wirb ein Oberauffeher nnd ein 
Hausvater für das Landarmenhaus beftellt und 
endlich ein Prediger, ein LXehrer, ein Küfter, ein 
Arzt und Wundarzt demfelben zugeordnet. 

[Wahl und Gejchäftsführung der Unftalts» 
beamten. $18. Die im $ 16 gedachten Beamten 
ernennt der Communallandtag. Die PDirection 
bat aber bei eintretenden Bacanzen nöthigenfalls 
ein Provijorium einzurihten. — Die Anftellung 
der im $ 17 aufgeführten Beamten wird dagegen 
von der Landarnen-Direction felbftändig vorge 
nommen. — Die näher? Feititellung der Oblıe 
genheiten der in den S$ 16 und 17 gedachten 
Anſtaltsbeamten bleibt der für dad Landarmen- 
haus zu entwerfenden Hausordnung, rejp. den 
Dienftinftructionen vorbehalten. 

[Subalternbeamte.]) $ 19. Die Anftellung des 
ſonſt noch erforderlichen Subalternperjonals Breißt 
der Landarmen-Direction innerhalb der ihr durch 
den Etat ale Schranken lediglich über- 
laſſen; doch iſt ſie dabei an die allgemeinen Vor— 
ſchriften wegen Berückſichtigung der zur Civil, 
verſorgung berechtigten Militärperjonen gebunden 


V. Bon den Zwecken des Landarmen- 
Verbandes im Beſonderen. 


[A. Landarmenpflege.) $ 20. Nimmt eine 
Gemeinde auf Grund des $ 14 des Geſetzes über 
die Verpflichtung zur Armenpjlege vom 31. Dec, 
1842 die Beihilfe des Landarmen-Berbandes zur 
Verpflegung eines ihr zur Laſt fallenden Orts— 
armen wegen angeblichen Unvermögens in An 
ſpruch, und wird diejer Anſpruch von der Lande 
armen-Direction nad den obwaltenden Verhäft- 
nifjen für begründet nicht anerkannt, jo ift von 
dem ÜOberpräfidenten darüber zu enticheiden, 
nachdem das behauptete Unvermögen und der 
Betrag, welchen die Gemeinde ohne ihren Ruin 
aus eigenen Mitteln dazu verwenden kann, durch 
die Negierung näher erörtert und begutachtet 
worden ijt. $ 21. Der Abjendung eines Armen 
in dad Landarmenhaud muß defjen Anmeldung 
bei der Landarmen-Direction durch die Polizei« 
behörde de3 Orts, in weldem die Hilfsbedüftig- 
feit ded Armen eingetreten ift, u. die Erklärung 
der eriteren, daß fe zu defien Aufnahme bereit 
jei, ohne von ber gemäß $ 15 des Armenpflege⸗ 
Geſetzes vom 31. Dec. 1842 ihr zuftehenden Be- 
fugniß der Ueberweiſung an die betreffende Orts. 
gemeinde oder Gutsherrichaft Gebrauch zu madıen, 
in ber Regel vorhergehen. Der Anmeldung 
muß eine lien VBernehmungsverhandfung 
über die heimathlichen und perjönlicen Verhält- 
ie Ungemeldeten jedesmal beigefügt jein, 

. Die Neije und Zehrungstoften find von 
der Gemeinde oder Gutsherrichaft, welche die 


Inſpection der Anſtalt.) $ 16. Der fpeciellen | Abjendung bewirkt, vorzuſchießen, von der Land» 
Verwaltung ber Landarmenanftalt ſteht unterJarmen-Direction aber zu vergüten, fofern nicht 
der beitändigen Auflicht und Eontrole der Land- der Ueberwieſene ein auf Grund der $$ 14 und 


armen-Direction eine Inſpection vor, welche aus 
dem Inſpeetor, der die Hauptleitung des Ger 
Ihäftsganges im Landarmenhauje und die Auf- 


16 des Armenpflege-Gejehed vom 31. December 
1842 übernommener Ort3armer jein follte, in 
welhem falle jene Koften von dem betreffenden 
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Drtsarmen-Berbande zu tragen find. $23. Da ausgeitandener Strafe, weil fie Ausländer find, 
dad Neumärkiiche Landarmenhaus zu Yandöberg aus dem Lande gewiefen werden, ijt dieje Maß— 
a. d. W. ſowol zur Aufnahme und Verpflegung regel durch bie Landarmen-Direction in Vollzug 
der Landarmen, ald zur Detention der Corri- zu jeßen. 

genden beftimmt ift, jo müſſen die Räume, welde] [E. Verwahrung, Verpflegung und Heilung 
in denjelben beiden, von einander wejentlich ver |ber Geiſteskranken. F 28. Es hängt vom 
ichiedenen Gattungen von Häuslingen angewielen |Sandarmenverbande ab, ob für die Neumark ein 
find, ftreng von einander gejondert fein, auch die eigenes Irrenhaus erbaut und eingerichtet, oder 
Sorrigenden eine von jenen fie unterjcheidendejob mit einer anderen Anitaltsverwaltung ein 


Landarmenwejien. 


Kleidung erhalten. 

[B. Erziehung und Bejjerung fittlich verwahr- 
loſter Kinder.) 8 24, Soweit es die Rückſichten 
des Landarmenhauſes und die Mittel des Land— 
armen⸗-Fonds gejtatten, follen außer den der 
Fürſorge des Yandarınen » Verbandes anheim- 
fallenden heimathlojen Kindeen auch ſolche ver- 
wahrlojte Kinder gegen einen mäßigen Berpfleg- 
ungsjag in das Yandarmenhaus aufgenommen, 
und dort für deren Erziehung und Unterricht 
gejorgt werden, für welche zwar nicht von dem 
Landarmen-Verbande, jondern von ihren eigenen 
Eltern oder Vormündern oder von einer ajjo- 
ciirten Gemeinde oder Gutsherrihaft Fürjorge 
auszuüben fein würde, für deren angemejjene 
Erziehung aber die entiprechenden Einrichtungen 
in den Heimathöorten entweder überhaupt fehlen, 
oder doch nur mit einem unverhältnigmäßiger 
Koftenaufwande zu beſchaffen jein würden. 


Ublommen wegen Aufnahme der Irren getroffen 
werden ſoll. $ 29. Der Landarmenverband it 
1) verpflichtet, die Fürjorge zu übernehmen für 
alle, im Sinne des $2 Nr.7 gefährlichen Irren 
des Bezirk, und zwar ohne jelbit für diejenigen, 
welche zur Klaſſe der Ortdarmen gehören, eine 
Bergütung von den örtlichen Verbänden vers 
langen zu können. — Befigen ſolche Irre Ver— 
mögen, oder jind unterftügungspflichtige und 
fähige Verwandte vorhanden, jo iſt für die Ber- 
pjlegung eine angemefjene Vergütung zu leiften. 
Kann die Vergütung nur theilmeife gewährt 
werden, jo trifft der Ausfall den Yandarmen- 
Fonds, nicht den Ortsverband. 2) Außerdem 
darf die Landarmen « Direction die Fürſorge 
übernehmen: a. für alle nicht gefährlichen Seren, 
welche zu den Landarmen gehören; b. für ſolche 
nicht gejährliche Free, weldje die Ort3verbände 
al3 Ortsarme zu verpflegen haben, ſofern dieje 


[C. Rollftredung der gegen Landitreicher, Verbände einen angemejienen Verpflegungsjag 
Bettler und Wrbeit3jcheue erkannten Strafen.]|für die Aufnahme an den Landarmenverband 


$ 25. Die Koften des Transports der Berur- 
theilten aus den Gerichtägefängniffen nad) der 
Sandarmenanftalt werden von der Anſtaltskaſſe 

etragen, während die in dem Unterfudhungsvers 
jahren entjtandenen Koften einjchließlid) der etwa 
nöthigen Bekleidung des Verurtheilten zum Trans: 
port in die Anjtalt, dem Criminalfonds verblei- 
ben. — Da, wo das die linterjuchung führende 
Gericht fich mit der Landarmenanitalt an dem 
ſelben Orte befindet, können die im Bezirk des 
Sericht3 aufgegriffenen Landftreicher, Bettler u. 
Arbeitsjcheuen jofort nach der Aufgreifung in die 
Zandarmenanjtalt geihajft u. in derjeiben mwäh- 


zahlen; c. unter Vorausſetzung gleicher Ber- 
gütung für die nicht gefährlihen und nicht der 
öffentlihen Armenpflege bedürftigen Irren. $ 30. 
Wenn die Unterbringung eines Wahn⸗ oder 
Blödfinnigen in einem © rrenhaufe nah Maß— 
gabe des $ 29 Nr. ı nothwendig wird, jo hat 
die Ortöpolizeibehörde ſich wegen deſſen Auf. 
nahme an die Sandarmen-Direction zu wenden. 
— In diefer Pflicht der Ortöpolizeibehörbe wird 
auch dadurch nicht3 geändert, daß über einen 
jolhen Gemüthskranken bereits die Curatel ein« 
geleitet und die Vormundſchafts-Behörde daher 
ebenfall3 zu dem Antrage auf Sicderjtellung des 


rend der Unterſuchung detinirt werden. — Auch Geiſteskranken verpflichtet if. $ 31. Dem Att« 
in diejem Falle trägt die Kojten der Detention|trage müfjen beigefügt fein: 1) das gerichtliche 
wie des Trandported® der Landarmen- Fonds, Erkenntnis, wodurd der Kranke für wahn- oder 
$26. Die Vollftredung der Strafen, welche gegen |blödjinnig erflärt worden ift; 2) ein ärztliches 
die im Bereiche des Berbandes ————— Zeugniß über den Krankheitszuſtand, insbeſondere 
Landſtreicher, Bettler und Arbeitsſcheuen, fowie darüber, ob Hoffnung zur Wiederherſtellung des 
gegen diegewerbsmäßig Unzucht treibenden Weibs. Kranken vorhanden und ob der Zuftand derartig 
perjonen erfannt worden find, erfolgt auf Kojtenfift, daß eine gewöhnliche Beaufjihtigung des- 
der Berbandes in der Yandarmen- u. Gorrections: |jelben nicht genügt, fondern feine Einjperrung 
Anftalt, wenn die Strafe dad Maß von einer/nothwendig iſt; u. 3) eine genaue Auslaffung über 
Woche Gefängniß überjcreitet oter der Ange |die Familien» und Vermögens-Verhältniſſe des 
ichuldigte in Gemäßheit der —— des $ 25 Kranken. $ 32. Die Direction muß in jedem 
ihon für die Zeit der Unterſuchung in die Unftalt|der im $ 29 unter Pr. 1,2, a,b und c bes 
geihafit worden ift. zeichneten Fälle vor Genehmigung der Aufnahme 

[D. — —— 827. Die Koſten auf das Genaueſte feſtſtellen, ob die Erforderniſſe 
der Detention während der Correctionshaft, in- des $ 29 und reſp. des $ 31 vorhanden find 
gleichen die Koften der Detention ber in das und hat e3 zu verantworten, daß fein Menſch 
Zandarmenhaus in Gemäßheit der Urt. 11—14|unter dem a... der ra | jeiner 
des Geſetzes vom 21. Mai 1855 eingelieferten |Tzreiheit ohne Noth beraubt werde. $ 33. Nur 
Berionen, fallen dem Landarmenfonds zur Laſt. ausnahmsweiſe kann daher die Aufnahme jelbft 
— Zn allen Fällen, in welchen die Landitreicher, |gemeingefährliher Geiftedfranfen in eine Irren— 
Bettler und Arbeitöicheuen, ſowie die gewerbs⸗ anſtalt ohne vorhergegangene gerihtlihe Wahn» 
mäßig Unzucht treibenden Weibsperjonen nach oder Blödjinnigfeits-Erflärung erfolgen. Eine 
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folde Ausnahme ift nur begründet, wenn von,bder Koften erfolgt in bie Landarmenfafje und 
zwei Herzten?) bezeugt wird, daß eine Wieder-Jauß biejer im Ganzen an die Jrrenanitalt. 

erftellung des Kranken wahrſcheinlich ift, diel [Schlußbeftimmungen.) $ 38. Die Land» 
Gnfichfeiten der Prüfung feines Gemüths- |armen-Direction hat alljährlih nah dem Red» 
zuftandes ihm aber nachtheilig fein können, oder nungsabſchluſſe die Refultate der Verwaltung in 


Landarmenweſen. 


” feiner Heilung und zu jeiner eigenen und| Beziehung auf die Landarmenpflege, dad Cor- 


einer Umgebungen Sicherheit Anftalten nöthig 
find, bie am Orte feines Aufenthaltes nidjt ge- 
währt werben können. Auch iſt zu beideinigen, 
daß feinem perjönlichen Richter hiervon Anzeige 
gemacht ſei, und diejer nicht dagegen zu er- 


rigendenwejen und die Heilung und Pilege ber 
Gemüthäfranfen in einer jummariihen Nach- 
mweilung durch die Amtsblätter der Regierung 
zu Sranffurt a. d. O. zur öffentlihen Kenntnig 
zu bringen. $ 39. In den Immunitäten der 


innern gehabt Habe, worüber es jedoch einer|landarmen- und Eorrectiond-Anftalt, wie fie 


ausdrücklichen Aeußeruug bed Gerichtö nicht be- 
darf. In ſolchem Falle fol die Aufnahme ald- 
dann unverzüglich veranlaßt werden. $ 34. 
Hat die Direction Bedenken, ob eine durch ge- 
richtliches Erkenntniß für wahn- oder blöbfinnig 
erflärte Perjon, deren Aufnahme in das $rren- 
haus beantragt wird, zu derjenigen Klaſſe Geiftes- 
franter gehöre, die nach $29 Nr. 1 aufgenommen 
werden müſſen, jo fteht es derfelben frei, ihn 
vor der Ueberweifung in die Srrenanjtalt ins 
Landarmenhaus aufzunehmen, um hier feinen 
Gemüthözuftand prüfen zu laſſen. Findet fich 
hier nad) dem übereinftimmenden Zeugniſſe des 
Anſtaltsarztes und der Inſpection, daß er nicht 
zu den bezeichneten Irren gehört, fo ijt die ab- 
fendende Polizeibehörde verpflichtet, ihn zurüd- 
zunehmen. Dieje Behörde ift, jedod nur auf 
eigene Koften, befugt, dem Anftaltsarzte zur Be- 
obadıtung des Kranken nod zwei andere Aerzte 
in Zandöberg a. d. W. zuzuordnen, und weicht 
deren einftimmiges Gutachten von der Meinung 
der Anftaltöbeamten ab, jo entfcheidet dad Me— 
dieinalcollegium der Provinz. $ 35. Wenn 
die Direction gegen die Anfnahme des Irren 
feine Bedenken A ndet, fo veranlaft fie folche und 
jetst die nachſuchende Behörde hiervon in Kennt» 
nig, um Die Einlieferung unmittelbar in das 
ne zu bewirken.” $ 86. Die Trans 
portfoften nad dem Srren- oder Landarmen- 
hauje werden nad benjelben Regeln, wie bie 
Koften der Verpflegung des Irren ($ 29), ge 
tragen, ebenfo aud) die Koften der bei der Auf— 
nahme bejjelben in® Jrrenhaus mitzubringenden 
Ausftattung, deren nähere Feftitellung der Haus- 
ordnung vorbehalten bleibt. $ 87. Wein bie 
Aufnahme vermögender Jrren ($ 29 Nr. 2 Litt. c) 
in eine SIrrenanjtalt beantragt wird, jo wird, 
wenn die Umftände e3 geftatten, die Landarmen- 
Direction dies auf Koften der Kranken oder der 
zu ihrer Unterhaltung verpflichteten Verwandten 
bewirken, und kommt es in diefem Falle nicht 
auf die mehrere oder mindere Gefährlichteit der- 
jelben an. Unter allen Umftänden muß aber 
das Wahn« oder Blödſinnigkeits-Erkenntniß, mit 
Ausnahme der im $$ 33 bezeichneten Fälle, bei- 
gebraht werden. — Ein Gleiches findet ftatt, 
wenn der Ortsarmen-Berband ($ 29 Nr, 2 Litt. b) 
die Koften der Unterhaltung im Irrenhauſe über- 
nehmen will, ober es fie um die Aufnahme 
eines nicht gefährlichen landarmen Geifteäfranten 
($ 29 Ar. 2 Pitt. a) handelt. — Die Einzahlung 


) Nah dem Allerb. Erlaß v. 8. März 1873 genügt ſchon ihr 1875 übertragen. ©. aud unter 
ıbe 


das Zeugniß eines Arztes. 


biöher, namentlich gemäß $ 32 de3 Landarmen- 
Reglement3 vom 12. Mai 1800, und ber jpäter 
dazu ergangenen ergänzenden und modificirenden 
Beitimmungen bejtanden haben, tritt durch Diejes 
Reglement feine Aenderung ein. 


VII, Berordnung über bie Einridtungn. 
Verwaltung des Landarmenwefens in 
Altpommern, vom 29. Juli 1871. 


Wir Wilhelm ꝛc. verordnnen über die Einrict- 
ung und Verwaltung des Landarmenweſens ir 
Ultpommern, auf Grund des 8 28 bed Geſetzet 
vom 8. März 1871, betreffend die Ausführung 
des Bundesgeſetzes über den Unterftügungs- 
wohnfig nah Anhörung des Altpommerjchen 
Eonımunallandtages, was folgt: 1. Ze 
Landarmenverband von Altpommern umfaßt die 
Regierungsbezirke Stettin und Cöslin, mit Ein 
ihluß der in ftändifcher Beziehung zur Mari 
Brandenburg gehörigen Kreite Dramburg und 
Scjievelbein undder früher Neumärkiſchen Theile 
der Kreiſe Regenwalde, Saagig und rip, da⸗ 
gegen mit Ausſchluß der früher Kurmärkiſchen 
Ortſchaften des Kreiſes Random, welche dem 
Landarmenverbande ber Kurmark angehören.?) — 
Der Landarmenverband hat in der Stadt Stettin 
jeinen Sig und Gerichtsſtand. $ 2. Die Ber 
waltung der Ungelegenheiten des Landarmen- 
verbande3 wird vom 1. Juli 1872 ab dem 
communalftändifchen Berbande von Altpommem 
und jeinen Organen (dem Communallandtage, 
der Landſtube und einem Director für das Land- 
armenmwejen) nad) Maßgabe der Verordnung vom 
17. Auguft 1825, der Gejchäftsinftruction für vie 
Landjtube vom 1. December 1830 und der Br 
ftimmungen in $$ 3—5 dieſer Verordnung über 
tragen?) $ 8. Die laufenden Gejchäfte der 
Verwaltung führt der Director für das Land— 
armenmwejen, welcher vom Communallandtage auf 
die Dauer von ſechs Jahren gewählt und vom 
Könige beftätigt wird. — Derfelbe erhält für 
jeine Mühewaltung eine von dem Communal- 


) ©. aber Gefeg, betreffend die Vereinigung mehrerer 

Iept u Neuvorpommern gebörigen, am linfen Beeneufer bar 
en Städten Anklam und Demmin belegenen Diftricte mit 
Altpommern, ben Regierungäbezirten Stettin und ben Streifen 
Anllam und Demmin vom 9. Juni 1874. Bufolge Verord 
nung dom 27. Dec. 1876 umfaßt der Landbarmenverband der 
‘Provinz Pommern: 1) den früberen Sandarınenverband von 
Altpommern, 2) den früheren Zandarmenverband von Neu: 
borpommern und Rügen. 

2) Durch $ 2 des Geſetes vom 27. Dec. 1876 iſt die Ber: 
mwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes vom 
1, Yan, 1877 ab dem Provinzialverbande von Pommern und 
feinen Organen nah Maßgabe der Provinzialord bon 
; erwaltungs 
rden Geſetz vom 26. Juli 1876 65 74 ff. 
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Tandtage feftzufegende Entfhädigung aus dem des Lanbarntenverbandes bed Regierungsbezirks 
Sandarmenfonde, — Er hat feinen Wohnfig in Kaſſel wird vom 1. Juli 1871 ab dem com« 
der Stadt Stettin zu nehmen. Er wird von munalſtändiſchen Verbande dieſes Regierungs- 
dem Borfigenden der Landftube vereidigt und in bezirls und deffen Organen (dem Communal« 
jein Amt eingeführt. $ 4. Der Director für/landtage, dem ftändijchen Verwaltungsausſchuſſe 
das Landarmenweien bereitet die Beichlüffe derjund dem Landesdieector) nah Maßgabe des 
Sandftube vor und trägt für die Ausführung|Regulativd vom 11. November 18681) über- 
derfelben Sorge. — Er vertritt den Landarmen-|tragen. $ 2. Inwieweit der ftändiiche Ver- 
verband nah Außen und verhandelt Namen? |waltungsausihuß die Verwaltung jelbftändig zu 
defjelben mit Behörden und Privatperfonen, er|führen oder die Beihlußfafjung des Commungl- 
führt den Schriftwechſel und zeichnet alle Schrift-|Tandtages zu erwirken hat, wird ebenfo, wie die 
jtüde. $ 5. Inwieweit die Landftube die Ber- —— der Befugniſſe des Landesdirectors 
waltung ſelbſtändig zu führen oder die Beihluß-| gegenüber denen des Verwaltungsausſchuſſes im 
faffung des Communallandtages zu erwirfen hat, | Einzelnen, burd ein befonderes von dem Com- 
ingleihen die Wbgrenzung der Befugniffe des munallandtage mit —— des Miniſters 
Directord für das Landarmenweſen gegenüber,des Innern zu erlaſſendes Reglement beſtimmt. 
denen der Landſtube im Einzelnen, * der — Durch ein in gleicher Weiſe zu erlaſſendes 
Geſchäftsgang, die Burcau- und Kaſſeneinrichtung Reglement wird auch die innere Einrichtung und 
der Landarmenverwaltung wird durch ein be-|Bermwaltung der zu errichtenden Landarmen- und 
fonderes von dem Communallandtage mit Ge-|Arbeitanftalt geregelt. 8 8. Die ftändifchen 
nehmigung des Minifterd de3 Innern zu be⸗ Landarmenbehörden find befugt, in Angelegen- 
ſchließendes Reglement teftgejtelt. $ 6. Die —— ihres Geſchäftskreiſes die Kreis- und die 
Ordnung der Verwaltung und der inneren Ein-|Ortöbehörden zu requiriren. $ 4. Der ftän- 
richtung der Landarmenanftalten wird gleichfalls | difche — —— at alljährlich nach 
durch beſondere Reglements geregelt, welche der dem Rechnungsabſchluſſe die Ergebniſſe der Ver— 
Communallandtag mit Genehmi u Nefjort- 
minifter zu erlajen hat. $ 7. Die ftaatliche 
DOberaufficht über die gefammte ſtändiſche Yand- 
armenverwaltung führt der Oberpräfident.’) — 
Derjelbe ift bejugt, über alle Gegenftände der 
Verwaltung Ausfunft zu erfordern und an den 
Berathungen der Landitube entweder jelbft oder 
durch einen zu feiner Vertretung abzuordnenden 
Staatöbeamten Theil zu nehmen. — Er hat 
Beichlüffe der Landftube, weldhe die Befugniſſe 
derjelben überjchreiten oder das Staatswohl ver- 
essen, zu beanjtanden und, fofern eine das Bor» 
andenjein dieſer Vorausſetzung begründende 
Ohritie Eröjinung an die Yandftube fruchtlos 
eblieben ift, Behufs Entſcheidung über deren 
Ausführen dem Minifter des Innern einzu. 
reichen. em Dberpräfidenten ift demgemäß 
von den Situngen der Yandftube unter Angabe) 1871 ab nad) Maßgabe der Verordnung vom 
der Berathungsgegenftände durch den Vorfigen-|26. September 1867, betreffend die Kreisver- 
den zeitig Anzeige zu machen; aud) find ihm auf|fafjung im Gebiete des Regierungsbezirls Wies- 
Erfordern Ausfertigungen der Beſchlüſſe der|baden dem freisftändiichen VBerbande diejes Stabdt- 
ae ln zur Kenntnignahme —— 88. treiſes und deſſen Organen (dem Kreistage und 
Die ſtändiſchen Landarmenbehörden find befugt, einer gemäß $ 21 jener Verordnung zu bilden- 
in Angelegenheiten ihres Gejchäftäfreifes  Ddie|den freisftändifchen Senne? ton) über- 
Kreid- und Ortöbehörden zu requiriren. $ Y.ltragen. $ 2. Inwieweit die freisftändifche 
Die Landftube hat en nad dem Red | Landarmencommilfton die Verwaltung jelbftändig 
nungsabſchluſſe die Rejultate der Verwaltung in|zu führen oder die Beihlußfafjung des Kreis- 
Beziehung auf die Landarmenpflege und das tages zu erwirfen hat, wird durch ein befonderes 
Eorrigendenwejen durd die Amtsblätter zur von dem Kreidtage mit Genehmigung der Be- 
Öffentlichen Kenntniß zu bringen. $ 10. Mitlzirföregierung zu erlafjendes Reglement beitimmt. 
dem im $ 2 gedachten Beitpunfte treten das — Durch ein in gleicher Weiſe zu erlafjendes 
Landarmen-Reglement für Bor- und Hinter-|/Reglemınt wird auch die innere Einrichtung und 
pommern vom 9. April 1799 und das Land-| Verwaltung der zu errichtenden Landarmen- und 
armen-Regulativ vom 26. März 1831 außer Kraft.|Arbeitsanftalt eintretenden alles geregelt. $ 3. 
VII. Berordnungüber die Einrichtung u,| Die freisftändiihe Landarmencommiffion ift be» 
Berwaltung des Landarmenmwejens in fugt, in Angelegenheiten ihres Geſchäftskreiſes 
dem communalftändifchen Verbande des|die Kreis: und bie Ortsbehörben zu requiriren. 
Regierungsbezirls Kajfelv.29. Zuli 1871. 5 4. Die freisftändiihe Landarmencommiffion 


$& 1. Die Verwaltung der Angelegenheiten at alljäprlich nach dem Medmungdabiäluffe bie 
N) S. Provpinzialordnung $5 114 ff. 




















waltung in Bezug auf die Landarmenpflege und 
das Eorrigendenwejen durch dad Amtsblatt zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


IX. Verordnung über die Einrihtung u. 
Verwaltung des Landarmenmwejens in 
dem Stadtfreije Frankfurt a, M,, 
vom 29. Juli 1871. 


Wir Wilhelm 20. verordnen über die Ein- 
rihtung und Verwaltung des Landarmenweſens 
im Stabtfreife Frankfurt a. M., auf Grund des 
$ 28 des Geſetzes vom 8. März 1871, betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes über dert 
Unterſtützungswohnſitz, nad) Anhörung des Kreis. 
tages, was folgt: $ 1. Die Verwaltung der 
Ungelegenheiten de3 Landarmenverbandes bes 
Stabdtfreifes Frankfurt a. M. wird vom 1. Zuli 


) &, unter Provinzialftänbifhes Vermögen. 
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Ergebniſſe der Verwaltung in Bezug auf die 
Zandarmen» Pflege und das Corrigendenweſen 
durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


X. Berorbnung über bie Einrichtung u. 

Berwaltung ded Landarmen- und Cor- 

eigendenmeiens in der Provinz Pojen, 
vom 29. Juli 1871. 


$1. Der für die Provinz Poſen beftehende 
Landarmenverband umfaßt die Negierungsbezirke 
Poſen und Bromberg und wird in jeinen ge 
genwärtigen Grenzen aud ferner beibehalten. 
\ Die Berwaltung der Angelegenheiten des 
Standarmenverbandes mit Einſchluß der Cor— 
rectionsanftalt zu Koften wird vom 1. Januar 
1872 ab dem WProvinzialverbande von Poſen 
übertragen. — Dieje Verwaltung wird unter 
Auflicht und nad den Befchlüffen des Brovinzial« 
landtages von einer bejonderen öffentlichen Be— 
hörde unter der Bezeichnung „Landarmendirection 
der Provinz Pojen“ geiihet. Die Landarmen- 
direction hat in der Stadt Pojen ihren Sitz und 
Gerichtäftand und befteht mit Einfluß des vor- 
figenden Directors aus fünf Mitgliedern. $ 8. 
Der vorfigende Director ift von dem Provinzial- 
landtage für den Zeitraum von ſechs Jahren zu 
wählen und vom Könige zu bejtätigen. — Seine 
Befoldung wird von dem Provinziallandtage 
feftgejegt. Er hat jeinen Wohnfit in der Stadt 
Bojen zu nehmen. Er wird vom Öberpräfidenten 
beeidigt und in fein Amt eingeführt. — In 
Fällen der Abweſenheit oder Behinderung wird 
der vorſitzende Director durch ein mit Genehmig- 
ung de3 Oberpräfidenten vom Provinziallandtage 
im Voraus zu beftimmendes anderes Mitglied 
der Direction vertreten. $ 4. Die vier übrigen 
Mitglieder der Direction, von welchen wenigjtens 
eins ebenfalld feinen Wohnfig in der Stadt Poſen 
haben muß, werden gleichfalld durch den Pro— 
vinziallandtag gewählt. — Die Wahl erfolgt 
jedesmal für ſechs Jahre. — Für jedes ber vier 
Mitglieder wird gleichzeitig ein Stellvertreter 
gewählt, welcher jedoch in der Regel nur für 
den Fall länger dauernder Verhinderung oder 
des gänzlichen Ausjcheidend deſſen, für den er 
eintreten fol, berufen wird und in lehterem 
Falle deſſen Stelle bis zur nächſten Wahl be- 
hält. — Die Wahl ſowol ded vorfigenden Di- 
rectord als der übrigen Mitglieder der Land» 
armendirection ift nicht auf bie Mitglieder des 
Provinziallandtages beſchränkt. $ 5. Der vor 
figende Landarmendirector führt die laufenden 
Gejchäfte der Verwaltung. Er bereitet die Be- 
ihlüffe der Landarmendirection vor und trägt 
für die Ausführung derjelben Sorge. — 
vertritt den Zandarmenverband nad Außen, ver- 
ar Namens defjelben mit Behörden und 

rivatperjonen, führt den Schriftwechjel und 
zeichnet ale Schriftſtücke. Alle Urkunden, in 
denen Verpflichtungen für den Landarmenver- 
band übernommen werden, find außer von dem 

Vorſitzenden noch von einem zweiten Mitgliede 
der Landarmendirection zu zeichnen. — Er führt 
bei den Berathungen der Yandarmendirection den 
Vorfig mit vollem Stimmrechte und gibt bei‘ 


enweſen. 


Stimmengleichheit den Ausſchlag. Zur Beſchluß 
fähigkleit der Landarmendirection iſt die An— 
weſenheit von wenigſtens drei Mitgliedern mit 
Einſchluß des — erforderlich. $ 6. 
Inwieweit die Landarmendirection bie Bermwalt- 
ung jelbftändig zu führen oder die Beſchluß- 
fafjung des Provinziallandtages zu erwirfen hat, 
Ingleichen die Abgrenzung der Befugnifje des 
—— Landarmendirectors gegenüber denen 
des Collegiums der Landarmendirection im Ein- 
zelnen, ſowie der Geſchäftsgang und die Bureau— 
einrichtung der Landarmendirection wird durch 
ein befonderes von dem Provinziallandtage mit 
Genehmigung des Minijterd ded Innern zu er« 
laſſendes Reglement feftgeftellt, in welchem auch 
da3 Erforderliche über die den Mitgliedern zu 
gewährende Entihädigung für Reifeloften zu bes 
jtimmen if. $ 7. Die Kaffenverwaltung des 
gejammten Landarmenfonds wird bis auf Wei- 
tereö von der Provinzial-Fnititutenfafje zu Poſen 
nad) den für letztere beftehenden Beitimmungen 
geführt. $ 8. Die Verwaltung ber Corrections- 
anjtalt zu Koften wird, unter gleichzeitiger Auf- 
hebung des auf Grund des Landtagdabiciedes 
vom 29, Juni 1835 erlaffenen Reglements für 
die Zwangd- und Bejlerungsanftalt in Kojten 
vom 17. December 1835, FR ein von dem 
Provinziallandtage zu beſchließendes und von 
dem Minifter des Innern zu genehmigendes be 
jonderes Reglement geordnet.!) $9. Die Land- 
armendirection hat alljährlih nad dem Redh- 
nungsabjchluffe die Rejultate der Verwaltung in 
Beziehung ni die Lanbarmenpflege und das 
Eorrigendenwejen durch die Amtsblätter zur 
Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 8 10. die 
ftändiihen Landarnıenbehörden find befugt, in 
Angelegenheiten ihres Geſchäftskreiſes die Kreis. 
und die Ortsbehörden zu requiriren. $ 11. Die 
ftaatlihe Oberaufjiht über die gefammte Ber 
mwaltung des Landarmen- und des Corrigenden- 
weſens führt der Oberpräfident. — Derfelbe ift 
befugt, über alle Gegenflände der Verwaltung 
Auskunft zu erfordern und an ben Berathungen 
der Landarmendirection entweder felbft oder durch 
einen zu jeiner Vertretung abzuorbnenden Staats» 
beamten theil zu nehmen. — Er hat Beichlüfie 
der Sandarmendirection, welche bie Behneniie 
derjelben überjchreiten oder das Staatswohl ver- 
legen, zu beanſtanden und, fofern eine dad Bor« 
end dieſer Borausjegung begründende 
Ihriftlie Eröffnung an die Yandarmendirection 
fruchtlos geblieben iſt, Behufs Enticheidung über 
deren Ausführung dem Minifter des Innern 
einzureichen. Dem Oberpräfidenten ift demgemäß 
von den Sitzungen der Yandarmendirection unter 
Angabe der Berathungsgegenftände durch den 
Borligenden zeitig Anzeige zu machen; auch it 
ihm auf Erfordern Ausfertigung der Directions« 
bejchlüffe vorzulegen. $ 12. Mit dem im $ 2 
gedachten Zeitpunfte tritt das vorläufige Re— 
gulativ über die Verwaltung des Landarmens« 
wejens der Provinz Poſen vom 13, Oct, 1843 
außer Kraft. 


1) &, jept die Provinzial-Ordpnung vom 29. Jun 
1875. 
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X. Verordnung über die Einrichtung u. 
Berwaltungdes Landarmenweſens inder 
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Glatz wird dem Provinzialverbande von Schleſien 
und jeinen Organen (dem Provinziallandtage, 


Provinz Hannover, vom 1. Auguft 1871. der Landesdeputation und dem Landeshauptmann) 


8 1. Die Vermaltung der Angelegenheiten 
des Landarmenverbandes der Provinz Hannover 
wird vom 1. Juli 1871 ab dem Provinzialver- 
bande von Hannover und feinen Organen (dem 
Propinziallandtage, dem ftändiichen Verwaltungs 
ausſchuſſe und dem Landeddirectorium) na 
Mafgabe des Regulativs vom 1. Nov. 1868? 
übertragen. $ Inwieweit der ftändiiche 
Verwaltungsausihuß die Verwaltung jelbjtändig 
zu führen oder die Bejchlußnagme ded Pro- 
vinziallandtages zu ermirlen hat, wird ebenfo, 
wie die Abgrenzung der Befugniffe des Landes» 
directoriums gegenüber denen des jtändijchen 
Berwaltungsausihufjes im Einzelnen, durch ein 
von dem !rovinziallandtage mit Genehmigung 
des Minijter® des Innern zu beichliegendes 
Reglement beitimmt. Durd in gleicher Weije 
zu erlaffende Reglement3 wird die innere Ein- 
rihtung und Verwaltung der einzelnen Land— 
armen» nnd Correctionsanftalten geregelt. —* 
Die ſtändiſchen Landarmenbehörden ſind befugt, 
in Angelegenheiten ihres Geſchäftskreiſes die Kreis«, 
Amts» und Ortöbehörben zu requiriren, $ 4. 
Der jtändifche Berwaltungsausshuß Hat alljährlich 
nad dem Rechnungsabſchluſſe die Rejultate der 
Verwaltung in Beziehung auf die Zandarmen- 
pflege und das Gorrigendenwejen durch das 
Amtsblatt zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 


XI. Verordnung über die Einrichtung u. 
Verwaltung des Landarmen- und Eor- 
rigendenwejend in dem Herzogthume 
Schleſien und ber Sraffsatt Glatz, vom 
16. Yuguft 1871. 

Wir Wilhelm 2c. verordnen über die Einridht- 
ung und Berwaltung des Landarmen- und 
Corrigendenweſens in dem Herzogthum Schlefien 
und der Grafihaft Glag, auf Grund der $$ 27 
und 28 des Gejeged vom 8. März 1871, be- 
treffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über 
den Unterftügungswohnfig, unter Buftemmung 
des Provinziallandtages des Herzogthums Schle- 
fien, der Grafihaft Glag und des Marlgraf- 
ihums Oberlaufig, was folgt: $ 1. Die durd 
die Verordnung vom 15. September 1864 ein- 
gerichteten drei Bezirk3-Landarmenverbände für 


nah Maßgabe des Regulativg vom 1. November 
1869!) —— — Inwieweit die Landes— 
deputation die Verwaltung ſelbſtändig zu führen 
oder die Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages 
zu erwirlen hat, wird ebenſo wie die Abgrenzung 
der Befugniſſe des Landeshauptmannes gegen— 
über denen der Landesdeputation im Einzelnen, 
durch ein beſonderes, von dem Provinzialland— 
tage mit Genehmigung des Miniſters des Innern 
zu erlaſſendes Reglement beſtimmt. $3. Das 
Vermögen bed Landarmenverbandes des Herzog⸗ 
thums Schleſien und der Grafſchaft Glatz iſt von 
dem übrigen Vermögen der Provinz geſondert 
zu halten. Das Capitalvermögen deſſelben (51 
Abſatz 2) darf bezüglich feiner Subſtanz zur 
Beitreitung ber {oufenben Bedürfnifje der Land- 
armenverwaltung nicht angegriffen werben. $ 4. 
Der Landarmenverband des Herzogthums Schle— 
lien und ber Grafidaft Glatz Hat ‚Behufs Er— 
füllung der ihm gejeglich obliegenden Verpflicht— 
ungen die erforderlichen Anſtalten heraujtellen 
und zu unterhalten. — Zur Ordnung der Ber: 
waltung und ber inneren Einrichtung diejer An- 
jtalten werben von dem Provinziallandtage unter 
Genehmigung des Minifterd des Innern die 
nöthigen Reglements erlafjen. Bei den bejtehen- 
den Reglements behält ed bid zu deren Abän— 
derung auf dem vorbezeichneten Wege fein Be- 
wenden. 8 5. Die Kafjenverwaltung ded Land- 
armenverbandes des Herzogthums Schlefien und 
der Grafichaft lag wird von der Landeshaupt- 
faffe geführt. Die Hierfür erforderlichen Ein- 
richtungen bejtimmt die Landesdeputation, — 
Der Beitrag ded Landarmenverbandes zu den 
Koften der gefammten provinzialjtändifchen Ver- 
waltung wird durch Beſchluß des Provinzial- 
landtages feitgeftellt. $ 6. Die im Dienfte der 
bisherigen Bezirt3-Landarmenverbände ſtehenden 
Beamten übernimmt der Landarmenverband des 
Herzogthums Schlefien und der Grafihaft Glatz 
mit denjelben Rechten und Pflichten, unter welchen 
fie angejftellt find; auch übernimmt derjelbe die 
Zahlung der Penfionen der in Ruheſtand treten- 
den oder bereits getretenen Beamten, jomweit eine 
Berpflichtung hierzu den Bezirkd-Landarmen- 
verbänden oblag. — Die rg Entlajfung 


den en Breslau, mit Ausihluß und Penfionirung ſämmtlicher Anjtaltsbeamten 


der Sta 
Oppeln und 
mit Ausſchlu 


t Breslan, für den Regierun 
Bi den Regierungäbezirt 


welher den Namen „Landarmenverband des 


göbezirt erfolgt durch die Yandesdeputation unter den für 
Liegnig, |die ſtändiſchen Inftitutbeamten eingeführten oder * 
ber Oberlaufig, werden in ihrer/nocd einzuführenden allgemeinen, beziehungsweise 
gegenwärtigen Begrenzung mit dem 1. Januar|den durch die Berfaffung der Anftalt hergebrachten 
1872 zu einem XYandarmenverbande vereinigt,|bejonderen Bedingungen. — 


N) 


Die Stellen bes 
ausvaters, des Oberauffeherd und der Aufſeher 


Herzogtums Schlefien und der Grafihaft Glatz“ ſſind nach Maßgabe der Beitimmungen des Reg- 
jührt und in der Stadt Breslau feinen Sit und |lementd® über die Eivilverjorgung der Militär- 
Gerichtsſtand Hat. — Auf diejen Verband gehen |perjonen vom 20. Juni 1867 mit verjorgungs- 
von demfelben Zeitpunfte ab alle Rechte und berechtigten Militär-Jnvaliden zu bejegen. T 
Pflichten der vorgedachten drei Bezirkd-Land-| Die Landesdeputation Hat alljaͤhrlich nach dem 
armenverbände über. $2. Die Verwaltung gg. erg bie a re ber Verwalt⸗ 
der Angelegenheiten de3 Landarmenverbandes|ung in Beziehung auf die Landarmenpflege und 
des Herzogthums Sclefien und der Grafihaft|das Eorrigendenwejen durch die Amtsblätter zur 





) ©. unter Provinzialftändifhes Bermögen, 1) ©. jegt Provinzialerdnung vom 29. Juni 1875. 
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Öffentlichen Kenntnig zu bringen. 8. Die 
Fe ri Landarmenbehörden find A t, in 


Zandarmenwejen. 


ungsbezirls Wiesbaden, mit Ausſchluß des Stadt- 
freifes Frankfurt a. M., fowie über die Ber- 


Angelegenheiten ihres Gejchäftäfreifes die Kreis-|waltung ded für das ehemalige Herzogthum 


und Ortsbehörden zu requiriren, 


9. Mit Naſſau vorhandenen Central-⸗Waiſenfonds, auf 


dem im $ 1 gedachten Zeitpunkte tritt die Ber-|Örund ber SS 28 und 72 des Gelege vom 
ordnung vom 15. September 1864 außer Kraft,]8. März 1871, betreffend die Ausführung des 


vorbehaltlich ) 
der Vertheilung der Landarmenbeiträge, bei 
Er e3 bis zum 1. Januar 1873 bewendet. 
$ 10. Auf die im $ 2 benannten Organe geht 
mit dem 1. Januar 1872 auch die bisher von 
der Londarmendirection zu Oppeln geführte Ver- 
waltung des zu dem Oberſchleſiſchen Typhuss- 
Baifenfonds gehörigen Vermögens (Gejeg vom 
20. März 1869) über. Dieſes Vermögen iſt 
von dem Bermögen bed Landarmenverbandes 
efondert zu Halten; im Uebrigen aber ift dieſe 
Berwaltung nad denjelben Beitimmungen i 
führen, weldhe für die Verwaltung des Land» 
armenverbanded gegeben find. 


XIII. Verordnung über die Einridtung 
u. Verwaltung des Landarmenweſens in 
der Provinz Schleswig-Holftein, 

v. 1. Sept. 1871: 

81. Die Verwaltung der Angelegenheiten 
de3 Landarmenverbanded der Provinz Schles— 
wig-Holftein wirb vom 1. San. 1872 ab dem 
Provinzialverbande von Schleswig. Holftein und 
jeinen Organen (dem PBrovinziallandtage, dem 
ſtändiſchen —— u. dem Landes⸗ 
director) nah Maßgabe des Regulativs vom 
14. Aug. 1871?) übertragen. $ 2. Inwieweit 
der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß die Ber- 
waltung jelbftändig zu führen od. die Beſchluß— 
nahnıe des Provinziallandtaged zu erwirken hat, 
wird ebenfo, wie die Abgrenzung der Befugnifie 
des Yandesdirectord gegenüber denen des ſtän— 
diihen Verwaltungsausſchuſſes im Einzelnen, 
dur ein von dem Provinziallandtage mit Ge- 
nehmigung des Minifterd des Innern zu be- 
ſchließendes Reglement bejtimmt. Durd) in gleicher 
Weile zu erlafjendes Reglement wird die innere 
Einrihtung und Berwaltung der einzelnen Land— 
armen- und Correctiondanftalten geregelt. } 3. 
Die ftändiihen Landarmenbehörben find befugt, 
in Angelegenheiten ihre3 Geſchäftskreiſes die Kreis. 
und Örtöbehörben zu requiriren. . Der 
ſtändiſche Verwaltungsausſchuß hat alljährlich 
nad) dem Rechnungsabſchluſſe die Reſultate ber 
»erwaltung in Beziehung auf bie Landarmen⸗ 
pflege u. das Corrigendenmejen durch dad Amts- 
vlatt zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 


XIV, Verordnung über die Einrichtungu. 
Berwaltung des Landarmenweſens 
indem communalſtändiſchen Verbande 
des Regierungsbezirks Wiesbaden, 
ſowie über die Verwaltung des für das 
ehemalige Herzogthum Naſſau vor— 
handenen Central-Waiſenfond, 
v. 4. Sept. 1871. 

Bir Wilhelm 2c., verorbnen über die Einricht- 
ung und Berwaltung des Landarmenmwejens in 
dem communalftändijchen Berbande des Regier- 


1) ©. unter Provinzialtändifhes Bermögen. 


der Beitimmung im $ 11 bezüglich Bundesgeſetzes über den Unterftüpungsmwohnfig, 


nad) Ta de3 Communallandtages, war 
jolgt: $ 1. Die Verwaltung der Angelegenheiten 
es Landarmenverbandes des Regierungdbezirt? 
Wiesbaden, mit Ausfchluß des Stadtfreijes Frant- 
furt a, M., fowie über die Verwaltung des für 
das ehemalige Herzogthum Nafjau vorhandenen 
Gentral-Baitenfenie wird vom 1. Quli 1871 
ab dem communaljtändifchen Verbande dieſes 
Regierungsbezirt3 u. defjen Organen (dem Com- 
munallandtage, dent ändifien Bermaltungsaus- 
ſchuſſe u. dem Yandesdirector, nad) Maßgabe der 
Verordnung vom 26. Gept. 1867 u. des Regu— 
lativd vom 17. Juli 18719 übertragen. 2. 
Inwieweit der ftändifche Verwaltungsausichus 
die Verwaltung felbitändig zu führen ober die 
Beſchlußfaſſung des Commumallandtages zu er 
wirfen hat, wirb ebenfo wie bie Abgrenzung ber 
Befugniſſe des Landesdirectord gegenüber denen 
des Berwaltungsausfhuffes im Einzelnen, durch 
befonders von dem Communallandtage, mit Ger 
nehmigung des Minifterd des Innern zu em 
laſſendes Reglement beſtimmt. — Durch ein in 
gleicher Weiſe zu erlaſſendes Reglement wird 
auch die innere Einrichtung u. Verwaltung der 
zu errichtenden Landarmen« und Arbeitsanſtalt 
eintretenden Falls geregelt. 3. Für die Ber 
waltung des Gentral-Waijenfonds bleiben aud 
ferner die im $ 17 des Geſetzes, betreffend die 
Verwaltung der öffentlichen Armenpflege, vom 
18. Dec. 1848 enthaltenen Veftimmungen map 
gebend. — Inſoweit zur Erfüllung berfeiben die 
eigenen Einnahmen des Fonds nicht ausreichen, 
hat der Zandarmenverband einzutreten. — Ju 
gleicher eg liegt demſelben die Berpflichtung 
ob, für die Waifenpflege in dem Kreiſe Bieden- 
fopf u. dem Ortöbezirte Rödelheim in demjelben 
Umfange zu forgen, wie folches feither zu Laſten 
der Staatskaſſe geichehen ift. — Der Bezirk des 
vormald Landgräflich Hejfiihen Umtes Homburg 
darf zu ——— wecken nicht belaſtet wer⸗ 
den. 8 4. Die zur Verwaltung des Landarmen- 
weſens u. der Waiſenpflege beſtellten ſtändiſchen 
Behörden find befugt, in Angelegenheiten ihres 
Gejchäftsfreijes die Kreis-, Amts- u. Ortsbehör · 
den zu requiriren. $ 5. Der ftändiiche Ber 
waltungdausihuß Hat alljährlich nad) dem Red. 
nungsabjchluffe die Ergebniffe der Verwaltung 
in Bezug auf das Landarmen- u. Eorrigenden« 
wejen ſowie die Waifenpflege durch das Amtsblatt 
zur Öffentlihen Kenntniß zu bringen. 
XV. VBerordnungüberbie Einrihtung u. 
Berwaltung ded Landarmen- u. Eorri» 
gendenwejens inder Provinz Weftfalen, 
v. 15. Sept. 1971. 

$ 1. Der für die Provinz Weſtfalen bejtehende 
Landarmenverband umfaßt die Regierungsbezirfe 
Miünfter, Minden u. Arnsberg u. wird in jeinen 


) S. unter BProvinzialffändifhes Bermögen. 
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gegenwärtigen Grenzen auch fernerhin beibehalten. 155 27 und 28 des Geſetzes vom 8. März 1871, 
— Der Pandarmenverband hat in der Stadt|betreffend die Ausführung des Bundesgeſethes 
Münfter feinen Sig und Geridtsitand. $ 2.|über den Unterftügungswohnfig, nah Anhörung 
Die Verwaltung der Ungelegenheiten bed Land» |ded Sächſiſchen Provin —— u. nad er— 
armenverbandes, mit Einſchiuß der Landarmen-|folgter Yujtimmung beffelben zu der Bereinigung 
1. Correetionsanftalt zu Venntngshaujen, wird|der in der Provinz Sachſen beitehenden Land» 
v. 1. Jan. 1872 ab dem Provinzialverbande von armenverbände, über die Einrichtung und Ver— 
Weſtfalen und feinen Organen (dem Provinzial-|waltung des Landarmenweſens in diefer Provinz, 
landtage, dem Berwaltungdausichuffe, bezw. der was folgt: 8 1. Die innerhalb der provinzial« 
Commijfion dioſes Ausſchuſſes), nah Maßgabe jtändiichen Vegrenzung der Provinz Sachſen zur 
des Regulativs für die Organifation der Ber-|Beit nad) Maßgabe des Regulativd vom 2ER 


waltung des Provinzialvermögens und der Pro⸗ 2 —— vo. 
— v. 15. Sept. 18719 übertragen. 1845 beftehenden fünf Begirlö-Tanbarmen- Ber 


- bände, nämlih: 1) der Yandarmenverband der 
9 — — ee etambtage auf % beiden Jerichowſchen Kreiſe, 2) der Magdeburg- 
Doner von jech8 oder zmölf Jahren gemäßlte u. Halberjtädter LYandarmenverband, 3) der Land⸗ 


vom Könige beftätigte Director für das Land- armenverband der beiden Mansfelder Kreije, des 


h Saaltreifes und der Stadt Halle, 4) der Yand« 

armenwejen. Der Director bed mn armenverband der — —* Kreiſe 
hat ſeinen Wohnſitz in der on ufter 7 mit dem Kreije Erfurt, 5) der Landarmenverband 
nehmen; er wird von dem Yan —— all der Eichsfelviihen Kreiſe mit dem Kreiſe Nord» 
beeidigt und im ſein Amt eingeführt. Die Beehauſen, werden mit dem 1. Jan. 1872 zu einem 
joldung befielben wird von dem — ————— Tandarmenverband vereinigt, welcher deu Namen 
tage jeitgeiegt. $ 4. Der Landarmendirector be-| Gandarmenverband der Proving Sadhjien“ führt 
reitet die Beſchlüſſe des gr pri und in der Stadt Merjeburg hie Sig und 
vor und trägt für die Ausführung en Gerichtsſtaud Hat.!) — Auf diejen Verband gehen 
Sorge. Er vertritt den Landarmenverban - von demjelben Zeitpunkte ab alle Rechte und 
außen, verhandelt Namens befjelben mit Beh er Pflichten der vorgedadhten jünf Bezirks-Land—⸗ 
den u. Privatperjonen, führt den —— armenverbände über; er übernimmt das geſammte 
und zeichnet die Schriftftüde. Er nimmt auflyormögen u. die gejammten Eintunfie derjelben 
Verlangen des Verwaltungsausſchuſſes an deſſen mit der Werpflihtung, das Bermögen feinem 
Sigungen mit berathender Stimme theit. $ 5. beftimmungsmäßigen Yiwede entſprechend zu ver- 
Inwieweit der Landarmendirector die Verwalt- | „alten und die Einfünfte nad) Maßgabe der 
Pr — KR rer — 56 dieſerhalb zu bewirkenden ſpeciellen, event. vom 
* „[ueieiye® Ihe 

N itungsausichufies zu erwirten bat, ingleichen Brovinziallandtage zu beiliegenden Auseinan 


Die Abgrenzung det efugnifie deffelden gegen verjegungen bei der Bertheilung der Kojten des 


gegen | randarmenmwejens den einzelnen Kreijen in An« 
über denen des Berwaltungsausjhufes im Ein- cechnung zu _ = — — tan 
zelnen; ſowie der Geſchäftsgang, die Bureau- un age der Altınark fteht es frei, den Eintritt der 
Kafjeneinrichtung der Landarmenverwaltung wird | yiemark in den Yandarmenverband der Provinz 
durch ein bejonderes, vom SProvinziallandtage Zachſen bis zum 1. Jan. 1872 zu beſchließen, 
mit Genehmigung bed Minifterd des Innern zuls 2, Die Verwaltung der Angelegenheiten des 
bejchließendes Reglement feſtgeſtellt. & 6. Die „ndarmenverbandes der Provinz Sachſen wird 
Orbnung der Verwaltung und der inneren Ein) ner Auffict u. nad) den Beichlüffen des Pro- 
richtung der Sandarmenanftalt wird gleichfalls oinziallandtages unter Mitwirkung eines pro- 
durch befondere Meglementd geregelt, melde ber] zinziatitändiihen Ausigujles von einem Land- 
Provinziallandtag mit Genehmigung des Mi-| rmendirectot — bezüglich deſſen Stellvertreter 
nifter3 des Innern N erlafien hat. 5 7. Der] _ gefügrt. $ 8. Der Landarmendirector wird 
Berwoltungsausihuß Hat aljährlih nad dem hom Brovinziallandtage gewählt u. vom Stönige 
Rechnungsabſchlufſe bie se der DVerwalt- |geitätigt. Seine Anftellung erfo!gt auf die Dauer 
ung it Beziehung auf die Landarmenpflege und| on 12 Zahren; feine etwaige Wiederwahl Tann 
das Corrigendenweſen durch die Amtsblatter zur] „5 Lebens zeit erfolgen. Derſelbe erhält aus dem 
öffentligen Kenntniß zu bringen. $ 8. Dielpropinzial-Landarmenfonds eine duch, ben Pro⸗ 
Landarmenbehörben Pa So: in Ungelegen-| yinziallanbtag feitzujegende Bejoldung und hat 
heiten ihres Geſchaftslreiſes bie Kreis“, Amts ynipruch auf Penjionsgewährung nad) ben nä- 
und Ortsbehörben zu requiriren. $ 9. Mit dem heren Vorichriften des $ 65 der Städteorduung 
im $ ? ——— treten alle mit biefer | nom 30. Mai 1853. Er wird durch den Land« 
Berorbnung im Widerjpruche ftehenden Beſtimm⸗ 
ungen bezüglich der Verwaltung bed Tandarmen- 
u. Torrigendenweſens, namentlid dad Regulativ 
v. 13. t. 1848, außer Kraft. 
XVI. Berorbnungüberidie Einridtungn. 
Bermwaltung bes Land armenmwejend in 
v ie Bike * — an — dal. Diejenigen Ortichaften der Kreife Neuhaldensleben und 
WE Bande y Molmärftadt, welche früher zum Landarmenverbande der Alt: 
1 &. unter DERBINLIEERERATIG.D Bermögen. mari gehört haben, werden mit dem Landarmenverbande ber 
3) Die in diefer Verordnung dem provinzialftändiihen Aus: Provinz Sachſen vereinigt. 















































ſchuſſe, bezw. dem Landtagsmarſchall zugewieſenen Befugniſſe 
and Obliegenheiten werben fortan von dem Provinzialaus⸗ 
ichuffe der Provinz Sachſen wahrgenommen (Aller. Erlaß 
vom 10. Juni 1876). i 

1) ©. jegt die Verordnung vom 14. Jımi 1875: Bi 
Der Landarmenverband der Altmark befteht aus den land» 
räthlichen Kreiſen Gardelegen, Oftraburg, Salzwedel u. Sten⸗ 
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tagsmarjchall vereidigt u. in fein Amt eingeführt. auch das Erforderliche über die den Mitgliedern 
— Den Stellvertreter ded Landarmendirectord zu gemwährende Entihädigung für Reiſeköſten u. 
beftellt der Landtagsmarſchall für den Fall der|Diäten 2c. zu bejtimmen iſt. $ 8. Die ftaat- 
Behinderung des erſtgedachten Beamten. — Zur |lidhe Oberaufficht über die jtändifche Yandarmen- 
Unterjtügung des Landarmendirectord kann auf|verwaltung führt der Oberpräfident. Derjelbe 
deffen Antrag und unter Zuftimmung des pro-lift befugt, über alle Gegenftände derjelben Aus— 
binziafftändifchen Ausſchuſſes ein Syndicus gegen kunft zu erfordern, u. an den Berathungen des 
Remuneration angenommen werden. . Der/provinzialftändiihen Ausſchuſſes entweder per- 
provinzialftändiiche Ausſchuß befteht aus ſechs ſönlich oder durch einen von ihm abzuordnenden 
Mitgliedern, welche vom Provinziallanbtage aus |Staattbeamten theilzunehmen. Zu diejem Ber 
jeiner Mitte, jedod nur auf die Dauer von ſechs er ift ihm über jede Sigung die erforderliche 
Jahren, gewählt werben. Die Ausjcheidenden| Mittheilung rechtzeitig zu machen. Er hat Be- 
jind wieder mwählbar. Fit eine Neuwahl vorjiclüfie des Ausſchuſſes, welche deſſen Befugnife 


Landarmenweſen. 


Ablauf der Wahlperiode nicht vollzogen, jo dauert 
dad Mandat bis zur erfolgten Neuwahl fort. — 
Für den Fall, daß die Altmark dem Yandarmen- 
verdande der Provinz Sadjen bie zum 1. Jar. 
1872 beitritt, wird die Zahl der Mitglieder des 
provinzialſtändiſchen Ausſchuſſes auf jieben feft- 


geſetzt. Das fiebente Mitglied wählt alsdann Innern einzureihen. $ 9. Bur Ordnun 


der Commmnallandtag der Altmark. 5. Der 
provinzialftändiiche Ausſchuß, in welchem ber 
Yandarmendirector zwar Sit, aber feine Stimme 
hat, wählt, jobald er zum erjten Male im Jahre 
zufammentritt, aus feiner Mitte einen Vorſitzen— 
den u. einen Stellvertreter defjelben auf die Dauer 
de3 laufenden Jahres, u. verjammelt ſich regel- 
mäßig alle drei Monate an einem, in feiner 
eriten Zahresfigung ein für allemal zu beitim- 
menden Tage. Außerdem tritt der provinzial- 
ſtändiſche Ausſchuß zufammen, jo oft er von dem 
Borfigenden zujammenberufen wird, was binnen 
zehn Tagen geihehen muß, ſobald der Land— 
armendirector od. zwei Ausſchußmitglieder diejes 
icheiftlih beantragen. Der Borjigende ift ver- 


überjchreiten oder das Staatswohl verlegen, zu 
beanftanden und jolde — fofern eine das Bor- 
handenfein einer diejer Borausfegungen begrün- 
dende jhriftliche Eröffnung an den Yandarmen: 
director fruchtlos geblieben — behufs Enticheib- 
ung über deren Nusführung dem Minifter des 
ber 
Bermwaltung u. inneren Einrichtung der Anftalten 
ded Landarmenweſens werden von dem Provin? 
ztallandtage mit Genehmigung bed Minifters 
ded Innern die nöthigen Reglements erlaſſen. 
Bei den beftehenden Reglemenis behält e3 bis 
in deren Abänderung auf dem vorbezeichneten 

ege jein Bewenden, ſoweit fie nicht Durch Dieie 
Verordnung eine Abänderung erleiden. $ 10. 
Der Yandarmendirector ift befugt, in Ungelegen» 
heiten der Sandarmenverwaltung bie Kreis. und 
Ortöpolizei reip. die Communalbehörden zu res 
quiriren. 8 11. Der Landarmendirector hat all- 
jährlih nad) dem Rechnungsabſchluſſe das Er» 
gebniß der Verwaltung in Bezug auf die Land» 
armenpflege u. dad Eorrigendenmwefen durch die 


pilidhtet, jedem Mitgliede des Ausſchuſſes, dem/Amtsblätter der Provinz zur öffentlichen Kennt. 


Yandarmendirector jowie dem Landtagsmarſchall 
— bezüglid deſſen Stellvertreter — vor den 
regelmäßigen Sigungen diejenigen Gegenftände 
rechtzeitig mitzutheilen, welche in ber betreffenden 
Sigung zur Berathung fommen follen und die 
enannten Perſonen zu jeder auferordentlichen 
ipung unter Angabe der Tagesordnung bejon- 
ders ſchriftlich rechtzeitig einzuladen. — Zur Be- 
ihiußfähigteit des provinzialftändiihen Aus— 
ſchuſſes iſt die Anweſenheit von mwenigjtens drei 
Mitgliedern, mit Einfluß des Vorfigenden, er- 
forderlih. $ 6. Der Landarmendirector führt 
die laufenden Gejchäfte der Verwaltung. Gr 
bereitet die Beichlüffe des provinzialftändijchen 
Ausſchuſſes vor, theilt die zur Berathung vor» 
liegenden Gegenjtände dem Borjipenden des Aus«- 
ſchaſſes mit umd trägt für die Ausführung der 
Beſchlüſſe des Ausſchuſſes Sorge. Er vertritt 
den Yandarmenverband nad augen, verhandelt 
Namens deſſelben mit Behörden, Corporationen 
u. Privatperionen, führt den Schrijtwecjiel und 
zeichnet alle Schriftftüde allein. $7. Inwieweit 
der Landarmendirector die Verwaltung jelbit- 
ftändig zu führen oder die Beſchlußfaſſung des 
Ausſchuſſes beziehungsweife des Provinzialland- 
tages zu erwirfen hat, jowie der Geſchäftsgang 
u, die Büreaueinrichtung des Yandarmendirectors 
wird durd) ein bejonderes, vom Provinzialland» 
tage mit Genehmigung des Minifters des Innern 
zu bejchließendes Reglement feitgefegt, in welchem 


niß zu bringen. $ 12. Mit dem 1. Jan. 1872 
wird durch das Regulativ über die interimiftifche 
Verwaltung des Yandarmenwejens in der Pro 


vinz Sadjjen vom ;" 2 1845 aufgehoben. 
Solite bis zu dem gedachten Tage der Eommir- 
nallandtag der Altmark jeinen Beitritt zu dem 
Landarmenverbande der Provinz Sachſen nidt 
erflärt haben, jo bleiben fie m Beitimmungen 
ded gedachten Regulativs in Kraft, welche ih 
auf den Landarmenverband der Altmark beziehen 
(Gbeſonders $$ 3 bis 24) 


XVIL. Berordnung über die Einrichtungt. 
Berwaltung bed Tandarmenmwejens in 
ber Aheinprovinz, dv. 2. Oct. 1871. 

1. Die in der Rheinprovinz beftehenben 
fünf Bezirkd-Tandarmenverbände werben mit dem 
1. Januar 1872 zu einem Landarmenverbande 
vereinigt, weldyer den Namen „Yandarmenverband 
der Rheinprovinz“ führt u. in der Stadt Koblenz 
(jest Düfjeldorf] feinen Sig und Geriditsitand 

at. — Auf diejen Berband gehen von demjelben 
——— ab alle Rechte und Pflichten der vor— 
gedachten fünf Bezirks-Landarmenverbände über; 
er übernimmt die Capitalien und baaren Geld- 
beitände derielben mit der Berpflichtung, die 
Binfen der Eapitalien und die baaren Geldbe— 
jtände bei der Bertheilung der Koften des Land» 
armenwejens ben Kreiſen des betreffenden Re— 
gierungsbezirt3 in Anrechnung zu bringen. & 2. 


785 


Die Verwaltung der Angelegenheiten ded Land» |jonderen Landarmen» u. Arbeit3anftalt wird die 
armenverbandes der Rheinprobinz wird von|innere erg | u. Berwaltung derfelben durch 
dem Provinzial-Berwaltungsrathe nad) Mafgabe ein in gleicher Weife zu erlafjendes Reglement 
des Regulativs für die Organiſation der Ber-|geregelt. $ 3. Die Landarmenbehörden find be» 
waltung des provinzialftändiichen Vermögens u. fugt, in Angelegenheiten ihres Gejchäftstreijes 
der prepinziatftändifchen Anftalten in der Rhein- die Oberämter und Ortsbehörden zu requiriren. 
provinz vom 27. Sept. 1871') geführt. $ 3.15 4. Der Landesausſchuß hat alljährlid nad 
Ueber den Umfang u. die Benugung des für den/dem Rechnun sabſchluſſe die Ergebniffe der Ver- 
Regierungsbezirk Trier beftehenden Landarmen- waltung in Bezug auf die Landarmenpflege durch 
hauſes in Trier für die Zwede des Provinzial-)dad Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntnig zu 


Landescocarde — Landesvermefjung. 


Landarmenweſens wird für den 


halb eine Bereinigung zwifchen der Verwaltung 


des Landarmenhaufes und dem Provinzial-Ber-|fie zu tragen, j. Str.-&.-B. 5 34 


waltungsrathe nicht erzielt wird, die Enticheidung 


I, daß diefer- bringen. 


Landescocarde, Aberkennung = Fähigkeit, 
.1. 


Landesdirector (Landeshauptmann), in dem 


dem Provinziallandtage vorbehalten. — Derjelbe|Geltungsbereihe der Provinzialordnung vom 


hat in —— Weiſe in Betreff der Benutzung 
der für die Regierungsbezirke Aachen, Koblenz, 
Köln u. Düſſeldorf zu errichtenden Arbeitsanſtalt in 
Braumeiler zur Erfüllung der dem Provinzial- 
Landarmenverbande obliegenden Aufgaben zu be» 


ſchließen. Bis zur Beſchlußfaſſung des Provinzial- 3, ur 2egung eine 


landtages hat hierüber der Oberpräfident vorbe- 
haltlich des Recurjes an den Minijter des In— 
nern zu bejtimmen. $ 4. Zur Ordnung ber 
Verwaltung u. der inneren Einridytung der im 
$ 3 gedachten Anftalten werden von dem Pro— 
vinziallandtage mit Genehmigung des Minijters 
de3 Innern die erforderlichen Reglements er 
lafjen. Bei den bejtehenden Neglements behält 
e3 bis zu deren Aenderung auf dem bezeichneten 
Wege fein Bewenden. $ 5. Die ftändiichen Land» 
armenbehörden find befugt, in Ungelegenheiten 
ihres Geſchäftskreiſes die Kreis- u. Ortsbehörden 
zu requiriren. $ 6. Der PBrovinzial-Bermalt- 
ungsrath hat alljährlih nad) dem Rechnungs— 
abtchluffe da Ergebnif der Verwaltung in Be— 
zug auf die Landarmenpflege u. das Eorrigenden- 
ein durch die Amtsblätter der Provinz zur 
öffentlihen Kenntnig zu bringn 87. Mit 
dem im $ 1 bezeichneten Beitpunfte tritt die 
Berorbnung vom 14. Juni 1859 außer Kraft. 


XVII. Berordnung über die Einrichtung 
u. Verwaltung be3 Landarmenmwejend 
in den Hohenzollernſchen Landen, 

v. 6. Sept. 1874. 


8 1. Die Verwaltung der Ungelegenheiten des 
Landarmenverbandes der Hohenzollernichen Lande 
wird vom 1. Jan. 1875 ab dem Landes-Com- 
munalverbande dieſer Lande u. defjen Organen 
(dem Eommunallandtage u. dem Landesausſchuſſe, 
eventuell einer bejonderen Landescommiſſion), 
nad; Maßgabe der Borjchriften der Hohenzollern» 
ſchen Amts» und Landesordnung vom 2. Upril 
1873 übertragen. F 2. Inwieweit der Landes» 
ausſchuß die ern | jelbftändig zu führen 
oder die Beſchlußnahme des Communallandtages 
zu erwirfen hat, wird ebenjo, wie die Abgrenz⸗ 
ung der Befugnifje einer etwa zu dieſem Zwecke 
zu bejtellenden Yandescommilfion gegenüber denen 
des an pin im Einzelnen, durch ein 
oon dem Communal 
Minifterd des Innern du beichließendes Reglement 
beftimmt. — Im alle der Errichtung einer be» 


)6&. unter Provinzialfändifhes Bermögen. 
Grotefend, Bolizei-teriton. 





29. Juni 1875 ſ. Prod. - DOrbn, SS 31, 41, 46, 
47, 52, 56, 87—94, 98 Nr. 1 u. 25, $ 103, 

Landesvermeflung. 
Gejeg, betrefjend die Erridtung und 
Erhaltung von Markſteinen behufs der 
trigono metrijchen 
etzes über bie 1 öftliden Provin- 
zen der Monardie zu bejtimmenden 

trigono metrijhen Punkte, vom 
7. Dct. 1865.') 

$1. Die Eigenthümer, beziehungsweije die 
Pächter oder jonftigen Nutznießer von Grunde 
ftüden in den ſechs öftlihen Provinzen der Mon- 
ardhie?) find verpflichtet, die Ausführung der er» 
forderlihen Arbeiten zur Herjtellung eines über 
diefe Landestheile zu legenden trigonometrifchen 
Netzes, jowie zu allen jpäteren zur Ausführung 
der Landedvermejjung erforderlihen amtlichen 
Detailvermeffungen auf den betreffenden Grund» 
jtüden zu geftatten. — Die zur Feitlegung der 
trigonometrijchen Punkte durch Errichtung von 
Markiteinen nad) der Beitimmung der Trigono— 
meter erforderlichen Bodenflächen, jowie das zur 
Sicheritellung der Martjteine nöthige Umgebungss 
terrain find dem Staate eigenthümlich zu über- 
laſſen. — Gebäude, Hoflagen und Hausgärten 
werden von den vorjtchenden Anordnungen nicht 
betroffen. — In Ermangelung einer gütlichen 
Einigung zwijchen den Intereſſenten erfolgt die 
Einweijung in den Befig der hiernad) dem Staate 
abzutretenden Bodenjlähen nad) Anhörung des 
betheiligten Eigenthümers u. nad) wenigſtens vor- 
läufiger Feltitellung der Entidädigung ($ 3) 
durch den Kreislandrath. 8 2. Die Vergütung 
ded den Grumdjtüden bei Ausführung der im 
$ ı bezeichneten Arbeiten etwa zugefügten vor- 
übergehenden Schadens erfolgt nad den allge 
meinen gejeglichen Beſtimmungen. — Der An—⸗ 
ſpruch auf jede derartige Entſchädigung erlijcht 
binnen Say hr nad) der angeblichen Schadens» 
zufügung. 83. In Ermangelung einer gütlichen 
Einigung über den Kaufpreis wird für die Ueber- 
lafjung des EigentHums der Bodenflächen zur 
Erridtung der Markfteine mit Einjhluß des zu 
deren Sicherſtellung erforderlihen Umgebungss 


ı) Durch Geſetz vom 7. April 1869 ift diejes Geſetz auf den 


andtage, mit Genehmigung des|üsrigen Umfang der Monardie, mit Ausihlug der boben- 


—— Lande und des Jadegebietes ausgedehnt. Bezuglich 
er Ausführung der Landesvermeſſung in dem Fürftentbum 
Hohenzollern: Hechingen f. das bier nicht abgebrndte Gefer 
vom 11. April 1859. 

) S. jest Str.:G.:B. $ 304. 
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terraind bis zu 20 Duadratfuß Flächeninhalt Marffteine in ordnungsmäßigem Buftande zu 
eine Entjhädigung gewährt von 3 M bei derjüberwaden u. von jeder Beihädigung od. Wer- 
Eulturart Gärten u. erften bis fünften Uderflafje,jrüdung derjelben dem Kreislandrathe Anzeige 
2 M bei der jechiten bis achten Aderflafje, ı M E maden. — Borjäglihe Beihädigungen ber 
bei jeder anderen Culturart, nad; Maßgabe der | Markſteine unterliegen der Beftrafung nad) $ 282 
in der Ausführung des Grundſteuergeſezes vom|des Strafgeſetzbuches vom 14. April 1851.*) 
21. Mai 1861, Nr. 5379 erfolgten Beranlagung|$ 7. Die zur Ausführung biefes Gejeßes erfor- 
de3 ganzen in der Gemarkungskarte u. dem Flur⸗ derlichen Anordnungen erlaffen die Minifter der 
buche unter einer bejonderen Nummer eingetra- —* des Krieges und des Innern gemein- 
genen Flächenabſchnittes, zu welchem die über— ſchaftlich. 

lafjene Bodenſläche gehört. — Iſt die in Anfpruh| Landesverrath, ſ. Str⸗G⸗B. 5 4 Nr. 2, 
genommene Bodenflähe größer ald 20 Quadrat-|$$ 87 ff. und bezüglich der Pflicht zur Anzeige 


fuß, jo wird für jede größere Fläche innerhalb|ded befannten Tandesverrätheriichen Vorhabens, 
weiterer 20 Quadratfuß die oben feſtgeſetzte daſ. $ 139. 


Entihädigung gezahlt. — Die Feitießung der 
Entihädigung erfolgt durch den Kreislandrath. 


Randesverweifung, j. Ausm eifung. 
Laudeswappen, unbefugter Gebraudy von 


Den Entihädigungsberedhtigten, welche eine höhere | Abbildungen eines ſolchen, ſ. Str.-G.-B. S 33 
Entihädigung beanſpruchen, fteht gegen Feſtſetz- Nr. 7. 


ung des Kreidlandrathes binnen einer ſechs— 
wöcentlihen Präcluſivfriſt der Rechtsweg zu. 
Die Abmefjung der ig pen erfolgt in 
einem jolhen Falle nach den allgemeinen gejeß- 
lihen Beftimmungen, ie Ueberfteigt die Ent» 
ihädigungsjumme den Betrag von 60 M nid, 
jo wird Diejelbe dem Entſchädigungsberechtigten 
zur freien Dispofition eingehändigt. — Die Le- 
gitimation des die Entichädigung ($ 3) in Un- 
ſpruch rg Snterefjenten ift, wenn ber 
Befigtitel für denfelben im Hypothekenbuche nicht 
berichtigt fein jollte, für geführt zu erachten, 
wenn: a. berjelbe eine auf die Erwerbung des 
Eigenthums von dem betreffenden Grundjtüde 
lautende öffentliche Urkurde vorzulegen im Stande 
iit, oder wenn ihm von der zuftändigen Ge- 
meindebehörde beicheinigt wird, Daß er das Grund⸗ 
ſtück bejige u. daß ein anderer Eigenthümer des— 
jelben nicht befannt jei; b. nad) Benachrichtigung 
der aus dem Hypothelenbude etwa erfichtlichen 
Eigenthumgprätendenten ſeitens der mit der Leit- 
ung der trigonometrijhen Arbeiten beauftragten 


Behörde, oder bei nicht regulirtem Hypotheten-| erfolgt durch Kaiferliche 


Randfriedensbrud, j. Str.-B.-B. 8 125. 

Landgemeinden, j. Gemeinde-Berfajf- 
ungen. 

Yandgendarmerie. ſ. Gendarmerie. 

Zandlieferungen für das mobile Heer, F 
unter Kriegdleiftungen Gefeg v. 13. Jumi 
1873 $$ 16 ff. 

Landrath im Bereiche der Kreis-Orbnung v. 
13. Dec. 1872, |. Kreis Ord nung S$ 74 fi. 
SARDRECHNIERN f. Str.-©.-B. $ 361 Nr. 8, 


362. 
rer) 
Reichsgeſetz über den Landfturm, v. 12, 
ebr, 1875, 

$ 1. Der Landſturm beiteht aus allen Wehr 
pflichtigen vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 
42. Yebensjahre, welche weder dem Heere noch 
der Marine angehören. — Der Landiturm tritt 
nur zufammen, wenn ein feindlicher Einfall Theile 
des Reichsgebiets bedroht oder überzieht. ($ 3 
Ulinen 2 und $ 16 des Geſetzes vom 9. Non. 
1867).2) 8 2. Das u. bed Landſturms 

erordnung, in welcher 


on 


buche nad) einmaligem öffentlichen Aufrufe durdh|zugleih der Umfang des Aufgebots beftimmt 


das Negierungs- Amtsblatt von Teinem Underen|wird. $ 3. 


binnen einer Friſt von adt Wochen Anjprüche 
auf die Entſchädigung bei der gedachten Behörde 
erhoben werden. — Bei Gewährung einer höheren 
Entihädigungsjumme tritt legtere rüdjichtlich aller 
Eigenthums-, Nutzungs- oder ſonſtigen Real— 
anſprüche, insbeſondere der Reallaſten u. Hypo— 
theten, an die Stelle des betreffenden Grundjtüds. 

5. Bon dem Beitpunfte ihrer Uebergabe reſp. 
ihrer Ueberweifung an den Staat ab werden die 
Grundftüde von alen darauf haftenden, auf 
privatrechtlihen Titeln beruhenden Berpjlicht 
ungen frei. — Iſt das betreffende Grunpftüd 
im Hypothelenbuche aufgeführt, jo muß die Ab- 
ſchreibung bdefjelben erfolgen, und zwar im Falle 
der zwangsweiſen Enteignung auf bloße Requi— 
fition des SKreisfandrathes.!) $ 6. Die Orts— 
behörden find verpflichtet, die Erhaltung ber 


1) Bufolge Gefeges vom 3. Juni 1874 müfjen Grunbdftüide, 
welche auf Grund der Gejege vom 7. Oct. 1865 und vom 7. 
April 1869 zur Errichtung trigonometriicher Martſteine vom 
Staate erworben find, fofern fie im Hrpothefens rejp. Grund⸗ 
budı aufgeführt find, auf bloße Requiſition des Kreisiandratbs 
aud barın abgefchrieben werden, wenn die Enteignung nicht 
zwangsweife, ſondern im Wege der Vereinbarung eriolgt iſt. 





Das Aufgebot kann fih auch auf 
die ne Theile der Erſatzreſerve erftreden. 
— Wehrfähige Deutſche, welche nicht zum Dienft 
im Heere verpflichtet find, können ala Freimillige 
in den Landfturm eingeftellt werden. $ 4. Na 

dem das Aufgebot ergangen ift, finden auf die 
bon bemjelben betroffenen Landiturmpflichtigen 
die für die Landwehr geltenden Vorſchriften An» 
wendung. Insbeſondere find die Aufgebotenen 
den Militärjtrafgefepen und der Disciplinarorb- 
nung unterworfen. — Dafjelbe gilt von den in» 
[oige freiwilliger Meldung in die Liſten bes 
Jandjturms Eingetragenen. $5. Der Landiturm 
erhält bei Verwendung gegen den Feind, mili- 
täriiche, auf Schußweite ertennbare Abzeichen u. 
wird in der Regel in bejondere Abtheilungen 
formirt. — In Fällen außerordentlichen Bedarfs 
fann Die Landwehr aus den Mannichaften des 
aufgebotenen Landſturms ergänzt werden, jeboch 
nur dann, wenn bereits ſämmtliche Jahrgänge 





1) ©, jegt Str. G.⸗B. $ 308. 

2) ©. au Staatsverfaffung rt, 35 und Reichs— 
verfaffung Art. 57. 

3) ©. unter Kriegsdienf. 


Landtag — Landwehrordnung. 


ber Landwehr u. die verwendbaren Mannſchaften 
ber Erjatrejerve einberufen find. — Die Ein» 
pass erfolgt nad) Jahresklaſſen, mit derjüngften 

ginnend, Tomeit die militärijchen Intereſſen 


8 1. 
Dies geftatten. $ 6. Wenn der Landſturm nicht |behörden (E.-D. $ 1, 4) fte 


aufgeboten wird, dürfen die Landiturmpflichtigen 
Zeinerlei militärifcher Controle od. Uebung unter» 
worfen werden. 87. Die Auflöfung des Yand- 
fturmd wird vom Kaifer angeordnet. Mit der 
Auflöfung der betreffenden Formationen Hört 
das Militärverhältniß der Landfturmpflichtigen 
auf. $ 8. Die zur Ausführen 
erforderlichen Beitimmungen erläßt der Kaiſer. 
8 9. Gegenmwärtiges Gejeg lommt in Bayern 
nad) näherer Beitimmung des Bündnifvertrages 
v. 23. Nov, 1870 unter III $ 5 zur Anwend⸗ 
ung. Dafjelbe findet auf die vor dem 1. ar 
nuar 1851 geborenen Eljaß-Fothringer feine An» 
— ($ 2 des Geſetzes vom 28. Januar 
1872). 

Landtag, f. Staatsverfaſſung Art. 62 ff.; 
Provinzial-Landtag, j. Brovinzialord- 
nung $S 9 ff.; Rebefreiheit der Landtagdmit- 
glieder ꝛc., j. Str.-©.-B. 85 11, 12. 

Landwehr. Die allgemeinen geſetzlichen Be- 
ftimmungen über die Organifation der Landwehr 
j. unter Kriegsdienft in dem Gef. v. 9. Nov. 
1867 8$ 3, 5, 7, 8, 15, unter Staatöver- 
faijung Art. 35 ff. und Reichöverfafjung 
Urt. 59, 63, auch Reih3-Militärgejeg vom 
2. Mai 1874 $ 5, 50. 

— f.Landwehrorbnung 

1 


Landwehr-Eontrolverfammlungen, fiehe 
Zandmwehrordbnung $ 17. 

Landwehr. Dienftanszeicdhnung, j. Land» 
wehrordnung Art. 2. 

Landwehrmannfchaften. Bezüglich der all- 
— dienſtlichen Verhältniſſe derſelben ſiehe 

andwehrordnung $$ 14 ff., unter Kriegd- 
dienft, Geſetz v. 9. Nov. 1867 $$ 5, 7 ff. und 
Reih3-Militärgejeg $$ 5, 50, 57, 59, 62, 
63, 64. Wegen Unterftügung bedürftiger Fami— 
fien zum Dienft einberufener Landwehrmann- 
fchaften f. dad unter Erſatzreſerve abgedrudte 
Geſetz vom 27. Febr. 1850 (S. 373), und wegen 
Befreiung der Unteroffiziere u. Mannſchaften des 


dieſes a f 
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Landwehrordnung. 
Erſter Abſchnitt. 
Organiſation der Landwehrbehörden. 

Im eng" 1. Die Landwehr- 
en unter ber Zeitung 
der Infanterie Brigadecommandeure. 2. Die 
Infanterie-Brigadecommandos find in allen An— 
gelegenheiten der militäriichen Eontrole den Ge— 
neralcommanbo3 direct unterftellt, inſoweit nicht 
die Mitwirkung ber Diviſionscommandos beſonders 
vorgeichrieben ift. — Im Großherzogthum Heilen 
tehen die Infanterie » Brigadecommando3 unter 
der Leitung des Divifiondcommandos. 3. Uen- 
derungen der Eontrolbezirte (E.-D. S 1, 5) bes 
dürfen der Genehmigung des Kriegäminifteriums. 
$ 2. [Perjonal der Landwehr-Bezirtscomman- 
bo3.] 1. Zedem Landwehr» Bataillonsbezirt (E.⸗ 
O. Unlage 1) ift ein Stabsoffizier ald Landwehr- 
Bezirfscommandeur vorgejegt.— In denjenigen 
Bezirken, in melden bereit3 im Frieden Land» 
wehr » Regimentsftäbe formirt find, haben bie 
Bataillonscommandeure den Mannjhaften des 
Beurlaubtenftandes gegenüber alle Rechte der 
Landwehr » Bezirfdcommandeure. Im Uebrigen 
werden ihre dienftlichen Befugniffe je nach den 
bejonderen Berhältnifien duch da8 Generalcom« 
mando geregelt. 2. Zur gig der Land⸗ 
wehr » Bezirfscommandeure in den Bureauger 
ichäften find Lieutenants des activen Dienftitan- 
des auf 2— 3 Jahre commandirt (Bezirks-Ad— 
jutanten).. Die Regelung diefer Commandos ift 
Sache der Generalcommandos.— Bei Abwejenheit 
des — — iſt der Bezirks⸗ 
Adjutant deſſen Vertreter, ſofern nicht ein dienſt- 
thuender älterer Offizier des Bataillond im Stab3- 
quartier anmejend ift. — Inactive Offiziere dürfen 
im Frieden nur nad) Maßgabe des Friedens · Ver⸗ 
pflegungsetats Verwendung bei Landwehr-Be- 
zirlscommandos finden, 3. Innerhalb der Land- 
wehr- Compagniebezirfe dienen die Landwehr⸗ 
Eompagnieführer zur Unterftügung der Land— 
wehr-Bezirfscommandeure. — Diejelben werden 
durch die Generalcommandos aus ber Zahl der 
Hauptleute oder älteren Lieutenants der Pro- 
vinzial-Landbmwehrinfanterie ernannt. — Es dir: 
fen jedod) nur fo viel Landwehr-Compagnieführer 
ernannt werden, als im Mobilmadhungsfall Land- 
wehrinfanterie-Compagnien aufgeftellt werben. — 


Beurlaubtenjtandes und ihrer Yamilien von der|Die Landwehr -Compagnieführer müfjen in dem 
Stlajjenjteuer in den Monaten, in welchen fie ſich Bezirk der Landwehrcompagnie ihren fejten Wohn⸗ 
im activen Dienfte befinden, |. unter Einfom=|fig Haben u. durch ihre Perfönlichteit u. Lebens— 
menjteuer, $ 5. d. (©. 284). In Betreff der|ftellung zu erfolgreihem Einfluß im dienftlichen 
Entlafiung von Landwehrmannfhaften aus dem Intereſſe befähigt jein. — Inwieweit die Land- 


preußijchen Unterthanen » Berbande, ſ. unter 
Staatsangehörigleit, Gejeg vom 1. Juni 
1870 $ 15 Nr. 3. Die Strafbejtimmungen we— 
en unbefugten Auswanderns |. im Strafge- 
er 8 360 Nr. 3. 

Landwehroffiziere, ſ. unter Kriegsdienft, 
Geſetz vom 9. November 1867 $ 12, Reichs» 
Militärgejeg Abſchn. IV u. V, Landwehr— 
Ordnung SS 21—29. In Betreff der Ent- 
lafjung von Landwehroffizieren aus dem preuf. 
Unterthanenverbande, |. unter Staatsange- 

drigfeit, Gejeg vom 1. Juni 1870 $ 15 

. 2 


wehr-Compagnieführer zum Dienjt in ihrem Com⸗ 
pagniebezirt heranzuziehen find, bejtimmen bie 
Landwehr-Bezirfscommandeure. Jedenfalls hal- 
ten diejelben die Eontrolverfammlungen in ihren 
Sompagniebezirfen ab. — Beim Berziehen nad) 
anderen Eompagniebezirfen erlischt die ihnen über- 
tragene Function als Compagnieführer. — Außer- 
dem können fie bei dauernder Behinderung oder 
Abkömmlichkeit Seitend der Generalcommandos 
ihrer Stellungen enthoben fverden. 4. Ausnahms- 
weile wird einzelnen Landwehr-Bezirldcomman« 
dos ein Militärarzt, ein Zahlmeifter zur ſtän— 
digen Unterjtügung beigegeben. 5. Das Unter- 
50* 
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Perjonal der Landwehr-Bezirkscommandos be-,Liften in das Staböquartier zur Revifion der- 
fteht aus Unteroffizieren (Zandwehr-Bezirksfeld« | jelben j beordern. — Mehrmalige Beorberung 
webel, Sergeanten, Unteroffiziere), Gefreiten u. eines Bezirksfeldwebels bedarf der Genehmigung 
Gemeinen (Musfetiere), u. befindet ſich entweder des Jnfanterie - Brigadecommandeurd. 6. Der 
im Staböquartiere od. in den Stationsorten der Landwehr⸗Bezirkscommandeur ift berechtigt, eine 
—— — Ueber Vertheilung und dienft-|Revifion der Liſtenführung detadhirter ezirls 
liche Verwendung deſſelben befindet der Zandmwehre | Feldwebel durch den Landwehr⸗Compagnieführer 
Bezirlscommandeur. 6. Das Unterperfonal wird am Eompagnie-Stationgort anzuordnen. Aus 
ergänzt: a) durch Uebertveifung geeigneter Mann nahmsweiſe darf er den Bezirks⸗Adjutanten ($ 2, 


Landwehrordnung. 


ſchaften aus den zum Brigabeverbande gehören- 
den Linienregimentern auf Untrag des Landwehr- 
Bezirtscommandeurd durch den Brigadecomman- 


2) hiermit beauftragen. 7. Die Gefchäftsführumg 
der Landiwehr-Bezirfecommanbdos unterliegt der 
Auffiht der Infanterie» Brigadecommandos, %. 


deur; b) durch Annahme von Capitulanten und Zu generellen Erlafjen über die ————— 
n 


breijährig Freiwilligen; e) durch Einſtellung halb-|der Landwehr-Bezirkscommandos 


d nur de 


invalider Mannfchaften. — Die militärifche Aus- | Generalcommandos befugt. Diejelben dürfen Ab- 


bildung ber Freiwilligen wird bei den Linien- 
Kegimentern der Brigade bewirkt. — Zeitweiſe 
Verſtärkung des Unterperionald® durch Comman« 
dirung geeigneter Mannſchaften der Linienregi- 
menter darf im Bedarfsfall durch das Infanterie⸗ 
Brigadecommando verfügt werden. 7. Die Be- 
zirtsfeldwebel werden auf Vorſchlag des Land- 
wehr » Bezirfdcommandeurd durch den Brigade- 


weichungen in der iftenführung mit Rüchkſich 
auf die befonberen Berhältniffe einzelner Bezirk 
genehmigen. 9. Alle Eorrefpondenzen, welche über 
den Landwehr⸗ Bataillons bezirk hinausgehen, wer: 
den durch das Landwehr · Bezirficommando geführt. 

F 4. Rangliſten.) 1. Die Rangliſten werder 
nach Schema 1 in getrennten Exemplaren, wie 
folgt, angelegt: TI) Garde, II) Brovinzial« Jr 


Commandeur zu diefer Charge befördert. — Diefanterie, III) Brovinzial-Fäger, IV) Provinzial: 
Beförderung zu Sergeanten, Unteroffizieren und |ECavalerie, V) Provinzial-Feldartillerie, VI) Bro 


Gefreiten erfolgt durdy den Landwehr » Bezirks, 
Commandeur. 8. In Betreff des Ausſcheidens, der 
Verſorgungsanſprüche ꝛc. gelten fürdie zuden Land⸗ 
wehr-Bezirtscommandos gehörenden Mannſchaften 
diejelben Grundfäße, wie für die Mannſchaften 
gleicher Dienftlategorien des ftehenden Heeres. 
Zweiter Abſchnitt. 
Liitenführung. 

8 3. [Im Allgemeinen.) 1. Alle die militäri- 
ſche Eontrole betreffenden Lijten müſſen gemwifjen- 
haft u. forgfältig geführt u. deutlich gejchrieben 
werden. — Wenderungen durch Radiren find un- 
zuläffig. Die zu ändernden Angaben find zu 
durchitreichen n. die neuen darüber zu fchreiben. 
Werden Abkürzungen gebraudt, müſſen fie all- 
gemein verſtändlich fein. 2. Die Liften beftehen 
in a) Rangliften, b) Landwehr. Stammrollen, 
ce) Controlliſten, d) Hilfgliften. 3. In den Rang- 
liften werden geführt die Offiziere, die Sanitäts— 
Offiziere und oberen Milttärbeamten des Beur- 
laubtenftandes, in den Landwehr -Stammrollen 
die Mannſchaften der Rejerve und Landwehr und 
die zur Dispofition der Truppentheile beurlaub- 
ten Mannſchaften, in den Eontrollijten die üb- 
rigen zum Beurlaubtenjtande gehörigen Mann» 
ichaften und die Eriagreferviften erjter Klaſſe. — 
Die Hilfsliften find Auszüge aus den Rangliften, 


vinzial-Fußartillerie, VII) Provinzial-Pionier, 
VIII) Eijenbahntruppen, IX) Provinzial-Train, 
X) Sanitätsoffiziere, XI) Obere Militärbeamten. 
— Innerhalb der einzelnen Rangliften finde 
eine Trennung nad Neierve und Landwehr umd 
innerhalb der Nanglifte ! außerdem nad) Baffen- 
gattungen ftatt. 2. Die Grundlage für Aufitel- 
ung der Rangliften bilden die Perjonalbogen 
($ 6). 3. Uebertragungen von einer Ranglijte in 
die andere finden bei VBerjegungen von Olfisiemn 
des Beurlaubtenftandes zu einer anderen Waffen 
gattung oder von der Finie zur Garde und um- 
gekehrt ſtatt. 4. Streidungen aus Den Rang: 
liften finden bei Tod, Verabſchiedung, Abjchiede- 
ertheilung, Berluft des Offizierstitels und beim 
Verziehen nad anderen Yandwehr-Bataillont 
Bezirken ftatt. 5. Beim Verziehen nach andern 
Landwehr-Bataillonsbezirten werden die Betrefi- 
enden dem Landiwehr-Bezirfdcommando bes neuz: 
Bezirkes mitteld Ueberjendung des Perfonalbogent 
überwiejen, worauf die Aufnahme in die Rang 
liſten dieſes Bataillons erfolgt, — In der Zei 
bom 1. bis 15. Mai jeded Jahres finden leben 
weijungen nicht ftatt ($ 5, 1). 6. Wojelbit im 
Frieden Landiwehr-Regimentsftäbe formirt fin), 
werden dieRanglijten bei den Bataillonen getrennt 
geführt ($ 5, 3). — Die näheren Feſtſetzungen hier: 


Landwehr - Stammrollen und Eontrolliften und|über treffen die Generalcommanbos ($ 2, 1). 


dienen zur Aufrechterhaltung der Ueberſicht und 
Erleichterung der Einberufung. 


fiften werden nur beim Landwehr » Bezirfscom-| Jahres werden bie 
mando, die — — Controlliſten eingereicht. — 3 


4. Die Rang⸗ cn gegen > 


$ 5. [Einreichung der Rangliften und Berän- 
J 1. Bum 15. Mai jedes 
angliften Allerhöchiten Ort: 
um 1. Mai werben jämmtliche 


u. Hilfsliften jowol bei dem Landmwehr-Bezirtd- |Rangliften abgeichlofien. Wenderungen derſelben 
Commando, ald auch bei den Landwehrcompag-|find erit vom 15. Mai ab wieder zuläjfig. 2. 
nien geführt. — Fällt der Stationsort einer) Die Linientruppentheile reihen mit ihrer eigenen 


Landwehrceompagnie mit dem Stabdquartier zu- 
fammen, jo bleibt dem Landmwehr- 
mandeur die Beftimmung überlaffen, ob für dieſe 
Compagnie eine gefonderte Liſtenführung ftatt- 
zufinden hat. 5. Jeder detachirte Bezirksfeld⸗ 


zirldcome|- 


Ranglifte die Ranglifte ihrer Rejerve-Dffiziere *) 


ı) Dffiziere mit gleihen Namen, welche zur Referve beijel 
ben Linientruppemtbeils gebören, werden von dieiem innerbalt 
ihrer Charge wach dem Dienftalter numerirt. Diefe Nume: 
rirumg ift auch für die anbmehr-Bezirtscommandos, in beren 


webel ift einmal jährlich mit jeinen gejammten Sontenle fie ftehen, maßgebend. 
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ein; bie Garde» Infanterieregimenter außerdem Commandos und die Landwehroffiziere der Pro- 
biejenigen ber correjpondireuden Garbelandwehr- | vinzial-Fnfanterie bei der vorgejetsten Infanterie 
Infanterieregimenter, das Eifenbahnregiment die» Brigade, b) die Landwehroffiziere der Gardejäger, 
jenigen feiner Landwehroffiziere. Das General-|Gardeidügen und Provinzialjäger beim Jäger- 
Commando de3 Gardecorps reicht die Ranglifte] Bataillon des Armeecorps, oder, woielbit ein 
der übrigen ———— des Gardecorps ein. | Jägerbataillon nicht vorhanden, bei der Inſpec⸗ 
— Es müſſen daher alle vorjtehend erwähnten|tion der Jäger und Schügen, c) die Landwehr- 
Stellen hinjihtlicd der in ihren Nangliiten zulOffiziere der Provinzial-Cavalerie bei der Ca— 
führenden Offiziere von den Landwehr-Bezirld-|valeriebrigade der Divifion, d) die Fandmwehr- 
Eommandos auf dem Laufenden erhalten werden. [Offiziere der Garde» u. Provinzial-Feldartillerie 
Dies geichieht durch Einreihung von Beränder-|bei der Feldartillerie Brigade oder dem Feld⸗ 
ungsnahmweijungen zu den Rangliften vom 5.|rtillerie-Regiment des Armeecorps, e) die Land⸗ 
jeded Monat3 und zwar ftet3 für Sen Beitraum)mwehroffiziere der Garde- und Provinzial» Fuß. 
des letztverſloſſenen Monats, — Die Einreihung| Artillerie bei dem Fußartillerie-Regiment oder 


Sandwehrordnung. 


—— direct an die Linientruppentheile für die} ſelbſtändigen Fußartillerie-Bataillon des Armee 
ag a (ausichließlid) der Garde-| Corps, f) die Yandwehroffiziere der Garde- und 


Landwehr - Infanterie - Offiziere, für welche bie 
Beränberungsnahmweifungen direct an bie Garber 
nfanterieregimenter eingefandt werden) an das 
Bureau für das Liſten- und Gontrolwejen der 
Offiziere u. Mannſchaften des Beurlaubtenjtandes 
der Garde (Eontrofbureau der Garde) zu Berlin. 
— Für die Reihenfolge der anzugebenden Ber- 
änderungen find die unter Ar. 5 enthaltenen Be— 
ftimmungen maßgebend. — Die auf dieje Weife 
gemeldeten Beränderungen werben in bie Ber- 
anderungsnachweiſungen zu ben Rangliften der 
Linientruppentheile mit aufgenommen. Das Con- 
trolbureau der Garde theilt fie der Geheimen 
Kriegscanzlei direct mit. 3. Die Landwehr-Be- 
zirlscommandos reichen als eigene Ranglijte fol- 
gende ein: 


Ranglifte 

des (Landwehr-Truppentheil) .... für ( Jahr). 
A. Landwehr. Bezirt3commando. a) ber 
Landwehr- Bezirldcommanbeur, b) commandirte 
Linienoffiziere, e) fonftige Offiziere ꝛc. B. Land- 
mwehroffiziere. a) Ni 

Provinzial» Jäger, e) Provinzial-Cavalerie, d) 
Provinzial: Feldartillerie, e) Provinzial- Fußar- 
tillerie, 4 rovinzial⸗Pioniere, g) Provinzial⸗ 
Train. 0. Sanitätsoffiziere. a) Reſerve, 
b)Landwehr. D. Obere Militärbeamte, a)Re— 
ferve, b) Landwehr. — Innerhalb ber einzelnen 
Gruppen regelt fich die Reihenfolgenad) Chargen u. 
innerhalb der letzteren nad) dem Batent. — Am 
Schuß der Ranglifte wird der Ab- und Zugang 
feit Einreichung der legten Ranglifte erläutert. 
Die Rangliften der im Frieden bereit3 formirten 
Zandwehr-Regimentscommandos ($ 4,6) beftehen 


Provinzial- Pioniere bei dem Pionierbataillon des 
Urmeecorps, g) die Yandwehroffiziere des Garde» 
und Provinzial» Traind bei dem Trainbataillon 
des Armeecorps. Die General» Ynfpection der 
Urtillerie, die General-Fnipection des Jngenieur- 
Corps und der Tejtungen, die Inſpection der 
Jäger und Schützen und die Train» nfpection 
ordnen innerhalb ihrer Waffen die weitere Mit. 
theilung diejer Rangliften-Auszüge. — Die Eorps- 
Generalärzte, die Corps - Intendanten und die 
Eorps-Ropärzte orientiren ſich aus den bei ben 
General⸗Commandos verbleibenden Ranglijten. 
5. Die Landwehr-Bezirfdcommandos reichen zum 
5. jedes Monats (mit Ausnahme des Monats 
Mai) Veränderungsnachweiſungen zu ihren (nad) 
Nr. 3 aufzuftellenden) Prangliten an Die vorge⸗ 
jegte Infanteriebrigade in doppelter Ausfertigung 
ein. — Ein Exemplar ift für das Generalcom- 
mando bejtimmt, das amdere wird durch. das 
Divifionscommando zum 15. jebed Monats an 
die Geheime Kriegdcanzlei eingefandt. — Die 


rovinzial= Infanterie, b)| Veränderungs ⸗ Nachweiſungen werden nad) dem 


Schema der Ranglijten aufgeftellt und zum 1. 
jedes Monatd abgeſchloſſen. Unter „Bemerkungen“ 
werben die Veränderungen erläutert. — Die üb- 
rigen Rubriken —— nur inſoweit ausgefüllt 
zu werden, als zur Orientirung erforderlich iſt. 
Jedenfalls muß außer Namen und Charge auch 
die Nummer des Perſonalbogens angegeben wer- 
den.— Bei Zugang find bie Rubriken ſämmtlich 
auszufüllen. — Die Veränderungen werben in 
folgender Reihenfolge aufgeführt: 1) Abgang, 
2) Zugang, 3) Beförderungen innerhalb des 
Truppentheild, 4) Berjegungen innerhalb des 


in der Ranglifte des Regimentsſtabes und denen |Truppentheild, 5) Ordensverleihungen, 6) fonftige 


der zugehörigen VBataillone. — Als Anlage zu 
einer Rangliſte reiht das Landwehr-Bezirläcom- 
mando eine Ranglifte der in dem Bataillons- 
Bezirk befindlichen, mit Penfion zur Dispofition 

eftellten Offiziere u. Sanitätdoffiziere ein. Die 
Dffigiere werden vor den Ganitätöoffizieren auf- 
geführt und beide Kategorien in ſich chargenweiſe 
geordnet. — Die Vorlage geſchieht zum 10. Mai 
an die vorgejegte Infanteriebrigade in doppelter 
Ausfertigung. Das zweite Exemplar ift für das 
Generalcommando bejtimmt. 4. Bon den in den 


Veränderungen. — Gleichzeitig **— einſchließ⸗ 
lid Mai) überſenden die Landwehr-Bezirkscom⸗ 
mandos nad gleihem Schema auch den unter 
Nr. 4, a—g bezeichneten Stellen die im ver» 
flojjenen Monat ftattgehabten Beränderungen, in« 
joweit fie fi auf die von diefen Stellen geführ- 
ten Rangliftenauszüge beziehen. 


8 6. [Perfonalbogen.] 1. Berfonalbogen wer» 
den nad Schema 2 für alle Offiziere, Sanitäts- 
Offiziere und oberen Militärbeamten bes Beur- 


laubtenftandes aufgeftellt. 2. Die Perjonalbogen 
werden nur einmal aufgeftellt und während der 


Rangliften des Laudwehr ⸗Bezirkscommandos ent- 
haltenen Offizieren werdgı außerdem nad; dem Dienftzeit des Inhabers current erhalten. — Die 
für die Ranglifte vorgejchriebenen Schema liſtlich Aufftellung der Perjonalbogen geſchieht in dop- 
geführt: a) die Offiziere des Landwehr: Bezirks-'pelter Ausfertigung. Ein Exemplar verbleibt 
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beim Lanbwehr-Bezirficommando. Das andere 
Eremplar wird in ber Geheimen Kriegscanzlei 
niedergelegt. — Die Einfendung an die Geheime 
Kri rg erfolgt bei jedem Zugang (ein- 
Schliehlich eactivirungen), jobalb der betreffende 
Offizier, Sanitätsoffizier od. obere Militärbeamte 
zum erſten Mal zu patentiren oder mit Beitall- 
ung zu verjehen if. — Bei Beförderungsvor- 
(chlägen zum Seconbelieutenant des Beurlaubten- 
ftande3 werden die Perfonalbogen den Geſuchs— 
liften beigefügt. — Die Geheime Kriegscanzlei 
gibt jedem Perfonalbogen eine beitimmte Num- 
mer und theilt diejelbe der Behörde mit, welche 
den Perjonalbogen aufgeſtellt * 3. Veränder⸗ 
ungsnachweiſungen zu den Perſonalbogen werden 
nicht eingereicht. — In ben ungeraden Jahren 
werben jedoch den Allerhöchſten Orts einzureid)- 
enden NRangliften Abfchriften der Berjonalbogen 
beigefügt. — Diejelben werden nur injomweit aus. 
gefüllt, al3 in den letzten 2 Jahren Veränder- 
ungen in den Berjonalbogen eingetreten find. 
Sind feine Veränderungen zu vermerken, werden 
auch keine Abichriften vorgelegt. — Wenn eine 
Abſchrift beiliegt, jo ift dies in der Rubrik „Be- 
merfungen“ anzugeben. — Die Abſchriften der 
Berjonalbogen werden für die Offiziere, Sani- 
tät3offiziere und oberen Militärbeamten des Ber 
urlaubtenftandes von den Landwehr⸗Bezirlscom⸗ 
mandos aufgeftellt u, entweder den eigenen Rang- 
fiften beigefügt bezw. mit ben Beränderungs- 
Nachweiſungen zu den Rangliten den im $ 5, 
2 bezeidjneten Stellen überjandt. 4. Bor jeber 
Einfendung der Perjonalbogen müſſen diejelben 
von ihren Inhabern anerfannt werden. Ab— 
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mando zurüdgefandt, welches biefelben bei ber 
Einberufung eingereicht hat ($ 7, 8). 8. Jnſo- 
weit in einzelnen Fällen, wie bei ehrengericht- 
lihen Berhandlungen, die Vorlage eines Per- 
ſonalberichts erforderlich wird, ift derjelbe nach 
dem für die Linientruppen vorgejchriebenen Schema 
aufzuitellen. 

8 7. [Landwehr-Stanmmrollen.] 1. Die Land» 
wehr-Stammrollen werden nad) Schema 3 in ge 
trennten Eremplaren, wie folgt, angelegt: I) 
Garde. II) Provinzial» Infanterie. III) Pror 
vinzial-Fäger. IV) Provinzial-Cavalerie. V) 
Provinzial Feld-Urtillerie. VI) Provinzial- Fuß 
Urtilferie. VII) Provinzial »- Pioniere. VII) 
Eijenbahntruppen. IX) Provinzial» Train. X) 
Sanität3 -Perſonal. XI) Veterinär - Perjonal. 
XI) Sonftige Mannſchaften. — Jede Landwehr⸗ 
Stammrolle erhält ein alphabetiihe® Namens- 
Verzeichniß. 2. Innerhalb der einzelnen Land» 
wehr »- Stammrollen findet eine Trennung nad 
Jahresklaſſen ftatt. — 8.8. ift II, 75 Nr. 1 
der zuerjt eingetragene Mann ber Provinziale 
Infanterie der Jahresklaſſe 1875. — Zu deriel- 
ben Jahresklaſſe gehören alle diejenigen Mann- 
ichaften, deren Dienfteintritt innerhalb bed Zeit- 
raumes vom 1. April bis einfchließlich 31. März 
gleicher Kalenderjahre erfolgt ift. — Ausnahme 
j. Erfa-Ordnung $ 11, 3.—lUeber Verſetzungen 
in eine jüngere Jahresklaſſe j. Erſatz - Ordnung 
$ 11, 4 und $ 12, 3. 3. Innerhalb der einzel« 
nen Waffengattungen find — abgejehen von den 
Ungaben über die Chargen und über die Eigen- 
ſchaft ala Offizier-Mipirant, Trompeter od. Spiel- 
mann — zu unterjheiden: a) bei den Fägern: 


ſchriften müſſen dienftlich beglaubigt fein. Sind Jäger der Klaffen A u. B; b) bei der Eavalerie; 
trogdem Jrrthümer vorgefommen, jo find ſie Küraſſiere, Ulanen, Dragoner (Reiter, CHevaur- 
allerdingd zu verbeifern, jedoch ift Hiervon diellegers), Hufaren; c) bei der Feld-Artillerie: 
Geheime Kriegscanzlei unverzüglich direct zu be-| Fahrer u. Bedienungs-Mannichaften der reiten- 
nachrichtigen. — Die Geheime Kriegscanzlei ift|den, beziehungsweife der nicht reitenden Batte- 
ermächtigt, Perjonalbogen zur Revifion einzu-|rien; 9 bei der Fuß⸗Artillerie: Geſchützrohr⸗ 
fordern. — Bei ſämmtlichen Eingaben an die Arbeiter, Bedienungs⸗Mannſchaften, Ober⸗Feuer⸗ 
Geheime Kriegscanzlei fallen die Ankhreiben fort, |werfer, Feuerwerker, Hilfs + Feuerwerfer, Zeug- 
wenn diejelben zur Erläuterung nicht erforderlich | Perfonal ; e) bei den Pionieren: Feld- u. Tyeit- 
find. 5. Bei Abſchiedsgeſuchen wird der Per-Jungs-Pioniere; f) bei Train: Auffiht3-PBerjonal, 
jonalbogen den Geſuchsliſten beigefügt. — Die Fahrer und Pferdewärter, Krankenträger (ohne 
Berjonalbogen der Offiziere, welche vom activen|Rüdficht auf die Waffengattung, bei welcher fie 
Dienftftande in den Beurlaubtenftand übertreten, ihrer activen Dienftpflicht genügt haben), Ober- 
werden duch den Truppentheil demjenigen Land-| Bäder, Bäder (Schiefer); g) beim Sanitäts- 
wehr-Bezirtscommando überjandt, in dejjen Con-|PBerjonal: Unterärzte (einjchlieglid der hierzu 
trole fie aufgenommen werden. — Ueber Ber- |defignirten Lazarethgehilfen, R.-D.$ 21, 5), aud- 
jonalbogen der Offiziere zur Didpofition f. Anl. —— —— Halbjährig gediente 
3, 1. — Bei Todesfällen, AbſchiedsertheilungLazarethgehilfen, Krankenwärter, Unter-Wpotheter, 
u. Verluſt des Offiziertitels wird der PBerjonal-|Pharmaceuten, Geiſtliche; h) beim Veterinär— 
bogen — mit bezüglihem Vermerk verfehen — Perſonal: Rofärzte, Unter-Roßärzte, Fahnen- 
der Geheimen Kriegscanzlei direct überjandt.|jchmiede, auf Lehrihmieden ausgebildete Bejchlag- 
6. Die Perjonalbogen dienen bei Verſetzungen, ſchmiede (ohne Rüdficht auf die Waffengattung, 
Commandirungen, Einberufungen u. ers bei welcher fie ihrer activen Dienftpflicht genügt 
wechſel al3 Ueberweilungspapiere.— Im Mobil-|haben); i) bei fonftigen Mannſchaften: Bahlmei- 
machungsfalle verbleiben die Perjonalbogen beilfter-Nipiranten, Büchſenmacher, Büchjenmader- 
den Erjattruppentheilen oder den von den Ge-Igehilfen, Delonomie » Handwerker (Schneider, 
neralcommandos hierzu im Voraus zu bezeich-| Schuhmacher, Sattler), Arbeitsjoldaten. — Außer- 
nenden Stellen. Die mobilen Truppentheile füh-|dem find diejenigen Mannſchaften befonders zu 
ren nur Krieg3-Rangliften. 7. Die Berfonal-|bezeichnen, welche approbirte Aerzte jind, ohne 
bogen werden bei Wiederentlaffung od. Tod der dem Sanitätd-Perjonalsanzugehören, jowie die» 
Inhaber nad —— der ge "ae Bersljenigen, welche dem Corps⸗Intendanten zur Ber- 
merfe ſtets demjenigen Landwehr » Bezirkdcom-!mwendung ald Feldbeamte ꝛc. in Vorſchlag gebracht 
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werben Tönnen, 4. In den Landwehr⸗Stamm⸗math beurlaubten Freiwilligen; e) die bis zur 
rollen I (Garde) werden die Mannſchaften nad | Entiheidung über ihr ferneres Militärverhältnig 
Baffengattungen und Kategorien getrennt. 5. — Dispoſition der Erſatz ⸗Behörden entlafjenen 
Die Aufnahme in die Landwehr « tammrollen Mannſchaften; d) die Erjag - Nejerviiten erſter 
erfolgt nad Eingang des Ueberweiſungs-Natio-Klaſſe. 2. F die —— in die Heimath be- 
nald (R.-D. $ 17). Es bleibt jedod den Land» urlaubten Rekruten dienen die Vorftellungsliften 
wehr-Bezirkscommandos überlafjen, unter An⸗als Eontrolliften. 3. Kür die vorläufig in die 
legung einer befonderen Zugangslifte, die Ein-|Heimath beurlaubten Freiwilligen genügt die An- 
tragung in die Yandwehr-Stammrollen jo lang@|legung und Eurrenthaltung einer namentlichen 
auszufegen, bid die Anmeldung des Mannes er-|Lijte, auf Grund welder die Beorderung der 
folgt oder die Meldefrift abgelaufen ift. — In Betreffenden erfolgen kann. — Ein beftimmtes 
der Beit vom 15. bis 25. Juni und vom 15.|Schema wird für dieſelbe nicht vorgejchrieben. 
bis 25. November finden Ueberweiſungen nicht|4. Die bis zur Entſcheidung über ihr ferneres 
ftatt ($ 10, 1). — Meldet ein Mann fi zurjMilitärverhältnig zur Dispofition der Erfaß- 
Aufnahme in die Landwehr-Stammrolle an oder|Behörden entlafjenen Mannjchaften werden nad) 
wird zu diefer Meldung veranlaßt, ohne über-|Fahresflaffen getrennt geführt. Für dieſe Con- 
wiejen zu fein, jo findet die Aufnahme jtatt,|trolliften it das Schema der Landwehr-Stamm- 
falls derjelbe zur Rejerve, zur Landwehr oder[rollen maßgebend. Nach erfolgter endgiltiger 
zu den zur Diöpofition beurlaubten Mannſchaften |Enticheidung werden die Mannſchaften in Dielen 
ehört. — Die regelmäßige Ueberweifung wird |Eontrolliften geftrichen u. eventuell in die Land— 
— durch das Bezirlscommando veranlaßt.|wehr-Stammrollen oder in die Controlliſten der 
6. Streihungen in den Landwehr Stammrollen|Erjat-Rejerve erfter Klaffe aufgenommen. 5. 
finden ftatt: a) wenn Mannſchaften fterben, b)|Die Controlliſten der Erjag-Referve erſter Klaſſe 
wenn Mannſchaften auswandern ober die Reichs- werden — nad) Jahrgängen getrennt — nad) 
angehörigfeit verlieren, c) wenn Mannihaften Schema 4 geführt. — Zum gleichen Jahrgange 
zum Landſturm übergeführt, aus jedem Militär-|gehören Diejenigen, beren Ueberweijung zur Er— 
verhältniß entlaffen (E.-D. 8 7, 4 oder als Ganz- FapeBiejere eriter Klafje in dem Zeitraum vom 
Invalide) oder aus dem Heere entfernt werben,|1. Februar bis einjchließlic 31. Januar gleicher 
d) bei Aufnahme in die Ranglifte, e) beim Ver- [Kalenderjahre erfolgt it (E.-D. $ 13, 4 und 
iehen nad) einem anderen Landwehr-Bataillons-|S 72, 7). — Die Ueberweilung von Erſatz-Re— 
ezirl. — In den Landwehr- Stammrollen der|jerviften erjter Klafje nad anderen Controf-Be- 
Eompagnien werden Mannſchaften aud) dann ge- |zirten geſchieht mittels Auszuges aus den Con— 
jteihen, wenn fie nad) einem anderen Compagnie. |trolliften. Auf die Erfüllung ihrer gejeglichen 
Bezirk deijelben Bataillond verziehen. — Beil Verpflichtung zur Wieder - Anmeldung ijt jtreng 
jeder Streichung iſt unter Bemerkungen der Grund [zu halten. — Erjag - Referviften erjter Klaſſe, 
zu vermerken. 7. Die Landwehr » Stammrollen|welche ind Ausland verziehen, werben ftet3 der 
werden durch angeftellte bienftlihe Ermittelungen, im $ 15, 3 der Control - Ordnung genannten 
durch die Meldungen der Mannjhaften und aufjlandwehr » Behörde überwieſen. — Bei Einbe- 
Grund der Rejultate der Eontrol-Berjammlungen|rufungen werben die Erjat - Reſerviſten erſter 
auf dem Laufenden erhalten. Die Landwehr-|Klafje vorläufig en in den Controlliften ge- 
Stammrollen des Bataillons und der Eompag-|itridhen ($ 12, 3). Die Eontrolliften der Erjag- 
nien müſſen übereinftimmen. — Die detadjirten|Refervijten erfter Klaffe dürfen vernichtet wer— 
Bezirks » Felbwebel reichen mindeitens einmaljben, ſobald die in denjelben enthaltenen Mann- 
monatlich Beränderungs » Nachweiſungen zu den|ihaften das 31. Lebensjahr vollendet Haben. 6. 
Landwehr-Stammrollen ein, nad) welchen die der Veränderungs-Nachweiſungen zu ben Control 
Bezirld-Eommandos berichtigt werden. — Die|lijten werden mit den SEIT BIRNEN 
näheren Beitimmungen hierüber treffen die Land⸗ ungen zu den Landwehr-Stammrollen eingereicht 
wehr-Bezirtöcommandeure. 8. Mannſchaften besi($ 7, )). FINE 
Beurlaubtenftandes, welche zum Dienjt einbe & 9. [Hilfsliften.]) 1. Die Hilfstiften bilden 
rufen werben, werden in den Landwehr-Stamm-|die Grundlage für die Einberufung der Mann— 
rollen nicht geftrihen. Sie werden von den In air im Mobilmahungsfalle. — Es muß ſich 
Truppentheilen ſtets wieder demjenigen Land- |jederzeit aus ihnen ergeben, welde Mannſchaften 
wehr-Bezirfscommanbo zurüd überwiejen, in bei Eintreffen des Mobilmahungsbefehls einzu- 
befjen Controle fie vor der Einberufung ftanden.|beordern find und welche nicht. 2. Die Hilfs- 
— Gind fie nad einem anderen Zandiwehr-Ba-|lijten werden beim Landwehr-Bezirfscommando 
taillonsbezirk entlaffen, erfolgt ihre nachträgliche und den Landwehr-Eompagnien in voller Ueber- 
Ueberweifung dorthin durch vorgenanntes Yand-|einftimmung geführt. — Die VBeränderungs-Nad- 
wehr - Beziriscommando; Hierauf findet nach weiſungen zu denjelben werden mit denen zu den 
Nr. 6 e die Streihung statt. 9. Die Bernicht-| Landwehr-Stammroffen verbunden ($ 7, 7). 3. 
ung der Landwehr-Stammrolfen darf jtattfinden, | Die Hilfsliften werden nad) Schema 5 in ge⸗ 
jobald alle in denfelben enthaltenen Mannjcaften| trennten Eremplaren, wie folgt, angelegt: Hilfs— 
aus dem mwehrpflichtigen Alter getreten find (C.⸗ liſte A enthält die in_den Landwehr-Stamm- 
. 84, 3). rollen geführten zur Einberufung disponiblen 
$ 8. [Eontrofliften.] 1. In Controlliſten wer⸗ Mannſchaften (mit Ausnahme der in Hilislifte 
den geführt: a) die vorläufig in die Heimath be- B geführten); Hilfslifte B enthält die Beurlaub- 
urlaubten Rekruten; b) die vorläufig in die Hei«lten der Eifenbahntruppen, foweit fie im Eiſen— 
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bahndienſt angeftellt find, und dad vom Waffen 
dienft zurüdgeitellte Eijenbaßn-Perjonal; Hilfs- 
liſte C enthält die Hinter die letzte Jahresklaſſe 
der Reſerve Zurüdgeftellten,; Hilfslifte D enthält 
die Hinter die ältefte Jahresllaſſe der Landwehr 
Zurüdgeitellten; Hilfslifte E enthält die außer 
Controle Befindlihen. — Jeder Mann wird nur 
in einer Hilfsliſte geführt. Im die Hilfsliſte E 
wird jeder Mann aufgenommen, der fi inner- 
halb 14 Tagen nad) erfolgter Ueberweiſung nicht 
anmeldet, er wird jedoch fofort in eine andere 
Hilfslifte übertragen, fobald er in regelmäßige 
Controle tritt. — Es werben daher nur die— 
jenigen Mannſchaften nicht in vorftehend bezeich— 
neten Hilfsliften geführt, beren Meldefriſt nach 
erfolgter Ueberweifung noch nicht verſtrichen iſt. 
4. Innerhald der Hilfslifte A findet in der Regel 
eine Trennung der Mannſchaften nad Ortidaf- 
ten (Botentouren, VBerwaltungs-Bezirken zc.) jtatt, 
d. 5. ed müfjen die Mannſchaften zufammen- 
ftehen, die auf demſelben Wege einzubeordern 
find. Abweichungen von diefer Megel dürfen 
nur die General » Commandos genehmigen. — 
Innerhalb der Hilfslifte B werden die Manns 
ſchaften nad, Eifenbahn » Verwaltungen getrennt 
geführt, da die Einberufung durch Bermittelung 
der Bahn-Berwaltungen erfolgte. — Die, einzel» 
nen Ubtheilungen erhalten befondere Ziffern und 
werden in fi mit laufenden Nummern — 
und müſſen einzeln zu verſenden ſein. — Die 
Gruppirung der Mannſchaften in den Hilfsliſten 
C—E bleibt der Beſtimmung des —— 
Bezirkscommandos überlaſſen. 5. Den Hilfs— 
liſten D werden die Unabkömmlichkeits-Atteſte 
(C.O. 8 21, 3) beigefügt. 

B10. [Standes-Nadweife.] 1. Zum 15. Zuni 
und 15. November werden bie Lanbwehr-Stamm- 
rollen und Controlliſten abgeſchloſſen ($ 7, 5). 
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artillerie-Regiment od. felbftändigen Fußartillerie- 
Bataillon, dem Zäger - Bataillon, dem Pionier: 
Bataillon u. dem Train-Bataillon des Armeecorps 
—— bezüglich ihrer Waffe aus den Standes⸗ 
nachweiſungen mit. — Wojelbit ein Jäger-Ba- 
taillon nicht vorhanden, werden bie Auszüge 
bezüglich der Jäger an die Inſpection der Jäger 
und Schützen eingereiht. 5. Standeönacdjweife 
nad) Schema 7 reihen die Bezirlscommandos 
zum 25. Juni und 25. November an dag Com 
trolbureau der Garde, welches diejelben zujams 
menjtellt. Die weitere Mittheilung von Aus 
zügen aus biejer Sujammenftellung innerhalb 
des Gardecorps regelt deſſen Generalcommanda, 
— Da laut Bereinbarung die nad) Bayern, 
Sadjen oder Württemberg verzogenen Garde 
Mannihaften dem Gardecorps im Mobilmad;- 
ungsfall zur Dispofition geftellt werden, jo wer 
den dieſe Mannichaften gleichfalla in bejondere 
Standesnachweije aufgenommen. Die Mittheil- 
ung derjelben gejchieht entweder direct an dad 
Generalcommando des Gardecorps oder durch 
Bermittelung de3 Kriegdminifteriums. 6. Dem 
Eifenbahnregiment jenden die Landwehr-Bezirts 
commandos zum 1. Juli und 1. Dec. Standes 
nachweije . Schema 8 ein. — Den zum ı. 
Dec. einzureichenden Standesnachweiſungen wird 
nah Schema 9 eine Ueberſicht der Mannſchaften 
— nad) ihrer Berufsthätigfeit geordnet — und 
eine namentlichfte Lifte nad) Schema 10 beige 
fügt. — In dieje Lifte werben die Mannjhaften 
aufgenommen, welche folgenden Beamten⸗Kate⸗ 
gorien angehören: a) Eijenbahn » Betriebs- und 
Bauinjpectoren, b) Eifenbahn » Telegraphen - Zn 
jpectoren, c) im Eiſenbahndienſt angejtellte Bau- 
meifter, Bauführer u. Ingenieure, d) Majchinen- 
Ingenieure, Mafchinen- u. Wertmeifter, e) Bahn- 
und Betrieböcontroleure, f) Stationsporfteher u. 


2. Die Landwehr⸗Bezirkscommandos jtellen hier- | Stationdafjiitenten (mit Angabe des Bahnhofs), 
auf für ihre Bezirke Standes -Nachweije nah|g) Beamten, welche fich weder in der Ueberſicht 


Schema 6 und 7 zujammen. 3. Die Standes- 
Nachweiſe nad Schema 6 werden zum 25. Juni 
und 25. November in je einem Eremplar an bie 
vorgejegte Infanterie-Brigade und an das vor- 
eſetzte Generalcommando eingereiht. — Die- 


nad Schema 9 noch unter vorftehenden Kate 
gorien rubriciren laſſen. — Außerdem werden 
in biefe Liften diejenigen Offiziere eingetragen, 
welche wegen ihrer Bugehörigfeit zum Eifenbahn- 
Perſonal vom Waffendienft zurüdgeftellt (C.O. 


Felben enthalten die in den Hilfsliſten A geführ-|$ 23, 7) find, jedod; in den Hangliften des Eijen- 


ten Mannjchaften mit Uusnahme der Mann- 
fchaften des Gardecorps u. der Eijenbahntruppen 
und die Erjagreferviften erſter Klafje, joweit fie 
ſich in regelmäßiger Eontrole befinden, und nicht 
hinter den legten Jahrgang zurüdgejtellt find. 
— Den zum 25. November an dad Generalcom- 
mando einzureichenden Standesnachweiſungen 
werben folgende namentliche Liſten (nad) dem 
Schema der Hilfsliften) beigegeben: a) für den 
Corps » Generalarzt eine Lifte der Unterärzte, 
Unterapothefer, Pharmaceuten u. der dem Sani- 
tät3-Corps nicht angehörigen approbirten Aerzte 
des Beurlaubtenftande® und der Erjaßrejerve 
eriter Klaſſe; b) für ben Eorps- Intendanten eine 
Lilte der zur Verwendung als Feldbeamten ge- 
eigneten Mannſchaften. — Inwieweit dieſe Liſten 
auf dem Laufenden zu halten ſind, beſtimmen 
die Generalcommandos. 4. Die Infanterie⸗Bri— 
— theilen der Cavalerie-Brigade der Divi— 


ion und ber Feldartillerie-Brigade, dem Fuß— 


bahnregiment3 nicht geführt werden. — Die be 
züglichen Angaben für Sadjen u. Württember 

werden dem Kriegsminiſterium übermittelt, wel— 
ches die weitere Mittheilung an das Eijenbahn- 
regiment veranlaft. 7. Anderweitige Stande- 
nachweiſe dürfen von den Landwehr-Bezirfäcom- 
mando® nicht gefordert werden. Ausnahmen 
hiervon können nur durch die Generalcommandos 
verfügt werden. 8. Die Generalcommanbos ftel- 
len die ihnen eingereichten Standesnachmweije für 
ihren Bereich nah) Schema 6 zujammen. — Zum 
10. Juli und 10. Dec. werben die Standesnach 
weije für die Corpsbezirke an dad Kriegsmini- 
jterium eingereicht. — Das Generalcommando 
des Gardecorps reiht zu den gleichen Terminen 
den Standesnachweis für das Gardecorps nad) 
Schema 7 ein. — Der Standesnachweis des 
Eijenbahnregimentd wird nad) Schema 8 zujam- 
mengeftelt und als Anlage dem Standesnad- 
meije für dad Gardecorps beigefügt. 
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H; 11. bene 1. Für die, — Die Schreibgebühren fliegen der Bureaufafje 
Ueberweilungs-Nationale ift Schema 8 zu $ 17|deöjenigen Truppentheild zu, welche das Dupli« 


der Rekrutirungsordnung maßgebend. 2. Bei 
Ueberweiſung füllt die überweijende Behörbe das 
Woher und Wohin aus und unterftempelt die 
Eintragung in der Rubrit Woher. — Das em- 
pfangende Landwehr - Bezirfscommandbo füllt in 
Aubrif 2 Datum und Fournal-Nummer und Die 
Rubrifen 3 und 4 aus, die Landwehr-Eompagnie 
die übrigen Rubriken. — In melde Hilfslifte 
der Mann aufgenommen, meldet die Compagnie 
bei Vorlage der Beränderungsnachmeijungen 
($ 7, 7). — Mufite er in bie Hilfslifte E auf 
enommen werden, fügt die Compagnie das 

eberweijungsd-Nationale zur Anftellung weiterer 
Ermittelungen wieder bei. Dieſe Ermittelungen 
ind Far eh bi3 der Verbleib de3 Mannes 
—A ift. 3. Verzieht ein Mann nad) einem 
anderen Bataillonsbezirk, wird die Abmeldung 
in Rubrik 7 durch die Compagnie — en 
mit dem Vermerk: „Geſtrichen“, das Bataillon 
trägt: „Woher“ und „Wohin“ ein und ſtreicht 
den Mann gleichfalls. 4. Verzieht ein Mann 
nach einem anderen Compagniebezirk deſſelben 
Baiaillons, erfolgt die Ueberweiſung durch die 
Compagnie direct. Das Bezirks⸗Commando er- 
hält durch die Beränderung3-Nahmweijungen hier- 
von Nachricht. 5. Bei Einberufungen vermerkt 
die Compagnie in Rubrit 7: Einberufen zum 
—— — Sofern Zeit vorhanden, füllt das 
andwehr⸗Bezirlsdcommando „Woher“ und „Wo⸗ 
bin“ aus. — Sonſt wird das Ueberweiſungs— 
Nationale ohne weiteren Zujag dem Transport» 
führer übergeben. 6. Der Truppentheil trägt 
die Dauer der Einberufung und die jonjtigen 
Beränderungen in Rubrik „Bulhe zu ben Per- 
fonalnotizen“ ein und ſendet bei Wiederentlafiung 
oder Tod des Inhabers das Ueberweiſungs-Na— 
tionale an dad Landwehr-Bezirfdcommanbo ($ 7, 
8) zurüd. 7. Die Ueberweijungd-Nationale wer- 
den nicht mit ind Feld genommen, jondern blei- 
ben bei den Erfjaßtruppentheilen beziehungsweife 
bei den von ben Generalcommando3 Hierzu im 
Voraus bezeichneten Stellen. — Bei Verjegungen 
der Mannichaften zu anderen Truppentheilen 
wird das Uebermeifungd- Nationale dem betref- 
fenden Erjagtruppentheil überjandt. 8. Bei ben 
Landwehr-Behörden werben bie Uebermweijungs- 
Rationale — waffenweiſe getrennt — aufbewahrt. 
9. Für die Erneuerung ſchadhafter Ueberweijungs- 
Nationale ſorgen die landwehr- Bezirfdcommandos. 

8 12. [Militärpäfje.]) 1. Alle Meldungen der 
Mannſchaften werden in den Militärpäjien (R.-D. 
$ 16) durch die Bezirksfeldwebel bejcheinigt. 2. 
Beurlaubungen werden von derjenigen Behörde 
eingetragen, welche den Urlaub ertheilt Hat (E.-D. 
8 7,3 u. 4). 3. Bei Einberufung 
Mannſchaften die Militärpäffe und Führungs- 
Uttefte beim Truppentheil abgenommen und bei 
der Wiederentlaffung wieder ausgehändigt. 4. 
Die Militärpäffe und Führungs »Uttefte werben 
mit ind Feld genommen, und dienen zur Auf- 
ftellung der Kriegs-Stammrollen. — Gehen die, 
ſelben im Felde verloren, ftellt ausnahmsweiſe 


en werden den ledigt. 


cat ausfertigt. 5. Der Uebertritt zur Landwehr 
oder zum Landſturm wird im Milttärpaf in der 
Regel bei den Controlverſammlungen durch den- 
jentgen Offizier, welcher die Controlverſamm⸗ 
lungen abhält, bejcheinigt, außnahmsweije durd) 
das Landwehr-Bezirfdcommando, 

813. [Erjagrejerveicheine I.) 1. Auf die Führ- 
ung ber Eriagrejervefheine I (E.-D. Schema 3) 
finden die Bejtimmungen des $ 11 finngemäße 
Unmwendung 2. Werben die Erfaßrejerviften 
nad erfolgter Ausbildung ins Feld nachgeſandt, 
fertigt der Erjaßtruppentheil für fie Militärpäffe 
aus. — Haben Erjagrejerpijten bei ihrer Ent« 
lafjung drei Monate activ gedient, jo werben fie 
als ausgebildet angejehen u. erhalten gleichfalls 
Militärpäffe. Ihre Ueberweifung erfolgt jodann 
vermitteljt Ueberweifungs-Nationale unter Bei- 
fügung der Erjatsrefervejheine L — Das Be- 
zirlscommando kaſſirt nunmehr bie letteren, 3. 
Werden fie al3 unausgebildet entlafjen, erhalten 
ſie die Erſatzreſerveſcheine I. zurüd und müfjen 
ji bei dem Bezirksfeldwebel ihres Aufenthalts- 
orted wieder anmelden. Sind fie nad einem 
anderen Controlbezirt verzogen, wird der Land- 
wehr-Behörde des früheren Aufenthalt3ortes be- 
hufs Streihung in den Eontrolliften Mittheil- 
ung gemacht. 

Dritter Abſchnitt. 
Ullgemeine Dienftverhältnifie der Perſonen des 
Beurlaubtenftandes. 

$ 14. [Im Ullgemeinen.] 1. Die Beftimm: 
ungen über die militäriichen Pflichten der Per— 
fonen des Beurlaubtenftandes find in der Eon- 
trolordnung $ 7) und in der Erfagordnnung ent» 
halten. 2. Die gerichtlichen und Disciplinar- 
verhältniffe der Berjonen des Beurlaubtenitandes 
regeln ſich nad) dem Militär-Strafgejegbud für 
dad Deutjche Reid vom 20. Juni 1872 und der 
Disciplinar-Straf-Orbnung für das Heer vom 
31. October 1872. — Bei Aufnahme von Mann- 
ichaften, melde fi in der zweiten Klaſſe des 
Soldatenftandes befinden, in die Controle ift durch 
die Landwehrbehörden den Bolizeibehörden des 
Aufenthaltsortes Mittheilung zu machen. — Die 
Beitimmungen über Rehabilitirung find in der 
Anlage 1 zuiammengeftellt. 3. Für Anbringung 
von Beichwerben find die Vorfchriften über den 
Dienftweg und die Behandlung von Beichwerben 
vom 6. März 1873 maßgebend. 4. PBenfionsd- 
und Verſorgungs⸗Anſprüche werden nad) den Be— 
ftimmungen des Militär-PBenfiond-Gefeges vom 
27. Juni 1871 und der Gejehes «Novelle vom 
4. April 1874 und nad) den bezüglichen Aus— 
führungs-Beftimmungen und Erläuterungen er« 
5. Perjonen des Beurlaubtenjtandes, 
welche wegen Dienſtunbrauchbarkeit aus jedem 
Militärverhältniß auszuſcheiden od. wegen fFeld- 
dienftunfähigfeit Hinter die letzte Jahresklaſſe der 
Pejerve oder Landwehr zurüdgeftellt zu werben 
wünſchen, find bei Gelegenheit des Aushebungs- 
Geſchäfts dem nfanterie » Brigadecommandeur 
vorzuftellen. Diejer befindet über ſolche Geſuche 


ber Erjagtruppentheil Duplicate aus. — Sonſt und ertHeilt eventuell die Genehmigung. 6. Manns» 


wird na 


$ 8, 4 der Eontrolordnung verfahren. | haften des Beurlaubtenftandes, welche freiwillig 
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zum activen Dienft wieder eintreten, müſſen dem 
Truppentheil nah ihrer Annahme durch das 
Landwehr-Bezirtscommando überwiejen werben, 
Demzufolge ijt die Heberweifung vom Truppen- 
theil beim Landwehr-Bezirfscommando zu bean« 
tragen. 7. Weber die bejonderen Dienjtverhält- 
nifje der Offiziere des Beurlaubtenjtanbes ſ. Ab- 
ſchnitt V, über diejenigen des Sanitätscorps |. 
die im Anhang abgedrudte Verordnung über die 
Drganifation des Sanitätscorp& vom 6. Febr. 
1873, über biejenigen des Beterinär-Perjonals 
j. den gleichfall® im Anhang abgedrudten Aus- 
ug aus ben Beftimmungen über das Militär- 
— vom 16. Januar 1874. 8. Die 
Oberapotheler gehören zu den oberen Militär- 
beamten, bie Unterapothefer und Pharmaceuten 
zu den unteren Militärbeamten. — Die Beför- 
derung zum Unterapotheter erfolgt durch den 
ep ep zum Oberapothefer auf Vor- 
ſchlag des Eorp3-Generalarzteö durch das Kriegs— 
minifterium (R.-D. $ 20). 9. Geijtliche, welche 
vom Waffendienft g befreien find (E.-D. $ 13, 
5), werben aufihr Anfuchen durd) den Infanterie 
Brigadecommandeur gum Sanitätöperjonal über- 
eführt. 10. Ueber Berleihung der Landwehr- 
Dienftaußzeichtung ſ. Unlage 2. 

8 15. [Die zur Dispofition der Truppentheile 
beurlaubten Mannjdaften.] 1. Die zur Dispo- 
jition der Truppentheile beurlaubten Mannjchaften 
(Dispofitiond-Urlauber) find den Bejtimmungen 
im dritten Abichnitte des Militär-Strafgejeßbuch® 
vom 20. Juni 1872 über unerlaubte Entfernung 
und Fahnenfluht und ben Beitimmungen im 
vierten Abſchnitte deſſelben Gejetsbuches über 
Selpftbeihädigung u. Vorſchützung von Gebrechen 
in gleicher Weife, wie die Perjonen des activen 
Dienftftandes unterworfen. 2. Vor jedem Wed). 
jel des Uufenthaltsortes ift die Genehmigung 
ded Landwehr » Bezirfdcommandos durch Ver— 
mittelung des Bezirksfeldwebels rechtzeitig nad)- 
zufuchen (C.O. $ 7, 8). Bon der ertheilten 
— hat das Landwehr-Bezirkscom— 
mando den Truppentheil ſogleich zu benachrich— 
tigen (RD. $ 14, 2). 3. Im Frieden werben 
die Mannſchaften zu denjenigen Truppentheilen 
wieder einberufen, zu deren Dispofition fie be 
urlaubt find. — Im Mobilmadjungsfall werden 
fie zu den Truppentheilen einberufen, welche ihre 
Completirungsmannſchaften aus dem betreffenden 
Bezirk erhalten, — Hingegen werden die Dispo- 
jitions-Urlauber des Glardecorps, jomwie die des 
bayeriichen, ſächſiſchen und württembergijchen 
Eontingentd auch im Mobilmahungsfall jtets 
wieder den im erften Abjag bezeichneten Truppen- 
theilen übermiejen, 

8 16. Dr der Klaſſe A.] 1. Die Dienft- 
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werben zu demjenigen Säger-Bataillon wieder 
einberufen, bei welchem fie activ gedient haben. 
— Im Mobilmahungsfall werden fie wie bie 
Jäger der Klaſſe B behanbelt. 

8 17. [Eontrolverfammilungen.] 1. Die Feft- 
fegung der Eontrolverjammlungen bedarf ber 
Genehmigung des Infanterie» Brigadecomman« 
beurd. 2. Sie werden durch die Landwehr-Eom- 
pagnieführer ($ 2, 3) oder durch ältere Lieu- 
tenant3 der Linie, die auf Veranlafjung des In 
fanterie-Brigadecommandeurs von den Infanterie» 
Regimentern der Brigade commanbirt werden, 
abgehalten. — Wojelbjt andere geeignete Offiziere 
des Beurlaubtenjtandes vorhanden find, kann 
auch bdiejen die Abhaltung von Eontrolverjamm- 
lungen übertragen werden. — Die Offiziere, welche 
mit der Abhaltung von Eontrolverfammlungen 
betraut find, begeben fich direct auf die Controls 
pläge. — Der Landwehr Bezirfcommandeur bat 
das Recht, alljährlich einzelnen Eontrolverfanm- 
lungen perjönlich beizumwohnen. — Dem Offizier, 
welcher die Eontrolverfammlungen abhält, wird 
ein Bezirkäfeldwebel beigegeben. — Ob weiteres 
Unterperjonal erforderlich, beitimmt der Land» 
wehr- Bezirtdcommandeur. 3. Die Zahl der zu 
einer Controlverfammlung zu beordernden Mann⸗ 
ihaften hat 300 nicht zu überjteigen. 4. Bur 
Verlefung der Mannſchaften bei den Eontrolver- 
jammlungen dienen entweder die Hilfsliften od, 
ed ijt eine bejondere Berlejelifte anzufertigen. 
5. Die Offiziere, Sanitätdoffiziere und oberen 
Militärbeamten des Beurlaubtenftandes nehmen 
an den Eontrolverfammlungen in Uniform tbeil, 
— Dffiziere, welche dem Patent nad) älter find, 
als derjenige, welcher die Controlverfammlung 
abhält, find von der Theilnahme an legterer zu 
entbinden. — Die Mannſchaften ericheinen in 
bürgerlicher Kleidung. Vor Beginn der Eontrol- 
u werden Schirme, Stöde ꝛc. ab» 

elegt. 6. Die Mannfchaften werben verlejen, 
enderungen in ihren perjönlihen und bienft- 
fihen Verhältniſſen feitgeftellt und vermerkt und 
dienjtliche Vorſchriften befannt gemadjt. — Hier 
zu gehören namentlich die Bejtimmungen über 
dad Berhalten bei Einberufungen, wobei ftets 
von Neuem in Erinnerung zu bringen ift, daß 
nad; Eintritt einer Mobilmadhung der Fahrplan 
der Eijenbahnen fi) ändert. — Ueber die außer 
Eontrole gefommenen Mannſchaften wird Nach- 
frage gehalten. — Zum Schluß wird der lleber- 
tritt von Mannſchaften zur Landwehr oder zum 
Landjturm in den Militärpäfjen vermerkt und 
findet die Aufnahme etwaiger Rehabilitirungs- 
vorſchläge ftatt ($ 14, 1). — Im Uebrigen ift 
es Sache des Landwehr-Bezirfscommandos, für 
die Abhaltung der Controlverſammlungen im 


verhältnijje der Jägerklaſſe A richten ſich nach ſeinem Landwehr-Bataillonsbezirle die näheren 


dem Regulativ über Ausbildung, Prüfung und|Beitimmungen zu treffen. 7. 
für die unteren Stellen des sorft-|trolverjanmlungen ohne genügende Entſchuldig- 


Anftellun 


r bei ben Gons 


dienftes in Verbindung mit dem Militärdienitelung fehlt, ift nad dem Compagnie-Stationsort 
im Jägercorps vom 8. Januar 1873. 2. Sie oder dem Bataillons- Stabsquartier zur Rechte 
verbleiben bis zur Beendigung ihrer zwölfiähri«|fertigung zu beordern. 8. Dispenſationen von 
en Dienjtpflicht in der Nejerve und verpjlichten | den Controlverjammiungen find ſtets zu ertheilen, 
ch bis zu einer achtjährigen activen Dienstzeit. —|fobald bei Ermangelung bejonderer militärijcher 
Beurlaubungen zur Dispofition treten erſt im; Bedenken Billigfeitsrüdjichten anzuerkennen find, 
vierten Dienjtjahre ein. 3. Die Jäger der Klafje A! $ 18. [Uebungen.)] 1. Art und Umfang der 
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Uebungen wird alljährlich beftimmt. — Die entweder durch An Aufforderung od. durd) 
Rangliften und Standesnachweiſe bilden die Austheilung von Geftellungsordres (Einbeorder- 
Örundlage für Einberufung zu Uebungen. 2.jung) oder durch NAustheilung von Geftellungs- 
Die Generalcommandos jegen hinſichtlich berjliften erfolgen. 6. Findet die Einberufung dur 
Mannſchaften feit, aus welchen Landwehr-Batail-|öffentliche Aufforderung ftatt, fo find nad) allen 
lonöbezirfen, in welchen Quoten, von welden |Ortichaften des Landwehr-Bataillonsbezirkd der- 
Sahresflafjen u. zu melden Truppentheilen die-|artige Aufforberungen zu fenden, um dort fogleich 
jelben einzuberufen find. — Die näheren Be-löffentlich befannt gemadt zu werden. — Die 
ftimmungen über Anmeldung und Bertheilung |Aufforderungen müfjen die Jahresklaſſen, Waffen— 


des Bedarfs bleiben ihnen für ihren Bereich über- 
lajjen. — Die Auswahl der Mannſchaften inner- 


Ib ber einzelnen Jahresklaſſen ift Sache der zeiten angeben. 


attungen und Kategorien, welche einzubeordern 
And, und die Geftellungsorte und Geſtellungs— 
7. Für die Ausjtellung von 


ndwehr-Bezirtdcommandos, jofern nicht bereit3 | Geftellungsordres ift Schema 11 im Allgemeinen 


einzelne Mannſchaften, wie die Offizier-Ajpiran- 
ten namentlich bezeichnet find ($ 22, 4). 3. Bur 
Dedung von Manquements find die General. 
commanbos ein für allemal befugt, vom 1. Febr. 
ab Rejerviften zur Uebung einbeordern zu laffen. 
— Hinfihtlih der Zahl der übungspflidtigen 
Referviften |. Unmerkung 2 zu Schema 6, Tu. &. 
4. Ueber die Heranziehung der Offiziere und 
Dffizier-Wipiranten des Beurlaubtenitandes ber 
Infanterie und Cavalerie befinden die General- 
Eommandos jelbitändia; hinfichtlicd der übrigen 
Waffen warten die Provinzial» Generalcomman« 
dos — Requiſition der oberften*Waffen-Initan- 
zen ab. 

$ 19. fEinberufung.] 1. Die Grundlage für 
bie Einberufung bilden die Hilfsliften A und B. 
— Die Einberufung aller Perſonen des Beur- 
laubtenjtandes erfolgt durch Die Landwehr-Bezirkd- 
commando3. !) — Es find daher alle Dejignationen 
für den Mobilmahnngsfall und deren Beränder- 
ungen den Zandwehr- 
tig mitzutheilen. — Der Chef des Generaljtabes 
der Armee iſt ermächtigt, im Mobilmadhjungsfalle 
Berjonen, die im Feld-Eifenbahndienft Verwend⸗ 
ung finden follen, direct oder durch VBermittelung 
der Eijenbahnverwaltung —— 2. Die 
militãriſchen Inſtitute und 
zum 1. Juni und 1. December den Generalcom- 
mandos, in deren Bezirken fie liegen, eine Nad)- 
weilung derjenigen bei ihnen angeftellten, dem 
Beurlaubtenjtande angehörigen Beamten u. Ar 
beiter ein, welche für den Mobilmachungsfall un« 
abtömmlid find, — Für die Form dieſer Nach— 
weiſung ift Schema A zu $ 21 der Eontrolord- 
nung maßgebend. Der Beifügung von Unab- 
tömmtlichkeit3atteften bebarf es nicht. 3. Eivil- 
beamte und Geiftlihe, die als unabkömmlich 
zurüdgeftellt worden find, jedoh im Mobilmad)- 
ungsjalle in ihrem befonberen Berufe für mili- 
täriſche Zwede Verwendung finden follen, werden 
durch ihre —*—— Dienſtbehörde einberufen. 
4. In welcher Weiſe die Einberufung durch die 
Landwehr⸗Bezirkscommandos erfolgt, hängt von 
den jedesmaligen beſonderen Verhältniſſen ab 
Er $ 13, 8). — Mafigebend iſt nur die Rüd- 
iht auf möglichſt rajche Sclagfertigleit ber 
Truppen. In der Regel joll jedoch den Einbe- 
rufenen eine 24aftündige Friſt nach Belanntmad- 
ung ber Mobilmadhung zur Regelung ihrer Bri- 
vatverhältnife bleiben. 5. Die Einberufung kann 

1) Anmerfung. Hingegen werden bie auf beftiinmte Zeit 
beurlaubter PVerjonen des activen Dienftftandes durch ihre 
Zruppentheile einberufen. 


maßgebend. — Abweichungen hiervon fönnen bie 
Generalcommandos genehmigen, wenn mit Rüd« 
ficht auf Eurrenthaltung der Wohnung in bereits 
vorher auszufüllenden Ordres derartige Aender— 
ungen erforderlich erjcheinen. — Für welche Ka— 
tegorien der Perjonen des Beurlaubtenftandes 
die Geftellungsordres bereit im voraus audzu« 
füllen find, beflimmen die Generalceommandos, 
— Die Ausdehnung diefer Maßnahme auf alle 
Geftellungsordres wird, je nach den Beitumftän- 
den, den Generaleommandos anheimgeftellt. 8. ' 
Die Einberufung durch Geftellungstiiten regelt 
ih in der Weije, daß den einzelnen Ortsvor— 
ſtänden Abſchnitte aus ben Hilfsliften A über- 
jandt werden. — Aus dieſen Liſten ergibt ſich 
Name, Gejtellungszeit, Geftellungsort und Coms 
petenzen der aus dem betreffenden Orte Einzus 
beruienden. — Mit den Hilfsliften B wird im 
nr Weije verfahren, jofern nicht eine directe 

eorderung ($ 19, 1) ftattgefunden hat. Dieje 


zirlscommandos rechtzei- |Ubjchnitte werden den Eijenbahnvermwaltungen 


überjandt. 9. Die Hinter die legte Jahrestlafie 
der Referve Zurüdgeftellten werden nad Maß— 
gabe des Bedarfs gleichzeitig mit den Landwehr— 
mannichaften der jüngsten Jahresklaſſe einberufen. 
10. Wann die Hinter die legte Jahresklaſſe ver 


erfftätten reichen [Landwehr Zurüdgeftellten einzuberufen find, be- 


ftimmt das Kriegäminifterium. — Deögleichen 
darf dad den Eifenbahnen belafjene Dienftpflichtige 
Perfonal nur mit Genehmigung des Kriegamini- 
ſteriums für den Waffendienft Verwendung fin« 
ben. 11. Die Einberufung der Erfagrejerviften 
erſter Klaſſe erfolgt durch öffentliche leer 
ung oder durch Geftellungsordres, 12. Bei Ein« 
berufungen find mit Rüdjiht auf etwaigen Aus— 
fall mehr zu beorbern: bei Rejerviften 5—10 ®/,, 
bei Zandwehrleuten 10—15 °%,, bei Erjagrejer- 
viften eriter Klafje 25 %. — Dieje mehr beor- 
derten Mannſchaften heißen Procent-Mannjcaften. 
13. Die Einberufenen werden in den Stabsquar— 
tieren der Yandwehr-Bataillone gejammelt und 
in Transporte formirt. — Die Feſtſetzung an 
derer Sammelpunfte unterliegt der Entſcheidung 
des Generalcommandos; deögleichen die Beſtimm⸗ 
ung derjenigen Kategorien, welche direct zu den 
Truppentheilen zn injtradiren find. 14. Die Trand- 
portführer erhalten Berlejeliften nad) Schema 5 
— nad Waffengattungen und Truppentheilen 
getrennt —, welche nur anf einer Seite beſchrie— 
ben werden, um Namen abtrennen zu können. 
— Mit den Verlejeliften werden den Tranzport- 
führern aud die Uebermweijungs- Nationale aus- 
gehändigt. Jeden Abgang bei Uebernahme od, 
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während des Transportes hat ber Trandport- 


führer in der Verlefelifte zu vermerfen. 15. Die Er 


Geſtellungsordres werden den Mannſchaften beim 


Fruppentheil abgenommen, mit dem Stempel des | Beurlaubtenftandes ergä 
Truppentheil3 unterftempelt und dem Landwehr-|jchaften, wel 
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Vierter Abſchnitt. 
anaung der Dffiziere de3 Beurlaubtenftandes. 
21. [Ym Allgemeinen.) 1. Die Offiziere des 
nzen fih: a) aus Mann 
mit bem Bualificationsatteft zum 


veziriscommando zurüdgefandt. Die Ueberweij-|Offizier auß dem activen Dienft entlaffen wor⸗ 
ungs-Nationale der nicht Eingetroffenen und der den find oder daffelbe jpäter erwerben (Dffizier- 
nicht Eingeftellten werden beigefügt. — Die Ber- |Afpiranten), b) durch Webertritt von Offizieren 
theilung der einberufenen Mannſchaften des Garde⸗ des activen Dienftftandes in den Beurlaubten- 
corps auf die Garde-Truppentheile erfolgt durch |ftand, c) aus Mannſchaften, welche fich vor dem 


das Controlbureau der Garde ($ 5, 2). 16. Für Feinde audzeichnen. 
fehlende Geſtellungsordres werden Ausſchnitte aus | zeichneten 
der Berlejelifte od. entiprechende Zettel mit dem ſten Orted zur Ernennung 


2. Die unter a und c be 
erfonen müſſen, bevor fie Allerhöd- 
zum Offizier vorge 


Stempel des Truppentheils verjchen, beigegeben. ſchlagen werden, feitens des Offiziercorps, welchem 


— In 


verfahren. — Das Landwehr » Bezirldcommando 
vermerkt in den Landwehr-Stammrollen, bei 
welchen Truppentheilen die Mannſchaften einge- 
ftellt find, und ftellt nach den Fehlenden jofortige 
Nachforſchungen an. 17. Bu den Uebungen wer— 
den die Perſonen des Beurlaubtenftandes ſtets 
durch Gejtellungsordres einbeordert. — Im Ueb- 
rigen wird nad) Nr. 15 verfahren, 

$ 20. [Ueberführung zur Landwehr od. zum 
Landfturm.] 1. Die Ueberführung der Mann- 
-ichaften zur Landwehr oder zum Landiturm ge» 
ſchiehtt nad) $ 11, 5, und $ 12, 4 ber Erſatzord⸗ 
nung. — Weber Beicheinigung im Militärpaf 
j. $ 12, 5, und $ 17, 6. 2. Freiwilliges Ver- 
bleiben von Mannſchaften in ber Landwehr fann 
durch die Landwehr-Bezirfdcommandos geneh- 
migt werben. 3. Die Verſetzung der Offiziere, 
Sanität3- Offiziere und oberen Militärbeamten 
von der Rejerve zur Landwehr erfolgt durd; die 
Landwehr» Bezirld-Commando8 nad) benjelben 
Grundjäßen, wie die der Mannſchaften. — Die 
Neferve-Difiziere ber Garbe-Fnfanterieregimenter 
treten zu den correfpondirenden Garde ⸗Landwehr⸗ 
Infanterieregimentern über. — Wer freiwillig 
in der Rejerve zu verbleiben wünſcht, hat dies 
feinem Landwehr. Bezirfscommando zu melden, 
Iſt der Truppentheil des Nejerve-Dffizierd ein- 
verftanden, unterbleibt die Ueberführung zur 
Landwehr. Sobald der Truppentheil fein Ein— 
verjtändniß nicht ertheilt oder zurildzicht, erfolgt 
die Ueberführung zur Landwehr. — Auf die 
Dauer der Dienjtpflicht im Allgemeinen hat das 
längere Verbleiben in der Referve feinen Einfluß. 
4. Der Uebertritt zur Landwehr wird in ben 
Perjonalbogen vermerkt, welche fodann den be- 
treffenden Offizieren 2c. zum Anerkenntniß vor- 
gelegt werden. — Die erfolgten Ueberführungen 
werden in die Veränderungs-Nachmweijungen zu 
den Rangliften pro December aufgenommen. 5. 


feicher Weife wird bei Einberufung durd|fie anzugehören wünschen, gewählt fein ($ 23 u. 
öffentfiche Aufforderung ober Geftellungsliften|S 26, 3). 3. Den Offi 


zier⸗Aſpiranten fteht bei 
ihrer Beurlaubung zur Reſerve die Wahl frei, 
in welchem Gontingent fie zum Offizier vorge 
ſchlagen zu werden wünſchen. — Sie bleiben 
beim ag ri nad anderen Bundesitanten mit 
eigener Militärverwaltung in der Controle dei 
jenigen Landwehr-Bezirkdcommandos, durd dei. 
jen Bermittelung fie ihre künftige Beförderung 
wilnjchen, oder werden nad) ihrer ————— 
dem activen Dienſt dorthin überwieſen. — N» 
ſchen fie zu einem jpäteren Termin ihre Ueber: 
weifung zu einem anderen Bundes -Contingent, 
jo erfolgt diejelbe, jofern fie nach diefem Bun— 
desſtaate verziehen, wie bei allen übrigen Mann« 
Helen ber Rejerve und Landwehr, jedoch unter 

egfall der Eigenſchaft als DOffizier- Wipirant. 
Die Wiedererlangung diefer Eigenichaft ijt von 
dem Ergebnif einer befonderen Uebung ($ 22, 6) 
abhängig. 3. Die unter Ar. 3 enthaltenen Feit- 
jegungen gelten auch für die mit dem Qualifi— 
cationsatteft verjehenen Unter-Nerzte des Beur- 
laubtenſtandes. 

* 22. [Uebungen der Offizier⸗Aſpiranten.] Die 
Offizier⸗Aſpiranten müffen nad) ihrer Entlaſſung 
aus dem activen Dienfte eine achtwöchentliche 
Uebung abjolviren, um ihre dienftliche u. atıfer- 
dienftlihe Befähigung zur Beförderung zum 
Offizier darzuthun. — Die Hebung erfolgt in 
der Regel in bem auf die Entlaffung folgenden 
Jahre. 2. Die —— ——— 
reihen zum 1. Januar jedes Jahres eine Nach— 
mweilung *) der zur Uebung behufs Darlegung 
ihrer Befähigung zur Beförderung einzuberufen- 
den Mannſchaften nad) dem Schema der Land— 
wehr-Stammrolle ein. 3. Dieſe Nachweiſungen 

ehen bon ben Landwehr-Bezirkdcommandos: a. 
Kir Garde- Infanterie durch das entiprechende 
Garde-Fufanterieregiment, für Garde-Cavalerie 
durch die Garde-Cavalerie-Divifion an das Ge 
neralcommando des Gardecorps, b) für Provin» 


Ueberführung von Dffizieren und Ganität3offi-|zial-Infanterie durch die vorgejegte Infanterie 
zieren des Veurlaubtenjtandes zum SLandfturm|Brigade, für Provinzial-Cavalerie durch die 
findet nur auf Grund Allerhöchſter Genehmigung | Cavalerie-Brigade der Divifion auf dem Inſtan— 
der von ihnen einzureichenden Abichiedögefuche |zenmwege an das Generalcommando, e) für Jäger 
ftatt. — Die Verabſchiedung wird durd) den (Scjägen) durch das Fägerbataillon des Armee 
Landwehr Bezirldcommandenr mitteld Gejuchs-|corps ($ 10, 4 Abſatz 2) an die Infpection der 
lifte beantragt. — Ueber den Initanzenmweg| Jäger umd Schügen, d) für feld-Artillerie durch 
für Offiziere ſ. $ 22, 3. 6. Die Verabjchied«|die Feld-Artilleriebrigade des Armeecorps, für 
ung der oberen Militärbeamten des Beurlaub- | Fuß-Artillerie durch das Yuß-Artillerieregiment 
tenjtande3 ift beim Kriegsminifterium zu bean-| —- 
tragen. 1) Nur auf einer Eeite beſchrieben. 
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ober jelbftändige Fuß-Artilleriebataillon des Ar-, werden nırr diejenigen Offizier-Wfpiranten geitellt, 
meecorp3 auf dem Inſtanzenwege an die Gene⸗ welche mit ihrer etwaigen Beförderung zum Offi- 
ral-Fnjpection der Artillerie, e) für Pioniere|zier fich fchriftlih einverjtanden erflären, die 
durch das Pionierbataillon des Urmeecorps auf Charge eines Vice-Feldwebels oder Bice-Wadt- 
dem Inſtanzenwege an die General» Fnjpection|meijterd befleiden und den im $ 22, 8 gedachten 
des Ingenieurcorps und der Feſtungen, f) für) Vermerk in ihrem Ueberweifungd- Nationale be» 
Eijenbahntruppen dur das Eifenbahnregiment bien — Gewählt dürfen mur diejenigen Offizier« 
an den Chef des Generaljtabes der Armee, g) für Aſpiranten werden, welche bei ehrenhajter Ge- 
den Train durch dad Trainbataillon des Urmee-|jinnung eine geſicherte bürgerliche Exiſtenz und 
corps an die Train-Fnfpection. — Vorjtehend|eine dem Anſehen des Offizierftandes entiprechende 
fejtgefegter Inftanzenmweg heißt der Waffen» Jn-[Lebenöftellung befigen. — Offizier-Wipiranten, 
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jtanzenweg. 4. Die oberiten Waffen - Inftanzen 
vertheilen die zur Uebung heranzuzichenden Dfr 


fizier-Afpiranten ihrer Waffen auf die Truppen-|diefer Zeit nicht zur 


theile, beftimmen die Zeit der Uebung und wen— 
den ſich erforderlichenfalles wegen der Einberuf- 
ung an die Provinzial-Generalcommandos ($ 18, 
4). 5. Die nicht Einberufenen werden im näch— 
ften Jahre wieder zur Uebung vorgeiclagen. 
6. In die von den Landwehr-Bezirkscommandos 
nach Nr. 2 einzureichenden Nachweifungen dürfen 
auch ſolche Mannichaften aufgenommen werben, 
welhe das Qualificationsatteft nachträglich au 
erwerben wünſchen. Wird ihnen dafjelbe ertheilt, 
werben fie im nächſten Jahre zu erneuter Ueb— 
ung einberufen und wie alle übrigen Offizier: 
Aipiranten behandelt. 7. Den Offizier-Aipiran: 
ten muß während 2 Uebung Gelegenheit ge 
geben werden, ihre Befähigung zur Beförderung 
darzuthun und die einem Subaltern-Dffizier zu- 
fallenden Dienftobliegenheiten kennen und erfül- 
len zu lernen. — Wer fid) jeiner dienftlihen u. 
außerbdienftlihen Haltung nad) zu folder Beför- 
derung eignet, darf nad) den erften Wochen der 
Uebung zum Vice» Feldwebel oder Bice-Wadit- 
meijter ernannt werden. 8. Beim Schluß ber 
Dienftleiftung trägt der im $ 16, 2 der Rekru— 
tirungsordnnung genannte Truppenbefehlshaber in 
das Ueberweijungs-Nationale ein, ob er damit 
einverjtanden ijt oder nicht, daß der betreffende 
DOffizier-Aipirant zum Mejerde-Difizier des Trup- 
pentheils beziehungsweife zum Landwehr⸗Offizier 
in Vorſchlag gebracht werde. 9. Offizier-Aſpi— 
ranten, welde infolge mangelnder Dienfttennt« 
nifje dad Einverjtändniß des Truppenbefehlähe- 
ber3 nicht erlangen, dürfen im nädjiten Jahre 
zur erneuten Uebung in Vorſchlag gebracht wer: 
den. 10. Difizier-Wjpiranten, welche wegen man 
elnder Dienſikenntniß troß wiederholter Dienft- 
eiftung oder aus anderen Gründen nicht geeignet 
ur Beförderung zum Offizier erachtet werden, 
And durch die Landiwehr-Bezirfscommandos aus 
der Kategorie der Offizier-Wipiranten zu ftreichen, 
— In dem Ueberweijungs-Nationale ift ein ent- 
ſprechender Vermerk zu machen. 

$ 28. (Offizierwahl.) 1. Jeder Offizier⸗Aſpi— 
rant muß, ehe er Allerhöchſten Ortes zum Offi— 
zier in ei Arie t werden barf, — 
werden. 2. Die Wahl erfolgt durch das Dffizier- 
Eorp3 desjenigen Landwehr-Bataillons, welchem 
der betreffende DOffizier-Ajpirant angehört, oder 
bei Dffizier- Aipiranten, welche zum ienft ein« 
berufen find, durch das Offiziercorps des Trup- 
pentbeild. — Mitglieder der Offiziercorps ſind 
die im $ 6 der Verordnung über die Ehrenge- 


welche hinter die legte Jahrestlaffe der Rejerve 
oder Landwehr zurüdgeftellt, dürfen während 
i ab! geftellt werden. 4. 
Zur Theilnahme an der Wahl find ſämmtliche 
— des Offiziercorps berechtigt und ver- 
pflichtet, jofern fie nicht durch — Gründe 
verhindert find. 5. Die Theilung des Offizkkr— 
corp3 eines Landwehr-Bataillond mit Nüdjicht 
auf die bedeutende Zahl der Mitglieder in meh- 
rere Wahl-Mbtheilungen geſchieht in derjelben 
Weiſe, wie die Theilung in Ehrengerichte. 6. Die 
Abgabe der Stimmen kann mündlich oder jchrift- 
lich geichehen. Die Stimmen werden von dem 
Landwehr-Bezirf3commando gejammelt. 7. Die 
Abftimmung im Wahltermin felbjt leitet der 
Landwehr -Bezirldcommandeur, — Der jüngite 
Offizier gibt zuerjt feine Stimme ab. — Das 
Protokoll wird nad) Schema 12 geführt. — Es 
it ftatthaft, in dem Wahlprotofoll die Wahlver- 
handlungen über a Wr Dffizier- Wipiranten, 
welche mit derjelben Geſuchsliſte ($ 24, 1) vor- 
eichlagen werden, zufammenzufaffen, 8. Bei der 
(bitimmung enticheidet die abjolute Stimmen- 
mehrheit. Werden Thatfahen zur Sprade ge 
bracht, deren nähere Aufflärung der Landmwehr- 
Bezirkscommandeur für erforderlich erachtet, wird 
der Vorſchlag zurüdgezogen. — Die Gründe der 
Minorität gegen die Wahl werden nur dann in 
dad Wahlprotofoll aufgenommen, wenn die Mi- 
norität mindeſtens "/, der gejammten Zahl der 
Stimmenden gewejen ift. 9. Können nicht min- 
deſtens neun Dffiziere zur Stimmenabgabe her- 
angezogen werden, fo findet die Feſtſetzung des 
$ 47 ter Verordnung über die Ehrengerichte 
jinngemäße Anwendung. — Das Wahlprotofoll 
wird jpäter dem Bezirkscommando zugeitellt, 
welches den Beförderungsvorſchlag zu formiren 
— 10. Findet die Wahl beim Truppentheil 
elbſt ſtatt, ſo hat der Commandeur zuvor ein 
Atteſt des Landwehr-Bezirkscommandeurs, wel— 
her den Difizier-Ajpiranten in den Landwehr— 
Stammrollen führt, über die bürgerlichen und 
jonftigen Verhältniſſe des zur Wahl zu Stellen- 
den einzufordern. — Dad Altteſt muß fi) be- 
ftimmt darüber ausſprechen, ob der betreffende 
Offizier-Ajpirant für würdig und geeignet zur 
Beförderung zum Offizier erachtet wird od, nicht. 

$ 24. [Offizier-Borjchlag.] 1. Der Vorſchlag 
zum Offizier wird für alle Offizier- Aipiranten 
des Beurlaubtenftandes, welche nicht zum Dienft 
einberufen find, durch den Landwehr-Bezirfcom- 
mandeur auf dem Waffen Inftanzwege mitteld 
Geſuchsliſte zur Allerhöchſten Eutſcheidung ges 
bracht. — Die Geſuchsliſten für Infanterie und 


richte ꝛc. bezeichneten Offiziere. 3. Zur Wahl’Eavalerie werden durch die Divifionscommandos 
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vorgelegt. 2. In die Geſuchsliſte find Nachrich-⸗ 
ten über die militäriiche Laufbahn und die bür- 
gerlihe Stellung aufzunehmen. — Für die Be- Beurlaubtenitandes. ü 

merfungen der höheren Inſtanzen find entſpre- $ 27. [Im Allgemeinen.) 1. Die Offiziere 
ende Rubrifen frei zu lafien. — Die Geſuchs- des Beurlaubtenftandes gehören zum Offizier 
hiiten werden nur in einfacher Ausfertigung ein- | Corps desjenigen Landwehrbataillond, welchem 
gereiht. Die Concept » Eremplare der an die|fie überwiejen find. 2. Geſuch und Meldungen 
Divifions- Commandos einzureichenden Gejuchd- |find ftet3 an den Landwehr-Bezirfscommandeur 
fiften, welche den Reinfchriften beigefügt werben, |zu richten. — Gejuhe um AZurüdjtelluug auf 


Fünfter Abſchnitt. 
Beſondere Dienftverhältniffe der Offiziere des 


werden den Generalcommandos vorgelegt und 
gelangen mit den Allerhöchſten Enticheidungen 
ihrer Beit an die Bezirfdcommandos zurüd. — 
Außerdem werden den Geſuchsliſten Wahlproto- 
tolle und Perſonalbogen beigefügt. 3. Die Dffi- 
———— der — * — werben zu Rejerves 
ffizieren desjenigen Truppentheild vorgeichla- 
gen, deſſen Commandeur fi) damit einverjtanden 
erilärt hat ($ 22,8), fofern nicht bejondere Gründe 
für eine Zutheilung zu einem anderen Truppen- 
teil ſprechen. Bezůgliche Anträge haben die 
Sue Inſtanzen in den Geſuchsliſten zu ftellen. 
4. O Fish ge der Landwehr treten mit 
ihrer Ernennung zum Landwehr-Dffizier ftet3 in 
die jüngfte Jahresflaffe der Landwehr. — Dies 
ift ihnen vorher zu eröffnen ($ 23, 3). 5. Dffi- 
—— welche während der Dauer einer 
inberufung zum Offizier vorgeſchlagen werden, 
find in die Geſuchsliſten des Truppentheils auf— 
zunehmen, — Das Atteſt des Landwehr-Bezirks- 
Commandeurs ($ 23, 10) iſt außerdem beizufü— 
gen. 6. Die Benachrichtigung der DOffizier-Aipi- 
ranten über erfolgte Beförderung geſchieht durch die- 
jenige Stelle, weldje den Vorſchlag eingereicht hat, 
$ 25. [Uebertritt von Offizieren des activen 
Dienftitandes in den Beurlaubtenftand.] 1. Offi— 
ziere des activen Dienſtſtandes, welche vor Be- 
endigung ihrer gejeglihen Dienſtpflicht aus dem 
activen Dienjt entlajjen werden, treten nad der 
Sahresflafje, welcher fie angehören, zur Reſerve 
oder Landwehr über. 2. Ausgenommen hiervon 
find diejenigen Offiziere, welche verabſchiedet, fo- 
wie Diejenigen, melde mit jchlichtem Abſchied 
entlaffen oder aus dem Offizierſtande entfernt 
werden. Diefe find von der jerneren Ableiftung 
der Dienftpflicht entbunden, 3. Offiziere, welche 
zur Reſerve übertreten, werden zu Nejerve:Dffi- 
zieren ihres bisherigen Truppentheild® vorge- 
Ihlagen. Abweichungen hiervon find bejonders 
zu motiviren. 4. Bei Offizieren, welche zur 
Landwehr übertreten, braucht ein beftimmter 
Truppentheil nicht genannt zu werden. Die Ein- 
rangirung erfolgt durch das Landwehr» Bezirkd- 
Eonımando des jpäteren Aufenthaltsortes. 5. Ge- 
ſuche verabichiedeter Offiziere um Wiederanftell- 
ung im Beurlaubtenftande werden durd das 
Landwehr-Bezirf3-Commando ihres Aufenthalts- 
ort3 mitteld Geſuchsliſte weiter gereicht. 
$ 26. Auszeichnung vorm Feinde.) 1. Wer 
fid) vorm Feinde auszeichnet, kann zum Dffizier 
vorgeichlagen werben, ohne Rückſicht darauf, ob 
er das Qualificationd « Atteft bejigt oder jeiner 
Anciennetät nad zur Beförderung heran ift. 
2. Dem Vorſchlage muß die Dffizierwahl vor- 
angehen. 3. Für die Wahl find die Beitimme 
ungen des $ 23, 10, für den Beförderungdvor- 
ſchlag diejenigen des $ 24, 5 maßgebend. 


Grund dringender häuslicher und gewerblicher 


Verhältniſſe Hinter die legte Jahresklaſſe der 
Reſerve oder Landwehr unterliegen der Begut- 
achtung des Landwehr » Bezirtscommandos und 


der Entjcheidung des Generalcommandos. 3. Die 
Dffiziere des Beurlaubtenjtanbes erjcheinen, wenn 
fie zum Dienft einberufen find, ftets in Uniform. 
Während der Beurlaubung wird die Uniform 
nur bei feierlichen Gelegenheiten getragen. 4. Die 
Dffiziere des Beurlaubtenftandes unterliegen den 
Beitimmungen der Verordnung über die Ehren 
gerichte der Offiziere im preupiichen Heere vom 
2. Mai 1874. 5. Die Theilnayme am Offizier 
Unterſtützungsfonds regelt jich nad) der Inftruction 
für die Verwaltung der Unterjtügungsfonds ». 
28. Februar 1869. 6. Offiziere des Beurlaubten- 
ftandes*) verbleiben ſtets ım Beurlaubtenjtande 
desjenigen Bundesitaates, von defjen Eontingents- 
herrn zum Offizier befördert worden ſind. — 
Beim Verziehen nach anderen Bundesſtaaten mit 
eigener Militär-Verwaltung oder ind Ausland 
werden jie nad einem ihrem künftigen Aufent- 
haltsort zunächſt gelegenen Landwehr - Bezirks- 
Commando ihres Contingent3 überwiejen. 7. 
Dffiziere des Beurlaubtenjtandes, welche, während 
fie zum Dienſt einberufen find, jterben, werden 
mit militäriihen Ehrenbezeugungen begraben. 
8. In Betreff der befonderen Dienjtverhältniffe 
der Offiziere zur Dispofition fiehe Anlage 3. 
$28. SEZERR SAHNE der Reſerve⸗Offiziere. 
1. Die Rejerve-Dffiziere werden, abgejehen von 
etwaiger anderweitiger Dejignation für den Mobil- 
machungsfall, grundfäglich zu denjenigen Truppen» 
theilen einberufen, zu deren Reſerve fie gehören. 
2. Sie verbleiben aud beim Aufenthaltsmechiel 
in der Reſerve diefer Truppentheile. — Zu Uebs 
ungen werden fie (mit Ausnahme der Reſerve— 
Difziere der Garde und des Eijenbahn-Regiments) 
in demjenigen Corps» Bezirk herangezogen, in 
welchem ihr Aufenthaltsort gelegen iſt. — Aus 
nahmen hiervon regeln, wenn Mehrkoſten nicht 
erwachien, die General» Commandos unter ein- 
ander. — Rejerve-Dffiziere, welche fih im Aus 
lande aufhalten, üben in demjenigen Corpsbezirk, 
in weldem fie controlirt werden. 3. Die Her- 
anziehung zu den Uebungen wird mit Rüchſicht 
auf die jährlichen Uebungsbeftimmungen ($ 18,1) 
durch die Truppentheile auf Grund der Nang- 
liiten auf dem Waffen-Jnftanzenwege beantr gt. 
— Die Einberufung erfolgt auf dem in $ 18. 4 
angegebenen Wege. 4. Die Referve » Offizigre 
adanciren, wenn jie zur Beförderung qualifizi 
find, zugleich mit ihrem Hintermann im Bier 
Truppentheil, bei den Jägern im gejammterk 


ı) Obige Feſtſetzung findet auf Sanitätsoffiziere und obere 
Militärbeamie des Beurlaubtenftandes finngemäße Anwendung. 
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Jäger Dffiziercorps, bei den Pionieren im ge» Landmwehr-Vezirfscommandeur auf Nequifition 
——— Ingenieur⸗Corps, beim Train im ge-|derjenigen Stelle eingereicht, welche die Einbe— 
ammten Train-Offiziercorps. — Für die Dauer|rufung beantragt beziehungsweije veranlaßt hat 
von Burüdftellungen Hinter die ältefte Jahres |(Nr. 2). 5. Landwehr⸗Offiziere, welche bei einer 
Hafje der Reſerve oder Landwehr findet eine Be-|Mobilmahung einberufen find, können mit Rück— 
förderung nicht ftatt. 5. Die Qualification zur|ficht auf ihre Ancienmetät in den zu demſelben 
Beförderung ift bei Gelegenheit ber jährliden Brigadeverbande gehörenden Truppentheilen zur 
Uebungen ftzuftellen. 6. Der Vorſchlag zur| Beförderung eingegeben werben. 

Beförderung wird durch den Landwehr-Bezirkd- ‚... Anlage 1 zu $ 14. 
Eommanbeur auf Requifition des Linien-Truppen- u. Rehabilitirung. 

theils auf dem Waffen » Inftanzenwege mittels| 1. Die Wirkungen der durch militärgerichtliches 
Geſuchsliſte eingereidt. 7. Neterve » Off iere, | Erfenntniß gegen einen Soldaten de3 activen 
welde zum Dienjt einberufen find, werben durch) Dienit- oder des Beurlaubtenjtandes ausger 
den Linien-Truppentheil mit ihrem Hintermann|iprodenen Verſetzung in die 2. Klaſſe des Sol- 
ohne Mitwirtung des Landwehr-Bezirkdcomman- |datenftandes dauern fort, bis die Rehabilitirung 
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deurs zur Beförderung vorgeſchlagen. 8. Ber- 
fegungen von Referve » Offizieren!) zur Rejerve 
eine3 anderen Truppentheil3 bedürfen der Aller: 
höchſten Genehmigung. Berjegungen zu einer 
anderen Truppengattung find nur mit Einver- 
ſtändniß der Betreffenden zu beantragen. 

8 29. [Dienftoerhättnife der Landwehr-Dffi- 
Kere] 1. Die Einberufung der Landwehr- 

ffiziere richtet fi” nad ihrer Defignation für 
den Mobilmahungsfall. 2. Die Landwehr-Dffi- 
iere werden nur zu den Landwehr -Uebungen 
— — Hingegen müſſen ſie ihre Be— 
ähigung zur Weiterbeförderung durch eine be— 
ſondere vier · bis achtwöchentliche Uebung darthun. 
Eine Entbindung von dieſer Uebung iſt nur durch 
die oberſte Waffeninſtanz zuläſſig. — Die Ein— 
berufung zur Uebung ($ 18, 4) behufs Darleg— 
ung der Befähigung zur Weiterbeförderung wird 
durch diejenige Behörde, welche den Landwehr- 
Offizier Tiftlich führt ($ 5, 4), beantragt. — Die 
Einberufung der LandwehrOffiziere der Garde» 
Infanterie und Eavalerie wird durd) das General» 
Commando des Gardecorps, die der Landiwehr- 


durd) Seine Majeftät den Kaifer und König er- 
folgt. 2. In Betreff bes Zeitpunktes, mit 
welchem die Nehabilitirung beantragt werden 
darf, ilt Folgendes zu berüdjichtigen: A. die 
erſte Rehabilitirung darf a, wenn die Strafe, 
neben welcher auf Berjegung iu die 2. Klaſſe 
de3 Soldatenjtandes rechtskräftig erkannt worden 
ift, in Geld- oder höchſtens ug Freiheits⸗ 
ſtrafe beſteht, erſt nach einem Fahre nad) ver- 
büßter Strafe, b) wenn bei Verſetzung in die 2. 
Klaſſe des Soldatenſtandes auf keine dieſer Stra- 
fen erkannt worden, nach Ablauf eines Jahres 
ſeit der rechtskräftigen Verurtheilung, c) bei 
einer längeren als zweijährigen Freiheitsſtrafe 
erſt nad) Ablauf eines der Hälfte der verbüßten 
Strafzeit gleihlommenden Zeitabſchnitts jeit Ber: 
büßung der Strafe nachgejudjht werden. d) Sit 
in den Fällen unter a und c mit ber Freiheils— 
ftrafe der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
auf 3 Jahre oder fürzere Zeit verbunden, und 
dieje Ehrenftrafe mit den bezüglichen Frijten nicht 
abgelaufen, jo verlängern (15 legtere bis zur 
Wiedererlangung der bürgerlichen Ehreurechte. — 


Offiziere der Specialwaffen des Gardecorps durch Iſt —— erkannt, ſo iſt bei Berechnung 


die betreffenden oberſten aaa eng ohne|der Fri 


bejonderen Antrag veranlaft. — Die 
ungen des 828, 2 Abjag 2—4 finden finngemäße 
Anwendung. 3. Landwehr-Offiziere, welche zur 
Beförderung qualificirt find, dürfen hierzu bor« 
geihlagen werden: a) bei der Infanterie nad) 
ihrer Unciennetät in der zugehörigen (Garbe-) 
Snfanterie- Brigade, b) bei der Cavalerie nad) 
ihrer Anciennetät in den zu demſelben Divifions- 
Berbande gehörenden (Garde-) Cavalerie- Regi- 
mentern, c) bei der Feld-Artillerie nad) ihrer 


zur Anbringung der Rehabilitirungs- 


eſtimm⸗ Anträge diejenige Freiheitsitrafe maßgebend, auf 


welche die Beitätigungsordre lautet, — B. Die 
zweite Rehabilitirung darf nie vor dem Ablauf 
zweier Jahre nach verbüßter Strafe nachgeſucht 
werden, unter Beobadhtung der fonftigen unter 
A — Beſtimmungen. — C. Die dritte 
Rehabilitirung darf überhaupt nur ausnahms- 
weije unter ganz befonders dringenden Umſtän— 
den und feinenfalls vor dem Ablauf dreier Jahre 
nad) verbüßter Strafe beantragt werben. — 


Anciennetät in der Feld» Artillerie Brigade des 3. gr uahmechen pererigran. für Mannjchaften 


Armee » Corps, d) bei der Fuß - Artillerie nah |ded Beurlaubten 


tandeö werden von den Land» 


ihrer Anciennetät in der Fuß-Krtillerie des Armee» | wehr-Bezirtdcommandos event. mit ben Gejuchs- 
orp3, e) bei den Fägern und Schügen, denfliften im Monat März, Juni, September und 


Pionieren, beim Eijenbahn-Regiment und Train 
in gleicher Weife wie die Rejerve Offiziere. — 


December nad anliegendem Schema an die vor- 
gejegten Infanterie» Brigade-Commandos einge- 


Det der Beförderung im Eifenbahn-Regiment ift| reicht. — Den Vorſchlägen ift beizufügen: a) ein 
jedoch außerdem die Rüdficht auf die allgemeinen | Attejt der Ortd- oder Polizeibehörde, daß der 
Avancements- Berhältniffe maßgebend. — Fürlzu NRehabilitirende die Achtung und das Ber- 
die Dauer von Zurüdjtellungen hinter die legte|trauen feiner Mitbürger ſich volljtändig wieder 
Jahresklaſſe der Landwehr finden Beförderungen|erworben hat; b) ein Protofoll darüber, daß die 
nicht ftatt. 4. Der Veförderungs -» Vorfchlag) Kameraden des betr. Landwehr - Compagnie 
wird auf dem Waffen-Inſtanzenwege durch den|bezirts die Rehabilitirung befürworten. — Diejes 
— — Protokoll iſt bei Gelegenheit der Control» Ver- 
'; Desgleichen Berfegungen von Gardelandwehr⸗Infanterie⸗ 
nn von einen BardelandiwehrsInfanterie-Hegiment zum 
ande 


jammlungen oder Uebungen aufzunehmen und 
von dem Compagnieführer oder dejjen Stellver- 
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treter, dem Bezirköfeldwebel, 2 Unteroffizieren nung für die Unteroffiziere und Gemeinen bes 
und 2 Rejervijten oder Wehrleuten zu unter- activen Dienftftandes getragen. 4. Wer bie erfte 
zeichnen; c) ein Atteſt über die dienſtliche Führ- Klaſſe der Landwehr -Dienjtauszeihnung erhält, 


Landwehrordnung. . 


ung bed Betreffenden, von dem Bezirtdcommando 


auögeftellt. 4. Mit der Rüdverjegung in die 
erſte Klafje des Soldatenftandes ift die verlorene 
Defugniß wieber hergeftellt, die Militärcocarde 
anzu 

der infolge der Verſetzung in die 2. Klaſſe bes 
Soldatenjtandes bezw. ufelge gerichtlicher Ber- 
urtheilung verloren gegangenen bdiefjeitigen und 
fremden egädenfmünzen und Dienjtauszeid) 


legt die zweite Klafje ab. 

2. auf die Landwehr-Dienitaus- 
zeihnung.] 1. Die erjte Klafje der Auszeichnung 
fönnen nur Offiziere und GSanität3-Offiziere des 


* — Dad Recht zur Wiederanlegung Beurlaubtenſtandes erhalten, welche freiwillig eine 


wanzigjährige Dienftpfliht übernommen und 
fi durch reges Intereſſe für den Dienft hervor 
ethan Haben. — Eine Doppelrechnung von 
riegsjahren findet hiebei nicht ftatt. 2. Auf 


nungen wird durch Rehabilitirung nicht mit er-\die zweite Klaſſe der Landwehr - Dienjtauszeid- 


langt. Es ift dazu vielmehr die ausdrüdliche 
Allerhöchite Wiederverleihung erforderlid. 5. Ans 
träge auf Wiederverleihung diejer SKriegsdenf- 
münzen und Dienftauszeihnungen dürfen nur 
dann gejtellt werden, wenn die betreffenden Per- 
jonen während eines Zeitraums, welcher doppelt 
jo lang ift, als die erkannte Freiheitsitrafe, 
mindejtend aber während eines Zeitraums von 
10 Jahren ſeit Verbüßung der Freiheitsſtrafe 
bezw. nad Wiedererlangung der bürgerlichen 
Ehrenrechte vorwurfäfrei jich betragen und den 
Beweis geliefert haben, daß ihre moralijche 
Beſſerung Feitigkeit gewonnen habe, — Die bes 
züglichen Anträge find nach den für Rehabilitir- 
ungsgeſuche geltenden Beitimmungen abzufafjen 
und zugleich mit diejen, jedoch getrennt davon, 
einzureichen, Die Ueberſchrift des vorgefchriebenen 
Schemas ift in „Vorſchläge des nten Bataillons 
Bi N.) nten Landwehr-Regiments Nr.... zur 

ieberverleihung aberfannter, bezw. infolge ge» 
richtliher Verurtheilung verloren gegangener 
Decorationen“, die —— ber Kubrif 3 in 
„Namen der Wiederzubeleihenden“ abzuändern. 
— In der Rubrik „Bemerkungen“ find die Deco- 
rationen, deren Wiederverleihung erbeten wird, 
näher anzugeben, 6. Anträge auf Wiederver- 
leihung von Orden und dieſen gleichitehenden 
Ehrenzeichen find unftatthaft. 7. Die Rehabili- 
tirungsvorjchläge für Garde - Mannjchaften des 
Beurlaubtenjtanded® find von den Landwehr 
Bezirlscommandos behufs der weiteren Beran- 
laſſung denjenigen Truppentheilen des Garbecorps 
zu überjenden, bei denen die Betreffenden ihrer 
activen Dienftpflicht genügt haben. 

Anlage 2 zu $ 14. 
Landwehr-PDienftauszeihnung. 

8 1. [Eintheilung der Landwehr-Dienjtaus- 
zeichnung.) 1. Die Landwehr-Dienjtauszeihhnung 
wird in zwei Klaſſen eingetheilt. 2. Die erite 
Klafje der Auszeichnung bejteht in einem jilbernen 
Kreuz in der Form des Dienftauszeichnungs- 
freuzes für die Offiziere des activen Dienititan« 
des. Auf der Vorderſeite ded Kreuzes befindet 
fih, und zwar in der Mitte, der Königliche 
Namendzug „W. R. mit der Krone“, auf der 
Rüdfeite die Zahl 20 in römischen Ziffern. Die 
Auszeihnung wird am kornblumblauen Bande, 
auf der linken Bruft getragen. 3) Die zweite 
Klaſſe der Auszeichnung bejteht in einem forn- 


blumblauen Bande, in welchen mit gelber Seidejdurd die 


nung haben nad) vorwurffrei erfüllter gejeglicher 
Dienftpfliht in der Nejerve und Landwehr (See 
wehr) diejenigen Perfonen des Beurlaubtenitan- 
des Anſpruch, welche einen Feldzug mitgemacht 
haben oder mindeftens im Ganzen drei Monate 
aus dem Si iegesdearg rg um activen 
Dienjt einberufen gewejen find. 3. Der Anſpruch 
auf die Landwehr-Dienjtauszeihnung geht jedod 
verloren: a) durd) Berjegung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenjtandes, ſowie durch jede Beftrafung 
wegen einer Handlung, welde mit Verluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte —— iſt, ſelbſt wenn 
auf dieſen Verluſt nicht erkannt ſein ſollte; b) durch 
jede militärgerichtliche Beſtrafung während der 
activen Dienſtzeit oder im Beurlaubtenftande; 
c) durch jede Beſtrafung wegen Nichtbefolgung 
einer Gejtellungsordre od. wegen ungerechtfertigter 
Berjäumniß einer —— — d) durch 
—— mit ſtrengem Arreſt im Beurlaubten⸗ 
tande. 

83. ae Te ber Landwehr » Dienjtaus 
zeihnung.] 1. Die Berleihung der Landwehr: 
Dienftauszeihnung an Offiziere und Ganitäts- 
Offiziere erfolgt durch Se. Majeftät den Kaijer 
und König, an die übrigen Berjonen der Rejerve 
und Landwehr (Seewehr) durd die Infanterie 
Brigade-Commandeure. 2. Die Beſitzzeugniſſe 
für Offiziere und Sanitätd-Dffiziere werden durch 
die commandirenden Generale nad) Schema A, 
für die übrigen Perjonen der Rejerve und Land» 
wehr (Seewehr) dur die Landwehr » Bezirkö- 
Commanbeure nad) Schema B vollzogen... 3. Die 
Liſten der zur erjten oder zweiten Klaſſe der 
Landwehr» Dienftauszeihnung in Vorſchiag zu 
bringenden Offiziere und Sanität3-Offiziere wer- 
den — nad) Schema C — den durch die Divis 
fion Allerhödjften Orts vorzulegenden Geſuchs— 
lijten derandwehr-Bezirfdcommandos für Monat 
Juni beigefügt. In diefen Liften werden alle 
in den Rangliiten der Bezirföcommandos geführ- 
ten, bier in Betracht fommenden Offiziere und 
Sanitäts-DOffiziere nach ihrer Reihenfolge in den 
Rangliften aufgenommen, — Die Liften werden 
jeitend der Divifion in eine einzige zufammen- 
geftellt und fo zur Allerhödften Entſcheidung 
gebradt. 4. Die Lijten der übrigen zur zwei— 
ten Klafje der Landwehr» Dienjtauszeihnung in 
Vorſchlag zu dringenden Perjonen der Rejerve 
und —— (Seewehr) werden zum 10. Juni 

andwehr » Bezirföcommanbos nad 


der Königliche Namendzug F. W.IV, eingewirkt Schema D der vorgejegten Infanteriebrigade 


ift, und wird in einer eifernen Einfafjung auf]eingereidt. 


5. Die Aushändigung der Aus« 


der linfen Bruft, gleichwie die DienftauszeichIzeihnung erfolgt bei den Herbit-Eontrolverfamm- 
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lungen. 6. Der Bedarf an Landwehr -Dienft-|zieren an dad Landwehr-Bezirkscommando zu 
auszeichnungen erjter und zweiter Klaffe wirb,richten. — Derartige Geſuche werden von den 
brigadeweife zufammengeftellt und beim General-|Generalcommandos mittels Geſuchsliſte Aller— 
Commando angemeldet. — Die näheren Bejtimm- |höchjften Orts vorgelegt, von den Landwehr- 
ungen hierüber treffen die General-Commando3.|Bezirtscommandos in die an die Divifion einzu« 
— Die General-Eommandos empfangen gen reihenden Geſuchsliſten aufgenonmen. 6. Die 
Quittung vom Haupt-Montirungsdepot zu Berlin] Verwendung der zur Dispojition ftehenden Offi- 
die erforderliche Anzahl von Landwehr-Dienit-|ziere im Mobilmahungsfa le regelt das Generals 
auszeichnungen. — Auf den Bedarf find die-JCommando. 7. Auf die zur Dispofition ſtehen⸗ 
jenigen Landwehr. Dienjtauszeihnungen, ſofern den Sanität3- Offiziere finden vorjtehende Feft- 


fie unbeſchädigt, in Anrechnung zu bringen, welche |jegungen finngeniäße Anwendung. 


infolge gerichtlicher Aberlennung derjelben den 


—— — zur Landwehr-Drdnung.] 


Landwehr-Bezirldcommandos eingereicht, jowielErjter Abſchnitt. Organijation der Landwehr: 
diejenigen, welche wegen eingetretener Todes- Behörden. Im Allgemeinen $ 1: Perjonal der 


fälle ꝛc. nicht zur Vertheilung gelangt find, ae men 


7, Die Landwehr » Dienjtauszeidnungen erjter 
Klaffe werden beim Tode der Inhaber an das 
Yaupt-Montirungsdepot zurüdgeliefert. 8. Ber- 
{oren gegangene Landwehr-Dienftauszeichnungen 
müffen die Inhaber aus eigenen Mitteln erjegen. 
9. In denjenigen Bunbesjtaaten, welde eigene 
Landwehr-Dienftauszeichnungen befigen, gelangen 
nur dieſe zur Bertheilung. 
Unlage 3 zu $ 27. 
Dffiziere zur Dispofition. 

1. erden Dffiziere Allerhöchſten Ort zur 
Dispofition geftelt, jo werden fie durch den 
Truppenbefehlshaber oder ihren nächſt höheren 
Borgejegten mittels Meberfendung des Perjonal- 
bogens bem Landwehr » Bizirlscommando des 
von ihnen gewählten Aufenthaltsort3 überwiejen. 
dierbei finden die Feſtſetzungen des $ 27, 6 
finngemäße gg — Der Qualificationd- 
bericht wird auf dem Waffen» Inftanzwege dem 
GSeneralcomnmndo desjenigen Corpsbezirks, in 
welhem der Aufenthaltsort Tiegt, überjandt. 
2, Nehmen Dffiziere zur Dispofition ihren 
Unfenthalt in einem anderen Bundesſtaate mit 
eigener Milttärverwaltung oder im Auslande, 
jo werden fie dem zunächſt gelegenen diefjeitigen 
Landwehr » Bezirldcommando übertoiejen. er 
Onalificationsbericht wird dem Generalconımando, 
welches diefem Landwehr-Bezirksconmando vor» 
gelegt ift, überfandt. 3. Die zur Dispojition 
geitellten Generale find verpflichtet, ſich bei dem 
Seneraleommando, alle übrigen zur Dispojition 
geftellten Offiziere bei dem Bezirlscommando 
ihres Yufentyaltsort® mündlich oder ſchriftlich 
zu melden. — Die —— der Meldung von 
Generalen an die Landwehr-Bezirkscommandos 
veranlaſſen die Generalcommandos. 4. Beim 
Aufenthaltswechſel ſind die zur Dispoſition ſtehen⸗ 


e $ 2. — Zweiter 
Abſchnitt. Liltenführung. Im Allgemeinen $ 3; 
Rangliſten $ 4; Einreihung der Rangliften und 
Beränderungs-Nahweifungen $ 5; Berjonalbogen 
$ 6; Landwebr-Stammrollen $ 7; Eoutroifüten 
$ 8; Hilfsliften $ 9; Standes-Nadweijf $ 10; 
Ueberweijung3-Nationale$ 11; Militärpäjle $ 12; 
Erjagrejerve-Scheine I. $ 13. — Dritter Abſchnitt. 
Allgemeine Dienftverhältniffe der Perjonen des 
Beurlaubtenftandes. Im Allgemeinen $ 14; Die 
zur Dispofition der Truppentheile beurlaubten 
Mannſchaften $ 15; Jäger der Klaſſe A. $ 16; 
Tontrolverfjammlungen $ 17; Uebungen $ 18; 
Einberufung $ 19; Ueberführung zur Landwehr 
oder zum Landjturm $ 20. — Vierter Abjchnitt. 
Ergänzung der Offiziere des Beurlaubtenſtandes. 
Im Allgemeinen $ 21; Uebungen der Offizier- 
Apiranten $ 22; Offizierwahl $ 23; Offizier 
— — 24; Uebertritt don Offizieren des 
activen Dienjtitandes in den Beurlaubtenftand 
$ 25; Auszeichnung vorm Feinde $ 20. — 
Fünfter Abjchnitt. Beſondere Dienftverhältniffe 
der Offiziere de3 Beurlaubtenftandes. Im All» 
gemeinen $ 27; Dienjtverhältnifje der Reſerve— 
Offiziere $ 28; Dienftverhältniffe der Landwehr 
Offiziere $ 29. — Schemata. Ranglijte Schema 
1 zu $ 4; Perjonalbogen Schema 2 zu $ 6; 
Zandwehr-Stammrolle Schema 3 zu $ 7; Controls 
liſte Schenna 4 zu $ 8; Hilfsliſte Schema 5 zu 
3 9; Standes + Nadweis Schema 6 zu $ 10; 
Standes-Nahweis für Garde Schema 7 zu 810; 
Standed-Nadjweis für Feldeifenbahnformationen 
Schema 8 zu $ 10; Gummarijche Ueberſicht für 
Seldeifenbayn- Formationen Schema 9 zu $ 10; 
Namentlihe Lifte der oberen Eifenbahnbeanten 
Schema 10 zu $ 10; Geftellungsordre Schema 
11 gu $ 19; Wahl-Brotofoll Schema 12 zu $ 23. 
— Unlagen. Rehabilitirung Anlage 1 zu $ 14; 


den Dffiziere wie die Offiziere des Beurlaubten- | Landwehr-Dienjtauszeichnung Anlage 2 zu $ 14: 
ftandes, zu Meldungen verpflichtet. — Sie haben |Dffiziere zur Dispojition Anlage 3 zu $ 27, 


geeignete Vorlehrung zu treffen, daß dienjtliche 
Befehle ihmen jederzeit zugeftellt werden können. 
— Der YUuswanderungs » Eonfens kann dieſen 


Landwehrpflicht, ſ. Erfag-Ordnung 884 
ff. (©. 352). ©. aud Wehrpflicht. 
Landwehr-Stammrollen, ſ. Landwehr— 


Offizieren erſt ertheilt werden, wenn fie ihren Ordnung 8 7. 


Abſchied ei ei haben, 5. Geſuche in militäri- 


ihen Dienftangelegenheiten find von den aur dienst Gejeg vom 9. 
Dispofition fteyenden Generalen bis einichließlih und Landwehr-Ordnun 
ten General» Lieutenantd an Se. Majejtät den‘ & 


Landwehr:Mebungen, ſ. unter Kriegs 
ovember 1867 $$ 7, 12 
8 18. 

Landwirthichaftlihe Erzeugniffe können 


Kaiſer und König, von den General-Majors und ohne Legitimationsichein außerhalb des Wohn- 
den it Range eines Negimentscommandeurs ortes und ohne Begründung einer gewerblichen 
fiehenden Offizieren an das Generalcommando, Niederlaffung an- und verlauft werden; Ge- 
vo den übrigen zur Dispofition ftehenden Offi- werbeordnung $ 55. 
Groteiend, Folizei-fezifon. 
* 
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naninbriuexfe, ſ. Frachtfuhrwerk. 
Laubpflücken, Beſtrafung des unbefugten, 
unter Feldpolizei dieFeldpolizeiordnung 
vom 1. November 1847 $ 42 Nr. 1 u. Holy 
diebſtahlsgeſetz S 2 fi. 

Lazarethe, Benugung von Privatgebäuden 
als Lazarethe fürdie bewaffnete Macht in Kriegd- 
zeiten; ſ. unter Kriegsleijtungen Verordnung 
tom 1. April 1876, I, 5. 

— ſ. Orden (firdliche). 

Leben, Verbrechen wider dafielbe, |. Straf- 
geiegbud 55 211 ff. 

Lebensmittel, Ausnahme derjelben von ber 
Pfändung behufs Beitreibung rüdjtändiger Ab: 
gaben zc., |. unter Abgaben Berorbnung vom 
24. November 1843 $ 120, $ 30b und vom 
22. September 1867 $ 130. Wegen Beitrafung 
des Verlaufend und Feilhaltens gefälichter Yebens» 
mittel, ſ. Strafge ſetzbuch $ 367 Nr. 7. 

Legitimations-Attejte bei Veräußerung von 
Pferden im den öftlichen Provinzen, |. Pferde. 

Legitimationspapiere. Bezüglih der Le 
gitimationsjcheine, deren Kaufleute, Yabrikanten 
und andere Gewerbetreibende a des Auf- 
faufens von Waaren bezw. des Aufſuchens von 
Waarenbeitellungen außerhald de3 Ortes ihrer 
gewerblichen Niederlaffung bedürfen, j. Gewerbe- 
ordnung $ 44 und wegen ber Legitimationd- 
ſcheine behuſs Betreibens eined Gewerbes im 
Umperziehen f. daſ. $$ 55 fi. Wegen der im 
zollamtlicyen VerfepreerforderlichenLegitimationg» 
jcheine fiehe Bereind-Zollgejeg 8$ 119, 120. 
Ver, um Behörden oder Privatperjonen zum 
Zwecke ſeines befjeren Fortkommens oder des 

ejjeren Fortlommens eined Anderen zu täufchen, 
Legitimationspapiere faljch anfertigt od. verfälicht, 
oder wiſſentlich von einer ſolchen faljchen oder 
verfälfchten Urkunde Gebraud) macht, wird mit 
Haft oder mit Gelvftrafe bis zu 150M beitraft; 
Strafgejegbud $ 363. 
Rehm, Beitrafung ** unbefugten Grabens 
von Lehm auf fremden Grundſtücken, |. Straf- 
buch $ 370 Nr. 2. 


geie 
ehmpruben, j. Gruben, 

Lehrer, ſ. Schullehrer. 

Lehrgeld ijt Gegenftand der freien Ueberein- 
funft zwifchen dem jelbjtändigen Gewerbetreiben- 
ben und dem Lehrling; Gewerbe-Ordnung 
$ 105. 

Lehrherren und Lehrlinge, deren rechtliche 
BVerhältnijje j. Gewerbe-Orpnung $ 105 ff., 
115 ff. Das Recht, Lehrlinge anzunehmen, ift in der 
Befugniß zum jelbjtändigen Gewerbebetriebe ent- 
dal. $ 41. Bezüglich der Wpothefer 
tchrlinge ſ. d. Art. (S. 60). Lehrlinge find von 
der Theilnahme an politifhen Vereinen ausge» 
ſchloſſen; J unter Vereinspolizei das Geſetz 
vom 11. März 1850 8$ 8, 16. 

Leibesfrucht, Beitrafung der Abtreibung der- 
felben, ſ. Strafgeſetzbuch S$ 218—220. 

Leibwäſche it von der Pfändung behufs 
erecutivifcher Beitreibung von Abgaben ausge— 
ſchloſſen; j. unter Abgaben Verordnung vom 
24. November 1843 $ 12a, h, und Verordnung 
vom 22. Scptember 1867 $ 13a. 

Leichen. Bezüglic, der Behandlung der Leichen 


Laftfuhrwerfe — Leihanftalten. 


der an anftedenden Krankheiten Geftorbenen jiehe 


ſ. unter UAnftedende Krankheiten das Re 


gulativ vom 8. Auguft 1835 $ 22. ©. übrigen? 
Begräbnißweſen, wo aud die polizeilicher 
Borkhriften in Betreff bes Leichentransports er- 
.. find, 
eichenbegängniffe bebürfen einer polizei 

lihen Genehmigung nit; j. unter Vereins— 
von Geſetz vom 11. März 1850 $ 10. 

Leichendiebjtagl, ſ. Strafgeſetzbuch $ 168 

Reihanjtalten. 


AllerhHödfte Cabinets-Ordre, die Grund 
jäße für die öffentlichen ſtädtiſchen Leih— 
Anftalten betreffend, vom 28. Juni 18262). 

Ih bin mit der vom Staatdminifterio im 
Beriht vom 31. dv. M. geäußerten Unficht, daß 
e3 winjchensmwerth fei, die Errichtung öffentlicher 
ftädtiiher Leihanftalten möglichjt zu befördern, 
und, da die Vorſchriften der Geſetze vom 3. 
März 1787 und 4. April 1803, welche Haupt- 
ſächlich auf Unterdrüdung de3 bei Privat-Leih— 
anftalten zu befürchtenden Wucherd abzweden, 
bei öffentlichen Unftalten diefer Art weder noth- 
wendig, or allentHalben anwendbar find, für 
legtere gewiſſe allgemeine Grundfäge feitzuftellen, 
vollfommen einverjtanden und beftimme für die 
jenigen Provinzen, in welchen das Allgemeine 
Landrecht nebſt obigen Gejegen gilt, Volgendes: 
1. Die Regierungen follen berechtigt fein, auf 
Untrag der Stadtcommunen in allen folden 
Orten, in welchen das öffentlihe Bedürfniß fol: 

e3 erfordert, und wo die zu orbnungsmäßiger 

eforgung des Geſchäfts erforderlichen Vorkehr— 
ungen getroffen werden können, die Errichtung 
öffentlicher Pfandleig-Anftalten zu genehmigen, 
und die nach den Localverhältniffen einzurichten 
den Reglements, injofern fie nichts der gegen 
wärtigen Verordnung und den allgemeinen Ge 
jegen Widerſprechendes enthalten, zu beftätigen. 
2. Dieſe Unjtalten müfjen jedoch von den Stadt 
communen garantirt, unter fortwährender Auf 
fiht der Stadtmagiſtrate und Communereprö- 
jentanten geftellt und für Rechnung der Stadt 
commmne jelbjt geführt, die dabei ſich ergebenden 
Ueberſchüſſe aber lediglich der Ortsarmenkaſſe 
überwieſen werden. enn die Communen der— 
gleichen öffentliche Anſtalten an Privatunter- 
nehmer pachtweiſe oder ſonſt zu eigener Admini⸗ 
jtration überlaffen, fo follen nicht ferner die 
gegenwärtig feituftellenden Grundjäge, fondern 
die Vorichriften der allgemeinen, in Beziehung 
auf die Privat-Pfandverleiher beftehenden Gefepe 
auf fie Anwendung finden. 3. Bei jeder folchen 
Anſtalt müſſen unbeicholtene, de3 Werthes der 
verſchiedenen Arten von Sadıen, die als Pfänder 
dienen, hinreichend fundige PBerjonen ald Tara- 
toren angejtellt und vereibet werden. Jeder, 
welcher eine Sache als Pfand darbringt, ijt be 
rechtigt, fich nad) dem Ausfalle der von dieſen 
Perfonen fejlzuftellenden Tare zu erkundigen und, 
wenn er fie in Beziehung auf die daraus her— 


— — — 


1) Nach dem Eparfaffenreglement v. 12. Dec. 1838 Nr. 
ift E * du 


n Gemeinden erlaubt, die Eapitalien ihrer Sparkaffe au 
ur Dotirung ftädtiicher, nach der Verordnung vom 28. 2 


3 - \ 
1825 eingerihteter Leihanjtalten zu verwenden. 


| 


Leihanſtalten. 
u niedrig zeln beſtimmten Einlöſungsfriſt, und nachdem 


vorgehenden rechtlichen Folgen (5 6) 
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findet, die zum Pfand beftimmt gewejene Sache die abzuhaltende Verjteigerung wenigjtens inner- 
aurüdzunehmen, ohne für die —— irgend halb neun Wochen vorher durch die öffentlichen 


eine Gebühr zu entrichten. 4. € 


ne von der Blätter de3 Ortes, oder auf die jonft bei öffent» 


Regierung zu beftätigende Magiftratöperjon muß |lichen Bekanntmachungen dajelbft gewöhnliche Art 


al3 jpecieler Eurator der Anjtalt zur fortwähr: 
enden Aufficht über diejelbe und den anzuftellen- 
den Rendanten bejtimmt, der Magijtrat im 
Ganzen aber verflichtet werden, fie von Zeit zu 
Zeit unter Buziehung von Deputirten der Ge- 
meinbevertreter zu rebidiren und fir ordnungs⸗ 
mäßigen Gejchäftöbetrieb zu forgen, aud Die 
etwa —— Beſchwerden zu unterſuchen 
und zu erledigen. 5. Bei jeder Anſtalt iſt ein 
ordentliches Pfandbuch zu führen, in welchem in 
verjchiedenen Colonnen eingetragen werden muß: 
a. die Nummer des Pfandes; b. der Name des 
Pfandfhuldners; c. die Beichreibung des Pfandes; 
d. die Tare dejjelben; e. die Summe des Dar- 
lehns; f. dad Datum der Auszahlung de Dar- 
lehns; g. die Zeit, auf melde es gegeben wird 
“ und ber Termin der Zurüdzahlung oder Er- 
neuerung; h. der Betrag der danı Davon zu 
entrichtenden Binfen. — Der Unterichrift des 
Pfandſchuldners bedarf esnıdt. 6. Dem Pfand— 
jchuldner wird ein alle diefe Data enthaltender, 
mit dem Pfandbuche no übereinftimmender, 
vom Rendanten auszujtelender Pfandſchein aus 
gejtellt, weldjer als volljtändiges Beweisdocument 
für und wider die Anftalt gilt, dergeitalt, daß, 
wenn leßtere beim Verluſt des Pfandes Erjak 
zu leiften verpflichtet ift, nur auf den im Pfand- 
ſchein ausgedrüdten Werth der Sache Rüdjicht 
genommen, der Beweis eines größeren oder ge- 
tingeren Werthes aber weder dem einen nod) 
dem anderen Theile nachgelafen wird. In 
welchen Fällen der Eigenthümer bed Pfandes 
dejien Berluft zu tragen, oder von der Anjtalt 
Erjag zu jorbern hat, bejtimmen die allgemeinen 
Geſetze. 7. Die Regierungen können in den zu 
entiverfenden Reglements den Communen Die 
Erhebung von acht Procent jährlicher Zinjen 
geitatten. Wenn jedoch nach den örtlichen Ber: 
hältnifjen wegen geringen Betriebes, Koitipielig- 
feit ber Verwaltung 2c. mit biejem Binzfuße 
nicht auszulangen wäre, fo jollen die Minifterien 
der Juftiz und des Innern hiermit autorijirt 
werben, i 


dreimal angefündigt worden, von der Anftalt 
Öffentlich verfteigert werden. Dieje Verſteigerung 
muß unter Direction und in fortwährender Ge— 
genwart des Curators der Anjtalt, weldyer über 
die erlangten Meiftgebote ein Gegenprotofoll zu 
führen hat, erfolgen. Für dieje BVerfteigerung 
fünnen die in der Sportultare für die Unter- 
erichte feftgefehten Gebühren, jedoch niemals ala 

molument für die dabei mitwirkenden Officianteh, 
jondern immer nur für die Kaffe der Anjtalt bes 
rechnet und den Pfandjichuldnern an dem Ueber— 
ſchuſſe des Erlöjes abgezogen werden. 10. Bis 
zu erfolgtem Zuſchlage ijt jeder Pfandſchuldner 
jein Band gegen Berichtigung des Darlehns u. 
der bis zur wirffichen Einlöjung aufgewadjjenen 
Zinſen zurüdzunehmen berechtigt, jedoch, wenn 
bereit3 Vorkehrungen zur öffentlichen Verſteiger— 
ung getroffen worden find, verpflichtet, zu den 
hierauf verwandten Koſten einen in den Reg— 
lements ein für allemal fejtzufeßenden Betrag zu 
entrichten, welcher jedod) 10 P von je 3 M des 
Darlehns nicht überfteigen joll. 11. Auch wenn 
dad Pfand zu einer Concurdmaffe gehört, ſoll 
dieſes Verfahren beobachtet, jedodh, wenn der 
Eurator der Mafje nid;t etwa die Einlöfung des 
Pfandes vorzieht, der Magiftrat auf Requijition 
des Gericht3 verpflichtet fein, defjen Berjteigerung 
auh außer dem gewöhnlidhen Termine zu be« 
wirken. Es mwird daher in Beziehung auf der— 
gleichen Anftalten die Beſtimmung der Allge— 
meinen Gerichtsordnung Titel 50 $ 206 Hiermit 
aufgehoben, indem dieje Anjtalten bei Beobacht— 
ung de3 hier vorgejchriebenen Berfahrens nicht 
verbunden fein jollen, dem in Concurſen ver- 
hängten offenen Arrefte gemäß, die Pfänder eines 
Gemeinſchuldners unentgeltlid herauszugeben u. 
den Pfandſchilling zu liquidiren. 12. Ummittel- 
bar nad) erfolgter Verſteigerung joll an die In— 
terefjenten in der $ 9 bejtimmten Art ein öffent» 
fiher Aufruf erlafjen werden, ſich bei der Anftalt 
zu meiden, um den nad Berichtigung ded Dar: 
lehns und der davon bis zum Verkauf des 


auf Antrag der Regierungen einen Pfandes angelaufenen Zinjen verbleibenden Ueber: 


höheren Zinsfuß bis zum Marimo von zwölflihuß, gegen Nüdgabe des Pfandſcheines und 


und einem halben Procent zu gejtatten. 8. Außer[Ouittung, in Empfang zu nehmen. 


den hiernach reglement3mäßig feitzuiegenden Zinſen 
ſollen die Anjtalten für die Abſchätzung, Einjchreib- 
ung, Ausftellung des Pfandicheines u. überhaupt 
unter irgend einem anderen Titel etwas von dem 
Schuldner zu fordern nicht berechtigt jein, vor— 
behaltlich der bei nicht erfolgter zeitiger Einlöf- 
ung nad) $ 9, 10 und 13 zu erlegenden Koſten. 
Diejenigen Beamten, welche dem entgegen han- 
deln, follen mit den Strafen des Wuchers belegt 
werden. — Wuh bei der Berlängerung des 
PiandleigeVertrages darf unter derielben Ber» 
warnung dem Pfandichuldner außer den Zinſen 
nicht3 abgefordert werden. 9. Zu gemifien in 


Inſofern 
dieſer Ueberſchuß weniger als 30 M beträgt, und 
ſich binnen ſechs Wochen nach der Bekanntmachung 
Niemand zu deſſen Empfangnahme meldet, iſt 
ſolcher an die Armenkaſſe des Ortes abzugeben 
und der Pfandſchein mit den darauf begründeten 
Rechten der Pfandſchuldner für amortiſirt zu 
achten. 13. Die mehr als 30 M betragenden 
Ueberjhüjfe dagegen find vom Magiftrate unter 
Vertretung der Stadtcommune zu afjerviren. 
Meldet fih binnen Jahresfrift von ber erjten 
Aufforderung an Niemand zu deren Empfang- 
nahme, jo hat der Magiitrat bei dem Gericht 
ein öffentliches Aufgebot der nterefjenten in 


den Reglement? genauer zu bejtimmenden Zeiten] Antrag zu bringen und letzteres dafjelbe unter 


jollen die nicht eingelöften Pfänder, jedoch nicht 


eher als ſechs Monate nad der für jedes ein- 


Beſtimmung einer Prächufivfrift von 3 Monaten 
zu etlajjen. 


Den hierauf zeitig ſich meldenden 


51” 
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Pfandſchuldnern fol dann diefer Ueberſchuß nad ungsmateriald vorzunchmen, welche zur Bejeitig- 
Abzug der gerichtlichen Koften ımd ber vom/ung ber Gefahren, Nachtheile und Beläftigungen 
Magiitrat zu Tiquidirenden Aſſervationskoſten, ee geeignet find. 6. Sollte es fich ergeben, 
welche die Hälfte der tarmäßigen gerichtlichen |baß die vorftehend feitgefegten Bedingungen nicht 
Depofitalgebühren nicht überfteigen dürfen, an- ea um die Beliger oder Bewohner benady- 
noch audgeantworiet werden. Dagegen find bie|barter Grundftüde oder das Publikum überhaupt 
Beträge der Forderungen präckudirter Inter⸗ vor erheblichen Gefahren, Nadjtheilen oder Be 
eſſenten lediglich nady Abzug der —— läſtigungen zu ſchützen, ſo bleibt Unternehmer 
und ohne daß der Magittrat Affervationskojten |verpflidtet, ohne Anſpruch auf Entſchädigung 
zu liquidiren beredtigt ift, ebenfalls an dielalle diegenigen Veränderungen in der Einrichtung 
Armenkaſſe abzugeben. 14. In allen zwijchen|der Anlage oder im Betriebe zu treffen, welche 
der Unftalt und den Pfandfchuldnern ſowol als zur Abhilfe jener Uebelftände erforderlich be 
dritten Perſonen entftehenden und durd) Vergleich —— werben. 

nicht zu ſchlichtenden Streitigkeiten, follen die) Leiſtungen gewerbliche oder fünftleriihe, Dar- 
Magiftrate, injofern & enwärtige Berorbnung (ftellung folder im Uniherziehen, |. Gewerbe 
nicht über den Yall ekimmun enthält, nach Ordnung $$ 55, 50. Wegen Beiteuerung der 
den allgemeinen Rehtövorfähritten fi richten |jelben . unter Gewerbeſteuer Gejeg vom 3. 
und die Gerichte darnad) und namentlich nach Juli 1876 8 1. 

der Declaration vom 4. April 1803 enticheiden. Se j. Raff- und Leſeholz. 

15. Zn folgen Orten, in welchen öffentlihe] Lejefabinette, j. Buchhändler. 

ftädtiiche Leihanftalten beftehen, welche dem Be⸗] Licht, unvorfichtige® Umgehen damit, fiche 
dürfnifje des Publilums Genüge Teilen, und zulStrafgefegbud $ 368 Nr. 5. 

begründeten jhwerden keine Beranlaffung| Lieferungen für das Militär, ſ. Krieg:- 
geben, follen neue onceffionen für Brivat-Jleiftungen, Naturalleijrungen. 
Pfandverleiher nicht ertheilt werden. 16. In] Lieferungsverträge, die Nichterfüllung mis 
Hinfiht der bereit? unter Genehmigung dedjlitäriiher in Kriegszeiten ift ftrafbar; f. Straf. 
Staates beftehenden öffentlihen Pfandleih-An-geſetzbuch $ 329. 
ftalten, bewendet es bei den denjelben bei ihrer alien bei Eijenbahn-Beförderungen, 
Errichtung ertheilten Eonceffion. j. Betriebs-Reglement $$ 28, 31, 39, 45 

Reihbibliotpefare, ſ. Buchhändler. 57 fi. 

Leimfiedereien gehören zu den bejonderer] Ligroin, f. Petroleum. 
Genehmigung bebürfenden gewerblichen Anlagen;| Liköre, |. Branntwein. _ 
Gewerbeordnung $ 16. Bei der Anlage] Linie (Maß) ift im Geltungsbereiche der 
einer Leimfiederei find folgende Bedingungen zu) Maß- und Gewichtsorbnung vom 16. Mai 181 
ftellen: 1. Bei der Bereitung des Leimes find 2,5; in Hohenzollern = 2,4; in 
lediglich ganz trodene und —— geruchloſe Schleswig Holſtein = 1,; in Hannover 
Leimleder und Knochen, unter feinen Umftänden|und den vormald Bayeriſchen Gebietätheilen — 
aber in Verwejung übergegangene thieriſche Ab ]2,.,; in Kurheffen= 2,0; in Nafjau (Wert. 
fälle zu verwenden. 2. Die Einweihungsflüffig- |linie) = 3; in Frankfurt a. M. und im Amt 
teit darf weder in Höfen und Pfügen ausgelajjen, | Homburg = 1,; im Oberamt Meiſenheim 
nod in die Ninnfteine abgeleitet werden, muß|2,1; in den vormals großherzoglid heſſi— 
vielmehr in gut gemauerten, cementirten und gutſſchen Gebietstheilen = 2, mm, 
bededten Gruben aufgehoben werben, welche reht-| Liftenführung beim Erjaggefhäft f.Erjap- 
zeitig zu entleeren find. 3. Die Anordnung, dap|Ordnung $$ 43 ff.; bei den Landwehrbehörden 
in die zur Aufnahme der unreinen Slüffigfeiten |}. Landwehr-Ordnung 88 3 ff. 

u. ſ. w. bejtimmte Sammelgrube, bevor deren] Liter ift im Geltungsbereie der Maf- und 
Räumung erfolgt, eine Hinreichende Menge Chlor- [Gewichtdordnung vom 16. Mai 1816 — OO, 
talf-Auflöjung oder andererfäulnigwidriger Stoffe [Megen bezw. O,3.3, Duart; in Hohenzo lier 
zu ſchütten ift, bleibt für den Fall des VBedürfI—= O,ısoss Vierling bezw. — Is Edllein, 
nifjes vorbehalten. 4. Die Benugung fließender|5,.r Biertelein, 2,17, Quark, O,gg479 Schentmaß, 
Gewäfler für die Wegfeitung von Ubgängen des |, Ma; in Schlesmwig-Holftein = 
Fabrit · Betriebes unterliegt der befonderen polizei» |O,0g006, Sedjezehntel bezw. O,55g0, Kanne, 1 
lichen Regelung gemäß $ 3 des Gejeges vom Quartier, 2,20; Dejel; in Hannover = 0... 
28. Februar 1843, 5. Unternehmer ift ver- —— bezw. O aa- Krug; Oyas05 Stübchen, 
pflichtet, durch Einrichtung der Feuerungsanlage |O,51908 Kanne, L,ogzs Quartier, 2,ug, Nößel; in 
oder dabei anzumendende mechaniſche Vorricht Kurheſſen — Oo Maß, Zus Schoppen, 
ungen, ſowie dur Anwendung geeigneten Brenne|8 og, Kännchen; in Na ſſau = 0, Map bezw. 
materiald und jorgjame Bewartung auf eine 1 Slaf e, 2 Schoppen; in Franifurta. M,— 
möglichft volljtändige Verbrennung des Rauches |O,5r:0 Geiheid, bezw. O,sgrr, alte Ma, Zuasıı 
hinzuwirken, auch — falls fid) ergiebt, daß dielSchoppen, O,ggrs, junge Map; im Amt Hom- 
(rn, 3 Einritungen nicht genügen, un Ge-|burg — 0, Geſcheid, bezw. 2 Mäßchen, O,„ 


— 


ahren, Nachtheile und Beläſtigungen für die Maß, 1 Flaſch⸗ (halbes Maß, 2 Schoppen; im 

efiger und — benachbarter Grundſtücke Oberamt Meiſenheim = 0,, Mäßchen, bezw. 
durch Rauch, Ruß u. ſ. w. zu verhüten — O, Maß, 2 Schoppen; in den vormals Bapyeri- 
ſolche Abänderungen in der Feuerungs-Anlage ſchen Gebietsthrilen S 0a Maßkannen, 
und im Betriebe, ſowie in der Wahl des Feuer- bezw. 1,4: Seidel, 3m Quartel; in den vor- 


Lithographen — Lotterie. 


mals großherzogl. Heifiichen Gebietstheilen 
= 2 hen, bezw. a 2 Schoppen. 

Sienenrapben. ſ. Gewerbeordnung $ 14. 

Lithographien, Schuß derjelben gegen Nadı- 
drud, ſ. d. Art. 

Locomotiven (Locomobilen). S. bie allge: 
meinen Beftimmungen unter Dampffefjel, 
Bezüglich des Locomotivenbetriebes auf Chaufjeen 
—— ſich durch Polizeiverordnung folgende Be— 

mungen erlaſſen: $ 1. Bei den Transport⸗ 
gügen bürfen der Locomotive nicht mehr als 6 

randportwagen angehängt werden. N . A 
ber Locomotide iſt an der Eſſe ein Funkenfänger 
anzubringen, der Aſchenlaſten aber muß jo ein⸗ 
—— fein, daß während der Fahrt Feine 

rennftoffe herausfallen und daß derjelbe vom 
GT gänzlich geſchloſſen und wieder 
geöffnet werden fan. $ 5 Fährt die Locomo⸗ 
tive an nicht feuerficher eingededten Dächern in 
weniger ald 20 m Entfernung vorbei, fo ift ber 
Luftzug durch die Feuerung und das Blaferohr 
ſchon 40 ın vor benfelben möglichft abzujperren 
und erft 20 m Hinter ihnen wieder 


= 
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als den dazu als geeignet bezeichneten Stellen, 
dad Be» und Entladen der ganzen Züge und 
einzelner Theile derſelben, ſowie überhaupt jedes 
andere ald hier vorgeſchriebene oder undermeid- 
liche Anhalten berfelben auf der Fahrbahn der 
Chauſſee und der Straßen im den zu paffirenden 
Ortſchaften ift unterfagt. $ 13. Die Transport: 
— müſſen diejenige Radfelgenbreite haben, 
welche mit Rückſicht auf ihre Tragfähigkeit nach 
den Vor chriften der Verordnung vom 17. März 
1839 erforderlich iſt. Das höchſte Gewicht ihrer 
Ladungsfähigleit und ihr Eig ngewicht muß auf 
der Außenfeite berfelben deutlich erfennbar au- 
gegeben fein. Die Felgenbreite der Treibräder 
der Locomotive muß mindejtend O,s14 m, die · 
jenige der Vorderräder mindeftend 0,10, m be— 
tragen. $ 14. Die Fläche dieſer Felgen — 
auh die der Locomotivräder — darf weder 
conver n ch concav fein, auch feine hervorragen- 
den Ringe, Köpfe, Dornen 2c. haben und er- 
halten. $ 15. Bei vortommenden Schneeräum- 
ungen, ſowie bei Reparaturen oder Inſtand— 


u Öffnen. Iſetzungen der Fahrbahn der Chauſſee und der zu 


$ 4. Nur folche Leute, welche die königl. Regierung |paffirenden ftädtiihen Straßen find die Unter- 


zu Köln für zuverläffig und in den ihnen oblie- nehmer, f 


owie die in deren Wuftrage beim 


genden Berrichtungen gehörig erfahren erachtet, | Transportbetriebe thätigen Perſonen verpflichtet, 


dürfen als Lenler der Transportzüge und namentlich den Anordnungen der 


als Maſchiniſten verwendet werden. 
Dampfzüge dürfen nur nach Maßgabe der diefer- 
halb ertHeilten Vorſchriften ftattfinden, welche die 
Unternehmer pünktlich zu befolgen haben. Auf 
den Fahrten darf die Gefchwindigleit der Züge 
im freien Felde und durd bewohnte Straßen 
reſp. 30 und 60 Minuten pro Meile nicht über- 
—— 6. Bei der Annäherung an Ort— 
chaften, Kreuzwege, Fuhrwerle ꝛc. hat der Zug— 
führer Signale zu geben und ſich dabei der Glocke 
zu bedienen. Der Gebrauch der Dampfpfeife ift 
—— unterſagt. Außerdem iſt bei Nact- 
zügen die Locomotive und der letzte Wagen, Die 
eine wie die andere mit einer hellleuchtenden 
Laterne mit rothem Lichte zu verſehen. * 
Straßen, auf welchen Märkte abgehalten werden, 
dürfen während der Dauer des Marktes mit der 
Locomotive nicht befahren werben. $ 8. Außer 
dem zur Lenkung und Bedienung des Zuges er- 
forderlichen ‘; erjonale müffen jedem Zuge wenig— 
end noch zwei Leute beigegeben werden, um 
cheuwerdende Pferde zu beruhigen, oder bei an- 
deren Störungen, Wegräumungen von Sinder- 
niffen 2c. hilfreihe Hand zu leiſten. In allen 
foldien Fällen ift der Zug in gehöriger Entfern« 
ung anzuhalten. H 9. Die größte Breite der 
Locomotive, zwiſchen ihren Außerften Theilen 
gemefjen, darf nicht 2,10, m und die ber Laft- 
wagen nicht 1,9; Meter überfteigen. $ 10. Die 
üge dürfen nur auf der GSteinbahn fahren, 
eim Vorüberfahren anderer Fuhrwerke hat ber 
Locomotivzug ſtets die Materialien-Banquet- 
Seite zu halten. , $ 11. Bei Glatteid oder 
glatter Schneebahn muß der Betrieb der Trand- 
portzüge, wenn deren Ausgleiten oder Schlentern 
nit etwa durch Sandftreuen oder andere er- 
faubte Mittel gänzlich) verhütet werden Tann, 
ganz auögefeßt werden. F 12. Das Einnehmen 
von Wafjer ıc. für die Locomotive an anderen 


Öniglihen Baubeamten 


5. Dielrefp. der Ortöpolizeibehörden Folge zu leiften. 


— lebertretungen ber — Vorſchriften 
werden mit einer Geldbuße bis zu 30 M und 
im Falle des Unvermögens mit verhältnigmäßiger 
Gefängnißftrafe re — Bei Uebertretung 
der Vorſchrift ad 12 in Betreff der Radfelgen- 
breite der Transportwagen bewenbet es Bei ber 
Strafbeftimmung des $ 15 des Geſetzes vom 17. 
* 1839 [f. unter Chauſſeen). 

Löſerdürre ſ. Rind BER 

Kohn der Fabrifarbeiter, }. unter Fabrik. 
arbeiter Gemwerbeorbnung $ 134; der Berg- 
leute, |. Berggeiet 88 86 ff., 249. Wegen 
Buläffigkeit der Beislagnagme von Arbeitslohn 


7.1}. unter Arbeitslohn Gef. v. 21. Juni 1869. 


Lohnfuhrweſen. Dafjelbe kann polizeilich 
geregelt werben; } Gewerbeordnung $ 37. 

Rombardverfehr der Reichöbanl, ſ. unter 
Bankweſen Gejeg vom 14. März 1875 $ 13 
Nr. 3, 88 15, 20, 32 d, e (©. 100). 

Looſung der Militärpflichtigen, j. Reichs— 
Militärgefeh $ 13; Erjagordnung 88 65, 
66, 76 Nr. 4. 

Lootſen. Diefelben bedürfen zum Betrivbe 
ihre Gewerbes eines Befähigungs-Nachweiſes; 
Gewerbe-Ordnung $ 31. Wegen der mili- 
täriſchen Berhältniffe berjelben ſ. Erſatz-Ordn. 
$ 15 Nr. 3 u. ControlOrdnungs 20 Nr. 2. 

Loth ift im Geltungsbereiche der Maß- und 
Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816, fowie in 
Kurheſſen und den vormals Bayheriſchen 
Gebietstheilen — 16, (162) Gramm; 
in Hannover ut) — 50; in Hohen 
zollern, jowie in Naftau, Frankfurt a. M., 
Heffen-Homburg und den vormals groß 
herzoglich Hejliihen Gebietätheilen — 
15,095 Gramm. 

Rotterie. DBezüglih der Einridtung der 
Staat3-Lotterie, der Veranitaltung von Privat» 


806 Lotterie, 


Lotterien, des Eollectirend für frembe Lotterien Gebrauch machen will, auf gleiche Weiſe 
u. |. mw. fiehe Statten fommen laffen wollen. — Außer bi 

1. Lotterie-Edict vom 28. Mai 1810.) |Ausipielung der Grundftüde hat es bei ben _Be- 

Bei den nadhtheiligen Einwirkungen des Zahlen- |ftimmungen des Lotterie-Edictd vom 20. Juni 
lottos auf die Moralität der minder begüterten|1794 $ 10 und ber darin aus bem Allgemeinen 
Klaffen Unferer Unterthanen, die es bei den jo ig angeführten Geſetze das Berbleiben. 
fehr geringen Einfägen, und indem e8 Beran-|& 5. nad den früheren Einrichtungen, ge- 
Kaffee zu Traumdeuterei und anderem Aber-|mäß $ 12 des Lotterie-Edict? vom 20. Yumi 
glauben gibt, auf eine verderbliche Art zum|1794 bei jeder Ziehung ber ——— 5 im 
Spiele reizt, hatten Wir ſchon früher deſſen Auf · Lande geborene Mädchen, auf die aus dem 
hebung in Unſeren Staaten beſchloſſen. Die Glücksrade gezogenen Nummern, mit einer Aus- 
eingetretenen Kriegäunruben haben die Aus- ſteuer von 150 M amnectirt worden, fo fell 
führung Unferer Landesväterlidien Abficht ver⸗ ſolches auch bei ber Duinenlotterie in der Art 
zögert. — Wir haben nunmehr bejchlofjen, durch; |jtattfinden, wie der Plan der Lotterie ſolches 


eine veränderte Form den wejentlihen Nachtheilen 
der bisherigen 2otterieverfaffung zu begegnen, 
ohne den Vortheilen ganz zu entjagen und zu 
dem Ende die nadıtheilige Theilnahme der ärmeren 
Volksklaſſen an dem Xotteriefpiel zu entjernen, 
und die biöherigen Revenüen des Staates aber 
dabei auf eine minder ſchädliche Art zu deden. — 
Demnach verorbnen Wir und jegen hiermit feit: 
$ 1. Das Bahlenlotto wird hierdurch in Unferen 
Staaten aufgehoben. Unjer Finanzminiſter Hi 
—— die letzte Ziehung zu beſtimmen. 82. 
Sn Stelle derſelben tritt eine DOuinen-Lotterie, 
welche durch ihre Einrichtung Die Vorzüge, bie 
die Zahlenlotterie in den Augen der Spielenden 
hat, die Ausjegung ber Begünftigung des Glücks— 
zufalles auf eine ; 
höheren Grabe ald die Zahlenlotterie ſelbſt be» 
jigt, ebenfo raſch ſpielt, und dem nachtheiligen 
Reiz der Zahlenlotterie vorbeugt, indem fie bei 
einem höheren feitftehenden Einſatz Die ärmere 


ombination von a im Landrecht. 


näher beitimmen wird. $ 6. Pie bisherige 
Generallotterie » Adminiftration haben Wir mit 
ber Lotterie-Direction, unter der Benennung der 
Generallotterie-Direction, vereinigt. Won ibr 
werben die Quinen- und Klaſſenlotterie ver- 
mwaltet. — Durd) das Bublicandum, wegen Aus- 
ipieluug ber Grunbjtüde, wird näher beitimmt 
werben, wie fie auf diefe einwirtt. F 7. Die 
dur den Drud befannt zu machenden Plane, 
Snftructionen für die Einnehmer u, Bublicanda, 
jind die Gejege, nad) welchen die Rechte und 
Pflichten Unferer Generallotterie » Direction und 
der unter ihrer Yutorität und von ihr ange- 
nommenen Einnehmer beurteilt werben jollen. 
— —— entſcheidet hiernächſt Unſer 

$ 8. Für alle Gewinne der Quinen- 
oder Klaffenlotterie Pr Unjere Generallotterie- 
fafje, injoweit fie auf die in Gemäßheit des $ 7 
erwähnten Plane, von den mit Beitallungen 
verjehenen Einnehmern der Generallotterie- 


Klaſſe ausjchlieft, und keinerlei Art von Aber-|Direction ausgefertigten Duinen- umd Klajien- 
glauben begünftigt. Das Nähere der Einricjtung |lotterieloofe, plan- und inftructionsmäßig f 

und der Plan wird durch Unferen Finanzminifter [wogegen Untereinnehmer die Generallotteriefafie 
öffentlich bekannt gemacht werden. $ 3. Die nicht verpflihten. $ 9. Die Quinen- und 
Klafjenlotterie wollen Wir nad) einem veränderten, |lafjenlooje jind auf jeden Inhaber Tautende 
den jetzigen —— angemeſſenen Plan fort» Papiere, daher die darauf fallenden Gewinne, 
dauern unb nad den Umftänden mit der Ouinen- ohne andere Legitimation, jedem Inhaber von 
lotterie abwechjeln oder mit folder jpielen lafjen. |dem Einnehmer, bei welchem das Loos genommen 
— Unfer Finanzminifter wird nad) den Umftänden |worben, ausgezahlt werden, auch kein Arreitichlag 
ermeffen, wenn die Biehungen berjelben wieder» | jtattfindet. $ 10. In Anfehung der Stumbung 


um in Gang gejegt werden können, und ſodann 
den abgeänderten Plan zur Kenntniß de3 Publi— 
fums bringen. Die Ausipielung?) der 
Grundftüde wird unter den Beftimmungen, melde 
ein Bublicandum der Minifterien der Finanzen, 
des Innern und der Juſtiz befannt machen wird, 
allgemein frei gegeben, da Uns durch die bei 
Uns eingelommenen Gejude, und außerdem be— 
kannt geworden, daß — Grundbeſitzer von 
dieſer — Gebrauch zu machen wünſchen, 
und Wir nicht gemeint ſind, Einzelne hierbei 
beſonders zu begünſtigen, ſondern dieſe Befugniß 
einem jeden Unſerer Unterthanen, der davon 


i) Durch Geſetz vom 7. Mai 1853 iſt das Lotterieedict nebſt 
ben daſſelbe ergänzenden, abändernden und erläuternden Be: 
immuugen in ben hohenzollernſchen Landen eingeführt. — 
urch Allerh. Erlaß vom 5. Juli 1867 find die Yanbeslot- 
terien in Hannover und Osnabrüd, ſowie die Lotterien in 
—— a. M. aufgehoben. — —* des verbotenen Spie⸗ 
ens in auswärtigen Lotterien, des Tollectirens für dieſelben 
ver ber Privataustpielungen f. Berorbnung vom 7. Dee. 
16 


1816, 
2) Durd Verordnung vom 31. März 1812 ift dieſer $ 4 
aufgehoben und jede Ausipielung von Grunditäden verboten. 


des Einſatzgeldes wollen Wir die bei ben Klaffen- 
looſen biöher gejeglihe Ausnahme von der Bor- 
ſchrift des Landrechts $ 558 Tit. 11 TH. I fo- 
wol bei den Quinen- als Klafjenloofen, dahin 
bejtätigen, daß der Einnehmer den creditirten 
Einfaß gegen ben Spieler einzuffagen befugt fein 
jol.2) Eben dieſes joll bei Ausfpielungen der 


1) Eabinetsorbre vom 21. Juli 1841: 1. Der 
$ 10 bes Edicts vom 28. Mai 1810, wonach den Pottericein- 
nebmern ein Klagerecht auf gejtundete Einfaggelder eingeräumt 
ift, fol vom 1. Jan. 1842 ab nicht mehr in Anwendung tom: 
men, vielmehr in Anfebung aller von diefem Zeitpuntt ab ge- 
ftundeten Einjargelder bie Vorſchrift des 558 Th. Tit. Jı 
des U. 2. R. wieder in Kraft treten, nad welcher den Potte 
rieeinnehmern und Untereinnebmern, fofern fie auf ben Einfag 
Credit gegeben haben, deshalb feine gerichtliche Klage, fondern 
nur die Gompenfation gegen den auf ein foldes Loos jallen- 
ben Gewinn zuitcht. — Diele Borihrift fol aub in allen 
Landestheilen, in melden bas A. %.:M, nicht eingeführt if, 
von bemjelben Beitpunft ab zur Anwendung fommen. 2, Ex 
fänmtliden Stellen ber Potteriesiintereinnehmer folen nach 
und nad) eingeben, u. es foll daher, wenn bergleihen Stellen 
durch den Tod ber jegigen Inhaber oder fonft zur Erlebigumg 
fommen, die Annahme anterer Untereinnebmer von Eeiten 
ber Lorteriedirection nicht ferner genehmigt werben. Auch die 
Etellen der Yottericeinnehmer folen vermindert, und insbe 


Lotterie, .. 807 


Grundftüde in Anwendung kommen. $ 11. Die wirkung verkaufte frembe Lotterieloos eine fiſca⸗ 
Beftimmung der Ziehungsterminelinferer Ouinen- |Tifche Strafe von 900 M erlegen. & 3. Ugenten 
und ———— t von ber Generallotterie- | fremder Lotterien, welche ſich beilommen laſſen, 
Direction ab, welche 98 auch nöthigenfalls unſere Provinzen zu bereiſen und Looſe auswär— 
weiter hinausſetzen kann, ohne deshalb den Ein-|tiger Lotterien — abzuſetzen, ſollen von der 
* zu einiger Entſchädigung verpflichtet zu Polizeibehörde feſtgenommen werden, u. die $ 2 
fein. 8 12. Die Generallotterietafle hat, gleich | beftimmte Strafe entrichten, im Unvermögensfall 
allen Unferen übrigen Kaffen, fifcalifhe Rechte, aber ein» bis — uchtshausſtrafe er⸗ 
ſowol in dem Vermögen ihrer Einnehmer und leiden. $ 4. Wer ohne ausdrückliche Genehmig- 
übrigen Beamten, al3 im Vermögen Derer, die mit|ung des Staates!) öffentliche Lotterien innerhalb 
der Generallotterie-Direction contrahirt haben. Landes unternimmt, Glüdsbuden errichtet, oder 


9 öffentliche Ausſpielungen unbeweglider oder be 
he 8 = 3 33 er ee rn weglicher Gegenitände veranftaltet , foll ohne Ric 
des Eollectirens für diefelben, u. der ſicht auf den Betrag des Einſatzes zur Lotterie, 
Brivatausipielungen, v. 7. Dec. 1816. oder auf den größeren oder geringeren Werth 
, der auszujpielenden Gegenftände eine fiſcaliſche 
81. Wer in auswärtigen, vom Gtaate nicht Strafe von 900 M erlegen, und außerdem den 
befonder8 genehmigten Xotterien gejpielt Hat,|doppelten Betrag des bei der Lotterie oder der 
gleichviel, ob ihm die auswärtigen Lotterielooje|Augsfpielung gezogenen Vortheils an die Armen« 
mit oder ohne * Veranlaſſung zugelommen|Tafje des Ortes entrichten.?) 


find, u. ob der Einſatz für jelbige bezahlt war⸗g. Verordnung, betreffend das Spiel 
den ift, oder nicht, hat den planmäßigen Einfat]in auswärtigen ae rlnb fowie gr 
u. außerdem eine filcaliihe Strafe von 600 Mlunterneymung öffentliger Lotterien 
für jedes gejpielte Zoos —— Weroder Ausfpielung durch Privatperſonen, 
die ihm auf irgend eine Weiſe zugekommenen v. 5. Juli 1847. 

Looſe auswaͤrtiger — — 2 — F 1. Wer in auswärtigen Lotterien, die nicht 
nad) —* en —— A mit Unferer Genehmigung in Unferen Staaten 
year —* * * daf = in —— beſonders zugelaſſen find, ſpielt, wer ſich dem 
—— e ige ? Yan und derfelbe Hat Verkaufe der Looje dergleichen auswärtigen Lot- 
Lotterien * En rn beftimmte Str r terien unterzieht, oder einen ſolchen Vertauf als 
daher ohne Xeitereö bie ale | Mittelsperfon befördert, ingleichen wer initerhalb 


verwirkt.!) & 2. Wer fi dem Verlaufe der : i 
Loofe außwärtiger vom Gtaate nicht ausdrücklich Weinifter ee a we 


genehmigter Lotterien entweder jelbit unterzieht, | (ine Lotterien unternimmt oder Glüdgbuben er- 
oder einen folhen Berlauf als Mittelöperjon|.: 2. nn \ 
befördert, fol ohme Rüdjicht auf dem Dabei richtet, ſoll mit einer fiſcaliſchen Geldbuße bis 


beabfichtigten Gewinn für jedes durch feine Mit- 77 — c77— 


— — 2) Durch bie Cabinetsordre vom 26. März 1825 find auch 
jonbere gr Stellen in Heineren Städten oder anf dem Ausſpielungen inländiiher Immobilien durch auswärtige ots 
platten Lande nicht wieder befegt werden. Wo aber für jept] terien —— unter die Strafen des $ 4 ber Verord⸗ 
die Wiederbefegung erledigter Einnchmerftellen erforderlich it, | nung vom 7. . 1816 geitellt. — Bu $ 4 find durch bie 
ba ſol biejelbe nur au —— — 3. Auf bie Be: | Tabinetsordre vom 20. —RXY 1827 folgende declaratorifche Be: 
obadtung der fhon beftehenden Borihrift, wonach es benfitimmungen erlaffen: 1. Als erlaubte Privatausipielungen, 
—— — und Untereinnehmern unterfagt iſt, mund⸗im Gegenfag ber verbotenen öffentlichen, find nur ſolche zu 
lich oder fchriftlih zum Lotteriefpiel aufzufordern und ohne | betrachten, —— Privatzirteln zum Zwed eines geſelligen 
vorangegangene Beitellung Looſe perjönlic) anzubieten oder in} Bergnügens od. der Mildthätigkeit veranftaltet werden. 2. Diefer 
Briefen zu überfenden oder durch einen Dritten anbieten oder | Declaration gemäß find alle Wusipielungen bon Grunbitüden, 
ufenden zu laffen, it auch ferner ftreng zu halten, unb ind [als in einem Privateirkel unausführbar, unbedingt verboten 
k ondere dahin u feben, daß nicht die Xorteriecinnehmer ftart [und unterliegen, in welder Form oder zu weldem Zwed fie 
der eingehenden Untereinnehmer andere Privar-Eommiffionäre | auch unternommen werben mögen, ben Werboten v. 31. März 
annehmen. — @otterieeinnehmer und Untereinnehmer, welche 1812 und 26. März 1825, fo wie den im $4 ber Berorbnung 
diefen wu umiber handeln, miüfjen fofort entlaffen| vom 7. Dec. 1816 enthaltenen Strafbeftimmungen. 3. Für 
werden. 4. Die Zahl der im jeder Lotterie fpielenden Loofe| einzelne Fälle, insbefondere zur Ausführun moblthätiger Zwede 
fol vermindert, ber —— für jedes Loos hingegen erhöht u.| oder zur Beförderung des Kunſtfleißes, And die Wlinifter des 
ein hiernach zu entiwerf Plan zu Meiner Genehmigung | Innern und ber nzen ermächtigt, auch öffentlihe Auss 
eingereicht werben. ipielungen bewegli Gegenftände mittel$ gemeinichaftlich zu 

ji ur näberen Declaration und —— 1 u. 3 ertheilender sten unter den Maßgaben zu geftatten, daß 
der eonung vom 7. Dec. 1816 i die Gabinets: | jelbige miemals in dung mit einer in⸗ od. ausländifchen 
orbre vom 6. Juni 1829 folgende Beitimmungen erlafien: | Lotterie unternommen und im jedem iyalle die Bedingungen 
1. Ein Anſpruch auf Bezahlung von Einfatg ern für die der Ausführung, injonderbeit: ob die Beranntmahung durch 
von Eollecteurs fremder Lotterien an Meine Untertbanen ver: | Zeitungen oder andere öffentliche Blätter, ſowie der Drud der 
endeten, oder ihnen fonft zugelommenen fremden Lotterieloofe, | Yoofe unb des Ausſpielungsplans ftattfinden dürfe, in Erlaub- 
oft felbft dann nicht —— wenn der Empfänger fie an: | nißjcheine beftimmt u. deutlich vorgeſchrieben werden. 4. Ber: 
genommen und zu fp ob. weiter zu bebitiren beabfichtigt, | Loojungen behufs ber Auseinanderiezung und Theilung ges 
oder fie wirflich geipielt oder bebitirt bat, und eine auf foldhe | meiniaftliher Sachen find unter den vorftchenden Beftimm: 
% fung gerichtete Klage frember Lotteriecollecteurs fol, als | ungen nicht begriffen, vielmehr bat es dieferbalb bei den ge- 

j einem ——— Fundamente beruhend, unter allen jeglichen Vorſchriſten fein Berbleiben. — Wegen ber Beitraf: 
Umfländen von den Gerichten zurüdgemwiefen werden. 2. Die: ung des unerlaubten Lotteriefpielens f. bie Verorbnung vom 
ge en Meiner Untertdanen, welde die ihnen auf irgend eine) 5. Yuli 1847 und Etr.:.sB. 65 284—286. — Durch Geſe 

e zugelommenen Looſe auswärtiger Lotterien nicht fpätes vom 7. Mai 1853 find bie Eabinetsordre vom 20. März 18 

end 3 Tage nad deren Empfang an bie Wolizeibehörbe ein | und die Verordnung vom 5. Juli 1847 auf in den boben: 
iefeen, —— in eine polizeiliche Strafe von 6—30 A. zollernſchen Landen eingeführt. Die Cabinetsordres vom 26. 
Haben fie aber diefe Looje in der Abſicht, felbige zu ſpielen, März 1825 und 20. März 1827 find im ganzen Umfange bes 
an fih behalten, fo ift gegen fie auf die im $ ı der Verord⸗ preußiichen Staates anwendbar (Minifterialrefeript vom 14. 
nung vom 7. Dec. 1816 beftimmte Strafe zu erlennen. 'Nov. 1868). 


Ep ur 7 wor gr) 
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zu 1500 M beftraft werben.') 8 2. Den Lotte 


Rotterieloofe — 


Marineperjonal, 
Luſtbarkeiten die gemwerbespoligeilihen Bes 


rien find hierin alle öffentlich veranftaltete Aus |ftimmungen wegen öffentlicher Darbietung von 
fpiefungen beweglicher od. unbeweglicher Saden|Luftbarkeiten im Umherziehen od, auf Straßen ꝛc. 


feich zu achten. $ 3. 
erordnun 
hiermit 
Lotterie 
ſchloſſen, ſ. Gew.Ordn. $ 56. 
Lungenſeuche, ſ. unter Vie hſeuchen. 


1) S. aber auch Str.:&.:D. $$ 284, 286. 


Alle der gegenwärtigen]. Gew.Ordn. 88 55, 59. Wegen ‚utaffigfeit 
entgegenftehende Vorſchriften werden|der Erhebung einer Abgabe von öffentlichen Luft- 


barfeiten f. unter Armenpolizei Gef. dv. 8. März 


ooje find vom Haufichandel ausge- 1871 $ 74 a. E. (©. 79). 


— —— öffentliche, ſind von der Grund⸗ 
ſteuer befreit; ſ. unter Grund ſteuer Geſetz v. 
21. Mai 1861 $ A. c, 

Luſtfeuerwerke, j. Feue rwerkereien. 


a, 


Mädchen, Beitrafung der Verführung eines un- 
beijcholtenen unter 16 Jahren, f. Str.-©.-B. $ 182. 
äfler, Beftrafung derjelben wegen Untreue, 

ſ. Etr.-6.-B. $ 366 Wr. 3. 

Märkte. Die gewerbepolizeilichen Vorſchriſten 
über den Marktverlehr finden ſich in dem IV. Zitel 
der Gewerbeordnung (©. 568) u. den Noten dazu 

Magazine, Beitrafung wegen Unzündens 
eines jolden, I. Str.-G.-B. 85 308—310, 325. 
Beitrafung Desjenigen, welder im Kriege Maga- 
ri zerjtört, oder in feindliche Gewalt bringt, 

al. $ 90 


Magiitrat, ſ. unter Städteverfafjfung 
die Städteordnung für die öftlichen Provinzen, 
v. 30. Mai 1853 $$ 10, 14, 19, ff., 29 ff., 36 
fi., 56 ff. (für Neuvorpommern u. Rügen das 
Gef. dv. 31. Mai 1853 $ 5 Nr. II), weſtfäliſche 
Städteordnung dv. 19. März 1856 $$ 10, 14, 
19 ff., 29 ff, 36—63; die rheiniiche v. 15. Mai 
1856 $$ 56 fj.; die Hannoverſche vom 24. Juni 
1856 85 38—79; für Frankfurt a. M. das Gei. 
v. 25. März 1867 $8 38 ff., 63 ff.; für Schles- 
er a das Gej. dv. 14. Upril 1869, $$ 82 

58 If. 


"Pahllohn, j. Mühlen-Ordn. v. 28. October 
181081 


Mahlfteuer, ſ. Schlacht- u. Mahl ſteuer.ſs 


Mahlzwang. Wegen Aufhebung desſelben ſ. 
Gew.-Drdn. $ 7 Nr. da, 

Maiſchſteuer, ſ. die Urtifel Branntwein, 
Braufteuer. 

Moajeitätsbeleidigung, |. Str.-G.-8.88 94 ff. 

Marine des Deutihen Reichs, ſ. Reiche: 


verfafjung, Wıt. 53, 54. Wegen Aushebung| Reihenfolge, 


batailfon, f) die Marine-Stabswache, g) das 
— h) die Marine-Inge⸗ 
nieure, i) die Marine-Berwaltungsbeamten, k) die 
Marine-Geiftlihen, 1) die Marine» Auditenre, 
m) die Marine-Werzte. $ 2. Das Perjonal der 
Marine theilt fi: in Seeleute, wozu Seeoffiziere 
und Kadetten, Steuerleute, Feuerwerker, Boot3- 
leute u. Matrojen gehören, u. in Nicht-Seeleute, 
yon alle übrigen Perfonen gerechnet werben, 
$3. Den — über Seiner Majeftät Segel« 
u. Dampfichiffe können nur Seeleute übernehmen. 
8 Bei gemeinfchaftlihem Dienfte an Bord 
jind die Geeoffiziere als Vorgeſetzte der Offiziere 
des Geebataillons gleichen Ranges, dagegen bei 
militärifchen Operationen am Lande die Offiziere 
des Seebataillons als Vorgejehte der Geeoffiziere 
gleihen Ranges anzujehen. Offiziere, 
welche bei einem Marinetheile a la suite gie 
werden, tragen die Uniform deſſelben. — Eie 
werden durd) dad Avancement der Offiziere diejes 
Marinetheils nicht betroffen, ebenfo, wie ſie ſelbſt 
ohne Rüdficht auf dieje Offiziere avanciren können. 
$6. Im Sinne des Militär-Strafgefeßbuches 
gehören zu den Perſonen des Soldätenſtandes 
die im $ 1 von a bi g, und zu den Militär 
beamten die von h bi m aufgeführten Perſonen. 
7. Die Militärbeamten der Marine (Marine 
beamten) zerfallen im Sinne ded Militärjtrafe 
gejegbuches in obere und untere Marinebeamte, 
u. die Erjteren wiederum in höhere u. Subaltern- 
Beamte. $ 8. Perſonen defjelben Grades ran» 
giren unter fi nad dem Datum des Patents, 
rejp. der Ernennung und nad der gebrauchten 
$ 9. Perſonen, welde in emer 


zur Kriegsmarine u. Ubleiftung der Militärpflicht| Höheren Charge fungiren, als fie jelbft befleiden, 


in derfelben f. unter Kriegsdienst Gel. vom 
9. Nov. 1867 $ 13, ferner Reihd-Militär- 
gejeg$ 9 u. Erſatzordn. SS 14, 15, 16,51 Nr. 4, 
67,88 52, 80 Nr. 8 u. $ 87, 
Wiarineperfonanl.. 
DOrganifationd-Reglement vd. 7. Juli 1854: 
Drganijationd- Reglement für das Per- 
fonal der Marine. 
I. Das re Mg im Allgemeinen. 


rangiren nad) allen diejer höheren Charge ange 
hörenden, dagegen vor allen in gleiher Charge 
mit ihnen ftehenden Perſonen, unter 9 aber 
nad) ihrer wirklichen Anciennetät, $ 10. Durch 
Allerhöchſten Erlaß werden ernannt u. entlafien : 
“ alle Seeoffiziere inclufive Kadetten 1. Klafle, 
b) alle Seeoffiziere und Portepeefähnriche des 
Geebataillond, c) alle Marinebeamte von den 
Näthen reſp. Directoren an aufwärts, ſowie die 


$1. Das Perjonal der Königlichen Marine] Marine-Auditenre u. Marine-Aerzte. $ 11. Bon 
begreift in fih a) das Geeoffizier- u. Kadetten-|der Admiralität werden ernannt und entlaffen: 


Corps, b) dad Matroſen-Corps, c) das Del: 


a) die Kadetten 2, Klaſſe u. Volontär-Radetten, 


offizier-Rerfonal, d) das Werft-Corps, e) das See-| Dedoffiziere u. Feldwebel, b) die Marinebeamten, 


Marineperjonal. 


welche nicht zu den im $ 10, Litt. e aufgeführten, Lieutenant 


12. Das 
ienfte am 


Kategorien gehören. 
rineperfonal it zum 
See verpflichtet. 
II. Seeoffizier- u. Kadetten-Corps. 
$ 18. Das Seeoffizier- u. Kadetten-Corps be» 
reift folgende Chargen in fich: 1. Admiral (mit 
neral3-Rang), 2. Vice-Wdmiral (mit General 
Tieutenants-Rang), 3. Eontre-Abmiral (mit Ge- 
neralmajord-Rang), 4. Capitän zur Gee (mit 
Oberften » Rang), 5. Corvetten » Capitän (mit 
ajord-Rang), 6. Lieutenant zur See 1. Klaſſe 
(mit Hauptmanns⸗Rang), 7. Lieutenant zur See 
2. Klaͤſſe (mit Premierlieutenants-Rang), 8. See- 
Kadett 1. Klaſſe (mit Secondelieutenants-Rang), 
9. See⸗Kadett 2. Klaffe — Portepeefähnrichs⸗ 
Rang), 10. Volontär Kadett. $ 14. Um als 
Bolontär-fadett eintreten zu können, ift erfor 
derlih: a) ein Lebensalter von höchſtens 15 
Sahren, b) körperliche Thätigleit, c) genügender 
Auzjall der wiſſenſchaftlichen Prüfung. $ 15. 
Bolontär-Kadetten, welche im praftiichen Dienſte 
nicht genügende Anlage zum rw zeigen, 
werden fofort wieder entlafjen. $ 16. Die Be- 
förderung zum Kadetten 2. Klaffe jegt voraus: 
a) zweijährige Dienftzeit als Volontär-Sabett, 
b) ein Lebensalter von mindeften® 14 u. hödjitens 
17 Sahren, c) gute Zeugniſſe über Führung, 
d) genügenden Wusfall der vorgeſchriebenen 
twiffenfchanttichen —— 8 17. Um zum Ka— 
detten 1. Klaſſe vorgeichlagen zu werden, ijt er- 
forderlih: a) ein Lebensalter von mindejtens 
19 Jahren, b) gute Beugniffe über Führung u. 
Ausbildung, c) vierjährige Dienitzeit zur See 
als Kadett 2. Mlafje und danach d) genügender 
Ausfall der Prüfung zum Lieutenant zur See, 
abgejchen von dem im $ 18 vorgeſchriebenen 
Eurfusim Artillerie u, Dampfmaſchinenweſen zc. 
— Jeder, welcher diejen Bedingungen genügt 
Hat, fol fofort zum Kadetten 1. Klaſſe vor» 
geichlagen werden. — Sind die etatömäßigen 
Stellen beiept, fo tritt derſelbe ald überzäh- 
figer Kadett 1. Klafje ein. $18. Niemand kann 
um Lieutenant zur See vorgeihlagen werden, 
Ber nicht als Kadett 1. und 2. Klaſſe 6 * 
ur See gedient u. den vorgeſchriebenen Curſus 
— genügend 
abiolvirt hat. $ 19. Der Vorſchlag zum Gor- 
vetten-Capitän fept eine dreijährige Dienftzeit an 
Bord eines Kriegsichiffes als Lieutenant zur See 
voraus. 820. Der Vorſchlag zum Eapitän zur 
See bedingt zweijährige Dienftzeit zur See ald 
Eorvetten-Eapitän und hiervon menigjtens eine 
einjährige Dienftzeit ald Commandant. $ 21. 
Ber den Beförderungen ift die Anciennetät nicht 
unbedingt maßgebend. $ 22, Die Prüfung zum 
Lieutenant zur See wird nur vor der ba 
ftimmten Commiffion abgelegt. Bei Abwelenpeit 
zur Sce kann indeß ein Kadett 2. Klafje durch‘ 
eine vom Commandanten zu beordernde Commiſ⸗ 
fion von Offizieren vorläufig geprüft werden. ' 
Rah genügendem Ausfall diefer Prüfung darf 
ihn der Commandant proviforiich zum Kadetten 
1. Klafie & la suite ernennen. Nach der Rüdfehr. 
t er fih im einer von der Mdmiralität zu bes 
immenden Frift der ordentlichen Prüfung zum 


ande wie zur 


u bes! und dagegen 
| welder —— 
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—— Ma-|jtegt er dieſelbe, jo kann feine definitive Ernenn- 


ung bei des Königs Majeſtät mit einer jolchen 
Anciennetät nahgejucht werden, daß ihm durch 
feine Abweſenheit fein Nachtheil ec 
IM. Matrofen-Torp2. 
[A. Allgemeine Beſtimmungen.) $ 28. Die 
Mannjchaften des Matrojen-Eorps find: 


Steuermanns-Maate 1. Kaffe) Unteroffiziere 
Seuerwmerd- „ 1 „11. Klaſſe mit Ser⸗ 
Boot3mannd»> „ 1 „ J — 
Steuermann» „ 2. | nteroffiziere 
Feuerwerlks „5 2% „m 12. Klaſſe mit Uns 
Bootsmanns⸗ 2 terofſizier⸗Rang. 


” . " 

Matrojen 1. Klaſſe (mit Gefreiten-Rang), 
" 2 u 

— * (mit Gemeinen⸗Rang.) 
——— 

$ 24. Die Zahl der Unteroffiziere 1. Klaſſe 
darf die Hälfte der Unteroffiziere 2. Klaſſe nicht 
überfteigen. Auf zehn Matrojen u. Schiffsjungen 
darf nie mehr als ein Unteroffizier Tommen. 
Dad etatömäpige Durchſchnittsgehalt der Unter 
offiziere, Matrojen und Schiffe jungen ſoll das 
Gehalt eines Matroſen 2. Kiaſſe ſein. 8 25. 
Das Matroſen-Corps wird in Matroſen⸗ und 
Schiffsjungen-Compagnieen eingetheilt. Sowol 
die Matroſen- als die Schiffsjungen-Compagnien 
werden in ſich durch fortlaufende Nummern be— 
zeichnet.) $ 26. Jede Compagnie beſteht aus 
zwei Zügen, der Zug aus zwei Halbzügen, der 
Yalbzug wird in Geſchütze eingetheilt. $ 27. 
Die Mannſchaften find rücfichtli ihrer Zahl u. 
Ausbildung möglichſt gleihmäßig unter die Ge- 
ſchütze zu vertheilen. 828. Bei jeder Compagnie 
muß fid ein als Tambour und ein al3 Signal— 
Hornijt ausgebildeter Mann befinden. $ 29. 
Die Führer und Offiziere der Matrojen- uud 
Schiffsjungen- Compagnien werden aus dem See- 
offizier-Corp8 commandirt. 

I Matrojen-Eompagnien.] 8 30. Die Ma- 
trojen-Compagnien beftehen aus Unteroffizieren 
und Matrojen. $ 31. Die Einftellung als Ma- 
troje 4. Klafje erfordert: a) ein Cebensalter von 
mindeſtens 17 Jahren, b) körperliche Tauglichkeit. 
$32. Die Ernennung refp. Einftellung als Matrofe 
3. Klaſſe ſetzt voraus: a) ein Lebensalter von 
mindeftens 18 Jahren, b) körperliche Tauglichkeit, 
2 eine Fahrzeit von 2 Jahren auf Schiffen od. 
riggs oder von 3 Jahren auf anderen See- 


1) Durd; den Allerh. Erlaß vom 18. Jan. 1857 find nad: 
de Modificationen des Organijations:-Reglements für das 
Berfonal der Marine genehmigt: 1. daß, foweit das gedachte 
Reglement die Eintyeilung des Datrofen: und Werftcorps in 
Eompagnien ap biefe Beitimmungen aufer Kraft treten 
ür jede Darineftation eine Matrojendivifion, zu 
Matrofen, eine Schiffsjungenbivifion,, zu 
welcher fämmtlide Schifisjungen und eine Werftdivifion, zu 
welcher das fänmtlihe Handiwerfer: und Maichiniftenperfonal 
gehören, beftehen fol; 2. daß bie im $ 88, Pass. b unbc u. 
$ »0 bdeffelben Reglements enthaltenen Beitimmungen außer 
Kraft treten, wobei Ich gleichzeitig genebmige, daß zur Beſetz⸗ 
ung der vorhandenen Stellen bei der Marineftabswacdt über: 
zäblige Sergeanten des Serhataillons fir den Fall geführt 
werden Bönnen, dab fih geciguere Individuen für jene jonft 
nicht in binreichenter Anzabl finden und diefe zur Marines 
Stabswacht unter Anlegung deren Uniform mmanbirt 
werben bürfen. 
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fahrzeugen. 8 83. Die Ernennung reſp. Ein- Regel aus ben Unteroffizieren. 8 46. Die Be- 
—— als Matroſe 2. Klaſſe bedingt: a) ein/förderung zum Dedoffizier 2. Klaſſe jegt voraus: 
Alter von mindeftend 20 Jahren, b) körperliche a) ein Alter von wenigitens 21 bis höchſtens 35 
Tauglichkeit, c) eine vierjährige Fahrzeit zur Jahre, b) Beugnik des Schiffscommandanten 
Eee, d) das Zeugniß einer vollftändigen Aus-jüber Dienfteifer u. Tüchtigfeit, N gute Führung, 
bildung ala Matroje (Vollbefahrener Matroſe). d) genügenden Ausfall der vorgeichriebenen Prüf- 
$& 34. Die Beförderung zum Matroſen 1. Klaſſe ung, außerdem e) für die MatrojensUnteroffiziere 
erheifcht: a) wenigſtens einjährige Dienftzeit zur |fiebenjährige Fahrzeit zur See, morunter tvenig- 
See al3 Matrofe 2. Klafie, b) volljtändige Aus-|jtend 1 Jahr als Unteroffizier, f) für Die Maidıı- 
bildung als Geſchütz-Commandeur, 4 eugnißniſten-Maaie 1. Klaſſe einjährige Dienſtzeit zur 
bes Schiffscommandanten über · Dienſteifer und|See in dieſer Charge, 8) für die Meifterd- Dante 
genügende Fähigkeit, d) gute ge e) Ber-j1. Klaſſe eine aweijährige Dienftzeit in dieſer 
pflichtung am Weiterdienen auf wenigſiens 8 Eigenſchaft. $ 47. Dedoffiziere 2. Klaſſe, melde 
Jahre. & 35. Zum Unteroffizier 2. Klaffe kann ſich durch beſonders gute Führung u. Tüchtigkeit 
nur derjenige Matrofe 1. Klafje befördert werden, Jauszeichnen, lönnen zu Dedoffizieren 1. Klaſſe 
welder a) noch nicht über 35 Jahre alt ift,befördert werden. Diefelben müjfen jedoch al& 
b) das Zeugniß des Schiffscommandanten über|Dedoffiziere 2. Klafie wenigſtens 3 Jahre zur 
Dienfteifer und genügende Fähigkeit zum Unters|See oder, wenn fie Meifter find, auf der Werft 
offigier, fowie e) das Beugniß einer guten Führ- gedient haben. $ 48. Alle Vorſchläge zu Be 
ung für ſich Hat. Hr . Die Beförderung zum|förderungen, Entlafjungen zc. der Dedoffiziere 
Unteroffizier 1. Klaſſe jegt voraus, daß der Be-Igehen von den betreffenden Directoren aus. 
förderte die Befähigung eines Unteroffiziers v. Berft-Corps 
2. Klaſſe ern u. den Dienst eined foldhen me- : . 
nigften® ein Jahr lang an Bord verjehen habe.| [A. Allgemeine Beſtimmungen.) $ 49. Dat 
s br. Die Admiralität ift ermächtigt, nad) Werft-Eorps ift vorzugsweiſe beftimmt: a) zur 
mefien proviforifhe Matrojen-Eompagnien zu u. ber Werftarbeiten, b) zur Befepung 
bilden. Sr. Majeftät Up hie e mit den erforderlichen 
[C. Schiffsjungen-Compagnien.*)] $ 38. Die) Handwerkern, Maſchiniſten-Maaten und Heizern, 
Schiffsjungen · Compagnien Beftehen aus Schiffs⸗ e) zur Mitwirfung bei der ——— der 
jungen. Die nöthigen Unteroffiziere werden aus Marine-Etabliſſements. $ 50. Das eritper 
den Matrojen-Compagnien commandirt. 39. ſonal fteht in technifcher Beziehung unter dem 
Kür die Annahme als Schiffsjunge gelten folgende | betreffenden Werftdirectoren, in militärijcher u. 
Bedingungen: a) ein Lebensalter von wenigitens|öfonomisher Beziehung unter Offizieren, welche 
14 bis höchſtens 17 Jahren, b) körperliche zu dieſem Dienjte commandirt werden. 8 öl. 
Tauglichkeit, c) gute Führung, d) erfolgte Con- Das MWerf3 - Corps wird in Werftmatrofen- 
firmation, e) genügende Schulfenntniffe, f) die —— Maſchiniſten⸗Compagnien, u. Hand⸗ 
mit Genehmigung der Eltern eingegangene Ver⸗werks⸗Compagnien eingetheilt. Die Compagnien 
flihtung, 12 Jahre in der Marine — dienen.|jeder Urt werden durch fortlaufende Nummern 
—9* Schiffsjungen treten in die Matroſen-⸗bezeichnet. 
ompagnien in ber Regel nur ald Matrojen| [B. — —— $ 52. In 
8. Klafie ein, die Werftmatrojen-Compagnien werden eingeftelt: 
IV. Dedoffizier-PBerfonal, 2 bie vorzugsweiſe zum Werftdienfte beftimmten 
8 4l. Die Detoftgie haben neben ihren|Datrojen, b) Handlanger, Hofarbeiter ꝛc. — 
militärifhen Pflichten die Veſtimmung, technijche | Diefelben werden ald Matrojen 4. Klaſſe geführt; 
Arbeiten in der Ausführung zu beauffichtigen|c) die von den Matrojen-Gompagnien bei Ser 
reip. zu leiten u. die zu ihrem Detail gehörigen Commandirungen zc. zurüdgelafjenen, refp. für 
Gegeuftänbe zu verwalten. F 42, Die Dedofe diejelben einfommenden Mannichaften, jofern die 
ziere rangiren nad den Offizieren und vor ben|jelben nicht in proviſoriſchen Compagnien unter- 
Unteroffizieren mit Portepee. $ 43. Bu den gebracht werden. rer In Betreff der Orga⸗ 
ie 


Dedoffizieren gehören: ation gelten die ii Matrojen-Eompagnien 

der Ober-Steuermann, gegebenen Vorſchriften. 

" „Feuerwerker, [C. Maſchiniſten - Compagnien.] 8 54. Die 

„Bootsmann, Dedoffiziere 1. Kl. Mannſchaften der Mafchiniften-Eompagnien find: 

» u Maidinift, Maſchiniſten -⸗Maate 1. Klaſſe (mit — ——— 

"m Meifter, Rang), Mafciniften-Maate 2. Klafje (mit Unter- 

„ Steuermann, offizier- Rang), 

Feuerwerler, Heizer 1. Klaſſe (mit Gefreiten-Rang), 

Bootsmann, Deckoffiziere 2. Klaſſe. Far 

„ Mafchinift, u Bu (mit Gemeinen- Rang), 
Meiiter, 4 


” 1 

8 44. In jedem Dienſtzweige darf die Zahl] F 55. Das etatsmäßige Durchſchnittsgehalt 
der Dedoffiziere 1. Klaſſe den dritten Theil der|der Heizer joll das Gehalt eines Heizers 2. Klaſſe 
Dedoffiziere 2. Klaſſe nicht überfteigen. $ 45. ſein. $ 56. Die definitive Einftellung g alles 
Das Dedoffizier-Perfonal ergänzt fih in der mal einen dreimonatlihen Probedienſt Ser 


©. Note zug 25. N ©. Note zu $ 2%. 
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voraus. 8 57. Die Einftellung als Heizer 4.,ftellung als Handwerfer 3. Klafje bedingt in der 
Klaſſe erfordert: a) ein Lebensalter von wenig-|Regel entweder eine dreijährige erfolgreiche Lehr- 
ftend 18 bis a 40 Jahren, b) förperliche|zeit auf königl. Werften oder eine_ gemügende 
Tauglichkeit. $ 58. Die Ernennung rejp. Ein-| Ausbildung in Privatwerkftätten. $ 71. Die Er- 
—— als Heizer 3. Klaſſe bedingt außer derinennung zum Handwerker 2. Klaſſe ſetzt voraus: 
törperlihen Tauglichkeit in der Regel: eine an-Ja) ſechsmonatliche Dienftzeit ald Handwerler 3. 
gemefjene Dienſtzeit als Heizer 4. Klafje, ober —* b) genügende Application, $ 72. Die 
eine ausreichende Beihäftigung ald Heizer auf Beförderung zum Handwerker 1. Klafje erheifcht: 
rivat-Dampfidiffen, oder die Kenntnig eines ” einjährige Dienitzeit als Handwerfer 2. Klaſſe, 
andwerts, weldes bei Reparaturen von Kefjeln|b) vorzüglice Application, c) Berpflihtung zum 
und Maſchinen Anwendung findet. 59. Die) Fortdienen auf wenigftend 3 Jahre. 8 75. Die 
Ernennung zum Heizer 2. Klaſſe erheiiht: a) Beförderung zum Meifterd-Maat 2. Klaſſe be- 
eine jehömonatliche Dienftzeit zur See als Heiger|dingt: a) ein Lebensalter von höchſtens 35 Jahren, 
3. Klaſſe, b) genügende Application. 8 60. Die|b) einjährige Dienftzeit als Handwerker 1. Klafje, 
Beförderung zum Heizer 1. Klafje fegt voraus: |c) gute Führung, d) genügenden Ausfall der 
a) ſechsmonatliche Dienftzeit zur Gee ala Heizer|vorgefhriebenen theoretiſchen Prüfung. e) hin« 
2. Klaſſe, b) vorzügliche Application, c) genügen [reichende —— Ausbildung. 8 4 Bu Mei- 
den Ausfall der vorgefchriebenen Prüfung, d)|fterd-Maaten 1. Klaſſe werden in der Regel mur 
——————— zum Fortdienen auf wenigſtens 3|Meifterd- Maate 2. Klaſſe befördert, welche als 
Sabre. $ 61. Zur Annahme ald Majchinens|jolhe wenigitend ein Jahr gedient u. ſich durch 
Deaat 2. Klaſſe ift erforderlih: a) ein Lebend«|bejonderd gute Führung und Application aus- 
alter von nicht Höher als 28 Jahren, b) Törper- |gezeichnet haben. 8 75. Sofern es die Umftände 
fihe Tauglichleit, c) dreijährige Lehrzeit ald jerheiichen, können Privathandwerker, welche ihrer 
Mafchinenbau-Arbeiter, d) wenigſtens dreimonat- |Militärpflicht bereit3 genügt haben, nad) Map- 
licher Probedienft zur See, e) gute rk gabe ihrer Dualification aud in die höheren 
genügender Ausfall der Prüfung, g) hinreich- Chargen der dentwertß- Sonipagnien eingeftelft 
ende praktiſche Ausbildung, h) Ausfiht auf An«| werden. $ 76. In militärischer Beziehung be- 
eignung einer höheren Dnaliftcation. $ 62. Dieliteht die Handwerkscompagnie au 2 Zügen, der 
Beförderung zum Mafciniften-Maat 1. Klaſſeſ Zug aus 2 Halbzügen; der Halbzug wird in 
bedingt: a) einjährige Dienftzeit zur See als Geſchütze eingetheilt. $ 77. Die Führer der 
Maſchiniſten-Maat 2. Klaſſe, b) das Zeugniß des Halbzüge und Geſchütze werden von dem Com«- 
Sciffscommandanten über Dienfteifer und ge-|pagnieführer beftimmt; es darf jedoch Niemand 
nügende Fähigkeit zum Maſchiniſten-Maat 1.|militäriiger Vorgeſetzter feines techniſchen Vor« 
Klaffe, e) gute Führung. $ 63. Im militärijcher |gejegten fein. 
Beziehung befteht bie Maſchiniſten » Compagnie VL Geebataiflon. 
aus 2 Zügen, der Zug aus 2 Halbzügen, der s ——* 
albzug wird in Geidüge eingetheilt. $ 64.|_ $ 78. Das Seebataillon ift eine Infanterie 
Die ührer der Halbzüge und Gejüge werden | Truppe, borgnabinche beitimmt zum Garnijon- 
von dem Contpagnieführer beitimmt; es darf dienjte am Bord Geiner Majejtät Schiffe u. im 
jedoch Niemand militärlſcher —* feines|den See-Etablifjements zu Landungen und zum 
te—hnifchen Vorgefebien fein. 865. It das Ma-|Dienite auf ber Flotille. $ 79. Auf bafjelbe 
ſchiniſtenperſonal zu ſchwach, um eine eigene Com- finden, ſoweit nicht ein Anderes beftimmt ift, bie 
agnie zu bilden, fo wird es einer anberen|lür bie Infanterie ber Land- Armee geltenden 
erftcompagnie ais befonberes Geſchütz 2c. zu-|Dienft» u. Ausbildungsvorigriften Anwendung. 
getheilt. 80. Das Seebataillon beſteht aus: a) dem 
[D, Handwerts « Compagnien.] & 66. Die tabe, b) ben Seejoldaten-Compagnien. $ 81. 
Mannfhaften dir Handiwerfscompagnien find: |Die für das Seebataillon erforderlichen Beamten 
Meifters-Maate 1. Klaſſe — Sergeanten-Rang), | werden zu demſelben commanditt. $ 82. Bum 
Meittere „ 2. „ (mitlinteroffizier-Rang) Stabe des Gecbataillons gehören: ber Bataillons- 


1. mit Gefreiten- Rang), |Commandeur, ber Adjutant, die zum Bataillon 

— 2. x ! ang) commandirten Beamten, u. der Bataillons-Tam- 

R —A }emit Gemeinen-Rang), | bour. N 83. Bei einer Seejoldaten - Compagnie 
Lehrlinge beträgt in der Regel: 


$ 67. Die Zahl der Meifterd-Maate 1. Mafje| ®) die Sriedensftärte:  b) die Kriegsſtärke: 
darf die Hälfte der Meifterd- Maate 2. Klafje] 1 Hauptmann, 1 Hauptmann, 
nicht überjteigen. Auf zehn Handwerker und 1 Vremier-Lieutenant, 1 Premier -Lientenant, 
Sehrlinge darf mur ein Meifterd-Maat fommen. 2 GSeconde-Lientenantd, 2 Seconde-Lieutenant, 


Das etatmähigeDurhfcnittsgehalt berMeifters.| 1 Beldwebel, ı Teldwebel, 
Maate, Sanbmwerter * Lehrlinge foll das Ge-| 1 Bortepeefähnrih, 1 Vortepeefähnrich, 
rn eine® Handwerkers 2. Kate fein. 8 68.| + Sergeanten, n Gergeanten, 

ie definitive Einftellung fegt allemal einen an-| 9 Unteroffiziere, 13 Unteroffiziere, 
gemeffenen Probebienft voraus. $ 69. Als Lehr-| 5 Spielleute, 5 Spielleute, 
linge werben in der Regel mur Schiffsiungen! 16 Gefreite, 16 Gefreite, 
eingeftellt, welche wenigjtens ein Jahr zur See 112 Seeſoldaten, 210 Seeſoldaten, 
gedient haben und Anlage zu dem betr, Hand! 148 Köpfe. 250 Köpfe, 


werfe zeigen. $ 70. Die Emennung reſp. Ein«| 8 84. Beim Seebataillon jept die Beförder- 
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Marineperjonal. 


“ung zum Unteroffizier außer der —— der hilfe 3. Klaſſe iſt erforderlich: a) ſechsmonatlich 


bei der Infanterie der Landarmee gefte 


hüg-Erercitium und die Beförderung zum Ser- 


ten An |Dienftleiftung als Sagaretbgehifte 4. Klafle,_b) 
orderungen eine angemefjene Ausbildung im Ge-|gute Yührung, c) genügen e Application. 


98. 


ie Ernennung zum aſſe 


zarethgehilfen 2. 


geanten einen breimonatlihen Dienſt zur See ſetzt voraus: a) einjährige Dienſtzeit als Taza- 
voraus. $ 85. Die Zulaſſung zur Offizier-Ear-|rethgehilfe 3.laffe, od. achtzehnmonatliche Dienft- 
riere bedingt dad von einer inländiichen Wbitu-|zeit als Lazaretdgehilfe in der Landarmee, b) 


rienten-Prüjungscommiffion ausgeftellte Beugniß guite —— e) genũgende Application. 
ie 


der Reife für die Univerſität. 
VO. Marine-Stabswache. 


8 86. Die Marine -Stabswache beſteht aus: 
a) Stabs-Wachtmeifter (mit Feldwebeld-Rang), 
b) Stabs :Sergeanten (mit Unteroffizierd-Rang). 

87. Die Anzahl der Stabd-Wachtmeifter darf 
Hafen den zehnten Theil des gie Stabs⸗ 

achtperſonals betragen. 888. 
als Stabs⸗Sergeant iſt erſorderlich: a) ein Le— 
bensalter von wenigſtens 26 bis höchſtens 36 

ahren, b) lediger oder kinderloſer Wittmwer- 
Stand, c) fünfjährige Dienſtzeit in der Klaſſe 
der Unteroffiziere, d) vorzüglide Führung und 
bewieſener 2* aralter, e) genügende Schul- 
lenntniſſe. $ 89. Die Beförderung zum Stabs- 
Wactmeifter jegt voraus: a) dreijährige Dienft- 
zeit ald Stabs- Sergeant, b) bewährte vorzüg- 
lihe Führung, c) bewiejenen Dienfteifer und 
Tüchtigkeit. $ 90. Die — des Stabs ·˖ 
Wachtperſonals erfolgt auf Kündigung. $ 91. 
Das Stabswachtperſonal fteht am Lande zunächſt 
unter dem betreffenden Hafen-Major, und gehen 
alle Vorſchläge zu Anftellungen, Beförderungen, 
Entlaffungen ac. von demjelben aus, 

VIIL LZazarethgehilfen- Berjonal. 

$ 92. Die Functionen des Lazareth raue: 
Perſonals beftehen vorzugsweiſe: 3* in der Ver⸗ 
richtung der niederen chirurgiſchen Dienſte, b) in 
der Wartung der Kranken, c) in ber Beauffich- 
figung und a des —— und der 
Ulenſſlien deſſelben. 8 93. Das Lazarethgehilfen- 
Perſonal begreift folgende ar in ih: La» 
zarethgehilfen » Unteroffizier 1. Klaffe (mit Ser- 
geanten- Rang), Lazarethgehilfen » Unteroffizier 
2. Klaffe (mit Unteroffizier» ee: 
Lazarethgehilfen 1. Klafje mit Gefreiten-Rang), 

2 


a; . * mit 
£ .n Gemeinen-Rang), 
$ 94. Die 


offiziere 1. Klaſſe darf die Hälfte der Tazareth- 


Bur Anftellung 2 


99. 
efürderung zum LVazarethgehilfen 1. Klaſſe 
bedingt: a) smeilührige Dienftzeit ald Lazareth- 
gehilfe, wovon wenigjten® 3 Monate zur Ser, 
b) gute Führung, c) genügenden Ausfall ber 
vorgefchriebenen Keüfung d) Eapitulation as’ 
wenigſtens 3 Fahre. 100, Die Beförderung 
zum Yazarethgehilfen- Unteroffizier 2. Klaſſe er 
eiſcht: a) ein Lebensalter zwiſchen 25 und 5 
Jahren, b) einjährige Dienftzeit zur See, c) zwei 
jährige Dienitzeit als Lazarethgehilfe 1. Klaſſe 
) gute Yührung, e) vorzügliche Wpplication ' 
101. Zutazarethgehilfen-Unteroffizieren 1. Klaſt 
önnen nurtazarethgebhilfen-Unteroffiziere 2. Klaiie 
ernannt werden, welche ald foldhe 2 Jahre ge 
dient und ſich durch bejonberd gute Führung ı 
Upplication ausgezeichnet haben. $ 102. di 
Lazarethgehilfen jind den Werft-Matrojencompag 
nien attadirt, ftehen jedoch zunächſt unter den 
jenigen Aerzten, welden ſie zur Dienftleiftung 
in ewiejen Im, 8103. Alle Vorſchläge zu Ein 
telungen, Beförderungen, Entlafjungen zc. de 
Farin on re gehen von dem betr. 
Marineſtations⸗Arzte aus, 


IX, Marine-$ngenieure. 


[A. Allgemeine Beſtimmungen.) $ 104. Die 
Marine- Ingenieure gr zu ben höheren Ma: 
tinebeamten. 8 105. Diejelben zerfallen 1) den 
Functionen nah in: a) Schiffbau Ingenieur, 
b) Majdinenbau- Ingenieure, c) Hafenbau-Jw 
genieure; 2. dem Grade nad) in: a) Pirectoren, 
b) Ober» Ingenieure, c) Ingenieure, d) Unter 
Ingenieure. $ 106. Bei den Beförderungen ik 
die Anciennetät nicht maßgebend, 

[B. Schiffbau: Ingenieure.) $ 107. Zur Ar 
nahme als Se — oder Schif* 
bau-Unter »- Ingenieur ift erforderlich: a) gut 
Zeugniffe über Führung u. praftiiche Yusbildung, 
b) sehe Ausfall der vorgeichriebenen thr% 
retiichen u. c) technijchen Prüfung. $ 108. Die 


m 


—— 
Hal der Lozarethgehilfen- Unter | Beförderung zum Ober-Schiffsbau- Ingenieur jert 


voraus: a) dreijährige Dienftzeit als Schiffäbaw 


rer 2. Klaſſe nicht überkeigen. Ingenieur, b) in der Regel einjährige Dienftzeit 


uf 10 Lazarethgehilfen darf nie mehr als ein 
Lazarethgehilfen- Unteroffizier fommen. — Das 
— 
hilfen⸗Unkeroffiziere und 
das —— eines en 2, Klaffe fein. 
$ 95. Das Ba en· Perſonal wird er- 


gänzt entweder aus Perjonen, welde ihrer Dienft-| baumwe 
— oder aus ben der ſſchriebenen 
rigen Mannjchaften, welche nad] zum Ober- 


pflicht bereits 


enügt 
Marine — 


an Bord eines Kriegsſchiffes. 
[C. Maſchinenbau⸗ Ingenieure.) $ 109. Zur 


ige —— der Lazarethge- | Annahme ais Mafcdinenbau-Fngenieur od. Ma 
azarethgehilfen foll — Beunnike ac5 Aühene ift erforderlih: a) 


Bi Beugniffe über Führung u. praftifche Aus 
an b) angemefjene Kenntniß des Scifid- 

end, c) genügender Ausfall der vorge 
rüfung. $ 110. Die Beförderung 
aſchinenbau⸗ Ingenieur ſetzt voraus: 


ae Ausbildung im Waffendienite ſich a) dreijährige Dienftzeit als Mafchinenbau- In— 


eiwillig in dafjelbe melden. 


$ 96. Der Dirnft|genieur, b) einjährige Fahrzeit an Bord eines 


als Lazarethgehilfe 4. Klaſſe ift allemal ein Probe» | größeren Dampfſchiffes. 


dienft. Die Zulaffung wird von dem genügen- 


[D. Hafenbau» Ingenieure.) $ 111. Zur Am 


den Ausfalle der — Prüfung be-|nahme als Hafenbau-Ingenieur oder Hafenbau— 


dingt. & 97. Zur 


inſtellung als Lazarethge-!Unter- Ingenieur iſt erforderlich: a) gute Zeug« 


Marincftationen. 


nifje über 


mefjer und Wajjerbaumeifter. $ Die Be- 
förderung zum Ober- Hafenbau »- Ingenieur F 
voraus: a) eine RE Dienstzeit ald Hafen- 
bau-Ingenieur, b) die Oualification als Land 
Banker 


X. Marineverwaltungd3-Beamte. 
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gührung und praftiiche Ausbildung, Beamten nad) abgelegtem Eramen hängt von ber 
b) genügender Ausfall der er. als Feld« |bewiejenen —* 


cation ab. 

XI. Marine⸗-Geiſtliche, Auditeure und 
Aerzte. 

8 126. Rüdfichtlih der Marine » Geiftlichen, 


"|Marine-Auditeure und Marine»Werzte fommen 


bi3 auf Weiteres bie für die Geiftlihen, Audi« 
teure und Aerzte der Landarmee geltenden Be— 


8 113. Bu dem höheren Beamten der Marine- |jtimmungen zur Anwendung. 


verwaltung gehören: die Marine - Intendanten, 


g 
Marineftationen (Werfte, Depots, Anten« 


die Marine- Intendanturräthe, die Marine» Yn-|danturen). 


tendanturafiefioren, die Marine-Intendantur-Re- 
ferendarien, die Marine » Intendanturausculta- 
toren. & 114. Den Subalternbeamten der Ma- 
rineverwaltung werben — Marine · Se⸗ 
cretäre (Intendantur⸗-Secretäre, Antendantur- 
Regiftratoren, Magazin-Berwalter ꝛc.). $ 115. 
Bu den unteren Beamten der Marineverwaltung 

ehören: die Dber-Marinejchreiber, die Marines 
Ppreiber 1. Klaffe, die Marineihreiber 2. Klaſſe. 
S 116. Bur Bulaffung als Marine-Auscnitator 
iſt erforderlich: a) körperliche Thüchtigkeit, b) ein» 
jähriger Dienft als Gerichtsauscultator. & 117. 
Die ennung zum Marine-$ntendantur-Rere- 
rendarius jeht voraus R% a) zweijährige Beichäftig- 
ung al3 Marine-Intendanturauscultator, b) gute 
Beugnifie über Ausbildung und Application, c) 
genügenden Ausfall der vorgejchriebenen Prüfung. 
5 118. Die Ernennung zum Marine-Intendanturs 

ſſeſſor erheifcht: a) einjährige Dienitzeit an Bord 
eines Kriegsſchiffes, b) gute Zeugnifje über App- 
lication, c) genügenden Ausfall der vorgeichrier 
benen Prüfung. 119. Bur Anftellung als 
Marinejchreiber 2, Klaffe ift erforderlich: a) Lör- 
perliche Tüchtigfeit, b) gute Führung, c) eine 
Schulbildung, melde der Tertia eines Gymna⸗ 
jiums oder der Gecunda einer ran Bürger: 
ſchule entipricht, d) zweijährige Beihäftigung im 
Subalternendienfte als Applicant, e) genügender 
Ausfall der vorgeichriebenen Prüfung, f) Genüg- 
ung der Militärpflidt. $ 120. Die Ernennung 
zum Marincjchreiber 1. Klaſſe jegt voraus: a) 
gute Zeugniſſe über Sührung. und Dieniteifer, 
b) einjährige Dienftzeit als Marinefchreiber 2. 
Klaſſe. 8 121. Die Ernennung zum Ober-Ma- 


DOrganijationd-Reglement 
ür die Marineftationd-Commando3, 
die Werften, die Depot3 u. die Marine- 
Sntendanturen, vom 19. Juni 1862, 
81. Die Küften Preußen? und Oldenburgs, 
fetere in Bezun auf die nad dem Gtaatäver- 
trage vom 20. Juli 1853 von Preußen zu ge- 
mwährenden See- und Küftenichut, merben mit 
Einichluß der angrenzenden Gewäſſer in 2 Ma« 
rineftationen: die Marineftation der Diftfee, die 
Marineftation der Nordſee, getheilt.) $ 2. Die 
Marineftation der Oſtſee 27 alle preußiſchen 
Häfen und Küſten der Oſtſee, ſowie die inner— 
halb letzterer ſich befindenden preußiſchen Kriegs— 
fahrzeuge. — Zur Marineſtation der Nordſee 
gehört das preußiſche Gebiet an der Nordſee, 
die oldenburgſche Küſte, ſowie die innerhalb der 
Nordſee, des Stagerrad® und des Kattegats be— 
findlichen preußiſchen Kriegsfahrzeuge. 88. Die 
jeder Morineftation in Commando » Angelegen- 
heiten vorgefetste Behörde ift das Marineftationg- 
Sommanbo. 8 4. Die Werften u. Depots der 
Marine werben durch Behörden, welche den Na- 
men „Werft“ reip. „Depot“ führen u. dem Ma- 
eineminifterium direct untergeordnet find, ver- 
waltet. 8 5. Die Marineftationd » Intendantur 
wird unter dem Namen „Marine- Intendantır“ 
mit der bisherigen Stellung einer Provinzial 
Behörde dem Obercommando der Marine zuge- 
ordnet. 
I. Marineftationd-Eommando3, 
Er 


8 6. An der Spitze jeber Marineftation 
ein Marineftationd-Chef, welchen ftet3 ein 


rinejchreiber erheiiht: a) vorzügliche BeugniffelOfficier fein fol, $ 7. Der Marineftations-CHef 
über Führung und Dienfteifer, b) einjährigen] hat die Zunctionen a) eines militäriichen Vefehls- 


Dienft zur See in einem Bermwaltungdzweige.|haberd der Station, b) eines Inſpecteurs der 
N 122. * Anſtellung als Marine-Secretär berftechnifchen Inſtitute (Werften, Depots). — Die 
ingt: a 


gr Führung, b) einjährigen Beſuch Revifion diefer Inſtitute erfolgt nach einer be- 
der eriten Klaſſe eine® Gymnafiumd oder Beug-|jonderen Inſtruction. — Bur Ausübung diefer 
niß ber Neife von einer höheren Bürgerjchule, | Functionen ift ihm das erforderlihe Perfonal 
ce) dreijährige Beihäftigung im Gubalternen-|beizugeben. $ 8. Ihm ift die maritime Küften- 
dienfte, darumter ein Seh: zur See, d) genügen-|vertheidigung, die Sicherheit der Kriegshäfen, 
den Ausfall der vorgejchriebenen Bethung, e)|der Werften u. Depots, ſowie die Marinepolizei 
Gerrügung der Militärpflicht. $ 123. Ulle Vor-|über die Rheden anvertraut. $ 9. Er Hat den 
ſchläge zu Anftellungen, Beförderungen, Entlafje|Bejehl über das gefammte Marineperfonal der 
ungen 2c. der Secretäre und Gchreiber gehen|Station (ſoweit dies nicht zur Werft gehört), 
vom Stationd-Intendanten aus. & 124. Das alſo auc über die Matrofen- u. Echiffsjungen- 
—— — nie ei der unteren Ma-| Divifion, die Werftdivifion und Stabswache, ſo⸗ 
tineverwaltungs-Beamten joll jtet3 das Gehalt wie das Seebataillon u. die demſelben attadhjir- 
eines Morineitjreibers 1. Klaſſe jein. 8 125.|ten See-Nrtilleriecompagnien; über bie Küften- 
Die weitere Beförderung der Marineverwaltungd-| Forts und Batterien, ſoweit Diefelben von der 
— — Marine abhängen; über die von der Station 


1) Yert iſt noch die Marineſtation in Kiel dazu gekommen. 


ı) S. Allerh. Erlaß, betr. die Prüfung für den höheren 
Marine-Intendanturdienft vom 2, April 1857. 
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Marineftationen. 


ans in Dienſt geftellten, im Bereiche berjelben richtsherrlichen Befugniſſe bes Stations -Chefẽ 


befindlichen 
langenden 8 
nem Commando entzogen find, endlich über das 
Lootſen ⸗ und Baakenweſen, ſoweit es von Der 
Marine reſſortirt. 10. Ihm ſteht zu: bie 
höhere Gerichtöbarfeit eined Divifionscomman- 
deurd der Landarmee über alle Berjonen des 
Seemannd- und Militärftandes der Station, u. 
zugleich auch die niedere Geridjtäbarfeit über 
die Werftdivifion u. alle Seeleute und Militärs 
der Station, deren Befehlshaber nicht mit Ger 
richtsbarleit verjehen ift. Auch erftredt ſich feine 
Gerichtöbarkeit über alle im Marinewacht-, Werft- 
und Bolizeidienit der Station, von Perſonen des 
Seemannd- und Militärftande3 der Station ber 
übten Vergehen und Verbrechen; die Vertheilung 
des der Station überwiejenen Erfages nach den 
verjchiedenen Corps; die Annahme und Beför- 
derung der Mannjhaften vom rg “ exel. 
abwärts, mit Ausnahme der Kadetten; die Ueber- 
weijung der zur Entlafjung kommenden Perjonen 
an die betreffenden Controlbehörden; die See— 
eommandirungen der Mannſchaften vom Ded- 
Dffizier incl. abwärtd, mit Ausnahme der Ka- 
detten; die Auswahl der einzelnen Berjonen nad) 
den Vorſchlägen der Commandenrd der Matro- 
fen- und Werftdivifion und des Seebataillons; 
die Beurlaubung der Offiziere, jowie der oberen 
Beamten bis auf vier, aller übrigen Untergebe- 
nen bis = 6 Wochen; die Ertbeilung von Hei- 
rathsconſenſen an die Mannfhaften vom Ded- 
Offizier incl, abwärts. $ 11. Er ift verantwort- 
lich: für die Evidenthaltung des gejammten Ma— 
rineperjonal3 der Station, fowie der Geedienit- 
pflihtigen, der Marinerejerven u. der Seewehr 
der betrefienden Bezirke, in oberer Inſtanz für 
die Ausbildung des gefammten F untergebenen 
Marineperſonals; für ſtrenge Aufrechthaltung der 
Disciplin; für zwed- u. vorſchriftsmäßige Aus— 
und Abrüftung der Fahrzeuge. $ 12. Ohne Ger 
sehmigung darf er den Stationscommando Ort 
nicht über 24 Stunden verlaſſen. — In allen 
Fällen der Verhinderung oder der Abweſenheit 
wird er, wenn nicht ein Anderes bejtimmt twird, 
im Commando durch den ältejten Stabsoffizier 
des See⸗-Offiziercorps der Station vertreten. 


od. in den Bereich der Station ge- betreffenden Angelegenheiten und verfieht gleich- 
ahrzeuge, ſoweit diefelben nicht ſei— a bie Sunctionen des Rechtöconfulenten ber 
t. 


erft. $ 17. d) der Marineftationd - Prediger 
ift Referent für alle geiftlichen Angelegenheiten 
und leitet den geiftlichen Dienit. 


I. Die Werften. 


8 18. Das Refjort der Werft umfaßt: den 
Schiffbau, den Maſchinenbau, den Hafenbau, die 
Ausrüftung, die Armirung der Fahrzeuge, bie 
Aufftelung des Bebarf3 an Materialien u. Ber 
ftimmung über die Beichaffenheit derfelben, die 
rechtzeitige Anſchaffung der nöthigen Borräthe, 
die Aufbewahrung und Verwendung derjeiben. 
1 An ber ae 3 jeder Werft fteht als Ober 

erftdirector ein See-Dffizier, und unter ibm 
als Referenten und ausführende Organe die Di- 
rectoren für die Ausrüftungs-, die Nrtillerie-An- 
gelegenheiten, den Schiffbau, den Maſchinenbau, 
den Hafenbau, die Verwaltung. $ 20. Ber 
Ober-Werftdirector hat die Ober-Aufjicht u. die 
obere Leitung fänmtlicher Dienftzweige, Etablifje- 
ments und Magazine der Werft und den Befehl 
über das gejfammte Marineperjonal der Werft. 
— Er iſt verantwortlich dafür, daß fich die ge- 
ſammte Werftverwaltung in fteter Uebereinſtimm 
ung mit den Anordnungen des Marineminifte- 
riums befindet, hat jede VBerwendumg. von Geld, 
Material und Arbeitskräften zu vertreten, ſowie 
die Verantwortlichkeit für die Sicherheit der 
Werft, ihrer Vorräthe und fämmtlicher im Be- 
reiche der Werft liegenden, außer Dienft befind- 
lichen Schiffe und Fahrzeuge. — Den Geichäfts- 
gang ber Werft werben — vom Marine 
Minifter zu ertheilende Beitimmungenregeln. 821. 
Dem Ober: Werftdirector jteht zu: die Disciplinar- 
Strafgewalt eines Regiment3-Conmandeurs der 
Sandarmee über die zur Werft gehörigen und, 
joweit ed Vergehen im Werjtdienite betrifft, über 
die zum Werftdienfte commandirten Offiziere u. 
Mannſchaften. — Als Dienjtuorgeichter der Be- 
amten der Werft ift er nad) den darüber be 
jtehenden Gefegen zu Warnungen, Verweiſen, 
ur Berhängung von Geldbußen bi3 zu 30 M, 
—— von Arreſtſtrafen gegen die Unterbeamten 
bis auf die Dauer von höchſtens 8 Tagen be— 


5 13. In allen dringenden Fällen iſt er auch fugt; das Recht der Annahme u. Entlafjung dei 
ohne höhere Befehle berechtigt und verpflichtet, |Urbeiterperjonald und die Berjegungen der Ars 
die zur Abwendung der im Berzuge liegenden|beiter in höhere und nicdere Gehaltäffafjen, auf 
Gefahr erforderlichen Maßregeln jelbitändig an-|Untrag der Vorſteher der betreffenden Dienft- 
zuordnen, jedoch jofort verantwortlich darüber|zweige, innerhalb der Etat3; die Beurlaubung 
berichten. $ 14. Unter dem Stations-Cheflder Offiziere u. der oberen Beamten der Werft 
eben: a) der Hafenmajor, dem bie ſpecielleſbis auf eine, die der übrigen Chargen bis auf 
Leitung des Polizeidienftes im Hafen und aufj2 Woden. $ 22. Ohme Genehmigung darf er 
der Rhede obliegt. $ 15. b) der Marineftations- |den Stationsort nicht über 24 Stunden verlaffen. 
Arzt, welcher Referent für alle Angelegenheiten|$ 23. In Fällen der Verhinderung od. der Ab« 
de3 Sanitätsdienſtes umd aller damit in Ber-|wejenheit wird er, wenn nidjt ein Anderes bes 
bindung ftehenden polizeilichen und diätetiſchen |jtimmt wird, vom nächſtälteſten Offizier der Werft 
Anordnungen ift. — Derjelbe leitet zugleich unter | vertreten, $ 24. Der Ausrüftungsdirector ift 
dem DMarineftationd-Chef den gefammten Sani-|ftet3 ein See-Dffizier. 8 25. Sein Dienft ums 
tätsdienft; er jorgt für Ausführung der bezüg- faßt: 1) Alle Angelegenheiten, welche die Aus— 
lichen Vorſchriften u. nimmt Theil an den Ne: |und Abrüftung der Fahrzeuge betreffen; 2) Die 
an der mebicinifh-Ötonomijchen Vorlagen. Ueberwachung aller ſchwimmenden, nicht im Dienft 
16. ce) Der Marinejtationg-Auditenr ift richters |befindlihen Fahrzeuge im Bereiche der Werft, 
iher Beamter für alle die Ausübung der ge-jihre Reinhaltung, Auspumpung, Lüftung 2c.; 3) 
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die Ueberwachung u. —— aller zum Reffort; genieurperfonal ſteht das polizeiliche Aufſichts- 
der Werft gehörigen Tafel» u. Segelgegenjtände;|vecht über die ihnen zugemwiejenen Mannſchaften 
4) das Berholen und Bertäuen, Kielholen und und Arbeiter, namentlich die Befugniß zu, die» 
Auffchleppen, Ein» u. Ausdoden, überhaupt alle|felben eintretendenfalls arretiren zu lafjen. $ 36. 
Bewegungen der Fahrzeuge innerhalb der Werft;|Sie haben die Bertheilung des ihnen untergebe- 
5) die Reinhaltung der Werft; 6) die zur Her-Inen Perjonald zu dienftlihen Sweden und das 
ftellung von Yusrüftungsgegenjtänden fpeciell be⸗ Recht des Vorſchlags für Annahme, Beförderung 
ftimmten Wertitätten, ald: Tafelboden, Seilerei, und Entlaſſung deſſelben. $ 37. Jeder Director 
Segel» und Blodmaderei, Brabant 2c.; 7) die iſt dafür verantwortlih, daß alle Verfügungen 
Aufbewahrung de3 Steuermanndetaild; 8) die ſeines Reſſorts zwedentiprechend u. den beitehen- 
— und Erhaltung der Werft-Feuer-|den Vorſchriften gemäß erlaſſen werden, u. daß 
ſpritzen. $26. Der Artilleriedirector fteht Allem | ſeinerſeits nichts verabjäumt wird, um diejenigen 
vor, wa3 auf die Bewaffnung Bezug hat. $ 27. Anordnungen rechtzeitig herbeizuführen, welche 
Diejer Dienjtzweig umfaßt daher: 1) Alle An⸗ das Intereſſe des Dienjtes erheiicht. Insbeſon— 
gelegenheiten, betreffend die Armirung der Fahr⸗ dere haftet er für zwed- und vorſchriftsmäßige 
zeuge und aller von der Marine abhängigen | Ausführung der Arbeiten, für angemejjene Ber- 
Batterien, alle artilleriftiichen Arbeiten, ald:|wendung de3 Materiald und für Befolgung der 
das Probiren der Feuerwafſen u, des Bulvers 2c.;|betreffenden Vorjchriften über Verwaltung und 
2) die Ueberwachung, Sortirung und Erhaltung | Verrechnung. $ 38. Die Directoren find neben 
aller Arten von Waffen, Munition und Fener-|den Magazin» Borftehern verantwortlich für die 
werlöförpern 2c.; 3) die zur Herftellung von Ar-| Urt der Aufbewahrung der betr. Werfivorräthe. 


Mearineftationen, 


tilleriegegenftänden fpeciell bejtimmten Werkität- 
ten, ald: Büchſenmacherei, Zafettenmacherei, Zeug: 
fchmieden, Laboratorien 2c.; 4) die Aufbewahr- 
ung und Bewachung des 
und ber Waffen. $ 28. Der Schiffbau-PDirector. 
Der Dienftzweig ded Sciffbaudirectord umfaßt: 
1) den Neubau ber Sahrzenge, die Herftellung 
von Rundhölzern zc., jowie die Unterhaltung der 
einen wie der anderen; 2) die Hellingen u. die 
übrigen für den Schiffbau fpeciell beftimmten Wert» 

ätten, ald: Zifchlereien, Vootsbauereien, Chiff- 
chmieden, Schloffer- u. Anftreicherwerfftätten ꝛc.; 
3) das Wraden u. Sortiren der Schifjbauhölzer. 
8 29. Der Majchinenbaw- Director. Der Dienft- 
zweig des Maſchinenbau⸗Directors umfaßt: 1) 
den Bau und die Unterhaltung der Maſchinen; 
2) die für den Maſchinenbau ſpeciell beſtimmten 
Werkſtätten, als: Gießereien, Keſſelſchmieden, Ma—⸗ 
ſchinenwerlſtätten ꝛc. 6 Der Hafenbau-Bi- 
rector. Der Hafenbau-Director fteht dem Land: 
und Wafjerbaumejen vor. $ 31. Diejer Dienit- 
zweig umfaßt: 1) die Herftellung und Unterhalt: 
ung der der Marine zugehörigen Gebäude, Hel- 
lingen, Schleufen, Brüden, Molen, Quais, Boll- 
werte, Baſſins, Dods, Zäune ꝛc.; 2) die für den 
Land- und Wafferbau jpeciell beftimmten Werk— 
ftätten u. die Uusbaggerung des Hafens. $ 32. 
Der Vermwaltungsdirector. Der Dienft ded Ver 
waltungsdirectord umfaßt die Bearbeitung aller 
Verwaltungs» Angelegenheiten der Werft, insbe» 
—— 1) die Geldverpflegung des geſammten 

erftperſonals; 2) die Anſchaffung und Ueber— 
weiſung der für die Werft erforderlichen Ver— 
pflegungs⸗, Bekleidungs⸗ und ſonſtigen Materia- 
lier, von Geld, Gebäuden ꝛc.: 3) die Zujanmen- 


$ 39. In Berhinderungdfällen werden die Ti- 
rectoren, wenn nichts Anderes beftimmt ift, von 
dent ihnen in ihrem Dienftzieige zunächitftehen- 


Kulvers, der Gejchofje|den Offizier rejp. Beamten vertreten. 


III. Die Marinebepot3, 
$ 40 Un der Spike des Depots fteht der 
Marinedepot-Director, der in der Regel ein See— 
Difizier jein jol. $ 41. Der Marinedepot- Di- 
rector hat den Befehl über das gejammte Ma- 
rineperjonol des Depots, bie Disciplinarjtraf- 
gewalt eine Regimentscommandeur3 der Land- 
Urmee, und in Bezug auf dad Depot und das 
Perjonal defjelben alle Rechte und Pilichten wie 
der Ober-Werftdirector in jeinem Reſſort. $ 42. 
Ohne höhere Genehmigung darf er den Ort des 
Depot3 nicht, über 24 Stunden verlaſſen. In 
Berhinderungsfällen wird er vom nädhitälteften 

Offizier vertreten. . 


IV. Die Matrojen- und Schiffsjungen- 
Di viſion. 


$ 43. Die künftige Organiſation der Matro- 
jen-Divifion, welcher die Schiffsjungen-Divifion 
attachirt ift, wird einer bejonderen Beftimmung 
vorbehalten. — Der Kommandeur hat die Ge: 
richt8barfeit u. Disciplinarftrafgewalt eines Re— 
gimentöcommandeurs der Landarmee, 


V. Die Verftdipifionen. 

8 44. Die Organifation der Werftdivifionen 
wird einer Revifion der bisherigen Bejtimmungen 
vorbehalten. 

VL Das Seebataillon. 
F 45. Das Seebataillon ift vorzugsweiſe be 


ellung der Etatsvoricläge in Bezug auf Persiftimmt zum Garnijondienfte in den Marine» 
onal u. Material; 4) die abminifirative Ueber-|Etabliffementd u. am Bord Sr. Majeftät Schiffe. 


wahung und Controlirung der Werftmagazine 
und Kaſſe. 
fehle der reſp. Directoren jtehen alle in ihrem 
Dienftzweige verwendeten Perſonen. $ 34. Die 
Directoren leiten u. überwachen die 


— Die Bejtimmung der dem Seebataillon atta» 


$ 33. Unter dem unmittelbaren Be-| Hirten See-Artilleriecompagnien ift die Verthei« 


digung der Hafen» und Küftenbefeftigungen , jos 
wie die Ausführung artilleriftiiher Arbeiten. 


usbildung|S 46. Uuf das Seebataillon u. die Seeartillerie 


des ihrem Dienftzweige angehörenden Perſonals. finden, jomweit nicht ein Anderes beftimmt ift, die 
35. Den Directoren der einzelnen Dienftzweige, | für die Infanterie refp. Artillerie der Landarmee 
owie dem ihnen untergebenen Offizier» u. In⸗ geltenden Dienft- u. Ausbildungsvorjchriften mit 
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ber Maßgabe Anwendung, daß erſteres in Be-jtreten. F 52. Sie iſt dem Marineminifterium 
treff ſeiner Ausbildung im Infantericdienfte der unmittelbar untergeben und ſteht zu dem Ober— 
Inſpection des damit beauftragten Brigadecom⸗ Commando der Marine in dem Verhältniſſe der 
mandeurd der Infanterie, die Seeartillerie da- | Militär- Intendanturen zu den Generalcomman- 
egen, behufs ihrer Ausbildung im Feſtungs- dos. — Die Geihäftsführung derjelben wird eine 
Nichileriedienfte, ber ihrem Garnifonorte ent-|bejondere Dienft-Fnftruction regeln. 
ſprechenden Feftungsartillerie und denſelben Jn-| Mark ift der zehnte Theil der deutichen Reichs- 
jpicirungen wie dieſe unterworfen ift. 8 47. Goldmünze (139°/, Stüd aus einem Pfunde fei- 
Der Commandeur des Ceebataillond hat die Ge-Inen Goldes); fie ift die Rechnungseinheit der 
richtöbarfeit eined Negimentscommandeurd der Reichsgoldwährung. 
Landarmee und das Recht zur Beurlaubung auf] Markenſchuth. 
8 Tage für Offiziere zc. und von 14 Tagen für]| Reichsgeſetz v. 30. November 1874: 
die niederen Chargen. i 8 1. reg —— 5 im Han⸗ 
elsregiſter eingetragen iſt, können Zeichen, welche 
VII Die Narine-Intendantur.) zur Unterjheidung ihrer Waaren von den Waaren 
8 48. Die Marine- Jntendantur hat die ihr anderer Gewerbetreibenden auf den Waaren ſelbſt 
in den nachfolgenden Paragraphen zugewieſenen oder auf deren Verpadung angebradjt werden 
Functionen in Webereinftimmung mit den allge- [jollen, zur Eintragung in das Handeläregifter 
meinen Staatöverwaltungs-Grundfägen und den|de3 Ortes ihrer Hauptniederlaffung bei dem zu- 
befonderen Verwaltungsvorſchriften u. Etats der|jtändigen Gerichte anmelden. 82. Der Anmeld» 
Marine auszuüben u. durch umfichtige Berwalt- [ung muß eine deutliche Darftellung des Waaren- 
ung die Zwede der Marine zu fürdern und das zeichens ($ gg einem Berzeichniß der Waaren- 
Interefje der Staatätafje wahrzunehmen. $ 49. gattungen, für welche das Zeichen beftimmt ift, 
Der Gejchäftstreiß der Marine-Intendantur um- mit der Unterjchrift der Firma verfehen, beige- 
iaßt die Verwaltungsangelegenheiten fämmtlicher |fügt fein. $ 3. Die Eintragung von Waaren- 
Marinetheile der im Dienfte befindlichen Fahr- zeichen, deren Benugung für den Anmeldenden 
zeuge und der Auftitute der Marine, mit Aus- landesgeſetzlich geſchützt ift, ferner von ſolchen 
ſchlüß der Werften und Depots, u. erftredt ſich Zeichen, welche bis zum Beginn des Jahres 1875 


auf: die Kafjen-Euratel, die Geldverpflegung, 
die Bekleidung, die Naturalverpflegung, die Gar- 
nifonverwaltuug, die Lazarethverwaltung, die 
Verwaltung ber Erziehungd- und Bildungdan- 
"alten, das Invalidenweſen, bie Nevifion und 
Abnahme ſämmtlicher Geld-, Materialien- und 
Inventarienrehnungen mit Einſchluß der Werf: 
ten und Depots. 8 50. Sie bildet die entjchei- 
vende Disciplinarbehörde erjter Inftanz in Un- 
jehung der bei ihr angeftellten und ihr unter- 
geordneten, nicht vor den Diöciplinarhof gehör- 
enden Marinebeamten, einſchließlich der Marine- 
verwalter und ——— er auf den Werften 
und Depots. $ 5l. Sie iſt innerhalb des Etats 
und m Mafgabe der ihr ertheilten Bermwalt- 
ungsvorſchriften in allen Angelegenheiten ihres 
Neflort3 befugt, jelbfländig zu verfügen, Rechte 
und Verbindlichkeiten im Namen des Fiſeus zu 
übernehmen und denfelben in Procefjen zu ver- 


1) &, aberAllerh. Erlaß, betreffend die Beränderungen 
ter Organifation der Marine-Intendantur vom 18. Juni 1872: 
Auf Ihren Bortrag genehmige Ich die Veränderung der jetzi— 
gen Örganifation der Warinesntendantur, unter gleichzeitiger 
weg der Beziehungen, in welchen diefelbe nad) Maßgäbe 
Meines Erlafied vom 19. Juni 1862 und ber infolge deijelben 
ergangenen Ynftructionen zu ben Werften fteht, dabin, daß 
diefe Behörde in zwei Etationsintendanturen, deren Borfieher 
Diarinesintendanturräthe mit dem Amtscharafter als Etati- 
ons⸗· Intendanten fein follen, getbeilt, und eine derfelben, be: 
ftimmt für die Darineftation der Oftfee, nad) Kiel, die andere, 


beftimmt für die Diarineftation der Wordiee, nach Wilbelms: |— Die Koſten der Bekanntmachung der 


haben verlegt werde. Ebenfo genehmige Ich die Einſetzung 
eines Decernats für Redynunasrepifion in ber Admiralität, 
auf welches die bisherigen Geſchäfte der Marine-Intendantur, 
foweit fie die technifhen Ymftitute der Marine betreffen, über: 
zugeben baben und mel aufierdem nod andere geeignete 
Tienftgeihäfte nach dem Ermeffen des Chefs der Adiniralität 
su überweiſen find. Das Perfonal diefed Decernats, mit Ein: 
chluß des Decernenten, ift von der Varine-Intendantur zu ent: 
nehmen. Die Anstührımg beider Mafregeln bat am 1. Oct. 
d. I. zu erfolgen. Die Inftructionen für die Stationsinten: 
dan’uren, forie für das Tecernat für Rechnungsreriſion in 
der Admiralität, hat der Chef derfeiben zu erlaffen. 


im Verkehr allgemein al3 Kennzeichen der Waaren 
eines bejtimmten Gewerbetreibenden gegolten 
haben, darf nicht verfagt werden. — Im liebri- 
gen it die Eintragung zu verfagen, wenn bie 
Zeichen ausſchließlich in Zahlen, Buchſtaben od. 
Worten beftehen, oder wenn fie Öffentliche Wappen 
oder Aergerniß erregende Darſtellungen enthalten. 
$ 4. Die Eintragung erfolgt unter der Firma 
des Unmeldenden. Die Zeit der Anmeldung ift 
dabei zu vermerken. Gelangt ein bereits einge 
tragene8 Waarenzeihen aus Anlaß der Verleg— 
ung der Hauptniederlaffung wiederholt zur Ein- 
tragung, jo ift dabei Die zn der editen An. 
meldung zu vermerken. $ 5. Auf Antrag dei 
Inhabers der Firma wird bad eingetragene 
Waarenzeichen gelöſcht. — Bon Amtswegen er: 
folgt die Löſchung: 1) wenn die Firma im Han- 
belsregifter gelöjcht wird; 2) wenn eine Aender⸗ 
ung ber Firma und nicht zugleich die Beibehalt- 
ung des Beichend angemeldet wird; 3) mwerm 
jeit der —— des Zeichens, ohne daß dei 
jen weitere Beibehaltung angemeldet worden, od. 
jeit einer folden Unmeldung, ohne daß Diefelbe 
wiederholt worden, zehn Jahre verflofien find; 
4) wenn das Beichen nad $ 3 nicht hätte einge- 
tragen werden dürfen. 8 6. Die erjte Eintrag» 
ung und die Löſchung eines Zeichens wird im 
„Deutſchen NReichs » Anzeiger“ befannt — 

intrag⸗ 
un 5 der Inhaber der Firma zu tragen. 
F 7. Für die erfte Eintragung eines Zeichens, 
welches Iandesgefeglih nicht geſchützt ift, wird 
eine Gebühr von 50 M entrichtet. — Bon ber 
Entritung einer Gebühr für die Eintragung 
ſolcher Zeichen, melde bis zum Beginn des 
Jahres 1875 im Verkehr allgemein als Kenm— 
zeichen der Waaren eines beitimmten Gewerbe 
treibenden gegolten haben, können die Landesre- 


Markenſchutz. 


817 


gierungen entbinden. — Andere Eintragungen, dieſem Geſetze ge ren ng fann 


und Löfhungen gejchehen unent > 88. 
Dad Recht, Waaren oder deren VBerpadung mit 
einem für diefe Waaren zum Handelsre up 
angemeldeten Zeichen zu verkehen ober auf jolche 
Art bezeichnete Waaren in Verkehr zu bringen, 
jteht dem Inhaber derjenigen Firma, für melde 
zuerjt die Anmeldung bewirkt ift, ausſchließlich 
u. $ 9. Auf Waarenzeichen, welche landesge- 
Pefgfich geihügt find, ferner auf ſolche Zeichen, 
welche bis zum Beginn des Jahres 1875 im 
Berfehr allgemein ald Kennzeichen der Waaren 
eines bejtinımten Gemwerbetreibenden gegolten 
Haben, kann durd) die Anmeldung außer den ge- 
— geſchützten oder im Verkehr allgemein an— 
erfannten Inhabern Niemand ein Recht ermwer- 
ben, fofern diefe vor dem 1. Oct. 1875 die An- 
— bewirken. $10. Durch die Anmeldung 
eine? Waarenzeichens, welches Buchſtaben oder 
Worte enthält, wird Niemand gehindert, feinen 
Namen oder jeine firma, jei es aucd in abge- 
kürzter Geftalt, zur Kennzeichnung feiner Waaren 
zu gebrauden. — Auf Waarenzeihen, welche 
bisher im freien Gebrauche aller oder gewiſſer 
Klaffen von Gemwerbetreibenden ſich befunden 
haben, oder deren Eintragung nicht zuläſſig ift, 


kann duch Anmeldung Niemand ein echt er- 
werben, 11. Der Inhaber einer Firma, für 


welche ein Waarenzeichen eingetragen ift, hat 
dafjelbe anf Verlangen Desjenigen, welder ihn 
von der Benutung des Zeichen! auszuichließen 
beredhtigt ift, oder jofern das Waarenzeihen zu 
den im $ 10 Abf. 2 erwähnten gehört, auf Ber: 
langen eines Betheiligten Löfchen zu laſſen. $ 12. 
Das durd die Anmeldung eines Waarenzeichens 
erlangte Recht erliicht: 1) mit der Burüdnahme 
der Anmeldung, oder mit dem Antrage auf Löſch— 
ung jeitens des Inhabers der berechtigten Firma; 
2) mit dem Eintritte eines der im $5 Nr. 1—3 
bezeichneten Fälle. 818. Jeder inländiihe Pro- 
ducent oder Handeltreibende kann gegen Denjeni- 
gen, welcher Waaren oder deren VBerpadung mit 
einem für den Erfteren nad) Maßgabe diejes 
—— zu ſchützenden Waarenzeichen oder mit 
dem Namen oder der Firma des Erſteren wider— 
rechtlich bezeichnet, im Wege der Klage bean— 
tragen, daß derſelbe für nicht berechtigt erklärt 
werde, dieje Bezeichnung zu gebrauchen. — Des: 
gleichen fann der Producent oder Handeltreibende 
egen Denjenigen, welder dergleichen widerredjt- 
Vieh bezeichnete Waaren im Verkehr bringt oder 
feilpält, im Wege der Klage beantragen, daß 
derjelbe für nicht berechtigt erklärt werde, jo be» 
zeichnete Waaren im Verkehr zu bringen oder 
feil zu halten. $ 14. Wer Waaren oder deren 
Berpadung wifjentlih mit einem nad) Maßgabe 
dieſes Gejeges zu ſchützenden Waarenzeichen, od. 
mit dem Namen oder der Firma eines inländi- 
ſchen Producenten oder Handeltreibenden wider» 
rechtlich bezeichnet, oder wiſſentlich dergleichen 
widerrechtlich bezeichnete Waaren in Berfehr 
bringt oder feilhält, wird mit Gelditrafe von 
150—3000 M oder mit Gefängniß bis zu ſechs 
Monaten bejtraft u. ift dem Verletzten zur Ent» 
{hädigung verpflichtet. — Die Gtrafverfolgung 
tritt nur auf Antrag ein. $ 15. Statt jeder aus 
Groteiend, Polizeisterifon. 


auf Verlangen des Beichäbigten neben der Strafe 
auf eine an ihn zu erlegende Buße bis zum 
Betrage von 5000 M erkannt werben. Für diefe 
Buße haften die zu bderfelben Verurtheilten als 
Sejammtichuldner. — Eine erkannte Buße Schließt 
die Geltendmahung eines weiteren Entſchädig- 
ungsanipruches aus. $ 16. Darüber, ob em 
Schaden entjtanden ift, u. wie hoch ſich derjelbe 
beläuft, enticheidet das Gericht unter aueh 
aller Umftände nad) freier Ueberzeugung. $ 17. 
Erfolgt eine Verurtheilung auf Grund des $ 14, 
jo ift auf Antrag des Berlegten, bezüglich der 
im Befige des Verurtheilten befindlichen Waaren, 
auf Bernichtung der Zeichen auf der Verpackung 
oder den Waaren, oder, wenn die Bejeitigung 
der Zeichen in anderer Weife nicht möglich ift, 
auf Vernichtung der Berpadung od. der Waaren 
felbjt zu erfennen. — Erfolgt die Verurtheilung 
im Strafverfahren, fo*ift dem Berlegten die Ber 
fugniß zuzufprechen, die Berurtheilten auf Koften 
des BVerurtheilten öffentlich befannt zu machen. 
Die Art der Belanntmahung, fowie die Frift 
zu berjelben ift im dem Urtheil zu beftinmmen. 
$ 18. Der dem Inhaber eines Waarenzeichens, 
eined Namens oder einer Firma nah Inhalt 
dieſes Geſetzes gewährte Schub wird daburd) 
nicht ausgeichloffen, da dad Waarenzeichen, der 
Name oder die ‚Firma mit Abänderungen wieder- 
gegeben find, mweldye nur durd Anwendung be— 
jonderer Aufmerkſamkeit wahrgenonmen werden 
fönnen, $ 19. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, 
in welden durd die Klage ein Anſpruch auf 
Grund dieſes Geſetzes erhoben wird, gelten im 
Sinne der Reichs- und Landesgefege als Han— 
delsfahen. $ 20. Auf Waarenzeihen von Ge- 
werbetreibenden, welche im Inlande eine Han« 
delöniederlaffung nicht befigen, jowie auf die 
Namen oder die Firmen ausländifcher Produ- 
centen oder Handeltreibenden finden, wenn in 
dem Gtaate, wo ihre Niederlafjung fich befindet, 
nach einer in dem Reichs-Geſetzblatt enthaltenen 
Bekanntmachung deutide Waarenzeihen, Namen 
und Firmen einen Schuß geniehen !), die Be- 
ſtimmungen dieſes 34 Anwendung, jedoch 
in Anſehung der Waarenzeichen ($ 1) mit folgen— 
den Mafgaben: 1) die Anmeldung eines Waarens« 
zeichens hat bei dem Handelögerichte in Leipzig 
mit der Erffärung zu erfolgen, da ſich der An— 
meldende für Klagen auf Grund dieſes Geſetzes 
der Gerichtsbarkeit de3 genannten Gerichts unters 
wirft; 2) mit der Anmeldung ift der Nachweis 
u verbinden, daß in dem fremden GStaate die 

orausfegungen erfüllt find, unter welchen der 
Anmeldende dort einen Schuß für das Zeichen 
beanſpruchen kann; 3) die Anmeldung begrimdet 
ein Recht auf das Zeichen nur injofern und auf 
jo lange, als in dem fremden Staate der Uns 
meldende in der Benutzung des Beichens geſchützt 
iſt. $ 21. Diefes Gejeg tritt mit dem 1. Mai 
1875 in Kraft. — Auf Waarenzeichen, welche 
bi3 zu diefem Tage Iandesgejeglih geſchützt 


1) €, die Uebereinkunft mit Belgien wegen gegenieitigen 
Diarfenfchuges vom 13. Sept. 1875; desgleihen mit Defters 
reih:Ungarn vom 20. Aug. 1875; desgleichen mit Italien v. 
20. April 1875; desgleichen mit Luremburg v. 14. Juli 1876, 
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waren, finden jedoch die landesgeſetzlichen Be⸗ grenzung und Sicherung des Bergwerks-Eigen. 
ſtimmingen noch bis dahin, daß die Anmeldungſthums und der Zubehörungen deſſelben. Bei 
nach Maßgabe gegenwärtigen Geſetzes erfolgt iſt, Ausführung derſelben hat ſich der Markſcheider 
längſtens bis zum 1. Oct. 1875 Anwendung. der größten me Correctheit u. Sauber- 

Narkicheider. Gemäß $ 34 ber Gewerbe: [feit gu bejleifigen; Rajuren dürfen in den Ori— 
orbmmg vom 21. Juni 1869 können die Lan-|ginal » Objervationsbüchern nit vorkommen; 
desgefege vorjchreiben, daß das Gewerbe der Correcturen müfjen ſtets die urſprünglichen Am 
Markicheider nur von Perjonen betrieben werden |gaben erfennen laſſen. $ 6. Der Varkicheider 
darf, welche ala ſolche geprüft und conceifionirt|hat fi mit allen fein Gewerbe betreffenden Ge 
find. — Demzufolge find vom Handelsminifte-|jegen, Verordnungen, Inſtructionen ꝛc. befannt 
rium unterm 21. December 1871 folgende all-|zu maden und iſt zu deren Befolgung reip. 
gemeine Vorjhriften für die Markſchei—- Beachtung verpflichtet. Er fteht unter der Auf— 
der im preußiſchen Staate erlafien: licht der Oberbergämter, melde nad dem ver— 

8 1. Die Markicheiderarbeiten bei ben unter|ichiedenen örtlichen Berhältnijjen bejondere In— 
Aufjicht der Bergbehörden ftehenden Werfen dür⸗ ſtructionen über die Gejhäftsführung und über 
en, joweit die Ausführung derjelben nicht durch|die Art und Weije der Aufnahmen u. rißlichen 
bie Berggeſetzgebung ausdrücklich auch den Feld⸗ Darftellungen zu erlaffen haben. $7. Der Marl 
meffern geitattet ift, nur von Perfonen verrichtet|jcheider ijt für die Nichtigkeit feiner Arbeiten u. 


werden, welche nad; vorgängiger Prüfung als 
Markſcheider von einem preußiichen Oberberg. 
amte concejfionirt find. $ 2. Die von einem 
Oberbergamt ertheilte Markjcheider - Eoncejfion 
gilt für das ganze preußiiche Staatögebiet. Dem 
Markicheider bleibt die Wahl feines Wohnfiges 
überlafjen; doch hat er bei der erjten Nieder: 
laſſung, ſowie bei jedem Wechſel des Wohnſitzes 
denjenigen Oberbergämtern, in deren Bezirk die 
Wohnſihe liegen, Anzeige zu erſtatten. $ 3. Die 
Zurücknahme der ——— lann erfolgen, wenn 
die Unrichtigkeit der Nachweiſe dargethan wird, 
auf Grund deren ſie ertheilt worden iſt, wenn 
aus Handlungen oder Unterlaſſungen des Con— 
ceſſions-Inhabers der Mangel derjenigen Eigen— 
ſchaften Har erhellet, welche bei der Conceifiond- 
ertheilung vorausgejegt werden mußten, ober 
wenn der Inhaber gegen die gegenwärtigen ober 
die übrigen auf das Marlſcheiderweſen bezüg- 
lichen, bereit3 erlaffenen oder noch zu erlafjenden 
Vorichriften verjtößt. — Bur Zurüdnahme der 
Eoncefjion ift dasjenige Oberbergamt competent, 
in dejjen Bezirk die vorftehend erwähnten Hand- 
lungen und Unterlaffungen des Eonceljionsin- 
habers vorgefommen find. In dem Falle jedoch, 
daß die Unrichtigkeit der Nachweile dargethan 
wird, auf Grund deren die Eonceifion erteilt 
worden ift, entjcheidet dasjenige Oberbergamt, 
welches biejelbe ertheilt hat. — Für das Ber- 
fahren bei Concejfionsentziehung iſt $ 54 der 
Gewerbeordnung für den Norddeutichen Bund 
vom 21. Juni 1869 maßgebend. 8 4. Die Er- 
theilung, wie die Entziehung der Conceſſion ift 
unter Angabe des Wohnjiges des Marlſcheiders 
von dem Oberbergamte im Staatd-Anzeiger be» 
fannt zu machen. Dem Ermefjen der Oberberg- 
ämter bleibt es überlafjen, gleichzeitig noch eine 
Belanntmahung hierüber in den Amts und 
Kreisblättern zu veröffentlihen. Wohnungdver- 
änderungen find nur auf letzterem Wege zur 
Öffentlichen Kenntmiß zu bringen. — Bon ber 
Einleitung des Eoncefliondentziehungsverfahreng, 
jowie von dem Refultat defjelben ift außerdem 


Angaben verantwortlid und haftet für den Scha— 
den, welcher durch Unrichtigkeiten oder Mängel 
derjelben etwa herbeigeführt wird. Er verliert 
dieſe Verantwortlichkeit nicht durdy die Berufung 
= Fehler u. Mängel feiner Inſtrumente oder 
auf Anmweijungen, welche ihm von dem Auftrag 
geber oder anderen Perſonen über die. Ausführ- 
ung feiner Arbeiten ertheilt find. Iſt er ge 
nöthigt, feine eigenen Angaben und rißlichen 
Darjtellungen auf die Angaben Anderer zu ftügen, 
jo muß er dieſe letteren Angaben ausdrüdlic 
anführen und erforderlichen Falls glaubhaft nad» 
weiſen. — Werden bei rißlichen Darftellungen 
neben einer neuen Aufnahme zugleich vorhandene 
Pläne benußt, jo hat der Markicheider letztere 
vorher zu prüfen, auc auf jeinen Riſſen Das 
jenige, wa3 von jenen Plänen übernommen if, 
jo viel als möglich kenntlich zu machen. Wen 
jich Hierin fpäter Unrichtigfeiten herausftellen, jo 
liegt dem Markſcheider der Beweis ob, daß und 
wie er die Nidhtigfeit der alten Pläne unterſucht 
ge Wird diejer Beweis nicht genügend geführt, 
o trifft ihn diejelbe Verantwortlichkeit, wie bei 
Unrichtigkeiten feiner eigenen Aufnahmen. $ 8. 
Die Einficht der in dem Händen des Markſchei— 
der3 befindlichen Pläne, Zeichnungen, Obſerda⸗ 
tionen und Notizen darf nur den Königlichen 
Berg- und Gerichtöbehörden, den Nepräfentanten 
oder Grubenvorjtands-Mitgliedern und den Be 
amten der betreffenden Grube, ſowie den von 
Borgenannten mit Ermächtigung verjehenen Ber 
jonen geftattet werden. 8 d,. Findet der Marl 
ſcheider durd) feine Arbeiten, daß aufeinem Berg 
werke in Beziehung auf die im $ 196 de3 al. 
gemeinen Berggeieges bezeichneten Gegenjtände 
eine Gefahr vorhanden ift od. droht, jo ift der: 
jelbe verpflichtet, Hiervon dem Bergrevierbeamten 
und dem verantwortlihen Betriebsführer des 
en unverzüglich Anzeige zu machen. 
$ 10. Die Fehler bei den Marticheider-Arbeiten 
werden je nad) dem Zweck der letzteren beur- 
teilt. — Bei den Grubenbildern ijt im Allge 
meinen entſcheidend, wie weit die Fehler die nad 


den übrigen Oberbergämtern bejondere Mittheil-]S 196 des Allgemeinen Berggejetes vorgeſchrie⸗ 


ung zu machen. 


. Die Markſcheiderarbeiten bene Führung der polizeilichen Aufſicht erſchwe— 


beftehen in Aufnahmen und rißliden Darſtell- ren, bezichungsweife verhindern. — Bei fpeciel- 


ungen zum Bwede des Ungriffes und Fortbe— 
triebes der Werke, jowie der Erwerbung, Bes 


fen Zügen ſoll bezüglich der Fehlergrenzen im 
Allgemeinen als Regel gelten, daß 1) in grund 


rn 


Markenſchutz. 


rißlichen Darſtellungen die Differenz in der ſöhli— 
gen Länge höchſtens "/,. der gemeſſenen Länge, 
a jettliche Abweihung einer Linie an ihrem 
dpunfte bei Anwendung des Compafjes nicht 
mehr als hödjitens "/,.., bei Anwendung des 
Theodoliten nicht mehr als höchſtens der 
gemeſſenen Länge, 3) bei Nivellements in der 
Grube die Höhendifferenz bei Anwendung des 
Gradbogens nicht über "ar, bei Anwendung 
hydroſtatiſcher Inftrumente nicht über Y/g5,000 der 
horizontalen Länge, betragen darf, und 4) bei 
Angabe von Schädten und Gegenörtern die An- 
weielinien in der Negel auf einander treffen 
müſſen, in feinem alle aber die Fehler mehr 
betragen dürfen, als die Hälfte der voritehend 
bezeichneten Differenzen. $ 11. Je nah dem 
Hegenitand des Auftrages St der Marticheider 
folgende Arbeiten abzulicfern: A. An Beide 
nungen. a. Bei Schacht- und Durdichlags- 
Angaben: 1) die Zulage des Zuges mit der voll: 
Ttändigen Auszeichnung, den Schnur- u, Anweiſe— 
Linien; 2) die Zulage des Gegenzuges, jedoch nur 
in den Linien der Schnüre (in der Regel auf einem 
Blatte mit 1); ift mehr als zwei Mal gezogen, 
fo find die Zulagen ebenfalls abauliefern; 3) 
Das zugehörige Brofil od. nöthigenfalls mehrere 
dergleichen, gewöhnlich auf demielben Blatt. b. 
Bei Aufnahme neuer Grubenbilder nach näherer 
Borfchrift des Oberbergamts die Tages-Situa- 
tion und die nöthigen Grund- und Aufrifje. — 
Bon jedem diejer Riſſe ift für die Gebühren ein 
Eonceptriß, welder als Fundamentalriß dient, 
und eine Neinzeichnung zu liefern. Die Anfer— 
tigung des amtlichen Rißexemplars wird bejon- 
ders als Eopie bezahlt. c. Bei bloßen Tage» 
riffen: als Vermeſſungs- und anderen Gitua- 
tionsplänen: 1) ein Brouillon mit den Stations- 
linien und 2) eine Reinzeihnung. d, Bei Ni— 
vellementsriijen (Profilen): 1) ein Brouillon u. 
2) eine Reinzeichnung, beide mit eingejchriebenen 
Saigerhöhen. e. Nadıtragungen find auf beiden 
Eremplaren der unter b, ce und d angegebenen 
Riſſe vollſtandig einzuzeichnen. B. An Schrift— 
tücken: 1) die Obſervationsbücher in einer Rein— 
chrift mit dem berechneten und darin eingetra- 
enen Caigerteufen (A, a, b, e u. e) oder nur 
ee (d) mit Summirung der Längen; 
2) die nad) $ 7 aufgenommenen Berhandlungen 


819 


und etwa erforderlichen Grläuterungen; 3) im 
Halle von Flächen-Ermittelungen, z. B. von Gru— 
benfeldern, von zu entichädigenden Bodenflä— 
hen 2c. auch die Berechnung folder Flächen, be» 
ziehungsweiſe in befonderen Vermeſſungs-Regi— 
tern. 8 12, Die Bezahlung der Markicheider- 
Arbeiten findet nach freiem Ueberkommen zwi— 
ihen dem Markicheider und dem Auftraggeber 
hatt. — Als Grundlage empfehlen ſich jedoch 
die Sähe der im Anhange bezeichneten Diäten» 
und Gebühren-Tare. $ DB. Die Geſchäftsführ— 
ung und die Arbeiten der Markicheiver unters 
liegen der amtlichen Controle, welde von den 
DOberbergämtern in der Regel durdı die Ober- 
bergamts + Markiceider ausgeübt wird. $ 14. 
Die Geſchäftsreviſionen finden periodiſch Statt u. 
werden von demjenigen Oberbergamt veranlafit, 
in deſſen Bezirt der Marlicheider wohnt. $ 15. 
Die Revifion der Markicheider-Arbeiten fan von 
jedem Oberbergante veranlaft werden, welches 
ein Intereſſe an deren Prüfung hat und in jol- 
chem Falle den Markicheider hiervon in Kennt— 
niß jegt. Letzterem jteht es alsdann frei, bei 
der Revifion perjönlich zur erjcheinen, oder einen 
anderen Markicheider zu feinem Bertreter zu be» 
jtellen. Im Falle des Ausbleiben wird mit der 
Revifion dennoch vorgegangen. — Die Reviſion 
beginnt in der Regel mit Einfiht und Prüfung 
der Obſervationsbücher, der Berechnung der 
Schnüre und Vergleihung mit den Zulagen, den 
Grundriſſen und Profilen; erit dann, wenn dies 
nicht genügt, ift zu den erforderlichen Nachmeij- 
ungen zu jchreiten. — Die Ergebnijje der Re— 
vijion find in einer Verhandlung ausführlich 
darzulegen, welche von dem Markicheider, dejjen 
Arbeiten revidirt werden, beziehungsweije von 
defien Stellvertreter mit zu unterzeichnen ift und 
nebjt den betreffenden Plänen, Objervationen :c. 
dem Oberbergamte zur Entjcheidung eingereicht 
wird. — Stellt ji) bei der Revifion die revis 
dirte Arbeit als richtig heraus, jo werden die 
Reviſionskoſten von dem Oberbergante, reip. von 
dem Ertrahenten, auf dejjen Antrag das Ober» 
bergamt die Nevifion angeordnet hat, getragen. 
Ergibt fid) dagegen die revidirte Arbeit als un— 
ridjtig, jo jind die Koften demjenigen Markſchei— 
der, welchem die feitgeitellten Unrichtigfeiten zur 
Laſt fallen, aufzuerlegen. 


Diüten» und Webührentare für die Markſcheider. 


Sebitbreniat 


2 l Bezeihnung der Arbeiten. I Et 
Ku REES —— ——— — 
ENT Er DATEN: TERN —— 

| A. An Diäten für folde Tage, an weldien ohne Gebührenverdienſt gearbeitet oder zum Zweck | 


| der Arbeit bloß gereift wird, find 12 M zu berechnen; . 
B. An Tüten für ſolche Neifetage, an — zugleich Gebühren verdient werden: 6 M.. 
I. Reiſekoſten. ' 
Mar ſſcheider erhalten an Reifetoften, einichlichlich fr Fortſchaffung der Inftrumente, Karten sc. | 
A. bei Reiten auf Eifenbahnen und auf Dampfſchiſſen ſur das km 13 P und außerdem für | 
jeden Zu: und a und von der Eijenbahn 3 M. N 
| 


B. bei Reifen, melde n 
das km 60 P. 


— die Entfernung von dem Wohnorte des Marlſcheiders weniger als 2 km, fo hat ber: 
ve zwar feine Meilengelder, wol aber den Erfay der durd den Transport der Inſtru⸗ 


jel 


" mente 2c. ibm erwachſenen Auslagen zu beanipruden. 4 u ‚ . 
Hat der Marticeider auf einer Reiſe Arbeiten für verfchiedene Gruben ausgeführt, jo find die 
gemeinschaftlich zu tragenden Reiſetoſten auf die einzelnen Gruben nad 


beitszeit zu vertbeilen. 


An Stelle der Dieilengelder (incl. der Nebentoften) it der Marticheider in jedem alle berech⸗ 
tist, den Erjag der baaren Fuhr⸗ u. Transportfoften zu banipruchaı, jofern er dieſelben nachweiſt. 


t auf Eiienbahnen oder auf Dampfſchiffen zuriidgelegt werden, für 


erhältnig der Ur: 


| 
| 
N 
| 
| 


62* 


ig 
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Bezeichnung der Arbeiten. 


II. Gebühren 









1. | Beim Ziehen mit Compaß und Gradbogen nad der flahen Schnurlänge . . 
2. | Mit dem Compaß allein nad der flahen Shnurline 2 nn 
3. | Mit dem Gradbbogen allein nad) der flahen Schnurlänge ee de 
4. | Beim bloßen Mefjen der Länge mit Meftetten oder Stüben . 0 ER 
Unter 1—1 werben bei 20 Grab Neigung und barüber bie doppelten Säge berednet. 
6. N Beim Abfteden von Linien Bee Er ae el her ae Nee NE 
6. | Bei der Aufnahme mit a er 
| a. umter —— Beo 
b. obne bachtung des Gradbog — N 
7. Beim doppelten Viſiren auf jeder Station (vor⸗ und rüdwärts), um bie locale Ablendung ber 


Magnetnadel zu eliminiren: 
a. unter Benutzung des Grabbogens — 
b. ohne Benutzung des Grabbogens . 





Den 





viſiren) 


berechnen. 


— 5 
chtung des Gradbogens . * J ⸗ nf — 
end ' — — 1 


Seite nabmeſſungen und Nebenbeobachtungen find nicht zu berechnen. 
8 | Füur Beſtimmung eines weſentlichen Punftcs durch zwei⸗ oder mehrmaliges Einſchneiden (An: | 





a \7 De 
Sätzen unter 6 und 7 wird bei 20 Grab Neigung und darliber, fowie auch dann, wenn | |) 
die Brathuhn'ſche verichärfte Methode des Obfervirens angervendet wird, die Hälfte zugefegt. | | 
R r a . . — Mi — — ii 
Bei Beſtimmung naher und unweſentlicher Punkte durch Einſchneiden (Anviſiren) iſt nichts zu 
— io 1 — 


10. ir das bloße Meſſen von Schachtstiefen 


11. 

fcheiderjtufe und für jede derartige Arbeit 
Bloße Diarkicheiderzeihen find nicht zu berechnen. 
\ Beim Nivelliven mit budroftatiihen Jnftrumenten: 


9. | hir das Ablotben von Schächten Ver ae . 


a. wein bie Längen geinefjen werben 
13. 


a. für die 


nungen in die Obfervationsbücher und für —— 
ei 


punkte auf bie Fundamentalrifie und für die 


b. Findet dabei eine dauernde Feitlegung der Etationspunkte nicht 


bührenjag für jede Aufftellung 


©. Wenn bei ben unter a u. b erwähnten Theodolith⸗ Aufn ! men der Theodolith in Gruben: 


ür die Angabe eines Ortspunftes, eines Sqachtes, einer Ortsftunde (Brahme), einer Mark: | | 





orderlihen Winfelmefiungen, nöthigenfalls mir mehrmaliger Repetition, Firir: 
ung ber Feſtpunlte, fünmtlihe Berehnungen, Eintragen der Dbferpationen mit — | 


es ber ee —** und Fir⸗ 
nzeichnung, für jede Aufſtellung.. 
iin jo beträgt der Ge: 


bauen von 20 und mehr Grad Neigung (donlägige Schächte, Ueberhaue, Bremsberge :c.) 
aufgeitellt werden muß, jo wird für jede folde Aufftelung das Doppelte der im Vor—⸗ 


ftehenden angegebenen Eäge berechnet 


net. 
4. Bei Rüdwärtseinfchnitten —— Punkte (Pothenoth'fhes Verfahren) mittels des Theo⸗ 
0 


dolithen, welche mit foldhen baonmefj 


| die gemefjene Länge des Polpgonzweiges berech 


der Rontrolmefiung, nötbigenf 
| ° nahme der Gebirgst 


erforderlihen Kartirungen auf den Fundamentalrifien und ben Meinze cn 
Beſteht der Zwed der Vieffung nur in der Ermittelung der Länge, 3. ®. bei Burchſchlagsan—⸗ 


ger . 


16. Meffungen anderer Art oder mit anderen Inſtrumenten, 
als in Obigem vorgejeben find, werben nad) Diäten berechnet 
17. Beim Marticheiden in Grubenbetrieben mit ſchlagenden 
Wettern refp. bei Anwendung der Sicherheitslampe, werben 
unter 1, 2, 3,4, 6, 7, 11, 12, 13 und 15 die Ilefaden und 
unter 1, 2, 3 und 4 bei 20 Grab Neigung und darüber bie 
2Yrfachen Säge berechnet. 18. Bei einem jeden Zuge werden 
die Yängen, für welche gleihe Gebührenfäge beſtehen, zuſammen⸗ 
gerechnet und zur Run der Summe ift fallen zu laffen, 
was unter 5 m bleibt, wogegen 5 m und mebr für volle 
10 m zu rechnen find. In gleicher Art find_bei Nachtrag: 
ungen der Grubenbilder u. f.w. die an einem Tage gezogenen 
Längen beffelben Gebührenfates zu funmiren und abzurunden. 
19. Das Eopiren von Plänen aller Urt ift nach folgenden 
Eäten zu vergüten. Für 100 Quabdrat-Etm. des bezeichneten 
Raumes — alto mit Ausſchluß des nur Neglinien enthalten: 
den Theiles, — mobei die Auffhrift in einer mäßigen u. der 
Deutlichfeit rn Größe, ſowie der Maßſiab mitge— 
rechnet wird, bei einem perjüngten Vaßſtabe von: 
1/00 —I/ıoo ber natürl. Größe 30 P, 
über Yıom—l/ano „ = Fr : IF 
amo—l/n „ u -„ 60. 
Yon ilsnn J 1 
1/so00— 1 1onno 5 r ı M. 
20. Eopien, deren Wahftab größer oder Meiner als def des 
Originals ift, find nah dem Original und zwar fo zu ber 
rechnen, daß den für dieſes geltenden Eägen "is derjelben zu: 
gelegt wird. 21. Das Eopiren auf Delpapier oder durchſich- 
tiger Leinwand wird mit der Hälfte des Satıes für das Co— 


en in 

jeden fo beftimmten Punft einſchließlich ber Deschinnkn: 
e. Bei den unter a, b und c aufgeführten Theodolith: Aufnahmen wer 
net 5 ” * u ” * * * 
14. | Bei Triangulationen für das jedesmalige Anvifiren eines Punktes incl. Ablefen der Nonien . 
Die Auswahl der Dreiedspunfte für die Triangulation, die Berechnung der Dreiede, bezw. der 

( Koordinaten nebſt der erforderlihen Kartirung wir el Diäten 

15. | Für eine mach der beiten Methode gan forgfältig auszufü 
unter Benugung des Gradbogens, mit gleichzeitiger Auf⸗ 


i n 2 2 - 
I D — ” — [3 * 3— * 10 * — 15 
b. wenn dabei die Längen nicht gemeffen werben, für jedbesmaliges Anvifiren der Late . — — — 
Bei Polygon-⸗Meſſungen mittels des Theodolithen: | 
50 
15 
hichten, des Fallens und der Mädhtigfeit ber —— ꝛc. nebft den 
der 


erbindüng ausgeführt werden, für | 
nung und Sartirungg . — — 
überdies noch für | | 
10) — 40 — 
| — — 
ho 
— . ol — — 
piren auf Zeichenpapier berechnet. 22. Für das ie 
Riffe mit Heglinien wird auf je 500 Perg a. man 
die Entfernung der Linien 3 Cim̃. oder darunter beträgt 15, 
b. wenn die Entfernung der Linien über 3 Etm. beträgt 10 P 
berechnet. 23. Gopien von Zeihnungen in anderen Drakhäken, - 
— vorgefe * werden — —— 24. Des 
ten und Nachtragen der amtli iperemplare mir 
ebenfalld nah Diäten bezahlt. 35. Sind Line theitß nad 
vorhandenen Karten, tbeild nad neuen Aufnahmen anzufer 
tigen, 8 wird die Uebertragung wie eine Copie, und bie neue 
nahıne wie eine Nachtragung berechnet. 26. Bei den Di 
tenfägen für Arbeiten, welche nad Diäten ausgeführt worden 
ift eine Arbeitsbauer vom mindeftens 8 Stunden vorausgefi 
27. Für das zu den Karten ꝛc. zu verwendende rm 
der beiten Quaktät find für 100 Quabdrat-Etın. 4 P, u. went 
dafjelbe auf Kattun oder Leinwand aufgezogen ift, 8 P zu vers 
güten. Auslagen für in und andere Handiverter wer⸗ 
den auf Grund der beizubringenden Rechnungen bezahlt. Ans 
dere Auslagen für Zeichen: und Schreibmaterialien merben . 
nicht vergütet. 28. Hat der Marficeider die zu feiner Hilfe 
bei den Gruben und Zagezügen oder beim Sufftellen von 
Signaljtangen zum Zwede der Aufnahmen nothwendigen Ars 
beiter ſelbſt geftellt, jo ift er bereit, bie Löhne, weldhe er 
biejen Gchilfen zablen muß, zu liquidiren. Die Schich 
für bie aus ber Klaffe der Arbeiter genommenen Gehilen 
jollen das mittlere Häuerlohn um hödftens 25% überfchreiten 
dürfen. An Reiſeloſten fönnen den Gehilfen für den Hin⸗ u. 
NRüdiveg 10 P pro km vergütigt werden. 


ablt. 
rende Längenmeffung einſchließlich 


nungen 








Markſteine — Markiſtandsgelder. 
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Markfteine. Errichtung und Erbaltung der- des Marktſtandsgeldes ($ 1)) iſt nur nad) der 


felben behufs der zur Legung eines trigonome» 
triſchen Nepes über die Monarchie, |. Landes— 
vermejjung. 

Marktſtandsgelder. 

Geſetz, betreffend die Erhebung von 

Marktſtandsgeld, v. 26. April 1872.') 

81. Für den Gebrauch öffentlicher Pläge und 
Straßen ie Feilbieten von Waaren auf Mefjen 
und Märkten?) darf eine Abgabe (Marftitands- 
geld) nur unter Zuftimmung der Gemeinde und 
Genehmigung ber Bezirksregierung (Landdroftei) 
nah Maßgabe diejes Geſetzes eingeführt oder, 
wo jie bejteht, erhöht werden.) $2. Die Höhe 


!) Dazu die Ausführungsanweifung der Minifter für Handel 
und der finanzen vom 10. Juni 1872. Neben dem Gefege 
vom 26. April 1872 bewendet es noch bei dem Schlußſat im 
$ 68 ber Gewerbeordnung, daß eim Unterfchieb zwiſchen Ein: 
heimiſchen und fremden bezüglich der Zahlung den Dlarkiver: 
fehr betrefiender Abgaben nicht ftattfinden darf, fowie bei der 

enerellen Beitinunung im $ 64 dajelbft, nad) welcher der Be: 
uch der Mefien, Jahr: und MWocdenmärtte, fowie der Kauf: 
und Berfauf auf denfelben einem eben mit gleichen Befug: 
niffen freifteht. Anweiſung vom 10. Juni 1872 Nr. 1. — 
Bezuglich der Zuftändigkeit der Behörden zur Erböbung oder 
Ermäßigung von Markftitandegeld im Bereiche der Provinzial: 
ordnung dom 29. Juni 1876 f. Geſetz vom 26. Juli 187 

141. 

5 2) Anweifung vom 10. Juni 1872 Nr. 2: Inſoweit 
demnächft die Erhebung von Marktftandsgeld fih nad dem 
vorliegenden Gefege beftimmt, ift davon anegugehen, daß fidh 
daſſelbe zwar einerjeitö auf alle Arten von Meſſen u. Märkte 
— ohne Unterjchied der aus den einzelnen Waarengattungen 
9 ergebenden Kategorien — bezieht, daft aber anbericits 

och nur derjenige eigentlihe Mei: u. Marktverkehr getroffen 
wird, bei welchen ein Gebrauch öffentlicher Bläte u. Strafen 
in Frage ſteht. Ausgeichloffen iſt hiermit eine Beziehung zu: 
nächſt auf die Martthallen, ferner auf bie häufig, neben bem 
Marttverkehr einhergehende Benutzung einzelner Räume oder 
fonftiger Theile vor Privatgrumdftüden und endlich auf fefte 
Berlaufsftätten, wie fie an vielen Orten auf Strafen und in 
öffentlichen Gebäuden an beftimmte Perſonen zum dauernden 
Betriebe des ftebenden Handels — ohne Beihränktung auf die 
Marktzeit — gegen Entgeld überlaifen werden. Auch Wochen⸗ 
marftsabgaben find zuläifie u. in Beziebung auf die Zulälfig: 
feit der Hebungen allen übrigen, ben Marktverfehr treffenden 
Hebungen gleihgeftellt. Hierdurch hat aber nicht ausgeichloffen 
werben follen, daf vorzugsweiſe dem periodiihen Berfehre mit 
den Rohprodulten des landmwirtbichaftlichen Kleingewertes die: 
ienige Schonung und Erleichterung gefibert werde, auf welche 
ebenjomwol Natur u. Beitimmung diefer Waaren, wie bie In— 
terefien ber dabei in erfter Linie betbeiligten Kreife der Con: 
fumenten und Producenten gleihmäßig hinweiſen. Ynsbejons 
dere wird die Einführung einer Wochenmarktsabgabe da, mo 
bisher eine ſolche nicht erhoben worden, und unter der Vor: 
2* zu genehmigen ſein, daß einigermaßen erhebliche 
neue kungen im mtereffe des Wocdenmarftverkebrs in 
Frage ftehen oder andere bejondere Umſtände bie Fortdauer 
Ber Vergebramten Abgabenfreibeit umthunlich erfcheinen Laffen, 
Anmweifung Nr. 6. 

3) Geſetz vom 26. April 1873 $ 1: Ym Beziehung auf 
die Borausfetungen des fogenannten „Marktrecht3” haben da⸗ 
durch abänternde Beftimmungen nicht getroffen werden follen, 
und e3 bleiben insbeiondere für die frage, welche Behörden 
die Zahl, Zeit und Dauer der Dlärfte fertzufegen haben, bie 
älteren Beitimmungen in fortdbauernder Geltung. Anmweifung 
tom 10. uni 1872, Nr. 3. Für alle Fälle der Einführung 
bisher nicht erbobener und der Erhöhung bereits beftebender 
Abgaben bildet die Zuftimmung der Gemeinden die nothwen: 
dige che gleihviel ob das Hebungsrecht von der 
Gemeinde felb er bon einem Dritten in Anſpruch genom⸗ 
men wird, Von welchen Gemeindeorganen die erforderliche 
Zuftimmmung auszugeben bat, richtet fi nach den bie Ge— 
mein anifation und Berwaltung regelnden allgemeinen 
Borihriften. Anweifung Nr. 4. Die Genehmigung der Re: 
gierung erfolgt nicht mebr unter Vorbehalt des Widerrufs, 
aber fie fann, mo ſich das Bedurfniß dazu berausftellt, von 
vornberein nur für einen feitbegrenzten —— ertheilt wer⸗ 
den. Jedenfalls iſt dieſe Vorfiht für diejenigen Fälle dringend 

u — in welchen die unveränderte Foridauer der für 
bie Genebmigung beftimmenden Momente von vornherein als 
unwahrſcheinlich ober doch als zweifelhaft angeſehen werben 
mus. Dofelbft Nr. 7. 








Größe des zum Feilbieten dom Marktſtande ge- 
brauchten Raumes?) und nach der Dauer des 
Feilbietens®) zu bejtimmen. Sie darf den Sat 
von 20 P für den Im und den Tag des Teil» 
bietend nicht überfteigen.*) Wie diefe Vorfchriften 
auf Gegenitände, die weder auf Tifchen, noch in 
Buden, Kijten, Fäſſern, Körben, Haufen u. ſ. w. 
feifgeboten werden, anzumenden®) und in welcher 


) Das Marktitandsgeld foll lediglich als ein mäfiges Aequi⸗ 
valent für die Gewährung der Verfaufsftätte und zur Dedung 
der im Intereſſe des Maritverfehrs —— oder fort: 
laufend aufzumendenden Kojten, wie 5. B. der Koiten der Her: 
ftellung, Einrichtung und Reinigung des Martktplatzes, jowie 
der U — und Beauifichtigung des Vertehrs, uͤber⸗ 
baupt als eine dem Yeijtungen bes Sebun sberechtigten ent⸗ 
ſprechende Gegenleiſtung dienen. Die freie Bewegung des Ber⸗ 
febrs darf unter feinen Umftänden zu anderen Trocken. ins⸗ 
beſondere aber nicht etwa in der Abſicht beeinträchtigt werden, 
um eine über jene Grenzen hinausgehende bleibende Einnahme: 
quelle für bie Verheiligten zu Fe Hieraus jolgt, daf bie 
Einführung einer DMarktitandsabgabe überhaupt nicht von 
Amtswegen anzuregen, aber aud auf Antrag nur zu geneh⸗ 
migen jein wird, wenn einerfeitS der von ihr nah Abzug der 
Hebungstoften zu erwartende Reinertrag vorausſichtlich bes 
trächtlich genug ift, um feine Beftimmung als Acquivalent 
—5** noch einigermaßen erfüllen zu fünnen, anderſeits 
bie finanziellen Berhältniffe des rg er oder ber 
Umfang der Aufwendungen von der Art find, baf die unent: 
— Uebernahme der letzteren den Betheiligten nicht ohne 

nbilligfeit zuzumuthen fein würde. Anweiſung Nr. 6. 

Nur derjenige Raum iſt in Anſatz zu bringen, melden 
bie ausgebotenen Waaren ſelbſt — einſchließlich der Behältniffe, 
Unterlagen oder jonft Rn Auslegen und Feilbieten dienenden 
Borrictungen — in Anfprudy nehmen, Nicht zur Berechnung 
fommt alio > ber Raum, welcher auferdem noch zur Her: 
ftellung des Verkehrs zwiſchen Käufer u. Berfäufer gebraucht 
wird. Die Benugung eines beitimmten Marttftandes — feiten 
Platzes — iſt Borausfegung jeder Hebung, fo daß diejenigen 
Verfäufer, welche ihre Waaren lediglich umbergebend u. ums 
bertragenb feil bieten, überhaupt nit heranzuziehen find. Ans 
meifung Nr. 8. 

3) Die Tage der Vorbereitung bes Berfaufes u. der Rüums 
ung bes Marliftandes, ſowie Sonn» und Feſttage find nur 
mitzurehnen, infoweit auch fie — ganz oder theilweiſe — zum 
Feilbieten der Waaren beſtimmt find und benugt werden. Yin 
weilung Sr. 8a. Schl. 

4 Durd bie Normirung des Sates von 20 P hat nur bie 
äußerjte Örenze vorgezeichnet, nicht aber der in jedem einzelnen 
Falle gebotenen kat darüber vorgegriffen werden follen, 
ob und inwieweit dieſes Marimum zu genehmigen fei. Anz 
weifung Nr. 9 Abf. 2. Bezüglich der Berechnung nad Bruch⸗ 
theilen des Quadratmeters — nicht aber des Tages — j. die 
Note am Schluß des $ 2. 

) gür ſolche Gegenftände, bie vermöge ihrer Natur oder 
Eonftruction fih einer präcifen Beftimmung der von ihnen im 
Anfprud genommenen Grundflähe mehr oder minder ent: 
ziehen, empfiehlt fi die Aufitelung ein jür allemal beftimms 
ter Sätze, die zwar infofern ebenfalls dem Normalfage zu ents 
iprechen haben, als fie nad) der erfahrungsmäßig und durch⸗ 
fchmittlih von Gegenftänden biefer Art beaniprucdten Grunds 
fläche zu berechnen find, in den Zarif aber — obne Bezug auf 
dieſen Flähenumiang — in runder Summe aufgenommen u. 
demnähft ohne Rucſicht auf bie thatſächliche Ausnutzung dieies 
gewiſſermaßen fingirten Umfanges in jedem einzelnen Falle 
erboben werden. So wird z.B. ber von einem Pferde, einem 
Ejel, oder einem Stüd Rindvieh eingenommene Naum durch⸗ 
fchnittlich etwa 4 Quadratmeter betragen u. demnach die Abs 
gabe bier, wenn im Uebrigen ber Marimalfag zuzulafien if, 
auf 15 P zu beftimmen fein. Im ähnlicher Art ıft diejelbe 
für ein fette® oder überjähriges Schwein etwa von Ya, für 
ein junges Schwein, ein Kalb, ein Schaf, einen Hammel, eine 

iege von !/4, für ein Spanferfel, ein Lamm, einen Hafen, 
einen Truthahn, eine Gans von to, für eine Ente, ein Hubn, 
ein Paar Tauben, ein Kaninhen von zo, für einen Wagen 
oder zweiräbrigen Karren von eiwa 1, für einen Schiebfarren 
oder wagen von N» Omuabratıntr. zu berechnen und dars 
nad) ein für allemal zu firiren. Ergeben ſich hierbei Zweifel 
über den durchſchnittlichen Umfang der Grundfläche, welcher 
von Gegenftänden biejer Art — eingenommen wird, 
fo muß auf dasjenige Maß = egangen werben, welches 
unter allen Umftänden ausreihende Garantie gegen eine lleber: 


ichreitung bes principiell einzuhaltenden imums bietet. 
Rad) ähnlichen Gejihtspuntten können ſolche Ausnahmebe⸗ 


— 
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Marktverkehr — Meile. 


% 
Weiſe dad Marktſtandsgeld für Gegenftände, | Berechtigten erwachſenen Ausfall Entihädigung zu 
welche bei geringem Werthe einen großen Raum |gewähren?), injofern nicht die Berechtigung Dem 


einnehmen, ange ven geringer feſtzuſetzen 
ift, fan in den betreffende i 


n Tarifen mit Ges meindebezirts zuſteht. 


iſeus oder einer Gemeinde innerhalb ihres Ge- 
Bevorzugungen, melde 


nehmigung der Bezirksregierung (Landdroſtei) bei Entrihtung von Marktftandögeldern ftatt- 
bejonder3 bejtimmt werden!) In gleicher Weile finden, können aufgehoben werden, injofern fte 


ift über die Anwendung der Vorjchrift über den 
Marimaljag des Marktitandgeldes auf Bru 
theile de [_]m Beftimmung zu treffen.) $ 8. 
Unter den gr re ift die Miethe für 
Buden, Zelte, Tiſche, Unterlagen, Stangen oder 
fonftige Vorrichtungen, welde ben Berläufern 
um Gebraude überlafjen werden, nicht begriffen. 
s fteht einem Jeden frei, ob er fich ber ihm 
jelbft zugehörigen Vorrichtungen bedienen oder 
jolhe von Anderen entnehmen will. $ 4. Die 
Tarife zur Erhebung von Marktſtandsgeld müj- 
fen während der Meß- und Marftzeit zu Jeder— 
manns Einficht auf den zum Feilhalten beftimm- 
ten Plägen und Straßen aufgeftellt fein und es 
dürfen außer den barin bejtimmten Wbgaben 
feine anderen erhoben werden. Die Erhebung 
darf nur auf der Verfaufsftelle, nicht aber jchon 
beim Eingange der Waaren in den Marktort 
erhoben werden. F 5. Wo es für nothwendig 
erachtet wird, können die Marktögelder, ſowol die 
ſchon —— wie infolge dieſes Geſetzes 
etwa neu eingeführten, nach Anhörung der Ge— 
meinde von den Bezirksregierungen Landdro— 
ſteien) den 55 2, 3 und 4 entſprechend, ermäßigt 
und anderweit regulirt werben.) Beruht aber 
das Hebungsrecht auf einem befonderen Red)ts- 
titel und widerjpridit der Berechtigte, jo bleibt 
die Ermäßigung oder anderweite Regulirung 
ben Miniſtern des Handeld und der Finanzen 
vorbehalten. In dieſem Falle ift für den dem 


fimmungen auch für bie auf Stangen feilgebotenen Waaren 
getroffen werben. Im Allgemeinen wirb die Einhaltung bes 

au auläffigen VWarimums gefihert bleiben, wenn die 
ir te etwa zu Yo ım angenommen unb bemgemäß nur bie 
laufenden Meter wie Drittel-Duabrat: Dieter berechnet werben. 
Amveifung Ar, 10 Abj. 1 und 2. 

ı) Hierher gehören insbejondere einfache Töpfer: und grobe 
Holzwaaren, Die einzeln auf bem Boden aufgeftellt zu werden 


pflegen. 

2 Anweiſung Nr. 9 Abſ. 1: — — Die Ausführung 
diefer Vorſchrift hat ſich im erfter Linie nach den Bedbürfniffen 
und jonftigen Umftänden des einzelnen Falles zu richten. Im 
Allgemeinen wird bis auf ig Quadrat:Decimeter mit ber 
Maßgabe herunterzugeben fein, daß ebenfowenig überſchießende 
Quadrat:Gentimeter wie Bruchtbeile von Pfennigen in Unfag 

ebracht werben dürfen. Der Tag dagegen iit als untbeil- 
a Einheit zu behandeln, in bem Einne, daß Bruchtheile 
deiielben als ganze Tage berechnet werben, aunderſeits aber 
auch für Dlärkte, deren Dauer fi über mehrere Tage erfivedt, 
die Abgabe gleihwol für jeden einzelnen Tag bejonders zu 
beftimmen iſt. 

3), Anmweifung Nr. 11: — — Rechtlich geftattet ift ber 
unveränderte Fortbeſtand älterer Hebungen, jelbit unter ber 
Borausfegung, dab diefelben den Eägen und jonftigen Nors 
men, melde fortan jür die Einführung von Marttſtandsab⸗ 
gaben maßgebend find, nicht entiprehen. Das Geſetz gewährt 
nur die Befugniß, Dagegen einzuſchreiten. Anderſeits darf 
dies aber nicht, wie bie Einführung einer neuen Abgabe, von 
ausdrüdlichen Anträgen der mtereffenten abhängig gemacht 
werden. Auch ohne Antrag find die entiprechenden Rerormen 
überall einzttieiten, „wo es für nothwendig erachtet wird." — 
— Einzelne Beftimmungen bes neuen Geſethes werden übri- 
gens aud) ohne vollftändige Reviſion der Zarife im Auffichts: 
mege zur Geltung zu bringen jein. Insbeſondere muß, auch 
wenn von einer förmlichen Mevifion in anderer Beziehung ab» 

eieben wird, fiberall darauf hingemwirft werden, daß die Ers 
ebung fortan nur nod auf der Berlaufsitele — und zwar 
lediglich nad den dafelbit aufgeftellten oder alsbald aufzu: 
ftellenden Tarifen — ftatrfinde. 


nit auf befonderem Rechtstitel beruhen. s 6. 
Ver Marftftandsgelb ige oder erheben läßt, 
bon welchem er weiß, daß es gar nicht ober nur 
in geringerem Betrage zu entrichten ijt, hat für 
jeden Uebertretungsfall eine Geldftrafe bis zu 
150 M oder im Umvermögensfalle verhältni 
mäßige Haft verwirft. 

iarftverfehr, j. Gew.Ord. 88 64 fi. 
Bereiche der Provingialorbnung v. 29. Juni 1876 
beichließt der Bezirksrath über die Zahl, Beit 
und Dauer der Wochenmärfte, über die fernere 
Geitattung des Herfümmlichen Wocdenmarftver- 
kehrs mit gewiffen Handwerferwaaren von Seiten 
der einheimischen Verkäufer, ſowie Darüber, welche 
Gegenftände außer den im $ 66 der Neichäge- 
werbeordnung aufgeführten, nad Ortsgewohn⸗ 
ei und Bedürfniß im Negierungsbezirte über- 
aupt oder an gemwiljen Orten zu den Wochen- 
marft3artifeln gehören. ©. unt. gern altung®- 
behörden Gef. v. 26. Juli 1876 8136 Nr. 4 u. 5. 

tarjcjquartiere, j. unter Kriegsleift- 
ungen Berordnung d. 1. April 1876, I. Nr. 2. 
NMarſchrouten Pl einzuquartierende Truppen 
im rieden, ſ. unter Raturalleiftungen Gef. 
v. 13. Febr. 1875 $ 6 und Smftruction v. 2. 
Sept. 1875 Nr. 4. S. auch Eontrol-DOrd» 
nung $ 6 Nr. 4. 

Maſern, fanitätöpolizeiliche Vorſchriften beim 
Ausbrechen derfelben, fiehe unter Anjtedende 
Krankheiten das Regulativ v. 8, Aug. 1835 
88 59—61. 

Mafe, j. unter Eihmwejen die Maf- und 
Gewichtsordnung v. 17. Aug. 1868 Art. 14, 
9 ff., Eihorbnung 8$ 1—21, 51 ff. u. Belannt- 
madung vd. 15. Febr. 1871. Wegen Beftrafung 
de3 Gebrauchs ungeeichter und ungefternpelter 
Maße f. Str.-G.-B. $ 369 Nr. 2. 

Matrojencorps, j. unter Marineperfonal 
Regulativ v. 7. Juli 1854 $$ 1,2, 23—40, 52, 53. 

taul- und Klauenſeuche, j. Viehſeuchen. 

Manlejel (Maulthiere), Räude derjelben, j. 
Biehlende n. 

Viedicinalbeamte, Gebühren ꝛc. derſelben 
für gerichtliche und medicinal- und fanitätspoli- 
zeiliche Verrichtungen, f. unter Aerzte Gejep v. 
9. rn. 1872 (©. 29). 

Medieinalperjonen, |. Aerzte. 

Medieiner im einjährig-freimilligen Dienft, 
. Refrutirung3-Ordnung $5 14 Nr. 3, 16 
Nr. 5, 21 und Erfag-DOrdn. $ 99 Nr. 4. 

Meeresufer, Beitrafung wegen Bejhädigung 
desjelben, j. Str.-G.-B. $ 366 a. 

Meile al? Entfernungsmaß ift aufgehoben, 
j. unter Eihwejen Map- und ——— 
v. 17. Auguſt 1868 Urt. 4 und die Noft dazu. 


— 


) Nähere Beſtimmungen hierüber J in das Gef, nicht 
aufgenommen, weil überhaupt nur im feltenen Fällen eine 
folde Entihädigung zu beanfpruchen fein wird. In e 
Linie ift überall eine Abfindung im gütlichen Wege anzuftreb 
Anweiſung Nr. 12. 








Meineid — Meter. 


Meineid, Begriff und Strafe, |. Str.-G.-B. 
88 153—168. 

Meldepflicht, der Wehrpflichtigen, ſ. Erſa tz— 
Ordnung $ 23, der Perſonen des Beurlaubten- 
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II. In Betreff der Form der Eidezleiftung 
der Mennoniten jiehe 
Berordnung vom 11. März 1827: 
91. Wenn ein Mennonit als Partei einen 


ftandes, Control-Ordnung $ 10, ber Erjag- Eid jchwören, oder als Zeuge abgehört werden 
Referve erfter Klaſſe, daſ. $ 15 Nr. 3 und 5.|joll, oder zu einem Amte berufen wird, zu deſſen 


©. aud; Anmeldung. : 

Meldeſchein behufs Eintritted zum brei- od, 
vierjährigen Militärdienft, ſ. Erj.-Orb. $ 83. 

Meldun a ee zum Dienſt⸗ 
eintritt, f. Erfag-Ordnung $ 9. 

ennige -Fabriken gehören zu ben bejon- 

derer Genehmigung bebürfenben gewerblichen An⸗ 
Tagen; Gen. -Drd, $ 16. Bedingungen für die 
Anlage find: a) zur Verhütung des Entweichens 
von Bleioryd ift der Fuchs der Defen nicht un- 
mittelbar in den Schornftein, fondern in eine 
längs der hinteren Wand der Defen fortlaufende 
Kammer zu führen, und aus biejer ein Kanal 
in die Efje zu leiten. b) Das Mahlen und 
Schlämmen de3 Bleioryd3 muß unter bejtändigem 
Zufluß von Wafjer jtattfinden. c) Die Räume, 
in denen Mennige fabricirt werden joll, dürfen 
nad) der Strafe hin feiner Ausgang, noch andere 
Fenſter haben, als folche, die nicht zu Öffnen 


Uebernahme die Eibesleiftung erforderlich ift: jo 
muß er durch ein Beuaniß der Aelteſten, Lehrer 
oder Vorſteher feiner Gemeinde nachweiſen, daß 
er in der mennonitifchen Secte geboren worden, 
oder ſich doch ſchon wenigſtens jeit einem Jahre 
vor dem Aufange des Procefjed oder vor der 
Berufung zum Amte zu diefer Religionsgejell- 
ihaft befannt und bisher einen untadelhaften 
Wandel geführt habe. $ 2. In diefem Attefte 
muß zugleich die bei den Mennoniten übliche 
Bekräfti a bee bemerkt jein. $ 3. Die 
nad *8* ekräftigungsformel, mittels Hand— 
ſchlages, abzugebende ae ar hat mit der 
wirklichen Eibesleiftung gleiche Kraft. $ 4. Wer 
jolche zur Beftätigung einer Unmwahrheit miß— 
braucht, den trifft die Strafe des falſchen Eides. 

Menſchenraub, ſ. Str.-G.-B. 88 234, 235. 
Die unterlaffene Anzeige von dem befanntgewor- 
denen Vorhaben eines ſolchen Verbrechens wird 


find. d) Der Fußboden um die Feuerungen muß |beftraft; daſ. $ 139. 
überall — in einem Umfange von 4 zuß| Mergel, Beſtrafung des unbefugten Grabens 


mit einem 


e) Keinerlei Fabritwäffer dürfen auf Öffentlihelgefetbu 


Wege geleitet werben. " 


emerfeiten Belag verjehen werden. |desjelben auf fremden Grundjtüden, j. Straf» 


$ 370 Nr. 2, 
Merkfpfähle, ſ. unter Borfluth Gejes von 


tennoniten. I. Bezüglich der allgemeinen|15. Nov. 1811 88 1 fi. Widerrechtliche Mender- 


Verhältniffe derjelben ſiehe 
Geſetz vom 12. Juni 1874: 
$ 1. Mennoniten« Gemeinden können durch 


ung eines Merkpfahls ift ftrafbar, ſ. Strafge- 
jegbud $ 274 Wr. 2. 
teffen, j. Marktverkehr und in gewerbe- 


emeinfchaftliche Verfügung der Minifter der|fteuerliher Hinfiht unter Gewerbefteuer die 
8674 des Innern und der geiſtlichen ee Anweifung vom 3. Sept. 1876 Nr. V. 


heiten Corporationsrechte erlangen. . Die 
Ertheilung der Corporationsrechte ift nur zuläſſig 


und darf nicht verfagt werden, wenn 1) der Be-IS 36; Beftrafung 


Meifer (Gewerbetreibende), Verhältnifje der- 
jelben in gewerbepolizeilicher Hinficht |. Gew. Ord. 
derjelben wegen Untreue, |. 


zirt ber Gemeinde gengraphijch abgegrenzt iſt, Str.“G.B. $ 266 Nr. 3. Meſſer (Inftrument), 


2) nad der Zahl und 
gehörigen Mitglieder ae ie it, daß Die 
Gemeinde den von ihr behuf3 Ausübung ihres 
Gottesdienſtes nah ihren Grundjägen zu über- 
nehmenden Verpflichtungen dauernd zu genügen 
im Stande fein wird, 3) in bem Statut der Ge— 
meiude feine Feitiegungen getroffen find, melde 
mit den allgemeinen gejeglihen Beſtimmungen 
im Widerfprud ftehen. $ 3. Die Vorſchriften, 
nad) welchen die Mennoniten zu perfünlichen Ab—⸗ 
gaben oder Leiftungen an evangeliiche oder fatho- 
liſche Kirchenſyſteme verpflichtet find, insbejondere 
das Ediet, die Fünftige Einrichtung des Menno— 
nitenweſens in ſämmtlichen königlichen Provin— 
zen excl. des Herzogthums Säleflens betreffend, 
vom 30, Juli 1789 werden aufgehoben. — Ab— 


gaben und Leiftungen an evangeliiche oder katho⸗ Unlagen, |. Gew.» 


liihe Kirchenſyſteme, welche nicht perjönlicher 


Natur find, imsbejondere ſolche Abgaben und] bahnen, j. 


Leiftungen, melde entweder kraft bejonderen 
Rechtstitels auf beitimmten Grundſtücken haften, 
oder von allen Grundſtücken des Bezirks, oder 
body von allen Grundftüden einer gewiſſen Klaffe 
in dem Bezirk ohne Unterjchied des Beſitzers zu 
entrichten find, werden durch dieſes Geſetz nicht 
berührt. 


ermögenslage der dazu| Beitrafung wegen Gebrauchs eines ſolchen bei einer 


u j. Str.G.B. $ 367 Nr. 10, 
deßwerkzeuge, |. Maße. 

Metallbrud; u. Metallgeräth; der Handel 
damit Fann demjenigen unterjagt werden, welcher 
wegen aus Gewinnſucht begangener Bergehen 
oder Verbrechen gegen das Eigenthum bejtraft 
worden ilt, j. Gew.Ord. $ 35. Bezüglid) des 
vom Haufirhandel ausgejchloffenen Metallbruchs 
j. daf. $ 56 Nr. 2. 

Metallgeld, ftrafbare Unfertigung von Stem«- 
peln, Platten und Formen fm defien Prägung, 
ſ. Str.-®.-B. $$ 151, 360 Wr. 4. ©. übrigens 
Münzverbreden. 

Metallgiefereien gehören zu den einer bes 
jonderen — — bedürfenden gewerblichen 
Ord. $ 16. 
Metallpatronen, Beförderung derſ. auf Eiſen— 
etrieböreglement$48,II.,Nr. 11. 

Meter iſt im Bereiche der Maf- u. Gewichts— 
ordnung vom 16. Mai 1876 — 3,00 Fuß, 
bezw. O,go55: Ruthen, 1,4; Ellen, O,44.0; Lachter, 
O,55103 Faden; in Hohenzollern = 3,0, Fuß, 
bezw. O,g4005 Nuthen, 1,ga«., Ellen; in Schleswig— 
Holftein = 3,4005 Fuß, bezw. Os Ruthen, 
1:45 Ellen, O,55159 Klafter (Faden); in Hannover 
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— 3,055 Buß, bezw. O,aıso, Ruthen, 1,17, Ellen, 


Metze — Militärperjonen. 


2, Wegen Anftellung der Mifitärperjonen im 


O,g:0o Klafter, O,5208 Lachter; in Kurhejien —=| Eivildienit ſ. Civilverſorgungsſchein. 


urn Buß, bezw. Oyasor, Ruthen, 1, Ellen; 


3. Bezüglich des Zwangsverfahrens gegen 


in Rafjau.— 3,5 (B3/30) Werkfuß, bezw.*—| Militärperjonen behufs Beitreibung rüdftändiger 
O,agaa (Y/s) Werkrutge, O,. Feldruthe, 1,ooo: (1%/s)| Abgaben zc. |. unter Abgaben Verordnung v. 


Ellen. 0,05 Ladıter; in Frankfurt a. 
se DUB, bezw. O,s100 Feldruthe, O,anı0, Wald- 
zuthe, 1,095; Ellen, O,a400. Yrankfurter Stab, 
1,4503 Hranff.» Brabanter Ellen, O,54500 Klafter; 
im Amte —— 3,5186 Fuß, O,asor0 Ruthen, 
l,s9,, Ellen; im Oberamt Meiſenheim— 3 Fuß, 
0,, Ruthen, 1,gorr (1%/s) Ellen, O,g3335 (°/,) Stab; 
in den vormal3 bayerifchen Gebietätheilen — 
3,4205 Fuß, Orsnon Ruthen, 1,aoo, Ellen, O,52105 
Klajter; in den vormals großherzoglicdh heſſiſchen 
Gebietstheilen =4 Fuß, 1,gso, Ellen, O,, Stlafter, 

Metze ift im Geltungsbereiche der Maß- und 
Gewitsordnung vom 16. Mai 1816 — 3,351 
Liter; in Hannover — T,,u7 Liter, bezw. 0,1558 
Schefjel, 1,940 Liter; in Kurheſſen = 10,54, Liter, 
0,0092 Scheffel; in den vormals bayerifchen Ge— 
bietstheilen — 37,090 Liter, bezw. 0,411» Scheffel. 

Meuterei u. Gefangenen, j. Str. G.B. $ 122. 

Milderungsgründe im jtrafrechtlichen Sinne, 
j. Str.-©.-B. $$ 56 ff. 

Militär. Bezüglid) der allgemeinen Berhält- 
nifje des deutſchen Militärd (Organijation des 
Reichsheeres, Ergänzung des Heeres, Verhältniſſe 
der activen Militärperſonen, Entlaſſung aus dem 
activen Dienſt, Beurlaubtenſtand und Erſatzreſerve 
erſter Klaſſe), ſ. Reihs-Militär eich v. 4. 
Mai 1872. ©. aud) Rriegädientt, tjaß- 
Ordnung, Refrutirung-Ordnung, Eon» 
he! Landwehr Ordnung — 
Sm Betreff der Theilnahme des Militärd an ber 
Teuerpolizei j. unter Feuerpolizei Cab.Ordre 
dv. 29. Auguit 1818 (S. 396). 

Militär-Merzte find gemäß den Beitimm- 
ungen der Gemeindegejege in den älteren preuf. 
Provinzen bezw. gemäß $ 1 Nr. 1 der Verordnung 
v. 23. Sept. 1867 ıj. unter Staatödiener) bezüglid) 
ihres Dienfteinlommens von Semeindelajten rei 
nicht aber bezüglidy ihres Einfommens aus einer 
Eivilprarid. — Ueber die Zunctionen der Mili- 
tär-Verzte beim Mufterungsgeichäfte, ſ. Erſatz— 
Drdnung. ©. übrigend Sanitätscorps. 

Militär-Beantte, j. Unlage des Militär- 
Strafgeſetzbuchs unter B. 

Militär-Dienſt, ſ. Kriegsdienſt. 

Militärpaß iſt bei allen Meldungen vorzu« 
legen und zu den Controlverfammlungen mitzu- 
bringen, j. Control-Ördnungs$ 10 Nr. 8,8 11 
Nr. 5 u. Landwehrordnung $$ 12, 13 Nr. 2, 

Militärperfonen.') 

1. Bürgerliche Berhältniffe derjelben. Die 
Militärperjonen des activen Dienjtitandes find 
nicht Mitglieder der politiichen Gemeinde ihres 
Standortes und deßhalb auch nicht zu den Ge 
meindelaften heranzuziehen; f. unter Staats— 
Diener das Gejeg v. 11. Juli 1822 $ 10e, u. 
Verordnung vom 23. September 1867 $$ 1, 
11, 12. 


. =|24. November 1843 88 7, 12, hu. i und Ber. 


ordnung v. 22. Gept. 1867 88 8, 13 iu. k. 

4. Betreffendb den Waffengebrauh des Mi- 
litärs, fiehe g 

Gejeh vom 20. März 1837:*) 

EL ERENGER, wobei der Waflengebraud 
ftattfindet.] $ 1. Das in Unferem Dienite zur 
Aufrehthaltung der öffentlihen Ordnung, Ruhe 
und Sicherheit auftretende Militär iſt berechtigt, 
auf Wachen und Poften, bei Batrouillen, Trans 
porten und allen anderen Commando’3, aud 
wenn ſolche auf Reguifition oder zum Beiftand: 
einer Eivilbehörbde gegeben werden, in den nad— 
ſtehend S$ 2 bis 6 bezeichneten Fällen von jeinen 
Waffen Gebrauch zu maden. 

[Fälle des Wa a. 3: Gegen Angriffe 
und Widerftand durch Thätlichleiten oder gefähr- 
lihe Drohungen. $2. Wird das commandirte 
Militär bei einer der vorerwähnten Dienftleiit: 
ungen angegriffen, oder mit einem Angriff ge 
fährlich bedroht, oder findet es Widerftand Durd 
Thätlichfeit oder gefährliche Drohung, jo bedient 
fi dajjelbe feiner Waffen, um den Angriff ab- 
zuwehren und den Widerjtand zu übermwältigen. 

[Wegen Ungehorfams bei ee eg Kr 
Ublegung von Waffen und gefährlichen Wert» 
zeugen.) $3. Wenn das Militär bei einer jol- 
chen Dienftleiftung zur Ablegung der Waffen or. 
anderer zum Angriffe oder zum Widerjtande ge 
eigneter, oder ſonſt gefährlicher Werkzeuge auf 
fordert und e3 wird diejer Aufforderung nicht 
jofort Folge geleijtet, oder e8 werden die abge- 
legten Waffen oder Werkzeuge wieder auf 
nommen, jo mad)t dad Militär von feinen Waſſen 
Gebraud, um den ihm fchuldigen Gehorfam zu 
erzivingen. 

(Bei Urrejtation zur Berhinderumg der Fluct 
bereit3 arretirter Perſonen.) $ Wenn bei 
Urrejtationen ber bereits Verhaftete entjpring! 
oder aud nur einen Verjuc dazu macht, jo be 
dient ji, das Militär der Waffen, um die Fluct 
zu vereiteln. 

[Zur Verhinderung der Flucht vom Transport 
oder aus Gefängnifien.] ; 5. Hierzu iſt das» 
jelbe aud) in allen Fällen befugt, wenn Gefangene, 
welche ihm zur Abführung oder zur Bewachung 
anvertraut find, vom Transporte oder aus Ge 
fängnifjen zu entfliehen verjuchen. 

[Zum Schuße der den er andertrauten 
Berjonen oder Sachen. 8 6. Jede Schildwache 
die Ehrenpoften mit eingerechnet) hat jich zum 

huge der ihrer Bewachung anvertrauten * 
ſonen oder Sachen nöthigenfalls der Waffen zu 
bedienen. 

[In welchem Maaße der Waffengebrauch ftatt- 





i) Durch Berordnung vom 25. Juni 1867 Art. II. @ auf 
Hannover, Heſſen-Raſſau und Schleswig-Holitein ausgedehnt. 
Gendarmerie 


!) Das Verzeichniß der zum deutſchen Heere und zur kaiſer⸗ — Wegen Gebrauchs der Waffen Seitens ber 


fihen Marine gehörenden — ſ. in der Anlage 


zum DilitärsStrafgejegbu 


unter Gendarmerie Verordnung vom 30. Dec. 1820 
13 b und bie Inſtruction dazu vom 30. Dec. 1820 $ 28. 
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findet] $7. Das Militär hat von feinen Waffen tär-Etat bezieht, erhält eine Tebenslängliche Pen- 
nur infoweit Gebrauch zu machen, ald es zur|jion, wenn er nad einer Dienftzeit von mwenig- 
Erreichung der in dem voritehenden $$ 1 bis s ſtens 10 Jahren zur Fortjegung des activen 


Militärperjonen. 


der Schußwaffe tritt nur dann ein, wenn ent» 
weder ein bejonderer Befehl dazu ertheilt worden 
ift, oder wenn die anderen Waflen unzureichend 
ericheinen. Der Zeitpunkt, wenn der Waffen- 
ebrauch eintreten fol, und die Art und Weije 
—— Anwendung muß von dem handelnden 
Militär jedesmal ſelbſt erwogen werden. 

(Berhältnig des Militärs zu den Civilbehör— 
den, wenn es zum Beiltand der letzteren com- 
mandirt wird. $ 8. Mird dad Militär zum 
Beiſtand einer Eivilbehörde commandirt, jo Hat 
nicht die leßtere, jondern das Militär und dejjen 
Befehlshaber zu beurtheilen, ob und in mwelder 
Art zur Anwendung der Waffen geichritten wer— 
den ſoll. Die Eivilbehörde aber muß in jedem 
Falle, in welchem fie die Hilfe des Militärs 
nadiucht, den Gegenſtand und den Zweck, wozu 
fie verlangt wird, jo beftimmt angeben, daß von 
Seiten des Militärd die Anordnungen mit Bus 
verläjjigteit getroffen werden können. 

[Sorge für die Berlegten.] $ 9. Wenn Je— 
mand dur Anwendung der Waffen won Seiten 
des Militär verlegt worden, jo liegt dem let» 
teren ob, ſobald die Umftände es irgend zulafien, 
die nächſte Polizeibehörde davon zu benachrich⸗ 
tigen; die Polizeibehörde ihrerſeits iſt verpflichtet, 
die Sorge für die Verletzten zu übernehmen und 
die erforderlihen gerichtlichen Einleitungen zu 
veranlafjen. , 

TO Vermuthung für dad Militär.) 

0. Daß beim Gebrauh der Waffen das 
ilitär innerhalb der Schranken feiner Befug- 
nifje gehandelt habe, wird vermuthet, bis das 
Gegentheil erwiejen ift. Die Angaben derjenigen 
Berjonen, melde irgend einer Theilnahme an 
dem, wa3 das Einjchreiten der Militärgemalt 
herbeigeführt hat, ſchuldig oder verdächtig find, 
eben für fich allein feinen zur Anwendung einer 
trafe hinreichenden Beweis für den Mißbrauch 
der Waffengemalt. 

5. PBenfionirung und Verſorgung der Militär- 
perjonen des Rei 
wie Bewilligung 
Berjonen. 

Reichsgeſetz vom 27. Juni 1871:') 

$ 1. Für die Penfionirung und Berforgung 
der Militärperjonen des Reichsheeres und der 
faijerlihen Marine, jowie fürdie Bewilligungen 
an die Hinterbliebenen folder Berjonen gelten 
die nachfolgenden Vorſchriften: 


Eriter Theil. 


u wede erforderlich ift. Der Gebrauch | Militärdienjtes unfähig geworden ift und deß— 


—* verabſchiedet wird. — Fit die Dienjtunfähig- 
eit die Folge einer bei Ausübung des Dienites 
ohne eigene Verſchuldung erlittenen Verwundung 
oder jonjtigen Beichädigung, fo tritt die Ben» 
ſionsberechtigung aud) bei fürzerer als zehnjäh- 
riger Dienftzeit ein. $ 3. Als Dienſtbeſchädig— 
yrgen ($ 2) gelten: a) die bei Ausübung des 
ctiven Militärdienftes im Kriege oder Frieden 
erlittene äußere Beſchädigung, b) andermeite 
nachweisbar durch die Eigenthümlichkeiten des 
Militärdienftes, jowie durch epidemiſche od. en« 
demiſche Krankheiten, weldhe an dem zum dienft- 
lichen Uufenthalte angewieſenen Orte herrichen, 
inöbejondere durch die contagiöfe Augentrantheit 
hervorgerufene bleibende Störung der Gefundheit, 
wenn Durch fie — a und b — die Militärdienft- 
fähigkeit jowol für den Dienft im Felde, al3 auch 
in der Garniſon aufgehoben wird. — Die Be- 
antwortung der Frage, ob eine Dienftbeichädig- 
ung vorhanden, erfolgt durch die oberjte Militär- 
Verwaltungsbehörde des Contingents. $ 4. Der 
Anjprud auf Penfion ift bei einer kürzeren als 
zehnjährigen Dienftzeit ($ 2) zuvörderſt auf ein 
‚jahr oder einige Jahre zu beihränfen, injofern 
die Unfähigkeit zur Fortſetzung des activen Mi- 
litärdienſtes nicht mit Sicherheit al3 eine blei- 
bende angejehen werden kann. Mit der Wieder- 
herftellung zur völligen Dienftfähigkeit erliſcht 
die Berechtigung zur Penſion. — Beruht die 
Urjache der Jnvalidität jedoch in einer vor dem 
Feinde erlittenen Berwundung oder äußerlichen 
Beihädigung, jo findet die Gewährung der Pen- 
fion ftet3 auf Lebenszeit ftatt. $5. Wird außer 
dem im $ 2 bezeichneten Falle ein Offizier oder 
im Offizierrange ftehender Militärarzt yor Bol« 
lendung de3 zehnten Dienftjahres dienjtunfähig 
und deßhalb verabjchiedet oder zur Dispojition 
geftellt, jo Fann demſelben bei vorhandener Be» 
dürftigfeit eine Penſion entweder auf beſtimmte 
2 oder lebenslänglich bewilligt werden. $ 6. 
Die Höhe der Penjion wird bemefjen nad) der 


heere3 und der Marine, jos[Dienftzeit und dem penfionsfähigen Dienitein- 
r die Hinterbliebenen ſolcher ſommen ($ 10) der mindeftens während eines 


Dienftjahres innerhalb des Etats befleideten 
Charge. — Tritt die Benfionirung infolge von 
Dienftbeihädigung ($ 3) ein, fo wird die Höhe 
der Benfion nad) der bei der eintretenden Pen— 
fionirung befleideten Charge auch in dem Falle 
bemefjen, wenn der Benfionär diejelbe noch fein 
volles Jahr bekleidet. — Die Beförderung über 
den Etat, die bloße Charaftererhöhung wöhrend 
des Dienjted oder beim Ausicheiden aus dem— 


Dffiziere und im ac Her ftehende Militär |felben, jowie die vorübergehende Verwendung in 


erzte. 


einer höher dotirten Stelle gewähren keinen 


A. Im Reichsheere. Anſpruch auf Penſion.] höheren Penſionsanſpruch. $ 7. Wird ein Dffi- 
S 5 her Fe u. im De zier oder ein im DOffizierrang ftehender Militär- 


Militärarzt, welcher jein Gehalt aus dem Mili- 


arzt in einem militäriichen Dienftverhältnig mit 
geringerem Dienjteinfommen, als er bisher etat3- 


') Hierzu die in den folgenden Noten erwähnten Abänder-)mäßig bezogen hat, verwendet, jo wird bei feinem 
ungen und Ergänzungen des Gejeges vom 4. April 1874. — |fpäteren Eintritt in den Ruheſtand die Penfion 


Durch Gefeg vom 8. Febr. 1875 ift das Gejeg vom 27. Juni 
1871 mit den aus dem Geſetze vom 4. April 1874 fich erge: 
benden Mafgaben auf Elſaß⸗Lotdringen ausgedehnt. 


dennoch nah dem vorher bezogenen höheren 
Dienfteinfommen unter Berüdjichtigung der ges 
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den für unfähig zur Fortſetzung des activen Invaliben-Inftituten. — Bei Anftellung im Ei- 
Militärdienftes halten. — Inwieweit noch an-|vildienjt verbleiben die Penfionderhöhungen bem 
dere Beweismittel allgemein oder im einzelnen |PBenfionär neben den font zuftändigen Eompe- 
Falle beizubringen find, bejtimmt bie oberftejtenzen. $ 35. Mit der Gewährung einer Eivil- 
Militär - Verwaltungsbehörde des Contingents. penſion aus Reichſs⸗ oder Staatsfonds fällt bis 
$ 28. Difiziere oder im Offizierrange ftehendelauf Höhe des Betrages derjelben dad Recht auf 
Militärärzte, welche das 6oſie Lebensjahr zurüd-|den Bezug der früheren Militärpenfion hinweg 
gelegt haben, jind bei — ihrer Ver⸗ Die Penſionserhöhung verbleibt jedoch dem Em- 
abſchiedung mit Penſion von dem Nachweiſe der|pfänger. — Hat die Civildienſtzeit weniger als 
Invalidität befreit. — Für den Anſpruch aufjein Jahr betragen, jo wird für den Fall de 
die Penfionserhöhungen ($$ 12 und 13) ift jedoch | Zurüdtretens in den Ruheſtand die volle Mili 
der Nachweis in jedem Dienftalter erforderlich. |tärpenfion wiedergewährt. $ 36. Erdient ein 
8 29. Das Gefuh um Gewährung von Penfion | Militärpenfionär, welcher in eine an fich zu 
muß in dem Abſchiedsgeſuche enthalten und be- Penſion berechtigende Stellung des Communar 


Militärperſonen. 


gründet ſein; eine nachträgliche Forderung von Bene — iſt, in dieſer Stellung ein 


Penſion iſt unzuläſſig; nur in dem Falle, daß Penſion, ſo 


indet neben derſelben der Fortbezuz 


die Art der Invalidität gleichzeitig den Anſpruch der auf Grund dieſes Geſetzes erworbenen Mil 


auf Penfionserhöhung begründet, fan eine nad)- 
trägliche Bewilligung jtattfinden, infofern eine 
ſolche innerhalb der im $ 16 angegebenen Frijten 
beantragt wird. 

Zahlbarkeit der Penfion, Kürzung, nr 
ung und Wiedergewährung bderjelben.] $ 30. 
Die Penfion wird monatlih im voraus bezahlt. 
$ 31. Die Zahlung der Penfion beginnt mit dem 
Ablaufe desjenigen Monats, für welchen ber 
Berabichiedete das etatömäßige Gehalt zum leb- 
ten Mal empfangen hat.) — Sit der ge, 
diejed Gehalte geringer als die Penſion, fo fo 
der fic) ergebende Ausfall für den legten Mo— 
nat vergütet werden. $ 32. Das Recht auf den 
Bezug er Penfion erliiht: a) durch den Tod 
des Penſionärs, b) durch rechtskräftige gericht- 
liche BerurtHeilung zum Penſionsverluſt. — Die 
Benfionserhöhungen können jedoch durch richter- 
liches Erkenntniß nicht entzogen werben. $ 33. 
Das Recht auf den Bezug der eigentlichen Pen- 
fion ruht: a) wenn ein PBenfionär das deutſche 
Indigenat verliert, bis zu etwaiger Wiedererlang- 
ung defielben; b) mit der Wiederanftellung im 
activen Militärdienft während ihrer Dauer; c) 
wenn und jo lange ein Benfionär im Neid)s«, 
Staatd- od.im Communaldienfte ein Dienfteinfom- 
men bezieht, infoweit al3 der Betrag diejes neuen 
Dienfteinfommens unter —— der Pen⸗ 
ſion, ausſchließlich der Penſionserhöhung, den 
Betrag des vor ber Penſionirung bezogenen pen- 
fionsfähigen Dienfteinfommens überiteigt. $ 34. 
Das Recht auf den Bezug der Penſionserhöh— 
ungen ($$ 12 und 13) ruht in dem Falle des 
$ 33 unter a. Das Recht ruht ferner in dem 
Falle des $ 33 unter b, jedoch mit folgenden 
Ausnahmen: a) bei Anjtellung in den für Gar- 
nijondienftfähige zugänglichen militäriichen Stel— 
len, 3. B. bei den Traindepots, den Landwehr— 
Bezirfäcommandos, den Garde-Landmwehrbatail- 
lonsftämmen, als Plagmajors, Führer der Straf. 
abtheilungen, Borftände der Handwerfsitätten, 
Etappen «nfpectoren und in der Militär» und 
Marineverwaltung; b) bei vorübergehender Her- 
anziehung zum activen Dienft für die Dauer des 
mobilen Verhältniſſes; c) bei Verjorgung in 


ı) Für ſolche Verabſchiedete, welche zur Beit der Penfionir: 
ung Gehalt nicht mebr bezicben, mit dem Monate, für melden 


die Penfionirung ausgeſprochen worden ift (Gejeg v. 4. April 


1874 8 A). 


tärpenfion nur in dem duch $ 33 unter e be 
grenzten Umfange ſtatt. — Die Benjionserhöf 
ung verbleibt jedoch dem Empfänger. 

Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung 
der Benfion auf Grund der Beitimmungen i 
den $$ 32—36 tritt mit dem Beginne besjeniger 
Monats ein, welcher auf das eine ſolche Br 
änderung nach fich ziehende Ereigniß folgt. — 
Im Falle vorübergehender Beichäftigung im 
Reichs-, im Staat» oder im Communaldienik: 
gegen Tagegelder oder eine anderweite Entſc— 
digung wird die Penfion für die erften ſech 
Monate diejer Beihäftigung unverkürzt, dagegen 
vom fiebenten Monat ab nur zu den nad den 
vorjtehenden Beitimmungen zuläffigen Betrage 
gewährt. $ 38. Die Bewilligung einer Penſion 
fann aud) bei der Stellung zur Dispofition er 
folgen. In diefem Falle finden die Beitimm- 
ungen des gegenwärtigen Geſetzes gleichmäßige 
Unmenbdung. 

[Bewilligung für Hinterbliebene.!)] 8 89. Hin 
terläßt ein penfionirter Offizier od. im Offizier- 
range ftehender Militärarzt eine Wittwe oder 
ehelihe Nadjtommen, jo wird die Penfion nod 
für den auf den Sterbemonat folgenden Monet 
bezahlt. — Die Zahlung der Penfion für der 
auf den Sterbemonat folgenden Monat farm mi 
Senehmigung der oberjten Militärverwaltunge 
behörde ?) des Eontingent3 auch dann ftattfinden 
wenn der Borjtorbene Eltern, Großeltern, Ge 
ſchwiſter, Geſchwiſterkinder od. Pflegefinder, derm 
Ernährer er geweſen ift, in Bedürftigfeit hinter 
läßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um 
die Koften der letzten Krankheit und der Beerdig 
ung zu deden. — Der über den Sterbemmat 
hinaus gewährte einmonatliche Betrag der Ben 
ion kann nicht Gegenftand der Beſchlagnahme 
jein. $ 40. Erfolgt der Tod eines mit PBenfior 
verabjchiedeten Offiziers oder im Offizierrange 


) Die Beftimmungen ber 8 39 und 40 finden auf bie 
Hinterbliebenen aller bei ibrem Tode im Genuſſe von Benfica 
befindlich gewefenen Militärperfonen der Unterflaffe Anmend- 
ung ($ 98). Gejeg vom 4. April 1874, $ 14. Gemäß en 
des Geſebes vom 4. April 1874 findet dieſe Vorfhrift auf die 
Hinterbliebenen der Dilitärperionen der Unterflaffe aud für 
die Bergangenbeit mit gleicher Wirkung Anwendung, als wenz 
fe — durch das Geſetz vom 27. Juni 1871 getroffen wor 

n wäre. 

2) Zufolge Geſetz vom 4. April 1874, 95 fann dieſe Be 


|fwaniß aud anderen Behörden als ben oberften Militär-Ben 


waltungsbehörden ber Eontingente übertragen werden. 


Militärperjonen. 


ftehenden Militärarztes in bem Monat, in welchem 


berjelbe das etatömäßige Gehalt zum legten|Offizieren und im Offizierrange 
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h 46. Die den 
tehenden Mili- 


Uebergangs-Beftimmungen.] 


Male zu empfangen hatte, jo hat jeine familie |tärärzten nah Maßgabe diejes Geſetzes zu be« 
$ 39) für den Monat nad dem Ableben nurjwilligenden Penſionen dürfen nicht Hinter dems 


nipruh auf Gemwährun 
Penſionsbetrages. $41. 


des einmonatlichen|jenigen Betrage 
en Wittwen von dem- bei etwaiger Penſionirung vor Erlaß dieſes Ges 


———— welcher denſelben 


jenigen Ofſizieren und im Offizierrange ſtehen— —— bereits zugeſtanden haben würde. — Das» 


den Militärärzten der Feldarmee, welche a) im ſe 
Kriege geblieben od. an den erlittenen VBerwund- |Waijen. $ 4 


ungen während des Krieges oder jpäter geitor» 
ben find, b) im Laufe des Krieges erkranlt oder 
beſchädigt und infolge deſſen vor Ablauf eines 
Jahres nad) dem Friedensſchluſſe a ei find, 
werden bejondere Beihilfen, jo lange fie im Witt: 
wenſtande bleiben, und im Falle der Wiederver- 
heirathung noch für ein Jahr gewährt, u. zwar: 
den Wittwen der Generale im Betrage von 
1500 M, den Rittwen der Stabsoffiziere 1200 M, 
den Wittwen der Hauptleute und Subalternoffi« 
ziere 900 M jährlih. — Diejelben Beträge em- 
pjangen die Wittwen der Aerzte nach Maßgabe 
des Militärranges der Tegteren. — Die mittels 
Charaktererhöhung erworbene Charge wird hier- 
bei der mit einem Patent verliehenen Charge 
gleichgeachtet. $ 42. Für jedes Kind der im 
8 41 bezeichneten Offiziere und im Offizierrange 
ftehenden Militärärzte wird bis zum vollendeten 
fiebzehnten Lebensjahre eine Erziehungsbeihilfe 
von 150 M, und wenn das Kind auch mutterlos 
ift oder wird, von 225 M jährlich gewährt. — 
Eine Beihilfe von je 150 M jährlich erhält der 
hinterbliebene Water oder Großvater und die 
hinterbliebene Mutter oder Großmutter, jofern 
der Verjtorbene der einzige Ernährer derjelben 
war und jo lange die Hilfsbedürftigteit derjelben 
dauert. $ 43. Die Zahlung der in den $$ 41 
und 42 bezeichneten Beihilfen erfolgt monatlid) 
im voraus. — Die Beihilfen werden vom Erften 
besjenigen Monates an gewährt, welder auf den 
den Anſpruch begründenden Todestag folgt. $ 44. 
Die $$ 41—43 finden auf die Ungehörigen der 
nach einem Feldzuge Vermißten gleichmäßige An— 
wendung, wenn nach dem Ermeſſen der oberſten 
Militärderwaltungsbehörde des Contingents das 
Ableben mit hoher Wahrjcheinlichkeit anzunehmen 
ift. $ 45. Die nach) $ 41 erforderliche Zugehö- 
rigfeit zur Feldarmee wohnt allen zur unmittel- 
baren Xction gegen den Feind beſtimmten Trup- 
pen, fowie den zu denjelben gehörenden Com 
manbobehörden, Stäben, Trains und Adminiftra- 
tionen bei. — Bei allen anderen Truppen und 
Meilitärbehörden find der Kategorie des S 41 
leichzuachten: diejenigen während des mobilen 
Berhältniifes bezw. während der Kriegsforma- 
tion im Dienfte befindlich geweienen Offiziere u. 
im Dffizierrange ftehenden Militärärzte, denen 
infolge der eingetretenen Friegerijchen Berhältnijfe 
außerordentliche Anftrengungen und Entbehrun« 
gen auferlegt oder welche dem Leben und der 
Gejundheit gefährlichen Einflüffen ausgejegt wer- 
den mußten. — Die Entiheidung, ob das Eine 
oder das Andere der Fall gewejen, erfolgt durch 
die oberfte Militärverwaltungsbehörde des Con» 
tingent®. — Für die Begrenzung des Anjpruches 

ilt auch hier, daß der Tod vor Ablauf eines 
Fahres nad dem Friedensſchluſſe eingetreten iſt. 


be gilt für die Bewilligungen an Wittwer u. 
7. Das gegenwärtige Geſetz hat 
rüdwirfende Kraft in Vezug: a) auf alle Pen— 
fionsgewährungen und Unterjtübungen, welche 
jeit dem 1. Auguſt 1870 den Theilnehmern an 
dem Feldzuge gegen Frankreich, beziehungsweife 
ihren Hinterbliebenen zuerfannt find; b) auf die— 
jenigen Wittwen und Kinder verftorbener, am 
Kriege 1870/71 betheiligt geweſener Dffiziere u. 
im Offizierrange ftehender Militärärzte, welchen 
die nad dem königl. Preußifchen Gejeg vom 
16. October 1866 zu gewährenden Beihilfen bis» 
her verjagt werden mußten, weil der Nachweis 
des Bebdürfniffes nicht geführt werden fonnte; c) 
auf die im & 14 bezeichneten, während des Feld- 
zuges von 1870/71 zum Militärdienfte heran 
gezogenen Penſionsempfänger, indem dieſen der 
Anſpruch auf die Benfionderhöhungen ($ 12) nad) 
der näheren Beſtimmung des $ 14 gewährt wird, 
— Eine anderweite Feftitellung ihrer eigentlichen 
Benjion aber kann nur nad) Maßgabe der Bes 
jtimmung de3 $ 21 erfolgen. — Für bie nad) 
den bisher giltig geweſenen Vorſchriften penjio- 
nirten Offiziere und im Dffizierrange ftehenden 
Militärärzte findet der $ 33 unter c ebenfalls 
Anwendung, fofern nicht die bisherigen Beftimme 
ungen ihnen günftiger find. — Für die im Of— 
fizierrange ftehenden Militärärgte wird bei deren 
Benfionirung das hargenmäßige Gehalt nad den 
Sägen für Infanterie-Offiziere ($ 10a) der ent» 
fprechenden apa als: penfionsfähiges 
Dienfteinlommen in Anrechnung gebracht. Stab3» 
offiziere, welche ein Gehalt von 3900 M, jowie 
Hauptleute eriter Klaſſe, welche ein Gehalt von 
3000 M beziehen, werden nach dem penfions- 
fähigen Dienjteinfommen der Stab3offiziere mit 
dem Gehalte von 5400 M beziehungsweiie ber 
Hauptlente mit einem Gehalte von 3600 M pers 
fionirt, *) — Inſoweit das Dienfteinfommen der 
Difiziere einzelner Contingente dem Dienftein- 
fonımen der Offiziere der Norddeutichen Armee 
mr, nicht gleichgeftellt ift, wird das letztere gleich» 
wol bei Berechnung der Benjionen für die Theil— 
nehmer an dem Sriege gegen Frankreich zu 
Grunde gelegt. 

. [B. $n der faiferlihen Marine] 8 48. Die 
vorftehenden Bejtimmungen?) finden auf die ihr 
Gehalt aus dem Marine-Etat beziehenden Offi— 
ziere, ſowie aufdieim Offizierrange ftehenden Aerzte 
und die Dedoffiziere der Kaiſerlichen Marine u, 
auf deren Wittiven und Kinder mit den nad)e 
folgenden Mafgaben Anwendung. $ 49. Als 


1) ©. Note zu $ 10. 

3, Ebenfo die Beitimmungen des Geſetzes v. 4, April 1874 
SS 2-6. Die Viofhineningenieure der Marine find den im 
$ 48 bezeichneten Angehörigen der Marine beizuzählen. Die 
ebendafelbft nur zu Gunſten ber Wittwen und Kinder getcofs 
fene Beſimmung findet überhaupt auf die Hinterbliebenen 
biejer Angehörigen ber Marine entſprechende Anwendung ($ 29 
und ff.). Gefeh vom 4. April 1874 $ 7. 
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penfionsfähiges® Dienfteinfommen (56 9 u. 10) 
wird in Anrechnung gebracht: 1) für die Chargen 
vom Unterlieutenant zur See (excl, Majchinen- 
Ingenieur) aufwärt& das im$ 10 fejtgefegte Dienſt— 
eintommen, 2) für die Chargen der Majchinen- 
Ingenieure und Tedoffiziere a) das etatsmäßige 
Gehalt, b) der mittlere Chargen-Serviszuſchuß 
und ce) der Werth der ihnen zuftehenden Berech— 
tigung zur Aufnahme in das Yazarethj gegen eine 
billige Durchſchnittsvergütung, 3) für die Ehargen 
der Majhinen- Ingenieure eine Entihädigung für 
Bedienung, 4) für die Marineärzte die ihnen 
nad) dent Etatögefeße gebührende Zulage. $ 50. 
Der —— eines zur kaiſerlichen Ma— 
rine gehörigen Schiffes wird, auch während des 
Friedens, die auf einer oſtaſiatiſchen Expedition 
zugebrachte Dienſtzeit, vom Tage des Abganges 
aus dem Ausrüſtimgshafen bis zum Tage der 
Rückkehr in die Nordjee bei der Penſionirung 
doppelt in Anrechnung gebradt. — Daſſelbe gilt 
aud) für Geereifen beziehentlich Indienftitellungen, 
bei welchen mindeftens 13 Monate außerhalb der 
Oſt- und Nordjee zugebracht worden find. — 
Sn den Fällen, wo eine Geereife von fürzerer 
Dauer nachweislich ſich als bejonders fchädigend 
und nadıtheilig für die Gejundheit der Schiffs— 
bejagung erwiejen hat, ift es faiferlicher Ent- 
ſchließung vorbehalten, dem Vorftehenden ent« 
ſprechende Beſtimmungen zu treffen. Auge 
nommen bon der für die Gee-Erpeditionen be» 
willigten Doppelrechnung ber Dienftzeit ift die in 
jolde Jahre fallende Beit, welche bereit3 ala 
Kriegsjahre zu erhöhtem Anſatz fommt. $ 51. 
Als Dienftentihädigung ift außer den nad $ 3 
bei Ausübung des Dienjte® unmittelbar einge- 
tretenen Verlegungen u. andermweiten nachweislich 
durch die Eigenthümlichleit des Militär- bez. Ma- 
rinedienftes heruorgerufenen bleibenden Störungen 
der Gefundheit, aud) die, lediglich und nachweis— 
lich auf die klimatiſchen Einflüffe bei Seereifen, 
indbefondere infolge längeren Aufenthalts in den 
Tropen, zurüdzuführende, bleibende Störumg der 


Militärperjonen. 


gen Anftellung ununterbrocen in einem Contract 
verhältniffe bei der faiferlichen Marine befunden, 
Kir ald Dienjtzeit mit in Anrechnung gebradit 

54. Den mit PBenfion aus dem Marinedienfte 
ausicheidenden Perjonen wird, wenn fie vor dem 
für den Beginn der penjionsberechtigenden Dienft- 
zeit vorgejchriebenen Termine an Bord einer 
Kriegsſchiffes der kaijerlichen Marine eingeichifft 
—— ſind, die im activen Marinedienſte zu— 
er Beit von dem Zeitpunkte der erſten 

inſchiffung ab als penftonsberechtigende Dienft- 
zeit in Anrechnung gebrad)t, gleichviel, bei wel— 
chem Marinetheile, beziehentlich in welcher Stel. 
ung biejelben jich bei ihrem Ausſcheiden aus dem 
Marinedienfte befinden. — Offizieren der Kriegs 
marine, welche früher der Handelsflotte ange 
hörten, wird die Fahrzeit mit derjelben vom 18. 
Lebensjahre an bis zum Eintritt in die Krieg— 
marine zur Hälfte als penfionsfähige Dienftzeit 
angerechnet.) $ 55. Die durch diefes Geſetz der 
oberjten Militär -Verwaltungsbehörde des Cor- 
tingent3 übertragenen Befugnifje werden in Bezug 
auf die der kaiſerlichen Marine angehörigen 
Perſonen von dem Marineminifterium ausgeübt. 

Schlußbeſtimmungen.) $ 56. Auf die oberen 
Militärbeamten des Reichsheeres u. der kaiſer 
lihen Marine werden die S$ 12 bis 19, $ 47, 
Litt. a bis c, 50, 51 u. 52, auf die Hinterblie, 
benen derjelben die $$ 41 bis 45 umb 52 dieſes 
Geſetzes in Anwendung gebradt. Der den Witt« 
wen diejer Beamten zu gewährende Betrag ($ 41) 
wird nach dem penfionsfähigen Dienfteintoumen 
bemefjen, welches von dem Manne bezogen wor« 
den it, je nachdem daſſelbe dem penfionsfähiger 
Dienfteinfommen eines Generals, eines Stabi 
olfizierd oder eined Hauptmanns u. Subaltern- 
ojjizier® am nädjten geſtanden Hat.?) $ 57. 
Im ‚Sinne dieſes Geſetzes werden den oberen 
Marine-Militärbeamten gleid behandelt: 1) die 
Marineverwalter und 2) die ihr Gehalt aus der 
Marine-Etat empfangenen Lootfencommandeutz, 
Oberlootjen, Schiffsführer und Steuerleute vom 


Gefundheit anzujehen, wenn dadurch die Dienft-|Xootien- u. ey nad der taiferliches 


Baget für den Geedienjt aufgehoben wirb, 
5%. Die auf Geereifen nachweislich infolge 
einer militäriſchen Action oder durch außer- 
ordentliche klimatiſche Einflüffe, namentlich bei 
längerem Aufenthalte in den Tropen, invalide 
und zur Fortjeßung des Seedienſtes, ohne ihr 
Verſchulden, unfähig gewordenen Offiziere, Uerzte 
und Dedoffiziere haben auf die im $ 12 feitge- 
festen Benjionserhöhungen Anſpruch.) — Ben 
Wittwen der durch Schiffbruch verunglüdten, fo 


Marine, jowie die jonjtigen Lootfencommandent: 
u. Oberlootjen, welche während des Krieges im 
Dienfte der Faiferlihen Marine beichäftigt wer 
den, injoweit eine Invalidität und Umfähigtet 
zur Fortſetzung des Dienjtes durch den Krie 
($ 12) oder eine Verftümmelung od. Erblindunc 
($ u oder der Tod infolge des Krieges ($ &i 
u. 44) eingetreten ift. 


Zweiter Theil. 


wie der infolge der obengedachten Urſachen auf Verſorgung der Mititärperjonen der Unterflaffen, 


Geereifen oder innerhalb Jahresfrift nad) der 
Rückkehr des Schiffes in den erſten heimathlichen 


jowie deren Hinterbliebenen, 
[A. Unteroffiziere und Soldaten. Allgemein: 


Hafen verjtorbenen Offiziere, Aerzte und Ded-[Beitimmungen.] $ 58. Die zur Klaſſe der Un 
offiziere, find die im $ 41, und den Kindern, |teroffiziere und Gemeinen gehörenden Perjoner 
Eltern oder Großeltern die im $ 42 feitgejegten des Soldatenftandes haben Anſpruch auf Invali—⸗ 
Beihilfen zu gewähren. 53. Den in der fais|denverjorgung, wenn fie durch Dienjtbejchädigung 
ferlihen Marine angeftelten Maſchinen-Inge— BEE Die Bann al rear 
. * "em * x im 
MIETEN, Ober⸗Maſchiniſten u. Maſchiniſten wird ſtehenden Aerzten, — are ae 
die Zeit, in welkher fie ſich vor ihrer etatsmäßi- oberen Marinebeamten, delche früher der Handelätlotte ange 
— . j börten, bie Sabeyit mit berielben in gleihem Maße ange 
») Zufolge Geſetzes vom 4. April 1874, $8 aber nur, wenn rechnet, wie den Offizieren der Seriegsinarine (Sejeg vom 4 
bie zum Ablauf von 5 Jahren nad der Küdichr April 1874 $ 9). S. auch ebenda $ 19 (Note zu $1ı0 aE€. 
des Schiffes in den erjten beimatblichen Hafen eintritt. 2) ©. Note zu $ 54. =. 





Militärperſonen. 


oder nach einer Dienſtzeit von mindeſtens acht 
Jahren invalide geworden ſind. — Haben die— 
ſelben achtzehn Jahre oder länger activ gedient, 


jo iftzur Begründung ihres —3 


der Nachweis der Invalidität nicht erforderli 
$ 59. Als Dienſtbeſchüdigung find anzuſehen; 
a) Verwundung vor dem Feinde, b) fonjtige bei 
Ausübung des activen Militärdienjtes im Kriege 
oder Frieden erlittene änfere Beihädigung (äußere 
Dienjtbejhädigung), e) erhebliche und dauernde 
Störung der Gejundheit und Erwerbsfähigkeit, 
welche durch die bejonderen Eigenthümlichkeiten 
des activen Militär» beziehentlid Seedienjtes 
veranlaßt find (innere Dienſtbeſchädigung). — 
Hierher gehören auch epidemifche und endemifche 
Krankheiten, welde an dem den Soldaten zum 
dienftlichen Aufenthalt angewieſenen Orte herrichen, 
insbeſondere d)die contagiöfe Augentranfeit.$60. 
Für die Berechnung der Dienftzeit finden die in 
in ben $$ 18—25, 50 und 54 enthaltenen Bes 
ftimmungen Anwendung. $ 61. Die Jnvaliden 
jind entweder: Halbinvalide, d. H. ſolche, welche 
zum Feld⸗ beziehentlich Seedienft untauglich, aber 
zum Garnijondienit noch ruhig find, oder Ganz⸗ 
invalide, welche zu feinerleı Militärdienft mehr 
tauglich find. $ 62. Die Invalidität und der 
Grad derjelben werden ſowol für fi ald in 
ihrem urfählichen Zuſammenhange mit einer er- 
Littenen Dienftbefhädigung auf Grund militär- 
ärztlicher Beicheinigung durch die dazu verord⸗ 
neten Militärbehörden feitgeitellt. — Die That- 
ſache einer erlittenen Dienftbefhädigung muß 
.. dienjtlihe Erhebungen nachgewieſen jein, 
be .Invaliden von Fürzerer als adhtjähriger 

ienftzeit, bei denen eine Beſſerung ihres Zu- 
Standes zu erwarten fteht, haben nicht fogleich 
Anſpruch auf lebenslängliche, fondern nur auf 
vorübergehende VBerjorgung, bis ihr Zuftand ein 
endgiltiges Urtheil möglich macht. $ 64. Als 
Invalidenverſorgung gelten Benfionen und Pen— 
fiondzulagen, der Eivilverforgungsicein, die 
Aufnahme in Invalideninftitute, die Verwendung 
im Garnijondienft. 

[Penfionen.?)] $ 65. Die den verjorgungs- 
berechtigten Unteroffizieren und Goldaten zu 

ewährenden Invalidenpenſionen zerfallen für 
jede Rangſtufe in 5 Klaſſen, fie betragen monat- 
Lich in der 


1) Gefeg vom 4. April 1874, 8 10: Unteroffiziere, 
welche nicht als Invaliden verforgungsberedhtigt find, erlangen 
durch 12jährigen activen Dienft bei fortgeiegter guter Fübr: 
ung den Anſpruch auf ben Eivilverjorgungsicein. Unteroffi— 
ziere und Maunſchaften des Beurlaubtenftandes erwerben An- 
pruch auf Invalidenverjorgung nit auf Grund der Dienft: 

eit, Sondern nur durch eine im Diilitärdienfte erlittene Dienft- 
efhädigung. . 
2) Gejeg dom 4. April 1874, 8 13; für die Ber- 
forgungsanfprüde der nachweislich durd den Krieg invalide 
erworbenen, aus dem activen Vlilitärbienfte ausgeichiedenen 
nteroffigiere und Mannjchaften gelten innerbalb der dem be: 
treffenden Beiebenfotu folgenden 3 Jahre bie Beitimmungen 
der $$ 65—80 des Geſetzes vom 27. Juni 1871 mit den durch 
epenmärtigeh Geſetz tefigeftellten Abänderungen (39 81—85). 
Ir die Verforgungsaniprüce der nadyweislih durch ben 
rieg 1870/71 invalide —— aus dem activen Militär⸗ 
Dienfte ausgefchiedenen Unteroffiziere und Dannjchaften wird 
dieſer Termin auf 4 Jahre verlängert. Sämmtlihe Tem- 
porärinvaliden bleiben verforgungsberehtigt bis zur Rüdtehr 
der Felddienftfähigkeit. — S. auh Gefeg dv. 4. April 1874 
S 13 (Note zu $ 10 a. E.). 


) b 


831 
1 8, 3. 4. b. 

Klaſſe. Klaſſe. Kaffe. Klaſſe. Klafſe. 
MM NM MM 
für Feldwebel 42 33 27 21 2 
für Sergeanten 36 27 21 15 12 
e) für Unteroffijiere 3 24 18 12 9 
d) für Gemeine 300 211 15 9 6 


Die Bewilligung der hargenmäßigen Penſion 
SH nad; den Vorſchriften des $ 6. $ 66. 
Die Invalidenpenſion eriter Klafje wird gewährt: 
A, nad einer Dienftzeit von 36 Jahren ohne 
Nachweis der Invalidität, B. ben Ganzinvaliden, 
welche 1) nad) 2öjähriger Dienftzeit od. 2) durch 
Dienftbeihädigung gänzlih erwerbsunfähig ge- 
worden jind u. ohne fremde Wartung u. Pflege 
nicht bejtehen können. $ 67. Die Invaliden- 
penfion zweiter Klafje wird gewährt: A. nad) 
einer een von 30 Jahren ohne Nachweis 
der Invalidität, B. ben Ganzinvaliden, welche 
1) nad 20jähriger Dienftzeit, oder 2) durch 
Dienftbeihädigung gänzlich erwerbsunfähig ge: 
worden find. 868. Die Fnvalidenpenfion dritter 
Klaffe wird gewährt: A. nad) einer Dienitzeit 
von 24 Jahren ohne Nachweis der Jnvalidität, 
B. ben Ganzinvaliden, weiche 1) nad) 15jähriger 
Dienitzeit, od. 2) durch Dienftbeihädigung grön- 
tentheil3 erwerböunfähig geworden jind. & 69. 
Die Invalidenpenfion vierter Klafje wird gewährt : 
A, nad) einer Dienftzeit von 18 Jahren ohne 
Nachweis der Invalidität, B. den Ganzinvaliden, 
welche 1) nad) 12jähriger Dienftzeit, oder 2) durch 
nr theilweije erwerb3unfähig ge 
worden jind, 5 70. Die Invalidenpenfion fünfter 
Klafje wird gewährt: A. den Ganzinvaliden, 
welche 1) u sjähriger Dienftzeit, od, 2) durch 
eine der im $ 59 unter a, b, d bezeichneten 
Dienftbefhädigungen zu jedem Militärdienit un« 
tauglid; geworden find, B. den Halbinvaliden, 
welche 1) nad) 12jähriger Dienftzeit, od. 2) durch 
eine der im $ 59 unter a, b, d bezeichneten 
Euro nm zum Feld» beziehungsmeife 
Seedienft untauglich geworden find. 
Penſionszulagen.) $ 71. Unteroffiziere und 
Soldaten, welche nachweislich durch den Krieg 
ans invalide geworden find, erhalten eine Pen- 
tonszulage von 6 M monatlich neben der Ben- 
jion. $ 72, Unteroffiziere und Soldaten, welche 
nachweislich Durch Dienſtbeſchädigung, jei es im 
Kriege oderim Frieden, verſtümmelt, erblindet oder 
in der nachftehend angegebenen Weiſe ſchwer u. 
unheilbar beſchädigt worden jind, erhalten neben 
der Penjion und eventuell neben der Penjions- 
zulage eine Berftümmelungszulage. — Diejelbe 
beträgt je 18 M monatlich: a) bei dem Verluſte 
einer Hand, eined Fußes, eines Auges, bei nicht 
völliger Gebrauchsfähigkeit des anderen Yuges. 
— Die Erblindung des Auges wird dem Berlufte 
deſſelben gleich geachtet; b) beim Verluſt der 
Sprache; c) bei Störung der activen Bewegungs— 
fähigfeit einer Hand oder eines Armes, ſowie 
eines Fußes in dem Grade, daß fie dem 
Berlufte des Gliedes gleich zu achten ift. — Die 
Bewilligung dieſer Zulage iſt ferner zuläffig: 
d) bei jolden jichweren Schäden an ri 
wichtigen äußeren oder inneren Körpertheilen, 
welche in ihren Folgen für die Erwerbsfähigteit 


832 Militärperfonen. 


einer Berftümmelung gleich zu achten find. —, Reichs- und Staatöbehörben, jedoch ausſchließlich 
Die unter a bi d aufgeführten Zulagen dürfen des Forftdienftes, werden nad —* der 
ben Betrag von 36 M monatlih nur in dem|darüber von dem Bundesrathe feftzuitellenden 
galt überfteigen, wenn die Invalidität durch allgemeinen Grundfäge vorzugsweiſe mit Jura 
erwundung oder äußere Dienftbeihädigung|liden bejeßt, welche den Civilverſorgungsſchein 
($ 59 a u. b) herbeigeführt ift. — Die für Er-|befigen. — In dem beftehenden Eoncurrenzdtr 
blindung eines oder beider Augen ausgeſetzten hältniffe ziwifchen den Indaliden u, dem übrigen 
Zulagen von 18 M, beziehentlih 36 M monatlid, | Militäranwärtern tritt durch die obige Boridrit 
werben jedoch von der vorstehenden Einſchränkung |ebenjowenig eine Uenderung ein, wie in den in 
nicht betroffen. $ 73. Smvalide, welche einfach den einzelnen Bundesſtaaten bezüglich der Ber- 
verjtümmelt find, werden als gänzlich erwerb3-|jorgung ber Meilitäranwärter im Tivildienſt 
unfähig, diejenigen, welche mehrfach verftümmelt| erlajjenen weitergehenden Beſtimmungen. 
find, als folche angefehen, die ohne fremde Wart-| [Invaliden-Inititute)] $ 78. Un Stelle dr 
ung u. Pflege nicht bejtehen können. $ 74. Den) Penfionirung können Ganzinvalide mit ihrer 
Unteroffizieren vom Feldwebel abwärts wird vom|Zuftimmung auch durch Einftellung in ein Ju 
zurüdgefegten18. Dienftjahre ab für jedes weitere] valideninftitut (Fnvalidenhäufer, Invalidencon 
Dienjtjahr bei eintretender nachzuweiſender Ganz-|pagnien, fo lange legtere no beftehen) verjorg! 
invalibität eine Penſionszulage von 1 M50 P mos-|werden. — Die Aufnahme kann mur innerhell 
natlich gewährt (Dienftzulage). — Der hiernadj|der für dergleichen Inſtitute feſtgeſetzten Eidt 
erworbene Penſionsſatz darf jedoch — unbejcha-| erfolgen. — Die Invalidenhäufer jolen vorzug: 
det der in ben SS 71 und 72 bezeichneten Zu⸗ weiſe al3 Pflegeanftalten für ſolche Invalide 
lagen — das gejammte Dienfteinfommen verdienen, die bejonderer Pflege und Wartung br 
Stelle, welche der Jnvalide im Etat bekleidet | dürftig find. — Das fernere Verbleiben in cin“ 
hat, nicht überfteigen. Invaliden-Snftitute kann von feinem Invalide 
(Eivilverforgungsichein.] $ 75. Die al ver») beaniprucht werden, wenn feıre Verhälmiſſe ir 
ſorgungsberechtigt anerkannten Invaliden erhalten, |dazu nicht mehr geeignet ericheinen lafien. 
wenn fie ſich gut geführt Haben, einen Eivilver-| Verwendung in Garnifondienfte.] 879. Hal 
forgungsicein.‘) Die Ganzinvaliden erhalten|invalide Unteroffiziere können im activen Nihir 
Diefen Schein neben der Penfion, den Halb-|dienft belaffen werden, wenn fie ſich zur ver 
invaliden wird derfelbe nad) ihrer Wahl an Stelle| wendung in ſolchen militärijchen Stellen ei, 
der Penſion verliehen, jedod nur dann, mwenn|deren Dienst das Vorhandenjein der Feld &- 
fie mindeftend 12 Jahre gedient haben.) $76.|Seedienftfähigkeit nicht erfordert, und ment It 
Invalide, welche an der Epilepfie leiden, dürfen |dies ftatt der Gewährung der Benfion wind 
den Eivilverjorgungsichein nicht erhalten. — JZit]$ SO. Soldaten, welche * in der zweiten Reit 
die Epilcpfie durch Dienftbejhädigung entjtanden,|des Soldatenftandes befinden, haben nur in des 
fo wird den damit Behafteten, unter der Vor⸗ Falle Anſpruch auf Invalidenverjorgung, mM 
ausjegung ihrer Berechtigung Zum Civilverjorg-|fie vor dem Feinde verwundet und infolge dei 
ungsſchein, nicht die dem Grade ihrer Invalidität|invalide find. — Den übrigen Soldaten 
entiprechende Snvalidenpenfion, jondern, fofern|zmweiten Klaffen kann, wenn bei ihnen eine M 
fie nicht ſchon die Penfion der erſten Klafje be- Vorausſetzungen vorhanden ift, welche den Ir 
iehen, die dernächit höheren Klaſſe gewährt. — Dies | jprud) u die Penjionen der dritten bis EM“ 
* Vergünſtigung darf unter gieichen Voraus- Klaſſe begründen, eine Unterſtützung nad) N 
jegungen and) anderen Invaliden beim Ausjchei-|gabe des Bedürfniſſes bis zum Betrage M 
den aud dem activen Dienft zu theil werden, Benjion der dritten Klaſſe gewährt werden. _ 
wenn fie ihrer Gebrechen wegen zu keinerlei Ber-] [Anmeldung des Verſorgungsanſpruches. gsl 
wendung im Givildienft tauglich find.) $ 77.|Wer nad) den vorjtehenden Beſtimmungen 1? 
Die Subaltern» und Unterbeamtenftellen bei den; Anſpruch auf Invalidenverſorgung zu ' 
Ten zu —— muß denſelben vor der ——— 4 
. rote u . . em activen Dienjt anmelden. — Dies gilt U 
2 * lg; ge: : 1 
deren Kriege von asrorrı en] MT Anteroffiziere u. Soldaten des Beurlaukt“ 
Littene Dienjtbefhäbiqung herbeigeführt worden ift, u. welche] jtandes, wenn fie zum activen Militärdienit ei 
———— | 
n —— von 6 M monatlich emährt einftelungsentihäs [Berforgungsaniprüche nad) der Entlafjung 2% 
digung). — Das Recht zur Wahl erlifght für die bereits an-|dem activen Vienſt.) $ 82. Unteroffiztere 1 
ann Bersipen crtle 5 Menaen mad Gnteit ter |Sotbaten, weiche aus dem activen Wiliräri 
prince ac Berechtigten innerhalb 6 Vlonaten nad der entlajjen find, ohne als verjorgungsbereäii! 
erfolgten Anerfennung der Invalidität, beziebungsweife durh anerkannt zu fein, und welche jpäterhin ger 
Annabıne des Eivilverforgungsiheins vor blauf dieſer Friſt. invalide und theilweiſe erwerbsunfähig werden 
J auch Geſet vom 4. April 1874, $ 19 (Note u 10) fönnen einen Verforgungsanfprud) geltend macet 


a. E.). —* 

3) Gefeg vom 4. April 1874, 8 12: An Stelle der A. ohne Rückſicht auf die nach der Entlafjun 
— 53 Be a 3448 1572 zu bemiliigenten]| verfloſſene Zeit, wenn die Invalidität als 2 
Senfionserhöbung für Nichtbenupung wilverjorgungs: : 8 — 
ſcheins tritt eine Ben ondzulage vorm 9 M monatlidy, welche anlaft nachgewieſen wird: 1) durch eine 
den Invbaliden aller Penfionstlaffen gewährt werden kann, -—| 7 . * 
Ganzinvaliden von mindeſſens Sjähriger activer Dienftzeit be⸗ ander bezogen werden. Im deu Fall des $ 7a iſt jede Me“ 
dürfen zum Eriverbe diefer Penfionszulage des Nachweſſes er⸗ Penfionszulagen für ſich neben einer dem gefammten Dia 
littener Dienftbeihädigung nicht. Die Anitellungsentfhädigung | eintommen gleihlommenden Penſion zablbar. S. auch Geſt 
und die vorerwähnte Penſionszulage können nicht nebencinsivom 4. April 1874 $ 19 (Note zu $ 10 a. E.). 
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Kriege erlittene Verwundung od. äußere Dienft-, Verüdfichtigung der Beftimmungen des 8 75 u, 


beichädigung ($ 59 zu a und b), ober 2) bur 
eine während des activen Militärdienftes a) im 
Kriege oder b) im Frieden überjtandene conta⸗ 
giöfe Augenkrankheit; B. innerhalb dreier Jahre 
nach dem Friedensſchluſſe, beziehentlid nach der 
Rücklehr in den erjten geimathlichen Hafen, wenn 
die Invalidität als veranlaft nachgewieſen wird 
durch eine im Kriege erlittene innere Dienitbe- 
Ihädigung od. durch eine auf Seereiſen erlittene 
innere oder äußere Dienſtbeſchädigung, u. C. in- 
nerhalb ſechs Monaten nad) der Entlajfung aus 
dem activen Militärdienfte, wenn bie Invalidität 
nachweislich durch eine während des activen 
Militärdienftes im Frieden erlittene Dienft- 
beidhädigung verurſacht ift. F 88. Jede Dienit- 
beihädigung, welche in den Fällen bed $ 82 als 
Beranlajfung der Invalidität und Erwerbsun⸗ 
fähigfeit angegeben wird, muß durd) dienftliche 
Erhebungen vor ber ug | aus dem activen 
Dienfte feftgeftellt jein. Eine Ausnahme hiervon 
findet nur hinfichtlid) der Theilnehmer an einem 
Kriege ftatt, welche innerhalb der auf den Frie⸗ 
densichluß folgenden drei Jahre nahweistic Durch 
die im Kriege erlittenen Strapazen und Witter- 
ungseinflüffe ganzinvalide u. theilweiſe erwerb3- 
unfähig geworden find (S$ 59 zu c u. 82 zu B). 
Dieje Ausnahme gilt auch bei den Theilnehmern 
an einer Seereiſe, welche innerhalb dreier Jahre 
nah der Rückkehr des Schiffes in dem erften 
heimathlichen Hafen nachweislich durch die klima⸗ 
tiichen Einflüffe der Erereife ganzinvalide und 
theilweiſe erwerbsunfähig geworden find. $ 84. 
In den Fällen des $ 82 zu A, 1 u. 2 unter a 
findet während der auf dem Friedensſchluß fol- 
genden drei Jahre volle Berückſichtigung nad) den 
voritehenden Penſions und Penfionzzulage-Be- 
ftimmungen ftatt. — Cpäter fommen zwar die 
Beftimmungen über Penfiond- u. Berftümmelungs: 
zulagen ohne Einſchränkung zur Anwendung, da- 


ch des 8 


76, 1 und 2 Alinea auch ben nad) ber 
Entlaffung zur Verſorgungsberechtigung aner- 
kannten Invaliden gewährt werben. N ds, Die 
Prüfung und Anerkennung der nad ber Entlaſſ⸗ 
ung aus dem activen Dienfte erhobenen Berjorg- 
ungsanſprüche findet alljährlih nur einmal ſtatt. 
B. Untere Militärbeanite.) $ 89. Den Re- 
giments⸗, Bataillons-, und Zeughaus-Büchien« 
madern wird bei eintretenber Unfähigteit zur 
Sortjegung ihres Dienftes nad) zehnjähriger 
Dienſtzeit eine monatliche Penſion von 10 M 50 P, 
nah zwanzigjähriger Dienftzeit eine folde von 
21 M bewilligt. — Neben diejer Penfion werden 
bei Ganzinvalidität, die radhmweislih durch den 
Krieg u, bei Verftümmelungen, bie durch Dienft« 
beihädigung verurſacht find, die Bulagen ber 
$$ 71 u. 72 er — Auf den Eivilverforg« 
ungsſchein Haben Büchſenmacher feinen Anfprud: 
derjelbe darf ihnen jedoch auf ihr Unjuchen für 
beitimmte Stellen ertheilt werben, wenn dadurch 
verſorgungsberechtigte Unteroffiziere u. Soldaten 
nicht benachtheiligt find. $ 90. Alle übrigen 
unteren Militärbeamten werben bei eintretender 
Untauglichfeit zur Fortſetzung des Dienftes nad) 
den für die Reich®beamten zu erlaflenden eſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen behandelt, edoch finden 
auch auf fie die Beſtimmungen der 88 71 u. 72 
Anwendung, wenn fie nachweislich durch den Krieg 
ganzinvalide geworben od. durch Dienſtbeſchädig⸗ 
ung verſtümmelt find. $ 91. Die zum Zeug⸗ 
und Feftungsperjonal gehörigen Perjonen des 
Soldatenftandes und die Regiftratoren bei den 
Generalcommandos werben nad} vollendeter fünf- 
zehnjähriger Dienftzeit bei eintretender Inda— 
lidität, fofern es für fie günftiger ift, nad) den 
Beſtimmungen des $ 90 penfionirt unter Bes 
laffung des Unfpruches auf den Civilverſorgungs⸗ 
ſchein. $ 92. Nach der Entlaſſung aus dem 
Militärdienſt können die gemäß der 88 89 bis 91 


zu behandelnden Militärperfonen nur in Betreff 
der Zulagen der $$ 71 und 72 einen Anſpruch 
erheben und ſind dabei die Beſtimmungen des 


egen fann alsdann bei theilweiſer Erwerbsun⸗ 
—9 feit nur die Invalidenpenſion ber fünften 
Rtafte, bei größtentheils vorhandener Erwerbs⸗ ei Beft 
unfähigfeit die der vierten Klaſſe, bei gänzliher|$ 82 maßgebend. $ 93. Die ihr Einkommen 
Erwerbsunfähigleit die der dritten Klajje u. beilaus dem Marineetat empfangenden Zimmerleute, 
gleichzeitigem Bedürfniß fremder Wartung und|Lootjenajpiranten, Matrofen und Jungen des 
Pflege die der zweiten Klaſſe gewährt werden. Lootſen- und Betonnungsperfonals der Kaifer- 
— Diefelde Beihräntung der Penfionsgewährung |Tichen Marine erhalten, inſoweit ihre Invalidität 
findet in den Fällen des $ 82 zu A 2 unter bjund Unfähigfeit zur Fortſetzung des Dienſtes 
ſtatt. Die Verſtümmelunge zulage iſt jedoch auch durch den Krieg eingetreten iſt, je nach dem 
hier zu gewähren — Auf die Fälle des 5 82 Grade ihrer Erwerbsunfähigkeit die in den $$ 
zu B finden die im erſten Alinea des gegenwär-|66 biß 71 für Gemeine ‚aufgeführten Penfionse 
tigen Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen ſätze. — Auch finden auf ſie, ebenſo wie auf die 
Anwendung. $ 85. Auf die als dauernd ver-lihr Gehalt aus dem Marineetat bezie henden 
ſorgungsberechtigt anerlannten Invaliden finden Lootſen der Kaiſerlichen Marine und auf die 
bei ſpaͤterer Steigerung ihrer Invalidität die fonftigen im Dienfte der Kaiferlichen Marine bes 
Beftimmungen des 5 84 mit der Mafgabe Ans|ihäftigten Lootjen im alle der Verwundung 
wendung, daß auch in den Fällen des $ 82 zu Bloder Verftümmelung im Kriege ober im Frieden 
u. C feine Zeitbeſchränkung, jondern nur die ent-|die Beftimmungen der 55_72 u. 73 Anwendung. 
ſprechende Beſchränkung der Penfionzgewährun [C. Bewilligung. für Hinterbliebene.) $ 94. 
eintritt. $ 86. Für Zemporär-Invalide ($ 63)| Den Wittwen derjenigen Nilitärperfonen ber 
‘ind bie in den SS 65 bis 73 enthaltenen Pen- Unterflafjen der Feldarmee u. im $ 93 erwähnten 
ſions- u. Tenjiondzulage-Beitinnmungen jo lange Perjonen, welche a) im Kriege geblieben od. an 
ohne Einihränfung maßgebend, bis ihrem Zus|den erlittenen Verwundungen während des Krieges 
itande nad) definitiv über fie entſchieden wird. oder jpäter verftorben find, b) im Laufe des 
5 87. Der Eivilverforgungsihein kann unter Krieges erfranft umd beſchädigt u. infolge deſſen 
Grotefend, Polizei⸗Lezilon. 53 
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vor Ablauf eines Jahres nach dem Friedensſchluſſe, Anſpruchs durch bie competente Behörde erfolgt, 


verjtorben find, c) durch Schiffbruch verunglüdt|— Bei der erften 
oder infolge einer militärischen Action oder der ſtande gebliebenen 


Himatiichen Einflüffe auf Seereiſen ($ 69, Litt. c) 
oder innerhalb Jahresfrift nah der Rüdlehr 
in den erſten heimathlichen Hafen verjtorben find, 
werben bejondere Bewilligungen, jo lange fie im 
Wittwenftande bleiben, u. im Falle der Wieder- 
verheirathung, noch für ein Jahr gewährt. — Die 
im $ 45 über die Zugehörigkeit zur Feldarmee 
etroffenen Beftinnmungen Anden ihrer ganzen 
Ausvehnung nad auch hier entſprechende An« 
wendung. $ 95. Die Bewilligung beträgt für 
a) bie Mitten ber Feldwebel und Unterärzte 
monatlid) 27 M, b) die Wittwen ber Gergeanten 
u. Unteroffiziere monatli 21 M, c) die Wittwen 
der Gemeinen monatlihd 15 M. — Bei ben 
Wittwen der unteren Militärbeamten ohne be- 
ftimmten Militärrang, ſowie der im $ 93 er» 
wähnten Perſonen ift für die Höhe der Bewillig- 
ung da3 den verftorbenen Männern zuleßt ges 
währte Dienjteinfommen dergeftalt maßgebend, 
daß 1) die Wittwen der Beamten mit einem 
Einfommen von 645 M u, darüber jährlih auf 
die Bewilligung von 27 M monatlid, 2) Die 
Wittwen der —J— mit einem Einkommen 
von 420 bis 645 M jährlid) auf die Bewilligung 
von 21 M monatlich, 3) die Wittwen der Beamten 
mit einem Einkommen bis zu 420 M jährlid 
auf die Bewilligung von 15 M monatlidy Anſpruch 
or — Maren jedody die Beamten vorher 
Soldaten und bedingte der von ihnen zulett be— 
Heidete Militärrang eine Höhere Bewilligung 
als das ihnen zulegt gewährte Dienfteinfommen, 
jo wird den Wittwen die höhere Bewilligung 
gewährt. F 96. Für jedes Kind ber im 5 94 
bezeidjneten Perſonen wird bis zum vollendeten 
fünfzehnten Lebensjahre eine ar 
von 10 M 50 P, u, wenn das Kind auch mut« 


terlos ift oder wird, von 15 M monatlich ge-|Dienftbedürfniffe nicht den doppelten 


währt. — Eine Beihilfe von je 10 M 50 P 
monatlich erhält der hinterblichbene Vater ober 


Großvater und die hinterbliebene Mutter oder|webel nicht 1060 M, 


rer werben bie im Rüd- 
eträge jeit bem Erften bei 
auf die Anmeldung des Anſpruchs folgenden 
Monats nachgezahlt. — Die Zahlung der Br 
willigungen Hi ittwen, Waiſen, Eltern und 
Großeltern beginnt mit dem Erjten desjenigen 
Monats, welcher auf ben den Anſpruch begrün 
benden Todestag folgt. F 100. Das Redt auf 
den Be ug der Benfion erliſcht: 1) dur dir 
Tod; 2) m Falle temporärer Anerkennung mi 
Ablauf der Zeit, für welche die Bewilligung er: 
folgt war; 3) jobald das Gegentheil der Vor: 
ausfegungen ermwiejen ift, unter denen die Be 
willigung der Competenz ftattgefunden 2 
8 101. Dad Recht auf den Bezug der In— 
validenpenfion einjchließlich fämmtlicher Zulagen 
ruht: a, wenn ein Renjionär das Deutſche Ju 
digenat verliert, biß zu etwaiger Wiedererlang 
ung deſſelben; b. mit ber Wieberanftellung im 
activen Militärdienft während ihrer Dauer 
$ 102. Das Recht auf den Bezug der Juve 
lidenpenfion ausfchließlih der Penſions- un 
Verftümmelungszulagen ruht: a. während ii 
Aufenthalts in einem Jnvaliden-Snftitut; b. mit 
rend des Aufenthalts in einer militäride 
Kranken», Heil» oder Pilegeanftalt; die Penſier 
fann jedoch in dergleichen Fällen denjenigen jw 
validen, welche die Ernährer von Familien find, 
nad) Bedürfniß ganz oder zum Theil zur ®e 
ftreitung des Unterhalts ihrer Familien gewährt 
werden, c. bei allen Anftellungen und Berhäft 
ungen im Civildienft mit Ablauf des ſechẽter 
Monatd, welcher auf denjenigen Monat folgt 
in dem die Anftelung oder Beſchäftigung be 
— hat. 8 108. Erreicht das Dienftein 
ommen eines im Civildienſt angeſtellten odr 
beſchäftigten Penſionärs nad) Abzug des cm 
miteinbegriffenen Betrages zu Ausgaben für 
{ etrag Kt 
nvalidenpenfion, ausſchließlich der Penfiond: ı 
erſtümmelungszulagen; oder a. bei einem Fel⸗ 
. bei einem Gergeanten ode 


Großmutter, jofern der Verſtorbene der einzige] Unteroffizier nicht 750 M, c. bei einem Gemeina 
ar derjelben mar und jo lange die Hilfs-Inidht 390 M?), jo wird dem Penfionär, je nad 
bebürftigfeit derjelben dauert. 8 97. Die 85 95|bem es günftiger für ihm iſt, die Penfion bi 
und 96 finden auf die Ungehörigen der nadhjzur Erfüllung des Doppelbetrages oder bis zu 
einem Feldzuge Bermißten gleihmähige Anwend⸗ Erfüllung jener Sätze belaſſen. F 104. 8v 
ung, wenn nad) dem Ermeſſen der oberſten Mi⸗ wechſelnden Anſtellungen oder Beſchäftigung eire 
litär» Berwaltungsbehörde ded Contingents das Penſionärs im Civildienft darf im Laufe eind 
Ableben mit hoher Wahriheinlicteit anzunehmen |Kalenderjahres die nad) $ 102 Litt. c zuläfligt 
it. $ 98. Die Veltimmungen der $$ 39 u. 40 —— von Penſion und Dienſtzulage ne 
finden aud auf bie Hinterbliebenen der im $ 94|dem ivileinfommen den Gejammtbetrag fü 
bezeichneten Perjonen Anwendung.?) „|Neh® Monate nicht überfteigen. $ 105. Pr 
(D. Gemeinjame Beſtimmungen. Bahlbarfeit, über das in dem $ 102 Litt.c angegebene ei 
Kürzung, — und Wiedergewaͤhrung der ſmaß hinaus die Penfion oder einen ihm nidt 
Penjionen ꝛc.) 8 99. Die Zahlung der Pen- zuſiehenden Theilbetrag derfelben forterhebt, mus 
fionen und Penfionszulagen, jowie die Bewillig. a bis zur völligen Deckung ber ftattgefundenen 
ung für Witten, Waijen, Eltern und Groß-|Ueberhebung Ubzüge von feinem Dienfteinkommer 
eltern erfolgt — ka erg A Bel ñ — 
rechnung von Tagesbeträgen findet nicht ſtatt. —)‚Dieſe Sätze durch das en vom 4. April 187% 
Die Zahlung der Penfionen und Penfionszulagen |$ 15 fetgerent. Demnach find aud für Miltärperfonen id 
hebt mit dem Eriten rg u Monats an, aNiliarpienf befunben haben, Die "eire be 
welder auf die regelmäßige Auerkennung des 1200, M feitgeiegt; jedoch (gemäß 8% es Gefetzes dom 4 
April 1874) nur für diejenigen, welde nad dem Intrafttrerer 
—— — — Pe TRUGEN Geſebes aus dem activen Militardienft aus 
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oder feinen nächſtfolgenden Penfionsraten ge- Penfionirung vor Erlaß dieſes Gefeges bereits 
fallen laſſen. $ 106. Unter Givildienft tim]äugeftanden haben würde. — Dafjelbe gilt für 
Einne der vorftehenden Paragraphen ijt jederjdie Bewilligungen an Wittwen und Waiſen. 
Dienft beziehungsweiſe jede VBeichäftigung eines|$ 112. Den im zweiten —— dieſes Geſetzes 
Beamten zu verſtehen, für welchen ein Entgeldjenthaltenen Vorſchriften wird rückwirkende Kraft 
(die Naturalien nach ihrem Geldwerth gerechnet)| beigelegt für die Theilnehmer an dem legten 
aus einer öffentlichen Reichs⸗, Staats- oder Ge-|Kriege mit Frankreich — Für die übrigen bes 
meindelaſſe direct oder indirect gewährt wird; reits ausgejhiedenen Militärperfonen und deren 
ferner der Dienft bei ftändifchen oder folhen|Hinterbliebene bleiben diejenigen Verforgungs» 
Snftituten, welche ganz oder zum Theil außjgejege, welche bisher auf fie anwendbar waren, 
Mitteln des Staated oder der Gemeinden unter-|maßgebend, jedoch finden die Beſtimmungen ber 
halten werden. — Dienftverrichtungen, in welchen 35 99—108 unbeichadet der etwa bereit3 erwor⸗ 
dem Benfionär die Eigenſchaft eined Beamten |benen Höheren Anſprüche auch auf fie Anwendung.) 


nicht beigelegt i egen ſtückweiſe blung, . 

egen Voten, ' F ober Wochenlohn oder Dritter Theil. 

Blofen Eopialienverdienft gehören nicht hierher. Ullgemeine Beftimmungen. 

8 107. Den im Eivildienft angeftellten Militär-] [Berfolgung von’ Rechtsanſprüchen.) $ 118. 


penfionären wird bei ihrem Ausſcheiden aus Ueber die Rechtsanſprüche auf Penfionen, Bei— 
diefem Dienft, wenn fie in demjelben entweber| Hilfen und Bewilligungen, welche dieſes Gejeg 
ar feine ober eine geringere oder eine bem Be») (Theil I und II) gewährt, findet mit folgenden 

age der Invalidenpenſion nur gleiche Eivil-|Mafgaben der Rechtäweg ftatt. $ 114. Vor 
penjion erdient haben, an Stelle derjelben biejAnftellung der Klage muß der Inftanzenzug bei 
geieglihe Imvalidenpenfion aus Militärfonds|den Militär-Berwaltungsbehörden erihöpft fein. 
wieder angewiejen. — Haben diejelben jedoch in Die Klage muß ſodann bei Berluft des Klage— 
den von ihnen beffeideten Civilſtellen den An⸗rechts innerhalb 6 Monaten, nachdem dem Kläger 


ſpru 
der 
rechnung 


auf eine höhere Penſion erworben, jo wird|die endgiltige Entſcheidung der Militär-Ver- 
etrag der Invalidenpenfion hierauf in An⸗ waltungsbehörde bekannt gemacht worden, ange- 
ebradht und nur der Mehrbetrag aus bracht werden. $ 115. 


ie Entjheidungen der 


dem —— Eivilpenfionsfonds beſtritten.) Militärbehörden darüber: a. ob und in welchem 


— Die Penfiond- und Berjtümmelungszulagen 
bleiben bei diefer Berechnung außer Betracht und 
werden unter allen Umjtänden aus Militärfonds 
beitritten. 8 108. Den im Communal- unb 


Grade eine Dienſtunfähigkeit eingetreten ijt, ob 
b. im einzelnen alle das Kriegs od. Friedens⸗ 
verhältniß al3 vorhanden anzunehmen ift, ob 
e. eine Belhädigung als eine Dienftbeihädigung 


Snititutendienftzc.angejtellten Militärpenfionären, Janzujehen ift, ob d. einer der im $ 45 Wlinea 1 


denen bei ihrer Penjionirung aus diefem Dienft 
die früher zurüdgelegte Militärdientzeit als 
penfionsfähige Dienftzeit nicht angerechnet wird, 
ift bis zur Erreichung desjenigen Penfionzjages, 
den jie für die Gefammtdienftzeit zu beanfpruchen 


ftlund 2 gedadten Fälle vorhanden ift, und ob 


e. fi) der Invalide gut geführt Hat ($ 75), jind 
für die enge der vor dem Gericht geltend 
emadjten Anſprüche ($ 113) maßgebend. $ 116. 
In Ermangelung einer anderen lanbesgejeglichen 


Haben würden, die früher erdiente Invaliden- un wird der Militärfifeus durch die 
it 


penfion zu gewähren. 
(Schlußbeitimmungen] $ 109. Mit Aus- 
ſchiuß der auf Belafung, Entziehung u. Wieder 

ervährung der Militärpenfion im Yalle ber 

(nftellung im Civildienft bezüglichen Angelegen- 
heiten ift die Prüfung und Gntideidung aller 
auf Grund der im zweiten Theile dieſes Geſetzes 
geltend zu machenden Aniprüce Sache der Mir 
tärbehörden. $ 110. Denjenigen Unteroffi- 
zieren und Soldaten, welhen nad) diejem Gejete 
ein Anſpruch auf Invalidenverforgung nicht zu- 
ftegt, Tonnen im alle ihrer Entlafjung wegen 
Dienftuntauglidkeit bei dringendem Bedürfniſſe 
vorübergehend, den Berhältnijjen entſprechend, 
Unterjtügungen bis zum Betrage der Jnvaliden- 
penjion dritter Klafje gewährt werden. $ 111. 
Die den Unteroffizieren und Soldaten nad) Map- 

abe des gegenwärtigen Geſetzes zu bewilligenden 

enfionen dürfen nicht binter demjenigen Be— 
trage zurüdbleiben, welder denjelben bei etwaiger 





1, Die Borfhriften in $ 107 Abſ. ı und 2 finden nur auf 
die Fälle Anwendung, in melden bei Gehnellung der Civil: 
penflon_bie früber zurüdgelegte Militärdienftzeit als penfions: 
fähige Dienftzeit mit in Knung gebracht wird. In allen 
anderen Fällen greifen bie Vorſchriften des $ 109 a. a. ©. 
Play. Geſetz vom 4. April 1874 $ 16. 


oberfte Militär-VBerwaltungsbehörde de3 Eon 
tingent3, der Marinefiſeus durch das Marine- 
minijterium vertreten und ift die lage bei dent- 
jenigen Gerichte anzubringen, in deſſen Bezirk die 
betreffende Behörde ihren Sig hat. 

Aufhebung früherer Beſtimmungen.]) 8 117. 
Alle bisherigen Beſtimmungen, welde nicht im 
Einflange mit ben gegenwärtigen Gefege ftehen, 
find aufgehoben. 


Militär-Strafgefegbud fürdas Deutſche 
Reich vom 20. Juni 1872. 


Einleitende Beſtimmungen. 


8 1. Eine Handlung, welche dieſes Geſetz mit 
dem Tode, mit Zuchthaus, oder mit Gefängniß 
oder Feſtungshaft von mehr als fünf Jahren 
bedroht, iſt ein militäriſches Verbrechen. — Eine 
Handlung, welche dieſes Geſetz mit Freiheitsſtrafe 
($ 16) bis & fünf vr bedroht, ijt ein mi— 
litärijches Vergehen. $ 2. Diejenigen Beftimm- 


ı) Jedoch zufolge Geſetzes vom 4. Mpril 1874 $ 17 nur in: 
foweit, als diejenigen Borihriften, melde vor der Wirkſam⸗ 
feit des Gefeges vom 27. Juni 1871 auf fie anwendbar waren. 
ihnen nicht gunftiger find. Durch 
April 1574 iſt dieſer Borſchrift für die bezeichneten Perfonen 
rütmirtende Kraft beigelegt.- 

63” 


$ 23 des Gefepes vom 8. . 
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Militärperfonen, 


ungen, welche nach ben Vorichriften des Deutjhen darauf beftimmen, daß eine Handlung vor ver- 
Strafgefegbuches in Beziehung auf Verbrechen ſammelter Mannſchaft begangen worden ift, fine 
und Vergehen allgemein gelten, finden auf mili- den Anmendung, wenn außer dem Borgejegten 


täriiche Berbredyen und Vergehen entipredhende An⸗ 
wendung. $ 3. Strafbare Handlungen der Milis 
tärperfonen, welche nicht militäriiche Verbrechen od. 
Vergehen find, werben nad) den allgemeinen Straf« 
gejegen beurtheilt. $ 4. Unter Militärperjonen 
jind die Perjonen des Soldatenſtandes und bie 
Mititärbeamten zu verftehen, welche zum Heer od. 
zur Marine gehören. — Unter Heer ift das Deutſche 
Heer, unter Marine bie Kaiferliche Marine zu ver- 
itehen. & 5. Die Klafjeneintheilung der Militär- 
perionen ergibt dad dieſem Geſetz beigefügte 
Zerzeihniß. — Die Mitglieder ded GSanitäts- 
corps und des Maſchinen⸗Ingenieurcorps unter- 
liegen den für andere Perjonen bed Coldaten« 
jtande8 gegebenen Vorſchriften nah Mafigabe 
ihres Militärranges. Perjonen des Be— 
urlaubtenftandes unterliegen den eg 
dieſes Ge in ber Zeit, in welcher fie ſich im 
Dienfte befinden; außerhalb dieſer Zeit finden 
auf fie nur —— Vorſchriften Anwendung, 
welche in diefem Geſetze ausdrücklich auf Per- 
fonen des Beurlaubtenftandes für anwendbar 
erflärt find. $ 7. Strafbare Handlungen, 
welche von Militärperjonen im Auslande, wäh— 
rend fie bort bei den Truppen oder jonft in 
dienftlicher Stellung ſich befinden, begangen wer⸗ 
den, find ebenfo zu beitrafen, als wenn Dieje 
Handlungen von ihnen im Bundeögebiete begangen 
wären, $ 8. Miilitäriſche Verbrechen und Ver: 
achen, welche gegen Militärperfonen verbiindeter 
Staaten in gemeinfhaftlihen Dienftverhältnifjen 
begangen werden, find, wenn Gegenjeitigfeit ver- 
bürgt ift, cbenjo zu beftrafen, ald wenn bieje 
Handlungen gegen Mifitärperfonen bed Heeres 
oder der Marine begangen wären, 9. Die 
in diefem Geſetz für —— Handlungen im 
Felde gegebenen Vorſchriften (Kriegsgeſetze) gelten: 
1) für die Dauer des mobilen Auftandes des 
Heered, der Marine oder einzelner Theile ber- 
jelben; 2) für die Dauer des nad Vorſchrift der 
Gejege erflärten Kriegszuſtandes in den davon 
betroffenen Gebieten; 3) in Anfehung derjenigen 
Truppen, denen beieinem Aufruhr, einer Meuterei, 
oder einem friegeriihen Unternehmen ber bes 
fohligende Offizier dienftlich befannt gemacht hat, 
daß die Kriegägefege für fie in Kraft treten, für 
die Dauer diejer Buftände; 4) in Anſehung der- 
jenigen Kriegsgefangenen, welchen ber höchſte an 
ıhrem Aufenthaltsorte befehligende Offizier dienft- 
lich befannt gemadt Hat, daB die Kriegägeiche 
für fie in Kraft treten. F 10. Den Kriegs— 
gejegen unterworfen find im Falle ded 39 Nr. 1: 
1) die Perſonen bed activen Dienftftandes von 
dem Tage ihrer Mobilmahung bis zu ihrer 
Demobilmahung; 2) die Perfonen des Beur- 
laubtenftandes von dem Tage, zu welchem fie 
einberufen find, bis zu ihrer Entlaffung. $ 11. 
Im Sinne diefed Geſetzes ift ald vor dem Feinde 
bifindlich jede Truppe zu betradıten, bei welcher 
in Gewärtigung eines Bufammtentreffend mit dem 


und bem einzelnen Betheiligten noch mindeſtens 
brei andere zu militärijchen: Dienfte verjammelte 
Perſonen des Soldatenitandes 8 enwärtig ge⸗ 
weſen find. $ 18. Wo das —* die Strafe 
mit Rüchſicht auf den Rückſall beſtimmt, tritt 
diejelbe ein, wenn ber Thäter, nachdem er wegen 
eines militärifchen Verbrechens oder Vergehens 
dur ein Deutiches Gericht verurtheilt und bes 
ftraft worden ift, dafjelbe militärische Verbrechen 
ober Vergehen abermals begeht. — Dieje Be 
ftimmung findet Anwendung, aud wenn bie 
frühere Strafe nur theilweife verbüßt, oder gan 
oder theilweife erlaflen if. Sie bleibt jed 

ausgeſchloſſen, wenn feit ber Berbüßung oder 
dem su ber Strafe bis zur Begehung ber 
neuen ftratbaren Handlung fünf Jahre verflofien 
jind. — Daffelbe gilt bei wiederholtem Rüdfalle, 


Erjter Theil. 
Bon der Beitrafung im Allgemeinen. 

[Erjter Abſchnitt. Strafen gegen Perſonen 
des Soldatenftandes.] 4. Die Todesitrafe 
it durch Erſchießen zu vollitreden, wenn fie wegen 
eines militäriihen Verbrechens, im Felde aud 
dann, wenn fie wegen eined nicht militärijchen 
Verbrechens erfannt worden if. $ 15. Hat 
eine Perion des Eoldatenftandes vor ober nad 
ihrem Eintritte in den Dienſt eine Freiheitd 
itrafe verwirft, fo wird dieſe von den Militär- 
behörden vollitredt. — Iſt nad) den Vorichriften 
bed Deutſchen Strafgeſetzbuches eine Beichäftig- 
ung des Berurtheilten zuläjlig oder geboten, do 
findet dieſelbe zu militäriichen Sweden u. unter 
militäriſcher Aufjicht ftatt. Die zu Gefängniß 
verurtheilten Intero*iziere und Gemeine fünnen 
auch ohne all Buftimmung außerhalb ber 
Unftalt beichäftigt werden. — Hit Zuchthaus 
verwirft oder wird auf Entjernung aus dem 
Heere oder ber Marine, oder auf Dienſtent⸗ 
lafjung erfannt, oder wird das militärijche 
Dienftverhältniß aus einem anderen Grunde auf 
getöß, jo geht die Bollitredung der Strafe auf 
die bürgerlichen Behörden über. 16. Frei» 
heisſtrafe im Sinne dieſes Gefepes iſt Gefängniß, 
Feſtungshaft oder Arreft. — Die —— — 
iſt eine lebenslängliche oder eine zeitige. Der 
Höchſtbetrag der zeitigen Freiheisſtrafe iſt fünf 
zehn Jahre, ihr Mindeſtbetrag ein Tag. — Wo 
dieſes Geſetz die Freiheitsſtrafe nicht ausdrücklich 
als eine lebenslängliche androht, iſt dieſelbe eine 
zeitige. $ 17. Die Freiheitsſtrafe ijt, - wenn 
ihre Dauer mehr als ſechs Wochen beträgt, Ges 
fängniß oder Feſtungshaft, bei fürzerer Dauer 
Arreſt. — Iſt eine angedrohte Zuchthausſtrafe 
auf eine kürzere ald eimjährige Dauer zu er- 
mäßigen, fo tritt an deren Stelle Gefängntä bon 
gleiher Dauer. $ 18. Die Zeit einer Frei« 
heitsitrafe von mehr ala ſechs Wochen wird auf 
die geſetzliche Dienitzeit im jtehenden Heere oder 
in der Flotte nicht angerechnet. 8 19. Der 


Feinde der Sicherheitädienft gegen denjelben be» Ürreft zerfällt in Stubenarreft, gelinden Arreit, 


gommen Hat. 


Diejenigen Vorſchriften mittleren Arreſt, ftrengen Arreft. 


20. Der 
dieſes Gejeged, welche die Strafe mit Rückſicht Stubenarreft findet gegen Offiziere Sat, ber ge» 





Militärperionen. 


Linde Arreſt gegen Unteroffiziere und Gemeine, 
der mittlere Arreft gegen Unteroffiziere ohne 
Portepee und gegen Gemeine, der ftrenge Arreft 
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Dauer diefed Berluftes drei Jahre überjteigt. — 
Gegen Offiziere muß auf dieſe Entfernung er» 
fannt werden: 1) neben Zuchthaus oder dem 


nur gegen Gemeine, $ 21. Iſt in biefem Ger Veriuſie der bürgerlichen Ehrenrechte ohne Nüd- 
ſetze Freiheitsſtrafe angedroht, jo find darunter, fiht auf die Dauer berjelben; 2) wo gegen 
je nad) der Zeitdauer ded Strafmaßes, Gefäng-|Unteroifiziere oder Gemeine die Verjegung in 


niß, Feftungshaft und Axreſt als wahlweije an- 
gedroht zu erachten. $ 22. Iſt in diefem Ges» 
ſetze Arreſt angedroht, jo kann auf jede der nach 
dem Militärrange des Thäters ftatthaften Arten 
des Arreſtes erfannt werden. — Iſt in dieſem 
Gejege eine beftimmte Arreftart angedroht und 
diejelbe gegen den Thäter nad feinem Militär- 
range nicht ftatthaft, fo ift auf die nädhitfolgende 
nad) feinem Range ftatthafte Arreftart zu er 
kennen. — GStrenger Arreft ift, wo dad Geſetz 
ihn nicht in einzelnen Fällen ausdrücklich an— 
droht, nur gegen denjenigen zuläſſig, welder 
wegen militärischer Verbrechen oder Vergehen 
bereit3 mit einer Freiheisftrafe beftraft worden 
it. 823. Der Gtubenarreft wird von dem 
VerurtHeilten in feiner Wohnung verbüßt. Der 
Verurtheilte darf während der Dauer bes 
Stubenarrefted feine Wohnung nicht verlafien, 
auch Beſuche nidt annehmen. Gegen Haupt- 
leute, Nittmeifter und Subaltern- Offiziere kann 
durch Richterſpruch die Strafvollftredung in einem 
befonderen Offizier-Urreftzimmer angeordnet wer- 
den (geſchärfter et $ 24. Der ge 
linde, der mittlere und der jtrenge Arreft werden 
in Einzelhaft verbüßt. Der Hödjtbetrag bes 
ftrengen Arreſtes ift vier Wochen. N 25. Der 
mittlere Arreſt wird in der Art vollitredt, daß 
der Berurtheilte eine harte Lagerftätte und als 
Nahrung Waffer und Brod erhält. Dieje Schärf- 
ungen fommen am vierten, achten, zwölften und 
demnädft an jedem dritten Tage in Fortfall. 
Bag Der ftrenge Urreft wird in einer dunfeln 

rreftzelle, im Uebrigen wie der mittlere Arreft 
vollitredt. Die Schärfungen fommen am vierten, 
achten und demnächſt an jedem dritten Tage in 
Fortfall. 8 27. Läßt der körperliche zn 
des Berurtheilten die Berbüßung des ftrengen 
oder mittleren Arrejtes nicht zu, jo tritt eine 
gelindere Arreftart ein. $ 28. Die Abweid) 
ungen, welche bei Vollftredung von Arreititrafen 
dadurch bedingt werden, daß jie während eines 
Kriege3 oder auf den in Dienſt geftellten Schiffen 
oder anderen Fahrzeugen der Marine zu voll 
iehen find, werden durch Kaijerliche Unordnung 
Gertimmt. 29. Wo die allgemeinen Straf: 
geſetze Gelditrafe und Freiheitsſtrafe wahlmweije 
androhen, darf, wenn durch die jtrafbare Hand— 
Yung zugleich eine militärifche Dienjtrflicht ver- 
legt worden ift, auf Gelditrafe nicht erfannt 
werden. . Die bejonderen Ehrenitrafen 
egen Berjonen des Solbatenftandes find: 1) Ent- 
ernung and dem Heer ober der Marine; 2) 
gegen Offiziere: Dienftentlafjung; 3) gegen Un— 
teroffiziere und Gemeine: Berjegung in bie 
— Klaſſe des Soldatenſtandes; 4) gegen 
nteroffiziere: Degradation. $ 31. Auf Ent- 


fernung aus 


gegen 


die zweite Klaſſe des GSoldatenftandes geboten 
it, — Auf Entfernung aus dem Heere oder der 
Marine fann erkannt werden neben Gefängniß 
von längerer als fünfjähriger Dauer, außerdem 
gegen Offiziere, in allen Fällen, in denen gegen 
Unteroffiziere oder Gemeine die - Verjegung in 
die zweite Klaſſe des Goldatenftandes zuläjlig 
üt, 8 32. Die Entfernung aus dem Heere 
oder der Marine hat 1) den Berluft der Dienft- 
ftelle und der damit verbundenen Auszeichnungen, 
jowie aller durch den Militärdienit erworbenen 
Anſprüche, fomeit diejelben durch Richterſpruch 
aberlaunt werden können, 2) den dauernden 
Verluft der Orden und Ehrenzeichen, 3) die Un- 
fähigfeit zum Wiedereintritte in das Heer und 
in die Marine von Rechtswegen zur Folge. 
188 Gegen penfionirte Offiziere ift ftatt auf 
itfernung aus dem Heere oder der Marine auf 
Verluſt des Dffiziertitel3 zu erkennen, Mit 
diefem Beriufte treten zugleich die im$ 32 Nr. 2 
und 3 bezeichneten Folgen, jowie die Verwirkung 
des Rechts, die Offizieruniform a fragen, von 
Rechtöwegen ein. $ 34. Auf Dienjtentlafjun 
muß erfannt werden: 1) neben Erkennuug u 
Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter; 
2) wo gegen Unteroffiziere Degradation geboten 
ift. — Auf Dienftentlaffung Tann erkannt wer— 
den: 1) neben Freiheitsftrafe von längerer als 
einjähriger Dauer; 2) mo gegen Unteroffiziere 
—— sutäjfig iſt. 5. Die Dienſt⸗ 
entlaſſung hat den Verluſt der Dienſtſtelle und 
aller durch den Dienſt als Offizier erworbenen 
Anſprüche, ſoweit dieſelben durch Richterſpruch 
aberkannt werden können, ingleichen die Ver— 
wirkung des Rechts, die Offizieruniform zu 
tragen, von Rechtswegen zur Folge. Der Ver— 
luſt des Dienſttitels iſt mit dieſer Strafe nicht 
verbunden. Ba Gegen penfionirte Difiziere, 
melde da3 Recht zum Tragen der Drfizier» 
uniform haben, iſt ftatt auf Dienftentlafjung auf 
Verluſt diefes Rechts zu erkennen. 8 57. Auf 
Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten— 
itandes muß erfaunt werden neben dem Berlufte 
der bürgerlidien Ehreurechte, wenn die Dauer 
des Verluſtes nicht drei Jahre überfteigt. — Auf 
Verfegung in die zweite Klaffe des Soldaten- 
ftandes fann erfaunt werden: 1) in wiederholtem 
Rüdfalle, 2) wenn die Verurtheilung wegen 
Diebſtahls, — Raubes, Erpreſſung, 
Hehlerei, Betruges oder Urkundenfälſchung er- 
folgt, auch wenn der Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte nicht eintritt. Wer wegen 
militãriſcher Vergehen bereits zweimal gerichtlich 
verurtheilt und beſtraft worden iſt, kann, wenn 
er zum dritten Male wegen eines militäriſchen 
Vergehens verurtheilt wird, neben der Freiheitd« 


eere dem oder der Marine muß ftrafe in de zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 
nteroffiziere und Gemeine neben Zucht- verſetzt werden, — Dajjelbe kann geichehen, wenn 


aus ftet3, neben dent Verlujte der bürgerlichen) außer einer gerichtlichen Strafe mehrmalige Dis— 


hrenrechte dann erkannt werden, wenn 


die) ciplinarſtrafen des höchſten Grades vollſtreckt 
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worben find und zum zweiten Male wegen eines 
militärischen Bergehens eine Berurtheilung er» 
folgt. — Die Strafihärfung bleibt jedoch aus+ 





Militärperfonen. 
ihm befannt gemwefen, daß ber Befehl des Bor 


gejegten eine Handlung betraf, melde ein a: 
€T* 


liche8 ober militärifche® Berbreden oder 


eſchloſſen, wenn feit der zulegt beitraften Hand» gehen bezmwedte. 


ung bis zur Begehung bed Verbrechens ſechs 
Monate verjlofien find. 8 39. 
in die zmweite Klaſſe des 


(Fünfter Abſchnitt. Gründe, melde die Strafe 


$ Die Berjegung |ausichließen, mildern oder erhöhen] $ 48. Die 
Soldatenftandes hat den/Strafbarfeit einer Handlung oder Unterlafjung 


dauernden Verluft der Orden und Ehrenzeichen iſt dadurd nicht ausgeſchloſſen, daß ber Thäter 
von Rechtswegen zur Folge, auch darf der zuinad feinem Gewiſſen oder den Vorſchriften feiner 


dieſer Strafe Verurtheilte die Militärcocarde Ye jein Berhalten für geboten erachtet Hat. 


nicht tragen und Berjorgungsaniprüde, jomeit|$ 4 


dieielben durch Richterſpruch aberfannt werden 
tönnen, nit geltend madıen. $ 40 
gredation muß erfarnt werden: 1) neben Ge- 


fängniß von längerer als einjähriger Dauer;|die P 
— Klaſſe des wie bei allen in Ausübung des Dienſtes bes 
berfennung bder|gangenen ſtrafbaren Handlungen bildet bie jelbft- 


in bie 


2) neben —— 
neben 


Soldatenſtandes; 3 
Auf 


Gefängniß von einjähriger oder fürzerer Dauer; |militärifcher Ber —— ober Vergehen iſt 
ückfalles; 3) wegen einer |Erfennung der ange 


2) wegen wiederholten 
jtrafbaren Handlung der im $ 37 Abi, 2 Nr. 2 
bezeichneten Art. 41. Die Degradation Hat 
den Rüdtritt in den Stand der Gemeinen und 
den Berluft der durch den Dienft als Unter- 
offizier erworbenen Anfprüde, ſoweit diejelben 
durch Richterſpruch aberfannt werden können, 
von Rechtswegen F Folge. $ 42. Wird gegen 
eine Perſon des Beurlaubtenftanbes während der 
Beurlaubung auf Zuchthaus, auf Verluſt der 
bürgerlichen Ehrenrechte oder auf Unfähigkeit zur 
Bekleidung Öffentlicher Memter erfannt, jo treten 
diejenigen militäriichen Ehrenftrafen, auf welche 
bei einer folhen Berurtheilung nad) den Bes 
ftimmungen der 88 30—40 erfannt werden muß, 
von Rechtswegen ein. — Erfolgt die Berurtheil- 
ung einer Perjon des Beurlaubtenitandes wäh. 
rend der Beurlaubung wegen einer jtrafbaren 
Handlung der im $37 Abſ.2 Nr.2 bezeichneten 
Art, jo kann ein bejonderes Verfahren des Mi— 
litärgericht3 zur Entiheidung darüber angeorb- 
net werben, ob auf Dienftentlafjung oder auf De- 
gradation zu erkennen iſt. 

[Zweiter Abſchnitt. Strafen gegen Militär« 
beamte.] $ 48. Auf Amtöverluft kann gegen 
Militärbeamte erfannt werden: 1) neben Frei— 
heitsjtrafe von mehr ald einjähriger Dauer; 2) 
wenn die Berurtheilung megen einer ftrafbaren 
—— der in $ 37 Abſ.2 Nr.2 bezeichneten 
Art erfolgt Baer Der Arreſt findet gegen 
obere Militärbeamte als Stubenarreft, gegen 
untere Militärbeamte als gelinder Arreft ftatt. 
8 45. Die Vorjchriften der $S 14 und 15 fin- 
den auch auf Militärbeamte Anwendung. 

— Abſchnitt. Verfuh.] 846. Wenn 
ne 


en ber Strafe des vollendeten Verbrechens Einzelſtrafen 
oder Vergehens militärische Ehrenftrafen ($ 30)|Uuf erhöhte 


Sägigfeit zur Bekleidung öffentliher Aemter. — verſchuldete 


Die Verlegung einer Dienftpfliht aus 
urcht vor perjönlicher Gefahr ift ebenjo zu be» 


Auf Der |ftrafen, wie die Verlegung der Dienſtpflicht aus 


* — Bei ſtrafbaren Handlungen gegen 
flichten der militäriſchen Unterordnung, % 


runfenheit des Thäters keinen 


egrabation kann erfannt werben: 1) neben]Strafmilderungsgrund. 8 50. Bei Beitrafung 


bie 
rohten Strafe unabhängig 
von dem Alter des Thäters. R; öl. Die Ber 
folgung eines militäriihen Verbrechens ober 
—— iſt unabhängig von dem Antrage des 
Berlegten oder einer anderen zum Antrage be» 
rechtigten Perfon. $ 52. Ber Berechnung der 
Verjährungsfriit einer Strafverfolgung ober 
eg it der Urreft der Haft glei 
u adten. ; . Wo dieſes Geſetz eine erhöhte 
Freiheitsſtrafe androht, kann dieſelbe das Doppelte 
der für das betreffende Verbrechen oder Vergehen 
angedrohten Freiheitsſtrafe erreichen; ſie darf 
jedoch den geſetzlich zuläſſigen Höchſtbetrag der 
zu verhängenden Strafart nicht überſteigen (SS 16, 
17, 24), $ 54, Wenn mehrere zeitige Frei— 
heitöftrafen zujammentreffen, jo ift auf eine Ge 
lammtitrafe nad) den Vorſchriften des Deutſchen 
Strafgejegbuches zu erfennen. Diefelbe darf in 
feinem alle den geſetzlich zuläffigen Höchſtbetra 
der zu verhängenden Stralart überfteigen. J 
die Geſammtſtrafe wegen Zuſammentreffens mi— 
litäriſcher Verbrechen und Vergehen mit bürger: 
lichen Verbrechen und Vergehen zu erkennen, fo 
ift der Hödjftbetrag der Strafe wegen Ichterer 
durch die brfchriften des Deutihen Strafgeſetz⸗ 
re beftimmt. — Beltehen die zufammen 
treffenden Freiheitöftrafen nur in Wrreftftrafen, 
fo darf aud die Gejammtfirafe nur in Arreſt 
bejtehen. Sind die Arreftitrafen ungleichartige, 
o gilt ein Tag ftrengen Arreſtes glei zwei 
agen mittleren Wrrefted, ein Tag mittleren 
Arreſtes gleid zwei Tagen gelinden Arreites.— 
Die BerurtHeilung zu einer Gejammtitrafe ſchließt 
die Verurtheilung zu einer Ehrenitrafe nicht aus, 
wenn biefe aud) nur neben einer der verwirkten 
uläjjig oder geboten iſt. 8 55. 

trafe ($ 53) if jofern in Diejem 


zuläffig oder geboten find, fo find diejelben neben Geſetze nicht bejondere Beitimmungen getroffen 


der Verſuchsſtrafe zuläſſig. 


ſind, zu erkennen: 1) gegen Vorgeſetzte, welche 


(Vierter Abſchnitt. Theilnahme.] 847. Wird gemeinſchaftlich mit Untergebenen eine ſtrafbare 


durch die Ausführung eines Bes in Dienjt-| Handlung ausführen oder ſich ſonſt an einer 
ſachen ein Strafgefeg verlegt, jo ift dafür derliirafbaren Handlung Untergebener betheiligen ; 
befehlende Vorgejegte allein verantwortlih. Es 2) wenn ftrafbare Handlungen unter Mißbrau 

trifft jedoch den gehorchenden Untergebenen die der Waffen oder der dienftlichen Befugniſſe oder 
Strafe des Theilnehmerd: 1) wenn er den ihm|mwährend der Ausübung des Dienftes ausgeführt 
erteilten Befehl überichritten hat, oder 2) wenn werden; 3) wenn Mehrere unter BZufammen- 
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rottung oder vor einer Menichenmenge ftrafbare| verrath® DVetHeiligten ein, wenn er von dem⸗ 

Handlungen gemeiniaftlid ausführen. jelben zu einer Zeit, wo die Dienftbehörde nicht 

Zweiter Theil. Ze anberweit davon unterrichtet ijt, in einer 

Bon den einzelnen Verbrechen und Vergehen er a macht, daß bie Verhütung des 

und deren Bejtrafung. weiter Ahemit Mena dung der Kriegs— 

Eriter Titel. Militärifhe Verbreden u. macht im Felde.) 8 62. Wer im Felde eo 

Vergehen der — des Soldaten— ann og Pd und — be 

‘ wirkt, daß die Unternehmungen des Feindes be» 

Erſter Abſchnitt. Hochverrath, Landesverrath, fördert werden oder den frienfünrenben deutſchen 

Kriegsverrath.] $ 56. Auf eine Perſon des Sol- oder verbündeten Truppen Gefahr od. Nachtheil 
datenſtandes, welche ſich eines Hochverraths oder 


bereitet wird, iſt mit Zuchthaus bis zu zehn 
eines Landesverraths ſchuldig macht, finden die Jahren oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft 
Vorſchriften des Deutſchen Str.G.B. (58 80 


bis zu zehn Jahren zu beſtrafen. In minder 
dis 93) Anwendung. 857. Wer im Felde einen ſchweren Fällen, ingleichen wenn die Verlegung 
Landesverrath begeht, wird wegen Kriegäverraths|der Dienſtpflicht nicht vorfäglich geſchehen iſt, 
mit ee nicht unter zehn Zahren oder|tritt Freigeitsitrafe bis zu drei Jahren ein. — 
mit lebenslänglichem Zuchthaus beitraft. $ 58. 
Wegen Kriegsverrath3 ($ 57) wird mit dem 
Tode beitraft, wer mit dem Vorſatze, einer feind- 
lichen Macht Vorſchub zu leiten oder den deut— 
ichen oder verbündeten Truppen Vachtheil zuzu- 
fügen, 1. eine der im $ 90 des Deutichen Str. 
G..B. bezeichneten ftrafbaren Handfungen begeht, 
2. Wege oder Tefegraphenanitalten zerjtört oder 
unbrauchbar macht, 3. das Geheimniß des Po- 
jtens, das Feldgeſchrei oder die Lofung verräth, 
4. vor dem Feinde Meldungen oder Ddienitliche 
Mittheilungen falſch macht oder Rz zu ma⸗ 
chen unterläßt, 5. dem Feinde ald 2 egweifer 
zu einer militärijchen Unternehmung gegen deutiche 
oder verbündete Truppen dient oder ald Weg— 
weiſer friegführende deutſche oder verbündete 
Truppen irre leitet, 6. vor dem Feinde, in einer 
Weije, welche geeignet it, die Truppen zu be— 
unruhigen oder irre zu leiten, militäriide Sig: 
nale oder andere Zeichen gibt, zur Flucht auf 
fordert oder dad Sammeln zeritreuter Mann 
ſchaften verhindert, 7. einen Tienjtbejehl ganz 
oder tHeilweife unausgeführt läht oder, eigen- 
mächtig abändert, 8. es unternimmt, mit Per— 
{onen im feindlichen Heer, in der feindlichen Mas 
rine oder im feindlichen Lande über Dinge, 
welche die Kriegführung betreffen, mündlich od. 
ſchriftlich Verkehr zu pflegen oder einen joldyen 
Rerfehr zu vermitteln, 9. feindlide Aufrufe od. 
Sekanntmachungen im Heer verbreitet, 10. die 
pilihtmäßige Fürjorge für die Verpflegung der 
Truppen unterläßt, 11. feindliche Kriegsgefangene 
freiläßt, oder 12. dem Yeinde ein Signalbud| her fie abgetommen ijt, od. der nädjiten Truppe 
oder einen Auszug aus einem jolchen mittheift. —| ji wieder anzuichließen, od. 2. nad beendigter 
In minder ſchweren Fällen tritt Zuchthaus nicht Kriegsgefangenſchaft ſich unverzüglich kei einem 
unter 10 Jahren oder lebenslängliches Bucht-| Truppentheile zu melden. — Daijelbe gilt, wenn 
haus ein. $ 59. Haben Mehrere einen Kriegs-jeine Verſon der Marine, welde außerhalb ber 
verrath verabredet, ohne daß es zur Ausführ- heimiichen Gewäſſer von einem Schiffe abgelome« 
ung oder zu einem ftrafbaren Verjuche deffelben| men tit, ed unterläßt, fich bei demjelben oder ' 
etommen ift, jo tritt Zuchthaus nicht unter 5jeinem anderen deutihen Kriegsiiffe oder dem 
——— ein. 8 60. Wer von dem Vorhaben nächſten Ddeutichen Eoniulate unverzüglid zu 
eined Kriegsverrath® (8$ 57 bis 59) zu einerjmelden. 8 66. Dauert durch Verſchulden bes 
Zeit, in welcher die Verhütung des Verbrechens | Abweſenden die Abweſenheit länger als fieben 
moglich iſt, glaubhaite Kenntniß erhält und es Tage, im Felde länger als drei Tage, ſo tritt 
unterläßt ‚hiervon rechtzeitig Anzeige zu machen, Sefängniß oder Feitungshaft bis zu zwei Jahren 
ift, wenn das Verbrechen od. ein ftrafbarer Ber ein. 8 67. Freiheitsſtrafe von ſechs Monaten 
{uch deſſelben begangen worden, mit der Strafe bis zu fünf Jahren tritt ein, wenn die Abweſen⸗ 
des Mitthäterd zu belegen. $ 61. Steafieigteit dei im Felde fänger als fieben Tage dauert. 
tritt für den an dem Xorhaben eines Kriege! 68. Gleiche Strafe ($ 67) trifft eine Perfon 









































Auch kann neben Gefängniß — Verſetzung in 
die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes erkannt 
werden. $ 63. Mit dem Tode wird beſtraft 
1. der Commandant eines feiten Platzes, welcher 
denjelben dem Feinde übergibt, ohne zuvor alle 
Mittel zur Vertheidigung des Platzes erſchöpft 
zu haben; 2. der Befehlshaber, welder im Felde 
mit Vernachläſſigung der ihm zu Gebote jtehen- 
den Vertheidigungsmittel den ihm anvertrauten 
Poſten verläßt oder dem Feinde übergibt; 3. der 
Befchlöhaber, welcher auf freiem Felde capitu- 
lirt, wenn dies das Streden der Waffen für die 
ihm untergebenen Truppen zur Folge gehabt u. 
er nicht zuvor Alles gethan er was die Pilicht 
von ihm erfordert; 4. der Befehlshaber eines 
Schiffes der Marine, welcher dafjelbe oder deſſen 
Bemannung dem Feinde übergibt, ohne zuvor 
zur Vermeidung diefer Uebergabe Alles gethan 
zu haben, was die Pflicht von ihm erfordert. — 
In minder ſchweren Fällen der Nummern 2 u. 3 
tritt Feſtungshaft nit unter fünf Jahren oder 
tebenslängliche Feitungshaft ein. 

(Dritter Abſchnitt. Unerlaubte Entfernung u. 
Fahnenflucht.) $ 64. Wer von feiner Truppe 
oder von jeiner Dienftftellung ſich eigenmächtig 
entfernt oder vorjäglih fern bleibt, oder wer 
den ihm ertheilten Urlaub eigenmädtig über« 
ichreitet, wird wegen unerlaubter Entfernung mit 
——— bis zu ſechs Monaten beſtraft. 
$ 65. Der unerlaubten Entfernung wird es gleich 
eachtet, wenn eine Perſon des Sotdatenftandes 
im Felde es unterläßt, 1. der Truppe, von wel— 
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de3 Beurlaubtenftanbes, welche nad befannt ge- mit Gefängniß von fünf bis zu zehn Jahren be» 
machter Kriegäbereitichaft oder nad) angeordneter jjtraft; zugleich kann auf Berjegung in die zweite 
Mobilmahung ihrer Einberufung zum Dienſte Klaſſe des — erlannt werben. — 


ober einer Öffentlichen Aufforderung 
nicht binnen drei Tagen nad) Ablauf 
ten Friſt Folge leijtet. 8 
unerlaubten Entfernung ($$ 64, 65, 68) in ber 
Abficht, ſich feiner gejeglid oder von ihm über- 
nonmenen Berpflihtung zum Dienfte dauernd 
au entziehen, jhuldig macht, ift m Fahnen⸗ 
flucht (Dejertion) zu beſtrafen. $ 70. Die Fah- 
nenflucht wird mit Gefängniß von ſechs Monaten 
bis zu zwei Jahren, im erjten Rüdjalle mit 
Gefängniß von einem Jahre bis zu fünf Jahren, 
im wiederholten Rüdfalle mit Zuchthaus von 
fünf bis zu zehn Jahren beftraft. — Der Ver— 
ſuch ift — — Die Fahnenſlucht im 
Felde wird mit Gefängniß von fünf bis zu zehn 
Sahren beftraft; im Rüdfalle tritt, wenn die 
frühere Fahnenflucht nit im Felde begangen 
ift, Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und wenn 
die frühere Fahnenflucht im Felde begangen ift, 
Todesjtrafe ein. $ 72. Haben Mehrere eine 
Fahnenflucht verabredet und gemeinſchaftlich aus⸗ 
geführt, jo wird die an ſich verwirlkte Zucht— 
hausſtrafe oder Gefängnißftrafe um die Dauer 
von einem Jahre bis zu fünf Jahren erhöht. — 
Iſt die Handlung im Felde begangen, jo tritt 
jtatt des Gefängniffes Zuchthaus von gleicher 
Dauer, gegen den Rädelsführer und gegen den 
Anftifter Todesitrafe !ein. F 73. Die Fahnıen« 
fluht vom Poſten vor dem Feinde oder aus 
einer belagerten Fejtung wird mit dem Tode 
beitraft. — Diejelbe Strafe trifft den Bahnen« 
Serge welcher zum Feinde übergeht. $ 74. 
leben dem wegen Fahnenflucht verwirkten Ge— 
fängniß ift auf Berjegung in bie zweite Klaſſe 
des Soldatenjtandes zu erfennen. 


dur Stellung|Der V 
er beftimm» welcher fich ſelbſt be 
69. Wer fi) einerjhärtere Strafe der Fahnenflucht verwi 


s 75. Stellt |Dienfte untauglid) macht; zuglei 


ud ift ftrafbar. 79. Ein Gefangener, 
eit, wird, wenn nicht bie 
mit Freiheitäftrafe bis zu ſechs Monaten b 

N 80. Ein Offizier, welcher während der Ber- 
üßung des Gtubenarreftes eigenmädtig feine 
eg Rasa wird mit Freiheitsitrafe bis 
zu ſechs Monaten beitraft; angleig it auf Dienft- 
entlafjung zu erlennen. — Ein Offizier, welcher 
während der Verbüßung des Stubenarreites dem 
Verbot des $ 23 zumider Beſuche anninımt, wird 
mit Freiheitsftrafe bis zu ſechs Monaten be 
jtraft; in ſchweren Fällen ift zugleich auf Dienft- 
entlajjung zu erfennen, 

[Vierter Abſchnitt. Gelbjtbeihädigung und 
Vorſchützung von Gebrechen.) $ 81. Wer fid 
vorjäglich durch Selbftverftümmelung oder auf 
andere Weije zur Erfüllung feiner gejeglichen od. 
bon ihm übernommenen Verpflichtung zum Dienfie 
untauglich macht oder durch einen Anderen us 
tauglich machen läßt, wird mit Gefängniß von 
einem Jahre bi zu fünf Jahren beitraft; zu— 
ei iſt auf Verſetzung in die zweite Klajje dei 
Soldatenftande3 zu erkennen. — Wird durd die 
Handlung die Unfähigkeit zu Arbeiten für mili« 
täriiche Zwecke verurſacht, jo ift die an fich ver- 
wirkte Gefängnißjtrafe um die Dauer von brei 
Monaten bid zu einem Jahre zu erhöhen; zu— 
gleid) ift auf Entfernung aus dem Heer od. der 
Marine zu erkennen, — Der Verſuch iſt ftraf- 
bar. 8 82. Diejelben Freiheitzftrajen ($ 81) 
trefjen denjenigen, welder einen anderen auf 
deſſen Berlangen zur Erfüllung feiner gejeglichen 
oder von ihm übernommenen Verpflihtung zum 

fann * Bere 


fi) ein Fahnenflüchtiger innerhalb ſechs Wochen Jjegung in die zweite Klafje des Soldatenſtandes 
nach erfolgter Fahnenflucht, jo Tann, wenn vie» Jerfannt werden, $ 83. Wer in der Mbficht, ſich 
jelbe nicht im Felde begangen iſt, die an ſich der Erfüllung feiner gejegliden oder von ihm 


verwirkte ——— oder Gefängnißſtrafe 
bis auf die Hälfte ermäßigt, auch kann, wenn 
fein Nüdfall vorliegt, von der Verfegung in die 
zweite Klaſſe des Goldatenftandes abgejehen 
werden. Gegen Unteroffiziere muß jedody auf 
Degradation erfannt werden. $ 76. Die Ber» 
jährung der Strafverfolgung wegen Fahnenflucht 
beginnt mit dem Tage, an weldyem der Fahnen⸗ 
flüdhtige, wenn er die Handlung nicht begangen 
hätte, feine gejegliche oder von ihm übernom- 


mene Be zum Dienfte erfüllt haben] 


würde, 7. Wer von den ®orhaben einer 


übernommenen Verpflichtung zum Dienjte ganz 
oder theilweije zu entziehen, ein auf Täufchung 
berechnetes Mittel anwendet, wird mit Freiheite- 
ftrafe bis zu fünf Jahren bejtraft; zugleich kann 
auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Solda— 
tenftandes erkannt werden. — Diejelbe Straf: 
— t findet auf den Theilnehmer Anwendung. 

[Fünfter Abſchnitt. Feigheit) $ 84. Wer 
während des Gefechts aus Feigheit die Flucht 
ergreift und die Kameraden durch Worte oder 
eichen zur Flucht verleitet, wird mit dem Tode 


beſtraft. $ 85. Mit Zuchthaus bis zu fünf 


hnenfludt zu einer Zeit, in welder deren Jahren wird beftraft,, wer aus fFeigheit 1. bei 


a 

tree möglich ift, glaubhafte Kenntniß er- 
hält und es unterläßt, hiervon jeinem Borgefep- 
ten rechtzeitig Anzeige zu machen, ift, wenn die 
Sahnenflucht ir worden, mit Freiheitd- 
nee bis zu ſechs Monaten und, wenn bie Fa 

nenflucht im Felde begangen worben, mit Frei— 
heitsſtrafe von einem os bis zu drei Jahren 
u beftrafen. $ 78. Wer einen Anderen zur 
Fapnenft t vorjäglich verleitet oder die Fahnen⸗ 
flucht deſſelben vorjäglich befördert, wird, wenn 
bie Fahnenflucht erfolgt ift, mit Gefängniß von 


dem Vormarjche zum Gefecht, während des Ge— 
fecht8 oder auf dem Rückzuge von feinem Trup- 
entheile heimlich zurüdbleibt, von demſelben 
ha wegſchleicht oder fich veritect hält, die Flucht 
ergreift, jeine Waffen oder Munition wegwirft 
ober im Stiche läßt oder jein Pferd oder feine 
Waffen unbraudbar macht, oder 2. durch Bor- 
ihügung einer Verwundung oder eines Leidens 
oder durch abfichtlich veranlaßte Trunkenheit fich 
bem Gefechte od. vor dem Feinde einer jonftigen, 
mit Gefahr für feine Berfon verbundenen Dien 


Fechs Monaten bis zu zwei Jahren, im fFeldeleiftung zu entziehen jucht. — In minder ſchwe— 
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ren Fällen tritt Gefängriß von einem Jahre 
bis zu fünf Jahren u. Verſetzung im Lie zweite 
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Rede ſtellt, oder auf wiederholt erhaltenen Be- 
fehl in Dimftfachen im Ungehorſam beharrt, 


Klafje des Soldatenitandes ein. $ 86. Sit in den wird mit ftrengem Arreſt nicht unter vierzehn 
Fällen des $ 85 durch die Feigheit ein erheb- Tagen oder mit Gefüngniß vder Sefhungöhaft 


licher Nachtheil verurfacht worden, fo tritt Zucht | bis zu drei Jahren beitraft. 8 96. 


ird eine 


haus nicht unter fürf Jahren und wenn der Tod der in dem $ 94 bezeichneten Handlungen vor 


eines Menſchen veruriadht worden, Zuchthaus 
nit unter zehn Jahren oder Tebenslängliches 
Zuchthaus ein. 887. Wer in anderen, alö den 
in dei $$ 84 und 85 benannten Fällen aus Be- 
forgniß vor perjönlicher Gefahr eine militärijche 
Dienftpfliht verlegt, wird mit Freiheitsſtrafe 
bid zu drei Jahren bejtraft; zugleich fann auf 
Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten- 
tandes erfannt werden. $ 85. Hat der Thäter 
in den Fällen der SS 85 und 86 nad der That 
hervorragende Beweiſe von Muth abgelegt, jo 
fann die Strafe unter dem Mindeftbetrag ber 
angedrohten jFreiheitäftrafe ermäßigt und in den 
Fällen der $S 85 und 87 von ber Beitrafung 
gänzlich abgejehen werben. 

Sechſter Abſchnitt. Strafbare Handlungen 
gegen die Pflichten der militäriſchen Unterord» 
nung] $ 89. Wer im Dienfte oder in Bezich- 
ung auf eine Dienfthandlung die dem Borgejep- 
ten Schuldige Achtung verlegt, insbejondere laut 
Beichwerde oder gegen einen Verweis Widerrede 
führt, wird mit Arreft beſtraft. — Wird die 
Achtungsverlegung unter dem Gewehr oder vor 
verfammelter Mannichaft begangen, oder ftellt 
ſich diefelbe ala eine Drohung dar, jo iſt auf jtren- 
en Urreft nicht unter vierzehn Tagen, oder auf 

efängniß ober F —— bis zu drei Jahren 
u erkennen. $ 90. Wir auf Befragen in dienft- 
ichen Angelegenheiten dem Borgeiegten wiſſent⸗ 


verjammelter Mannſchaft oder gegen den Befehl, 
unter dad Gewehr zu treten, oder unter dem 
Gewehr begangen, fo tritt Gefängniß oder Feſt⸗ 
ungshaft bis zu fünf Jahren, im Felde Gefäng« 
niß ober Feſtungshaft nicht unter einem Jahre 
ein. — Iſt eine ſolche Handlung vor dem Feinde 
begangen, jo tritt Sreibeitäftrare nicht unter zehn 
Jahren ein. Bejteht die Handlung darin, da _ 
der Gehorjam gegen einen vor dem Feinde er- 
teilten Befehl durd; Wort oder That ausdrüd- 
li verweigert wird, fo tritt Todesitrafe, in 
minder jchweren Fällen Freiheitsſtrafe nicht une 
ter zehn Fahren oder lebenslängliche Freiheits— 
itrafe ein. $ 96. Wer e3 unternimmt, einen 
Vorgejegten mitteld Gewalt oder Drohung an 
ber Ausführung eined Dienftbefehld zu hindern 
oder zur Vornahme oder Unterlafung einer 
Dienithandlung zu nöthigen, wird wegen Wider- 
ſetzung mit Freiheitsjtrafe von ſechs Monaten 
bis zu zehn Jahren, im Felde mit Gefängnif 
nicht unter zwei Jahren beftraft. — Diejelbe 
Strafe tritt ein, wenn die Handlung gegen die 
zur Unterjtügung des Vorgeſetzten befehligten od, 
zugezogenen Mannichaften begangen wird. $ 97. 
Wer fih an einem Vorgeſetzten thätlich vergreift 
oder einen thätlichen Angriff gegen denſelben 
unternimmt, wird mit — — nicht unter 
drei Jahren, in minder ſchweren Fällen mit 
Freiheitsſtrafe nicht unter einem Jahre beſtraft. 


lich die Unwahrheit ſagt, wird mit Arreſt beſtraft. Wird die Handlung unter dem Gewehr od. ſonſt 
Ver einen Borgejegten oder im Dienſt- im Dienfte, ober vor verjammelter Mannſchaft, 

range Höheren beleidigt, wird mit Freiheit3-|oder mit einer Waffe oder einem anderen ge- 
ftrafe bis zu zwei Jahren und, wenn die Ve-ljährlihen Werkzeuge ausgeführt, fo tritt Frei— 
leidigung im Dienfte od. in —2 auf eine heitsſtrafe nicht unter fünf Jahren, in minder 
Dienithandlung begangen, mit $reiheitsitrafeljchweren Fällen — nicht unter zwei 
bis zu drei Jahren beſtraft. — Iſt die Belei- Jahren ein. — Statt auf Sefängnig oder Feſt⸗ 
digung durch Verbreitung von Schriften, Dar-jungehaft ift auf Zuchthaus von gleicher Dauer 
ftelungen oder Abbildungen begangen, jo ijt auf zu erfennen, wenn die Thätlichleit eine ſchwere 
Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu fünf Jahren|Körperverlegung oder den Tod des Vorgeſetzten 
zu erlennen. — Iſt die Beleidigung eine ber-|verurjadt Br — Iſt die THätlichkeit im Felde 
leumbderifche, jo tritt Gefängniß bis zu fünf|begangen, jo tritt Todesſtrafe, in minder ſchwe— 
Sahren ein. 2: Ungehorfam gegen einen Be-|ren Fällen oder wenn die Thätlichleit außer dem 
fehl in Dienſtſachen dur Nichtbefoigung oder|Dienjte begangen ift, —— nicht unter 
durch eigenmächtige ——— oder UWeber-|zehn Jahren oder lebenslängliche Freiheitsſtrafe 
jorentung befielben wird mit Arreſt beſtraft. ein. — Neben Gefängnig und neben ——— 
$ 93. Wird durch den Ungehorſam ein erheb-|haft it auf Dienſtentlaſſung zu erlennen. 8 98. 
licher Nachtheil verurfacht, jo tritt jtrenger Urreft| Fit ein Untergebener dadurch, daß der Vorge— 
nicht unter vierzehn Tagen oder Gefängniß oder/gejetste ihn vorjchriftswidrig behandelt oder die 
Feftungshaft bis zu zehn Jahren, im Felde Frei- Grenzen feiner Dienjtgewalt überjchritten hat, 
beitsftrafe nicht unter einem Jahre oder lebens-|gereizt und auf der Stelle zu einer der in den 
längliche Freiheitäftrafe ein. — Wird durch den|s$ 89 bis 97 bezeichneten ftrafbaren Handlungen 
Ungehorjam die Gefahr eined erheblichen Nach- |hingerifjen worden, jo ift, wenn die Handlung 
theils herbeigeführt, jo tritt Freiheitsſtrafe bis mit dem Tode oder mit lebenslänglicher reis 
zu zwei Jahren, im Felde Freiheitsitrafe von|heitsitrafe bedroht ift, auf Freiheitsſtrafe nicht 
drei Monaten bid zu drei Jahren ein. $ 94. unter drei Jahren zu erkennen; iſt zeitige Frei— 
Wer den Gehorjam ausdrüdlid; verweigert oder) heitsjtrafe ang:droht, jo fann die Strafe bis 
feinen Ungehorjam fonft durd Worte, Geberden zur Hälfte des Mindeſtbetrages der angedrohten 
oder andere Handlungen zu erkennen gibt, ins) Freiheitsſtrafe und wenn dieje Hälfte mehr als 
feichen wer den Borgefegten über einen vonjein Jahr beträgt, bit auf die Dauer eined Jah- 

ibm erhaltenen Dienſtbefehl oder Verweis zur res ermäßigt, gegen Offiziere auch von der Dienfte 
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entlaffung abgefehen werden. — Stellt ſich die folge der Verabredung die ftrafbare Handlung 
andlungsweiſe des Vorgeſetzten als eine Miß- begangen worden, jo iſt die Strafe, mit welcher 
on oder fonjt als herabwürdigende Be-|die Handlung bedroht ijt, nach $ 53 zu erhöhen, 


andlung des Untergebenen dar, jo fann die 
trafe, wo die Hälfte des Mindeftbetrages der 
angedrohten Strafe mehr als ſechs Monate be- 
trägt, auf die Dauer von ſechs Monaten er- 
mäßigt werben; bie Strafe darf nicht den drit— 
ten Theil des Höchſtbetrages der angedrohten 
Strafe überfteigen. $ 99. Wer eine Perjon des 
Soldatenitanded zur Verweigerung des Gehor- 
fams, zur Widerjegung ober zu einer Thätlich- 
feit gegen den Vorgeſetzten auffordert oder an— 
reizt, ilt gleich dem Anftifter zu beitrafen, wenn 
die Aufforderung oder Anreizung bie ftrafbare 
Handlung ober einen ftrafbaren Verſuch derjelben 
zur Folge gehabt —* — Iſt die Aufforderung 
oder Unreizung ohne Erfolg geblieben, jo iſt 
auf Freiheitsſtrafe bis zu zwei Jahren, im Felde 
auf mittleren oder jtrengen Arreft oder auf Ges 
fängniß oder Feftungshaft bis zu fünf Jahren 
zu erfennen. Die Strafe darf jedoch, der Art 
oder dem Maße nad), feine ſchwerere fein, als 
die auf die Handlung ſelbſt angedrohte. $ 100. 
Mer mehrere Rerjonen des Soldatenftandes auf- 
fordert oder anreizt, gemeinſchaftlich entweder 
dem Vorgejegten den Gehorfam zu verweigern 
oder ſich ihm zu widerſetzen oder eine Thätlich— 
feit gegen denfelben zu begehen, wird, ohne Rüd- 


ſicht darauf, ob ein Erfolg eingetreten fit, wegen führer u. 


wenn die hiernach zuläſſige Strafe Höher iſt, 
als die nad) den Stimmen en des eriten Ab» 
ſatzes verwirkte Strafe. $ 104. Wer von einer 
Meuterei zu einer Zeit, in welcher die Verhüt- 
ung der verabredeten ftrafbaren Handlung mög- 
lid) ift, glaubhafte Kenntniß erhält und e3 uns 
terläßt, hiervon rechtzeitig Anzeige zu machen, 
wird, wenn die verabredete ftrafbare Handlung 
begangen worden ijt, mit Freiheitöftrafe bis zu 
drei Fahren beftraft. $ 105. Straflojigfeit tritt 
für den an der Meuterei Betheiligten ein, tmel- 
her von der Meuterei zu einer Zeit, wo bie 
Dienitbehörde nicht ſchon anderweit Davon unter- 
richtet ijt, in einer Weife Anzeige macht, daß 
die Verhütung der verabredeten Handlung mög- 
ih ift. F 106. Wenn a ſich zufammen» 
rotten und mit vereinten Kräften ed unterneh- 
men, dem Borgejepten ben Gehorfam zu ver. 
mweigern, ji ihm zu widerſetzen oder eine Thäts 
lichfeit gegen benjelben zu begehen, jo wird jeder, 
welcher an der Bujammenrottung theilnimmt 
wegen militärijhen Aufruhrs mit Gefängni 
nicht unter fünf Jahren, im Felde mit Gefäng- 
niß nicht unter zehn Jahren beftraft; zugleich 1jt 
auf Verfegung in die zweite Klaſſe ded Solda- 
tenſtandes F erfennen. $ 107. Die Nädels- 

nftifter eined militärifchen Aufruhrs, 


Aufwiegelung mit Gefängniß nicht unter fünf|jowie diejenigen Aufrührer, welche eine Gemalt- 


Jahren beftraft. — Iſt durd) die Handlung ein 
erheblicher Nachtheil für den Dienjt verurſacht 
worden, fo tritt Gefängniß nicht unter zchn 
Fahren ein; im Felde kann auf Tebenslängliches 
Gefängniß erfannt werden. 8 101. Wer unbe, 
fugt cine Verſammlung von Perjonen des Sol— 
datenftandes behufs Berathung über militärijche 
Angelegenheiten oder Einrichtungen veranftaltet, 
oder zu einer gemeinjamen Borftellung oder Be- 
ſchwerde über jolche Angelegenheiten oder Ein— 
richtungen Unterſchriften et. wird mit Frei« 


thätigfeit gegen den Vorgeſetzten begehen, wer⸗ 
den mit Zudthaus 5 unter fünf Jahren od. 
mit lebenslänglihem Zuchthaus und wenn der 
Aufruhr im Felde begangen wird, mit dem Tode 
beftraft. $ 103. Wird der militäriihe Aufruhr 
vor dem Feinde begangen, fo tritt gegen jämmt« 
liche Betheiligte die Todesftrafe ein. F 109. Die 
an einem militäriihen Aufruhr Betheiligten, 
welche zur —— zurückkehren, bevor es zu 
einer Gewaltthätigkeit & en ben Vorgeſetzten 
gelommen, werben mit efängnig od. Feſtungs · 


heitsſtrafe bis zu drei Jahren beſtraft; zugleichſhaft bis zu zwei Jahren beſtraft, wenn fie nidt 


fann auf Dienſtentlaſſung erfannt werden. — 
Die an einer ſolchen Verſammlung, Borjtellung 
oder Beichwerde Betheiligten werden mit Frei— 
heitsftrafe bis zu ſechs Monaten beftraft. $ 102. 
Wer ed unternimmt, Mibvergnügen in Bezieh- 
ung auf den Dienft unter feinen Kameraden zu 
erregen, wird, wenn Died durch mündliche Ueußer- 
ungen geſchieht, mit Freiheitsftrafe bis zu Drei 
Jahren beftraft. — Iſt die Handlung durd) Ver» 
breitung von Schriften, Darjtellungen oder Ab—⸗ 
bildungen oder ijt jie im Felde begangen, fo tft 
auf mittleren oder ftrengen Urrejt nicht unter 
vierzehn Tagen oder auf Gefängniß oder Bee 
ungshaft bis zu fünf Jahren za erfennen. $ 

Berabreden Mehrere eine gemeinfchaftliche Ver— 
weigerung des Gehorfams od. eine gemeinſchaft⸗ 
liche ———— oder Thätlichkeit gegen den 
Borgejepten, jo werben biejelben wegen Meuterei 
beftraft. Die Strafe ift nad) demjenigen Geſetze 


03.|den höchſten Dienftrang einnimmt. 


Untifter oder Rädelsführer find. — Iſt in einem 
jolden Falle die Rückkehr zur Ordnung von 
allen an dem Aufruhr Betheiligten erfolgt, jo 
ift gegen Anjtifter und Rädelsführer auf Ge- 
fängniß oder Feſtungshaft von zwei bis zu fünf 
Jahren au erfennen. F 110. Dem Anftifter 
eines militäriihen Aufruhr gleich zu beitrafen 
ift derjenige an dem Aufruhr Berpeitigte, welcher 
1. perjönlih von dem Vorgeſetzten zum Gehors 
ſam aufgefordert, dieſen durch Wort oder That 
ausdrüdlid verweigert, 2. durch Mißbrauch mir 
litäriiher Signale oder durch Aufruhrzeihen den 
Aufruhr befördert, oder 3. unter den Uufrührern 

111. ®er 
egen eine militäriihe Wade die ür ſchuldige 
Achtung verletzt od. ſich einer Beleidigung, eines 
Ungehorſams, einer Widerſetzung oder einer Thät- 
lichkeit ſchuldig macht, wird ebenjo beftraft, ala 
wenn er die Handlung gegen einen Vorgefepten 


feftzujegen, welches auf die Handlung Unmwend- begangen hätte. — Als militäriihe Wade, im 
ung findet, deren Begehung verabredet worden Sinne dieſes Geſetzes, find anzuſehen alle zum 
ift und zugleich um. die Tauer von drei Monar| Wacht» oder militärifchen Sicherheitädienfte bes 
ten bis zu zwei Jahren zu erhöhen. — Iſt ine! fehligten Perjonen des Soldatenftandes, mit Ein« 


en — —— — Pe 


— 
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ſchluß der Feldgendarmen und des Perfonald | Dienftentlaffung erkannt werden. 


der Stabswache der Marine, welche in Ausüb— 
ung dieſes Tienftes begriffen und als jolde 
äußerlich erfennbar find. $ 112. Wer einen Vor- 
gran oder einen im Dienftrange Höheren aus 
ienftliher Veranlaffung zum Zweikampfe her» 
ausfordert, wird mit Freiheitsitrafe nicht unter 
einem Jahre und, wenn der Zweikampf voll» 
zogen wird, mit Freiheitsſtrafe nicht unter drei 
Jahren beitraft; zugleich ift auf Dienftentlaffung 
zu erfennen. — Gleiche Strafen treffen den Bor» 
gejetten, welcher die Herausforderung annimmt 
oder den Zweifampf vollzieht. $ 113. Eine Per- 
fon des Beurlaubtenftandes wird, aud während 
fie fi) nicht im Dienste befindet, nad) den Vor— 
Schriften dieſes Abjchnittes beftraft, wenn fie dem 
s 101 zumiderhandelt, oder eine andere der in 
dieſem Abjchnitte vorgeiehenen jtrajbaren Hand- 
lungen im dienftlichen Verkehr mit dem Borge- 
fcgten oder in der Militäruniform begeht, oder 
wenn fie fi) des Ungehorſams oder der Wider- 
fegung gegen einen rechtmäßigen Befehl in dienft- 
lichen ———— ſchuldig macht. 
[Siebenter Abſchnitt. 
— $ 114. Wer feine Dienſtgewalt über 
einen Untergebenen zu Befehlen oder order: 
ungen, die in feiner Beziehung zum Dienfte 
itehen, oder zu Privatzweden mißbraudt, ins 
feihen wer von dem Untergebenen Gejchente 
ordert, von ihm, ohne Vorwiſſen des gemein- 
ſchaftlichen Vorgejegten, Geld borgt od. Geſchenke 
annimmt, od. den Untergebenen jonft durch feine 
dienftlihe Stellung veranlaft, gegen ihn Ber: 
bindlichfeiten einzugehen, die demjelben nachthei— 
lig find oder ni das gegenjeitige Dienftverhält- 
niß von nachtheiligem Einjluffe jein können, wird 
mit Gefängniß oder Feitungshait bis zu zwei 
Jahren, in minder jhweren fällen mit Arreſt 
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iſtentlaſſi 119. Wer 
vorſätzlich einen geiepinibzigen Einfluß auf bie 
Rechtspflege auzübt, wird mit Gefängniß bis zu 
fünf Jahren beitraft; zugleich fann auf Dienite 
entlafjung oder Degradatıon erkannt werden. — 
In minder ſchweren Fällen ift auf Feitungshaft 
bis zu fünf Jahren zu erfennen. F 120. Wer 
unbefugt eine Handlung vornimmt, die nur kraft 
einer Befehlsbefugniß oder Strajgewalt vorge: 
nonmen werden darf, wird mit Freiheitsſtrafe 
bis zu einem Fahre beftraft. $ 121. Wer einen 
Untergebenen beleidigt oder einer vorſchriftswid— 
tigen Behandlung dejielben ſich ſchuldig macht, 
wird mit Freiheitsſtrafe bis zu zwei Jahren bes 
ſtraft. — Sit die Beleidigung eine verleumderiſche, 
fo tritt Gefängniß bis zu fünf Jahren ein. 
$ 122. Wer vorfäglich einen Untergebenen ftößt 
oder ſchlägt, oder auf andere Weije Lörperlid) 
mißhandelt oder an der Gejundheit beſchädigt, 
wird mit Gefängniß oder Fejtungshaft bis zu 
drei Jahren beftraft; in minder ſchweren Fällen 
fann die Strafe bis auf eine Woche Arreſt er» 
mäßigt werden. — Auch fann, im wiederholten 


Mißbrauch der Dienft-|Rüdjalle muß neben Gefängniß oder Feitungs- 


haft, auf Dienftentlafjung oder Degradation er- 
fanıt werden. $& 123. It durch die Handlung 
eine ſchwere Körperverlegung des Untergebenen 
verurſacht worden, jo tritt Zuchthaus bi3 zu fünf 
Jahren, in minder jchweren Fällen Gefängniß 
oder Feſtungshaft von ſechs Monaten bis zu 
fünf Jahren ein. — War die jchwere Körper- 
verlegung beabfichtigt und eingetreten, jo ijt anf 
Zudthaus von zwei bis zu zehn Jahren zu er» 
tennen, — Fit durch die Körperverlegung (S 122) 
ber Tod des Untergebenen verurſacht worden, 
jo tritt Zuchthaus nicht unter drei Jahren, in 
minder jchweren Fällen Gefängni oder Feſt— 
ung&haft nicht unter einem Jahre ein. $ 124, 


beitraft. — In ſchwereren Fällen, insbeſondere Diejenigen Handlungen, welche der Vorgejegte 


im Rüdfalle, kann zugleih auf Dienftentlaffung 
oder Degradation erfannt werden. $ 115. Wer 
durd Mißbrauch feiner Dienftgewalt oder feiner 
dienjtlihen Stellung einen Untergebenen zu einer 
von demielben begangenen, mit Strafe bedrof- 
ten Handlung vorjäglich beftimmt hat, wird als 
Thäter oder als Anftifter mit erhöhter Strafe 
belegt. $ 116. Wer e3 unternimmt, durch Miß- 
brauch feiner Dienftgewalt od. feiner dienjtlichen 
Stellung einen Untergebenen zur Begehung einer 
mit Strafe bedrohten Handlung zu beftimmen, 
wird mit Freiheitsſtrafe bis zu einem Jahre 
beitraft. $ 117. Ein Vorgejegter, welcher einen 
oder mehrere Untergebene mit Androhung nad). 
theiliger Folgen oder durd andere widerrecht⸗ 
fiche Mittel von dem ka ir ober Verfolgen von 
Beihwerden abzuhalten ſucht, oder eine an ihn 
vorihriftämäßig gelangte Beichwerde, zu deren 
BWeiterbeförderung oder Unterſuchung er verpflich- 
tet ift, unterbrüdt oder zu unterbrüden verjucht, 
wird mit rei eitäftrafe bis zu fünf Jahren be- 


begeht, um einen thätlichen Angriff des Untere 
gebenen abzuwehren, oder um jeinen Befehlen 
im Fall der äußerjien Noth und dringenditen 
Gefahr Gehorfam zu verſchaffen, find nicht als 
Mißbrauch der Dienftgewalt anzufehen. — Dies 
gilt namentlich auch für den Fall, wenn ein Offi« 
zier in Ermangelung anderer Mittel, den durd- 
aus nothwendigen Gehorjam zu erhalten, fich in 
der Lage befunden hat, gegen den thätlich ſich 
ihm widerjegendben Untergebenen von der Waffe 
Gebraud zu machen. 8 125. Eine militärische 
Wade, welche eine der in den 88 114 bis 116, 
118 bis 123 bezeichneten Handlungen begeht, 
wird ebenjo beftraft, ald wenn ein Borgejegter 
biefe Handlung begangen hätte. Iſt die Hand« 
fung gegen eine ſolche Berjon begangen, die außer 
dem Dienftverhältnifie der Wade deren Borge- 
jegter ift, jo tritt erhöhte Strafe ein. — Die in 
dem $ 124 enthaltene Vorſchrift findet aud hier 
Anwendung. 8& 126. Eine Perſon des Beur- 
laubtenſtandes wird, auch während fie fich nicht 
im Dienfte befindet, nad) den Vorſchriften diejes 


ft; zugleih fann auf a oder 
abation erfannt werben. 118. Wer vor⸗ Abſchnitts bejtraft, wenn fie eine der in dem» 
fäglich feine Strafbefugnifie überfchreitet, insbes |jelben vorgeſehenen ftrajbaren Handlungen im 
fondere wer wiflentlih unverbiente oder uner-|dienftlihen Verlehre mit dem Untergebenen oder 
laubte Strafen verhängt, wird mit Gefängniß|in der Militäruniform begeht. 


bis zu fünf Jahren beitraft; zugleih kann auf 


[Achter Abſchnitt. Widerrechtlihe Handlungen 
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im Felde gegen Perjonen oder Eigenthum.] 
$ 127. Begeht eine Perſon des Soldatenftandes 


Militärperjonen. 


mit Gefängniß bis zu fünf Jahren und Berfep- 


lung in die zweite Klaſſe des Eoldatenftandes 


im Felde einen Diebjtahl, eine Unterichlagung, |beitraft; zugleich kann auf Verluft der gi 2A 


eine Körperverlegung oder ein Verbrechen oder 
Bergehen wider die Sittlichfeit, jo ift die Ver— 
folgung der ftrafbaren Handlung unabhängig 
von dem Antrage de? Verletzten oder einer an- 
deren zum Antrage berechtigten Perjon. $ 128. 
Wer im Felde, um Beute zu machen, ſich von 
der Truppe eigenmächtig entfernt, oder Sachen, 
welche an fich dem Beuterecht unterworfen find, 
eg zur Beute macht, wird mit Frei— 
heitsjtrafe bis zu drei Jahren beftraft; zugleid) 
ann auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenftandes erfannt werden. — Gleiche Strafe 
trifft denjenigen, welcher rechtmäßig von ihm 


lihen Ehrenredhte erfannt werden. $ 135. 

im Felde als Nachzügler Bedrüdumgen gegen die 
Landeseinwohner begeht, wird wegen Marodiren: 
mit Gefängnig von jehs Monaten bis zu fünf 
Jahren beftraft: zugleich, kann auf Verſetzung in 
die zweite Klaffe des Soldatenftande® erkannt 
werden. — Wird die Handlung von Mehreren 
begangen, die fi zur fortgejegten VBedrüdung 
der Landeseinwohner verbunden haben, oder art 
diejelbe in eine Plünderung oder in eine derſel⸗ 
ben gleich zu beitrafende Dean aus, fo tritt 
egen jeden Betheiligten Zuchthaus bis zu zehn 
—— ein. 36. Wird eine nad) den 8 19 


erbeuteted® Gut, das er abzuliefern verpflichtet] bis 133 und 135 ftrafbare Handlung gegen einen 


ift, ſich rechtswidri 
derung macht ſich — 


zueignet. 8129. Der Plün⸗Deutſchen oder einen Angehörigen eines verbün 
wer im Felde unter|deten Staat begangen, jo iſt auf ara Streit 


Benugung ded Kriegejchredens oder unter Miß- und, wenn in den allgemeinen Gtrafgejegen ein 
braudy jeiner militäriichen Weberlegenheit 1. in/härtere Strafe angedroht ift, auf dieſe lehtett 
der Abſicht rechtswidriger Zueignung eine Gadje|zu erkennen. 


der Yandeseinwohner offen wegnimmt oder den» 


jelben abnöthigt, oder 2. unbefugt Kriegsihat- | Handlungen gegen das Eigenthum.] 


ungen oder Smwangslieferungen erhebt oder das 
Maß der von ihm vorzunehmenden Requifitionen 
überjchreitet, wenn dies des eigenen Bortheils 
wegen geſchieht. $ 130. Als eine Plünderung 
ift es nicht anzujehen, wenn bie Aneignung nur 
auf Lebensmittel, Heilmittel, Belleidungögzgen- 
itände, Feuerungsmittel, Fourage oder Trans» 
portmittel fich erftredt und nicht außer Verhält- 
niß zu dem vorhandenen Bebürfniffe fteht. $ 131. 


Die Plünderung wird mit Gefängniß bis zu 
fünf Jahren und mit Verjegung in bie zweite 
Klaſſe des Soldatenftandes beſtraft. $ 132. 


Bos hafte oder muthwillige Verheerung oder Ber- 
wüftung fremder Sadjen im Felde wird mit Frei: 
heitsftraße bis zu zwei Jahren, in ſchweren 
Fällen der Plünderung gleich beitraft. $ 183. 
Wird die Plünderung oder eine ihr gleich zu be- 
itrafende Handlung unter Gewaltthätigleit gegen 
eine Perfon begangen, fo ift auf Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren zu erfennen. Iſt durch die Ge- 
waltthätigleit eine ſchwere Körperverlegung ver- 
urfacht worden, fo tritt Zuchthaus nicht unter 
zehn Jahren und, wenn der Tod eines Menfchen 
verurſacht worden ift, Todesftrafe, in minder 
ſchweren Fällen lebenslängliches Zuchthaus ein. 
— In gleiher Weife werden die Rädelsführer 
beftraft, wenn bie That von Mehreren begangen 
wird. Diejenigen, welche ſich an einer ſolchen 
That betheiligen, ohne ſelbſt eine Gewaltthätig- 


[Meunter Abſchnitt. Andere widerrechtlid 
fäglic oder rechtswid — = 
vorjäglid oder rechtswidrig einen Dien 
ftand beſchädigt, zeritört oder preisgibt ‚. faire 
mit Freiheitsſtrafe bis zu zwei Jahren bejtraft; 
in beſonders ſchweren Fällen Tann zugleich cuf 
Verjegung in die zweite Klafje des Soldaten 
itandes erfannt werden. & 138. Wer bei Aus 
übung des Dienftes oder unter Berlegung eine 
militaͤriſchen Dienſtverhältniſſes ſich eines Dieb⸗ 
ſtahls oder einer Unterſchlagung an Sachen ſchul⸗ 
dig macht, welche ihm vermöge des Dienſtes od. 
jenes Verhältniſſes zugänglich oder anvertraut 
ſind, wird mit mittlerem oder ſtrengem Arreß 
wit unter vierzehn Tagen oder mit Gefängnik 
bis zu fünf Jahren beitraft; zugleich kann auf 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt wer- 
den. Gleiche Strafe trifjt denjenigen, welcher 
einen Diebjtahl oder eine Unterſchlagung geger 
einen Vorgejegten oder einen Kameraden, gegen 
jeinen Quartierwirth oder eine zu deſſen Hauk 
itand gehörige Perfon ae a — Iſt bie Hand 
fung ein Berbrechen im Sinne der allgemeiner 
Strafgejepe, fo ift auf die in dieſen G. ange 
drohte Strafe zu erkennen. 

[Zehnter Abjchnitt. Verlegung bon Dienitr 
pflichten bei Dane bejonderer Dienftver- 
richtungen] $ 139. Wer vorſätzlich unrichtig 
Dienitattejte ausftellt oder Rapporte, dienſtlic 
Meldungen oder dienftliche Berichte unrichtig at- 
jtattet oder jolche wifjentlich meiter Da af 


feit gegen eine Perfon zu begehen, trifft Ge-|wird mit Gefängniß von ſechs Monaten bis zu 
fängniß bis zu zehn Jahren; augleih ift aufldrei Jahren und mit Berfegung in die zweit 

erlehung in die zmeite Klaſſe des Soldaten» |Rlafje des Soldatenftandes beftraft. In minder 
ftandes zu erfennen. $ 134. Wer im Felde in|fchweren Fällen tritt mittlerer oder ftrenger Ar. 
der Abſicht rechtswidriger Zueignung einem auf reſt oder Gefängniß oder er bis zu 
dem Sampfplape gebliebenen Angehörigen der ſechs Monaten ein. 8140. Wer für eine Hand- 
deutfchen oder verbündeten Truppen eine Sache lung, die eine Verlegung einer Dienftpflicht ent 
abnimmt, oder einem Kranken oder Verwundeten rd Geſchenle oder andere Vortheile annimmt, 
auf dem Kampfplage, auf dem Marjche, auf dem|forbert oder ſich veriprechen läßt, wird megen 
Transporte oder im Lazareth, oder einem feinem | Beitechung mit Zuchthaus bis zu fünf Fahren 
Schutze anvertrauten Kriegägefangenen eine Sache |beitraft. In minder ſchweren Fällen tritt Frei⸗ 
megnimmt oder abnöthigt, wirb mit Zuchthaus heitsſtrafe bi zu drei Jahren ein; auch fan 
bis zu zehn Jahren, im minder ſchweren Fällen neben dem Sefängnif auf Veriepung in bie 
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zweite Klaſſe des Soldatenftandes erkannt wer- oder auf dem Marfche feinen Pla verläft, wird 
den. & 141. Wer ald Bejehlöhaber einer mili- mit Arreft beftraft; im Felde tritt mittlerer od. 
tärifhen Wache, eined Commandos oder einer ſtrenger Arreſt oder Gefängniß oder Feitungs- 
Abtheilung, oder wer als Schildwache oder ald|haft bis zu jehd Monaten ein. $ 147. Wer die 
Pojten in ſchuldhafter Weije fih außer Stand/ihm obliegende ng in feiner Untergebes 
ſetzt, den ihm obliegenden Dienſt zu verjehen,Inen in fchuldhafter Weiſe verabjäumt, oder wer 
oder eigenmädhtig feinen Poften verläßt od. fonjt|die ihm obliegende Meldung oder Verfolgung 
den ihm in Bezug auf jenen Dienjt ertheilten jtrafbarer Handlungen feiner Untergebenen vor« 
Vorſchriften entgegenhandelt, wird mit mittlerem]jäglich unterläßt, wird mit SFreiheitäftrafe bis 
oder jtrengerem Arreſt nicht unter vierzehn Ta- zu ſechs Monaten beitraft; gegen Offiziere kann 


gen, im {Felde mit mittlerem ober ftrengem Ur-|zugleih auf Dienftentlafjun 


rejt nicht unter drei Wochen ober mit ——— 
oder Feſtungshaft bis zu zwei Jahren beſtraft. 
— Wird durch die Pflichtverletzung ein Nachtheil 
verurſacht, jo tritt Gefäugniß oder Feſtungshaft 
bis zu drei Jahren, im Felde Gefängniß oder 
Feſtungshaft nicht unter drei Jahren und wenn 
dieſelbe vor dem Feinde begangen iſt, Todes⸗ 
ſtrafe, in minder ſchweren Fällen Freiheitsſtrafe 
nicht unter zehn Jahren oder Tebenslänglid: 
Sreigeitsftrafe ein. — Wird durch die Pilicht- 
verlegung im Felde die Gefahr eines erheblichen 
Nachtgeil herbeigeführt, jo tritt Feftungsitrafe 
nicht unter einem Jahre und, wenn bie Pilicht- 
verlegung vor dem fyeinde begangen iſt, Se 
— e nicht unter zehn Jahren ein. $ 142. 

er duch Fahrläjfigkeit in der Wahrnehmung 
feines Dienftes eine erhebliche Beſchädigung eines 
Schiffes oder deifen Zubehörs Herbeiführt, wird 
mit Freiheitsſtrafe bis zu drei Jahren beftraft; 
in ſchwereren Fällen kann augleid auf Dienit- 
entlajjung erkannt werden. $ 148. Wer als 
Befehlshaber einer militäriihen Wade, eines 
Commandos oder einer Adtheilung, od. wer ald 
Schildwache oder als Poſten eine firafbare Hand- 


erfaunt werben. 

48. Wer durch unvorfichtige Behandlung von 

affen oder Munition einen Menſchen körperlich 
verlegt, wird mit Freiheitsſtrafe bis zu drei 
Jahren und, wenn ber Tod eines Menſchen ver« 
urjadht worden ift, mit Gefängniß oder Feſt— 
ungdhaft bis zu fünf Jahren beftraft. $ 149. 
Wer rechtswidrig von feiner Waffe Gebraud 
macht oder einen Untergebenen zum rechtöwid« 
rigen Waffengebraude auffordert, wird vorbe- 
haltlich der verwirlten Höheren Strafe mit Ge- 
jängniß oder eftun gehalt bis zu einem Jahre 
beitraft. $ 150. Wer ohne die erforberliche 
dienftliche —— ſich verheirathet, wird 
mit Feſtungshaft bis zu drei Monaten beſtraft; 
zugleich kann auf Dienſtentlaſſung erkannt wer- 
den. — Auf die Rechtsgiltigleit der geſchloſſenen 
Ehe ift der ‚Mangel_der dienſtlichen Genchmig- 
ung ohne Einfluß. $ 151. Wer im Dienfte od., 
nadhdem er zum Dienfte befehligt worden, ſich 
duch Trunfenheit zur Ausführung feiner Dienft: 
verrichtung untauglich macht, wird mit mittferem 
od, ftrengem Arreſt od. mit Gefängniß od. Feſt⸗ 
ungshaft bis zu einem Fahre beitraft; zugleich 
fann auf Dienftentlaffung erfannt werden. $ 152. 


lung wifjentlich begehen läht, welde er verhin-| Wer wider beſſeres Wiffen eine auf unmwahre 
dern konnte und zu verhindern dienſtlich ver⸗ Behauptungen geftüßte Beichwerde anbringt, wird 


pflichtet war, wird ebeufo beftraft, al& ob die 
Handlung von ihm felbit begangen wäre. 8 144. 
Wer einen Gefangenen, defjen Beauffihtigung, 
Begleitung oder Bewachung ihm anvertraut üft, 
vorjäglich entweichen läßt oder defjen Befreiung 
vorfäglich bewirkt oder befördert, ingleichen wer 
eine von feinem Vorgeſetzten ihm befoj'ene od, 
eine ihm dienftlich obliegende Verhaftung vor- 
fäplich nicht zue Ausführung bringt, wird mit 
mittlerem oder ftrengem Urreft nicht anter vier- 
zehn Tagen ober mit Gefängniß oder Feitungd- 
haft bis zu fünf Jahren beftraft; auch kann 
neben Gefängniß auf Berfegung in Die zweite 
Klafje des Soldatenftandes erfannt werben. — 
St die Entweichung des —— nur durch 
——— befördert oder erleichtert worden, 
oder ift die Verhaftung nur aus Fahrläſſigkeit 
unterblieben, fo tritt Freiheitsſtrafe bis zu —* 
Monaten ein. & 145. Eine Perſon des Solda- 
tenſtandes, melde bei einem ihr übertragenen 
Geſchäfte der Heered» oder Marineverwaltung 
eine Handlung begeht, welche im Sinne ber all- 
gemeinen Strafgejege ein Verbrechen oder Ver- 
geben im Amte darftellt, ift nad den in jenen 


mit Freiheitäftrafe bid zu cinem Jahre beftraft. 
— Wer wiederholt und leichtfertig auf unwahre 
Behauptungen geftügte Beſchwerden oder wer 
eine Veſchwerde unter Abweichung von dem vor« 
geſchriebenen Dienftwege einbringt, wirb mit 
Arreſt beftraft, 

Zweiter Titel, Militäriihe Verbrechen 

und Vergehen der Militärbeamten. 


153. Ein Militärbeamter, welcher fi im 
Felde einer der in dem eriten bis dritten, dem 
ſechſten und achten Abjchnitt de3 erjten Titels 
bezeichneten ftrafbaren Handlungen ſchuldig macht, 
wird nad den dajelbft für Berjonen des Solda- 
tenftanded gegebenen Beſtimmungen beitraft; ftatt 
auf Berfegung in die zweite Klaſſe des Soldaten» 
ftandes ift auf Amtöverluft zu erfennen. $ 154. 
Andere Pflihtverlegungen der Militärbeamten 
find nach den allgemeinen, für Beamte geltenden 
Vorſchriften zu beurteilen. 

Dritter Titel. Strafbeitimmungen für 
Berjonen, welde den Militärgefegen nur 
in Kriegszeiten unterworfen jind. 


155. Während eined gegen das Deutiche 


efegen für Beamte gegebenen Bejtimmungen zu) Reich —— Krieges ſind alle Perſonen, 


beſtrafen. 


welche ſich in irgend einem Dienſt- oder Ver⸗ 


Eliter Abſchnitt. Sonſtige Handlungen gegen tragsverhältniſſe bei dem kriegführenden Heere 
& 


die militäriishe Ordnung] $ 146. 


er ohne) befinden oder ſonſt fich bei demfelben aufhalten 


Erlaubniß die Wache oder bei einem Commando oder ihm foigen, den Strafvorihriften dieſes 
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Geſetzes, insbeſondere den Kriegsgeſetzen unter- mit dem Feinde ein oder mehrere Geſchütze des 
worfen. $ 156. Neben einer jeden Freigeitd-| Schiffes ſcharf geladen find, $ 166. Außer den 
Strafe, welche gegen eine Berjon verhängt wird, |Militärperjonen find die Angejtellten des Schiffes 
die fi zu den Truppen in einem Dienjt» oder|den Militärftrafgefegen unterworfen. — Andere 
Vertragsverhältniſſe befindet, kann zugleich auf am Borde des Schiffes dienftlich eingeſchiffte Per- 
Aufhebung diefed Verhältniſſes erfannt werden. |fonen unterliegen den Kriegsgeſetzen, jo lange 
$ 157. Ausländifche Offiziere, welche zu dem das Schiff fich im Kriegäzuftande befindet. — 
triegführenden Heere zugelafien find, werden, Urkundlich unter Unferer Höchjteigenhändigen Un« 
wenn ber Kaiſer nicht etwa bejondere Beftimms|terjchrift und beigebrudtem Kaijerl. Inſiegel. 


ungen getroffen hat, nad) den für deutſche Df- 
fiziere geltenden Borjchriften beurtHeilt. — Auf 
das Gefolge folder Offiziere findet die Vorſchriſft 
des $ 155 Anwendung. $ 158. Auf ftrafbare 
Handlungen eines Kriegdgefangenen finden nad) 
Mafgabe feines Militärranges die Vorſchriften 
diejed Geſehzes entiprechende Anwendung. $ 159. 
Ein Kriegsgefangener, welcher unter Bruch des 
gegebenen Ehrenwortes entweicht oder, auf Ehren- 


Anlage. 

Berzeihniß ber zum deutfchen Heere und 
zur Kaiferlihen Marine gehörenden 
Militärperjonen. 

Die zum beutfchen Heere und zur Kaiſerlichen 
Marine gehörenden Militärperjonen bejtehen aus 
— des Soldatenſtandes und aus Militärs 

eamten. 


wort entlafjen, die gegebene Zufage bricht, wird| A. Perjonen des Soldatenftandes find: 
mit dem Tode Gefttaht — re Strafe trifit I. Die Offiziere. 

denjenigen, welcher den Bedingungen, unter denen] Die Offiziere zerfallen in vier Hauptklaſſen: 
er aus der Kriegägefangenihaft entlajjen, vorlim Heere: 1. Generalität, 2. Gtab3offiziere, 3. 
Beendigung des Krieges entgegenhandelt. $ 160.|Hauptleute u. Rittmeifter, 4. Gubalternoffiziere 
Ein Ausländer oder Deutſcher, welcher während| (Premier- und GSeconde - Lieutenantd); in der 
eines gegen das Deutſche Reich ausgebrochenen Marine: 1. Flaggoffiziere oder Admirale, 2, 
Krieges auf dem Kriegsſchauplatze ſich einer der) Stabdvffiziere, 3. CäpitainsLieutenants, 4. Sub- 
in den $$ 57—59 und 134 vorgejehenen Hand» alternoffiziere (Lieutenant u, Unter-Lieutenants 
Iungen ſchuldig macht, ift nad) den in Ddiejen/zur See). 

Paragraphen gegebenen Beſtimmungen a beſtra⸗ II. Die Unteroffiziere 

fen. $ 161. Ein Ausländer oder Deuticher,| find eingetheilt im Heere und in der Marine: in 
welder in einem von deutſchen Truppen bejegten|1. ſolche, welche das Dffizier- Portepee tragen 
ausländiichen Gebiete gegen deutſche Truppen|(Portepee-Unteroffiziere), 2. ſolche, melde das 
oder Angehörige derjelben oder gegen eine auf|Offizier-Bortepee nicht tragen (Unteroffiziere ohne 


Anordnung des Kaiſers eingejette Behörde eine] Bortepee, 


nad) den Geſetzen des Deutichen Reiches ftraf- 
bare Handlung begeht, iſt ebenjo zu bejtrafen, 
al3 wenn dieje Handlung von ihm im Bunbes- 
gebiete begangen wäre. 


Vierter Titel. Zuſatzbeſtimmungen für 
bie Marine. 


$ 162. Bon ben in dieſem Geſetze den Ber- 
hältnifjen bes Heeres entlehnten Ausdrücken find 
für die Marine als gleichbedeutend zu betrachten: 
Heer als gleichbedeutend mit Marine od. Flotte; 
Truppe als gleichbedeutend mit Schiff; Befehls- 
haber einer militärifchen Wache als gleichbebeu- 
tend mit Offizier der Wade; militärijche Ko— 
tarde als gleichbedeutend mit dem entjprechenden 
Abzeichen in der Marine; Stubenarreft als gleich 
bedeutend mit Kammerarreſt; te. als gleich- 
bedeutend mit Kammer. $& 163. Unter Sin 
im Sinne dieſes Geſetzes ift jedes Fahrzeug der 
Marine zu verftehen, auf welchem ein militäri- 
ſcher Befehlähaber nebft Befagung eingeſchifft ift. 
$ 164. Als mobiler Zuftand gilt in der Marine 
der Kriegszuftand eines Schiffes. Als im Kriegd- 
zuftande befindlich ift jedes Schiff der Marine 
zu betrachten, welches außerhalb der heimijchen 
Semwäfjer allein fährt. — Für die am Lande be» 
findlihen Militärperfonen der Marine tritt im 
Sinne dieſes Geſetzes die Mobilmachung unter 
denjelben VBorausjegungen ein, wie für die Mili- 
tärperfonen des Heeres. $ 165. Als vor dem 


Feinde befindlih zu betrachten ift ein Schiff, Na 


III. Die Gemeinen 
mit Einſchluß der Ober-Gefreiten und Gefreiten. 
IV. Die Mitglieder de3 Sanitätd-Eorps, 


ſowie 

V. Die Mitglieder * Maſchinen⸗Ingenieur⸗ 
orps 

gehören nach ne ne ihre3 Militärranges zu 

den unter Nr. I, II und III aufgeführten Kate 


gorien. 
B. Militärbeamte 

find alle im Heere und in der Marine für das 
Bedürfniß des Heeres oder der Marine dauernd 
ober auf Zeit angeftellten, nicht zum Soldaten» 
ftande gehörenden und unter dem Kriegsminiſter 
oder Eher der Admiralität als Berwaltungächef 
ftehenden Beamten, welche einen Militärrang 
haben. Es macht dabei feinen Unterſchied, ob fie 
einen Dienfteid geleiftet haben oder nit. — 
Militärbeamte, die im Offizierrange ftehen, find 
obere Militärbeamte, alle anderen Militärbeamten 
find untere Militärbeamte, 

Militär- Transport auf Eijenbahnen in 
Kriegäzeiten, |. Reichs-Verfaſſung Art. 47 
und unter Kriegsleiftungen, Gejeg vom 13, 
uni 1873, 85 28 ff. 

Millimeter ift im Verhältniß zur Linie im 
Geltungsbereiche der Maß- und Gewichtsordnung 
bom 16, Mai 1816 — 0,,, Linien; in Hoben- 
ollern = 0,50; in Schledwig-Holjtein — 0,505; 
in —— = 0,03; in Kurheſſen = Oo in 

au = 0,303 ('/; Werklinie); in Frankfurt a. M. 


jo lange in Gewärtigung eines Bufammentreffens |= 0,506; im Amte Homburg — 0,50; im Ober- 
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amte Meifenheim — O,; in den vormald, Mifhandlung, Beitrafung wegen Mißhand— 
Bayeriſchen Gebietötheilen = O,0,; in ben vor-|lung von Menden, ſ. Str.-©.-B. 99 223, 2238, 
mals großh. Heffiihen Gebietätheilen = 0,. |340; von Thieren, daf. $ 360 Nr. 13, 
Milzbrand bei Hausthieren, |. unter Vieh] Mobiliar -Fenerverficherungswefen, fiche 
jeuden. Feuerverſicherungsweſen. 
nderjährige (in paſſiver ftrafrehtliherr| Mobilmachung. S. Reichs-Militärgeſetz 
Beziehung). Beftrafung wegen Vornahme un-|v. 2. Mai 1874 55 24, 27, 28, 63 ff. 69 Nr. 5. 
fittliher Handlungen mit Minderjährigen, fiehe Beaüglid be3 Einflufjes der Mobilmahung auf 
Str.G.B. 88 173, 174 Nr. 1, $ 176 Nr. 3,|die Klaffen- und Eintommenfteuerpflicht der mobil 
8 182, 235, 237. Beſtrafung des unerlaubten |gemadten Militärperjonen f. unter Einkommen— 
Ereditgebend an Minderjährige daſ. $$ 301, 302. ſt eu er —* v. 1. Mai 1851 $ 5,d,e. Die 
Diineralien, Beitrafung der unbefugten Ge- |preußifhen Veftimmungen über Nobilmahungs- 
winnung von folden, ſ. Str.G.-B. $ 370 Nr. 2, |Ungelegenheiten find durch Art, 61 der Reichs» 
Mineralöle, Nüdtige, f. Petroleum. Bes |verfafjung dv. 16. April 1871 im ganzen deutjchen 
förderung von Mineralöl, ſ. Betriebsregle-|Reiche eingeführt. — Alle im Auslande befind« 
ment $ 48, 2, A, Nr. 5. lihen Perjonen des Beurlaubtenftandes haben 
Dineralfäure, Beförderung bderjelben aufljic bei eintretender Mobilmahung unverzüglich 
Eijenbahnen, j. Betriebsreglement $ 48, 2,lin das Inland —— — ſ. Control⸗ 
A, Nr. 4. Ordnung $ 7 Pr. 2. Bezüglich des Erſatz- 
Mineralwaſſer⸗Fabriken. Durch Minifterial- Geſchäftes im Kriege ſ. Erſaß Drdnung 8985. 
Verfügung vom 6. Februar 1862 find zur Ver-Alle Zurückſtellungen verlieren nad Eintritt der 
— von Exploſionen bei dem Betriebe ſolcher Mobilmachung ihre Gültigkeit; daſ. $ 27 Nr. 8. 
Fabriken folgende Einrichtungen empfohlen: 1. Alle Wegen Einberufung des Feld-Eijenbahnperjonals 
einzelnen Theile der in Mineralwafier-Fabriten bezw. der Eivilbeamten und Geiftlichen j. Land— 
benugten ſog. Selbitentwidier müfjen, mit Aus-Jwehr- Ordnung $ 19 Nr. ı u. 3. 
nahmen der Garnituren, aus gutem Kupferbleh| Wobilmadyungs-Pferde, Beſchaffung derſ., 
ejertigt jein und in ihren Wandungen eine joldhej. Kriegsleijtungen Gejeg v. 13. Juni 1873 
Stärke befigen, daß fie einem mittels einer Drud-|S$ 25—27 und Berorbuung dv. 1. April 1876 
pumpe auszuübenden Drude von 6 Atmojphären Abſchn. V. Die näheren Beftimmungen finden 
* — zu —— im u. * ſich in der 
. Die aus Blei gefertigten Entwickelungsgeſäße 
müfjen ebenfalls mit einem den vorſtehenden An Pe eh, ebene We u 2 
reg entjprechenden, aus Kupferblech ge ur Herbeiigaffung der Bferde durd 
ertigten Mantel verfehen fein. 3. Sowol die Banhlieiernn . 24. Februar 1834)): 
Entwidelungsgefäße, ald auch die Comprejjions« 8, . : 
oder Miihungsgefäße find mit einem Sicherheits. 1. Sobald Wir ed für angemefjen erachten, 
ventile von mindeſtens 1 [Zoll Lichter Definung|die Armee, oder auch mur einzelne Theile der- 
zu verjehen, welches fo belaftet fein muß, daßljelben, auf den Kriegsfuß jegen zu laſſen, tritt 
dafjelbe fich öffnet, fobald der Drud im Apparate für jämmtlide Unterthanen Unſeres Reiches die 
das zuläfjige Marimum von 6 Atmoſphären über |Berpflihtung ein, die zum Kriegädienjte taug« 
ſchrilten hat. 4. Die Compreijiond- oder Miſch⸗ lichen Pferde auf die deshalb an fie ergehende 
ungsgefähe find außer dem Sicherheitsventil (3) reg | der Behörden jofort unverweiger- 
mit einem Monometer zu verjehen, welches den lich zu geftellen. 2. Ausgenommen von biejer 
darin ftattfindenden Drud in Atmofphären oder Verpflichtung find nur die Dienftpferde der Bes 
in Pfunden pro [Zoll zuverläffig angibt, und/amten und Poſthalter, weil hier der Staatsdienft 
bei dem der höchite, noch zuläſſige Drud durch jund das öffentliche Intereſſe Ausnahmen noth- 
eine in Die Augen fallende Marke ei mwer-|wendig maden. Bei ben Beamten tann jedoch 
den muß. — Für bie Anlage der ſog. Bumpen-Inur die zur Ausführung der ihnen obliegenden 
Apparate werden bieje Beftimmungen dahin Dienſtgeſchäfte wirtlidnothwendige Zahl von 
modificirt: a) die Bejtimmung unter 1 findet|Pferden, und bei den Pofthaltern nur diejenige 
nur auf Compreffions oder Miihung-Eylinder| Zahl verjhont bleiben, deren — ihnen 
nebſt Pumpe Anwendung, da blos dieſe Theilecontractlich gr Förderung der ‘often obliegt. 
des ganzen Apparate? einem Drude bis zu 6|Bei eintretenden diesfälligen Zweifeln entſcheidet 
Atmojphären ausgeſetzt find; b) von der Be-Ider Kreislandrath. Seiner Vejtimmung ift, mit 
ftimmung unter 2 fann mit Rüdjiht darauf, Vorbehalt des Recurjed wegen einer etwaigen 
daß die Entwielungsgefäße nur einem geringen | Entihädigung, einjtweilen jojort Folge zu leiften. 
Drud zu widerjtehen haben, abgejehen werben;|3. Wlle übrigen Pferde, ſowol Lurus- als 
e3 darf jedoch c) das unter 3 vorgejchriebene|Arbeitäpferbe, und ohne jeden Unterſchied der 
Sicherheitöventil nur fo ftark belaftet werden, Beſitzer müjjen, jo weit es der Bedarf für bie 
daß fich dafjelbe ſchon bei einem Drude von */,|Urmee nöthig macht, hergegeben werden. Damit 
Atmoiphäre öffnet. aber dieſe Ermittelung bei Zeiten und für das 
Nihbraudı der Amtd- und Dienjtgewalt, ſ. Land jo jhonend ald möglich gemacht werben 
Str.⸗G.B. 339; — een 114 f möge, wird der Minifter des Innern und der 
©. 843. Mifbraud der Waffen Seitens der) — 7 ne . 
orte und Jagbbeamten, des Militärs, Der|nun, Ymtsı Gain cammenteien insel Bun Baron 
Grenzaufjeher; ſiehe dieje Artikel, Verordnung vom 7, Rod. 1817. 
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Bann einer jeden Provinz das Contingent bes 
annt machen, welches jie zu liefern hat. Der 
Oberpräfident ber Provinz hat darnadı in Ueber— 
einftimmung mit dem commanbirenden General 
die näheren Beftimmungen über die Art der 
Geſtellung, Auswahl und Abſchätzung der Pferde, 
jowie über die fonjtigen Mafregeln, welche für 
den orbnungsmäßigen Gang des Geſchäfts noth- 
wendig find, unter Berüdfidhtigung der dieſerha 

ſchon ergangenen Feitfegungen, nad) den Ber 
hältniffen der einzelnen Landestheile * jede 
Provinz in ein beſonderes Reglement zuſammen⸗ 
zufaſſen. Dieſe Provinzial » Reglements find, 
nachdem fie die Genehmigung der Miniiterien 
des Innern und der Polizei und des Krieges er- 
langt haben werden, durch die Amtäblätter zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 4. Wo nid 
die Üblieferung des vollen Bedarf und in au- 
nehmlicher Qualität aut Zufriedenheit ded com- 
mandirenden Generals Kr it, und eine 
Mobilmahung eintritt, da jollen auf die erſte 
Aufforderung alle nicht unter 2, ausgenommene 
Pierde, jofort an diejenigen Orte geftellt werden, 
welche die Behörde zu * Auswahl und reip. 
Abnahme bejtimmen wird, 5. Für den Trans. 
port der Pferde bis zum Geftellungsorte und für 
die Koften ihrer Fütterung bis zur Abnahıne 
wird feine Vergütung gezahlt. Die Geftellungs- 
orte jollen jedoch jo beitimmt werden, da den 
Tierdebejigern jede Beläftigung erfpart werde, 
die nicht duch den Bwed der Mafregel aus- 
drüdlich geboten werden, oder den Umftänden 
nad) irgend zu vermeiden fein möchte. 6. Alle 
Pferde, welde die mit Leitung dieſes Gejchäjts 
beauftragte Commiſſion zum Kriegsdienſt tauglich 
findet, find von ihren Eigenthümern, jo weit fie 
gebraucht werden, fofort zur Dispofition der 
Mititärbehörde zu ftellen. Da der Bedarf für 
die Armee volftändig erreicht werden muß, jo 
hat die Commiſſſon für defien Aufbringung zu 
jorgen. 7. Die Eigenthümer der ausgehobenen 
Pferde erhalten für die Ueberlafjung derjelben 
aus Staatskaſſen eine angemejjene Vergütung. 
Die Bergütigungdfumme wird von einer unpar- 
teiiſchen Commiſſion durch Abſchätzung feitgeftellt. 
Die Abſchätzung darf aber nicht auf die durch 
die augenblickliche Conjunctur bei einer Mobile 
machung gejteigerten Preiſe der Pferde gerichtet, 
fie muß vielmehr nad) den im gewöhnlichen Ver⸗ 
tchr des Friedens ftattfindenden Preiſen regulirt 
werden.!) 8. Die Abſchätzungscommiſſion ber 
ftept aus drei jachverftändigen in gutem Rufe 
jtejenden und zu dieſem Geſchäfte eigens ver- 
eideten Taxatoren. 9. Die Bezahlung der Pferde 
nad) ihren abgeihägten Werthe joll fofort aus 
ben bereitejten Mitteln der Staatskaſſen erfolgen, 
10. ®ir hegen zwar au Unjeren getreuen Unter« 
thanen das Dertrauen, daß fie, die Nothmweirdigteit 
einer ſolchen die Sicherheit des Baterlandes für den 
Fall eines Krieges befördernden Mafregel aner- 


3) Der folgende Abſatz 2 unter Nr. 7 if durch das Gejeg 
bom 12, Sept. 1855 aufgehoben. . $ 2 dieſes Geſeßes 
iſt unter ben über 3 0 M geichägten Friegstithtigen Bierken 
innerhalb der verſchiedenen Kategorien (Stangen:, Worder: u. 
Reitpferde für die ſchwere ober leichte Kavallerie zc.) jederzeit 
dasjenige Pferd zuerft abzunehmen, welches den geringiten 
Mehrwerth bar. 


lennend, feinen Augenblid zögern werden, fid) der- 
jelben zu fügen; da indejjen die regelmäßige und 
ſchleunige Gejtellung und Ablieferung der Pferde 
von dem wichtigiten Einfluffe auf die Mobilmach- 
ung der Armice tft, jo wollen Wir hiermit den Pro: 
vinzialbehörden die Mittel zur kräftigen Durd- 
tührung diefer Anordnungen in die Hand gebe 
und dieſelben ermächtigen, nicht blos gegen bie- 
jenigen Eigenthümer von Pferden, melde fid in 
deren Öeftellung jäumig finden laffen, eine polizeis 
liche pre von 15 biö 150 M feſtzuſetzen, ſon⸗ 
dern auch jofort alle Zwangsmaßtregeln eintreten 
zu laſſen, welche die Umftände und die umverzüg- 
liche Erreihung des Zweckes gebieten. Gegen 
die feitzufegenden Strafen foll feine Berufung 
auf richterliche Entiheidung, jondern nur ein 
Recurs an die Oberpräfidenten der Provinz itatt- 
finden, 11. Die vorjtehenden Anordnungen be: 
ziehen fi überall nur auf die Aushebung der 
um Bedarf des ftehenden Heeres und der Garde 
ndwehr erforderlichen Pferde. Hinfichtlich der 
Provinzial-Landwehr behält e8 aber bei der ſchon 
durch die Landmwehrordnung vom 21. November 
1815 begründeten Beſtimmung dahin jein Be 
wenden, daß jeder Landwehr» Bataillons : Bezirt 
die zur Ausrüſtung feiner Landwehr nöthigen 
Pferde unentgeltlidy bejchaffen muß. Den Br 
ſchlüſſen der Kreisftände bleibt es überlaffen, ob 
fie ihre Contingente an Landwehr-Pferden durd 
Aushebung in derjelben Art wie für die Linie, 
oder int Wege des Ankaufs beichaffen mollen. - 
In dem erjten Falle bleibt aber denjenigen Eins 
geleffenen, deren Pferde zur Landwehr ausge 
hoben werden, dafür VBergütigung nad) der Tare 
zu gewähren. — Die Geſammtkoſten der Geſtell 
ung der Pferde zur Ausrüftung der Provinzial, 
Landwehr jollen von den Kreiſen in der näm 
liden Art aufgebracht werden, wie durch Uniere 
Ordre vom 17. Sept. 1831 in Betreff der Koften 
der Geſtellung ber Pferde zu den Landwehr ⸗ Ueb⸗ 
ungen feſtgeſetzt worden iſt. — Da nach dem 
mittels Allerhoͤchſten Cabinetsordre vom 7. Nov. 
1867 genehmigten Mobilmachungsplan die Pferde 
für die Landwehr nicht mehr unentgeltlich zu 
geitellen find, vielmehr die Vergütung für ſämmt⸗ 
liche vom Lande gejtellten oder noch zu ftellenden 
Mobilmahungs: Pferde bei den Corps⸗Intendan⸗ 
turen zur Liquidation zu bringen find, fo kommen 
die Beftimmungen unter Nr. 11 über Beichaffung 
der Pferde für die Landwehr nicht mehr zur 
Anwendung. 12. Die gegenwärtige Verordnung, 
zu beren Ausführung die Ministerien des Innern 
und der Polizei und des Krieges und der Pro- 
vinzialbehörden mit näherer Inftruction zu ver- 
jehen Hari ift durch die Geſetz Sammlung und 
zugleih durch die Amtöblätter zu publiciren, 

Modelle, Schuß derjelben gegen Nachbildung, 
ſ. Muſterſchutz. 

Wioveneier, ſ. Eier. 

Monatsſchriften, Vchandlung derſelben in 
preivolizeiliher Beziehung, j. Preßgejet vom 
7. Mai 1874 88 4, 6, 7, 27. 

Montirungsftüce, Beitrafung des verbotenen 
Unlaufs terfeibin, j. Str. G. B.s 370 Nr. 3. 

Moorbrennen. Das Anzünden von Torfmoor 
dhne polizeriihe Erlaubniß ijt allgemein ımter 














































Mord — Mühlen, 


Strafe geftellt, |. unter Feldpolizei die Feld- 
polizeiordnung v. 1. Nov. 1847 $ 43 Wr. 5. 
ür die Provinz Hannover gilt aud) aus dem 
olizeiftrafgejeß dv. 25. Mai 1847: $ 153. Wer 
beim Moorbrennen und Heidbrennen die erforder- 
lihe VBorfiht gegen Verbreitung bed Brandes 
nicht anwendet, iſt, — nicht peinliche Strafe 
wegen fahrläſſiger Brandſtiftung (Art. 191 des 
Criminal-Geſetzbuchs)) zu verhängen iſt, mit 
Geldbuße bis zu 75 M zu beſtrafen. 811 
Dieſe Strafe tritt namentlid ein: wenn die ab» 
— Fläche nicht genügend — beim 
oorbrennen durch Gräben, beim Heidbrennen 
durch Abplaggen — begrenzt ift. 8155. Ferner: 
wenn beitehenden Geboten — das Feuer 
verlaſſen wird, bevor es erloſchen iſt. $ 156. 
Ferner: wenn dad Moor» oder Heidbrennen in 
efährlicher Nähe von Gebäuden, Forſten oder 
onjtigen fremden, der Feuersgefahr ausgejegten 
Eigenthums geſchieht, oder wenn das Feuer nicht 
gelöjcht wird, fobald bei Menderung oder Ber- 
tärfung des Windes Gefahr für Gebäude ꝛc. 
entſteht. $157. Endlich wenn etwaigen fonftigen 
Sicherungsd-Anordnnungen der Behörden zumider 
gehandelt wird. 

Mord. Begriff und Strafe, ſ. Str.⸗G.«B. 
$ 211. Wegen Beitrafung de3 Mordes od. des 
Verſuchs dejjelben an dem Kaijer od. dem Landes— 
herren j. daj. $ 80. Bedrohung mit Mord, |. 
daſ. $ 241. Branditiftung zum Zwecke der Ber 
gehung eines Mordes, daf. $ 307 Nro. 2. Wer 
von dem Vorhaben eines Mordes Kunde hat, 
iſt zur Unzeige verpflichtet; daſ. $ 139. 

orgen (als Flächenmaß) ijt im Verhältniß 
zum Ar im Geltungsbereihe der Maß- und 
Gewichtsordnung d. 16. Mai 1816 (180 Quadrat- 
ruthen) — 25,553 Are, in Hohenzollern (384 
Duadratruthen) = 31,1; in Hannover (120 
Geviertruthen) = 26,,,0; in Naſſau (100 Feld» 
ruthen) = 25; in Frankfurt a. M. 1 Feldmorgen 
(160 Quadrat-Feldruthen) = 20,55, 1 Wald» 
morgen (160 Quadrat » Waldruthen) — 32,555; 
im Amt Homburg (160 Quadratruthen) = 19,94; 
im Oberamt Meilenheim (100 Quadratruthen) = 
25; in den vormals großherzoglid; heſſiſchen Ge— 
bietötheilen (400 Quadratklafter od, 4 Viertel) = 
25 Are. 


Mühlen. 
I. Mühlen-Ordnung dv. 28. Oct. 1810.?) 
$ 1. Die Beitimmung des Lohns für Be 
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des Müllerd an einem {hidlihen, nöthigenialls 
bon der Polizeibehörde zu beftimmenden Orte 
eingerichtet werben. Wo vereidete Waagemeifter 
vorhanden jind, ift jeder Mahlgaſt fi derjelben 
gu bedienen jhuldig, mo feine vorhanden find, 
edient fi) der Mahlgaft der Wange mit Zur 
ziehung des Müllers, . Bei entftehenden 
Streitigkeiten entſcheidet das Gewicht und die 
Mühlenwaage-Tabelle v. 26. Sept. 1804. Jeder 


54.) Müller ift verpflichtet, ein Exemplar diejer Tas 


belle in der Mühle jo aufzuhängen, da ed jedem 
in die Augen fällt, und e3 jeder lejen kann. — 
Unjere li aber werden verpflichtet, 
eine hinreichende Anzahl diefer Tabellen abdruden 
und gegen Bezahlung der Drudtojten ungejäumt 
vertheiten zu laſſen. . Da3 Steine und 
Staubmehl * in der Regel dem Müller, 
wenn deshalb nicht eine beſondere Uebereinfunft 
getroffen tft, wogegen letzterer die Verpflichtung 
hat, die Miühleniteine rein und gehörig geihärft 
zu erhalten, und fie, wenn vorher Malz gejchrootet 
ft, vor dem Aufjchütten des anderen Getreides 
abzureiben. $5. Jeder Müller muß eine ſchwarz 
angejtrichene, mit Nummern von einer anderen 
in die Augen fallenden Farbe veriehene Range 
tafel halten, und fie dergeitalt öffentlich in der 
Mühle aufhängen, daß he von jedem gejehen 
werden fan. — Bei Einhändigung der in dem 
Reglement wegen Erhebung der Yandeonfumtiond« 
itener vorgejhriebenen Steuer-Quittung muß der 
Müller den Namen desjenigen, deſſen Mahlaut 
er annimmt, auf die NRangtafel jchreiben, die 
Nummer der Tafel aber, und da, mwo bloße 
Dorfs⸗Einnehmer find (der Name des Mahlgaites 
mithin nicht auf der Quittung jteht), den Namen 
de3 Mahlgajtes auf der Rüdjeite der Quittung 
bemerken. Den Mahlgaft muß er mündlich mit 
dem Namen jeined Vordermannes befannt machen. 
— Unter feinem Bortwande darf der Müller das— 
jenige Getreide, mit defjen Abmahlen er ſchon 
den Anfang gemacht Hat, liegen laffen. Auf 
die Nichtbefofdun diefer Vorichrift fteht 3 M 
Strafe für jeden Fall. $ 6. Tiefe Mühlenord» 
nung muß gleih der Mühlenwaage- Tabelle in 
den Mühlen aufgehangen werden, und fönnen 
die Müller Eremplare bei Unferen Regierungen 

gegen Bezahlung der Drudkoften erhalten. 
In Betreff der Anlage von Mühlen 

j. aus dem Edict vom 28. October 1810: 
8 5. Wer überhaupt zu Bauanlagen auf einem 


arbeitung des Getreides auf den Mühlen bleibt Grundſtücke gejeglich berechtigt ift, iſt es gleich 


Fünftighin dem freien Uebereinkommen zwiſchen 
dem Müller und Mahlgajt überlajjen. Wo feine 
Uebereinfunft vorhergegangen oder zu erlangen 
gewejen, gilt die bisherige Mahlmege und das 
bisherige Mahllohn als höchſter Say für die 
nädjiten 3 Jahre. — Dem Mahlgait jteht es 
frei, ftatt der Mahlmetze den Geldwerth derielben 
nach dem Preife der nädjiten Stadt zu zahlen. 


8 2. In jeder Mühle, wo feine Mühlenwaage|$ 


vorhanden ift, muß jelbige jogleich und jpätejtens 
bis zum 1. April 1811, bei 15 M Strafe für 
jeden folgenden Monat wo fie fehlt, auf Koiten 


1) ©. jetzt Etr.:8.:B. 85 265, 306-310. 
2) Giltig für die gefammte damalige Monarchie. 
Grotefend, Boliscı Periton. 


jall3 zu Anlagen von Mühlen, die durch Wafler, 
Wind, thieriiche Kräfte oder Dämpfe getrieben 
werden, ferner von Brennereien tınd Brauereien 
mit Beobachtung der erlafienen und nod zu er» 
laſſenden Polizei-Vorſchriften in Abſicht ber 
Feuerſicherheit. — Jedoch darf ohne Genehmig⸗ 
ung der Landespolizeibehörde feine Mühle ars 
gelegt, oder eine vorhandene verändert werben. 
6. Wer eine Mühle bauen, eine eingegangene 
heritellen, oder an einen andern Ort verlegen 
will, muß der Landespolizeibehörde mit Einreich» 
ung des Planes, aus dem, wenn e3 eine Waflers 
mühle iſt, das Nivellement fichtbar wird, von 
der beabjichtigen Einrichtung Anzeige machen. 
Zugleich muß der Bauherr ar und ob es 
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eine ober», unterfchlägige, od. eine Banzermühlejbezw. das Hoheit2zeichen ber freien Städte, mit 
fein fol, in ben benachbarten Gegenden durchleiner entfprechenden Umſchrift und dem Münz- 
Anſchlag an den Kirhenthüren und in Krügen, zeichen. Durchmefier der Münzen, Beſchaffenheit 
jo mie gleichzeitig dreimal in den ntelligenz«|und Infchrift der Ränder derjelben werden vom 
blättern und Beitungen befannt machen. — Beil Bundesrathe feftgefiellt. 
er or — ni a sa 2. Münzgeſetz vom 9. Juli 1973: 
arf ed nur der Bekanntmachung an die Befiger N R 
ber zunächjt grenzenden Grunbjtüde. $ 7. En a ae — —— — 
jeder, der durch die beabſichtigte Mühlenanlage —* Ihre — Beinheit Gilt bie 
eine Gefährdung feiner Rechte fürchtet, muß den Mart S folche durch $ Ss Geſetzes vom 4. 
Wiberipruch binnen 8 Wochen praeluſiviſcher Grit, |pecember 1871, betreffend Die Ausprä von 
vom Tage ber borgedadhten Belanntmahung an, Rei (barünzı M y i ung 
ſowol bei der Landespolizeibehörde, ala bei dem eihego nzen, feitgeftellt worden — Der 
Bauherrn einlegen. — Der Befiger einer ſchon Beitpunft, an weldem die Reihömährung im 
vorhandenen Wind- oder Wafjermühle hat, als —— ng reg in Kraft treten joll, 
folder, ein anderes Widerſpruchsrecht gegen die ———— —— re, ar —— 
neue Anlage, als wenn fie ihm Wind od. Waſſer vor A. Eintritt dieſes geitpunftes zu Ser rung 
in dem Maafe entzieht, oder Tegteres aufitauet, de ®e En MB. z * 
daß er nad) der Art feines bisherigen Betriebs dende Verordnung bed Kaiſers beitimmt. ) Die 
einen Schaden beweijen kann a er nicht voll⸗ Sandeöregierungen find ermächtigt, auch vor Die: 
ftändig entfhädigt wird. 68 verfteht fi), daf fem Zeitpunkte für ihr Gebiet die Reichsmarkrech⸗ 
im legteren Fall der Gchadenerjak nur dann |TUng im Verordnungswege einzuführen. Art. 2. 
angenommen werden darf, wenn bie Qande?- Außer den in dem Geſetze vom 4. December 1871 # 
poligeibehörde die neue Anlage ald überwiegend a... day 5, trier jollen ferner aus. 
vortheilhaft anerlennt. $ 8. Die Landespolizei⸗ geprägt — eihegoldmüngzen zu fünf Marl, 
behörde fann den Bau und die Veränderung einer | Von en aus einem Pfunde feinen Goldes 
jeden Mühe, fo tvie bie Grlaubniß zum Betrieb ungen der 98 2 oT 0 no m 
der Brauerei u. Brennerei verjagen, wenn a) die finden auf’ diefe Min en entipre he un 
Anlage in allgemeiner landespolizeilicher Hinficht, ung, jedod; mit der Mob SB „ a bei — 
oder aus überwiegenden Gründen des allgemeinen i 4 — « 
Vveſtens unzuläffig ift, 3. ®. bei einer Wafler- |) Ahweichung in Mehr oder Weniger im Ge— 
mühle, wegen eines "ber Landescultur hinder⸗ wicht ($ 7) bier Tauſendtheile und der Unter- 
lihen Wafferftandes, b) ein nad $ 6 erhobener ſchied zwiſchen dem Normalgewicht und dem 
Widerſpruch gegründet befunden worden. — Gegen Fafjirgewicht (5 t Tauſendtheile betragen 
die Entjceidung der Landespolizeibehörde kann — — Außer den Reichsgoldmüngen 
der Weg Rechtens nicht ergriffen werden, gg.|Tolen als Reichsmünzen und zwar 1) als Silber. 
Handmühlen, wodurd) Getreide od. Hülfenfrücte| m nden; Sünfmarkitüde, Bmeimarkftüde, Ein. 
errieben, zerqueticht, oder auf irgene eine Art oienmioftülte re — 
nig⸗ 
u Gejtalt verändert werden, werden ver- fi de um Sinffenigt de; 9) He — 
: i igitüde und Einpfennigftüde nad 
II. Hinfihtlih der Befteuerung des af et Er n 
i : gabe folgender Beſtimmungen ausgeprägt 
—— fiehe unter Ger] nerden. $ 1. Bei Musprägung ber be. 





































ne Geſetz vom 30. Mai 1820 5 12, —358 —* das Ei feinen Silberd in 20 
En ünfmarkitüde, 50 Zweimarkſtücke, 100 Einmart- 
—— ſ. Mahl zwang. ftüde, 200 Fünfzigpfennigftüde und in 500 Sans 

unzwe zigpfennigſtücke ausgebradt. — Das Miſchungs⸗ 


Geſetz vom 4. December 1871: 

8 1. Es wird eine Reichsgoldmünze audge- 
prägt, von welcher aus einem Pfunde feinen 
Goldes 139'/, Stüd ausgebradht werden. $ 2. 
Der zehnte Theil diefer Goldmünze wird Mark 


verhältnig beträgt 900 Theile Silber und 100 
Theile Kupfer, jo daß 90 Mark in Silbermünzen 
1 Pfund wiegen. — Das Verfahren bei Aus. 
u wird ——— 
enannt und in hundert Pfennig eingetheift.|Tergeltelt. Bei ben einzelnen Stüden darf bie 
3. Außer der Beil + art| Abweihung im Mehr oder Weniger im Feinge- 

$ 1) follen ferner ausgeprägt werden: Reichs Halt nicht mehr al drei Tauſendtheile im Ge- 
oldmünzen zu 20 Mark, von welchen aus einem icht, mit m. Bivanzigpfennigftüde, 
funde Fin Goldes 69°/, Stüd- ausgebracht —— be sch — —— In 

werden. $ 4. Das Milhungsverhältniß der], . * al ehalt hen de Elben gewicht und 
Reichegolbmüngen wird auf 900 ZTaufendtheile| ek Ion wechen Ye En reinen pe _ 
Gold und 100 F aufendtgeife Kupfer feitgefteitt. — | ® ee — Sa Rn. De au & Be l — 
Es werden demnach 125,5; Zehn-Markftüde, 62,,,, ir it ve Int it Deutt . a Neichd- 
warzig-Marfftüde je ein Pfund mwiegen. Be mE Grift „Deutihes Reich und 

& mit der Ungabe des Werthes in Mark, ſowie 


ie Reichsgoldmünzen tragen auf der einen Seite]: 
den Meiheadler mit der Infchrift „Deutiches | Mit der Jahreszahl der Ausprägung, auf der 


Reich“ und mit der Angabe des Werthes in Mark, t) Bufolge Berurbnumg vom 22. @ept. 1875 tzat Die Meike 


fowie mit der Jahreszahl der Ausprägung, auf! .. 
ber anderen Seite das Bildniß des Yandesherrn, a ee a ee —— —*— 
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anderen Seite das Bildniß des Landesherrn über Außercoursſetzung von Landesmünzen find 
beziehungsweiſe das Hoheitszeichen der freienjaußer den in den zu der Veröffentlichung von 

tädte mit einer entiprechenden Umfhrijt und Landesverordnungen beftimmten Blättern aud 
dem Münzzeihen. Durchmefjer der Münzen, durch das Reichsgeſetzblatt zu veröffentlichen. — 
Beſchaffenheit und Verzierungen der Ränder der-| Eine Außercoursſetzung darf erft eintreten, wenn 
jelben werden vom Bundesrathe feftgeftellt. $ 3.Jeine Einlöfungafrit von mindeſtens vier Wochen 
Die übrigen Silbermünzen, die Nidel- u. Kupfer- |fejtgejegt und mindeftend drei Monate vor ihrem 
münzen tragen auf der einen Seite die Werth-| Ablaufe durch die vorbezeichneten Blätter betannt 
angabe, die Jahreszahl und bie Inſchrift „Deut-|gemadht worden ift. Art. 9. Niemand ift ver- 
ſches Reich“, auf der anderen Seite den Reichd-pflichtet, Reichsſilbermünzen im Betrage von mehr 
adler und dad Münzzeihen. Die näheren Be-| als amanzig Mark und Nidel» und Kupfermün- 
ftimmungen über Bufammenfegung, Gewicht und|zen im Betrage von mehr ald einer Mark in 
Durchmeſſer diefer Münzen, jowie über die Ver— Zahlung zu nehmen. — Bon ben Reichs- und 
zierung der Scriftjeite und die Beſchaffenheit Landeskaſſen werden Reichsſilbermünzen in jedem 
der Ränder werden vom Bundesrathe feftgeftellt. | Betrage in Zahlung genommen. Der Yundes- 
$ 4. Die Silber-, Nidel- und Kupfermünzen|rath wird diejenigen a! bezeichnen, welche 
werden auf den Müngitätten derjenigen Bundes⸗Reichsgoldmünzen gegen Einzahlung von Reichs— 
ftaaten, welche fich dazu bereit erflären, ausge-|filbermünzen in Beträgen von mindeſtens 200 
prägt. Die Ausprägung und Ausgabe diejer| Mark oder von Nidel- und Kupfermünzen in 
Münzen unterliegt der Beauffichtigung von Seiten | Beträgen von mindeftend 50 Mark auf Verlangen 
des Reichs. Der Reichötanzler bejtimmt unter|verabfolgen. Derjelbe wird zugleich die näheren 
Buftimmung des Bundesrathed die auszuprägen-| Bedingungen des Umtaujches feitiegen. Art. 10. 
den Beträge, die Vertheilung diejer Beträge aufl Die Verpflichtung zur Annahme und zum Ums 
die einzelnen Münggattungen und die einzelnen|taujch (Art. 9) findet auf durchlöcherte und an- 
Münzſtätten und die den legteren für die Präg-|derö, als duch dem gewöhnlichen Umlauf im 
ung jeder einzelnen Münggattung gleihmäßig|Gemwidht verringerte, ingleichen auf verfälfchte 
zu gewährende — Die Beſchaffung der Münzjtüde keine Anwendung. — Reichs-Silber-, 
Münzmetalle für die nzftätten erfolgt aufjNidel- und Kupfermünzen, welche infolge längerer 
Unordnung des Reichslanzlers. Art. 4. Der Circulation und Abnugung an Gewicht oder Er- 
Gejammtbetrag der Neichsfilbermüngen fol bis kennbarkeit erheblich eingebüßt haben, werden 
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auf Weiteres zehn Mark für den Kopf der De- 
völferung des Reichs nicht überfteigen. — Bei 
jeder Ausgabe diejer Münzen ift eine dem Werthe 
nad gleiche Menge der umlaufenden groben 
Lanbesfilbermünzen und zwar zunädjjt der nicht 
dem Dreißigthalerfuße angehörenden einzuziehen. 
Der Werth wird nad der Vorjchrift im Art. 14, 
$ 2 beredjnet. Art. 5. Der Gejammtbetrag 
der Nidel- und Kupfermünzen ſoll 2'/,, Mari 
für den Kopf der Bevölkerung des Reichs nicht 
überfteigen. Art. 6. Bon den LZandesjceide- 
müngzen find: 1) die auf andere ald Thalerwähr- 
ang lautenden, mit Ausſchluß der bayeriichen 
Heller und der medlenburgiichen nad) dem Mark⸗ 
ſyſtem ausgeprägten Fünf-, Zwei» und Einpfennig- 
ftüde, 2) die auf der Zwölftyeilung des Groſchens 
beruhenden Scheidemünzen zu 2 und 4 Pfennigen, 
3) die Scheidemüngen der Thalerwährung, welche 
auf einer anderen Eintheilung des Thalers, ala 
der in 30 Grojchen beruhen, mit Ausnahme der 
Stüde im Werthe von ?/,, Thaler, bis zu dem Zeit- 
punkte des Eintrittö der Reichswährung (Art. 1) 
einzuziehen. — Nach diejem Zeitpunfte ift Nie- 
mand verpflichtet, diefe Scheidemüngen in Zahl. 
ung zu nehmen, alö die mit der Einlöfung ber- 
jelben beaufiragten Kafien. Art. 7. Die Aus- 
prägung der Silber⸗, Nidel- und Kupfermünzen 
(Art. 3), jowie die vom Reichskanzler anzuord- 
nende Einziehung der Landesjilbermüngen und 


zwar noch in allen Reiche» und Landeslafjen an— 
genommen, find aber auf Nechnung des Reichs 
einzuziehen. Art. 11. Cine Ausprägung von 
anderen, als den durch diejes Geſetz eingeführten 
Silber-, Nidel- und Kupfermünzen findet nicht 
ferner ftatt, Die durch die Bejtimmung im $ 10 
des Geſetzes, betreffend die Ausprägung von 
Reichsgoldmünzen, vom 4. Dec. 1871 vorbe» 
haltene Befugniß, Silbermünzen als Denkmünzen 
auszuprägen, erliiht mit dem 31. Dec. 1873, 
Art. 12. Die Ausprägung von Reichsgoldmün— 
zen geſchieht auch ferner nah Maßgabe der Be- 
ſtimmung im $ 6 des Gejeges, betreffend die 
Ausprägung von Reichsgoldmünzen, vom 4, Dec. 


gejeglich den inländifhen Diünzen gleihgefiefiten ausländiichen 
Goldmünzen vom 6. Dec. 1873; deögl., betreffend das Wers 
bot des Umlaufd ber öfterreichifchen und ungarischen Ein: u. 
Zweiguldenftüde und der nieberlandifhen Ein: und Zweiund: 
einhalb:Guldenftüde vom 22. Jan, 1874; besgl., betreffend 
die Außercoursjegung der Kronenthaler, fowie von Münzen 
des Gonventiondfußes vom 7. März 1874; desgl., betreffend 
das Werbot des Umlaufs der niederländiichen Halbguldenftüde, 
ſowie der eg el und ungariihen Biertelgulenftüde 
vom 29. Juni 1874; desgl. betverfend die Außercoursfegung 
ber Zweiguldenftüde jübdeutiher Währung vom 2. Juli 1374; 
—5— eireffend die Außercoursſetzung verfchiedener Landes: 
Ei und ermlngen vom 19, Dec. 1874; desgl. betr. 
das Verbot bes Umlaufs polnifher eindrittel und einfechstel 
Thaler ſtücke vom 26. Febr. 1875; desgl., betreffend die Außer⸗ 
coursjegung der Halbguldenftüde jübdeutiher Währung, ſo⸗ 
wie der vor dem Jahre 1753 geprägten Dreifigkreuzerftüde 
und Fünfzehntreugerftüde deutſchen Gepräges vom 7. Juni 
1875; beögl., betreffend die Außercoursfegung der Lübifch:ham: 


Landesſcheidemünzen erfolgt auf Rechnung des purgiigen Sourantwährung, jowie verjchtebener fandesmü 


Reichs. 
coursſetzung von Landesmünzen und Feſtſtellung 
der für Dierel 


Art. 8. Die Anordnung der Außer-|vom 21. Sept. 1875; desg 


nen 
betreffend die Aufßercoursfekun 
der Silber: und Bronzemüngen ber Braianiieme S° Fr 


Sept. 1875; deögl., betreffend die Aufercoursjegung der Drei: 


be erforderlichen Vorſchriften erfolgt | pfennigrtücte deutfhen Gepräges vom 17. Oct. 1875; d 


durch ven Bundesrath.!) — Die Bekanntmachungen —— bie Außercoursjegung der Guldenſtücke — 


betr. 


1) &, Befanntmahung bes Reichskan seh 
andes⸗ 


die Außercoursſetzung der Landesgoldmünzen und der 


äbrung, ſowie die Einlöfung der vom 1. Jan. 1876 ab a 
Cours tretenden Scheidemüngen füddeutiher Wahrung vom 


'10. Dec. 1875. 


64* 


— 
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Münzwejen. 


1871?) auf Rechnung bed Reid. — Privatper-|Marf, der Gulden füddentiher Währung zum 
fonen Haben das Recht, auf denjenigen Münz«|Werthe von 15/, Mark, die Mark lübiſchet oder 


ftätten, welche fich zur Ausprägung auf Reichs- hamburgiſcher Eurantwährung zum Werthe von 
Aiman igmarfftüde|1?/, Mark, die übrigen Mün 

für ihre Rechnung ausprägen zu lajjen, foweit|ungen zu entjprechenben 

diefe Münzftätten nicht für dad Reich beichäftigt | Berhältniß zu den genannten berech 


rechnung bereit erflärt haben, 


berjelben Bähr- 


——— 
SE 


find. — Die für folde Ausprägungen zu er-|der Umrechnung werden Bructheile von Pfenniger 


hebende Gebühr wird vom ya 
BZuftimmung des Bunbesrathes 4 8 
aber da3 Marimum von 7 Ma 


anzler mit|ber Reihswährung zu einem Pfennig beredinzt, 
eftellt, darf wenn fie einen halben Pfennig oder mehr be 
auf bad Pfund tragen, Bruchtheile unter einem halben Pienzis 


fein Gold nicht überfteigen. — Die Differenz| werden nicht gerechnet. F8. Werben Zahlung: 
zwiichen dieſer Gebühr und der Bergütung, welche |verpflichtungen nad) Eintritt ber Reichs währut 


die 


ünzftätte für die Ausprägung in Anſpruch unter 


ugrundelegung vormaliger inländiſch 


nimmt, jließt in die Reichskaſſe. Diefe Differenz | Geld» oder Rechnungswährungen begründet, > 
muß für alle deutſchen Münzitätten diefelbe fein.|ift die Zahlung vorbehaltlid der Borfchrifte 
— Die Münzftätten dürfen für die Ausprägung Art. 9, 15 und 16 in Reichsmünzen unter W 


feine höhere Vergütung in Anſpruch nehmen,|wendung ber Vorſchriften des $ 2 zu leiſte 
als die Reichskaſſe für die 8*⸗ von|$ 4, Sn allen gerichtlich oder notariell aufs 
8. Der[nommenen Urkunden, weldje auf einen Geldbetrz 


inne re gewährt. Art. 
Bundesrath iſt befugt: 1) den Werth zu beftimmen, 
über welden hinaus fremde Gold- und Silber⸗ 
münzen nicht in Zahlung angeboten und gegeben 
werben Dürfen, jowie den Umlauf fremder Wün- 
zen gänzlich zu unterfagen; 2) zu bejtimmen, ob 
ausländische Münzen von Reichs- oder Landes: 
fafjen zu einem öffentlich befannt zu machenden 
Eourje im inländiihen Verkehr in Zahlung ge- 
nommen werben dürfen, a in ſolchem alle den 
Eours feitzufegen. — Gemwohnheitsmäßige od. ge- 
werbömäßige Zumiderhandlungen gegen die vom 
Bundesrathe in Gemäßheit der Beitimmungen 
unter 1 getroffenen Anordnungen werben bejtraft 
mit Gelditrafe bis * 150 M oder mit Haft bis 
zu ſechs Wochen. Art. 14. Bon dem Eintritt 
der Reichswährung an gelten folgende Vorſchrif- 
ten: 8 1. Wie are en, welde bis dahin 
in Münzen einer inlänbiihen Währung oder in 
landesgejetlih den inländiihen Münzen gleich 
eitellten ausländijhen Münzen zu leilten waren, 
And vorbehaltlid; der Vorſchriften Urt. 9, 15 
und 16 in Reichsmünzen zu leiten. $%. Die 
Umrehnung folder Goldmünzen, für welche ein 
bejtimmtes Berhältniß zu Silbermünzen geſetzlich 
nicht feftiteht, erfolgt nad) Maßgabe des Ber- 


hältnifjes des gejeglichen Feingehaltes derjenigen | */ 


Münzen, auf welche die Bahlungsverpflichtung 


lautet, zudem gejeglichen Feingehaite ber Reichd- | "/ 


goldmünzen. — Bei der Umrechnung anderer 
Münzen werben ber Thaler zum Werthe von 3 


lauten, beögleichen in allen zu einem Geldbetrz 
verurtheilenden gerichtlichen Entiheidungen & 
diejer Geldbetrag, wenn für denjelben ein & 
ſtimmtes Verhälmiß zur Reichswährung gejeglü 
feſtſteht, in eichswãhrung auszudrücken; mm 
neben jedoch deſſen gleichzeitige Bezeichnung nei 
derjenigen Währung, in welder urſprünglich & 
Verbindlichkeit begründet war, geitattet bleik 
Art. 15. An Stelle der Reichsmünzen find be 
allen Zahlungen bis zur Außercourdjegung ao 
— — 1) im — Bundesgebiet = 
telle aller Reichsmünzen die Ein» und Zwei. 
thalerftüde deutihen Gepräges unter Berechnun: 
des Thalerd zu 3 Mark); 2) im gejammte: 
Bunbeögebiete an Stelle der Reichsfilbermünger, 
Silbereurantmünzen deutichen Gepräges zu 
und !/; Thaler unter Berechnung des !/, Thaler 
ftüd3 zu einer Mark und des !/,, Thalerjtüd! 
zu einer halben Mark; 3) in denjenigen Länderr, 
in welchen gegenwärtig die Thalerwährung gilt, 
an Stelle der Reich3-Nidel» und Rupfermünze 
die nachbezeichneten Münzen ber Thalerwährus; 
zu ben daneben bezeichneten Werthen: 
1a XThalerftüde zum Werthe von 25 Pfennis 
15 n n " u 20 v 
Yso n_ " n „ 10 ” 
Groſchenſtücke „ m «5 ,„ 
n " ” ” " 
Yo. Ye " " " 1 ” 
4) in denjenigen Ländern, in melchen die Zwöl 
theilung des Groſchens befteht, an Stelle ve 


1) &. Gefeg dom 4. Dec. 1871: 8 6. Bis zum Erlap| Reichd-, Nidel- und Kupfermünzen die auf de 


eines Geſetzes über die Einziehung der groben Silbermünzen 
erfolgt die Ausprägung der Goldmünzen auf Koften bes Reichs 
Be fammtlihe Bundesftaaten auf den Münzftätten derjenigen 
unbesftaaten. welche fich dazu bereit erflärt haben. — 
Neichſstanzler beftimmt unter Zuftimmung des Bunbesrathes 
bie in Gold auszjumüngenden Beträge, die Vertheilung biefer 
Beträge auf die einzelnen Dlünzgattungen u. auf die einzelnen 
Münsftätten und die den legteren für bie —* 4 ein⸗ 
zelnen Mümggattung leichmahig zu gemährende rgütung. 
(Er verfiebt die Willen mit dem Golde, welches für bie 
ihmen überwiefenen Ausprägungen erforderlich ift. 8 7. Das 
Verfahren bei Ausprägung der Reihsgoldmünzen wird vom 
Bundesrathe feftgeftellt un k tigur 
Seiten des Reichs. Diefes Verfahren ſoll die vollftändige Ge: 
nauigfeit der Munzen nach Gehalt und Gewicht ficheritellen. 
Soweit eine abjolute Genauigfeit bei dem einzelnen Stüde 
nicht innegebalten werben fann, fol die Abweichung in Mehr 


oder Weniger im Gewicht nicht mehr ald zwei und ein halb fimmung au a 


Taufendtbeile feines Gewichts, im Yeingehalt nicht mehr als 
zwei Zaujendtheile betragen. 


erfin 


unterliegt der Beauffihtigung von | zen find an allen Öffentlichen Kaſſen bes 


Bwölftheilung des Grojchend beruhenden Dre— 
pfennigitüde zum Werthe von 2/, Pfennig; 5) 
in Bayern an Stelle der Reichdfupfermünzen dit 
Helleritüde zum Werthe von ?/, Pfennig; 6) die 
in Medienburg an Stelle der Reichskupfermünzen 
die nad dem Markſyſtem eg Ya Fünf 
pfennigftüde, Smweipfennigftüde und Einpfennig- 
ftüde zum Werthe von 5, 2 und 1 Pfennig. — 
Die ſämmtlichen sub 3 und 4 verzeichneten Mün- 


—— 
erthen 
vom 20. April 1874 findet dieſe De 
ie in Defterreih bi8 zum Schluffe bes 


made 1867 geprägten Bereinsthaler u. Bereinsboppelthaler 
nmendung. 


ten Bunbeögebieted zu den angegebenen 


9 Bufolge ** 


—7 


Münz-Verbrechen — Mufterregifter. 853 
Bis zur Wußercoursjegung in Zahlung anzus|zeiten, ſ. unter Naturalleiftungen das Gejeg 
ntehmen.?) Art.16. Deutſche Goldkronen, Landes |vom 13. Febr. 1875 $ 9 Nr. 2 u. die Beftimm- 
oldmünzen und landesgeſetzlich den inländifchen ungen vom 2. Septbr. 1875 unter A. 

nzen ig ausländiihe Goldmünzen, unition, Bejtrafung der Zerftörung der für 
ſowie grobe Silbermünzen, welche einer anderen |den Krieg beftimmten, |. Str.-©.-B. $ 90 Nr. 2; 
Landeswährung als der Thalerwährung ange:|der heimlichen Anjammlung von Munition, daj. 
hören, find bis zur Außercoursjepung ald Bahl-|$ 360 Nr. 2. ©. aud Artillerie-Munition. 
ung anzunehmen, ſoweit die Zahlung nad den Mufcheln (Waflerthiere), der Fang derjelben 
bisherigen Vorſchriften in diefen Münzjorten ans|gehört zum Fiichfange im Sinne des Fiſcherei— 
genommen werden mußte. Be vom 30. Mai 1874 (f. unter Fiſcherei— 


Münz-Berbrehen u. Vergeben. Begriff Buftatife Eompofitionen, Schuß des Ur 


und Strafe, ſ. Str.G.B. 83 146152. Ber 
ftrafung der Herjtelung von Stempeln ꝛc. zur heberrechts deren, j. unter Nachdruck, Geſetz 
———— von falſchem Gelde, daſ. $ 860 Nr.|vom 11. Juni 1870 88 1—5, 8—42, 45—49, 
4—6. Wer von dem Vorhaben eines Münzver- | Die gewerbepolizeilichen Beftimmungen überöffent« 
brechens glaubhafte Kenntniß erhält, ift zur Uns |Tiche mufitaliiche Aufführungen ni Straßen ꝛc., 
zeige verpflichtet; daj. $ 139. — Um die Er⸗ſſ. Gew.-Orbn. $ 59. 

mittelung der Fabrifationsftätten ſowie der Ver- Muſiker, Beſteuerung derjelben, j. unter Ge- 
fertiger und Berbreiter falſcher, jowol infändiihen|werbefteuer, Anweiſung vom 3. Gept. 1876, 


als ausländijhen Papiergelded ($$ 146, 149 des Nr. III. 


Strafgeſetzbuchs) zu erleichtern und zu fördern, 
iſt duch 


Mufterregifter. Ueber die Führung befielben 


ireular des Minifterd des Innern dv. (find vom Reichskanzler folgende Bejtimmungen 


17. April 1876 beftimmt, daß alle auf die Ver-|vom 29, Febr. 1876 erlafjen: 


übung und Entdedung derartiger Müngverbrechen 


und 


1. Das Mufterregifter wird von den mit 


— innerhalb des preußiſchen der Führung der Handelsregiſter beauftragten 


Staates bezüglichen Nachrichten bei dem Polizei-|Gerichtöbehörden geführt (ſ. $ 9 des Geſetzes v. 
Mräfidium zu Berlin zu fammeln und daß an-|ı1. Fan. 1876). Soweit im Nachſtehenden nichts 
derſeits von diefer Behörde die übrigen Polizei- Abweichendes beftimmt ift, kommen die Vor— 


behörden in den zu deren Competenz 
einzelnen Fällen durch bie er brberliden Mit⸗ 
theilungen auf Grund der ammelten Rad) 
richten unterftügt werben. Ebenſo bejtimme ich, 
daß in denjenigen Fällen, in welchen die Compe- 
ten; einer anderen inländifchen Polizeibehörde 
.zur Verfolgung der Verfertiger und breiter 
falſchen Papiergelded nicht jchon begründet und 
jo lange Died nicht der Fall ift, das — 
Königliche Polizei-Präfidium ſich den Nachforſch— 
ungen zur Entdedung der Fabrifationgitätten 
und der Berfertiger und Berbreiter der Yalfifi- 
fate zu unterziehen hat. Demgemäß werben 
ſämmtliche Polizeibedörden hiermit angemiefen, 
unbeihadet der von ihnen innerhalb ihrer Com- 
petenz vorzunehmenden Ermittelungen und — 
bewirkenden ſtrafrechtlichen Verfolgung, rg 

jigen Königlichen Polizei-Präjidium jofort Dlit- 
theilung zu maden, wenn ihnen Kenntniß von 
einem neuen Falfififate wird, dafjelbe ferner von 
dem Rejultate der vorgenommenen Recherchen 
und von allen Verdachtsmomenten, welche ſich 


Jin Gemäßheit des $ 7 


ehörigenihriften über die Führung des Haudelöregifters 


auch bei dem Mufterregiiter zur Anwendung. 
$ 2. Das Mufterregifter wird nad) dem anlieg« 
enden Formular A!) eingerichtet. Zu demſelben 
ift ein Verzeichniß anzulegen, welches die einge 
tragenen Namen bezw. Firmen in alphabetiſcher 
Neihenfolge enthält. $ 8. Zu dem Mujterregiiter 
werden Ucten angelegt, in welche, nad) der Zeit— 
folge, alle dafjelbe betreffenden Eingaben, Ber- 
handlungen, Urkunden ꝛc. gebradht werden. — 
Eingaben und Verhandlungen, in welden ein 
Untrag auf Eintragung in dad Mufterregijter 
enthalten ijt, müfjen mit dem Bermerle verjehen 
werden, an welhem Tage u. zu welder Stunde 
fie bei dem Gerichte eingegangen find, $4. Die 
Eremplare u. Per ber Mufter ꝛc., welche 

es Geſetzes beim Gerichte 
niedergelegt werben, find in einem befonderen, 
leicht zugänglichen Behältniffe ficher aufzubewah⸗ 
ren und mit einem Papierjtreifen zu verjehen, 
auf welchem da3 betreffende Blatt des Dkuiter- 
regifterd u. der Acten angegeben iſt. $ 5. Die 


dabei ergeben haben, zu benachrichtigen, endlich Anträge auf Eintragung in das Mufterregifter 


u. dem Königlichen Bolizei-Präfidium alle der|können ſchriftli 
Anfertigung oder Verbreitung falſchen Papier-|ftellt werden. Im 


geldes verdächtige, oder wegen 
brehens oder Vergehens Far 


oder mündlich zu Protokoll ges 
eriteren Falle muß die Edit- 


eines folchen VBer-|heit der Unterfchrift des Antragſtellers von einer 
her bejtrafte Per⸗ zur Führung eines öffentlichen Kir berech⸗ 


ſonen, welche in ihrem Amtsbezirke ſich aufhal-|tigten Perſon, unter Beidrückung dieſes Siegels, 


ten, ‚anzugeben. 


amtlich beglaubigt fein; im letzteren Falle muß 


Mundverpflegung der Truppen in Friedens: |die Zdentität der Perſon des Untragitellers, ſo— 


1) Durch Reichsgeſetz vom 6. 

—— uſatz erhalten: Der 
tmmen, daß die Eintbalerftüde 
e 


ben Gepräges, ſowie 
in Oefterreich bis zum Schluffe des Jahres 1967 geprägten 
Vereinsthaler bis zu ihrer Aupercoursfegung nur noch an 
Etelle der Reihsnkermi en, unter Berehnung des Thalers 
zu 3M in Zahl anzunehmen find. — Eine ſolche Beitimın: 
ung ift durch das Reihsgejegblatt zu veröffentlihen und tritt 


frupeftend einen Dionat nah ihrer Beröffentlihung in Kraft. 


fern derjelbe dem Gericht nicht bekannt ijt, durch 
an. 1876 hat der Art. 15jeinen befannten u. glaubhaften Zeugen erwiejer 
undescath ift befugt, zulmerben. 


$ 6. 


Bei der Anmeldung muß be- 


jftimmt angegeben werden, ob dad Mujter zc., 
deſſen Eintragung verlangt wird, für Flächen⸗ 
Erzeugnifje od. für plaftiiche Erzeugnifje bejtimmt 


1) Dies Formular wird hier nicht mitgethellt. i 


854 Muſterſchutz. 


iſt ($ 6 Nr. 2 bed Geſetzes). Wenn ber An-⸗ſendet dem Gerichte über die erfolgte Bekannt— 
meldenbe eine folhe Angabe unterlaſſen hat, ſo machung foftenfrei ein Belagöblatt, welches zu 
ift er zur nadjträglichen Beibringung berjelben|den Acten zu bringen ift. — Die Belanntmad- 
mit dem Bemerfen aufzufordern, daß die Ein-jung ift nad folgendem Mufter abzufaffen: 
tragung des Mufterd ꝛc. vor ur biefer Er|j 4A. In dad Mufterregiter ift eingetragen: 
Härung nicht erfolgen könne. Die Anmeldung|Rr. 1. Firma Schmidt u. Eo. in Leipzig: 1 Dlufter 
eines und befjelben Mufterd 2c. für Flächen. für Teppiche; offen; Blähenmufter; Fabrit- 
erzeugniffe und für plaftiiche Erzeugniffe ift un- nummer 100; Schugfriit 1 Jahr; Ang: 
zuläflig. Die Mufter fönnen offen oder meldet am 1. April 1876, WBormittags 


verfiegelt, einzeln oder in Padeten —— 9 Uhr. 

werden. Die Badete dürfen aber nicht mehr als Nr. 2. Fabrikant Schulz in Leipzig: 1 Packet mit 
50 Mufter zc. enthalten u, nicht mehr ald 10 kg 20 Muſtern für Tapeten; Flächenmuiter; 
wiegen ($ 9 Abſ. 4 bed Geſetzes). Wenn bei — —— 
der Gerichtsbehörde ein Packet eingeht, welches ngemeldet am 2, April 1876, Vormittage 
mehr ald 10 kg wiegt, od. welches — nad) der 10 

Aufichrift bezw. nad) dem Anjchreiben — mehr 
al3 50 Mufter enthält, jo ift dafjelbe zurückzu— 
fenden u. die Eintragung in dad Mufterregifter 
zu verweigern. Auf den Badeten muß äußerlich 
angegeben jein, wie viel Mufter 2c. in demſelben 


Upr. 

Nr. 3, Glasfabrik von Müller in Leipzig: 1 Glas 
frone; verfiegelt; Mufter für plaftifche Er- 
zeugniffe: Fabrifnummer 20; Scuefrift 
10 Jahre; Ungemeldet am 3. Aprif 1876, 
Vormittags 11 Uhr. 


enthalten find, — Anßerdem müſſen an jedem 
Mujter bezw. an jedem Packete mit Muſtern bie 
Fabrifnummern od. die Gejhäftsnummern, unter 
welchen die Mufter in den Geſchäftsbüchern des 
Urheberd oder feine® Rechtsnachfolgers einge— 
tragen find, —— ſein. 8 Alle Eingaben, 
Verhandlungen, Attefte, Beglaubigungen, Zeug— 
niffe, Auszüge 2c., welche die Eintragung in das 
Mufterregiiter betreffen, find ftempelfrei. — Die 
Gebühren, welche für die Eintragung u. Nieder- 


Leipzig, den 30. April 1876. 
Königliche Handelsgericht. 
B. In dad Mufterregifter ift eingetragen: 
bei Nr. 1 Firma Schmidt u. Eo, in Leipzig hat 
ür Das unter Nr. 1 eingetragene 
Teppichmuſter die Verlängerung der 
Schutzfriſt bis auf 3 Jahre angemeldet. 
Leipzig, den 31. December 1876. 
Königliches Handelägeridt. 


fegung der Mufter ꝛc. entrichtet werden müffen,] $ 11. Die verfiegelt niedergelegten Muſter x. 
find im $ 12 des Gejeged angegeben. — Uußer« [werden nah Ablauf der Ehupfrift, oder, falls 
dem hat der Anmeldende nad) $ 9 ded Geſetzes die Schupfrift 3 Jahre überfteigt, nach Ablauf 
die Koften der Bekanntmachung im Deutihen|von 3 Jahren, von der Anmeldung ab gerechnet, 
Neichd-Anzeiger zu tragen. Dieje Koften betragen|von Amtsmwegen eröffnet und fünnen alddanı 
für die Befanntmahung jeder einzelnen Eintrag-|von Jedermann eingejehen werden. — Damit die 
ung ıM50P. Eintragungsicheine werben nurauf| Eröffnung rechtzeitig erfolge, ift über bie ver- 
ausdrüdliches Verlangen des Anmeldenden ertheilt. |fiegelt niedergelegten Mufter ein befonderes Ber- 
Für jeden folgen Schein, jowie für jeden jon-|zeihniß zu führen, in welchem der Tag vermerkt 
ftigen Auszug aus dem Mufterregiiter wird eine]wird, an welchem bie amtliche Eröffnung vorzu⸗ 
Gebühr von 1 M erhoben. ($ 12 des Gejeged).|ncehmen ift. Ueber die erfolgte Definung ift eine 
— Die Gebühren find entweder baar an das kurze Gere aufzunehmen, welche bei den 
Gericht einzuſenden, oder, auf Verlangen des Aeten verbleibt. F 12. Die niedergelegten Mu- 
Anmeldenden, dur Poſtvorſchuß von bemjelben|fterzc., jomwie deren Abbildungen werben 4 Jahre 


bes Gejeped eine Berlängerun 
beantragt wird, jo ift dieſe 


eg rer $ 9. Wenn in Gemäßheit des $ 8nach Ablauf der Schugfrift aufbewahrt. Dem 
ber Schugfriitinächft ift der Urheber, bezw. fein Rechtönad- 
erlängerung im|folger aufzufordern, die Mufter 2c. wieder im 


Mufterregifter in der Spalte 7 — — (Empfang zu nehmen, widrigenfalls über dieſelben 


Die Verlängerung der Schupfrift wird e 


enfall3 anderweitig verfügt werden würde. — Wenn ber 


im Deutihen Reıchd- Anzeiger befannt gemadit, in bezw. jein Rechtönachfolger, die Mufter 


und es hat baher Derjenige, welcher bie Ber-|u. 


längerung nachſucht, außer den im $ 12 des Ge- 
feed bejtimmten Gebühren, die Koflen der Be- 
fanntmadung mit ı M 50 P zu tragen. 8 10. 
Die Eintragung u. die Verlängerung der Schup- 
Fr wird monatlih im Deutichen Reichsanzeiger 
befannt gemacht ($ 9 des Gefetes), Die mit 
der Führung des Mufterregifterd betraute Be- 


hörde hat am Schluſſe jedes Monats ein Ver-|dem Urheber dejjelben ausſchließlich 


. mw. nicht in Empfang nimmt, fo iſt wegen 
deren weiteren Verwendung bie Beftimmung des 
Reichskanzler⸗ Amtes im georbneten Bejchäftswege 
einzuholen. ; 
ſterſchutz. 
Reichsgeſetz vom 11. Januar 1876. 
8 1. Das Recht, ein gewerbliches Mufter od. 
Modell ganz oder theilweije nachzubilden, ſteht 
du. — 


chniß der von ihr im Laufe des verfloffenen] Mufter oder Modelle im Sinne diejes Gelee 
Ronatd bewirtten Eintragungen an die „Erpe-| werden nur neue und eigenthümliche Erzeugn! 
bition des Deutſchen Reichs⸗ und Preußiſchen angeſehen. F 2. Bei ſoichen Muftern und Mo 
Staatdanzeigerd in Berlin“ portofrei einzujenden|dellen, welche von den in einer inländifchen ge 


und zugleih den Koftenbetrag für bie 


annt«| werblihen Anftalt beichäftigten Beichnern, Ra 


madung (f. 88 8, 9) beizufügen. — Die Erpe-|Iern, Bildhauern ꝛc. im Auftrage od. für Rech 
dition des Deutſchen Reichsanzeigers ꝛc. über⸗ nung bes Eigenthümers der — * Anftalt 
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angefertigt werben, gilt der Letztere, wenn durchgetragene Firma nicht beſitzt, bei der betreffenden 
Vertrag nicht anders beſtimmt ift, als der Ur- tichtöbehörbe ſeines Wohnortes zu bewirken. 
heber der Mufter u. Modelle. $ 8. Das Recht — Urheber, welche im Inlande weder eine Nie- 
des Urheber geht auf deffen Erben über. Diefes derlaſſung noch einen —— haben, müſſen 
Recht lann beichräntt werden, oder unbeſchränkt | die —— und Niederlegung bei dem Han⸗ 
durch Vertrag od. durch Verfügung von ZTodes-|delögericht in Leipzig bewirken. — Die Mufter 
wegen auf Andere übertragen werden. $ 4. Diejoder Modelle können offen oder verfiegelt, ein 
freie Benugung einzelner Motive eined Mufterd —* oder in Packeten niedergelegt werden. Die 
oder Modell zur Herſtellung eines neuen Mu⸗ Packete dürfen jedoch nicht mehr als 50 Muſter 
ſters oder Modells iſt als Nächbildung nicht an-|oder Modelle enthalten u. nicht mehr als 10 kg 
zuſehen. $ 5. Jede Nachbildung eines Mufterd|wiegen. Die näheren Vorſchriften über die Führ- 
ober Mobell3, welche in der Abjicht, diefelbe zu ung ded Mufterregifterd erläßt dad Reichskanzler⸗ 
verbreiten, ohne gr des Berechtigten | Amt. — Die Eröffnung der verfiegelt ee 
($1— 3) hergeftellt wird, iſt verboten. Aid legten ee 3 Jahre nach der Anmeld⸗ 
verbotene Nachbildung ift ed auch anzujehen: 1) jung ($ 7) beziehentlidh, wenn bie Schupfrift eine 
wenn bei Herborbringung berjelben ein anderes kürzere ift, nad) dem Ablaufe derfelben. — Die 
Verfahren angewendet worben ift, al3 bei dem Eintragung und bie Verlängerung der Schupfrift 
Originalwerke, oder wenn die Nahbildung fürj($ 8 Alinea 2) wird monatlih im Deutſchen 
einen anderen Gewerbszweig beitimmt ift, als Reichsanzeiger befannt gemadt. Die Koften der 
da3 Original; 2) wenn die Nahbildung in an-|Belanntmahung hat der Unmeldende zu tragen. 
deren räumlichen Abmefiungen oder Farben her-|$ 10. Die Eintragungen in das Muſterregiſter 
eſtellt wird, als das Original, oder wenn fie|werden bewirkt, ohne daß eine zuvorige Prüfung 
ich vom Original nur durch ſolche Abänderungen|über Die ng bes Untragitellerd oder 
unterfcheidet, welche nur bei Anwendung bejon- über die Richtigfeit der zur Eintragung ange 
derer Aufmerkſamkeit wahrgenommen werden kön⸗ | meldeten Thatjachen flattfndet. $ 11. Es ift 
nen; 3) wenn die Nahbildung nicht unmittelbar | Jedermann geftattet, von dem Mufterregifter u. 
nad) bem Driginalwerfe, fondern mittelbar nach den nicht verfiegelten Muftern u. Modellen Ein- 
einer Nahbildung defjelben geihaffen iſt. $ 6. ſicht — u. ſich beglaubigte Auszüge aus 
Als verbotene Nachbildung iſt nicht anzuſehen: dem Muſterregiſter ertheilen zu laſſen. In Streit⸗ 
1) die Einzelcopie eines Muſters oder Modells, fällen darüber, ob ein Muſter od, Modell gegen 
fofern dieſelbe ohne die Abficht der gewerb3- [Nachbildung gefhügt ift, Eönnen zur Herbeiführ- 
mäßigen Verbreitung und Berwertgung ange-jung ber Entjheidung auch die verfiegelten Pal- 
fertigt wird; 2) die Nachbildung von —— lete von der mit der Führung des Dutterre iſters 
welche für Flächenerzeugniſſe beſtimmt find, durch beauftragten Behörde geöffnet werden. 12. 
- plaftiihe Erzeugniffe und umgekehrt; 3) bie Auf-| Alle Eingaben, Verhandlungen, Atteite, Beglaubig- 

nahme von Nahbildungen einzelner Mufter od. |ungen, — Auszüge ꝛc., welche die Ein- 
Modelle in ein Schriftwerl. $ 7. Der Urheber|tragung in das Mufterregifter betreffen, find 


eines Mufterd oder Modells genießt den Schub 
gegen Nachbildung nur dann, wenn er baffelbe 
zur Eintragung in dad Muiterregifter angemel« 
det und ein Eremplar oder eine Abbildung des 
Mufterd ꝛc. bei der mit Führung ded Muiter- 


itempelfrei. — Für jede Eintragung u. Nieder- 
legung eines einzelnen Muſters ober eines Pat- 
fet3 mit Muftern 2c. ($ 9) wird, injofern die 
Schutzfriſt auf nicht länger ald 3 Jahre bean- 
iprudt wird ($ 8 Abj. 1), eine Gebühr von ıM 


regiiterd beauftragten Behörde niedergelegt hat.|jür jedes Jahr erhoben. — Nimmt der Urheber 
Die Anmeldung und Niederlegung muß er-|in Gemäßheit des 58 Abf. 2 eine längere Schup« 
folgen, bevor ein nad dem Muſter od. Modelle] jriit in Anſpruch, jo hat er für jedes weitere 
efertigte8 Erzeugniß verbreitet wird. 88. Der|Yahr bis zum zehnten Jahre einjchließlich eine 
Schu des gegenwärtigen Geſetzes gegen Nach- Gebühr von 2 M, von 11—15 Jahren eine Ge- 
bildung wird dem Urheber des Muſters oder|bühr von 3 M für jeded einzelne Mufter oder 
Modells nad) feiner Wahl ein bid 3 Jahre lang, | Modell zu entrichten. Für jeden Eintragungs- 
vom Tage der Anmeldung ($ 7) ab, gemährt.—|jchein, ſowie für jeden fonitigen Auszug aus 
Der Urheber ift berechtigt, 443 Bahlung derjdem Muſterregiſter wird eine Gebühr von je 
im $ 12 Abſ. 3 beitimmten Gebühr, eine Uus-|i M erhoben, $& 18. Derjenige, welcher nad) 
dehnung ber Schutzfriſt bi auf höchſtens 16 Jahre | Maßgabe des $ 7 bad Mufter oder Movell zur 
zu verlangen. Die Verlängerung der Schupfrift| Eintragung in das Mufterregifter angemeldet u. 
wird in dem Mufterregifter eingetragen. — Der|niebergelegt hat, gilt bis zum Gegenbeweife ala 
Urheber faun das ihm nad) Abjat 2 zuſtehende Urheber. $ 14. Die Beftimmungen in den $$ 
Recht außer bei der Anmeldung aud bei Ablauf|18—36, 38 des Gejeged vom 11. Juni 1870, 
ber breijährigen und der zehnjährigen Schutfrift | betreffend das Urheberrecht an Schriftwerten ꝛc.), 
ausüben. $ 9. Das ei er Fa wird von|finden aud auf das —— an Muſtern u. 


den mit ber Führung ber Hanbelöregifter beaufe| Modellen mit der Maßgabe entiprechende An- 
tragten Gerichtäbehörben geführt.!) — Der Ur-| wendung, daß bie vorräthigen Nahbildungen u. 
heber hat die Anmeldung und Niederlegung bes |die zur widerrechtlichen Vervielfältigung beitimm- 
Mufters oder Modells bei der Gerichtsbehörde ten Vorrichtungen nicht vernichtet, jondern auf 
jeiner Hauptniederlafjung, und falld er eine ein-|Koften des Eigenthümerd und nad) Wahl bed» 


6. Vuferregifter. ) S. unter Nachdruc. 
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elben entweder ihrer gefährdenden Form ent-[richtet fi) der Schuß der ausländiſchen Urheber 
Keine, od. bis u iu der Schupfrift amt-| nad} ben beitehenden Ehnatöverträgen. N 17. Das 
lich aufbewahrt werden. — Die Sadjverjtändigen- | gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1376 
Vereine, welche nad) $ 31 de3 genannten Geſehes in Kraft. Es findet Anwendung auf alle Mufter 
Gutachten über die Nahbildung von Muſtern und Modelle, welche nad; dem Inkrafttreten des- 
oder Modellen abzugeben haben, allen aus Künfts|jelben angefertigt worden find. — Muſter und 
lern, aus Gemerbetreibenden verjhiedener Ge-| Modelle, welche vor diefem Tage angefertigt wor- 
werbszweige und aus jonftigen Perfonen, welche den find, genießen den Schuß des Gejeges mur 
mit dem Mufters u. Modellwejen vertraut find,|dann, wenn das erfte nad dem Mufter zc. ge 
ufammengefegt werden.) $ 15. Bürgerlide fertigte Erzeugniß erſt nad dem Inkrafttreten 
Srechtäftreitigteiten, in welchen auf Grund der des Geſetzes verbreitet worden if, — Mufter 
Beitimmung diefes Geſetzes eine Klage wegen|umd Mobelle, welche ſchon bisher landesgeſetzlich 
Entjhädigung, Vereiherung od. inziehung an⸗ gegen —— geihügt waren, behalten Die: 
eftellt wird, gelten im Sinne der Reichs- und|jen Schug; jedoch fann derjelbe nur für bene 
andesgeſetze als Handelsſachen. $ 16. Das ge-Inigen räumlichen Umfang geltend gemacht wer- 
enwärtige Geje findet Anwendung auf allelden, für welchen er durch die Landesgeſetzgebung 
Mufter und Modelle inländifcher Urheber, ſofern ertheilt war. J 
die nach den Muſtern und Modellen hergeftellten) Muſterungsgeſchäft |. Erſatz ⸗Ordn. 55 58 
Erzeugniffe im Inlande verjertigt find, gleiche ff., 62 ff. Wegen der Muſterung Militärpflid. 
viel, ob diejelben im Inlande oder Auslande|tiger im Kriege ſ. daſelbſt $$ 97, 98. 
verbreitet werden. — Wenn ausländiſche Urheber Müpiggang, Strafbarkeit defjelben, f. Str. 
im Gebiete des Deutichen Reiches ihre gewerb- G.⸗B. $ 361 Nr. 5 u. $ 362. 
Yiche Niederlaffung haben, jo geniefen fie für die] Muthung, ſ. Berggeieh SS 12— 88, umd 
im Snlande gefertigten Erzeugniſſe den Schutz wegen Muthungen in Bezug auf ſchon bejtehende 
des gegenwärtigen Geſetzes. — Im Uebrigen Bergwerke daf. S$ 215, 218, 221. 
— — tutterrollen. Anlegung, Berichtigung, Fort⸗ 
1) &. unter Nach bildung die Beſtimmungen des Reichs ſchreibung derjelben, ſ. unter Grundjteuer- 
tanzlers vom 29. Febr. 1876. Verordnung. 


V. 

Nachbildung. Zum Schutze der Werke der Werkes der bildenden Künſte ſich an einem Werte 
bildenden Künſte, von ——— bien u. Muftern|der Baukunſt, der Induſtrie, der Fabriken, Hand- 
u. Modellen find folgende Reichsgeſetze erlaffen: — — —— —— 4) —— 

ichsgeſetz, betreffend das Urheber⸗rheher od. Berleger Dem unter ihnen beſtehen 
a ie geilen, 3 d Een nen eine ben Vertrage zumider eine neue Bervielfältigung 
vom 9. Januar 1876: bes Werkes veranftalten; 5) wenn der Berleger 

: { eine größere Anzahl von Eremplaren eines Werkes 

[A. Aus ſchlie ßliches Recht ds Urheber.) 1.Janfertigen läßt, als ihm vertragsmäßig od. ge 
Das Recht, ein Werk der bildenden Künfte ganz|fetlich geftattet if. $ 6. Als verbotene Nach— 
ober theilweiſe nadzmbilden, fteht dem Urheberfbildung ift nicht anzujehen: 1) die Einzelcopie 
deſſelben ausſchließlich > 2. Das Necht des ſeines Werkes der bildenden Künfte, fofern die- 
Urheberd geht auf dejien Erben über. Diefes|felbe ohne die Abſicht der Verwerthung ange ' 
Recht Tann beſchränkt oder unbeſchränkt durch) ſertigt wird. Es ijt jedoch verboten, den Namen 
Bertrag oder dur Verfügung von Tobeswegen oder dad Monogramm des Urheberd ded Wertes 
auf Andere übertragen werden. $ 8. Auf Ddielin irgend einer Weife auf der Einzelcopie an- 
Baufunft findet da3 gegenwärtige Gejeg feine |zubringen, widrigenfalls eine Gelditrafe bis zu 
Anwendung. $ 4. Als Nachbildung F nicht an-]500 M verwirkt iſt; 2) die Nachbildung eines 
zufehen die freie Benutzung eined Werkes der] Werkes der zeichnenden oder malenden durd 
bildenden Künfte zur Hervorbringung eines neuen} die plaftiiche Kunft, oder umgefehrt; 3) die N 
Wertes, N 5. Jede Nachbildung eines Werkesfbildung von Werken der bildenden Künste, we 
der bildenden Künfte, weiche in der Abficht, die-Jauf oder an Straßen ober öffentlichen Plägen 
felben zn verbreiten, ohne Genehmigung des Be-| bleibend fich befinden. Die Nachbildung darf 
rechtigten ($ 1, 2) hergeftellt wird, iſt verboten. doch nicht in bderjelben Kunftform erfolgen; 4) 
Als verbotene Nachbildung ift ed auch anzufehen:| die Aufnahme von Nahbildungen einzelner Berke 
1) wenn bei Hervorbringung derjelben ein an⸗ der bildenden Künjte in ein Schriftwerf, voraus. 
bered Berfahren angewendet worden ift, als beilgejegt, daß das legtere als bie Hauptfade er- 
dem Originalwerk; 2) wenn die Nachbildung nicht Peint, und die Abbildungen nur zur Erleidter. 
—— nach dem Originalwerke, fondernjung des Textes dienen. Jedoch muß der Urheber 
mittelbar nad einer Nachbildung defjelben ge-|de3 Driginals oder die benugte Quelle angegeben 


ſchaffen ift; 3) wenn bie Nachbildung eines) werden, widrigenfalls die Strafbeitimmang im Ss 2a 4 


Nachbildung. 


des Gef. v. 11. Juni 1870, betr. das Urheberrecht 
an Schriftwerfen ꝛc. Platz greift. 2: Ber ein 
von einem Anderen herrührendes 
denden Künfte auf rechtmäßige Weife, aber mit» 
tel3 eines anderen Kunſtverfährens nachgebilbet, 
— in Beziehung auf dad von ihm hervorge— 
rachte Werk .dad Recht eined Urhebers ($ 1), 
aud wenn das Driginal bereit3 Gemeingut ge- 
worben ijt. $8. Wenn der Urheber eines Wertes 
ber bildenden Künfte das Eigenthum am Werte 
einem Underen überläßt, fo ift darin die Ueber- 
tragung des Nachbildungsrechts fortan nicht ent- 
alten; bei Porträts u. ‘Borträtbüften geht dieſes 
echt jedoch auf den Beiteller über. — Der Eigen» 
thümer des Werkes ift nicht verpflichtet, daffelbe 
zum Bwed der Veranftaltung von Nachbildungen 
an den Urheber od. deſſen Rechtsnachfolger her- 
auszugeben. 
» Dauer des Urheberrechts.) $ 9. Der 
uß des gegenwärtigen Gejeged gegen Nad)- 
bildung wird für Die Xebensdauer des lirhebers 
und breißi * nach dem Tode deſſelben ge- 
währt. — Bi erfen, welche veröffentlicht find, 
ift dieſe Dauer des Schutes an die Bedingung 
gefnüpft, daß der wahre Name des Urhebers 
auf dem Werke vollftändig genannt oder durch 
fenntlihe Zeichen ausgedrüdt if. — Were, 
welche entweder unter einem anderen, al3 dem 
wahren Namen des Urhebers veröffentlicht, oder 


erk der bil» stehendes Werk und ebenjo die nad) Abla 
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verjloffen ift, fo find bie borher erſchienenen 
Bände, Abtheilungen zc. ald ein für R be» 
uf der 

drei Jahre erjcheinenden weiteren —— en 
als ein neues zu behandeln. $ 11. Die 
erit nad) dem Tode des Urhebers veröffentlichten 
Derle werben dreißig Jahre lang, vom Tode 
bed lirheber3 an nk ae — Nachbildung 
geihüpt. s 12. inzelne Werfe der bildenden 
ünfte, welche in periodiihen Werfen, al3 Zeit 

ſchriften, Ta — Kalerndern etc. erſchienen 
find, darf der Urheber, falls nichts anders ver- 
abrebet ift, aud) ohne Einwilligung des Heraus 
geber3 oder Verlegers des Werkes, in meldes 
diejelben — ſind, nach zwei Jahren, 
vom Ablaufe des Jahres bed Erſcheinens an 
—— anderweitig abdrucken. .In 
en Zeitraum der —** Schutzfriſt wird das 

Todesjahr des Verfaſſers beziehungsweiſe das 
Kalenderjahr der erſten Veroͤffentlichung oder 
des erſten —— bed Werkes nicht einge- 
rechnet. $ 14. Wenn der Urheber eines Wertes 
der bildenden Künfte geftattet, daß daffelbe an 
einem Werke der Induftrie, der Fabriken, Hand- 
werke oder Manufacturen nachgebildet wird, jo 
genießt er den Schu gegen weitere Nachbild- 
ungen an Werfen der Induſtrie 2c, nicht nach 
Maßgabe des gegewärtigen Gejeged, jondern 
nur nad) Maßgabe des Gejehes, betreffend das 


bei welchen ein Urheber gar nicht — iſt, Urheberrecht an Muſtern und Modellen. $ 15. 


werden dreißig Jahre lang, von der 
lichung an, gegen Nachbildung geſchützt. 


eröffent⸗ Ein Heimfallsrecht des Fiſecus oder anderer zu 
ird | herrenlojen Verlaſſenſchaften berechtigter Perſonen 


innerhalb dieſer dreißig Jahre der wahre Name|findet auf das ausſchließliche Recht des Urhebers 
des Urheberd von ihm felbit oder feinen Hierzujund jeiner Rechtsnachfolger nicht ftatt. 


legitimirten Rechtsnachfolgern zur Eintragung in 
die Eintragdrolle ($ 39 des 
Juni 1870, betreffend dad Urheberrecht an 

werfen 2c.)*) angemeldet, jo wird dadurch dem 


die im Abſatz 1 rg — Dauer des die Nachbildun 


Schutzes ermorben.?) ei Werken, die 
in mehreren Bänden oder Abtheilungen erſcheinen, 
wird die Schutzfriſt von dem erſten Erſcheinen 
eines jeden Bandes oder einer jeden Abtheilung 
an berechnet. — Bei Werlen jedoch, die in einem 
oder mehreren Bänden eine einzige Aufgabe be— 
handeln und mithin als in ſich zuſammenhängend 
zu betrachten ſind, beginnt die Schutzfriſt erſt 
nach dem Erſcheinen des letzten Bandes oder der 
letzten Abtheilung. — Wenn indeſſen — 
der Herausgabe einzelner Bände oder Wbtheil- 
ungen ein Beitraum von mehr als drei Jahren 


V S. unter Nahdrud. 
3) ©. die Beftimmungen bed Reichſstanzlers über 
die Fübr der Eintragsrolle für Werke der bildenden Fünfte 
bom 29. Webr. 1876: 3 1. Im der Eintragsrolle für 
der bildenden Künfte werden bie in den $$ 9 und 19 
3 n. 1876 näher bezeichneten Eintragungen 


en bezi : die Belannt: 
ab en Yameng bet Urbebr von [ee Werten 


des Ger 


a 
m des wahr 
ber Bienen eat — 
nen ; die Anmeldun 

2. Die — 32 für Werke ber bildenden 


[C. Sicerftellung des Urheberrechts.) $ 16. 


eſetzes vom 11.|Die Beitimmungen in ben $$ 18—42 des Ges 
rift- Jjeged vom 11. 
erfe|heberreht an Schriftwerken ꝛc., finden auch auf 


uni 1870, betreffend das Ur 


von Werfen der bildenden Künſte 
entiprechende Fa er Die Sachverſtänd⸗ 
igenvereine, welche nach Maßgabe des $ 31 des 
genannten Geſetzes Gutachten über die Nachbild- 
ung von Werfen der bildenden Künfte abzugeben 
haben, jollen aus Künſtlern verjchiedener Kunſt⸗ 
zweige, aus Kunfthändlern, Kunftgewerbetreiben« 
den und aus anderen Kunftverftändigen beftehen.*) 

[D. Allgemein Beftimmungen.)] $ 17. Das 
— een tritt mit dem 1. Juli 1876 
in Kraft. Alle früheren in den einzelnen Staaten 
des Deutichen Reiches — Beſtimmungen 
in Beziehung auf das Urheberrecht an Werken 
ber bildenden Künfte treten von demjelben Tage 
ab außer Wirkſamkeit. $ 18. Das gegenwärtige 
Geſetz findet auch auf alle vor dem Inkrafttreten 


Berteldefjelben erjchienenen Werke der bildenden Künfte 
bes | Anwendung, jelbft wenn biefelben nad den bis— 


erigen Landesgejetgebungen keinen Schuß gegen 
—E — * * — Die urn 


ee ee Inttafttreten dieſes Gejeges vorhandenen Erems 
infte wird |plare, deren SHeritellung na 


der bisherigen 


zit der Eintragstolle für Schriftwerte, Abbildungen, muſita⸗ —— geſtattet war, ſollen auch fernerhin 


Lie Compoſitionen, dramatiſche und dramatiihemufitaliiche 
Werte dergeitalt verbunden, daß biefe Eintragsrollen fortan 
Eine — Mole bilden, in welcher die Eintragungen 
unter f ben ern bewirtt werben. 8 3. Die 
$5 2—8 der Inftruction vom 7. Dec. 1870 über die Führ 
ung der —— (f. unter Nahdrud) finden au 
Werke der bildenden Künfte Anwendung. 


verbreitet werden dürfen, felbjt wenn ihre Her- 
ftellung nad) dem gegenwärtigen Gejege unterjagt 


u ©. unter Nahbildbung — Beſtimmungen des 


eichſstanzleramts vom 29, Febr. 18 


\ 


858 Nachbildung. 


if. — Ebenſo jollen die bei dem Inkrafttreten nicht veröffentlichten Werfen folcher Urheber, 
dieſes Geſetzes vorhandenen, biöher rechtmäßig welche zwar nicht im Deutichen Reich wol aber 
angefertigten Vorrichtungen, wie Sormen, Platten, im ehemaligen Deutihen Bundesgebiete ftaats- 


Steine, Stereotypabgüfle u. ſ. w. auch fernerhin angchörig find. 


zur Anfertigung von Eremplaren benugt werden 
dürfen.?) — Auch dürfen die beim Inkrafttreten 
des Geſetzes bereitd begonnenen, biöher geitattes 
ten Vervielfältigungen noch vollendet werden. — 
Die Regierungen der Staaten des Deutiden 
Neiches werden ein Inventarium über die Bor- 


richtungen, deren fernere Benugung —— ge⸗ niſchem Wege nachzubilden, 


IL Reichsgeſetz, betreffend den Schug 
der ve gegen unbefugte 
Nadhbildung, v. 10. Jan. 1876. 

1. Das Recht, ein durch Photographie her- 
geitellted Wert ganz oder are auf mecha⸗ 
teht dem Berfertiger 


ftattet iſt, amtlich aufftellen und dieje Vorricht-|ber photographijchen Aufnahme ausſchließlich zu. 
ungen mit einem gleihjörmigen Stempel bedruden | — Auf Photographien von jolden Werten, weld: 
lafien. — Nach Ablauf der für die Legalifirung |geieglich gegen Nahdrud und Nachbildung noc 


angegebenen Frift unterliegen alle mit dem Stempel 
nicht verjehenen Vorrichtungen der bezeichneten 
Werke, auf Antrag des Verlegten, der Einziehung. 
— Die nähere Inftruction über das bei der Aut 
fteluug des Inventariums und bei der Stempel- 
ung zu beobadtende Verfahren wird vom Reichs» 
fanzleramt erlaffen. $ 19. Die Ertheilung von 
Privilegien zum Schutze bed Urheberredts ift 
nit mehr zuläffig. — Dem Inhaber eines vor 
dent Snfrafitreten des gegenmärtigen Gejehes 
von den Regierungen einzelner deutichen Staaten 
ertheilten Privilegiums jteht es frei, ob er von 
diefem Privilegium Gebraud) machen oder den 
Shut des gegenwärtigen Geſetzes anrufen mil. 
— Der Privilegienidug fann indeß nur für deu 
Umjang derjenigen Staaten geltend gemacht wer- 
den, von welchen derjelbe ertheilt worden ift. — 
Die Berufung auf den Privilegienihug iſt dadurch 
bedingt, daß das Privilegium entweder ganz oder 
dem wejentlihen Inhalte nah) dem Werte ag 
druckt oder hinter dem Titelblatt dejjelben be» 
merkt iſt. Wo dieſes nad) der Natur des Gegen- 
ſtandes nicht ftattfinden fann oder biöher nicht 
gejchehen it, muß das Privilegium, bei Ber- 
meidung des Erlöfchens, binnen drei Monaten 
nad) dem Inkrafttreten dieſes Gejeges zur Ein- 
tragung in die Eintragörolle angemeldet merden.?) 
Das Curatorium der Eintragdrolle hat das Pri- 
vilegium öffentlih befannt zu machen. 
Das — Geſetz findet Anwendung auf 
alle Werke inländiſcher Urheber, gleichviel ob die 
Werle im Inlande oder Auslande erſchienen 
oder überhaupt noch nicht veröffentlicht find. — 
Wenn Werte audländiicher Urheber bei inländi» 
ſchen Berlegern erſcheinen, jo jtehen dieje Werte 
unter dem Schutze des gegenwärtigen Geſetzes. 
8 21. Diejenigen Werte ausländiſcher Urheber, 


findet, 
jeged gegen Nachbildung wird dem V 
des photographiichen Werkes fünf Jahre gemährt. 
Dieje Friſt wird vom Ablaufe desjenigen Ku 
fenderjahres ab gerechnet, in weldem die rech— 
mäßigen photographiichen ober fonjtigen mese- 
20. |niichen Abbildungen der Originalaufnahme zueri 
erihienen find. — Wenn ſolche Abbildungen nict 
erſcheinen, jo wird die fünfjährige Friſt von dem 
Ablauf desjenigen Kalenderjahres ab gerechnet, 
in weldiem das Negativ der photographiider 
Aufnahme entjtanden ift. — Bei 
mehreren Bänden oder Abtheilungen erjcheinen, 
findet der $ 14 des Geſetzes v. 11. Juni 1870, 
betreffend das Urheberreht an Schriftwerten x., 
welche ın einem Orte erjchienen find, der zum|Anmwendung. 


geihüpt nd, findet das gegenwärtige Geſeß fein: 
— 2. Als Nachbildung iſt nid 
anzuſehen die freie Benutzung eines durch Photo 
graphie hergeſtellten Werkes zur Hervorbringun 
eines neuen Werkes. $3. Die mechaniſche Nat- 
bildung eines photographiihen Werles, weldı 
in der Abficht, diejelbe zu verbreiten, ohne Ge 
nehmigung der Berechtigten ($$ 1 und 7) here 
ftellt wird, ift verboten. $4. Die Nadbildun 
eines photographiicen Werkes, wenn jie ji e— 
einem Werlke der — der Fabriken, Hant- 
werfe oder Manufacturen — it als em 
verbotene nicht anzuſehen. $5. Jede rechtmaßig 
photographiiche oder jonjtige mechaniiche Abpit, 
ung der Driginalaufnahme muß auf der Mbbil- 
ung jelbjt oder auf dem Carton a) den Namen 
beziehungsweiſe die Firma des Verfertigers ber 
Driniginalaufnahme oder des Berlegerd, und 
b) den Wohnort des BVerfertgierd od. Berlegers, 
e) dad —— in welchem die rechtmaͤßige 
Abbildung zuerſt erſchienen iſt, enthalten, widrigen · 
falls ein Schutz gegen Nahbildung nicht ftatt- 
$ 6. Der Schug ded gegenwärtigen Ge— 

ertiger 


Werfen, die ıı 


8 7. Das ım $ 1 bezeichnete Rech 


ehemaligen Deutihen Bunde, nicht aber zum des ga a eines photographiichen Wertes 


Deutihen Reiche gehört, genießen den Schuß 
dieſes ae unter der Borausjegung, dab das 

Recht des betreffenden Staates den innerhalb des 
Deutihen Reiches erſchienenen Werfen einen den 
eınheimiichen Werten gleihen Schuß gemährt; 
jedod dauert der Schutz nicht länger ald in dem 
betreffenden Staate ſelbſt. Dafjelbe gilt von 





1) Die Beftimmungen des Reichslanzlers, betr. die Inden⸗ 
tarıfirung und Etempelung der nach der bisherigen Gefepgeb: 
ung redhimaßig ungefertigten Borrihtungen zur Serſtellung 


feine praltifche Bedeutung mehr. 
2) ©. Note zul 


eht auf deſſen Erben über. Auch kann diejc 


Recht von dem Verfertiger oder deſſen Erben 
—— theilweiſe durch Vertrag oder durch 


gung von Todeöwegen auf Andere über 


tragen werben. Bei photographiihen Bildniffen 
(Portraits) geht das R 
von jelbit auf den Beiteller über. 
eine von einem Anderen verfertigte photographiice 
Aufnahme durch ein Werk der malenden, zei 
nenden oder plaftiichen Kunſt nachbildet, genießt 


in Beziehun 
von Werken der bildenden Fünfte vom 2%. Febr. 1876 haben W ® d h 


t aud ohne Vertrag 
$8 Be 


zeich · 


auf das von ihm hervorgebrachte 


erk das Recht eines Urhebers nach Maßgabe 


bes $ 7 des Geſetzes vom 9. Jan. d. J., betr. 


Nachdruck. 


859 


das Urheberrecht an Werfen der bildenden Künfte. verlangte Gutachten nur dann abzugeben, wenn 


$ 9. Die Beitimmungen in ben $$ 18 bis 38, 
44, 61, Abjag 1 des Geſetzes vom 11. Juni 
1870, betrefiend das Urheberreht an Schrift ⸗ 
‚ werten ac. finden aud) Anwendung auf dad aus 
ſchließliche Nahbildungd- und eg 
Rat des Verfertigerd photographiicher 


rfe. | fügung 


ihnen zuvor von bem requirirenden Gerichte über- 
jendet find: 1) die gerichtlichen Acten, 2) eine 
actenmäßige Darjtellung des Sad- und Etreit- 
verhältnifies, in welcher zugleich die begutachten- 
den Tragen einzeln aufgeführt find, unter Bei- 
er Angabe, ob und eventuell welche 


0. Die Sacverftändigen » Vereine, melde |Erflärung von den Parteien über jene Darftell- 
Gutachten über die Nachbildung photographiicher]ung abgegeben oder aus melchen Gründen bie 
Aufnahmen abzugeben haben, follen aus Künft-| Abgabe jolcher ——— unterblieben iſt, 3) die 


lern verſchiedener Kunſtzweige, aus Kunſthänd⸗ zu vergleichenden Gegen 
lern, aus anderen — —— und aus durch 


Photographen beſtehen.) 8 11. 


tände, deren Identität 
nhängung des Gerichtöfiegeld oder auf 


ie Beftimm-Jandere Art außer Bmeifel gejtellt und gegen 


ungen bed gegenwärtigen Gejeged finden auch] Berwechielung gefihert it. — Die Darftellung 


Anwendung auf ſolche 


werden. $ 12. Das —— Geſeß tritt 
mit dem 1. Zuli 1876 in Kraft. Auf photogra» 
phiſche Aufnahmen, welche vor biefem Tage an- 
gefertigt find, findet dafjelbe nur dann Anwend⸗ 
ung, wenn die erite rechtmäßige photographiiche 
od. jonftige mechaniſche Abbildung der Original« 
aufnahme nad dem Inkrafttreten des gegenwär- 
tigen Gejeges erjchienen iſt. — Photographiſche 
Aufnahmen, melde jhon biöher landesgeſetzlich 
gegen Nachbildung geihügt waren, behalten 
diejen Schuß; jedoch Tann derjelbe nur für den. 
jenigen räumlichen Umfang geltend gemacht wer- 
den, für welchen er durch die Landesgeſetzgebung 
ertheilt war. 

IL Heichögefeg, betr. das Urheberredt 

an Mujtern und Modellen, vom 
11. Jan. 1876. 
©. unter Mufterihup. 

IV. Bejtimmungen des Reichskanzler— 
Amts über die Zufammenjegung und 
den Gejhäftsbetrieb der fünjtlerifchen, 
photographiihen u. gewerbliden Sad 
verftändigen-Bereine, v. 29. Febr. 1876. 

8 1. In Gemäßheit a) des $ 16 des Geſetzes 
vom 9. Yan. 1876, betreffend das Urheberrecht 
an Werten ber bildenden Künſte, b) des $ 10 
des Geſetzes vom 10. Yan. 1876, betreffend den 
Schutz der Photographien gegen unbefugte Nadı- 
bildung, c) des $ 14 des Gejeged vom 11. 
San. 1876, betreffend dad Urheberrecht an Muftern 
und Modellen werben a) künftleriiche, b) photo= 
graphifche, c) gewerbliche eig Wei ge 
eine gebildet. In keinem Bundesſtaate darf 
mehr als ein fünftlerijcher, ein photographiicer 
und ein gewerblicher Sacdjverftändigen-Berein be- 
ftegen. $ 2. Der fünftleriiche n. photographifche 
Sadverftändigen-Berein beiteht aus je jieben, der 

ewerbliche Sadveritändigen:Bereit aus zehn 
itgliedern einſchließlich des Vorfigenden. Für 
den Fall der Verhinderung einzelner Mitglieder 
wird eine Anzahl Stellvertreter ernannt. $ 8. 
Die Ernennung der Mitglieder u. Stellvertreter 
erfolgt durch die zuftändige Gentralbehörde, welche 
auch den Borfigenden und deſſen 


erfe, welche durch ein|zu 2 verbleibt bei den Acten des Vereins, 
der Photographie ähnliches Verfahren Hergeftellt| Sobald der Antrag auf Erjtattung eines 


5. 
ut⸗ 
achtens von Seiten des Vereins an den Vor« 
ligenden deſſelben gelangt ift, ernennt der legtere 
zwei Mitglieder zu Referenten, welche unabhängig 
von einander ihre Meinung jchriftlich abzugeben 
u, in einer demmächft anzuberaumenden Sitzung 
des Vereins vorzutragen haben. Nach ftattge- 
habter Berathung erfolgt durch Stimmenmehrheit 
der Beſchluß. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Borjigenden den Ausichlag. $ 6. 
Zur Faſſung eines giltigen Beſchluſſes ift bei 
dem fünitlertihen und bei dem photographifchen 
Sadjverjtändigen » Verein die Anweſenheit von 
wenigſtens fünf, bei dem gewerblichen Sadver- 
ſtändigen⸗Verein bie Unmejenheit von wenigiteng 
ſieben Deitgliedern, einfchließlich des Vorfitenden 
und der etiva zugezogenen Stellvertreter, erfor- 
derlih. — Es dürfen bei dem fünftferiichen und 
dem photographiichen Berein nicht mehr als jieben 
Mitglieder, bei dem gewerblichen Verein nicht 
mehr ald zehn Mitglieder an dem Beichlufje 
teilnehmen. $ 7. Nach Maßgabe des gefahten 
Veſchluſſes wird das Gutachten ausgefertigt, von 
den bei der Beſchlußfaſſung anweſend gewefenen 
Mitgliedern de3 Vereins unterfchrieben und mit 
dem dem Bereine zu überweilenden Siegel unter- 
ftegelt. Die etwaige Verwendung von Stempeln 
zu dem Gutachten richtet jich nad) den Gefegen 
der einzelnen Bundesitaaten. $ 8. Jeder Verein 
iit befugt, für das von ihm abgegebene Gutachten 
an Gebühren 30—390 M zu liquidiren, welche 
vom requirirenden Gerichte fofort nach Eingang 
des Gutachtens dem VBorfigenden des Verein 
foftenfrei überjandt werden. $ 9. Wenn die 
betheiligten Parteien in Gemaͤßheit des $ 31, 
Ubi. 2 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 einen 
Sachverſtändigen Verein als Schiedsrichter an- 
zurufen beabſichtigen, jo haben ſie ihre desfall- 
ſigen Anträge in beglaubigter Form an den 
Verein gelangen zu laſſen. — Die in den 88 4 
bis 8 enthaltenen Beitimmungen kommen auch 
in diefem Falle entjprehend zur Anwendung. 
Nachdruck. 
I. Geſetz, betr. das Urheberrecht an 


tellvertreter Schriſtwerken, Abbildungen, mujfilali- 


aus ber Zahl der Vereinsmitglieder beſtimmt. ſchen Compoſitionen und dramatiſchen 


Die Mitglieder und Stellvertreter werben als 
Sadverftändige ein für alle Mal gerichtlich ver- 


eidet. $& 4. Die Vereine haben das von ihnen 


Werken, v. 11. Juni 1870.) 
I. Schrift ſtücke. 
la) Ausſchließliches Recht des Urhebers.) 8 1.. 


1) S. die unter IV abgebrudten Beflimmungen des Weihe | Auf Grund bes Art. 80 ber Reichsverfaſſung vom 30. 


Kanjlers vom 29. Febr. 1876. 


ept. 1870 bezw. ber Verträge vom 23. und 25. Yiov. 18706 
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Nachdruck. 


Dad Recht, ein Schriftwerk auf mechaniſchem Ueberſetzung auf jedem Bande ob. jeder Abtheil ⸗ 
Wege zu vervielfältigen, ſteht dem Urheber des⸗ ung ga werben. — Bei dramatijchen 


ſelben ausſchließlich zu. 


Dem Urheber Werken mu 


die Ueberſetzung innerhalb ſechs 


wird in Beziehung auf ben durch das gegen-Monaten, vom Tage der u, des 
enen 


wärtige Gejeg gewährten Schutz der Herausgeber |Driginald an 
eines aus Beiträgen Mehrerer beſtehenden Werkes |jein. 


nleich geachtet, wenn dieſes ein einheitliches Ganzes 


bildet. — Das Urheberreht an den einzelnen halb der angegebenen Friften zur Eintragun 


erechnet, vollſtändig erf 
— Der Beginn und beziehungsweiſe die 
ollendung der Ueberſetzung muß zugleich inner⸗ 


ın 
Beiträgen fteht den Urhebern derjelben zu. 8 3.|die Eintragörolle ($$ 39 ff.) angemeldet — 
Das Recht des Urhebers 1 auf defem Erben widrigenfalls der Schuß gegen neue Heberjegungen 
‚ über. Dieſes Recht kann bejchränft oder unbe⸗ erliſcht. — Die Ueberjegung eined noch unge 


ichränft durd) Vertrag od. durch Verfügung von|drudten gegen Nachdruck 


Tobeswegen auf Andere übertragen werben. 
[b. Verbot des Nachdrucks. 


geinügten Schriftwerte: 


$ 5 Littr. a u. b) ift ald Nachdrud anzufehen. 


4. Jede me⸗— Ueberfeguegen genießen gleich Originalwerter 


chaniſche Bervielfältung eines Schriftwerkes, welche den Schuß dieſes Gejeged gegen Nahdrud. 


ohne Genehmigung des Berechtigten ($$ 1,2, 3) 


hergejtellt wird, heißt Nahdrud u. ift verboten. |$ 


6. as nicht als Nahdrud anzufehen it! 


Als Nachdruck ift nicht anzufehen: a) da! 


— Hinfichtlich dieſes Verbotes macht e3 feinen |wörtliche Unführen einzelner Stellen od. Heinerer 
Unterſchied, ob das Schriftwerk ganz oder nur Theile eines bereit3 veröffentlichten Wertes od. 
theilweije vervielfältigt wird. — Als mechaniſcheſdie Aufnahme bereit3 veröffentlichter Schrifter 
Vervielfältigung iſt auch das Abichreiben anzu- |von geringerem Umfange in ein größeres Ganzes, 


fehen, wenn es dazu 
vertreten. 85, IM 


beſtimmt ift, den Drud zu|fobald diejes nad) jeinem Hauptinhalt ein jelb 
8 Nahdrud ($ 4) ift auch ſtändiges wiljenichaftliched Werk ift, fowie in 


anzujehen: a) der ohne Genehmigung des Urhe- | Sammlungen, welche aus Werken mehrerer Schrift 
ber3 erfolgte Abdrud von noch nicht veröffent-|fteller zum Kirchen-, Schul» u. Unterrichtägebraud 


fihten Schriftwerlen (Manufcripten).. — Auch 
ber rechtmäßige Beſitzer eines Manufcriptes od, 
einer Abjchrift defjelben bedarf der Genehmigung 
des Urhebers zum Abdrud; b) der ohne Genchm- 
igung des Urhebers erfolgte Abdrud von Bor- 
trägen, welche zum Bwede der Erbauung, der 
Belehrung oder der Unterhaltung gehalten find; 
c) der neue Abdrud von Werken, melden der 
Urheber oder der Berleger dem unter ihnen be- 
ſtehenden Bertrage zumiber veranftaltet; d) bie 
Anfertigung einer größeren .. von Erem- 
plaren eines Werkes jeitend des Verlegers, ala 
demjeben vertragsmäßig oder gefeglich geftattet 
it. 86. leberfepungen ohne Genehmigung des 
Urheberd des Originalwerkes gelten ald Nach— 
druck: a) wenn von einem, zuerjt in einer todten 
Sprache erichienenen Werke eine Ueberjegung in 
einer lebenden Sprache herausgegeben wird; 
b) wenn von einem gleichzeitig in verjchiedenen 
Sprachen herausgegebenen Werke eine Ueberjep- 
ung in einer biefer Spraden veranftaltet wird; 
c) wenn ber Urheber ſich dad Recht der Ueber- 
fegung auf dem Titelblatte oder an der Spitze 
des Werkes vorbehalten hat, vorausgejeßt, da 


ung nad) 
binnen einem Jahre begonnen und binnen drei 
Sahren beendet wird. Dad Kalenderjahr, in 
weldem das Originalwerk erſchienen ijt, wird 
hierbei nicht mitgerechnet. — Bei Originalwerken, 
welde in mehreren Bänden oder Abtheilungen 
erſcheinen, wird jeder Band od. jede Mbtheilung 
im Sinne dieſes Paragraphen als ein befonderes 
Werk angejehen, und muß der Vorbehalt der 


in Baden, Heffen und Württemberg, dur Geſetz vom 22, 
April 1871 $ 11 als ———— in Bayern — uͤnbeſchadet 
der fortdauernden Geltung des Art. 69 des baveriichen Ge: 
feges über den Schutz der Urbeberrehte an literariiben Gr: 
yuanifien und Werken der Kunft vom 28. Juni 1365, — 
— Geſetz vom 27. Jan. 1878 in Elfaf:Lothringen einge⸗ 


oder zu einem eigenthümlichen literariijhen Zmedı 
veranjtaltet werden. Vorausgeſetzt it jedoch, da 
der Urheber oder die benugte Quelle angegeben 
it; b) der Abdrud einzelner Artikel aus Zeit- 
ihriften und anderen öjfentlihen Blättern mit 
Ausnahme von novellitiichen Erzeugniffen und 
wijjenfchaftlichen Ausarbeitungen, * von ionſt ⸗ 
Fr größeren Mittheilungen, ſofern an der 

pitze der letteren der Abdrud unterfagt ift; 
ce) der Abdruck von Geſetzbüchern, Gejegen, amt: 
lichen Erlaſſen, öffentlihen Wctenftüden u. Ber- 
bandlungen aller Art; d) der Abdrud von Reden, 
welche bei den Verhandlungen der Gerichte, der 
politiihen, communalenu. ficchlichen Vertretungen, 
jowie der politischen u. ähnlichen Verfammlunger 
gehalten werden. 

[d. Dauer des ausſchließlichen Nechtes des Ur. 
heberd.] $ 8. Der Schuß de3 gegenwärtigen 
Geſetzes gegen Nahdrud wird, vorbehaltlich der 
folgenden befonderen Beftimmungen, für die leben# 
dauer des Urheberd ($$ 1 und 2) und breifis 
Jahre nach dem Tode dejjelben gewährt. $ 9. 
Bei einem von mehreren Perjonen ald Mitur- 
bebern verfaßten Werfe erjtredt ſich die Schuf- 


die Beröffentlihung der vorbehaltenen Heberiehn friſt auf Die Dauer von dreißig Jahren nach dem 
dem Erſcheinen des Originalwerkes Tode des Leptlebenden derjelben. — Bei Werfen, 


welche durch Beiträge mehrerer Mitarbeiter ge 
bildet werden, richtet fi) die Schugfrift für die 
einzelnen Beiträge danach, ob die Urheber bar- 
jelben genannt find oder nicht (85 8, 11). 8 10. 
Einzelne Auffäge, Abhandlungen ꝛc., welche in 
periodijchen Werfen, als: Beitfhriften, Taſchen⸗ 
büchern, Kalendern zc, erſchienen find, darf der 
Urheber, falld nicht Anderes verabredet ift, aud 
ohne Einwilligung des Herausgebers oder Ber: 
legers des Werkes, in welches biefelben aufge 
nommen jind, nad) zwei Jahren vom Ablauf dei 
Jahres des Erjceinens an gerechnet, andermweiti: 
abdruden. $ 11. Bei Scriftwerten, welche 
bereits veröffentlicht find, ift die im $ 8 vorge: 
ihriebene Dauer des Schutzes an die Bedingung 


Nachdruck. 
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geknüpft, daß ber wahre Name des Urhebers auf, wird außerdem mit einer Geldſtrafe bis zu 3000 M 
dem Zitelblatte oder unter ber Ya oder |beitraft.— Die Beftrafung des Nachdrucks bleibt 
ei We 


unter der Vorrebe angegeben ijt. — 
welche durch Beiträge mehrerer Mitarbeiter ge— 
bildet werden, genügt es für ben Schuß der 
Beiträge, wenn der Name des Urheberd an ber 
Spite oder am Schluſſe ded Beitrages ange» 
geben ift. — Ein Schriftwerk, welches entweder 
unter einem anderen, ald dem wahren Namen 
des Urhebers veröffentlicht, oder bei weldem ein 
Urheber gar nicht angegeben ift, wird dreißig 
Zahre lang, von ber erjten Herausgabe an ge 
rechnet gegen Nahdrud geihügt ($ 28). — Wird 
innerhalb breifig Jahre, von ber eriten Her- 
ausgabe an gerechnet, der wahre Name des Ur- 
hebers von ihm jelbft oder jeinen Hierzu legi— 
timirten Rechtsnachfolgern zur Eintragung in 
die Eintragsrolle ($ 39 ff.) angemeldet, jo wird 
dadurd dem Werke bie im $ 8 beftinmte län— 
gere Dauer des Schuges erworben. $ 12. Die 
erit nach dem Tode des Urheberd erichienenen 
Werke werden dreißig Jahre lang, vom Tode des 
a. an gerednet, gegen Nachdruck geſchützt. 

13. Alademien, Univerfitäten, ſonſtige juriſtiſche 
Perſonen, öffentliche Unterrichtsanſtalten, ſowie 
gelehrte oder andere Geſellſchaften, wenn ſie als 
Herausgeber dem Urheber gleich zu achten find, 
($ 2), genießen für die von ihnen herausgegebe- 


rien, 


jedoch ——— wenn der Veranſtalter des⸗ 
ſelben auf Grund entſchuldbaren, thatſächlichen 
oder rechtlichen Jrrthums in gutem Glauben ge— 
handelt hat. — Kann bie vermwirkte Geldftrafe 
nicht beigetrieben werden, fo wird diejelbe nad 
Maßgabe der allgemeinen Strafgejege in eine 
entiprechende Steibeitäftrafe bis zu jehs Mo- 
naten umgewandelt. — Gtatt jeber aus dieſem 
Gejege entjpringenden Entihädigimg kann auf 
Verlangen des Beſchädigten neben der Strafe 
auf eine an dem Beichädigten zu erlegende Geld» 
buße bis zum Betrage von 6000 M erkannt werben. 
Für dieje Buße haften die zu berjelben Verur- 
theilten als Geſammtſchuldner. — Eine erfannte 
Buße ſchließt die Geltendmachung eines weiteren 
Entihädigungsanfprudhes aus. — Wenn den 
Veranitalter des Nachdrucks fein Verſchulden 
trifft, jo Haftet er dem Urheber oder deſſen 
Rechtsnachfolger für den entjtandenen Schaden 
nur bis zur Höhe feiner Bereicherung. 8 19. 
Darüber, ob ein Schaden entjtanden ijt, und wie 
hoch derjelbe beläuft, deögleichen über den Beftand 
und die Höhe einer Bereicherung, entſcheidet das 
Gericht unter — —— aller Umſtaͤnde nach 
freier Ueberzeugung. $ 20. Wer vorſätzlich od. 
aus Fahrläjjigkeit einen Anderen zur Reran- 


nen Werle einen Schug von dreißig Jahren nad) ftaltung eines Nachdrucks veranlaßt, hat die im 


deren Erſcheinen. $ 14 
mehreren Bänden oder Abtheilungen erjcheinen, 
wird die Schupfrift von dem erjten Erjcheinen 
eine3 jeden Bandes oder einer jeden Abtheilung 
an berechnet. — Bei Werfen jedoch, die in einem 
oder mehreren Bänden eine einzige Aufgabe be» 
handeln u. mithin al3 in fih zujammenhängend 
zu betradten jind, beginnt die Schutzfriſt erjt 
nad) dem Erſcheinen des letzten Bandes oder der 
legten Abtheilung. — Wenn indefjen zwijchen 
der Herausgabe einzelner Bände oder Ubtheil- 
ungen ein Seite von mehr als brei Jahren 
verjloffen iſt, jo jind die vorher erjchienenen 
Bände, Ubtheilungen zc. als ein für fich befteh- 
endes Werk und ebenjo die nach Ablauf der drei 
Jahre erjcheinenden weiteren Fortſetzungen als 
ein neues Werk zu behandeln. 8 15. Das Ver— 
bot der Herausgabe von Ueberſetzungen dauert 
in dem Falle des $ 6 Littr. b fünf Jahre vom 


Bei Werken, die inſs 18 feitgejegte Strafe verwirkt, und ift den 


Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger nad) Maf- 
gabe der $ 18 u. 19 zu entichädigen verpflichtet, 
u, zwar jelbit dann, wenn der Beranitalter de 
Nachdrudes nad) $ 18 nicht jtrafbar oder erjat- 
verbindlich jein ſollte. — Wenn der Beranftalter 
des Nahdrud3 ebenfalls vorjäglih oder aus 
Fahrläſſigkeit gehandelt Hat, fo haften Beide dem 
Berechtigten ſolidariſch. — Die Strafbarkeit und 
die Erjagverbindlichfeit der übrigen Theilnehmer 
am Nahdrud richtet ſich nach den allgemeinen 
gejeglichen Vorſchriften. 8 21. Die vorräthigen 
Nahdrudseremplare und die zur twiderrechtlicen 
Bervielfältung ausſchließlich beitimmten Vor— 
richtungen, wie Formen, Platten, Steine, Stes 
reotypabgüffe 2c., unterliegen der Einziehung. 
Diefelben find, nachdem die Einziehung dem 
Eigenthümer gegenüber rechtsfräftig erkannt ift, 
entweder zu vernichten oder ihrer gefährdenden 


Erjcheinen des Originalwerfes, in dem alle des Form zu entkleiden und alddann dem Eigen« 


$ 6 Littr. e fünf Jahre vom eriten Ericheinen 
ber rechtmäßigen Ueberjegung ab gerechnet. $ 16. 
In dem Zeitraum der gejeglihen Schußfriſt 
(8 8 fi.) wird dad Tobesjahr bed Berfafjers, 
eziehungsmeile das Kalenderjahr des eriten Er- 
ſcheinens des Werkes oder der Ueberjegung nicht 
eingerechnet. $17. Ein Heimfallsrecht des Fiſeus 
oder anderer zu herrenlojen Berlafjenichaften 
berechtigter Perſonen findet auf dad ausſchließ— 
lihe Recht des Urheber und jeiner Rechtsnach— 
folger nicht jtatt. 

[e. Entihädigung und Strafen] $ 18. Wer 
vorjäglicd; od. aus Fahrläſſigkeit einen Nahdrud 
(88 4 ff.) in der Abjicht, denjelben innerhalb od, 
auferhalb des Norddeutichen Bundes zu ver- 
breiten, veranftaltet, ijt den Urheber oder defjen 


thümer zurüdaugeben. — Benn nur ein Theil 
des Werkes als Nahdrud anzufehen ift, jo er« 
ftredt jih die Einziehung nur auf den als Nadı- 
drud erfannten Theil des Werkes und die Vor— 
rihtungen zu diejem Theile. — Die Einziehung 
erjtredt ſich auf alle diejenigen Nachorudsermplare 
u. Vorrichtungen, melde —* im Eigenthum des 
Veranſtalters des Nachdrucks, des Druckers, der 
Sortimentsbuchhändler, der gewerbsmäßigen Ver— 
breiter und desjenigen, welcher den Nachdruck 
veranlaßt hat ($ 20), befinden. — Die Einzieh« 
ung tritt auch dann ein, wenn der Veranftalter 
oder Veranlaſſer des Nachdruds weder vorſätzlich 
noch fahrläflig gehandelt hat ($ 18). Sie erfolgt 
auch gegen die Erben deſſelben. — Es ſteht dem 
Beihädigten frei, die Nahdrudseremplare und 


Rechtsnachfolger zu entſchädigen verpflichtet und Vorrichtungen ganz oder theilmeije gegen die 
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Herftellungsfoften a 
die Rechte eines Dritten dadurch verlegt oder) 
—— werben. 8 22. Das Vergehen des 
ahdruds ift vollendet, ſobald ein Kahdruds- 
Eremplar eines Werts den Vorjchriften des ge- 
genmwärtigen Gejeges zumiber, jei ed im Gebiete 
des Norddeutſchen Bundes, jei es außerhalb deſſel⸗ 
ben, hergejtellt worden ift. — Im Falle des bloßen 
Verſuchs des Nachdrucks tritt weder eine Beſtrafung 
noch eine Entihädigungsverbindlichleit des Nady- 
druders ein. Die Einziehung der Nachdrucksvorricht⸗ 
ungen ($ 21)erfolgtaudin diefem Falle, $23. We 
gen Rüdjalld findet eine Erhöhung der Strafe über 
das höchſte gejeglihe Maß ($ 18) nicht ftatt. 
524. Wenn in den Fällen deö$ 7 Littr. a bie 
Ungabe der Duelle oder des Namens des Ur- 
hebers —— oder aus Fahrläſſigleit unter- 
lafien wird, jo haben ber Beranftalter und der 
Veranlafjer des Abdrucks eine Gelditrafe bi zu 
60 M verwirkt. — Eine Ummandlung der Geld» 
firafe in Freiheitsſtrafe findet nit ſtatt. — 
Eine Entſchaͤdigungspflicht tritt nicht ein. $ 25. 
Wer vorjäglich Exemplare eines Werkes, welche 
den Borjchriften des gegenwärtigen Geſetzes zu- 
wider angefertigt worden find, innerhalb oder 
außerhalb des Norbdeutihen Bundes gewerbe- 
mäßig feilhält, verkauft oder in jonftiger Weije 
verbreitet, ift nad) Maßgabe des von ihm ver- 
urſachten Schadens den Urheber od. defjen Rechts- 
nachfolger zu entichädigen verpflichtet und wird 
außerdem mit Geldftrafe nad) $ 18 beftraft. — 
Die Einziehung der zur gewerbemäßigen Ber- 
breitung bejtimmten Nachdrucksexemplare nad) 
Maßgabe des $ 21 findet aud dann ftatt, wenn 
der Berbreiter nicht vorſätzlich gehandelt hat. 
— Der Entjhädigungspflicht, ſowie der Beftraf- 
ung wegen Berbreitung unterliegen aud ber 
Veranftalter u. Veranlaſſer des Nahdruds, wenn 
fie nicht Schon als jolche entſchädigungspflichtig u. 
ftrafbar find. 

[f. Verjahren.] $26. Somol die Entſcheidung 
über den Entihäbigungsaniprud, als aud die 
Berhängung der im gegenwärtigen Gelege ange- 
drohten Etrafen und die Einziehung der Nach— 
drudseremplare 2c. gehört zur Competenz der 
ordentliten Gerichte. — Die zu ber 
Nachdrucksexemplare 2c. kann ſowol im Straf. 
rechtswege beantragt, als im Civilrechtswege ver- 
folgt werben. 5 7. Das gerichtlihe Straf- 
verfahren ift nicht von Amtswegen, jondern nur 
auf den Antrag des Berlegten einzuleiten. Der 
Antrag auf Beltrafung fann bis zur Verkündung 


übernehmen, infofern nicht, 


I 


Nachdruck. 















Nachweis als der Rechtsnachfolger des anonym 
oder pſeudonymen Urhebers. $ In d 
Rechtsſtreitigleiten wegen Nachdrucks, einſchließli 
der Klagen wegen Bereicherung aus dem Na 
drud, hat der Richter, ohne an pofitive Mege 
über die Wirkung der Beweismittel gebunden ; 
jein, den Thatbeitand nach jeiner freien, aus den 
Inbegriff der Verhandlungen gejchöpften Weber« 
eugning feftzuftelen. — Ebenſo ift der Richtet 
ei Entiheidung der Frage: ob der Nadjdruder 
oder der Beranlajjer des Nachdrucks ($$ 18, 2 
fahrläjlig gehandelt hat, an die in den Landes 
eſetzen vorgejhriebenen veridiedenen Grade det 
Fabeläffigtert nicht gebunden. $30. Sind ted⸗ 
nijge Fragen, von welden der Thatbejtand dei 
Nachdrucks oder der Betrag des Schadens ode 
der Bereicherung abhängt, ee od, jtreitig, 
jo ift der Richter befugt, das Gutachten Sad— 
verftändiger einzuholen. 8 31. In allen Staaten 
des —— Bundes jollen aus Gelehrter, 
Schrijtitellern, Buchhändlern und anderen geeig 
neten Berjonen Sadjverftändigen-Bereine gebildet 
werden, welche, auf Erforbern des Richters, Gul 
achten über die an fie gerichteten Fragen abzu— 
eben verpflichtet find. Es bleibt dem einzelne 
Staaten überlafjen, fi zu diefem Behufe un 
andere Staaten bed Norbdeutihen Bundes am 
zujchließen, oder aud mit denjelben fid zur 
Bildung gemeinſchaftlicher Sadjverjtändigen.Ker- 
eine zu verbinden. — Die Samperjtändigen- 
Vereine find befugt, auf Anrufen der Betherligten 
über jtreitige Entihäbigungsanfprüche und bie 
Einziehung nad) Maßgabe der $$ 18 bis 21 al# 
Schiedsrichter zu verhandeln und zu entſcheiden. 
— Das Bundeskanzleramt erläßt die Inſtruction 
über die Zufammenfegung und den Geidält 
betrieb der Sadjverjtändigen-Bereine.t); $ 3. 
Die in den $$ 12 u. 13 des Gejepes, betreffend 
die Errichtung eines oberjten Gerichtshofes für 
Handelsjahen vom 12. Juni 1869 geregelte Bw 
itändigfeit de Bundes + Oberhandelögerichtd zu 
Leipzig wird auf diejenigen bürgerlichen Rechte— 
itreitigfeiten ausgedehnt, in melden auf Grund 
der Bejtimmungen dieſes Gefeges durch die Klage 
ein Entihädigungsanfprud oder ein Anjprus 
auf en geltend gemacht wird. — Du 
Bundes » Oberhandelögericht tritt auch im den 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu beur 
theilenden Strafiahen an die Stelle des fü: dat 
Gebiet, in welchem die Sache in erjter Inſtanj 
anhängig geworden ijt, nad) den Landesgefepen 
beftehenden oberſten Gerichtshofes, u. zwar mit 


eined auf Strafe lautenden Erkenntnifjes zurüd-|derjenigen Buftändigteit, welche nach diefen Lan 
genommen werben. $ 23. Die Verfolgung bed |deögejepen dem oberjten Gerichtähofe gebührt. — 
Nahdruds fteht Jedem zu, defien Urheber» oder In den zufolge der vorftehenden Bejtimmung zur 
Verlagdrechte durd die widerrechtliche Verviel-| Zuftändigkeit de Bundes -Oberhandelsgerichts 
jältigung beeinträchtigt oder gefährdet find. — gehörenden Strafſachen beftimmt ſich das Ber—⸗ 
Bei Werken, welche bereit3 veröffentlicht find, Beben auch bei diefem Gerichtöhofe nad) den für 
gilt bis zum Gegenbeweife derjenige ald ürheber, das Gebiet, aus welchem die Sache am da? 
welder nah Maßgabe des $ 11 Abſatz 1, 2 auf Bundes » Oberhandelögericht gelangt, geltenden 
dem Werte ald Urheber — iſt. — Bei — —7 Die Verrichtungen der Staat” 
anonymen u, pſeudonymen Werfen ift der Her-Janwaltihaft in dieſen Strafſachen werden 
auögeber, und wenn ein folder nicht u. dem Bundes · Oberhandelsgericht von dem Staat 
ift, der Verleger berechtigt, die dem Urheber zu-/anwalt wahrgenommen, welcher diejelben bei bem 
ftehenden Rechte — Der auf dem —— 


Werle angegebene Verleger gilt ohne weiteren! ) S. hiernächſt abgebrudt. 


Nachdruck. 
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betreffenden oberſten Landesgerichtshofe wahrzu-jlafien. Die Eintra zur werben im ger 
a 


nehmen hat. Der bezeichnete Staatsanwalt fann| für den Deutfchen 


uchhandel und, falls dafjelbe 


ſich jedoch bei der mündlichen Verhandlung durch |zu erjheinen aufhören jollte, in einer anderen 
einen inZeipzig angeftellten Staatsanwalt od. durch vom Bundeskauzleramte zu beftimmenben 


einen in Leipzig mohnenden Advocaten vertreten ung Öffentlich bekannt gemacht, 
lafien. — Strafjadhen, für welche in legter Inftany | gaben, Verhandlungen, Attefte, 


das Bundes · Oberhandelsgericht zuftändig iſt, u. 


42. Alle Ein⸗ 
eglaubigungen, 
eugnifje, Uuszüge u. |. w., melde die Eintrag» 


Strafjahen, für melde in letzter Inſtanz derung in die Eintragsrolle betreffen, find ftempe 


oberfte Landesgerichtshof zuftändig iſt, können in 


frei. — Dagegen wird für jede Eintragung, für 


einem Strafverfahren nicht verbunden werben. |jeden Ertragsſchein, ſowie für jeden fenjtigen 


— Die Beftimmungen der $$ 10, 12 Abjag 2, — 
$ 16 Abſatz 2, 88 17, 18, 21 u. 22 des Geſetzes je 1 
auf die zur|Antragfteller die etwaigen Koften für die öffent- 


vom 12. Juni 1869 finden aud 


aus der Eintragsrolle eine Gebühr von 
50 P erhoben und außerdem hat der 


Zuftändigteit ded Bundes » Oberhandelögericht3]liche Belanntmadung der Eintragung ($ 41) zu 


gehörenden Strafjachen entiprechende Anwendung. 
[g. Verjährung.) $ 33. Die Strafverfolgung 
des Nahdrudes und die Klage auf Entichädig- 
ung wegen Nachdruckes, einſchließlich der Klage 
wegen Bereicherung ($ 18) verjähren in brei 
Jahren. — Der Lauf der Verjährung beginnt mit 
dem Tage, an weldem die Verbreitung der 1 
brudi-Eremplore zuerit ftattgefunden hat. r 
Die Strafverfolgung der Verbreitung von Nach⸗ 
drucks · Exemplaren und die Klage auf Entichädig- 
ung wegen biefer — T, 25) verjähren 
ebenfall3 in drei Jahren. — Der Lauf der Ver- 
jährung beginnt mit dem Tage, an welchem die 
Verbreitung zulept ftattgefunden hat. $ 35. Der 
Nahdrud und die Verbreitung von Nachdrucks- 
Eremplaren jollen ftraflos bleiben, wenn der zum 
Strafantrage Berechtigte den Antrag binnen drei 
Monaten nah erlangter Kenntniß von dem be- 
angenen Bergehen und von der Perſon des 
ãters zu machen unterläßt. $ 36. Der An— 
trag auf Einziehung und Vernichtung der Nad;- 
druda-Eremplare, ſowie der zur mwiderrechtlichen 
Bervielfältigung ausſchließlich beitimmten Vor— 
richtungen ($ 21) ift fo lange zuläſſig, als ſolche 
Eremplare u. Vorrichtungen vorhanden find. 8837. 
Die Uebertretung, welche Dadurch begangen wird, 
daß in den Fällen des $ 7 Littr. a die Angabe 
der Quelle oder des Namens des Urhebers un. 
terblieben ift, verjährt in drei Monaten. — Der 
auf der Verjährung beginnt mit dem Tage, an 
welchem der Abdrud zuerft verbreitet worden ift. 
$ 38. Die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
beftimmen, durd welde Handlungen die Ver» 
jährung unterbroden wird. — Die Einleitung 


entrich 


ten. 

II. Geographiſche,topographiſche, natur⸗ 
wiſſenſchaftliche, architektoniſche, tech— 
niſche und ähnliche Abbildungen. 

$ 43. Die Beſtimmungen in den $$ 1 bis 42 
finden aud Anwendung auf geographiiche, topo» 
graphiiche, naturwiſſenſchaftliche, arditeftoniiche, 
technifche und ähnliche Zeichnungen und Mbbiid- 
ungen, weldje nad ihrem Hauptzmwede nicht als 
Kunſtwerke zu betrachten find. $ 44. Als Nach— 
drud iſt es nicht anzujehen, wenn einem Schrift: 
werfe einzelne Abbildungen aus einem anderen 
Werke beigefügt werden, vorausgeſetzt, daß das 
Schriftwert als die Hauptſache erſcheint und die 
Abbildungen nur zur Erläuterung des Textes 
u, ſ. w. dienen. Auch muß der Urheber od. die 
benugte Duelle angegeben fein, widrigenfalld die 
Strafbeftimmung im $ 24 Plat greift. 

IH. Mufitalifhe Eompofitionen. 

$ 45. Die Beitimmungen in den 88 1 bis 5, 
8 bis 42 finden auch Anwendung auf das aus« 
ſchließliche Recht de3 Urhebers zur Vervielfäl— 
tigung muſikaliſcher Compofitionen. $ 46. Als 
Nahdrud find alle ohne Genehmigung des Ur— 
hebers einer mujfifaliihen Compoſition heraus: 
gegebenen Bearbeitungen in derjeiben anzuſehen, 
welche nicht ald eigenthümliche Compofitionen 
betrachtet werden fünnen, insbejondere Auszüge 
aus einer muſikaliſchen Compofition, Arrange- 
ments für einzelne oder mehrere Inſtrumente od. 
Stimmen, fowie ber Abdrud von einzelnen Mo— 
tiven oder Melodien eines und deffelben Werkes, 
die nicht fünftlerifch verarbeitet find. $ 47. Als 


des Strafverfahrens unterbricht die Verjährung |Nahdrud ift nicht anzujehen: das Anführen ein» 
der Entihädigungsfiage nicht, und ebenjomwenig |zelner Stellen eines bereit3 veröffentlichten Wer: 
unterbricht die Anjtellang der Entichädigungsffage |ted der Tonkunſt, die Aufnahme bereits veröf- 
die Verjährung des Strafverfahrens. fentlichter Meinerer Compofitionen in ein nad 
[h. Eintragsrolle.) $ 39. Die Eintragsrolle, | feinem Hauptinhalte jelbftändiges wiſſenſchaftliches 
in welche die in den 85 6 und 11 vorgeichriebe- | Werk, jomwie in Sammlungen von Werfen ver- 
nen Eintragungen ftattzufinden haben, wird beilichiedener Componiften zur Benugung in Schu— 
dem Gtadtrath zu Leipzig geführt. $ 40. Derflen, ausſchließlich der Mufitihulen. Vorausge- 
Stadtrath zu Leipzig ift verpflichtet, auf Untrag|iegt ift jedoch, daß der Urheber oder die benugte 
der Betheiligten die Eintragungen zu bewirken, Quelle angegeben iſt, widrigenfalld die Strafbe- 
ohne daß eine zuvorige Prüfung über die Be- —— ‚bes $ 24 Platz greift. $ 48. Als 
rechtigung des Autragſtellers oder über die Rich- Nachdrudk ift nicht anzufehen: die Benugung eines 
tigkeit der zur PAS angemeldeten That-|bereit3 veröffentlichten Schriftwerkes ald Tert zu 
ſachen ftattfindet. $ 41. Das Yıumbestanzleramt mufitalijchen Compofitionen, jofern der Text ın _ 
erläßt die Inſtruction über die Führung der Verbindung mit der Compofition abgebrudt wird. 
Eintragsrolle. Es iſt Jedermann geftattet, von— Ausgenommen find joldhe Terte, welche ihrem 
der Eintragsrolle Einfiht zu nehmen und ſich Weſen nah nur für den Zmed der Compofition 
beglaubigte Auszüge aus derjelben ertheilen zul®edeutung haben, namentlih Xerte zu Opern 


864 Nachdruck. 


oder Oratorien. Texte dieſer Art dürfen nur Wer vorſätzlich oder aus Fahrläſſigkeit ein Dra- 
unter Genehmigung ihred Urheber mit den mus matiſches, muſikaliſches oder dramatiſch ⸗muſila- 
fitalifchen Compojitionen zujammen abgedrudt liſches Werk volljtändig oder mit unweſentlichen 
werden. — Zum Abdrud des Textes ohne Aenderungen unbefugter Weile öffentlich aufführt, 
Muſik ift die Einwilligung bed Urheberd oder iſt den Urheber oder deſſen Rechtsnachfolger zu 
feiner Rechtsnachfolger erforderlih. $ 49. Die entſchädigen verpflichtet und wird außerdem mit 
Sadverjtändigen-Vereine, weldhe nad) Maßgabe einer Geldftrafe nad) Makgabe der SS 18 umd 
des $ 31 Gutachten über den Nahdrud mufifa-|23 bejtraft. — Auf den Beranlafier der unbe- 
liſcher Compofitionen abzugeben haben, follen|fugten Aufführung findet der $ 20 mit der Maß— 
aus Componiften, Mufifverjtändigen und Mufic|gabe Anwendung, daß die Höhe der Entichäbdig- 
kalienhändlern beitehen. — 8 —— a. Er $ 55. a — 
aͤdigung, welche dem Berechtigten im Falle de— 
— oder bramafiigemufitattz 9,5% U gemähren it, Beteht in dem_ ganyc 
iher Werte —— der Einnahme von jeder Aufführur; 
z ohne bang ber auf diefelbe verwendeten Koſten 
F 50. Dad Recht, ein dramatiiches, muſilali- — Iſt da8 Werk in Verbindung mit andern 
jches oder dramatiſch · muſikaliſches Werk öffentlih | Werten aufgeführt worden, fo ift, unter Berü!. 
aufzuführen, fteht dem Urheber u. deſſen Rechts- ſichtigung der Verhältnifie, ein entiprechende 
nachfolgern ($ 3) ausjhließlih zu. — In Ber] Theil der Einnahme als Entihädigung fefize 
treff der dramatifchen und dramatiſch⸗muſikali⸗- ſetzen. — Wenn die Einnahme nicht zu ermir 
ihen Werke iſt es hierbei gleichgiltig, ob das tein oder eine ſolche nicht vorhanden ift, jo win 
Werk bereit3 durch den Drud ꝛc. veröffentlicht|der Betrag der Entſchädigung vom Nichter mac 
worden ift oder nit. Muſikaliſche Werke, welche|freiem Ermeſſen feſtgeſtelt. — Trifft ven Bo 
durch Drud veröffentlicht worden find, künnenlanftalter der Aufführung fein Berihulden, i 
ohne Genehmigung ded Urheberd öffentlich auf-|haftet er dem Berechtigten auf Höhe jeiner Be 


geführt werben, fall8 nicht der Urheber auf bem|reicherung. 


$ 56. Die Beftimmungen in be 


itelblatt ober an ber Sen des Werkes fih|sS 26 bis 42 finden aud) in Betreff der Au 


dad Recht der öffentlichen Auf 
hat. — Dem Urheber wird der Berfaffer einer 
rechtmäßigen Ueberjegung des dramatiſchen Wer- 
tes in Beziehung auf das ausſchließliche Recht 
zur Öffentlihen Aufführung Dar Ueberjegung 
gleichgeachtet. — Die öffentliche Aufführung einer 
rechtswidrigen Ueberjegung ($ 6) od. einer rechts⸗ 
mwidrigen Bearbeitung ($ 46) bed Originalwerkes 
ift unterjagt. $ 51. Sind mehrere Urheber vor- 
handen, fo ift zur Veranftaltung der öffentlichen 
Aufführung bie Re jedes Urhebers er- 
forderlich. — Bei muſikaliſchen Werken, zu denen 
ein Text gehört, einſchließlich ber dramatiſch- 


ührung vorbehalten führung von dramatiſchen, muſilaliſchen und dre 


matiſch⸗ muſikaliſchen Werken Anwendung. 
V. Allgemeine Beſtimmungen. 

5 57. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 
1. Januar 1871 in Kraft. Alle früheren, in den 
einzelnen Staaten des Norbdeutichen Bundes 
geltenden, rechtlichen Bejtimmungen in Bezie 
ung auf das Urheberreht an Schriftwerten, At. 
bildungen, muſikaliſchen Compoſitionen und dro- 
matijchen Werfen treten von demjelben Tage a5 
außer Wirkfamfeit. $ 58. Das gegenmärtig: 
Gejeg findet auf alle vor dem Inkrafttreten dei 
jelben erichienenen riftwerle, AUbbildumger, 
muſikaliſchen Compojitionen und dramatiſce 


mufifalifhen Werke, genügt die Genehmigung 
be3 Componiften allein. $ 52, In Bette beriWerfe Anwendung, jelbft wenn biejelben nad 
Dauer des ausſchließlichen Rechtes zur Öffent-|den bisherigen Landesgeſetzgebungen feinen Sch 
lien Aufführung fommen die $$ 8 bis 17 zurigegen Nahdrud, Nachbildung oder öffentlik 
Anwendung. — Anonyme u. pfeubonyme Werte, ufführung —* haben. — Die bei dem > 
welche zur Beit ihrer erjten —— zn frafttreten icles ejeged vorhandenen Erempları, 
lihen Aufführung noch nicht durch den Drud|deren Herftellung nad der biöherigen Gejeggb 
veröffentlicht find, werben dreißig Jahre vom ſung geitattet war, jollen aud) fernerhin verbreit 
Tage der erjten tmäßigen Aufführung an, werden bürfen, ſelbſt wenn ihre Heritellung nad 
poſthume Werke dreißig Jahre vom Tode de3|dem So Geſetze unterjagt ift. Eher 
Urhebers an gegen unbefugte öffentliche Aufführ- I follen die bei dem Inkrafttreten dieſes & 
ung geihügt. — Wenn ber Urheber des anony-|jehed vorhandenen, bisher rechtmäßig angefer 
men oder pfeubonymen Werles oder fein Hierzu |tigten Vorrichtungen, wie Formen, Blatten, Steim, 
legitimirter Rechtsnachfolger innerhalb der Frift|Stereotypabgüffe zc., auch fernerhin zur Anfer 
von dreißig Jahren den wahren Namen des Ur-|tigung von Eremplaren benugt werden bürfe. 
hebers vermittelft Eintragung in bie Eintragd-)— Auch dürfen die beim Inkrafttreten bed Ge 
rolle ($ 39) befannt macht, oder wenn der Ur-|jetes bereit3 begonnenen, bisher geftatteten Ver⸗ 
* das Werk innerhalb derſelben Friſt unter|vielfältigungen noch vollendet werden. — Die 
einem wahren Namen veröffentlicht, jo gelangt | Regierungen der Staaten des Norddeutſchen Bun- 
die Beftimmung des $ 8 zur Anwendung. $ 50.|deö werben ein Inventarium über die Vorricht 
Bei dramatiihen, muſikaliſchen und dramatiſch⸗ Jungen, deren fernere Benugung hiernad) geftattet 
mufitalifchen Werken, welche noch nicht mechanisch |ift, amtlich aufftellen und dieſe Vorrichtungen mit 
vervielfältigt, aber Öffentlich aufgeführt worden [einem gleichförmigen Stempel bedruden Lafien. 
find, gilt bis zum Gegenbeweife derjenige als Ebenſo jollen alle Eremplare von Schriftwerten, 
Urheber, 29 bei der Ankündigung ber Auf- melde nad) Maßgabe dieſes Paragraphen aud 
führung als jolcher bezeichnet worden ift. $ 54. |fernerhin verbreitet werden dürfen, mit einen 


Nachdruck. 865 


Stempel verſehen werden. — Nach Ablauf der weder a) literariſche oder b) muſikaliſche Sadj- 
für die Legaliſirung angegebenen Friſt unter- verſtändigen-Vereine. In feinem Staate des 
tiegen alle mit dem Stempel nicht verſehenen Norddeutſchen Bundes darf mehr als ein litera— 
Borrichtungen und Exemplare der bezeichnetenlifcher und ein muſikaliſcher Sachverftändigen- 
Werte, 8 Antrag des Verletzten, ber Einzieh-|Verein beſtehen. $ 2. Jeder Verein beſteht aus 
ung. Die nähere Inſtruction über das bei der |jieben Mitgliedern, einſchließlich des Borjigenden, 
Aufftellung des Inventariums u. bei der Stem⸗ Für ben Fall der Verhinderung einzelner Mit- 
velung zu beobadjtende Berfahren wird vom|glieder wird eine Anzahl Stellvertreter ernannt. 
Bundestanzleramte erlafjen. $59. Infofern nahy|$ 3. Die Ernennung der Mitglieder und Stell» 


den bisherigen Landesgefeßgebung‘.: für den 
Vorbehalt des Ueberjegungsrecdhtes andere Förm— 
licheiten u. für das Erſcheinen der erjten Ueber- 
Ichnt andere Frijten, ald im $ 6 Litr, c. vor» 
geichrieben find, hat es bei denjelben in Betreff 
derjenigen Werfe, welche vor dem Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Geſetzes bereits erjchienen find, 
jein Bewenden. $ 60. Die Ertheilung von Pri— 
vilegien zum Schuge des Urheberrechtes ift nicht 
mehr zuläjlig. — Dem Inhaber eined vor dem 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Gejeßed von dem 
Deutſchen Bunde oder den Negierungen einzelner 
jet zum Norddeutichen Bunde gehörigen Staa- 
ten —— Privilegiums ſteht es frei, ob er 
von dieſem Privilegium Gebrauch machen oder 
den — des gegenwärtigen Geſetzes anrufen 
will. — Der Privilegienſchutz kann indeſſen nur 
für den Umjang derjenigen Staaten geltend ge— 
macht werden, von weldyen derjelbe ertheilt wor— 
den ift. — Die Berufung auf den Privilegien- 
ihuß ijt dadurd) bedingt, daß dad Privilegium 
entweder ganz oder dem wejentlihen Inhalte 
nach dem Werke vorgedrudt oder auf oder hinter 
dem Titelblatt dejjelben bemerkt if. Wo dieſes 
nad) ber Natur des Gegenjtandes nicht ftattfin- 


vertreter erfolgt durch die zuftändige Central« 
behörde, welche auch den Borjigenden und deſſen 
Stellvertreter aus der Zahl der Vereinsmitglie— 
der beitimmt. Die Mitglieder und Stellvertreter 
werben ald Sachverſtändige ein für allemal ge— 
richtlich vereidet. F 4. Der literariiche Sachver⸗ 
ſtändigen-Verein ift berufen, auf Erfordern der 
Gerichte Gutachten über techniſche Fragen abzu- 
geben, von welchen a) der Thatbejtand des Nach— 
drudes von Schriftwerfen oder Abbildungen 
($$ 1 ff., $$ 43 und 44 des Gejehed vom 11. 
Juni 1870) oder b) der Thatbeitand der uner« 
laubten Aufführung eines dramatiihen Werfed 
(8$ 50 ff. a. a. ©.) oder c) der Betrag des durch 
den Nahdrud oder die unerlaubte Auffügrung 
entftandenen Schadens, beziehungsweije der Ve» 
reiherung abhängt. — Ein Mitglied des Ver— 
eins muß als Zeichner, Kupferftecher ac, mit der 
Anfertigung der im $ 43 des Gejehed vom 11, 
Juni 1870 erwähnten Zeichnungen und Abbild⸗ 
ungen vertraut jein. $ 5. Der muſikaliſche Sad)» 
verjtändigen»Berein ijt berufen, auf Erfordern 
der Gerichte Gutachten über techniiche Fragen 
abzugeben, von welchen a) der Thatbeitand des 
Nachdruckes von muſikaliſchen Compoſitionen 


den kann, oder bisher nicht geſchehen iſt, muß (55 45 ff. a. a. O.) oder b) der Thatbeſtand der 


das Privilegium, bei Vermeidung des Erlöjchens, 
binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten die- 
jes Gejeges zur Eintragung in die Eintragsrolle 
angemeldet und von dem Curatorium berjelben 
Öffentlich befannt gemacht werden. F 61. Das 
gegenwärtige Geſetz findet Anwendung auf alle 
Werke inländijcher Urheber, gleichviel ob die 
Werfe im Inlande oder Auslande erjchienen od. 
überhaupt noch nicht veröffentlicht find. — Wenn 
Werte ausländiicher Urheber bei Berlegern er: 
fcheinen, die im Gebiete des Norddeutichen Bun- 
des ihre Handelöniederlafjung Haben, jo jtehen 
diefe Werfe unter dem Schuge de3 gegenwärtigen 
Gejetes. $ 62. Diejenigen Werke ausländijcher 
Urheber, welche in einem Orte erſchienen find, 
der zum chemaligen Deutihen Bunde, nicht aber 
zum Norbdeutichen Bunde gehört, genießen den 
Schuß diejes Geſetzes unter der Borausjegung, 
dag das Hecht des betrejfenden Staates den in- 
nerhalb des Norddeutſchen Bundes erjchienenen 
Werken einen den einheimifchen Werfen gleichen 
Schuß gewährt; jedoch dauert der Schuß nicht 
länger als in dem betreffenden Staate jelbit. 
Daſſelbe gilt von nicht veröffentlichten Werken 
joldjer Urheber, welche zwar nit im Norddeut- 
ichen Bunde, wol aber im ehemaligen deutichen 
Bundesgebiete ftaatsangehörig find. 
II Snjtruction über die Faſſung u. den 
Gejhäftsbetrieb der Sadverftändigen-| 
Bereine, v. 12. December 1870, | 
8 1. Die Sachverſtändigen-Vereine jind ent- 
Grotefend, Polizeiskerilon. 


unerlaubten Aufführung eine mujifaliichen oder 
dramatijch-inufitaliichen Werkes (58 50 ff. a. a. 
D.) oder c) der Betrag ded durch den Nachdruck 
oder die unerlaubte Aufführung entjtandenen 
Schadens, beziehungsweije der Bereicherung ab» 
hängt. $ 6. Das verlangte Gutachten hat der 
Berein nur dann abzugeben, wenn ihm znvor 
von dem requirirenden Berichte Überjendet find: 
1) die gerichtlichen Acten, 2) eine actenmäßige 
Darftellung des Sad» und Streitverhältnifjes, 
in welcher zugleich die zu begutadhtenden ragen 
einzeln aufgeführt find, unter Beifügung ber An— 
gabe, ob u. eventuell welche Erflärung von den 
Barteien über jene Darjtelung abgegeben ober 
aus weldhen Gründen die Ubgabe ſolcher Erklär— 
ung unterblieben it, 3) die zu vergleichenden 
Gegenftände, deren Fdentität durch Anhängung 
des Gerichtöfiegeld oder auf andere Urt aufer 
Zweifel geitellt und gegen Verwechslung geſichert 
it. — Die Daritellung zu 2 verbleibt bei ven 
Acten des Bereind. $ 7. Sobald der Antrag 
auf Erftattung eined Gutachtens von Seiten des 
Vereins an den Vorfigenden deijelben gelangt iſt, 
ernennt der legtere zwei Mitglieder zu Keferenten, 
welche unabhängig von einander ihre Weinung 
ichrijtlich abzugeben und in einer demnädjit an— 
zuberaumenden Sigung ded Vereins vorzutragen 
haben. Nach ftattgehabter Berathung erfolgt 
durch Stinmenntehrheit der Beſchluß. Bei Stim: 
mengleichheit gibt die Stimme des Vorjigenden 
den Ausſchlag. — Handelt e3 jid) um den Nach— 

i u.) 
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Nacherfaggeftellung — Namen. 


drud einer Zeichnung oder Abbildung ($ 43 de3|jchloffenen Räumen, fo darf es nit vor Sonnen- 


Geſetzes vom 11. Juni 1870), jo muß einer der 
beiden Referenten als Zeichner, Kupferftecher 2c. 
mit der Anfertigung der betreffenden Zeichnungen 
oder Abbildungen vertraut jein. $ 8. Zur Fajj- 
ung eines giltigen Beichlujjes ift die Anwejen- 
* von wenigſtens fünf Mitgliedern, einſchließ— 
ich des Borfigenden und der etwa zugezogenen 
Stellvertreter, ag” Mehr als fieben Mit- 
glieder dürfen an dem Beſchluſſe nicht theilneh- 
men. $ 9. Nach Mafigabe des gefahten Be- 
fchlufjes wird das Gutachten ausgefertigt, von 
den bei der Beihlußfajiung anweſend gewejenen 
Mitgliedern des Vereins unterjhrieben und mit 
dem dem Vereine zu überweifenden Siegel un- 
terjiegelt. Die etwaige Verwendung von Stem- 


peln zu dem Gutachten richtet fi) nach den Ge-I$ 


jegen der einzelnen Bundesſtaaten. $ 10. Der 
Verein ift befugt, an Gebühren für das Gut» 
achten dreißig bis dreihundert M zu liquidiren, 
welche vom requirirenden Gerichte foiort nad) 
Eingang ded Gutachtens dem Vorſitzenden des 
Vereins koſtenfrei überfandt werden. $ 11. Wenn 
die betheiligten Barteien in Gemäßheit des $ 31 
Abſatz 2 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 einen 
Sadjverftändigen-VBerein ald Schiedsrichter anzu- 
rufen beabfidhtigen, jo haben fie ihre desfalljigen 
Anträge in beglaubigter Form an den Verein 
gelangen zu laſſen. — Die in den 88 6—10 ent- 
baltenen Beitimmungen fommen aud in diefem 
Falle analog in u 

Nacherſatzgeſtellung. Aushebung nad) Ded- 
ung des Necrutenbedarfs, um beim Abgang von 
Mannjchaften bei den Truppen als Nacherſatz zu 
dienen, j. Erjaß-DOrdnung 876; zur Dedung 
des Bedarfs aus der ſeemänniſchen Bevölkerung, 
daſ. $ 72 Nr. 5. 


Nachhaft, polizeiliche, ſ. Strafgejegbudls 9 


8 362. 

Nachhut, Ausübung derfelben auf Wiefen, |. 
unter Feldpolizei die Feldpolizeiordnung v. 
1. November 1847 $$ 35—38, 

Nachlaß, Vollſtreckung von Geldftrafen in den 
Nachlaß des VBerurtheilten, j. Strafgejeßbud 

50 


Nadjlefe in fremden Gärten, Obftanlagen, 
Weinbergen oder Uedern, Beftrafung der uner- 
laubten; j. unter Feldpolizei die Geldpofigei 
Ordnung vom 1. November 1847 $ 41 Wr. 1. 

Nachſchlüſſel, ſ. Di etriche. 

Nachtweide. 
Geſetz über die Beſchränkung der Nacht— 
weide und das Einzelhüten des Viehes 
in der Rheinprovinz, vom 5. Juli 1844. 

$ 1. Grundſtücke, welche nicht auf allen Seiten 
jo eingeihlofjen jind, daß dadurch dad Aus— 
treten des Viehes verhindert wird, dürfen nur 
während ber — zur Viehweide benutzt 
werden. 8 2. Wenn das weidende Vieh nicht 
über Nacht im Freien in Hürden oder anderen 
eingeſchloſſenen Räumen verbleibt, jo muß das» 
jelbe fpäteftens eine Stunde nah Sonnenunter- 
gang zu Stalle gebracht jein und darf nicht früher 
als eine Stunde vor Sonnenaufgang wieder aus— 
getrieben werden. $ 3. Verbleibt das Vieh über 


aufgang nuf die Weide gebradt werden und 
muß bei Sonnenuntergang wieder eingetrieben 
fein. $ 4. Für Gemarkungen, in denen Die 
Nachtweide auf ungejchlofjenen Grunditüden bis- 
her üblih geweſen und nicht zu entbehren tft, 
fünnen die Regierungen auf den Antrag des 
Gemeinderathed und nad) Anhörung der Kreis: 
ſtände ausnahmsweiſe gejtatten, dag in den Mo- 
naten Auguft, September und October dasjenige 
Vieh, welches bei Tage zum Gejpann gebraucht 
wird, während der Nachtzeit auch auf unge 
ſchloſſenen Grundjtüden gehütet werde. — Die 
Regierung hat zugleich in jedem folchen Falle 
die zum Schutze gegen Beihädigungen und Mif- 
bräuche erforderlichen Anordnungen zu treffen, 
55. Wer ben Beitimmungen der SS 1, 2 u. 3 
oder den im Falle des $ 4 von der Regierung 
etroffenen Anordnungen zumwiderhandelt, Haftet 
Fir den daraus entjtehenden Schaden und wird 
mit einer Polizeiftrafe von ı M bis zu 15 M 
belegt. $ 6. Wer jih nad erfolgter Berur- 
theilung wegen eines diefer Vergehen nochmals 
dejjelben oder eines anderen im $ 5 bezeichneten 
Bergehend ſchuldig madt, hat eine Geldbuße von 
2 M biß zu 30 M verwirkt, welche bei ferneren 
Nüdjällen verdoppelt wird, . Eltern umd 
Dienſtherrſchaften haften für die Geldbußen, Ent: 
ihädigungen und Koiten, zu deren Zahlung ihre 
im elterlichen Hauje jich aufgaltenden Kinder und 
ihre Dienjtleute verurtheilt worden find. $ 8. 
Iſt in dem alle des $ 4 die Nachtweide aus«- 
nahmsweije gejtattet worden, fo haftet der Eigen- 
thümer des Viehes für allen durch dafjelbe an- 
gerichteten Schaden auch dann, wenn die zum 
** gegen Beſchädigungen und Mißbräuche 
getroffenen Anordnungen befolgt worden find, 
\ Wo das Einzelnhüten auf ungejchlofjenen 
Grundftüden bisher zuläſſig geweſen ijt, bleibt 
ed auch auf diejen Grundftüden, jedoch nur zur 
Tageszeit ($$ 1—3), ferner geftattet. $ 10. Die 
Regierungen find befugt, auf den Vorjchlag der 
Polizeibehörden über das bei dem Einzelnhüter 
auf geichlojjenen und ungefchloffenen Grund 
jtüden zur Vermeidung von Mißbräuchen zu 
beobadhtende Verfahren Local» Polizeiordnunger 
zu erlajjen und in denfelben gegen Uebertretungen 
die in den 88 5—8 bejtimmten Folgen fejtzujegen. 

Nachtzeit. Vornahme von Hausjuchungen 
während der Nadjtzeit, fiehe Hausſuchungen. 
Während der Nachtzeit begangene ftrafbare Hand 
lungen, |. Strafgejegbud) 8243 Nr. 7, 5 250 
Nr. 4, 88 293, 296, 322, 325, 326. ©. auch 
Holzdiebftahl $ 4 Nr. 1. 

Nacdjzügler (Marodeurs) im Kriege, Ber 
ftrafung derjelben, j. Militär-Strafgejeg 
buch $ 135. 

Nahrungsmittel. Beitrafung der Entwend- 
ung von jolden, Strafgejegbud $ 370 Nr. 5; 
des Feilhaltens oder Verkaufens verfälichter, daf. 
$ 367 Nr. 7. 

Namen. Die nad) den geſetzlichen Bejtimm« 
ungen erforderlihe Genehmigung zu Namens. 
änderungen wird abgejehen von denjenigen Fällen, 
in benen es fi um die Aenderung eines adligen 


Naht im Freien in Hürden oder anderen ge- Namens oder um die Annahme adliger Prädicate 


Naphta — Naturalleiftungen. 867 


handelt und deshalb die Enticheidung des Königs können in Anſpruch genommen werden: 1) die ' 
einzuholen ijt, von den Bezirköregierungen (Land-| Stellung von Borfjpann ($ 3), 2) die Berab- 
drojteien) ertHeilt; Allerh. Erla vom 12, Julilreihung von Naturalverpflegung ($ 4), 3) die 


1867. Wegen Beitrafung der Führung fremder Berabreihung von 


oder erdichteter Namen ſ. Strafgeſetzbuch 


$ 360 Nr. 8 und Holzdiebjtahlsgejeg $ AlUmfang der Berpflichtun 
Nr. 3; des Mißbrauchs fremder Namen beil$ 3. 


Waarenbezeichnungen, daf. $ 2837. Dur Eab.- 


— ($ 5). 

[1. Berpflichtete Subjecte, Vorausſetzung und 
8] a. Borjpann. 

Zur Stellung von Vorſpann — Fuhr- 

werle, Gejpanne, Geipannführer — ſind alle 


Ordre vom 15. April 1822 iſt die ohne die|Beliger von Zugthieren und Wagen verpflichtet. 


erforderliche Erlaubnif vorgenommene Aenderung 
des Familien- oder Geſchlechtsnamens mit einer 
Geldbuße von 1560 M oder vierwöcdentlicher Ge- 
fängnißjtrafe bedroht, wenn auch durchaus feine 
unlautere Ubjicht dabei zu Grunde liegt. 
Naphta, Beförderung dejielben auf Eijen- 
bahnen, j. unter Betriebs-Reglement $ 48, 


’ ‚ 1. 

National-Cocarde. Bezüglich des Tragens 
derjelben ſiehe die 
Königl. Verordnung dv. 22.5ebruar 1813. 

In Erwägung, das die herzerhebende allge- 
meine Aeußerung treuer Vaterlandsliebe ein 
äufßeres Kennzeichen derjelben für alle Staats— 
bürger fordert, verordnen: daß 1. auch außer 
dem Kriegsdienſte von allen Männern, die das 
zwanzigite Jahr zurüdgelegt haben, die Preußiſche 
Nationalcocarde von befaunter Form, ſchwarz u. 
weiß, am Hute getragen werden joll, wenn bieje 
Ehre nicht von Er verwirkt ift; 2. die Cocarde 
wird getragen von allen, welde in Unjerem 
Staate geboren find oder die Rechte Unferer 
Unterthanen durch Anjiedelung oder Eintritt in 
Unferen Dienjt erlangt haben; 3. das Recht, die 
Cocarde zu tragen, wird verwirkt durch Feigheit 
vor dem Feinde, durch die Beitimmungen des 


see Geſetzes über das Ausweichen des] Fä 


riegsdienſtes und durch Feſtungs- oder 5* 
hausarreſt mit Strafarbeit verbumden. (©. jetzt 
Strafgeſetzbuch $ 34, 1.) — Das ſtets anweſende 
Sinnbild von dem Panier des Baterlandes muß 
jeden, der es in der Cocarde trägt, mit der Er: 
innerung an feine heiligften Pilichten doppelt 
erfüllen. 

Naturalifation, fiehe unter Staatdange- 
hörigkeit Gefeg vom 1. Juni 1870 $$ 2, 6, 


8, 10. 
Naturalleiftungen für die bewafinete Macht 
im Frieden. 
I. Reihs-Gejeg über die Naturalleift- 
ungen für die bewaffnete Madt im 
Frieden, vom 13. Februar 1875.) 


81. Naturalleiftungen für die bewaffnete 
Macht können, joweit das Gejet über die Kriegd- 
leiftungen vom 13. Juni 1873 und dad Gejet 
vom 25. Juni 1868 über die Quartierleiftung 
für die bewaffnete Macht während des Friedens» 
zuftandes nicht Anwendung finden, innerhalb 
des Neichdgebieted nur nad) Maßgabe der Be 
—— des gegenwärtigen Geſetzes geſordert 
werden. 


J. Leiſtungen durch Vermittelung der 


Gemeinden. 


8 2. Durch Vermittelung der Gemeinden 


) ©. bi 


S. u bie hiernächſt abgebrudte Juſt ruction zur 
Ausführung biefes Geſetzes Er Sept, der , 


— Zur Vorjpannleiftung find in erfter Linie 
diejenigen heranzuziehen, welche aus dem Ver— 
miethen ihrer Thiere und Wagen oder dem Be— 
triebe de3 Fuhrweſens ein Gewerbe machen. — 
Befreit find: 1) Mitglieder der Deutichen regier- 
enden Familien, bezüglich der für ihren Hofhalt 
bejtimmten Wagen und Pferde, 2) die Gelandten 
und das Gejandtichaftsperjonal fremder Mächte, 
3) Staat3- und Privatgeftüte, ſowie die Militär- 
verwaltungen Hinfichtlih ihrer Buchtthiere und 
Remonten, 4) Offiziere, Beamte im Weiche, 
Staat3- oder Communaldienfte, ſowie Seeljorger, 
Aerzte und Thierärzte Hinfichtlich der zur Aus— 
übung ihres Dienjtes oder Berufes nothwendigen 
Pferde, 5) die Poſthalter Hinfichtlich derjenigen 
Pferde, welche von ihnen zur Beförderung der 
Poſten vertragsmäßig gehalten werden müſſen. 
— Die Stellung von Vorjpann kann nur ge— 
fordert werden für die auf Märfchen, in Lagern 
oder in Cantonirungen befindlichen Theile der 
bewaffneten Wacht, und nur injoweit, als ber 
Bedarf im Wege des Vertrages gegen ortsübliche 
Breije dur die Militär-Fntendantur nicht recht« 
zeitig 5 ſichergeſtellt werden können. — In der 
Regel ſoll der Vorſpann nicht länger als einen 
20 benugt werden; nur in den dringenditen 
Fällen ift eine längere Benugung zuläſſig. — 
Im Uebrigen wird der Umfang, in welchem 
Boripannleiftungen von den Truppen beanjprucht 
werden können, durch die Ausführungdverord- 
nungen ($ 18) feſtgeſtellt. b. Naturalver- 
pflegung. $ 4. Zur Verabreichung der Na- 
turalverpflegung iſt der Quartiergeber verpflid)- 
tet. Diejelbe fann nur gefordert werden für die 
auf Märjchen befindlichen Theile der bewaffneten 
Madıt, und zwar jomwol für die Marſch- und 
Auhetage, ald aud für die auf dem Marſche 
eintretenden Wufenthaltstage (Liegetage). Der 
mit Berpflegung Einquartierte — jomwol der 
Dffizier, Urzt und Beamte, ald auch der Soldat 
Bat fi) in der Regel mit der Kojt des 
Duartiergeber3 zu begnügen. Bei vorkommen⸗ 
den Streitigkeiten Eu! dem Einquartierten das» 
jenige in gehöricer Zubereitung gewährt werden, 
was er nad) dem Reglement bei einer Verpfleg- 
ung aus dem Magazin zu fordern beredtigt 
fein würde. c. Fourage $5. Bur Berab- 
reihung der Fourage find alle Befißer von 
Fouragebeftänden verpflichtet. Diejelbe kann nur 
efordert werden für die Pferde und jonitigen 
ugthiere der auf Märjchen befindlichen Theile 
der bewaffneten Macht, und zwar jowol für bie 
Mari und Ruhetage, ald aud für die Lieges 


tage, für SHeeredabtheilungen mit mehr als 
fünfundzwanzig Pferden jedoch nur dann, wenn 
der Bedarf im 


Wege ded Vertrages gegen ortd« 
üblihe Preiſe durch die Militär-Antendantur 
65* 
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nicht rechtzeitig Hat fichergeftellt werben können. infolge feines gr ea durch die anderweite 


Wenn am Orte des 
verwaltungen oder Lieferungd-Unternehmer der 
Militärverwaltung vorhanden find, Darf bie 
Berabfolgung der Fourage nicht gefordert wer- 
den. — Inſoweit der Fouragebedarf im Ge- 
meindebezirt nicht vorhanden ift, ift berjelbe 
gegen Gewährung der tarifmäßigen Borjpann- 
vergütung von der nächſten militäriichen Berab- 
reihungsitelle abzuholen ($ 3). — Die im $ 3 
fejtgeftellten Befreiungen finden _ hinſichtlich 
der Verpflichtung zur Verabreichung der Fourage 
infoweit Anwendung, als der vorhandene Fou⸗ 
ragebeftand für den Unterhalt derjenigen Pferde 
erforderlich ift, auf welche fi die Befreiung 
bezieht. , 
ie Eintritt der Verpflihtung.] $ 6. Die 
Verpflichtung zu den in den 88 3—5 bezeichneten 
Leiftungen tritt auf Grund der von den ir 
jtändigen Civilbehörden ausgeſtellten Marſch— 
routen, ober auf Grund bejonderer Anordnungen 
diefer Behörden ein. — In dringenden Fällen 
kann die zuftändige Militärbehörde die Leiltungen 
direct von der Gemeindebehörde und, wo dieje 
nicht rechtzeitig zu erreichen ift, von dem Leijt- 
ungspflidtigen in der Gemeinde unmittelbar 
zequiriren. — Unorbnungen, ſowie Requifitionen 
find fchriftiich zu erlaffen und müfjen die genaue 
Bezeichnung der geforderten Leiftung enthalten. 
Ueber die erfolgte Leiſtung ift von der betreffen- 
den Militärbehörde oder dem Commandoführer 
der Truppe, für welche bie Leiſtung erfolgt ift, 
ſchriftliche Beſcheinigung zu ertheilen. 
[3. Erfüllung der Verpflichtung.) $ 7. Die 
örtliche Vertheilung der Leiftungen erfolgt auf 
die Gemeinden im Ganzen durch bie zuftändige 
Givilbehörde. Es ift Hierbei auf die Leiſtungs— 
figigkeit der Gemeinden Rüdficht zu nehmen. — 
Die weitere Untervertheilung geſchieht nad) ort3- 
jtatutarifcher Feſtſetzung oder Gemeindebeſchluß 
durd die Gemeindevorjtände, welche für die ge- 
hörige und vechtzeitige Erfüllung der Leiftungen 
Sorge zu tragen haben. — Leiſtungspflichtige, 
weldje ihren Obliegenheiten nit nadlommen, 
find durch den Gemeindevorftand unter An— 
wendung der ihm zuftehenden adminiftrativen 
Bwangsmittel Hierzu anzuhalten. Iſt die Leilt 
ung nicht rechtzeitig zu erlangen, jo kann jie 
anderweitig auf Koften bed Berpflichteten ber 
jchafit werden. — Die Gemeinden jind berechtigt, 
die Leiftungen ohne Untervertheilung für eigene 
Rechnung zu Übernehmen und die erwachjenden 
Koften auf die hierdurch von unmittelbarer Leift- 
ung befreiten Pflihtigen nad) Verhältniß ihrer 
Berpflihtung zur Naturalleiftung umzulegen. — 
Die Roten fi 
von den VBerpflichteten auf dem 


Marihguartierd Magazin |Beihaffung der 


fung für die Militärver- 
ee entſtandenen Mehrloften zu erftatten. 
8 8. Die in diefem Gejege für Gemeinden ge- 
troffenen Beftimmungen gelten aud) für die einem 
Gemeinbeverbande nicht einverleibten jelbjtändigen 
Gutsbezirke. 

[4. Bergütung.) 8 9. Für die in den 6888 
bis 5 bezeichneten Leiftungen wirb nad folgen- 
ben Meg ig Vergütung aus Militärfonds 
gewährt: 1) die Bergütung für Vorſpann erfolgt 
tageweife nad) ben vom Bundesrathe von Zeit 
zu Zeit für jeben Bezirk eines Lieferungdver- 
bandes enbgiltig feftzuftellenden Vergütungsjägen. 
Die Sätze jind nad den im betreffenden Bezirke 
üblichen Fuhrpreifen zu normiren. Auch für die 
Fahrt vom Wohnorte nad) dem Gtellungsorte 
und zurüd wird Vergütung nad) gleihen Grund» 
lägen gewährt, wenn die Entfernung mehr als 
7!/;, km (eine Meile) beträgt; in diefem Falle 
ift eine Wegeftrede bi3 zu 15 km einem halben 
Tage gleichzufepen. Werben bie use einen 
halben Tag oder darunter in Anſpruch ge 
nommen, jo wirb ein halber Tag berechnet. — 
Dem Eigenthümer ift voller Erjag für Verluſt, 
Beihädigung und außergewöhnlide Abnugung 
an Zugthieren, Wagen und Geſchirr zu gewähren, 
welche infolge oder gelegentlih der Vorſpann⸗ 
oder Spanndienftleiftungen ohne Berjchulden des 
Eigenthümerd oder des von ihm geitellten Ge- 
Ipannfügrers entitanden find. Die Feitjegung 
des Betrages —5 nad; Maßgabe des $ 14. 
2) Die Bergütung für Naturalverpflegung be- 
trägt für Mann und Tag: 


mit Brotohne Brot 
a, für die volle Tageöfoft . 80 P, 65 P, 
b. F die Mittagskoſt .. 40 F, 35 P, 
e. für die Ubendloft . . . 25P, 20 P, 
d. für die Morgenkoft 15P, 10 P. 


Wenn der Preis ded Winterroggend nach dem 
Durchſchnitte der November-Marktpreije in Berlin, 
Münden, Königsberg und Mannheim für 1000 
kg mehr ald 160 M beträgt, jo wird im folgen 
den Jahre für je 10 M diejes Mehrbetrages die 
Vergütung der vollen Tageskoft mit Brot um 
5 P, bis zum Cape von 1 M, erhöht und tritt 
entjprechende Erhöhung der übrigen Gäte ein. 
— Bor Schluß des Jahres werben die hiemad 
für da3 folgende Jahr zur Anwendung fommen- 
den Vergütungsjäge durch den Reidydanzeiger 
öffentlich befannt gemacht. — Bei — 
licher Höhe der Preiſe der Lebensmittel kann der 
Bundesrath die Bergütungsjäge zeitweije für 
das ganze Bundeögebiet oder für einzelne Theile 
befjelben ſowol innerhalb der Örenzen von 80 P 


nd in beiden Fällen Ar 3 u. 4)|bis zu 1 M für die volle Tageskoſt mit Brot zc., 
ür die Ein-[ald® auch über 1 M hinaus ken — Für 


sichung der Gemeindeabgaben vorgeihriebenen| Offiziere und im Dffiziersrange jtehende Werzte 
e 


Wege 
vorſtand die er 


izutreiben. — Unterläßt ein Gemeinde und Militärbeamte ift der doppelte Betrag des 
der ihm obliegendenjauf die Mannſchaft entfallenden Vergütungsſatzes 
Berpflihtung zur Fürjorge für die rechtzeitige]zu entrichten. 


Wenn jedod ein Offizier ꝛc. er 


Beſchaffung einer Leiftung, jo ijt bei Gefahr im klärt hat, nur dasjenige in gehöriger AZubereit- 
Berzuge die Militärbehörde beredhtigt, die Leiſt- ung zu beanfpruchen, was er nach dem Reglement 
ung ohne Zuziehung des Gemeindevorfitandes|bei einer Verpflegung aus dem Magazin 

anderweit zu beſchaffen. Leßterer ift, wenn ihm fordern berechtigt jein würde ($ 4), jo iſt für 
eine Berfäumniß zur Laft fällt, verpflichtet, die ihn nur der einfache Betrag der Vergütung zu 
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entrichten. 3) Die Vergütung für verabreichte und Tränken zuzulaſſen, aud wenn zu dieſem 
Fourage erfolgt nad dem urchſchnittspreiſe Zwecke Wirthichaftd- und an betreten wer⸗ 
des Kalendermonats, in welchem die Lieferung|den müfjen. — Auf die Uebungen der Truppen 
ftattgefunden hat. — Bei Heititellung diefes lauf ihren ftändigen Ererzier- umd SER 
Durchſchnittspreiſes werden die Preife des Haupt» |findet diefe Vorjchrift Feine Anwendung. $ B. 
marktortes ($ 19 Abi. 2 und 3 des Kriegd- Die Beſitzer von Schmieden find verpflichtet, 
leiſtungsgeſeßes vom 13. Juni 1873) desjenigen |marjdjirende, bivoualirende und cantonirende 
Lieferungsverbandes zu Grunde gelegt, zu wel Truppen zur Mitbenugung der Schmieden gegen 
chem die betheiligte Gemeinde gehört. — Dielangemefjene Vergütung zuzulaſſen. $ 14. Alle 
Bergütung wird in allen Fällen im Ganzen an durch die Benupung von Grundſtücken zu Truppen» 
die Gemeindebehörde entrichtet, welche die weitere |übungen, jowie die in den Fällen des $ 12 ent— 
Vertheilung an die einzelnen Leijtenden jofort zu |[ftehenden Schäden werden aus Militärfonds vers 
bejorgen hat. gütet. Die Feſtſtellung derjelben, jowie der nad) 
II. Bejondere Verpflihtungen der Be-|S 13 eintretenden gr ae eg jojern 
figer von Schiffen und Fahrzeugen. über den Betrag eine Einigung nicht jtattfindet, 
zer auf Grund ſachverſtändiger Schägung. — Bei 
$ 10. Zur Stellung von Schiffsfahrzeugen |), Auswahl der Sadverjtändigen haben die 
ir die Kaiferfihe Marine find alle Beſiher sachverjtändigen 9 
h rn Vertretungen der Kreiſe oder gleihartiger Ver— 
ofcher Fahrzeuge verpflichtet. Diejelbe lann nur ande mitzumirken. Die Betheiligten find zum 
gefordert werden für Truppentransporte an und Schäßun in ers — afaben 8 d 
von Bord außerhalb der Kriegshäfen, jowie für g N . 
Ausrüftungen von Schiffen mit Proviant, Ins IV. Befondere Berpflidtungen der 
ventar, Kohlen und jonjtigem Material aller Urt Eifenbahnvermwaltungen, 


an den Orten, wo die Marine feine etablivten : 

Rroviante, Inventarien und Kohlendepots be —88 Be ee 
jigt, und nur infoweit die eigenen Fahrzeuge der nn; ———— 8 — ch 
Kaiferlichen Marine für die gedachten Zwecke Fi Far : Pre —— — 
nicht ausreichen und die nöthigen Fahrzeuge nicht yo Bu u. i * ee ar rar er 
gegen angemefjene Vergütung im Wege des Ber- n be 3 n M — Zei 
frages ſichergeſtellt werden können. — Befreit ep zu vevibirenden allgemeinen Tarifs zu 
von der Verpflichtung find die Inhaber öffent⸗ Sqlußb eitimmungen.) $ 16. Entſchädigungs 
licher Fähren und anderer öffentlicher Transport» A rüche, welde au Grund diefes Geich * De 
anitalten hinfichtlich derjenigen Fahrzeuge, weld)e uber werben find bei dem Mär 
nad Anordnung der zuftändigen Behörden oder | Geri 4, ändiaen Civil 

auf Grund abeeichleffener Verträge von ihnen —— in = Salen = 
für die öffentliche Benutzung geh (ten werben 2 1 Abi 3, 10, Mbf. 4, 11 bis 14, wenn fie 
mülen. — Fur die Stellung ber Sehne iſt nicht innerhalb vier Wochen nad) dem Eintritte 
die Vermittelung der zuftändigen Hafenpolizei-| yo, Sehaupteten Veihädigung, in allen anderen 
behörde in Anſpruch zu nehmen, — Dem Eigen] en gung, IM. ! 
thümer ift voller Erjag für Verluft, Beihädig- Fällen, wenn fie nicht jpätejten® im Laufe des⸗ 
ung und außergewöhnliche Abnugung am Fahr. [LS er Be wels 
zeug nebft Zubehör zu gewähren, welche infolge en e mr In er ie — 
oder gelegentlich der geforderten Leiſtung ohne ungSverpflichtung begründet worden iſt. — Dieje 
Verſchuiden des Beſitzers oder des von ihm ge- Friſt Läuft and) gegen Minderjährige und Be- 
fteilten Schiffers entitanden find. — Die Seite vormundete, ſowie moralijche Perſonen, denen 


i gejeplich die Rechte der Minderjährigen zuftchen, 
—— Bergütung geſchieht nad Maßgabe ohne —3532* der Wiedereinſetzung in jo 


x vorigen Stand, jedoch mit Vorbehalt des Re— 
IH. Befondere Verpflichtungen der Be⸗greſſes gegen die Vormünder und Berwalter, 
fiber von Grundjtüden ze. N 


17. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 
g 11. Wenn cultivirte Grundftüce zu Truppen-|1. Juli 1875 in Kraft. — Mit demjelben Zeit 
übungen benugt werden follen, jo find davon zu— untte treten alle demfelben zumiderlaufenden 
vor die betreffenden Ortsvorſtände zu benach⸗ 
richtigen, damit die vorzugsweiſe zu ſchonenden 
dandereien duch Warnungszeichen kenntlich ge— 
macht werden können. — Ausgeichloffen von jeder 
Benupung bei Truppenübungen bleiben Gebäude, 
Wirthſchafts- und Hofräume, Gärten, Parkan⸗ 
lagen, Holzſchonungen, Dünen» Anpflanzungen, 
Hopfengärten ne — — — 
Ader land» u. forſtwirthſchaftlicher Lehranſtalten 
er Berfuchsftationen. \ 12. Die Befiger von ml ed A er de 
Brunnen und Tränfen ſind verpflichtet, marſchi— h — 
rende, bivouafirende, cantonnirende und übende I. Leiftungen durch Vermittelung ber 
Truppen, falls die vorhandenen öffentlichen Bruns 6 emeinden. 
nen und Tränfen für die Bedürfniffe der Truppen 1. Bu $ 3. Hinſichtlich des Umfanges, in 
nicht ausreichen, zur Mitbenugung der Brunnen welchem die auf Märjcen, in Lagern oder in 








































eftimmungen außer Wirkſamleit. 818. Die 
zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
allgemeinen Anordnungen werden für das ge» 
ſammte Yundesgebiet, mit Ausſchluß Bayerns, 
durch Verordnung des Kaifers, für Bayern durch 
Königliche Verordnung, erlajien. 


II. rs ve Ausführung des Ge— 
fees über die Naturalleijtungen für die 
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Eantonirungen befindlichen Theile der bewaff⸗ 
neten Macht Vorfpannleijtungen in Unfpruc zu 
nehmen befugt find, gelten vorbehaltlich der all- 

emeinen Boraudjegungen, von melden das Ge- 
* die Befugniß abhängig gemacht hat, ſolche 
Zeiltungen in Anſpruch zu nehmen, nachfolgende 
Beitimmungen: a) Für Garnifonveränder- 
ungen. Es find den Truppen die zur feldmäßi- 
gen Beipannung ihrer Fahrzeuge erforderlichen, 
angeſchirrten Borlegepferde zu ftellen. — Außer⸗ 
dem haben zu beanspruchen: jedes Bataillon bes 
————— jede Abtheilung ein zweiſpänniges 
Fuhrwerk, ſowie jedes Cavalerieregiment zwei 
zweiſpännige Fuhrwerke zur Fortſchaffung der 
Geſchirre, des Gepäckes ꝛc. b) Für alle ſon— 
ſtigen Märſche geſchloſſener Truppen— 
theile. Ein Diviſionscommando hat bei einer 
Abweſenheit aus der Garniſon von zwei bis ſie— 
ben Tagen ein zweiſpänniges Fuhrwerk, bei einer 
längeren Abweſenheit zwei zweiſpännige Fuhr- 
werke zu beanjpruchen. — Die übrigen Com— 
manbobehörden ohne Rüdficht auf die Dauer der 
Abweſenheit aus der Garnifon: je ein zweiſpän— 
niges Fuhrwerk. — Die Negimentsftäbe des— 
gleichen: ein zweifpänniged Fuhrwerk. — Diejer 
Anſpruch tritt jedoch nicht ein, fall3 und fo lange 
als die Truppen etwa ihre Feldfahrzeuge, ein- 
Ichließlich derjenigen für den Transport von Ge- 
päd und Bagage, mit fi führen. — Geſchloſſene 
Abtheilungen desgleichen: in der Gtärfe von 5 
Escadrons drei zweifpännige Fuhrwerke; in der 
Stärke von 3—4 Compagnien, Escadrons oder 
Batterien zwei zweifpännige Fuhrmwerfe; in ber 
Stärke von 1—2 Compagnien, E3cadrond oder 
Batterien ein zweiipänniges Fuhrwerk. — Füh— 
ren die Truppen ihre Seldfahrzeuge mit, fo find 
ihnen nur die zu deren feldmähiger Beſpannung 
erforderlichen, angeſchirrten Borlegepferde zur jtel- 
len. Befinden ſich jedoch unter jenen Fahrzeugen 
diejenigen für den Transport des Gepädes und 
der Bagage nicht, fo bleibt daneben der vorbe- 
zeichnete Anſpruch bejtehen. — Compagnien, melde 
auf dem Marjhe vom Bataillonsftab getrennt 
einquartiert werden, fteht von dem der Trenn- 
ung vom Stabe vorausgehenden legten Marſch- 
quartier ab bis zu ihrem Quartier Vorſpann zu, 
wenn fie jeitwärts oder weiter vorwärts als der 
Stab zu Liegen fommen. Ebenſo ijt ihnen am 
folgenden Marfchtage der Vorſpann vom Marſch⸗ 
quartier bis zur Vereinigung mit dem Batail- 
lonsſtabe zu gejtellen. — Einzelne Escadrons u, 
Batterien haben keinen Anſpruch auf Borfpann, 
wenn fie während des Marſches ihre Nadhıtquar- 
tiere in verſchiedenen Ortichaften erhalten. Mar- 
ſchirt aber eine ſolche Escadron oder Batterie 
für fi allein bi3 zum Bereinigungspunfte mit 
dem Stabe ded Regiments rejp. der Abtheilung 
mittel3 bejonderer Marjchroute, jo fteht ihr für 
dieſe Tour ein zweifpänniges Fuhrwerk zu. — 
Bum Transport der Effecten der auf Eijenbahnen 
oder Dampjjchiffen beförderten Truppentheile kann 
für die Streden von den Quartieren nad) den 
Einſchiffungspunkten und von den Ausſchiffungs— 
punkten nach den Quartieren Vorjpann in dem 
oben bezeichneten Umfange in er. genom⸗ 
men werden, wenn die betreffende Station weiter 
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als ein 1 km von dem Quartierorte entfernt iſt. 
c. Für Commandos und Transporte. Bei 
einer Stärke unter 90 Mann hat bad CEommandoic., 
fofern e3 unter Sührung eines Dffizierd jteht, 
ein einjpänniges Fuhrwer ze Transport des 
Gepädes zu beanjpruchen. Bei einer Stärle von 
90 Mann bis zu 800 Mann: ein zweilpänniges 
Fuhrwerk und bei einer Stärke von 300 bis 600 
Mann: zwei zweilpännige Fuhrwerke. — Der 
Anſpruch wechſelt nad; Maßgabe diejer Beitimm- 
ungen, je nachdem fid) die Stärte de3 Comman⸗ 
do8 ober des Transportes verändert, ohne Rüd— 
fiht auf den in der Marſchroute nach der ur- 
iprünglichen Stärke angegebenen Bedarf. — Re 
monte-Commandos unter Führung eines DOffizierd 
a für den Marſch von dem Orte, an welchem 
ie die für die Truppen beftimmten Remonten 
übernehmen, bis zum Orte der Abgabe, au 
ſchließlich der Streden, auf melden Eijenbahn 
beförderung ftattfindet, Anſpruch auf ein zwei⸗ 
ipänniges Fuhrwerk. — Werden Commando u. 
Transporte auf Eijenbahnen oder Dampfidifien 
befördert, jo fteht ihnen ein gleicher Anſpruch 
auf Vorjpann mie auf dem Marjche zu für die 
Wegftreden von den Quartieren nach den Ein 
ihiffungspunften und von den Ausſchiffungs— 
punkten nach den Duartieren, wenn die Entfern 
ung zwijchen der Station unb dem Duartierort 
mehr ald 1 km beträgt. — Von dem ein Re 
monte-Commando führenden Offizier kann wäh⸗ 
rend der Dauer des Cantonnement3 in der Um— 
gegend des Depots zu allen dienftlichen Fahrten 
nad) dem Remonte-Depot ꝛc. und zurüd eine 
einfpännige Borjpannfuhre in Anſpruch genom 
men werden. d) Für die Anfuhr der Ber 
pflegungs- und Bivouaksbedürfniſſe bei 
Uebungen und jonftigen Truppenzufam- 
menziehungen. Die Zahl der in Anjprud zu 
nehmenden Fuhrwerke wird einestheil® beding! 
duch das Geſammtgewicht der zu transportiren- 
den Gegenftände, anderntheil3 durch die Beihar 
fenheit der zurüdzulegenden Wege und durd; die 
Belaftungsfähigkeit der Fuhrmwerfe. Bei Bemeſſ 
ung der Belaftungsfähigfeit ift im Allgemeinen 
auf die ortsübliche Bejchaffenheit der Geſpanne 
Rüdficht zu nehmen. — Eofern nicht auferge 
wöhnliche VBerhältnijfe ausnahmsweiſe etwas al 
dere3 bedingen, iſt als Mindeftgewicht der Lad- 
ung anzunehmen für: 

ein einjpänniges Suhrwerf „. „ 10 Centner, 

„ jweilpänniged „ «125 nr 

„ bierjpännige® „ .. 80 © 

e) Für nachſtehende befondere Verhält— 
niſſe. Den Generalcommandos find für die in— 
folge von Cantonnementswechſel eintretenden 
Maͤrſche drei zweiipännige Fuhrwerke zu fielen. 
— Bur a gsi Fragen, der nicht berittenet 
beziehungsweife nicht rationsberechtigten Regl 
ment3«, Bataillons⸗ und Abtheilungsärzte, der 
Zahimeifter und deren Stellvertreter auf Mir 
ſchen, von denen diejelben am nämlichen Tage 
in den Garniſonsort beziehungsweiſe das Can 
tonnement oder Marjchquartier nicht zurüdkehren, 

R infpänni i Lich, find über: 
all) {mo fol ——— ween Biken, — * 
fpännige F zu geſtellen. 
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jowie zur Meiterbeförderung ber nicht rations montecommandos, welche zum Zwecke ber Em- 
berechtigten Offiziere und Zahlmeifter, jowie der|pfangnahme der Remonten in der Nähe der De- 
Stellvertreter der legteren, welche mit dem Em-|pot3 Eantonnementöquartiere bezogen aben; fie 
pfange der Berpflegungs- und Bivouafbedürfnifje|fanıı dagegen gefordert werden für diejenigen 
aus den Magazinen und mit der Beaufjichtigung|Liegetage, welche die einzelnen Theile folcher 
und Sührung der Wagencolonne beauftragt Find, Commandos auf dem Marie nad) den Depots 
bei den mit dieſem Dienft verbumdenen Märjchen|behufs ihrer Vereinigung zu machen genöthigt 
ift ein einfpänniges Fuhrwerk zu ftellen. — Die] find. — Die Berpflegumgsportion, welche der mit 
Geftellung eines einjpännigen Fuhrmwerfes kann Verpflegung Einquartierte zu beanfpruchen hat, 
ferner auf Märfchen zum Transport des Gepäds|und welche ihm in gehöriger Zubereitung u. in 
des Tourier-Dffizierd, u. wenn der von legterem| guter Qualität gewährt werben muß, befteht in: 
einzuquartierende Truppentheil mehrere Ortſchaf- a) 1000 g Brot, 

ten belegt, die Geftellung eines weiteren ſolchen X 250 g Fleiſch (Gewicht des rohen Fleiſches), 
Fuhrwerkes zur Befichtigung der legteren in Un-| c) 120 g Reid oder 

ſpruch genommen werden. Xebterer Anſpruch 150 g Graupen refp. Grüße oder 

tritt auch dann ein, wenn der von dem Fourier- 300 g Hülfenfrüchte oder 

Dffizier einzugnartierende Truppentheil zwar 2000 g Kartoffeln, 
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nur einen Ort belegt, dieſer letztere aber aus 
einzelnen Theilen beiteht, die über 2 km von 
einander entfernt find. — nr Weiterbeförber- 
ung derjenigen unberittenen 


25 g Salz, 
e) 15 g Kaffe (Gewicht ingebrannten Bohnen). 
Außer der Kaffeportion hat der Eingquartierte 


ilitärärzte, welche] Getränke nicht zu beanſpruchen. — Die Brot» 


zum Bejuhe von Kranken in Cantonnements|portion vertheilt ſich gleihmäßig auf die Mor— 


außerhalb ihres Standortes requirirt werden, ijt 
ein einfpänniges Fuhrwerk zu ftellen. — Zum 
Transport von Offizieren, im Dffizierdrange 
ftehenden Werzten und oberen Militärbeamten, 
melde auf Märſchen oder während ber leb- 
ungen zc. erkrankt find, kann, wenn Eijenbahn-, 
Dampfſchiff- oder Poftbeförderung nit anhängig 
ift, bi8 zum nächſten Garnifonsorte, und zwar, 
wenn e3 jih um den Trandport mehrerer er- 
krankter Dffiziere 2c. handelt, für je 2 ein ein- 
fpänniges Fuhrwerk in Anſpruch genommen mwer- 
den. — Zur Fortihaffung der auf Märjchen u. 
mährend der Uebungen erkrankten Unteroffiziere u. 
Mannjchaften darf die Geftellung bejonderer Bor- 
jpannfuhren nur dann gefordert werden, wenn 


gen-, Mittags» und Abendkoſt. Als Morgentoft 
it Kaffe od. eine Suppe, ald Mittagskoſt Fleiſch 
und Gemüſe, ald Abendfoft Gemüte zu verab- 
reihen. — Erfolgt das Eintreffen im Quartier 
erſt zur Abendzeit, fo ift, fofern nicht laut der 
Marihroute nur Abendkoſt zu verabreichen iſt, 
die volle Tagestoft — mit Ausschluß der Frühe 
ftüdsportion — in einer Mahlzeit zu gewähren, 
— Eine Verabreihung von Brot feitend der 
Bert Ser findet nicht ftatt, wenn und injo« 
weit die Truppen Brot oder Brotgeld empfangen 
haben. — Dffiziere, im Offiziersrang ſtehende 
Aerzte und Militärbeamte find beredtigt, bie 
Marjhverpflegung in Anjpruc zu nehmen; eine 
Verpflichtung derjelben, von den Quartiergebern 


entweder die vorhandenen, zur Fortichaffung des|die Verpflegung zu nehmen, befteht nicht. — Die 
Gepädes zc. bejtimmten Wagen durch die Uuf-| Verpflegung, welche bei Gewährung de3 doppelten 
nahme der Erkrankten überlaftet werben würden, Betrages des auf bie Monnigat entfallenden 
oder wenn der Zuſtand der Kranfen bejondere| Bergütungsjages an Offiziere, im Offizierdrang 
Schonung verlangt und ihre Beförderung auffitehende Werzte und Militärbeamte zu verab- 
mit Gepäd ꝛc. belajteten Wagen ohne NachtHeiljreichen ijt, Hat in einer angemejjenen Bewirth- 
für ihre Gejundheit nicht ausführbar ift, oderfjung zu beftehen. Nimmt jedoch ein Offizier ꝛc. 
endlich, wenn die Kranken nad einem jeitab ge-|die Verpflegung im Quartier unter der ausdrüd- 
legenen Lazareth geichafft werden müſſen. Jnjlichen Erklärung in Anſpruch, ji mit der magas 
folchen Fällen find für: inmäßigen Berpflegung begnügen zu wollen, fo 
ı bid 2 Kranke ein einjpänniges, fnden bezüglih des ihm zu Gemährenden die 

8 „5 „ ein zweiipänniges, eitimmungen fir die Verpflegung der Manns 

6 „ 8 „ zwei zweijpännige ihaften (Abi. 3) Anwendung. — In Cantonne— 
Fuhrwerke zu ftellen. — Gejtattet es der Zuftand | ments haben die Truppen ihre Verpflegung ent« 
der Kranfen, jo fünnen die einzelnen Fuhrwerke, | weder aus den ihnen nach den reglementarischen 
ſoweit ed ohne deren Weberlaitung (j. unter d)| Beftimmungen zur Verfügung zu jtellenden Mit- 
angänglich ijt, aud) mit einer größeren Zahl von|teln ſelbſt zu bejchaffen, oder e& werden * 
Verſonen beſetzt werden. — Endlich kann ein|die Verpflegungsgegenſtände aus militäriſchen 
zweiſpänniges Fuhrwerk behufs Fortſchaffung der ya men geliefert. In beiden Fällen haben 
Bapiere und Meßgeräthichaften bei dem Erjag-|fie Anipruc auf Benutzung des Kochfeuers, ſo— 
geihäft in Anjpruch genommen werben. 2. Zu|wie der Koch- und Efgeräthe ded Quartiergebers 
& 4. Unterbrechungen während eines Marfches,| (Gele v. 25. Juni 1868), — Die Verpflegung 
welche vorher beftimmt find, zählen nicht zu den in Cantonnements befindlicher Truppen durch die 
in $ 4 des Geſetzes erwähnten unvermeidlichen|Quartiergeber tritt nur ein, jalld unter Mit- 
Aufenthaltstagen (Liegetagen). Für die Dauer| wirkung der Eivilbehörde eine vorherige Verein» 
ſolcher Unterbredjungen fann daher die Natural-|barung zu Stande gelommen ift, laut deren bie 
verpflegung nit in Aniprucd genommen werden.| Truppen aus den ihnen reglementimäßig zur 
— So kann 3. B. die Berabreihung von Natus| Verfügung jtehenden Mitteln eine Ge —— 
ralverpjlegung nicht gefordert werden für Rer' Vergütung zahlen. — Im Falle der Lieferung 
A 
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der Berpflegungsgegenftände aus den Magazinen,nahme der Leiftungen auf eigene Rechnung beir 
findet eine Uebertragung der Belöftigung an diejgelegte bejondere Befugniß, die ermadjienden 


QDuartiergeber überhaupt nicht ftatt. 3. Zu$ 5. 


often auf die dadurdy von ber unmittelbaren 


Die Fourage ift in guter Qualität und nad) Ge-|Leiftung befreiten Pflichten nad dem Verhältniß 


wicht zu verabreichen. — Die auf Märfchen zulihrer Verpflichtung 


gewährenden Nationen betragen: 


ur Naturalleiftung umzu⸗ 
legen, ſchließt die allgemeine Befugniß der Ge— 


a) für die Pferde der Truppentheife,|meinden nicht aus, die entftehenden Koften auf 


Offiziere, im Offiziersrang ftehenden 
Aerzte und Militärbeamten: 
Hafer Heu Stroh 
8 


ge 8 
1) die jchwere Ration!) . 5500 1500 1750 
Garde» Gavalerie 
2 die mittlere Ration . 
4 
b) für die Remontepferbe: 
Hafer Heu Stroh 4 \ h 
, , vorgejegten Behörden weiter zu verfolgen. — 
1) die jhwere Nation . Iſt eine Militärbehörbe genöthigt geweſen, en 

Garde-Eavalerie 4500 3500 1750 anderweitig zu beihaffen ($ 7 Abſ. 6), jo bat 
x die mittlere Nation . . 4400 3500 1750|die Entjcheidung darüber, ob und intwieweit dem 
4 . 

Iſt die laut der Marſchrouten zu verabreichende |entjtandenen Mehrloften begründende Berjäum- 
Fourage im Gemeindebezirfe nicht vorhanden, ſo niß zur Laft fällt, durch die dem Gemeindevor- 
($ 7 Ubj. 6 des Geſetzes), daß die Abholung von)Zu $ 9. Die Vergütungsjäge für Voripan 
der nächſten militärijhen Verabreichungsſtelle werden nad ihrer jedesmaligen Feititellung für 
an die zujtändigen Eivilbehörden (Beilage Lit. B 
der Inſtruction vom 31. December 1868 zur 
ung für die bewaffnete Macht während des Frie- 
denszuftandes vom 25. Juni 1868) zu richtenden 
ſowie in den auf Grund derjelben auszuftellenden 
Marfchrouten find die nad) $ 2 des Geſetzes in 
ftand, Umfang, Ort und Zeit genau zu bezeid- 
nen. — Die requirirte Behörde hat die im In— 
erforderlichen Anordnungen jchleunigft zu erlafien. 

— Un Stelle des der vorerwähnten Snftruction 
Formulars zu den Marjchrouten tritt das un» 
ter A hier angeſchloſſene Formular. — Die Mi- 
Fälle allgemein zugeftandenen Befugniß, von der 
Gemeindebehörde, und mo bdieje nicht rechtzeitig 
der Gemeinde unmittelbar zu requiriren, nur 
dann Gebraud ag wenn das militärische 
Bermittelung der zuftändigen Eivilbehörde nicht 
genügend ficher zu ftellen ift. — Die Beſcheinig- 
Militärbehörden (Commandoführern) nad) ben 
unter B,1—5 beiliegenden Zormularen?) zu er- 


2) die Nation für Teichte 
die leichte Nation . . 
Wege anzubringen und nad) Umftänden bei den 
4750 3500 1750 | 
2) die Wation für leichte Leiftung ohne Zuziehung des Genieindevorftande: 
die leichte Nation . . 4000 3500 1750 |legteren eine den Anſpruch auf Erftattung der 
ift der Gemeindevorjtand dafür verantwortlich|ftande vorgefegte Civilbehörde zu erfolgen. 6. 
rechtzeitig bewirkt werde. 
Ausführung des Gejeges über die Quartierleiſt— 
ſchriftlichen Nequifitionen der Milttärbehörden, 
Anſpruch zu nehmenden Leiſtungen nad) Gegen- 
terefje der rechtzeitigen Sicherftellung der Leiſtungen 
vom 31. December 1868 unter Lit. A beigefügten 
litärbehörden werden von der ihnen für dringende 
zu erreichen ift, von den Leiſtungspflichten in 
Sfnterefie auf dem Wege der Requifition durch 
ungen über die erfolgten Leiftungen find von ben 
theilen. 5. Zu 7. Die den Gemeinden in den 


$ 7 Ubf. 4 des Geſetzes für den Fall der Ueber⸗ gebenden Durjchnitt3preife werden von ben 


Gemeindemittel zu übernehmen. Die Gemeinden 
haben daher in dem bezeichneten Falle die Wahl, 
ob fie den Aufwand ohne weiteres aus der Gr 
meindetafje deden beziehungsweiſe ald gewöhn- 
liche Gemeindelaft umlegen, oder ob fie die Um, 
fegung der Koften auf die zur Naturalleiftung 


. .. 5250 1500 1750| Berpflichteten eintreten laſſen wollen. — Br 
5150 1500 1750 ſchwerden über etwaige mangelhafte Leiftungen 
4750 1500 1750| jind von den Militärbehörden (Commandoführern 


bei den betheiligten Ortsbehörden auf kürzeitem 


86. In den die Bezirke der einzelnen Lieferungsverbände von 


den beteiligten Landesregierungen zur öffent: 
(ihen Kenntniß gebradht werden. — Fuhrmerte 
mit anderer al Bferdebejpannung darf mur de 
gejtellt, beziehungsweije in Anjprucd genommen 
werden, wo Pferdegeſpanne nicht in gemügender 
Anzahl vorhanden ſind. — Nur die Hälfte der 
Tagesjäge für Vorſpann ze. ift zu gewähren, 
wenn die Inanſpruchnahme der Fuhrwerle x. 
durch die Leiftung einfchlieflich der Ruͤckkehr nad 
dem Geftellungsorte, ſowie der zur regelmäßigen 
Fütterung nöthigen Beit die Dauer von ſech 
Stunden nicht überjchritten hat. — Der nad 
$ 9, Ziffer 2 Abſ. 2 des Geſetzes für die volt 
Tagestojt zu gewährende Vergütungsjag mir 
nad) feiner jedesmaligen Feſtſtellung vom Reid? 
tanzleramte durch den Reichsanzeiger und durd 
das Gentralblatt für das Deutſche Reich zut 
öffentlichen Kenntniß gebracht. Derjelbe vertheilt 
fih auf die einzelnen Mahlzeiten wie folgt: 


| Bei einem Bergütungsfag DoR. 
PS5PrWPSPIM 
Je zlelle ia 


Br 7 


_ 


ohne, 


8 
|E 


o 


— — tor 
a. volle Zagesfo * «180165, 85,70 90,75 951801008 
b. Dittagstft . 0. 40135 338 a0 aı aalaa 5247 
c. Mbnteft 5. . |25120188l21le7ien aa = 2* 
d. Morgentoft . . « [116 1016 1nı7jızjısjıa) 19 1 











Die innerhalb der einzelnen Lieferungsverbändt 
für die Vergütung verabreichter Fourage Hr 
öhe: 

ten Berwaltungsbehörden durch ihre the 


1) Die Dienfipferde des Regiments der Gardes du Corps | Anzeigeblätter regelmäßig zur Öffentlichen Kennt 
(excl. Oofiierpfetbe) erhalten außerdem eine Mutterzulage von ni gebradht. — Die Vergütung für geleiteten 


500 g Hafer und 1500 g Heu pro Pferd und Tag. 
2) Die unter B—F dieſer Inftruction beigefügten Formu⸗ 
lare werden bier nicht abgebrudt. 


Vorſpann — mit Ausschluß des VBorfpannes zur 
Anfuhr der Verpflegungs- und Bivonatsbedür 
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nifje bei Uebungen und fonftigen Truppenzufam- III. Bejondere Verpflichtungen der Be- 
menziehungen (oben unter 1 d), fowie zur An— figer von Grundftüden x. 

Ins ya — —— ($ 5 Abſatz 2 des Ge) 8. Bu $ 14. Wird wegen mangelnder Einig— 
etzes) — und 
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ie Vergütung für empfangene ung über den Betrag der in ben Fällen der 
aturalverpflegung ift von den Truppentheilen]$$ 9, Nr. 1, Abſ. 2, 10, Abi. 4, 11, 12 u. 13 
in jebem Marjchquartier fofort zu bezahlen. — des Geſetzes zu gewährenden Vergütung bie Feſt⸗ 
Die Zahlung erfolgt in den Städten auf dem ſſtellung der legteren durch ſachverſtändige Schät- 
Gemeindehauje an den Gemeindevorftand obderjung erforderlich, jo greifen nadjitehende Vor— 
deſſen zum Empfange legitimirte Organe, auf) jchriften er A. Die Feftitellung der Vergüt« 
bem platten Lande an den Gemeinbevorftand be⸗ ung für die durch größere Truppenübungen (in 
ziehungsmeife den Befiger des jelbftändigen Gut3-| Corps und Divifionen, fowie bei den Artillerie- 
bezirf3 oder deſſen Vertreter. — Ueber die em⸗ |Schiegübungen) entjtehenden Flurjchäden ift durch 
pfangene Zahlung haben die Gemeindevorftände,| Commiffionen zu bewirken, welche au3 a) einem 
beziehungsweije die zum Empfange legitimirten Commiſſar der betheiligten Landesregierung, b) 
Perſonen nad Schema C 1 u. 2 Quittung aus-|einem Offizier, c) einem Militärbeamten, d) min. 
äuftellen. — Die fofortige Zahlung hat nur dann deſtens zwei Sachverſtändigen aus der Zahl der 
ausnahmsmeije zu unterbleiben, wenn e3 dem ee; $ 14 Abi. 2 des Geſetzes beftimmten Per- 
Commanboführer nicht möglich geweſen, die er-|jönlichkeiten befteht. — Der Commiſſar der Lan- 
forderlichen Geldmittel rechtzeitig zu bejchaffen. |desregierung leitet die Verhandlungen. — Die 


— Die Vergütungen für jämmtliche nicht fofort 
bezahlte —— werden in den Städten von 
den Gemeindevorſtänden, auf dem Lande von den 
Eommunal-Auffiht3behörden auf Grund der von 
den Militärbehörden (Commandoführern) ertheil- 
ten Beicheinigungen nad) den unter D, 1 — 3, 
beigefügten Formularen monatweije, d. h. in der 
Art liquidirt, daß die im Laufe eines und des— 
jelben Kalendermonat3 ftattgehabten Leiftungen 
gleichzeitig zur Liquidation fommen. — Die be- 
züglichen Liquidationen find durch Vermittelung 
der zuftändigen Civilbehörden, welche hinfichtlid) 
des geleifteten Vorſpannes die Nichtigkeit der 
angejegten Entfernung, hinjichtlich der verabreich— 
ten Fourage die Nichtigkeit der Preiſe zu atte- 
jtiren haben, bei derjenigen Intendantur einzu- 
reihen, zu deren Gejchäftsbezirt die Gemeinde 
gehört, — Die Beicheinigungen ber Truppen: 
theile über verabreichte Fourage, welche von den 
Gemeinden nicht felbft geliefert werben konnte, 
jondern von der nächſten militäriichen Verab— 
reihungsitelle abgeholt werden mußte, find an 
legtere abzugeben. Den Gemeinden wird nur 
der geleiftete Borjpann vergütet. Bei Aufitellung 
und Feſtſtellung ber bezüglichen Liquidationen 
find die oben unter 1 d bezeichneten Normen zu 
beachten. 


I. Beſondere Verpflichtungen der Be— 
ſitzer von Schiffen und Fahr- 
zeugen. 

7. 


Bu $ 10. 
ſchriftlichem Wege durch Bermittelung ber 


militärifchen Mitglieder (b und e) werden vor 
der betheiligten Militärverwaltnng beftellt. — 
Die Sadjverjtändigen werben von dem Conmmij- 
jar der Landesregierung berufen. Diejelben müj- 
ſen vereidigt werden und bürfen bei der Sadıe 
mit ihrem Intereſſe nicht betheiligt fein. — Die 
Abſchätzung Hat möglichſt bald nad Entiteh- 
ung bes aden3 ftattzufinden. Zu bderjelben 
find die Intereſſenten zuzuziehen. — Bei der 
Verhandlung -ift zunächſt zu prüfen, inwieweit 
die angemeldeten Beihädigungen in der That 
durch die Truppenübungen entitanden find. In— 
ſoweit er. ner ber Fall ift, Hat die Commiſſion 
jolche Entihädigungsforderungen der Betheiligten, 
welche von ihr ald angemejjen befunden werden, 
im Wege der Einigung ohne weiteres zuzugeftehen. 
Inſoweit dagegen von den Betheiligten feine bes 
ftimmten oder zu hohe Forderungen geftellt wer« 
den, hat die Abſchätzung einzutreten. — Die Re- 
jultate der Einigung beziehungsweiſe Schägung 
jind in eine Nachweiſung nad) dem unter E an« 
liegenden Schema einzutragen. — Zur Erleid)- 
terung des Schähungsverfahrens ift, falls es ſich 
um die Feſtſtellung von Schäden für eine größere 
Zahl gleichartig beftellter Heiner Uderjtüde han— 
delt, eine Klaſſeneintheilung des Bodens nad 
feiner Ertragsjähigkeit, nad) der Urt feiner Be» 
ftellung und nach dem Zuftande der darauf vor- 
handenen Feldfrüchte vorzunehmen und hiernach 
für jede Klaſſe der nach Maßgabe der bejhädigten 
Flächen zu gewährende Entſchädigungsbetrag fejte 


Schiffsfahrzeuge werben auflzuftellen, — Das über die Verhandlung aufzu« 
u-|nehmende Protofoll muß namentlich ergeben: 1) 


ftändigen Hafenpolizeibehörde, oder, mo eine —* die Veranlaſſung und den Gegenſtand der Ver— 


nicht vorhanden iſt, du 


Vermittelung der Ort3-|handlung, 2) welche Perſonen der Verhandlung 


polizeibehörde in Anſpruch genommen. — Die|beigewohnt haben, 3) in welcher Weiſe die Sad) 
in Anſpruch genommenen Fahrzeuge find mit|verjtändigen verpflichtet worden, 4) wie die Ver- 
dem erforderlichen Perſonal (Schiffsführern, Ma-|gütungsbeträge ermittelt und berechnet worden; 
trojen, Heizern 2c.) zu ftellen. — Die Verpfleg-|im Bejonderen, welche Hilfsmittel (Statajter, Kar- 
ung des Perſonals ift von dem ar ten ac.) zur Beitimmung der Flächengrößen ges» 
thümer zu bewirfen. — Die für die Benugumg|dient haben, und melde Abihäpungsgrundjäge 
der Fahrzeuge, für die Verpflegung des Perjo-|angewendet worden, jowie welde Beträge im 
nals, ſowie Mar die Verluſte, Beihädigungen u.) Wege der Einigung und melde im Wege ber 
außergewöhnliche Abnugung an Fahrzeugen und Abſchätzung feitgeitellt worden iind; auch ift im 
Zubehör ($ 10 Ubi. 4 des Geſetzes zu gemähr|dafjelbe aufzunehmen 5) bie Berjiherung ber 
rende Vergütung wird auf dem nachfolgend un«| Commilfion, daß ihrer Ueberzeugung nad) in den 
ter Nummer 8 bezeichneten Wege feitgejtellt. ermittelten Bergütungsbeträgen feine Entſchädig⸗ 
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ung enthalten ift, welche gefetlich nicht aus Mi« ober das beſchädigte Grundſtück 2c, (88 11, 12, 13) 
litärfonds zu vergüten wäre. — Nach Schluß|belegen if. — Für den Bereich der einem Ge- 
bes Abſchätzungsgeſchäftes Hat der Commifjar der meindeverbande nicht einverleibten jelbftändigen 
Landesregierung auf Grund der Schäßungdver-|Gutdbezirte Hat die Anmeldung bei derjenigen 
hanblungen eine Entihädigungsliguidation nach Civilbehörde ftattzufinden, welche nad den Lan—⸗ 
dem unter F anliegenden Schema anzufertigen |beögejegen die nächſte Auffichtöbehörde des Be- 
und biejelbe mit den Verhandlungen ber betr.|zirkes bildet. — Die Behörden, bei welchen bie 
Intendantur einzufenden. Leptere prüft bie Li- — — anzumelden ſind, haben ſofort 
quibation, berichſigt etwaige Irrthümer u. Red |nad) der erfolgten Anmeldung die zur Feſtſtellung 
nungöfehler, erwirft eine Beſcheinigung des ber|der Anſprüche erforderlichen Verhandlungen ber- 
theiligten Truppenbefchlshaberd (commandiren-|beizuführen und im Bejonderen die Militärbe 
ben Generals, Divifiond-Commandeurg, Artilleries| Hörde (Truppentheil), gegen welche der Anſpruch 


Inſpecteurs 2c.) darüber, daß die ftattgehabten 
Beichädigungen mit Rüdjicht auf den Zweck der 
Truppenübung unvermeidlich) gemwefen find, Die 
Vertretung daher Niemandem zur Laft falle, weift 
fodann den Tiquiden Betrag zur Zahlung an u. 
‚benachrichtigt gleichzeitig den Commiſſar der Lan- 


erichtet ift, zu benachrichtigen. 11. Bu S 17. 
ur bewaffneten Macht im Sinne des Geſetzes 
ehört auch die Marine. — Die durch das Ge 
* und die Ausführungsbeſtimmungen ben Or— 
anen der Reihd-Militärverwaltung beigelegter 
efugniffe ftehen daher ben entipredhenden Or— 


desregierung behufs Aufforderung der Inter⸗ ganen der Kaiferlihen Marine gleihmäßig zu. 


efjenten zur Abhebung der angewiejenen Beträge. 
— Die Liquidirung und Anweifung der Entichä- 
digungäbeträge ift nach Möglichkeit zu beichleu- 
nigen. — Die Liquidationen der Taratoren über 
Reiſekoſten u. Tagegelder werben von dem Com- 
mifjar der Landesregierung der zuftändigen höhe» 
ren Verwaltungsbehörde zur Feſtſtellung über- 
reicht, welche dieſelben demnächſt an die Inten— 
dantur zur Zahlungsanweifung gelangen läßt 
B. Die Feſtſtellung der Vergütung in den übri- 
gen Fällen erfolgt in analoger Weije, wie vor- 
ftehend unter A vorgejchrieben, jedoch kann dabei 
die Zufammenfetung ber Abſchãtzungscommiſſion 
nach dem Ermeſſen der betheiligten Militärver— 
waltung in der Weiſe vereinfacht werden, daß 
die eg, bei derjelben gar nicht, 
oder nur durch einen Offizier oder einen Militär- 
beamten vertreten wird. C. In denjenigen Bun- 
desftaaten, in welchen Vertretungen von Kreijen 
oder gleihartigen Verbänden bejtehen, find unter 
deren Mitwirkung geeignete Sadyveritändige für 


Beilage A. 


Marihroute, 
(Zahl) Generale (Ungabe ber TZruppen- 
2... Stabdoffiziere theile, welchen die 


.... Hauptleute, Mitte 


Marſchirenden am 
meifter und Lieu⸗ 


en u. ob bie 


tenantd elben auf dem 
| Aerzte im Offiziers- Marſche dad Duar- 
rang tier mit oder ohne 


... . Bahlmeifter 

0. Feldwebel, Wacht⸗ 
meiſter 

.... Portepeefähnriche, Vice-Feldwebel und 
Unterärzte 

.. +. Zahlmeiſter⸗Aſpiranten 

.... Unteroffiziere 

. ... Spielleute 

0. . Gemeine 

. . . . Offizierburjchen und Diener 

“+. . einjährige Freiwillige 

ten 


Verpflegung zu em» 
pfangen haben.) 


die verjchiedenen, nach den Rorichriiten des Ge) , , , Reken 


jeges nöthig werdenden Abſchätzungen in genü- 
gender Zahl periodiih im voraus zu beftinmten. 
In denjenigen Bundesftaaten dagegen, in welchen 
dergleichen Berbandövertretungen nicht vorhan- 
den find, wird dieſer Beftimmung unter even- 
tueller Mitwirkung geeigneter anderer Organe 
durch die Landesregierung erfolgen. 
IV. Bejondere Berpflihtungen ber Eijen- 
bahnverwaltungen. 


9. Zu $ 15. Der vom Bundesrathe zu er- 


laſſende allgemeine Zarif für die VBejörberung | nad) 
der bewaffneten Macht und des Materiald des | pig 
Landheeres und der Marine auf den Eijenbahnen| zu 


wird nad) feiner jedesmaligen Feſtſtellung durd) 
den Reichsanzeiger und durch das Gentralblatt 
für dad Deutſche Neich veröffentlidt. 


V. Schlußbeftimmungen. 


e 
«+. Rejerpiften 

.. +. Trainſoldaten 

. ... Corpd- und Ober-Rofärzte 

. ... Roßärzte und Unter-Noßärzte 

. + 0. Büchſenmacher und Sattler 

.. +. Offizierpferde, ... . . Dienftpferbe 

.. . . Nemontepferde 


gehen unter dem Commando bed (Namen, Charge 
und Truppentheil des Führers), wie umftchend 
näher angegeben ift, von Aaber 
—— ‚ wobei auf der Strecke von.... 
ee die Eiſenbahn (dad Dampfſchiff xc.) 
benugen ift. — Für die Marſchirenden ift 
erforderlih und unter Beachtung der umſtehend 
abgedrudten Beitimmungen prompt zu verab- 
reihen: 1) Quartier (Obdach, Gelegenheit zum 
Kochen und Lagerſtroh) nad) Maßgabe des Quar- 


Eee Br Br Zu Zu) 


10. Zu $ 16. Die Anmelvung der auf Grund|tierleiftungdgejeges v. 25. Juni 1868. 2) Mari- 


des Gejepes zu erhebenden Entihädigungsan« 
prüche hat innerhalb der in $ 16 bezeichneten 

riiten bei dem Borftande derjenigen Gemeinde 
ftattzufinden, durch deren Vermittelung die Leijt- 
ung erfolgt ift ($$ 2—9) beziehungsweije in deren 
Bezirke die Leiftung in Unfpruch genommen ($ 10) 


verpflegung, jofern biejelbe (nach der obigen An 
gabe) überhaupt zu gewähren ift. 3) Un Ber 
pflegung für die Dfetde nad Gemwidt: 

8 Hafer, 


g Heu, 
g Stroh. 


(Baht) Nationen ä Babe 


are 





Naturakleiftungen. 


(Bahl) Rationen & ! 


(Zahl) Rationen & J ....8 Heu, 
l2....g Strop. 

4) An Transportmittel zur Fortichaffung .... 
(Zahl) angeſchirrte Vorlegepferde, 
... . einipännige 
.... Zweilpännige 
.. . . bieripännige 

5) Geichäfts-, Arrejt- und Wachtlocale. 


Vorſpannfuhrwerke. 


Beſtimmungen. 
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entfallenden Vergütungsſatzes zu entrichten. Hier⸗ 
für iſt eine angemeſſene Bewirthung zu gewähren. 
Wenn jedoch ein Offizier ꝛc. erflärt hat, nur die 
vorſtehend unter Nr. 1 aufgeführte Berpflegungsd« 
portion in gehöriger Zubereitung zu beanſpruchen, 
jo ift für ihm nur der einfache Betrag der Ber 
gütung zu entrichten. 

> a der Pierbe.] 3. Können bie 
erforderlichen Rationen weder aus Militärmaga- 
zinen entnommen, noch im Wege de3 Vertrages 
durch die Intendantur rechtzeitig ficher geſtellt 
werden, jo ijt der Bedarf innerhalb der durch 
$ 5 beö Geſetzes vom 13. Februar 1875 bezeich⸗ 
neten Grenzen durch Vermittelung der Gemeinden 


"von den Beſitzern von Fouragebeftänden zu ger 


währen. — it die Gemeindebehörde nicht recht« 
zeitig zu erreichen, jo fann in dringenden Fallen 
die bezügliche Nequifition direct an die Leiſt- 


[A. Mundverpflegung.] 1. Die Berpflegung ———— in der Gemeinde geſtellt werden. 


der Truppen auf dem Marſche, und zwar ſowol 
für die Mari» und Ruhetage als auch für die 
auf dem Marſche eintretenden Aufenthaltstage 
(Liegetage) liegt dem Quartiergeber ob. — Der 
mit Berpflegung Einquartierte — ſowol der Of— 
fizier, Arzt und Beamte, ald aud) der Soldat — 
Hat ſich in der Regel mit der Koſt des Quartier⸗ 
gebers zu begnügen ($ 4 des Gejeged vom 13. 
Februar 1875). — Die Berpflegungsportion, auf 
melde der Einquartierte Anſpruch hat u. welche 
ihm, falls zwiichen ihm und dem Quartiergeber 
über die Verpflegung Streitigleiten entjtehen, in 


. Inioweit der Fouragebedarf im Gemeindes 
bezirk nicht vorhanden ijt, ift derjelbe gegen Ge— 
währung der tarifmäßigen VBorjpannvergütung 
und unter Beachtung der Vorjchriften über die 
Belaftung der Fuhrwerke (unter 5) von ber 
— militäriſchen Verabreichungsſtelle abzu« 
olen. 

[C. Vorſpanngeſtellung.]) 5. Die Stellung von 
Vorſpann kann nur gefordert werben für die auf 
Märchen, in Lagern oder in Gantonirungen 
befindlihen Theile der bewaffneten Macht, und 
nur injoweit, ald der.Bedarf im Wege des Ver— 


gehöriger Zubereitung und in guter Qualität|trages gegen ortsübliche Preiſe durch die Militär- 


gewährt werden muß, bejteht in: 
a) 1000 g Brot, 
b) 250 g Fleiſch (Gewicht des rohen Fleiſches), 
c) 120 g Reis oder 
150 g Graupen rejp. Grütze oder 
300 g Hülſenfrüchte oder 
2000 g Kartoffeln und 
25 g Salz 


d) 3 
15 g Kaffe (Gewicht in gebrannten Boh- 


e) 


nen). 

Außer der Kaffeportion hat der Einquartierte 
Getränke nicht zu fordern. — Die Brotportion 
vertheilt jich —— auf die Morgen⸗, Mit- 
tag3- und Abendkoſt. Als Morgentoit ift Kaffe 
oder eine Euppe, als Mittagstoft Fleiſch und 
Gemüje, ald Abendkoſt Gemüje zu verabreichen. 
— Erfolgt das Eintreffen im Quartier erjt zur 
Abendzeit, jo ift, jofern nicht laut der Marſch— 
route nur Abendfoft zu verabreichen ift, die volle 
Tagestoft — mit Ausſchluß der Frühftüdsportion 
— in einer Mahlzeit zu gewähren, — Eine 
Berabreihung von Brot feitend der Quartier- 
eber findet nicht ftatt, wenn und injomeit die 


Intendantur nicht rechtzeitig Hat fichergeftellt 
werden können ($ 3 des Geſetzes vom 13, Febr. 
1875). — Die Belaftung der —— hat un⸗ 
ter Berückſichtigung der Beſchaffenheit der zurück— 
zulegenden Wege und der ortsüblichen Qualität 
der Geſpanne ſtattzufinden. Sofern nicht außer— 
gewöhnliche Verhältniſſe ausnahmsweiſe etwas 
anderes bedingen, iſt als Minimalgewicht der 
Ladung anzunehmen für ein einſpänniges Pferbe- 
fuhrwerk 10 Eentner, ein zweijpänniges 15 Etr,, 
ein vierjpänniges 30 Etr. — Die Vergütung für 
den Vorſpann erfolgt tageweije nach den für die 
Bezirke der Lieferungdverbände vom Bundesrath 
feitgeftellten, durch die betheiligten Yandesregier- 
ungen veröffentlichten Vergütungsfägen. — Für 
die Fahrt vom Wohnorte nad) dem Stellungs- 
orte und zurüd wird ebenfalld Vergütung ge» 
währt, wenn die Entfernung mehr ald 7'/, km 
(eine Meile) beträgt; in diefem Falle ijt eine 
Wegeſtrecke bis zu 15 km einem halben Tage 
gleich zu jegen ($ 9, 1 a. a. ©.) — Fuhrwerk 
mit anderer als Pferbebeipannung darf nur da 
geftellt beziehungsweife in Anſpruch genommen 


ruppen Brot oder Brotgeld empfangen haben.| werden, wo Pferdegeipanne nicht in genügender 
— Der nad) Mafgabe der alljährlichen Belannt-| Anzahl ie ind. — Nur die Hälfte der 


machungen durch den Reichsanzeiger und das Tagesſätze 


ür Vorſpann ꝛc. iſt zu gewähren, 


Centralblatt für das Deutſche Reich für die volfe|menn die Inanſpruchnahme der Fuhrwerke ꝛc. 


Tagestoft zu gewährende 


ergütungsſatz ($ 9, durch die Leiftung, einſchließlich der Ruͤckehr nad) 


2 a. a, O.) vertheilt ſich auf die einzelnen Mahl- dem Geftellungdorte, jowie der zur regelmäßigen 


zeiten, wie folgt: (j. die Tabelle ©. 872). 
2. Für die an 


ftehenden Werzte und Militärbeamten von den 


Fütterung nöthigen Zeit, die Dauer von ſechs 


5 
erstere und im Offizierdrang | Stunden nicht überichritten hat. 


[D. Bezahlung, Quittungsleiftung und Liqui« 


Ouartiergebern verabreihte Narichverpflegung iſt dirung.) a) für Marjchverpflegung. 6. Die 
ber doppelte Betrag des auf die Mannjchaften' Vergütung für empfangene Marſchverpflegung 
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Naturalquartier — Neuanziehende Berjonen. 


muß in jedem Marjchquartier fofort gegen Quitt-[ vorgängige ausbrüdliche Genehmigung berjenigen 
ung der Gemeinden baar bezahlt werden. Sit] Centralbehörden übernehmen, melden das Haupt- 


die fofortige Bezahlung ausnahmsweiſe nicht 
möglich gewejen, jo tft der Betrag von dem Ger 
meindevorftande, beziehungsweife der ſonſt zu- 
ftändigen Eivilbehörde auf Grund der über die 
Leiſtung ertheilten Beſcheinigung zu liquidiren. 
b) für Fourage. 7. Ueber die von den Ge— 
meinden verabreichte Fourage wird von dem 
Commandoführer nur vorſchriftsmäßige Beſchei— 
nigung ertheilt, eine Baarbezahlung zur Stelle 
findet nicht ſtatt. Die Vergütung erfolgt auf 
Grund der vorgeſchriebenen Liquidation, c) für 
Boripann. $. Das Hinfihtli der Bezahlung 
der Marſchverpflegung (unter a) Gejagte gilt auch 
ix den auf Märſchen geftellten Vorſpann. — 

ie Borfpannvergütung für die Anfuhr von 
Fourage von der nächſten militäriichen Verab— 
———— (oben 4) iſt beſonders zu liquidiren. 
9. Der zu entrichtende Geldbetrag wird: a) in 
Städten auf dem Gemeindehauſe dem Gemeinde— 
vorſtande oder deſſen zum Empfange legitimirten 
Organen; b) auf dem platten Lande an den Ge⸗ 
meindevorftand, beziehungsmeife den Beſitzer des 
jelbftändigen Gutsbezirkes oder befjen Vertreter 
gezahlt. 

Naturalguartier fiehe Duartierleiftung. 
Bezüglich der bewaffneten Macht im Krie — 
unter Kriegsleiſtungen Geſetz vom 13. Juni 
1873 88 3—7, 9, 20. 

Naturalverpflegung für die bewaffnete 
Macht: a) im Sriege, |. unter Kriegsleiſt— 
ungen Geſetz dv. 13. Juni 1873 8$ 3— 7, 10, 
20; b) im Frieden, j. unter Naturalleift- 
ungen Geſetz dv. 13. Februar 1875 $ 4. 

Nebenämter der Stantöbeamten. 

Durch Eabinet3-Ordre v. 13. Juli 1839) ift 
bezüglid;) der Uebernahme von Nebenämtern Sei— 
tens der Staatöbeamten Folgendes beitimmt: 

1. Kein Staatöbeamter?) darf ein Nebenamt 
ober eine Nebenbeichäftigung, mit weldj:r eine 
fortlaufende Remuneration verbunden ift, ohne 


1) Durch Verordnung vom 23. Eept. 1867 auch in ben 
neuen Landestheilen eingeführt. — Der Präfibent und bie 
Mitglieder der Oberrehnungstammer dürfen feine Nebenämter 
übernehmen; Gefes vom 27. Dlärz 1872 $ 4. Bezliglich der 
Neichs beamten f. unter Reichsbeamte Gefeg dv. 31. März 
1873 $ 16. 

2) ©. aub Gefet vom 10. Juni 1874: 8 1. Unmittel: 
bare Staatsbenmte dürfen ohne Genehmigung des vorgejegten 
Reffortminifters nicht Weitglieder des VBorftandbes, Auffichts⸗ 
oder Bermaltungsrathes von Actien:, Gommandit: od. Bergs 
werfsgeielffchaften fein, und nidt in Comites zur Gründun 
folder Geſellſchaften eintreten. — Eine folde Mitgliedihant 
ift gänzlich verboten, wenn diefelbe mitteltar ober unmittelbar 
mir einer Remuneration oder mit einem anderen Bermögens: 
vortheile verbunden ift. Icdoch fünnen die vor der Publifa: 
tion dieſes Geſetzes bereits ertbeilten Genehmigungen, jofern 

aus ber Benupung berjelben keine Unzuträglichkeiten er⸗ 
geben haben, bis zum 1. Jan. 1876 in Kraft belafien werben. 
8 2. Solchen unmittelbaren Staatsbeamten, weldhe aus ber 
Staatätafje eine fortlaufende Befoldung oder Remuneration 
nicht bezieben, oder melde nad der Natur ihres Amtes neben 
diejer Beſoldung noch auf einen anderen Erwerb hingewieſen 
find (Medieinalbeamte :c.), fann die Genehmigung, auch wenn 
mit der Mitgliedſchaft ein Bermögensvortbeil vernüpft ift, er⸗ 
tbeilt werden, ſoſern die Uebernahme der lepteren nad dem 
Ermefjen des vorgelegten Beffortinimifters mit dem Intereſſe 
bes Staatsdienftes vereinbar erideint. 8 3. Die ertbeilte 
Genehmigung ift jederzeit wiberruilid. 4. Auf Rechtsan⸗ 
walte, Advofatanmwalte und Notarien, forte auf einftweilen in 
den Ruheftand veriegte Beamte finden die Beftimmungen diefes 
Geſetzes feine Anwendung. 


und dad Nebenamt untergeben find. 2. Die be- 
treffenden Gentralbehörben haben ſich in jedem 
einzelnen alle über die den obwaltenden befon» 
beren Umftänden entjprechenden Bedingungen, 
wovon die Ertheilung der Genehmigung abhängig 
zu machen ift, zu vereinigen. — Verabredungen, 
wonach ein Beamter, um eine Nebenitelle oder 
Nebenbeichäftigung zu übernehmen, fich in feinen 
Hauptamte, wenn aud auf eigene Koften, ganz 
oder theilweiſe vertreten laſſen will, find umzu: 
läffig. 3. Die Uebertragung von Nebenämtern 
ober Nebenbefchäftigungen darf in ber Regel nur 
auf Widerruf ftattfinden. Die Centralbehörder 
deö Haupt wie des Nebenamtes find gleich be 
k t, dieſen Widerruf eintreten zu laſſen, ohne 
aß eine Beſchwerde darüber zuläffig ift, oder 
eine Entihädigung für den Verluft der mit dem 
Nebenamte oder Geichäfte verbundenen Einnaf- 
men oder Bortheile in Unjprud genommen wer 
den fann. Die von Mir jelbit genehmigten Er- 
nennungen zu Nebenämtern find jedoch als blei— 
bende zu betrachten. — Aus bejonderen Grün 
den fünnen auch die Centralbehörden ausnahm 
weije Nebenämter oder Nebenbeichäftigungen ent- 
weder bleibend oder doch auf beftimmte Jahre 
übertragen, ober zu einer folden Uebertragung 
die Genehmigung ertheilen. Es muß dies aber 
bei der Verleihung oder der Genehmigung der 
Annahme ausdrüdlid; bemerft werden, indem 
ſonſt der Widerruf jederzeit zuläffig bleibt. 4. 
Mit alleiniger Ausnahme der Fälle, in denen 
eine in den Etat3 aufgeführte Stelle als Neben: 
amt bleibend verliehen ift, fan von dem mit 
Nebenämtern oder Geſchäften ve undenen Ein- 
lommen auf Penfion niemals Aniprucd gemacht 
werden, wogegen von biefem Einfommen aud 
feine PBenfionsbeiträge zu entrichten find. In jo 
weit jedoch das Dienjteinlommen eines Neben- 
amts bei ber Berechnung ber Penfiondbeiträge 
bisher mit berüdfichtigt worden ift, dauert die 
Entrichtung, diefer Veiträge u. der entſprechende 
Penſionsanſpruch fo lange fort, bis diefes Neben. 
amt anderweitig verlieben wird, 5. Ule Ein- 
—— und Emolumente, welche ein Beamter 
außer dem mit, jeinem Hauptamte verbundenen 
Einkommen ar Staatd-, Juftitutene, Corpora- 
tions oder a.deren Kaſſen und Fonds bezieht, 
müffen in demjenigen Etat, worin das Haupt. 
amt aufgeführt ift, genau vor der Linie vermerkt 
werden. Auch iſt in dem Jahresetat, worin eine 
ſolche Nebeneinnahme zum erjten Male erfcheint, 
nachzuweiſen, daß bei deren Verleihung den vor- 
ftehenden Borjchriften genügt worden, 

Vtebenregijter der Standesämter, f. unter 
Perjonenftandswejen Geſetz v. 6. Februar 
1876 $$ 14, 16. 

Nesfiicherei im Regierungsbezirt Stralfund, 
ſ. unter Fifhereipolizei Sildereiorbmmng v. 
30, .. 1865 $$ 12, 13 (©. 433); in Roms 
mern, ſ. bajelbit Filhereiordnung vom 2. Jufi 
1859 $$ 15 ff. (S. 428). 

. Neuanziehende Perjonen. Die Vorſchriften 
über die polizeiliche Controle derjelben find durch 
das Paßgeſeß nit berührt; ſ. unter Pappe 


Neuloth — DObduction. 


lizei Geſetz v. 12. October 1867 $ 10. In Be 
treff der Zuläffigteit der Abteilung neuanziehen« 
ber Perſonen. Seitens der Gemeinde f. unter 
Sreizügigleit Gejeg dv. 1. November 1867 
88 4 folg. 

Neuloth, ſ. Loth. 

Neunnugenfifcherei im friichen u. im Kuri« 
Ihen Haff, ſ. unter Fiſchereipolizei bie 
Fiſchereiordnungen v. 7. März 1845 $ 34 (©, 
416) bez. $ 31 (424), 

Heuzoll, ſ. Eentimenter. Das Verhältniß 
des Neuzolld zu dem alten Zoll in den verjchie- 
denen — ergibt ſich aus dem Ver—⸗ 
hältniß des Meter zu den alten Längenmaßen 
daſelbſt; ſ. Meter. 

Nickel; Aufſuchung und Gewinnung dieſes 
Metalls unterliegt den bergrechtlichen Vorſchrif— 
ten, ſ. Berggejeß $ 1. 

Nidelhütten gehören zu ben einer bejonde- 
ren Genehmigung bedürfenden gewerblichen An— 
lagen; Gewerbe-Ordn. $ 16. 

Nidelmünzen, ſ. Münzgeſetz Urt. 3. 

Niederlagen unverzollter Waaren an ber 
Bollgrenze, |. Bereindzollgejeg $$ 97 fi. 

Niederlaffung, |. Freizügigkeit, A 
fiedelungen. 

Nitrogigeerin, ſ. Sprengöl. 

Nitrogliycerinfabriten bedürfen gemäß $ 16 
der Gewerbe-Orbn. bejonderer Genehmigung. 
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Nivellirer, deren gewerberechtlichen Berbält- 
niſſe ſ. — — 8 36, . ’ 

Nöthigung zur Vornehmung einer Handlun 
als Steafausfhlehungsgrund, !. —— 8 2 
Beitrafung der widerrechtlichen Nöthigung eines 
Anderen zur Begehung einer ftrafbaren Hand- 
fung, daf. $$ 240, 253 ff.; der Nöthigung einer 
Frauensperſon zu unzüchtigen Handlungen, daj. 
$ 176 Nr. 1u.$ 177. 

Normale der Eihung3behörben, f. unt. Eich— 
mwejen Eichordnung tom 16. Juli 1869 88 50 ff. 
70, 71. 

Nothitand. Eine in einem unverfchuldeten, 
auf andere Weije nicht zu bejeitigenden Noth- 
ftande zur Rettung aus einer gegenwärtigen Ge- 
fahr für Leib oder Leben des Thäters oder eines 
en begangenen Handlung ift nicht jtrafe 
bar; ſ. Str.»©.-B. $ 54. Wegen Beitrafung 
der Berlegung der mit einer Behörde geſchloſſe— 
nen Lieferungsverträge über Lebensmittel zur 
Abwendung oder Bejeitigung eines Nothſtandes, 
j. daj. $ 329, und wegen Beftrafung der Nicht» 
leiftung von Hilfe bei gemeiner Noth daſelöſt 

0. 


n.|$ 360 Nr. 1 


Nothwehr, Begriff u. ftrafrechtliche Bedeut— 
ung derjelben, j. StreG.B. $ 53, 

Nothzucht, Beitrafung derjelben, ſ. Str.-®,. 
B. 85 174 fi. 


©. 


Obdachloſe. 


Beſtrafung derjenigen, welche ſhat für die zur Ausführun 


der Obduction etwa 


nach Verluſt ihres bisherigen Unterlommens ſich ſerforderliche Hilfsmannſchaft zu ſorgen. 


ein anderweitiges nicht verſchaffen, ſ. Str.G.B. 
8 361 Wr. 8, $ 362. 


U. Verfahren bei der Obduction, 


Dbduetion ber von anftedenden Krankheiten] F 5. Die Obductionen haben den Zwed, über 


erkrankt gewejener Thiere. 


©. die Minifterial-Anmweijung für bas|(S 12 des Gejeges) oder ben 


Berfahren bei den durd das Gejeg v. 
25. Juni 1875 (f. unt. Viehjeuchen) angeorb: 
nete Obduction von Thieren v. 6. Mai 1876: 


1 Allgemeine Be immungen. 


8 1. Die dem beamteten Thierarzte unter Mit- 
wirfung der von dem Beliger etwa zugezogenen 
Sadjverftändigen nad) den $$ 12 u. 67 des Ge- 
ſetzes obliegenden Obductionen follen in Gegenwart 
des Ortövorjtehers oder eines von der Polizei» 
Behörde dazu beauftragten Beamten ausgeführt 
werden. $ 2. Die Obductionen müjjen jo jchnell 
als möglid nad) dem Erfalten der Cadaver vor- 
genommen werden. Die von dem Tode der Thiere 
bi3 zur Obduction verftrichene Zeit ift im Pro: 
tofoll zu erwähnen. $ 3. Die Sadhverjtändigen 
haben dafür zu jorgen, daß die zur Berrihtung 
der Dbduction nothwendigen Sections » Jnjtru- 


Ausbruch einer Seuche —— zu erlangen 

ranfheitözuftand 
eined Thieres — der Entſchädigungsleiſt⸗ 
ung endgiltig feſtzuſtellen ($ 67 des Geſetzes). 
Die Obducenten haben dieſen Zwed bein Er» 
heben des Befundes zu beachten und alle Mittel 
zur Erreihung dieſes Zweckes zu erichöpfen. 
$ 6. Die Obducenten haben die Verpflichtung, 
über alle Verhältniffe (den Kranfheitöverlauf u, 
die an den Thieren beobachteten Krankheitser- 
iheinungen), welche für die Obduction und das 
abzugebende Gutachten von Bedeutung find, ſich 
vor oder während der Obduction zu unterrichten, 
s 7. In Fällen, wo ein bejtimmtes Gutachten 
erft nad der weiteren Unterſuchung einzelner 
Theile erfolgen u. diefe Unterfuhung aus äußeren 
Gründen nicht jofort bei der Obduction abge» 
geben werden fann, find diefe Theile zurüdzu- 
legen und jchnell nachträglich zu unterfichen. 
Ueber die Zeit und möglichſt den Befund u. die 


mente zur Stelle und im gehörigen Zuſtande die Bedeutung der ſpäteren Unterjudung haben 
find. 84. Die Obductionen find an einem paſ⸗- die Obducenten einen Bericht anzufertigen, wel» 
jenden Orte auszuführen. Die Ortspolizeibehörbe)cher dem Obductions-Protofolle anzufügen ift. 
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8 8. [Die Obduction.] Die Obduction zer- handene abnorme Inhalt, die Farbe der vorlie- 
alt in 2 Theile: 1) die äußere Befichtigung, genden Theile und der Stand des Zwerchfells 


2) bie innere Beſichtigung. 

9. [Die äußere Defichtigung.] 
Belichtigung erjtredt fi auf den K 
—— und feine einzelnen Theile — 


ermitteln: Alter, 


feitzuftellen. — Nachdem die allgemeinen Ber. 


Die äußere|hältnifje der Bauchhöhle ermittelt worden find, 
Örper im All-|ift die Eröffnung der Brufthöhle vorzunehmen. 
Was Die Section der Bauchhöhle folgt in der Regel 
en Körper im Allgemeinen betrifft, jo find zu erſt der Unterfuhung der Bruſthöhle. 

Öeihledht, Größe, Farbe derjden Fällen, wo bejtimmte Gründe vorhanden find, 


Nur in 


Haare, Abzeichen, Körperbau und allgemeiner| die den Tod veranlafjende Veränderung in der 
Ernährungszujtand. — Demnächſt find die einzel-| Bauchhöhle zu vermuthen, ift jofort Die weitere 


nen Theile zu unterfuchen. Der Kopf mit jeinen 
natürlichen Deffnungen, der Hals, die Bruft, der 
Bauch, Rüden, Schwanz, After, die äußeren Ge- 
jchlechtstheile, die Milchdrüſen und die Ertremi- 
täten. — Jeder an den genasnten Theilen vor- 


Section der Organe der Bauchhöhle anzuichließen. 

$ 12. [Die BruftHöhle.] Die Brufthöhle wird 
an ber unteren Wand geöffnet. Es werben bie 
Rippen oberhalb der Anjagitellen an die Rippen- 
fnorpel mit einer Säge od. einer Knochenicheere 


>. abnorme Zuftand ift in Bezug aufldurdichnitten, wobei eine Verlegung der Lungen, 


age, Größe, Gejtalt und jonftiges Verhalten 
genau zu prüfen. 

810. [Die imnere Befihtigung.] Die techniſche 
Ausführung der Section muß in der im Folgen- 
ben angegebenen Reihenfolge geſchehen, die aber 
nur al3 Regel zu betrachten iſt. — Es iſt zu 
erit die Bauchhöhle, darauf die Bruſthöhle und 
dann die Kopfhöhle zu öffnen. Nächſtdem folgt 
die Unterjuchung der Ertremitäten und die Deff- 
nung der Wirbelfäule — In jeder Höhle ift 
die Yage der in derjelben gelegenen Organe, der 
ettva vorhandene ungehörige Inhalt, Gas, fremde 
Körper, Flüſſigkeiten, Gerinjel und zwar in den 
legteren Fällen nah Maß oder Gewicht, Die 
Farbe der vorliegenden Theile und jchliehlid) 
der Zuftand eines jeden Organs zu ermitteln. 
8 11. Es wird zuerft ein langer Hautjchnitt an 
dem auf dem Rüden liegenden Cadaver gemacht, 
der am Kinn beginnt, in ber Richtung der Luft— 
röhre und linf3 vom Nabel verläuft und bis 
zur Schambeinfuge fich erftredt. Am Bauche 
wird die Haut bis gegen die Wirbelfäule abge- 
trennt. Vom Halje wird die Haut joweit abprä- 
parirt, daß die Yuftröhre, die Ohrſpeicheldrüſen 
und der Kehlgang freigelegt find. Die vorderen 
Ertremitäten werden vom Thorar, die hinteren 
Extremitäten von der unteren Seite des Bedens 
nad) jeder Seite zurüdgelegt. — Bei diejer Ar- 
beit ijt der Grad der etwa jchon eingetretenen 
Fäulniß feitzuftellen. Werner jind gleichzeitig 
die etwaigen krankhaften Veränderungen der ger 
nannten Theile zu ermitteln und zu bejchreiben, 
— Dann öffnet man die Baudhhöhle durch einen 
Längs- und Querſchnitt. Der erjtere erjtredt 
fit) vom Schaufellnorpel des Brujtbeins bis zur 
Schambeinfuge, der Querſchnitt von ber legten 
Rippe der einen Seite bis zu der entiprechenden 
Rippe der anderen Seite. Bei der Anlegung des 
Längsſchnittes ift zuerft ein ganz Heiner Einjchnitt 
hinter dem Scaufelfnorpel in das Bauchfell zu 
machen und beim Einſchneiden darauf zu achten, 
ob Gas oder Flüſſigkeit austreten. In die Oeff— 
nung wird zuerſt der Beige- und dann auch der 
Mittelfinger der linken Hand eingeführt und zwi— 
ihen den beiden Fingern der Schnitt bis an die 
Schambeinfuge verlängert. Es ijt überhaupt die 
größte Vorfiht zur Vermeidung einer Verlegung 
der dicht an der Bauchwand gelegenen Organe 


des Halsbeuteld und der am Cingange im bir 
Bruftgöhle gelegenen Gefäße zu vermeiden if 
Dann wird dad Zwerchfell, ſoweit e8 zwischen 
den Endpunften der Säge od. Scnittlinien an 
geheftet ift, von dem Echaufelfnorpel und ben 
Knorpeln der falichen Rippen abgelöft und dai 
Bruftbein, nachdem Mittelfel und Herzbeutel 
jorgfältig abgetrennt worden find, nad) vorn zu 
rüdgejchlagen. — Darauf iſt jofort das Ber 
halten des Brujtfelles, die Beichaffengeit und die 
Menge des in den Brujtfelljäden etwa abnorme 
Inhaltes u. der Ausdehnungszuftand der Lungen 
zu ermitteln. Hieran Shlieht fi die Unterjud- 
ung des Mittelfelles und der Thymusdrüje. — 
Hierauf wird der Herabeutel geöffnet, fein Inhalt 
in Bezug auf Beſchaffenheit und Menge geprüft 
und der Zuftand des Herzbeutels ſelbſt ermittelt. 
Nachdem dann die Lage des Herzens, jeine Größe, 
Gejtalt, Farbe, Conſiſtenz und der Biutgehalt 
jeiner oberflächlichen Gefäße feitgeitellt worden 
find, wird das Herz in jeiner natürlichen Lage 
geöffnet. Es wird jeder Vorhof und jede Herz. 
fammer einzeln eröffnet. Nächſtdem iſt die Menge 
und Beichaffenheit des Blutes in jedem Herzab- 
ſchnitte und die Weite der Atrioventritularöfi- 
nungen zu bejtimmen. Man nimmt zuerjt da? 
Blut aus dem rechten Vorhofe und ermittelt 
dejjen Menge und Beichaffenheitl. Dann p 
nıan die Weite der rechten eroberten 
nung durch Einführen der Finger der Tinten 
Hand von dem Borhofe aus. — Hierauf nimmt 
und unterjuht man das Blut aus der rechten 
Herzlammer. In derjelben Weije verfährt mar 
auf der linfen Herzjeite. Erſt jetzt ift das 8 
herauszuſchneiden und find die arteriellen Defi- 
nungen zu unterſuchen. Schließlich it der Zu— 
ſtand des Herzfleiiches zu prüfen. — Darauf 
folgt die Unterjuhung der größeren Gefäße mit 
Ausnahme der hinteren Aorta. — Alsdann wer- 
den die Lungen aus der Brufthöhle heransger 
nommen, wobei auf ältere Verwachſungen zwi— 
ſchen Lungen» und Wippenfell zu achten ift. Es 
wird das Verhalten der Lungenoberfläche feitge- 
ftelt. Nachdem ferner der Luftgehalt, die Eon» 
fiiteng und die Farbe der Lungen geprüft wor- 
den jind, werden große glatte Einſchnitte in bie 
Lungen gemadt und die Schnittflächen genau 
unterfuht. — Um den Buftand der grö 


anzuwenden. — Nach der Eröffnung der Bauch- Brondien und Blutgefäße zu ermitteln, werben 


höhle ift die Lage der Organe, der ctwa vor-Idiejelben mit einer Scheere aufgeſchnitten. 
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berjelben Weiſe ift mit der Speiferöhre zu der» der Borfteherdrüfe, der Cooper'ſchen Drüjen, der 
fahren. Schließlich ift die Beſchaffenheit des Samenblaſen, ber Ruthe mit der Harnröhre, — 
Bruftbeind und der Rippen feſtzuſtellen. $ 18. bei weiblichen Thieren: der Scheide, der Gebär- 
Bei der Section der Bauchhöhle müſſen bie ver-|mutter, der Trompeten, der Eierſtöcke und der 
fchiedenen Organe in einer beftimmten Reihen» |jonftigen Unhänge. Schließlich wird der Maſt— 
I e herausgenommen und unterſucht werden, darm an der oberen Wand aufgeichnitten. Magen 
als nicht durch bejondere Umftände Abweich- u. Zwölffingerdarm werden in ihrer natürlichen 
ungen von dieſer Reihenfolge —* werden. Lage mit der Scheere aufgeichnitten, und zwar 
1. Bferd. Nachdem die beiden linken Zagen des der Magen an jeiner großen Krümmung, der 
Grimmdarmed nad, rechts und der Majtdarm |Zwölffingerdarm an feiner unteren Seite. Wäh- 
nad) lint3 aus der Bauchhöhle herausgelegt wor- |rend des Aufſchlitzens wird der Anhalt beider 
den find, werden Ausdehnung und Farbe der beſtimmt. — Dann wird die Mündung des 
einzelnen Darmabjchnitte Feftgeitelt Dann wird |Lebergallenganges betrachtet, der Inhalt aus 
der Bwölffingerdarm an feiner Mebergangsitelle |demjelben beruorgepreßt, die Ausflußmöglichkeit 
in den Lehrdarm zweimal unterbunden und zwi-|der Galle durch Drud auf den Lebergallengang 
{chen beiden Ligaturen durchſchnitten. Vächſtdem feſtgeſtellt und fchließlich der Lebergallengang auf» 
werden Leer» und Hüftdarm vom Gelröfe abge- Igeichnitten. Darauf wird bie Wortader unter- 
trennt und der Hüftdarm eine Hand breit vor ſucht. — Dann werden Magen und Zmölffinger- 
der Hüft-Blinddarm-Definung abgeichnitten. Nach darm zur weiteren Prüfung herausgeichnitten. — 
der Herausnahme werden beide Darmabſchnitte Jetzt folgt die Unterfuhung der Baucjipeichel- 
an derjenigen Seite, wo das Gekröſe ſich anfegt, |drüfe. — Die Leber wird, nachdem ihre Lage 
mit einer Darmſcheere aufgeichligt. Darauf wird|beftimmt worden ift, aus der Bauchhöhle her- 
der Maftdarm in die Bauchhöhle zurüdgezogen, ausgenommen. Nachdem die Oberfläche, die 


dicht vor feinem Bedenjtüde abgeichnitten und 
in der Richtung nad) vorm vom Gekröſe abge» 
trennt. Um die lebergangsitelle zwiichen Grimm 
und Maftdarm legt man eine Ligatur und jchnei- 
det dann den Majtdarm hinter der Ligatur ab. 


Größe und Geftalt der einzelnen Lappen geprüft 
worden ift, wird durch jeben Lappen ein großer 
langer Schnitt geführt und der Blutgehalt, fo» 
wie bie Beihafenheit bes Leberparenhym3 ere 
mittelt. — Ferner wird dad Zwerchfell heraus» 


Hierauf wird der Maftdarm wie der Dünndarm ſgeſchnitten und unterſucht. Hieran jchließt fich 


aufgeichligt. Nachdem ferner Netz- und Baud)- 
ipeiheldrüje vom Grimmdarm abgetrennt u. die 
Uefte der vorderen Gefrösarterien durchſchnitten 
worden find, werben Blind» und Grimmdarm 
im Zufammenhange aus der Bauchhöhle Heraus» 
genommen. Der Grimmdarm wird dann an 
ber freien Seite und der Blinddarm zwiſchen 2 
Bandftreifen mit einer Scheere aufgeſchlitzt. — 
Schon während ded Aujihligens ijt der Inhalt 
aller Darmabichnitte zu beftimmen. Ferner wird 
nad) dem Reinigen de3 Darmes die Beichaffen- 


die Unterjuhung des Dünn- und Majtdarmge- 
fröjes nebſt Lymphdrüſen und Gefäßen, der hin— 
teren Hohlvene, der Aorta mit ihren Aeſten und 
ber retroperitonäalen Lymphdrüſen. — Endlich 
ift der Zuftand der Nüden- und Lendenmwirbel, 
des Bedend und der umliegenden Muskeln zu 
ermitteln. 2. Wiederfäuer. Nachdem das 
Netz unterfuht und abgeichnitten worden ift, 
werben Panſen, Haube, Pjalter und Labmagen 
im Zujammenhange aus der Bauchhöhle heraus» 
genommen. Zu diefem Bmede löſt man die Ber- 


heit aller Theile feftgeftellt. — Jept werden Nep|bindung des Wanſtes mit dem Zwerchfelle und 
und Milz herausgenommen. Die Milz wird|durdjchneidet den Schlund Hinter dem Zwerch- 
mitten über ihre äußere Fläche (vom oberen zum |felle und den Zwölffingerdarm vor einer dicht 
unteren Ende) durdjjchnitten. Der Zuftand desjam Labmagen um bdenjelben gelegten Figatur. 
Barenhyms und der Blutgehalt der Milz find|Bei diefer Arbeit ift auf etwa vorhandene abe 
dann feitzuftellen. — Hierauf wird zuerſt diejnorme Verbindungen der einzelnen Magenab- 
finfe und nad ihrer Unterjuhung die rvechteltheilungen mit den Organen der Nachbarſchaft 
Niere herausgeichnitten und jede für ſich unter» zu achten. Hierauf wird die Milz vom Wanſte 
ſucht. Nachdem die Kapjel der Niere entfernt|abgelöft. Nächſtdem werden die einzelnen Magen- 
worden ift, werden Größe, Geftalt, Farbe undlabtheilungen geöffnet. Dann wird der Haftdarm 
etwa vorhandene krankhafte Veränderungen be-|in der Nähe der Hüft-BlinddarmDeffnung durch— 
ftimmt, Alsdann wird über den converen Rand |ichnitten und der Hüft- und Leerdarm vom Ge— 
der Niere ein Längsichnitt durch die ganze Dide|fröie abgetrennt. Der Leerbarm wird darauf, 
de3 Organs bid zum Nierenbeden gerüßet und, [nachdem der Zwölffingerdarn am hinteren Ende 
nahdem die Schnittflächen abgejpült morden|unterbunden worden ijt, Hinter der Ligatur ab— 
EN werden Mark» und Rindenjubjtanz u. das geſchnitten. Es folgt alddann die Aufichligung 

ierenbeden unterjucht. — Darauf folgt bie Un-|des Leer» und Hüftdarmed. Sodann wird der 
terſuchung der Nebe und der Harnleiter. Maſtdarm vor jeinem Bedenftüde durchſchnitten 
— Nachdem dann och die Harnblafe anjund bis zu der Stelle, wo er fich mit dem Zwölf- 
ihrer unteren Wand feinen Längsihnitt|fingerdarm Freuzt, abgetrennt. — Hierauf wird 
geöffnet und ihr Inhalt Seſtimmt worden ift,|der Zwölffingerdarm vom Gekröſe abgelöft, aber 
werden Harnblaje, Maſtdarm und die mit ihnen |nidht ij unten — Nahdem alsdann das 
in Verbindung jtehenden Gejchlechtsorgane im|Gelröje des Dünndarm unterſucht worden it, 
Bujammenhange au3 der —— herausge⸗ wird die vordere Gekröswurzel durchſchnitten u. 
nommen. Jetzt folgt hintereinander die Unterſuch⸗ der Diddarm im Zuſammenhange heraudgenom- 
ung der Harnblafe, — bei männlichen Thieren:|men. Ferner werden die Windungen des Grimm« 
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darmlabyrintged von einander getrennt u. danın, 
der ganze Diddarm aufgeſchlitzt. Schließlich wird 
der Bmwölffingerdarm in jeiner natürlichen Ver— 
bindung mit ber Leber aufgefchnitten und die 
Mündung des gemeinjhaftlihen Gallenganges 
wie beim Pferde geprüft. — Die Unterſuchung 
und die weitere Section der in der Bauchhöhle 
re Organe erfolgt wie beim Pferde. 3. 

wein. Nachdem der Zmölffingerdarm unter 
der rechten Niere zweimal unterbunden und zwi— 
ſchen beiden Ligaturen durchſchnitten worden ift, 
zieht man fein hinteres, zwiſchen ben Gekrös— 
platten gelegenes Ende hervor, dann trennt man 
das Hintere Ende des Bwölffingerdarmes in Ver- 
bindung mit dem Leer- und Hüftdarme vom 
Gekröſe und fchneidet den Lepteren, nachdem er 
dicht vor der Hüft-Blinddarmöffnung unterbuns 
den worden ift, vor ber Ligatur ab. Nach der 

eraußnahme wird der Dünndarm mit einer 

heere aufgeſchlitzt. Hieran ſchließt fich Die 
Unterfudung des Dünndarmgekröſes. Blind» 
Grimm- und Maftvarm werden im Zujammen- 
hange herausgenommen, indem man Die vordere 
Gelrösmwurzel durchſchneidet und den Maftdarm 
von feinen Verbindungen trennt. Der Mait- 
darm wird bicht vor jeinem Bedenftüde abge- 
ſchnitten. Darauf werben die Windbungen bes 
Grimmdarmconvolutes vorjichtig auseinander ge- 
zogen und dann alle Abtheilungen des Diddar- 
mes aufgejcligt. Nächſtdem werden Ne und 
Milz herausgenommen. — Die Unterjudjung der 
Organe der Bauchhöhle und die weitere Section 
ber Yegteren erfolgt, wie beim Pferde angegeben 
worden ift. 4. Fleiſchfreſſer. Nachdem der 
Bwölffingerdarm hinter der rechten Niere zwei— 
mal verbunden u. zwiichen ben Ligaturen durd)- 
jchnitten worden iſt, trennt man das hintere 
Ende de3 Zwölffingerdbarmes, ben Leerdarın, in— 
dem man die eine Platte des Dünndarmgelröjes 
durchichneidet, den Hüftdarm und den ganzen 
Diddarm im Zuſammenhange vom Gekröſe. Der 
Maſtdarm wird alddann vor feinem Bedenftüde 
abgeichnitten. Nach der Herausnahme des Dar- 
mes aus der Bauchhöhle werden jämmtliche 
Darmabſchnitte Hintereinander aufgeichligt. Als: 
dann wird die Diilz vom Nege abgelöft u. das 
Netz herausgeſchnitten. — Die Unterjuchung der 
in der Bauchhöhle befindlichen Organe und die 
weitere Section ift in der beim Pferde angeger 
benen Weije auszuführen. 

8 14. [Hals] Es wird zunächſt der Zuftand 
ber großen Gefäße und Nervenftänme ermittelt. 
Darauf wird der Kehlkopf im Zujammenhange 
mit der Zunge, dem Gaumfegel, der Luftröhre, 
dem Sclundfopfe und der Speijeröhre herauss 
genommen und alle Organe nad) dem Aufichnei« 
den unterfudt. Die Prüfung erjtredt ſich ferner 
auf die Edjildbrüfe, die Kymphdrüjen am Halfe 
und die Speicheldrüſen. — Schließlich ift das 
Berhalten der Halöwirbeljäule und der Hals— 
musfeln fejtzuftellen, 

F 15. [Kopfhöhle) Für die Definung ber 
Kopfpöhle ijt es nothwendig, daß die Haut vom 
Kopfe abgezogen und der lehtere von der Wir- 
beljäule abgejchnitten wird, 


Nachdem hierauf Knochen erwartet werden können, nad 
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unterſucht und getrennt worden ſind, wird die 
Schädeldecke durch einen Sägeſchnitt entfernt. 
An der Schädeldecke wird die Oberfläche, die 
Schnittfläche und die Innenfläche geprüft. Dann 
wird die harte Hirnhaut an der äußeren und 
inneren Oberfläche unterjucdht. ferner wird da3 
Berhalten der freiliegenden Theile der weichen 
Hirnhaut beftimmt. Nädjitvem wird dad Gehirn 
aus ber Kopfhöhle herausgenommen und Die 
Beihaffengeit der harten und weichen Hirnhaut 
an den Geitentheilen und am Grunde des Schä- 
dels feſtgeſtellt. — Hieran ſchließt fi die Un— 
terfudhung der Blutleiter. — Nachdem Größe 
und Gejtalt ded Gehirns geprüft worden find, 
werden jofort die Seitenhöhlen des Gehirns er- 
öffnet. Man ermittelt den Inhalt und die Aus. 
ro der Geitenhöhlen, die Beſchaffenheit 
ihrer Wandungen und der Adergeflechte. Ferner 
legt man eine Reihe glatter Schnitte durch Die 
Halblugeln des Großhirned, durch die gejtreiften 
Körper, die Sehhügel, die Vierhügel, das Fleine 
Gehirn und das verlängerte Mark und befchreibt 
die Beſchaffenheit diejer Theile. Dabei ijt Die 
Ausdehnung der 3. und 4. Hirnfammer zu be 
rüdfihtigen. — Schließlich unterfuht man, nad» 
dem die harte Hirnhaut entfernt worden iſt, die 
Knodien am Grunde und an den Geitentheilen 
des Schädels. $ 16. Hieran ſchließt ſich die 
Unterſuchung der auf den Geſichtsknochen Tiegen- 
den Weichtheile, die Ohripeicheldrüje, des ee 

und Gehörorgands. Nachdem ferner der Unter» 
tiefer vom Oberliefer entfernt worden ift, wer» 
den die Zähne, der harte und der weiche Gau«- 
men und bie Edjleimhant der Baden geprüft. 
Dann wird der Obertiefer der Yänge nad) und 
zwar dicht neben der Najenjheidewand durchge» 
\ägt, die Naſenſcheide herausgejchnitten und die 
Schleimhaut der Nafenhöhlen unterjudt. — 
Schließlich ift die etwa nothwendige Deffmung 
der Stirn. und Oberkieferhöplen, um deren In— 
halt u. Beſchaffenheit zu ermitteln, u. die ger 
nauere Unterfudung aller Kopftnochen auszufüp- 

ren. 8 17. Die Unterfudung der Extremitäten 
hat im Allgemeinen zu geſchehen im Anſchluſſe an 
die anatomische Anordnung der Theile u. an etwa 

vorhandene, im einzelnen Falle ſchon von außen 

ſich fennzeichnende Abnormitäten derjelben; ins— 
bejondere ift bei den infectiöfen Krankheiten zu 
berüdjihtigen dad Verhalten der großen Blut- 
efäße, die unter Umjtänden ihrem ganzen Ber- 

aufe nad freipräparirt und eröffnet werden 
müfjen, der großen Lymphgefäße mit den fich 
anjdließenden Lymphdrüfen, die ſtets durch Ein— 
ſchneiden genau unterfucdht werden müflen und 
der großen Gelenke. — Hieraus ergibt fi, daß 
die zur Unterfuhung der Weichtheile der Ertre- 
mitäten zu führenden Hauptichnitte möglichjt in 
einer dem Verlaufe der Blut- und Lymphgefäß— 
ſtämme entſprechenden Richtung geführt werden 
müfjen, und daß die Unterjudung der Gelente, 
deren zwedmäßigite Defjnung mei durch Quer- 
ſchnitte zu vollziehen ift, gewöhnlich zulegt er- 
folgen muß. — Schließlich find in Fällen, wo 
Veränderungen an den inneren Abjchnitten der 
enauer 


die auf der Schädeldede liegenden Weichtheile Beſichtigung der Äußeren Knochenweichtheile 
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Werioſt, Bandapparate), die Knochen herauszu⸗ 
pen und nah Durchſägung weiter zu une 
terjuchen. 

gs [Wirbelfäule.] Die Deffnung der Wir- 
belfänle erfolgt an ber Rückenſeite. Nachdem 
die Haut vom Rumpfe vollitändig abgezogen, 
die Gliedmaßen und die Rippen entfernt u. die 
Muskeln von den Dornfortfägen u. den Bogen- 
ftüden abpräparirt worden find, wobei gleid)- 
eitig die Beichaffenheit der genannten Thetle zu 
eitimmen iſt, werden die Bogen — ——— 
Wirbel abgemeißelt. Bei dieſer Arbeit iſt be— 
ſonders darauf zu achten, daß die Rückenmarks— 
häute nicht verletzt werden. Hierauf unterſucht 
man die äußere Fläche ber harten Rückenmarks— 
haut und, nachdem fie durd einen Längsjchnitt 
geöffnet worden ift, ermittelt man den etwa 
vorhandenen abnormen Inhalt. Dann prüft 
man das Verhalten des oberen Abſchnittes der 
weichen Nüdenmarlshaut. Nächſtdem werben die 
Nervenwurzeln an beiden Seiten durchſchnitten, 
das Rüdenmark am hinteren Ende herausgehoben 
und die unteren Verbindungen nad u. nad) ge— 
trennt, Beim Herausnehmen des Rüdenmarles 
ift jede Quetſchung und Knickung deijelben zu 
vermeiden. Hierauf wird die Beichaffenheit der 
weichen Rückenmarkshaut an der unteren Geite 
ermittelt. Der Zuftand des Rückenmarles wird 
dann dadurch geprüft, daß man mit einem dün— 
nen und jcharfen Meſſer eine größere Zahl von 
Querſchnitten durch daffelbe legt. Schließlich 
trennt man die harte Rückenmarkshaut von den 
Wirbelkörvern ab und prüft das Verhalten der 
Wirbel und ihre Verbindungen. 

$ 19. [Bejondere Beitimmungen in Bezich- 
ung auf einzelne Seuchen.) In denjenigen Fällen, 
in denen es fih allein darum handelt, durch Die 
Obduction eines Thieres das Vorhandenfein einer 
Seuche oder einer anſteckenden Krankheit feitzu- 
ftellen, Tann von der vollftändigen Obductton 
Abſtand genommen und ein verfürztes Verfahren 
in der Weile angewendet werden, daß zunächſt 
gewiſſe Theile oder Gegenden des Körpers unter: 
jucht werden. Nur wenn bei diefer Unterſuchung 
pojitive Ergebniffe erlangt find, darf von einer 
meiteren Unterjuhung abgejehen werden. In 
Bezug auf die einzelnen Seuchen ift, je nachdem 
die eine oder die andere vermuthet wird, in 
folgender Weije zu verfahren: 1. Bei Milz- 
brand. Zunächſt find Haut und Unterhaut an 
allen denjenigen Stellen, wo franfhafte Zuftände 
bei der äußeren Beſichtigung des Cadavers wahr- 
genommen oder vermuthet werden, zu unter 
juchen. Sodann werden Bruft und Bauchhöhle 
eröfinet, um den etwaigen abnormen Inhalt der- 
felben, jowie dad Verhalten der Lungen und des 
Herzens, des Bruft- und Bauchfelles, des Ger 
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nah der Obbuction eine mikroskopiſche Unter- 
ſuchung deffelben vorzunehmen. 2. Bei Maul- 
und Klauenfeude. Die Haut an der Krone 
der Klauen, an den Ballen, in dem Klauenipalte 
und ar der hinteren Fläche der ——— iſt 
ſorgfältig zu unterſuchen. Es iſt ferner zu er— 
mitteln, ob die Zitzen des Euters erkrankt find. 
Weiter ift die Befchaffenheit der Lippen und der 
Maulſchleimhaut feitzuftellen und namentlich bei 
jüngeren Thieren der Zuftand der Schleimhaut 
der vier Magenabtheilungen und des Darmes 
g prüfen. Schließlich iſt auch noch eine Unter» 
uchung der großen drüſigen Organe, beſonders 
der Leber und der Nieren auszuführen. 3. Ber 
Zungenfeude Es ift auf die Section der 
Brufthöhle befondere Gorgfalt zu verwenden. 
Nah dem Eröffnen derſelben ift der etwaige 
abnorme Inhalt, die Beichaffenheit des Bruit- 
felle8 und der Ausdehnungszuftand der Lungen 
zu beichreiben. E3 find ferner die Lungen und 
zwar beſonders die Durchſchnittsflächen derjelben 
mit befonderer Rüdjiht auf das Interſtitialge— 
webe und die Beichaffenheit der Lungenbläschen, 
der Brondialdrüfen und Lymphgefähe zu unter- 
ſuchen. Auch der Inhalt der Bronchien und die 
Beichaffenheit der Brondialichleimhaut ift feitzu- 
ftellen. 4. Bei Rog (Wurm). Nachdem zuerft 
die Beichaffenheit der Haut beſchrieben ift, Hat 
eine genauere Unterſuchung der ſchon von außen 
jihtbaren oder zu vermuthenden krankhaften 
Stellen der Haut und Unterhaut, einſchließlich 
der Zymphgefähße und der nächſten Lymphdrüſen, 
jtattzufinden. Sodann ift die Naſenſchleimhaut 
zu unterfuden und zu dieſem Zwede die im $ 16 
befchriebene Durdyfägung des Kopfes vorzunchment. 
Alsdann werden Schlundfopf, Kehlkopf, Luftröhre, 
Zungen und die mit diefen Organen verbundenen 
Lymphdrüſen, unterſucht. Endlih wird das 
Verhalten der Milz, der Nieren, der Leber und 
Muskeln beitimmt. 5. Bei Pockenſeuche. 
Zunächſt ift eine genaue äußere Befichtigung vor- 
zunehmen. Sodann ift die Befchaffenheit der 
Haut am Kopfe, bejonders um das Maul und 
die Augen, ferner an der inneren Fläche der 
Extremitäten, an dem Bauche, der Bruft und 
der unteren Fläche des Schweifes anzugeben. 
Endlich ift der Zuſtand der Luftröhre, der Lungen, 
des Herzens, des Kehl- und Schlundkopfes, der 
Speiferöhre und des Magens  feitzuftellen. 
Wünjchenswertb ift ed, daß aud das Verhalten 
der Milz, Leber, Nieren und Muskeln ermittelt 
wird. 6. Bei Tollmuth. Es ift vor Allem 
der Inhalt des Magens und Darmes und der 
Zuftand der Schleimhaut derjelben feitzuitellen. 
Nächſtdem ift die Beichaffenheit der Milz, Nieren 
und Leber zu bejchreiben. Sodann jind ber 
Schlundkopf, die Mandeln, die Zungenbalg- und 


fröjes, die Größe und Beichaffenheit der Milz Lymphdrüſen, die Speijeröhre, der Kehlkopf. die 
und der in der Bauchhöhle belegenen Lymph-|Quftröhre, die Lungen und das Herz zu unter- 


prüfen, ferner den Zujtand der Magen- und 
Darmfcleimhaut, der Leber und der Nieren zu 
ermitteln. Die Unterjuchung hat fih dann auf 
die Muskeln der verſchiedenen Körpertheile, den 


juchen. Dabei ift die Beihaffenheit des Blutes, 
namentlich der Gerinnungszujtand deſſelben ge: 
nau anzugeben. Schließlich ijt auch der Schädel 
zu Öffnen und das Gehirn zu unterfuchen. $ 20. 


Schlundkopf, die Speijeröhre, den Kehlkopf und Nach beendigter Obduction find die Cadaver und 


die Luftröhre auszudehnen. 


Grotejend, Folizei:terifon. 


Insbeſondere ift!deren Abgänge zu bejeitigen. 
die Beihaffenheit des Blutes zu bejchreiben und’ 


Sit durch die 
Obduetion eine der im Gelege ($ 10) benannten 
56 
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Seuchen ermittelt worben, jo 
behörbe die Bejeitigung der 


Abgänge nach den bezüglich der einzelnen Seu⸗ und in Fällen, wo weitere 
nn. Theile nothwendig find, ift ein bejonderer 


chen ertheilten VBorfchriften anzuordnen. $ 21. 
Die nad) Feitftellung einer Seude etwa noth- 


wendige Desinfection der Obductionspläge und|behalten. 


ber zur Ausführung der Obduction benußten 

———— erfolgt nad) den in der Inſtruction 
ur Ausführung der Desinfection enthaltenen 
eftimmungen. 

3. Das Obductionsprotokoll. 

22. Ueber die Obduction wird von bem 
Drtövorfteher oder einem von der Polizeibehörde 
dazu beauftragten Beamten ein Protofoll aufge- 
nommen. — Die Obducenten haben dafür zu 
forgen, daß der bei der Obduction ermittelte Be» 
fund genau in das Protokoll aufgenommen wird. 
Bu dem Zwecke haben diejelben den betreffenden 
Theil des Protofold entweder zu dietiren oder 
den Befund beſonders jchriftlih aufzujegen und 
dem Brotofoll beizugeben. Wird die Obduction 
von einem nicht beamteten are ausgeführt, 
fo ift am Schluſſe des Protofoll3 zu vermerken, 
ob derjelbe bereit3 als re ein für 
alle Mal oder mit Rüdjicht auf die vorliegende 
Obduction bejonderd vereidet worden ijt (cir. 
8 125 der genen 

$ 23. [Der technische Befund.] Das Proto- 
toll, bezichentlid) die dem Protokolle beigegebene 
und als ein Theil defjelben geltende Aufzeichnung 
des Befundes, muß in überjichtliher Form ab- 
gefaßt werden. Die erjte Abtheilung Handelt 
über die äußere, die zweite über die innere Be— 
fihtigung. Die Anordnung der zweiten Abtheil- 
ung ergibt fid) aus der Reihenfolge, in welcher 
die Höhlen geöffnet worden ſind. Der Befund 
jeder de bildet einen Abſchnitt für fih, und 
jeder Abjchnitt trägt den Namen der zur Unter: 


ir. gelangten Höhle als Ueberſchrift. — Der] Fischerei Ordnungen vom 7. 


Dber-Bergämter — Ober-Rebnungsfammer, 


e die Ortspolizei⸗ abweichende Anficht der Lebteren in dad PBroto- 
abaver und deren|foll aufzunehmen. — In zweifelhaften Fällen 


nterſuchungen ein⸗ 


bductionsbericht (motivirtes Gutachten) vorzu · 
Wird über die Obduction 
mehrerer Thiere nur ein Protokoll —— 
jo müſſen in demſelben bie einzelnen Thiere uns 
ter fortlaufenden Nummern aufgeführt und bei 
jedem Thiere der technische Befund, ſowie das 
—— Es 23 und 24) beſonders vermerkt 
werben. 

5. [Das Obergutaditen.] Im Falle er 
de liher Meinungsverjchiedenheiten zwijchen dem 

eamteten Thierarzte und dem von dem Befiger 
zugezogenen approbirten Thierarzte über den 
Ausbrud) oder Verdacht einer Sende, oder wenn 
aus jonftigen Gründen Zweifel über die Richtig- 
teit der bezüglichen Erhebungen des beamteten 
Thiexarztes obwalten, ift jofort da3 Obergutachten 
des Bezirld-Thierarzted einzuziehen ($$ 13 und 
14 des he 27. In Fällen, wo ver 
KrankHeitözuftand eines Thieres rücjichtlich der 
Eutſchaͤdigungsleiſtung endgültig feftgeitellt wer⸗ 
den muß, ift bei Meinungsverjcdiedenheit zwiſchen 
dem beamteten Thierarzte und den von dem Be 
ſitzer dugezognen Sachverſtändigen das Obergut⸗ 
achten der Deputation für das Veterinärweſen 
— ($ 67 Abſatz 6 des Geſetzes). 
er⸗Bergämter, ſ. Berggeſeh $$ 187 ff. 
u. Note 1 (©. 141). 

Ober-Bürgermeifter, nur ein Titel, welcher 
an die Bürgermeifter der Städte von mehr als 
10,000 Einwohner verliehen werden Tann. 

Ober-Erfaheommiffionen, j. Er ſatz⸗ Ord⸗ 
nung $5 2, 68 ff.; Reichs⸗Militärgeſetz $ 30. 

Ober⸗ — auf dem u. kuri⸗ 
ſchen Haff; ſiehe unter ———— ei die 
ai 1845 (für das 


efund jedes einzelnen Theiles iſt kurz und be⸗friſche Ha 66 #70 FE A R 
—— und unter möglichſter Vermeidung aller IE h M) e 66 \ ff., (für das turiſche 


unftausdrüde und unter einer bejonderen Num- 


Ober -Nechinungslammer. ©. Geſetz v. 


mer zu Protofoll zu geben. Die durch arabiihe|27. März 1872, betr. die Einrihtung und 


in zu bezeichnenden Nummern find in 
laufender — fortzuführen. Die 
änderungen der Organe müſſen vollſtändig be— 


Be die Befugnijje der Ober— 
err/fammer: 


Rehnungss 
$ 1. Die Ober-Rehnungstammer ift eine dem 


ſchrieben und nidt in Form von bloßen Urtheilen | Könige unmittelbar untergeordnete, den Miniftern 


gelennzeichnet werden. Aus den Beſchreibungen gegenüber jelbjtändige Behörde, 
eile F DB. „geſund“,troͤle des ei 
eſchreibung er-| Prüfung 


muß fich ergeben, ob bie 


„entzündet“ 2c. waren. — Die 


melde die Eon» 
ammten Staatshaushalts durch 


Feſtſtellung der Rechnungen über 


ſtredt ſich zunächſt auf die Größe, Geſtalt, Farbe] Einnahmen und Ausgaben von Staatögeldern, 


und 


onfijtenz der Theile; erſt nachdem dieſe über 


ugang und Abgang von Staatseigenthum 


allgemeinen Rerhältnifje ermittelt worden ſind, und über die Verwaltung der Staatsjhulden zu 


— die Theile zerſchnitten und weiter unter⸗ 
ucht. 
$ 24. [Das —— 
haben nach Beendigung der Ob 
vorläufiges Gutachten über den Fall ohne weitere 
Begründung zu Protokoll zu geben. 


heit icher das Thier gelitten h = Mh . rede 

eit, an welder da ier gelitten ba enlichlag ded Präſidenten der Ober - 
Vorſchriften des Geſetzes entiprechend (vgl. $ 12]fammer unter Gegenzeihnung des Vor 
und $ 67 Abf. 4 des Gejeges) ausdrücklich an⸗ des Staatsminifteriums. $3. 


führen hat. $ 2. Die Ober-Rechnungstamner 
beſteht au3 einem Präjidenten jan ee 


Die Obducenten|lihen Zahl von Directoren und Räthen. — 
duction fofort ein|jelben werben von dem Könige —— 


räfident auf den Vorſchlag des Staatsminifie- 
Directoren und Räthe auf den Bor 
echnungs· 


Vater und Sohn, 


— — Wenn ſich über die Beurtheilung des| Schwiegervater und Schwiegerfohn, Brüder und 


alles eine Meinungsverjchiedeneit zwiichen dem|Schwäger dürfen nicht 


beamteten Thierarzte und den von dem ig 
äugezogenen Sachverſtändigen ergibt, fo ift 


ieder der 


*3 Mit 
ebenämter 


Ober⸗Rechnungskammer fein. 


ie oder mit Nemuneration verbundene Nebenbeichäf- 


833 


figungen dürfen dem Präfidenten und den Mit-, Bis zum Erlaß diefes Regulativs bleiben bie 
gliedern der Ober-Rechnungstammer weder über- bisher ergangenen Snftructionen über den Ges 
tragen noch von ihnen übernommen werden. ſchaftsgang inſoweit in Kraft, als ſie mit den 
Ebenſowenig können die gedachten Beamten Mit- in diejem Gejee feſtgeſtellten Grundſätzen col« 
glieder eines der Häuſer des Landtages fein. legialiſcher Berathung und den übrigen Vorſchrif⸗ 
8 5. Die Mitglieder der Ober - Rechmungs- ten dieſes Geſetzes bereinbar find. $ 8. Die 
fommer unterliegen den Vorſchriſten der Geſetze Ober-Recnungstanmer fat ihre Beſchlüſſe nad) 
über die Dienjtvergehen der Richter u. [. w. vom | Stimmenmehrheit der Mitglieder, einjchließlich 
7. Mai 1851 und vom 26. März 1856 unter|de3 Vorfigenden, welder bei gleicher Theilung 
folgenden näheren Bejtimmungen. — Das Ober-|der Stimmen den Ausihlag gibt. — Die col- 
tribunal ift das zuftändige Disciplinargericht für legialiſche Berathung und Beſchlußfaſſung iſt 
den PBräfidenten, die Directoren und die übrigen jedenfalls erforderlih, wenn 1) an den König 
Mitglieder der Ober - Rechnungslammer. Die|VBericht erftattet, 2) die für die Häufer des Land« 
im $ 13 deö Geſetzes vom 7. Mai 1851 borge- tages beitimmten Bemerkungen ($ 18) fejtgejtellt, 
ihriebene Mahnung an Directoren und Näthe}3) allgemeine Grundjäge aufgejtellt oder beſtehende 
der Ober-Nechnungstammer zu erlafjen, fteht dem abgeändert, 4) allgemeine Inſtructionen erlafjen 
Präfidenten derjelben zu. — Die im $ 58 eben-|oder abgeändert, ’ üb. Anordnungen der oberjten 
dajelbft vorgejchriebene Verrichtung wird in Ans N Gutachten abgegeben wer— 
ſehung des Präſidenten der DOber-Rehnungd-|den ſollen. $ 9. Der Reviſion durch die Ober- 
fammer von dem erſten Präfidenten des Ober⸗ Rechnungskammer unterliegen zuvörderſt alle 
tribunald auf Grund eines Beſchluſſes diejes|diejenigen Rechnungen, durch welche die Ausführ« 


Ober⸗Rechnungskammer. 


Gerichtshofes ($ 59 a. a. O.), in Anſehung der 
übrigen Mitglieder von dem Präfidenten der 
Ober-Rechnungslammer wahrgenommen, — Die 


ung des fejtgejtellten Staatshaushalt3-Etats (Urt. 
99 der Berf.-Urkunde) und der ſaͤmmtlichen Etats 
und fonjtigen Unterlagen, auf welchen derjelbe 


unfreiwilliar  Berjegung eines Mitgliedes der beruht, Dargethan wird, insbejondere aljo: 1) die 
DOber-Rechnungstanımer kann mit Beibehaltung [Rechnungen der Staatöbehörden, Staatsbetriebör 
feines Ranges in ein richterliches oder in einlanftalten und ftaatlichen Inſtitute über Ein« 
anderes Amt der höheren Verwaltung, für wel-[nahmen und Ausgaben von Staatögeldern; 2) ſo⸗ 
ces dafjelbe die gejegliche Dualification befigt,|weit nicht im einzelnen Fällen ſtatutariſche oder 
erfolgen. — Der in Gemäßheit des $ 54 deölvertragsmäfßige Beitimmungen ‚eine Ausnahme 


Gejeged vom 7. Mai 1851 vorzulegende Befehl 
wird vom Gtaatöminifterium erlajjen. — In 
dem Falle des $ 63 a. a. O. wird der Beſchluß, 
wenn er den Präjidenten betrifft, dem Staatö- 
minijterium, wenn er andere Mitglieder der 
Ober-Rehnungsfammer betrifft, dem Präſidenten 
berjelben überjendet. — Im Uebrigen ftehen dem 
Bräfidenten der Ober-Redynungstammer in Be— 
ziehung auf die Mitglieder gleiche Befugnifje zu, 
wie dem Juftizminifter in Beziehung auf rihter- 
lihe Beamte zuſtehen. $ 6. Wle Beamten der 
Ober⸗Rechnungskammer, mit Ausihluß der Mit» 
glieder, ernennt der Präfident und übt über die— 
jelben die Disciplin mit den Befugnifjen aus, 
melde den Miniſtern rüdjichtlich der ihnen unter- 
geordneten Beamten zujtehen. — Die entihei« 
dende Disciplinarbehörbe für diejelben ijt die 
DOber-Rednungstammer, weldye im Plenum unter 
Zheilnahme von mindejtens jieben Mitgliedern, 
einſchließlich des Vorfigenden und im Uebrigen 
nad) dem für das Obertribunal giltigen Disci- 
plinerverfahren, in der Sache aber nach den Vor- 
Ichriften des Geſetzes über die Dienftvergehen 
der nichtrichterlichen Beamten v. 21. Juli 1852 
endgiltig enticheidet, $ 7. Der Geſchäftsgang 
bei der Ober⸗Rechnungsklammer wird durch ein 
Megulativ geregelt, welches auf Vorſchlag der 
Dber-Rechnungstammer und des Staatsminiſte⸗ 
riums durch Königl. Verordnung erlajjen und 
dem Landtage zur Renntnignahme mitgetheilt 
wird.!) In dem Regulativ jollen befonders auch 
Die Beitimmungen enthalten fein, melde zur Ge- 
Schäftsleitung des Präfidenten erforderlich find. 


1) Das mittels Allerh. Erlafjes vom 22. Sept. 1873 vers 


öffentlihte Regulativ über den Geicdhä bei der Ober 
—— wird hier nicht ohren i 


begründen, die Rechnungen aller derjenigen nicht 
ftaatlichen Inſtitute, welche aus Staalsmitteln 
unterhalten werden oder veränderliche Zuſchüſſe 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes aus der Staats— 
kaſſe erhalten, od, mit Gewährleiſtung des Staates 
verwaltet werden, jobald und jo lange bieje 
Garantie verwirklicht werden joll. — Der Ober- 
Nechnungslammer wird namentlih unter Auf- 
hebung der entgegenjtehenden Anordnungen die 
Revijion der von der Geehandlung geführten 
Balanzen und Bücher übertragen. Hinjichtlich 
der Rechnungen der preußijchen Bank bemwendet 
e3 vorläufig bei den bejtehenden Anordnungen. 
Die Rechnungen der Kaffe der Ober-Rehnungs« 
fammer werden von dem Präjidenten derſelben 
revidirt und mit den Revijionsbemerkungen den 
beiden Häufern des Landtages zur Prüfung u. 
Decharge vorgelegt. — Ausgenommen von der 
Reviſion durch die Ober-Rechnungskammer find 
allein die Rechnungen über die in dem Etat für 
dad Bürcau des Staatsminiſteriums zu allge— 
meinen politiſchen Zweclen und in dem Etat des 
Minifteriumd ded Innern zu geheimen Ausgaben 
im Intereſſe der Polizei ausgejegten Fonds. 
10. Zur Revifion der Ober-Redhnungstammer 
gelangen ferner: 1) die Rechnungen der Staatd« 
behörden, Staatöbetriebsanftalten und ſtaatlichen 
Inſtitute über Naturalien, Borräthe, Materialien 
und überhaupt das geſammte nicht in Gelde be» 
jtebende Eigenthum des Staates; 2) die Rech— 
nungen derjenigen Inſtitute, Anftalten, Stiftungen 
und Fonds, welche lediglid von Staatöbehörden 
oder durch von Gtaatöwegen angejtellte Beamte, 
ohne Concurrenz der Intereſſenten bei der Rech— 
nungsabnahme und Quittirung, verwaltet werden, 
gleicyviel, ob fie Zuſchüſſe vom Staate erhalten 
56* 
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oder nicht. — Inwieweit den zu 1. erwähnten 


Rechnungen die Inventarien beizufügen find oder 


nur deren regelmäßige Führung nachzuweiſen ift, 
bleibt ber Beſtimmung der Ober »- Redhnungd- 
fammer nach Verjchiedenheit der Kaſſen und In« 
ftitute überlafien. $ 11. Bon den in den $5 9 
und 10 bezeicdjneten Rechnungen ift die Ober» 
Rechnungskammer berechtigt, diejenigen, welche 
von untergeorbneter Bedeutung find, innerhalb 
ber biäher bejtandenen Grenzen von ihrer regel- 
mäßigen Prüfung auszuſchließen und die Revi— 
fion, jowie die Dehargirung derjelben den Ber- 
waltungsbehörden zu überlafjen, bi® darüber bei 
eintretendem Bedürfniß durch Königlihe Ber- 
ordnung anderweitige Verfügung getroffen wird; 
die Ober-Rechnungstammer joll jedoch von Zeit 
zu Zeit dergleichen Rechnungen und Nachweiſungen 
einfordern, um fich zu überzeugen, daß die Ver» 
waltung der Fonds, worüber fie geführt werden, 
vorihriftsmäßig erfolge. — Etwaige Ubänder- 
ungen in dem Xerzeichniß der zur Zeit von der 
regelmäßigen Prüfung der Ober - Rechnungs- 
fammer auögejchloffenen Rechnungen jind dem 
Yandtage jedesmal in fürzefter Friſt zur Kennt— 
niß zu bringen. $ 12. Die Revijion der Rech— 
nung ift außer der Rechnungsjuſtification nod 
bejonderd darauf zu ridhten: a) ob bei der Er- 
werbung, der Benugung und der Veräußerung 
von Staatdeigenthum und bei der Erhebung und 
Verwendung der Staatdeintünfte, Abgaben und 
Steuern, nad) den beftehenden Gejegen und Vor— 
fchriften, unter genauer Beachtung der mafgeben- 
den Berwaltungsgrundfäße verfahren worden ift; 
b) ob und wo mad) den aus den Rechnungen zu 
beurtheilenden Ergebniffen der Berwaltung zur 
Beförderung ded Staatszweckes Abänderungen 
nöthig oder rathjam find. $ 13. Die Ober— 
Rechnungskammer ift berechtigt, von den Behör- 
den jede, bei Prüfung der Redynungen und Nad)- 
weifungen die erforderlich erachtete Auskuuft jo- 
wie die Einjendung der bezüglichen Bücher und 
Scriftftüde, aud) von den Provinzial» und den 
denjelben untergeordneten Behörden die Einen» 
dung von Acten zu verlangen. — Der Präfident 
der Ober⸗Rechnungskammer ift befugt, Bedenken 
und Erinnerungen gegen die Rechnungen an Ort 
und Stelle durch Eommiffarien erörtern zu laſſen, 
auch zur Informationseinziehung über die Einzel- 
heiten der Verwaltung Commiſſarien abzuordnen. 
— Ebenjo fteht ihm das Recht zu, außerordent« 
liche Kaſſen- und Magazinrevifionen zu veran« 
laffen. In diefem Falle, jowie in allen Fällen 
der Abſendung eine Commiſſarius Hat er jedod 
dem betreffenden Verwaltungs -Chef davon vor- 
herige Mittheilung zu machen, damit dieſer ſich 
an den Berhandlungen durch einen jeinerjeits 
abzuordnenden Commiſſarius betheiligen Tann. 
8 14. Alle Verfügungen der oberjten Staatd- 
behörden, durch welche in Beziehung auf Ein- 
nahmen oder Ausgaben des Staats eine allge» 
meine Vorſchrift gegeben oder eine ſchon be- 
itehende abgeändert oder erläutert wird, müffen 


Ober-Recdhnungstammer. 


laß zur Kenntniß ber Ober » Rehnungdlammer 
zu bringen, damit biejelbe auf etwaige Bedenken, 
melde * aus ihrem Standpunfte ergeben, auf- 
merkſam machen kann. — Pie Borjriften über 
bie formelle Einrihtung der Jahresrechnungen 
und Juftificatorien werden von der Ober-Rech» 
nungstammer erlafjen. Diejelbe hat ji; darüber 
zwar vorher mit den betheiligten Departements 
Chefs in Verbindung zu jegen, bei obwaltender 
Meinungsverichiedenheit fteht ihr aber die ent» 
iheidende Stimme zu. — Bon allen auf bie 
Rechnungslegung bezüglichen Beſchlüſſen eines 
der beiden Häujer des Landtages iſt der Ober- 
Rechnungskammer zur Kenntnignahme Mittheil- 
ung zu maden. $ 15. Die Termine zur Ein- 
jendung der Rechnungen und bie Sriten zur 
Erledigung der dagegen aufgeftellten Erinnerungen 
werden von der Ober -Hecynungsfammer feſtge— 
itellt. $& 16. Die Provinzial» und die ihnen 
reden untergebenen Behörden find der 
ber-Vechnungslanımer in allen Angelegenheiten 
des Reſſorts derielben untergeordnet. Die Ober- 
Rechnungskammer ijt befugt, ihren Verfügungen 
nöthigenfalld durch Strafbefehle, innerhalb der 
für die oberjten Berwaltungsbehörden geſetzlich 
bejtimmten Grenzen, die jchuldige Folgeleiſtung 
zu fihern, aud) etwa vorlommende Unangemefjen- 
heiten in Erledigung ihrer Erlafje zu rügen. 
5 17. Die Ober⸗-Rechnungskammer ertheilt den 
rechnungsführenden Beamten, wenn fie ihren 
Verbindlichleiten vollftändig genügt und die auf- 
gejtellten Erinnerungen erledigt haben, eine De— 
darge mit den in den $$ 146 bis 153, Th. 1. 
Tit. 14 des Allg. L.-R. einer Quittung beigeleg- 
ten Wirkungen. Stellen fih Vertretungen des 
Rechnungsführers oder anderer Beamten bei ber 
Kedhnungsrevifion heraus, deren Dedung durch 
die Notatenbeantwortung nicht nachgewiejen wird, 
jo hat die Ober - Rehnungstammer die weitere 
Berjolaung, welche von der vorgejetten Behörde 
zu betreiben ijt, nöthigenfalld durd Eintragung 
in dad Eoll der Einnahmen anzuordnen. & 18. 
Die nad; Vorſchrift des Art. 104 der Berf.-Ur- 
funde mit der allgemeinen Rechnung über den 
Staatshaushalt jeden Jahres von der Staat 
tegierung dem Landtage vorzulegenden, von ber 
Ober⸗Rechnungskammer unter jelbftändiger, un- 
bedingter Berantwortlichkeit aufzuftellenden Bes 
merfungen müſſen ergeben: 1) ob die in ber 
Rechnung aufgeführten Beträge in Einnahme 
und Ausnahme mit denjenigen übereinjtimmen, 
welche in den von der N Nm 
revidirten Saffenrechnungen in Einnahme und 
Ausgabe nachgewieſen find, 2) ob und inwieweit 
bei der Bereinnahmung und Erhebung, bei der 
Verausgabung oder Verwendung von Gtaats« 
geldern oder bei der Erwerbung, Benutzung ob. 
Veräußerung von Staatscigenthum Abweichun 
von den Beltimmungen des gejeglich feitgejtellten 
Staat3haushalt3-Etat3 oder der von der Landes. 
vertretung genehmigten Titel der Specialetats 
($ 19), od. von dem mit einzelnen Rofitionen des 


ſogleich bei ihrem Ergehen der Ober-Rehnungs-|Etat3 verbundenen Bemerkungen, oder von den 


fammer mitgetheilt werden, — Allgemeine Ars 


ordnungen der Behörden über die Kafjjenverwal-|Staatsausgaben od. auf die Erwerbung, Benu 


tung und Buchführung find fchon vor ihrem Er- 


Beitimmungen der auf die Staatseinnahmen und 


— ung 
od. Beräußeräng von Staatseigenthum bezüglichen 


Ober⸗Verwaltungsgericht — Orden. 
Geſetze ftattgefunden Haben, insbeſondere 3) zu, 
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G.⸗B. $ 92 Nr. 1; von Privatgeheimnifien, daſ. 


melden Etatsüberihreitungen im Sinne de3,$ 300. S. aud) Amtsverſchwiegenheit. 


Urt. 104 der Verf.Urkunde ($ 19), ſowie 


zu meldien außeretatsmäßigen Ausgaben bie |chen 


ge bes Landtages noch nicht beigebracht 
it. $ 19. 


Offenbarungseid, Verlegung d. in einem ſol⸗ 
egebenen Verſprechens, y Str.G.B. 5 162, 
— des Beurlaubtenſtandes. — 


Etatzüberfchreitungen im Sinne des derſelben, ſ. Landwehr-Ordnung 8 21 


Art. 104 der Verf.-Urk. find alle Mehrausgaben, Dienſtverhältniſſe derſelben, daſ. $$ 27 ff. Wegen 
welche gegen die einzelnen apitel und Titel des Beſtrafung des unbefugten Ausmwanderns der 


nad Art. 99 a. a. 
halts⸗ Etats oder gegen die von der Landesver- 
fretung genehmigten Titel der Specialetats jtatt- 
gefunden haben, joweit nicht einzelue Titel in 
den Etat3 als übertragbar ausdrüdlich bezeichnet 
find, und bei jolden die Mehrausgaben bei einem 
Titel durch Minderausgaben bei anderen aus— 
geglichen werden. Unter dem Titel eines Special- 
etat3 ijt im Sinne dieſes Geſetzes zu verjtchen 
jede Bofition, welche einer jelbjtändigen Beſchluß— 
fafjung der Landesvertretung unterlegen hat und 
als Gegenſtand einer ſolchen im Etat erkennbar 
gemacht worden iſt. — In bie zur Vorlegung 
an den Landtag gelangenden Specialetats ſind 
fortan, zuerſt in die Etats für das Jahr 1873, 
bei den Beſoldungsfonds die Stellenzahl und die 
Gehaltsjäge, welche für die Dispofition über dieſe 
Fonds maßgebend jind, aufzunehmen. — Eine 
Nachweiſung der Etat3überichreitungen und der 
außeretatsmäßigen Ausgaben ift jedesmal im 
nächſten Jahre, nachdem jie entitanden find, ben 
Häuſern ded Landtages zur nachträglichen Ge- 
nehmigung vorzulegen. Die Erinnerungen ber 
Nehnungslegung werden durch diefe ®enehmigung 
nicht berührt. — 20. Nach Ublauf eines jeden 


Geichäftsjahres erftattet die Ober - Rechnungs-|$ 


fammer dem Könige einen Bericht über die Er- 
gebnijje ihrer Gejchäftsthätigteit, welchem zugleich 


ihre gutachtlichen Vorſchlage beizufügen find, ob|@ 


und inwieweit nad) den aus den Rechnungen ſich 
ergebenden Rejultaten der Verwaltung zur Be- 
förderung der Staatdzwede im Wege der Gejep- 
ebung oder der Verordnung zu treffende Bes 
timmungen nothiwendig oder rathſam ericheinen, 

Ober » Berwaltungsgeridjyt. Siehe unter 
Berwaltungsgericht Gejeg vom 3. Juli 1875 
$$ 17—30. 

Obrigkeit. Beitrafung der Aufforderung zum 
Ungehorjam gegen die Obrigkeit, |. Str.-0.-B. 
$ 110; der Verbreitung faljher Thatſachen um 
Anordnungen der Obrigfeit verächtlich zu machen, 
daj. $ 131. 

Obſibau. Beitrafung feldpolizeilicher Ueber- 
tretungen in Betreff von Obſtgärten, ſ. unter 
Feldpolizei die Feldpolizei-Ordnung vom 1, 
November 1847 $ 41 Wr. 1,0. 542 Wr. 2 und 


3, $ 45. 

Deffentlidye Aufzüge, ſ. unter Bereing- 
polizei das Gef. v. 11. März 1850 $5 10, 17. 

Deffuungen, unverbedte an Orten des öffent- 
lichen Verkehrs, Beitrafung wegen Nicht-Beded- 
ung u. f. mw. berjelben, ſ. Strafjgefegbud 
&$ 367 Nr. 12. 

Dele, Beförderung der ätherijchen und fetten 
auf Eijenbahnen, j. Betriebösreglement $ 48 
I, A sub 5. 

Offenbaren von Staatsgeheimnijjen, j. Str.» 


. feitgeitellten Staatshaus- | Offiziere des Beurlaubtenjtandes ſ. Str.G.B. 


$ 140 Nr. 2. ©. übrigend Militärperjonen. 
— Ueber die Verhältniſſe der erefutiven Polizei 
bei ihrem Einſchreiten gegen Offiziere, ſ. unter 
polizeilihes Einjhreiten die Cabinetsordre 
v. 6. Dec. 1855. 

Shin ift im Geltung3bereide der Maß- und 
Gewichtsordnung vom 16, Mai 1816 — 1,50 
Heltoliter; in Scleswig-Holftein — 1,401; In 
Hannover — 1,ssrs; in Kurhejjen — 1,05; in 
Naſſau = 1,; in Frankfurt a. M. — I1yusaj 
in Hefjen-Homburg — 1,,; ebenjo in den vor« 
mals großherzoglich Hefjiihen Gebietstheilen. 

Orden (kirchlide) und Congegrationen. 


1. Reih3- Gejek, betr. den Orden der 

Gejelljhaft Jeſu, v. 4. Juli 1872: 

$ 1. Der Orden der Gejellihajt Jeſu und 
die ihm verwandten Orden uud ordensähnlicdhen 
Eongregationen find vom Gebiet des deutſchen 
Reiches ausgeſchloſſen. — Die Errichtung von 
Niederlajjungen derjelben tjt unterjagt. Die zur 
Beit beftehenden Nieverlafjungen find binnen einer 
vom Bundesrath zu bejtimmenden Frijt, welche 
ſechs Monate nicht überjteigen darf, aufzulöjen, 
2. Die Angehörigen der Geſellſchaft Jeſu od, 
der ihm verwandten Orden oder ordensähnlichen 
Congregationen können, wenn jie Ausländer jind, 
us dem Bundesgebiete ausgewiejen werden; 
wenn fie Inländer find, kann ihnen der Aufent« 
halt in bejtimmten Bezirken oder Orten verjagt 
oder angewiejen werden.) 


2. Preußiſches Gejeg vom 31. Mai 1875: 


Ulle Orden und ordensähnlichen Congregationen 
der katholiſchen Kirche jind vorbehaltlich der Bes 
jtimmung des $ 2 von dem Gebiete der preuß. 
Monarchie ausgeſchloſſen. — Die Errichtung von 
Hiederlafjungen derjelben ift unterjagt. — Die 
zur Zeit beitehenden Niederlafjungen dürfen vom 
Tage der Verkündung dieſes Geſetzes ab neue 
Deitglieder, unbeijchadet der Vorſchriſt des $ 2, 
nicht aufnehmen und find binnen ſechs Monaten 
aujzulöjen. Der Minijter der geiſtlichen Ange⸗ 
legenheiten iſt ermächtigt, dieſe Friſt jr Nieder- 
laſſungen, welche ſich mit dem Unterricht und 
der Erziehung der Jugend beſchäftigen, um für 
deren Erſatz durch anderweite Anjtalten und Ein- 
richtungen Zeit zu lajjen, bis auf vier Jahre zu 
verlängern. Zu gleihem Behuje kann derjelbe 
aud) nad) Ablauf Ddiejed Zeitraums einzelnen 


1) Nach der Belanntmachung des Reichskanzlers v. 5. Juli 
1872 ift, da der Orden ber Wefellichaft Jeſu vom deutichen 
Reiche ausgeſchloſſen ift, den Angehörigen defielben vie Aus⸗ 
übung einer Ordensthätigleit, insbejondere in Kirche u. Schule, 
jowie die Abbaltung von Miſſionen nicht zu geftatten. — Als 
mit diejen Orden verwandt find anzuichen die Congregationen 
ber Redemptoriſten. der Pazariften, der Priefter vom beiligen 
Geifte u. die Geſellſchaft zum beiligen perzen Jeſuz Betanui⸗ 
wahung bes Neichstanzlers von 20. Wai 1873. 


856 Orden — Pahpolizei. 


Mitgliedern von Orden und ordensähnlichen Con; Ordnung, Öffentliche. Vergehen und Ber- 
gregationen die Befugniß gewähren, Unterricht [brechen wider die öffentliche Ordnung, ſ. Str.- 
zu ertheilen. $ 2. Niederlafjungen der Orden G.B. $$ 123—145. Verhütung eined die ge- 
oder ordensähnlichen Congregationen, welche fich jegliche Ordnung gefährbenden Mißbrauchs des 
ausſchließlich der Krankenpflege widmen, bleiben | Berjammlungs- und Vereinsrechts, |. unter Ber: 
fortbeftehen; fie können jedoch jederzeit durchſeinspolizei Gefeg vom 11. März 1850. 
Königliche Verordnung aufgehoben werden; bis] DOrdnungsftrafen, fiche unter Disciplin 
dahin find die Minijter des Innern und der Geſetz v. 21. Zuli 1852 85 14 fi, 21, 33, 38, 
eiftlihen Angelegenheiten ermächtigt, ihnen die|53, 56 ff. u. bezüglich der Reichsbeamten ſ. 
(ufnahme neuer Mitglieder zu gejtatten. $ 3.junter Reichsbeamte Geſetz vom 31. März 1873 
Die fortbeftehenden Niederlafjungen ber Orben|$ 74. 

und ordensähnliden Congregationen find der| Ortsarmenverbände, fiehe unter Urmen« 
Auffiht des Staated unterworfen. polizei Gejeg v. 8. März 1871 88 2—25, 31, 

Orden (Ehrenzeichen). Verluſt und Unfähig-|34, 36, 63, 73. 

feit zur Erlangung en i Solge ftrafreht-]| Oxhoft ift im Geltungäbereidhe ber Maß- u. 
licher Verurtheilung, ſ. Str.⸗G.⸗B. 88 33, 34|Gewidhtäordnung vom 16. Mai 1816 — 2m; 
Nr. 3, Beitrafung des unbefugten Tragens vonlin Schleswig-Holftein — 2,1; in Hannover = 
Orden, j. daj. $ 360 Nr, 8. 2,064 Heltoliter, 


8. 

Packetbeförderung durch die Poſt, ſ. unter; fonftige Reiſepapiere, ſowie andere Legitimations- 
Poſtweſen das Geſetz vom 28. Oct. 1871 Urkunden, welche von der — Behörde 
88 üff. u. die Poſtordnung v. 18. Dec. 1874. eines Bundesſtaates ausgeſtellt ſind, haben, wenn 
Wegen des Packetportos ſ. unter Porto. ſie nicht eine ausdrückliche Beſchränkung in dieſer 

ackhöfe, Einrichtung und Beſtimmung ber-| Beziehung enthalten, Giltigkeit für das ganze 
jelben in —— eziehung, ſ. unter Ver⸗Bundesgebiet. $5. Eine Verpflichtung zur Bor« 
eins-Bollgejeg vom 1. Juli 1869 85 97 ff. legung der Reiſepapiere — der Viſirung fin⸗ 

Pap re, 1. Iuhe berpapiere, Legitima-|det nicht jtatt. & « Zur Ertgeilung von Päſſen 
tionspapiere. an Bundesangehörige zum Eintritt in das Bun— 

Papierfabrifen, zur Anlage berjelben bedarf | deögebiet find befugt: 1) die Bundesgeſandten u. 
es bejonderer Genehmigung nicht. Bundesconjuln; 2) die Gejandten jeden Bundes 

Annie Strafbare Handlungen in Ber|itaates, jedocd für Angehörige anderer Bundes» 
treff der Anfertigung, Verausgabung ꝛc. faljchen| jtaaten nur infoweit, als bie letteren in ihrem 
PBapiergeldes, |. Str»G.-B. 8$ 146—149, 151,/ Bezirke nicht vertreten find; 8) jo lange ſolche 
152, 360 Nr. 4—6. nod vorhanden jind (Urt. 56 der Bundesverfajj- 

arallel- (Concurrenz-) Eifenbahnen, j.|ung), die Eonfuln jedes Bundesſtaates, ſoweit 
Reich3-Verfaffung vom 16. April 1871 Art. 41.|ihnen nad) den in bemfelben geltenden Beitimm- 
ph t, ſ. Reijegepäd. ungen diefe Befugniß zufteht. — Zur Ertheilung 
aftanierfiuben auf ben Roftanftalten, ſ. von Auslandspäſſen und fonftigen Reifepapieren 
unter Poſtweſen, Gef. v. 28. Oct. 1871 8 50|jind diejenigen Behörden befugt, welche nad) den 
Nr. 10. in den einzelnen Bundesitaaten geltenden Be- 

Paffarten, j. unter Baßpoligei die Dis| ftimmungen dieſe Befugniß haben, oder welchen 
nijterial-Berordnung vom 31. Dec, 1860, diefelbe von Bundedwegen oder von ben Re— 

Paßpolizei. gierungen der einzelnen Bundesſtaaten fernerhin 

1. Geſetz v. 12. Oct. 1867, beigelegt wird. $ 7. Bu Päſſen und ſonſtigen 

$ 1. Bundesangehörige bedürfen zum Aus. |MRetjepapieren find übereinftimmende ———— 
gange aus dem Bundesgebiete, zur Rückkehr in|einzuführen und zu benutzen. $ 8. Für Päſſe 
dafielbe, jowie zum Aufenthalte und zu Reiſen und jonjtige Reijepapiere darf an Stempelab- 
innerhalb defjelben feines Reifepapierd. — Doch gaben u, Ausfertigungsgebühren zufammen nicht 
follen ihnen auf ihren Antrag Päſſe od. fonjtige —— als höchſtens 3 M erhoben werden. — Die 
Reijepapiere erteilt werben, wenn ihrer Be-| Gejandten u. Conjuln find befugt, Päſſe ftempel- 
fugniß zur Reiſe gejeplihe Hinderniffe nicht ent- und koſtenfrei auszuftellen. In welchen Fällen 
gegenftehen. $ 2. Auch von Ausländern joll|dies außerdem ftatthaft ift, bleibt der Beftimm«- 
weder beim Eintritt noch beim Austritt über die ung der einzelnen Regierungen vorbehalten. 89. 
Grenze des Bundesgebiet3, noch während ihres|Wenn die Sicherheit des Bundes od. eines ein» 
Aufenthalts od. ihrer Reifen innerhalb defjelben| zelnen Bundesſtaates, oder die öffentlihe Ord— 
ein Reijepapier gefordert werben. $ 3. Bundes- nung durd Krieg, innere Unruhen oder fonftige 
angehörige wie Ausländer bleiben jedoch ver-| Ereignijje bedroht erſcheint, fann die Paßpflich- 
pilihtet, ſich auf amtliches Erfordern über ihre tigkeit überhaupt od. für einen beftimmten Bezirk, 
Perſon genügend auszuweiſen. $ 4. Päfje oderioder zu Reiſen aus u. nad) bejtimmten Staaten 


Patentwejen. 


be3 Auslandes, durch Anordnung des Bundes— 
präfidiums vorübergehend eingeführt werben. 


2, Verordnung des Minifterd bes In— 

nern, betreffend die Legitimationsführ- 

ung ber Reiſenden burh Paßlarten, 
v. 81. Dec, 1850. 


$ 1. Das Gebiet, in welchem unter den nad) 
folgenden Vorſchriften Paßlarten ertheilt werden 
und Giltigkeit haben, umfaßt: ſämmtliche Pro- 
vinzen des Preußischen Staats, Bayern, Sachſen, 
Hannover, Medlenburg, Schwerin, Sahjen-Weis 
mar, Sadjen » Altenburg, Sachen « Meiningen, 
Sadjen-Koburg-Gotha, Braunſchweig, Anhalt 
Deſſau, Köthen und Anhalt» Bernburg, Reuß- 
—— ältere und jüngere Linie, Schaumburg- 

ippe, Bremen unb Hamburg.) $ 2. Die Ans 
ehörigen der im $ 1 gedachten Staaten find, 
8 nicht nad) den $$ 3 bis 5 Beſchränkungen 
eintreten, befugt, ſich zu ihren Reifen innerhalb 
der Gebiete diejer Staaten, ftatt der m 
benen Päffe, der Paßkarten zu bedienen. 8. 
Paßlarten dürfen nur fol Perſonen ertheilt 
werden, welde 1) der Polizeibehörde als voll 
lommen zuverläffig u. fiher befannt, aud) 2) völlig 
jelbftändig find, u. 3) in dem Bezirke der aus— 
—— Behörde ihren Wohnſitz haben. — In 

eziehung auf die Bedingungen unter 2 und 8 
tönnen ausnahmsweiſe Paßlarten ertheilt werden: 
a) Studirenden mit Buftimmung ber betreffenden 
Univerfitätöbehörbe, am Univerfitätäorte, b) Mi⸗ 
litärbehörden, mit Genehmigung ihrer Militär- 
vorgejegten, an ihrem jededmaligen Aufenthalts⸗ 
orte, c) unfelbftändigen Familiengliedern auf den 
Antrag des Familienhauptes (Baterd oder Vor- 
mundes), jedoch nur, wenn fie dad 18. Lebens» 
jahr überjhritten haben, d) Handlungsdienern 
auf den bejonderen Antrag ihrer PBrincipale am 
Wohnorte des Letzteren. $ 4. Ehefrauen und 
Kinder, welde mit ihren Ehegatten und El— 
tern, ſowie Dienftboten, welche mit ihren Herr- 
{haften reifen, werden durch die Paßkarten der 
Zepteren legitimirt. $ 5. Die Paßlarten bleiben 
allen denjenigen verfagt: a) welche nad) den be 
jtehenden Gejegen auch bei Reifen im Inlande 
pappflichtig find, insbejondere den Handwerks⸗ 
gejellen und Gemerbegehilfen?), d) den Dienft- 
boten und Arbeitſuchenden aller Art, c) denen, 
welde ein Gewerbe im Umherziehen betreiben. 
$ 6. Die Paflarten, melde in allen im $ ı 
gedachten Staaten nach einem übereinſtimmenden 
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nicht ſtatt. 8 10. Jeder Mißbrauch der Paß— 
karten, wohin insbeſondere, außer der Fälſchung 
derſelben, die Führung einer auf eine dritte 
Perſon lautenden Karte, die wiſſentliche Ueber- 
laſſung der letzteren ſeitens des Inhabers an 
einen anderen zum Gebrauche als polizeiliches 
Legitimationsmittel oder die fälſchliche Bezeich— 
nung von Perſonen als Familienglieder oder 
Dienſtboten ($ 4) zu rechnen ift, unterliegt den 
ae Polizei oder Eriminalftrafen. $ 11. 

eder Angehörige eined der im $ 1 gedachten 
auswärtigen Staaten, welcher innerhalb ver 
Preußiihen Staaten reifet, ohne ‘einen Paß 
(Wanderbud)) oder eine Paßkarte zu führen, Hat 
zu gewärtigen, daß gegen ihn nad den wegen 
der nicht Tegitimirten Fremden = gar Vor⸗ 
ſchriften verfahren, insbeſondere, daß er von der 
Weiterreiſe bis zu geführter Legitimation ausge— 
ſchloſſen wird. — Auch Inländer ſind, bei Ver— 
meidung gleicher Nachtheile, auf Erfordern der 
Polizeibehörde verpflichtet, fig) duch Paß, Paß⸗ 
farte oder andere Pe Legitimationsmittel 
auszuweiſen ($ 12 des Paßedictd vom 22. Juni 
1817 [und $ 3 des Paßgefehes vom 12. October 
1867). $ 12. In Sällen ſchleuniger polizei- 
licher Verfolgung eines verdächtigen Jndividuums 
find die Polizeibeamten des einen der im $ 1 
gebadhten Staaten befugt, die Verfolgung in die 
Gebiete der anderen fortzufegen, jedoch nicht um 
den Verdächtigen jelbft zu verhaften, fondern nur 
um mit Vermeidung eines jeden durch jchriftliche 
Benachrichtigung entftehenden Aufenthaltes die 
nächſte Polizeibehörde von dem vorwaltenden Sach⸗ 
verhältnifje jofort mündlich zu unterrichten und 
zu der in ber Sache erforderlich fcheinenden 
Einjhreitung aufzufordern. $13. Den mit Aus- 
fertigung von Paßlarten beauftragten Behörden 
liegt ob, ein Paßkarten⸗Journal zu führen, in 
welches die auögefertigten Paßkarten unter fort- 
laufender Nummer einzutragen find. — Die 
Nummer des Journals muß auf der Paßkarte 
vermerkt werden. — Die in ber Paßlarte ange- 
gebenen Rubriken bed Signalement3 find genau 
auszufüllen. $ 14. Um eine genaue Befolgung 
der Vorſchriften zu fichern, welche in Gemäßheit 
der im Eingange gedachten Uebereinkunft und zu 
deren Ausführung ergangen find, werden die 
Bolizeibehörden angewiefen, die von ihnen wahr- 
genommenen, bei der Ausführung von Paßkarten 
an anderen Orten begangenen Verſtöße der ihnen 
vorgeſetzten Behörde anzuzeigen, damit dieje Ver— 


Formulare u. von gleicher Farbe u. werden |jtöße zur Kenntniß der vorgejesten Inſtanz dere 


und weldhe den Namen, Stand u, 


ohnort deöljenigen Behörden gelangen, welde den Verſtoß 


Inhabers, ſowie deſſen Namensunterſchrift und|begangen hat. j 
Signalement enthalten müfjen, find nur auf diel3. Wegen Beftrafung der Unfertigung 


Dauer des Kalenderjahres giltig, in welchem fie 
ausgefertigt worden find. 
von Paplarten find nur diejenigen Behörden 
befugt, welche von der vorgejegten Provinzials 
Negierung damit beauftragt worden find. $ 8. 
Der Preis der Paßkarte beträgt 50 P. Erpedition 
und GStempelgebühren werden dafür nicht ent- 


und des Gebrauds faljher Bälle, 


7. Zur Austellung |f. Str.G.B. $ 275 Nr, 2, $ 363. 


Patentwejen. 
Reichsgeſetz v. 25. Mai 1877. 
Erjter Abſchnitt. 
Batentredt. 
8 1. Patente werden ertheilt für neue Erfinds 


richtet. HP. Eine Bijirung der Paßkarten findet\ungen, welche eine gewerbliche Verwerthung ge- 


ni Dem Pafklartenverein find ſämmtliche deutfhe Staaten 
etreten. 
) Dieje Paßpflichtigteit beſteht nicht mebr. 


ftatten. — Uusgenonmen find: 1) Erfindungen, 
deren Verwerthung den Gejegen od. guten Sit⸗ 
ten zumiderlaufen würde; 2) Erfindungen von 


888 Patentwejen. 

Nahrungs, Genuß- und Arzneimitteln, fowie,$ 8. Für jedes Patent ift bei der Ertheilung 
von Stoffen, welche auf hemiihem Wege herge-jeine Gebühr von 30 M zu entrichten. — Mit 
jtellt werden, ſoweit die Erfindungen nit ein | Ausnahme der Zufagpatente ($ 7) ift außerdem 
beftimmtes Verfahren zur Herftellung der Gegen« |für jedes Patent mit Beginn des zweiten u. jeden 
itände betreffen. $ 2. Eine Erfindung gilt alö|folgenden Jahres der Dauer eine Gebühr zu 
neu, wenn fie zur Zeit der auf Grund diejesjentridten, welde das erjte Mal 50 M beträgt, 
Gejeges erfolgten Anmeldung in öffentlichen|und weiterhin jedes Jahr um 50 M jteigt. — 
Drudidriften Dereit3 derart bejchrieben oder im |Einem Batentinhaber, welcher feine Bedürftigteit 
Inlande bereit3 jo ofjenfundig benugt it, daß nachweiſt, fönnen die Gebühren für das erjte u. 


danach die Benupung — andere Sachverſtän⸗ 
dige möglich erſcheint. $ 3. Auf die Ertheilung 
des Patents hat derjenige Anſpruch, welcher die 
Erfindung zuerſt nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
angemeldet hat. — Ein Anſpruch des Patent 
ſuchers auf Ertheilung des Patentes findet nicht 
itatt, wenn der wejentlihe Inhalt jeiner Anmeld» 
ung den Beichreibungen, Zeichnungen, Modellen, 
Seräthichaften oder Einrichtungen eines Anderen 
oder einem von diejem angemeldeten Berjahren 
ohne Einwilligung defjelben entnommen, u. von 
dem Lebteren aus diejem Grunde Einjprud er- 
hoben il. $ 4: Das Patent hat die Wirkung, 
daß Niemand befugt ift, ohne Erlaubniß des 
Batentinhaberd den Gegenftand der Erfindung 
gewerbsmäßig herzuftellen, in Verkehr zu bringen 
oder jeil zu halten. — Bildet ein Verfahren, 
eine Maſchine oder eine ſonſtige Betrieb3vor- 
richtung, ein Werkzeug od. ein jonjtiges Arbeits- 
geräth den Gegenftand der Erfindung, jo hat 
daö Patent auferdem die Wirkung, dag Niemand 
befugt ift, ohne Erlaubniß des Patentinhabers 
das Verfahren anzumenden oder den Gegenjtand 
der Erfindung zu gebrauchen. $5. Die Wirkung 
des Patentes tritt gegen denjenigen nidjt ein, 
weicher bereit3 zur Zeit der WUnmeldung des 
PBatentinhaberd im Inlande die Erfindung in 
Benupung genommen oder die zur Benugung 
erforderlichen Beranftaltungen getroffen hatte, 
— Die Wirfung des Patentes tritt ferner injo- 
weit nicht ein, al3 die Erfindung nad) Bejtimm- 
ung des Reichskanzlers für das Heer oder für 
die Flotte od. jonjt im Snterefje der öffentlichen 
Wohlfahrt benugt werden jol. Doch Hat der 
Batentinhaber in diejem Falle gegenüber dem 
Reiche oder dem Staat, welder in jeinem be- 
jonderen Intereſſe die Bejhränfung des Patentes 
beantragt hat, Anſpruch auf angemejjene Ver— 
gütung, welde in Ermangelung einer Berftänd- 
tigung im Rechtswege fejtgejegt wird. — Auf 
Einrichtungen an Fahrzeugen, welde nur vor» 
übergehend in das Inland gelangen, eritredt 
ii die Wirkung des Patentes nidt. $ 6. Der 
Anſpruch auf Ertheilung des Patentes und das 
Recht aus dem Patente gehen auf die Erben 
über. Der Anjprud und das Recht können be- 
ſchränkt oder unbeſchränkt, durch Vertrag oder 
dur Verfügung von Todeswegen auf Andere 
übertragen werden. $ 7. Die Dauer des Pa— 
tentes Rn fünfzehn Jahre; der Lauf diejer Zeit 
beginnt mit dem auf die Anmeldung der Erfind⸗ 
ung folgenden Tage. Bezwedt eine Erfindung 
die Verbefferung einer anderen, zu Gunſten des 
Batentjuchers durch ein Patent geſchützten Er— 
findung, jo kann Ddiejer die Ertheilung eines 
Zuſatzpatentes nachſuchen, weldes mit dem Pa— 
tente für die ältere Erfindung jein Ende erreicht. | 


zweite Jahr der Dauer des Patente bi3 zum 
dritten Jahre geftundet und, wenn dad Patent 
im dritten Jahre erlischt, erlafien werden. $ 9. 
Das Patent erlifcht, werın der Patentinhaber auf 
dafjelbe verzichtet, od. wenn die Gebühren nicht 
jpäteftens drei Monate nad) der Fälligkeit gezahlt 
werden. 8 10. Das Patent wird für nichtig 
erklärt, wenn fi) ergibt: 1) daß die Erfindung 
nad) 88 1 und 2 nicht patentfähig war; 2) das 
der wejentliche Inhalt der Anmeldung den Be— 
— Zeichnungen, Modellen, Geräth— 
ſchaften oder Einrichtungen eines Anderen oder 
einem von dieſem angewendeten Verfahren ohue 
Einwilligung defjelben entnommen war. 8 11 
Das Patent kann nad) Ablauf von drei Jahren 
zurüdgenommen werden: 1) wenn der Batent- 
inhaber e3 unterläßt, im Inlande die Erfindung 
in angemefjenem Umfange zur Ausführung zu 
bringen, oder dod Alles zu thun, was erforder: 
lich ift, um dieſe Ausführung zu fihern, 2) wenn 
im öffentlichen Interefje die —— der Gr- 
laubnig zur Benußung der Erfindung an Andere 
geboten erjcheint, der Patentinhaber aber gleid)- 
wol fich weigert, dieje Erlaubniß gegen ange» 
mefjene Vergütung und genügende Sicherſtellung 
zu ertheilen. $ 12. Wer nicht im Inlande wohnt, 
fann den Unjprud) auf die Ertheilung eines Pa— 
tentes u. die Rechte aus dem fehteren nur geltend 
maden, wenn er im Inlande einen Vertreter 
bejtellt hat. Der leptere ift zur Vertretung im 
dem nad) Mafgabe diejed Gejeges ftattfindenden 
Verfahren, ſowie in den das Patent betreffenden 
bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten befugt. Für die 
in jolden Nectsitreitigfeiten gegen den Patent⸗ 
inhaber anzujtellenden Klagen iſt dad Gericht 
zujtändig, in Den Bezirk der Vertreter feinen 
Wohnſitz Hat, in Ermangelung eines ſolchen das 
Gericht, in deſſen Bezirk dad Patentamt feinen 


Sig hat. 
Bweiter Abſchnitt. 
Batentamt.!) 

8 13. Die Ertheilung, die Erflärung der 
Nichtigkeit umd die Zurücknahme der Patente er- 
folgt durch das Patentamt. — Das Patentamt 
hat jeinen Sig in Berlin. Es bejteht aus min- 
dejtens drei jtändigen Mitgliedern, einſchließlich 
des Vorfigenden, u. aus nicht ſtändigen Mitglies 
bern. Die Mitglieder werden vom Kaijer, bie 
übrigen Beamten vom Reichskanzler ernannt. 
Die Ernennung der ftändigen Mitglieder erfolgt 
auf Vorſchlag des Bundesrathes, u. zwar, wenn 
fie im Reichs- oder GStaatädienfte ein Amt bes 
Heiden, auf die Dauer diejes Amtes, andernfalls 
auf Lebenszeit; die Ernennung der nicht jtändigen 

) S. audı bie faiferlihe Verordnung, betreffend die Eins 


rihrung, das Verfahren und den Geihältsgang des Parents 
amt? von 18. Juni 1877. 


Batentwejen. 839 


Mitglieder erfolgt auf fünf Jahre. Bon den;$ 19. Bei dem Patentamte wird eine Rolle ge- 
ftändigen Mitgliedern müſſen mindeſtens drei die führt, welde den Gegenſtand u. bie Dauer der 
Befähigung zum Richteramte oder zum höheren |ertheilten Batente, jowie den Namen u. Wohnort 
Berwaltungsdienite befigen, die nicht ftändigen|der Ratentinhaber u. ihrer bei Anmeldung der 
Mitglieder müſſen in einem Zweige der Technik [Erfindung etwa beftellten Vertreter angibt. Der 


ſachverſtändig fein. Auf die nicht jtändigen Dlit- 
en finden die Beitimmungen in $ 16 des 

eſetzes, betreffend die Rechtsverhältniffe der 
Reichsbeamten, vom 31. März 1873 feine An— 
wendung. $ 14. Das Patentamt befteht aus 
mehreren Abtheilungen. Diejelben werden int 
voraus auf mindejtens ein Jahr gebildet. Ein 
Mitglied kann mehreren Abtheilungen angehören. 
ie Beſchlußfähigkeit der Abtheilungen it, 
wenn es ſich um die — eines Patentes 
handelt, durch die Anweſenheit von mindeſtens 
drei Mitgliedern bedingt, unter welchen ſich zwei 
nicht ſtändige Mitglieder befinden müſſen. — 
Für die Entſcheidungen über die Erklärung der 
Nichtigkeit u. über die Zurüchnahme von Patenten 
wird eine bejondere Abtheilung gebildet. Die 
Entiheidungen derjelben erfolgen in der Beſetz— 
ung von zwei Mitgliedern, einſchließlich des Bor- 
figenden, welde die Befähigung zum Richter— 
amt oder zum höheren Berwaltungsdienfte be- 
figen, u. drei jonftigen Mitgliedern. Zu anderen 
Beichlüffen genügt die Anmejenheit von drei 
Mitgliedern. — Die Beitimmungen der Eivil- 
procehordnung über Ausichließung u. Ablehnung 
der Gerichtöperjonen finden — An⸗ 
wendung. — Zu den Berathungen können Sach— 
verſtändige, welche nit Mitglieder find, zuge⸗ 
zogen werden; dieſelben Dürfen an den Abſtimm-— 
ungen nicht theilnehmen. $ 15. Die Bejchlüfje 
und die Entiheidungen der Abtheilungen erfols 
en im Nanıen des Batentamtes; fie ſind mit 

ründen zu verjehen, jchrijtlic auszufertigen u. 
allen Betheiligten von Amtswegen zuzujtellen. 
— Auftellungen, welche den Lauf von —* be⸗ 
dingen, erfolgen durch die Poſt mitteld einge— 
ſchriebenen Briefes gegen Empfangsſchein. Kann 
eine Zuſtellung im Inlande nicht erfolgen, ſo 
wird ſie von den damit beauftragten Beamten 
des Patentamtes durch Aufgabe zur Poſt nach 
Maßgabe der $$ 161, 175 der Civilproceßord⸗ 
nung bewirkt. — Gegen die Beſchlüſſe des Pa— 
tentamtes findet die Beſchwerde ftatt. $ 16 
Wird der Beſchluß einer AbtHeilung des Patent- 
amtes im Wege der Beſchwerde angefochten, jo 
erfolgt die Beſchlußfaſſung über diete Beſchwerde 
durch eine andere Abtheilung od. durch mehrere 
Abtheilungen gemeinſam. — An der Beidluß- 
fafjung darf fein Mitglied theilnehmen, welches 
bei dem angefochtenen Beſchluſſe mitgewirkt hat. 
5 17. Die Bildung der Abtheilungen, die Be- 
timmung ihres Gejchäftäfteijes, die Formen des 
Verfahrens u. der Gejhäftägang des Patentamtes 
werden, injoweit dieſes Gefeg nicht Beitimmungen 


darüber trifit, durch Kaiferliche Verordnung unter |zumeijen. 


Anfang, der Ablauf, dad Erlöfchen, die Erflärung 
ber Nichtigkeit u. die Zurüdnahme der Batente find, 
unter gleichzeitiger Belanntmahung durch den 
Reich3- Anzeiger, in der Rolle zu vermerken. — Tritt 
in der Perjon des Patentinhabers od. feines Ver— 
treterö eine Menderung ein, jo wird biejelbe, 
wenn fie in beweijender Form zur Kenntniß des 
Patentamtes gebracht ift, ebenfall3 in der Rolle 
vermerkt u. durch den Reichs⸗Anzeiger veröffent« 
lit. So lange diejes nicht geichehen ift, bleiben 
der frühere Inhaber u. fein früherer Vertreter 
nad) Maßgabe dieſes Gejeges berechtigt u. ver- 
pflichtet. — Die Einfiht der Rolle, der Be 
ihreibungen, Zeichnungen, Modelle u. Probejtücde, 
auf Grund deren die Ertheilung der Patente er» 
folgt iſt, jteht, ſoweit es ſich nicht um ein im 
Namen der Reichsverwaltung für die Zwecke des 
Heere3 od. der flotte genommenes Patent han- 
delt, Jedermann frei. — Das Patentamt ver- 
öffentliht die Beſchreibungen u. Zeichnungen, jo- 
weit deren Einſicht Jedermann freiiteht, in ihren 
wejentlichen Theilen durch ein amtliches Blatt. 
In dafjelbe find aud die Bekanntmachungen 
aufzunehmen, welde durch den Reichd-Anzeiger 
an Maßgabe diejes Geſetzes erfolgen miüjjen, 


Dritter Abſchnitt. 
Berfahren in Patentſachen. 


8 20. Die Anmeldung einer Erfindung behufs 
Ertheilung eines Patentes gejchieht jchriftlich bei 
dem Batentamte. Für jede Erfindung iſt eine 
bejondere Anmeldung erforberlihd. Die Unmeld- 
ung muß ben Antrag auf Ertheilung des Pa— 
tented enthalten u. in dem Untrage den Gegen- 
ftand, welcher durch das Patent gejchiigt werden 
jol, genan bezeichnen. In einer Anlage ijt die 
Erfindung dergeftalt zu bejchreiben, dag danach 
die Benupung derjelben durch andere Sadıver- 
jtändige möglid) erſcheint. Auch find die erfor- 
derlihen Zeichnungen, bildlihen Darftellungen, 
Modelle u. Probejtüde beizufügen. — Das Pa— 


.[tentamt erläßt Bejtimmungen über die fonftigen 


Erfordernifie der Unmeldung. — Bis zu der 
Bekanntmachung der Unmeldung find Abänder- 
ungen der darın enthaltenen Angaben zuläfiig. 
Gleichzeitig mit der Anmeldung find für die Koſten 
des Verfahrend 20 M zu zahlen. $ 21. Iſt durch 
die Anmeldung den vorgejchriebenen Anforderungen 
nicht genügt, jo verlangt dad Patentamt von 
dem Katentfucher unter Bezeihnung der Mängel 
deren Bejeitigung innerhalb einer beflimmten 
Frift. Wird diefer Aufforderung innerhalb der 
Friſt nicht genügt, fo ift die Anmeldung zurüd» 

$ 22. Gradtet das Patentamt bie 


— des Bundesrathes geregelt. $ 18. Anmeldung für gehörig erfolgt u. die Ertheilung 


as Patentamt ift verpflichtet, auf Erfuchen der 


eines Patentes nicht für ausgeichlojien, io ver» 


Gerichte über Fragen, welde Patente betreffen, |fügt ed die Bekanntmachung der Anmeldung. 
Gutachten abzugeben. Im Uebrigen ift daſſelbe Mit der VBelanntmadung treten für den Segen. 
nicht befugt, ohne Genehmigung des Reichskanz- ſtand der Anmeldung zu Gunften des Patent» 
fers außerhalb jeines gejeplichen Geſchäftskreiſes ſuchers einftweilen die gejeglichen Wirkungen bes 
Beſchlüſſe zu faſſen oder Gutachten abzugeben. |Patented ein ($$ 4, 5). — Iſt dad Patentamt 
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der Anficht, daß eine nad) $$ 1 u. 2 patentfähige, für erwiejen angenommen werben. $ 29. Bir 
Erfindung nicht vorliegt, ſo weiſt es die Anmeld- derſpricht der Patentinhaber rechtzeitig, od. wird 
ung zuruͤck. F 23. Die Belanntmahung der im Yalle des $ 28 Abjag 2 mit jofort nad 
Anmeldung geichieht in der Weife, daß der dem Untrage entſchieden, jo trijit das Patent» 
Name des Patentjucherd u. der wejentlihe Inhalt|amt, u. zwar im erfteren Falle unter Mittheil- 
des in feiner Anmeldung enthaltenen Antrages|ung des Widerſpruchs an den Antragfteller, Die 
dur den Reichd- Anzeiger einmal veröffentlicht zur Aufklärung der Sache erforderlihen Ber- 
wird. Gleichzeitig ift die Anmelbung mit ſämmt⸗ Uasıngen. Es fann die Vernehmung von Zeugen 
fihen Beilagen bei dem PBatentamte zur Ein⸗ und Sachverſtändigen anordnen. Auf diejelben 
ficht für Jedermann auszulegen. Mit der Ver- [finden die Vorſchriften der Civilprocefordnung 
öffentlihung ift die Unzeige zu verbinden, daßjentiprehende Anwendung. Die Beweisverhand« 


Batentwejen. 


ber Gegenjtand der —— einſtweilen gegen lungen find unter Zuziehung eines beeidigten 
e 


geſchützt 


unbefugte Benutzun 
ſich um ein im 


i. — Handelt eö| Protofollführers aufzunehmen. — Die Entſcheid⸗ 
amen der Reichsverwaltung [ung erfolgt nad) Ladung u. Unhörung der Be 


für die Zwecke des Heered oder ber Flotte nadj- Itheiligten. — Wird die Zurüdnahme des Pa- 
gejuchtes Patent, jo unterbleibt die Uuslegung|tentes auf Grund des $ 11 Nr. 2 beantragt, jo 


der Anmeldung u. ihrer Beilagen. $ 24. Nach 
Ablauf von adjt Wochen, ſeit dem Tage ber 
Beröfientlihung ($ 23), hat das Patentamt über 
die Ertheilung bed Patentes Beſchluß zu faſſen. 
Bis dahin kann gegen die Ertheilung bei dem 
Batentamte Einſpruch erhoben werden. Der Ein- 
ſpruch muß ſchriftlich erfolgen und mit Gründen 
verjehen fein. Er kann nur auf die Behauptung, 
daß die Erfindung nicht neu jei oder daß die 
Borausfegung des $ 3 Abſatz 2 vorliege, geſtützt 
werben. — Bor der Beihlußfafjung kann das 
Patentamt die Ladung u. Anhörung der Bethei— 
ligten, jowie die Begutachtung des Antrages durch 

eeignete, in einem Zweige der Technik ſachver⸗ 
änbige Perſonen u. Jonftige zur Aufflärung der 
Sache erforderliche Ermittelungen anordnen. $ 25. 
Gegen den Beſchluß, durch welchen die Unmeld- 
ung zurüdgewieien wird, fann der Batentjucher, 
und gegen den Beſchluß, durch welchen über vie 
Eriheilung de3 Patente entichieden wird, der 
Patentſucher oder der Einjprechende binnen vier 
Wochen nad) der Zuftellung Beſchwerde einlegen. 
Mit der Einlegung der Beſchwerde jind für die 
Koiten des Beſchwerdeverfahrens 20 M zu zahlen; 
erjolgt die Zahlung nicht, jo gilt die Beichwerde 
als nicht erhoben. — Auf das Verfahren findet 
$ 24 Ubja 2 Anwendung. $ 26. Sit die Er- 
theilung bed Patentes endgiltig beſchloſſen, jo 
erläßt das Patentamt darüber durch den Reichs— 
Anzeiger eine Belanntmahung und fertigt dem- 
nädjit für den Batentinhaber eine Urkunde aus. 
— Wird das Patent verjagt, fo ift dies eben- 
fall befannt zu machen. Mit der Berjagung 
gelten die Wirkungen des einſtweiligen Schutzes 
als nicht eingetreten. $ 27. Die Einleitung des 
Verfahrens wegen Erklärung der Nichtigkeit od, 


wegen Zurüdnahme des Patentes erfolgt nur auf|s$ 4 u. 6 


Antrag. Im Falle des $ 10 Nr. 2ijt nur der 
Verletzte zu dem Antrage berechtigt. Der Ans 
trag iſt jchriftlid an das Patentamt zu riesten 
u. hat die Thatſachen anzugeben, auf welche er 
geftügt wird. $ 28. Nachdem die Einleitung 
des Verfahrens verfügt iſt, fordert das Patent: 
amt den Patentinhaber unter Mitteilung des 


Antrages auf, fi über denjelben binnen vier|Berurtheilten öffentlich befannt zu machen. 


muß der diefem Antrage entjprechenden Entſcheid⸗ 
ung eine Androhung der Burüdnahme unter 
Ungabe von Gründen u. unter Feitjegung einer 
angemefjenen Frift vorausgehen. $ 80. In der 
Entiheidung (66 28, 29) hat dad Patentamt nad 
freiem Ermefjen zu bejtimnmen, zu weldem An» 
theile Die Kojten des Verfahrens den Betheiligten 
zur Laſt fallen. $ 81. Die Gerichte find ver 
pflichtet, dem Patentamte Rechtshilfe zu leiften, 
Die Feitjeguug einer Strafe gegen Zeugen und 
Sadjverjtändige, welche nicht ericheinen oder ihre 
Ausſage oder deren Beeidigung verweigern, ſo⸗ 
wie die Vorführung eines nicht erjchienenen 
Degen, erfolgt auf Erjuchen durch die Gerichte. 
$ 32. Gegen die Entieidungen des Patentamtes 
($$ 28, 29) ift die Berufung zuläſſig. Die Be 
rufun gebt an dad Reichs⸗Oberhandelsgericht. 
Sie it innen ſechs Wochen nad) der Bujtellung 
bei dem Patentamte jchriftlih anzumelden u. zu 
begründen. — Dur dad Urtheil ded Gerichts» 
hofes ijt nah) Maßgabe des $ 30 auch über die 
Koften des Verfahrens zu bejtimmen. — Im 
Uebrigen wird das Verfahren vor dem Geridyts- 
hofe durch ein Regulativ beftimmt, welches von 
dem Gerichtöhofe zu entwerfen ift u. durch Kai-— 
jerliche re unter Zuftimmung des Bun- 
desrathes feftgeftellt wird, $ 33. In Betreff 
der Geihäftsipradhe vor dem Patentamte finden 
die Beitimmungen des Gerichtöverfafjungsgejeges 
über die Gerichtsſprache entiprechende Anmwend- 
ung. Eingaben, welche nicht in deuticher S 
abgefaßt find, werden nicht berüdjichtigt. 
Vierter Abſchnitt. 
Strafen u, Entſchädigung. 

$ 84. Wer mwifjentlih den Beſtimmungen der 
zuwider eine Erfindung in Benutung 
nimmt, wird mit Geldftrafe bis zu 5000 M od. 
mit Gefängniß bis zu einem Jahre beftraft und 
iſt dem Berlegten zur Entjhädigung verpflichtet. 
— Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag 
ein. $35. Erfolgt die Verurtgeilung im Strafe 
verfahren, jo ijt dem Berlegten die Befugniß zu⸗ 
zuſprechen, die Verurtheilung auf Koſten des 
Die 


Wochen zu erklären. — Erklärt der Patentinhaber Art der Bekanntmachung, ſowie die Friſt zur der- 
binnen der Friſt ji nicht, jo kaun ohne Ladung ſelben ift im Urtheil zu beftimmen, $ 36. Statt 
und Anhörung der Berheiligten jofort nad dem jeder aus diejem Geſetze entipringenden Entjichädi«- 
Untrage entihieden und ber dieſer Enticheidung gung fann auf Verlangen des Beichädigten neben 
jede von dem Untragjteller behauptete Thatſache der Strafe auf eine an ihn zu erlegende Buße 
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bis zum Betrage von 10,000 M erfannt werden. Der PBatentinhaber ift für bie noch a. Dauer 
Für diefe Buße haften die zu berfelben Ber-|ded Patentes zur Bahlung der gejeglichen Ge- 
urtheilten al3 Geſammtſchuldner. — Eine erfannte |bühren ($ 8) verpflichtet; der Fälligkeitsilag und 
Buße ſchließt die Geltendmachung eines weiteren der Jahreöbetrag der Gebühren wird nad) dem 
Entihädigungsanfpruches aus. 37. Die im Zeitpunkte beftimmt, mit welchem bie Erfindung 
8 12 des Geſetzes, betreffend die Errichtung eines im Inlande zuerft einen Schug erlangt Hat. 
oberften Gerichtähofes für Handelsfachen, vom|$ 44. Durch die Ertheilung eines Patentes nad 
12. Juni 1869 geregelte Zuftändigkeit des Reichs- Mafgabe des $42 werden diejenigen, welche die 
Dberhandelögerichtö wird auf diejenigen bürger-| Erfindung zur Zeit der Anmeldung derjelben 
lichen Rechtöftreitigleiten ausgedehnt, in welchen ohne Berlegung eine Patentrechtes bereit3 in 
duch die Klage ein Anſpruch auf Grund der Benutzung genommen ober die zur Benutzung 
Beitimmungen dieſes Geſetzes geltend gemadht|erforderlihen Beranftaltungen getroffen hatten, 


wird, 


35. Die Klagen wegen Verlegung des in diefer Benugung nicht beſchränkt. 


$ 45. 


Patentrechtes verjähren rüdfichtlich jeder einzelnen |Diejed Gejeß tritt mit dem 1. Juli 1877 in 
diejelbe begründenden Handlung in drei Jahren. |Kraft. 


$ 39. Darüber, ob ein Schaden entitanden ift 


Vechfiedereien gehören zu den einer bejon« 


u. mie hoch fich derfelbe beläuft, entjcheidet das |deren Genehmigung bedürfenden gewerblichen An- 
Geriht unter a — Umjtände nad lagen; Gew.Ordn. $ 16. 


freier Ueberzeugung. . Mit Geldfirafe bis 
zu 150 M der mit Haft wird bejtraft: 1) wer 
Gegenftände oder deren Verpadung mit einer 
Bezeihnung verfieht, welche geeignet ift, ben 
Srrthum zu erregen, daß die Gegenftände durch 
ein Patent nah Maßgabe dieſes Geſetzes geſchützt 
jeien; 2) wer in öffentlichen Unzeigen, auf Aus» 
hängeichildern, auf Empfehlungstarten oder in 
ähnlihen Kundgebungen eine Bezeichnung ans 
wendet, welche geeignet it, 
erregen, daß bie darin —— Gegenjtände 
durd ein Patent nad; Maßgabe dieſes Geſetzes 
geſchützt feien. 
Fünfter Abſchnitt. 
Vebergangsbeftimmungen. 


$ 41. Die auf Grund landesgeſetzlicher Be- 
ftimmungen zur Beit beitehenden Patente bleiben 
nad) Mabgabe biefer Bejtimmungen 
Ablaufe in Kraft; eine Verlängerung ihrer Dauer 


Penfion.') 

1. Benfionirung der unmittelbaren 
Staatöbeamten, Torte ber Lehrer und 
Beamten an ben höheren Unterridts- 
anftalten mit Ausſchlüß d.Univerjitäten. 

©. Geſetz v. 27. März 1872:°) 


8 1. Jeder unmittelbare Staatsbeamte, wel— 
her fein Dienfteinfommen aus der Staatskaſſe 


den Serthum zujbesieht, erhält aus derjelben eine lebenslängliche 


Penfion, wenn er nad einer Dienftzeit von 
wenigftend 10 Jahren infolge eines körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäde feiner förper- 
lihen oder geijtigen Kräfte zu ber a ige 
jeiner —— dauernd unfähig iſt, un 
deshalb in den Ruheſtand verſetzt wird. — Iſt 
die Dienſtunfähigkeit die Folge einer Krankheit, 
Berwundung oder jonftigen Beihädigung, welche 


bis zu ihrem|der Beamte bei Ausübung des Dienites ober aus 


Beranlaffung defjelben ohne eigene Verſchuldung 
at, jo tritt die len Sick, 


41) kann für die dadurch ſung aud bei Türzerer ald zehnjähriger Dien 
6 — eines — zeit ein. — Bei ——S— welche aus 


ift unzuläffig. $ 42. Der Inhaber eines be-|lid) zugezogen 

— * tentes 

geſchützte Erfindun en, N 

nach Maßgabe dieſes Geſetzes beanſpruchen. Die|dem Staat3dienfte ausjcheiden, iſt eingetretene 


Prüfun 
dieſes Geſetz vorgeihriebenen Verfahren. Die Er- 
theilung des Patentes ift zu verjagen, wenn vor ber 
Beſchlußfaſſung über die Ertheilung der Inhaber 
eines anderen, für diejelbe Erfindung beftehenden 
Batentes ($ 41) die Ertheilung des Patentes bean⸗ 
—— od. gegen die Extheilung Einſpruch erhebt. 

egen mangelnder Neuheit ift die Ertheilung 
des Patentes nur dann zu verfagen, wenn die 
Erfindung zur Zeit, als fie im Inlande zuerjt 
einen Schuß erlangte, im Sinne des $ 2 nicht 
mehr neu war. — Mit der Ertheilung eines 
Patentes nad) Mafgabe diejes Geſetzes erlöfchen 
die für diejelbe Gehubung beftehenden Patente 
($ 41), joweit der Inhaber des neuen Patentes 
deren Inhaber ift. Soweit diejes nicht der Fall 
ift, treten die gejeglichen Wirkungen des neuen 
Patentes in dem Geltungsbereiche der beftehenden 
Patente erjt mit dem Ablaufe der lepteren ein. 
$ 45. Auf die gefegliche Dauer eines nad) Maf- 
gabe des $ 42 ertheilten Patentes wird die Zeit 
in Anrechnung gebracht, während deren die Er- 
findung nad) dem älteiten der bejtehenden Pa— 
tente im Inlande bereit geſchützt geweſen ift. 


der Erfindung unterliegt dann dem durch | Dienitunfähigteit nit Vorbedingung des Un- 


ſpruchs auf Penſion. Die unter dem 
Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigun 
angeſtellten Beamten haben einen Anſpruch au 
Penſion nach Maßgabe dieſes Geſetzes nur dann, 
wenn fie eine in den Beſoldungsetats aufgeführte 
Stelle befleiden. — E3 kann ihnen jedoch, wenn 
fie eine ſolche Stelle nicht befleiden, bei ihrer 
Berjegung in ben Ruheſtand eine Benfion bis 
auf Höhe der durch dieſes Geſetz beſtimmten 
Süße bewilligt werden. $ 3. Die bei den Aus— 
einanberjegungsbehörden beſchäftigten Defonomie- 
commiffarien und Feldmeſſer, jowie die bei Landes— 
meliorationen bejchäftigten Wiejenbautechnifer u. 
Wiefenbaumeijter haben nur injoweit einen Ans 
ſpruch auf Penſion, als ihnen ein ſolcher durch 
den Departementächef bejonders beigelegt worden 
iſt. — Wie vielen diefer Beamten und nad) wel« 


1) Wegen Derfügung ber unfreitwilligen Benfionirnng von 
Beamten j. unter Disciplin Geleg v. 21. Juli 1862 $ 87 
ir. 3, 55 88 ff. und unter $ 30. 

2) S. auch die Berordnnung, betreffend die Penfionsanfprüde 
der in den neu erworbenen Yandestheilen angeftellten und ber 
mit dieſen Gebieten übernommenen unmittelbaren Eivilftaats- 
beamten vom 6. Mai 1867. 
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den Dienfteinfommenfägen die Benfionsberechtig« 
ung beigelegt werden darf, wird durch den Staats» 
haushaltsetat beftimmt. Für jegt bewendet e3 
bei den hierüber durch Königlihe Erlaſſe gege- 
benen Vorſchriften. $ 4. Das gegenwärtige 
Geſetz finder auch auf die Oberwachtmeiſter und 
Gendarnıen der Landgendarmerie Anwendung; 
dagegen erfolgt die Penfionirung der Dffiziere 
der Yandgendarmerie nad) den für die Offiziere 
des Reichsheeres geltenden Borjchriften. 5. 
Beamte, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen 
übertragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch 
genommen, oder welche ausdrücklich nur auf eine be⸗ 
jtimmte Zeit oder für ein jeiner Natur nad) vor« 
übergehendes Geihäft angenommen werben, er- 
werben feinen Anſpruch auf PBenfion nad den 
Beitimmungen dieſes Geſetzes. — Darüber, ob 
eine Dienftitellung eine ſolche ift, daß jie die 
Beit und Kräfte eines Beamten nur nebenbei in 
Unjprud nimmt, entjcheidet mit Ausſchluß bes 
Rechtsweges die dem Beamten vorgejette Dienit- 
behörde. 8 6. Auf die Lehrer an den Untverjitäten 
ift dieſes Gejeh nicht anwendbar. — Dagegen 
ep die Bejtimmungen defjelben anzuwenden auf 
alle Lehrer und Beanıten an Gymnaſien, PBro- 
gymnaſien, Realſchulen, Scullehrer-Seminarien, 
Taubſtummen- und Blindenanftalten, Kunſt- u. 
öheren Bürgerichulen. Wegen Aufbringung der 
Penſion für diejenigen unter ihnen, deren Penſion 
nicht aus allgemeinen Staatsfonds zu gewähren 
ist, fommen die Borjchriften der Verordnung von 
28. Mai 1846 zur Anwendung. $ 7. Wird 
außer dem im zweiten Abjap des $ 1 bezeich— 
neten Falle ein Beamter vor Vollendung des 
zehnten Dienftjahres dienjtunjähig und deshalb 
in den Ruheſtand verjegt, jo kann demjelben bei 
vorhandener Bedürftigfeit mit Königlicher Ge- 
nehmigung eine Benjion entweder auf bejtimmte 
get oder lebenslänglich bewilligt werben. 88. 
ie Benfion beträgt, wenn die Verjegung in den 
Ruheſtand nad, vollendetem zehnten, jedoch vor 
vollendetem elften Dienjtjahre eintritt, *%/,, und 
fteigt von da ab mit jebem weiter zurüdgelegten 
Dienftjahre um des in den SS 10—12 be- 
zeichneten Dienfteinlommend. — Ueber den Be- 
trag von 9%, dieſes Dienfteinfommens hinaus 
findet eine Steigerung nicht ftatt. — In dem 
im $ ı Abſ. 2 erwähnten Yalle beträgt die 


Penfion 2%/,,, in dem Falle des $ 7 hödjitens|S 12 


%0/,, des vorbezeichneten Dienſteinlommens. 89. 
Bei jeder Penfion werden überjchiegende Marl» 
brüdye auf volle Markabgerundet. $ 10. Der 
Berechnung der Penjion wird das von dem Be- 
amten zulegt bezogene geſammte Dienjteinfommen, 


Benfion. 


ueinem beitimmten Gelbbetrage als anrechnungs⸗ 
—* bezeichnet iſt. 2) Dienſtemolumente, welche 
ihrer Natur nad) ſteigend und fallend ſind, wer« 
den nad den in den Bejoldungsdetatd oder jonjt 
bei Verleihung des Rechts auf diefe Emolumente 
beshalb getroffenen Feitiegungen und in Er- 
mangelung folder Fejtjegungen nad) ihrem durch⸗ 
ſchnittlichen Betrage eg der drei letzten 
Kalenderjahre vor dem Fahre, in welchem die 
Penſion feftgejetst wird, zur Anrechnung gebradt. 
3) Bloß zufällige Dienfteinfünfte, wie widerrufs 
lihe Zantitme, Commijfiond- Gebühren, außer» 
ordentliche Remunerationen, Gratificationen und 
dergleichen kommen nicht zur Berechnung. 4) 
Das gejammte zur Berechnung zu ziehende 
Dienfteintommen einer Stelle darf den Betrag 
des höchſten Normalgehaltö derjenigen Dienit- 
fategorie, zu welcher die Stelle gehört, nicht über- 
fteigen. — Ohne dieje Beſchränkung fommen je- 
doc ſolche Gehaltötteile oder Bejoldungszulagen, 
welche zur ce eine3 von dem betreffen- 
den Beamten in — Stellung bezogenen 
Dienſteinkommens denſelben mit Penſionsberech— 
tigung gewährt find, zur vollen Anrechnung. 
5) Wenn dad nad den Beſtimmungen dieſes 
Paragraphen ermittelte Einfommen eines Beamten 
inögejammt mehr al3 12,000 M beträgt, wird 
von dem überjchießenden Betrag nur die Hälfte 
in Anrehnung gebradit. $ 11. Ein Beamter, 
welder früher ein mit einem höheren Dienftein- 
fommen verbundene® Amt belleivet und Diejes 
Einfommen wenigftend ein Jahr lang bezogen 
hat, erhält, fofern der Eintritt oder die Ber 
jegung in ein Amt von geringerem Dienjtein 
fommen nicht lediglich — im eigenen In⸗ 
tereſſe geſtellten Antrag erfolgt oder als Strafe 
auf Grund des $ 16 des Gejehes, betreffend die 
Dienftvergehen der nicht richterlihen Beamten 
u. j. w., vom 21. Juli 1852 oder des $ 1 dei 
Geſetzes, betreffend einige Abänderungen des 
Gejepes über die Dienjtvergehen der Richter vom 
7. Mai 1851 u. f. w, vom 22. Wär; 1856 
gegen ihn verhängt ift, bei feiner Verjegung in 
den Ruheſtand eine nad Maßgabe bes ee ren 
höheren Dienfteinlommens unter Berüdjichtigung 
der gejanımten Dienftzeit berechnete Benfion; jer 
do joll die gefammte PBenfion das legte pen 
ſionsberechtigte Dienfteinfommen nicht überjteigen. 

2. Das mit Nebenäntern oder Nebenge 
häjten verbundene Einfommen begründet mır 
dann einen Anjpruh auf Penfion, wenn eme 
etat3mäßige Stelle ald Nebenamt bleibend ver 
liehen it. $ 13. Die Dienftzeit wird vom 
Tage der Ableitung des Dienjteides gerechnet. 


joweit es nicht zur Bejtreitung von Nepräfen- Kann jedoch ein Beamter nachweijen, daß jeine 


tationd- oder Dienſtaufwandskoſten gewährt wird, 
nad; Maßgabe der folgenden näheren Beſtimm— 
ungen zu Grunde gelegt: 1) Feititchende Dienjt- 
emolumente, namentlich freie Dienjtwohnung, 


Vereidigung erjt nach dem Zeitpunfte jeines Eins 
trittes in den Staatödienft jtattgefunden Hat, jo 
wird die Dienstzeit von dieſem Beitpunfte an 
gerechnet. $ 14. Bei Berechnung der Dienft- 


jowie die anftatt berjelben gewährte Mieths-|zeit fommt auch die Zeit in Anrehnung, wäh. 


entihädigung, Yeuerungs- und rleuchtungs- 
material, Naturalbezüge an Getreide, Winter: 
futter 2c., jowie der Ertrag von Dienftgrundftüden 
fommen nur injoweit zur Anrechnung, als deren 
Werth in den Bejoldungsetat3 auf die Geld- 
bejoldung des Beamten in Rechnung gejtellt, oder 


rend welcher ein Beamter: 1) unter Bezug von 
Wartegeld im einjtweiligen Ruheſtand nach Maß— 
gabe der Vorſchriften des Gejettes vom 21. Zufi 
1352 $ 87 Wr. 2, der Erlajje vom 14. Juli 1848 
und 24, October 1848 und der Verordnung vom 
23. September 1867 $ 1 Nr. 4 oder 2) im 
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Dienſte des Norddeutſchen Bundes oder des bis dahin für fie maßgebenden Penſionsvor 
Deutſchen Reiches ſich befunden hat, oder 3) als ſchriften einen — — atten. 8 20. 
anſtellungsberechtigte ehemalige Militärperjon | Zum Erweiſe der Dienſtunfähigkeit eines feine 
nur vorläufig oder auf Probe im Civildienſte Verſetzung in den Ruheſtand nachſuchenden Be- 
bes Staated, de3 Norddeutſchen Bundes oderjamten ift die Erflärung der demjelben unmittel- 
bed Deutichen Reiches beſchäftigt worden ift, od.|bar vorgejegten Dienjtbehörde erforderlich, dab 


eine praftijche —— außerhalb des ſie nach pflichtmäßigem Ermeſſen den Beamten 


4 
— 5— ausübte, in 
biefe Beſchäftigung vor Erlangung der Anftellung 
in einem unmittelbaren Staatsamte Behufs der 
techniihen Ausbildung in den Prüfungsvorichrif- 
ten ausdrüdlicd) angeordnet ift, oder 5) als Lehrer 
$ 6) da3 vorgeichriebene Probejahr abhielt. 
Sı5. Der Eivildienftzeit wird die Zeit des 
activen Militärdienites hinzugerechnet. $ 16. 
Die Dienftzeit, melde vor den Beginn des adıt- 
zehnten Lebensjahres fällt, bleibt außer Berech— 
nung. — Nur bie in die Dauer eines Krieges 
fallende und bei einem mobilen oder Erfaß- 
truppentheile abgeleijtete Militärdienftzeit fommt 
ohne Rüdjidt auf das Lebensalter zur Anrech— 
nung. — Als Kriegszeit gilt in diefer Beziehung 
die Seit vom Tage einer angeordneten Mobil- 
madung, auf welde ein Krieg folgt, bis zum 
Tage der Demobilmadhung. 8 17. Für jeden 
Feldzug, an welchem ein Beamter im Preußischen 
oder Keichsheer oder in der Preußifchen oder 
Kaijerlihen Marine derart theil genammen hat, 
daß er wirflih vor den Feind gelommen oder 
in dienftlicher Stellung den mobilen Truppen in 
das Feld gefolgt ijt, wird demſelben zu der 
wirklichen Dauer der Dienftzeit ein Jahr zuge 
rechnet. — Db eine militärifche Unternehmung 
in diefer Beziehung ald ein Feldzug anzufehen 
it, umd inwiefern bei Kriegen von längerer 
Dauer mehrere Kriegsjahre in — fom« 
men jollen, dafür ift die nach $ 23 des Reichs— 
geietse8 vom 27. Juni 1871 in jedem alle er- 
gehende Beſtimmung des Kaiſers maßgebend. — 
Für die Vergangenheit bewendet e3 bei den hier- 
über durh Königliche Erlafje gegebenen Vor- 
ſchriften. $ 18. Die Zeit a. eines Feltungs- 
arreite® von einjähriger und längerer Dauer, 
fowie b. der Briratodensenfänlt fann nur unter 
bejonderen Umftänden mit Königlicher Genehmig- 
ung angerechnet werden. $ 19. Mit Königlicher 
——— kann zukünftig bei der Anſtellung 
nad Maßgabe der Beſtimmungen in den $$ 13 
bis 18 zugefichert und bei den jeßt bereit3 An- 
geftellten angerechnet werden: 1) die Zeit, mäh- 
tend welcher ein Beamter a. fei e8 im Jn- oder 
Auslande ald Sadhmalter oder Notar fungirt, 
im Gemeinde-, Kirchen» ober Edyuldienfte, im 
ftändifhen Dienfte, oder im Dienfte einer landes- 
errlihen Haus- oder Hofverwaltung ſich be» 
—— oder b. im Dienſte eines fremden Staates 
geitanden Hat; 2) die Zeit praktiſcher Beſchäftig— 
ung außerhalb de3 Staatddienfteg, injofern und 
injoweit dieje Beichäftigung vor Erlangung der 
Anitellung in einem unmittelbaren Staatsamte 
berfömmlih war. — Die Anrechnung der unter 
1 erwähnten Beichäftigung muß erfolgen bei 
denjenigen Beamten, melde mit den im Jahre 
1866 erworbenen Zandestheilen in den unmittel- 
baren Staatödienjt übernommen worden find, 
jofern diejelben auf dieje Anrechnung nad) den 


ofern und injoweit)für unfähig halte, jeine Amtspflichten ferner zu 


erfüllen. — Inwieweit noch andere Beweismittel 
zu erfordern, oder der Erklärung der unmittel« 
bar vorgejegten Behörde entgegen für ausreichend 
zu erachten find, hängt von dem Ermefjen der 
über die Verſetzung in den Ruheſtand enticheid- 
enden Behörde ab. $ 21. Die Beftimmung 
darüber, ob und zu welchem Beitpunkte dem An— 
trage eines Beamten auf Berjetsung in ben Rube- 
ſtand jtattzugeben ift, wi durch den Departer 
mentöchef. Bei denjenigen Beamten, welche durch 
den König zu ihren Aemtern ernannt worden 
jind, ift die Genehmigung des Königs zur Ver— 
fegung in den Ruheſtand erforverlih. $ 22. 
Die Entiheidung darüber, ob und weldye Benfion 
einem Beamten bei feiner Verjegung in den 
Ruheſtand zufteht, erfolgt durch den Departer 
mentöchef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminifter. 
$ 23. Gegen dieje Entſcheidung ($ 22) fteht 
dem Beamten nur die Beichreitung des Rechts— 
wege3 nad Maßgabe des Geſetzes, betreffend die 
Erweiterung des Rechtsweges, vom 24. Mai 
1861 offen. $ 24. Die Verjegung in den Ruher 
ſtand tritt, jofern nicht auf den Antrag oder mit 
ausdrüdliher Zuftimmung des Beamten ein 
an gu Beitpunft feitgefegt wird, mit dem Ab- 
lauf des Vierteljahres ein, welches auf den Monat 
folgt, in welchem dem Beamten die Entſcheidung 
über feine VBerfegung in den Ruheſtand und die 
Höhe der ihm etwa zuftehenden Penſion ($ 22 
befannt gemadjt worden ift. $ 25. Die Pen— 
jionen werden monatlih im Voraus gezahlt. 

26. Das Recht auf den Bezug der Venſion 
ann weder abgetreten noch verpfändet werden. 
— In Unjehung der Beihlagnahme der Pen- 
fionen bleiben die beftehenden Beitimmungen in 
Kraft. 8 27. Das Recht auf den Bezug der 
Benfton ruht: 1) wenn ein Benfionär das Deutiche 
Indigenat verliert, bis zu etwaiger Wicder- 
erlangung dejjelben; 2) wenn und fo lange ein 
Penfionär im Reichs- oder Staatödienjte ein 
Dienfteinfommen bezieht, infomweit als der Betrag 
diejes neuen Dienſteinkommens unter Hinzured)- 
nung der Benfion den Betrag des von dem Be- 
amten vor der Penfion bezogenen Dienfteinfom- 
mens überfteigt. $ 28. Ein Penfionär, welcher 
in eine an ſich zur Penſion berechtigende GStell- 
ung des unmittelbaren Staatsdienſtes wieder 
eingetreten ift ($ 27 Nr. 2), erwirbt für den 
Tall des Zurüdtretens in den Ruheſtand den Un- 
ipruch auf Gewährung einer nad) Mafgabe feiner 
nunmehrigen verlängerten Dienftzeit und des inder 
neuen Stellung bezogenen Dienſteinkommens be» 
rechneten Benfion nur dann, wenn die neu hinzutre- 
tende Dienftzeit wenigſtens ein Jahr betragen hat. 
— Mit der Gewährung einer hiernach neu berech— 
neten Penſion fällt bi3 auf Höhe des Betrages der- 
jefben das Recht auf den Bezug der früher be- 
zogenen Penſion hinweg. — Daſſelbe gilt, wen 
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Butt, per In Anfehung jhen, in den Preußiſchen —— über- 
u ne Ir dem Aupeftand| ommenen Beamten bleiben die Beitimmungen 
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erſonenſtandsweſen. ſind berechtigt, für Wahrnehmung der Geſchäfte 
1. Reichs-Geſetz über die Beurkundungſdes Standesbeamten von den zum Bezirk ihres 
bed Berfonenftandes und die Eheſchließ- Hauptamtes nicht gehörigen Gemeinden eine in 


ung, vom 6. Februar 1875: allen Fällen als Pauſchquantum feitzujegende 
Erjter Abſchnitt. Entihädigung zu beanjpruchen. — Die Feftiehung 
Allgemeine Beitimmungen. erfolgt durch die untere Verwaltungsbehörde; 


$1. Die Beurkundung der Geburten, Hei-jüber Beſchwerden entſcheidet endgiltig die höhere 
rathen und Sterbefälle Erg ausſchließlich dur) | Verwaltungsbehörde. — Beſtellt die Höhere Ver- 
die vom Staate bejtellten Standesbeamten mit-|waltungsbehörde andere Perjonen zu Standes- 
tels Eintragung in die dazu betimmten Regifter.|beamten oder zu Gtellvertretern, jo fällt- die 
h 2. Die Bildung der Standesamtsbezirle er⸗ etwa zu gewährende Entihädigung der Staatd« 
olgt durch die höhere Berwaltungsbehörde. —ITafje zur Laſt. $ 8. Die fachlichen Koften 
Die Standesamtöbezirke können aus einer oder|werden in allen Fällen von den Gemeinden ge» 
mehreren Gemeinden gebildet, größere Gemein⸗ tragen; bie Regijter und Formulare zu 
den in mehrere Standesamtöbezirfe getheilt wer⸗ Regifterauszügen werden jedoch den Gemeinden 
den. $ 8. Für jeden Standesamtsbezirk ift ein|von der Eentralbehörde bes Bundesitaates koſten⸗ 
Standesbeamter und mindeſtens ein Gtellver-[frei geliefert. $ 9. In Standesamtöbezirken, 
treter zu beitellen. Für den Fall vorübergehen-|welde aus mehreren Gemeinden gebildet find, 
der Behinderung oder gleichzeitiger —— wird die den Standesbeamten oder den Stell— 
de3 Umtes des Standesbeamten und der Stelle vertretern zu gewährende Entſchädigung und ber 
dertreter in die nächſte Auffihtöbehörde ermäd)- Beitrag der ſächlichen Koſten auf die einzelnen 
tigt, die einftweilige Beurkundung des Perjonene] betheiligten Gemeinden nach dem Maßjtabe der 
jtandes einem benachbarten Standesbeamten od. Seelenzahl vertheilt. $ 10. Den Gemeinden im 
Stellvertreter zu übertragen. — Die Beitellung] Sinne dieſes Geſetzes werden die außerhalb der 
erfolgt, joweit nicht im $ 4 ein Anderes bejtimmt| Gemeinden jtehenden Gutsbezirke, den Gemeinder 
ift, dur die höhere Verwaltungsbehörde. —|vorftehern die Borjteher diefer Bezirke gleich ge» 
Geiftlihen und anderen Neligionsdienern darfladitet. F 11. Die Aufficht über die Amtsführ- 
dad Amt eined Standesbeamten oder die Stell-Jung der Standesbeamten wird von der unteren 
vertretung eined foldhen nicht übertragen wer-|Verwaltungsbehörde, in höherer Inſtanz von 
den. $ 4. In den Standesamtsbezirken, welche der ——— Verwaltungsbehörde geübt, inſoweit 
den Bezirk einer Gemeinde nicht überſchreiten, die Landesgeſetze nicht andere Autfihtäbehörden 
hat der Vorfteher der Gemeinde (Bürgermeijter,|beftimmen.?) — Die Aufjichtsbehörde ift befugt, 
Schultheiß, Ortövorfteher oder deren geſetzlicher gegen den Standesbeamten Warnungen, Verweiſe 
Stellvertreter) die Geſchäfte des Standesbeamten und Gelditrafen zu verhängen. Letztere dürfen 
wahrzunehmen, fofern durch die höhere Verwal-|für jeden einzelnen Fall den Betrag von ein« 
tungsbehörde nicht ein bejonderer Beamter fürlhundert Mark nicht überfteigen. — Lehnt der 
diejelbe beftellt ift. Der Borfteher iſt jedod bes] Standeöbeamte die Bornahme einer Amtshand- 
st, dieſe Gefchäfte mit —— höheren|lung ab, jo kann er dazu auf Antrag der Be— 
erwaltungsbehörbe anderen Gemeindebeamten|theiligten durch dad Gericht angemwiejen werben. 
—— zu übertragen, — Die Gemeindes| Zuftändig iſt das Gericht erſter Inſtanz, in deſſen 
behörde kann die Anftellung bejonderer Standes- Bezirk der Standesbeamte feinen Amisſitz hat. 
beamten beidjließen. Die Ernennung der Stande3-| Das Verfahren und die Beichwerdeführung regelt 
beamten erfolgt in diejem Falle durch den Gesljich, infoweit die Landesgejege nicht ein Anderes 
meinbevorftand unter Genehmigung ber höheren] beitimmen, nad) den Vorſchriften, welche in Sachen 
Berwaltungsbehörde. — In der gleihen Weiſe der nichtjtreitigen Gerichtäbarteit gelten. $ 12, 
erfolgt die Bejtellung der Stellvertreter, — Die) Bon jedem Stanbesbeanten find drei Standes- 
durch den Gemeindevorftand ernannten bejon«|regifter unter der Bezeichnung: Geburtäregifter, 
deren Standesbeamten und deren Stellvertreter) Heirathöregifter, Sterberegifter zu führen. $ 13. 
find Gemeindebeamte.. 8 5. Die dur die Die Eintragungen in die Standesregifter erfolgen 
höhere Verwaltungsbehörde erfolgte Beſtellung unter fortlaufenden Nummern und ohne Ab- 
und Genehmigung zur Beſtellung ift jederzeitjfürzungen. Unvermeidliche Zwiſchenräume find 
wibderruflid, Se Hit ein Standesamtöbezirk|durd Striche auszufüllen, die weſentlichen Zahlen« 
aus mehreren Gemeinden gebildet, jo werden der angaben mit Buchitaben zu jchreiben. — Die auf 
Standeöbeamte und deſſen Stellvertreter ftet3| mündliche Anzeige oder Erklärung erfolgenden 
von der höheren Verwaltungsbehörde beftellt. — | Eintragungen jollen enthalten: 1) den Ort und 
Ein jeder Borfteher oder andere Beamte einer|Tag der Eintragung; 2) die Bezeichnung der 
diefer Gemeinden ift verpflichtet, dad Amt des Erſchienenen; 3) den Vermerk des Standeöbeamten 
Standesbeamten oder des Gtellvertreterd zu daß und auf welche Weije er ſich Die Ueberzeug- 
übernehmen. — Die landesgeſehlichen Vorſchrif⸗ ung von ber Perjönlichkeit der Erſchienenen ver- 
ten, nad) welchen den Vorftehern der aus meh-|jchafit Hat; 4) den Bermerf, daß bie Eintragung 
reren Gemeinden gebildeten Verbände die gleihelden Erſchienenen vorgelejen und von denjelben 
Verpflichtung obliegt, werben Hierdurch nicht be») genehmigt ift; 5) die Unterjchrift der Erfchienenen 
rührt. $ T: Die etwa — —— und, falls fie ſchreibensunkundig oder zu ſchreiben 
ung der nad) $ 4 von den Gemeinden bejtellten| — — 
Standesbeamten fällt der Gemeinde zur Lafn — nee 2 un 1078 7 
Die in $ 6 Abſ. 2 und 3 bezeichneten BeamteniBerwaltungsbebörden Gefey vom 26. Juli 1876 $ 160. 
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verhindert find, ihr Handzeichen oder die Angabe, gegen geweſene Perſon; 5) die Mutter, ſobald 
bed Grundes, aus welchem fie dieſes nicht bei- ſie dazu im Stande ift. — Jedoch tritt die Ber: 
fügen konnten; 6) die Unterichrift des Standes» |pflihtung ber in der vorftchenden Reihenfolge 
beamten. — Die auf fchriftliche Anzeige erfolgen-|fpäter genannten Perfonen nur dann ein, wenn 
ben Eintragungen find unter Angabe von Ortlein früher genannter Verpflichteter nit vorhan- 
und Tag ber Eintragung zu bewirken und durchden oder derſelbe an der Erjtattung der Anzeige 
die Unterfchrift des Standesbeamten zu voll» |verhindert ift. 19. Die Unzeige iſt mindlid) 
ziehen. — Zuſätze, Löſchungen oder Abänderungen|von dem Berpflichteten ſelbſt oder durch eine 
jind am Rande zu vermerken und gleid) der Ein-Jandere aus eigener Wiſſenſchaft unterrichtete 
tragung ſelbſt befonder& zu vollziehen. $ 14.) Berfon zu machen. 820. Bei Geburten, welche 
. Von jeder Eintragung in das Regiſter ift von|fich in Öffentlichen Entbindungs-, Hebammen-, 
dem Standesbeamten an demjelben Tage eine Kranken-, Gefangen- und ähnliden Unitalten, 
von ihm zu beglaubigende Abjchrift in ein Neben- |jowie in Kaſernen ereignen, trifft die Verpflich« 
regifter einzutragen. — Nad) Ablauf des Kalen-|tung zur Anzeige ausſchließlich den — 
derjahres hat der Standesbeamte jedes Haupt-|der Anſtalt oder den von der zuſtändigen Be— 
und jedes Nebenregifter unter Vermerfung der/hörde ermächtigten Beamten. Es genügt eine 
Zahl der darin enthaltenen Eintragungen abzue |jchriftliche Anzeige in amtlicher Form. $ 21. 
ihließen und das MNebenregifter der Aufſichts- Der Standesbeamte ift verpflichtet, fi) von der 
behörde einzureichen; die letztere hat dafjelbe nah [Richtigkeit der Anzeige ($$ 17 bis 20), wenn er 
erfolgter Prüfung dem Gerichte erjter Inſtanz dieſelbe zu bezweifeln Anlaß hat, in geeigneter 
zur Aufbewahrung zuzuftellen. — Eintragungen, |Weife Ueberzeugung zu verſchaffen. $ 22. Die 


weldye nad) Einreihung des Nebenregiſters in 
dem Hauptregifter gemacht werden, find gleich— 
zeitig der Auffichtsbehörde in beglaubigter Ab- 
ſchriſt mitzutheilen. Die Lettere hat zu veran— 
laſſen, daß diefe Eintragungen dem Nebenregijter 
beigejchrieben werden. $ 15. Die ordnungs- 
mäßig geführten Standesregiſter (ß5 12 bis 14) 
beweijen diejenigen Thatſachen, zu deren Beur— 
fundung fie bejtimmt und welde in ihnen ein- 
getragen find, bis der Nachweis der Fälſchung, 
der unricdhtigen Eintragung oder ber Unrichtigfeit 
ber Unzeigen und Fejtitellungen, auf Grund deren 
die Eintragung ftattgefunden hat, erbracht ift.— 
Diejelbe Beweiskraft haben die Auszüge, welche 
als gleidhlautend mit dem Haupt- oder Neben- 
regijter bejtätigt und mit der Unterjchrift und 
dem Dienftjiegel des Standeöbeamten oder des 
zuftändigen Gerichtäbeamten verjehen find. — 
Inwiefern durch Verſtöße gegen die VBorichriften 
dieſes Gejetes über Art und Form der Eintrag- 
ungen die Beweiskraft aufgehoben oder geſchwächt 
wird, ift nach freiem richterlichen Ermeſſen zu 
beurtheifen. $ 16. Die Führung der Standes- 
regijter und die Darauf bezüglichen Berhandfungen 
erfolgen koſten- und ftempelfrei. — Gegen Bahl« 
ung der nad) dem angehängten Tarife zuläſſigen 
Gebühren müfjen die Standesregifter Jedermann 
zur Einfiht vorgelegt, ſowie beglaubigte Aus- 
züge ($ 15) aus denjelben ertheilt werden. In 
amtlihem Intereſſe und bei Unvermögen der 
Betheiligten ift die Einficht der Regifter und Die 
Ertheilung der Uuszüge gebührenfrei zu gewähren. 
— Feder Auszug einer Eintragung muß auch 
die zu berjelben gehörigen Ergänzungen und 
Berigtigungen enthalten. 
Zweiter Abſchnitt. 
Beurkundung der Geburten. 

$ 17. Jede Geburt eines Kindes ift innerhalb 
einer Woche dem Standesbeamten des Bezirks, 
in welchem die Niederkunft ftattgefunden hat, 
anzuzeigen. $ 18. Zur Anzeige find verpflichtet: 
1) der eheliche Vater; 2) die bei der Niederkunft 
augegen gewejene Hebamme; 3) der Dabei zu— 
gegen gewejene Urzt; 4) jeve andere babei zu— 


Eintragung des Geburtsfalles joll enthalten: 1) 
Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe 
und Wohnort des Anzeigenden; 2) Ort, Tag u. 
Stunde der Geburt; 3) Geſchlecht des Kindes; 
4) Vornamen des Kindes; 5) Bor- und Fami— 
liennamen, Religion, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort der Eltern — Bei Zwillingd- oder 
Mehrgeburten ift die Eintragung für jedes Kind 
befonderd und jo genau zu bewirken, daß bie 
Beitfolge der verichiedenen Geburten erfichtlid) 
ift. — Standen die Vornamen des Kindes zur 
Zeit der Anzeige noch nicht feft, jo find diejelben 
nachträglich und längitens binnen zwei Monaten 
nad) der Geburt anzuzeigen. Ihre Eintragung 
erfolgt am Rande der eriten Eintragung. $ 28. 
Wenn ein Kind todtgeboren ober in der Geburt 
verjtorben ijt, jo muß die Unzeige jpäteftens am 
nädjitfolgenden Tage geſchehen. Die Eintragung 
ift alsdann mit dem im $ 22 unter Nr. 1 bi8 3 
und 5 angegebenen Inhalte nur im Gterbere- 
gifter zu machen. $ 24. Wer ein neugeborenes 
Kind findet, ift verpflichtet, Hiervon ſpäteſtens 
am nächitfolgenden Tage Anzeige bei der Orts— 
polizeibehörde zu madyen. Die Letztere hat bie 
erforberlihen Ermittelungen vorzunehmen und 
dem Standeöbeamten des Bezirk3 von deren Er— 
gebniß behufs Eintragung in das Geburtsregi— 
ſter Anzeige zu maden. — Die Eintragung joll 
enthalten die Zeit, den Ort und die Umftände 
des Auffindens, die Beichaffenheit und die Kenn« 
zeichen der bei dem finde borgefundenen Klei« 
der und ſonſtigen Gegenftände, die körperlichen 
Merkmale des Kindes, fein vermuthliches Alter, 
jein Geſchlecht, die Behörde, Anftalt od. Perfon, 
bei welcher das Kind untergebracht worden, und 
die Namen, welche ihm beigelegt werden. F 25. 
Die Anerkennung eines uneheliden Kindes darf 
in das Geburtsregifter nur dann eingetragen 
werden, wenn diejelbe vor dem Standesbeamten 
oder in eincr gerichtlich od. notariell aufgenom« 
menen Urkunde erflärt if. $ 26. Wenn die 
seititellung der Abftammung eines Kindes erft 
nad Eintragung des Geburtsfalles erfolgt oder 
die Standesrchhte durd) Legitimation, Annahme 
an Kindesjtatt oder in anderer Weije eine Ver- 
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änderung erleiden, fo iſt dieſer Vorgang, fofern|dere an Kindesſtatt angenommen hat, fo lange 
er durch Öffentliche Urkunden nachgewieſen wird, |biefes Rechtsverhältniß befteht, 5) zwiſchen einem 


auf — eines Betheiligten am Rande der 
über den Geburtsfall vorgenommenen Eintrag- 
ung zu vermerken. $ 27. Wenn die Anzeige 
eines Geburt3falles über drei Monate verzögert 
wird, jo darf die Eintragung nur mit Genehmig- 
ung der Auffichtöbehörde nad) Ermittelung des 
Sadjverhaltes erfolgen. — Die Koſten diejer Er- 
mittelung find von demjenigen einzuziehen, wel- 
her die rechtzeitige Anzeige verfäumt Hat. 
Dritter Abſchnitt. 
Erforderniffe der Eheſchließung.) 

$ 28. Zur Eheſchließung ift die Einwilligung 
und die Ehemündigfeit der Ehefchließenden er- 
forderlih. — Die Ehemündigkeit des männlichen 
Geſchlechts tritt mit dem vollendeten zwanzigſten 
Lebensjahre, die des weiblichen Geſchlechts mit 
dem vollendeten ſechszehnten Lebensjahre ein. 
Dispenfation iſt zuläifig.) $ 29. Eheliche Kin- 
ber bedürfen zur Eheſchließung, fo lange ber 
Cohn das fünfundzmanzigite, die Tochter das 
vierundzwanzigſte Lebensjahr nicht vollendet Hat, 
der Einwilligung des VBaterd, nad dem Tode 
des Vaters der Einwilligung. der Mutter und, 
wenn fie minderjährig find, aucd de3 Vormun— 
bed. — Sind beide Eltern verjtorben, jo bebür- 
fen Minderjährige der Ginwilligung des Bor- 
mundes. — Dem Tode bed Vaters oder der 
Mutter fteht e3 gleich, wenn dieſelben zur Ab» 
gabe einer Erflärung dauernd außer Stande find, 
oder ihr Aufenthalt dauernd unbelannt ift. — 
Eine Einwilligung des Vormundes ift für die: 
jenigen Minderjährigen nicht erforderlich, welche 
nad Landesrecht einer Bormundfchaft nicht un» 
terliegen. — Inwiefern die Wirkjamfeit einer 
Vormundſchaftsbehörde od. eines Familienraths 
ftattfindet, beſtimmt fich nad) Landesrecht, $ 30. 
Auf uneheliche Kinder finden die im —— 
den Paragraphen für vaterloſe eheliche Kinder 
gegebenen Beſtimmungen Anwendung. $ 31. Bei 
angenommenen Kindern tritt an Stelle des Va— 
ters ($ 29) derjenige, welcher an Kindesjtatt an« 
enommen hat. Dieje Beftimmung findet in den- 
jenigen Theilen des Bundedgebietes feine Anwend- 
ung, in welchen durch eine Annahme an Kindes» 
ftatt die Rechte der väterlichen Gewalt nicht be» 
ründet werden können. 32. Im Falle der 

erjagung der Einwilligung zur Eheſchließung 
fest roßjährigen Kindern die Klage auf richter- 
iche Ergänzung zu. $ 35. Die Ehe ift ver- 
boten: 1) zwiſchen Verwandten in auf und ab— 
jteigenter Linie, 2) zwijchen voll» und halbbür— 
tigen Gejchwiftern, 3) zwijchen Stiefeltern und 
Stieffindern, Schwiegereltern und Schwiegerlin— 
dern jeder Grades, ohne Unteridied, ob das 
Berwandtfchajt3- oder Schwägerſchaftsverhältniß 


auf ehelicher oder aufereheliher Geburt beruht 
u. ob die Ehe, durch welche die Stief- od. Schwie— 
gerberbindung begründet wird, noch bejteht oder 
nicht, 4) zwiſchen Perjonen, deren eine die an— 


') Wegen der Ehefliefungen von Ausländern mit Inläns 
derinnen oder mit Ausländerinnen im Inlande f. unter Aus—⸗ 


länder Gefey vom 13. März 1854. 
2) ©. Note zu $ 40. 


Grotefend, Rolizei:?erifon. 


wegen Ehebruchs Geſchiedenen und feinem Mit» 
ſchuldigen. — Im Falle der Nr. 5 ift Dispen- 
—— zuläſſig.) $ 34. Niemand darf eine neue 
he ſchließen, bevor feine frühere Ehe aufgelöft, 
für ungiltig oder für nichtig erflärt ift. F 35. 
Frauen dürfen erſt nad blau des zchnten 
Monats feit Beendigung der früheren Ehe eine 
weitere Ehe jchliegen. Dispenjation ift zuläffig.?) 
$ 36. Hinfihtlih der rechtlichen Folgen einer 
gegen bie Beitimmungen der $$ 28 bis 35 ge- 
Ichloffenen Ehe find die Vorichriften des Landes— 
rechts maßgebend. — Dajjelbe gilt von dem Ein- 
fluſſe des Zwangs, Irrthums und Betrugs auf 
die Giltigkeit der Ehe. $ 37. Die Eheſchließung 
eines Pflegebefohlenen mit ſeinem Vormund od. 
deſſen Kindern iſt während der Dauer der Vor— 
mundſchaft unzuläſſig. — St die Ehe gleichwohl 
geichloffen, jo kann diejelbe als ungiltig nicht 
angefochten werden. $ 38. Die Vorſchriften, 
welche die Ehe der Milttärperjonen, der Landes— 
beamten und der Ausländer von einer Erlaub«- 
niß abhängig machen, werben nicht berührt. Auf 
die Rechtsgiltigkeit der gejchloffenen Ehe ift der 
Mangel diejer Erlaubniß ohne Einfluß. — Ein 
Gleiches gilt von den Borjchriften, welche vor 
der Eheſchließung eine Nachweiſung, Auseinander« 
ſetzung oder Sicherſtellung des Vermögens er» 
fordern, 8 39. Alle Vorſchriften, welche das 
Recht zur ea eng weiter bejchränten, als 
es durch dieſes Geſetz geichieht, werden aufge- 
hoben. $ 40. Die Befugniß zur Dispenjation 
von Ehehindernifjen fteht mur dem Staate zu. 
Ueber die Ausübung diefer Befugniß haben die 
Landesregierungen zu bejtimmen.?) 


Vierter Abjchnitt. 
Form und Beurkundung der Eheichliegung.t) 


$ 41. Innerhalb des Gebietes des Deutjchen 
Reichs kann eine Ehe rechtögiltig nur von dem 
Standesbeamten gefchlofien werden. $ 42, Zu— 
ftändig ijt der Standesbeamte, in deijen Bezirk 
einer der Verlobten feinen Wohnfig Hat od. fich 
gewöhnlich aufhält. Unter mehreren zuftändigen 


') ©. Note zu $ 40. 

) S. Note zu % 40, 

3) S, hierzu für Preußen 1. Berorbnung, betreffend bie 
Ausübung der Befugnift zur Dispenfation von Ehehinderniffen 
vom 24. Febr. 1875: 8 1. Die Dispenfation vom geſetzlichen 
Alter der Ehemündigkeit, vom Berbote der Ehe zwiſchen einem 
wegen Ehebruchs Geſchiedenen und jeinem Weithutti en, fos 
tie von dem Verbote, nach welchem frauen vor Ablauf bes 
zehnten Monats feit Beendigung ihrer früheren Ehe eine weis 
tere Ehe nicht Schließen dürfen, ertheilt m ag wi 

2. Verordnung, betreffend die Ausübung der Befugniß 
ur Dispenfation von der Vorjchrift des $ 35 des Reichsge— 
—5 vom 6. Febr. 1875, vom 17. Jan. 1877: 91. Die 
Tispenfation don dem Berbote, nach welchem frrauen vor 
Ablauf des zehnten Dlonats feit Beendigung ihrer friiheren 
Ehe eine weitere Ehe nicht ſchließen dürfen, ertheilen fortan: 
1) im Gelungsbereihe der Verorbnung vom 2. Yan, 1849 
die Kreisgerichte und zwar innerhalb des Bezirfä der reise 

erichtödeputationen und Eommiffionen die Iegteren, 2) im Ges 

iete des Appellationsgerihtshofs zu Eöln die Friedenägerichte, 

3) im Gebiete bes Vppellationsgerichts zu Frankfurt a. M. 
das Stadtamt und das Sandjuftizamt, 4) in den übrigen Ge: 
bieten die Amtsgerichte, 

4) ©. unter Eheihliehung Bundesgeieg über bie Aufs 
> der polizeilichen Befhränfungen der Ehefchliefung vom 
4. Diai 1868. 
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Standesbeamten haben die Verlobten die Wahl. abzulehnen. $ 49. Soll die Ehe vor einem 
— Eine nah den Vorſchriften diejes Geſetzes anderen Standesbeamten als demjenigen ge- 
geichloffene Ehe kann nicht aus dem Grunde an» ſchloſſen werden, welder dad Aufgebot angeord⸗ 
gefochten werden, weil der Standesbeamte nicht |net hat, jo hat der leptere eine Beſcheinigung 
der zuftändige geweſen ift. $ 43. Auf jchriftlide|dahin auszuftellen, daß und wann das Aufgebot 
Ermächtigung des zuftändigen Standesbeamten |vorjhriftsmäßig erfolgt ift und daß Ehehinder- 
darf die Ehefhliehung auch vor dem Standesbe- niſſe nicht zu jeiner Kenntniß —— ſind. 
amten eines anderen Orts ſtattfinden. $ 44. Der|$ 50. Die Befugniß zur Dispenſation von dem 
Eheſchließung foll ein Aufgebot vorhergehen. — Aufgebot fteht nur dem Staate zu. Weber bie 
Für die Anordnung deſſelben ift jeder Standes- Ausübung dieſer Befugniß haben bie Landesre⸗ 
beamte zuftändig, vor welchem nach $ 42 Abſ. 1|gierungen zu beftimmen.t) — Wird eine lebens» 
die Ehe geichloffen werden kann. $ 45. Vor gefährliche Krankheit, welche einen Aufihub der 
Nuordnung bed Aufgebot3 find dem Standesbe- |Eheichliegung nicht geftattet, ärztlich) bejcheinigt, 
amten ($ 44) die zur Eheichliegung gejeglich|jo kann der Standesbeamte ($ 42 Ab. 1) aud) 
nothwendigen Erfordernifje ald vorhanden nach⸗ ohne Aufgebot die Eheichließung vornehmen. 
zumeijen. — Insbeſondere haben die Verlobten/$ 51. Das Aufgebot verliert feine Kräft, wenn 
in beglaubigter Form beizubringen: 1) ihre Ge-Jjeit deſſen Vollziehung ſechs Monate verjtrihen 


Berfonenftandswejen . 


burtsurfunden, 2) die zujtimmende Erflärung 
derjenigen, deren Einwilligung nad) dem Geſetze 
erforderlih ift. — Der Beamte kann die Bei- 
bringung diejer Urkunden erlafjen, wenn ihm die 
Thatjachen, welche durch diefelben feitgeftellt wer- 
den jollen, perjönlich befannt oder ſonſt glaub: 
haft nachgewiejen find. Auch kann er von un- 
bedeutenden Abweichungen in den Urkunden, bei« 
ſpielsweiſe von einer verichiedenen Schreibart der 
Namen oder einer Verjchiedenheit der Vornamen 
abjehen, wenn in anderer Weile die Perjönlich- 
teit der Betheiligten feitgeftelt wird. — Der 
Beamte ift berechtigt, den Verlobten die eides— 
ftattliche Verjiherung über die Ridhtigfeit der 
Thatjahen abzunehmen, melde durch die vor— 
liegenden Urfunden oder bie jonft beigebradhten 
Beweismittel ihm nicht ald hinreichend feftgeftellt 
erjcheinen. $ 46. Das Aufgebot iſt bekannt zu 
machen: 1) in der Gemeinde oder in den Ge- 
meinden, wojelbjt die Verlobten ihren Wohnſitz 
haben; 2) wenn einer der Berlobten feinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt gr jeines gegen- 
wärtigen Wohnfites hat, aud) in der Gemeinde 
eined jegigen Aufenthalts; 3) wenn einer der 

erlobten jeinen Wohnfig innerhalb der letzten 
KR Monate gewechjelt Hat, auch in der Gemeinde 
eined früheren Wohnfiges. — Die Belanntmad- 
ung bat die Bor- u. Familiennamen, den Stand 
oder das Gewerbe und den Wohnort der Ver— 
lobten und ihrer Eltern zu enthalten. — Sie ift 
während zweier Wochen an dem Raths- oder 
Gemeinbehaufe, od. an der jonftigen, zu Belannt- 
machungen der Gemeindebehörde beitimmten Stelle 
auszuhängen. 8 47. Zit einer ber Orte, an 
welhem nad $ 46 dad Aufgebot Hefannt zu 
machen ift, im Auslande belegen, fo ift an Stelle 
be3 an dieſem Orte zu bewirlenden Aushanges 
bie Bekanntmachung auf Koften des Antragitellers 
einmal in ein Blatt einzurüden, welches an dem 
ausländiſchen Orte erſcheint oder verbreitet ift. 
Die Eheſchließung ift nicht vor Ablauf zweier 
Wochen nad dem Tage der Ausgabe der betref- 
fenden Nummer de3 Blattes zuläſſig. — Es be» 
darf diejer Einrüdung nicht, wenn eine Beſchei— 
rigung ber betreffenden ausländijchen Ortäbe- 
hörde dahin beigebracht wird, daß ihr von dem 


Beſtehen eines Chehinderniffes nichts befannt ſei. d 


$ 48. Kommen Ehehinderniffe zur Kenntniß des 
Standesbeamten, jo hat er die Eheſchließung 


lind, 8 daß die Ehe gejchloffen worden ift. 
5 52. Die Ehejchliefung erfolgt in Gegenwart 
von zwei Beugen durch die an die Verlobten 
einzeln und nad einander gerichtete Frage des 
Standeöbeamten: „ob fie erflären, daß fie die 
Ehe miteinander eingehen wollen“, durch die be» 
Be Antwort der Verlobten unb den hierauf 
erfolgenden Ausſpruch des Standesbeamten, daß 
er fie nunmehr kraft des Gejetes Dr rehtmäßig 
verbundene Eheleute erfläre. R . AUS Beugen 
jolfen nur Grofjährige zugezogen werden. Ber- 
wandtſchaft und Schwägerjchhaft zwiſchen den Be— 
tHeiligten und den Zeugen, oder zwijchen ben 
Zeugen unter einander fteht deren Zuziehung 
nicht entgegen. $ 54. Die Eintragung in das 
Hetrathöregijter jo enthalten: 1) Bor- u. Far 
miliennamen, Religion, Alter, Stand oder Ger 
werbe, Geburtö- und Wohnort der Eheſchließen⸗ 
den; 2) Bor- und Familiennamen, Stand oder 
Gewerbe und Wohnort ihrer Eltern; 3) Vor- u. 
Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe u. 
Wohnort der zugezogenen Zeugen; 4) die Er- 
Härung ber hefihtie enden; gi den Ausſpruch 
des Standesbeamten. — Ueber die erfolgte Ehe 
ſchliegung ijt den Eheleuten fofort eine Bejcheis 
nigung auszuftellen. 8 55. ft eine Ehe für 
aufgelöft, ungiltig oder nichtig erflärt worden, 
jo iſt dies am Rande der über die Ehejchliegung 
bewirkten Eintragung zu vermerten. — Die ları- 
deögejeglihen Vorſchriften, nach welchen e3 zur 
Trennung einer Ehe einer bejonderen Erklärung 
und Beurkundung vor dem Standesbeamten bes 
darf, werden hierdurch nicht berührt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Beurkundung der Sterbefälle. 


8 56. Jeder Sterbefall iſt ſpäteſtens am nächft- 
folgenden Wochentage dem Standesbeamten des 
Bezirks in weldem ber Tod erfolgt ift, anzu. 
zeigen. 57. Zu ber Anzeige verpflichtet ift 
das Familienhaupt und, wenn ein ſoiches nicht 
vorhanden oder an der Anzeige behindert ift, der« 


) Berorbnung vom 8. Yan. 1876 (S.57): 81. Eine 
Befreiung vom Aufgebote Kann im allen fällen durch ben 
—— bes Innern erfolgen; in dringenden Fällen kann 
ber Vorſihende ber Auffihtsbehörde eine Abkürzung der für 
ach vom 6. Behr. 1816) aehaen ab Di vuchenn 

. . u bor 
ebensgefahr von dem Aufgebote ganz entbinden. $ 2. 


bener 
Diefe Verordnung tritt fofort in Kraft. 


Berfonenftandswejen. 


jenige, in deſſen Wohnung oder Behaufung derjrichtliher Anordnung erfolgen. 


Sterbefall ſich ereignet 
bis 21 fommen aud) in 


$ 58 


at, 


399 
Sie geſchieht 


. Die 88 19 durch Beilchreibung eines Vermerl3 am Rande 
eziehung auf die Un-|der 
zeige der Sterbefälle zur Unwendung. — Yinbet|das 


u bericdjtigenden Eintragung. $ 66. Für 
erihtigungsverfahren gelten, injoweit die 


eine amtliche Ermittelung über den Todesfall Landesgeſetze nicht ein Anderes bejtimmen, die 


rt jo erfolgt die Eintragung auf Grund der 
riftlichen Mittheilung der zuftändigen Behörde. 
8 59. Die Eintragung des Sterbefalled joll ent- 
halten: 1) Bor- und Familiennamen, Stand od. 
Gewerbe u. Wohnort des Anzeigenden; 2) Ort, 
Tag und Stunde ded erfolgten Todes; 3) VBor- 
und Familiennamen, Religion, Alter, Stand od, 
Gewerbe, Wohnort und Geburtsort des Berftor- 
benen; 4) Bor- und Familiennamen jeines Ehe- 
gatten, oder Vermerk, daß der Verftorbene ledig 
gewefen jei; 5) Bor- u, Familiennamen, Stand 
oder Gewerbe und Wohnort der Eltern des Ver- 
ftorbenen. — Soweit dieje Verhältniffe unbelannt 
find, ift dies bei der Eintragung zu vermerken, 
$ 60. Ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörbe 
darf keine Beerdigung vor der Eintragung des 
Sterbefalles in das Sterberegifter ſtattfinden. 
Sit die Beerdigung diefer Borjchrijt entgegen 
ejchehen, jo darf die Eintragung des Sterbe— 
Falles nur mit Genehmigung der Auffichtöbehörde 
nad Ermittelung des Sachverhaltes erfolgen. 


Sechster Abſchnitt. 


Beurkundung des Perfonenftandes der auf See 
befindlichen Perſonen. 


61. Geburten- und Sterbefälle, welche ſich 
auf Seeſchiffen während der Reife ereignen, find 
nad) den Vorjchriften diejed Geſetzes jpätejtens 
am nächitfolgenden Tage nad; der Geburt oder 
dem Todesfall von dem Edjiffer, unter Zuzieh- 
ung von zwei Schiffsoffizieren oder anderen 
glaubhaften Perjonen, in dem Tagebuch zu be 
ürkunden. Bei Sterbefällen ift zugleich die muth- 
maßliche Urſache des Todes zu vermerken. $ 62. 
Der Schiffer hat zwei von ihm beglaubigte Ab— 
jchriften der Urkunden demjenigen Seemanns- 
amte, bei dem e3 zuerſt gejchehen kann, zu über- 
geben. Eine dieſer Abſchriften ift bei dem See— 
mannsdamte aufzubewahren, bie andere ift dem- 
jenigen Standesbeamten, in deſſen Bezirk Die 
Eltern des Kindes, beziehungsweiſe der Ber- 
ftorbene ihren Wohnfit haben oder zulegt gehabt 
haben, behufs der Eintragung in das Regifter 
zugufertigen. $ 68. Iſt der Schiffer verftorben 
oder verhindert, jo hat der Steuermann bie in 
den 88 61 und 62 dem Schiffer ouferlegten Ver- 
pflichtungen zu erfüllen. 64. Sobald das 
Schiff in den inländiihen Hafen eingelaufen ift, 
in welchem e3 feine Fahrt beendet, if da3 Tage- 
buch der fiir den Staudesbeamten des Hafenort3 

uftändigen Auffiht3behörde vorzulegen. — Dieje 
dat beglaubigte Abſchrift der in das Tagebud) 
eingetragenen Standeöurfunde dem Standesbe- 
amten, in deſſen Regijter der Fall gehört ($ 62), 
behufs Gontrolirung der Eintragungen zuzu—⸗ 
Stellen. 
Siebenter Abſchnitt. 
Berichtigung der Standesregifter. 

8 65. Die Berichtigung einer Eintragung in 

dem Standesregifter fanın nur auf Grund ge» 


nachſtehenden Vorſchriften. — Die Auffichtöbe- 
hörde hat, wenn ein Antrag auf Berichtigung 
gejtellt wird, oder wenn fie eine foldhe von Amts- 
wegen für erforderlich erachtet, die Betheiligten 
zu hören und geeignetenfalls eine Aufforderung 
durch ein öffentliches Blatt zu erlaſſen. Die 
abgejchlofjenen Verhandlungen hat fie demnächſt 
dem Gerichte erjter Inſtanz vorzulegen. Diejes 
kann noc) weitere thatjächliche Aufllärungen vers 
anlafjen und geeignetenfall® den Antragiteller 
auf den Proceßweg verweifen. — Im Uebrigen 
finden die für Sachen der nichtſtreitigen Gerichts— 
barkeit geltenden Vorſchriften Anwendung. 


Achter Abſchnitt. 
Schluß-Beftimmungen. 


$ 67. Ein Geiftliher oder anderer Religions- 
diener, welcher zu den religiöfen Feierlichkeiten 
einer Eheſchließung jchreitet, bevor ihm nachge— 
wiejen worden ift, daß bie Ehe vor dem Stan— 
beöbeamten gejchlofjen fei, wird mit Gelditrafe 
bis zu 300 M oder mit Gefängniß bis zu drei 
Monaten beitraft. $ 68. Wer den in den $$ 17 
bis 20, 22 bis 24, 56 bis 58 vorgejchriebenen 
Unzeigepflichten nicht nachfomnıt, wird mit Geld« 
ſtrafe bis zu 150 M oder mit Haft beftraft. Die 
Strafverfolgung tritt nicht ein, wenn die Anzeige, 
obwol nicht von den zunächſt Berpflichteten, döch 
rechtzeitig gemacht worden ift. — Die bezeich- 
nete Strafe trifjt auch den Schiffer oder Steuer» 
mann, welcher den Vorſchriſten der $$ 61 bis 64 
zuwiberhandelt. — Die Standesbeamten find 
außerdem befugt, die zu Unzeigen oder zu ſon— 
jtigen Handlungen auf Grund dieſes Geſetzes 
Berpflichteten hierzu durch Geldſtrafen anzuhal« 
ten, weldje für jeden einzelnen Fall den Betrag 
von 15 M nicht überfteigen dürfen. $ 69. Ein 
Standesbeamter, welcher unter Außeradhtlaffung 
der in diefem Gejege gegebenen Vorjchriften eine 
Eheſchließung vollzieht, wird mit Geldjtrafe bis 
zu 600 M beftraft. $ 70. Gebühren u. Geld« 
itrafen, welche in Gemäßheit dieſes Geſetzes zur 
Erhebung gelangen, fließen, infoweit die Yandes- 
gejege nicht ein Anderes bejtimmen, den Gemein» 
den zu, welche die fachlichen Koften der Standes» 
ümter ($$ 8, 9) zu tragen haben. $ 71. In 
welcher Weife die Berrichtungen der Standes— 
beamten in Deaug auf ſolche Militärperfonen 
wahrzunehmen find, er J Standquartier 
nicht innerhalb des Deutſchen Reichs, oder daf» 
jelbe nach eingetretener Mobilmadhung verlaffen 
haben, oder welche fi auf den in Dienft ge» 
jtellten Schiffen ober anderen Fahrzeugen der 
Marine befinden, wird durch faijerlihe Verord⸗ 
nung beftimmt.) $ 72. Für die Landesherren 
und bie Mitglieder der Iandeöherrlihen Fami— 


1) &. Berorbnung dom 2. Aug. 1875: Sterbefälle 
von Milttärperfonen auf ben in Dienft geftellten Schiffen ob. 
anderen Bahrzeugen der Taiferlihen Marıne find von dem zu: 

ändigen Darine-Station&commanbdo unter Ueberſendung 
aruber von dem Commando des Schiffs ober Fahrzeugs aufs 
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lien, ſowie der fürftlihen Familie Hohenzollern ſchluſſes über Zuläffigfeit der Klage anhängig 
erfolgt die —— des Standesbeamten und|geworden find, werden von dem mit der Sache 
die Veftimmungen über die Art der Führung |befaßten Gericht bis zur reditöfräftigen Ent- 
und Aufbewahrung der Standesregifter durch ſcheidung nad) Mafgabe der bisher geltenden 
Anordnung des Landesherrn. — Zr Betreff der Geſetze durchgeführt. — Dajelbjt kann die Auf- 
Stellvertvetung der Verlobten und in Betreff|löjung der Ehe auf Grund eined die beftändige 
des Aufgebots entjcheidet die Objervanz. — Im Trennung von Tiſch und Bett verfügenden Ur— 
Uebrigen werden in Anſehung der a ra theils geltend gemacht werden, nachdem das Ge- 


Rerjosenftandswejien. 


diefer Häufer die auf Hausgejegen oder Obfer- richt auf Unrufen eines Ehegatten in dem nad) 
Urt. 675. Abſ. 1 und 2 der Procefordnung in 
bürgerlichen Mecdhtöftreitigleiten vom 29. April 
1869 vorgejehenen Berfahren die Auflöfung des 
Bandes der Ehe ausgeiprochen hat. — Pas Ver- 
fahren in ftreitigen Ehejadhen richtet fi in 
Bayern in den rechtörheiniichen Gebietstheilen 
nad den Beflimmungen des Hauptftüdes vI 
der genannten Procegordnung, in der Pfalz nach 
den Bejlimmungen des Art. 69 des Geſetzes über 
die Einführung diefer Procefordnung.!) $ 79. 
Dieſes Gejeg tritt mit dem 1. Januar 1876 in 
Kraft. Es bleibt den Landesregierungen über« 
laſſen, das ganze Geſetz oder auch den dritten 
Abjchnitt und $ 77 in Verordnungswege früher 
einzuführen. $ 80. Die vor dem Tage, an wel- 
dem dieſes Gejch in Kraft tritt, nad den Vor— 
ſchriften des bisherigen Rechts ergangenen Auf- 
gebote behalten ihre Wirlſamleit. $ 81. Auf 
Geburts- und Sterbefälle, welche fid) vor dem 
Zage, an welchem biejes Geſetz in Kraft tritt, 
ereignet Haben, an dieſem Tage aber noch nicht 
eingetragen find, findet das gegenwärtige Geſetz 
mit der Mafgabe Unmwendung, daß der Lauf 
der vorgejchriebenen Unzeigefrijten mit dem Tage 
beginnt, au welchem dieſes ein | in Kraft tritt. 
— Ein Gleihes gilt für den Fall, daß auch nur 
die Vornamen eines Kindes an diefem Tage nod) 
nicht eingetragen find. $ 82. Die lirchlichen 
Verpflichtungen in Beziehung auf Taufe u. Trau- 
ung werben durch dieſes Geſetz nicht berührt. 
} 3. Die zur Ausführung diefes Gefepes er- 
orderlihen Beitimmungen werben, foweit die» 
jelben nicht durch eine vom Bundesrathe erlaf- 
jene Ausführungsverordnung getroffen werden, 
von den einzelnen Landesregierungen erlaffen. 
$ 84. Welde Behörden in jedem Bundesftaate 
unter der Bezeihnung: höhere Verwaltungsbe— 
hörde, untere Berwaltungsbehörde, Gemeindebe- 
hörde, Gemeindevorftand, Gericht erfter Inſtanz 


vınz beruhenden Beftimmungen über die Erfor- 
derniffe der Eheſchließung u. über die Gerichts— 
barkeit in Eheſachen nicht berührt. $ 73. Den 
mit der Führung der Standesregifter oder Kir— 
chenbücher bisher betraut gewejenen Behörden 
und Beamten verbleibt die Berechtigung u, Ver— 
pflichtung über die bis zur Wirkſamkeit diejes 
Gejekes eingetragenen Geburten, Heirathen und 
Eterbefälle Zeugniſſe zu ertheilen. $ 74. Un- 
berührt bfeiben die landeögefeglichen VBorjchriften, 
welche 1) Geiſtlichen und Kirchendienern aus 
Anlaß der Einführung der bürgerligen Standes» 
regiſter u, der bürgerlicdyen Form der Eheſchließ— 
ung einen Anſpruch auf Entidädigung gewähren; 
2) beſtimmten Perjonen die Pflicht zu Anzeigen 
von Geburtd- u, Todesfällen auferlegen, — Wo 
bie Zuläffigfeit der Ehe nad) den bejtehenden 
Landesgefegen von einem Wufgebote abhängig 
ift, welches durch andere bürgerliche Beamte als 
die Staudesbeamten vollzogen wird, vertritt bie 
jes die Stelle des von den Standesbeamten au: 
zuordnenden Aufgebot. $ 75. Innerhalb ſol— 
der Grenzpfarreien, deren Bezirk fi in das 
Ausland erftredt, bleibt das beftehende Recht 
für die Beurkundung derjenigen Geburten und 
Sterbefälle, fowie für die Form und Beurkund- 
ung derjenigen Eheſchließungen maßgebend, für 
welde ein Standesbeamter nad) den Vorſchriften 
diejes Geſetzes nicht zuftändig, Dagegen nad dem 
bejtehenden Recht die Zuftändigfeit des Geiitlichen 
begründet ijt. — Im Geltungsgebiet des preußi- 
ſchen Geſetzes vom 9, März 1874 ijt unter dem 
bejtchenden decht dasjenige Recht zu veritehen, 
weldyes vor dem Anfrafttreten jenes Geſetzes 
maßgebend war. & 76. In ftreitigen Ehe- und 
Verloͤbnißſachen jind die bürgerlichen Gerichte 
ausſchließlich zufländig. Kine geijtliche oder eine 
durch die Zugehörigkeit zu einem Glaubenäbe- 
lenniniß bedingte Gerichtöbarfeit findet nicht ftatt. 


s 77. Wenn nad) dem bisherigen Rechte auflzu verftehen find, wirb von der Centralbehörde 
bejtändige Trennung der Ehegatten von Tiſch u. des Bundesſtaates befannt gemacht. $ 85. Durd) 
Bett zu erkennen jein würde, ift fortan die Auf- dieſes Gejeg werben die Beſtimmungen des Ge- 
löjung des Bandes der Ehe auszuſprechen. —|jeges3 vom 4. Mai 1870, betreffend die Ehe- 
Iſt vor dem Tage, an mweldjem diejes Geſetz infichließung und die Beurkundung des Perjonen- 
Kraft tritt, auf bejtändige Trennung von Tiſchſtandes von Reichsangehörigen im Wuslande, 
und Bett erfannt worden, fo fann, wenn einelnicht berührt. — Der Reichskanzler kann einem 
Wiedervereinigung der getrennten Ehegatten nicht | diplomatischen Vertreter oder einem Conjul des 
ftattgefunden hat, jeder derjelben auf Grund des] Deutſchen Reichs die allgemeine Ermächtigung 
ergangenen Urtheils die Auflöjung des Bandes |zur Bornahme von Eheſchließungen und zur Be- 
ber Ehe im ordentlichen Proceiverfahren bean |urfundung der Geburten, Heirathen u. Sterbe- 
antragen. $ 78. Ehejireitigfeiten, welche in}fälle, wie für Reichsangehörige, fo auch für 
Bayern vor dem Tage, an welchem diejed Geſetz Schupgenofjen erteilen. Dieje Vorſchrift tritt 











—— in Kraft tritt, durch Zuſtellung des Be- mit dem 1. März 1875 in Kraft. 


enemmtenen Urkunden dem Etandbespeamten, in defien Bezirt, 1) Mit dem In'rafttreten der Reihs-Eivilprocefortnung v. 
Be Verftorbere feinen legten Wohnfig gebabt bat, anzuzeigen 30. Jan. 1877 tritt Die Vorſchrift ‚in 5 78 Abſ. 3 außer 
und auf Grund dieſer Auzeize in das Eterberegiiter einzu: Kraft; ſ. Einführungsgeieg zur Eivilprocefordnung $ 13 
tragen. Ar. 6. 


— 


Berjonenftandswejen. 


Gebührentarif. 

I. ®ebührenfrei find bie nach $$ 49 und 54 
ober —— wecke der Taufe od. der Beerdigung 
ertheilten Beicheinigungen. 
fommen zum Anjap: Ni für Vorlegung der Res 
gifter zur Einficht, und zwar für jeden Jahr- 
gang 50 P, für mehrere Jahrgänge zufammen 
jedoch höchſtens ı M 50 P, 2) für die ſchrift— 
liche —— nad) $ 43 und für jeden be» 


glaubigten usaug aus den Regijtern mit Ein» 
Ihluß der Screibgebühren 50 P. Bezieht ſich 
der Auszug auf mehrere Eintragungen und cr 


fordert derjelbe das Nachſchlagen von mehr als 
einem Jahrgange der Regijter, für jeden weiter 
nachzufchlagenden Jahrgang nod 50 P, jedoch 
zufammen höchſtens 2 M. 

2. Reichſsgeſetz, betr. die Eheſchließung 
u. die Beurfundung des Perjonenitan- 
des von Bundesangehörigen im Aus. 

lande, v. 4. Mai 1870.!) 

81, I. Allgemeine Beſtimmungen.] Der Bun- 
desfanzler fann einem diplomatijchen Vertreter 
des Bundes für bad ganze Gebiet des Staates, 
bei deſſen Hofe od. Regierung derjelben beglau- 
bigt ijt u. einem Bundesconjul für dejjen Amts» 
bezirt die allgemeine Ermädtigung ertheilen, 
bürgerlich giltige Cheichließungen von Bundes: 
angehörigen vorzunehmen u, die Geburten, Hei- 
rathen und Sterbefälle von Bundesangehörigen 
zu beurfunden. $ 2. Die zur Eheſchließung u. 
zur Beurkundung des Perjonenftandes ermäd- 
tigten Beamten ($ 1) haben über die Beurfund- 
ung der Geburten, Heirathen u. Sterbefälle ge- 
trennte Regijter zu führen. Die vorfommenden 
Fälle find in protofollariicher Form unter fort: 
laufender Nummer in die Regifter einzutragen, 
Jedes Regiſter wird in zwei gleichlautenden 
Originalen nad) einem Formular geführt, welches 
von dem Bundeskanzler vorgeichrieben wird. 
Das Formular fol für alle Beamten ein über- 
einftimmendes jein. — Um Jahresſchluſſe Hat 
der Beamte die Negifter abzuſchließen und das 
eine Exemplar derjelben dem Bundesfanzler ein, 
zufenden. Gleichzeitig hat er den — rn 
der einzelnen Bundesjtaaten aus den Wegijtern 
einen Auszug der Fälle mitzutheilen, welche An- 
gehörige bertefben betreffen. — Wenn im Laufe 
ded Jahres in ein Regifter eine Eintragung nicht 
erfolgt, jo hat der Beamte eine amtliche Beitseini- 

ung hierüber am Jahresſchluſſe dem Bundes» 
fanzler einzujenden, 
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‚derjenigen Perſonen, deren Einwilligung nad; den 


Gejegen ber Heimath der Verlobten erforderlich) 


it. — Der Beamte kann die Beibringung diejer 


II. An Gebühren Urkunden erlaffen, wenn ihm die Ihatjachen, 


welche durch diejelben feitgeftellt werden follen, 
perjönlid) befannt oder auf andere Weife glaub- 
aft nachgemwiejen find. — Auch fann er von uns 
ebeutenden Abweichungen in den Urkunden, 
beijpieldmweife von einer verjchiedenen Schreibart 
der Namen, oder einer Berichiedenheit der Vor— 
namen abjehen, wenn in anderer Weije die Iden— 
tität der Betheiligten feitgeitellt wird, — Der 
Beamte ift berechtigt, den Verlobten die eides« 
jtattliche Verſicherung über die Richtigkeit der 
Thatſachen abzunehmen, welche durch die vor» 
liegenden Urkunden oder die ſonſt beigebradyten 
Beweismittel ihm nicht als hinreichend feitgejtellt 
erjcheinen. $ 4. Das Aufgebot gefchieht durch 
eine Belanntmachung des Beamten, welche die 
Vornamen, die zamiliennamen, da3 Alter, den 
Stand oder dad Gewerbe und den Wohnort der 
Verlobten u, ihrer Eltern enthalten muß. Diefe 
Belanntinadhjung muß an der Thüre od. an einer 
in die Augen fallenden Stelle vor oder in der 
Kanzlei des Beamten eine Woche hindurch aus 
ehängt bleiben. Erſcheint an dem Amtsſitze des 

eamten eine Beitung, fo ijt die Belanntmachung 
außerdem einmal darin einzurüden und die Ehe- 
ſchließung nicht vor Ablauf des dritten Tages 
von dem Tage an zuläffig, an welchen das die 
Belanntmahung enthaltene Blatt ausgegeben iſt. 
Unter mehreren an dem bezeichneten Orte er» 
ſcheinenden Beitungen hat der Beamte die Wahl. 
$5. Wenn eine der aufzubietenden Perfonen 
innerhalb ber legten 6 Monate ihren Wohnfig 
außerhalb des Amtsbereichs ($ 1) des Beamten 
Bir: hat, jo muß bie Belannimadjung des Aufe 
gebot3 auch an dem früheren Wohnjige nach den 
dort geltenden Vorſchriften erfolgen oder ein ger 
hörig beglaubigte Zeugniß der Obrigkeit des 
früheren Wohnorts darüber beigebrad;t werden, 
daß daſelbſt Ehehindernijje in Betreff der ein« 
zugebenden Ehe nicht befannt ſeien. $ 6. Der 
Beamte Tann aus befonders dringenden Gründen 
von dem zus: ($$ 4 u. 5) ganz dispenfiren. 
$T. Die Schließung der Ehe erfolgt in Gegen- 
wart von 2 Zeugen durch die an die Verlobteu 
einzeln u, nad) einander gerichtete feierliche Frage 
ded Beamten: ob fie erflären, daß fie die Ehe 
mit dem gegenwärtigen anderen Theile eingehen 
wollen u. durd) die bejahende Antwort der Ver— 
(obten und durch den hierauf erfolgenden Aus— 


83. Eheſchließung u. Beurlundung der⸗ſpruch des Beamten, daß er fie nunmehr kraft 
jelben.] Der Schliefung der Ehe muß ein Aufs|de3 Geſetzes für redhtmäjig verbundene Cheleute 


gebot vorangehen. Bor Beginn derjelben findjerlläre. $ 8. 


Die Che erlangt mit dem Ab» 


dem Beamten die zur Eingehung einer Che nahlichluffe vor dem Beamten bürgerliche Giltigfeit, 


den Gejegen der Heimath des Verlobten noth-])$ 9. Die über die 
wendigen Erforderniffe ald vorhanden nadjzus|gijter einzutragende 
weilen. Snöbejondere haben die Verlobten in|muß enthalten: 

1) ihre Ge- Alter, Stand od. Gewerbe, 
burtsurtünden; 2) die zuſtimmende Erklärung Geburts und 


beglaubigter Form beizubringen : 


—— Ehe in die Re— 
rtunde (Heirath3-Urfunde) 
1) Bor- und Familiennamen, 


dohnort der die Che eingehenden 
Berjonen; 2) Vor» und Familiennamen, Alter, 


1) Als Meihsgejeg in Bayern eingeführt durch Gefek vom | Stand oder Gewerbe u. Wohnort ihrer Eltern; 
23. April 1871, in Elia und Lothringen durch Gejeg vom|3) Vor» u. Familiennamen, Alter, Stand oder 


8. Febr. 1875; auf Grund bes Art. 80 der Reichsberfaſſun 


; 3 | @emwerbe 
vom 30. Eept. 1870 bezw, ber Berträge vom 23. u. 25. No: j 
r 4) die auf Befragen bes 


vember 1870 in Baben, Hefien und Württemberg. 


und Wohnort ber Iaatgpgenen Beugen; 


eamten abgegebene 


902 Petitionsrecht — Petroleum. 
Erflärung ber Verlobten, jowie die erfolgte Ver⸗ achtung folgender Borfchriften ftattfinden: $ 1. 
fündigung ihrer Verbindung; 5) die Unterfchrift| Die in den gewöhnlichen Verklaufsräumen behufs 


5 

der anmwejenden Perfonen. $ 10. Die vorftehen- des Detaiſhandels zu haltenden Vorräte dürfen 
den Beftimmungen über die Eheſchließung (88 8 nicht mehr als 30 Pfund betragen.’) $ 2. ie 
bi3 9) finden aud) Anwendung, wenn nicht beide Lagerung größerer Mengen diejer Leuchtitoffe bis 
Verlobte, jondern nur einer derjelben ein Bun- zu 25 Gentnern einjchließlih ift nur in Kellern 
deangehöriger it. oder in zu ebener Erde belegenen Räumen ge- 

$ 11. [III Geburturfunden.] Die Eintrag-|jtattet, welche nicht geheizt werden können, gut 
ung der Geburt eines Kindes in die Regijter |ventilirt find und feine Abflüffe (Gerinne) nad 
ann von dem Beamten nur vorgenommen wer-jaußen (nad Straßen, Höfen ac. 2c.) haben. $ 3. 
den, nachdem fich derjelbe durch Bernehmung des Mengen bis 600 Pfund einjchliehlich dürfen in den 
Vaterd des Kindes oder anderer Perſonen die mit den Berfaufslocalien in Verbindung ftehenden 
Ueberzeugung von der Nichtigkeit der einzutra-|Kellern oder zu ebener Erbe belegenen Speicher- 
genden Thatjachen verſchafft Hat. — Dieſe Ein- [räumen gelagert werden, fofern diejelben den im 
tragung muß enthalten: 1) den Ort, den Tag|S 2 gegebenen Beftimmungen entſprechen. — 
u. die Stunde der Geburt; 2) das Gefchlecht des|Der Fußboden bed zur Aufbewahrung der Mi- 
Kindes; 3) die ihm beigelegten VBornamen;ineralöle dienenden Theile der Lagerräume muß 
4) Vor⸗ u. Familiennamen, Staatsangehörigfeit,|jedod mit einer mindeſtens 8 entimeter Hohen 


Stand oder Gewerbe, jowie den Wohnort der 
Gitern u. zweier bei der Eintragung zuzuziehen- 
der Zeugen; 5) die Unterfchrift des Vaters, wenn 
er anmejend ift u. der vorgedachten Zeugen. 

& 12. [IV. Urkunden über Sterbefälle.) Die 
Eintragung eines Todesfalles in die Regiſter er> 
folgt auf Grund der Erflärung zweier Beugen. 
Sie muß enthalten: 1) Bor- u. Zamiliennamen 
des VBerftorbenen, deſſen Staatsangehörigfeit, 
Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn- u. Geburts 
ort; 2) Bor- u. Familiennamen feines Ehegatten; 
3) Bor» u. Samiliennamen, Staatsangehörigfeit, 
Stand oder Gewerbe u. Wohnort der Eltern des 
Berftorbenen; 4) Ort, Tag u. Stunde des erfolg- 
ten Todes, joweit dieje Verhältniſſe bekannt find; 
5) Bor- u. Kamiliennamen, Alter, Stand oder 
Gewerbe u. Wohnort der Zeugen, weldje die Er- 
Härung abgeben und, wenn e3 Verwandte bes 
Berftorbenen find, den Grad ihrer Verwandtſchaft; 
6) Unterfchrift der Zeugen. 

13. [V. Schlußbeitimmungen.] Snfoweit 
durd die Gejege eined Bundesftaated den diplo— 
matiſchen Bertretern und Conjuln in Anſehung 
der Ehefchließungen, jowie der Beurlundung der 
Geburten, Heirathen und Sterbefälle der Ange- 
hörigen dieſes Stantes von einer befonderen Er- 
mädtigung nicht abhängigere oder —— 
Befugniſſe, als der im gegenwärtigen Geſetze 
beſtimmten, beigelegt find oder künftig beigelegt 
werden, ftehen dieje Befugniffe für die bezeichneten 
ng an auch den diplomatifchen Vertretern 
des Bundes und den Bunbesconjuln zu. 

Auf die Gebühren, melde für die durch das 
gegenwärtige Gejeg den Beanten des Bundes 
überwiefenen Gejchäfte und insbejondere für die 
Ausfertigungen u. Abichriften aus den Perfonen- 
— —————— zu erheben find, findet der $ 38 
es Bundesgeſetzes, betreffend die Organifation 
ber Bundesconfulate, ſowie die Amtsrechte und 
Pflichten der Bundesconfuln vom 8. Nov. 1867 
Anwendung. 

Petitionsrecht der Unterthanen, ſ. Ber- 
faſſungs-Urkunde Art. 32, 39. 

etroleum. I. Die Aufbewahrung u, Lager- 
ung von Petroleum, Ligroin, Betzefenmätler, 
Photogen und ähnlichen flüchtigen Mineralöfen 
darf zufolge der auf minijterielle Anordnung er» 
lafjenen Rolizeiverordnungen nur unter Beob- 


Sandſchicht bededt fein, welde mit einer aus 
feuerfeſtem Materiale Hergeftellten Umfaffung zu 
umſchließen ift u. eine foldhe Ausdehnung haben 
muß, daß zwiſchen den LZagerfäffern u. ber Um— 
fafjung ein minbeftens Meter breiter Zwi— 
ſchenraum verbleibt. $ 4. Bur Lagerung von 
Mengen über 500 Pfund bis 25 Gentner ein« 
ihlieglih dürfen nur abgeichlofjene Lagerräume 
benugt werden, welche außer dem’ im $ 2 ange- 
jührten nod folgende Bedingungen erfüllen : 
a) die Keller⸗ reſp. Speiherräume müjjen feuer- 
ſicher hergeftellt und mit Stein überwölbt fein. 
Die Anwendung von Eifenconftructionen u. Holz« 
verbindungen, eifernen und hölzernen Säulen 
und Trägern ift ausgefchloffen; b) unter der 
Sohle derjelben muß —* eine Senkgrube von 
angemefjener —* befinden, nad) welcher der 
Fußboden von allen Seiten her Gefälle Hat; 
e) Thüröffnungen dürfen in feiner geringeren 
Höhe als 16 Gentimeter über bem Fußboden 
angelegt werben ; die Thüren müfjen aus Eijen 
beſtehen oder mit ftarlem Blech überlleivet fein; 
d) die Fenfteröffnungen müſſen mit Eifenble 

verffeidet u. von außen verſchließbare Läden be» 
jigen ; e) die Durchführung von Gasröhren durch 
die Häume ift unftatthaft; f) eine fünftliche Be- 
leuchtung darf nur mittels von außen angebrad- 
ter, dur) Umhüllung genügend geſchützter Flam⸗ 
men bewirkt werden. Das Betreten der Räume 
mit Licht ift einge $ 5. Dengen über 
25 Centner dürfen nur in befonderen Lagerhäu- 


14. |jern gelagert werden. Dieſe müſſen mindeſtens 


150 Meter von anderen Baulichleiten entfernt 
und fo belegen fein, daß fie bequem von allen 
Seiten mit Löfchgeräthen umfahren werden können, 
Die ._. von ——— iſt un⸗ 
zuläſſig. Die Sohle der Lagerräume muß min— 
deftend 6 Decimeter tiefer als die Terrainfohle 
liegen. Auch müfjen fich in denfelben Sentgruben 
von ausreichenden Dimenfionen befinden, nach 





) Den ee rg bleibt vorbehalten, infofern das 

Örtliche Bedürfniß dies erfordert, mit Genchmigung ber Res 

gerung das Marimum der in ben Berfaufsräumen geftatteten 
orräthe auf 100 Pid. (50 kg) zu erhöhen. 

?) Ausgenommen von den im & 5 bezeichneten Beſchränk⸗ 
ungen find bereits beſtehende Petroleum-Yagerbäufer, injofern 
Diefeiben auf Grund polizeiliher Genehmigung ſchon er 
ur Lagerung größerer Quantitäten der im $ 1 bezeichneten 

toffe benugt werden durften. Bei neuen Anlagen biefer Ar 


Pfandgeld — BPierde-Rennangelegenheiten. 
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welchen hin der Fußboden ein angemefjenes Ge-]wird in Beſchlag genommen u. damit nad) Bor» 


fälle Hat.) $ 6. Zumiderhandlungen gegen bie ſchrift des $ 2 verfahren. 
vorftehenden Vorſchriften werden, ſoweit nicht|die Legitimation 
die Beftimmungen des Strafgejegbudes Unmwend- |muß enthalten: 1 


ung finden, mit einer Geldbuße bis zu 30M od. 
einer Gefängnißftrafe bis zu 14 Tagen beitraft. 
Pfand ei im feldpolizeilichen Verfahren, ſ. 
unter Feldpolizei die Teldpolizei- Ordnun 
v. 1. Rov. 1847 88 6—20, 41 Nr. 1, 88 44 ff. 
Ueber die Zuftändigfeit der Kreisausſchüſſe in 
"Bfandgeldftreitigkeiten j. unter Verwaltungs: 
behörden Geſetz dv. 26. Juli 1876 $$ 85, 86, 
Pfandleiher. Das Geſchäft eines ſolchen fann 
demjenigen unterfagt werden, welcher wegen aus 
Gewinnſucht begangener Vergehen oder Berbrechen 
gegen das a beitraft worden iſt; Gew.- 
rdn. $ 35 Abſ. 2. Vor Eröffnung des Ges 
werbebetriebed haben fie der zuftändigen Behörde 
davon Anzeige zu machen; daj. Abi. 3. Bezüg- 
lih der Beitrafung der Pfandleiher wegen Bu: 
widerhandfungen gegen die in Betreff der Aus- 
übung ihres Gewerbes erlafjenen Anordnungen 
ſ. Str.“G.⸗B. $ 360 Nr, 12 und bezüglid der 
Beitrafung —— Pfandleiher, welche die 
von ihnen in Pfand genommenen Gegenſlände 
unbefugt in Gebrauch nehmen, ſ. daj. $ 290. 
Pferde. I. Zur Verhütung von Pferdedieb- 
ftählen in ben ſechs öftlichen Provinzen ift durch 
Königliche Verordnung v. 13. Febr. 1843 Yol- 
gendes verordnet. $1. Werein Pferd verfaufen, 
vertaufchen, verjchenten od. ſonſt veräußern will, 
ift verpflichtet, fih über feine Befugniß dazu, 
auf Erjordern der Polizei, durch ein amtliches 
Atteft (85 5, 7) auszuweilen. $ 2. Führt er 
diefen Nachweis nicht, jo iſt die Polizeibehörde 
befugt, das Pferd in Beſchlag zu nehmen. Ueber 
die Beichlagnahme ift, unter genauer Beſchreib—⸗ 
ung des Pierdes, eine Anzeige unverzüglich in 
die geeigneten Öffentlichen Blätter der Umgegend, 
und erforderlihenfall® in das Umtsblatt, auf 
Koften des Beſitzers einzurüden mit der Auf 
forderung zur Anmeldung der etwa an das Pferd 
zu machenden Eigentgumsanfprüde. 8 3. Wer- 
den dergleichen Änſprüche binnen vier Wochen 
vom Tage der Beihlagnahme an gerechnet, nicht 
angemeldet, fo ift das Pferd dem Bejiger wieder 
u verabfolgen, welcher dafjelbe aus dem polizei 
Ten Gewahrjam zurüdzunehmen u. die Kojten 
der Fütterung, fowie der öffentlihen Belannt— 
machung zu bezahlen verpflichtet iſt. 8 4. Wer 
ein Pferd von einer ihm unbelannten Perſon 
erwirbt, ohne daß diefe durch ein vorſchrifts— 
mäßiged Atteft ($ 5) über ihre Befugniß zur 
Veräußerung des Pferdes fid) ausgewieſen, hat 
dadurd allein eine Polizeijtrafe von 15 M oder 
8 Tage Gefängniß verwirft. Das Pferd aber 


können, wo nad den örtlichen Verbältniffen die Einhaltung 
der im $ 5 vorgeihriebenen Bedingungen in Bezug auf bie 
Entfernung von anderen Baulihkeiten ober binfihtlih ber 
Eonftruction mit beionderen Schwierigkeiten verbunden iſt, 
er Ortspolizeibebörden mit Genehmigung der Regier⸗ 
ung Abweichungen von bdenfelben zugeftanden werden. Die 
DOrtspolizeibeborde hat in diefem Falle in der bie Errichtung, 
— —— der Anlage genehmigenden Verfug⸗ 
ung die nach Maßgabe der Umſtände erforderlichen baulichen 
Borſichtsmaßregeln u, das Maximalquantum der darin unter⸗ 
zubringenden femergefährlihen Stoffe fpeciell verzuſchreiben. 


5. Das Atteit über 
ur Veräußerung eines Pferdes 
} Runen u. Stand des Eigen- 
thümers, ſowie desjenigen, der von ihm zur 
Beräußerung des Pferdes beauftragt F 2) die 
Bezeichnung des Pferdes nach Geſchlecht, Farbe, 
Größe, Alter u. etwaigen beſonderen Kennzeichen; 
3) Ort und Datum der Ausſtellung in Buch— 
ftaben ausgejchrieben; 4) Namen des Ausſtellers 
unter beglaubigender Beidrüdung des Giegels. 
86. Ein ots Atteft gilt längſtens für die 
Dauer von 4 Wochen und dient während der- 
jelben einem jeden Befiger des darin bezeichneten 
Pferdes zur Legitimation. ? 7. Die Ausstellung 
der Legitimationsattejte erfolgt in den Städten 
von der Bolizeibehörde, auf dem Lande von den 
Gutsherrichaften für fi und ihre Einfaffen; wo 
feine Gutsherrſchaften vorhanden find, haben bie 
Regierungen, die Diftrietscommiffarien, die Dorf- 
icdulzen od. andere geeignete Perjonen mit der 
Ausitellung der Aiterte zu beauftragen u. ſolches 
durch die Amtsblätter befannt zu a 88. 
Die Ertheilung des Atteftes darf Niemanden 
verfagt werden, welcher nachweiſt, wie er reblicher 
Weife zum Beſitze des Pferdes gelangt ift, oder 
* glaubwürdige Zeugen beſtellt, welche die 
hatſachen bekunden, daß er ſeit drei Monaten 
das Pferd in freiem Gebrauch gehabt hat. $ 9. 
Die Ausfertigung des Atteſtes erfolgt jederzeit 
ſtempel-⸗ u. fojtenfrei. 
II. Wegen Beförderung von Pferden auf Eijen- 
bahnen, j. Betriebsreglement $ 42. 
. Pferdefrankpeiten (Rog, Wurm), |. Bieh- 


euden. 
Iv. Verbot bed Zureitens von Pferden auf 
öffentlichen rer 2c., |. StrG.⸗B. $ 366 Nr 2. 
Pferde-Eifenbahnen unterliegen der Regel- 
ung nad) $ 37 der Gew.-Drdn. 
Drferdemärkte are bei Seuchenausbrüdjen 
durch beamtete Thierärzte beaufjichtigt werden; 
ſ. unter Viehſeuchen Gefeg vom 25. Juni 
1875 $ 15. . 
Pferde-Nennängelegenheiten. Bezüglich 
der Einrichtung eines oberjten Schied3geridht3 in 
Berlin zur Entiheidung aller Streitigfeiten in 
(Dur) Gabi in zweiter u. legter Inſtanz 


— 


ift durch Cabinetsordre vom 5. October 1846, 
bezw. Cabinet3ordre dv. 27. Mai 1861 Folgendes 
beitinmt: 1. das obere Schiedägericht, welches 
alle Streitigkeiten in Nennangelegenheiten in 
weiter u. letzter Inſtanz zu entlihei en u, feinen 
Sig in Berlin hat, joll beſtehen; a) aus einem 
vom Könige zu ernennenden Vorfigenden, b) drei 
Rüthen des Minifteriums für die landwirth— 
ichaftlihen Angelegenheiten, c) einem Rath des 
—— d) vier techniſchen, von den 

orſtänden ſämmtlicher Rennvereine von 3 zu 3 
Jahren zu wählenden Mitgliedern oder beren 
Stellvertretern.’) 2. Dajjelbe hat die Befugniß, 





1) Zufofge Cabinetsorbre vom 27. Diai 1861 find bie nach 
dem allgemeinen Rennreglement dem Yuftitiarius und vor⸗ 
tragenden Rathe der Geſiut⸗ und Obermarftallvermaltung obs 
liegenden Geſchafte von dem Vorſitzenden einem Rathe des 
Diniteriums für die landwirtbicaftlichen Angelegenbeiten, 
weldier Mitglied des oberen Schiedsgerichtes ift, aufzutragen. 
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in allen zu feiner Entiheidung kommenden Fällen | 


Pflegeeltern — Bolizeiaufficht. 


Plünderung im Kriege, ſ. Militär-Straf- 


eidlihe BZeugenvernehmungen und anderweitigelgeiegbud $$ 129 fi. (©. 844). 


Ermittelungen des Thatbeftandes durch die be- 


Polen, j. unter Anftedende Krankheiten 


treffenden Gerichtsbehörden zu veranlafien, welche das Regulativ vom 8. Auguſt 1835 $$ 44—58, 
verpflichtet find, feinen Requifitionen überall zu]&. aud Impfung. 


genügen. Es bearbeitet alle ihm zugehende 


Saden gebührenfrei und dürfen nur die baaren ſeuchen 


Auslagen für Copialien, Stempel u. Pojtporto 
in Anlas gebracht werben, Gegen die von 
dem oberen Schiedögerichte ergangenen Ausiprüche 
findet fein anderes Rechtsmittel ftatt, ald bie 
NichtigkeitSbefchwerde, injoweit ſolche nad) der 
Verordnung vom 14. Dec. 1833 u. den diejelbe 
ergänzenden und erläuternden Beitimmungen zu 
begründen ift. — Die Entſcheidung fteht jonad) 
allein dem Geh. Obertribunale zu, welches in 
allen Fällen, wo e3 auf Umftände ankommt, zu 
deren vollitändiger Erläuterung u. Beurtheilung 
genaue Kenntniß des gejammten Rennwejens 
erforderlich ift, einen vom Chef der Gejtüt- und 
DObermarftall-Berwaltung zu ernennenden Sachver⸗ 
ftändigen bei Abfafjung der Erkenntniſſe zuzu: 
ziehen hat. 

Pflegeeltern, Beitrafung derſelben wegen mit 
Pflegefindern getriebener Unzucht, ſ. Straf- 
gejegbud $ 174 Nr. 1. 

Pfund — 0, kg bezw. 500 g. 

Pharmaceuten im einjährig + freiwilligen 
— j. Recrutirungs-Ordnung $ 20. 

Phosphor, Beförderung dejjelben auf Eijen- 
bahnen, j. Betrieb3-Neglement $48 Nr. II. 
A, unter 7. Wegen der Unlegung v. Phosphor: 
Zündhölzchen-Fabriken f. u. Zündftoffe. 

gen, ſ. Petroleum. 

Photographien, Schuß derfelben gegen unbe 
fugte Nahbildung, ſ. Nadhbildung. 

Plakate. Bezüglich des öffentlichen Auſchlagens, 
Verbreitens 2c. von Plalaten, ſ. Preßgeſetz v. 
7. Mai 1874 $ 30 Äbſ. 2. 

Plätze. Ueber die Anlegung u. Beränderung 
öjfentliher in Städten ze. j. unter Bebauungs— 
ſachen Gejeg vom 2. Juli 1875 (S. 116). 
Oeſfentliche Pläpe find von der Grumdftener bes 
freit; f. unter Grundfteuer Geſetz vom 21. 
Mai 1861 $ 4, c. Wegen polizeilicher Regelung 
des Verkehrs auf öffentlichen Plätzen fiehe Ge- 
werbeordnung $ 37 und wegen Beitrafung 
der ordnungswidrigen Benupung Öffentlicher Plätze 
j. Strafgejepgbud $ 366 Nr. 2, 3, 5, 9, 10, 

Platten zu jtrafbaren Abbildungen find un- 
brauchbar zu nn, j. Strafgejegbud 88 41, 
42, 151, 152. Wegen Bejtrafung der Unfertig- 
ung von Platten zur Herftellung von Metall: 
oder Papiergeld j. daj. $ 360 Nr. 4—6. 

Plombiren der Waaren im Zollverkehr, fiehe 
VBereinszollgefeg v. 1. Juli 1869 88 94 ff. 

löpfifcherei im kuriſchen Haff, fiehe unter 
Fiſchereipolizei die Filcherei-Ordnung vom 
7. März 1845 $ 32 (S.424); in den Gewäjjern 
des Regierungsbezirls Straljund, fiehe daſelbſt 
Fiſchereiordn. vom 30. Aug. 1865 $ 34 (©. 435). 





— fir Grgänyumg bes oberen Schiedsgerichtes erforderlichen 
Anordnungen bat der Winiiter für die landwirtbfchaftli 


Angelegenheiten zu trefien. Auch bat bderielbe erforderlichen: 
falles den von bem Obertribunale nad) der Gabinetsordre v. 
5. Oct. 1845 zujuziehenden Sachverſtändigen zu ernennen. 


8 
VPockenſeuche der Schafe, fiehe unter Vie h— 
ejep vom 25. Juni 1875 $ 10 Rr.5, 
$$ 38—41 und die Noten dazu. 

Police bei Mobiliar-Feuerverfiherungen, fiehe 
unter Heuerverfiherungswejen Geſetz vont 
8. Mai 1837 $$ 1, 4, 14, 16. 

Politiſche Vereine, j. Bereinspolizei. 

Polizei-Anmwalt. 1. Im ganzen Bereiche 
der Monarchie mit Ausnahme des Uppellationd- 
gerichtsbeziris in Köln und der neuen Provinzen 
werden die Geſchäfte des Staatsanwalts bei den 
Unterfucdhungen, welche Uebertretungen zum Ge— 
genjtande haben, von Polizeianwalten, welche der 
Regierungs-Präfident nad) Anhörung des Ober- 
ſtaatsanwaltes commiffarifch hierzu ernennt, ver» 
waltet. Ueber die Umtsführung derfelben führt 
der Oberſtaatsanwalt die Aufjicht, wie — 
auch über Beſchwerden, welche gegen dieſe Be— 
amten wegen verweigerter Erhebung von An— 
klagen geführt werden, zu entſcheiden hat; ſiehe 
Verordnung vom 3. Januar 1849 $ 28 und 
Gejeg vom 3. Mai 1852 Art. 120 Abſ. 2. 2. 
In den neuen Provinzen können die Gejchäfte 
der Polizeianwaltidaft von dem —— 
einem Beamten der Staatsanwaltſchaft bei dem 
Collegialgerichte erſter Inſtanz oder einem bei 
dem — neben dem Polizeirichter an⸗ 
geſtellten oder beſchäftigten richterlichen Beamten 
oder auch einem in der Ausübung für das Richter⸗ 
amt begriffenen Beamten widerruflic übertragen 
werden. Inſoweit dieje Befugniß nicht zur An« 
wendung kommt, erfolgt die Ernennung des 
Polizeianwalts commifjarisch durch den Regier⸗ 
ungspräjidenten, nad Anhörung des Oberftaatd- 
anwalts. Vorſteher der Gemeindeverwaltung 
(Bürgermeijter) am Sige des Polizeigerichts find 
verpflichtet, die Berrichtungen eines Polizei- 
anmwalt3 gegen eine, von den Gemeindeverbänden 
bed Polizeigerichtöbezirld zu gemwährende, von 
der Aufjichtöbehörde feitzujegende Entſchädigung 
zu übernehmen. Strafprocefordnung 
von 25. Juni 1867 $ 32. 8. Im Bezirke des 
Uppellationsgerichtd zu Köln Hat der Bürger- 
meilter die Berrichtungen eines Polizeianwalts 
zu bejorgen, wenn nicht andere Beamte mit diefen 
Geſchäften beauftragt worden find. S. unter 
Städteverfafjjung die Städteordnung vom 
15. Mai 1856 $ 57 u. unter Gemeinde-Ber- 
faffungen bie Gemeinde-Drdnung vom 23. Juli 
1845 $ 108 Abſ. 3. — Nah Einführung des 
Reich3-Gerichtöverfafjungsgejeges dv. 27. Januar 
1877 werden die Polizeianmwalte durch Amts 
anmwalte erjegt jein. ©. dad Gerichtäverfafj- 
ungegeſer vom 27. Juni 1877 88 143, 146. 

Polizeiaufſicht. Ueber die Vorausjegungen 
und die Wirkungen der Erkennung von Wolideie 
aufjicht j. Strafgejegbucd 8$ 38, 39 u. wegen 
Beitrafung der Bumwiderhandlungen gegen die 
infolge der erfannten Polizeiaufjicht auferlegten 
Beſchränlungen daſ. $ 361 Nr. 1. — Bur Auss 
führung der 88 33 und 39 des Str. G.⸗B. ift 
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duch Min.-Jnftr. v. 12. April 1871 Folgendes be» Eintreffen des Verurtheilten über deſſen weitere 
— 2. Die Stellung unter Bolizeiaufficht| Behandlung Beſchluß zu faſſen und, falls fie dir 
ol nur jtattfinden, wenn begründete Bejorgnig| Stellung unter Polizeiaufficht für nothwendi 
beiteht, daß der Verurtheilte die wiebererlangte| erachtet, die Anordnung derjelben bei der Yandes- 
Freiheit in gemeingefährlicher Weile mißbrauchen Polizeibehörde fofort in Antrag zu bringen. — 


werde. — Neben 
bisherigen 
Führung während der Strafverbüßung in 
tradjt zu ziehen und auf die Verhältnijje Rück— 
fiht zu nehmen, in welche berjelbe nad) der 
Hoftentlafjung eintritt. — Berurtheilte, melde, 
nach ftattgefundener vorläufiger Haftentlaffung, 
* bis zum Ablaufe der in dem —— 
eitgejegten Strafzeit ordnungsmäßig geführt 
haben, ſind der Polizeiaufſicht in der Regel nicht 
zu unterwerfen. — Ebenſo ſollen von derſelben 
andere Verurtheilte, welche ſich während der 
Strafverbüßung gut geführt haben und deren 
Unterkommen in der Freiheit ein geſichertes iſt, 
in ber Regel befreit bleiben. $ 3. Die Stell— 
ung unter Polizeiauffiht wird von derjenigen 
Zandes-Bolizeibehörde (Megierung, Landdroftei) 
angeordnet, zu deren Bezirk der Ort ER 
nad) welchem der Verurtheilte aus der Strafhaft 
entlafjen wird (Entlafjungsort), oder an welchem 
derjelbe jpäter Aufenthalt nimmt. — In Un 
fehung von Ausländern ($ 8), welche einen feiten 
Wohnſitz innerhalb des Preußischen Staatägebietes 
bisher nicht gehabt haben, jteht die Unordnung 
der Mafregel der Landes-Polizeibehörde des 
Bezirkes zu, in welchem bie Yreiheitsitrafe ver- 
büßt ij. — Die Stellung unter Polizeiaufficht 
kann nur bi3 zum Wblaufe von fünf Jahren, 
von dem Tage der Beendigung der Freiheits— 
ftrafe gerechnet, angeordnet oder aufrecht erhalten 
werden. — Bei vorläufig zur Entlaffung gefom- 
menen Berurtheilten wird die Freiheitsſtrafe erft 
mit dem Tage als beendigt angejehen, an welchem 
die in dem Erkenutniffe fejtgejegte Strafzeit ab» 
gelaufen ift. 4. Behufs Vorbereitung der 
Beſchlußnahme über die nad) $ 3 dieſer In— 
ftruction zu treffenden Anordnung hat der Ge» 
fängnißvorftand 14 Tage vor der Entlafjung 
eines Berurtheilten, egen welchen auf Zuläjlig- 
feit von Bolipeiauffict erfannt worden ift, der 
DOrtö-Bolizeibehörde des Entlafjungsortes ein 
Beugniß über die Führung des Verurtheilten 
während der Strafverbüßung nebjt einem Gut- 
achten der Conferenz der Gefängniß-Oberbeamten 
über die Angemefjenheit der Yolizeiauffiht zu 
überjenden. — Beiteht bei der betreffenden An— 
ftalt eine Beamten» Conferenz nicht, jo ift das 
Gutachten von dem Vorſtande in Gemeinſchaft 
mit dem Wnjtaltögeiftlichen abzugeben. — Iſt 


erhalten des VBerurtheilten ift deſſen genommen worden jein 


dem der Berurtheilung zu Die Stellung des Antrages bleibt, falls Seitens 
Grunde liegenden Verbrechen und dem 1 ee ber Ort3polizeibehörde 


ran davon Abſtand 
ollte, innerhalb der im 


e⸗83 dieſer Inftruction bezeichneten Zeitdauer aud) 


nachträglich zuläſſig. — Die Buftändigfeit zur 
Stellung de3 Antrages geht, falls der Berur- 
theilte verzieht, auf die Polizeibehörde des jedes⸗ 
maligen neuen Aufenthalt3ortes deffelben iiber. — 
In dem Untrage ijt die Beit, für melde bie 
Stellung unter —— für nothwendig 
erachtet wird, zu bezeichnen. — Demſelben wer— 
den die im $ 4 bezeichneten Schriftitüde, ſowie, 
fall3 der Berurtheilte den Aufenthalt gewechjelt 
hat, die Führungs-⸗Atteſte der betreffenden Drid« 
Polizeibehörben beigefügt. — Bezieht fich ber 
Antrag auf einen Verurtheilten, welcher bis zum 
Ablauf der Strafzeit vorläufig entlafjen geweſen 
it, fo genügt die Beifügung der Führungs-Attefte 
der DOrtd-Bolizeibehörden. Dad Gutachten der 
Gefängnißbehörde wird in diefem Falle von der 
Landes-Polizeibehörde unmittelbar erfordert. — 
Die Unträge derjenigen Ort3-Polizeibehörden, 
welche der ie tes Landraths unterliegen, 
find der Landes Bolizeibehörde durch DVermittel- 
ung des legteren vorzulegen. Ueber den 
Untrag der Drtd-Polizeibehörde rejp. in dem 
Falle des lebten Abſatzes des S 4 diejer In— 
ſtruction, über den Bericht der Gefängnißbehörde, 
iſt von der Landes-Polizeibehörde unter Berüd- 
fihtigung der Beitimmungen im $ 2 übrigens 
aber =. freiem Ermeflen — Entjcheidung 
zu treffen. — Gegen diefe Eutiheidung findet 
eine Berufung nicht ftatt. — Die Landes-Polizei- 
behörde ift indefjen berechtigt, ihre Entſcheidung 
nach Befinden der Umftände durch fpätere An— 
ordnungen jelbft abzuändern, insbejondere bie 
für die Stellung unter Polizeiaufficht feſtgeſetzte 
Beitbauer abzufürzen oder unter Innehaltung 
der geſetzlichen Friſt ($ 3) zu verlängern. — Die 
gleiche Befugniß fteht im alle des Verziehens 
einer unter Polizeiaufficht ftehenden Perjon in 
einen anderen a (Landdroftei) Bezirk 
der Landes-Polizeibehörde bed neuen Aufenthaltd« 
orte3 zu. — Bor Mbänderung einer einmal ge 
troffenen Entjheidung muß die Ort3-Bolizeis 
behörde be3 jeweiligen Aufenthalt3ortes des Ber: 
urtheilten gehört werben. 7. Die Stellung 
unter Bolizeiaufficht ift, foweit die Beftimmungen 
im $ 3 dieſer Inſtruction nicht entgegenftehen, 
mindeftend auf die Dauer von ſechs Monaten 


anzuordnen. 


der Berurtheilte ein Ausländer, welcher einen Eine Abkürzung diefer Friſt 
feſten Wohnjig innerhalb des Preußifchen Staat3-| durch fpätere Anordnung der Landes» Rolizei- 
gebietes bisher nicht gehabt Hat, jo werben die behörde ($ 6) ift nicht zufällig. — Die Ent» 
vorbezeichneten Schriftjtüde der Landes-Polizei-| ſcheidung der Landes-Folizeibehörbe, welche die 
behörde, in deren Bezirk die Anftalt belegen ift,| Stellung unter Polizeiaufſicht anordnet, iſt dem 
und zwar mindejtens vier Wochen vor Beendig-| VerurtHeilten zu Protofoll zu eröffnen. — Die 
ung der Strafzeit, unmittelbar überfandt. 85. in der Entſcheidung feitgejegte Zeit wird bon 
Unter Verüdjihtigung des Gutachtens der Ge⸗ dem Tage diejer Eröffnung an berechnet. ; 8. 
reden ($ 4) und ber jonjt in Betracht Die Entieibung der Landes · Polizeibehörde kann 
ommenden Umſtände ($ 2) hat bie Polizei⸗ zugleich die Beltimmung darüber enthalten: 1) 
behörde des Entlafjungsortes alsbald nad) dem,ob und an welchen einzelnen Orten dem Verur— 
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theilten der Aufenthalt unterjagt, 2) ob ein ver- die Verlegung eines zum Privat-Eigenthum ges 
urtheilter Ausländer aus dem Bundesgebiete|hörenden Rechts behauptet wird, und nur unter 


verwiefen werben joll. — 


diefer Urt in der Entſcheidung jelbft nicht erfolgt, | Wenn derjenige, welchem durch eine polizei 
fo kann diefelbe während der Dauer ber Bolizei-| Verfügung eine Verpflichtung auferlegt wird, bie 


aufficht jederzeit nachgeholt werden. — Unger |Befreiung von derjelben auf den 
hörige der Staaten bes Deutjchen Reiches werden |bejonderen geſetzlichen Borichri 


als Ausländer nicht angejehen. — Als Bundes» 
ebiet gilt das Gebiet ſämmtlicher zum Deutichen 
Reiche vereinigten Staaten. Die Aus- 
führung der von der Landes-Polizeibehörde an- 
— Polizeiaufſicht liegt der Ortö-Rolizei- 
ehörde des jeweiligen Aufenthaltsortes des Ver— 
urtheilten ob, welche hierbei von den vorgeſetzten 
Polizeibehörden zu überwachen iſt. — Die Orts— 
Polizeibehörde iſt nicht befugt, dem unter Polizei 
aufſicht Stehenden Beſchränkungen aufzuerlegen, 
welche in dem Strafgeſetzbuche nicht vorge— 
ſehen ſind. — Insbeſondere dürfen periodiſche 
perſönliche Meldungen bei der Polizeibehörde 
oder ſonſtige außergewöhnliche Controlmaßregeln, 
weiche mit Beſchraänkungen der perſönlichen Frei— 
heit verbunden ſind, von demſelben nicht gefor— 
dert werden. — Zuwiderhandlungen des Verur— 
theilten gegen die ihm infolge der Stellung unter 
Polizeiaufſicht auferlegten — 2*— in 
Gemäßheit des 8 361 des Strafgeſetzbuches zu 
verfolgen. — Die Unordnung ſolcher Executiv— 
ftrafen deshalb iſt nicht zuläſſig. $ 10. Ueber 
die Art und Weiſe, in welcher die infolge der 
Stellung unter Polizeiaufſicht gegen einen Aus— 
länder angeordnete Verweiſung aus dem Bundes⸗ 
gebiete zur Ausführung zu bringen ift, hat bie 
Zandes-Rolizeibehörde in jedem Falle bejondere 
Beitimmung zu treffen. — Die durch die Aus— 
führung der Mafregel entftehenden Koften, ins: 
bejondere die etwaigen Koften des Transports 
und der zum Zwecke deſſelben erforderlichen De- 


— e auf den allgemeinen Polizeifonds 
übernommen, 


Polizeibeamte, j. unter Bolizeivermwalt- 


Iſt eine Beſtimmung den nachfolgenden näheren Beftimmungen.!) fir 
e 


runb einer 
oder eines ſpe⸗ 
ciellen Rechtstitel3 behauptet, jo ift die richter- 
Entiheidung ſowol über das Recht zu dieſer Be— 
freiung, als auch über deſſen Wirkungen zuläjfig. 
$ 8, Die Verfügung ($ 2). kann jedod, des 
Widerſpruchs ungeachtet, zur Ausführung gebracht 
werden, wenn Polches nad bem Ermejjen ber 
Polizeibehörde ohne Nachtheil für das Allge- 
meine nicht —— bleiben lann. Nach er- 
gangenem rechtskräftigen Erkenntniſſe muß die 
Polizeibehörde deſſen Beſtimmungen bei ihren 
weiteren Anordnungen beachten. F 4. Steht 
einer polizeilichen Verfügung ein beſonderes 
Recht auf Befreiung ($ 2) nicht entgegen, es 
wird aber behauptet, daß durch diejelbe ein 
folder Eingriff im Privatrechte gefchehen ſei, 
für welchen nad) den gefeglichen Vorſchriften über 
Aufopferungen der Rechte und Vorteile des 
Einzelnen im Intereſſe des Allgemeinen Ent— 
Ihädigung gewährt werden muß, jo findet ber 
Rechtsweg darüber ftatt: ob ein Eingriff diefer 
Art vorhanden fei, und zu welchem Betrage da- 
für Entihädigung geleiftet werben müſſe. — 
Eine Wiederherjtellung de3 früheren Zuſtandes 
fann in diefem Falle niemald verlangt werden, 
wenn ſolche nah dem Ermefjen der Polizei— 
behörde unzuläffig if. $ 5. Gebührt der Po— 
lizeibehörde nur bie Be zu einer vor—⸗ 
—* Anordnung mit Vorbehalt der Rechte 
der Betheiligten, oder de tet derjenige, wel⸗ 
chem durch eine polizeiliche Verfügung eine Ber- 
pflichtung auferlegt worden ift, daß diefe Ver- 
pflihtung ganz oder theilweile einem anderen 
obliege, J iſt zur Feſtſtellung der Rechte unter 
den Betheiligten und über die zu leiſtende Ent— 


ung Gejeg vom 11. März 1850 $$ 1—4 und Khäbigung die richterlihe Entſcheidung zuläffig. 


Kreis-Ordnung $$ 59 ff. 

Polizeiliche Anordnungen (Bolizei-Ber- 
ordnungen). 

I. Die allgemeinen Beſtimmungen über bie 
ng zum Erlaffe folder Anordnungen 
und die Vorausſetzungen ihrer Giltigfeit |. unter 
Polizeiverwaltung in dem Gejege vom 11. 
März 1850 88 5 ff. und $ 20. Bezüglich des 
Erlajfes von Polizeiverorbnungen im Geltungs— 
bereiche der Provinzial-Orduung vom 29. Juni 
1875 j. Provinzial-Ordnung 88 76—86. 

II. Bezüglich der Zuläffigleit des Rechts— 
weges in Beziehung aufpolizeilihe Ber- 
fügungen j. 

Gejet vom 11. Mai 1842:) 

$ 1. Beſchwerden über polizeiliche Verfüg— 
ungen jeder Art, fie mögen die Gejegmäßigfeit, 
Nothwendigkeit oder Zweckmäßigleit berjelben 
betreffen, gehören vor die vorgeſetzte Dienjt- 
behörde. — Der Rechtsweg ift in Beziehung 
auf folche Verfügungen nur dann zuläjfig, wenn 

V S. auch unter Polizeilihe Strafverfügungen 


u 
Gefetz vom 14. Mai 1852 und unter Feldpolizei Die Feld⸗ 
polizeiordnung vom 1. Nov. 1847 $$ 58, 67, 69, 71. 


Wird eine polizeiliche Verfügung im Wege 
der Beſchwerde ala gelepwibri ober unzuläffig 
aufgehoben, fo bleiben dem Betheiligten feine 
Gerechtſame nach den allgemeinen gefeglichen 
Beitimmungen über die Bertretungs-Verbindlich- 
feit ber Beamten vorbehalten. $ Sämmt- 
fiche, fowol allgemeine al3 befondere Vorſchriften 


— 


1) en eine polizeilihe Verfügung ift der Rechtsweg nur 
ba au, wenn bie . eines zum Brivateigerckfum 
gehörenden Rechtes behauptet wird, und men zugleich berje: 
nige, welchein durch die poligeilihe Verfügung eine Berpflict- 
ung auferlegt wird, die Befreiung von derjelben auf Grund 
einer bejonderen gejeglihen Vorſchrift oder eines fpeciellen 
Rechtstitels behauptet; Erfenninig des Gerichtshofes zur Ents 
fheidung der Eompetenzconflicte vom 16. April 1853. — 
Ueber den Antrag auf Entfhädigung wegen polizeilicher Un- 
ordnungen, welde von ber ——— Behorde als unzuläffig 
wieder aufgehoben werben, ift ber Hechtätveg zuläffig; Erkennt: 
niß des Gerichtshofes zur Entfcheidung der Competengconflicte 
vom 26, November 1853. — Poſſeſſorxienllagen find gegen 
polizeiliche Anordnungen unzuläffig; Erfenntnik deffelben be: 
richtshofes vom 17. Dec. 1853 umd vom 14. Oct. 1865. — 
Gegen polizeiliche Verfligungen, weldhe den Zwed baben, eine 
beftingmte Berfon zur Erfüllung der ihr von der Polizeibe— 
börde auferiegten Berpflihtung ziwangsmeife anzuhalten, ift 
nur der Weg der Beichwerde, nicht der Rechtsweg zuläffig; 
Ertenntni des Gerichtshofes zur Entiheidung der Competen z⸗ 
conflicte vom 9. Nov. 1861. 


— 


Zu 
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Polizeiliches Einjchreiten. 
über Gegenftände diefes Geſetzes und namentlich, ftände, jo wie ber 
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arafter der ftattfindenben 


bie VBorjchriften der Verordnung vom 26. Dechr. |Uchertretung der PolizeisBerordnung die Maf- 


1808 55 38—40 werben hierdurch aufgehoben. 
IE. y Betreff der Rechtsmittel gegen po- 
lizeiliche Verfügungen im Bereiche der Provinzial- 
Ordnung vom 29. Juni 1875 fiehe unter Ber- 
waltungsbehörden Geſetz vom 26. Juli 1876 
30—32, 

Polizeiliches Einjchreiten gegen Militär 
jonen. Ueber das Verhältniß der erecutiven 
olizei bei ihrem Einfchreiten gegen Offiziere, 
Unteroffiziere und Gemeine der Armee find durd) 
Gabinet3-Ordre vom 6. December 1855 folgende 
Vorſchriften ertheilt: 1) Die Mititärperfonen 
vom Stande der Feldwebel und Wachtmeifter 
abwärts jind von den betreffenden Vorgeſetzten 
anzumeifen, alle bienftlih ihnen befannt ge- 
machten, allgemeinen polizeilihen Verordnungen 
gen zu befolgen, auch, wenn fie fi nicht in 
usübung de3 Dienjtes befinden, den Unord- 
nungen der Polizeibeamten in Betreff von local- 
polizeilichen Beitimmungen Folge zu leiſten und 
den genannten Beamten auf ihre Anfrage die 
Ungabe ded Namens, der Charge und bes 
Truppentheils, zu bem ber Betrefjende gehört, 
nicht vorzuenthalten; ebenjo find die Militär 
perjonen dahin zu inftruiren, daß, wenn einer 
diefer Beamten ſich veranlaßt finden jollte, eine 
Militärperjon zu arretiren, um jie einer Militär 
wache oder einem Militär-VBorgejepten zu über» 
liefern, die betreffende Militärperjon, fofern fie 
fih nicht in Ausübung des Dienftes befindet, 
verpflichtet ift, jenem Beamten unmeigerlid da: 
hin zu folgen. — Die Polizeibeamten find da— 
egen anzuwveijen, den längjt feftftehenden Grund» 
(ab, ein directes Einfchreiten der Polizei gegen 
Militätperjonen in Uniform, foviel wie Ind ich 
zu vermeiden, feitzuhalten und fein Mitte 
defien Durchführung unverſucht zu laſſen. Die 
genannten Beamten find demnad zu inftruiren, 
die Militärperfon, welche eine polizeiliche An— 
ordnung überjchreitet, zu deren Beachtung in 
angemejjener Weije aufzufordern; — je ruhiger 
und beftimmter dieſe Kalterderane geidhieht, deito 
icherer wird ihr Erfolg fein. — Eignet ſich die 
tattgehabte Ueberfchreitung von Seiten des Mi- 
itärs indeß nicht zu einer derartigen Aufforder- 
ung oder bleibt eine folche erfolglos, jo wird es 
in Fehr vielen Fällen ausreichen, daß der Polizei- 
beamte die Jdentität der Perſon feitjtellt und 
ber competenten Militärbehörde Unzeige von der 
durch die namentlich zu bezeichnende Militär- 


zufmöglichft jchonende Weije gejchehen 


nahmen der Polizeibeamten beftimmen; indef ift 
anzunehmen, daß bei einem richtigen Benehmen 
derjelben die bezeichnete Berfahrungsmweije in 
den allermeiften Fällen hinreichen wird, ein 
directes Einjchreiten der Polizei gegen Militär 
perjonen in Uniform zu umgehen, jo daß bie 
Fälle, in welchen die Arretirung durch Polizei— 
beamte unvermeidlich wird, nur ala Ausnahmen 
zu betrachten fein werden. — Zu ſolchen Aus- 
nahmefällen gehört, wenn eine Militärperjon in 
Uniform, die ſich die Weberjchreitung polizeilicher 
Unordnungen zu Schulden kommen läßt, den 
Ermaßnungen oder Aufforderungen der Polizei 
beamten, fich diefen zu fügen, nicht Folge leiſtet 
und die geforderte Auskunft über ihren Namen, 
ihre no le ihren Truppentheil verweigert, oder 
erſichtlich falſch augibt; wenn fie Straßenunfug 
treibt, ſich in Schlägereien einläßt oder wenn fie 
erhebliche Vergehen oder Verbreden begeht. — 
In dieſen Fallen find die Polizeibeamten be- 
rechtigt, die Urretirung ber betreffenden Militär- 
perjon ſelbſt vorzunehmen, jofern es nicht mög» 
lid ift, rechtzeitig Militär-Wachtmannfchaften od. 
einen Militärvorgejepten dazu heranzuziehen. — 
Die Polizeibeamten tragen jedod die Berant- 
wortlicheit und jegen ſich der Beſtrafung aus, 
wenn fie zu früh und ohne Noth eine Arretirung 
vorgenommen Ban wo ed genügt hätte, die 
Identität der Perſon feitzuftelen. Die Dring- 
lichteit der Verhältniffe gibt dann in dem gege- 
benen Falle den Maßſtab zur Beurtheilung des 
Verfahrens der Polizeibeamten. — Sind diefe 
Beamten genöthigt, gegen eine Militärperfon in 
Uniform Direct einsufäreiten oder gar 7 
Arretirung vorzunehmen, ſo muß dies auf die 
und die⸗ 
ſelben machen fi ftrafbar, wenn jie die dem 
Militärftande zulommenden Rüdfichten vernad)- 
läffigen, wenn fie beleidigende Worte dabei ge- 
brauchen, fi in ihrer Stellung überheben, oder 
gar u Thätlichleiten fi Hinreißen laſſen. — 

ie Bolizeibeamten können um jo ruhiger und 
en bei diejen Borlommenheiten verfahren, 
weil fie nad) den eben hervorgehobenen Beſtimm⸗ 
ungen die Sewißheit haben, daß, wenn fie in 
ihrem Rechte find, jede Militärperfon, welche 
gegen ihre nn. Stellung fehlt,- ftreng beftrajt 
werden wird. — Die Polizeibeamten haben ferner 
jede von ihnen arretirte Militärperfon in Uniform 
ohne Verzug ber nächſten Militärwache, zu wel« 


perjon geſchehenen Webertretung madt. — Iſtſchem auch die Kaſernenwachen zu rechnen find, 
bie Seftftellung der Identität der Perjon nicht| zuzuführen und dafelbit J Anzeige über den 
ausreichend, ſondern die Arretirung einer Mili-Grund der Arretirung ſofort niederzuſchreiben. 


tärperſon erforderlich, fo iſt von den betreffenden 2) Gibt das Vorſtehende einen Anhalt für das 
Polizeibeamten, foweit es irgend thunlich, zu Benehmen der Polizeibeamten gegen Militär- 
veranlaffen, daß die Arretirung durch Militär-|perjonen vom Stande der Feldwebel und Wad- 
Wachtmannſchaften oder durch einen Militärvor-| meifter abwärts, jo fommen in Bezug auf Df- 
efegten ausgeführt wird, wozu die vielen KasI|fiziere —— andere Gejidhtspunfte in Betracht. — 
—— und Wachen ride jo wie die, beilDer Offizier ift dadurch, daß er die Dffizier- 
den am häufigften befuchten Gafthäufern zur Uniform der Armee Seiner Majeſtät des Königs 
Beauffihtigung der barin aus- und eingehenden|trägt, als Offizier Tegitimirt, bedarf der Polizei 
Militärperionen commandirten Unteroffiziere|gegemüber feiner anderen Legitimation und darf 
mannigfache Gelegenheit bieten. — Selbjtver-/und muß demgemäß (er mag zu den activen 
ftändlih muß die Lage der jedesmaligen Ums oder nicht activen Offizieren gehören) im In— 
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tereife feined Standes_bejondere Rüdfichten in, fie der Militärperfon, welche fi in Ausübung 
Anſpruch nehmen. — Sein Stand legt ihhm da⸗ des Dienjtes befindet oder dem Führer der ges 
—* aber auch die Verpflichtung auf, den Be fhloffenen Truppenabtheilung Kenntniß von der 
ehlen jeiner Vorgeſetzten mit Pünktlichteit nad | Polizeiordnung zu geben, welcher derſelbe als» 
zufommen, daher ſich nicht erwarten läßt, daß dann, in fo weit fein dienftlicher Auftrag es zu« 
ein Difizier gegen —— ihm bekannt ge-|läßt, - Folge leiſten wird. Inſofern dies nicht 
wordene Anordnungen fehlen wird, Sollte dies geſchieht, bleibt dem Polizeibeamten nur die 
demungeachtet geſchehen, jo geht die Befugniß| Anzeige vorbehalten. 4) Militärperfonen, welche 
der Rolizeibeanen nur dahin, den Offizier ruhig |fih in Eivilffeidern befinden, find, wenn ein per- 
and in angemefjenen Worten darauf aufmerkjam |jönliches Einfchreiten der Polizeibeamten gegen 
zu machen, daß er gegen eine ſolche polizeiliche [fie erforderlidy wird, ebenfo wie Civilperjonen 
Anordnung gefehlt habe. — Es iftanzunehmen, zu behandeln, bis fie ſich als active Militär 


daß der Dffizier einer jolden Aufforderung jo: |perjonen Tegitimiren können. 


fort folge geben wird; follte er e8 wider Cr- 
warten nicht thun, jo * 
ſogleich Meldung von dem Vorfalle zu machen. 
Weiter gehen ihre Befugniſſe Hier nicht, da et 
den allgemeinen Interefte mehr entipricht, da 
eine polizeiliche Uebertretung augenblidlich unge 
rügt bleibt und erjt ſpäter eine jtrenge Rüge zur 
Folge hat, ald daß ein Conflict zwiſchen Offi- 
zieren und Polizeibeamten 
— Nur wenn ein Offizier fih und feinen Stand 
foweit vergefjen follte, daß er ein Verbrechen be- 
geht, und zur Aufrechthaltung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit der Perjonen Gefahr 
im Berzuge it, fo haben die Rolizeibeamten das 
Recht, auch gegen Offiziere direct einzufchreiten 
und nöthigenfalls ſelbſt eine Arretirung vorzu- 
nehmen, jofern ed nicht möglich jein ſollte, dieje 
durch einen Militärvorgejepten oder durd eine 
Militärwache zu bewirken. — Die Berantwort: 
lichkeit, welche die Polizeibeamten bei cinem fol« 
chen Einfchreiten gegen einen Offizier auf ſich 
vehmen, ift aber um fo größer, da ſich in vielen 
Fällen die Fdentität der Perjon ohne weiteres 
Aufſehen wird feftitellen laſſen, und dem Geſetze 
Binterher vollftändig Genüge gejchehen kann. Die 
Tolizeibeamten haben genau zu erwägen, daß es 
fi) bei der Arretirung eines Offiziers nicht um 
Perſonen allein, fondern au um die Compro- 
mittirung der Offizier- Uniform der Armee Seiner 
Majeftät des Königs handılt, und daß nur ganz 
außergewöhnliche Umstände eine ſolche Arretirung 
rechtfertigen und fie der Verantwortlichkeit für 
ihr Verfahren entheben Fönnen. Sollte eire 
folche Arretirung haben eintreten müſſen, fo ijt 
der arretirte Offizier jofort mit möglichfter Ver— 
meidung alles Aufiehens auf eine Offizierwache 
oder zu dem Commandanten zu führen. 3) Ein- 
zelne Borjälle, welche ſich in dem legten Jahren 
ereignet haben, machen e3 nöthig, noch hervor» 
uheben, daß die Rolizeibeamten, wenn in Ka— 
— polizeiliche Einſchreitungen erforderlich 
ſind, ſich jedesmal bei dem Offizier du jour zu 
melden und den geſetzlichen Beiſtand nachzuſuchen 
haben, welcher mit aller Bereitwilligkeit alsdann 
zu leiſten iſt. — Ebenſo haben Polizeibeamte 
nicht die Befugniß, Militärperſonen, welche ſich 
in Ausübung des Dienſtes befinden, oder ge— 
ſchloſſenen Truppenabtheilungen Anweiſungen zu 
ertheilen. Wenn Polizeibeamte wahrnehmen, 
daß von Militärperſonen, welche ſich in Aus 
übung des Dienſtes befinden, oder von geſchloſ⸗ 


jenen Truppenabtheilungen gegen een cder Fegefetten 


locale Polizeiverordnungen gefehlt wird, jo haben 


aben bie Polizeibeamten |y, 


Polizeiliche Strafverfügungen. 

Geſetz über die vorläufige Straffeft- 
fepung wegen Uebertretungen, vom 

14. Mai 1852,') 

‚$ 1. Wer die Polizeiverwaltung in einem ber 
ftimmten Bezirke auszuüben hat, ift befugt, we— 
en der in diefem Bezirk verübten, fein Reſſort 
etreffenden Uebertretungen die Strafe vorläufig 


Fan wird. durch Verfügungen feftzujegen. Wird Geldbuße 


[rtoeiebt, jo ift sugleich die für den Fall bes 
nvermögens des Berurtheilten in Gemäßheit 
$ 335 des Gtrafgejegbuches an die Stelle der 
Geldbuße tretende Gefängnißitrafe zu beftimmen.?) 
— Die vorläufig feftzufeßende Strafe darf 15 M 
Geldbuße od. breitägiges Gefängniß nicht über- 
ſchreiten. Erachtet der Rolizeiverwalter eine hö— 
* Strafe für gerechtfertigt, jo muß die Ver— 
olgung dem Polizeianwalte überlaffen werden. 
2. In der $ 1 gedachten Verfügung muß an« 
geben fein: a) die Bejchafienheit der Uebertret- 
ung, ſowie Die Beit u. der Ort ihrer Verübung; 
b) die Straffeftfegung unter Unführung der Strafe 
vorjhrift, auf welche diefelbe ſich gründet;. c) Die 
Bedeutung, daß der Angeichuldigte, wenn er ſich 
durch die Straffeitfegung beſchwert findet, inner- 
Dr einer zehntägigen Früft, vom Tage der In— 
inuation derjelben an, bei dem Polizeiverwalter, 
dem Polizeirichter od. dem Polizeianmwalte {chrift- 
lich oder zu Protofoll auf gerichtliche Enticheid« 
ung antragen können, daß aber, falls in diejer 
Friſt ein ſolcher Antrag nicht erfolgt, die ig 
verfügung gegen ihn vollftrefbar würbe; d) die 
Kaffe, an melde die Geldbuße gezahlt werden 
jol. $ 3. Dieje Verfügung ift unter Beobadt- 


un 


ber Berorb: 


) Diefes wi it nur im —— 
es Öffentlichen 


nung über bie Einfilb: ung des mündlichen und 
B er in Unterfuhungsfahen vom 3. Jan. 1849, ift 
aber durch Verordnung vom 25. Juni 1867 Art. II, J. in 
den neuen Landestheilen eingeführt. Aus der Reihs-Straf: 
procehorbnung vom 1. Febr. 1877 vergl. 88 453 ff. 
Bezuglich ber Nugungen und Laften aus der vorläufigen 
Straffeſtſezung wegen Uebertretungen f. Geſetz v. 26. März 
86 1. Mit der Polizeiverwaltung iſt ſowol das Recht 
auf die vom Polizeiverwalter in Gemäßbeit des Gefeges vom 
14. Mai 1852 endgiltig feftgefegten Geldbußen und Confis— 
cate, als andy die Verpflichtung verbunden, die durch Feſtieb⸗ 
re und Bollftredung ber Strafen entftebenben uneinziebbaren 
Koften zu tragen. — Wenn jebodh in — gewiſſer Ueber⸗ 
—— beſonders beſtimmt iſt, wohin die durch dieſelben 
verwirtien Geldbußen oder Confiscate fließen ſollen, io bat 
es bei dieſer Beſtimmung fein Bewenden. 8 2. Iſt nach 
$ 2 des Geſeßes über die Poligeiverwaltung vom 11. März 
1850 (f. Bolizeiverwaltung) in einer Gemeinde bie örtliche 
Polizeiverwaltung befonderen Etaatsbeamten übertragen, % 
ebübren die von der Ortspolizeibehörbe wegen Nebertretungen 
‚ Geldbußen und Eonfiscate unbejchatet ber Be: 
ftimmung im zweiten Alinea bes $ 1 der Gemeinde. 


- 
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ung der für gerichtlihe Inſinuationen vorge 
ichriebenen Formen, wobei vereidete Verwaltungse|jahr fortlaufenden Nummern zu führen, und 
beamte den Glauben der Geridhtöboten haben,|behufs der Straffeitfegung von dem beiliegenden 
dem Angeichuldigten zu infinuiren. 3 4. Für Formulare II als Aetenbogen für jede einzelne 
diejes Verfahren find weder Stempel noch Ge-Sache, fowie behufs der Ausfertigung der Straf⸗ 
bühren anzuiegen; die baaren Auslagen aber|verfügung in Fällen, wo nur eine Gefängniß- 
fallen dem Angejchuldigten in allen Fällen zur] ftrafe tefigeie t wird, von dem beiliegenden For— 
Laſt, in welchen endgiltig eine Strafe gegen ihn mulare ILL, Tal in den Fällen, wa eine Geld» 
feftgeiegt wird. $ 5. Gegen eine ſolche Strafe] ftrafe u. die an deren Stelle tretende Gefängniß— 
verfügung ($ 1) findet die Beſchwerde Lei derjjtrafe feitgejept wird, von dem beiliegenden For— 
Beate Behörde nicht ftatt; es fteht aber mulare IV. Gebrauch zu machen. $%. Die Bes 
den Angeichuldigten frei, innerhalb zehn Tagen, 
vom Tage der Inſinuation der Verfügung aı, 
bei dem Polizeiverwalter, dem Polizeirichter od. 
dem Polizeianwalte auf gerichtliche Entſcheidung 
anzutragen. Sit diefer Antrag bei dem Polizei— 
richter oder bei den Polizeianwalte gemad)t 
worden, jo haben diefe hiervon den Polizeiver 
walter, welder die Strajverfügung erlafjen hat, 
zu benachrichtigen. Dem Untragenden muß eine 
Beſcheinigung über die erfolgte Anmeldung koften- 
Be ertheilt werden. 8 6. Erfolgt ein folder 
Intrag ($ 5) innerhalb der zehutägigen Friſt, 
jo tritt dadurd) die Straffeftiepung außer Kraft. 
Die Sache wird alsdann dem Poltzeirichter vor— 
gelegt, welcher, ohne daß es der Einreichung einer 
Anktageichrift bedarf und ohne vorgäng'gen Be— 
ſchluß über die Eröffuung der Unteriuchung, einen 
Termin zur Verhandlung anjegt. Die Erlaſſung 
eines Mandats findet nicht ftatt. Im llebrigen 
fommt das bei Uebertretungen vorgejchriebene 
Verfahren zur Anwendung. Der Richter ift be 
fugt, aud auf eine andere Strafe zu erkennen, Uebertretung gethan hat. — Die Mebertretungen 
ala in der Strafverfügung bejtimmt war. $7.|verjähren in drei Monaten von dem Tage an 
Wenn innerhalb der zehnlägigen Zrift fein Uns |geredjnet, an welchem jie begangen find. Nach 
trag auf gerichtliche Enticheivung ($ 5) erfolgt, | Ablauf der Verjährungszeit findet die Beſtrafung 
fo ift die Strafe zu vollitreden. $ 8. Sit dielnicht mehr ftatt. Durch Erlaß der polizeilichen 
Strafverfügung des Polizeiverwalters volljtreds| Strafverfügung aber wird die Verjährung untere 
bar geworden, jo findet wegen der mämlichen| brodyen. $ 4. In den hiernad nicht ausge 
Handlung eine fernere Anfchuldigung nicht ftatt,Inommmenen Fällen hat fih der Berechtigte, wenn 
es fei denn, daß die Handlung feine Uebertretung, [er von einer in ſeinem Amtsbereiche vorgefallenen 
fondern ein Vergehen oder Verbrechen daritellt, | lebertretung Kenntniß erhält, zunächſt davon, 
und daher der Rolizeiverwalter feine Competenz|wo, zu weldyer Zeit, wie und von went fie ver« 
überjchritten hat. $ 9. Durd) Erlaf der polizei«| übt ift, Ueberzeugung zu verſchaffen. 8 5. Hat 
fihen Strafverfügung wird die Verjährung derfer die Mebertretung jelbjt wahrgenommen, oder 
Uebertretung unterbrochen. Iſt der Bolizeian-|die Ueberzeugung davon durch amtliche, auf 
walt eingeſchritten, bevor die vorläufige Strafe] eigener Wahrnehmung des Anzeigenden beruhende, 
verfügung dem Angeſchuldigten infinuirt worden,|od. durd) Angaben glaubwürdiger Zeugen unter- 
jo iſt die leptere wirkungslos. $10. In Betreii|ftügte Anzeigen, oder Protokolle eines Beamten 
der von Militärperfonen begaugenen Uebertret-| erlangt, jo bedarf es weiterer Nachſorſchung nicht, 
ungen behält es bei den Beſſimmungen der $$ 3|jofern nur daraus die zur Straffeftiepung erfor 
u. 269, Theil IT des Strafgefepbud;es für das|derlihen Umſtände ($ 4) hervorgehen. $ 6. 
* das Bewenden. 8 11. Juſoweit wegen Ebenſo wird es, falls er anderweitig von einer 


Ucbertretung Kenntniß erhält, in der Negel ge 


umwiderhandlungen gegen die Vorjchriften über T 
die Erhebung — Abgaben und Gefälle, nügen, wenn er die Uebertretung auf glaubwür— 
dige Weiſe in Erfahrung gebracht hat und min— 


insbeſondere der Steuern, Zölle, Poſtgefälle und] dig 
Eommunicationsabgaben, ein adminiftratives) deſtens eine glaubwürdige Perſon dieſelbe bezeugen 
tann. 8 7. Es iſt ſodann ($$ 5, 6) der Fall 


Strafverfahren vorgeſchrieben iſt, finden die Be— Es ! 
in die Strafliſte einzutragen, der Actenbogen bei 


ſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes auf der— e 
gleichen Zuwiderhandlungen feine Unmwendung.|1, 2 und 3 auszufüllen und die Strafverfügung 
gleichlautend mit der Eintragung in Nr. 3 ded« 


J Br a ee jelben, dur Ausfüllung, Unterzeichnung und 

Straffeitiegun v. 14. Mai 1852 Unterftenipelung des Formulars III, od. bezw, 

fige int “ IIV. auszufertigen. $ 8. Erachtet der Polizei« 
1. Ueber die vorläufige Strafjeitiegung wer] —— 

gen Uebertretungen ijt eine Strajlifte nad dem 











































beiliegenden an I!) mit für jedes Kalender- 


fugniß zur vorläufigen Straffeftfegung fteht wegen 
der innerhalb eines Gemeinde- od. Polizeibezirks 
verübten Uebertretung derjenigen Perſon, bezieh- 
ungsweije derjenigen Behörte zu, welche in dieſem 
Bezirke die örtliche Polizei zu verwalten hat. 
— Iſt aber gejeplich die Handhabung der Polizei 
für einzelne Gegenftände, wie 3. B. das Deiche 
wejen, einer bejonderen Behörde übertragen, fo 
fteht nur diejer die Befugniß zur vorläufigen 
Straffeſtſetzung wegen der innerhalb ihres Bezirks 
verübten Webertretung gegen diejenigen Strafs 
vorichriften zu, welche die ihr übertragene bes 
jondere Polizeiverwaltung betreffen. — Beleidig— 
ungen, jowie Diebftähle an Holz oder anderen 
Waldproducten, gehören nicht zu den Uebertret— 
ungen, wegen welder der Polizeiverwalter zur 
vorläufigen Straffeſtſetzung befugt iſt. $ 3. Von 
der Befugniß zur vorläufigen Straffeftjegung ift 
nicht Gebraud) zu machen, wenn der dazu Berech— 
tigte in Erfahrung bringt, daß der Polizeianwalt 
bereit3 Schritte zur gerichtlichen Verfolgung einer 


1) Die Fernulare I-V werben hier nicht abgebrudt, 
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verwalter, um die erforderliche Weberzeugung bis zum Ablauf des zehnten Tages, nad) dem 
von der Webertretung, oder von den Mitteln zu Tage der Zujtellung der Strafverfügung, dieſen 
ihrem Beweife zu gewinnen, annoch Ermittels nicht mitgerechnet, bei dem Polizeiverwalter, 


— für nöthig, fo hat er dieſe auf die kürzeſte, welcher die letztere erlaſſen hat, unter Berufung 
da 


i aber hinreichend zuverläſſige Art zu ver- auf gerichtliche Entſcheidung, fo iſt darüber eine 
anfaffen. — Er ift hierbei an teine Förmlichkeit, | Verhandlung aufzunehmen und sc nebit dem 
auch nicht an ein protofollarifches Verfahren | Mctenbogen u. den etwa zur Sache fonft vorhan- 
gebunden, vielmehr genügt e8, daß er das Er-|denen Schriftftüden, welde zu dem Mectenbogen 
gebniß feiner Ermittelungen, wenn fie zu der zu ſammeln find, ohne daß e3 einer weiteren 
erforderlichen Ueberzeugung führen, unter Ein- Beiſchrift bedarf, an den Polizeianwalt abzujen- 
tragung der Sachen in die Gtrafliften, durch den, die Abſendung aber in der Strafliſte zu 


oa mu eo — — 


Ausfüllung der Nr. 2 u. 3 des Formulars II. 
actenmäßig macht, worauf er dann die Straf- 
verfügung ($ 7) ausfertigt. $ 9, Erachtet der 
Bolizeiverwalter die Bereidigung von Zeugen 
für erforderlich, um die Uebertretung fejtzuitellen, 
oder läßt fich die behufs der vorläufigen Straf— 
eſtſetzung erforderliche Ueberzeugung nur durch 
dywierige, weitläufige oder vorausjichtlich nur 
im gerichtlichen Verfahren mit Erfolg zu errei- 
ehende Ermittelungen gewinnen, jo iſt von ber 
Straffeftiegung Abjtand zu nehmen u. die Sache 
bei dem Bolizeianwalt behufs der gerichtlichen 
Berfolgung zur Anzeige zu bringen. $10. I 
die Webertretung mit Geld» oder Gefängnißitrafe 
bedroht, jo hat der Polizeiverwalter nad) den, 
bei der Uebertretung obwaltenden Umftänden u. 
mit Hinficht auf die Perſon des Angeſchuldigten, 
3. B. ob er jchon früher beftraft worden oder 
nicht, zu ermeſſen, ob Geldbuße oder jogleid) 
Eefängnißftrafe feitzufegen jei. — Wird eine 
Geldjtrafe feſtgeſetzt, jo darf fie nicht weniger 
als ı M betragen. Die für den Fall des Un- 
vermögens des Verurtheilten ftatt der Geldbuße 
ftets jogleich feitzufegende Gefängnißftrafe aber 
ift jo zu bejtimmen, daß nad) dem Ermeſſen des 
Rolizeiverwalterd eine Geldjtrafe von 1 M oder 
oder auch einer höheren Geldftrafe bis zum Be- 
trage von 6 M eine Gefängnißitrafe von Einem 
Tage gleichgeachtet wird. — Unter einen Tage, 
zu 24 Stunden gerechnet, darf Gefängnißftrafe 
nicht feitgefegt werden. — Sit die Strafe ber 
‚ Mebertretung auch Confiscation des Gegenjtandes, 
jo ift neben der Strafe auch die Confizcation in 
der Strafverfügung auszufpreden, u. zwar nad) 
dem Worte , jeftgelebt des Formulars 111. 
oder Iv. $ U. ®i 


— 


ie ausgefertigte Strafverfüg- 
ung, aus welcher das Erforderliche in die Straf— 
lifte einzutragen ift, wird dem Gemeinde- oder 
Amtsboten behufs der Buftellung an den Ueber- 
treter übergeben. Da, wo ein vereideter Amtds 
od. Gemeindebote noch nicht vorhanden ift, muß 
jolcher behufs Infinuation der Strafverfügungen 
den Zandrathe des Kreijed in Vorſchlag gebracht 
werden, — Diejer hat den Vorgeſchlagenen, wenn 
er ihn für geeignet hält, mit der erforderlichen 
Inftruction zu verjehen und mit dem Amtseide 
eines Amts- oder Gemeindeboten zu vereidigen. 

12. Mit der Ausfertigung der Strafverfügung 
it dem Boten ftet3 der Actenbogen zu übergeben. 

er Bote Hat die Ausfertigung dem Bejtraften 
vorihriftsmäßig zuguftellen, über die Urt und 
den Tag der Zuſtellung 
zu Nr. 4 unter jeiner Unterfchrift amtlichen 
Bericht zu erjtatten und jodann den Actenbogen 


verzeichnen. — Ebenſo ift zu verfahren, wenn 
der Antrag auf gerichtliche Enticheidung fchrijt- 
lic; eingereicht wird. — Die Beidyeinigung über 
die erfolgte Anmeldung, melde nad) $ 5 be 
Geſetzes vom 14. Mai d. J. zu ertheilen ift, 
fann auch auf bie eier we der Strafver⸗ 
fügung gejegt werden. $ 14. Fit innerhalb der 
zehntägigen Frift ein folder Untrag ($ 13) nicht 
gemacht, aud eine Beſcheinigung darüber, daß 
beim Polizeirihter oder Polizeianwalt Berufung 
eingelegt worden, nicht beigebracht, fo ift die 
Strafverfügung zu vollftreden. $15. War eine 
Selditrafe Teftgeieht, jo ift der Mctenbogen unter 
Veifügung der zur Sache fonft nod) gehörigen 
Schriftſtücke ohne weitere Beiſchrift derjenigen 
Kaffe zu überjenden, zu welcher nad) der hier« 
über ergebenden bejonderen Beſtimmung die 
Selditrafen einzuziehen find, und die Ubjendung 
in der Gtraflifte zu vermerfen, — Sit der Po— 
lizeiverwalter zur vorläufigen Empfangnahme der 
Geldbuße im Ullgemeinen ermächtigt und zahlt 
der Bejtrafte an denjelben, jo hat er die Geld- 
buße, nebjt dem Actenbogen an die betreffende 
Kafje fofort zu überjenden, die 8 aber au 
der Ausfertigung der Gtrafverfügung oder = 
befonderem Blatte zu beicheinigen, 16. Die 
zur Annahme der Geldbußen beftimmte Kaffe 
zieht die Geldftrafe ein. Iſt die letztere nicht 
beizutreiben, jo vermerkt die Kaffe dies auf dem 
WUetenbogen u. jendet ihn dem, welcher die Strafs 
verfügung erlafjen Hat, zurüd, worauf jodann 
von dieſem nad) der Borlfrift des $ 17 die Ge 
jängnißftrafe zu vollitreden iſt. $ 17. Sit keine 
Geldftrafe, jondern nur Gefängnißitrafe feſtge— 
jegt, jo wird diejelbe von dem, welcher die Strafe 
verfügung erlafjen hat, im Polizeigefängnif ve 
jtredt. Es ift zu dem Ende der Vermerk Nr, 5 
des Actenbogens auszufüllen und der Haftbefehl 
damit gleidylautend, durch Ausfüllung des Fors 
mulars V auszujertigen und dieſe Ausfertigung 
dem Umtd- oder Gemeindediener zu übergeben, 
welcher ihn nad der Ausführung deſſelben zu« 
rüdzugeben Hat, worauf der Vermerk Nr. 6 au 
dem Actenbogen auszufüllen, auch die Volljtreck 
ung in ber Straflifte zu vermerken if. 8 18, 
Iſt eine Confiscation feitgejegt und die Vers 
fügung vollftredbar geworden, jo ijt der zu confis« 
cirende Gegenftand, wo died noch nicht geichehen 
fein jollte, durd; den Amtödiener in Beichlag zu 
nehmen und demnächſt demjenigen zu übergeben, 
welchem dergleichen Confiscationen zuftehen. — 


auf dem Actenbogen Iſt der WPolizeiverwalter zweijelhaft darüber, 


wen das Confiscat zufällt, jo hat er hierüber 
vom Landrathe weiteren Beſcheid einzuholen. 


zurückzugeben. $ 13. Geftellt ſich der Vejtrafte'$ 19. Wird dem, welder die Strafverfügung 


. — 
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erlafien hat, nach Ablauf der zehntägigen Frift|fidiäre Gefängnißftrafe vollſtredt wird, von der 
die Beſcheinigung darüber, baf Berufung bei dem Polizeibehörde ng Te 8 26. Sind die in 
Polizeianwalt oder Polizeirichter eingelegt iſt, dem vorläufigen Straffeitiegungsverfahren ent- 
vorgelegt, jo hat er mit ber Volljitredung Un- —— Auslagen nicht beizutreiben, ſo fallen 
ſtand zu nehmen und dem Actenbogen dem Pos |jie gleich wie die Koſten der Vollſtredung der 
lizeianwalt zu überjenden, oder, fall der Ucten-| Sefängnißitrafe als Koften der Ort3polizeiver- 
bogen bereitö bei der Kafje ſich befindet, dieſeſ waltung demjenigen zur Laft, welcher die lept- 
von der Berufung zu benadprichtigen, behufs der) gedachten Roften überhaupt zu tragen hat. Iſt 
Abfendung des Mctenbogend an den Polizeian-|aber die Strafverfügung von einer anderen Be- 


walt. — Dafjelbe Verfahren ift zu beobadıten, 
wenn vor od. nad) Ablauf der zehntägigen Friſt 
dem, weldyer die Strafverfügung er nit 

die Benachrichtigung des fr 


ag als der Ortöpoligeibehörde erlafjen, fo 
ind die nicht beizutreibenden Auslagen als Ver» 


en hat,|waltungstojten jener Behörde zu tragen. $ 27. 
olizeirichters oder Der Betrag der Auslagen, jomwie die Einziehung 
Polizeianwalts von der erfolgten Berufung zu-joder Erjtattun 

geht. — Dieje Abjendung des Actenbogens ift| merken. sine 


ift in der Gtrajlifte zu ver— 
tlih der VBerausgabung und der 


u der Straflifte zu vermerken. F 20. Iſt auff Verrechnung jolder Auslagen gilt dafjelbe, was 


erichtlihe Entſcheidung angetragen, jo hat der 

olizeianwalt nad; Empfang des Actenbogens 
denjelben dem Polizeirichter einzureiden. Der 
Rolizeianwalt ift in feinen Anträgen durch die 
Strafverfügung in feiner Beziehung gebunden. 

21. Wird die Berufung vom Gerichte ald zu 
Ipät angebracht zurüdgemwiejen, jo ijt der Acten- 
bogen nebjt den etwaigen jonjtigen Verhandlungen 
in der Sache durch den Polizeianwalt dem, wel- 
her die Strafverfügung erlafjen hat, zurüdzus 
jenden. Diejer hat jodann ebenjo zu verfahren, 
al3 wenn Berufung nicht eingelegt wäre. $ 22. 
Werden Reijende, oder jonjt Perjonen, welche 
der Polizeibehörde ala unverdächtig nicht befannt 
find, deren Unverdädtigfeit aud von zuverläj- 
figen Perſonen nicht jofort beiheinigt wird, von 
der Polizeibehörde in Ausübung einer Uebertret- 
ung betroffen, oder ihr von glaubwürdigen Ber- 
joneu, welche fie dabei betroffen, zugeführt, und 
hat die Polizeibehörde von ihrer Befugniß der 
vorläufigen Straffeftjegung Gebraud gemacht, jo 
fann fie die jofortige Beitellung einer Sicherheit 
für die Strafe fordern, und, wenn weder die 


Eicherheit bejtellt wird, noch der Uebertreter jih| Voljtredung die 
fofort der Straffeftjegung unterwirjt, denjelben|hörde hiervon benachrichtigt. 


nah $ 2 des Gejepes vom 12. Februar 1850 
fejtnehmen. Die Poligeibehörde hat alödann den 
Feſtgenommenen nad) $ 4 deſſelben Gejepes nebjft 
dem Actenbogen über die betreffende Uebertretung 
dem Polizeianwalte zu überweijen. $23. Gollten, 
was jedoch nur ausnahmsweiſe eintreten kann, 
bis zum Erlaſſe der Strafverfügung Auslagen 
für Porto, Botenlohn und Beugengebühren ent- 


von anderen Auslagen der Bolizeiverwaltung gilt. 
$28. Gegen active Militärperjonen, d. h. gegen 
alle nidyt zum Beurlaubtenjtande gehörenden 
Perjonen des Soldatenjtandes, darf die vorläu- 
fige Straffejtfegung nur dann erfolgen, wenn 
die Uebertretung im Geſetz bloß mit Gelditrafe 
oder Konfigcation bedroht ift. — Iſt dagegen 
die Uebertretung im Gejeg mit Geld» oder Ge- 
fängnißftrafe oder nur mit Gefängnißjtrafe be» 
droht oder trijjt mit der Uebertretung ein Ver— 
gehen oder Verbreden zujanımen, jo ift die Ber 
\trafung bei dem betreffenden Militärgerichte in 
Untrag zu bringen. Wird die gegen eine 
active Militärperjon eine Geldjtrafe feitiegende 
od, eine Confiscation verhängende Verfügung voll 
itredbar, jo iſt die Vollſtreckung bei den betreffen- 
den Militärgerichten zu beantragen und in dem 
Requifitionsichreiben ftet3 zu bemerfen, wohin 
die Geldjtrafe oder die confiscirte Sache abge- 
liefert werden joll. Kann in einem jolchen Falle die 
Gelditrafe nicht erlegt werden, jo wird diejelbe 
von dem Militärgerichte in eine verhältnigmäßige 
militärijche — umgewandelt u. nach 
er Strafe die requirirende Be— 

29. Die Land⸗ 

räthe haben, ſo oft ſich dazu Gelegenheit findet, 
die Handhabung der Befugniß ber vorläufigen 
Strarfeitjegung zu üben u. die etwa — 
Belehrung u. Remedur eintreten zu laſſen, und, 
daß Dies geſchehen, in der Strafliſte zu vermer- 
ten. $30. Die Hierin vorgefchriebenen Formulare 
jind mit dem gegenwärtigen Reglement, welches 
nebjt dem Gejeg vom 14. Mai d. J. ber Straf. 


— ſein, jo find ſolche unter Ar. 7 auf dem liſte vorzudrucken iſt, von den Landrathsämtern 
etenbogen zu vermerken. Die nach Erlaß der gegen Erſtattung der Druckloſten zu beziehen. 


Strafverfügung entſtandenen Auslagen, welche 


olizeiſtunde. Beſtrafung der Gäſte, welche 


nur für Botenlohn und Porto erwachſen können, über die Polizeiſtunde hinaus in einer Schant- 
dürfen indgejammt 50 P nicht überfteigen, fieljtube od. an einem öffentlichen Bergnügungsorte 
find ebenjo, wie die Gefängnißlojten für Voll-| verweilen, jowie des Wirthes, welcher Dies duldet; 
a der Berfügung daſelbſt einzutragen.|j. Str.-©.-B. $ 365. 

24. Erfolgt in der Sache gerichtliche Verur-⸗ Polizeivergehen, ſ. Uebertretungen. 
theilung, jo find die im vorläufigen Straffeit-]| Polizeiverordnungen, ſ. Bolizeilide An- 


fegungsverfahren entftandenen Auslagen mit den]ordnungen. 
gerichtlichen Koften einzuziehen und von dem ang 
Gericht, welches den Betrag als Auslage zu be» ejeg über die Polizeiverwaltung, 


v. 11. März 1850.') 
8 1. Die örtliche Polizeiverwaltung wird von 
ı) Durch Berorbnung vom 24. Jan. 1859 auch im 


biet eingeführt. — In den neuen Lanbestheilen ift bie Poli: 
jeiverwaltung durch die Verordnung vom 20, Sept. 1867 ges 


—— und zu verrechnen hat, an die Polizei— 
ehörde abzuführen. $ 25. Wird bie Straf— 
verfügung vollitredbar, jo find die auf dem 
Actenbogen vermerkten Auslagen zugleich mit den 
Seldftrafen, fall3 aber eine principale oder ſub⸗ 
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ben nad den Borjchriften der Gemeindeordnung |Betrage von 9 M anzubrohen.!) — Die Straf- 


dazu beftimmten Beamten (Bürgermeiftern, Kreis- 
Amtmännern, Oberfchulzen) im Namen des Kö— 
nigs!) geführt — vorbehaltlih der im $ 2 des 
gegenwärtigen Gejetes vorgejehenen Ausnahme. 
— Die Ortöpolizei-VBeamten find verpflichtei, die 
ihnen von ber vorgejegten GStaatöbehörbe in 
Yolizeiangelegenheiten ertheilten Unweifungen zur 
Ausfüprung zu bringen. — Jeder, ber fi in 
ihren: Verwaltungsbezirfe aufhält oder dajelbit 
anſäſſig ift, muß ihren polizeilihen Anordnungen 
Folge leiften. $2. In Gemeinden, wo ſich eine 
Bezirlöregierung, ein Land», Etadt- oder Kreid« 
gericht ben 

meinden von mehr ald 10,000 Einwohnern, kann 
vie örtliche Polizeiverwaltung durch Beſchluß des 
Minifters. des Innern befonderen Staatsbeamten 
übertragen werden. Auch in anderen Gemeinden 
kann aus dringenden Gründen diejelbe Einrichtung 
zeitweife eingeführt werden.?) 5 3. Die Koften 
der örtlichen Polizeiverwaltung find, mit Aus» 
nahme der Gehälter der von der Stantöregierung 
im Falle der Anwendung ded $ 2 angejtellten 
bejonderen Beamten, von den Gemeinden zu be- 
itreiten.®) 4. Ueber die Einridjtungen, welche 
die örtliche Polizeiverwaltung erfordert, Tann die 
Bezirksregierung bejondere Vorſchriften erlafjen. 
Die für den Bezirk des Appellationsgerichtähofes 
zu Köln beftchenden gejeglihen Beftimmungen 
wegen Anftellung von Boltzeicommifjarien wer— 
den hierdurdy nicht berührt. Ebenſo bleiben vor« 
läufig die Diſtrietscommiſſarien in der Provinz 
Poſen in Wirkſamkeit. — Die Ernennung aller 
Rolizeibeanten, deren Anftellung den Gemeindes 
tehörden zufteht, bedarf der Beftätigung ber 
Staatsregierung. $ 5. Die mit der örtlichen 
Folizeiverwaltung beauftragten Behörden find 
befugt, nad) Berathung mit den Gemeindevorftande, 
— für den Umfang der Gemeinde 
giltige Vorſchriſten zu erlaſſen und gegen die 
Nichtbefolgung derſelben Geldſtrafen bis zum 





regelt. Die von dem Geſetze vom 11. Mär; 1850 abireichen: 
den Beitimmungen biefer Verordnung werben in ben folgcn- 
ben Noten erwähnt. 

!) Königliche Poligeiverwaltung dürfen ſich aber nur bie 
im $ 2 vorgejehenen eigentlihen Königlichen Poligeibehürden 
bezeichnen. 

9 erorbuung vom 20. Sept. 1867: 82. Eomeit 
nad der im ben nen eriworbenen Landestheilen beftehenden 
Geſebgebung der Etantöregierung bie —52*— vorbehalten 
iſt, die örtliche Polizeiverwaltung in einer Gemeinde oder in 
einem Bezirke einer befonderen Etaatsbehörde oder einem be: 
jonderen Etaatebramten zu Übertragen, iſt biefe Vefugniß 
von dem Minifter des Innern —— F Gemeinden, 
in welchen bie örtliche Poligeiverwaltung durch eine Etaats: 
bebörde oder einem beſonderen Etaatöbeamten geführt wird, 
ift der Minifter des Junern befugt, einzelne Zweige ber ört: 
lihen Boligeiverwaltung ben Gemeinden zur eigenen Bermwalt: 
ung unter Aufficht des Staates zu überweien. WFlir die ben 
Gemeinden zur eigenen Verwaltung überteiefenen Zweige der 
örtlichen Polizeiverwaltung fteben die in biefer Berorbnung 
den Ertspolizeibebörden eingeräumten Befugniffe ber Gemeinde: 
bebörde oder dem Gemeindebeamten zu, welchen mit Genehmi⸗ 
gung der Bezirisregierung bie betreffenden Geſchäfte über: 
tragen worden find. 

», Berordrung vom 20. Sept. 1867: 8 3. In Be 
treif der Verpflichtung zur Tragung ber Koften ber örtlichen 
Polizeiverwaltung beivendet es vorläufig bei den in den neu 
worbenen Landesibeilen hierüber beitehenden Vorſchriften. 


— Wenn in Gemäßheit des 6 2 einzelne Kweige der Volizei⸗ 
verwaltung den Gemeinden zur eigenen Verwaltung über: | 
tiefen worden find, fo haben die Gemeinden bie Koften biefer | 
terung an uns einzureihen. — Die Sreislandrätbe werten 


Vermaltung felbit zu tragen. 


indet, ſowie in Fiſtungen und in Ges|3 


Androhung kann bis zu dem Betrage von 30 M 
gehen, wenn die Bezirfäregierung ihre Genehmi- 
gung dazu ertheilt hat. — Die Bezirfäregier- 
ungen haben über die Art der Verfündigung der 
ort3polizeilichen Vorſchriften, ſowie über die For- 
men, von deren Beobadjtung die Giltigkeit der- 
jelben abhängt, die erforderlichen Beftimmungen 
zu erlaffen?) $ 6. Zu den Gegenftänden der 


1) In der Berorbuung vom 20. Eept. 1867 ift bier einge: 
ſchoben: Etcht die örtlihe Polizeivertwaltung innerbalb eines 
Bezirls, zu welchem mehrere Gemeinden gehören, einem De: 
amten (Amtshauptmann, Amtmann zc.) oder einer Bebörde 
u, fo ift dieſer Beamte oder diefe Behörde befugt, orisvolis 

iliche Borfchriften a) für den Umfang einer Gemeinde nad 
Hnbörung des betreffenden Gemeindevorfiandes, b) für meh⸗ 
tere Gemeinden oder ben ganzen Bezirl aber nah Anhörung 
der Umtsvertretung (Amtsverfammlung :c.) unb in beren Er: 
mangelung nad Anhörung ber betreffenden Gemeinderorftände 
unter der vorftehend —— Strafandrobung zu erlaſſen. 

2) In Betreff der Verkündigung ortspolizeilicher Vorſchrif⸗ 
ten, fowie die Formen ihrer Giltigleit ift durch Bolizeiverorbs 
nungen der Regierungen folgendes beftimmt: 1. Jeder Ers 
laß einer Ortsjolizeivorfhriie muß ausdrüdlih auf den $ 5 
bes genannten Geſetzes Bezug nehmen und als Polizeivor⸗ 
ſchrift F den —— der betreffenden Gemeinde bezeichnet 
ſein. 2. Die Strafe der Nichtbefolgung oder Uebertretung iſt 
innerbalb des geſetlich zuläffigen —— ton 9M rn 
feftaefegt, Daf entiweder eine beftimmte Summe oder ein ii 
nimum und Darimum angegeben wird. 3. Ueberſteigt die 
angedrobte Strafe ben Zone von 9 M, fo muß ın allen 
Rällen unjere, dieje Erhöhung des Etrafbetrages aus prechende 
Genekmigung mit verfündet werden. 4. Der betreffende Pos 
lizeierlaß muß von der Orts Polizeiverwaltungsbehörte voll: 
zogen fein. 5. Wo ber Gcmeintcvorftanb von der örtlichen 
Folizeiveraltungsbehörte verfchieden ift, muß die Errräbnung 
der ger ergepengenen Berathung der legteren mit der erfteren, 
— ebenio Verordnungen über Gegenftlände der landwirtbe 
ſchaftlichen Polizei die Erwähnung ber Zuftimmung der Ges 
meinderertrerung ausgedredt fein. 6. Jede ortöpelizeiliche 
Borſchriſt muß in jeder Gemeinde, für melde fie Grihigfeit 
haben fol: a) an dem Gemeindchaufe Öffentlich angeſchla 
werden und mindeftens biß zum 8. Tage nach ihrer Verfüns 
digung in dem anıtlidien Oraane (85 1b u. 4) oder nach der 
öftentlihen Lerleſung ($ 3) bafelbft ausgehängt bleiben und 
b) in dasjenige öffentliche Blatt, welches für bie be 
Gemeinde als Organ zur Publication ortspoligeilider Vor⸗ 
ſchriften mit verbindlicher Kraft, von uns —— it ($ 2), 
wenigftens einmal abgedrudt werben. 7. As folde Organe 
($ 1b) find anzufehen: a) alle mit unferer Genehmigung (Pos 
lizeiverordnung vom 30. März 1864 Amtsbl. Ar. 16) unter 
dem Titel „Kreisblatt für den Kreis . . » F 

die .o.. 
ericheinnden Zeitichriften für alle Gemeinden, melde zu ben 
beirsfienden Areiien gehören; b) diejınigen anderen HYeitichrif: 
ten, welchen von uns die gleiche amtlidye Qualität uner einen: 
anderen Titel beigelegt worden ift, für diejenigen reife oder 
Gemeinden, rüdfichtlich welcher dies geicheben. 8. Die Orts 
Koliseibehörden werben ermächtigt, Polizeivorichriiten ftatt 
durch Einrüdung in das amtlidye Organ ($ 1b) durch Ber- 
fefung ra verkergengerem Beidyen mit Schelle, auf 
den Öffentlichen Plägen und Hauptiirafen, unter ber Anfüns 
digung, daß die Berorbnung am Genteindebaufe angeſchlagen 
fer ı$ 1a), mit verbindender Wirkffamfeit publiciven zu teffem 
wenn a) in der betreffenden Gemeinde zeitweilig ein amtlihes 
Preforgan ($ 23 oder b) gänzlich fehlt, oder b) durch Ab» 
drud in demielben cine Poligeiverfchrift in einzelnen Fällen 
nicht fo ſchnell zur allgemeinen Kenntniß des betheiligten Pu⸗ 
bliſums gebradt werden fann, als es zur Erreidung des 
Zwedes nothiwenbig ift. 9. Die ortspolizeilihen Borſchriften 
treten in Kraft mit dem Zeitpunkt, welchen fie dafür ausdriüd 
lid; beftimmen, ober in — — einer ſolchen Beftimm⸗ 
ung mit dem Ablauf des achten Tages nach dem Tage, an 
melden: das amtliche Organ ($$ 1b u. 2), welches ibre erfte 
Bertundigung enthält, in der betreffenden Gemeinde ausges 
- worden ift, oder an welchem die Öffentliche Verleſung im 

er betreffenden Gemeinde a at. 10. Die Orts: 
Polizeiverwaltungsbebörben ba die don ihnen erlaffenen 
Verordnungen mit ber Beicheini ung der geſchehenen Bublk« 
catien im Gemteindes und im Woliseiardive zu deponiren, 
ferner 3 beglanbigte Abichriften mit derſelben Befbeinigumg 
und Pe eine bem Friedensrichter des Bezirks, zwei dem 
fönigl. Kreislandrathe für deſſen Acten und zur Weiterbefer⸗ 
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1 ortspolizeilichen Vorſchriften gehören:) a) der,zen Umfang deſſelben gitige) Polizeivorſchriften 


der Perſonen und des Eigenthums; 
b) Ordnung, Sicherheit u. Leichtigkeit des Ver⸗ 
kehrs auf Öffentlihen Straßen, Wegen u. Pläten, 
Brüden, Ufern und Gewäſſern; c) der Marft- 
verfehr und das Öffentliche Feilhalten von Nahr- 
ung&mitteln; d) Ordnung und Gefeplichfeit bei 
dem öffentlihen Bufammenfein einer größeren 
Anzahl von Verfonen?); e) das Öffentliche Inter» 
ejje in Bezug auf die Aufnahme und Beherberg- 
ung von fremden; die Wein-, Bier- u. Kaffee- 
Wirthihaften und fonftige Einrichtungen zur 
Berabreihung von Speiten und Getränfen ; 
f) Sorge für Leben u. Gejundheit; g) Fürforge 
gegen Geuerägefahe bei Bau-Ausführungen, ſo— 
wie gegen gemeinſchädliche und gemeingefährliche 
Handlungen, Unternehmungen u. Ereignijfe über- 
aupt; h) Schuß der Felder, Wiefen, Weiden, 

älder, Baumpflanzungen, Weinberge u. ſ. w.; 
i) alles andere, wa3 im befonderen Intereſſe der 
Gemeinden und ihrer Angehörigen polizeilich 
geordnet werden muß. $ 7. Bu Verordnungen 
über Gegenftände der landwirthſchaftlichen Polizei 
ift die ——— der Gemeindevertretung er: 
forderlih. Die Berathung erfolgt unter dem 
Vorſitze des mit der örtlichen Polizeiverwaltung 
beauftragten Beamten.) 8 8. Von jeder ortd» 
polizeilichen Verordnung iſt fofort eine Abſchrift 
an die zunäcft vorgejeßte Staatöbehörde einzu- 
reihen. $ 9. Der Regierungspräfident*) ift be- 
ıgt, jede ortöpolizeiliche Vorfchrift durch einen 
örmlichen Beichluß unter Angabe der Gründe 
außer Kraft zu jegen. — Dem Beſchluſſe muß, 
mit Uusnahme dringender Fälle, eine Berathung 
mit dem Bezirkörathe vorhergehen. Die Erflär- 
ung des Letteren ift entjcheidend: I) wenn eine 
ortöpolizeiliche Vorſchrift außer Kraft gefetst wer- 
ben joll, weil fie das Gemeindewohl verlett; 
2) wenn es fi darum handelt, eine Verordnung 
über Gegenstände der landwirthichaftlichen Polizei 
wegen ihrer Unzwedmäßigfeit aufzuheben. $ 10. 
Die Beitimmungen der $$ 8 und 9 finden auch 
auf die — ——————— | ort3polizei- 
fiher Borjhriften Anwendung. $ 11. Die Be- 
zirföregierungen®) find befugt, für mehrere Ge- 
meinden ihred Berwaltungsbezirl3 od. für den gan- 


die Aufnahme der gedachten Verordnungen in die vorhandenen 
officiellen Kreisblätter Behufs größerer Verbreitung berbei> 
führen. 11. Die ad 65 2 und 3 unferer Amtsblattöverord: 
nung vom 8. Yug. 1840 (Amtöblatt Nr. 49 von 1840) ents 
haltenen a gg werben. hierdurch außer Araft gefegt. 

1) ©. aud Note zu $ 11. 

2) Berorbnung vom 20. Sept. 1867: 7. Bu Ber: 
orbnungen Über Gegenftänbe ber landwirthſchaftlichen Polizei 
ift bie Zuftimmung ber ——— wo aber eine 

eindevertretung zur Zeit micht befteht, die ber Gemeinde: 
verfammlung und für diejenigen Hälle, in melden es nad 
$5 - er ber Aıntsvertretung bedarf, deren Zuſtimm⸗ 
un orderlich. 

Dies gilt auch bei lirchl Zuſammenlünften; Erlennt⸗ 
nif des Gerichtshofes zur Entſcheidung der Competenzconflicte 
vom 10, Oct. 1863. j 

4) Seit Aufhebung der Kreißordnung vom 11. März 1850 
find die Zuftändigfeiten des Regierungspräfidenten an die Re: 
gierungen übergegangen und iſt die Muwirkung der VBezirts: 
räthe weggefallen. 9 . 

>) Die Zuftändigkeiten der verfchicdenen abminifirativen In⸗ 
Ranzen zum Erlaſſe von Poligeiverorduungen richtet fich jetzt 

ediglich nach den VBeftimmungen des Geſeßes vom 11. März 
1850. Es find deumach mur die Ortöpolizeibehörden und die) 
Regierungen als die Landespoligeibehörden dazu zuftändig. — | 


Grotefend, Polizei-Periton. 


u erlaffen und gegen die Nichtbefolgung der- 
elben Geldftrafen bis A care Betrage von 30 M 
anzubrohen.?) — Der Minifter ded Innern hat 
über die Art der Verkündigung folder Bor: 
ſchriften, fowie über die formen, von deren 
Beobachtung die Giltigfeit derjelben abhängt, 
die erforberlihen Beftimmungen zu erlajjen.°) 
$ 12. Die Vorfchriften der ———— 
($ 11) können ſich auf die im $ 6 dieſes Geſetzes 
angeführten und alle anderen Gegenftände be— 
leder, deren polizeilihe Regelung durch die 
Berhältnijjie der Gemeinden oder # Bezirks 
erfordert wird. $ 13. Zum Erlaſſe folder. Vor— 
ſchriften der Bezirköregierungen, welche die land» 
wirthichaftliche Polizei betreffen, ift die Zuftimm« 
ung bes Bezirkörathes erforderlih.*) 8 14. 
Die Befugniß der Bezirföregierungen, ſonſtige 
allgemeine Verbote und Strafbejtimmungen ın 
Ermangelung eines bereits beftehenden geieglichen 
Verbotes mit höherer Genehmigung zu erlafjen, 
ift aufgehoben. R 15. Es dürfen in die polizei« 
lichen Vorſchriften ($$ 5 und 11) feine Beſtimm⸗ 
ungen aufgenommen werden, weldje mit den 
—2* oder den Verordnungen einer höheren 
Inſtänz im Widerſpruche ſtehen.“) $ 16. Der 
Minifter des Innern ift befugt, foweit Geſetze 
nicht entgegenstehen, jede en Vorſchrift 
durch einen förmlichen Beſchluß außer Kraft zu 
ſetzen. — Die Genehmigung des Königs iſt hierzu 
erforderlich, wenn die polizeiliche Vorſchrift von 
dem Könige oder mit dejjen Genehmigung er- 
lajjen war. $ 17. Die Polizeirichter haben über 
alle Zumiderhandlungen gegen polizeiliche Vor— 
ihriften (S$ 5 und 11) zu erkennen, und dabei 
nicht die Nothwendig eit oder Zweckmäßigkeit, 
ſondern nur die gejegliche Giltigkeit jener Bor. 
ſchriften nach den Bejtimmungen der $$ 5, 11 u. 
15 dieſes Geſetzes in Erwägung zu ziehen.) 
üglih der Zuftän it ber rbergä 

Bergpaig A miete mir 5 = 99 : j ei roh Bu. = 
1949, . 

1) Polizeiverorbnungen, melde durch ein rein locales Be— 
a hervorgerufen werben (3. B. über die Straßenreinigs 
- ‚ find von der Ortöpolizeibehörde zu erlaffen, wenn au 
—3 mehreren Gemeinden gleichmäßig vorliegt ; 
Dei — tiniſter des Innern und für Handel ac. vom 


. 0. 
3), Die Een ME in den 68 5 und 10 beſtimmten 
Strafmafies bat nicht die Ungiltigkeit der Polizeiverordnung 
fondern nur die Herabfegung des Strafmaßes auf das geſetz— 
* — Folge; Erlenntniß des Obertribunals vom 18. 

an. 1871. 

3) Durch den Erfah des Minifters des geiz dv. 6. Juni 
1850 ift Folgendes beſtimmt: 1. Der Erlaf muß ausdrüdlid 
auf den $ 11 des Geſetzes v. 11. März 1850 Bezug nehmen 
und als polizeilihe Vorſchrift, Volizeiverordnung oder Polis 
zeireglement bezeichnet fein. 2. Die Strafe der Nidhtbefolg- 
ung oder —— iſt innerhalb des zuläffigen Betrages 
ton 30 M dergeitalt feitzufegen, daß entmweber eine beftimmt: 
Summe oder ein Dinimum oder Warimum oder auch nur 
das Teptere angegeben wird. 3. Die Berkiindigung muß durch 
Aufnahme des ganzen Erlaffes in das Amtsblatt bewirlt werben. 

*) Zufolge Erlafjes vom 13. Mai 1850 ift von jeder Poli— 
zeiwerorbnung über Gegenftände der landwirthſchaftlichen Po— 
lizei ein gebrudtes Eremplar bes betreffenden Stüdes des 
Amtsblattes an den Miniſter für landwirthſchaftliche Angete- 


genheiten einzujenden. 

») Einer Poligeivererbnung darf nicht deshalb die Giltigfeit 
abgeiproden werden, meil fie einen Eingriff in Privatrechte 
entbalte; Ertenntniß des Obertribunald vom 5. jFebr. 18:3. 

9) Eie Fünnen einer gefeglih ungiltigen Polizeiberordnung 
nur bie Anwendung verfagen, nicht auch dieſelbe für ungiltig 
erflären; Ertenntuiß des Obertribumals vom 1. Oct. 1857. 
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914 Porto, 


$ 18, Für ben Fall des Unvermögens des An- für den franfirten gewöhnlichen Brief auf alle 
geichuldigten ift 7 verhältnigmäßige Gefängniß- | Entfernungen bis zum Gewichte von 15 g ein- 
ftrafe zu erfennen.) Das höchſte Maß derſelben ſchließlich 10 P, bei größerem Gewichte 20 P. 
ift 4 Tage ftatt 9 M und 14 Tage ftatt 30 M. | — Bei unfrantirten Briefen tritt ein Zuſchlagporto 
$ 19. Die bisher erlafjenen polizeilichen Bor-|von 10 P, ohne Unterſchied des Gewichte bed 
jchriften bleiben jo lange in Kraft, bis fie in|Briefes, Hinzu. Dafielbe Zuſchlagporto wird 
Gemäßheit dieſes Gejeged aufgehoben werden. bei unzureichend franlirten Briefen neben dem 
520. ie den Polizeibehörden nad den bisher- |Ergänzungsporto in Anja gebracht. — Porto« 
igen Gejegen zuftehende Executionsgewalt wird |pflichtige Dienftbriefe werden mit Zuſchlagporto 
durd) die borftchenbden Beitimmungen nicht be» Inicht belegt, wenn die Eigenſchaft derjelben ala 
rührt.?) — Jede Polizeibehörde iſt a Dienſtſache durch eine von der Reichs-Poſtver—⸗ 
ihre polizeilichen Verfügungen durch Anwendung ſwaltung feitzuitellende Bezeichnung auf dem 
der gefeglihen Bwangsmittel durdyzufegen.?) — Couvert vor der Poftaufgabe erfennbar gemacht 
Wer es unterläßt, dasjenige zu thun, was ihm worden ift. 

von ber Polizeibehörde in Ausübung diejer Be-] [Padetporto.r)] 

fugniß geboten worden ift, hat zu gemärtigen, ——— und Umrechnung.] 8 4° 

—8 es auf feine Koſten zur Ausführung gebradt] Couvertiren an bie Roftanftalten.] $ 5. Wer- 
werde, — vorbehaltlih der etwa verwirkten|den Briefe oder andere Gegenftände vom Ab- 
Strafe u. der Verpflichtung zum Scadenerjah.d) |jender an eine Poftanftalt zum Bertheilen cou- 


— vertirt, fo fommt für jede im Couvert enthaltene 
Reichsgeſetz über das Poſttaxweſen im|Sendung das tarifmäßige Porto in Anjap. 
Gebiete des Deutſchen Reiches [Termin der Bablung.) 86. Die Poftanftalten 


v. 28. October 1871: dürfen Briefe, Scheine, Sadıen zc. an die Adref- 


orto für Briefe.) $ 1. Das Porto beträgt ſaten erft dann aushändigen, wenn bie Zahlun 
[F j el 8 * ° der Poftgefälle erfolgt ift; es fei denn, daß * 
terminweiſe Abrechnung darüber zwiſchen der 


Giltigteit ann aber ſowol wegen Mangels der formellen 
sc ngen, als aud) weil fie ich auf einen der ie: elung | Poltanftalt und dem Adreſſaten verabredet wäre, 
im Wege er olizeiverordnung entzogenen Gegenftand bezieht,] [Nachforderung von —*4 8 7. Nachforder⸗ 
wernein Werben. ER „jung an zu wenig bezahltem Porto ift der Eor- 
1) Die fubfidiäre Haftverbindlichleit dritter Berfonen für bie er 
— —3 und Koſien fann nicht in der Polizei⸗ rejpondent nur dann zu ‚berichtigen verbunden, 
Verordnung ankgeiproden — u ae wenn ſolche innerhalb eines Jahres nad) ber 
2) ©, Erecutive Gewa s i ih ber R 
BR Provinzen f. Berorbnung bom 20. Sert 1867: Aufgabe ber Sendung angemeldet wird. 
18. Die Velyäsehien find pc ae — — 
ügungen durch Anwendung von Zwangsmittein durchzu⸗ 
ſetzen. Es ftebt ihnen zu. befem Behufe die Befugniß zu, Fr K Seht. — u {il einaiehen 
Strafandrohungen bis zu 300 M oder 4 Wochen Gefän = zu lafien, umter Vorbehalt des Nehtsweges. © unter Son: 
zu erlaffen und zu vollftreden. Die Regierungen pe jedoch | nefen Gefeh vom 28. Okt. 1871 $ 25. — Buiwiderbands 
———— auf ci — el a lungen gegen bie Borfchriften über Bongefäle berjähren in 
— ch = a ee De — Fa Einführungsgejeg zum Str.:&.:B. vom 31. Mai 
von der Polizeib e in N n er gniß ger * 
boten wotden ift, hat zu gewärtigen, day es auf feine Rofen —æ 533 ge Ge en Ge: 
zur Ausführung gebracht werde, vorbehaltlich der etwa vere| in 98, Dct. 1871, vom 17. Mai 1873: eichs 
Ga ee ara be Gas —22* Dan 1850" eftges (Badetporto.) 6 1. Das Porto für Wadete beträgt: I. bis 
En yolla einen Erecutionsfeafen "fo heit fofdhe bes[ättn Gewichte von 5 kg a) auf Entfernungen bis 10 Meilen 
fegten polizeilie den Gemeind si 4,* J direct einfhliehlid 25 P, b) auf alle weiteren Entfernungen 50 P. 
ee "dem Buhget —— fließen alfo — für unfranlirte Badete wird ein Portozuſchlag von 10 P 
Sat ya Dem auf Orund der Gabineordee wein 27. Dechr. |EPN- „IL. Bit Devidte über Sg ») für De erfen 5 kg 
ft F . die Sage wie borjiehend unter J, weitere k 5 
ı822 gebildeten Polizei-Strafgelderfonds; Beiheid der Mini-| nberfehießenden Sheil eineß kg l e kg od 





ter des Innern und ber Finanzen vom 5. Sept. 1857. — , . 
(ine ne $ 20 bes Gef F vd. 11. März 1850 anzubrobende bis 10 Meilen . . 5P 
(Frecutivftrafe fann nur beftiimmten Verſonen, aber nicht im über 0 „0 „ ..10, 
iügemeinen, angebrobt und demnädit, gegen die Zuwiderhan: u er 
delnden vollfiredt werben; Bei Ninifer 8 des Innern „ 650 „10 „ ..+.30, 
vom 23. April 1850. — Eine Zwangsgeftellung darf * „ 100 PIE . cc :@, 
Yizeibeamter nur vornehmen, wenn die Borausfegungen . 150 Weln. -. ...» ©. 
2 bes Geſetzes vom 12. —* 1850 (I. gg Kae Der Voftverwaltung bleibt überlaffen, für fperriges Gut einen 


$ 
liegen; Ertenntniß des Obertribunals vom 4. Jan. 1 ufchlag zu nehmen; derſelbe darf jedoch 50% der obigen 
————— fann wegen der von ihm getroffenen An: Ir nid überfteigen. 3 
orbnungen nicht im’ Rechtswege auf abenerfag belangt| [Korte und Berfi — für Sendungen mit Werth⸗ 
werden, wenn bie orgejegte Pollgeibe örbe feine Anordnung ne %2. Für ungen mit Werthangabe wird ers 
ebilligt bat; Erfenutnig des Gerich def zur Eniſcheidung hoben: ®) Porto und zwar 1, für * ohne Unterſchied 
de Eompetenzconflicte vom 14. Mod. 1873. des Gewichts, auf Entfernungen bis 10 Meilen einfchließlich 

‘ en bie bei er polizeilichen Anordnungen bezw. |20 P, auf alle weiteren Entfernungen 40 P. — Für unfran: 
die Einziehung der u rn gezahlten Geldbeträge|firte Sendungen wird ein Portozufhlag von 10 P erhoben. 
im Wege der Erecution ift ber töiveg zuläffig; 2, für Padete und die dazu gehörige Begleitadreffe: der nach 
Tenntni des Gerichtshofs — Enti 9 ber Eompetenzcons N 1 fi ergebende Betrag; und b) Ber Iherngsgebäbr ohne 
flicte d. 13. Febr. 1864. Ebenfo nicht gegen die Höhe ber bon eb ber Entfernung und zu jeder Höhe ber Werthans 
der Boligeibehörde für folche Ausführungen feftgeftellten Koften; | gabe ne 5 P für je 300 M ober einen Theil von 
Erlenntniß beffelben ——— 11. April en. — un kr —— on. A A in den $$1 u.2 

s 

) Der Erjag des durch poligeilihe Eontraventionen be 9 * egal 2 zei } gen Dienftf 


ten Schabens k icht erecutivifch beigetrieben, fonbern | ungen oſtt en vom 28. Oct. 
BE m Be ir, am Graka eat 
Minifter des Innern und nanzen vom 4. Dec. A —*— br * ee: 


*) Die Boftanftalten find berechtigt, umbezahlt gebliebene] *) Fällt weg infolge 
Portobeträge nach den für die Beitreibung öffentlicher Abgaben | meuen Bortoberehnung. 
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[Abſchaffung von Nebengebühren.] $ 8. Für Beziehung zu erlajfenden bejonderen Beitimm- 
die Ubtragung der mit den Poſten von weiter» ungen entfpricht. — Alle in Bundesrathsjachen, 
her gelommenen Briefe ohne Werthangabe, Cor- jowie in Militär- und Marine-Angelegenheiten, 
reſpondenzkarten, gegen ermäßigtes Porto beför- ald reinen Bunbdesbienft - Angelegenheiten, im 
derten Druckſachen, Waarenproben od. Waaren- Rorbbeutihen Poftgebiete bisher allgemein be 
mufter, recommanbirten Sendungen, Begleit- |jtandenen Portofreiheiten werben aufrecht erhals 
adreffen zu Padeten, Poſtanweiſungen und Zor- ten. $ 3. Auf Fahrpoſtſendungen zwijchen den 
mulare zu Wblieferungsicheinen wird eine Be⸗ Hohenzollernſchen Landen und ben übrigen Thei« 


—— nicht erhoben. — Gebühren für Poft-|len des Norddeutſchen Poſtgebiets finden die vor— 


heine über die Einlieferung von 


ndungen zur ſtehenden Beitimmungen ($ 2) feine Anwendung; 


Poft und Gefachgebühren für —— Briefe die Portofreiheit dieſer Sendungen richtet ſich 


oder ſonſtige Gegenſtände, desgleichen Packkam⸗ 
mergeld, fommen nicht zur Erhebung. 

[Berlauf von Poſtwerthzeichen durch die Boft- 
anftalten.], $ 9. Die Pojtanftalten haben, nad) 
näherer Anordnung der Reichs-Poſtverwaltung, 
Freimarken zur Frankirung der Poſtſendungen 
bereitzuhalten und zu demſelben Betrage abzu— 
laſſen, welcher durch den Frankoſtempel bezeich⸗ 
net iſt. Die Poſtanſtalten ſollen ermächtigt ſein, 
auch mit dem Abſatz von Frankocouverts und 
von geſtempelten Streifbändern, Poſtanweiſungen 
und Correſpondenzkarten ſich zu beſaſſen, für 
welche, außer dem durch den Franloſtempel be» 

eichneten Werthbetrage, eine den Herſtellungs— 
often entiprechende Entihäbdigung eingehoben 
werben Tann. 

gg für Zeitungen] $ 10. Die Pro- 
viftion für Beitungen beträgt 25 Procent des 
Einfaufspreijes3 mit der Ermäßigung auf 12°/, 
Procent bei Beitungen, bie feltener al3 monat- 
lich viermal erſcheinen. — Mindeſtens ift jedoch 


nad den betrefjenden Boftverträgen. — Auf 
Stadtpoftiendungen erſtreckt fich bie Portofreiheit 
nicht. $ 4. Sendungen, welche von dem Reichs— 
tage des Norddeutſchen Bundes ausgehen oder 
an den Neichdtag gerichtet find, werden den 
Sendungen von und an Bundesbehörden gleich 
behandelt. $ 5. Die Porto » Bergünftigungen, 
welche den Perſonen des Militärftandes u, denen 
der Bundes⸗Kriegsmarine bewilligt find, werden 
einftweilen aufrecht erhalten. Dem Bundesprä- 
fidium bleibt es vorbehalten, dieſe Porto-Ber- 
günftigungen aufzuheben oder einzuichränten. 

6. Alle übrigen, bisher beftandenen Bortofrei« 
heiten und Porto-Ermäßigungen werden aufge 
hoben, — Für die Aufhebung, beziehungsweije 
Einſchränkung der Portofreiheiten wird aus der 
Bundes» Bojtlafje inſoweit Entihädigung geleiftet, 
als dies mit Rückſicht auf die den Portobefrei- 
ungen etwa zu Grunde liegenden läftigen Privat- 
rechtätitel nad) den Landesgeſetzen nothivendig ijt.!) 

Portopflidytige Correfpondenzen ber Be- 


Ur 


für jede abonnirte Zeitung jährlih der Betrag |hörden. 


bon 40 P zu entrichten. 

[Tarife für den Verkehr mit anderen Poftge- 
bieten] $ 11. Die Tarife für den Verlehr mit 
anderen Roftgebieten richten fi) nach den be- 
treffenden Pojtverträgen. 

— bisheriger Beftimmungen.] $ 12. 

e bisherigen allgemeinen und bejonberen Be- 
ftimmungen über Gegenftände, worüber das ge- 
genwärtige Gejeß verfügt, werden hierdurch auf- 
gehoben. 

es Voftverkehr in Baiern und Würt- 
temberg.] 813. Die Beſtimmungen dieſes Ge- 
ſetzes finden nicht —— auf den inneren 
ne in Bayern und Württemberg. 

Portofreiheit. . 

Reichs-Geſetz, betr. die Portofreiheit, 

v. 5. Juni 1869:%) 

F 1. Den regierenden Fürften des Nordbeut- 

ſchen Bundes, deren Gemahlinnen und Witten, 


I Für die Behandlung der Portopflichtigen 
Correjpondenz zwiſchen Behörden verjdiede- 
ner Bundesijtaaten lkommen im ganzen Ges 
biete des Norddeutichen Bundes zufolge Bekannt- 
machung de3 Reichskanzlers vom 29. Aug. 1870 
folgende Grundjäge zur Anwendung: 1) Bortos 
pflichtige Sendungen find ftet3 von der abjenden- 
den Behörde zu franfiren. 2) Bei Eorreipon- 
denz zwilchen Behörden in Parteiſachen entrichtet 
die abjendende Stelle dad Porto auch in jolden 
Fällen, in welden die Pflicht zur Portozahlung 
einer im Gebiete der empfangenden Stelle be» 
findlihen Partei obliegt. 3) Die empfangende 
Stelle ift zwar befugt, den Portobetrag von der 
Partei einzuziehen, jedoch joll von einer Erftatt» 
ung dejjelben an die abjendende Behörde des 
anderen Staates bid auf Weiteres Abftand ger 
nommen werben. ‘ 

II. diegulativ des Preußiſchen Staats. Mini- 


verbleibt die Befreiung von Portogebühren in|jteriums über die geſchäftliche Behandlung ber 
dem bisherigen Umfange. $ 2. In reinen Bun-|Boftfendungen in Staats dienſt-Angele— 
desdienft-Angelegenheiten werden Boftjendungen|genheiten: 


jeder Art —— bes Norddeutſchen Poſtge— 
biets portofrei 

von einer Bundesbehörde abgeſchickt oder an eine 
Bundesbehörbe gerichtet find u. die äußere Be- 
ſchaffenheit, ſowie das Gewicht der Sendungen 
den von der Bundes +» Boftverwaltung in biejer 


— — — 


1) Durch Reihsgefeg vom 29. Mai 1872 im Berfehr mit 
Dayern Wurttem und durch Reichsgeſetz d. 20. Dec. 
1875 im Südheffen eingeführt. In Baden war das Geſetz 
vom 5. Juni 1869 ſchon auf Grund bes Art. 80 der Reichs⸗ 


verjaffung vom 30. Sept. 1870 in Kraft getreten. 


8 1. Alle Poſtſendungen zwiſchen Königlichen 


efördert, wenn die Gendungen|Behörden, einjhließlih der einzeln ftehenden, 


eine repräjentirenden Königlichen Be- 
amten, find bei ber Abſendung zu franliren. 
Ebenfo ift Hinfichtlih ber von Königlichen Be- 
rden abzulafjeuden Poft-Sendungen an andere 
fänger zu verfahren, wenn diejelben entive- 


— — — 


1) Die genen Beſtimmungen dieſes Geſetzes werden als 
das Pi ihädigungsverfahren betreffend bier nicht abges 
drudt. — Gemäß dı0 lönnen neue Portofreiheiren od. Bortos 
Ermäßigungen nur im Wege des Geſetzes eingeführt werben. 
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Porträts — Poſt- und Zelegraphen-Berwaltung, 


der a, nicht im Intereſſe der Empfänger, fon- |; Beftimmungen forgfältig zu beachten. 1. Sollen 


dern ausfchließlih im Staatsintereſſe erfolgen, 
oder b. an eine Partei gerichtet find, welche 
nad den bisher geltenden Lorichriften auf por- 
tofreie Buftellung einen Rechtsanſpruch Hat, oder 
ec. in einer Prozeß« oder Vormundſchaftsſache 
ergehen, für welche einer Partei dad Armenrecht 
bewilligt ift. — Alle fonftigen, von Königlichen 
Behörden ausgehenden Poſtſendungen find un— 
franfirt abzulafjen. Den einzelnen Minifterien 
bleibt vorbehalten, died auch in Betreff der von 
einzeln ftehenden Königlichen Beamten ihrer 
Nejiortd ausgehenden Sendungen anzuordnen. 
— Boftanweijungen unterliegen jedod dem Fran⸗ 
firungszmwange; der entfallene Frankobetrag iſt 
daher durch den Abſender erforderlichen Falls 
von dem Geldbetrage der Ueberweifung vorweg 
abzuziehen. $ 2. Die Frankirung der gewöhn- 
lichen Briefe und der Poſtanweiſungen, welche 
nach einem Orte innerhalb des Nordbeutichen 
Poſtbezirks beftimmt find, erfolgt feitend ber 
abwejenden Behörden durch Auflleben von Dienft- 
Sreimarfen im Betrage des tarifmäßigen Porto. 
— Die Königlichen Behörden haben ihren Be- 
darf an Marten gegen baare Entrichtung des 
Nennwerthes derjelben von den Boitanftalten 
zu entnehmen. $ 3. Die Sranfirung a. der- 
jenigen Briefe, welche entweder mit einer Werths- 
beclaration verjehen, oder nach einem Orte 
außerhalb des Norddeutichen Poft-Bezirld ber 
ftinnmt find, b. der nah einem folden Orte 
adreſſirten Poft-Anweifungen, e. der Padete 
erfolgt durch Eontirung des Borto und der jonjti- 
gen Poſtgebühren. — Die bezeichneten GSendun- 
gen werden von der ablafjenden Behörde in ein 
Porto-ContosBuch eingetragen und bemnächft mit 
dent legteren der Pojt-Anjtalt übergeben, welche 
die tarifmäßigen Porto- und Gebühren-Beträge 
fowol in diejed Buch ald aud in ihr Gegenbud) 
einträgt. Ebenjo werden dad Porto und die 
Gebühren für ſämmtliche an eine Königliche Be— 
hörde gerichtete Sendungen, welche unfranlirt 
eingehen, bei der Auslieferung jeitens der Poft« 
Anſtalt bei den bezeichneten Büchern contict. 
— Allmonatlic werden die contirten Geſammt— 
beträge von den Behörden an die Poltanftalten 
gegen Quittung im Contobuch gezahlt. $ 4. 
In Betreff der Wiedereinziehung derjenigen von 
einer Behörde verauslagten PBorto- und Gebüh- 
ren-Beträge, zu deren Erftattung ber Abjender 
oder der Einpfänger einer Sendung ober ein 


fonftiger Intereſſent verpflichtet ift, bewendet es December 1875 


bei den bejtehenden Vorſchriften. 
& 1 franfirt oder unfranlirt abzulaffenden, ber 


Vortozahlung unterworfenen Sendungen find auflung der Verwendung gefälfchter 
der Adreſſe ald „portopflichtige Dienſtſache“ zufgeitempelter, j. Str.-G.-B. $ 27 


bezeichnen und mit dem Dienftfiegel der abjen- 


8 5. Die nad) | zugS-Beftimmungen Nr, VII. ( 


mehrere Briefe gleichzeitig an eine Adreſſe ab- 
ee werben, fo find diefelben in ein gemein- 
haftliches Couvert zu verſchließen. 2. Packete 
ohne Werthdeclaration, deren Gewicht mehr als 
zwanzig Pfund beträgt, find dba, wo Eifenbahn- 
Verbindungen bejtehen, joweit es ohne unver« 
Hältnipmäige Berzögerung ihrer Beförderung 
oder einen jonjtigen Nachtheil gefchehen kaun— 
als Frachtgut mit der Eifenbahn zu verjenden. 
Dagegen jind Geld» und andere Werthſachen 
ftetö zur Poft zu geben. 3. Zu den Reinichrif» 
ten der Verfügungen an Privatperfonen ift Pa- 
pier von folder Beſchaffenheit an verwenden, 
daß das Gewicht defjelben einjchlieglich des Cou- 
verts da3 zuläjfige Marimalgewicht eine® ein- 
fachen Briefes nicht überfteigt. $ 7. Bei jeder 
Königlien Behörde Hat deren Vorſtand diejeni- 
gen Anordnungen zu treffen, welde erforderlich 
find, um eine ausreichende Controle der Ver— 
wendung der Dienft-sreimarten und der Ein« 
tragungen in das Porto » Eontobud) ficher zu 
itellen, wobei jedoch darauf zu jehen ift, daß die 
Controle möglichſt einfach geführt und daß da» 
durch feine größere Schreiberei verurjacht wird. 
$ 8. Die Verrechnung der gezahlten Porto⸗Be— 
träge erfolgt im Reſſort der Juſtiz-Verwaltung 
nad Anleitung des Etats bei den darin ausge 
brachten — Titeln, in den übrigen Reſ⸗ 
ſorts dagegen unter einem meu zu bildenden, 
nad) dem Titel „zu ſächlichen Ausgaben“ einzu— 
ihaltenden Titel mit der VBezeihnung: „Porto 
und jonftige Frachtgebühren für dienftliche Send« 
ungen“, und zwar ald Mehrausgabe über den 
Etat. — Denjenigen Königlichen Behörden und 
einzeln ftehenden Königlichen Beamten, bei wel- 
hen eine felbjtändig Rechnung legende Kajle 
nicht vorhanden, ift jeitens der vorgejegten Pro- 
vinzial-Behörden die Kaffe zu bezeichnen, von 
welcher die Portoauslagen zu erftatten und zu 
verrechnen find. 

Porträts. Schuß gegen unbefugte Nachbild— 
ung bon folden, j. unter Nahbildung, Geſetz 
vb. 9. Januar 1876 $8 u. v. 10. Jan. 187687. 

Poſtbeamte, Beitrafung derjelben wegen un« 
befugter Eröffnung von Briefen, ſ. Stri⸗G.⸗B. 
z6 354, 358, Bezuͤglich der Entſchädigungspflicht 
der Eijenbahnverwaltungen im Falle der Tödt- 
ung oder Beihädigung eines im Dienft befind« 
lihen Rojtbeamten beim Cijenbahnbetriebe fiehe 
unter Eijenbahnpojtwejen Gefeg vom 20. 
rt. 8 (©. 311) und — Boll- 
. 315). 
Poſtfreimarken (Boftwerthzeichen), Beſtraf⸗ 

oder ſchon ab⸗ 
6. 
Poſtgebaude, Beſtrafung des in einem fol- 


denden Behörde zu verjehen. Einzeln ftehende Be-Ichen begangenen Diebſtahls, ſ. Str.-&.-B, 
amte, welche ein jolches nicht führen, haben nnter|$ 243 Nr. 4. 


dem Vermerk „portopflichtige Dienſtſache“ die 
„Ermangelung eines Dienſtſiegels“ mit Unter« 


Poſtordnung, ſ. unter Boftwefen II. 
Poſt⸗ u. Selessayben-Drmweltung. 


ichrift des Nanıend und Belegung des Amts- Kaiſerliche Verordnung v. 22. Dec. 1875: 
characters zu bejcheinigen. $ 6. Die Königlien| $ 1. Mit dem 1. Jannar 1876 wird die Ver« 
Behörden haben in ihrem Gejchäftsverfehr auflwaltung des Poſt- und Telegraphenweiens vom 
thunlichjte Beſchränkung der Borto » Ausgaben |Refiort des Reichstanzler- Amts getrennt und die 
Bedacht zu nehmen und inöbejondere folgende'Leitung derjelben unter der Verantwortlichkeit 


Poſtweſen. 917 
des Reichslanzlers dem General⸗Poſtmeiſter über» Reichs erſcheinende politiſche Zeitung vom Poſt⸗ 
tragen. $ 2. Dem General -Poſtmeiſter ſtehen debit ausgeſchloſſen und ebenſowenig darf bei 
ald Chef der Poft- und Telegraphenverwaltung der Normirung der Provifion, welche für die Bes 
diejenigen Befugniffe zu, welche die Gejege den förderung und Debitirung der im Gebiete des 
oberiten Neich&behörden beifegen. $ 3. Unter Deutſchen Reichs erjcheinenden Beitungen zu er- 
der Leitung des General-Bojtmeifters werden die|heben ift, nad verjchiedenen Grundſätzen ver- 
Angelegenheiten der Poftverwaltung von dem fahren werden. Die Poft beforgt die Annahme 


General-Boftamt, die Angelegenheiten der Tele- 
graphenverwaltung von dem General-Telegra- 
henanıt bearbeitet. $ 4. Die Verwaltung bes 

oſt- und Telegraphenwefens in den einzelnen 
Bezirlen wird von Reichsbehörden geführt, welche 
an die Stelle der biöherigen Ober-Roitdirectio« 
nen und Telegraphen-Directionen treten und die 
Amtsbezeichnung als Ober - Bojtdirectionen er- 
halten. — Sie Ober-Boftdirectionen u. die ihnen 
untergebenen Stellen (Poſtämter, Telegraphen- 
ämter, Poftagenturen) find in Angelegenheiten 
der Roftverwaltung dem Oeneral-Rojtamt, in 
Angelegenheiten der Telegraphenverwaltung dem 
General-Telegraphenamt zunächſt untergeordnet, 


Pofimwejen.!) 
I. Reichs-Geſetz über dad Poſtweſen des 
Deutihen Reichs v. 28. Dct. 1871: 


Abſchnitt I. 

Grundſätzliche Rechte u. Pflihten der Poſt. 

8 1. Die Beförderung 1) aller verfiegelten, 
zugenähten oder jonft verjchlofjenen Briefe, 2) 
aller Zeitungen politischen Inhalts, welche öfter 
als einmal wöchentlid erjdyeinen, gegen Bezahl« 
ung von Orten mit einer Poſtanſtalt nad) ande- 
ren Orten mit einer Boftanftalt des In- oder 
Auslandes auf andere Weiſe, ald durch die Poſt, 
ift verboten. Hinfichtlic der politischen Zeitungen 
erftredt dieſes Verbot ſich nicht auf den zwei— 
meiligen Umlreis ihreö Uriprungsortes. — Wenn 
Brieje und Beitungen (Nr. 1 u. 2) vom Aus— 
lande eingehen und nad) inländijchen Orten mit 
einer Poſtanſtalt beitimmt find, oder durch das 
Gebiet des deutſchen Reichs tranfitiren jollen, 
fo müffen fie bei der nächſten inländifchen Bojt« 
auftalt zur Weiterbeförderung eingeliefert wer« 
den. — Unverichlojiene Briefe, melde in ver 
fiegelten, zugenähten oder jonft verjchloffenen 
PBadeten befördert werden, find den veridjlojjenen 
Briefen glei zu achten. Es iſt jedoch geftattet, 
verfiegelten, zugenähten oder jonjt verjchlofjenen 
Badeten, welche auf andere Weije, als durch die 
Poſt befördert werden, ſolche unverjchloffene 
Briefe, Facturen, Preiscourante, Rechnungen u. 
ähnliche Schriftftüde beizufügen, weldye den In— 
halt des Packets betreffen. F 2. Die Beförder- 
ung von Briefen und politiihen Beitungen ($ 1) 
gegen Bezahlung burd) erprejje Boten od. Fuhren 
iſt geftattet. Doch darf ein joldher Erprejjer nur 
von einem Abjender abgejchidt jein, und dem 
Poſtzwange unterliegende Gegenftände weder von 
Anderen mitnehmen, noch für Andere zurüd» 
bringen. $ 3. Die Annahme und Beförderung 
von Boftjendungen darf von der Poſt nicht ver- 
weigert werden, fofern die Beftimmungen diejes 
Gejehes und des Reglements ($ 50) beobachtet 
find. Auch darf keine im Gebiete des Deutſchen 


6. aud Eifenbabnupoftwefen. 


der Pränumeration auf die Beitungen, fowie den 
ejammten Debit derjelben. $ 4.) $ 5. Das 
riejgeheimniß ift unverletzlich. Die bei ftraf- 
gerichtlichen Unterfuhungen und in Concurs- u. 
civilprocefjualiichen Fällen nothwendigen Aus— 
nahmen find durch ein Reichsgeſetz feitzuftellen, 
Bis zu dem Erlah eines Reichsgeſetzes werden 
jene Ausnahmen durch die Landesgeſetze beſtimmt. 


Abſchnitt IL 
Garantie, 


$ 6. Die Poftverwaltung leiftet dem Abjender 
im Falle reglementsmäßig erfolgter Einlieferung 
Erjag: I. Für den Verlujt und die Beſchädig— 
ung 1) der Briefe mit Werthangabe, 2) der 
Packete mit oder ohne Werthangabe, II. für den 
Berluft der recommandirten Sendungen, denen 
in dieſer Beziehung Sendungen gleichgeftellt 
werden, welche zur Beförderung durch Ejtajette 
eingeliefert find. — Für einen durd) verzögerte 
Beförderung oder Beſtellung der unter I bezeich 
neten Gegenftände entjtandenen Schaden leifte 
die Poftverwaltung nur dann Erſatz, wenn bie 
Sache durch die verzögerte Beförderung oder Bes 
ftellung verborben ijt, oder ihren Werth bleibend 
nanz oder theilweije verloren Hat. Auf eine 
Veränderung bed Courſes oder marktgängigen 
Preijes wird jedoch hierbei feine Rüdjicht ge« 
nommen. — Die Verbindlichkeit der Roftverwalt« 
ung zur Erjagleiftung bleibt ausgefchlofjen, wenn 
der Berluft, die Beſchädigung oder die verzögerte 
Veförderung oder Beſtellung a) durd) die eigene 
Vahrläffigfeit des Abjenderd, oder b) durch die 
unabwendbaren Folgen eines Naturereigniffes, 
oder durch Die natürliche Beichaffenheit des Gutes 
herbeigeführt worben ift, oder ec) auf einer aus» 
wärtigen Beförderungsanftalt fich ereignet hat, 
für welche die Poftverwaltung nicht durch Con— 
vention die Erjapleijiung ausdrücklich übernom— 
men hat; ift jedoch in dieſem Falle die Einlie» 
ferung bei einer deutichen Poſtanſtalt erfolgt, u. 
will der Abjender jeine Ansprüche gegen die aus— 
wärtige Bejörderungs « Anjtalt geltend machen, 
jo hat die Pojtverwaltung ihm Beiftand zu lei- 
iten. — Für die auf Poſtanweiſungen eingezahl- 
ten Beträge leiftet die Poftverwaltung Garantie, 
— Für andere, als die vorftehend bezeichneten 
Gegenftände, insbejondere rür gewöhnliche Briefe, 
wird weder im Falle eines Verluftes oder einer 
Veihädigung, nod im alle einer verzögerten 
Beförderung od. Beftellung Erſatz geleiftet. $ 7. 
Wenn der Berichtuf und die VBerpadung der zur 
Poſt gegebenen Gegenftände bei der Aushändig- 
ung an den Empfänger äußerlich unverlegt und 
zugleich das Gewicht mit dem bei der Einliefer« 
ung ermittelten übereinftinnmend befunden wird, 


I) An die Stelle bes $ 4 if das Reichsgeſetz vom 20. Dec, 
1575 getreten. ©. Eifenbahnpoftwejen. 
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Poſtweſen. 


jo darf dasjenige, maß bei der Eröffnung an dem durch Anmeldung der Klage, ſondern auch dur 
angegebenen Inhalte fehlt, von der Bojtverwalt-| Anbringung der NReclamation bei der competen« 


ung nicht vertreten werben. Die ohne Erinner- 
ung gejhehene Annahme einer Sendung begrün« 
bet die Bermuthung, daß bei der Aushändigung 
Verihluß und Verpadung unverlept und das 
Gewicht mit dem bei der Einlieferung ermittel- 
ten übereinftimmend befunden worben ift. $ 8. 
Wenn eine Werthangabe gejchehen ift, jo wird 
diefelbe bei der Feſiſtellung des Betrages des 
von der Poftverwaltung zu leitenden Scaden- 
erfages zum Grunde gelegt. Beweift jedoch die 
Poftverwaltung, daß der angegebene Werth den 
gemeinen Werth der Sache überfteigt, fo hat fie 


nur dieſen zu erjegen. — Sit in betrüglicher Ab⸗j 


fiht zu Hoch declarirt worden, jo verliert ber 
Abfender nicht nur jeden Anſpruch auf Schaden» 
erjag, jondern ift auch nad) den Vorſchriften der 
Strafgejege zu beftrafen. $9. Wenn bei Pade- 
ten die Angabe des Werthes unterblieben ift, fo 
vergütet die Boftverwaltung im Falle eines Ver— 
luſtes oder einer Beſchädigung den wirklich er- 
fitteten Schaden, jedody niemal3 mehr ald 3 M 
für jedes Pfund (= 500 8) der ganzen GSend- 
ung. Packete, welche weniger ald ein Pfund 
wiegen, werden den Padeten zum Gewicht von 
einem Pfunde gleichgeftellt und überjcießende 
Pfundtheile für ein hund gerechnet. 810. Für 
eine recommandirte Sendung, — für eine zur 
Beförderung durch Eftafette eingelieferte Send- 
ung ($ 6, II) wird dem Abſender im Falle des 
Berluftes, ohne Rüdjiht auf den Werth der 
Sendung, ein Erjag von 42 M gezahlt. S 11. 
Bei Reifen mit den ordentlichen Poſten leiſtet 
die Poftverwaltung Erſatz: 1) für den Berluft 
oder die Beſchädigung des reglementsmäßig ein- 
gelieferten Pafjagiergut3 nad Maßgabe der $ & 
und 9, und 2) Or die erforderlichen Kur- und 
Berpflegungsfoften im alle der körperlichen Be- 
ſchädigung eines Reijenden, wenn diefelde nicht 
erweislich durch Höhere Gewalt oder durch eigene 

ahrläjjigfeit des Reiſenden herbeigeführt ift. — 

ei der Ertrapoftbeförderung wird weder für 
ben Berluft oder die Beihädigung an Sadıen, 
welche der Reifende bei ſich führt, noch bei einer 
körperlichen Beihädigung des Neifenden Ent: 
Ihädigung von der Poſtverwaltung geleijtet. 
F 12. Eine weitere, als die in den $$ 8, 9, 10 
u. 11 nad Berichiedenheit ber Fälle beftimmte 
—— wird von der Poſtverwaltung nicht 
—— insbeſondere findet gegen dieſelbe ein 

uſpruch wegen eines durch den Verluſt od. bie 
Beſchädigung einer Sendung entſtandenen mittel— 
baren Schadens od. entgangenen Gewinnes nicht 
jtatt. $ 13. Der Anſpruch auf Schadloshaltung 
gegen die Poſtverwaltung muß in allen Fällen 
gegen die Ober - Roftdirection, beziehungsmeije 
gegen die mit deren Functionen beauftragte Poſt- 
behörde gerichtet werden, in deren Bezirk der 
Ort der —— der Sendung oder der Ort 
ber Einſchreibung des Reiſenden liegt. 8 14. 
Der Anſpruch auf Entſchädigung an die Poſt— 
verwaltung erlifht mit Ablauf von ſechs Mo- 
naten, vom Zage der Einlieferung der Sendung 
ober vom Tage der Beihädigung des Neifenden 
an gerechnet. Dieje Verjährung wird nicht allein 


nr 


ten Poſtbehörde ($ 13) ee) Ergeht 
hierauf eine abſchlägige Beſcheidung, jo beginnt 
vom Empfange derjelben eine neue Verjährung, 
welche durch eine Reclamation egen jenen Be- 
ſcheid nicht unterbrochen wird. $ 5. In Fällen 
des Krieges und gemeiner Gefahr ift die Poft- 
verwaltung befugt, durch öffentliche Belanntmach⸗ 
ung jede Bertretung —— und Briefe, ſo⸗ 
wie andere Sachen, nur auf Gefahr des Abfen- 
ders zur Beförderung zu übernehmen. Sn fol- 
hem Halle jteht jedoch dem Abſender frei, ſich 
—— Rückſicht auf die Beſtimmungen des $ 1 
jeder anderen Beförderungsgelegenheit zu be— 
dienen. 
Abſchnitt II. 
Beſondere Vorrechte der Poſten. 


$ 16. Die ordentlichen Poſten nebſt deren Bei— 
wagen, die auf Kojten des Staates beförberten 
Eouriere und Eitafetten, die von Bojtbeförder- 
ungen ledig zurüdkommenden Poſtfuhrwerke und 
Boftpferde, die Briefträger und die Postboten 
jind von Entrichtung der EHauffeegelder und an- 
deren Communtcationsabgaben befreit. Dajjelbe 
güt von PBerjonenfuhrwerken, welche durch Pri— 
vatunternehmer eingerichtet und als Erjak für 
ordentliche Posten ausſchließlich zur Beförderung 
von Reijenden und deren Effecten und von Poſi— 
jendungen benutzt werden. — Dieje Befreiung 
findet auch, jedoch unbeſchadet wohlerworbener 
Rechte, gegen bie zur Erhebung folder Abgaben 
berechtigten Eorporationen, Gemeinden oder Pri- 
vatperjonen ſtatt. $ 17. In befonderen Fällen, 
in denen die gewöhnlichen Poftwege gar nicht 
oder ſchwer zu paſſiren jind, Können die ordent- 
lichen Poſten, die Ertrapoften, Couriere u. Eita- 
fetten fid) der Neben- und Feldwege, fowie der 
ungehegten Wiejen und Weder bedienen, unbe 
ſchadet jedoch des Rechtes der Eigenthümer auf 
Schadenerſatz. 8 18. Gegen die ordentlichen 
Poſten, Extrapoften, Couriere und Eitafetten tft 
feine Pfändung erlaubt; auch darf biefelbe gegen 
einen Poſtillon nicht geübt werden, welcher mit 
dem ledigen Gejpann zurückkehrt. Bei Bumwider- 
handlungen ift eine Geldftrafe von 1 M bis zu 
60 M verwirkt. $ 19. Jedes Fuhrwerk muß 
den ordentlichen Poſten, ſowie den Ertrapoften, 
Courieren und Ejtafetten auf das übliche Signal 
ausweichen. Bei Zuwiderhandlungen ift eine 
Geldftrafe von ıM bis zu 30 M verwirkt. 820. 
Das Inventarium der Rojthaltereien darf im 
Wege des Arreſtes oder der Erecution nicht mit 
Beſchlag belegt werben. $ 21. Wenn den ordent« 
lien Poſten, Extrapoſten, Courieren oder Ejta- 
fetten unterwegs ein Unfall begegnet, jo find bie 
Anwohner der Straße verbunden, demjelben die 
zu ihrem Weiterfommen erforderliche Hilfe gegen 
a... Entjhädigung jchleunigft zu gewäh« 
ven. 8 2%, Die vorjhriftsmäßig zu haltenden 
Poſtpferde und Poftillone dürfen zu den behufs 


d Nah $ 13 Nr.a des Einführungsgef 

verjaffungsgeiege tom 30. Yan. 1877 tritt der $ 14 aufer 
Kraft, inſoweit diefe Vorſchrift die Unterbrechung der Verjähre 
ung an die Anmeldung der Alage Mnüpft. 
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ber Staats⸗ u, Communalbedürfniſſe zu leiſten-In den unter Nr. 2 und 3 beftimmten Fällen 


ben Spanndienften nicht herangezogen werden. iſt die Strafe mit ber Einlieferung der 


20. Die Thorwahen, Thor-, 
arrierebeamten find verbunden, bie 


Schlagbäume jchleunigft zu öffnen, 
30) —* oft 3 


Sendung 


rüden- und zur Poſt verwirtt. 8 28. Im erften Rüdfalle 
a. und wird bie Strafe ($ 27) verdoppelt und bei fer- 
fobald derineren Rüdfällen auf das Bierfadhe erhöht. — 


on das übliche Signal gibt. Ebenjo müſ-Im Nüdfalle befindet ſich derjenige, welder, 
fen auf dafjelbe die Fährlente die Weberfahrt nachdem er wegen einer der im $ 27 bezeichnes 


unverzüglich bewirlen. Bei 
ift eine Gelbftrafe von ı M bis zu 30 M ver- 
wirkt. $ 24. Auf Requifition der Poſtbehörden 
aben die Polizei- und Gteuerbeamten u. deren 

rgane zur Verhütung u, Entdedung von ar 
übertretungen mitzuwirken. $ 25. Die Poftan- 
ftalten find berechtigt, unbezahlt gebliebene Be— 
träge an Perfonengeld, Porto u. Gebühren nad 
den für die Beitreibung öffentlicher Abgaben be- 
ftehenden Vorſchriften executiviſch einziehen zu 
lafjen. — Die mit Beitreibung erecutionsreifer 
Forderungen im Allgemeinen Betranten Organe 
ind verpflichtet, die von den Boftanftalten an- 
gemeldeten rüdjtändigen Beträge an Perjonen- 
geld, Porto und Gebühren im Wege der Hilfd- 
volljtredung einzuheben. — Dem Erequirten —* 
jedoch die Betretung bed Rechtsweges offen. 
8 26. Die Beträge, welche in einer Sendung 
enthalten find, die weder an ben —— ber 
ftelt, nod) an den Abſender zurüdgegeben wer- 
ben fann, ober melde aus dem Berlaufe ber 
vorgefundenen Gegenftände gelöft werden, fließen 
nad Abzug des Porto und der fonftigen Koſten 
ur Boftarmen- oder Unterftügungstafie. Meldet 
* der Abſender oder der breffat päter, jo 
gentt ihm die Poftarmen« oder Unterftügungs- 
affe die ihr zugefloffenen Sumnten, jedody ohne 
Zinfen, zurück. — Nah gleihen Grundfägen ijt 
mit Beträgen, welche A. Poſtſendungen einger 
ahlt find, und mit zurüdgelajjenen Pafjagier- 

ecten zu verfahren. 


Abſchnitt IV. 


Strafbeftiimmungen bei Poft- und Porto» 
Defraudationen. 

8 27. Mit dem vierfachen Betrage des — 
dirien Portos, jedoch niemals unter einer Geld- 
ftrafe von 3 M, wird beſtraft: 1) wer Briefe 
oder politifche Zeitungen, den Beitimmungen der 
88 1 u. 2 zuwider, auf andere Weife, als durch 
die Poft, gegen Bezahlung befördert oder ver- 
jhidt; erfolgt die Beförderung im verfiegelten, 
zugenähten oder ſonſt verſchloſſenen Badeten, jo 
trifft die Strafe den Beförderer nur dann, wenn 
er den verbotwidrigen Inhalt des Padets zu 
erfennen vermochte; 2) wer ſich zu einer porto- 
pflihtigen Sendung einer, von der Entrichtung 
des Portos befreienden Bezeihnung bedient od. 
eine folde Sendung in eine andere verpadt, 
welche bei Anwendung einer bvorgeichriebenen 
Bezeihnung portofrei befördert wird; 3) wer 
Boltwerthzeichen nah ihrer Entwerthung zur 
Frankirung einer Sendung benugt; inwiefern in 
dieſem Falle wegen hinzugetretener Bertilgung 
des Entwerthungszeichens eine härtere Strafe 
verwirft ift, wird nad) den allgemeinen Strafge- 
jegen beurtheilt; 4) wer Briefe od. andere Sachen 
zur Umgehung der Bortogefälle einem Poſtbeam- 
ten oder Poſtillon zur Mitnahme übergibt. — 


uwiberhandlungen |ten Defraudationen vom Geridjte oder im Ber- 


waltungswege ($$ 34, 35) bejtraft worden, aber 
mals eine diefer Defraudationen begeht. — Die 
Straferhöhung ur ri Rückfalls tritt auch ein, 
wenn die frühere Strafe nur theilweije verbüßt, 
oder ganz oder theilweije erlaffen ift, bleibt je- 
doch ausgeichloffen, wenn jeit der Verbüßung 
ober dem Erlaſſe der legten Strafe bis zur Be— 
ehung der neuen Defraudation drei Jahre ver- 
offen find. $ 29. Wer wiſſentlich, um der Poft- 
fafje das Perfonengeld zu entziehen, uneinge- 
jchrieben mit der Poft reift, wird mit dem vier- 
fachen Betrage des defraudirten Perjonengeldes, 
jedoch niemals unter einer Geldftrafe von 3 M, 
beftraft. $ 30. Außer der Strafe muß in den 
Fällen des $ 27 das Porto, welches für die Be— 
förderung ber Gegenftände der Poſt zu entrich- 
ten Ans wäre, und in dem Falle des $ 29 
dad bdefraudirte Perjonengeld gezahlt werben. 
In dem Falle des $ 27 unter Nr. ı haften der 
Ubjender und der Beförderer für das Porto fo- 
lidariih. 881. Die Dauer der Haft, welde an 
die Stelle einer nicht beizutreibenden Gelditrafe 
tritt, ift vom Richter feftzufegen und darf ſechs 
Wochen nicht überfteigen. $ 32. Die Poftbehör- 
den und Poftbeamten, welche eine Defraudation 
entdeden, find befugt, die dabei vorgefundenen 
Briefe oder anderen Sachen, weldje Gegenftand 
der Mebertretung find, in Beſchlag zu nehmen 
und jo lange ganz oder theilweije zurüdzuhalten, 
bis entweder bie befraudirten Poftgefälle, die 
Gelditrafe und die Koften gezahlt oder durch Cau— 
tion fichergeftellt find. $ 33. Die in den $$ 27 
bis 29 ie Belditrafen fließen zur Poft- 
armen oder Unterjtügungsfajfe. 


Abſchnitt V. 
Strafverfahren bei Poſt- und Porto— 
Defraudationen. 

8 34. Wenn eine Poft- oder Porto » Defrau⸗ 
dation entdedt wird, jo eröffnet Die Ober- Boft- 
direction od. die mit den Functionen der Ober: 
Pojtdirection beauftragte Poſtbehörde mittels 
befonderer Verfügung vor Einleitung eines förm— 
lihen Verfahrens dem Angeſchuldigten, melde 
Geldftrafe für von ihm verwirkt zu —— ſei, 
und ſtellt ihm hierbei frei, das fernere Verfah— 
ren u. die Ertheilung eines Strafbeicheides durd) 
Bezahlung der Strafe u. Koſten innerhalb einer 
pröclufioikigen Friſt von 10 Tagen zu vermeiden. 
Xeiftet der Ungejchuldigte hierauf die Zahlung 
obne Einrede, ' gilt die Verfügung ald rechts— 
fräftiger Strafbeiheid; entgegengeiegten alles 
erfolgt die Unterfudung und Entideidung nad) 
Mafgabe der SS 35 bis 46. 85. Die Unter 
ſuchung wird ſummariſch von den Poftanftalten 
oder von ben Bezirksauflichtsbeamten zur u. 
darauf im Berwaltungsmwege von ben Ober-Poft« 
directionen ꝛc. entichieden, Dieſe können jedoch, 
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fo lange noch fein Strafbeſcheid erlafjen worden 
ift, die Verweifung der Sache zum gerichtlichen 
Verfahren verfügen, und ebenjo kann der Un- 
gejhuldigte während der Unterjuchung bei ber 
Boftbehörde und binnen zehn Tagen präclufivi- 
{cher Frift, nach Eröffnung des von letzterer ab» 
gefaßten Strafbejcheides, auf rechtliches Gehör 
antragen. Diejer Antrag ift an die Pojtbehörde 
zu richten. Der Strafbeieib wird alö nicht er- 
gangen — — Einer ausdrücklichen An— 
meldung der Berufung auf rechtliches Gehör 
wird es gleich geachtet, wenn der Angeſchuldigte 
auf die Vorladung der Poſtbehörde nicht erſcheint 
oder die Auslaſſung vor derſelben verweigert. 
$ 36. Bei den Unterſuchungen im Verwaltungs— 
wege werden die Betheiligten mündlich verhört 
und ihre Ausjagen zu Protofoll genommen. 
$ 37. Die Zuftellungen und die VBorladungen 
gefchehen durch die Beamten oder Unterbeamten 
der Boftanjtalten, oder | beren Requiſition 
nach den für gerichtlihe Inſinuationen beftehen- 
den Vorſchriften. $ 88. Die Zeugen find ver- 
bunden, den an fie von den Poſtbehörden 
ergehenden Borladungen Folge zu leilten. Wer 
fi) deffen weigert, wird dazu auf Requijition 
der Poſtbehörden durch das Gericht in gleicher 
Urt, wie bei geridhtlichen Vorladungen, angehal» 
ten. $ 89. In Sachen, wo die zu verhängende 
Geldftrafe den Betrag von 150 M überjteigt, 
mu dem Angeichuldigten auf Verlangen eine 
Friſt von acht Tagen bis vier Wochen zur Ein- 
reihung einer ſchriftlichen Vertheidigung gejtat- 
tet werden, O. Findet die Ober-Kojtdirec- 
tion 2c. die Anwendung einer Gtrafe nicht be» 
gründet, fo verfügt fie die Zurücklegung der Acten 
und benachrichtigt hiervon den Angejchuldigten. 
$ 41. Dem Strafbeicheide müfjen die Entſcheid— 
ungegründe beigefügt fein. Auch ift darin der 
Angeſchuldigte jowol mit den ihm dagegen zus 
ftehenden Rechtömitteln ($ 42), ald auch mit der 
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neue Thatſachen oder Beweismittel, deren Auf- 
nahme erheblich befunden wird, angeführt, fo 
wird mit der Jnjtruction nad) den für die erjte 
Inſtanz gegebenen Beftimmungen verjahren. 
5 44. Das Recursrefolut, weldem die Ent 
ſcheidungsgründe beizufügen find, wird an bie 
betreffende Poftbehörde befördert und nad) er— 
Dige: Publication oder Inſinuation vollitredt. 
5 45. Mit der Verurtheilung des Angefchuldig- 
ten zu einer Strafe, durch Strafsejcheid oder 
Recursrejolut, iſt zugleich die Verurtheilung des— 
jelben in die baaren Auslagen des Verfahrens 
auszufprechen. — Bei der Unterfudhung in Ber- 
waltungswege fonımen, außer den baaren Aus— 
lagen an Porto, Stempel, Zeugengebühren zc. 
feine Kojten zum Anſatz. — Der Ungeihuldigte, 
welcher wegen Poſt- oder Porto » Defraudation 
zu einer Strafe gerichtlich verurtheilt wird, Hat 
auch die durch das Verfahren im Verwaltungs» 
wege entitandenen Koften zu tragen. $ 46. Die 
Bollftredung der rechtskräftigen Erkenntniſſe ge- 
ihieht nach den für die Bollftredung ftrafgeridht- 
licher Erkenntniſſe im Allgemeinen beftehenden 
Vorſchriften, die Volljtredung der Strafbehörbe 
oder der Refolute aber von der Poftbehörde; 
letztere hat dabei nad) denjenigen Vorjchriften zu 
verfahren, welche für die Execution der im Ver— 
waltungöwege fejtgejegten Geldſtrafen ertheilt find. 


Abſchnitt VL 
Allgemeine Beftimmungen. 


‚$ 47. Was ein Briefträger oder Poſtbote über 
die von ihm gejchehene Beſtellung auf feinen 
Dienfteid anzeigt, ift jo lange für wahr u. rich 
tig anzunehmen, bis das gr überzeugend 
nachgewiejen wird, $ 48. Die PBoftverwaltung 
it für die richtige Beitellung nicht verantwori— 
(ih, wenn der Adreſſat erklärt Hat, die an ihn 
eingehenden Poſtſendungen ſelbſt abzuholen oder 
abholen zu laſſen. Auch Liegt in diefem Falle 


Straferhöhung, welde er beim Nüdfalle ($ 28)|der Poftanftalt eine Prüfung der Legitimation 


zu erwarten hat, befannt zu machen, — Der 
Strafbeiheid iſt durch die Poſtanſtalt dem An— 
geichuldigten entweder zu Protofoll zu publiciren 
oder in der für die Vorladung vorgejchriebenen 
Form zu infinniren. $ 42. Der Ungeichuldigte 
fann, wenn er von der Befugniß zur Berufung 
auf richterlihe Enticheidung feinen Gebraud) 
machen will, gegen den Strafbeſcheid den Recurs 
an bie ber Ober-Poftdirection 2c. vorgejehte Be- 
börde ergreifen. Dies muß jedoch binnen zehn 
Tagen präcluſiviſcher Friſt nach der Eröffnung 
des Strafbejcheides geſchehen und ſchließt ferner- 
hin jedes gerichtliche Verfahren aus, Der Re 
curs ijt durch Unmeldung bei einer Poftbehörde 
gewahrt. — Wenn mit der Anmeldung eines 
Recurſes nicht zugleich defjen Rechtfertigung ver- 
bunden it, jo wird der Angeſchuldigte durch Die 
Poſtanſtalt aufgefordert, die Ausführung feiner 
weiteren Bertheidigung in einem nidyt über vier 
Boden hinaus anzufegenden Termine zu Pro» 
tofoll zu geben oder bis dahin jcriftlich einzu- 
reihen. $ 43. Die Verhandlungen werden hier« 
nächſt zur Abfafjung des Necursrefoluts an bie 


competente Behörde eingefandt. Hat jedoch) der|jchriften getroffen. 


Angeſchuldigte zur Rechtfertigung des Recurſes 


desjenigen, welcher fi) zur Abholung meldet, 
nicht ob, jofern nicht auf den Untrag des Adrej- 
jaten zwiſchen diejem und ber Bortantalt ein 
desfallſiges bejonderes Ublommen getroffen wor- 
den iſt. $ 49. Die Pojtverwaltung vr nachdem 
ſie das Formular zum Ablieferungsjcheine dem 
Adrefjaten reglementsmäßig hat ausliefern laſſen, 
nicht verpflichtet, die Aechtheit der Unterjchrift 
und des etwa hinzugefügten Giegeld unter dem 
mit dem Namen des Empfangsberechtigten un- 
terjchriebenen und beziehungsweije unterfiegelten 
Ablieferungsicheine zu unterjuchen. Ebenfowenig 
braudjt fie die Legitimation desjenigen zu prüs 
jen, welcher unter Vorlegung des vollzogenen 
Ablieferungsſcheines, oder bei Padeten ohne 
Werthangabe unter Vorlegung des reglements- 
mäßig ausgelieferten Begleitbriefes, die Aus— 
händigung der Sendung verlangt. $ 50. Durd 
ein von dem Reichskanzler zu erlafjendes Regle— 
ment, welches mittels der für die Publication 
amtliher Bekanntmachungen beftimmten Blätter 
wu veröffentlichen ift, werden die meiteren bei 

enugung der Poftanftalt zu beobachtenden Vor 
— Dieje Vorſchriften gelten 
als Beſtandtheil des Vertrages zwiſchen der 
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Voſtanſtalt und dem Abſender, beziehungsweiſe bezeichnen, daß jeder Ungewißheit vorgebeugt 


Reiſenden. — Das Reglement hat zu enthalten: 
1) die Bedingungen für die Annahme aller be— 
hufs der Beförderung durch die Poſt eingeliefer- 


ten Gegenftände; 2) das Marimalgewicdht der 


Ride und Padete; 3) die Bedingungen der 
Rüdforberung von Seite des Abſenders und bie 
Vorſchriften über die Behandlung unbeftelbarer 
Sendungen; 4) die Beitimmungen wegen ſchließ⸗ 
licher Verfügung über die unanbringlichen Send» 
ungen; 5) die Bezeichnung der für Beförderung 
durch die Poſt unzuläffigen Gegenftände; 6) die 
Gebühren für Poſtanweiſungen, Borihußfend. 
ungen und fonjtige Geldübermittelungen durch 
die Boft, für Sendungen von Drudjachen, Waaren- 
proben und Muftern, Correjpondenzfarten, re 
commandirte Sendungen, für Zuſtellung von 
Sendungen mit Behändigungsicheinen, für Lauf- 
fchreiben wegen Poſtſendungen und Ueberweifung 
ber — 7) Anordnungen über die Art 
der Beſtellung der durch die Poſt beförderten 
Gegenſtände und die Hierfür zu erhebenden Ge— 
bühren, indbejondere die Gebühren für Beitell- 
ung der Erpreßjendungen, der Stadtbriefe und 
Padete, der Werthjendungen, ferner die Vor— 
fchriften über ——— 8) die Be- 
dingungen für die Beförderung der 

mit den ordentlichen Poſten oder mit Extrapoſt 
die Beitimmung des Perfonengeldes u. der Ge- 
bühr für Beförderung von Paffagiergut; 9) bie 
näheren Anordnungen über Eontirung u. Erebi- 
tirung von Porto, fowie die dafür zu entrich— 
tenden Gebühren; 10) ee... zur Auf- 
rechterhaltung der Ordnung, der Sicherheit und 
des Anftandes auf den Poſten, in ben Boftloca- 
len und Paffagierftuben. — Die unter Ziffer 2, 
4 und 6 bezeichneten Anordnungen unterliegen 
ber Beſchlußfaſſung des Bundesrathes, — Für 
den inneren Bojtverfehr der Königreihe Bayern 
und Württemberg werden die reglementairen 
Anordnungen von den zuftändigen Behörden 
diefer Staaten erlaffen. $ 51. Alle bisherigen 
allgemeinen und bejonderen Beftimmungen über 
Gegenftände, worüber das gegenwärtige Gejeg 
verfügt, foweit jene Bejtimmungen nicht auf den 
mit dem Auslande abgefejloffenen taatöver» 
trägen oder Gonventionen beruhen, werden 
hierdurch aufgehoben. $ 52. Das gegenwär- 
tige Gejeg tritt mit dem 1. Januar 1872 in 
Kraft. 

IL Poſtordung vom 18. December 
1874?) 


Abichnitt I. 
Poſtſendungen. 

8 1. [Allgemeine Beſchaffenheit der Poſtſend⸗ 
ungen] I. Die Poftjendungen müfjen nad) den 
folgenden Bejtimmungen gehörig adrejjirt und 
haltbar verpadt und verichloffen fein. IL Es 
beträgt das Meiftgewicht: eines Briefes 250 g, 
einer Drudjadje 1 kg, einer Waarenprobe 250 g, 
eines Padet3 50 kg. 

8 2. [Moreffe.] I. Die Adreſſe muß den Be- 






i-|der Pojt- Ba 


wird. IL. Dies gilt auch bei foldhen mit pojt- 
lagernd bezeichneten Gegenftänden, für welche die 
Poit Gewähr zu leiften hat. Wei anderen Ge- 
enftänden nıit dem Vermerk poftlagernd darf, 
ſtatt des Namens des Adreſſaten, eine Ungabe 
in Buchſtaben oder Biffern angewendet fein. 

$ 3. [Nußenfeite.) I. Auf der Außenfeite einer 
Poſtſendung darf außer den auf die Beförderung 
bezüglihen Angaben nur der Name oder die 
Firma des Ubjenders enthalten fein. Wegen der 
bejonderen Beftimmungen für Pojt-Badetadreffen 
Poſtkarten, Drudfahen, Waarenproben und Poſt- 
anweifungen ſ. $$ 4, 13, 14, 15 u. 17. Il, Die 
Freimarken find in die obere rechte Ecke der Adreſſe 
zu Heben, 

$ 4. [Begleitabrefjen zu Padeten.] I. Jeder 
Badetjendung muß eine Vegleitadreffe (Bojt- 
Padetadrefje) in der von der Poftverwaltung 
borgejchriebenen Form beigegeben fein. II. For— 
mulare zu Bojt- Badetadreijen können bei allen 
Poftanftalten bezogen werden. III. Für Formu« 
lare, welche mit Freimarken beffebt find, wird 
nur der Betrag der Freimarle erhoben. Unbe— 
Mebte Formulare werden zum Preife von 5 P 
für je 10 Gtüd abgelafjen. IV. Formulare, 
welche nicht von der Poſt bezogen werden, müſſen 
in Größe, Farbe und Stärke des Papiers, ſowie 
im Bordrud mit den von der Poſt gelieferten 
Bormularen — übereinſtimmen. V. Der an 

etadreſſe befindliche Abſchnitt kann 
vom Abſender zu ſchriftlichen oder gedruckten ꝛc. 
Mittheilungen benugt werden. VI. Die Poft- 
Packetadreſſe muß bei ber Aushändigung des 
Padet3 an die Poftanftalt beziehungsweije an 
den bejtellenden Boten zurüdgegeben, der Ab» 
ihnitt kann jedoch durch den Empfänger abge 
trennt und zurüdbehalten werben. 

$ 5. [Mehrere Packete zu einer Begleitabreffe.] 
L Mehr als drei Padete dürfen nicht zu einer 
Begleitadreffe gehören. Auch ift e3 nicht zuläjfi 
Padete mit Werthangabe und ſolche ohne Wert 
angabe mitteld einer Begleitadreije zu berjenden. 
IL Gehören mehrere PBadete mit Werthangabe 
zu einer Begleitadrefie, jo muß auf derjelben 
der Werth eines jeden Padetes beſonders ange- 
geben jein. 

8 6. [Aufichrift der Padete.] I. Die Auf- 
ihrift eines Padeted muß die wefentlichen An— 
gaben der Begleitadrefje enthalten, jo daß nöthi« 

enfall3 das Badet auch ohne die Begleitadreffe 
Befteift werden kann. — Zur Aufjchrift gehört 
aud, daß im Falle der Franfirung der Bermerf 
„frei“ ꝛc., im Falle der Entnahme von Bojtvor- 
ſchuß der Bermert: „Vorſchuß von... .“ unter 
Angabe des Betrages, und im alle des Ber- 
langens der Eilbejtellung der Vermerk: „durch 
Eilboten 20.“ angegeben wird. II. Die Auffchrift 
eined Packetes muß in haltbarer Weije unmittel- 
bar auf der Umhüllung angebracht werden. it 
dies nicht ausführbar, fo iſt die Auffchrift auf 
einem der ganzen Fläche nach aufgeflebten oder 
fonft unlösbar darauf befeftigten Papier ꝛc. an- 


ftimmungsort und den Adreſſaien jo beitimmt|zubringen, oder es jind haltbar befeitigte Fahnen 


») Nad) der Verordnung vom 13. April 1877 geändert. 


% 


von Pappe, Bergamentpapier, Holz oder jonfti- 
gem feitem Stoffe zu benugen. 
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87. [Werthangabe.]) I. Wenn der Werth einer hafter Verpackung einer Sendung während ber 
Sendung angegeben werben foll, jo muß derſelbe Beförderung eine neue B:rpadung nöthig wird, 
bei Briefen auf ber ie und bei anderen ſo werben die Koften bafür von dem Adreſſaten 
Sendungen ſowol auf der Begleitadreſſe, als aufleingezogen, bemjelben aber eritattet, wenn ber 
dem zugehörigen Padet erfichtlich gemacht werden. |Ubjender die ek nachträglich übernimmt. 
II. Die Ungabe des Werthes einer Sendung hat 9. [Berfchluß.] I. Der Verſchluß der Poft- 
in der Reihsmarfwährung zu erfolgen. Der an-|jendungen muß haltbar und jo eingerichtet fein, 

egebene Betrag joll den gemeinen Werth der|daß —* Beſchädigung oder Eröffnung deſſelben 
Sendung nicht überfteigen. III. Bei der Ber-Idem Inhalte nicht beizufommen ift. II. Bei 
fendung von courshabenden Papieren ift der Briefen en Gegenden unter heißen Himmels— 
Courswerth, welchen dieſelben zur Zeit der Ein-|ftrihen darf zum Verſchluß Siegellad oder ein 
fieferung haben, bei der Verſendung bon hypo⸗ anderer, durch Wärme fich auflöfender Stoff nicht 
thetariſchen Papieren, Wechſeln umd ähnlichen benutzt werden. III Bei Padeten mit Werth. 
Documenten derjenige Betrag anzugeben, weldjerJangabe Hat die Befeftigung der Schlüfje ftets 
vorausfichtlic zu verwenden fein würde, um eine durch Siegellad mit Abdruck eined ordentlichen 
neue rechtögiltige Ausfertigung ded Documents Petſchafts ftattzufinden. IV. Bei Padeten ohne 
zu erlangen, oder um bie Hinderniſſe zu bejei- | Werthangabe kann von einem Verſchluß mittels 
tigen, welche ſich der Einziehung der Forderung |Siegels oder Bleie abgejegen werden, wenn durch 
entgegenftellen würden, wenn dad Document ver-|den fonftigen Verſchluß oder durch die Untheil- 
foren ginge. Iſt aus ber Werthangabe zu er- barkeit des Inhaltes ſelbſt die Sendung hHin- 
fehen, daß diejelbe den vorftehenden Regeln nicht |reidhend gefichert ee ei Sendungen, deren 
entipricht, jo kann die Sendung zur Verihtigung |Umhüllung aus Padpapier befteht, kann der 
zurüdgegeben werben. Iſt letzteres aber au Verſchluß mitteld eines guten Klebeftoffes oder 
nicht geichehen, jo darf dennod aus einer irr-|mitteld Siegelmarten aus Papier oder einem 


thümfih zu hohen Werthangabe ein Anſpruch 
auf Erftattung des entiprechenden Theiles ber 
Verfiherungdgebühr nicht hergeleitet werben. 
Iv. Entnahme von Poſtvorſchuß gilt nicht als 
Werthangabe. Vorſchußſendungen werden daher 
nur dann als Werthiendungen behandelt, wenn 
neben der Angabe des Vorſchuſſes auf der Send» 
ung ausdrüdlih ein Werth angegeben ift. V. 
Ueber Sendungen mit Werthangabe wird ein 
Einlieferungsichein ertheilt. 

88 |[ ger. I. Die Berpadung ber 
Sendungen muß nad) Maßgabe der Befürber- 
ungditrede, deö Umfanges ber Sendung u. der 
Berhaffenheit des Inhalte haltbar und fidhernd 
eingerichtet fein. II. Bei Gegenftänden von ge» 
ringerem Werthe, welche nicht unter Drud leiden, 
und nicht Fett oder Feuchtigkeit abjegen, ferner 
bei Ucten oder Schriftenfendungen genügt bei 
einem Gewichte bid zu ungefähr 3 kg, wenn bie 
Dauer der Beförderung verhältnißmäßig kurz ift, 
eine Hülle von Badpapier mit angemefjener Ber- 
Ihnürung. III. Auf größere Entfernungen zu 
verjenbende oder ſchwerere Gegenftände müſſen, 
infofern nicht der Inhalt und Umfang eine an- 
dere feftere Verpadung erfordern, mindeftend in 
mehrfachen Umſchlägen von ftarlem Padpapier 
verpadt fein. IV. Sendungen von bebeutenderem 
Werthe, insbefondere ſolche, welche durch Näſſe, 
Neibung oder Druck leicht Schaden leiden, z. B. 
Spitzen, Seidenwaaren zc., müſſen nad Maßgabe 
ihres Werthes, — und Gewichtes in ge- 
nügend ficherer Weile in Wachsleinwand, Pappe 
oder in gut befchaffenen, nad Umftänden mit 
Leinen überzogenen Kiften 2c. verpadt fein. V. 
Sendungen mit einem Inhalte, welche anderen 
Poſtſendungen ſchädlich werden Fönnte, müſſen jo 
verpadt fein, daß eine ſolche Beihäbigung fern 
gehalten wird. Fäſſer mit Flüffigkeiten müſſen 


mit ftarfen Reifen veriehen fein. Kleinere mit|padung in 
Flüffigkeiten angefüllteGefähe (Flaſchen, Krüge 2c.)|oder Leder 
iften, Kübeln od. |jowie die Naht Hinlänglich oft verfiegelt ſein. 


find noch befonders in feiten 


ähnlichen fefteren Stoffe Hergeftellt werden. Auch 
bei anderen Padeten können Siegelmarken in 
Anwendung fommen, fofern dieſe mit Rüdficht 
auf ben zur —— benutzten Stoff jo be 
ſchaffen find, daß dadurch ein Haltbarer Verſchluß 
erzielt wird. V. Bei Reifetaichen, Koffern und 
Kiften, welche mit Schlöffern verjehen find, fowie 
bei gut gereiften und feft verjpundeten Fäſſern, 
auch feft vernagelten Kiften, bedarf es ebenfalls 
feines weiteren Verſchluſſes durch Siegel oder 
Blei. VI Desgleihen können gut umbüllte 
Maſchinentheile, größere Waffen u. Inftrumente, 
Rartentaften, einzelne Stüde Wildpret, 3. B. 
Hafen, Rehe 2c., ohne Giegel- ober feiverfchluß 
angenommen werben. 

$ 10. [Befondere Anforderungen bezüglich der 
Werthſendungen.) Briefe mit Werthangabe 
(Gold, Silber, Papiergeld, Wert ieren ꝛc.) 
müſſen mit einem haltbaren Umſchlage verſehen 
und mit mehreren, durch daſſelbe Petichaft in 
gutem Lad hergeftellten Siegelabdrüden dergeftalt 
verihlofien fein, daß eine Verlegung des In— 
haltes ohne ãußerlich wahrnehmbare Beihädig- 
ung bed Umſchlages oder bes Giegelverichluffes 
nicht möglich iſt. II. Gelbftüde, welche in Brie- 
fen verjandt werden, müſſen in Papier od. der- 
leihen eingejhlagen und innerhalb des Briefes 
b befeftigt fein, daß eine Veränderung ihrer 
tage während ber Beförderung nicht ftattfinden 
fann. III. Schwerere Geldjendungen find in 
Padete, Beutel, Kiften oder Fäſſer feft zu ver- 
paden. IV. Sendungen bis zum Gewichte von 
2 kg dürfen, fofern der Werth bei Papiergeld 
nit 10,000 M unb bei baarem Gelde nicht 
1000 M überfteigt, in Padeten von ftartem, mehr · 
fach umgeſchlagenem und gut verihnürtem Bapter 
eingeliefert werden. V. Bei jchwererem Gewichte 
und bei größeren Summen muß die äußere Ber- 
Itbarem Leinen, in Wachsleinwand 
ftehen, gut umjchnürt und vernäßt, 


Körben zu verwahren. VL. Wenn infolge fehler-IVI. Geldbeutel und Säde, welche nit in Fäſſern 


nn SEE _ 
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u. ſ. w. verfandt werben, können in dem Falle feft von außen und innen verpadt und al ſolche 
aus einfacher ftarter Leinwand bejtehen, wenn ſowol auf der Begleitadreffe ald auch auf der 
das Geld darin gehörig eingerollt oder zu Päck- Sendung felbft, bezeichnet fein. Der Abſender 
chen vereinigt enthalten ift. Andernfalls müfjenjift, wenn er biefe Bedingung nicht eingehalten 


die Beutel aus —— doppelter Leinwand hat, 
aht darf nicht auswendig |den 


hergeftellt fein. Die 
und der Kropf nicht zu furz fein. Da, wo ber 
Knoten gejchürzt ib und außerdem über beiden 
Schnurenden muß das Giegel deutlich aufgedrüdt 
fein. Die Schnur, welde den Kropf umgibt, 
muß dur den Kropf jelbft hindurch gezogen 
werden. Dergleihen Sendungen follen nicht über 
25 kg ſchwer fein. VII. Die Geldtiften müſſen 
von ftarfem Holz angefertigt, gut gefügt u. feit 
vernagelt fein, oder gute Schlöffer Haben; fie 
dürfen nicht mit überftehenden Dedeln verjehen, 
die Eifenbefchläge müfjen feit und dergeftalt ein— 
gelafjen fein, daß fie andere Gegenftände nicht 
zericheuern können. Ueber 25 kg jchwere Kiften 
müjlen gut bereift und mit Handhaben verjehen 
fein. VII. Die Gelbfäffer müſſen gut bereift, 
die Schlußreifen angenagelt und an beiden Bö— 
den dergeitalt verſchnürt und verfiegelt fein, daß 
ein Deffnen des Faſſes ohne Verlegung der Um— 
fchnürung oder des Giegeld nit möglich ift. 
IX. Bei Badeten mit baarem Gelbe in größeren 
Beträgen muß der Inhalt gerollt fein. Gelder 
in Fäffern oder Kiften müfjen in Beuteln oder 
Padeten verpadt fein. 

$ 11. [Bon der Poftbeförberung ausgeſchloſſene 
Gegenftände.)] I. Zur Berjendung mit der Bolt 
dürfen nicht aufgegeben werben: Gegenftände, 
deren Beförderung mit Gefahr verbunden ift, 
namentlih alle durch Reibung, —— 
Druck oder ſonſt leicht entzündliche Sa 


& den aus etwaiger Entzündung entjtehen- 
aden haftbar. IV, Die im 8 11 Ubi. IE 
ausgeſprochene Befugniß der Poftanftalten tritt 
aud) in ſolchen Fällen ein, in welchen Grund zu 
der Annahme vorliegt, daB die Sendungen Flüj- 
figfeiten, dem ſchnellen Verderben und der Fäul- 
niß ausgeſetzte Sachen, lebende Thiere, Zündhüt- 
chen oder ae! enthalten. 

$ 13. | ojtfarten.] I. Die Borberfeite ber 
Poitkarte ift für die Üdrefje beftimmt. Die Rüd- 
jeite lann zu jchriftlihen Mittheilungen benugt 
werden. Die Adreſſe und die Mittheilungen kön— 
nen mit Tinte, Bleifeder oder farbigem Stifte 
geſchrieben werden; nur muß die Schrift haften 
und deutlich fein. IL. Die Boftkarten fönnen aud 
gegen ermäßigted Porto ($ 14) als Formular 
zu Drudjahen benupt werden; in diefem Falle 
müfjen die Mittheilungen auf der Nüdjeite der 
Poſtkarte durch Drud oder ſonſt auf mechanijchen 
Wege hergeftellt fein; fie dürfen feine meiter- 
gehenden jchriftlihen Einfhaltungen oder Zuſäte 
enthalten, als nad $ 14 bei Drudjachen geitattet 
find. Die Unfügung von Waarenproben zu Poft- 
farten ift unzuläſſig. III. Zu den Boftfarten 
mit Antwort werden bejonbers dazu eingerichtete 
Formulare verwendet, von denen die zweite Hälfte 
zur Antwort dient. IV. Boftlarten müffen fran- 
firt werben. Für Poſtkarten mit Antwort ift 
aud für die Antwort das Porto vorauszubezah⸗ 
fen. Unfrankirte od. unzureichend frankirte Poſi⸗ 


n, ſowie karten werben nicht befördert. V. Die Gebühr 


ägende Flüffigfeiten. II. Die Poftanftalten find |beträgt ohme Unterjchied der Entfernung 5 P für 


befugt, in Fällen des Verdachtes, daß bie Send- |jede Poſtlarte. 


ür Boftlarten mit Antwort wer: 


ungen Gegenftände der obigen Urt enthalten,|den 10 P erhoben. Bei der Berwendung von 
vom Aufgeber die Angabe des Inhaltes zu ver-|Boftfarten als Formulare zu Drudjahen beträgt 
langen und, falls bielelbe verweigert wird, die das Porto 3 P. VI. Formulare zu Poſtkarten 
Annahme der Sendung abzulehnen. III. Die-|fönnen bei allen Poftanftalten bezogen werden. 
jenigen, welche derartige Sachen unter unrichtiger| VII. Ungeftempelte Sormulare zu Poſtkarten 
Ungabe oder mit Verſchweigung bed Inhaltes|werden zum Preife von 5 P für je 10 Stüd 
aufgeben, haben — vorbehaltlich der Bejtrafung |verabfolgt. Für geftempelte Formulare zu Roft- 
nad) den betreffenden Gejegen — für jeden ent-|farten wird nur der Betrag bed Stempel er- 
tehenden Schaden zu haften. IV. Die Boftan-|hoben. VIIL. Formulare, welche nicht von der 
talten lönnen die Annahme und Beförderung Poſt bezogen werden, müſſen in Größe u. Stärke 
von Poſtſendungen ablehnen, fofern nah Maß-|ded Papiers mit den von ber Poft gelieferten 


abe der vorhandenen Poftverbindungen u. Poft- 
Beförderungemittel die Zuführung derjelben an 
den Beitimmungsort nicht möglich ift. 

8 12. [Bur — ————— —— ugelaſ⸗ 
ſene Gegenjtände.] I. Flüſſigkeiten, die 
dem ſchnellen Verderben und der Fäulniß aus— 

eſetzt ſind, unförmliche große Gegenſtände, ferner 
ebende Thiere, lönnen von den Poſtanſtalten 
zurüdgewiejen werden. II. Für dergleichen Ge— 

enftände 2c., wenn diejelben dennod zur Be— 
Örderung — werden, ſowie fuͤr leicht 
zerbrechliche Gegenſtände und für in Schachteln 
verpadte Sachen leiſtet die Poſtverwaltung keinen 
Erſatz, wenn durch die Natur des Inhaltes der 
Sendung oder durch die Beſchaffenheit der Ver— 
padung während der Beförderung eine Beichä- 
Digung oder ein Berluft entitanden ift. TIL. 


übereinjtimmen, auch auf der VBorderfeite mit der 
gebrudten oder geſchriebenen Ueberſchrift „PBoft- 
farte” verjehen jein, dürfen aber nicht das Reichs— 


wappen tragen. 

14. ——— I. Gegen die für Drud- 
ſachen feftgejegte ermäßigte Tage können befördert 
werden: alle gedrudte, lithographirte, metallo- 
graphirte, photographirte oder jonft auf meda- 
nifhem Wege hergeftellte, nah ihrem Format u. 
ihrer ſonſtigen Beihaffenheit zur Beförderung 
mit der Briefpoft geeignete Gegenftände. Aus— 
genommen hiervon find bie mitteld der Copir- 
mafchine oder mitteld Durchdruckes oder mittels 
eines dem Ducchdrud ähnlichen Verfahrens her- 
geitellten Schriftitüde, — gleichviel ob dabei eine 
Schablone beziehungsweile Matrize zur Verwend⸗ 
ung kommt oder nit —, jowie die mittel3 der 


Zündhütchen oder Zündfpiegel müffen in Kiſten ſogenannten Blindenſchrift hergeftellten Gegen- 
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ſtände. II. Die Sendungen können entweder un-, Bücher, Zeitſchriften, Bilder und Muſilalien) die 
ter der Adreſſe beitimmter Empfänger, oder als Werke, welche verlangt werden, auf der Nüdfeite 
außergewöhnliche Beilagen folder Zeitungen u. handſchriftlich zu bezeichnen und den Vordruck 


Beitichriften, deren Vertrieb die Poſt bejorgt, zur ganz oder theilmweife zu —— oder zu 


Einlieferung gelangen. III. Für die Einliefer— 
ung unter der Adreſſe beſtimmter Empfänger 
gelten die nachſtehend unter IV. bis IX. gegebe- 
nen Vorichriften; dagegen für die Einlieferung 
al3 außergewöhnliche Zeitungsbeilagen die unter 
X. bis XII. folgenden Vorjchriften. a) Bei der 
Einlieferung unter der Wdrejje beftimm- 
ter Empfänger. IV, Die Sendungen müfjen 
offen, und zwar entweder unter GStreif» oder 
Kreuzband, oder umſchnürt, od. in einen offenen 
Umſchlag gelegt, oder aber dergejtalt einfach zu- 
fammengefaltet eingeliefert werden, daß ihr In— 
halt leicht geprüft werben kann. Drudjachen find 
auh in Form von Poftkarten zuläjlig ($ 13 
Abſ. IL). Unter Band (Verſchnürung) Tönnen 
auch Bücher, gleichviel, ob gebunden, gefalzt od. 
geheftet, verjandt werden. Dad Band muß der- 
gejtalt angelegt fein, daß daſſelbe abgeftreift u. 
die Beichränfung des Inhaltes der Sendung auf 
Gegenftände, deren Verſendung unter Band ge- 
ftattet ift, leicht erfannt werben kann. V. Der 
Sendung fann eine innere, mit der äußeren über- 
einjtimmende Adreſſe beigefügt werben. VI. Meh— 
tere Drudjahen dürfen unter einer Umhüllung 
derjendet werden; die einzelnen Gegenftände dür— 
fen aber nicht mit verjchiedenen Adreſſen oder 
bejonderen Adreß-Umſchlägen verjehen fein. VII. 
Tie Berfendung von Drudjachen gegen die er- 
mäßigte Taxe iſt unzuläjfig, wenn biejelben, nad) 
ihrer Fertigung durch Drud u. ſ. w., irgend 
welche Zujäge oder Nenderungen am Inhalt er- 
halten haben, wobei e8 feinen Unterjchied macht, 
ob die Zuſätze oder Menderungen gejchrieben od. 
auf andere Weiſe bewirkt find, 4. B. durd) Stem- 
pel, durch Drud, durch Ueberfleben von Worten, 
Biffern oder Zeichen, durch PBunftiren, Unter- 
ftreihen, Durchſtreichen, Ausradiren, Durchſtechen, 
Ab- oder Ausfchneiden einzelner Worte, Ziffern 
oder Zeichen u. ſ. m. — Es foll jedoch gejtattet 
fein: 1) auf der äußeren Seite ded Bandes den 
Namen, die Firma und den Wohnort des Ab- 
fenderd anzugeben; 2) auf der Drudjache ſelbſt 
den Ort, dad Datum und die Namensunterfchrift 
beziehungsweije Kirmazeichnung, ſowie den Stand 
des Abſenders handſchriftlich oder auf mechani- 
fchem Wege anzugeben oder abzuändern; 3) ein« 
zelne Stellen des Inhaltes, auf welche die Auf- 
merkſamkeit gelenkt werden joll, durdy Striche 
Tenntlich zu machen; 4) Drudfehler zu berichtigen; 
5) bei Preislijten, Börjenzetteln und Handels- 
eireularen die Breife, jorwie den Namen des Rei— 
jenden handfchriftlich oder auf mechaniſchem Wege 
einzutragen oder abzuändern; 6) bei Büchern, 
Mufitalien, Zeitfhriften und Bildern eine Wid— 
mung handjchriftlich einzutragen und eine Rech— 
nung beizufügen; 7) den Gorrecturbogen das 
Manuſeript beizufügen u. in denfelben Aenber- 
ungen und Zuſätze zu machen, welde die Eor- 
rectur, die Ausftattung und den Drud betreffen, 
ſolche Zuſätze auch in Ermangelung ded Raumes 


unterjtreichen; 9) Modebilder, Landkarten u. ſ. w. 

auszumalen. VIIL Druckſachen müfjen frankirt 

fein. Das Porto beträgt auf alle Entfernungen: 
bis 50 g einjhließlih 3 P, 

über 50 „ 250g oP 

250 


" " ’ 


„ 500 g ö 20 P, 
„ 500 g bis 1 kg J 30 P. 

IX. Druckſachen bis zum Gewichte von 250 g, 
welche den vorjtehenden Beftimmungen nid)t ent» 
ſprechen, werden wie unfranfirte beziehungsiweije 
unzureichend frankirte Briefe behandelt und dem- 
gemäß tarirt, mit alleiniger Ausnahme der Beit- 
ungen u. ſolcher Drudjaden, wie gedrudte Runde 
ihreiben (Eirculare), Gejhäftsanzeigen (Aviſe) 
v. j. w., welche Sendungen eintretenden Falles 
überhaupt feine Beförderung —— Ebenſo 
gelangen ei sie beſchaffene Drudjachen 
über 250 g überhaupt nicht zur Abſendung. b) 
Bei der Einlieferung als außergewöhn» 
lihe Beitungöbeilagen. X. As auferge- 
wöhnliche Beitungsbeilagen find folche dem Abſ. I 
entjprechende Druckſachen anzujehen: 1) melde 
nit nad Format, Papier, Drud oder ſonſt Be- 
itandtheile derjenigen Beitung oder Beitichrift 
bilden, mit der die Verjendung erfolgen joll; 2 
welche zwar als regelmäßige Nebenblätter zu 
Beitungen erjcheinen, die aber, ba fie auch un- 
abhängig von der Hauptzeitung für fich allein 
bezogen werden fönnen, von der Verjendung als 
ordentliche Beitungsbeilagen ausgeſchlofſen find. 
XL Jeder Berjendung außergewöhnlidyer Zeit 
ungöbeilagen muß von dem Verleger eine An- 
meldung derjelben bei der Pojtanjtalt des Auf— 
gabeorte3 und die Entrichtung des Portos für 
jo viele Exemplare, ald der betreffenden Zeit 
ung ꝛc. beigelegt werden follen, vorhergeyen. 
Das Einlegen in die einzelnen Beitungs« ꝛc. 
Eremplare ift Sache des Verlegerd. XII. Außer» 
gewöhnliche Zeitungsbeilagen dürfen einzeln nicht 
über zwei Bogen jtark, auch nicht geheftet, ge» 
falzt oder gebunden fein, jondern müfjen, wenn 
jie aus mehreren Blättern beftehen, in der Bogen« 
form zufammenhängen. Die Bojtanftalten find 
zur Zurückweiſung jolder Beilagen befugt, welche 
nad Größe und Stärle des Papiers oder nad) 
ihrer jonjtigen Bejchaffenheit zur Beförderung in 
ben Beitnngspadeten nicht geeignet erſcheinen. 
XII. Das Porto für Drudjaden, welche als 
außergewöhnliche Beitungsbeilagen zur eg 
ung gelangen, beträgt für jedes einzelne Bei— 
lage-Eremplar "/, P. Ein bei Berechnung bes 
Gejammtbetraged ſich ergebender Bruchteil einer 
Marf wird nöthigenfalld auf eine durch 5 theil- 
bare Pfennigjumme aufwärt3 abgerundet. 

$ 15. [Wnarenproben.] I. Gegen die für Waa- 
renproben feitgejegte ermäßigte Taxe werden nur 
ſolche Waarenproben —— die feinen eigent» 
lichen Kaufwerth haben und nad ihrer Bejchaf- 
fenheit, Form und Berpadung zur Beförderung 
mit der Briefpoft geeignet End. U. Hinſichts 


" 


auf bejonderen Betteln anzubringen; 8) bei Bü- der Verpadung gilt ald Bedingung, daß der In— 


&erzetteln (offenen gedrudten 


| 


ejtelungen aufihalt der Sendungen ald in Waarenproben bes 
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ſtehend leicht erlannt werden klann. Die Ver⸗entrichten. V. Eine Werthangabe iſt bei Ein— 


* lann unter Band, in offenen Briefum- 
lägen oder in briefförmigen Käſtchen oder 
Säckchen erfolgen. IIL. Die 


drefje muß außer ung übermittelt im 


ihreibjendungen nicht zufällig. 
$ 17. [Boltamveijungen.] I. Die Poftverwalt- 
ege der Poſtanweiſung 


dem Namen des Adreſſaten und des Beitimms|Gelbbeträge bis zu breihundert M einjchließlich. 
ungdorte3 den Bermert „Proben“ („Mufter“)| II. Poftanweifungen müfjen franfirt werden. Die 


enthalten. Auf der Adreffe dürfen außerdem nur 
nod) angegeben fein: der Name oder die Firma 
des Ubjenders, die Fabrik oder Handelszeichen, 
einſchließlich der näheren Bezeichnung der Waare, 
die Nummern u, die Breife. IV. Dieje Angaben 
dürfen, ftatt auf der Adreſſe, bei oder an jeder 
Probe für fi) angebracht fein. V. Den Waaren- 
proben dürfen Briefe nicht beigejchloffen oder 
angehängt werden. Mehrere Waarenproben bür- 
fen unter einer Umhüllung verfandt werden, bie 
einzelnen Proben dürfen aber nicht mit verichie- 
denen Adreſſen oder Adreß-Umſchlägen veriehen 
fein. Die Bereinigung von Drudjadhen mit Waas 
renproben zu einem Berjendungsgegenitande bis 
um Gewichte von 250 g ift geitattet; die Drud- 
—— müſſen in dieſem Falle den Beſtimmungen 
des $ 14 entſprechen. VI. Die Sendungen müſ— 
fen frantirt fein. Das Porto beträgt, gleichviel 
ob die Waarenproben für fidy allein verjandt 
werben, oder ob Drudjachen damit vereinigt find, 
ohne Unterjchied der Entfernung und des Ge- 
wichtes 10 P, VII. Für Waarenproben, welche 
ben vorjtehenden Beftimmungen nicht entiprechen, 
oder welche unfrankirt oder unzureichend frankirt 
find, tft das Porto für unfranfirte Briefe, ein- 
tretenden Falles unter Anwendung der vermen- 
beten BPoftwerthzeichen, zu entrichten. VIII. 
Waarenproben, welche einen Werth haben, des— 
gleichen diejenigen, deren Beförderung mit Nach— 
theil oder Gefahr verbunden fein würde, 3. B. 
Flüſſigkeiten, Glasgefühe, ſcharfe Inſtrumente, 
ſiart abfärbende Stoffe u. dergl., gelangen nicht 
zur Ubjendung. 

8 16. (Einthreißfendungen.) I. Briefe, Poit- 
karten, Drudiahen, Waarenproben, Briefe mit 
Behändigungsichein, Poftvorihuß-Sendungen, jo« 
wie Badete ohne Werthangabe fünnen unter Ein- 
fchreibung befördert und-müfjen zu diejem Zwecke 
von dem Abſender mit der Bezeichnung „Eins 
fchreiben“ verjehen werden. Bei Padeten ohne 
Werthangabe muß dieje Bezeichnung auf der Ver 
gleitadrejje und auf dem Padete angegeben fein; 
die Wirkung der Einjhreibung in Bezug auf die 
Gewährleiitung erftredt fich in diefem Falle nur 


auf das Packet und nicht zugleich auch auf die) Zahlung bis auf Weiteres ausgejeht. 


Begleitadrejje. IL Ueber eine eingejchriebene 
Sendung wird ein Einlieferungsihein errheilt. 
III. Für eingefchriebene Sendungen wird, außer 


Gebühr beträgt ohne Unterſchied der Entfernung: 
bis 100 U...... .. 22 
über 100 bis 200 M ..30P, 
„ 200 „ 300M ..40P. 

II. Formulare zu Poſtanweiſungen können bei 
allen Boitanitalten bezogen werden. IV. Für die 
die mit Freimarken beflebten Formulare wird 
nur der Betrag der Freimarken erhoben. Uns 
beffebte Formulare werden zum Preije von 5 P 
für je 10 Stüd verkauft. V. Die Ungabe des 
Seldbetrages auf der Poſtanweiſung hat in der 
Reichsmarkwährung zu erfolgen. Die Markſumme 
muß in Zahlen und in Buchſtaben ausgedrüdt 
jein. VI. Der der Boftanweijung angefügte Ab 
ſchnitt kann vom Abfender zu fchriftlihen Mite 
theilungen jeder Art benutzt werden. VII. Ueber 
den eingezablten Betrag wird ein Einlieferungss 
ſchein ertheilt. VIII Die Auszahlung des ars 

ewiejenen Betrages erfolgt, nachdem der Adreis 
Hit die auf der Poſtanweiſung befindliche Duitt» 
ung vollzogen Hat, gegen Nüdgabe der Poſtan— 
werjung. Der der Poftanweilung angefügte Ab» 
ſchnitt kann von dem Adreſſaten zurüdbehalten 
werden. IX. Die Erhebung des Geldbetrages 
bei der Poſtauſtalt am Bejtimmungsorte muß, 
fofern der Betrag nicht durch den beitellenden 
Boten überbracht wird, jpätejtens innerhalb 7 
Tage, vom Tage der Aushändigung der Boit« 
anweijung an den Adrefjaten gerechnet, erfolgen, 
Andernfall3 wird die Rückzahlung des Geldes 
an den Wufgeber eingeleitet, oder, jofern derjelbe 
nicht zu ermitteln ift, das für unbeitellbare Send» 
ungen vorgejchriebene Verfahren zur Anwendung 
gebracht. X. Stehen der Poitanftalt am Be— 
ſtimmungsorte die erforderlichen Geldmittel augen» 
blicdtich nicht zur Verfügung, jo kann die Aus— 
zahlung erjt verlangt werden, nadıdem die Be— 
(hafiung der Mittel erfolgt ift. XL. Wenn dem 
reffaten eine Poſtanweiſung abhanden gefon- 
men ijt, jo hat derjelbe der Boitanjtalt am Bes 
ftimmungsorte von dem Berlufte rechtzeitig Mit« 
theifung zu machen. Bon diejer Poſtanſtalt wird 
alsdann bei etwaiger Borlegung der vom Adrej- 
jaten al3 verloren angegebenen —— die 

3 iſt 
Sache des Adreſſaten, durch Vermittelung des 
Abſenders bei der Aufgabe-Poſtanſtalt die Üeber— 
ſendung eines vom Abſender auszufertigenden 


dem Vorto, eine Einſchreibegebühr von 20 P ohne) Doppels der fraglichen Poſtanweiſung behuis 


Rückſicht auf die Entfernung und das Gewicht 
erhoben. IV. Wiünjcht der Abjender eines ein- 
geichriebenen Briefes u. ſ. w. eine von dem 
Adrejjaten auszuſtellende Empfangsbeiceinigung 
(Rüdjchein) zu erhalten, jo muß ein ſolches Vers 
langen durch die Bemerkung „Rüdidein“ auf der 
Adrefje ausnedrüdt fein; auch muß der Abjender 
ſich namhaft machen oder die Adrefje bezeichnen, 
an welche der Rückſchein abzuliefern iſt. Für 
die Beihafjung des Rückſcheins ijt eine weitere 
Gebühr von 20 P vom Wbjender im Voraus zu 


Erhebung des eingezahlten Betrages zu erwirken. 
Bei der Einlieferung des Doppeld muß der bei 
der Aufgabe der abhanden gefommenen Boftan- 
weilung ertheilte Einlieferungsihein von dem 
Aufgeber vorgelegt werden. Die Ueberjendung 
des Doppel3 von dem Aufgabe» nad) dem Be— 
ftimmungsorte erfolgt koſtenfrei. 

8 18. [Telegraphifche Poſtanweiſung.] L Auf 
Poſtanweiſung eingezahlte Beträge können auf 
Verlangen des Abſenders durch die Boftanjtalt 
am Aufgabeorte auf telegraphiihem Wege ber 
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Poſtanſtalt am Beſtimmungsorte zur Auszahlung gilt auch von Vorſchußſendungen mit dem Ver— 


überwiejen werben, wenn jowol am Aufgabe» als merke „poſtlagernd“. 


-_ am Bejtimmungdorte eine bem öffentlichen 
ehr bienende Telegraphenftation ſich befindet. 
I. Im Falle ein folches Verlangen ausgeſprochen 
wird, liegt bie Ausfertigung des Telegramms, 
vermittelſt deſſen die Ueberweijung erfolgt, der 
Boitanftalt des Aufgabeortes ob. Büntcht ber 
Abjender durch dieſes Telegramm weitere, auf 
die Verfügung über das Geld bezügliche Mit- 
theilungen zu machen, jo muß er dieje der Poft- 
anjtalt am a me ſchriftlich übergeben, welche 
fie in das abzulaffende Telegramm mit auf- 
nimmt. IIL Der Aufgeber Hat zu entrichten: 
3) die Poſtanweiſungsgebühr, b) die Gebühr für 
da8 Telegramm, c) eine Gebühr von 25 P für 
Beforgung des Telegramms am Aufgabeorte von 
der Poſt bis zur Telegraphenftation, wenn bie 
Telegraphenitation ſich nicht im Poftgebäude mit 
befindet; außerdem kommt, injofern die Anweij- 
ung nicht poftlagernd adreſſirt ift, d) das Eil- 
beitellgeld für die Betellung am Bejtinnmungs- 
orte zur Erhebung G 21); dieſe Gebühr kann 
von dem Abjender gezahlt oder von dem Adrej- 
jaten eingezogen werden. IV. Die Pojtanjtalt 
des Beftimmungsortes hat glei nah Empfang 
des Ueberweijungsd » Telegramm dafjelbe dem 
Adrefjaten durch einen bejonderen Boten zuzu— 
ftellen. Die Auszahlung des angewiejenen Be- 
trages erfolgt gegen Rückgabe des mit der Quitt- 
ung des berechtigten Empfänger verjehenen 
Ueberweifungd»-Telegrammsd. V. Die Telegra- 
vhenftationen können ermächtigt werden, in Ber- 
tretung der Poſtanſtalten Beträge auf Poſtan⸗ 
weiſungen, welche auf telegraphiſchem Wege über— 
wieſen werden ſollen, von den Abſendern ent— 
gegenzunehmen oder am Beſtimmungsorte aus— 
zuzahlen. 

F 19. Poſtvorſchußſendungen.] I. Bojtvor- 
jhüffe find im Betrage bis zu einhundertfünfzig 
Meinſchließlich zuläflig. II. Handelt e3 ſich um 
Beförderungd-Auslagen u. ähnliche Koften, welche 
auf —— haften, ſo können auch Vorſchüſſe 
zu einem höheren Betrage entnommen werden. 
III. Sendungen mit Poſtvorſchuß müffen auf der 
Adrefje den Vorichußbetrag mit den Worten: 

„Borfhuß von . „2.20. , 

fowie den Namen und die Wohnung des Abjen- 
der3 enthalten, Die Angabe ded Vorjchußbetra- 
ed hat in der Reihömarkwährung zu erfolgen. 

ie Markſumme muß in Bahlen und in Bud): 
ftaben ausgebrüdt fein. — Bei Packetſendungen 
ift die Entnahme von Poſtvorſchuß auch auf der 
zugehörigen  einliee vom Abſender zu ver» 
merten. IV. Der Einlieferer erhält bei der Auf- 
gabe eine Beicheinigung, daß ber Betrag des 


VI, Die Zurüdgabe der 
nicht eingelöften Vorſchußſendungen erfolgt an 
ben berechtigten Abjender unter Einforderung der 
im Abſ. IV. erwähnten Bejcheinigung bez. negen 
Rüdzahlung des empfangenen Borjhußbetrages. 
Iſt es eine Sendung mit Werthangabe, fo kom— 
men noch die Vorfchriften des $ 40 in Anwend— 
ung. VII. Erft dur die Einlöfung einer Vor— 
Ihußjendung erwächſt der Aufgabe-Roftanftalt Die 
Berbindlichleit zur Auszahlung des Vorſchuß— 
betraged. Bon der erfolgten Einlöfung muß ber 


fr] Poftanftalt am NWufgabeorte mit nächſter Poſt 


Nachricht gegeben werden, und diefe zahlt hier- 
auf den Vorſchußbetrag an denjenigen aus, welcher 
die nach Abſ. IV ertheilte Beſcheinigung zurüd- 
gibt. Die Poſtanſtalt ift befugt, aber nicht ver- 
pflichtet, die Berechtigung bdesjenigen zu prüfen, 
welder den Schein vorlegt. VIII. Wirb eine 
er ten auf welche der Betrag bet 
Vorſchuſſes an den Abfender gezahlt worden ift, 
von dem Adreſſaten nicht eingelöft, fo muß der 
Abfender den erhobenen Betrag zurüdzahlen. 
IX. Für Vorſchußſendungen ift Porto und eine 
Pojtvorihußgebühr zu entrichten. 1) Das Porto 
beträgt: a) für Vorjchußbriefe, Drudjachen und 
Waarenproben bis zum Gewichte von 250 g, 
jowie für Poftlarten auf Entfernungen bis 10 
geographiiche Meilen einſchließlich 20 P, auf alle 
weiteren Entfernungen 40 P. Für unfrantirte 
Poftvorihußbriefe wird ein Portozufchlag von 
10 P erhoben. Bei portopflidtigen Dienftfachen 
67 dieſer Zuſchlag nicht ftatt. b) für Vor— 
chußpackete das Porto für das Packet. Im Fall 
eine Werthangabe oder Einſchreibung ftattgefun- 
den hat, tritt dem Porto die Verficherungsgebühr 
beziehungsweije Einfchreibegebühr hinzu. 2) Die 
Poftvorihußgebühr beträgt für jede M od. jeden 
Theil einer M 2 P, mindeſtens aber 10 P. Ein 
bei Berechnung der Poſtvorſchußgebühr fich er 
gebender Bruchtheil einer M ift nöthigenfalld auf 
eine durh 5 theilbare Pfennigjumme aufwärts 
abzurunden. X. Die Poſtvorſchußgebühr iſt auch 
dann zu entrichten, wenn der Adreſſat die Vor— 
ſchußſendung nicht einlöfen follte. Die Zahlung 
der Vorſchußgebühr Hat ftet3 zugleih mit dem 
Porto zu erfolgen. 

$ 20. [Pojtaufträge zur Einziehung von Geld- 
beträgen.] I. Im Wege des Pojtauftrages Lön« 
nen Gelder bis zum Betrage von ſechshundert M 
einjchlieglich eingezogen werden. II. Dem Poſt—⸗ 
auftrage ijt das einzulöfende Papier (die quit- 
tirte Rechnung, der quittirte Wechjel, der Zins— 
ſchein zc. zur Aushändigung an denjenigen, welcher 
Bahlung Teiften fol, beizufügen. III. Das For 
mular zum Auftrag ift vom Auftraggeber durch 


Vorſchuſſes ausgezahlt werben folle, jobald die) Angabe feines Namens und Wohnortes, des 


Sendung von dem Adreſſaten eingelö 
fei, e3 fei denn, daß die Zahlung des 
gleich bei Einlieferung der Se 


worden | Namens und Wohnortes des Zahlungspflichtigen, 
orjhufjes|jomwie des einzuziehenden Betrages auszufüllen. 
ung ausnahınd-| Die Markſumme muß in Zahlen und in Bud 





weije erfolgt ift. V. Eine Borjhußfendung darf] ftaben ausgedrüdt fein. IV. Zu fchriftlichen Mit- 
nur gegen Berichtigung des Vorſchußbetrages theilungen an den Bahlungspflichtigen ift der 
ausgehändigt werden. Diefelbe muß der Poft-| Poftauftrag, welcher im alle der Einziehung 
anftalt am Aufgabeorte fpäteftend 7 Tage nach|des Betrages in ben Händen der Poft verbleibt, 
dem Eingange zurüdgejandt werben, wemn fielnicht zu benugen. Briefe dürfen dem Poftauf- 
innerhalb diejer Friſt nicht eingelöft iſt. Diejes'trage ald Anlagen nicht beigefügt werden. V. 
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Einem Poſtauftrage können mehrere Quittungen, anweiſungs - Formularen nur derjenige gie 


Wechſel, Zinsſcheine ꝛc. zur gleichzeitigen 
ziehung von demſelben — 


eitig in-|der Forderung angegeben werden, welder na 
j ichtigen beis/Ubzug der Poftanweifungsgebühr übrig bleibt. 
gefügt werden; die Gejfammtjumme des einzu⸗ XL Wird der Ndrefjat nicht ermittelt, 


oder 


ziehenden Betrages darf jedoch den Betrag von leiſtet er auch bei der zmeiten rn bed 


600 M nicht überfteigen. VI. Die Bereinigung | Poftauftrages nicht Zahlung, 


jo wird der Boft« 


mehrerer Boftaufträge zu einer Sendung iſt auftrag mit der Quittung (Wechiel) dem Auftrag- 
Beh ftatthaft. VII. Der Auftraggeber hat den geber mittel3 eingejchriebenen Briefes koftenfrei 
0 


auftrag nebſt deſſen Anlage unter verichloj- 
jenem Umſchlage an bie Poftanftalt, welche die 


urüdgejandt. XIV. Es fteht dem Auftraggeber 
* zu verlangen, daß der Poſtauftrag u. deſſen 


Einziehung bewirken fol, unter Einfchreibung | Anlage nad) Sat be vergeblicher Borzeigung 


ß 16) abzuſenden. Der Brief iſt mit der Auf— 
chrift „Poſtauftrag nach ...“ (Name der Boit- 
anftalt) zu verſehen. Soll die Vorzeigung an 
einem bejtimmten Tage geichehen, dann darf die 
Einlieferung des Poftauftrages nicht früher ala 
fieben Tage vorher erfolgen. VIII. Ueber den 
Pojtauftragsbrief wird ein Einlieferungsihein er- 
theilt. IX, Die Pojtverwaltung haftet für bie 
Beförderung des Poitauftragsbriefes wie für 
einen eingejchriebenen Brief, für den eingezogenen 
Betrag aber in demſelben —*** wie für die 
auf Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge. Eine 
weitergehende Gemwuhr, insbeiondere für recht- 
zeitige VBorzeigung od, für rechtzeitige Rüdjend- 
ung oder Weiterjendung des Poltauftrages nebjt 
Anlage wird nicht geleijtet; auch übernehmen bie 
Poſtanſtalten feinerlei Verpflichtung g Erfüll- 
ung der bejonderen Vorſchriften des Wechſelrech— 
tes. X. Die Einziehung des Betrages erjolgt 
gegen Vorzeigung bes Poftauftraged und Aus— 
bändigung der quittirten Rechnung (des quittir- 
teu Wechſels ꝛc.). Die Zahlung iſt entweder jv- 
fort an den Pojtboten oder, wenn der Auftrag- 
geber nicht die fofortige Rüdjendung verlangt 
bat, binnen fieben Tagen nad) der Borzeigung 
ded Pojtauftraged bei der einziehenden Sohn, 
ftalt zu Teilten. Erfolgt die Zahlung innerhalb 
diefer Frijt nicht, fo wird des Pojtauftrag vor 
der Nüdjendung nochmals zur Bahlung vorge 
zeigt. Als Zahlungsverweigerung gilt nur eine 
desfallfige Erklärung des Adreſſaten jelbft oder 
defien Bevollmächtigten. Hatte der Adreſſat od. 
peilen Bevollmächtigter bereitd bei der erjten 
Borzeigung die Einlöfung endgiltig verweigert, 
fo unterbleibt die nochmalige u nad) 
Ablauf der fiebentägigen Frift. tlangt ber 
Auftraggeber die fofortige Rüdjendung nad) ein- 
maliger vergeblicher VBorzeigung, jo ift ſolches 
durch den Vermerk „Sofort zurüd“ auf der Rüd- 
feite zu bezeichnen. Theilzahlungen werden nicht 
angenommen. XI. Boftauftragsbriefe müfjen fran- 
firt werden. Die Gebühr für einen Poftauftrags- 
brief beträgt 30 P, Der eingezogene Betrag, 
nad Abrechnung der Poltanweiiungsgebühr, wird 
dem Auftraggeber von ber einziehenden m. 
ftalt mittels Poftanweifung übermittelt, Wirb 


der Betrag nicht eingezogen, jo kommt, außer|Bezogenen, den Betrag des 
der bei der Aufgabe entrichteten Gebühr, eine] Ma 
weitere Gebühr nicht in Anwendung. XII. Dem gedrückt 


Belieben des Auftraggebers bleibt es überlaffen, 
dem Poftauftrage gleich dad ausgefüllte Poftan- 


nicht an ihn zurüd, jondern an eine andere ‘Pers 
fon in Deuthland weitergefandt werden joll. 
Dies Berlangen ift unter Angabe der vollftän- 
digen Adreſſe dieſer Perfon durch den Vermerf 
„Sofort an N. in N.” auf der Nüdjeite des 
Poſtauftrages auszudrüden. XV. Wünſcht ber 
Auftraggeber, daß die Weiterjendung an eine 
zur Aufnahme des Wechſelproteſtes befugte Per- 
\on geichieht, fo genügt der Vermert: „Sofort 
zum Proteſt“, ohne daß e3 der namentlichen Be- 
zeichnung einer ſolchen Perſon bedarf. Alle Boft- 
aufträge, auf welchen für den Fall der Nichtein- 
löſung die Weitergabe zur Proteftaufnahme ver- 
langt it, werden jofort nad) der erſten vergeb- 
lichen —— oder nad) dem erſten vergeb⸗ 
lid) gebliebenen Verſuche ber Vorzeigung weiter- 
gejandt, Mit der Weitergabe des Poltauftrages 
und deſſen Unlagen an ben betreffenden Notar, 
Geridhtsvollzieher 2c. ift Die Obliegenheit der Boft- 
verwaltung erfüllt. Die Proteftlojten hat der Aufe 
traggeber unmittelbar an den Erheber des Protejtes 
zu entrichten. XVI. Den Auftraggebern ift geftattet, 
auf der Adreßſeite des Auftragsformulard das 
Datum desjenigen Tages anzugeben, an welchem 
die Einziehung des Betrages erfolgen foll. Für 
die Beitimmungs-Boftanftalt ift dann dieſer Beit- 
punkt bezüglich der Borzeigung des Pojtauftra« 
ged maßgebend. XVII. An Gonntagen und an 
geſetzlichen Feiertagen findet die Borzeigung von 
Pojtaufträgen nidjt ftatt. XVIII. Formulare zu 
Bojtaufträgen können bei den Poftanftalten zum 
Preiſe von 5 P für je 10 Stüd bezogen werden. 
(Boftauftrage zur Einholung von Wechſelac— 
cepten.] $ 20a. I. Im Wege des Boftauf- 
traged Fönnen auch Wechjel an den Bezogenen 
behufs Einholung der Annahmeerflärung verjen- 
bet werden. Die mit einem ung: zur 
Berjendung kommenden Wechſel dürfen einzeln 
und zufammen ben Betrag von 3000 M nicht 
überfteigen. II. Zu den Poftaufträgen für Ac— 
cepteinholung kommt ein bejondere® Formular 
in Gebraud. Derartige Formulare werden zum 
Preiſe von 5 P für je 10 Stüd bei fämmtlichen 
—— zum Verkauf bereit gehalten. Der 
Auftraggeber hat auf der Borderleite des For⸗ 
mulars anzugeben: den Namen u. Wohnort des 
els, wobei die 
umme in Zahlen und in Buchſtaben ausd- 
a. muß, ben eigenen (des Auftrag. 
geber) en u. Wohnort. — Die Ausfüllung 
es Vordruds bezüglich ded Tages der Fälligfeit 


weilungd-Formular — bei Beträgen über 300 M|des Wechjeld u. die Angabe der etwaigen Wechſel⸗ 


zwei Formulare — behufs Webermittelung des nummer bleibt dem Auftr 
eingezogenen Betrages an feine Adreſſe beizu⸗ Der unbedrudte Theil der 


eber anheimgeftellt, 
üdjeite des Formu⸗ 


fügen. Dabei darf in den beizufügenden Poft-Ilars dient zur Aufnahme etwaiger Bejtimmungen 
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des Auftraggebers darüber, ob der Poſtauftrag Poſtauftrag nebſt dem Wechſel nad) einmaliger 


nach einmaliger vergeblicher Vorzeigung an ihn 
zurüd oder an eine andere Perjon weitergefandt, 
oder einer zur Protejterhebung befugten Gtelle 
übergeben werden fol. Für jolche Fälle genügen 
die Bermerfe „Sofort zurüd“, „Sofort an N. 
in N.“, „Sofort zum Proteft“. Zu jchriftlichen 
MittHeilungen an den Wechjelbezogenen iſt das 
Boftauftrags- Formular, welches im Falle der 
Unnahme des Wechſels in den Händen der Bolt 
verbleibt, nicht zu benußen. III. Dem Boftauf- 
trage find die zum Zweck der Annahme vorzu- 
eigenden Wechſel beizufügen, Das Beilegen von 
Breefen, fowie die Vereinigung mehrerer Boft- 
aufträge zu einer Sendung find ee 


Demfelben Poſtauftrage künnen mehrere Wechjel|fort zum Proteft” ohne da 


vergeblicher Borzeigung nad einem innerhalb 
Deutſchlands belegenen Orte weitergejandt werbe. 
Diejes Verlangen ift unter genauer Bezeichnung 
eined anderen Empfängerd durch ben Vermert 
„Sofort an N. in N.” auf der Rückſeite des 
Pojtauftragd-Formulardauszubrüden, Eine ſolche 
Weiterjendung findet koſtenfrei ftatt. Dafjelbe 
geſchieht unverzüglich u. zwar mitteld Einfchreib- 
briefeö an die betreffende Boftanftalt. X. Wünfcht 
der Wuftraggeber, daß der Poſtauftrag nebſt 
Wechſel nad einmaliger vergebliher Vorzeigung 
an eine zur Aufnahme von Wechjelproteiten be- 
fugte Perſon Pr Behufe der —— — 
abgegeben werde, jo genügt der Vermerk „So— 
es ber namentlichen 


nur dann beigefügt werden, wenn fie auf den Bezeichnung einer folchen Perfon bedarf. Alle 
nämlichen Bezogenen lauten und gleichzeitig zur Boftaufträge, auf welchen für den Fall der nicht 
Annahmeerflärung vorzuzeigen find. IV. Der zu erlangenden Annahme die Weiterfendung des 
Auftraggeber hat den Bojtauftrag mit dem Wechjel | Wechjel3 zur Proteftaufnahme vorgezeichnet ift, 
in verſchloſſenem Umſchlage unter Einjhreibung werden jofort nad) der erſten vergeblichen Bor« 


an diejenige Poſtanſtalt > welche diejzeigung oder nad dem erften vergeblich geblie- 


Accepteinholung bewirken 
mit der Aufichrift „Poftauftrag nad)... 


ol, Der Brief iftjbenen Verſuche der Vorzeigung meitergejandt. 


Mit der Weiterfendung des Roftauftrags nebit 


(Name der Poitanftalt)“ zu verjehen. Ueber den|Wechjeld an den betreffenden Notar, Gerichts— 
Poftauftrag wird ein Einlieferungsichein ertHeilt.|vollzieher ꝛc. ift die —— der Poſtver⸗ 


V. Die Dorgeigung des king und des 
beigefügten Wechſels erfolgt an den Wechjelbezo- 
genen jelbft oder an deſſen Bevollmächtigten. Als 
bevollmäcdhtigt wird hierbei, fofern der Bezogene 
nicht bei der Beitimmungs-Boftanftalt eine im 
Bejonderen auf die Annahme von ke lau- 
tende Vollmacht niedergelegt Hat, pojftjeitig jede 
folhe Perjon angejehen, welche zur Empfang» 
nahme von Einjchreibjendungen für den Bezogenen 
berechtigt ift. An Sonntagen und an gejeglichen 
Feiertagen findet die Vorzeigung von Poftauf- 
trägen nicht ftatt. Diejenigen Wechſel, weldje bei 
ber erften Vorzeigung von dem Bezogenen oder 
feinem Bevollmädjtigten mit einem grifttichen 
Accept oder einer fchriftlihen Annahmeverwei- 
erung nicht verjehen worden find, werden nad) 
Neben Tagen nochmals vorgezeigt, falls nicht der 

uftraggeber durch einen Vermerk auf der Rüd- 
* bes Poſtauftrags-Formulars ein anderes 

erfahren vorgejdjrieben hat. VI. Die Annahnıe 
des Mechjeld muß durch den Bezogenen oder 
deſſen Bevollmädtigten auf dem Wechſel fchrift- 


waltung erfüllt. Die Proteſtkoſten hat der Auf- 
traggeber unmittelbar an den Erheber des Bro» 
teftes zu entrichten. XI. Die Gebühren für emen 
Poftauftrag zur Beſorgung des Wechjelaccepts 
bejtehen aus folgenden Sägen: a) dem Porto 
für den Poftauftragsbrief mit 30 P, b) der Ge— 
bühr für die Vorzeigung, ohne Nüdficht auf die 
Höhe des MWedjjelbetrages von 10 P, c) dem 
Porto für den Einjchreibebrief mit dem zurückge— 
henden Wechſel mit 30 P, zufammen 70 P. — 
Da3 Porto unter a ift vom Wuftraggeber vor« 
aundzubezahlen. Die Beträge unter b und c 
werden dem Auftraggeber angerechnet, jobald bie 
Rüdjendung des bloßen Wechſels oder des Voſt— 
— nebſt Wechſel ſtattfindet. Werden Roft- 
aufträge zur Proteſtaufnahme abgegeben, ſo blei— 
ben die Gebühren unter b und c außer Anſatz. 
XII. Die Roftverwaltung haftet für die Beför— 
derung eines Poftauftragsbricfes, wie für einen 
eingefchriebenen Brief. Eine weitergehende Ges 
währ, insbejondere für rechtzeitige Vorzeigung 
oder für rechtzeitige Rück- oder Weiterjendung 


lid gejhehen. Die Annahme gilt als verweigert, des Poſtauftrags nebſt Unlage wird nicht ge— 


wenn diejelbe nur auf einen 
fumme erfolgt 
Härung andere 
VII. Der angenommene Wechſel wird von ber 


heil der Wechſel⸗leiſtet; auch übernehmen die Poſtanſtalten keinerlei 
oder wenn der Unnahmeer-|Berpflihtung zur Erfüllung der befonderen Vor— 
Einfhräntungen beigefügt werden. |[fchriften des Wechſelrechts. 


$ 21. [Durch Eilboten zu beftellende Send- 


BeitimmungssBoftanftalt ungejäumt an den Auf-Jungen.] I. Sendungen, welche fogleich nad) der 
treggeber in einem Umjchlage unter Einfchreibung | Ankunft dem Adreſſaten befonder3 zugeitellt wer« 
zurüdgefandt. VIII. Hat der Auftraggeber auf|den follen, müffen auf der Adrefje einen Vermerk 
der Nüdjeite des Poftauftrags- Formulars nicht|tragen, welcher ungweideutig das Verlangen aus» 
andere Beftimmung getroffen, jo find der Poft-|drüdt, daß die Betellung an den Adreſſaten ſo— 
auftrag und die Anlagen an ihn zurüdzufenden, |gleicd; nad der Ankunft durch befonderen Boten 
jobald feitfteht, dab der Bezogene nicht zu er-jerfolgen ſolle eisen Diejem Zweck ent- 
mitteln ijt, oder fobald der Bezogene, bezw. fein/iprechen folgende, vom Wbjender durch Unter 
Bevollmächtigter eine die Verweigerung der An⸗ ſtreichen bejonderd hervorzuhebende Bermerfe: 
nahme ausdrüdende oder ihr gleich zu adjtende|„durh Eilboten“, „durch befonderen Boten“, 
Erflärung auf den Wechſel niedergeichrieben, od. | „bejonderd zu bejtellen“, „jofort zu beitellen“, 
ſobald die zweite Vorzeigung ftattgefunden hat. Bezeichnungen wie cito, eitissime, dringend, eis 
IX. Der Uuftraggeber kann verlangen, daß der lig 2c. bleiben unberüdjichtigt. IL. Eingeſchrie— 


t 
h 
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bene Briefe, Poſtkarten, Druckſachen u. Waaren⸗ 
roben werden den Eilboten ſtets mitgegeben. 


J. Packete ohne Werthangabe bis zum Gewichte 
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ſaten durch Eilboten iſt, wenn das Beſtellgeld 
nicht vorausbezahlt iſt, daſſelbe nur für einen 
Brief zu entrichten; bei anderen Sendungen wird 


von 5 kg, ſowie Sendungen mit Werthangabe das Beſtellgeld für jeden Gegenſtand beſonders 


bis zum Betrage von 300 M und bis zum Ge- 
widte von 5 kg werden den Adrefjaten dur 
die befonderen Boten in die Wohnung beitellt, 
ſoweit nicht etwa zollamtliche Vorfchriften ent- 
— Bei Poſtanweiſungen werden die 
eldbeträge dem Eilboten ſtets mitgegeben. IV. 
Bei Briefen mit Werthangaben von mehr als 
800 M erjtredt fih die Verpflichtung der Poft- 
verwaltung zur beionderen Bejtellung in die 
Wohnung ded Adreffaten nur auf den Abliefer— 
ungsſchein, und bei Padetjendungen im Gewichte 
von mehr ald 5 kg nur auf die Begleitadreife 
bezw. den etwaigen Ablieferungsschein. V. Mit 
der Unnahme von Briefen und jonftigen Send: 
ungen zur befonderen Beftellung an Mdrefjaten, 
die im Orts- od. im Landbeitellbezirfe der Auf: 
gabe: Foftanftalt wohnen, ſowie von jolchen Brie- 
fen und fonftigen Sendungen, die vom Aufgabe: 
orte durdy bejondere Boten nach anderen Poſt— 
orten gejandt werben follen, haben die PRojtan- 
talten jich nicht zu befaffen. VI. Auf Verlangen 
er Abjender kann die befondere Bejtellung von 
Foftjendungen, welche einer Poſtanſtalt von wei— 
terher zugehen und nad einem anderen Poſt— 
orte gerichtet find, ftattfinden, wenn die Entferu— 
ung zwiſchen den beiden Pojtanftalten nicht über 
fünfzehn km beträgt. Die Adreffen derartiger 
Sendungen müffen, unter Angabe des eigent- 
lichen Beſtimmungsortes, den Vermerk enthalten: 
„von (Bezeichnung des Ortsnamens der Poſtan— 
talt, von welder aus die Eilbeftellung erfolgen 
ol) durch Eilboten“. VIL Für die Eilbeitell- 
ung von Poftfendungen find zu entrichten: a) 
Bei gewöhnlichen und bei eingejchriebenen Brie— 
en, Poftlarten, Drudjachen und Waarenproben, 
owie bei Vorſchußbriefen: 1) wenn die Beitell- 
ung im Ortsbeſtellbezirle der Poftanftalt erfolgt, 
ür jede Sendung 25 P, 2) wenn die Beftellung 
m Landbejtellbezirte der Poſtanſtalt erfolgt, für 
jede Sendung und für jedes km 15 P, im Gan— 
gen jedoch nicht unter 75 P für jede Beitellung. 
) Bei Briefen mit Werthangabe, bei Badeten 
und bei Pojtanweifungen: in allen Fällen, in 
welchen die Sendungen jelbit, ſowie die Geldbeträge 
der Pojtanweifungen durch Eilboten bejtellt wer- 
den, der doppelte Betrag der unter a 1 bezw. 
a 2 bezeichneten Säge. Wenn nur die Scheine 
bezw. die Begleitadreffen zur befonderen Beitell- 
ung gelangen, jo kommt der einfache Betrag des 
unter a 1 bezw. a 2 bezeichneten Eilbeſtellgeldes 
zur Anwendung. — Höhere Vergütungen für 
die Eilbeitellung von Poſtſendungen nad dem 
Sandbeitellbezirfe dürfen nur in den Fällen er: 
hoben werden, wenn der Beſtimmungs-Poſtan— 
ftalt Niemand zur Verfügung fteht, der die Leijt- 
ung zum terifmäßigen Sage übernimmt. VIIL 
Die Gebühr für die Eilbeftelluig kann voraus- 
bezahlt oder deren Bahlung dem Adreſſaten über» 
fofjen werden. In allen Fällen muß jedod) der 
Abſender für die Berichtigung der entitandenen 
Beitellgebügr haften. IX. Bei der gleichzeitigen 
Abtragung mehrerer Briefe an benjelben Adrej- 
Grotefend, Bolizeisteriton, 





erhoben. Rt das Beftellgeld vorausbezapit, fo 
tritt eine Erftattung nicht ein. X. Verweigert 
der Mdrefjat die Zahlung der Beitellgebühr, fo 
wird ihm die Sendung gleichwol behändigt, wenn 
er, unter Rückgabe ded Briefumſchlages und 
Ihriftliher Anerkennung der Zahlungsverweiger« 
ung, den Abjender bezeichnet. Bon dem legteren 
werden alsdann die Kojten eingezogen. 

$ 22. [Briefe mit VBehändigungsigein.] J. 
Wuͤnſcht der Abſender eines gewöhnlichen oder 
eingejchriebenen Briefes über die erfolgte Veftell- 
ung eine poftamtliche Beſcheinigung zu erbalten, 
jo muß dem Briefe ein gehörig ausgefüllter Be— 
ändigungsſchein äußerlich beigefügt und auf der 
Adrejje vermerkt werden: „Mit Behänbigungs- 
ſchein“. Auf die Außenſeite des zujanmengefal- 
tenen Behändigungsicheines ift vom Abjender des 
Briefes die für die Nüdjendung erforderlidye 
Adreije zu jegen. In Betreff der Vejtellung 2c. 
der Briefe mit Behändigungsicein ſ. $ 35. IL. 
Für Schreiben mit Vehändigungsicein werden 
erhoben: 1) das gewöhnliche Briefporto, 2) eine 
Vehändigungsgebühr a) von 10 P, wenn die 
Abtendung von einer Staat3» oder Gemeinde 
behörde oder von einem Notar erfolgt, b) von 
20 P, wenn die Abfendung von Privatperjonen 
erfolgt, 3) das Porto von 10 P für die Rück— 
jendung des Behändigungsſcheines. — Wird die 
Einſchreibung verlangt, jo tritt dem Porto zu 1 
die Einjchreibegebühr von 20 P Hinzu. III. For— 
mulare zu Behändigungsjcheinen können bei den 
Pojtanjtalten zum Preiſe von 5 P für je 10 Stüd 
bezogen werden. 

$ 23. [Behandlung ordnungswidrig beſchaffe— 
ner Sendungen.) I. ei welche nicht den 
vorjtehenden Beſtimmungen gemäß adreifirt, ver— 
padt und verichloffen jind, können dem Einlie— 
ferer zur vorſchriftsmäßigen Adreſſirung, Ver- 
padung und Verſchließung zurückgegeben werden. 
II. Berlangt jedod) der Einlieferer, der ihm ge- 
ſchehenen Bedeutung ungeachtet, die Beförderung 
der Sendung in ihrer mangelhaften Beſchaffen— 
heit, jo muß die Beförderung inſoweit geichehen, 
al3 aus den gerügten Mängeln ein Nadıtheil für 
andere Pojtgüter oder eine Störung der Ord— 
nung im Dienftbetriebe nicht zu befürchten iſt, 
der Einlieferer auch auf Erſatz und Entihädiz- 
ung verzichtet und dieſe Verzichtleiftung auf der 
Udrefje durch die Worte: „Auf meine Gefahr“ 
ausdrüdt u. unterjchreibt. Wird über die Send« 
ung ein Einlieferungsichein ertheilt, fo hat die 
Poſtanſtalt über die Verzichtleiftung des Einlie- 
fererö auf dem Scheine einen Vermerk zu machen. 
III. Iſt aber die Annahme der Sendung äuch 
nicht wegen mangelhafter B:fchaffenheit bean» 
ftandet worden, jo hat dennoch der Abſender alle 
die Nachtheile zu vertreten, welche aus einer vor» 
ſchriftswidrigen Adreffirung, VBerpadung u. Ber- 
ſchließung hervorgegangen find. Ebenſo Hat der 
Abjender den Schaden zu erfegen, weicher durch 
die Beförderung von Gegenftänden entjtcht, die 


von der Koftbeförderung ausgeſchloſſen oder zir 


59 


930 Poſtweſen. 


geeigneten Poſt erfolgen ſoll, vor der Schlußzeit 
dieſer Poſt geſchehen. a. Dienſtſtunden. II. 
Die Dienſtſtunden der Poſtanſtalten für den Ver- 
kehr mit dem Publicum ſind im Allgemeinen: 
1) in dem Sommer-Halbjahr (vom 1. April bis 
legten September) von 7 Uhr Morgens bis 
1 Uhr Mittags; 2) in dem Winter: Halbjahr 
(vom 1. October bis legten März) von 8 Uhr 
Morgens bis 1 Uhr Mittags, und 3) zu allen 
Jahreszeiten von 2 Uhr Nachmittags bis 8 Uhr 
Abends. Die Ober-Poftdirectionen find jedoch 
ermächtigt, nach Maßgabe der beftehenden Roft« 
verbindungen und der jonjtigen örtlichen Ver— 
hältniffe die Dienftftunden zu verlegen, auszu- 
dehnen oder zu beſchränken. III. An Sonntagen 
fallen die Dienftitunden von 9 Uhr Morgens bis 
5 Uhr Nachmittags aus, An folchen gejeglichen 
Feiertagen, welche nicht auf einen Sonntag tref- 
fen, werden die Dienjtitunden in der Weiſe be- 
ihränft, daß in der Zeit von 9 Uhr Morgens 
bis 5 Uhr Nachmittags, jowol de Vormittags 
als aud) des Nachmittags, zwei Stunden aus- 
fallen, in der Zwiſchenfriſt aber mindejtend wäh. 
rend zwei Stunden der Dienftverfehr mit dem 
Publicum ununterbrochen ftattfindet. Die aus- 
fallenden Stunden werben für jede Poftanjtalt 
durd die vorgejegte Ober-Bojtdirection beſtimmt. 
Die Ober-Pojtdirectionen können in bejonderen 
Fällen die Beſchränkung der Dienftftunden an 
Sonn- und gejeglichen —— zeitweiſe ganz 
oder zum Theil aufheben. IV. Inſofern bei 
einer Poſtanſtalt eine Einrichtung beſteht, welche 
von den vorſtehenden, in Bezug auf die Dienft- 
ftunden, ſei ed an ben Sonn- und gejeßlichen 
deiertagen, fei ed an Wocdentagen, ald Norm 
08 Beitimmungen abweicht, fann e3 dabei 
i8 auf Weiteres fein Bewenden behalten. V. Die 
von den Ober-Pojtdirectionen in Bezug auf bie 
Dienftjtunden der Poftanftalten getroffenen Feit- 
jegungen müſſen zur Kenntniß des Publicums 
gebracht werden. b. Schlußzeit. VI. Die Shluf- 
eit für die Einlieferung bei den Annahmeftellen 
er Poftanftalten tritt ein: 1) Für Briefe, Poſt ⸗ 
farten, Drudjachen oder Waarenproben, über 
welche dem Abjender ein Einlieferungsfchein nicht 
zu ertheilen ift: eine viertel bis eine halbe Stunde 
vor dem planmäßigen Abgange oder Weitergange 
der Poft. — Bei Poftanftalten auf den Eifen« 
bahnhöfen tritt für die bezeichneten Gegenstände 
die Schlußzeit erft fünf Minuten vor dem plan» 
mäßigen Abgange des betreffenden Zuges ein; 
auch können diete Gegenstände bis unmittelbar 
bor dem Wbgange ded Zuges in die an den 
Eijenbahn » Boftwagen angebraditen Brieflaften 
und Briefe mit Werthangabe (Abſ. III V)igelegt werden, joweit die Perrond zugänglich 
fommt, wenn diefe Gegenftände zur Weiterjend-|jind. 2) Für alle anderen Gegenftände: eine 
ung durch die Poftanftalt des Stationsortes des|Stunde vor dem planmäßigen Abgange oder 
Landbriefträgers nad einer anderen Boftanftalt| Weitergange der Poft. VII. In denjenigen Fäls 
beftimmt find, außer dem Porto und den jon-|len, wo die orbnungsmäßige Bearbeitung der 
ftigen Gebühren, eine Nebengebühr von b P, —— innerhalb der dorſtehend beftimmten 
weiche im Boraud entrichtet werden muß, zur|furzen den: wegen bejonderer örtlicher 


Boftbeförberung nur bedingt zugelafjen find 
Es 11 und 12). — 
$ 24. [Ort der Einlieferung.] I. Die Einlie- 
ferung ber mit der Poſt zu befördernden Send⸗ 
ungen muß, ſoweit dieſelben nicht in die Vrief- 
taften zu legen find (Abſ. IT), bei den Poſtan⸗ 
ftalten an der Annahmejtelle zu geſchehen. I; 
Inſofern der Umfang und die fonftige Beſchaffen— 
heit der betreffenden Gegenftände nicht ein An— 
dered bedingen, find gewöhnliche Briefe, gleich 
viel, ob franfirt oder unfranfirt, ferner Pojte 
karten, Drudjahen und Waarenproben vermit- 
telſt der Brieflaften zur Einlieferung zu bringen. 
Es ift auch geftattet, dergleichen Gegenjtände den 
Postbegleitern, Poſtillonen u, Poſtfußboten, wenn 
diejelben fi unterwegs im Dienfte befinden, zu 
übergeben. III. Den Landbriefträgern dürfen auf 
ihren Beitellungsgängen zur Ubgabe bei der Poft- 
anftalt ihres Stationsortes oder zur Bejtellung 
unterwegs die nachbezeichneten Gegenftände über- 
geben werden: gewöhnliche od. einzujchreibende: 
Briefe, Poſtkarten, Briefe mit Behändigungsicein, 
Drudjahen u. Waarenproben, Poſtanweiſungen, 
im Einzelnen bis 
Sendungen mit Werthangabe, ) zum Werth- bez. 
Poſtvorſchußſendungen, | Poſtvorſchuß· Be⸗ 
trag von 150 M. 
Eine Verpflichtung zur Annahme von Padet- 
fendungen liegt den Xandbriefträgern nicht ob. 
IV. Sniofern in einzelnen Bezirle die Mitgabe 
von Poſtſendungen in einem weiteren Umfange 
als im Abſ. II und im Abſ. III angegeben, ge- 
tattet iſt, bewendet es vorerjt bei den besfall- 
ri bejonderen Beftimmungen. V. Jeder Land— 
briefträger führt J ſeinem Beſtellungsgang ein 
Annahmebuch mit ſich, in welches derſelbe die 
von ihm angenommenen Sendungen mit Werth- 
angabe, Einjchreibejendungen, Poſtanweiſungen, 
gewöhnlichen Packete und Poſtvorſchußſendungen 
einzutragen hat. Zum Eintragen dieſer Send- 
ungen ijt aud) der WUuflieferer befugt. Die Er- 
theilung des Einlieferungsicheines über die vom 
Zandbriefträger angenommenen Sendungen mit 
Werthangabe, Einjchreibjendungen und Boftan- 
mweifungen erfolgt erjt durch die Poftanftalt; der 
Zandbriefträger ift verpflichtet, den Einlieferungs- 
ſchein dem Auflieferer wenn möglich beim näcdh- 
ften Bejtellungsgange zu überbringen. Diejelben 
Grundfäge gelten auch in Betreff der bei Send» 
ungen mit Poftvorfhuß nach $ 19 Abſ. IV An- 
wendung findenden Beicheinigung. VI. Für die 
von den Landbriefträgern Pe ihren Beftellungs- 
ängen eingefammelten portopflichtigen Einichreib- 
—— ſowie für Packete, rg 
u. 



































Erhebung. Berhältniffe nicht ausführbar fein follte, tönnen 

8 25. [Beit ber Einlieferung.] J. Die Einlie-|die Ober-Poftdirectionen eine angemefjene Ber» 
ferung bei den Poftanftalten muß während ber|längerung der Schlußzeiten eintreten Lafjen. VILL 
Dienitftunden und, wenn bie Verjenbung bes ein-|Fn jedem Falle werden bei Poſtbeförderungen 
gelieferten Gegenftandes mit der nächſten bazulauf Eijenbahnen die Schlußzeiten um fo viel 
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verlängert, als erforderlich iſt, um die Gegen- |derjelben Hand, von welcher die Original-Adreſſe 
ftände von der Poftanjtalt nad dem Bahnhofe|der Sendung gejchrieben ift, gefertigte Abſchrift 
zu befördern und auf dem Bahnhofe jelbft über- |der Adreſſe abgibt. IV. Iſt die Sendung be= 
öuladen. IX. Für Poften, die außerhalb der ge- |reit3 abgegangen, jo hat derjenige, welcher die- | 
wöhnlichen Dienftftunden abgehen, bildet der Ab⸗ |felbe zurüdfordert, den Gegenstand bei der Poſt⸗ 


lauf der Dienftftunden die Schlußzeit, infofern 
nicht, nad) Maßgabe des Abganges der Poft, die 
Schlußzeit nah den vorjtehenden Feitiegungen 
früher eintritt. X. Die an oder in den Poft- 
häuſern befindlichen Brieflaften müffen bei Ein- 
tritt der Schlußzeit jeder Poſt, u. zu den außer- 
Halb der gewöhnlichen Dienftftunden abgehenden 
Posten aud) noch vor deren Abgang geleert wer- 
den. Bei Sendungen, welche in Brieflaften fern 
vom Rofthaufe gelegt werben, ift auf Mitbeför- 
derung mit der zunächſt abgehenden Poſt nur 
injoweit zu rechnen, ald bie —— nach der 
gewöhnlichen Zeit der Leerung der Kaſten vor 
Schluß der betr. Poſten zum Poſthauſe gelangen. 

26. [Frankirungsvermerk.] I. Briefe u. |. w., 
auf deren Adrefje der Franklirungsvermerk durd)- 
ftrichen, weggeſchabt oder abgeändert ijt, find bei 
der Annahme zurüdzumeiien, Wenn derartig 
beichaffene Briefe, od. Briefe mit dem Franlir- 
ungdvermerfe, für welche dad Porto durch Kojt« 
werthzeichen nicht entrichtet worden ift, im Brief- 
faften vorgefunden werden, jo wird die Ungiltig- 


anjtalt des Abgangsortes jchriftlic jo genau zu 
bezeichnen, dab berjelbe unzweifelhaft als der 
verlangte zu erkennen iſt. Die gedadjte Poſtan— 
ftalt fertigt da3 Verlangjchreiben aus. V. Soll 
die Burüdforderung auf telegraphiichem Wege 
geichehen, fo darf ein desfalljiges Telegramm 
nicht abgejendet oder demjelben Folge gegeben 
werden, wenn nicht die Pojtanitalt des Nufgabe- 
orted amtlich beicheinigt hat, daß der Abjender 
fih al3 zur AZurüdforderung berechtigt bei der 
jelben ausgewiejen habe; dad dies geſchehen, muß 
in dem Telegramm bemerkt fein. VI. Sit die 
Sendung noch nicht abgegangen, fo wird von der 
Poitanftalt das Franco bei Rückgabe des Briefs 
umſchlages beziehungsmeije der Begleitadrefje er» 
— VII. Iſt die Sendung bereits abgeſandt, 
o hat der Abſender das Porto u. ſ. w. wie bei 
einer gewöhnlichen Rückſendung nach Maßgabe 
der wirklich zurückgelegten Beförderungsſtrecke zu 
entrichten. 

$ 50. MAushändigung von Poſtſendungen an 
bie Adrefjaten an Unterwegsorten.] J. Auf Vers 


keit des Franlirungsvermerkes amtlich bejcheinigt [langen eines ſich gehörig ausweijenden Adrejjaten 


und die Briefe werden als unfranfirt behandelt. 
II. Wenn Briefe, welche dem Frankirungszwange 
unterliegen, von den Abſendern unfranfirt oder 
ungenügend franlirt in die Brieflaſten gelegt 
worden find, jo werden dieie Briefe am Auf- 
—— zurückbehalten und dem zu ermittelnden 
bſender behufs Frankirung zurückgegeben. 

$ 27. Einlieferungsſchein.) I. Die Einliefer- 
2 jolher Sendungen, über welche die Pojtan- 
ftalt einen Einlieferungsichein auszuſtellen hat, 
wird durch den ertheilten Schein bewiejen und 
hat fi) daher der Einlieferer nicht zu entfernen, 
ohne diejen Schein in Empfang genommen zu 
haben. Bermag — gegebenen Falles — der Ab- 
jender diefen Schein nicht vorzulegen, fo wird 
die Einlieferung als nicht geichehen erachtet, wenn 
diefelbe nicht au8 den Büchern oder Karten er- 
fihtlic ift, oder wenn nicht in anderer Weife 
überzeugend dargethan wird, daß vie Sendung 
als eine joldhe eingeliefert worden ift, für welche 
die Poftverwaltung Gewähr leiſtet. Il. In Be- 
trefi der Einlieferungsiceine über die von Land- 
briejträgern eingejammelten Sendungen gelten 
die Vorſchriften im $ 24 Abi. V. 

8 25. [Leitung der Poftjendungen.] I. Auf 
welchen Wege die Poftfendungen zu leiten find, 
wird von der Bojtbehörde beftimmit. 

29. [Burüdforderung von Boftfendungen 
durch den Übjender.] I Die zur Poſt eingelie- 
sog Sendungen können von dem Abjender vor 

er —— an den Adreſſaten zurüdgenom- 
men werden, II. Die Zurüdnahme kann erfolgen 
am Orte der Uufgabe od. am Beftimmungsorte, 
ausnahmsweiſe auch an einem Unterwegsorte, 
injofern dadurch Feine Störung des Dienſtes her- 
beigeführt wird, 


III. Die Zurüdgabe geichieht|funft der Sendun 
an denjenigen, welcher den Einlieferungsfchein, | Adrefjat davon in 
wenn aber ein ſolcher nicht ertheilt ift, eine von!juchen, zur Eröffnung ber 


fan, fofern im einzelnen Falle feine dem Be 
amten befannte Bedenken entgegenjtehen, die Aus— 
bändigung einer Sendung an den Eriteren aud) 
an einem Unterwegsorte ftattfinden, wenn dadurch 
feine Störung des Dienftes herbeigeführt wird, 
II. Das Porto wird nach Mafgabe der wirklich 
itattgehabten Beförderung berechnet. Eine Er» 
itattung von Porto für frankirte Sendungen fin» 
det nicht ftatt. 

8 31. [Herftellung bed Verfchluffes und Er- 
öffnung ber Sendungen durch bie — 
J. Hat das Siegel oder der anderweite Verſchlu 
einer Sendung ſich gelöſt, ſo wird derſelbe von 
dem Poſtbeamten unter Beidrückung des Poſt . 
ſiegels und Hinzufügung der Namensunterſchrift 
des betreffenden Poſtbeamten wieder hergeitellt. 
II. Sit durch die gänzliche Löſung des Siegels 
oder anderweiten Berjchluffes einer Sendung mit 
baarem Gelde od. mit geldwerthen Bapieren die 
Herausnahme ded Inhaältes der Sendung mög« 
lid) geworden, jo wird vor Herftellung des Ber» 
ſchluſſes erſt jeitgejtellt, ob der angegebene Be⸗ 
trag der Sendung noc vorhanden tit. III. Bei 
Poitanftalten, bei welchen zwei oder mehrere Be- 
amten zugleich im Dienite anweſend find, wird 
zur Herftellung des Berjchlufjes und bezichungss 
weife zur Feſtſtellung des Inhaltes ſofort ein 
zweiter Beamter als Beuge hinzugerufen. Sit 
ein zweiter Beamter nicht im Dienfte, jedoch ein 
Voftunterbeamter zugegen, jo wird dieſer als 
Zeuge Hinzugezogen, IV. Hat nad) den vorſtehen⸗ 
den Beitimmungen ein andermweiter Verſchluß der 
Sendung ftattgefunden, jo ift — wenn es ſich 
um Briefe mit Werthangabe oder um Padete 
mit oder ohne Werthangabe handelt — bei An« 

am Beitimmungdorte der 
enntniß — und zu er⸗ 

dung in Gegen» 
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wart eined PBojtbeamten im Bojtzinnmer inner» 
halb ber zu bejtimmenden Friſt ſich einzufinden. 
Leiſtet der Adrejjat diefem Erſuchen keine Folge, 
od. verzichtet derjelbe ausdrücklich auf Eröfnung 
der Sendung, jo ijt mit deren Beitelung und 
Aushändigung nad) Maßgabe der folgenden Bor» 
ſchriften zu verfahren. Etwaige Erinnerungen, 
welde der erjdjienene Adreſſat bei Eröfinung der 
Sendung gegen deren Inhalt erhebt, jind in die 
Verhandlungen aufzunehmen, durch weiche der 
Befund feitgeitellt wird. V. Die Poitbeamten 
müfjen ſich jeder über den Zwed der Eröffnung 
hinausgehenden Einſicht der Sendung enthalten; 
audh mu über die gefchehene Eröffnung eine 
Verhandlung aufgenommen werden, in welder 
die Beranlajjung der Maßregel, der Hergang bei 
berjelben und der Erfolg anzugeben jind. VI. 
Sendungen mit Drudjaden oder mit Waaren« 
proben (5$ 14 und 15) zum Bwede der Prüfung 
über die Zuläffigteit de3 ermäßigten Portos zu 
Öffnen und einzujehen, find die Bojtbeamten aud) 
ohne weiteres Verfahren befugt. 

$ 32. [Bejtellung.] I. Die Verbindlichkeit der 
Pojtverwaltung, die angelonmenen Gegenftände 
den Aorejjaten ins Haus jenden (bejtellen) zu 
lafjen, erjtredt fih: 1) auf gewöhnliche und ein- 
geichriebene Briefe und Pojtfarten, 2) auf ge- 
mwöhnlihe und eingejchriebene Drudjahen und 
Waarenproben, 3) auf Pojtanweijungen, 4) auf 
die Anlagen zu den Poftaufträgen, 5) auf Bes 
gleitadrejjen zu gewöhnlichen Padeten, 6) auf 
Ublieferungsicheine (Poft« Padetadrefien) über 
Sendungen mit Werthangabe u. über Einjhreib» 
Padete, II. Soweit die PBoftverwaltung die Be- 
ftellung nicht übernimmt, müſſen Briefe mit 
Werthangabe, Padete mit Weriyangabe, ſowie 
Einjchreiv-Padete und ferner die Geldbeträge auf 
Grund des Üblieferungsiheines (der Poſt-Packet- 
adrejje, der Poſtanweiſung), gewöhnliche Padete 
dagegen auf Grund der behändigten Begleitadrefje, 
von der Pojt abgeholt werden, III Für die 
Beitellung der gewöhnlichen Padete im Ortsbe— 
ftellbezirle wird erhoben: 1) bei den Poſtämtern: 
a) für Padete bis 5 kg einſchließlich 10 P, b) für 
ſchwerere Packete 15 P; 2) bei den übrigen Poſt— 
anjtalten: a) jür Padete bis 5 kg einſchließlich 
6 P, b) für ſchwerere Packete 10 P, Gehören 
zwei oder mehrere Sendungen zu einer Begleit- 
adreſſe, jo ijt für jedes Padet der Satz von 5 P, 
jedod im Ganzen mindeſtens jo viel wie für eine 
einzelne Sendung im Gewichte über 5kg zu erheben. 
IV. Für die Beitelung der Briefe mit Werth» 
angabe bis zum Betrage von 1500 M im Orts— 
bejtellbezirfe werden allgemein 5 P erhoben, V. 
Un Orten, wo Briefe mit höherer Werthangabe 
und Packete mit Werthangabe durch die beitel- 
lenden Voten ausgetragen werden, find zu er— 
heben: a) für Briefe mit Werihangabe über 1500 
bi3 3000 M: 10 P, über 3000 Mi: 20 P, b) für 
Badete mit Werthangabe: die Säge für Vricfe 
nit Werthangabe; wen aber der Tarif für die 
Beitellung der gewöhnlidden Badete höhere Sätze 
ergibt, dieje Tegteren. Für einzelne Orle kann 
durch bejoudere Verfügung auch für Packete mit 
Werthangabe über 1500 bis 3000 M Die Bejtell- 
gebügr auf 20 P feitgejegt werben, VL Für die 


Poſtweſen. 


Ueberbringung von Poſtanweiſungen nebſt den 
dazu gehörigen Geldbeträgen im Orisbeſtellbezirke 
‚wird für jede Poſtanweiſung eine Gebühr von 
ö P erhoben. VII. Für das Abtragen der Briefe 
mit Werthangabe, der bis 2°/, kg ſchweren Padete 
mit oder ohne Werthangabe, Einjchreib» Padete 
bi3 zu bemjelben Gewichte und der Poſtanweiſ— 
ungen nad dem Landbejtellbezirfe wird ohue 
Rüdjiht auf die Höhe der etwaigen Werthan« 
gabe beziehungsweije des Geldbetrages ein Be— 
itellgeld von 10 P erhoben. Werben Padete von 
höheren Gewichte als 2'/, kg abgetragen, jo 
beträgt dad Beſtellgeld 30 P für das Gtüd, 
VII. Die Beftellgebühren werden aud) von porto— 
freien Sendungen erhoben. IX, Un Einwohner 
im Orts» oder Landbeitellbezirfe der Aufgabe- 
Poitanjtalt werden Poſtſendungen in gleihem Ums- 
fange wie an Adreſſaten im Bereiche anderer 
Pojtorte angenommen, Wegen der Ausnahme in 
Betreff der durch Eilboten zu bejtellenden Send« 
ungen ſ. $ 2ı Abſ. V. X. Für Briefe an Ein» 
wohner im Orts- oder Landbeitellbezirfe der 
Aufgabe-Poſtanſtalt kommt im Franfirungsfalle, 
jowie für Dienjtbriefe, eine Gebühr von 5 P, im 
Nichtfrankirungsfalle eine Gebühr von 10 P zur 
Erhebung, ſoweit nicht abweichende Sätze durch 
bejondere Verfügung angeordnet find. Bei Brie— 
fen mit Behändigungsſchein wird für die Rüd- 
jendung des Behandigungsicheined keine weitere 
Gebühr erhoben. Bei eingejchriebenen Briefen 
tritt den vorſtehenden Sätzen die Einfchreibgebüyr 
ß 16 Abſ. III) und bezw. die Gebühr für Bes 
chaffung des Rückſcheines ($ 16 Abj. IV) Hinz 
XL Ulle übrigen Sendungen, welde an Einwöh— 
ner im Ortö» ober Landbeſtellbezirke der Aufs 
gabe- Bojtanjtalt eingeliefert werden, unterliegen 
denjelben Taxen (einſchließlich der Beſtellgebühren), 
wie die mit den Poſten von weiterher eingegan— 
genen gleihartigen Sendungen mit der Maßgabe, 
daß, joweit bei den Tagen die Entfernung mit 
in Betracht kommt, der für die geringjte Eits 
jernungsjtufe beitimmte Sat in Anwendung zu 
bringen it. XII. Eine Porto» und Gebührcne« 
jreigeit findet bei Vejorgung an Einwohner im 
DOrtd- oder Landbeitellbezirte der Aufgabe» Bote 
anjtalt nicht jtatt. XIII. Für die Ubtragung ver 
im Poſtwege bezogenen Zeitungen u. Zeitigriften 
jind ſowol nad) dem Ortsbeſtellbezirke als aud) 
nad) dem Landbeitellbezirke für jedes Erempiar 
jährlich zu entrichten: a) bei Zeitungen, welde 
wöchentlich einmal oder jeltener bejtellt werben 
60 P, b) bei Beitungen, weldje zwei⸗ oder dreis 
mal wöchentlich bejtellt werden, 1 M, c) bei 
Beitungen, weldje mehrmals, aber nicht öfter als 
einmal täglich bejtellt werden, 1 M 60 P, d) bei 
Beitwigen, welche zweimal täglich beftellt werden, 
2 A, e) für die amtlichen Verordnungsblätter 
60 P. Das Beitungsbeitellgeld wird für deu— 
jenigen Zeitraum im Voraus erhoben, für welchen 
die Vorausbezahlung für die betreffende Zeit 
img ꝛc. erfolgt iſt. Die Zahl der Bejtellungen 
Irictet fid) danach, wie oft Gelegenheit zur Be— 
ſtellung vorhanden ift. Der bei Berechnung des 
Beitellgeldes jich ergebende Brugtyeil einer Mark 
it eintretendenfalls auf eine durch 5 theilbare 
Biennigjumme aufwärts abzurunden. 


Poſtweſen. 
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8 88. [Beit der Beſtellung.) I. Die Poftbe- ‚getroffen, an den hiernach die Beſtellung geſchehen 
Hörde beftimmt, wie oft täglich und in welchen ſtann, jo erfolgt Diele” an —— — 


Friſten die ———— die eingegangenen 

riefe u. ſ. m. zu beitellen, und wie oft die 
Zandbriefträger Beitellungen nad) Orten, an wel» 
chen ſich Poftanftalten nicht befinden, zu bewirken 
haben. II. Die nad) dem Verlangen der Abjen- 
der „Durch Eilboten“ zu beftellenden Gegenftände 
($ 21) müffen in allen Fällen, auch wenn fie zur 
Nachtzeit eintreffen, ohme Verzug beftellt werben, 
pen nicht vom Abfender oder Adreſſaten ein 

ndered ausdrücklich beftimmt ift. III. Send» 
ungen mit dem Vermerk auf der Adreſſe: „poit- 
lagernd” werden bei der Poftanftalt des Beftimm- 
ungsorted einftweilen aufbewahrt ($ 39 Abf. I 
Punkt 3 und 4) und dem Adreſſaten behändigt, 
wenn ſich derjelbe zur Empfangnahme meldet u. 
auf —— ausweiſt. 


an den Wohnungsgeber oder an den Thürhüter 
ded Haufed. IV. Hat der Adreſſat oder defien 
Bevollmächtigter (Abf. I.) an feiner Wohnung 
einen DBrieffaften anbringen laſſen, fo werben 
—— frankirte Briefe, Poſtkarten, Drud: 
achen und Waarenproben durch die befiellenden 
Boten inſoweit in den Briefkaſten gelegt, ala 
defien Beichaffenheit folches gejtattet. V. Die 
Behändigung an dritte Perſonen ift unzuläſſi 

wenn ed ji um die Bejtellung von 1) Einfhreibe 
jendungen ($ 16), 2) Poſtanweiſungen ($ 17), 
3) Telegraphifche Poftonmweifungen ($ 18), 4) Ub- 
lieferungsfcheinen ($ 32 Ubj. % 5) Poſt⸗ Packet⸗ 
adreſſen zu eingeſchriebenen Packeten und zu 
Packeten mit Werthangabe ($ 32 Abſ. L) handelt. 
Es müſſen diefe Gegenftände vielmehr ftet3 an 


34. [Un wen die Beftellung geichehen muß.]jden Adreſſaten oder deſſen Bevollmächtigten ſelbſt 


I. Die Beitellung durch die Rojtanjtalten erfolgt 
an den Adreſſaten jelbit oder an deſſen Bevoll» 
mãchtigten. Der Adreſſat, welcher einen Dritten 
zur Empfangnahme der an ihn zu bejtellenden 
Gegenſtände bevollmädhtigen will, muß die Voll 
macht jchriftlich ausstellen und in diefer die Gegen- 
täude genau bezeichnen, zu deren Empfangnahme 
er Bevollmächtigte befugt fein foll. Inſofern 
bie Landeögefehe nicht eine beiondere Form der 
Vollmachten vorjchreiben, muß die Unterichrift 
bed Machtgebers unter der Vollmacht, wenn deren 
Richtigkeit nicht ganz aufer Zweifel fteht, von 
einem Beamten, welcher zur Führung eines amt- 
lihen Siegeld berechtigt ift, unter Beidrüdun 
defielben beglaubigt jein. Die Vollmacht ai 


bejtellt werben. Lautet die Adreſſe: 
„An A zu erfragen bei B* ) fo muß die Be- 
„Un A abzugeben bei B“ ftellung jedesmal 
„Un A im Haufe des B* an den zuerjt ges 
„Un A wohnhaft bei B* J nannten Adreffar 
„An A logirt bei B“ ten (A) erfolgen. 
Zautet die Adrefje: 
„An A zu Händen des B* 
* abzugeben — B ge 
n A aus soins de B* i 
N P nannten Wdrejja« 
„Un A care of B ten (B) erfolgen. 
Wenn die Adreſſe Tautet: „Un A per adresse 
bes B“, fo darf die Beitellung ſowol an den 
zuerjt genannten Adreſſaten (A), als aud an 


fo muß die Be- 
jtellung jedesmal 
an den zulebt 


bei ber Roftanftalt, welche die Beſtellung au2-|den zulegt genannten Wdrefjaten (B) ftattfinden. 
ie läßt niedergelegt werben. II. Iſt außer] VI Die Beftellung von Einfchreibjendungen darf 

em Übdrefjaten noch ein Anderer, wenn auch nurjnur gegen Empfangsbelenntniß geſchehen, und 
e näheren Bezeichnung der Wohnung des hat der Adrefjat bezw. deſſen Bevollmädhtigter 

drefjaten, auf der Adreſſe genannt, z. B. amlzu biefem Behufe den Ablieferungsſchein bezw. 
A bei B, fo ift diefer zweite Udreffat auch ohme|die auf der Rückſeite der Poft-Padetadreffe vor« 
ausdrüädlihe Ermächtigung als Bevollmächtigter — Quittung zu unterſchreiben. VII. Die 
des Adreſſaten zur Empfangnahme von gewöhns |Bejtellung der Poſtſendungen an Militärperſonen 
lichen Briefen, Poftlarten, Druckſachen und ſowie an Zöglinge von Erziehungs-Anſtalten, 
Waarenproben anzuſehen. Iſt ein Gaſthof alsPenſionaten ꝛc. erfolgt auf Grund der mit dem 
Wohnung des Übrefjaten auf der Adreſſe ange-|Militärbehörden bezw. den Vorſtehern der Er- 


geben, jo Tann bie Bi re 
an den Gaftwirth auch in dem falle erfolgen, 
daß der Adreſſat noch nicht eingetroffen ift. Sind 
bei Poftaufträgen mehrere Perjonen bezeichnet, 
fo erfolgt die Borzeigung nur an ben zuerſt ge 
nannten Adreſſaten oder deſſen Bevollmädtigten. 
III. Wird der Wdrefjat oder deſſen nad den 
vorftehenden Beftimmungen bejtellter Bevollmäch⸗ 
tigter in feiner Wohnung nicht angetroffen, oder 
wird dem Briefträger oder Boten der Autritt 
zu ihm nicht geftattet, fo erfolgt die Beftellung 
bezw. Aushändigung der gewöhnlichen Briefe, 
Boitlarten, Drudlachen und Waarenproben, fomwie 
der Begleitadrefjen zu gemöhnlichen Padeten 


diefer Gegenftände |ziehungsanftalten getroffenen befonderen Abtom« 


men an bie von den Militärbehörden beziehungs«- 
weile den Anftalt3vorftehern beauftragten Pers 
fonen. VII. Die an Sranfe in öffentlichen 
Krankenanftalten gerichteten Boftjendungen dürfen 
an den Borjtand der Krankenanſtalt behändigt 
werden, jofern dem Briefträger oder dem Boten 
der Zutritt zu dem Kranfen nicht geftattet wird, 
IX. In Betreff der Behändigung von Sendungen 
durch Eilboten gelten diefelben ‚Bejtimmungen, 
welche bezüglich der im gewöhnlichen Wege zur 
Beitellung gelangenden Sendungen maßgebend 


find. 
$ 35. [Beftellung ber Schreiben mit Be— 


8 32 Ubf. I.) bezw. ber Padete felbit, ferner der händigungsſchein) I. Auf die Beſtellung von 


nlagen zu Poftaufträgen, jofern die Zahlung 


außergerichtlihen Schreiben mit Behändigungs» 


des dafür einzuziehenden Betrages an einen ſchein finden folgende Beftimmungen Anwendung: 
Haus- oder Geichäftäbeamten, ein erwachſenes 1. Die Behändigungen follen in der Behaufung 
Familienglied oder fonftigen Angehörigen, oder|derjenigen, an welde fie zu bewirken find, und 
an einen Dienftboten des Adrefiaten bezw. des bei Handelsleuten in ihren Läden und Schreib» 


Bevollmächtigten defielben. Wird Niemand an⸗ 


ftuben geichehen. 2. Die Behändigung muß an 


934 


den, auf dem Schreiben benannten Abrefjaten 
erfolgen. Wird der bezeichnete Adreſſat nicht 
perjönlich angetroffen, jo find gewöhnliche Schrei- 
' ben mit Behändigungsichein a) einem jeiner er- 
wachjenen Angehörigen, b) in deren Ermangel- 
ung einem feiner Dienjtboten, c) wenn es an 
dergleichen Perſonen fehlt, und das Schreiben an 
einen Haus- oder Grundeigenthümer gerichtet ift, 
dem Verwalter oder dem Pächter des Landgutes 
des Adrefjaten, endlich d) in Ermangelung aller 
diejer Perjonen dem Hauswirth zu behänbdigen. 
Die Zujtellung darf nicht an unerwachjene Kinder, 
an Miether oder an Fremde geſchehen. Bei ein- 
geichriebenen Briefen mit Behändigungsichein 
darf die VBehändigung nur an den Adreſſaten 
ſelbſt oder dejjen Bevollmächtigten erfolgen. Den 
Berjonen, an welche ftatt des Adreſſaten . 
digt wird, ift zu empfehlen, dad Schreiben dem 
Norefiaten ungefäumt zuzuſtellen. 3. Der be- 
ftellende Bote muß den Behändigungsihein dem 
Adrefjaten oder in defjen Abweſenheit derjenigen 
Perſon, an welche nad) den Bejlimmungen unter 
2 die Behändigung auszuführen ift, vorlegen 
und durd; Namenzunterfchrift den Empfang des 
Schreibens anerkennen laffen. 4. Berweigert ber 
Adreſſat, oder in deſſen Abweſenheit eine der 
unter Nr. 2 zu a bis d bezeichneten Perſonen 
die Beicheinigung des Empfanges, fo iſt dies von 
bem beitellenden Boten auf dem Behändigungs- 
feine unter näherer Angabe des Grundes zu 
vermerken. 5. Wird die Annahme ded Schreibens 
aus dem Grunde verweigert, weil ber Adreſſat 
die etwa zum Anſatz gelommenen Beträge an 
Porto, Behändigungsgebühr zc. nicht zahlen will, 
jo Hindert diefer Umſtand allein die Aushändig- 
ung an den Adreſſaten nicht, und werden bie 
Beträge in folhem Falle vom Abjender einge- 
zogen. Wird die Annahme dagegen aus einem 
anderen Grunde verweigert, oder tritt der Fall 
ein, daß Niemand von den unter Nr. 2 zu a bis 
d bezeichneten Berjonen angetroffen wirb: fo find 
die von Behörden oder Notaren ausgehenden 
Schreiben an die Stuben oder Hausthür bed 
Adreſſaten zu befeftigen, die von Privatperjonen 
ausgehenden Schreiben aber als unbeftellbar zu 
erachten und zurüdzufenden, Bevor ber beitellende 
Bote die Befeftigung an die Thür bewirkt, muß 
er fi) davon überzeugen, daß die Ya Hr an 
deren Thür die Befeſtigung erfolgen joll, dem 
Adreſſaten wirklich (als Miether, Nutznießer od, 
Eigenthümer ze.) gehört. U. In Betreff der 
Beitellung von gerichtlichen Schreiben mit Be- 
händigungsjchein bewendet es bei den hierüber 
bejtehenden bejonderen Beftimmungen, III. Die 
Porto⸗ bezw. jenftigen Beträge für ein Schreiben 
mit Behändigungsicdein müſſen ſämmtlich ent- 
weder von dem Äbſender oder von dem Adrefja- 
ten entrichtet werden. Will der Abſender die 
Gebühren tragen, jo zahlt er bei ber Einliefer- 
ung des Schreibens zunaͤchſt nur dad Porto für 
die Beförderung des Schreibens nad) dem Be— 
ftimmungsorte, die anderen Beträge werden erft 
auf Grund de3 vollzogen zurüdfommenden Be 
händigungsſcheins von dem Abſender eingezogen. 
Falls die Behändigung nicht ausgeführt werden 
faun, fommt nur das Borto für die Beförder— 
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ung des Schreibens nach dem Beſtimmungsorte 
und bezw. die Einſchreibgebühr zum Anſatz. 

$ 56. Berechtigung des Adreſſaten zur Ab- 
holung der Briefe u. j. w.] I. Der Abrefjat, 
welcher von ber Befugniß, feine Pojtjendungen 
abzuholen ober abholen zu lafien, Gebrauch 
maden will, muß ſolches in einer fchriftlichen 
Erklärung ausſprechen und diefe Erflärung, in 
welcher die abzuholenden Gegenftände genau be— 
zeichnet fein müfjen, bei der Poſtanſtalt nieder- 
legen. Die fhriftlihe Erklärung muß auf gleiche 
Weiſe beglaubigt fein, wie die Bollmadt im Fall 
de3 $ 34 Abſ. I. Die Aushändigung erfolgt 
alsdann innerhalb der für den Geſchäftsverkehr 
mit dem Publikum  feitgejegten Dienitftunden 
($ 25). II. Inſoweit die Poftverwaltung bie 
Beitellung von Padeten ohne Werthangabe, oder 
von eingejchriebenen Padeten, oder ron Send« 
ungen mit Werthangabe, oder von baaren Gelb- 
beträgen zu Poſtanweiſungen übernommen hat, 
find bezüglih der Beitellung: a) die gemwöhn« 
lihen und eingeichriebenen Packete, jowie die 
Padete mit Werthangabe und die dazu gehörigen 
Begleitadrefjen, ſowie etwaige Ablieferungs- 
iheine, b) die Briefe mit Werthangabe nebft 
den dazu gehörigen Ablieferungsicheinen, c) die 
— * nebſt den dazu gehörigen Geld- 
beträgen je al3 eine zufammengehörige Sendung 
anzufehen. III. Die mit den Bojten ankommen- 
ben gewöhnlichen Briefe, Boitlarten, Druckſachen 
und Waarenproben müfjen für die Abholer eine 
halbe Stunde nad) ber Ankunft zur Ausgabe ge- 
jtellt werden. Eine Verlängerung biejer Frift ift 
nur mit Genehmigung ber Deren Poſtbehörde 
zuläſſig. IV. Bei eingeſchriebenen Briefen und 
Briefen mit Werthangabe wird zunächſt nur ber 
Ublieferungsichein, bei gewöhnlichen und einge 
ſchriebenen PBadeten, fowie bei Padeten mit 
Werthangabe zunädjit nur bie Begleitadrefie bezw. 
der etwaige Üblieferungsfchein an den Abholer 
verabfolgt. Bei Poſtanweiſungen wird zunächit 
nur die Poitanweifung ohne den Betrag bem 
Abholer ausgehändigt. V. Die Beitellung er- 
folgt jedod, der abgegebenen Erklärung des 
Adreſſaten ungeachtet, durch Boten der Poftan- 
ftalt: 1) wenn ber Abfender ed verlangt und 
diefed Berlangen auf der Adreſſe, 3. B. durch 
den Bermerf „durch Eilboten“ ꝛc. ausdrüdlich 
ausgeſprochen hat ($ 21); 2) wenn es auf die 
Beitellung von Briefen mit Behändigungsfchein 
($ 35), bezw. auf die Borzeigung von Boftauf- 
trägen ($$ 20 u. 20a) anfommt; 3) wenn ber 
Adreſſat nicht am Tage nad) der Ankunft, oder 
wenn er außerhalb des Ortäbeftellbezirfd der 
Poftanftalt wohnt, nicht innerhalb der nädhiten 
drei Tage ben zu bejtellenden Gegenftand ab» 
holen läßt. 

$ 37. [Uushändigung der Sendungen nad 
erfolgter Behändigung der Begleitadreſſen und 
ber Ablieferungsicheine, jowie Auszahlung baarer 
Beträge] I. Die Aushändigung der gemwöhn- 
lichen Badete, joweit diejelben dem Worejjaten 
nicht in die Wohnung beitellt werden, erfolgt 
während der Dienftitunden in der Poſtanſtalt an 
denjenigen, welcher fih zur Abholung meldet 
und die zu dem Padete gehörige Begleitadreffe 
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—— II. Eingeſchriebene Sendungen und 
endungen mit Werthangabe, ferner bei Poſt— 
anweifungen die auszuzahlenden Geldbeträge 
werben, infofern bie Abholung von der Poſt er- 
Rn t, an denjenigen aus —— welcher der 

oſtanſtalt den mit dem Bus ed Empjangs- 
berechtigten unterjchriebenen Ablieferungsichein, 
die quittirte Poft- Padetadreffe oder bezw. bie 
unterjchriebene Poſtanweiſung überbringt und 
„aushändigt. IIL Eine Unterfuhung über die 
Aechtheit der Unterfchrift und des etwa Hinzu: 

efügten Siegel3 unter dem Ablieferungsicdein ꝛc., 

owie eine weitere Prüfung der Berechtigung 
desjenigen, weldjer diejen Schein oder die Begleit- 
adreſſe überbringt, Liegt der Poftanftalt nad) $ 49 
des Geſetzes über das Boftivefen nicht ob. IV. Wo 
die Boftverwaltung bie Beftellung von Padeten 
ohne Werthangabe übernommen hat, fommen bie 
obigen Beitimmungen nit zur Anwendung, viel- 
mehr erfolgt alddann die Uushändigung der ger 
mwöhnlichen Padete nad) Maßgabe der Vorſchrif⸗ 
ten im $ 34 Abſ. III, wogegen die Beſtellung 
der Sendungen mit Werthangabe, der einge 
fchriebenen Padete und der Boftanmweijungsbeträge 
an den Adreſſaten oder an dejjen Bevollmächtigten 
gegen Quittung beffelben Ken nbet. 

38. eng ig bo oftjendungen.] I. Hat 
der Adreſſat feinen Aufenthalts: oder Wohnort 
verändert, und ift fein neuer Aufenthalts» oder 
Wohnort bekannt, jo werden ihm — 
und eingeſchriebene Briefe, Poſtkarten, Druckſachen 
und Waarenproben, ferner Poſtanweiſungen nach⸗ 
gejendet, wenn er nicht eine andere Beitimmung 
getroffen — Daſſelbe gilt von den Boftauf- 
trägen nebft ihren Anlagen, falls der Abjender 
nicht die fofortige Rüdfendung oder die Weiter- 
gabe zur Protefterhebung oder die Abjendung 
an eine andere, namentlich bezeichnete Perjon 
verlangt hat. II. Bei Badeten, bei Briefen 
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überwiefen wird, wo der Bezug urſprünglich 
ftattgefunden hat, ift für die desfallfige Ueber- 
weiſung eine nochmalige Gebühr nicht zu erheben, 

N [Behandlung unbeftellbarer Poſtſend⸗ 
ungen am Eee get I. Roftjendungen 
find für unbeftellbar zu erachten: 1) wenn der 
Adreſſat am Beitimmungsorte nicht zu ermitteln 
und die Nachſendung nach ben Loriäriften im 
$ 38 nicht möglich oder nicht zuläffig ift; 2) wenn 
die Annahme verweigert wird; 3) wenn Die 
Sendung mit dem Vermerke „poſtlagernd“ ver- 
jehen ift und nicht binnen 3 Monaten, vom Tage 
de3 Eintreffens an gerechnet, von der Poft ab- 
geholt wird; 4) wenn es fih um eine Sendung 
mit Poſtvorſchuß Handelt, aud) wenn fie mit „poft= 
fagernd“ bezeichnet ift, und die Sendung nicht 
innerhalb 7 Tagen nad) ihrer Ankunft am Be- 
ſtimmungsorte eingelöft wird; 6) wenn bei Poftan- 
weijungen — 7 Zagen nad) ihrer Beſtellung 
oder Abholung der Geldbetrag nicht in Empfang 
genommen wird; 6) wenn die Sendung Looſe 
oder Anerbietungen zu einem Glüdsfpiele ent- 
hält, an welchem der Adrefjat nad) den für ihn 
geltenden — ſich nicht betheiligen 
darf, und wenn eine ſolche Sendung ſofort nach 
geſchehener Eröffnung an die Poſt zurückgegeben 
wird; 7) wenn es ſich um einen Poſtauftrag an 
einen Adreſſaten handelt, über deſſen Vermögen 
das Gemeinſchuldverfahren eröffnet iſt, und der 
Abſender weder die Weitergabe zur Protefterheb- 
ung noch die Abfendung an eine andere, nament- 
lid) bezeichnete Berjon verlangt hat. IL. Bevor 
in dem alle zu Abſ. I. Runft 1 eine mit einer 
Begleitadrefje verjehene Sendung deshalb als 
unbejtellbar angefehen wird, weil mehrere dem 
Adreſſaten gleihbenannte Perſonen im Orte fid) 
befinden, und der wirkliche Adrefjat nicht ſicher 
zu unterjcheiden ift, muß die Begleitadrejje nad) 
dem Aufgabeorte zurüdgefandt werden, um ben 


mit Werthangabe, fowie bei Briefen mit Pojt-JAbjender, wenn derjelbe auf Grund der Begleit- 


vorshüffen, erfolgt die Nachſendung nur auf 
Berlangen des Abſenders oder, bei vorhandener 
Sicherheit für Porto und Auslagen, aud) des 
Adreſſaten. Der Adrefjat ift, wenn nicht ſchon 
der Abjender die Nachſendung verlangt hat, von 
dem Borliegen einer Sendung amtlich und porto- 

ei in Kenntniß zu fegen. III. Für Padete, 
ür Briefe mit Werthangabe und für Briefe mit 

oftvorihuß wird im falle der Nachſendung das 
Borto und bezw. auch bie Berficherungsgebühr 


adrefje ermittelt werden kann, zur näheren Be— 
zeichnung des Abdrefjaten zu veranlaffen, III. Alle 
anderen Poſtſendungen find, wenn jie ald unbe» 
jtellbar erfannt worden, ohne Verzug nach dem 
Aufgabeorte zurüdzufenden. Nur bei Sendungen, 
die einem fchnellen Berderben unterliegen, muß, 
jofern nad) dem Ermefjen der Poſtanſtalt des 
Beftimmungsort3 Grund zu der Beſorgniß vor— 
handen ift, daß das Verderben auf dem Nüd- 
wege eintreten werde, von der Rückſendung ab- 


von Beftimmungsort zu Beſtimmungsort zuge-|gejehen werden, und die Veräußerung des In— 
ſchlagen; der Portozuſchlag von 10 P wird je- — für Rechnung des Abſenders erfolgen. 
doch für die Nachſendung nicht erhoben. FürjIV. In allen vorgedadhten Fällen ift ber Grund 
andere Gegenftände findet ein neuer Anſatz nicht|der Zurüdjendung oder eintretendenfalld, daß 
ftattt. Einſchreib⸗, Boftanmweifungs-, Pojtauftrags-|und weshalb die Veräußerung erfolgt fei, auf 
und Boftvorfhuß-Gebühren werden bei der Nach- dem Briefe bezw. auf der Begleitadrejje zu ver- 
ſendung nicht noch einmal angejegt. IV. Wenn|merfen. V. Die zurüdzufendenden Gegenftände 


eine Berfon, welche eine 
anftalt bezieht, im Laufe ber Bezugszeit die 
Ueberweifung der Zeitung auf eine andere Poft- 
anftalt verlangt, fo erfolgt die Ueberweijung gegen 
eine Gebühr von 50 P. Die Ueberweilungsge- 
bühr lommt ebenfo oft in Anſatz, ald der Bes 
ieher im Laufe der Bezugszeit die Beftimmungs«- 
— —*— zu ſehen wünſcht. 

fern jedoch die Zeitung wieder nach dem Orte 


itung bei einer Poft-| dürfen nicht eröffnet fein. Eine Ausnahme Hier- 


von tritt nur ein bezüglich der Briefe, melde 
von einer mit dem Adreſſaten gleichnamigen 
Perſon irrthümlich geöffnet wurden, und bezüg- 
lid) der im Abſ. I unter 6 bezeichneten Briefe 
Bei irrthümlicher ng von Briefen durch 
gleichnamige Perſonen ift übrigens, ſofern dies 


* 


Inſo- möglich ift, eine von diefen Berjonen jelbit unter 


Namensunterfchrift auf die Rückſeite des Vriefes 
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bringen. VI. Wenn Abjender gewöhnlicher oder 
eingejchriebener Padete im Falle der Unbeftellbar- 
keit derjelben die jofortige Rüdjendung vermie- 
ben zu ſehen wünſchen, jo ift feitens der Abjen- 
der auf der Adreßſeite der Begleitadreffe in her- 
vortretender Weije der Vermerk: „Wenn unbe- 
jtelbar, Nachricht” niederzufchreiben, ſowie Name 
und Wohnung anzugeben. Der Vermerk Tann 
auch mittel8 Stempelabdruds hergeftellt werben. 
Bleibt ein ſolches Packet demnädit am Ber 
jtimmungsorte unbejtelbar, fo muß die Pofian- 
ftalt des Beftimmungsortes bei dem Abſender 
anfragen, ob das Padet zurückgeſchickt oder an 
eine andere Perſon, fei es an demjelben oder an 
einem anderen Orte des Reichs. Poſtgebiets, aus⸗ 
gehändigt werden ſoll. Für die Benachrichtigung 
wird das einfache Briefporto in Anſatz gebracht. 
Die Antwort muß an die rüdfragende Poſtanſtalt 
ranlirt abgejchidt werden und eine klare Ber- 
ügung über das Packet enthalten, Die Bezeich— 
nung mehrerer Perſonen, welden das Packet 
der Hirihe nad) zuzuführen ſei, iſt nicht geftattet. 
Geht bei der Poſtanſtalt innerhalb 10 Tagen 
nad) Ubjendung ihrer Anfrage eine Antwort nicht 
ein, jo wird das Padet nad) dem NAufgabeorte 
zurüdgeichidt. Iſt das Padet aud) an den zwei- 
ten Norejjaten unbeftellkar, jo kann, wenn der 
Abjender ein bezügliches Verlangen ausgeſprochen 
bat, vor der Rüdjendung noch einmal in derjelben 
Weiſe Die andermweite Bejtimmung des Abjenders 
durch die Poftanftalt eingeholt werden. Gollte 
alsdann bie rg rg an den britten Adrefjaten 
ebenfall3 ohne Erfolg bleiben, fo muß die Rück— 
jendung eintreten. VII. Für zurüdzujendende 
Padete, Briefe mit Werthangabe und Briefe mit 
Poſtvorſchuß ift das Porto bezw. aud) die Ber- 
fiherungsgebühr für die Hin- und für die Rück— 
jendung zu entrichten; der Portozujchlag von 10 
P wird jedod für die Rüdjendung nicht erhoben. 
Für andere Gegenftände findet ein neuer Anjak 
nicht ftatt. — Einſchreib⸗, Poſtanweiſungs-, Poſt— 
euftrags- und Roftvoridup-Gebühren werden bei 
der Nüdjendung nicht noch einmal angejegt. 

$ 40. [Behandlung unbeftellbarer Pojtjend- 
ungen am Yufgabeorte.] I. Die nad Maßgabe 
des $ 39 unbejtellbaren und deshalb nad) dem 
Abgangsorte zurüdgehenden Sendungen werben 
an den Abſender zurüdgegeben. Il. Bei der 
Beitellung und Behändigung einer zurüdgelom- 
nıenen Sendung an ben ermittelten Abſender 
wird nad) ben für die Beitelung und Uushändig- 
ung einer Sendung an den Aorefjaten gegebenen 


— NMorſchriften verfahren. Der über eine Sendun 


dem Abjender ertheilte Einlieferungsichein mu 
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niederzuſchreibende bezügliche Bemerlung beizu⸗,Durchſicht ſich enthalten, 


Die Sendung wird 
hiernächjt mittels Siegelmarke oder Dienſtſiegel, 
welche eine Bene Inſchrift tragen, wieber 
verſchloſſen. IV. Wird der Abjender ermittelt, 
verweigert derjelbe aber die Annahme oder läßt 
er innerhalb 14 Tagen nad Behändigung ber 
Begleitadreffe oder des Ablieferungsſcheins oder 
der Poftanweifung die Sendung bezw. den Geld- 
betrag nicht abholen; jo können die Gegenftände 
zum Beſten der Poftarmen» bezw, Poit-Unter- 
ſtützungskaſſe verfauft, Brtefe und die zum Ver⸗ 
fauf nicht geeigneten werthlojen Gegenftände aber 
vernichtet werden. Sit der Abjender nicht 
zu ermitteln, jo werden gewöhnliche Briefe und 
die zum Verkauf nicht geeigneten werthlojen 
Begenftände nad; Verlauf von 3 Monaten, vom 
Tage des Eingangs bderfelben bei der Ober-Poft- 
direction gerechnet, vernichtet; Dagegen wird 1) bei 
eingefchriebenen Sendungen, ferner bei Briefen 
mit Werthangabe, oder bei tiefen, in benen 
lich bei der Eröfinung Gegenftände von Werth 
vorgefunden haben, ohne daß diefer angegeben 
worden ift, jomwie bei Poftanmweijungen, 2) bei 
Padeten mit oder ohne Werthangabe der Abjen- 
der Öffentlich aufgefordert, innerhalb 4 Wochen 
die unbejtellbaren Gegenftände in Empfang zu 
nehmen. Die zu haus öffentliche Aufſorder⸗ 
ung, welche eine genaue Bezeichnung des Gegen» 
itandes unter Angabe des Abgangd- und Be» 
itimmungsortes, der Perjon des Adrefjaten und 
des Tages der Einlieferung enthalten muß, wird 
durch Aushang bei der Roitanftalt des Abgang» 
ortes und dur einmalige Einrüdung in ein 
dazu geeignetes amtliches Blatt befannt gemacht. 
VL Snsiichen lagern die Sendungen auf Ge— 
iahr des Abſenders. Sachen, weldje dem Ber- 
derben ausgejegt find, Können fofort verlauft 
werden. VII. Bleibt die öffentliche Aufjorder- 
ung ohne Erfolg, jo werben die Sachen verkauft. 
VIII. Sind unbejtellbare Sendungen in einem 
fremden Boftgebiete zur Poſt gegeben, jo werben 
jie dorthin zurückgeſchickt, und es bleibt das 


— erfahren der fremden Poſtanſtalt über» 
afien. 
5 41. [Laufichreiben wegen Boftjendungen.] 


l. Die Gebühr für den Erlaß eines Laufichreibend 
bezüglich eines zur Pot gelieferten Gegenftandes 
beträgt 20 P. II. Für Laufjchreiben wegen 
gewöhnlicher Briefe, Poſtkarten, Druckſachen od, 
Waarenproben ſoll dieje Gebühr erft nachträglich 
und nur in denjenigen Fällen erhoben werben, 
in welchen die ridjtig erfolgte Aus Far rg der 
Sendung an ben Adreſſäten 5** t wird. 
III. Für Laufſchreiben wegen anderer Gegen— 
fände ift die Gebühr vor dem Erlaß des Lauf. 


bei der Wiederaushändigung der Sendung zurüd-| jchreibend zu entrichten; die Nüderftattung er« 
egeben werben. IIL Kann die Roftanjtalt am] iolgt, wenn ſich ergibt, ba die Nadyfrage durch 

ya den Abjender nicht ermitteln, jo]Berjhulden der Poſt herbeigeführt worden ift. 
wird die Gendung an die vorgefegte Ober-Poft-| IV. Für Laufichreiben, welche portofreie Gegen« 
direction eingejandt, welche diejelbe mittel Stem-| jtände betreffen, wird eine — nicht erhoben. 
pels als unbeſtellbar zu bezeichnen und durchj 8 Ala. —— von Zeitungen.] Bei 
Eröffnung den Abjender zu ermitteln hat. Die verſpätet erfolgender Beftellung auf Zeitungen ift, 
nit der Eröffnung beauftragten, zur Beobachtung|wenn von dem Bezieher die Nacdjlieferung ber 
ftrenger Verſchwiegenheit bejonderd verpflichteten | für die Bezugszeit bereits erjchienenen Nummern 

eamten nehmen Kenntniß von ber Unterichriftieiner Zeitung gewünjdt wird, für das an die 
und von dem Orte, müſſen jedoch jeder weiteren’ Zeitungs» Verlagd-Poftanftalt wegen der Nad. 
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lieferung abzulaſſende beſondere Beſtellſchreiben die Annahme eines Gegenſtandes von dem Adreſſa- 
das tarifmäßige Franko von 10 P zu entrichten. |ten verweigert, oder fann der Adreſſat nicht er- 


Ebenſo ift, wenn Bezieher von Zeitungen die 
nodhmalige Lieferung einzelner ihnen fehlenden 
Nummern der Beitung verlangen, für das diejer- 
halb an die Verlags» Poftanftalt zu richtende 
—— Schreiben das Franko von 10 P zu 
erlegen. 

$ 42. [Verkauf von Roftwerthzeichen.) a) Frei⸗ 
marfen. I. Die Freimarken werden zu dem 
Nennwerthe des Stempel an dad Publitum ab- 
gelafien. b) Geftempelte Briefumſchläge. 
11. Der Berlauföpreid der geitempelten Brief- 
umjcläge beträgt aufer dem Nennwerthe ı P 
für das Stüd. c) Geftempelte Poſtkarten 
III. Die geftempelten Bofttarten werden zu dem 
Nennwerthe ded Stempels an das Publikum ab» 
gelaſſen. d) Geftempelte GStreifbänder. 
IV. Bei einzelnen größeren Poftanftalten wer- 
den gejtempelte Gtreifbänder zu 3 P zum Ber- 
Taufe geftellt. Der Abſatz findet nur in Mengen 
von 100 Stück ftatt, und zwar mit einem Zu— 
fihlage von 35 P für je 100 Gtüd, e) Ub- 
——— von Briefbogen, Briefum— 
ſchlägen, Streifbändern und Poſtkarten 
für Privatperſonen. V. Die königlich preuß. 
Staatsdruckerei in Berlin übernimmt die Ab— 
ftempelung von Briefbogen, Briefumjclägen, 
Streifbändern und Poftlarten mit dem reis 
markenſtempel für das Publikum unter den bei 
jeder Poſtanſtalt zu erfragenden näheren Beding- 
ungen. VI. Außer Cours geſetzte Pojtwerth- 
— werden innerhalb der durch den deutſchen 

eichsanzeiger und andere öffentliche Blätter be— 
fannt zu machende Frift bei den Boftanftalten 
zum Nennwerth gegen giltige Boftwerthzeichen 
umgetauſcht. Nac Ablauf der Friſt findet ein 
Umtauſch nicht mehr ftatt. Die NReichd-Poftver- 
waltung ift nicht verbunden, Bojtwerthzeichen 
baar einzulöfen. 

$ 43. (Entridhtung des Portos und ber 
fonjtigen Gebühren.) Die Roftjendungen 
fönnen, fofern nicht das Gegentheil ausdrücklich 
beſtimmt ift, nad) der Wahl des Abſenders franlirt 


mittelt werden, fo ift der Abfender, felbft wenn . 
er den Gegenjtand der Sendung nicht zurüd- - 
nehmen will, verbunden, das Borto und die Ge 
bühren zu zahlen. V. Für Sendungen, welche 
erweislich auf der Poft verloren gegangen find, 
wird fein Porto gezahlt und das etwa gezahlte 
erjtattet. Dafjelbe gilt von ſolchen Sendungen, 
deren Annahme wegen vorgefommener Beichädig- 
ung vom Wdrefjaten verweigert wird, injojern 
die Beihädigung von der Poftverwaltung zu 
vertreten ijt. VI. Hat der Ndrefjat die Sendung 
angenommen, jo ift er, jofern in Vorſtehendem 
nicht ein Anderes bejtimmt ift, zur Entridhtung 
ded Porto und der Gebühren verpflichtet, und 
fann jich davon durch jpätere Nüdgabe der Send— 
ung nicht befreien, Die Staatdbehörden find 
jedoch befugt, auch nach erfolgter Annahme und 
Eröffnung portopflichtiger Sendungen, die Brief- 
umſchläge zu dem Zwecke an die Boitanftalt zu- 
rüdzugeben, das Porto von dem Abſender nad). 
träglich einzuziehen, bezw. bei Badeten jich diejer- 
halb jchriftlih an die Poftanftalt zu wenden, 
VO. In Fällen, in welchen das Porto geſtundet 
wird, ift dafür menatlid eine Stundungsgebühr 
zu erheben. Diefelbe beträgt 5 P für jede M 
oder den ————— Theil einer M mindeſtens 
aber 50 P. nn in einem Monat Porto nicht 
zu ftunden gemwejen ift, jo wird eine Gebühr nicht 
erhoben. VIII. In denjenigen Fällen, in wel- 
hen auf Antrag des Betheiligten zur Berntittel-- 
ung der Abgabe ber für ihm eingehenden bezw, 
ber Einlieferung der von ihm abzujendenden 
gewöhnlichen Briefe, Poſtkarten, Drudjadhen, 
Waarenproben und Zeitungen mit den vorbei» 
fahrenden Poſten verjchlojfene Tajchen befördert 
werden, ift für dieſe Vermittelung eine Gebühr 
von 50 P für den Monat zu erheben, 


Abſchnitt IL 
Eftafettenjendungen. 


$ 44. a) Unnahme der Ejtafettenfend- 
ungen. I Briefe und andere Gegenitände 


oder unfrankirt zur Poſt eingeliefert werden. |tönnen zur eftafettenmäßigen Beförderung nur 


Zur Frankirung der durch die Brieflaften einzu: 
liefernden Gegenftände ($ 24 Abſ. II) müjjen 
Bojtwerthzeichen benugt werden. IL Reicht das 
am Abgangsorte entrichtete Franfo nicht aus, 
jo wird der Ergänzungsbetrag und bezw. das 
Zuſchlagporto vom Wdrefjaten erhoben. Bei ge 
wöhnlichen Briefen, Waarenproben und Drud- 
fadyen bis zum Gewichte von 250 Gramm, jo- 
wie bei allen Sendungen vom Auslande gilt die 
Verweigerung der Nachzahlung des Porto für 
eine Verweigerung der Unnahme des Briefes zc. 
Bei anderen Sendungen kann der Abrefjat die 
Ausfolgung ohne Rortozahlung verlangen, wenn 
er den Abjender namhaft madt und bezw. ben 
Briefumſchlag oder eine Abſchrift davon zurüd- 
zunehmen geftattet. Der fehlende Betrag wird 
aladann vom Abjender eingezogen. III. Send» 
ungen welche mit — n einer fremden 
Poſtverwaltung frankirt aufgeliefert werden, find 


bei ſolchen Boftanftalten eingeliefert werden, welche 
an Orten mit Eftafetten-Station jid) befinden, 
oder welde an Eijenbahnen liegen, deren Züge 
zur Beförderung der eingelieferten Sendung zwed- 
mäßig benugt werden können, II. Sendungen, 
welche ausjchließlih auf der Eiſenbahn zu bes 
fördern find, werden zur ejtafettenmäßigen Be— 
förderung nicht angenommen. b) Gewidt und 
Beifhaffenheit der Sendungen. III. Mit 
Eitafetten werden nur Gegenitände bid zum Ge- 
jammtgewicht von 10 kg befördert. Briefe bis 
um Gewichte von 250 g müſſen in haltbares 

apier eingeichlagen, ſchwerere Briefe und Padete 
aber in Wachsleinwand verpadt, auch müſſen die 
Briefe und Padete in einem folhen Format zur 
Poſt eingeliefert werden, daß fie in der Eitafetten« 
tafhe Raum finden. IV. Die Adreſſe muß ber 
Vorſchrift des $ 2 entiprechen. V. Eine Werth 
angabe ift bei Eitafettenjendungen nicht zutäffig. 


als unfrankirt zu behandeln und die Poftwerth-|VI. Ueber die Eitafettenjendung erhält der U 
zeichen al3 ungiltig zu bezeichnen. IV. Wird fender einen Einlieferungsichein. c) Beförder- 
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ungsweiſe. VII. Die Beförderung geſchieht werden. XYII. Für die ſtreckenweiſe Beförder- 


zu Pferde oder mittels eines Kariols. Eijen- 
bahuzüge werben, infofern der Abſender nicht 
eine andere Beförberungsmweife verlangt Hat, 
benugt, mem beredjnet werden kann, daß bie 
Eitafettenfendungen mit bdenjelben ihren Be— 
flimmungsort eher oder wenigſtens ebenfo früh 
erreichen, al3 bei der Beförderung zu Pferde. 
d) Beftellung anı Beftimmungdorte, 
VII. ®ie durd) gr a eingegangenen Gegen- 
ftände müfjen ohne Verzug bejtellt werden, jo» 
fern vom Abjender oder Adreſſaten nicht ein 
Anderes beitimmt ift. Sie müſſen derjenigen 
Perſon behändigt werden, an welche die Adrejje 
lautet. Wird dies durch befondere Umftände 
verhindert, jo fan die Aushändigung an Haus- 
und Geihäftäbeamte od. erwachſene Kamilienmit« 
glieder des Adrefjaten geichehen. Der Empfänger 
muß dem Weberbringer quittiren und die Stunde 
des Empfanges beſcheinigen. e) Sahnesiähe 
für Efitafetten, welde zu Pferde oder 
mitteld SKariold befördert 
IX. Für jeden Gegenstand 2c. ift dad Porto und 
für jede Ejtafette außerdem eine Abfertigungs- 
gebühr von 1 M 50 P zu entrichten. X. Nur 
die Roftanftalt des Abſendungsorts, oder, wenn 
die Ejtafette aus einem fremden Poftgebiete fommt, 


ung von Eiftafettenfendungen auf Eifenbahnen 
weıden, wenn wegen mangelnder Poftbegleitung 
ein bejonderer Begleiter zur Giderung ber 
Sendung mitgegeben werden muß, an Begleitung 
koſten erhoben: a) das Berjonengeld für die Hin- 
reife des Begleiters auf einem Plate 3. Klafje, 
oder wenn mit dem betr. Zuge Perjonen in der 
dritten Klaſſe nicht befördert werden, auf einem 
Plate der vorhandenen nächit höheren safe, 
b) das Perjonengeld für die Nüdreije des Be— 
gleiter8 auf einem Plage 3. Klafje, e) die Tage» 
elder des Begleiter für jeden angefangenen 
ag, welcher zur Hinreife des Begleiter und 
zur Rüdreije defjelben mit dem nächſten Zuge 
erforderlich ift. g) Berichtigung ber Koſten. 
XIX. Der Abfender einer Ejtafettenjendung muß 
fämmtlihe Koften, mit Ausnahme des Veftel 
gelde3, bei der Abjendung bezahlen. Können 
diejelben von der abfendenden Poftanftalt nicht 
genau angegeben werben, jo muß ein angemefjener 


werden,| Geldbetrag hinterlegt werden. 


Abſchnitt III. 
Berjonenbeförderung mitteld ber 
Poften 


8 45. [Meldung zur Reife) I. Die Meld— 


die zuerjt berührte Roftftation ift zur Anfegungjung zur Reife mit den ordentlichen Poſten kann 
der Abjertigungsgebühr bereditigt. XI. Dielftattfinden: a) bei den Boftanftalten, oder b) bei 
Bahlung für ein Ejtafettenpferd, einjchließlich|den unterwegs belegenen Halteftellen, melde von 
des etwa zu benugenden Kariol3, erfolgt nachſden Ober» Poftdirectionen Öffentlich belannt ge 


demjelben Satze, welcher für ein Courierpferd be— 
ftinmt ift (fiehe $ 58 Abi. I. XI. Das et- 
waige Chaufjeegeld, ſowie jonftige Wege 2c. Ub- 
gaben werben nad) den betreffenden, zur öffent- 
lihen Kenntniß gebrachten Tarifen erhoben. 
XII. ®Die Rittgebühren werden nad) der pojt: 
mäßigen Entfernung auf dem wirflih zu be 
nutzenden Wege berechnet. XIV. Bei Eitafetten 
nad) Orten, welche ig als fünfzehn km ent- 
fernt find, erfolgt die Berechnung der Gebühren 
nad den im $ 58 für Exrtrapoiten ꝛc. vorge: 
ſchriebenen bezüglichen Orundjägen. XV. Wünſcht 
der Abſender einer Ejtafette, welche nur bis zur 
nädjften Station oder nad) einem Orte geht, der 
ohne Pferdewechſel erreicht werden kann, bie 
Nücdbeförderung der Antwort durch den Roftillon, 
welcher die Eftafette überbradjt hat, jo ift dieſes 
uläffig, wenn der Roitillon den Rüdtritt inner- 
ha ſechs Stunden nad) feiner Ankunft antreten 
ann, und zwiſchen der Ankunft und dem Rüd- 
tritt mindejtend eine Nuhezeit von der Dauer 
ber einfachen Beförderungsfriſt gewährt wird. 
Der Ubjender der Ejtafette muß feinen Wunſch 
aber gleich bei Aufgabe derjelben der Boftanitalt 
zu erlennen geben. Für den Rüdritt wird dann 
die Hälfte der Rittgebühren entrichtet. XVI. Die 
Erhebung des Chauffeegelded und der jonjtigen 
Wege ꝛc. Abgaben geſchieht im Falle der Rüd- 
benugung (Abf. XV) ſowol für den Hin- als 
ei den Rüdweg. Die Abfertigungsgebühr ift 
agegen nur einmal zu entrichten. XVII Für 
die Veitellung einer jeden mit Eitafette eingehen« 
ben Sendung werden am Beitimmungsorte 50 
P erhoben. f) Zahlungsſätze für Eftafet- 
ten, welde auf ber Eifenbahn befördert 


madt werben. a) Bei den Boftanftalten, 
II. Bei den Boftanftalten Tann die Meldung 
früheftend acht Tage vor dem Tage ber Abreiſe 
und jpäteftend bei Schluß ber Poſt für die Per- 
jonenbeförberung geſchehen. III. Der Schluß 
der Poſt für die Perjonenbeförderung tritt ein: 
wenn im Hauptiwagen ober in ben bereitö geſtell⸗ 
ten Beitwagen noch Pläge offen find: fünf Minu-⸗ 
ten, und wenn dieſes nicht der Fall ift, fondern 
die Geitellung von Beimagen erforderlich wird: 
fünfzehn Minuten vor der feitgejegten Abgang 
zeit der betreffenden Poft. IV. Die Meldung 
muß —— ber für den Geſchäftsverlehr mit 
dem Publikum beftimmten Dienftitunden ($ 25) 
geichehen, kann aber, wenn die Poſt außerhalb 
der Dienftitunden abgeht, auch nod gegen die 
Beit der —— der betreffenden Poſt er 
folgen. Uebrigend darf die Meldung — über 
die gewöhnliche Schlußzeit ber Poſt für die Ber- 
fonenbeförderung hinaus — ausnahmsweiſe noch 
unmittelbar bis zum Wbgange der Poſt ftatt- 
finden, joweit dadurch die pünftliche Abjendung 
derjelben nach dem Ermeſſen der Poſtanſtalt nicht 
verzögert wird. V. Erfolgt die Meldung bei 
einer Boftanftalt mit Station, jo kann die An« 
nahme nur dann wegen mangelnden Platzes be» 
anjtandet werden, wenn zu der betreffenden Poſt 
Beimagen überhaupt ni ejtellt werden, und 
die Pläße im Hauptwagen ſchon vergeben ober 
auf den Unterwegs + Stationen bei Ankunft ber 
Poſt ſchon befegt find, oder wenn auf der betr. 
Station nur eine bejchränfte von Bei- 
wagen ftattfindet. VI. Erfolgt die Meldung bei 
einer Roftanftalt ohne Station, jo findet die An— 
nahme nur unter dem Vorbehalt ftatt, dab im 
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dem Hauptwagen und in ben etwa mitlommen⸗ zurückzulegenden Entfernung, unter Anwendung 
ben Beimagen noch —— Plätze vorhanden ‚Des bei dem Eourje für das km angenrdneten 
find. VII. Bei folchen Poſten, zu welchen Bei⸗ Satzes, oder b) nad) bem für einen beftimmten 
wagen überhaupt nicht geftellt werben, können Cours angeordneten befonderen Satze. II. Das 
Pläge nad einem vor ber nächſten Station be⸗ Berjonengeld kommt bei der Meldung bis zum 
legenen Bwifchenorte nur infoweit vergeben wer- |Beftimmungsorte zur Erhebung, fofern dieſer 
ben, al3 fich bis zum Abgange der Poſt zu den auf dem Eourje liegt und fi) daſelbſt eine Poft- 
vorhandenen Plägen nicht Perſonen gemeldetianftalt befindet. III. Will der Reiſende feine 
haben, welche bis zur nächſten Station oder dar⸗ Reife über den Cours hinaus oder auf einem 
über hinaus reifen wollen. Doc) kann der Reifende | Seitencourje fortjegen, fo kann das Berjonengeld 
einen vorhandenen Platz fich dadurch jihern, daß|nur bis zu dem Endpunkte oder bis zu dem 
er bei feiner Meldung ſogleich dad Perſonengeld Uebergangspunkte des Courſes erlegt werben; 
bis zur nächſten Station bezahlt. b) An Halter|der Reifende kann auch nur bis zu diefen Punk— 
ftellen. VII. Die Meldung an SHalteitellen|ten den Fahrſchein erhalten und muß fid dort 
fann nur dann berüdfichtigt werden, wenn noch wegen Fortiegung der Reife von Neuem melden 
unbejegte Pläpe im Hauptwagen oder in den und einen Plag löfen, fofern nicht Einrichtungen 
Beitvagen offen find. Der Keifende muß an dies zur Durderhebung des Berjonengeldes getroffen 
fen Halteftellen, wenn die Poſt anhält, ſofort worden find. a) Bei Reifen nad) Zwiſchen— 
einfteigen. Gepäd von ſolchen Reifenden kann orten. IV, Für Pläge, welche bei einer Poſt— 
nur injomeit zugelafjen werden, als dafjelbe ohne] anftalt zur Reife bis zu einem zwiſchen 2 Stationen 
Beläftigung der anderen Reijenden im Perſonen- auf dem Courſe aelegenen Orte (Zwiſchenorte) 
raum leidyt untergebradt werden fanı. Diejgenommen werden, fommt, gleichviel, ob ſich in 
Tadräume des Wagens dürfen dabei nicht ge»|diefem Zwiſchenorte eine Woftanftalt befindet, 
Öffnet werden , auch ift jedes längere Anhalten|oder nicht, das Perfonengeld nach der wirklich 
der Poſt unftatthaft. IX. Wünſchen Retjende|zurüdzulegenden Kilometerzahl, mindeftens jedoch 
fi die Beförderung mit der Poſt von einer Bojt-|der Betrag von 30 P, zur Erhebung. b) Bei 
anftalt ohne Station oder von einer Haltejtelle| Reifen von Halteftellen aus, V. Für die 
ab zu jichern, fo müfjen fie fich bei der vorliegen»| Beförderung von Haltejtellen ab wird, fofern die 
den Bojtanftalt mit Station melden, von Dort|dort zugehenden Perſonen ſich nicht etwa einen 
ab einen Pla nehmen und das Perfonengeld| Pla von der vorliegenden Station ab gefidhert 
dafür erlegen. haben, das Perjonengeld nad) Maßgabe der 
8 46. [Berfonen, welde von der Reife mit|wirkliden Entfernung bis zur nächften Station, 
ber Poſt aus ee find.] I. Bon der Reifeloder, wenn die Reifenden ſchon vorher an einem 
mit der Poſt find ausgeichloffen: 1) Kranke, Zwijchenorte abgehen, bis zu diefem erhoben. In 
welche mit epileptiichen oder Gemüthsleiden, mit|jedem Falle fommt jedoch mindeftens der Betrag 
anftedenden oder Etel erregenden Uebeln behajtet|von 30 P zur Erhebung. VI. Wollen an Halte» 
find, 2) Berjonen, welche durch Trunfenheit, durdj| jtellen zugegangene Perſonen mit derjelben Poſt 
unanftändiges oder rohes Benehmen, oder durch|von der nädjiten Station ab weiter befördert 
unanjtändigen oder unreinlihen Unzug Anftoß] werden, jo — ſie dort den Platz für die weitere 
erregen, 3) Gefangene, 4) erblindete Perjonen| Reife zu löſen. c) Für Kinder VU. Für 
ohne Begleiter, und 5) Berjonen, welche Hundelein Kind in dem Alter unter und bis zu Drei 
oder geladene Schiegwaffen mit fi führen. Jahren wird Perjonengeld nicht erhoben, Das 
$ Ir. Fahrſchein.) J. Geſchieht die Meld-[Kind darf jedoch feinen bejonderen Wagenplatz 
ung zur Reije bei einer Poftanjtalt, fo erhält] einnehmen, jondern muß auf dem Schooße einer 
ber Steifende gegen Entrihtung des Perſonen? erwachſenen Perſon, unter deren Obhut es reift, 
eldes den Fahrichein. IL. Bei durchgehenden mitgenommen werden. VIII. Für ein Kind in 
often kann die Abfahrtäzeit nur mit Rüdficht|dem Alter von mehr als drei Jahren ift das 
auf die Zeit des Eintreffend der anjdließenden] volle Berjonengeld zu erheben, und ein befonderer 
Poſten oder Eijenbahnzüge angegeben werben,| Pla zu beitimmen. —— jedoch Familien 
und es liegt dem — ob, die möglichſteinen der abgeſchloſſenen Wagenräume oder auch 
frühe Abgangszeit zur Richtſchnur zu nehmen. nur eine Sitzbank ganz ein, jo kann ein Kind 
II. Die Nummer des Fahricheind richtet fich| bis zum Alter von 8 Jahren unentgeltlich, zwei 
nach der Reihenfolge, in welder die Meldung) Kinder aber können für dad PBerjonengeld für 
zur Mitreife gefchehen ift; doc ſteht es Jeder- nur eine Perfon befördert werden, injojern Die 
mann frei, bei der Meldung unter den im Haupt-| betreffenden Perſonen mit den Kindern ſich auf 
wagen nod) unbejegten Blägen ſich einen beitimm-)die von ihnen bezahlten Sitzplätze beſchränken. 
ten Pla zu wählen. IV. Berjonen, die fi an|Diefe Vergünftigung kann nur für den Haupt- 
Haltejtellen gemeldet haben und aufgenommen|mwagen unbedingt, für Beitwagen aber nur info- 
worden find, können einen Fahrjchein erft bei der|mweit zugeftanden werden, ald auf Beibehaltung 
nächſten Boftanftalt ausgeftellt erhalten, und haben|der urjprünglichen Pläge zu rechnen ift. 
dad Perjonengeld bei dieſer Pojtanjtalt oder, 49, [Erjtattung von Berfonengeld.] I. Die 
wenn fie nicht jo weit fahren, an den Boftihaffner] Eritattung von Perjonengeld an die Reifenden 
ober Poſtillon zu entrichten. findet ftet3 ftatt, wenn die Boftanftalt die durd) 
848. Grundſätze der Berfonengeld-Erhebung.]|die Annahme des Reifenden eingegangene Ber- 
L Das Perjonengeld wird erhoben, entweder) bindlichkeit ohne deſſen Verſchulden nicht erfüllen 
a) nad) der von dem Reiſenden mit der Pojt kann. Die Erftattung von Perjonengeld foll auch 
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dann zuläſſig fein, wenn ber Reiſende an der'und weiter eingeſchriebenen Reiſenden in ber 
Senugung der Poſt aus irgend einem anderen Reihenfolge der Plaͤtze nad. Läßt ſich ein mit 
Grunde verhindert ift und die Erftattung min⸗ der Poſt angekommener Reijender zu derſelben 
deftend 15 Minuten vor dem planmäßigen Ub-|Poft weiter einjchreiben, fo verliert er den bis 
gange der Poft beantragt. 1. Die Erftattung |dahin eingenommenen Pla und muß den legten 
erfolgt gegen Rückgabe des Fahrſcheins und gegen |Plag nad) den dort hinzutretenden und bereits 
Quittung mit demjenigen Betrage des Perfonen-|vor ihm angenommenen Reijenden einnehmen. 
geldes, welder von dem Reifenden für die mit|b) Bei dem Uebergange auf einen an» 
der Poſt nod nicht zurüdgelegte Strede erhoben|deren Cours.) V. Die Neifenden, welde von 
mworben ift. einem Courje auf einen anderen übergehen, jtehen 
50. [Berbindlichleit der Neijenden in Be-|den für den letzteren Cours bereit3 eingeichrie« 
treff der Abreiſe) Die Reiſenden müſſen vor|benen Reiſenden hinſichtlich des Platzes nad). 
dem Poſthauſe oder an den ſonſt dazu beftimm-| Etwaige Abweichungen hiervon bei Courſen mit 
ten Stellen den Wagen befteigen und an diejen fremden Poftanftalten, ſowie bei folchen Eourjen, 
Stellen zu der im Fahrſchein bezeichneten Ub-|wo eine Durcherhebung des Perjonengeldes ftatt- 
angszeit fich zur Abreiſe bereit halten, auch|findet, richten fich nady den für ſolche Eourje ges 
Ben Fahrichein zu ihrem Ausweis bei fi) führen, |gebenen befonderen Beftimmungen. c) Bei 
widrigenfalls fie e3 fich felbit beizumefjen haben, [Reifen nad Zwiſchenorten. VI. Reifende, 
wenn aus dem Grunde, weil fie ſich auf das vom welche die Boft nad) einem zwiſchen 2 Stationen 
se auge —— Zeichen zur Abfahrt nicht F belegenen Orte benutzen wollen, müſſen, ſobald 
meldet haben, oder weil fie ſich über ihre Be⸗ durch ihren Abgang unterwegs ein Beiwagen 
rechtigung zur Mitreife nicht ausweiſen können, ——— kann, allen bis zur nächſten Station 
die Ausſchließung von der Mit- oder Weiterreiſe eingeſchriebenen Reiſenden nachſtehen und die 
erfolgt und fie bed bezahlten Perjonengeldes|'Kläge in dem Beiwagen einnehmen. d) Bei 
verlujtig gehen. Haben dergleichen Perſonen Reifen von Halteftellen aus. VII. Hei. 
Neifegepäd auf der Poſt, jo wird folches bis zufiende, welche von den Poftichaffnern oder Poftil- 
der Poſtanſtalt, auf welche der Fahrſchein lautet, |Iunen unterwegd an Halteftellen aufgenommen 
befördert und bis zum Cingange der meiteren|iworden find, ftehen bei der Weiterreije über bie 
Beſtimmung von Seiten der zurüdgeblieben Per: |nächite Station hinaus den bei dieſer zutretenden 
fonen aufbewahrt. Reiſenden hinſichtlich des Platzes nach. VIII. Ueber 
8 51. Plätze der Neifenden,] I. Die Ord⸗Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Reiſenden 
nung der Pläte im Hauptwagen ergibt ſich aus ſwegen der von ihnen einzunehmenden Pläte hat 
ben Nummern über den Sigplägen. II. In Ab- [der abfertigende Beamte der Poſtanſtalt nad 
Br auf die Folge der Pläge in den Beimagen|den vorangeididten Grundſätzen zu entjcheiden. 
ilt ald Regel, da — die Eckplätze des Beruhigen ſich die Reiſenden bei dieſer Entjcheid« 
— dann der Vorderbank und der ſung nicht, jo ſteht ihnen frei die nochmalige Er» 
Rückbank des Mittelraumes, zulegt in derjelben Jürterung der Meinungsverjchiedenheiten bei dem 
Neihenfolge die Mittelpläge fommen. III. Geht Vorſteher der Pojtanjtalt nachzuſuchen, fofern 
unterwegs ein Reijender ab, jo rüden die nach ſolches, ohne ben a ber Pojt zu verzögern, 
ihm folgenden Perſonen ſämmtlich um eine Num⸗thunlich ift. Der getroffenen Enticheidung Haben 
mer in dem Hauptwagen und in dem Beiwagen ſſich die betreffenden Reiſenden, vorbehaltlid, der 
vor. Leiftet ein Reiſender bei einem unterwegs u zu unterwerfen. 
eintretenden Wechjel in den Plätzen auf dad Bor- 52. [Meifegepäd.] I. Jedem Reifenden ift 
rüden Verzicht, um den bei jeiner Anmeldung|die Mitnahme feines Neifegepäds injomweit uns 
gewählten oder ihm ertheilten bisherigen Plag beſchränkt geftattet, als die einzelnen Gegenjtände 
zu behalten, fo ift ihm dies, fobald er ſeinen zur Verfendung mit der Pr geeignet find (vgl. 
urſprünglichen Plak im Hauptwagen hat, unbe:[S$ 1, 11 und 12). II. Kleine Neifebebürfnifie, 
dingt, wenn ſich jedoch der Platz in einem Bei⸗- welche ohne Beläftigung der anderen Reijenden 
wagen befindet, nur jo u. geitattet, ald nach in den Negen und Taſchen des Wagens oder 
Maßgabe der Geſammtzahl der Reijenden noch zwiſchen den Füßen und unter den Sißen unter 
Beimwagen geftellt werden müſſen. Der erledigte 
Plap geht alsdann auf den in der Reihenfolge 
der Fahrſcheine zunächft fommenden Reifenden 
über, dergeitalt, daß bei weiterer Verzichtleiſtung 
der zulegt eingejchriebene Reiſende verpflichtet 
ift, den jonft ledig bleibenden Plaß einzunehmen. 
Ein Reifender, welcher auf das Borrüden ver- 
zichtet Hat, kann bei einer jpäteren Veränderung 
in der Perjonenzahl und namentlih, wenn die 
Beimagen ganz eingehen, auf bie frühere Reihen- 
folge feinen Anſpruch machen, fondern nur nad) 
der freiwillig beibehaltenen Nummer vorrüden. 
a) Bei dem Bugange auf einer unter: 









































gebradht werden können, bürfen die Reifenden 
unter eigener Aufficht bei fich führen. III. An 
dered Reilegepäd muß der Poſtanſtalt zur Ver- 
ladung übergeben werden. Die Uebergabe defjelben 
von den Reifenben an Roftichaffner und Poitillone 
it an Orten, an welchen ſich Poftanftalten be- 
finden, unznläſſig. Das Neifegepäd muß, wenn 
dafür ein beftimmter Werth angegeben wird, den 
für andere mit der Poſt zu verjendende Werth. 
gegenftände gegebenen Beſtimmungen entiprechend 
verpadt, verjiegelt und bezeichnet jein; die Bes 
zeichnung muß, außer dem Worte „Reifegepäd“, 
den Namen de3 Neijenden, den Ort, bis zu wel» 
wegs gelegenen Pojtanftalt. IV. Die beilchem die Einjchreibung erfolgt ift, u. die Werth 
einer unterwegs gelegenen Boftanftalt Hinzutreten- Jangabe enthalten. Bei NReijegepäd ohne Bet 
den Berfonen fichen ben vom Eourje fommenden angabe bedarf e8 einer Bezeichnung nicht. IV. Das 
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zung, jomweit daſſelbe nicht aus Heinen,felben Poſt: während der Abfertigung auf jeder 
Reijebedürfnifien beiteht, muß ſpäteſteus 15 Mi-|Station, 3) an den Endpunften der Neije: eine 
nuten vor ber Abfahrt der betreffenden Poſt, Stunde nach der Ankunft, und 4) beim Ueber- 
unter Vorzeigung des Fahrſcheins, bei der Poſt⸗ gange von einer Poſt auf die andere: während 
anjtalt eingeliefert werden. Erfolgt die Einfie-|3 Stunden. II. Berfonen, welche die Reiſenden 
ferung fpäter, jo hat der Reijende auf die Mit-|zur Poit begleiten oder welche die Ankunft der 
beförberung des Gepädd nur dann zu rechnen, Poſt erwarten wollen, Tann der Aufenthalt in 
wenn durch defien Annahme und Berladung der den Wartezimmern nur ausnahmsweiſe und in 
Abgang der Boit nicht verzögert zu werden braucht. geringer Zahl geitattet werden. III. Beſchwer— 
Soweit Reijende von einer Poit auf die andere|den, welde die Neifenden nicht unmittelbar bei 
oder von einem Bahnzuge auf die Poſt unmittel-jeiner Poftbehörde anbringen wollen, können in 
bar übergehen, wird dad Gepäd jtet3 umge-lein Beſchwerdebuch eingetragen werden. Diejes 
fchrieben, jo lange es überhaupt noch möglich iſt, Buch befindet fich im Boftdienftzimmer u. wird 


den Reijenden zu der Weiterfahrt mit der Poſt, den Reijenden auf Verlangen vorgelegt. 


ohne Berfäumnig, anzunehmen. V. Der Reijende 
erhält über das eingelieferte Reiſegepäck eine 
Beicheinigung (Gepädichein). Der Reiſende hat 
den Gepädidein aufzubewahren. Die Ausliefer- 
ung des Reilegepäds erfolgt nur gegen Rüdgabe 
bed Gepädicheins. 

8 55. [Ueberfradjtporto und Berficherung3- 

ebühr. I. Jedem Reiſenden ift auf das der 
Soft übergebene Reijegepäd ein Freigewicht von 
15 kg bewilligt. II. Für dad Mehrgewicht des 
Neijegepäds ijt bei der Einlieferung Ueberfracht— 
porto zu entrichten. Dafjelbe beträgt, nah Maß 
gabe derjenigen Entfernung, welche der Berjonen- 
eld. Erhebung zum Grunde gelegt wird, für jedes 
* od. den überſchreitenden Theil eines kg: 1) bei 
Beförderungen bis 75 Kilometer 5 P, mindejtens 
25 P; 2) bei Beförderungen über 75 Kilometer 
10 P, minbeitens 50 P. II. Wird der Werth 
be3 Meijegepäd3 angegeben, jo wird die Ver— 
fiherungägebühr für jedes Stüd jelbitändia er- 
hoben. Dieje Gebühr beträgt ohne Unterjchied 
der Entfernung und zu jeber Höhe der Werth- 
angabe 5 P für je 300 M ob. einen Theil von 
300 M, mindeftens jedvoh 10 P. IV. it das 
Gepäck mehrerer Reiſenden, welche ihre Pläpe 
auf einen Fahrſchein genommen baben, zujammen- 

epadt, jo ift bei der Ermittelung des Ueber- 
Peadhtportos bad Freigewicht für die auf dem Fahr— 
fcheine vermerkte Unzahl von Berjonen nur dann von 
dem Gejammtgewichte des Gepäds in Abzug zu 
bringen, wenn die Perſonen zu einer umd der 
jelben Familie oder zu einem und bemijelben 
Hausitande gehören. V. Die Gritattung von 
Ueberfradhtporto u. etivaiger Verficherungsgebühr 
regelt ſich nach denſelben Grundjägen, wie bie 
Eritattung von Perjonengeld. 

8 54. [Verfügung des Neifenden über das 
Reifegepäd unterwegd.] I. Dem Neijenden kann 
die Verfügung über dad der Poit übergebene 
Meifegepäd nur während des Aufenthalts an 
Orten, wo fich eine Poſtanſtalt befindet, u. gegen 
Rückgabe oder Hinterlegung des Gepädideins 


$ 56. [Verhalten der Reiſenden auf den Poften.] 
I. Feder Reijende fteht unter dem Schute der 
Poſtbehörden. II. Anderjeitsiftes die Pflicht eines 
jeden Reiſenden, fich in die zur Aufrechthaltung 
des Unjtandes, der Ordnung und der Sicherheit 
auf den Pojten und in den Wartezimmern ges 
troffenen Unordnungen zu fügen. II. Das 
Nauchen im Boftwagen ift nur geftattet, wenn 
jih in demjelben Raume Perſonen weiblidjen 
Geſchlechts nicht befinden, und die anderen Mit— 
reijenden ihre Zuſtimmung zum Rauchen gegeben 
haben. IV, Reiſende, welche die für Aufrecht« 
haltung des Anſtandes, der Ordnung und bie 
Sicherheit auf den Poſten und in den Warte- 
zimmerngetrojfenen Anordnungen verlegen, können 
— vorbehaltlidy der Beitrafung nad) den Landes— 
gelegen — von der betreffenden Poſtanſtalt, unter- 
wegs von dem Boftichaffner, von der Mit- oder 
Weiterreiſe ausgeichloffen u. aus dem Pojtwagen 
entyernt werden. Erfolgt die Ausſchließung unter 
wegs, jo haben dergleichen Reiſende ihr Gepäd 
bei der nächſten Poftanftalt abzuholen. Sie gehen 
de3 gezahlten Perjonengelded und des etwaigen 
Ueberfrachtportos verluftig. 


Abſchnitt IV, 
Ertrapojt- und Eourierbeförderung. 

57. [Allgemeine Beftimmungen.] I. Die 
Gejtellung von Ertrapoft- u. Eourierpferben kann 
nur auf den Straßen verlangt werden, auf wels 
chen bie Pojtverwaltung e3 übernommen Hat, 
Neifende mit Ertrapoft: und Courierpferden zu 
befördern. II. Auf diejen Straßen erjtredt ſich 
die Verpflichtung der Pofthalter zur Geſtellung 
von Ertrapoft- und Eourierpferden nur auf die 
Beförderung von Netjenden mit ihrem Gepäd, 
IIL, Ausnahmsweiſe fönnen jedoch aud) zu Fuhren, 
bei welchen die Beförderung von Gegenjtänden 
die Hauptjadhe ift, Ertrapoft- und Courierpferde 
geitellt werden, jofern die Gegenjtände von einer 
Perjon begleitet und beaufjichtigt werden, und 
ihre Beförderung überhaupt ohne Gefahr uud 


geitattet werden. II. Reijende nad) Zwifchenorten Nachtheil bewerkitelligt werden fan. IV. Die 
müſſen ihr Reijegepäd bei der vorliegenden Boit-|Pojthalter find nicht verpflichtet, zu dem eigenen 
anftalt in Empfang nehmen, von wo ab die|oder gemietheten Pferden den Reifenden Borjpanı- 
Boftverwaltung dafür Gewähr nicht mehr Teiftet.|pferde Herzugeben. 

8 55. [Wartezimmer der Poftanftalten.] I. Beil $58. [Zahlungsjäge.) a) Für die Pferde 
den Pojtanjtalten werden nach Bedürfniß Warte J. Un Perdegeld find für jedes km zu zahlen: 
zimmer unterhalten. Der Aufenthalt in den für ein Extrapoſtpferd 20 P, für ein Courier 
Wartezimmern der Poitanjtalten ift den Reijen-|pferd 25 P. b) Wagengeld. II. Das Wagen⸗ 
den geitattet: 1) am Abgangsorte: eine Stunde geld beträgt ohne Unterjchied der Gattung des 
vor der Abgangszeit, 2) auf dev Reife mit der⸗ Wagens oder Cehlittend für das km 10 P. 
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III. Größere, als vierſitzige Wagen od. Schlitten ſiſt. In dem Laufzettel muß Ort, Tag u. Stunde 
herzugeben, find die Poſthalter nicht verpflichtet.|der Abfahrt, die Zahl der Pferde u. der Reife» 
IV, Die Befugniß, Stationswagen zur Weiter-|weg mit Benennung der Stationen angegeben, 
reife über den Punkt hinaus zu benugen, mwojaud bemerkt werden, ob die Reife im eigenen 
der nächſte Pferbewechjel ftattfindet, können Rei-/ Wagen erfolgt, oder ob ein offener, ein ganz« 
jende nur durch ein Abkommen mit dem Bofthalter |od. halbverdedter Stationdwagen verlangt wird, 
erlangen, weldier den eng Se herzugeben ſich ſowie ob und mit welchen Unterbrediungen Die 


bereit finden läßt, u. deſſen 


bleibt, die Rüdbeförderung des ledigen Wagens |Laufzettel ift Sache des Reiſenden. 


auf jeine Koften zu bewirken, c) Beftellge- 
bühr. V. Das Veitellgeld beträgt für jeden 
Extrapoſt- od. Courierwagen auf jeder Station 
25P. Yuf anderen Punkten, ald den wirklichen 
Stationen, findet die Erhebung der Beftellgebühr 
nicht Statt. d) Schmiergeld. VI Für das 
Schmieren eines jeden Wagend, der nicht von 
ber Poſt gejtellt ift, find 25 P zu zahlen. e) Er- 
leucdtungsfoften. VIL Auf Verlangen der 
Neifenden find die Poithalter verpflichtet, die 
Wagen zu erlenchten. Für die Erleuchtung zweier 
Laternen werden 20 P für jede Stunde der vor» 
ihriftsmäßigen Beförberungszeit erhoben, Ueber- 
ſchießende Minuten werden für eine halbe Stunde 
gerechnet. Die Erleuchtungsloſten müjjen ftations- 
weile ba, wo die Erleuchtung verlangt wird, 
von ben Reijenden vor der Abfahrt mit den 
anderen Gebühren beridjtigti werden. f) Chaufjee- 
geld- und fjonftige Wege» ⁊c. Ubgaben. 
VIII. Das etwaige Chauſſeegeld, jowie bie 
fonftigen Wege- 2c. Abgaben werden nad) den 
betreffenden, zur örtlichen Kenntniß gebrachten 
Tarifen erhoben. Unentgeltlich hergegebene Mehr— 
bejpannung fommt bei Berechnung des Chauſſee— 
geldes nicht in Betracht. g) Bojtillonstrint 
geld. XI. Das Boftillonstrinfgeld beträgt ohne 
Unterfchied der Bejpannung für jeden Poſtillon 
für das km 10 P. h) Rüdbenugung einer 
Ertrapoft. X. Ertrapoitreijende, die ſich am 
Beitimmungsorte ihrer Reife nicht über jechs 


orge es überlaſſen Reiſe ftattfinden fol. Die Abfafjung folcher 


Die Poft- 
verwaltung hält fih an denjenigen, welder den 
Zaufzettel unterjchrieben hat. Iſt der Reiſende 
nidt am Orte anfäjfig ob. fonjt nicht Hinlänglich 
befannt, jo muß er feinen Stand und Wohnort 
angeben. Für Beförderung eined® Laufzettels 
mit den Poſten behuf3 Borausbejtellung von 
Ertrapoft- od. Courierpferben ijt eine Gebühr nicht 
zu entrichten. k) Wartegelb. XII. Seber 
Ertrapoitreifende, welcher ſich an einem unter« 
wegs gelegenen Orte länger als eine halbe Stunde 
aufbalten will, ift verpflichtet, hiervon der bes 
trefienden Poftanjtalt vor der Abfahrt Nachricht 
zu geben. Dauert der Aufenthalt über eine 
Stunde, jo ift von der fünften Viertelftunde an 
ein Wartegeld von 25 P für Pferd und Stunde 
zu entrichten. Ein längerer Aufenthalt ala 
24 Stunden darf nicht ftattfinden. XII Für 
vorauöbeftellte Pferde it, wenn von denfelben 
nicht zu der Zeit Gebrauch gemacht wird, für 
welche die Beitellung erfolgt ijt, für Pferd u. 
Stunde ein Wartegeld von 25 P auf die Zeit 
de3 vergeblichen Wartens a) bei weiterher fom- 
menden Reiſenden von der fiebzehnten Biertels 
ſtunde an gerechnet, b) bei im Orte befindlichen 
Reiſenden von der fünften Bierteljtunde an ge- 
rechnet, zu entrichten. 1) Abbejtellung von 
Ertrapoften. XIV. Benupt ein im Orte 
befindlicher Reiſender die bejtellten Ertrapoit- 
pferde nicht, jo hat derjelbe, wenn die Abbeitell- 
ung bor der Anſpannung erfolgt, keine Ent— 


Stunden aufhalten, haben, wenn fie mit den auf|ichädigung, wenn dagegen die Pferde zur Leit 


ber 


inreife benugten Pferde bezw. Wagen einer|der Ubbeitellung bereits angejpannt waren, den 


Station die Nüdfahrt bis zu dieſer Station be-| Betrag des beitimmungsmäßigen Extrapoſt⸗ zc. 
wirken wollen und ſich vor der Abfahrt darüber Wagens und Zrinfgeldes für fünf km, ſowie die 


erffären, für die Nüdfahrt nur die Hälfte der|Bejtellgebühr als Entſchädigun 
nad den Sätzen unter a, b, ce und g ſich erge-|m) Entgegenjendung von 
benden Beträge zu entrichten, mindeftens jevoh|den und Wagen. 


für die ganze Fahrt die Koften für eine Hinbe- 
ig von 15 km. Eine Entſchädigung für 
as ſechsſtündige Stillfager ded Geſpanms und 
des Poſtillons ift nicht zu zahlen. Bwifchen der 
Ankunft u. dem Antritt der Rüdfahrt muß den 
Pferden eine ee mindeftend von der Dauer 
der — Beförderungsfriſt gewährt werden. 
Will der Reiſende auf der Rückfahrt eine andere 
Straße nehmen, als auf der et: fo wird 
die ganze Fahrt ala eine Rundreiſe angelehen, 
auf welche vorjtehende Beftimmungen nidjt An: 
mwendung finden, Bei Eourierreijen, finden die 
Vergünjtigungen für die Rüdfahrt nicht ftatt. 
i) — von Extrapoſt- od. 
Eourierpferden. . Reifende können durch 


9 zu entrichten. 
Ertrapoftpfer 
AV. Der Reijende Tann 
verlangen, daß ihm auf langen oder jonft be 
ſchwerlichen Stationen auf vorhergegangene joprifte 
lihe Bejtellung Pferde und Wagen entgegenge 
ſandt und möglichſt auf der Hälfte des Weges, 
infofern dort ein Unterfommen zu finden ift, 
aufgeitellt werben. Für die Beförderung folder 
Beitellungen mit den Poſten iſt eine Gebühr 
nicht zu entrichten. Die Beftellung muß die 
Stunde enthalten, zu welcher die Pferde und 
Wagen auf dem Umfpannungsorte bereit jein 
follen. Zrifft der Reijende fpäter ein, fo ift von 
der fiebzehnten Viertelſtunde an das beftimmungss- 
mäßige Wartegeld zu zahlen. XVI. Für ent 
gegengejandte Extrapoſten wird erhoben: 1) das 
bejtimmungsmäßige Ertrapoft- 2c., Wagen- und 


Zaufzettel Ertrapoft- od. Eourierpferde voraus» | Trinkgeld, a) wenn die Entfernung von einem 


bejtellen. Die Wirkun 
—— ſich auf 24 


tunden, 


der Pferdebeſtellung be⸗ Pferdewechſel zum anderen 15 km oder mehr 
für melde der|beträgt, nad) der wirklichen Entfernung, b) wenn 


eifende auch bei unterbliebener Benutzung der|folche weniger ald 15 km beträgt, nad) dem 
Pferde nur dad Wartegeld zu zahlen verbunden’ Sage für 15 km, 2) bie einfache Beftellgebühr, 
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welche von der Poſtanſtalt am Stations⸗Abgangs⸗ 
orte der Extrapoſt zu berechnen ift. Für das 
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au bem Orte bei fich zu führen, bis wohin die 
often bezahlt find. Unterläßt er folches, jo hat 


Hinfenden der ledigen Pferde und Wagen wird,|er unter Umjtänden zu gewärtigen, daß in zwei— 
wenn mit benjelben die Fahrt nad) derjenigen|felhaften Fällen feine Beförderung bis zur Auf— 


Station, wohin die Pferde gehören, zurüdgelegt|Märung über die Höhe des eingezahlten 


wird, feine Vergütung gezahlt. 
Fahrt nad) irgend einem anderen Orte, gleichviel, 
ob auf einer Poſtſtraße oder außerhalb derjelben, 


etrages 


Geht aber die unterbrochen und nochmalige Zahlung von ihm 


verlangt wird. III. Die Entrichtung der Ertra» 
poft- 2c. Gelder für alle Stationen eines gewijjen 


jo müfjen entrichtet werben: 1) für das Hinjen-|Courfes auf einmal beider Abfahrt am Abgangs- 


den der ledigen Pferde u. Wagen von der Station 
bis zum Orte der Abfahrt die Hälfte des be- 
ftimmungsmäßigen Ertrapoft» 2c., Wagen» und 
Trinkgeldes nad) der wirklichen Entfernung, 2) für 
die Beförderung des Neifenden der volle Betrag 
diejer bejtimmungsmäßigen Gebühren, 5) für das 
Zurüdgehen der ledigen Pferde und Wagen von 
dem Orte ab, wohin die Ertrapoft ꝛc. gebracht 
worden ijt, bi zu der Station, zu welcher die 
Pferde gehören, die Hälfte des bejtimmungs- 
mäßigen Ertrapoit- 2c., Wagen- u. Trinfgeldes 
für denjenigen Theil des Ruͤckweges, der übrig 
bleibt, wenn die Entfernung abgerechnet wird, 
auf welcher die Ertrapofte ꝛc. Beförderung ftatt: 
efunden hat. n) Ertrapojten zc. auf Ent 
—————— unter 15 km. XVII. Für Extra— 
pojten 2c. auf Entfernungen unter 15 km werden 
die Gebühren für eine Entfernung von 15 km 
erhoben. 0) Ertrapoften 2c., welde über 
eine Station hinaus benupt werden. 
XVII Wenn die Reife an einem Orte endigt, 
welcher nicht über 10 km hinter oder feitwärts 
einer Station liegt, jo Hat der Neifende nicht 
nöthig, auf der legten Boftftation die Pferde zu 
wecjeln, vielmehr müfjen ihm auf der vorlchten 
Station die Pferde glei bi3 zum Beftimmungs- 
orte gegen Entrichtung der vorgejchriebenen Säge 
für die wirkliche Eutleraun, jedoch mindeftens 
für 15 km, gegeben werben. Geht die 
Fahrt von einer Station bezw. von einem &ifen- 
bahn-Haltepunlte ab und über eine Station hin- 
aus, welche nicht über 10 km vom Abfahrtsorte 
entfernt liegt, jo kann über diefe Station ohne 
Pferdewechſel ebenfalld gegen Entridtung der 
vorgefchriebenen Säge für die wirkliche Entfern- 
ung, jedoch mindejtend für 15 km, Hinausge- 
fahren werden. p) Ertrapofttarif. XX. In 
dem Pojtdienftzimmer einer jeden zur Geftellung 
von Extrapoſt⸗- oder Courierpferden beitimmten 
Station befindet fih ein Exrtrapofttarif, deſſen 
Vorlegung der Reiſende verlungen und aus 
welchem derfelbe den für jede Station zu zah- 
lenden Betrag des Poftgelded und aller Neben- 
loſten erjehen kann. 

$ 59. (Zahlung und Quittung.) I. Die Ge- 
bühren für die Ertrapoft- u. Eourierreifen müffen, 
mit Ausschluß des Trinfgeldes, welches erjt nad) 
zurüdgelegter Fahrt dem Poſtillone gezahlt zu 
werden braucht, in der Hegel 52 vor 
der Abfahrt entrichtet werden. 


orte iſt nur auf ſolchen Courſen ſtatthaft, auf 
welchen wegen der Vorausbezahlung hierauf be— 
rechnete Einrichtungen beſtehen. IV. Macht der 
Reiſende von einer ſolchen Vergünſtigung Ge— 
brauch, ſo hat derſelbe für die Beſorgung des 
Rechnungsgeſchäftes, und zwar für jede Beför— 
derung, welche die Ausſtellung eines beſonderen 
Begleitzettels erfordert, eine gleichzeitig mit dem 
Extrapoſtgelde zu erhebende Gebühr zu zahlen. 
Dieſe Rechnungsgebühr beträgt für Extrapoſten 
und Couriere 1M. V. Im Fall der Vorausbe— 
zahlung werden das Ertrapoft= zc. Geld und 
ſämmtliche Nebenkoften als Wagengeld, Beitell» 
gebühr, Chauſſee, Damm, Brücden- und Fähr- 
geld von der Poitanftalt am Abgangsorte für 
alle Stationen, ſoweit der Reifende jolches wünjcht, 
voraus erhoben; das BPoftillonstrinfgeld jedoch 
nur dayn, wenn deſſen Vorausbezahlung von dem 
Reijenden gewünſcht wird. Das Scmiergeld u. 
vie Erleuchtungsfoften werden da bezahlt, wo 
der Wagen des Neifenden wirklich geſchmiert wird, 
bezw. wo der Poſthalter auf Verlangen des Reifen- 
den für Erleuchtung ded Wagens forgt. VI. Fin- 
det der Reijende * veranlaßt, unterwegs den 
urſprünglich beabſichtigten Weg vor der Ankunft 
in dem Orte, bid wohin die Borausbezahlung 
itattgefunden Hat, zu verlafjen, oder auf einer 
Zwiſchenſtation zurüdzubleiben, ohne die Reije 
bis zum Beſtimmungsorte fortzufegen, jo wird 
das zu 'viel bezahlte ——— ꝛc. ohne Abe 
zug, jedoch mit Ausnahme der Rechnungsgebühr, 
dem Reiſenden von derjenigen Poftanjtalt, wo 
derfelbe jeine Reife ändert oder einjtellt, gegen 
Rüdgabe der ihm ertheilten Onittung und gegen 
Empfangsbefcheinigung über ven betreffenden 
Betrag, erjtattet. 

8 60. [Beipannung.] I. Die Beſpannung 
richtet fich nad) der Beidyaffenheit der Wege und 
der Wagen, fowie nad dem Umfang und ber 
Schwere der Ladung. II. Findet der Poſt— 
ſchaffner oder Poſthalter die von dem Reiſenden 
beſtellte Anzahl Pſerde für eine normalmäßige 
Beförderung nicht ausreichend, ſo iſt ſolches zu— 
nächſt dem abfertigenden Beamten u. von dieſem 
dem Reiſenden vorzuſtellen. Kommt keine Ver— 
einigung zu Stande, ſo ſteht dem Vorſteher der 
Poſtanſtalt die Entſcheidung zu und bei dieſer 
behält es, unbeſchadet des ſowol dem Reiſenden 
als auch dem Poſthalter zuſtehenden Rechtes der 


I. Jedem Rei- Beſchwerdeführung bei der Ober-Poſtdirection, fein 


ſenden muß über die gezahlten Extrapoſt- ⁊xc. Bewenden. III. Bei mehr als vier Pferden 
Gelder u. NRebenloften ——— eine Quitt-|müfjen zwei Poſtillone geſtellt werben. 

ung ertheilt werden. Der Reiſende muß ſich auf| 861. [Ubfertigung.] a) Bei vorausbeſtell— 
Erfordern über die gefchehene Bezahlung derjten Ertrapoften und Eourieren. I. Sind 
Ertrapoft- 2c. Gelder u. Nebenkoften durch Bor-|die Pferde bezw. Wagen vorausbeftellt worden, fo 
zeigung der Quittung ausweiſen und hat folche|müfjen fie dergeitalt bereit gehalten werden, daß 
daher zur Vermeidung von Weitläufigleiten bis zur beftimmten Zeit abgefahren werden kann. 
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Poſtzwang — Prämien. 


II. Für weiterher kommende Reifende müfjen|mweis ein von ber oberften Poftbehörbe feftgefeßte3 


die Pferde ſchon vor der Ankunft aufgeihirrt| Abzeichen zu tragen. b) Sit bes Poft 


Ilen2. 


ftehen, und auf Stationen, auf welchen die Poſt- II. Bei zweilpännigem Fuhrwerk gebührt dem 


balterei über 200 Schritte vom Poftgaufe ent-|PBoftillon ein Sig auf dem Wagen. 


fernt liegt, in ber Nähe des letzteren aufgeftellt 
werben. IIL Die Abfertigung muß, fofern der 
Reiſende fich y: länger aufhalten will, bei 
vorausbeſtellten — innerhalb 10 Mi— 
nuten, bei Courieren imerhalbs Minuten erfolgen. 
Wird ein Stationswagen verwendet, fo tritt 
diejen Friften noch jo viel Zeit Hinzu, als zur 
orbnungsmäßigen Aufpadung u. Befeftigung des 
Reijegepäds erforderlich iſt. b) Bei nidt vor- 
auöbeftellten Ertrapoften u. Eourieren. 
IV. Sind Pferde u. Wagen nicht vorausbeftellt 
worden, jo müfjen Ertrapoften, wenn der Reijende 
einen Wagen mit fih führt, innerhalb einer 
BViertelftunde, und wenn ein Stationdwagen ge- 
ftellt werden muß, innerhalb einer halben Stunde, 
Eourierreifende dagegen, welche einen Wagen mit 
fich führen, innerhalb 10 Minuten, u. wenn ein 
Stationswagen geftellt wird, innerhalb 20 Mi- 
nuten tweiterbefördert werden. V. Auf Stationen, 
bei welchen jelten Egtrapoften und Couriere vor- 
fommen, und wo zu deren Beförderung Poft- 
pjerde nicht bejonders unterhalten werden fünnen, 
müſſen die Reifenden fi denjenigen Aufenthalt 
gefallen Lafjen, welcher zur Beihaftung ber Pferde 
nothiwendig ift. c) Reihenfolge. VI. Eouriere 
gehen —8R der Abfertigung den Extra— 
poſten vor. 

$ 62. Beförderungszeit.) I. Die Beförder— 
ung muß innerhalb der Frilten, welche durd) die 
oberjte Poftbehörde für die Beförderung der 
Extrapoſten und Eouriere allgemein vorgeichrieben 
find, erfolgen. Eine, jene Beförderungsfriſten 
enthaltene Weberfiht muß fi in dem Dienft- 
zimmer einer jeden zur —— von Extrapoſt⸗ 
oder Courierpferden beſtimmten Station befinden 


Iſt fein 
Pla für ihn, jo muß ber Reifende ein drittes 
Pferd nehmen. Bei ganz leihtem Fuhrwerk u. 
wenn ber leichte Wagen etwa nur mit einem Rei- 
jenden bejegt ift, der fein umfangreiches Gepäd 
mit fich führt, fann jedoch bei kurzen Stationen 
eine zweilpännige Beförderung aud dann ftatt- 
finden, wenn der Pojtillon vom Sattel fahren 
muß. Bei drei» und vierjpännigem Fuhrwerk 
muß der Poftillon vom Sattel fahren, wenn ihm 
der Reijende feinen Plaß auf dem Wagen geitattet. 
Bei einer Beipannung mit mehr al3 vier Pferden 
muß ſtets lang geipannt u, vom Sattel gefahren 
werben, injofern nicht der Neijende dad Fahren 
vom Bode verlangt. e) Wechſeln mit den 
Pferden. II. Das Wechſeln der Pferde mit entge- 
genfommenden Pofterr darf gar nicht, bei fich * 
gegnenden Extrapoſten aber nur mit ausdrüdlicher 
Einwilligung ber beiderjeitigen Reijenden gefche- 
hen. Der dur dad Wechſeln entjtehende Auf- 
enthalt muß bei der Yahrt wieder eingeholt 
werden. Das Trinkgeld erhält derjenige Poſtillon, 
welcher den Reijenden auf die Station bringt. 
d) Borfahren beim Poft- od. Gafthauje. 
IV, Der Reifende hat zu beitimmen, ob, bei der 
Ankunft auf der Station, beim Pofthaufe oder 
bei einem Gajthaufe oder bei einem Privathauje 
vorgefahren werden fol. Wird nicht beim Boit- 
hauje vorgefahren, fo muß der Roftillon, wen 
der Reijende es verlangt, die Pferde zur Weiter- 
reife beſtellen. e) Führung ber Pferde 
V. Dem Boftillon allein gebührt es, die Pferde 
zu führen. Wenn der Neijende od. deſſen Leute 
an dem Boftillon Thätlichketten verüben, fo hat 
der Poftillon die Befugniß, ſogleich auszufpannen. 
Dafjelbe gilt, wenn der Reiſende die Pferde duch 


und dem Reijenden auf Verlangen zur Einfidht Schlãge antreiben ſollte. 


vorgelegt werden. a) Beförderungszeit 


bei nıdt normalmäßiger Bejpannung.|poft- 2c. Reiſende Anla 


I. Sofern der Extra- 


$ 64. Beſchwerden. 
h zur Beichwerde hat, ſteht 


II. Hat auf Verlangen des Reiſenden eine Einig- |ihm die Wahl zu, diejelbe in den Begleitzettel 
ung dahin ftattgefunden, daß der Reiſende durchleinzutragen, oder fi) dazu des Beſchwerdebuchs 
eine geringere Anzahl von Pferden befördert]($ 55 Abſ. III.) zu bedienen. $65. I. Gegen- 
wird, als nad dem Umfange der Ladung, jowiejwärtine Poftordnung tritt am 1. Januar 1875 


nad) ber Beichaffenheit der Wege u. der Wagen 
eigentlich erforderlich waren, jo kann derſelbe auf 
das Einhalten der normalmäßigen Beförderungs- 
zeit feinen a machen. b) Unhalten 
unterwegd. III. Beirägt der zurüdzulegende 
Weg nicht über 20 km, jo darf der Poſtillon 


in Kraft. II. Die in derjelben enthaltenen Ge- 
bührenfäge find in Mark und Pfennigen der 
Reichswährung ausgedrüdt, 

Poitzivang, ſ. unter Poſtweſen, Gejeg vom 
28. October 1871, 88 1, 2, 


Poudrettenfabrifen gehören zu ben einer 


ohne Verlangen des Neijenden unterwegs nicht) befonderen Genehmigung bedürfenden gewerblichen 


anhalten. 


Dei größerer Entfernung iſt ihm 
zwar geftattet, zur Erholung der Pferde einmal 


Unlagen; Gewerbeordnung $ 16. 
Präciſionsgewichte, ſ. unter Eichweſen, 


anzuhalten, jedoch darf dies nicht über eine Eichordnung vom 16. Juli 1869, $ 29 und Note 


Viertelftunde dauern. Auf diefen Aufenthalt it 
bei Feſtſtellung der Beförderungsfrift gerüdfichtigt 
daher einjchließlich defjelben 


worden, u. e8 muß 


in 30 (©. 268), auch $ 67 (©. 276). Präc” 
ionsmaßjtäbe, ſ. daſ. $ 3, A. 
Prämien für Wiederbelebungsverfucdhe. Be 


die vorgeichriebene Beförderungszeit em züglich derjelben gilt, daß 1) die Gewährung 
werden. Während des AUnhaltens darf der Pojtilon|von Prämien für Wiederbelebungsverfuhe an 


bie Pferde nicht ohne Aufficht laſſen. 
. [ Rojtillone. ] 


Sceintodten überhaupt nur unter der Voraus— 


a) Dienjtlleidung.|jegung aus der Staatsfafje erfolgt, daß die Ber- 


I. Der Boftillon muß die vorjriftsmäßige Dienſt- pflichtung dazu nicht vorſchriſtsmäßig Anderen 
Heidung tragen und mit dem Poſthorn verſehen obliegt; 2) den Aerzten, Wundärzten und Heil- 


fein, 


ie Hilfsanfpänuer haben zu ihrem Aus- dienern unter der obigen Vorausjegung aus der 


Präſenzſtärke — Preßgeſetz. 
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Staatskaſſe für erfolgreiche Wiederbelebungsver⸗für öffentliche Wahlen, ſofern fie nichts weiter 


ſuche eine Prämie von 30 M, für nicht erfolg- 
reiche eine foldhe von 15 M gewährt wird, mo» 
bei jedoch die von Gefängnißärzten an Gefange- 
nen vorgenommenen iederbelebungsverfuche 
außer Betracht bleiben; 3) der Anjpruc auf die 
Prämie ift binnen 3 Monaten bei der Obrigfeit, 
und fofern von derjelben nah 4 Wochen fein 
oder ein ablehnender Beſcheid erfolgt ift, binnen 
6 Monaten bei der zuftändigen Königlichen Land— 
droftei anzumelden. 

Präſenzſtärke des Neichsheeres im Frieden 
beträgt an Unteroffizieren und Mannſchaften für 
bie Beit vom 1. Januar 1875 bis zum 31. De: 
cember 1881 401,659 Mann. Die Einjährig- 
Freiwilligen fommen auf die Friedenspräſenz- 
ftärfe nicht in Anrehnung ©. Reichs⸗Mili— 
tärgejeg $ 1. 

Preßgeſetz vom 7. Mai 1874: 

[1. Einleitende Beftimmungen.] $1. Die Frei- 

* ber Preſſe unterliegt nur denjenigen Be— 
chränkungen, welche durch das gegenwärtige Ge- 
ſetz vorgeſchrieben oder zugelaſſen find. $ 2. 
=“ egenwärtige Gejeh findet Anwendung auf 
alle 
alle anderen, durch miechaniiche oder chemijche 
Mittel bewirkten, zur Verbreitung beftimmten 
Ber vielfältigungen von Schriften und bildlichen 
Darxitellungen mit oder ohne Schrift, und von 
Muſikalien mit Tert oder Erläuterungen. — Was 
im Folgenden von „Druckſchriften“ verordnet ift, 
gilt für alle vorftehend bezeichneten Erzeugniffe. 
83. Als Verbreitung einer Drudihrift im Sinne 
dieſes Gejepes gilt aud) das Anjchlagen, Aus» 
ftellen oder Auslegen derfelben an Orten, wo fie 
der Kenntnißnahme durch das Publikum zugäng- 
lid it. $ 4. Eine Entziefung der Bejugniß 
zum jelbftändigen Betriebe irgend eined Preige- 
werbe3 oder jonft zur Herausgabe und zum Ber- 
triebe von Druckſchriften lann weder im abmi- 
niftrativen, noc im richterlichen Wege ftattfinden. 
— Im Uebrigen find für den Betrieb der Pref- 
gewerbe die Beitimmungen der Gewerbeordnung 
maßgebend. $5. Die nihtgewerbsmäßige öffent: 
liche Verbreitung von Drudigriften kann durch 
die Ortöpolizeibehörde denjenigen Perſonen ver- 
boten werben, welchen nad) $ 57 der Gewerbe» 
ordnung ein Legitimationsſchein verjagt werben 
darf. — Bumiderbandelnden gegen ein folches 
Verbot werben nad) $ 148 der Gewerbeordnung 
beitraft. 

[?. Ordnung ber Preffe] 86. Auf jeder im 
Geltungsbereich dieſes Geſetzes erjcheinenden Drud- 
fchrift muß der Name und Wohnort des Druders 
und, wenn fie für den Buchhandel oder fonft zur 
Berbreitung bejtimmet ift, der Name und Wohn- 
ort des Berlegerd, oder — beim GSelbftvertriebe 
der Drudihrift — des Verfafjerd oder Heraus: 
geber3 genannt fein. Un Gtelle des Namens 
des Druderd oder Verleger genügt die Angabe 
der in das Hanbelöregifter eingetragenen Firma, 
— Ausgenommen von diefer Vorſchrift find die 
nur zu den Zwecken des Gewerbes und Verkehrs, 
des häuslichen und gejelligen Lebens dienenden 


als Zived, Zeit und Ort der Wahl und die Be- 
—— der zu wählenden Perſonen enthalten. 

7. Beitungen und Zeitſchriften, welche in mo- 
natlihen ober fürzeren, wenn auch unregelmäßi- 
gen Friſten erſcheinen (periodiſche Drudichriften 
im Sinne dieſes Geſetzes) müſſen außerdem auf 
jeder Nummer, jedem Stüde oder Hefte den Na- 
men und Wohnort des verantwortlichen Redac- 
teurd enthalten. — Die Benennung mehrerer 
Perjonen al3 verantwortliche Redacteure ift mır 
dann zuläfjig, wenn aus Form und JInhalt der 
Benennung mit Beitimmtheit zu erjehen iſt, für 
welchen Theil der Drudichrift jede der benann« 
ten Berfonen die Redaction beforgt. $ 8. Ber- 
autwortliche Redacteure periodiiher Drudichrif- 
ten dürfen nur Berjonen fein, welche verfügungs- 
fähig, im Befige der bürgerlichen Ehreurecht 
find und im Deutichen Reiche ihren Wohnfig odeı 
— Aufenthalt haben. 89. Von jeder 

ummer (Heft, Stüd) einer periodiſchen Druds 
ſchrift muß der Verleger, fobald die Austheilung 
oder Berjendung beginnt, ein Eremplar gegen 
eine ihm fofort zu ertheilende Beicheinigung an 


rzeugnijje der Buchdruckerpreſſe, jowie aufjdie Polizeibehörbe de3 Ausgabeortes unentgeltlich 


abliefern. — Dieſe Vorſchrift findet feine Ans 
wendung auf Drudichriften, welche ausſchließlich 
Zweden der Wiſſenſchaft, der Kunft, des Gewer- 
bes oder der Induſtrie dienen. $ 10. Der ver- 
anttwortliche Redacteur einer periodifchen Drud- 
Schrift, welche Anzeigen aufnimmt, ift verpflichtet, 
die ihm von öffentlichen Behörden mitgetheilten 
anıtlihen Bekanntmachungen auf deren Verlan« 
gen gegen Zahlung der üblichen Einrüdungsge- 
bühren in eine der beiden nädhjften Nummern des 
Blattes aufzunehmen. $ 11. Der verantwort- 
liche Nedacteur einer periodifhen Druchſchrift ift 
verpflichtet, eine Berichtigung der in legterer mit» 
geteilten Thatfahen auf Verlangen einer be- 
theiligten öffentlihen Behörde oder Brivatperjon 
ohne Einjchaltungen oder Weglaffungen aufzu- 
nehmen, jofern die Berichtigung von dem Ein- 
ſender unterzeichnet ift, feinen ftrafbaren „inhalt 
hat und ſich auf thatfächliche Angaben beichräntt. 
— Der Abdrud muß in der nah Empfang der 
Einjendung nächſtfolgenden, für den Drud nicht 
bereit abgeſchloſſenen Nummer, und zwar in 
demjelben Theile der Drudichrift und mit der- 
jelben Schrift, wie der Abdruck des zu berichti- 
genden Urtitel3, geſchehen. — Die Aufnahme er» 
tolgt fojtenfrei, joweit nicht die Entgegnung den 
Raum der zu berichtigenden Mittheilung über» 
ichreitet; für die über dieſes Maß hinausgehen- 
den Zeilen find die üblichen Einrüdungsgebühren 
zu entrichten. & 12, Auf die von den deutſchen 
Reichs⸗, Staat3- und Gemeindebehörden von bem 
Neichdtage oder von der Landesvertretung eines 
deutichen Bundesjtaates ausgehenden Drudichrif- 
ten finden, foweit ji ihr Smpatt auf amtliche 
Mittheilungen beſchränkt, die Vorſchriften der 
88 6 bis 11 feine Anwendung. $ 13. Die auf 
mechaniihem oder chemiſchem Wege vervieijäls- 
tigten periodifchen Mittheilungen (Kithographirte, 
autographirte, metallographirte, durchſchriebene 


Drudiäriften, als: Formulare, Preizettel, Vi- Correſpondenzen) unterliegen, jofern jie aus— 
fitenfarten und bergleichen, jowie Stimmzettel ſchließlich an Redactionen verbreitet werden, den 


Grotefend, Polizeisterifon. 
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Preßgeſetz. 


in dieſem Geſetze für periodiſche Druckſchriften beſondere Umſtände die Annahme ſeiner Thäter- 


eine 


—— Beitimmungen nicht. $ 14. Iſt gegen ſchaft ausgeſchloſſen wird. $21. Begründet der 
ummer (Stüd, Heft) einer im Auslande| Inhalt einer Drudichrift den Thatbeitand einer 


erfcheinenden periodiichen Drudfchrift binnen Fah-|ftrafbaren Handlung, jo find der verantwortliche 


resfriſt zwei 
ber 88 41 und 42 des Strafgeſetzbuches erfolgt, 
jo kann der Neichstanzler innerhalb zwei Mo» 
naten nad; Eintritt der Rechtskraft des letzten 
Erfenntnifje dad Verbot ber ferneren Berbreit- 
ung dieſer Drucdjchrift bis auf zwei Jahre durch 
öffentliche Belfanntmahung ausſprechen. — Die 
in den einzelnen Bundesftaaten auf Grund ber 
Landesgejepgebung biöher erlafienen Verbote aus» 
ländiſcher periodiicher Drudichriften treten aufer 
Wirlſamkeit. $15. In Zeiten der Kriegdgefahr 
oder des Krieges fönmen Veröffentlihungen über 
Truppenbewegungen oder Bertheidigungsmittel 
durch den Neichstanzler mittels öffentlicher Be— 
tannimachung verboten werden. 8 16. Deffent« 
liche Aufforderungen mittels der Preſſe zur Auf- 
bringung der wegen einer ftrafbaren Handlung 
erfannten Geldftrafen und Koſten, ſowie üffent- 
liche Beſcheinigungen mittel$ der Preſſe über den 
Empfang der zu ſolchen Zwecken gezahlten Bei- 
träge find verboten. — Das zufolge ſolcher Auf: 
forderungen Empfangene oder der Werth defiel- 
ben ift der Armenkaſſe des Orts der Sammlung 
für verfallen zu erHlären. 8 17. Die Anklage 
(erift oder andere amtliche Schriftjtüde eines 
Strafprocefjes dürfen durch die Preſſe nicht eher 
veröffentlicht werden, als bis diejelben in öffent- 
licher —— kund gegeben worden ſind, 
oder das Verfahren fein Ende erreicht hat. 8 18. 
Mit Gelditrafe bis zu eintaufend Mark oder mit 
Haft oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten 
werben bejtraft: 1) Zumwiderhandlungen gegen die 
in den 85 14, 15, 16 und 17 enthaltenen Ber- 
bote: 2) Zumiderhandlungen gegen die Bejtimm- 
ungen der 8$ 6, 7 und 8, melde durch faliche 
Angaben mit Kenntniß ber Unrichtigfeit begangen 
werden. — Diejelbe Strafe trifft den Verleger 
einer periodijchen Drudichrift au dann, wenn 
er wiſſentlich gefchehen läßt, daß auf derſelben 
eine Perjon Fachtich al3 Redacteur benannt 
wird, 8 19. Mit Geldftrafe bis zu einhundert 
und fünfzig Marl oder mit Haft werden beftraft: 
1) Buwiderhandlungen gegen die 88 6, 7 und 8, 
welche nicht durch $ 18, Aiffer 2 getroffen find; 
2) Zumwiderhandlungen gegen den $ 9; 8) Zu— 
wiberhandlungen gegen die 88 10 und 11, — In 
den fällen der Ziffer 3 tritt die Verfolgung nur 
auf Antrag ein, und hat das Strafurtheil zus 
gleich die Aufnahme des eingejandten Artilels in 
die nächjtfolgende Nummer anzuordnen. Sit die 
unberechtigte Verweigerung im guten Glauben 
geichehen, jo ift unter Freiſprechung von Strafe 
und Koften lediglich die nachträgliche Aufnahme 
anzuordnen. 

3. Verantwortlichkeit für die durch die Preſſe 
begangenen ftrafbaren Handlungen] 8 20. Die 
Verantwortlichleit für Handlungen, deren Straf- 
barkeit durch den Inhalt einer Drudichrift be» 
gründet wird, beftimmt ſich na 
allgemeinen Strafgejepen. — 


Mal eine Verurtheilung auf Grund Redacteur, der Verleger, ber Drucker, Derjenige, 


welcher bie Druckſchrift gewerbsmäßig vertrieben 
ober jonjt öffentlich verbreitet hat (Berbreiter), 
foweit fie nicht nad 820 als Thäter oder Theil- 
nehmer zu beftrafen find, wegen Fahrläſſigkeit 
mit Geldjtrafe bis zu eintaufend Marf oder mit 
Haft oder mit Feftungshaft oder Gefängniß bis 
zu einem Jahre zu belegen, wenn fie nicht die 
Anwendung der pflidtgemäßen Sorgfalt oder 
Umftände nachweiſen, welche dieje Anwendung 
nn... emacht haben. — Die Beltrafung 
bleibt jedody für jede der benannten Berjonen 
ausgeſchloſſen, wenn fie als den Verfaſſer oder 
den Einjender, mit deſſen Einwilligung die Ver- 
öffentlichung geichehen ift, oder, wenn e3 fich um 
eine nicht periodiſche Drucdichrift handelt, als den 
Herausgeber derjelben, oder ald einen ber in 
obiger Reihenfolge vor ihr Benaunten eine Per- 
jon bis zur Verkündigung des erſten Urtheils 
nachweift, weldye in dem Bereich der richterlichen 
Gewalt eines deutſchen Bundesſtaats ſich befin- 
det, oder falls fie verftorben ijt, fich zur Zeit der 
Veröffentlihung befunden hat; — des 
Verbreiters ausländiſcher Druckſchriften außer- 
dem, wenn ihm dieſelben im Wege des Buchhan— 
del3 zugelommen find. 

[4. Verjährung] 822. Die Strafverfolgung 
derjenigen Verbrechen u. Vergehen, welche dur 
die Verbreitung von Druckſchriften firafbaren In— 
halt3 begangen werben, ſowie derjenigen fonfti« 
gen Bergehen, welche in biefem Gejege mit 
Strafe bedroht find, verjährt in ſechs Monaten. 

[5. Beichlagnahme.) 8 23. Eine Beichlag- 
nahme von Drudichriften ohne ricdhterliche An- 
ordnung findet nur ftatt: 1) wenn eine Drud« 
ſchrift den Vorſchriften der 886 und 7 nicht ent: 
ipricht, oder den Borfchriften des $ 14 zumider 
verbreitet wird; 2) wenn durch eine Drucjchrift 
einem auf Grund des $ 15 dieſes Geſetzes er 
lafjenen Verbot zuwider gehandelt wird; 3) wenn 
der Inhalt einer Drudichrift den Thatbeftand 
einer der in den 88 85, 95, 111, 130 oder 184 
bed Deutichen Str.-G.-B. mit Strafe bedrohten 
Handlungen begründet, in den Fällen der S$ 111 
und 130 jedoch nur dann, wenn dringende Ge 
fahr befteht, da bei Verzögerung der Beichlag- 
nahme die Aufforderung oder Unreizung ein Ber 
breden oder Vergehen unmittelbar zur Folge 
haben werde. 824. Ueber die Beftätigung oder 
Aufhebung der vorläufigen Beſchlagnahme Hat 
das zuftändige Gericht zu entſcheiden. — Dieje 
Entjheidung muß von der —.: 
binnen 24 Stunden nad) Anordnung der Ber 
ichlagnahme beantragt und von dem Gericht bin« 
nen 24 Stunden nad) Empfang des Antrags er- 
laffen werden. — Hat die Bofigeibehörde bie 
Beſchlagnahme ohne Anordnung der Staatdan- 
waltſchaft verfügt, jo muß fie die Abſendung der 


ben beitehenden | Verhandlungen an die Iehtere ohne Verzug und 
t die Drudichrift|fpäteftens binnen 12 Stunden bewirken. Die 


eine periodiſche, jo ift der verantwortliche Nedac- | Staatsanmwaltichaft Hat entweder die Wicderauf- 
teur als Thäter zu bejtrafen, wenn nicht durch! hebung der Beſchlagnahme mitteld einer fofort 
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vollftredbaren Verfügung anzuordnen, ober bielfelbe gilt von den Vorſchriften der Landesgeſetze 
erichtliche Beftätigung binnen 12 Stunden nach über Abgabe von FFreieremplaren an Biblio: 
mpfang der Verhandlungen zu beantragen. — |thefen und öffentliche Sammlungen, — Vorbe⸗ 
Wenn nicht bis zum Ablauf des fünften Tages haltlich der auf den Landesgeſehen beruhenden 
nad Anordnung der —— der beſtaäti⸗ allgemeinen were findet eine befondere 
—— Gerichtsbeſchluß der Vehörde, welche bie|Bejtenerung der Preſſe und der einzelnen Preß- 
eichlagnahme angeordnet bat, zugegangen ift, jerzeugniffe (Beitungd- und Kalenderjtempel, Ub- 
erliicht die Tegtere und muß die Freigabe der/gaben von Jnferaten 2c.) nicht ftatt. $ 31. Die- 
einzelnen Stüde erfolgen. $ 25. Gegen den Be-|jes Gefeg tritt am 1. Juli 1874 in Kraft. Seine 
ſchluß des Gerichts, welcher die vorläufige Be-| Einführung in Eljaß-Lothringen bleibt einem be- 


ſchlagnahme aufhebt, findet ein Rechtsmittel nicht 
ftatt. 8 26. Die vom Gericht bejtäligte, vor- 
läufige Beſchlagnahme iſt wieder aufzuheben, 
wenn nicht binnen zwei Wochen nad der Beſtä— 
tigung die — — in der Hauptſache 
eingeleitet worden iſt. 827. Die Beſchlagnahme 
von Druckſchriften trifft die Exemplare nur da, 
wo dergleichen zum Zwecke der Verbreitung ſich 
befinden. Sie kann ſich auf die zur Vervielfäl— 
tigung dienenden Platten und Formen erjtreden; 
bei Drudichriften im engern Sinne hat auf An« 
trag des Betheiligten ftatt Beichlagnabme des 
Satzes das Ablegen de3 letzteren zu geichehen. 
— Bei der Bei —— ſind die dieſelbe ver— 
anlaſſenden Stellen der Schrift unter Auführung 
der verletzten Geſetze zu bezeichnen. Trennbare 
Theile der Drudichrift (Beilagen einer Zeitung ꝛc.), 
welche nicht& Strafbares enthalten, find von der 
Veſchlagnahme auszuſchließen. $ 28. Während 
der Dauer der Beichlagnahme ift die Verbreitung 
der von derielben betroffenen Drudicrift oder 
der Wiederabbrud der die Beichlagnahme ver. 
anlaffenden Stellen unſtatthaft. — Wer mit 
Kenntniß der verfügten Beichlagnahme diefer Be- 
ftimmung entgegenhandelt, wird mit Geldſtrafe 
bis fünfhundert Mark oder mit gas ir bis 
zu 6 Monaten beitraft. $ 29. Zur Enticheid- 
ung über die durch die Preſſe begangenen Ueber- 
tretungen find die Gerichte aud in denjenigen 
Bundesſtaaten ausſchließlich zuftändig, wo zur 
Zeit noch deren Aburtheilung den Berwaltungs- 
behörben zufteht. — Soweit in einzelnen Bun» 
deöftanten eine Mitwirkung der Staatsanwalt. 
jıhaft bei den Gerichten unterjter Inſtanz nicht 
vorgeichrieben ift, find in den Fällen der ohne 
richterliche Anordnung erfolgten Beſchlagnahme 
die Acten ummittelbar dem Gericht vorzulegen. 

[6. Schlußbeftimmungen.] $ 30. Die für Zei— 
ten der Kriegsgefahr, des Krieges, des erflärten 
Kriege» (Belagerungs-) Zuftandes oder innerer 
Unruhen (Aufruhrs) im Bezug auf die Preſſe 
beſtehenden befonderen gejeglihen Beftimmungen 
rieiben auch diefem Gefete gegenüber bis auf 
Weiteres in Kraft.!) — Das Recht der Yandes- 
geſetzgebung, Vorſchriften über das öffentliche Anı- 
Schlagen, Anheften, Ausſtellen, jowie bie öffent- 
Tihe, unentgeltlihe Verteilung von Belannt- 
machungen, PBlafaten und Aufrufen zu erlofjen, 
wird durch diejes Geſetz nicht berührt.*) — Das- 


ı) S. Gefeg vom 4. Juni 1851 (S. 123) 65 5 und 16. 
3 E. das preufiihe Gefeh über die Vreſſe vom 12. 
Mai 1851 6 9: Anſchlagezeitel und Platate, welche einen 
anderen Inbalt haben, als Ankündigungen über geſehlich nicht 
verbotene Berfammlungen, über öffentlihe Bergnigungen, fiber 
geftoblene, verlorene oder gefundene Eachen, über Werfäufe 
oder andere Nachrichten für bem gewerblichen Vertebr, dürfen 


jonderen Geſetze vorbehalten. 
Privatflüfle. 

Gejeg über die Benupung der Privat- 
flüſſe, vom 28. Februar 1843.') 
Erfter Abſchnitt. 

Benutzung der Privatjlüffe überhaupt. 
$ 1. Jeder Uferbefiger an Privatflüffen (Duel- 
len, Bächen oder liefen, fowie Seen, weld)e 
einen Abflug haben) ift, fofern nicht Jemand das 
ausſchließliche Eigenthum des Fluſſes hat, oder 
PBrovinzialgejeße, Zocaljtatuten od. jpecielle Nechtö« 
titel eine Ausnahme begründen, berechtigt, das 
an jeinem Grundjtüde vorüberfließende Wafler 
unter den in den $$ 13 u. f. enthaltenen näbe- 
ren Bejtimmungen zu feinem bejonderen Bor- 
theife zu benugen. Jedoch verbleibt es in An— 
jehung der Benugung des Wafjerd zu Mühlen 
und anderen Triebwerken, jo wie aud in An— 
jehung ber Fiichereiberehtigung und der Vorfluth 
bei den beftehenden gejeglichen Vorſchriften, jo» 
meit dieje Durch gegenmwärtiges Geſetz nicht aus— 
drüdlid; abgeändert find. 8 2. Wo öffentliche 
Pläge oder Wege das Ufer eines Privatjluffes 
bilden, ift der Gebraud) des Waſſers zum Trin« 
fen u, Schöpfen, jowie zum Tränken des Viches 
einem jeden geftattet, Es es nad Entſcheid— 
ung ber Ortspolizeibehörde ohne Gefahr für die 
Beichädigung des Ufers gefchehen kann. $ 3. 
Das zum Betriebe von Frärbereien, Gerbereien, 
Balken und ähnlichen Anlagen benupte Waſſer 
darf feinem Fluffe zugeleitet werden, wenn das 
durch der Bedarf der Umgegend an reinem Waſſer 
beeinträchtigt oder eine erhehliche Beläftigung des 
Publikums verurjaht wird, — Die Entfeheidung 
hierüber fteht der Bolizeibehörde zu.) $ 4. Des 
Einwerfend und Einmwälzend von lojen Steinen, 
Erde und anderen Materialien in Flüffe muß 
ein Jeder ſich enthalten. Eine Ausnahme hier- 
von findet ftatt, wenn folde zum Behuf einer 


nicht angefchlagen, angeheftet oder in fonftiger Weife öffentlich 
ausgeftellt werden. — Auf die amtlichen Bekanntmachungen 
öffentlicher Behörden find die vorjtebenden Beitimmungen nicht 
anwendbar. 

’) Dies Gefeh galt für den ganzen Umfang ber damaligen 
Monarchie mit Ausnabme der zum Uppellatiensgerichtsbezirf 
Köln gehörigen Landestheife. In letzteren iſt es durch Wer: 
ordnung vom 9. (Yan. 1845 eingeführt, jedoch mit der Maß: 
gabe, dat bei Entſcheidung ber Gage: ob bei einer Bemwäfiers 
ungsanlage ein überwiegenden Landescultur-Interefie obwalte ĩ 
(85 24 und 32 jenes Gefeges) das Intereſſe ſchon vorbans 
dener, auf Zriebwerfen berubender geiwerblider Anlagen im 
zweifelhaften Falle über das der Bodencultur zu ftellen ift. 
— Im Markgrafenthum Oberlaufig ift das Gejey vom 28. 
Febr. 1843 durch Verordnung vom 26. April 1844 an Stelle 
des Oberamtspatents vom 18. Aug. 1727 in Kraft getreten. 
©. auch Borilutb, Entwäfferungsanlagen. 

2) Ueber Beſchwerden gegen bie Volizeibehörde in ben Fällen 
der $$ 3—# enticheiden die Kreisausſchüſſe; Kreisordnung v, 


13. Dec. 1872 $ 135, III, 2. 
60* 
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Anlage am Ufer nothwendig iſt und daraus nach thümer und ungsberechtigten ($ 9) und zur 
dem Urtheile ber Boligeibehörbe fein Hinderniß |Dedung ber Auſſichts- und Hebeloften erforber- 
für den freien Abfluß des Waffers und feiner|lich ift. $ 12. Wo nad) Provinzialgefegen, Lo» 
der im $ 3 bezeichneten Uebelſtände entfteht. *)|caljtatuten oder bejonderen Herfommen das Flößen 
s 5. Das Einfarren und Einf wenmen vonjauf einem Privatfluffe einem Jeden freiftehr, iſt 

and umd Erde zur Anlage von Wiejen (das |dafjelbe polizeilicher Aufficht unterworfen und es 
fogenannte Biefenbrechen) it nur in den Fällen kann darüber durch bejondere Reglement? nad 
geitattet, wo folches für die Vorfluth, für die Vorſchrift des $ 10 nähere —— getroffen 
Schiffbarkeit öffentlicher Flüſſe und für die un-|werden. Wenn dieſe Anordnungen den Eigen 
terhalb liegenden Uferbefiger unſchädlich ift. 86. |thümern oder Nutzungsberechtigten neue Ber 
Die Anlegung von Flachs- und Hanfröthen Tann pflichtungen auferlegen, fo gebührt denfelben ba» 
von der Polizeibehörde unterfagt werden, wenn|für nad) Vorſchrift bes $ 9 Entihädigung. Die 
ſolche die Heilfamteit der Luft beeinträchtigt oder | Einführung neuer, ſowie die Erhöhung beitehen- 
zu den im $4 erwähnten Nachtheilen Anlaß gibt. |der Flößereiabgaben darf nur mit Genehmigung 
8 7. Die Uferbefiter find, wo nicht Provinzial» |ded Minifteriums erfolgen und find dabei die 


gejege, Localftatuten, unmterbrocdhene Gemwohn-|Beitimmungen des $ 11 zu beachten. 


heiten oder fpecielle Rechtstitel ein Anderes be— 
ftinnmen, zur Räumung des Fluſſes infoweit ver- 
pilichtet, als es zur Beichaffung der Vorfluth 
rang.‘ iſt.) — Die Polizeibehörde ift er- 
mächtigt, Die 

liegt, hierzu anzuhalten. Entiteht über dieſe 
Berpflichtung Streit unter den Betheiligten, fo 
iſt die Räumung einftweilen unter Vorbehalt 
richterlicher Entſcheidung, nad) Maßgabe des Be- 
figftandes und wenn .. diejer nicht feſtſteht, 
von den Uferbefigern zu bewirken.®) 8 8. Die 
Eigenthümer eines Brivatfluffes, fowie die Ufer- 
befiger, Stauung3- oder Leitungäberechtigten kön» 
nen nur durch Tandeöherrliche Entjcheidung ver- 
pilichtet werden, den Gebrauch des Fluſſes zum 
Holzjlößen einem Jeden zu geftatten. $ 9. Iſt 
eine jolche Entſcheidung ($ 8) ergangen, jo müfjen 
a) die Eigenthümer des Fluffes, jo wie die Ufer- 
befiger den zum Einwerfen und Ausziehen ber 
Hölzer unentbehrlichen Gebraud) der Ufer an den 
polizeilich beftimmten Stellen, fo wie den Zutritt 
zu ben Ufern, ſoweit diefer zur Beaufſichtigung 
und Fortihaffung der treibenden Hölzer erfor- 
derlich ift, gejtatten und b) die Befiger von Stau» 
werfen den zum Treiben ber Hölzer erforder: 
lichen Waſſerzug gewähren. — Für den Hieraus, 
fo wie für den aus Verunreinigung des Fluf- 


Zweiter Abſchnitt. 
Nähere Beftimmungen der Rechte der Uferbefiter.') 
$13. Das dem Uferbefiger nach $ 1 zuftehende 


jenigen, welden die Räumung ob- | Recht zur Benutzung des vorüberfließenden Wafjers 


unterliegt der Beſchränkung, daß 1) fein Rückſtau 
über die Grenzen des eigenen Grumbftüds hinaus 
und feine Ueberſchwemmung oder Berjumpfimg 
fremder Grundftüde verurfacht werden darf, und 
2) da3 abgeleitete Wafler in das urfprüngliche 
Bett des Fluſſes zurüdgeleitet werden muß, be— 
vor biefer das Ufer eines fremden Grundftüds 
— — Sind mehrere an einander grenzende 
Uferbeſitzer über eine Anlage einverſtanden, ſo 
werden die Grundſtücke derſelben, bei Anwendung 
der vorſtehenden Beſchränkungen, als ein einziges 
Grundſtück angeſehen. &14. Gehören die gegen- 
über liegenden Ufer verjdiedenen Befigern, fo 
hat ein jeder von beiden ein Recht auf Benutzung 
der Hälfte des Waſſers ($ 27). $15. Wenn bit 
Ausführung einer Bewäfjerungsanlage ein öffent- 
liches Intereſſe, wie das der Schifffahrt zc. ge 
fährdet, oder den unterhalb Tiegenden Einwöh— 
nern ber nothwendige Bedarf an Wafjer auf eine 
Weiſe entzogen würde, daß daraus ein Nothitand 
für ihre Wirthichaft zu beſorgen wäre, fo iſt die 
Regierung nad) vollftändiger, unter Zuziehung 


bettes und aus Beſchädigungen der Ufer, Ufer-|der Betheiligten erfolgter Erörterung befugt, die 
deckwerke, Brüden und jonftigen Anlagen dur Ableitung des Waſſers im geeigneter Weiſe zu 
die treibenden Hölzer entjtehenden Schaden ift|bejchränten. $ 16. Gegen Anlagen, welche der 


dom Staate volle Entihädigung zu Teiften. $ 10. 
Die näheren Unordnungen darüber: 1) in wel— 
dem Umfange der Mitgebraud) der Ufer zum 
Behuf der Flößerei zu geftatten ift und welche 
Einrichtungen zur Erhaltung des Wafjerzuges zu 
treffen find; 2) welches Verfahren bei der Flößerei, 
namentlich auch mit Rüdficht auf die ftattfinden- 
den Ueberriefelungen zu beobachten, u. 3) welche 
Abgabe von den Flößenden zu entrichten ift, find 
von dem Minijterium nee Reglements 
feftzufegen. $ 11. Die Flößereiabgabe ($ 10, 
Nr. 3) joll nad) der Menge des geflößten Holzes 
abgemeſſen und auf keinen höhern Betrag feftge- 
—* werden, als zur Entſchädigung der Eigen- 


’) ©. aud umter Blüffe (S. 498) bie Eabinetdorbre vom 


24. Febr. 1816. 
Bergl. auch unr Felbpoligei Feldpolizeiorbnung vom 
3 


1. Nov. 1847 $ 73. 
— ») Die refefütsrifäe Entfeibung Reit den Kreisausfcüfien 
f. unter Berwaltungsbehbörden Geſetz v. 26, Juli 


au; 
1876 $ 9. 


Uferbefiter zur Benutzung des fierd in Ge 
mäßheit des ihm nad) $$ 1 und 13 zuftehenden 
Rechts unternimmt, kommt den Befigern der bei 
Publication des gegenwärtigen Gejeges redht- 
mäßig — Mühlen und anderen Trieb— 
werfen ein Widerſpruchsrecht zu, wenn dadurch 
a) ein auf fpeciellere Rechtstitel beruhendes Recht 
zur ausſchließlichen Benutzung des ganzen Wajfers 
oder eines beitimmten Theil beffelben (*/,, %/, 2c.) 
beeinträchtigt oder b) das zum Betriebe in dem 
bisherigen Umfange nothwendige Wajjer entzogen 
wird. — Wer fünftig ein Triebwerk anlegt oder 
erweitert, ohne ein ausdrüdlich verliehenes Recht 
u haben, joll deßhalb zu einem ſolchen Wider- 
—— nicht berechtigt fein. $17. Wenn in dem 
Valle des $ 16, Lit. b 1) der Uferbefiger nad; 

ı) Zu 65 13—55 f. bezüglich ber Zuftändigfeit der Behör⸗ 
ben im Bereiche ber Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 
unter Berwaltungsbehörben das Geſetz vom 26. Juli 
1876 $$ 107 ff. 
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weiit, daß ber Betrieb in dem biäherigen Um- rath3 zur Einficht ausgelegten Plan die Auffor- 
fange das Maß der dem Inhaber dei Trieb» |derung: etwaige Widerſpruchsrechte und Entichä- 
merie uſtehenden Berechtigung überfchreitet oder|digungsanfprüche binnen 3 Monaten, vom Tage 
2) ber Anıpaber des Triebwerf3 nachweiſt, daß ihm | des ed eye bed erjten Amtsblattes an ger 
vermöge eines jpeciellen Rechtstitel$ die Befugniß rechnet, bei dem Landrathe anzumelden. — Die 
zufteht, den Betrieb über den bisherigen ie a Aufforderung geihieht mit der Verwarnung, daf 
anszudehnen, foijt bei Prüfung des Widerſpruchs⸗ Diejenigen, weiche ſich binnen der bejtimmten 
rechis derjenige Umfang des Betrichs zum Grunde | Frift nicht gemeldet haben, in — auf das 
zu legen, weicher durch das Maß der Berechtig- [zur Bewäſſerung zu verwendende Waſſer ſowol 
ung begründet iſt. $18. Fiſchereiberechtigte ſollen ihres Widerſpruchsrechts als des Anſpruchs auf 
zu einem Widerſpruche gegen Bewäſſerungsanla- Entſchädigung verluſtig gehen, und in Beziehung 
gen fortan nicht weiter berechtigt jein, jondernjauf das zu bewäfjernde oder zu den Waflerlei- 
nur auf Erfah de3 ihnen daraus entilehenden tungen zu benupende Terrain ihr Widerſpruchs— 
Schadens Anſpruch Haben. $ 19.') Einer polic|recht gegen die Anlage verlieren und nur einen 
zeilihen Erlaubnis; bedarf der Uferbefiger zu ir auf Entihädigung behalten. F22. Nach 
ſolchen Anlagen nicht; er iſt dagegen bejugt, die] Ablauf der Anmeldungsfriſt ($ 21) find der Re- 
Dermittelung der Polizeibehörde*) in Anſpruch gierung die Verhandlungen einzureichen. Dieje 
zu nehmen, 1) wenn er fich darüber Sicherheit |faßt, wenn fie die vorgejchriebenen Förmlichfeis 
verschaffen will, welche Widerſpruchsrechte oder|ten beobachtet findet, einen Beſcheid ab, in wels 
Entſchädigungsanſprüche in Beziehung auf dieſchem fie Denjenigen, die fih gemeldet haben, ihre 
von ihm beabjichtigten oder jchon getroffenen |Nechte namentlich vorbehält, alle Anderen aber 
Verfügungen a) über das zu Bewäljerungen zujmit ihren bei Erlaß des Beſcheides beftehenden 
verwendende Waffer, b) über die zu bewäſſern- Rechten präcludirt.’) — Eine Ausfertigung des 
den ihm zugehörigen Grumdftüde, c) über den» | Präctufionsbeiheides it dem Provocanten zuzu— 
jenigen Theil, ſowol eigener al3 fremder Grund-|jtellen, welder ſämmtliche Koften des Verfahrens 
jtüde, welcher zu den Wafjerleitungen dienen|zu tragen hat. — Gegen dieſe Prächufio Tann 
ſoll, ftattfinden; 2) wenn er zur Ausführungjein Nejtitutionsgefuh binnen zehntägiger Frift 
neuer, oder zur Erhaltung bereit3 ausgeführter|bei der Regierung angebradyt werden. 823. In 
Beroäfferungen verlangt, daß ein Anderer ihm|den Fällen, in welden über die Eriftenz oder den 
ein Recht einräume, od. fich die Einſchränkung eines | Umfang eines Rechts, auf welches ein Wider« 
Rechts gefallen lafje, welches einen Widerjpruch|iprud oder ein Entſchädigungsanſpruch gegrün— 
gegen die Anlage begründen wurde. 820. Wer|det wird, Streit entjtcht, findet der Rechtsweg 
die Vermittelung der Polizeibehörde zu dem in ſſtatt. — it dagegen nur die Frage zu erörtern, 
8 19, Nr. 1 bezeichneten Zwede in Anſpruch ſob durd die Bewaſſerungsanlage einem zur Zeit 
nimmt, muß eine öffentliche Befanntmachung über |der Publicatien dieſes Geſetzes befichenden Trieb— 
die Bewäſſerungsanlage unter Einreihung eines|werte das zum Betricbe in dem bisherigen Ume 
vollftändigen Situationsplanes und der etwa er-|jange erforderliche Waſſer entzogen werde ($ 16, 
forderlichen Nivellements bei dem Landrathe, init. b), jo ſteht die Entſcheidung mit Ausſchluß 
deſſen Kreife das zu bewäſſernde Grundſtück bes|de3 Rechtsweges der Regierung zu, unter Vor— 
legen ift, in Antrag bringen. — Iſt das Grund-|behalt des Recurſes an das linifterium de3 
ftüud in mehreren Kreifen gelegen, fo beftimmt] Innern, weldyer binnen einer präcluſiviſchen Friſt 
die vorgejepte Behörde den — welcher das|von 6 Wochen nad) Belanntmachung des Beſchei— 
Verfahren zu leiten hat. $ 21. Die Bekannt-des einzulegen iſt. $24. Zu den im $19, Nr. 2 
machung erfolgt: 1) durch die Amtöblätter der|bezeidhneten Zweden fann die Bermittelung der 
Negierungen, durd) deren Bezirk der Fluß jeinen|Polizeibehörde nur in Anfprud genommen wer— 
Zauf nimmt und die Bewäfjerungsanlage ſich er-|den in Fällen eines überwiegenden Landescultur« 
ftredt, zu drei verfchiedenen Malen; 2) durch dasfinterefje und unter der Verpflichtung zu volljtäns 
Kreisblatt des Kreiſes, jofern ein folhes Blatt|diger Entihädigung. $ 25. Unter beten Beding⸗ 
vorhanden iſt, ebenfalls zu dreien Malen; 3) in 
der Gemeinde, in deren Bezirk das zu bewäſſernde 
Grundjtüd liegt, jomwie in den zunädii angren- 
zenden Gemeinden durch Anſchlag an der Ge- 
meindejtätte oder in der örtlich jonjt hergebrad)- 
ten Bublilationsweife. — Sie enthält mit Hin- 
weijung auf den im Gejchäftslocale des Land» 








ungen ($ 24) fann der Unternehmer einer Be- 
wätferungsanfa e verlangen, dab ihm 1) zu den 
erforderlihen Wafferleitungen, infofern er jolche 
auf feinem eigenen Grumdjtüde nicht Herjtellen 
fann, auf fremden Grundftüden eine Serpitut ein« 
geräumt, 2) die — des jenſeitigen Uſers 
zum Anſchluſſe eines Stauwerls, ſowie 3) eine 
Ausnahme von der im $ 13, Nr. 1 vorgejchrier 
benen — — geſtattet werde, und daß 4) 
der Beſitzer eines Triebwerks ſich eine Beſchränk- 
ung des ihm zuſtehenden Rechts auf Benutzung 
des Waſſers ($$ 16, 17) gefallen laſſe. — Unter 
gleichen Bedingungen ($ 24) kann der Uferbejiger 


1) Ueber das gemäh $$ 19—22 zu verhandelnde Aufgebot: 
abren f. unter Entwäfferungsanlagen (©. 343) 
das Geiek vom 23. Jan. 1846. 

2) Durch Eabinetsordre vom 1. Dec. 1843 ift der Minifler 
ermächtigt, in den Fällen, in denen nad Borjchrift des Ge: 
feges über die Benugung ber — * — *3 
RB ee A —— —E in vn fverlangen, daß ihm 5) geſtattet werde, ſein Recht 
Bezirken mehreret Regierungen betroffen twerden, in Aufprubjauf Benutzung des Waljerd in der $$ 1 umd 13 


genommen wird, eine diefer Regierungen mit der oberen Leitz] ——— 5 

ung des gefammten Verfahrens und namentlich mit der Ab-| *) Die Präclufionsbeſcheide gemäß $5 19—22 haben bie 
fafjung aller in demfelben zu erlaflenden Präclufionsbeicheide ent abzufafien; orbnung vom 13. Dec. 1872 
135, II, 3. 


zu beauftragen. 
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bezeichneten Ausdehnung deſſelben einem unmit- 
telbar an dad Grundftüd des Uferbefiger® an- 
grenzenden Grundbefiger abzutreten.) $26. In 
dem falle des $ 25 zu 1 fteht dem Eigenthümer 
des Grundftüds frei: a) fich bei der Anlage und 
Benugung der Wafferleitungen gegen verhältniß- 
mäßige Uebernahme der Koften zu u a Se 
in welchem alle dann bei Feititellung des Be- 
mwäfjerungsplaues ($ 42) auch auf jein Intereſſe 
zum Zwede der Bewäſſerung Rüdficht zu neh. 
men ijt; oder b) anitatt —— einer Ser⸗ 
vitut, das Eigenthum des zu den Waſſerleitun— 


Privaiflüſſe. 


auf den Vorſchlag der Kreisverſammlung bas 
Nähere feitzujepen. Die Mitglieder werden von 
der Kreisverſammlung erwählt und von der He» 
gierung bejtätigt. $ BL. Die Anträge ($ 30) 
müfjen mit einem Situationsplane, den erforber- 
fihen Nivellement3 und einem ſachverſtändigen 
Gutachten begleitet fein und zugleich die . 
Märung enthalten, daß ber Provocant bereit fei, 
die Koften der von den Behörden für noth— 
wendig erachtenden Ermittelungen zu tragen und 
auf Verlangen vorzuſchießen, ingleichen die Pro« 
vocaten vollitändig zu entſchädigen. $ 82. Die 


gen erjorberlihen Bodens dem Unternehmer der gg re re prüft den Antrag 


Anlage abzutreten, welcher dafjelbe zu überneh- 
men verpflichtet if. Wenn dad ganze Grundftüd 
des Provocaten, oder ein Theil deſſelben nad) An- 
lage der Wafjerleitungen von E nicht mehr zweck⸗ 
mäßig benugt werden Tann, fo iſt er befugt, das 
ganze Grundftüd, oder den betreffenden Theil, 
deſſen Umfang die ee Pa u beitimmenhat, dem 
Provocanten ebenfalld als Eigenthum abzutreten. 


an Ort und Stelle unter Susiehung der Ber 
tHeiligten und ftellt demnach die Vorfrage ($ 24) 
feit: „ob wirflih ein überwiegendes Landes 
cultur⸗Intereſſe vorwalte?” Gegen die Ent- 
iheidung der Kommijfion fteht dem Provocanten 
jowie dem Provocaten binnen ſechs Wochen prä- 
elufivifcher Frift der Recurd an die Regierung, 
und wenn die Entjicheidung derjelben von der 


Der Grund-Eigenthümer, welcher von diejen |Vermittelungs-Commifjion abweicht, in derfelben 
Rechten (a und b) Gebraud; machen will, muß Friſt der Recurs an das Minifterium des Innern 


ſich darüber in einer präclufiviihen Frift von 
drei Monaten nad Mittheilung des Antrages 
des Unternehmers erllären, % 7. In dem 
Talle des $ 25 Nr. 2 hat der Beſitzer des jen- 
feitigen Uferd die Wahl zwiſchen vollftändiger 
Entihädigung oder Mitbenugung des aufgeftauten 
Waſſers zur Hälfte Wählt er erſteres oder er- 
Härt er fich binnen drei Monaten nicht, jo ver- 
liert er da8 Recht auf Mitbenugung des Waſſers; 
wählt er legteres, jo muß er die Hälfte der Koften 
de3 Stauwerkes übernehmen. F 28. Wenn ein 
von Unternehmer der Bewäfferungd-Anlage be- 
abfichtigter Rüdftau ($ 25 Nr. 3) von der Art 
ift, daß dadurd die Entmwäfjerungsfähigkeit der 
oberhalb liegenden Ländereien eines Dritten be 
einträcdhtigt wird, jo joll bei Beantwortung ber 
Frage, ob ein überwiegende Lanbescultur-Fn- 
tereffe bei der Anlage obmwaltet, das Intereſſe 
der Entwäflerung in zweifelhaften Fällen über 
bad ber Bewäſſerung geftellt werden. 8 29. 
Wenn in dem Falle des $ 25 Nr. 3 durch die 
Bewäfjerungs: Anlage die Berjumpfung eines frem- 
den Grundjtüdes veranlaft wird, jo ijt der Eigen- 
thünter befugt, ftatt feines Anſpruches auf voll 
ftändige Entſchädigung ($ 45) das Eigenthum 
des ganzen verjumpften Grundftüdes oder de3- 
jenigen Theiles, der durch die Berfumpfung be» 
troffen wird, dem Unternehmer der Anlage ab» 
utreten, welcher dafjelbe zu übernehmen ver- 
unden if. $ 30. Anträge zu den im $ 25 
bezeichneten Zweden find an die Bermittelungs- 
Eommifjion zu richten, welche in jedem reife 
eingejegt werben und unter Borfig des Land— 
raths aus Grumdbefigern der verichiedenen Die 
Kreisverfammlung bildenden Stände, ſowie aus 
einer angemefjenen Zahl von Eadyverjtändigen 
beftehen joll. Ueber die Bulammenjegung der 
Commiſſion Hat die Regierung für jeden Kreis 


ı) Gefeh vom 11. Mai 1853: Die befichender aefeplichen 
Borfchriften über Anlegung von Entwäflferungsgräben durch 
rg Grunditüde finden gg A auf Ableitungen 

Waſſers unter ber Erbe bededten Kanälen oder in 
Röhren (Drains). 


offen. $ 33. Iſt auf diefe Weile das Bor- 
walten eined überwiegenden Landescultur- ne 
tereſſes feftgeftellt, jo ernennt die Megierung 
Commifjarien, welde unter Mitwirkung des 
Landraths die einzelnen Gegenftände des An- 
trages, ſowie die dagegen erhobenen Widerfprüche 
prüfen. & 34. ird zu den Wafferleitungen 
die Benugung von fremdem Grund und Boden 
verlangt ($ 25 Nr. 1), fo haben die Commiſſarien 
ihre Prüfung bejonderd darauf zu richten: ob 
und in welcher Ausdehnung die Führung der 
Wafferleitung über den fremden Grund und 
Boden zu der Anlage nothwendig ſei? — welche 
Brüden, Ueberfagrten, Einfriedigungen ꝛc. ein- 
gerichtet und unterhalten werden müjjen, um 
den Eigenthümer gegen Nachtheile in Benutzuug 
des ihm verbleibenden Grundftüdes zu fihern? 
$ 35. Wird die Benupung des jenfeitigen Ufere 
zum Anſchluß eine Stauwerkes verlangt ($ 25 
Nr, 2), jo ift der Ort zu ermitteln, u Dem 
Provocaten am wenigjten —* und doch 
eine it. 8 36. Wird eine Be 
chränkung des Rechts verlangt, welches Befigern 
von Triebwerken 4 Benupung des Wafjers zu- 
jteht ($ 25 Nr. 4), jo ift zu prüfen, in welchem 
Maße die Beihränfung erfolgen müffe, um die 
Erreihung des beabjichtigten Zwedes zu fidhern. 
8 87. Iſt über die frage zu entiheiden: ob 
durd die Bewäſſerungs⸗Anlage einem Triebwerke 
das Waſſer entzogen werde, defien ber Beſitzer 
bedarf, um fein Gewerbe in dem bisherigen Um« 
fange [$ 16b] oder in dem a e feiner Be- 
tchtigung [$ 17) auszuüben, jo tft von dem 
Grundſatz auszugehen, daß der Beſitzer des 
Zriebwerfed nicht genöthigt werden Tann, fid 
eine Wbänderung des inneren Triebwertes ge 
jallen zu laſſen, daß er aber eine zwedmäßige 
Einrichtung der Staumerke, des Gerinnes und 
des Waſſerrades auf Koſten der Provocanten fich 
efallen laſſen muß. Bei Prüfung der gedachten 
Frage iſt jederzeit eine folde zwedmäßige Ein- 
rihtung zu unterftellen und darnach die Ent- 
iheidung zu treffen. — Der Provocant ift vers 


Brivatflüffe. 


bunden, die erwähnte Einrichtung auf feine Koften , vocanten eine yes, zu fordern, beren 
8 bewürlen, auch den Provocaten wegen des Werth der nach $ 45 feſtgeſtellten Entſchädigungs— 

rluſtes zu entſchädigen, der durch die Hemmung ſumme gleich kommt. Sofern die Bewäſſerungs— 
feines Gewerbebetriebes während der Dauer der Anlage nicht zur Ausführung kommt oder ſpäter— 
Einrichtungsarbeiten verurfacht wird. Die bei, hin wieder eingeht, kann der Provocat das von 
der neuen Einrichtung gegen den früheren Zuſtand ihm abgetretene Land gegen Rückgabe der er- 
mehr entitehenden Hnterhaltungstojten hat der ars Entjhädigung wieder zurüdfordern. 
Provocant als eine jährlihe Rente an den Be-/$ 47.1) Dem Berechtigten fteht, wenn er fich 
jiger des Triebwerkes zu zahlen und für ihre durch die von der Regierung feitgejtellte Ent- 
regelmäßige Zahlung Sicherheit zu Teiften. $ 38. ſchädigung ($$ 45 und 46) nicht für befriedigt 
Die Commifjarien find befugt, die zur Ausführ- hält, binnen ſechs Wochen nad) Befanntmadjung 
ung ihres Auftrages nöthigen Ermittelungen, des Beſchluſſes der Recurs an das Reviſions— 
Vermeſſungen, Nivellements zc. zu veranlaſſen. Collegium frei. Daſſelbe ſtellt nach Reviſion der 
Können dieſe Vorarbeiten nicht bewirlt werden, Abſchätzung, wobei anderweitige Ermittelungen 
ohne fremde Grundſtücke zu betreten, jo müſſen geſtaättet find, die Entſchädigung mit Ausſchließ— 
deren Eigenthümer fich foldes gegen Vergütung ung jedes weiteren Nechtsmittels, fowie des 
des ihnen dadurd) entjtehenden Schadens gefallen) Rechtäweges definitiv nach den Grundjäßen der 
laſſen. $ 39. Die Commiffarien haben N die]S$ 45 und 46 fell. — Dem Unternehmer der 
gütliche Beilegung der Streitpunfte möglichſt an-) Bewäfferungs-Anlage ift fein Recurs geftattet. — 
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Ben fein zu laſſen. 40. 


Sie entwerfen] Aus Neuvorpommern und Rügen gehen die Re— 


emnächſt mit NRüdficht auf dad Ergebniß der curſe an das Revifions-Collegium zu Stettin. 
Prüfung über die erhobenen Widerjprüche und|$ 48. Ju der Recursjchrift muß der Mehr— 


das von ihnen wahrzunehmende öffentlihe In— 
terejfe den Plan zur Ausführung und Benußung 
der Anlage, legen ſolchen den Parteien zur Er— 
Märung vor und überreichen ihn der Regierung 
mitteld gutachtlichen Berichts, in weldem alle 
Streitpunkte einzeln vorzutragen find, $ 4. 
Der Plan muß in Hinfiht auf die Art der Aus» 
fügrung, der Unfagen und deren Benutzung, ſo— 
wie in Hinficht Hi die zur Ueberwachung dere 
felben nöthigen Maßregeln alles dasjenige feit 
jtellen, was im bejonderen wie im öffentlichen 
Intereſſe erforderlih ift. $ 42. Die Regierung 
hat auf Grund der commifjarischen Verhand— 
lungen über die Genehmigung der Anträge ($ 30) 
und über die Zuläffigkeit der erhobenen Wider: 
fprüche zu entjcheiden und die Bedingungen der 
Ausführung und Benugung — 43. 
An dem Beſchluſſe ($ 42) iſt eine Friſt feitzu- 
jegen, binnen weldyer die Unlage von dem Unter- 
nehmer bei Verluft feines Rechts ausgeführt fein 
muß. Der Beichluß, welchem der von 
den Gommifjarien vorgelegte Plan ($ 40), jo» 
weit folcher genehmigt worden, beizufügen iſt, 
wird ſowol dem Provocanten, als aud dem 
Brovocaten befannt gemadt. Jedem Theile jteht 
Dagegen der Recurs an das Minifterium des 
Innern binnen ſechs Wochen präcluſiviſcher Friſt 
nad Bekanntmachung des Beichluffes ofien. $ 45. 
Nachdem definitiv entſchieden worden, in welden 
Umfange die Einräumung oder Einjdyränfung 
de3 Rechts zu Gunſten einer Bewäfjerungsanlage 
ftattfinden don, läßt die Regierung die dafür 
zu leiftende volljtändige Entſchädigung durch Drei 
von ihr zu ernennende Taxatoren unter Bus 
iehung fämmtlicher Betheiligten ermitteln, und 
Pet jolhe unter Zufchlagung von 25 Procent 
des ermittelten Betrages ie: einen Beſchuß feit, 
welcher den Betheiligten bekannt zu machen iſt. 
— Die Kojten diejer Abſchätzung hat der Unter- 
nehmer der Bewäfferungs-Anlage allein zu tragen. 
$ 46. Wenn der Provocat nad den Grund» 
jägen der $$ 26 und 29 Land abtritt, fo ijt er 
befugt, da, wo es den örtlichen Berhältnijjen 
nad) zuläſſig ift, aus dem Grundbrfige des Pro- 


betrag der Entigädigungsjumme oder Land— 
abjindung, welchen der Berechtigte fordert, bes 
ſtimmt ausgedrüdt fein. — Wird dem Berech— 
tigten feine höhere Entihädigung als die von 
der Regierung Fefigefegte (68 45, 46) zuerkannt, 
fo Hat derjelbe jämmtliche Koften der Recurs— 
Inſtanz zu tragen, — Eritreitet er den ganzen 
geforderten Mehrbetrag, fo fallen diefe Koiten 
ſämmtlich dem Unternehmer der Bewäſſerungs— 
Anlage zur Laft. — Wenn der Berechtigte zwar 
nidyt den ganzen geforderten Betrag, aber 
doc mehr, als ihm von der Regierung zuge» 
billigt worden, erjtreitet, jo findet zwiſchen beiden 
Thetlen eine verhältnigmäßige Vertheilung der 
Koften ftatt. Dem Unternehmer der 
Bemäfjerungs-Anlage jteht frei, von deren Aus— 
jührung aud nad) bereit erfolgter befinitiver 
Feſtſtellung der Entſchädigungsſumme abzuftehen; 
er muß aber in diefem Falle aucd diejenigen 
Koſten übernehmen, welche dem Provocaten zur 
Laſt gejtellt worden find. $ 50. Die Einzich« 
ung und Auszahlung oder gerichtliche Depojition 
der feftgejtellten Entihädigungsjumnte liegt er 
Regierung ob. $ 51. Sämmtlihe Verhand- 
(ungen, weldje durch das nad Vorſchrift des 
$ 19 Nr. 1 und 2 eingeleitete Verfahren zur 
Ermittelung der Entſchädigung ($$ 45, 46) und 
durd die ng und Auszahlung oder Der 
pofition der Entſchädigungsgelder (8 50) ver— 
anlaßt werden, find gebühren- und ftenipelfrei, 
und ed werden nur die baaren Auslagen in 
Anſatz gebracht; in Proceſſen ($ 23) und in der 
Recursinſtanz wegen Feſtſetzung der Entichädig- 
ung ($ 47) ſind jedody Gebühren und Gen 
zu entrichten. $ 52. Die Ausführung der Bes 
wäfferungsanlage darf erjt nad) geſchehener Zahl- 





1) Durd Eabinetsordre vom 17, Jan. 1844 ift beflinmt, 
daß die Diäten und Reiieloften der Mitglieder der Kreisvers 
mittelung&commtiffion,, der Regierumgscommifiarien u. wg 
verftändigen bei dem in den $% 30—47 des Geſetzes über 
Benutzung der Privatflüffe vom 28. Febr. v. J. — 
Verfahren, nah den Vorſchriften der 65 2 und 3 des Negus 
lativs vom 2%. April 1836, betreffend Die Koften der gutes 
herrlich⸗bãuerlichen Auseinanderfegungen ıc., von den Megier: 
ungen feftgefegt werden follen. 


Privatflüſſe. 


annoverſches Geſetz über Ent- unb 
ewäſſerung ber Grundſtücke vom 
22. Auguſt 1847). 
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ung oder Depofition der Entihädigungsfumme; 2, 
ir im Falle der Berufung an dad Re 
viliongcollegium ($ 47) Tann jedoch die Regierung 
die vorläufige Ausführung geftatten, wenn der) [1. Vorrichtung neuer Bewäflerungd-Anlagen.] 
Unternehmer für den von der Regierung feſt— i 53. Eine Bemwäfferungd - Unlage erfordert 
ejegten Betrag ($ 45) Caution Teiftet. $ 53. ſowol zu ihrer Vorrichtung überhaupt, als zur 
jt über ein auf fpeciellem Titel beruhendes|Art ihrer Ausführung vorgängige nur, wenn 
MWiderjpruchsrecht ein Proceß entitanden ($ 23), ein übermwiegendes öffentliches Interefje oder Die 
jo kann die Ausführung der Anlage von der Vorſchriften diefes Gefeges entgegenftehen, zu 
Regierung vorläufig geftattet werden, wenn der|verjagende a der zuftändigen Behörde 
Unternehmer für Schaden und Koften Caution|($$ 98—100): 1) Wenn Schwemmwieſen, d. 5. 
feiftet. Ueber die Zulänglichfeit der Caution Hat|Wiejen, deren Bildung durch Auf- oder Ab» 
die Regierung nad) Vernehmung des Wider-|ihwennmen der Oberfläche des Grundftüds ge- 
ſprechenden zu enticheiden. s 54. Der Unter-Jjchieht, auf die Urt vorgerichtet werden, daß ber 
nehmer der Unlage kann in dem Falle des $ 63, abgeſchwemmte Grund und Boden in ein Ge— 
um vor der Ausführung den Betrag der etwa|mwäfjer oder auf fremde Grundjtüde geführt wird; 
zu leiftenden Entſchädigung überjehen zu können, |2) wenn eine Stauanlage, zu deren Vorrichtung 
darauf antragen, daß die Entihädigungsjumme|nad $ 74 vorgängige Genehmigung erforderlich 
nad) Vorſchrift der $$ 45 ff. im Voraus ermittelt |ift, gemacht oder geändert werden fol. $ 54. 
und feitgejtellt werde. $ 55. Die Vorjchriften| Theilnehmer einer Bemwäfferungs-Anlage find die 
der 88 45 und 46 finden auch Anwendung auf) Eigenthümer aller derjenigen Grundſtücke, deren 
die den Fiſchereiberechtigten zu leitende Ent-|Bewäfjerung dadurch bewirkt wird. $ 55. Sind 


ſchädigung ($ 18), die Ausführung der Anlage 


die Theilnehmer nicht einig, ob die Bewäfferungs- 


foll jedody von der Feftitellung diejer Entſchädig- Anſtalt gemacht werden foll, fo find die der An- 


ung niemals abhängig fein. 

Dritter Abſchnitt. 
Genoſſenſchaften zu Bemwäfjerungs-Anlagen.!) 
$ 56. Wenn Unternehmungen zur Benugung 

des Wafjers, deren Vortheile einer ganzen Ge 

end zu Gute kommt, nur durch ein gemein» 
ames Wirken zu Stande zu bringen und fort- 
zuführen find, * tönnen die Beteiligten zu ge- 
meinjamer Anlegung und Unterhaltung ber er- 
forderlihen Wafjerwerfe durch Tandesherrliche 
Berordnung verpflichtet und zu bejonderen Ge- 
nofjenichaften vereinigt werden. & 57. Für 
jede ſolche Genoſſenſchaft jollen, nachdem die 
Betheiligten mit ihren Anträgen und Grinner- 
ungen gehört worden, folgende Bunkte durd) ein 
landesherrlich vollzogenes Statut näher bejtimmt 
werben: a. der Umfang der gemeinjamen Zwecke 
und der Blan, nad welchem verfahren werden 
fol; b. die Bertheilung der zur Anlegung und 
Unterhaltung der Anſtalten erforderlichen Bei- 
träge und Leiftungen nach dem Verhältniſſe ber 
hieraus erwacdjenden Rortheile; co. die innere 
Verfaffung eines Verbandes. — Fit eine Ge- 
nofjenihaft unter freiwilliger Zuftimmung aller 
Beteiligten zu Stande gelommen, jo iſt der 
Minifter des Innern ermächtigt, das vereinbarte 
Statut zu genehmigen und zur Ausführung 
bringen zu lafien. $ 58. Der Miniiter des 
Innern wird die Regierungen wegen Bildung 
ſolcher Genofjenihaften und wegen Vorbereitung 
der Statuten mit näherer Anweiſung verjehen. 
859. Wo dergleichen Genojjenjchaften unter 
obrigfeitlicher Autorität bereit3 vorhanden jind, 
verbleibt es bei den für fie beftebenden Statuten 
oder Reglements bis zu deren Revifion und Ab— 
änderung im verjaffungsmäßigen Wege. 


N Durch Gefeh vom 11. Mai 1853 Urt. 1 ift der dritte 
Abjchnitt des Geſetzes vom 29. Febr. 1843 au in den hobens 
zollernichen Landen eingeführt; ebenfo durch Berorduung vom 
28. Mai 1867 in den neuen Sanbeötheilen. — Na tt. 
bed Geſehes vom 11. Mai 1858 find bie Vorichriften der 


lage Widerjprechenden (mit Ausnahme der in 
den $$ 56 und 57 angeführten beiden Fälle) in 
die Genoſſenſchaft einzutreten ſchuldig, wenn zwei 
Drittheile der Stimmen ſich für die Anlage er- 
flären (vergl. $ 53). — Wenn jedoch die Iweck⸗ 
mäßigfeit einer Bewäfferungd-Anlage die Bor- 
rihtung einer Entwäfjerungs · Anlage erfordert, 
oder umgefehrt, jo ſoll auch über die Frage, ob 
und wie die Bewäfjerungd-Anlage zu machen fei, 
nah Vorſchrift des $ 8 entichieden werben. 
$ 56. Die Minderzahl Hat jedoch das Mecht, 
auf Unterfudung und Entideidung der Frage 
anzutragen, ob die Bewäfjerungs-Anlage einen 
erheblichen landwirthſchaftlichen Nupen gemwähre, 
Wird diefelbe verneint, jo fällt der Bwang zur 
Theilnahme an der Anftalt weg. $ 57. Auch 
findet ein folder Zwang nicht ftatt, wenn die 
Bewäflerungs-Anlage ohne Theilnahmeder Wider: 
Iprechenden zweckmäßig ausgeführt werden farm. 
$ 58. Im Uebrigen gelten die Vorjchriften der 
s$ 8 bis 11. $ 59. Die Ubleitung von Waffer 
behufs der Bewäfjerung ift mit den in den SS 60 
und 61 angegebenen Ausnahmen und Beichränt, 
ungen erlaubt. $ 60. Sie iſt unitatthaft: 1) 
wenn dadurch das öffentliche Intereſſe, z. B. im 
Bezug auf Schifffahrt beeinträchtigt wird; 2) 
wenn bie Ableitung aus einem in Privateigen- 
thum befindlichen Teiche oder aus einem fünft, 
lichen fließenden Wafferzuge oder aus einem 
ſolchen natürlihen Gewäſſer, welches in feinem 
ganzen Laufe vom Urfprunge bis zum Ausfiuffe 
den Grundbefig nur eines Eigenthümers berührt, 
wider Willen der Cigenthümer des Xeiches, 
Waſſerzuges oder Gewäflers geſchehen joll und 
nicht das Recht dazu befonders erworben ift; 
die Ableitung aus künftlihen Wafjerzügen ift 


$ 56-59, melde bie gen | 


von Ge ® 
a Mann betreffen, au n ua Be 


auf Benoffenfhaften zu Ent: 
mwäfferungsanlagen ausgedehnt, doch follen offenihaften 
für Drainanlagen für jet nur bei freiwilliger Zuftimmmung 
aller Dale gebildet werben. 

4) S. Entwäfjerungsanlagen ©. 335, Nr. IV. 


— 
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jedoch in gleicher Weife wie aus natürlichen Was indeß die Beſtimmungen bed $ 32 betrifft, 
Bafferzügen erlaubt, wenn jene ganz an biejjo find, ftatt der daſelbſt in Bezug auf Ent- 
Stelle natürlicher Wafferzüge getreten jind; 3)|wäfferungsanftalten beifpieläweife angeführten 
wenn dadurch den Bewohnern eined Ortes (Stadt, | Berjchiebenheiten in der Theilnahme an den 
Dorf, Gut u. ſ. w.) dad erforderliche Trinkwaſſer Vortheilen der Anlage, bei Bewäfjerungsanftalten 
für Menſchen oder Vieh, oder das zu Haushaltd-|vielmehr die Verjchiedenheiten der Grundftüde in 
re (nit gewerblichen Betrieben) nöthige|der Theilnahme an den Vortheilen der Anlage 
affer entzogen werben würde; 4) wenn britte|je nad; Menge oder —— oder Gebrauchs⸗ 
Perſonen, denen ein Widerſpruchsrecht zuſteht, zeit des Waſſers zu berückſichtigen. 
nachweiſen, daß fie durch die Anlage einen Nach-- [2. Unterhaltung und Aufhebung der Bewäſ— 
theil erleiden, welcher dem von derjelben für die|ferungsanftalten, ſowie Aenderung der Bewäfler- 
Unternehmer zu erwartenden Xortheile wenig- en enkheften.] 8 67. Die Roften der 
ften3 gleichkommt. RB Sit die —— Unterhaltung von Bewäſſerungsanſtalten, die 
Waſſermenge zu den Bewäſſerungen, behufs deren|nad Verkündung dieſes Geſetzes angelegt werden, 
darauf Anjpruc gemacht wird, unzureichend, jolhaben Alle, welchen die Kojten der Anlage ob» 
ift die Theilnahme an dem Wafjer nad) folgen: |liegen und die fpäter etwa aufgenommenen Theil 
ben, als Anhalt dienenden Grundjägen zu regeln: nehmer ($ 50) in demielben Berhältnifje, wie die 
-, Bei gleichzeitiger Vorrichtung mehrerer folder] Anlageloften zu tragen. Für Bewäſſerungs— 
nlagen foll eine derartige Bertheilung des Anſtalten aus einer früheren Zeit gelten die 
Waſſers (der Menge, der Gebrauchszeiten ded+|Vorjchriften des $ 42. Ebenfalls finden die 
felben u. f. w.) vorgenommen werden, daß jede Vorſchriften des $ 43 auf Bewäfjerungsd-Anlagen 
Anlage das für fie bei ſachgemäßer und wafjer- |Unwendung. 8 68. Die Art der Unterhaltung 
wirthihaftlicher Einrichtung erforderliche Wafjer [und die Aufpebung von Bewäfjerungs-Anlagen, 
jo weit als m... erhält, Goncurriren jedoch |jomwie die Aufnahme neuer Teilnehmer in die 
näher an dem Gewäſſer und entfernter von dem» |Bewäfferungs-Genofjenichaft ift nad) den über 
jelben belegene Grundftüde, fo ſoll den näher|Abwäjjerungsanjialten in den 688 44—50 ges 
belegenen das für ihre Bewäſſerung erforderliche |troffenen Bejtimmungen zu beurtheilen und zu 
Waſſer vorzugsweiſe zugetheilt werden, wenn ihr entſcheiden. $ 69. Die Trennung einzelner, zu 
Bortheil von der Bewäflerung mindeſtens demjeiner Bewäfjerungs » Genofjenihaft gehörigen 
gleich ift, welchen die entfernteren davon haben|Grundftüde wider Willen der Stimmenmehrheit 
würden; 2) bei der Zeit nach auf einander fol-[ilt alddann zuläffig, wenn das ausjceidende 
genden Anlagen foll der ungeftörte Yortbeitand| Grundſtück jeine Bewäſſerung durch die Anftalt 
der älteren Anlagen (ohne Unterſchied, ob fie vor|niht mehr erhalten kann. 
ober nad) Berkündung dieſes Geſetzes gemacht rivatgeheimmille, ftrafbare Offenbarung 
find) gefiert; ihre Einrichtung muß jedoch, wenn|von ſolchen, ſ. Strafgejegbud $ 300. 
fie nicht jachgemäß oder wafjerwirthicaftiich iſt, Privat-Frren-Kranfenanftalten und Ent- 
thunlichft verbefjert werden. $ 62. Die Ficherei- |bindungsanftalten. Die Unternehmer der- 
berechtigten haben gegen die Benugung des Wajjerd |jelben bedürfen bejonderer Genehmigung; ſ. Ge— 
ur Bewäfjerung von Grundftüden kein Wider-|werbeordnung $ 30, 
nrucsreht (vergl. $ 55). 8 63. Das zur Be-| Privatklage, j. Strafgejegbud $ 194. 
mwäfjerung benugte Wafler muß dem Gemwäfler,| Privatlotterien, j. Lotterie. 
aus welchem e3 abgeleitet ift, wieder zugeführt] Privatſchulen. Ueber die Errichtung von 
werben, e3 fei benn, daß ohne Nadıtheil für die, Vrivatſchulen nnd Brivat- Erziehungsanttalten 
welche ein Intereſſe dabei haben, dieje Wieder-|jind die näheren Vorſchriften in der Minifteriale 
uleitung unterbleiben und die Wegſchaffung des | Injtruction vom 31. Dec. 1839 enthalten. Gie 
Baffers auf andere Weife gejchehen fann. Machen | werden aber mit Rüdjicht auf das bevorjtchende 
örtliche Verhältniffe die Zurüdleitung untgunlich, | Unterrichtögefeg Hier nicht abgedrudt. 
fo darf das zur Vewäflerung benugte Wafjer| Privatwege, j. Wege. 
aud) in ein andered Gemwäfjer wieder abgeführt] Proceffionen, Tirhliche, |. unter Bereind- 
werden. $ 64. Behufs der Durchleitung (jo-|polizei das Gejeh vom 11. März 1850 $ 10. 
wol Zu- als Mbleitung) des au Bewäfferung| Provinzial-Ordnung für die Provinzen 
dienenden Waflerd Haben die Eigenthümer den Preußen, Brandenburg, Pommern, Schle— 
erforberlihen Grund und Boden nad) ihrer Wahlljien und Sachſen, vom 29. Juni 1875:?) 
entweder zum Eigenthume, oder zur jervitutifchen] [Inhalt.] Erjter Titel. Bon den Grundlagen 
Benupung für jene Bmwede abzutreten, außer in der Provinzialverfafjung. Erſter Abſchnitt. Von 
den Fällen, in welchen die Anlegung von Ent-|dem Umfange und der Begrenzung der Provin« 
mwäfjerungsanftalten auf Grundftüden dritter Ber-|zialverbände 89 1—4. Zweiter Abjchnitt. Bon 
fonen nad) Inhalt der 88 14 und 15 unzuläffigiden Provinzialangehörigen, ihren Rechten und 
ft. Auch findet eine Verpflichtung zur Abtret-| —— 
ung von Haudgärten, Hofplägen oder Gebäuden] 1) Da bie Brovingialverfaffungen der übrigen Provinzen 
nicht ftatt. $ 65. Die 88 19, 20 und 21 haben in einem Uchergangüßeblum ur —* nur 
auch für Bewäfjerungs-Anlagen Giltigfeit. $ 66. Beylgtid) ber Dotation der eoslnulatverbänhe . er des 
— eg zu ben KR = tation * — ff.) re} Belreft = „guändigtit * 
die Aufbringung elben ſoll, wenn die Be-|Berwaltungsbehörden u. rwaltungsge u 
theiligten fich baräber nit anberS vereinbaren, nuttungäbehörben Gefep vom 26. Juli 1876. ©. au 
n Borjhriften der 55 30—35 ſich richten. | Berwaltungsgerigte. 


954 


Pflichten SH 5—7. Dritter Abſchnitt. Bon 


Provinzialftatuten und Reglements $ 8. — Umtsblätter der beteiligten Provinzen 


Zweiter Titel. Bon ber Vertretung und Ber- 
waltung der Provinzialverbände. Erjter Ab— 


Provinzial⸗Ordnung. 


welche nicht durch Geſeß erfolgt, iſt dur = 
i ann 
zu machen. 

Zweiter Abſchnitt. 


ſchnitt. Bon der Zufammenfegung der Provin-| Bon den — — ihren Rechten 


ziallandtage SS 9—24. Zweiter Abſchnitt. Von 
den Verſammlungen der Provinziallandtage SS 25 
bis 33, Dritter Abſchnitt. Won den Geſchäften 
des Provinziallandtage® SS 34—44. Vierter 
Abichnitt. Bon dem Provinzialausfchufie, jeiner 
Bujammenfegung und feinen Geſchäften SS 45 
bis 61. Fünfter Abſchnitt. Von den Provinzial: 
und Bezirksräthen (Behörden des Staates), ihrer 
Bujammenjegung und ihren Geſchäften $$ 62 bis 
86. Sechſter Abſchnitt. Von den Provinzial- 
beamten $$ 87—98. Giebenter Abjchnitt. Bon 
den Provinzialcommiffionen und Schlußbejtimm- 
ung 85 99 und 100. Achter Abſchnitt. 
dem Provinzialhaushalte 88 101— 113. — Dritter 
Titel. Von der Aufficht über die Verwaltung 
der Wngelegenheiten der Provinzialverbände 
88 114—122. — Vierter Titel. Schluß-, Ueber» 
angs- und Ausführungsbeitinnmungen 8$ 123 


is 130. 
Erſter Titel. 
Bon den Grundlagen der PBrovinzialverfaffung. 
Erſter Abſchnitt. 


Von dem Umfange und der Begrenzung der 
Provinzialverbände. 

8 1. Jede Vrovinz bildet einen mit den 
Rechten einer Corporation ausgeſtatteten Com- 
munalverband zur Selbſtverwaltung ſeiner An— 
elegenheiten. — Zum Communalverbande der 
—— (Provinzialverband) gehören alle inner 
halb der Grenzen derjelben belegenen Kreije und 
alle zu diejen Streifen gehörenden Ortſchaften. — 
Diejenigen Kreife und einzelnen Ortichaften, 
welche bisher zu einem anderen provinzialftän- 
diſchen Berband gehört Haben, treten aus diefem 
Berbande aus und in den Communalverband 
derjenigen Provinz ein, innerhalb deren Grenzen 
fie belegen find. $ 2. Die Haupt- und Ye 
fivenzftadt Berlin jcheidet aus dem Communal- 
verbande der Provinz Brandenburg aus. — 
Die Bildung eines bejonderen Commtunalver- 
bandes aus der Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin 
und angrenzenden Gebieten, fowie die Regelung 
der Berfajjung und Verwaltung deſſelben bleibı 
einem bejonderen Geſehe vorbehalten. $ 5. Die 
infolge der Ausführung der Vorſchriſt des 51 
erforderliche Regelung der Verhältnifje ift, unbe 
jdadet aller Privatrechte Dritter, durch den Mi- 
nilter des Innern zu bewirken, — Streitigfeiten, 
welche hierbei entftehen, unterliegen der Ent- 
ſcheidung des Ober-Berwaltungsgerichts. 

[Veränderung der Provinzialgrenzen.) 8 4. 
Die Veränderung beftehender Provinzialgrenzen 
erfolgt durch Geſetz. — Die infolge einer der: 
artigen Veränderung erforberlicdye Regelung der 
Berhältnifje ift auf dem im $ 3 bezeichneten 
Wege zu bewirken, — Veränderungen jolder 
Gemeindes oder Gutäbezirkögrenzen, weldje zus 
gleich) Provinzialgrenzen jind, ziehen die Ber. 
änderung der lepteren ohne Weitered nach fich. 


Bon 8 


und Pflichten. 

$ 5. Provinzialangehörige find alle Ange— 
hörigen der zu der Provinz gehörigen Kreife. 

[Rechte der Provinzialangehörigen.] $ 6. 
Die Provinzialangehörigen nd beredhtigt: 1) 
zur Theilnahme an der Verwaltung und Ber- 
tretung des Provinzialverbandes nad) näherer 
Vorſchrift dieſes Geſetzes; 2) zur Mitbenugung der 
öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des Pro⸗ 
vinzialverbandes nad) Maßgabe der für diejelben 
beftehenden Beſtimmungen. 
Beitragspfliht zu den Provinzialabgaben.] 
. Die Brovinzialangehörigen find verpflichtet, 
nad; näherer Vorſchrift diejes Gejehes zu den 
Provinziallaften beizutragen. 

Dritter Abjhnitt. 
Bon Provinzialjtatuten und Reglements. 


88. Die Provinzialverbände find befugt: 
1) zum Erlaffe bejonderer ftatutarijcher Unord- 
nungen über joldhe ihre Berfafjung betreffenden 
Angelegenheiten, Hinfichtlich deren das Gejeg auf 
jtatutarifche Regelung verweiſt, oder feine aus- 
drüdlihen Borichriften enthält. Das Statut 
darf den bejtehenden Geſetzen nicht widerſprechen; 
2) zum Erlaſſe von Reglementd über bejondere 
Einrichtungen des Provinzialverbandes, — Die 
Brovinzialitatuten und Reglements find auf Koften 
der Provinzialverbände durch die Amtäblätter der 
Provinz befannt zu machen. 


Zweiter Titel. 


Bon der Vertretung und Verwaltung der 
Provinztalverbände, 


Erfter Abſchnitt. 
Von der Zufammenjegung der Provinziallandtage. 

89 Die Provinzialverfammlung (der Bro- 
vinziallandtag) beitegt aus Abgeordneten ber 
Land» und Stadilreife der Provinz, 

[Babt der Mitglieder der Provinziallandtage.) 
$ 10. In den Provinzen Preußen, Branden: 
burg, Pommern und Sachſen werden für jeden 
Kreis zwei Ubgeordnete, in der Provinz Schlejicn 
für jeden Kreis mit weniger als 40,000 Ein» 
wohnern ein Abgeordneter, für jeden Kreis mit 
40,000 oder mehr Einwohnern zwei Abgeordnete 
gewählt. Erreicht die Einwohnerzahl eines Krei— 
ſes in der Provinz Schleſien 80,000, 2) in 
der Provinz Preußen 60,000, 3) in den as 
binzen Brandenburg und Sachſen 50,000, 4) in 
der Provinz Pommern 40,000 Einwohner, ſo 
werden drei Übgeorbnete gewählt. — Für jede 
fernere Vollzahl von 50,000 Einwohnern tritt 
ein Abgeordneter Hinzu. 8 11. Den Provinzial. 
landtagen bleibt es überlajien, durch ftatutarifche 
Unordnung in geeigneten Fällen zwei derjenigen 
angrenzenden Landkreiſe, welche nur je zwei Ab- 
geordnete zu wählen haben, unter Zuftimmung 
der betreffenden Kreistage zu Wahlbezirken zu 


| 2 h.|verbinden und die Wahlorte zu beſtinmen. — 
— Eine jede Veränderung der Provinzialgrenzen, In der Provinz Schleſien können außerdem in; 
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gleicher Weile zwei Landkreiſe, deren einer nur, verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirk. 
einen und der andere nur zwei Abgeordnete zujung mit dem gänglichen oder zeitweilen Auf— 
wählen hat, jowie zwei oder drei berjenigen|hören einer der für die Wählbarkeit vorgefchrie: 
Landkreiſe, welche nur je einen Abgeordneten zujbenen Bedingungen. Der Provinziallandtag hat 
mwählen haben, zu Wahlbezirken verbunden wer-|darüber zu beſchließen, ob einer diefer Fälle ein- 


ben. — Die Wahlbezirte wählen diejenige Za 
der Abgeordneten, welche gemäß $ 10 auf die 
ujammengelegten Kreiſe trifft. 8 12. Die Feit- 
Kellung ber Bahl der von den einzelnen Kreiſen 
beziehungsmweife Wahlbezirfen zu wählenden Ab- 
georbneten erjolgt vor jeder neuen Wahl (85 20 
und 122) durch den Provinzialausihuß und wird 
durch die Amtöblätter der Provinz zur öffent- 
lihen Kenntniß gebradt. — Der Feititellung ift 
bie durch die jeweilige letzte Volkszählung er- 
mittelte Einwohnerzahl der Kreiſe beziehungs— 
weile Wahlbezirke, mit Ausſchluß der activen 
Militärperfonen, zu Grunde zu legen. 8 13. 
Anträge auf Berichtigung der —— ſind 
innerhalb 21 Tagen nad) Ausgabe des Amts— 
blattes, durch welches bie Feititellung veröffent- 
licht worden ijt, bei dem Provinzialausſchuſſe 
anzubringen, welcher darüber endgiltig beſchließt. 

Bottziegung ber Hr $ 14. Die Ab— 
geordneten der Landkreiſe werden von den Kreis» 
tagen gewählt, — Erfolgt die Bildung von 
Wahlbezirken, jo treten die Kreiätage der zu 
dem Wahlbezirke gehörigen Landfreife unter dem 
Borjige ded von dem Oberpräfidenten zu er- 
neunenden Wahlcommiffard zu einer Wahlv:r- 
jammlung aufammen, F 15. Die Abgeordneten 
der Stadtfreije werden von dem Magijtrate und 
ber Stadtverorbnetenverfammlung beziehung» 
weife dem bürgerichaftlichen Repräfentantencollc- 
gium in gemeinſchaftlicher Sigung unter dem 
Vorſitze des Bürgermeijterd, die Abgeordneten 
des Stadtkreiſes Magdeburg werden von dem 
Kreistage gewählt. $ 16. Die Vollziehung der 
Wahlen der Prorinziallandtags » Abgeordneten 
erfolgt nach näherer Borjchrift des diejem Geſetze 
beigefügten Wahlreglements. 

Wählbarkeit zum Abgeordneten.) $17. Wähl- 
bar zum Mitgliebe des Verdi Nasrirakäg iſt 
jeder ſelbſtändige Angehörige des Deutſchen Reichs, 
welcher das 30. Lebensjahr vollendet hat, ſich im 
Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befindet und 
jeit mindeftens einem Jahre der Provinz durch 
Grundbefig oder Wohnfig angehört. — Als 


hlgetreten iſt. 


Anordnung der Wahlen.) 8 20. Die Vor— 
nahme der Wahlen zum Provinziallandtage wird 
durch den Oberpräfidenten angevrdnet. $ 21. 
Die Namen der neugewählten Abgeordneten find 
von dem Oberpräfidenten durch die Amtsblätter 
der Provinz befaunt zu machen. — Die Gin- 
führung derjelben erfolgt durch den Borfigenden 
des Provinziallandtages. 

[Erfagwahlen)] $ 22. Die Erfagwahlen für 
die im Laufe der Wahlperiode Ausgejchiedenen 
werden von denjenigen Land» und Stadtkreiſen 
bezicehungsweije Wahlbezirken vorgenommen, von 
denen die Ausgeſchiedenen gewählt waren, — 
Die Vollziehung der Erfapwahlen muß inner» 
halb längftens 6 Monaten und wo möglid) vor 
dem Bujammentritte des nächſten Provinzial« 
landtage3 erfolgen. Die Erjagmänner bleiben 
nur bis zum Ende desjenigen Zeitraumes in 
Thätigfeit, für melden die Ausgejchiedenen ge— 
wählt waren. 

[Einſpruch gegen das ftattgehabte Wahlver- 
fahren und Entſcheidung über die Giltigkeit ber 
Wahlen) $ 23. Gegen das jtattgehabte Wahl« 
verfahren Tann jedes Mitglied der Wahlver- 
jammlung innerhalb 10 Zagen Einfprud) bei 
dem Berjigenden des Wahlvorjtandes erheben. 
Die Beſchlußfaſſung über den Einjprud, über 
welchen die Betheiligten vorab zu hören find, 
fteht dem Provinziallandtage zu. Im Webrigen 
prüft der Provinziallandtag die Legitimation 
jeiner Mitglieder von Amtswegen und beſchließt 
darüber. $ 24. Gegen die nad) Maßgabe der 
$$ 19 und 23 gefaßten Beſchlüſſe des Provinzial- 
landtages findet innerhalb 10 Tagen die Klage 
bei dem Ober» Verwaltungsgericdht ftatt. Die 
Klage Hat keine auſſchiebende Wirkung, jedoch 
dürfen bis zur Entiheidung des Ober-Verwalt- 
ungsgerichts Erjagwahlen nicht ftattfinden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Berfammlungen der Provinziallandtage, 
[Einberufung de3 Provinziallandtages.) $ 25. 


jelbjtändig gilt Derjenige, welhem das Recht, Der Proviuziallandtag wird von dem Könige 


über fein Bermögen zu verfügen und baffelbe 
zu verwalten, nicht durch gerichtliche Anordnung 
entzogen it. 

Verluſt der Wählbarkeit.] $ 18. Die Wäfl- 
barfeit geht verloren, jobald eines ber im $ 17 
gedachten Erfordernilje bei dem bis dahin Wähls 
baren nicht mehr zutrifft. Sie ruht während 
ber Dauer eined Concurjes, ferner während der 
Dauer einer gerichtlihen Unterjuchung, wenn 
diejelbe wegen Verbrechen oder wegen folder 
Bergehen, welhe den Berluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte nach fich ziehen müffen oder können, 
ee ober wenn bie gerichtliche Hajt ver— 

gt ift. 

Far ber Wahlperiode der Abgeordneten.) 
8 19. Die Abgeordneten zum Provinzialland- 
tage werden auf 6 Jahre gewählt. — Jede Wahl 


alle zwei Jahre mwenigjtens ein Mal berufen, 
—— aber jo oft es die Geſchäſte erfordern, 
$ 26. Die Ladung der Mitglieder, die Eröff- 
nung und Scliegung des Provinziallandtages 
erfolgt durch den Oberpräfidenten der Provinz 
als Königlichen Commiffarius oder den für ihn 
in diejer Eigenichaft ernannten Stellvertreter. 
(Königliher Kommifjarius bei ten Provinziaf- 
landtage.] $ 27. Der Königliche Commiffarius 
it die Mitteläperjon bei allen Verhandlungen 
der Gtaatöbehörden mit dem Provinzialland— 
tage. — Der Commifjarius theilt dem Provin— 
ziallandtage die Vorlagen ber Staatöregierung 
mit und empfängt die von ihn abzugebenden 
Erflärungen und Gutachten. — Der Königlich: 
Commijjarius, jowie die zu feiner Vertretung 
oder Unterftügung abgeordneten Staatsbeamten 
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find befugt, ben Sigungen des Provinzialland- 
tage3 und ber von = zur Vorbereitung feiner 
Beſchlüſſe gewählten Commiffionen beizumohnen; 
diejelben müffen auf Verlangen zu jeder Zeit 
gehört werben. 

NDeffentticteit ber Sitzungen des Provinzial 
landtages.] 828. Die Situngen des Provinzial⸗ 
landtages find öffentlich. Für einzelne Gegen- 
ftände kann durch bejonderen, in geheimer Sigung 
gefaßten Beſchluß die Defjentlichleit ausgeſchloſſen 
werben. 

Beſchlußfähigkeit des Provinziallandtages.] 

9. Der Provinziallandtag Tann nur be— 
ließen, wenn mehr al3 die Hälfte der im$ 10 
vorgeihhriebenen Mitgliederzahl anweſend iſt. — 
Als anwejend gelten auch diejenigen Mitglieder, 
welche fich der Abjtimmung enthalten. 

[Fafiung der Beihlüffe nad abjoluter Stim— 
gg 50. Der Provinziallandtag 
faßt feine Beichlüffe nah Stimmenmehrheit. Die 
Stimmenmehrheit wird ohne Mitzählung Der- 
jenigen feftgeftellt, die fich der Abjtimmung ent: 
halten haben. Bei Stimmengleihheit gilt der 
geftellte Antrag als abgelehnt. 3% 

(Theilnahme der Mitglieder des Provinzial- 
ausjichufjes, des Landesdirectord und der oberen 
Beamten an den Gikungen des Provinzialland- 
tages.) $ 31. Die Mitglieder des Provinzial: 
ausſchuſſes, ſowie der Landesdirector (Landes+ 
omg) und bie ihm zugeordneten oberen 

eamten ($$ 87 und 93) können, jofern fie nicht 
ſelbſt Mitglieder des Provinziallandtages find, 
den Sigungen deffelben mit berathender Stimme 
beimohnen. — Der Provinziallandtag fann jedoch 
beſchließen, einzelne, die Mitglieder des Provinzial 
ausjchufjes, den Landesdirector oder die ihm zu- 
geordneten oberen Beamten perjönlid) berührende 
Gegenftände in deren Abmejenheit u. in geheimer 
Sißung zu verhandeln, ſofern Diefelben nicht 
Mitglieder des Provinziallandtages find, 

(Wahl des Vorfigenden des Provinzialland— 
tages und feines Stellvertreterd.] 8 3%. Unter 
bem Borfige des an Jahren ältejten Mitgliedes, 
welchem bie beiden jüngsten Mitglieder ald Schrift: 
führer und Stimmzähler zur Geite ſtehen, wählt 
der Provinziallandtag nad) näherer Borjchrift 
de3 dieſem Geſetze beigefügten Wahlreglements 
einen VBorfigenden und einen Stellvertreter. — 
Diejelben fungiren während der Situngsperiode 
und in ber Darauf folgenden Zwiſchenzeit bis 
zum Bujammentritte des nächſten Provinzialland- 
tages. 

—— —— rbnung des — — 

. Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen. 

r eröffnet und ſchließt die Sitzungen und hand- 
er bie Ordnung in denjelben. Er Tann jeden 
Zuhörer entfernen laſſen, welcher Zeichen des Bei- 
falls oder des Mißfallend gibt oder fonft eine 
Störung verurfadht. — Im Uebrigen regelt ber 
Provinziallandtag feinen Geſchäftsgang durch eine 
Geſchäfisordnung. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Geſchäften des Provinziallandtages. 
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vinz betreffenden Gejepentwürfe, ſowie —— 
Gegenſtände ſein Gutachten abzugeben, welche 
ihm zu dem Ende von der Staatsregierung über- 
wiejen werben; II, den Provinzialverband zu 
vertreten, und nach näherer Vorſchrift dieſes Ge— 
jeped über die Angelegenheiten deſſelben, ſowie 
über diejenigen Gegenjtände zu berathen und zu 
beſchließen, welde ihm durch Gejeße oder König» 
liche Verordnungen überwiejen find, oder in Bu- 
funft durch Gejeg überwiefen werden. 

1 im Bejonderen.] E- Bu den Befrge 
niffen u. Obliegenheiten des Provinziallandtages 
gehören inöbefondere folgende: L Der Brovinzial- 
landtag beſchließt über den Erlaß von Statuten 
und Reglement3 gemäß $ 8. 36. I. Der 
Brovinztallandtag bejchließt, in welcher Weije 
Staatspräftationen, welche von dem Provinzial- 
verbande aufzubringen find, und deren Aufbring- 
ungsweiſe nicht ſchon durd das —9* vorge⸗ 
ſchrieben iſt, vertheilt werden ſollen. $ 37. III. 
Der Provinziallandtag beſchließt über die zur 
Erfüllung von Verpflichtungen oder im Intereſſe 
der Provinz erforderlichen Ausgaben. — Er be» 
Ihlicht zu dem Ende: 1) über die Verwendung 
der dem Provinzialverbande aus der Staatstajje 
übertviejenen Jahresrenten u. Fonds nad) näherer 
Vorjchrift des Gejeges, betreffend die Ausführung 
der 85 5 und 6 des Geſetzes, vom 30, April 1873 
wegen der Dotation der Provinzial- und Nireis- 
verbände; 2) über die Verwendung der Einnahmen 
aus jonftigem Kapital» und Örundvermögen des 
Provinzialverbandes, jowie über die Verwendung 
des Kapitalvermögens ſelbſt; 3) über die Auf- 
nahme von Anleihen und die Uebernahme von 
Bürgihaften; 4) über die Ausichreibung von 
Brovinzialabgaben, $ 88. IV. Der Provinziol« 
landtag beſchließt über die Veräußerung von 
Grundjtüden, und Immobiliarrechten. $ 39, V. 
Der Provinziallandtag beſchließt über die Ein— 
richtung des Rechnungs⸗- und Kaſſenweſens, über 
die Feſtſtellung des Haushaltsetats, ſowie über 
die Dechargirung ber Jahresrechnungen (68 101 
und 104). $ 40. VI. Der Provinziallandtag 
ftellt die Grundſätze feit, nad) denen die Berwalt- 
ung der Angelegenheiten des Provinzialverbandes 
zu erfolgen hat. $ 41. VII. Der Provinzial 
landiag bejdjließt über die Einrichtung von Bro» 
vinzialämtern, er bejtimmt die Zahl, die Bejold- 
ung, jowie die Art der Anftellung der Beamten 
und wählt den Zandesdirector (Landeshauptmann), 
die bemjelben nad) $ 93 zugeordneten oberen Bes 
anıten, jowie die jonjtigen im Provinzialftatute 
zu bezeichnenden leitenden Beamten einzelner 
Verwaltungszweige. $ 42. VIII. Der Provin« 
ziallandtag vollzieht die Wahlen zum Provinzial. 
ausichuffe, ſowie nad) Maßgabe ber bejonderen 
Geſetze die Wahlen zu ben für Zwecke der allge» 
meinen Landesverwaltung angeordneten Behörden 
und Commifjionen; er bejtellt bejondere Com— 
milfionen oder Commiſſare für Zmede der com- 
munalen Provinzialverwaltung ($ 99). — für 
die VBollzichung diefer Wahlen gelten die Bor- 
ſchriften des dieſem Gejete beigefügten Reglemente, 
Gegen das ftattgehabte Wahlverfahren kann jedes 


[a) im Allgemeinen] $84. Der Brovinzial-| Mitglied des Provinziallandtages innerhalb 24 
$ 


landtag iſt berufen: I. über diejenigen die 


r0-' Stunden Einfpruch bei dem Borfigenden erheben, 
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Die endgiltige Beihlußfaffung über den Einſpruch 
En dem Propinziallandtage zu. $ 


43. IX. Der! 


957 


Erfagmwahlen muß durch den Provinziallandtag 
bei dem nächiten Zufammentritte ig Die 
de des⸗ 


rovinziallandtag ijt befugt, Anträge und Be⸗ Erſatzmänner bleiben nur bis zum 


ſchwerden, welche die Provinz od. einzelne Theile 
dewielben betreffen, an die Staatöregierung zu 
richten. s 44. X. Der Provinziallandtag nimmt 
die ihm durch Gefeß übertragenen jonitigen Ge» 
ſchäfte wahr. 

Bierter Abſchnitt. 


Bon dem Provinzialausschuffe, feiner Zufammen- 
fegung und jeinen Gejchäften. 


[Stellung bed Provinzialausichuffes im Allge- 
meinen.) F 45. Bum Bwede ber Verwaltung 
der Angelegenheiten des Provinzialverbandes wird 
für jede Provinz ein Provinzialausſchuß beitellt. 
Jriemmenjeung des Provinzialausjchuffes.] 
N 6. Der Provinzialausfhuß beiteht aus einem 
orjigenden und einer durd) das Provinzialjtatut 
———— Zahl von mindeſtens 7 bis höchſtens 
13 Mitgliedern. — Außerdem iſt der Landes— 
director von Amtswegen Mitglied des Provinzial- 
ausichuffes. 
[Wahl des VBorjigenden und der Mitglieder des 
Provinzialausſchuſſes. $ 47. Der Borjigende, 
die Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und, aus 
ber Zahl der letzteren, der Stellvertreter bed 
VBorfigenden, werden von dem Provinziallandtage 
ewählt. — Für die Mitglieder ift in gleicher 
eife eine mindeſtens der Hälfte derjelben gleid)- 
tonımende Zahl von Stellvertretern zu wählen. 
— Die Zahl der Stellvertreter, ſowie die Reihen» 
folge, in welcher diejelben einzuberufen find, wird 
durch das Provinzialftatut beſtimmt. — Wählbar 
ift jeder zum Provinziallandtage wählbare An— 
gehörige des Deutſchen Reiches (8 n — Bon 
der Wählbarkeit ausgeichlofien find der Ober— 
präfident, die Regierungspräfidenten und Bice- 
präjidenten, fowie ſämmtliche Provinzialbeamte. 
— Der Landeddirector kann zum Vorſitzenden 
oder ftellvertretenden Borfigenden des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes nicht gewählt werden. $ 48. Die 
Wahl des Vorſitzenden, der Mitglieder des Pros 
vinzialausſchuſſes u. deren Stellvertreter erfolgt 
auf 6 Jahre. — Jede Wahl verliert dauernd 
oder vorübergehend ihre Wirkung mit dem gänz- 
lichen oder zeitweijen Aufhören einer der für die 
Wählbarkeit vorgeichriebenen Bedingungen. — 
Der Provinzialausihuß hat darüber zu beichlie- 
ben, ob einer diejer Fälle eingetreten ift. Gegen 
den Beihluß des Provinzialausfchufjes findet 
nad) Maßgabe des $ 24 die lage bei dem Ober» 
verwaltungsgerichte ftatt. $ 49. Alle 3 Jahre 
fcheidet die Hälfte der gewählten Mitglieder und 
Stellvertreter aus und wird durch neue Wahlen 
erjegt. Die Ausſcheidenden bleiben jedoch in allen 
Fällen bis zur Einführung der neu Gemwählten 
in Thätigfeit. — Sit die Zahl der gewählten 
Mitglieder, beziehungsweiſe Stellvertreter nicht 
durd zwei theilbar, jo fcheidet das erjte Mal die 
nächſt größere Zahl aus. — Die das erjte Mal 
Ausſcheidenden werden durch dad Roos beftimmt. 
Die Ausicheidenden find wieder wählbar. 850. 
Für die im Laufe der Wahlperiode ausjcheiden- 
den Mitglieder und Gtellvertreter haben Erſatz— 
wahlen jtattzufinden. — Die Vollziehung ber 


jenigen Zeitraumes in Thätigfeit, für welchen 
die Uusgejchiedenen gewählt waren. $ 51. Der 
Borjigpende des Provinzialausfchuffes wird vom 
Dberpräfidenten, die Mitglieder des Provinzial: 
ausichuffes werden von dem Vorfigenden ver 
eidigt und in ihre Stellen eingeführt. — Gie 
tönnen aus Gründen, welche die Entfernung eines 
Beamten aus feinem Amte rechtfertigen (& 2 des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852), im Wege be3 Dis- 
ciplinarverfahrens han Stellen enthoben werden. 
— Für das Disciplinarverfahren gelten die Vor— 
Ichriften, welche nad) Maßgabe des $ 98, Nr, 5 
gegen denLandesdircctor zur Anwendung fommen. 

(Berufung des Provinzialausſchuſſes. 52. 
Der Provinzialausſchuß verfammelt 4 ‚A oft 
e3 die Gejchäfte erfordern, Die Berufung zu den 
Berjammlungen erfolgt durch ben Borfigenden ; 
fie muß erfolgen auf jchriftlihen Antrag des 
Landesdirectors oder der Hälfte der Mitglieder 
des Provinzialausſchuſſes. — Durch Beſchluß des 
Provinzialausſchuſſes können regelmäßige Sitz— 
ungstage feſtgeſetzt werden. 

Sefchäftsormung des Provinzialausfchuffes.] 
53. Der Provinzialausihuß kann nur bes 
chliegen, wenn mehr ala die Hälfte der Mit— 
glieder, mit Einſchluß des Vorfigenden, anwejend 
it. — Die Beſchlüſſe werden nad) Stimmenmehr- 
heit gefaßt. ei Stimmengleihheit gibt Die 
Stimme de3 Vorfigenden den Ausſchlag. $ 54. 
Betrifft der Gegenftand der Verhandlung einzelne 
Mitglieder oder deren Verwandte und Verſchwä— 
gerte in auf- und abfteigender Linie oder bis zu 
dem britten Grade der Geitenlinie, jo dürfen die- 
jelben an der Berathung und Abjtimmung nicht 
theilnehmen. — Ebenjowenig darf ein Mitglied 
bei der Berathung u. Beſchlußfaſſung über ſolche 
Angelegenheiten mitwirfen, in welchen e8 in ans 
derer als öffentlicher Eigenichaft ein Gutachten 
abgegeben hat oder al3 Geichäftsführer, Beauf- 
tragter, oder in anderer als öffentlicher Stellung 
thätig geweſen ift. N . Wird infolge des 
gleichzeitigen Ausſcheidens von mehr als der 
Hälfte der Mitglieder gemäß $ 54 ein Provinzial« 
ausſchuß beichlugunfähig, und kann die Beſchluß— 
fähigkeit auch nicht durch Einberufung unbetheilig- 
ter Stellvertreter hergeitellt werden, jo erfolgt 
die Beihlußnahme dur den Provinziallandtag. 
— Kann die Beihlußnahme nicht bis zum Zu— 
fammentritte de3 Provinziallandtages ausgejegt 
bfeiben, fo ift durd den Oberpräfidenten aus den 
umbetheiligten Mitgliedern des Provinzialaus- 
ſchuſſes, beziehungsweife deren Stellvertretern, 
jowie aus orig ni bed Provinziallandtages 
eine befondere Commiſſion zu beftellen ; diejelbe 
hat aus einer gleihen Anzahl von Mitgliedern, 
wie der Provinzialausichuß, zu beitehen. $ 56. 
Der Borjikende des Provinziallandtages und die 
dem Yandesdirector zugeordneten oberen Beamten 
(85 87 und 93) können den Sigungen des Pro» 
vinzialausfchufjes mit berathender Stimme bei: 
wohnen. Der Provinzialausfhuß kann jedod 
beichließen, einzelne den Landesdirector oder bie 
ihm zugeordneten oberen Beamten perjönlich be- 
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rührenbe Gegenftände in der Abweſenheit zu ver⸗ wieſen werden. $ 64. II. Dem Provinzialrathe 


andeln. $ 57. Der Provinzialausſchuß regelt|fteht die Revifion und endgiltige Feſtſtellung der 
— Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung. von dem Miniſter des Innern gemäß $ 49, 


Abſ. 


Dieſelbe bedarf der Genehmigung des Provinzial-|1 der Kreisordnung vom 13. December 1872 


landtage3. 


ebildeten Amtäbezirke, ſowie jede ſpätere Ub- 


9 
[Geichäfte des Provinzialausſchuſſes.) $ 58. anderung derſelben zu. — Die endgiltige Feit- 
Dem Provinzialausſchuſſe liegt die Erledigung ſtellung der Amtsbezirke darf erſt nach Ablauf 


folgender Geſchäfte ob: I, Der Provinzialaus- 
chuß Hat die Beichlüffe des Provinziallandtages 
vorzubereiten und auszuführen, joweit damit nicht 
bejondere Commilfionen, Commifjarien oder Be— 
anıte durch Gejeg oder Beihluß des Provinzial 
landtages beauftragt find. $ 59. IL. Der Pro⸗ 
vinzialausihuß hat die Angelegenheiten des Pro- 
vinzialverbandes, insbejondere das Bermögen 
und die Anftalten dejlelben nad) Maßgabe der 
Geſetze, der auf Grund von Geſetzen erlafjenen 
Königlichen Verordnungen und der von dem Pro» 
vinziallandtage bejchlojjenen Reglements ($ 8, 
Nr. 2), jowie des von diejem fejtgejtellten Haus 
haltsetats zu verwalten. $ 60. III. Der Pro 
vinzialausſchuß hat die Yropinzialbeamten zu 
ernennen, ſoweit die Ernennung derjelben nicht 
dem Provinziallandtage vorbehalien ijt ($ 41), 
und deren Gejchäftsführung zu leiten und zu be 
auffichtigen. $ 61. IV. Der Provinzialausijhuß 
hat fein Gutachten über alle Ungelegenheiten ab» 
zugeben, weldye ihm von den Miniſtern od. dem 
Oberpräfidenten überwiejen werden. 


Fünfter Abſchnitt. 

Bon den Provinzial- u. Bezirksräthen (Behörden 
des Staatd), ihrer Bujammenjegung und ihren 
Geſchäften. 

(Bufammenfegumg des Provinzialrathes.] $ 62. 
Der Provinzialrath bejteyt aus dem Oberpräji- 
denten, beziehungsweife defjen Stellvertreter, als 
Vorjigenden, aus einem von dem Miniſter de: 
Innern auf die Dauer feines Hauptamted am 
Site des Oberpräfidenten ernannten höheren 
Berwaltungsbeamten, weldyer die Befähigung zum 
Richteramte befiyt, beziehungsweije deſſen Stell 
vertreter und fünf von Provinzialausſchuſſe aus 
jeiner Mitte gewählten Mitgliedern. Gtellver- 
treter für die legteren fünf Mitglieder werben 
in gleicher Weile aus der Zahl der Mitglieder 
de3 Provinzialausſchuſſes u. deren Stellvertreter 

"gewählt. — Bon der Wählbarkeit ausgeichlojjen 
And außer den im $ 47, Ubj. 5 genannten Be— 
anıten auch die Yandräthe. — Im Uebrigen fin: 
den auf die gewählten Dlitglieder des Provinzial« 
rates die Veſtimmungen der $$ 45—51 finnges 
mäße Anwendung. 

Geſchafte des Provinzialrathes in der allge 
meinen Landesverwaltung] 8 63. Der Provin: 
ialrath hat in der allgemeinen Landesverwaltung 
——— Befugniſſe und Obliegenheiten wahrzu- 
nehmen. J. Der Provinzialrath hat in höherer 


einer öffentlich bekannt zu machenden angemeſſenen 
Friſt ftattfinden. — Die Beſchlußnahme des Bro» 
vinzialrathes über Abänderungen der gemäß $ 49, 
Abj. 1 der Kreisordnung gebildeten Amtsbezirke, 
jowie alle jpäteren Abänderungen derjelben er- 
folgt im Einvernehmen mit dem Minifter des 
Innern, nad vorheriger Anhörung der Bethei« 
ligten und des Kreistages. 8 65. II. Dem 
Provinzialrathe fteht die Befugniß zu, im Ein« 
vernehmen mit dem Minifter des Innern länd— 
lie Gemeinde» u. Gutsbezirke, welche innerhalb 
der Feldmark einer zu einem Landlreije gehörigen 
Stadt belegen find oder unmittelbar an dieſelbe 
angrenzen, bezüglich der Verwaltung der Polizei 
nad) Anhörung der Betheiligten und des Kreis— 
tage3 mit dem Bezirfe der Stadt zu vereinigen, 
jofern dies im öffentlichen Intereſſe nothwendig 
it. — In Ermangelung einer Einigung unter 
den Beteiligten wird der Beitrag der beireffen- 
den Landgemeinde, bezichungsweije des betrejfen« 
den Gutsbezirkls zu den Koften der ſtädtiſchen 
Bolizeiverwaltung von den Bezirksrathe ($ 67) 
fejtgejegt,, gegen deſſen Beichlug die Beſchwerde 
an den Provinzialvath ftattfindet. $ 66. IV. 
Lehnt ein Kreistag auf Aufforderung des Ober- 
präfidenten die Bervollitändigung ber von ihm 
gemäß $ 56 der Kreisordnung vom 13. Dechr. 
1872 gemachten Vorſchläge der zu Amtsvorjtehern 
befähigten Perjonen ab, jo hat der Provinzials 
rath auf Antrag des Oberpräjidenten darüber zu 
bejchließen, ob und welche Perſonen nachträglich 
in die Vorſchlagsliſte aufzunehmen find, 
[Bufammenjegung des Bezirftrathes.] 8 67. 
Bis zum Erlaß des Geſetzes über die Organis» 
jation der allgemeinen Landesverwaltung wird 
jür jeden Regierungsbezirk ein Bezirksrath; ges 
bildet. Derjelbe beiteht aus dem Negierungss 
präjidenten, beziehung&weije deſſen Stellvertreter 
als Vorfipenden, aus einem von dem Minijter 
des Innern auf die Dauer ſeines Hauptanıtes 
am Eike des Hegierungspräjidenten ernannten 
höheren Berwaltungsbeamten, welder die Be— 
Jähigung zum Richteramte befitt, beziehungsweife 
defien Stellvertreter und vier von dem Provinzials 
ausſchuſſe gewählten Mitgliedern. Für die leß« 
teren vier Mitglieder werden in gleicher Belle 
vier Stellvertreter gewählt. — Mitglieder des 
Provinzialrathes fönnen nicht Mitglieder des 
Bezirkörathes fein. — Von der Wählbarfeit aus» 
geichlojjen find außer den im $ 47, Ubi. 5 ger 
nannten Beamten aud die Landräthe.. — Im 


Inftanz bei der Beaufſichtigung der Commmunale|Uebrigen finden auf die gewählten Mitglieder 
angelegenheiten der Kreije und Gemeinden, beijdes Bezirfärathes die Veftimmungen des $ 47, 
der Beauflichtigung der Schulangelegenheiten u. Abſ. 4 und 5, jowie der 88 48—51 finngemäße 
des Wegebaues, nach näherer VBorjchrift der Kreis-, Anwendung. 


Gemeinde-, Schul- und Wegeordnungen, mitzu- 
wirlen. Dafjelbe gilt von denjenigen Angelegen- 


[Geichäfte des Bezirlsrathes in der allgemeinen 
Landesverwaltung] $ 68. Der Bezirksrath hat 


heiten der allgemeinen Landesverwaltung, welche! bei der Beanfjichtigung der Communalangelegen- 


durch bejondere Geſetze dem Provinzialrathe über», 


heiten der Kreiſe, Amtsverbände u. Gemeinden, 
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bei der Beauffihtigung der Schulangelegenheiten geſetzlich beftimmt ift. $ 74. In allen Fällen 


und des Wegebaues nad näherer Vorſchrift der 
Kreid-, Gemeinde-, Schul» und Wegeordnungen 
mitzuwirfen. Dafjelbe gilt von denjenigen An— 
gelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung, 
welche durch bejondere Gejege dem Bezirfsrathe 
überwiejen werden. 

Geſchäftsordnung des Provinzialrathes u. des 
Bezirksrathes.] N 69. Der Provinzialrath und 
der Bezirtsrath können nur befchließen, wenn 
mit Einichluß des Vorſitzenden mindeſtens fünf 
Mitglieder anweſend find. Die Beichlüffe werden 
nad; Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen- 
gleichheit gibt die Stimme des Vorfigenden den 
Ausſchlag. — Die Beſtimmungen des $ 54 fin- 
den auf die Mitglieder des Provinzialrathes 
u. des Bezirksrathes gleichmäßige Anwendung. 
— Wird infolge des gleichzeitigen Ausſcheidens 
mehrerer Mitglieder gemäß $ 54 ein Provinzial» 
tath oder ein Bezirfsrath beichlußunfähig, und 
ann die Beſchlußfähigkeit auch nicht durch Eine 
berufung unbetheiligter Stellvertreter hergeſtellt 
werden, jo wird mit der Erledigung der Ange— 
"Tegenheit durdy den Minifter des Innern, be> 
zichungsweife durch den Oberpräfidenten, ein 
anderer Brovinzialrath, beziehungsweije Bezirls- 
rat) beauftragt. — Der Provinzialrat und der 
Bezirfsrath find befugt, in den ihrer Beichluß- 
fafjung unterliegenden Angelegenheiten die Be— 
theiligten, beziehungsweiſe deren mit VBollmadıt 
verjehenen Vertreter zur mündlichen Verhandlung 
vorzuladen. — Im Uebrigen wird das Kate 
vor den Provinzial« und Bezirksräthen durch ein 
von dem Miniiter des Innern zu erlafjendes 
Negulativ geordnet, joweit dafjelbe nicht durch 
bejondere gejepliche Beſtimmungen geregelt iſt.) 

[Dertlihe Yujtändigteit der Bezirksräthe in 
allgemeinen Landesangelegenheiten.)] $ 70. Bu: 
ftändig in erſter Inſtanz ift a) für Beſchlüſſe in 
allgemeinen Landesangelegenheiten, welche fid) 
auf Grundftüde beziehen, der Bezirksrath der 
belegenen Sadje, b) für alle jonjtigen Fälle der 
Bezirksrath desjenigen Bezirks, in welchem die 
Perſon oder Corporation wohnt oder ihren Sitz 
hat, auf deren Angelegenheit ſich die Beſchluß— 
fafjung bezieht. $ 71. Sind die Grumdjtüde in 
mehreren Bezirken gelegen, oder ijt es zweifelhaft, 
zu welchen Bezirke fie gehören, jo wird der zu— 
Händige Bezirksrath durch den Oberpräfidenten 
oder durd) den zuftändigen Minifter beſtimmt, je 
nachdem die betreffenden Bezirke derjelben Pro» 
vinz oder verjchiedenen Provinzen angehören. — 
Daſſelbe findet ftatt, wenn die Berjonen oder 
Eorporationen, deren Angelegenheit den Gegen— 
ftand der Beichlußfaffung bildet, in mehreren 
Bezirken wohnen oder ihren Sitz Haben, 

Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe der Bezirks- 
räthe.] 72. In welden Fällen gegen die 
Beichlüffe des Bezirfdrathes die Beichwerde an 
den Brovinzialrath zuläflig ift, beſtimmen die im 
8 68 erwähnten Gejepe. 73. Die Frijt zur 
Einlegung der Beſchwerde beträgt 21 Tage, ſo— 
fern nicht für einzelne Fälle eine andere Frift 


N) S. ımter Provinzialrätbe das Negulativ vom 23. 
Dit. 1876. 


in welchen gegen die Beſchlüſſe des Bezirksrat 
die Beſchwerde an den Provinzialrath zuläffig 
it, ſteht dieſelbe aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes auch dem Vorſitzenden des Bezirks— 
rathes zu. $ 75. Will der Vorſitzende die Be— 
ihwerde einlegen, fo hat er dies dem Bezirks— 
rathe jofort anzuzeigen. Die Zuftellung des Bes 
ſchluſſes an den Betheiligten bleibt in dieſem 
Falle einjtweilen, jedoch längftens drei Tage 
ausgejegt. Gie erfolgt mit der Eröffnung, da 
im öffentlichen Interejje die Beſchwerde eingelegt 
worden jei. Iſt die Zujtellung ohne dieje Er» 
Öffnung erfolgt, jo gilt die Beſchwerde als zurück— 
genommen. — Die Gründe der Beichiwerde find 
dem Betheiligten zur jchriftlichen Erklärung innere 
halb einer bejtimmten, von einer bis zu vier 
Wochen zu bemejjenden Frijt mitzutheilen, — 
Nah Ablauf der Friſt find die Verhandlungen 
dem Provinzialrathe einzureichen. 

(Erlaf von Bolizeiverordnnungen unter Mitwirk« 
ung der Provinzial u. Bezirlsräthe.) $ 76. Der 
Oberpräjident iſt befugt, unter Zuftimmung des 
Provinzialrathes gemäß $3 6, 12 u.15 des Geſetzes 
über die Bolizeiverwaltung v. 11, März 1850 Hr 
mehrere Kreiſe, für einen oder mehrere Bezirke 
oder für den Umfang der ganzen Provinz — 
Polizeivorſchriften zu erlaſſen u. gegen die Nicht« 
befolgung derſelben Geldjtrafen bis zum Betrage 
bon 30 M anzudrohen. 8 77. Solche Polizei- 
vorſchriften jind unter der Bezeichnung „Polizei— 
verordnung“ und unter Bezugnahme auf die bes 
treffenden Beftinmmungen diejes und des Geſetzes 
vom 11. März 1850 zu erlafjen und durd) vie 
Amts3blätter derjenigen Bezirte befaunt zu machen, 
in welchen diejelben Geltung erlangen follen. 
78. Iſt in einer gemäß $ 77 verfündeten 
Folizeiverordnung der Zeitpunkt bejtimmt, mit 
welchem diejelbe in Kraft treten fol, fo it der 
Anfang ihrer Wirkfanteit nach dieſer Beſtimm— 
ung zu beurtheilen; enthält aber die verkündete 
Polizeiverordnung eine ſolche Zeitbeſtimmung nicht, 
ſo beginnt die Wirkſamkeit derſelben mit dem 
achten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, 
an welchem das betreffende Stück des Anıtsblattes, 
welches die PBolizeiverordnung verkündet, ausge— 
geben worden if. F 79. In allen Fällen, weiche 
feinen Aufſchub zulaſſen, ijt der Regierungsprä— 
fident in gleiher Weife wie der Oberpräjident 
($S 76) befugt, unter Buftimmung des Bezirks 
rathes für mehrere Kreije oder für den Umfang 
de3 ganzen Bezirks giltige Bolizeivorjchriften zu 
erlajjen. Solche Polizeivorſchrifſten bedürfen der 
nachträglichen Zuftimmung des Provinzialrathes. 
Wird die Zuſtimmung nidt innerhalb 6 Monaten 
nad) dem Tage der Publication der Bolizeiver- 
ordnung ertheilt, jo hat der Oberpräfident dies 
jelbe auper Kraft zu jegen. $ 80. Die Bejtinm« 
ungen der $$ 77 u. 78 finden auf die von dem 
Regierungspräfidenten zu erlajjenden Bolizeivor« 
ichriften gleichmäßig Anwendung. $ 81. Die 
Befugniß der Bezirfregierungen zum Erlafje 
von Polizeivorſchriften wird von dem Beitpunfte 
ab aufgehoben, wo die Bildung der Brovinziale 
und Bezirksrälhe erfolgt fein wird. $ 82. Die 
Ertheilung der Genehmigung zum Erlaſſe ort3- 
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und amt3polizeilicher Vorfchriften mit einer Straf- — Der Provinzialausfhuß ift bereditigt, zur 


androhun 
Ss 5 des 


bi zum Betrage von 30 M gemäßjllebernahme der commifjarischen Verwaltung ge— 
eſetzes vom 11. März 1850 fteht anleignete Berjonen in VBorjchlag zu bringen. $ 88 


Stelle der Bezirföregierung fortan dem Ober⸗ Fuͤr den Fall einer Behinderung bes Landes⸗ 


präfidenten zu. — Ingleichen hat der DOber-|directord, ſowie im 5 
präjident an Stelle der Bezirlöregierung über|Stelle befjelben beftellt 


die Urt der Verkündigung ort3«, amts⸗ u. kreis⸗ 
polizeilicher Verordnungen, fowie über die gormen, 
von deren Beobachtung die Giltigkeit derjelben ab» 
hängt, zu beftimmen. $ 83. Die Befugniß, orts-, 
amts⸗ oder Freißpolizeilihe Vorſchriften außer 
Kraft zu ſetzen, fteht an Stelle des Regierungs- 
präfidenten fortan dem Oberpräfidenten unter 
Buftimmung des Provinzialrathes zu. $ 84. Bei 
der Befugniß de3 Minifterd des Innern, jede 
(ortd-, amts⸗, Treiß-, bezirks⸗ oder provinzial-) 
polizeiliche Vorſchrift außer Kraft zu ſetzen, jo- 
weit Geſetze nicht entgegenjtehen ($ 16 des Ge- 
feßes vom 11. März 1850), behält e3 fein Be— 
wenden. 

Polizeiliche Vorſchriften der war 885. 
Soweit die Gejege ausdrüdlid auf den Erlaß be— 
fonderer polizeiliher Vorſchriften (Verordnungen, 
Anordnungen, Reglement 2c.) durch die Eentral« 
behörden vermweifen, find bie —— befugt, 
innerhalb ihres Reſſorts dergleichen Vorſchriften 
für den ganzen Geltungsbezirk dieſes Geſetzes zu 
erlaſſen und gegen die Nichtbefolgung derſelben 
Geldſtrafen bis zum Betrage von 30 M anzu- 
drohen. — Die gleiche Befugniß fteht dem Mi— 
nifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar— 
beiten zu bezüglich der Uebertretungen a) der 
Vorſchriften der Eifenbahn-Bolizeireglementd, b) 
der zur Regelung der Ediffjahrt und Flößerei 
mehrere Provinzen durchziehenden öffentlichen 
Waſſerſtraßen zu erlafjenden polizeilichen Ber- 
ordnungen. — Zum Erlafje der im $ 367, Nr. 
des Strafgejeßbuchs für dad Deutſche Reich ge- 
dadıten Verordnungen find für das ganze Gelt- 
ungsgebiet dieſes Geſetzes auch die zuftändigen 
Miniiter befugt. $ 86. Bezüglich, der Bekannt— 
machung der im $ 85 gedadjten polizeilichen Vor— 
ſchriften und des Beitpunftes ihres Inkrafttretens 
gelten bie Beitimmungen der 55 77 und 78. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von den Provinzialbeamten. 

Landesdirector green 87. 
Bur Wahrnehmung der laufenden Geſchäfte der 
communalen Brovinzialverwaltung wird ein Lan— 
desdirector (Landeshauptmann) beftellt, welcher 
von dem Provinziallandtage auf mindeitens ſechs 
bis höchitens zwölf Jahre zu wählen ijt. — Der 
Landesdirector (Landeshauptmann) bedarf der 
Beftätigung des Königs. Wird die Bejtätigung 
verjagt, jo jchreitet der Brovinziallandtag zu einer 
neuen Wahl. Wird auch diefe Wahl nicht be- 
ftätigt, jo kann der Minifter des Inuern die 
commifjariiche Verwaltung der Stelle auf Koften 
des Brovinzialverbandes anordnen. Daſſelbe fin- 
det jtatt, wenn der Provinziallandtag die Wahl 
perweigert oder. den nad) der erjten Wahl nicht 
Beftätigten wieder wählt. — Die commiſſariſche 
Verwaltung dauert jo lange, bis bie Wahl des 
Brovinziallandtages, deren wiederholte Vornahme 
ihm jederzeit zufteht, die Beftätigung erlangt hat. 
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e der Erledigung der 
der Provinzialausſchuß 
einen Stellvertreter bis zur Aufnahme der Ge— 
ſchäfte durch den Landesdirector, beziehungsweiſe 
bis zum Eintritt einer commiſſariſchen Berwalt- 
ung nah Maßgabe des 8 87. — Weber ber 
commifjarifche Vertreter, noch der Stellvertreter 
des Landesdirectors find als foldhe ftimmbered- 
tigte Mitglieder de8 Ausſchuſſes. 889. Der 
Lanbesdirector (Landeshauptmann) wird von dem 
Oberpräfidenten in fein Amt eingeführt unb ver- 
eidigt. $ 90. Der Landesdirector (Rundeshaupt- 
mann) führt unter der Aufficht des Provinzial- 
ausjchufjes die Laufenden Geſchäfte der communalen 
Provinzialverwaltung. Er bereitet die Beichlüfie 
des Provinzialausjchuffes vor und trägt für die 
Ausführung derjelben Sorge. — Er ift der Dienft- 
vorgeſetzte jammtlidyer Provinzialbeamten. — Der 
Yandesdirector vertritt den Provinzialverband 
nad außen in allen Angelegenheiten, inäbefondere 
auch da, wo die Gejege eine Sperialvollmadt 
verlangen. Er verhandelt Namens ded Provin- 
zialverbanbes mit Behörden und Brivatperfonen, 
jührt den Schriftwechjel und zeichnet alle Schrift- 
ſtücke. F 91, Urkunden, mittel3 deren der Pro- 
vinzialverband Berflihtungen übernimmt, müfjen 
unter Unführung des betreffenden Bejchluffes des 
Provinziallandtages, beziehungsweiſe des Pro- 
vinzialausichuffes von dem Landesdirector (Lan- 
beshauptmann) und von zwei Mitgliedern des 
Provinzialausichufjes unterjchrieben und mit dem 
Umtsfiegel des Landesdirectors verjehen fein. In 
denjenigen Fällen, in denen e3 der Genehmigung 
der Staatdaufjicht3behörde bedarf, ijt diejelbe der 
Ausfertigung in beglaubigter Form beizufügen. 
— Dem Brovinziallandtage bleibt vorbehalten, 
für einzelne Verwaltungszweige und Anftalten in 
Betreff der Vollziehung von Urkunden und Boll- 
machten zur Bereinfahung der Geſchäfte ander- 
weite ftatutariiche Bejtimmung zu treffen. $ 92. 
Der Landesdirector (Landeshauptmann) iſt be— 
fugt, für die Gejchäfte der communalen Provin— 
zialverwaltung die vermittelnde und begutachtende 
Thätigfeit der Kreid-, Amtd- und Gemeindebe- 
hörden in Anfprucd zu nehmen. 

[Andere obere Beamte] 8 93. Dem Landes- 
director (Landeshauptmann) können nach näherer 
Beſtimmung des Provinzialftatut3 zur Mitwirk- 
ung bei Erledigung der Geſchäfte der geſammten 
oder einzelner Zweige der communalen Provinzial- 
verwaltung noch andere, vom Provinziallandtage 
zu mwählende obere Beamte mit berathender oder 
beſchließender Stimme zugeordnet werben. Gie 
werden von dem Landesdirector in ihre Memter 
eingeführt u. vereidigt. — Werden dem Landes» 
director obere Beamte mit beichliegender Stimme 
zugeordnet, jo hat das Provinzialftatut auch dar« ' 
über Beftimmung zu treffen, welche der durch 
dieſes Geſetz dem Landesdirector allein über« 
wiejenen Geichäfte von demjelben unter Mitwirf- 
ung jener Beamten zu erledigen find. 

Bureau⸗, Kafjen- 2c. Beamte der communalen 
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Provinzialverwaltung.) $ 94. Die Stellen der waltungsgerichte und dem Oberverwaltungsge⸗ 


ir —— der 


ureau⸗, Kaſſen- und ſrichte werden vom Miniſter des Innern ernannt. 


onftigen Geſchäfte der communalen Provinzial-|Die Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichte 
verwaltung erforderlichen Beamten werden von ſu. dem — gr findet im münd« 


bemProvinziallandtage nad Zahl, Dienfteinnahme [lichen Bi ftatt. 
und Urt der Belegung (auf Lebenszeit, auf Beit, |eiplinarho 
orſchlag des Provinzial [ren kann mit 


auf Kündigung) auf 


{ a3 Gutachten des Dis⸗ 
nicht einzuholen. Das Berfah- 


es iſt 
— auf den Ausfall der Bor» 


ausſchuſſes durch den Hauspaltsetat beftimmt. — ſunterſuchung durch Beſchluß des Berwaltungs- 
Die Beſetzung biefer Stellen al vorbehaltlich gerichts eingeftellt werden. 6) Die Beitimmung 


ber Beilimmung des $ 41 durch 
ausfhuß. Die Beamten werden von dem 


eingeführt und vereidigt. Sie erhalten ihre Ge- 
ihäftsinftructionen von dem Brovinzialausfchuffe. 

[Beamte der Provinzialinftitute n $ 90. 
Ueber die an den einzelnen PBrovinzialinftituten 
und in der Provinzial-Chauffee- und Wegever- 
waltung anzuftellenden Beamten, ſowie über die 
Art der Unftellung derjelben wird durch die für 
jene Juftitute und jenen Verwaltungszweig zu 
erlajjenden Neglements, beziehungsweiſe die für 
diejelben feftzujtellenden Etats bejtimmt, — Bis 
zum Erlaſſe neuer Reglements bleiben die be- 
ftehenden Reglements in Geltung. 

[Dienftlihe Berhältniffe der Provinzialbeam- 
ten.) $ 96. Sämmtliche Provinzialbeamte haben 
die Rechte und Pflichten mittelbarer Staatsbeam— 
ten. Die befonderen dienftlichen Berhältniffe der- 
jelben werden durch ein von dem Provinzialland- 
tage zu erlaffendes Reglement geordnet. 8 97. 
Hinfichtlich der Belekung der Stellen von Pro: 
vinzialbeamten mit Weilitärinvaliden gelten die 
in Unfehung der Städte erlaſſenen gejeplichen 
Vorſchriften. $ 98. In Betreff der Dienftver- 
gehen der Provinzialbeamten finden die Vorſchrif— 
ten des Gefeges vom 21. Juli 1852 mit fol- 


an« 
besdirector (Landeshauptmann) in ihre Memter 


en Provinzial-|ded $ 16, Nr. 1 des Geſetzes vom 21. Juu 


1852 findet aud) auf die Brovinzialbeanıten, mit 
Ausnahme der im $ 41 gedachten, Anwendung. 


Giebenter Abſchnitt. 
Bon den Provinzialcommiffionen. 


$ 99. Für die unmittelbare Verwaltung u. 
Beauffihtigung einzelner Anstalten, ſowie für die 
Wahrnehmung einzelner Angelegenheiten des Pro- 
binzialverbandes können bejondere Commiffionen 
oder Commiſſare bejtellt werden. Die Einjeß- 
ung, die Begrenzung der Zuftändigkeit und bie 
Urt und Weife der Zufammenfegung derjelben 
hängt von dem Beſchluſſe des Provinzialland- 
tages ab. Die Wahl der Mitglieder fteht dem 
——— zu, ſofern ſich nicht der Pro» 
binziallandtag diejelbe für einzelne Commiſſio— 
nen oder Commifjare jelbft vocbehält. — Die 
Commiſſionen oder Commiffare empfangen von 
dem Provinzialausſchuſſe ihre Geichäftsanweifung 
u. Ein ihre Gejchäfte unter der Aufſicht deſſelben. 

Schlußbeftimmung.] $ 100. Die Mitglieder 
des Provinziallandtages, des Provinzialaus« 
Ihuffes und der Provinzialcommiffionen, ſowie 
die gewählten Mitglieder der Provinzial- und 
Bezirksräthe erhalten eine ihren baaren Ausla— 
gen entſprechende Entihädigung, — Ueber bie 


enden Mafgaben Anwendung: 1) Gegen den Höhe derjelben beſchließt der Rrovinziallandtag. 


Landesdirector (Landeshauptmann) und die im 
$ 41 gedachten Provinzialbeamten ijt bie Yeit- 
ſetzung von DOrdnungsitrafen nur in dem auf 
Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren 
zuläſſig. 2) Gegen die übrigen Provinzial 
beamten fteht die den Miniftern und den = 
vinzialbehörden beigelegte Befugniß zur Ber- 
hängung von Ordnungsitrafen dem Landesdirec- 
tor zu; jedoch dürfen die von ihm feitzufeßenden 
Geldbufen den Betrag von 30 M nicht überftei- 

en. Außerdem fteht 3) ben Vorſtehern von 
Brovinzialanftalteın die Befugniß zu, gegen bie 
ihnen nachgeordneten Anftalt2beamten, mit Aus: 
nahme ber oberen Anjtaltsbeamten, Gelbbußen 
bis zu 10 Mark feſtzuſetzen. 4) Gegen die Dis- 
ciplinarverfügungen ded Landesdirectord und der 
Borfteher von Provinzialanftalten findet inner- 
halb 10 Tagen die Klage bei dem Berwaltungs- 
gerichte ftatt. 5) In dem auf Entfernung aus 
dem Umte gerichteten Verfahren tritt an die 
Stelle des Negierungspräfidenten der Landesdi 
rector, und, fofern das Verfahren gegen den lete- 
ren ferbft oder einen der im $ 41 ‚gedachten 
Provinzialbeamten gerichtet ift, der Minifter des 
Innern, an die Stelle der Vezirlöregierung, be- 
ziehungsweife des Disciplinarhofes, das Der- 
waltungsgericht und an die Stelle des Siaats- 
mintfteriums das Oberverwaltungsgeridht. Die 
Vertreter der Staat3anmwaltichaft bei dem Ber- 

Grotefend, Polisce Lerilon. 


Achter Abſchnitt. 
Von dem Provinzialhaushalte. 

Auffſtellung und Feſtſtellung des Provinzial- 
haushaltsetats.) $ 101. Ueber alle Einnahmen 
und Ausgaben entwirft der Provinzialausſchuß 
einen Haushaltsetat für ein oder mehrere Jahre, 
Derjelbe wird vom Provinziallandtage feſtgeſiellt 
und durch die Umtablätter der Provinz ver- 
öffentlicht. $ 102. Bei Vorlegung des Haus» 
—— hat der Provinzialausſchuß über die 
Verwaltung und den Stand der Angelegenheiten 
bes Provinzialverbandes Bericht zu eritatten. 
$ 103. Der Provinzialausſchuß, beziehungsweife 
in Ausführung der Beſchlüſſe dejjelben der Lan- 
beödirector (Landeshauptmann) haben dafür zu 
forgen, daß der Haushalt nad) dem Etat ge- 
führt werde. — Der Landesdirector erläft die 
Einnahme: u. Ausgabeanweiſungen an die Brovin- 
zial-(Landes-)Hauptlaffe. — Etatsüberfchreitungen 
u. außer etatsmäßige Ausgaben dürfen nur unter 
Verantwortung des Provinzialausjchufies ftattfin« 
den u. bedürfen der Genehmigung des Provinzial- 
Jandtages. $ 104. Die Fahresredynungen der Pro- 
vinzialhauptlaffe, fowie der Kaſſen der einzel: 
neu PBrovinzialanitalten find von den Rendanten 
derjelben innerhalb 4 Monate nah Schluß des 
Rechnungsjahres zu legen und dem Provinzial- 
ausſchuſſe einzureichen. — Lepterer hat die Ne- 
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vifion der Redinungen zu veranlafjien und die» 
felben mit jeinen Bemerkungen dem Provinzial- 
landtage zur Prüfung, ——— Entlajt- 
ung vorzulegen. Nach erfolgter Entlaftung find 
Auszüge aus den Rechnungen durch die Amts» 
blätter der Provinz zur Öffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 

[Ausichreibung von Provinzialabgaben.) $ 105. 
Der Provinziallandtag kann die Ausſchreibung 
von Provinzialabgaben beichließen. — Bis zum 
Erlafje eined bejonderen Geſetzes über die Com- 
munalbejtenerung gelten hierüber folgende Be— 
ftimmungen. 

[Grundſätze über die Bertheilung und Wuf- 
bringung der Provinzialabgaben.] $ 106. Die 
Bertheilung der Provinzialabgaber erfolgt auf 
die einzelnen Land» und Stadikreiſe nad) dem 
Maßſtabe der in ihnen auflommenden directen 
Staatöjteuer mit Ausflug der Gewerbefteuer 
vom Haufirgewerbe. & 107. Bei diejer Ber- 
theilung fommen die behufs Aufbringung der 
Kreis- beziehungsweife der ftädtiihen Commu— 
nalabgaben in den einzelnen Land- und Gtadt- 
freien nad) den Vorjchriften der $S$ 14—16 der 
Kreisordnung vom 13. December 1872, bezieh: 
ungsweiſe des $ 4, Abſ. 3 der Gtädteordnung 
vom 30. Mai 1853 bejonders veranlagten Steuer- 
beträge auf Höhe der Staatsjteuern, welche von 
dem —— zu Grunde liegenden Einkommen, 
Grundſteuerreinertrage, Gebäudeſteuernutzungs— 
werthe, oder nach dem Umfange des Gewerbe— 
oder Bergbaubetriebes zu entrichten wären, mit 
in Anrechnung. Dagegen bleiben die von einer 
Belaſtung mit Kreis- und Gemeindeabgaben ganz 
oder theilweiſe befreiten Steuerbeträge ($$ 17 
und 18 der Kreisordnung, $ 4, Abſ. 7 ff. der 
Städteordnung) mit Einſchluß der Steuerbeträge 
der Militärperfonen außer Anſatz. $ 108. In 
den einzelnen Land» und Stadtfreijen erfolgt die 
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des PBrovinziallandtages durch Natnralleiftungen 
erjegt werden. $ 111. Die Vertgeilung der Pro« 
vinzialabgaben auf die einzelnen Land» und 
Stadtkreiſe liegt dem Provinzialausfhufle ob. 
— Der Betrag der von ben: Provinziallandtage 
ausgeichriebenen Provinzialabgaben, ſowie Die 
Verfheilung defjelben auf die Kreife find durch 
die Amtöblätter der Provinz öffentlich bekannt 
zu machen. Dr dem Ausſchreiben ijt der Be— 
darf für Verkehrsanlagen bejonderd anzugeben. 
In Betreff der Aufbringung diejes Theild der 
Provinzialabgaben von Geiten der Landfreije 
gelten die Vorfchriften des $ 12, Abi. 1, Sag 2 
ber Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. 

[Reclamationen gegen die Veranlagung zu den 
Brovinziafabgaben.} i 112. Reclamationen der 
Kreife gegen die Bert Sr, der Provinzialab» 
gaben unterliegen der Beichlußfaffung de Pro- 
vinzialausſchuſſes. — Die Frift zur Anbring- 
ung der Reclamationen beträgt 21 Tage. Sie be» 
ginnt mit dem Tage der Belanntmadhung ber 
zu entrichtenden Ubgabenbeträge. — Gegen den 
Beſchluß des Provinzialausfchuffes findet inner- 
halb 21 Tagen die Klage bei dem Verwaltungs 
gerichte ftatt. & 113. Die Zahlung der Pro» 
vinzialabgabe darf dur die Reclamation be» 
ziehungsweije Klage nicht aufgehalten werben, 
muß vielmehr mit Vorbehalt der fpäteren Rück⸗ 
erjtattung des etwa zu viel Bezahlten zu den 
bejtimmten Terminen erfolgen. 


Dritter Titel 

Bon der Aufjicht über die Verwaltung der 

Ungelegenheiten der Provinzialverbände, 
$ 114. Die nad) Maßgabe diejes Gefeges zu 
handhabende Aufficht über die Verwaltung ber 
Angelegenheiten der Provinzialverbände wird 
von dem Oberpräfidenten, in höherer Inſtanz von 
dem Minifter des Innern geübt. — Die Be- 


Aufbringung der auf fie treffenden Antheile an ſchwerde an die Höhere Initanz ift innerhalb 21 
ben Provinzialabgaben gleidy den übrigen Kreis-| Tagen zuläffig. $ 115. Die Auffichtsbehörden 
und beziehungsweije Gemeindebedürfnifjen nachſ haben mit den ihnen in diefem Gejege zugewie— 
ben Vorſchriften der Kreisorbnung vom 18, Dec. jenen Mitteln darüber zu wachen, daß die Ver— 


1872, beziehungsweije der Städteordnung für 
die ſechs öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853 
und des Geſetzes, betreffend die Berfafjung ber 
Städte in Neuvorpommern und Rügen, vom 31. 
Mai 1853. 8 109. Wo gegenwärtig mit Tan- 
beöherrlicher Genehmigung zu beſtimmten Zwecken 
Provinzialabgaben nach bejonderer Bertheilungs- 
art erhoben werden, behält es dabei bis zum 
31. December 1879 jein Bewenden; es bleibt 
jedoch dem Provinziallandtage überlaffen, jchon 
in der Zwifchenzeit die Vertheiluug auch biejer 
gen pro er nah Majgabe ber $$ 106 
und 107 zu beſchließen. 

[Mehr- und Minderbelaftung einzelner Theile 
der Provinz.) $ 110. Sofern es fid) um Pro- 
vinzioleinrichtung handelt, welche in bejonders 
bervorragendem oder bejonderd geringem Maße 
einzelnen Theilen ber Provinz zu Gute Toms 


waltung den Beitimmungen der Geſetze gemäß 
geführt und in geordnetem Gange erhalten werde, 
$ 116. Die Aufjichtsbehörden jind zu dem Ende 
befugt, über alle Gegenftände der Verwaltung 
Auskunft zu erfordern, die Einficht der Acten, 
insbejondere aud der Haushaltsetat3 u, Jahres» 
rechnungen zu verlangen und Geſchäftsreviſionen, 
jowie in der Verbindung mit denjelben, Kajjen- 
revifionen an Ort und Stelle zu veranlajjen. 
gi 7. Der Oberpräfident iſt befugt, an den 

erathungen bed Provinzialausichujies und der 
Provinzialcommiffionen entweder ſelbſt od. durch 
einen zu feiner Vertretung abzuordnenden Staat3- 
beamten Theil zu nehmen, & 118. Der Ober- 
präfident ift befugt und verpflichtet, Beſchlüſſe 
des MProvinziallandtages, des Provinzialaus: 
ihuffes, der Provinzialeommijfionen, des Bro- 
binzialrathes und der Bezirksräthe, welche deren 


men, Tann der Provinziallandtag beſchließen, für VBefugniſſe überfchreiten oder die Geſetze ver- 
die betreffenden Kreije eine nah Quoten der)legen, von Umtöwegen ober auf Beranlafjung 


Directen 
en 
Mehrbelaftung Ta 


eintreten zu laffen. 


taatsjteuern zu bemefjende Mehr- oder|ded Minifterd des Innern mit aufidhiebender 
Die Wirkung anzufechten und fofern eine dad Vor— 
nn nad Maßgabe der Beſchlüſſe Serben biejer Vorausſetzung begründende 
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ſchriftliche Eröffnung fruchtlos geblieben ift, über] ein Provinziallandtag durch Königliche Verordnung 
ihre Ausführung fofort die Entſcheidung des Ober⸗ Jaufgelöft werben. Es find jodann Neuwahlen 
verwaltungsgerichts einzuholen. Die Anfechtung |anzuordnen, welche innerhalb 3 Monaten, vom 
erfolgt mitteld Klage im Verwaltungsftreitver-| Tage der Auflöjung an, erfolgen müfjen. Der 
fahren. — Wirb der Beichluß einer Provinzial |neugewählte Landtag ift innerhalb 6 Monaten 
commiſſion beanftandet, jo iſt Die Angelegenheit nach erfolgter Auflöjung zu berufen. Im 
zunächſt dem Provinzialausf " zur Beſchluß⸗ Fall der Auflöfung eines Provinziallandtages 
nahme vorzulegen. 119. Beichlüffe des Pro- |bleiben bie von demjelben gewählten Mitglieder 
vinziallandtages, welche folgende Angelegenheiten |de3 Provinzialausfchuffes und der Provinzials 
betreffen: 1) den Erfaß von Statuten gemäß |commiffionen bis zum Bufammentritt des neu« 


Provinzial-Ordnung. 


$ 8, Nr. 1 und $ 85, 2) Mehr- oder Minder- 
belaftungen einzelner Theile der Provinz, gemäß 
$ 110, 3) Aufnahme von Anleihen, durch welche 
der Provinzialverband mit einem Schuldenbe— 
ſtande belaftet od. der bereit3 vorhandene Schul» 
denbeitand vergrößert werden würde, jomwielleber- 
nahme von Bürgjchaften auf den Provinzialver- 
band, 4) eine Belaftung de3 Provinzialverban- 
des durd) Beiträge über 25 Procent des Gejammt- 
auflommens an direeten Staatöfteuern, 5) eine 
neue Belaftung des Provinzialverbandes ohne 
geſetzliche Verpflichtung, injofern die aufzulegen- 
den Leijtungen über die nächiten fünf Jahre hin» 
aus fortdauern follen, bedürfen in den Fällen 
zu 1 der Iandeöherrlihen Genehmigung, in Den 
Fällen zu 2 und 3 ber Bejtätigung des Mini» 
ſters des Innern, in den Fällen zu 4 und 5 der 
Betätigung der Minifter de3 Innern und ber 
Finanzen. Der Genehmigung der zu- 
jtändigen Minifter bedürfen ferner die von dem 
Provinziallandtage gemäß $ 8, Nr. 2, 88 35 u. 
95 für folgende Provinzialintitute und Ber: 
waltungsziveige zu beſchließenden Reglements: 
1) Landarmen- und Corrigendenanftalten, 2) 
Irren-, Taubftummen-, Blinden» und Idioten⸗ 
anjtalten, 3) Hebammenlehrinftitute, 4) Provin- 
zialhilfs- und Darlehnskaſſen, 5) Verfiherungs- 
anftalten. — Diejer Genehmigung unterliegen 
jedoch die gedachten Reglements nur infomweit, 
als ſich die Beſtimmungen berjelben beziehen: 
in Betreff der zu 1 und 2 gedadjten Unjtalten 
auf die Aufnahme, die Behandlung und Ent: 
lafjung der Landarmen, Gorrigenden, Irren, 
Taubjtummen, Blinden und Idioten beziehung: 
weiſe auf ben Unterricht berjelben, in Betreff 
der Hebammenlehrinftitute zu 3 auf die Auf— 
nahme, den Unterricht und die Prüfungen ber 
Schülerinnen, in Betreff der Provinzialpilfs- u. 


gebildeten Provinziallandtages in Wirkjamleit. 


Vierter Titel, 
Schluß⸗, Uebergangs- und Ausführungs- 
bejtimmungen. 

8 123. Die gegenwärtige Provinzialorbnung 
tritt mit dem 1. Januar 1876 in Kraft. $ 124. 
In allen Provinzen ift nod) im Laufe des Jahres 
1875 zur Wahl der Mitglieder der Provinzial« 
landtage gemäß den Beitimmungen des gegen- 
wärtigen Gefeges zu jchreiten. — Für dieſe 
eriten Wahlen find die Obliegenheiten des Pro— 
vinzialausjchuffes ($$ 12 und 13) von dem Ober- 
präjidenten wahrzunehmen. $ 125. Bon dem 
im $ 123 gedachten Beitpunfte ab gehen die 
Rechte und Pflichten der bisherigen provinzial« 
ſtändiſchen Verbände auf die nad) $ 1 dieſes Ge— 
jeßes gebildeten Provinzialverbände über. — Die 
bisherigen provinzialftändiichen Ausſchüſſe und 
Commijfionen. bleiben bis zur anderweitigen Be- 
ihlußnahme der nad) diejem Geſetze gewählten 
Provinziallandtage über ihren Fortbejtand und 
ihre Bufammenjegung in Wirkſamkeit. $ 126. 
Für die Haupt» und Nefidenzjtadt Berlin gelten 
bis zum Erlaß des im $ 2 gedachten Gejeges 
folgende Beitimmungen: 1) Die Mitgliederder nad) 
$ 24 de3 Gejeßes vom 8 nepifdeten Be- 


25. Mat 1873 
zirlscommiſſion für die Hajjificirte Einfommen- 
iteuer werden nad) Maßgabe der Bejtimmungen 
des $ 15 dieſes Gejehes gewählt. 2) Der Erlaß 
polizeilicher Borfchriften erfolgt nad) Maßgabe 
der Beſtimmungen des Geſetzes über die Polizei 
verwaltung vom 11. März 1850. 3) Die Func» 
tionen des gern Hr nimmt das Ver- 
waltungsgericht jür den Regbez. Potsdam wahr. 
$ 127. ülle in dem gegenwärtigen Geſetze vorge- 
chriebenen Friften find präclufiviich. Diejelben find 
nad) Maßgabe der bürgerlichen Proeeßgeſetze zu be- 


Darlehnöfafien zu 4 auf die Grundjäge, nach|rechnen, welche am Site der Behörde, deren Ent« 
denen die Gewährung von Darlehnen zu erfol-|jcheidung angerufen wird, in Geltung jtehen. 


en 

: die Organijation und die Verwaltungs— 
grundjäge. — Ingleichen bedarf das im $ 96 
vorgejchriebene Reglement über die bienftlichen 
Berhältniffe der Provinzialbeamten der Geneh— 
migung des Minifterd des Innern in Betreff 
der Grundfäge über die Anftellung, Entlaffung 
und Penfionirung der Beamten. $ 121. Wenn 
ein Provinzialverband die ihm geſetzlich obliegen- 
den, von der Behörde innerhalb der Grenzen 
ihrer Zuſtändigkeit fejtgeftellten Leiftungen zu er- 
füllen verweigert oder unterläßt, jo enticheidet 


auf Antrag der Behörde dad Oberverwaltungs« 


gericht im Verwaltungsſtreitverfahren. 
[Auflöſung der Provinziallandtage.] $ 122 


at, in Betreff der Verficherungsanftalten zu] 128. Die Verwaltung der zur Zeit beitehen- 


den bejonderen commmunalftändijchen Verbände, 
jomweit fie die Fürforge für Landarme, Geiftes- 
franfe, Taubſtumme, Blinde und Fdiote betrifft, 
iſt fpäteftend bi8 zum 1. Januar 1878 mit allen 
Rechten und Pflichten auf die Provinzialverbände 
zu übertragen. — Soweit die betreffende Regel» 
ung in der obigen Frijt nicht durch Ueberein- 
fommen zwijchen den gegenwärtigen Bertretun- 
gen der commumalftändijchen Verbände und der 
nad dieſem Geſetze zu bildenden Provinzialvers 
tretung unter Genehmigung des Minſters des 
Innern, zu Stande fommt, erfolgt diejelbe, un- 
beſchadet aller Brivatrechte Dritter, durch König- 
liche Verordnung. — Streitigkeiten, weldye bei 


Auf den Antrag des Staatöminifteriumsd fann'der Ausführung entftehen, unterliegen der Ent» 
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ſcheidung des Oberverwaltungsgerichts. — Im als jchließlich gewählt zu betradten if. $ 9. 
Uebrigen erfolgt die Umbildung beziehungsweiſe Die Wahlprotofolle find von dem Wahlvorſtande 
Aufgebung der communaljtändifhen Berbände a unterzeichnen. $ 10. Der Vorſitzende des 
und —— durch beſondere Geſetze. $ 129. | Wahlvorſtandes Hat die Gewählten von der auf 
Mitdem Tage des Inkrafttretens des gegenwaͤrtigen fie gefallenen Wahl mit der Aufforderung in 
Geſetzes treten alle mit den Vorſchriften deffelben Kenntniß zu fegen, fich über die Annahme oder 
im Widerjprudy ftehenden oder mit denjelben) Ablehnun een längſtens fünf Tagen zu 
nicht zu vereinigenden gejeglichen Veftimmungen|erllären, Wer dieje Erklärung nicht abgibt, wird 
außer Geltung. 8 130. Der Minifter des m-|ald ablehnend betrachtet. $ 11. Wahlen, welche 
nern iſt mit der Ausführung des gegenwärtigen/auf dem Provinziallandtage felbft vorzunehmen 
Geſetzes beauftragt und erläßt die hierzu erjor-|jind, können aud) durch Acclamation ftattfinden, 
derlichen Anordnungen und Jnftructionen. jofern Niemand Widerjpruch erhebt. 
Bahlreglement. Provinzial- (bezw. Bezirks⸗ Räthe. Be- 


üglich der Organiſation und Zuſtändigieit der— 
& 1. Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Vor— — 


elben ſ. Brovinzial-Ordnung s68 62 ff. 

ſitzenden des Provinziallandtages, beziehungs-|Regulativ für den Geſchäftsgang u. das 
weije des vom Oberpräfidenten ernannten Wahl-| Verfahren bei den Provinzialräthen und 
commiffar, dem Landrathe, dem VBürgermeifter|dben Bezirfsräthen vom 23, October 1876: 
oder deren Gtellvertreter als Vorjigenden und] Auf Grund des $ 69 Ubf. 5 und des S 130 
aus zwei oder vier Beifigern, welche von derjder Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 er 
Wahlverfammlung aus der Zahl der Mähler zu gebt zur Ordnung des Gejhäftsganges und des 
wählen find. Der Borfigende ernennt einen der| Verfahrens bei den Provinzialräthen und den 
Beifiger zum Protofollführer. $2. Während der |Bezirfsräthen nachſtehendes Regulativ. 

Wahlhandlung dürfen im Wahllocale weder Dis. \ Ri 


ig yon des Provinzial (Bezirks:) Rathes.] 
euffionen ftattfinden, noch Anſprachen gehalten, x 


er Provinzial» (Bezirk3-) Rath verfammelt 
noch Beichlüffe gefaßt werden. Ausgenommen] jich auf Berufung feines Vorjigenden ($$ 62 bezw. 
hiervon find die Discujfionen und Beichlüffe des 67 der — — Dem Vorſitzenden 
Wahlvorſtandes, welche durch die Leituug des|bleibt es überlaſſen, im Voraus regelmäßige 
Wahlgelaafts bedingt find. 8 3. Die Wahl er- 


j Sipungetage zu bejtimmen. 
folgt durch Stimmzettel. $ 4. Die Wähler wer-| [Einberufung der Stellvertreter.] 82, Ein Mit. 
den in der Reihenfolge, in welcher fie in der 


glied, welches durch Krankheit oder durch fonftige 
Wählerliſte verzeichnet find, aufgerufen. Jeder auf⸗ [nicht zu bejeitigende Umftände verhindert ift, einer 
erufene — — Stimmzettel uneröffnet in] Sitzung des Provinzial: Bezirls⸗) Rathes bei. 
Bie Wahlurne. $ 5. Die während des Wahlact3|zumohnen, Hat dies fofort behufs Einberufung 
erieinenden Wähler können an der nicht ge- [eines Stellvertreterd dem Borfigenden anzuzeigen. 
ſchloſſenen Wahl theilnehmen. — Sind feine]— Die Reihenfolge, in welcher die Stellvertreter 
Etinmen mehr abzugeben, jo erflärt der Wahl-[einzuberufen find, wird durch Beihluß des Bro, 
vorstand die Wahl für geistofien; der Vorfitende 


vinziale (Bezirk3-) Rathes beftimunt, 
nimmt die Stimmzettel einzeln aus der Wahl- 
urne und verlicht die darauf verzeichneten, von 
einem Beijiger, weldien der Vorſitzende ernennt, 
laut zu zählenden Namen. 8 6. Ungiltig find: 
1) Stimmzettel, welche feinen oder feinen les— 
baren Namen enthalten; 2) Stimmzettel, aus 
welchen die Perſon des Gewählten nicht unzwei— 
felhaft zu erkennen iſt, 3) Stimmzettel, auf 
welchen mehr Namen, als zu wählende Perſonen 
oder der Name einer nicht wählbaren Perſon 
verzeichnet iſt; 4) Stimmzettel, welche einen Pro- 
teft oder Vorbehalt enthalten. F 7. Alle un» 
gültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben 
betrachtet. Ueber die Giltigkeit der Stimmzettel 
enticheidet vorläufig der Wahlvorjtand. Die 
Stimmzettel find dem Wahlprotofolle beizufügen 
und fo lange aufzubewahren, bis über die gegen 
das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche rechts- 
kräftig —— iſt. F8. Als gewählt find Die- 
jenigen zu betrachten, welche die abſolute Stim— 
menmehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) 
erhalten haben. — Ergibt ſich keine abſolute 
Stimmenmehrheit, jo wird zu einer engeren Wahl 































(Urlaub der Mitglieder.] $ 3. Die ernannten 
Mitglieder und deren Stellvertreter bedürfen zu 
einer die Dauer von 6 Wochen überfteigenden 
Entfernung vom Sitze de3 Provinzial- (Bezirts.) 
Rathes eines von dem Minifter de Innern zu 
ertheilenden Urlaubs, unbeſchadet der fonftigen, 
Hinfichtli der Beurlaubung der Staatsbeamten 
beftehenden Vorſchriſten. — Die gewählten Mit: 
glieder und deren Stellvertreter haben bei be. 
abſichtigter us Entfernung von ihrem Mohn- 
orte fi, behuſs Sicherung der Beſchlußfähigkeit 
des Collegiums ($ 69 der Provinzialordnung) 
mit einander zu benehmen und dem Vorfigenden 
jofort entſprechende Anzeige zu machen. 

(Befu fe des Vorfigenden. Leitung des Ver- 
fahrens.] $ 4. Der Lorfigende leitet und be— 
aufjichtigt den geſammten Gejchäftsgang bei dem 
Provinziaf- (Bezirks) Nathe und forgt für die 
prompte Erledigung der Geichäfte. Er eröffnet 
die eingehenden Scriftftüde und vermerft auf 
denfelben den Tag des Einganges. $ 5. Der 
Vorſitzende bereitet bie Beſchluͤſſe des Provinzial« 
\ —— Rathes vor und trägt für deren Aus. 
zwiſchen denjenigen zwei Perfonen gejchritten, | führung Sorge. — Verfügungen, welde, ohne 
welche die meiften Stimmen erhalten haben. Bei der fachlichen $ eſchlußfaſſung vorzugreifen, ledig. 
Stimmengleihheit entjcheidet dad von dem Tor» lich zur Vorbereitung derjelben dienen oder die 
figenden zu ziehende Loos darüber, wer auf die Leitung des Verfahrens bezweden, werden der 
engere Wahl zu bringen, beziehungsweife wer Negel nad) ohne Vortrag im Eoliegium des 
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Provinzial» (Bezirks-) Rathes entweder von dem] Sachen werden in der durch den Vorſitzenden be- 
Borfigenden ſelbſt, oder, unter feiner Mitzeich- | ftimmten, durch Aushang vor dem Sitzungszimmer 
nung, von demjenigen Mitgliede des Provinzial- befannt zu machenden Reihenfolge erledigt. $ 10. 
hi Nathes Namens des lepteren on. In der mündlichen Verhandlung find die Be- 
welchem der Vorfigende die Bearbeitung der Sache — oder ihre mit Vollmacht verſehenen 
überträgt. — Ergibt ſich zwiſchen dieſem Mitgliede| Vertreter zu hören. — Bleiben die Betheiligten 
und dem Borfigenden eine Meinungsverichieden-|aus, jo wird das Sachverhältniß durch den Re— 
heit, oder wird gegen das Verfügte von den Bes|ferenten vorgetragen. Dajjelbe geſchieht, wenn 
theiligten Einſpruch erhoben, fo it die Beichluß-Jeine Gegenpartei nicht vorhanden oder von zwei 
faffung des Collegiums darüber herbeizuführen. | Parteien nur eine erjchienen ift; der letzteren ift 
Dem Ermefien des Vorfigenden bleibt e8 in allen| nah dem Vortrage des Referenten das Wort 
zu geben. — Andeffen hängt «8 von dem Er- 
mejjen de3 Vorjigenden ab, aud) in dem Falle, 
wenn zwei Parteien vorhanden u. erjchienen jind, 
den Vorträgen derjelben die Darjtellung des Sad)» 
verhältniffes durch den Referenten vorausgehen 
zu laſſen. — Der Vorfigende hat dahin zu wirten, 
da der Sachverhalt vollftändig aufgeflärt und 
die jahdienlichen ang von ben Betheiligten 
gejtellt werden. $ 11. Die Betheiligten find in 
der Wahl der von ihnen zu beftellenden Bevoll— 
mächtigten nicht beſchränkt. Der Provinzial: (Bes 
zirks-) Rath Tann Vertreter, welche, ohne Rechts— 
anwalte zu fein, die Vertretung vor dem Colle— 
gium gewerbsmäßig betreiben, zurückweiſen. — 
Semeindevorfteher, welche als jolche legitimirt 
find, bedürfen zur Vertretung ihrer Gemeinden 
einer bejonderen Vollmacht nidt. $ 12. Der 
Vorfigende verfündigt den ergangenen Beſchluß. 
Hat die Verkündigung des Beſchluſſes nicht jos 
fort erfolgen fünnen, jo bedarf es zu diejem 
Behufe, vorbehaltlich der im $ 14 bezeichneten 
Ausnahme, nicht der Anberaumung einer bejons 
deren Situng, vielmehr genügt die Zustellung 
des in der Pegel mit Gründen zu verjehenden 
Beſchluſſes an die Vetheiligten. — Die münd— 
liche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines 
vereideten Brotolollführerd. Das Brotofoll muß 
die mwejentlichen Hergänge der Verhandlung ent= 
halten. Dafjelbe wird von dem Vorſitzenden und 
dem Protofollführer unterzeichnet. 
[Gewerbepolizeiliche Angelegenheiten] $ 14. 
Für das Verfahren in den durch die $$ 124 u. 
126 de3 Gejeges über die Zuftändigfeit zc. vom 
26. Juli 1876 der Beſchlußfaſſung des Bezirks» 
rathes überwiejenen gewerbepolizeilichen Ange— 
legenheiten finden die Vorjchriften der 8$ 17 bis 
23, 25, 51, 52 u. 54 ber Reichögewerbeordnung, 
jowie die Beitimmungen unter Nr. I, 3 und 
Nr. II, 26—44, 48, 52 und 53 der Anweiſung 
zur Ausführung der Gewerbeordnung d. 4. Sept. 
1869 Anmendung, legtere Beitimmungen mit den 
aus dem Geſetze betr. die Zuſtändigkeit 2c. vom 
26. Juli 1876, fi) ergebenden Mafgaben. In 
diejen Ungelegenheiten hat die Verkündigung des 
Beichluffes ($ 12) ftet3 im öffentlicher Sitzung zu 
erfolgen. 62 der Neichögewerbeordnung.) Ers 
jcheint die Ausfegung des Beichluffes nothiwendig, 
fo erfolgt die Verkündigung defjelben in einer 
weiteren Sitzung, melde ſofort anzuberaumen 
und den Betheiligten befannt zu machen ift. 
[Ausfertigungen ꝛc.) $ 15. Alle Verfügungen, 
Beichlüffe ꝛc. werden in der Ausfertigung mit 
er Unterjchrift: Der Provinzialrath der Pro» 
vinz N. N. bezw.: Der Bezirfsrath zu N. N. 
verjehen und von dem Borfigenden vollzogen. 























































Fällen überlaffen, den vorgängigen Vortrag im 
Collegium anzuordnen. $ 6. Der Vorfigende 
vertheilt die Geſchäfte an die Mitglieder des 
Provinzial» (Bezirls-) Rathes. In den zur colle- 
gialiichen Beſchlußfaſſung des Tepteren gelangen- 
den Sachen bejtellt er aus der Zahl der Mit— 
lieder einen Referenten und nad) Befinden einen 
orreferenten, auch kann er dazu jich jelbjt er« 
nennen. $ 7. Der Borfigende leitet die Ver— 
handlungen und Berathungen in den Sitzungen 
des Provinzial» (Bezirks) Nathes; er ftellt die 
Fragen und fammelt die Stimmen — vorbehalt- 
lid) der Entiheidung des Collegiums, falls über 
die Frageftellung oder über dad Ergebniß der 
Abſtimmung eine Meinungdverichiedenheit ent: 
ſteht. — In der Regel wird von dem Referenten 
mündlicher Vortrag gehalten; es kann indejjen 
von dem Vorjigenden auch die Anfertigung eines 
ichriftlichen Referaten angeordnet werden. — In 
Sachen, weldye einer bejonderd jchleunigen Er- 
ledigung bedürfen, und für welde eine münd— 
lie Verhandlung durch das Gejeg nicht vorge: 
ſchrieben iſt, fann der Vorſitzende geeigneten Falls 
eine jchriftliche Abſtimmung der Mitglieder ver- 
anlafjen; verbleibt jedoch hierbei eine für die Er- 
ledigung des Gegenſtandes erheblihe Meinungs— 
verjchtedenheit, jo ijt in allen Fällen die colle- 
ialiſche Beihtubfeflung in einer Gitung des 
Beovinzial- (Bezirks⸗) er herbeizuführen. 
(Mündliche Verhandlung.) $ 8. Zur Erledig- 
ung der dem Provinzial» (Bezirts-) Nathe ob- 
liegenden Geſchäfte iſt eine mündliche Verhand- 
lung unter den Betheiligten außer in ben im Ger 
jege ausdrücklich bezeichneten Angelegenheiten nicht 
le Der Provinzial (Bezirks) Rath iſt 
jedod) befugt, in allen feiner Beſchlußfaſſung unter- 
liegenden Angelegenheiten die Betheiligten oder 
ihre mit Vollmacht verjehenen Vertreter * 
mündlichen Verhandlung vorzuladen ($ 69, Abſ. 4 
der Provinzialordnung). Für die mündliche Ver: 
handlung gelten die nachftehenden Beitimmungen 
($$ 9—13). $ 9. Bur mündlichen Verhandlung 
werden die Betheiligten oder ihre mit Vollmacht 
verjehenen Vertreter unter ber Verwarnung vor— 
geladen, daß beim Wusbleiben nad) Lage der 
Berhandlungen werde beichlofjen werben. In der 
Borladung ift die zur mündlichen Verhandlung 
beftimmte Stunde anzugeben. — Den Betheiligten 
iteht es frei, ihre thatfachlichen Erklärungen, ſo⸗ 
weit folche nicht vorab von ihnen erfordert wor- 
den waren ($ 26 bj. 4 des Gejetes, betr. die 
— der Verwaltungsbehörden und der 
waltungsgerichtsbehörden ꝛc. von 26. Juli 
1876), vor dem Termine fchriftlicdh einzureichen, 
— Die zur mündlichen Verhandlung gelangenden 


— 


3— 
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Die Urfhriften der vom Collegium gefaßten Be-, fihtigt, hat davon vor dem Beginn dieſes Ge- 
jchlüffe jind von wenigſteus brei Mitgliedern mit| jchäftsbetriebes der Ortsbehörde Anzeige zu ma- 
Einfhluß des Vorjigenden und bed ernannten)chen. $ 2. Berfäufer von Schiefpulver dürfen 
Mitgliedes zu vollziehen. — Bei Eröffnung der)davon 1) in ihren Kaufläden nicht mehr als 
Beſchlüſſe m. Verfügungen find gemäß $ 29 desj1 kg, 2) im Haufe außerdem nicht mehr als 
Gejeges betr. die Buftändigfeit 2c. vom 26, Juliſs kg vorräthig halten. — Auf Nachweis eines 
1876 die Betheiligten über die Rechtsmittel, die|bejonderen Bedürfniſſes kann durch die Orts- 
Friften zur Einlegung_ derjelben und über die) polizeibehörde die Erhöhung des Vorrath3 unter 


Folgen der Berfäumniß berjelben zu belehren. 


2 zeitweilig bis auf 10 kg gejtattet werben. 


Geſchãfiscontrolbücher ꝛc.) $ 16. Die Einführ«| Die Aufbewahrung defielben darf nur in einem 


ung der erforderlichen Geſchãftscontrolbücher bleibt 
bi3 auf Weitered den Borfigenden des Brovinzial- 
(Bezirk) Nathes nad) Berathung mit dem letz⸗ 
teren überlafien. — Die Bezirfäregierung am Site 
de3 Provinziale (Bezirls⸗) Rathes hat bis auf 
Meitered dem Provinzial» (Bezirks⸗) Rathe die 
erforderlihen Gejhäftslocale, das erforderliche 
Subaltern»Perfonal und den Bureaubedarf zur 
Verfügung zu jtellen. $ 17. Am Jahresſchluſſe 
= der Borfigende des Provinzial» (Bezirls-) 

athes in Gemeinjchaft mit dem ernannten Mit- 
liede dem Minifter des Innern eine Ueberſicht 
* vorgekommenen Geſchäfte berichtlich einzu- 
reichen. 3 derfelben ijt die Zahl der von dem 
Provinzial» (Vezirkd-) Rathe im Laufe des Jahres 
abgehaltenen Sigungen, ſowie die Zahl der an- 
hängig gemachten, erledigten und unerledigt ge- 
bliebenen Sachen anzugeben, unter Hinzufügung 
derjenigen gutachtlichen Bemerkungen, zu denen 
die bei Handhabung der Beſtimmungen der Pro- 
vinzialordnung, des Gejeßes betr. die Zuftändig- 
keit ꝛc. vom 26. Juli 1876 u. deö gegenwärtigen 
Regulativs gemachten Erfahrungen Anlaß bieten. 

rovinztalftändifches (communalftändi- 

fdjes) Bermögen. Die Verwaltung defjelben 
und der Provinzial» bezw. communaiſtändiſchen 
Anftalten ift für die nicht zum Geltungsbereiche 
der Provinzialorbnung vom 29. Juni 1875 ge 
hörigen Landestheile organifirt: 1. in der Bro- 
vinz Hannover durch Regulativ vom 1, 
1868; 2. im Megierungdbezirt Kaſſel burd) 
Regulativ vom 11. Nov. 1868; 8. in ber Pro- 
vinz Schlejien durch Negulativ vom 1. Nov, 
1869; 4. in dem Negierungsbezirt Wiesbaden 
durch Negulativ vom 17. Juli 1871; 5. in 
Schleswig-Holftein durch Regulativ vom 14. 
Auguft 1871; 6. in Weftfalen durch Regulativ 
vom 15. Sept. 1871; 7. in der Rheinprovinz 
durch Regulativ vom 27. Sept. 1871. 

Provinzial-Berbände. Dotation berfelben 
aus Staatsfonds, j. unter Dotationen. ©. aud) 
Provinzial-Ordnung $$ 1—4], 9—61, 114 
bis 122. 

Prüfungen, zum Beginn eines Gewerbebe- 
triebes erforderlich, |. Approbationen. 

Pulver (Sciiefpulver). Bezüglich des Ver⸗ 
lehrs mit era Aa find durch Rolizeiverord- 
nung folgende Borjchriften ertheilt: *) 

l. Verlauf und Aufbewahrung bon 
Sciebpulver.®) 
81. Ver Schießpulver feil zu Halten beab- 


N) Wegen Berfendung von ESchiefipulver durch Militärbe: 


Örben find durch Verördnung vom 23. Febr. 1853 beſondere 


immungen getroffen. 


auf dem Dachboden (Speicher) belegenen, mit 
feinem Schornſteinrohre in Verbindung ftehen- 
den, abgejonderten Raume, der bejtändig unter 
Berichlup zu halten ift und mit Licht nicht be— 
treten werden darf, erfolgen. & 8. Größere als 
die im $ 2 bezeichneten Mengen find außerhalb 
der Ortichaften in befonderen Magazinen aufzu- 
bewahren, von deren Sicherheit die betr, Polizei⸗ 
reſp. Militärbehörde, ſoweit die letztere nach den 
betr. Vorſchriften concurrirt, fich überzeugt hat, 
Die Schlüffel zu diefem Locale bleiben in den 
Händen der Behörde, welche darüber zu wachen 
hat, daß bei der Behandlung des Pulver mit 
der —— Vorſicht verfahren werde. F 4. 
Die Abgabe von Schiefpulver an Perjonen un- 
ter 16 Jahren ift verboten. $& 5. Perjonen, 
welche nicht unter die Beftimmung des $ 2 fallen, 
bedürfen behufs der Aufbewahrung von mehr 
alö ı kg der Erlaubniß der Ortspolizeibehörbe. 
Sie haben in diefem Falle die im $ 2 enthal- 
tenen Borjchriften rejp. die ihnen von der Poli— 
zeibehörde etwa bejonder3 vorgeichriebenen Be- 
dingungen zu beachten. F 6. Auf die mit Pul- 
verfabrifen verbundenen Lager finden die bor- 
jtehenden Borfchriften keine Anwendung. 


II. Transport von Schiefpulver. 


[A. Ullgemeine Vorſchriften) $ 7. Bei der 
Berpadung, der Ein- u. Ausladung von Schieß— 


Mov,[pulver, ſowie auf oder in der Nähe von zum 


Transport von Scießpulver dienenden Fahr- 
zeugen darf weder Feuer angemadjt noch Tabak 
geraucht werden. — Das zu verjendende Schieh- 
pulver muß in hölzernen, Fotio gearbeiteten Tone 
nen oder Kiſten verpadt fein, deren Fugen der- 
art gedichtet find, daß ein Ausſtreuen von Bul- 
ver nicht ftattfinden fanı. $ 8. Wer Scieß- 
pulver in größerer Menge ald 25 kg auf ein- 
mal verjendet, muß der Ortspolizeibehörde de& 
Ubjendeort3 davon Anzeige machen und den bie 
Reiferoute enthaltenden Frachtſchein derfelben zur. 
Vifirung vorlegen. $ 9. Während der Nadıt, 
d. i. von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang, 
darf Pulver nicht verfahren werden. — Es bleibt 
vorbehalten, aus bejonderen Zweckmäßigkeits- 
gründen für beftimmte Straßenzüge Ausnahmen 
hiervon zu geitatten und die alddann zu beob— 
achtenden bejonderen Sicherungsmaßregeln vor— 
zuichreiben, 

[B. Beſondere Vorſchriften für den Landtrans— 
port.) $ 10. Die Berjendung von Schießpulver 
vermitteld der Bolt und Eijenbahn ift verboten, 


auch auf die Ecyiekbaummolle Anwendung. ©. auch Spreng- 
öl, Zündftoffe. — Wegen Veftrafung bes unvorfictigen 


2) Nach der Alert. Eabinetäordre vom 6. Nov. 1846 finden | Berfchrens mit Pulver ſ. auh Eir.:W.:B. $ 360, Nr. 2, $ 367, 
alle ben Berkehr mit Echiehpulser betreffenden Vorſchriften‘ Nr. 4, 5. 
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8 11. Die das Schiegpulver enthaltenden Tonnen von dem nächſten bewohnten Gebäude mindeſtens 
ober Kiften müffen auf den zum Transport bes/200 mjentfernt if. $18. Der Transportführer 
ftimmten Wagen mit Stroh feit verpadt werben. hat, jo lange der Aufenthalt ($ 17) dauert, ent« 
Wagen, auf welchen Schießpulver verladen iſt, weder jelbit bei dem Wagen zu verbleiben, oder 
find mit einem Plantuche zu überjpannen, wel-jeine andere geeignete Perfon als Wächter zu 
ches auf beiden Seiten mit einem fenntlihen Pbeftellen, welche den Wagen nicht verlaffen darf, 


von minbeftens */, Meter Höhe zu bezeichnen ift. 

eder Wagen ift außerdem mit einer ſchwarzen 

lagge von mindeftens "/, Meter Höhe u. Breite 
u verjehen. — Der Gebrauch eijerner Hemm- 
Fiss fowie dad Hemmen der Räder mit Ketten 
ift unterſagt. F 12. Sciepulver darf auf dem⸗ 
felben Wagen mit anderen Gütern nur in Mengen 
bis zu 5 Eirn,, und auch dann nur mit joldhen 
Gütern verladen werben, welche nicht leicht ent- 
zimdlich find. F 13. Wagen, auf welchen Schieß— 
pulver verladen ift, dürfen nur im Schritt fahren. 
Undere Wagen und Reiter müfjen in einer Ent- 
fernung von mindeftend 10 m von benjelben in 
Schritt fahren und dürfen fich bei ihnen nur im 
Schritt vorüberbewegen. Innerhalb einer Ent- 
fernung von 15 m hat ein Jeder des Rauchens 
und des Feuermachens fich zu enthalten. $ 14. 
GSteigt während der Fahrt ein Gewitter auf, jo 
muß der Bulverwagen die Nähe hervorragender 
Gegenjtände, Gebäude, Bäume :c. tHunfichtt ver- 
meiden und darf unter feinen Umftänden in eine 
Ortſchaft oder einen Wald einfahren. $ 15. Der 
Transport von Pulver durch zufammenhängend 
gebaute Ortſchaften ift zu vermeiden, wenn fie 
auf gut gebahnten Wegen umfahren werben kön— 
nen. Kann dies nicht gefchehen, fo muß der 
Transportführer die Ankunft der Ortöpofizei- 
behörde, rejp. wenn biefe nicht im Orte ihren 
Sig hat, der Gemeindebehörde vorher melden 
und von berjelben weitere Beitimmungen erwar- 
ten. Die gedachte Behörde hat den Transport 
des Pulvers dur die Ortichaft zu überwachen 
und dafür zu forgen, daß derjelbe ohne Aufent- 
halt u. ohne Gefahren von Statten gehe. $ 16. 
Mit Schießpulver beladene Wagen müſſen von 
Eifenbahnzügen und geheizten Locomotiven min- 
deitend 300 m entfernt bleiben u. bürfen Eifen- 
bahnlinien nicht überjchreiten, wenn von der 
nädjten Station ein Zug fignalifirt ift. — Sind 
Begeftreden zu paffiren, auf welchen wegen ber 
——— Richtung der Eiſenbahn und des 

eges oder wegen der Frequenz der Bahn obi— 
gen Vorſchriften nicht genügt werden kann, ſo 
iſt der Eiſenbahn-Betriebsbehörde, welcher die 
unmittelbare Betriebsleitung auf der fraglichen 
Strede obliegt, von dem beabfidhtigten Trans» 
port rechtzeitig Anzeige zu machen und hat dieſe 
alsdann die zur Bejeitigung der Gefahr geei 
neten Anordnungen zu treffen. 8 17. Mit Schie 
pulver beladene Wagen dürfen vor bewohnten 
Gebäuden oder Werkitätten, in denen mit Feuer 
gearbeitet wird, nicht halten und müſſen, wenn 
eine Unterbrechung der Fahrt unvermeidlich iſt, 
mindejtend 200 m von denjelben entfernt bleiben. 
— it ein längerer Aufenthalt in Ortihaften, 
insbejondere zum Nachtquartier erforderlich, jo 
darf die Aufitellung des Wagens nur an ciner 
von ber Ortöpolizeibehörde, refp. wenn Diefelbe 
ihren Sig nidt am Orte hat, von der Gemeinde: 
behörde dazu anzumweifenden Stelle erfolgen, weld)e | 


5|$ 26 


[C. Befondere Borichriften für den Wajfer- 
transport, mit Ausichluß bed Trandport3 auf 
dem heine.) $ 19. Auf Dampficiffen darf, 
außer dem Bebarf zum Abfeuern von Sigrtal« 
ihüffen, fein Pulver trandportirt werden. & 20. 
Ob Schiefpulver mit anderen Gütern verladen 
werden darf, hat bie Polizei- ober Hafenbehörde 
des Einlabeortes mit Rüdjicht auf die Beichaffen- 
heit der mitzuladenden Güter zu beftimmen. Ges 
jtattet fie die Beiladung, fo hat fie zugleich die 
erjorderlihen Borfihtsmaßregeln anzuordnen, 
denen ſich der Schiffer unterwerfen muß. Uber 
die von ihr getroffenen Anordnungen ertheilt fie 
dem Schiffer eine befondere Beſcheinigung, welche 
diefer auf Erfordern den Polizei» und Hafen— 
beamten vorzeigen muß. $ 21. Beim Berladen 
in Schiffe ift den Pulverbehältern durch Unter- 
und Widerlager eine fefte Lage zu geben. $ 22. 
Auf jedem mit Pulver beladenen Fahrzeuge ift 
eine mit einem weißen, */, m hohen P ver- 
jehene ſchwarze Flagge von 1'/, m Länge und 
1 m Höhe aufzufteden, welche jo angebradjt 
werben muß, daß fie ſchon in der Ferne erfannt 
werden fan. Die Flagge ift ſtets ausgeſpannt 
zu erhalten. $ 23. Mit Bulver beladene Fahr— 
zeuge müflen bei Annäherung eines Gewitterd 
anlegen, und wenn es ohne Gefahr ausführbar 
ift, die Maften niederlafjen, reip. die Stangen 
itreihen. Das Unlegen darf weder in der Nähe 
von bewohnten Orten, noch von hohen Bäumen 
geichehen. Erſt, wenn das Gewitter verzogen it, 
darf die Kahrt fortgeſetzt werden. $ 24. Schiffe 
und Holzflöße, weiche an einem mit Pulver be» 
ladenen Fahrzeuge vorbeifahren, müſſen das 
fetstere unter dem Winde, d. h. an der Geite, 
welde der Richtung des Windes entgegengejeßt 
iſt, paſſiren, es jei denn, daß das di über 
dem Winde getreibelt, oder daß das Ausweichen 
windabwärt3 durch andere Umſtände unmöglich 
gemacht wird. & 25. Sind Schiffbrücken oder 
Schleufen zu pafjiren, fo ift bem Brüden- bezw, 
Schleuſenwärter burd einen borausgejandten 
Boten von der bevorjtehenden Ankunft des Fahr— 
zeuges und feiner ungefähren Größe Ungeige zu 
machen. Es ift alddann dafür zu forgen, daß 
die Paſſage von anderen Schiffen frei gemacht 
werde und das Pulverſchiff mit Vermeidung je- 
des unnöthigen Aufenthaltes durchfahren könne. 

. Kommen mit Pulver beladene Sahraeuge 
in die Nähe von Städten oder anderen geſchloſſenen 
Ortſchaften, fo müffen fie mindeftend 200 m von 
dem erjten Haufe Halt machen, der Ortspolizei« 
behörde, oder wenn biefelbe ihren Sit nit am 
Orte hat, der Gemeindebehörde die Ankunft mel- 
ben und von derfelben meitere Bejtimmungen 
einholen. 8 27. Mit Pulver beladene Fahr- 
zeuge haben ſich von Eifenbahnen möglichft ent- 

1) Site den Transport des Schiefbulverd auf bem Rhein 


find in der Flußbolizei- und Flußordnung für den Rhein vom 
3. Juli 1869 beiondere Vorſchriſien ertheilt. 


F 
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fernt zu Halten und dürfen unter Eifenbahn- hüten, find die Gebäube bes gefähriihen Bes 
brüden nicht durchfahren, während ein Eijen-|triebed mit einem Vorflug zu verjehen. 6. Der 
bahnzug oder eine Locomotive dieſelbe paſſirt. eigentliche Arbeitsraum ift von dem Vorgelege 
— Das Anlegen am Ufer darf nur in einer|des treibenden Waſſerrades oder Pierdegö 
Entfernung von mindeſtens 200 m von be⸗ durch eine Wand r trennen, damit ſich ber 
wohnten Gebäuden und Anlagen, in denen mit Pulverſtaub nicht auf den Betriebsrädern ablagern 

ver und Licht — wird, fiattfinden. Die kann. 7. Die Thür, und Fenſterbeſchläge ꝛc. 

chiffsmannſchaft darf ſich nicht entfernen, ohne] find —— oder doch in der Art theilweiſe 
eine geeignete Pexſon als Wächter zu beſtellen, aus Kupfer, Bronze oder Meſſing herzuſtellen. 
welche auf dem Schiffe ſtets anweſend bleiben|daß eine Reibung von Eiſen auf Eiſen niemals 
muß. Die Schiffsmannſchaft hat ſich des Feueran-|jtattfinden Tann. — Alle Eijentheile im Na 
machens in der dem Winde zugefehrten Richtung, |der Arbeitsräume, deren Anbringung ſich micht 
fowie überhaupt in größerer Nähe ald 150 mjvermeiden läßt, müjjen, ſoweit als irgend an— 


vom Schiffe zu enthalten. 
Pulverfabrifen gehören zu den einer be» 
fonderen teen Ir eig gewerblichen 
Anlagen; Gewerbe-Ordnung $ 16. 
Behujs Abwendbung von 
in Bulverfabrifen find dur 


änglich, mit Holz verfleidet oder mit Leinwand 
behäntet werden. 8. Die von der Sonne_ber 
—— Fenſterſcheiben ſind mit weißer Oel- 
arbe zu beſtreichen, damit darin befindliche 


nglüdsfällen| Warzen u. Blaſen nicht als Brenngläſer wirken 
minijterielle | fönnen, 


9. Jedes Gebäube, in welchem ſich 


Unordnung vom 14. Sept. 1846 und 31. Mail Pulver oder Bulverjag befindet, zum mindeſten 


1856 folgende Vorſchriften ertheilt; 


A. Lage und bauliche Einrichtung ber 
Gebäude und Werte,') 


1. Die Gebäude und Werke für den gefähr- 
lien Betrieb find von einander abgefondert an— 
zulegen und mit einem bis zum Dad) reichenden 
Erdwall oder einer Dauer von 2%/, Fuß Stärke 
jolchergeitalt zu umgeben, daß bei einem etwai« 
gen Auffliegen die benachbarten Gebäude durd) 
Yeitung der Erplofion nad) oben möglichſt ge 
ihügt werden. — Die mit Feuerungsanlagen 
verbundenen Werkjtätten, als die Köhlerei, Gal- 
peterläuterei 2c., jowie die Wohngebäude und 
Holzniederlagen find von den Gebäuden de3 ge- 
fährlichen Betriebes möglichſt entfernt anzulegen. 
2. Neben den einzelnen Pulverarbeitshäufern u. 
gegen dieje durd) einen Erdwall geſchützt, find 
leine Ablagemagazine zur einftweiligen Unter 
bringung der aus einer Werkjtätte in die andere 
übergehenden Zwiſchenfabrikate anzulegen. Dies 
fann erlajjen werden, wenn der Betrieb fo ein- 
gerichtet ijt, dab jede Operation der Zeit nad) 
ih unmittelbar an die folgende anſchüeßt. 8. 
Das Fabrifgrundftüd ift wo möglich mit Bäumen 
und Strauchwerk zu bepflanzen, und namentlich 
in der nächſten Umgebung der Bulverhäufer für 
die Unterhaltung eines guten Graswuchſes zu 
jorgen, — Die Wege find thunlichft mit Gerber- 
lohe oder Gägejpänen zu bejchütten. 4. Die 
Gebäude des gefährlichen Betriebes find mög— 
lichjt Teicht, am bejten aus bloßem, mit gut in 
einander gefalzten, glatten Brettern befleideten 
Stielwerk Herzuftellen und mit einem leichten 
Dache zu verſehen. — Gie erhalten, um der 
Erplojion einen leichten Ausweg zu verichaffen, 
große Fenſter. Wo dieſe fehlen und fchwere 

ächer vorhanden find, werben zu gleichem Zweck 
in den Umfafjungswänden und im Dache nad) 
außen fi) öffnende Klappen angebradit. 5. Um 
das Einwehen von Sand und Staub zu ver- 


P Die Anwendung von Dampfkraft in Bulverfabrifen ift 
nicht unzuläffg. Der Dampfteſſel ift gemäß ber Vorſchriften 
unter A, ı und B, 6 aufzuitellen; die Entfernung des Keſſel⸗ 
hauſes von dem Gebãude des gefährfichen Betriebes darf nicht 
— 32 m betragen; Minifterialverfügung vom 8. Jan 


un — — — — — 


aber das Pulvermagazin, erhält einen Bligab« 
leiter. 10. Das gejammte Werk ift mit einem 
aun zu umgeben, oder in anderer geeigneter 
eife abzufchliegen. — Bon den beiden legten 
Bedingungen (9 und 10) fann auf Antrag des 
Fabrikanten abgejehen werben, 


B. Betrieb3 - Einridtungen. 


1. Die Mengung des Satzes in Tonnen mit 
tel3 Bronzefugeln und die Verdichtung deffelben 
duch Walzenprefjen erjcheint minder gefährlich, 
al3 die Bereitung des Pulverd auf Walz- und 
Stampfmühlen. 2. Da, wo Mühlen ber letzteren 
Urt vorhanden find, dürfen die Stampfen in 
feinem Yale mit Eijen beichlagen werden. Der 
Schuh derjelben muß vielmehr aus Bronze oder 
Kupfer beitehen. 3. Ebenio find eiſerne Läufer 
in den Walzwerfen nur dann zuläffig, wenn fie 
mit einem ſtarken Reifen von Kupfer od. Bronze 
ungeben find. In dieſer Weife bekleidete koniſche 
Läufer verdienen aber rüdjichtlic, der Abwendung 
bon Gefahr noch den Borzug vor cylindrifchen 
Läufern au Stüdjtein. 4 Was oben A 7 über 
die Vermeidung einer Neibung von Eifen auf 
Eifen gejagt worden, ift aud) bei Anlage und 
Einrihtung der Majchinen zu beachten. — Das 
Eindringen des Pulverjtaubes in die Bapfen- 
lager juht man durch Bededung derjelben mit 
einem mit Schafwolle gefutterten Trichter oder 
durch eine mit dergleichen Wolle befleidete Stopf- 
büchje zu verhüten, Der untere Zapfen jenkrecht 
ftehender und ſich fchnell —— Maſchinen⸗ 
wellen wird am beſten in Waſſer geſtellt. 5. 
Macht der Betrieb die Aufbewahrung gemahlener 
Pulverkohle nöthig, fo ift hierzu, der möglichen 
Gelbftentzündung wegen, ein feuerſicheres und 
durch eine eijerne Thür verſchloſſenes Gewölbe 
wünſchenswerth. 6. Die Räume zum künftlichen 
Trodnen des Pulvers dürfen nicht durch gewöhns- 
lihe Defen geheizt werden; bie Heizung ift viels 
mehr durh Waflerdünfte zu bewirken. Die 
Dampftühe (Kefjelfeuerung) muß fich hierbei in 
einem bejonderen, von dem Trodenhauje durch 
einen Erdmwall getrennten Gebäude befinden. Heize 
Öfen find nur dann zuläfjig, wenn fie von einent 


beſonderen Naume aus geheizt, ferner durch einen 


J 
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foliden und dicht ſchließenden Mantel von Eijen-zu vermeiden. 15. Die im Gebraud) befindlichen 
oder Kupferplatten geſchützt und vollitändig ab-|Geräthe dürfen nicht von Eifen fein, 16. Bevor 


geſchloſſen werben, aud der Schornftein jo hoch 
ift, daß er feine Funken jprüht. 


C. Allgemeine Borfihtsmaßregeln beim 
Betriebe jelbft. 


1. Sur Arbeit in den Pulverfabriken bürfen 
nur zuverläffige und nüchterne Yeute angejtellt 
werden. 2. Kann der Inhaber der Fabrik die 
Arbeiter nicht fortwährend ſelbſt injpiciren, jo 
ift er einen jachlundigen Werfmeifter anzuftellen 
verpflichtet. 3. Jedem Arbeiter ift ein beftimm- 
ter Wirkungskreis anzumeifen, und ber Betrieb 
fo anzuordnen, daß die Arbeiten gehörig in ein« 
ander greifen und nirgend Verwirrung oder eine 
zu große Anſammlung von Menſchen u. Material 
entjtehen Tann. 4. Den bei den Feuerungsan- 
Lagen beichäftigten Arbeitern, als: den Galpeter- 
fiedern, Köhlern, Heizern zc., dürfen feine Ge- 
ichäfte übertragen werden, welche fie während 
der Arbeit in die Locale führen würden, in denen 
das Pulver bereitet wird, und umgefehrt. 5. 
In den Werkftätten dürfen fih nur diejenigen 
Urbeiter aufhalten, die nad) der Betriebsordnung 
darin bejcäftigt werden. 6. Der Beſuch von 
Frauen und Kindern in den Bulverarbeitshäu- 
jern ift nicht ftatthaft. 7. Fremde dürfen die 
Werkitätten nur in Begleitung eines Aufjebers 
betreten. 8. Schuhe oder Stiefel der Arbeiter 
dürfen nicht mit eijernen Nägeln oder Abjah- 
reifen verjehen fein. 9. Fäſſer und andere Ge- 
fäße müfjen vor dem Hineinbringen in ein Pul- 
verhaus jorgfältig von Sand und Erde befreit, 
auch die leeren Gefäße inmwendig gut gereinigt 
werben. Diejenigen Fäſſer, worin Pulver und 
Bulverjag aufgenommen werden fol, müfjen dicht 
gearbeitet und fejt gebumden fein, jo daß ein 
Verſtreuen oder Durdftauben nicht ftattfinden 
fan. 10. Zum Transport der Bulvermafje von 
einem Werke zum anderen find nur mit Dedeln 
—— Gefaͤße anzuwenden. 11. Die Karren 
und Wagen, deren man ſich zu dieſen Trans- 

orten bedient, dürfen feine mit Eifen beichlagene 

äder erhalten. 12. Die Pulverfohle darf erſt 
3—4 Tage nad) ihrer Darjtellung gefleint wer: 
den, um Selbitentzündungen zu verhüten. Zur 
Aufnahme der gekleinten Kohle find flache Ge- 
fäße von Eijenbleh mit gut ſchließendem Dedel 
zu verwenden. 13. Werden Sapmaterialien oder 
Bulvdermafjen durch Unvorfichtigkeit verjchüttet, 
fo find diejelben als verunreinigt anzufehen und 
nicht weiter zur Yabrifation zu verwenden. Das 
Verſchüttete wird vielmehr in ein Kehrichtfaß 
gethan, welches fich in jeder Werkitätte befinden 
muß, und injofern dafjelbe aus Bulvermafje be- 
jteht, jofort ftart angefeuchtet. 14. Während der 
Arbeit darf in den Pulverarbeitähäufern nicht 
geklopft, geſcharrt, geichoben oder geworfen wer- 
den. Die Gefäße find behutiam zu Heben, zu 
tragen und niederzujegen und Stoß und Reibung 


eine Reparatur in irgend einem Bulverhaufe 
vorgenommen wird, muß alle Pulvermaſſe dar« 
aus entfernt und der Fußboden, oder die Stelle, 
wo die Reparatur geſchehen foll, jo ſtark genäßt 
werden, daß ein Funke feine Entzündung mehr 
veranlajjen fan. — Die Reparatur felbit darf 
nur unter der Aufſicht eines Werfmeifterd ber 
Fabrik jtattfinden, 17. Die Arbeiter müffen auf 
die Mühlenwerle und Mafchinen ein wachſames 
Auge Haben, rg gut in Schmiere halten und 
dafür jorgen, daß die Schraubenmuttern feſt an- 
gezogen —* Wenn etwas bricht oder ſich auch 
nur ein unordentlicher Gang der Maſchine zeigt, 
jo müfjen fie die Mühle augenblicklich einfchügen 
oder die Majchine außrüden. 18. Die Bulver« 
arbeit bei Nacht muß mit bejonderer Borficht 
betrieben werben. 19. Bei anhaltend trodener 
Witterung müffen die Thürfchwellen und die un« 
mittelbaren Umgebungen der Bulverarbeitshäufer 
tüchtig genäft werden. 20. Das Tabafrauchen 
in der Nähe der Fabrifanlagen ift nicht zu ger 
ftatten. Es darf daher auch fein Arbeiter weder 
Tabalspfeife noch Feuerzeug bei jich führen. 21. 
Die Schornfteine der Salpeterläuterei, Köhlerei 
und des Trodenhaufes find fleiig zu fegen und 
die Unhäufung von Brenn» Material in diejen 
Gebäuden zu vermeiden, 22. Sämmtliche Werke 
und Urbeitsräume müffen allmwöchentlich einmal 
ründlich gereinigt werden. Es find Hierbei die 
Fußdeden aufzunehmen und an einem abgelege» 
nen Orte audzuflopfen, der Fußboden, die Wände, 
Deden, Maſchinen ꝛc. vom Staube zu reinigen 
und die Kehrichtfäffer zu entleeren. — Hiermit 
ift denn auch jedesmal eine gründliche Reviſion 
der Maſchinen und eine Bejeitigung etwaiger 
Mängel an benjelben zu verbinden. 25. Die 
Fabrik muß mit dem erforderlichen Feuerlöſch— 
eräth, wozu aud ein gefüllter Wafferfübel neben 
jedem Pulverhaufe gehört, verjehen fein, und 
defien Zuftand zum öfteren revidirt werden. 24. 
Auch iſt es zweckmäßig, diejenigen Hilfsmittel 
nahe bei der Hand zu haben, welche bei einer 
etwaigen Brandbeſchädigung von Menſchen augen- 
bliclic) angewendet werden können. 25. Sämmt- 
liche Arbeiter find über ihr Verhalten bei vor- 
fommenden Erplofionen und bei Brandunglüd 
enau zu inftruiren. Die nächſte Mafregel wird 
Hebel immer bie fein, das Pulver oder ben 
verfag in den durch Feuer gefährdeten Ar— 
beitöräumen jofort ſtark mit Bafer zu begießen. 
26. Die nad) den bejondecen VBerhältniffen für 
jede Fabrik eigens zu entiverfenden polizeilichen 
Vorſchriften find den verjammelten Arbeitern 
von Beit zu Zeit in Erinnerung zu bringen und 
eine jede Vernachläſſigung derjelben ftreng zu 
rügen. 27. Eine gehörige nächtliche Bewachung 
erfcheint für jede Pulverfabrit unerläßlich noth- 
wendig. 
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Quadratfnußß ift im Geltungäbereiche ber 
Maf- und Gewichtsordnung vom 16. Mat 1816 
— 0,950, Duadratmeter; in Hohenzollern — 
Hannover — Opssaın; in Kurheſſen = Oyosarıı; 
in Raffau — 0,,; in Frankfurt a. M. — 0,0R1003; 
im Amte Homburg — 0,081003; Im Oberamte Mei- 
jenheim — 0,1111; in den vormals bayerijchen 
Gebietätheilen — O,oasıa2; in den vormals groß- 
herzoglich Heifiichen Gebietstheilen — 0,0425. 

undratmeile ift im Geltungsbereiche ber 
Maß- und Gewichtdordnung vom 16. Mat 1816 
— 5673, ha; in Hohenzollern 5548,,; in 
Schleswig-Holftein — 7750,,; in Kurheſſen = 
8475,,;5 in den vormald baheriſchen Gebiets- 
theilen = 5504; in den vormals großherzog- 
lich heſſiſchen Gebietötheilen — 5625. 

Dundratruthe ift im Geltung&bereihe ber 
Maf- und Gewidhtsordnung vom 16. Mai 1816 
— 14,18 Duadratmeter; in —e— Bun - 
in Schledwig-Holftein — 21,084; in Hannover — 
21,40; in Kurhefien = 15,10; in Nafjau = 9 
(Quadrat-Feldruthe = 25); in Frankfurt a. M. 
Quadrat» Feldruthe— 12,457, Duadrat-Waldruthe 
— 20,5; im Umte Homburg = 11,1; im 
Oberamte Meifenheim — 25; in den vormals 
bayeriichen Gebietätheilen — 8,51s4- 

Duart im Geltungsbereich der Maß⸗ u, Ge- 
widtsordnung vom 16. Mai 1816 — 1,14 ]; 
in Hohenzollern — O,sggs- 

Quartier (Maß) it in Schleswig-Holftein = 
0,9050; In Hannover — 0,5 1. 

Quartierleiftung für die bewaffnete Macht. 

I. Im Kriege. ©. unter Kriegsleiftungen 
Geſetz v. 13. Juni 1873 8 8, Nr. 1, 88 5, 6, 9. 

II. Im Friedenszuſtande. 


L Reichsgeſetz v. 25. Juni 1868.) 


8 1. Die Fürſorge für die räumliche Unter— 
bringung der bewaffneten Macht während des 
Friedenszuſtandes, das heißt, ſo lange nicht das 
Geſetz vom 11. Mai 1851 wegen der Kriegs— 
leiftungen und beren Vergütung in Wirkjamteit 
ift, ft eine Laft des Bundes, deren Naturalleift- 
ung nur gegen Entjhädigung gefordert werden 
fan. $%. Für die bewaffnete Macht find wäh- 
rend bed Friedenszuſtandes an Wohnungs« und 
fonftigen Gelafjen auf Erfordern zu gewähren: 
1) für Truppen in Garnijon, fo lange und in- 
foweit deren Unterbringung in Kafernen nad) 
8 10 des Breußifchen Geſetzes über die Einricht- 
ung des Abgabenweſens v. 30. Mai 1820 nicht 
zur Ausführung gebradjt fein wird, ſowie für 

ruppen in Gantonnement3, beren Dauer von 
vornherein auf einen ſechs Monate überfteigen- 
den Zeitraum fortgejegt ift: a. Quartier für 
Mannſchaften vom Feldwebel abwärts; b. Stall- 

1) In Baden durch Mech 


Bayern und Württemberg dur 
1875 eingeführt. 


eſetz vom 22. Nov. 1871, in 
die Reichsgeſetze von 9. Febr. 
©, auch Naruralleiiungen. 


ung für Dienjtpferbe'); 2) bei Cantonirungen 
von nicht Tängerer als der zu 1 angegebenen od. 
von unbeftimmter Dauer bei Märſchen u. Com— 
mandos: a. Quartier für Offiziere, Beamte und 
Mannſchaften, b. Stallung für die von denfelben 
mitgeführten Pferde, foweit für diefelben etat2- 
mäßig Nationen gewährt werden, c. das erfor- 
berliche Gelaß für Geſchäfts-, Arreft- u. Wadıt- 
localitäten. — Zur bewaffneten Macht im Sinne 
dieſes Gefetes find zu rechnen: die Truppen bes 
Norddeutſchen Bundes u. der mit ihm zu Kriegs» 
zweden verbündeten Staaten, nebit dem Heer» 
gefolge. $ 3. Der Umfang ber Leitungen wird 
durch das sub Lit. A anliegende Regulativ, die 
dafür vom Bunde zu gewährende Entihädigung 
dur den sub Lit. B anliegenden Tarif u, bis 
auf Weitered durch die sub C anliegende Klaſſen— 
Eintheilung der Orte beitimmt. — Bom Jahre 
1872 ab unterliegen Tarif und Hlafien-Eintheil« 
ung einer allgemeinen, alle fünf Jahre zu mie, 
derholenden Revilion. 8 4. Der Bund ift ber - 
rechtigt, gegen ——— ber im $ 3 bezieh— 
ungsweije im beigefügten Tarif bejtimmten Ent« 
ihädigung bie Belhaftung der Quartierleiftungen 
au verlangen und dazu alle benugbaren Baulich- 
keiten in Anfpruh zu nehmen, ſoweit dadurch 
der Quartiergeber in der Benugung der für feine 
Wohnungs, Wirthichaftd- und Gewerbebetrichd- 
bebitrfnifte unentbehrlichen Räumlichkeiten nicht 
behindert wird. — Befreit Hiervon nur: 1) die 
Gebäude, melde a. fich im Befige der Mitglie- 
der regierender Yamilien befinden, b. zu ben 
Standesherrfchaften der vormals reichsſtändiſchen 
oder derjenigen Häufer gehören, benen bieje Be» 
freiung durch Berträge zugefichert ift oder auf 
Grund bejonderer Rechtstitel zufteht, inſofern 
diefe Gebäude für immer oder zeitweife zum 
Wohnfig ihrer te bejtimmt find; 2) 
die Wohnungen der Gejandten und bes Gefandt- 
ſchaftsperſonals fremder Mächte; ferner, in Vor. 
ausjegung der Gegenjeitigkeit, die Wohnungen 
der Berufsconfuln remder Mächte, fofern fie Ane 
gehörige des entjendenden Staates find u. in ihrem 
Wohnort Fein Gewerbe betreiben od. feine Grunb- 
ftüde befiken; 3) diejenigen Gebäude u. Gebäude» 
theife, welche zu einem Öffentlichen Dienft od. Ge— 
brauch beftimmtfind, * Rüdficht auf deren Eigen⸗ 
thumsverhältniſſe: inſonderheit alſo die zum Ge» 
brand; von Behörden beſtimmten, ſowie die zum Bes 
triebe der Eifenbahnen ——— Gebäude u. 
Gebäudetheile; 4) Univerfitätd- und andere zum 
öffentlichen Unterricht bejtimmte Gebäude, Bi- 
bliothefen und Mufeen; 5) Kirdyen, Kapellen und 
andere dem öffentlichen Gottesdienfte gewidmeten 
Gebäude ſowie die gottesdienftlichen Gebäude der 
mit Corporationsrechten verjehenen Religionsge— 


1) Die im 62 Biffer 1 getroffene Beitimmung findet zufolge 
Grjekes vom 9. Febr. 1875 $ 2 auf Bayern infoweit Anwend⸗ 
ung, als bie beitehenden Kaſernen für die Untertringung der 
Truppen in einzelnen Fällen nicht ausreichen folkten. 
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jellfchaften; 6) Armen-, Waijen- und Kranken-|Kreis. — In den Bundesſtaaten, mo derartige 
äufer, Beilerungd-, Aufbewahrungs- und Ges| Vertretungen nicht beftehen, bleibt der Landes. 


S 


halle, jowie Gebäude, welche milden geſetzgebung die Regulirung diefer Angelegenheit 
tiftungen angehören und für deren Zwede un-|überlaffen. — Die Grundjäge, nach welchen die 


mittelbar benugt werben; 7) neu erbaute oder|Bertheilung der Ouartierleiftungen in jedem Ge« 


bom Grunde aus wieder aufgebaute Gebäube bis 
ar Ablauf zweier Kalenderjahre nach dem Ka- 
— in welchem ſie bewohnbar, bezieh— 
ungsweiſe nutzbar —— ſind. — Zu neuen, 
einen Koſtenaufwand verurſachenden Herſtellungen 
können die Verpflichteten ohne Gewährung voll⸗ 
ſtändiger Entſchädigung Seitens des Bundes 
nicht angehalten werden. $ 5. Die örtliche Ver— 
theilung der ————— auf die Ge⸗ 
meinde refp. felbjtändigen Gutöbezirte im Gan— 
zen. — Die weitere Untervertheilung geichieht 
durch bie Gemeindevorftände rejp. die Bejiger 
ber jelbjtändigen Gutsbezirke, welche für die ge- 
Örige und rechtzeitige Erfüllung der Quartier» 
eiftungen zu jorgen haben. — In den Städten 
Tann die dauernde Verwaltung der Einquartier- 
ungsangelegenheiten einer aus Mitgliedern des 
Gemeindevorftandes und der Gemeindevertretung, 
oder aus letzteren und aus von der Gemeindes 
vertretung gewählten Gemeindemitgliedern gebil» 
beten Deputation übertragen werden. $ 6. In 
allen Ortſchaften, welche mit Garnijon belegt 
werben follen, wirb der Umfang, in welchem die 
Quartierleiftungen gefordert werden können, durch 
Katafter beftimmt, welche alle zur Eingquartier- 
ung benußbaren Gebäude unter Angabe ihrer 
Leiltungsfähigkeit, enthalten müſſen, und von dem 
Gemeindevoritand, beziehungsweiſe ber Servis— 
beputation alljährlich aufgejtellt werden. — Die 
bon den Gemeinden in Gemäßheit eines mit der 
Militärverwaltung getroffenen Uebereinfonmens, 
behufs Kafernirung der Truppen, hergerichteten 
Gebäude bleiben außer Unjag.— Nach geichehener 
Aufftellung iſt das Katafter während 14 Tage 
Öffentlich außzulegen u. dies befannt zu machen, 
— Erinnerungen gegen die Katafter find ſowol 
feitend der Militärbehörde, ald auch feitend der 
übrigen Interefjenten innerhalb einer Präclujiv- 
frift von 21 Tagen nach beendeter Offenlegung 
in den Städten bei dem Gemeindevorftand, in 
allen übrigen Ortichaften bei der vorgefegten 
Communalaufſichtsbehörde anzubringen. Ueber 
dieſelben entſcheidet endgiltig die obere Verwalt- 
ungsbehörde. — Nah erfolgter Erledigung der 
Erinnerungen werden die Kataſter von den mit 
ihrer Aufftellung beauftragten Behörden befinitiv 
abgeſchloſſen und darüber öffentliche Bekannt: 
madungen erlafien. — Die Aufitellung eines 
Katajters unterbleibt, wenn der Gemeinbevoritand 
und die Gemeindevertretung dies übereinftim- 
mend beichließen. $ 7.) Für die Landkreiſe reſp. 
analogen Berbände derjenigen Bunbesjtaaten, 
welche Kreis- oder ähnliche Bezirkövertretungen 
habeit, regeln Commiffionen, welche aus dem Land» 
rath, Amtshauptmann u. ſ. w. und zwei Mit- 
gliedern der Kreisverfammlung beftehen, die 
Grundjäbe u. Ausführung der allgemeinen Ver— 
theilung der Einquartierung auf den betreffenden 
I) Bezüglich ber AZuftändigfeit ber Behörden im Vereihe der 
Provinzialerdnung vom 29. Juni 1875 5. unter Berwalt 
ungsbehördben Geſetz vom 25, Juli 1876 $5 80, 81. 


meinbebeher erfolgen ſoll, werben durch Ge« 
meindebeſchluß od. durch ein Ortsſtatut beftinmt, 
für deren Erlaß die für die Einführung von 
Gemeindefteuern vorgeichriebenen Formen maß- 
gebend find und bis zu deren Zujtandefommen 
die bisher für die betreffende Gemeinde gelten- 
den Borjchriften über die Vertheilung der Quar« 
tierleiftungen in Kraft bleiben. — Das Statut 
fann auch Feitlegungen über Aufbringung von 
Gemeindezuſchüſſen zu den Quartierentſchädig— 
ungen oder über ſonſtige Geldausgleichung ent« 
halten. — Durch Ortsſtatut kann auch feitgejegt 
werden, daß in allen oder in beſtimmt bezeich— 
neten Fällen die einzuquartierenden Truppen in 
gemietheten Quartieren durch den Gemeindevor— 
jtand, bezüglich die Gervisdeputation unterges 
bracht und in welcher Weile die dadurch ent— 
ftehenden Kojten aufgebradjt werden ſollen. — 
Den Beligern der jelbjländigen Gutsbezirfe fteht 
frei, ſich behufs Leitung der Einquartierungs- 
laft mit einem benadhbarten Gemeindeverbande 
mit deſſen Buftimmung zu vereinigen. Sn ſol— 
chen Falle find die Beliger den Beftimmungen 
des Ortsſtatuts unterworfen. Für jolche ſelb— 
ftändige Gutöbezirfe, die eine Bereinigung mit 
einer Gemeinde nicht abgeidjloffen haben, muß 
in jedem einzelnen Yale die zunächſt vorgeſetzte 
Commmunal » Uufjichtsbehörde den Umfang der 
Ouartierleiftung unter Beobachtung der in den 
$$ 5 und 6 gegebenen Vorſchriften beftimmen. 
$ 8. Die Verpflichtung zur Gewährung der 
Duartierleiftungen tritt in den einzelnen Fällen 
in Wirfjamfeit: a, in ber Garnijon — durch 
Regnifition der militärischen ——— 
beziehungsweiſe deren Beauftragten, b. auf dem 
Marſche, bei Commandos und im Cantonnement 
— durch die von der oberen Verwaltungsbehörde 
ausgefertigte Marſchroute oder Quartieranweiſ— 
ung. $ 9. In den nad) ihrer localen Beſchaf— 
fenheit dazu geeigneten Ortſchaften können bes 
fondere Duartierbezirte gebildet werben. $ 10, 
Den Quartierträgern ift gejtattet, ihre Verbind— 
lichkeit durch Geitellung anderweiter Quartiere 
zu erfüllen. Diejelben müffen jedoch allgemein 
den gejeglichen Anordnungen entjprechen u. auf 
Verlangen die im $ 8 bezeichneten Behörden in 
den im $9 bezeichneten Quartierbezirten belegen 
jein, bei der das Quartier vertheilenden Behörde 
angemeldet und von dieſer geprüft werden. Er- 
folgt die Annahme folder Quartiere, fo über« 
nimmt ber Inhaber des Duartiers die Obliegen- 
heiten des urjprünglich Berpflichteten. — Gegen 
die das anderweitige Quartier zurüdweijende 
Verfügung der das Quartier vertheilenden Be— 
hörde findet feine Berufung ftatt. $ 11. Quar- 
tierträger, welche ihren Obliegenheiten nicht nach— 
fommen, find durch den Gemeindevorjtand, be- 
ziehungsweiſe die vorgejegte Communal⸗Aufſichts⸗ 
behörbe unter Anwendung adminiſtrativer Zwangs— 
mittel Hierzu anzuhalten. — Zu letzteren gehört 
auch die Beihafjung anderweiter Quartierräume 
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und ber benöthigten Utenfilien auf Kojten der, pflihtung begründet worden ift, bei bem Ge 
Verpflichteten. Die Koſten find in dieſem Falle) meindevorftand, beziehungsweiſe der vorgeſetzten 
von dem Verpflichteten auf dem für die —— Eommunal-Auffihtöbehörde angemeldet werden. 
ung der Gemeindeabgaben vorgejchriebenen Wege | — Dieje Frift läuft auch gegen Minderjährige 
beizutreiben. $ 12. Beichwerden über mangel- und Bevormundete, ſowie moralishe PBerjonen, 
Gafte oder nicht vollitändige Quartierleiftung Ad benen geſetzlich die Rechte der Minderjährigen 
durch die im $ 11 genannten Behörden zur zuſtehen, ohne Zulaſſung der Wiedereinjfegung in 
Stelle endgiltig zu erledigen. — Zur Erhebung |den vorigen Stand, jedod mit Vorbehalt des 
der Beſchwerde iſt befugt, in Garnijonen: der Regreſſes gegen die VBormünder u. Bermalter. 
Garnifonältefte oder dejjen Beauftragter; auf 8 18. Die zu feinem Gemeindeverband gehörigen 
Märichen 2c.: der Truppenbefehlähaber, bezich- Güter ftehen in allen durch dieſes Geſeß berühr- 
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ungsweife der Fonrieroffizier. $ 13. Beichwer- 
ben der Duartierträger find durd die im $ 11 
bezeichneten Behörden in Gemeinjhaft mit dem 
im $ 12 bezeicdjneten Offizier zu erledigen. Kön— 
nen fich Beide nicht einigen, jo wird die Ange— 
legenheit der höheren Verwaltungsbehörde zur 
endgiltigen Entſcheidung unter Buziehung des 
Truppencommandos vorgelegt. — Derartige Be— 
ſchwerden in Einquartierungs « Angelegenheiten 
find innerhalb vier Wochen ftatthaft. $ 14. Der 
Ortsvorſtand kann nad) Ablauf von drei Mona— 
ten einen allgemeinen oder theilweifen Wechjel 
der Quartiere vornehmen, nad Ablauf einer 
fürzeren Frift nur mit Zuftimmung der Wilitär- 
behörde. $ 15. Die tarifmäßige Entſchädigung 
(Servis) wird für jeden Einquartierungstag un« 
ter Ausschluß des Abgangstages mit des 
Monatöbetrages gewährt. — Fällt Ankunft und 
Abzug auf einen Tag, jo findet eine Vergütung 
nicht jtatt. Für ganze Kalendermonate wird der 
Servis auf 30 Tage ohne Nüdficht auf die Tages- 
zahl des Monats, bezahlt. — Die Wintermonate 
umijchliegen die Zeit vom 1, Dct, bis 31. März, 
— Die Zahlung des Gerviied erfolgt an den 
Ortsvorſtand in Garnijonen allmonatlid.— Die 
Befriedigung der einzelnen Quartiergeber ift Sache 
des Ortsvorſtandes. 8 16. Ueber die Zeit der 
wirflidhen Quartierleiftung hinaus wird der Ser- 
vis fortgezaglt: a) in der Garnijon: 1. für com: 
mandirte, franfe, arretirte u. beurlaubte Mann- 
ichaften vom Feldwebel abwärts, welche im Laufe 
des nächſten Monats in das Naturalquartier 
zurüdtehren, fofern dafjelbe reſervirt und nicht 
anderweit benugt worden ift; 2. für die zu eige- 
nen Stuben berechtigten Militärperfonen, ſowie 
allgemein für alle Chargen in mindeftend auf 
50 Mann kafernenmäßig eingerichteten Einquar— 
tierungshäufern während der Abweſenheit der 
Truppen zu den Uebungen; 3. während ber 
Truppenübungen für die in Privat» oder Com— 
munalſtällen untergebradhten Pferde, jofern die 
Stallungen zum ausſchließlichen Gebrauch des 
Militärs bejtimmt und während der Abwejenheit 
nicht anderweit benugt worden find, — Dafjelbe 
gilt unter gleichen Borausfegungen für Commtan- 
dos, wenn die Pferde im Laufe des nächſten 
Monats znrüdlehren; b) im Cantonnement: für 
die Quartiere der zu Uebungszwecken aus den 
Cantonnements ausgerüdten Truppen, jofern 
kein Cantonnementswechſel ftattgefunden hat. 
8 17. Entihädigungsanjprüde für gewährtes 
Naturalquartier, ſowie alle Nachforderungen 
müfjen zur —— ber Berjährung jpäte- 
ftend im Laufe des Kalenderjahres, welches auf 


dasjenige folgt, in welchem die Zahlungsver⸗ 


ten Beziehungen den felbftändigen Gutsbezirten 
gleih. 8 19. Das Bundespräjidium wird er 
mädhtigt, unter Zuſtimmung des Bundesrathes 
bei hHervortretendem Bedürfniß die Verſetzung 
einzelner Orte aus einer niederen Servisklaſe 
in eine höhere anzuordnen. 8 20. Alle den 
Vorſchriften dieſes Gejeges zuwiderlaufenden ans 
deögejeglichen Beitimmungen werden aufgehoben, 
Die zur Ausführung diejes Gejehes erforderlichen 
allgemeinen Anordnungen erfolgen durch beſon— 
dere Verordnungen des Bundes-Präfidiums,!) 
Beilage Yit. A. 
Regulativ für bie Quartierbedürfnifie 
der bewaffneten Madt. 

$ 1. [I. Garnifonquartier » Raumbebürfnif.) 
Das Quartierbedürfnig bejteht im Falle des 53 
Nr. 1 des Geſetzes für: 1) Feldwebel und die 
übrigen im Tarife unter A, 4 und B, 11 ge 
nannten Ehargen in je einer Stube von unge 
fähr 225 Fuß; 2) Portepeefähnriche und die 
im Tarife unter A, 5 und B, 12 erwähnten 
Chargen in je einer Stube von 150—180 ruf; 
3) Unteroffiziere, Unter-Mofärzte und die im 
Tarife unter A, 6 aufgeführten Militärperfonen 
in einer Stube von mindejtens 180 IIFuß für 
je 2 Perjonen diejes Grades; 4) für alle übrigen 
Chargen in Schlafkammern. 82. Wird das 
Raumerforderniß der zu eigenen Stuben berech— 
tigten Perſonen durch die überwiejenen Zimmer 
nicht erfüllt, jo können zur Ergänzung aud 
Sclaflammern beigegeben werden. — Die Stuben 
find bis 10 Uhr Abends zu erleuchten und im 
Winter zu Vol 

$ 3. Beſchaffenheit des Raumes.) Die Schlaf 
fammern müjjen mit verpußten od, dicht ſchließen⸗ 
den Wänden u. Deden, einer orduungsmäßigen 
Dielung, mit Fenſtern, die geöffnet u. gefchloffen 
werden können und injofern die Kammern ım 
oberen Stockwerke gelegen find, auch mit einer 
gangbaren Treppe verjehen, troden und gegen 
Einfluß der Witterung gefidhert jein. — Die de 
lfegung der Kammern erfolgt, foweit es der vor« 
handene Raum geftattet, dergeftalt, daß zwiſchen 
jeder Lagerſtätte mindeftend ein leerer Raum von 
drei Fuß und außerdem in der Kammer ein 
verhältnigmäßiger, gemeinjchaftli zu benugen» 
der Raum zum Ankleiden u. Reinigen verbleibt. 
Während des Tages hat der Duartiergeber ben 
Aufenthalt der in Schlaflammern Einquartiertem 
nad jener Wahl in jeinem eigenen oder einem 
anderen (Abends bis 9 Uhr erleudhteten und im 
Winter erwärmten) Wohnzimmer zu geftatten. 


1) Bezüglich Baperns erfolgen die Ausführu 
dur trial. Berorbnung ; Geſetz vom 9. Bebe 1er ga 
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— ft eine ſolche Unterkunft der Einquartierten Zimmer und 1 Gefindeftube; 2) für die Charge 
mit den häuslichen Verhältniſſen bes QDuartier-|der Stab8o'fiziere umd der im Tarife sub B, U 
geberd nicht vereinbar, jo muß derjelbe an Stelle| aufgeführten . Militärbeamten 2 Zimmer und ı 
der Sclaflammern Stuben überweijen, Die ge Gejindeitube; 3) für die Charge der Hauptleute, 
hörig erwärmt und in der angegebenen Zeit er-|Rittmeijter, Lieutenants und der Militärbeamten 
leuchtet fein müſſen. — Die Belegung derjelben|ad B, 10 bes Tarifs 1 Zimmer u, 1 Burfchen- 
ift nur ſoweit zuläffig, als für jeden Mann ein|rejp. Dienergelaß; 4) für die Militärperjonen 
törperlidier Raum von 420 Kubitfuß verbleibt. vom Feldwebel abwärts die Quartier-Bedürfnifje 
$ 4. [Duartierausftattung] An Utenfilien,Imwie im $ 1, 1—4 unter den im $ 9 enthaltenen 
Geräth, Wäſche zc. ift vom Quartiergeber zu ge⸗ Einſchränkungen; 5) Stallungen in derjenigen 
währen: a) für jede Perſon eine Bettftelle nebft| Beihaffenheit, in welcher der Quartiergeber ſolche 
Stroh, Unterbett od. Matrage, Kopftijfen, Bett-|in jeinem Wirthſchaftsgebrauche benußt; 6) Bus 
tuch und einer ausreichend wärmenden Dede mit|reaus, Wacht: und Arrefträume, 
Ueberzug, oder ein Dedbett; b) für jede Perfon) $ 8. [Ausjtattung des Djfizier- 2c. Quartiers.) 
ein Handtuch; e) für jede Stube beziehungsweife| Feder Offizier 2c. hat Anfpruch auf angemefjene 
Kammer, bei den im $1 ad 4 genannten Char- | Ausjtattung des Zimmers, zum Mindeften auf 
gen für je 4 Köpfe, ein Tiih von 3—4 Fuß ſein reines Bett, einen Spiegel, für jedes Zimmer 
Länge und 2—3 Fuß Breite mit Berſchluß, einjauf einen Tiih und einige Stüble, auf einen 
Schrank oder eine verdedte Vorrihtung zum Schrank und Waſch- und Teintgeichker. — Für 
Aufhängen der Montirungs- und Ausrüſtungs— 
ftüde und der Waffen, zwei Stühle und zwei 
Scjemel, in den Gemeindequartieren fir jede 
Perſon ein Schemel; d) das nöthige Waſch- u. 
Zrinfgefäß; e) Benupung des Kochfeuers u. der 
tod, Eh: u. Wafchgeräthe des Quartiergebers. 
— Das Stroh in den Lagerftätten ijt nad Ab- 
lauf von 2 Monaten zu erneuern, der Wechjel 
der Handtücher erfolgt wöchentlich, derjenige der 
Bettwäjche bei jedesmaligem Quartierwecjiel, deſſelben Grades in ein Zimmer gelegt werden. 
ſpäteſtens allmonatlich, die Reinigung der wolle-!jn der Verpflichtung zur Hergabe ber Utenfilien 


2 und Erleuchtung der überwiejenen 
nen Deden nad) Bedarf, mindeltens = Geräthe wird hierdurch nichts geändert. — 


Zimmer tft Seitens der Quartiergeber zu jorgen, 
auch die gleichzeitige Benutzung des Kochfeuers 
und des Kochgeſchirrs zu geitatten, — Die Aus— 
jtattung der Geſindeſtuben, Burſchen- u. Diener: 
gelajje auf die Zahl der mitgefüßrten Diener 
iſt dieſelbe wie diejenige der Mannſchaftsquartiere. 

$ 9. [MannfchaftssQuartiere.] Bon dem im 
51 ad 2 genannten Militärperfonen können zwei 


einmal. Die dajelbjt ad 4 erwähnten Perſonen müſſen, 
$ 5. [Stallung.] Für Dienftpferde der Gar⸗ wenn Sclajlamımern, Betten oder Deden nicht 
nijon find Stallungen erforderlich, welche mit gewährt werden können, ſich mit einer Yagerftätte 
Raufen, Krippen und YLattirbäumen verjehen,[aus friſchem Stroh, weldyes in angemefjenen Zeit: 
nicht duntel, von angemefjener Höhe u. gehörig räumen ſpäteſtens nad) ahttägiger Benugung zu 
zu lüften find. — Jeder Pferdeftand muß 10 Fuß ſerneuern it, in einem gegen die Witterung ge— 
lang und 5 Fuß breit fein. Bu den vom Quar- ſicherten Obdache und mit einer Gelegenheit zum 
tiergeber zu gewährenden Stallbedürfniffen ge-Auſhängen oder Niederlegen der Montirungs— 
hört ferner eine Borrichtung zum Wufhängen | Yusrüftungsftüde und Waffen begnügen. 
des Sattelzeuges und der Gejdirre im Stalle,| $ 10. [Stallungen.] Für die Stallungen ift 
ein Raum zur Aufbewahrung eines dreitägigen|an Streuftroh, Stalllicht, Stalleinrichtung und 
Fouragevorraths, Erleudytungsmaterial, die Her: [Stallgeräth nur das Nothwendigfte u. Hausüb» 
gabe und Unterhaltung der StallsUtenfilien. — [liche zu beanjpruchen. — Der Dünger verbleibt 
Xeptere find für 1 bis 10 Pferde. ein Eimer, dem Quartiergeber. 
eine Schaufel, eine Futterfhwinge, eine Hand-| $ 11. Geſchäſts-, Wacht- und Urreftlocalien.] 
faterne, eine Miftgabel, 1 bis 2 Bejen, eine[Gejhäftszimmer für die Truppen und Admini— 
Hädjellade, und außerdem für jedes Pferd eineljtrationen find mit zweddienlier Einridtung, 
Halfterfette. — Bei Stallungen von 15 Pferden|mindejtens mit zwei Tiſchen u. einigen Stühlen, 
und darüber ift ein angemefjener Raum für die] Wachtlocale mit zwei Bänken, einem Tiſche, einer 
Stallwache zu referviren. — Für franfe Pferde| Pritiche oder Streu zu verjehen. — Sind dis— 
find abgejonderte Stallungen anzuweiſen. $ 6.|jpomible Urrejtlocale vorhanden, jo find diefe den 
Den Duartiergebern verbleibt der Dünger zur| Truppen auf Erfordern zu überweijen. Anderen» 
Berwerthung als Vergütung für Erleudptungs-|fald genügt ein Raum zur Unterhringung von 
material und Stallslltenjilien. Bei zujanmens-|Urreftanten. — Die Beheizung diejer hier ge» 
hängenden Stallungen für eine Escadron und|nannten Localien und die Erleuchtung der Ge» 
darüber fann der Truppentheil die Onartiergeber|fchäftd- und Wachträume Tiegt den Quartier- 
mit deren Zuſtimmung gegen Aufgabe des Ans|gebern ob. 
pruchs auf den Dünger von der Unterhaltung] $ 12. ar Allgemeine Beftimmungen.] Stadte 
es Utenjil3 und der Verpflichtung zur Hergabe ah die allgemein al3 der Gefundheit nad). 
des Erleuchtungsmateriald entbinden. tbeilig anerlannt find, im Bau begriffene Häufer, 
$ 7. [II. Vorübergehendes Quartier - Raums» feudte Kellerwohnungen und andere ungeeignete 
erforderniß.] In den Fällen des $ 2, Nr. 2 des oder nicht gehörig gejhügte Räumlichkeiten dür— 
Geſetzes iſt vom Quartiergeber zu gewähren: fen mit Militärperfonen nicht belegt werben. 
1) für die Charge der Generäle und der im i 13. Die Quartiere der Offiziere 2c,, die Ge— 
Tarife unter B, 8 genannten Militärbeamten 3 findejtuben, ſowie die Burſchen- und Dienerge- 
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lafje müfjen in denfelben Häufern, Stallungen 
innerhalb der für die Compagnie od. Edcadron ꝛc. 
beftimmten militärifchen Quartierbezirke in mög- 
lihfter Nähe der Quartiere gewährt werden. — 
Miethöquartiere ($ 10 des Gefepes) müſſen in- 
nerhalb dejjelben militäriihen Quartierbezirks 
belegen fein, welchem der verpflichtete Quartier- 
geber angehört. $ 14. Die Zumeijung der Quar- 
tiere ꝛc. an die Truppen erfolgt mitteld Quar— 
tierbillet3, welche vom Ortsvorſtande audgefertigt 
werden, — Diejelben enthalten die genaue Be- 
zeichnung der zu belegenden Quartiere mit Bei- 
fügung der Charge und Kopfzahl der Einzu- 
quartierenden und dienen ben Truppen zur Le— 
itimation den einzelnen Quartiergebern gegen- 
über, denen fie zunächft gegen Gewährung des 
Quartiers ausgehändigt werden. $ 15. Nevifionen 
belegter Quartiere koͤnnen dur Organe des 
Ortsvorſtandes, der vorgejegten Verwaltungsbe— 
hörbe, jowie der Truppenbefehlshaber jederzeit 
erfolgen.*) 


2. Inſtruction zur Ausführung des 
Gejeges über die DQuartierleiftung für 
bie ar pc Macht während des 
Friedenszuſtandes, vom 25. Juni 1868, 
vom 31. December 1868. 


81. Die Verpflichtung der Bundesangehörigen 
zur Quartierleiftung ift eine ſubſidiäre. Gie tritt 
nur in dem Falle und nur infoweit in Wirfjam- 
feit, als das militärische Bedürfnig an dem mit 
Einquartierung zu belegenden Orte weder durd) 
fifcalifche Kajernen und Stallungen, noch durch 
freiwillig geitellte Quartiere oder Privatcaferne- 
ment3 volljtändig gededt wird. Zur Ein- 
quartierung können alle, ihrer Beichaffenheit nad) 
zur Unterbringung von Mannichaften und Pfer- 
den geeigneten Räume, mit alleiniger Ausnahme 
ber nad) $ 4 des Geſetzes befreiten, fowie der— 
jenigen in Anſpruch genommen werden, welche 
für das eigene Wohnungs, Wirthſchaſts- und 
Gewerbebetrieb3-Bedürfniß des Inhabers unent- 
behrlih find. — Alle biöherigen im $ 4 des 
Geſetzes nicht genannten Tandesgejeglichen Befrei« 
ungen, gleicjviel, ob fich diejelben auf ganze 
Diltricte oder Ortichaften oder auf einzelne Kate- 

orien von Perfonen oder Grundftüde bezogen, 
And aufgehoben. — Inwieweit für den Fortfall 
der Befreiung Entſchädigung aus öffentlichen 
Laſſen in Fre 

bie — bisher an den Staat 
Abgaben ꝛc. fo 

Geſetzes in Wegfall. % Nah $ 5 dei Ge- 
jepe3 erfolgt die Örtliche Bertheilung der Quartier 
leitung auf die Gemeinden und felbftändigen 
Gutsbezirte im Ganzen und bleibt die Unterver- 
—— nach Maßgabe des Ortsſtatuts, bezw. 
bis zum Zuſtandelommen eines ſolchen nach Maß⸗ 
gabe der bisher für die betreffende Gemeinde 
eltenden Vorſchriften ( 7 des Geſetzes) dem 


pruch zu nehmen iſt, bleibt nach| des 
den Landeögejegen zu beurtheilen. — Alle für (Landrath, 


Duartierleiftung. 


bezirte überfaffen, welche fi in Bezug auf die 
Eingquartierung einer Nachbargemeinde nicht an— 
geihloffen haben. — Sit ein folder Anſchluß 
($ 7 des Geſetzes) erfolgt, fo liegt die Unter- 
re ig auch innerhalb des Gutsbezirls dem 
Vorſtande der Anſchlußgemeinde, beziehentlich der 
Servisdeputation ob. — Die mit der Unterver- 
theilung der Quartierleiftung beauftragten Or⸗ 
gane find auch für die gehörige und rechtzeitige 
Erfüllung der Leiſtung verantwortlid. $ FR 
Die Grundſätze für die Vertheilung der Ein- 
quartierung auf alle, beziehungsweife auf einzelne 
Ortſchaften der Landkreife oder ähnlicher Ber- 
bände werden durch die nad) $ 7 des Geſetzes 
zu bildenden Commiffionen im Voraus feſtgeſtellt. 
— Denjelben liegt namentlid) ob, die Belegungs- 
fähigfeit der einzelnen ländlichen Ortichaften 
nah Maßgabe des vorhandenen Raumes und 
der ſonſt in Betracht kommenden Iocalen Ber 
hältnifje zu ermitteln. — Die Refultate dieſer 
Ermittelungen find von ihnen in bejonderen Nach— 
weilungen zufammenzutragen, weldje der oberen 
Verwaltungsbehörde eingereicht werden und zum 
Anhalte bei Austellung der Marfchrouten und 
für die Veftimmung des Umfanges der Quartier» 
leiftung im bejonderen Falle dienen ($ 6 biejer 
Inſtruction). $ 5. Die Belegung einer Ort 
ſchaft mit Garnifon erfolgt in jedem einzelnen 
Falle auf Grund Allerhöchſter Entſcheidung des 
Bundesfeldherrn, welcher eine Communication 
des General-Commandos mit der oberen Ber- 
waltungsbehörde über die Zuläffigfeit der Beleg- 
ung und bie Garnijonftärke voranzugehen —— 
— Nach erfolgter Entſcheidung wird die Beleg. 
ung durch Requiſition der militäriſchen Com— 
mandobehörde beziehentlich deren Beauftragte an 
den Gemeindevorſtand oder die ſonſtigen Organe 
für die Untervertheilung der Einquartierung ($ 3 
diefer Inſtruction) zur Ausführung gebradit. 

6. Fuͤr Cantonnements und Märjche tritt die 

erpflihtung zur QDuartierleiftung auf Grund 
der von der oberen Verwaltungsbehörde ausge 
jertigten Marjchroute in Wirkjamkeit, welche die 
Zahl der unterzubringenden Militärperjonen und 
Dienftpferde, jowie die zur Aufnahme beftimms 
ten Ortjchaften anzugeben hat, — Die Marſch— 
route, deren Original das Commando der marjchi- 
renden Truppe erhält, wird von der auzjtellen- 
den Behörde der Kommunal - Aufjihtsbehörde 
mit Einguartierung zu belegenden Bezirks 
Amtshauptmann, Amtmann 2c.) in 


gezahlten Abſchrift mit ie i - 
mmen mit bem Inkrafttreten des geteilt, weldhe Tegtere bie in Min 


ich zu nehmenden Gemeinden oder Befiger 
elbjiändiger Gutsbezirke ſofort mit Nachricht ver— 
fieht uud dabei über den Umfang und die Ber- 
teilung der Quartierleiftung nähere Beſtimmung 
trifft. — Gemeindevorftände, welche in commus 
naler und polizeilicher Hinficht der unmittelbaren 
Aufjiht der oberen Verwaltüngs-Behörde unter- 
liegen, empfangen die Abjchrift der Marjchroute 
durch Diefe Tegtere direct. — Fit die rechtzeitige 


emeinbevorftande oder ber Sexpigdeputation, Venachrichtigung durch die Communal-Mufjichts: 


beziehentlid; den Beſihern ber jelbftändigen Guts⸗ pepörde nntyunlich, jo tritt die Verpflichtung 


1) Der num ſals Beilage Lit. B) folgende Servistarif wird 
bier nicht abgebrudt; ebento nicht bie Veilage Lit. E (Alaſſen⸗ 
eintbeilung der Drte). 


ur 
Quartierleiftung ſchon durch die Vorzeigung * 
Marſchroute ſeitens des Truppencommandos od. 
der Fouriere in Wirkſamkeit. — Machen die 
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Localverhältniffe oder außerordentliche Umftände, fugniß eingeräumt wird, die einzuguartierenden 
Abweihungen von der Marſchroute erforderlid,| Truppen in gemietheten Duartieren unterzu- , 
jo werden diejelben im Einverftändnig mit dem|bringen. In diefem Falle muß das Ortöftatut 
Truppencommanbo oder dem Fonrieroffizier durch) zugleich über die Urt der Aufbringung der ent» 
die Communal-Auffiht3behörde angeordnet. Eine) ftehenden Koften disponiren ($ 7, Al. 5 des Ge-⸗ 
derartige — von welcher in erheblicheren| jeges). F 10. Die Marſchrouten find nach dem 

Bällen der oberen Verwaltungsbehörde Anzeigeſsub Litt. A beigefügten Formulare auszuftellen. 
zu machen ift, begründet die Verpflichtung zurſ — Das sub Litt. A anliegende Verzeichniß er- 
Ouartierleiftung in gleicher Weiſe, wie bie Mar! «gibt, welche obere Berwaltungsbehörde in den 
route. $ 7. Hinfichtlic der Eingquartierungs- [einzelnen Bundesftaaten zur Ausjtellung von 
lataſter in den Garnifonorten ($ 6 des Gejeges)| Marfchrouten befugt find und welchen Behörden 


Uuartierleiftung. 


En die nadjfolgenden Vorſchrifien: 1) die Auf- die örtliche Bumweifung der Einquartierung ob» 


elung erfolgt alljährlich durch den Gemeinde- 
vorjtand reip. die Servisdeputation; 2) in das 
Katajter find alle zur Einguartierung benugbaren 
Gebäude des Gemeindebezirks und der etwa an— 
geſchloſſenen ſelbſtändigen Gutsbezirke unter An— 
gabe der Ortdnummer, fowie der Namen der 

igenthümer und der Inhaber einzelner Gebäude- 
theile einzutragen; 3) bei jedem einzelnen Ge— 
bäudetheile ift unter Berüdjichtigung des eigenen, 
auf das Maß ded Unentbehrlihen bejchränften 
Wohnungs⸗, Wirthichaftd- und Gewerbebetriebs- 
Bedürfniffes des Inhabers in einer bejonderen 
Eolonne die höchſte Sapı der Mannſchaften vom 
Teldwebel abwärts, bezw. der PDienjtpferde zu 
vermerken, melde darin untergebradht werben 
kann; 4) bei ganzen Gebäuden oder einzelnen 
Theilen derjelben, denen Befreiungen nad) $ 4 
bed Geſetzes zuftehen, bedarf es des Vermerkes 
zu 3 nicht, vielmehr iſt an Stelle deſſelben der 
Grund der Befreiungen einzutragen; 5) Räume, 
welche behufs Unterbringung von Militärperjonen 
vom Feldwebel abwärtd oder von Dienjtpferden 
vermiethet find, bleiben für die Dauer des Mieths- 
verhältnifjes von der Einquartierung frei, und 
ift dies entiprehend wie bei 4 zu vermerken. 
8 8. Die nad) Maßgabe des Vorjtehenden an- 

efertigten und nach $ 6 des Geſetzes endgiltig 
Pitgeftellten und veröffentlichten Katajter be: 
jtimmen den Umfang, in weldem die garnijon- 
mäßigen Quartierleiftungen won der Gemeinde 
im Ganzen gefordert werden können und bilden 
zugleich die Grundlage für deren reale Unterver- 
theilung in der Urt, dab bie in den Katajtern 
verzeichneten Maximalſätze nicht überjchritten 
werden dürfen. — Iſt die Aufjtellung eines Ka— 
taſters infolge übereinftimmenden Beſchluſſes 
bed Gemeindevorftandes und ber Gemeindever- 
tretung unterblieben ($ 6 des Gejehes), jo hat 
ber Gemeindevorftand bezw. die Servisdeputation 
für die Befriedigung des gamnifonmäßigen Duar- 
tier-Bedürfnifjes lediglich nad) Maßgabe der 551 
bis 4 des Geſetzes und des Ortsſtatuts Sorge 
u tragen. $ 9. Die Aufſtellung eines Orts, 
Paue beziehentlich ein Gemeindebeſchluß über 
die Grundſatze, nach welchen die Vertheilung der 
Quartierleiſtungen geſchehen ſoll, muß für jeden 
Gemeindebezirk erfolgen, gleichviel ob derſelbe 
mit Garnijon belegt ift oder nicht ($ 7 Al. 8 
bes Geſetzes). Die Communal- Auffichtsbehörde 
* auf die ſchleunige diesfällige Beſchlußfaſſung 
inzumirlen, wobei für Garniſonorte die Auf— 
nahme einer Feitiepung in das Ortsftatut thun— 
lichſt zu befördern ih durch welche Dem Gemeinde» 
vorjtande bezw. ber Serpisdeputation die Be— 


liegt. — Für bejonderd fchleunige Fälle haben 
die oberen Berwaltungsbehörden den General- 
Commandos vollzogene Blankets zu Marichrou- 
ten zur jelbitändigen Ausfüllung zur Verfügung 
zu jtellen. Wird jeitend der Generalcommandos 
von denjelben Gebrauch gemacht, fo iſt gleich- 
zeitig ein Duplicat ded ausgefüllten Blantets 
der oberen Berwaltungsbehörde mitzutheilen. 
$ 11. Die Buweifung der Eingquartierung an 
die einzelnen Quartierträger erfolgt in jedem Falle 
mittelö bejonderer Quartierbillet3 nad dem sub 
Litt. C beigefügten Formular. Hierbei werden 
gleichgerechnet je eine der Ehargen 

zu 1 und 8 des Gervistarifs 


30 Gemeinen 


„2 un I u " = 20 " 
" 3 " 10 " " = 10 " 
„sul „ " =5 r 
„5 „1 „ n = 3 n 
„6 „23 „ n = 2 " 
Melde Quartiere für die vorjtehend bezeich— 


neten Chargen und welche für Gemeine in Anjprud) 
zu nehmen find, wird nad) dem militärischen Be» 
dürfniffe, bezw. unter Zugrundelegung der im 
$ 7 des Regnlativs (Beilage Litt. A des Gefeges) 
enthaltenen Vorſchriften bejtimmt. F 19, Die 
Ausfertigung der Quartierbillets für einen Ges 
meindebezirf und die angejchlojjenen Gutsbezirfe 
erieig durch den Gemeindevorjtand beziehentlich 
die Gervisdeputation. — In den an einen Gi» 
meindebezirf nicht angeſchloſſenen jelbitändigen 
Butöbezirten bedarf es der Wusjtellung von 
Quartierbillet3 nur in dem Falle, wenn auch die 
Hinterfaffen ded Gutes zur Uuartierleiftung her« 
angezogen werden ſollen. In diefem Falle er- 
folgt die Ausftellung durch den Beſitzer des Guts— 
bezirtö oder dejjen Stellvertreter. — Bon den 
Communal-Auffichtöbehörden ift darauf zu halten, 
daf in den einzelnen Ortichaften Quartierbilletö 
vorräthig find, wobei es ſich empfiehlt, die Quar- 
tiere mit und ohne Verpflegung verjchiedenartige 
BilletS zu wählen. 8 13. Müſſen wegen ver 
weigerter oder unvollſtändiger Quartierleiftung 
Zwangsmittel gegen Uuartierpflichtige in Ans 
wendung gebradjt werden und iſt der Zweck nicht 
anders als durch Uebertragung der ganzen oder 
theilweifen Leiſtung auf Dritte zu erreichen, fo 
find die Gemeindevorjtände berechtigt, den er» 
forderlihen Vorſchuß aus der Gemeindelaffe zu 
entnehmen. Bis zur Höhe des Vorſchuſſes tönnen 
auch die auf den Pflichtigen entfallenden Servid- 
vergütungen einbehalten werden. $ 14. Wirb 
ein allgemeiner Quartierwechſel nad) Ablauf von 
3 Monaten beabfichtigt ($ 14 des Geſetzes), fo 
hat der Ortsvorftand unter Ungabe des neuen 
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QDuartierbezirt3 den Truppentheil noch vor Be— 
ginn des dritten Monats hiervon in Kenntniß 
zu jegen. & 15. Ueber bie in den Garnifonen 
jeitend der einzelnen Zruppentheile gezahlten 
Servisvergütungen ftellen die Gemeindevorjtände 
nah dem sub Litt. D beigefügten Formular 
Quittungen aus. — Für Quartiergewährung in 
Cantonnementd und auf Märſchen empfangen 
die Ortichaften von den Truppentheilen Quartier- 
bejcheinigungen nad) dent sub Litt. E beigefügten 
Formular. — Auf Grund diefer Beicheinigungen 
liquidiren in den Städten die Gemeindevorjtände, 
auf dem Lande die Communal-Aufficht3behörden 
die Servisentfhädigungen nad) dem unterm Litt, 
F beigefügten Formular in Beitabjchnitten von 
3 Monaten bei derjenigen Intendantur, zu deren 
Bezirk die mit Einquartierung belegten Ortſchaf— 
ten gehören.) — Die Auszahlung des Serviſes 
erfolgt an die mit der Uintervertheilung der Ein- 
quartierung (Ausſtellung des Quartierbillets) be 
auftragten Organe, $ 16. Wo nad) der Be- 
ſtimmung des $ 15 des Geſetzes feine Vergütung 
für die Quartierleiflung gewährt wird, ift unter 
der Bezeihnung: „Tag“ der bürgerliche Tag von 
Mitternadt zu Mitternacht Zu verftehen. $ 17. 
Die duch den Anhang zur Klafjeneintgeilung 
der Orte (Beil. Litt. C des Geſetzes) für die zum 
Zwede der Artillerie-Schießübungen zu befchnfen. 
den, jowie für jonftige vorübergehende Quartier- 
leijtungen bemwiliigten Höheren Servisvergütungen 
beginnen erſt mit der wirklichen Eröffnung der 
Artillerie Schieübungen, beziehentlich nach Ab- 
fauf einer ununterbrochenen Cantonnementszeit 
von 30 Tagen ohne Quartierwechſel. $ 18. In 
der gejeglichen eventuellen Verpflichtung der 
Gemegpdevorftände zur Uebernahme der Garnifon- 
vermwaltungs »Gefchäfte in den Garnifonen wird 


nichts geändert. 
Beilage Litt. A.%) 
Marſchroute. | 
(Zahl) Generale (Angabe der Truppen: 
Stabsoffiziere theile, welchen die 
Hauptleute, Rittmeifter Marſchirenden an- 
und Lieutenant gehören u. ob die 


„»  Merzte jelben auf dem 
» Bahlmeifter Marſche das Quar— 
Se lbivebel Bacstmeifler tier mit od. ohne 
„  Unteroifiziere Verpflegung zu 
»  Spielleute empfangen haben), 
„Gemeine 


Offizierburſchen und Diener 
Einjährig-Freiwillige 
Rekruten 
Reſerviſten 
Trainſoldaten 
Stab3-Rof- und Roßärzte 
Büchſenmacher und Sattler 
Difizierpferde 
Dienftpferde 
„ Remontepferde 
gehen unter dem Commando des (Namen, Charge 
1, Abſatz 3 des $16 in der Faſſung nach dem Allerhöchiten 
Erlak vom 3. Eept. 1870. 
) Die weiteren Beilogen diefer Jnftruction, fa nur For⸗ 
mulare für bas Einquartierungss:Rehnnungswefen, werden bier 
nicht abgedrudt. 



























Quartierleiſtung. 


und Truppentheil des Führers), wie umftehend 
näher angegeben ift, von... .. über. .... 
nad... ., wobei auf der Strede von..... 
ER die Eifenbahn (dad Dampfſchiff zc.) 
zu benugen ift. — Für die Marfchirenden ift 
erforderlich und unter Beachtung der umftehend 
abgedrudten en prompt zu verab- 
reihen: 1) Quartier (Obdad), Gelegenheit zum 
Koden und Lagerftroh; 2) Marfhverpflegung 
für die Mannfchaften, jofern diejelbe (nad) der 
obigen Angabe) überhaupt zu gewähren iſt; 3) An 
Verpflegung für die Pferde nah preußischen 
Maß und Gewicht: 

(Zahl) er... dal... Metzen 
. + Pfund Heu 


Nationen zu 


.. do. Gtrob 
Gahl) .. 2 BHafer (... Meten) 
Nationen zu I .. Pfund 2. 

.. Do, troh 


Gahl) 


.. Hafer (... Metzen) 
Nationen zu a 


2 ; Pfund Heu 
.. do. Stroh 
4. An Transportmitteln zur Fortſchaffung ... 


.»..„—...a.a„... .. ee" ....:. 20 2, 8 ee eo 0 0 oe 9 0 8 


— — — — — — 


(Baht) angefchirrte Vorlegepferde 


einſpännige 
zweiſpännige Vorſpannwagen 
„  bieripännige f 


„ . Lorjpann-Heitpferde. 
5. Geſchäfts-, Arreft- und Wachtlocafe, 

Ort und Datum, 

Birma der außftellenden Behörde, 
(Unterjchrift.) 
Beftimmungen. | 

[A. Verpflegung der Mannſchaften.) 1. Die 
Verpflegung des Soldaten auf dem Marfche liegt 
dem Quartiergeber ob. Im Allgemeinen fol fic 
der Soldat mit der Mahlzeit des letzteren bes 
gnügen; um jedoch Beeinträchtigungen, fowie 
übermäßigen Forderungen vorzubeugen, wird 
die täglich su verabreichende Verpflegung auf 
. Pfund Fleiſch — Gewicht des rohen Fleiſchee 
— Zugemüſe und Salz, foviel zu einer Mittags« 
und Ubendmahlzeit gehört, und das für einen 
Tag erforderliche Brot (bis zu 1 Pfund 26 Loth) 
feftgefegt. — Frühſtück und Getränf hat der 
Soldat von feinem Wirth nicht zu fordern, Die 
volljiändige Beköftigung muß dem Soldaten aber 
jelbit dann verabreicht werden, wenn er zu 
jpäter Tageszeit im Quartier eintrifft. Die 
Marſchverpflegung wird den Ouartiergebern mit 
5 Sgr. und wenn fie fein Brod gegeben haben, 
mit 3 Sgr. 9 Pf. vergütet. 2. Sie Verabreich- 
ung von Marjhverpflegung an Offiziere, Werzte 
und Zahlmeifter erfolgt, wenn feine anderweite 
Einigung zu Stande fommt, nad) den unter ı 
enthaltenen Vorſchriften. A 

[B. Verpflegung der Pferde.) 8. Können die 
Rationen nicht durch Anftalten des Bundes bes 
ſchafft werden, jo haben die Gemeinden nach dem 
Edicte vom 30, Oct. 1810 die Verpflichtung, den 
durchmarſchirenden Truppen den erforderlichen 
Bedarf auf Grund der Marfchrouten zu gewähren. 
— Eind die Gemeinden nach Beſcheinigung der 
'Eommunal» Aufjichtsbehörde aufer Stande, den 


Radfelgen — 


Fouragebedarf aus eigenen Mitteln herzugeben, 
fo müſſen fie denfelben von der nächſten VBerab- 
reihungaftelle holen, worüber der Commando» 
führer eine VBoripann-Quittung auszuftellen, die: 
fen Vorſpann aljo nicht zu bezahlen hat. Weber 
die von den Gemeinden entnommene Fourage, 
welche nie zur Stelle bezahlt wird, ift vom 
Enmmanboführer in vorichriftsmäßiger Form zu 
quittiren. 

[C. Borfpann:» Geftellung] 4. Nad dem 
Edicte vom 28. Det. 1810 find die Gemeinden 
verpflichtet, den Zruppen«Mbtheilungen die auf 
dem Marche zuftehenden Transportmittel in Bor- 
ſpann zu geftellen. Es find fortzuſchaffen: auf 
einem einfpännigen Wagen oder Karren 7'/, Etr., 
auf einem zweilpännigen Wagen oder Karren 
10 Eentner, auf einem vierfpännigen Wagen od. 
Karren 20 Eentner, durch jedes Vorlegepferd 5 
Eentirter. Der einjpännige Karren ober 


Wagen wird den Gemeinden mit ı M 12 P,|den Gemeindevorftand bezichentlich den 
jedes bejonder3 geftellte Pferd, cd möge al3|des jelbftändigen Gutsbezirks gezahlt. 7. 
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nung der Vergütung bleibt jomwol der Weg vom 
Wohnorte des Anſpänners bis zum Geftellungd- 
punkte, ald auch der Weg von dem Entlafjungs- 
orte zurüd nad) dem Wohnorte, außer Betradt. 

[D. Bezahlung und Quittung] 5. Die Ber- 
ütung für empfangene Marfchverpflegung und 
ür Borjpann, ausfchließlih der ad B. 3 dieſer 
Beftimmungen erwähnten Fälle, muß in jedem 
Marſchquartier fofort gegen Quittung der Ge- 
meinden bezahlt werden. Die Zahlung darf nur 
unter — red Fe ai Berhätniffen bei 
größeren ZTrandporten unterbleiben und wird 
aledann den Gemeinden über die gewährte Marſch- 
verpflegung, ſowie über Vorſpann vom Com— 
mandoführer vorfhriftemäßig Quittung geleiftet. 
6. Der zu entrichtende Geldbetrag wird: a) in 
Städten auf dem Gemeindehaufe dem Gemeinde— 
vorftande beziehentlich deſſen hierzu Tegitimirten 
Organen, b) auf dem platten Lande dagegen an 
eſitzer 
Auf 


Rayonbezirke. 


Reit- od. Wagenpferd dienen, mit 75 P für die Anſuchen hat der Commandoführer im Austauſch 
Meile vergütet. Wo die Wagen mit Ochjen be- gegen die Quittung eine Beicheinigung über bie 
fpannt werden, find drei Ochien gleich zwei Pfer- Jempfangene und bezahlte Verpflegung, jowie über 
«den zu rechnen. Für die gejtellten Wagen wird den Vorſpann ꝛc. in vorjchriftsmäßiger Form 
feine bejondere Vergütung gewährt. Bei Berec- lauszuftellen. 


m 
K. 


Radfelgen, Breite u. Beſchaffenheit derſelben 
auf Kunſtſtraßen, ſ. unter Chauſſeen, Verord— 
nung v. 17. März 1839 88 1 ff. 

Hädelsführer b. aufrühreriichen Handlungen, 
f. Str.-G.-B. 8$ 115, 125. ©. aud Militär- 


trieb von Lehm- und Sandgruben, Stein» und 
Kalkbrüchen, die Anlage von Plätzen zur, Abla- 
erung von Ballaft, ſowie eine jede ſolche Abs 
agerung an nicht dazu beitimmten Pläßen; 
2) alle Neuanlagen oder Beränderungen von 


Strafgejegbud unter Militärperjonen 5 107. Dämmen, Deihen, Gräben, ſowie in den Vor— 


Näude der Pferde und Schafe, f. unt. Vieh— 


fluthverhältnifjen, Ent u. Bewäflerungsanlagen 


ſeuchen Gefeg v. 25. Juni 1875 $ 10 Nr. 7,|u. fonjtigen Wafferbauten; desgleichen alle Neu— 


88 44, 45, 73 Nr. 1. 

NHaff- und geichelg. Beitrafung wegen un- 
befugter Entnahme defielben j. Holzdiebſtahls— 
gejeg unter Holzdiebitahl SS 7, 8. 

tafen. Beitrafung der unbefugten Wegnahme 
von Rafen aus fremden Grundjtüden od. Wegen, 
f. Str.-©.-B. $ 370 Nr. 2. 

Rationen, |. Fourage. 

Naub, Begriff u. Strafe, f. Str.G.⸗B. 58 244, 
249 ff., 258, 261, 307 Nr. 2. Wer von dem 
Borhaben eines ſolchen Verbrechens Kenntniß er- 
—— hat, iſt zur Anzeige verpflichtet; daſ. $ 139. 

. aud) nr 

Naudjröhren, ſ. Schornfteine. 


Naupen, Beitrafung wegen Unterlaffung des des Pilates gewonnen wird, 
ß Strafgejegbud!Rayon iſt bei etwaiger Feſtſtellung von Bebau— 
ungsplänen rüdjichtlid) der Breite und Richtung 


angeordneten Abraupens, 
8 368 Nr. 2. 


anlagen od. Veränderungen von Chauffeen, We- 
en u. Eifenbahnen; 3) die Anlage von größeren 
Barkanfogen, Baumſchulen u. Waldungen; 4) die 
Errihtung und Veränderung von dire und 
Slodentgürmen, jowie alle thurmartigen Con— 
ftructionen. — Die Genehmigung darf nicht ver- 
jagt werden, wenn durch bie bezeichneten Neu— 
anlagen, bezw. Veränderungen feine nachtheilige 
Dedung gegen die rafante Beftreihung der Werte, 
fein nacdıtheiliger Einfluß auf das Wafferipiel 
der Feitungsgräben, auf Inundation des Vor— 
terrains u. auf die Tiefe der mit den Feſtungs— 
anlagen in Beziehung ftehenden Flußläufe ent- 
fteht und feine vermehrte Einfiht in die Werte 
8 14. Im dritten 


Rayonbezirke. ©. Rayongejeg vom 21.|der Straßen die Genehmigung der Reichs-Rayon- 


Dec. 1871: 


commiſſion ($ 31) erforderlihd. $ 15. Innerhalb 


813. Innerhalb fänmtlicher Rayons find nicht|des zweiten Rayons find A. unzuläffig: 1) alle 


ohne Genehmigung der Commandantur zuläffig,| Maffivconftructionen von Gebäuden od. Gebäude» 
vorbehaltlich der Beſtimmung in $ 30: 1) jedeitheilen mit Ausnahme majliver Feuerungsanlagen 
dauernde Veränderung der Höhe der Terrain- und folher mafjiver Fundamente, die das um— 
oberjläce, insbejondere die Anlage und der Be- liegende Terrain nicht über 30 cm überragen ; 
Grotefend, Polizei-Leriton. 62 
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2) jede Urt von Gewölbebauten, ſowie Einbed- den Theilen eine größere Stärke haben, als 15 cm 
ungen von Relleranlagen mit fteinerner u. eiferner für Stein, bezüglich 2 cm für Eijen; 3) die An— 
Eonftruction; 3) die Anlage von bleibenden Biegel- lage Hölzerner Windmühlen; die Genehmigung 
u. Kalköfen, ſowie überhaupt majfiver, zu Fabrik-|darf nicht verfagt werden, wenn die Entfernung 


Rayonbezirke. 


und ſonſtigen gewerblichen Zwecken beſtimmter 
Oefen von größeren Abmeſſungen; B. nicht ohne 
Genehmigung der Commandantur zuläſſig: 1) die 
Anlage von Beerdigungsplätzen; 2) die Erricht- 
ung von Grabhügeln von mehr ald 50 cm Höhe, 
jowie von Denfmälern aus Stein oder Eiſen, 
welche in den mehr ald 50 cm über der Erd» 
oberjläche liegenden Theilen eine größere Stärke 
. al3 15 em für Stein, bezüglih 2 cm für 
ijen; 3) die Errichtung von Gebäuden, melde 
nicht ſchon nach den Bejtimmungen von A un» 
zuläffig find; die Genehmigung darf bei Ein- 
— nachſtehender Beſtimmungen nicht ver— 
agt werden: a) die Gebäude dürfen nur von 
Holz, oder einer nad) dem Urtheil der Militär: 
behörde leicht zerjtörbaren Eijenconftruction, od. 
in audgemauertem Fachwerk von nicht mehr als 
15 cm Stärke erbaut jein; doch dürfen fie eine 
Biegelbedahung, maffive Feuerungsanlagen, fo- 
weit ſolche nit nah A Nr. 8 Unzuläffig find 
und maſſive Fundamente haben, welche das um— 
liegende Terrain nicht über 30 cm überragen; 
b) die Höhe des Gebäudes bis zur Dachfirſt darf 
13 m nicht überjteigen; e) Keller dürfen nur 
ölzerne oder leichte eijerne Balken, mit gewöhn— 
ihem Balkenzwiſchenraum und hölzernem Fuß— 
boden darüber, haben; 4) die Anlage majjiver 
Dampfichornfteine; die Genehmigung darf nicht 
verjagt werden, wenn bie Höhe 20 m nicht über- 
fteigt. $ 16. Für den einfahen Zwiſchenrayon 
eiten bie in $ 15 für den zweiten Rayon gege- 
en Vorſchriften, jedoch mit folgenden Ab: 
weichungen. — Bu A. Unter bejonderen Ber- 
hältnifjen kann die Herftelung majjiver Bauten 
u, gewölbter Anlagen gejtattet werden. — Zu B. 3b. 


bon den Feſtungswerken 300 m oder mehr be» 
trägt; 4) alle vorftehend nicht als unzuläjfig 
bezeichneten Baulichkeiten; bewegliche Feuerungs⸗ 
anlagen; hölzerne und eijerne Einfriedigungen, 
legtere, wenn fie ohne Schwierigkeiten bejeitigt 
werden könmen; Brummen. — Die Genehmigung 
darf nur verjagt werben, wenn e3 fid) um wohn- 
liche Einrichtungen irgend einer Art handelt. 
Jedoch darf bei nachgewiejener Notwendigkeit 
ber Anmejenheit eines Wächter die Aufitellung 
einer mit einem transportablen eijernen Ofen 
verjehenen Wächterhütte auf je einem Grundftüd 
nicht verweigert werden, jofern diejelbe im Grund» 
flächenmaß 20 Im nicht überfchreitet, mit an« 
deren Baulichfeiten nicht in Verbindung gejegt 
ift und ber 35 mit blecherner Rauchrohre ver- 
ſehen iſt. $ 18. Das Alignement der im erſten 
und zweiten Rayon und einfadhen Zwiſchenrayon 
zu errichtenden Gebäude in Beziehung auf bie 
Feſtungswerke, injofern daſſelbe —* von der 
Richtung vorhandener öffentlicher Wege oder 
Straßen abhängig iſt, unterliegt der Genchmig« 
ung der Commandantur. 8 19. Innerbalb des 
ftrengen Zwiſchenrayons find alle baulichen Ans 
lagen unzuläſſig. — Anf Esplanaden find nur 
jolhe Anlagen gejtatter, welche nad dem Urtbeil 
der Militärbehörde zur Vertheidigung dienen 
fünnen. — Die Unlage von Heden ijt im ftrengen 
Bwilchenrayon, wie auf E3planaden unzuläjjig. 
$ 20. Im erjten und zweiten Rayon und im 
einfachen Zwiſchenrayon ift die Einrichtung von 
Niederlagen und Pläpen, auf welchen Borräthe 
zu gewerblichen Zweden im Freien oder in Schup⸗ 
pen aufgejtapelt werden, nicht ohne Genehmigung 
der Commandantur zuläffig. — Die Genehmigung 


Die Höhe des Gebäudes bis zur Dachfirft darfldarf nicht verfagt werden, wenn die Entfernung 
8 m nicht überfteigen. $ 17. Im erjten Rayon|von den Feitungswerfen 225 m beträgt. — Die 
ift A. unzuläffig: 1) Alles, was im zweiten Nayon| Höhe der zuläfligen Aufitapelung beträgt: a) für 
unzuläflig iſt; maſſive Fundamente dürfen jedoch |unverbrennlihe Materialien , fir Stein und 
das umliegende Terrain nicht über 15 cm über⸗ Braunkohlen, Koals und dergleichen im erften 


ragen; 2) Wohngebäude jeder Art; 3) Baulid)- 
feiten von anderen Materialien als von Holz 
oder einer nach dem Urtheil der Militärbehörde 
leicht zerftörbaren Eifenconftruction; Keller oder 
mit bem Grund u. Boden feit zufammenhängende 
Fenerungsanlagen; Baulichleiten von größerer 
Höhe, ald 7 m bis zur Dadfirft; andere Be- 
dadhungsmaterialien ald Holz, Stroh, Rohr, 
Dachpappe, Dadyfilz, Zink oder Schiefer; 4) die 
Aufitelung von Zocomobilen in feiter Verbindung 
mit Baulichkeiten, od. auf Terrain, aus weldem 
diefelben nicht fofort entfernt werben können; 
5) Denkmäler von Stein oder Eijen, welche in 
ben mehr ald 50 cm über ber org 
liegenden Theilen eine größere Breite haben, als 


30 cm; 6) Einhegungen durch Neuanlage von|Wiederbejeitigung zu beftimmen. 


lebendigen Heden; B. nit ohne Genehmigung 


ber Commandantur zuläffig: 1) die Unlage von|Terrainoberfläche, wie der Au 


Nayon 1'/, m, im zweiten u. einfachen Zwiſchen⸗ 
tayon 2 m, b) für Torf- und Lohkuchen 3 m, 
ec) für Bau» und er im eriten Ravon 
4,m, in zweiten u. einfachen Zwifchenrayon 5 m. 
— Eine höhere Aufſtapelung bedarf der Gr 
nehmigung der Commandantur. — Auf den Ter- 
rain, welches bei Feſtungen, bie an jchiff- oder 
flößbaren Gewäſſern liegen und bejondere Kehl» 
befejtigungen haben, zwiſchen diejen und dem 
Ufer befindlidh iſt ($ 4), iſt die Lagerung der— 
artiger Borräthe, fowie die Unlage ber zum 
Ein- und Ausladen nöthigen Anftalten ohne Ge- 
nehmigung der Commandantur zuläſſig. Jedoch 
jteht e8 der Commandantur zu, die einzuhaltende 
Entfernung von der Kehle und bie Ye * 2 
F 21. Bei 
vorübergehenden Beränderungen ber Höhe der 

agerung von Bau- 


Beerbigungspläßen; 2) die Errichtung von Grab-|materialien während der Ausführung eines ge 
—— von mehr als 50 cm Höhe, ſowie von nehmigten Baues, ber — der Graben⸗ 

entmälern aus Stein od. Eiſen, welche in denjränder zur Auflagerung der bei der Graben— 
mehr als 50 cm über ber Erdoberfläche Tiegen- Iräumung ausgeworfenen Erde und dergleichen 





Rayongefeg — Rechtsweg. 


ähnlichen Benupungen bedarf e3 im erjten und 
zweiten Rayon und einfachen 
einer vorgängigen Anzeige an die Commandantur. 


979 
Rechtsbeugung als ftrafbare Handlung, f. 


Zwiſchenrayon nur Str.⸗G.B. 88 334, 336 


Rechtsweg.) 


Jedoch ſteht es derſelben zu, die Zeit der WiederGeſetz, betr. die Erweiterung des Rechts— 


beſeitigung der vorübergehenden Erhöhung des 
Terrains zu beftimmen. — Zur Anlage von 
Compoſthaufen ijt die Genehmigung der Com— 
mandantur erforderlih. 822. Die einmal vor- 
handenen Baulichkeiten und Anlagen, auf denen 
nicht die bejondere Bedingung des Eingehens 
durch Verfall, od, der fünftigen Reduction auf eine 
leichtere Bauart ſchon haftet, jollen, unbejchadet 
der rung Bere $ 43, erhalten bleiben, aud) 
wenn fie den Borfchriften dieſes Geſetzes nicht 
entiprechen. Diejelben fünnen, auch wenn fie ganz 
oder theilmweije zeritört oder baufällig geworden 
find, nad) vorgängiger Anzeige bei der Comman— 
dantur in den alten Abmefjungen und der bis- 
herigen Bauart wieder hergejtellt werden. — 
Ueberjchreiten Wiederheritellungsbauten das vor- 
bejtimmte Maß, jo bedarf es ber Genehmigung 
der Commandantur. $ 23. Ob und inwieweit 
aus örtlichen Rüdjichten Einjchränfung der räum- 
lichen Ausdehnung des Rayons oder Ermäßig- 
ungen ber gejeglichen Beſchränkungen zuläſſig 


wege3, vom 24. Mai 1861. 
, Erjter Abjhnitt.?) 
In Beziehung auf die Anſprüche der Staats 
beamten wegen ihrer Dieniteinkünite, 

1. Ueber vermögensrechtliche Anſprüche der 
Staat3beamten aus ihrem Dienjtverhältniß, ind« 
bejondere über Anjprüche auf Bejoldung, Benfion 
oder Wartegeld, findet mit folgenden Maßgaben 
der Rechtöweg jtatt. $2. Die Entſcheidung 8 
Verwaltungschef3 muß mit Ausnahme des Falles, 
wo ein Beamter durch eine von der Ober Rede 
nungsfammer getroffene Feſtſetzung verkürzt zu 
jein glaubt, der Klage vorhergehen, und Tegtere 
ſodann bei Verluft des Klägerechts innerhalb 6 
Monaten, nachdem dem Beamten die Entjcheid« 
ung de3 Verwaltungschefs oder die Feitjegung 
der Ober » Rechnungsfammer befannt gemacht 
worden, angebradht merden. 3. Die Klage 
ift gegen diejenige Provinzialbehörde des betr, 
Vermwaltungsrejjort3 und in Ermangelung einer 
jolden, jowie jeitend der Juſtizbeamten im Be— 


jeien, beftimmt die Reichs » Hayoncommiffion. |zirte des Appellationsgerichtspofes zu Köln, gegen 
$ 24. Die biherigen von diejen Bejtimmungen diejenige Bezirksregierung zu richten, in deren 


abweichenden Rayons beftchender Befejtigungen, 
insbejondere dieder vorhandenen detachirten Forts, 
verbleiben bis zur Musführung eines Neu» oder 
Verjtärfungsbaues unverändert. — Die vorhan— 
denen Esplanaden bleiben in ihrer bisherigen 
Ausdehnung unverändert; bei Neubau einer Eita- 
belle wird über den Umfang ber E3planade in 
jedem alle bejondere Beitimmung durch die 
Reichs » Rayoncommilfion getroffen. — Ebenjo 
verbleiben alle übrigen zur Beit vorhandenen 
bejonderen Rayons, wie die von verichanzten 
Lägern, Sätdtebefeitigungen, inneren Abjchnitten 
in und bei Feitungen unverändert. & 25. Bei 


den beitchenden Feſtungen bleibt die Anlegung|bene Summe nicht erreicht. 


eines Nayonplanes u. 


Amtsbezirk der Beamte zu der Zeit, wo der 
itreitige Anſpruch entjtanden ift, vermöge ſeines 
dienstlichen Wohnjiges feinen periönlichen Gerichtd« 
jtand gehabt hat. Der Stadtbezirt von Berlin 
wird in diejer Beziehung zum Bezirk der NRegier- 
ung zu Potsdam gerecdhuet. — Für Proceſſe von 
Beamten in den Hohenzollernfchen Landen ift die 
Regierung in Sigmaringen zur Vertretung de 
Fiſeus befugt. $ 4. Das Nechtömittel der 
Appellation und ber Nichtigteitöbejchwerde, bezw. 
der Kaffationsrecurd, fteht beiden Theilen aud) 
dann zu, wenn der Beirag der ftreitigen Yorder« 
ung die für jene Rechtsmittel jonft vorgejchrie- 
85. Die Ent- 


anonfatafterd der Com⸗ ſſcheidung der Disciplinar- und Verwaltungsbe« 


mandantur überlafien. Dieſelbe muß nad) Maf-|hörden darüber, ob und von welchem Beitpunfte 
abe der $$ 8—13 erfolgen, wenn infolge eincsjab ein Beamter aus feinem Amte zu entfernen, 
en» oder Verſtärkungsbaues die bisherigenjeinjtweilen oder definitiv in den Ruheſtand zu 
Nayond verändert werden jollen. — Bid zurjverjegen oder zu fuspendiren jei, über die Ver— 
endgiltigen Feſtſtellung der Rayonkataſter find| hängung von Ordnungsftrafen, ſowie darüber, 


die bisher erforderlichen Reverſe für die beab— 
fihtigten Bauausführungen beizubehalten. $ 26. 
Zu jeder Unlage, jeder Veränderung und Benuß- 
ung, die nad) den $$ 13 ff. nicht ohne Genehmigung 
der Commandantur zuläffig ift, muß vor dem 
Beginn der Ausführung Diele Genehmigung nad» 
gejucht werben. 

Nayongefeß, |. Rayonbezirte. 

Real-Gewerbeberechtigungen, fiehe Ge 
werbe-DOrbnung $ 10 Ubi. 2, $ 48. 

Neal-Injurien, j. Beleidigung. 

Nebhühner haben Sconzeit vom 1. Decem- 
ber bis Ende Auguſt; Berlegung der Schonzeit 
wird mit 6 M beitraft; Geſetz v. 26. Febr. 1870 
8 1 Rr. 11 und $ 5 Wr. 13. 

Medynungen, Beitrafung der Fälſchung der» 
felben, |. Str.G.B. $ 351. 

Meditdanwälte, ftrafbare Handlungen ber» 
felben, f. Str.-&.-B, $$ 300, 362, 256, 358. 


ob und wie weit eine geforderte Vergütigung 
in Ermangelung eine3 vorher bejtimmten Be- 
trages oder Maßſtabes derjelben mit der ber _ 
ben Leiftung im Berhältnif ftehe, find für 

die Beurtheilung der vor den Gerichten geltend 
gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche maß« 
gebend. $ 6. Ingleichen find bei der richter- 
lihen Beurteilung nädjft den, dem Beamten 
bejonders ertheilten AZuficherungen und den Be— 
ftimmungen der allgemeinen LZandesgejege, die 
zur Beit der Entitehung des ftreitigen Anſpruchs 
in Straft gewejenen Königlihen Anordrungen, 
jomwie die feitens der Eentralbehörden ergangenen, 


’) Bezüglich der Zuläffigteit bes Rechtsweges gegen poli 
liche Berfügungen f. unter Polizeiliche che 
Gejep vom 11. Mai 1842. 

?) ©. aud) Kreidorbnung vom 13. Dec. 1878 $ 19. 
Durh Verordnung dom 16. Eeyt. 1867 ift das Gefeh vom 
24. Mai 1861 auch auf die neuen Provinzen ausgedehnt, 
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den Provinzialbehörben mitgetheilten und bie 


mit Genehmigung der Centralbehörden von ben, 
Provinzialbehörden erlaffenen allgemeinen Ver-, 


fügungen, fomweit folche nicht den Geſetzen oder 
Königlichen Anordnungen zumiberlaufen, zum 
Grunde zu legen. $ 7. Soweit über vermögens- 
rechtliche Anſprüche der Staatsbeamten bereits 
vor dem Eintritt der Geſetzeskraft des $ 1 von 
dem Könige oder dem GStaatdminijterium ent» 
ſchieden worden ift, können biejelben bei den Ge- 
richten nicht weiter verfolgt werden. $ 8. Ulle 
ben SS ı bis 7 entgegenjtehenden Beftimmungen 
find aufgehoben. 
Zweiter Abſchnitt. 
In Beziehung auf öffentliche Abgaben im 
Allgemeinen. 

89. Wegen allgemeiner Anlagen und Ab— 
gaben ($$ 36, 41 der Verordnung vom 26. Dec. 
1808, 8$ 78, 79, Th. II, Tit. 14 Allg. Land» 
rechts) kann auf Grund der Behauptung, daß 
die einzelne Forderung bereits früher getilgt od. 
verjährt fei, die Klage auf Erftattung des Ge— 
zahlten angeftellt werden, jedoch bei Verluſt des 
Klagerechts nur binnen ſpäteſtens 6 Monaten 
nad erfolgter Beitreibung oder geleifteter Zahl— 
ung. 8 10. Der Redtöweg findet ferner ftatt, 
wenn der Herangezogene behauptet, daß die ge- 
forderte Abgabe feine öffentliche Abgabe fei, ſon— 
dern auf einem aufgehobenen privatrechtlichen 
Fundamente, indbejondere einem früheren guts— 
herrlichen, ſchutzherrlichen oder grumdherrlichen 
Berhältniffe beruhe. 

Dritter Abſchnitt. 

Sn Beziehung auf die Stempelfteuer. 

11. Wer zur Entridhtung eines Werthitem- 
pel3 oder eines nicht nad) dem Betrage des Gegen- 
jtandes zu bemejjenden Bertragsitempel3 gar 
nicht oder nicht in dem geforderten Betrage ver— 


pflichtet zu fein vermeint, ift befugt, dies gericht-| Ordnung, $ 62 
3 12. Die lage ift beilı ; der Einjährig- Freiwilligen, daf. $ 93 Nr. 7. 


lid) geltend zu madjen. 


Reclamationen — Recur3. 


nicht inne, oder fteht er ausdrücklich ober ftill- 
jchweigend von der Klage ab, in welchem Fall 
deren Wiederaufnahme oder wiederholte Anitell- 
ung nicht geftattet ıft, jo hat das Strafverfahren 
jeinen Fortgang. Andernfalls ift dad im Eivil- 
proceß ergangene End⸗Urtheil für die Unterjuch- 
ung maßgebend. 


Bierter Abſchnitt. 
In Beziehung auf Kirchen-, Pfarr- und 
Schulabgaben. 


15. Das rechtliche Gehör ift in Beziehung 
auf die in Nr. 1 der Allerhöchjiten Ordre vom 
19. Juni 1836 aufgeführten Abgaben und Leiſt— 
ungen, welche für Kirchen und öffentlihe Schulen 
oder für deren Beamte auf Grund einer noto— 
rischen Orts⸗ oder Bezirköverfafiung erhoben wer⸗ 
den, desgleichen in Desichung ax Forderungen 
Öffentlicher Schul» und iehungsanjtalten an 
Schul- und Penſionsgeld ** unbedingt ge⸗ 
ſtattet. In Beziehung auf ſolche Abgaben und 
Leiſtungen, welche auf einer allgemeinen geſetz- 
lichen Verbindlichkeit, bezüglich auf einer von 
der aufſichtführenden Regierung in Gemäßheit 
geſetzlicher Beſtimmung angeordneten oder exe— 
futoriicy erklärten Umlage beruhen, findet der 
Rechtsweg aber nur inſoweit ftatt, als dies bei 
öffentlichen Abgaben der Fall ift. 

Neclamationen. 1. Gegen Beranlagung zur 
Klafien- oder Llajfificirten Einkommmenfteuer, ſ. u. 
Eintommenfteuer, Gejeg vom 1. Mai 1851, 
88 14, 23—26, 33, 36. 2.') Gegen die Ueber- 
vertheilung der Örundjtener und wegen Grund» 
jteuer-Ueberbürdung j. u. Grundfteuer, Geſetz 
von 8, Febr. 1867, 88 12—28, 29—381, 53. — 
3. Wegen den Reclamationsfrijten, f. unter Ab- 
gaben, Gejeg vom 18. Juni 1840, $ 1. — 4. 
Reclamationen Militärpflihtiger, ſiehe Erjag- 
Nr. 7, $ 64 Nr. 5, $ 75 Nr. 


Verluſt des Klagerecht3 binnen 6 Monaten nach Im Kriege find Reclamationen unzuläffig, daſ. 


erfolgter Beitreibung od. mit Borbehalt geleifteter]$ 100. 
des Gtempel- Betrages anzubringen.|$ 14 Nr. 4. 


Bablung 
Hinſichtlich der Stempel, welche zu Gerichtstaffen 
eingezogen werden, ift die Klage gegen die be- 
treffende Salarientafjen « Verwaltung, in allen 
übrigen Fällen gegen die zur Verwaltung der 
indirecten Steuern bejtimmte Provinzialbehörbe 
zu richten. F 13. Das Rechtsmittel der Appel- 
lation und der Nichtigfeitäbejchwerbe, bezw. der 
Kafjationsrecurs, fteht beiden Theilen auch dann 
u, wenn der Betrag der ftreitigen Abgabe die 
Für jene Rechtsmittel jonft vorgeſchriebene Summe 
nicht erreicht. Wenn gegen den Heran— 
gezogenen wegen Defraudation einer der im$11 
gedachten Stempelabgaben ein gericht liches Straf: 
verfahren anhängig wird und derſelbe ſich darauf 
beruft, daß er zur gen ber geforderten 
Steuer nicht verpflichtet fei, jo hat der Gtraf- 
richter das Erkenntniß auszujegen und dem An—⸗ 
geihuldigten eine, nad den Umftänden abzu— 
mefjende, höchſtens zweimonatliche Frift zu be- 
ftimmen, binnen welcher derjelbe von der im 
8 11 ertheilten Befugniß, den Rechtsweg zu be 
fchreiten, Gebrauch machen, und, daß Dies ge- 
ſchehen, nachweiſen muß. 


©. auch Rekrutirungs-Ordnung, 


Recurs. J. Recurſe gegen Verfügungen der 
Auffichts-Inftanzen in Gemeinde-Angelegenheiten 
find im Geltungsbereiche der Städteordnungen 
für die Öftlichen Provinzen Weftfalens und der 
Rheinprovinz bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
innerhalb 4 Wochen nach der Zuſtellung oder 
Bekanntmachung der Entſcheidung, gegen welche 
Beſchwerde erhoben werden ſoll, geltend zu machen. 
S. unt. Städteverfaſſung die Städteordnung 
vom 30. Mai 1853, $ 76, vom 19. März 1856 
$ 77 und vom 15. Mai 1856, $ 82. In dem 
Halle, daß gegen die zwangsweije Feftfegung von 
Gemeinde» Ausgaben jeitens der Negierung Res 
curs erhoben werben foll, ift in der weſtfäliſchen 
($ 80) und rheinifchen Städteordnung ($ 85) die 
Prächufivfrift auf 10 Tage ermäßigt. Eine vier- 
wöchentlicdye Recursfrift ift auch in der Städteord— 
nung für Sranffurt a. M. vom 25. März 1867, 
$ 79, für Schleswig - Holftein vom 14. April 
1869, $ 91, ebenjo in der ſchleswig-holſteiniſchen 
Landgemeindeordnung vom 22. Sept. 1867 $ 28 


4) Diefe Beſtimmungen finden auch bezuglich der Gemeindes 





Hält er dieſe Friſt he Anwendung. 
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feftgefegt. Im Geltungsbereiche der rheinischen Reichsbeamte erhält bei feiner Anftellung eine 
Gemeindeordnung v. 23. Juli 1845 ($ 127) iſt Anftellungsurkunde, — Der Anſpruch des Beamten 
eine ſechswöchige Frift für Geltendmachung eines auf Gewährung ded mit dem Amte verbundenen 
ſolchen Recurjes beftimmt. Im Verfahren bei] Dienfteintommens beginnt in Ermangelung be» 
Gemeindewahlen find kürzere Recurfriften feit-|jonderer Feſtſetzungen mit dem Tage des Amts- 
geitellt. ©. die darauf bezüglichen Bejtimmungen] antritts, in Betreff jpäter En Bulagen mit 
der Städte- und Gemeinde-Ordnungen. dem Tage der Bewilligung. $ 5. Die Aahlung 

II. Recuröverfahren in Betreff der Erhebung] des Gehalts erfolgt monatlich im Voraus. Dem 
Öffentlicher Abgabe, Gefälle ꝛc. ©. unter Ab-| Bundesrath bleibt vorbehalten, diejenigen Beamten 


Redacteure — Reichsbeamte. 


gaben Gef. vom 18. Juni 1840, $ 3. 

II. Recursverfahren in gewerbepofizeilichen 
Angelegenheiten, fiehe ©. 578 ff. die Minifterial- 
Snitruftion v. 4. September 1869, $$ 45 ff. 

Iv. Hinſichtlich de3 Recursverfahrens in bes 
fonderen Berwaltungsangelegenheiten ift auf die 


zu bejtimmen, an welde die Gehaltäzahlung 
vierteljährlich ftattfinden fol. — Beamte, welche 
bis zum Erlafje diejes Geſetzes ihr Gehalt viertel- 
jährlid) bezogen —* ſollen daſſelbe jedenfalls 
bis zu ihrer Beförderung in ein höheres Amt 
in gleicher Weiſe eg ag $ 6. Die Reichs⸗ 


biejelben betreffenden gejeglichen Bejtimmungen|beamten können den auf die Zahlung von Dienit- 


zu verweiſen. 


einfünften, Wartegelder oder Penjionen ihnen 


Nedactenre von Zeitungen 2c. Wegen derjäujtehenden Anſpruch mit rechtlicher Wirkung 


preßpolizeilichen Berhältnifje derfelben, j. Pref- 
gejet $$ 7, 8, 10, 11, 18—23. 

MNedefreiheit der Mitglieder des Neichstages, 
des Landtages zc., |. Str.-Ö.-B. $ 11. 

Nedemptoriften, j. Orden (kirchliche). 

Negiiter, Bermittelung amtlicher, ſ. Str.-G.-B. 
$ 133; Fälichung amtlicher, daj. $$ 271—273, 
348, 349, 351. Bezüglich ber Regijter der Stan- 
desämter |. unter Berjonenftandswejen Ge. 
v. Febr. 1875 88 12 ff. 

Nehwild. Der Rehbod Hat Schonzeit vom 
1. März bis Ende April, das weibliche Rehwild 
v. 15. Dec. bis 15. Oct. Verletzung der Schon— 
zeit wird mit 30 M beftraft; Geſ. v. 26. Febr. 
1870 $ 1 Nr. 4, 6 und 13 und $ 5 Nr. 4. 

Meibzünder, Beförderung derjelben auf Eifen- 
bahnen, ſ. Betriebsreglement $ 48, II, A 
unter 6. 

. Die mit Bund- beginnenden Stid)- 
wörter find in Folge der Uebertragung der für 
den Norbdeutichen Bund 


—— Beſtimm⸗ 
ungen 2c. auf das deutſche 


eich unter Reich» zu 


ſuchen. 
Reichsangehörigkeit ſ. Bundesangehd- 
rigkeit. 
Reichsbank, ſ. Bantwejen . 
Reichsbeamte.) 
Reichsgeſetz, betreffend die Rechtsver— 
hältniſſe der Reichsbeamten, vom 
31. März 1878. 


nur inſoweit cediren, verpfänden od, ſonſt über- 
tragen, als ſie der Beſchlagnahme unterliegen ($19). 
— Die Benachrichtigung an die auszahlende Kafie 
geihieht durdy eine der Kafje auszuhändigende 
öffentliche Urkunde. $7. Hinterläßt ein Beamter, 
welcher mit Wahrnehmung einer in den Bejold- 
ungsetat aufgeführten Stelle betraut ift, eine 
Wittwe oder ehelihe Nachkommen, jo gebührt 
den „Hinterbliebenen für das auf den Sterbe- 
monat folgende Vierteljahr nod die volle Be— 
joldung des Verſtorbenen (Gnavenquartal), un— 
beſchadet jedoch weitergehender Anſprüche, welche 
iym etwa vor Erlaß diejes Gejeges und vor 
Eintritt in den Reichsdienſt zugeitanden worden 
jind. Zur Bejoldung im Sinne der vorjtehenden 
Vejtimmungen gehören außer dem Gehalt auch 
die jonjtigen, dem Berftorbenen aus Reichsfonds 
gewährten Dienjtemolumente, jomweit diejelben 
nicht als Vergütung für baare Auslagen zu bes 
traten find. An wen die Zahlung des Gnaden- 
quartalö zu leiten ift, bejtimmt die vorgejette 
Dienjtbehörde. Dad Gnadenquartal kann nicht 
Gegenſtand der Beſchlagnahme jein. $ 8. Die 
Gewährung des Gnadenquartal® kann in Er« 
mangelung der im $ 7 bezeichneten Hinterblie- 
benen mit Genehmigung der oberjten Reichsbe— 
hörde aud dann jtattfinden, wenn der Berjtors 
bene Eltern, Geſchwiſter, Gejchwijterkinder oder 
Pflegekinder, deren Ernährer er war, in Bedürf— 
tigleit hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht 


[Ulfgemeine Bejtimmungen.]) $1. Neich3beamte| ausreicht, um die Kojten der legten Krankheit u. 


in Sinne dieſes Gejeges ift jeder Beamte, wel-|der Beerdigung zu deden. $ 9. In dem Genujje 
cher entweder vom Kaijer angeftellt oder nady|der von bem verjtorbenen Beamten bewohnten 
Vorſchrift der Reichsverfaſſung den Anordnungen| Pienftwohnung ift die hinterbliebene — nach 
des Kaiſers Folge zu leiſten verpflichtet iſt. Ablauf des Sterbemonats noch drei fernere Mo— 
$ 2. Soweit die Anſtellung der Reichsbeamten|nate zu belajjen. — Hinterläßt der Beamte keine 
nicht unter dem ausdrüdlichen Vorbehalt des|iyamilie, jo ift Denjenigen, auf welde jein 
Widerrufd oder der Kündigung erfolgt, gelten] Nachlaß übergeht, eine vom Todestage an zu 
diejelben als auf Lebenszeit angeſtellt. $ 3. Vorjrechnende breitägige Friſt zur Räumung der 
dem Dienjtantritt ijt jeder Reichsbeamte auf die) Dienftwohnung zu gewähren. — In jedem Falle 
Erfüllung aller Obliegenheiten des ihm über-|müfjen Arbeit3- und Sejjionszimmer , jowie 
tragenen Amtes eidlich zu verpflichten.) 84. Zeder|jonjtige für den amtlihen Gebrauch beſtimmte 


1)6&, auch Reihsverfaffung Art. 18. Die nad Maß— . BAR 
ae der Verfaffung und ber — des Deutſchen Reichs vom nachdem ih gr Beamten des Deutihen Reichs beitellt worden 
Kaifer ernannten Behörden und Beamten find als Kaiſerliche bin, ich in dieſer meiner Eigenihaft Sr. Majeſtät dem deuts 
zu bezeichnen; Allerh. Erlaß vom 3. Aug. 1871 Nr. 1. | fhen Kaifer tren und gehorſam jein, die Reihsverfaffung und 
ı Dieniteib wird gemäß der kaiſerl. Verordnung vom | die Geſetze des Reichs beobachten und alle mir vermöge meines 
39. Yuni 1871 in folgender Form geleiftet: Ih N. N. Amtes obliegenden Pflihten nad meinem beften Vuſſen und 
fhmwöre zu Gott dem Al machtiſen und Aitmiffenden, daf,' Geriiien genau erfüllen will, fo wahr mir Gott helfe u. f.w. 
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Localitäten ſofort geräumt werden. $ 10. Jeder mit Genehmigung des Kaiſers annehmen. — Zur 
Reichsbeamte hat die Berpflihtung, das ihm Unnahme von Geichenten oder Belohnungen in 
übertragene Amt der Berfaffung u. den Gejeßen Lesug auf fein Amt bedarf jeder Reichsbeamte 
entiprechend gg ge —— u. durch der Genehmigung der oberften Reichsbehörde. 
fein Verhalten in und außer dem Amte der,$ 16. Kein Reichsbeamter darf ohne vorgängige 
Achtung, die fein Beruf erfordert, fich würdig Genehmigung der oberjten Reichsbehörde ein 
zu zeigen. $& 11. Ueber die vermöge jeined|Nebenamt oder eine Nebenbeihäftigung , mit 
Amtes ihm befannt gewordenen Angelegenheiten, |welder eine fortlaufende Remuneration verbun- 
deren Geheimhaltung ihrer Natur nad) erforderlich |den ift, übernehmen oder ein Gewerbe betreiben. 
oder von feinem Vorgejegten vorgejchrieben ift, | Diejelbe Genehmigung ift zu dem Eintritt eines 
hat der Beamte Verſchwiegenheit zu beobachten, |Reichabeamten in den Vorſtand, Berwaltungs- 
auch nachdem das Dienftverhältnig aufgelöft iſt. oder Aufſichtsrath einer jeden auf Erwerb ge- 
$ 12. Bevor ein Reichsbeamter ald Sacdver-) richteten Geſellſchaft erforderlih. Sie darf jedod 







ftändiger ein außergerichtlides Gutachten abgibt, nicht ertheilt werden, fofern die Stelle mittel- 

bar oder unmittelbar mit einer NRemuneration 
berbunden ift. — Die ertheilte Genchmigung ift 
jederzeit widerruflih. — Auf Wahlconjuln und 
einjtweilen in den Ruheſtand verjegte Beamten 
finden dieſe Beftimmungen feine Unmwendung. 


bat derjelbe dazu die Genehmigung jeiner vor 
gejegten Behörde einzuholen. — Ebenjo haben 
Reichsbeamte, auch wenn fie nicht mehr im Dienite 
find, ihr Zeugniß in Betreff derjenigen Thatſachen, 
auf welche die Verpflichtung zur Umtsverjchiwie- 






enheit fich bezieht, infoweit zu verweigern, alsſz 17. Titel, Rang und Uniform der Reichs— 
fie nicht dieſer Verpflichtung in dem einzelnen|beamten werden durch Kailerliche Verordnung 
Falle durch die ihmen vorgejegte oder zulegtjbejtimmt. F18. Die Höhe derden Reichsbeamten 
vorgefett geweſene Dienftbehörde entbunden find. [bet dienſtlicher VBeihäftigung außerhalb ihres 
8 13. Jeder Reichsbeamte ift für die Geſetz Wohnortes äuftehenden Zagegelder und Fuhr— 
mäßigfeit feiner amtlihen Handlungen verant-|foften, ingleichen der Betrag der bei Verſetzungen 
wortlih. 814. Die Vorſchriſten über den Urlaub |derfelben zu vergütenden Umzugskoſten, wird 
der Reichsbeamten und deren Gtellvertretung |durd) eine im Einvernehmen mit dem Bundes» 
werden vom Kaijer erlaſſen.) — In KrankHeits- [rathe zu erlajjende Verordnung des Kaiſers ger 
fällen, ſowie in ſolchen Abwefenheitsfällen, zufregelt.) $ 19. Auf die Rechtsverhältniſſe der 
deren die Beamten eines Urlaubs nicht bedürfen [activen und der aus dem Dienfte gejchiedenen 
(NReichtverfafiung Art. 21), findet ein Abzug vomReichsbeamten, über welche nicht durch Reichs» 
Gehalte nicht ftatt. Die Stellvertretungsfoften [geieg Beſtimmung rang ift, finden diejenigen 
fallen der Reichätafje zur Laft. — Ein Beamter, ſgeſetzlichen Vorſchriften Anwendung, melde an 
welcher fi) ohne den vorſchriftsmäßigen Urlaub jihren Wohnorten für die activen, beziehungsweije 
von feinem Amte entfernt hält, od. den ertheilten für die aus dem Dienſte geichiedenen Staats 
Urlanb überichreitet, ijt, wenn ihm nicht befon-[beamten gelten. Für diejenigen Reichsbeamten, 
dere Entjhuldigungsgründe zur Geite ftehen, für|deren Wohnort außerhalb der Bundesftaaten ſich 
die Zeit der unerlaubten Entfernung feines Dienft- |befindet, kommen hinſichtlich diefer Rechtäverhält- 
einfommens veriuftig. $ 15. Die vom Kaiſer niſſe vor deutichen Vehörden die gejeglichen Be- 
angeftellten Beamten dürfen Titel, Ehrenzeichen, [itimmungen ihres Heimathsſtaates ($ 21) und, 
Geichente, Gehaltäbezüge oder Nemmnerationen|in Ermangelung eines folden, die Vorſchriften 


von anderen Regenten oder Regierungen nur 


ı) Berordnung dom 2. Nov. 1874: 83. Wird ein 
Urlaub zur Wiederberftellung der Geſundheit nachgeſucht, fo 
it dem Antrage eine ärztliche Bei inigung beizufitgen. Die 
Etelle, welher die Entſcheidung über den Antrag zufteht, iſt 
terchhtigt, bie Beibringung einer folchen Beſcheinigung ats: 
natmöweife zu erlafien. 8 4 Der beurlaubte Beamte bat 
dafiir zu jorgen, daß ihm während der Abweſenheit von feinem 
Wobnert Verfügungen ber — *— Behörden zugeſtellt 
werden können. 8 5. Bär die Vertretung eines beurlaubten 
Beamten ift zunädft von ber Stelle Eorge zu tragen, melde 
den Urlaub eriheilt. — Diefelbe jet augleiön fen. inwieweit 
die bem Beurlaubten zur Befireitung von Dienflaufwands: 
toten bewinigten Bezüge dem Bertreter zu überweiſen find. 
5 6. Zur Tedung von Etellvertretungstoften findet, ſoſern 
diefe nicht nach $ 14 des Geſetzes vom 31. März 1873 ber 
Reihätaffe zur Laſt fallen, bei einem Urlaub von mehr als 
1/2 bis zu 6 Monaten für den andertbalb Monate ütberfteis 

enden Zeitraum ein Abzug von Dem Dienfteinfommen des 
Beurlaubten im Betrage ber Hälfte deifelben flatt; bei fer: 
nerem Urlaub wird das ganze Dienfteinfommen einbepalten. 
— Eine Abweihung hiervon bedarf ber Genehmigung ber 
oberften NeibsbeLörde,. — Bei Berechnung der Abzüge für 
Theile von Dionaten werden bie letzteren ſſets zu 30 Tagen 
angenommen. $ 7. Die Urlaubsbewilligung kann jederzeit 
zuridgenenmen werden, wenn das bienftlihe Intereſſe es ers 
deiſcht. — Ar Militär: und Marinebeamie erlifcht jede Ur: 
laubsbewilligung, wenn die Kriegöbereitihaft oder vie Mobil: 
machung ber bewaffneten Macht oder einer Abteilung der: 
felben angeordnet wird, mit der Belanntmachung diefer An- 


erbnung. 






des preußiſchen Rechts zur Anwendung. — Die 
jenigen Begünftigungen, welche nad) der Geſetz⸗ 
gebung der einzelnen Bundesitaaten den Hinter 
bliebenen der Staatsbeamten Hinfichtlich der Be- 
—— der aus Staatsfonds oder aus öffent— 
lihen Berjorgungsfafien denielben gewährten 
Penfionen, Unterftügungen, oder fonjtigen Zu- 
wendungen zujtchen, finden auch zu Gunjten der 
Hinterbliebenen von Reichsbeamten hinſichtlich 
der denſelben aus Reichs- oder Staatsfonds od. 
aus öffentlichen Verſorgungskaſſen zufließenden 
gleihartigen Bezüge Anwendung. 0. In— 
gleichen ſtehen bezüglich: 1) der itwirlung 
bei der Siegelung des Nachlaſſes eines Reichs— 
beamten, 2) des Vorzugsrechts im Concurſe od. 
außerhalb befjelben wegen der einem Neichd- 
beamten zur Laſt fallenden Defecte aus einer 
von demjelben geführten Kaſſen⸗ oder fonftigen 
Bermögensverwaltung dem Reiche, beziehungs- 
mweije deſſen Behörden im Verhältniß zu den 
Reichsbeamten diejelben Rechte zu, welche die am 


') Dieje Regelung ift durch die Verordnungen dv. 21. Juni 
1875 und vom 5. Yuli 1875 eriolgt. Die Anfprüche der 
Reihöbeamten auf Wohnungsgeldzujhüffe find buch das Ges 
feg vom 30. Juni 1873 feftgejtellt. 
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dienstlichen Wohnfite des Reichsbeamten geltende Gehalts ftattgefunden Hat. Die Gehaltszahlung 
Geſetzgebung der einzelnen Bundesftaaten dem hört auf und die Zahlung des Wartegelded be- 
Staate, beziehungsmweife deſſen u Sag den | ginnt mit dem Ablaufe des Vierteljahres, welches 
Staatöbeamten gegenüber gewährt. $ 21. Reichs- auf den Monat folgt, in weldhem dem Beamten 
. beamte, deren dienjtlicher Wohnfig fi im Aus-|die Entjheidung über feine eintweilige Verjeg- 
lande befindet, behalten den ordentlichen perjön-jung in den Nuheftand, der Zeitpunkt derjelben 
lihen Gerichtäftand, den fie in ihrem Heimath3- und die Höhe des Wartegelded befannt gemadt 
ftaate hatten. In Ermangelung eines ſolchen ſworden iſt. $28. Die einjtweilig in den Ruhe- 
Gerichtöftandes ift ihr ordentlicher perfönlicer |ftand verfegten Beamten find bei Berluft des 
Gerichtöjtand in der Haupiſtadt des Heimathö-|Wartegeldes zur Annahme eines ihnen übertra- 
ftaates, und in Ermangelung eines Heimathd« |genen Reichsamtes, welches ihrer Berufsbildung 
ftaates vor dem Stadtgericht in Berlin begrüns|entipricht, unter denfelben Vorausfegungen ver- 
bet. it die Hauptitadt in mehrere Gerichtd- |pflichtet, unter denen nad} $ 23 ein Reichöbeamter 
bezirte getheilt, jo wird das zuftändige Gericht |die Verjegung in ein andere Amt fich gefallen 
im Wege der Juftizverwaltung durd allgemeine |lafjen > 8 29. Das Recht auf den Bezug 
Anordnung bejtimmt. — Auf Wahlconfuln finden des Wartegeldes Hört auf: 1) wenn der Beomte 
diefe Beitimmungen feine Unmwendung. ‚Jim Reichsdienſte mit einem dem früher von ihm 
Befindet jich der —— Wohnſitz des Beamten bezogenen Dienſteinlommen mindeſtens gleichen 
(6 21) in einem Lande, in welchem Reichs⸗Con⸗Dienſteinkommen wieder angeſtellt wird; 2) wenn 
ſulargerichtsbarkeit beiteht, jo wird durch die vor- |der Beamte das deutſche Indigenat verliert; 
ftehende Beftimmung nicht ausgeſchloſſen, daß|3) wenn der Beamte ohne Genehmigung des 
der Beamte zugleich der Reichs-Conſulargerichts⸗ Reichslanzlers feinen Wohnfig außerhalb ver 
barkeit nad) Maßgabe des Gejehes vom 8. Nov. |Bundesftaaten nimmt; 4) wenn der Beamte des 
1867 unterliegt. Dienftes entlaffen wird. $ 30. Das Recht auf 
[Berjegung in ein anderes Amt.) 8 23. Jeder den Bezug des Wartegeldes ruht, wenn und jo 
Reichsbeamte muß die Verſetzung in ein anderes lange der einjtweilig in den Ruheſtand verjehte 
Amt von micht geringerem Range und etatd-| Beamte infolge einer Wiederanftellung oder Bes 
mäßigem Dienfteinlommen mit Bergütung der ſſchäftigung im Reichs- oder Staatsdienjte ein 
vorſchrifte mäßigen Umzugskoſten jih gefallen] Dienfteinfommen bezieht, inſoweit ald der Betrug 
laffen, wenn es das bienftliche Bedürfniß erfor» dieſes neuen Dienfteintommens unter Hinzuredh- 
dert. — Als eine Verkürzung im Einfommen/nung des Wartegeldes den Betrag des von dem 
ift es nicht anzujehen, wenn die Gelegenheit zur Beamten vor der einftweiligen Verjerung in den 
Verwaltung von „Nebenämtern entzogen wird, Ruheſtand bezogenen Dienfteinfonmens überfteigt. 
oder die Ortszulage oder endlich die Beziehung | Findet die Beihäftigung des Beamten vorüber» 
der für Dienſtunloſten beſonders ausgefegten|gehend gegen QTagegelder oder eine anderweite 
Einnahmen mit diefen Unkoſten fortfällt. Enticädigung ftatt, 5 wird bemjelben das Warte» 
Ne Berjegung in den Ruheſtand.] geld für die erften 6 Monate dieſer Beichäftig- 
$ 24. Jeder Reichsbeamte kann unter nee ung unverfürzt, dagegen vom fiebenten Monat 
ung des gejeglihen Wartegeldes einjtweilig injab nur zu dem nad) der vorftchenden Beſtimm⸗ 
den Ruheſtand verjeßt werden, wenn das von ſung zuläffigen Betrage gewährt. $ 31. Nach 
ihm verwaltete Amt infolge einer Umbildung |dem Tode eines einjtweilig in den Ruheſtand 
der Reichsbehörden aufhört. $ 25. Außer demiverjegten Beamten erfolgt die Gewährung des 
im $ 24 bezeichneten Falle können durch Kaifer- |Gnadenquartald vom Wartegelde an die Hinter- 
Yihe Berfügung die nachbenannten Beamten |bliebenen nad den in den $$ 7 u. 8 enthaltenen 
jederzeit mit Gewährung des geſetzlichen Warte Grundſätzen. 
geldes einftweilig in den Ruheſtand verfegt wer-| [Entlajjung der auf Probe, Kündigung oder 
den: der Reichslanzler, der Präfident des Heichd- Jau Widerruf angeftellten Beamten.) 3 . Die 
fanzleramtö, der Chef der Kaiſerlichen Abmirali- |Entlaffung der * Probe, auf Kündigung oder 
tät, der Staatsſecretär im Auswärtigen Amte, ſonſt auf Widerruf angeſtellten Beamten erfolgt 
die Directoren und Abtheilungschefs im MNeichd-|durd diejenige Behörde, welche die Unftellung 
fanzleramte und in den einzelnen Abteilungen |verfügt hat. 
dejielben, jowie im Auswärtigen Amte und in — — ausgeſchiedener Beamten.)] 
den Minifterien, die vortragenden Räthe u. etat3-|$ 83. Zur Wiederanſtellung von Beamten, welche 
mäßigen Hilfsarbeiter im Auswärtigen Amte, ſaus dem Reichsdienſte freiwillig od. unfreiwillig 
die Militär- u. Marine-Intendanten, die diplomati-Jausgefchieden find, bedarf ed der Genehmigung 
ſchen Agenten einſchließlich der Conjuln. $26.|der oberften Reichsbehörde. 
Dad Wartegeld beträgt bei Gehältern bis zu] [Benfionirung der Beamten, Anſpruch auf 
450 M cebenjoviel als das Gehalt, bei höheren] Penfion.] $ 34. Jeder Beamte, welcher fein 
Gehältern drei Viertel ded Gehalts, jedoch nicht |Dienfteinfommen aus der Reichskaſſe bezieht, 
weniger als 450 M. — Bei Feflftellung derlerhält aus der letzteren eine lebenslängliche Pen— 
—— ber Wartegelder werden über⸗ ſion, wenn er nach einer Dienſtzeit von wenig— 
ſchießende Markbrüche auf volle M abgerundet. ſtens zehn Jahren infolge eines körperlichen Ge— 
— Der ahrebetrag des Wartegeldes kann brechens od. wegen Schwäche feiner Förperlichen 
9000 M nicht überfteigen. $ 27. Die Bahlung|oder geiftigen Kräfte zu der Erfüllung jeiner 
des Wartegeldes erfolgt im Voraus in derjelben Amtspflichten dauernd unfähig it, und deßhalb 
Weije, in welcher bis dahin die Zahlung des in dem Ruheſtand verjegt wird. $ 35. Der 
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Neichskanzler, der Präſident des Reichslkanzler- dem Beamten zuletzt bezogene geſammte Dienftein- 
Yınts, der Chef der Kaiſerlichen Admiralität u. kommen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von 


ver Staatsſecretär im — ————— Amte können Repräſentations- oder Dienſtau 


jederzeit auch ohne eingetretene Dienſtunſähigkeit 
1,;re Entlaſſung erhalten und fordern. Der An— 
jprudy auf Penfion beginnt, wenn der Ausge— 
\ıhiedene mindejtens zwei Jahre das betreffende 
Yimt betfeidet hat. Der Mindejtbetrag der Pen- 
jion iſt ein Biertel des etatsmäßigen Gehaltes. 
Im Uebrigen gelten für die Höhe und den Be- 
trag ber Penfion die Vorſchriften diejes Gejeges. 
56. Sit die Dienftunfägigleit ($ 34) die Folge 
einer Krankheit, Verwundung oder ſonſtigen Be- 
jhädigung, welche der Beamte bei Ausübung des 
Dienjted oder aus Beranlafjung dejielben ohne 
eigene Verſchuldung fi) zugezogen hat, jo tritt 
die Penſionsberechtigung aud) bei kürzerer als 
zehnjähriger Dienitzeit ein. 837. Die unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung 
angeftellten Beamten haben einen Anjprud auf 
Benfion nad) Maßgabe dieſes Geſetzes nur dann, 
wenn fie eine in den Bejoldungsetats aufgeführte 
Stelle belleiden; es kann ihnen jedoch, wenn jie 
eine ſolche Stelle beileiden, bei ihrer Berjegung 
in den Ruheſtand eine Penfion bis auf Höhe 
der durch diejes Geſetz beftimmten Sätze bewilligt 
werden. $ 38. Reichsbeamten, deren Beit und 
Kräfte durch die ihnen übertragenen Geichäfte nur 
nebenbei in Anſpruch genommen, ober weldje 
ausdrücklich nur auf eine beftimmte Zeit od. für 
ein feiner Natur nad) vorübergehendes Geſchäft 
angenommen werden, erwerben feinen Anſpruch 
a eine Benfion nach den Bejtimmungen diejes 
Gejepes. — Darüber, ob eine — eine 
ſolche iſt, daß ſie die Zeit und die Kräfte eines 
Beamten nur nebenbei in Anſpruch nimmt, ent- 
jcheidet bei der Dienjtübertragung Die dem Beamten 
vorgejegte Dienſtbehörde. $ 59. Wird außer 
dem im $ 36 bezeichneten alle ein Beamter vor 
Bollendung des zehnten Dienftjahres bienftun- 
fähig und deßhalb in den Ruheſtand verjept, jo 
ann demjelben bei vorhandener VBedürftigfeit 
durch Beſchluß des Bundesrathes eine Penſion 
entweder auf bejtimmte Zeit oder Tebensläuglid) 
bewilligt werben. 

[Anſpruch auf Umzugsfoften.] $ 40. Hat 
ber in den Ruheſtand oder in den einjtweiligen 
Nuheftand verjegte Beamte feinen Ddienftlichen 
Wohnfig im Auslande, jo find demjelben Die 
Kojien des Umzuges nad dem innerhalb bes 
Deutſchen Reis von ihm gewählten Wohnorte 

gewähren. 


u 
— [Betrag der Penſion.) $ 41. Die Penfion 


beirägt, wenn die Berjegung in den Ruhejtand 
nad) vollendetem zehnten, jedoch vor vollendetem 
elften Dienjtjahre eintritt, %/,, und fteigt von 
da ab mit jedem weiter zurüdgelegten Dienit: 
jahre um !/,, deö in den $$ 42—44 bejtimmten 
Dienfteinlommmens. — Ueber den Betrag von 
69/5, dieſes Einfommend Hinaud findet eine 
Gteigerun 

wähnten Ra 


nit jtatt. — In dem im $ 36 er⸗Jedoch ſoll die 
älle beträgt die Benfion ftet3 2%/,,, im |jionsberechtigte 


jfwandskoſten ge 
währt wird, nad; Maßgabe der folgenden näheren 
Beitimmungen zu Grunde gelegt: ı) Weititehende 
Dienftemolumente, namentlich freie Dienftwohn- 
ung, ſowie die anjtatt derjelben gewährte Mieths- 
entichädigung,, Feuerungs- und Erleuchtung 
maternal, znege an Getreide, Winterfutter 
u. |. w., jowie der Ertrag von Dienftgrundftüden 
fommen nur injoweit zur Anrechnung, al3 deren 
Werth in den Bojoldungsetats auf die Geldbe 
joldung des Beamten in Rechnung gejtellt oder 
zu einem bejtimmten Geldbetrage als anrechnungs⸗ 
fähig bezeichnet iſt. 2) Dienjtemolumente, welche 
ihrer Natur nad) fteigend und jallend find, wer 
den nad) den in den Bejoldungsetat3 oder ſonſt 
bei Verleihung des Rechts auf diefe Emolumente 
deihalb getrofienen Feſtſetzungen und in Er 
mangelung ſolcher Feſtſetzungen nad) ihrem durch⸗ 
ſchnittlichen Betrage während der drei Testen 
Kalenderjahre vor dem Jahre, in welchem die 
Penſion jejtgejegt wird, zur Anrechnung gebradht. 
3) Bloß zufällige Dienfteinfünfte, wie widerrni- 
lid) Tantieme, Commijfionsgebühren, außerordent: 
lie Nemunerationen, Gratificationen und der— 
gleichen tommen nicht gur Berechnung. 4) Bei 
ven jervisbercdhtigten Militärbeamten wird der 
mittlere Stellen» beziegungsweije Chargen» (Ber 
jonal-) Servis als Theil des Gehalts betrachtet. 
5) Da3 gejammte zur Beredinung zu ziehende 
Dienfteinlommen einer Stelle darf den Betrag 
des höchſten Normalgehaltes derjenigen Dienjtes- 
fategorie, zu welcher die Stelle gehört, nicht über- 
jteigen. — Ohne dieſe Beichräntung fommen je 
doc) ſolche Gehaltstheile od. Bejoldungszulagen, 
welche zur Ausgleichung eines von dem betreffen⸗ 
ven Beamten in jrüherer Stellung bezogenen 
Dienfteinfommens demjelben mit Penſionsberechti⸗ 
gung gewährt find, zur vollen Anrechnung. 
6) Wenn das nad den Beitimmungen dieſes 
Baragraphen ermittelte Einlommen eines Beamten 
insgejammt mehr alö 12,000 M beträgt, wird 
von dem überſchießenden Betrage nur die Hälfte 
in Anrechnung gebradt. — Die — für die 
einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Beamten 
wird von dem zur Zeit ihrer Verſetzung in den 
Ruheſtand bezogenen gefammten Dienfteintommen 
beredinet. $ 43. Ein Beamter, welder früher 
ein mit einem höheren Dienfteinlommen verbune 
dened Amt bekleidet und diejes Einfommen we— 
nigjtens ein Jahr bezogen hat, erhält, jofern der 
Eintritt und die Berjegung in ein Amt von ge» 
tingerem Dienjteinfommen nicht Icdiglich auf jei= 
nen im eigenen Jntereffe geitellten Antrag erfolgt, 
oder aber ald Strafe auf Grund des 5 75 gegen 
ihn verhängt ift, bei jeiner Verjegung in den 
Nuheftand eine nad) Maßgabe des ——— hö⸗ 
heren Dienſteinlommens unter Berückſichtigung 
der geſammten Dienſtzeit berechnete Penſion. 
—— Penſion das legte pen« 

ienjteinfommen nicht überjteigen. 


Falle des 5 39 höchſtens 2%/,, des vorbezeichneten)$ 44. Das mit Nebenämtern oder Nebenge- 
Dienfteinlommens. — Bei jeder Benfion werden ſchäften verbundene Einfommen begründet nur dann 
überjchiegende Marlbrüche auf volle M abgerumbdet. einen Anjprucd auf Penſion, wenn eine etatömä- 
$42. Der Berechnung der Benjion wird das von ßige Stelle ald Nebenamt bleibend verliehen ift. 
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845. [Berechnung der Dienſtzeit.] Die Dienft- 
zeit wird vom ag 


pflichtung für den Reichsdienſt an gerechnet. — 


ber eriten eidlichen Ver⸗ 
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wird die daſelbſt zugebrachte Dienftzeit bei Ber- 
wendung in Djt- und Mittelafien, Mittel» und 
Siüdamerifa bei der Benjionirung doppelt in Ans 


Kann jedod ein Beamter nachweiſen, daß jeine rechnung gebracht. — Bei Verwendung von ge» 
Bereidigung erft nad) feinem Eintritte in den ſandtſchafflichen od, befoldeten Confulatsbeamten 


Reichsdienſt ftattgefunden hat, jo wird die Dienft- 
* von dem letzteren Zeitpunkte an gerechnet. 

46. Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt 
auch die Zeit in "Wis Bund —— welcher 
ein Beamter 1) unter —* g von rtegeld im 
einſtweiligen Ruheſtand, od. 2) im Dienſte eines 
Bundesſtaates od. der Regierung eines zu einem 
Bundesftaate dere Gebiets ſich befunden 
hat, oder 3) als anftellungsberechtigte ehemalige 


in anderen außereuropäifchen Ländern als den 
vorbezeichneten iſt dem Beichluffe des Bundes» 
rathes vorbehalten, dem Borjtehenden entjpre- 
chende Beitimmungen zu treffen. $ 52. Mit 
Genehmigung des Bundesrathes kann nad) Maß— 
gabe der Beitimmungen in den $$ 45 bi 49 
die Zeit angerechnet werden, während welcher ein 
Beamter Hi jei e8 im In- oder Auslande, als 
Sachwalter oder Notar fungirt, im Gemeinde», 


Militärperfon nur vorläufig oder auf Probe im Kirchen- oder im Schuldienjte oder im Dienfte 


Eivildienjte des Reiches, eines Bundesstaates, od. 
der Regierung eines zu einem Bundezftaat ge- 
hörenden Gebiets beſchäſtigt worden ijt, oder 
4) eine praltiihe Beſchäftigung außerhalb des 
Dienftes des Reiches, oder eines Bundesſtaates 
ausübte, injofern u. injoweit dieſe Bejchäftigung 
vor Erlangung der Anjtellung in einem Reid)» 
oder unmittelbaren Staatsamte behufs der tech— 
niihen Ausbildung in den Prüfungsvorichriften 
ausdrüdlih angeordnet it. — Im Falle der 
Nr. 2 wird die Dienftzeit nad) den für die Be- 
rechnung der Dienftzeit im Reichsdienſte gegebenen 
Beſtimmungen berechnet. 847. Der Eivildienft- 
zeit wird die Zeit des activen Militärdienftes 
— $ 48. Die Dienſtzeit, welche vor 
den Begiun des achtzehnten Lebensjahres fällt, 
bleibt außer Berechnung. — Nur die in Die 
Dauer eined Krieges fallende u. bei einem mo— 
bilen od, Erjag-Truppentheile abgeleijtete Miliär— 
dienjtzeit fommt, ohne Rückſicht auf das Yebens- 
alter, zur Anrechnung. — Als Kriegszeit gilt 
in dieſer Beziehung die Zeit vom Tage einer 
angeordneten Mobilmahung, auf welche ein Krieg 
folgt, bis zum Tage der Demobilmahung. $ 49. 
Für jeden Feldzug, an welchem ein Beamter im 

eichäheere, in der Kaijerlichen Marine oder in 
der Armee eines Bundesjtaated derart theilge- 
nommen hat, daß er wirklich vor den Feind ge- 
fommen, od, in dienjtlicher Stellung den mobilen 
Truppen in dad Feld gefolgt, oder auf einem 
zur Verwendung gegen den Feind bejtimmten 
Schiffe oder Fahrzeuge der Kaiſerlichen Marine 
eingejchifft gewejen it, wird demjelben zu ber 
wirflihden Dauer der Dientzeit ein Jahr hinzu» 
erechnet. — Ob eine militäriiche Unternehmung 
in diefer Beziehung als ein Feldzug anzujehen 


einer Iandesherrlichen Haus- oder Hofverwaltung 
ſich befunden, od. 2) im Dienjte eines dem Reiche 
nicht angehörigen Staates gejtanden hat, oder 
3) außerhalb de3 Dienftes des Neiches od. eines 
Yundesjtaates praftiih bejchäitigt gemwejen ift, 
injofern und injoweit dieje Beichäftigung vor 
Erlangung der Anftellung in einem Reichs- od. 
unmittelbaren Staatsamte herkömmlich war. 
[Nachweis der Dienjtunfähigfeit.] $ 53. Zum 
Erweije der Dienftunfähigkeit eines jeine Ver— 
jegung in den Ruheſtand nachſuchenden Reichs— 
beamten ijt die Erklärung der demjelben unmit- 
telbar vorgejegten Dienftbehörde erforderlich, daß 
fie nad) pilihtmäßigem Ermefjen den Beamten 
jür unfähig halte, feine Amtspflichten ferner zu 
— — Inwieweit andere Beweismittel zu 
erfordern oder der Erklärung der unmittelbar 
vorgeſetzten Behörde entgegen für ausreichend zu 
erachten ſind, hängt von dem Ermeſſen ter über 
die Verſetzung in den Ruheſtand entſcheidenden 
Behörde ab. $ 54. Die Beſtimmung darüber, 
ob und zu welchem Beitpuntte dem Antrag eines 
Beamten auf Berjegung in den Ruheſtand ſtatt— 
zugeben ift, jowie ob und welde Penſion dem— 
jelben zuiteht, erfolgt durch die oberjte Reichs— 
behörde, Bei denjenigen Beamten, welche eine 
Kaijerliche Beitallung erhalten a it die Ge» 
nehmigung des Kaiſers zur Berjegung in den 
Ruheſtand erforderlich. 
[Bahlbarkeit der Penfion.] $ 55. Die Verjep- 
ung in ben Ruheſtand tritt, fofern nicht auf den 
Antrag oder mit ausdrüdlicher Zuftimmung des 
Neihöbeamten ein früherer Zeitpunkt feitgejegt 
wird, mit Ablauf des Bierteljahres ein, welches 
auf den Monat folgt, in welchem dem Beamten 
die Enticheidung über feine VBerjegung in den 


ift, u. inwiefern bet Kriegen von längerer Dauer|Ruheitand und die Höhe der ihm etwa zuftehen- 


mehrere Kriegsjahre in Anrechnung kommen 


folfen, darüber wird in jedem alle durch den]} 


Kailer Beitimmung getroffen. Für die Ber- 
gangenheit bewendet e3 bei den hierüber in den 
einzelnen Bundesjtaaten getroffenen Bejtimm- 
ungen. 850. Inwieweit die Zeit eines Feſtungs⸗ 
arrejted oder einer Kriegsgefangenſchaft ange- 
rechnet werden fönne, ift nach den für die Pen— 
fionirung der Militärperfonen des Reichsheeres 
u. der Kaijerlihen Marine geltenden gejeglichen 
Beſtimmungen zu bemeſſen. $ 51. Den gejandt- 
ichaftlichen und den bejoldeten Conſulatsbeamten, 
welche in außereuropätjchen Ländern eine längere 


den Benfion ($ 54) befannt gemacht worden ift. 
3 56. Die Perfionen werden monatlidh im Vor- 
aus gezahlt. 

(Kürzung, Einziehung und Wiedergewährung 
der Penſion.]) $ 57. Das Recht auf den Bezug 
der Benjion ruht: 1) wenn ein Penfionär das 
deutſche Indigenat verliert, bis zu etwaiger Wie- 
dererlangung deſſelben; 2) wenn und iM lange 
ein Penſionaͤr im Reichs- oder im Staatädienite 
ein Dienfteinfommen bezieht, injoweit, als der 
Betrag dieſes neuen Dienjteinfonmend unter 
Hiuzurehnung der Penjion den Betrag des von 
dem Beamten vor der Penfionirung bezogenen 


els eine einjährige Verwendung gefunden haben, |Dienfteinfomniend überfteigt. $ 59. Ein Pen 
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fionär, —— in eine an ſich aur Benfion bes den Verhandlungen ift ein vereibeter Protofoll« 
techtigende Stellung bed Reichsdienſtes wieder |führer ugugiehen, d. Die geichloffenen Acten 
er ift ($ 57, Nr. 2), erwirbt für den werden von der oberften Reichsbehörde einge» 
Fall des Zurüdtretend in den Ruheſtand ben|reicht, welche geeigneten Falles eine Berpollitän«- 
Anfprud auf Gewährung einer nad Maßgabe |digung der Ermittelungen anordnet. — Die baa- 
feiner nunmehrigen verlängerten Dienjtzeit und|ren Auslagen für die durd die Schuld des zu 
de3 in der neuen Stellung bezogenen Dienitein- |penfionirenden Beamten veranlaßten erfolglojen 
fommens berechneten Penjion nur dann, wenn) Ermittelungen fallen demjelben zur Laſt. 66. 
die neu Hinzutretende Dienftzeit wenigftend ein Hat der Beamte eine Kaiferliche Beftallung er 
Jahr betragen hat. — Mit der Gewährung einer |halten, fo erfolgt die Enticheidung über Die Ber 
hiernad; neu berecjneten Penfion fällt bis aufljegung in den Ruheſtand vom Kaiſer im Ein- 
Höhe des Betrages derjelben das Recht auf Be- [vernehmen mit dem Bundesrath. — In Betreff 
zug ber früheren Penfton hinweg. F 59. Er-|der übrigen Beamten fteht die Entiheidung der 
dient ein Penfionär, welcher in eine an fich zur oberſten Reichsbehörde zu. Gegen dieje Entjcheid- 
Penſion berechtigende Stellung des Staatsdienſtes ung hat der Beamte binnen einer Frift von vier 
eingetreten it, in diejer Stellung eine Benfion, [Wochen nad} deren Empfang den Recurs an den 
fo findet neben berjelben der Fortbezug der auf|Bundesrath. Des Necursrechtes ungeachtet fan 


Grund diejes Geſetzes gewährten Penſion nur in 
den durch 8 57 Nr. 2 begrenzten Umfange ftatt. 
8 60. Die Einziehung, Kürzung oder Wieder- 
gewährung der Penfion auf Grund der Beitimm- 
ungen in den $$ 57 bis 59 tritt mit dem Be— 
ginn desjenigen Monat ein, welder auf das 
eine ſolche Veränderun nad) fich ziehende Er- 
eigniß folgt. — Im Falle vorübergehender Wie- 
derbeihäftigung im Reichs⸗ od. im Staatsdienite 
gegen Tagegelder oder eine anderweite Entſchä— 
digung findet die im Schlußjage des $ 30 ent- 
haltene Vorſchrift Anwendung. 

Iinmganci: Verfeßung in den Ruheitand.] 
$ 61. Ein Reichsbeamter, welcher durch Blind« 
heit, Taubheit od. ein fonftiges körperliches Ge— 
brechen oder * Shwäde ſeiner körperlichen 
oder geiſtigen Kräfte zu der Erfüllung ſeiner 
Amtspflichten dauernd unfähig iſt, ſoll in den 
Ruheſtand verſetzt werden. 68. Sudjt der Be- 
amte in einem —* Falle ſeine Verſetzung in 
den Ruheſtand nicht nach, ſo wird ihm oder 
ſeinem nöthigenfalls Hierzu beſonders zu beftel- 
lenden Curator von der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
unter Angabe der Gründe der Penſionirung u. 


der Beamte von der oberſten Reichsbehörde jo- 
fort der weiteren Amtöverwaltung vorläufig ent- 
hoben werden. F 67. Die Zahlung des vollen 
Gehalte dauert bis > Ablauf des Viertel. 
jahres, das auf den Monat folgt, in welchem 
dem in Ruheſtand verjegten Beamten die Ent- 
ſcheidung des Kaiſers oder der oberiten Reichs 
behörde zugejtellt worden ift. $ 68. Zit ein Be 
amter vor dem Zeitpunkte, mit welchem die Pen- 
ſionsberechtigung für ihn eingetreten jein würde, 
dienjtunfähig geworden, jo kann er gegen jeinen 
Willen nur unter Beobachtung derjenigen For- 
men, welche für dad fürmlidhe Disciplinarver- 
fahren vorgejchrieben find, in den Ruheſtand ver- 
jegt werden. — Wird es jedoch von der oberften 
Reihsbehörde mit Zuftinnmung des Bundesrathes 
für angemefjen befunden, dem Beamten eine Ben- 
jion zu dem Betrage zu beiwilligen, welcher ihm 
bei Erreihung des vorgedachten Zeitpunktes zu- 
itehen würde, jo fann die Benfionirung defjelben 
nad) den Vorſchriſten der $$ 61 bis 67 erfolgen. 

Feigen für Hinterbliebene.] $ 69. Hin- 
terläßt ein Penftonär eine Wittwe oder eheliche 
Nachkommen, jo wird die Penfion noch für den 


deö au ewährenden Penfionsbetraged eröjfnet,[auf den Sterbemonat folgenden Monat gezahlt 
daß der Fat feiner Verſetzung in den Ruhejtand | An wen die Zahlung erfolgt, beftimmt die oberfte 
vorliege. $ 63. Wenn der Beamte gegen die Reichsbehörde. — Die Zahlung der Penfion für 
ihm gemad)te Eröffnung ($ 62) innerhalb ſechs den auf den Gterbemonat folgenden Monat kann 
Wochen feine Einwendung erhoben Hat, ſo wird mit Genehmigung der oberiten Reich&behörde 
in derjelden Weife verfügt, als wenn er feineJaud dann ftattfinden, wenn der Berjtorbene El— 
Penfionirung felbft nachgeſucht hätte. — Die tern, Geſchwiſter, Geſchwiſterlinder oder Pflege 
Sahtung des vollen Gehalte dauert bis zum kinder, deren Ernährer er gewejen ift, in Bedürf- 
Ablaufe desjenigen Bierteljahres, welches auf tigkeit Hinterläßt, oder wenn der diachlaß nicht 
den Monat folgt, in dem ihm die Verfügung ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit u 
über die erfolgte Verſetzung in den Ruheſtand der Beerdigung zu decken. — Der über den 
mitgetheilt ift. $ 64. Werden von dem Beam- |Sterbemonat hinaus gewährte einmonatliche Be 
ten gegen bie Verſetzung in den Ruheſtand Ein-|trag der Penſion kann nicht Gegenftand der Be- 
wendungen erhoben, jo beichließt die oberfte ſchlagnahme jein. 

Reichsbehörde, ob dem Berfahren Fortgang zul [Xranjitoriihe BVeſtimmungen.] $ 70. Zit die 
geben jei. — In diefem Falle hat der damit nach Mafgabe diejed Gejeges bemeſſene Penſion 
von ber oberſten Reichsbehörde zu beauftragende|geringer als die Penſion, welche dem Beamten 
Beamte die ftreitigen Thatjadhen zu erörtern, ie it gewährt werden müſſen, wenn er vor dem 
erforderlihen Zeugen und Sachverſtändigen eid- Erlafje diejes Geſetzes nad) den damals für ihn 
li zu vernehmen und dem zu penfionirenden |geltenden Beitimmungen penfionirt worden wäre, 
Beamten oder defjen Eurator zu geitatten, den ſo wird die letzte Penſion an Stelle der erjteren 
Bernehmungen beizumwohnen. — Zum Schluß ift bewilligt. $ 71. Jnjofern vor der Uebernahme 
der zu penjionirende Beamte od. deffen Curator eines Beamten in den Reichsdienſt Hinfichtlich der 
über das Ergebniß der Ermittelungen mit feiner aus den früheren Dienjtverhältnifien demjelben 
Erflärung und feinem Antrage zu hören. — Zu erwachſenden Penſionsanſprüche mittel eines por 
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dem Erlaſſe dieſes Geſetzes abgeſchloſſenen Staatd-| Beziehung zu dem geſetzlichen Thatbeſtande der 
vertrages beſondere Feſtſetzungen getroffen ſind, ſtrafbaren Handiung, welche den Gegenſtand der 
ſollen dieſe Feſtſetzungen aud) für die Berechnung | Unterſuchung bildete, ein Dienſtvergehen enthal- 


der jenem 
taffe zu gewährenden PBenfion maßgebend jet. 
Indeſſen ſollen ftatt der gedachten befonberen 
Beilimmungen die im gegenwärtigen Gejege ent» 
haltenen Vorſchriften injomweit Anwendung finden, 
als fie für den Beamten günftiger jind. 
[Allgemeine — — über Dienſtvergehen 
u. deren Beſtrafung.]) $ 72. Ein Reichsbeamter 
welcher die ihm obliegenden Pflichten ($ 10) ver» 
legt, begeht ein Dienjtvergehen u. hat die Dis- 
ciplinar ger verwirtt. $ 73. Die Disci- 
plinarjtrafen beftehen in: 1) Ordnungsiteuer, 2) 
Entfernung aud dem Amte. 74. Ordnungs- 
Eu find: 1) Warnung, 2) Verweis, 3) Geld- 
trafe, bei befoldeten Beamten bis zum Betrage 
des einmonatlichen Dienfteintommens, bei unbe- 
foldeten bis zu 90 M. Geldftrafe fann mit Ver- 
weis verbunden werden. $ 75. Die Entfernung 


eamten demnächſt aus der Reichs- ten. — ft in einer gerichtlihen Unterſuchung 


eine BerurtHeilung ergangen, welche den Berluft 
des Amtes nicht zur Folge gehabt hat, jo bleibt 
derjenigen Behörde, welche über die Einleitung 
des Disciplinarverfahrens zu verfügen hat ($ 84 
Abſ. 1) die Entjheidung darüber vorbehalten, 
ob außerden ein Disciplinarverfahren einzuleiten 
oder fortzujegen fei. $ 79. Spricht das Geſetz 
bei Dienftvergehen, welche Gegenjtand eines Dis- 
ciplinarverfahrend werden, die Verpflichtung zur 
Wiedererftattung oder zum Schadenerſatze oder 
eine jonftige civilrechtliche Verpflichtung aus, jo 
gehört die Klage der Betheiligten vor das Eivil- 
gericht. Die Befugniß der vorgefegten Behörde, 
einen Beamten zur Erjtattung eines widerrecht- 
lid) erhobenen od. vorenthaltenen Werthbetrages 
anzuhalten, wird hierdurch nicht ausgeichlofien. 

Bon dem Disciplinarverfahren.] $ &0. Jeder 


aus dem Amte Tann bejtehen: 1) In Straf-|Dienjtvorgefegte ijt zu Warnungen und Verweis 
verjegung. Diejelbe erfolgt durch Verſetzung ſen gegen die ihm untergeordneten Reichsbeamten 


in ein anderes Amt von gleihem Nange, jedod) | befugt. 


mit Berminderung bed Dienfteinfommens um 
hödjtens ein Fünftel. Statt der Verminderung 
des Dienjteintommend kann eine Geldjirafe ver- 
hängt werden, welche ein Drittel des Dienftein- 
tommens eines Jahres nicht überfteigt. — Die 
Strafverjegung wird burd bie aan Reichs⸗ 
behörde in Ausführung gebracht. 2) In Dienit- 
entlajjung. Diejelbe hat den Berluft des Titels 
und Penſionsanſpruches von Rechts wegen zur 
Folge. Hat vor Beendigung des Disciplinar- 
verfahrens das Amtsverhältniß bereits aufgehört, 
ſo wird, falls nicht der Angeſchuldigte unter 
Uebernahme der Koſten auf Titel und Penſions— 
anſpruch verzichtet, auf deren Berlujt an Stelle 
ber Dienftentlafjung erfannt, — Gehört der An— 
geichuldigte zu den Beamten, welde einen An— 
ſpruch auf Penſion haben, und laſſen befondere 
Umftände eine mildere Beurtheilung zu, jo iji 
bie Disciplinarbehörde ermächtigt, in ihrer Ent— 
ſcheidung zugleich feftzujegen, daß dem Unge- 
Ihuldigten ein Theil des gejeglichen Penfions- 
betrages auf Lebenszeit oder auf gewijje Jahre 
zu belaffen jei. $ 76. Weldje der in den $$ 73 
bis 75 bejtimmten Strafen anzumenden jei, iſt 
nad) der größeren oder geringeren Erheblichfeit 
de3 Dienftvergehend mit befonderer Rüdjicht auf 
die gefammte Führung des Angeihuldigten zu 
ermejien. sm. Im Laufe einer gerichtlichen 
Unterſuchung darf nur gegen den Ungejchuldigten 
ein Disciplinarverfahren wegen der nämlichen 
Thatſachen nicht eingeleitet werden. — Wenn im 
Zaufe eines Disciplinarverfahren® megen ber 
nämlichen Thatſachen eine gerichtliche ig 
ung gegen den Angejchuldigten eröffnet wird, jo 
muß das Disciplinarverfahren bis zur Beendig- 
ung de3 gerichtlichen Berfahrend ausgeſetzt wer⸗ 
den. $ 28. Wenn von den gewöhnliden Straf- 


; 81. Geldftrajen fönnen 1) von der 
oberiten Vteichsbehörde gegen alle Reichsbeamte, 
und zwar bis zum höchſten zuläffigen Betrage 
($ 74 Nr. 3), 2) vom derfelben unmittelbar uns 
tergeordneten en und Borjtehern vo Be- 
hörden bis zum Betrage von 30 M, 3) von den 
den legteren untergeorimeten Behörden u. Vor: 
ftehern von Behörden big zum Betrage von 9 M 
verhängt werben. $ 82. Bor der Verhängung 
einer Orbnungsftrafe ift dem Beamten Gelegen- 
* zu geben, ſich über die ihm zur Laſt gelegte 

erletzung ſeiner amtlichen ‘Pflichten zu verant- 
worten. — Die Verhängung der Ordnungsſtrafen 
erfolgt unter Angabe der Gründe durch ſchrift— 
lihe Verfügung oder zu Protofloll, — Hit eine 
Geldſtrafe für den Fall der Nichterledigung einer 
fpeciellen dienftlichen Verfügung binnen einer be- 
jtimmten Frift angedrogt, jo kann nad) Ublauf 
der Frift die Gelditrafe ohne Weiteres jejtgefegt 
werden, : 83. Gegen die Verhängung von Ord- 
nungöftrafen findet nur Beſchwerde im Inſtan— 
zenzuge ftatt. $ 84. Der Entfernung aus dem 
Umte muß ein förmlihes Disciplinarverfahren 
vorhergehen. Die Einleitung defjelben wird von 
der oberjten Reichsbehörde verfügt. — Das Dis- 
ciplinarverfahren bejteht in einer Jchriftlichen Bor: 
unterjuhung und einer mündlichen Verhandlung. 
$ 85. Die oberjte Reichebehörde ernennt den 
unterfuhungsführenden Beamten und diejenigen 
Beamten, welde im Laufe des Disciplinarver- 
fahrens die Berrichtungen der Staatsanwaltſchaft 
wahrzunehmen haben. — Fit sn im Ber: 
zuge, jo kann die Verfügung der Einleitung des 
Disciplinarverfahrens und die Ernennung des 
unterfuchungsführenden Beamten vorläufig von 
einer der im $ 81 unter Nr. 2 bezeichneten Bes 
hörden oder einem der dort bezeichneten Beam- 
ten ausgehen. Es ijt alsdann die Genehmigung 


gerichten auf Freiſprechung erkannt ift, fo findet|der oberjten Reichsbehörde einzuholen, und, ſo— 


wegen derjenigen Thatſachen, welche in der ge- 
richtlichen Unterfuhung zur Erörterung gekom— 
men find, ein Disciplinarverfahren nur nod in— 
fofern ftatt, als dieſelben an fih und ohne ihre 





fern dieſe verjagt wird, das Berfahren einzu- 
jtellen. $ 86. Die entjcheidenden Disciplinar- 
behörden, welche je nach Bedürfniß zufammen- 
treten, jind 1) in erjter Inſtanz die Be na 
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fammern, 2) in zweiter —* 
An folgenden Orten: Potsdam, 
ankfurt a. O., Königsberg, Danzig, Stettin, 
öslin, Bromberg, Boten, Magdeburg, Erfurt, 
Breslau, Liegnig, Oppeln, Münfter, Arnsberg, 
Düffeldorf, Köln. Trier, Darmftadt, Frankfurt 
a. M., Kaſſel, Hannover, Schleswig, Leipzig, 
Karlsruhe, Schwerin, Lübeck und Bremen wird 
je eine Disciplinarfammer errichtet. *) — Durd) 
Anordnung des Katjers können im Einvernehmen 
mit dem Bundesrathe einzelne Disciplinarfams 
mern auch an anderen Orten errichtet werben.?) 
— Der Didciplinarhof tritt am Site des Reichs— 
Dberhandelögerichtes zufammen. $ 88. Die Be- 
zirle der Disciplinarfammern werden vom fair 
fer im Einvernehmen mit dem Bundesrathe ab- 
gegrenzt. — Zuftändig im einzelnen Falle ift Die 
Disciplinarfanımer, ın deren Bezirk der Ange— 
ihuldigte zur Zeit der Einleitung de3 fürmlichen 
Disciplinarverfahreng feinen dienftlihen Wohnſi 
bat, und wenn dieſer Wohnjig im Auslande 4 
befindet, die Disciplinarfammer in Potsdam. — 
Etreitigleiten über die Zuftändigfeit verjchiedener 
Disciplinarfammern werden vom Disciplinarhot 
entſchieden. 8 89. Jede Disciplinarfammer be- 
fteht aus fieben Mitgliedern. Der Präjident u. 
wenigftend drei andere Mitglieder müſſen in 
tichterlicher Stellung in einem Bundesftaate fein. 


Reichsbeamte. 
der Disciplinar- deten Reichs- ober Staatsämter vom Bundes. 


rathe gewählt, vom Kaijer ernannt und für die 

üllung der Obliegenheiten ihred Amtes ver- 
pflichtet. F 94. In der Borunterfuhung wird 
der Ungejhuldigte unter Mittheilung der An— 
ihuldiqungspunfte vorgeladen und der Beamte 
der Staatsanwaltſchaft zugezogen. Piejelben 
werden, wenn fie erjcheinen, mit —* Erflär- 
ungen und Anträgen gehört. Die Zeugen wer— 
den nad Befinden eidlich vernommen und Die 
ionftigen Beweije erhoben. Den Vernehmungen 
der Zeugen darf weder der Beamte der Staats— 
anmwaltidyaft noch der Angejchuldigte beitvohnen. 
— Die Verhaftung, vorläufige Feſtnahme oder 
Vorführung des Ängeſchuldigten iſt unzuläjfig. 
$ 9b. Ueber jede Unterfuhungshandlung tft durch 
einen bereideten Protololljührer ein Prototol 
aufzunehmen. Ben vernommienen Perjonen iſt 
ihre Ausſage unmittelbar nad der Vrototollir- 
ung borzulefen, um denjelben Gelegenheit zur 
Berichtigung und Ergänzung zu geben. $ d6. 
Wenn der Vorunterſuchungsbeamte die Burunter: 
ſuchung für geſchloſſen erachtet, fo theilt er die 
Ucten dem Beamten der Staatsanwaltſchaft mit. 
Hält diefer eine Ergänzung der Vorunterſuchung 
für erforderlich, jo hat ex diejelbe bei dem Wor- 
unterjuchungsbeamten zu beantragen, welcher, 
wenn er entgegengejegter Anficht ıft, die Ent— 


— Die mündlide Verhandlung und Entideidung |iheidung der oberiten Reichsbehörde einzuholen 
in den einzelnen Disciplinarfahen erfolgt durch hat. $ 97. Nach geſchloſſener Borunterjuchung 
fünf Mitglieder. Der Borfigende u. wenigjtens lift dem Ungefchuldigten der Inhalt der erhobe- 
zwei Beiliger müſſen * den richterlichen Mit-Inen Beweismittel mitzutheilen. Darauf werden 
gliedern gehören. $ 90. Wenn auf den Antrag |die Acten an die oberjte Reichsbehörde eingejen- 
des Veamten der Staatsanwaltihaft oder des det. $ 98. Die oberjte Reichsbehörde kann mit 
Augeichuldigten der Disciplinarhof das VBorhan-|Rüdfiht auf den Ausfall der Vorunterjuchung 
deufein von Gründen anerkennt, welde die Un⸗ das Berfahren einftellen und geeigneten Falles 
bejangenheit der zuftändigen Disciplinarlammer [eine Ordnungsftrafe verhängen. — Der Ange 
zweifelhaft maden, fo tritt eine andere, duch |ihuldigte erhält Ausfertigung des darauf bezüg- 


dın Disciplinarhof ernannte Disciplinarfammer 
an deren Gtelle, S 91. Der Disciplinarhof bes 
fteht aus elf Mitgliedern, von denen wenigſtens 
vier zu den Bevollmächtigten zum Bundesrathe, 
der Präfident und wenigſtens fünf zu den Mit— 
gliedern des Reih3-Oberhandelögerichtes gehören 
müfjen. — Die mündlide Verhandlung u. Ent- 
ſcheidung in den einzelnen Disciplinar re er» 
folgt durch fieben Mitglieder. Der Borligende 
und wenigjtend drei Mitglieder müflen zu ben 
richterlihen Mitgliedern gehören. 8 . Die 
— bei den Disciplinarbehörden, 
insbeſondere die Befugniſſe des Präfidenten u. die 
Hieihenfolge, in welcher die richterliden Mitglie- 
der an den einzelnen Sitzungen theilzunehmen 
haben, wird durch ein Regulativ geordnet, wel— 
dies der Disciplinarhof zu entwerfen umd dem 
Bundesrathe zur Betätigung einzureichen hat. 
$ 98. Die Mitglieder der Disciplinartammern 
und des Disciplinarhofes werden für die Dauer 
der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen betlei- 


©, Berorbuung, betreffeud die Abgrenzung der Bezirke 
der Disciplinarlammern vom 11. Juli 1973, 

2) Durch Berordnung vom 7. Jan. 1874 ift in Straßburg 
eine Disciplinarfammer mit dem Bezirte Elfah:Forhringen 
En — ©. aud Verordnung vom 5. Nov. 1874, betr. 
die Disciplinarlaımmern für die Beamien der Reichs-Eiſen— 
—— welche im Auslande ihren dienſtlichen Wohn⸗ 

1. 


lien, mit Gründen zu ‚unterftügenden Beichlu)- 
jed. 8 99. Die Wiederaufnahme des Discipli- 
——— wegen ber nämlichen Anſchuldig- 
ungspunkte iſt nur auf Grund neuer Beweiſe u. 
während eines Zeitraumes von fünf Sahren, 
vom Tage des Einſtellungsbeſchluſſes ab, zuläjfig. 
— Bar eine Ordnungsitrafe verhängt ($ 98), 
jo findet eine Wiederaufnahme des eingejtellten 
Disciplinarverfahrens nicht ftatt. $ 100. Die 
ee des Verfahrens muß erfolgen, ſobald 
der Angeſchuldigte jeine Entlaffjung aus dem 
Reichsdienſte mit Verzicht auf Titel, Gehalt und 
Penſionsanſpruch nachſucht, vorausgeſetzt, daß 
er ſeine amtlichen Geſchäfte bereits erledigt und 
über eine ihm etwa anvertraute Verwaltung von 
Reichsvermögen volljtändig Rechnung gelegt bat. 
— Die Berhängung einer Ordnungsitrafe iſt in 
biefem Falle nicht zuläffig. Die Kojten des ein- 
geitellten Verfahrens ($ 124) fallen dem An— 
— zur Laſt. F 101. Beſchließt die 
oberſte Reichsbehörde die Verweiſung der Sache 
vor die Disciplinarfammer, fo wird der Auge— 
ſchuldigte nach Eingang einer von dem Beamten 
der Staatsanwaltſchaft anzufertigenden Anſchul— 
digungsſchrift unter abſchriftlicher Mittheilung 
der letzteren zu einer von dem Vorſitzenden der 
Disciplinarkammer zu beſtimmenden 533 zur 
mündlichen Verhandlung vorgeladen. — Der 


— 


Reichsbeamte. 


Angeſchuldigte kann ſich des Beiſtandes eines Ad⸗ 
vocaten oder Rechtsanwaltes als Vertheidiger 
bedienen. Dem Letzteren iſt die Einſicht der Bor- 
unterſuchungsacten zu geſtatten. $ 102. Die 
mündliche Berhandlung findet ftatt, aud wenn 
der Ungefchuldigte nicht erjchienen ijt. Derjelbe 
fann ſich durch einen Wdvofaten oder Rechtsan— 
walt vertreten lafien. Der Disciplinarlammer 
fteht es jedoch, fofern der Angefchuldigte jeinen 
dienftlichen Wohnjig im Deutichen Reiche It, 
jederzeit zu, das perfönliche Erjcheinen des An— 
geihuldigten unter der Warnung zu verordnen, 
daß bei jeinem Ausbleiben ein Vertheidiger zu 
feiner Vertretung nicht werde zugelaſſen werden. 
* Die mündliche Verhandlung iſt Öffentlich. 

ie Oeffentlichleit kann aus beſonderen Gründen 
auf den Antrag des Angeſchuldigten, des Beam— 
ten der Staatsanwaltſchaft od. von Amts wegen 
durch Beſchluß der Disciplinarkammer ausge— 
ſchloſſen oder auf beſtimmte Perſonen beſchränkt 
werden. Die Gründe der Ausſchließung oder 
Beſchränkung der Oeffentlichkeit müſſen aus dem 
Sitzungsprotokoll hervorgehen. $ 104. Bei der 
mündlichen Verhandlung wird der wejentliche 
Inhalt der Anjchuldigungsichrift von dem Be- 
amten der Staatsanwaltiaft mündlich vorgetra- 
gen. Der Angejhuldigte wird vernommen, Ge- 
iteht derſelbe die den Gegenſtand der Anjchuldig- 
ung bildenden Thatjahen ein und walten gegen 
die Glaubwürdigkeit feines Geftändnijjed keine 
Bedenken ob, jo beichließt die Disciplinarfammer, 
baß eine Beweisverhandlung nicht ftattfinde. — 
Andernfalld gibt ein von dem Vorſitzenden ber 
Disciplinarlammer aus der Zahl der Mitglieder 
ernannter Berichterftatter auf Grund der bis— 
herigen Verhandlungen eine Darftellung der Be» 
weisaufnahme, ſoweit fie ji auf die in der An- 
Ihuldigungsichrift enthaltenen Anſchuldigungs— 
punkte bezieht. — Zum Schluß wird der Beanıte 
der Staatdanwaltichaft mit jeinem Bor- u. Au— 
trag und der Ungeichuldigte mit feiner Verthei- 
bigung gehört, Dem Ungeichuldigten fteht das 
legte Wort zu. $ 105. Wenu die Diciplinar- 
fammer vor oder im Laufe der mündlichen Ver- 
handlung auf den Antrag des Angeſchuldigten 
oder des Beamten der Staatdanwaltjchaft, oder 
von Amts wegen die Vernehmung von Zeugen, 
ſei es vor ber Pisciplinarfammer oder durd) 
einen beauftragten Beamten, oder die Herbei- 
ſchaffung anderer Beweismittel für angemejjen 
erachtet, jo erläßt fie die erforderliche Verfügung 
und verlegt nöthigenfall3 die Fortſetzung ber 
Berhandlung auf einen anderen Tag, welcher dem 
Angeichuldigten befannt zu maden ij. $ 106. 
Die VBernehmung der Zeugen muß auf Antrag 
ded Beamten der Staatdanwaltichaft oder bes 
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ten Beamten unter Beilabung der Staatsanwalt. 
Ihaft und des Angejchuldigten anzuordnen, — 
Als große Entfernung im Sinne dieſes Gejeges 
iſt es nicht anzufehen, wenn der Beuge ſich im 
Bezirke der enticheidenden Disciplinarfammer 
aufhält. $ 108. Bei der Entjcheidung hat bie 
Disciplinarfammer, ohne an pojitive Beweis— 
regeln gebunden zu fein, nad) ihrer freien, aus 
dem Inbegriffe der Verhandlungen und Beweiſe 
geihöpften Ueberzeugung zu beurtheilen, intwie- 
weit die Anjchuldigung für begründet zu erachten. 
— Sit die Anſchuldigung nicht begründet, fo 
ſpricht die Disciplinartammer den Angejchuldigten 
frei. ae Freiſprechung (Entbindung von 
der Inſtanz) iſt nicht ftatthaft. Gegen den frei« 
geſprochenen Angeſchuldigten darf mwegen ber 
nämlichen, den Gegenftand ber Anjhuldigung 
bildenden Handlung ein Disciplinarverfahren nicht 
wieder eingeleitet werden. — Iſt die Anichuldig- 
ung begründet, jo kann bie Entjcheidung auch 
auf eine bloße Ordnungsſtrafe lauten. — Die 
Entſcheidung, welche mit Gründen verſehen ſein 
muß, wird in der Sitzung, in welcher die münd- 
liche Verhandlung beendigt worden ift, u. fpäte- 
ſtens innerhalb der darauf folgenden vierzehn 
Zage verlündet. Eine Ausfertigung der Enticheid« 
a wird dem Angefchuldigten erteilt. $ 109. 
Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Pro» 
totoll aufgenommen, welches die Namen der An- 
wejenden und die wejentlihen Momente der Ber» 
Handlung enthalten muß. Das Protololl wird 
von dem Borjigenden und Protofollführer unter- 
zeichnet. $ 110. Gegen die Enticheidung der 
Disciplinarfammer fteht die Berufung an ben 
Disciplinarhof jowol dem Beamten ber Staats- 
anmaltichaft als dem WUngefchuldigten offen. — 
Neue Thatjachen, weldye die Grundlage einer 
anderen Beſchuldigung bilden, dürfen in der Ber 
rufsinſtanz nicht —— werden. & III. 
Die Anmeldung der Berufung geichieht zu Pro- 
tofoll oder jchriftlich bei der Disciplinarfammer, 
welche die anzugreifende Entſcheidung erlafien Hat. 
Bon Seiten des Angejchuldigten kann fie auch 
durch einen Bevollmächtigten gejchehen. — Die 
Friſt zu dieſer Anmeldung ift eine vierwöchent- 
lie. Sie beginnt für den Beamten der Staats— 
anmaltjchaft mit dem Ablaufe des Tages, an 
welchem die Entſcheidung verfünbet, für den An— 
geichuldigten mit dem Ablaufe - ded Tages, an 
welchen ihm die Ausfertigung der Enticheidung 
zugeftellt worden if. $ 112. Zur fchriftlichen 
Redptfertigung der Berufung fteht Demjenigen, 
der diejelbe rechtzeitig angemeldet hat, eine vier« 
ehntägige Frift, vom Ablaufe der Anmeldungs- 
Ari gerechnet, offen. $ 113. Die Anmeldung der 
Berufung und die etwa en Berufungs⸗ 


Angeſchuldigten in der mündlichen Verhandlung ſſchrift wird dem Gegner in Abſchrift zugeſtellt, 


erfolgen, fofern die Thatjachen erheblich ſind, und falls Dies der 


eamte der Staatdanmwalt« 


über welche die Vernehmung ftattfinden joll, u.|ichaft it, im Urjchrift vorgelegt. — Innerhalb 
die Disciplinarfammer nicht die Weberzeugung|vierzehn Tagen nad) erfolgter Zuftellung oder 
gewonnen hat, daß der Antrag nur auf Ber-| Borlegung kann der Gegner eine Beantwortungs- 
ichleppung der Sache abzielt. $ 107. Stehen ſchrift einreihen. $ 114. Befindet fih der An— 
dem Erjceinen eines engen Krankheit, große) gejchuldigte im Auslande, jo hat die Disciplinar- 
Entfernung oder andere unabwendbare Hinder-|fammer die Friſten zur Anmeldung und Recht- 
niffe entgegen, jo iſt von der Disciplinarfammer| fertigung jeiner Berufung und zur Beantwort— 
dejjen Vernehmung durch einen damit beauftrags ung der Berufung des Beamten der Staatsau— 


* 
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waltichaft mit Nüdficht auf die Entfernung des 
dienftlichen Wohnſihes des Angefchuldigten von! 


Reichsbeamte. 


122. Die Verrichtungen der Staats- 
bei den Militär-Disciplinarcommij« 


ernannt. 


satte 


Amts wegen zu erweitern und die betreffende|jionen werden von bem Corps-Auditeur, bezw. 


Verfügung gleichzeitig mit dem Urtheil bezieh- 
ungsweije mit der Anmeldung der Berufung des 
Beamten der Staatdanwaltichaft dem Angejchul- 
digten zuzuſtellen. $ 115. Die Friſten zur Redht- 
fertigumg u. Beantwortung der Berufung ($$ 112 
bis 114) können auf Antrag von der Disciplinar- 
fammer verlängert werden. 8 116. Nad Ablauf 
der in den 88 113 bis 115 beitimmten Friften 
werden die Acten an den Disciplinarhof einge- 
Bien — Der Disciplinarhof fann die zur Auf- 
lärung der Sache etwa erforderlichen Verfüg— 
ungen erlaffen. — Er beitimmt ſodann eine Gip- 
ung zur mündlichen Verhandlung, zu welcher der 
Angejchuldigte vorzuladen und der Beamte der 
Staatsanwaltichaft zuguziehen if. — In ber 
mündlichen Verhandlung gibt zunächſt eine von 
dem Vorſitzenden des Disciplinarhofes aus der 
Zahl feiner Mitglieder ernannter Berichteritatter 
eine Darjtellung der bis dahin ftattgefundenen, 
auf die in der Anjchuldigungsichrift enthaltenen 
Anſchuldigungspunkte bezüglichen Verhandlungen. 
— Im Uebrigen wird nad) Maßgabe der in den 
8$ 101 Abſ. 2, 102, 103, 104 Abſ. 2 und 3, 
105, 106, 107 Abſ. 1, 108 und 109 enthaltenen 
Beitimmungen verfahren. & 117. Ein anderes 
Nechtömittel al3 die Berufung, in&bejondere aud) 
das Rechtsmittel des Einjpruches (Oppojition od. 
N findet im Disciplinarverfahren nicht 
ſtatt. $ 118. Der Kaiſer hat ba? Recht, die von 
den Disciplinarbehörden — Strafen zu 
erlaſſen oder zu mildern. $ 119. Die Bor: 
ichriften ber 88 84 bis 118 gelten aud in An— 
ſehung der einftweilig in den Ruheſtand ver- 
jegten Beamten. — Der letzte dienſtliche Wohn- 
fig derfelben ift für die Buftändigfeit im Dis- 
eiplinarverfahren entjcheidend. 

[Bejondere Beftimmungen in Betreff ber Be- 
amten der Militärverwaltung.] 8 120. Gegen 
Miltiärbeamte, welche ausſchließüch unter Mili- 
tärbefehlshabern ftehen, verfügt der comman- 
dirende General des Armeecorps, beziehungsd- 
weije der Chef der Kailerlichen Admiralität die 
Einleitung der Unterfuhung und ernennt ben 
Unterfuchungs-Beamten. $ 121. Die entichei- 
dende Disciplinarbehörde erjter Inſtanz iſt bie 
Militär- Disciplinarcommilfion. — Für jedes 
Armeecorps tritt die Militär- Disciplinarcont- 
miffion am Garnifonorte des Generalcommandos 
zuſammen. Diejelbe wird aus einem Oberiten 
als Vorfisenden und ſechs anderen Mitgliedern, 
von denen drei zu den Staböoffizieren, Haupt: 
leuten oder Wittmeiftern, die übrigen zu den 
oberen Beamten der Militärverwaltung gehören 
müfjen, gebildet. — Die Militär-Disciplinar- 


dem Marine-Stationdaubiteur wahrgenommen. 
Im Behinderungsfalle wird von der oberjten 
Reichsbehörde ein anderer Auditeur mit der 
Stellvertretung beauftragt. $ 123. Gegen Mir 
litärbeamte fommen in Betreff der Verfügung 
von Disciplinarftrafen, die nicht in der Entrern 
ung aus dem Amte beitehen, die auf jene Be 
amten bezüglichen befonderen Beſtimmungen zur 
Unmwendung. Dafjelbegiltvonder Amtsjuspenjton 
aller Beamten der Militärverwaltung im Falle 
bed Krieges. 

Koſten des Disciplinarverfahrens.] 8 124. 
Für das Disciplinarverfahren werden weder 
Gebühren, noch Stempel, ſondern nur baare 
Auslagen in Anſatz gebracht. — Inſoweit im 
förmlichen Disciplinarverfahren ($ 84) der An— 
geihuldigte verurtheilt wird, ift er jchuldig, die 
baaren Auslagen des Berfahrend ganz od. theil- 
weile zu erjtatten. Weber die Erjtattungspflicht 
entſcheidet das Disciplinar-Erkenntnif. 

(Vorläufige Dienſtenthebung. $ 125. Die 
vorläufige Dienjtenthebung eines Reichsbeamten 
(Suspenjion vom Amte) tritt Eraft des Geſetzes 
ein: 1) wenn im geridtlihen Strafverfahren 
jeine Verhaftung beichlofjen, oder gegen ihn ein 
noch nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil er 
lafjen iſt, welches den Verluft des Amtes Traft 
des Gejeged nad) ſich zieht; 2) wenn im Dis- 
ciplinarverjahren eine noch nicht rechtskräftige 
Entſcheidung ergangen iſt, melde auf Dienitent- 
fajjung lautet. $ 126. Im Falle des $ 1235 
Nr. 1 dauert die Suspenjion bis zum Ablauf 
des zehnten Tages nad; Wiederaufhebung des 
Verhaftungsbeihluffes oder nach eingetretener 
Rechtskraft desjenigen Urtheils höherer Inſtanz, 
durch welches der angejchuldigte Beamte zu einer 
anderen Strafe als der bezeichneten verurtheilt 
wird. — Lautet das rechtskräftige Urtheil auf 
Freiheitsſtrafe, ſo dauert die Suspenjion, bis 
das Urtheil volljtredt iſt. Wird die Vollftredung 
des Urtheil3 ohne Schuld des Berurtheilten auf- 
gehalten oder unterbrochen, jo tritt für die Zeit 
des Aufenthalts oder der Unterbrehung eine 
Gehaltskürzung ($ 128) nicht ein. Dafjelbe gilı 
für die im erjten Abſatz diejes Paragraphen er- 
wähnte Zeit von zehn Tagen, wenn nicht vor 
Ablauf derielben die Suspenjion vom Anıte im 
Wege des Disciplinarverfahrens beſchloſſen wird. 
— Im Falle des $ 125 Nr. 2 dauert die Sus- 
penfion bis zur Rechtskraſt der in der Piscip- 
linarjadhe ergehenden Eutſcheidung. 8127. Die 
oberjte Neichsbehörde kann die Suspenſion, ſo— 
bald gegen den Beamten ein gerichtlidhes Straf- 
verfahren eingeleitet oder die Einleitung eines 


commiljionen für die Marine haben ihren Gig |förmlichen Disciplinarverfahrens ($ 84) verfügt 
an den betreffenden Marine-Stationsorten und|wird, oder auch demnächſt im Laufe des einen 
beitehen aus einem Eapitän zur See ald Bor-Joder anderen Verfahrens bis zur rechtskräftigen 


figenden und ſechs anderen Mitgliedern, von) Entfcheidung verfügen. 


$ 128. Während der 


denen drei zu den Gtaboffizieren der Marine] Suspenfion ded Beamten wird vom Ablauf des 
oder zu den Capitän-Lientenants, die übrigen) Monats ab, in welchem diejelbe verfügt ift, die 
zu den oberen Beamten der Marineverwaltung | Hälfte feines Dienfteintonmens innebehalten. — 


gehören müſſen. — Die Mitglieder der Com: 
milfion werden von der oberjten Reichsbehörde 


In Fällen der Noth des Beamten ift die oberfte 
Reichsbehörde ermächtigt, die Innebehaltung des 


Reichsbeamte. 991 


Dienſteinkommens auf den vierten Theil deſſelben oder andere Verwaltung gehört. $ 135. Bon 
zu befchränten. — Auf bie für Dienftunkoften)diejer Behörde iſt zugleich feitzuftellen, ob ein 
befonder3 angejepten Beträge ijt bei Berechnung) Reich3beamter und eintretenden Falles welcher 
be3 — Theiles vom Dienſteinlommen Beamte nach den Borjchriften des $ 141 für den 
keine Rücjicht zu nehmen. — Der innebehaltene| Defect zu Haften hat, und bei einem Defect an _ 
Theil des Dienfteinfommens ift zu den Koften, Materialien, auf mie hoch die zu erjtattende 

welche durch die Stellvertretung des Angejhul-| Summe in Gelde zu beredinen ift. $ 136. 
digten verurſacht werden, der etwaige Reſt zul Ebenjo ($$ 134 und 135) Hat die unmittelbar 


ben ya ing Bean ($ 124) zu verwenden. |vorgejegte Behörde die Defecte an ſolchem öffent« 


Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretungd« 
foften zu leiften, ift der Beamte nicht verpflichtet. 
8 129. Der zu den Koften ($ 128) nicht ver- 
wendete Theil des Einkommens wird dem Be- 
amten auch in dem Falle nachgezahlt, wo das 
Verfahren die rag | 
Folge gehabt Hat. 
Verlangen ein 
zu ertheilen. Erinnerungen gegen bie Berwend- 
ung können im Rechtswege nicht geltend gemacht 
werben. g 130. Wird der Beamte freige- 
ſprochen, jo muß ihm ber innebehaltene Theil 
des Dienjteinfommens volljtändig nacdjgezahlt 
werden. — Wird er nur mit einer Ordnungs— 
ftrafe belegt, jo ift ihm der innebehaltene Theil 
infoweit ne als derſelbe nicht zur 
Dedung der ihn treffenden Unterfuhungstoiten 
und der Orbnungaftrafe erforberlih ijt. Ein 
Abzug wegen der Gtellvertretungstoften findet 
nicht jtatt. $ 131. Wenn Gefahr im Berzuge 
iſt, kann einem Beamten auch von ſolchen Bor- 
gejetten, die feine Suöpenfion zu verfügen nicht 
ermächtigt find, die Ausübung der Amtsverricht⸗ 
ungen vorläufig unterfagt werden; es ijt aber 
darüber fofort an die oberfte Reichsbehörde zu 
eig — Diefe Unterfagung hat eine Kürzung 
des Dienfteinfommens nicht zur Folge. Sr 32. 
Dem unter Gewährung des geſetzlichen Warte- 
eides einftweilen in den Ruheſtand verjegten 
eamten wird ein Viertel bes Wartegeldes inne⸗ 


lichen oder Privatvermögen feitzuftellen, welches, 
ohne zu einer Reichskaſſe oder anderen Reichs— 
verwaltung gebracht zu fein, vermöge bejonderer 
amtlicher Anordnung in di Gewahrfam eines 
Reihsbeamten gefommen if. $ 137. Ueber 


aus dem Umte zur|den Betrag des Defects, die Perion des zum 
em Beamten ift auf Erſatz verpflichteten Beamten und den Grund 
achweis über die Verwendung ſeiner Verpflichtung iſt von der in ben SS 134 


und 135° bezeichneten Behörde ein motivirter 
Beichluß abzufafien. $ 138. Nach Befinden der 
Umftände kann die Behörde auc mehrere Be- 
ſchlüſſe abfaflen, wenn ein Theil des Defects ſo— 
ort klar ijt, der andere Theil aber nod) weitere 
Ermittelungen nothiwendig macht, ingleichen, wenn 
unter mehreren Perjonen die Verpflichtung der 
einen feititeht, die der anderen noch zweifelhaft 
if. $ 139. Hat die Behörde die Eigenſchaft 
einer höheren Reichsbehörde, jo ift der Beſchluß 
nah Maßgabe der 88 143 und 144 vollitredbar, 
— In allen anderen Fällen unterliegt der Be— 
ſchluß der Prüfung der vorgejegten höheren 
Reichsbehörde und wird erft nad) deren Geneh- 
migung vollitredbar. — Bon dem Bejchluffe iſt 
der oberjten Reichsbehörde unverzüglich Kenntniß 
zu geben. — Der oberiten Reichsbehörbe bleibt 
in allen Fällen unbenommen, einzufchreiten und 
den Beſchluß ſelbſt abzufaſſen oder zu berichtigen. 
$ 140. In dem abzufafjenden Beichluffe ift zu« 
geil u beſtimmen, welche Vollſtreckungs- oder 

icherheitsmaßregeln behuf3 des Erjapes des 


— 


behalten, wenn im Disciplinarverfahren eine noch| Defects zu ergreifen find. — Für dieſe Maf- 
nit rechtsträftige Entſcheidung ergangen ift,|regel find die Geſetze des Bundesstaates, in wel- 
weiche auf Dienitentlaffung lautet. — Wegen ſchem bdiefelben erfolgen, enticheivend. 8 141. 
der Nachzahlung des innebehaltenen Theiles vom |Der abzufaffernde Beſchluß kann auf die ummittel- 
Wartegelde kommen bie dr ber $$ 129 |bare Verpflichtung zum Erſatz des Defect3 ge- 
und 130 zur Anwendung. $ 133. Alle nach richtet werden: 1) gegen jeden Beamten, welcher 
ben Beftimmungen der SS 61—132 erfolgenden|der Unterichlagung als Thäter oder Theilnehmer 
Aufforderungen, Mittheilungen, Zuftellungen und nach der Ueberzeugung der Reichsbehörde über- 
VBorladungen find giltig und bewirfen den Lauflführt ift; 2) a. gegen diejenigen Beamten, wel- 
ber Friſten, wenn Fe unter Beobadhtung der für|chen die Kaffe u. ſ. w. zur Verwaltung über« 
erichtliche Inſinuation in —— vorge-|geben ivar, und zwar aut die Höhe des ganzen 
chriebenen Formen Demjenigen, an den fie er-|Defectd, b. gegen jeden anderen Beamten, der 
gehen, zugejtellt find. Die vereideten Berwalt-Jan der Einnahme oder Ausgabe, der Erhebung, 
ungabeamten haben dabei den Glauben der Ger|der Ablieferung oder dem Transport von Kafjen- 
richtsboten. — Hat der Angeſchuldigte jeinen|geldern oder anderen Gegenitänden vermöge 
dienftlihen Wohnfig verlaffen, ohne daß feine] jeiner dienftlihen Stellung theilzunehmen Hatte, 
vorgejegte Behörde Kenntniß von feinem Auf- jedoch nur auf Höhe des in feinen Gewahrſam 


enthalt hat, fo erfolgt die Inſinuation in der gelommenen 


legten 
dienftlihen Wohnorte befjelben. 


etrages, ſofern der Defect nad 


ohnung des Ungejchuldigten an dem der Ueberzeugung der Reichsbehörde durch grobes 


Berjehen entitanden ift. — Eben dies gilt gegen 
bit 


[Bejondere Beitimmungen über die Defecte|die in $ 136 genannten Beamten, in den daſe 


ber Beamten.) 


34. Die Feftftellung der | bezeichneten Fällen, 


142. Sind Beamte, gegen 


Defecte an öffentlihem oder Privatvermögen,|welde die zwangsweije Einziehung bes Defectd 


welche bei Reichskaſſen oder anderen Reichöver- 
waltungen entdedt werben, ift zunächſt von der» 
jenigen Behörde zu bewirken, zu beren Gejchäfts- 
kreife bie unmittelbare Aufjicht über die Kaſſe 


beichlofjen wird, in der Verwaltung ihred Amtes, 
mofür fie eine Amtscaution geftellt haben, be» 
laſſen worben, jo haben diefelben wegen Erjages 
des Defects anderweite Gicherheit zu Teiften. 


— 
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Erfolgt die Sicherſtellung nicht, jo findet die hörde, auch wenn fie nicht die Eigenſchaft einer 
Bwangsvollftredung zunädjit nicht in die Caution, [höheren Reichsbehörde hat, oder der unmittelbar 


jondern in das übrige Vermögen ftatt. $ 143 
Die Verwaltungsbehörde erfucht die zuftändigen 
Gerichte, Bollftredungdbeamten oder Hypothelen- 
behörden um —— des Beſchluſſes. — 
Dieſe ſind, ohne auf eine Beurtheilung der 
Rechtmaͤßigkeit des Beſchluſſes einzugehen, ver- 
pflichtet, wenn ſonſt kein Anſtand obwaltet, 
ſchleunigſt, ohne vorgängiges Zahlungsmandat, 
die Zwangsvollſtreckung auszuführen, die Be— 
ſchlagnahme der zur Dedung des Defects erfor⸗ 
derlichen Vermögensſtücke zu verfügen und die 
in Antrag gebradjten Eintragungen im Hypo— 
thelenbuche zu veranlafien. $ 144. Gegen den 
Beſchluß, wodurd ein Beamter zur Eritattung 
eines Defect3 für verpflichtet erflärt wird ($$ 137 
und 140), fteht demfelben ſowol Hinfichtlid, des 
Betrages, ald hinſichtlich der Erfagverbindlichfeit 
außer der Beſchwerde im Inſtanzenzuge der 
Rechtsweg zu. — Die Frift zur Beichreitung des 
Rechtsweges beträgt ein Jahr, ift eine Ausichluß- 
frift und beginnt mit dem Tage der dem Beamten 
geichchenen Bekanntmachung ded volljtredbaren 


Beidylufies, oder wenn der Beamte an feinen]$ 


Wohnort nicht zu treffen ift, mit dem Tage des 
abgefaßten Beſchluſſes. — In dem auf die Klage 
des Beamten entitandenen Rechtsſtreit hat das 
Gericht über die Wahrheit der thatjädhlichen Be- 
hauptungen der Parteien nad) jeiner freien aus 
den Snbegriff der Verhandlungen und Beweiſe 


geichöpften Urberzeugung zu enticheiden. — Die]$ 


Vorſchriften der Landesgeſetze über den Beweis 
durd Eid, fowie über die Beweiskraft öffentlicher 
Urtunden und gerichtlicher Gejtändniffe bleiben 
unberührt!) — Ob einer Partei über die Wahr- 
heit oder Unwahrheit einer thatjächlichen Be— 
—— noch ein Eid aufzuerlegen, bleibt dem 

rmeſſen des Gerichts überlaſſen. — In der 
wegen des Defects etwa eingeleiteten Unterſuch— 
ung bleiben dem Beamten, inſofern es auf die 
Beſtrafung ankommt, ſeine Einreden gegen den 
abgeſaßten Beſchluß auch nach Ablauf des Jahres, 
wenngleich ſie im Civilproceß nicht mehr geltend 
gemacht werden können, vorbehalten. & 145 
Das Gericht hat auf Antrag des Beamten dar- 
über Beichluß zu fallen, ob die Zwangsvoll— 
tredung fortzujegen oder einftweilen einzujtellen 
ei. Die einjtweilige Einftellung erfolgt, wenn 
der Beamte glaubhaft macht, daß die Fortjegung 
der ag arg für ihn einen ſchwer er- 
jeglichen Nachtheil zur Folge haben würde. Das 
Gericht ift jedoch verpflichtet, falls es die Ein- 
ftelung der Zwangsvollitredung verordnet, an 
Stelle derjelben auf Antrag der verllagten Reichd- 
behörde die erforderlihen Sicherheitsmaßregelu 
behufs des Erſatzes des Defectd herbeizuführen. 
s 146. Wenn eine nahende und dringende Ge- 
ahr vorhanden ift, daß ein Beamter, gegen 
welchen die Zwangsvollſtreckung zuläſſig iſt (J 141), 
ſich auf flüchtigen Fuß ſetzen oder jein Vermögen 
der Verwendung zum Erjaß des Defects entziehen 
werde, jo fann die unmittelbar vorgeichte Be— 


) Durch $ 13 Nr. 5 des Einführungsgeiiges zur Reichs: 
aufgehoben. 


.|vorgejehte Beamte dad abzugsfähige Gehalt 


($ 19 Wr. 1) und nöthigenfalls dag übrige be- 
wegliche Vermögen des im Eingange bezeichneten 
Beamten vorläufig in Beichlag nehmen. — Der 
vorgejegten höheren Reich&behörde ift ungefäumt 
Anzeige davon zu machen und deren Genehmig- 
ung einzuholen. $ 147. Iſt von ben vorge 
jepten Behörden oder Beamten gemäß $ 146 
eine Beſchlagnahme erfolgt, jo hat das Geridit, 
in deſſen Bezirk Die Beihlagnahme ftattgefunden 
dat, auf Antrag des von derjelben betroffenen 
eamten anzuordnen, daß binnen einer zu be 
ftimmenden Frift der in den 88 137 und 140 
vorgejehene Beſchluß beizubringen ſei. — Wire 
diejer Anordnung nicht Folge geleijtet, jo it 
auf weiteren Antrag ded Beamten die Bejchlag- 
nahme jofort aufzuheben; andernfalld kommen 
die Beitimmungen des $ 144 zur Anwendung. 
$ 148. Für das Defectenverfahren im Bermalt« 
ungswege werben Gebühren und Stempel nicht 
berechnet. 
[Berfolgung vermögensrechtlicher Anſprüche. 
149. Ueber vermögensrechtliche Anſprüche 
der Reichsbeamten aus ihrem Dienſtverhältniß, 
insbeſondere über Anfprühe auf Beſoldung, 
Wartegeld oder PBenfion, jowie über Die den 
Hinterbliebenen der Reichsbeamten geſetzlich ge 
währten Rechtsanſprüche auf Bewilligungen, findet 
mit folgenden Maßgaben der Rechtsweg ftatt. 
$ 150. Die Entiherdung der oberften Reiche— 
behörde muß der lage vorhergehen und letztere 
jodann bei Berluft des Kiagerechts innerhalb 
ſechs Monaten, nahdem dem Betheiligten tie 
Entiheidung jener Behörde bekannt gemadıt 
worden, angebradjt werden. & 151. Der Reiche⸗ 
fiſeus wird durch Die Höhere Neichsbehörde, unter 
weldier der Reichsbeamte fteht oder geitanden 
hat, oder falld er direct unter der oberjten 
Reichsbehörde fteht ober geftanden Hut, durch die 
oberjte Reichsbehörde vertreten. — Die Klage 
iſt bei demjenigen Gerichte anzubringen, in deſſen 
Bezirle die betreffende Behörde ihren Giß hat. 


.]$ 152. Gegen das Urtheil erfter Inſtanz fteht 


den Parteien dasjenige Rechtsmittel zu, weiches 
bei Bejchwerdegegenjtänden vom höchſten Werth 
fattfindet. Auch die Anfechtung der Urtheile 
— Inſtanz iſt ohne Rückſicht auf die Be— 
ſchwerdeſumme ſtatthaft. Die Beſchwerdeſumme, 
ingleichen Die Uebereinſtimmung der Urtheile erfter 
und zweiter Inſtanz kommt nur inſoweit in Be— 
tracht, als davon die Entſcheidung der Frage 
abhängt, welches von mehreren nach den Landes- 
gelegen etwa zuläfligen Rechtsmitteln ftattfindet. 
— Das Reih3-Dberhandelögerecht enticheidet an 
Stelle des für das Gebiet, in welchem die Sache 
in eriter Inſtanz anhängig geworden ift, nad 
den Landeögejepen beitchenden oberften Geridhts- 
Hofes und zwar in erjter Inftanz. Soweit nicht 
Abſatz 1 des gegenwärtigen Paragraphen ab- 
mweichende Vorichriften enthält, werden die Be— 
jtimmungen des Gejeges, betreffend die Erricht- 
ung eines oberjten Gerichtshofes für Handels» 


aänz; 
ungen deſſelben auf die im $ 149 Se | 


Givitprecekordnung d. 30. Jan. 1877 wird Abf. 4 des $ 144 ſachen, vom 12, Juni 1869, fowie die 


Reich3-Eifenbahnwefen — Reichs-Militärgeſetz. 


bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten ausgedehnt. $ 158. 
Auf die im $ 144 erwähnten Redtsjtreitigfeiten 
finden die Beftimmungen der $$ 151 und 152 
mit der Maßgabe Anwendung, daß der Reichs— 
fileus durd die er Neichsbehörbe vertreten 
wird, welche den Defectbeihluß abgefaft oder 
für volljtredbar erklärt hat ($ 139, Abſ. 2). Fit 
die Abfaſſung durch die oberjte Reichsbehörde 
geichehen, jo übernimmt diefe die Vertretung 
des Reichsfiſeus. 154. In Rechtsſtreitigkeiten 
über Vermögensanſprüche gegen Reichsbeamte 
wegen Ueberſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe 
oder pflichtwidriger Unterlaſſung von Umtsyand- 
fungen ijt ſowol dasjenige Gericht zuftändig, in 
deſſen Bezirk der Beamte zur Zeit der Verlegung 
feiner Umtspflicht jeinen Wohnfig hatte, als das- 
jenige, in deſſen Bezirk derjelbe zur Zeit der Er- 
hebung der Klage jeinen Wohnitg hat. — Die 
Zulaſſigkeit der Rechtsmittel, die Zuſtändigkeit 
des Reichs⸗-Oberhandelsgerichts und das Ver— 
fahren vor demſelben richten ſich nach den im 
$ 152 gegebenen Vorſchriften. $ 155. Die Ent- 
iheidungen der Disciplinar- und Berwaltungs- 
behörden darüber, ob und von welchem Beit- 
punkte ab ein Reichsbeamter aus jeinem Amte 
zu entfernen, einftweilig oder definitiv in den 
Ruheſtand zu verjegen, oder vorläufig feines 
Dienftes zu entheben fei, und über die Verhäng— 
ung don Ordnungsjtrafen find für die Beur- 
theilung der vor dem Gericht geltend gemachten 
vermögensrechtlichen Anjprüche a 
(Schlußbeftimmmungen.)] 8 156. Die Reidjs- 
tagebeamten haben die Rechte und Plichten der 
Reichsbeamten. — Die Anjtellung der Reis» 
iogsbeamten erfolgt durd den Reichstagspräſi— 
denten, welcher die vorgejegte Behörde derjelben 
bildet. 8 157. Auf Perjonen des Soldaten- 
ftandes findet dieſes Gejeg nur in den $$ 134 
bis 148 Unwendung. $ 158. Die Beitimm- 
ungen dieſes Gejeges über die Verſetzung in ein 
anderes Amt, über die einftweilige und uber die 
wangsweiſe Berjegung in den Ruheſtand, über 
Disciplinarbeftrafung und über vorläufige Dienſt— 
enthebung finden auf die Mitglieder des Reichs- 
Oberhandelsgerichts, auf die Mitglieder des 
Bundesamt3 jür das Heimathmweiien, auf die 
Mitglieder des Rechnungshofes des Deutichen 
Reiches und auf richterliche Militär-Juſtizbeamte 
keine Anwendung. — Außerdem haben für die 
Mitglieder des Reichs-Oberhandelsgerichts die 
Borichrijten dieſes Gejeges über die Penjionirung 
und über den Verluſt der Benfion feine Geltung. 
8 159. Die Ausführung diejes Geſetzes regelt 
eine vom Kaijer zu erlafjende Verordnung, durd) 
welche namentlich diejenigen Behörden naher zu 
bezeichnen find, welche unter ben in dieſem Gejege 
erwähnten Reichsbehörden verjtanden fein jollen.!) 
Neidys-Eifenbahnwefen, j. Reichs» Ber- 
faſſung Xrt. 41 ff. 
Reichsgeſetz, |. unter Militärperjonen. 
Steihäherr. ſ. Kriegsdienſt. 
———————— ſ. Invaliden— 
fonds. 


1) Dies iſt durch die kaiſerliche Verordnung vom 23. Nov. 
1874 geichehen. 
Grotefend, Polieisterifon. 
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Neichslanzleramt. Durch Kaiferlihen Er- 
faß vom 12. Auguft 1867 war die Errichtung 
einer Behörde für die dem Bundesfanzler ob— 
liegende Berwaltung und Beauffihtigung der 
— die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
zu Gegenſtänden der Bundesverwaltung gewor— 
denen, beziehungsweije unter die Aufficht des 
Bundes⸗-Präſidiums geſtellten Angelegenheiten, 
ſowie für die dem Bundeskanzler zujtehende Be— 
arbeitung der übrigen Bundes-Angelegenheiten 
genehmigt. Durch Kaiferlidien Erlaß vom 12. 
Mai 1871 ift diefer Behörde der Name „Reichs- 
fanzleramt” beigelegt. 

Reichs-Konſulat, ſ. Reichsverfaſſung 
Art. 66. 

Reichskriegsweſen, ſ. Reichsverfaſſung 
Urt. 57 ff., auch Urt. 53 ff. 

Reichs⸗Militärgeſetz vom 2. Mai 1874: 

I. Ubichnitt. 
Organiſation des Reichsheeres. 

81. Die Friedenspräſenzſtärke des Heeres 
an Unteroffizieren und Mannichaften beträgt für 
die Beit vom 1. Januar 1875 bis zum x. Des 
cember 1881 401,659 Dann. Die Einjährig- 
Freiwilligen fommen auf die Friedenspraſenz⸗ 
ſtärke nicht in Anrechnung. $ 2. Die Infanterie 
wird formirt in 469 Bataillonen, die Cavalerie 
in 465 Escadrons, bie FFeldartillerie in 300 
Batterien, von welchen je zwei bi vier eine 
Abtheilung bilden; die Yufartillerie in 29, die 
Pioniertruppe und der Train in je 18 Bataillonen. 
Die Bataillone haben in der Regel 4, die des 
Zrains 2 bis 3 Compagnien, — In der Regel 
wird bei der Infanterie aus 3 Bataillonen, bei 
der Cavalerie aus 5 Escadrons, bei der Ar— 
tillerie aus 2 bis 3 Abteilungen beziehungsweije 
Bataillonen ein Regiment formirt. $ 8. Bmwei 
oder drei Regimenter werden zu einer Brigade, 
2 oder 3 Brigaden der Jnfanterie u. Cavalerie 
zu einer Diviſion vereinigt. — Aus 2 bis 3 
Divifionen mit den entſprechenden Yrtillerie-, 
Pionier» und Train-Formationen wird ein Armees 
Corps gebildet, derart, daß die geſammte Heeres. 
macht des Deutjchen Reiches im Frieden aus 18 
Armee⸗Corps bejtcht. — 2 Urmee-Corp3 werden 
von Bayern, je eins von Sadjen und Württem— 
berg aufgeftellt, während Preußen gemeinſchaft— 
lid) mit den übrigen Staaten 14 Armee-Korps 
formirt, — Für je 3 bi8 4 Armee-Corps beiteht 
eine Armee-Inſpection. F 4. In der Regel 
wird jede Compagnie, Escadron und Batterie 
durch einen Hauptmann oder Nittmeijter mit 
Hilfe eines Premier-Lieutenants, 2 oder 3 Se— 
conde-tientenants und der entiprechenden Anzahl 
von Interoffizieren militäriſch ausgebildet und 
befehligt. — Un ber Spipe eines jeden Bataillons 
und einer jeden Artillerie-Abtheilung fteht ein 
Staböoffizier; an der Spige eines jeden Regi— 
ments ein älterer Stab3offizier (Oberft, Oberjt- 
lieutenant, Major), Zu den Regimentsſtäben 
gehört außerdem in der Regel noch je ein zweiter 
Stabsoffizier, und zu den Stäben der Regimenter 
und Bataillone beziehungsweife Abtheilungen je 
ein Lieutenant als Adjutant, ſowie das erforder» 
lihe Perfonal an Aerzten, Zahlmeiftern, Roß— 
ärzten, Büchſenmachern und Sattlern. — Eine 
. 63 

* 
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Brigade wird in der Regel durch einen General⸗ das Landheer und bie Feitungen, nur baum an—⸗ 


major, eine Divifion 
befehligt. An ber 
Corps hebt ein commandirender General (General 
der Infanterie ꝛc. oder Generallieutenant). Den 
höheren Truppencommanbos find die zur Befchld- 
führung erforberlicheu Stäbe beigegeben. — Außer 
dem — zum Heere eine Anzahl von Offizieren 
außer Reih und Glied, als: General-, Flügel · 
und andere perſönliche Adjutanten, Offiziere der 
Kriegsminiſterien, des Generalſtabes, des Ins 
genieurcorps, des Militär-Erziehungs- und Bild- 
ungswejens 2c., ſowie das geſammte Heeres— 
Berwaltungsperjonal. — Die hiernach im Frie- 
densſtande des Heeres nothwendigen Dffizier-, 
Urzte und Beamtenftellen, jowie die hieran er- 
forderlich werdenden Wenderungen unterliegen 
der Feititellung durch den Reihhaushalts-Etat. 

5. Das Gebiet des Deutichen Reiches wird 
in militärischer Hinficht in 17 Armeecorp&- Bezirke 
eingetheilt.. — Unbeſchadet der Souveränetäts- 
rechte der einzelnen Bundesſtaaten find die com— 
mandirenden Generale die Militärbefehlshaber 
in den Armeecorpd-Bezirten. — Als Grundlage 
für die Organifation der Landwehr, jowie zum 
Awede der Heeresergänzung werden die Armee— 
corp3-Bezirke in Diviſions und Brigade-Bezirke 
und dieje, je nach Umfang und Bevölkerungszahl, 
in Landwehr⸗Bataillons- und Landwehr-Com- 
yagniesBezirke eingetheilt. $ 6. Die Kriegs— 
formation des Heeres, fowie die Organijatton 
des Landfturmes beftimmt Der Kaiſer. Wille 
bereit3 im Frieden zur jchleunigen Ueberführung 
des Heeres auf den Kriegsfuß erforderlichen Vor— 
bereitungen find nad den Beitimmungen Des 
Kaifers zu treffen. — Die Dienftverhältnifje der 
Landfturmpflichtigen werden durch ein Geſetz ge— 
regelt. 8 7. Die Beftimmungen über die Zu— 
laſſung zu den Stellen und Uemtern des Heeres, 
fowie über das Aufrüden in die höheren Stellen, 
erläßt der Kaiſer. Bu der Stelle eines richter- 
lihen Militär-Juftizbeamten kann nur berufen 
werden, wer die Befähigung zur Bekleidung 
eined Nichteramtes in einem Bundesjtaate er- 
worben hat. — Perſonen, welche aus dem Heere 
ausicheiden, bedürfen zum Tragen der Militär» 
uniform der Genehmigung deöjenigen Bundes» 
fürften oder Senats, von weldem die Offiziere 
des Contingent3 ernannt werden. 8 8. Die 
Vorſchriften über die Handhabung der Disciplin 
im Heere werden vom Kaiſer erlaſſen. 

U. Abſchnitt. 
Ergänzung des Heeres, 

8 9. Bei der nad) Maßgabe der Vorſchrift im 
$ 9 des Geſetzes vom 9. November 1867 erfol- 
genden Bertheilung des Rekrutenbedarfs find, 
außer den in den einzelnen Bundesſtaaten ſich 
aufhaltenden Ausländern, auch die ortdanwejen- 
den, im activen Dienft befindlichen Militärper- 
fonen außer Berechnung zu laſſen. Die Frei- 
willigen ($$ 10 u. 11 des Geſetzes vom 9. Nov, 
1867) und die für die Marine auögehobenen 
Mannichaften find ihren Aushebungsbezirken in 
Rechnung zu ftellen. — Eine Abweichung von 
dem vorgejhriebenen Bertheilungsmaßitabe kann, 


durch einen Generallientenant|georbnet werben, | Ber: 
Spihe eines jeden Armee-|lung des allgemeinen Erſaßzbedarfs bei einem 


wenn nad erfolgter Berthei- 


Truppentheile durch unvorhergejehenen Ausfall 
oder Abgang an Mannjchaften ein außerorbdent- 
licher Erſatzbedarf entiteht. Die Ausgleidyung 
— iſt bei der Rekrutengeſtellung Des nächſ— 
olgenden Jahres zu bewirlen. — Vermag ein 
Bezirk feinen Rekrutenantheil nicht aufzubringen, 
jo wird der Ausfall auf die anderen Bezirke 
dejielben Bundesitaates, und zwar zunächſt auf 
die der nächſt höheren Militär-Territorialeinhet 
($ 5) angehörenden Bezirfe übertragen. Die Er- 
höhung der Nekrutenantheile anderer Bundes 
jtaaten fann erjt dann erfolgen, wenn Die ge 
jammten Aushebungsbezirfe eines Bundesjtaate 
nicht zur Leiftung des demjelben aufgegebenen 
Rekrutenantheild im Stande find. — Diejenigm 
Bundesstaaten, welche bejondere Armeecorps- bi. 
den, Fönnen unbeſchadet der Beitimmungen im 
Abſatz 3 im Frieden zur Rekrutengeſtellung für 
andere Armeecorpd nur in dem Maße herange- 
zogen werden, ald Angehörige anderer Bundes: 
jtaaten bei ihnen in Gemänpeit des $ 12 zur 
Yushebung gelangen. Im Uebrigen iſt für die 
Butheilung der auszuhebenden Relruten an die 
Zruppen des Reichsheeres dad militäriiche Be 
dürfniß beftimmend. $ 10. Alle Wehrpflichtigen 
jind, wenn fie nicht freiwillig in den Heeresvieni 
eintreten (SS 10 u. 11 des Geſetzes vom 9. Nov. 
1867), vom 1, Januar des Kalenderjahres an, 
in welchem fie das 20, Lebensjahr vollenden, der 
Aushebung unterworfen (militärpjlichtig). Sie 
haben ſich zu diejem Zwecke vor den Erjatbehör 
den zu gejtellen, bis über ihre Dienftverpflichtumg 
den Beitimmungen dieſes Geſetzes gemäß enb- 
giltig entſchieden ift, jedoch hüchitens zweimal 
jährlich. $ 11. Perfonen, welche das Meichsge- 
biet verlajien, die Neichsangehörigfeit werlorer, 
eine andere Staatdangehörigfeit aber nicht er: 
worben oder wieder verloren haben, find, wenn 
jie ihren dauernden Aufenthalt in Deutichlant 
nehmen, geftellungspflictig und fönnen nachträg- 
(id) au&gehoben, jedoch im Frieden nicht über 
das vollendete 31. Xebensjahr hinaus im Dient 
zurüdgehalten werden, — Dajjelbe gilt wor der 
Söhnen ausgewanderter und wieder in Das Deut 
ide Reich zurüdgelchrter Perjonen, fofern die 
Söhne feine andere Gtaatsangehörigfeit erwor 
ben haben. — Die vorftehenden Beitimmungen 
finden auch Anwendung auf Ausgewanderte, meld: 
zwar eine andere Staatsangehörigkeit erworben 
hatten, aber vor vollendetem 31. Lebensjahr 
wieder —— anarhdeige werben. & 12. Zebder 
Militärpflichtige ift in dem Aushebungsbezirke, 
in welchem er jeinen dauernden Aufenthaltsort 
oder, in Ermangelung eines folchen, feinen Wohn 
fig Hat, geitellungspflichtig. Wer innerhalb de 
Bundesgebietes weder einen dauernden Xırfent- 
ren noch einen Wohnſitz Hat, ift in dem Aus 
ebungäbezirte feines Geburtsortes ftellungspflic- 
tig, und wenn der Geburtsort im Auslande 
liegt, in demjenigen Aushebungsorte des Inlan⸗ 
des, in weldem die Eltern oder Samilienhäupter 
ihren legten Wohnfig hatten. — In dem. Aus 


2 


und zwar unter Zuſtimmung bes Ausſchuſſes für hebungsbezirke, in welchem die Militärpflichtigen 
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Ti zu geſtellen haben, werben fie auch, unter ftrafe von mehr als ſechswöchentlicher Dauer od. 


Anrechnung 
gende Refrutencontingent, zum Militärdienft her» 
angezogen. $ 13. Die Reihenfolge, in welder 
die ın einem und demjelben Jahre geborenen 
Militärpflichtigen auszuheben find, wird in jebem 
Aushebungsbezirfe durch das Loos bejtimmt. — 
Ein Hinausgreifen über die dem Bedarf entipre- 
chende höchite Nummer (Abſchlußnummer), oder 
eine Abweichung von der Nummerfolge ift nur 
zuläflig, fomweit die erforderliche Anzahl folder 
Refruten, an welche im Intereſſe einzelner Waf- 
fengattungen bejondere Anforderungen geftellt 
werden müſſen, innerhalb der vorangehenden 
Nnmmern nicht zu finden ift. — Die zum ein« 
jährigefreitwilligen Dienft Berechtigten nehmen an 
der Looſung nicht theil. — Auf diejenigen Mi— 
Litärpflichtigen, welche infolge hoher Loosnummer 
in dem erjten Jahre ihrer Dienjtpflicht nicht zur 
Einitellung in den Militärdienit gelangen, Tann 
in den beiden nädjitfolgenden Jahren zurüdge- 
griffen werden, jedoch nur dann, wenn in dem 
Aushebungsbezirk der Refrutenbedarf des Jahres 
in anderer Weife nicht gededt werden kann. Die 
int dritten Jahre übrig bleibenden Militärpflich- 
tigen werden der Erfagrejerve überwiejen. $14. 
Die zum einjährig-freiwilligen Dienjt Beredtig- 
ten haben dic Verpflichtung, ſich jpäteftens zum 
1. October besjenigen Jahres, in welchem fie das 
23. Lebensjahr vollenden, zum Dienftantritt zu 
melden. Ausnahmsweije fann ihnen über biejen 
Beitpunft hinaus Aufſchub gewährt werden. Bei 
ausbredendem Kriege müfjen fich alle zum ein« 
jährig-freiwilligen Dienſt Berechtigten, welche be- 
reit3 in das militärpflichtige Alter eingetreten 
find, auf öffentlihe Aufforderung jofort zum Hee—⸗ 
resdienſt ftellen. — Wer die redjtzeitige Meldung 
zum Dienftantritt verjäumt, verliert die Berech— 
tigung zum einjährig-jreiwilligen Dienfte; nad 
Befinden der Erjapbehörde kann ihm die Berech— 
tigung wieder verliehen werden. — Ein Gejek 
wird bie Vorbedingungen regeln, welde zum 
einjährigefreiwilligen Dienft berechtigen. $ 15. 
Militärpflichtige, welche wegen körperlicher oder 
geiftiger Gebrechen dauernd dienitunbrauchbar be 
funden werden, jind vom Militärdienft und von 
jeder weiteren Gejtellung vor die Erjagbehörden 
zu befreien. $ 16. Militärpflichtige, welche we— 
gen unheilbarer Förperliher Fehler nur bedingt 
dienſtbrauchbar befunden werben, find der Eriaß- 
rejerve zu überweijen. $ 17. Militärpflichtine, 
welche noch zu ſchwach oder zu Hein für den Mi— 
Iitärdienft oder mit heilbaren Krankheiten von 
längerer Dauer behaftet find, werden vorläufig 
zurüdgeftellt, und falls fie nicht nad) ihrer Loos— 
nummer zu den Ueberzähligen ihres Jahrganges 
(8 2 gehören, für das nächſte Jahr vorgemerft. 
— Denn diefelben jedod vor Ablauf des dritten 
Dienftpflihtjahres nicht dienftfähig werden, jo 
werden jie der Erjagrejerve übermwiejen. — Die 
für den Militärdienit erforderliche Körpergröße 
wird durch Kaiſerl. Verordnung bejtimmt. $ 18. 
Ber wegen einer firafbaren 


Lichen Ehrenrechte beftraft werden kann, ober we⸗ 
gen welcher die Berurtheilung zu einer Freiheits- 


andlung, welche 
mit Zuchthaus oder mit dem Berluft der bürger- 


auf das von demjelben aufzubrin-/zu einer entipredhenden Geldftrafe zu erwarten 


tt, in Unterfuchung fich befindet, wird nicht vor 
deren Beendigung, und wer zu einer Freiheits— 
ftrafe oder zu einer in Freiheitsſtrafe umzuwan— 
beinden Geldjtrafe vechtöfräftig verurteilt iſt, 
niht vor deren Vollſtreckung oder Erlaß einge- 
ftellt. Die Zurüdftellung folder Berjonen ijt bis 
zum fünften Dienftpflichtjahre zuläſſig. Dafjelbe 
gilt von Denjenigen, welche nicht im Beſitze der 
bürgerlichen Ehrenredhte find, für die Zeit, wäh. 
rend welcher fie unter der Wirkung der Ehren- 
ftrafe ftehen. Wenn dieſelben jedod) vor Ablauf 
ihrer activen Dienftzeit wieder in den Beſitz der 
Ehrenrechte gelangen würden, jo kann ihre Eins 
ſtellung in eine Arbeiterabtheilung unter Unred« 
er auf die Dienftzeit erfolgen. $19. In Ber 
rüdjihtigung bürgerlicher Berhältnifje find Zus 
rüdjtellungen od. Beicelngen vom Militärdienite 
zuläflig. Diefelben werden von den Erjagbehör- 
den auf Anjuchen der Militärpflichtigen oder der 
Ungehörigen derjelben unter den in den 85 20 
und 21 bezeichneten Borausjegungen und in bem 
dajelbjt bejtimmten Maße auf Grund jpecieller 
Prüfung der Berhältnije angeordnet. S2O. Auf 
ein bis zwei Jahre können zurüdgeitellt und, 
falls fie nicht nach ihrer Loosnummer zu den 
Ueberzähligen ihres Jahrganges gehören, dir das 
näcdjte Jahr vorgemerkt werden: 1) die einzigen 
Ernährer Hilflofer Familien, erwerbsunfähiger 
Eitern, Großeltern oder Geſchwiſter; 2) der Sohn 
eines zur Arbeit und Aufficht unfähigen Grund« 
beſitzers, Pächters oder Gewerbetreibenden, wenn 
dieſer Sohn deſſen einzige und umentbehrliche. 
Stüge zur wirthichaftlichen Erhaltung des Ber 
ſitzes, der Bachtung oder des Gewerbes ift; 3) 
der nächjtälteite Bruder eined vor dem Feinde 
gebliebenen, oder an den erhaltenen Wunden ge- 
itorbenen, oder infolge berjelben erwerbsunfähig 
gewordenen oder im Kriege an Krankheit geſtor— 
benen Soldaten, fofern durch die Zurüdjtellung 
den Angehörigen des Lepteren eine weſentliche 
Erleichterung gewährt werden kann; 4) Militär: 
pflichtige, welchen der Beſitz oder die Pachtung 
von Örundjtüden durch Erbſchaft oder Vermächt« 
niß zugefallen, fofern ihr Lebensunterhalt auf 
deren Bewirthichaftung angewiejen und die wirth» 
ihaftliche Erhaltung des Beſitzes oder der Pacht— 
ung auf andere Weife nicht zu ermöglichen iſt; 
5) Inhaber von Fabriken und anderen gewerb- 
lichen Etahfiffements, in welchen mehrere Arbei- 
ter beſchäftigt find, jofern der Betrieb ihnen erjt 
innerhalb des dem Dienftpflichtjahre borangehen« 
den Jahres durch Erbſchaft oder Vermächtniß zu« 
gefallen und deren wirthichaftliche Erhaltung auf 
andere Weife nicht möglich iſt. Auf Inhaber 
von Handel3häufern entſprechenden Umfanges 
findet diefe Vorſchrift finngemäße Anwendung; 
6) Militärpflichtige, welche in der Vorbereitung 
zu einem Lebendberufe oder in der Erlernung 
einer Kunft oder eines Gewerbes begriffen find 
und durd eine Unterbredhung bedeutenden Nach— 
theil erleiden würden. In ausnahmsweiſen Ver⸗ 
hältnijfen fann die Zurüditellung derjelben bis 
zu einer Geſammtdauer von 4 Jahren erfolgen; 
7) Milttärpflichtige, welche ihren dauernden Auf» 
63” 
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enthalt im Auslande haben. — Können zwei ar- die Reihenſolge der Loosnummer, nad Maßgabe 
beitsfähige Ernährer Hilflofer Familien, erwerbs⸗ der in dieſer Beziehung im $ 13 getroffenen Be- 
unfähiger Eltern, Großeltern oder Geſchwiſter |ftimmungen, unter den übrigen Mannſchaften bad 
nicht gleichzeitig entbehrt werden, fo iſt Einer Lebensalter, die beijere Dienſtbrauchbarleit und 


von ihnen zurüditellen, bis der Undere entlafien 
wird. Späteſtens nad Ablauf des zweiten Dienit- 
pflichtjiahres ſoll der einftweilen Zurüdgejtellte 
eingeitellt und gleichzeitig der zuerit Eingejtellte 
entlafjen werden. Dieje Beftimmung findet auf 
Nr. 2 entiprehende Anwendung. $%1. Dtilitär- 
pflichtige, welchen die im $ 20 unter 1—5 auf 
geführten Berüdfichtigungdgründe aud im drit- 
ten Dienjtpflichtiahre noch zur Seite jtehen, werden 
der Erjatreferde überwieſen. — Ein Berüdfid) 
tigter, der ſich der Erfüllung des Zweckes entzieht, 
welcher feine Befreiung vom Militärdienfte her- 
beigefihrt hat, fann vor Ablauf des Jahres, in 
welchem er das 25. Lebensjahr vollendet, nadı- 
träglich auögehoben werden. $ 22. Die aus- 
nahmsweiſe Burüdjtellung oder Befreiung Miliz 
tärpflichtiger vom Dienfte im Frieden kann durd) 
die oberite Inſtanz für Erjagangelegenheiten des 
betreffenden Bunbesftaates verfügt werden, wenn 
in einzelnen Fällen bejondere in diejem Geſetze 
nicht ausdrücklich vorgejehene Billigkeitögrinde 
die Zurüdjtellung oder Befreinug rechtjertigen. 
Die Zurüdftellung oder Befreiung ganzer Be 
rufsklaſſen auf Grund der vorjtehenden Bejtimm- 
ung ift unguläjjig. — Durch VBerheirathung eines 
Militärpflichtigen können Anſprüche auf Yurüd- 
jtellung nic)t begründet werden. $ 23. Die Er- 
fagrejerve wird in zwei Klaſſen getheilt. — Die 
Dientverpflichtung in der erften Klaffe dauert 
5 Jahre, von dem 1. October des Jahres an 
gerechnet, in welchem die Ueberweifung zur Er- 
Japrejerve erfolgt ilt. Nach Ublauf der 5 Jahre 
werden die Mannjchaften in die zweite Klaſſe 
der Erfagrejerve verjegt. — Die Zugehörigkeit 
zur Erjagrejerve erliſcht mit dem vollendeten 31. 
Lebensjahre. $ 24. Die erfte Klaſſe der Erſatz— 
rejerve dient zur Ergänzung des Heeres bei Mo- 
bilmadhungen und zur Bildung von Erjagtrup- 
pentheilen. Derjelben find alljährlih fo viele 
Mannjchaften zu übermweijen, daß mit fünf Jahr- 

ängen der Bedarf für die Mobilmahung des 
gededt wird. $ 25. Der eriten Klaſſe 
der Erjaßrejerve werden vorzugsweiſe diejenigen 
Perſonen überwiejen, welde zum Militärdienjt 
tauglich befunden, aber wegen hoher Yooamım- 
mer nicht zur Einftellung gelangt find. — Der 
etwaige weitere Bedarf it zu entnehmen: a) aus 
der Zahl derjenigen Militärpflichtigen, deren 
häusliche Verhältniſſe die Befreiung vom Mili- 
tärdienjte im Frieden zur Folge haben, aber für 
den Tall eines Krieges die weitere Berüdfichtig- 
ung nicht gerechtfertigt ericheinen laſſen; b) aus 
der Zahl derjenigen Militärpflicdhtigen, welche 
wegen geringer förperlicher Fehler befreit wer- 
den; c) aus der Zahl derjenigen Militärpflichti» 
gen, weldye wegen zeitiger Dienjtunbraucdpbarfeit 
vom Militärdienfte im Frieden befreit werden, 


Abkömmlichkeit. $ 26. Außer den Mannjchaften, 
welche wegen abgelaufener Zeitdauer ($ 23, Abj.2) 
in die zweite Klafje der Erfagrejerve eintreten, 
werden dieſer alle Militärpflichtigen zugetheilt, 
welche der Erjagrejerve zu übermeifen jind, aber 
als ungeeignet oder überflüjfig_nicht der erjten 
Klafie überwiefen werden. & 27. Die Mamn- 
ihaften der zweiten Klafje ber Erſatzreſerve find 
in Friedenszeiten von allen militäriihen Ver— 
pflihtungen befreit. Bei ausbrechendem Kriege 
fönnen ſie im Falle außerordentlihen Bedarfes 
zur Ergänzung des Heeres verwandt werden. 
Die Einberufung erfolgt auf Grund Kaiferlicher 
Verordnung. — Auf Grund diefer Berordnung 
it in ortsüblicher Weije befannt zu machen, 
welche Altersklaſſen zunächſt zur Einziehung ge 
langen. Die Mannſchaften diefer Altersklaſſen 
werden dadurch verpflichtet, fi) zur Stammrole 
wieder anzumelden und zur Aushebung zu ftellen. 
Bom Zeitpunfte der Bekanntmachung an unters 
liegen die Mannſchaften der bezeichneten Witers- 
flajjen den Borichriften über die Militärpflichti- 
gen. — Für Diejenigen Mannſchaften, welce 
durch die Einberufung in das Verhältnig des 
Militärpflichtigen verjegt, aber nicht eingezogen 
worden find, hört diejes Verhältniß mit der Auf- 
löfung der Erfagtruppentheile auf. $28, Mann 
haften der zweiten Klaſſe der Erjaprejerve, 
welche durch Gonfulatsattefte nachweiſen, daß fie 
in einem außereuropäiſchen Lande, jedoch mit 
Ausnahme der Küſtenländer des Mittelländiſchen 
und Schwarzen Meeres, eine feſte Stellung als 
Kaufleute, Gewerbetreibende ꝛc. erworben haben, 
fönnen für die Dauer ihres Aufenthalts aufer- 
halb Europas von der Geitellung bei auäbre- 
hendem Kriege befreit werden. $ 29. Mam— 
ſchaften, welche aus der Erfagrejerve erſter oder 
weiter Klafie zum Dienft eingezogen werden, 
And bei Zurüdführung des Heered auf den Frie— 
densfuß wieder zu entlafjen ($ 50). $ 30. Kür 
die Zufammenjegung der mit ber Heeresergänz- 
ung zu beauftragenden Behörden und für da: 
Verfahren vor denjelben find folgende Borichrif- 
ten maßgebend: 1) Die Einrichtung der Erjag- 
behörden hat jich an die im $ 5 vorgejchriebene 
Eintheilung deö Neichögebietes in Militärbezirke 
anzulehnen, 2) Der Landwehr-Bataillonsbezirt 
bildet entweder ungetheilt den Aushebungsbezirt 
oder zerfällt in mehrere Aushebungsbezirke, deren 
Umfang und Größe fi nady der Beſchaffenheit 
und Seelenzahl der entiprechenden Eivilvermalt- 
ungsbezirfe bejtimmt. 3) Die mit den ftändigen 
Geſchäften der Heeredergänzung betrauten Ber 
hörden find: a) für den Aushebungsbezirk die 
Erjagcommifjion, bejtehend aus dem Landwehr; 
Vezirtscommandeur und einem Verwaltungsbe · 
amten des Bezirks, oder wo ein folder Beamter 


deren Kräftigung aber während der nächitjolgens|fehlt, einem bejonderd zu dieſem Zwecke beitellten 
den „jahre in dem Maße zu erwarten ijt, daß bürgerlichen Mitgliede; b) für den Infanterie 
fie vorausfichtlich zum Kriegsdienfte werden ein« | Brigadebezirt die Ober⸗Erſatzcommiſſion, beite- 


gezogen werden können. — Iſt ein Ueberihuß 
vorhanden, jo entſcheidet unter ven Freigelooſten 


‚hend aus dem Yufanterie »Vrigadecommandeur 
'und einem höheren VBerwaltungsbeamten; c) für 


fr 
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den Armeecorpd-Bezirt der commandirende Ge- 
neral des Armeecorps in Gemeinichaft mit dem 
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die höheren Inftanzen zu. In Aushebungsbes 
zirfen, welche ihren Rekrutenantheil nicht aufzu— 


Chef einer Provinzial- oder Yandesbehörde, fo» bringen vermögen, kann jedoch gegen die auf 
Er nicht Dr in einzelnen Bundesjtaaten be» | Befreiung vom Militärdienit gerichteten Ent« 


ondere Be 


örden beftellt find; d) für die oberjte|fcheidungen auch feitend des ftändigen militäri- 


Zeitung der Heeredergängung die zuftändigen|fchen Mitgliedes der Ober-Erjagcommiffion Be⸗ 


Kriegsminifterien in Gemeinfchaft mit den obew- 
ften Eivil-Berwaltungsbehörden der einzelnen 
Bundesftaaten. 4) Zur Entſcheidung a) über die 
in $ 20 vorgefehenen Befreiungen und Burüd- 
ftellungen, b) über ben nad) Maßgabe des $ 33 
eintretenden Berluft von Bergünftigungen, e) über 
den nad; Maßgabe der SS 21, 51 und 55 ein- 
tretenden Verluſt der Bejreiung vom Militär- 
dienjt, d) über die Klaffification der Reſerve 
mannjcajten, der Yandwehr u. der Erjakrejerve 
1. Klajje mit Rückſicht auf vie häuslichen und 
gewerblichen Verhältnifje in Gemäßheit der SS 64 
und 69 treten den fländigen Mitgliedern der Er- 
jag- und Ober-Erjagcommifjion andere Mitglie- 
der hinzu, welche aus den Bezirkseingeſeſſenen 
von Communal- od. Zandesvertretungen gewählt, 
oder, wo ſolche Vertretungen nicht vorhanden 
find, von der Landesverwaltungsbehörde ernannt 
werden. — Es follen hiernach bejtehen: die ver- 
ftärfte Erfagcommiffion neben den jtändigen Mit- 
gliedern aus höchſtens noch einem Offizier und 
aus 4 bürgerlichen Mitgliedern; die verftärkte 
Ober-Erfagceommiffion neben den ftändigen Mit- 
gliedern aus einem bürgerlichen Witgliede. 5) 
Die Mitglieder der Erfagbehörden haben gleiches 
Stimmredt; ihre Beichlüffe werden mit Stim— 
menmehrheit gefaßt. Wo nur die ftändigen Mit- 
2 an der Beihlußfaflung theilnehmen, iſt 

i Meinungsverjchiedenheit die Angelegenheit 
der nächſt höheren Inſtanz zur Entſcheidung vor- 
zulegen. Für unaufidiebbare vorläufige Maß— 
regeln iſt bei der Erjagcommilfion die Stimme 
des Civilmitgliedes, bei der Ober-Erjapcommij« 
fion die Stimme des militärifchen Mitgliedes 
maßgebend. Desgleichen enticheidet bei der Ober- 
Erjagcommiffion die Stimme des militärijchen 
Mitgliedes über die lörperliche Brauchbarfeit der 
Militärpflichtigen und die Bertheilung der aus» 
gehobenen Mannjchaften auf die verjchiedenen 
Waffengattungen u. Truppeniheile, 6) Bei dem 
Verfahren vor den Erſatzbehörden find die Be- 
theiligten berechtigt, ihre Anträge durch Borleg- 
ung von Urkunden und Etellung von Zeugen und 
Sadjverftändigen zu unterjtügen. 7) Die Erjap- 
commiſſion arbeitet der Ober-Erjagcommijfion 
vor. Sie verfügt die nad) dem Geſetze zuläfii- 
gen Burüdjtellungen der Militärpflichtigen. Im 
Uebrigen unterliegen ihre Beichlüfje der Reviſion 
und endgiltigen Entſcheidung der Ober-Erjap- 
commiſſion. — Gegen Enticheidungen der Erjaß- 
commijfion über die Glafjification der Dlann- 
ſchaften der Referve, der Landwehr und ber Er- 
fagrejerve 1. Klaſſe fteht dem ftändigen militä- 
riihen Mitgliede die Erhebung des Einjpruches 
n, in weldyem alle die endgiltige Enticheidung 
ediglich durch die ftändigen Vitglieder der Ober- 
Eriagcommiffion erfolgt. 


ideidung der Ober-Erjagcommiljion fteht mur 


den Milttärpflicptigen, bezw. ihren zur Reclamas | 
tion berechtigten Angehörigen eine Berufung an’ 


rufung an die höhere Inſtanz eingelegt werden. 
1. Die Gemeinden oder gleidhartigen Ber- 
bände haben unter Controle der Erjagbehörden 
Stammrollen über alle rg eg zu fuͤh⸗ 
ren. Die Militärpflichtigen und deren Angehö- 
rige haben die Unmeldungen zur Stammrolle 
nad) Maßgabe der gegenwärtig bejtehenden Vor— 
ichriften zw bewirlen. $ 32. Die Stammrollen 
werden auf Grund der Eivilitandsregifter u. der 
nah $ 31 zu erjtattenden Meldungen geführt. 
Die mit Führung der Eiviljtandsregifter betrau— 
ten Behörden und Perfonen find verpjlichtet, die 
zur Führung der Stammrollen erforderlichen Aus— 
züge unentgeltlich) vorzulegen. $ 33. Wer die 
nad) Maßgabe des $ 31 vorgejchriebenen Meld—⸗ 
ungen zur Berichtigung von Stanımrollen unter- 
läßt, ſowie Militärpflichtige, weldje in den von 
den Erfagbehörden abzuhaltenden Terminen nicht 
pünftlid) ericheinen, find, ſofern fie nicht dadurch 
zugleich eine härtere Strafe verwirkt haben, mit 
Geldftrafe bis zu 30 M, oder Haft bis zu 3 Ta- 
gen zu beftrafen. — Vilitärpflichtigen, welche in 
einem bon den Erjagbehörden abzuhaltenden 
Termine nicht pünktlich erfchienen find, können 
von den Erſatzbehörden die Bortheile der Looſung 
entzogen werden. Iſt dieie VBerfäumung in bös— 
licher Abſicht oder wiederholt erjolgt, jo können 
die Erfagbehörden fie auch des Anſpruches auf 
die nach 85 19—22 zuläfjigen VBergünftigungen 
verluftig erllären und als unfichere Heerespjlich- 
tige jofort in die Armee einreihen laſſen. Die 
Dienftzeit wird alddann erjt vom nädjitfolgenden 
Nekruten Einftellungstermine ab gerechnet. — Zit 
die Verſäumniß duch Umftände herbeigeführt, 
deren Bejeitiaung nit in dem Willen des be- 
treffenden Anmeldungs» oder Geitellungspflichs 
tigen Tag (Abj. 1, 2), jo treten die vorerwähn« 
ten Folgen nicht ein. 34. Rekruten, melde 
nad) ihrer Aushebung, jo wie Freiwillige, welche 
nad definitiver Mnnahme bei einem Truppens 
theile vorläufig in die Heimath beurlaubt wer« 
den, gehören bis zu ihrer Einftellung zu den 
Mannichaften des Beurlaubtenjtandes. 8 35. 
Alle auf die Heeredergängung bezüglichen amt» 
lihen Verrichtungen u. Verhandlungen, mit Aus— 
nahme der durch ftrafbare Handlungen beding- 
ten, unterliegen weder einer Stempelgebühr noch 
einer Tare. 836. Bon den Koften des Rekru— 
tirungsverfahrens find nur diejenigen auf Neid)d- 
fonds zu übernehmen, welche ji unmittelbar aus 
der Betheiligung von Militärbehörden und Mi— 
litärperjonen an demjelben ergeben. — Den ein- 
zelnen Bundesftaaten bleibt die Beitimmung über- 
lafjen, von wem die übrigen Koften zu tragen 
find. $ 37. Ueber die Ergebnifje des Ergänz- 
ungsgeihäfts ift dem Bundesrath und Reichstag 
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8) Gegen die Ent: |alljährlid) u ar zu machen. 


Abſchnitt. 
Vom activen Heere. 
8 38. Zum activen Heere gehören: A, Die 
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Militärperfonen des Friedensſtandes, und zwar: 
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bis 158 des Mil.-Str.-G.:B. v. 20. 


ni 1872 
1) die Offiziere, Merzte und Milttärbeamten des; den Militärgefegen unterworfenen ER et Tegt- 


Friedensſtandes vom Tage ihrer Anftellung bis 


zum Beitpunfte ihrer Entlaſſung aus dem Dienſte; 
2) die apitulanten vom Beginn bis zum Ab— 
lauf oder bis zur Aufhebung der abgeſchloſſenen 
Eapitulation; 3) die freiwilligen und die aus- 
ehobenen Nefruten von dem Tage, mit welchem 


willige Verordnungen unter beſonders erleicdhter- 
ten Formen giltig errichten (privilegirte mili- 
tärijche Tegtwillige Verfügungen). Die Vorrechte 
der Militärperfonen in Beziehung auf dieſe legt- 
willigen Verordnungen beftehen allein darin, daß 
fie nad) Maßgabe der nacdjjtehenden Beftimmun- 





ihre Verpflegung durch die Militärverwaltung|gen den für ordentliche Teptwillige Verfügungen 
beginnt, Einjährig- Freiwillige von dem Beitpunfte | vorgejchriebenen Förmlichkeiten nicht unterworfen 
ihrer definitiven Einftellung in einen Zruppen- find. Es find dabei die folgenden Beftimmun- 
theil an, ſämmtlich bis zum Ablauf des Tages |gen zu beobachten: 1. Die Befugniß, in Krieg 
ihrer Entlafjung aus dem activen Dienfte. B.|zeiten oder während eines Velagerungszuftandes 
1) Die aus dem Beurlaubtenftande (V. Abjchn.)|privilegirte militärische feptwillige Verfügungen 
zum Dienft einberufenen Offiziere, WUerzte, Mi-|zu errichten, beginnt für die oben bezeichneten 
litärbeamten und Mannſchaften von dem Tage, Berfonen von ber Zeit, wo fie entweder ihre 
zu welchem fie einberufen find, bis zum Ablaufl Standquartiere oder im all ihnen folge nicht 


des Tages der Wiederentlaffung; 2) alle in Kriegs» 
zeiten zum Heeresdienſt aufgebotenen oder frei 
willig eingetretenen Offiziere, Aerzte, Militär 
beamten und Mannjdaften, welche zu feiner der 
vorgenannten Kategorien gehören, von dem Tage, 
zu welchem fie einberufen find, beziehungsweiſe 
vom Due des freiwilligen Eintritt3 an, bis 
zum Ablauf des Tages der Entlafjung. O. Die 
Eivilbeamten der Militärverwaltung, vom Tage 
ihrer Anftellung bis zum Beitpunfte ihrer Ent- 
lafjung aus dem Dienfte. F BY. Die bejondere 
Gerichtsbarkeit über Militärperfonen beichränft 
ſich auf Straffahen und wird durch Reichsgeſetz 
eregelt. — Den allgemeinen Gerichtäftand haben 
die Militärperfonen bei dem Gerichte des Gar- 
nifonortes; Diejenigen jedoch, welche nur zur Er- 
üllung der Wehrpflicht dienen oder welche jelb- 
ändig einen Wohnfig nicht begründen fünnen, 
nur bezüglich der Klagen wegen vermögendredjt- 
licher — Es bleiben diejenigen landes— 
eſetzlichen Vorſchriften in Kraft, nach welchen 
ür Truppentheile, die nad der Mobilmachung 
ihre Garnifon verlaffen haben oder ſich dauernd 
im YAuslande aufhalten, die Ausübung der ftrei- 
tigen oder freimilligen Gerichtäbarfeit einem in« 
ländifchen Gerichte oder den Auditenren ein für 
alle Mal übertragen iſt, oder für den einzelnen 
Fall im Berordnungswege übertragen werden 
kann. 840. Die Militärperfonen des Friedens- 
ftanded bedürfen zu ihrer Verheirathung der 
Genehmigung ihrer Vorgeſetzten. $ 41. Die Mi- 
fitärperjonen des Friedensſtandes und die Eivil- 
beamten der Militärverwaltung fönnen die Ueber- 
nahme von VBormundichaften ablehnen, und find 
u deren Hebernahme nur mit Genehmigung ihrer 

orgeiekten berechtigt. F 42. Die landesgejet- 


lich für einzelne Klaffen von Militärperfonen be-|die Nichtigkeit diefer Angabe. — Eine 


angewicjen find, ihre bisherigen Wohnorte im 
Dienfte verlafjen oder in denjelben angegriffen 
oder belagert werden. — Kriegsgefangene oder 
Geißeln haben biefe Befugniß, jo lange fie ſich 
in der Gewalt de3 Feindes befinden. 2. Pri» 
vilegirte militäriſche Iegtwillige Berfügumgen find 
in giltiger Form errichtet: a) wenn fie-von dem 
Teſtator — geſchrieben und unterjchric« 
ben find; b) wenn fie von dem Teftator eigen« 
händig unterfchrieben und von zwei Zeugen oder 
einem Auditeur oder Offizier mitunterzeichnet 
find; ce) wenn von einem Aunditeur oder Offizier, 
unter Buziehung ziveier Zeugen oder noch eines 
Auditeurs oder Offizierd, über die mündliche Er- 
Härung des Zejtatord eine fchrifiliche Verhand- 
lung aufgenommen und diefe dem Teftator vor 
gelejen, jomwie von dem Auditeur oder Dffizier 
und den Zeugen, bezw. von den Auditeuren oder 
Offizieren unterjchrieben ift. — Bei vermundeten 
oder Franken Militärperjonen können die unter 
b) und c) ermwähuten Auditenre und Offiziere 
durch Militärärzte oder höhere Lazarethbeamte 
oder Militärgeiftliche vertreten werden. 3. Die 
sub 2 erwähnten Zeugen find Beweiszeugen; fie 
brauchen nicht die Eigenfdjaft von Inftruments- 
zeugen zu haben und e3 kann die Ausſage eines 
derfeiben für vollftändig bemweifend angenommen 
werden, 4. Die nah Vorſchrift sub 2c) aufge 
nommene Verhandlung hat in Betreff ihres In— 
halts und der in ihr angegebenen Zeit der Auf- 
nahme die Beweiskraft einer Öffentlichen Urkunde. 
— Iſt in der eigenhändig geichriebenen und un— 
terjchriebenen, oder in der eigenhändig unter 
fchriebenen letztwilligen Verfügung (2a b) die Zeit 
der Errichtung angegeben, jo jtreitet die Ver- 
muthung bis zum Beweiſe des Gegentheils für 
gleiche 


ftehenden Beichränfungen hinfichtlich der Erwerb] Vermuthung ftreitet dafür, daß die letztwillige 
ung, Veräußerung und Belaftung von Grunde] Verfügung während des die privilegirte Form 
ſtücken werben aufgehoben. $ 43. Zum Betriebe] zulaſſenden Ausnahmezuſtandes errichtet ift, wenn 
eines Gewerbes bedürfen die Militärperfonen des |diefelbe während diefer Zeit oder innerhalb 14 
Sriedensftandes für ſich und für die in Dienft-| Tagen nad) deren Aufhören einer vorgejegten Mi— 
gebäuben bei ihnen mohnenden ig Mae ihres |litärbehörde zur Aufbewahrung übergeben ift, 
Hausftandes der Erlaubnig ihrer Vorgeſetzten, oder wenn dieſelbe in dem Feldnachlaß des Te- 
infofern nicht da3 Gewerbe mit ber Beivirtf, ſtators aufgefunden wird. 5. Privilegirte mili« 
ſchaftung eines ihnen — ländlichen Grund» |tärifche letztwillige Verfügungen verlieren ihre 
jtüde8 verbunden ift. $ 44. In Kriegszeiten|Giltigfeit mit dem Ablauf eines Jahres von dem 
oder während eined Belagerungszuftandes kön- Tage ab, an welchen der Truppentheil, zu dem 
nen bie im $ 38 bezeichneten u. die nad) $$ 155’ der ZTeftator gehört, demobil gemacht ift, oder 
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ber Teſtator aufgehört hat, zu dem mobilen den Landesvertretungen darf nicht ftattfinden. — 
Truppentheil zu gehören, oder als Kriegsgefan-|Die Theilnahme an politischen Vereinen u. Ver- 
gener oder Geißel aus der Gewalt des Feindes ſammlungen ift den zum activen Heere gehörigen 


entlaffen ift. — Der Lauf dieſer Frift wird je-| Militärperfonen unterjagt. 


doc juspendirt durch anhaltende Unfähigkeit des 
Teſtators zur Errichtung einer anderweiten leht« 
willigen Verordnung, — Wenn der Teftator in« 
nerhalb ded Jahres vermißt und in dem Ver— 
fahren auf Todeserflärung oder auf Abweſen⸗ 
heitserflärung fejtgeftellt wird, daß er feit jener 
Zeit verſchollen ift, fo tritt die Ungiltigfeit der 
legtwilligen Verfügung nicht ein. $45. Die durch 
Neichd- oder Landesgeſetze vorgeſchriebenen Be— 
ſchränkungen der gerichtlichen Zwangsvollſtred- 
ungen gegen Militärperſonen finden auf alle 
Arten der Zwangsvollſtreckung gegen die letzteren 
entſprechende Anwendung. Eine Aufhebung die— 
fer Beſchränkungen durch vorgängige Einwillig- 
ung des Schuldners iſt ohne rechtliche Wirkung. 
— Den Anſpruch auf Zahlung von Dienitein- 
fünften, Wartegeldern oder Benlionen können bie 
Militärperfonen mit rechtlicher Wirkung nur in« 
foweit abtreten, verpfänden oder fonit übertragen, 
als eine Beichlagnahme im Falle einer Zwangs- 
vollitredung zuläffig geweien wäre. Die Benad) 
richtigung an die auszahlende Kaffe geichieht 
durd eine der Kaffe auszuhändigende djfentliche 
Urkunde. $46. Die Verpflichtung der Militär- 
—— zur Entrichtung der Staatsſteuern regelt 
ich nach den Landesgeſetzen unter Berückſichtigung 
des Geſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbe— 
ſteuerung vom 13, Mai 1870. — Jedo 


Iv. Abſchnitt. 
Entlafjung aus dem activen Dienſte. 

8 50. Alle Soldaten, welche nad} erfüllter acti- 
ver Dienftpfliht von den Fahren entlafjfen wer—⸗ 
ben, treten nad) Maßgabe der zurücgelegten Ge- 
fammtdienjtzeit zur Reſerve, zur Landwehr oder 
zum Landſturm über. — Mannſchaften, welchebei 
Mobilmadhung ded Heeres oder bei Bildung von 
Erſatz⸗Truppentheilen aus der Erjagrejerve zum 
Dienit einberufen und bei Zurückführung des 
Heered auf den Friedensfuß wieder entlaffen wer- 
den ($ 29), treten, wenn fie militärijch ausge— 
bildet find, je nad) ihrem Lebensalter ($ 62) zur 
Referve od. Landwehr über, anderenfall3 aber in 
die Erfagrejerve zurüd. — Mannſchaften der Ca— 
valerie, welche fie freiwillig zu einer vierjähri- 
gen activen Dienitzeit berpflichtet Haben, dienen 
in der Landwehr nur drei Jahre, — Einjährig- 
Freiwillige, welche während ihrer Dienjtzeit mit 

erjegung in die zweite Klaſſe des Goldaten- 
ſtandes beftraft werden, verlieren die Eigenſchaft 


als Einjährig- Freiwillige und den Anſpruch auf 
—— nach einjähriger Dienſtzeit. dl. 
Vollsſchullehrer und Candidaten des Bollsihul- 


amtes, welde ihre Befähigung für das Schul—⸗ 
amt in vorſchriftsmäßiger Prüfung nachgewieſen 


ch iſt das haben, können nad) kürzerer Einübung mit den 


Militäreinfommen der Perſonen des Unteroffi-⸗ Waffen zur Verfügung der Truppentheile beur- 
zier- und Gemeinenftandes, jowie für ben Yallllaubt werden. — Gibt der Beurlaubte feinen bis— 
einer Mobilmahung das Militäreinlommen aller |herigen Beruf gänzlich auf oder wird er aus 


Angehörigen des activen Heeres bei der Beran-|dem Schulamte für immer entlaffen, jo fann er 


lagung bezw. Erhebung von Staatsſteuern außer 
Betracht zu laſſen. Die Feititellung eine ange» 
meſſenen Steuernachlaſſes für die Unteroffiziere 
und Gemeinen bed Benrlaubtenftandes u. deren 
Familien für die Monate, in welchen. jene fich 
im activen Dienfte befinden, bleibt der Lanbes- 
gejepgebung überlafien. $ 47. Zur Annahme 
von Hemtern in der Berwaltung und Vertretung 
der kirchlichen oder politifchen Gemeinden und 
weiteren Communalverbände bebürfen active Mi- 
litärperfonen der Genehmigung ihrer Dienftuor- 
gelegten. bee Diejenigen Begünftigungen, welche 
nad) der Gejehgebung der einzelnen Bundesftan- 
ten den Hinterbliebenen von Staatöbeamten Hin- 
fihtlih der Beſteuerung der aus Staatsfonds 
oder aus Öffentlichen Verſorgungskaſſen denjelben 
gewährten ‘Benfionen, Unterjtügungen oder jon- 
tigen Zumendungen zuftehen, finden auch zu 
Guniten der Hinterbliebenen von Militärperjonen 
hinjichtlich der denjelben aus Reichs⸗ od. Staat3- 
fonds oder aus Öffentlichen Verſorgungskaſſen 
zufließenden gleichartigen Bezüge Anwendung. 
549. Für die zum activen Heere gehörigen Mi— 
litärperjonen, mit Ausnahme der Militärbeamten, 
ruht die Berechtigung zum Wählen ſowol in 


vor Ublauf des Jahres, in weldem er das 25. 
Lebensjahr vollendet, zum activen Dienft einge- 
dogen werben. $ 52, Soldaten, welche während 
er Erfüllung ihrer activen Dienftpflicht dienſt— 
unbrauchbar werben, find zur Dispofition der 
Erjagbehörden zu entlafien ($ 54). $ 58. ©ol- 
baten im activen Dienft tönnen auf Anſuchen zur 
Verfügung der Erfagbehörden entlaffen werden, 
wenn einer der im $ 20 Nr. 1 bis 5 bezeichne- 
ten Gründe nach ihrer Aushebung eingetreten 
ift. — Ueber die Zuläſſigkeit des Geſuches ent» 
ſcheidet nach Begutachtung der Berhältnifje Durch 
die ftändigen Mitglieder der Erſatz-Commiſſion 
ber commandirende General desjenigen Armee— 
Corps, in mweldem der Reclamirte jeiner Dienft- 
pfliht genügt, in Gemeinſchaft mit der betreffen» 
den ($ 30 Nr. 3c) Landes: oder Provinzialbe- 
hörde feines Heimathsbezirles. — Die Entlaffun 
des Reclamirten erfolgt erjt zu bem nädjiten a 
gemeinen Entlaffungstermine, fofern nicht ein 
ungewöhnlider Grad der Dringlichkeit die frühere 
Entlafjung nothwendig madt. — Auf Goldaten, 
welche fi ei mobilen Truppen im Dienit be» 
finden, haben dieſe Beftimmungen in der Regel 
feine Unwendung. $ 54. Die zur Dispofition 


Betreff der Reichsvertretung, ald in Betreff der|der Erjatbehörden entlafjenen Soldaten gehören 


einzelnen Landesvertretung. Eine Bereinigung 
der hiernady wahlberechtigt bleibenden Militärs 
verfonen zu bejonderen Militär-Wahlbezirken für 


bi! zur Entſcheidung über ihr ferneres Militär- 
verhältnig zu den Mannichaften des Beurlaub- 
tenitandes (V. Abſchn.). $ 05. Ueber das fernere 


die Wahl der auf inbirectem Wahlrecht beruhen | Militärverhältniß der zu ihrer Dispojition ent 


eu 
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laffenen Mannichaften entfcheiden die Erfagbe-,fie nicht nachweiſen, daß fie in einem anderen 
hörden nad) denjelben Grumdjägen, wie über die Bundesjtaate die Staatdangehörigfeit erworben | 
noch nicht eingeftellten Militärpflichtigen der ent- — — die Entlaſſung aus der Staatsange- 
iprechenden Alteröflafien. — Haben dergleichen |hörigfeit nur mit Genehmigung der Militärbe- 
Mannſchaften jedod bereit? ein Jahr oder als |hörde ertheilt werben. 2. Offiziere und im Offi- 
Einjährig-fgreimwillige neun Monate activ gedient, |zierrange ftehende Aerzte des Beurlaubtenftan- 
jo jollen jie nicht von Neuem für den activen|des, welche ohne Erlaubniß auswandern, werben 
Dienst ausgehoben werden, e3 jei denn, daß ſie mit Geldjtrafe biß zu dreitaufend M oder mit 
der Berpjlichtuug, deren Erfüllung ihre Entlafj-|Haft oder mit Gefängnig bis zu ſechs Mo- 
ung aus dem Militärdienft begründete, ſich ent-|naten beitraft. 3. Die im $ 56 unter 2—4 be» 
ziehen und das 25. Lebensjahr noch nicht voll» zeichneten Mannjchaften find den Beitimmungen 
endet haben, im dritten Wbjchnitte des Militär » Strafgeſetz⸗ 
V. Abſchnitt. buchs vom 20. Juni 1872, über unerlaubte Ent⸗ 
Vom Beurlaubtenſtande 1) und der Erſatz⸗ fernung und Bahnenflucht, und den Beitimmun: 
rejerve erſier Claffe. gen im vierten Abſchnitte deſſelben Geſetzbuchs, 
$ 56. Zum Beurlaubtenftande gehören: 1. die Bug 9 und — m von 
Offiziere, Merzte, Beamten imd Mannfcaften der|,s pe in * ce R Seife wie bie ——— 
Reſerve und Landwehr; 2. die vorläufig in die * fäufig —— Pr sehr Pie — 
Heimath beurlaubten Relruten und Freiwilligen er 9— vo * a en 
(834); 3. die bis zur Entjheidungüber ihr fernere3 | yo, rien ner —— —— 
——— zur Dispoſition der Erſaßbe.23 et *7 u N ehörde. — ie 
hörden entlajjenen Mannichaften (8 54); 4. bie 9 ispoſition der Truppenthzeile beurlaubten 
vor erfüllter activer Dienſtpflicht zur Dispoſition ann|dajten fönnen bis zum Ablauf ihres drit- 
der Truppentheile beurlaubten Mannichaften. in Dienſtjahres jederzeit = Sahne wieder eins 
8 57. Die Perſonen des Beurlaubtenftandes find — — und bedin en —* = * 
während der Beurlaubung den zur Ausübung * en —— * ehſel des Aufent⸗ 
der militärifhen Controle erforderlichen Anord- — — on Uebrigen ig für bie 
nungen unterworfen. Cie haben geeignete Vor-| 5. — = gg die a air 
tehrungen zu treffen, daf dienstliche Befehle ihrer ihre“ Unfentgalte ir A diejelben = *— * ahl 
Vorgeſetzten und namentlich Einberufungordres iu be Yusakı —* — Fee —— 
ihnen jederzeit zugeſtellt werden können. — Iml! * —* ae Gewerbes, rückſichtlich 
dienftfichen Verkehr mit ihren Vorgeſetzten oder Te A ifte Mer a ſonſtigen bürger- 
wenn fie in Militärumiform erſcheinen, find fie Gen te —* nlungen nicht unter 
der militäriſchen Discipfin unterworfen ($ 8). — ” = annjchaften der Reſerde 
— Ueber die Ausübung der militärischen Con: |" Di —— werden in Jahrestlaſſen nad 
trofe, die Uebungen und die gegen Berjonen des —* ae * — — Die Dienjtzeit 
Beurlaubtenſtandes zuläffigen Disciplinarftrafen kn Beitpunfte ee Du Dei 
h . D 2 * 
wird ein beſonderes Geſetz nähere Beſtimmmung geit, aud) wenn in Erfüllung der Iekteren eine 


treffen. $ 58. Bei eintretender allgemeiner Mo- ai : 
bilmachung haben alle in Auslande befindlichen Unterbrechung ftattgefunden hat. Die Berjegung 


h aber : 
vum * —— ſich —— — —— — ——— — 

Pe ir In u Fe er ſofern fie Herbit » Controlverfammlungen des betreffenden 

59. — an Bann Jabree — Dannicaften, welhe in Folge eige- 

5 f n —8 ” nen Verſchuldens ($ 18 des Militär-Strafgejeh- 

‚elerve und Laudwehr, welde nad) aufereuro- buchs vom 20. Juni 1872) verjpätet aus dem 

päiihen Ländern gehen wollen, unter Dispenjar| (einen Dienfte entlafien werden, treten ftet3 in 

fon von ben gewöhnlichen Dienftpflichten, jedoch | yi. jüngfte JahresHajje der Rejerve ein. — Die 

—— Bedingung der Rückkehr im Falle einer Referve- und An derjenigen Marn- 

ig ur he th Geniulaiee jchaften, welche der Erjagrejerve angehört haben 

attefte nad, daß er ſich in einem der erwähnten ($ 50), ift fo zu bemefien, als wenn fie im erſten 

Ränder eine . Jahre ihres dienftpflichtigen Alters ausgehoben 

nder_eine feite Stellung als Kaufmann, Ges) yaren, $ 63. Bei nothwendigen Verftärtungen 

ERBEN ara zc. erworben hat, jo fann der] per Mobilmahungen des Heeres werden Die 
Re he it Dichten Mannſchaſten des Beurlaubtenftandes nach Bedarf, 

r jedod in den Grenzen der bezüglihen Bejtimm- 


von der Rüdfehr im alle einer Mobilmachung - ker: 
verlängert werden. Auf die Küftenländer des" gen des Ö., betr. die Verpflichtung zum Kriegs- 


— en bienft v. 9. Nov. 1867, zur sahne einber 
Mittelländiſchen und Schwarzen Meeres findet ee ufen, 
dieſe Beftimmung keine Umvendung. $ 60. Außer: . —— die —— ———— es 
dem geiten die Folgenden Beitinimungen: 1. Den get A —— a er mit ver Hingften 
Dffizieren und im Offizierrang ftehenden Aerzten| Ir» $ 64. Hierbei Lönnen bringende 
des Veurlaubtenftandes, fowie den im $ 56 unter| Pauslihe und gewerbliche Verhältnifie derart Be- 
2. und 4. bezeichneten Mannichaften darf — fang tudſichtigung finden, dag Rejerviften hinter Die 
zur ale der Reſerve ihrer Waffe oder 

)e Controt⸗Ord Dienſtkategorie, Landwehrmannſchaften aber, fo. 
————— 3 ss 1. ge a Zi wie in Klassen dringenden Fällen auch EI 
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Referviften, Hinter die legte Jahresllaſſe der der Erjahreferve erjter Klaſſe werden den nad» 


Landwehr ihrer Waffe oder Dienftlategorie zeit- 
weije zurüdgeftellt werden. — Jedoch dar in 
feinem a Re die Bahl der Hinter 
den — ahrgang der Reſerve zurückgeſtellten 
Mannſchaften zwei Prozent der Reſerve, die 
Zahl der hinter den legten Jahrgang der Land— 
wehr zurücgeitellten Mannjchaften drei Prozent 
der Rejerve und Landwehr überfteigen. — Auf 
die Dauer ber —— hat die Zu— 
rückſtellung keinen Einfluß. $ 65. Reichs- Staat3- 
und Communalbeamte, jowie Angeſtellte ber 
Eijenbahnen, welche der Reſerve oder Landwehr 
angehören, dürfen für den Fall einer Mobil- 
madung oder nothwendigen Berftärlung des 
Heeres hinter den älteſten Jahrgang der Land- 
wehr zurücgeftellt werden, wenn ihre Stellen 
felbft vorübergehend nicht offen gelaſſen werden 
fünnen und eine geeignete Vertretung nicht zu 
ermöglichen it. — — des Beurlaubten- 
ſtandes und der Erſatzreſerve, welche ein geiſt— 
liches Amt in einer mit Corporationsrechten in— 
nerhalb des Bundesgebietes beſtehenden Reli— 
gionsgeſellſchaft befleiden, werden zum Dienſte mit 
der Waffe nicht herangezogen. 
auf diejelben die Beitimmung des erſten Abſatzes 
diejes Paragraphen Anwendung. 8 66. Reichs-⸗, 
Staatd- und Communalbeamte jollen durch ihre 
Einberufung zum Militärdienft in ihren bürger- 
lichen Dienitverhältnifien feinen Nachtheil erlei- 
den, — Ihre Stellen, ihr perjönliches Dienftein- 
fommen aus denfelben und ihre Unciennetät, 
ſowie alle fid) daraus ergebenden Anſprüche blei- 
ben ihnen in der Beit der Einberufung zum Mi- 
litärdienjte gewahrt. Erhalten diejelben Dffi- 
zierbejoldung, jo kann ihnen der reine Betrag 
derjelben aus die Eivilbejoldung angerechnet wer- 
den; Denjenigen, welche einen eigenen Hausjtand 
mit Frau oder Kind haben, beim Berlajjen ihres 
Wohnortes jedody nur, wenn und joweit das 
reine Eivileinfommen und Militärgehalt zufam- 
men den Betrag von 3600 Mark jährlich über- 
fteigen. — Nach denjelben Grumdjägen find pen« 
jionirte oder auf Wartegeld jtehende Civilbe— 


amte Hinfichtlich ihrer Penfionen oder Wartegel- |v. 1. Juni 1870)*) bedürfen 


jolgenden Bejtimmungen unterworfen: 1. Wegen 
der Reihenfolge der Einberufung und wegen der 
Berüdjihtigung häuslicher und gewerblicher Ber- 
hältniffe im Falle der Einberufung finden bie 
$$ 63 und 64 auf fie entiprechende Anwendung. 
2. Sie haben der Militärbehörde den Wechſel 
ihrer Wohnung anzuzeigen und geeignete Vor— 
fehrungen zu treffen, hab ihnen eine etwaige Ein» 
berufungsordre jederzeit richtig zugehen kann. 
3. Im Falle eines außerordentlihen Bedürfnifjes 
fönnen jie auf Grund Kaiferlicher Verordnung 
zu Controlverfjammlungen einberufen werden. 4. 
Bei eintretender allgemeiner Mobilmadjung haben 
die im Wuslande befindlichen Erjagrejerviiten 
eriter Klaſſe fi unverzüglich in das Inland zus 
rüdzubegeben; von diefer Verpflichtung können 
fie im entiprechenden Falle des 3 59 befreit wer« 
den. 5. Bei Mobilmahungen und bei begins 
nender Bildung von Erſatz-Truppentheilen müſſen 
fie der Einberufung ſofort Folge leijten; für 
den Fall der Zuwiderhandlung finden die auf 
die Perjonen des Beurlaubtenjtandes bezüglichen 
Borjchriften im dritten Abjchnitte des Militär: 


Außerdem findet] Strafgeſetzbuchs v. 20. Juni 1872 auf fie Ans 


wendung. 6. Mannjchaften der Erjagrejerve erjter 
Klaſſe, welche fi der ihnen auf Grund des G. 
auferlegten Controle entziehen, werden mit Geld» 
itrafe bis zu ſechszig M oder Haft bis zu acht 
Tagen befkraft. Ubgejehen von den hiernach 
zu verhängenden Strafen können fie unter Ver— 
längerung ihrer Dienftpflicht in die nächſt jüngere 
Jahresklaſſe verjegt werden. Dauert die Con— 


trolentziehung zwei Jahre und darüber, jo wer« 


den fie entiprechend weiter zurüdverjegt, jedoch 
niemal3 über das vollendete 31. Lebensjahr Hin- 
aus. 7. Mannfhaften der Erjagrejerve eriter 
Klafje, welche nad) erfolgter Auswanderung vor 
vollendetem 31. Lebensjahre wieder naturalijirt 
werden, treten in ben Jahrgang wieder ein, 
welchem fie ohne die ftattgehabte Auswanderung 
angehört Haben würden, 8. Außer dem Falle 
einer bejonderen Anordnung für die Beit eines 
Krieged oder einer ai Aa ($ 17 des ©. 

e feiner Erlaubnif zur 


der zu behandeln, wenn fie bei einer Mobil- Auswanderung. Sie find jedoch verpflichtet, von 
machung in den Kriegsbienft eintreten, — Dieligrerbevorjtchenden Auswanderung der Wilitärbes 
näheren Beſtimmungen bleiben den einzelnen |hörde Anzeige zu machen. Die Unterlafjung diejer 
Bundesregierungen überlafien. $ 67. Wanne] Anzeigeunterliegt derim$260 des Strafgeſetzbuchs 
ſchaften des Beurlaubtenftandes, welche fi der|für das Deutſche Reich angedropten Strafe. 870. 
Gontrole länger als ein Jahr entziehen oder Alle Reichs-, Staatd- und Communalbehörden 
eine Ordre zum Dienfte ohne anerlaunte Ent-|jind verpflichtet, in dem Bereiche ihrer geſetz- 
ſchuldigung unbefolgt laſſen, können, abgejehen|lihen Befugniſſe die Militärbehörden bei der 
von der anerfannte Entichuldigung unbefolgtlafjen, | Controle und bei Regelung der Militärverhält- 
können, abgejehen von der etwa noch anderweit|niffe ver Perjonen des Beurlaubtenftandes und 
über fie zu verhängenden Strafe, unter Berejder Erſatzreſerve erſter Klaſſe, insbejondere auch 
längerung ihrer Dienftzeit in die nächſt jüngere] bei Einberufung berjelben zum Dienft, zu unter- 
Zahrestlafje verjegt werden. Dauert die Con» jtügen. 


trolentziehung zwei Jahre und darüber, jo fön- Schlußbeſtimmungen. 


nen fie entſprechend weiter zurückverſetzt werben, 


71. Die Ausführungsbeitimmungen zu den 


$ 68. Perjonen des Beurlaubtenftandes, welche Abſchn. IL, IV. und V. diejes Gef. erläßt der 
nad erfolgter Auswanderung vor vollendetem gaiſer. & 72. Gegenwärtiges Gej. kommt in 


31. Lebensjahre wieder naturalifirt werden, tre- 


ten in denjenigen Jahrgang, welchem fie ohne 
die ftattgehabte Jar ig Oi ai haben 
ie 


würden, wieder ein. $ 69. nnicdaften 


Bayern nad näherer Beitimmung des Bündniß— 
vertraged dv. 23. Nov. 1570 unter IIL $ 5, in 


1) ©, unter Staatsangebörigteit. 


1002 


Württemberg nad näherer B 
tärconvention vom 21./25. 
wendung. 
Reichö-Pofttvefen, 
Art. 48 fi. u. Poftwejen. 


Reichs⸗Poſtweſen — Reichsverfaffung. 


mmung der Mili- Bundesſtaates beſchränkt werden. — Diejenigen 
v. 1870 zur Ane| Beftimmungen, welche die Armenverforgung und 

die Aufnahme in den localen Gemeindeverband 
ſ. Reichſsverfaſſung |betreffen, 


werden durch den im erſten eg aus: 


efprochenen Grundfag nicht berührt. — Ebenio 


Neidystag, ſ. Reichs verfaſſung Art. 5, 11, Bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, 


16, 20—32, 71, 72, 74, 79. Redefreiheit der 


welche zwifchen den einzelnen Bundesitaaten m 


Reichstagd-Mitglieder, j. Strafgei zn 11. Si ig auf die Uebernahme von Auszumei- 


Reichs⸗Telegraphenweſen, |. Reichsver⸗ 
faſſung Art. 48 ff. u. Telegraphenordnung. 

Reichsverfaſſung v. 16. April 1871: Seine 
Majeſtät der König von Preußen im Namen des 
Nordd. Bundes, Seine Majeität ber zn... 
Bayern, Seine Majeftät der König von Würt- 
temberg, Seine Königl. Hohät der Großherzog 
von Baden und Seine Königl. Hoheit der Grop- 
herzog von Heſſen und bei Rhein für die ſüdlich 
vom Main belegenen Theile des Großherzog— 
thums Hefien, jhließen einen ewigen Bund zum 
Schutze ded Bundeögebieted und des innerhalb 
defielben giltigen Rechtes, ſowie zur Pflege der 
Wohlfahrt des Deutſchen Volkes. Diejer Bund 
wird den Namen Deutſches Reich führen und 
wird nadjftehende Berfafjung haben. 

L Bundesgebiet. 


Art. 1. Das Bundesgebiet befteht aus den 
Staaten Preußen mit Lauenburg, Bayern, Sad)- 
fen, Württemberg, Baden, Helfen, Medlenburg- 
Schwerin, Sadhjen-Weimar, Medlenburg -Stre- 
lig, Oldenburg, Braunſchweig, Sadjen- Mei: 
ningen, Sadjfen » Altenburg, Sachſen-Koburg— 
Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolitadt, Shwarz- 
burg-Sondershaufen, Walded, Reuß älterer Linie, 
Reuß jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Lippe, 
Lübed, Bremen und Hamburg. 

I. Reichsgeſetzgebung. 

Art. 2. Innerhalb diefes Bundesgebietes übt 
das Reich dad Recht der Geſetzgebung nad) Maf- 
gabe ded Inhalts diefer Berfafjung und mit 
der Wirkung aus, daß die Reichsgeſetze den Lan⸗ 
beögejegen vorgehen. Die Reichögejege erhalten 
ihre verbindliche Kraft durd ihre Verfündigung 
von Reichswegen, welche vermitteld eines Reichöge- 
feßblattes geſchieht. Sofern nidht in dem pub» 
licirten Gejege ein anderer Anfangstermin feiner 
verbindlichen Kraft beftimmt ift, beginnt die letz⸗ 
tere mit dem vierzehnten Tage nad) dem Ablauf 
desjenigen Tages, an welchem das betreffende 
Stüd des Reichögejehblattes in Berlin ausgege— 
ben worden iſt. Art. 3. Für ganz Deutſchland 
beiteht ein gemeinfames Indigenat mit der Wirk- 
ung, daß der Angehörige (Unterthan, Staats- 
bürger) eines jeden Bundesftaates in jedem an— 
deren —— als Inländer zu behandeln 
und demgemäß zum feſten Wohnſitz, zum Ge— 
werbebetriebe, zu Öffentlichen Aemtern, zur Er- 
werbung von Grundftüden, zur Crlangung 
des Staatöbürgerrechtes und zum Genuſſe aller 
fonjtigen bürgerliden Rechte unter denſelben 
Borausfesungen wie der Einheimiiche zuzu— 
lafien, auch in Betreff der Rechtsverfolgung und 


be3 Rechtsſchutzes demjelben glei) zu behanz|ıs7o 


deln ift. ein Deuticher darf in der Aus— 
übung diejer Befugniß durch die Obrigkeit feiner 
Heimath, oder durd die Obrigfeit eines anderen 


jenden, die Verpflegung erfranfter und die Be 
erbigung verjtorbener Staat3angehörigen beitehen. 
— Hinfichtlih der Erfüllung der Militärpflicht 
im Berhältniß zu dem Heimathslande wirb im 
Wege der Reichsgeſetzgebung das Nöthige geord- 
net werden. — Dem Auslande gegenüber haben 
alle Deutſchen gleihmäßig Auſpruch auf den 
Schuß des Reid. Art. 4, Der Beaufjichtig- 
ung Geitens des Reichs und der Geſetzgebung 
dejjelben unterliegen die nachitehenden Angele— 
genheiten: 1. die Beſtimmungen über Freizügig- 
feit, Heimath3- und Niederlarfungs« Berhättnife, 
Staatsbürgerrecht, Paßweſen und Fremdenpoli— 
zeit unb über den Gewerbebetrieb, einſchließlich 
des Verſicherungsweſens, joweit dieſe Gegenftände 
nicht ſchon durch den Artikel 3 dieſer Verfaſſun 
erledigt ſind, in Bayern jedoch mit Musihhun 
der Heimath3- und Niederlaſſungs-Verhältniſſe, 
deögleichen iiber die Eolonijation und die Aus— 
wanderung nach außerdeutichen Ländern; 2, die 
Zoll-⸗ und Handeldgefeggebung uud die für bie 
Zwecke des Reichs zu verwendenden Steuern; 3. 
die Ordnung des Maße, Münze und Gemwidts- 
ſyſtems, nebjt Feftftellung der Grundſätze über 
die Emijfion von fundirtem und unfundirtem 
PBapiergelde; ) 4. die allgemeinen Beftimmungen 
über dad Banfwejen; 5. die Erfindungspatente; 
6. der Schuß des geijtigen Eigenthums; 7. Orga 
nifation eines gemeinfamen Schutzes be3 deut: 
chen Handels im Auslande, der deutſchen Schiff⸗ 
fahrt und ihrer Flagge zur See und Anordnung 
gemeinfamer conjularifcher Vertretung, melde 
vom Reiche andgeftattet wird; 8. das Erfenbahn. 
wejen, in Bayern vorbehaltlich der Beſtimmung 
im Artitel 46 und bie Herjtellung von Land» 
und Waſſerſtraßen im Jutereffe der Landesver— 
theidigung und des allgemeinen Verkehrs; 9. der 
Flößerei- und Schififahrtsbetrieb auf den mehrer 
ren Staaten gemeinfamen Wafferftraßen und der 
uftand der legteren, jowie die Fluß⸗ und joniti 
afferzölle;2) 10. das Poft- und Telegraphen 
wejen, jedoch in Bayern und Württemberg nur 
nah Maßgabe der Beitimmung im Artitel 52; 
11. Beftimmungen über die wechielieitige Bol- 
ftredung von Erkenntniffen in Eivilfachen und 
Erledigung von Requifiten überhaupt; 12. fowie 
über die Beglaubigung von Öffentlichen Urkun— 
den; 13. die gemeinjame Gejepgebung über bad 
gejfammte bürgerliche Recht, Strafredyt und dad 
gerichtliche Berfahren;?) 14. das Militärweſen 
des Reichs und die Kriegsmarine; 15. Maßre⸗ 
geln der Medicinale und Beterinärpoligei; 16. 


1) Gefeg über die Ausgabe von Papiergeld vom 16. Juni 
1 


2) Duck, Neichtgefeg vom 3. März 1873 ift hinzugefügt: 
„desgleihen Seeihifftahrtszeihen (Leuchtſeuer, Zonnen, Bat: 
fen und fonftige Zagesmarten)”. 

3), In der Faſſung des Geieges vom 20. Dec. 1879. 
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bie Beftimmungen über die Preſſe und das Ver- mit einfacher Mehrheit. Nicht vertretene ober 
einsweſen. Art. 5. Die —— — wird nicht inſtruirte Stimmen werden nicht gezählt. 
ausgeübt durch den Bundesrath und den Reichs- Bei Stimmengleichheit gibt die Bräfidiatifimme 
tag. Die Uebereinftimmung der Mehrheitsbe-|den Ausſchlag. — Bei der Beſchlußfaſſung über 
fchlüffe beider Verſammlungen ift zu einem Reichs- eine Angelegenheit, welche nad) den Beitimmun- 


Er erforderlich und ausreihend. — Bei Gesigen diejer Be 


ung nicht dem ganzen Reiche 


etzesvorſchlägen über das Militärweſen, die Kriegs⸗ |gemeinjchaftlich ift, werben die Stimmen nur der- 


marine und die im Artikel 35 bezeichneten Mb-|jenigen 


gaben gibt, wenn im Bundesrathe eine Meinungs- 
verjchiedenheit jtattfindet, die Stimme bes Prä- 


Jundesftaaten gezählt, welchen die An- 
—— gemeinſchaftlich iſt. Art. 8. Der 
undesrath bildet aus ſeiner Mitte dauernde 


ſidiums den Ausſchlag, wenn fie ſich für die Auf- Ausſchüſſe 1. für das Landheer und die Feſtun— 
rehterhaltung der bejtehenden Einrichtungen aus⸗ gen; 2. für dad Seeweien; 3. für Zoll- u. Steuer- 


ſpricht. 
II. Bundesrath. 

Art. 6. Der Bundesrath beſteht aus den 
Vertretern der Mitglieder des Bundes, unter 
welchen die Stimmführung ſich in der Weiſe ver 
theilt, daß Preußen mit den ehemaligen Stim- 


wejen; 4. für Handel und Berfehr; 5. für 
Eijendahnen, Poſt und Telegraphen; 6) für 
Juſtizweſen; 7. für Rechnungsweſen. — In jedem 
diejer Ausjchüffe werden außer dem Präfidium 
mindejtens vier Bundesftaaten vertreten fein u. 

hrt innerhalb berjelben jeder Staat nur eine 


fü 

Stimme. In dem Ausihuß für das Landheer und 
die Feſtungen hat Bayern einen ftändigen Gib, 
bie übrigen Mitglieder defjelben, ſowie die Mit: 
glieder des Ausjchuffes für das Seeweſen wer- 


men von 


Hannover, Kurhefjen, Holftein, 
Naſſau und Frankfurt, . 17 Stimmen, 


führt, an ren z " den vom Kaijer ernannt; die Mitglieder der 
Württemberg — — N " anderen Ausſchůſſe werden von dem Bunbeörathe 
Baden ——— " gewählt. Die Zujammenjegung diefer Ausſchüſſe 
Pr ie he — J für = Seſſion de3 ne *3 — 
a“ em Jahre zu erneuern, wobei die ausſchei— 
eig a j 1 - denden Mitglieder wieder wählbar find. — Außer- 
Medlenburg- Strelik — ⸗ dem wird im Bundesrathe aus den Bevollmäch— 
Oldenburg Re " tigten der Königreihe Bayern, Sachſen und 
Braunf hiveig — —— ⸗ Württemberg und zwei vom Bundesrathe all- 
& hfen- Meiniu gen ee jährlich, zu wählenden Bevollmächtigten anderer 
Sadjen Altenburg i 1 " Bundesſtaaten ein Ausſchuß für die auswärtigen 
Sachien- Roburg- Gotha. 1 J Angelegenheiten gebildet, in welchem Bayern den 
Kernen = m in *— N Bi —— — 
—— zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur Ver— 
ehesten. : ” fügung geitellt. Art. 9. Jedes Mitglied des 
Maldel . 1 ” Bundesrates Hat dad Recht, im Reichstage zu 
Reuf — le 7 — erſcheinen und muß daſelbſt auf Verlangen jeder⸗ 
Reuß jüngerer — 4 " zeit gehört werden, um die Anfichten jeiner Re— 
Schaumburg-Lippe . " gierung zu vertreten, auch dann, wenn biefelben 
Lippe : q " von der Majorität des Bundesrathes nicht adbop« 
Se 0,7 I —— tirt worden find. Niemand kann gleichzeitig 
re — ” Mitglied des Bundesrathes und des Reichstages 
——— ſein. Art. 10. Dem Kaiſer liegt es ob, den 
MEERE ” Mitgliedern des Bundesrathes den üblichen dip- 


zujammen 58 Stimmen. 


Jedes Mitglied ded Bundes kann jo viel Be- 
vollmäcdhtigte zum Bundesrathe ernennen, wie es 
Stimmen hat, doch fann die Gefammtheit der 
zuftändigen Stimmen nur einheitlich abgegeben 
werben. Art. 7. Der Bundesrath beichlieft:|men Deutſcher Kaifer führt. Der Kaijer hat das 
1. über die dem Reichttage zu machenden Bor-|Reicdh völferrechtlich zu vertreten, im Namen des 
lagen und die von demjelben gefaßten Beſchlüſſe; Reichs Krieg zu erflären u, Frieden zu jchließen, 
2. über die zur Ausführung der Reichsgeſetze er- |Bündniffe und andere Verträge mit fremden 
forderlichen allgemeinen. Verwaltungsvorichriften | Staaten einzugehen, Gefandte zu beglaubigen u. 
und Einrichtungen, jofern nicht durch NReichöges zu empfangen. — Zur Erklärung des Sirieges 
geieg etwas Anderes beſtimmt ift; 3. über Män- Jim Namen des Reichs ift die Buftimmung des 
gel, welche bei der Ausführung der Neichdge- |Bunbesrathes erforderlich, e3 jei denn, daß ein 
jege oder der vorftehend erwähnten Vorſchriften Angriff auf das Bundesgebiet oder dejjen Küften 
oder Einrichtungen hervortreten. — Jedes Bun-Jerfolgt. — Inſoweit die Verträge mit frem- 
besglied ift befugt, Vorſchläge zu machen und in den Staaten ſich auf ſolche Gegenjtände be» 
Vortrag zu bringen und das Präfidium ift ver. |ziehen, welche nad Artikel 4 in den Bereich 
pilichtet, diefelben der Berathung zu übergeben. |der Reichsgeſetzgebung gehören, ift zu ihrem Ab— 
— Die Beihlußfafjung erfolgt, vorbehaltlich der ſchluß die Zuitimmung des Bundesrathes und 
Beitimmungen in den Artikeln 5, 37 und 78, zu ihrer Giltigkeit die Genehmigung des Reichs— 


fomatifhen Schuß zu gewähren. 
IV. Präfidium. 


Art. 11. Das Präfidium des Bundes fteht 
dem Er von Preußen zu, welcher den Na» 
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tages erforberli. Art. 12. Dem Kaifer fteht,durd) neue Wahl wieder erlangen, Art. 22. 
es zu, ben Bundesrath und den Reichstag zu Die Verhandlungen des Reichstages find öffent. 
berufen, zu eröjinen, zu vertagenn. zu ſchließen. lich. — Wahrheitsgetreue Berichte über Ver— 
Art. 13. Die Berufung des Bundesrathes und handlungen in den Öffentlichen Sitzungen bes 
des Neichdtages findet alljährlich ftatt und kann Reichstages bleiben von jeder VBerantmortlichkeit 
der Bundesrath zur Vorbereitung der Arbeiten|frei. Art. 23. Der Reichstag hat das Recht, 
ohne den Reichstag, letzterer aber nicht ohne denjinnerhalb der Competenz des Keichs Gefeße vor- 
Bundesrath berufen werden. Art. 14. Die Be-}äufchlagen und an ihn gerichtete Betitionen dem 
rufung des Bundesrathed muß erfolgen, jobald|Bundesrathe rejp. Reichsfanzler zu überweifen. 


fie von einem Drittel der Stimmenzahl verlangt 
wird, Art. 15. Der Borjig im Bundesrathe 
und die Leitung der Geſchäfte fteht dem Reichs» 
tanzler zu, welcher vom Kaiſer zu ernennen 
ift.2) — Der Reichskanzler kann ſich durch jedes 
andere Mitglied des Bundesrathes vermöge jhrift- 
licher Subjtitution vertreten laſſen. Art. 16. 
Die erforderlichen Vorlagen werden nad; Map 
gabe der Beichlüffe des Bundesrathes im Namen 
de3 Kaiſers an den Reichstag gebradt, wo fie 
durch Mitglieder des Bundesrathes oder durd) 
befondere von legterem zu ernennende Commijja- 
rien vertreten werden. Art. 17. Dem Kaiſer 
jteht die Ausfertigung und Berfündigung der 
Neichegejehe und die Ueberwachung der Aus— 
führung derjelben zu. Die Anordnungen und 
Berfügungen des Kaijerd werden im Nanıen des 
Reichs erlaffen und bedürfen zu ihrer Giltig- 
feit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, wel» 
cher dadurd) die VBerantwortlichteit übernimmt. 
Art. 18. Der Kaijer ernennt die Reichsbeamten, 


läßt diejelben für das Reich vereidigen und ver- | Anzahl der Mitglieder erforderlich). 


Art. 24. Die Legislaturperiode des Reichstages 
dauert drei Jahre, Zur Auflöjung des Reichs 
tages während berjelben iſt ein Beſchluß des 
Bundesrathed unter Zuftimmung bes Kaifers er- 
forderlih. Art. 25. Im Falle der Auflöſung 
des Neichötages müſſen innerhalb eines Zeit. 
raumes von 60 Tagen nad) derjelben die Wäh- 
ler u. innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen 
nad) der Auflöſung der Reichstag verfammelt 
werden, Art. 26. Ohne Zujtinmung des Reid 
tages darf die Bertagung defjelben die Friſt von 
30 Tagen nicht überjteigen und während veriel. 
ben Seſſion nicht wiederholt werden. Art. 27. 
Der Reichstag prüft die Legitimation feiner Mit: 
glieder u. entjcjeidet darüber. Er regelt feinen 
Geſchäftsgang u, jeine Disciplin durd) eine Ge 
ſchäſts Ordnung und erwählt feinen Präfidenten, 
jeine Bice-Präjidenten u. Schriftführer. Art. 28. 
Der Reichstag beichlieft nach abjoluter Stim- 
menmehrheit. Zur Giltigfeit der Beſchlußfaſſung 
ift die Anweſenheit der Mehrheit der gejeplichen 
— Bei der 


fügt erforderlichen Falles deren Entlaſſung.?) Beſchlußfaſſung über eine Ungelegenheit, welche 


Den zu einem Reichsamte berufenen Beam— 
ten eines Bundesftaates ftehen, ſofern nicht vor 
ihrem Eintritt in den Reichsdienſt im Wege der 
Keichsgefepgebung etwas Anderes beftimmt iſt, 


nah den Beitimmungen diejer Verfafjung nich 
dem ganzen Reiche gemeinfchaftlih ijt, werden 
die Stimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, 
die in Bundesjtaaten gewählt find, mweldyen die 


dem Reiche gegenüber diejenigen dichte zu, welche] Ungelegenheit gemeinichaftlih ift.) Art. 29 


ihnen in ihrem Heimathslande aus ihrer dienit- 
lihen Stellung zugeftanden hatten. Urt. 19, 
Denn Bundesglieder ihre verfajjungsmäßigen 
Bundespflichten nicht erfüllen, Lönnen fie dazu 
im Wege der Erecution angehalten werden. Dieje 
Ereeution it vom Bunbesrathe zu beichliehen 
und vom Kaiſer zu volljtreden. : 


V. Reichstag. 


Art. 20. Der Reichstag geht aus allgemeinen 
und directen Wahlen mit ee Abjtimmung 
hervor. — Bid zu ber gejeglidien Regelung, 
welche im $ 5 des Wahlgejepes vom 31. Mai 
1869 vorbehalten ijt, werden in Bayern 48, in 
Württemberg 17, in Baden 14, in Hefjen jüd- 
lih ded Main 6 Abgeordnete gewählt, und ber 
trägt demnach die Gejammtzahl der Abgeordne- 
ten 382. Art. 21. Beamte bedürfen feines Ur- 
laub3 zum Eintritt in den Reichſstag. — Wenn 
ein Mitglied des Neichötages ein beſoldetes Reichs- 
amt oder in einem Bundeaftaate ein bejoldetes 
Staatsamt annimmt od. im Reichs;- od. Staat3- 
bienjte in ein Umt eintritt, mit welchem ein 
höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbun- 
den ijt, jo verliert e3 Si und Stimme in dem 
Reichstag u. kann feine Stelle in demjelben nur 


S. auch Reihstanzleramt, 
S. Meichsbeamte. 


Die Mitglieder des Reichstages ſind Vertreter 
des gejanımten Volkes und an Aufträge u. In 
jtructionen nicht gebunden, Art. 30. Kein Diit- 
glied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit 
wegen jeiner Abſtimmung oder twegen der in 
Ausübung feines Berufes gethanen Neuerungen 
gerichtlich oder disciplinariſch verfolgt od. ſon 
außerhalb der Verſammlung zur Verantwortung 
gezogen werden. Art. 31. Ohne Genehmigung 
des Reichsſstages lann Fein Mitglied deſſelben 
während der Sigungsperiode wegen einer mit 
Strafe bedrohten Handlung zur Unterjuchung 
gezogen oder verhaftet werden, aufer mwerm es 
bei Ausübung der That oder im Laufe des nädhft- 
folgenden Tages ergriffen wird. — Gleiche Ge— 
nehmigung iſt bei einer Verhaftung wegen Schul 
den erjorderlih. — Auf Verlangen des Reiche 
tages wird jedes Strafverfahren gegen ein Diit 
glied bdefjelben und jede Unterſüchnugs » oder 
Civilhaft für Die Dauer der Sigungsperiode auj- 
gehoben. Art. 32. Die Mitglieder des Reicht. 
tages dürfen als ſolche feine Beſoldung od, Ent 
ſchadigung beziehen. 


VL Boll. und Handelsweſen. 
Art. 35. Deutſchland bildet ein Zoll- und 


1) Abf. 2 bes Urt. 28 iſt durch Gejey vom 24. Achr. 1873 
aufgehoben. 
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anbelögebiet, umgeben von gemeinihaftlicher 

Ügrenze. Aus * bleiben die wegen 

ter Lage zur Einſchließung in die Boligvenge 
nicht geeigneten einzelnen Gebietötheile. — Alle 
Gegenitände, welde im freien Verlehr eines 
Bundesstaates befindlih find, können in jeden 
anderen Bundesitaat eingeführt und dürfen in 
leßterem einer Abgabe nur injoweit unterworfen 
werden, als dajelbit gleichartige inländiſche Er- 
eugniffe einer inneren Steuer unterliegen. !) 
Art. 34. Die Hanjeftädte Bremen u. Hamburg 
mit einem dent Zweck entiprechenden Bezirke ihres 
oder des umliegenden Gebietes bleiben als Frei- 
häfen außerhalb der gemeinſchaftlichen Zollgrenge, 
bis fie ihren Einfluß in Ddiejelbe beantragen. 
Art. 35. Das Reid ausſchließlich hat die Ges 
ſetzgebung über das gejommte Zollweien, über 
die Befteuerung des im Bundesgebiete gewon— 
nenen Salzes und Tabaks, bereiteten Brannt» 
weins und Bieres und aus Rüben oder anderen 
inländiichen Erzeugniffen dargejtellten Zuders u, 
Syrups, über den gegenjeitigen Edup der in 
den einzelnen Bunbesitaatenerhobenen Verbrauchs⸗ 
abgaben gegen Hinterziehungen, fowie über die 
Mafregeln, weiche in den Zollausihüfjen zur 
Sicherung der gemeinjamen Bollgrenze erforder- 
lich find. — In Bayern, Württemberg u. Baden 
bleibt die Beſteuerung des inländiſchen Brannt- 
weind und Biered der Landeögejeßgebung vor» 
behalten. Die Bundesftaaten werden jedoch ihr 
Beitreben darauf richten, eine Uebereinftimmung 
der Geſetzgebung über die Vejteuerung aud) die— 
% Gegenjtände herbeizuführen. Art. 36. Die 
thebung und Verwaltung der Zölle und Ver— 
braudjsjteuern (Urt. J bleibt jedem Bundes— 
ftaate, joweit berjelbe jie bisher ausgeübt hat, 
innerhalb jeine® Gebiete8 überlafien. — Der 
Kaijer überwacht die Einhaltung des gejeglichen 
Verfahrens durch Reichsbeamte, weldye er den 
Boll- oder Steuerämtern und den Directivbe- 
hörden der einzelnen Staaten, nad) Bernehmung 
des Ausichufles des Bundesrathes für Zoll» u. 
Steuerweſen, beiordnnet. — Die von diejen Ber 
amten über Mängel bei der Ausführung der ge- 
meinſchaftlichen Gejepgebung (Urt. 35) ee 
Auzeigen werden dem Bundesrathe zur Beſchluß— 
nahme vorgelegt, Art. 37. Bei der Beichlub- 
nahme über die zur Ausführung der gemein. 
ſchaftlichen Gejeßgebung (Art. 35) dienenden Bere 
waltungsvorichriften und Einrichtungen gibt die 
Stimme des Präfidiums alsdann den Ausſchlag, 
wenn fie fich für Aufrechtpaltung der beitehenden 
Vorſchrift oder Einrichtung ausſpricht. Art. 38. 
Der Ertrag der Zölle und der anderen, in Ar— 
tifel 35 bezeichneten Abgaben, legterer, ſoweit 
fie der Reichsgeſetzgebung unterliegen, fließt in 
die Reichskaſſe. — Diejer Ertrag beiteht aus der 
gejammten von den Zöllen und den übrigen Ab— 
gaben aufgelommenen Einnahme nad) Abzug: 
1. der auf Geſetzen oder allgemeinen Berwalt- 
ungsvorfchriften beruhenden Steuervergütungen 
und Ermäßigungen, 2. der Rüderftattungen jür 
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Berwaltungsfoften und —— a) bei den Zöllen 
der Koſten, welche an den gegen das Ausland 
gelegenen Grenzen und in dem Grenzbezirke für 
den Schuß u, die Erhebung der Zölle erforber- 
lid) find, b) bei der Galziteuer der Koften, welche 
zur Bejoldung der mit Erhebung u. Eontrolir- 
ung biejer Steuer auf den Salzwerken beauftragten 
Beamten aufgewwendet werben, c) bei der Nüben- 
zuderjtener und Zabafiteuer der Bergütung, 
welde nach den jeweiligen Beichlüffen des Bunz- 
beörathed den einzelnen Bundesregierungen für 
die Koften der Verwaltung diefer Steuern zu 
gewähren ift, d) bei den übrigen Steuern mit 
15 Procent der Gefammteinnahme,. — Die außer» 
halb der gemeinſchaftlichen Zollgrenze liegenden 
Gebiete tragen zu den Wusgaben des Reichs 
durch Zahlung eines Averfums bei. — Bayern, 
Württemberg und Baden haben an dem in bie 
Reichskaſſe fließenden Ertrage der Steuern von 
Branntwein und Bier und an dem diefem Er» 
trage entjprechenden Theile des vorjtehend er» 
wähnten Averjums feinen Theil. Art. 39. Die 
von den Erhebungsbehörden der Bundesitaaten 
nad) Ablauf eines jeden Vierteljahres aufzuftellen« 
den Quartals-Egtracte und die nach dem Jahres» 
und Bücerjchluffe aufzuftellenden Finalabſchlüſſe 
über die im Yaufe des Vierteljahres bezichungs- 
weije während des Rechnungsjahres fällig ge- 
wordenen Einnahmen an Zöllen n. nad) Art. 38 
zur Reichskaſſe fließenden Berbraudsabgaben 
werden don den Pirectivbehörden der Bundes— 
jtaaten, nach vorangegangener Prüfung, in Haupt- 
überjichten zufammengeftellt, in welchen jede Ab- 
gabe gejondert nachzuweiſen ift und es werben 
dieje Ueberfichten an den Ausſchuß des Bundes» 
rathes für das Nechnungswejen eingejandt. — 
Der legtere jtellt auf Grund diejer Ueberfichten 
von drei zu drei Monaten den von der Kaſſe 
jedes Bundesjtantes der Reichslaſſe jchuldigen 
Betrag vorläufig feit und jet von dieſer Feſt— 
jtellung den Bundesrath und die Bundesitaaten 
in Kenntniß, legt auch alljährlich die fchliefliche 
Vejtjtellung jener Beträge mit jeinen Bemerk— 
ungen dem Bundesrathe vor. Der Bundesrath 
beſchließt über dieje Fejtitellung. Art. 40. Die 
Beltimmungen in dem Hollvereinigungsvertrage 
vom 8. Juli 1867 bleiben in Kraft, ſoweit ſie 
nicht durch die Vorſchriften diejer Verfaſſung abe 
geändert jind und jo lange fie nicht auf dem im 
Urt. 7, beziehungsweije 78, bezeichneten Wege 
abgeändert werden. 


vr Eijenbahnmwefen.!) 


Art. 41. Eijenbahnen, melde im Intereſſe 
der Bertheidigung Deutſchlands od. im Intereſſe 
des gemeinfamen Berlehr3 für nothiwendig er— 
achtet werden, können fraft eines Reichsgeſetzes 
auch gegen den Widerjprud der Bundeöglieder, 
deren Gebiet die Eijenbahnen durchſchneiden, uns 
bejchadet der Landespoheitsrechte, für Rechnung 
des Reichs angelegt oder an Privatunternehmer 
ur Ausführung concejfionirt und mit dem Ex— 


unrichtige Erhebungen, 3. der Erhebungs- und propriationsredhte ausgejtattet werben, — Jebe 


!) Art. 33 it auch in Elſaß⸗Lothringen in Kraft getreten; 
Gefetz vom 17. Juli 1871, 


1) Durch Gefeh vom 11. Dec. 1871 ift Abſchnitt VIL 
in (eifaß-Rothringen in Kraft getreten. “ - 
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beſtehende Eiſenbahnverwaltung iſt verpflichtet, zu, im Wege der Geſetzgebung einheitliche Nor- 


fih den Anſchluß neu angelegter Eijenbahnen 
auf Koften der letsteren gefallen zu laſſen. — 
Die gejeglihen Beitimmungen, melde bejtehen- 
ben Eijenbahnunternehmungen ein Widerjpruchd- 
recht gegen die Anlegung von Parallel» oder 
Eoncurrenzbahnen einräumen, werben, unbejcha- 
bet bereitö ermworbener Rechte, für das ganze 
Reich hierdurch aufgehoben. Ein ſolches Wider- 
ſpruchsrecht kann aud in den künftig zu erthei- 
lenden Eoncejfionen nicht meiter verliehen wer- 
den. Art. 42. Die Bundesregierungen ver: 
pjlichten jich, die deutichen Eifenbahnen im In— 
terejje des allgemeinen Verkehrs wie ein einheit- 
liches Ne verwalten und zu diefem Behuf aud) 
die neuherzuftellenden Bahnen nad) einheitlichen 
Normen anlegen u, ausrüften zu lafjen. Art. 45. 
Es jollen demgemäß in thunlichfier Beichleunig- 
gung übereinftimmende Betriebseinvichtungen ges 
insbejondere gleihe Bahnpolizei⸗Regle— 
ments eingeführt werden.) Das Heid hat da- 
für Sorge zu tragen, daß die Eijenbahnverwalt- 
ungen die Bahnen jederzeit in einem die nöthige 
Sicherheit gewährenden baulihen Zuſtande er- 
halten und diejelben mit Betricbömaterial jo 
ausrüjten, wie das Verkehrsbedürfniß es erheilcht. 
Art. 44. Die Eijenbahnverwaltungen find ver» 
pflichtet, die für den durchgehenden Berlehr und 
zur Herftellung ineinander greifender Yahrpläne 
nöthigen Perjonenzüge mit entjprechender Fahr— 
geichwindigkeit, deögleichen die zur Bewältigung 
ded Güterverfehrd nöthigen Güterzüge einzu- 
führen, auch directe Erpeditionen im Perjonen- 
und Güterverkehr, unter Geftattung des Ueber— 
ganges der Transportmittel von einer Bahn auf 
die andere, gegen die übliche Vergütung einzu- 
rihten. Art. 45. Dem Reiche jteht die Con- 
trole über das Tarifwejen zu. Dafjelbe wird 
namentlih dahin wirken: 1. daß balvigft auf 
allen deutſchen Eijenbahnen übereinftimmende 
Betrieböreglementd eingeführt werden; 2. daß 
die möglichite Gleichmäßigkeit und Herabſetzung 
der Tarife erzielt, inöbejondere, daß bei größe 
ren Entfernungen für den Transport von Kohlen, 
Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Roheijen, 
Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenftänden 
ein dem Bedürfniß der Landwirthſchaft und In— 
duftrie entiprechender ermäßigter Tarif, u. zwar 
unächſt thunlichjt der Einpfennig-Tarif, einge 
Führt werde. Art. 46. Bei eintretenden Noth- 
jtänden, insbeſondere bei ungewöhnlicher Theuer- 
ung ber Xebensmittel, find die Eijenbahnverwalt- 
ungen verpflichtet, für den Transport, nament- 
lich) von Getreide, Mehl, Hülfenfrüditen u. Kar» 
toffeln, zeitweife einen dem Bebürfuiß entjpre- 
enden, von dem Kaijer auf Vorſchlag des be- 
treffenden Bundesraths⸗-Ausſchuſſes feitzuftellen- 
den, niedrigen Specialtarif einzuführen, welcher 
jedoch nicht unter den niedrigften auf der be 


treffenden Bahn für Rohproducte geltenden Satz den. — Die anderen bei den 


men für die Conftruction und Ausrüftung Der 
für die Landesvertheidigung wichtigen Eiſenbah— 
nen aufzuftellen. Art. 47. Den Anforderungen 
ber Behörden des Reichs in Betreff der Benup- 
ung der Eijenbahnen zum Zweck der Bertheidig- 
ung Deutihlands Haben ſämmtliche Eijenbayn- 
verwaltungen unweigerlich Folge zu leiſten. Ins» 
bejondere ift dad Militär und alles Kriegsma— 
terial zu gleichen ermäßigten Sägen zu befördern. 


VII. Poſt- und Telegraphenwejen.') 


Art. 48. Das Poſtweſen und dad Telegra- 
phenweſen werden für das gejammte Gebiet des 
Deutjchen Reichs als einheitliche Staatövertchrs- 
Unitalten eingerichtet und verwaltet. — Die im 
Urt. 4 vorgejehene Gejepgebung des Reichs im 
Boit- und Zelegraphen-Angelegenheiten erjtredt 
ſich nicht auf diejenigen Gegenjtände, deren Regel— 
ung nad den in der norddeutichen Pojt- und 
Zelegraphen-Berwaltung maßgebend gewejenen 
Örundjägen der reglementarischen Feſtſetzung 
oder adminiftrativen Anordnung überlajjen iſt. 
Art. 49. Die Einnahmen des Roit- und Tele 
graphenwejens find für das ganze Reich gemein- 
Ihaftlid. Die Ausgaben werden aus den ges 
meinjichaftlichen Einnahmen bejtritten. Die Ueber- 
ſchüſſe fließen in die Reichskaſſe (Abſchnitt XIL.). 
Art. 50. Den Kaifer gehört die obere Leitung 
der Poft- und Telegraphenverwaltung an. Die 
von ihm bejtellten Behörden haben die Pilicht 
und das Recht, dafür zu forgen, daf Einheit in 
der Organijation der Verwaltung und im Be— 
triebe des Dienjted, fowie in der Qualification 
der Beamten hergeitellt und erhalten wird. — 
Dem Kaifer fteht der Erlaß der reglementari« 
ihen Feftiegungen und allgemeinen adminiitras 
tiven Anordnungen, ſowie die ausſchließliche 
Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Rofte 
und Zelegraphenverwaltungen zu. — Sämmt— 
lihe Beamte der Pojt- und Telegrophenverwalt« 
ung find verpflichtet, den faijerlichen Anordnungen 
Folge zu leiften. Dieje Verpflichtung ift in den 
Dienjteid aufzunehmen. — Tie Anſtellung der 
bei den Berwaltungsbehörden der Bolt und Te 
legraphie in den verjchiedenen Bezirken erforder» 
lichen oberen Beamten (3. B. der Directoren, 
Näthe, Ober-nfpectoren), ferner die Unftellung 
der zur Wahrnehmung des Auifichts= u. ſ. w. 
Dienjtes in den einzelnen Bezirlen als Organe 
der erwähnten Behörden fungirenden Poſt- und 
Telegraphenbeamten (3. B. Inipectoren, Contros 
leure) geht für dad ganze Gebiet des Deutjchen 
Neid vom Kaifer aus, welchen dieje Beamten 
den Dienjteid leiften. Den einzelnen Landesre— 
gierungen wird von den in Rede ftehenden Er- 
nennungen, joweit diefelben ihre Gebiete betref- 
fen, behufs der Iandesherrlichen Betätigung u. 
Publication rechtzeitig mis gemacht wer⸗ 

rwaltungsbe⸗ 


herabgehen darf. — Die vorſtehend, ſowie die hörden der Poſt und Telegraphie erforderlichen 


in den Urt. 42 bis 45 getroffenen Beſtimmungen 


eamten, jowie alle für den localen und techni« 


find auf Bayern nit anwendbar. — Dem Reiche |fchen Betrieb bejtimmten, mithin bei den eigent- 


fteht jedoh aud Bayern gegenüber das Recht 


1) 6. auch Eifenbahnamt, 


Durch Berorbnung v. 14, Oct. 1871 ift Mbfchnitt VIIL 
in Eliaßstothringen in Kraft getreten. 


au 


u 


— ⸗ 
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lichen Betriebsftellen fungirenden Beamten zc. 
werden von den betreffenden Landesregierungen 
angeftellt. — Wo eine felbitändige Landespoft- 
reſp. ————— nicht beſteht, ent- 
ſcheiden die Beſtimmungen der bejonderen Ver— 
träge. Art. 51. Bei Ueberweifung des Ueber- 
ſchuſſes der Poſtverwaltung für allgemeine Reichs— 
zwede (Urt. 49) ſoll, in Betracht der biöherigen 
Berichiedenheit der von den Yandes-Bojtverwalt- 
ungen der einzelnen Gebiete erzielten Reinein— 
nahmen, zum Bwede einer entjprechenden Aus— 
gleihung während der unten feitgejegten Ueber- 
gangszeit folgendes Verfahren beobadjiet werben, 
— Yus den Boftüberichüffen, welche in den ein- 


1007 


eine einheitliche unter dem Oberbefehl des Kai- 
jerd. Die Organifation und Zujammenjegung 
derjelben liegt dem Kaijer ob, weldher die Dffis 
ziere und Beamten der Marine ernennt und für 
welchen diejelben nebſt den Mannſchaften eidlich 
in Pflicht zu nehmen find, — Der Kieler Hafen 
und der Jahdehafen find Reichskriegshäfen. — 
Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegs— 
flotte und der damit zujammenhängenden An- 
jtalten erforderliche Aufwand wird aus der Reichs⸗ 
kaſſe beftritten. — Die gejammte ſeemänniſche 
Bevölkerung des Reichs, einjchlieflich des Ma- 
ſchinenperſonals und der Schiffshandwerlker, ijt 
vom Dienfte im Landheere befreit, dagegen zum 


zelnen Poſtbezirken während der fünf Jahre 1861 |Dienfte in der kaiſerlichen Marine verpflichtet. 


bis 1865 aufgefommen find, wird ein durdhichnitt- 
licher Jahresüberſchuß berechnet und der Untheil, 
welchen jeder einzelne Foftbezirt an dem für das 


— Die Bertheilung des Erjagbedarfes findet nad) 
Mafgabe der vorhandenen ſeemänniſchen Be— 
völferung ftatt u. die hiernad) von jedem Staate 


geſammte Gebiet des Reichs jich darnach heraus⸗ |geftellte Quote fommt auf die Geitellung zum 
jtellenden Pojtüberjchufje gehabt hat, nad) Pro: Landheere in Anrechnung. Art. 54. Die Kauf- 
centen fejtgeitellt. — Nad Maßgabe de3 auf fahrteiſchiffe aller Bundesjtaaten bilden eine ein— 
dieſe Weiſe feftgeftellten Verhältniſſes werden den|heitlihe Handelsmarine. — Das Neid) hat das 
einzelnen Staaten während der auf ihren Eins |Berfahren zur Ermittelung der Yadungsfähigkeit 


tritt in die Reichs-⸗Poſtverwaltung folgenden adjt 
Jahre die fid für fie aus den im Reiche auf- 
fommenden Bojtüberfchüffen ergebenden Quoten 
auf ihre fonftigen Beiträge zu Reichszwecken zu 
Gute gerechnet. — Nach Ablauf der acht Jahre 
hört jene Unterjcheidung auf u. fließen die Boit- 
überjchüffe in ungetheilter Aufrechnung nad) dem 
im Art. 49 enthaltenen Grundjag der Reichskaſſe 
u. — Bon der während der vorgedadten acht 
—* für die Hanſeſtädte ſich herausſtellenden 
Quote des Poſtüberſchuſſes wird alljährlich vor— 
weg die Hälfte dem Kaiſer zur Dispoſition ge— 
ftellt zu dem Zwecke, daraus zunädjjt die Koiten 
für die Herftellung normaler Bojteinrihtungen 
in den "Hanfejtädten zu bejtreiten. Art. 62. 
Die Beftimmungen in den vorftehenden Artikeln 
48 bis 51 finden auf Bayern und Württemberg 
feine Anwendung. An ihrer Stelle gelten für 
beide Bundesſtaaten —8 Beſtimmungen. — 
Dem Reiche ausſchließlich ſteht die Gejeggebung 
über die Vorrechte der Poſt und Telegraphie, 
über die rechtlichen Verhältniſſe beider Anſtalten 
zum Publikum, über die Portofreiheiten u. das 
Poſttaxweſen, jedoch ausſchließlich der reglemen- 
tariſchen und Tarif⸗Beſtimmungen für den inter 
nen Verkehr innerhalb Bayerns, a; 
Württembergs, ſowie, unter gleicher Beſchränkung, 
die Feitftellung der Gebühren für die telegra- 
phifche Correfpondenz zu. — Ebenjo fteht dem 
Reiche die Regelung des Poſt- und Telegraphen- 
verfehrö mit dem Wuslande zu, ausgenommen 
den eigenen unmittelbaren Bertehr Bayerns, ber 
iehungsweiſe see mit feinen dem 
Seide nicht angehörenden Nadjbarftaaten, wegen 
deſſen Regelung e3 bei der Beſtimmung im Art. 
49 des Poſtvertrages vom 23. Nov. 1867 be 
wendet. — An den zur Reichskaſſe fliegenden 
Einnahmen des Poft- und Telegraphenweſens 
haben Bayern und Württemberg feinen Theil. 
IX. Marine und Sdifffahrt.‘) 


Art. 53. Die Kriegämarine des Reichs ift 


1) &. and Geſetz, betr. die Nationalität der Kauffahrtei- 


ſchiffe und ihre Befugniß zur Führung der Bundesflagge, vd. ! 


der Seeſchiffe zu bejtimmen, die Austellung der 
Meßbriefe, fowie der Schifjscertificate zu regeln 
und die Bedingungen feitzuftellen, von melden 
die Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffes ab» 
hängig iſt.) — In den Seehäfen und auf allen 
natürlichen und fünjtlihen Waſſerſtraßen der ein» 
zelnen Bundesjtaaten werden die Kauffahrtei- 
ſchiffe jämmtlicher Bundesstaaten gleihmäßig zu« 
gelajjen und behandelt. Die Abgaben, weldye in 
den Geehäfen von den Seeſchiffen oder deren Yad« 
ungen für die Benugung der Schifffahrtsanftalten 
erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung u. 
gewöhnlichen Herjtellung diejer Anftalten — 
derlichen Koſten nicht überſteigen. — Auf allen 
natürlichen Waſſerſtraßen dürſen Abgaben nur 
für die Benutzung beſonderer Anftalten, die zur 
Erleichterung des Verlkehrs beſtimmt find, er- 
hoben werden. Dieje Abgaben, jomwie die Ab- 
gaben für die Befahrung joldher künſtlichen Waj- 
jerftraßen, welche Staatseigenthum find, dürfen 
die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Heritell- 
ung der Unftalten und Anlagen erforderlichen 
Koften nicht überfteigen. Auf die Flößerei fin« 
den dieſe Bejtimmungen inſoweit Anwendung, 
als diefelben auf ſchiffbaren Waflerjtraßen bes 
trieben wird. — Auf fremde Schiffe oder deren 
Ladungen andere oder —* Abgaben zu legen, 
ald von den Schiffen der Bundesftaaten oder 
deren Ladungen zu entrichten ‚find, fteht keinem 
Einzeljtaate, jondern nur dem Reiche zu. Art. 55. 
Die Flagge der Kriegd- und Handelömarine ift 
ſchwarz⸗weiß⸗ roth.?) 
X. Conſulatweſen. 


Art. 56. Das geſammte Conſulatweſen des 
Deutſchen Reichs ſteht unter der Aufſicht des Kai— 
ſers, welcher die Conſuln, nach Vernehmung des 
Ausſchuſſes des Bundesrathes für Handel und 


25. Oct. 1867, und Gefey, betr. bie en und die Bes 
zeichnung der SKauffahrteifdhiffe, vom 28. Juni 1878, nebft 
den Audiührungsvorieiriften vom 13. Nov. 1878. 
1) ©. die Schiffsvermeſſungs-⸗Ordnung vom 5. Juli 1872, 
2) Die Form der Bundesflagge ift durch bie kaiferlihe Vers 
ordnung vom 25. Oct. 1867 beſtimmt. 
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Berlehr, anftellt. — In dem Amtsbezirk der ſchloſſen. — Nah gleihmäßiger Durhführung 
deutſchen Eonfuln dürfen neue Landesconfulate |der Kriegsorganifation des deutichen Heeres wird 


nicht errichtet werden. Die deutſchen Eonjuln üben 
für die in ihrem Bezirk nicht vertretenen Bun— 
desitaaten die Functionen eine Landesconſuls 
aus. Die fämmtlichen beftehenden Landesconju- 
late werben aufgehoben, jobald die Organijation 
der deutſchen Conſulate dergejtalt vollendet iſt, 
daß die Bertretung der Cinzelinterefjen aller 
Bundesftaaten als durch die deutſchen Eonjulate 
gefichert von dem Bundesrathe anerfannt wird. 


XI Reichskriegsweſen.) 


Art. 57. Jeder Deutſche ift wehrpflichtig und 
fann fid in —— dieſer Pflicht nicht ver» 
treten laſſen. Art. 58. Die Koſten und Laſten 
des geſammten Kriegsweſens des Reichs ſind 
von allen Bundesſtaaten und ihren Angehörigen 
gleihmäßig zu tragen, jo daß weder Bevorzug- 
ungen, noch Prägravationen einzelner Staaten 
oder Klaſſen grundjäglich zuläflig find. Wo die 
gleiche Vertheilung der Laften fid) in natura nicht 
heritellen läßt, ohne die öffentliche Wohlfahrt zu 
ihädigen, ift die Ausgleichung nad) den Grund— 
fügen der Gerechtigleit im Wege der Geſetzgebung 
feſtzuſtellen. Art. 59. Jeder wehrfähige Deutſche 
gehört ſieben Jahre lang, in der Regel vom 
vollendeten 20. bis zum beginnenden 28. Lebens— 
jahre, dem ſtehenden Heere — u. zwar die erſten 
drei Jahre bei den Fahnen, die legten vier Jahre 
in der Reſerve — und die folgenden fünf Lebens- 
jahre der Landwehr an. In denjenigen Bundes- 
ftaaten, in denen bisher eine längere als zwölf 
jährige Gefanmtdienftzeit gefeglic war, findet 
die allmähliche Herabjegung der Verpflichtung nur 
in dem Mafe jtatt, als dies die Rückſicht auf 
die Striegäbereitfchaft des Reichsheeres zuläßt. — 
In Bezug auf die Auswanderung der Reſer— 
viſten jollen lediglich Diejenigen Bejtimmungen 
maßgebend fein, welche für die Auswanderung 
der Yandwehrmänner gelten. Art. 60. Die 
Friedens-Präſenzſtarle des deutjchen Heeres wird 
bi8 zum 31, Deceniber 1871 auf ein Procent 
der Bevölferung von 1867 normirt und wird 
pro rata derjelben von den einzelnen Bundes» 
itaaten geftellt. Für die jpätere Zeit wird die 
Friedens-Präſenzſtärle des Heeres im Wege der 
Reichsgeſetzgebung feſtgeſtellt.) Art. 61. Nach 
Publication dieſer Verfaſſung iſt in dem ganzen 
Reiche die geſammte preußiſche iliaee 
ung ungeſäumt einzuführen, ſowol die Geſetze 
ſelbſt, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung 
oder Ergänzung erlafjenen Reglements, Inſtruc— 
tionen und Reſcripte, namentlich aljo das Mili: 
tär-Strafgejepbud) vom 3. Upril 1845, die Mi— 
litär-Strafgeridhtsordnung vom 3. April 1845, 
die Verordnung über die Ehrengerichte vom 20, 
Juli 1843, die Beftimmungen über Aushebung, 
Dienftzeit, Servis- und Verpflegungsweſen, Eins 
quartierung, Erjag von Flurbeſchädigungen, 
Mobilmachung u, |. m. für Krieg und Frieden. 
Die Militär » Kirchenordnung ift jedoch ausge: 


!) Durch Gejek vom 23. Yan. 1827 find Art. 57-59, 61, 
69 ⸗65 auch in Elſaß⸗Lothringen in Kraft getreten. ©. üb: 
rigens Kriegsdienit. 

1) 8, Präfenzftärte, 


ein umfajjendes Reichs-Militärgeſetz dem Reihe 
tage und. dem Bundesrathe zur verfallungs«- 
mäßigen Beſchlußfaſſung vorgelegt werden. *) 
Art. 62. Zur Beitreitung des Aufwandes für 
das gejammite deutſche Heer und die zu dem«- 
jelben gehörigen Einrichtungen find bis zum 31. 
Dec. 1871 dem Kaiſer jährlich jopielmal 675 M, 
in Worten jehshundert fünf und fiebenzig Marl, 
ald die Kopfzahl der Friedensitärfe des Heeres 
nad) Art. 60 beträgt, zur Verfügung zu fielen. 
Vol. Abjchnitt XIL — Nad dem 31. Dec. 1871 
müfjen dieſe Beiträge von den einzelnen Staaten 
des Bundes zur Reichslaſſe fortgezahlt werden. 
Bur Berechnung derjelben wird die im Art. 60 
interimiftiich feſtgeſtellte Friedens-Präſenzſtärle 
ſo lange feſtgehalten, bis ſie durch ein Reichs— 

eg abgeändert ijt. — Die Verausgabung die- 
4 umme für dad gejfammte Reichsheer und 
defien Einridytungen wird durch das Gtatögejeg 
fejtgeftellt. — Bei der Feftftellung des Militär— 
Ausgabe-Etat3 wird die auf Grundlage diefer 
Verſaſſung gejeplicy feſtſtehende Organıjation des 
Neichsheeres zu Grunde gelegt. Art. 63. Die 
gelammte Landmadıt des Reichs wird ein eim- 
heitliche8 Heer bilden, welches in Krieg u. Fric- 
den unter dem Beichle des Kaiſers fteht.— Die 
Negimenter ꝛc. führen fortlaufende Nummern 
durch das ganze deutjche Heer. Für die Belkleid— 
ung find die Srundfarben und der Edynitt der 
königlich preußilchen Armee maßgebend. Dem 
betrefjenden Kontingentsheren bleibt es über- 
lafien, die äußeren Abzeichen (Kokarden ac.) zu 
beitimmen. — Der Kaijer hat die Pilicht umd 
das Necht, dafur Sorge zu tragen, dab imıer- 
halb des deutichen Heeres alle Truppentheile 
vollzählig und Friegstichtig vorhanden find und 
daß Einheit in der Organijation und Formation, 
in Bewafinung und Commande, in der Musbild- 
ung der Mannſchaften, fowie in der Quatijice- 
tion der Offiziere bergeftellt und erhalten wir). 
Zu dieſem Behufe ift der Kaifer berechtigt, ji 
jederzeit durdy Inſpectionen von der Berjaflung 
der einzelnen Contingente zu überzeugen u, bie 
Abftellung der dabei vorgejundenen Diangel an 
zuordnen. — Der Kaifer beftimmt den Rräiew- 
itand, die Gliederung und Eintheilung der Con 
tingente des Reichsheeres, ſowie die Organiie- 
tion der Landwehr, und hat das Recht, inner 
halb des Bundesgebietes die Garnijonen zu be 
jtimmen, jowie die krieg&bereite Aufſtellung eine 
jeden Theild des Reichsheeres anzuordnien. — 
Behufs Erhaltung der unenibehrliden Einheit 
in der Adminiſtration, Verpflegung, Bewafſnung 
und Nusrüflung aller Truppentheile des deutſchen 
Heeres find die bezüglichen lünftig ergebenden 
Anordnungen für die preugifche Armee den Com— 
mandeuren der übrigen Eontingente, durch den 
Urt. 8 Nr. 1 bezeichneten Ausſchuß für das 
Landheer und die Feſtungen, zur Nachachtung in 
geeigneter Weife mitzutbeilen. Urt. 64. Yıle 
** Truppen find verpflichtet, den Befehlen 
des Kaiſers unbedbingte Folge zu leiten. Diele 


) S. Reihsmilitärgejeg. 
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Verpflichtung ift in den Fahneneid aufzunehmen. und aus dem Poft: u. Telegraphenweſen fließen- 
— Der — — eines Contingents, den gemeinfchaftlichen Einnahmen. Inſoweit die- 
ſowie alle Offiziere, welche Truppen mehr als ſelben durch dieſe Einnahmen nicht gedeckt wer- 
eines Contingents befehligen und alle Zeitungs» den, find fie, jo lange Reichsſteuern nicht einge 
commandanten werden von dem Kaifer ernannt. [führt find, durch Beiträge der einzelnen Bundes: 
Die von demfelben ernannten Offiziere leiten |jtaaten nad) Mafigabe ihrer Bevölkerung aufzu— 


ihm den Fahneneid. 


Bei Generalen und ben|bringen, welche bis zur Höhe des —— 
en 


Generalſtellungen verſehenden Offizieren innerhalb | Betrages durch den Reichskanzler ausgeſchrie 


des Contingents iſt die Ernennung von der jedes» 
maligen Zuftimmung des Kaiferd abhängig zu 
machen. — Der Kaijer ift berechtigt, behufs Ber- 
fegung mit oder ohne Beförderung für die von 
ihm im Reichsdienſte, jei es im preußijchen Heere 
oder in anderen Contingenten, zu bejeßenden 
Stellen aus den Difizieren aller Contingente des 
Neichheeres zu wählen. Art. 65. Das Recht, 
Feitungen innerhalb des’ Bundesgebieted anzu 
legen, jteht dem Kaiſer zu, welder die Bewillig— 
mg der dazu erforderlichen Mittel, joweit das 
DOrdinarium fie nicht gewährt, nach Abjchnitt XII. 
beantragt. Art. 66. Wo nicht bejondere Coins» 
ventionen ein Anderes beſtimmen, ernennen die 
Bundesfürften, beziehentlich die Senate die Offi— 
ziere ihrer Gontingente, mit der Einſchränkung 
de3 Art. 64. Sie find Chefs aller ihren Ge— 
bieten angehörenden Truppentheile und genießen 
die damit verbundenen Ehren, Sie haben nament- 
lich das Recht der Inſpicirung zu jeder Zeit u. 
erhalten, außer den regelmäßigen Rapporten u. 
Meldungen über vorfommende Veränderungen, 
behufs der nöthigen kandesherrlichen Publication, 
rechtzeitige Mittyeilung von den die betreffenden 
Eruppentheile berührenden Avancements u. Er— 
nennungen. — Auch jteht ihnen das Recht zu, 
= polizeilihen Zweden nicht bloß ihre eigenen 

ruppen zu verwenden, fondern auch alle ander 
ren Truppentheile des Neichsheeres, welche in 
ihren Ländergebieten disloeirt find, zu requiriren. 
Art. 67. Erjparnijie an dem Militäretat fallen 
unter feinen Umjtänden einer einzelnen Negier- 
ung, fondern jederzeit der Reichötafje zu. Art.68. 
Der Raijer kann, wenn die öffentlihe Sicherheit 
in dem Bundesgebiete bedroht iſt, einen jeden 
Theil defjelben in Kriegszuftand erklären, Bis 
zum Erlaß eines die Vorausſetzungen, die Form 
der Verkündigung und die Wirkungen einer fol 
chen Erklärung regelnden Reichsgeſetzes gelten 
dafür die Vorichriften des preußiſchen Geſetzes 
vom 4. Juni 1851. Schlußbeitimmung zum 
XI Abſchnitt. Die in diefem Abjchnitt ent- 
haltenen Borichrijten fommen in Bayern nad) 
näherer Beitimmung des Bündnißvertrages v. 
23. Nov. 1870 unter III. $ 5, in Württemberg 
nach näherer Beitimmung der Militärconvention 
v. 21./25. Nov. 1870 zur Anwendung. 


XU. Reichsfinanzen. 


Art. 69. Alle Einnahmen und Ausgaben bed 
Reihe müjjen für jedes Jahr veranſchlagt und 
auf den Reichthaushalt3-Etat gebracht werben. 
Lehterer wird vor Beginn des Ctatsjahred nad) 
olgenden Grundſätzen durch ein Gejeg feitgeitellt. 

rt. 70. Zur Beitreitung aller gemeinſchaft— 
fihen Ausgaben dienen zunächit die etwaigen 
Ueberichüffe der Vorjahre. ſowie die aus den 
Böllen, den gemeinihaftlihen Verbrauchsſtenern 

Grotefend, Polizei Lerilon. 





werden. Art. 71. Die gemeinſchaftlichen Aus— 
gaben werden in der Megel für ein Se bes 
willigt, können jedoch in befonderen Fällen auch 
für eine längere Dauer bewilligt werden. — 
Während der im Urt. 60 normirten Uebergangs— 
zeit it der nad Titeln geordnete Etat über Die 
Ausgaben für das Heer dem Bundesrathe und 
dem Reichätage nur zur Kenntnignahme und zur 
Erinnerung vorzulegen. Art. 72. Ueber die 
Verwendung aller Einnahmen des Reichs ift durch 
den Reidstanzler dem Bundesrathe und dem 
Reichdtage zur Entlaftung jährlich Rechnung zu 
legen. Art. 73. In Fällen eines außerordents 
lichen Bedürfniſſes kann im Wege der Reichsge— 
jepgebung die Aufnahme einer Anleihe, jowie 
die Uebernahme einer Garantie zu Laften des 
Reichs erfolgen. Schlußbeſtimmung zum 
XL Abſchnitt. Auf die Ausgaben für das 
bayerijche Heer finden die Art. 69 und TI nur 
nad Maßgabe der in der Schlußbejtimmung zum 
xl. Abſchnitt erwähnten Beftimmungen des Ber- 
trages v. 23. Nov. 1870 und der Urt. 72 nur 
infoweit Anwendung, als dem Bundesrathe und 
dem Reichstage die Ueberweifung der für das 
bayerische Heer erforderlichen Summe an Bayern 
nachzuweiſen iſt. 


XIII. Schlichtung von Streitigkeiten und 
Strafbeſtimmungen. 


Art. 74. Jedes Unternehmen gegen die Exi— 
ſtenz, die Integrität, die Sicherheit oder die Ver— 
faſſung des Deutſchen Reiches, endlich die Be— 
leidigung des Bundesrathes, des Reichstages, 
eines Mitgliedes des Bundesrathes oder des 
Reichstages, einer Behörde oder eines öffentlichen 
Beamten des Reiches, während diejelben in der 
Ausübung ihres Berufes begriffen find oder in 
Beziehung auf ihren Beruf, durch Wort, Schrift, 
Drud, Zeichen, bildfiche oder andere Darftellung, 
werden in den einzelnen Bundesitaaten beurtheilt 
und bejtraft nad) Maßgabe der in den legteren 
beitehenden oder künftig in Wirkiamfeit treten» 
den Gefege, nad melden eine gleiche gegen den 
einzelnen Bundesſtaat, jeine Verfaſſung, feine 
Kammern oder Stände, jeine Rammer- oder 
Ständemitglieder, jeine Behörden und Beamten 
begangene Handlung zu richten wäre. Art.75. 
Fir diejenigen in Urt. 74 bezeichneten Unter» 
nehmungen gegen das Deutſche Reich, meiche, 
wenn gegen einen der einzelnen Bundesjtaaten 
gerichtet, al3 Hochverrath oder Landesverrath zu 
qualificiren wären, ijt das gemeinichaftliche Ober» 
Appellationsgericht der drei freien und Hanſe— 
jtädte in Lübeck die zuftändige Spruchbehörbe in 
eriter und Tester Inſtanz. — Die näheren Ber 
jtimmungen über die Zuftändigfeit und das Ver— 
jahren des Ober » Appellationsgerihts erfolgen 


im Wege der Reichsgeſetzgebung. Bis zum Er— 
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laſſe eines Reichsgeſetzes bewendet es bei der feit-, nung. 
herigen Zuftändigleit der Gerichte in den einzel-]beda 


Reihenfolge — Rekrutirungs-Ordnung. 


Erfter Abfchnitt. Erſatzgeſchäft. . 
$ 1; Refrutirung $ r re * 


nen Bundesſtaaten und den. auf das Verfahren Körperbeſchaffenheit $ 3; Tauglichkeit im Ällge- 


biefer Gerichte fich beziehenden Beftimmungen, 
Art. 76. Streitigkeiten zwiſchen verjchiedenen 
Bundesitaaten, ſofern diefelben nicht privatredit- 
liher Natur und daher von den competenten 
Gericht3behörben zu enticheiben find, werben auf 
Anrufen des einen Theild von dem Bundesrathe 
erledigt. — Berfaffungsftreitigfeiten in jolchen 
Bundesjtaaten, in deren Berfaffung nicht eine 
Behörde zur Enticheidung folder Streitigkeiten 
beitimmt ift, hat auf Anrufen eined Theils der 
Bundesrath gütlih auszugleichen, oder, wenn 
das nicht gelingt, im Wege ber Reichtgel > 
ung zur Erledigung zu bringen. Art. 77. 
Wenn in einem Bundesſtaate der Fall einer 
Quitizverweigerung eintritt und auf gejetslichen 
Wegen ausreichende Hilfe nicht erlangt werden 
fann, jo Liegt dem Bunbesrathe ob, ermwiejene, 
nad) der Berlaffung und den bejtehenden Gejegen 
de3 betreffenden Bundesstaates zu beurtheilende 
Beihwerden über verweigerte oder gehemmite 
Rechtspflege anzunehmen und darauf die gericht» 
liche Hilfe bei der Bundesregierung, die zu der 
Beſchwerde Anlaß gegeben hat, zu bewirken. 


XIV. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 78. Veränderungen der Berfaffung er- 
folgen im Wege der — Sie gelten 
als abgelehnt, wenn fie im Bundesrathe 14 Stim- 
men gegen fich haben. — Diejenigen Vorſchriften 
ber Reichsverfaſſung, durch welche beitimmte 
Rechte einzelner Bundesftaaten in deren VBerhält- 
niß zur Gefammtheit fejtgeftellt find, können nur 
mit Zuftimmung des bereditigten Bunbesftaates 
abgeändert werden, 

eihenfolge der auszuhebenden Militärpflich- 
tigen, j. Erjag-Ordn. $ 65, 

Reiſegepäck; Behandlung deffelben auf den 
Eijenbahnen, ſ. Betrieb3-Reglement SS 24 ff. 
Wegen der ig von Federwaagen zur An— 
wendung beim Wägen von Eijenbahn-Pafjagier- 

epäd, ' oben ©. 268, Note 9 Beftrafung der 
twendung ded Reiſegepäcks, ſ. Str.G.⸗B. 
8 243, Nr. 4. 

Meiten. Beitrafung des Neitend auf den 
Banquets 2c, der Ehaufjeen, f. unter Chaujfeen 
Verordn. dv. 29. Februar 1840 Nr. 12, 13, 17 
(S. 202); des unbefugten Reitens über fremde 
Aeder zc., f. unter Feldpolizei die Feldpolizei— 
Ordn. vom 1. November 1847 8 44, Str.-G.:B, 
$ 366, Nr. 9. Beltrafung megen zu fchnellen 
Reitens in Städten oder Dörfern, ſ. Str.-G.- 
B. 8 366, Nr. 2. 

Nefruten. Die allgemeinen Beftimmungen 
über deren Aushebun f im Reidd-Militär- 

ejet 88 9 ff., 19 ra 56 ff., jowie in der Er- 
Tab. rdnung $$ 79 und 80, 

efrutirungs- Ordnung vom 28. Gep- 
tember 1875.°) 

[Inhalts Verzeihnig zur Rekrutirungs⸗Ord⸗ 


’) Die im Folgenden vorlommenden Abkür zungen bedeuten : 
E. D.: u eg ;_&.:D.: Control:Ordnung; 8. D.: 
Landwehr -Ortnung; RsD.: Rekrutirungs Ordnung. 


meinen $%4; Tauglichkeit zum Dienft mit der 
Waffe $ 5; Tauglichkeit zum Dienft ohne Waffe 
$ 6; Bebingte Tauglichkeit $ 7; Beitige Untang- 
lichkeit $ 8; Dauernde Untauglichleit $ 9; Beri 
über die Körperbefchaffenheit $ 10. — Zweiter 
Abſchnitt. Einftellung. Lebermweifung $ 11; Ein- 
ftellung $ 12, — Dritter Abſchnitt. Entlaffung. 
Entlafjung nad beendeter activer Dienjtpflicht 
$ 13; Entlafjung vor beendeter activer Dienft- 
pflicht $ 14; Verfahren bei Entlafjung wegen 
Dienftunbraudbarteit $ 15 ; rapie 
$ 16; Ueberweijung3- Papiere $ 17. — BBierter 
Abſchnitt. Einjährig-freiwilliger Dienft. Im AL 
gemeinen $ 18; Mit der Waffe $ 19; Pharma, 
ceuten und Unter-Rofärzte $ 20; Mediciner & 21. 
— Schemata. Erfatbedarfd-Nahmweifung Scheme 
1 3u $ 1; Ueberſicht über die Körperbeichafien- 
heit Schema 2 zu $ 10; Nationallifte für Re 
truten Schema 3 zu $ 11; Truppen-Stammrolk 
Schema 4 zu $ 12; Nachweiſung der Schulbild- 
ung Schema 5 zu $ 12; Militärpaß Schema 6 
zu $ 16; Führungsatteſt Schema 7 zu $ 16: 
Ueberweijungs-Nationale Schema 8 zu $ 17. — 
Unlagen. Geringe körperliche Fehler Anlage ı 
zu 8 7; Bleibende Förperliche Gebrechen Anlage 
2 zu $ 7; Krankheiten u. Gebredhen, welche zeitig 
untauglic; machen Anlage 3 zu $ 8; Krankheiten 
und Gebrechen, welche dauernd untauglih machen 
Anlage 4 zu $ 9; Belleidung, Verpflegung und 
Ausrüftung der Cinjägrig-Freiwilligen Unlage 5 
zu $ 18; Berittenmachung der Einjährig- Frei 
willigen Anlage 6 zu $ 18, 
Erſter Abſchnitt. 
Erſatz · Geſchaäft. 

. [Erfagbedarf.] 1. Die Berechnung de 
Grlahbeburfe der Truppen „geigieht auf Grund 
der alljährlich gegebenen Refrutirungs-Beftimm- 
ungen (E.-D.$ 50,1). 2. Der Erfagbedarf (E— 
D. 5 50, 2) wird armeecorpsweife nad; Scheme 
1 zufammengeftellt und dur die Generalcom- 
mandos bis zum 15. April jedes Yahres dem 
Kriegäminifterium mitgetheilt. — Die Vorlage 
der Erjapbedarfs-Nachmweifung für die grofber 
zoglich heſſiſchen Truppen geſchieht durch das 
Commando der großherzogtic; heifiichen De) Di 
vifion. 3. Bei Berechnung des Erjatbebarft 
für die Jägerbataillone (einſchließlich des Garde 
Schügenbataillons) ift darauf zu rüdfichtigen, wie 
viel Horftlehrlinge zum Dienfteintritt angemeldet 
find, Die rechtzeitige ſummariſche Mittheilung 
diefer Zahlen an die Jägerbataillone ift Sache 
der Jnjpection der Jäger und Schügen. 4. Der 
Bedarf an Spielleuten u. Delonomiehandwerkern 
wird für die Kadettenhäufer durch die General 
infpection des Militär-Er ichung®- u. Bildungs 
weſens, für bie Unteroffigterfehufen durch die 
Inipection der Infanteriefchulen biß zum 15. Aprif 
beim Kriegäminifterium angemeldet. 5. Der Ms 
bilmachungsbedarf an Erfabreferviften I. Klaſſe 
(E.-D. $ 13, 5) wird jährlich durch die General» 
commando8 berechnet. 

8%. Rekrutirung.) 1. Das Gardecorps re- 


Rekrutirungs-Ordnnung. 


Trutirt fih aus dem Königreich Preußen und, Inſpection 
Betheifigung an der|angeordnete 


Eljaß-Lothringen. — Die 
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re. bi3 zum 15. September die 
ertHeilung den Militärvorfigenden 


Rekrutengeſtellung für daffelbe iſt den Thüringi-|der Ober-Erjagcommiffionen mit, welche die ent» 


fchen Staaten (Sachfen-Weimar-Eifenadh, 


achſen⸗ ſpr 


nde Beorderung der Forſtlehrlinge durch 


Meiningen, Sachſen⸗Altenburg, Sachjen-Roburg-|die Landwehr-Bezirklscommandos veranlaſſen. 


Gotha, Schtwarzburg-Rubdoiftadt, Reuß ältere 
Linie, Reuß jüngere Linie) freigeftellt. 


15. September 1873. — In je einem 


Conv. v.|1. Die Unterju 
j Infanterie | Militärpflichtigen 


$ 3. [Beurtheilung der Körperbeichaffenheit.)] 
ng der Körperbeichaffenheit der 
ndet duch den der Erfah- 


Brigadebezirt des 1. bis 11. u. 15. Urmeecorps |commiffion, beziehungsweije der Ober-Erjagcom« 
wohnt ein Stabäoffizier der Garde der Ausheb-[miffion beigegebenen Arzt, die Entiheidung über 
ung bei, um bei Auswahl der Garderefruten dem|die Tauglichkeit durch den Militärvorfigenden der 
Sufantetie-Brigabecommanbent zur Unterftägung |Ober-Erfagcommiffion ftatt. 2. Durch die ärzt« 


u dienen. — Die 
nfanteriebrigadebezirfe ge — 
das Kriegsminiſterium. — Die B 
corps ordnet deſſen Generalcommando. 2. Die 
Provinzial · Armeecorps und die großherzoglich 
heſſiſche (25.) Diviſion rekrutiren ſich aus ben 
eigenen Erfagbezirten (E.-D. $ 1). — Abweich— 
ungen hiervon werden durch das Kriegsminifterium 
verfügt. 3. Die Regelung der Rekrutirung der 
einzelnen Truppentheile ih — foweit der eigene 
Erjapbezirt in Betracht kommt — Sache der 
Seneralcommandod, in Helfen des Diviſions— 
commandod. 4. Der Bezirk, aus melden: ein 
Truppentheil ich refrutirt, wird fein Rekrutirungs» 
bezirt genannt, 5. Bei der Refrutirung der In— 
fanterie find folgende bejondere Feitjegungen zu 
beachten. — E3 refrutirt fi): a) das Anhaltiſche 
Snfanterieregiment Nr. 93 aus dem Herzogthum 
Anhalt; b) das 5. Thüringiſche Jnfanterteregi« 
ment Nr. 94 (Großherzog von Sachſen) aus dem 
Großherzogthum Sachſen-Weimar Eiſenach; e) das 
6. Thüriugiſche Infanterieregiment Nr. 95 aus 
den Herzogthümern Sadjen-Meiningen u. Sadjen- 
Koburg-Gotha; d) das 7. Thüringiſche Infan- 
terieregiment Nr. 96 aus dem Herzogth. Sadjjen- 
Altenburg und den FürjtentHümern Schwarzburg- 
Audolftadt, Reuß ältere und jüngere Linie, — 
Die Refrutirung der unter e) und d) genannten 
Negimenter findet nad) dem Verhältniß der zur 
Relrutengeſtellung beitragenden Staaten mit der 
Mafigabe ftatt, daß die Rekruten möglichſt inner- 
Halb ihres Heimathlandes zur Einſtellung ge 
langen. — Die Refruten aus den Fürjtenthümern 
Schwarzburg⸗ Sondershauſen, Lippe, Walded und 
Pyrmont, Schaumburg-Lippe und aus den Hanfe- 
ftädten find gleichfalls möglichſt innerhalb ihres 
Heimathlandes zur Einjtellung zu bringen. 6. 
Die großherzoglich medlenburgifhen Xruppen 
refrutiren jich aus dem Großherzogthum Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin und Mecklenburg-Strelitz, — die 
—— oldenburgiſchen Truppen aus dem 
— Oldenburg. 7. Die Rekruten für die 
adetienhäuſer und die Unteroffizierſchulen ($ 1, 
4) werden von denjenigen Armeecorps gejtellt, in 
Deren Bezirken genannte Anftalten liegen. 8. Die 
namentliche Vertheilung der Foritlehrlinge auf 
die Zägerbataillone findet durch die Inſpection 
der Zäger und Schützen ftatt, welcher zu dieſem 
Behuf unmittelbar nach beendigtem Aushebungs» 


gan! von den Milttärvorfigenden der Ober: zum Gebraud; des Gewehrs befähigt find, und 


rjagcommiffionen eine namentlihe Lifte der 
tauglich befundenen Forſtlehrlinge nad Schema 
7 der Erjagordnung zugeht. — Die genannte 


Feftfegung der betreffenden|liche Unterfuhung ift feftzuftellen, a) ob ein 

! alljährlich durch | Militärpflichtiger tauglih, b) ob ein Militär 
ertheilung der|pflichtiger bedingt tauglich, e) ob ein Militär- 
Garderekruten auf die Truppentheile des Garde» | pflichtiger zeitig untangli 


ich, oder 4 ob ein Mili⸗ 
tärpflichtiger dauernd untauglich iſt. — Die Un« 
terſuchung muß mit der größten Gewifjenhaftigteit 
und unter Benupung aller Hilfsmittel, melde 
die Wiſſenſchaft darbıetet, vorgenommen werben. 
3. Der Militärvorfipende ift an den Ausſpruch 
de3 Arztes nicht gebunden, fondern enticheidet 
unter eigener Verantwortung. Es find jedoch 
die vom Arzt vorgefundenen körperlichen Fehler 
nach feiner Angabe in die alphabetiichen und die 
nn einzutragen. 

5 4. Tauglichkeit im Allgemeinen.) 1. Bei 
Feſtſtellung der Tauglichteit ift zu untericheiden : 
a) Zauglichfeit zum Dienft mit der Waffe, b) 
Tauglichkeit zum Dienft ohne Waffe. 2. Militär- 
pflidytige, welche nad) Gefundheit, Größe und 
Kraft allen Anforderungen des Kriegsdienſtes 

ewachſen find, find tauglich zum Dienſt mit der 

affe. 3. Militärpflichtige, welche nur zu Dienfte 
leiftungen in der Krankenpflege oder als — 
werker geeignet ſind, ſind tauglich zum Dienſt 
ohne Waffe. 

8 5. [Tauglichkeit zum Dienſt mit der Waffe.) 
1. Die zum Dienft mit der Waffe tauglichen 
Militärpflichtigen werden auf die einzelnen Waffen« 
gattungen nad) ihrer Größe und ihren befonderen 
Eigenſchaften vertheilt. 2. Die Anforderungen 
an die Körpergröße find folgende: 

Maximalmaß Minimalmaß 


Bei allen Truppen ber Garde: 
corps (ausgenommen Eiſenbahn⸗ 


truppen) -» se . 1m 70cm 
ausnahmsweiſe er 
Bei der Infanterie . . re fer 
Bei den Jagen . .» . 1m75cm 1,57, 
Bei den Eutraffiren und Ulann 1,75, 1,4, 
Bei den Dragonern und Hufaren 1 „2, 1,602, 
ausnahmsweile . a ar re 
Bei ber reitenden Artillerie 2 re Vera 
Bei der übrigen feldartillerie . . . u a — 
Bei der Fußartillerie — WB 
Bei ben Bionieren und den Eifens B 
babntruppen . » . . . ee a: Der 
Peim Train . R . Be 
Bon den Garderefruten muß wenigftens die Hälfte 1m 75cm 


und darüber groß fein. 

3. E3 find auszuwählen: a) für die Garden die 
törperlich u. geiſtig begabtejten Militärpflichtigen 
von untadelhafter Führung; b) für die Infante— 
tie, die Jäger u. Schützen Militärpflichtige, welche 
den Anftrengungen der Märſche gewachſen unb 


zwar die gewandteſten für die Jäger, ‚Schügen 
und für die Füſilierregimenter; c) für die Cava- 


lerie, die reitende Artillerie und den Train Mi« 
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bon, werben, jo werden diejenigen, deren Untauglich 


Pferden vertraut oder zum Dienft zu Pferde be-|feit ärztlicherfeit3 mit Sicherheit für eine binnen 


jonders 
gewicht 
Militärpflichtige, welche verm 
ihrer ſonſtigen körperlichen 
Bedienung der Geſchütze befähigt find ; 
Pioniere und die Eifenbahntruppen 


e) für die wieſen oder audgemuftert. 
Dilitärpflich- deren Herftelluug oder Kräftigung zur vollfom- 


eeignet u. von nicht zu großem Körper-| der nädjitfolgenden Jahre vorübergehende erachtet 
Ab: d) für die Artillerie im Allgemeinen| wird, der Erfagrejerve eriter Kloffg zugetheilt, 
e ihrer Kraft und|die übrigen — je 
eihaffenheit zur lichkeit — der Erf 


nad) dem Grade ihrer UIntaug- 
agreferve zweiter Klaſſe über- 
4. Militärpflichtige, 


tige, welche zu anftrengender Arbeit im Freien menen Tauglichkeit mit Sicherheit biß zum Re 
—— und ihrer Profeſſion nach für den be- ger eig zu erwarten ift, werden 


onderen Dienft dieſer Truppen a 
4. Un junge Leute, welche freiwillig zum Waffen- 
dienst eintreten wollen, dürfen die zuläjfig gering- 
jten förperlihen Anforderungen gemacht werden, 
$ 6. [Tauglichkeit zum Dienft ohne Waffe.) 
1. Für den Dienft ohne Waffe ift eine beftimmte 
Minimalgröße nicht vorgeichrieben, jedoch dürfen 
Leute mit auffallend ungünftiger Körperbildung 
nicht eingeftellt werden. 2. E3 ind auszuwählen: 
a) als Rranfentwärter Militärpflitige, melde 
Luft und Befähigung zur Krankenpflege Haben, 
b) als Delonomiehandwerfer Militärpflichtige, 
weldye als Schneider, Schuhmacher oder Sattler 
zu verwenden jind. 3. Zum Dienft als Phar— 
macenten werden nur zum einjährig-freiwilligen 
Dienft berechtigte junge Leute nad erlangter 
Approbation als Apothefer zugelafien ($ 20). 

$ 7. [Bedingte gg 1. Bebdingte 
Tauglichkeit wird durch ſolche bleibende Fehler 
und Gebrechen veranlaft, wilde zwar die Ge- 
jundheit nicht beeinträchtigen, die Leiftungsfähig- 
teit jedoch beichränfen. 2. Sind die Förperlichen 
Fehler nur gering, jo werden die Militärpflich- 
tigen in der Regel der Erjagreferve erſter Klafie 
überwiejen, tönnen jedoch im Bedarfsfalle auch 
ohne Weiteres zur Ubleiftung ihrer activen Dienſt⸗ 
pflicht herangezogen werden. — Anlage 1 dient 
ald Anhalt fir die Beurtheilung der hier in 
Betracht ommenden körperlichen Fehler. 3. Blei—⸗ 
bende körperliche Gebrechen, welche die Leiftung®- 
Kate in erheblichem Grade bejchränten, filter 

en die Aushebung zum activen Dienſt aus. — 
Derartige Militärpflichtige werden in der Regel 
der Erjagrejerve zweiter Klaſſe und nur aus- 
nahmsweije der Erjagreferve eriter Klaſſe zuge 
theilt. — Anlage 2 dient als Anhalt für die 
Beurtheilung der hier in Betracht kommenden 
törperlichen Gebrechen. 

8 8. [Beitige ee 1. Zum activen 
Dienft find zeitig untauglich: a) Milttärpflichtige 
— ohne jonjtige förperliche Fehler — mit zurüd- 

ebliebener körperlicher Entwidelung (allgemeiner 
wädhlichfeit), b) Militärpflichtige — ohne fon- 
jtige körperliche Fehler —, bei welchen nad) nicht 
längjt überjtandenen Krankheiten oder Verletz— 
ungen eine Entfräftung oder Schwäde bes Kür» 
pers oder einzelner Körpertheile zurüdgeblieben 
iſt, e) Militärpflichtige mit ſolchen nicht jehr bee 
deutenden Krankheiten oder Gebrechen, welche ber 
jeitigt, oder doch jo vermindert werden fünnen, 
aß volltommene oder bedingte Tauglichteit ein. 
tritt. — Anlage 3 dient ald Anhalt für die Be- 
urtheilung der unter 1c verftandenen Krankheiten 
und Sebrechen. 2. Die zeitig untauglichen Milis 
tärpjlichtigen werden nach $ 29 der Erſaßordnung 
behandelt. 3. Muß über fie endgiltig entſchieden 


find. Jin der regelmäß 


gen Reihenfolge au&gehoben. 

8 9. [Dauernde Untauglichkeit.] 1. Dauernd 
untauglic find diejenigen Rilitärpflichtigen, welche 
an bedeutenden unheilbaren Krankheiten leiden 
oder mit folchen Gebrechen behaftet jind, die eine 
freie Bewegung des Körpers, namentlich der 
Gliedmaßen, dauernd und wejentlih Hindbern, 
wichtige Verrichtungen bed Organismus jtören, 
oder die Geifted- und Körperfräfte unter das für 
den Kriegsdienſt erforderlihe Maß herabjegen. 
2. Anlage 4 dient al3 Anhalt für die Beurtheil- 
ung der hier in Betracht tommenden Krankheiten 
und Gebrechen. 3. Mindermaß (unter 1 m 57 cm) 
macht im dritten Militärpflichtjahre zum Dienit 
mit der Waffe dauernd untauglid). 

$ 10. [Bericht über die Körperbeichaffenheit.] 
1. Die Aerzte der Ober-Erjagcommiffionen jtellen 
auf Grund der Vorjtellungsliften eine Ueberſicht 
der Refultate der ärztlihen Unterfuhung nad 
Schema 2 zujammen. 2. Ueber etwaige bejondere 
Die — ift ein Bericht beizufügen, 3. 
Diefe Ueberfichten und Berichte werden mit ben 
Refultaten des Erjaggeihäftes (E.-D. $ 78) den 
Generalcommandos, in Heflen dem Divifions 
commando, eingereicht u. durch Dieje im Original 
dem Kriegsminifterium vorgelegt. 4. Die Ber 
Öffentlihung etwaigen beim Erjaggejhäft gemon- 
nenen Materiald darf nur mit Genehmigung bes 
Kriegdminifteriums erfolgen. 

Bweiter Abſchnitt. 
Einftellung. 

8 11. [neoreweitung ] 1. Die Termine für 
die Einftellung der Rekruten werden alljährlid 
beftimmt. — Die rechtzeitige Einbeorderung it 
Sache ber Landwehr-Bezirtscommandos (E.O. 
$ 80). 2. Die Rekruten werden an den Geitel- 
ungsorten den Transportcommandos, über deren’ 
Stärfe feitend der Infanterie» Brigadecomman- 
deure mit Rüdficht auf möglichfte Koſtenerſparniß 
Beftimmung zu treffen ijt, übergeben. — Bir 
Regelung der Eijenbahntransporte ijt Sache ver 
Generalcommandod. 3. Der Transportführer 
erhält von dem Landwehr-Bezirfdcommando zur 
Eontrole während des Transports eine Verleſe—⸗ 
Lifte, weldhe Namen, Wohnort und Truppentheil 
oder Waffengattung enthält. 4. Ueber ſämmtliche 
Rekruten werden Nationalliften nah Schema 3 
duch die Landwehr-Bezirfdcommando3 angefer- 
tigt. — Diejelben find nah Truppentheilen ge 
trennt aufzuftellen. Inſofern wie bei der Garde 
die Bertheilung auf Zruppentheile noch nicht 
erfolgt ijt, findet eine Trennung nah Waffen 
gattungen ftatt. — Die Nationalliften werden 
entweder bem Transportführer mitgegeben oder 
vor dem Eintreffen der Rekruten ben Truppru 
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theilen direct überſandt. — Die Nationalliſten 
der Garderekruten ſind möglichſt frühzeitig dem 
Generalcommando des Gardecorps zu überſenden. 
5. Die Uebernahme der Rekruten durch die 
Truppentheile findet in der Regel in den Stabs— 
quartieren der Regimenter oder jelbitändigen 
Vataillone ſtatt. Abweihungen dürfen mit Rüd- 
ſicht auf Zeit u. Koftenerjparnif durch die General. 
sonımandos genehmigt werden. 6. Nach erfolgter 
Uebernahme der Refruten durch die Truppentheile 
wird eine forgfältige ärztliche Unterſuchung ver 
anlaßt. Nach dem Ergebniß derjelben werden 
HS erforderlichen Falls berichtigt 
$ 15, 1). 

$ 12. [Einftellung.] 1. Die tauglid, befun- 
denen Refruten werden in die Truppenjtammrollen 
auigenommen. — Die Truppenftammrollen wer— 
ben nad) Schema 4 von jeder Compagnie, Es— 
cadron und Batterie und zwar nad) Jahresklaſſen 
geführt. 2. Nach Berlefung der Kriegsartifel 
werden die Nekruten vereidigt. 3. Einige Zeit 
nad der Einftellung findet eine Prüfung im Lejen 
und Schreiben jtatt. — Die Refultate werden 
corpsweile, in Heffen divifionsweile nach Schema 
5 zufammengeftellt und zum 15. Juni jede Jahres 
dem Kriegsminijterium eingereicht. — Eine gleiche 
Nachweiſung reiht Die Generalinipection des 
Militärerziehungs- und Bildungswejens und die 
Inſpection der Infanteriefchulen für ihren Be» 
reich ein. — Nur diejenigen Refruten find ala 
„ohne Schulbildung“ aufzuführen, welche in feiner 
Sprache genügend Iefen, oder * Vor⸗ und 
Zunamen nicht leſerlich chreiben onnen. 


Dritter Abſchnitt. 
Entlafjung. 
$ 13. [Entlaffung nad) beendeter activer Dienft- 
pflicht.] 1. Nach abgeleiftetem activem Dienite 
werden die Mannjchaften zur Reſerve beurlaubt 
(ED. $ 6,4. 2. Die Boltsichullehrer und 
Gandidaten des Bollsihulamtes werden bereits 
nad) jehswöchentlicher activer Dienstzeit bei einem 
Injanterieregiment zur Reſerve beurlaubt (E.-D, 
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octive Dienjtverpflichtung. — Im Uebrigen kann 
diefe bejondere active Dienftverpflihtung nur 
durh das Kriegsminiſterium erlaffen werben. 
6. Ueber bie bejondere active Dienftverpflichtung 
bon Eleven der Militär-Noßarztichule fiche $ 17 
und $ 18 der Beitimmungen über das Militär» 
Beterinärwefen vom 15. Januar 1874. 7. Ehe— 
malige Schüler von Unteroffizierfchulen dienen 
beim Truppentheil vier Jahre activ. Dieje be— 
jondere active Dienftpflicht fann durch die Gene— 
ralcommandos erlafjen werden (E.O. $ 86, 3). 
8. Wer - fiebenjäßriger activer Dienitzeit 
entlaffen wird, tritt zur — nad zwölf⸗ 
CH er en Dienftzeit zum Landfturm über 
(E.-D. 8 81, 1). 

$14. [Entlafjjung vor beendeter activer Dienft« 
pflicht.) 1. Entlaffung vor beendeter activer 
Dienftpflicht findet ftatt: a) durch Beurlaubun 
zur Dispofition des Truppentheild, b) durch 
Beurlaubung zur Reſerve unter Borbehalt, 
c) durch vorzeitige Entlaffung auf Reclamation, 
d) durch Entlaffung zur Dispofition der Erſatz— 
behörben. 2. Beurlaubungen von Mannſchaften 
ur Dispofition der Truppentheile können nad 
Ablauf einer zweijährigen activen Dienftzeit ftatt- 
—* ſofern die entſtehenden Vacanzen durch 
inſtellung von Rekruten oder Freiwilligen ges 
deckt werden können. Für die Auswahl der 
Mannſchaften ift Lebensalter, ſowie Rüdficht auf 
häusliche und dienstliche —— maßgebend, 
— Die zur Dispofition der Truppentheile beurs 
laubten Mannichajten können bis zum Ablauf 
ihres dritten Dienftpflichtjahres jederzeit wieder 
ni ihren Truppentheilen einberufen werden. — 

ie Einberufung erfolgt auf Requiſition der 
Truppentheile duch die Landwehr-Bezirdcom« 
mandos. — In der Regel findet die Einberufung 
jedod nicht vor dem 1. Februar ftatt. — Wer 
bi3 zum Ablauf des dritten Dienjtjahres nicht 
wieder einberufen ift, tritt ſtillſchweigend zur 
Rejerve über, R.M.⸗G. 88 56 u. 60. 3. Die 
einjährig-freiilligen Mediciner fönnen nach halb» 
jähriger Dienftzeit mit der Waffe unter Borbe> 


$ 9). — Die näheren Beitimmungen über Zeitjhalt ($ 21, 3) zur Reſerve beurlaubt werden, 
und Art der ſechswöchentlichen Dienftzeit geben|— Ueber die Ableiſtung des Reſtes ihrer activen 
die Generalcommandos. 3. Trainjoldaten (aus- |Dientpflicht Niebe $ 21, 4. 4. lieber vorzeitige 
jchlieglih der zum Auffichtsperfonal Heranzu- |Entlafjung auf Reclamation fiehe Erfag-Ordnun 

bildenden) werden in der Regel bereit? nachſss 81u.82. — Fit der zu Entlaffende mifitärife 
halbjägriger activer Dienjtzeit zur Reſerve be- —— (E.-D. $ 81, 5 Abſ. 2), jo wird er 
urlaubt. 4. Krantenwärter dienen, ag ob zur Rejerve beurlaubt, andernfalls zur Dispofition 
jie zum Waffendienft ausgehoben und erft fpäter|der Erjaß-Behörden entlaffen. 5. Entlafjungen 
zu Kranfenmwärtern ausgebildet oder ob fie ſo⸗ zur Dispofition der en finden, ab» 
gleich al3 Krankenwärter eingeftellt worden find,|gefehen von dem unter Nr. 4 erwähnten Falle, 
ım Ganzen zwei Jahre activ. Ausnahmsweiſe Aatt, fobald Soldaten während der Erfüllung 
faın bereit3 nach einjähriger activer — ihrer activen Dienſtpflicht dienſtunbrauchbar wer⸗ 
Beurlaubung zur Reſerve eintreten. 5. Dielden (E-©.$ 81, 2). 6. Die entlaſſenen Mann⸗ 
Studirenden des medicinifch-chirurgijchen Fried» |fchaften werben in den Truppen-Stammrollen 
rih-Wilhelms-Inftitut3 haben doppelt jo Tange,|geitrichen, die zur Dispofition beurlaubten Mann» 
als fie diefe Anftalt beſuchen, activ zu dienen. Phaften jedoch erſt am allgemeinen Entlajjungs-» 

Für Diejenigen, welche dajelbft nur freien Unter-|termin ihres dritten rn 
richt genofien haben, verringert fich diefe active] $ Verfahren bei Entlaffung wegen Dienft- - 
unbrauchbarfeit.] 1. Ergibt die ärztliche Unterſuch⸗ 
jährig- Freiwillige abgeleijtete Dienſtjahr fommt|ung eines Soldaten bezw. eines zur Einftellung 
hierbei zur Anrechnung. — Wer nad Abfolvir-|überwiejenen Rekruten, daß derjelbe dienjtun« 
ung des erjten Semeſters aus beregter Anftalt|brauchbar ift, jo hat der unterfuchende Militär« 
wieder ausicheidet, übernimmt feine bejonderelarzt ein Dienjtunbrauchbarfeitä-Atteft anzufertigen 


Dienftverpflichtung auf die Hälfte. — Das als Ein- 
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und dem Xruppentheil einzureihen. 2. Der fennungsverfügung, der Anfangstermin des Pen- 
Eommandeur ded Truppentheild (Regiments od. | jionsempfanges und bie Zahlungsitelle anzugeben. 
ſelbſtändigen Bataillons) hat ſich darüber zu er-|d) Alle Angaben im Militärpaß müffen deutlich 
Hären, ob er dem Gutachten de3 Arztes beitritt|u. ohne Abkürzungen geichrieben werden. 4. Neben 
oder nicht. 3. Hierauf wird das Ärztliche Atteft|dem Militärpaß erhält jeder Mann bei feiner 
nebjt dem nad) dem Schema der Truppen-Stamme | Entlafjung aus dem activen Dienft ein Führungs- 
rolle aufgenommenen, für jeden Mann einzeln|atteft nad Schema 7. — In das Führungsatteft 
aufgejtelten Nationale dem Generalcommando|find aufzunehmen: von den geridhtlihen Strafen: 


eingereicht. 


wegen Dienftunbraudpbarkeit zu. Derjelbe ent» 
ſcheidet nad) herbeigeführtem Gutachten de Corps- 
Generalarztes od. einer militärijchen Commiſſion. 
Ausnahme |. E.O. $ 86, 6. 5. Wird die Ent- 
lafjung nicht genehmigt, kann der Antrag auf 
Entlajjung nad) längerer Beobachtung ded Mannes 
erneuert werben. 

16. [Entlafjungspapiere.] 1. Jeder Soldat, 
welcher aus dem activen Dienft entlafjen wird, 
erhält einen Militärpaß nad) Schema 6.') 2. Der 
Militärpaß wird von dem Commando bed Re— 
giment3 od. jelbjtändigen VBataillons, für Unter- 
ärzte, Pharmanceuten und Kranfenwärter vom 
Eorp3 » Generalarzt ertheilt. 3. Bei Ausfertig- 
ung der Militärpäfje bleibt Folgendes zu beach— 
ten: a) Jeder Soldat tritt bei feiner Entlajj- 
ung aus dem activen Dienst, fofern er nicht 
nad) $ 13, 8 zum Landſturm überzuführen oder 
aus anderen Urſachen zur Dispofition der Erjap- 
Behörden bezw. aus jedem Militärverhältniß zu 
entlajjen ift, zum Beurlaubtenitande feiner Waffe 
über, Ueber Entlafjung Einjährig- Freiwilliger 
fiehe $$ 19, 20 und 21. — Bon den zur Ent- 
— lommenden Mannſchaften der Cavalerie 
kaun nad) näherer Beſtimmung ber Generalcom— 
mandos jährlich eine nad) dem Bedarf im Mobil 
madhungsfalle zu bemefjende Zahl ald Pferde- 
mwärter zur Rejerve des Traind beurlaubt werden. 
b) Unter „Bejondere militärijche Ausbildung“ ijt 
Dadjenige anzugeben, was für die zwedmäßige 
militäriiche Verwendung bei Wiedereinberufung 
erforderlich ift. — Hierzu gehören: Commandos 
zur Ausbildung in befonderen Dienftzweigen als 
lg tr re pre an re he firan- 
enträger, Bäder od. ald Beſchlagſchmied auf einer 
Lehrſchmiede; bei den Jägern, ob zur Klaſſe A. 
oder B. gehörig; bei der fseldartillerie, ob als 
Fahrer oder Bedienungsmann der reitenden od. 
der übrigen Feldbatterien ausgebildet; beider Fuß- 
Artillerie, ob ald Geihügrohr-Arbeiter, Bedien- 
ungsmann, Hilfäfenerwerter ausgebildet; ob im 
Mobilmahungsfall zur Verwendung als Beug- 
feldwebel geeignet; bei den Pionieren, ob als 
Feld- oder Feitungspionier ausgebildet; beim 
Train, ob als Auffichtäperjonal, Fahrer oder 
Pierdewärteraudgebildet. c) Unter „Bemerkungen“ 
ift bei —— welche als invalide aus«- 
ſcheiden, der Wortlaut nebſt Datum der Aner⸗ 


Anmerkung. Zur Unterſcheidung ber verſchiedenen 
Waffengattungen haben bie Dedel der Militärpäſſe u. Ueber: 
mweilungsnationale folgende verfhiedene Farben: bei ber Garde 
weiß mit ſchwarzer Einfaffung, bei der Provinzial-Infanterie 
bunfelblau, bei den pe nen tün, bei der Provin⸗ 

L:Gaval’rie gelb, bei der Brovinzialsigeldartillerie roth, bei 

Provinzial-zußartillerie weiß, bei den Provingial-Pionieren 
braun, bei den Eifenbahntruppen braun mit ſchwarzer Eins 
faffung, bei dem Zrain und fonftigen Kategorien hellblau. 


4. Dem commandirenden General|a) die in den drei Dienftjahren verhängten 
ftept allein die Entſcheidung über Entlafjung | Strafen, b) aus 


en vorangegangenen Dienjtjahren 
alle Beitrafungen wegen Verbrechen, alle Beitraf- 
ungen wegen nicht militärischer Vergehen und 
die Bejtrafungen wegen militärijher Vergehen 
in den Fällen, in melden die Verurteilung zu 
Ehrenitrafen ftattgefunden hat; von den Disc» 
plinarjtrafen: alle Beitrafungen mit jtrengem 
Arreſt aus den legten drei Dienftjahren. — Das 
Führungsatteſt wird bei den Truppen vom Coms 
pagnie-, E3cadron» oder Batteriechef, für die 
Unterärzte und u ee vom Corps ·Gene⸗ 
ralarzt, für die Krankenwärter vom —*— 
unterzeichnet. 5. Mediciner, welche nach hal 
jährigem Waffendienſt als Lazarethgehilfen (521,8) 
entlaſſen werden, erhalten hatt des Führungs 
attejted ein Dienſtzeugniß. Ueber den Anhalt 
diejes Dienftzeugniffes fiehe $ 4 der Verordnung 
über die Organifation des Sanitätscorps vom 
6. Febr. 1873, Etwaige Strafen find im gleicher 
Weiſe, wie beiden Führungsatteften vorgejchrieben, 
aufzunehmen. — Auf Roßärzte und Unter-Rop- 
ärzte findet Vorjtehendes finngemäße Anwendung. 
6. Einjährig- Freiwillige u. Unteroffiziere, welche 
ſich zur Beförderungzu Offizieren des Beurlaubtens- 
ftandes eigenen, erhalten bei ihrer Entlafjung aus 
dem activen Dienjt neben den Führungsatteſten 
Dualificationsattejte, weldhe von den Commans 
deuren der Regimenter oder jelbftändigen Ba- 
taillone audgeftellt werden ($ 19, 5). — Quali« 
ficationdattejte zur Weiterbeförderung für Unter- 
ärzte u. Pharmaceuten werden durch den Corps- 
Generalarzt ausgeitellt. 
17: PleSerweifungspapiere.] 1. Während 
ber activen Dienftzeit dienen die Soldbücher und 
Auszüge aus der Truppen-Stammrolle als Ueber- 
mweijungspapiere. 2. Bei der Entlafjung von 
Mannfchaften aud dem activen Dienjt werden 
Diejenigen, welche zum Beurlaubtenftande über- 
treten, dem Landwehr Bezirfdcommando, in . 
Bezirk fie ihren Aufenthalt nehmen, zur Auf« 
nahme in bie Gontrole überwieſen. 3. Die Ueber: 
weiſung geſchieht durch Ueberfendung eines Ueber⸗ 
weijungs-Nationale® nah Schema 8. — Das 
Ueberweifungd- Nationale wird von demjenigen 
militäriſchen Borgejegten unterzeichnet, welcher 
das Führungsatteſt ausftellt. — Die Angaben 
im Militärpag und im Führungsatteft müſſen 
mit benen im Uebermweifungs-Nationale überein» 
ftimmen. 4. Die Ueberjendung der Uebermweij- 
ungs-Nationale an die Landwehr» Bezirkicom- 
mandos geſchieht durch diejenigen militäriſchen 
——— welche die Militärpäſſe ertheilen. 
— Die Ueberſendung muß ſo zeitig geſchehen, 
daß die Nationale in den Händen der Bezirk» 
Feldwebel jein können, wenn die Anmeldung 
der Entlafjenen erfolgt. 5. Befinden fi Mann» 
ſchaften, welche aus dem activen Dienjt entlajien 
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werden ſollen, im Lazareth, fo werden deren ſtimmter Wortlaut nicht vorgeichrieben. 6. So— 
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Entlafjungs- und Ueberweifungspapiere vom weit es mit dem dienftlichen Intereffe vereinbar, 


Zruppentgeil dem Chefarzt überjandt. 
gt bie erforderlichen 
igt den Mannichaften bei ihrer ung 
aus dem Lazaret 


nad Nr. 4. 
Vierter Abidnitt. 
Einjährig-freimilliger Dienft. 
$ 18. [9 


Diejer darf den Einjährig- Freiwilligen Gelegenheit ge— 
otizen hin * rn eben werden, jich in ihrem eigentlichen Lebens— 
tlaſſ 


erufe weiter auszubilden. Namentlich dürfen 


die Entlaffungspapiere aus bei der Heranziehung zum Garnifondienft Er» 
und verfährt mit den Ueberweifungd-Nationalen |leichterungen eintreten. 


7. Einjährig- Freiwillige 
werden bei ihrem Ausſcheiden aus dem activen 
Dienſt zur Rejerve ihrer Waffe beurlaubt. Aus— 
nahmen hiervon finden in folgenden Fällen jtatt: 


m Allgemeinen] 1. Der eimjährig-|E3. dürfen übergeführt werden: a) Einjährig- 


freiwillige Dienft wird entweder mit der Waffe D einiade der Garde zur Provinzial» Rejerve, 


oder ald Pharmaceut oder als Unter-Rofarzt|b) Einjä 


rig⸗Freiwillige der Jäger und Schügen 


abgeleijtet. — Mebdiciner, welche in das Sanitäts- zur Reſerve der Infanterie, c) Einjährig-Tsreis 


Corps aufgenommen zu werden wünjchen,. dienen 
ein halbes Jahr mit der Waffe und nad er- 
langter Approbation als Arzt ein halbes Jahr 
als Unterarzt. 2. Die Beltimmungen über Be- 
oder; Berpflegung, Ausrüftung der Einjährig- 
Hreimilligen find in der Anlage 5, diejenigen 
über Berittenmahung ber Einjährig-tsreiwilligen 
in der Anlage 6 enthalten. 3. Die nachträgliche 
Ueberführung junger Zeute, welche zum Dienft 
auf Beförderung eingetreten find, in die Kategorie 
ber Einjährig-Freimilligen darf durch die General- 
Commandos genehmigt werden , deögleichen bie 
Veberführung Einjährig-Freiwilliger in die Ka— 
tegorie der auf Beförderung Dienenden. 

8 19. [Mit der ne 1. Die Einjährig- 
Freiwilligen aller Waffen find, ſoweit fie durch 
ihre allgemeine Bildung hierzu geeignet erjheinen, 
zu Offizieren u. Unteroffizieren der Rejerveu.Land- 
wehr auszubilden. W.G. $ 11.') 2. Ihre dienit- 
liche Ausbildung erhalten fie, ſoweit dies micht bei 
ihrer Compagnie, Escadron oder Batterie ger 
fchehen fann, durch hierzu commandirte bejonders 
befähigte Offiziere. 3. Diejenigen Einjährig- 
Freiwilligen, welche fich gut geführt und aus— 
reichende Dienfttenntniß erworben haben, werben 
nad halbjähriger Dienjtzeit zu Gefreiten beför— 
dert. — Sie erhalten nad eingetretener Beför⸗ 
derung theoretiihen und praktiſchen Unterricht 
über alle Dienftobliegenheiten des Dffizierd und 
Unteroffizierd, ſowie über die bejonderen Stan- 
beöpflichten des Offiziere. — Bor Beendigung 
ihreractiven Dienftzeit werden fie einertheoretijchen 
u. praftijchen Prüfung in den allgemeinen Stan- 
des⸗ und Berufspflichten des Offizierd, fowie in 
den von einem Subaltern-Dffizier zu verlangen- 
ben Kenntniffen und Fertigkeiten unterworfen. 
4. Die näheren Beitimmungen über die Prüfung 
treffen die Truppen-Befehlähaber. E3 wird ben- 
jelben zur bejonderen Pflicht gemacht, für Friegs- 

emäße Ausbildung der Einzährig- Freiwilligen 

orge zu tragen. — Die höheren Borgejegten 
haben jich bei Inſpicirungen von dem Stande 
der Ausbildung der Einjährig-Freimilligen zu 
überzeugen. 5. Wer die Prüfung befteht, erhält 
ein QDualificationdatteft zum Reſerve » Offizier 
($ 16, 6) und wird bei —— Entlaſſung zum 
überzähligen Unteroffizier befördert. — Das Qua⸗ 
Iificationsatteft muß fih darüber ausſprechen, 
daß ber Inhaber für qualificirt zum Reſerve— 


Dffizier erachtet wird. Im Uebrigen ift ein be⸗ den Heere ableiten. — 


1) S. Kriegäbienf. 


willige der Cavalerie zur Reſerve ded Traing, 
d) Emjährig · Freiwillige der Feld-Artillerie zur 
Fuß-Artillerie und umgelehrt, e) Einjährig-Frei- 
mwillige der Pioniere und Eifenbahn- Truppen 
zur Reſerve der Infanterie. — Die Ueberführ- 
ungen unter a. u. c. werden burch die General- 
Commandos, unter b. durch die Inſpection der 
Jäger und Schügen, unter d. durch die General» 
Smfpection ber Artillerie, unter e. bei den Pionieren 
durch die General⸗Inſpection des Ingenieurs- 
Corps und der Feſtungen, bei den Eijenbahn« 
Truppen durch den Chef des Generalitabes der 
Armee verfügt. 
8 20. Mbarmaceuten und Unter-Roßärzte.] 
1. Die einjährig-freiwilligen Pharmaceuten ge: 
nügen ihrer activen Dienftpflicht durch Dienft in 
einer Militär-Apothefe. 2. Sie erhalten aufßer- 
dem Unterriht in dem Sanität&dienft im Felde 
und den Dienftobliegenheiten eines Feld » Upo» 
theferd. — Die näheren Beſtimmungen hierüber 
trifft der Eorps-Generalarzt. 3. Wer fi) nad) 
Ausfall einer vor Beendigung feiner activen 
Dienftzeit abzuhaltenden Prüfung das Dualifi« 
cationdatteft zum Ober-Apothefer erwirbt, tritt 
als Unter-Apotheler zur Rejerve über. Andern— 
falls wird er als Pharmaceut zur Rejerve beur- 
laubt. 4. Ueber die active Dienstzeit der ein— 
jährig-freimilligen Unter-Roßärzte fiche $ 19 der 
Beitimmungen über das Militär-Beterinärmejien. 
— Ueber bie Ausſtellung von Dienttenanilen 
fiehe $ 16, 5. 
21. [Mediciner.] 1. Mediciner, welche die 
Berechtigung zum eimjährig » freiwilligen Dienft 
haben, genügen ihrer activen Dienftpflicht entweder 
ganz mit der Waffe, oder wenn jie in das Sa— 
nitätöcorp8 aufgenommen _ werden mwünjchen, 
ein halbes Jahr mit der Waffe, ein halbes Jahr 
als Interarzt(einjährig-freiwilliger Arzt). 2. Zum 
Dienft ald Unterarzt werden nur diejenigen Zur 
gelafien, welche das im $ 16, 5 erwähnte Dienft- 
zeugniß und die Approbation als Arzt befigen. 
3. Behufs Erlangung der Approbation ald Arzt 
werben die Mediciner nach halbjähriger Dienit- 
eit mit der Waffe unter Vorbehalt (d. i. unter 
Gorbehait der Ableiftung des Reſtes der activen 
Dienftpflicht) als Lazarethgehilfen zur Reſerve be- 
urlaubt ($ 16, 5 und $ 18, 1). 4. Den Reſt 
ihrer activen Dienſtpflicht müſſen fie ſpäteſtens 
im legten Jahre ihrer Bugehörigteit zum ftehen« 
ie —* daher bis zum 
1. Januar des ſiebenten Jahres ihrer Dienft- 
pflicht im ftehenden Heere ſich bei dem Bezirks— 
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commando, in dejfen Controle fie ftehen, zum 
Wiedereintritte zu melden. Im Unterlafjungs- 
falle werden fie durch das — — 
mando zum Dienſt mit der Waffe, und zwar 
zum 1. April, einbeordert. 5. Nach Beendigung 
des ſechſten Semeſters ihrer Studien dürfen Die 
al3 Lazarethgehilfen unter Vorbehalt entlafjenen 
Medieiner durch Vermittelung des Pandwehr: 
Bezirkscommandos, in deſſen Eontrole fie jtehen, 
bei dem Gorp3-Generalarzt unter Einreihung 
einer bezüglichen Beicheinigung der Univcrjität 
den Antrag ftellen, fie für den Mobilmahungs- 
fall in Stellen von Unterärzten zu verwenden, 
— Im Falle der Genehmigung werden fie nun- 
mehr in den Landwehr-Stammrollen u. Standes— 
Nachweiſen, vorbehaltlich ihrer jpäteren Ernenn— 
ung, als Unterärzte geführt. 6. Die im fünften 
und ſechſten Semeſter befindlichen, unter Vorbe— 
halt entiajjenen Medieiner dürfen auf ihren Antrag 
jür den Mobilmahungsfall bis zur Beendigung 
ihres jechiten Semejterd mit Genehmigung des 
Gorp&-Generalarztes Hinter die älteite Jahres— 
Hafje der Reſerve zurüdgeftellt werden. — Die 
verfügte Zurüditellung wird in die Militärpäffe 
eingetragen und bleibt auch beim Verziehen nad) 
anderen Laudwehr-Bataillonsbezirten in Kraft, 
fofern die Fortjeßung der Etudien nachgewiejen 
wird.) 

Anlage 1. zu $ 7. 

Geringe körperliche Fehler. 

Hierzu gehören, außer allen leicht Heilbaren 
inneren und äußeren Uebeln, bejonders: a) ober- 
ſlächliche, vermöge ihres Sitzes nicht hinderliche 
Narben von erlittenen Verletzungen; b) leichte 
von Äußeren Urjachen entjtandene Gejchwüre, 
die befonders an den unteren Extremitäten vor 
tommen, und darnad) zurücdgebliebene, nicht mit 
Krampfadern umgebene derbe Narben; ce) gut 
geheilte Knochenbrüche; d) Heine Geſchwülſte von 

utartigem Charalter, die weder das Tragen ber 
eidung noch der Waffe verhindern; e) nicht 
umfangreiche Knochenauswüchſe an Stellen, an 
welchen fte nicht gebrücdt werden und die Be- 
wegung nicht hindern; f) Schielen geringen Gra— 
des (Anlage 2, db); g) Kurzlichtigfeit mit größe: 
rem Fernpunktsabitande als in Anlage 4 ange: 
geben, werm die Sehichärfe mehr als die Hälfte 
der normalen beträgt; h) Herabjegung der Seh— 
Ichärfe, fo lange fie mehr als die Hälfte der nor: 
malen beträgt; i) jeitlihe Hornhautflede, wenn 
fie das Schvermögen nicht beeinträchtigen; k) ge- 
ringed Stammeln od. nicht auffallend fehlerhafte 
Sprade; 1) leichte Krümmung des Nadens und 
geringe im befleiveten Zuſtande nicht auffallende 
Schierheit des Haljes, bei vollfommiener Beweg—⸗ 
ungsfähigleit deſſelben; m) leichte Grade von 
Kropf, voller Hals, Gebirgshals, wenn die Ge- 
ſchwulſt auch bei Ausübung eines leichten Drudes 
feine Athembeſchwerden verurjacht; nm) geringe 
im befleideten Zuſtande nicht auffellende Erhöhung 
der einen Schulter oder Hüfte; 0) Verkrüppelung 
der Nagelglieder der Finger mit erhaltener Be— 
weglichkeit; p) Krümmung der Heinen Finger im 
zweiten oder dritten Gelenf bei vorhandener Be- 


1) Die nun folgenden € 
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weglichkeit des Fingers im erſten Gelent; q) Ba 
eines oder beider Hoden im Unterleibe, r) nicht 
zu große Ausdehnungen der Blutaden am 
Samenjtrange (varicocele); s) einzelne Blutadern 
an ben Beinen, ohne Knotenbildung ; t) geringe 
Form» u, Richtungsfehler an den Beinen, melde 
die militäriihe Ausbildung nicht behindern ; 
u) Breitfüßigkeit; v) Mangel einer Zehe, jedoch 
nicht der großen. — Einige andere derartige 
Fehler verhindern nur gewiſſe bei einer oder 
mehreren Waffengattungen erforderliche Dienit- 
verrichtungen, während fie die Tauglichkeit nicht 
allgemein aufheben; w) Verunftaltungen des 
Sdjlüffelbeins (erworben oder —— wenn 
ſie das Tragen des Torniſters oder Küraſſes 
hindern, aber die Bewegung des Arms nicht beein⸗ 
trächtigen, machen untauglich für Truppen, die 
den Tornifter tragen müfjen, und für Küraſſiere; 
x) etwas J. innen gebogene Knie (ſogenannte 
XBeine) in dem Grade, daß ſie das Marſchiren 
nicht hindern, geſtatten den Dienſt zu Fuß, ma— 
chen aber für den Dienſt zu Pferde ungeeignet; 
dagegen erſchweren ſtärkere OBeine mehr den 
Dienſt zu Fuß als zu Pferde; y) unausgebildete 
Plattfüßigleit, auch wenn ſie nur einſeitig beſteht, 
und z) jtärfer gekrümmte oder ſich zum 
defende Zehen gejtatten in der Hegel nicht dem 
Dienft zu Fuß. 
Unlage 2 zu $ 7. 
Bleibende förperlihe Gebreden. 

Hierher gehören folgende Gebredhen: a) Herab« 
jegung der Sehjchärfe anf beiden Augen, wenn 
diefelbe nur die Hälfte oder weniger, aber mehr 
als */, der normalen beträgt; b) Scielen, wenn 
beim Geradeausjehen des einen Auges das an« 
dere mit dem Hornhautrande den inneren oder 
äußeren Lidwinfel berührt; c) mäßiger Grad 
von chroniſcher Schwerhörigteit auf beiden Ohren; 
d) Taubheit auf einem Ohr, nach abgelaufenen 
Kranfpeitsprozefien; e) Stärferes Etottern; f) 
einfache Domain, injofern der Militär- 
pflichtige Jich feiner Operation unterziehen will; 
3) Mangel ſämmtlicher Schneide-, Augen- und 
eriten VBadzähne in einem Kiefer; h) ein jogen. 
hohler Rüden, bei welchem die Wirbelfäule von 
den oberen Wirbeln an zu ſtark nach Hinten ab» 
weicht, während ihr unterer Theil zu ſtark nad 
vorn eingebogen iſt; i) ein etwas kurzer oder 
im Ellenbo engelent etwas gefrümmter Arm, 
wobei die Bewegung nad; allen Richtungen Hin, 
wenn auch mit verfleinertem Ercurfionswintel, 
möglich ift; k) Krümmung oder Gteifheit eines 
ober des anderen Fingers, jedoch nicht in dem 
Grade, daß dadurd der Gebraud) der ganzen 
Hand gehindert wird; I) Verluft eines Fingers 
an der rechten oder linten Hand (wegen Daunen 
ober rechten Zeigefinger fiche Anlage 4), Verluſt 
eined Gliedes an einzelnen Fingern oder mehreren 
Zehen; m) andauernde, nach Berftauchungen und 
dergleichen zurüdgebliebene Schwäche des Fuß- 
gelenls oder anderer größerer Gelenfe, wenn 
diefelbe durch functionelle oder anatomiſche Ber» 
änderungen nachgewieſen ift; n) abnormes Her⸗ 
borragen eines oder beider Fußballen, bedingt 
durch jehr jchiefe Richtung der großen Rebe vom 


ematas werben hier nicht abgedrudt. Mittelfußgelent nad) außen; 0) äßende Yuß- 
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Ihmweiße, wenn fie bei unausgebildeter Platt 
füßigfeit beftehen. 
Anlage 3 zu $ 8. 


Krankheiten und Gebrechen, welde zeitig 
untauglid maden. 

Hierher gehören: innere oder äußere Krank— 
heiten oder Fehler, deren Heilung längere Zeit 
erfordert, namentlich hronifche Entzündung eines 
Auges, chronische Entzündung der Augenbinde- 
häute oder der Thränenwege; YAugenmustellähm- 
ungen: Entzündungen 2c. des Gehörorgand; djro- 
nische nicht bloß vereinzelt ftehende Hautaus- 
ſchläge; Balg-, Fett- und andere gutartige Ge- 
ihmwüljte, die — an na nur von geringer Be- 
deutung — an Stellen ſitzen, wo fie das Tragen 
des ring Jardin militärijchen Anzuges nicht 
geitatten; Maftdarmfifteln: Waſſerbrüche (Hydro- 
cele); Mangel der Kopfhaare nach afuten Krank⸗ 
heiten; die Lage eines oder beider Hoden im 
Bauchringe. 

Anlage 4 zu 8 9. 
Krankheiten und Gebrechen, welde dau- 
ernd untauglich maden. 

Hierher gehören: 

[A. Xeiden 2c. allgemeiner Natur ober verſchie— 
denen Siges.] 1. Verfrüppelung od. Mifgeitalt« 
ung ded ganzen Körpers. 2. Schwacher Knochen: 
u. Musfelbau u. äußerlich wahrnehmbare ſchwache 
Körperconftitution überhaupt, wenn fie die 
nöthige Kräftigung nicdht- erwarten laſſen. 8. 
Uebermähige Fettleibigleit. 4. Erhebliche chro- 
niſche Drüfenanschwellungen, chroniſche Verſchwär⸗ 
ung derſelben, Scrophuloje. 5. Große Geſchwülſte, 
Auswüchſe. 6. Bösartige Geſchwülſte und Ge— 
ſchwüre an Knochen oder Weichtheilen. 7. Chro- 
nifche entzündliche Leiden der Knochen und deren 
Ausgänge, Earieg, Nefrofe. 8. Mit dem Knochen 
verwachiene oder jehr ausgedehnte Narden, wenn 
te die Function eines Körpertheils oder das 

ragen der militäriihen Dienjtbefleidung ver» 
hindern oder ſtark entjtellend wirken. 9. Pros 
grejlive Mudfelatrophie, fonjtige Degenerationen 
2c. ber Musfeln. 10. Chroniſche Krankheiten ber 
Blutgefäße, 3. B. Rulsadergeichwülfte 11. Leu- 
fümie, perniciöfe Anämie. 12. Bluterfrankheit. 
13. Harnruhr. 14. Chroniſche Gicht. 15. Chro- 
nijcher Gelenfrheumatismus mit objectiv nad) 
tweisbaren anatomischen Veränderungen. 16. Chro- 
niſche Gehirn- und Rückenmarkskrankheiten, 3. ®. 
Tabes. 17. Ehronifche Nervenleiden, 3. B. pa 
riodiſche Krämpfe, Veitstanz 2c. 1% Ueberftan- 
deue eder noch bejtehende Geiftesfranfheiten, ſo— 
wie hoher Grad von geiftiger Beichränftheit, der 
die militäriiche Ausbildun Vehr erſchweren würde. 

[B. Fehler zc. am Kopfe, 19. Deformitäten des 
Schadels, die das Tragen der militärischen Kopf- 
bededung nicht geftatten. 20. Beträchtliche Ein. 
drüde und Subitanzverlufte oder andere ſchwere 
Schäden an den Schädellnohen. 21. Unheilbare 
ausgedehnte Kahlköpfigkeit. ade 22. Um⸗ 
kehrung eines oder beider Augenlider nad innen 
oder außen, narbige Entartung der Augenlid- 
bindehaut. 28. Thränenfifteln. 24. Uugenzittern 
(Nystagmus). 25. Herabjegung der Sehſchärfe, 
wenn dieſelbe auf dem bejieren Auge ?/, ber 
normalen oder weniger beträgt. 26. Kurzfich- 
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tigteit, bei welcher der Fernpunktsabſtand auf 
dem bejjeren Auge O,,, m ober weniger beträgt, 
auch bei voller Sehſchärfe. 27. Blindheit auf 
einem Auge. Ohr. 28. Fehlen einer Ohrmuſchel. 
29. Taubheit oder unheilbare erhebliche Schwer- 
—— auf beiden Ohren. 30. Bleibende Durch⸗ 
öcherung des Trommelfelles, jowie andere er- 
hebliche ſchwer heilbare Kranfheitszuftände bes 
Sehörapparatd. Naſe und Nadbartheile. 
31. Berluft der Naſe oder Berunftaltung ber- 
jelben durch Knochen- oder Knorpelzerftörung. 
32. Chroniſche Verſchwärung, Geſchwülſte 2c. der 
Nafen-, Stirn» oder Oberkieferhöglen. Mund. 
33. Geſchwülſte und bösartige Geihwüre am 
Munde, ausgedehnte Verwachſungen der Lippen 
oder Wangen, theilweife Berichliejung od. Ber- 
unftaltung de3 Mundes. 34. Unheilbare Speidyel- 
fiſteln. 35. Complicirte Hafenicharten, Spaltung 
des Gaumens, gänzlicdher oder theilweifer Mangel 
oder Durchlöcherung defjelben. 36. Geſchwülſte, 
abnorme Bergrößerung, beträchtliche Subjtanz« 
verlufte der e. mit erſchwertem Sprechen und 
Schlingen. 37. Stummheit, Taubftummpeit. 

IC, © eher x. am Halje und an der Wirbel- 
fäufe.] 38. Höherer Grad von Kropf (Gebirgs— 
bald, Struma), wenn beide Hörner der Schild» 
drüfe oder der vorbere Theil derjelben ange» 
ihwollen find und das Athemholen durch einen 
darauf angebrachten leichten Drud erichtvert wird. 
39. Bildungsfehler u. erhebliche dyroniiche Leir 
den des Kehlkopfes und der Quftröbre, 40. 
Verengerung der Speiferöhre. 41, Auffallende 
Sciefheit ded Haljes mit Störung der Bemweg- 
ungsfähigfeit. 42. Bedeutende Verfrümmungen 
oder jonjtige die Bewegung ftörende Fehler des 
Rüdgrats. 

[D. Fehler ꝛc. an der Bruft.] 43. Mißbild- 
ungen des Bruftlaftend. 44. Zu ſchwach gebaute 
Bruft.) 45. Fehler und chroniſche Krankheiten 
der Lungen und des Bruftjelles, welche wejent- 
lihe Störungen des er bedingen, bezw. 
einen ſchädlichen Einfluß auf den allgemeinen 
Geſundheitszuſtand ausüben. 46. Eonitatirte, 
häufig wiederfehrende aſthmatiſche Anfälle, auch 
ohne nachweisbare materielle Grundlage. 47. 
Eonftatirter (periodifcher) Bluthuften, aud ohne 
nachweisbar materielle Beränderungen der Yunge. 
48. Fehler u. hronijche Krankheiten des Herzens, 
des Herzbeuteld und der großen Gefäße. 

[E. fehler 2c. am Unterleib.] 49. Vermad 
jene und mißgeftaltetes Beden. 50. Ausgebils 
dete Unterleibsbrühe. 51. Nachweisbare Fehler 
und chroniſche Leiden der Unterleibseingeweide, 
melde objectiv nachweisbar einen ſchädlichen 
Einfluß auf den allgemeinen Gefundheitszuftand 
ausgeübt haben. 52. Chroniiher Maſtdarm— 
—* bedeutende Hämorrhoidalknoten, bejon- 
ders mit periodiihem ftarfem Blutverlufte oder 
Verſchwärung verbunden. 

[F. fehler 2c. der Harn» u. Geſchlechtsorgane.] 
53. Bildungdfehler der Harnröhre von Bedeut- 
ung, 3. ®. Epispadie u. Hypospadie, wenn die 


1) Anmerkung. Bei mittlerer Körperlänge genügt ein 
Bruftumfang von 0,0 m (in der Eripiration) zur Tauglichfeit 
nur ausnabmaweife, wenn die übrigen Körperverhältniffe günftig 
find und die Neipirationsbreite nicht unter 5 cm keträgt. 


- 
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fifteln, Steinfranfheit. 55. Bösartige 
bed Hodens und Samenitran 
Schwund beider Hoden. e —— der 
Blutadern am Samenftrange mit ſtarker Schlän- 
elung (Varicocela), wenn fie entweder von jehr 
——— Umfange oder mit Entartung des 
Hodens verbunden find. 

[G. Fehler ꝛc. an ben Extremitäten im All— 
—— 57. Verluſt eines größeren Gliedes. 
8 Exhebliche Verlängerung, Verkürzung, Ber- 
frümmung der Gliedmaßen 2c., Pieubarthroie, 
59. Hypertrophie, un ‚Athrophie der Glied- 
maßen. 60. Chroniſche Krankheiten u. weſent⸗ 


Geſchwülſte 
es, Verluſt oder 


Relkrutirungs · Ordnung. 


Mündung Hinter ihrer Mitte liegt. 54. Chros der Bedingung — 
niſche Leiden der rg unheilbare Urin-| Mitteln in einem braud) 


t, fie aus eigenen 
aren Buftande zu er- 
alten und ebenjo bei der Entlaffung zurüdzu- 
Freiwilliger feine Befleid» 
ung mitbringt, fo geſchieht e3 infoweit auf feine 
Serahr, als diejelbe vom Truppentheil nicht an» 
enommen werden darf, wenn fie nidt vor- 
Hriftsmäßig angefertigt ift. — Es liegt Daher 
im Intereſſe jedes Freiwilligen, fich die erfor- 
berlihen Belleidungsftüde durch die Bekleidungs- 
commilfion des Truppentheild gegen Zahlung 
ber Etatöpreife beichaffen zu taffen. 3. Wenn 
Einjährig- Freiwillige während ihrer Dienſtzeit 
erflären, fich während des Meftes derjelben aus 
eigenen Mitteln nicht unterhalten zu können, auch 


rd 2. Wenn ein 


liche Fehler der größeren Gelenke, auch ertvie-|die ausnahmsweiſe Aufnahme derjelben in die 


fene Erſchlaffung der Gelenke in bem Grabe, 
dag ſchon aus — * Bewegungen hin 
und wieder Verrenkung erfolgt. 

[H. Fehler zc. an ana 3 61. Verwachſung 
der Finger unter einander. 62. Berluft, Ber- 
ftümmelung, den Gebraud) der > verhindernde 
Steifgeit oder Berfrümmung des Daumens der 


einen oder anderen Hand, 63. Berluft bes 
rechten Zeigefingerd. 64. Berluft zweier Finger 
an einer Sand. 65. Berluft einzelner Glieder 


an mehr als zwei Fingern einer Hand. 66. Steif- 
—* oder Krümmung eines oder des anderen 

ingers, wenn durch deſſen gleichzeitige befon- 
ders ungünſtige Stellung der Gebrauch und die 
Handhabung der Waffen ſehr erheblich verhin- 


Berpflegung als Einjährig- Freiwillige gemäß $ 
94, 11 ber —— nicht gerechtfertigt 
erſcheint, ſo verlieren ſie die Eigenſchaft als 
Einjährig-Freiwillige und das Recht, nach ein— 
jähriger Dienſtzeit zur Reſerve beurlaubt zu 
werden. — Eine Ruͤckerſtattung der durch die 
Selbſtbeſchaffung der Montirungsſtücke ꝛc. ihnen 
erwachſenen Koſien findet nicht ſtatt. 4. Sänimt⸗ 
liche Groß⸗ u. Klein-Montirungsitüde verbleiben 
beim Ausſcheiden des Freiwilligen aus dem Dienft 
Eigenthum befjelben. 5. Diejenigen Einjährig- 
Freiwilligen, welche bei Eintritt der Mobilmad- 
— bereits dienen und einem Truppentheil der 
Feldarmee überwieſen werden, ſind aus den Be— 
ſtänden ihres Truppentheils feldmäßig zu bes 


dert wird. 67. Ueberzahl eines Fingers unter|fleiden, auszurüſten und während des mobilen 


gleicher Vorausſetzung. 


(J. Fehler ꝛc. an den Unterertremitäten.] 68.| Rechnung 


Blutaderfnoten an den Beinen, welche durd) ihre 
weite Verbreitung oder Größe oder ſchon durch 
ihre ungünftige Lage den Gebraudy der Ertremi- 
täten im Militärdienfte ftören. 69. Beraltete 
Geihmwüre an den Unterjchenkeln, namentlich; wenn 
biejelben von Erweiterungen der Blutadern um- 
geben, mit Berdidung u. Anfchwellung des Bell- 
— od. auch mit Knochenauftreibungen ver- 
unden find, fomwie bedeutende nad) ſolchen Ge— 
—— an den Unterſchenkeln zurückgebliebene 

arben. 70. Verbildung der Füße (Klump- 
oder Spikfuß, ausgebildeter Plattfuß). 71. Ver- 
luft oder —— einer großen Zehe. 
72. Verluſt mehrerer anderer Zehen. 73. Be— 


deutende Krümmung eines oder mehrerer Zehen, 


wenn fie durch ihre ungünſtige Lagerung das 


——— in feldmäßiger Ausrüftung ꝛc. für 
es ag zu unterhalten. Die 

von ihnen bezahlten Bekleidungsſtücke verbleiben 
ihr Eigenthum, können aber auc gegen Ber- 
gätung des Abſchätzungswerthes vom Erſatz- 
ruppentheil übernommen werden. Die von 
ihnen gezahlte Vergütung für die Benutzung von 
Ausrüftungsftüden wird ihnen beim Einrüden 
in ben Etat eined Truppentheild3 der Feldarmee 
vom 1. bed Monat3 ab, in welchem die Mobil« 
machung befohlen worben, zurüdgezahlt. 6. Die 
jenigen Einjährig- Freimilligen, welche bei Ein« 
tritt der Mobilmadhjung bereits dienen u. einem 
— der Beſatzungsarmee überwieſen 
werden, ſowie die zum einjährig - freiwilligen 
Dienft Berechtigten, welche nad ertof ter Mobil 
machung bei einem Truppentheil der Beſatzungs⸗ 
armee zur Einftellung gelangen, haben bis zum 


8 ; — 
Tragen der militäriſchen Fußbekleidüng verhin⸗ Ablauf des erſten Dienſtjahres, wie im Frieden, 


bern. 74. Ueberzahl der Zehen unter gleicher 
Borausfegung. 
Unlage 5 zu 8 18. 


di ihre Bekleidung jelbjt zu jorgen. Werden 
iefelben innerhalb des erften Dienitjiahres einem 
Truppentheil ber Feldarmee überwiejen, jo tritt 


— u. Ausrüſtunglin Betreff ihrer feldmäßigen Einkleidung das in 


der Einjährig-Freiwilligen. 
1. Einjägrig- Freiwillige müffen fi 
mäßigen Gro 


jährigen Dienftes in Friedenszeiten 


Nr. 5 feitgejegte Verfahren ein. — Außerdem 


bie etatd-|darf durch den Truppenbefehlshaber unter Be 
und Klein-Montirungsftüde ausfrüdjihtigung der befonderen 
eigenen Mitteln beichaffen und während des ein«]| entgeltliche 


erhältniffe bie un« 
ieferung ber Belleidung für Eins» 


r ihre Ver-| jährig- Freiwillige jeder Zeit verfügt werden. -7. 


pflegung, fowie für ihr Quartier felbft forgen.|Bei der a die Einjährig- 


— Die zur Ausrüſtung erforderlichen Stüde, ein⸗ Freiwilligen die aus den 


eitänden des Truppens 


— ber Reitzeugſtücke, werden aus ben|theild empfangenen Bekleidungs«- u. Ausrüftungs- 
eftänden des Truppentheil3 gegen Zahlung bes|ftüde an denjelben zurüd und haben, wenn fie 
durch die Etats jeftgejeßten —— Ausrüſt⸗ nicht zur Entlaſſung kommen, bis zum Wblauf 


ungsgeldes geliefert. D 


Baffen werden unterlihrer Dienſtzeit für ihre Bekleidung wiederum 
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zu forgen. Wollen fie indeffensdie bei der De» in dem U.-L.-R. ausgeſprochene Glaubens⸗ und 
mobilmahung in ihrem Beſitz befindlichen Be⸗ Gewifjensfreiheit unverfümmert aufrecht zu er» 
Meidungsftüde behalten, fo haben fie den nadh|halten, auch ihnen nad, Maßgabe der allgemeinen 
—— eiten abzuſchätzenden Neuwerth der⸗ Landesgeſetze die Freiheit der Vereinigung zu 
elben an den —— nach den Etatspreiſen einem gemeinſamen Bekenntniſſe und — 
zu vergüten. zu geſtatten. — Diejenigen, welche in ihrem Ge- 
wifjen mit dem Glauben und Belenntniffe ihrer 
Berittenmahung ber Einjährig- Kirche nicht in Uebereinftimmung zu bleiben vers 
Freiwilligen. mögen und ſich demzufolge zu einer beſonderen 

1. Die Einjährig-Freiwilligen, welche bei der Religionsgeſellſchaft vereinigen, oder einer ſolchen 
Cavalerie, der reitenden Artillerie od. dem Train ſich anſchließen, genießen hiernach nicht nur volle 
behufs Ableiftung ihrer activen Dienftpflicht ein- Freiheit des Austritts, ſondern bleiben auch, in 
treten, werben durch ihre Truppentheile beritten|jomweit ihre Bereinigung vom Staate genehmigt 
gemacht. 2. Für die Benugung der Dienftpferde |ift, im Genuß ihrer bürgerliden Rechte und 
haben die Einjährig- Freiwilligen der Cavalerie Ehren — jedoch unter Berüdfihtigung der SS 5, 
und der reitenden Artillerie bei ihrem Dienft-|6, 27—31 u. 112, Tit. 11, Th. II des A.⸗L.⸗R.; 
eintritt je 300 M., diejenigen des Trains je)— dagegen können fie einen Antheil an den ver» 
100 M. zu zahlen. 3. Außerdem entrichten die re Fer Rechten der Kirche, aus welcher 
Einjährig: Freiwilligen das für Hufbeichlag und|jie ausgetreten find, nicht mehr in Anspruch 
Pferdearznei feftgejegte Paufchquantum. 4. Diejnehmen.!) — Befindet ſich eine neue Religions» 
Ration für die zur Berittenmadjung verwendeten |gejellihaft in Hinfiht auf Lehre und Belenntniß 


Religion — Religionsgejellicaften. 


Unlage 6 zu $ 18. 


Dienftpferde wird 


en Zahlung des periodifchmit einer der durch den mweftfälifchen Friedens— 


ge 
allgemein normirten Breifes verabfolgt. 5. Wird ſſchluß in Deutfchland anerkannten chriſtlichen 


ein Einjährig- Freiwilliger vor Beendigung feiner Religionsparteien in wejentli 
einjährigen activen Dienftzeit entlaffen, jo wirdjung und iſt in berjelben ein 


ihm der na 


Uebereinſtimm⸗ 
rchenminiſterium 


ch vollen Monaten zu berechnendejeingerichtet, jo wird dieſem bei Genehmigung 


Theil des eingezahlten Geldbefrages für die noch der Gejellihaft zugleich die Berechtigung zuge» 
nicht abgelaufene Dienfgeit zurüdgewährt. 6.|itanden werden, in den Landestheilen, wo das 


Bei Eintritt einer Mo 


ilmachung findet eine|A.-L,R. oder das gemeine deutiche Recht gilt, 


Rüdzahlung der entrichteten Vergütung nmicht|jolde die Begründung oder Sefftelung bürger- 


er 


—— Jedöch werden die zur Berittenmachung [licher Rechtsverhältniſſe betr. 
— verwendeten Dienſt⸗welche nad) den Geſetzen zu dem Amte des Pfarrers 


mt3handlungen, 


zen: während der Dauer des mobilen Zuftan-Igehören, mit voller rechtlicher Wirkung vorzus 


ed bei allen Truppen ber Feld- und der Be- 
fagungsarmee unentgeltlich in Verpflegung ge- 
nommen, — Die unter Nr. 2 bezeichnete Summe 
= auch nad) eingetretener Mobilmachung ent» 
tet. 
eligion. Strafbare Handlungen, welche ſich 
auf die Religion beziehen, ſ. Str.-G.-B. 88 166 
bis 170. Durch Reichsgeſetz vom 3. Juli 1860 
—8 alle aus der cn des religiöjen 
elenntniffes hHergeleiteten Beichränfungen der 
bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte auf- 
—— Insbeſondere iſt die Theilnahme an 
er Semeinde- und Landesvertretung und zur 
Belleidun —— Aemter vom religiöſen 
Belenntniffe nicht mehr abhängig. 
Neligionsdiener, |. Geiſtliche. 
Religionsgeſellſchaften. Bezüglich der Bild- 
ung neuer Religionsgefellfchaften ſ. das 
Königliche Patent vom 30. März 1847: 
Indem Wir beifolgend eine Uns von Unferm 
Staatsminifterium überreihte Zuſammenſtellung 
der im A.L.⸗R. enthaltenen Vorſchriften über 
Glaubens» und Religionsfreiheit zur Öffentlichen 
Kenntniß gelangen laflen, finden ®ir Uns be- 
wogen, hierdurch zu erflären, daß, fowie Wir 
einerjeitd entjchloffen find, den in Unferen Staaten 
—— und nach Staatsverträgen bevorrech— 
teten Kirchen, der evangeliſchen und der römiſch- 
tatholiſchen, — wie vor Unſern kräftigſten 
landesherrlichen Schutz angedeihen zu laſſen, und 
ſie in dem Genuſſe ihrer beſonderen Gerechtſame 
zu erhalten, es anderſeits ebenſo Unſer unab⸗ 


nehmen — in wiefern einer neuen Kirchengeſell- 
ſchaft diefer Art außerdem noch einzelne, bejons 
dere Rechte zu verleihen find, bleibt im vor» 
fommenben alle, nad; Bewandtniß der Umftände, 
Unferer Erwägung vorbehalten. — In allen 
anderen Fällen bleiben bei neuen nad) den Grund⸗ 
ſätzen des AL.-R. zur Genehmigung von Seiten 
des Staatd geeignet befundenen Religionsgejell« 
ſchaften die zur Feier ihrer Religionshandlungen 
beftellten Perſonen von der Befugni ausge» 
ſchloſſen, auf bürgerliche Rechtsverhältniſſe ſich 
beziehende Amtshandlungen der oben bezeichneten 
Art mit civilrechtlicher Wirkung vorzunehmen; 
dieſe ſoll bei den Gegenftänden jener are ya 
[ungen nad) näherer Borjchrift der dieferhalb von 
Uns heute erlafjenen bejonderen Verordnung 
durch eine vor der Gerichtäbehörde erfolgende 
Berlautbarung ficher geftellt werben, dem Be- 
theiligten jedoch geftattet fein, die gedachten 
Amtshandlungen mit voller Wirfung auch durch 
einen Geiftlihen einer der öffentlich aufgenom- 
menen chriftlichen Kirchen verrichten zu laſſen, 
wenn ein folcher ſich dazu bereitwillig findet. 

Bufammenftellung der in dem .-%-R. 

enthaltenen Beftimmungen über 
Glaubend- und Religionsfreiheit. 


1. Zedem Einwohner im Staat fteht für feine 
Perſon volllommene Glaubend- und Gewiſſens- 
freiheit zu. — Die Begriffe der Einwohner des 
Staatd von Gott und göttlihen Dingen, der 


1) ©. unter Kirdhe * Geſetz, betr. den Austritt aus der 


anderlicher Wille ift, Unſeren Unterthanen die Auce, vom 14. Mai 1873. 


— 
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Glaube und der innere Gottesdienſt können kein 


Renn-Angelegenbeitn. 


ihr gelehrten Meinungen nichts enthalten, was 


Gegenftand von Zwangsgeſetzen fein. — Niemand dem zumiderläuft, 


it ſchuldig, Über feine Privatmeinungen in 
Religionsjahen Borichriften vom Staate anzu— 
nehmen. — Niemand joll wegen feiner Religions» 
meinungen beunruhigt, zur Rechenſchaft gezogen, 
veripottet oder gar verfolgt werben, 

88 ı bis 4, Th. II, Tit, 11 des A.L.⸗R. 

Jedem Bürger bed Staatd, welchen die Gejehe 
fähig erkennen, für fich jelbjt zu urtheilen, joll 
die Kap ber Neligionspartei, zu welcher er ſich 
halten will, frei ſtehen. 

zit. 2,8 74 fi. 

Der Uebergang von einer Neligionspartei zu 
einer anderen geichieht in der Regel durch aus- 
drückliche Erklärung. 

85 40 u. 41, Th. II, Tit. 11 des A.L.R. 

Dur Berufung auf abweichende Glaubens 
anfichten kann jedoch der Einzelne fich gegen vie 
durch die allgemeinen — bedingten 
civil⸗ und ſtrafrechtlichen Folgen ſeiner Hand- 
lungen nur dann ſchützen, wenn das Geſetz zu 
Gunſten ſeiner Glaubensgenoſſen eine Ausnahme 
von einzelnen allgemeinen Beſtimmungen nach— 
gelajjen hat, und injomweit als er durch jeine 
eigenthümlichen Religions + Anfichten verhindert 
wird, diejenigen Rechtshandlungen vorzunehmen, 
deren Form nad den Gejegen durch beſtimmte 
religiöje Heberzeugung bedingt ijt, muß er ſich 
die daraus folgende Verminderung feiner bürger: 
lichen Rechtsfähigleit gefallen laſſen. 

88 5 u. 6, $$ 27 bis 31, $ 112 ebend. 

2. Den Einzelnen fteht es frei, mit Ge- 
nehmigung der Obrigkeit fid) zu Religionsübungen 
gu verbinden und gemeinſchaftliche Zuſammen— 
ünfte zu halten, infoweit dadurch nicht Die gemeine 
Ruhe, Sicherheit und —— gefährdet wird. 

85 9 u. 10, Th. II, Tit. 11. 
88 ı bis 3, Th. II, Tit. 6 
eine folche Verbindung hat aber nur biejelben 
Rechte, wie jede andere erlaubte Privatgejellichaft, 
8$ 11 bis 14, Th. IL, Zit. 6. 

Eie fteht ala ſolche unter der fortwährenden 
Aufſicht des Staats, welder fie verbieten kann, 
fobald fich findet, daß fie anderen gemeinnügigen 
Abfichten und Anftalten hinderlih oder nad) 
theilig ift, 

$ 4 ebend.; 


’ 
und ihre Mitglieder bilden, auch wenn fie die 
Ausfonderung von den im Staate aufgenommenen 
Kirchengejellichaften bezweden, dennoch feine recht- 
lich bejtehende, bejondere Religionspartei,, fon- 
dern für erft nur bloße Privatgejellichaft, und 
werden in rechtlicher Beziehung — nad) wie vor 
— als Angehörige derjenigen Religionspartei 
angejehen, zu der fie bis dahin gehört haben, in 
foweit nicht bejondere Gejege Ausnahmen davon 
begründen. 8. NReligionsgrundjäge, welde mit 
der Ehrfurdt gegen die Gottheit, dem Gehorjam 
gegen bie Geſetze, der Treue gegen den Staat 
und der allgemeinen Sittlichkeit unvereinbar find, 
dürfen überhaupt im Staat nicht ausgebreitet 
werden, 
88 13 bis 15, Th. II, Zit. 11. 


$ 21 ebend. 

4, Erhält eine Religiondgefellihaft die Ge- 
nehmigung des Staats, jo erlangt fie dadurch 
die Rechte einer geduldeten Kirchengejelichaft und 
ift demgemäß befugt, gottesdienjtliche Zulammen- 
fünfte in gewijjen dazu beftimmten Gebäuden 
anzuftellen und Gier jowol al& in den WPrivat- 
wohnungen der Weitglieder die ihren Religions 
grundjägen gemäßen Gebräude auszuüben, 

88 22 u. 23 ebend. 

Sie bleibt aber dabei der Oberaufſicht des 
Staats unterworfen und legterer ijt berechtigt, 
von demjenigen, was in ihren Verſammlungen 
gelehrt u. verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 

88 32 u. 33 ebend. 

Im Uebrigen beſtimmen fi ihre Rechte nad 
der bejonderen Concejjion, welche ihr von dem 
Landesherrn ertheilt wird, 

85 20, 29 ebend., $ 22, Th. II, Tit. 6. 

5. Die im Staat üffentlih aufgenommenen 
Kirchengefellichaften haben die Rechte privilegir- 
ter Corporationen, 

$ 17, Th. II, Zi. 11. 

Nur die ihnen gehörenden gottesdienjtlichen 
Gebäude werden „Kirchen“ genannt, und ges 
nießen als ſolche die Vorrechte der öffentlichen 
Gebäude des Staats, 

$ 18 ebend. 

Kirhen, jo wie Pfarr- und Küftergüter find 
in der Regel von den gemeinen Lajten 
Staat3 frei und die zur feier des Gottesdienſtes 
und zum Neligionsunterricht bejtellten Perjonen 
haben mit anderen Beamten im Stante gleiche 
Rechte, 

$ 165 ebend., $ 174 ebend., SS 774 bis 

777 ebend., $ 19 ebend., $$ 96 u. 97 ebend. 

In Anjchung der über ihr Vermögen ver» 
handelten Geſchäfte und geichloffenen Verträge 
haben die Öffentlich aufgenommenen Religions» 
gejellichaften die Nechte der Minderjährigen; fie 
geniejen wegen diefes Vermögens im Concurie 
bejondere Vorrechte und es findet gegen fie mır 
die außerordentliche Verjährung von 44 Jahren 
Statt, 

$$ 223 bis 234, Th. LI, Tit. 11. 
8$ 629 bis 632, Th. I, Tit 9, 

Die zu einer vom Staat öffentlich aufgenom- 
menen WReligionspartei gehörigen Kirchen find 
befugt, gegen die innerhalb ihrer Parodie moh« 
nenden Ölaubensverwandten, joweit letztere nicht 
bejonders erimirt find, den Pfarrzwang auszu« 
üben und Diejelben zu den aus der Parochials 
Verbindung fließenden Lajten und Abgaben her» 
anzuziehen, . 
$ 237, Th. II, Tit. 11, $$ 260 u. 261 ebend., 

$ 418 ebend, 

6. Auf die vorftejend unter 5 aufgeführten 
Rechte der öffentlich aufgenommenen Kirchengeſell- 
ihaften haben die nur geduldeten Religions— 

eſellſchaften als jolche feinen Anſpruch: den Um— 
* ihrer Rechte im beſonderen Falle beſtimmt 


vielmehr die ihnen ertheilte Conceſſion (vgl. 5 44. 
Nenn-Angelegenheiten, ſ. PferdeRenn— 


Einer jeden neu ſich bildenden Religionsgeſell⸗ 
angelegenheiten. 


{haft liegt daher der Nachweis ob, daß die von 


Nepräjentanten — Rinderpeit. 


Mepräfentanten der bergrechtlichen Gewerk— 
haften, j. Berggeieg SS 117— 128, 132, 134, 
180, 198—200, 233, 244, 

eferve, ſ. Reichs-Militärgeſetz SS 50, 

56—68. ©. auch Erjagp-Nejerve, Beur— 

laubtenftand, Landwehrmannſchaften. 

Ninderpeft. 

J. Reichögejeg, betr. Maßregeln gegen 
bie Rinderpeſt vom 7. April 18697) 
81. Wenn die Rinderpejt (Lölerdürre) in 

einem Bundesftaate oder in einem an das Ge 

biet des Norddeutſchen Bundes angrenzenden od. 
mit demjelben im directen Verlehre jtehenden 

Lande ausbricht, fo find vie zuitändigen Ver— 

waltungsbehörden der betreffenden Bundesitaaten 

verpflichtet und ermächtigt, alle Mafregeln zu 
ergreifen, welche geeignet find, die Eimchleppung 
und beziehentlich die Weiterverbreitung der Seuche 

u verhüten und die im Lande jelbit ausgebrodhene 

Seuche zu unterdrüden. $ 2. Die Maßregeln, 

auf welche fi die im $ 5 ausgejprochene Ber: 

pflidtung und Ermächtigung je nad) den Um: 
jtänden zu erjtreden hat, find folgende: 1) Be- 
ſchränkungen der Verbote der Einfuhr, des Trans: 
ports und des Handeld in Bezug auf lebendes 
oder todtes Rindvieh, Schafe und Biegen, Häute, 

Haare oder jonitige thierijche Rohſtoffe in friſchem 

oder trodenem Yujtande, Rauhfutter, Streu- 

materialien, Qumpen, gebrauchte Kleider, Ge— 
ſchirre und Stallgeräthe; endlich Einführung einer 

Rindviehcontrole im Grenzbezirte; 2) Abiperr- 

ung einzelner Gehöfte, Ortstheile, Orte, Bezirke 

gegen den Verkehr mit der Umgebung; 3) Todt- 
ung ſelbſt gejunder Thiere und Vernichtung von 
giftfangenden Sachen, ingleihen wenn die Des 
infection nicht als ausreichend befunden wird, 
von Transportmitteln, Geräthichaften und der— 
gleichen im erforderlichen Umfange, 4) Desin- 
fieirung der Gebäude, Transportmittel und 
jonjtigen Gegenstände, jowie der Perſonen, welche 
mit jeuchefranfen oder verdächtigen Thieren in 

Berührung gefommen find; 5) Enteignung bes 

Grund und Bodens für die zum Verſcharren 

getödteter Thiere und giftfangender Dinge nöth— 

igen Gruben. $ 3. Für die auf Anordnung der 

Gehörde getödteten Thiere, vernichteten Saden 

und enteignete Plätze, ſowie für die nad) redjt- 

geitig erfolgter Anzeige des Beſitzers gefallenen 

hiere wird der durch unparteiiihe Taxatoren 
feitzuftellende gemeine Werth) aus der Bundes— 
fafje vergütet. — Dieje ——— wird je⸗ 
doch nicht gewährt für ſolches Vieh, welches 
innerhalb 10 Tage nad) erfolgter Einfuhr oder 
nad Eintrieb über die Bundesgrenze an der 

Seuche fällt. $4. Jeder, der zuverläjjige Kunde 

davon erlangt, daß ein Stüd Vieh an der Rin- 

derpeſt frant oder gefallen ift, oder daß aud nur 
der Verdacht einer joldhen Krankheit vorliegt, hat 
ohne Verzug der Drtspolizeibehörde Unzeige da— 
von zu erftatten. Die Unterlaffung jchleunigjter 
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Anzeige hat für den Vichbefiger jelbit, welcher 
fich diejelbe zu Schulden kommen läßt, jedenfalls 
den Berluft des Anſpruches auf Entſchädigung 
für die ihm gefallenen oder getödteten Thiere 
zur Folge. $5. Die Einwohner von der Rinder» 
peſt betroffener Orte find verpflichtet, die Behör- 
den bei Ausführung der polizeilichen Maßregeln 
entweder jelbjt oder durch geeignete Perſonen zu 
unterftügen. 86. (Verpflichtung der Eijenbahn= 
verwaltungen zur Desinficirung der zum Trans— 
port von Rindvieh benugten Eifenbahnmwagen; j. 
jetzt das Gejeh vom 25. Februar 1876, & 6.) 
$ 7. Die näheren Beftimmungen über die Aus— 
führung der vorftehenden Vorjchriften und deren 
Ueberwadfung durch die geeigneten Organe, über 
die Beitreitung der entjtehenden Koſten und die 
Beitrafung der Zumwiderhandlungen find von den 
Einzeljtaaten zu treffen. Es iſt jedoch von den 
deshalb erlafjenen Berfügungen dem Bundes» 
präjidium Mittheilung zu machen. $ 8. Bom 
Bundespräjidbium wird eine allgemeine Inſtrue— 
tion erlafien, welde über die Anwendung der 
im $ 2 unter Nr. 1 bid 4 aufgeführten Maße 
regeln nähere Anweiſung gibt und den nad) $ 7 
von den Einzelftaaten zu treffenden Bejtimmungen 
zur Grundlage dient.!) 89. Sobald die Regier- 
ung eines Bunbedjtaated in die Lage kommt, ein 
Einfuhrverbot zu erlaffen, zu verändern oder 
aufzuheben, hat dieſelbe dem Bundespräfidium 
und den Regierungen ber benachbarten Bundes« 
itaaten davon Mittheilung zu machen. $ 10. 
Einfuhr » Beichränfungen zwiſchen den einzelnen 
Bundesitaaten find erjt dann zuläffig, wenn die 
Rinderpeſt innerhalb eines Bundesſtaates aus- 
bricht. $ 11. Bricht die Rinderpeft in einem 
Bundesitaate aus, jo ijt dem Bunbespräftdium 
hiervon, ſowie von den ergriffenen Da fregeln 
Anzeige zu machen, dafjjelbe auch von dem wei— 
teren Gange der Seuche in Kenntniß zu erhalten, 
$ 12. Dem Bımdesfanzler liegt ob, die Aus» 
rührung diejes Geſetzes und der auf Grund des— 
jelben erlajjenen Anordnungen zu überwachen. 
Erforderlichenfall3 wird der Bundesfanzler jelb- 
jtändig Anordnungen treffen, oder einen Bundes» 
commiſſar bejtellen, welcher die Behörden des 
betheiligten Einzeljtaate® unmittelbar mit An— 
weijung zu veriehen hat. Tritt die Seuche in 
einer ſolchen Gegend des Bundesgebietes oder 
in jolcher Ausdehnung auf, daß von den zu er— 
greifenden Mafregeln nothwendig die Gebiete 
mehrerer Bundesjtaaten betroffen werden müjien, 
jo hat der Bundescommijjar für Herftellung und 
Erhaltung der Einheit in den ſeitens der Landes— 
behörden zu treffenden oder getroffenen Maß— 
regeln zu jorgen und deshalb das Erforderliche 
anzuordnen, ‚dent Die Behörden ber verſchie— 
denen Bundesſtaaten find verpflichtet, ſich bei 
Ausführung der Mafregeln gegen die Rinder- 
peit auf Anſuchen gegenjeitig zu unterftügen. 
$ 14. Zur Durdführung der Abjperrungsmaß- | 
regeln ijt militäriiche Hilfe zu requiriren. Die 


1) Eingefügrt in Bayern und Württeniberg durh Reise| CoOmmandobehörden haben den desfalljigen Requi- 


geiet vom 2. Nov. 1871, in Baden und Heifen durch Art. 80 
rt Rechsveriaffung vom 30. Sept. 1870; in Elſaß u. Loth⸗ 
ringen durch Reichsgeieg vom 11. Dec. 1871. Bezüglich der 
Beitrafung wegen u. der Abfperrungs- od. Aufſichts⸗ 
Maßregeln oder Einfuhrverbo 


fitionen der competenten Berwaltungsbehörden 


1) &. die revidirte Infiruction zur Ausfüßrung bes Gelehes 


te ſ. Etr.G.⸗B. $$ 327, 328. vom 7. April 1869, vom 9. Juni 1873. 
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im erforderlichen Umfange zu entſprechen. — Thierarzte unterjucht und geſund befunden wor ⸗ 
Sämmtliche Mehrkoften, welche durch die geleiſtete den ſind. — Dabei können indefien erleihternde 
—— Hilfe gegen die reglementsmäßigen Beſtimmungen für die Einfuhr von Schlachtvieh 
Koſten des Unterhalt? der requirirten Truppen nach ſolchen Städten getroffen werben, in weldyen 
in der Garnijon entftehen, fallen der Bundeslaſſe öffentliche Schladtftätten vorhanden find, bie 
— weider Die Ginfuhe Hatfinber, An Beroiäbrng 

; : elcher die Einfuhr ftattfindet, in Berbi 
re hand a ee Meheraıla ftehen. Die Einfugr muß für jeden bejonderen 
v y U von der Behörde genehmigt werden und 

1 a 8 

gegen bie Rinderper nn A at unter Beobadjtung ber für jeden Fall bejon- 
Nachſtehende Juſtruction m usf heung e der3 zu erlaffenden Vorſchriften zu erfolgen. 
$ 8 des Geſetzes dom 7. April 1869, ar 8 4. Weitergehende Beichränkungen ($$ 1 bis 3) 
gegen bie Rinderpeit —— —* Ne elder Einfuhr von Thieren, thieriſchen Producten 
der Abſchnitte I, II und III der bi ein Ine md giftfangenden Sachen Tönnen gegenüber fol« 
ftruction vom 26. Mai 18697) Ihr Fe Ri —* hen Landern angeordnet werden, von welchen 
ung, üit, ben Behörben eine allgemeine Anleitung wegen zeitiger umfangreicher oder ftänbiger Ber- 
zu geben, ohne bie Nothwendigkeit der bejonberen jeuhung die Einfcleppung der Ninderpeft in 
Entichliegung über Einzelheiten und über bie hervorragender Weife roh. $ 5. Was von 
Ausdehnung der Maßregeln im jedem einzelnen) y,, Einfuhr gejagt ift, gift auch von der Durcpfubr. 
alle aus üſchließen. Leitender, Grundjag foll , Bel dem Auftreten in der Nähe.) & 6. 
jein: ben Zwed ohne unverhäitnißmäßige andere[grirt die Seuche in Gegenden des Nahbarlan- 
weite wirthſchaftliche Opfer für bie Bevölferung| yez auf, melde nicht über 40—80 kın von der 
zu erreichen. In der Regel wirb dies am beften Grenze entfernt find, dann ift für die nad) Um» 
durch energiſche ea eng erfolgen , welche = ftänden zu beftimmende Grengftrede da3 Einfuhr 
Seuche in durzer Beit tilgen, wenn aud die yerbot unbedingt auf alle Arten von Vieh mit 


birecten Opfer ſcheinbar groß find. Ausnahme der Pferde, Maulthiere und Ejel, auf 
Erfter Abſchnitt. * * —— rein —— nn 

ie Ei inder⸗ Theile in em oder trodenem Zuſtande (mit 

ns Bmdennenet det*(usnagme von Butter, Mic; und Käfe), auf 
Dünger, Raubfutter, Stroh und andere Streu- 


[a. Bei dem Ausbruche in entjernten Gegen-| materialien, gebrauchte Stallgeräthe, Geichtrre 
den.) $ 1. Zritt die Rinderpeſt in entfernten] ind — auf er (bezw. feiner 
Gegenden bed Auslandes auf, welche durch Eiſen⸗ Fabrifwäiche unterworfene) Wolle, Haare umd 
bahnen oder durch Schifffahrt in folder Berbind- | Horiten, auf gebrauchte Kleidungsftüde für den 
ung mit bem Inlande jtehen, daß Biehtransporte| Sander und Lumpen zu erftreden. — Berfonen, 
in verhältnißmäßig furzer Zeit in das Inland] peren VBeihäftigung eine Berührung mit 
gelangen können, jo ijt die Einfuhr von Rinde] ir fich bringt, 3. 8. Zleifcher, Biehhändler um 
vieh, Schafen und Biegen und anderen Wieder |peren Berfonal, dürfen die Grenze nur an bes 
täuern aus ben verjeuchten Gegenden ganz er ftimmten Orten überjchreiten und müſſen fich dort 
verbieten. $ 2. Dad Einfuhrverbot Hat fihleiner Desinfection unterwerfen. — Ausnahmen 
ferner zu erjtecdten auf alle von den Wieberfäuern|päymen unter befonderer Genehmigung der Ber 
fammenden thierijhen Theile in friſchem Burfpörde und unter Unordnung der nad den be» 
ftande (mit Ausnahme von Butter, Erpe und|fonderen Umftänben erforderlichen Sicherheus 
Käfe). — Dagegen ift der Verkehr mit volltom-| maßregein eintreten bezüglih der Einfuhr der 
men trodenen od. gejalzenen Häuten und Därmen, | in 8 2, Ubf.2 aufgeführten tierischen Producte, 
mit Wolle, Haaren und Borften, mit geſchmol⸗ — bezüglich in Side verpadter Lumpen, ſo⸗ 
zenem Talg in Faſſern > Wannen, —— auch ſern die Einfuhr in geſchioffenen Eifenbahnwagen 
mit vollfommen Lufttr So von thieriichen| erfotgt und durch amtliche Begleitiheine nach» 
Beichtheilen — 9 — und| gewieſen iſt, daß die betreffenden Gegenftände 
Klauen nicht zu beihränten. 58. Die Einfuhr] us vollig Teuchenfreien Gegenden ftanımen. — 
von Wieberläuern aud nicht verjeuchten Gegen- Heu und Stroh, fofern e3 lediglich ald Ber 
ben —* — ——— pe beftinimte) Sadungsmittel verwenbet ift, unterliegt dem Ein« 
Stationen beihräntt und davon abhängig ges|fuprverbote nicht, ift jedod am Beltimmun 
macht werden, dab_a) durch amtliches Yeugniß] yrte zu vernichten. $ 7. Niüdt die Seuche bis 

nachgewieſen iſt, daß bie betreffenden Thiere uns| in die Grenzgegenden vor, ober gewinnt fie längs 
mittelbar vor ihrem Mbgange mindeſtens 30 Zage|per Grenze in einer noch vom Heinen Grenzver- 
on einem feuchenfreien Orte geſtanden Haben, und] gg, Herührten Entfernung an Ausdehnung, dann 

god km un —— die Seuche —— hat für die betreffenden Grenzſtreden die voll- 

. b) * ——— us —— Ye en ſtändige Verkehröfperre unter Bildung eines 
erfo ae, ©) di — en Th we um fi er Kordons mit militärischen Kräften einzutreten, 
gange Über bie \Wrenze bon einem amilichen Regener — treten —— Bee 

a ten des bſchnitts in Kraft. — 

’ 9. i 1873 genehmigt. 

2) Meran 10 beehen De Deöinferrung der Öitensate| Durchgang von Eifendehnzügen und Poften ze. 

wagen, iſt durch bie Ausführungstelanntmadung des Neihs-|ift auch während der Berkehrsiperre unter den 

tanzlers zu bem Gejege bom 25. sehr. 1878 über bie Beiei-I nach Sage der Umftände erforderlichen Bejchränt. 


fi a bei Biehbeförd s 
Oahack, vom ha le 0) be N ungen und Vorfihtsmaßregeln zu gejtatten. & 8 
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Wird in den vorftehend (S$ 6 und 7) behandel- bote und Verpflichtungen ein. 8 15. Iſt nur 


ten Fällen die angeordnete Sperre durchbrochen, 
fo find die der Sperre unterworfenen — ſo⸗ 
fort zu tödten und zu verſcharren, giftfangende 
Sachen aber zu vernichten oder Rn desinficiren. 
— Sonſtige Gegenſtände, ſowie Menſchen müſſen 
im Falle eines Durchbruchs der nach $ 7 be— 
ftehenden Verlehrsiperre, fofern eine Desinfection 
nicht thunlich ericheint, auf fürzeftem Wege wie 
der über die Grenze zurüdgebracdht werden, wo 
möglich ohne Ortichaften zu paſſiren. $9. In 
den bedrohten Grenzkreifen find für ſämmtliche 
Ortſchaften, melde innerhalb 15 km von ber 
Grenze entfernt liegen, folgende Controlmaßregeln 
ein Fa — Es ift in jedem Orte ein Bich- 
reviſor zu beftellen, der ein genaues Regiſter 
über den vorhandenen Rindviehbeftand aufnehmen 
und täglich den Ab» und Bugang, ſowie jede 
Veränderung in dem Biehbeitande fpeciell ver- 
zeichnen muß. — Die Biehregifter find mindeſtens 
einmal wöchentlich von den vorgejegten Organen 
zu repidiren. — Bei vorfommtenden a 
oder Todesfällen im Rindviehftande ift jofort 
Anzeige zu machen. j 

[e. Gemeinſchaftliche Beftimmung.) $ 10. Die 
im gegenwärtigen Wbjchnitte enthaltenen Vor— 
(öriften find unter den durch die Umſtände ges 
botenen Abänderungen auch dann in Anwendung 
zu bringen, wenn die Gefahr einer Einjchleppung 
zu Waſſer droht. 


Zweiter Abſchnitt. 
Maßregeln beim Ausbruche der Rinderpeſt im 
Inlande. 

8 11. Sobald in einem Orte des Inlandes 
ein der Rinderpeft verdächtiger Krankheits- oder 
Todesfall an Rindvieh vorkommt, oder in einem 
Orte innerhalb 8 Tagen zwei Erfranfungd- oder 


ein dringender Verdacht der Rinderpeft zu come 
ftatiren, jo ift eine vorläufige Sperre bed Ge— 
höfts (vergl. $ 20) auf fo lange anzuorbnen, bis 
die Krankheit durch weitere Erfrankungen und 
beziehentlih Sectionen unzweifelhaft feitgeftellt 
oder der Verdacht ald unbegründet erwiejen ift. 
In zweifelhaften Fällen ift ein höherer Thier- 
arzt zuzuziehen. — Ergibt ſich ber Verdacht auf 
rößeren, unter regelmäßiger veterinär-polizei« 
iher Eontrole ftehenden Schladhtviehhöfen, fo 
fann die vorläufige Sperre unter Anwendung 
ber notwendigen Vorſichtsmaßregeln auf einen 
einzelnen Theil des betreffenden Viehhofes be- 
Ihränft werden. — Beiteht der Verdacht der 
Rinderpeft in Bezug auf Heerden, welche ſich 
auf dem Transporte befinden, jo jind die nad 
den Umftänden erforderlichen Vorſichtsmaßregeln 
u treffen. 816. Anwendung, Verkauf und 
nempjehlung von Borbauungd» und Heilmitteln 
bei der Rinderpeft find bei Strafe zu verbieten. 
— Bu den VBorbauungsmitteln find Desinfcctiond» 
mittel nicht zu rechnen. $.17. Nach Ausbruch 
der Rinderpeft ift in einem nad; Mafjgabe der 
Umftänbe beſonders zu beftimmenden Umtreije, 
welcher in ber Regel nicht unter 20 km Ent» 
kan vom Seuchenorte bemejjen werden joll, 
ie Abhaltung von Viehmärkten, nad) Befinden 
auch von anderen Märkten und fonitigen grös 
eren Anfammlungen von Menſchen und Thieren 
zu unterfagen, au der Handel mit Vieh und 
der Transport des letzteren, ſowie von Dünger, 
Raubfutter, Stroh und anderen Streumaterialien 
ohne bejondere Erlaubnißſcheine. Das as 
Vieh zum Fleifhconjum darf nur unter Aufjicht 
der mit der Veterinärpolizei betrauten Behörden 
efauft werden. — In ben bedrohten Gemeinden 
ind ferner die in $ 9 Abſ. 2 bis 4 erwähnten 


Todesfälle unter verdächtigen Erſcheinungen fi) Eontrofmaßregeln einzuführen. — Für Refidenze 
in einem Biehbeftande ereignen, tritt die in $ Alumb Handelsftädte, ſowie für fonftige Städte mit 
des Geſetzes vom 7. April 1869 ron lebhaften Verkehr und für die Umgebung folcher 


Anzeigepfliht ein. 8 12. Der Beliger darf Städte können befondere, von den 


dann die Franken Thiere nicht Schlachten oder 
tödten, etwa gefallene Thiere aber nicht ver— 
ſcharren oder ſonſt befeitigen, ehe die Natur ber 
Krankheit feftgeftellt if. Bis dahin find todte 
Thiere fo aufzubewahren, daf das Hinzufommen 
von XThieren und Menfchen abgehalten wird. 
8 13. Auf die erhaltene Anzeige ift von den 
DOrtöpolizeibehörden ſofort der competente Thier- 
arzt herbeizuholen, um an Ort und Stelle bie 
Krankheit zu conftatiren. Behufs der hierzu er- 
forderlihen Section ijt, in Ermangelung eines 
Gadaverd, ein Thier zu tödten. — Das Ergeb- 
riß ber Unterfuhung ift protofollarisch aufzu« 
nehmen. $ 14. Wird die Krankheit als Rinder- 
pet erfannt, jo ijt die Unterſuchung auch auf die 
Ermittelung der Art der GEinfchleppung zu er» 
ftreden. — Im Uebrigen iſt dann fofort zur 
meiteren Anzeige an die vorgefegten Behörden 
und zu Öffentlicher Bekanntmachung zu fchreiten, 
in welcher auf die Unzeigepfliht nach $ 4 bes 
Geſetzes dom 7. April 1869 für die zunächſt 
Tiegenden Bezirfe noch beſonders hinzuweiſen ift. 
— Bom Beitpunfte diejer Bekanntmachung an 
$reten bie in den $$ 17—19 angegebenen Ber- 


eftimmungen 
diejes Paragraphen abweichende Anordnungen ges 
teoffen werden. $ 18. Im Seuchenorte hat das 
Schlachten nur er, Anordnung der Polizei— 
behörde und unter Aufjicht von vr eg 
nad) Maßgabe des Bedarfs ftattzufinden. $ 19. 
Im Seuchenorte erftredt ſich die Anzeigepflicht 
auf jeden Erfranfungsfall von Rindvieh und 
anderen Wiederfäuern, mit Ausſchluß der Fälle 
nur äußerer Verlegungen. F 20. Das Gehöft, 
in welchem die Rinderpeft ausgebrochen ift, wirb 
zunächſt durch Wächter abgejperrt, welche weber 
das Gehöft betreten und mit befjen Einwohnern 
verkehren, noch den Eine und Austritt von Ber- 
fonen (außer den beſonders dazu legitimirten), 
lebenden und todten ZThieren oder Sachen aller 
Urt dulden dürfen. — 
erwachſene, männliche Berjonen zu benugen, und 
müſſen biefelben mit einem leicht erkennbaren 
Ubzeihen verjehen fein. — Die Ermächtigung 
zum Eintritte in das —* kann nur den mit 
der Tilgung der Seuche ſelbſt beſchäftigten Per- 
fonen, ſowie Geiftlichen, Gerichtöperfonen, Aerzten 
oder Hebammen Behufs —— ihrer Be⸗ 
rufsgeſchäfte ertheilt werden, und iſt für deren 


Zu Wächtern find nur 


- 


- 
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formelle Legitimation zu forgen. Beim Wieder- peit erfranfte oder derſelben verdächtige Vieh iſt 
austritt hat eine Desinfection derjelben ftattzu-|jofort zu tödten. — Rinder gelten jtet3 für ver- 
ar Am Eingange und rund um das Gehöft|dächtig, jobald fie mit erfranften Stüden in dem» 
i 


nd Tafeln mit der Jnichrift „Rinderpeſt“ an«|jelben Stalle gejtanden, die Wärter, die 
8 21. Für den ganzen Ort, welhem|geräthichaften oder die Tränke gemeinſchaftlich 


ubringen. 


utter⸗ 


as inficitte Gehöft angehört, tritt eine relative gehabt haben, oder ſonſt mit erkrankten Stücken 


Ortsſperre ein, welche in Folgendem beſteht: 
Die Einwohner dürfen unter einander verkehren, 
aber den Ort ohne beſondere Genehmigung — 
welche in der Regel nur ſolchen Perſonen er- 
theilt werben ſoll, die keinen Verkehr mit Rind- 
vieh haben — nicht verlaſſen. — Alle Haus. 
thiere, mit Ausnahme der Pferde, Maulthiere 
und Ejel, müſſen im Stalle behalten, bezw. ein- 
gejperrt werden. Werben fie frei umberlaufend 
betroffen, jo find fie einzufangen und zu jchlachten; 
Hunde und Katzen aber zu töbten und zu ber- 
Icharren. Fuhren dürfen nur mit Pferden, Maul 
hg und Ejeln gemacht werden. — Für alles 

ich, Heu, Stroh und andere giftfangende Sachen 
ift die Ein-, Aus- und Durchfuhr zu verbieten. — 
An alten Ein- und Ausgängen ded Ortes jind 
Tafeln mit der Aufſchrift „Rinderpeſt“ aufzu- 
ftellen, und Wächter, welde die Beobadjtung 
vorftehender Verbote zu überwachen haben. $% 
Für jeden größeren Ort bezichungsmweije für 
mehrere benachbarte Heinere Orte gemeinjam ift 
für die Dauer der Seuche ein Ortscommiſſar 
(welchem nad Befinden noch befondere Aufſeher 
beizugeben find) zu bejtellen, an welchen die im 
8 19 vorgejchriebenen Anzeigen zu richten find, 
und welcher die Ausführung der nöthigen Maß, 
regeln zu überwachen hat. — Wenn der Aus- 
bruch der Seuche an einem Orte conftatirt iſt, 
jo hat der bejtellte Ortscommiſſar die Eonjtatir- 
ung etwaiger neuer Krankgeitsfälle ($ 13) her— 
beizuführen. $ 23. Ergreift die Krankheit einen 
rößeren Theil der Gehöfte des Drted, dann 
ann durch die höheren Behörden die abjolute 
Ortsſperre verfügt werden. — Der Ort wird 
dann vollftändig durch Wachen (in diefem Falle 
militärifche) cernirt und gegen jede Art des Ver— 
fehrs — mit Ausnahme legitimirter Perſonen 
und unumgängliher Bebürfniffe für die Orts- 
einwohner unter bejonder3 anzuordnenden Bor: 
ſichtsmaßregeln — geiperrt. — Der Verlehr der 
Bewohner unter einander ift ebenfall3 auf das 
Unvermeidliche zu beichränfen. Gottesdienſt, 
Schule und andere Verjammlungen (vgl. $ 17) 
fönnen nicht abgehalten werden, die Schenken 
: und Gafthöfe werden geſchloſſen. — Die durch 
‚ den Ort führenden Straßen find einftweilen zu 

verlegen. Liegt der Ort an einer Eijenbahn, jo 
darf fein Eijenbahnzug daſelbſt halten, jelbjt 
wenn der Ort ein Stationdort wäre; es ſei denn, 
daß der Bahnhof jo gelegen ift, daß er vom 
Orte vollftändig abgeiperrt und der Verfehr der 
Eijenbahnjtation mit anderen Orten ohne Ber 
rührung des Seuchenortes unterhalten werben 
fan. $ 24. Je nad der Größe und Bauart 


in eine mittelbare oder unmittelbare Berührung 
gefommen find. — Unter welchen Vorausſetzungen 
anbere Wiederfäuer al3 verdächtig anzuſehen jind, 
ift in jedem Falle nad) den bejonderen Umftänden 
zu ermefjen. — Wird durh die Tödtung der 
verdädtigen Thiere der Viehſtand eines Gehöftes 
bi3 auf einen verhältnikmäßig Meinen Reit ab- 
jorbirt, fo ift auch letsterer zu tödten. — Auf 
—— der höheren Behörde kann auch 
zu ſchnellerer Tilgung der Seuche geſundes >. 
ohne daß die obige Vorausſetzung eingetreten iſt, 
getödtet, und dieſe Maßregel auf nachweislich 
noch nicht inficirte Gehöfte ausgedehnt werden 
(vergl, namentlich $ 36, Abj. 1). — In größeren 
Städten und auf den unter regelmäßiger veterinär- 
olizeiliher Eontrole ftehenden Schlahtviehhöfen 
ann die Berwerthung der Häute und des Fleiſches 
von Thieren, welche bei der Unterfuchung im 


2. lebenden geichlachteten Zujtande gejund befunden 


worden find, gejtattet werden. Das Schlachten 
der betreffenden Thiere muß jedoch unter veterinär- 
polizeilicher Aufficht in geeigneten Räumen ftatt« 
finden, auch dürfen das Fleiſch und die inneren 
Theile erſt nad) dem Erkalten abgefahren und 
die Häute nur dann np werden, wenn 
jie entweder volllommen getrodnet find oder drei 
Tage in Kalkmilch (1 : 60) gelegen haben. $ 26. 
Die getödteten Thiere, bezüglich deren nicht die 
Beitimmung im legten Ablape bed $ 25 Ans 
wendung findet, find zu vericharren. Zu diefem 
Behufe jind geeignete Plätze, möglichit entfernt 
von Wegen und Gehöften, an ſolchen Stellen zu 
benugen, wohin fein Rindvieh zu kommen pflegt. 
Soweit möglich, jind wüſte und gar nicht oder 
wenig angebaute Stellen zu wählen. Die Ber- 
Iharrungspläge find ferner in der Regel zu ums 
zäunen und mit folden Pflanzen zu befesen, 
welche ſchnel wachſen und tiefe Wurzeln treiben. 
— Die Gruben müjjen jo tief gemadt werben, 
daß die Erde mindeitend 2 m hoch die Cadaver 
bededt. $ 27. Tödten und Verſcharren erfolgt, 
joweit möglich, durch die Einwohner des inficirten 
Sehöfted oder durch jolche Perſonen aus dem 
Orte, melde jelbjt fein Vieh haben und nicht 
mit Vich in Berührung kommen. — Berfonen 
aus anderen Orten, inöbejondere aud) außerhalb 
des Ortes wohnende Abdeder dürfen nur dann, 
wenn feine geeigneten Ortseinwohner vorhanden 
find, verwendet werden. Zur Be ber 
Berichleppung der Rinderpeit durch jolhe Per- 
jonen, find die geeigneten Maßregeln zu ergreifen 
6 42). Die Stelle, an der die Bieh— 
tüde getödtet werden ſollen, hatder Ortscommifjar 


unter Zuziehung des beitellten Thierarztes, unter 


des von der Seuche betroffenen Ortes Tann die Berüdjichtigung der Vermeidung jeder Berichlepp- 
relative und die abjolute Ortsſperre auch auflungsgefahr zu beftimmen. — Auswurfitoffe, wel» 
einzelne Ortätheile beichränft werden, jowie an«|che das 2 während des Transports entleert, 
derjeit3 einzelne Häuſer und Gehöfte benach- find zu bejeitigen und zu vergraben. — Cadaver 
barter Orte nöthigenfald mit in die Sperre ein-|dürfen nur durch Pferde oder Menfhen auf 
zufchließgen find. 8 25. Ulles an der Rinder Wagen, Schleifen oder Schlitten, ohne daß ein« 
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zelne Theile die Erde berühren, nad) der Grube|($ 17) ift nöthigenfalld der Weidegang ebenfalls 
transportirt werden. Die Transportmittel find, zu unterjagen und für die unmittelbar angrens 
fo lange noch meitere Transporte in Ausficht|zenden Fluren find die nöthigen Beihränfungen 


ftehen, jorgfältig feparirt u vlg dann 
aber zu vernichten. $ 29. Das Abledern ber 
Cadaver, bezüglich deren nicht die Beitimmung 
im legten Abjage de3 $ 25 Anwendung findet, 
ift ftreng zu unterfagen. Bor dem Berjcharren 
Es von den dazu beftellten Perſonen die Haut 


an mehreren Stellen zerjchnitten und unbrauchbar |$ 


gemacht werden. Alle etwaige Abfälle, Blut und 
mit Blut getränfte Erde find mit in die Grube 
zu werfen. Soweit möglich, find die Kadaver 
vor dem Aumerfen der Grube mit Kalk zu be 
fhütten. — Beim Ausfüllen der Grube find 
Bwifchenjchichten von Steinen oder Reijig, wenn 
möglich, anzubringen. Die Grube ift bis zur 
Aufhebung der Sperre, mindeftens aber drei 
Wochen hindurd mit Wachen zu befegen. $ 30. 
Sit ein Stall, in welchem krankes oder verdäd)- 
tiges Vieh gejtanden hat, durch Tödtung des 
Viehbeſtandes entleert, fo ift, ſofern die eigent- 
liche Desinfection (8$ 40 ff.) nicht jofort nad) 
Entfernung des VBiehbeftandes vorgenommen. wer: 
den kann, der etwa zurücdbleibende Dünger zu 
‚verbrennen oder mit Desinfectionsjlüffigfeit zu 
übergießen, der Stall nach luftdichtem Berfchluß 
aller Oeffnungen ſtaxk mit Chlor zu räudern 
und hierauf die Stallthür bis zum Beginn der 
Ausführung der eigentlihen Desinjection zu 
ſchließen und zu verfiegeln, Alle Stallutenfilien 
und was jonjt bei den Thieren gebraudyt worden 
ift, verbleiben im Stalle und find beziehentlich 
vor dejien Verſchluß wieder hineinzubringen. 
$ 31. Vorjtehende Vorſchriften über die Gehöſts— 
und Ort3iperre erleiden dann die im Intereſſe der 
Wirthſchaft unbedingt nöthigen Modificationen, 
wenn die Seuche zu einer —— wo Feld⸗ 
arbeiten und Weidegang im Gange ſind. Dieſe 
Modifiecationen find von der vorgeſetzten Behörde 
bejonders feſtzuſtellen. E3 find dabei folgende 
Gefichtäpuntte ($$ 32 und 33) zu beachten. F 82. 
Die Gehöftjperre ($$ 15 und 20) kann aud) dann 
nicht umgangen oder gemildert werden. Es ijt 
aber dann dahin zu ftreben, daß ſobald als 
möglich zur völligen Reinerflärung des Gehöfts 

elangt werde (vergl. $ 25). — Unaufichiebbare 

ldarbeiten find entweder durch fremde Hilfe, 
oder durch die eigenen Leute des Gehöftes unter 
den nöthigen Vorfichtömaßregeln zu beichaffen. 
8 33. Gind die Borausfegungen der Ortsiperre 


des freien Verlehrs und Vorſichtsmaßregeln für 
die Feldbeftellungen anzuordiien, $ 35. Bei 
der abjoluten Sperre ift für Herbeifhaffung der 
nothwendigſten Bedürfniffe der Bewohner: Lebens- 
mittel, Brennmaterialien, Futter ꝛc. unter den 
nöthigen Vorſichtsmaßregeln Sorge zu tragen. 

36. In Refidenz- und Handelsftädten, ſowie 
in anderen Städten mit Iebhaften Verkehr fom- 
men die relative und abjolute Sperre de3 Ortes 
nicht in Anwendung; auch find fonftige durch 
die Verhältnifje gebotene Ausnahmen von den 
Beitimmungen der 88 18 ff. zuläſſig. Es ift 
jedoch ftet3 auf möglichſt raſche Tilgung der 
Seuche dur ſchnelle Tödtung des gejammten 
Viehbeſtandes der ergriffenen Gehöfte, ſowie 
durch geeignete Abjperrung der inficirten Loca— 
fitäten und fchleunige Desinfection Bedacht zu 
nehmen. — it die Ninderpeit in einem öffent« 
den Schlachthauſe oder auf einem ala befondere 
Unftalt bejtehenden Schlachtviehmarkte einer grör 
Beren Stadt conjtatirt, jo iſt Die betreffende Lo— 
calität fofort gegen den Abtrieb der auf der- 
jelben befindlidyen Wiederfäuer und Schweine ab» 
zufperren. Hierbei kann, ſofern die Krankheit 
nod feine ſolche Verbreitung gefunden hat, daß 
die jofortige Tödtung und Vernichtung des ge— 
ſammten Beftandes an Wiederfäuern nothiwendig 
it, das Abſchlachten der noch nicht erkrankten 
Thiere zum BZwede der Berwerthung geftattet 
werden. Die Sclahtung, welcher aud die 
Schweine zu unterwerfen find, hat jedoch in der 
betreffenden Localität und unter Aufſicht und 
Leitung von Thierärzten innerhalb längitens 
dreier Tage zu geſchehen. Bezüglid) der Abfuhr 
de3 Fleiſches und der inneren Theile, ſowie der 
Häute der geichlachteten Thiere iſt nad) $ 25, 
Abſ. 6 zu verfahren. — Bei dem Ausbruche der 
Ninderpeft unter Thieren, welche ſich auf den 
Transporte oder Mariche befinden, find die zu 
ergreifenden a ot nad) Lage der be» 
fonderen Berhältnifje zu treffen. 


Dritter Abſchnitt. 
Mafregeln nad dem Erlöfchen der Seuche. 
$ 37. Die Seuche gilt in einem Gehöfte oder 
Orte für erlojchen, wenn entweder alles Rindvieh 
efallen oder getödtet ijt, oder jeit dem letzten 
ranfHeitd- oder Todesfalle drei Wochen ver- 


gegeben, fo tritt dann an deren Stelle die Sperrelftrichen find, und wenn die Dedinfection nad 
der ganzen Feldmark, d. h. ‚die in den SS 21]Mahgabe der folgenden Beltimmungen ftattges 
und 23 ff. angeordneten Sperrmaßregeln werben |funden hat.!) 38. Mit der Desinfection iſt 
an die Grenze der Feldmark verlegt. Die durch nach Maßgabe der Umftände fofort zu beginnen, 
die Feldmark führenden Wege werden abgegraben, |jobald in einem GeHöfte ein Stall vom Bieh 
Tür längs der Grenze Hinführende Wege wird entleert ift. — Dieſelbe Hat aud dann einzu— 
das Betreten und der Transport von Bieh,|treten, wenn bie Tödtung eines Viehſtandes ftatt« 
Rauhfutter u. f. w. verboten. — Alle Ort3ein- [gefunden hat, ohne daf der Ausbrud der Rinder- 
mwohner, welche noch krankheitsfreie ungeſperrte peſt unter demſelben conftatirt war ($ 25, Ab}. 5). 
Gehöfte Haben, können ihre Weldarbeiten mit|$ 39. Die Desinfection darf nur auf amtliche 
eigenen Leuten und Gefpannen verrichten. — Anordnung und nur unter jahverjtändiger Aufe 
Rindviehgeſpanne find dabei von der nachbar- ſicht gejchehen. $4O. Die Desinfection beginnt, 
—— urgrenze und von bezw. verbotenen) — 

egen, ſoweit irgend thunlich, fern zu halten. Wegen Desinfection iſenbahnwa n 
8 54. Fir die Umgebung des Seuchenortes Er a er Mai Fr en lan ee 
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fofern ein Verſchluß des Stalles ($ 31) Ttattge- 
funden hat, mit der Wiedereröffnung dejjelben, 
welche womöglich innerhalb vierundzwanzig Stun- 
den erfolgen foll; für ausreichende Lüftung wäh— 
rend der Dedinfectiondarbeiten ift Sorge zu tra» 
gen. — Der Dünger wird herausgeſchafft und 
verbrannt, oder an Orten, an welche innerhalb 
der nädjiten drei Monate fein Vieh hinfommen 
fann, tief vergraben. Die in Jauchengruben an— 
jammelte Jauche ift unter Unmendung von 
Schwefelſäure und Chlorkall entiprechend zu des— 
inficiren und in hinlänglich tiefe Gruben zu 
bringen. — Alles Mauerwerf wird abgefragt 
(die Fugen gereinigt) und dann frijch mit Kalt 
beworjen und abgepußt. Holzwerk wird eben- 
falls abgefegt, mit heißer jcharfer Lauge ger 
wachen, nad) einigen Tagen mit Shlorfaltlöjung 
überpinjelt. — Erd-, Sand» und Termen- (Lehm— 
ſchlag⸗) Fußböden werden aufgerifjen, die Erde 
einen Fuß tief ausgegraben und Alles gleich dem 
Dünger behandelt. Pflaſter-Fußböden gewöhn- 
licher Urt, d. h. deren Steine in Sand oder 
Erde gejebt find, werben ebenfalls aufgerifien, 
die Erde einen Fuß tief ausgegraben und wie 
der Dünger behandelt. Die Steine fünnen ge 
reinigt, mit Chlorfaltlöfung behandelt und, wenn 
fie vier Wochen lang an ber Luft gelegen haben, 
wieder benutt werden. Fußböden von Holz 
werden nad) Mafgabe ihrer Beſchaffenheit ent- 
weder verbrannt oder in entſprechender Weije 
desinfieirt. Müffen die Fußböden aufgerijjen 
werden, fo ift die Erde ebenfalld wie vorjtehend 
auszugraben und zu behandeln. Feſte undurd- 
läſſige Pilafter von Asphalt, Cement oder in 
Cement geſetztem Pflafter werden gereinigt*'nnd 
desinficirt. — Statt des un lönnen aud) 
andere, erfahrungsmäßig als wirkſam befanute 
Desinfectionsmittel, wie Medenbes Wafler, Carbol- 
fäure u. j. w., benugt werden. — Alles beweg— 
liche Holzwert (Krippen, Raufen, Gefäße und 
jonftige Utenfilien, womöglich auch die Scheide- 
wände) wird verbrannt, Eijenzeug wird aus— 
geglüht. — Jauchebehälter und Stallichleujen 
werden analog behandelt wie GStallfußböden, 
oder, wenn fie gemauert werden, wie das Mauer- 
werk. — Nad) Beendigung der Desinfection wird 
der Stall 14 Tage lang durdjlüjte. $ 41. Bei 
der Desinfection dürfen nur Leute aus Dem 
eigenen oder aus anderen inficirten Gehöften, 
oder ſolche Perjonen verwendet werben, welche 
felbjt fein Vieh haben; diefe Perjonen müfjen 
bis zur Beendigung der Reinigung im Gehöfte 
bleiben. Zu den uhren find nur Prerdegeipanne 
anzuwenden. — Bei dem Transporte von Dünger 
und Erde ift wie nad $$ 23 und 29 zu ver- 
fahren. Die Transportgeräthe fünnen ftatt des 
Berbrennens auch einer jorgfältigen Desinfection, 
wie fie für Holzwerk vorgejchrieben ift, unter 
worfen werden. Die Kleidungsftüde 
der mit den kranken und todten Thieren und 
der Reinigung und Desinfection beſchäftigt ge- 
mwejenen Leute find entweder zu verbrennen, oder, 
foweit fie waſchbar find, mit heißer Lauge 12 
bis 24 Stunden ftehen zu Tafjen, dann mit Seife 
ründlich zu wachen und an der Quft zu trodnen, 
omweit fie nicht wajchbar find, 12 big 24 Stunden 
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lang mit Chlor zu räuchern oder trodener Hitze 
auszufegen und dann 14 Tage zu lüften — 
Schuhwerk und Lederzeug muß jorgjältig ges 
reinigt, mit Lauge oder ſchwacher Chlorfalfe 
löjung gewaſchen und friſch gefettet, nochmals 
mit Chlor geräudert und 14 Tage gelüftet 
werden. — Die Berjonen jelbjt haben die Kleider 
u wechjeln und den Körper gründlid) zu reinigen. 
* Alles Rauhfutter, welches nad) der Urt 
einer Lagerung der Aufnahme von Anſſeckungs— 
ftoff verdächtig erſcheint, ift fogleich bei begin« 
nender Desinfection durch Verbrennung zu ver— 
nichten. $ 44. Dünger auf den Düngerjtätten, 
welcher während des Auftretens der Seudye oder 
innerhalb 10 Zagen vor Gonjtatirung derjelben 
auf die Dungjtätte gebradyt wurde, iſt wie der 
Stalldünger zu behandeln ($ 40). — Der übrige 
Miſt auf den Düngerjtätten ift mit Pferdegeichirr 
auf das Feld zu Ichaffen und wo möglich nad 
drei bis vier Wochen unterzupflügen. — So 
lange legteres nicht geſchehen it und vier Wochen 
nachher darf fein Rindvieh diejes Feld betreten. 
— Iſt die jofortige Wegſchaffung des gefammten 
Düngers nicht thunlich, jo iſt die oberſte Schicht 
mit einer Desinfectionsflüffigfeit zu übergieben. 
Die Fortſchaffung nad Maßgabe der voritehen- 
den Beitimmungen hat indejjen möglichit bald ' 
zu erfolgen. $ 45. Selbſt nad) voliftändiger 
Desinfection eines Gehöftes oder Ortes und 
Befeitigung der Sperre darf neuer Ankauf oder 
Verkauf von Vieh erjt nad) einer von der Be- 
hörde zu bejtimmenden Friſt erfolgen, welche 
nicht unter drei Wochen, von dem Zeitpunlte, 
an dem der Ort für jeuchenfrei erflärt wurde, 
an gerechnet, betragen darf. — Weidepläge, 
welche von peſtkrankem oder peſtverdächtigem 
Vieh benugt worden find, dürfen nicht vor Ab» 
lauf von mindejtens zwei Monaten benugt wer— 
ben. — Die Zeit,fin welcher die Berjharrungs- 
pläge wieder benußt werden dürfen, wird nad 
Maßgabe der localen Berhältniffe in jedem Falle 
von der höheren Behörde beftimmt. $ 46. Die 
Abhaltung von Viehmärkten ift nicht vor Ablauf 
von drei Wochen, nachdem der legte Ort im 
Seuchenbezirke für ſeuchenfrei erflärt ift, zu ger 
ftatten, — War die Rinderpeit in Nefidenze und 
Handelsjtädten, oder in jonjtigen Städten mit 
lebhaften Verkehre oder in der Nähe derjelben 
ausgebrochen, jo können bejondere, von den Bes 
timmungen deös 45, Ab. 1 und $ 46, Ubf. 1 
abweichende Anordnungen getroffen werden. 


Kennzeidhen der Rinderpeit, 


1) Nachlaſſen der Freßluſt. 2) Abwechſelnd 
Aufhören des Wiederfäuens. 3) le F 
Milch. 4) Verluſt der Munterfeit, mitunter von 
einer gewiſſen Aufgeregtheit unterbrochen. Nicht 
jelten find Zittern und Erjcheinungen von Ungft. 
5) Fiebrige Erjcheinungen und Froftihauer mit 
nachfolgender Hitze, Durſt und beichleunigten 
Puljen. 6) Kurzer Huften von heiferem Ton, 
ber bei herannahendem Tode immer mehr an 
Kraft verliert und in ein dumpfes, kurzes Uech- 
zen übergeht, weldyes zu Ausgange jehr mühe- 
voll und röcdelnd wird. 7) Das Auge Bat 
meift ein trübes, gläfernes, mattes Anfehen. 


Riſſe — Rübenzuder, 


Der Thränenfluß ift gewöhnlich vermehrt, er 
nimmt häufig nah einigen Tagen eine mehr 
fchleimige Beſchaffenheit an und nicht jelten 
zeigen fich herabjließende Striemen beffelben mit 
verbadenen Haaren. 8) Aus Mund ‚und Naſe 
fließt ebenfalls Schleim, welcher ſich bisweilen 
fadenförmig herabipinnt. — Die Schleimhaut 
diefer Theile iſt meift etwas aufgelodert, bis— 
weilen find —— Blut ⸗Infiltrationen wahr» 
nehmbar, jeltener Eroſionen. 9) Heſtiger Durch— 
fol fehlt nie. Wenn er nicht ſchon gleich zu 
Anfange da ift, jo tritt er jedenfall3 in den vor— 
eichrittenen Stadien des Uebel ein. — Die 
Hugänge find zu Anfang noch lothartig, werben 
aber bald jchleimig, nicht jelten mit Blut unter: 
miſcht und übelriechend. 10) Die Haare ſträu— 
ben jich, figen loder; — die Krenzgegend wird 
—* ſehr empfindlich gegen Druck; — nicht 
elten ſind Luft-Anſammlungen unter der Haut, 
beſonders in der Kreuzgegend, welche ſich der 
ſinnlichen Wahrnehmung durch eine Art von 
Knijtern zu erlennen geben. 11) Bei heran- 
nahendem Tode, welcher gewöhnlich zwiſchen dem 
4. und 7. Tage zu erfolgen pflegt, nimmt Die 
Schwäche immer mehr zu. Die kranken Thiere 
können ſich entweder gar nicht mehr erheben, 
oder haben, wenn fie dazu genöthigt werden, 
einen fehr mühfamen, unſicheren Gang mit Hin 
und ber ſchwankendem Hintertheile. 

Niffe, Beitrafung der unerlaubten Aufnahme 
von Riſſen von Feitungen oder Feſtungswerken, 
ſ. Str.-©.:B. $ 360, Ver. 1. 

Robben. Nah dem Reichsgeſetze v. 4. Dec. 
1876 werden mit Geldſtrafen bis zu 5000 M 
Deutſche u. zur Beſatzung eines deutſchen Schiffes 

ehörige Ausländer beſtraft, wenn fie der kaiſer— 
— — — — (vom 29. März 1877), durch 
welche der ang von Robben in den Gegenden 
. zwifchen dem 67. und 75. Grade nördl. Breite 
und dem 5. Grade öftlicher und 17. Grade weit- 
licher Länge, vom Meridian von Greenwich aus 
erechnet, für bejtimmte Beiten des rang be» 
Ppräntt oder verboten ift, erlag wo A 

Nötheln, ſ. u. Anjtedende Krankheiten 
das Regulativ vom 8. Auguft 1835, 85 59 ff. 

Nojtöfen ses zu den einer bejonderen 
Genehmigung bedürfenden gewerblichen Anlagen; 
Gewerbeordnung $ 16. 

Nothwild, j. Dammmild, da die Beitimm- 
ungen über Schongeiten für beide Wildarten bie- 
felben find. 

Not, Krankgeit der Pferde, Ejel zc., |. unter 
Viehſeuchen, Gejeg vom 25. Juni 1875, $ 10 
Mr. 4, 85 34 ff. 

Nübenzuder. 

Verordnung, die Befteuerung des im In— 
lande erzeugten Rübenzuckers betreffend, 
vom 7. Auguſt 1846.) 
I. Allgemeine Beftimmungen. 
[1. Höhe der Steuern.) $ 1. Der aus Runfel- 





i) Durch Berorbnung vom 24. Juni 1867 ift diefe Verord⸗ 
nung vom 7. Aug. 1846 fammt den diefelbe erläuternden, er: 
änzenden und abänbernben Vorſchriften and in dem Herzog: 
Fbümern Schleswig und Holftein in Kraft getreten; ebenſo 
durch Berordnung vom 1. Dct. 1868 auf den Elbinfeln Over: 
Haken und Fintenwärder-Blumenjand, fowie in dem preuß. 


1027 


rüben oder aus anderen zuderbaltigen Rüben 
erzeugte Rohzuder wird mit einer Steuer belegt, 
deren Höhe je für eine dreijähige, mit dem 1. 
September beginnende Periode feitzujegen und 
wenigitend acht Wochen vor Anfang der Letzteren 
befannt zu machen it.) — Die Steuer wird 
von den zur Buderbereitung bejtimnten Rüben 
erhoben und dabei bis auf weitere Beſtimmung 
angenommen, daß zur Hervorbringung von Einem 
Centner Zuder Zwanzig Centner rohe Rüben 
erforderlid) find. 

[2. Wie ſolche erhoben wird. a) auf den Grund 
ipecieller Gewichtsermittelung.] $ 2. a) In 
denjenigen Rübenzuderfabrifen, welche die Rüben 
im frischen Zuftande verarbeiten, wird das Ge— 
wicht der Rüben, bevor jolche auf die Zerkleiner— 
ungsapparate gelangen, durch anıtliche Verwieg— 
ung ermittelt, zu welchem Behufe in einer jeden 
jolhen Fabrik und in jeder von der eigentlichen 
Fabrik getrennt beftehenden Anftalt zur Vorricht- 
ung bon Nüben für die Buderbereitung eine 
Waage nebjt den erforderlichen Gewichten in un— 
mittelbarer Nähe des Berlleinerungsapparates 
(der Reibe- und reſp. Schneidemajchine) vorhan- 
den fein muß. — Es dürfen nicht weniger als 
je fünf Eentner Rüben auf die Waage gebracht 


Antbeile der Landſchaft Kirhwärder und in den holiteinifchen 
Dörfern Hobenfelde, Homfelde und Koöthel. — Durch Berord: 
nung vom 26. April 1869 it fie auf den im bie Hollgrenze 
gezogenen Theil der Elbinjel Wilbelmsburg ausgedehnt. In 
denjenigen Theilen des Hollvereinsgebictis, in welchen die 
Verordnung v. 7. Aug. 1846 noch nicht in Wirlfamteit war, 
int diefelbe mit der zu $ 13 erwähnten Abänderung vom 1. 
Sept. 1870 in Kraft gefteten. 

ı) Zufolge Gefeges, betreffend die Befteuerung des Zuders 
v. 26. Juni 1869, beträgt feit dem 1. Sept. 18569 bie Steuer 
vom inländifchen Nübenzuder 80 P vom Zollcentner der zur 
Auderbereitung beitimmten rohen Rüben. 3 3. Bei der Aus: 
fuhr von inländiichem wie von ausländiihem Zuder über die 
Piel gr oder bei deſſen Niederlegung im öffentlichen 

iederlagen wird nach $ 3 des Geſetzes vom 26. Juni 1869, 
wenn die auszufübhrende Menge mindeftens 10 Etr. beträgt, 
eine Vergütung für ben Etr, gewährt: a) für Rohzucker von 
minbeitens 880 Polarijation 9 M 40 P, b) für Kandis und 
für Zuder in weißen, vollen, harten Broden bis zu 25 Pfd. 
Nettogewicht oder in Gegenwart ber Stenerbebörde zerkleinert 
11 M50P, c) für allen übrigen barten Zuder, fowie für 
alle weiße trodenen (nicht über 1/o Waffer enibaltende) Zuder, 
in Kenftall:, Krümel: und Weblform von mindeitens 48% 
Polarifation 10 M 80P. — Der Bundesrath des Zollvereing 
bat die Zollämter zu beftummen, über welde die Ausfuhr bes 
wirkt werden lann. Derjelbe ift auch befugt, zu bejtimmten, 
daft die bei der Ausfuhr von Zuder gegen Vergütung abzu— 
gebende Declaration auf ben Zuckergehalt nach dem Grade 
ber Polarifation gerichtet werde. — ©. auch die Strafbeſtimm⸗ 
ungen im $ 4: Wird bei der Ausjubr von Zuder durdy un: 
richtige Angabe des Zudergehalts ober der fonftigen Beſchaf⸗ 
fenbeit (bandelsüblihen Bezeihnung) des Zuders Steuer: od. 
Zollverglitung für Zucker, bei deſſen Ausjubr eine Vergütung 
überhaupt nicht gewährt wird, in Anfprud genommen, jo bat 
der Declarant den Betrag des 4, Theils der in ug & 
nommenen Vergütung ald Strafe verwirtt. Wird durch die 
unrichtige Angabe des Zudergehalts eine höhere Steuer: oder 
Zollvergütung, als bie für die Klaſſe, zu welcher der auszu⸗ 
führende Zuder gehört, feitgefegte Vergütung in Anſpruch ges 
nommen, jo hat der Declarant das Doppelte ber Differenz 
zwiſchen der zuftändigen und der beanſpruchten Bergütung als 
Strafe verwirtt. — Außer den vorjtebend gedadhten Strafen 
teitt die Confiscation des unrichtig beclarırten Zuders ein, 
wenn folder im’ ber Ndficht, die Staatstaſſe zu verkürzen, 
zwiſchen Zuder verpadt worden ift, für welden eine Bergüts 
ung, besiehungsweile eine höhere Vergütung gewährt wird. — 
Neberiteigt die Angabe des Zuderfchalts den bei der Mevifion 
ermittelten Zudergebalt um nicht mehr als W300, fo findet 
eine Beitrafung nicht ſtatt. Iſt zwar biefer Procentbetrag 
überjchritten, aber der Beweis geführt, dab bie Abficht, die 
Staatstaſſe zu verfürzen, nicht vorgelegen habe, fo ift nur 
eine Ordnungsftrafe von 15—150 M verwirft. 


65* 


1028 


werden. Die Gemwichtdermittelung durch Probe» Fabrikation Materialien oder die daraus berei- 
verwiegungen ift unzuläſſig. b) In denjenigen teten Fabrikate unbraudbar geworden oder durch 
Fabriken, welche re die Bereitung des Budersjein zufällige Ereigniß verloren gegangen find, 
aus getrodneten (gedörrten) Rüben eingerichtet | findet nicht ftatt. 

jind, werden die Rüben — und zwar jomwol die) [5. Verjährung) & 6. Bei Erhebung ber 
in der Fabrik ſelbſt getrodneten, als diejenigen, |Rübenzuderfteuer * ſowol gegen den Steuer⸗ 
welche in getrodnetem (gedörrtem) Zuſtande von|pflichtigen, als auch gegen den Staat eine ein- 
auswärtigen Trodnungsanftalten bezogen oder|jährige Verjährung in der Art ftatt, daß uur 


Rübenzuder. 


in ſolchem Zuftande von anderen Perjonen er— 
worben werden — vor ihrer Einbringung in das 
Rocal, in welchem ſich die Ertractionsgefäße be- 
finden, auf einer nebft den erforderlichen Gewich— 
ten von dem Fabrikinhaber in unmittelbarer 
Nähe des gedachten Local3 zu eg Waage 
veriwogen, und es werben behuf3 der Ubgaben- 
entrihtung auf jeden Gentner getroduete fünf 
und ein halber Gentner rohe Rüben gerechnet. 
c) Zur Erleichterung des Berwiegungsgeidäfts 
wird die Anwendung von Brüdenwaagen ges 
jtattet. Die zur Verwiegung nothwendigen me— 
hanifchen Berrichtungen ijt der Fabrikinhaber 
ſchuldig, durch jeine Arbeiter Ieiften zu lafjen. 
d) Zum Behufe der amtlichen Berwiegung der 
Rüben find die Fabrikanten verpflichtet, ſolche 
bauliche Einrichtungen und ſonſtige Beranitalt- 
ungen zu treffen, daß die mit dem Verwiegungs— 
geichäjt beauftragten Beamten gegen Näjfe, Kälte 
und Zugwind möglichit gejhügt find. — Aud) 
muß jowol diejen, al3 den jonjt mit der Con- 
trole beauftragten Steuerbeamten in dem Fabrik—⸗ 
gebäude die Witbenugung eines erwärmten, mit 
dem zum Schreiben erforderlichen Mobiliar aus— 
gejtatteten Local3 und darin ein verſchließbares 
Behältniß zur Aufbewahrung von Papieren ein- 
geräumt werden. 

[b) Im Wege der Firation.) $ 3. Für Fa— 
briten, welche innerhalb einer Betriebsperiode (von 
der Nübenernte bi$ zur Erſchöpfung des Mar 
terials) nicht über 10,000 Gentner rohe Rüben 
verarbeiten, fanun auf den Grund der angemel- 
deten u. revidirten Materialvorräthe eine Firation 
der dafür zu em'ricytenden Steuer eintreten. In 
dieſem Falle unierbleibt die im $ 2 angeordnete 
jpecielle Berwiegung der Rüben, und es findet 
nur eine allgemeine Beauffichtigung des Betrie- 
bes ftatt. — Sollte jedod im Laufe der Fabri— 
fation fi) ergeben, daß die Menge der zur Ber- 
arbeitung beſtimmten Rüben unrichtig angegeben, 
oder ohne vorgängige Anzeige vermehrt worden 
ift, To kann die Steuerbehörde bie jpecielle Con— 
trole der betreffenden Fabrik auf Koſten des 
Inhabers derjelben anordnen. 

[3. Bon wen und wann die Steuer zu ent« 
richten ift.] $ 4. Zur Entridtung der Steuer 
ijt der Fabrilinhaber verpflichtet. — Der von der 
Hebeitelle des Bezirks am Schlufje eines jeden 
Kalendermonats fetgeitellte und dem Gteuer- 
pflichtigen befannt gemachte Gefällebetrag muß 
binnen drei Tagen nach Empfang der amtliden 
Berechnung eingezahlt werden, Ah wiefern hier» 
bei weitere Zahlungsfriften zu bewilligen jind, 


binnen Jahresfrift, vom Tage der Steuerentricht 
ung an, ein Anſpruch auf Erjag wegen zu viel 
gezahlter Gefälle angebracht, und daß nur binnen 
gleicher Friſt, vom gleichen Beitpunfte an, eine 
Nachforderung an den Abgabepflichtigen wegen 
zu wenig erhobener Steuer geltend gemacht wer 
den barf. Auf dad Regreßverhältniß bes 
Staates gegen die Steuerbeamten und auf bie 
Nachzahlung defraudirter Gefälle Teidet dieje ab- 
gekürzte Berjährungsfrift feine Anwendung. 

[6. Beichränfungen des Betrieb?) $ 7. 4) 
Der vereinigte Betrieb der Zuderfabrifation aus 
Rüben u. Colonialzuder darf nur unter Beob⸗ 
achtung der vom Finanzminifter zur Verhütung 
von Mißbräuchen und zum Schuge des Steuer- 
intereffe zu trefienden Anordnungen jtattfinden. 
b) NRübenzuderfabriten innerhalb des Grenzbe- 
zirls unterliegen außer den in der gegenmärtigen 
Verordnung enthaltenen Beſtimmungen den Vor- 
ſchriften im $ 35 des Zollgefeges und in den 
55 88—90 der Zollordnung vom 23, Januar 
1838 und dürfen daher nur unter Beobachtung 
der zur Gicherung des Gewerbs⸗ und des Zoll⸗ 
interejje nöthig eradjteten Bedingungen und Br 
ichränfungen fortgejegt oder neu angelegt und 
betrieben werden. 


I. Vorſchriften über die Erhebung und 
Gontrolirung der Steuer. 

N Anmeldung ber Betriebsräume u. Geräthe.) 
$ 8. a) Wer, um Zuder aus Rüben zu bereiten, 
eine Fabrik anlegen, oder fonjt Einrichtungen 
treffen will, iſt verpflichtet, ſolches der Steuer- 
hebeitelle, in deren Bezirk die Fabrik liegt, min 
deftens ſechs Wochen vor dem Beginn des erjten 
Betriebs jchriftlid) —*— und der gedachten 
Behörde ſpäteſtens acht Tage vor Eintritt dieſes 
legteren Beitpunftes eine Nachweiſung nad) einem 
näher vorzujchreibenden Muſter in doppelter Aus: 
Ketigmng einzureichen, worin die Räume zur 

ufftellung der Geräthe und zum Betriche ber 
Buderbereitung, einſchließlich aller dazu gehörigen 
oder damit im Zuſammenhange ftehenden Bor 
bereitungen und Operationen, die Räume zur 
Aufbewahrung der Nüben und zur Aufbewahr- 
ung der verjchiedenen Fabritate, ferner die zu 
benutzenden feititehenden Geräthe, als: die Appa- 
rate zum Waſchen, Berlleinern und Dörren der 
Rüben, zum Ertrahiren und Ausprefien des Ri. 
benfaftes, die Kefiel, Pfannen und jonftigen Bor 
richtungen zum Kochen, Yäutern und Klären des 
ven u, ſ. w., imgleichen der in Preußiſchen 

varten ausgedrüdte Nauminhalt der Keſſel u. 


— 


bleibt der Beſtimmung des Finanzminiſters vor-| Pfannen, von jedem dieſer Geräthe beſondert 


behalten. 


genau und vollftändig angegeben jein müſſen. 


‚4. Erlaß oder Erftattung der Steuer.) _$ 5.|b) Diefer Nahweifung muß ein Grundriß der 
Ein Erlaß oder eine Zurüdzahlung der Steuer Betriebsräume und der Gtellung der darin ber 
aus dem Grunde, weil während oder nad) der'findlichen feititehenden Geräthe nad) der vom der 


NRübenzuder. 


Steuerbehörbe zu gebenden näheren Anleitung 

weifach beigefügt, ein Eremplar von der Steuer» 
Hebeftelle bejdeinigt, in dem Fabriklocale aufbe- 
-wahrt und die darin bezeichnete Stellung der 
Geräthe fo lange unverändert beibehalten werben, 
ala Abänderungen nicht durch Einreichung eines 
anderweiten Grundriffes angezeigt worden find. 
c) Nicht minder liegt den Inhabern von Rüben- 
zuderfabrifen ob, wenn neue Geräthe der unter 
a. bezeichneten Art angeſchafft oder die bereits 
angemeldeten ganz oder zum Theil abgeändert 
werden, vor ober unmittelbar nach den Em— 
pfange der Geräthe der Steuerhebeitelle davon 
Anzeige zu machen und biejelben nicht ohme die 
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eine außer Thätigfeit geweſene ältere Anlage der 
Urt wieder in Betrieb geſeht werden foll, jo muß 
der Inhaber ſolches der Steuerhebejtelle des Be— 
zirls vierzehn Tage vor dem muthmaßlichen Bes 
inne des Betriebs fchriftlich anzeigen und ſich 
von derjelben eine Bejcheinigung darüber erthei— 
len laſſen. Dieje Anzeige muß zugleich die Arne 
gabe enthalten, ob und mit welchen regelmäßigen 
Unterbrechungen der Betrieb jtattfinden ſoll. b) 
Befinden ſich Geräthe unter amtlichem Verſchluſſe, 
jo veranlaft die Steuerhebeitelle, daß fih ein 
Beamter zur Abnahme - defjelben rechtzeitig im 
der Fabrik einfinde. 

[6. Einreihung von Material « Vorrathäver- 


von der leteren zu ertheilende amtliche Bejchei- seichmiffen s 18.] 


nigung in Gebraud) zu nehmen. d) Zur Anzeige 
innerhalb der nädjiten drei Tage find dieſelben 


‚ 17. Bejondere Borjchriften für die Fabriken, 
in welchen getrodnete Rüben verarbeitet werben.) 


auch verpflichtet, wenn bereit3 angemeldete Ge-|$ 14. Die Inhaber derjenigen Fabriken, in 


räthe ganz oder zum Theil zum Bmwede ber 
Fabrikation in ein anderes Local gebracht werden. 

D Bezeihnung und Vermeſſung der Geräthe.] 
89. Die in den Betriebsräumen vorhandenen 
feftftehenden Geräthe werden nad) der Beſtimm— 
ung der Steuerbehörde numerirt, welche, wenn 
fie dazu Beranlaffung findet, auch eine Nad)- 
meſſung der Keffel und Pfannen vornehmen kann. 
— Die Nummer und den angegebenen oder er- 
mittelten Quartinhalt muß der Fabrifinhaber an 
den Geräthen deutlich bezeichnen und dieſe Be— 
zeichnung gehörig erhalten laſſen; wie ſolche zu 
bewirken und wo fie anzubringen jei, wird für 
jedes Geräth von der Steuerbehörde beſtimmt. 

[3. Amtliche Bejcheinigung darüber.) $ 10. 
Die Stenerhebeftelle ift verpflichtet, über die An— 
meldung, Vermeſſung und Bezeichnung ber Ge- 
räthe eine Beicheinigung zu erteilen. Nur durch 
ſolche Beſcheinigungen, welche in dem Yabriflocale 
aufbewahrt werden müfjen, kann der Nachweis 
geführt werden, daß die Geräthe und die damit 
vorgenommenen Veränderungen vorjhriftsmäßig 
angemeldet worden. 

* Aufſicht der Steuerbehörde.]) $11. a) Die 
angemeldeten Betriebsräume und die darin vor- 

andenen Geräthe ftehen unter der Auflicht der 

teuerbehörde. — Bon derjelben können Die 
Apparate zum Berfleinern der Rüben (Reibe u. 
Scneidemafchinen), fowie diejenigen zum Ertra- 

iren oder Auspreſſen des Rübenjaftes für die 
Bei während welcher ein Betrieb derjelben nicht 
ftattfindet, auf angemejjene Weiſe außer Gebraud) 
gejegt werden. Die hierauf abzwedenden Vor— 
richtungen werden auf Koften des Fabrilinhabers 

etroffen. b) Die Inhaber von Rübenzuder- 
P briten find verpflichtet, über ihren gejammten 
Fabrilationsbetrieb Bücher (Betrieb3- od. Yabrit- 
büdjer), aus welchen die Menge der verarbeiteten 
Nüben und der erzielten Fabrilate verſchiedener 
Gattungen erfichtlich fein muß, zu führen und 
jolhe den Oberbeamten der Steuerverwaltung 
. (Obercontroleuren, Oberinfpectoren od. noch höher 
ftehenden Beamten), jowie deren Vertretern jeder» 
zeit, anderen Beamten aber nur, wenn diejelben 
dazu von der Provinzial-Steuerbehörde bejonders 
beauftragt find, auf Erjordern vorzulegen. 

[5. Anmeldung des Betrieb.) $ 12. a) Wenn 
eine nen angelegte Rübenzuderfabrif zuerſt, oder 


welchen die Rüben in getroduetem (gedörttem) 
Zuftande verarbeitet werden, find verpflichtet, 
ihre gejammten Borräthe an getrocdneten Rüben 
nur an einem gewiſſen, ein für allemal zu bes 
jtimmenden Orte, welcher unter Mitverichluß der 
Steuerbeamten fteht, aufzubewahren, auch jo oft 
getrodnete (gedörrte) Rüben von außerhalb — 
jei es von auswärtigen Trodnungsanftalten oder 
von dritten Perſonen — bezogen werden jollen, 
der Gteuerhebeftelle jolches jpäteftens am Nach— 
mittage des vorhergehenden Tages jchriftlich ans 
zumelden. — Dieje Unmeldimg, welche die Menge 
und die Art der Berpadung der einzubringenden 
Rüben, den Ort ihrer Herkunft, jowie den Tag 
und bie Stunde der Einbringung enthalten muß, 
fann nach der Wahl des Fabrikinhabers entweder 
für jeden einzelnen Transport oder für einen 
längeren Beitraum im Boraus gemacht werben, 
— Zur angemeldeten Stunde der Einbringung 
it die Ankunft eines Steuerbeamten abzumarten 
und in dejjen Gegenwart alödann fogtei — je 
nadhdem die Nüben fofort verarbeitet werben 
jollen oder nicht — im erfteren Falle deren Ver— 
twiegung, im anderen alle deren Aufnahme in 
das unter Mitverjchluß der Steuerbeamten jtehende 
Aufbewahrungslocal zu bewirken. — Sollen dem— 
nächft Rüben behuf3 der Verarbeitung aus dem 
Aufbewahrungslocal entnommen werden, jo findet 
fih ein Steuerbeamter in der Fabrik ein, um 
da3 Focal zu öffnen und unter feiner Aufſicht die 
Rüben — und verwiegen (5 2 b) zu 
lajjen. Das auf einmal zu entnchmende Quan— 
tum Rüben, imgleichen die Zeit der Entnahme 
wird für jede Fabrik nah Maßgabe des jtatt« 
findenden Betrieb8 von der GSteuerbehörde bes 
jtimmt. 

[3. Verpflichtung zur Defolgung der Controfes 
porichriften.] $ 15. Die in der gegenwärtigen 
Verordnung und insbefondere in den vorjtchenden 
sg 8s—14 ertheilten Controlevorichriften iſt nicht 
nur derjenige, welcher die Buderfabrifation bes 
treibt, oder für jeine Rechnung betreiben läßt, 
jondern auch ein Feder, welcher dabei beichäftigt 
ift, zu beobachten ſchuldig. 


ı) Außer Wirffamreit getreten zufolge Gefekes vom 2. Mai 
1870, $ 1; ebenfo die auf biefe Befiimmung bezügliche Bor« 
ſchrift des $ 17, Ar. 1. 
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II. Behörden und Beamte zur Erhebung, la. Im erften Falle.) 8 18. Die Strafe der 
und Aufſicht. Defraudation beſteht in einer dem vierfachen Be— 
16. Die Erhebung der Steuer und die Ber|trage der vorenthaltenen Steuer gleihfommenden 
aufjichtigung der Hübenzuderfabriten geichieht von | Geldbuße, welche jedoch niemald weniger als 
denjenigen Behörden und Beamten, welden dit 30 M betragen fol. — Die vorenthaltene Steuer 
Erhebung und Controlirung der Branntwein- u.|felbft ift unabhängig von der Strafe zu ent- 
Braumalzftener obliegt, und e3 kommen rüd-| richten. 
fichtlich der inne zu haltenden Dienftitunden der) - [b. Im erften Rückfalle) $ 19. Im Wieder 
Hebeitellen, jowie des Verhaltens der Beamten |holungsfalle, nach vorhergegangener redhtäfräfti« 
gegen die Stenerpflidtigen und dieſer gegen jene|ger Verurteilung, wird die nuch $ 18 eintretende 
die Vorſchriften der 8$ 56 und 57 der Steuer-[ Geldbuße verdoppelt. 
ordnung vom 8. Februar 1819 in Anwendung] [c. Bei ferneren Rüdfällen.] $ 20. Seber 
— Nicht minder jollen die in den 8$ 49 und 53 |fernere Rüdfall wird mit dem Doppelten der im 
bis einjchließlih 55 dieſer Steuerordnung ent-|S 19 beitimmten Geldbuße, jowie mit dem Ber- 


haltenen Bejtimmungen jowol von den Beamten, 
wie von den Steuerpflihtigen und zwar mit der 
Maßgabe beobadjtet werden, daß, jomweit in die- 
fen Beftimmungen von Branntweinbrennern die 


lufte des Rechts zum Betriebe der Rübenfabri- 
fation und zur Hilfßleiftung dabei auf die Dauer 
bon einem bis fünf eis geahndet. 

[d. Strafe der Defraudation unter erſchweren⸗ 


Rede iſt, ſolche auf diejenigen zu beziehen -find,|den Umſtänden) 8 21. Die Strafe der De- 


welche Zuder aus Rüben bereiten. 


IV. Bon den Strafen und bem Straf- 
verfahren.!) 


fraudation wird um die Hälfte gefchärft, wenn 
in den unter Nr. 2 und 3 des $ 17 gedachten 
Fällen 1) umter amtlihem Verſchluſſe befindliche 


[A. Strofen. 1. Strafe der Steuerdefraudation.] | 3erfleinerungsapparate oder Ertractionsgefäße 
$ 


7. Einer Defraudation macht ficdy ſchuldig, 
wer 1) in dem nach $ 13 zu überreichenden Ver: 
zeichniffe feiner Rübenvorräthe dieſe abſichtlich 
in gering angibt, oder — jalls nad) $ 3 die 

trihtung der Steuer in feiter Summe zuge- 
ftanden worden iſt — die Menge der nad) dem 
Firätiondvertrage zur Verarbeitung beſtimmten 
Rüben abfichtlich zu gering angibt, oder ohne 
vorgängige Anmeldung bei der Steuerbehörde 
vermehrt?); ferner werden 2) da, wo die Rüben 
in friihem Zuſtande verarbeitet werden, der- 
gleidyen Rüben, bevor deren Gewicht amtlich er- 
mittelt worden ift, in bie Berfleinerungsapparate 
aufnimmt, oder ſonſt zu einer Zudergewinnung 
dieneuden Operation unterwirft; endlich wer 3) 
da, wo die Rüben in getrodnetem Buftande ver- 
arbeitet werden, getrodnete Rüben, bevor deren 
Gewicht amtlich ermittelt worden ift, in die Ex— 
tractiondgefähe bringt, oder jonft einer zur Zuder- 
gewinnung dienenden Operation unterwirft oder 
getrodnete Rüben ohne vorgängige Anmeldung 
bei der Steuerbehörde in eine Rübenzuderfabrit 
einführt. — Kann in den Fällen unter 2 und 3 
der Angeſchuldigte nachweiſen, daß er eine De— 
fraudation nicht habe verüben wollen, ſo findet 
nur eine Ordnungsſtrafe nad) Maßgabe des $ 25 
oder 26 ftatt. 


) ©. Geſetz zur Ergänzung ber Berordnung vom 
7. Aug. 1846, bie Beſteüerung des im Inlande erzeugten 
Nütenzuders betreffend, vom 12. Febr. 1855: 8 1. Wer auf 
irgend eine Art dem Staate die Rübenzuderfteuer entzieht ob. 
zu entzieben verfucht ($ 31 des Str.:6.:B. lietzt $ 43 des 
Sır.:&.:B. vom 26, Febr. 1876)), hat die in ber Berordnung 
vom 7. Aug. 1846 vorgefchriebene Etrafe der Defraudation 
verwirkt. 2. Dieſer Strafe verfällt namentlich auch der: 
jenige, welcher durch Vorlehrungen, die zu einer unrichtigen 
——— des Gewichts der zur Buderbereitung beſtimmien 

üben zu führen geeignet find, die Steuer verkürzt oder zu 
verfürzen ſucht. 8 3. Laßt fih der Eteuerbetrag, deſſen Ent: 
ziehung bewirlt oder verjudht worden, nicht feititellen,, fo tritt 
eine Geldftrafe don 30-300 M, im Unvermögensfalle ver: 
bältnigmäßige Gefängnißftrafe ein. — 8 4. Wetjet jedoch der 
Angeihuldigte in dem im $ 2 bezeichneten Falle nad, daß er 
eine Defraudation nicht babe veruben können oder wollen, fo 
findet nur eine Ordnungsſtrafe von 3—30 M, tm Unver: 
mögensfalle verbältnifmäaßige Gefängnißftrafe ftatt. 

9 ©. Note zu $ 13. 


eigenmächtig in Betrieb gejegt, oder 2) nicht an- 
gemeldete Zerfleinerungsapparate od. Extractions⸗ 
gefäße gebraucht, od. 3) nicht angemeldete Räume 
zu einer zur Zudergewinnung dienendenOperation 
benugt worden find. 

[e. Strafe der Theilnahme.) 822. Die Stra- 
fen der Miturheber, Gehilfen und Begünftiger 
einer Defraudation, jowie derjenigen, welche an 
den Bortheilen des Vergehens nad) defien Ber 
übung wifjentlich theifnehmen, find nad den all» 
gemeinen Strafgejegen zu beitimmen. — Die 
jüe den Rückfall beftimmte Strafe trifft ‘aber 
nur diejenigen Theilnehmer *einer Defraudation, 
ee fid) ſelbſt eines Rückfalls ſchuldig gemacht 
aben. 

[2. Berechnung ber verfürzten Steuer und der 
Defraudationzftrafe. a) Wenn unangemeldete 
Seräthe unbefugter Weife benugt worden.) 8 28. 
Sind unangemeldete Geräthe zur Vereitung von 
NRübenzuder benugt worden, h werden die ver⸗ 
fürzte Steuer und der Betrag der Defraudationd- 
itraje nad derjenigen Menge Rüben berechnet, 
welche während der letsten jech3 Monate vor dem 
Tage ber Entdedung, auf dem unbefugter Weife 
gebrauchten Geräthe hat verarbeitet werden können, 
infofern nicht entweder eine größere Steuerver- 
fürzung ermittelt, oder vollftändig erwiefen wirb, 
daß der Betrieb in der angenommenen Ausdehn- 
ung nicht ftattgefunden hat, 

[b. Wenn außer Gebraud) geſetzte Geräte uns 
befugter Weihe benugt worden] $& 24. Sind 
Geräthe, welche die Steuerbehörde außer Gebrauch 
geſetzt Hatte, eigenmächtig wieder in Betrieb ges 
bracht worden, jo werden unter gleicher Boraus» 
ſetzung wie am Schlufje des $ 23 die verfürzte 
Steuer und der Betrag der Defraudationgitrafe 
nad) derjenigen Menge Rüben berecjnet, welche 
jeit der Stunde, wo das unbefugter Weile ge 
brauchte Geräth zulegt amtlich unter Verihluß 
gefunden worden tft, bis zur Beit der Entded- 
ung auf diejen Geräthe hat verarbeitet werben 


fönnen. 
(3. Bejondere Strafbejtimmungen. a) Strafe 


——— — — — —— 
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der unterlafjenen oder unrichtigen Anzeige derfDeclaration der $$ 98 u. 94 derfelben ergangenen 


Geräthe u. der unterlaffenen Geräthebegeichnung.] 
8 25. Wer die Fabrifgeräthe oder die damit 
vorzunehmenden oder vorgenommenen Beränder- 
ungen nicht wie im $ 8 vorgeichrieben iſt, ans 
zeigt od. den Rauminhalt der Kefjel u. Pfannen 
der Borihrift des $ 8 zumider zu Kader. an« 
gibt, oder die im $ 9 vorgejchriebene Bezeichnung 
der Geräthe unterläßt, verfällt in eine Strafe 
von 15 bis 60 M, welche bei Wiederholungen 
auf 60 bis 150 M erhöht wird. 

b. Beitrafung fonjtiger Uebertretungen.] $ 26. 
Die Uebertretung jolder in diejer Verordnung 
enthaltenen Bejtimmungen und ber in Gemäß. 
heit derjelben erlaffenen und gehörig befannt ge» 
machten Berwaltungsvorjhriften, auf welche feine 
bejondere Strafe gejegt worden, joll mit einer 
Geldbuße von 3 bis 30 M geahndet werben. 

de Verwandlung der Geld» in Freiheitäftrafe.] 
8 27. Wenn eine Geldbuße von dem Verurtheilten 
wegen feines Unvermögens nicht beizutreiben it, 
fo tritt an deren Stelle eine verhältnigmäßige 
Freiheitsftrafe, welche jedoch im erjten Falle bie 
Dauer von einem Jahre, beim eriten Rüdfalle 
bie Dauer von zwei —— und bei ferneren 
Rückfällen die Dauer von vier Jahren nicht über» 
fteigen, dagegen aber im dritten ober in einem 
ferneren Rüdfalle nicht unter einem halben Jahre 
betragen fol, 


Beftimmungen vom 20. Januar 1820 und 27. 
September 1833 zur Anwendung. $ 80. Die 
durch biefe Verordnung für das Vergehen der 
Defraudation beftimmten Strafen verjähren in 
fünf Jahren, bloße Ordnungsitrafen aber in einem 
Jahre feit Verübung ded Vergehens oder ber 
Eontravention. 

Nüdfal. Abweichung von der biäherigen 
itrafrechtlihen Theorie und Geſetzgebung ijt der 
Rückfall nicht ſchon an fi und im Allgemeinen 
ein bei der Strafzumefjung in Betracht zu ziehen» 
des Moment. In dem Reichs ⸗Strafgeſetzbuch ift 
nur bei einzelnen beſtimmten ſtrafbaren Hand» 
lungen darauf Rüdjicht genommen, jo beim Dieb» 
ſtahl (8$ 244, 245), beim Haube ($ 250, Nr. 5), 
bei der Hehlerei ($ 261), beim Betruge ($ 264). 
©. auch Holzdiebftahlsgejeg SS 7, 8, 16, 
46, 52, 

Nüdfaufshändler, Beitrafung derjelben we— 
gen Bumwiderhandlung gegen die zur Ausübung 
ihres Gewerbes erlajjenen Anordnungen, fiche 
Str.G. B. $ 360, Nr. 12. 

Rückkehr, ftrafbare der aus dem Reichsgebiet 
Ausgemwiejenen, ſ. Str.-G.-B. 8361, Nr. 2, 

Nuheftörung, ftrafbare, j. Str.»G.-B. $ 360 
Nr. 11, $ 366, Wr. 10. 

Nuhr (Krankheit), jiche unter Anſteckende 
KranfHeiten das Regulativ v. 8. Aug. 1835 


[5. Sonftige Strafbeftimmungen.] $ 28. In|s$ 17, 35 ff., 41. 


Unfehung der Vertretungsverbindlichkeit für ver⸗ 
wirkte Gelditrafen, der Concurrenz anderer Ber- 
brechen, der Beitehung der Steuerbeamten und 
der Widerfepfichleit gegen letztere gelten die Be— 
ftinunungen der $$ 83, 84 und 86 bis einjchließ- 
lich 89 der Steuerordnung vom 8. Febr. 1819, 
ſowie der Declaration vom 6. Dct. 1821. 

[B. Strafverfahren] $ 29. Hinfichtlich des 
Verfahrens gegen die Eontravenienten fommen 


die Borjchriften der Steuerorbnung vom 8. Febr. | — 3,5548 


NAufhütten gehören zu dem einer bejonderen 
Genehmigung bedürfenden gewerblichen Anlagen; 
Gew.-Ordn. $ 16. 

Nuthe (Laͤngenmaß) ift im Geltungsbereiche 
der Maß-⸗ u. Gewichtsordnung d. 16. Mai 1816 
— 3,003; in Hohenzollern — 2,50; in Scylede 
wig-Holjtein — 4usası; in Hannover — 4,gas} 
in Kurhejjen — 3,9555; in Naſſau Werfruthe — 3, 
Feldruthe = 5; in Frankfurt a. M. Feldruthe 
Waldruthe — A,sı0s; im Amt Hom⸗ 


1819, $$ 91 bis einihlieglih 95, jowie die zur burg — 3,451; im Oberamt Meijenheim — 5 m. 


8. 


Saatzeit. Während derjelben ift die Erecution 


Eäger (Rogelart) haben keine Schongeit; Gef. 


wegen rüdjtändiger Abgaben zc. zu jiltiren;[v. 26. Febr. 1870, 8 1. 


f. unter Abgaben die Verordnung v. 24. Nov. 
1843, $ 6 und v. 22. Gept. 1867, 8 7. 


Sänften, ſ. Gondeln. 
Salmiaffabriten, gehören zu den einer be 


Enbbathe. Unzuläfjigteit des Erecutionsver-|jonderen Genehmigung bedürfenden gewerblichen 


fahrens gegen 

gaben die zu Saatzeit citirten Beftimmungen. 
Sachbeſchädigung als ftrafbare Handlung, 

f. St.G.B. 88 303—305, 

. Sadyerftändige, zum Erjdeinen geſetzlich 

verpflichtet, find wegen unentjchuldigten Aus— 

bleibens ftrafbar; j. Str.“„G.B. $ 138. Beitraf- 


ung von Sadverjtändigen wegen Abgabe faljcher 


Gutachten, daf. $$ 154, 155, Nr. 2, 55 157, 161. 


Sadjveritändigen-Bereine, |. unter Nach- 
drud die Bejtimmungen v. 12. Dec, 1870 und 


vom 29, Febr. 1876. 


— am Sabbath ſ. unter Ab⸗-Anlagen; ſ. Gew.Ordn. $ 16 


Salmiakgeiſt, Beförderungderjelben auf Eiſen— 
ur f. Betriebö-NReglement $48, II, A. 
Nr. 5. 
Salz, ſ. Steinjalz. 
Salzhandel (Salzabgabe). 
Bundesgejeß, betr. die Par einer 
Abgabe von Salz, v. 12. Oct. 1867:") 
[Aufhebung des Salzmonopols.] $ 1. Das 


I) Durch Verordnung vom 1. Oct. 1868 ift das Geſetz vom 
12. Oct. 1567 auf den Elbinſeln Overbaden und Finlen⸗ 
wärder-Blumenfand, forwie in dem preußifchen Antheil der 
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ausſchließliche Recht des Staates, den Handeljzu gewähren. 5. Jeder Befiter eines neuen 
mit Calz zu betreiben, ſoweit jolches zur Zeit oder wieder in Betrieb gefepten Salzwerkes ift 
beiteht, wird aufgehoben. die Koften der jtenerlichen Ueberwachung deffelben 
(Einfügrung einer Salzabgabe.) $ 2. Das zu tragen verpflichtet, wenn die Menge des aui 
zum inländiichen Verbraude deſtimmte Salz un |demjelben jäyrlid) zur Verabgabung gelangenden 
terliegt einer Abgabe von 6 M für den Etr. Ketto-| Salzes nicht mindeſtens 12,000 Etr. beträgt. 
Gewicht, welche, infoweit das Salz im Jnlande] [2. Eontrole.] $ 6. Die im $ 3 bezeidjneten 
etvonnen wird, von den Producenten oder) Anftalten unterliegen zur Ermittelung des von 
Steinfalz-Bergwertöbefigern, infoweit joldes aus|dem bereiteten Salze zu entrichtenden Abgaben 
anderen als den zum Hollvereine gehörigen Län-|betrages, fowie zur Verhütung don Defrauda— 
dern eingeführt wird, von den Einbringern zu|tion hinſichtlich ihres Betriebes und gefchäjtliden 
entrichten ift. — Unter Salz (Kodjjalz) find | Verkehrs der Controle der Steuer- (Zoll) Xer 
zwar außer dem Siede-, Stein und Seejalz alle] waltung, welche durch eine von diefer zu erlafjende, 
Stoffe begrifien, aus weldyen Salz ausgejcieden jedem Beſitzer folder Anſtalten mitzutheilende 
u werben pilegt; die oberjte Finanzbehörde jedes/u. von dieſem zu befolgende Anweiſung geregelt 
Bunbesftantes ift jedoch ermächtigt, jolche Stoffe) wird. — Dieje Controfe wird für jedes Salzwert 
von der Abgabe frei zu laffen, wenn ein Miß- durch ein beſonders zu errichtendbes oder zu br 
brauch nicht zu befürchten iſt. mn — geübt. Die im 3, 
. . j. 2 erwähnten rifen unterliegen ber Con— 
1. Abgabe (Steuer) von inländiſchem Salze. Idle des nädjitgelegenen Steuer- (Zoll-) Amtes. 
1. —— $ 3. Die Gewinnung oder|$ 7. — die im $ 6 gedachte Auweiſung 
Raffinirung von Salz ift nur in den gegenwärtig |fanıı jeder 
im Betriebe befindlichen, jowie in denjenigen nung der Steuerverwaltung verpflichtet werden: 
Salzwerten (Salinen, Salzbergwerken, Salz-|ı) dafür Sorge zu tragen, daß der Zugang zu 


alzwerfsbefiger nach näherer Anor» 


raffinerien) gejtattet, deren Benutzung zu einem|den Sievegebäuden und den Trodenräunen, jv | 
ſolchen Betriebe mindejtend 6 Wochen vor Er-|wie zu den Räumen, in melden Gteinjalz au 


öffnung derjelben dem Haupt-Zoll- oder Haupt: |geidhieden oder zerkleinert wird, leicht beauffic- 
Steueramte, in dejjen Bezirk die Anftalt ſich bes [tigt und durch jicheren Verſchluß behindert mer- 


findet, angemeldet worden iſt. — Zu einer gleichen 
Anmeldung find auch die Beliger von Yabrifen 
verpflichtet, in welchen Salz in reinem oder uns 
reinem Zuſtande ald Nebenproduct gewonnen 
wird. $ 4. Jeder Beſitzer eined bereits im 
Betriebe befindlichen Salzwerles oder einer Fa— 
brit, weldye Salz als Nebenproduct gewinnt, hat 
binnen einer von der GSteucrbehörde zu be: 
ftinnmenden Frift bei dem Hauptanıte des Bezirls 
in doppelter Ausfertigung eine Beſchreibung und 
Nadyweilung des Galzwertes oder der Yabrif 
nebft Zubehör nad) näherer Beſtimmung der 
— einzureichen. Jede Veränderung 
in den Betriebsräumen, ſowie jeder Zu⸗- und 
Abgang und jede Beränderung an den in der 
Nachweiſung verzeichneten Geräthen und Bor- 
richtung, ijt dem gedachten Hauptanıte vor der 
Ausführung anzuzeigen. — Eine gleiche Ver— 
pflihtung liegt demjenigen ob, welcher eine neue 
Saline oder fonjtige Unftalt, in welcher Galz 
gejördert, gejotten, raffinırt oder als Nebenpro» 
duct gewonnen wird, anlegen, oder eine außer 
Betrieb geſetzte Saline oder fonjtige Anftalt der 
— Art wieder in Betrieb ſetzen will. Bei 

nlage neuer Salinen, Salzbergwerte od. Salz 
raffinerien find die Anordnungen der Gteuer- 
behörde wegen Einfriedigung des Salzwerkshofes 
zu befolgen, auch für die zur Beauffichtiguug 
zu beitimmenden Beamten Geſchäfts- und Wohn- 
ungsräume zu gewähren. — Wo nad beitehen- 
ben Reglements den Beamten Miethsabzüge ge 
macht werden, hat der Salzwerfsbejiger diejelben 
Landſchaft Kirchwärder und in den vom Herzegihum Laien’ 
burg eingeſchloſſenen und mit biefem bereits in die Zolllinie 
gegroenen bolfteiniihen Dörfern Dee. Hamjelde und 
üthel in Kraft getreten; und durch Verordnung v. 26. April 
1869 auf den in die Zollgrenze gezogenen Theil ber Elbinſel 
Wilbelmsburg. — Das Salsmonopol war in Preußen durch 
Geſeh tom 9. Mug. 1867 aufgeheben. 


den fann; 2) die Salzmagazine fo einzuridten, 
daß fie vor gewaltiamer oder heimlicher Ent 
jernung des Salzes genügend 35 ſind und 
die zur Anlegung des ſteuerlichen Mitverſchluſſet 
erforderlichen Einrichtungen zu treffen; 3) des 
Salz nur in den dazu angemeldeten Gejähtn, 
Borrichtungenu. Räumen aufzubewahren; 4) über 
den Betrieb des Salzwerkles ımd das gewonnen 
und verabfolgte Salz genau Buch zu führen und 
die betreffenden Bücher den Steuerbeamten au 
Verlangen jederzeit vorzulegen; 5) Perfonen, 
welche Salzhandel betreiben oder durch ihre An- 
gehörigen betreiben lajjen, auf dem Salzwerle 
feine Beichäftigung zu gewähren u. den Eintritt 
in das Galzwerf unbefugten Berfonen zu unter 
jagen; 6) in den Wohnungen, welche ſich inner 
halb der Salzwerfslocalitäten u. der zugehörigen 
Höfe od. in baulicher Verbindung mit den Salz— 
werfen befinden, Salz in irgend weldyer Art nid 
in größerer als der von der Gteuerbehörde ge⸗ 
itatteten Menge aufzubewahren; 7) die nöthigen 
Vorrichtungen zum ra u zur Denaturir⸗ 
ung des Salzes (Unbrauchbarmadung zum Genub 
jür Menjchen, fowie die Stoffe zur Denaturirung 
zu beſchaffen u. das dazu erforderliche Perjonal 
zu ftellen; 8) der Steuerverwaltung auf Verlangen, 
gegen eine in Ermangelung einer gütlicjen Ber 
einbarung durd die der Ortöbehörde vorgeſehte 
Berwaltungsbehörde feftzuftellende Entfchädigung 
ein angemeſſenes Local behufs der Geſchäftsfühl⸗ 
ung, des Aufenthalts und der Uebernachtung de? 
Beamten zu ftellen; 9) den Salzwerkshof aul 
Verlangen der Steuerbehörde mit einer ange 
mefjenen Umfriedigung, deren Koften die Staat‘ 
fajje bei der eriten Einrichtung zur Hälfte trägt, 
zu umgeben und während der Nacht verjhloNen 
zu halten; zu 8 und 9 vorbehaltfic der am 
Schluſſe de3 $ 4 Linfichtlidy neuer Merle aukve⸗ 
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ſprochenen Verpflichtung. — Die Verpflichtungen) Salze zu entziehen, ift der Salzabgaben-Defrau- 
u2—7 können auch den Befigern von Fabriken, dation jchuldig und foll mit der Eonfigcation der 
n denen Salz als Nebenproduct gewonnen wird, Gegenſtände, in Bezug auf melde die Defrau- 
auferlegt werden. — Wird die Erfüllung einer|dation verübt ift und mit einer Geldbuße, welche 
der vorbezeichneten Verpflichtungen verzögert od. |dem vierfachen Betrage der vorenthaltenen Abgabe 


verweigert, jo fann nad); vorheriger 
ber Betrieb der Saline, des Salzbergwerks oder 
ber Fabril von der oberiten Finanzbehörde des 
Bundesftaates nad) Anhörung der Bergpolizei- 
behörde jo lange unterjagt werden, bi3 der zu 
ftellenden Unforderungen genügt ift. $ 8. ©e- 
werlichaften, Corporationen oder Geſellſchaften, 
welche Salzwerlke beſitzen u. Alleinbeſitzer,, welche 
den Betrieb ihrer Salzwerke nicht unmittelbar 
leiten, find verbunden, zur Erfüllung der ihnen 
der Steuerverwaltung gegenüber obliegenden Ver- 
pflichtungen einen auf dem Salzwerle regelmäßig 
aumeienden Vertreter zu beftellen,, für deſſen 
Handlungen’ und Unterlafjung fie haften. $ 9. 
Alles a einem Salzwerke oder in einer Zabril 
gewonnene Salz, jobald es zur Lagerung reif iſt, 
desgleihen das Schmuß- und Fegejalz, muß von 
dem Beſitzer in fichere, unter jtenerlihem Mit- 
verichluß jtehende Räume (Salzmagazine) gebracht 
werden und darf in ber Megel erjt aus Diejen 
in den Verkehr oder zum Gebraud des Bejikers 
gelangen, Mit der, nur nach vorheriger An— 
meldung und Abfertigung zuläſſigen — 
des Salzes aus dieſen Magazinen tritt die Ver— 
pflichtuug ein, die Steuer zu erlegen, ſofern nicht 
Abfertigung auf Begleitſchein, namentlich behufs 
Verſendung in andere (Padhofs-Magazine), ftatt- 
findet. Hinſichtlich der Begleiticheine und der 
aus der Unterzeichnung und Empfangnahme ber» 
jelben erwachjenden Verpflichtungen finden bie 
diejerhalb in dem Zollgeſetz u. der Zollordnung 
enthaltenen Vorjchriften und die zu deren Aus— 
führung getroffenen Anordnungen aud auf in« 
ländijches Salz Anwendung. — Für Begleiticheine 
und Bleie werden keine Gebühren erhoben. — 
Bon allen Salzwerten darf Salz nur in Mengen 
von mindejtens einem halben Centner verabfolgt 
werden. $ Der Berlehr mit verfteuer- 
tem oder in bematurirtem fteuerfrei abgelafje- 
nem Zuſtande unterliegt, vorbehaltlich der nach— 
ſtehenden Bejtimmungen, feiner jteuerlichen Con— 
trole. 1) Für den Bereih der Salzwerke und 
Fabriken ($ 3 am Schluß), ſowie auf Perſonen, 
welche joldje verlajjen, finden die —— 
in den $$ 37 und 39 des Zollgeſetzes u. in den 
$$ 83, 84, 87, 91, 96, 106, 107 und 113 der 
Bollordnung Anwendung. Diejelben Bejtinm- 
ungen fönnen für den viertelmeiligen Umfreis 
derjenigen Salzwerfe, welche als gehörig unfrie- 


ndrohung | gleichlommt, mindeftens aber 30M beträgt, beitraft 


werden, Kann die Confiscation felbjt nicht voll: 
zogen werden, jo ijt auf Erlegung des Werthes der 
Gegenftände zu erfennen. Daneben ift die Abgabe 
mit 6 M für den Ctr. zu entrichten. Iſt die De— 
fraudation durch umerlaubte Gewinnung oder 
Raffinirung von Salz verübt ($ 3), jo verfallen 
aud die dazu benutzten Geräthe (Siedepfannen, 
Kefjel u. ſ. w.) der Eonfiscation. — Mißbräuch— 
liche Verwendung des ftenerfrei oder gegen Er- 
fegung der im $ 20 erwähnten Controlegebühr 
empfangenen Salze ($ 13, Nr. 6) zieht außer» 
dem den Verluſt des Anfpruches auf jteuerfreien 
Salzbezuges nad) ſich. 12. Im erjten Wie— 
derholungsfalle, nad den ge rechts⸗ 
kräftiger Verurtheilung, wird die nach $ 11 außer 
der Confiscation eintretende Strafe verdoppelt, 
in jedem ferneren Rüdjalle vervierfacdht. — Ju 
denjenigen Staaten, nach deren Zollſtrafgeſetzen 
die freiwillige Unterwerfung unter die Strafe der 
rechtskräftigen Verurteilung gleichfteht, ift dieje 
Beſtimmung auch für den vorftehenden Fall maß— 
gebend. 8 13, Die Defraudation wird als voll 
bradt angenommen: 1) wenn Salz, den Be— 
ſtimmungen des $ 3 zuwider, oder in Anftalten, 
deren Betrieb auf Grund des $ 7 unterfagt ift, 
gefördert, Hergeftellt od. raffinirt wird; 2) wern 
das in den zugelaffenen Betriebsanftalten ge— 
wonnene Salz vor der Einbringung in die unter 
jteuerlichem Mitverſchluß ftehenden Magazine ohne 
ausdrüdlihe Erlaubniß der Steuerbehörde aus 
den Siederäumen entfernt oder verbraucht wird; 
3) wenn Salz aus ſolchen Magazinen ohne zu» 
vorige Anmeldung od. ohne Buchung in den dazu 
beitimmten Regiftern weggeführt wird; 4) wenn 
auf Salzwerfen oder deren —— — ſowie 
in Fabrilen ($ 3 am Schluſſe), Salz in anderer 
als der nah $ 7 geftatteten Weife und Menge 
aufbewahrt wird; 5) wenn Salz von Salzwerfen 
oder von Fabriken ($ 3 am Schluſſe), zu einer 
anderen als der bon der Steuerbehörde vorges 
ichriebenen Zeit oder anderen, als der von der— 
jelben vorgejchriebenen Wegen entfernt wird; 
6) wenn über das unter Steuercontrole od. unter _ 
Controle der Verwendung befindliche Salz eigen» 

mächtig verfügt oder das fteuerfrei oder gegen 
Eontrolegebühr abgelafjene Salz zu anderen ala 
den gejtatteten Zwecken verwendet wird; 7) wenn 
Berjonen, welche ji nad) $ 10, Nr. 1 über den 


digt nicht anerfannt werden, durch eine von der Bezug des von ihnen transportirten Salzes aus- 
oberjten Finanzbehörde des Bundesftante zu er⸗ zuweiſen haben, ohne Ausweis betroffen werden; 


laſſende Bekanntmachung in Anwendung ag 
werden, 2) Die mit außervereinsländiichen Nach— 


8) wenn Soole od. Mutterlauge ohne Erlaubnif 
der Stenerbehörde zu anderen Zwecken ala denen 


barftaaten — des Salzverfehrs beſtehenden der Verſiedung in declarirten Salzwerken oder 


Uebereinkünfte bleiben in Kraft. 


3) Salzhaltige| Fabrifen aus Soolquellen, Gradirwerken oder 


Quellen, deren Soole zur Verſiedung nicht benugt| Soolbehältern (Mutterlaugbehältern) entnommen 
wird, jowie len In fann die Steuerbehörde|oder verabfolgt wird. — Das Dajein der De» 


unter Aufſicht jtellen 
um mibbräudliche rn zu verhüten. 
[3. Strajbejtimmungen.] 8 11 


unter Verſchluß nehmen),|frandation und die Anwendung der Strafe ber- 


jelben wird in den vorftehend aufgeführten Fällen 


. Wer es unter-|Tediglih durch die bezeichneten Thatjachen bes 


nimmt, dem Staate die Abgabe von inländiſchem gründet. Kann jedoch der Angeichuldigte voll» 


1034 
ftändig nachweiſen, daß er eine Defraudation 
nicht I verüben können oder wollen, jo findet 


nur eine Ordnungsſtrafe nah $ 15 ftatt. $ 14. 


Ein Salzwerksbeſitzer, welcher zum zweiten Male 


wegen einer von ihm ſelbſt verübten Salzabgaben- 
ee rechtäfräitig verurtheilt wird, ver— 
liert mit der Rechtskraft der —— die 
Befugniß zur eigenen Verwaltung ſeines Salz 
werkes. — Dieſer Verluſt hat die Wirlung des 
in $ 7 gedachten Verbots. — In denjenigen 
Staaten, nad deren Zollſtrafgeſetzen die frei— 
will ige Unterwerfung unter die Strafe der recht: 
träftigen VerurtHeilung gleichfteht, iſt dieje Be— 
ftimmung auch für den vorliegenden Fall map- 
gebend. $ 15. Die Verlekung des amtlichen 
Verichlufjes von Salz ohne Beauffihtigung einer 
Gefälle- Hinterziehung, ferner die Uebertretung 
der Borichriften der gegenwärtigen Verordnung, 
fowie ber —— derſelben erlaſſenen und öffent- 
lich oder den EHER u. Fabrifanten, 
weldie Salz als Nebenproduct gewinnen, oder 
ſolches ftenerftei oder gegen Eontrolegebühr be- 
ziehen, beſonders befannt gemachten Ausführungs— 
vorſchriften, für welche keine beſondere Strafe 
angedroht iſt, wird mit einer Ordnungsſtrafe 
von 3 bis 30 M geahndet. 16. Kann das 
Gewicht der Gegenjtände, in Bezug auf welde 
eine Salzabgaben-Defraudation verübt ift, nicht 
ermittelt und demgemäß der Betrag der vorent- 
haltenen Abgabe, jowie die danach zu bemejjende 
Geldſtrafe nicht ermittelt werden, jo ijt jtat 
der Confiscation und der Gelditrafe auf Bahl- 
ung einer Geldjumme von 60 bis 6000 M zu 
ertennen. 8 17. Hinfichtlih der Verwandlung 
der Geld» in Freiheitsſtrafen und der fubjidiären 
Haftung dritter Perſonen, fowie ber Bejtrafung 
der Theilnehmer finden die Beſtimmungen der 
gollitraigeiehe Anwendung. Hinfichtlich der Aner- 
ietungen von Geſchenken an die mit Controlir- 
ung der Salzabgaben betrauten Beamten und 
deren Angehörige, ſowie auf Widerjeglichkeiten 
egen Eritere, finden bie Beitimmungen der 

oltftrafgeiege ebenfalld Anwendung, ſoweit nicht 
nad den allgemeinen Zain eine härtere 
Strafe Plag greift. 8 18. Die Yeititellung, 
Unterfudung und Entſcheidung der Salzabgaben- 
Defraudationen erfolgt nad den Beitimmungen 
über Zumiderhandlungen gegen die Bollgejege. 
— Die Vorſchriften für den Fall der Uebertret- 
ung der Zollgejege durch einen Unbekannten finden 


aud auf Fälle der Umgehung der Steuer von 
inländiichem Salze durch einen Unbelannten An- 
wendung. 


II. Ubgabe 81 von inländiſchem Salze. 
s 19. Auf die Einfuhr von Salz und falz- 
haltigen Stoffen aus dem Auslande, fowie auf 
deren Durdfuhr und Ausfuhr finden die Be: 
ftimmungen des Bollgejehes, der Zollordnung u. 
der Bolljtrafgejege, nebft den ſolche abäudernden, 
erläuternden od, ergänzenden Beitimmungen Ans 
wendung. — Bon der Beitimmung der oberiten 
Sinanzbehörde jeden Bundesſtaates hängt es ab, 
inwieweit eine jteuerfreielagerung fremden Salzes 
im Inlande zu geitatten jei. 
UI. Befreiungen von der Salzabgabe. 


2 
















Salzhandel. 


1) das zur Ausfuhr von dem Bollvereinsauslande 
u. das zur Natronjulphat: und Sodafabrifation 
beftimmte Salz; 2) das zu landwirthſchaftlichen 
Bweden, d. h. zur Fütterung des Viehes und 
zur Düngung beftimmte Salz: 3) dad zum Ein- 
jalzen von Häringen u. ähnlichen Fiſchen, ſowie 
das zum Einjalzen, Einpöfeln u. f. w. von Gegen» 
ftänden, die zur Ausfuhr beitimmt find u. ausge 
führt werden, erforderliche und verwendete Salz; 
4) das zu allen fonjtigen gewerblichen Zweden 
bejtimmte Salz, jedod mit Ausnahme des Salzes 
für folhe Gewerbe, welche Nahrungs- u. Genuß- 
mittel für Menjchen bereiten, namentlih auch 
mit Ausnahme des Salzes für die Herftellung 
von Tabaksfabrifaten, Mineralwäfjern u. Bädern; 
5) das von der Staatöregierung oder mit deren 
Genehmigung zur Unterjtigung bei Nothftänden, 
jowie an Wohlthätigkeitsauſtalten verabfolgte 
Salz. — Ueberall iſt die abgabenfreie Berab- 
folgung abhängig von der Beobachtung der von der 
Steuerverwaltung angeordneten Controlemaßre— 
geln. — Die durd die Controle erwachſenden 
Koſten fönnen in den Befreiungsjällen unter Wr. 2, 
3 und 4 in einem Marimalbetrage von 20 P 
für den Eentner von den Salzempfängern erhoben 
werden. $ 21. Diejes Gejeg tritt am 1. Jan, 
1868 in Wirkſamkeit. 


Uebereinfunft wegen Erhebung einer 
Ubgabe von Galz v. 8. Mai 1867, 


Die Regierungen von Preußen, Bayern, Sachſen, 
Württemberg, Baden, Hefien, die bei dem Thü— 
ringiſchen Boll» und Handelsgeſetze betheiligten 
Staaten, Braunſchweig und Oldenburg, von dem 
Wunſche geleitet, die Beichränfungen, denen der 
Verkehr mit Salz im Gebiete des Deutichen Boll- 
und Handelsvereins zur Zeit noch unterliegt, zu 
befeitigen, haben zu dieſem Zwede Verhandlungen 
eröffnen laſſen, wozu ald Bevollmädhtigte ernannt 
wurden: (folgen die Namen), von welden Be 
vollmäcdhtigten, unter dem Borbehalte der Nati- 
fication, folgende Uebereinfunft abgeichlofjen wor- 
den ift: Art. 1. Der Art. 10 des Vertrages 
vom 16. Mai 1865, die Fortdauer des Zoll» u. 
Handelsvereins betreffend, wird aufgehoben und 
im ganzen Umfang des Bollverfchrs freier Ber: 
fehr mit Salz hergeftellt. Art. 2. Das im Boll. 
vereinsgebiete gewonnene, ſowie dad aus dem Aus« 
lande eingeführte Salz unterliegt einer Ubgabe von 
6 M für den Zollcentner Nettogewidht. — Neben 
diejer Abgabe darf in feinem Falle eineweitere Ab⸗ 
gabe vondem Salz, weder für Rechnung des Staates, 
no für Rechnung von Communen oder Eorpo- 
rationen erhoben werden. — Unter Salz (Kod- 
ſalz) find außer dem Siede-, Stein- und Seeſaiz 
alle Stoffe begriffen, aus welchen Salz ausge 
jhieden zu werden pflegt. Art. 8. Der Ertrag 
der Abgabe ift gemeinihaftlih. Derſelbe wird 
nad) Abzug derjenigen Koften der Erhebung und 
Eontrolirung der Ubgabe, welche zur Bejoldung 
der damit auf den Salzwerken (Salinen, Salz 
bergwerfen, Raffinerien) beauftragten Beamten 
aufgewendet werden, jowie nad) Abzug ber Rück— 
erjtattungen für unrichtige Erhebungen, zwiichen 
ſämmtlichen Bereindmitgliedern nad) dem Vers 


0. Befreit von der Ealzabgabe ($2) iſt: hältniſſe der Bevölkerung, mit welcher fie in dem 


Sammlungen — Schanfwirthichaft. 


Gefammtverein fich befinden, vertheilt. Im Uebri⸗ Beihädigung der 
ee findet die Abrechnung über den Ertrag dieſer genftänden, 4 Str. 


bgabe nah den für die 
redeten Grundſätzen jtatt. 


olleinnahmen verab- 


und Controlirung der Abgabe von dem im Boll-| Gejeg vom 11. 
bereindgebiete gewonnenen Salz erfolgt nach Beitrafun 


Maßgabe der hierüber zwijchen den vertragenden 
Regierungen verabredeten bejonderen Beſtimm— 
ungen, die Erhebung und Gontrolirung der Ub- 
En bon dem aus dem Auslande eingeführten 

alz nad der Hollgefepgebung. Art. 5. Ab— 
gabenfrei kann Salz, vorbehaltlich der Sicherung?» 
maßregeln gegen Mißbrauch verabfoigt werden: 
A. a Bereinsrehnung 1) zur Ausfuhr nad) 
dem Bollvereind -Auslande, 2) zu Tandwirthichaft: 
lichen Bweden, d. h. zur Fütterung des Viehes, 
jowie zur Düngung, 8) zum Einfalzen, Einpöteln 
u. j. w. von Gegenftänden, die zur Ausfuhr be- 
ftimmt find und ausgeführt werden, 4) zu allen 
fonftigen gewerblichen Zwecken, jedocd mit Aus- 
nahme des Galzes für folche Gewerbe, welche 
Nahrungs: u. Genußmittel für Menfchen bereiten, 
namentlich auch mit Ausnahme des Salzes für 
Herftellung von Tabaksfabrikaten, Mineralwäfjern 
und Bädern — Salz, welches zu den unter 
2 und 4 bezeichneten Ahneden verwendet werden 
jol, muß vor der abgabenfreien Berabfolgung 
unter amtlicher Aufſicht dematurirt, d. h. zum 
menſchlichen Genuſſe unbrauchbar gemacht werden. 
In den Fällen zu 3 muß die Menge des ver— 
brauchten Salzes unter ſtehender ſteuerlicher Con— 
trole vollftändig nachgewieſen werden. Läßt ſich 
ein ſolcher, Nachweis vollſtändig führen, ſo 
kann die abgabenfreie Verabfolgung von Salz, 
beziehungsweiſe die Erftattung der erlegten Steuer 
nur auf privative Rechnung ftattfinden. B. Auf 
privative Rechnung fann außer dem vorjtehend 
gedachten Falle Salz abgabenfrei verabfolgt wer- 
ben: 1) zur Unterjtüßung bei Nothitänden, ſowie 
an Wohlthätigkeitsanftalten, 2) zu Deputaten 
ee: auf deren abgabenfreie 

rabfolgung die Berechtigten Anſpruch haben, 
3) zur Nacpöfelung von Häringen. Bur 
Hälfte auf Vereinsrechnung u. zur anderen Hälfte 
auf privative Rechnung fann Salz zur Pökelung 
vor Häringen und ähnlichen 5 en —— 
abgabenfrei abgelaſſen werden. Art. 6. Jedem 
Staate bleibt vorbehalten, von dem abgabenfrei 


verabfolgten Salze, mit Ausnahme de3 zur Aus⸗8 


fuhr nad) dem Zollvereins-Auslande, ſowie des 
zur Natronjulphat« und Sodafabrifation be- 
jtimmten Salzes, eine Controlgebühr von höch— 
itens 20 P vom Zollcentner für eigene Rechnung 
zu erheben. Art. 7. Die Functionen der Zoll- 
vereinsbevollmädhtigten umd Stationscontroleure 
eritreden fid) aud) auf die Abgabe von dem im 
Bollvereind-Gebiete gewonnenen Salze. — Ebenjo 
findet das Bollcartel vom 11. Mai 1833 auf 
diefe Abgabe Anwendnng. Art. 8. Gegenwär- 
tige Uebereinfunft tritt mit dem 1. Jan. 1868 
in Wirkſamkeit. — Diejelbe ſoll alsbald zur 
Natification der vertragenden Regierungen vor: 
gelegt und die Auswechſelung der Ratifications— 
urtunden jpätejtens binnen 6 Wochen in Berlin 
bewirkt werden. : 

Sammlungen, öffentliche, Beitrafung wegen 


rt. 4. Die Erhebung | ftüden zum eg ee 


1035 


in ſolchen aufbewahrten Ger 
G.B. 8 304. 

Sand, Entnahme defjelben aus fremden Grund- 
j. unter Enteignung, 
uni 1874, $$ 50 ff. (©. 330). 
wegen unbefugten Sandgrabens in 
fremden Lundiüdten |. Str.G.B. $ 370, Nr. 2. 

Ennitäts-Commijfionen, Einrichtung ſolcher 
bein Ausbruch anftedender Krankheiten, |. unter 
Anjtedende Krankheiten das Regulativ vom 
8. Auguſt 1835, $$ 1—8, 11, 14. 

Sanitäts-Polizei, Zuftändigfeit der Behör: 
den zur zwangsweijen Einführung fanitätspoli« 
zeiliher Einrichtungen im Geltungsbereiche der 
Provinzial-DOronung vom 29, Juni 1875, f. u. 
Berwaltungsbehörden, Gejeg vom 26, Juli 
1876, 88 82, 83. Bezüglich der Gebühren der 
Medieinalperjonen für janıtätspolizeiliche Berricht« 
ungen ſ. unter Aerzte, Gejeg vom 9. März 
1872, $ 7 (©. 30). 

Schachtmeiſter bei dem Bau von Eijenbah- 
nen, deren Berhältniß zu den Eifenbahn » Arbeis 
tern, |. unter Eijenbahn-Arbeiter, Verord— 
nung vom 21. December 1846, 88 8—13 und 
Unlage A und B, 

Schadenerſatz. Berpflihtung zur Leitung 
von Schadenerjag bei Unglügsfällen auf Eijen- 
bahnen, Bergwerfen, in Steinbrüden, Gräbereien 
(Gruben) und Fabriken, ſ. unt. Eifenbahnen, 
Gejeg vom 7. Zuni 1871 (©. 309). Mit dem 
Inkrafttreten der Reid » Eivilprocefordnung v. 
30. Januar 1877 wird $ 6 diejes Gejeges auf- 
gehoben; ſ. Einführungsgefeg vom 30. Januar 
1877, 8 13, Nr. 3, 

Schafe, Krankheiten derſelben, ſ. unt. Viech- 
ſeuchen, Geſetz vom 25. Juni 1875, $ 10, 
Nr. 5 und 7, 88 38—41, 44, 45, 73, Wr. 4. 

Schaffner, Gemwerbebetrich der öffentlid ans 
gejtellten, j. Gewerbe-Ordnung $$ 14, 36. 
Beftrafung derjelben wegen Untreue, |. Str.G.⸗ 
B. $ 266, Nr. 3. 

Schamhaftigkeit, ftrafbare Verlegung ders 
jelben, ſ. Str.-G.- B, $ 183, 

Schankgerechtigkeit als ausſchließliche Ge— 
werbeberechtigung iſt aufgehoben; j. Gewerbes 
Ordnung 88 7,8. 

Schankſtube, Beitrafung des Berweilens in 
berfelben nach der Polizeijtunde, ſ. Str.-G.-B. 


365. 

Schankwirthſchaft, Gaſtwirthſchaft, 
Kleinhandel mit Spirituoſen. I. Zum Be— 
triebe dieſer Gewerbe iſt polizeiliche Erlaubniß 
erforderlich; dieſe muß verſagt werden: 1) wenn 
gegen den Nachſuchenden Thatſachen vorliegen, 
weiche die Annahme rechtfertigen, daß er das 
Gewerbe zur Förderung der Böllerei, des ver» 
botenen Spiel3 od. der Unfittlichfeit mißbrauchen 
werde; 2) wenn das zum Betriebe des Gewer- 
bes beſtimmte Local wegen feiner Beſchaffenheit 
oder Lage den polizeilichen Anforderungen nicht 
genügt. Zum Ausichenten von Branıtwein und 
zum Kleinhandel mit Branntwein und Spiritus 
wird aber die Erlaubnig von dem Nachweije 
eined vorhandenen Bedürfniſſes ebhängtg ge⸗ 
macht. ©. Gewerbe-Ordnung $33 u. Cabi— 
net3-Ordre vom 7. Februar 1835. 3) Die 
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Erlaubniß zum Beginne des Kleinhandels mit Ber folde auf Straßen oder fonft im Umher⸗ 
Setränfen auf dem Lande oder zur Anlegung|ziehen oder an einem Orte vorübergehend und 
ſtädtiſcher od. ländlicher Schanfwirthichaften, mit | ohne Begründung eines ftehenden Gewerbes un: 
denen die Beherbergung von Fremden nicht ver» | ternehmen will, bedarf, abgejehen von den übris 
bunden ijt, joll mur im folchen Fällen geftattet gen Erfordernifjen des Gewerbebetriebes im Um» 
werden, in denen fich die Behörde von der Nüßs|herziehen, der vorhergehenden Erlaubniß der 
lichkeit und den Bedürfniſſe der Anlage überzeugt Ortsbehörde, welche nad) freiem Ermejjen ent« 
hat. Wenn die Communalbehörde (Nr, 2) in ſcheidet. ©, Gewerbe-Ordnung $ 59. 
ihrem Gutachten die Nügfichteit u. das Bedürf— Scheffel Maß) ift im Geltungsbereiche der 
niß der Anlage nicht anertennt, die Polizeibe-] Maf- und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816 
hörde od. der Landrat aber das Bedenken nicht — 54,91 1; in Hohenzollern — 1,7795 hl (1 Scheffel 
begründet finden, jo hat die Regierung definitiv Kalk — 73,408 1); in Schleswig-Holftein ⸗ 17,90 1; 
darüber zu entſcheiden. Eben diejes foll jtatthaben, [in Hannover (Himten) = 31,155 1; in Kurheffen 
wenn die GCommunalbehörde aus behauptetem |— 0,3026 hl; in den vormals bayerischen Ge 
Mangel hinreichender Schantanftalten die Er: bietötheilen = Dans ‚hl. j j 
theilung einer neuen Conceffion in Antrag bringt Scheintod. Bezüglich der für angejtellte 
oder bevorwortet u. die Polizeibehörde oder der Wiederbelebungsverfuche zu zahlenden Prämien 
Landrath dad Bedürfniß nicht anerkennen?) ſ. Prämien. 

II. Gewerbejteuer der Wirthe. ©. unt. Ge— Schenkungen an Corporationen und ander 
werbejteuer, Gejeg vom 30. Mai 1820, 88 9, uriftiiche Perjonen. *) 
10 (©. 582) und Beil, B12, C (©. 586), jowielgefeg, betreffend die Genehmigung zu 
die Minifterial» Anweifung vom 20. Mai 1876, Schenkungen und Teptwilligen a 
ss 49 fi. (©. 596). ungen, fowie zur Uebertragung von un- 

Scharlachſieber, |. u. Anftedende Krank-/peweglicen Gegenftändenan Eorporatio. 
heiten das Regulativ vom 8. Auguft 1835, nen und andere juriſtiſche Berjonen, vom 


85 59—61, , ' j 23. Februar 1870, 
Schauer, Gewerbebetrieb der öffentlich an- $ 1. Schenkungen u. letztwillige Zuwendungen 


geitellten, | Gemwerbe-Orbnung $ 36 ımd bedürfen zu ihrer Giltigleit der Genehmigung 
wegen Beitrafung ——— wegen Untreue Str.⸗ des Königs: 1) infoweit dadurch im Inlande eine 


6.8. 8 266, Nr. neue ————— N . r 

3 juriſtiſche Perſon ins Leben gerufen werden 
— — —— Le ſoll, 2) infoweit fie einer im Fnlande bereits bes 
tHeilen ift, wenn nicht Thatjachen vorliegen, Behenben er oder anderen juriſtiſchen 
welche die Unzuverläffigteit der Nachfuchenden: in ——— eee DR ut 
Beziehung auf den beabfichtigten Gewerbebetrieh ungen und letztwillige Zuwendungen an inläns 


N ⸗ 2. ie Er⸗ — 
—— oder ——— Corporationen u. andere 
das Polizeipräfidium in Berlin und die Sand. juriſtiſche Perſonen bedürfen zu ihrer Giltigkeit 

d ihrem vollen Vetrage nad) der Genehmigung des 


drofteien (in ber Probing Hannover), ‚Die ere Königs oder der durch Königliche Berordnun 
theilte Erlaubniß berechtigt zum Betriebe des ein für alle Mal zu — — 


Schauſpiel⸗Gewerbes innerhalb des ganzen Gelt-]: ag? 2 - 
ungsbereiches der Gewerbe-Ordnung. Bezüglich ee nn Hierher mie 
des Verfahrens bei Verfagung oder Burüdnahme En — zu Gapital — 8 3. Die 
der Erlaubniß j. die Minifterial-Anmweifung v. ren int ai Ku Schenkung oder Te fuilfigen 
4. September 1869 Nr. 55—59 (©. 579). Yu Zum * In den Fällen der s$ 1 abs *— t 
Betreff der umherziehenden Schauſpieler⸗Geſell⸗ r 8 r . ‘8 
ſtets unbejchadet aller Rechte dritter Perſonen. 
ſchaft j. ——— liſche Vorſtell — Mit dieſer Maßgabe iſt, wenn die Geneh— 
Schanſtellungen (theatraliſche Vorſtellungen). migung ertheilt wird, die Schentung oder letzi⸗ 
—— willige Zuwendung als von Anfang an giltig zu 
betrachten, dergeftalt, daß mit der geichenkten od. 
legtwillig zugemwendeten Sache auch die in die 
Hwilchenzeit fallenden Zinſen und Früchte zu 
verabfolgen find. — Die Genehmigung faun auf 
einen Theil der Schenfung oder legtwilligen Zus 
wendung bejchränft werden. $ 4. Die befonderen 
geſetzlichen Vorſchriften, wonad es zur Erwerb⸗ 
ung von unbeweglichen Gegenftänden durch in— 
ländiſche oder ausländische Eorporationen und 
andere juriftiiche Perjonen überhaupt der Ge 
nehmigung des Staates bedarf, werden durch die 
vorjtehenden Beſtimmungen nicht berührt. Sa 
weit es jedoch zu einer folchen Erwerbung nad 
gegenwärtig geltenden Vorfchriften der Geneh⸗ 









































Durch Cabinetsordre vom 21. Juni 1844 iſt ferner be 
flimmt: 1. Der Kleinhandel mit Getränfen ſoll nicht bloß 
anf dem Laude, ſondern auch in den Städten den Bertimm: 
ungen der Drdre vd. 7. Febr. 1835 unterworfen fein. 2. In 
alien zur 4. GewerbejtenersMbtbeilung gebörigen Ortipaften 
ollen die Vorichriften jener Ordre wegen des Schantwirth⸗ 
ſchafts betriebes auch auf den vetrieb der Gaſtwirthſchaft Ans 
wendung finden. 3. In ben unter 2 bezeichneten Ortſchaften 
hat fortan nicht die Ortspoligeibehörde, jondern der Sreis- 
Iandrath die Erlaubnißſcheine zum Betriche derjenigen Ge⸗ 
werbe zu ertheilen, welche den durch die Ordre vom 7. Febr. 
1335 und durch die gegenwärtige Ordre vor eſchriebenen Be- 
ihränfumngen ——— Bezüuglich der Zuftändigfeit und 
des Verfahrens der Behörden im WSeltungsbereiche der Pro: 
vinzial-Ordnung vom 29, Jımi 1875 bei Ertheilung oder 
Berjagung, tw. Eutziebung der Eoncejfion zu dieſen Ge: 
werbebetrieben j. unter Berwaltungspehörden Geſetz v. 
26. Juli 1876 {5 128 und 131, Nr. 2, — Die allgemeinen 
Vorfchriften über das Berfahren bei Verſaqung der Geueb 
nigung zum Betriebe des Gafi⸗ od. Schenimwirtbichaftsbetriebes 
1. in der Miniſterial-Anweiſung dom 4. Sept. 1660. Nr. 55 ff. 


1) Desiiglich der ron folhen Echenfungen zu entrichtenden 
(S. 579). 4. 


Erbichaitsitener f. Erbihaftsiteuergejeg $ 
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migung des Königs oder der Miniſterien bedarf, lichen Angelegenheiten, ſ. unter Verwaltungs— 
fönnen ſtatt deſſen durch königliche BVerorduung!behörden, Gefeg vom 26. Juli 1876, $ 115, 
die Behörden, denen die Genehmigung fortan zu⸗ Schifffahrtszeihen, Beitrafung wegen Ber« 
ftehen joll, anderweitig beſtimmt werden. $ 5. ftörung derjelben, j. Str.-G.-B. 85 322, 325, 326, 
Einer Geldftrafe bis zu 900 M, im Unvermögend-| Sciffsfahrzenge, Stellung derjelben für bie 
falle entiprechender Gefängnißftrafe, unterliegen: | bewaffnete Macht in Friedenzzeiten, |. unter 
1) Borfteber von inländijchen Corporationen u. Naturalleiftungen, Gejeb "sn 18. Yebruar 
anderen juriftiichen Berjonen, welche für dieſelben 1876, $$ 10 und 16 und Injtruction v. 2. Sep» 
Schenkungen oder Teptwillige Zuwendungen in tember 1874, Nr. 7, 10. 

Empfang nehmen, ohne die dazu er orderlihel Schiffslaſt ift = 2000 kg. 

Genehmigung innerhalb 4 Wochen nachzuſuchen; Schildwachen, Pilichtverlesungen und Ber« 
2) diejenigen, welcher einer ausländiſchen Cor-|breden derjelben, j. u. Militärperjonen Milis 
poration od. anderen juriſtiſchen Perſon Schenk- |tär- trafgejegbudh, 8$ 73, 125,141, 143; Beitrafs 
ungen oder Tegtwillige Zuwendungen verabfolgen, [ung der Wiederjeglichkeit gegendiefelben, daf $ 111. 
bevor die dazu erforderliche Genehmigung ertgeilt] Schlachthäuſer. Gemäß $ 23 Abi. 2 der 
if. $ 6. Die Beitimmungen des gegenwärtigen Reid» Gewerbe- Ordnung kann für jolde Orte, 
Geſehes finden auf Familienftiftungen und a-|in welden öffentliche Schlachthäuſer in genügen» 
milien-Fideicommifie feine Anwendung. $ 7. Alle|dem Umfange vorhanden find oder errichtet wer» 
mit dem gegenwärtigen Geſetze nicht im Einklange|den, bie fernere Benußung bejtehender und die 
ftehenden Bejtimmungen, insbejondere das Ge-| Anlage neuer Privatihlächtereien unterjagt were 
jeg vom 13. Mai 1833, die Allerhöchſte DOrdre|den. Für Preußen fiche das 

vom 22. Mai 1836, die Verordnung vom 21.Geſetz, betr. die Errichtung öffentlicher, 
Juli 1843, die in einem Theile der Provinzlausjchließlih zu benußender Schlacht— 
— gg in ne Pig rer Rp on häujer, vom 18. März 1868. ! 

216, Th. 2, Tit. 11 des Allg. Landrechtes ne henieniaen Gemeinden, in we ; 
neh pe are zum Allg. Landrecht, ne cu Schlachten — Bi Cöfe 
erden aufgeyU DEN. fentliches Schlachthaus) errichtet ijt, kann dur 

—— haft, | SAH RENNEN SGemeindebeihluß angeordnet werden, daß — 
Smtebäger er |. beit nur a "halb ded ganzen Gemeindebezirted oder eines 
gerichte. a et * Theiles deſſelben das Schlachten ſammtlicher od, 
Beugurig des 9 * Str * Be uhters [einzelner Gattungen von Bieh, fowie gewijſe mit 
ge eſtechung eines Schiedörihters, | nom Schlachten in unmittelbaren: Zuſammenhange 
— * Iſlehende, beſtimmt zu bezeichnete Verrichtungen aus» 
Schieferbrũche im linksrheiniſchen Gebiet, im) eytieptich in dem öffentlichen —— reſp. 
Naſſauiſchen und in Walded-Byrmont, j. Berg-Iyen öffentlichen Schiachihäuſern vorgenommen 
8 214 u. Note 3 zu $ 1 dafeldft (S. 127). |" Me 7 rn OTBEROTBBAE) 
geieg 5 21 werden dürfen. — In dem Gemeindebeichluffe 
Schießbedarf, Beſtrafuug der Ueberlieferung kann beſtimmt werden, daß das Verbot der fer— 
von —— an ka Be A ® nn I. — neren Benutzung anderer als der in einem öffent— 
vun 2'260, ar efug en Anfammlung deſſelben, — befindlichen Schladyiitätten: 
- — 1) auf die im Beſitze und in der Verwaltun 
Schießen ur ——— — * 5 F von Innungen oder ſonſtigen Corporationen 
Nähe von Gebäuden iſt ſtrafbar, |. Str.-G.-B. findlichen gemeinihaftligen Schlahthäufer, 2) auf 
$ 367, Rt. er [ das nicht gewerbmäßig betriebene Schlachten feine 
Scießpulver, f. Bulver. € d Unmwendung finde. $2. Durch Gemeindebeichluß 
Scjiefiitände ber —— 7 ung von ran nach Errichtung eines öffentlichen Schladhts 
Kugeln aus benfelben, J F D. 5 F hauſes angeordnet werden, daß alles in däſſelbe 
Schiffe der Kriegemarine eſtrafung er Ber- gelangende Schlahtvieh zur Feſtſtellung jeines 
ftörung oder Ueberlieferung vi ” feind- | Gefundgeitszuftandes ſowol vor ald nad) dem 
liche Gewalt, |. Str.-©.d. 5 90, Nr. 2. Der) Splachten einer Unterjuhung durch Sadjverftän 
ftrafung wegen Webertretung der Verordnungen dige zu unterwerfen ift. &$ 3. Die in den Sg 1 
zur Verhütung bes —— — der Schiffe] nd 2 bezeichneten Gemeindebeſchlüſſe bedürfen zu 
und in Betreff der Noth. und Lootjen »Signale ihrer Giltigkeit der Genehmigung der Bezirks— 
für Schiffe auf See, baj. $ 145; wegen borjä- regierung. — Das Berbot der Benupung are 
lich verurſachten — — go derer als der im öffentlichen Schlachthauſe bes 
Schiffes daf. 63 265, 322, 323, 325, 326. Delsinptihen Schladhtitätten ($ 1) tritt ſechs Monate 


trafung der Zerſtörung fremder Schiffe, dai. Mer : 
\ — Branditiftung auf Schiffen, dafeloft nach der Beröffentlihung des genehmigten Ge» 


— a M | meindebeicdjlujjes in Kraft, ſofern nicht in dieſem 
a8, 0010, Ba Ber De, des SHNeS I Beichtfie Io eine tängere Seit betinm if 

Schiffer, jtrafbare Handlungen derjelben, fiehe $ 4. Die Gemeinde ift verpfligtet, das öffent“ 
Str.⸗G. B. SS 145, 297, 298. — — 

Schiffer⸗Muſterungsgeſchäft, ſ. Erſatz- 
Drdnung. 






































1) Ueber die Zuftändigkeit der Behörden im Bereiche ber 
Provinzial-Orbnumg vom 29. Juni 1375 in den Fallen ber 
g 8 8 — — 2 12 dieſes en f. unter zunne 
Schifffahrtspolizei. Zuftändigteit der Be-Jumgsbebörben kein hon m6. MUT 1876 $ 145. — Die 

* Un PAR, ET veterinär-poligeilichen VBorfchriften für öffentlihe Schlachthäuſer 
Hörden im Geltungsbereiche der Provinzial-Ord-|gein Ausbrud von Bichfeuchen f. unter Biehieuden, Gelep 
nung vom 29. Juni 1875 in ſchifffahrtspolizei- vom 25. Juni 1875, $$ 52 ff. 
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Schlachtſteuer. 


liche, ausſchließlich zu benutzende Schlachthaus Commiffarius aushändigen läßt. $ 11. Segen 
den örtlichen Bedürfniſſen entiprehend einzurich⸗ das Nejolut jteht Jedem der Betheiligten inıner- 
ten und zu erhalten. — Will die Gemeinde die| halb einer Frijt von vier Wochen, vom Tage der 
Anftalt eingehen lafien, fo it ber Termin der Behändigung des Nejoluts an geredjnet, die Be— 


Anfgebung von der Genehmigung ber Regierung 
abhängig. $ 5. Die Gemeinde ift befugt, für 
die Benugung der Anftalt, jowie für die Unter- 


fuchung des Schlachtviehs beziehungsweiſe deö|Die Beftimmungen bes 


Fleiſches Gebühren zu erheben. Der Gebühren- 
tarif wird durch Gemeindebeſchluß auf mindeſtens 
einjährige Dauer feſtgeſetzt und zur öffentlichen 
Renntnih gebradht. — Die Höhe der Tarifſätze 
ift fo zu bemefjen, daß 1) die für die Unterfuch- 
ung ($ 2) zu entrichtenden Gebühren, die Kojten 
dieſer Unterſuchung, 2) die Gebühren für die 
Schlachthausbenutzung den zur Unterhaltung der 
Anlagen, für die Betriebskoſten, jowie zur Ver— 
zinſung und allmählichen Amortijation des An- 
lagecapitals und der etwa gezahlten Entihädig- 
ungsſumme ($ 7) erforderlichen Betrag nicht 
überiteigen. — Ein höherer Zinsfuß als fünf 
Procent jährlich und eine Höhere Amortiſations— 
quote als ein Procent nebjt den jährlid) eriparten 
Binfen darf hierbei nicht berechnet werden, $ 6. 
Die Benutzung der Anſtalt darf bei Erfüllung 
der allgemein vorgejchriebenen Bedingungen Nie 
mandem verjagt werden. & 7. Den Eigenthü- 
mern und Nupungsberedhtigten der in dem Ge— 
meindebezirke vorhandenen Privat-Schladhtanital« 
ten ift für den erweislichen, wirklichen Schaden, 
welchen fie dadurd) erleiden, daß die zum Schladht- 
betriebe dienenden Gebäude und Einrichtungen 
infolge der nad) $ 1 getroffenen Anordnung ihrer 
Beitimmung entzogen werden, von der Gemeinde 
Erjat zu leiften. — Eine Entihädigung für Nadı- 
theile, welche aus Erjchwerungen od, Störungen 
des Geſchäftsbetriebes hergeleitet werden möchten, 
findet nicht ftatt. $ 8. Soweit Badıt- u. Mieth— 
verträge die Benugung von Privat-Schlachtan- 
ftalten zum Gegenftande haben, erreichen jolche 
Verträge ihr Ende jpäteftend mit dem Ablauf 
der na $3 den Schlachthausbeſitzern gewährten 
Friſt. — Ein Entſchädigungsanſpruch wegen die— 
fer Auflöfung allein jteht dem Verpächter und 
Pächter gegen einander nicht zu. $ 9. Die Ei- 
genthümer und Nupungsberechtigten (Rächter, 
Mierher) von Privat- Schlachtanftalten find bei 
Vermeidung des Berluftes ihrer Entihädigungs- 
anjprüche gegen die Gemeinde verpflichtet, die- 
jelben innerhalb der ihnen nad $ 3 gewährten 
Frift bei der Bezirfäregierung anzumelden. — 
Dieje Behörde ernennt einen Commifjarius, wel- 
her unter Buziehung von zwei Beijigern ben 
Anſpruch zu prüfen und den Betrag der Ent» 
ſchädigung zu ermitteln hat. — Der eine der 
Veifiger ift von dem Entihädigungsberedtigten, 
der andere von der Gemeinde zu wählen. Er— 
folgt die Wahl nicht binnen einer vom Commij- 
jarius zu beftimmenden mindeſtens zehntägigen 
Frift, jo ernennt diefer die Beifiger. $ 10. Nach 
Beendigung der Inſtruction reicht der Commij- 
farius die Verhandlungen mit feinem Gutachten 
der Bezirlöregierung ein, welche über den Ent» 
ſchädigungsanſpruch durd ein mit Gründen ab» 
gefahtes Reſolut entſcheidet und eine Ausfertig- 
ung defjelben Jedem der Betheiligten durch den 


ichreitung des Rechtsweges zu. — Nah frucht— 

lojem Ablauf diejer Frıit hat das Nejolut Die 

Wirfung eines rechtsfräftigen Erfenntnifjes. S 12. 

egenwärtigen Gelege? 

finden auch auf den Fall Anwendung, in welchem 
die Gemeinde dad üffentlihe, ausſchließlich au 
benugende Schlachthaus nicht felbt errichtet, ſon⸗ 
dern die Errichtung deſſelben einem Unternehmer 
überläßt. In bielem Falle verbleiben der Ge 
meinde die ihr in dieſem Gejege auferlegten ®Ber- 
pflihtungen. Das gegenfeitige Verhältniß zwi 
ihen der Gemeinde und dem Unternehmer iv: 
durch einen Vertrag zu regeln, weldyer der Beſts— 
tigung der Bezirtöregierung unterliegt. F 13. Dir 
in diejem Gejche den Bezirfsregierungen beige 
legten Befugnijie jtehen in der Provinz Hanno- 
ver, jo lange Bezirföregierungen dajelbjt nicht 
eingejegt find, den Landdrojteien zu. $ 14. War 
der nad $ 1 getroffenen Anordnung zumider | 
außerhalb des öffentlicyen Schlachthauſes entweder 

Vieh jchladiget oder eine der jonftigen im Ge | 

meindebeſchluß näher bezeichneten Verrichtunger 

vornimmt, hat für jeden Webertretungsfall cine | 

Geldbuße bis zu 60 M oder im Unvermögen?- 

falle verhältuigmäßige Gefängnißftrafe verwirt!. 
Schlachtſteuer. 

Geſetz, betr. die Aufhebung der Mahl— 
und Schladtjteuer, vom 25. Mai 1873. 
$1. In allen mahl- und ſchlachtſteuerpflicht— 

gen Städten wird von dem 1, Januar 1875 a5 

die Mahl- und Schladhtjteuer aufgehoben u. die 

Klafjenjtener eingeführt. — Nach Gemeindebr 

ſchluß Fann in jeder mahl- und jchlachtiteuer- 

pjlichtigen Stadt aud) der 1. Januar 1874 als 

Zermin für diefe Steuerummwandlung feſtgeſeßt 

werden. $ 2. Die Schlachtiteuer kann in bieher 

mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten vom 

1. Januar 1875 ab alö Gemeindejteuer forter- 

hoben werden, wenn die Lage des ftädtijchen 

Yaushaltes ed erfordert und die örtlichen Wer | 

hältnijie dazu geeignet befunden werden. Die | 

desfalljigen Gemeindebeichlüffe, die zur Ausfüpr- 
ung dereiben zu erlajjenden örtlihen Schlacht. 
jteuer-Negulative und die zum Zwecke der Exrheb- 
ung und Verwaltung der Schlachtſteuer durch 
tädtiihe Behörden und Beamten zu treifenden 

Einrichtungen unterliegen der Genehmigung der 

Minister des Innern und der Finanzen, — Die 

Gemeindebeſchſüſſe bedürfen von drei zu drei 

Jahren der Erneuerung dergeftalt, daß gegen den 

übereinjtimmenden Beſchluß der ſtädtiſchen Ver— 

tretung u. des Magiſtrats (in der Rheinprobinz 
des Bürgermeiſters) eine Forterhebung der 

Schlachtſteuer unzuläſſig iſt. — Umfaßt der bei der 

betreffenden Stadt beſtehende engere und weitere 

Dahl u. Schladgiteuerbezirf andere Ortichaften, 

over Theile von anderen Ortihaften und wird 

deren Ausichließung durch andermeite Regelung 
des Schlachtſteuerbezirles nicht zuläffig befunden, 
jo iſt ſolchen Ortſchaften nah Verhältnig ihres 

Beitrages zu dem Ertrage der Schlachtſteuer ein 

entjprechender Antheil des Tegteren zu gewähren, 


Schlachtvieh — Schlöſſer. 
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deſſen Höhe durch Vereinbarung beſtimmt, an⸗ die flüſſigen Abgänge nad) einer Sammelgrube 


dernfalls aber von den gedachten Miniſtern vor» 
behaltlich des Nechtöweges feitgejtellt wird. — 
Dem Landtage ift in der nädjiten Seffion ein 
Verzeichniß derjenigen Städte vorzulegen, in 
denen die Schlachtiteuer als Gemeindefteuer fort- 
erhoben wird. Nach dem Wblaufe von je drei 
Sahren fol das Bedürfniß des Fortbeitandes 
der Gemeinde-Schladhtiteuer aufs Neue geprüft 
werden. — Ueber das Refultat der jedeömaligen 
en und die getroffene Entfcheidung ift dem 

andtage eine Vorlage zu machen. $ 3. Eine 
Erhöhung der beftehenden Schlachtſteuerſätze mit 
Einfluß de3 bisherigen Communalzuidjlages 
fan nur durch Gejeß angeordnet werden, — 
Ermäßigungen der bisherigen GSteuerjäße, Be— 
freiungen gewiſſer Gegenftände von der Schladht- 
jteuer u. andere den hlochtftenerpflichtigen Ver⸗ 
lehr erleichternde, od. die Zuſtändigkeit der ſtäd— 
tiſchen Behörden betreffende Aenderungen der 
wegen der Schlachtſteuer beſtehenden Vorſchriften 
können durch die örtlichen Schlachtſteuer-Regula— 
tive eingeführt werden. — Im Uebrigen finden 
die wegen der Schlachtſteuer des Staates ber 
ftehenden Vorſchriſten auch auf die vom 1. Jan, 
1875 ab als Gemeindefteuer zu erhebende Schladjt- 
fteuer Anwendung. $ 4. Auf Antrag der ber 
treffenden Stadt wird, gegen Vergütung des von 
dem Finanzminifter feitzufegenden Koftenbetrages, 
die Erhebung und Verwaltung der Schladhtitener 
durd) die Behörden und Beamten der Verwalt- 
ung der indirecten Steuern des Staates für Ned) 
nung der Stadt fortgefegt. — Die im dieſem 
Falle den ftädtifchen Behörden zufommenden Be- 
fußgnifje Hinfichtlich der Kenntnigrahme u. Ein- 
wirkung in Schladtiteuer-Angelegenheiten werden 
in der bezüglichen Uebereintunft geregelt. $ 5. 
Der im $ 6 des Geſetzes wegen Abänderung des 
Geſetzes vom 1. Mai 1851, betreifend die Ein- 
führung einer Klaſſen- und Haflificirten Einlom- 
menfteuer (j. ©. 285), auf 38 Millionen feitge- 
tellte Zahresbetrag der Solleinnahme der Klajjen- 
— wird mit Rückſicht auf die Einführung der 
Klaſſenſteuer in den bisher mahl- und ſchlacht⸗ 
fteuerpflichtigen Städten auf 42 Millionen M 
erhöht. (Der folgende Inhalt des Geſetzes vom 
25. Mai 1873 iſt nicht mehr von praftijcher Be— 
Deutung.) 
Schlachtvich, Behandlung defielben beim Aus- 
bruch von Biehfeuchen, ſ. unter Rinderpeft, In— 
firuetion vom 9. Juni 1873 88 3, 13 f. u. unter 
Viehſeuchen, Geſetz vom 25. Juni 1875 85 52 f. 

Schlächter (Fleiicher), Gewerbeſteuer derjel- 
ben, ſ. unter Gewerbejfteuer, Geſetz v. 30. Mai 
1820, Beilage B, 12 C (©. 586). 


abgeleitet werben. 3) Diefe Sammelgrube muß 
gegen die Sonnenstrahlen gefchügt in ausreichen» 
ber Größe angelegt werden, in der Sohle uud 
in den Wänden mwafjerdicht gemauert, oben dicht 
Ichließend überdedt fein und zur Aufnahme der 
Abfälle an Darmloth, Schleim, Blut 2c. dienen. 
4) Die Abfälle müſſen fofort nad) ihrer Einleit» 
ung mit einer Lage Dünger oder Stroh über» 
bedt, auch in heißen Tagen nad) Erfordern zur 
Verhütung ſchädlicher Ausdünftungen mit Kalt- 
mild, jtarfer Auflöiung von ſchwefelſaurem Ei- 
jen oder gleihwirtenden fäulnigmwidrigen Stoffen 
überjchüttet werden. 5) Die Ausleerung der 
Sammtelgrube muß zur angemejjenen Zeit nad) 
Weifung der Polizeibehörde erfolgen. 6) Die 
Einleitung fejter oder flüjfiger Abgänge in flie— 
Bende Gewäſſer bleibt der polizeilichen Regelung 
in Gemäßheit des S 3 des Geſetzes vom 28. Fe— 
bruar 1843 über die Benubung der Privatflüffe 
unterworfen. 7) In der Nähe der Schlachtſtätte 
muß ein Brunnen befindlich fein. 8) Der Hof, 
ſoweit derſelbe zum Schlachtbetriebe mit benußt 
wird, muß gepflaftert fein. 9) Vor Anbetrieb- 
jegung der Anlage hat der Unternehmer der Po— 
lizeibehörde in glaubwürdiger Art nachzuweiſen, 
dag die Ausführung dem vorgefchriebenen Bes 
dingungen entipriht. 10) Inſofern durd die 
beabjidhtigte Errichtung der Schlachtſtätte vor— 
jtchend feitgefegter Bedingungen ungeachtet den 
Beligern oder Bewohnern benachbarter Grund» 
jtüde oder dem Bublicum überhaupt erhebliche 
Gefahren, Nachtheile oder Beläftigungen erwach— 
jen follten, bleibt Unternehmer gehalten, auf jeine 
Koften alle diejenigen Einrichtungen zu treffen, 
welde zur Erreihung größerer Sicherheit erfor- 
derlich befunden werben, 

‚ Scjlägerei. Beſtrafung der Theilnehmer au 
einer Schlägerei, durch welche der Tod eines Men— 
hen oder eine ſchwere Körperverletung verurſacht 
worden ilt; Str.G.B. $ 227. Wer bei einer 
Schlägerei, in welche er nicht ohne fein Verſchul— 
den hineingezogen worden iſt, fi einer Waffe, 
ingbejondere eines Meſſers oder eines anderen 
gefährlichen Werkzengs bedient, wird mit Geld- 
itrafe bi$ zu 150 M oder mit Haft bejtraft; daſ. 
$ 367, Nr. 10, 

Schlafitellen-Bermiethung ift nicht gewerbe— 
fteuerpflichtig; j. unter Gewerbefteuer, Gejeg 
vom 30, Mai 1820, $ 9, 6. 

Schlageijen dürfen nicht ohme polizeiliche Er- 
laubniß gelegt werden; ſ. Str.-G.-B. $ 367, Nr. 8. 

Edjleujen, Beltrafung der Yerjtörung oder 
Beihädigung derfelben, f. Str.-©.-8.8$ 321, 325, 
326; wegen Unterlaffung der nothwendigen Res 


Schjlädjtereien, und zwar alle gewerblichen |paraturen, daſ. $ 367, Nr. 14. 


ohne Unterjchied, gehören zu den einer befon- 


Schlingen dürfen beim Fangen von Rebhüh- 


deren Genehmigung bedürfenden rg Ans|nern, Hafen und Rehen nicht angewandt werden; 


lagen; Gewerbe-Ordbnun 16, 


ei derif, unter Schonzeit, Gejeh vom 26. Febr. 1870, 


$ 
Anlage derjelben find A Bedingungen zu]$ 1, Nr. 13, $ 5, Nr. 4, 12, 18. 


beachten: 1) der Schlahtraum muß mindeftens 


Schlitten ohne Deichiel und ohne Geläute 


10 Fuß hoch und zum Behufe der Lüftung ent» dürfen nicht gefahren werden; . Str.-G.-B. $ 366, 


weder mit Fenſtern oder einer Feuerungs-Anlage 
verjehen fein. 2) Der Fußboden iſt waſſerdicht 


Nr. 4. 
Schlöſſer, Befreiung derjelben von ber Ges 


herzuftellen u. mit alljeitigem Gefälle nad) einer|bäudelteuer; j. unter Gebäudefteuer, Geſetz v. 
Rinne od. einem Kanal zu verfehen, durch welche" 21. Mai 1861, $ 3, Nr. 1. 


— 


— 
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Schloſſer — Schonzeit. 


Schloſſer dürfen nicht ohne obrigfeitliche An, ung wegen Vorſchützens falſcher Entſchuldigung 
eg oder ohne Genehmigung des Inhabers des Nichterſcheinens, daf. $ 138. Strafbarkeit 
einer Wohnung Schlüfjel zu Zimmern oder Ba-|der Beſtechung eines Schöffen, daſ. $ 334. 


hältniffen in den legteren anfertigen od. Schlöſſer 


Schonreviere für die Fiſchzucht, j. unter Fi 


an denfelben öffnen, ohme Genehmigung des Hauss|fhereipolizei das Fijhereigejeg vom 30. 
befigerd oder feines Stellvertreters einen Haus» Mai 1874, 58 29 f. 


Ihlüffel anfertigen oder ohne Erlaubniß der Po— 
lizeibehörde Nachſchlüſſel oder Dietriche verab— 
folgen; j. Str.-G.:B. $ 369, Nr. 1. 

Schlüſſel. Anwendung falfcher beim Dieb- 


Schonzeit. 
I. Des jagdbaren Wildes. 
Geſetz vom 26. Februar 1870. 
81. Mit der Jagd zu verſchonen find: 1) das 


ftahl, |. Str.G.⸗B. $ 243, Nr. 3, 4. ©. auhleihmwild in der Zeit vom 1. December bis Ende 


Scdlojjer. 

Scjmelzhütten gehören zu den einer befon- 
deren Genehmigung bedürfenden Anlagen; Ge— 
werbeordnung $ 16, 

Schnellbleidyen gehören zu den einer befon- 
deren Genehmigung bedürfenden gewerblichen An- 
lagen; Gewerbeordnung 816. Bei Unlegung 
derielben iſt Folgendes zu beachten: 1. Die Bor- 
richtungen zur unfchädlichen Ableitung der Dämpfe 
jind fo gut zu treffen, daß diefelben dem Zwecke 
ftet3 vollftändig entiprechen; insbefondere bleibt 
die Erhöhung des Schorujteines nah Bedürfniß 
vorbehalten. 2. Die Waſchwäſſer und fonftigen 
Abgangsjlüffigkeiten find mittels unterirdifcher ge- 
manerter Kanäle in waſſerdichte Sammelgruben 
von ausreichendem Nauminhalte zu leiten, Diefe 
Sammelgruben find, falls die Polizeibehörde fol« 
es zur Verhütung von Beläftigungen der Nach— 
barır oder des Publikums für nöthig finden follte, 
moöglichſt luftdicht zu ſchließen und nur bei Nacht» 
zeit zu leeren. 3. Die Benutzung des Dorfbaches 
zur Aufnahme der Ablaufwäfjer bildet einen Ge- 
genftand diefer Eoncejfion, fondern regelt ſich ge 
mäß $ 3 des Gefepes vom 28. Februar 1843, 
wonad durch die YZuleitung der Fabrilabflüſſe 
weder der Bedarf der Umgegend an reinen Waf- 
fer beeinträchtigt, noch eine erhebliche Beläftigung 
des Publilums verurfacht werden darf, Jeden— 
falls dürfen die abgehenden Flüffigkeiten nur im 
geflärten Zuftande dem Dorfbad) zugeführt wer- 
den. 4. Bor Inbetriebfegung der Anlage hat der 
Unternehmer die Erfüllung der vorftehend unter 
1 u. 2 aufgeführten Bedingungen durch eine Be- 
Iheinigung des Kreis-Baubeanıten der Ortspoli« 
zeibehörde nachzumweilen. 5. Sollte es fidh erge- 
ben, daß die * feſtgeſetzten Bedingungen nicht 
genügen, um die Beſißer oder Bewohner benach— 
barter Grundftüde oder das Publifum überhaupt 
oder das Leben und die Gefundheit der in der 
Fabrik befhäftigten Arbeiter vor erheblichen Ge— 
fahren und Nachtheilen zu fchügen, fo bleibt Un- 
ternehmer gehalten, ohne Anſpruch auf Entſchä— 
digung alle diejenigen Einrichtungen zu treffen, 
welche zur Erreichung größerer Sicherheit ihm 
von der Bolizeibehörde vorgejchrieben werden. 

Edjnelltunagen, ſ. unter Eihwefen die Eid). 
ordnung vom 16, Juli 1869, $ 34, 

Schnepelfiſcherei, ſ. Fiſchereiordnung für das 
Kuriſche Haff vom 7. März 1845, 8 28 (©. 424). 

Schnepfen haben Schonzeit vom 1. Mai bis 
Ende Juni; für eine während der Schongeit ge- 
tödteten oder eingefangenen Schnepfen tft eine 
Geldbuße von 6 M zu zahlen. 

Schöffen gelten in ſirafrechtlicher Hinſicht als 
Öffentliche Beamte, ſ. Str.-G.B. $ 31: 


Beſtraf⸗ ungsbepör 


Auguft; 2) männliches Roth» und Dammwild in 
der Zeit vom 1. März bi3 Ende Juni; 3) weib- 
liches Rothwild, weibliche Dammwild u. Wild- 
fülber in der Zeit vom 1. Febr. bis 15. Dct.; 


4) der Rehbock in der Zeit vom 1. März bis / 
Ende April; 5) mweibliches Rehwild in der Zeit 


vom 15. December bis 15. October; 6) Rchfäl- 
ber das ganze Jahr hindurch; 7) der Dachs vom 
1. Dec. bis Ende Septeniber; 8) Auer, Birk 
Fafanenhähne in der Zeit vom 1. Juni bis Ende 
Augnſt; 9) Enten in der Zeit vom 1. April bis 
Ende Juni; für einzelne Landitrihe kann bie 
Schonzeit durch die Vezirlörcgierungen (Land: 
drofteien) aufgehoben werden; 10) Trapper, 
Scnepfen, wilde Schwäne u. alles andere Sumpi- 
und Waffergeflügel, mit Ausnahme der milden 
Gänſe und der Fiſchreiher, in der Zeit bom 1. 
Mai bis Ende Juni; 11) Nebhühner in der Zeit 
vom 1. December bid Ende Auguft; 12) Auer, 
Dirk, Faſanenhennen, Hafelwild, Wachteln und 
Hafen in der Zeit vom 1. Februar bis Ende Au- 
guit; 13) für die ganze Dauer des Jahres tft es 
verboten, Rebhühner, Hafen und Nehe in Schlin- 
en zu fangen, — Alle übrigen Wildarten, na 
mentlih aud Kormorane, Taucher und Säger, 
dürfen das ganze Jahr hindurch gejagt werden. 
— Beim Roth-, Damm» und Nehwilde gilt das 
Jungwild als Kalb bis zum legten Tage des 
auf die Geburt folgenden December» Monate. 
$ 2. Die Bezirlsregierungen (Landdrofteien) :) 
Jind befugt, für die $ 1 unter 7, 11 und 12 ge 
nannten Wildarten aus Nüdfichten der Landes- 
euliur und der Jagdpflege den Anfang u. Schluß 
der Schonzeit alljährlich durch bejondere Verord— 
nung anderweit fejlzujegen, fo aber, daß Anfang 
oder Schluß der Schonzeit nicht über 14 Tage 
vor oder nad den $ 1 beftinmten Beitpunften 
feftgeiegt werden darf. 83. Die in dem einzel- 
nen Landestheilen zum Schutze egen Wildſcha⸗ 
den in Betreff des Erlegens von id auch waͤh⸗ 
rend der Echonzeit gejeglich beftehenden Befug- 
nifje werden durch dieſes Geſetz nicht geändert. 
$ 4. Auf Erlegung von Wild in eingefriedigten 
Wildgärten findet dieſes Gejep feine Anwendung. 
Der Verlauf ded während der Schonzeit in fo 
hen Wildgärten erlegten Wildes ift jedoch nad 
Mafgabe der Beſtimmungen des $ 7 unterfagt. 
$ 5. Für das Tödten oder Einfangen von Wid 
während ber vorgefchriebenen Schonzeiten, ſowie 
für das Fangen von Wild in Schlingen ($ 1, 
Nr. 13) treten folgende Geldbußen ein: 


+) Vezliglich ber Zufändigteit der Behörden im Bereiche der 
Provinzial:Orbdrung d. 99. Juni 1875 f. unter Berwalt 
ben Gele vom 26. Juli 1376, $ 9. 





Schoppen — 


Elchwild . . . 
Rothwild . . 


150 M 


1) für ein Stüd 
2) 9%, 


" ” ” 


r "» nn » RTomwild. -. ». . 60, 
4) u» nm Nehwild . 30, 
5 „ em Bach16 
6) 4 m Auerhaln oder Henne „. 30, 
T) nn Birkhahn oder Henne . u 
8) u „m Dafelhahn oder Henne . „ 
0) „u Well. . «0... 30, 
1157 Sr ie BE, 
21) eine ERDE: <a 9, 
182) „ einen Dalet. « » x oc... 18, 
13) „ ein Nebhuhn . x 2. 2... £ 
14) eine Schnepfe, Ente od. jonftiges 


Stüd jagdbares Sumpf: und Wajjer- 
gefiägel u a 6,„ 
Wenn mildernde Umftände vorhanden find, kann 


Schornfteine. 1041 
durch Regierungsinftructionen folgende Grund« 
ſätze aufgeſtellt: 

81. Dar der Schornftein-Wangen u. Bun» 
gen.) Die Wangen der Schornfteinrögren für 
gewöhnliche Stuben- und Herbfeuer müffen mer 
nigftens einen halben Mauerziegel jtark fein, die 
Zungen zwifchen denfelben mit Rüdjicht auf re« 
gelmäßigen Steinverband, ebenfo jtark. Die Wan- 
gen eines Rauchrohres oder die Wangen u. Zuns 
gen mehrerer einen Schornſteinkaſten bildenden 
Röhren müjjen überhaupt mit einander in regel. 
rechtem Biegelverbande ftehen. — Alles Holzwerk 
muß von der äußeren Fläche der Wangen 3 Zoll 
entfernt bleiben. Wo wegen anhaltender u. jehr 
ftarfer Feuerung bedeutende Erhigung der Röh— 
ren zu erwarten jteht, find die Wangen nad 
Maßgabe der Umftände, einen bis zwei Ziegei 


der Richter bei Feſtſetzung der Geldbuße bis aufjjtark zu machen. 


ein Strafmaß von 3M herabgehen. — Un Stelle 


$%. [Schleifen und Auffodeln der Röhren.) 


der Geldbuße, welche wegen Unvermögens des Wenn Röhren theilweiſe nicht lothrecht aufgeführt 
Verurtheilten nicht beigetrieben werben kann, tritt | find, fondern gezogen oder geſchleiſt werden ſol— 


Gefängnißfirafe nad) Mafigabe des $ 835 des 
Str.“G.B. (S. jegt Str.-G.-B.88). 86. Das 
Ausnehmen der Eier od. Jungen von jagdbarem 
Federwilde ift auch für die zur Jagd berechtig— 
ten Perjonen verboten; doch find dieſelben (na- 
mentlich die Bejiger von Faſanerien) befugt, die 
Eier, welche im —* gelegt ſind, in Beſitz zu 
nehmen, um fie ausbrüten zu laſſen. — Des— 
gleichen ift dad Ausnehmen von Kibit« u. Mö— 
beneiern nad dem 30. April verboten. — Wer 
diejen Verboten zumiberhandelt, verfällt in die 
$ 347 Nr. 12 des Str.-G.-B, feftgeiegte Strafe 
(j. jetzt Str.-G.-B. $ 368, 11). $ 7. Wer nad) 
Ablauf von 14 Tagen nach eingetreiener Hege- 
und Schonzeit, während berielben Wild, rüdjicht- 
lich dejjen die Jagd in diejer Zeit unterjagt ift, 
in ganzen Stüden oder zerlegt, aber noch nicht 
zum Genufje fertig zubereitet, zum Berfauf her- 
umträgt, in Läden, auf Märkten, oder jonjt auf 
irgend eine Art zum Verkaufe ausgeftellt, oder 
feilbietet, oder wer den Verkauf vermittelt, ver- 
fällt, zum Beſten der Armenkaſſe derjenigen Ge- 
meinde, in welcher die Uebertretung ftattfindet, 
neben der Eonfiscation des Wildes in eine Geld- 
buße bi8 90 M. — Iſt das Wild in den $ 3 
edachten Nusnahmefällen erlegt, jo hat der Ber- 
äufer oder Derjenige, welcher den Verkauf ver- 
mittelt, fih durch ein Wtteft der betreffenden 
Ortspolizeibehörde über die Befugniß zum Ber- 
kaufe zu legitimiren, widrigenfalld berjelbe in 
eine Geldbuße bis zu 15 M verfällt. 


U. Schonzeiten ber Filde. 


S. unter Fiſchereipolizei Gejeg vom 30, 
Mai 1874, 85 23 f. 

Edjoppen (Maß) ift in Kurheſſen = 0,0011; 
in Franffurt a. M. — 0,4 1; in Hamburg 
und Meijenheim — 0,, 1; ebenjo in den 
großherzoglich heſſiſchen Gebietätheilen. 

Scornfteine. Die früheren Beitimmungen 
über enge, nicht befteigbare Schorniteinröhren 
find durch Kabinetdordre dom 12, April 1853 
aufgehoben. Für die Beurtheilung der Zuläffig- 
feit von ſolchen Schommfteinanlagen, ſowie re 
fihtlih der Reinigung dieſer Schorniteine find 

Grotefend, Wolizeisterilon. 


vormals 


len, ſo darf diefes Schleifen nur ftattfinden ent- 
weder in einer Mauer von mindeſtens der Stärke 
der Röhren mit ihren Wangen, oder auf einem 
ebenjo breiten und verhältnigmähig ftarfen maſ— 
fiven Bogen oder auf maijiven Wangen. Ueber 
die äußere Grenze des Unterbaues darf fein Theil 
des darüber aufgeführten Nauchrohrs ſeitwärts 
hinaus reichen mit Ausnahme von einzelnen od, 
mehreren Biegeln über einander bis zur Höhe 
von 4 Schichten, welche entweder ben Zweck ha— 
ben, einzelne Hölzer des Dachverbandes zu tra- 
gen, oder bis an das Holzwerk hinaus gejegt 
ſind, und dem Schornfteine, wenn er ifolirt jteht, 
mehr Verbindung mit dem Dachwerk zu geben, 
— Die Richtung gefchleifter Nöhrentheile muß 
möglichit fteil fein. Das Schleifen von Röhren 
unter einem Winfel von weniger ald 45° mit ber 
Horizontale darf nur mit unjerer bejonderen Ge— 
nehmigung ftattfinden. — Der Uebergang eines 
lothrechten Röhrentheiles in das geichleifte, wie 
des letzteren in ein nad anderer Richtung ge» 
jchleiftes oder in ein lothrechtes Röhrenftüd muß 
durd ein kreißbogenförmiges Stüd bewirkt wer- 
den, deffen Mittellinie zu einem Kreife von min— 
deitend 3 Fuß Halbmefjer gehört, und dejjen Ein- 
ſchlußlinien von den Mittellinien ber graben Röh- 
renſtücke tangirt werben. 

$ 3. [Stärke der Wangen freiftehender Röh— 
ren.) Wenn einzelne Röhren, oder davon meh» 
rere in einem Kaften vereinigt durch den Dad 
raum, ober durch Hohe Stodwerfe aufer Ber- 
band mit Mauern, aljo freiftehend aufgeführt 
werden, fo ift auf gehörige Stabilität nad) allen 
Seiten hin Bedacht zu nehmen u. in jedem ein« 
einen Falle die Tüchtigleit der zu verwendenden 

aterialien und die Genauigfeit der Arbeit nad) 
den örtlihen Berhältniffen zu berüdfichtigen. Bei 
einzelnen Röhren wird die Stabilität durch Ver- 
ftärlung der Wangen, bei Röhrentaften am ein- 
fachiten dadurch erzielt, daß man die einzelnen 
Röhren darin nicht in einer Neihe neben einan- 
der, jondern nad) ſich freugenden Richtungen min« 
deftens zu zweien neben einander anorbdnet. 

$ 4. [Bewurf der —— mit einem Binde⸗ 
material.) Die inneren Wände der Rauchröhren 
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müfjen gleichzeitig mit dem Hinaufführen der 


legteren mit Lehm oder Kallmörtel beworfen, 88 39, 47 


und mit der Kelle oder befjer mitteld Hindurd)- 
ziehen eines behobelten Holzfloges von durchweg 


gleichem, und zwar dem Quezjchnitt der Röhren |daran, ſ. Nachdr 


Öffnung, und von der Stärke entjprechender Länge 

eglättet werden, — Die äuferen Flächen der 
Eherntelmsangen find, jo weit fie ſich innerhalb 
der Gebäude befinden, mit Mörtel zu pußen od, 
zu berappen. j 

$ 5. [Reinigung der Röhren.]') Das Reinigen 
der Röhren von ftaubartigem Auf, der ſich darin 
angejept hat, geichieht mitteld Haarbürjten oder 
Kreuzbejen, von Glanzruß mittel der leßteren 
oder Kragbürften von Draht, welche genau bie 
Form des Röhrenquerſchnitts Haben müfjen. — 
Die Bürften oder Beſen werden an einem Geile 
auf- und niedergezogen, nachdem dieſes mit Hilfe 
eines Gewichtes (am beften in Kugelform) hin- 
unter gelafjen worden. Die Neinigung muß fo 
oft bewirkt werden, ald es mit Rüdjicht auf die 
Anzahl und Größe der Feuerungen und auf die 
Gattung des Brennmateriald nöthig wird, — 
Bei jedesmafiger Reinigung find die Röhren an 
den äußeren Seiten genau zu befichtigen, damit 
ein entjtandener Fehler nicht lange unbemerkt 
bleibe, 

86. [Deffnungen behuf3 der Reinigung.] Jede 
Nöhre eines mit Ziegeln oder Schiefer eingeded- 
ten Haujes ijt unten, wo fie anfängt und über 
dem oberjten Dachboden, ingfeichen bei mehr als 
zweimal veränderter Richtung auch an anderen 
paſſenden Stellen behufd Reinigung mit Geiten- 
Öffnungen von der erforderlichen Größe zu ver— 
fehen, und es find dieje Oeffnungen mit eijernen 
in Yalze genau einſchlagenden Thüren, oder mit 
in Mörteln gejegten Ziegeln volltommen dicht zu 
ſchließen. Alle dergleichen Neinigungsöffnungen 
dürfen indefjen nicht in der unmittelbaren Nähe 
einer hölzernen Treppe oder fonjtigen Holzwerks 
angebracht werben, fie müjfen mwenigitens 3 Fuß 
von letzterem entfernt bleiben, und wenn der 
darunter befindliche Fußboden mit Holz belegt 
ift, in demfelben ein Vorpflafter erhalten, wel- 


Scornfteinfeger — Schullehrer-Wittwenkaſſe. 


epper, ſ. Gewerbe-Ordnung 

Abſ. 2. 

Schriften, ſ. Druckſchriften, Nahdrud. 

Schriftwerke, Er. des geiftigen EigenthHums 
u 


Schüler dürfen an politiichen Verfammlungen 
oder Vereiven nicht — ſ. unter Ver—⸗ 
einspolizei das Geſetz v. 11. März 1850, 8 8. 

Schürfen, ſ. Berggeſetz 553— 11, 24, 152. 

Schulen. Mit Rückſicht auf dad nunmehr 
beſtimmt zu erwartende Unterrichtsgeſetz werden 
alle dad Schulweſen und die Schullehrer betrefs 
fenden Bejtimmungen hier unberüdjichtigt ge- 
lajjen, mit Ausnahme des bie allgemeine Witt- 
wen⸗ und Waiſenkaſſe der Elementarlehrer be» 
treffenden, vorausfichtlich neben dem Unterrichts» 
gejeg in Kraft bleibenden Geſetzes. ©. den fol« 
genden Artikel. Bezüglich der Zuftändigfeit der 
Behörden im Bereiche der Provinzialordnnung vd. 
29, Juni 1875 in Schulangelegenpeiten, ſ. unter 
Berwaltungsbehörden das Gejeg vom 26. 
Juli 1876, 88 77 f. 

Scullehrer-Wittwenfaffe. 

Geſetz, betreffend die Erweiterung, Um— 

wandlung und Neuerridtung von Witt 

wen» und Waijentajjen für Elementar- 
lehrer, vom 22. December 1869: 

$ 1. Die Statuten der unter der Leitung der 
Staatöbehörden in den verſchiedenen Therlen des 
Landes bejlehenden Wittwen- und Waiſenkaſſen 
für die Hinterbliebenen der öffentlichen Elemen- 
tarlehrer jind durch die bisherige Verwaltung 
unter Mitwirkung des betheiligten Lehreritandes 
einer Revijion zu unterwerfen. 82. Zweck bie 
jer Nevifion ift die Erhöhung der den Hinter 
bliebenen der Kafjenmitglieder zu zahlenden Pen— 
fion vom 1. Januar 1871 ab auf jährlich mins 
dejtend 150 M, ohne jpäter mögliche Erhöhun- 
gen diejed Minimaljages auszuschließen. — Ueber 
den Anſpruch der einzelnen Hinterbliebenen auf 
Benfion, über Anfall und Ende bes Penfions- 
genuſſes bejtimmen die zu revidirenden Statuten 
($ 1). 3. Um den angegebenen Zwed zu er- 
reihen, fönnen nad) Anhörung der in jedem 


des 2 Fuß Breite hat, und in der Länge auf Kreiſe zu bildenen Vorſtände ($ 7) die jährlichen 
jeder Seite um 2 Fuß über die Thiüröffnung|Beiträge von jeder in dem Bereich der Kaſſe bes 


hinaus geht, oder ftatt defjen eine auf dem Fuf- 
boden befeſtigte WBlechplatte von derjelben Aus- 
dehnung. — Die übrigen Vorſchriften finden bis 
auf die der Anbringung einer Neinigungsöffnung 
über dem oberjten Dachboden auch bei den 
Scorniteinröhren mit Schindeln, Nohr od. Stroh 
gededter Gebäude ihre Anwendung. Da hier 
das Anbringen einer Reinigungsthür im oberjten 
Dachboden nicht geftattet werden kann, jo ! bei 
dergleichen Gebäuden darauf zu halten, daß die 
vorgejchriebene Reinigung nur don der Forft 
aus durch die über dem Dache befindliche oberjte 
Mündung des Rauchrohres bewirkt werde. Um 
von außen zu jeder Beit zu diefer Deffnung ge 
fangen zu Tönnen, müfjen die nöthigen Hilfsmits 
tel, als Leitern und Ausjteigeffappen in den be- 
treffenden Dachflächen vorhanden fein. 


9 en Beſtrafung ber Unterlaffung der Reinigung ſ. 
PRP-w $ 308, Rn 4 Hung sung f 


findlichen öffentlichen Lehrerftelle, jowie von den— 
jenigen Kafjenmitgliedern, welche keine Lehrer» 
jtelle inne haben, bi8 auf deu Betrag von 15 M 
gefteigert, von allen Elementarlehrern bei ihrer 
eriten definitiven Anftellung ein Antritt2geld bis 
zum Betrage von 24 M, und von den Kaſſen— 
mitgliedern bei Gehaltöverbefjerungen, die ihnen 
zu Theil werden, ein einmaliger Beitrag von 25 
Procent des Jahresbetrages derjelben gefordert 
werden. 8 4. Die Gemeinden und felbitändigen 
Sut3- od. Dominialbezirke, ſowie diejenigen In 
jtitute, Kaſſen 2c., welchen die Unterhaltung einer 
Lehrerſtelle obliegt, find verpflichtet, einen jähr- 
lien Beitrag von 12 M für jede ihrer Lehrer- 
jtellen zu der Lehrer-Wittwen- und Waifentafje 
ded Bezirks zu zahlen, weldem fie angehören. 
— Eind mehrere Gemeinden, felbjtändige Guts- 
oder Domintialbezirfe zu einem Sculverbande 
vereinigt oder einer Schule zugemwiejen, jo ift der 
zu leijtende Beitrag nad) Maßgabe des gefamm- 


— 
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ten, in ben einzelnen Gemeinden, Guts⸗ od. Do» nad) den SS 3 und 4 zu gewährenden Zuſchüſſe 
minialbezirfen auflommenden Betrages der Ein-|zu den Wittwen- und Waijenfaffen angeredynet. 
fommen-, Klafien-, Grund- und Gebäudeſteuer“ Schulzeugniffe für den einjährig-freiwilligen 
auf die Betreffenden zu vertheilen. 8 5. Ge-|Dienit, j. Erfagordnung $ 90. 

lingt e8 aud mit Hinzunahme diefer Beiträge] Schuftwaffen in Stöden ꝛc. dürfen nicht feile 
nidt —, die im $2 feitgefegten Minimalfäge der|gehalten werden, j. Str.-G.:B. $ 367, Nr. 9. 
Penfion zu erreichen, jo ift aus der Staatstafie| Schusblattern, j. Impfung. 

der erforderliche Zuichuß zu leiften. $ 6. Die] Schutzmaßregeln bei Viehſeuchen, j. Vieh— 
Verwaltung der Elementarlefrer-Wittwen- und |jeuden. 

Waijenfaffe verbleibt der Negierung. —, Doh] Schutzwaldungen, ſ. Waldungen. 

werden als Guratoren der Kalle von den Mit-| Schwäne, Schonzeit für wilde, j. unter Schon- 
gliedern der Anftalt aus ihrer Mitte 3 Vertre»|zeit Gejeh vom 26. Februar 1870, $1, Nr. 10, 
ter erwählt. $ 7. In jedem der zu einem Be-IS 5, Nr. 10. 

zirt vereinigten Kreife refp, Aemter oder ſelbe Schwangerfchaft it in Bezug auf Armen— 
jtändigen Städte wird ein Vorſtand gebildet, zufpflege nicht als Krankheit anzuiehen; j. unter 
weldiem neben Vertretern des Kreifes reſp. des ärmenpolizei Geſetz vom 6. Juni 1870, $ 29. 
Amtes oder der jelbjtändigen Stadt der Land-|S. auch Leibesfrudt. 

rath, Amtshauptmann oder Bürgermeifter als/ Schwarzwild, Abwehr deſſelben, j.unt. Fagd— 
Vorſihender und neben Bertretern der Schulin- |polizei Gejeg vom 7. März 1850, $ 21 (©. 685) 
ipection drei von den Mitgliedern der Kaffe zulund für Naſſau Verordnung vom 30. März 1867, 
mwählende Lehrer gehören müſſen. $8. Die Er-|$ 23 (©. 692). 

böhung der bisherigen Beiträge und Antritts-| Schwefelalkohol, Beförderung deſſelben auf 

elder, jowie die Feitjegung der zu zahlenden |Eijenbahnen, j. Betriebs-Neglement $ 48, IL, 
Wittwen- und Waijenpenfionen erfolgt, letzteres A, 1. 

auf Grund jachverjtändigen Gutachtens, nad An-| Schwefelkohlenſtoff-Fabriken bedürfen bes 
hörung der Borftände ($ 7) durch Bejchluß des|jonderer Genehmigung; j. Gewerbeordnung 
Minister der Unterrichtsangelegenheiten. F 9.|8 1v- 

Zum Capital müfjen geicjlagen werden die An-| Scwefeljäure-Fabrifen, ſ. Chemiſche Fa— 
tritt», die Gchaltöverbefjerungsgelder, die ein-|brifen. 

gehenden Geſchenke und Vermächtnifie, foweit nichtt Schwiegereltern, Beitrafung derjelben wegen 
ausdrüdlich anders über fie bejtimmt ift, und die Beiſchlafs mit ihren Schwiegerfindern, ſ. Str.⸗ 
Eollecten. & 10. Die Aufhebung der unter Leit-|G.-B. $ 173, 

ung der Staatsbehörden ftehenden Elementar-| Schwimmunterricht, Erteilung defjelbenals 
lehrer-Wittwen- u. Waiſenkaſſen zum Zweck einer | Öerwerbebetrieb, j. Gewerbeordnung 58 35, 54. 
Erweiterung der Afjociationsbezirte, die Ler-| Schwindſucht, janitätspolizeiliche Vorſchriften 
änderung ihrer Statuten, die Vereinigung meh-|in Betreff derjelben, ſ. unter Unftedende 
rerer folder Kafjen zu einer gemeinjchajtlicen | Krankheiten Kegulativ vom 8. Auguſt 1835, 
Kaffe, die Zuſchlagung einzelner Yandestheile zu[S$ 90, 91. 

einem bereit beitehenden Kafjenverbande, die| Secundanten beim Zweilampf, Straflofig- 
Errichtung neuer folder Kaffen mit juriftiicher|feit derjelben, Strafgeiepbud $ 209, 
Rerjönlichkeit, mit Beitragspflicht aller öffent-| Seejdiffer und Secjteuerleute müffen ji 
lichen Efemeutarlehreritellen innerhalb eines ge-Jüber den Veſitz der erforderlichen Kenntniffe durch 
wijjen Bezirls und mit Berechtigung zur adımi-jein Befähigungszeugniß der zuijtändigen Ver— 
nijtrativen Beitreibung der jährlihen und ein: |waltungsbehörde ausweijen. Die vorſchriftsmäßig 
maligen ftatutenmäßigen Beiträge, jowie der Ans»[ertheilten Zeugnifje gelten für das ganze Bun- 
trittsgelder der Theilnahmepflichtigen, wobei je-|deögebiet. Ueber das Verfahren behufs Prüfung 
doch überall die in diefem Geſetz enthaltenen Be-|der Seeſchiffer und Seejteuerleute find durd) die 
ftimmungen zur Geltung fommen und die bereits | Bekanntmachung des Reichskanzlers v. 30. Mai 
erworbenen Rechte der einzelnen Theilnehmer ge-|1870 ausführliche Anordnungen getroffen. 
wahrt werden müjjen, erfolgt durch Königliche Seewehr, ſ. unter Kriegsdienſt Geſetz vom 
Verordnung, welche durch die Amtsblätter der|9. Novbr. 186% 85 2, 5, 7, 8, 13. Seewehr— 
betheiligten Bezirke zu verkündigen iſt. 8 11.|pflidt, ſ. Erjagordnung $ 17, Nr.5, 840. | 
Für diejenigen Landestheile, in weldhen derartige] Seiden-Enden u. Draume find vom Han- 
Kajjen unter der Leitung von Staatsbehörden |del im Umherziehen ausgeſchloſſen; ſ. Gewerbe— 
nicht beftehen, find jolche fpäteftens bis zu demjordnung $ 56, Nr. 2, 
in $ 2 angegebenen Beitpunfte nad) den in die- Seifenfiedereien gehören zu ben einer be» 
* Geſetze vorgeſchriebenen Normen gleichfallsſſonderen Genehmigung bedürfenden Anlagen; 
urch Königl. Verordnung ind Leben zu rufen, Gewerbeordnung 516. Bei der Anlage der— 
inſofern nicht anderweitig in noch ausftömmliche- |jelben ſind folgende Vorſchriften zu befolgen: 
rer Weiſe daſelbſt für die Lehrer-Wittwen und|1. Der Sicdekejjel muß in einem mit mafjiven 
Waijen geiorgt if. $ 12. Durch diefes Gejeg Mauern umſchloſſenen Raume aufgeitellt fein. 
werben weder bejtehende Gerecdhtfame der Lehrer- | Das Kefjel-Mauerwerd muß überall wenigſtens 
Wittwen und Waifen, noch bejondere Leiftungen|?2 m von den Umfajjungsmauern entfernt blei— 
zu deren Öunften aufgehoben. Dieje Gerechtſame ben. 2. Der für die Feuerungsanlage und zur 
und Leiſtungen werden jedoch, jomweit fie nicht Aufnahme und Mbführung der Dünjte beftimmte 
auf einem privatrechtlichen Titel beruhen, auf dielSchornftein muß einen Querſchnitt von minde— 
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aben und ift min- beſſer geeignet find. 13. Sollte es fi) ergeben 
deiten3 5 Fuß höher, ala der Dachfirft der weniger daß die oben feitgefebten Bedingungen nicht ge- 
al3 30 Fuß entfernten Gebäude aufzuführen. 3. nügen, um die Bejiger oder Bewohner benach- 
Zur Seifenfabrifation dürfen nur Dele oder ans barter Grundftüde oder das Publilum überhaupt 
derswo bereit3 ausgeſchmolzener Talg verwendetjoder das Leben und die Gejundheit der in der 
werden. — Dem Unternehmer iſt es dagegen Fabrik beſchäftigten Arbeiter vor erheblichen Ge— 
unterfagt, aus rohem, mit thieriihen Zellenge-|fahren, Nachtheilen od. Beläftigungen zu fügen, 
mwebe nöch durchzogenen Talg, aus Spedabfällen, ſo bleibt Unternehmer gehalten, ohne Anipruch 
Knochen und dergleihen da3 Nohmaterial fürjauf Entihädigung’ alle diejenigen Einrichtungen 
feinen Betrieb in diejer Fabrik erft auszufchmel-|zu treffen, welche zur Abhilfe jener Uebelſtände 
zen. — Das zu verarbeitende Fett darf nicht injerforderlich befunden werden. 

ungeihmoizenem Zuftande aufbewahrt, fondern; Selbſtbeköſtigung der Gefangenen, ſ. unter 
muß Segleih in friihem Zuſtande unter Zuſatz Gefängnißſtrafe, Verfügung vom 19. Febr. 
von Echmejelfäure geichmolzen werden; während | 1876, 88 3, 6, 13. 

der Sommermonate ift dajjelbe, forgfältig zer] Selbſigeſchoſſe dürfen nicht ohne polizeiliche 
hadt, jhon vor dem Ausichmelzen mit Schwefel-| Genehmigung gelegt werben; Strafgejegbud 
ſäure zu behandeln, 4. Zur Abführung der|$ 367, Nr. 8. 

Dünfte ift ein im die Eſſe mündendes, hinreihend] Selbſtverſtümmelung behufs Nichterfüllung 
weites Blechrohr anzubringen. Die Einmündung der Wehrpflicht, ſ. Sträfgeſetzbuch $ 142 u. 
diejes Rohrs in die Eſſe muß dicht fchliegend |Militär-Strafgefegbud 8$ 81, 82. 
hergeftellt werden, jo daß bie Dünfte aus dem) Senfale, j. Mäller. 

Scornftein nicht in den Fabrifraum zurüdtretenri Sequefter, Beitrafung derjelben wegen Un- 


können. 5. Die Fenfter der Fabrik find dDuch|treue, |. Strafgejegbud $ 266, Ar. 1. 
—— ſeſt zu verſchliehen und dürfen] Setzzeit, ſ. Schonzeit. 
während des Betriebes niemals geöffnet werden;| Siechthum als Folge einer ftrafbaren Kör- 


auh muß der Eingang zur Seifenſiederei durch |perverlegung, ſ. Strafgejegbud $ 224. 

zwei fi) dedende Thüren doppelten Verichluß] Siegel, J Anfertigung öffentlicher, ſ. 
erhalten. 6. Die zum Betriebe erſorderlichen Strafgeſetzbuch $$ 151, 360, Nr. 4, 5. Ber- 
Materialien find in abgefonderten, verſchloſſenen tetune öffentlicher Siegel, daſ. $ 136. 

und maffiven Räumen aufzubewahren. 7. Jeder] Silberprobirer, Gewerbebetrieb berjelben; 
Schmelzkeſſel muß einen Metallrand erhalten, Gewerbe-⸗Ordnung $ 36. 

mittel deſſen er auf der Oberfläche de3 Herdes] Singvögel, Beitrafung des Ausnehmens der 
ringsum befeftigt wird, jo daß ein Durchſchlagen Eier oder Jungen derfelben, ſ. Strafgejet- 
der Flamme ziwtichen dem Kefjel und dem Mauer-|bucd $ 368, Nr. 11. 

werke nicht ftattfinden fan. 8. Die Rüditands- ittlichfeit8 · Berbrechen ober Vergehen, 
flüffigfeiten find mittels eines waſſerdichten Ka-|j. Strafgeſetzbuch $$ 171, 184, 235. Bezüglich 
nals in eine gleichfalls waſſerdichte Sammelgrube|der Verpflichtung gewerblicher Unternehmer bei 
abzuleiten, welche außer der Zeit der Räumung |Beichäftigung ihrer Arbeiter ze. Rückſicht auf die 
und Reinigung feſtgeſchloſſen gehalten werben |Sittlichleit zu nehmen, f. Gewerbe-DOrdnung 
muß. 9. Die Räumung der Sammelgrube muß]$ 106. 


nach Beftimmung der Ortöpolizeibehörbe in an— 


Sodafabrifen, j. Chemiſche Fabriken. 


erg ap va rer und zur Nachtzeit · Sodalauge, Beförderung derfelben auf Eifen- 


erfolgen. Die Unordnung, daß in die zur 
Aufnahme der unreinen Flüffigfeiten 2c. bejtimmte 
Sammelgrube, bevor deren Räumung erfolgt, 
eine hinreichende Menge Ehlorkalfauflöjung oder 
anderer fäulnigwidriger Stoffe zu jchütten ift, 
bleibt für den Fall des Bedürfniſſes vorbehalten, 
11. Bor En der Anlage hat ber 
Unternehmer der Bolizeidehörde in glaubwürdi— 
ger Art nachzuweiſen, daß die Ausführung den 
vorgeſchriebenen Bedingungen entipricht. 12. Un- 
ternehmer ift verpflichtet, durch Einrichtung der 
Feuerungsanlage oder dabei anzuwendende me- 
chaniſche Borrichtungen, ſowie duch Anwendung 
geeigneten Brennmateriald und jorgjame Bewart- 
ung auf eine möglichſt vollftändige Berbrennung 
des Rauches Hinzumirken, auch — falls ſich er- 
gibt, daß die getroffenen Einrichtungen nicht ge— 
nügen, um Gefahren, Nachtheile und Beläftigun- 
gen für die Befiger und Bewohner benachbarter 
Grundftüde durch Rauch, Ruß 2c. zu verhüten, 
— joldie Abänderungen in der Feuerungsanlage 
und im Betriebe, forwie in der 


—— ſ. Betriebs-Reglement $ 48, U, A, 
rt. 4. 

Sodomiterei, ſ. Unzucht. 

Sonntags-Heiligung. Im Allgemeinen ift 
alle öffentliche Urbeit an Sonntagen überhaupt 
oder während der Stunden bed regelmäßigen 
Gottesienfted verboten. Zum Urbeiten an Sonn» 
und Feittagen ift, vorbehaltlich der andermei- 
tigen Vereinbarung in Dringlichteit3 » Fällen, 
fein gewerblicher Gehilfe, Gefelle, Lehrling oder 
Habrıf » Arbeiter verpflichtet; Gewerke-Ord» 
nung $ 105. Un Sonntagen darf feine Ere 
fution behufs Beitreibung rüdftändiger Abga— 
ben ꝛc, vollitredt werden, f. unter Abgaben, 
Verordnung dv, 24. November 1843, $ 6 und 
Verordnung d. 22. Geptember 1867, 8 7. Die 
näheren Beſtimmungen zur Verhütung der Soums 
tags-Entheiligung find durch Bezirks-Roligeiver- 
ordnungen erlajien. Wer den gegen die Störung 
der eier der Sonn und Feittage erlajienen 
Unordnungen zumiderhandelt, wird mit Geld- 


San des Feuer⸗ ſtrafe bis zu 60 M oder mit Haft bis zu 14 


ungsmateriald vorzunehmen, welche zur Bejeitig- ir beitraft; j. Strafgeſetzbuch $ 366,Rr. 1. 


ung der Gefahren, Nachtheile und Beläftigungen 


panndienfte, j.Gemeindedienite. Spann» 
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dienſte für mobile Truppen, ſ. unter Kriegs jollen. Es iſt den Communen erlaubt, dieſe 
feiftungen, Verordnung vom 1. April 1876, Capitalien nicht nur auf erſte Hypothefen (ſolche, 


Nr. 5, 8. 
Sparfaffenwejen.!) 

Reglement, die Einrihtung bed 
Sparkaſſenweſens betr., v. 12. Dec. 1838, 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ze. thun fund und 
fügen hiermit zu wiſſen. Da die Bildung von 
Sparlaffen ſich al3 eine nügliche Einrichtung be» 
währt und eine immer weitere Ausdehnung ger 
mwonnen hat, dabei aber Bedenken zur Sprade 
gelommen find, welche einer gejeglichen Erledig- 
ung bedürfen, jo haben Wir zur Bejeitigung der 
felben, um auf der einen Seite die an manchen 
Orten deshalb eingetretenen Schwierigkeiten weg- 
zuräumen, auf der anderen Seite aber zur Sicher» 
jtellung ſowol derer, welche den Anſtalten ihre 
Eriparniffe anvertrauen, ald auch ven Gemein- 
den, welche diejelben unter ihrer Vertretung er- 
richten, und zur Vermeidung von Mißbräuchen, 
die Aufitellung eine3 allgemeinen Reglements 
nöthig befunden und verordnen zu diefem Ende 
hierdurch Folgendes: 1. Wenn eine Gemeinde 
eine Sparkaffe einzurichten beabfichtigt, jo Hat 
fie deshalb fi) an die vorgejegte — zu 
wenden und dieſer wegen der gene in⸗ 
richtung Vorſchläge zu thun. Eine unerläßliche 
Bedingung iſt hierbei, daß die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung oder die ſonſtige Communal-Re— 
präſentation zu der zu treffenden Einrichtung, 
inſonderheit zu der in allen Fällen von der Ge— 
ſammtheit der Commune zu übernehmenden Ver— 
tretung ihre Zuſtimmung ertheile. Etwaige Zwei» 
fel und Widerſprüche der Communal» Berwalt- 
ungsbehörde dagegen können durch die Enticheid- 
ungen der Staatsbehörde —— werden. 2. Die 
Regierung hat nach gehöriger Vorbereitung der 
Sache und Entwerfung des Statuts an den bor- 
gejegten Ober-Präfidenten zu berichten, welchem 
die Genehmigung der Einrichtung und der Be— 
ftätigung de3 Statuts oder die Berweigerun 
derjelben zufteht u. obliegt. — Hierbei find fol- 
gende Grundjäge zu beobachten: 3. Die Ge- 
nehmigung zur Erridtung folder Einrichtungen 
foll feiner Gemeinde verfagt werden, welche des— 
halb zweckmäßige Vorſchläge thut und nad) ihrer 
Lage und dem geordneten Buftande ihre Haus- 
Halte3 den Einlegern Sicherheit zu leiſten im 
Stande iſt. 4. Bei Prüfung der Vorſchläge ift 
Darauf zu jehen, daß a) die Einlagen gehörig 


denen keine Hypothek eined andern vorfteht), in« 
ländiſche Staatöpapiere und Pfandbriefe und auf 
andere völlig fihere Urt anzulegen, ſondern aud) 
damit ihre eigenen Schuldobligationen einzulöjen 
oder die Gelder zur Dotirung ftädtiiher nad) 
der Verordnung vom 28. Juni 1826 eingerichte- 
ten Leihanftalten zu verwenden. — Wenn der 
Dberpräfident zu den Verwendungen ber leßtern | 
Art feine Zuftimmung ertheilen will, Hat der- 
jelbe nicht nur zuvörderft zu prüfen, ob auch 
das ſtädtiſche Schuldenweien gehörig geordnet 
und die Verzinſung und Tilgung geſichert jei, 
nicht minder, ob die wegen ber Beipanftalten 
getroffene oder zu treffende Einrichtung der ge 
dachten Verordnung entipreche und font zwed- 
maßig jei, jondern er hat auch ferner diefe Au— 
gelegenheiten im Auge zu behalten und dafür 
zu jorgen, daß nicht durch unordentliche Ver— 
waltung die Sicherheit der Einlagen gefährdet 
werde. ) 6. Bur Erreichung deffeiben Zwecks 
muß die Sparkaſſe einen bejonderen, von anderen 
Kajjen der Stadtverwaltung unvermifcht zu er» 
haltenden Fonds bilden, Diejenigen Documente, 
welde für die Einlage » Capitalien erlangt wer- 
den, wozu auch die Stadt-Obligationen und die 
Schyuld-Documente der Leihlafjen gehören, müffen 
abgejondert verwahrt und die davon eingehen- 
den Zinſen lediglich beim Fonds ver Spartaffe 
wieder verrechnet werden. 7. Inſoweit die Zins 
jen, welche aus den Capitalien erlangt werden, 
gegen diejenigen, welde den Einlegern zu ges 
währen find, einen Ueberſchuß — muß der 
letztere jo fange der Sparkaſſe verbleiben und 
zinsbar wieder angelegt werben bis ſich ein hin« 
reichendes Capital gebildet hat, um etwaige Ver- 
Iufte des Fonds zu deden und bie Verpflichtun« 
gen gegen die Einleger zu erfüllen, one daß es 
nöthig ift, deshalb die allgemeine Bertretung 
der tabtgemeinden in Anſpruch zu nehmen, 
Dafern diejer Ueberihuß eine Höhere Summe 
erreicht hat, ald für den angegebenen Zweck er- 
forderlich jcheint, und die Commune über einen 
Theil defjelben zu andern öffentlichen Zwecken 
zu biöponiren beabfichtigt, fo ſoll fie hierzu die 
Genehmigung des Oberpräfidenten einholen, wel« 
cher ſolche nur dann zu ertheilen hat, wenn nad 
Abzug der zu verwendenden Summe ein ange 
mejjener Reſerve⸗Fonds übrig bleibt. 8. Des» 


ficher geftellt werben: b) daß der Communal-|gleichen follen die Communen zu neuen Bedürf- 
Haushalt dadurd; nicht in Gefahr der Störung |niffen nur unter Genehmigung des Ober-Präfir 
und errüttung komme, und c) daß die Ein-|denten Darlehne aus den Spärkaſſen-Fonds ent« 
richtung ſelbſt hauptiählich auf das Bebürfnigjnehmen dürfen. Diefe Genehmigung ift aber 
der ärmeren Klaffe, welcher Gelegenheit zur An-Inur dann zu eriheilen, wenn die Berzinjung n. 
Legung Heiner Erjparnifje gegeben werben ſoll, Tilgung eines joldhen Darlehns im Voraus voll» 
berechnet und der Veranlaſſung zur Ausartung jtänbig gelichert ift. Die darüber auszuftellen- 

der Unitalten vorgebeugt werde. Um den|den Obligationen werden dann in der unter Nr, 6 
unter 4a angegebenen Zweck zu erreichen, mußlangegebenen Urt Eigenthum des abgejonderten 
vor der Beltätigung nachgewiejen werden, auf/ — — 
welche Weije bie durch die einzelnen Cinlagen 
fich bildenden Kapitalien fiher angelegt werden 


Durch Cabinetsorbre vom 26. Juli 1841 find die Ober: 
präfidenten ermächtigt, da wo die Ortöverbältmiffe es noth⸗ 
wendig mahen, bie Ausleihung der Epartaffenbeitände auch 
auf eine andere, als die im 55 deö Regicments über die Ein: 
richtung bes Eparlafjenwejens vom 12. Dec. 1838 vorgejchries 
bene erite Sweat u geftatten, wenn nur die zu beftellende 
anter Berwaltungsbehörden Hypothek die erite Hälfte des Werths bes zu verpfändenden 

rundjtüds nicht überjchreitet. 


ı) Bezüglich der Zuftändigfeit der Behörden im Geltungs: 
bereiche der Probinzial-Ordnung d. 29. Juni 1875 in Epars 
Tafjenangelegenheiten ji. 
Gejeg vom 26. Juli 1876, $ 152, 
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Sparcaffen- Fonds, zu welchem aud die davon, nen Nachtheil bringen und felbft nicht ausjühr- 
u entrichtenden Zinſen zu zahlen find. 9. Durch bar jein dürfte, jo ift, wenn nicht ſchon die Ein- 
ie oben unter Nr. 5, 6, 7 und 8 ertheilten|lagen jelbit auf ein angemefjened Marimum be- 
Vorſchriften ift zugleich für Erreihung des unter ſchränkt find, in jedem Statute eine gewiffe Sum« 
Nr. 4b angegebenen Zwed3 Vorjehung getroffen/me zu beftimmen, bis zu welcher die Burüd- 
und dafür gejorgt, dab die allgemeine Bertret- |zahlung der Einlagen und der davon aufgewad- 
ung3-Berbindlichteit der Communen nur in ben en Binien in baarem Gelde erfolgen fol. 
jeltenften Fällen in Anſpruch zu nehmen ſein Wenn diejer Betrag durch fernere Einlagen oder 
wird. — Um aber auch jonft für die Sicherung |durh Zinszuwachs überjtiegen wird, dann ſoll 
der Haushalts-VBerhältniffe der Communen zujfür Rechnung des nterejienten ohne weitere 


Sparfaifenwefen. 


forgen, muß der dem Einleger Zu gemwährende 
Zins und Zinfeszins jo bejtimmt werden, daß 
er nicht nur durch die Zinſen von den apitalien 
der Sparkaſſe vollftändig gededt wird, — 
daß auch ein Ueberſchuß bleibt, um die Koſten 
der Verwaltung und den Binsverluft an den zu 
fofortigen Auszahlungen bereit zu hHaltenden 
Geldern zu deden und nad) und nad) das $ 7 
erwähnte „Rejerve-Capital zu bilden, aus wel- 
chem etwaige Capital- oder Binjenverlujte über- 
tragen werben können. 10. Nicht minder ift 
ed erforderlich, zu bejtimmen, welche Beträge 
bei den Sparlafjen fofort, und welche nad) vor» 
ängiger Kündigung zu erheben find, damit die 
Ber nicht durch eine zu große bereit zu 
Haltende Summe in zu bedeutenden Zinsverlujt 
gebracht, eben jo wenig durch zufälligen, augen: 
blidlidyen — zur Suspenſion der Baar— 
zahlungen oder zu koſtſpieligen Operationen wegen 
Herbeiſchaffung der nöthigen Geldmittel genöthigt 
werden. — Hierbei wird überall darauf zu ſehen 
fein, daß Heinere Einlagen, welche zur Befeitig- 
ung augenblidlihen Nothftandes erforberlid) find, 
fofort baar zurüdbezahlt werden, dagegen bei 
größeren Einlagen, welche ſchon als kleine Capi- 
tale gelten fönnen, eine nad) Verhältniß der Sum: 
me längere oder fürzere Kündigungsfriſt vorbe- 
halten bleibe. 11. Behufs der Einreichung des 
Zweckes unter 4c ijt der geringjte Betrag, wel- 
der in einer Sparfafle angenommen werden 
fol, jo niedrig, als nad) den Berhältnifjen der 
Berwaltung irgend möglich ift, zu bejtimmen, 
damit der —** Klafje die Gelegenheit dar- 
geboten werde, jede auch nod fo geringe Er- 
ſparniß ſogleich fiher anzulegen, und ich dadurd) 
der Verſuchung zu überheben, fie ohne ein drin- 
endes Bedürfniß zu verwenden. Auch muß da, 
ür gejorgt werden, daß die Berzinjung mit fo 
geringen Beträgen anfange, als ohne zu große 
VBerwidelung des Rechnungsweſens thunlid) ift. 
12. Wir wollen es zwar dem Ermefjen der Ge- 
meinden überlafjen, ob fie nad) den bejonderen 
Verhältnifjen de3 Ortd ein Marimum der ein- 
zelnen Einlagen jowol als des Gejanmmtbetrages, 
welcher von jedem einzelnen Einleger angenom:» 
men werden joll, beftimmen wollen oder nidjt 
und nur dem Oberpräfidenten das Recht vorbe- 
halten, eine Aenderung zu verlangen und nad) 


Rüdjprache mit demfelben ein öffentliches pupilla- 
riihe Sicherheit gemährendes Papier eingekauft, 
joldyes nad) Gattung, Letter und Nummer bei 
jeinem Conto vermerkt, und dabei der dafür be- 
zahlte Curspreis ſammt etwaigen Auslagen ver- 
rechnet werden. Der Einleger wird dadurch 
Eigenthümer des eingelauften Bapierd, daher er 
den durch etwaiges Steigen oder Sinlen bes 
Eurjes oder durch Ausloojung dieſes Papieres 
entjtehenden Nachtheil oder Vortheil zu tragen 
oder zu genießen hat. An Binjen werden ihm 
jedoh nur die gewöhnlichen Sparkaſſenzinſen 
verrechnet, indem der Ueberſchuß dem Inſtitute 
zu Gute geht. Die auf ſolche Weije erworbenen 
Öffentlichen Papiere find bei dem nah $ 6 zu 
bildenden bejondern Fonds als Spezialdepojita 
aufzubewahren, Es ıjt jedoch, wenn sicht die 
nöthigen Papiere in den erforderlichen Appoints 
zu haben find, der VBerwaltungsbehörde erlaubt, 
nad) dem wechjelnden Bedürfnifje Austauſchun— 
gen von Papieren gleicher Urt aus ihren Be— 
tänden vorzunehmen. — Der Vorſchlag megen 
der Summe, von welder dieje Belegung und 
Verrechnung anfangen joll, bleibt den Gemein- 
den überlaſſen, jedocd ijt dem Ober» Bräjidenten 
die Feſtſetzung vorbehalten, wobei dieſelben in 
gleiyem Maaße darauf Nüdfiht zu nehmen 
haben, daß weder durd) eine zu niedrige Summe 
der eigentliche Zwed der Sparkafje, die ärmere 
Klaffe zur Sparjamteit anzureizen, beeinträchtigt, 
noch aud) durch die Gewißheit der Einleger, auch 
größere Beträge jofort oder nad) kurzer Nündig- 
ung in baarem Gelde zurid zu erhalten, eine 
Ausartung der Inſtitute zur Bequemlichkeit der 
Wohlhabenden Behufs augenblidliher zinsbarer 
Belegung größerer Summen, und für die Ge— 
meinden eine zu große Verwidelung herbeigeführt 
werde. 13. Den Büchern, welche die Spartajjen 
ausſtellen, fol überall das Gtatut, ingleichen 
eine Tabelle beigedrudt werden, aus welder zu 
erjehen ift, weldyen Ertrag jede Einlage von 
dem zu verzinjenden Minderbetrage an bis zur 
Höhe von 300 M, oder, injofern ein niebrigeres 
Maximum bejtimmt wäre, bis zu dieſem, in 
jedem der nächitfolgenden 10 Jahre unter Zu— 
rechnung der Binjen und Zinjeszinfen gewähren 
wird. Die weitere Ausdehnung der Tabellen 
auf größere Summen und längere Zeit bleibt 


Befinden jelbjt fejtzufegen, wenn die Erjahrung|den Communen anheimgejtellt. 14. Die Spar- 


zeigt, daß aus der etwaigen Beſtimmung oder 
dem Mangel derjelben Nadıtheile für die Inſti— 


fafjenbücher find unter fortlaufenden Nummern 
auszuftellen, dergeitalt, daß die Bücher der Kaſſe 





tute oder für die Commumen, ober auch für den|hinfichtlich der Nummer und des Einlagebetrags 
allgemeinen Verkehr hervorgehen; da indejjen die/den den Einlegern ausgehändigten Spartlafjen- 
baare Zurüdzahlung größerer Summen, auch büchern ſelbſt entiprechen. In beiden ift der 
wenn die vorbehaltene Kündigung ftattgefunden/ Name des Einlegers einzutragen. — Da jedoch, 
Hätte, unter manchen Conjuncturen den Commus'wenn bei der Zurücknahme der Einlagen der 


ie un en Ze 


Sparfafjenwefen. 
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Inhaber fi wegen der Identität ber Perfon, ftellt ift, ala des angeblichen Verlierer; ce) des 
und mwegen feiner Empfangsberechtigung legitie| Betrags der Summe, über welche daffelbe zur 
miren mußte, dies, bejonders in großen Städten| Zeit des angeblich gejchehenen Verluſtes lautete; 
und bei Erbfällen, ftet3 mit Weitläufigfeiten u. durch das am meiften gelefene der an dem Orte 


zum Theil mit Koſten verbunden fein würde, 
welche den Betrag vieler Einlagen leicht über- 
fteigen könnten, hierburdy aber die Communen, 
wegen ber für fie damit verbundenen Verwidel- 
ung und Vertretungsverbindlichleit, von der Er- 
richtung von Sparkafjen, und die Einleger von 
der Einlage ihrer nur mit Schwierigkeit und 
Koften wieder zu erlangenden Eiſparniſſe abge- 
fchredt werden würden, jo jollen die Communen 
berechtigt jein, in den zu errichtenden Statuten 
die Bejtimmung aufzunehmen : daß jedem In— 
haber des Sparkaſſenbuchs der Betrag ohne 
weitere Legitimation werde ausgezahlt werden 
und die Commune —* Einlöſung deſſelben dem 
Einzahler oder deſſen Erben keine weitere Ge— 
währ leifte, dafern nicht vor der Auszahlung 
ein Proteſt dagegen eingelegt worden fei. 15. 
Damit auch der Inhaber jedes Sparkaſſenbuchs 
fi beim Verluſte deſſelben möglichjt ſicher ſtellen 
könne, ſetzen wir Folgendes feſt: a. Derjenige, 
welchem duch Zufall ein Sparkaſſenbuch gänz— 
lich vernichtet oder verloren gegangen iſt, muß, 
wenn er an deſſen Stelle ein anderes wieder zu 
erhalten wünſcht, den Verluſt ſofort nach deſſen 
Entdeckung der Kaſſenbehörde anzeigen, welche 
denſelben, ohne ſich um die Legitimation des 
Inhabers zu fümmern, in ihren Büchern ver— 
merft. b. Vermag derjelbe die gänzliche Ber- 
nichtung ded Buchs auf eine nach dem Ermejjen 
der Kaſſenbehörde überzeugende Art darzuthun, 
fo wird ihm von berjelben ohme Weiteres ein 
neued Buch auf Grund der Kaſſenbücher ausge» 

tigt. In allen übrigen Fällen muß das ver- 
oren gegangene Buch gerichtlich aufgeboten und 
—ã werden. c. Bor Einleitung dieſes 
letztern Verfahrens aber ift ſowol der Wblauf 
besjenigen Kalenderquartals, in welchem die An— 
zeige des Verluftes bei der Kaſſe gemacht wor— 
den ift, als auch der des folgenden Kalenderquar- 
tal3 abzuwarten. Wird innerhalb diejes Zeit- 
raums das verlorene Buch durd einen Andern ala 
den Anzeiger des Verlujtes bei der Kaſſe prä- 
jentirt, jo Hält ſolche daſſelbe an, überiendet es 
dem Ortögerichte und verweijet jowol den Prä- 
fentanten, als denjenigen, der den Verluſt us 
zeigt hat, am diefed Gericht zur rechtlichen Er- 
Örterung ihrer Anſprüche an das Eigentyum des 
Buchs. d. Iſt aber die bei c. gedachte Friſt 
verjtrihen, ohne daß dad Bud, zum Borichein 
getommen, jo ertheilt die Kaſſe dem angeblichen 
Berlierer hierüber eine Beſcheinigung, und eine 
aus ihren Kaſſenbüchern zu fertigende Abſchrift 
des Conto's des verlorenen Buches, — beides 
gegen bloße Erlegung der Eopialien. — Unter 
Einreihung dieſer Abſchriften und unter dem 
Erbieten, fein Eigenthum an dem Buche und deſſen 
Berluft eidlich beftärken zu wollen, fann demnädhit 
der Verlierer das öffentlihe Aufgebot und bie 
Amortifation bei dem Ortsgericht nachſuchen. 
e. Letztere hat den Berluft unter Angabe: aa) 
der Nummer befjelben; bb) der Namen, ſowol 
befien, auf welchen daffelbe urſprünglich ausge» 


ericheinenden öffentlichen Blätter — oder Falls 
e3 derer dort nicht gibt, durch) das Amtsblatt 
des Regierungsbezirfs mit der Aufforderung bes 
fannt zu machen: „daß ein Seder, der an dem 
verlorenen Sparkaſſenbuche irgend ein Anrecht 
zu haben vermeine, ſich bei dem Gerichte, und 
zwar jpäteftens in dem (näher zu bezeichnenden) 
Termine melden und fein Recht näher nachweiſen 
möge, widrigenfalls dag Buch für erlojchen er» 
Härt, und dem Verlierer ein neues an deflen 
Stelle ausgejertigt werden ſolle.“ — Beläuft ſich 
der Betrag de3 Sparkaſſenbuchs auf weniger als 
150 M, jo wird der Edictaltermin auf 4 Wochen 
hinaus, vom Tage der Belanntmahung an ger 
rechnet, angefeßt, und letztere einmal in jedes 
Öffentliche Blatt inferirt. — Bei Beträgen zwi— 
ihen 150 und 300 M iſt eine achtwöcpenttiche 
Edictaffrift und eine zweimalige Infertion,” bei 
Beträgen von 300 M oder darüber aber eine 
Edictalfrift von 3 Monat und eine dreimalige 
Inſertion erforderlih. f. Meldet ſich bis zu 
dem Edictaltermine in demfelben Niemand, der 
auf das Buch Anſpruch macht, und feijtet der 
angebliche Verlierer folgenden Eid ab: daf er 
das Buch bejejjen und daß ihm ein jolches ver— 
loren gegangen fei, jo faßt alsdann das Gericht 
das Präclujiond- und Amortijationd-Erlenntniß 
ab, weldyes dem Verlierer zu publiciren und 14 
Tage lang an der Gerichtöitelle auszuhängen ift, 
g. Sobald das Erlenntniß rechtöfräftig gewor- 
den ift, hat die Sparlafje auf Grund deifelben 
dem Verlierer ein neued Buch unentgeltlich aus» 
zufertigen. h. Die Koften des gerichtlichen Ver— 
jahrens trägt der Verlierer; doch find ihm, wenn 
der Gegenftand 300 M und darüber beträgt, 
außer den Inſertionskoſten, dem Porto und den 
Stempeln, nur Copialien, bei lleineren Sum— 
men Dagegen nur Porto und Eopialien, Juſer— 
tionsgebühren aber nur dann in Unfag zu brin« 
gen, wenn das Blatt in welches die Befannt- 
madhung aufgenommen worden, für Rechnung 
von Privatperjonen herausgegeben wird, indem 
Wir für jolde Fälle die Stempel - Abgabe er- 
laſſen und, infofern die Inſertion in einem für 
Rechnung des Staatd gedrudten Blatte erfolgt, 
joldye unentgeltlich bewirken laſſen wollen. 16. 
Wenn ein Intereffent ji) von der yo Prä- 
jentation jeine® Sparkaſſenbuchs an binnen 30 
Jahren nicht bei der Kaſſe meldet, fo foll 
von diefer Zeit an alle weitere Verzinſung feines 
Guthabens aufhören. Unter Beobadtung 
der in diefem Reglement aufgeitellten Grund— 
ſätze fol für jede Sparlafje ein vollftändiges 
Statut errichtet, in ſolches auch aus obigen Be- 
ftimmungen dasjenige, was des Zufammenban- 
ges wegen erforderlich ift, aufgenommen, u. mit 
der Beitätigung -ded Ober - Bräfidenten jedem 
Sparkaſſenbuche vorgedrudt werden, — Sollte 
wegen bejonderer ann eine dieſem 
Reglement zumwiderlaufende Beftimmung für noth* 
wendig angejehen werden, fo kann jolde nur 
durch Unfere unmittelbare Genehmigung Giltig- 
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feit erhalten. Die diedfall3 erlafjene Ordre iſt, gemefjenen neu zu 
dann ebenfall3 beizudruden. 18. In jedem Sta-|fahren. — Dieje 
der Verwaltung der Sparkaffe,/gegenwärtig auf jeden Inhaber ausgeftellt find, 
zu beichäftigenden Berjonen, |behalten fortwährend ihre Giltigleit. Neue 


tute ift auch — 


wegen der da 


Speiſewirthſchaften — Spielkarten. 


entwerfenden Statut zu ver⸗ 
Diejenigen Sparkaſſenbücher, welche 


Epar- 


ihrer Anftelung und der von ihnen zu leijten-|kafienbücer dagegen find nah Ablauf Der ge 
ven Cautionen, wegen des Orts, an welchem die|dadjten Friſt Tediglich in der unter Nr. 13 und 


Sparkaſſe ſich befindet, und wegen der Tage u. 
Stunden, an melden die Ein- und Zurüdzahls 


14 vorgejchriebenen Form auszuftellen. 
Spetjewirthfchaften, von denjelben zu ent- 


ung ftattfindet, die erforderliche Beftimmung auf- |richtende Gewerbefteuer, j. unter Gewerbefteuer 


zunehmen. 
wie etwaige jpätere Aenderungen des Gtatuts, 
welche unter Genehmigung des Ober-Präjidenten 
oder auch, bei veränderten Umſtänden und be- 
merften Nißbräuchen, auf defien Anordnung er» 
folgen können, endlich wie event. die Aufhebung 
der ganzen Anftalt zur Kenntniß der Intereſſen⸗ 
ten zu bringen fi. — Wenn in Folge einer 
ſolchen in Gemäßheit de3 Statut3 öffentlich be» 
fannt gemadten Aenderung die Einleger aufge: 
fordert worden find, ihre Einlagen nad) Ablauf 
der Kündigungdzeit zurüdzunehmen, Falls jie 
die neu aufgeftellten Bedingungen fih nicht ger 
fallen laffen, fo ſoll in Rückſicht derjenigen, welche 
fi) nicht melden, angenommen werden, daß fie 
mit ihren Einlagen bei der Sparfafje unter den 
neuen Bedingungen verbleiben wollen. 19. Was 
die Aufſicht des Staats über die Sparfafjen an— 
langt, jo joll e3 zwar im Allgemeinen bei dem- 
jenigen bewenden, wa3 die Gejeßgebung hinficht- 
lid) der Staatd-Auffiht über andere Communal» 
Inſtitute vorſchreibt. Die Ober-Präfidenten und 
Regierungen jollen aber verpflichtet jein, diejen 
Snttituten eine fortwährende bejondere Aufmerk- 
jamfeit zu widmen, fi von der Zweckmäßigkeit 
und Ordnung des Betriebes zu überzeugen, außer⸗ 
ordentliche Kajjenrevifionen vorzunehmen und ans 
zuordnen und, wo fie Unorbnungen und Miß- 
bräuche bemerken, mit Ernſt auf deren Abjtellung 
u dringen. 20. Ferner haben die Ober-Prä- 
edenten ſich jährlich Nachmweijungen über den 
Geſchäftsbetrieb und die Rejultate der Sparkaffen 
einreichen zu laffen, ſolche in eine, die ganze 
Provinz umfafjende Hauptnachweiſung nad) einem 
vom Dlinifter ded Innern und der Polizei all- 
gemein vorzujchreibenden Schema zufammenitellen 
zu laffen, und letztere dem genannten Minifter 
vorzulegen. Auch ift jede Sparfafienverwaltung 
verbunden, die an den Dber-Präjidenten einge- 
reichte Nachweifung über ihren Betrieb durd) 
da3 im Orte oder im Kreiſe erjcheinende Au— 
zeigeblatt, oder, wenn ein ſolches nicht erjcheint, 
durch das Amtsblatt befannt zu machen. 21. 
Wenn von größeren Landestheilen, z. B. Krei- 
fen und ftändifchen Verbänden, Sparlajien er- 
richtet werben follen, fo ift dad Statut zu Unſerer 
Genehmigung einzureichen. Hierbei find ebenfalls 
bie ee Grundjäge zu beobachten. 
Was die ſchon beftehenden Epartoffen anlangt, 
jo jollen zwar, wenn fie jeither nad) Grundſätzen 


Nicht minder ift darin auszudrüden, Geſetz 


22. näheren Anordnungen in Betre 


vom 30. Mai 1820, $ 10, 26, Nr. 2 und 
Anl. B., Nr. 12, C (E. 582) und Gefeg vom 
19. Juli 1861, $$ 14, 15 (©. 589), jomwie bie 
Minifterial- Anweifung vom 20. Mai 1876 $S 
49 fi. (©. 59). ©. auch Gaft-, Schantl- 
wirthidaft. 

Sperre der Seuchenorte, ſ. Rinderpeft, 
Viehſeuchen. 

Spiel, ſtrafbares, ſ. Strafgeſetzbuch SS 283 
bis 285, 350, Nr. 14, 8 361, Nr. 5, 362. ©. 
auch Glüdipiele, Lotterie. 

pielbanfen. Die öffentlihen find durch 
Geſetz vom 1. Juli 1868 gejchlojjen. 

Spielfarten.') 

Gejeß, betr. die Stempelfteuer von Spiel- 
farten vom 23. Dec. 1867. 

8 1. Die von Spielfarten zu entrichtende 
Stempeljteuer beträgt: a) 80 P für das Spiel 
Taroffarten u. franz. Karten von mehr als 32 Blät- 
tern: b) 30 P für das Spiel franz. Karten von 
32 oder weniger Blättern (Ptauetfarten), deutſche 
Karten u. Trapelierfarten, und wird zur Staats— 
tafje erhoben, & 2. Gegen Entridtung der im 
$ 1 beftimmten Steuer erfolgt die Stempelung 
der franzöfiichen und deutihen Karten auf bem 
—— der übrigen Karten auf dem von dem 
Finanzminiſter zu bezeichnenden Blatte. Der 
Kartenſtempel erhält unter dem Adler die An» 
gabe des Steuerbetrages, ſowie das Zeichen der 
Steuerbehörde, bei welder die Stempelung ver- 
richtet iſt. & 8. Die Einfuhr von Spiellarten 
in Unfere Staaten ift erlaubt. $ 4. Ale im 
Unjere Staaten zum Berbleibe dajelbjt eingeh— 
ende Spielfarten unterliegen derjelben Stempel- 
fteuer, wie die im Inlande verfertigten, die vom 
Bollvereind » Auslande eingeführten Spielfarten 
außerdem der tarifmäßigen Eingangsabgabe. 
s 5. Wer Spiclfarten in Unfere Staaten ein« - 

ringt ober ungejtempelte GSpielfarten dajelbft 
empfängt, ift verpflichtet, diejelben nad) Gattung 
und Menge mit der Angabe, ob fie zum Ber- 
bleibe im Inlande oder zur Durchfuhr beftimmt 
find, beim Eingange bezw. Empfange der Steuer- 
behörde anzumelden und nad) deven Anweijung 
die zum Berbleibe im Inlande beftimmten Spiel- 
farten zur Stempelung gegen Entrichtung der 
gejeglihen Stempelfteuer vorzulegen. — Die 
der Anmeldung 
und Borlegung der Karten zur Stempelung mwer« 
den von dem Finanzminiſter erlaſſen. $ 6. Die 


verwaltet worden find, welche mit obigen DBe-| Fabrikation von Spieltarten darf nur mit bes 
ftimmungen im Widerſpruch ftehen, diejelben noch | jonderer Erlaubniß des ————— und in 


6 Monate | 
lements nad) 


Publication gegenwärtigen Reg-| den von demfelben genehmigten 
en feitherigen Grundjägen fort — — 
verwaltet werden können. Nach Ablauf diejer 
Zeit aber iſt Hinfichtlich neuer Einlagen lediglich 
nad einem, dem gegenwärtigen Reglement ans! 


äumen betrieben 


1) Spiellarten find vom Gewerbebetrieb im Umberziehen 
—— ſ. Gewerbe-Ordnung $ 66, Nr.3. Wegen Bes 
ftrafung der Anfertigung oder Er unchter Stempel: 
abdrüde für Epielfarten ſ. Str.:G.:B. g 275, Nr. 2. 
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werden. Die Genehmigung zu einer neuen Spiel⸗ pflichtungen wird mit ber in ge12 beftimmten 
kartenfabrit wird nur in dem Falle ertheilt, Strafe geahndet. Kann jedoch der Angejchuldigte 
wenn 1) diefelbe in einem Orte, woſelbſt ſich vollſtändig nachweiſen, daß er die Gtempeljteuer 
eine zur Wahrnehmung der fteuerlichen Auflicht nicht habe hinterziehen fönnen oder wollen, jo 
geeignete Steuerbehörde befindet, angelegt wers|findet nur eine Orbnungsitrafe von 3—30 M 
den, und die zu einem fabritmäßigen Betriebe, |jtatt. $ 14. Wenn eine Berjon, welche den Handel 
jowie zu einer angemefjenen Aufſicht u, Eontrole/mit Spielfarten betreibt, ungeftempelte Starten 
erforderliche Einrichtung erhalten foll; 2) eine|feilhält, veräußert, oder in Gewahrjam hat, oder 
auf 9000—15,000 M zu bejtimmende und nad |die dem Einbringer bezw. Empfänger vom Auss 
ertheilter Conzeſſion fofort zu beftellende Caution lande eingehender Karten nad) $ 5 obliegenden 
angeboten wird. — Die Fabrilanlage muß jpäte- |Berpflichtungen nicht erfüllt, jo ſoll gegen die- 
ftens binnen 3 Jahren, von dem Seitpunfte der ſelbe die nad $$ 12 ober 13 verwirkte Strafe 
Genehmigung an geredinet, vollendet werben, in feinem Falle auf einen geringeren Betrag als 
widrigenfafls die letztere ihre Giltigkeit verliert.|600 M Geldbuße feftgefe t werden, ſoweit 
7. Die Vorjhriften in $ 6 finden auf den nicht nad) $ 13 eine bloße Ordnungsſtrafe ein- 
ortbetrieb der bereit3 beftehenden Kartenfabrifen |zutveien hat. $ 15. Wer ohne vorgängige Ge» 
in den bisher benugten Räumen feine Anwende|nehmigung des Finanzminiſters Spielfarten zu 
ung. Auch find erft die Befignachfolger der gegen- | verfertigen unternimmt ($ 6) oder nad) erhaltener 
wärtigen Inhaber der Fabriken bei Berluft des /Erlaubniß vor erfolgter Anzeige bei der Steuer» 
Fabrifationsrechtes zu einer Cautionsbejtellung |behörde mit der Fabrikation beginnt, verfällt 
von 9000—15,000 M ($ 6 zu 2) verpflichtet. neben Eonfiscation der Geräthe, Materialien und 
$ 8. Sämmtliche Kartenfabrilanten ftehen unter |bereit3 verfertigten oder in deren Anfertigung 
jtenerliher Controle und unterliegen den fteuer-|begriffenen Spielfarten in eine Geldjtrafe von 
lihen Reviſionen. $ 9. Was hinſichtlich der 1600 M. Für jedes Gpiel, das über 50 
Sabrifeinrichtung, der Fabrifation, Stempelung,|bereit3 verfertigt ift, wird die Gelditrafe um 
Aufbewahrung und Verſendung von Spielfarten,]30 M verihärft. $ 16. Wird die Fabrikation 
fowie Hinfichtlih der Buchführung, der bei der von Karten in. anderen, als den dazu angejagten 
Steuerbehörde zu machenden Meldungen und des Räumen vorgenommen, fo tritt diejelbe Geld» 
Einzelverfaufs der Spielfarten von den Inhabern ſſtrafe ($ 15) nebft Eonfiscation der in den uns 
der Spiellartenfabrifen zu beobachten ift, mwirdjangejagten Räumen befindlichen Geräthe, Ma— 
dur ein von dem Finanzminijter zu erlafjendes Iterialien und gejertigten oder in der Anfertigung 
Negulativ vorgeſchrieben. $ 10. Für die Abs Ibegriffenen Karten ein. 8 17. Werden gegsi die 
führung der Stenern können angemefjene Friften)Vorjchriften in dem von dem Finanzmintjter nach 
egen Be nen bewilligt werben. —I$ 9 zu erlaffenden Regulative die in einer Fa— 
Steuererlai od. Erjag fann nur von dem Finanz-|brif gefertigten Karten den revidirenden Steuer: 
minifter und zwar für inländifche Karten nurjbeamten nicht vollftändig angegeben u. vorgelegt, 
in dem Falle gewährt werben, wenn geftempeltejoder ungeftempelte Karten ohne Mitwirkung der 
Kartenipiele bei der Verpadung oder Aufbewahr- | Steuerbehörde verjendet, od. aus dem Mitver— 
ung in den dazu bejtinmten Fabriträumen durhlihluß der Steuerbehörde unbefugt entfernt, jo 
einen unverichufdeten Zufall zun Gebrauche uns zieht dies Verfahren die Eonfiscation der nicht 
tauglich geworben find und das Ereigniß binnen angegebenen od, verjendeten oder aus dem Steuer- 
24 Stunden unter Einlieferung der verdorbenen|verjhluß entfernten Karten und die im $ 15 
uneröffneten Kartenjpiele, ſofern diefelben durd) verordnete Geloftrafe nad) fih. $ 18. Wer wegen 
den Zufall nit ganz verloren et derleines diefer Vergehen (SS 15—17 inch) ſchon 
Gteuerbehörbe angezeigt wird. $ 11. Der Detail- Jeinmal beftraft worden ift und fich defjelben oder 
handel mit Spiellarten, welhe nad) den Berleined anderen in ben $$ 15—17 gedachten Ber- 
ftimmmungen in $$ 1 u. 2 gejtempelt find, unter-|gehens abermals ſchuldig macht, iſt nicht nur mit 
Liegt, unbejchabet der in $ 9 bezüglid der Spiels|den vorbeitimmten Strafen zu belegen, jondern 
Tartenfabritanten getroffenen Behimmung, nur den ſauch des Rechtes, die Kartenfabrifation ferner zu 
allgemeinen gewerbepolizeilichen u. gewerbejteuer-| betreiben, für — zu erklären, ohne daß 
lichen Vorſchriften; eine beſondere Genehmigung es einer vorgängigen Belehrung über dieſe Folge 
ift Dazu nicht erforderlich. 12. Karten, welde|der Wiederholung des Vergehens bedarf. 8 19. 
nicht mit dem nach diefem Geſetze — Die Entfernung überzähliger Karten aus der 
Stempel verſehen find, werben, wo fie ſich vor-⸗ Fabrik oder der Ausſchußblätter, bevor letztere 
finden, confiscirt. — Wer ungeſtempelte Karten nach Vorſchrift des Regulativs ($ 9) unbräuch—⸗ 
feilhält, veräußert, —z in Gewahrſam hatbar gemacht worden find, iſt, ſofern nicht nad 
oder damit ſpielt, verfällt für jedes Spiel in dem Vorſtehenden eine höhere Strafe eintritt, 
eine Strafe von 30 M. — Gaftwirthe, Kaffee-|mit einer Geldbuße von 30—150 M zu be- 
fchänfer u. andere Perjonen, welche Gäfte halten, |legen. $ 20. BZumiderhandlungen gegen die nad) 
haben diefelbe Strafe verwirkt, wenn in ihren/S 5 u. 9 von dem Finanzminiſter zu erlaffenden 
Wohnungen oder Localen mit ungeitempelten|Borjhriften, worauf feine bejondere Strafe in 
Karten geipielt worden ift und fie nicht nach- dieſem Gejepe angeordnet ift, ziehen eine Orb- 
weiſen können, daß dies ohne ihr Wiſſen geiöehen nungsftrafe von 3—30 M nad) ſich. 8 21. 
ſei. $ 13. Die Nichterfüllung einer der nah) Den Gelditrafen ift für den Fall, daß der Ver— 
8 5 bem Einbringer bezw. Empfänger vom Aus—- pflichtete diejelben zu entrichten unvermögend fein 
(ande eingehender Epiellarten obliegenden Ber-|jollte, eine verhältnigmäßige Freiheitöitrafe zu 
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fubftituiren. &E2. Denuncianten erhalten keinenBerlangen diejenigen Bücher vorzulegen, aus 
Antheil an den Gelditrafen. $ 23. Hinfichtlich| denen ſich der Handelöverfehr mit Sprengöl reip. 
des abminiftrativen und gerichtlichen Straf- die Verjendung befjelben erjehen läßt. 3. Die 
verfahrend wegen der Zuwiderhandlungen gegen ge en: von Vorräthen des genannten 
dieſes Gejeg und Hinfichtlich der ſubſidiariſchen Stoffes iſt außerhalb der Sabrifationsftätte nur 
Bertretungsverbindlichkeiten dritter Perſonen an ſolchen Orten geftattet, wo derſelbe Behufs 
tommen diejelben Vorichriften zur Anwendung, [eines gewerblichen Betriebe zur unmittelbaren 
nad) welchen ſich das Verfahren u. die Haftung | Verwendung gelangen joll, und auch bier mur 
dritter Perfonen wegen Bollvergehen beftimmt. nach vorgängiger ortöpolizeilicher Genehmigung, 


8 24. In Betreff der rg ag und der 
Verpflichtung zur Hilfsleiftung, jowie in Betreff 
der Beitehung von Steuerbeamten u. der Wider- 
feglichfeit gegen diejelben find die Hierüber in 
den Gejegen wegen Bejteuerung des Braumalzes 
enthaltenen Beitimmungen — $$ 54, 55, 88, 89 
ber Gteuerordnung vom 8. Februar 1819, 
68 18, 19, 36, 37 der Berorbnung vom 11. Mai 
1867, 88 17, 18, 33, 34 des Geſetzes vom 17. 
1866 !) — innerhalb des Geltungsbereiches der» 
felben anzuwenden. $ 25. Die in den SS 11 
bis 13 vom 4. Juli d. J. enthaltenen Ueber- 
angsbeftimmungen wegen der Unmeldung der 
Rodwertienerung u. des Gebrauches borräthiger 
ungeſtempelter oder nad) den bisherigen Gejegen 


geitempelter Spielfarten bleiben in Kraft und|h 


erlangen mit dieſem Gejete auch in den Hohen— 
zolfernichen Landen und im Jadegebiete mit der 
Mafigabe Gefegeökraft, daß an die Stelle des 
in $$ 11 u. 12 a. a. DO. auf den 1. Aug. db. J. 
beftimmten Zeitpunfte der 1. Jan. 1868 tritt. 
— Bas in den $$ 12 u. 14 dieſes Geſetzes von 
ungeftempelten Karten verordnet ift, findet in 
allen Landestheilen, wo die vorbezeichneten Ueber- 
gangsbejtimmungen gelten, auch hinſichtlich der 
nad früher dajelbjt giltigen Gejegen geitempelter 
Karten Anwendung, wenn die erforderliche ander- 
weite Stempelung derjelben nicht ftattgefunden Hat. 

Spielzeug, mit gefährlichen Farben gefärbtes, 
f. Farben 6 379). 

Spinnerei-Abgänge, Beförderung derjelben 
auf Eijenbahnen, 2 Betrieb3-NReglem. $ 48, 

A, Ai 8, 

Epionage, Beltrafung berjelben im Kriege, 
ſ. Militär-Strafgejepbud $ 58, Nr. 5. 

Spirituofen, Beförderung derjelben auf Eijen- 
bahnen, j. Betrieb3-Reglem. 548, II, A. Nr. 4. 

Epiritus, Kleinhandel damit, ſ. Gewerbe» 
Ordnung $ 33. 

Eprengöl. Durch Polizei-Verordnungen ift 
in Betreff des Vexkehrs mit Sprengöl 
Folgendes bejtimmt: 1. Die in diefer Verordnung 
in Betreff des Sprengöls gegebenen Vorſchriften 
gelten, wo nichts Anderes bejtimmt worden, in 
gleicher Weife auch für methylifirtes Nitro-Öfycerin 
und Dynamit.) 2, Die Bereitung von Sprengöl 
darf nur in folchen Betriebsftätten erfolgen, Mir 
welche dazu die nad) $ 16 der Gew.-DOrdn. vom 


bei deren Ertheilung über die Bejchaffenheit der 
Niederlageftätte und die fonjtigen Bedingungen, 
unter denen die Aufbewahrung zu gejtatten, daS 
Erforderliche vorzufchreiben ift. Der Transport 
des jedesmaligen Bedarfd von der Niederlage 
jtätte Pr Verbrauchsſtelle darf nur durch Tragen 
bewirft werden. — Insbeſondere ijt das Halten 
von Borräthen zum Handel außerhalb der Fa— 
brifationsjtätte gänzlich; verboten. 4. Die Ber 
ftimmung des $ 3 finden feine Anwendung auf 
diejenigen Niederlagen von Dynamit- oder an- 
deren Sprengölpräparaten, deren Errichtung auf 
Grund einer von der unterzeichneten Föniglichen 
Regierung ertheilten bejonderen Erlaubniß er- 
folgt. — Der Ertheilung einer ſolchen Erlaubnis 
at in jedem einzelnen Falle der Nachweis eines 
beitehenden Bebürfniffes voranzugehen. — Im 
Uebrigen find derartige Niederlagen denjenigen 
Bedingungen unterworfen, welche in Berbindun 
mit der Erlaubniß oder in jpäterem Anichtub 
an dieje von der unterzeichneten königl. Regierung 
im einzelnen Falle beftimmt werden. 5. Bu- 
widerhandlungen gegen die vorftehenden Lor- 
ichriften werden, Ber fie nit nach $ 367 
Nr. 4—5 des GStr.-G.-B. einer höheren Gtrofe 
unterliegen, mit einer Geldftrafe bis zu 30 M 
oder einer Haft bis zu 14 Tagen geahndet. 
Ferner ift durch Polizeiverordnung beftinmt: 
1. Die Benutzung von reinem Sprengöl (Nitro- 
Glycerin) al3 Sprengmittel ift unterfagt; geftattet 
ift nur die Verwendung von — —— 
—— u. dgl). 2. Die Beſitzer ſowol von 
ang Niederlagen zu eigenem Gebrauch, tie 
von Verfaufsftätten haben ein Buch zu führen, 
in weldem bie Quantitäten des bezogenen Dy— 
namits 2c., der Tag des Empfanges, die Bezug:- 
quelle, die Art des Transporte und der Name 
des Trandporteurd einzutraßen find und welches 
der Behörde jederzeit zur Einficht zu verftatten 
it. In den Berfaufsftätten muß auch der Name 
des Käufer und das demjelben verabfolgte Quan— 
tum eingetragen werben. 3. Somwol in den Fa- 
brifationsjtätten, tie in den Niederlagen zu eigener 
Berwendung, darf Dynamit n. dgl. — Trans⸗ 
portes oder —— bei der Arbeit nur an 
zuverläffige erwachſene Berjonen übergeben wer- 
den. — In den Verfaufsftätten darf die Abgabe 
nur auf Grund eines ort3polizeilichen Erlaubnif- 


21. Juni 1869 erforderliche ausdrüdliche polizei- feines erfolgen und find dieje Scheine aufzn- 
lihe Genehmigung ertheilt ift. Die Befugnig|bewahren. 4. Nicht nur die Beſitzer von ge- 
dazu ift in feiner anderen gewerblichen Gonceffion nehmigten ftändigen Niederlagen od. Berfaun. 
enthalten. — Die Fabrikanten von Sprengöl find |ftätten, fondgen überhaupt Jeder, welcher Dy- 
verpflichtet, der Ortöpolizeibehörde auf deren namit ꝛc. behufs directer Verwendung bezieht, 
ober aus den Verkauföftätten entnimmt, ift zur 
BR . jet ng Oranftener Gefeg vom 31. Mai 1872 ——* ren und Aufbewahrung an 

EU A u ' amjr) einem fiheren Orte verpflichtet. Die Aufbewahr- 
e — EN EUR ung auch Heiner Quantitäten in den Wohnungen 
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oder in der Nähe von Wohnungen od. Arbeitd- halts rechtfertigt. F8. Die Naturaliſations-Urkunde 


plägen iſt unterſagt. 5. Bumiderhandlungen 
egen die vorftehenden Beitimmungen terden, 
fen diejelben nicht nach den Beitimmungen 
es Strafgeſetzbuches einer höheren Strafe unter- 
liegen, mit einer Geldjtrafe bi8 zu 30 M oder 
verhältnigmäßiger Haft geahndet. 

Eprit, Beförderung deſſelben auf Eifenbahnen, 
f. Betriebs-Reglem. $ 48, II, A, Nr. 1. 

Spurweite des Fuhrwerts j. Wagenipur. 

Stantsangehörigkeit, Erwerb und Verluſt 
derjelben.?) 

Reichs-Geſetz über die Erwerbung und 
den Berluft ber Bundes- und Staats— 
angehörigleit vom 1. Juni 1870:?) 

F 1. Die Bundesangehörigfeit wird durch die 
Staat3angehörigfeit in einem Bundesftaate er- 
worben und erlijcht mit deren Berluft. — Ans 
gehörige ded Großherzogthums Heſſen befiten 
die Bundesangehörigfeit nur dann, wenn fie in 
den zum Bunde gehörigen Theilen de3 Groß— 

erzogthums heimathsberechtigt find.?) $ 2. Die 

taatsangehörigfeit in einem Bundesftaate wird 
fortan nur begründet: 1) durch Abſtammung ($ 3), 
2) durch Legitimation (8 4), 3) durch Berheirathung 
($ 5), 4) für einen Norddeutſchen durd Auf: 
nahme (SS 6 ff.) und 5) für einen Ausländer 
durch Naturalijation ($5 6 fi.). — Die Adoption 
a für fich allein diefe Wirkung nicht. $ 3. 

urch die Geburt, auch wenn dieſe im Aus— 
lande erfolgt, erwerben eheliche Kinder eines 
Norddeutſchen die Staatsangehörigkeit des Va— 
ters, uneheliche Kinder einer Norddeutſchen die 
Staatsangehörigkeit der Mutter. $ 4. Iſt der 
Bater eines unehelichen Kindes ein Norddeutſcher 
und bejitt die Mutter nicht die Staatdangehörig- 
feit des Vaters, jo erwirbt das Kind durd) eine 
ben gefeglichen Beitimmungen gemäß erfolgte 
Legitimation die Staatsangehörigkeit des Vaters. 
N d. Die Berheirathung mit einem Norddeutichen 

egründet für die Ehefrau die Staatdangehörig- 
keit de3 Mannes, 8 6. Die Aufnahme, ſowie 
die Naturalijation ($ 2, Nr. 4 und 5) erjoigt 
durch eine von der höheren Berwaltungsbehörde 
ausgefertigte Urkunde.) $ 7. Die Aufnahme: 
Urkunde wird jedem Angehörigen eines anderen 
Bundesftaates ertheilt, welcher um diejelbe nach— 
ſucht und nachweift, daß er in dem Bundesitaate, 
in welchem er die Aufnahme nachſucht, ſich nieder- 
gelaſſen habe, fofern fein Grund vorliegt, welcher 
nad) den $$ 2—5 de3 Geſetzes über dieFreizügigkeit 
v. 1. Nov. 1867 die Abweiſung eines Neuanziehen- 
den od. die Berjagung der Fortjegung des Aufent- 


—_— — 


1) Ueber bie un in gen ber Behörden im Geltungsbereiche 
der Provinzial-Drdnung vom 29, Juni 1875 in biefen Ange: 
legenbeiten f. unter Bermwaltungsbebörden Geſetz vom 
26. Juli 1876, $$ 160, 161. 

2) Auf Grund des Art. 80 der Neichäverfaffung vom 30. 
Sept. 1870, beziehungsweife der Verträge dv. 23. u. 25. Nov. 
4870 in Baden, Heiten und Württemberg, durch Geſetz vom 
52. April 1871, $ 9 als Reichsgeſetz in Bayern, ebenjo durch 
Geſetz vom 8. Yan. 1873 in Eljaß-Lerbringen einaeführt. 

3) Diefe Beirimmmung iſt für Bayern nicht in Kraft getreten. 

+) Zufolge Reichsgeſezes vom Zu. Tec. 1875 darf Nusläns 
dern, welche im Reichsdienſt angentellt find, ein Dienſtein— 
fommen aus der Neichstaffe begeben und ihren bienftlichen 
Wohnfig im Auslande haben, von demjenigen Bundesitaate, 
in welchem fie die Verleibung der Staatsangehörigfeit nach— 
fuchen, die Naturalifationsurlunde nicht verjagt werden. 


darf Ausländern nur dann ertheilt werden, wenn 
fie 1) nad) den Gejegen ihrer bisherigen Heimath 
dispofitionsfähig find, es fei denn, daß der 
Mangel der Dispofitionsfähigkeit durch die Zu— 
ftimmung des Vaters, des Vormundes oder Eura- 
tor3 des Aufzunehmenden ergänzt wird; 2) einen 
unbejcholtenen Lebenswandel geführt haben; 3) 
an dem Orte, wo jie fich niederlajfen wollen, 
eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen 
finden; 4) an diefem Orte nad) den dajelbit be» 
ſtehenden Berhältnifjen fich und ihre Angehörigen 
zu ernähren im Stande find, — Bor Ertheilung 
der Naturalijationd-Urkunde hat die een Ver- 
waltungsbehörde die Gemeinde, bezw, den Armen 
verband desjenigen Ortes, wo der Aufzunehmende 
fi) niederlaffen will, in Bezichung auf die Er— 
fordernijje unter Nr. 2, 3 und 4 mit ihrer Er» 
Märung zu hören. — Bon Angehörigen der König— 
reihe Bayern und Württemberg und des Grop- 
herzogthums Baden joll, im alle der Reci— 
procität, bevor fie naturalifirt werden, der Nach— 
weis, daß fie der Militärpflicht gegen ihr bis— 
heriges Vaterland erfüllt Haben oder davon bes 
freit worden jind, gefordert werben. $ 9. Eine 
von der Regierung oder von einer Gentrals 
oder höheren Berwaltungsbehörde eines Bundes- 
ftaates vollzogene oder bejtätigte Beitallung für 
einen in den mittelbaren oder unmittelbaren 
Staatsdienſt oder in den Kirchen-, Schul» oder 
Commmnaldienft aufgenommenen Ausländer ober 
Angehörigen eines anderen Bundesſtaates ver- 
tritt die Stelle der Naturalijations » Urkunde, 
bezw. Aufnahme-Urkunde, jofern nicht ein ent» 
gegenftehender Vorbehalt in der Bejtallung aus- 
edrüdt wird. — Fit die Anftellung eines Aus— 
änder8 im Bundesdienſt erfolgt, jo erwirbt der 
Ungeftellte die Staatsangehörigkeit in demjenigen 
Bundesitaate, in welchem er feinen Dienftlichen 
Wohnfig hat. 810. Die Naturalifations-Urkunde, 
bezw, Aufnahme-Urkunde, begründet mit dem Heit- 
punlte der Aushändigung alle mit der Staats» 
——— verbundenen Rechte und Pflichten. 
$ 11. Die Verleihung der Staatsangehörigkeit 
erfiredt fich, infofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und die 
noch unter väterlicher Gewalt ftehenden minder- 
jährigen Kinder. $ 12. Der Wohnfig innerhalb 
eines Bundesitaates begründet für ſich allein die 
Staatsangehörigkeit nit. $ 13. Die Staats» 
angehörigteit geht fortan nur verloren: 1) durch 
Entlaſſung ee Antrag ($$ 14 ff.); 2) durch Aus- 
jpruch der Behörde (8$ 20 u. 22); 3) durch 10- 
jährigen Aufenthalt im Auslande ($ 21); 4) bei 
unehelihen Kindern durch eine den geſetzlichen 
Beftimmungen gemäß erfolgte Legitimation, wenn 
der Vater einem anderen Staate angehört, als 
die Mutter; 5) bei einer Norddeutſchen durch 
Verheirathung mit dem Angehörigen eines an- 
deren Bundesitaates oder mit einem Ausländer, 
8 14. Die Entlafjung wird durch eine von der 
höheren Berwaltungsbehörde des Heimathsſtaates 
ausgefertigte Entlaſſungs-Urkunde ertheilt. $ 15. 
Die Entlaffung wird jedem Staatsangehörigen 
ertheilt, welcher nachweiſt, daß er in einem an« 
deren Bundesitaate die Staatdangehörigkeit er« 
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worben hat. — In Ermangelung diejes Nach ſoweit fie fid bei dem Ehemanne, bezw. Vater, 
weile darf fie nicht ertheilt werden: 1) Wehr» befinden. — Für Norddeutſche, welde fich in 


pflichtigen, welche jih in dem Alter vom voll- 
endeten 17. bis zum vollendeten 25. Lebensjahre 
befinden, bevor fie ein Zeugniß der Kreis-Erjap- 
commiſſion darüber beigebracht haben, daß ſie 
die Entlafjung nicht bloß in der Abſicht nad 
fuhen, um ſich der Dienſtpflicht im ftehenden 
Heere oder in ber flotte zu entziehen; 2) Militär 
perjonen, welche zum ftehenden Heere oder zur 
Flotte gehören, Offizieren ded Beurlaubtenjtandes 
u. Beanıten, bevor fie aus dem Dienfte entlajjen 
find; 3) den zur Reſerve des ftehenden Heeres 
und zur Landwehr, ſowie ben zur Reſerve der 
Flotte u. zur Seewehr gehörigen und nicht als 
Dffizier angeftellten ‘Perjonen, nachdem fie zum 
activen Dienjte einberufen find. $ 16. Nord» 
beutihen, welche nad dem Königreich Bayern, 
dem Sönigreih Württemberg oder dem Groß— 
herzogtgun Baden od. nad) den nicht zum Bunde 
gehörigen Theilen des Großherzogthums Hefjen 
auswandern wollen, ift im alle der Reciproci- 
tät die Entlajjung zu verweigern, fo lange fie 
nicht nachgewiejen haben, daß der betr. Staat 
fie aufzunehmen bereit ift. $ 17. Aus anderen 
al3 aus den in den $$ 15 umd 16 bezeichneten 
Gründen darf in Friedenszeiten die Entlaffung 
nicht verweigert werden. Für die Zeit eines Krieges 
oder einer Kriegdgefahr bleibt dem Bundesprä— 
fivium der Erlaß bejonderer Anordnung borbe- 
halten. 8 18. Die Entlaſſungs Urkunde bewirkt 
nit dem Zeitpunlte der Aushänbigung den Ber- 
luft der Staatsangehörigkeit. — Die Entlaffung 
wird unwirkſam, wenn ber Entlafjene nicht binnen 
6 Monaten vom Tage ber ers ber 
Entlafjungs-Urkunde an feinen Wohnſitz außer- 
halb des Bundesgebieted verlegt od. die Staat3- 
angehörigkeit in einem anderen Bundesftaate er 
wirbt. $ 19. Die Entlafjung erjtredt ji, info- 


einem Staate ded Auslandes mindeftens E Jahre 
lang ununterbrochen aufhalten und in demijelben 
zugleich die Staatsange —— erwerben, lann 
durch Staatsvertrag die 10jährige Friſt bis auf 
eine bjährige vermindert werden, ohne Unterſchied, 
ob bie Betheiligten fi im Beſitze eines Reiie 
papiere3 od. Heimathsſcheines befinden od. nicht, 
— Norbdeutichen, welche ihre Staatdangehörig« 
feit durch 10jähr. Aufenthalt im Auslande vers 
loren und feine andere Staatsangehörigfeit er+ 
worben haben, kann die Staatdangehörigfeit in 
dem früheren Heimathsftaate wieder verlieben 
werden, auch ohne daß jie ſich dort niederlafien, 
— Norddeutiche, welche ihre Staatdangehörigteit 
durch 10jährigen Aufenthalt im Auslande ver 
loren haben und temnäcdft in da3 Gebiet des 
Norddeutichen Bundes zurücklehren, erwerben die 
Staatdangehörigkeit in demjenigen Bundesſtaate, 
in welchem fie ſich niedergelafjien haben, durd 
eine von der höheren Verwaltungsbehörde aus- 
gefertigte Aufnahme-Urkunde, welche auf Nach— 
juchen ihnen ertheilt werden muß. $ 2%. Tritt 
ein —— ohne Erlaubniß feiner Regier— 
ung in fremde Staatsdienſte, fo kann die Eentral- 
behörde feines Heimathsſtaates denfelben durd 
Beihluß feiner Staatsangehörigfeit verluftig er— 
Hären, wenn er einer ausdrüdlichen Aufforderung 
zum YAustritte binnen ber darin beftimmten Frijt 
feine Folge leiftet. $23. Wenn ein Norddenticher 
mit Erlaubniß feiner Regierung bei einer frem: 
den Macht dient, fo verbleibt ihm feine Staats 
angehörigfeit. $ 24. Die Ertheilung von Auf 
nahme-Urkunden und in den Fällen bes $ 15, 
Abi. 1 von Entlafjungs-Urtmden erfolgt Toften- 
frei. — Für die Ertheilung von Entlaffungs» 
Urkunden in anderen al3 den in $ 15, Abi. 1 
bezeichneten Fällen darf an Stempelabgaben und 


fern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, |Ausfertigungsgebühren zufammen nicht mehr ala 


zugleich auf die Ehefrau und die noch unter 
väterlicher Gewalt ftehenden minderjähr. Kinder. 
8 20. Nordbeutiche, welche jih im Auslande 


höchſtens 3 M erhoben werden. 25. Für 
die beim Erlaſſe dieſes Geſetzes im Auslande ſich 
aufpaltenden Ungehörigen derjenigen Bundes» 





aufhalten, können ihrer Staatdangehörigkeit dur) | ftanten, nach deren Geſetzen die Staatdangehörig- 
einen Beſchluß der@entralbehörde ihres Heimmathö« [keit durch einen 10jährigen oder längeren Mut 
ſtaates verlujtig erflärt werben, wenn fie imjenthalt im WUuslande verloren ging, wird der 
Falle eines Krieges od. einer Kriegögefahr einer [Lauf dieſer Frift durch dieſes Geſetz nicht unter- 
durch das Bundespräfidium für das ganze Buns-|brodien. — Für die Angehörigen der übrigen 
desgebiet anzuordnenden ausdrüdlichen Aufforder- | Bundesftanten beginnt der Lauf der im S 21 
ung binnen der darin beſtimmten Friſt feine Folge |beftimmten Frift mit dem Tage der Wirk 
leiten. & 21. Norddeutſche, weldye das Bundes» Jjamleit diejes Geſetzes. 8 26. Alle diefem Ge- 
gebiet verlaffen und fid 10 Jahre lang ununter-|jege zumiderlaufenden Vorfchriften werden auf: 
brochen im Auslande aufhalten, verlieren dadurd |gehoben. x 
ihre Staatsangehörigleit. Die vorbezeichnete Friſt Staatsbürgerliche Rechte, ſ. Bürgerrecht, 
wird von dem Zeitpunkte des Austritts aus dem Ehrenrechte. Bezüglich der allgemeinen Rechte 
Bundesgebiete oder, wenn der Austretende ſich der preußiſchen Unterthanen ala —— ſ. unter 
im Beſitze eines Reiſepapieres oder Heimaths-Staatsverfaſſung die Verfaſſungsurkunde v. 
ſcheines befindet, von dem Zeitpunlte des Ab-|31. Januar 1850, Ärt, 3 u. 42. Bergehen in 
lauf3 diefer Papiere an gerechnet. Gie wird VBezug auf die Ausübung ftaatsbürgerlicher Rechte, 
unterbrodhen durch die Eintragung in die Ma-lf. Str.“G.B. $$ 105—109. 
tritel eines Bundesconjulats, r Lauf beginnt] Stantädiener. Bezüglich der Disciplinarver- 
von Neuem mit dem auf die Löſchung in der|hältniffe derjelben |. Disciplin u. wegen ihrer 
Matritel folgenden Tage. — Der hiernach ein-| Benfiontanjprüde j. Benjion. Hier wird nur 
etretene Verluſt der Staatdangehörigkeit erjtredtinoch auf die gejeglihen Beitimmungen über die 
In zugleich) auf die Ehefrau u. die unter väter-⸗ Heranziehung zu den berjelben Gemeindelaften 
icher Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder, !Rüdjicht genommen. 
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1. Gefeg, bie Heranziehung der Staatd- Zeit, ba fie der BER DEREN, auf bie- 
biener zu den Gemeindelaften betr, |jelben vertheilt, und zugleid) fällig werden, wenn 
vom 11. Juli 1822.') auch das Bedürfniß vor ihrem Eintritte entitan- 
81. Das Dienfteintommen der Beamten kann; den ift. Dagegen werben jie, wenn fie die Stabt 
von den Gemeinden, zu welchen diefelben ge-|verlaffen, aucd von jeber ferneren Beitragäver- 
hören, überhaupt nur dann beftenert werben, |bindlichleit völlig befreit. $ 7. Bon ihrem 
wenn auch der Beitrag der übrigen —— etwaigen beſonderen Vermögen und anderen Ein- 
ded Orts in der Form einer allgemeinen Ein-|Tommen haben auch die Staatöbeamten ihre Bei- 
fommenjteuer erhoben wird. Bee Das Dieufte|träge zu den Gemeindelaften ihres Wohnorts 
einfommen fol bei einer ſolchen Beihagung/gleih anderen Bürgern oder Schutzverwandten, 
fortan im Uebrigen zwar wie das Einkommen der|je nachdem fie das eine oder das andere find, 
Bürger behandelt, darf aber, weit e3 einerjeitd|zu entrichten. s 8. Alles Vorſtehende gilt nur 
feinem ganzen Dafein nah von dem Leben, der von unſeren bejoldeten unmittelbaren Staatdie- 
Geſundheit und anderen zufälligen Verhältniſſen nern,) wohin alfo ftädtifche Beamte, die von 
der Perſon abhängig und anderfeits feinem|den Städten bejoldeten Polizeibeamten mit ein— 
ganzen Betrage nach beſtimmt ift, und dadurch|gefchloffen, landſchaftliche, Wittwenkafjen- und 
auf der einen Seite gegen Grund- und Kapital-Jandere Societätsbeante, Zuftizcommifjarien und 
Einfommen und auf der anderen gegen Gemwerbd-|Notarien, Juſtitiarien bei Batrimonialgerichten, 
Einkommen im Nachtheil fteht, immer nur mit| Aerzte, Künftler und dergleichen nicht zu zählen 
einem Theile jeined Betrages zur Quotifirungf|find. Jeder Staatsbeamte aber, welcher einer 
gebracht werden; welcher hierdurd auf die Hälfte] Behörde angehört und bei derjelben feinen be- 
bejtimmt wird. $ 3. Da aud dem Staate daran itändigen Wohnfig haben muß, ijt unter allen 
liegen muß, daß den Beamten, welche als jolhel Umständen als ein Einwohner derjenigen Stadt 
ihr Einfommen dur die den übrigen Einwoh-|zu betrachten, in welcher dieje Behörde ihren 
ner vermittels des ftädtiihen Vereins darge-| Sit Hat. $ 9. Eivil- und Militärbeamte, nicht 
botene Gelegenheit zum Erwerb nidjt vermehren; minder jänmtliche Empfänger von Wartegeldern 
können, ihr Unterhalt unter keinerlei Umständen] und PBenfionen, werden zwar übrigens nad) glei« 
zu jehr geihmälert werde; fo verbleibt es beilchen Grundjägen behandelt. $ 10. Jedoch bieis 
der Beſtimmung, daß im äußerften Fall an direc-|ben von allen directen Beiträgen zu den Ge- 
ten Beiträgen aller Art und zu jämmtlichen Ge-| meindelaften befreiet: a) die aus Staatskaſſen 
meindebedürfniffen bei Gehalten unter 750 M]zahlbaren Penfionen der Witten und die Er- 
nicht mehr ald ein Procent, bei Behalten von] ziehungs-Gelder für Waifen ehemaliger Staatd- 
750 M bis zu 1500 M ausjchließlich nicht mehr|diener;?) b) eben dergleichen Penſionen, inglei- 
als anderthalb Procent u. bei höheren Gehalten|chen Warte-Gelder der Staatsdrener jelbit, ſofern 
nit mehr al3 zwei Procent des gejammten|deren jährlicher Betrag die Summe von 750 M 
Dienfteintommend gefordert werben können. $4.|nicht erreicht; c) die Sterbe- u. Gnadenmonate; 
Zu den jämmtlichen Gemeindebebürfnifjen in die-|d) alle diejenigen Dienjt-Emolumente, welche bloß 
jem Sinne find zwar, ‚wie fih von jelbft ver-Jald Erſatz baarer Auslagen zu betrachten find; 
ſteht, die Staalsſteuern und Staatlaften, welde]e) alle Bejoldungen und Emoiumente der beim 
gemeindeweile erhoben und abgetragen mwerden,|itehenden Heer und bei den Landwehrſtämmen 
nicht zu zählen; die Beiträge der Gemeinden zufin Reihe und Glied befindlichen activen Militär— 
provinziellen Inftitutionen und zur Ubwidelung|perjonen, ingleichen der auf Jnactivitätsgehalt 
jowol der Provinzial» und Kreis» als ihrer be-|gejepten Offiziere; und f) diejenigen der Geift- 
jondern Kriegs u. anderen Schulden, Rüdjtände| lichen u. Schullehrer. $ 11. Auch werden außer 
und Verpflichtungen, find aber darunter mit be-|ordentliche und einjtweilige Gehilfen in den Bü— 
griffen?) Es darf auch derentwegen bei Beiteu-] —____ 
erung der Gehalte der Staatsbeamten über das“ 1, Durch Cabinetsordre vom 14. Mai 1832 ift feſtgeſeht, 
vorbeftimmte Marimum nicht hHinausgegangen|daß das Gefey, fiber die Heranziehung der Staatsdiener zu 


ienitei den Gemeindelaften vom 11. Juli 1822, ın allen Städten, in 
werden. $ 5. Das Dienjteinfommen von zu. welchen bie — — der Form einer allgemeinen 


fälligen Emolumenten wird e⸗ den fixen Ger] Eintommenfteuer erhoben werden, = auf ftädtiiche, lands 
halten bejteuert. Zu diefem Behuf beftinmt den Kantine * —— ——— des —— 
69, .10, . 2 als mittelbare S iener zu betrach⸗ 

— derſelben * einer runden Summe die gebracht und biernat) die Bes 
en ftenerpflichtigen Beamten vorgejegte Behörde. | timmung im $ 8 des gedachten Gefeges, infoweit fie die vors 
8 6. Rad) diejen Grundjägen haben die fteuer- —— Beamten beirft abgeändert fein Ih Dat =. 
i ipi ieieni ; „|miniterium bat dieſe Vorſchrift gefeglich zu publiciren. — In 

Ba anne alle diejenigen Gemeinde Betreff der Anwendung ber Betimmmungen des eye vom 

euerbeiträge zu leiſten, welche innerhalb der|,,. Zuti 1823 auf die Neihsbeamten f. unt. Reihsbeamte 
ENTE Geſeß vom 31. März 1873, $ 19, — 

V Sämmtliche ——— haben die fort Durch Cabinetsordre vom 21. . 1829 iſt dieſe Des 
bauernde Giltig’eit des Gefeges vom 11. Juli 1322 aufdrüd:)freiung von den Gemeindelaften auf diejenigen Penfionen und 
lich anerfannt. In Neuvorpommern und Rügen find die in Unterftügungen ausgedehnt, welde die Wittiven und Waifen 
den übrigen Therlen der Provinz Pommern bezüglich der) ehemaliger öffentlicher Beamten umd Diener aus einer der 
Theilnahme der Staatsdiener, Geftlihen, der Kirchendiener, , befonderen , mit tönigliher Genehmigung erriäteten Berforg- 
ber Lehrer und deren Hinterbliebenen an den Eommunallafter | ungsanftalten empfangen, wohin namentlich die Allgemeine 
und dem Gemeindeverbande beftchenden Borichriften durch Ge- Witwen: VBerpflegungsanftalt und die Miltär-Wittwentaffe, 
feg vom 23. Febr. 1870 in Kraft getreten. Wegen der Heran⸗ ſowie fämmtliche Anitalten gehören, die zum Zwede ber Witt 
iehung der Staatsdiener zu den Semeindelaften in den neuen wen: und Waijenverforgung für einzelne Maffen der öffents 

rovinzen f. die Biernäch abgebrudte Verordnung vom 23. Tichen Beamten und Diener, beifpielsweiie für die Profefforen 
Sept. 1807. an den Univerfitäten, für Geiitlihe und für Schullehrer, ge 

) ©. audı Kreis⸗Ordnung vom 13. Dec. 1372, $ 38. bildet find. 
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reaus ber Ste atsbehörden in Hinſicht der Ge- erreicht; 5) die Hinterbliebenen Wittwen u. Wal« 
meindelajten den Staatsdienern nicht gleich, und ſen der unter 1—4 genannten Perſonen Hinfichts 


als ſolche überhaupt nicht für Einwohner des 
Orts geachtet, ſondern nur, wenn fie anderweitig 
ihren Wohnfig im rechtlichen Sinne am Orte 
haben, gleich anderen Bürgern oder Scußver- 
wandten behandelt, je nachdem fie zu der einen 
od. anderen Klaſſe gehören. $12. Zu den indirecr 
ten Gemeindeabgaben muß aber ein Jeder, und 
auch die von den directen Gemeindebeiträgen be» 
freieten Perſonen, beitragen. Auch find Die 
Staatsdiener nicht berechtigt, dasjenige, was fie 
hierauf entrichteten, bei den directen Beiträgen 
von den Bejoldungen in Anrechnung zu bringen. 
$ 13. Die gegenwärtigen Beitimmungen gelten 
zunächſt nur für diejenigen Städte, wojelbjt die 
Stäbteordnung vom 19. November 1808 einge: 
führt it. In den übrigen Städten bleiben die 
jeden Ort3 bisher beftandenen gejeßlichen Vor— 
ichriften wegen Erhebung der Gemeindeiteuern 
in Kraft; wo aber ſolche zweifelhaft find oder 
Lücken haben, find Diejelben dergejtalt, wie fie 
den gegenwärtigen Bejtimmungen am nächjten 
fommen, beziehungsweije zu deuten und zu er- 
gänzen. 

2. Verordnung, betreffend die Heran— 
ziehung der Staatsdiener zu den Com- 
munal»- Auflagen in den neu erworbenen 
Zandestheilen, vom 23. September 1867.') 


$1. Bon allen directen Communalauflagen, 
jowol der einzelnen bürgerlidyen Stadt- u. Land: 
gemeinden, als der weiteren communalen Kör— 
perichaften (Amtsbezirke, Dijtricetsgemeinden, 
Armendiſtriete, Wegeverbände u, ſ. mw.) und der 
freis>, communal- und provinzialitändijchen Ver- 
bände, find volljtändig befreit: 1) die jervisbe- 
rechtigten Militärperjonen des activen Dienjt- 
jtandes, ſowol hinſichtlich ihres dienjtlichen als 
jonjtigen Einfommens; nur zu den auf den Grund— 
bejig oder das ftehende Gewerbe, oder auf das 
aus bdiejen Quellen fließende Einfommen gelegten 
Communallajten müfjen aud) fie beitragen, wenn 
fie in dem Communalbezirk Srundbeiig haben 
oder ein jtehendes Gewerbe betreiben. — Mili- 
tärärzte genießen rüdjichtlih ihres Einfommens 
aus einer Civilpraris die Befreiung nicht; 2) 
die auf mactivitätsgehalt gejegten oder mit 
Penſion zur Dispofition geftellten Offiziere hin- 
jichtlich ihrer Gehaltd- und ſonſtigen dienjtlichen 
Bezüge; 3) die Geiftlichen und Elementarlehrer 
Hinfichtlidy ihrer Bejoldungen und Emolumente, 
einjchließlih der Nuhegehälter, ingleichen die 
unteren Kirchendiener, wo und joweit den lebte. 
ren eine berartige Bejreiung feither rechtsgiltig 
zugeitanden hat; 4) die verabſchiedeten Beamten 
und nicht zu der Kategorie unter Nr. 2 gehöri- 
en Militärperfonen hinſichts ihrer aus Staats— 
onds oder jonftigen Öffentlichen Kaſſen zahlbaren 

enfionen und laufenden Unterjtügungsbezüge, 
ebenjo die Beamten ag ihrer Wartegelbder, 
jofern der jährliche Betrag ſolcher Bezüge für 
einen Empfänger die Summe von 750 M nicht 


') Durch Verordnung dom 22. Dec. 1868 find diefe Bor: 
ſchriften im gangen rg er fotweit fie in demſelben 
noch nicht Geltung batten, eingeführt. 


ihrer aus Staatsfonds oder aus einer öffentlichen 
Verſorgungskaſſe zahlbaren Penfionen und lau- 
fenden Unterjtügungen; 6) die Sterbe- u. Gna— 
denmonate; 7) alle diejenigen Dienjt-Emolumente, 
weld)e bloß als Erjag baarer Auslagen zu bes 
tradıten find. $ 2. Yu den Beamten im Sinne 
diejer Berordnung gehören alle, in unmittelbaren 
Dienften des Staats oder der demjelben unter» 
geordneten Obrigfeiten, Gollegien, communalen 
und jtändijchen Gorporationen jtehende, mit fejter 
Beſoldung angeftellte, beziehentlic in Ruheſtand 
getretene öffentliche Beamte, einſchließlich der 
Militär- und Hofbeamten; dagegen nicht dies 
jenigen, welche nur als außerordentliche Gehilfen 
vorübergehend im öffentlichen Dienft bejchäjtigt 
waren. $ 3. Die Beamten ($ 2) können von 
ihrem Dienfteinfommen einjchließlih der Wartes 
und Nuhegehälter, ebenfo die Militärperjonen 
von ihren Penſionen — wenn nicht ein Fall der 
gänzlihen Befreiung nach $ 1 vorliegt — zu 
directen Communal-Auflagen ($ 1) nur injoweit 
herangezogen werden, als dieje von allen Pflich— 
tigen nad) dem Maßitabe des perfönlichen Ein— 
lommens erhoben werden. $ 4. Das Dienftein« 
fonımen wird in jolchen Fällen nur halb jo hoch, 
als anderes gleich hohes perfönliches Einkommen 
der Eteuerpflidhtigen veranlagt. — Wenn Die 
Veranlagung nicht unmittelbar den Einlommens« 
betrag zur Grundlage hat, fo ift, unter Geneh— 
migung der Aufſichtsbehörde des bejteuernden 
communalen Berbandes das Einſchätzungsver— 
fahren dergejtalt bejonders zu regeln, daß der 
vorjiehende Grundjaß analog zur Anwendung 
fonımt. — Das Dienjteinfommen von zufälligen 
Emolumenten wird gleich dem fejten Gehalte be» 
jteuert; zu dieſem Behufe wird nöthigenfalld der 
Betrag derjelben in runder Summe dur bie 
vorgejegte Dienjtbehörde feftgejtelt. $ 5. An 
communalen Wuflagen aller Urt ($ 1) dürfen 
äußerſten Falls, im Gejammtbetrage, bei Bes 
joldungen ($ 3) unter 750 M nicht mehr al3 2 
Procent, bei Bejoldungen von 750 bis 1500 M 
ausjchlieglich nicht mehr als anderthalb Procent 
und bei höheren Bejoldungen nicht mehr als 2 
Procent des gejammten Dienjteintommens jähr« 
lid) gefordert werden. — Die hiernady etwa 
nöthige Ermäßigung der nad) $ 4 berechneten 
Steuerbeträge trifjt, im Fall der Concurvenz 
mehrerer communaler Berbände, die zulegt zur 
Hebung gejtellte Forderung, mehrere nod) nicht 
entrichtete Forderungen aber nad) Berhältniß 
ihrer Höhe. $ 6. Auf Staatöfteuern u. Staats— 
laften, welche gemeindeweije abgetragen werden, 
finden die Beftimmungen dieſer Verordnung feine 
Anwendung. $ 7. Die gemäß $$ 3—5 den 
Staatödienern obliegende Beitragspflicht zu ben 
Communalabgaben erjtredt fi auf alle diejeni- 
gen Beträge der letzteren, welde innerhalb der 
Zeit, da der Bilichtige dem betreffenden commms« 
nalen Berbande angehört, auf ihn vbertheilt und 
._ fällig werden, nicht aber auf fpäter fällige. 
$ 8. Jeder Beamte iſt bezüglich der Communal« 
befteuerung feines Dienfteinlommens als Eins» 
wohner desjenigen Gemeindebezirts zu betrachten, 
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in welchem die Behörde, der er angehört, ihren Staategebiet. Art. 2. Die Grenzen dieſes Staatd« 
Sitz hat. 8 9, Bon ihrem etwaigen bejonderen|gebietes können nur dich ein Geſetz verändert 
Vermögen haben aud) die nad) $ 3 begünftigten] werden.!) 
EStaatsdiener, ebenfo die Offiziere der unter $1, 
Nr. 2 bezeichneten Kategorie, die Geiftlichen u. 
Elementarlegrer, ihre Beiträge zu den Commu— 
nallajten gleich anderen Angehörigen der betrefr 
fenden Verbände zn entrichten. $ 10. Durch 
die nad) den vorjtehenden Beſtimmungen zu ber 
meſſenden Geldbeiträge find die Pflichtigen zu- 
gteid von perſönlichen Communaldienſten frei. 
ind fie jedoch Beliger von Grundjtüden, oder 
betreiben fie ein ftehendes Gewerbe, jo müfjen 
fie die mit dieſem Grundbefig oder Gewerbe 
verbundenen perjönlichen Dienjte entweder ſelbſt 
ober durch Stellvertreter leiften. — Geiſtliche u, 
Elementarlehrer bleiben von allen perjönlichen 
Gemeindedienjten, joweit diefelben nicht auf ihren 
gehörigen Grundftüden laſten, befreit; untere 
Kirchendiener injoweit, als ihnen dieſe Befreiung 
jeither rechtsgiltig zuſtand. $ 11. Zu den in 
directen Gemeinde-Abgaben müjjen auch die nad) 
85 1—5 begünftigten Perjonen gleid) anderen 
Gemeinde-Einwohpnern beitragen. Sie find nicht 
befugt, was fie hierauf entrichten, bei ihren diree— 
ten Konmunalbeiträgen in Anrechnung zu brin— 
‚gen. — Die Militär Speije - Einrichtungen und 
ähnlide Anjtalten bleiben indejfen von Ber- 
brauchsſteuern in dem, in den altpreußiichen Lan- 
destheilen beftehenden Umfange befreit. $ 12. 
Alle entgegenjtehenden gejeglien Beitimmungen 
werden aufgehoben. — Wo jedod) — — 
Immunitäten für Beamte, Militärs, Geiſtliche 
oder Lehrer nach ſtatutariſchem Recht oder be— 
ſonderen Privilegien beſtehen, ſoll in denſelben 
hierdurch nichts geändert werden. $ 13. Gegen— 
wärtige Verordnung tritt mit dem 30. Septen- 
ber ven Sahres, unter Unmwendung auf alle 
von diefem Tage an zur Ausichreibung gelangen» 
den directen Communal-Auflagen in Kraft. 
Staatsgeheimniſſe, Beitrafung der Dffen- 
barung von joldhen, j. Str.-©.-B. 892, Nr. 1. 
Stantsleijtungen an römiſch-katholiſche Bis— 
thümer und Geiftlihe, Einftellung derjelben, |. 
unter Bisthümer Geſetz v. 22. April 1875. 
Stantspnpiere jind vom Gewerbebetriebe 
im Umperziehen audgejchlofjen, j. Gewerbe-Ordn. 
8 56, Wr. 3. 

Stantöverfaflung. 
Berfafjungs-Urkunde für ben preußi- 
ihen Staat, vom 31. Januar 1850. 

Wir Friedrid Wilhelm 2c. x. thun fund und 
fügen zu wiſſen, daß Wir, nachdem die von Uns 
unterm 5. December 1848 vorbehaltlich der Re- 
vifion im ordentlihen Wege der Gejetgebung 
vertündigte und von beiden Kammern Unjeres 
Königreich! anerkannte Verfaſſung des preußi- 
ſchen Staatd der darin angeordneten Reviſion 
unterworfen ift, die Verfaffung in Uebereinftimm: 
ung mit beiden Kammern endgiltig feitgejtellt 

aben. — Wir verfünden demnach diejelbe als 
taatögrundgejeß, wie folgt: 
Titel I. 









































Titel II. 
Bon den Rechten der Preußen. 

Art. 3. Die Verfaſſung und das Gejeh be- 
ftimmen, unter welchen Bedingungen die Eigen» 
Ichaft eines Preußen und die ftaatsbürgerlichen 
Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden.?) 
Art. 4. Ale Fra, ie find vor dem Gejepe 
glei.) Standesvorrechte finden nicht ftatt.*) 


) Durch Gefeg v. 12. März 1850 find die Würftentbiimer 
Hobenzollern-Hedingen und Hobenzollern » Eigmaringen wit 
dem preufifcen Staatögebiete vereinigt. — I Siaatsver⸗ 
trage vom 7. Mai 1858, welchen die preußiſchen Kammern 
genehmigt haben, hat Lippe-Detinold feine mitlandesherrlichen 
Nechte über die Stadt Lippſtadt an Preußen abgetreten. — 
Auf Grumd der Staatäveriräge vom 20. Juli und 1. Dec. 
1853, vom 16. Febr. 1864, vom 20. Jan. u. 12. Febr. 1873 
ift Durch die Gelege vom 23. März 1873 das von Oldenburg 
an Preußen abgetretene Jadegebiet mit der preufiichen Mo— 
nardhie vereinigt. — Durch Geſetz vom 20. Sept. 1866 find 
bas Königreich Hannover, das Kurfürſtenthum Heffen, das 
Herzogtum Naffau und bie freie Stadt Frankfurt mil_ber 
preußischen Monarche vereinigt; durch Gejeg vom 24. Der. 
1866 die Herzogtblimer Holſtein u. Schleswig u. durd) Geſ. v. 
24. Dec. 1866 bie nachftebend bezeichneten, bisher baver. Gebiets: 
tbeile: 1) das Bezirlsamt Bersfeld, 2)der fandgerichtsbezirt Orb, 
obne Aura, 3) die zwiſchen Saalfeld u. dem preuß. Yandfreis 
Zuegenrüd gelegene Enclave Kaulsdorf, ſowie die nachſtehend 
bezeichneten bisher grohberzogl. heſſiſchen Webietstbeile: 4) die 
Yandgraffhaft Heſſen⸗Homburg, einſchließlich des Oberamtss 
besirfs Meijenheim, jedoh ausfhlieglih der Domanialgüter 
Hoͤtensleben und Debisfelde, 5) der Kreis Biedenkopf, 6) ber 
Kreis Böhl, einschlieftih der Enclaven Eimelrod u. Höring— 
baufen, 7) der nordweſtliche Theil des Kreiſes Gießen, welcher 
die Orte Frankenbach, Krumbach, Königsberg, Fellingshauſen. 
Bieber, Haina, Rodheim, Waldgirmes, Naunbeim und Hers 
mannftein mit ihren Gemarlungen umfaßt, 8) der Ortsbezirt 
NRödelbein, 9) der bisher unter großberzoglich heſſiſcher Sou⸗ 
veränetät ftehende Theil des Ortsbezirt! 9 — — Durch 
Gefer vom 3. April 1869 find die zum Herzogthum Sachjens 
— ——— Theile der Dörfer di u. Grafen⸗ 
dorf mit bem preußiſchen Staatsgebiete vereinigt u. ber unter 
preußiſcher Fandeshobeit ftehende Theil des Dorfes Königss 
bofen an das Herzogthum Sachſen-Altenburg abgetreten. 

2) ©. unter HN ER das Reihsgefeg über 
die Erwerbung und ben Werluft ber Neid,s: und Staatsanges 
börigfeit vom 1. Juni 1870. 

3,5. jept unt. Religion das Reichsgeſetz, betr. die Gleiche 
beredptigung der Eonfeffionen in bürgerliher u. flaatsbürger: 
fiher Veziebung vom 3. Juli 1869, 

4) ©. Gefet dom 10. Juni 1854: a. Die Beſtimm— 
ungen ber Berfaffungsurtunde vom 31. Yan. 1850 fteben 
einer Wiederberitellung derjenigen durch die Gefeggebung feit 
dem 1. San. 1848 verlegten echte und Borzüge nicht ents 
gegen, welche den mittelbar gewordenen deutichen Reichsfürften 
und Grafen, deren Befigungen in ben Jahren 1815 u. 1850 
der preußiſchen Monarchie einverleibt oder wieder einverleibt 
worden, auf Grund ihrer früheren ftaatsredhrlihen Stellung 
im Reiche und der von ihnen tefefjenen Yandeshobeit zuſtehen, 
und namentlid durch den Art. XIV der deutichen Bundesacte 
vom 8. Juni 1815 und durch die Art. 23 und 43 der Wiener 
Gongrefacte vom 9. yuni 1815, fomwi* durch die fpätere Buns 
desgefepgebung zugeſichert worden find, fofern die Betheiligten 
fie nicht ausdrüdtih durch rechtsbeftändige Berträge aufgegeben 
haben. Dieje Wiederberftelung erfolgt durch füniglie Ber⸗ 


— 
b. Berordnung vom 12. Nov. 1855: 81. Dieſje⸗ 
nigen, durch die Geſchaebung feit dem 1. Jan. 1548 verlegten 
Rechte u. Vorzüge, welche den mittelbar gewordenen deutjchen 
Reichsfürſten u. Grafen, beren Befigungen Unjerer Monardie , 
in den Jahren 1815 und 1850 einverleibt ober wieder einver⸗ 
feibt worden, auf Grund ihrer früheren ſtaatsrechtlichen Stells 
ung im Reiche uud der von ihnen bejefienen Landeshobeit zus 
fteben, und namentli buch ben Urt. XIV der deutſchen 
Bundesacte vom 8. Juni 1815 und burd bie Art. 23 u. 43 
der Wiener Congrefacte vom 9. Juni 1815, fowie burd bie 
fpätere Bundesgefeggebung zugefi ‚ unb von ben Betheis 
Bom Staatögebiete. Ugten nich — gr ge gr aufs ° 
? s 4 eben worden find, werden hierdurch wi eſtellt. 
Art. 1. Alle Landestheüe der Monarchie in | 9 Gefep vom 15. März 1869: 8 1. Der 8 1, fbf. 2 


ihrem gegenwärtigenUUmfangebilden das preufiiche und die $$ 2 und 3 der Verordnung vom 12. Nov. 1855 
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Die öffentlichen Aemter find, unter Einhaltung Staats, welche mit ber Neligionzübung im Zur 
der von ben Geſetzen feitgeftellten Bedingungen, |jammenhange jtehen, unbejchadet der im Art. 12 
für alle dazu Befähigten gleih zugänglid).|gewährleifteten Religionsfreiheit, zum Grunde ge» 


Staatsverfafjung. 


Art. 5.') Die perjönlicdhe Freiheit ijt gemwähr-|legt. Art. 15.1) Die evangeliiche u. die römijche 
leiſtet. ie Bedingungen und Formen, unter katholiſche Kirche, ſowie jede andere Religions— 


welchen eine Beichränfung derjelben, insbefondere | Gefellihaft, ordnet u. verwaltet ihre Angelegen« 
eine Verhaftung zuläjfig ift, werden durch dad|heiten jelbjtändig und bleibt im Beſitz und Ges 


Geje beitimmt.2) Art. 6. Die ges iſt nuß der für ihre Eultus-, Unterrichts- u. Wohle 

underleglih. Das Eindringen in diejelbe und|thätigfeitszwede beftimmten Anftalten, Stiftungen 

Hausjuhungen, jowie die Beſchlagnahme von ſund — Urt. 16. Der Berfehr der Re— 
ch 


Briefen und Papieren find nur in den 
beftimmten Fällen u. Formen geftattet.®) 
Niemand darf feinem gefeglicdyen Richter entz0- 
gen werden, Ausnahmegerichte und außerordent- 
lihe Commifjionen find unftatthaft. Art. 8. 
Strafen können nur in Gemäßheit des Gejehes 
angebroht oder verhängt werden, Art. 9. Das 
Eigentum iſt unverleglih. Es kann nur aus 
Gründen des üffentliden Wohle gegen vor- 
gängige in dringenden Fällen wenigſtens bor- 
läufig fejtzuftellende Entihädigung nad Map- 
gabe des Geſetzes entzogen oder beichränft wer- 
den.*) Art. 10. Der bürgerlihe Tod und Die 
Strafe der —— — finden nicht 
ſtatt. Art. 11. Die Freiheit der Auswanderung 
kann von Staatswegen nur in Bezug auf die 
Wehrpflicht bejchräntt werden.) — Ubzugögelder 
dürfen nicht erhoben werden. Art. 12. Die 
Freiheit des religiöfen Belenntniffes, der Ver— 
einigung zu Neligiond-Gejellichaften (Art. 30 u. 
31) und der gemeinfamen häuslichen und öffent- 
lihen Religionsübung wird gewährleiftet.‘) Der 
Genuß der bürgerliden und fjtaatsbürgerlichen 
Rechte ift unabhängig von dem religiöjen Be— 
fenntnifie.?) Den bürgerlichen und ftaatäbürger- 
lichen Pflichten darf durch die Ausübung der 
Religionsfreiheit fein Abbruch geſchehen. Art.13. 
Die Religions-Gejellihaften, jowie die geiitlichen 
Geſellſchaften, welde feine Corporationsrechte 
haben, können dieje Rechte nur durch befondere 
Gejege erlangen. Art. 14. Die hrijtlihe Re— 
ligion wird bei denjenigen Einrichtungen des 


werden unter Bereitſtellung der Mittel zur Erfüllung derje- 
nigen Berbindlichteiten, melde durch bie in —— der 
gedachten Verordnung mit vormals reihsunmittelbaren Fuͤrſten 
uud Grafen geſchloſſenen Berträge auf die Staatslaſſe bisher 
übernommen find, außer Kraft geicht. 8 2. Die Ausführung 
der Beftimmung im 6 1 Abf. ı der Verordnung v. 12. Nov. 
1855 über die darnach erfolgte Wiederherftellung der durch 
bie Gejengebung feit dem Jahre 1848 verlegten Rechte und 
Lorzüge mittelbar gewordenen beutidhen Meichsfürften und 
Grafen erfolgt fortan im Wege befonderer Geſetze. 

1) Im Falle des Belagerungsauftandes Können bie Art. 5, 
6, 7, 27, 28, 29, 30 und 36 ber aſſungsurtunde ſuspen⸗ 
dirt werden; ebenfo auch wenn der Belagerungszuftand nicht 
erflärt ift, im Falle des Kriegs oder Aufrubrs bei dringender 
Gefahr für bie öffentliche Sicherheit die Urt. 5, 6, 27, 28, 
29, 30 u. 36; Geſetz über den Belagerungszuftandb dv. 4. Juni 
1851, 68 5 und 16. Vergl. aud Art. 39. 

2) ©. Berhbaftung. 

©, Note 4 und Art. 39. 

*) S. Geſetz unter Enteignung bom 11. Juni 1874 u. 
Reihsgeien, betreffend die Beihräntungen des Grunbeigen: 
tbums in der Umgebung von ngen vom 21. Dec. 1871. 

») ©. das zu Art. 3 erwähnte Gefeg vom 3. Juni 1870 
$S 14 ff. und Str.-G.:B. vom 15. Mai 1871, $ 110. ©. 
ah Answandberung. 

*, ©, unter Religionsgefellfdaften Patent, betref: 
fend die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften vom 90. März 
1847 und unter Kirche Geſetz, betreffend den Austritt aus 
der Kirche vom 14. Mai 1373. 2 

) &. bas zu Urt, 4 citirte Gefeg vom 3. Juli 1869. 


ejeglich | ligions⸗Geſe 
rt. 7.|hindert. Die Bekanntmachung kirchlicher Anord⸗ 


aften mit ihren Oberen ijt unge» 


nungen ift nur denjenigen Bejchränfungen unter« 
— welchen alle übrigen Veröffentlichungen 
unterliegen. Art. 17. Ueber das Kirchenpatro— 
nat und die Bedingungen, unter welchen daſſelbe 
aufgehoben werden kann, wird ein beſonderes 
Geſetz ergehen.) Art. 18. Das Ernennungs-, 
Vorjchlagd-, Wahl- und Beſtätigungsrecht bet 
Bejegung kirchlicher Stellen ift, joweit ed dem 
Staate zufteht und nicht auf dem Patronat od, 
befonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben. — 
Auf die Anſtellung von Geistlichen beim Militär 
und an öffentlichen Anſtalten findet dieſe Be- 
ftimmung feine Anwendung.) Art. 19. Die 
Einführung der Eivilche erfolgt nad) Maßgabe 
eines bejonderen Gejepes, was — Führung 
des Civilſtandsregiſters regelt.) Art. 20. Die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei. Art. 21. 
Für die Bildung der Jugend ſoll durch öffent— 
liche Schulen genügend geſorgt werden. — Eltern 
und deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder od. 
Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, 
welcher für die öffentlichen Volksſchulen vorge» 
ſchrieben iſt. Art. 22. Unterricht zu ertbeilen 
und Unterricht3-Unftalten zu gründen und zu 
leiten, fteht Jeden frei, wenn er feine fittliche, 
wiſſenſchaftliche und techniihe Befähigung ıen 
betreffenden Staatsbehörden nachgewieſen hat. 
Art. 23. Ale öffentlichen u, Privat-Unterrichtd« 
und Erziehungd-Anftalten ftehen unter der Aufe 
fiht vom Staate ernannter Behörden.) — Die 
öffentlichen Lehrer haben die Rechte u. Pilichten 
der Staatödiener. Art. 24. Bei der Einridt- 
ung der öffentliden Volksſchulen find die con— 


D an. 15—18 find durch Gejeg vom 18. Juni 1875 aufs 
ehoben. 

⸗ 2) Durch Geſetz vom 5. April 1873 hatte der Art. 15 fols 
gende Faſſung erhalten: Art. 15. Die evangeliiche und bie 
römijch-tatbolifche Kirche, ſowie jede andere Religionsgeieiichaft 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbitändig, bleibt 
aber den Staatsgefegen und ber geſetzlich georbneten Aufficht 
des Etaates unterworfen. — Dit der gleichen Maßgabe bleibt 
jede Neligionsgejellihaft im Befig und Genuß der für ihre 
Eultus:, Unterrichts: und Wohlthätigfeitsiwede beftimmten 
Anitalten, Stiftungen und Fonds. 

3) Dies Gefeg fehlt noch. _ 

4) Duch das zu Art. 15 erwähnte Gefeg vom 5. April 
1373 hatte diefer Art. 18 folgenden Zufay erhalten: Im 
Uebrigen regelt das Geſetz bie Befugnifie des Staates hinſicht⸗ 
lich der Borbildung, Anftelung und Entlaffung der Geiftlihen 
und Religionsdiener u. ftellt die Grenzen der firchlichen Diss 
ciplinargemwalt fet. ©. Geiftlihe, Kirchenzucht. 

>) S. unter Perfonenftandsmwelen Reichsgeſetz, diefelben 
Angelegenheiten beireffenb vom 6. Febr. 1875. 

s, ©. Unterrihtsmwefen. 8 3. Unberübrt durch dieſes 
Dei bleibt die ben Gemeinden und deren Organen zu 
Theilnahme an ber Schulaufficht, ſowie der Art, 24 der Vers 
faffungsurhmde vom 31. Jan. 1850. $ 4. Der Dliniiter der 
geiftlihen , Unterrichtse u. Miedicinalangelegenbeiten wird mit 
der Ausführung dieſes Gefeges beauftragt. 


bende ” 
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feffionellen Berhältniffe möglichſt zu berüdfichtigen. Das Heer begreift alle Abtheilungen des ftehen- 
— Den religiöfen Unterricht in der Volksſchule den Heeres und der Landwehr. — Im Falle des 
leiten die betreffenden Religiond-Gefellihaften. — Krieges fann der König nad; Maßgabe des Ge- 
Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der ſetzes den Landſturm aufbieten.‘) Art. 36.°) 
Volksſchule fteht der Gemeinde zu. Der Staat Die bewaffnete Macht kann zur Unterdrüdung 
ftellt unter gejeglich geordneter Betheiligung derfinnerer Unruhen und zur Ausführung der Ge- 
Gemeinden, aus der Bahl der Befähigten die)fege nur in den vom Geſetze bejtimmten Fällen 
Lehrer der öffentlichen Boltsihulen an. Art.25.jund Formen und auf Requifition der Civilbe- 
Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung u. Er-|hörde verwendet werden. In lehtzterer Beziehung 
weiterung ber öffentlichen Volksſchule mwerden|hat das Gejeh die Ausnahmen zu beftimmen. 
von den Gemeinden, und im Falle des nachge- Art. 57. Der Militärgerichtsjtand des Heeres 
wiejenen Unvermögen®, ergänzungsweile vom] bejchräntt fich auf Strafiarhen und wird durd) 
Staate aufgebradyt. Die auf bejonderen Rechtö-| das er geregelt.) Die Beſtimmungen über 
titeln beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben) die Militärdisciplin im Heere bleiben Gegenftand 
beitehen. — Der Staat gemährleijtet demnad|bejonderer Verordnungen. Art. 38. Die be- 


den Boltsichullehrern ein feites, den Localver— 
hältniffen angemejjenes Einfommen. — In der 
öffentlichen Volksſchule wird der Unterricht un— 
entgeltlich ertheilt. Art. 26. Ein bejonderes 
Gejeg regelt dad ganze Unterrichtöwefen. !) 
Art. 27.) Jeder Preuße hat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Drud und bildliche Darftellung 
feine Meinung Ir zu äußern. — Die Cenſur 
darf nicht eingeführt werden; jede andere Be— 
ſchränkung der Preßfreiheit mur im Wege der 
Gejepgebung.?) Art. 28.% Vergehen, welche 
durch Wort, Schrift, Drud oder bildliche Dar- 
jtellung begangen werden, find nad) den allge- 
meinen Strafgefegen zu beitrafen. Art. 29.°) 
Alle Preußen jind berechtigt, fich ohne vorgängige 
obrigfeitliche Erlaubniß friedlih u. ohne Waffen 
in geſchloſſenen Räumen zu verfammeln. — Dieje 


wajfnete Macht darf weder in nod außer dem 
Dienfte berathichlagen »der ſich anders als auf 
Befehl verfammeln. Berjammlungen u. Vereine 
der Landwehr zur Berathung milttäriicher Ein- 
richtungen, Befehle und Anordnungen find aud) 
dann, wenn diejelbe nicht zufammenberufen ift, 
unterfagt. Art. 39. Auf das Heer finden die 
in den Artikeln 5, 6, 29, 30 u. 32 enthaltenen 
Beftimmungen nur infoweit Anwendung, al3 die 
militäriihen Geſetze und Disciplinarvorfchriften 
nicht entgegenftehen. Art. 40.*) Die Errichtung 
von Lehen und die Stiftung von FamiliensFideie 
commijjen ift unterfagt. Die bejtehenden Yehen 
und Familien-Fideicommiſſe follen durch gelet« 
liche Unordnung in freies Eigenthum untgeftaltet 
werden, Auf Familien-Stiftungen finden dieſe 
Beitimmungen feine Anwendung. Art. 41. Bor- 


Beitimmung bezieht fich nicht auf Berfammlungen|tehende Bejtimmungen (Art. 40) finden auf die 
unter freiem Himmel, welche auch in Bezug auf] Thronfehen, das Fönigl. Haus- und prinzliche 
vorgängige obrigfeitliche Erlaubniß der Verfüg- Fideicommiß, ſowie auf die außerhalb des Staa— 
ung des Geſetzes unterworfen find.) Art. 30.”)|te3 belegenen Lehen und die ehemals reichsun— 


Alle Preußen haben das Recht, ſich zu ſolchen 
Zweden, welche den Strafgejegen nicht zuwider— 
laufen, in Gefellichaften zu vereinigen. — Das 
Geſetz regelt inäbejondere zur Aufrechthaltung 


der öffentlichen Sicherheit die Ausübung des in 


diefem und in dem vorftehenden Artikel (29) ge- 


währleifteten Rechts. — Politiſche Vereine können 
Beichränfungen und vorübergehenden Verboten 


im Wege der Gejeggebung unterworfen werden 


Art. 31. Die Bedingungen, unter welchen Cor⸗ 


porationsredjte ertheilt oder verweigert werben, 
beſtimmt das Geſetz. Art. 32. Das Petitions- 
recht fteht allen Preußen zu, Petitionen unter 
einem Gejanımtnamen find nur Behörden und 
Eorporationen geftattet.*) Art. 33. Das Bricf- 


geheimniß ift unverleglih. Die bei trafgericht- 


lichen Unterfuhungen und in Kriegäfällen noth- 


mwendigen Beihränfungen find durch die Gejeß- 
8 s i 34. Alle easy 
ind wehrpflichtig. Den Umfang und die Urt 
diejer Ka beitimmt das Gejeg.) Art. 35. 


ebung feitzuftellen.?) Art. 


ı) Ein allgemeines Unterrichtsgeſetz ſieht jet bevor. 
2) ©. Note zu Art. 5. 

3 ©. Preßgeſetz vom 7. Mai 1874. 

4) ©. Note zu Art. 5. 

5) S. Note zu Art. 5 und Art. 39. 

8) ©. Vereinspolizei. 

) S. Wote zu Art. 5 und Art. 39. 

) Bergl. Art. 39, 


mittelbaren Befigungen und Fideicommiffe, in- 
jofern letztere durch das deutiche Bundesrecht 
— ſind, zur Zeit keine Anwendung. 
Die Rechtsverhältniſſe derſelben ſollen durch be— 
ſondere Geſetze geordnet werden. Art. 42.5) 
Das Recht der freien Verfügung über das Grund« 
eigenthum unterliegt feinen anderen Bejchränt« 
ungen, als denen der allgemeinen Gejepgebung. 
Die Theilbarkeit de3 GrundeigentHums und die 





1) Neihsverfaffung vom 16. April 1871, Art. 57 u. unter 
Landftnrm Neihsgeiey vom 12, Febr. 1875. 

2) S. Note zu Art. 5. 
F S. Militär-Str.-G.:B, vom 20, Juni 1872. Vergl. auch 


1.8.8. $ 10. 

9 ———* vom 5. Juni 1852 find Art. 40 und 41 im 
folgender Weife abgeändert; Art. 1. Die Art. 40 und 41 
der Berfafjungsurtunbe vom 31. Jan. 1850 werden aufges 
hoben. — An ihre Stellen treten folgende Beſtimmungen: 
Art. 2. Die Errihtung von Leben ıft unterfagt. — Der in 
Bezug auf die vorhandenen Lehen noch beftchende Lehnsver⸗ 
band foll durch gejerliche Anordnung aufgelöft werden. Art 3. 
Die Beftimmungen des Urt. 2 finden auf Thronlehen u. auf 
die — des Staats liegenden Lehen feine Anwendung. 

5) cc Geſetz vom 14. April 1856_finb an Stelle des 
Art. 42 folgende Beftimmungen getreten: Ohne Entſchädigung 
bleiben aufgehoben, nah Maßgabe ber ergangenen bejonderen 
Gefehe: 1) das mit dem Befige gewiffer Grimdftüde verbuns 
dene Recht der Ausübung oder Uebertragung der richterlichen 
Gewalt (Zit. VI ber Berjaffungsurkunde) und die aus diejem 
Rechte fließenden Eremtionen und Abgaben; 2) bie aus dem 
gerichts⸗ u. ſchutzherrlichen Berbande, der früheren Erbunter: 
thänigfeit, der früberen Steuer: und Gewerbeverfaffung her⸗ 


% ©. unter Boftweien das Gefey über bas Poſtweſen ftammenden Berpflihtungen. — Mit den aufgehobenen Rechten 


des Deutſchen Reihs vom 28. Oct. 1871, 8 5. 
%»), ©, Kriegsdienit. 


Grotefend, Polizeisteriton. 


\falfen aud) dic Gegenleiitungen und Laſten weg, weldıe den 


bisher Berechtigten dafür oblagen. 
67 
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Ablösbarkeit der Grundlaften wird gewährleiftet. 
— Für die todte Hand find Beichränfungen bed 
Rechts, Liegenschaften zu erwerben und über fie 
u verfügen, zuläffig. — Aufgehoben ohne Ente 
(häbigung find: 1) die Gerichtäherrlichteit, Die 
utöherrliche Polizei und obrigkeitlihe Gewalt, 
owie die gemijjen Grundjtüden zuftehenden 
Hoheitärechte und Privilegien; 2) die aus Diejen 

efugnifien aus der Schußherrlichkeit, der frühe: 
ren Erbunterthänigfeit, der früheren Gteuer- u. 
Gewerbeverfafiung herftammenden Berpflicht- 
ungen. — Mit den aufgehobenen Rechten fallen 
auch die Gegenleiftungen und Laſten weg, welche 
den bisherigen Berechtigten dafür oblagen. — 
Bei erblicher Ueberlafjung eines Grundſtücks ift 
nur die Uebertragung de3 vollen Eigenthums 
zuläjfig; jedoch kann aud) Hier ein feiter ablös- 
barer Zins vorbehalten werden. — Die weitere 
Ausführung diejer Beitimmungen bleibt bejon- 
deren Gejegen vorbehalten. 

Zitel III 
Vom Könige. 


Art. 43. Die Perſon des Königs ift unver- 
leglih. Art. 44. Die Minifter des Könige 
find verantwortlicd.!) Alle Regierungsacte des 
Königs bedürfen zu — Giltigkeit der Gegen— 
zeichnung eines Miniſters, welcher dadurch die 
Verantwortlichleit übernimmt. Art. 45. Dem 
Könige allein ſteht die vollziehende Gewalt zu. 
Er ernennt und entläht Die Minijter. Er befiehlt 
die Verfündigung der Gejege und erläßt die zu 
deren Ausführungen nöthigen Berordnungen. 
Art. 46. Der König führt den Oberbefehl über 
das Heer?) Art. 47. Der König bejegt alle 
Stellen im Heere, jowie in den übrigen Zweigen 
des Staatödienftes, fofern nicht das Gejeg ein 
Anderes verordnet,?) Art. 48. Der König hat 
das Net, Krieg zu erllären und Frieden zu 
ſchließen, aud andere Verträge mit fremden 
Regierungen zu errichten. Lehtere bedürfen zu 
ihrer Giltigkeit der Zuftimmung der Kammern, 
jofern ed Handelöverträge find, oder wenn da— 
dur) dem Staate Lajten oder einzelnen Staatd- 
bürgern Verpflichtungen auferlegt werben.*) Art. 
49. Der König Hat das — der Begnadig- 
ung und Strafmilderung. — Bu Gunften eines 
wegen feiner Amtshandlungen verurtheilten 
Minifterd kann diefes Recht nur auf Antrag der- 
jenigen Kammer ausgeübt werden, von welder 
die Unklage ausgegangen ift. — Der König Tann 
bereits eingeleitete Unterfuhungen nur auf Grund 
eines befonderen Geſetzes niederichlagen. rt.50. 
Dem Könige fteht die Verleihung von Orden 
und anderen mit Vorrechten nicht verbundenen 
Auszeichnungen zu. — übt dad Münzrecht 
nad) Mafgabe des Geſetzes.“) Ark. 51. Der 
König beruft die Kammern und —— ihre 
Sitzungen. Er kann ſie entweder beide zugleich 
ober auch nur eine auflöſen.“) Es müſſen aber 

S. Art. 59 und 61. 

2) Reichäverfaflung vom 15. April 1871 Art- 63. 

3, Re aflung Art. 64. 

4) Reichsverfaſſung Art. 11 

>) va sverfaflun 

i 1873, ©. 850. 


e) Die auf Grund des Geſetzes vom 7. Dlai 1859 gebilbete 


9 
— Kammer kann nicht aufgelöft werden. 
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in einem folchen Falle innerhalb eines Zeitraums 
von 60 Tagen nad der Auflöjung die Wähler 
und innerhalb eines Beitraum3 von 90 Tagen 
nah der Auflöfung die Kammern -verjammelt 
werden. Art. 52. Der König kann die Kammern 
vertagen. Ohne deren Zuftimmung darf dieſe 
Bertagung die Frift von 30 Tagen nicht über- 
fteigen und mährend berjelben Seſſion nicht 
wiederholt werden. Art. 53. Die Krone ift 
den Königlichen Hausgejegen gemäß erblih in 
dem Mannesjtamme des Königlichen Haujes nad) 
dem echte der Erftgeburt und der agnatijchen 
Linealfolge. Art. 54. Der König wird mit 
Bollendung des 18. Lebensjahres volljährig. — 
Er feiftet in Gegenwart der vereinigten Kammern 
das eidliche Gelöbniß, die Verfaſſung des König- 
reichs feit und unverbrüdlic zu halten und in 
Uebereinjtimmung mit derfelben und den Gejegen 
zu regieren. Art. 55. * Einwilligung bei- 
der Kammern kann der König nicht zugleich 
Herrſcher fremder Reiche ſein. Art. 56. Wenn 
der König minderjährig oder ſonſt dauernd ver- 
hindert iſt, felbjt zu regieren, jo übernimmt der« 
jenige volljährige Agnat (Art. 53), welcher der 
Krone am nächſten jteht, die Regentſchaft. Er 
hat jofort die Kammern zu berufen, die in vers 
einigter Sitzung über die Nothwendigkeit der 
Regentſchaft beichließen. Art. 57. Iſt kein 
volljähriger Agnat vorhanden und nicht bereits 
vorher gejeglihe Fürjorge für dieſen Fall ge- 
troffen, Jo hat das Staatäminiftertum die Kam- 
mern zu berufen, welche in vereinigter Sigung 
einen Regenten erwählen. Bis zum Antritt der 
Regentichaft von Seiten defjelben führt das Staats» 
minijterium die Regierung. Art. 58. Der 
Regent übt die dem Könige zuftehende Gewalt 
in defjen Namen aus. Berjelbe ſchwört nad) 
Einrihtung der Regentſchaft vor den vereinigten 
Kammern einen Eid, die Verfafjung des en 
reich feſt und unverbrüchlich zu halten und in 
Uebereinjtimmung mit derjelben und den Gejegen 
zu regieren. — Bis zu diefer Eidesleiftung bleibt 
in jedem Falle das —— geſammte Staats⸗ 
miniſterium für alle Regierungshandlungen ver— 
antwortlich. Art.59. Dem Kron-Fideicommiß- 
fonds verbleibt die durch das Geſetz vom 17. 
Januar 1820 auf bie Einkünfte der Domänen 
und Forften angewiejene Rente. 


Titel IV. 
Bon den Miniftern, 

Art. 60. Der Minifter, ſowie die zu ihrer 
Vertretung abgeorbneten Staatöbeamten haben 
Zutritt zu jeder Kammer und müffen auf ihr 
Verlangen zu jeder Beit gehört werden. — Jede 
Kammer kann die Gegenwart der Minifter ver- 
langen. — Die Minijter Haben in einer oder der 
anderen Kammer nur dann Stimmrecht, wenn 
fie Mitglieder derjelben find. Art. 61. Die 
Minifter können durch Beihluß einer Kammer 
wegen des Verbrechens der afjungsverlegung, 
ber Beftehung und des Berrathes angelflagt 
werben. Ueber ſolche Anklage enticheidet der 


Art. 4, Nr. 3 umb Wünggefep vom 9. oberfte Gerichtähof der Monarchie in vereinigten 


Senaten. So lange noch zwei oberjte Gerichtsgöfe 
beftehen, treten diejelben zu obigem Zwecke zu» 
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fammen. — Die näheren Beitimmungen über 
die Fälle der Verantwortlichleit, über das Ber- 
—* und über die Strafen werden einem be— 
onderen Geſetze vorbehalten. 


Titel V. 
Von den Kammern. 


Art. 62. Die geſetzgebende Gewalt wird ge- 
meinjchaftli durch den König und burch zwei 
Kammern auögeübt.!) — Die Uebereinftimmung 
des Königs und beider Kammern ijt zu jebem 
Sejege erforderlih. — Finanzgejeßentwürfe und 
Staatshaushaltsetat3 werden zuerjt der zweiten 
Kammer vorgelegt; leßtere werden von der Erften 
Kammer im Ganzen angenommen od. abgelehnt. 
Art. 63. Nur in dem Falle, wenn die Auf- 
rechthaltung der öffentlichen Sicherheit oder die 
Beleitigung eines ungewöhnlichen Nothitandes 
e3 dringend erfordert, fünnen, injofern die Kam— 
mern nicht verjammelt find, unter Verantwort- 
lichleit des gefammten Staatsminifteriums, Ber- 
ordnungen, bie der Verfaſſung nicht zumiber- 
laufen, mit Gejetestraft erlaffen werden, Die- 
jelben find aber den Kammern bei far nächſten 
Zuſammentritt zur Genehmigung ſofort vorzu- 
legen. Art. 64. Dem Könige, ſowie jeder 
Kammer fteht das Recht zu, Gejege vorzujchlagen. 
— Geſetzesvorſchläge, weldye durch eine der Kam- 
mern oder den König verworfen worden find, 
fönnen in derjelben Sıgungsperiode nicht wieder 
vorgebradjt werden. Art. 65.°) Die Erjte Kam— 


1) Bezüglich des Verbältniſſes ber Landes: zur Reichsgeſetz⸗ 
gebun a N vom 16. April 1871, Urt. 2. 
ejep, betr. die Bildung der Erften Kammer 

vom 7. Dlai 1853: Art. 1. Die Erfte Sammer wird durch 
föniglihe Anordnung gebildet, welche nur durch ein mit Zu: 
flimmung der Kammern zu erlaffendes Geſetz abgeändert 
werden Tann. — Die Erfte Kammer wird zufammengejegt aus 
Mitgliedern, welche der König mit erbliher Berechtigung oder 
auf Lebenszeit beruft. Art. 2. Mit der Publication biefer 
töniglihen Anordnung treten bie Art. 65—68 der Berjaffungs: 
urtunde vom 31. Jan. 1850 u. das interimiftiiche Wahlgeieg 
für die Wahlen zur Erften Kammer in den Fürflenthümern 
Hobenzollern vom 30. April 1851 außer Wirtſamleit u. der 
voritehende Art. 1 dieſes Geſetzes am ihre Stelle. Art. 3. 
Bis zu der Publication der Art. 1 genannten Königl. Anord⸗ 
nung bleibt die Verordnung vom 4. Aug. v. 3. in Wirkſam⸗ 
keit für die Wablen zur Erften Kammer. — ©. bierzu: 
#. Berordnung vd. 12. Oct. 1854: 1. DiefErfte Kammer 
befteht: 1) aus den Prinzen Unferes fünigl. Hauſes, welche 
Wir, fobald fie in Gemäpbeit Unferer Hausgefehe die Grof- 
jährigfeit erreicht haben, in die Erfte Hammer zu berufen, 
lins vorbehalten; 2) aus Mitgliedern, welche mit erblidher 
Verebtigung; 3) aus ——— welche auf Lebenszeit von 
Uns berufen find. 8 2. Mit erblicher Serehtigumg gehören 
zur Erften Kammer: 1) die Häupter der fürftlihen Häuſer 
von —— und Hobenzollern-Zigmaringen. 
[Die Hobengollern: indie Linie it am 3. Sept. 1869 aus: 
8 .] 2) die nad deutichen Bunbesacte v. 8, juni 
1815 zur Standſchaft berechtigten Häupter ber vormaligen 
deutichen reihöftändigen Häufer in Unjeren Landen; 3) die 
übrigen nad Unferer Verordnung vom 3. Febr. 1847 zur 
vens@urie des vereinigten Landtages berufenen jFirriten, 
vafen und Herren. — Außerdem gebören mit erblicher Be- 
rehtigung zuc Erften Kammer diejenigen Perjonen, welchen 
das erblihe Recht auf Sig u. Stimme in der Erften Sammer 
ben Uns durch befondere Werorbnung verlieben wird. Das 
Recht hierzu wird in der durch die Verleihungsurfunde feftge- 
** olgeordnung vererbt. 5 3. Als Mitglieder auf Lebens 
zeit wollen Wir berufen: 1) Verſonen, melde Uns in Ge— 
mäßbeit der folgenden Baragrapben präfentirt werben; 2) die 
Snbaber der vier großen Landbesämter im Königreich Preußen; 
3) einzelne Perfonen, melde Wir aus befonderem trauen 
ben. Aus benfelben wollen Wir „Kron-Synbici” be: 

en, welden Wir er Rechts zur Begutachtung 
vorlegen, ingleihen die fung und Erledigung rechtlichet 
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mer bejteht: a) aus den großjährigen föniglichen 
Prinzen; b) aus ben Häuptern der ehemals un» 
mittelbaren reichsftändischen Häufer in Preußen 
— und aus den Häuptern derjenigen familien, 
welche durch Lönigliche Verordnung das nad) der 
Erjtgeburt und Linealfolge zu vererbende Recht 
auf Sig und Stimme in der Erjien Kammer bei— 
gelegt wird. In diefer Verordnung werden zu« 
gleich die Bedingungen feitgefegt, durch welche 
diejes Recht an einen bejtimmten Grundbejig 
gefnüpft ift. Das Necht kann durch GStellvertret- 
ung nicht ausgeübt werden und ruht während 
der Minderjährigfeit oder während eines Dienft- 
verhältnijjes zu der Regierung eines nichtdeutichen 
Staated, ferner auch jo lange der Berechtigte 
feinen Wohnfig außerhalb Preußen hat; c) aus 
ſolchen Mitgliedern, welche der König auf Lebend« 
zeit ernennt. Ihre Zahl darf den zehnten Theil 
der zu a und b genannten Mitglieder nicht über» 


Angelegenheiten des Haufes anvertrauen werden. 84. Das 
Präfentationsrecht ftebt zu: 1) den nad Unferer Berorbnung 
vom 3. Febr. 1847 zur Herren:@urie des vereinigten Yand- 
tages berufenen Stiftern; 2) dem für jebe Provinz zu bilden: 
ben Berbanbe ber darin mit Rittergütern angefeffenen Grafen 
für je einen zu Prüfentirenden; 3) den Berbänden der durch 
ausgebreiteten Familienbeſitz ausgezeichneten Geſchlechter, welche 
Wir mit diefem Recht begnadigen; 4) den Berbänden des alten 
und des befeitigten Grundbeſitzes; 5) einer jeden Yandesuni: 
verfität; 6) denjenigen Städten, welchen Wir diefes Recht be: 
fonders beilegen. $ 5. Die von den Stiftern zn präjentirenden 
Vertreter werden von den Dlitgliedern berielben aus ihrer 
Mitte, die von den Univerfitäten zu präfentirenden von dem 
afademijchen Senate aus der Zahl der ordentlichen Broiefjoren, 
die von den Städten zu präjentirenden von dem Magiſtrate 
oder in Ermangelung eines collegialiichen Borftandes von den 
übrigen communalverfaffungsmäsigen Vertretern der Stadt 
aus der Zahl der Vlagiftratsmitglieder erwählt. 8 6. Die 
näheren reglementarifchen Beftimmungen wegen Bildung ber 
Verbände des alten und des bejeftigten eng 
ichaftsbezirfe ($ 4, Nr. 4) und wegen Ausübung Präfen- 
tationsrechts ( 4, Nr. 1—6) werden von Uns erlaffen. |S. 
Verordnung vom 10. Nov. 1865]. $ 7. Das Recht auf Sig 
und Stimme in der Eriten Sammer fann nur von preukiichen 
Untertbanen ausgelibt werden, welche fih im Bollbefige der 
bürgerlichen Rechte befinden, ihren Wohnfig innerhalb Preußen 
haben n. nicht im actıwen Dienfte eines auperdeutichen Staates 
fteben. — Ferner ift dazu — aufer bei den Prinzen Unſeres 
tönigl. Hauſes — ein Alter von 30 Jahren erforderlich. 5 8. 
Das Recht der Deitgliedfhaft der Erjten Kammer erlijcht bei 
denjenigen Mitgliedern, welde in Gemäfbeit der 55 4—6 
präjentirt werden, mit bem Verlufte der Eigenjchaft, in welcher 
die Präfentation erfolgt if. 6 9. Das Recht der Mitglied: 
ſchaft ber — Kammer gebt außer den fällen der F 12 
und 21 des Str.:G.:B. verloren, wenn bie Kammer durch 
einen von Uns beftätigten Beihluß einem Mitgliede das Ans 
ertenntniß unverlegter Ehrenbaftigteit oder eines der Würde 
der Kammer entfprechenden Lebenswandels oder Verhaltens 
verfagt. 5 10. nn bie Kammer mit Rüdfiht auf eine 
gegen ein Mitglied eingeleitete Unterfuchung od. aus fonftigen 
wichtigen Gründen der Auficht ift, daß demfelben die Ausuͤb⸗ 
ung des Rechts auf Sig und Stimme er zu unterfagen 
jei, jo iſt zu dieſer Mafregel Unfere 7 erforder: 
ih. 8 11. Hat ein Dlitglied der Erften Kammer das Recht 
der Mitgliedfchaft verloren, fo wird, falls dieſelbe auf erblicher 
Berechtigung bt, wegen ber Wahl eines anderen Mitglie⸗ 
bes der betreffenden gone: ven Uns Beftimmung getroffen 
werden. Wenn ein ſolches Mitglied in Gemäßbeit der $$ 4—6 
präfentirt worden ift, jo werben Wir eine andermweite Präjen: 
tation anorbuen. 

b. Gefeg, betreffend die Abänderung der Ber: 
fafjungsurlunde vom 31. Januar 1350 ın Anſehung 
be Benennung ber Sammern und ber Beihlukfähigfeit der 
Erften Kammer dv. 30. Mai 1855: 8 1. Die Erfte Kammer 
wird fortan das Herrenhaus, die Zweite Kammer das Haus 
der A dnneten genannt. 682. Das Herrenhaus kann feinen 
Beſchluß ſafſen, wenn nicht mindetens (0 der nah Maßgabe 
der Werorbrung vom 12 Oct. 1854 zu Sig und Stimme bes 
rufenen Mitglieder anweſend find. — Der Art. 80 der Ber: 
faſſungsurtunde ift aufgehoben, infoweit er dieſem Geſetze zus 
wiberlänft. 

67* 
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ſteigen; d) aus neunzig Mitgliedern, welche in geſetzt iſt. — Die erſte Abtheilung beſteht aus 
Wahlbezirken, die das Geſetz feſtſtellt, durch die denjenigen Urwählern, auf welche die höchſten 
dreißigfache Zahl derjenigen Urwähler (Art 70), Steuerbeträge bis zum Belaufe eines Drittheils 
welche die höchſten directen Staatsſteuern be-|der Geſammtſteuer fallen. — Die zweite Ab- 
zahlen, durch directe Wahl nach Maßgabe des theilung beſteht aus denjenigen Urwählern, auf 
Geſetzes gewählt werden; e) aus dreißig nach welche die nächſt niedrigeren Steuerbeträge bis 
Maßgabe des Geſetzes von den Gemeinderäthen zur Grenze des zweiten Drittheils fallen. — 


gewählten Mitgliedern aus den größeren Städten 
des Landes, — Die Gejammtzahl der unter a 
bi3 e genannten Mitglieder darf die Zahl ber 
unter d und e bezeichneten nicht überjteigen. — 
Eine Auflöfung der Erjten Kammer bezieht ſich 
nur auf die aus Pr hervorgegangenen Mit- 
glieder. Art. 66. Die Bildung der Eriten 
Kammer in der Art. 65 beftimmten Weiſe tritt 
am 7. Aug. de3 Jahres 1852 ein. — Bis zu 
diefem Beitpuntte verbleibt ed bei dem Wahl- 
geſetze für die Erfte Kammer vom 6. Dec. 1848. 
Hirt, 67. Die Legislatur » Periode der Erften 
Kammer wird auf 6 Jahre feſtgeſetzt. Art. 68. 
Wählbar zum Mitgliede der Erften Kammer iſt 
jeder Preuße, ber das vierzigfte Lebensjahr voll- 
endet, den Vollbefig der bürgerlihen Rechte in 
Folge rechtskräftigen richterlichen Erfenntnifjes 
nicht verloren und bereit 5 Jahre lang dent 
preufiichen Staatsverbande angehört hat. — Die 
Mitglieder der erjten Kammer erhalten weder 
Neiieloften, noch Diäten. Art. 69. Die Zweite 
Kanımer befteht aus 350 Mitgliedern.!) Die 
Wahlbezirke werden durch dad Geſetz feſtgeſtellt. 
Sie fünnen aus einem oder mehreren Kreiſen 
oder aus einer oder mehreren der größeren Städte 
bejtehen.2) Art. 70. Jeder Preuße, welcher 
das 25. Lebensjahr vollendet hat und in der 
Gemeinde, in welcher er feinen Wohnfig hat, die 
Befähigung zu den Gemeindewahlen beißt, ift 
ftimmberecdtigter Urwähler. — Wer in mehreren 
Gemeinden an den Gemeinbewahlen Theil zu 
nehmen berechtigt ift, darf das Recht ald Ur- 
wähler nur in einer Gemeinde ausüben. Art. 
71. Auf jede eg N: von 250 Seelen der Be- 
völferung ift ein Wahlınann zu wählen. Die 
Urmwähler werden nad) Maßgabe der von ihnen 
u entrichtenden directen Staatsſteuern in drei 
btheilungen getheilt, und zwar in der Urt, daß 
auf jede AbtHeilung ein Drittheil der Gejammt- 
fumme der Steuerbeträge aller Urwähler fällt. 
— Die Geſammtſumme wird berechnet: a) ges 
meindeweife, fall3 die Gemeinde einen Urwahl- 
bezirk für fich bildet; b) bezirksweiſe, falld der 
Urwahlbezirl aus mehreren Gemeinden zufammen- 


2) Infolge der Einverleibung der bobenzollernfhen Lande 
mward die Zahl durch Gefek vom 30. April 1851 auf 352 und 
infolge der Erweiterungen des Staatsgebietes im Jahre 1866 
durch Geſetz vom 17. Mai 1867 auf 432 erhöbt. 

?) ©, a) Geſetz, betr. bie Feſtſtellung der Wahlbezirfe für 
das Haus der Abgeorbneten vom 27. Juni 1860. b) Gejek, 
betr. die Abänderung bes Art. 69 der Berfoffungsurlunde u, 
bes Art. 1 des Gefeges vom 30. April 1851 sc, v. 17. Maı 
1867 und dazu WBerordnung vom 14. Zept. 1867 unb Geſetz 
vom 9. März; 1868. c) Geſetz, betr, die fernere Geltung der 
Verordnung dom 30. Mai 1849 für die Wahlen zum Haufe 
der Abgeordneten in ben durd die Geſetze vom 20. Sept. ımd 
24. Dechr. 18.6 mit der preufiichen Monardyie —*— 
Landestheilen vom 11. März 1869. d) Geieg, betr. die Ab- 
änderung bezw. anderweite freftftellung einiger Wahlbezirte 
für das Haus der Abgeordneten vom 15. Fehr. 1872. e) Ge: 


Die dritte Wbtheilung bejteht aus den am nieb- 
rigften befteuerten Urwählern, auf welde das 
dritte Drittheil fällt. — Jede Abtheilung wählt 
bejonders und zwar ein Drittheil der zu wählen- 
den Wahlmänner. — Die Abtheilungen fünnen 
in mehrere Wahlverbände eingetheilt werden, 
deren feiner mehr al3 500 Urmwähler in ſich 
ihließen darf. — Die Wahlmänner werden in 
jeder Abtheilung aus der Zahl der ftimmbercd- 
tigten Urmwähler de3 Urmwahlbezirtd ohne NRüd- 
fiht auf die Abtheilungen gewählt. Art. 72. 
Die Abgeordneten werden durch die Wahlmänner 
gewählt. — Das Nähere über die Ausführung 
der Wahlen beitimmt das Wahlgejeb, welches 
aud die Anordnung für diejenigen Städte zu 
treffen hat, in denen an Stelle eines Theiles der 
direeten Steuern die Mahl- und Scladititeuer 
erhoben wird.) Art. 73. Die Legiälatur- 
Periode der weiten Kammer wird auf drei 
Jahre feitgejegt. Art. 74. Zum Abgeordneten 
der Zweiten Kammer ift jeder Preuße wählbar, 
der das 30. Lebensjahr vollendet, den Vollbefig 
der bürgerlichen Rechte infolge rechtskräftigen 
richterlichen Erfenntnifjes nicht verloren und be— 
reit? 3 Jahre dem preußiſchen Staatsverbande 
angehört Hat.2) Art. 75. Die Kammern wer- 
den nad Ablauf ihrer Legislatur - Periode neu 
— Ein Gleiches geſchieht im Falle der 
uflöſung.) In beiden Fällen find die bishe— 
rigen Mitglieder wieder wählbar. Art. 76. 
Die Kammern werden dur den König regel- 
mäßig im Monat November jeden Jahres, und 
außerdem, jo oft es die Umſtände erheifchen, ein« 
berufen.‘) Art. 77. Die Eröffnung und die 
Schließung der Kammern geſchieht durch den 
König in Perfon oder durch einen dazu von ihm 
Sir ich Minifter in einer Sigung ber ver- 
einigten Kammern. — Beide Kammern werben 
leichzeitig berufen, eröfinet, vertagt und ge— 
Fhloffen. — Bird eine Kammer aufgeföfts), fo 
wirb die andere gleichzeitig vertagt. Art. 78. 
Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mit- 
glieder und entſcheidet barüber. Gie regelt ihren 
Geſchäftsgang und ihre Disciplin durch eine Ge— 
Ihäftsordnung und erwählt ihren Präfidenten, 
ihre Bicepräfidenten und Schriftführer. — Bes 
amte bedürfen feined Urlaubs zum Eintritt in 
bie Kammer. — Wenn ein Kammermitglied ein 


1) Das eng Mas nod nicht erfchienen und gilt gemäß 
Art. 115 nod die ordnung, betr. die Wahl der Abgeords 
neten zur Bmeiten Kammer vom 30. Mai 1849. 

2) Ausgeſchloſſen find ber Präfident und die Mitglieder ber 
Oberrehnungstammer; Geſe vom 27. März 1872. 

3), &, die Note zu Art. 51. 

H Durch Gejeg v. 18. Mai 1857 ift an Etelle bes Art. 76 
folgende Beftimmung getreten: Die beiden Häufer das Lands 
tages ber Monardie werden durch ben Künig regelmäkig in 
dem Zeitraum von dem Anfange des Monats November jeden 
Jahres bis zur Mitte des folgenden Januar und auferbem, 


fe. betr. den Rechtszuſtand des Jadegeblets vom 23. Värz ſo oft es bie Umſtande erheiſchen, einberufen. 


1873, $ 4. 


2) ©. Note zu Art. 51. 


Staatöverfaffung. 


befoldetes Staatdamt annimmt ober im Staatd- 
dienfte in ein Amt eintritt, mit welchem ein 
höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbun- 
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Titel VI. 
Bon der richterlichen Gemalt. 
Art. 36. Die richterlihe Gewalt wirb im 


den ift, jo verliert e3 Sig und Stimme in der Namen des Königs dur unabhängige, feiner 


Kammer und Tann feine Stelle in berjelben nur 
durch neue Wahl wieder erlangen. — Niemand 
tann Mitglied beider Kammern fein. Art. 79. 
Die Sigungen beider Kammern find öffentlid). 
Jede Kammer tritt auf den Antrag ihres Präjt- 
denten oder von 10 Mitgliedern zu einer ge- 
heimen Sigung zufammen, in weldyer dann zus 
nächſt über diejen Antrag zu beſchließen ift. Art. 
80. Keine der beiden Kammern kann einen 
Beſchluß fallen, wenn nidt die Mehrheit der 
eſetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder anmejend ift. 
Jet Kammer faßt ihre Beſchlüſſe nad) abjoluter 
timmenmehrheit, vorbehaltlid) ber durch die 
Geichäftsordnung für Wahlen etwa zu beſtimmen⸗ 
den Ausnahmen.) Mrt. 81. Jede Kammer 
hat für fi) das Net, Adrefjen an den König 
zu richten, — Niemand darf den Kammern oder 
einer bderjelben in Perſon eine Bittſchrift oder 
Adrefje überreichen. — Jede Kammer kann die 
an fie gerichteten Schriften an die Minijter über- 
weijen und von demfelben Auskunft über ein» 
gehende Beichwerden verlangen. Art. 82. Eine 
jede Kammer hat die Beſugniß, behufs ihrer 
Information Commilfionen 2 Unterfuhung von 
Thatjahen zu ernennen. Art. 83. Die Mit- 
glieder beider Kammern find Vertreter des gan» 
zen Volles. Sie ſtimmen nad) ihrer freien Ueber» 
zeugung und find an Aufträge und Inftructionen 
nicht gebimden. Art. 84. Sie können für ihre 
Abjtimmungen in der Kammer niemals für ihre 
darin ausgeiprochenen Meinungen nur innerhalb 
der Kammer auf den Grund der Geſchäſtsordnung 
(Art. 73) zur Rechenichaft gezogen werden.?) — 
Kein Mitglied einer Kammer kann ohne deren 
Genehmigung während der Sitzungsperiode wegen 
einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unter- 
fuhung gezogen oder verhaftet werben, außer 
wenn es bei Ausübung der That oder im Laufe 
des nächftfolgenden Tages nad) derjelben ergriffen 
wird. — Gleiche Genehmigung iſt bei einer Ver- 
aftung wegen Schulden nothwendig. — Jedes 
trafverfahren gegen ein Mitglied der Kammern 
und eine jede Unterjuchungs- oder ln wird 
für die Dauer der Situngsperiode aufgehoben, 
wenn die betreffende Kammer ed verlangt. Art. 
85. Die Mitglieder der Zweiten Kammer er- 
halten aus der Staatskaſſe Reifeloften und Diä- 
ten nad; Mafgabe des Geſetzes.“) Ein Verzicht 
hierauf ift unjtatthaft. 


N Bergl. aber Geſetz vom 30. Mai 1855 im der Note zu 
Art. 65—68 


tt. . 

2) ©. Str.:G.:B. $ 11. 

3) Gejey vom 38. März 1373: 9 1. Die den Mitglie⸗ 
dern des Haufes der Abgeordneten zuftebenden Reifetoften u. 
Diäten werben, von ber nächſten Pegislaturperiode anfangend, 
nad den folgenden Sätzen gewäbrt: I. Die Reiſekoſien eins 
ſchließlich der Koften der Gepädbeförderung, 1) bei Meilen, 
melde auf Eifenbahnen oder Dampfihiffen gemacht werden 
tönnen, für bie Meile mit 1 M und für jeden Zu: und Ab— 
gang mit 3 M, 2) bei Neifen, welche nicht auf Eifenbabuen 
oder Dampfihiffen zurüdgelegt werden können, für bie Meile 
mit 4 M 50 P. IL Die Diäten mit 15 M für den Tag. 
$ 2. m der Berechnung der Reiſekoſten finden die 
ezüglih der Reifeloften der Staatöbeamten geltenden Bor: 
ſchriften Anwendung. 


anderen Autorität ald der des Geſeßes unter« 
worfene Gerichte ausgeübt. — Die UrtHeile wer- 
ben im Namen des Königs ausgefertigt und voll- 
ſtredt. Art. 87. Die Richter werden vom 
Könige oder in deſſen Namen auf Lebenszeit er- 
nannt, Sie können nur durch Richterſpruch 
aus Gründen, welche die Geſetze vorgejehen haben, 
ihres Umtes entjett oder zeitweiſe enthoben wer— 
den. Die vorläufige Amtsjuspenfion, welche nicht 
fraft des Gefeges eintritt, und die unfreiwillige 
Verjeßung an eine andere Stelle oder in den 
Audeftand können nur aus den Urſachen und 
unter den Formen, welche im Gejege angegeben 
find, und nur auf Grund eines richterlichen Be— 
ſchluſſes erfolgen.) — Auf die Berjegungen, 
welche durch Veränderungen in der Organijation 
der Gerichte oder ihrer Bezirke nöthig werden, 
finden diefe Beftimmungen feine Anwendung. 
Art. 88. Den Richtern dürfen andere befoldete 
Staatdämter fortan nicht übertragen werden. 
Ausnahmen find nur auf Grund eines Gejeges 
zuläffig.) Art. 89. Die Organijation der Ger 
richte wird durch das Geſetz beftinımt.?) Art. 
90. Zu einem NRichteramte darf nur der berufen 
werben, welcher ſich zu demjelben nach Vorjchrift 
der Geſetze befähigt hat.) Urt. 91. Gerichte 
für bejondere Klaſſen von Angelegenheiten, ins⸗ 
befondere Handeld- und — — ſollen 
im Wege der Geſetzgebung an den Orten errichtet 
werden, wo das Bedürfniß ſolche erfordert.“) — 
Die Organiſation und Zuſtändigkeit ſolcher Ge— 
richte, dad Verfahren bei denſelben, die Ernenn⸗ 
ung ihrer Mitglieder, die bejonderen Berhältnifje 
der legteren und die Dauer ihres Amtes werden 
durch das Geſetz feitgeitellt. Art. 92. Es joll 
in Preußen nur ein oberfter Gerichtähof beftehen.?) 
Art. 93. Die Berbandlungen vor dem erfennen« 
den Gerichte in Civil- und Strafſachen follen 
öffentlich fein. Die Deffentlichleit kann jedoch 
durch einen öffentlich zu verkündenden Beſchluß 
des Gericht3 ausgeſchloſſen werden, wenn fie der 
Drdnung oder den guten Sitten Gefahr droht. 
— In anderen Fällen kann die Deffentlichkeit 


0 ©. Geſetz, betr. die Dienfivergeben der Richter und die 
unfreiwillige egung derjelben auf eine andere Stelle oder 
in den Rubefland vom 7. Mai 1851 u. dazu das Geſetz vom 
26. März 1856 und bie Verordnung vom 23. Sept. 1867. 
2) Art. 88 ift durch Geſez vom 30. April 1856 aufgehoben. 
3) ©. Berorbnung v. 3. Yan. 1849 und jest das ichtös 
affımasoeie für das Deutfche Reich vom 27. Jan. 1877, 
9 ©. Geſetz Über die Anftellung im höheren Juſtizdienſte 
vom 12. Wär} 1869 und Gefeg Über die juriftiichen Prüfs 
n ıc. vom 6. Mai 1869, forwie dad Gerichtsver faſſungs⸗ 
gejeg vom 27. Jan. 1877, 65 2 ff. 
>) ©. Verordnung, betr. die Gewerbegerichte in der Rhein: 
—— 7. Aug. 1846 und bezüglich der übrigen Landes; 
theile Verordnung vom 9. Febr. 1849; Neichsgeieg, betr. die 
Errichtung eines oberfien Gerichtshofes für Han 15h 
betr, bie Gerichtsbarkeit der Conſulen 
vom 29. Juni 1865; Gefeg über die Errichtung des fünigl. 
Gerichtäbofes für firhlice Angelegenbeiten v. 12. Mai 1873. 
6) — die Vereinigung der beiden oberſten Gerichts⸗ 
böfe des Obertribunal® und des rheinischen Revifions: und 
Eaffationshofes), vom 17. Marz 1852; Geſetz, betr. die Ber: 
einigung des [duch bie Berorbnung vom 27. Juni 1867 er: 


12. Juni 1869; Geſetz, 


Fan Ober-Appellationsgerichts mit bem Obertribunal vom 


. Kebr. 1974. 
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nur durch Geſetze befchräntt werden. Art. 94.) 
Bei den mit jchweren Strafen Febrohten Ber- 
brechen, bei allen politischen Verbrechen und bei 
allen Preßvergehen, welche das Gefet nicht aus» 
drüdlic ausnimmt, erfolgt die Entiheidung über 
bie Schuld des Angeklagten durch Geſchworene. 
— Die Bildung des Geſchworenengerichts regelt 
das Gefeg.?) Art. 95. Es kann durch ein mit 
vorheriger Zuftimmung der Kammern zu erlaffen- 
des Geſetz ein bejonderer eng et er⸗ 
richtet werden, deſſen Zuſtändigleit die Verbrechen 
des Hochverraths und diejenigen ſchweren Ver— 
brechen gegen die innere und äußere Sicherheit 
des Staats, welche ihm durch das Geſetz über— 
wieſen werden, begreift. Die Bildung der Ge— 

worenen bei dieſem Gerichte regelt das Geſetz, 

rt. 96. Die Competenz der Gerichte und 
Berwaltungsbehörden wird durch das Geſetz be- 
ftimmt.?) Ueber Eompetenzconflicte zwiichen den 
Berwaltungd- und Gerichtsbehörben enticheidet 
ein durch das Gefeh bezeichneter ei 
Art. 97. Die Bedingungen, unter welchen öffent 
lihe Eivil- und Militär- Beamte wegen durch 
Ueberfchreitung ihrer Amtöbefugniffe verübter 
Rechtsverletzungen gerichtlih in Anſpruch ge- 
nommen werben können, bejtimmt das Gejeß.®) 
Eine vorgängige Genehmigung ber vorgejegten 
Dienfibehörde darf jeboch nicht verlangt werden. 


Titel VIL 


Bon ben nicht zum Richterftande gehörigen 
Staatöbeamten. 


Art. 98. Die befonderen Rechtöverhältnifie 
der nicht zum Richterſtande gehörigen Staats- 
beamten, einfchließlih der Staatsanwälte, ſollen 
ng ein Gefeg geregelt werben, welches, ohne 
die Regierung in der Wahl der ausführenden 
Organe zwedwidrig zu —— ben Staats⸗ 
beamten gegen willfürliche Tan von Amt 
und Einfommen angemefjenen Schuß gewährt.‘) 


ı) Durch Gefeh dom 21. Mai 1852 find bie Artitel 94 u. 
95 ber Berfaffungsurfunde vom 31. Yan. 1850 aufgehoben 
und an deren Etelle folgende Beftimmungen getreten: Art. 2. 
Bei Berbrechen erfolgt die Entiheibung über die Echulb des 
Angellagten durch Gefhmorene, infomweit ein mit vorheriger 
Zuffimurun ber Kammern erlaflenes Geſetz nicht Ausnahmen 
beftimmt. Die Bildung bes Geſchworenengerichts regelt bas 
San. Sn: 3. Es fann durch ein mit vorheriger Zuſtimm⸗ 

Kammer zu erlafiendes Geſetz ein befonderer Berichts: 
errichtet werden, befien —— die Verbrechen 
ochverraths und diejenigen brehen gegen die innere und 
fere Eidyerbeit bes Staats, welche ihm dur das neue Ge: 
feg überwiefen werben, begreift. — S. Gefeg, betr. die Com: 
petenz bes Kammergerihts zur Unterfuhung und Entſcheid⸗ 
ung wegen der Staatöverbreden u. das babei zu beobachtende 
Berfahren vom 35. April 1853, 

2) ©, Berorbaung vom 3. jan. 1849, Abfhnitt III u. Ge: 
richtöverfaffungsgeleg vom 27. Yan. 1877, 66 79 ff. 

A! Belet, betr, bie Erweiterung des Rechtsweges dom 24. 

ai 1861. 


4 ©. Geſetz Über das Verfahren bei Eompeiengconflicten 
zwiſchen den Gerichten und Berwaltungsbehörben dv. 8. April 
1847. 


+) ©. unter Eonflicte Gefeg, betr. die Eonflicte bei ge 


Staatsverfafjung. 


Zitel VIIL 
Bon den Finanzen. 

Art. 99. Alle Einnahmen und Ausgaben des 
Staats müffen für jedes Jahr im Voraus ver- 
anſchlagt und auf den Staatshaushalts-Etat ge⸗ 
bradt werden. — Letzterer wird jährlich durch 
ein Gejeg feitgeftellt. Art. 100. Steuern und 
Abgaben für die Staatälaffe dürfen nur, ſoweit 
fie in den Staatöhaushalt3-Etat aufgenommen 
oder durch bejondere Geſetze angeorbnet find, er- 
hoben werden. Art. 101. In Betreff der Steuern 
fönnen Bevorzugungen nicht eingeführt werben. 
— Die beitehende Steuergejeßgebung wird einer 
Revifion erg > und dabei jede Bevorzug- 
ung abgeihafit. Art. 102. Gebühren fünnen 
Staatd- oder Communalbeamte nur auf Grund 
des Gejeges erheben. Art. 103. Die Aufnahme 
von Anleihen für die Staatskaſſe findet nur auf 
Grund eines Gejeges ftatt. Dafjelbe gilt von 
der Uebernahme von Garantien zu Laſten des 
Staatd, Art.104. Zu Etat3-Ueberjchreitungen 
ift die nadträgliche Genehmigung der Kammern 
erforderlich. — Die Rechnungen über den Staatd« 
——— werden von der Ober-Rechnungs⸗ 
ammer geprüft und feitgeftellt. Die allgemeine 
Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres, 
einſchließlich einer Ueberſicht der Staatsſchuiden, 
wird mit den —— der Ober⸗Rechnungs⸗ 
fammer zur Entlaſtung der Staatsregierung den 
Kammern vorgelegt. — Ein bejonderes Weſetz 
wird die Einrihtung und die Befugniſſe der 
Oberrehnungstammer beftimmen.?) 

Titel IX, 


Bon den Gemeinden-, Kreid- und Provinzial- 
Verbänden. 


Art. 105.) Die Vertretung und Verwaltung 
der Gemeinden, Kreife, Bezirfe und Provinzen 
bed preußifchen Staat wird durch bejondere 
Gejege unter Feſthaltung folgender Grundſätze 
näher beftimmt: 1. Ueber die inneren und bejon- 
dern Ungelegenheiten der Provinzen, Bezirke, 
Kreije und Gemeinden beſchließen aus gewählten 
Vertretern beftehende Berjammlungen, deren Be- 
Ihlüffe durch die Vorfteher der Provinzen, Be- 
zirke, Kreije und Gemeinden ausgefiihrt werden. 
— Dad Gejeg wird die Fälle beftimmen, in 
welchen die Beichlüffe diefer Bertretungen der 
Genehmigung einer höheren Vertretung oder der 
Staatöregierung unterworfen find. 2. Die Bor- 
fteher der Provinzen, Bezirle und Kreife werden 
von dem Könige ernannt. — Ueber die Betheilig- 
ung Des Staats bei der Anftellung der Gemeinde- 
vorjteher und über die Ausübung des den Ge- 
meinben zuſtehenden Wahlrechts wird die Ge- 
meindeorbnung dad Nähere beftimmen. 3. Den 
Gemeinden insbeſondere fteht die jelbftändige 
Berwaltung ihrer Gemeindeangelegenheiten unter 


1) ©, Geſetz, betr. die Einrich und die Befugniffe 
DOber-Rehnungsfammer, vom 27 Yhrz 1872, - 
2) Gejeg vom 24. Mai 1868: Der Art. 105 der Berfaffs 


eihtlihen Berfolgungen wegen Amts und Dienfibandlungen | ungsurfunde vom 31. Jan. 1850 ift aufgehoben und tritt am 


vom 13. Febr. 1854. 


die Stelle deffelben folgende Beftimmung. Die Bertretung u. 


% ©. unter Disciplin (©. 240) Geſetz, betr. die Dienft- | Verwaltung ber Gemeinde, Kreife und Provinzen des preus 
vergeben ber nicht richterlidhen Beamten, die Berfetung der⸗ ßiſchen Staates wird durch befonbere Gejege näher beftiimmt 


felben auf eine andere Stelle oder in den Rubeftand, vom 21. 
Juli 1852. 


©. Gemeinde: Berfaifungen, Stäbte-Berfaffs 


ung, Kreisordnung, Provinzialorbnung. 
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geiegtih geordneter Oberaufficht des Staats zu.) Wahl der Abgeorbneten zur Zweiten Kammer 
— lieber die Betheiligung der Gemeinden beilbetreffend, in Kraft.) Mrt. 116. Die nod 
Verwaltung der Ortöpolizei beftimmt das Gefep.|beitehenden beiden oberften Gerichtshöfe follen 
— Zur Uufrehterhaltung der Ordnung fann E einem einzigen vereinigt werben. Die Organis 
nach näherer Beſtimmung des Geſetzes durch ſation steigt uch ein befonderes Gejep.?) Art. 
Gemeindebefhluß eine Gemeinde» Schug- oder 117. Auf die Anſprüche der vor Verlündigung 
VBürgerwehr errichtet werden. 4. Die Berath-|der Berfafungd-Urkunde etatsmäßig angeftellten 
ungen der Rrovinziale, Kreid- und Gemeinbever-|Staatöbeamten ſoll im Staatsdienergejeg befon- 
tretungen find öffentlih. Pie Ausnahmen be«| dere NRüdfiht genommen werden. Art. 118. 
ftimmt da3 Geſeß. Ueber die Einnahmen und Sollten durch die für den’ beutichen Bundesftaat 
Ausgaben muß wenigjtend jährlich ein Bericht auf Grund des Entwurfs vom 26. Mai 1849 
veröffentlicht werben. Bee — — der gegen · 
wärtigen Verfaſſung noͤthig werden, ſo wird der 

Allgemeine Beſtimmungen. König dieſelben — und dieſe Anord⸗ 

Art. 106. Geſetze und Verordnungen find|nungen den Kammern bei ihrer nächſten Ver— 
verbindlich, wenn fie in der vom Geſetze vorge-fammlung mittheilen. Die Kammern werben 
ſchriebenen Form bekannt gemacht worden find.’)| dann — darüber faſſen, ob die vorläufig 
— Die Prüfung der Rechtsgiltigleit gehörig ver- angeordneten Abänderungen mit der Verfaſſung 
fündeter königlicher Verordnungen fteht nicht den des deutſchen Bundesftaates in Uebereinftimmung 
Behörden, —— nur den Kammern zu. Art.ſtehen.) Art. 119. Das im Art. 54 erwähnte 
107. Die Verfaſſung kann auf dem ordentlichen] eidliche Gelöbniß des Königs, jo wie die vorge» 
Wege der Gejepgebung abgeändert werben, wo⸗ ——* Vereinigung der beiden Kammern und 
bei in jeder Kammer die gewöhnliche abjolute aller Staatsbeamten, erfolgen ſogleich nach der 
Stimmenmehrheit bei 2 Abftimmnngen, zwiſchen auf dem Wege der * vollendeten gegen⸗ 


weichen ein Zeitraum von wenigſtens 21 Tagen|mwärtigen Revifion die . 
fiegen muß, genügt. Art. 108. Die Mitglieder 8 fion dieſer Berfaffung. (Urt, 62 


der beiden Kammern und alle Gtaatöbeamte 
leiften dem Könige den Eid der Treue und bes 
Gehorſams und beihwören die gewiſſenhafte Be- 
obachtung der Berfafjung. — Eine Bereidigung 
des Heeres auf die Berfaffung findet nicht —* 
Art. 109. Die beftehenden Steuern und Ub- 
gaben werden forterhoben, und alle Beftimmungen 
der beftehenden Geſetzbücher, einzelne Gejege und 
Verordnungen, welde der gegenwärtigen Ber- 
faffung nicht zumiderlaufen, bleiben in Kraft, 
bis fie durch ein Gejeh abgeändert werben. 
Art. 110. Alle durch die .—. Geſetze 
angeordneten Behörden bleiben bis zur Uus- 
führung der fie ——— organiſchen Geſetze 
in Thätigfeit. Art. 111. Für den Fall eines 
Krieges oder Aufruhrs können bei dringender 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit bie rt. 5, 
6, 7, 27, 28, 29, 30 und 36 ber Berfafjungs- 
Urkunde zeite und diftrietweife außer Kraft ge- 
fegt werben. Das Nähere bejtimmt das Gejep.?) 


Uebergangdbeftimmungen. 


Art. 112. Bid zum Erlaß des im Art. 26 
vorgejchenen Geſetzes bewenbet es hinfichtlich bes 
Schul- und Unterrichtöwefend bei den jest gelten- 
den gefeglichen Beftimmungen. Art. 113. Bor 
der erfolgten Revifion des Strafrehts fuird über 
Bergehen, welche durch Wort, Schriſt, Drud oder 
Sitbliche Darftellung begangen werden, ein bes 
ſonderes Gefeg ergehen. Art. 114. Bis zur 
Emanirung der neuen Gemeindeordnung bleibt 
es bei den bisherigen rer hinſichtlich 
der Polizeiverwaltung.) Art. 115. Bis zum 
Erlaffe des im Art. 72 vorgefehenen Wahlgeſetzes 
bleibt die Verordnung vom 30. Mai 1849, die 






















und 108). 

Staatswaldungen, ſ. Waldungen. 

Stab = Meter. 

Stadtausſchüſſe im Bereiche der Kreisord⸗ 
nung vom 13. December 1872; Berfahren vor 
denjelben, j. unter Berwaltungsbehörben, 
Geſetz vom 26. Juli 1876, 88 5 R 

Stadtbezirke. Die gefeglihen Beftimmungen 
über Bildung und Veränderung derjelben |. unter 
Stäbteverfafjung in der Städteordnung vom 
30. Mai 1853, $ 2, in dem Gejege für Frank— 
furt am Main vom 25. März 1867, 88 4, 5, in 
dem Geſetz für Schledwig-Holftein vom 14. April 
1869, 85 2—4, u. in der Hannoverſchen Stäbdte- 
ordnung vom 24. Juni 1858, 88 8 ff.; ſ. aud) 
Kreidordnung $ 21. 

Stadtfreife. Vezüglih der Bildung von 
folhen in dem Bereiche der Kreisordnung vom 
13. December 1872 und der Verwaltung ber 
Kreis-Communalangelegenheiten in denjelben j. 
Kreißordbnung $S 4, 21, 169—174. 

Stadbtmauern (Thore, Thürme, Wälle und 
andere zum Verſchluß ſowol als zur Veriheidig- 
ung der Städte beftimmte Anlagen) dürfen nicht 
willtürlih abgetragen werden. Durch Cabinet3- 
ordre vom 20. Juni 1830 ift dieferhalb Folgen⸗ 
des beitinmt : 

1. Wenn die Stabtbehörben die Stabtmauern 
und andere obenbenannte Anlagen ganz od. zum 
Theile abzutragen, oder damit Veränderungen 
vorzunehmen beabfichtigen, jo haben fie dieſe 
Abſicht zupörberft der Regierung anzuzeigen und 
vor der Ausführung deren Entſchließung zu er— 
warten. Die Regierungen find von den Mini- 


) Aufolge Geſetzes betr. die Abänderung bes Art. 69 und 
die Ergänzung der Art, 66 und 115 der Berfafjungsurtunde 
y ©. Berordnung über die Erſcheinung und ben Verkauf) vom 30. April 1851, Art.2 ift das Wablgeſer für die Wahlen 


der neuen G.⸗S. vom 27. Oct. 1810. zur Zweiten Kammer in bem Fürfienthümern Hobenzollern 
7) ©. unter Belagerungszuftand das Geſetz vom 4. dom 30, April 1851 binzugetreten. 
ni 1851. | 2) &, die Note zu Art. 92. 


3) Aufgeboben durch Gefeg vom 14. April 1866. ©. Pos! *) Nur eine bitorifche Neminifcenz an das Erfurter Parlas 
ligeiverwaltung. ment. ©. jegt Reihsverfafiung Art. 2. 
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fterien des Junern, ded Krieges und ber Finan⸗ 
zen wegen der anzuijtellenden weiteren Erörter- 
ungen mit Injtruction zu verfehen. 2, Dafern 
eine Anlage ber gedachten Urt von jeldft duch 
die Zeit verfällt, und deren Erhaltung und Wie- 
berheritellung in polizeilicher, militärischer oder 
finanzieller Hinficht für nothwendig erachtet wird, 
jo joll dad beftchende Sach- und Rechtsverhält- 
niß unterfuht und hiernach nöthigenfallis im 
Rechtöwege fejtgejtellt werden, wen die Verbind— 
licpleit zur Tragung der diesfalljigen Koften ob- 
liegt. Wenn aber die MWiederheritellung des 
ihadhaften Verſchluſſes mahl»- und ſchlachtſteuer⸗ 
—— Städte lediglich und ausſchließlich zur 
Sicherung ber Steuergefälle erforderlich iſt, fo 
jollen diejenigen Städte, welchen zur Dedung ihres 
re ein Zuſchlag zur Mahl- 
und Schlachtſtener bewilligt ift, jedenfalls einen 
nach dem Berhältniffe dieſes Zuſchlags er Haupt- 
ftener abzumeſſenden Beitrag zu den Koſten der- 
jenigen Borlehrungen leiften, welche die Steuer- 
verwaltung zur Erreihung des obgedachten 
Bwedes für nothwendig erkennt. 

Stadtvermögen. Siehe unter Städtever- 
fajjung die Städteorbuung vom 30. Mai 1853, 
58 49 fj., das Gejet für Frankfurt a. M. vom 
25. März 1867, $$ 59 ff., das für Schleswig. 
Holftein vom 14. April 1869, $$5, 19—21, 71, 
und die Hannoverſche Städteordnung v. 24. Juni 
1858, $$ 114 ff. 

Stndtverordnete (in der Provinz Hannover: 
Dürgervorjteher), |. unter Städteverfajfung 
die Städteordnung vom 30. Mai 1853, 5 6, 
10, 12—28, 30, 31—55, 59 ff., 78—81, bie 
Hannoverjche Städteordnung vom 24. Juni 1858, 
$$ 80—113, das Geſetz für Frankfurt am Main 
vom 25. März 1867, 98 2, 3, 16, 18, 19, 22, 
23—37, 45—62, 68, 71, 74, 76, 78, 80, 88, das 
für Scyledwig-Holftein vom 14. April 1869, 88 
1, 35—47, 48, 50—57, 63—65, 94, Nr. 6. 

Städteverfaflung. Die ftädtiiden Verfaſſ— 
ungen find in dem preußifchen Staat gegenwär- 
tig in folgenden Gejegen enthalten: 1. Städte- 
ordnung ir die ſechs öftlihen Provinzen vom 
30. Mai 1853; 2. Gefeg, betr. die Verfafjung 
ber Städte in Neuvorponmern und Rügen, vom 
31. Mai 1853; 3. Städteordnung für Weitfalen 
bom 19. März 1856; 4. Städteordnung für die 
Rheinprovinz vom 15. Mai 1856; 5. Nevidirte 
Städteorduung für das ehemalige Königreich 
Hannover vom 24. Juni 1858; 6. Gemeindever- 
fafjungsgejch für die Stadt Frankfurt am Main 
bom 25. März 1867 (daffelbe wird als nur für 
eine Stadt geltend, bier nicht abgedrudt); 7. 
Geſetz, betr. die Verfafjung und Verwaltung der 
Städte und Fleden der Provinz Schleswig-Hol- 
ftein, v. 14. April 1869. — Ju dem ehemaligen 
Kurfürftentgum Heffen und Herzogthum Naffau 
beitehen für Städte und Landgemeinden gemein 
fante Verfaſſungsgeſetze und jind dieſe bereits 
unter Gemeindeverfafjung (S. 510 u. 527) 
abgedrudt. — Die oben unter 1, 3 und 4 er- 
wähnten Geſetze werden hier in der Weile zur 
fammengefaßt, daß der Tert der Städteordnung 
vom 30. Mai 1853 zu Grunde gelegt und die ur ie ee ıt —— 

Abweichungen der Städteordnungen für Weftfalen yv fügt Hinzu: („$ 3 der Landgemeinde-Ordnung“.) 


und die Rheinprovinz in den Moten angegeben 
werden. Es hätte ſich fo auch noch bezüglich des 
Gemeindeverfafjungsgejeges für Frankfurt a, M. 
verfahren laſſen; da indefjen aladann die Ueber« 
fichtlichkeit Teiden würde, jo ift davon abgejehen, 
Die weitfäliiche Städteorbnung ift mit W., bie 
rheinijche mit Rh. bezeichnet. 


I. Stäbteordnung vom 30. Mai 1853, 


$ 1. Die gegenwärtige Städteordnung joll 
in dem bisher auf dem Provinziallandtage im ° 
Stande der Städte vertretenen Städten der Bros 
vinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schle- 
fien, Pojen und Sadjjen zur Anwendung fommen, 
deögleihen in den im Stande der Städte nicht 
vertretenen Ortichaften diefer Provinzen, in wel 
hen bisher eine der beiden Städteordnungen vom 
19. November 1808 und vom 17, März 1831 
gegolten hat. — In Anfehung derjenigen im 
Stande der Städte auf den Provinziallandtagen 
nicht vertretenen Ortichaften (Fleden), wo bisher 
weder eine diejer Städteordnungen gegolten, noch 
die Ländliche Gemeindeverfaflung beftanden bat, 
bleibt die nähere Feftfegung ihrer Gemeindever- 
hältniffe mit Berüdjichtigung der Vorſchriften im 
zit. VIII. der gegenwärtigen Städteordnung der 
Beſtimmung de3 Königs nad) Anhörung des 
Propinziallandtages vorbehalten. — Wegen ber 
Städte in Neuvorpommern und Rügen ergeht 
ein befonderes Gejep. ?) 


Titel L 

Von den Grundlagen der ftädtifchen Berfaffung. 

$ 2. Den ftädtijchen Gemeindebezirf (Stadt: 
bejirk) bilden alle diejenigen Grundftüde, welche 
demjelben bisher angehört haben. — Orundjtüde, 
welche bisher noch feinem Gemeinde» oder felb- 
jtändigen Ve ) Kugel haben, können 
nad) Vernehmung der Betheiligten und nad) Ait« 
hörung des Kreistages unter Genehmigung [des 










































) W.: 1. Die geoennäreige Städte: Ordnung findet 
nur auf diejenigen Städte in der Provinz Weffalen Anwend: 
ung, in denen bei Berfündigifhg der Gemeinde-Ordnung vom 
11. März 1850 die revidirte Stäbte-Orbnung dom 17. Diärz 
1331 galt, ober in denen gegenwärtig ber Zit. II der Ge: 
meindesOrbnung vom 11. Vlärz 1850 gilt, auf legtere jedoch 
nur danı, wenn fie bei Einführumg jener Gemeinde-Ordnung 
in Stelle der dafelbft gewefenen Pan gemeinde:Orbnung vom 
31. Occt. 1851, aus dem Amts: Sammtgemeindes) Berbande 
ausgeſchieden find, in welchem fie bis dabım mit den ländlichen 
Gemeinden geftanden haben. — In eine foldhre Stadt fan ie: 
doch, wenn bie Vertretung der Stadtgemeinde durch einen, 
nah zreeimaliger, mit einem Smwiichenraum von mtindeften® 
acht Zagen vorgenommenen —— gefaßten Beſchluß dar: 
auf anträgt, nach Bernehmung des Kreistages, durch fönigl. 
Berordnung bie Landgemeinde-Ordnung mit njenigen Modi⸗ 
—— eingeführt werden, welche für diefen Fal in der 
andgemeinde-Ordnung für bie Provinz Weftfalen vom heu— 
tigen Zage angeordnet werden, 

‚Rb.: 1. Die gegenwärtige Städte- Orbnung kommt für 
bie auf dem Prodinzisllandtage im Stande der Städte vers 
tretenen Gemeinden von mebr als 10,000 Einwohnern de 
—— ſowie für diejenigen Städie von geringerer ⸗ 
wohnerzahl, in denen zur Zeit der Verfündigung ber Ge: 
meindesOrbnung vom 11. März 1850 die revidirte Städte: 
Ordnung vom 17. März 1831 galt. — Durch önigl. Berord: 
nung Tanır die gegenwärtige Etädte-Orbnung nad) Befinden 
auch anderen auf dem Provinziallandtage im Stande der 
Städte vertretenen Gemeinden der Rbeinprovinz auf ihren Ans 
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Minifterd des Innern]!) mit dem Stadtbezirke Gemeindeanftalten der Stadt berechtigt und zu 
bereinigt werden. — Eine Vereinigung eines Theilnahme an den ſtädtiſchen — — 
ländlichen Ormeinde- oder eines ſelbſtandigen nad den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet. 
Gutsbezirls mit einer Stadtgemeinde kann nur|— Die Beitimmungen befonderer Stiftungen 
unter Zuftimmung der Vertretung der betheilig-|welhe mit dergleihen ftädtiichen Gemeinbean- 
ten Gemeinden, * des betheiligten Gutsbe⸗ſſtalten verbunden find, ſowie die hinſichtlich fol- 
ſitzers nach Anhörung des Kreistages mit Ge⸗ſcher Anſtalten auf beſonderen Titeln beruhenden 
nehmigung des Königs erfolgen. — Die Abtrenn⸗Privatrechte, werden hierdurch nicht berührt. — 
ung einzelner Grundftüde von einem Stadtbezirt| Wer, ohne in dem Stadtbezirke zu wohnen, da— 


und deren Bereinigung mit einem angrenzenden 
Gemeinde» ober jelbitändigen Gutöbezirk, ſowie 
die Abtrennung einzelner bisher zu einer anderen 
Gemeinde, oder zu einem jelbftändigen Gute ge— 
hörender Grundftüde und deren Vereinigung mit 
einem angrenzenden Stadtbezirk fann nach An— 
hörung des Kreistages mit Genehmigung des 
Minifterd des Innern vorgenommen werden, 
wenn außer den Vertretungen ber betheiligten 
Gemeinden und den beteiligten Gutsbefigern 
auch die Eigenthümer jener Grundftüde darin 
einwilligen. In Ermangelung der Einwilligung 
aller Betheiligten kann eine Veränderung diejer 
Art in den Gemeinde» oder Gutsbezirken nur in 
dem Falle, wenn diefelbe im öffentlichen Intereſſe 
als nothiwendiges Bedürfniß ſich — u. als⸗ 
dann nur mit Genehmigung des Königs nad) 
Bernehmung der Betheiligten und nad) Anhörung 
des Kreistages ftattfinden. — In allen vor» 
ftehenden Fällen ift der Beſchluß des Kreistages 
vor Einholung der Höheren Genehmigung den 
Betheiligten nachrichtiich mitzutheilen. — Wo 
und joweit infolge einer derartigen Veränderung 
eine Auseinanderjegung zwiſchen den Betheiligten 
fih al nothwendig ergibt, ift folche im Ber- 
waltungswege au bewirten — Wird hierbei eine 
Uebereinfunft [dev Betheiligten]?) vermittelt, jo 
enügt die Genehmigung ber Er a 5 im 
Fate des Widerſpruches entjcheidet [der Minifter 
de3 — — VPrivatretlihe Verhältniſſe 
dürfen durch dergleichen Veränderungen niemals 
geſtört werden. — Eine jede ſolche Veränderung 
ijt durch das Amtsblatt bekannt zu machen. Ver- 
änderungen, welche bei Öelegenheit einer Gemein- 
eitstheilung vorkommen, unterliegen diejen Ber 
— nicht.) 8 8. 5) Alle Einwohner des 
Stadtbezirkes, mit Ausnahme der jervisbered)- 
tigten Militärperfonen des activen Dienftitandes, 
gehören zur Stadtgemeinde. — Als Einwohner 
werden diejenigen betrachtet, welche in dem Stadt- 
bezirk nad) den a Br ber Geſetze ihren 
Wohnfig haben. F 4.%) Alle Einwohner des 
Stadtbezirtes find zur Mitnugung der Öffentlichen 


.: „des Oberpräfibenten”. 
.; „unter ben Betbeiligten”. 
.; „der Oberpräfident“. 

*) Rh.: .= Bu dem ftäbtiihen Gemeindebezirke (Stabt: 
bezirte) gehören alle innerhalb deſſen —— egenen 
Grundftüde. — Beränderungen des Stadtbeziris können nur 
mit Genehmigung des Königs nah Anhörung dev Gemeinde: 
dertretung vorgenommen werden. Bei Beränderungen im 
Stabibzzirt re bie Regulirung der Verbältniffe nad Ber: 
nehmung der Betbeiligten im Verwaltungswege dur bie Re: 
gierung, gegen deren Entiheidung ber Necurs an den Ober: 
präfidenten ftattfindet. — Privatrechtliche Berbältniffe dürfen 
dur dergleichen —— niemals geſtört werden. — 
Eine jede ſolche Veränderung iſt durch das Amtsblatt befannt 
zu machen. 

s) W.$ 3; Rh. N 3. 
6, W. 4 Rh. $ 4. 


jelbjt Grundbeſitz Hat, oder ein ftehendes Ges 
werbe betreibt, ift demnach verpflichtet, an den- 
jenigen Laſten theilzunehmen, melde auf ben 
Grundbejik od. das Gewerbe oder auf das aus 
jenen Quellen fliegende Einfonmen gelegt find. 
Diefelbe Berpflichtung haben juriftifche Perjonen, 
welche in dem Stadtbezirke Grundeigenthum bes 
jigen oder ein ftehende3 Gewerbe betreiben. — 
Wo jtädtiiche Gemeindeabgaben durch Bufchläge 
zur Klaſſen- oder Haffificirten Einkommenſteuer 
erhoben werben, müfjen alle diejenigen, welche im 
Stadtbezirke fich aufhalten, um dort ihren Unter: 
halt zu erwerben, jobald fie dafelbit eine diefer 
Steuern zu entrichten Haben, auch die gedachten 
Zuſchläge zahlen. Wo eine Communalfteuer an— 
derer Urt eingeführt iſt, find dergleichen Berfonen 
bei einem Aufenthalt von mehr ald 3 Monaten 
im Stabtbezirt vom Ablauf des dritten Monats 
an zu jener Steuer beizutragen verpflichtet. ') 
Bu den auf den Grundbefig oder anf das jtehende 
Gewerbe gelegten Lajten find auch die in $ 3 
erwähnten Militärperjonen verpflichtet, wenn fie 
im Stabtbezirt mit Grundeigenthum angejeifen 
find, oder ein ftehendes Gewerbe treiben. Bon 
anderen directen Gemeindeabgaben und Lajten 
find dieſelben, mit Ausnahme der Militärärzte 
rückſichtlich ihres Einfommens aus einer Civil- 
praxis, frei; von [VBerbrauchäjteuern]*) bleiben 
nur die Militär-Speijeeinrichtungen und ähnliche 
Unftalten in dem bisherigen Umfange befreit. — 
(Inwieweit zu den Gemeindeabgaben und Laften 
auch Waldungen herangezogen werden können, iſt 
nad den bejonderen Berhältniffen derſelben zu 
den Gemeinden zu bemeſſen. Der Provinzial 
landtag hat darüber nähere Beftimmungen zu 
treffen, welche der Genehmigung des Königs be- 
dürfen.]) — [Bid zum Erlaß folder Beſtimm— 
ungen können Waldbefiger zu den Gemeindeab» 
gaben und Laften in höherem Maße als jeither 
nicht herangezogen werden.]) — [Die im $ 2 
des Gejehed]?) vom 24. Februar 1850 bezeich« 
neten ertragsunfähigen, oder zu einem öffentlichen 
Dienjte oder Gebrauche beitimmten Grundftide 
find nad) Maßgabe der Eabinet3ordre v. 8. Juni 
1834, [die Dienſtgrundſtücke der Geiftlihen, Hirs 
hendiener und Elementarjchullehrer aber über- 
haupt von den Gemeindeauflagen]®) befreit.) — 


jebt Freizügigkeit, Geieg vom 1. Nob.1867, $8. 
Rh.: „Birbraudsabgaben“, 

3) Feblt W.; Rh. 

*) Fehlt W.; Rh. 

s) W. Rh.: „Die in bem Geſetze, betr. die Aufhebung ber 
Grundfteuerbefreiungen vom 24. Febr. 1850.“ 

6) Rh. fehlt 


9 S. 
») W. 


”) W. Rh. folgt: „Denjenigen Staatwalbungen, melde feits 
ber von ben nad dem Grundſteuerfuße vertbeilten Gemeinde: 
laften befreit geweſen find, verbleibt fernerbin diefe Befreiung, 
dagegen bleibt auch das Requlativ wegen pe der 
Staatswaldungen zum Wegebau v. 17. Nov. 1341 foribefteben." 
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in der Gemeindeverwaltung und zur Gemeinde- 
bertretung. — Jeder jelbftändige Preuße erwirbt 
dafjelbe, wenn er jeit einem Jahre 1. Einwohner 
des Stabtbezirkes ift und zur Stadtgemeinde ge- 
hört (K 3), 2. feine Armenunte tügung aus 
öffentlichen Mitteln empfangen, 3. bie ihn bes 
—— Gemeinde-Abgaben [gezahlt] *) Hat 
außerdem entweder a) ein Wohnhaus im und 
Stadtbezirk befigt ($ 16), ober b) ein ftehendes 
Gewerbe felbjtändig al3 Haupterwerböquelle und 
in Städten von mehr als 10,000 Einwohnern 
mit wenigſtens zwei Gehilfen feibftändig betreibt, 
oder c) zur Hafjificirten Eintommenfteuer ver- 
anlagt ift, oder d) an Klaſſenſteuer einen Zahres- 
beitrag von mindeſtens 12 M entrichtet. In den 
mahl- und jchlachtiteuerpflichtigen Städten find 
ſtatt defjen die Einwohner von dem Magiitrat 
nad) den Grundſätzen der Hlafjenjtenerveranlagung 
einzufhägen ; e3 können jedod aud die Stadt- 
behörden beſchließen, an die Stelle des Klaffen- 
jteuerfageö von mindeſtens 12 M ein jährliches 
Einfommen treten zu laſſen, welches beträgt: in 
Städten von weniger ald 10,000 Einwohnern 
600 M, in Städten von 10,000 bis 50,000 Ein- 
wohnern 750 M, in Städten von mehr als 
50,000 Einwohnern 900 M.]?) — [Steuerzagl- 
ungen, Einfommen, Haus- und Grundbefiß]*) der 
Ehefrau werden dem Ehemann, [Steuerzahlungen, 
Einkommen, Haus» und Grundbejig] *) der min: 
berjährigen, beziefungsweije der in väterlicher 
Gewalt befindlihen Kinder, dem Vater angerech— 
net. — In den Fällen, wo ein Haus durch Ber- 
erbung auf einen Andern übergeht, fommt dem 
Erben bei Berechnung der Dauer des einjährigen 
Wohnfiges die Vefipzeit des Erblaffers zu Gute. 
— Als jelbftändig wird nad vollendetem vier« 
undzwanzigiten Lebensjahre ein Jeder betrachtet, 
i u von der einen eigenen Hausſtand hat, ſofern ihm nicht 
allen perſonlichen Gemeindedienjten, foweit die-)das Berfügungsrecht über ſein Vermögen oder 
jelben nicht auf end; gehörigen Grundtüden|defien Verwaltung durch richterliches Erkennmnif; 
Iaften, befreit, Kirchendiener injoweit, al3 ihnen entzogen if. — Inwiefern über die Erlangung 
bieje Befreiung zur Beit ber Verkündigung der|des Vürgerrechts von dem [Wagiftrat]s) eine Ur- 
Gemeindeordnung vom 11. März 1850 zujtand.|funde (Vürgerbrief) zu ertheilen ift, bleibt den 
— Alle übrigen perjönligen Befreiungen find ftatuariihen Anordnungen vorbehalten. $ 6. 
ohne Entihädigung aufgehoben. — Wegen der|______ 
Beiteuerung des Dienfteinlommensd der Beamten 
find die Vorſchriften des Gejeges vom 11. Juli 
1822 und ber Cabinet3ordre vom 14. Mai 1832 
anzuwenden. — Durch die in dieſem Gejege be- 
ftimmten Gefdbeiträge find die Beamten Ne 
von perjönlichen Dienften frei. Sind fie jedo 
Befiger von Grundftüden, oder betreiben fie ein 
ftebende3 Gewerbe, jo müfjen fie die mit dieſem 
Grundbefig, rejp. Gewerbe verbundenen perjön-|geringfter Say nicht unter 6 und nicht über 30 M feftzujeßen 
lichen Dienft entweder felbft, oder für den Fall ——— —————— tig ült, u — —8 
der Behinderung durch Stellvertreter leiſten. und nicht über 36 M zu beſtimmen 4 Die Feſtſerung des 

5. Das Bürgerrecht befteht in dem Rechte zur! zur Erlangung des Dürgerrehts erforderlichen Einkommens 

eilnahme an den Wahlen, jowie in der Be- * — 3 53V — Be a en 
fähigung zur Uebernahnme unbefoldeter Acmter —— vom Yürgermeifier nad pfichturkfigenn ee 
— — meſſen a ab. 

3 a ng 1.0 kn mb ini Bam 

. — — !— © erce ; 

» a ab eg EN E26) nlommenjte 2 Se vom 25. kai 1078, an 

‘) Rh.: „und ihrer Dienftgrundftüde, ingleihen von alten | (S. 285). - A 

en : : ‚ foweit diefelben nicht auf ifnen| ” W. u. Rb.: „Steuerzahlungen und Hausbefig 
—— al — * ul +) W.u. Rb.: „Steuerzahlungen und Hausbefig* 

>») W.: „bereitö”, %) Rb.: „Bürgermeifter*, 


Beitweilige Befreiungen von Gemeindeabgaben 
und Leiftungen für neu bebaute Örundftüde find 
Feige — Alle fonftige, nicht perjönliche Be- 















































reiungen lönnen von ben Stadbtgemeinden abge- 
Öft werden und hören auf, wenn die Entichädig- 
ung fejtgejtellt und gezahlt ift; bis dahin beftehen 
diejelben in ihrem bisherigen Umfange fort, er- 
treden ſich jedoch nur et den gewöhnlichen Zu- 
ir nicht auf außerordentliche Leiſtungen. — 
Die Befreiung und der a auf Entihädig- 
ung erlöſchen, wenn fie in Städten, wo die Ge- 
meindeorbnung vom 11. März 1850 bereits ein- 
geführt ift, nicht binnen Jahresfrift nach deren 
Einführung bei dem Gemeindevoritand [(Ma- 
giitrat)]*) angemeldet find, und in den anderen 
Städten nicht binnen Jahresfrift bl Einführung 
der gegenwärtigen Städteordnung bei [demfelven]*) 
angemeldet werden. Die Entihädigung wird zum 
zwanzigfachen Betrage des Fahreswerthes der 
Befreiung nad) dem Durchſchnitt der letzten zehn 
Jahre vor der Verfündigung diejer Städieord- 
nung geleijtet. — Steht ein anderer Entſchädig⸗ 
ungsmaßſtab durch jpeciellen Rechtstitel Ki ſo 
hat es hierbei ſein Bewenden. Der Entſchädig- 
ungsbetrag wird durch Schiedsrichter, mit Aus» 
ſchluß der ordentlichen Rechtsmittel, feſtgeſtellt; 
von dieſen wird der eine von dem Beſißzer des 
biöger befreiten Grundftüdes, der andere von ber 
Gemeindevertretung ernannt. Der Obmann ift, 
wenn fi die Schiedsrichter über deſſen Ernenn- 
ung nicht verjtändigen fönnen, von der Aufſichts⸗ 
behörde zu ernennen. — Die Geiftlihen, Kirchen- 
diener und ———— [bleiben von den 
directen]®) perjönlichen eindeabgaben Hinjicht- 
lid) ihres Dienfteinfommens*) injoweit befreit, 
als ihnen dieje Befreiung zur Beit der Verfün« 
digung ber Öemeindeorbnung v. 11. März 1850°) 
zuftand. Geiftlihe und Schullehrer bleiben von 


) W. u. en: woh 

2) Rh.: „4) entwe n Wohnhaus im Stadtbezirk befitzt 
8 16) oder L in ben mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen 

täbten und in dem mit denſelben im Gemeindeberbande ftehe 
enden Tlaffenfteuerpflihtigen Bezirten aus jeinem @emwerbe- 
Bermögen oder aus anderen Ducllen ein reines Einkommen 
bezieht, deſſen geringfter —* nicht unter 600 M und nicht 
über 1800 M feftzufegen if, oder IL. in ben Haffenfteuerpflid 
igen Städten a) von feinen im Gemeindebezirt gelegenen 

tunbbefigungen einen Hauptgrumdfteuerbetrag entrichtet, deſſen 
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Berlegt ein [Bürger] *) feinen Wohnfig [nach einer Gemeindeabgaben entrichtet, ift, auch ohne im 
anderen Stadt]?), jo fann iym das Bürgerredt | Stadtbezirk zu wohnen, oder ſich daſelbſt aufzuhal- 
in feinem neuen Wohnort, wenn ſonſt die Er-|Iten, berechtigt, an ven Wahlen theilzunehmen, falls 
fe zur Erlangung defjelben vorhanden |bei ihm die übrigen Erforderniffe dazu vorhanden 
ind [von dem Mogiftrate®) im Einverftändniffe | jind. — Dafjelbe Recht haben juriftiiche Berjonen, 
mit der Stabtverordnetenverfammlung [($ 12)]*)| wenn fie in ſolchem ig in ber Gemeinde be» 
{don vor Ablauf eines Jahres verliehen werben. |iteuert find.]) $ 9.°) Die Stadtgemeinden find 
— Dieje Beitimmungen finden [aud) * den Corporationen; denſelben ſteht die Selbitvermwalt- 
Fall]5) Anwendung, wenn der Beſitzer eines [einen [ung ihrer Angelegenheiten nad) näherer Vorſchrift 
bejonderen Gutsbezirk bildenden — oder —8 Geſetzes zu. 8 10.°) [In den Städten 
ein ftimmberechtigter Einwohner einer Yandge-|wird ein agitrat (collegialiiher Gemeindevor- 
meinde feinen Wohnfig nach einer Stadt verlegt.’)|itand) und eine Stabtverorbnetenverfammlung ge- 
— [Der Magiftrat ift im Einverftändnig mit der|bildet, welche nad) näherer Vorſchrift dieſes Ge- 
Stadtverordnetenverfammlung]*) befugt, Mäns|jees diefelben vertreten.]*) Der [Magiftrat]) 
nern, welche fih um die Stadt verdient gemacht |ift die Obrigfeit der Stadt und verwaltet die 
ben, ohne Rüdjicht auf die eben gedachten ber |jtädtichen Gemeindeangelegenheiten. Die Aus- 
onderen Erforderniiie, das Ehrenbürgerredt zu nahmen beitimmt Tit. VIII. $ 11. Jede Stadt 
ertheilen, wodurch feine ftädtifche Verpflichtungen |ift befugt, beſondere ftatutarijche Anordnungen zu 
entitehen, F 7. Wer infolge rechtskräftigen Er-|treffen 1) über jolche Angelegenheiten der Stadt- 
fenntniffed der bürgerlichen Ehre verluitig ge-Igemeinde, ſowie über ſolche Rechte und Pflichten 
worden ($ 12 des Strafgejegbuches), verliert Da- ihrer Mitglieder, hinfichtlich deren das gegen« 
durch auch das Bürgerrecht und die Befähigung, |wärtige Gejeg Verſchiedenheiten geftattet, oder 
dafjelbe zu erwerben. — Wem burd) tedhtöttät: feine ausbrüdlihen Beitimmungen enthält; 2) 
tiges Erfenntnii die Ausübung der bürgerlichen ſüber jonjtige eigenthümliche Verhältniffe und Ein- 
Ehrenrechte unterfagt ift ($ 21 des GStrafgejeg- [richtungen, insbejondere hinſichtlich der den ge» 
buches), der ift [während] ?) der dafür in dem ſwerblichen Genofjenichaften, bei Eintheilung der 
Erlenntniſſe fejtgejegten Ber von der Ausübung |ftimmfähigen Bürger und bei Bildung der Wahl- 
des Bürgerrechtes ausgeſchloſſen. — it gegen |verfammlungen und der ftädtifchen Vertretung zu 
einen Bürger wegen eines Verbrechens bie Ber- —— angemeſſenen Berückſichtigung. — 
ſetzung in den Anklageſtand, oder wegen eines Dergleichen Anordnungen bedürfen der Bejtätig- 
Vergehend, welches die Unterjagung der Aus-Jung [der Regierung) °) 
übung der bürgerlichen Ehrenrechte nad) ſich 

























i Titel II. 

iehen muß oder fann, die Verweiſung an das 

—53 ausgeſprochen, oder iſt derſelbe zur Zuſammenſetzung u. Wahl ber Stadtverordneten 
gerichtlichen Haft gebracht‘), jo ruht die Aus— Verſammlung. 


übung bes ihm zuſtehenden Bürgerrechts jo fange, 
bis die gerichtliche Unterfuhung beendigt*') iſt. 
— Das Bürgerrecht geht verloren, jobald eines 
der zur Erlangung dejjelben vorgejchriebenen Er- 
forbernifje bei dem bis dahin dazu Berechtigten 


8 12.7) [Die Stadtverorbneten-Berfjammlung 
beiteht aus 12 Mitgliedern in Stadtgemeinden 
von weniger ald 2500 Einwohnern, 
aus 18in Gemeindenvon 2,500bi8 5,000 Einw., 

n 24 z „ 5,001 „ 10,000 „ 


nicht mehr zutrifft.) — Verfällt ein Bürger in] „ 30, r „ 10,001 „ 20,000 „ 
Concurs, jo verliert er dadurch das Bürgerredht;| „ 36 „ ; „ 20,001 „ 30,000 „ 
die Befähigung, u e wieder zu erlangen, fann| „ 42, — „ 30,001 „ 50,000 „ 
ihm, wenn er die Befriedigung feiner Gläubiger| „ 48 „ — „ 50,001 „ 70,000 „ 
nachweiſt, von den Stadtbehörden verliehen wer-| „ 54, J „ 70,001 „ 90,000 „ 
den.) 8 8, [Wer in einer Stadt feit einem 60 90,001 „ 120,000 „ 


In Gemeinden von mehr als 120,000 Einwoh- 
nern treten für jede weitere 50,000 Einwohner 
ſechs Stadtverordnete hinzu].“) — [Wo die Zahl 


Jahre mehr als einer der drei höchſtbeſteuerten 
Einwohner ſowol an directen Staatd- ald an 


7) Rh.: „flimmberedhtigter Einwohner“. 


2) Rh, feblt. 1) Rh. fehlt. 
’) W.: „burd ben Diagiftrat”; Rh.: „von dem Bürger: | ?) ab. 8. 
ifter*. 9. 


Rh. 

R Rh.: „Der Bürgermeifter und bie Gtabtverorbnetens 
Berfammlung haben nad näherer Beftimmung dieſes Geſetzes 
die Stadtgemeinde zu vertreten.“ 

>) Rh.: „Der Bürgermeifter“. 

6, W.: „des Oberpräfidenten”; Rh.: „Solde Anordnungen 
dürfen den bejtebenden &efegen nicht widerſprechen. Zu bens 
felben ift $ Genehmigung bes Oberpräfidenten erforderlich.“ 

) Rh. $ 11. 

8) W.: „Die Stabtverordneten:Berfammlung beſſeht 

aus 12 Mitgliedern in Gemeinden von weniger ald 2500 Einw., 
„ * ——— 2501 bis 5000 Einm., 
[4 24 * ” ” ” 5001 [3 10,000 ” 


“) Rh: „($ 11)". 

s w.: „au dann“. 

e), W.: „selbftändigen, einer Gemeinde gleichgeftellten Gutes”. 

7) Rh. fehlt diefer ganze Sag. 

#) Rh.: „Die Stadtverorbnieten-Berfammlung ift im Ein: 
verfländnig mit dem Bürgermeifter“. 

#) Rh..: „bis zum Ablauf”. 

) Rh: „in Goncurs oder Babhlungsunfähigfeit verfallen 
oder in Fallimentszuſtand erflärt werden.“ 
1) Rh.: „oder die Rehabilitirung ausgeiprocden ift, bezich: 
ungsweife bie Zablungsunfäbigfeit aufgebört bat.” 
) W. fteht biefer am Schlujje des $ 7. 

 W,: „Die Befähigung, baffelbe wieder zu erlangen, kann 
ihm nad Beendigung bes Concursverſahrens von ben Stadt: 
bebörben —— werden, jedoch dem Haudelsmann, Schiffs: 
rheder oder Fabrilbeſitzer erſt mac erfolgter Wiebereiniegung 
in den vorigen Stand“; Rh. fehlt biefer Sag, weil die ent: 
ſprechende Borfchriften bereits in $ 7, Ubi. 3 enthalten. 


„ 30 £ „ 10,001 „ 20,000 „ 

„ 36 Fr „ 20,001 „ 30,000 

In Gemeinden von mehr als 30,000 Einwohner treten für 
jebe weiteren 20,000 Einwohner 6 Stabtserorbnete dinzu.“ — 
Rh.: Die Stabtverordnieten-Berfammlung beftebt aus: 

12 Mitgliedern in Gemeinden von nit mehr als 2500 Einm., 


1068 


Städteverfaffung. 


der Stabdtverorbneten bisher eine andere geweſen trage oder —* noch nach der alpha= 


iſt, verbleibt es bei dieſer Zahl, bis durch jta-|betiichen Ordnung der 


amen bejtimmen, welcher 


tutarifche Anordnung, welcher überhaupt abmwei-/unter mehreren Wählern zu einer beftimmten 
chende Feitfegungen über die Zahl der Stadtver- | Ubtheilung zu rechnen ift, jo enticheidet das Loos. 


orbneten vorbehalten werden, eine Aenderung — Jede 


getroffen iſtſ.) $ 13.2) [Zum Bwed ver Wahl 
der Stadtverordneten werden die ftinmfähigen 
Bürger ($$ 5 bis 8) nah Mafjgabe der von 


btheilung wählt ein Drittel. ber Stabdt- 
verordneten, ohne dabei an die Wähler der Ab- 
theilung gebunden zu fein. 8 14.?) Gehören zu 
einer Abtheilung mehr als 500 Wähler, jo fann 


ihnen zu_entrichtenden directen Steuern (Ge-)die Wahl derjelben nad) [den]?) dazu gebildeten 


meindes, Kreid«, Bezirl!-, Provinzial. u. Staats⸗ 
Abgaben)]?) in drei Abtheilungen getheilt. In 
ben Städten, wo die Mahl- und Schlachtſteuer 
befteht, werden diejenigen jtimmfähigen Bürger, 
welche zur Staatd-Einlommenftener nicht heran: 
gezogen werden, von dem Magijtrat nad) den 
Grundjägen der Klafjenjteuer» Veranlagung ein- 
eſchätzt und der Betrag, welcher danach als 
ajjenfteuer zu zahlen fein würde, bei den vor- 
ftehend gedadıten Steuern mitberedjnet. Doch 
fönnen auch die Stadtbehörden in den gedachten 
Städten beichließen, die Bildung der drei Abtheil- 
ungen nad) Maßgabe des Einkommens der jtimm- 
fähigen Bürger zu bewirken. — Die erite Ab— 
theilung bejteht aus denjenigen, auf welche die 
höchſten Beträge bis zum Belauf eines Drittela 
de3 Gefammtbetrages |der Steuer]*) aller ftimm- 
fähigen Bürger fallen [oder melde das hödjite 
Einfommen bis zum Belauf eines Drittel3 des 
Gefammteinfommend aller ftimmfähigen Bürger 
bejigen].?) Die übrigen ftimmfähigen Bürger 
bilden die zweite und dritte Abtheilung; die 
zweite reicht bid zum zweiten Drittel der Ge- 
jammıtjteuer, beziehungsmeije [ded Gejammtein- 
tommens]®) aller ftimmfähigen Bürger. — In 
die erfte, bezw. zweite Abtheilung gehört aud) 
derjenige, a Gteuerbetrag lod. Einkommen]? 
nur theilweije in das erjte, bezw. zweite Dritt- 
theil fällt. — Steuern, die für Grundbeſitz ober 
Gewerbetrieb in einer anderen Gemeinde entrichtet 
werben, jowie die Steuern für die im Umher— 
ziehen betriebenen Gewerbe, find bei der Bildung 
der Wbtheilungen nicht anzurechnen.®) — Rein 
Wähler kann zweien Abtheilungen zugleich anger 
hören. — Läßt fi weder [nach dem —* 


18 Mitgliedern in Gemeinden von 2501 bis 10,000 Einwohnern: 
24 * " " * ’ i ‚000 ” 

0° , — „ mebr als 30,000 5 

') Rh.: „Den flatutarifhen Anordnungen bleiben abweich⸗ 

as Feſtſetzungen über bie Zahl der Stadtverorbneten vorbe⸗ 
alten. 


j „nah Mafigabe der von ihnen zu entrichtenden 
birecten Etaatsft euern (Grund⸗, Einfommeus, Mlaffen: u. Ges 
werbeftener) und Gemeindejteuern. — Rh.: „Zum Bwede ber 


Wahl der Stadtverordneten werden bie ftimmfäbigen Bürger | — 


(85 5—7): a) in den mabl: u. ſchlachtſteuerpflichtigen Städten 
und in ben mit benfelben im Gemeindeverbande ftebenden 
———— Bezitlen nad) Maßgabe ihres Einkom⸗ 
mens, b) in den laffenfteuerpflichtigen Städten nah Maßgabe 
der bom ihnen 5 entridhtenden directen Staatsfteuern (Grunds, 
Einfommens, Klaffen: und Gewerbefteuer)". 

3 Rh.: „de3 Einlommens, beziehungämeife der Steuern.“ 
5) W. u. Rh, feblt. 

% WW. feblt „besiehungsmeife des Gefammteinfommens*; 
Rh.: „des Einfommens oder der Gefammtjteuer*. 

) W fehlt „oder Eintommen”; Rh.: „deilen Einfommens: 
oder Eteuerbetrag”. 

*%) Eh. folgt: „Die Ehrenbürger ($ 6) gehören zur erften 
Abtheilung. e3 fommt aber deren Einfommen oder &teuer bei 
ber Eintbeilung der Abtheilungen nicht in Anrehnung.” 


Bahlbezirfen Be Enthält eine Stabtge- 
meinde mehrere Ortichaften, jo kann diejelbe mit 
Rüdjicht Hierauf in [mehrere]*) Wahlbezirke ein- 
getheilt werden. Die Anzahl und die Grenzen 
der Wahlbezirke, jowie die Anzahl der von einem 
jeden derjelben zu mwählenden Stadtverordneten, 
werden nad Maßgabe der Zahl der jtimmfähigen 
Bürger von dem [Magiftrat]?) feſtgeſetzt. $ 15.°) 
Bei Stadtgemeinden, welche mehrere Ortichaften 
enthalten, kann die Regierung nad Verhältniß 
der Einwohnerzahl beitimmen, wie viele Mit- 
glieder der Stadtverordnten»- Berfammlung aus 
jeder einzelnen Ortjchaft zu wählen jind. $ 16.”) 
Die Hälfte der von jeder Ubtheilung zu wählen- 
den Gtadtverordneten muß aus Hausbefigern 
(Eigenthümern, Niegbraudhern und jolchen, die 
ein erbliches Befigrecht haben) beftehen. $ 17.*) 
Stadtverordnnete Fönnen nicht fein: 1) diejenigen 
Beamten u. die Mitglieder derjenigen Behörden, 
durch welche die Aufficht des Staates über die 
Städte ausgeübt wird [($ 79)];%) 2) [die Mit- 
glieder des Magiftrates und alle bejoldeten Ges 
meindebeamten; die Ausnahmen beftimmen $$ 
72 und 73];'°) 3) [Geiftliche],*') Kirchendiener 
u. Elementarlehrer; 4) die richterlichen Beamten, 
zu denen jedoch die technifchen Mitglieder der 
Handeld-, Gemwerbe-, u. ähnlichen Gerichten nicht 
zu — find; 5) die Beamten der Staats— 
anmaltichaft; 6) die Polizeibeamten. — Bater 
und Sohn, jowie Brüder, dürfen nicht zugleich 
Mitglieder der Stadtverordneten » Berfammlung 
fein. Sind dergleichen Verwandte zugleich ges 
wählt, jo wird der ältere allein zugelafien. $ 18.) 
Die Stadtverordnneten werden auf jechd Jahre 
gewählt. Jedoch verliert jede Wahl ihre Wirk» 
ung, jobald einer der Fälle eintritt, in denen 
nach den Beitimmungen im $ 7 der Gemählte 
des Bürgerrecht3 verluftig geht oder von ver 
Ausübung dejjelben für eine gewiſſe Zeit ausge- 
ſchloſſen wird. Tritt einer der Fälle ein, in denen 
nad jenen VBeftimmungen die Ausübung des 
Bürgerreht3 ruhen muß, jo ift der Gemählte 
zugleih von der Theilnahme an den Geſchäſten 
der Stadtverordneten- Berfammlung einitweilen 





1) W. feblt „ober Einfommen*; Rh.: 
mens: oder Steuerbetrage”. 

2) Rh. $ 13, 

3) W. u. Rh. feblt. 

9 w. u. Rh. fehlt. 

®) Rh.: „Burgermeiſterꝰ. 

%) Rh. $ 14. 

’) Rh. $ 15. 

*) Rb. $ 16. 

9) Rh.: „($ 81)". 

") Rh.: „Die Semeinbebeamten mit Ausnahme der Beiges 
orbneten“. 

1) W. u. Rh.: „Die Geiſtlichen“. 

12) Rh.: „rechnen“. 

2) Rh. © 17. 


‚nah dein Einkom⸗ 
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bis zum Austrage der Sache ausgeſchloſſen. Alle, tigleit, auf welche der Ausgefchiedene gewählt 
zwei Jahre ſcheidet ein Drittheil der Mitgliederiwar. — Alle Ergänzungs- oder Erjagwahlen 
aus und wird durch neue Wahlen erjegt. Die werden von denfelben Abtheilungen und Wahl« 
das erſte und zweite Mal Ausfceidenden werben|bezirfen [($ 14)]!) vorgenommen, von denen der 


für jede Abtheilung duch das Loos beſtimmt. Ausgeſchiedene gewählt war. 


Sit die Zahl der 


$ 19.') Eine Lifte der ftimmfähigen Bürger, zu wählenden Stadtverordneten nicht durch drei 
welde die erforderlichen Eigenfchaften derjelben|theilbar, jo ift, wenn nur einer übrig bleibt, 
nachweiſt, wird vom dem Magiftrat]?) geführt|diefer von der zweiten Abtheilung zu wählen. 
und alljährlich im Juli berichtigt. — Die Liſte Bleiben zwei übrig, jo wählt die erite Abtheil« 
wird nad) den Wahlabtheilungen u. im Falle des/ung den einen und die dritte Abtheilung ben 
[$ 14]?) nad} den Wahlbezirten mitgetheilt. $20.*) |anderen. — [Die in den $$ 19— 21 beftinnmten 
Dom 1. bis 15. Juli jchreitet der [Magitrat]°) | Termine können duch ftatutariiche Anordnungen 


zur Berichtigung der Lifte. — Vom 15. bis zum 
30. Juli wird die Lifte in einem oder mehreren 
[zu öffentlider]°) Kenntniß gebrachten Zocalen in 
den Stadtgemeinden offen gelegt. — Während 
diejer Zeit fann [jedes Mitglied]?) der Stadt- 
emeinde gegen die Richtigkeit der Xifte bei dem 
Magijtrat)*) Einwendungen erheben. — [Die 

tabtverordneten-Berjfammlung hat darüber bis 
zum 15, Auguft zu bejchließen; der Beſchluß be- 
darf der Zuſtimmung des Magiitratd; verjagt 
biejer die Zuftimmung, jo ift nach Vorjchrift des 
$ 36 zu verfahren. — it in diefem Falle über 
die Einwendungen von der Regierung entichieden, 
jo findet]?) eine Berufung an —— von Seiten 
desjenigen, welcher die Einwendungen erhoben 
hat, nicht weiter ſtatt; in allen anderen Fällen 
ſteht demſelben innerhalb zehn Tagen nad) Wit- 
theilung des Beichluffes der [Stadtverordneten]'°) 
der Recurd an die Regierung zu, welche binnen 
vier Wochen ohne Zulajfung einer weiteren Be- 
rufung enticheidet. — Soll ber Name eines ein- 
mal in die Liſte aufgenommenen Einmwohners 
wieder ausgeſtrichen werden, jo ift ihm Diejes 
acht Tage vorher von dem [Magijtrat]!!) unter 
Ungabe der Gründe mitzutheilen. $ 21.1) Die 
Wahlen zur reditmäßigen mn der Stadt- 
verorbneten-VBerfammlung finden alle 2 Jahre 
im November ftatt. [Ber dem zunädjit vorher- 
ehenden wöchentlichen Hauptgottesdient ift auj 
Die Wichtigkeit diefer Handlung Hinzumweifen.]'*) 
Die Wahlen der dritten Ubtheilung erfolgen zu- 
erit, die der erjten zulett. — Außergewöhnliche 
Wahlen zum Erjage innerhalb der Wahlperiode 
[ausgefchloffener]"*) Mitglieder müffen angeordnet 
werden, wenn die Stadtverordnneten-Berfammlung 
oder der |Magiftrat]!5) od. die Regierung es für 
erforderlid) eradjten. Der Erjagmann bleibt num 
bis zum Ende [derjenigen ſechs Jahre]'*) in Thä- 


!ı Rh. $ 18. 

2) Rh.: „Bürgermeifter”. 

3) Rh.: „($ 13)". 

“%) Rh. $ 19. 

>) Rh.: „Bürgermeifter“. 

6) W. u. Rb.: „zur öffentlichen”. 

W. u. Rh.: „jeder Einwohner“. 

*, Rh.: „Bürgermeifter”. 

%) Bh.: „Die Stabtverordneten-Berfammlung bat darüber 
bis zum 15. Aug. zu beichliefen. Iſt der Bürgermeifter mit 
dem Beichluß nicht einverſtanden, und ift infolge deſſen nach 
Maßgabe des 5 53, Nr. 2 über die Einwendungen von der 
Regierung entſchieden, fo finder —* 

) Rh.: „StadtverorbnetensBerfammlung*. 

N) Rhb.: „Bürgermeifter”. 

w) Rh. $ 20, 

2»), W. u. Rh. feblt. 

“, W. u. Rh.: „ausgeichiebener”, 

5) Rh.: „Bürgermeilter“. 

*) W. u. Rhb.: „derjenigen Wahlperiche*, 


abgeändert werden.]?) $ 22. Der Magiitrat 
hat jederzeit die nörhige Beſtimmung zur Ers 
— der erforderlichen Anzahl von Hausbe—⸗ 
itzern ($ 16) zu treffen. — Iſt die Zahl der 
Hausbeſitzer, welche zu wählen ſind, nicht durch 
die Zahl der Wahlbezirke theilbar, ſo wird die 
Vertheilung auf die einzelnen Wahlbezirke durch 
das Loos beſtimmt. — Mit dieſer Beſchränkung 
können die ausſcheidenden Stadtverordneten jeder» 
zeit wieder gewählt werden. $ 23. Bierzehn 
Tage vor der Wahl werden die in der bie 
(8$ 19 und 20) verzeichneten Wähler durch den 
Magiftrat zu den Wahlen mittels fchriftlicher 
Einladung oder ortsüblicher Belanntmadhung bes 
rufen. — Die Einladung oder Bekanntmachung 
muB das Local, die Tage und die Stunden, in 
welchen die Stimmen bei dem Wahlvorjtande 
abzugeben find, genau bejtimmen. $ 24. 
Der Wahlvorjtand beiteht in jedem Wahlbezirk 
aus dem Bürgermeiſter oder einem von diejem 
ernannten Stellvertreter ald Borjigenden u. aus 
zwei von der Stadtverordneten-Verſammlung ge: 
wählten Beifigern. Für jeden Beijiger wird von 
der Stadtverordneten » VBerfammlung ein Stell- 
vertreter gewählt. $ 25. Jeder Wähler muß 
dem Wahlvorjtande mündlich und laut zu Pro- 
tofoll erflären, wem er feine Stimme geben will. 
Er Hat jo viele Perfonen zu bezeichnen, als zu 
wählen jind, — Nur die im $ 3 erwähnten 
juriftiichen od. außerhalb des Stadtbezirtd woh—⸗ 
nenden, höcjitbeiteuerten Perjonen können I 
Stimmredt durch Bevollmächtigte ausüben. Die 
Bevollmächtigten müſſen jelbjt jtimmfähige Bür- 
ger fein. Sit die Vollmacht nicht in beglaubigter 
Form audgejtellt, jo enticheidet über die Uner- 
fennung derjelben der Wahlvorjtand endgiltig. 
$ 26. Gewählt jind diejenigen, welche bei der 
erften Abtheilung die meijten Stimmen und zu- 
glei abjolute Stimmenmehrheit (mehr als die 
Hälfte der Stimmen) erhalten haben. — Wenn 
ji) bei der eriten Abtheilung nicht für fo viel 
Perſonen, ald zu wählen ind, bie abjolute 
Stimmenmehrheit ergeben hat, wird zu einer 
zweiten Wahl gefchritten. — Der Wahlvorjtand 
jtellt die Namen derjenigen Perſonen, welche nächſt 
den Gewählten die meiften Stimmen erhalten 
haben, joweit zufammen, daß die Doppelte Zahl 
der noch zu wählenden Mitglieder erreicht wird. 
Dieje Zufammentellung gilt alsdann als die Lifte 
der Wählbaren. — Zu der zweiten Wahl werden 
die Wähler durch eine das Ergebniß der erften 


1) Rb.: „($ 191°. 
1) W. u. Rh. fehlt. 
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Wahl angebende Bekanntmachnng de3 Wahlvor-| 30,001 bis 60,000 Einwohnern 8 Shöffen, 
ftandes fofort oder jpätejtens —— 8 Tagen 60,001 „ 100,000 B 10 




































aufgefordert. Bei der zweiten Wahl ift die ab-|Bei mehr als 100,000%) Einwohnern treten für 
jolute Stimmenmehrheit nicht erforderlih. — jede mweiteren 50,000?) Einwohner 2 Schöffen 
— Unter denjenigen, die eine gleiche Anzahl von | hinzu. — Wo die Zahl der Mitglieder des Ma» 
Stimmen erhalten haben, gibt das Loos den giſtrats bisher eine andere — iſt, verbleibt 
Ausſchlag. — Wer in mehreren Abtheilungen od. es bei dieſer Zahl, bis durch ſtatutariſche An- 
Wahlbezirlen gewählt iſt, hat zu erllären, welche ordnung, welcher überhaupt abweichende Feſt⸗ 
Wahl er annehmen will. $ 27.) Die Wahl-|jegungen über die Bahl der Magiftratsmitglieder 
protololle jind vom Wahlvorftande zu unterzeich⸗ vorbehalten werden, eine Anordnung getroffen 
nen u, vom [Magijtrate)?) aufzubewahren. Derlift. $30.°) [Mitglieder des Dagiftrats]*) können 
nicht fein: 1) diejenigen Beamten und die Mit: 
—— derjenigen Behörden, durch welche die 

uſſicht des Staates über der Städte ausgeübt 
wird [($ 76)];°) [2) die Stadtverordneten, ins 
gleihen Gemeinde-Unterbeamte und in Städten 
über 12,000 Seelen die Gemeinde - Einnehnter 
($ 56, Nr. 6)];® 3) Geiftliche, Kirchendiener und 
Lehrer an öffentlichen Schulen; 4) die richterlichen 
Beamten, zu denen jedod) [die technifchen Mit: 
glieder der Handeld-, Gewerbe» und ähnlichen 
Gerichte nicht zu zählen ſind]; ) 5) die Beamten 
der Staatsanwaltihaft; 5) die Polizeibeamten. 
— Bater und Sohn, Schwiegervater u. Schwie— 
gerjohn, Brüder und Schwäger dürfen nicht zu · 
gleich Ya rear des Magiftrat3]®) fein. — Ent- 
iteht die Schwägerſchaft im Laufe der Wahl- 
periode, jo jcheidet dasjenige Mitglied aus, durch 
welches dad Hinderniß herbeigeführt worden ift. 
— Bater u. Sohn, Schwiegervater u. Schwieger- 
john, jowie Brüder, dürfen nicht zugleid) [Mit- 
glieder des Magiftrates u. der Stadtverorbneten, 
Verjammlung]®) fein. — Berjonen, welche die 


[Magijtrat]*) hat das Ergebniß der vollendeten 
Wahlen fojort befannt zu machen. — Gegen das 
ftattgehabte Wahlverfahren kann von jedem jtimm- 
fähigen Bürger, innerhalb zehn Tagen nad der 
Bekanntmachung, bei der [Regierung]*) Bejchwerde 
erhoben werden. Bei erheblichen Unregelmäßig- 
feiten hat die Regierung die Wahlen auf erfolgte 
Beichwerde oder von Amtswegen innerhalb 20 
Tagen nach der Belanntmachung durch eine motis 
virte Entſcheidung für ungiltig zu erflären. [Für 
einen Ungiltigleitsgrund ift es nicht zu erachten, 
wenn die ber betreffenden geiftlichen Behörde 
anheimzugebende Hinweilung auf die Wichtigkeit 
der Wahl ($ 21) unterblieben ift.]°) $ 28.°) 
Die bei der regelmäßigen Ergänzung neu ges 
wählten Stabtverorbneten treten mit dem Anfang 
des nädjitfolgenden Jahres ihre Verrichtungen 
an; die Ausjcheidenden bleiben bis zur Einführ- 
ung ber neu gewählten Mitglieder in Thätigfeit. 
— Der [Magiftrat]”) hat die Einführuug der 
Gemwählten und deren Verpflichtung durch Hand» 
ſchlag an Eidesftatt [anzuordnen.]?) 


Titel II. 2 = Geſetze — J Februar nn bezeichneten 
ewerbe betreiben, Können nicht Bürgermeiſter 
[Bon ber a Wahl des rein, $ 31.:°) [Der Beigeordnete u. die Schöffen 


($ 29) werden auf 6 Jahre, der Bürgermeiiter 
und Die übrigen befoldeten Magiftratsmitglieder 
[dagegen]*) auf 12 Jahre]'2) von der Stadtver- 
ordneten» Berfammlung gewäßlt. Auch Tönnen 
Veigeordnete mit VBejoldung angeftellt werden, 
[u. erfolgt in dieſem Falle deren Wahl gleichfalls]: 
auf 12 Jahre. — * Wahl des Bürgermeifters 
u. der übrigen bejoldeten Magiftratsmitglieder*) 
kann auch auf Lebenszeit erfolgen; Geſetz vom 


8 29.1) Der Magiftrat befteht aus dem Bür- 
ermeifter, einem Beigeordneten oder zweiten 
ürgermeifter als deſſen Stellvertreter, einer 
Unzahl von Schöffen (Stadträthen, Rathöherren, 
Rathemännern); und wo das Bedürfniß es er- 
fordert, noch au® einem od. mehreren bejoldeten 
Mitgliedern (Syndicus, Kämmerer, Schulrath, 
Baurath 2c.). ES gehören zum Magijtrat in 
Stadtgemeinden von weniger als 

2,500 Einwohnern 2 Schöffen, 





2,500 bis 10,000 n 4 m Wahlen erjegt. Die das erfte Mal Ausſchei— 
10,001 „ 30,000 n 6 »  ”)Idenden werden durch das Loos beitimmt. Die 
1) Rh. $ 26. 1) W.: „30,000*. 
2) Rh,: „Bürgermeifter*. 2) W.: „20,000*. 
) Rh.: „Bürgermeifter*. 3) Rh. $ 29, 
*) W. u Eh.: „Auffihtsbehörde”. a | Rh.: „Magiftratsperfonen (Bürgermeifter und Beigeorb: 
nete)*. 


5) W. u. Rh. feblt. 

% Rh. $ 27. 

?) Rh.: „Bürgermeifter”. 

9) Rh.: „zu bewirfen“. 

) Rh.: „Bon ber Wahl bes Bürgermeifters uud ber Bei: 
geordneten ı Magiftratöperfonen)”. 

») Rh. $ 28, welcher lautet: ger rg mi 
find zwei, oder, wo es das Bebürfniß erfordert, mehrere Bei: 


>) Rh.: „($ 81). 

9 W.: „2) Die Stabtrerorbneten und Gemeinde⸗ Unterbe⸗ 
amten“. — Rh.: 2) Die Gemeinde-Unterbeamten“. 

”) Bh.: „Die Witglieber der Handelsgerichte und der Ge⸗ 
er bie Ergänzungs-Friebensrichter hier nicht 
u nen .. 
i ®) Rh.: „Wagiftratsperfonen*. 

%) Rh.: „Wagiftratöperfonen und Mitglieder der Stabt- 


—— —— * —— —— er ——— 
e Am e, we er Bürgermei nen auftr “ “ 
ee = und diejen in Berbinderungs üllen und w dj ı) W. fehlt. 


der Erledigung bes Amtes nad der mit Genehmigung ber 
Regierung von der Stadtverorbneten-Berfammlung feitzufegen- 
den Reihenfolge zu vertreten. 

4) W, zählt nur bis 30,000. 


2) Rh.: „Der Dürgermeifter wird auf 12 Jahre, die Beis 
georbneten dagegen werben auf 6 Jahre“, 

») Rh.: MNre Wahl erfolgt in diefem Falle“. 

“) Rh.: „und ber beiolbeten Beigeorbneten”. 
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Ausiheidenden können wieder gewählt werden. 
Wegen deraußergewöhnlichen Erſatzwahlen [tommt 
die Beftimmung $ 21 zur Anwendung.]‘) $32.%) 
[Für jedes zu mählende Mitglied des Ma- 
giftrat3]®) wird bejonders abgeftimmt. Die Wahl 
erfolgt durch Stimmzettel, Wird die abjolute 
Stimmenmehrheit bei der erften Abſtimmung nicht 
erreicht, jo werden diejenigen 4 Perſonen, a 
welche die meijten Stimmen gefallen find, au 
eine engere Wahl gebracht. Wird auch Hierdurch 
die abjolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, fo 
findet unter denjenigen zwei PBerjonen, welche 
bei der zweiten Abftimmung die meijten Stimmen 
erhalten haben, eine engere Wahl ftatt. Bei 
Stimmengleichheit entjcheidet das Loos. $ 33.) 
[Die gewählten VBürgermeifter, Beigeordneten, 
Schöffen und bejoldeten Magijtratsmitglieder]‘) 
bedürfen der Beftätigung. Die Betätigung fteht 
zu: 1) dem Könige [hinfichtlic der VBürger- 
meifter u. Beigeordneten]°) in Städten von mehr 
als 10,000 Einwohnern; 2) der Regierung [hin- 
fichtlic der VBürgermeifter und Beigeordneten]”) 
in Städten, welche nidjt über 10,000 Einwohner 
haben, [jowie hinſichtlich der Schöffen und bejol- 
deten Magiftratsmitglieder in allen Städten, ohne 
Unterjchied ihrer Größe], — Wird die Be 
jtätigung verfagt, jo jchreitet die Stadtverordneten- 
verſammlung zu einer neuen Wahl. Wird auch 
dieſe Wahl nicht beftätigt, [fo ift die Regierung 
bereditigt, die Stelle einjtweilen auf Kojten der 
Stadt commiſſariſch verwalten zu laffen].) — 
Dafjelbe findet ftatt, wenn die Stadtverordneten 
bie Wahl verweigern oder den nad) der erjten 
Wahl nit Bejtätigten wieder erwählen follten. 
— [Die commifjariihe Verwaltung dauert jo 
— bis die Wahl der Gtabtverordnetenver- 
verſammlung, deren wiederholte Vornahme ihr 
jederzeit zufteht, die Beitätigung des Königs, 
nn der Regierung erlangt hat].'° 
$ 34.) [Die Mitglieder des Magiftrats]'2) wer- 
den vor ihrem Amtsantritt durd den Bürger 
meiſter in Öffentlicher Sigung der Gtadtverord- 
netenverſammlung in Eid u. Pflicht genommen; 
ber Bürgermeifter wird vom NRegierungspräfi- 
denten oder einem von dieſem zu ernennenden 
Commiſſar in öffentlicher Sitzung der Stadtver- 
ordnetenverjammlung vereidet. — [Magiftratö- 
mitgliedern, welche ihr Amt mindeſtens 9 Jahre 
mit Ehren bekleidet — kann in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der Stadtverordnetenverjammlung 
von dem Magiftrat das Prädicat „Stadtältefter“ 
verliehen werden] ??). 


ı) W.: „findet bie Beflimmung im $ 21 Anwendung“. — 
Bh. fehlt: „Alle 3 Jahre — zur Anwendung”. 

%) Rh. $ 31. 

% Rh.: „Für jede zu wählende Magiftratsperfon“. 

4) Eh. $ 32. 

2) Rh.: „Die gewählten Bärgermeifter u. Beigeordneten“. 

% Bh. fehlt. 

N) Rh. fehlt. 

ne DO Reit bes Binde beziehungsmweife der Wegi 

) Bh.: „fo fie e e ier: 
ung die Ernennung auf hödhftens 19 Jahre zu.“ ° 

Rh. fehlt. 

1) Rh. $ 33. 

uj Rh.: „Die Beigeordneten“, 

») W. u. Eh. fehlt diefer Say. 
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Titel IV, 
[Bon den Berfammlungen und Geſchäften ber 
Stadtverordneten.] 1) 


8 835.°) Die Stadtverordnetenverſammlung 
at über alle Gemeinde» Angelegenheiten zu bes 
lichen, foweit diejelben nicht ausjchlieglich dem 
[Magiftrat]?) überwiefen find. Sie gibt ihr Gut« 
achten über alle Gegenjtände ab, welche ihr zu 
diefem Zwecke durch die Aufjichtsbehörden vor- 
gelegt werden. Ueber andere ald Gemeinde-An- 
gelegenheiten [dürfen die Stadtverordneten]*) nur 
dann berathen, wenn folche durch bejondere Ge— 
jeße] ) oder in einzelnen Fällen durd Aufträge 
der Aufjichtsbehörde an jie gemwiejen find, — 
Die Stadtverordneten find an feinerlei Inſtruc— 
tion oder Aufträge der Wähler oder ber Wuhl- 
bezirte gebunden. $ 36.°) Die Beichlüffe der 
Stadtverordneten bedürfen, wenn ſie joldye Un- 
gelegenheiten betreffen, welde durch das Geſetz 
dem Magijtrat zur Ausführung überwiejen find, 
der Zujtimmung des legteren. Berjagt diejer die 
BZuftimmung, 7 hat er die Gründe diejer Ver— 
jagung der Stadtverordnetenverſammlung mitzu- 
theilen. Erfolgt hierauf feine Verjtändigung, zu 
deren Herbeiführung ſowol von dem Vagijtrat 
ald den Stadtverordneten die Einjegung einer 
gemeinjchaftlichen Commijjion verlangt werden 
fan, jo ift die Entjcheidung der Regierung ein— 
zuholen.?) — Die Stadtverordnetenverjammlung 
darf ihre Beichlüffe in feinem Falle jelbit [zur 
Ausführung bringen).*) $ 37.°) Die Stadt« 
verordnetenverfammlung controlirt die Berwalt- 
ung. Sie ift daher berechtigt, fi) von der Aus- 
führung ihrer Beihlüffe und der Berwendung 
aller Gemeinde-Einnahmen Ueberzeugung zu ver« 
ihaffen. Gie kann zu diefem Bwede |von dem 
Magitrat die Einſicht der Acten verlangen] !°) u. 
Ausihüffeaus ihrer Mitte ernennen, zu [welchen] "*) 
der Bürgermeifter [ein Mitglied des Magiftrats]!2) 
abzuorbnen befugt ift. [$ 38. Die Stadtverorb- 
netenverfammlung wählt jährlich einen Vorſitzen⸗ 
den, jowie einen Stellvertreter deffelben u. einen 
Schriftführer, ſowie einen Stellvertreter deſſelben 
aus ihrer Mitte; doc fann auch die Stelle des 
Schriftführer ein von den Stadtverordneten nicht 
aus ihrer Mitte gewählter, in öffentlider Sig» 
ung hierzu von dem Bürgermeilter vereideter 
Protofollführer vertreten. Diefe Wahlen erfolgen 
in dem $ 32 vorgejchriebenen Berfahren.]') — 
Die Stadtverorbneten verfammeln jich, jo oft es 
ihre Gejchäfte erfordern. — [Der Magiftrat wird 


zu allen Berfammlungen eingeladen u. kann fi 

1) xh.: „Bon den Geichäften ber StabtverorbnetenBer: 
fammlung”. 

) Rh. $ 34. 

3) Rh.: „Bürgermeifter“. 

#) Rh.: „darf die Stabtverorbneten-Berfanmlung“. 

“. Bh.: „gefehlidhe Borjäriften“. 

R 6. 

7) Rh. —8* „Die Beſchluſſe der Stadtverordneten — ber 
Regierung einzubolen”. 

S Rh.: „ausführen“. 

%) Rh. bildet $ 37 mit dem nr bes 536 ben $ 356. 

w) W. u. Rh.: „bie Acten einjehen“. 


1) W, u. Rh.: „denen“, . 
2) Rh.: „wenn er nicht felbft bingutreten will, einen Beis 
georb 


neten”. 
13) Rh. feblt bier; vgl. aber unter Zit. VIIL2, $ 72, Abf. 1. 


1072 


Städteverfafjung. 


durch Abgeordnete vertreten laffen. Die Stabt- ftrats]') aus Peranlaffung ihrer Amtsführung 
verordneten können verlangen, daß Abgeorbnetelnotgiwendig werden, jo hat die Regierung auf 


des Magiftrats dabei anwefend find. 
trat muß gehört werden, jo oft er es verlangt.]*') 


Der Ma-| Antrag der Stadtverordnetenverfammlung ?) zur 


ührung des Proceſſes [einen Unwalt zu be— 


39.2) Die Zujammenberufung [der Stadtver-|tellen].?) 8 45.% Die Sigungen der Stadt- 


orbneten] ®) gejchieht durch den Vorſitzenden; fie 
muß erfolgen, fobald es von einem Viertel der 
Mitglieder [oder von dem Dagiltrat] +) verlangt 
wird. $ 40.5) Die Art und Weife der Zujam- 
menberufung wird ein für allemal von der Stabt- 
verordnetenderfammlung feftgeftellt. — Die Zu- 
fammenberufung erfolgt unter Angabe der Ge- 
genftände der Verhandlung; mit Ausnahme 
dringender Fälle muß diejelbe ri zwei 
freie Tage vorher ſtatthaben. $ 41.°) Durd) 
Beſchluß der Stadtverordneten fönnen aud) regel- 
mäßige Sitzungstage feſtgeſetzt, es müſſen jedoch 
auch dann die Gegenſtände der Verhandlung, mit 
Ausnahme dringender Fälle, mindeſtens zwei 
—— Tage vorher den Stadtverordneten [u. dem 

agiftrat]”) angezeigt werden. $ 42.*) Die 
Stadtverordnetenverfanmlung fann nur bejchlie- 
ben, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder 
zugegen ift. Eine Ausnahme hiervon findet jtatt, 
wenn die Stadtverordneten, zum zweiten Male 
zur Verhandlung über denjelben Gegenftand zu— 
fammenberufen, dennod) nicht in genügender An— 
zahl erjchienen find. Bei der zweiten Sulanınen- 
berufung muß auf diefe Beftimmung ausdrücklich 
hingewiejen werben, $ 43.°) Die Beichlüffe !°) 
werden nad) Stimmenmehrheit gefaßt. [Bei 
Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des 
Vorfigenden.] ) Wer 2) nicht mitjtinmt, wird 
zwar als anweſend betrachtet, die Stimmenmehr- 
heit wird aber lediglich nach der Zahl der Stim- 
menden fejtgeftellt. 8 44.2) Un Verhandlungen 
über Rechte und Berpflichtungen der Gtabtge- 
meinde darf derjenige nicht theilnehmen, defen 
Interefje mit dem der Gemeinde in Widerjprud 
jteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung eine be- 
Ichlußfähige Verſammlung nicht gehalten werben, 
jo hat [der Magiftrat)’*) oder, wenn auch diejer 
aus dem vorgedachten Grunde [einen giltigen 
Beſchluß zu faſſen]s) nicht befugt ift, die [Auf- 
ſichts be Ar für die Wahrung des Gemeinde- 
Intereſſes zu ſorgen und nöthigenfalld einen be 
fonderen Bertreter für die Stadtgemeinde zu be- 
ftellen. — Sollte ein Proceß der Stadtgemeinde 
gegen [alle oder mehrere Mitglieder des Magi- 


? Rh. fehlt bier; f. aber unter Zit. VIIT 2, $ 72, Abf. 3 
und 4. 

2) Kh. bildet aus dem Sat aus $ 38 und dieſem $ 89 den 
, 37 


3) Rh. fehlt. 

“) Rh. feblt. 

s) Rh. $ 38 

6, Rh. & 

”) Rh. 

*) Rh. 

®) Rh, & 36. 

w) Rh.: „ber StabtverorbneteneBerfammlung*. 

") Rh.: „den Vorfig in ber Stadtverordneten Verſammlung 
führt der Bürgermeifter und bei beffen Berbinderung ber tell: 
bertretende Beigeorbnnete mit bollem Stimmrecht umb bei 
Stimmengleichheit mit entſcheidender Stimme“. 

2) Rh.: „in ber StadtverorbnnetensBerfammlung.“ 

i9 Rh. $ 41. 

“) Rh,: „Bürgermeifter”. 

>) Rh.: „an dem Beichlu Theil zu nehmen“. 

*“, W, u. Ru.: „Regierung“, 


verordneten find öffentlih. Für einzelne Gegen« 
ftände Tann dur bejonderen Beſchluß, welcher 
in geheimer Sigung gefaßt wird, die Deffentlich- 
feit ausgeichloffen werden. Die Sitzungen dürfen 
nicht in Wirthshäufern oder Schänken gehalten 
werden. $ 46.°) Der Vorfigende leitet die Ver— 
handlungen, eröffnet und jchließt die Sigungen 
und Handhabt die Ordnung in der Berjamm- 
lung. Er fanı jeden Zuhörer aus dem Sigungd- 
zimmer entfernen lafjen, welcher öffentliche Beiden 
des Beifall oder des [Mipfalls] ©) gibt oder 
Unruhe irgend einer Art verurfadt. $ 47.?) 
Die Beichlüffe der Stadtverordnetenverfammlung 
[und die Namen der dabei anmwejend gewejenen 
Mitglieder find] ?) in ein bejondered Buch ein- 
utragen. [Sie werden] ?) von dem Vorfigenden 
und] io) wenigitens drei Mitgliedern ER, 
net.) ?) [Dem Magijtrat müffen alle Beſchlüſſe 
der Stabtverordneten, auch diejenigen, welche ihm 
durch das Gejeg zur Ausführung nicht überwie- 
jen find, mitgetheilt werden.] ) $ 48.15) [Den 
Stadtverordnnetenverfammlungen] !*) bleibt über- 
lafjen, unter Buftimmung des Magiſtrats eine 
Geſchäftsordnung abzufaflen und darin Zumider- 
handlungen der Mitglieder gegen die zur Auf— 
rechthaltung der Ordnung gegebenen Vorjchriften 
mit Strafen zu belegen; [dieje] *°) Strafen können 
nur in Geldbußen bi® zu 156 M und bei mehr- 
mals wiederholten — — in der 
auf eine gewiſſe Zeit oder für die Dauer der 
Wahlperiode zu verhängenden Ausſchließung aus 
der Verſammlung beſtehen. — Verſagt der Ma— 
giſtrat jeine Zuftimmung),*®) fo tritt das im 83617) 
vorgeſchriebene Verfahren ein. 49. ws [Die 
Stadtverordneten bejcjliehen]?) über die Benup- 
ung des Gemeindevermögend; die Declaratien v, 
26. Juli 1847 bleibt [dabei]? maßgebend, — 
Rh.: „Streitigfeiten über die Theilnahme an den 
Gemeindenugungen werden, joweit fie nicht auf 
einen fpeciellen Rechtstitel fich gründen, im Verwalt⸗ 
ungswege durd) die Aufjichtöbehörde entſchieden.“] 


IE 


Rh.: „WNagiftratsperfonen*. 
3) Rh.: „zu bezeichnen; 


— 





Rh.: „einen Vertreter der Gemeinde“. 
x eder Vertreter hat den von der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung vorgeſchlagenen Anmalt zu 
beſtellen“. 
4) Rh. $ 42. 
5), Rh. % 43. 
‘ W. u. Rh.: „Mißfallens“, 
e) Rh.S Ad mit 1 
) .: „find mit Anführung ber dabei 
weſenen Wlitglieder“. ae nemmizig ge 
) Rh.: „unb ſowol“. 
10) Rh.: „als*, 
") Rh.: „zu unterfchreiben“. 
» —— gt er unter —* VII 2, 8 73. 
. gehören die mmungen biefes 3 
re Rh us a a e —— 
Rh.: „Der Stadtverordneten⸗Verſam un 
") Rh.: — — 
) Ru.: „JR ürgermeifter mit ben Bei 
biefen Gegenftand nicht einverftanden*. eialäflen Rider 
7) Rh.: „6 53, Nr. 2*. 
») ls „Di Clahloerord 
) Rh.: „Die Etadbtverordneten -Berfammluma 6 ⸗ 
) Rh.; „für die betreffenden Landestheile“. che 


— 
& 
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Ueber ba? Vermögen, welches nicht der Gemeindes| jteuerfatafter die Stelle der Tare vertreten, und 


Corporation in ihrer Gefammtheit gehört, Tann 
die Stabtverorbnetenverfammlung nur injofern 
beichließen , ald fie dazu durch den Willen der 
Betheiligten oder durch ſonſtige Rechtstitel bes 
rufen ift. — Auf das Vermögen der Eorpora- 
tionen und Stiftungen haben die zur Stadtge- 
meinde gehörenden Einwohner ($ 3) als ſolche 
und auf dasjenige Vermögen, welches bloß ben 
Hausbelitern od. anderen Klaffen der Einwohner 
gehört, Haben andere Perſonen feinen Anjprud. 
— In Unjehung der Berwaltung und Ver— 
mwendung des Vermögens der Stiftungen bewen- 
det es bei den ftiftungsmäßigen Beftimmungen. 
[Soweit es hierbei ni den Begriff bon Bürger 
anfommt, find die Beſtimmungen des gegenwär- 
tigen Geſetzes ($ 5) an fich ſelbſt nicht maßge— 
bend.]*) $ 50.*) Die Genehmigung der Negier- 
ung ift erforderlih: 1) zur Veräußerung von 
Grundjtüden [und ſolchen Gerechtfamen, welche 
jenen gejetlich gleichgeftellt find]; +) 2) zur Ver— 
äußerung oder wejentlichen Veränderung von 


— 


wenn der Kataſtral⸗Reinertrag ſolcher Grundſtücke 
6 M nicht überſteigt, die unter 2) erwähnte Be- 
fanntmadhung unterbleiben.*] — Das Ergebniß 
ber Licitation ift der Stabtverorbnetenverjamm- 
fung mitzutheilen und kann nur mit deren Ge— 
—— der Zuſchlag ertheilt werden. — In 
beſonderen Fällen kann die Regierung auch den 
Verkauf aus freier Hand, ſowie einen Tauſch ge— 
ſtatten, ſobald fie ie überzeugt, daß der Vor— 
theil der Gemeinde dadurch gefördert wird. — 
[Für die Hypothekenbehörde genügt zum Nach— 
weife,] 2) daß der Vorfchrift diejes Paragraphen 
genügt worden, ?) die Bejtätigung des Vertrages 
durd) die Regierung. [W. u. Rh: „Berpachtungen 
von Örundjtüden u. Gerechtjamen der Stadtgemein— 
den müſſen öffentlih an den Meiftbietenden ge— 
ſchehen; Ausnahmen hiervon find nur mit Geneh- 
migung der Aufjicht3behörde geftattet.”"] 8 52.°) 
Durch Gemeindebeichluß]*)Tann die Erhebung eines 
Einzugsgeldes angeordnet u. von deſſen Entricht- 

die Niederlaffung in der Gemeinde ($ 4 des 


un 
Sadıen, weldje einen befonderen wijjenichaftlichen, Gelehes bom 31. Dec. 1842, Nr. 2317) abhängig 


hiftorifchen oder Kunftwertg haben, namentlich 
von Urdiven; 3) zu Unleihen, durch welche die 


— werden. — Außerdem kann von Allen, 
owol von den Neuanziehenden als von denen, 


Gemeinde mit einem Schuldbeſtand belaſtet od. welche der Gemeinde bereits angehörig find, bei 
der bereits vorhandene vergrößert wird, [und]°)|der Begründung eines felbitändigen Hausftandes 


4) zu Veränderungen [in] ®) dem Genufje von 
Gemeindenugungen (Wald, Weide, Haide, Torf: 
ftih u. dergl.). [Rh.: „5) zur Anjtellung von 
Procejjen über Berechtigungen der Stadtgemeinde 
oder über die Subftanz des Gemeindevernögens 
oder zu Vergleichen über Gegenftände diejer Urt; 
6) zu einfeitigen Verzichtleiftungen u. zu Schent- 
ungen jeitens der Stadtgemeinde. Zu Procejjen 
yegen den Fiscus u. Regrepflagen gegen Mitglieder 
der Staatöbehörden ift eine Genehmigung der Re— 
gierung nicht erforderlich.“] $51.”) Die freitillige 

eräußerung von Örundjtüden u. ſ.w. (S50Nr.1)*) 
darf nur im Wege der Licitation auf Grund einer 
Taxe ftattfinden. — Zur Giltigfeit der Licitation 
— [1) einmalige Bekanntmachung durch das 

mtöblatt des Regierungsbezirkes und die für 
Belanntmachungen des Magiſtrats üblichen öf- 
fentlichen Blätter;]?) 2):°) eine Friſt von ſechs 
Wochen von der Bekanntmachung bi8 zum Lici- 
tationsterniin, und 3)*1) Abhaltung dieſes Ter- 
mind durch eine Jujtiz- oder Magijtratsperion. 
— [W. u. Rh.: „Bei Veräußerung von Grund— 
ftüden, welde nit mit Gebäuden bejegt find, 
tann ein beglaubigter Auszug aus dem Grund— 


1) Rh.: „Auf das Bermögen der Eorporationen u. Stift: 
—— ſowie auf dasjenige, welches einzelnen Klaſſen von Ein: 
mwobnern angehört, haben bie Vlitglieder der Gemeinde als 
ſolche feinen Unſpruch“. 

2) Rh. fehlt. 

>) W. $ 49; Rh. $ 46. 

4) Rh.: „und Immobiliarredhten”. 


5) Rh. fehlt. 
6) Rh.: „bei*, 
» W.$ 50; Rh. $ 47. 


W.: „$ 48. Nr. 1; Rh.: „SG 46, Nr. 1°. 


eine Abgabe (Eintritts- oder Hausftandsgeld) 
gefordert und von derem Entridhtung die Theil- 
nahme am Bürgerrechte ($ 5) abhängig gemacht 
werden. — Die Theilnahme an den Gemeinde» 
nutzungen [($ 50 Nr. 4)]°) fann außerdem von 
der Entrichtung einer jährlichen Abgabe und an— 
ftatt oder neben derjelben von Entrichtung eines 
Einfaufsgelde3 abhängig gemadjt werden, durch 
deren Entricdhtung aber die Ausübung des Bürger- 
rechted niemals bedingt wird. — Alle derartige 
Beigjlüjje bedürfen der Genehmigung der Re— 
gierung.®) Die mit dem Befige einzelner Grund— 
jtüde verbundenen oder auf fonjtigen beionde- 
ren Rechtstiteln beruhenden Nutungsrechte find 
den Beitimmungen dieſes Paragraphen nicht 
unterworfen. — Beamte, welche infolge dienft- 
licher Berjegung ihren Aufenthalt im Stadtbezirk 
nehmen], *) find zur Entrichtung des Einzugs— 
gelbes u. des Hausftandgeldes nicht verbunden?) 


1) Rh.: „Zum Nachweiſe“. 
2) Rh.. „genliat”. 
3) w. $ 51; Rh.: 6 48. 

4) Rh.: „Durd Beihluß der Stabtverorbneten:Berfamm:+ 


fung”. 

s) W.: „6 49, Nr. 4"; Rh.: „$ 46, Nr. 4*. 

*) w. u. Rh, folgt bier zunächſt der legte Sat diefes Par 
ragraphen:: „Beate, denen ıc.” 

) W.: „Beamte, denen infolge bienftlicher Verpflichtung 
ihr Aufenthalt in einem Stadtbezirk angemiejen if”. — Eh.: 
„Beamte und Geiſtliche, welden“ 

%) ©. jegt Gejeg vom 14. Mai 1860: 1. Die Bor: 
fhriften ın dem $ 52 der Städte-Drdnung für die öftlihen 
Provinzen der Monarchie vom 30. Mat 1853, in dem $ 51 
der Städleorbnung für die Provinz Weftfalen vom 19. März 
1856 und im $ 45 ber Stäbteordnung für bie Nheinprovinz 
vom 15. Mai 1356, wegen Erhebung eines Einzugsgeldes, 
eines Hausſtands⸗ oder Eintrittsgeldes u. eines Eintaufgeldes, 


°) W.: „ı1) eine öffentlih auszubängende Anlündigung und! werben hierdurch aufgehoben. An Stelle dejjelben treten nach⸗ 


Ausruf; 2) einmalige Befanntmahung durdy das Amushlatt 


der Regierung oder durch ein im Kreiſe ericheinendes Blatt“; fugt, auf Grund von 


ftebende Beſtimmungen. . Die Stadbtgemeinden find bes 
Gemeindebeihlüffen, welche die Gench- 


— Bh.: „ı)eine öffentlich auszuhängende Ankimbigung u. orts⸗ migung der Regierung erhalten haben, die Entrihtung von 


übliche Belanntmachung*; 2) wie W.2) 
») W. u. Rb.: „3)*. 
m) W, ir. Rh.: „4). 


Grotefend, Poliei-Perifon. 


1) Einzugsgeld bei 
Iter Srädte-Ordnungen), 2) Bürgerredhtögelb bei Erwerb des 


Erwerb der Gemeindeangehörigkeit ($ 3 


Bürgerrehts (5 5 a. a. D.), 3) Einfaufsgelb anftatt ober 
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53.') Soweit die Einnahmen aus bem,directen Gteuern,] *) oenn der Zujchlag entwede — 
täbtiihen Vermögen nicht Hinreihen, um die|fünfzig Procent der Staatöfteuern überjteigen 0»... 
durch das Bedürfniß oder die Berpflicht- nicht nad) gleichen Sätzen auf diefe Steuern ver- 
ungen ber Gemeinde erforderlichen Geldmittel]theilt werden joll. Zur freilafjung oder gerin- 
u beidhaffen, können die Gtadtverorbneten|geren tg | [Rh.: „der Gemwerbejteuer jomie“ 7 
die Aufbringung von Gemeindefteuern bejchlie-|der Testen Klaſſenſteuerſtufe bedarf es diejer Ge— 
en. — Dieje können bejtehen: I. In BZurinehmigung nicht; c) m Bufhläge zu den in. 
lägen zu ben Gtaatöfteuern, mwobei folgende directen Steuern.®) IL. In bejonderen directer 
Beſtimmungen gelten: 1) die Steuer für den ſoder indirecten Gemeinbdefteuern, welche der Ge 
Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht be-|nehmigung der Regierung bedürfen, wenn fie nen 
laftet werben; 2) bei [ben] ?) Zuſchlägen zur [W.jeingeführt, erhöht od. in ihren Grundfägen ver» 
u. Rh.: „Klaſſen- und“) Hafliieirten Eintommen« [ändert werben follen. — Bei befonderen Com 
jteuer muß [jedenfalld das außerhalb der Ge- |munal-Eintommenfteuern ift jedenfalld die sub 1: 
meinde belegene Grundeigenthum außer Bered-jerwähnte Beſchräukung maßgebend. Die kr 
nung bleiben]; ®) 3) [bie Genehmigung der Regier⸗ ſſtehenden directen Communal» Einfommenftener 
ung ift erforgerlih: a) für alle Zuſchläge zur werden einer erneuten Prüfung und Genehmig 
Einfommenfteuer; b) für Zuſchläge zu den übrigen|ung der Regieruug unterworfen. — [Zn den üßr 

_ die Erhebung von Communalfteuern zu erlajio 
den, von der Regierung zu genehmigenden Fe 
gulativen können Orbnungsitrafen gegen die Con- 
travenienten bis auf Höhe von 30 angeordnet 
a $ 54.°) Die Gemeinde kann durd 
Beſchluß der Stadtverordneten zur Leiſtung von 
Dienſten (Hand» u. Spanndienjten) behufs Aus 
führung von Gemeinde-Arbeiten verpflichtet wer- 
den; die Dienfte werden in Geld abgeichägt, die 
Vertheilung gejdieht [nad dem Maßitabe der 
directen Steuern.) ) — Abweichungen von diejer 
Vertheilungsart bedürfen der Genehmigung der 
Regierung. Die Dienſte fönnen, mit Ausnahme 
von Nothfällen, durch taugliche Stellvertreter ab- 
geleiitet oder nad) der Äbſchätzung an die Ge 
meindetafje gezahlt werben. r 53.°) [Die in 8 
zug auf die Behandlungen der Gemeindemwalb- 
ungen für die einzelnen Landestheife erlaffenen 
Gefehe und Bejtimmungen bleiben in Kraft, bis 
ihre Aenderung im gefeglihen Wege erfolgt jein 
wird.]®) [W.: „$ 55. Der Gemeinde» Einneh- 
mer wird von den Gtabtverordneten gewählt, 
welche auch die von bdenfelben, fowie von an- 
deren Gemeindebeamten zu leijtenden Cautioner 
zu beitimmen haben.“ Rh.: „$ 52, Der Ge 
meinde-Einnehmer wird von der Stadtverordneten- 
verjammlung gewählt, welche au die von dem- 
jelben, fowie von anderen Gemeindebeamten ze 
leiftenden Cautionen zu beftimmen hat. — Ti 
Dahl, fowie die Beftimmung der Caution des Ge- 
meinde-Einnehmers bebarf der Genehmigung der 
Auffichtsbehörde,“] 







































neben einer jährlichen Abgabe für die Theilnehmenden an den 
Gemeindenutzungen ($ 50, Nr. 4, $ 49, Nr. 4 und $ 46, 
Nr. 4 der betreffenden Stäbteordnumgen) anzuorbnen. 

[Einzugsgeld.] 55 3—5. [S. Gejeg vom 2. März 1867, 

1: Bom 1. Juli 1867 ab darf in ben Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Shhlefien, Pojen, Sahjen Weitfalen 
und in ber Nheinprovinz von Neuanziebenden ein Einzugs— 
oder Eintrittägeld oder eine fonftige befondere Communalab⸗ 

abe wegen "De Erwerbes der Gemeinbeangehörigfeit (ber 
liederlafjung an Orte), nicht mehr erhoben, auch fein Rüd: 
ftand einer folden Abgabe mehr eingeforbert werden.) 

(Bürgerretsgelb.] 8 6. In denjenigen Städten, in welchen 
ein Bürgerrechtögeld eingeführt ift, darf vor deſſen Berichtig- 
ung das Bir cht nicht ausgeübt werden. ftufungen ın 
dem Detrage der Abgabe find jtattbaft. — Wo zur Zeit ein 
Hausftandögeld erhoben wird, tritt bis zu andermweitiger Feſt⸗ 
jtellung das Bürgerrechtsgeld mit gleihem Betrage an deſſen 
Stelle. Die Verpflichtung zur Entrihtung befjelben tritt aber 
erjt mit dem Zeitpunfte des Erwerbes des Bürgerrechts ein. 
& 7. Das een ge barf innerhalb berjelben Gemeinde 
von Niemanden zweimal erhoben werden. Es gilt in dieſer 
Beziehung das biäherige Hausſtandsgeld dem Bürgerrechts— 

e —— — Die im $ 5, Wr. 3 und 4 genannten Per: 
onen find in den dort erwähnten fällen aud von der Ent- 
richtung des Burgerrechtsgeldes befreit. 

(Eintaufsgeb. 8. Die Berpflichtung p: Zahlung des 
Eintaufsgeldes, ſowie der demjelben entſprechenden * ichen 
Abgabe ruht, fo lange auf die Theilnahme an den 
— verzichtet wird. 

ſllgemeine a 8 9. Hinfihtlih der Verjähr⸗ 
ung und ber Reclamationen das Geich vom 18. Yuni 
1840, jedoch nur mit der Maßgabe Anwendung, daß die nicht 
zur Hebung geftellten Einzugs⸗ age oder Einkaufs: 

elder erſt — zwei Jahren nach Ablauf desjenigen Jahres, 
welchem die rg lichleit entſtanden ift, ver: 
jähren. — Das Geſetz vom 11. Juli 1822, ſowie die Cabi⸗ 
netsordre vom 14. Mai 1832 find auf die genannten Abgaben 
nicht anwendbar. RL Die auf Grund der aufgehobenen 
Paragraphen der Stäbteorbnungen erlaffenen oder älteren 
nod geltenden Regulative bleiben in Kraft, foweit fie den Be: 
ftimmungen dieſes Gefeges nicht widerſprechen. 8 11. Diefe 
Beitimmungen find auch im denjenigen Ortidaften (Fleden) 
ur Anmendung zu bringen, melde auf Grund des $ 1, Abf. 2 
er Stäbteordbnung vom 30. Wai 1853 eine der letzieren nad: 
gebildete Or afjung befigen, welche ihnen d Erhebung 
eines Einzugsgelües, oder Hausftandsgeldes, oder Einkaufs: 
geldes geitattet. 

ij W. 6 52; Rh. $ 49. 

2) fehlt in Rh. 

3) Rh.: „Derjenige Theil bes befteuerten Gefammteintom: 
mens, welcher aus außerhalb der Gemeinde belegenem Grund: 
eigenthum oder aus außerhalb belegenen gewerblichen Anlagen 
fließt und in der Gemeinde, wo das Grundeigentbum od. die 

erverblihen Anlagen liegen, einer bejonderen Gemeindebe⸗ 
— nach dem Eintommen unterworſen iſt, muß bis auf die 
Höhe biefes Steuerbetrags von ben Zuſchlaͤgen in der Ge— 
meinde des Wohnortes_freigelaffen werden. — Erreicht ber 
biernady freizulaffende Steuerbetrag eine Höhe, welche den in 
der Gemeinde des Wohnorts zu erbebenden Steuerzufchlägen 

—*5* oder dieſelben überfleigt, fo dürfen in dem legteren 
Sf läge nur von bemjenigen Tbeile der Hauptitener erhoben 
werden, welder auf das von ber andertweiten Gemeindebe: 
fteuerung befreite Einfommen fällt”. 


emeindes 


) W. u. Rh.: „3) die Genehmigung der Regierung if er 
—— für Bufhläge zu ben Bades Steuern”, * 
.t „8°, 


3) W. feblt. 
J W. dieſet Satz. Rh.:— „Gegen Uebertretungen der 
über die Erhebung von Tommunalfieuern zu erlaffenden res 
der Negierung zu genehmi n Regulative, Lönnen durch be 

fondere Berorbnung Strafen bis auj Höhe von 30 M vorge: 
fehen werden“. 

») W. $ 68; Rh. $ 50. 

*) W,. u. Rh.: „nad dem Mafiftabe der Gemeinde: Abgaben 
a in deren Ermangelung nad) dem VWlafiftabe der birecten 

teuern“, 

7W.$ 54; Rh. $ 51. 

* W.: „Bei Verwaltung der Gemeindewaldungen find bie 
Verordnung vom 24. Dec. 1816 und die in Gemäfibeit der» 
felben erlaffenen und zu erlaffenden Reglements zu 8 
Rh.: „Bei Verwaltung ber Gemeindewalbungen Im die Ber: 
ordnung vom 24. Dec. 1816 und bie in Gemäfbeit derielben 
erlaffenen Reglements zu beachten“. — ©. übrigens Wald: 
ungen. 
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jedod]?) auf Kündigung angenommen werben. ®) 
[Die von den Gemeindebeamten zu a. 
Cautionen beftimmt der Magiftrat nad) Anhör⸗ 
ung ber Stadtverorbneten-Berfammlung. In 
Städten bis zu 10,000 Einwohnern ($ 30, 2) 
lönnen die Geſchäfte des Gemeinde» Einnehmers 
nad) Vernehmung der Stadtverorbnetenverjamm« 
lung und mit Zuftimmung der Regierung den 
Kämmerer übertragen mwerden:]®) 8) die Ur- 
funden und Aeten der Stadtgemeinde aufzube- 
wahren; 8) Die Stadtgemeinde nad; Außen zu 
veriteten und Namens derjelben mit Behörden 
und Privatperjonen zu verhandeln, den Schriften» 
wechſel zu führen und die Gemeinde⸗Urkunden in 
der Urſchrift zu vollziehen. Die Ausfertigungen 
der Urkunden werden Namens der Stadtgemeinde 
bon, dem Biürgermeijter od. feinem Stellvertreter 
giltig unterzeichnet; [werden in denjelben Ver— 
pflidhtungen der Stadtgemeinde übernommen, jo 
muß no die Unterfchrift eines Magiftratsmit- 
gliedes Hinzulommen;]*) in Fällen, wo die Ge- 
nehmigung der Auffichtsbehörde erforderlich ift, 
muß diejelbe in beglaubigter Form der gedachten 
Ausfertigun beigefligt werden; 9) die ftädtijchen 
Gemeinde-Abgaben u. Dienite nad) den Geſetzen 
und Beſchlüſſen auf die Verpflichteten zu ver- 
theilen [und die Beitreibung zu — 
$ 57.°) Der Magiſtrat kann mur beſchließen, 
wenn [mindeftend die Hälfte, in Stadtgemeinden, 
welche mehr ald 100,000 Einwohner — mine 
dejtend ein Drittheil] ?) feiner Mitglieder zuge: 
gen ift. — Die Beſchlüſſe werden nad Stimmen- 
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit ift die 
Stimme des Vorfigenden entjcheidend. Den Bor« 
fig führt der Vürgermeifter oder fein Stellver- 
treter. Der Vorfigende ijt verpflichtet, wenn ein 
Beſchluß des Magiſtrats defien Befugniſſe über- 
ſchreitet, geſetz- od. rechtswidrig ift, das Staats- 
wohl oder das Gemein-Intereſſe verletzt, die 
Ausführung eines ſolchen Beſchluſſes zu bean⸗ 
ſtanden und die Entſcheidung der Regierung ein» 
zuholen. Der Veigeordnete nimmt aud) außer 
dem Falle der Stellvertretung an den Berhand« 
lungen und Beſchlüſſen theil. — Bei [Berath- 
ungen] ®) über folche Gegenftände, welche da3 
Privatinterefje eines Mitgliedes des Magiftrats 
oder feiner Angehörigen berühren, muß daffelbe 
ji der Teilnahme an der Berathung und Ab- 
ſtimmung enthalten, auch jih während der Be- 
rathung aus dem Sitzungszimmer entfernen. 
$ 58. [Der Bürgermeifter leitet u. beaufjichtigt 
den ganzen Geſchäftsgang der ftädtifchen Ver— 
weitung | ?) — [Sn allen Fällen, wo die vor- 


) W. feblt. 

2) Rh, feblt. 

3) W, feblt. 

$\ w Nee Hetetin Den) aufzufte 

>) W.: „die iften en) aufzuftellen und, nachdem 
fie vom Bürgermeifter boiifredbur erflärt find, die 33* 
ung zu verfügen. Die Hebeliſten müffen, bevor diefelben voll: 
ftredbar erflärt werben, einzelne Zage offen gelegt fein“. — 
Rh.: „die Hebeliften (Rollen) aufsufellen. vollftredbar zu ers 
flären unb die Beitreibung zu verfügen. Die Hebeliften 
müflen ıc.* 
2 Rh. fehlt $ 57. 


’) W.: „mebr als bie Hälfte”, 









































Titel V. 
Bon ben Geſchäften des [Magiftrats). *) 

$ 56.*) Der [Magiftrat] °) hat als Ortsobrig- 
feit und Gemeindeverwaltungsbehörde insbejon- 
bere folgende Geſchäfte: 1) d jege und Ber- 
ordnungen, jowie die Verfügungen der ihm vor- 
ejepten Behörden auszuführen; *) 2) die Be- 
Ötüfe ber Stadtverorbnetenverfammlungen vor⸗ 
zubereiten und, fofern er [fich mit denfelben ein- 
verſtanden erflärt], ®) zur Ausführung zu bringen. 
— [Der Magiftrat ift verpflichtet, die Zuftimm- 
ung und Ausführung zu verfagen, wenn von den 
Stadtverordneten ein Beſchluß gefaßt ift, welcher 
deren Befugniffe überjchreitet, gejet- oder recht3- 
widrig ift, das Staatswohl oder das Gemeinde- 
Intereſſe verlegt. In Fällen diefer Art ijt nad) 
den Beftimmungen im $ 36 zu ——— 
u und Rh.: „Dafjelbe gilt für den Fall, wenn 
er Magiftrat die Ernennung des gewählten Ein- 
nehmerd ($ 55, Rh. $ 52) beanftanden zu müſ⸗ 
fen —6 3) die ſtädtiſchen Gemeinde-Anftalten 
u verwalten und diejenigen, für welche befondere 

erwaltungen ur find, zu beauffichtigen; 
4) die Einkünfte der Stadtgemeinde zu verwal- 
ten, die auf dem Etat od, bejonderen Beichlüfjen 
ber [Stadtverordneten] ?) beruhenden Einnahmen 
und Ausgaben anzumweijen und dad Rechnungs» 
und Raffenmefen zu überwahen. Bon jeder 
regelmäßigen Kaſſenreviſion ift der Stadtverord- 
netenverjammlung Kenntniß zu geben, damit fie 
ein Mitglied oder mehrere abordnien fönnen, um 
diefem Geichäfte beizumohnen; bei außerordent- 
lihen Kafjenrevifionen [ift der Vorfigende oder 
ein von demſelben ein für allemal bezeichnetes 
Mitglied der Stadtverordnetenverfammlung zu- 
auziehen;] *) 5) das Eigenthum der Stadtgemeinde 
[zu verwalten]?) und ihre Rechte zu wahren; 6) 
die Gemeindebeamten, nadhdem die Stadtverord- 
neten darüber vernommen worden, !°) anzustellen 
und 1!) zu —— Die Anſtellung ſer— 
folgt], *2) ſoweit es ſich nicht um vorübergehende 
Dienftleiftungen Handelt, auf Lebenszeit; i5) [die- 
jenigen]**) Unterbeamten, welche nur zu meca- 
niſchen Dienftleiftungen beftimmt find, [fönnen 


1) Rh.: „Bürgermeifter*. 

2) Rh. 8 13. 

®) Rh.: „Bürgermeiiter”. 

“) Rh.: „und ben ganzen Gefhäftsgang bei der ftädtifchen 
Verwaltung zu leiten und zu beauffichtigen*. 

5) Rh.: „diefelben nicht fürmlich beanftandet”. 

Rh.: „Wenn von ber Stadtverorbneten-Berfammlung ein 
Beſchluß gefaßt if, welche deren Befugniffe überfchreitet, gejep: 
oder rechtswidrig ift, das Staatswohl oder das Gemeinde: 
Iutereffe verlegt, fo ift der Büirgermeifter verpflichtet, die Aus: 
führung des Beihluffes der Stadverordneten : Berfammlung 

u beanftanden, und wenn diefe bei mehrmaliger Beratbung 
ei ihrem Beichluffe beharrt, die Entſcheidung der Auffichtsbe: 
hörde einzuholen“. 

?) Rh.: „Stabtverordnneten-Berfammlung*. 

%) Rh.: „Tann ein Mitglied der Stadverorbneten-Berfamm: 
lung zu en werden“ 

®) Rb.: „Die Gemeinde in Proceffen zu vertreten“. 

*) Rh.: „und binfichtlic der Polizeibeamten die nah $ 4 
des Gefeges über die Poligei-Berwaltung yom 11. März 1850 
—— Beitätigung der Auffichtsbehörde eingeholt wor: 

i 


") W. u. Rh.: „diefelben, einfchlieflih des Gemeindeein: 
nebmer& (W. $ 55; Rh. $ 52). 
2) Rh.: „fann“. 
Rh.: „erfolgen“. 
“) W.: „bod önnen diejenigen*®. 
68* 
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herige Beſchlußnahme durch den Magiſtrat einen genheiten einen vollſtändigen Bericht zu erſtatten. 


nachtheiligen Zeitverluſt verurſachen würde, muß 


ag und Stunde werden wenigſtens zwei Tage 


der Bürgermeiſter die dem Magiſtrat obliegenden vorher in der Gemeinde bekannt gemacht. $ 62.5) 


Geſchäfte vorläufig allein beforgen, jebocdy dem|Der Bürgermeiſter hat nach näherer 


eftimmung 


legteren in der nächiten It behufs der Bes|der Gejege folgende Geichäfte zu bejorgen: I. Wenn 


ftätigung od.anderweitigen 


eihlußnahme Bericht |die Handhabung der Ortspolizei nicht königlichen 


erftatten. — Zur Erhaltung der nöthigen Dis-| Behörden übertragen ift: 1) die Handhabung der 


ciplin fteht dem Bürgermeifter das 
den Gemeindebeamten Gelbbußen bis zu 9 M 
und außerdem den unteren Beamten Arreititra- 
fen bis zu drei Tagen aufzulegen (ßß 15, 19 u. 
20 des Gejehes v. 21. Juli 1852)]) 8 59.°) 
Bur dauernden Verwaltung oder Beauffihtigung 
einzelner Gejchäftszweige, ſowie zur Erledigung 
vorübergehender Aufträge können befondere De- 
putationen entweder bloß [au8 Mitgliedern des 
Magijtrats, oder aus Mitgliedern beider Ge- 
meindebehörben]?), oder aus legteren und aus 
ftimmfähigen Bürgern gewählt werben. [Bur 
Bildung gemifchter Deputationen aus beiden 
Stadtbehörden iſt der übereinftimmende Beſchluß 
beider erforderli.] %) — Zu diejen Deputationen 
und Commiifionen, welche übrigens in allen Be- 
ziehungen dem Magiftrat®) untergeordnet find, 
werden die Stadtverordneten und ftimmfähigen 
Bürger von der Stabtverordnetenverfammlung 
ag [die Magijtratsmitglieder dagegen von 
em Bürgermeifter ernannt, welcher auch unter 
legteren den Vorfigenden zu bezeichnen hat].*) — 
Durch ftatutarische Anordnungen können nad den 
eigenthümlihen örtlihen Verhältniſſen befondere 
Feftfegungen über die Zufammenjegung der blei- 
benden Berwaltungsdeputationen getroffen wer- 
den. $ 60.°) [Städte] *) von [größerem] ?) Um« 
fange oder von [zahlreicherer]!°) Bevölkerung 
werden von dem Magijtrat [nad —— der 
Stadtverordneten] *!) in Ortsbezirke [getheilt]. "%) 
— Jedem Bezirke wird ein Bezirfövorfteher vor- 
gefegt, welcher von den Stadtverordnieten aus 
den jtimmfähigen Bürgern des Bezirkes auf 6 
Jahre erwählt und vom Magiftrat !®) beftätigt 
wird. In gleicher Weife wird für den Fall der 
Verhinderung des ei aha ein Gtell- 
vertreter defielben angejtellt. — Die Bezirkövor- 
fteher find Organe des [Magiftrats] ) u. ver- 
pflichtet, feinen en. Folge zu leiſten, 
ihn namentlich in den örtlichen Geſchäften des 
Bezirkes zu unterſtützen. 1.5) Jedes Jahr, 
bevor ſich die Stadtverordnetenverjammlung mit 
dem Haushaltsetat bejchäftigt, hat der Magiftrat 
in öffentliher Sitzung * über die Ver— 
waltung und den Stand der Gemeinde-Angele- 


1) Rh. fehlt. 

2) Rh, $ 54. 

>) Rh.: „aus Stabtverorbneten“, 

4) Ru. fehlt. 

®) Rh.: „Bürgermeifter“. 

%) Rh.: „Den Borfig führt der Bürgermeifter ober der von 
ihm bierzu beauftragte Beigeorduete“. 

7 55 


) .% 55. 
») W. und Rh.: „Alle Stabtgemeinben’. 
) W. nnd Rh.: „grofem”. 
ablreicher‘ 
1) Rh.: „nachdem 
men worden find“, 
2) W.und Rh.: „eingetbeilt* 
") Ru.: „Bürgermeiiter‘. 
“) Ru.: „Bürgermeifters‘', 
») Rh. $ bi. . 


echt zu, Orispolizei; 2) die VBerrichtung eines Hilfsbeam- 


ten ber gerichtlichen Polizei; 3) die [Berricht- 
ER ?) eine Polizeianwaltes, vorbehaltlich der 
Bejugniß der Behörde, in den Fällen 2 und 3 
andere Beamten mit diefen Gefchäften zu beauf- 
tragen. — Dem Bürgermeifter am Sige eines 
Gerichte kann die Vertretung der Polizeian- 
waltihaft bei dem Gerichte auch für die übrigen 
Gemeinden des Gerichtöbezirkes [gegen angemej- 
jene Entſchädigung übertragen werden, in deren 
Hinficht nähere Beitimmungen vorbehalten blei- 
ben).®) II. Alle örtlihen Geſchäfte der Kreis, 
Bezirlös, Provinzial- und allgemeinen Staats 
verwaltung, namentlih auch das Führen der 
Perjonenftandöregijter, jofern nicht andere Be— 
hörden dazu bejtimmt find, [Rh.: „Mit Führ- 
ung der Perſonenſtandsregiſter fönnen durch die 
Behörde audy andere Gemeindebeamten beauftragt 
werden.*] — [Einzelne diefer unter I und II er- 
wähnten Geſchäfte fönnen mit Genehmigung der 
Regierung einem anderen Magiftratöwmitgliede 
übertragen werden.]*) [$ 63. In Betreff der 
Befugniß der Stadtbehörden, ortöpolizeiliche Ber 
ordnungen zu erlaffen, kommen bie darauf be- 
züglihen Gejege zur AUnmwendung.] °) 
Titel VI 
Bon ben Gehältern und Penfionen. 


$ 64°) Der Normaletat aller Befoldungen 
wird von dem [Magiftrat]?) entworfen und von 
[den Stadtverordneten]®) feitgejegt. — Iſt ein 
Normal» Bejoldungsetat überhaupt nit od. nur 
jür einzelne Theile der Verwaltung feitgeftellt, 
jo werden die in folder Weiſe nicht vorgejehenen 
Bejoldungen vor der Wahl feftgefegt. — Hin- 
ihtli der Bürgermeifter u. der bejoldeten [Ma- 
gijtratsmitglieder]?) unterliegt die Feftfegung der 
Bejoldungen in allen Fällen der Genehmigung 
der Regierung. Die Regierung ijt ebenjo befugt 
als verpflichtet, zu verlangen, daß ihnen die zu 
einer zwedmäßigen Verwaltung angemefjenen Be- 
joldungsbeträge bewilligt werden. — Den Bei: 
geordneten, [injofern]!°) FH nicht eine Bejold- 
ung bejonder3 beigelegt ijt [$ 31]!!), können meit 
Genehmigung der Regierung fefte Entihädigungs- 
beträge bewilligt werden. [Schöffen u.]2) Stadt- 


i) Rh. $ 57, 

?2) W. und Rh.: „Berrichtungen‘“. 

) Rh.: „übertragen werden. Bürgermeifter, wie au 
andere Beamte, denen die Wahrnehmung der Polizeianmalt: 
ſchaſt bei den Gerichten obliegt, erhalten von den Gemeinden 
bes Polizeigerihtsbezirts, melde im Uebrigen nicht zu ihrem 
Amtsbereih gehören, eine buch die Regierung feitzufegende 
verbältwißmärige Entihädigung‘. 

+) Ih. fehlt. 

>) Rh. feblt. 

6) Kh. $ 58. 

) Rh.: „Bürgermeifter”. 

*) Rh.: „Der Stadtverordneten⸗Verſammlung“. 

9) Rh.: Beigeordneten“. 

vr W. und Ru.: „fofern, 

1) Rb.: „15 30) 

12) Rh. fehlt. 
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verordnete erhalten weder Gehalt noch Remune- ‚Etat geführt werbe. — Ausgaben, welche außer 


ration, und ift nur die Vergütung baarer Aus⸗ dem 
Tagen zuläjfia, welche für fie aus der Ausricht-| Genehmigung der [Stadtverordneten].*) 
8 65.) Den?)|Die Gemeinde-Abgaben und die Geldbeträge der 


ung von Aufträgen entitehen. 


at geleiftet werben jollen, bebürfen der 
8 68.%) 


Bürgermeiftern und [dem befoldeten Mitgliedern |Dienfte ($ 54)°), ſowie die [Abgaben für die 


des 


agiftrats]®) find, fofern nicht mit Geneh- | Theilnahme an ben Nußungen ($52)]*) u. die fon» 


migung der Regierung eine Vereinbarung mwegen|ftigen Gemeindegefälle werden von den Säumigen 


der Benfion getroffen ift, bei eintretender Dienſt⸗ 
unfähigfeit, od. wenn fie nach abgelaufener (Wahl⸗ 
eriode]*) nicht wieder gewählt werben, folgende 
enfionen zu gewähren: 

/, de3 Gehalts nad) Gjähriger Dienftzeit, 
Yan „ 12 

a sn " [u „4 " " 
— Die [auf Lebenszeit angeftellten bejoldeten 
Gemeindebeamten]?) erhalten, infofern nicht mit 
[dem]®) Beamten ein Anderes verabredet wor- 
den ijt, bei eintretender Dienftunfähigfeit Benfion 
nad) denfelben Grundfäßen, welche bei den un« 
mittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung fom- 
men. — Ueber die Benfionsanfprüde der Bür- 
germeifter, der bejoldeten [Magiftratömitglieder 
und]?’) übrigen bejoldeten Gemeindebeamten ent- 
ſcheidet in ftreitigen Fällen die Regierung. Ge- 
gen den Beichluß der Negierung, ſoweit Derjelbe 
ſich nicht auf die Thatſache der Dienftunfähigkeit 
oder darauf bezieht, melcher Theil des Dienit- 
einfommens als Gehalt anzufehen ſei, findet die 
Berufung — Entſcheidung ſtatt. Un- 
geachtet der Berufung ſind die —— Be⸗ 
träge vorläufig zu zahlen. — Die Penſion fällt 
fort od. ruht infoweit, als der Penfionirte durch 
anderweitige Anftellung im Stant3- oder Ge- 
meindedienite ein Einftommen od. eine neue Pen- 
fion erwirbt, welche mit Zurechnung der erjten 
Benfion fein früheres Einlommen überfteigen. 


Titel VIL 
Bon dem Gemeindehaußhalte, 


$ 66.°) Ueber die Ausgaben, Einnahmen und 
Dienfte, welche fid) im Voraus bejtimmen laſſen, 
entwirft der [Magiftrat] ?) jährlich, jpäteftens im 
[October]'°) einen Haushalt3etat. [Mit Zuftimm- 
ung der Stadtverordneten Tann die Etatöperiode 
bis auf 3 Jahre verlängert werden] 4) — Der 
Entwurf wird 8 Tage lang, nad) vorheriger Ber- 
fündigung, in einem ober mehreren von dem 
ee 18) zu beftimmenden Zocalen zur Ein» 
icht aller Einwohner der Stadt offen gelegt und 
alsdann von [dem — — as) feſtgeſtellt. 
Eine Abſchrift des Etats wird ſofort der Auf— 
ſichtsbehörde eingereicht. F67.0) Der [Magiftrat]?5] 
hat dafür zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem 

Rh 


j .$ 59. 

3 WV. und Rh.: („nicht auf Lebenszeit angeſtellten“) 

2) Rh.: — Beigeordneten. 

) Rh.: „ ftperiode‘, 

2) W. und Rh.: „bie befoldeten Gemeindebeamten, welche 
auf Lebenszeit angeftellt find”. 

*%) W. und Rh.: „ben“ 


7) Rh.: „Beigeorbneten und ber, 

®) Rh. $ 60. 

) Bh.: „Bürgermeifter‘. 
W.: „September; Rh.: „November, 

1) Rh, feblt. 

Rh.: — 

— —* tabtverorbneten:Berfammlung“, 
. $ 61. 

Rh.: „Bürgermeifter. 


” * 


u 
15 


im Gteuer-Erecutionöwege beigetrieben. $ 69.°) 
Die Jahresrechnung ift von dem Einnehmer vor 
dem 1. Mai®) des folgenden Jahres zu Tegen 
und dem [Magiftrat]?) einzureichen. Diejer hat 
die Rechnung zu vevidiren und ſolche mit feinen 
Erinnerungen und Bemerkungen [der Stabtver- 
ordneten]®) zur Prüfung, Feitftellung und Ent- 
laftung vorzulegen. [W. „Nach erfolgter Feit- 
ſetzung der Rechnung wird diejelbe während 14 
Tagen zur Einſicht der Gemeindeglieder offen» 
gelegt.] $ 70.9) Die Feititellung der Rechnung 
muß vor dem 1. [October]!°) bewirkt fein. — 
Der [Magiftrat]*?) hat der Auffichtsbehörde jo- 
fort eine Ubjchrift des Feititellungsbeichlufjes vor» 
zulegen. — Durch jtatutarifche Anordnungen kön⸗ 
nen auch andere Friften als vorjtegend für die 
Legung und —— der Rechnung beſtimmt 
feſtgeſetzt werden. 8 71.) Ueber alle Theile 
des Vermögens der Stadtgemeinde Hat der [ Ma» 
gijtrat] 3) ein Lagerbud zu führen. Die darin 
vorlommenden Veränderungen werden [den Stadt» 
verordneten]**) bei der Rechnungsabnahme zur 
Erflärung vorgelegt. 


Titel VIIL 

1. Städte -DOrdnung für die 6 dftlihen, 
Provinzen und für Weſtfalen. 

Bon der Einrichtung der ftädtifchen BVerfafjung 

ohne collegialiichen Gemeindevorftand [für Städte 

welche nicht mehr als 2500 Einwohner haben).) 


$ 72. In Städten [von nicht mehr ald 2500 
Einwohnern kann auf Antrag der Gemeindever- 
tretungj*®) unter Genehmigung ber Regierung bie 
Einrichtung getroffen werden, daß [1) die Bat 
der Stadtverordnieien bi3 auf 6 vermindert und 
2)]'”) ftatt des Magiftrat3 nur ein Bürgermeifter, 
welcher den Borfik in der Stadtverordnetenver⸗ 
fammlung mit Stimmrecht zu führen Hat, und 
2 oder 3 Schöffen!‘), welche den Bürgermeifter 
zu unterftügen und in Berhinderungsfällen zu 
vertreten haben, gewählt werden. $ 73. Wird 


I 

—385 

>») W.: „($ 53); Rh.: 

%W.: („5 51)"; Rh.: 
gelber ($ 8)". 

») Rh. $ 63 


6) Rh.: „1. Juni”. 

7) Rh.: „Bürgermeifter”. 

8) Rh.: „ber Stadverordneten⸗Verſammlung. 

) Rh. $ v4. 

») W. und Rh.: „September“. 

1) Rh.: „Bürgermeifter”. 

12) Rh. $ 65. 

2») Rh.: —— 

“) Rh.: „ber Stabtverorbneten-Berfammlung®. 

15) W. feblt. j 

“) W.: „wo die Gemeinbevertretung durch einen, nach zwei 
mal, mit einem Zwiſchenraum von 863 acht Zagen,vor 
enommener Beratung zu faffenden Beſchluß darauf anträgt 


1) W. fehlt. 
ss) W.: „reip. ein Beigeorbneter". 


Rh.: „Stabtverorbneten:Berjammlung”. 
2 


Ai 
[23 


50)". 
1* Eintritts⸗ u. Eintaufs⸗ 
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eine Einrichtung pr Maßgabe der Beitimmung ; Berfammlung gewählt. Auch kann die Wahl des 
unter 2 in$ 72?)]?) getroffen, jo gehen alle Rechte Bürgermeifterö und ber bejoldeten Magijtrats- 
und Pflichten, melde in den Vorſchriften der |perjonen auf Lebenszeit erfolgen. — Alle 3 Jahre 
zit. I bis VII dem Magiftrat —— ſind, ſcheidet die Hälfte der Schöffen aus und wird 
auf den Bürgermeiſter mit denjenigen Modifi- durch neue Wahlen erſetzt. Die das erſte Mal 
cationen über, welche ſich ald nothwendig daraus Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. 
ergeben, daß der Bürgermeiſter zugleich ftimm-|Die Ausjcheidenden können wiedergewählt wer⸗ 
berechtigter Vorfigender der Stabtverorbnetenver» |ben. Wegen ber außergewöhnlichen Erſatzwahlen 
ſammlung ift.2) Demjelben fteht infonderheit ein |findet die Beftimmung im $ 20 Anwendung. 
Recht der Zuftimmung zu den Beirhlüfien deri$ 71. Die len aller Magiftratämitglieder 
Stadtverordneten nicht zu; er ift aber in den im bedürfen der Beltätigung, wobei die im $ 32 
zweiten Sae unter 2 des $ 56 bezeichneten Fäl-|hinfichtlih der Bürgermeifter und Beigeorbneten 
len die Ausführung der Beſchlüſſe der Stadtver- [enthaltenen Borfhriften aud Hier Anwendung 
ordnetenverjammlung zu beanftanden und, wenn]finden, jedod in Bezug auf die übrigen befolde- 
dieje bei nochmaliger Berathung bei —— Besiten Magiſtratsmitglieder und die Schöffen mit 
ſchluſſe beharrt, die Entſchei ung der Regierung|ber Maßgabe, daß deren Beftätigung bezw. Er- 
einzuholen verpflichtet. Im Uebrigen finden bei ſnennung in allen Städten ohne Unlerſchied der 
den Städten, welche die gedachte Einrichtung an-| Größe der —— zuſteht. 8 72. Die Stabt- 
genommen haben, die Borjchriften der Tit. I Bid |verorbnneten- Verfammlung wählt jährlich einen 
VII gleichfalls, jedod mit der Mafgabe An-|Vorfigenden, jowie einen Stellvertreter defjelben 
wendung, daß die Schöffen zugleich Stadtver-Jaus ihrer Mitte. Doc kann aud die Stelle 
ordnete jein fünnen, [und daß es genügt, wenn des Schriftführers ein von der Stadbtverorbneten- 
die Beichlüffe der Stadtverordnetenverfammlung |Berfammlung nicht aus ihrer Mitte gewählter, 
($ 47) nur von dem Vorfigenden und einem Mit-|in öffentlicher Sitzung La > von dem Bürger 
gliede unterzeichnet werben.?) meijter vereideter Protofollführer vertreten, — 


i Khto, Diefe Wahl erfolgt in dem $ 31 vorgejchriebenen 
2. Rheiniſche Stäbte-Drbnung. Verfahren. — Der Magiftrat wird — allen Ver 


Bon ber Einrichtung der ftäbtiihen Verfaffung | jammlungen unter Anzeige des Gegenftandes der 


mit collegialiihem Magiftrat. 


Berathung eingeladen und kann ſich Durch Age 


8 66. In Städten, wo die Gemeindevertret- |orbnete vertreten laſſen. Die Stadtverorbneten 
ung durch einen, nad) zweimal, mit einem Bwi-|fönnen verlangen, daß Abgeordnete des Mas 
ihenraume von mindejtend 8 Tagen, vorgenom-|giftrat3 dabei anmwejend find. — Der Magiftrat 
mener Berathung zu fallenden Beihluß daraufjmuß gehört werben, fo oft er es verlangt. 
anträgt, fann unter Geuehmigung der Negier-|$ 73. Dem Magiftrat müfjen alle Beſchlüſſe der 
ung die ftädtiiche Verfaſſung mit ug Sigi Stadtverorbneten-Berfammlung mitgetHeilt wer- 


ag welcher die Obrigfeit der 
die 


tadt ift,|den. 8 74. Die in 8$ 5, 6, 13, 18, 19, 20, 
tädtiſchen Gemeindeangelegenheiten verwaltet|21, 26, 41, 53, 55, 56, 60, 61, 63, 64 und 80 


und an der Vertretung ber u Theil[bezeichneten Rechte und Pflichten des Bürger- 


nimmt, eingerichtet werben. F 67. Wirb eine 
Einrichtung diefer Art getroffen, fo finden die 


Vorſchriften der Titel I bi8 VII mit folgenden| Maßgabe, daß Alinea 2 Nr. 2 8 53 in —* 


Modificationen Anwendung: 8 68. Der Magiſtrat 
beſteht aus bem Bürgermeijter, einem Beigeord» 
neten od. zweiten Bürgermeifter al3 deſſen Stell- 
vertreter, einer Anzahl von Schöffen (Stabträthe, 
Rathöherren, Rathömänner), und, wo bad Be- 
bürfniß es erfordert, noch aus einem ober meh- 
reren befoldeten Mitgliedern (Syndicus, Käm- 
merer, Schulrath, Baurath zc.). — Es gehören 


meijterd gehen unter der Geſchäftsleitung Seitens 
des Lebteren auf den Magijtrat über, mit der 


fommt, daß auch hier die Nusfertigungen der 
Urkunden (Nr. 8 $ 53) Namens der Gtadtge 
meinde von dem Bürgermeifter od. feinem Stel» 
vertreter giltig unterfchrieben werden, ferner daß 
die Beihlüffe der Stabtverorbnetenverfammlung 
in allen Angelegenheiten, bei denen nad) dem 
ir dem Magijtrat die Ausführung zufommt, 
der Zuftimmung bed Leßteren bedürfen. Diefer 


zum Magijtrat: in Stadtgemeinden: von weniger| Zuftimmung bedürfen auch die von der Stadt 


al3 10,000 Hain 2 Schöffen, von 10,000 
bi3 20,000 Einwohnern 4 Schöffen, von 20,000 
u. mehr Einwohnern 6 Schöffen. — Durch fta- 
tutarifche Anordnungen können abweichende Feſt⸗ 
fegungen über die Zahl der Magiftratsmitglieder 
getroffen werben. F 69. Bu den Berjonen, welche 
nicht Magiftratöperjonen jein können ($ 29) ge- 
hören auch die Stadtverorbneten. $ 70. Außer 
dem Bürgermeifter werden die übrigen befoldeten 
Magiftratsmitglieder ebenfalls * 12 Jahre, 
dagegen die unbeſoldeten Beigeordneten und die 
Schöffen auf 6 Jahre von der Stabtverordneten- 


1) W., „biefen Art ($ 72)”. 
2) Diefe Modififationen find bereits oben zu ben Titeln 

I bis . rn der Rheiniſchen Städte-Orbnung angegeben. 
) W. fehlt. 


verorbnetenverfammlung nad) $ 19 und 44 ge 
ri Beichlüffe wegen Feititellung der Lifte der 
timmfähigen Bürger und wegen Abfafjung ber 
Geſchäftsordnung. — Berfagt der Magiftrat die 
Zuſtimmung, jo hat er die Gründe der Verfag- 
ung der Stadtverorbneten»Berfammlung mitzu- 
theilen. Erfolgt Hierauf feine Berftändigung, zu 
deren Herbeiführung ſowol von dem Magiſtrate 
als der Stadtverorbneten-Verfammlung die Ein- 
fegung einer gemeinfchaftlihen Commiſſion ver- 
langt werden Kann, jo iſt die Enticheidung der 
Regierung einzuholen. — Der Magijtrat ift ver« 
pflichtet, die Zuftimmung und Nusführung zu 
berfagen, wenn von der Stabtverordneten« Ver⸗ 
fammlung ein Beſchluß gefaßt ift, welcher deren 
Befugniß überjchreitet, gejeg- oder rechtswidrig 








% GStädteverfafjung. 
iſt, das Staatswohl od. das Gemeinde⸗Intereſſe 
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verpflichtet, eine unbeſoldete Stelle in der Ge— 


verlegt. — Einzelne der in $ 57 unter I u. II meindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen, 
erwähnten Gejhäfte des VBürgermeifterd Tönnen |jowie eine angenommene Stelle mindeftens drei 


mit 
Magiftratsmitgliede übertragen werben. 


enehmigang der Regierung einem andern Jahre lang zu verjehen. — 
$ 75.|zur früheren Niederlegung einer ſolchen 


ur Ablehnung od. 


telle 


Der Magiftrat kann nur befchließen, wenn mehr berechtigen nur folgende Entihuldigungsgründe: 
ala die Hälfte feiner *58* zugegen iſt. —|1) anhaltende Krankheit; 2) Geſchäfte, die eine 


Die Beſchlüſſe werden na 


faßt. Bei Stimmengleichheit ift die Stimme des bringen; 3) ein Alter über 60 Jahre; 4 
Vorfigenden enticheidend. Den Borfig führt ber/früher ftattgehabte Verwaltung einer —8* 


Bürgermeiſter oder ſein Stellvertreter. — Der 
Vorſitzende iſt verpflichtet, wenn ein Beſchluß 
des Nagiſtrats deſſen Befugniſſe überſchreitet, 
geſetz- od. rechtswidrig iſt, das Staatswohl od. 
das —— — verletzt, die Ausführung 
eines ſolchen Beſchluſſes zu beanſtanden und die 
Entſcheidung der Regierung einzuholen. — Der 
Beigeordnete nimmt auch außer dem Falle der 
Stellvertretung an den Verhandlungen und Be— 
ihlüffen Theil. Bei Berathungen über jolde 
egenftände, welche das Privat » Intereffe eines 
Mitgliedes des Magiftrat3 od. feiner Angehöri- 
gen berühren, muß baffelbe fi der Theilnahme 
an der Berathung und Abſtimmung enthalten, 
auch ſich während der Berathung aus dem Sitz— 
ungszimmer entfernen. : 76. In allen Fällen, 
wo die vorherige Beihlußnahme durch den Ma: 
giftrat einen nadhtheiligen Zeitverluft verurſachen 
würde, muß ber Bürgermeifter die dem Ma— 
giftrate obliegenden Geſchäfte vorläufig allein be- 
jorgen, jedoch dem Letzteren in der nädjiten Siß- 
ung, behufs der Beftätigung oder andermweiten 
Berhlußna me, Bericht erjtatten. $ 77. Zur 
dauernden Verwaltung oder Beauflihtigung ein 
zelner Geſchäftszweige, fowie zur Erledigung 
vorübergehender Aufträge können bejondere De- 
putationen entweder bloß aus Mitgliedern des 
Magiftrats, oder aus Mitgliedern beider Stabt- 
behörden, od. aus Tetteren u. aus ftimmfähigen 
Bürgern gewählt werden. Zur Bildung — 
ter Deputationen aus beiden Stadtbehörden iſt 
ein übereinſtimmender Beſchluß beider erforder— 
lich. — Bu dieſen Deputationen und Commiſſio- 
nen, welche übrigens in allen Beziehungen dem 
Magiftrate untergeordnet find, werden die Stabdt- 
verordnieten und ftinımfähigen Bürger von der 
Stabtverorbneten-Berfammlung gewählt, die Ma— 
giitratömitglieder Dagegen von dem Bürgermeifter 
ernannt, welcher — unter den Letzteren den 
Vorſitzenden zu bezeichnen hat. F 78. Schöffen 
erhalten weder Gehalt noch Remuneration, und 
ift fur die Vergütung der baaren Auslagen zu- 
fäffig, welche für fie aus der Ausrichtung von 
Aufträgen entſtehen. — Die Beitimmungen in 
85 53 und 59 und Hinfichtlich ber Gehälter und 
Penfionen der Bürgermeifter u. bejoldeten Bei- 
eordneten finden aud auf die übrigen bejoldeten 
itglieder de Magijtrat3 Anwendung. 


Titel IX. 


Bon der Verpflichtung zur Annahme von Stellen 
und von dem Ausſcheiden aus denjelben wegen 
Verluftes des Bürgerrechts. 


8 74.9) Ein jeder ſtimmfähiger Bürger iſt 


’) Rh. $ 79. 


Stimmenmehrheit ge- | häufige oder lange dauernde Abweſenheit mit ſich 


die 


ten Stelle für die nächften 3 Jahre; 5) die Ver- 
waltung eine anderen öffentlichen Amtes; 6) 
ärztliche [und]?) wundärztlihe Praris; 7) jon- 
ftige bejondere Verhältnifje, welche nad) dem Er» 
mefjen der Stadtverorbneten-Berfammlung eine 
giltige Entſchuldigung begründen. — Wer fi 
ohne einen diefer Entäuldigun Sgründe weigert, 
eine unbejoldete Stelle in der Gemeindevertwalt« 
ei. oder Vertretung anzunehmen oder die noch 
nidt 3 Jahre lang verjehene Stelle ferner zu 
verjehen, ſowie Derjenige, welcher ſich der Ver— 
waltung folder Stellen khatſächlich entzieht, Tann 
durch Beſchluß der [Stadtverordneten] ?) auf 3 
bis 6 Jahre der Ausübung de3 Buͤrgerrechts 
verluftig erflärt und um ein Achtel big ein Vicr- 
tel ftärter zu den directen Gemeindbeabgaben her- 
— werden. Dieſer Beſchluß bedarf der 
Beltätigung der Aufſichtsbehörde ($ 76).9 8 75.*) 
Wer eine dad Bürgerrecht vorausjegende Stelle 
in der Verwaltung oder Bertretung der Stabdt- 
gemeinde befleidet, ſcheidet aus berjelben aus, 
wenn er bed Bürgerrechts verluftig geht; im 
Falle des ruhenden Bürgerrechts tritt Die Sus- 
penſion ein ($ 7). — Die zu den bleibenden Ver— 
waltung3-Deputationen gewählten ftimmfähigen 
Bürger [$ 59]°) und andere von der Stadtver- 
ordnetenverfammlung auf eine bejtimmte Zeit 
gewählten unbejoldeten Gemeindebeamten [zu 
denen jedoch die Schöffen nicht zu rechnen findfe) 


- |fönnen [duch einen übereinftimmenden Beſchluß 


des Magiftrat3 und der Stadtverorbneten]”) auch 
vor Ablauf ihrer Wahlperiode von ihrem Amte 
entbunden werben. 


Titel X, 
Bon der Oberauffiht über die Stadtverwaltung, 


76.%) Die Auffiht des Staated über die 
ſtädtiſchen Gemeinde-Angelegenheiten wird, ſoweit 
—— durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes ein 
Anderes ausdrücklich beſtimmt iſt [von der Re— 
ierung, in den höheren Inſtanzen von dem 

berpräſidenten und dem Miniſter des Innern 
ausgeübt. Beſchwerden über Entſcheidungen in 
Gemeinde-Ungelegenheiten müſſen in allen In— 
ftanzen innerhalb einer Präclufivfrift von vier 
Wochen nah der Zuftellung oder Belanntmad- 
ung der Entiheidung eingelegt werben, injofern 
nit die Einlegung des Rekurſes durch dieſes 


iy W. und Rh.: „ober, 

2) Rh.: „Stadtverordneten · Verſammlung. 

) Rh.: „($ 81)*. 

4) Rh. & 80. 

) Rh. feblt. 

—33 A dem Bü fier in Uebereinſtimmung mit 
) Rh.: „von rgermeifter in Uebere 

ber — * 
) Rh. $ 81. 


1080 GStädteverfaffung. 
4 an eine andere Friſt gefnüpft ift (5 20).Y);unb alle anderen bejolbeten und unbeſoldeten 
5 .2) Wenn die Stadtverordnieten einen Be-| Gemeindebeamten, jowie die Mitglieder des Ge 
Muß gefaßt Haben, welder deren Befugniſſe meinderaths, diefe ald Stadtverorbnete, verblei 
erſchreitet, geſetz oder rechtswidrig ift, oder ben jedoch in ihren Stellen bis zum Ablauf dx 
das Staatswohl verletzt, fo ift die Auflichtöbe-| Veriode, für welche fie gewählt worden find, ı 
hörde ebenjo befugt ala verpflichtet, den VBorjtand |behalten, joweit fie eine bejoldete Stelle bell«- 
der Stadtgemeinde zur vorläufigen Beanftand-|den, ihre bisherigen Bejoldungen und Penfior:- 
ung der Ausführung zu veranlaffen. Diefer Hatjanjprüde. $ 83. In Städten, wo die Einfür 
hiervon die Stadtverordneten zu benachrichtigen ung der Gemeindeordnung vom 11. März 1: 
und über den Gegenjtand bed Beſchluſſes jotort|bis zur Einſetzung des Gemeinderath3 gekder 
an die Regierung zu berichten. Die Regierunglift, bleiben die Mitglieder befjelben in m 
hat fodann ihre Entjheidung unter Anführung| Stellen als Stadtverordnete bis zum Ablauf ir 
der Gründe zu geben. 878.) Wenn die Stadt-| Periode, für welche fie gewählt worden find, ın 
verordneten es unterlafjen oder verweigern, die Uebrigen ijt ſowol dort, al3 in allen andern 
der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiftungen| Städten, für welche diefe Städteordnung nod go 
auf den Haudhaltsetat zu bringen oder außer-|geben ift ($ 1), nach den Vorſchriften derjelte 
ordentlich zu genehmigen, fo läßt die Regierung, |mit der Einführung der ſtädtiſchen Verfaffung ı 


unter Anführung des Geſetzes, die Eintragung] Berwaltung zu verfahren. 


8 84. Die jeither 


in den Etat von Amtöwegen bewirken oder Ag gen nicht gewählten und nicht ausbrüdlic «x 


bezw. die außerordentliche Ausgabe feft.*) 
Durch Königliche Verordnung auf den 
des Staatsminiſteriums Tann eine Stadtverord— 
netenverfanmlung aufgelöft werden. — Es ift 
fodann eine Neuwahl derjelben anzuordnen und 
muß dieje binnen jech® Monaten vom Tage der 
Auflöjungs-Verordnung an erfolgen. Bis zur 
Einführung der neu gewählten Stadtverorbneten 
find deren Berrichtungen durch bejondere, von 
dem Minifter des Innern a beitellende Kom— 
mifjarien zu bejorgen. $ 80.°) In Betreff der 
Dienftvergehen der Bürgermeifter [der Mitglieder 
des Borjtandes]?) und der jonftigen Gemeinde» 
beamten fommen die barauf bezüglichen Geſetze 
zur Unmendung. 
Titel XL 


Ausführungd- und Uebergangsbeftimmungen. 


1. Städte-Orbnung für die ſechs öftlichen 
Provinzen. 

8 81. Die zur Ausführung dieſes Gefeges er- 
forderlihen Bejtimmungen werden von dem Mi— 
nifter des Innern getroffen. $ 82. In Städten, 
wo die Einführung der Gemeindeordnung vom 
11. März 1850 bereit3 beendigt ift, tritt Die ge- 

enwärtige Städteordnung fogleih nad ihrer 
rfündigung in Kraft und an die Gtelle jener 
Gemeindeordnung; die auf Grund ber letzteren 
gewählten Bürgermeifter, Beigeorbneten, Schöffen 


1) W.: „bei Stäbten von mehr als 10,000 Einwohnern von 
der Regierung, bei ben übrigen Städten in erfler Inſtanz von 
den —— 3— in heiter Inflonz von ber Regierung aus: 

eübt. $ 77. Gegen die Entfcheidung der Gtabtbehörben 
(inet wo bie Aufficgt dem Landrathe zufteht, ber Recurs an 

n Landrath, fonit aber an die ang ftatt; gegen bie 
—— des Landraths iſt der Recurs an die Regierung 
und gegen die Entſcheidung der Regierung der Recurs an ben 
Dberpräfidenten zuläffig. Der Recurs muß in allen Inftans 
zen innerhalb einer Präclufivfrift von vier Wochen nach der 
Kuftellung oder Delanntmahung der Entſcheidung eingelegt 
werben, infofern nicht die Einlegung bes Mecurfes durch Bes 
ftim en biefes Geſetzes an andere Friften gefmüpft if." — 

nfo Ih. $$ 81 bezw. 82. 


w. $ 78; Rh. $ 83, 
Ww.% 79; Rh. $ 84. 
4) W. g 80. „In den fällen ber $$ 78 und 79 flieht den 
Ctadtverorbneten”gegen die Entſcheidung der Megierung ber 
Necurs an ben Oberpräfibenten innerbalb zehn Zagen zu“. 
5 85., „In den fällen der 55 83 und 84 fieht der 
Stabtverorbneten-Berfammlung ꝛc. 
IW 81; Rh. $ 86. 


W. 3 82; Rb. 5 87. 
Rb. fehlt. 


9.); Kündigung angeftellten Oberbürgermeijter un 
ntrag|Bürgermeifter, welche bei Einführung der gege 


wärtigen Städteordnung weder in ihren Aemten 
und Einfünften belaſſen, noch anderweitig mi 
leihem Einfommen angeftellt werden, habe, 
ofern nicht für diefen Fall bereits früher m 
andere verbindliche Beftimmung getroffen wort 
ift, einen Anjpruch auf Benfion. — Diejenige 
diefer Beamten, welche auf Kündigung angel! 
find, von welcher jedoch obfervenzmäßig niemel 
oder doch nur aus bejonderen Gründen Gehraud 
gemacht worden ift, find den Iebenslänglig ar 
geftellten Beamten gleichzufegen, wenn nidt ein 
der Gründe eintritt, aus welchen die Kündigtn 
vorbehalten ift. Bloß vorläufig u. fommihe? 
ohne Beitbeftimmung angeftellten Beamten fi 
diefer Anſpruch erft nach jähriger Dienftzeit 
Wenn ein folder Beamter demnächſt von MT 
Stadt für diejelbe Stelle auf Zeit gemäßlt war 
den ift, fo wird feine Diemftzeit, behufs der Hell 
ftellung feiner Benfionsberechtigung, von ber det 
des Eintritt3 in die fommifjarifche Dientleiftunt 
gerechnet. — Die Penfion beträgt nad) kürzer“ 
als 12jähriger Dienfizeit */,, nad) 12 Od. meh 
als 12jähriger Dienitzeit Y,, nad 2sjährg“ 
Dienftzeit %/, des feitherigen reinen Dienftir 
tommen?. Was als ſoiches anzuſehen, wird " 
Verwaltungswege enbgiltig fejtgefegt. Die Pa 
fion fällt inſoweit fort oder ruht, als der gar 
jionirte durch anderweitige Anſtellung im Stadt 
oder Gemeindedienft ein Einkommen ober en 
neue Benfion erwirbt, welche mit Zurechnun Mi 
ersten Penſion fein früheres Einfommen M 
fteigen. Die Penfionen werden von den Stad 
gemeinden, in welchen die Beamten gegenmätl 
angeftellt find, geleiftet. — Alle vorftehend MT 
bezeichneten Gemeindebeamten find in ihren — 
tern und — zu beiaſſen und De 
ihre bisherigen Penfionsanfprüde. 8 85. * 
Zeitpunkt, mit welchem in den einzelnen, im 37. 
erwähnten Städten die Einführung gegen dur 
ger Städteordmung beendigt fein wird, it d * 
das Amtsblatt deö Regierungsbezirls zut nen 
lihen Kenntniß zu bringen. Bon Dielen © * 
punfte an treten für die detreffenden Stä die 
bisherigen Gefege und Verordnungen u 

Verfaſſung der Stadtgemeinden außer HTAT- 


Städteverfaſſung. 


2. Städteordnung für Weſtfalen. 


88. Die zur Ausführung dieſes Geſetzes er⸗ 
forderlihen Beftimmungen werden von dem Mi— 
nifter de3 Innern getroffen. 884. In Städten, 
wo die Gemeindeordnung vom 11. März 1850 
bereit3 eingeführt ift, tritt die gegenmärtige 
Städteorbnung jogleich nad) ihrer Verkündigung 
in Kraft und an die Stelle jener Gemeindeord- 
nung; die auf Grund der letzteren gewählten 
Bürgermeifter, Beigeordneten und Schöffen, jo- 
wie die Mitglieder des Gemeinderaths, dieje als 
Stadtverordneten, verbleiben jedoh in ihren 
Stellen bis zum Ablaufe der Periode, für melde 
jie gewählt worden find, und behalten, jomeit fie 
eine befoldete Stelle befleiden, ihre bisherigen 
Beſoldungen u, Penſionsanſprüche. $ 85. Aud) 
in den Städten, wo die revidirte Städteordnung 
vom 17. März 1831 noch in Geltung iſt, tritt 
die gegenwärtige Städteordnung ſogleich nad) 
ihrer Verkündigung in Kraft; doch bleiben Die 
auf Grund der revidirten Städteorduung vom 
17. März 1831 gewählten Bürgermeifter, Ma- 
gijtratömitglieder und Stadtverordnieten bis zum 
Ablauf der Periode, für welche fie gewählt wor- 
den find, in ihren Stellen und behalten, wenn 
jie eine befoldete Stelle befleiden, ihre bisheri- 
gen Bejoldungen und Penfionsaniprüde. $ 86. 
Alle Gemeindebeamten (85 55, 56, Nr.6 u. 60) 
find in ihren Aemtern und Einfünften zu belaffen 
und behalten ihre bisherigen Penjionsanjprüche. 
S 87. Die Verhältnifje der vormals unmittel- 
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nothwendig ſich ergebenden, von dem Minifter 
des rn zu treffenden näheren Anorbnungen. 
8 92. Alle Gemeindebeamten jind in ihren Aem⸗ 
tern und Einkünften zu belaflen und behalten 
ihre biöherigen Penfionsanfprüde. $ 93. Wo 
die Einführung der Gemeindeordnung vd. 11. März 
1850 noch nicht beendigt it und die Gemeinde— 
ordnung vom 23, Juli 1845 noch in Wirkfam- 
feit jich befindet, tritt an Gtelle der legteren vie 
er Stäbteorbnung ebenfalls nach ihrer 

erfündigung in Kraft. Es bleiben hierbei die 
bisherigen Gemeindebeamten und Mitglieder der 
Semeindevertretungen, ihrer Anftelung gemäß 
bis zum Ablauf der Periode, für welche fr be» 
jtellt worden, in ihren Stellen. — Sit jedoch bei 
Einführung der Gemeindeordnung vom 11. März 
1850 von dem im $ 29 verlichenen Wahlredıt 
ihon Gebrauch gemacht, fo bedürfen die Wahlen 
ber Bürgermeifter und der Beigeordneten der 
Beltätigung, injoweit dieje feither noch nicht er- 
theilt if. — Wird ein Bürgermeifter infolge 
deſſen nicht beibehalten, jo hat er dem in ver 
Gemeindeordnung vom 11. März 1850, $ 157 
bezeichneten Penſionsanſpruch. $ 94. Die Ver— 
hältniffe der vormals unmittelbaren Deutichen 
Reichsjtände und derjenigen Befiter von Stan- 
deöherrlichleiten, welchen gleichartige Befugniffe 
befonders verliehen find in Beziehung auf das 
Gemeinweſen, bleiben gemäß der Verordnung vom 
12. November dv. J. bejonderer Regulirung vor- 
behalten. 


aren Deutſchen Reichsſtände in —— auf I. Geſetz, betreffend die Verfaſſung der 


die in ihren vormaligen reichsunmittel 
bieten gelegenen Städte bleiben beſonderer Re— 
gulirung im Wege Königlicher Verordnung vor— 
behalten. 

3. Rheiniſche Städteordnung. 


aren Ge⸗Städte in Neuvorpommern und Rügen, 


bom 31. Mai 1853. 
$ 1. Die Städte in Neuvorpommern u. Rügen 
behalten ihre bisherigen Verfaſſungen, injoweit 
jolde nicht nach Maßgabe der $$ 4 und folgende 


8 88. Die zur Ausführung dieſes Geſetzes er-|diejed Gefeted einer Abänderung unterworfen 
forderlichen Bejtimmungen werben von dem Mi-|werden. $ 2. In ben Städten Wolgaft und 
nifter de3 Innern getroffen. $ 89. Der durch) Grimmen treten an Stelle der dafelbft ſchon ein- 


Einführung der Gemeindeordnung vom 11. März 
1850 bejeitigte Cenjus, welcher für die Meift- 
beerbten in den einzelnen Gemeinden beſtand, ift 
für die Erwerbung des Bürgerrechts, vorbehalt- 
lich anderweiter Feſtſetzung, gemäß $ 5 ber ge- 
enmwärtigen Städteordnung, wieder Hergeftellt. 
300. In den nicht im Bürgermeiftereiverbande 
mit anderen Gemeinden befindlichen Städten, 
wo die Gemeindeordnung vom 11. März 1850 
bereit3 eingeführt ift, tritt die gegenwärtige 
Stäbdteordnung jogleih nad) ihrer Verkündigung 
in Kraft und an die Stelle jener Gemeindeord- 
nung; die auf Grund der letzteren gewählten 
Bürgermeifter u. Beigeorbneten, jowie die Mit- 
glieder ded Gemeinderaths, dieje als Stadtver- 
ordnete, verbleiben jedoch in ihren Stellen bis 
zum Ablauf der Periode, für welche fie gewählt 
worden find, und behalten, joweit fie eine be 
joldete Stelle belleiden, ihre — Beſold⸗ 
ungen und Penſionsanſprüche. $ 91. Für bie 
mit anderen Gemeinden im Bürgermeiftereiver- 
bande befindlichen Städte fommen die Borjchrif- 
ten bes 8 90 ebenfalld zur Anwendung, nachdem 
fie aus dieſem VBürgermeiftereiverbande ausge- 


geführten Gemeindeordnung vom 11. März 1850 
diejenigen Berfafjungen jener Städte wieder in 
Kraft, welde dort bis zur Einführung der Ge- 
meindeordnung vom 11. März 1850 geltendes 
Recht gewejen find. Es bleiben jedoch bis nad) 
erfolgter Reorganijation die jeßigen ftädtiichen 
Behörden dajelbit in Function; injonderheit haben 
die Mitglieder der Gemeindevorjtände ihre Nem- 
ter für die Dauer ihrer Wahlperiode fortzufüh- 
ren und behalten die ihnen nad) $ 61 der Ge: 
meindeordnung vom 11. März 1850 äuftehenden 
Penjionsaniprüde, $ 3. Für jede Stadt ift ein 
bejonderer Stadtreceß feſtzuſtellen. $4. Um für 
diejen Zweck 6 unterſuchen, welche Mobdificatio- 
nen in den Berfaflungen der einzelnen Städte 
infolge der veränderten Heimathögejepgebung, der 
Aufhebung der ftädtiichen Gerichtäbarfeit u. frü— 
heren Neuvorpommerjdjen Gewerbeverfafjung, jo» 
wie jonjt durch örtliche Verhältniffe bereits ein- 
treten ſind od. noch als erforderlich fich ergeben, 
joll eine befondere Commilfion ernannt werden, 
unter deren Leitung auf Grundlage der gewon— 
nenen Refultate für jede Stadt durch Rath und 
bürgerjhajtliche Collegien im verfajjungsmäßigen 


ſchieden fein werden, vorbehaltlid) der hierbei als Wege der beiondere Stadtreceß ($ 3) behufs 
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Unferer Allerhöchften Beftätigung zu entwerfen|ber Stadt $$ 114—124. 


Städteverjajjung. 


2) Milde Stiftungen 


it. — Sollten Rath und m wer wien Eolle-)$$ 125—128. — VI. Schlußbejtimmungen 88 129 
ece 


gien Beitimmungen in den 
nehmen, melde den beftehenden Gejegen ober 
namentlich der Abficht des $ 5 des gegenmwärti« 
gen Geſetzes zumider find, jo hat die gedachte 
Commiſſion nad) —— des Raths und der 
bürgerſchaftlichen Collegien die geeigneten Be— 
ſtimmungen ſelbſt zu entwerfen und in ben Res 
ceß aufzunehmen, welcher demnächſt Unferer Aller- 
höchiten Bejtätigung zu unterbreiten ift. 
Bei diefen Stadtrecejjen find folgende Grunpbe- 
ftimmungen fejtzuhalten: I. Für die Beſetzung 
erledigter Bürgermeifterftellen behält es bei den 
darauf bezüglichen Beftimmungen des Patents 
vom 18. Februar 1811 jein Bewenden. II. In 
allen Angelegenheiten, bei denen eine Mitwirk- 
ung der bürgerſchaftlichen Collegien verfafjungs- 
mäßig eintreten muß, fann ein die Stadtgemeinde 
bindender Beihluß nur durch Uebereinftimmung 
des Magiftrat3 u. der Repräjentanten-Eollegien 
zu Stande fommen. III. Hinſichtlich der Auf 
bringung der Gemeindejteuern gelten nachſtehende 
Normen: 1) die Steuer für den Gewerbebetrieb 
im Umherziehen darf nicht durch Zuſchläge be— 
laſtet werden; 2) bei den Zuſchlägen zur Hafji- 
ficirten Einfommenjteuer muß jedenfall das außer- 
halb der Gemeinde belegene Grundeigenthum 
außer Berechnung bleiben; 3) die Genehmigung 
der Regierung ijt erforderlih: a) für alle Zu- 
ſchläge zur Einfommenfteuer; b) für Zufchläge zu 
den übrigen birecten Steuern, wenn der Zuſchlag 
entweder 50 %/, der Staatsſteuern überjteigen od, 
nicht nach gleichen Sätzen auf dieſe Steuer ver- 
theilt werden ſoll. Zur Freilafjung oder gerin« 
geren Belaftung ber legten Rlaffenftenerftufe be» 
darf es diefer Genehmigung nicht; y für Bu- 
jhtäge zu den indirecten Steuern. — Bejondere, 
irecte oder indirecte Gemeindejteuern bedürfen 
der Genehmigung der Regierung, wenn fie neu 
eingeführt, at oder in * Grundſätzen ver- 
ändert werben ſollen. — Bei beſonderen Com— 
munal-Einfommenfteuern ift jedenfalld die sub 2 
erwähnte Beichränfung maßgebend. Die beftehen- 
den directen Communal-Einfommenftenern wer— 
den einer erneuerten Prüfung und Genehmigung 
der Regierung unterworfen. $ 6. Der Minifter 
des Innern ift mit der Ausführung diejes Ge— 
ſetzes beauftragt und hat die dazu erforderlichen 
Anordnungen und Inftructionen zu erlafjen. 


II. Hannoverſche revidirte Städteord— 
nung vom 24. Juni 1858, 


[Ueberfiht des Inhalts.) I. Allgemeine Be- 
ftimmungen $$ 1—7, — II. Bon der Stadt« 
gemeinde: 1) Umfang und Beitanbttheile SS 8 
bis 18. 2) Bürgerrecht $$ 19—34. 3) Ein- 
wohnerrecht $$ 35—37. — III. Bon der Obrig- 
keit der Stadt: 1) Einrichtung und Wahl des 
Magiftrats 88 38—70. 2) Dienftgeihäjte des 
Magijtrat3 SS 71—79. — IV. Bertretung der 
Stadtgemeinde: 1) Wahl der Bürgervoriteher 
SS 80—94. 2) Zuftändigfeit der Bürgervor— 
fteher 88 95—99. 3) Geihäftsführung der 
Bürgervorſteher 88 100—113. — V. Bon der 


entwurf auf-|bi 132. 


I. Allgemeine Beftimmungen. 

. Die Stäbteorbnung regelt die ftäbtijche 
Berfafjung; die kirchlichen und Schulverhältnifie 
werben burch diejelbe nicht Decke: — Neben 
der Gtäbteorbnung beftehen Ortsſtatuten. $ 2. 
Dad Ortöftatut regelt die Gegenftände, über 
welche die Städteordnung bejondere Beitimmung 


"loffen läßt. — Dafjelbe darf der Städteordnung 


nicht widerjprehen. $ 3. Das DOrtsjtatut be 
darf der Genehmigung des Minifteriums des 
. 84. Die Städteordnung findet An- 
wendung auf die Städte und Fleden, welchen 
die jelbjtändige — — der Landesangelegen⸗ 
re zuſteht, injofern fie die dafür erforderlichen 
edingungen erfüllen können, und kann unter 
gleiher Borausjegung auf die bisher amtsſäſſigen 
Städte, welche mehr ald 1500 Einwohner haben, 
ausgedehnt werden. — Die Städte und Flecken, 
welche die erforderlichen Bedingungen nicht er 
füllen können, erhalten die Landgemeindever- 
fafjung unter den bei Regelung der Berhältniffe 
der Landgemeinden für fie zu treffenden bejon- 
deren Beitimmungen. — Auch Vorſtädten, welde 
mehr als 1500 Einwohner haben, fann, wenn 
deren Bereinigung mit der Stadt nicht ausführ- 
bar ift, auf ihren Antrag die Behandlung nad) 
der GStädteordnung gewährt werden. — Der 
Uebergang einer mit ſtädtiſcher Verfaſſung ver- 
jehenen Stadt zur Zandgemeindeverfafjung, oder 
einer Landgemeinde zur ftäbtijchen Berlfen 
fann fortan nur unter Genehmigung des Königs 
geihehen. — Der Ausdrud „Stadt“ begreift in 
diefem Gejege alle Gemeinden, auf welche die 
Städteordnung Anwendung finde. $ 5. Jede 
Stadt wird durch einen ir Karen verwaltet und 
dur diejen, ſowie durch Bürgervorſteher ver- 
treten. — Der Magifirat ift unmittelber der 
Provinzial-Regierung untergeben. $& 6. Die 
durch die Städteordnung vom 1. Mai 1851 ab» 
geitellten Befugnijie der Gut3- oder Gericht- 
a bei der Wahl der Gemeindebeamten, 
owie überhaupt bei der öffentlichen Verwaltung 
bleiben aufgehoben. 8 7. Ingleichen behält es 
bei der durch die Städteordnung vom 1. Mai 
1851 verfügten Aufhebung der Theilnahme landes- 
herrlicher Beamten (Stadtcommijjare, Stadtvoigte) 
an ber öffentlichen Verwaltung in den Städten, 
auf welde die Städteordnung Anwendung findet, 
dad Berbleiben. 
U. Bon der Stabtgemeinde, 

[1. Umfang und Beitandtheile.] 8. Die 
ftädtifche Verwaltung erftredt fih auch auf den 
Gemeindebezirk außerhalb der Stadt (äuferes 
Stadtgebiet). — Die Grenze des Gemeindebezirts 
umfaßt in der Regel die Feldmark der Stadt. 
Aus bejonderen Gründen kann indeß nach vor- 
gängiger Verhandlung mit den Betheiligten eine 
andere a duch die Regierung 
erfolgen. $ 9. Steht das äufere Stadtgebiet 
im Bufammenhange mit der Stadt, fo muß das: 
jelbe auch, wenn es bisher getrennt war, mit 


ftädtiichen Vermögendverwaltung: 1) Vermögen der Stadtgemeinde vereinigt werben. — Die 
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rechts voraudfegen, ober mit Berechtigung zu 
äußeren Stabtgebiet3 jeder Stadt, ſowol in Be-| Gemeindenusungen zufammenhängen, find nur 
ziehung auf die Rechte als die Pflichten, bleibt] Bürger und beziehungsweije die Berechtigten 
dem Ortäftatute vorbehalten. $ 10. Ueber die| verpflichtet. $ 16. Das Geſetz vom 5. Juli 
Zulegung der im Stadtgebiete belegenen, bisher| 1856, betreffend die Heranziehung der Geiftlichen 
der Stadt nicht angehörigen Grundſtücke * und Lehrer zu Staatö- und Gemeindelaften, wird 
ftäbtiichen Gemeindeverbande ift nad dem Geſetzeſ durch die vorftehenden Beltimmungen nicht ge- 
vom 5. September 1848 im Verwaltungswege ändert.) 8 17. GSämmtlihe Mitglieder der 
zu entſcheiden. $ 11. Die Vereinigung von Stadtgemeinde, alle diejenigen, welde in dem 
benadbarten Gemeinden, namentlich von Vor-| Stadtbezirke ſich aufhalten, und die Grundbeſitzer 
ftädten, mit der Stadt darf, außer dem Falle rüdfichtlich des im Stadtgebiete belegenen Grund⸗ 
der Vereinbarung, nur unter Zuſtimmung berfei enthums find der obri teitlihen Gewalt des 
Brovinziallandihaft verfügt werben. In jolchem| Magiftratd unterworfen. s 18. Der Magijtrat 
Falle muß das darüber zu verkündende Gejeg| verfügt im Verwaltungswege die Beitreibung 
über die auszugleichenden Intereſſen verfügen. | ber eindbeabgaben und der durch verjäumte 
s 12. Die mohnberechtigten!) Bewohner bed Dienftleiftung entftandenen Koften.) — Die 
Stadtgebietes bilden bie Stadtgemeinde. — Die] Rollen wegen ber Gemeindeabgaben find, bevor 
Mitglieder der Stadtgemeinde find entweder] jie vollitredbar erflärt werden, während einer 
Bürger oder Einwohner. — Ueber bie verſchie⸗ befannt zu machenden Frift zur Einſicht offen 
denen Klaflen von Gemeindegliedern hat der|äu legen. 
Magiftrat Rollen anzulegen und dieſe ſiets in| [2. Vürgerredt.)] 8 19. Nur die Bürger 
Ordnung zu halten. $ 13. Jedes Mitglied derjnehmen nad) näherer Beſtimmung ber 55 53, 
Stadtgemeinde übernimmt durch den Eintritt in]84 und 85 an den Gemeindewahlen Theil. 820. 
diejelbe die Pflicht, zu ben ftädtiihen Laſten, In jeder Stadt gibt ed nur einerlei Bürgerrecht. 
ohne Unterfchied, ob ſolche vor oder nady dem] — Unterfchiede binfichtlih der Theilnahme an 
Eintritte entitanden find, beizutragen, vorbe alt-|den Gemeindenugungen werden jedoch nicht auf- 
{ich der durch das Berfaffungsgeie vom 5. Sep⸗ ehoben. $ 21. Das Bürgerrecht wird durch 
tember 1848 begründeten Ausnahmen. — Per —— erworben (vergl. $ 97, Nr. 10). — 
fonen, welche in der Gemeinde zundeigenthum]| Einer ausdrüdlichen Berleihung bedarf es jedoch 
haben, aber nicht in derjelben wohnen, nehmen | nicht A: die Magiftratdmitglieder und diejenigen 
nur an den dem Grundeigenthume auferlegten Ungejftellten der Stadt, welche nad) Nr. 1 des fol- 
Leiſtungen theil. — Gebäude und Grundftüde,[genden $ vermöge ihrer Unftellung zum Bürger» 
die unmittelbar zu Bweden des Staates, der|teiitserwerbe verpflichtet find. $ 2%. Berbun- 
Kirche und Schule dienen, können, fofern fie nicht den zum Erwerbe des Buͤrgerrechts find: 1) für 
bereitd vor dem Verfaſſungsgeſetze vom 5. Gep- Ihre Berjon, fofern fie im tabtgebiete wohnen, 
tember 1848 pflichtig waren, zu Gemeindeabgaben bie Mitglieder des Magiitrats, ſowie die im 
nicht herangezogen werben. Sind Wohnungen|Dienfte der Stadt dauernd und ohne Vorbehalt 
in folhen Gebäuden, fo unterliegen fie der Ge-[der ünbigung Angeſtellten; 2) diejenigen, welche 
meinbebeftenerung nad) Maßgabe der Wohn- innerhalb des Stadtbezirls ein Wohnhaus eigen» 
räume. — Beitweilige VBefreiungen von den Ge⸗ thümlich erwerben, vorbehaltlid mäherer Be⸗ 
meindeabgaben für neubebaute Grundſtüde bleiben ftimmung des Ortsſtatuts über eine Beſchränkung 
ferner zuläffig. $ 14. Fremde können nach|auf den Erwerb von Wohnhäufern zu einem bes 
jeggmonatlihem Aufenthalte im Stabtgebiete, jtimmten Werthe, fowie über eine Ausdehnung 
gleich den wohnberedtigten Bewohnern, zu den auf den Erwerb von fonftigen bürgerlichen Grund⸗ 
perjönlihen Gemeindelajten herangezogen wer⸗ jtüden; ober behuf3 ber jelbftändigen Ausübung 
den.?) Unbgensumen davon bleiben jedoch: die|einer Kunft, einer Wiffenſchaft oder eines bürger- 
im Dienfte befindlichen und vermöge bdefielben| lichen Gewerbes fi dauernd niederlaſſen, oder 
im Stadtgebiete fih aufhaltenden Militärper- [ein ftehendes bürgerlicheö Gewerbe dort betreiben 
fonen; Ausländer, denen eine folde Befreiung wollen. — In den Ortsſtatuten find bie Ges 
dırcch Stantäverträge zugefichert ift; diejenigen, mwerbe zu beftinnmen, welche zu den bürgerlichen 
welche ſich zum Beſuche einer Unterrichtsanſtalt, nicht zu zählen find. — Die Verpflichtung zum 
oder als Lehrlinge im Gtabtgebiete aufhalten; Ermwerbe des Bürgerrechts tritt unter ben bor- 
fowie in der Regel biejenigen, welde in Koft ftehenden gejeplichen Vorausſetzungen aud für 
und Lohn eines Anderen ftehen. — Dad Nähere Srauenzimmer ein. Dieje find jedoh nur zu 
bleibt ftatutarifcher veſtimmung vorbehalten. | denjenigen den Bürgern obliegenden perjönlicen 
8 15. Die Mitglieder der Stabtgemeinde töns|Leiftungen verpflichtet ($ 15), welche durch Stell» 
nen zur Leiftung von Dienften in dringenden vertreter verrichtet werden fönnen. 8 23. Die 
Fällen herangezogen werben. — Das Nähere] hinfichtlicd) einzelner Häufer vor Einführung der 
bleibt ftatutarifcher Beſtimmung vorbehalten. — Stäbteordnung vom 1. Mai 1851 beſtehenden 
Zu den Dienſten, wel den Beſitz des Bürger⸗ Befreiungen von der Verpflichtung zum Erwerbe 
des Buͤrgerrechts bleiben aufgehoben, vorbehalt⸗ 


Regelung der Verhältniſſe der Bewohner des 


















») Bufolge $ 74, 3a bes Geſetzes vom 8. März 1871 wer ⸗ 
den die nad) den Hannoverſchen Gemeinde:-Berfaffungsgefepen ; L 
du den Erwerb des Wohnrehts bedingten Mecte und! _') ©. jeyt unter Staatsbiener die Verordnung b. 23. 
Jsflichten fortan durch den Wohnfig Aurififches omicil) September 1867. 
in ber betreffenden Gemeinde begründet. 2), ©, jest unter Abgaben bie Berorbnung v. 22. Sept. 

2) S. Hreizügigfeits-&efeg vom 1. November 1867, $ 8. 11867 (©. 11). 
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li der durch 8 14 bed Verfafjungsgeieged vom |\bereit3 wohnenden und nad dieſem Gejehe zum 
5, September 1848 begründeten Ausnahmen. |Erwerbe des Bürgerrechts beredjtigten und zu- 

24. Der Erwerber eines Wohnhaufes ift nur ri verpflichteten Perjonen ($$ 22 und 26) das 
ann zum Gewinne des Bürgerrecht3 verbunden, | Bürgerredht für ihre Perſon unentgeltlih. Wollen 
wenn er feinen Wohnfig in dem Stadtbezirke |fie jedoch ein nur den Bürgern oder einzelnen 
nehmen will. Es kann jedody im Ortsſtatute be⸗ Klaſſen der Bürgerfchaft zuftehendes Getverbe 
ftimmt werden, daß aud) auswärtige Bejiger eines |betreiben, oder ein Wohnhaus eigenthümlich er- 
Bohnhaufes das Bürgerrecht gewinnen müſſen, — werben, oder an Gemeindenugungen theilnehmen, 





Deffentlihe Verwaltungen und juriftifche Per- 
fonen find zur Gewinnung des Bürgerrechts nicht 
verbunden (vergl. jedoch $ 25). — Die in ein 
zelnen ſtädtiſchen Particularrechten ſich findende 
Beftimmung, wonach die Fähigkeit zum Erwerbe 
von Grundſtücken im Stadtbezirke durch den Be- 
fig de3 Bürgerrechts bedingt ijt, wird hinſichtlich 
ber vorbenannten Perjonen aufgehoben. $ 25. 
Gelangen Mehrere zum ungetheilten Befige eines 
Wohnhauſes, jo ift nur Einer das Bürgerrecht 
zu gewinnen verbunden. — Mehrere Theilnehmer 
einer Handlung oder eines Gewerbsunternehmens, 
welches in der Stadt betrieben werden ſoll, müjjen, 
wenn fie in der Stadt wohnen, fämmtlic Bürger 
werden. — Tür gewerbliche Gefellichaften, welchen 
juriftiiche Perfönlichkeit zufteht, ift der zu be- 
jtellende verantwortliche Geſchäfts- oder Werf- 
führer zur Gewinnung des Bürgerredht3 ver- 
pflichtet. $ 26. Berechtigt zum Erwerbe des 
Bürgerrechis find alle in der Stadt mohn- 
beredhtigten Einwohner, injofern fie von unbe» 
—— Wandel ſind. Perſonen, denen das 

ohnrecht in der Stadt nicht zuſteht, haben 
außerdem nachzuweiſen, daß fie nach aller Wahr- 
Icheinlichkeit ihren Unterhalt in der Stadt nad)- 
haltig finden fönnen. $ 27. Aus der Ker- 
pilihtung zum Erwerbe des Bürgerredit3 allein 
fann ein Recht auf deſſen Ertheilung nicht ab- 
geleitet werden. $ 28. Für die Gewinnung bes 
Bürgerrechts ijt eine durch das Ortsſtatut näher 
zu beitimmende Gebühr in die Stadtlafje zu 
entrichten. — Die Königlichen Diener, mit Aus- 
nahme der Militärperjonen, fowie jämmtliche 
Kirchen- und Schulbiener find zur unentgeltlichen 
Erwerbung ded Bürgerrechts beredjtigt, jofern 
fie im Stabdtbezirfe wohnen und dauernd und 
— Vorbehalt der Kündigung angeſtellt find. 

enn fie jedoch aus einem der im $ 22 ge 
nannten Gründe zum Erwerbe des Bürgerredhts 
verpflichtet find, oder jpäter in ein Berhältniß, 
welches fie dazu verpflichtet, eintreten, oder an 
Gemeindenugungen theilnehmen wollen, jo haben 
fie da8 Bürgergewinngeld zu entrichten, — In 
den Ortsſtatuten kann für gemifje, in denjelben 
näher zu beftimmende Fälle, namentlich auch für 
die von der Stadt Ungejtellten, ein ermäßigtes 
Bürgergewinngeld, oder die gänzliche Freilafjung 
von demjelben vorgefchrieben werden. $ 29. 
Den in der Stadt wohnenden dermaligen Be— 
figern früher eremter Gebäude ($ 23), jowie der 
jonjt — Wohnhäuſer iſt das Bür— 
— unentgeltlich zu verleihen, inſofern ſie 
ereits vor Berfündigung des Verfaſſungsgeſetzes 
vom 5. September 1848 in dem Beſitze waren. 
— Dad Recht zur Theilnahme an Gemeinbe- 
nugungen können fie jedoch nur gegen Erlegung 


de3 Bürgergemwinngeldes erlangen. — Desgleichen 


erwerben Lie am 1. October 1852 in der Stadt 






jo haben jie dad Bürgergeminngeld nad Anja 
der etwa für dad Einwohnerredht bereitö gezahl- 
ten Gebühr zu entrichten. $ 30. Alle Bürger 
ohne Ausnahme haben vor dem Magiftrate per- 
jönlih, oder, im Falle der Abweſenheit, durch 
einen Öffentlich beglaubigten fchriftlichen Revers, 
den Bürgereid dahin zu leiften, daß fie die ihnen 
nach den Geſetzen und der Stabtverfaffung ob- 
liegenden Pflichten ald Bürger gewijjenhaft er- 
füllen und den vorgejegten Behörden, namentlich 
dem Magijtrate, Gehorjam leiſten wollen. — 
Vor dem Bürgereide ijt der Huldigungseid zu 
feiften. — Für die Angeftellten im Dienfte der 
Stadt ift der Bürgereid im Dienfteide enthalten. 
— Frauenzimmer, welche das Bürgerredt er- 
werben, find zur Wbleijtung diefer Eide nicht 
verbunden, haben jedoch die treue Erfüllung der 
ihnen obliegenden Bürgerpflichten anzugeloben. 
$ 31. Jeder Bürger ift verbunden, ſtädtiſche 
Ehrenämter, wozu er durch Wahl berufen wird, 
u übernehmen. Ausgenommen find: 1) KRönig- 
liche Eivil- und Hofdiener, 2) Militärperfonen 
im Dienjte, 3) Geijtliche u. Schullehrer, 4) Aerzte, 
Wundärzte und Apotheker, 5) Bürger über 60 
Jahre alt, und 6) PBerfonen, welche durch Ge- 
brechlichteit oder anhaltende Krankheit verhindert 
find. — Bürger, welche nad Annahme der Wahl 
in eind der unter 1—3 erwähnten Dienftver- 
hältniffe treten, find zur Niederlegung des Amtes 
verpflichtet, jedody wieder wählbar. — Die unter 
4—6 benannten Perjonen find, wenn die zur 
Ablehnung der Wahl berechtigenden Gründe nad) 
beren Annahme eintreten, zur Niederlegung des 
Amtes berechtigt. $ 32. Das Bürgerrecht wird 
verloren: durch Wegzug aus dem Gtabtgebiete, 
infofern eine Unjäf — nicht fortdauert; und 
durch Verzicht. — Dieſer iſt jedoch nur zuläſſig, 
wenn eine Verpflichtung zum Erwerbe des Bür— 
gerrechts nicht vorliegt. — Die bürgerlichen 
Ehrenrechte werden außerdem durch Verbrechen 
* näherer Beſtimmung bed $ 83 verloren. 
$ 33. Das unter Zahlung ded Bürgergeminr- 
gelded erworbene Bürgerrecht kann auch im Fall: 
eined Wegzuges aud dem Gtabtgebiete durch 
Zahlung einer jährlichen Abgabe gewahrt wer- 
den. — Die Abgabe ift durch das Ortsſtatut 
jeltzufegen. — Die während eines dreijährigen 
Beitraumes unterlafjene Zahlung der Abgabe 
berechtigt den Magijtrat, den Verluſt des Bürger- 
rechts, unter Zuziehung der Bürgervorfteher, wider 
den Säumigen auszujprechen. $ 34. Das Ehren: 
bürgerreht kann von dem Magijtrate und den 
Bürgervorftehern ald Zeichen der Ehre und Dant- 
barkeit verliehen werden. — Ehrenbürger haben 
ben Bürgereid nicht zu leiften und find als jolche 
den Bürgerlaften nicht unterworfen. 

[3. Einwohnerredt.] $ 35. Das Einwohnerredt 
wird nad) der Gejepgebung über das Wohnrecht 
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erworben und verloren (vergl. $ 97, Nr. 10). ſich auf ein befoldetes Magiftratsmitglied bezieht, 
8 36. Die Einwohner nehmen an allen Rehten|den übereinftimmenden Beſchluß des Magiitrats 
theil, welche nicht durch den Bejig ded Bürger-Jund der Bürgervorjteher; wogegen hinſichtlich 
rechts bedingt find. $ 37. Gebühren für Ge-)der unbejoldeten Magijtratsmitglieder bei etwa 
winnung des Einwohnerrechts (Einzugögelder) |eintretender Meinungsverjchiedenheit beider Eol- 
find nur da zuläjjig, wo ein Gemeindevermögen|legien das im $ 107 bezeichnete Verfahren An- 
vorhanden ijt, welches den Eintretenden durch wendung findet. — Das Maß des ben befoldeten 
unmittelbare Nugung oder duch Verwendung | Magiftratsmitgliedern in jolhem alle zu bes 
der Aufkünfte zu Gemeindelaften, die fonft durch |willigenden Ruhegehalts ift nah) Maßgabe des 
Beiträge gededt werden müſſen, zu Gute fommt.|$ 64 zu beitimmen. & 45. Die Stabtjecretäre 
Ihr Betrag ift durch dad Ortöftatut zu regeln. und der Kämmerer werden auf Lebenszeit er- 


III. Bon der Obrigleit der Stadt. 


nannt und bejoldet. Ausnahmen fönnen in dem 
Ortsſtatute für fleinere Städte zugelaffen werben. 
— Das Dienjtverhältniß der technifchen Beanten 


hi; Einrichtung und Wahl des Magitratd.]|($ 41) ift durch das Ortsſtatut zu regeln. — 
8 38. Der Magiftrat ift Verwalter der Ge-| Die jonftigen Dienituntergebenen find auf Lebens— 


meindbeangelegenheiten und zugleih Organ ber 
Staatögewalt. $ 39. Der Magiftrat bildet ein 
Collegium und befteht aus einem Bürgermeifter, 
zwei oder mehreren Senatoren und aus etwa 
durch das Ortäftatut zu bejtimmenden jonftigen 
Mitgliedern. $ 40. Ein Theil der Senatoren 
muß der Klaffe der Handel- und Gewerbetreiben- 
den angehören oder angehört haben. — Aus— 
nahmen können dur das Ortsſtatut feitgeitellt 
werden. — Einer der Senatoren iſt alö regel» 
mäßiger Stellvertreter des Bürgermeifterd zu 
bezeichnen. — In den Städten, in welden eins 
oder mehrere rechtäfundige Magiſtratsmitglieder 
für die Verwaltung erforderlid) find, wird einem 
derfelben unter dem Titel eined Syndifus dieſe 
Vertretung übertragen. $ 41. Den Magiftraten 
find Stabtjecretäre, wo das Bebürfniß es er- 
fordert, beizuordnen. — Außerdem iſt in jeder 
Stadt ein Kämmerer anzujtellen. Dad Amt 
deffelben ift mit dem eined Magiſtratsmitgliedes 
unvereinbar. — Das Drtsjtatut Hat die Zahl 
der für die Verwaltung erforderlichen techniſchen 
Beamten, jowie der Dienjtuntergebenen zu ber 
ftimmen. $ 42. In Städten, deren Umfang 
es erforderlih macht, können Bezirksvorſteher 
zur Beförderung der örtlichen Verwaltung an— 
geordnet werden. — Die nähere Bejtimmung 
darüber iſt im Ortäftatute zu treffen. — Die 
Vorſchriften über die Wahl der Bezirkövorjteher 
find mit den Beitimmungen dieſes Gejeged über 
die Wahl der Bürgermeifter in Einklang zu 
bringen. $ 43. Der Bürgermeifter, der Syn- 
dilus und Diejenigen Senatoren in den größeren 
Städten, welde nad) dem Ortsſtatute redhts- 
fundig fein müfjen, werden bejoldet. — Das 
Amt der übrigen Senatoren it ein Ehrenamt 
und der damit nach Beftimmung der Ortöitatuten 
etwa zu verbindende Gehalt nur ald Entichädig- 


ung anzujehen. Wegen der Berpflidhtung zurfftimmungen zu Öffentlichen 


Annahme diefes Amtes gelten die Bejtimmungen 
de3 $ 31. Jedoch find dieſe Senatoren berech— 
tigt, nad) ſechsjähriger Dienftzeit das Amt nie 
derzulegen und eine Wiederwahl abzulehnen, 

Die Mitglieder des Magiftrats werden 
auf Lebenszeit gewählt. Jedoch fünnen diejelben 
auch wider ihren Willen nah Ablauf von je 
12 Jahren nad) der Wahl auf Antrag des Ma- 
giſtrats und der Bürgervorjteher vom Minis 
fterium des Innern in den Nuheitand verjept 


zeit, jedoch unter Vorbehalt der Dienftlündigung, 
anzuftellen. — Das Nähere ift im Ortäftatute 
zu beſtimmen. $ 46. Die Magiitratömitglieder, 
die GSecretäre und der Kämmerer find verpflichtet, 
in der Stadt zu wohnen, jofern nit Magiitrat 
und Bürgervorjteher eine Ausnahme geitatten. 
$ 47. Das Dienfteinlommen der befoldeten Mit- 
glieder und der Dienftuntergebenen des Magiſtrats 
it durch das Ortsſtatut zu beftimmen, $ 48. 
Die Gehalte der bejoldeten Magijtrat3mitglieder, 
der Secretäre und des Kämmerer bürfen nur 
in bejtimmten Geldbeträgen beitehen; die Ver— 
leifung einer Dienftwohnung ift dadurch nicht 
ausgeſchloſſen. — Alle Gebühren und Natural- 
bezüge, mit Ausnahme der Vergütung für Ge- 
ſchäftsaufträge, welde og ern Magiſtratsmit⸗ 
gliedern von der höheren Behörde ertheilt wer— 
den, fließen in die Stadtkaſſe. — Die Unter— 
gebenen des Magiftrat3 dürfen Gebühren neben 
oder ftatt feiter Befoldung beziehen. — Die 
Befugniffe, welche durch das Gejeg über Die 
Verhältnifie der Königlichen Diener in Beziehung 
auf Beichlagnahme der Dienftgehalte und jo 
weiter der Unftellungsbehörde beigelegt werden, 
find Hinfichtlid) der Mitglieder des Magiftrats 
von der WProvinzialregierung, Hinfichtlic der 
übrigen ftädtifchen Angeftellten vom Magiftrate 
auszuüben. — Die Bürgervorfteher find von 
er Verfügungen in Kenntniß zu ſetzen. 
F. 49. Ausgeſchloſſen von der Wahl zum Ma— 
giſtratsmitgliede ſind diejenigen, welche noch nicht 
25 Jahr alt jind, in väterlicher Gewalt, unter 
Euratel, oder in Koft und Lohn eine Anderen 
jtehen, in Concurs befangen find, öffentliche Ar+ 
menunterftügung erhalten, oder im legten Jahre 
erhalten haben, bis dieje erftattet ift, zu einer 
ichweren Strafe (Urt. 8 des Criminalgeſetzbuchs) 
verurtheilt, oder nach fonjtigen gejeglichen Be— 
emtern unfähig find, 
oder endlich wegen eine3 nad der öffentlichen 
Meinung entehrenden Verbrechens oder Ver— 
gehend bejtraft worden, oder in Unterjuchung 
gewejen find, ohne außer Verfolgung geſetzt, od. 
völlig freigejprochen zu fein. 8. 50. Der Ein- 
tritt in den Magiftrat wird duch Berwandt- 
ihaft oder Verſchwägerung in den beiden eriten 
Graden nach civilrechtliher Berechnung gehins 
dert. Dafjelbe gilt hinſichtlich des Kämmerers, 
Sind dergleichen Verwandte oder Verſchwägerte 


werden. — Diejer Antrag erfordert, wenn er zugleich gewählt, jo ift derjenige allein zuzulafjen, 
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welcher die meiften Stimmen hat. Bei gleicherjjen derjenige ausſcheidet, auf melden die ge 
Stimmenzahl entſcheidet das Loos. Eine nad |ringite Stimmenzahl gefallen ift. Sind deren 
Uebernahme der Stelle eingetretene Verſchwäger⸗ | mehrere, > beitimmt das 2008 den Ausſcheiden⸗ 
ung jchließt jedoch nicht aus. F. 51. Die Wie-|den, — Wird auf diefe Weife, auh nah Wie- 
derbejegung der Stellen im Magiftrate, jo wie derholung der Wahl, eine abjolute Mehrheit 
derjenigen des Stadtjefretärd und des Kämme-|nicht erreicht, jo werben die beiden lebten Ge— 
zerd gejchieht duch Wahl. Ein Aufrüden aus wählten zur Auswahl ber —— angezeigt. 
einer in eine höhere findet nicht Statt. $. 52.|$ 54. Zur Stelle eines Magijtratmitgliedes 
Die Dienftuntergebenen werden vom Magiſtrate wird immer nur Eine Perjon gewählt (vergl. 
angejeßt. — Derjelbe hat jedoch zuvor die Bür-|jedod $ 53 Abf. 2 und 6) und durch den Ma- 
gervoriteher über deren Würdigfeit zu hören. *)|gifirat der Negierung zur Bejtätigung präjen- 


53. Die Magiftratsmitglieder werden von 
en vorhandenen Magijtrat2perfonen und einer 
—— Anzahl Bürgervorſteher in vereinigter 
erſammlung durch abſolute Stimmenmehrheit 
erwählt. Die zur Theilnahme an der Wahl zu 
berufenden Bürgervorſteher find durch das Bür- 
gervorfteher » Collegium zu ermählen.?) Wenn 
jedoch hiernad dad Wahlcollegium aus vier od. 
weniger Mitgliedern bejtehen jollte, fo ift das— 
jelbe durch den Magiftrat, bezw. durch die Bür- 
gervorfteher zu gleichen aus den Bürgervorite- 
—— auf die Zahl von ſechs zu ergänzen. — 

urch das Ortsſtatut kann jedoch beſtimmt wer— 
den, daß die Wahl von dem Magiſtrate und 
ſämmtlichen Bürgervorſtehern in getrennter 
Verſammlung geſchehen ſoll. Erfolgt in dieſem 
Falle eine Ueberſtimmung der Beſchlüſſe beider 
Collegien nicht, und wird ſelbige auch bei wie— 
derholter Abſtimmung nicht erreicht, fo find beide 
Gewählte der Regierung zu präfentiren. — Ein 
Mitglied des on leitet dad Wahlgeihäft, 
wozu ihm zwei Gehilfen durch Wahl der Ver— 
fammlung beigegeben werden. — Die Stimmab- 
gabe kann durch mündliche Abftimmung zu Pro: 
totoll, oder durch verichloffene Stimmzettel, nad) 
der Entichließung jedes MWählenden, gejchehen. 
— Ergibt fi nicht ſogleich eine abjolute Mehr- 
heit, jo ift die Wahl in der Art zu wiederholen, 
daß nur die bei der vorhergehenden Abjtimmung 
Benannten ferner wählbar bleiben und von die— 


1) In Betreff ber Dee ung ber Stabtgemeinden in ben 
neuen Yanbestheilen zur Befegung ber befoldeten ftäbt. Unterbe- 
bientenftellen mit verjorgungsberehhtigten Militär-Invaliden ift 
durch Allerh. Erlaß v. 22. Eept. 1867, übereinftimmend mit den 
für die Älteren Provinzen —— Beſtimmungen Folgen: 
des vorgeſchrieben: Die befolveten ſtädtiſchen Unterbedienten: 
ftellen in den neu erworbenen Landestheilen find, vorbehaltlich 
bereit8 erworbener Anjprücde auf Berüdjichtigung bei Beſetz⸗ 
ung derjelben, fünftig ausſchließlich mit verforgungäberedhtig: 
ten Militar⸗Invaliden zu rn Auf diejenigen Etellen 
der ſtädtiſchen Subalternen, welche eine höbere oder eigen- 
tbümliche Gefchäftsbildung erfordern, bezieht ſich diefe Ver 
flihtung ont nur infomeit, als verforgungsberehtigte Mi: 
ittär-nvaliden vorhanden find, melde dieſe äftsbildung 
befigen. Hinſichtlich der Anftellung der Känmerei:Rendanten 
und Communal:Kafjenbeamten bebält e8 bei den beftehenden 
Beitimmungen fein Bewenden. — Im Gebiete des vormali: 
gen A Naſſau gelten als Städte im Einne biefes 
Erlafjes alle nicht zur vierten Gemerbefteuer-Abtheilung ge: 
börigen Ortihaften. — In ben Herzogtblimern Schleswig 
und Holftein bedarf die Anftellung oder Entlaſſung jtäbtiicher 
—————— tünftig nicht mehr die landesherrliche Beſtä— 

ung. 
8 & Belanntmahung des Minifteriums bed Innern dom 
24. Yumi 1858: Die im $ 58 ber revidirten Stäbteordnung 
erwähnten Wahlen der zur Theilnahme an ber Wahl eines 
Magiftrats:Mitgliedes, bezw. zur —— Wablcollegi⸗ 
ums, zu berufenden Biirgervoriteber, geſchehen nach ben im 
sten und 5ten Abſatze defielben Paragraphen angegebenen Re: 
geln. Wird dadurch aud nach Wiederholung der Wahl eine 
abjolute Mehrheit nicht erreicht, fo enticheidet unter den beiz | 
den zuletzt Gemwäblten das Loos. 


tirt. $ 55. Wird die Beſtätigung verweigert, 
jo ift eine neue Wahl vorzunehmen. Iſt in 
demſelben alle zweimal die Betätigung der 
gewählten Perjon verfagt, oder wird die Wahl 
emweigert, jo hat das Minifterium des Innern 
Fir proviſoriſche Verſehung des Dienſtes bis 
dahin, daß die Stadt eine geeignete Wahl wird 
getroffen haben, auf Koſten der Stadt zu ſor— 
en. 8 56. Die Wahl des GStadtjecretärd, dei 
tämmerers, jo wie der technijchen Beamten ge 
ſchieht nad) den Vorjchriften de 8 53. Nicht 
wählbar find Perfonen, welchen die im $ 49 ge- 
nannten Ausfchliegungsgründe — mit Ausnahme 
bes Alters unter 25 Jahren und väterlicdher Ge- 
walt — entgegenftehen. Einer höheren Beftätig- 
ung bedarf es bei diefen Wahlen nur infofern, 
als diefen Beamten ein Stimmredt im Magi- 
itrate beigelegt wird ($ 39) oder als es die 
Oberauffiht auf die Gemeinbeforften mit ji 
bringt. ($ 119). 8 57. Die bejoldeten jtimm- 
führenden Mitglieder des Magiftrats, Die Stadt« 
jecretäre, jo wie ber Kämmerer dürfen ohne 
Genehmigung des Magiftrat3 und der Bürger 
vorjteher weder einen andern Erwerbszweig, od. 
ein Nebengejchäft betreiben, noch andere Staats— 
diente neben ihren ſtädtiſchen Aemtern beflei- 
den. Inwiefern ein folder Nebenerwerb den 
Unterbedienten zu geitatten, bleibt der Beitimm- 
ung des Ortöftatus überlajien. 858. Die Ma, 
giftratsmitglieder find bei der Einführung in 
ihr Amt dahin zu verpflichten, daß fie das ihnen 
anvertraute Amt nad) den Geſetzen umd der 
Stabtverfafjung getreulich verjehen, die vermöge 
des Dienftes zu ihrer Kenntniß gelangenden, 
Geheimhaltung erfordernden Angelegenheiten Nie 
manden, als dem e3 zu wiſſen gebührt, offen- 
baren, auch nad Kräften und ohne alle Neben- 
rüdjihten dad Wohl der Stadt, fo wie auch bei 
den von ihnen zu bejorgenden Regierungsange— 
legenheiten das Wohl des Staates beförbern 
wollen. — Im Falle der Wiedererwählung eines 
Magiftratsmitgliedes zu dem bis zur Wahl von 
ihm befleibeten Amte bedarf e8 nur der Ber 
weifung auf den früher geleifteten Eid. — Die 
übrigen bei und von dem Magiftrate anzuftellen« 
den Beamten werden auf die vom Magijtrate 
zu entwerfende Dienftanmweilung beeidigt. $ 59. 
Der Bürgermeifter darf fih über Nadt nur mit 
Borwifjen bed Stellvertreterd und bei einer acht 
Tage und darüber dauernden Abwejenheit nur 
unter Zuftimmung des Magiftratd® aus bem 
Stabtgebiete entfernen. — Den Mitgliedern des 
Magiſtrats Tann der Bürgermeifter auf 14 Tage 
Urlaub ertheilen; ein längerer Urlaub erfordert 
die Bewilligung ded Magiſtrats. — Die Ge 
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nehmigung der vorgejegten Dienftbehörde ift er- über die Verhältniffe der Küniglichen Diener 
forderlih zu einer acht Tage und darüber dau-|vorbehaltlic jedod der Vorſchriften in den vor- 
ernden Beurlaubung des Bürgermeiſters, des ſtehenden 88 65 und 66, anwendbar fein. $ 68 
Vorſtandes einer ftädtifchen Polizeidirection und Die Bertheilung der Einnahmen des Gnaden 
besjenigen Magiftratsmitglieves, welches nad) |quartals G 26 des Geſetzes über die Verhält- 
Beltimmung der Regierung die ftädtiiche Polizei jniffe der Königlichen Diener) richtet fi zunächſt 
zu beforgen hat. ($ 78). — Beurlaubungen der|jnad der Beitimmung des Magijtrats. 8 69. 


Städteverfafjung. 


Wochen find der vorge 
äuzeigen. $ 60. In den Fällen, wo nad dem 
vorjtehenden $ die Genehmigung oder die Be— 
nachrichtigung der vorgejegten Dienſtbehörde er- 
forderlich ift, find derjelben zugleich die wegen 
Verſehung des Dienſtes während 
magiftratsjeitig getroffenen Anordnungen anzu- 
zeigen. 8 61. Die vorgejeßten Behörden haben 
rüdfichtlic der Mitglieder ded Magiftrat3 und 
der Beamten befjelben dieſelben Befugniffe zur 
Aufrechterhaltung der Dienjtorbnung, weldheihnen 
Hinjichtlih der übrigen Königliden Diener nad) 
dem Geſetze über die gie der König- 
lichen Diener zuftehen. — Die Beltimmung im 
zweiten Abſatze des $ 49 dieſes letztern Geſetzes 
bezieht ſich nicht auf die Vertreter der Städte, 
infomeit fie in ihrer Eigenjchaft als Verwalter 
der Gemeindeangelegenheiten die verfafjungs- 
mäßige Entjtehung und Redtögiltigleit von Ge— 


übrigen Magiftratsmitglieber auf länger als 4Darüber, ob nad) den gejeglichen Beftimmungen 
Fehten Dienftbehörde an-jeine Verjegung in den 


uheſtand eintreten müſſe, 
entſcheidet, in Ermangelung eines Einverſtänd— 
niſſes zwiſchen der Stadt und dem Betheiligten, 
das Miniſterium des Innern. Die Penſionirung 
ſolcher ſtädtiſcher Angeſtellten, welche zum Könige 


es Urlaubs lichen Dienſte gehörige Geſchäfte zu beſorgen 


haben, kann von dem Könige beim Vorhanden— 
jein der gejehlichen Bedingungen auch ohne den 
Untrag der Stadt oder des Betheiligten ange- 
ordnet werden, jofern nicht der Magijtrat auf 
andere genügenbe Weije für die Wahrnehmung 
der Geſchäfte ſorgt. — Im Uebrigen bedarf e3 
der Königlichen Genehmigung ($ 68 des Geſetzes 
über die Verhältniffe der Königlichen Diener) 
nur bei —— derjenigen ſtädtiſchen Be— 
amten, deren Wahl die Bejtätigung der Regier— 
ung erfordert. $ 70. Entlafjung der Magi- 
jtratömitglieder auf deren Anfuchen ($$ 175 u. 
176 des Landesverfafjungsgefeped, bezw. $ 43 


jegen und Verordnungen in Borftellungen oder|diejes Geſetzes) erteilt der Magijtrat nad) An- 
Beichwerden ihrer Beurtheilung unterziehen und |hörung der Bürgervorfieher. 


beftreiten. — Der Berluft der geſetzlichen Eigen- 


[2. Dienftgeichäfte des Magiftrats.) $ 71. Der 


ichaften (j. oben $ 49) fol außerdem immer den[Magijtrat ijt in allen ftädtijchen Angelegenheiten 
Austritt aus dem Dienfte zur Folge haben, un-|die einzige ausführende und verwaltende Be— 


bejchadet jedoch de3 im einzelnen Falle ger 
begründeten Penſionsanſpruchs. $ 6%. Eine 
Verſetzung fann wider die Mitglieder des Ma- 
giftrats und deffen Beamten nicht verfügt wer— 
den. $ 63. Bei der Gtrafe der Suspenfion bis 
zu einem Monate foll bei Mitgliedern des Ma- 
giftrat3 das Minifterium de3 Innern an die 
Stelle der Anſtellungsbehörde treten; in Anſeh— 
ung der übrigen ftädtifchen Angeftellten aber der 
Magiftrat als Anjtellung3behörde gelten. $ 64. 
Werden befoldete Mitglieder des Magijtrats 
nad $ 44 in Ruheſtand verjegt, fo erhalten fie, 
wenn ihre Dienftzeit eine zmölfjährige war, Die 
Hälfte, wenn fie eine vierundzwanzigjährige war, 
wei Drittheile ihrer Dienfteinnahme aus der 
Stadttaffe als Ruhegehalt. — Im Uebrigen 
kommen hinſichtlich der Penſionirung von be— 
ſoldeten Magiſtratsmitgliedern die für König— 


lichſhörde. — Er vertritt die Stadt nad) außen, 


namentlich vor Gericht, ſofern hierzu nicht der 
Syndicus durch das Orisſtatut beſtellt wird. 
Alle Gemeindeurkunden werden von ihm allein 
ausgefertigt; die künftig auszuſtellenden Stabt- 
Obligationen ſind jedoch vom Wortführer des 
Bürgervorſteher⸗Collegiums mit zu unterſchrei⸗ 
ben. — Er verſieht im Stadtgebiete die Polizei 
(vergl. jedoch $ 78), hat dagegen bei Ausübung 
der gerichtlichen Polizei, jo wie bei der Verwalt- 
ung der Geſchäfte der Staatsanwaltſchaft für 
die Stadt bei dem zuftändigen Untergerichte durch 
eines feiner Mitglieder Hilfe zu leiften. Aus 
nahmsweiſe fann jedod) mit Genehmigung des 
alt Pig ru auch ein anderer geeigneter 
ftädtiiher Beamte mit Wahrnehmung diejer Ge- 
ihäfte beauftragt werden. — Er verwaltet end- 
lih die Landesangelegenheiten in der Gtabt. 


liche Diener durch das Geſetz über die Verhält-|$ 72. Inwieweit ber Magiftrat bei der Leitung 


nijfe der Königlihen Diener feftgeitellten Be: 
ftimmungen in Unmwendung. — Das gänzliche 


der ftädtiichen Gemeindeangelegenheiten an die 
Zujtimmung der Bürgervorſteher gebunden ift, 


oder theilweiſe Aufhören des Ruhegehalts richtet |bejtimmmen die Städteordnung und das Ortsſta— 


ſich nach denjelben Vorſchriften. $ 65. Die Zu- 


tut. (Bergl. $$ 97 und 98.) — Als Organ der 


ordnung eined Hilfsarbeiters ftatt der Berjep-|Staatögemwalt fteht er unabhängig von der Gtabt- 
in den Ruheſtand kann jedoch nur unter gemeinde nur unter Leitung der vorgeſetzten Re— 


un 
Bukimmung der Bürgervorfieher verfügt wer— 
den. 66. ferner wird die Dienftzeit, in Er- 


eig — Zum Erlaffe allgemeiner 
ronungen im Gebiete der Gemeindepolizei ($ 7, 


mangelung einer entgegenftehenden Vereinbarung, Nr. 1) bedarf er der Zuziehuug der Bürgervor« 
nur von der Zeit an gerechnet, wo das Magi-|fteher, und der Genehmigung ber Provinziafs 
ftratömitglied in den Dienjt der Stadt getreten] Regierung. — Anordnungen, welche lediglich 
iſt. 8. 67. Hinfichtlich der auf Lebenszeit an-|zur Ausführung von Gejeßen dienen und nur 
geftellten fonftigen Beamten der Stadt, ſowie Geldbußen innerhalb der im Polizeiſtrafgeſetze 
der auf Kündigung angeftellten Untergebenen|dafür beftimmten Grenzen androhen, fönnen vom 
jollen ebenfalls die re des Geſetzes Magiftrate ohne Höhere Genehmigung erlafjen 
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werben. — Eie find jedoch der Provinzial-Re- fol. Auch kann fie, mo befondere Umftände 
gierung und, fofern fie Strafbejtimmung ent-|folches erforderlich — eine eigne Polizeibe⸗ 
halten, auch dem zuſtändigen Unterrichter mitzu⸗ hörde anordnen. Die dabdurch veranlaßten außer— 
theilen. — Der Magiftrat iſt befugt, den inner-[ordentlihen Koſten trägt die Regierung, Aber 


halb feiner Zuſtändigkeit von ihm erlaffenen Ver- 
fügungen durch angemefjene Mittel Nachdruck u. 
Ausführung zu geben, namentlich die zu diefem 
Zwede nöthigen Strafen anzudrohen und im 
alle der Nichtbefolgung zu vollitreden. — Sind 
bei Gejchäften der Landesverwaltung Gemeinde: 
mitglieder ugugiehen, jo werden fie vom Ma— 
iftrate und Bürgervorſtehern nad ben Bor- 
hriften deö $ 53 aus der Bürgerjchaft gewählt. 
Sind Bürgervorfteher zuzuziehen, jo haben dieſe 
die aus ihrer Mitte —— Mitglieder ſelbſt 
zu wählen. $ 73. Die Beſchlüſſe im Magiſtrate 
werden durch Gtimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Stimmengleihheit enticheidet die Stimme bes 
Bürgermeifters. $ 74. Der Bürgermeifter hat 
für die Ausführung der gefaßten Beichlüffe zu 
jorgen. — Er hat die Leitung aller Verwaltungs— 
geichäfte und beforgt deren Vertheilung unter 
die Mitglieder des Magiſtrats. Bon ihm 
werden alle Ausfertigungen des Magiſtrats un- 
terzeichnet.. $ 75. Im eiligen, keinen Aufjchub 
leidenden Sachen verfügt der Bürgermeifter jo» 
je für fi), benachrichtigt aber den Magiftrat 
päteitens in der nächſten Eikung von der ge— 
troffenen Mafregel. 8 76. Commiffionen zur 
Vorbereitung oder Ausführung von Beichlüfjen 
werden vom Magiftrate angeordnet. — Inſofern 
nad) Beitimmung des Magiftratd an der Com— 
miſſion Bürgervorfteher theilnehmen follen, wer: 
ben dieſelben vom Bürgervoriteher » Collegium 
erwählt. 8 77. Der Magijtrat ift befugt, unter 
Mitwirfung der Bürgervorfteher für einzelne 
Geſchäftszweige, z. B. Wrmenpflege, Wegbau, 
Aufſicht über Gemeindegrundſtücke, ſtädtiſche An— 
ſtalten, Gewerbeweſen, beſondere ihm untergeord- 
nete Ausſchüſſe zu bilden und denſelben durch 
Statuten eine Verfaſſung zu ertheilen. Es gel— 
ten dabei folgende Regeln: 1. Solche Ausſchüſſe 
führen die ihnen obliegenden Geſchäfte nur der 
Stadt und den mit ihnen in Berührung kom— 
menden Einzelnen gegenüber. Bei allen Behör- 
ben, außer dem Magiſtrate, werden fie durd) 
dieſen vertreten. 2. Die Mitglieder folder Aus- 
ſchüſſe können entweder durch den Magijtrat u. 
die Bürgervorfteher nad) den Vorſchriften des 
$ 53 ernannt, oder durch die Bürgerſchaft oder 
die nächſt Betheiligten felbft erwählt werden, — 
Im letzten Falle fteht dem Magiftrate und den 
Bürgervorſtehern ein Beſtätigungsrecht zu. 3. 
Der Magijtrat ift gehalten, jedesmal ein Mit- 
glied des Collegiums zu den Verſammlungen 
abzuordnien, welches auf die Beobachtung der 
Verfaffung und Erhaltung der Ordnung zu jehen 
hat. — Dafjelbe fann die Ausführung von Be— 
hlüffen beanftanden und Hat in diejem Falle 
die Angelegenheit dem Magiftrate zu weiterer 
Unordnung vorzufegen. 4. Wenn eine Rechnung 
zu führen it, jo wird diefelbe dem Magiſtrate 
und den Biürgervorftehern abgelegt und ver» 
öffentlicht. 8 78. Die Regierung fann unter 
den Mitgliedern des Magiſtrats die Perſon bes 
ſtimmen, welche die ſtädtiſche Polizei bejorgen 


aud in diefem Falle fol dem Meagiftrate dir 
Bejorgung deffen verbleiben, was die Gewerbe 
verhältnijje, die Einrichtung, Verwaltung un 
Beauffichtigung der ftädtifchen Güter und An 
ftalten und der für gemeinfame ftädtifche Imde 
beftimmten Privatanftalten zum Gegenftande hi. 
— Außerdem fann die Einrichtung einer bie 
deren ſtädtiſchen Polizei-Direction vom der Eiek 
mit Genehmigung der Regierung angeorde 
werden. — Der Bezirk der Polizei fan 3 
Halle des BVBebürfnifjes durch Anordnung der » 
gierung über die Grenzen des Stadtgebiets br 
aus erjtredt werden. — Wenn bejondere Polo 
behörden angeordnet worden find, Tönnen = 
diefen Ordnungen in dem Gebiete ihrer Comp 
tenz in der Negel nur nach zuboriger Berhant 
lung mit dem Magiftrate und den Bürgerier 
ftehern und unter Genehmigung der Provinzil 
Regierung erlafjen werden. $ 79. Die Koſ 
der Polizeiverwaltung trägt die Stadt, mit Au 
nahme derjenigen Ausgaben, welche durd) etwa" 
Uebertragung landespolizeilicher Geſchäfte MT 
anlaft werben, jo wie der im $ 78 erwähnt 
auferordentlichen Koften. Im Falle der Ar 
dehnung des Polizeibezirls über das Gtadtger! 
hinaus iſt ein verhältnigmäßiger Beitrag zu M 
Koften der Polizeiverwaltung von der Regen— 
ung zu leiten. 


IV. Bon der Vertretung der Stoll 
gemeinde. 
80. Die 


[1. Wahl der Bürgervorfteher.] $ 8. 
Bürgervorfteher vertreten die gejammte Stat! 
gemeinde. — Ihr Amt ift ein Ehrenamt, med 
ohne Vergütung verjehen wird, — Aur mol 
wendige baare Auslagen werden bei Bir 
vorstehern aus der Siadtkaſſe vergütet 5° 
Die Zahl der Vürgervorfteher wird durd d 
Ortsſiatut feftgeftellt, darf jedoch nicht unter U 
und nicht über vierundzwanzig betragen. 3 
Behufs der Wahlen der Bürgervorftcher a 
die Stadt in eine angemefjene Zahl von ur 
fen getheilt. — Es bleibt den Ortsftatuten U 
faffen, Ausnahmen davon feftzuftellen. * 
Jeder ftimmfähige Bürger iſt zur Theilnern 
an den Wahlen verpflichtet. Stinmfähig ik I, 
Bürger, welcher in der Stadt oder beren Geen 
jeinen Wohnſitz Hat und dafelbit enttaeden 
Hauseigenthümer Häuferfteuer, oder nad) —3 
abe der jetzt beſtehenden Geichae nn en! 
tigen biresten Landesſteuern mindeitend 1J 
jährlich zahlt.) — Es iſt jedoch zuaſiga 
weichende veſtimmungen hinſichtlich der * 
ung des Stimmrechts durch das Orteſta ars 
treffen. — Ausgeſchloſſen find —— * hu, 
diejenigen, welche noch nicht 25 Jahre @ ver 6 
in väterliher Gemalt, unter Eunratel © gr 
Koft und Kohn eines Anderen ftehen, in 


Gefepes über Die U 
uni 186% 1 * en 
eriums dee 

wat 1879, sr 


’) Diefer Sag war in folge des 
lichen directen Steuern vom 13. Juni 1 
\ermäßigt (Belanntmahung des Minif 
vom 10. St 1565). ©. jegt Wefetz vom 25. 


I 





1 curs befangen find, öffentliche Urmenunterjtüt- 
ung erhalten oder im legten Jahre erhalten ha- 
- ben, bis dieſe erjtattet ift, zu einer ſchweren 
j 


Strafe (Urt. 8 des Criminalgeſetzbuchs) verur- 
tHeilt, oder endlich wegen eines nach der öffent: 
lihen Meinung entehrenden Verbrechens oder 
Vergehens bejtraft worden, oder in Unterſuch— 


ung gemwejen jind, ohne außer Verfolgung geieht 
- oder völlig freigeiprochen zu fein. Zweifel über 
die entehrende Beſchaffenheit eines Vergehens 


oder Verbrechens haben Magiſtrat und Bürger- 


vorſteher zu entiheiden. $ 84. Perjonen, welche 
nicht unter die Beftimmungen des $ 83 fallen, 


aber ſich dur unfittliche Handlungen der öffent- 


lichen Achtung verluftig gemadt Haben, oder we- 
gen eines peinlichen Vergehens in Unterſuchung 


gewejen find, ohne außer Verfolgung geſetzt od. 
völlig freigejprochen zu fein, fan durd einen 
vom Magtitrate und Bürgervorftehern gefaßten 
Beſchluß das Stimmredt entzogen werben. — 


- Das dur jolhen Beſchluß entzogene Stimm- 


| 












recht kann auf diejelbe Weile zurüdgegeben wer- 
den. $ 85. Nur ftimmfähige Bürger find zu 
Bürgervoritehern wählbar. — Das Amt eines 
Bürgervorjtehers ift jedoch mit demjenigen eines 
Dienftuntergebenen des Magiftrats nicht verein- 
bar. — Es ift nicht erforderlich, daß der Bür- 
gervorfteher in dem Bezirke wohne, in welchem 
er erwählt wird. — Ob ein Theil und welcher 
Theil der Bürgervorfteher aus der Mitte der 
ig läge bezw. der nicht hausbeſitzenden 

a zu erwählen jei, bleibt der Beſtimmung 
der Ortöftatuten überlaſſen. $ 86. Der Ber- 
luſt der Stimmfähigteit hat den Verluſt des 
Amts zur Folge. Auch hat ein Bürgervorfteher, 
welcher wegen eines nad) $ 83 die Stimmfähig- 
keit entziehenden Verbrechens in Unterjuchung 
geräth, ſich während der Dauer berjelben der 
Ausübung feines Amts zu enthalten. $ 87. Die 
Bürgervorjteher werden auf ſechs Jahre, oder 
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werden, find jedoh nur dann verpflichtet, ber 
Wahl zu folgen, wenn feit ihrem Wustritte 6, 
bezw. 4 Jahre verfloffen find, Bürger, welche 
12 Jahre nad) einander dad Amt eines Bür- 
gervorſtehers beffeidet haben, jind dadurd) von 
der Berpflichtun iS Annahme einer ferneren 
Wahl befreit. N 0. Die Wahl erfolgt unter 
Leitung eine® Magiftrats - Mitgliedes, welches 
jedoch zwei VBürgerborfteher oder fonftige ftimm- 
fähige Bürger als Gehilfen zuzuziehen hat. — 
Der BWahltermin wird Öffentlich, bekannt gemacht. 
— Db eine bejondere Ladung erforderlich iſt, 
bejtimmt das Ortsftatut. $ g1. Acht Tage lang 
vor dem Termine iſt die Lifte der —— 
Bürger in der Gemeinde offen zu legen. Ueber 
Einwendungen gegen die Liſte entſcheidet der 
Magiſtrat. Dagegen eingelegte Berufungen ha— 
ben keine aufſchiebende Wirkung. Lie Pur die 
in der Wapllifte eingetragenen Wähler haben 
Zutritt zum Wahltermine. Zur Giltigfeit der 
Wahl H die Abgabe von wenigitens der nad) 
den Lilten vorhandenen Stimmen erforderlid. 
Wird diefe Zahl nicht erreicht, jo ruht die durd) 
Wahl bezwedte Vertretung für den betreffenden 
Bezirk auf ein Jahr. — Bei der Ladung iſt 
auf diefe Beitimmun a Nach Ab- 
fauf diejer Frift ift die Wahl zu wiederholen. 
Die Regierung kann jedoch auf Untrag des Ma— 
giftrat3 eine frühere Wiederholung der Wahl 
geftatten. — Die Stimmabgabe kann durch münd- 
liche Abftimmung zu Protokoll, oder durch ver— 
ſchloſſene Stimmzettel, nad) der Entſchließung 
jedes MWählenden, geſchehen. — Der Gewählte 
muß mwenigftens ein Drittheil der abgegebenen 
Stimmen ın ſich vereinigen. $ 93. Ergibt ſich 
nicht jogleih eine Mehrheit von einem Drittel 
der Stimmen, jo iſt mit Wiederholung der Wahl 
in der Art zu verfahren, wie Hinfichtlid) der Ma- 
gitrats-Mitglieder im & 53 vorgeſchrieben  ift. 
Jedoch enticheidet bei Stimmengleihheit das 


wo die Zahl derjelben nicht durch drei theilbar Loos. $ 94. Das Wahlprotofoll iſt dem Ma- 


ift, auf vier Nahre gewählt. — Alle zwei Jahre 


giftrate vorzulegen. — Diefer entjcheidet mit den 


tritt ein Drittel, oder wo die Dienftzeit einelBürgervorjtehern über die Gejegmäßigfeit ber 
pierjährige ift, alljährlich ein Viertel derjelben | Wahl. 


aus, und zwar jo lange nad) dem Looſe, bis 


[2) Zuftändigfeit ber Bürgervorfteher.] $ 95. 


der Austritt nad) dem Dienftalter erfolgen fann.| Das Bürgervoriteher-Eollegium fteht nur im Ge- 
— Die Zeit der Wahl und des Dienftaustritts |fchäftsverfehre zum Magijtrate, ift jedoch befugt, 
wird durch das Ortöjtatut geregelt. — Die Ge-[Bejhwerden über den Magiftrat oder einzelne 
wählten werden vom Magiltrate auf treue Er-]Magiitrats-Mitglieder in Ungelegenheiten ber 
füllung ihrer Pflichten beeidigt. — Darnach Gemeindeverwaltung felbftändig bei den vorge, 
werden die Namen bderjelben öffentlich befaunt|fegten Behörden zu verfolgen. 8 96. E3 hat 
emadt. $ 88. Bei eintretenden Erledigungsd-|dem Magiftrate gegenüber die Stadtgemeinde in 
Den ift für die Stelle de3 ausgefallenen Bür-[allen Angelegenheiten des Gemeinweſens zu ver- 
ervorjtehers eine Ergänzungswahl vorzunehmen. |treten, verbindende Erklärungen in diejen Ange» 
Die Erjagmänner bleiben nur für die Zeit im Umte, |legenheiten abzugeben, die zu ben Bedürfniſſen 
für welche die Ausgeichiedenen gewählt mwaren.|der Stadt erforderlichen Geldzuſchüſſe, Leiſtungen 
— Bei Bezirfdabtheilungen ($ 82) find die Er-[und Laften zu bewilligen und bei der BertHeil« 
fatsmänner durch den Bezirk zu wählen, durch ſung berjelben mitzuwirken. Auch ijt die Ver— 
welchen der Ausgeſchiedene gewählt worden. —|waltung des ftädtifchen Vermögend und bie 
Sn den Städten, in melden Bezirksvorſteher Rehnungsablage über diejelbe durch das ——— 
beſtehen, ift der dem Dienftalter nie ältefte Vor-| vorjteher-Collegium zu überwachen. — Die Bürs 
Be des Bezirks, von welchem der ausgeſchie— ——— handeln jeder Zeit nach eigener 
e Bürgervorſteher gewählt war, deſſen Stell-|pflihtmäßiger Ueberzeugung. Sie find an An— 
vertreter. Bei gleichem Dienftalter der Bezirk3-| weilungen od. Vollmachten nicht gebunden. $ 97. 
voriteher enticheidet das Loos. $ 89. Die aus-| Die Bürgervorfteher find vom Magiftrate nament- 
getretenen Bürgervorjteher fönnen wieder gewählt lich zuzuziehen: 1) bei Abänderung alter oder 
Grotefend, Wolizei-teriton. 69 
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Einführung neuer Einrichtungen, welche auf bie,rathen. — Der Magiftrat ift befugt und auf 
Berjajiung der Stadt, deren Vermögen od. auf|den Antrag ber — ——— verpflichtet, durch 
die Gerechtſame der Bürgerſchaft Einfluß haben Abordnung-eines oder einiger feiner Mitglieder 
und bei Ubfajjung ftatutariicher Beftimmungen, in der Verfammlung eine Erläuterung feiner 
insbejondere auch bei allen ſtädtiſchen Polizei-Vorſchläge zu geben. Die Bürgervorſteher blei- 
ordnungen (vgl. $ 72 Abſatz 3); 2) bei der Ex⸗ ben jedoch befugt, die Berathung, nad) erfolgter 
werbung, Veräußerung od. Belaftung von Grund- | Erläuterung der Vorſchläge, in Abweſenheit der 
ftüden oder Gerechtigleiten der Stadt; 3) bei] Magiftratd-Mitglieder fortzufegen. $ 102. ®il- 
Geldanleigen für die Stadt, wodurch die Schul-Itige Beſchlüſſe können von den Bürgervorftehern 
den vermehrt werben, jowie bei Feſtſtellung von nur dann gefaßt werden, wenn diejelben jämmt- 
Schuldentilgungsplänen; 4) bei Anjtellung von|lich eingeladen u. mehr al3 die Hälfte anweſend 
Procejjen und Abſchließung von Vergleichen über |find. — Eine geringere Anzahl genügt ausnahms- 
Gerehtjame der Stadt oder über das Gemeinde-|weife zur Bejchlußnahme, wenn die Bürgervor- 
vermögen, ſowie bei Verzichtleiftung auf Forder— F nach —— erfolglos gebliebener Be- 
ungen und jonjtige Rechte der Stadt; ” beilrufung dur den Magiitrat zum zweiten Male 
Feitftellung des Haushaltsplanes ($ 118), ſowie a Verhandlung über denfelben Gegenſtand zu. 
der Prüfung und Abnahme der ftädtijchen Red |jammengerufen, dennoch nit in genügender 
nungen ($ 123); 6) bei Prüfung und Regelung |Bapl — ſind. Bleiben in ſolchem Falle 
der Sicherheitsbeſtellung des Nechnungsführers alle aus, jo iſt das Bürgervorſteher⸗Collegium 
der ſtädtiſchen Kaſſen; 7) "bei Feſtſtellung von|für diesmal des Rechts der Mitwirkung im der 
Grundjägen für die Verwaltung des ftädtijchen | betreffenden —— verluſtig. — Bei der 
Vermögens, ſowie bei wichtigen Berwaltungs- [zweiten Zufammenberufung muß auf dieje De 
Handlungen, welche etwa durch das Ortöjtatut|jtimmung hingewiefen werden. $ 103. Sein 
ihrer Mitwirkung zugewieſen werden; 8) beilBürgervorfteher darf bei Vermeidung einer Geld- 
Geldbewilligungen, melde den Haushaltsplan |buße ohne —————— Entſchuldigung in 
überſteigen, vorbehaltlich jedoch einer näheren einer angeſetzten Berjammlung ausbleiben. — 


Städteverſaſſung. 


Beſtimmung des Ortsſtatuts über den für eine 
jede Stadt dem Magiſtrate zu verwilligenden 
Reſervecredit; 9) bei der Veranlagung und Ber- 
teilung der Gemeindelaften, bei veſtſtellung, 
Prüfung und Berichtigung der Rollen darüber, 
bei Bejchlüffen über Beſchwerden wegen folder 
Laften, jowie über Herabjegung, Erlaß oder Nie- 
derihlagung derjelben; 10) bei Enticheidungen 
über Verleihung u. Verſagung des Bürgerrechts 
und Einwohnerrechts. $ 98. Wenn der Magi- 
itrat irgend einen anderen Gegenftand der Ge— 
meindeverwaltung, worüber ihm die Entjcheidung 
zufteht, dem Bürgervorfteher-Collegium zur Be— 
rathung vorlegt, jo wird dadurch für den be 
jonderen Fall die Zuftändigfeit des Bürgervor- 
iteher-Collegiumsd in demjelben Umfange begrün- 
det, wie für die im vorjtehenden $ erwähnten 
Angelegenheiten. $ 99. Die zu Gefhäften der 
Landesverwaltung nach gejeglichen Bejtimmungen 
äzuzuziehenden Bürgervorjteher ($ 72) üben nur 
diejenige Thätigleit, welche den Ortsvorjtehern 
oder einzelnen angejehenen Gemeindegliedern im 
Gegenjage der Obrigfeiten übertragen ift. 

19) Geſchäftsführung der Bürgervorfteher. ] 
$ 100. Die Bürgervorjteher erwählen beim An- 
tritt neuer Bürgervorfteher ($ 87) durch abfolute 
Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte einen Vor— 
figenden (Wortführer), einen Schriftführer und 
einen Stellvertreter für jeden berjelben. Beim 
Untritt neuer Bürgervorjteher infolge von Er» 
gänzungswahlen findet die Beitimmung Feine 
Anwendung. — Diejelben Berjonen können wie— 


Wer bei einer Angelegenheit ein Privatinterefie 
hat, darf der Verhandlung darüber nicht bei- 
wohnen. $104. Verjanımlungen der Bürger 
vorjteher auf Anlaß des Magijtrat3 finden ent- 
weder an allgemein dazu feitgejegten Tagen od. 
infolge bejonderer Ladung ftatt. Letztere erfolgt 
durch Mittheilung an den Wortführer, melde 
außer in eiligen Fällen zeitig vor dem Tage der 
Verſammlung geihehen, und die Gegenjtände der 
Berathung angeben muß. — Bei der im $ 102 
erwähnten zweiten Berufung find die Bürger: 
vorjteher einzeln durch den Magiftrat zu laden. 
$ 105. Verjammlungen der Bürgervorficher aus 
eigenem Anlaß find von dem Wortführer zu be 
rufen, jo oft derjelbe ſolche nothwendig erachtet, 
oder mindeſtens drei Viirgervorjteher darauf ans 
tragen. — Die Berufung erfolgt durch ein Um— 
laufſchreiben. — Es ijt davon borgängig dem 
Bürgermeifter unter Mitteilung der Gegenftände 
der Berathung Anzeige zu machen, und zwar, 
mit Ausnahme eiliger Fälle, zeitig vor dem Tag: 
der Berathung. $ 106. In den Verſammlungen 
des Magiſtrats und der Vürgervoriteher Ieıtet 
das yorfibenbe Mitglied des Magijtrats die Ver— 
Daten und ift Magijtratsjeitig das Prote: 
foll zu führen, — Sn den Berjanmlungen der 
DBürgerborfteher Tiegt die Leitung dem Wort: 
führer und die Protofollführung dem Schrift 
führer ob. $107. Die Berathung in den er: 
lammlungen de3 Magiftrats und der Bürger 
vorjteher erfolgt gemeinjchaftlih. — Jedoch farm 
vor der Abjtimmung auf Anordnung des Bor: 


der gewählt werden, — Die Namen der Ge-|figenden, oder auf Antrag des Wortführert, 
wählten werden dem Magijtrate angezeigt und/oder auf einen von zwei anderen Vürgervor- 
von diefem befannt gemadt. $ 101. Die Bür-|ftehern unterftügten Antrag eines Bürgervor: 
gervorjteher verjammeln fi auf Einladung des ſtehers eine abgejonderte Verathung des Dragi- 
Magijtrat3 oder aus eigenem Antriebe. — Auch ſtrats umd der Bürgervorfteher eintreten. — Di: 
jteht denjelben zu, diejenigen Angelegenheiten, Abſtimmung ift eine abgejonderte. Zunächft er- 
bei denen fie vom Magiitrate zugezogen werden, folgt die Abjtimmung ver Bürgervorftceher und 
in Verſammlungen unter fih vorläufig zu be» jodann die des Magiſtrats. — Bei Gleichheit 
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der Stimmen unter den Bürgervorſtehern ent fünfte des Stabtvermögens (Kämmereivermögen®) 
cheidet die Stimme des Wortführers. — Jit der find zur Bejtreitung der ſtädtiſchen Ausgaben 


eihluß des Magiftrats cbweichend von dem beſtimmt. 


Reichen jte hierzu nicht aus, io jind 


der Bürgervorfteher, und eine Einigung auch die Gemeindemitglieder zur Zahlung von Ab— 


durch eine weitere, jedoch nicht an demielben Tage |gaben verpflichtet. 


$ 115. Ueber das Stadt— 


vorzunehmende Verhandlung nicht zu erreichen, vermögen hat der Magiſtrat ein Lagerbuch zu 
jo tritt Entſcheidung der Provinzialregierung |führen und dieſes dem Vürgervorfteher-Eollegium 


ein, wenn jelbige vom Magiftrate beantragt wird, 
Der Magiftrat ift verpflichtet, ſolche Enticheidung 
zu erwirfen, wenn died von den Bürgervorftchern 
beantragt wird, oder wenn bie Ungelegenheit 
nicht beruhen bleiben kann. — Vor Einholung 
der Entjcheidung der Provinzialregierung kann 
ſowol von dem Magiftrate, ald von dem Bür— 
gervorfteher-Collegium zur Herbeiführung einer 
Verſtändigung die Einjfegung einer gemeinschaft 
lichen Commiſſion verlangt werden. $ 108, An- 
träge ber — gel geſchehen durch Ucher- 
reichung der über die Beſchlüſſe aufgenommenen 
Protokolle, oder dur Erklärung zum Magiſtrats 
protofolle. — Pflichtet der Magiſtrat ihnen bei, 
jo bedarf es weiterer Berathung nicht. Entgegen- 
gejegten Falls ift nach den vorstehenden Beitimm- 
ungen zu verfahren. $109. Zu den Verſamm— 
(ungen des Magiſtrats und der Bürgervorſteher, 
ſowie der Bürgervorjteher unter ſich fönnen Zu 
hörer zugelaffen werden. — Die Zuhörer find 
den Anordnungen des Borfitenden zur Erhalt- 
ung der Ruhe und Ordnung unterworfen. — 
Wird hiergegen gefehlt u. die verlegte Ordnung 
auf Erinnerung des Vorligenden nicht unverzüg- 
lich hergeftellt, jo iſt derjelbe verpflichtet, die 
Entfernung der Zuhörer zu verfügen und bis 
dahin, daß dies geichehen, die Sigung zu jchließen. 
8 110. Die Deffentlidhleit fan vor oder wäh- 
rend ber ——— auf Antrag eines Mie 
liedes ausgeichlofjen werden. — Ueber einen 
Polen Antrag wird nah Entfernung der Zu— 
hörer abgejtimmt. Die Deffentlichkeit bleibt aus— 
geichloffen, wenn jolhes von dem Magiftrate od. 
von den Bürgervorjtehern beichlofien wird. — 
Ebenso dürfen zu den vorläufigen Berathungen 
ber Bürgervorfteher unter ſich ($ 101) Buhörer 
nicht zugelafien werden, wenn der Gegenftand 
vom Magiftrate als vertraulich bezeichnet ift. 
111. Die Bürgervorfteher find befugt, Aus. 
Püffe aus ihrer Mitte zur nerägierg Dora 
Beratgungsgegenftänden auf Vorſchlag des Wort- 
Kae oder durch Abftimmung zu ernennen. 
8 112. Bei feierlichen Gelegenheiten, bei welchen 
Deputationen der Bürgervorfteher zugezogen 
werden, ift der Wortführer jederzeit Mitglied 
derjelben. — Die übrigen Mitglieder werden ge- 
wählt. 113. Der Magiftrat ift verpflichtet, 
den Bürgervorftehern auf ihr Anſuchen die Ein— 
ficht der Acten und Berichte, deren fie zu ihren 
Berathungen bedürfen, mit er folcher 
der Geheimhaltung bedürftiger Actenttüde, deren 
Mittheilung bedenklich ericheint, zu geftatten und 
jonftige Auskunft über die Berathungdgegen- 
ftände zu ertheilen. — Dagegen find die Bürger- 
vorſteher nicht befugt, ohne Vorwiſſen des Magi- 
ſtrats einzelne Angejtellte der Stadt zu vernehmen, 
V. Bon der ftädtiihen Vermögensver— 
mwaltung. 
[1) Vermögen der Stadt.) $ 114. Die Ein- 


offen zm legen. $ 116. Die in Beziehung auf 
die Verwaltung des Vermögens für einzelne 
Städte erlafjenen Ordnungen bleiben in Kraft. 
— Neue Verwaltungsordnungen, fowie Abänder- 
ungen der bejtehenden bedürfen höherer Bejtätig« 
ung nur injoweit, ala ſolches nach $ 119 erfor- 
derlih ift. $ 117, Die Verwaltung muß auf 
die Erhaltung, haushälterifche Benugung umd 
Verbeflerung des ftädtiichen Vermögens, jowie 
auf die beſtimmungsmäßige nügliche Verwendung 
der Einfünfte gerichtet jein. — Die Abtragung 
der Schulden muß nad) einem regelmäßigen Klane 
erfolgen. $ 118. Im letzten Viertel eines jeden 
Rechnungsjahres entwirft der Magijtrat einen 
Haushaltsplan für das nächſte Jahr. Derjelbe 
ijt nad) vorgängiger Berathung mit den Bürger: 
vorjtehern der Provinzialregierung einzujenden, 
damit dieſe ihr Oberauffichtsrecht geltend machen 
fann. Später bejchlojjene Abweichungen von 
demjelben find zu gleichem Zwecke der Provin— 
jialregierung anzuzeigen. — Der vom Magijtrate 
und Bürgervorjtehern nad) Erledigung der von 
der Provinzialregierung gemachten Bemerkungen 
genehmigte ar ger ift Vorſchrift für die 
Verwaltung. $ 119. Die Oberaufjicht darf ſich 
nicht weiter erjtreden, als dahin, daß das Ver— 
mögen erhalten, bei Unordnung und Umlegung 
der Gemeindeabgaben angemefjene Grundjäge bes 
folgt und begründete Beichwerden über die Ge- 
meindbeverwaltung bejeitigt werben. — Die vor« 
gängige Genehmigung der Provinzialregierung 
ift erforderlich: 1) bei freiwilligen VBeräußerungen 
von Geredtigfeiten und Grundjtüden; 2) bei 
Aufnahme von Geldanleihen, wodurd der Schul» 
denbejtand vergrößert wird; 3) bei Einführung 
neuer oder Veränderung beitehender Gemeinde- 
abgaben. — Die weitere Bejtimmung über die 
Oberaufjicht Hinfichtlich der Gemeindeforjten bleibt 
der Provinzialgejepgebung vorbehalten. Bis zu 
deren Grloffe bleiben die bisherigen Beſtimm— 
ungen in Kraft. $ 120. Die Rechnungs und 
Kaljenführung über das Stadtvermögen wird 
unter der Yeitung de3 Magijtratd von dem Käms 
merer bejorgt, welcher angemejjene Sicherheit zu 
feiften hat. $ 121. Die Leitung der Rechnungs- 
und Kaffenführung liegt zunächſt dem Bürger- 
meister ob. Außerdem ift der ganze Magiitrat 
zur Aufficht darüber und zur Haftung für Ver— 
nachläſſigungen verpflichtet. $ 122. Die Kajien 
find regelmäßig und mindejtens einmal jährlich 
unerwartet zu unterſuchen. — Bon jeder regel« 
mäßigen Kaffenunterfuhung ift dem Bürgervor— 
fteher-Collegium Kenntniß zu geben, damit es 
ein Mitglied oder mehrere abordnen kann, um 
dem Geichäfte beizumohnen. — Die erforderlichen 
näheren Vorſchriften über die Kafjenführung und 
die Kafjenunterfuhungen find für jede Stadt 
gleichzeitig neben dem Ortsitatute unter Geneh— 
migung des Minijteriums des Innern zu erlaje 


69 


1092 Städteverfafjung. 


ien. 8 128. Die ſtädtiſche Rechnung iſt vom— Auch Hat diefelbe in Beziehung auf die Redı- 
Rechnungsführer innerhalb einer durch dad Ortd- |nungsführung diejelben Befugnijie, welche ihr 
itatut zu bejtimmenden Frift dem Magijtrate ee ber ftädtifchen Rechnungen durch die 
einzureichen, Der Magiftrat prüft bie Rechnungen ſes Gejeß gegeben find. 

und theilt die dabei aufgeftellten Erinnerungen vi. Schlußbeftimmungen, 

dem Rechnungsführer zur Erledigung mit. —| 8 129. Die Städteordnung vom 1. Mai 1851 
Nach Erledigung der Erinnerungen find bielift aufgehoben, mit Ausnahme des $ 137 ber- 
jämmtlihen Rednungen mit den Belegen und ſelben. H 130. Bei dem Uebergange einer mit 
der Zandgemeindeverfafjung verjehenen Gemeind: 
zur Städteordnung (vgl. $ 4) ift das Ortsſtatut 
vom Magiftrate und den zeitigen Bürgervor- 
ftehern unter ——— einer ben letzteren gleich 

fommenden Zahl von Bürgern zu errichten. 

Dieje werben auf diejelbe Weije wie die bisheri— 

gen Bürgervorfteher gewählt. — Die hierzu ge 

wählten Bürger berathen u. beſchließen gemein— 

ihaftlih mit den Bürgervorſtehern. Die Ab 

ftimmung geichieht nach der im $ 107 bejtimm- 

ten Regel. Ueber die Bunfte, wobei feine Einig- 

ung erfolgt, enticheidet jedody dad Minijterium 

des Innern, — In denjenigen diejer Gemeinden, 

in weldjen e8 an Bürgervorftehern fehlt, ift al. 

dann von dem Minifterium des Innern die Zahl 

der zuauziehenden und nad den Bejtimmunger 

diejes — wählenden Vertreter zu br 








































den Erinnerungen den Bürgervorſtehern zur Prüf- 
ung mitzutheilen. — Ueber die fämmtlichen ge- 
ſtellten Erinnerungen ift ſchließlich von Magiftrat 
und Bürgervorfiehern zu enticheiden. — Die dem 
Nehnungsführer zu ertheilende Beſcheinigung 
über richtig befundene Rechnungsablage erfolgt 
vom Wagijtrate, erforderlichen Tall unter den 
dem Ergebniffe jener Entjheidung entiprechenden 
Vorbehalten. $ 124. Der Magifirat hat binnen 
14 Tagen nad) Eingang der Rechnung einen 
dem Haushaltsplane entjprehenden Auszug aus 
der Rechnung befannt zu machen und ſolchen 
auch der Provinzialregierung einzureihen. Dieje 
tkann die Einficht der vollftändigen Rechnung ver» 
langen. 

(2) Milde Stiftungen] $ 125. Das Ver- 
mögen ber Stiftungen und Anftalten, welche zu 
frommen und nüslichen Bweden beſtimmt jind, 
bleibt vom Stabtvermögen gefondert. — Sofern 
aber daraus bisher zu den Koften der Stadt— 
verwaltung beigetragen ift, behält e8 dabei das 
Bewenden. 26. Der Magijtrat hat die Ver- 
waltung folder Stiftungen, welche für die ge— 
ſammte Stadtgemeinde beftinnmt find, joweit nicht 
für die Stiftung ein Anderes beftimmt ift, oder 
feine Liga ge ae Verwalter mehr vorhan— 
den find. Der Magiftrat ift aber auch befugt, 
befondere Ausihüffe dafür zu beftellen. $ 127. 
Wird die Verwaltung vom Magiftrate geführt, 
oder ift ein Ausihuß dafür vom Magiftrate be- 
itellt, jo find die Bürgervorfteher zuzuziehen: 
1) bei Veränderungen ber Grundfäße, nad) denen 
die Stiftungen verwaltet werden; 2) bei allen 
Veränderungen in der Subſtanz, als bei neuen 
Ermwerbungen von Grundftüden, ſowie bei Ver— 
äußerungen und Belaftungen berjelben; 3) bei 
Geldanleihen, wodurd der Schuldenbeitand_ver- 
größert wird. — Außerdem fann durch das Orts- 
itatut die Zuziehung der ie auch 
noch auf andere wichtige Verwaltungshandlungen 
ausgedehnt werden. — Auch wirken die Bürger— 
vorſteher bei der Abnahme der Rechnungen in 
derielben Weife mit, wie bei der Abnahme ber 
ftädtiichen Rechnungen. $ 128. Die Oberauf- 
jicht der Provinzialregierung über die Verwalt- 
ung der Stiftungen erjtredt ſich auf die Erhalt. 
ung des Vermögens, auf die ftiftungsmäßige 
Verwendung der Einkünfte, fowie auf die Ent- 
ſcheidung von Beſchwerden über die Verwaltung. 
— Die vorgängige Genehmigung der Provinzial 
Regierung ift erforberlih: 1) bei Erlaß oder 
Abänderungen von Berwaltungsordnungen für 
die Stiftungen; 2) bei freiwilligen Beräußerungen 
von Grundftüden und Gerechtigkeiten; 3) bei 
Anleihen, ech ber Schuldenbeitand vergrößert 
wird; 4) bei Feitftellung de3 Maßes ber außer 
den gewöhnlichen Gemeindeabgaben etwa zu lei 
jtenden Beiträge zur Stadtverwaltung ($ 125). 


ſtimmen. 131. Nach Erlaß des Ortsjtatut: 
ſind in dieſen Gemeinden neue Bürgervorſteher 
nad; Maßgabe dieſes Geſetzes und des Drti 
ftatut3 zu wählen. $ 132. Das Minijterium 
de3 Innern wird mit dem Bollzuge diefe Gejege: 
beauftragt. 
IV. Gejeß, betreffend die Verfaſſung und 
Verwaltung der Städte und Fleden ber 
Provinz Schleswig-Holitein, 
bom 14. April 1869. 
Titel I. 
Bon der Stadtgemeinde, dem Bürgerredte und 
dem Ortöftatute, | 
$ 1. Jede Stadtgemeinde bildet eine Corpo— 
ration, welcher die Selbftverwaltung ihrer Ar 
gelegenheiten nad) näherer Vorſchrift dieſes Go 
ſetzes zuſteht. — Die Stadtgemeinde wird burt 
einen Magiftrat (collegialiihen Gemeindevorſtand 
und eine Stadtverordneten » Berfjammlung nad 
den Bejtimmungen dieſes Geſetzes, beziehentlit 
mit ben aus Tit. XI fich ergebenden Mafgabı | 
vertreten, | 
82. ee] Den ftädtiichen Gemeinde 
bezirt (Stadtbezirk) bilden alle diejenigen Grun) 
ftüde, welche demfelben bisher angehört haben. 
— Die Bezeichnung der einzelnen Bejtandtheik 
des Stadtbezirks und der hinſichts ihrer Zuge 
hörigfeit zu dem leßteren etwa beftehenden bw 
jonderen Berhältniffe bleibt dem Ortsftatute vor | 
behalten. $ 8. Auf die Vereinigung folder 
Grundftüde und Bezirke mit dem Stadtbezirk, 
welche demfelben bisher nicht angehört haben, 
ſowie auf die Abtrennung einzelner Grundjtüd: 
von dem Stadtbezirke finden bie, fir gleichartia: 
Beränderungen in Qandgemeinde-Bezirlen getro 
fenen Beftimmungen des $ 1 der VBerorbnnung b. 
22. September 1867, betreffend bie Yandgemeind: | 
Berfafjungen in den Herzogthümern Schlesmis | 
und Holitein!) Anwendung. | 


) ©. unter Gemeindevperfaffungen, | 


— 
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8 4. (Stadtgemeinde.] Alle Einwohner des 
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$ 9. lUebernahme ſtädtiſchet Stellen.) Jeder 


Stadtbezirts, mit Ausnahme der jervisberehtig-) Bürger iſt verpflichtet, nicht nur einzelne Auf— 
ten Militärperfonen des activen Dienitftandes,|träge in ſtädtiſchen Verwaltungsangelegenheiten 
gehören zur Stadtgemeinde. — Als Einwohner|jondern aud eine unbejoldete Stelle (Amt) in 
werden Diejenigen betrachtet, welde in dem der Gemeindeverwaltung u. Gemeindevertretung 


Stadtbezirke nad) den Beitimmungen der Gejepelzu übernehmen und 


ihren Wohnſitz haben. 

8 5. [Dtechte und Pflichten der Gemeindean- 
gehörigen.) Alle Gemeimdeangehörigen ($ 4) find, 
unbejchadet der dur Stiftungen und fonftige 
privatrechtliche Titel begründeten befonderen Ver⸗ 
hältniffe, einerjeit3 zur Mitbenugung derjenigen 
öffentlichen Anftalten, welche der Stadtgemeinde 
als ſolcher angehören, und zum Mitgenufje der 
Erträge des Gtadtverinögens ($$ 19—21) bered)- 
tigt, anderſeits zur Theilnahme an den ftädtt- 
ſchen Gemeindelaften nad) Vorſchrift dieſes Ger 
ſetzes verpflichtet. 

6. Bürgerrecht.] Das Bürgerrecht beiteht 
in dem echte zur Theilnahme an den Gemeinde: 
wahlen, ſowie in der Befähigung zur Ueber- 
nahme unbefoldeter Aemter und Functionen in 
der Gemeindeverwaltung u. Gemeindevertretung. 

8 7. [Erwerb deflelben.] Jeder im Bollbe- 
fie der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche männ- 
liche Ungehörige des Norddeutichen Bundes er- 
wirbt das Bürgerrecht, wenn er jeit einem Jahre 
1) zur Stadtgemeinde gehört ($ 4), 2) jelbftän- 
dig ift; als jelbjtändig im Sinne diejed Gejehes 
werden Perjonen, welche minderjährig find, od. 
unter einer die Dispofitionsbefugniß befchränfen» 
ben Euratel, oder im Haufe und Brode Anderer 
ftehen, oder eine nad ihrem 18. Lebensjahre 
empfangene öffentliche Armenunterftügung nicht 
zurüderjtattet haben, nicht angejehen, 3) die ihm 
obliegenden Gemeindeabgaben bezahlt Hat, und 
außerdem 4) entweder a. im Gemeindebezirke ein 
Wohnhaus von einem im Ortäftatute näher y 
beitimmenden Minimaljteuerwerth bejigt, oder b. 
ein ftehende® Gewerbe — über deſſen Art und 
Umfang das Ortöftatut Näheres bejtimmen kann 
— jelbjtändig betreibt, oder c. ein Einfommen 
bezieht, welches nad) den Grundjägen der Klafjen« 
ftenerveranlagung En: einen beftimmten, im 
Localftatute näher feitzujegenden Betrag erreicht, 
deſſen Minimalfag nidyt unter 600 M und nicht 
iiber 1500 M jährlich normirt werben darf.!) — 
Das —— fann, anjtatt eines ſolchen Mi» 
nimal-Einlonımens, aud die Entrichtung eines 


mindeſtens 6 Jahre Ian 

zu verjehen. $10. Bur Ablehnung * frühen 
ten Niederlegung einer folchen unbejoldeten Stelle 
im Magijtrat oder in dem Gtadtverordneten« 
Collegium beredtigen nur folgende Gründe: 1) 
anhaltende Krankheit, 2) Gejchäfte, die eine häu— 
fige oder lange andauernde AbwejenHeit mit ſich 
bringen, 3) ein Alter von über 60 Jahren, 4) 
die bereit3 erfolgte Gjährige Wahrnehmung der 
betreffenden od, einer anderen unbejoldeten Stelle 
für die nächſten 6 „Jahre, 5) die Verwaltung 
eined anderen öffentlichen Amtes, fowie ärztliche 
oder mwundärztlidie Praxis, 6) fonjtige befondere 
Verhältniſſe, welche nad) dem Ermeſſen der ftädti« 
hen Eollegien eine giltige Entſchuldigung be- 
gründen, — Jede ſolche Ablehnung oder Nieder: 
legung ift mit ben dafür geltend zu machenden 
Gründen dem Magiftrate jchriftlich vorzutragen 
und über die Genehmigung von beiden ftädtiichen 
Eollegien alsbald gemeinihaftlih Beſchiuß zu 
fafjen. Im Falle ſich beide Collegien darüber 
nicht einigen können, entſcheidet die Regierung 
endgiltig, ebenſo wenn der Ablehnende über einen 
die Ablehnung verwerfenden Beſchluß beider 
Collegien an die Regierung recurrirt, was ſpate 
ſtens binnen zehn Tagen nach erhaltener Mittheil« 
ung deſſelben gejchehen muß. — Sn gleicher Weiſe 
ift, im Falle Ablehnung anderer Stellen od. 
Aufträge in der ftädtiichen Verwaltung, über die 
Triftigleit der Ablehnungsgründe zu befinden, 
auch kann das Ortsftatut hierüber und über die 
Folgen unbegründeter Ablehnung bejondere Be- 
itimmungen treffen. — Weigert ſich ein Bürger, 
ohne giltig befundene Entihuldigungsgründe eine 
ihm duch Wahl angetragene unbefofbete Stelle 
im Magijtratd- oder Stadtverordneten-Collegium 
anzunehmen ober die noch nicht 6 Jahre lang 
verjehene Stelle ferner zu verſehen, oder entzieht 
er fich thatjächlich ber Verwaltung derfelben, H 
fann er duch gemeinfchaftlichen Beſchluß beider 
ftädtijhen Collegien auf 3—6 Jahre des Bürger« 
rechts verluftig erflärt und um ein Achtel bis 
ein Viertel ftärfer zu den Gemeindeabgaben her- 
angezogen werden. Diejer Beſchluß bedarf der 


entſprechenden Klafjenftenerjages für genügend] B —— Regierung. 


erflären. 8 8. In Bezug auf den Erwerb und 


11. Ehrenbürgerrecht.) Das Ehrenbürger- 


die —— des Bürgerrechts werden Grund⸗ u fann der Magiftrat nad) gemeinichaftlidiem 
n 


eigenthum, 


fommen und Eteuerzahlungen der Beichlufje beider Stadtcollegien ſolchen Männern, 


Ehefrau und der in väterliher Gewalt befinds|die fid) um die Stadt befonders verdient gemacht 
fihen Kinder dem Ehemanne, beziehentlich dem haben, auch ohne kr der im 5 7, Nr. 1, 
Vater angerechnet. — Bon dem Borhandenjein|3, 4 erwähnten Erfordernifje ertheilen. Dadurch 
einer einjährigen Dauer der im $ 7, Nr. 1—4 [werben ſtädtiſche Verpflichtungen nicht begrünbet. 
aufgeführten Erfordernifie Tann durch Veihluß]| $ 12. [Berluft und Ruben des Bürgerrechts.) 
ber ftädtifchen Eollegien in einzelnen Fällen dis-| Das Bürgerrecht geht verloren: 1) durch Weg— 
penfirt werden. — Geht ein Haus durch Ber-|fall eined derjenigen Erfordernifie, melde das 
erbung auf einen Anderen über, jo kommt dem| Bürgerrecht bedingen ($ 7), fofern nicht nad 
Erben bei Berechnung der Dauer des einjährigen]S 13 ein bloßes Ruhen in der Ausübung des 
Hohnhausbefiges die Beſitzzeit des Erblaſſers zu Bürgerrecht3 eintritt; 2) duch Concurs; doch 


Gute. 


Y) Bezliglich des Bürgercenfus f. unter Cinfommenfteuer 
Geſetz vom 25. Mai 1873, $ 9b ©. 233. 


kann dem Gemeinjchuldner nach voller oder accord- 
mäßiger Befriedigung feiner Gläubiger das Bür- 
gerrecht durch Beſchluß beider jtädtifchen Colle— 
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gien wieder verliehen werden. $ 13. Wem durch jedod der communalen Verwaltung unterjtellter 
rechtskräftiges Erkenntniß die Ausübung der — Vermögengobjecte, Kajjen, Stiftungen u. An— 
bürgerlihen Ehrenrechte unterfagt ift, der iſt ſtalten kann das Ortsſtatut Näheres bejtimmten. 
während der im Erfenntnifje feitgejegten Beit| $21. [Iheilnahme an den Gemeindenugungen.] 
von der Ausübung des Bürgerrechts ausgejchlof-| Die den Gemeindemitgliedern zuftehende Theil- 
fen. — Iſt gegen einen Bürger wegen einesjnahme an den Gemeindenugungen (SS 5, 20) 
Verbrechens die Verſetzung in den Anklageitand, kann, foweit der Anfpruc auf diejelbe nicht auf 
oder wegen eines Vergehens, welches die Unter-|beionderen Nechtstiteln beruft, nad Maßgabe 
fagung der Ausübung der bürgerlichen Ehren- des Ortsſtatuts von der Entrihtung einer jähr- 
rechte nad fi) ziehen muß oder kann, die Ver- lichen Abgabe, und anjtatt oder neben Derjelben 
weifung an das Strafgericht ausgeſprochen, oder|von der Entrichtung eines — — ab⸗ 
iſt derſelbe zur gerichtlichen Haft gebracht, jolhängig gemacht werden, durch deren Entrichtung 
ruht die Ausübung des Bürgerrecht, bis diejaber die Ausübung bes Bürgerrechtes niemal: 
erichtliche — beziehungsweiſe die bedingt wird, 
Saft beendigt if. $ 14. Der Berlujt des Bür-| $22. [Gemeindeleiftungen.] Die Stadtgemeind: 
errechts zieht den definitiven Verluft der daslift zu allen Leiftungen verbunden, welche das 
Bürgerrecht al3 Bedingung vorausjegenden Stel-|jtädtifche Bedürfniß erfordert, oder welche ib: 
len und enter, dad Ruhen des Bürgerrechts durch bejondere Geſetze auferlegt find. — Inſo 
aber die Suspenfion von denjelben nad) fi. weit zu denjelben die Einkünfte aus dem Stadt: 
$ 15. [Bürgerbrief.] Ob über die Erwerbung |vermögen nicht ausreichen, haben jämmtliche Mit- 
des Bürgerredts von dem Magiftrate eine Ur-|glieder der Stadtgemeinde Geldbeiträge u. per 
funde (Bürgerbrief) zu ertheilen ift, bejtimmt|jönliche Dienfte auf die Urt u. in dem Umfang: 
das Rocalftatut. — Für die Austellung des Bürs [zu Teiften, wie foldye8 in dem Ortsftatute oder 
gerbriejd fann eine angemefjene Ausfertigungds durch bejondere Gemeindebejchlüfje ($S$ 72, 73 
gebühr erhoben werden. — Die Erhebung einer len beitimmt wird. — Die Behufs der Nieder: 





bejonderen Ubgabe für den Erwerb des Bürger-Ilafjung od. Aufenthaltsnahme in dem Stadtbezir! 
rechts oder aus Anlaß dieſes Erwerbe3 (Bürgers [neu anziehenden Perjonen können gleich den ber 
rechtsgeld u. dgl.) ift dagegen unzuläſſig. Gemeinde bereit3 angehörigen Einwohnern zu 
16. Bürgerrolle.] Ueber alle vorhandenen|den Gemeindelaften herangezogen werden, wenn 
Bürger hat ber Magijtrat ein Verzeichniß (Bür-|die Dauer ihres Aufenthaltes den Beitraum von 
N zu führen. 3 Monaten überfteigt. $ 23. Wer, ohne in dem 
$ 17. (Ortöftatut.] Nach Maßgabe ber in|Stadtbezirke zu wohnen, daſelbſt Grundbefig bat 
diejem Gejeg enthaltenen allgemeinen Vorſchriften oder ein flehendes Gewerbe betreibt, iſt ver- 
ift für jede einzelne Stadt ein bejonderes Dit3-|pflichtet, an denjenigen Laſten Theil zu nehmen, 
ftatut abzufaffen. Dafjelbe muß die nöthigen|mweldhe auf den Grundbeſitz oder das Gewerbe, 
Beitjegungen über alle Punkte enthalten, für ſoder das aus jenen Quellen fließende Einfommen 
welche nad) diefem Gefege nähere jtatutariicheigelegt find. — Diejelbe Verpflichtung trifft ju- 
Beitimmungen erforderlich find. — Ueber andere ik e Perſonen, welde in dem Stadtbezirfe 
die ſtädtiſche Verfaſſung und Verwaltung be-|Grundeigenthum befigen oder ein ſtehendes Ge— 
treffende Punkte, Hinfichtlich deren das gegen |werbe betreiben. 
wärtige Geſetz Berjchiedenheiten gejtattet oder| $ 24. [Befreiungen.] a. Perſönliche. Ueber 
feine ausdrüdlihen Beſtimmungen enthält, fann|die Verpflichtung der Staatädiener u, der Hinter 
das Statut Feitjegungen treffen, welche den be⸗ bliebenen derjelben zu perjönfichen Abgaben und 
jtehenden Gejegen nicht widerſprechen. 8 18.|Leijtungen an die Gemeinde enticheidet die Ver— 
Das Ortsſtatut ift durch gemeinschaftlihen Be-| ordnung, betr. die Heranziehung der Staat3diener 
ihluß beider ftädtiichen Collegien fejtzuftellen u.|zu den Communal»- Auflagen in den neu erwor 
bedarf der Beftätigung der Regierung. — Das fa Zandestheilen vom 23. Sept. 1867.) — 
Nämliche gilt für jpätere Abänderungen einzel- Alle übrigen perſönlichen Befreiungen mit Ein 
ner Statutöbejtimmungen, ihluß der im $ 12 der Verordnung bom 23, Sept. 
Titel I 1867 ‚nod) aufrecht erhaltenen, beitehen nur noch 
j * ‚ für Die Dauer der Genußberchtigung der gegen 
Von dem Stadtvermögen, ben Gemeindenugungen | pärtig im wohlerworbenen Belize der Immun» 
und Gemeindeleijtungen. tät befindfichen Perjonen und erlöſchen aladann 
$ 19. [Stadtvermögen.] Das zu gemeinfamenjohne Entihädigung. — Bon allen Gemeinde 
ftädtiichen Zweden bejtimmte Vermögen, welches laſten befreit find: 1) b. Dingliche. Die Dienf- 
der Stadtgemeinde al3 ſolcher gehört, heißt das |grundjtüde der Geiftlihen, Kirchendiener u. Ele— 
Stadtvermögen. — Ueber die zum Stadtvermö-|mentarlchrer; 2) die zu einem öffentlichen Dienfte 
gen gehörigen Jmmobilien hat der Magiſtrat ein|oder Gebrauche beftimmten Grundftüde. — Diele 
bejonderes Verzeihniß (Lagerbud)) zu führen,| Befreiungen gelten jedoch nur jo lange, als dir, 
welches jedesmal mit dem Gemeinde-Haushalts« | die Befreiung begründende Eigenichaftder gedachten 
entwwurf und der Jahresrechnung den Stadtver-| Jmmobilien fortdauert. $ 25. Alle Fonftigen, 
ordneten vorzulegen iſt. $ 20. Ueber die Urt|nicht perjönlichen Befreiungen können von der 
der Benutzung ded Stabtvermögend haben bie) Stadtgemeinde abaelöft werden und hören auf, 
tädtiichen Collegien gemeinſchaftlich zu beſchließen. wenn die Entſchädigung feitgejtellt und gezahlt 
n Betreff der befonderen Verwaltung einzelner] ——— 
commmnaler — oder auch nur genofjenihaftlicer,! +) S. unter Staatsdiener. 


ee 
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it; bis dahin beftehen diefelben in ihrem bis— 
herigen Umfange fort, erjtreden ſich jedoch nur 
auf den gewöhnlichen Zujtand, nicht auf aufer- 


Kirchendiener u. Lehrer an öffentlichen Schulen, 
4) die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die 
techniſchen Mitglieder der Handels⸗ Gewerbes und 


ordentliche Leijtungen. — Die Beireiung u. derjähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 5) die 
Anſpruch auf Entihädigung erlöfchen, wenn fie) Beamten ber haatsorwätdan, 6) —RX 
nicht binnen Jahresfriſt nad Einführung dieſer beamten, — zu 5 und 6 jedoch unbejchadet der 
Städteordnung bei dem Magiftrate angemeldet|der nad) $$ 89, 90 von —— zu 


oder in den zur Zeit geltenden Ortsſtatüten be⸗ verſehenden Functionen. 


ater und Sohn, 


reits feſtgeſtellt worden find, Die Entſchädigung Schtwiegervater und Schwiegerſohn, Brüder und 
wird zum zwanzigfachen Betrage des Jahres | Schwäger, ſowie offene Handelsgeſellſchafter dürfen 
mwerthes der Befreiung nad dem Durchſchnitte nicht reg ee des Magijtrat3 fein. — 


der legten 10 Jahre vor dem 1. Jan. deöjenigen Eniſteht die 


chwãgerſchaft od. Geihäftsajjociation 


Jahres, in welchem dieAblöfung von denftädtifchen im Laufe der Wahlperiode, fo fcheidet im erften 
Eollegien beſchloſſen wird, ** — Steht ein) Falle dasjenige Mitglied, durch welches das Hin— 


anderer Entihädigungsma 


jtab durch fpeciellen|derni Herbeigeführt worden ift, im anderen Falle 


Rechtstitel feit, jo hat es hierbei ſein Bewenden. das den Lebensjahren nad) ältere Mitglied aus, 


— Der Entihädigungsbetrag wird durch Schied3- 
richter mit Ausſchluß der ordentlichen NRechtömittel 
fejtgeftellt, von diefen wird der eine von dem Bes 
jiger des bisher befreiten Grundſtücks, der andere 
von den ſtädtiſchen Collegien ernannt. Der Ob- 
mann ift, wenn ſich die Schied3richter über deſſen 
Ernennung nicht verftändigen können, von ber Auf⸗ 
fiht3behörde zu ernennen. $ 26. In Betreff der 
temporären Befreiungen von Gemeindeleiftungen, 
welche einzelnen Grundbefigern wegen Bauten 
bewiltigt werden dürfen, ijt im Ortsſtatute das 
Nähere zu beitimmen. — Diejenigen Hausbefiger, 
welchen bis zur Einführung dieſes Geſetzes Bau- 
en in einer größeren Ausdehnung bemilligt 
ind, haben die ihnen zugeftandenen Befreiungen 
im vollen Umfange ungejchmälert zu genießen. — 
Außerdem können durd; Communalbeihlug tem- 
poräre Befreiungen oder Ermäßigungen von Ges 
meindelaften aud) im alle einer Erweiterung des 
Stadtbezirks ($ 3) für die zugejchlagenen Grund- 
jtüde u. deren Bewohner bewilligt werden. $ 27. 
Abgeſehen von den in den $$ 24 u. 26 erwähnten 
Ausnahmen können perjönliche oder dingliche Be- 
freiungen von allgemeinen Gemeinbdeleiftungen fer- 
nerhin nicht erworben werben, inöbejondere aud) 
nicht durch Verjährung. 
Titel IIL' 
Bon dem Magiftrate. 


8 28. Der Magiftrat bildet ein Collegium und 
beiteht aus dem Bürgermeijter (oder Oberbürger- 
meifter), einem Beigeordneten (od. zweiten Bürger- 
mit al3 deſſen regelmäßigen Stellvertreter, 
und aus mehreren Rathsverwandten (Stadträthen, 
Rathsherren, Senatoren), über deren Zahl, Titel 
u. etwaige bejondere Funktionen (Syndifus, Käm- 
merer ıc.) für jede Stabt in dem Ortäftatute das 
Nähere beftimmt wird. Das Umt bed Beigeord«- 
neten fann von einem Rathöverwandten mit ver- 
fehen werben. Ein Theil der Stellen der Raths— 
verwandten, ebenjo die Stelle des Beigeorbneten, 
tann nad) Feitiegung des Statut3 bejoldet fein, 
aud) können für unbejoldete Magiftratsämter feſt— 
beftimmte Entfhädigungen für Dienftuntoften im 
Statute ausgejegt werben. $ 29. Mitglieder des 
Magiftrat3 können nicht fein: 1) diejenigen Bes 
amten und die Mitglieder derjenigen Behörden, 
durch melde die Aufſicht des Staates über die 
Stadt ausgeübt wird, 2) die Stabtverordneten 
und die Gemeinde-Unterbeamten, 3) Geijtliche, 


30. Der erjte Bürgermeifter u. die befoldeten 

agiftratämitglieder werben auf 12 Jahre ger 
wählt; jedoch kann, in Folge eines der ſtãdti⸗ 
ſchen Eollegien, zu diefen Stellen die Wahl auch auf 
Lebenszeit erfolgen. Die unbejoldeten Magiftrats- 
mitglieder werden auf 6 Jahre gewählt. — In 
beftimmten Zeiträumen fcheidet je ein Theil der 
unbejoldeten Rathäverwandten aus u. wird durch 
neue Wahlen erfegt, worüber im Ortaftatute das 
Geeignete feitzufegen ift. — Die Ausſcheidenden 
fünnen wieder gewählt werden. — Außergewöhn-⸗ 
liche Wahlen zum Erfage innerhalb der 6jährigen 
Wahlperiode ausgeſchiedener Mitglieder müſſen 
angeordnet werden, wenn der Magiitrat oder die 
StadtverorbneteneBerfammfung od. die Regierung 
es für erforderlid) erachten. Der Erfagmann bleibt 
nur bis zum Ende derjenigen 6 Jahre in Thätig- 
feit, auf welche der Ausgeichiedene gewählt war. 
$ 31. Sämmtlihe Mitglieder de3 Magiftrats 
werden von der wahlberechtigten Bürgerjchaft ($ 37) 
in gleihem Berfahren, wie folches für die Wahl 
der Stadtverordneten vorgejchrieben ijt (3 42 — 45), 
gewählt. Die Wahl erfolgt für jede einzelne Stelle 
aus je 3 Candidaten, welche zu dieſem Behufe 
von einer gemeinjchaftlichen Commiſſion der bei- 
den ſtädtiſchen Eollegien präfentirt werden, Dieſe 
Commilfion wird aus jämmtlichen vorhandenen 
Mitgliedern des Magijtrats u. aus einer gleichen 
Zahl durch die Stadtverordneten -Verſammlung 
zu beſtimmender Mitglieder der letzteren gebildet. 
— Die Wahl der 3 Candidaten durch die gemein⸗ 
ſchaftliche Commiſſion geichieht mittel3 Stimm«- 
zettel nad) abjoluter Stimmenmehrheit. Wird eine 
jolhe bei der erjten Abjtimmung nicht erreicht, 
jo ift mit der Abftimmung über — Per⸗ 
ſonen, welche die meiſten Stimmen gehabt haben, 
unter jedesmaliger Ausſcheidung eines Candidaten 
ſo lange fortzufahren, bis die abjolute Stimmen« 
mehrheit erzielt it, Im Falle der Stimmengleid- 
> entjcheibet dad Loos, — Bei gleichzeitiger 
Srledigung mehrerer Stellen ift für jede Stelle 
eine bejondere Präjentation und Wahl vorzu- 
nehmen. — Ob mit Rüdficht auf befondere ört- 
fihe Berhältniffe einzelne Mitglieder des Magi- 
ftrat3 von einem bejtimmten Wahlbezirke zu wählen 
find, kann Gegenstand bejonderer ort3ftatutarifcher 
Beitimmung jein. 32. Der Bürgermeifter u. 
der Beigeordnete bedürfen der Betätigung. In 
Städten von mehr als 10,000 Einwohnern fteht 
dieje dem Könige, in kleineren Städten der Res 
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gierung zu. $ 33. Wird die Beftätigung ver- mitglied, der andere Stadtverordnete jein. — Fer | 
jagt, jo wird zu einer neuen Wahl geichritten,| der abgehende Stadtverordnete tit jogleich wieder | 


Wird auch dieje nicht beftätigt, oder Die Vor· | wählbar, injofern die hierzu erforderlichen Eigen 


nahme der Wahl verweigert, jo it die Regier— 


der Stadt conimiſſariſch verwalten zu laſſen, bis durch die Wohnung in einem bejtimmten Theile 


ichaften jortdauern. — Sollten bejondere örtliche | 
ung berechtigt, die Stelle einitweilen auf Kojten|Verhältnifie es erfordern, daf die Wählbarkeit | 


eine zur Beftätigung geeignete Wahl getroffen iſt. 
N 34. Die Mitglieder des Magiſtrats werden 


der Stadt bedingt mwerbe, jo können die dies— 


fälligen näheren Beftimmungen im Ortäjtatute | 


vor ihrem Amtsantritte durch den Bürgermeiiter | getroffen werden. 


in öffentlicher Sikung der Gtadtcollegien in Eid 


8 39. [Wahlbezirke.] In denjenigen Städten, 


und Pilicht genommen. — Der Bürgermeifter|für welche ſolches nad) der Größe derjelben ober 


wird von einem Commifjarius der Regierung in 
eben folder Sitzung vereidet. 


Titel IV. 
Bon der Stadtverordneten-Verſammlung. 

$ 35. [Bufammenjegung der Verſammlung. 
Die Stadtverordneten, deren Anzahl für jede Stadt 
nad Verhältniß ihrer Größe und nad dem Um— 
fange der ftädtiichen Verwaltung in dem Ortd- 
jtatute näher zu beftimmen ift, aber niemals 
weniger als 6 noch mehr als 30 betragen darf, 
werden von den Bürgern der Stadt durd) birecte 
Wahl gewählt. — Sie müffen zur Hälfte aus 
Beſitzern eines zum Stadtbezirke gehörigen Haufes 
(Eigenthümern, Nießbrauchern und jolden, die 
ein erbliches Beſitzrecht haben) beftchen. Der Ma- 
giftrat hat jederzeit für die Ergänzung diejer 
Zahl durch die geeigneten Anordnungen zu jorgen. 
F 56. Die Stadtverordneten werden auf 6 Jahre 

ewählt. Alljährlich jcheidet ein Schätheil der- 
Echen aus und wird durch neue Wahlen erjegt. 
Bis das Alter im Mandat entſcheiden kann, ent 
ſcheidet das Loos über den Austritt. — Iſt die 
Bahl der Gtadtverordneten durch die Zahl 6 
nicht teilbar, fo ijt über die Ordnung des Aus— 
jcheidens in dem Ortöftatute das Nähere zu bes 
ftimmen, jedoch dergeitalt, daß die ganze Anzahl 
im Laufe von 6 Jahren ausſcheidet. 

F 37. [Wahlbefähigung.) Wahlberehtigt zur 
Wahl der Stadtverordneten ijt jeder Bürger, 
welcher nicht nad; Maßgabe diejes Gejeges von 
der Ausübung des Bürgerrecht ausgeſchloſſen iſt. 
an Ein jeder Bürger, welder nad) $ 37 zur 

usübung des Wahlrecht3 befugt ist, iſt zum Stadt- 
verordneten unter den aus $ 35, Abſ. 2 fi er- 
gebenden Bejchräntungen wählbar. — Jedoch füne 
nen Stadtverordnete nicht fein: 1) diejenigen Be— 
amten und die Mitglieder derjenigen Behörden, 
durch welche die Aufſicht des Staates über die 
Stadt ausgeübt wird; 2) die Mitglieder des Ma— 
giſtrats und alle bejoldeten Gemeindebeamten; 3) 


wegen anderer örtlicher Verhältnifje zwechmäßig 
bejunden werden follte, kann die Wahl der Stadt- 
verorbneten in gejonderten Wahlbezirfen, in welche 


die ganze Stabt einzutheilen ift, vorgenommen wer 


den, u. zwar entweder jo, daß jeder Bezirk eine 
bejtinmte Anzahl Stadtverordneter felbitändig zu 
wählen hat, oder jo, daß ur die Abſtimmung 
bezirtöweife vorgenommen wird, jeder Stadtver- 
ordnete aber von der gefammten Bürgerſchaft zu 
wählen bleibt. Die Beſtimmung hierüber, ſowie 
die näheren Feſtſetzungen über die Abgrenzung 
der Wahlbezirke, bezichentlich über bie 9a I der 
in einem jeden derjelben zu mwählenden Gtadt- 
verorbneten, find auf ortsſtatutariſchem Wege 
zu treffen. 

8 40. [Wahlverfahren.] Behufs der von ber 
Bürgerfchaft vorzunchmenden Wahlen wird die 
Bürgerrolle ($ 16) alljährlich vom Magiftrate in 
der Beit vom 1. bis 15. Juli einer generellen 
Berichtigung unterworfen u. vom 15. bis 30. Juli 
in einen od. mehreren zur öffentlichen Kenntniß 
gebrachten Localen in der Stadtgemeinde aus— 
gelegt. Während diejer Zeit kann jeder Bethei- 
ligte gegen die Nichtigkeit der Lifte bei dem 
Magijtrate Einſpruch erheben. — Die ftädtijchen 


Eollegien Haben darüber bis zum 15. Auguft. 


mitteld gemeinfchaftlihen Beſchluſſes die Ents 
iheidung zu treffen, welche dem Reclamanten 
ichriftlich mitzutheilen ift. Der letztere fann inner» 
halb 10 Tagen nad Zuftellung des Befcheides 
dagegen Recurs an die Regierung ergreifen. Kön- 
nen die ftädtiichen Eollegien zu emem gemein 
ichaftlichen Beſchluſſe auch bei mwiederholter Be 
rathung ſich nicht einigen, fo ift vom Magiftrate 
jofort die Enticheidung der Negierung einzuholen. 
— In jedem der vorbezeichneten Fälle iſt die 
Entſcheidung der Regierung, welche binnen läng- 
ſtens 4 Wochen ertheilt werden muß, endgiltig 
bis ar nächſtjährigen generellen Berichtigung 
der Bürgerrolle. — Auch nad) der jährlichen 
Feſtſtellung der Bürgerrolle fan der Name eines 


Geiftliche, Kirchendiener und Elementarlehrer; 4)| Einwohner wegen neuer, den Nichtbeſitz des 
die rihterlidyen Beamten, zu denen jedody die Bürgerrehtd oder den Verluſt der Ausübung 
techniichen Mitglieder der Handeld«, Gewerbe» u. |defjelben darthuender Thatſachen geftrichen oder 
ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find; 5) dielauf Antrag des Vetheiligten wegen fpäter er 
Beamten der Staatsanwaltſchaft; 6) die Polizei⸗ folgten Erwerbes des Bürgerrechtes eingetragen 
beamten. — Für Rechtsanwalte u. Notarien iſt werden. Die beabſichtigte Streichung des Na— 
zur Annahme der Wahl als Stadtverordneter die mens, ſowie die Ablehnung des Antrages auf 
Genehmigung der —— Dienſtbehörde nicht | Eintragung iſt dem Betheiligten unter Angabe der 
erforderlih. — Vater und Sohn, jowie Brüder, | Gründe vom Magijtrate mitzutheilen. — Der 
bürfen nicht ie Mitglieder der Stadtver⸗ | Betheiligte kann hiergegen binnen 10 Tagen Ein- 
ordneten- Verjammlung ſein. Sind dergleichen ſpruch erheben, über welchen nad) Maßgabe der 
Verwandte gleichzeitig gewählt, jo wird der Ältere vorhergehenden Beſtimmungen zu entſcheiden ift. 
allein zugelaſſen. — Vater u. Sohn, jowie Brü- 41. Die Wahlen zur regelmäßigen Er— 
der, dür;en auch nicht zugleich der eine Magijtratd- | gänzung des Stadtverordneten-Coligiums finden 
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alljährlich im November ftatt. — Das Ortsſtatut Ctimme geben will. Er Hat fo viele verſchiedene 
lann jedoch über diejen, ſowie über die im $ 40|Perjonen zu bezeichnen, als gleichzeitig zu wählen 
angeordneten alljährlichen Termine abändernbe Be- find. Nach dem Schluffe der Wahlhandlung wer» 
ftimmungen treffen. — Außergewöhnliche Wahlen |den die Stimmen, welche auf je eine Berjon ger 
zum Erjage der innerhalb der Wahlperiode aus=|fallen find, zujammengezählt und nad) — 
geſchiedenen Mitglieder müſſen angeordnet wer⸗ ſammenzählung die Zahl der Stimmen in dem 
den, wenn die Stadtverordneten-Verfammlung |Wahfprotocolle notirt, welches demnädjt von den 
oder der Magiftrat oder die Regierung es für) Mitgliedern der Wahlcommiffion reip. des ur 
erforderlich erachten. — Der Erjagmann bleibt|vorjtandes zu unterjhreiben ift. — Iſt die Ab- 
nur bis zum Ende derjenigen Wahlperiode in ſtimmung für eine und diejelbe Wahl bezirks- 
Tätigkeit, auf welche der Ausgejchiedene gewählt |weife erfolgt, jo werden die Ergebnifje ver ſämmt ⸗ 
war. Alle Ergänzungs- u. Erſaßwahlen werden, [lichen Bezirksabſtimmungen demnächſt durch die 
wenn der zu eriegende Stadtverordnete von einem |Wahlcommiffion zufammengeftellt u. protocollariſch 
bejonderen Wahlbezirke jelbjtändig gewählt war|beglaubigt. — per weiche hiernad) die 
($ 39), von demjelben Wahlbezirke vorgenommen. |meiften Stimmen, wenn aud) ohne abjolute Mehr. 
42. Das Wahlgefchäft wird von einer Wahle|heit erhalten haben, ſind als gewählt anzujehen, 
commijfion geleitet, welche durd) zwei vom Bürger»| Sind die relativ meiften Stimmen in gleicher Zahl 
meifter beftimmte Mitglieder des Magijtrats, von [auf mehr Berfonen gefallen, als zu wählen waren, 
denen das ältere den Vorfig u. die bei Stimmen |fo entjcheidet unter Diejen Das Loos. — Der 
gleichheit enticheidende Stimme führt, u. zwei von|Magiftrat Hat das Ergebniß der Wahlen fofort 
der Stadtverordneten-Verſammlung gewählte Mit- Jin ortsüblicher Weiſe befannt zu machen. 
glieder derſelben gebildet wird. Im gleicher Weile] $ 45. Werden gegen eine_gejchehene Wahl 
ijt je ein Stelfvertveter aus dem Magiſtrate und|von einem Wahlberechtigten Einwendungen er— 
aus dem Stadtverordneten-Colfegium zu beitellen. [hoben, welche innerhalb der erjten 10 Tage nad) 
Pit der Protocoltführung betraut die Wahlcom-|Betanntmadhung des Wahlergebnijjes dem Bür⸗ 
miſſion eine geeignete Verſon. — Erfolgt die ſgermeiſter angezeigt ſein müſſen, oder werden 
Wahl in Wahibezirken ($ 39), fo iſt außerdem ſbinnen gleicher Friſt entweder im Magiſtrate 
zur Leitung der Wahlhandlung in jedem Bezirke ſoder in der Stadtverordneten-Berfammlung gegen 
ein beionderer Wahlvorftand in der ftatutarijh|die Rechtmäßigkeit der Wahl Zweifel angeregt, 
zu regeluden Weife zu bilden. jo haben die beiden Collegien darüber alsbald 
3. Die vorzunehmende Wahlhandlung iſt ſeinen gemeinichaftlihen Beſchluß zu fallen, — 
jedesmal jpäteftens 14 Tage vor dem Wahltage| Segen diejen Beihlup kann von den Betheiligten 
in der fe öffentliche Bekauntmachungen ortsüb- |binnen 10 Tagen Präcluſivfriſt Recurs an die 
fichen Weife von dem Magiftrate zur öffentlichen | Regierung ergriffen werden. Ueber die gejchehene 
Kunde zu bringen, wobei Ort, Tag und Stunde|Abjendung der Necursichrift ift gleichzeitig dem 
des Wahlactes genau zu bezeichnen find u. zu-[Magijtrate eine Beſcheinigung einzuliefern. — 
gleich anzugeben iſt, ob die Wahl reſp. welde [Können die beiden Collegien über den Beſchluß 
Wahlen auf Hausbeſitzer ($ 35) zu richten fimd, ſich nicht vereinigen, fo ijt die Entſcheidung der 
— Die Wahlcommilfton läßt, auf Grund der[tegierung einzuholen, — Bei der Entſcheidung der 
Bürgerrolle und der dagegen angebrachten und| Regierung bewendet es in allen vorbezeichneten 
bereus erledigten Einſpruͤche ($ 40), Verzeihnifje | Fällen. — Nach erfolgter Cafjation einer Wahl 
der Wahlberechtigten anfertigen u. nöthigenfalls [iit jofort, zu einer neuen Wahl zu fchreiten, für 
bezirfsweife ($ 39) ordnen. — Dieſe von den ſwelche eine abermalige Auslegung der Wahle 
Mitgliedern der Wahlcommijfion zu unterjchreib- |üiten nicht erjorderlid) iſt. — 
enden Wahlliſten werden 14 Tage vor der Wahl Der Magiſtrat benachrichtigt die neu 
zu Jedermanns Einſicht auf dem Rathhauſe aus-|gewählten Stadtverordneten von ber Wahl, jobald 
gelegt u. demnächſt dem Wahlprotccolle beigefügt. |deven Giltigfeit feſtſteht. Diejelben werden, jo» 
— Etwaige Erinnerungen gegen die Wahllijten, [fern nicht eine begründet befundene Ablehnung 
welche aber nur darin beftehen können, daß Zesjerfolgt iſt, durch den Vorjigenden des Magiſtrats 
mand gegen den Inhalt der Bürgerrolle od. der|in einer gemeinſchaftlichen Sigung_der ſtädtiſchen 
Entiheidung eines dagegen erhobenen Einjpruches | Collegien eingeführt und durch Handſchlag an 
zuwider in dieſelben aufgenommen oder darin Eidesſtatt verpflichtet. — Den Beitpunft des 
lbergangen fei, müſſen jpätejtens 3 Tage vor|Amtsantrittes der mittels der regelmäßigen Er— 
Dem Wahltermine bei dem Vorjigenden der Wahl-|gänzungswahl neu Gewählten bejtimmt das Orts⸗ 
commijiion eingereicht werden. — Diejer ftelt|jtatut und bleiben bis dahin Die ausjceidenden 
Hierüber die etwa erforderliche Unterfuhung an!Stadtverordneten in Junction. — 
11. gibt baldmöglichit eine Entiheidung ab, welde $ 47. [Entlafjung od. Eujpenfion eines Stadt- 
Dem Einjprechenden mitgetheilt und, injofern da— verorbneten.] In den Fällen des $ 14, ebenjo 
Durd) eine Abänderung nöthig werden follte, den | wenn ein Mitglied der Stadtverordneten Ber 
ausgelegten Verzeichniſſen noch vor dem Wahl-)jammlung durch Uebernahme eines Amtes ($ 38) 
termine in beglaubigter Korn einverleibt wird. die Befähigung zur Mitgliedjchaft verliert, iſt, 
44. Mehr ale 3 Stadtverordnete dürfen)jofern das Mandat nidt von beim Berheiligten 
— in einer Wahlhandlung gewählt werden. — ſelbſt ſogleich niedergelegt wird, die Entlaſſung, 
eder Wähler muß der Wahlcommiſſion beziehents bezichentlih Suſpenſion defjelben von feinen Bojten 
lid dem Wahlvoritande ($ 42), perjönlich und; durd) beide ſtadtiſche Collegien auszuſprechen. 
muündlich zu Protocol erllaren, wem er feine] $ 48. [Borjteher.] Die Stadtverordneten-Ver— 
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ſammlung wählt jährlich, nad —— der Stimme ſeines Vorſitzenden den Ausſchlag. — 
neu gewählten Mitglieder, aus ihrer Mitte einen Nach jeder Sitzung iſt von dem aufgenommenen 
Vorſteher (Bürgerworthalter), jowie einen Stell-|Protocolle dem Stadtverorbneten»Boriteher eine 
vertreter deſſelben. — Die Wahl erfolgt nad)) beglaubigte Abſchrift fürdie Stadtverordneten-Ver- 
abjoluter Stimmenmehrheit der Anweſenden; bei) jammlung durch den Protocollführer zuzufertigen. 


einer ungeachtet zweimaliger Abſtimmung ſich 


52. Bur Giltigkeit eines gemeinſchaftlichen 


ergebenden — — ng rer das Loos. Beſchluſſes beider Collegien (Gemeindebeſchluß) iſt 


— Der abgehende Vorſteher un 
vertreter ſind ſofort wieder wählbar. 


deſſen Stell⸗erforderlich, daß 1) die beſchlußfähige Zahl der 


Mitglieder in jedem der beiden Collegien (SS 49, 
55) gegenwärtig ift, und zugleid; 2) die Mehr— 


zitel V. heit in dem einen mit der Mehrheit in dem ans 

Von ben Berfammlungen und Beſchlüſſen der |deren Collegium zu einem übereinjtimmenden Ber 
ſtädtiſchen Collegien. ſchluſſe ſich vereinigt. — Es kann indeſſen ein 

$ 49. Beſchlußfaſſung im Magiftrate.] Die) giltiger Gemeindebeſchluß auch ohne Anweſenheit 
Beichlüffe des Magiftrats-Collegiums, welches fih|der nad) 1 nöthigen Mitgliederzahl erzielt wer— 
nur aufBerufungdes Borfigendenverfammelndarf,|den, wenn die Mitglieder der Collegien, zum 
auf Antrag der Hälfte der Magiftrat3-Mitglieder| zweiten Male zur Verhandlung über bdenjelben 
aber berufen werden muß, werden nad) Stimmen-| Gegenitand zujammenberufen, abermal3 nicht in 
mehrheit gefaßt, doch iſt zur Giltigfeit eines Be⸗ genügender Anzahl erichienen find. Bei der zweiten 
ichluffes die Gegenwart mindeitens der Hälfte der| Zufammenberufung muß auf diefe Beſtimmung 


im Amte befindlichen Mitglieder erforderlih. Beijausdprüdlich Hingemwiejen werden, 


Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme bes 
Vorſitzenden. 

$ 50. Gemeinſchaftliche Verſammlungen beider 
eg Das Stadtverordneten-Gollegium ver- 
jammelt fih in der Regel nur gemeinſchaftlich 
mit dem Magiftrate auf die Zujammenberufung 
de3 Bürgermeifterd. Wenn das Stadtverorbneten- 
Collegium jeinerfeit3 eine Verſammlung beider 
Eollegieh wünſcht, fo ift diejelbe auf die deshalb 
durch den Stadtverorbneten-Vorfteher dem Bür⸗ 
germeijter jchriftlich zu madjende Anzeige zu ver- 
anftalten. — In der Regel find zu einer foldhen 


853. [Verfahren im Falleder Nihteinigung.] Iſt 
bei ſolchen Angelegenheiten der ftädtifchen Bermwalt- 
ung, welche einer gemeinfchaftlihen Beſchlußfaffung 
bedürfen, ein Communalbeſchluß aud) durch wieder: 
* gemeinſchaftliche Berathung nicht zu erreichen, 
obleiben die zur Beſchlußfaſſung geſtellten Antraͤge, 
ſoweit nicht etwas Anderes in dieſem Geſetze aus⸗ 
drücklich beſtimmt iſt, auf ſich beruhen. 

$ 54. Beſondere Verſammlungen der Stadt- 
verordneten.] Der Stadtverordneten-Vorfteher ift 
befugt, auch befondere Sitzungen des Stadtver- 
orbneten-Collegiums, jo oft er e3 nöthig findet, 


gemeinjhaftlihen Verſammlung fämmtlicher Dit-|zu veranlafjen, verpflichtet dazu ift er jedoch mur 
glieder beider Eollegien drei Tage vor derjelbenjauf den schriftlichen Antrag von wenigſiens einem 
in der durch die Geſchäftsordnung ($ 57) oder|Drittheile der Mitglieder. Die Verjammlungen 
dad Ortsſtatut mäher zu bejtimmenden Weijelder Stabtverordneten müfjen jederzeit in dem 
unter fpecieller Bezeichnung ber zur Verhandlung [dazu ein für alle Mal beitimmten Amtslocale 
bejtimmten Gegenjtände einzuladen und ijt zujgehalten werden; aud hat der Vorſteher dem 
gleicher Zeit die Einladung nebjt Vorlagen zur| Magijtrate von der Zufammenberufung gleichzeitig 


Einfiht für die Stadtverordneten in deren Ber- 
fanımlungszimmer auszulegen. — Wenn Noth- 
fälle eine jchleunigere Zufammenberufung erfor- 
derlich machen, jo ijt hierauf in der Einladung 
ee ausdrüdlih aufmerkſam zu 
machen. 

5l. In den gemeinfamen Verſammlungen 
beider Eollegien verhandeln und berathen die 
Mitglieder gemeinihaftlih; der Bürgermeifter, 
beziehentlich deſſen Stellvertreter, führt dad Di- 
rectorium. — Das Protocoll wird von einem 
Magiftratsmitgliede oder einer anderen hiermit 
betrauten Perſönlichkeit geführt, in ein beſon— 
deres dazu beitimmtes Buch eingetragen u. nad) 
* vorgängiger Verlefung und Genehmigung durd) 
die Unterfchrift des Bürgermeifters, des Stadt- 
verorbneten-Vorftehers, beziehentlich ihrer Gtell- 
vertreter, fowie des Protocollführerd beglaubigt. 
Was nicht vorjhriftsmäßig zu Protocoll genom- 
men ift, wird als giltig gejahter Beſchluß nicht 
betrachtet. — Bei der Abjtimmung votirt, jomeit 
nicht für bejondere Fälle im Ortsſtatute Aus— 
nahmen zugelafjen find, zuerft das Stabtverorb- 


mit legterer, unter Mittheilung der Tagesord- 
nung, Unzeige zu madhen, und muß denjelben 
von dem Reſultate ber Verhandlung unter Mit: 
theilung einer beglaubigten Abjchrift des darüber 
aufgenommenen Protocoll3, fpäteftens innerhalb 
drei Tagen nad) der Zufammenkunft in Kenntnif 
jegen. Die Zujammenberufung erfolgt nad) Vor— 
ihrift des $ 50, Abi. 2 u. 3, 

$ 55. In dieſen Berfammlungen hat der Bor 
jteher den Vorſitz u. leitet Die Verhandlung; die 
Beſchlüſſe werden nad) Stimmenmehrheit gefaft, 
doch ift für die Giltigteit eines Beſchluſſes allemal 
die Unwejenheit mindeftens der Hälfte der ftatuta- 
riſch feſtgeſetzten Mitgliederzagl erforderlih. Im 
Falle der Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. Auch hat derſelbe für die rich» 
tige Protocollirung u, Ausfertigung der Beſchlüffe 
und für die Mittheilung des Protocoll3 an den 
Magiitrat ($ 54) zu jorgen. — Der ftellvertre- 
tende Vorfteher, oder nach Wahl des Eollegiums 
ein anderes Mitglied, führt das Protokoll, welches 
von dem Vorjigenden u. dem Protocollführer zu 
unterzeichnen ift, u. bezüglich deſſen übrigens die 


neten-Collegium und dann der Magiftrat, und Vorſchriften des $ 51 Anwendung finden. 


zwar jedes Collegium für fih. Im Falle ber 


$ 56. [Gemeinihaftlihe Beftimmungen Hin- 


Stimmengleichheit gibt in jedem Collegium die! ſichtlich beider Collegien.] Die gemeinihaftlichen 
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Eitungen beider Collegien, fowie die befonderen Gemeinde-Urfunden in der Urichrift zu voll 
der Stabtverordnieten-Berjammlung find öffentlich. |äiehen. Die Ausfertigungen der Urkunden wer- 
* einzelne Gegenſtände kann durch beſonderen den Namens der Stadtgemeinde von dem Bür— 

eſchluß, welcher in geheimer Sigung gefaßt wird, |germeifter od, feinem Stellvertreter giltig unter» 
die Deffentlichfeit ausgeichloffen werden. — Der|zeichnet; werden darin Verpflichtungen der Stadt- 


Borfigende kann jeden Zuhörer aus dem Sitzungs- 
zimmer entfernen laſſen, welcher öffentlich Zeichen 


Dee übernommen, jo muß nod) die Unter. 
hrift eined Magiftratd- Mitgliedes, ſowie des 


des Beifalld oder Miffallens gibt, oder Störung |Stadtverorbneten-Borftehers und feines Gtell- 


irgend einer Art verurſacht. 

8 57. Geſchäftsordnungen für die gemeinschaft- 
lichen Berathungen der beiden ftädtiichen Collegien 
oder für das Stabtverordneten- Collegium allein 
fönnen, erjtere durch Gemeindebeſchlüß, letztere 
durch die Stadtverordneten -Verſammlung, feit- 
geſtellt werden. Zu ſolchen Reglements können 
Zuwiderhandlungen der Mitglieder der Collegien 
gegen bie zur Aufrechthaltung der Ordnung ger 
ebenen Vorſchriften mit Strafen belegt werden. 

ieje Strafen können in Geldbuße bis zu 15 M 
u. bei mehrmals widerholten Zumwiderhandlungen 
von Stadtverordneten in der auf eine gewiſſe 
Beit od. für die Dauer der Wahlperiode zu ver- 
ängenden Ausichließung aus der Verſammlung 


eſtehen. 
Titel VI. 


Bon den Obliegenheiten, der Zuſtändigkeit und 
den Organen des Magiftrat3 und des Stabt- 
verordnreten-Collegiums. 

$ 58. [Magijtrat.] Der Magiftrat ift die 
Obrigkeit ber Stadt und die leitende communale 
Derwaltungsbehörbe. 59. Als Obrigkeit in- 
nerhalb des Stadtbezirt3 Hat der Magijtrat auf 
Befolgung ber beftehenden Gejege und Verord— 
nungen zu achten, die Aufträge der vorgejegten 
Behörde auszuführen, ſowie auch das — 
Stadtweſen zu beauftragen und die deshalb er— 
forderlichen obrigkeitlichen Maßnahmen zu treffen. 
— In allen dieſen Beziehungen iſt der Magi— 
ſtrat unabhängig von der Stadtgemeinde, an die 
Mitwirkung der Stadtverorbneten-VBerfammlung 
nicht gebunden u. nur den betr. Staatsbehörben 
untergeorbnet und verantwortlid. $ 60. Als 
Stabtbehörde hat der Magiftrat die ftädtijchen 
Gemeindeangelegenheiten unter der in diefem Ges 
ſetze geordneten Mitwirkung des Stadtverordneten⸗ 
Collegiums zu verwalten. Der Magiſtrat iſt die 
alleinige ausführende Behörde. Insbeſondere 
liegen ihm, unter der in dieſem Geſetze vorge— 
ſehenen Beihilfe der Commiſſionen ($$ 66 fi.) 


2* 


vertreters hinzukommen; in Fällen, wo die Ge— 
nehmigung der Aufſichtsbehörde erforderlich iſt, 
muß auf dieſelbe in der gedachten Ausfertigung 
Bezug genommen werden; 8) die Beitreibung 
der fjtädtiichen Gemeindeabgaben u. Dienfte nad) 
den Gejegen u. Gemeindebejhlüffen zu bewirken. 
‚$ 61. [Bürgermeifter.] Der Bürgermeifter hat 
die Aufficht und Leitung des ganzen Gejchäftd- 
ganges bei der ftädtiichen Verwaltung. — Er ift 
verpflichtet, Beichlüffe der beiden ftädtifchen :ol- 
legien od. eines derjelben, welche deren Befugniſſe 
überjchreiten oder ſonſt gejegwidrig find od. das 
Staatswohl verlegen, zu juspendiren, muß aber 
alsdann jogleid an die Regierung darüber bes 
richten, welde die Beanftandung entweder be— 
ftätigt oder aufhebt. — In allen Fällen, wo die 
vorherige Beſchlußnahme durch den Magiitrat 
einen nachtheiligen Zeitverluſt verurfachen würde, 
muß der Bürgermeijter die dem Magijtrate ob» 
liegenden Geſchäfte vorläufig allein bejorgen, je- 
boch dem legteren in der nächſten Sitzung behufs 
der Beftätigung od. anderweiten Beſchlüßnahme 
Bericht erjtatten. — Bur Erhaltung der nöthigen 
Disciplin fteht dem Bürgermeifter das Necht zu, 
den Gemeinde» Unterbeamten Gelbbußen bis zu 
9 M und außerdem den Beamten der unterjten 
Klaſſen Arrejtitrafen bis au drei Tagen aufzu« 
erlegen ($$ 15, 19, 20 des Geſetzes vom 21. 
Juli 1852). 

$ 62. .[Bezirkövorfteher.] Städte von größerem 
Umfange fünnen nad) Maßgabe des Ortsſtatuts 
in Ortsbezirke eingeteilt werden. — In diefem 
Halle wird jedem Bezirke ein Bezirksvorjteher 
vorgejegt, mweldher von dem Gtadtverorbneten« 
Collegium aus drei von dem Magiftrate vor- 
geihlagenen wahlberechtigten Bürgern des Be— 
zirks in gleicher Art, wie die Recepturbeamten 
($ 75, Al. 2), gewählt wird. — In ber näm— 
lihen Weiſe wird für ben Fall der Berhinder- 
ung des Bezirkövorjteher ein Stellvertreter des⸗ 
jelben angeitellt. — Die Bezirksvorſteher find 
Organe des Magiftratd und verpflichtet, feinen 


(85 50—52) vorzubereiten und zur Ausführung | pen örtlichen Geichäften des Bezirks zu unterftüßen. 


zu bringen; 2) die Auffiht über die Verwaltung 
der Gemeinbeanftalten zu führen; 3) das Rech— 
nungs- und Kaſſenweſen zu überwad)en; 
Eigenthum der Stadtgemeinde zu erhalten und 
ihre Rechte zu ae Br 5) die Gemeinde-linter- 
beamten nad) Maßgabe des $ 75 zu ernennen 
und diejelben zu beauffichtigen ); 6) die Urkun— 
ben u. Ucten der Stadtgemeinde aufzubewahren; 
7) die Stadtgemeinde nad) Außen, insbejondere 


4) das) per Stadtölonomie, 


$ 63. [Stadiverordneten- Eollegien.] Alle in« 
neren Gemeinde- Angelegenheiten u. Gegenftände 
oweit jolde nicht in dieſem 
Gejete oder in den Ortsſtatuten dem Magijtrate 
allein überwiefen find, erfordern die mitwirfende 
Beſchlußfaſſung des Stadtverorbneten-Collegiums 
in der in 88 50 bis 53 vorgeſehenen Weiſe, und 
e3 unterliegt die Befolgung u. Ausführung ber 
Gemeindebeichlüffe feiner Controle. Die Stadt» 


auch in Procefjen zu vertreten u. Namens der-| yerordneten-Verfammlung hat außerdem ihr Gute 


jelben mit Behörden u. Privatperjonen zu ver- achten 


über alle das ſtädtiſche Gemeindewejen an— 


handeln, den Schriftwechiel zu führen und die gehenden Gegenftände abzugeben, welche ihr zu 


1) &, Note 


zu $ 52 der hannoverſchen Stäbteordnung vom 
24. Juni 1858, 


dieſem Zwecke duch die Aufjichtsbehörden zuge» 
wiejen oder vom Magiftrate vorgelegt werden. 
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Sie fann dem Magiftrate auch unaufgefordert 
Vorſchläge in Betreff der ftädtichen Verwaltung 
machen, worauf diefer entweder eine gemeinjchaft- 
liche —— u veranlaſſen od. den von ihm 
gefaßten Beihluß dem Stadtverordneten » Colle- 
gium mitzutheilen hat. — Ueber andere als Ge- 
meindeaugelegenheiten dürfen die Stadtverorbne- 
ten nur dann berathen, wenn foldye durch be- 


fondere Gejege oder in einzelnen Fällen durch Stadtverordneten- Verjammfun 


— der Aufſichts-Behoͤrden an fie gewie— 
en find, 

$ 64. [Beide Collegien.) Die Mitglieder bei- 
der Eollegien find in ihrer Gejchäftsthätigfeit 
an keinerlei Smftructionen oder Aufträge der 
Wähler oder Wahlbezirfe gebunden. — Sie ha- 
ben dad gemeinjame Bejte der ganzen Stadtge— 
meinde wahrzunehmen, u. wenn mit diejem bei 
einem Berathungs-Gegenftande ihr perjönliches 
PBrivatinterefje od. das eines nahen Angehörigen 
(Eltern, Kinder, Ehegatte, Geſchwiſter) im Gegen- 
ſatze fteht, der Theilnahme an der Berathung u. 
Beſchlußfaſſung ſich zu enthalten. Kann infolge 
folder Verhinderung ein giltiger Gemeindebe- 
ſchluß wegen Nichtbethfußfähigteit des Gtadtver- 
orbneten- Collegiumd ($ 52 ad 1) nicht gefaßt 
werden, jo hat der Magiftrat, oder wenn dieſer 
ſelbſt aus dem vorgedachten Grunde einen gilti- 
gen Beichluß zu faſſen nicht befugt iſt ($ 49), 
die Regierung für die Wahrung des Gemeinde: 
Snterejjes zu ſorgen und nöthigenfalld einen be- 
fonderen Vertreter für das behinderte ftädtifche 
Collegium oder beide Collegien zu beſtellen. — 
Sollte ein Proceß der —— gegen den 
Bürgermeiſter, gegen deſſen Stellvertreter, oder 
gegen alle oder mehrere Mitglieder des Ma— 


Städteverfaſſung. 


über die Zuſammenſetzung der einzelnen Com- 
miffionen bleiben dem Ortsſtatute vorbehalten, 
wobei jebod davon auszugehen ijt, 1) daß eine 
jede Commiſſion beftehen muß: a. aus einem od. 
mehreren Mitgliedern des Magiftrats, welche 
diejer ernennt; b. aus einem oder mehreren 
Stadtverordneten, welche in der ftatutarijch oder 
durch Gemeindebeichluß beftimmten Zahl von der 
dazu gewählt 
werden: 2) daß thunlichſt aucd andere Bürger 
den Eommifjionen als Mitglieder beigeordnet 
werden, was durch gemeinjchaftlichen Antrag beir 
der Eollegien zu erfolgen hat. — Werden zu 
vorübergehenden, der gemeinihaftlichen Beichluß- 
nahme beider Eollegien nicht unterliegenden Zwe—⸗ 
den, 3.8. zur eg einzelner obrigkeit⸗ 
licher Anordnungen ımd dergleichen, vom Ma— 
giſtrate Commiffionen angeordnet, fo hängt deren 
Bujammenjegung lediglich von jeinem Ermefjen 
ab. $ 68. "Die einzelnen Commiſſionen haben 
die ihnen nad dem Beſchluſſe beider Collegien 
vom Magiftrate ertheilten Aufträge auszuführen 
und find, infofern Zweige des jtädtiichen Ein- 
nahme und Ausgabeweſens zu ihrem Geſchäfts— 
freife gehören, die entiprechenden Vereinnahm— 
ungen und Ausgaben aufzumeiien befugt, hin- 
gegen auch dafür verantwortlich, daß alle be 
treffenden Einnahmen gehörig erhoben u. feine 
Ausgaben geleitet werden, welche nicht durch 
einen ordnungsmäßigen Beſchluß der ſtädtiſchen 
Collegien od. eine nad) Maßgabe dieſes Geſetzes 
ergangene ergänzende Entſcheidung der Aufjichts- 
behörde gerechtiertigt find. — Üeber die Ver 
wendung der jtäbtiichen Geldſummen, melde fie 
nad; dem Beſchluſſe der ftädtiihen Eollegien ohne 


giſtrats aus Beranlafjung ihrer Amtsführung]|befondere Vorfrage in den ihnen anvertrauten 
nothwendig werben, jo hat die Regierung, falle | Zweigen der Verwaltung verwenden dürfen, haben 
infolge deſſen ein Gemeindebeſchluß nicht gefaßt ſie gehörig Rechnung abzulegen. & 69. Alle 
werden kann, auf Antrag der Gtadtverorbneten-| Commiffionen find dem Magiſtrate untergeordnet, 
Verſammlung einen Vertreter der Gemeinde zur| Dem Magiſtrate liegt es ob, diefelben mit Tei- 
Führung des Proceſſes zu ernennen. tenden Anordnungen zu verſehen, ihre Geſchäfts— 

865. Auflöſung des Stadtverorbneten-Colles | führung zu controliren und dahin zu ſehen, daß 
giums.) Durch Königliche Verordnung auf Ans|jte innerhalb der ihnen angemwiejenen Grenzen 
trag des Staatsminiſteriums kann ein Stadtver-Jihre Obliegenheiten genau erfüllen. — Beichwer- 
ordneten» Collegium aufgelöjt werden. — Es ift|den gegen das Verfahren der Commiffionen find 
jodann eine Nemvahl defjelben anzuordnen und|bei dem Bürgermeiter anzubringen, welche jolche 
muß diefe binnen drei Monaten vom Tage derinacd der aus diejem Gejege u. dem DOrtsitatute 
Auflöſungs-Verordnung erfolgen. Bis zur Ein-|fid ergebenden Zuftändigkeit dem Magiftrate, be» 
führung der neugemählten Stadtverorbneten Hat|ziehungsweije den beiden ftädtifchen Behörden 
der Magijtrat die laufenden Geſchäfte allein zu/zur Entiheidung vorlegt. F 70. Zur näheren 
jühren. e rdnung der Gejchäftsthätigteit der Commiſfio— 
5 66. [Commiffionen.) Für einzelne Verwalt-|nen in einzelnen Verwaitungszweigen, in&bejon« 
ungszweige, injonderheit ſolche, welche einer fort-| dere hinſichts des Bauweſens, der erpachtungen 
dauernden Beaufſichtigung und Controle od. der u. ſ. w., ebenfo über die Zuläſſigleit der Bethei⸗ 
Mitwirlung an Ort und Stelle bedürfen, z. B.|ligung von Mitgliedern der ftädtiichen Eollegien 
für das Rechnungs, Hebungd- und Kafjenweien, und Commiffionen an der Ausführung commu« 
für Bauſachen, Hafenjahen, Einquartierungds|naler Bau» und ähnlicher Arbeiten können be» 
ſachen, für die Auffiht über die ftädtiichen Län-|fondere Beftimmungen im Ortsitatute getroffen 
— — —— ꝛc., rg 

nnen von den beiden Stabtcollegien gemein) & 71. [Genehmigung der Gemeindebefchlüfie 
ſchaftlich bejondere bleibende ſtädtiſche Commiſſio- | durch die Rebe)” Die Gemeinbebeidinte 
nen gebildet werden, deren Wirfungsfreis im All«|($ 52) bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit, außer den 
gemeinen auf Vorbereitung und Ausführung der in dem Gefege befonders dahin gewiejenen Fäl« 
Beſchlüſſe der ftädtiichen Collegien beichräntt, Ten, der Genehmigung der Negierung, wenn fie 
übrigen® aber in bem Ortsſtatute näher feſtzu⸗ betreffen: 1) die Veräußerung von Grunditüden 
jtellen ift. $ 67. Die fpeciellen Beſtimmungen und jolhen Gerechtſamen, welche jenen geſetzlich 


‘ 
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feichgejtellt find; die Regierung iſt entitehenden 
Falles befugt, die Formen vorzufchreiben, in 
denen die Veräußerung ftattfinden joll; die Ge- 
nehmigung iſt nicht erforderlich zu ber im Wege 
der öffentlichen Licitation erfolgenden Wiederver- 
äuferung von Grundftüden, melde von der Ge- 
meinde als jchadenleidender Gläubigerin im Eon- 
eurje oder infolge des Erecutiondverfahrens we— 
en —— Gemeinde-Abgaben erworben 
And; 2) die Veräußerung oder weſentliche Ver— 
änderung von Sachen, welche einen bejonderen 
wiſſenſchaftlichen, Hiftoriichen oder Kunſtwerth 
haben, namentlid von Archiven; 3) Anleihen, 
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der Genehmigung der Regierung, wenn fie neu 
eingeführt, erhöht od. in ihren Grundſätzen ver» 
ändert werden jollen. — Die Beitimmungen uns 
ter 1, 2 fommen auch bei bejonderen Gemeinde» 
fteuern in Anwendung. — Die zur Beit beitehen- 
den Gemeindejteuern find nad Beitimmung der 
Regierung, joweit fie vorjtehenden Grundſätzen 
nicht entiprechen, der Abänderung zu unterwerfen. 
— Gegen Uebertretungen ber über die Erhebung 
von Gemeindejteuern nad) Communalbefhluß zu 
erlafienden, von der Regierung zu genehmigen- 
den Regulative können nur durch befondere, glei- 
her Genehmigung bedürfende Verordnung Stra- 


durch welche die Gemeinde mit einem Schulden-|jen bis auf Höhe von 30 M vorgejehen werden, 
beitande belaftet, oder der bereitd vorhandene |joldhe Verordnungen find in ber Forin der orts⸗ 


vergrößert wird; 4) Veränderungen in dem Ges 
nufje von Gemeindenugungen; 5) außerorbent- 
lihe Benutungen des Stadtvermögens, welche 
die Subjtanz jelbft angreifen, z. B. Waldabtrieb 
außer forjtmäßiger Bemwirthichaftung; ingleichen 
Schenkungen, melde die Subſtanz des Gtabt- 
bermögend verringern: 6) Gemeindefteuern und 
Dienfte nach Maßgabe der folgenden Paragra— 
phen. 8 72. Die Buläffigleit der Gemeinde— 
fteuern und das Erfordernig der Regierungsge— 
nehmigung in denjelben ($ 71, Nr. 6) unterliegt 
folgenden näheren Beftimmungen. — Die Ge- 
meindeftenern können beſtehen: i) J. In Zuſchlägen 
zu den Staatsſteuern mit folgenden Maßgaben: 1) 
die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen darf nicht belaftet werden; 2) bei Zu— 
ſchlägen zur Klafjen- und Einfommenjteuer muß 
derjenige Theil des beiteuerten Gejammteinfom- 
mens, welcher aus dem in einer andern Gemeinde 
gelegenen Grundbejige oder aus dem in einer 
anderen Gemeinde betriebenen ftehenden Gewerbe 
fließt und in dieſer letzteren Gemeinde einer be- 
jonderen Gemeindebefteuerung gemäß $ 23 unter- 
worfen ift, bis auf Höhe diejes Steuerbetrages 
von den Zujchlägen in der Gemeinde des Wohn- 
orte3 freigelaffen werden. — Eintommen aus 
foldem Grundeigenthum, welches einen bejonde- 
ren Gutöbezirk bildet oder Einfommen aus den 
von dem Borftande eines ſolchen Gutöbezirkes 
in demjelben betriebenen gewerblichen Unternehm« 
ungen muß außer Berechnung gelafjen werden. — 
In allen vorgedadten Fällen aber bleibt das 
volle, aus ausmwärtigem Grundbejige oder Ge— 
mwerbebetriebe nicht fließende Einfommen u. min» 
deſtens eine im Ortsſtatute näher teitanjegenbe, 
jedoch nicht über 25 Procent zu bejtimmende Quote 
de3 Geiammteinfommens, unverkürzt der Wohn: 
figgemeinde fteuerpflictig; 3) die Genehmigung 
der Regierung ift erforderlih: a. für Zujchläge 
von directen Steuern, wenn der Zuſchlag ent- 
weder 50 Procent der Staatäfteuern überfteigt, 
oder nicht nach gleichen Sätzen auf bieje Steuer 
vertheilt werden joll. Zur Freilafjung oder ge- 
ringeren Belaftung der Gewerbejteuer und der 


polizeilichen Verordnungen zu erlajien. $ 73 
Die Bertheilung von Gemeindedienjten ($ 22) 
geſchieht in der Negel unter gleichzeitiger Ab» 
ſchätzung in Gelde nah dem Maßjtabe der Ge- 
meindejteuern oder in derer Ermangelung nad) 
dem Maßſtabe der directen Staatsfteuern. Ab— 
weichungen von diefer Bertheilungsart bedürfen 
der Genehmigung der Regierung. Die Dienfte 
fönnen durch taugliche Stellvertreter abgeleiftet 
oder, mit Ausnahme von Nothfällen, in dem ab— 
geihätten Geldwerthe an die Gemeindefaffe ber 
zahlt werden, fofern die ſtädtiſchen Collegien nicht 
ein Anderes beſchließen. 

874. [Gemeindewaldungen.] Die in Bezug auf 
die Behandlung der Gemeindewaldungen geſetzlich 
bejtehenden Borjchriften werden durd) gegenwär«- 
tiges Gejeg nicht berührt. 

$ 75. [Städtifche Unterbeamte.] Die ftädtifchen 
Unterbeamten werden, nachdem die Stadtverord- 
neten darüber vernommen worden, vom Magiitrate 
angejtellt, vereidigt u. eingeführt. — Der Stadt» 
taffirer und die fonftigen jtädtiichen Beamten, 
welche Hebungen oder jonjtige wichtige Angele— 
genheiten zu bejorgen haben u. welche im Orte- 
jtatute näher zu bezeichnen find, werden von bei— 
den Stadtcollegien dergeitalt gewählt, daß der 
Magiftrat 3 Bewerber präjentirt, die Stadtver- 
orbneten einen berjelben nad) relativer Stimmen— 
mehrheit wählen, bei einer ungeachtet zweima— 
liger Abjtimmung ftattfindenden Stimmengleid;- 
heit aber der Magiftrat enticheidet. Die Wahl 
erfolgt auf Lebenszeit. — Die übrigen Unters 
Beamten werben für die mwichtigeren, im Orts 
jtatute näher zu bezeichnenden Poften auf Lebens» 
zeit für vorübergehende od, untergeordnete Dienft- 
leiftungen auf Kündigung angeftellt. — Es kön— 
nen jedoch die bei Einführung dieſes Geſetzes 
bereit3 auf Kiindigung angeſtellten Unterbeamten 
aller Art von der Stadtcommume auf Kündigun 
beibehalten werden. — Der Stadtkaſſirer en 
wegen ber ihm obliegenden Hebungen Caution 
leiſten. Die Höhe und Art der Beitellung der— 
felben ift im Ortöftatute näher zu beftimmen, 
ebenfo ob und welde Sicherheit von anderen 


legten Klafjenfteuerftufe bedarf es jedoch dieſer Gemeindebeamten zu leiſten iſt. 


Genehmigung nicht; b. für —R zu den in⸗ 
directen Steuern. II. In beſonderen directen od, 
indirecten Gemeindejteuern. — Dieje bedürfen 





1) ©, aud unter Einfommenft 
1873, $ 9 a (€. 285). 


Zitel VII. 
Von den Gehältern und Penfionen, 
F 76. [Gehälter u. andere Dienftbezüge.] Die 


euer Gef. d. 25. Mai Gehälter und jonftigen Dienftbezüge aller ftäbti- 


ſchen Beamten find, ſoweit fie nicht in geſetzlich 
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ftatthaften, für einzelne Dienſtgeſchäfte von den ı ftädtiicher Beamten, mit alleiniger Ausnahme der 
Betheiligten zu erhebenden Gebühren (Sporteln);bereits aus der Staatsfajje bewilligten, werden 
beftehen, aus der Stadtlafje zu gewähren. Ausjaus der Gtadtlafje beitritten. 

Staatsmitteln finden dazu, abgejehen von den] $ 79. [Bereits angejtellte Beamte] Die in 
im $ 79 vorgejehenen vorübergehenden Entidjär|den SS 76 bis 78 beitimmte Verpflichtung der 
digungen und den für Ausrichtung bejonderer | Stadtgemeinden zur Beftreitung der Bejoldungen 
ftaatlicher Aufträge ($ 59) etwa fünftig ausdrüd-|u. Penſionen erleidet hinſichts der bei Einführung 
lih bewilligten Vergütungen keinerlei Zuſchüſſe dieſes Gefeges in den Communen bereits fejt an- 
meiter ftatt. — Dies gilt auch in Betreff derigeitellten Beamten eine Ausnahme dahin, daf 
Polizeimeifter, fofern jolhe nicht nad) Erlaß|diejen Beamten die ihnen aus Staatsmitteln zu- 
dieſes Geſetzes gemäß $ 89 als bejondere ftaat-|geficherten Bejoldungsantheile u. die nach $ 45 
liche Polizeibehörden ausdrüdlid übernommen|der Verordnung vom 26. Juni 1867 über bie 
oder neu angeftellt werden, $ 77. Der Normal-| Trennung der Nechtöpflege von der Verwaltuug 
Etat aller Bejoldungen wird vor Einführunglin Schleswig und Holjtein zu gewährenden Ein- 


Städteverfafiung. 


diefer Städte-Ordnung ($ 100) durch Gemeinde- 
beſchluß feftgefegt, unbeichadet der Genußrechte 
der bereit3 Ungeftellten. — Hinfihtlid der Bür— 
germeifter u. der bejoldeten Magiſtratsmitglieder 
unterliegt die Feſtſetzung der Bejoldungen ber 
Genehmigung der Negiernng. — Spätere Aen— 
derungen find jedesmal vor der neuen Wahl 
zu der betreffenden Stelle in gleicher Weije feſt— 
zustellen. 

$ 78. [Penfionen.] Den auf eine bejtimmte 
Amtsperiode angeftellten Bürgermeiftern und be- 
foldeten Mitgliedern des Magiſtrats find, jojern 
nicht mit Genehmigung der Regierung eine be- 
ondere Vereinbarung wegen der Benfion getroffen 
iſt, bei eintretender Dienttunfähigteit, oder wenn 
ie nach abgelaufener Wahlperiode nicht wieder 
gewählt, beziehungsweije die VBürgermeifter und 
Beigeordneten nicht wieder beftätigt werben, fol- 
gende Penfionen zu gewähren: 

ı/, des Gehalts nad) Hjähriger Dienftzeit, 

1/g n 7 

2, ” " " 24 ” n 
— Als penfionsfähiges Gehalt werden nur die 
firirten Befoldung&beträge, einſchließlich etwaiger 
Naturalgenüffe und feiter perſönlicher Gehalts- 
zulagen, nicht aber Entihädigungen für Dienft- 
untoiten, fteigende u. fallende Dienftemolumente 
für bejondere Amtsverridtungen, oder jonftige 
iediglich aceidentielle Dienſtgenüſſe gerechnet. — 
Die auf Lebenszeit angejtellten bejoldeten Ge- 
meindebeamten erhalten, in Ermangelung bejon- 
derer Vereinbarung, bei eintretender Dienſtun— 
fähigkeit Penfion nad) denjelben Grundjägen, 
weldye bei den unmittelbaren Staatsbeanten zur 
Anwendung kommen, unter Zugrundelegung des 
im Dienfte der Stadt erworbenen Dienftalters, 
— Ueber die Benfiondaniprüche der Bürgermeijter 
und aller anderen bejoldeten ftädiichen Beamten 
entjcheidet in ftreitigen Fällen die Regierung. 
Gegen den Beſchluß der Regierung, joweit der- 
felbe fich nicht auf die Thatjache der Dienjtun- 
fähigkeit bezieht, findet bimmen Jahresfriſt die 
Berufung auf richterliche Entjcheidung, mit Aus- 
ſchluß weiterer Bejchwerden im Verwaltungswege 
tatt. Ungeachtet der Berufung find die feitge- 
epten Beträge vorläufig zu zahlen. — Die Pen- 
In fällt fort oder ruht injomweit, ald der Pen» 
tonirte durch andermweite Beihäftigung oder An- 
geilung im Gtaat3- oder Gemeindedienfte ein 

inlommen od, eine neue Penſion erwirbt, welche 
mit Zurechnung der erften Benfion jein früheres 
Einfonmen überfteigen. — Cämmtliche Benfionen 


" " " 


fommensentichädigungen injoweit aus der Staats 
laſſe fortzuzahlen find, ala nöthig ift, um den 
etwaigen Ueberihuß der gejammten, diejen Be- 
amten perjönlich zuftehenden Dienft- Einltommen 
über den von der Commune zur Beit, beziehent- 
ih nad) der neuen Gehälter - Regelung ($ 77) 
fünftighin zu Teiftenden Befoldungs- Betrag 
decken. Auch hat der Staat nad) demjelben Make 
ftabe zur Penfionirung der gedachten Beamten 
eintretenden Falles beizutragen. — BDenjenigen 
Beamten, welche fernerhin al3 nicht gelehrte 
Rathsverwandte ohne Penfionsberehtigung an- 
geftellt find, erwächſt durch die Beftimmungen 
dieſes und der vorhergehenden Paragraphen kein 
derartiges Recht. 


Titel VIIL. 
Bejondere Beſtimmungen hinfichts des ftädtiichen 
Haushaltes, 


$ 80. —— — Ueber alle Aus 
gaben und Einnahmen der Commune, welche fi 
im Voraus bejtimmen laſſen und die zur Her 
ſtellung des Gleichgewichts aufzubringenden Ge 
meindeleiftungen iſt jährlich, ſpäteſtens im drit 
ten Monate vor dem Beginne des Nechmungs 
jahres, ein möglichft vollitändiger Woranjchlag 
(Haushaltungsplan) vom Magijtrat zu entwerfen. 
Durch Gemeinde⸗Beſchluß fann die Anichlags- 
Periode bis auf 3 Jahre verlängert worden. — 
Der entworfene Anſchlag ift nad borgängiger 
Bekanntmachung 14 Tage lang öffentlich zur Em 
jiht aller Gemeindeangehörigen auszulegen. Let 
teren fteht frei, binnen dieſer Friſt Bemerkungen 
über den Anſchlag bei dem Magiftrate ſchriftlic 
einzubringen, welcher demnächſt behufs der Feft · 
ſtellung des Haushaltungsplanes einen gemein. 
ſchaftlichen Beſchluß beider Collegien herbeisu, 
führen hat. Eine Abfchrift des feitgeftellten vie— 
nes ijt jofort der Regierung einzureichen ıL der 
wejentliche Nam dejielben auf die in jeder Stadt 
übliche Weije ur den Drud zu veröffentlichen. 
$ 81. Der Magijtrat Hat dafür zu jorgen, dar 
der Haushalt nad) dem feitgeftellten Plane ge · 
führt wird. Ausgaben, weiche außer dem Haus · 
haltungsplane geleiſtet werden ſollen, bedürfen 
der Genehmung beider ſtädtiſchen Collegien. 88. 
Wenn die ſtädtiſchen Collegien oder eines der. 
jelben es unterlaffen oder verweigern, die der 
Gemeinde gefeglih obliegenden Leiltungen auf 
den Haushaltungsplan zu bringen oder anfer- 
ordentlich zu genehmigen, jo lädt die Regierung, 
unter Anführung des gejeglihen Grundes ber 


Städteverfafjung. 


1103 


Verpflichtung, die Eintragung in den Etat von zu beftimmenden Friſt, ſpäteſtens jedoch binnen 
Amtöwegen bewirken oder jtellt ee Fahresfrift nad dem Schluſſe des Rechnungs 


die außerordentliche Ausgabe feit. 
Magiſtrat hat darüber zu wachen, daß die ein- 
zelnen Kaffen und dad Hebungsweſen fich fort 
während in vorgejchriebener Ordnung befinden, 
zu diefem Zwecke au 
mindeſtens einmal im Jahre Kaffenrevifionen an- 
zuftellen. — Zu dieſen Nevifionen find eines od. 
mehrere, zu Anfang jedes Jahres von dem Stadt» 
verordneten-Collegium zu bezeichnende Mitglieder 
des letzteren oder — zu beſtimmende Gtell- 
vertreter zuzuziehen. Die näheren Beitimmungen 
über da3 Hebungs- und Kaſſenweſen bleiben dem 
Ortöftatute vorbehalten. $ 84. Die Gemeinde- 
Umlagen und bie Gelbbeträge für die Dienite 
($ 73), jowie die Abgaben für die Theilmahnte 
an den Nugungen ($ 21) u. die jonftigen öffent- 
lihen Gemeindegefälle werden von den Säumigen 
im Steuer-Erecutionswege beigetrieben (Berord- 
nung vom 22. Gept. 1867).) — Hinſichts der 
Reclamationen, Nachforderung und der Verjähr- 
ung bezüglich aller derartiger öffentlicher Ge— 
meindegefälle findet das Geſetz über die Verjähr— 
Wieser bei öffentlichen Abgaben vom 18, Juni 
1840?) ſowie bezüglich des Einfaufsgeldes ($ 21) 
das Geſetz vom 14. Mai 1860, $ 9?) Anmwend- 
ung. — Reclamationen wegen Communalabgaben, 
welche vor Publication des gegenwärtigen Ge» 
ſetzes entrichtet worden find, Fe Nachforder⸗ 
ungen wegen Abgaben aus dieſer Zeit müſſen 
bei Verluſt des Anſpruchs binnen Jahresfriſt 
nach der Publication dieſes Geſetzes geltend ge— 
macht werden. — Für die zur Zeit dieſer Publi— 
cation vorhandenen Communalabgaben⸗Rückſtände 
beginnt die im $ 8 des Geſetzes vom 18. Juni 
1840 feſtgeſetzte vierjährige Verjährungsfrift mit 
dem 1. Januar 1870, 

$ 85. [Gemeinde- (Stadt-) Rechnung.) Das 
Rechnungsjahr wird mit dem Kalenderjahr in 
Uebereinjtimmung gebradt. — Die Gemeinde- 
rechnung wird von der Stadtkaſſe alljährlich zu 
der im Ortöftatute näher zu bejtimmenden Zeit 
gejhtofien und in der vorihriftsmäßigen Form 
dei dem Magiftrate eingeliefert. — Die Rechnung 
wird demnächſt durch eine von den beiden jtäbti- 
jchen Collegien einzufegende Revifionscommilfion 
geprüft, deren Bujammenjegung das Ortsſtatut 
näher beftimmt. Die von diefer Commiſſion ger 
zogenen Ausftellungen werden dem Kaffirer und 
nöthigenfall3 auch den betreffenden ftädtijchen 
Commiſſionen zur Beantwortung mitgetheilt und 
iſt dieſe fpätejtend binnen 4 Wochen bei dem 
Bürgermeijter einzureichen. — Der Bürgermeifter 
hat die revidirte Rechnung mit den Erinnerungen 
und Gegenerflärungen den Gtabtcollegien zur 
Prüfung, Feftitellung und Entlaftung vorzulegen. 
— Auch die Feititellung und Entlaftıng der Ge- 
meinderechnungen vergangener Jahre, joweit fie 
noch nicht erfolgt fein jollte, ift durch die Stadt- 
—— ien zu bewirken. 

er 


S. unter Abgaben (S. 11). 

2) S. Seite 3. 

3) ©. die Note zu $ 52 der Städteordnung b. 80. Mai 
1853 (©. 1073). 


1 


I 9 ©. unter Folizeiverwaltung. 


Der)jahres erfolgen. — Der Magiftrat hat der Res 


gierung Die eine Abſchrift des Feititellungs- 
eichluffes vorzulegen. 
$ 87. [Sahresbericht.] Jedes Jahr, bevor der 


von Zeit zu Zeit und Haushaltungsplan feftgeitellt wird ($ 80), hat 


der Magiftrat in öffentliher Sitzung der ſtädti— 
ihen Collegien über die Verwaltung und ben 
Stand der Gemeindeangelegenheiten einen voll 
ftändigen Bericht zu erjtatten, welcher demnächſt 
auf ort3übliche Weiſe zur öffentlihen Kunde zu 
bringen ift. 

Titel IX. 

Verwaltung der kirchlichen, Schul» und Armen» 
Ungelegenheiten der Polizei und beſonders auf- 
getragener ftaatlicher Geſchäfte. 

8 88. Nach dem Zwecke dieſes Gejekes wird 
durch dafjelbe in Anſehung der Verwaltung der 
firhlihen, Schul- und Armen» Angelegenheiten 
nicht3 geändert, $ 89. Die örtliche Polizeiver- 
waltung wird in Gemäfheit der Verordnung vom 
20. Gept. 1867!) und des $ 59 diejed Geſetzes 
von dem Bürgermeifter, beziehentlich bei deſſen 
Verhinderung von dem Beigeordneten geführt, 
fann aber auch einem anderen Mitgliede ded Mas 
giſtrats von ber Regierung übertragen werden, 
— Diejenigen von der Gemeinde anzuftellenden 
Polizeibeamten, welche nur zu mechanischen Dienft« 
leiftungen verwendet werben, bedürfen der Ber 
jtätigung der Regierung nicht. — Dem Minifter 
des Innern fteht mit den in der vorgedaditen 
Verordnung, namentlich in 8$ 2 und 3 bezeidh 
neten Maßgaben die Befugnif zu, in Feitungen 
oder in Städten von mehr al3 10,000 Eintwohs 
nern die Sicherheitspolizei, insbeſondere die Ver— 
folgung von Criminal» u. Polizeivergehen, einer 
bejonderen Stant&behörde oder einem bejondern 
Staatöbeamten zu übertragen. Aus dringenden 
Gründen kann zeitweilig diejelbe Einrichtung auch 
auf andere Zweige der Ortspolizei ausgedehnt 
und ganz oder theilweife auch in Städten an- 
derer Kategorie eingeführt werden. Im falle 
der Theilung der Ortöpolizei normirt ein von 
dem Minifter feftzujegendes Negulativ die Gren— 
zen der Competenz. — Allgemeine Verordnungen 
der Ortöpolizeibehörde find vor ihrem Erlaß mit 
den ftädtiichen Behörden zu berathen, Sit ein 
Einverftändniß nicht zu erreichen, jo gebührt die 
Entiheidung der Regierung. — Die Koften der 
örtlichen Polizeiverwaltung find, mit Ausnahme 
der Gehälter der von der Staatäregierung im 
Falle der Ausübung obiger Befugniß des Mi— 
nifterd des Innern angejtellten befonderen Bes 
amten, von den Gemeinden zu beftreiten. — Die 
Nutzungen der örtlichen Polizeiverwaltung, ein« 
icließlih der von der Ortöpolizeibehörde feit- 

ejegten Geldbußen, Confiscate und Executib— 
Riraten, ftehen der Gemeinde zu. Soweit jedoch 


in Anfehung gewiſſer Uebertretungen befondere 


$ 86. Die Feitftellung Vorſchriften beitehen, wonach die verwirften Geld« 
ehnung muß fortan in der ortsſtatutariſch Hufen oder Confiscate gewiſſen Perfonen oder 


Anstalten zufliehen follen, behält e8 dabei jein 


‚Bewenden. — Der Bezirk der ftädtijchen Polizei 
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kann im Falle des Bebürfniffes durch Anordnung ‚innerhalb ihrer Competenz in der jtädtiihen Ver— 
der Regierung über die Grenzen des Stadtbezirks waltung getroffenen Maßregeln jteht im Uebrigen 
hinaus erftredt werben. In diefem Falle ift ein;die Ausübung diejes Beanitandungsrechted Der 
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verhältnißmäßiger, vom Miniſter des Innern feft-|Auffichtsbehörde feine Cognition zu. $ 93. Im 
zuſetzender Beitrag zu den Koften der Polizei») Betreff der —— ber Bürgermeifter, 


Berwaltun 
biete zur 
ten zu leiften. 


von den in dem zugefchlagenen Ge- Magiftratsmitglieder un 
tagung der Polizeifojten Verpflichte-|amten kommen die darauf bezüglichen Geſetze 
90. Die Regierung ift befugt,|nadh Beftimmung der Verordnung vom 23. Sep- 


anderer Gemeinbebe- 


dem Begeemeilter auch folgende Geſchäfte ohne|tember 1867?) zur Anwendung. 


bejondere Vergütung zu übertragen: 1) wenn bie 
Handhabung der Ortöpolizei nicht einer bejonde- 
ren ftantlihen Behörde beigelegt ift, die Verricht- 
ungen eines Hilfsbeamten der gerichtlichen Po- 
lizei u. die eines Polizei-Anmwalts; dem Bürger- 
meiſter am Sitze eines Polizeigerichtd kann die 
Vertretung der Polizei-Anmaltichaft bei dem Ge- 
richte auch für andere, beziehentlich für ſämmt— 
liche Gemeinden des Polizeigerichtsbezirks gegen 
angemejjene, von den betreffenden Gemeinden nad 
Verhältnig der Einwohnerzahl zu gemährende 
u. durch die Regierung feitzujegende Entſchädig— 


ung übertragen werden; 2) alle örtlichen Geichäfte l. 


der Kreid-, Provinzial» and allgemeinen Staats» 
verwaltung, namentlich aud) das Führen der Per— 
jonenjtand&-Regifter, jofern nicht andere Behör- 
den dazu bejtimmt find. — Die Befugniß und 
Verpflihtung des Beigeordneten, den Bürger» 
meijter zu vertreten, erjtredt ſich auch auf die 
unter 1 und 2 erwähnten Geſchäfte; es können 
aber auch dieje Gejhäfte durch Anordnung der 
Regierung od. mit Genehmigung derfjelben einem 
andern Magiſtratsmitgliede oder einem jonftigen 
Gemeindebeamten übertragen werben. 


Titel X. 

Don der Oberauffiht über die Stadtverwaltung. 

$ 91. Die Aufjiht des Staates über bie 
jtädtiichen Gemeindeangelegenheiten wirb von ber 
Regierung geübt. Gegen die Entſcheidungen ber 
Staatsbehörden, infofern diefelben nicht nach die 
jem Geſetze oder dem Ortsſtatute endgiltige find, 
geht der Recurs an die Regierung und gegen 
die Entiheidungen der Regierung, fofern dieſe 
nicht nad) gegenwärtigem Gejeße endgiltige find, 
ihlieglid) an den Oberpräfidenten. — Der Recurs 
muß in allen Inftanzen innerhalb einer Präclu- 
jivfrift von vier Wochen nad) der Buftellung oder 
Bekanntmachung der Entſcheidung eingelegt wer— 
den, inſofern er nicht durch dieſes Geſetz an an— 
dere Friſten gefnüpft iſt. $ 92. Die Auffichts- 
behörden des Staates find berechtigt und ver- 
pflichtet, darauf zu Halten, daß die Verwaltung 
der ftädtiichen Gemeindeangelegenheiten den Ges 
jegen und namentlich dieſer Städteordnung ge- 
mäß geführt werde, — Insbeſondere haben fie, 
wenn von den ftädtiichen Eollegien, ober von 
einem derjelben ein Beſchluß gefaßt ift, welcher 
ipre Befugniffe überjchreitet, oder ſonſt gefet- 
widrig ijt, oder das Staat3wohl verlegt, die Be— 
anitandung folder Beihlüffe durch den Bürger- 


Titel XI 


Bon ber Einrichtung der Gemeinbeverfaflung ohne 
collegialiihen Gemeindevorftand für Kleinere 
Städte und für Yleden. 

$ 94. Einfachere Städteverfaffung.] Der 
ſtädtiſchen Verfaſſung fann durch Gemeindebeſchluß, 
welcher nur nach zweimaliger, mit einem Zwiſchen⸗ 
raum von vierzehn Tagen vorgenommener öffent⸗ 
lichen Berathung gefaßt werden darf und der 
Beſtätigung der Regierung unterliegt, die nach— 
wer einfachere Einrichtung gegeben werben. 
ie Ort3obrigfeit und ausführende Gemeinde 
behörde bildet anjtatt des Magijtratscollegium? 
ein Bürgermeifter (erſter Ortsvoriteher), welchen 
zwei oder drei Rathmänner (zweiter, dritter, 
vierter Ortövorfteher) nad) ae Beitimmung 
des Ortöjtatut3 in den Amtsgeſchäften zu unter 
ftügen und im Berhinderungsfalle zu vertreten 
haben. Der den Bürgermeifter im Berhinderr 
ungsfalle vertretende Rathmann wird mit Ge 
nehmigung der Regierung bejtimmt. 2. Der 
ürgermeifter kann mit Bejoldung angeftellt wer- 
den, die Rathmänner haben ihr Amt unentgelt- 
lid zu verwalten, doch bleibt auch hinſichtlich 
ihrer die Ausſetzung feiter Vergütungen für 
dienstliche Ausgaben und für die Gejchäfte des 
Gemeindecafjirerd oder des Gemeindejchreibers, 
falls diefe mit dem Amte der Ortövorfteher ver- 
bunden werben, zuläjfig. 3. Der Bürgermeifter 
wird, wenn er bejoldet ijt, auf zwölf Jahre, 
andernfall3 auf ſechs Jahre, die Rathmänner 
werden auf drei, vier oder ſechs Jahre in ber 
durch das Ortsſtatut feitzufeßenden Reihenfolge 
bed Ausſcheidens von der wahlberechtigten Bür- 
gerichaft nad) den für die Wahlen der Stadtver- 
ordneten gegebenen Beftimmungen gewählt. Die 
legteren Beftimmungen finden auch bezüglich der 
Befähigung zu folder Wahl, bezüglich der Ab- 
—— und der Anfechtung derſelben Anmend- 
ung. Die Wahl des Bürgermeifterd unterliegt 
der Betätigung der Negierung mit den im $ 33 
bezeichneten Folgen der Nichtbeitätigung. Die 
Wahl des Bürgermeifterd bedarf eines bejonderen 
Wahlactes, die der Rathmänner kann in einem 
—————— Wahlacte erfolgen. 4. Der 
ürgermeiſter, oder im Falle feiner Verhinder— 
ung der ihn vertretende Rathmann, iſt von Amts⸗ 
wegen ven Borfigender der Stadt⸗ 
berordnetenverfammlung mit allen Befugniffen 
und Obliegenheiten des Vorſtehers (Bürgermort- 


meifter ($ 61, Alinea 2) anzuordnen und über|balters), — Die Rathmänner können zugleid 
die Ausführung des Beſchliuſſes demnächſt zu gewählte Mitglieder der Stabtverorbnetenver- 
entiheiden, fofern die ſtaͤdtiſchen Collegien auf ſammlung ſein. 5. Außer den, dem Bürgermeiſter 
eine Ki Gründen — Aufforderung den ſchon als ſolchem in der Städteordnung zuge. 
betreffenden Beihluß nicht felbit zurücknehmen. — mer Diari 
— Ueber die Nütlichleit und Zwedmäßigteit der|ısze 6 260). ee a 


1105 


tiejenen Functionen gegen auf den Bürgermeifter in der Provinz Schleswig-Holftein. — Für die 
auch alle dem Magiftrate beigelegten Rechte und als Flecken anerfanntermaßen beftehenden, in dem 
Pflichten mit denjenigen Uenderungen über, welche |Berzeichniffe Anlage B zu der Verordnung vom 
ſich ald nothwendig daraus ergeben, daß der|22, September 1867, betreffend die Organijation 
Bürgermeifter zugleich ſtimmberechtigter Vorſitzen- der Kreis- und Diftrictsbehörden in der Provinz 
der der erg era iaing 6. Die) Schleswig-Holjtein aufgeführten Ortichaften ift 
Berathung und Beſchlußnahme der Stadtverord-|der Uebergang zu der Fledensverfajlung diejes 
netenverfammlung unter dem Vorfige des Bürger- Titels nebſt Maßgabe der im $ 100 hinfichts 
meiſters oder feines Stellvertreters tritt überallider Städte getroffenen Uebergangsbeſtiminungen 
an Stelle der in der Stäbteordnung vorgeichrie- | herbeizuführen und treten mit dem Tage der dort 
benen gemeinjhaftlichen Berathung und Beſchluß⸗ |vorgeichriebenen Amtsblatt-Betfanntmahung für 


Städteverfaffung. 


fafjung der beiden jtäbtifchen Collegien. Die 
Stimmenmehrheit entjcheidet auch gegen die Stimme 
des Vorſitzenden. Der Lebtere bleibt indeijen jo 
befugt al3 verpflichtet, in den unter $ 61, Alinea 
2 bezeichneten Fällen die Ausführung der Be» 
Ichlüffe der Stadtverordnnetenverjammlung zu be» 
anjtanden, muß aber, wenn diejelbe auf nod)- 
malige Berathung dabei beharrt, ſogleich an die 
Regierung darüber berichten, welche die Bean: 
jtandung entweder beftätigt oder aufhebt, — Bes 
jondere Berathungen und Beſchlußnahmen der 
Stadtverordnnetenverfammlung ohne Betheiligung 
de3 Borfigenden find unzuläjlig, doch muß auf 
Untrag eines Drittheild der Stadtverordneten die 
Berufung einer Berfammlung erfolgen. 7. Die 
Bahl der Stadbtverordneten, außer dem Borjigen- 
den, ift auf vier bis zwölf, nad) näherer Be— 
ftimmung des Ortsjtatuts, zu beſchränken und 
hat da3 Statut zugleid wegen der Dauer ihrer 
Functionen und der Periode ihrer juccejjiven 
Neuwahl das Nöthige feitzujegen. 8. Soweit 
nad; der Städteordnung Magiitratsmitglieder, 
außer dem Bürgermeijter zur Theilnahme an 
Eommiffionen, oder zur Uebernahme anderer Auf: 
träge berufen werden jollen oder können, ijt eine 
gleihe Beauftragung der Rathmänner jtatthaft, 
aber nicht geboten. — Dies gilt aud) für die in 
ben $$ 89, 90 bezeichneten ftaatlichen Aufträge. 
9. Das nad) $ 7, Nr. 4, Lit. e das Bürgerrecht 
bedingende Minimaleintommen fann in Städten 
von nicht mehr als 5000 Einwohnern durch das 
Ortsſtatut bi8 auf einen Betrag von 450 M 
erabgejegt und darf nicht höher als 900 M be- 
—* werden. 10. Urkunden, worin die Ge— 
meinde Verpflichtungen übernimmt ($ 60, Nr. 7), 
find, außer von dem Bürgermeifter oder dejjen 
Stellvertreter, no) von wenigitend einem Mit— 
gliede der Stadtverordnetenverjammlung zu voll- 
ziehen. 11. Im falle der Auflöjung des Stabt- 
verordnietencollegiums führt bis zur Einführung 
ber neu gewählten Stadtverordneten der Bürger- 
meifter mit den Rathmännern als Collegium die 
laufende Verwaltung. 12. Bei Anjtellung der 
Gemeindeunterbeamten werden die nad) $ 60, Nr. 
5, $ 75 dem Magiitrat zuftehenden Bejugnijje 
unverändert von dem Bürgermeilter ausgeübt. 
13. Falls es den localen Berhältniffen angemejien 
ericheint, fünnen außerdem nod) andere, die Vor— 
jchriften der Städteordnung vereinfachende Bes 
ftimmungen in dem Ortsftatute getroffen werden. 

$ 95. [Hledensverfajlung.] Die Städtever- 
fajjung in der einfacheren Geftalt des 5 94, mit 
geeigneter Modification der auf die Eigenſchaft 
als Stadt ſich beziehenden Benennungen, bildet 
künftig aud) die Verfaſſung der Fleckensgemeinden 

Grotefend, Polizeiserifon. 


jede betreffende Ortſchaft alle bisherigen, die 
Verfaſſung des Fleckens regelnden gefeglichen oder 
gewohnheitsrechtlichen Bejtimmungen, insbejon- 
dere au die der Allgemeinen Fleckensordnung 
für Holftein vom 29. ctober 1864 außer Kraft, 

$ 96. [Uebergänge zu einer anderen Ges 
meindeverfaljung.)] Auf Antrag kann ländlichen 
Gemeinden die Annahme der Städte- od. Fledens- 
verfafjung, Fleckensgemeinden die Annahme der 
vollen Städteordnung mit königlicher Genehmig- 
ung nad) Anhörung des Kreistage® und des 
Provinziallandtages geftattet werden. Auf glei- 
chem Wege kann Stadtgemeinden, welche die mit 
der vollen Städteordnung verbundenen Berpflicht- 
ungen nicht zu erfüllen vermögen, aud) ohne ihre 
Zujtimmung die einfachere emeindeverfafjung 
diejes Titel ertheilt werden. — Sollten Fleden 
mit mehr al3 5000 Einwohnern gleid) nad) Er- 
laß dieſes Geſetzes die volle Städteordnung bei 
ſich einzuführen beſchließen, fo genügt dazu die 
fönigliche Genehmigung und ift die vorgängige 
Umänderung ihrer Verfaffung in die einfadyere 
Stäbdteverfajjung, ſowie die vorgängige Anhörung 
des Kreid- und des Provinziallandtages nicht 
erforderlih. F 97. Hinſichts des Ueberganges 
einer Stadt» oder Fledensgemeinde zur Landge- 
meindeverfafjung bewendet e& bei dem $ 30 der 
Verordnung dom 22. September 1867, betreffend 
die Landgemeindeverfajjungen im den Serzog- 
thümern Schleswig und Holjtein. $ 98. Auch 
in den vorjtehend (55 96, 97) gedachten Fällen 
des Wechſels der communalen Berfafjung finden 
bezüglich deö Uebergangsverfahrens die Bejtim- 
mungen des $ 100 analoge Anwendung. 

Titel XII. 
Tranfitoriihe Bejtimmungen, 

$ 99. Die jeitherigen, nicht bloß commifjarifch, 
beziehentlid auf Kündigung angejtellten Bürger» 
meifter, Rathsverwandten, WBolizeimeifter und 
ſonſtigen ftädtiichen Beamten verbleiben in ihren 
Stellen, jofern dieſe nicht infolge der Aufhebung 
der ſtädtiſchen Gerichtsbarkeit, beziehentlich des 
Erlajjes der DEREN Städteordnung und 
der dadurch bedingten neuen Organifation zur 
Einziehung fommen. — Im letzteren Falle find 
die betreffenden Beamten, wenn fie befoldet wa— 
ren und ſich nicht in der Lage befinden, ihre 
Verjetsung in den Ruheſtand zu beantragen, ver- 
pflichtet, jid) eine andere Anjtellung in ungefähr 
gleicher Kategorie im Communal- oder Staat!» 
dienfte, falls fie zu einer ſolchen durch die Wahl 
berufen, oder jonft geeignet befunden werden, 
gefallen zu laſſen. — Die hiernach etwa weiter 
erforderlich werdende Regulirung der Verhältniffe 
bleibt, in Ermangelung einer gütlichen Einigung 

70 
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mit den Betheiligten, nach Maßgabe des Geſetzes Standesänter, |. unter Berjonenitandes» 
vom 21. Zuli 1852, betreffend die Dienſtvergehen weſen, Gejeg vom 6. Februar 1875, 55 2—4, 
der nicht richterlichen Beamten, die Berjegung|6—9, 70. 

derjelben auf eine andere Stelle oder in Kuhe-| Standesbennte, ſ. u. Perſonenſtandes— 
ftand, der Verordnung vom 23. September 1867| wejen, Geſetz vom 6. Febr. 1875, SS 1, 3—7, 
und der Erlafje vom 14. Juni und 24, October|9, 11, 12—14, 21—27, 41—60, 62, 64, 65, 
1848 zu bewirfen. — Die demzufolge zu ge») 68—72, 
währenden Penfionen oder Wartegelder, von denen| Standesnachweiſe bei den Landwehrbehör- 
die erfteren nah $ 78 zu beredinen find, werden, den, ſ. Landwehrordnung $ 10. 

unter verhältnigmäßiger Betheiligung des Staa-- Standesregifter, ſ. unt. Berjonenftands- 
tes, nach Höhe der aus Staatömitteln bis dahin weſen Gejeg vom 6. Febr. 1875, 85 12 ff. 
gewährten Bejoldungsbeträge, beziehentlih nah] Stananlagen für Waflertriebwerte bedürfen 
Mafgabe des $ 79, von der Stadtgemeinde ge-|bejonderer Genehmigung, Gewerbeordnung 
tragen. $& 100. Für jede Stadt find ſogleichſss 16, 23. — Indem bezüglich der älteren Lan. 
nad Berkündigung dieſes Geſetzes die behufs|destheile auf das Geſetz über die Privatflüfie 
Einführung defjelben zunächſt und umerläßlich|vom 28. Februar 1843 (unter Privatjlüfje) und 
nothwendigen ———— ihrer Verfaſſung, na⸗ auf das Vorfluthsediet vom 15. November 1811 
mentlich bezüglich der —— des Bürger⸗(unter Vorfluth) zu verweiſen ift,") folgen bier 
rechts, der Bildung des Magiſtratscollegiums 


Stärke- (Weizen:, Syrups-) Fabriken — Stauanlagen. 


($$ 28, 77) u. der Stadtverorbnetenverjammlung, 
jtatutarifd) mit den gegenwärtigen communalen 
Collegien feſtzuſtellen. Sodann ift beim Eintritte 
des nächften, nad) der bisherigen Verfaſſung jeder 
Stadt für die periodifche Erneuerung des Bürger- 
deputirtencollegiums beftimmten Termins, jpäte- 
itens aber in der legten Woche des kommenden 
Monatd November, die Neuwahl des Stabdtver- 
orbnetencollegiums nad ben Borfchriften diejes 
Geſetzes und den vorgedachten ftatutarischen Yeit- 
jegungen vorzunehmen. — Die Regierung hat 
demnächft für jede Stadt die Verpflichtung des 
Magijtrats und des Stadtverordnnetencollegiums 
auf die gegenwärtige neue Städteordnung zu 
veranlajjen und, daß died geſchehen, durch das 
Regierungsamtäblatt zur öffentlihen Kenntniß 
zu bringen. Mit dem Tage diejer Belanntmad)- 
ung treten für die betreffenden Städte die Vor— 
ſchriften des gegenwärtigen Gejeges, ſoweit nicht 
darin ein früherer Beitpuntt der Wirkſamkeit 
ausdrüdlich beſtimmt ift, in Geltung und alle 
bisherigen Gejepe, Verordnungen und gemohn: 
eitsrechtlichen Normen über die Verfaſſung der 

chleswigſchen und Holfteiniihen Städte aufer 
Kraft. — Der nicht ſchon nad) der Eingangsbe- 
ftimmung dieſes Paragraphen behufs der Ein» 
führung diefer Städteordnung *8*8** Inhalt 
der bisherigen ortsſtatutariſchen Vorſchriften bleibt 
bis zu der gemäß SS 17 und 18 zu bewirfenden 
erihöpfenden Umarbeitung in Kraft. $ 101. Die 
jonjtigen, zur Ausführung dieſes Geſetzes erfor- 
derlichen Beitimmungen werden von dem Minijter 
bed mern erlafien. 

Stürfe- (Weizen-, — — ge⸗ 
hören zu den einer beſonderen Genehmigung be- 
dürfenden gewerblichen Anlagen; Gewerbeord- 
nung $ 16. j 

Stammrollen (beim Militär), |. Reichs— 
Militärgejep 88 31 ff. Bezüglich ber Rekru— 
tirungsftammrollen ſ. Erjagordnung $$ 44, 

—— der unterlaſſenen Meldung zur 
Stammrolle oder zur Berichtigung derſelben, daſ. 
$ 23, Nr. 10. Truppenſtammrolle, ſ. Rekru—⸗ 
tirungsordnung $ 12, Nr. 1u. 814, Nr. 6. 
Zandwehrftammrolle, f.LandwehrorbnungS 7. 

Stampfwerfe, zu deren Anlage bedarf es be- 
jonderer Öenehmigung; Gewerbeordnung$ 16. 


der Provinzialordnung dv. 29. 
beiten, f. unter Berwaltungsbebörden $$ 99 folg. 


nur die bejonderen, in der Provinz Hannover 
geltenden Borjchriften über Stauanlagen. 


Hannoverſches Geſetz vom 22. Auguft 1847 
(j. ©. 335). 


III. Stauanlagen. 


$ 70. Unter Stauanlagen werden in diejem 
Geſetze alle Vorrichtungen verftanden, die den 
* Fluß des Waſſers hindern oder ſtören es 
et auf welche Art, oder zu welchem Zwecke es 
wolle. $ 71. Für Stauanlagen in Bezug auf 
Ent- und Bewäfjerungsanftalten gelten zunädit 
die befonderen Beftimmungen ber 8$ 17 und 19, 
im Uebrigen aber auch die nachfolgenden Bor: 
ihriften, jo weit jene nicht entgegenjtehen. 

(1. Anlegung neuer Staue.) 872. Staulagen 
dürfen von Privatperfonen (vgl. $ 73) nur dam 
gemacht werden, wenn 1) das öffentliche Interefic, 
3. B. in Bezug auf Schifffahrt, nicht beeinträc- 
tigt wird und 2) fein Hecht eines Dritten ent- 
gegenfteht. — Werben dritte Perjonen, melde 
ein der Anlage entgegenftehendes Recht nicht ha- 
ben, durch die Anlage benachteiligt, jo ift ihnen, 
jofern nicht etwa Abweichendes rechtsgiltig (durd 
Herlommen u. |. w.) feititeht, dafür Entſchädig— 
ung zu leijten, jo weit eö die Bejtimmungen det 
$ 20, Nr. 3 und $ 21 mit fich bringen. 8 73. 
Stauanlagen, welche von öffentlichen Behörden 
in Bezug auf Schifffahrt oder zu anderen öffent: 
lien Sweden gemadt oder angeordnet werden, 
fönnen weder durch entgegenftehende Rechte Drit- 
ter, noch > wegen Nachtheils, den dritte Per- 
jonen dadurch etwa leiden, verhindert werden: 
doch iſt ihnen für allen Rächtheil, den fie durch 
die Stauanlagen leiden, nad) Maßgabe der SS 20 
und 21 Entihädigung zu geben. $ 74. Vor— 

ängige, nur wenn ein überwiegendes öffentliche 
Intereſſe, oder die Vorſchriften dieſes Gejepes 
entgegenjtehen, zu verfagende Genehmigung der 
ultändigen Behörde ($5$ 98—100), jomwol zur 
orritung überhaupt, als zur Art der Aus- 
führung, ift erforderlich: 1) zu allen Stauanlagen 


* Behufe von Waffertriebwerfen ; 2) zu allen 


tauanlagen, welche zur Ableitung des Waflers 


!) Ueber bie Buftänbigteit der Behörden im Geltungsbereide 
Yuni 1875 in Stauangelegen: 


Stauanlagen. 


aus einem natürlichen Gewäſſer, oder zur Um— 
leitung (Menderung des Laufes) eines joldhen 
dienen. Dieje Vorſchrift findet jedoch feine An- 
wendung, wenn entweder das Gewäſſer von feinem 
Urfprunge bis zu dem Stau den Grundbefik mur 
Eines — berührt, oder die Eigen» 
thümer aller oberhalb des vorzurichtenden Staues 
im Ueberſchwemmungsſpiegel belegenen Grund» 
ſtücke über die Stauanlage einverjtanden find, 
$ 75. Bei jeder neuen Stauanlage, zu welcher 
nach $ 74 vorgängige Genehmigung der zujtän« 
digen Behörde erforderlich iſt, ſoll durch Stau- 
ziele der erlaubte höchſte Wajlerjtand, ſowol für 
den Sommer als für den Winter, und wenn der 
Stauberechtigte etiwa verpflichtet iſt, das Ober- 
wafjer auf einer gewifien Höhe zu erhalten, der 
zuläſſige niedrigite Wafjerftand beftimmt u. ört- 
lich möglichſt — bezeichnet werden. 8 76. 
Auch die Höhenlage des Grund-oder Fachbaums, 
ſowie die Höhe der Schleuſenflügel oder Schütze 
und der Aufſätze auf dieſen und die Weite der 
Abflußöffnung ſollen beſtimmt und möglichſt ſicher 
bezeichnet werden. F 77. Endlich ſoll ebenfalls 
fejtgejest werben, von welchem Tage an und bis 
zu welchem Tage Hin die für jede Jahreszeit 
beftimmte Höhe des Wafjerftandes beobachtet 
werden müfje. — Können die Betheiligten über 
die zuläffige größte oder geringite Höhe bes 
Waſſerſtandes, oder über die für jede Jahreszeit 
—— Stauzeiten ſich nicht vereinigen 
und beſteht darüber keine rechtsverbindliche Be— 
ſtimmung, jo hat die zuftändige Behörde ($$ 98 
bi3 100) die Beitimmung zu treffen. — Dabei 
ijt theild der Zmwed der Stauanlage, theild das 
Intereſſe der übrigen Betheiligten, namentlich die 
zwedmäßige gg ag ar der Grundjtüde zu 
beaditen. $ 78. Die Koſten der Ausführung der 
Beitimmungen in den $$ 75—77 find vom Stau- 
berechtigten zu tragen. Muß er aber das Ober- 
wajjer in gewifjer Höhe zum alleinigen Vortheil 
Dritter erhalten, jo Haben dieje dir Koften zu 
tragen, jofern nicht ein anderes rechtägiltig feititeht. 

[2. Gemeinfame Borichriften für alle Stauan- 
lagen.] $ 79. Die Borjchriften der $$ 75—77 
einihließlih finden auf alle Stauanlagen ohne 
Unterſchied, aud auf ſchon vorhandene, ingleichen 
auf alle Wafjertriebwerfe Anwendung, wenn die 
Sepung eines Stauzield3, die Beftimmung der 
Höhenlage des Fach- oder Grundbaums, der 
Scleufenflügel u. ſ. w. ($ 76) oder der Stau— 
zeiten von Betheiligten beantragt wird. Die 
Kosten find jedod in diejen Fällen von den An» 
tragftellern zu tragen, injoferm nicht bejondere 
Rechtsgründe oder ein Verſchulden der Staube- 
rechtigten eine Verpflichtung, die Koften zu tra- 
gen, herbeiführen. $ 80. Der Stauberedjtigte 
ift verpflichtet, 1) dad vorhandene Stauziel zu 
erhalten, oder, wenn e3 verloren geht, oder un- 
tenntlic wird, wieder herzuftellen. Wegen Be» 
zahlung der Koiten gelten die Beftimmungen des 
8& 78 mit Vorbehalt eines etwa begründeten An— 
ſpruchs gegen ben, durch welchen der Berluit her- 
beigeführt iſt. 8 81. 2) Die Stanzeiten und das 
Stauziel genau zu beachten, mithin durch zeitige 
Anwendung aller ihm zu Gebote jtebenden er» 
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wenn er dad Oberwaſſer auf einer gemifjen Höhe 
zu halten jchuldig ift, eines zu niedrigen) Wajler- 
ſtandes ver ‚ubeugen und, wenn ein jolcher einge- 
treten ift, den zuläſſigen höchſten (oder bezich« 
ungsweije niedrigiten) Wajjeritand wieder herzu- 
ſtellen. $ 82. 3) Die Freiſchütze u. ſ. mw. auf- 
äuziehen oder zuzufegen, wenn und in fo weit 
dad Eine oder Andere zur Aufräumung des 
Fluſſes u. ſ. m. oberhalb oder unterhalb des 
Staues, oder bei eingetretener oder zu befürch- 
tender Ueberihwemmung nöthig ift. $ 83. Zur 
Erfüllung diefer Verpflichtungen kann der Stau» 
berechtigte von der zujtändigen Behörde nicht nur 
auf Antrag der Betheiligten, jondern aud) von 
Amtswegen angehalten werden. $ 84. Wajjer- 
ableitungen aus dem Gewäſſer, worin die Stau— 
anlage jich befindet, oder Vorrichtungen in dem— 
jelben, wodurd der Zufluß des Wajjerd gehemmt 
ober geftört, oder ein dem Stauberechtigten nach— 
theiliger Rüdjtau bewirkt wird, jo wie aud) Ab⸗ 
ſchneidung natürlicher Zuflüfje zu jenem Gewäſſer 
jind unerlaubt, injoweit dadurch bewirkt wird, 
daß der Zwed der Stauanlage im bisherigen 
Umfange nicht mehr erreicht werden kann. — 
Bejondere Rechte zu den vorjtehend bezeichneten 
Handlungen oder zum Widerſpruche gegen die 
jelben werden hierdurch nicht berührt. — Doch 
muß der Stauberechtigte auch unter der am 
Schlufje des erſten Abjages ausgeiprochenen Bors 
ausfegung eine ſolche ihm nachtyeilige Handlung 
ih gefallen laſſen, wenn eine öffentliche Behörde 
jie zu öffentlihen Zweden vornimmt. $ 85 
Wegen Entihädigung des Stauberedhtigten in 
diejen Fällen treten die Vorſchriften der $$ 20 
und 21 ein. 

[3. Uenderungen der Stauanlagen.] 886. Die 
Zuläfjigkeit einer freiwilligen Aenderung oder 
Wegräumung tft nad denjelben Grundjägen zu 
beurtheilen, von melden die Statthaftigkeit und 
Ausführung neuer Anlagen abhängt (SS 72, 73 
und 74). 8 87, Im denjenigen Fällen, für welche 
5 74 vorgängige Genehmigung der zuftändigen 
Behörde vorjchreibt, ift diefe auch zur Aufnahme 
und Erneuerung ded Grund- oder Fachbaums, 
der Schleujenflügel u. j. w. ($ 76) erforderlich. 
$ 83. Wenn durch vermehrte natürliche Zuflüſſe 
oder durch künſtliche Zuleitung die Wafjermajje 
jo groß geworden ift, daß die dem Staubered- 
tigten zu Gebote ftehenden Mittel, ein Aufftauen 
über das Stauziel zu verhindern, nicht mehr 
ausreichen, oder wenn durch andere Ereignifie, 
die bei der Anlage der Regelung des Staues 
(88 75—78) nit vorausgefehen find, eine Ver— 
änderung defjelben nöthig wird, und auf andere 
Weife, bejonders durch Umleitung, nicht geholfen 
werden kann, jo ſoll der Stauberedjtigte die er- 
forderlihe veränderte Einrichtung feiner Stau— 
anlage, oder die nöthige Einfchränfung in deren 
Benugung gegen Entihädigung unter den im 
$ 92 getroffenen näheren Beitimmungen ſich ger 
fallen lafjen. $ 89. Kann aber durch eine Ver— 
änderung der Einrichtung der Stauanlage der 
Bwed nicht, oder nicht gehörig erreicht werden, 
jo muß der Stauberechtigte Die gänzliche Weg- 
räumung der GStauanlage ſich gefallen laſſen. 


laubten Mittel dem Eintritte eines zu hohen (oder $ 90. Dem Stauberedhtigten fteht frei, jtatt der 
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nad) den Vorſchriften des 8 88 zu bejchaffenden Anfertigung von Stempeln zum med eines 
Aenderung der Stauanlage, diejelbe ganz aufzu- Münzverbrechens, fiche Str.-©.-B. $$ 151, 152; 
geben oder wegzuräumen, wenn dies in den durch wegen Anfertigung oder Abdrud3 von Stempeln 
$ 74 bejtimmten Fällen von der zuftländigen Be=Johne Auftrag einer Behörde, daſ. $ 360, 4 u. 5. 


— genehmigt wird, und nicht die Haltung der 
tauanlage als eine Laſt zum Beſten dritter Per— 
ſonen ihm obliegt. 
Gebrauch machen, ſo haben die bei der Aender— 
nng oder Wegräumung der Stauanlage Bethei— 
ligten das Recht, ſtatt ſeiner die Stauanlage, mit 
welcher ſodann deren Rechte und Verpflichtungen 
auf fie übergehen, zu übernehmen. $ 91. Die 
in ben $$ 88 und 89 erwähnte Uenderung oder 
Wegräumung einer Stauanlage fann von der zu— 
ftändigen Behörde auf Antrag der Betheiligten 
und, wenn das öffentliche Intereſſe in Frage 
fommt, auch ohne joldyen Antrag verfügt werden. 
$ 92. Für die nicht im Intereſſe des Staube- 
techtigten verfügte Nenderung oder Wegräumung 
einer Stauanlage gebührt 1) dem.Stauberedtig- 
ten in foweit Entihädigung, als nidjt etwa fein 
Nachtheil durch den aus der veränderten Ein» 
tihtung der Stauanlage für ihn hervorgehenden 
Vortheil ausgeglichen wird; 2) dritten Berjonen 
aber, welche durd) eine ſolche Maßregel Nachtheil 
leiden, ift deghalb nad) Maßgabe der SS 20 und 
21 Entihädigung zu leiften. $ 93. Die Ent- 
jhädigung muß von denjenigen gewährt werden, 
zu deren VBortheil die Nenderung oder Wegräunt- 
ung der Stauanlage verfügt wird. $ 94. Wenn 
der Stauberedtigte infolge der Wegräumung der 
Stauanlage den Betrieb eines Gewerbes, 3. B. 
den Betrieb einer Mühle, aufgeben muß, jo joll 
ihm die zu einem neuen gleihen Betriebe etwa 
erforderliche Erlaubni der Negierungsbehörde, 


Stempelabgaben, j. Stempelfteuer. 


Stempelmaterial, Beitrafung der Fälſchung 


Will er von dieſer Befugniß|desjelben, j. Str.-G.-B. $ 275. 


tempeljteuer. 

In den älteren Landestheilen. 
Geſetz wegen der Stempeljteuer vom 
7. März 1822. 

Aufhebung bisheriger Geſetze) $ 1. Alle 
bisher im ganzen Umfange der Monarchie bejtan- 
dene Stempelgebühren jind Hiermit abgejchafft, 
namentlid) aud) die Einregiftrirungsgebühren in 
denjenigen Yandestheilen, wo die franzöſiſche 
Gerichtsverfaſſung noch beſteht, und diejenigen 
Abgaben, welche ſtatt der Einregiſtrirungsge— 
bühren im Bergiſchen eingeführt worden. Ale 
Gejege und Verordnungen, welche ſich auf die 
hiernach abgejchafften Abgaben beziehen, find 
aufgehoben und es joll auch bei Auslegung des 
gegenwärtigen Gejeges niemald darauf zuräd: 
gegangen werden. Sedo wird hierdurch im den 
übrigen Vorſchriften wegen des Einregiftrements 
ſelbſt, wo daſſelbe noch bejteht, nichts geändert. 

[Steuerjtempeltarif.] $2. Dagegen find von jetzt 
an überall diejenigen Stempelabgaben zu erheben, 
welche der anliegende von Uns vollzogene Tarif 
beſtimmt.) — Die Einziehung und Verwaltung 
diejer Abgaben geſchieht allein nad) den Bor- 
Ihriften des gegenwärtigen Gejetes.?) 

a von dem tarifmäßigen Stempel.) 
$ 3. Bon Entridhtung des tarifmäßigen Stem- 
pels finden nur noch nadjtehende Befreiungen 


und zwar unentgeltlich, ertheilt werden, wenn ſſtatt: a) Verhandlungen und Geſuche über Gegen- 
Widerſpruchsrechte Dritter nicht entgegenstehen. |jtände, deren Werth nad) Geld geſchätzt werden 
Stnuer, Berhältnifje der öffentlich angejtell- kann, find jtempelfrei, wenn diefer Werth 150 M 


ten, j. Gewerbeordnung $ 36. 

Steiger (beim Bergbau), fiehe Berggeſetz 
85 74, 76, 77. 

Steinbrüde. Bezüglich der Schadenserjaß- 
fliht der Inhaber bei Unglüdsfällen in dem— 
elben, j. unter Eijenbahnen, Gejeg vom 7. 
Juni 1871. 

Steindrud (Lithographie), unbefugte Verviel- 
fältigung, ſ. Naddrud. 

Steindruder müfjen ihr Betriebslokal der 
DOrtsbehörde anzeigen, j. Gew.-DOrdn. $ 14. 

Steinfohlen- Bergbau, j. Braunkohlen— 
Bergbau. 

Steinfohlendl (Benzin), Beförderung ded- 
felben auf Eifenbahnen, j. Betriebs-Regle— 
ment $ 48, 2, A, Wr. 5. 

Steintohlentheer-Anlagen bedürfen bejon- 
berer Genehmigung; Gewerbeordnung $ 16, 

Steinfalz. Ber Aufjuhung und Gewinnung 
deajelben fommen die berggejeßlichen Vorſchriften 


in Anwendung; ſ. Berggeſetz $ 1, aud) bezüg— 


lich Weftpreußens, daj. $ 210. 


Etellvertreter im Gewerbebetriebe, ſ. Ge— 
werbe-Ordnung, $$ 45—47; beim Gerwerbes | regelt. 


betriebe im Uniherziehen find fie unzuläjfig; da- 
jelbjt $ 62. 


Beitrafung |niht erreicht. H 
berjelben wegen Untreue, j. Str.-©.-B.$ 266 Nr. 3. | wofür die Sportel 


Gerichtlihe Verhandlungen, 
reiheit armuthshalber bemillict 
worden, find ſchon deshalb auch ftemipelfre. 
c) Berhandlungen in Vormundſchaftsſachen jind 
jtempelftei, jofern der Vevormundete aus eigenen 
Einkünften gang sr werden muß und bdieie 
nad) Abzug der Verpflegungs- und Erziehungs. 
fojten feinen Ueberijhuß gewähren. d) Gejudy, 
welche Gläubiger des Staats, öffentlicher Anital- 
ten unb Gemeinden an Behörden und Beamte 
richten, um zu ihrer Befriedigung zu gelangen 
und die darauf ertheilten Beſcheide And jtempel- 
frei. e) Alle Verhandlungen und Beugmifie, 
welche wegen Beſtinimung des Betrages öffent: 
licher Abgaben und Einziehung derjelben, wegen 
Eintritt3 in den Kriegsdienſt und überhaupt 
wegen Leiſtungen an den Staat infolge allgemeiner 
Vorſchriften beigebracht werden müſſen, find 


1) ©. aber noch: a) Gejeg, betreffend die Koften, Stemrd 
und Gebühren in ———— v. 21. Juli 1875: b) Go 
jeg, betreffend die Etempelabgaben von gewiſſen bei dem 
Grundbuchamte anzubringenden Anträgen, vom 5. Mai 1873; 
P) Geſetz, betreffend die Aufbebung bezin. Ermäßigung gewiſſet 

tempelabgaben, vom 24. März 1873. ferner iſt das Med: 
fel- u. Erbſchafts Stempelweſen durch — Geſete ge 
S. Erbſchaftsſteuergeſetz. 

*) Ueber bie Zuläffigfeit tes Rechtswegs in Beziehung aui 
die Stempelfteuer f. unter Rechtsweg Sefep vom 24. Ma 

61, 55 11 ff. und bezüglich der neuen Provinzen Verotd 


i ; 18 
Stempel. Beitrafung wegen Anſchaffung oder nung vom 16. Sept. 1877, Urt, V, Nr. 8. 
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ftempelfrei auszufertigen, fofern fie nur allein 
zu dieſem Bwede dienen. f) Geſuche um Ertheil- 
ung von Reiſepäſſen bedürfen keines Stempels. 
g) Den Berhandlungen wegen Ablöjung von 
Dienjten und anderen Leitungen, die auf Grund⸗ 
ftüden hajten, wegen Theilung der Gemeinheiten 
und wegen Auseinanderjetsung des im Gemenge 
liegenden Grundeigenthums verbleibt auch ferner 
diejenige Stempelfreiheit, die ihnen durch das 
Gejeg über die Ausführung der Gemeinheitö- 
theilungs- und Ablöſungs »- Ordnungen vom 7. 
Juni 1821, $8$ 27 und 28 und durch die Ber- 
ordnung wegen Organilation der Generalcom- 
mifjionen und Revifionscollegien zu Negulirung 
der gutöherrlihen und bäuerlichen Berhältnifje 
vom 20. Juni 1817, 88 213 und 214 zugejtan« 
den waren. h) Verhandlungen über die Ab— 
löfung und einftweilige Berzinfung derjenigen 
ausschließlichen vererbliden und veräußerlichen 
Gewerbsberechtigungen, weldye nad) dem Geſetze 
über die polizeilichen Berhältuifje der Gewerbe 
vom 7. September 1811, $$ 32, 33 abgelöjt 
und, bis dies geſchehen fann, verzinjet werden 
jollen, find ebenfalld jtempelfrei. i) Die bis 
jetzt gejeplich beftehenden Befreiungen des Fiscus, 
er Anftalten, Gejellfchaften und Perfonen 
von gewiſſen Stempelabgaben dauern vorerjt 
nod) fort, mit Vorbehalt künftiger Unterſuchung 
und Entſcheidung darüber. — Dod find Die 
gedachten Behörden nicht befugt, dieje Befreiung 
den Privatperfonen, mit welden fie Verträge 
eingehen, einzuräumen, wenn diefe Perjonen an 
fi) nad) gejeglicher Vorſchrift zur Entrichtung 
des Stempels verbunden find. Bei allen zwei— 
jeitigen Verträgen der Art muß jedesmal die 
Hälfte des Stempel3 für den Vertrag und für 
die audgefertigten Lebereremplare defjelben außer- 
dem nod) der gewöhnliche Stempel entrichtet 
werben. 

Regeln, wonad der Werth der Gegen- 
ftände zu bejtimmen tjt, wenn der 
Stempeljag darnach berednet 
werden*joll, 

[a. Im Allgemeinen.) $ 4. Wenn der Werth 
eines Gegenstandes ausgemittelt werden foll, um 
den Betrag der Stempelgebühren zu bejtimmen, 
welche von den Verhandlungen darüber nah an- 
liegendem Tarif zu entrichten find, jo ift Dabei 
im Allgemeinen nach folgenden Regeln zu ver- 
fahren: a) Die Berechnung ift in preußiichem 
Silbergelde nad) dem Geſetze über die Miünzver- 
faffung vom 30. Sept. 1821 anzulegen, b) Es 
müflen alſo alle in Golde, in fremdem Silber- 

elde oder in andern Währungen angegebenen 
Werte nad) ihrem Betrage in preußiſchem Silber- 
gelde ausgedrüdt werden. Hierbei jollen: aa) 10 
Thaler in Golde für 11 Thaler in Silbergelde 
angenommen; bb) für Conventionsgeld nad) dem 
Bwanzigguldenfuße feine Aufgelder berechnet; 
cc) 12 Gulden Reichegeld nach dem Bierund- 
zwanzigguldenfuße 7 Thalern Silbergeld, und 
dd) 111 Mark hamburger Banco 56 Thalern 
Silbergeld gleichgejegt werden. — Fr andere 
im Handel gewöhnlich vorlommende Währungen 
find von dem Finanzminifterium mit Buziehung 
der Börfenvorfteher auf den Wechſelplätzen Mittel— 
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werthe feitzufegen, wonach die Verwandelung in 
preußiſches Silbergeld jo lange geſchieht, bis er- 
hebliche Aenderungen im Courſe dieſer Währ— 
ungen bie Beſtimmung anderer Mittelwerthe auf 
gleichem Wege veranlafjen. c) Bon immerwähren- 
den Nupungen wird das Zwanzigfache ihres ein« 
jährigen Betrages ald Capitalwerth angenonmen, 
von einer Leibrente oder einem Nießbrauchsrecht 
auf Lebens oder andere unbejtimmte Zeit da— 
gegen nur das Zwölf- und Einhalbfache der ein- 
jährigen Nugung. d) Nutzungen eines Kapitals 
find zu 5 vom Hundert jährlic zu veranjdjlagen, 
jofern ein anderer Procentjag für die Nugung 
aus den jtempelpflichtigen Verhandlungen darüber 
nicht ausdrüdlicd) hervorgeht. e) Der Werth 
von Bergwerlsantheilen iſt nad) dem Gutachten 
der Oberbergämter anzunehmen. f) Der Betrag 
aller übrigen unbeweglichen und beweglichen 
Gegenstände ift in der Regel von dem Gteuer- 
pflichtigen nad) dem gegenwärtigen Werthe an- 
zugeben, fjofern er aus den jtempelpflichtigen 
Verhandlungen ſelbſt nicht unzweifelhajt hervor» 
geht. Zrägt die Steuerbehörde Bedenken, dieje 
ngabe für richtig anzunehmen, jo kann jie die 
Aufnahme einer gerichtlihen Taxe veranlafjen. 
[b. Bejonderd. aa) Bei Veräußerungen von 
Grundjtüden und Grundgerechtigteiten.]') $ 5. 
Für die Bejtimmung desjenigen Werthes, wo— 
nach bei Veräußerungen von Grundjtüden und 
Grundgerechtigleiten der Betrag der Stempel- 
abgabe berechnet wird, find folgende Vorſchriften 
zu beachten: a) Bei Verkäufen?) ift der bejtimmte 
Kaufpreis, mit Hinzufügung des Werths der 
vorbehaltenen Nugungen und ausbedungenen Leift« 
ungen, diejenige Summe, wonad) der Betrag des 
Stempeld zu berechnen ift. b)®) c) Werden 
Srundftüde auf Erbzins oder in Erbpacht aus- 
gethan, jo beiteht die Summe, von welcher der 


1) ©. aud Geſetz, betr. die Stempelabgabe von gewiſſen, 
bei dem Grundbuchamte anzubringenden Anträgen, vd. 5. Vai 
1872 und Koften-Zarif zur Grundbud» Ordnung vom 5. Mai 
1872, $ 8, Nr. 5. 

3) Co nad) der Faffung der Eab.:Ordre vom 14. April 
1832: im Stempelgejey bieß es: „bei reinen Vertäufen“. 

3) ©. Geieg dv. 22. Juli 1861: 8 1. Läſtige Verträge, 
durch welche Immobilien allein oder im Zuſammenhange mit 
anderem Bermögen von Ascendenten auf Descendenten über: 
tragen werden, unterliegen dem gejeglihen Kaufſtempel. Es 
fommen jedoch für die yeitiegung des ſtempelpflichtigen Er⸗ 
werbspreifes folgende von dem Erwerber übernommene Ber: 
pflihtungen und Gegenleiftungen nicht in Anrechnung: 1. die 
von dem Erwerber übernonimenen Echulden bes lebertragen: 
den, jowie die auf dem übertragenen Bermögensitüden hafien⸗ 
den beftändigen Yaften und Abgaben; 2. der zu Gunſten des 
Uebertragenden und deffen Ehegatten in dem Bertrage f ger 
jegte Altentbeil, die denielben vorbebaltenen Nugungen, Leib⸗ 
venten und fonftigen lebenslänglichen Geld: oder Naturals 
Präjlationen, ſowie die benfelben zugeſicherten Alimente; 3. 
die Abfindungen, Alimente und Erzicbungsgelder, welche ber 
Erwerber nad Inhalt des Vertrages an andere Descenden— 
ten des Uebertragenden zu entrichten bat; endlich 4. derjenige 
Theil des Erwerbspreifes, welcher dem Uebernehmer als fein 
fünftiges@rbtbeil angewieſen wird. 82. Wenn dievon dem@rwer: 
berübernommenen Gegenleiſtungen lediglich inden im $ 1 unter 
Nr. 14 einichlieflih aufgeführten Verpflichtungen befteben, 
jo ift der Bertrag einer Echenfung unter Lebenden glei zu 
achten und bleibt daber vom Kaufſſtempel frei. 3. Wenn 
in einem ſolchen Bertrage dein liebernebmer Abfındungen, 
Nlimente oder Erziehungsgelder für andere Descendenten des 
Uebertragenden auferlegt find ($ 1, Yir. 3) und der Capital: 
werth diefer Zuwendungen zujammengenommen wenigſtens 
150 M beträgt, fo iit zu dem Bertrage, abgeieben von bem 
nach $ 1 etwa erforderlichen Kaujftempel, ein Re:ehitempel 
von 1 M 50 P refp. u M zu veriwenden. 
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Stempel bei diefer Veräußerung zu entrichten 
ift, aus dem Erbitandägelde, und aus dem Zwan⸗ 
zigfachen der jährlichen Leiftung an Zins, Kanon 
oder andern beftändigen zu Gunften des Ber- 
pächters übernommenen Laſten. d) Wenn zwar 
der erbliche Bejig des Nutzungsrechts übertragen, 
aber vorbehalten wird, daß periodifch nad) Ab— 
lauf einer gewifjen Zeit ein neuer Nukungsan- 
ſchlag gemadt, und der Canon für die nädhjit- 
folgende Periode darnach beftimmt werden joll, 
jo wird der Vertrag über ein ſolches Geſchäft 
nur in Rückſicht des etwaigen Erbitandögeldes 
wie eine Veräußerung, in Rüdficht des Kanons 
aber wie eine Berpadtung auf die Anſchlags— 
periode beſteuert. e) Bei Taufchverträgen über 
Grundjtüde oder Grundgeredjtigfeiten wirb der 
Stempelfag nur nad) dem Werthe des einen ber 
beiden vertaujchten Gegenftände, und zwar nad) 
demjenigen, wofür der höchſte Werth zu ermitteln 
ift, berechnet. f) Werden Gegenftände anderer 
Art, ohne befondere Angabe ihres Werths, mit 
Grundjtüden oder Grundgeredhtigfeiten zujammen- 
genommen in einer Summe veräußert, jo wird 
der Stempeljag von der gedadhten Summe der- 
gejtalt beredjnet, al3 ob fie ganz für Grundſtücke 
oder Grundgeredtigfeiten gezahlt worden wäre. 
g) Bei Eubhaftationen wird der Stempel nad) 
dem Gebote, worauf der Zuſchlag erfolgt, ent» 
richtet. 

bb) Bei Verpachtungen oder Bermiethungen.] 
8 6. Bei Verträgen über Padıt und Miethe iſt 
der Werth des ftempelpflichtigen Gegenitandes 
nad) folgenden Grundjägen zu berechnen; a) Alles, 
was der Pächter vertragsmäßig dem Verpädter 
jelbjt, oder einem Dritten für Rechnung des 
Verpächterd wegen erhaltener Pacht zahlt, liefert 
oder leitet, muß dem ausgedungenen Pachtgelde 
ugerechnet werden, und bildet mit demjelben zu» 
—J— den ſtempelpflichtigen Betrag 
der Verpachtung. Naturalien, welche ſich hier— 
unter befinden, find nad) den Durchſchnitts- 
marltpreijen zu Gelde zu berechnen. Watural- 
dienjte jind nad) dem gewöhnlichen Lohnjage, 
welden ähnliche Dienjte im freien Verding in 
ber Gegend haben, anzuſchlagen. y' Beitändige 
Hebungen, welche der Pächter bloß für Rechnung 
des Verpächters einzieht, gehören dagegen nicht 
zu der jtempelpflichtigen Pachtſumme. c) Bei 
Abſchluß der Pacht. und Miethöverträge wird 
der Stempel auf einmal für den Betrag alles 
dejien erhoben, wa8 während der Dauer bes 
ganzen Vertrags zujammengenommtn an Pacht 
und Miethe zu zahlen ift. d) Schriftliche Ver— 
längerungen der Pacht- und Miethäverträge find 
ohne Unterjchied gleich neuen Verträgen ftempel« 
pflichtig. e) Enthalten Pacht- oder Miethövers 
träge die Bedingung, daß der Pacht oder Miethe 
ftilfichweigend ür verlängert auf gewiſſe Zeit 
angejehen werden folle, jobald und jo oft inner- 
halb eines gewiſſen Termins nicht gefündigt 
wird, jo jind die Verlängerungen, weldje hiernad) 
wirflich eintreten, den jhriftlichen auch in Rück— 
fiht der Stempelpflichtigfeit gleich zu achten und 
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worden, find bei Berechnung bes Stempels io 
anzufehen, ald ob jie für ländliche Grundſtücke 
aus 3 Jahre, für andere Gegenstände auf 1 Jahr 
geſchloſſen wären, 

[ee) Bei Auctionen.] $ 7. Der Stempel zu 
Auctionsprotolollen ift nad) beendigter Auction 
nad) dem reinen Ertrage der Löjung zu beftim- 
men. — Gehört ber Gegenftand der Auction 
nicht zu einer einzigen Vermögensmaſſe, ſondern 
mehreren in feiner Gemeinjchaft jtehenden Theil- 
nehmern, jo ift der Stempel nach ben bejonderen 
Untheilen eines Jeden berjelben am Löſungser⸗ 
trage zu berechnen, 

dd) Bei Quittungen.]*) 

ee) Bei Erbſchaften.) $ 9. (©. jept Geier, 
betreffend die Erbjchaftsiteuer vom 30. Maı 
1873, ©, 344, 

[ff) Bei Käufen aus Erbſchaften.) $1O. Kauf: 
und Tauſchverhandlungen?) zwiſchen Theilnebmerr 
bei einer Erbſchaft über dazu gehörige Gegen- 
ftände, und während der Auseinanderjegung dar- 
über, follen in jo weit der Stempelabgabe für 
Kauf und Tauſch nicht unterworfen fein, alö ber 
Werth deſſen, was ein einzelner Theilnchmer 
dadurch aus der Erbichaft erwirbt, nicht größer 
it, als der ganze Betrag feines Antheils. — 
Es ijt alfo nicht® dem Stempel für Kauf und 
Tauſch unterworfen, was ein Theilnehmer aus 
der Erbſchaft dadurch erfteht, daß er dagegen 
andere Theile feines Antheils den übrigen Theil: 
nehmern abtritt; dasjenige aber, was er über 
den Betrag jeined Autheils aus feinen ander- 
mweitigen Bermögen aufwendet, um zur Erbichaft 
gehörige Gegenjtände an fich zu bringen, ijt als 
Itempelpflichtiger Kauf- oder Tauſchwerth zu be 
handeln. Es macht hierbei feinen Unterjchied, 
ob er dieſen überjchiegenden Werth auszählt, 
oder ob er denjelben den übrigen Theilnehmern 
ſchuldig bleibt, oder ob er Fonft andere Ber- 
pjlihtungen dafür übernimmt. — Wird ein zur 
Erbſchaft —— Gegenſtand, welcher nach ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen oder geſetzlich zuläſſigen 
Anordnungen des Erblaſſers weder getheilt noch 
gemeinſchaftlich beſeſſen, noch veräußert werden 
darf, von einem durch jene Beſtimmungen oder 
Anordnungen dazu berufenen Theilnehmer über: 
nommen, jo ift alles, was von ihm in folge 
gedachter Beitimmungen oder Anordnungen ben 
übrigen THeilnehmern wegen diejer Uebernahme 
geleijtet wird, von der Stempelabgabe für Kauf: 
oder Tauſchverträge völlig frei, ohne Unterjchied 


cht/ des Betrages oder de3 Vermögens, woraus e— 


entnommen wird, 

[gg) Bei Procefien.] $ 11. Bei Beſtimmung 
des ſtempelpflichtigen Werths in Procefien finden 
folgende Vorſchriften ftatt: a) Beſteht der Gegen 
ftand des Rechtsſtreits aus einer Forderung von 
Capital nebſt rüdjtändigen Binjen, jo iſi ber 
Stempel von dem ganzen Betrage der Forder 
ung an Capital und Zinjen zujammengenommen 


) Etempelabgaben von 


vom 26. März 1873, $ 2, 
*) Bufelge der Cab.-Ordre v. 21. Juni 1844 unterliegen 


Quittungen find aufgehoben ; Geſet 


ift der Stempel dazu bejonders zu löjen. f) Racht- | Rauf: und Zauihverbandlungen, welde zwiihen den Zbeik 


und Miethöverträge, welche bloß auf Kündigung 


oder überhaupt auf unbejtimmte Zeit geichloffen 


nehmern an einer Erbichaft zum Zwede der Theilung der zu 
Iegteren gebörigen Gegenftände abgeihloffen werden, einer 
Etempelabgabe nicht mehr. 
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zu berechnen. b) Werden jährlide oder jonftlüber einen im Lande befindlichen Gegenftand 
periodifche Leitungen für eine bejtimmte Zeit) ftempelpflichtige Verhandlungen gepflogen haben, 


—— fo ift der ganze Betrag derſelben beijo iſt das dazu erforderliche 


tempelpapier binnen 


erehnung des Werthitempel3 zum Grunde zu 14 Tagen nach ihrer Rückkehr beizubringen und 
legen. Iſt aber von dergleichen Leiftungen für|zu kaſſiren, auch der Tag, wo dies gefchehen, 


eine unbeftimmte Zeit die Rede, jo werden ſelbige, vorgedachtermaßen zu befcheinigen. — Nur b 


ei 


wenn die Verbindlichkeit dazu jtreitig iſt, nach Vollmachten und folden Berhandlungen, wozu 
Borichrift des SA Buchſtaben e und d zu Eapi-| Gerichtd- oder andere öffentliche Behörden und 
tal berechnet; im Fall jedoch die Verbindlichkeit | Beamte den Stempel beizubringen von Amts— 


zu derjelben nicht bejtritten wird, jondern nur 
fälige Termine eingellagt werden, wird der Ge- 
jammtbetrag berjelben zum Maßſtab der Bered)- 
nung des Werthitempel3 genommen und wenn 
endlich beide letstere Fälle in einem Proceß ſich 
vereinigen, der Werthitempel nad ihnen zu- 
jammengenommen berechnet. c) In Eoncurs- 
und Liquidationsprocefjen wird der ſtempelpflich⸗ 
tige Werth nad; dem Betrage ber Activmaſſe 
mit Einſchluß der Grundſtücke, und ohne Abzug 
der Schulden, beſtimmt. d) In Eontraventiond- 
und Defraudationsſachen iſt der Werth des con« 
fiscirten Gegenftandes und der Betrag der außer- 
dem erfannten Strafe bei Beitimmung des Stem- 
pelö zu beachten. 


Borjhriften um bie Löfung der tarif- 
mäßigen Stempel zu Maere, 

[a) Im Allgemeinen. aa) Zeit, binnen welcher 
der Stempel beizubringen ift.] $ 12, Stempel- 
pflihtige Verhandlungen !) müfjen in der Regel 
auf das erforderliche Stempelpapier ſelbſt ge 
ichrieben — — Wo dies nicht hat ge— 
ſchehen können, darf zwar das erforderliche 
Stempelpapier noch nachgebracht, jedoch nur in 
ganzen unangeſchnittenen eo. umgejchlagen 
und faffirt, das ift, durch Bezeichnung jeiner 
Beitimmung zu anderem Gebrauche untüchtig ge 
macht werden, — Auch muß dies bei Verhand— 
lungen, welde im Lande jelbjt vorgenommen 
werden, längitens binnen 14 Tagen, vom Tage 
der Ausfertigung an, geichehen und der Tag ber 
Kafjation deshalb von der Behörde oder dem 
Stempelvertheiler, wo dad Stempelpapier gelöjt 
worden, mit Buchftaben ausgeſchrieben, beicheinigt 
werden. Wenn Inländer außerhalb des Landes 


) Dur Cab.Ordre vom 19. Juni 1834 ift wegen Ztem: 
pelpflihtigfeit der Punctationen, ſowie zur Ergänzung ber 
Sg 12, 21 und 22 des Stempel Geſetzes, Folgendes Ichgelegt: 
1. Yunctationen und gerichtliche eder Notariatsprotofolle ü 
einen zu entrichtenden Bertrag, welche Die Kraft eines Ber: 
trages haben, und demnad eine Klage auf Erfüllung begrün: 
den, find dem gejeglichen Bertragsfiempel aud alsdann um: 
tertorfen, wenn darin die Ausiertigung einer förmlichen Ber: 
trags-Urfunde vorbehalten ift. 2. Für dem zu einem Bertrage 
oder einer Punctation zu vertvendenden Stempel haftet jeder 
Ausfteller oder Theilnehmer unter Vorbehalt feines Regreſſes 
gegen die Mitberbeiligten. 3. Bei gerichtlich oder von Nor 
tarien aufgenommenen Verträgen u. ‘Punctationen muß, wenn 
deren Ausfertigung nicht früher erfolgt, der Stempel binnen 
vierzehn Tagen nad der Aufnahme verwendet und für deifen 
Einziehung von den Theilnehmern an dem Bertrage ober ber 
Punctation, von Amtöwegen geforgt twerden. Den zu ber 
leichen Notariat3-Verhandlungen zu verwendenden Stempel 
And die Gerichte, auf den Antrag des Notare, von ben Sn: 
tereiienten erefutiviich einzuziehen verpflichtet. 4. Der Rich: 
ter cder Notar, welder bei der Etempelverwendung feine 
Pflicht verfäumt, verfällt in die geſetzliche Stempelftrafe, und 
irt wegen des Stempels zugleich mit den ntereflenten, unter 
Vorbehalt des Regreſſes an diefelben, periönlic; verhaftet. 
2, ©, jekt das bier nicht abzubrudende Geſetz, betr. bie 
Anfertigung und Verwendung von Stempelmarfen, vom 2. 
Erptember 18602. 


wegen verpflichtet find, oder in ſolchen Füllen, 
wo der Zarif die Nahbringung de Stempels 
bei veränderter Beftimmung einer Verhandlung 
ausdrücklich geftattet, bedarf es feiner Beſcheinig⸗ 
ung bes Beitpunfts, worin dies gejchehen. 

(bb) Bu welchem Eremplare der Verhandlung 
der tarifmäßige Stempel zu nehmen ift.] 8 13. 
Werden von einer Verhandlung verjchiedene Erem- 
plare au2gefertigt, jo mwird ber tarijmäßige 
Stempel nur zu einem derjelben und zwar in 
der Regel zu dem Haupteremplare angewandt; 
zu den übrigen Eremplaren aber wirb bloß das— 
jenige Stempelpapier gebraudt, das tarifmäßig 
zu beglaubigten Abjchriftenftempelpflichtiger Ver» 
handlungen erfordert wird. 

[ce) Auf beglaubigten Abſchriften ift der Stem- 
pel des Driginald zu vermerken] & 14. Auf 
allen beglaubigten Abſchriften, Buplicaten und 
Uusfertigungen jtempelpflichtiger Verhandlungen 
muß ausdrüdlicd der Betrag des Stempelö be 
merlt werden, welcher gu der Urſchrift oder der 
audgefertigten Verhandlung gebraucht, oder der- 
jelben, fait, beigefügt worden ift. 

[ad) Förmlichteiten, wenn mehr ald ein Bogen 
zur Verhandlung oder zu Erfüllung des Stempel- 
ſatzes erforderlich ift.] $15. Wenn ftempelpflich- 
tige Verhandlungen auch ftärfer als ein Bogen 
find, jo wird doch nur zum erjten Bogen der 
vorgeichriebene Stempel erfordert. — Müſſen 
mehrere Stempelbogen beigebradht werden, um 
ven gejeglichen Betrag des Stempels für eine 
Verhandlung zu erfüllen, jo muß der höchite bei- 

ebrachte Stemipelbogen zum erjten Bogen der 

erhandlung gekraud;t, das übrige Stempelpapier 
aber zu ben —— Bogen der Verhandlung 
genommen und was auf jolde Weije nicht ver- 
wendet werben fann, zur Verhandlung Faffirt 
wenden, — Wird das Stempelpapier zur Ber- 
handlung blos umgeichlagen, fo muß nicht nur 
der Hauptbogen, jondern auch jeder zur Ergänz- 
ung des Stempelbetrages beigefügte Nebenbogen 
unter Beobachtung ber Soriäriten des $ 12 
dazu beionders kaſſirt werden. 

9 Beſonders. aa) Beim Erbſchaftsſtempel. 
8116 bis 18. [S. Erbſchaftsſteuergeſeh 
v. 30, Mai 1873, $$ 27 ff. 

[bb) Bein Prozeßſtempel.) $ 19. Den Be- 
trag der Proceßſtempel haben die Gerichte gleich 
nach Abfaſſung des Erkenntnifjes feitzufegen und 
dafür zu jorgen, daß das Acten-Eremplar auf 
das Ai An Fr Stempelpapier felbjt gejchrieben, 
oder dieſes Papier doch binnen 14 Tagen zu 
demjelben nachgebracht und kaffirt werde. — Die 
Einziehung des Stempelbetraged von den Par— 
teien geidhieht, wie bei den übrigen Gerichtskoſten, 
jedod) darf feine Kaſſenquote von demjelben er— 
hoben werden. — In Concurd- und Liquidationi« 
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fahen werben die Stempelabgaben bei jeder Ber-, Vorzeiger jedoch nachweifen, daß er in den Beſitz 
—— von dem zu vertheilenden Betrage der der Verhandlung oder Urkunde erſt nach dem 
ctivmaſſe berechnet und vorweg abgezogen. — Tode des eigentlichen Contravenienten gelommen, 
Die Entrichtung der Stempelabgaben in gericht- ſo kann die Stempelſtrafe von ihm nicht einge» 
lichen Verhandlungen über Vormundſchaftsſachen zogen werden. — Der eigentliche Contravenient 
fann fo lange auögejetst bleiben, als es zweifel-|ift bei einjeitigen Verträgen, Verpflichtungen umd 
haft ift, ob denjelben nicht die Stempelfreiheit |Erflärungen der Ausſteller. Bei mehrjeitigen 
nad) $ 3, Buchitaben c zuftehen mürbe.*) Verträgen find es alle Theilnehmer; und jeder 
[ce. Beim Wechjelftempel.] $ 20.2) —— iſt die gange Stempelftrafe 

f ;. verfallen. — Iſt der gefegliche Stempel zu einer 

he Ei Bee en a Verhandlung nicht gebraucht, welche vor Gericht 
der vorftehenden Vorjgriften. oder vor einem Notar aufgenommen worden, jo 


trifft bi dentli \ an 
(a. Im gemeinen] $ 21. Zt dos tarife tifft die ordentliche Stempelſtrafe denjenigen 


(a, T \ Richter oder Notar, welcher die Verhandlung un- 
mäßige Stempelpapier®) nad) den Vorſchriſten ded jer feiner Unterichrift ausgefertigt hat. — 
gegenwärtigen Geſetzes nicht gebraucht oder beit mit dem Stempel vom Werthe eines Kaufs, einer 
— — iſt ——— — Pacht oder einer Miethe verſehene Eremplar des 
nachzubringen, jondern es tritt auch außerdem |Mertranes R n 
die Gdentläche Stempeljtrafe ein, welche in Ent« — —— ID In Den Dänben bei Fäufene, 


h N N Pächters od. Miethers fein; um von diefem auf 
rihtung des vierfachen Betrages des nachzubrin⸗Erf : 2 
genden Gtempelö beficht.‘) — Mo zwar ein Stem- fordern, bei Käufen von Grunbftüden und 


e j In Steme | Srundgeredhtigfeiten innerhalb der erften 3 Jahre, 
pel, jedod) nur ein geringerer als der tarifmäßige | hei — — anderen — — ee 
gebraucht oder beigebradjt worden, da ist der des eriten Jahres, nad vollzogener Uebergabe, 
tehlende Stempelbetrag zu ergänzen, und auch bei Pachten und Diethen aber während ihrer 
nur von diefem die Strafe des Vierfachen zu Dauer, darüber Auskunft erhalten zu fönnen, ob 
entrichten. — Beträgt aber das Bierfache des der tarifmäßige Stempel gebraucht worden. — 
uf Bro 
——— dern innerhalb eines Jahres nach deren Empfang 


g vorgezeigt werden können. 

u. erhoben. $22. Die Nachbringung des Stem⸗ (b. — aa. bei Bittfchriften.] $ 28. 
pels und Entrichtung der ordentlichen Stempel-| Sind ftenpefpflichtige Geſuche und Bittfchriften 
Itrafe Tann gegen jeden Inhaber oder Vorzeiger lauf den tarijmähigen Stempelbogen von 50 P 
einer Verhandlung od. Urkunde verfolgt werden, nicht geichrieben, jo joll die Nadbringung des. 
welche mit dem gejeglid Dazu erforberlichenTietpen nicht verlangt, auch die ordentlihe Stem- 
Stempel nicht verjehen iſt. Es behält derfelbe |peritrafe deßhalb nicht eingezogen, fondern dies 
jedoch jeinen Regreß dephalb an ben eigentlichen Verſehen nur dadurch beahndet werden, da der 
Contravenienten.) — Kann ber Inhaber oder itariimäßige Stempel des Beicheides auf ein fol. 
— ches Geſuch um 1 M 50 P erhöht, oder, wenn 
i Ser E u m Note zu $ 2 unter a erwähnte Geſetz die Beſcheidung außerdem ftempeffrei gewefen 
'2) ©. jept Reihs:Gefep, betr. die Medhfelfiempelfteuer im| Wäre, ein Stempelbogen von 1 M 50 P dazu 
— — * 2 Juni 1869. — verbraucht wird. Kann nicht ſogleich Beſcheid 

ie ſirafre immungen in Betreff ber Anfer— i 31 toms 
iD en Stealaceossa ein [e, I ben, lie ein Dtder Siem 
und ber Betrag von ihm einzuziehen. *) 


S% 275, 276, 34. — BZufolge der Cabinetsordre v. 24. Mai 
[bb. Bei beglaubigten Abjchriften und unter: 





















































1844 foll eine Verwandlung ber Stempelftrafen in frreibeits- 
ftrafen, wenn der Berpflichtete zur Zablung der Geldbuße un: 
gr ift, der Regel nach nicht ftattfinden. 

4 Durch Eab.-Drdre dv. 24. Mai 1844 ift beftimmt, daß 
eine ſolche Verwandlung in den Fällen, wenn ber Berpflichtete 
zur Zahlung der Geldbuße unvermögend ift, der Regel nad 
nicht ftattfinden foll. 

>) Durch Eabinet8:Orbre vom 28. October 1836, ift unter 
Modification des $. 22 des Stempel⸗Geſetzes v.7. März 1822 
Folgendes beftimmt: 1) Die Strafen, welche unmittelbare ober 
mittelbare Staatöbeamten durch unterlaffene Berwendung 
des tarifmähtgen Etempels zu Amtshandlungen verwirken, find 
nicht von bem Befiger oder Wrobucenten der Verhandlung, 
woran die Gontravention begangen, mit Borbebalt des Re- 
greſſes an ben Beam’en, zu fordern, ſondern von dem Letzte⸗ 
ren jelbft einzuziehen. 2) Beamte, melde bei ihren amtlichen 
Verhandlungen die tarifimäfigen Stempel nicht verwenden, wer: 
den bon ber ordentlichen Stempelftrafe nicht betroffen, ſon— 
bern find, foiern nicht nach der Art bes DVergebens wegen 
verlegter Amtspficht eine höhere Strafe eintritt, nur miteiner 
DOrbnungsitrafe zu belegen. 3. Die Strafe ift auf ben ein- 
facherr Betrag des nicht vertwendeten Stempels, für den Fall 
jedoch, daß derjelbe die Eumme von 150 M il zfieigt, auf 
legteren Betrag feflzufegen. Grmäßigung oder Nieder— 
ſchlagung der Etrafe ift vom bem Veinifterium, zu befien Ber: 
waltung ber Beamte gehört, zu verfügen und durch Beibring- 
ung ber Berfügung zu den Stempelitrafliiien, bei denen die 
Strafen —— find, nachzuweiſen. 4) Notarien find 
von den Beitimmmungen zu 2 und 3 ausgefchlofien. 5) Hins 
fichts der Haftbarkeit der Beamten für die Siempel, beren 


Verwendung fie bei ihren amtlichen Verrichtungen verabfäns 
men, verbleibt es bei den beſtehenden Vorſchriften. — Durs 
Eab.:Orbre v. 23. December 1842 find die mildernden Be 
fimmungen der Ordre v. 28. October 1836 au auf Wer: 
träge ausgedehnt, welche zwiſchen einer ımmittelbaren oder 
mittelbaren Etaatsbebörde und einer Privatperfon abgefchlofien 
find. Es ſoll demnach, wenn zu einem folden Bertrage der 
tarifmäßige Etempel nicht verwendet worden, die bei dem 
Bertrage betbeiligte Privatperion, begleichen jeder andere 
Befiger ‚oder Producent ber darüber aufgenommenen Verbands 
lung mit Strafe verfhont bleiben, ber Beamte dagegen, mel» 
her ben Bertvag im Auftrage oder Namens der Bebörde ges 
Ihloffen hat, in eine nah den Beftimmungen der Ordre v. 
28. Oct. 1836 feftzufegende Strafe verfallen. Hat jedoch die 
Privatperfon, mit welder der Vertrag geichloffen worden, er: 
weisfic wider beſſeres Wiſſen veranlaft oder nacgegeben, 
daß zu demſelben ein Stempel gar nicht ober ein geringerer 
als der tarijmäßige Stempel verwendet worden, fo tritt neben 
ber ben Beamten treffenden Etrafe gegen die Privatperjonen 
die ordentlihe Etempelftrafe nah den Beſſimmungen des 
—— v. 7. März 1822 ein. Der Steuerverwaltung 
verbleibt in allen Fällen bie Befugnif, den fehlenden Stem: 
pel von dem Probucenten der Berbandlung einzuziehen, unter 
Vorbehalt der dem Letztern gegen dritte Werfonen oder Be 
hörden zuftehenden MRegrefaniprüche, 
1) ©. im Zarif „Gelucer, 
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—— Beſcheinigung des nachgebrachten Stem- 
pels. 


8 24. Iſt, entgegen der Vorſchrift $ 15, darüber beträgt, die 


1113 


geientiche Strafe 30 M und 
erufung auf richterliches 


jedoch nur, wenn bie 


auf beglaubigten Abjchriften, Duplicaten u. Aus-\ Gehör und Entiheidung in eben der Art offen, 


fertigungen der Betrag des Stempel nit be 
merft, der zu ber Urferift oder der ausgefertig- 
ten Verhandlung gebraudt worden; fo ift Diele 
Unterlaffung mit einer Ordnungsſtrafe von 1 M 
50 P zu ahnden. Diejelbe Strafe trifft aud) die 
$ 12 gedachten Behörden, und bie Stempelver- 
theiler, wenn fie die daſelbſt vorgejchriebene Be- 
—— über die innerhalb der geſetzlichen 
Friſt erfolgte Nachbringung des Stempels unter: 
laſſen haben. 

lee. Bei Erbſchaften.) $ 25. (S. jetzt Erb- 
ſchaftsſteuergeſetz vom 30. Mai 1873, $ 1.] 

dd. Bei Wechſeln.) $ 26. [S. Note zu $ 20.) 

ee. Bei Spiellarten.]!) $ 27. Ungeitempelte 
Spielfarten werden configcirt. Wer fie einbringt, 
vertheilt, in Gewahrſam hat, oder damit fpielt, 
verfällt für jedes Spiel in eine Strafe von 30 M. 
Gaſtwirthe, Kaffeefchenfer und Andere, welche 
Gäſte halten, zahlen diejelbe Strafe, wem fie in 
ihren Häujern das Spielen mit ungejtempelten 
Karten dulden. 

(f. Bei Kalendern. gg. Bei Zeitungen] 828 
und 29. [Die Stempelpflichtigteit der Kalender 
und Beitihriften bejteht nicht mehr.) 


Aufſicht über die Beobadhtung des Stem- 
pelgejeße®. 


[a. Im Ullgemeinen.)] $ 30. Die Verwaltung 
des GStempelwejend wird unter Leitung Unſeres 
Finanzminiſters von den Negierungen durch die 
Boll- und Gteuer- oder auch beionderd dazu be- 
jtimmten Nemtern geführt. Außerdem haben alle 
diejenigen Staats oder Commmunalbehörden und 
Beamten, welchen eine richterliche oder Polizei- 
gewalt anvertraut ift, die befondere Verpflicht- 
ung, auf Befolgung der Stempelgejege zu halten 
und alle bei ıhrer Amtöverwaltung zu ihrer 
Kenntniß kommende Stempelcontraventionen von 
Amtöwegen zu rügen. — Inſoweit fie überhaupt 
befugt find, Strafen zu erkennen, oder durch Re— 
folute feitzufegen, find fie auch verpflichtet, in 
ſolchen Fällen die vorfjtchend geordneten Gtem- 
pelitrafen in Anwendung zu bringen und einzu- 
ziehen: ſonſt aber haben fie ihrer zunächſt vor- 
gejegten, mit jener Befugniß verjehenen Behörde 
bon der bemerkten Eontravention ungefäumt An- 
zeige zu machen. — Stempelftrafen gegen Staat3- 
und Gommunalbehörben, wie auch gegen Beamte, 
fofern bdenfelben eine Nichtbeachtung der Stem- 


pelgejege bei ihrer Dienftverwaltung zur Laft biß 


fällt, fönnen jedoch nur von der ihnen vorgejeß- 
ten Behörde ausgehen. — Bei Eontraventionen 
aber, die den Stempel von Spiellarten oder Beit- 
ungen betrefien, gehört die Unterſuchung u. Ab- 
fafjung der Strafdecrete den Regierungen.?) 

[b. Bejonderd. aa. 


—* unter Spieltarten Gefeh vom 28. December 1867 
Beziiglich ber Contraventionen beim Erbichaftsftempel f. |bei dem Wertrage betbeiligte Wrivatperjon, desgleichen 


1 
Gehiaättskenergefen v. 30. Mai 1873, 41 ff. 


Wegen Bollziehung ber|fn,. 
Stempelitrafen.] $ 81. Gegen Stempelitrafrefo- |ten & 
Iute fteht entweder ber Weg des Recurjes®), od., 


wie dies wegen Strafrefolute in Zoll- und Ver— 
Geonhöfteuerkuiien vorgeichrieben iſt.) $ 32. 
Die Behörden, welche nad $ 30 Strafen wegen 
Stempelcontraventionen einzuziehen haben, find 
verbunden, eine Stempelftraflifte zu führen, vier 
teljährlid den Auszug aus berjelben an die Re- 
ierung ihres Bezirk3 einzureichen, und auf deſſen 

rund die Ablieferung der eingegangenen Strafe 
gelder eben dahin zu bewirken. 

bb. Wegen Entdedung der Contraventionen 
theil3 aaa. durch Denuncianten, theil3 bbb. durch 
Stempelfiscäle.] $ 33. Denuncianten erhalten 
ein Drittheil von den feftgejetten Stempelftrafen.?) 
$ 34. Zur näheren Auffiht über die gehörige 
Beobachtung des Stempelgejeßed find Stempel» 
fiscäle angejftellt, und mit bejonderer Anweiſung 
von dem Finanzminifterium verjehen. — Ulle 
Behörden und Beamte find gehalten, ihnen die 
Einjiht ihrer ftempelpflictigen Verhandlungen 
bei den vorzunehmenden Stempelvifitationen zu 
geftatten. — Auch Privatperjonen fünnen von 
den Stempelfiscälen aufgefordert werden, jich über 
die gehörige Beobachtung der Stempelgejege aus» 
zumweijen, wenn erhebliche Gründe vorhanden find, 
diefe Beobachtung zu bezweifeln. Wider Dieje- 
nigen, welche folder Aufforderung nicht Folge 
feiiten wollen, müſſen die Stempelfiscäle den Bei— 
jtand der Gerichte nachfuchen, welchen überlajjen 
bleibt, zu prüfen, wie weit die bejtehenden Ber- 
dachtögründe die verlangte Nachweiſung rechtfer- 
tigen, od. eine förmliche Unterſuchung begründen, ®) 


curs gegen Strafrefolute in Stempelſachen feftgeieht: 1. zu 
$ 23. Auf den Recurs gegen die Abndung des Nichigebrauchs 
eines tarifmäßigen Bittichriftenflempels bat die vorgefete Be: 
börde zu entfcheiden, welche bie Ahndung angeordnet bat. 2. 
zu $ 30. Staats: und Communal-Bebörden, jo mie einzelne 
Beamte, wider welche ihre Dienftbehörde, wegen Nichtbeachtung 
ber Stempelgejege bei der Dienftverwaltung, eine Stempelitrafe 
verfügt, haben ıbre Recursgeſuche der vorgejegten Inſtanz 
ihrer Dienftbehörbe zu unterwerfen. 3. zu $ 31. Sn 
allen anderen, auch in folden fyällen, in welden ber Recurs 
ftatt der Berufung auf richterliches Gehör gewählt wird, 
jteht bie Enticheidung dev Beichwerde, ohne Unterſchied, dem 
Finanzminiſter zu, welchem des geftattet ift, biefelbe ein- 
für allemal den Provinzial-:Eteuerbebörden mit der Waßgabe 
zu beligiren, daß es dem Denunciaten vorbehalten bleibt, auf 
die unmittelbare Entfheidung des Finanzminifters — * 
4. Das Recursgeſuch muß von dem Recurrenten bei der Be— 
börde, welche die Strafe teftgefegt bat, eingereicht und von 
derfelben mit den betreffenden Berbandlungen der Behörde 
überfendet werden, bie nach den vorftchenden Beitimmungen 
über den Recurs entſcheiden joll. 

1) ©. unter Rechtsweg, Geſetz dom 24. Mai 1861, $ 11 


14. 
3) Die Denunciantenantbeile, Gef. d. 28. Dec. 1868. 
3) ©. Gefey v. 25. Mai 1857: $ 1. Die Borfcrift im 
$ 34 des Stempel:&efeges dv. 7. März 1829, nad welder Be- 
börben und Beamte gebalten find, den Etempelfiscälen die 
Einfiht ihrer Verhandlungen bei den vorzunehmenden Stem⸗ 
—— zu geſtatten, finden fortan Anwendung auf alle 
—— welche ganz oder theilweiſe auf einen 
= oder Gewerbebetrieb irgend welcher Art gerichtet 
2. Borftände und Beauftragte ber im $ 1 genann- 
elichaften, welche bei den Ramens berjelben —7 
nen Verhandlungen oder mit Privatperionen abgeſchloſſenen 
Berträgen den —— Stemrel nicht verwenden, finb 
mit einer dem einfachen Betrage des nicht verwendeten Stems 
pels gleihlommenden Geldbuße, welche jedoch die Summe bon 
150 M nicht überfteigen foll, zu belegen. Dazregen bleibt bie 
andere Befiger oder Producent der darüber aufgenommenen 


ss 
3) Dur Cab.⸗Ordre v. 13. April 1833 ift en den Re⸗Verhandlung mit Strafe verſchont. — Soweit jedoch nachge⸗ 
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Borjhrijten, die Äußere Form und denjBorräthe und einer Gelditrafe von 150 M be 
Abſatz des käuflichen Stempelpapierlftraft. Ueberdies bleibt die Unterfugung um 
betreffend. Ahndung damit verbundener Verkürzungen dei 
$ 35. Jeder Stempelbogen trägt auf der erſten Staatseinfommeng und Unterjchleife, den lim- 
Seite oben den jhwarz aufgedrudten Stempel, ſtänden nad) bejonders vorbehalten. $ 38. Stem- 
welcher das Adlerzeichen und die Angabe des|pelbogen, deren Betrag 300 M überjteigt, iwer- 
dafür zu zahlenden Betrages enthält.!) — Unferem|den bloß von den Regierungen oder dem Haupt- 
Finanzminister bleibt es überlaffen, diejem we-|Ttempelmagazin zu Berlin ausgegeben. ‚Sie fm 
jentlihen Stempelzeichen noch bejondere Neben. [Unter dem ſchwarzen Etempel nod mit einem 
bezeihnungen beizufügen, wo Berwaltungszwede|trodenen Stempel verjehen, und es iſt überbiri 
ihn dazu beftimmen, Stempelpapier, was zu ge-|der Betrag derſelben ſchrifilich unter der Unter- 
wiffem Gebrauche dient, unterjheidend zu be-|Ihrift der Regierung oder des Hauptitempelms- 
zeichnen. Kein anderes, als das dergeftalt um-|gazind oben auf den Bogen anzugeben.) 
terjcheidend bezeichnete Stempelpapier darf bei Erſatz. 
einer Ordnungsſtrafe von 15 Sgr. zu dem Ge— 
brauche, welchen die Bezeichnung beitimmt, ver- 
wendet werden. — Ueberfchriebene Pergamente 
oder gedrudte Formulare zu öffentlichen Ber: 
handlungen oder Urkunden fönnen auch auf An- 
juchen von Privatperjonen, bei den zur Yabri- 
fation des Stempelpapierd angeordneten An— 
ftalten geftempelt werden. — Der niedrigfte Stem- 
pelbogen fojtet 5 Sgr. — Der Betrag der höhe- 
ren Stempelbogen jteigt von 5 zu 5 Sgr. biö 
zum ganzen Thaler; dann thalermweije in einzel» 
nen Thalern bis zu dem Betrage von 10 Thlrn., 
und dann von 10 zu 10 Thlem. bis zum Betrage 
von 100 Thalern.?) 8 36. Der Verkauf diejes 















































Stempelmaterialien, welche vor dem Berbraud: 
durch Zufall oder Verfehen verdorben mworder 
find, können der Regierung des Bezirks zur 
Erſatze liquidirt werden. Oeffentlichen Behörder 
ſteht dies für jeden Betrag zu, einzelnen Beam 
ten und Privatperfonen aber nur, jofern der Nic: 
erwiejene Echaden 3 M und darüber beträgt. 

[b. oder irrtgümlich geleiftete Zahlungen für 
Stempelpapier.) $ 40. Bereit? geleiftete Be 
zahlung für verbrauchtes Stempelpapier farm mur 
äzurüderjtattet werden, in fällen, wo die Zahl⸗ 
ung entweder en = Verpflihtung blog aus 
ı einem unvermeiblichen Verſehen gefchehe od. 
Stempelpapiers und ber geſtempelten Vollmach.wo dieſelben — ae ———— 
ten, Paßformulare, Geſinde-Entlaſſungsſcheine u. tigen erlafſen werden muß. 
Spieltarten®) gefchieht ausſchließlich durd bie lebe FRE) 
Boll- und Steuerämter und die damit bejonders rgangs-Berfügungen. 

(a. Wegen Austaufh des vorräthigen, mun- 


beauftragten Stempelvertheiler. — Etwa nod) 

vorhandene ag rar infolge deren Eor- Ar H unbraudbar werdenden Stempelpapiers. 

porationen oder Initituten der Verkauf einiger |$ #1. Diejenigen, welde unbeijchriebenes, durs 

Stempelgattungen, oder der Ertrag davon ganz |gegenwärtiges Geſetz unbrauhbar gewordenes 
tempelpapier in Händen haben, können dafjelk 


oder theilweife verliehen worden, find hiermit 
aufgehoben. $ 37. Der unbefugte Handel mirjbinnen 6 Monaten nah Belanntmachung dies 


Stempelpapier, geftempelten Vollmachten, Paß- Geſetzes gegen neues Stempelpapier bei der 
formularen, Gefinde-Entlaffungsfgeinen u. Spiel- |Yauptzoll- oder Steuerämtern umtaufchen. Nac 
farten wird am ſich ſchon mit Confiscation der Verlauf dieſes Termins findet ein folder Im. 
ug Er m ftatt. i 

. Wegen Anwendung dieſes Stempelgeicke: 

auf ſchwebende Fälle. aa. In Brocefen ws 
Wenn in Rechtsſachen, welche vor Befanntmas- 
ung dieſes Geſetzes bereits anhängig gemaktr, 
aber noch nicht beendigt worden, bisher Stem 
pelbogen verbraudt, oder Einregijtrirungstoiter 
aufgewanbdt fein follten, jo wird der Betrag die 
jer Verwendungen bei derjenigen Stempelabgak 
angerechnet, die nad gegenmwärtigem Geſetze ber 
Deendigung der Sache dur ein Ertenntnik 
Vergleih oder Entfagung von den Berhandim- 
gen in berjelben überhaupt erhoben twerden dari, 
und e3 kann in der Sache nur infoweit noch 
Stempelabgabe gefordert werden, ald durch die 
früheren Verwendungen die nad) ge enwärtigem 
Geſetze zuläffige Beſteuerung noch nicht erfüllt :n 
[bb. In anderen Fällen, wo die Löjung des 
Stempeld nad) früheren Verfaffungen noch rüd- 
jtändig iſt. $ 43. In allen Fällen, welche üs 
vor Bekanntmachung diejes Geſetzes ereigme 
— und welche nad den bisherigen Geirge- 
tempelpflichtig, oder Einregiftrirungs-Gebüsrer 





wiefen wirb, daß die Verwendung des geieglih erforderlichen 
Etempels gegen beſſeres Wiſſen unterblieben iſt, tritt in allen 
vorbezeichneten Fällen die ordentliche Stenpelftrafe nach ben 
Beitimmungen des Etempel:Gefeges dv. 7. März 1622 u. ben 
daſſelbe erläuternden, — und abändernden Beſtimm⸗ 
ungen ein. 8 3. Die Etrafe gegen die ım $ 2 gedachten 
Vorftände und Beauftragten ift von ber Megierung, unter 
deren Aufſicht bie Actiengeſeliſchaft fteht, — Die 
Entſcheidung in zweiter Inſtanz ſteht dem Miniſter für Han- 
del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu, mwelder auch zur 
Ermäfigung oder Niederſcalagung der Strafe ermächtigt ıft. 
— Der Rechtsweg findet gegen diefe Etempelftrafen wie gegen 
andere Stempelftrafen ftatt. 

„» Wegen ber Form der Stempelmarfen f. das zu $ 12 
eitirte Geſet dv. 2. Sept. 1862. 

2) Bufolge Gefeges vom 18. Febr. 1877 und Minifierial: 
erlaf vom 10. März 1877 werden jekt bie zur Entrichtung 
der Stempelſteuern erforderlichen Stempelmaterialien im fol: 
genden Sorten angefeztipt: 

[A. Etempelpapier]: ber Bogen zum Preife von 50 P, 
IM ıM50P,2M, 2MbWP,3M3M50OP,4AM, 
4M50P,5M,6M, 10M, 15 M, 20 M, 25 M, 30 M. 
40 M, 50M, 60M, 70 M, so M, 90 M, 100 M, 150 M, 
200 M, 300 M, 400 M, 500 M, 600 M, 700 M, 800 M, 
900 M und 1000 M. 

IB. Stempelmarfen]: das Etüd zum Preife von 50 P, 
IM ıAM5S0P,2M, 2M 60, 3M,3M50M aM, 
4M50,5M6M,10M, 15 M, 20 M, 25 M und 30 M. 

’») €. Geſet vom 23. Dec. 1367 betreffend bie Stempel: 
—— von Epielfarten und im Tarif s. v. Gefinde Eutſaffungs 


beine. i) S. 2, Note zu $ 35, 


[a. Für verdorbene Stempelmaterialien.] $ 39, | 


Stempelfteuer. 
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unterworfen waren, jollen dieje vormaligen Ab-|Ein halbes Procent der gezahlten Prämie. — 


gaben nicht nachgefordert werden, wenn jie, aus 
weldem Grunde es fei, bis zur Bekanntmachung 
des gegenwärtigen Geſetzes nicht gezahlt worden, 
leichwol aber auch weder erlaſſen noch verjährt 
And. Dagegen aber tritt alddann bie Berpflicht- 
ung ein, an deren Stelle die neuen durch gegen- 
wärtiges Geſetz beftimmten Stempelabgaben da— 
von bei Vermeidüng der gefetten Strafen der— 
geitalt und in ſolchen Friſten zu erlegen, als ob 
der ftempelpflichtige Fall ſich nach Bekanntmach— 
ung deſſelben ereignet hätte. 


Stempel-Tarif. 


[Allgemeine Vorſchriften bei dem Gebrauche 
deſſelben.) 1. Enthält eine fchriftliche Berhand- 
lung verichiedene enge Gegenſtände od. 
Geichäfte, fo ijt der Betrag des Stempel für 
jeden dieſer Gegenftände und jedes biefer Ge— 
ihäfte nad) den darauf Anwendung habenden 
Vorſchriften befonders zu berecjnen und die Ver— 
handlung mit der Summe aller diejer Stempel- 
beträge zufammen genommen zu belegen, injofern 
der nadjitehende Tarif nicht ausdrücklich Befrei- 
ungen für bejondere Fälle diefer Art enthält. 2. 
Wenn der Stempel tarifmäßig in einem Procent- 
ſatze zu entrichten ift, jo wird der Betrag des— 
jelben bloß nad) dem Werthe des Gegenjtandes, 
gemäß $$ 4—11 bed Geſetzes, beredinet. Da 
indefjen nad) $ 85 der niedrigfte Stempelbogen 
50 P foftet, jo muß ein jolder Stempelbogen 
wenigſtens zu jeder ftempelpflichtigen Berhand- 
fung genommen werben, wenn auch der vorge» 
dachtermaßen berechnete Betrag des Gtempels 
geringer ausfällt. Desgleichen fteigt der Betrag 
der höheren Stempel von 50 zu 50 P, weil das 
käufliche Stempelpapier nur nad) diejen Abftuf- 
ungen fteigt. E3 wird daher, wenn der beredj- 
nete Betrag des Stenipeld 50 P überfteigt, aber 
nicht über 1 M hinausgeht, ein Stempelbogen 
von 1 M; wenn der beredjnete Betrag bes Stem- 
pel3 1 M überjteigt, aber nicht über ı M 50 P 
hinausgeht, ein Stempelbogen ven 1 M 50 P; 
wenn der berechnete Betrag des Stempel3 1 M 
50 P überfteigt, aber nidyt über 2 M hinaus- 
geht, ein Stempelbogen von 2 M, und fo weiter, 
zu jeder Summe u für Alles, was den 
Sag des fäuflihen Stempelpapierd überjteigt, 
ber zunächſt um 50 P höhere Betrag an Stem— 
pelpapier genommen. Abſchiede [f. Geſetz vom 
26. März 1873, $ 2, 8]. — Ubjchriften, beglau- 
bigte, 1ı M 50 P. — Iſt jedoch zu ber fteinpel- 
pilächtigen Verhandlung ſelbſt nur ein geringerer 
Stempel nöthig gewejen, jo bedarf es deſſen auch 
nur zu der beglaubigten Abſchrift. — Adjudica- 
tionsbefcheide, wie Kaufverträge, j. dieſe. Adop» 
tionsverträge 6 M. Afterpacht- oder Mieths- 
verträge, ſ. Pachtverträge. — Xctien. Ein Zwölf- 
theil Procent desjenigen Betrages, bis auf mel- 
chen der Actieninhaber durch die ihm ertheilte 
Actie zur Theilnahme an den Einlagen und Zu— 
ſchüſſen verpflichtet wird.) — Antichretiihe Ver— 
träge, wie Pachtverträge, ſ. dieje. — Appellations- 
Erfenntniß, ſ. Erkenntniß. — Aſſecurranz-Policen. 


) Actien der Eifenbahngeielfhaften find ftempelfrei. 


In allen Fällen, wo die gesahtte Prämie 300 M 
nicht überjteigt 1 M 50 P.— Da hiernach die 
Prämie bei Affecuranzpolicen als Gegenitand der 
Verhandlung angejehen wird, jo find diefe Po- 
licen nad) $ 3, Budjit. a. des Gejeges ftempelfrei, 
wenn der Betrag der Prämie 150 M nicht er- 
reicht. — Ifgnation, faufmännijche, wie gezogene 
Wechſel, ſ. Wedel. — Kaufmännifche Wifigna- 
tionen, welche am Orte der Außftellung entweder 
am Tage der Audjtellung ſelbſt, oder doch im 
Laufe des unmittelbar darauf folgenden Tages 
zahlbar find, bedürfen jedoch feines Stempels. 
— Atteſte, amtliche, in Brivatjahen!) 1M 50P. 
Atteſte der Mäkler, ſ. Mäkleratteſte. — Zeugniſſe, 
welche, von wem es auch ſei, nur allein zu dem 
Zwecke ausgeſtellt werden, um auf den Grund 
derſelben ein amtliches Atteſt ausfertigen zu laſſen, 
ſind keineswegs ſtempelpflichtig. Alle amtlichen 
Atteſte, welche nur deshalb ausgefertigt werden, 
damit der Inhaber ſeine Berechtigung zum Ger 
nufje von Wohlthaten, Stiftungen und anderen 
Difpofitionen für Dürftige dadurch nachweifen 
könne, find jtempelfrei. Alle Uttefte, welche die 
Pfarrer von Amtöwegen in Bezug auf kirchliche 
Handlungen ertheilen, mit alleiniger Ausnahme 
der Geburts oder Tauf-, Trauungs- u. Tobdten- 
oder Beerdigungsfcheine, bedürfen feines Stem- 
peld. Diejenigen Uttefte, welche bei öffentlichen 
Kafjen ald Rechnungsbelag wegen Bahlung der 
Wartegelder und Penfionen von den Empfängern 
eingereicht werden müſſen, find jtempelfrei. — 
Aufgebotsfcheine find ftempelfrei. Geſetz vom 26, 
März 1873, $2, 12.) — Auctionsprotofolle, Ein 
Drittheil Procent des reinen Ertrages der Löfung. 
— Der behörige Stempelbogen muß binnen drei 
Tagen nad) dem Schluffe der Auction dem Pro- 
tofolfe beigefügt, dazu kaſſirt, und daß foldhes 
gejchehen, auf dem Protofolle ſelbſt vermerkt 
werden. — Ausfertigungen, amtliche, infofern fie 
in gegenwärtigem Tarif nicht bejonders tarirt 
worden, nad) dem Ermeljen der Behörden ı M 
50 P, oder audy nur 50 P. — Der Stempel von 
1 M 50 P ift für Ausfertigungen in der Regel 
zu gebrauden. Der niedrigere Stempel findet 
nur ftatt, wo die VBerhältniffe des Empfängers 
oder die Geringfügigfeit eines nicht nach Geld 
u ſchätzenden Gegenjtandes die Ausnahme be» 
Sonders begründen.?) Bloße Benachrichtigungen 
der Behörden an die Bittſteller, wodurch ihnen 
nur vorläufig bekannt gemacht wird, daß ihr Ge— 
ſuch eingegangen ſei und ſie darauf Beſcheid zu 
ewärtigen haben, ſind ohne Stempel zu erlaſſen 
Poſition „Beſcheide“). — Ausfuhrpäſſe, ſ. 
Päſſe. — Auszüge, aus den Ucten, öffentlichen Ber- 


2) Bezliglich des Begriffs „amtliche“ Atteſte iſt durch bie 
Cabinetsordre vom 18. Nov. 1828 declarirt, daß die Stempel: 
pflichtigfeit nur davon we fei, daß bie Behörde, vor 
welder ein an ſich ftempelpflihtiger Gegenſtand des Privat: 
intereffes verbandelt wird, bie amtliche Eigenſchaft einer rich: 
terlichen, einer polizeilichen oder einer abgabenvermaltenden 
Behörde befige, nicht aber davon, daß fie audy in der Eigens 
Schaft einer jolhen Behörde auf das von ihr verhandelte Ges 
ſchäft amtlich eiugetwirft habe. 3 

2) Steimpelirei werden ertheilt die polizeilichen a 
fcheine zum Kleinhandel mit Getränfen oder zum Betrie 
der Gaft: und Schankwirthſchaft;: f. unter Schankwirth— 
haft Cabinetsordre vom 7. Febr. 1835. 


— 
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banblungen, amtlich geführten Büchern, Regiftern] Gegenſtandes ($ 5, Buchſt. e und d des Geſetzes). 
Rechnungen, wenn fie für Privatperfonen; — Erbreceffe oder Erbtheilungsrecefje, wenn da» 


und H 
auf ihr Anfuchen ausgefertigt werben 1M 50 P.— 
Beerdigungsſcheine iin ftempelfrei; Geſetz vom 
26. März 1873, $2, 12]. — Beilbriefe 1 M 50P. 
Berichte, welche von gerichtlichen und Bermwalt« 
ungsbehörden an ihre Vorgefehte erjtattet wer- 
den, find auch dann, wenn fie Privatangelegen- 
heiten betreffen, von Stempelgebühren frei. — Be- 
fcheide [j. Gejeg v. 26. März 1873]. — Beltall- 
ungen bejoldeter Beamten 1 M 50 P. — Beitall« 
ungen unbefoldeter Beamten frei. — Beftätigungen, 
jofern für bejondere Gattungen berjelben nicht 
ein bejonderer Tarifſatz ftattfindet, wie Ausfer- 
tigungen, ſ. dieſe. — Bittjchriften, j. Geſuche. — 
Bürgerbriefe 1 M 50 P.— Eautionsinftrumente ſſ. 
Gejeg vom 26. März 1873, $ 1, 2]. — Alle 
anderen Verhandlungen über Dienft-Cautionen, 
wobei ein öffentliches Intereſſe befteht, find jtem- 
pelfrei. — Geifionsinftrumente 1 M 50 P. — Die 
Ceſſionen öffentlicher Papiere find ftempelfrei. — 
Charte- Partien, wenn jie bei einem Handelsge— 
richte oder einer anderen gerichtlichen, Polizei- 
oder Communalbehörde ausgefertigt werden, wie 
Ausfertigungen, ſ. dieſe. — Eodicille 1 M50P.— 
Eoncejfionen, wie Ausfertigungen, |. dieſe. — Eon 
curs⸗ und Liquidationsprocefje. Prioritäts- und 
Elaifificationserfenntniffe in denjelben, wie Er: 
fenntniffe überhaupt, ſ. dieſe. — Das Präclu- 
fionserfenntniß gegen die im Liquidationstermin 
nicht erjchienenen Gläubiger, wenn der Concurs 
durch einen Vergleich eingejtellt wird 1ıM 50 P. 
Die Auszüge aus dem Prioritätd- und Claſſifi— 
cationderfenntnifie, welche zu den Specialacten 
gehen ı M 50 P, — Eontracte, j. Berträge. — 
Eopulationgfcheine [f. Gejeg vom 26. März 
1873, $ 2, 12]. — Dedargen Iſ. Gejeg vom 
26. März 1873, $ 2, 5). — Decrete, wenn fie 
tatt Ausfertigungen dienen, wie dieje, |. Aus- 
ertigungen, — Depofitalertracte oder Depojiten- 
heine, wenn fie die Stelle von Quittungen ver- 
treten, wie dieſe, f. Duittungen; ſonſt frei. — 
Dienftentlaffungen der Beamten, ſ. Abſchiede. — 
Dienjtentlaffungen des Gefindes, ſ. Gefinde-Ent- 
laſſungsſcheine. — Dispofitionen, don Todes- 
wegen, wie Tejtamente, ſ. dieſe. — Donationen 
ſ. Erbſchaftsſteuergeſetz vom 30. Mai 1873]. — 
uplicate von ftempelpflidhtigen Berhandlungen, 
wie beglaubigte Abichriften, |. Abjchriften. — 
Ehejcheidungs- Erlkenntniſſe, i. Erfenntnifje, Buch— 
jtab:n A. b, — Wenn darin auf eine Strafe ober 
Abfindung erlannt wird, jo wird außerdem von 
diejer der Erbſchaftsſtempel erhoben, ſ. Erbichaf- 
ten. — Eheverjprechen, ſchriftliche, ı M 50 P. 
— Eheverträge [j. Gejek vom 26. März 1873, 
8 1,1]. — Eingaben, ſ. Gejude. — Eintrag- 
ungen in die Handelöregüter, ſ. Verordnung vd. 
27. Januar 1862, $ 2, Nr. 5 und 6, $$ 4, 6, 
8 und 14, und Wr. 3 unter V und VI). — 
Entancipationd-Urfanden, mie Ausfertigungen, 
j. dieſe. — Endofjement, ſ. Wechſel. — Engage- 
ments» Protokolle, wenn fie die Stellen von Vers 
trägen vertreten, wie bieje, |. Berträge. — Ein- 
hr Bäfle, ſ. Bälle. — Erbfolge-Berträge [wie 
Fheverträge], — Erbpadhtö-Berträge. Eins dom 





Hundert des Werthes des dadurch vererbpadhteten 
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durch die Bertheilung einer jtempelfreien Erb- 
Ihaft ausgeſprochen wird, fall3 die dadurch zu 
vertheilende Mafje 3000 M und darüber beträgt, 
6 M, falld die gedachte Mafje den Werth von 
3000 M nicht erreicht, wie Ausfertigungen, ſ. d.; 
wenn dadurch eine ftempelpjlichtige Erbichaft ver- 
theilt wird, frei. — Erbſchaften [j. Erbidafts- 
fteuergejeg vom 30. Mai 1873]. — Erbzinsver- 
träge, wie Erbpacdhtöverträge, ſ. dieſe. — Er- 
fenntniffe und Urtheilsiprüce der Gerichte. A. 
In erjter Inſtanz und vor jchiedörichterlichen 
Behörden. a) Wenn der Gegenftand, über welchen 
im Wege des Civilproceſſes gejtritten wird, einer 
Schätzung nad) Geld fähig ift, jo wird der Stem- 
pel zu dem darüber entjicheibenden Erfenntnijie 
nach dem Werthe de3 ftreitigen Gegenftandes be- 
jtimmt, welcher nad SS 4 und 11 des Geſetzes 
zu berechnen iſt, und zwar wird gezahlt: aa) von 
demjenigen Theile de3 Werthes des ftreitigen 
Gegenſtandes, welcher 3000 M nicht überjteigt, 
Eins vom Hundert; bb) ferner von demjenigen 
Theile des gedachten Werthed, ber zwar über 
3000 M hinausgeht, aber 60,000 M nicht über- 
jteigt, ein Halbes Procent; —— von dem⸗ 
jenigen Theile des gedachten Werthes, der über 
60,000 M hinausgeht, ein Sechstheil Procent. 
b) Wenn der Gegenftand, über welchen im Wege 
des Civilproceſſes geftritten wird, einer Schäß- 
ung nach Geld nicht fähig ıft, jo wird der Stem- 
pel nach der Wichtigkeit und Weitläufigfeit des 
Nechtsjtreites, welche der Richter zu ermejjen hat, 
bei Abfaſſung de3 definitiven Erfenntmijies von 
demjelben fejtgejegt auf 17 M. — E3 gehören hier« 
her namentlich auch die Erfenntnifje in ſolchen 
Sachen, wo zwar die Verhandlungen einen nad 
Gelde ſchätzbaren Gegenjtand betreffen, es aber 
zwijchen den Parteien weder jtreitig ift, wie viel 
derjelbe betrage, noch wem er zugehöre, fondern 
nur rechtliche Hilfe wegen Vewirfung der Zeift- 
ung, oder wegen Sicherſtellung bei derjelben, od, 
wegen Befriftung für diejelbe nachgejucht wird: 
wie beijpielöweije in Erecutiond-, Provocations-, 
Kündigungs-, Beſitzſtörungs- und Spolien- Bros 
cejjen, Procejjen über die Rechtswohlthat der 
Vermögensabtretung und foldyen, welche die 
Amortijation verloren gegangener Documente od. 
eingetragener Forderungen, oder den Aufruf un« 
befannter Deal» Prätendenten oder Todeserflär- 
ungen betreffen. — Bei Erfenntnifjen auf Ehejcheid- 
ung oder Trennung von Tiſch und Bett ift der 
höchſte Stempelſatz von 60 M in der Regel an« 
zuwenden u. nur bei ganz geringen Vermögens 
umjtänden eine Ausnahme zu gejtatten. c} Die 
vorjtehend unter a und b für die Erkenntnifje 
in Civilſachen fejtgejegten Stempel werden nur 
ein Mal von derjelben Sade erhoben. Gibt 
diejelbe demnach zu mehreren vorbereitenden, 
nachträglichen oder über Nebenumftände entjchei- 
denden Erkenntniſſen Anlaß, jo wird der vor- 
ftehend vorgejchriebene Stempel nur zu dem 
Daupterfenntnijje genommen, alle Nebenerfennt: 
nijje aber bloß auf einen Stempelbogen von ı M 
50 P geidyrieben. Iſt bei einem Special» Mo 
ratorien⸗Proceſſe jhon ein Hauptproceß über den. 
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felben Anſpruch vorangegangen, fo ift infolge, Inftanz gebraucht worden. — Würde hiernach 
vorftehender Vorſchrift auch zu dem Special«|der anzuwendende Stempel weniger als 1 M 50P 
Moratorio nur ein Stempel von 1 M 50 P ers|betragen, fo ift jedenfalls dennoch ein Stempef« 
en. d) Bei Widerflagen, welde in einem|bogen von 1 M 50 P zu dem Erkenntniſſe zu 

rocefje mit der Klage zufammen verhandelt u. gebrauchen, — In Fällen, wo bloß Milderungs- 
entjchieden werden, wird der Stempel zu den Er-|gejuhe oder Recurſe im Wege der Beſchwerde 
fenntniffen darin nur nad) einem von beiden) jtattfinden, tritt für dieſelben und die darauf er- 
Gegenftänden bes gig nänmli entweder) folgenden Beſcheide dasjenige ein, mas wegen 
nad dem Gegenjtande der Klage oder nad) dem|des Stempel von Geſuchen und Ausfertigungen 
Gegenftande der Widerklage, jedoch allemal nachſ im Allgemeinen durch gegenwärtigen Tarif feſt— 
dem höchſten von beiden bejtimmt. e) In Straf⸗ geſetzt worden, C. Ausfertigungen der Erkennt. 
und Injurienſachen ift zu dem Erfenntniffe nah|niffe und Urtheilsauszüge, welche den Parteien 
richterlichem Ermefjen, wobei jedoch nicht bloßjoder anderen Intereſſenten zugejtellt werden, 1 M 
die Höhe der Strafe, jondern auch dad Bermös]50 P. — Auszüge aus Erfenntnifjen, welche bloß 


gen und Einfommen des Verurtheilten zu be⸗ zur Vervollſtändigung der Acten erfordert wer« 
achten ijt, ein Stempel von 15—150 M zu neh-|den, jind, jofern bieler Tarif nicht ausdrüdlich 


men, — it jedody unter Berjonen geringen Stan- 
des nur auf eine Geldftrafe von 150 M und da— 
runter, oder zugleich auch für den Fall des Un— 
vermögen auf eine verhältnigmäßige Gefängniß- 


Ausnahmen feitjegt, frei. — Eraminationd-Pro- 
trofolle frei. — Erecutiond- Gejude, ſ. Geſuche. 
— Ertracte, j. Auszüge. — Fideicommig-Anfäle, 
j. Erbſchaften. — ideicommiß- Stiftungen, De» 


jtrafe von vier Wochen und darunter erkannt) jtätigung derjelben. — Drei vom Hundert des 
worden, jo ift bloß ein Stempel von 1 M 50 Pljedesmaligen Werthes des Gegenftandes, welcher 


u dem Erfenntnijje zu brauden. f) Strafrejo- 
Me der Finanzbehörden, ſowie auch der Polizei— 
behörden find, ohne Unterſchied der darin feit- 
gejegten Strafe, nur mit einem Stempel von 
1 M 50 P zu belegen. g) Kriegsrechtliche Er- 
fenntniffe, wodurd ein Offizier verurtheilt wird, 
erfordern in der Regel einen Stempel von!) 30 M. 
Diefer Stempel joll jedoch nicht angewendet wer- 
den: aa) gegen Subalternoffiziere, Stabscapitäne 
und Stabsrittmeifter im activen Dienfte, jofern 


duch die Stiftung zum Fideicommiß bejtimmt 
worden.!) — Freigeleitäbriefe, wie Ausfertig- 
ungen, j. dieſe. — Freipäſſe, ſ. Päſſe. — Ge- 
burtsjcheine \ Geſetz vom 26. März 1873,82, 
12]. — Gejinde- Entlaffungsfcheine [aufgehoben 
durch Gejeg vom 21. Februar 1872, 8$ 3 u. 4]. 
— Geſuche, Beihwerdeichriften, Bittjchriften, Ein- 
gaben [j. Gejeg vom 26. März 1873, $ 2, 1. u. 
2. Abſ. u. $ 3]. — Giro, ſ. Wedel. — Güter—⸗ 
gemeinjchaftsverträge unter Eheleuten, ſ. Ehe- 


fie fich nicht notorisch in guten Vermögensum-|verträg.. — Gutachten der Sadverftändigen, 
jtänden befinden; bb) gegen Offiziere, welche ron|wenn fie bei ftempelpflichtigen Verhandlungen 
Wartegeldern od. Penjionen leben, die nur 450 Mjgebraudt werben, 1 M 50 P. — Handbillets, 
oder weniger jährlich betragen. — In diefen|iwie gezogene Wechjel, |. Wedel. — Heirath3- 


beiden Fällen tritt für das Erfenntniß bloß ae für Beamte frei. — Hypothekenſcheine 


der Ausfertigungsjtempel ein; j. Ausfertigungen.[1 A 


50 P. — Yndofjement, j. Wechſel. — In— 


h) In allen Fällen, wo durch Straferfenntnifje| grofiations- Verfügungen, an die Hypothelenbud- 


dem Berurtheilten neben der Strafe noch bie 
Leiftung einer Entſchädigung zuerlannt wird, iſt 
dem Gtenipelbetrage für das GStraferfenniß an 
I noch der Betrag desjenigen Stempels hinzu- 
zufügen, welcher von dem Werthe der Entſchä— 
digung zu zahlen wäre, falld fie im Wege des 
Eivilprocefjes (nach Buchſt. a) erftritten würde. 
i) Wenn zwar die Losſprechung, jedoch nur von 
der Inſtanz oder wegen Unzulänglichleit des Bes 
weijes erfannt und der Losgeſprochene deshalb 
zur Tragung der Unterjuchungstoften verurtheilt 
worden, jo iſt zu dem Erfenntniß ein Stempel 
von der Hälfte desjenigen Betraged zu nehmen, 
welcher im Falle der Berurtheilung nad) Bud) 
ftaben e anzuwenden gewejen fein würde. k) Fal— 
len bei vollftändiger Losſprechung dem Losge— 
fprochenen dennoch die Unterfuchungsfojten zur 
Zait, jo ijt für das Erlenntniß bloß der Stem- 
pel von 1 M 50 P anzuwenden. B. In jeder 
höheren Inſtanz und zwar jowol bei Appella- 
tions» als aud) bei Revijions- und Eafjationd- 
Ertenntniffen wird ein Stempel zu den Erfennt- 
niffen verwendet, welcher ein Sechstheil desjeni- 


führer, frei. — Inventarien, welche zum Ger 
brauche bei ftempelpflichtigen Verhandlungen die« 
nen, 1 M 50 P. — Werben biejelben jedod) bloß 
deihalb aufgenommen, um den Betrag einer 
Stempelabgabe auszumitteln, jo ift die $ 3, 


Durch Cabinetsorbre vom 18. Juli 1845 it Folgendes 
beftimmt: 1. Fideicommiß⸗ Stiftungen — obne Unterſchied, ob 
fie zu Gunjten ber Anverwandten des Etifterd ober anderer 
Perjonen errichtet werden — unterliegen der Stempelſteuer 
von drei vom Hundert be3 ne ber benfelben ge 
widmeten Gegenftände ohne Abzug der etwaigen Schulden. 
2. Der Stempel ijt zu der Urkunde, durch welche die Stift: 
ung errichtet wird, zu verwenden, ohne Rüdficht darauf, ob 
zu ber Stiftung eine Beftätigung erſorderlich iſt oder nicht. 
3. Bei Stiftungen unter Vebendigen ift ber Stempel im der 
durch $ 12 bes Stempelgejeges vom _T. März; 1522 vorge 
ichriebenen Friſt, bei Stiftungen von Zubeswegen aber inner: 
halb des für die Löſung des Erbichaftsitempels vorgefchriebenen 
Zeitraums beizubringen. Bei Stiftungen von Todeswegen find 
die Inhaber der Erbfhaft für —— der Stempelitener, 
ebenjo, wie nach $ 16 jenes Gefeges für die Entridhtung der 
Erbichaftsiternpeliteuer, alle für einen und einer für alle ver: 
baftet. 4. Die Beftimmungen unter 1—3 find auch auf Fa- 
milienftiftungen anzuwenden. — Durch Geſetz, betreffend die 
erleihterte Ummwandfung Alt⸗Vorpommerſcher und Hinterpomz 
merſcher Lehne in Familien; —— vom 10. Juni 1858, 
% 3 find die Stempelgebühren zu dieſen Fideicommiß⸗Stift⸗ 
ungäurfunden auf den 3. Theil desjenigen Betrages ermäßigt, 


gen beträgt, der zu dem Erkenntniſſe in erjter|meiher nad den beitehenden Gejegen jonft zu entrichten jein 


mwürde. — ÖGleichlautend ift die Beftimmung im $ 6 des Ge 


1) Durch Cabinetsorbre dv. 7. Juni 1822 ift die Beſtimm⸗ | jeges, betreffend die erleichterte Umwandlung oftpreußiicher u. 
ung sub A. g. auch auf bie das mindere Gehalt besiehenben | ermländifcher Lehne in Familien-fFibeicommilfe, vom 23. März 


Eapitäne und Rittmeifteg, 2. Klafie ausgedehnt. 


1857. 
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theifen, bedürfen keines Stempels, fofern bavon 
fein Gebrauch vor einer gerichtlichen oder poli« 
zeilihen Vehörde gemacht wird. Wo dagegen 
ein ſolcher Gebraud jtattfindet, ift dazu ein 
Stempel von 1 M 50 P anzuwenden. — Es ift 
diefen auch nachträglich zu dem Mäfler- 

ttejte beizubringen, wenn dajjelbe urfprünglic 
ohne Rüdjicht auf folden Gebrauch, mithin ohne 
Stempel, auögeftellt worden. — Vtajorennitätd 
Erflärungen 6 M. — Miethöverträge, |. Pacht⸗ 
verträge. — Mortificationsfcheine ı M 50 P, 
— Münz- und Probirfcheine über Gold u. Sil— 
ber, welches zur Verarbeitung in der Königl. 
Münze von Privatperfonen eingeliefert worden, 
frei. — Muthicheine, jowol wenn dadurch die 
erfolgte Muthung eines Lehns bekundet wird, 
als au, wenn diejelben zum Beweiſe der ein« 
gelegten Muthung auf einen Bergbau dienen, 
ı M 50 P. — Neben-Eremplare von Verträgen, 
twie beglaubigte Abjchriften, ſ. Abſchriften. — 
Notariat-Attefte, wie amtliche Atteſte, ſ. Atteſte. 
— Notariatö-njtrumente, ſofern nach deren In⸗ 
halt ein —— Stempel nicht eintriti, I M 50 P. 
— Die denjelben nach der Allg. Gerichtsordnung 
hl. III, Tit. 7, $ 56 unmittelbar beigefügten 
Regiftraturen und Uttefte find als ein Theil der 
Inſtrumente ſelbſt anzuſehen und bedürfen da— 
her keines beſonderen Stempels. — Noten der 
Kaufleute über abgemachte Wechſel- und Geld» 
geidäfte, welde nur als Belag über die gezahlte 

aluta dienen, bedürfen keines Stempel. — 
Nutzungsanſchlaͤge, ſ. Taren. — Obligationen, 
j. Schuldverichreibungen. — Dffizier-Patente, wie 
Beitallungen, ſ. Diete, — Padıt- und Mieths- 
Verträge, von dem ganzen Betrage der dur 
diefelben beftimmten Pacht oder Miethe, nah s 4 
und 6 des Geſetzes berechnet, ein Drittheil Bros 
cent. — Wenn diefelben über ein im Yuslande 
legenes Grundftüd gejchlofjen werden, ift nur ein 
Stempel von 1 M 50 P dazu erforderlih. — 
Verträge über Afterpacht oder Aftermiethe wer- 
den wie Pacht- und Miethsverträge überhaupt 
bejtenert. — Päſſe zu Reifen, in der Negelı M 
50 P, für Handwerföburicen, Dienſtboten, Tag- 
löhner und andere Perjonen ähnlich geringen 
Standes jedod nur 50 P, für Staats» u. Com- 


munalbeamte in Dienftgeichäften frei. — Päjie 
fei &8 wit oder obme Zrziebung eines vereideten Agenten oder| zum Wanrentransport, nämlich Päſſe, wodurch 
Dätters, fereiftic A3 —— bei Waarentransporten die Befreiung von ge 
ohne Unterſchied, © erjelbe n reabenden, oder 30 v » ° 
— anderen Perfonen abgeihloffen worden, foweit er nach wiſſen Abgaben oder Förmlichkeiten geſtattet, od. 
Ber Höhe des Betrages an 1 hemipetpüchig it einer ‚Gtem: af die Ausfuhr oder Einfuhr gemifier 
pelabgabe von 5 und jals mehrere Eontractserens Altaer . 
(are yon Unterichrift der Contrabenten vollzogen werden, wird ie iger — — controlirt 
jedes Eremplar dem Stempel von 1 M 50 P unterliegen foll.| _ . + ge TE dreipäffe auf 
— Henn jedoch der Stempel iu * * — —— welche auf Anſuchen auswärtiger 
als ı M 0 P beträgt und ni 3er horm bes Ber | Regierungen ertheilt werben find jedoch frei. — 
trages nad den Zarifpofitiouen „Brotofolle zu b“ und Wo: in ! = 
tariats-Jnftrumenter zum Stempelgejeg vom 7. März 1822, Paſſe ‚zum Transport bon eihen, wegen deren 
Ns Sins ur degree Szene einen ——— 
ve? Siempels nur ber geringere Procentitempel eintreten. | der Todesfall fı ereignet hat, 6 M. — Pfand- 
— In ber Anwendung der Stempel-Tariipofition „Dläller-|r.. zZ . r “ A 
Attefte* wird bierdurd) nichts „geändert. — Zumiberhanblungen briefe, ſ. Schuldverjreibungen. — Bolicen,, f. 
egen bie gegenmärtige Bere nung fin n06 ben — eganz oneen. — Prolongationen bon Pacht ⸗ 
mungen des Stempelgejeges vom 7. Varz 1822 zu abns| um iethöverträgen, wie neue Verträge diejer 
.— Hu) fe in dem all, wenn Der Kauf: oder tiefer» F für Be der Prolongation ($ 6 des 
eſetzes, ſ. Bachtverträge. — Protefte 1M 50 P. 
Protofolle ?2), weldhe in Privat: Angelegenheiten 
') Durch Gefek vom 26. März 1873, $2, Nr.3 find Bro. 
tololle mit Ausnahme der Auctions, Koiariade, Mecogmr 


Buchſt. e des Geſetzes ausgeſprochene Befreiung 
auf fie anzumenden. — Kalender.!) — Saufver- 
träge über inländiſche Grundftüde und Grund- 
gerechtigfeiten, eind vom Hundert des nad) $$ 4 
und 5 bed Geſetzes berechneten Kaufwerthes. 
— Saufverträge über auferhalb Landes bele- 
gene Grundftüde und Grundgerechtigkeiten 1 M 
50 P. — Saufverträge über alle anderen Ger 
genjtände ohne Unterjchied, jofern über den Kauf 
derjelben ein bejonderer ſchriftlicher Vertrag ab- 
geihlofjen wird, ein Drittheil Procent des ver- 
tragsmäßigen Kaufpreijes.?) — SKriegsrechtliche 
Erkenntniſſe, j. Erkenntniſſe Budit. A, g. — 
Kundſchaften, welde von Zünften und Gewerbö- 
Eorporatienen den Gejellen und Gehilfen ertheilt 
werden [j. Gejeg vom 26. März 1873, $ 2, 10]. 
— Legalifation von Urkunden, ſofern jie nicht 
auf der Urkunde ſelbſt jtattfindet, 1 M 50 P, 
jonft frei. — Legate, ſ. Erbiaften. — Legiti- 
mationsfarten, ftatt der Päſſe, wie Neijepäffe, 
f Päſſe. — Lehnsanfälle, j. Erbſchaften. — 
sehnbriefe, wie Ausfertigungen, |. dieje. — Lehr- 
briefe [j. Geſetz vom 26. März 1873, 8 2, 11]. 
— Leibrenten- Verträge, wodurch Yeibrenten er: 
fauft oder jonft gegen Uebernahme von Zeift- 
ungen, oder Berpflichtungen erworben werden, 
eins vom Hundert des nad) $ 4, Buchſt. d zu 
berechnenden Capitalwerthes der Leibrente. — 
Leichenpäſſe, ſ. Päſſe. — Lieferungsd« Verträge, 
wie Kaufverträge, j. dieſe. — Diejenigen, welche 
Lieferungen von Bebürfniffen der Regierung od. 
öffentlicher Anftalten übernehmen, find verpflich⸗ 
tet, den vollen Stempelbetrag ausſchließlich zu 
entrichten. — Löjhungs-Verfügungen an den HY« 
pothelen-Buchführer, frei. — Losirredungs-Er- 
fenntnifje, |. Erlenntniſſe. — Mäller » Attefte, 
welche vereidete Mäller auf den Grund ihrer 
Bücher den Intereſſenten zu ihrer Nachricht er- 






















































') Kalender find durch das Preßgeſeh von 1874 ftempelfrei 
etworden. 
. 2) Bei ben Berträgen über Angaben an Zahlungsftatt ſoll 
die Etempelftener vom Kaufwerth, wie ſolche nach den Be 
ſtimmungen im $ 5 des Geſehes vom 7. Diärz 1822 und im 
arif unter ber Hubrif „Kaufverträge* vorgefchrieben ift, ent- 
tichtet werben; Gabinetsordre vom 13. Nov. 1828. — Dur 
Eabinetsordre vom 30, April 1847 ift beftimmt, daft fortan 
jeder im kaufmänniichen Verkehr über bewegliche Ges enftände 
mit Einſchluß der Actien und anderen geldwertben apieren, 


ungsvertrag unter Diitwirfung eines Wäflers oder vereideten 
Agenten abgeſchloſſen ift, nicht blof jeden der Eontrabenten, 
fonbern auch ben Mäfler oder Agenten bie in dem vierfachen 
Vetrage des unverbraudt gebliebenen Stempels beſtehende 
Etrafe, unter ſolidariſcher Haftung aller dieſer Perionen für 
ben Stempel, treffen. 
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vor einem Notario oder einem mit richterlichen 
oder polizeilihen Berrichtungen, oder mit Ver- 
waltung öffentlicher allgemeiner Abgaben beauf- 
tragten Staat3- oder Communal« Beamten oder 
einer dergleichen Behörde aufgenommen werden: 
a) wenn fie die Stelle einer Beichwerdeichrift, 
Bittichrift, Eingabe oder eines Geſuches |. Po]. 
„Geſuche“] vertreten, 50 P. b) Wenn diejenigen 
Berionen, mit welchen e3 aufgenommen wird, 
auf Erfordern eine Auskunft geben oder eine 
Ausfage ald Zeugen ablegen, oder eine Verbind- 
lichkeit zu einer Leiſtung oder Unterlaffung da» 
durd übernehmen, injofern der hiernächſt unter c 
bezeichnete Fall dabei nicht vorfonumt, ı M 50 P. 
ce) Wenn das Protokoll die Stelle einer im ge 
genmwärtigen Tarife höher befteuerten Verhand— 
lung, 3. B. einer Quittung u. f. w. vertritt, wie 
dieje. — Proceß. Die tarifmäßigen Stempel für 
alle Verhandlungen, welche im Laufe eined Pro- 
cefjes von der Anmeldung der Klage bis zur 
Beendigung der Sache durch Erfenntniß, Ber- 
gleih oder Entjagung vorfommen, werben bis 


zu gedadhter Beendigung vorbehalten. — Wird /f 


die Sache durch Erkenniniß beendigt, jo bedarf 


e3 der Nadjbringung der eben erwähnten Stem-|jat 1]. — Refolute, ſ. 
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niſſe infolge des Procefied ftattfinden, z.B. Aus- 
fertigungen der Erfenntnifje für die Parteien od. 
andere Sntereffenten und Berhandlungen wegen 
Vollziehung derfelben werden, fofern fie an —* 
ſtempelpflichtig ſind, beſonders nad) gegenwärti— 
em Tarife beſteuert. — Punctationen find wie 
erträge über denſelben Gegenſtand a bejteuern, 
wenn fie beren Stelle vertreten. ©. Berträge. 
Be aud) die Anmerkung zu $ 12 des Stem- 
pelgejeged.] — Burifications-Refolutionen. Aus« 
—— derſelben für Parteien ı M 50 P. 
uittungen |[j. Gejeg vom 26. März 1873, 

7). — Redynungen bedürfen an ſich feines 
Stempel3, wird jedoch zur Decharge ein Stem— 
pelbogen erfordert, fo muß derjelbe zum Titel» 
blatt de3 Haupt-Eremplard der Rechnung ver- 
wendet werden. — Quittirte Rechnungen find in 
jofern wie Duittungen zu bejteuern, als fie die 
Stelle ſtempelpflichtiger Ouittungen vertreten. — 
Recognitionsprotofolle, wenn fie die Stelle der 
Uttejte vertreten, 1 M 50 P, wenn auf beren 
Grund Recognitiond-Attefte ausgefertigt werden, 
rei. — Reiſepäſſe, ſ. Päſſe. — Requifitionen 
j. Gejeß vom 26. März 1873, $ 2 und 4, Ab- 
rlenntniſſe Buchſt. A f. 


o 


= 


m 


pel nicht, jondern e3 tritt derjenige Stempel an] — Rejolutionen, jchriftliche, mie Ausfertigungen, 
ihre Stelle, welcher zu dem Haupt-Eremplar deölj. diefe. — Salvus Conductus, ſ. Frei» Geleitö- 
Erfenntnifjes nad gegenwärtigem Tarif zu neh-|brief. — Cheidebriefe der Rabbiner, wie Ehe- 
men ift; j. Erkenntniß. —- Erfolgt dagegen die] jcheidungserlenntniffe, j. Erfenntniffe Buchſt. A b, 
Beendigung durch Bergleih oder Entjagung, jo|— Schenkungen, wie Erbichaften, ſ. dieſe. — 
werden die vorbehaltenen Stempel nachgebracht. | Schlußzettel der Mäkler, wie Mäkler- Attefte, f. 
Doh dürfen diejelben zujammengenonmen nie-|dieje. — Sculdverjchreibungen, hypothekariſche, 
mal3 den halben Betrag desjenigen Stempeld | Pfandbriefe und perjönliche jeder Art.) — Ein 
überjteigen, welcher zu dem Erkenntniſſe, mwodurd | Zwölftheil Procent des Capitalbetrages, auf 


die Sache auferdem zu beendigen geweſen jein 
würde, hätte genommen werden müſſen. — Die 
Beweismittel, welche die Parteien zur Begründ- 
ung ihrer Klagen oder ihrer Einwände beibrin- 
gen, müſſen jedoch außerdem, jofern fie in jtem- 
pelpflichtigen Verhandlungen bejtehen, entweder 
in Urſchrift mit dem gehörigen Stempel verjehen 
oder in beglaubigten Abſchriften mit dem tarif- 
mäßigen Stempel beigebracht werden und e3 fin- 
det der vorftehend ausgeſprochene Vorbehalt der 
Stempel darauf keine Anwendung. — Kommen 
Subphaftationen, Auctionen od, andere Veräußer— 
ungen, Verpachtungen oder Bermiethungen, Auf- 
nahmen von Geldern oder WMuszahlungen im 
Laufe des Procefjes vor, jo find von den Abdju- 
Dicationd-Beicheiden, Auctionsprotofollen, Kauf-, 
Tauſch-, Pacht- oder Miethäverträgen, Schuld- 
verjchreibungen oder Quittungen eben diejenigen 
Gtempelabgaben zu erheben, welche von denjelben 
Verhandlungen zu entrichten geweſen fein wür- 
den, wenn jie außer dem Saute eines Proceſſes 
vorgelommen wären, und es findet der vorhin 
gedachte Vorbehalt der Stempel und deren Er— 
ſatz durch den zum Erkenntniſſe verbrauchten 
Stempel hierauf ebenfall3 feine Anwendung. — 
Verhandlungen, welde nad) erfolgtem Erkennt» 


tions« und derjenigen Protofolle, melde bie Etelle einer nad 
anberweiter Beftimmung der Stempeltarife fteuerpflihtigen 
Berbandlung treten, ftempelfrei. Im Bezirfe des Wppellas 
tionsgerichtes zu Köln bewendete es 
Brototolle in anderen als 


uſtizverw 
der Verſteuerung derſelben 


i den bisherigen Borſchriften. 


welchen die Verſchreibung lautet. — Sequeſtra⸗ 
tionsverhandlungen find inſoweit durchaus jtem- 
pelfrei, als fie die Bewirthſchaftung des ſeque— 
ſtrirten Gegenſtandes und die Einziehung der 
davon auftommenden Einkünfte betreffen. — 
Spielkarten.) — Subhaſtationsproceſſe. Sn ſo— 
fern dieſelben durch einen Adjudicationsbeſcheid 
beendigt werden, vertritt der dazu erforderliche 
Stempel die Stelle des Erkenntnißſtempels, und 
die Verhandlungen im Laufe des Proceſſes ſind 
ſtempelfrei, wie bei anderen Proceſſen, die durch 
ein Erkenntniß beendigt werden. — Erfolgt da» 

egen fein Zuſchlag, fo find die einzelnen im 

aufe des Proceſſes vorgelommenen Berhand- 
fungen ftempelpflidtig, wie bei anderen Procej- 
fen, die durch Vergleich oder Entjagung beendigi 
werden. — Eubhaftationen, wenn fie auch bei 
Eoncurd- und Yiquidationsprocefien vorfommen, 
werden dennod, als für fich beitehende Proceffe 
angejehen u. mit ihrem bejonderen Stempel nad) 
vorſtehenden Vorſchriften betroffen. — Tauf— 
ſcheine Iſ. Geſetz vom 26. März 1873, $ 2, 12. 
— Tauſchverträge, wie Kaufverträge, ſ. dieſe. 
— Taren von Grundſtücken find inſofern ſtem- 
pelpflichtig, als fie wegen eines Privat⸗Intereſſe 
unter Aufſicht einer öffentlihen Behörde oder 
der landwirthichaftlichen Eredit-Afjociationen auf- 


1) Die fogen. Dispofitionsiheine der Bankiers und Kauf: 





leute werden binfiditlih der Stempelpflichtigkeit wie Schuld⸗ 
aan ber gerichtlichen ſcheine betrachtet; Belanntmachung des Finanzminiſters vom 
tungsſachen binfichtlich | 26. Sept. 1823 


2) S. unter Spieltarten Geſetz vom 23. Dec. 1867. 
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—— werden, und erfordern alsdann einen 
tempel von 1 M 50 P. — Aber auch biejer 
Stempel wird nicht angewandt, wenn die Tare 
zum Gebraude bei einer Subhaftation od, Erb- 
theilung aufgenommen und infolge deſſen von 
dem tarirten Gegenftande ein Kauf- oder Erb» 
—— entrichtet wird. — Teſtamente, u. 
war ſowol ſolche, die fchriftlich eingereicht, ala 
— die mündlich zu Protokoll erllärt werden 
[j. Gejeg vom 26. — 1873, $ 1, 1. — 
Außerdem ift zu dem Berichte oder Anſuchen, 
womit ein Teftament dem aufbewahrenden Ge» 
richte übergeben wird, der gewöhnliche Stempel 
zu Geſuchen mit 50 P und zu dem Protofofle 
über die Annahme defjelben der Stempel von 
ı M 50 P zu nehmen [vergl. die Pofitionen 
„Geſuche“ und „Brotofolle”). — Todeserflärun- 
gen, |. —— Buchſt. A b. — Todtenſcheine 
und Trauſcheine ſſ. Geſetz vom 26. März 1873, 
$ 2, 12]. — Urkunden der Gerichtsvollzieher, in 
denjenigen Zandestheilen, wo die Tranzöfif Ge⸗ 
richtsverfaſſung noch beſteht, Urſchriften und Co— 
pien ohne Unterſchied 50 P. — Urlaubsertheil- 
ungen [j. Gejeg vom 26. März 1873, 8 2, 9]. 
— Urtheile, j. Erlenntniſſe. — Berfügungen, 
amtliche, in Angelegenheiten des Empfängers, 
oder überhaupt an Privatperjonen in Privat» 
Angelegenheiten, wie Uusfertigungen, |. dieje. — 
Bergleiche, ſchriftliche, außergerichtliche, über 
rechtsanhängige Sachen, wie Verträge, ſ. dieſe.) 
Vergleiche, gerichtliche, ſ. Proceſſe.“) — Vermächt⸗ 


i) Stempelfrei find bie Verhandlungen über die von dem 
Bergleihsausihuffe oder von bem Gewerbegericht zu Stande 


gelommenen Vergleiche und deren Ausfertigungen (Berord | 


nung über bie Errichtung von Gewerbegerichten vom 9. Febr. 
1849, $ 56). — Wegen der Vergleihsverhandlungen vor den 
Schiedsmännern ſ. Die folgende Note. 

2), Durdy Cabinetsordre vom 16. Yan. 1840 zur näheren 
Beftimmung der Stempelfreiheit, welche für die Vergleichsacte 
der Friedensrichter in der Rheinpro u. für die Vergleichs: 
verbandlungen der Echiedsmänner bewilligt worden, iſt Nadı- 
fiebeudes feitgefegt: 1. Schriftliche, ſowol gerichtliche als 
aufiergerichtlihe Bergleihe über nicht rechtshängige Sachen 
find der Stempelfteuer nach der Vorſchrift, die in der Stem- 
peltarifpofition „Wergleiche” für ſchriftliche außergerichtliche 
Bergleihe über rechtshängige Sachen ertbeilt wird, gleichfalls 
unterworien. 2. Bei Anwendung diefer Vorſchrift treten fol: 
gende nähere Veitimmungen ein: a. ft ber Vergleich über 
ein Geſchaft abgeichloffen worden, welches bloß mündlid, oder 
durch Correfpondenz oder in einer anderen bie Stempelver: 
wendung nicht bebingenden fyorm zu Stande gelommen ift, 
und hätte für diefes Gefchäft, wenn darüber eine ſchriftliche 
—— aufgenommen wäre, ein höherer als ber bei Ber- 
trägen im Allgemeinen ftattiindende Stempel entrichtet werden 
müjlen, fo ift zu dem Vergleiche, infofern dadurch das Ge— 
ichäft im Wefentlihen aufrecht erbalten wird, dieſer höhere 
Stempel zu verwenden. b. Wird durch den Vergleich zugleich 
ein — Rechtsgeſchaft begründet, welches, wenn es 
nicht in —— zu Stande gekommen wäre, einem 
böberen, als dem bei Verträgen im Allgemeinen vorgefchrie: 
benen Stempel unterworfen jein würde, jo tritt bei dem Wer: 
gleiche dieſer höhere Etempel ein. Inſonderheit ift, wenn 
für die fireitigen Anſprüche als Gegenleiftung das Eigentbum 
einer Sache abgetreten, ein Erbzins⸗, ein Erbpadts;, cin Pacht: 
od. Dietbörecht eingeräumt, eine Feibrente veriprochen wird :c, 
zu dem Vergleiche der für Kaufs, Erbzinss, Erbpacts-, Vacht⸗ 
oder Dlietbs-, Veibrenten :c. Berträge beftimmte Ztempel, fo: 
fern er höher ift, als der allgemeine Bertragsſtempel zu ver: 
wenden, und bei yeftiegumg deſſelben der Werth der Gegen— 
leiftung zum Grunde zu legen. In gleicher Art findet, wenn 
zur Sicherftellung der Vergleichſſumme cine Hopotbef beſtellt 
wird, der für bepotbetariiche Schuldverſchreibungen borge: 
fchriebene Stempel Anwendung. Dagegen muß, wenn cin 
Tritter, welder zu den urfprüngliden Contrabenten nicht ge: 
bört, in der Über den Vergleih aufgenommenen Verhandlung 
ftempelpflichtige Erklärungen abgibt, 3. B. eine Vürgichaft 
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niffe, ſ. Erbſchaft. — Verträge, fofern für ein- 
e- Gattungen derjelben nicht ein durch dieſen 
arif beſonders beftimmter Stempel zu entrid- 
ten ift, 1ı M 50 P. S. Wpoptiond:, Ehe, Erb: 
folge», Erbpachts⸗, Erbzins-, Kauf, Leibrenten-, 
Pacht- und Miethd-, auch Tauſchverträge. — 
Bocationen der Geiftlichen und Schullehrer, mir 
Beitallungen. — Bollmadten ı M50 P. — Ti 
Genehmigung der gerichtlichen Berhandlungen 
eines mit feiner Vollmacht verjehenen Antmwalte: 
durch die Partei ift mit dem zu einer Bollmasır 
erforderlichen Stempel zu verjehen, ſofern die 
jelbe an die Stelle einer Vollmacht tritt. — Zu 
den —— oder notariellen Beglaubigungen 
bei Bollmadten wird ein bejonderer Stempel 
genommen, wie bei Atteften und Recognition 
protofollen, ſ. dieſe. — Borftellungen, wie Gr 
ſuche, ſ. diefe. — Wanderbücer, wenn fie bie 
Stelle der Kundſchaften vertreten, ıM 50 P. — 
Wechſel [j. Note zu $ 20). — Wechſel, troden:, 
wie Schuldverjchreibungen, ſ. dieſe. — Beugnifie, 
j. Attefte. 
Verordnung, betr. die Verwaltung det 
Stempeiwellus u. die Erhebung de& Ur 
fundenjtempel3 in bem vormaligen Kö. 
nigreihe Hannover, dem vormaligen 
Kurfürftentyum Hejjen und Herzogthum 
Nafjau, fowie in den vormals baper;. 
chen Gebietstheilen, vom 19. Juli 186; 
nebjt Stempeltarif von demjelben Tage.:) 
8 1. om 1. September 1876 ab find von 
den in dem anliegenden, von Uns vollgogenen 
Tarife bezeichneten ftempelpflidtigen Verband 


— 


übernimmt, der dazu erforberlihe Eteinpel neben dem zu dem 
Bergleih beizubringenden unbedingt verwendet werben. 3. Ir 
Anfebung der Etempelpflichtigfeit gerichtliher Vergleiche ut 
rechtshãngige Sachen verbleibt es bei den beftebenden Kar 
ichriften; follte jedoch in Anwendung der unter 2, Pit.aw.? 
diefes Erlaſſes getroffenen Beitimmungen ein böberer Stemp> ! 
eintreten, als nad) dem dritten Abjaye der Stempeltarif Pr+ 
tion „Proceß“ erforderlich ift, fo muf biefer böbere Etimm. 
entrichtet werden. 4. Die Etempelfreibeit, welbe für > 
Vergleihsacte der Friedensrichter in der Nbeinprovin; dare 
die Verordnung vom 17. Aug. 1835 und für Die Beralei— 
verbandlungen der Schiedsmanner berwilligt worden it, = 
fchränft fi auf die nach dem dritten Abjage der Etempeliarr 
Pofition „Prozeffe* zu entridtenden Ztempel unb darf mid 
dazu dienen, den Parteien ftempelireie Documente über au fe 
jtempelpflichtige Geſchäfte zu verichaffen. Sie finder daber + 
den unter 2 Lit. a u. b erwähnten Fällen feine Amwenbume 
bergeitalt, daß wenn nad den dafelbit getroffenen Weite 
ungen aud) fein böberer als ber allgemeine ——— 
begründet ſein wurde, dennoch dieſer letztere zu dem let 
verwendet werden muß. 

) Bufolge Allerhöchſten Erlaffes vom 14. Aug. 1867 im 
in den duch das Geſetz v. 24. Dec. 1866 mit der Monate 
vereinigten ehemals großberzoglic beifiihen und Iandarärs 
Heſen⸗ Homburgiſchen Landestxilen, mit Ausnabme des Cber 
amts Dleiienbeim, jofern fie zum Regterungsbezirte Wiespader 
gebören, Die in dem ebemaligen Rn er Nafjau geltenden. 
fofern fie zum Megierungsbezirt Kaſſel gehören, die im em 
ehemaligen Kurfüritentbum Heffen geltenden Geiege und x 
erbuungen und fonitigen Normen wegen der Stempel 
mt Einichluß der Verordnung vom 19, Juli 1867 unter Be 
bebung der beitehenden Borſchriften in Kraft getreten. — Is 
Berreif der Etempelabgabe von Epielfarten und Bohiete 
beivendet es bei den beionderen, dieſerhalb ergangenen Fr 
ordnungen. — S. aud Verordnung, beireffend die Berman 
ung des Stempelweſens umd den Urfumdenftempel in Der 236 
mals freien Etabt Frankfurt a. M,, vom ır. Ana. 17, — 
Die Verordnung, betr. die Erhebung der Stempelnener in bes 
Serzogtbümern Schleswig und Holftein, vom 7, un. ıwer 


‚lautet mit Ausſchluß der Einleitung und der 6% 35 wrd u 


wörtlich mie die vom 19, Juli 1867. ©. aud die Mixer ; 
der Ueberftrift des Zarife. * 


VE 
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nad; dem 30.Thalerfuße anzulegen; b) es müſſen 
aljo alle in anderen Währungen angegebenen 
Werthe nad) ihrem Betrage in Preußiſchem Silber- 
ar audgedrüdt werden. Hierbei jollen 10 

aler in Golde für 11 Thaler in Gilbergeld 
und andere Währungen nad) den von dem Finanz« 
minijter fejtgejegten Mittelmerthen, oder, falls 
die Feſtſetzung eines Mittelmerthes nicht jtattge- 
funden hat, nach dem Tagescourſe angenommen 
werden ; c) von immerwährenden Nußungen wird 
das Zwanzigfache ihres einjährigen Betrages als 
Eapitalwerth angenommen; von einer Leibrente 
oder einem Nießbraudsrechte auf Lebens⸗ oder 
andere umbejtimmte Zeit dagegen das Zwölf— 
undeinhalbfache der einjährigen Nutzung; d) Nuße 
ungen eines Capitals find zu 5 vom 200 jährlich 
zu veranſchlagen, ſofern ein anderer Procentjag 
für die Nutzung aus den jtempelpflicdtigen Ver» 
handlungen darüber nicht ausdrüdlich hervorgeht; 
e) der Werth von Bergwerksantheilen iſt nad) 
dem Gutachten der Oberbergämter anzunehmen; 
f) der Betrag aller übrigen beweglichen und uns 
beweglichen Gegenftände ijt in der Regel von 
dem Steuerpflitigen nad) dem gegenwärtigen 
Werthe anzugeben, jofern er aus den jtempel- 
oder Beamten gegen Beicheinigung einzuzahlen, [pflictigen Verhandlungen ſelbſt nicht unzweifel- 
oder von den Übgabepflidten einzuzahlen jind.|haft hervorgeht. Trägt die Steuerbehörde Be- 
— Degen Erhebung .der Stempelabgaben beijdenten, dieje Angabe für richtig anzunehmen, fo 
den Gerichten in denjenigen Landestheilen, fürjlanıı fie die Abſchätzung nad den allgemeinen 
welche eine anderweitige Regelung des Gericht3-| Vorjhriften über gerichtliche Werthsermittelungen 
toſtenweſens eintritt, enthalten die dieferhalb er⸗ veranlaſſen. $ 3. Der nad) dem anliegenden 
gehenden Berordnungen die weiteren Beftimm-| Tarife zu entrihtenden Stempelſteuer find nicht 
ungen. $ 2. Wenn der Werth eines Gegenftan-| unterworfen: a) Verhandlungen über Gegenjtände, 
des ausgemittelt werden fol, um den Betrag derjderen Werth nad) Geld geihäpt werden kann, 
Stempelgebühren zu beftimmen, fo ift dabei im/mwern diejer Werth 50 Thaler Gilbergeld nicht 
Allgemeinen nad) folgenden Regeln zu verfahren: erreicht; b) alle Verhandlungen, welche a. 
a) die Berechnung ift in preußtihem Silbergelde|Beitimmung des Betrages ze Abgaben 
— — und Einziehung derſelben, wegen Eintrittes in 
den Kriegsdienſt u. überhaupt wegen Leiſtungen 
an den Staat infolge allgemeiner Vorſchriften 
beigebracht werden müſſen, ſofern ſie nur allein 
zu dieſem Zwecke dienen; e) alle Verhandlungen 
wegen der gutsherrlich bäuerlichen Auseinander⸗ 
ſetzungen, wegen Theilung der Gemeinheiten und 
Auseinanderſetzung des im Gemenge liegenden 
Grundeigenthums, wegen Ablöſung von Dienſten 


lungen die daſelbſt beſtimmten Stempelabgaben 
ausſchließlich Fre Borichrift diefer Verordnung 
— hinſichtlich der übrigen in den im 

ingange gedachten Landestheilen der Stempel- 
ſteuer unterliegenden Gegenſtände bewendet es 
bei den bisherigen Beſtimmungen.) Nur bie 
Vorſchriften in den $$ 7 bis 9 und $$ 23 bis 33 
diejer Berordnung fommen in Betreff aller ftempel- 
pflihtigen Gegenftände — mit Ausnahme der 
Kalender, Spiellarten, Zeitungen und Wedel, 
in Betreif deren befondere Verordnungen erlajjen 
find — zur Anwendung. — Sit eine Schrift, 
welche eine nad) dem anliegenden Tarife zu ver- 
fteuernde Berhandlung enthält, nad) den bisherigen 
und durch diefe Verordnung nicht aufgehobenen 
Beitimmungen nod) einer ferneren Stempelabgabe 
unterworfen, jo ijt legtere ausſchließlich nad den 
bisherigen Beſtimmungen zu berechnen, aud) deren 
Dinterziehung nach den bisherigen Beftimmungen 
zu ahnden. Der Finanzminifter ift jedoch ermäd)- 
tigt, für Fälle der vorgedadhten Art, jowie für alle 
anderen Fälle anzuordnen, daß die nad) den bis— 
herigen Vorſchriften noch fernerhin zu entrichtenden 
Stempelabgaben ohne Verwendung von Stempel» 
materialien an die zu bezeicdhnenden Behörden 











































1) Zufolge Gejeges vom 5. März 1868 find bie Vorſchriften 
Im $ 1 ber Verordnung vom 19. Juli 1867, welche fid) auf 
die fernere Erhebung der nad den bisherigen Beitimmungen 

entrichtenden Stempelfteuern beziehen, in ben Regierungss 

irten Kaflel und Wiesbaden mit Ausnahme con Sranfrut 
a, DM. außer Kraft getreten und duch bie zweite Abtheilung 
des Etempeltarifs erſetzt. Ebenfo in ber Provinz Hannover 
folge Gejeges vom 24. Febr. 1869 auf Grund deſſen bie 
fu ber Verordnung bom 19. Juli 1867 in Kraft 
gebliebenen Beftimmungen be —— ehes vom 30. Jan. 
21859 nur noch bei den Jerichtlichen Behörden, denen bie Ge: 


h . ſund anderen Leijtungen, die auf Grundftüden 
reg ——— — wa — haften und wegen Ablöſung ausſchließlicher Ge— 
ſelben nur im folgenden Angelegenheiten zut Anwendung: werbsberechtigungen, ſofern dieſe Verhandlungen 
iA er —G ee vor den mit der amtlichen Leitung der bezeich« 
1850 und die dazu ergangenen ergänzenden abändernten |neten Ungelegenheiten beauftragten Behörden oder 
Borjäriften geregelt wird; 2) in dem duch die Verordnung | Beamten oder auf deren Requiſition ftattfinden ; 
—— — Golem Gef aerihitiden Ber d) alle Verhandlungen vor den Berwaltungs« 
Hören vortommenden Bormundidafts: und @uratel-, Hnpo»|behörden wegen —— von Grundſtücen 
—— * mer —— —*— und wegen Gründung neuer Anſiedelungen, ſowie 
beitung 16 4 in Deichbau und Vorfluthangelegenheiten u. über 

—— ruchs rechte — En Br riet 
nommen mer unen. 8 2. Die Stempelabgaben von Ein» Jin Beziehung auf Bewäſſerungs- und Entwäjjer- 
— een, Pe REN, —— —— —— — e) alle Be 
ingfeichen von Abihriften, Anlagen und Auszügen, Kir ie lungen über Ener rich welche zum 
den im $ 1 genannten, dem Stempelgefeg vom 30. Jan. 1859] gweck bed gemeinen Bejten unter Verpflichtung 
der Intereſſenten angeordnet werden müflen, ins⸗ 

befondere wegen Weberlafjung und F 

temp ng Entihädigung für die Abtretung ber zum Chaufjee- 
hoben. ©. aber das in biefes Wert nicht aufzu⸗ ; f ; 
— ER Sl Bed ab ee |bau, od. Biefem im Geltungsbereiche des Geſehes 


unterworfenen Angelegenbeiten bei gerichtlichen Behörden ein: 
gereicht worden, Anb auch ferner, vorbebaltlih der im $ 5 

Bormundihaftsfahen, vom 21. Juli 1875, Art. 4, $ 3, vom 7. März 1822 gleichgeftellten Bauten in 
Grotefend, Polizeisteriton. 71 


unten beftimmten Ausnahmen, nad ben bisberigen ——— 
zı berechnen und werben oßne Stcmpelverwenbu Ge 


1122 Stempeljteuer. 

Anſpruch genommenen Grundftüde, infofern die- indbejondere alle, gewiſſen Ständen, örtlichen 
felben der Erpropriation unterworfen find, ohne |Bezirten und den nur zum Vortheile einzelner 
Unterjchied, ob die Veräußerung ſelbſt durch Er-|Klaffen der Staatsbürger errichteten Injtituten 
propriation oder freien Vertrag bewirkt ift:|bewilligten Befreiungen aufgehoben. Wenn Hier: 


f) die nody außerdem in den Landestheilen, wo|nad in einzelnen Fällen die 


ortdauer ber in 


das Gejeg wegen der Stempelfteuer v. 7. März|den gedachten Landestheilen beitehenden Befrei— 


1822 gilt, bejtehenden Bejtimmungen über bie 
Befreiung gewijjer Angelegenheiten von der Stem- 
peliteuer jollen ebenfalls, ſoweit nicht die Ber- 
ſchiedenheit der Berhältniffe ihrer Anwendung 
entgegenftcht, nad; näherer Beſtimmung des Fi⸗ 
nanzminifterd in den im Eingange diefer Ver— 
ordnung bezeichneten Landestheilen in Kraft tre— 
ten. $ 4. Bon der Entrichtung der in dem an« 
liegenden Tarife vorgejchriebenen Stempelfteuer 
befreit find:*) a) der Fiscus und alle öffentlichen 
Anftalten und Kaffen, welde für Rechnung des 
Staated verwaltet werden, od. dieſen gleichgeftellt 
find; b) die Preußiſche Bank, ihre Comptoire, 
Commanditen u. Agenturen u. diejenigen Geld» 
u. Ereditinftitute, denen in Betreff der Stempel 
die Hechte der Preußiſchen Bank bewilligt find; 
c) Kirchen, öffentliche Armen-, Kranfen-, Urbeits- 
Etraf- und Beflerungsanftalten, Waiſenhäuſer 
u. andere milde Stiftungen, inſofern jolde nicht 
einzelne Familien oder beftimmte Perjonen be- 
treffen; d) Stadt» und Landgemeinden und Guts⸗ 
herrichaften in Urmenangelegenheiten; e) öffent- 
lihe Schulen und Univerjitäten; f) gemeinnügige 
Baugefellihaften nad) dem Geſeb vom 2. März 


ungen zweifelhaft iſt, jo iſt darüber gemeinfcaft- 
lich von den Miniſtern der Finanzen und der 
Juſtiz zu entſcheiden. — In Betreff der den 
Mitgliedern des Königlichen Hauſes und dei 
Fürſtlich Hohenzollernſchen Hauſes, gewiſſen An— 
ſtalten, Geſellſchaften oder Perſonen verliehenen 
Stempelfreiheit kommen die in den Landestheilen, 
wo das Geſetz vom 7. März 1822 gilt, beftehen- 
den Borichriften aud in den Eingangs dieſer 
Verordnung bezeichneten Zandestheilen zur An 
wendung. — Die nad den vorjtehenden Beſtimm⸗ 
ungen von der Stempeljteuer befreiten Behörden, 
Unjtalten, Perjonen u. j. w. find nicht befugt, 
dieje Befreiungen den Privatperjonen, mit welchen 
fie Verträge eingehen, einzuräumen, wenn dieje 
Perjonen an ſich nad) gejetlicher Vorſchrift zur 
Entridtung des Stempeld verbunden find. Bei 
allen zweijeitigen Verträgen der Art muß jede. 
mal die Hälfte ded Stempels für ben Vertrag, 
und für die ausgefertigten Uebereremplare bdei- 
jelben außerdem noch der vorgeſchriebene Stem— 
pel ($ 10) entrichtet werden. 85. Die jtempel- 
pflichtigen Verhandlungen müjjen in der Regel 
auf das erforderlihe Stempelpapier jelbft ge: 


1867; g) Privatunternehmungen, welche nicht auf|fchrieben werden. Wo Dies nicht hat geichehen 


einen bejonderen Geldgewinn der Unternehmer 
gerichtet find, fondern einen gemeinnügigen, nicht 
auf einzelne Familien oder Gorporationen be- 
ſchränkten Zwed haben, fofern diejen Unternehm- 
ungen die Befreiung von der Stempelfteuer in 
den Lanbestheilen, wo das Geſetz vom 7, März 
1822 gilt, oder innerhalb eines der im Eingange 
diejer Verordnung bezeichneten Landestheile nad 
den bisherigen Bejtimmungen zufteht oder künftig 
verliehen werden wird, — Im Uebrigen werden 
alle jonjtigen, in den im Eingange diejer Ver— 
ordnung bezeichneten Zandestheilen bejtehenden, 


ı) Durd die Gefege dom 5. März 1808 für die Regier: 
ungsbszirte Kaffel und Wiesbaden mit Ausſchluß von Fran: 

rt a. DE.) und vom 24. Febr. 1869 (für Hannover) find 
ferner von der Stempelfteuer befreit: 1. Gefuche, welche Gläu⸗ 
biger de3 Staates, öffentliher Anftalten und Gemeinden an 
Behörden richten, um zu ihrer Befriedigung zu gelangen und 
die darauf ertbeilten Beſcheide; 2. polizeiliche Verhandlungen 
und Gefuche in Bauangelegenbeiten und Bauconfenfe; 3. Ber: 
bandlungen, welche fid) auf bie Beauffihtigung der Eingehung 
von Berfiherungen bei ins oder ausländiichen Feuerverſiche⸗ 
rungsgefellihaften durch die Polizei-Obrigkeit des Wohnortes 
des Berfiherungsfucenden beqieben: 4. Berbandlungen in 
Bormundfehaftsfacen, fofern der Bevormundete aus * 
Einkünften unterhalten werben muß, und dieſe nach Abzug 
der Verpflegungs⸗ und Erziehungskoſten feinen Ueberſchuß ge: 
währen; 5. Verhandlungen in dem auf Grund des Gejeges 
vom 14. Mai 1852 über die vorläufige Straffeftfegung wegen 
Uebertretungen flattfindenden Verfahren; 6. Geſuche um Er⸗ 
tbeilung von Reifepäffen; 7. polizeiliche Erlaubnißſcheine zum 
Beiriebe ber nr oder Schenkwirihſchaft u. zum Kleinhandel 
mit Getränfen; 3. Verhandlungen, wofür die Stempelfreibeit 
ar mutbshalber zu bemwilligen ift; 9. DBeglaubigungen von Pro: 
ceßbollmachten in folden Fällen, in denen es nad den alt: 
ländifchen Vorſchriften einer Beglaubigung nicht bedarf; 10) die 
nah $ 529 ber en) bürgerlihen Proceßordnung 
vom 8. Nov. 1850 zu ertbeilenden Bolftredungsflaufeln. — 
Durch Gefey vom 26. Febr. 1870, $ 1, it $ 73, Nr. 6 des 
Kurbefftihen Stempelgeieges vom 22. Dec. 1853 
von der Jagdfartengeführ) wieder in Kraft gefegt. 


(Befreiung | 


können, darf zwar das erforderliche Stempelpapier 
nod) nachgebradjt, jedod nur in ganzen unange 
ſchnittenen Bogen umgeſchlagen und caffirt, d. h. 
durch Bezeichnung ſeiner Veſtimmung zu anderem 
Gebrauche untauglich gemacht werden. Auch nıuf 
died bei Verhandlungen, welche im Lande jelbit 
vorgenommen werden, längjtens binnen 14 Tagen, 
vom Tage der Ausfertigung an, gefchehen und 
der Tag der Caſſation deshalb von der Behörde 
oder dem Stempelvertheiler, mo das Stempel 
papier gelöft worden, mit Buchſtaben ausgeſchrie 
ben, bejcheinigt werden. Wenn Inländer aufer 
halb Landes über einen im Laube befindlichen 
Segenftand jtempelpflichtige Verhandlungen ge 
pflogen haben, fo ift das dazu erforderlidk 
—— binnen 14 Tagen nad) ihrer Rüe— 
fehr beizubringen und zu — auch der Teg 
wo dies geſchehen, vorgedachtermaßen zu be— 
ſcheinigen. — Nur bei Vollmachten und folder 
Verhandlungen, wozu Gerichtd- u. andere öffent: 
fie Behörden und Beamte den Stempel bei: 
zubringen von Amtswegen verpflichtet jind, be 
darf es Feiner Bejceinigung des Zeitpunktes, 
worin dies geichehen. $ 6. Zenn ftempelpflichtige 
Verhandlungen auch ftärker als ein Bogen find, 
Y wird doch nur zum erften Bogen der vorge 
riebene Stempel erfordert. Müffen mehrere 
Stempelbogen beigebradht werden, um den gejep- 
lichen Betrag des Stempels für eine Berhand- 
fung zu erfüllen, jo muß der höchſte beigebrachte 
Stempelbogen zum erjten Bogen der Verhandlung 
ebraudt, das übrige Stempelpapier aber zu den 
olgenden Bogen der Verhandlung genommen, 
und was auf joldye Weiſe nicht verwendet werden 
fan, zur Verhandlung caffirt werben. — Wird 


Stempelfteuer, 


das Stempelpapier zur Verhandlung bloß um- 
eihlagen, jo muß nicht bloß der Hauptbogen, 
ondern auch jeder zur Ergänzung des Stempel- 
betrages beigefügte Nebenbogen, unter Beobad)- 
tung der Vorſchriſten des $ 5, dazu bejonders 
cajjırt werden. $7. Der Finanzminiſter ift er- 
mädtigt, Stempelmarlen anzufertigen und zum 
Verkauf ftellen zu lafjen, durch deren Bejeftigung 
auf ſtempelpflichtigen Schriftjtüden die geſetzliche 
Verpflichtung zur Verwendung von Stempelpapier 
erfüllt werden fan. $ 8. Fir welche ſtempel⸗ 
pflichtige Schriftjtüde die — — von Stem⸗ 
pelmarken ſtatthaft iſt, in welcher Weiſe und zu 
welcher Zeit die Verwendung erfolgen muß, wird 
von dem Finanzminiſter 5 und öffentlich 
befannt gemacht. — Stempelmarfen, welche nicht 
in der vorgeſchriebenen Weiſe oder nicht recht— 
zeitig verwendet worden ſind, werden als nicht 
verwendet angeſehen. $ 9. Wer unechte Stem- 
pelmarten anfeıtigt, oder echte Stempelmarfen 
verfäljcht, ingleihen wer wiſſentlich von falſchen 
oder verfälichten Stempelmarten Gebraucht madt, 
hat die im $ 253 des Strafgeſetzbuches angedrohte 
Strafe verwirkt. — Wer mifjentli eine ſchon 
einmal verwendete Stempelmarfe zu  ftempel- 
pflihtigen Scyriftftüden verwendet, hat außer 
der Strafe, welche wegen Stempelcontravention 
eintritt, eine Geldbuße von 30 bis 600 M oder 
verhältnigmäßige Gefängnißjtrafe verwirkt. — 
Wer wiffenttid eine ſchon einmal verwendete 
Stempelmarfe veräußert, wird, injofern er nicht 
Urheber des im vorhergehenden Sage vorgejehenen 
Vergehens oder als Theilnehmer an demjelben 
anzujehen ift, mit Geldbuße von 3 bis zu 60 M 
oder mit verhältnigmähiger Gefängnißitrafe be 
legt. 810. Werden von einer Verhandlung ver- 
ſchiedene Exemplare ausgefertigt, jo wird ber 
tarifmäßige Stempel nur zu einem derjelben, und 
zwar in der Regel zu dem Haupteremplare ange: 
wendet; die übrigen Exemplare und die beglau- 
bigten Abjchriiten der Verhandlung, jowie be 
glaubigte Auszüge aus derjelben, unterliegen einer 
Stempelabgabe von 1 M 50 P für jedes Erem- 
plar. Hit jedoch zu der ftempelpflichtigen Ver— 
handlung jelbjt nur ein geringer Stempel nöthig 
gewejen, jo bedarf ed deſſen auch nur zu den 
übrigen Exemplaren u. beglaubigten Abſchriften. 
Nicht beglaubigte Abjchriften der in dem anlie- 
genden Tarife bezeichneten Verhandlungen und 
Auszüge aus denjelben unterliegen feiner Stem— 
elabgabe. $ 11. Auf allen beglaubigten Ab— 
chriften, Duplicaten und Ausfertigungen ſtempel 
pjlidytiger Verhandlungen muß ausdrüdlid der 
Betrag des Stempeld bemerkt werden, melder 
zu der Urſchrift od. der ausgefertigten Verhand⸗ 
lung gebraucht, oder derjelden cajjirt beigefügt 
worden if. $ 12. Für den zu einem Bertrage 
oder einer Punctation zu verwendenden Stempel 
haftet jeder Ausiteller oder —— unter 
Vorbehalt ſeines Regreſſes gegen die Mitbetheilig- 
ten. — Bei gerichtlich oder von Notarien aufge- 
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dejjen Einziehung von den Theilnehmern an dem 
Bertrage od. der Punctation oder jonjtigen Ver— 
handlung von Amtswegen geforgt werden. Den 
zu dergleichen Notariatsverhandlungen zu ver« 
wendenden Stempel find die Geridyte auf den 
Antrag des Notars von den Intereſſenten erecus 
tiviſch einzuziehen verpflichtet. bare Sit der tarif- 
mäßige Stempel nad) den Vorſchriften diefer 
Verordnung nicht gebraucht od. beigebrad)t wor⸗ 
den, jo iſt derjelbe nicht allein jofort nachzubrin— 
gen, jondern e3 tritt auch außerdem die ordent- 
lihe Stempelftrafe ein, welche in Entricdytung des 
vierfachen Betrages des nachzubringenden Stem— 
pels bejteht. — Wo zwar ein Stempel, jedoch 
nur ein geringerer als der tarifmäßige, gebraud)t 
oder beigebradt worden, da iſt der fehlende 
Stempelbetrag zu ergänzen und auch nur von 
diefem die Strafe des Vierfadhen zu entrichten. 
— Beträgt aber das Vierfache des nachzubrin— 
genden Stempel3 weniger ald 3 M, jo wird bie 
ordentliche Stempeljtrafe dennod zu 3 M feitges 
jept und erhoben. $14. Die Nachbringung des 
Stempel3 u. Entridtung der ordentlicdien Stems 
pelftrafe fann gegen jeden Inhaber od. Vorzeiger 
(Froducenten) einer Verhandlung oder Urkunde 
verfoigt werden, welche mit dem gefeglicd dazu 
erforderlihen Stempel nidjt verſehen iſt. Cs 
behält derjelbe indejjen jeinen Regreß deßhalb 
an dem eigentlichen Contravenienten. — Kann 
der Inhaber oder Vorzeiger jedody nachweiſen, 
daß er in den Befit der Verhandlung oder Ur— 
funde erjt nach dem Tode des eigentlichen Contra— 
benienten gelommen, jo fann die Stempelitraje 
nicht von ihm eingezogen werben. — Der eigent⸗ 
lidye Contravenient iſt bei einjeitigen Verträgen, 
Verpflichtungen und Erflärungen der Ausiteller. 
Bei mehrjeitigen Verträgen jind ed alle Theil» 
nehmer und jeder derjelben bejonders ift in Die 
ganze Stempeljtrafe verfallen. — it der geſetz— 
liche Stempel zu einer Verhandlung nicht ge- 
braucht, welche vor Gericht od. vor einem Notar 
aufgenommen worden, jo trifft die Stempelftrafe 
(Strafe deihalb) denjenigen Richter ($ 16) oder 
Notar, melder die Verhandlung unter feiner 
Unterfchrift ausgefertigt hat. Beamte, welche bei 
ihren amtlihen Verrichtungen hinſichtlich der 
Stempelverwendung ihre Bilichten verabjäumen, 
find wegen des Stempel3 zugleih mit den In— 
tereffenten unter Vorbehalt des Regreſſes per: 
jönli verhaftet. — Das mit dem Stempel vom 
Werthe eines Kaufes, einer Pacht oder einer 
Miethe verjehene Ereniplar eines Vertrages muß 
in den Händen des Käufers, Pächters od. Mies 
thers ſein, um von diefem auf Erfordern bei 
Käufen von Grundjtüden oder Grundgerech— 
tigteiten innerhalb der erjten drei Jahre, bei 
Käufen von anderen Gegenftänden innerhalb des 
erften Jahres nad) vollzogener Uebergabe, bei 
Pachten und Miethen aber während ihrer Dauer 
darüber Auskunft erhalten zu können, ob ber 
tarifmäßige Stempel gebraudjt worden. — Stems 


nommenen Verträgen, Punctationen u. jonftigen'pelpflictige Quittungen müjjen auf Erfordern 


in dem anliegenden Tarife bezeichneten ſtempel-⸗ 


pflichtigen Verhandlungen muß, wenn deren Aus— 
fertigung nicht früher erfolgt, der Stempel binnen 
14 Tagen nad der Aufnahme verwendet und für 


innerhalb eines Jahres nad) deren Empfang 

vorgezeigt werden fönnen. $ 15. Die Verwand— 

lung einer Geldbuße, zu_deren Zahlung der Vers 

pflichtete unvermögend ijt, in eine Freiheitsſtrafe 
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findet nicht ſtatt. 816. Beamte, welche bei ihren — Denuncianten erhalten ein Drittgeil von >| 
amtlichen Berhanblungen dietarifmäßigen Stempel feſtgeſetzten Stempelitrafen. $22. Stempelitrc 
nicht verwenden, werden von der ordentlichen gegen Staatd- und Communalbehörden, ic-! 
Stempelitrafe nicht betroffen, jondern find, jofern| auch gegen Beamte, jofern denjelben eine Nic 
nicht nad) der Art des Vergehens wegen verletzter beachtung der Stempelgeiege bei ihrer Dienir:.: 
Untspflicht eine höhere Strafe eintritt, nur mit/waltung zur Laft jällt, fönnen nur von der ibe 
vorgejegten Dienft- od. Disciplinarbehörde au: 
. Die Verwaltung des gelammt- 


einer Ordnungsſtrafe zu belegen. 
ift auf den einfachen Betrag de3 nicht verwendeten 
Stempel3, für den Fall jedoch, daß derjelbe die 
Summe von 150 M überfteigt, auf leßteren Be- 
trag feſtzuſetzen. Ermäßigung oder Niederichlag- 
ung der Strafe ift von dem Minijterium, zu 
deiien Verwaltung der Beamte gehört, zu vers 
fügen und durch Beibringung der Verfügung zu 
den Stempeljtrafliften, bei denen die Strafen zu 
verrechnen find, nachzuweiſen. $ 17. Notarien 
find von den Beitimmungen im $ 16 audge- 
ſchloſſen und der ordentlichen Stempelftrafe nad) 
& 13 unterworfen, $ 18. Die Stempelitrafen, 
welche unmittelbare od. mittelbare Staatsbeamte 
durch unterlaffene Verwendung des tarijmäßigen 
Stempel zu Amtsverhandlungen verwirfen, jind 
nicht von dem Befiger oder Wroducenten der 
Verhandlung, woran die Eontravention begangen, 
mit Vorbehalt des Negrefies an den Beamten 
zu fordern, jondern von dem lepteren jelbjt ein- 
zuziehen. $19. Wenn zu einem Vertrage, welcher 
zwiichen einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Staat3behörde u. einer Privatperſon abgejchlofjen 
it, der tariimäfjige Stempel nicht verwendet wor» 
den, io foll die bei dem Vertrage betheiligte 
Privatperſon, desgleichen jeder andere Beliger 
od. Producent der darüber aufgenommenen Ber- 
Handlung mit Strafe verichont bleiben, der Beanıte 
dagegen, welcher den Vertrag im Auftrage oder 
Namens der Behörde geſchloſſen hat, in eine 
nad) $ 16 feitzufegende Strafe verfallen, — Hat 
jedod die PBrivatperjon, mit welder der Vertrag 
geichloffen worden, erweislich wider bejjeres Wiſſen 
veranlaßt oder nachgegeben, daß zu demjelben 
ein Stempel gar nicht, oder ein geringerer als 
der tarifmähige Stempel verwendet worden, fo 
tritt neben der den Beamten trejienden Strafe 
gegen die Privatperjon die ordentliche Stempel» 
jtrafe (88 13, 14) ein. — Der Steuerverwaltung 
bleibt in allen Fällen die Befugniß, den fehlen- 
den Stempel von dem Producenten der Berhand- 
lung einzuziehen, unter Vorbehalt der dem letz- 
teren gegen dritte Perſonen oder Behörden zu- 
itehenden Regreßanſprüche. 8 20. Zit entgegen 
der Vorſchrift im $ 11 auf begfaubigten Yb- 
ıhriften, Duplicaten und Wusfertigungen der 
Betrag des Stempels nit bemerkt, der zu der 
Urichrift od. ausgefertigten Verhandlung gebraucht 
worden, jo ift dieſe Unterlajjung mit einer Ord— 
nungsitrafe von 1 M 50 P zu ahnden. Diejelbe 
Strafe trifft auch die $ 5 gedachten Behörden 
und die Stempelvertheiler, wenn jie die daſelbſt 


vorgeichriebene Beicheinigung über die innerhalb |pelftvafe ($$ 13 und 14) ein. 


Die Strafe] 


Stempelftcuer, 


eben. $ 283 
Stempelwejens in den im Eingange Dieier & 


ordnung bezeichneten Landestheilen wird eur! 


Leitung des Finanzminifterd von den Provinjre 
Steuerbehörden durd) Die 
auch durch befonders dazu beftimmte Mentter : 
führt. — Außer den Steuerbehörden haben ı 
diejenigen Staatd- und Communalbehörden = 


Beamten, welchen eine richterliche oder Pol 


gewalt anvertraut ift, die bejondere Verpilihte 
auf Befolgung der Stempelgejege zu Halten = 
alle bei ihrer Amtöverwaltung zu ihrer Kent: 
lommende Zumwiderhandlungen gegen diejes “= 
behufs Einleitung des Strafverfahrens von A 
wegen zur Anzeige zu bringen. Inſoweit > 
bezeichneten Behörden die Beſugniß zufteht, wws= 
Eontraventionen gegen die bisherigen Zter:/ 
peiebe Stempelftrafen zu erfennen oder fein 
egen, behält es rüdjidhtlid der in Kraft to» 
benden Vorſchriſten jener Geſetze auch jermer > 
Bewenden, Die Beitimmung ım zweiten Abe 


des $ 21 findet auf die gedadhten Beamten = 


die Vorfteher od. Mitglieder der bezeichneten 


hörden, jowie auf Rechtsanmalte und Notanr 


feine Anwendung. $ 24. Zur näheren Auri: 
über die gehörige Beobadjtung der Stempelarn 
werden Stenipelfiscäle angejtellt und mit beir: 
derer Anmweilung von dem inanzminifter ver 
Gen — Ale Behörden u. Beamten, desgleick 
alle Uctiengejellichaften, welde ganz oder tr 


Holle u. Steuer ı> 





weile auf einen Handels- oder &ewerbeben‘ 


irgend welcher Art gerichtet find, find gehalt 
den Stempelfiscälen die Einficht ihrer ftcmm 
pflihtigen Verhandlungen bei den vorzuuche“ 
den Stempelvijitationen zu geftatten. $25. & 
ftände und Beauftragte der im $ 24 genamıı 
Actiengejellichaften, twelde bei den Namens ” 
jelben gepflogenen Verhandlungen od. mit Trer 
perjonen abgeſchloſſenen Verträgen den tem 
mäßigen Stempel nicht verwenden, jind mit cu 
dem einfachen Betrage des nicht verwende 
Stempels gleihfummenden Geldbuße, melde ? 
dod) die Summe von 150 M nidyt überitcies 
jol, zu belegen, Tagegen bleibt die ber de 
Bertrage betheiligte Privatperſon, desgleichen em 
andere Beliger oder Producent der Darüber m 
genonmenen Verhandlung mit Strafe verise” 
— Soweit jedody nadgewiejen wird, das » 
Berwendung des gefeglich erforderlichen Stempi! 
gegen beffered Wiffen unterblieben ijt, tem = 
allen vorbezeichneten Fällen die ordentliche Zur 
$26. Die Storm 


der gejeglichen Friſt erfolgte Nachbringung des |gegen bie im 5 26 gedachten Torftände und ®- 


Stempels unterlaffen haben. $ 21. 3 


n Vetrefflauftragten ift von der Regierung, unter dr 


des adminiftrativen und gerichtlichen Strafver-|Auffiht die Mctiengejellichait fteht, feftzuig> 
jahrens wegen der Zumiderhandlungen gegen die Die Enticheidung in zweiter Inſtanz ftebt >> 


Beftimmungen diefer Verordnung fommen die-|Minifter 
mie Vorichriften zur Anwendung, nad) welchen | Arbeiten zu, weicher au) zur Ermäßigung em 
ich das Verfahren wegen Zollvergehen beſtimmt. Niederſchlagung der Etrafe ermächtigt im, 


ür Handel, Gewerbe und öflexsit 


11 












Recht. * findet wegen dieſer Stempelſtrafen 
nad; Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften ſtatt, 
auf welche im eriten Abſatz des $ 21 vertiefen 
iſi. Auch Privatperſonen können von den 
Etempelfiscälen aufgefordert werden, ſich über die 
gehörige Beobachtung der Stempelgejege auszu- 
weiſen, wenn erhebliche Gründe vorhanden find, 
Die Beobachtung zu bezweifeln. Wider diejenigen, 
welche ſolcher Aufforderung nicht yolge leiſten 
wollen, müfjen die Stempelfiscäle den Beiſtand 
ber jtrafgerichtlichen Behörden nachſuchen, welchen 
überlajien bleibt, zut;prüfen, wieweitſdie bejtehen- 
Den Berdbachtsgründe die verlangte Nachweiſung 













begriinden. 8 28. Jeder Stempelbogen trägt 
5 ber erften Seite oben den ſchwarz aufgedrudten 
Stempel, welcher das Ndferzeichen u. die Ungabe 
Des dafür zu zahlenden Betrages enthält. — 
Dem Finanzminifter bleibt es überlafien, dieſem 
weſentlichen Stempelzeichen nod) bejondere Neben 
Bezeichnungen beizufügen, wo Verwaltungszwecke 
Ah dazu beitimmen, Stempelpapier, was zu ge 
wiſſem Gebrauche dient, unterjcheidend zu bes 
zeichnen. Kein anderes als das dergejtalt unter: 
cheidend bezeichnete Stempelpapier darf bei einer 
rdnungsſtrafe von 1 M 50 P zu dem Gebrauche, 
welchen die Bezeichnung beſtimmt, verwendet 
werden. Ucberichriebene Pergamente od. gedrudte 
Formmlare zu öffentlichen Verhandlungen ober 
Urkunden fünnen and auf Anſuchen von Privat« 
perfonen bei den zur Fabrikation des Stempel- 
papier: angeordneten Anftalten geftempelt werden. 
8 24. Der Verfauf von Stempelmaterialien ge- 
ſchieht ausſchließlich durch die Zoll- und Steuer: 
Aemter und Die damit beſonders beauftragten 
Gtempelvertheiler. — Etwa noch vorhandene 
Berechtigungen, infolge deren Corporationen oder 
Smitituten der Verkauf einiger Stempelgattungen, 
oder der Ertrag davon ganz oder theilmeife ver- 
liehen worden, find hiermit aufgehoben. $ 30. 
Der unbefugte Handel mit GStenipelmaterialien 
wird an ſich ſchon mit Confiscation der Vorräthe 
und mit einer ®eldjtrafe von 150 M beftraft. 
Ueberdies bleibt die Unterjuchung und Ahndung 
Damit verbundener Verkürzungen des Staatäein- 
fommens3 und Unterjchleife den Umftänden nad) 
bejonder® vorbehalten. & 31. GStempelbogen, 
deren Betrag 300 M überjteigt, werben bloß von 
den Provinzial-Stenerbehörden oder dem Haupt. 
Stempelmagazin zu Berlin ausgegeben. Sie find 
unter dem jchwarzen Stempel noch mit einem 
trodenen Etempel verjchen und es üt überdies 
der Betrag derſelben fchriftlich unter der Unter- 
ſchrift der Provinzial» Steuerbehörde oder des 
Haupt-Stempelmagazind oben auf dem Bogen 
anzugeben.) $ 32. Stempelmaterialien, melde 
vor dem Verbraude durd Zufall oder Verjehen 
verdorben worden find, können der Provinzial- 
Steuerbehörde des Bezirfed zum Erfag liquidirt 
werden. Deffentlichen Behörden fteht dies für 
jeden Betrag zu, einzelnen Beamten und Privat- 
xerſonen aber nur, fofern der far ermiefene 
Schaden 3 M und darüber beträgt. $ 33. Be- 
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») Diefe Beflimmungen find durch Gefey vom 18. 
877 ci. Note zu $ 35, Abi. 5 des Gejetzes vom 7. 
822) aufgeboben. 
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reitö geleiitete Bezahlung für verbrauchte Stem- 
pelpapier fann nur zurüderftattet werden in Fällen, 
wo die Zahlung entweder ohne alle Verpflichtung 
bloß aus einem unbermeidlichen Berjehen ger 
ſchehen ift, oder wo Diejelbe wegen Armuth der 
u. Spflichtigen erlafien werden muß. $& 34. 

ie Beitimmungen im $ 4 und in den SS 24, 
27, 99, 30, 32 u. 33 diefer Verordnung fommen 
auch in Betreff der Wechjel-Stempeliteuer zur 
Anwendung. & 35.!) Alle diefer Verordnung 
entgegenftehenben Vorjchriften treten außer Kraft. 
Insbeſondere jollen 1) in dem vormaligen König« 
reich Hannover a. die in den Tarife, welder 


rechtfertigen, oder eine förmliche Unterfuchung|bem Gejeg vom 30. Januar 1859 angehängt tft, 


unter den laufenden Nummern 4 (Abſchriften), 
8 (Unlagen), 15 (Ausfertigumgen), 16 (Nuszüge), 
82 (Notariat®-Documente u. j. w.), 96 (Proto- 
tofolle) enthaltenen Pofitionen auf die in dem 
anliegenden Tarife beiteuerten Verhandlungen 
fortan feine Anwendung finden; ferner werden 
b. die in dem erjteren Tarife unter den laufenden 
Nummern 5, 9, 10, 12, 14, 17, 21, 22, 23, 27, 
29, 30, 32, 35, 37, 46, 48, 55, 69, 74, 76,83, 
86, 88, 89, 95, 97, 98, 99, 101, 106, 109, 112, 
117, 121, 123, 131, 132 bis 134, 135 — mit 
Ausnahme des legten Abſatzes — 136 bis 160, 
162 bis 163 enthaltenen Rofitionen und der 
zweite Abſatz der Pofition 118 aufgehoben. 2) In 
dem vormaligen Kurfürſtenthum Heſſen finden 
a. die Beſtimmungen über eingereichte Urkunden 
int letzten Abſatze des $ 22, und die Beſtimm— 
ungen im $ 23 (Anlagen), $ 24 (PBrotofolle), 
5 28 (Mbichriften) des Geſetzes v. 22, Dec. 1853 
über die Verwendung von Stempelpapier auf die 
in Dem gegenwärtigen Tarife bejteuerten Vers 
rg und die Bejtimmungen im $ 30 des— 
elben Geſetzes (Beglaubigungen) auf beglaubigte 
Abſchriften der gedachten Verhandfungen und ber 
glaubigte Auszüge aus denfelben feine Anwendung. 
— Außerdem werden b. die $$ 31, 41, 48, 52, 
53 bis 56, 65 und die Beitimmungen über Voll: 
jährigfeitserflärung und Ankindung (Adoption) 
im $ 74 bejjelben Geſetzes, ſowie die Beſtimm— 
ungen über die Stempelverwendung zu Wechiel« 
protejten im Artikel ST der Wechjelordnung vont 
26. Oct. 1869 ($ 3 der Verordmung vom 13. Mai 
1867) aufgehoben. 3) In dem vormaligen Her« 
zogthum Naſſau finden a, die in dem Tarife, 
welder dem Gejepe vom 13. Auguſt 1859 über 
die Stempelabgabe angehängt ilt, enthaltenen 
Pofitionen: 1 (Abfchriften u. Unzzüge), 18 (Beis 
lagen) und 89 unter Nr. 2 und 3 (Protofolle), 
auf die in dem anliegenden Tarif beiteuerten 
Verhandlungen feine Anwendung. — Außerdem 
werden b. die Poſitionen des erjteren Tarif: 
4, 6, 8, — mit Musnahme des legten Satzes — 
10, 18, 24, 25, 29, 30, 35, 47, 51, 52, 57,66, 
71, 78, 85, 86, 99, 102, 107, 109, 110, 111, 
113, 118, 120, 124, 126, 127, 131, fowie der 
weite Abſatz der Pofition 2 aufgehoben. Die 
Bofition 116 findet nur noch auf gerichtliche Ver- 
gleiche im rechtähängigen Sachen, vorbehaltlich 
der hierüber in dem anliegenden Tarife unter 

Berordnung (für Schleswig⸗Holſtein) vom 7. Aug. 1867, 
5 35: Alle biefer Berordrung —— ——— 
find fortan vom 1. Sept. 1367 ab aufer Kraft. 
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Nr. 55 getroffenen Beitimmungen, Anmwendung.sKaufvertrage ein Adjubicationsdecret andgefer- 
©. Zugleich treten alle auf die Erhebung der Con-|tigt, jo wird der Werthftempel mur vom Nauf- 
firmationdtare im vormaligen — Nafjau |vertrage entrichtet und zum Decrete ſelbſt der 
bezüglihen Vorſchriften außer Kraft. $ 36.')|für Nebeneremplare im $ 10 der Verordnung 
Hinfichtlich der Stempelabgabe von den vor dem vorgeſchriebene Stempel verwendet, [Abſ. 2 fehlt 
1. Sept. 1867 errichteten letztwilligen Berfüg-|S.-d.] Mr. 2. Aboptionsverträge 6 M. Nr. 3. 
ungen im vormaligen Königreich Hannover be» |Afterpadht- oder Miethäverträge, j. Pachtverträge. 
wendet es bei demjenigen, was in der Berord-|Rr. 4. Actien, Ein Zwölftheit Procent bei 
nung, betr. die Erhebung der Erbicaftsabgabeienigen Betrages, bis auf welden der Xctien- 
($ 14), vorgefhrieben iſt. — In allen, fortan)inhaber durch die ihm ertheilte Actie zur Theil. 
diefer Verordnung u. dem angeſchloſſenen Tarife nahme an den Einlagen u. Zuſchüſſen verpflichtet 
unterliegenden Fällen, welche vor dem 1. Sept.|wird. — Die Actien der Eiſenbahngeſellſchaften 
1867 vorgelommen find, und in welchen nachſſind ſtempelfrei. Nr. 5. Angabe an Zahlung: 


ben bisherigen Gejegen Stempel oder die Eon» 
firmationstage im vormaligen Herzogthum en 
zu erheben war, ſollen Diele vormaligen Abgaben 
nicht nachgefordert werden, wenn fie, aus welchem 
Grunde e3 jei, bi zu dem 1. Sept. 1867 nicht 
gezahlt worden, gleihwohl aber auch weder er- 
laſſen noch verjährt find. Dagegen tritt alddann 
die Berpflihtung ein, an Stelle der vormaligen 
bie burd gegenwärtige Verordnung bejtimmten 
Stempelabgaben davon bei Vermeidung der ge- 
jegten Strafen dergeftalt und in jolden Friſten 
u erlegen, als wenn ber ftempelpflichtige Fall 
N nad) dem Eintritte ber Wirkſamkeit der gegen- 
wärtigen Verordnung ereignet hätte. $ 37. Der 
Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſer 
Verordnung beauftragt. 
Stempeltarif.?) 


[Allgemeine Vorſchriften! 1. Enthält eine 
Ichriftlihe Verhandlung verichiedene ftempelpflich- 
tige Gegenftände oder Geichäfte, jo ift der Be- 
trag des Stempel für jeden dieſer Gegenjtände 
und jedes dieſer Geichäfte nad den darauf An- 
wendung habenden Vorſchriften befonders zu be- 
rechnen, und die Verhandlung mit der Summe 
aller diefer Stempelbeträge zufammengenommen 
zu belegen, injofern der nachſtehende Sarif nicht 
ausdrüdlih Befreiungen für bejondere Fälle 


diefer Art enthält. 2. Die Stempelabgabe be-|y} 


trägt mindeitend 50 P und fteigt von 50 P zu 
50 P. Es wird daher, wenn der berechnete Be- 
trag des Stempeld 50 P überfteigt, aber nicht 
über 1 M hinausgeht, ein Stempel von 1 M 
und jo weiter genonmen. 


Erſte AbtHeilung. 


Nr. 1. Adjubicationd-Befheide, Decrete und 
die Ausfertigungen oder Protofolle, welche die 
Stelle des Adjudicationsbeſcheides vertreten — 
wie Kaufverträge, ſ. dieſe. — Wird neben einem 


ij Berorbnung vom 7. Aug. 1867, 8 36: Im allen 
fortan dieſer Verordnung und dem angeichloffenen Tarife 
unterliegenden Fällen, welche vor dem 1. Sept. 1867 vorge 
fommen find und in welden nad ben kisherigen Geſeben 
Stempel oder die im $ 1 erwähnten Abgaben von der Webers 
tragung unbewegliher Güter und von Auctionsgeldern zu er: 
beben waren, fommen nod bie bisherigen Gelege zur An: 
wendung. Der Finanzminifter ift jedoch ermächtigt, für biefe 

alle die Feititelung und Einziehung der gedachten Abgaben 

rt von ihm zu bezeichnenden Eteuerbehörbe zu übertragen u. 
in Betreff bes Verfahrens, ſowie wegen des Stempelgebrauches 
bie erforderlichen Anordnungen zu erlaffen. 

2, Mit biefem Zarif ftimmt die 1. —— 
—— po mit ber Verordnung vom 7. Aug. 1867 
erlafienen bis auf die im Bolgenden unter S.⸗H. bemerften 
Abweichungen überein. Bon Por. 8 an zählen bie Pofitionen 
in E.-$. um eine Ziffer nichriger. 


bes fürjerfolgen, mit 


jtatt. Verträge über Angabe an Zahlungäftatt, 
wie Kaufverträge, ſ. dieſe. Nr. 6. Antichreti- 
ſche Berträge, wie a f. dieſe. Nr. 7. 
Afecuranz-Policen. in halbes Procent der ge 
zahlten Prämie. — In allen Fällen, wo bie 
gezahlte Prämie 300 M nicht überjteigt 1 M 50P. 
— Da hiernach diefe Prämie bei Aijecuranz-Po- 
(icen als Gegenftand der Verhandlung ansehe 
wird, jo find diefe Policen nad $ 3a der Ver— 
ordnung ftempelfrei, wenn der Betrag der Pri- 
mie 150 nicht erreiht. Mr. 8. Auctionsproto: 
tolle (Protokolle über Verfteigerung beweglicher 
Sadıen [fehlt S.“H.)). — Ein Drittheil Pro 
cent des reinen Ertrages der Löſung. — Ber 
Stempel ift nad) beendigter Auction nad) bem 
reinen Ertrage der — zu beſtimmen. Gr 
hört der Gegenftand der Auction nicht zu einer 
einzigen Vermögensmaſſe, fonderen mehreren in 
feiner Gemeinſchaft ftehenden Theilnehmern, jo 
it der Stempel nad den befonderen Antheilen 
eined Jeden derſelben am Löjungsertrage zu be- 
rechnen, — Der behörige Stempelbogen mu 
binnen 3 Tagen nad) dem Schluffe der Auction 
dem Protokolle beigefügt, dazu faffirt und, daß 
ſolches geichehen, 1 dem Wrotofolle vermerft 
werden. Nr. 9. Beltallungen bejoldeter Beam- 
ten 1M 50 P. — Beftallungen unbejoldeter 
Beamten frei. [Rof. 9 findet fi S.-H. 2. Abth.) 
r. 10. Bejtätigungen (Confirmationen), ge 
richtliche, der in diejem Tarife beiteuerten Ver— 
handlungen — fofern nicht für bejondere Gatt- 
ungen berjelben (3. B. für VBeftätigung eines 
Vergleiches der Parteien in rehtöhängigen Sachen) 
bejoudere Vorſchriften beftehen — mie Nebem 
eremplare, |. $ 10 der Zerordnung. [S.-H., wit 
Ausfertig. ſ. 2 Abth.) Mr. 11. Bürgfchaften, 
j. Eautiond-Fnftrumente, Mr. 12. Cautions- 
Inſtrumente 1 M 50 P— Alle anderen Rer- 
handlungen über Dienftcautionen, wobei ein 
Öffentliches Intereſſe beſteht, find ſtempelfrei. 
Nr. 13. Ceſſions⸗Inſtrumente 1 M 50 P. — 
Die Eejfionen öffentlicher Papiere find ftempel« 
frei. Mr. 14. Codicille ı M 50 P. Pr. 15. 
Contracte, ſ. Verträge. Nr. 16. Dispofitionen 
von Todedwegen wie Teftamente, f. diefe. Nr. 17. 
Dispofitionsicheine der Banquierd u. Kaufleute, 
wie Schuldverihreibungen, j. diefe. Nr. 18. 
Donationen oder Schenkungen unter Lebendigen, 
jofern ſolche durch ſchriftliche Willenserflärungen 
Einſchluß der remimeratoriicen 
Schenkungen, werben wie Erbihaften nad der 
Verordnung betreffend die Erbicaftsabgabe, ver- 
fteuert. Der hiernach zu berechnende Abgaben- 
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betrag ift al3 Stempel zu der fteuerpflichtigen, keiten zufammengenommen in einer Summe ver- 


Verhandlung zu verwenden. Nr. 19 
ſprechen, ſchriftliche M 50 P. Nr. 20. Ehe 
verträge 6 M. Nr. 21. Engagements » Proto- 
tolle, wenn fie die Stelle von Verträgen ver- 
treten, wie diefe, j. Verträge. Wr. 22. Erb: 
folge-Berträge (Erbverträge) 6 M. Nr. 23. Erb» 
pachts · Vertraͤge. Eins vom Hundert des Werthes 
de3 dadurch vererbpachteten Gegenftandes. Wer- 
den Grunbftüde auf Erbzind oder in Erbpadt 
ausgethan, jo bejteht die Summe, von welder 
der Stempel bei diejer Veräußerung zu entrich- 
ten ift, aus dem Erbitandägelde und aus dem 
Smanzigfagen der jährlichen Leiftung an Sins, 

anon oder anderen beftändigen zu Gunften bes 
Verpächters übernommenen Laften. Wenn zwar 
der erbliche Beſitz des Nutzungsrechts übertra- 
en, aber vorbehalten wird, daß periodiſch nad) 
(blauf einer gewiſſen Zeit ein neuer Nutzungs— 
anjchlag gemacht und der Canon für die nädjit« 
folgende Periode danach bejtimmt werden fol, 
jo wird der Vertrag über ein joldes Geſchäft 
nur in Rüdficht des etivaigen Erbſtandsgeldes wie 
eine Veräußerung, in Rückſicht des Canons aber 
mie eine Berpachtäng auf die Anichlagsperiode 
beiteuert. Mr. 24. Erbrecefje oder Erbtheil- 
ungsreceſſe, ErbichaftstHeilungs-Verträge, wenn 
dadurch die Vertheilung einer von der Erbidafts- 
abgabe befreiten Erbihaft ausgeſprochen wird: 
falls die dadurch zu vertheilende Mafje 300 M 
und darüber beträgt 6 M, falld gedachte Maſſe 
den von 3000 M nicht erreiht 1 M 50 P, wenn 
dadurch eine ——— Erbſchaft vertheilt 
wird, ſtempelfrei. Nr. 25. Erbzinsverträge, 
wie Erbpadtsverträge, |. diefe. Nr. 26. Fa— 
milienftiftungen wie Fideicommißftiftungen, |. 
diefe. Nr. 27. Fideicommif-Stiftungen ohne 
Unterfchied, ob fie zu Gunften der Unver- 
wandten des Stifterd oder anderer Perjonen 
errichtet werden, unterliegen der Gtempel- 
fteuer von drei vom Hundert des Gejammt. 
werthes der denjelben gemwidmeten Gegenftände, 
ohne Abzug der etwaigen Schulden. — Der 
Stempel ift zu der Urkunde, durch melde die 
Etiftung errichtet wird, zu verwenden, ohne 
Rüdficht darauf, ob zu der Stiftung eine Be— 
ftätigung erforderlich ift oder nicht. — Bei Stijt- 
ungen unter Lebendigen ift der Stempel in der 
durch 8 5 der Verordnung vorgejchriebenen Friſt 
beizubringen. — Bei Stiftungen von Todeswe— 
gen ijt der Stempel innerhalb des für die Ent- 
rihtung der Erbſchaftsabgaben vorgejchriebenen 
Zeitraumes beizubringen und find die Inhaber 
der Erbichaft für die Entrihtung der Erichafts- 
abgabe, alle für einen und einer für alle ver- 
haftet. Nr. 28. Gütergemeinjchafts - Verträge, 
unter Eheleuten, ſ. Eheverträge. Nr. 29. Kauf: 
verträge a) über inländiihe Grundftüde und 
Grundgeredhtigkeiten eins vom Hundert des Kauf- 
werthes. — Bei Verläufen ift der beftimmte 
Kaufpreid mit Hinzurechnung des Werthes der 
vorbehaltenen Nutungen u. ausbedungenen Leiſt⸗ 
ungen diejenige Summe, wonad der Betrag des 
Stempels zu berechnen it. — Werben Gegen- 
tände anderer Art, ohne bejondere Angabe ihres 

erth3, mit Grunditüden oder Grundgerechtig— 


. Ehever-|äußert, jo wird der Stempeljag von der gedach— 


ten Summe dergeftalt berechnet, als ob fie ganz 
für Orundftüde oder Grundgerechtigkeiten gezahlt 
worden wäre. — Bei Subhaftationen (freimwilli- 
en oder Zwangsverſteigerungen unbeiveglicher 
Sadıen) wird der Stempel nad) dem Gebote, 
worauf der Zuſchlag erfolgt, entrichtet; b) über 
außerhalb Landes belegene Grundftüde u. Grund» 
gerechtigfeiten 1 M 50 P; ec) über alfe anderen 
Gegenftände ohne Unterſchied ein Drittheil Pro- 
cent des vertragsmäßigen Kaufpreis; d) jeder 
im faufmännifchen Verkehr über bewegliche Ge- 
genftände mit Einfluß der Actien und anderer 
geldwerthen Papiere, jei e8 mit oder ohne Zus 
ziehung eines vereideten Agenten oder Mäflers, 
ſchriftlich abgeſchloſſene Kauf oder Lieferungs- 
vertrag, ohne Unterfchied, ob berjelbe unter 
Handeltreibenden oder unter anderen Perſonen 
abgeſchloſſen worden, unterliegt, foweit er nad) 
der Höhe des Betrages an ji ftempelpflichtig 
it, einer Gtempelabgabe von 1 M 50 P umd 
falls mehrere Contractderemplare durch Unter- 
ihrift der Eontrahenten vollzogen werden, für 
jedes Eremplar den Stempel von 1 M 50 P. 
Wenn jedod der Stempel zu ein Drittheil Pro- 
cent des Kaufpreiſes weniger als 1 M 50 P be- 
trägt, und nicht wegen der Form des Vertrags 
nad) den Zarifpofitionen „Protofolle und Nor 
tariat3-nftrumente” ein Stempel von 1M50P 
erforderlich ift, jo foll anftatt dieſes Stempels 
nur der geringere Procentfteinpel eintreten. — 
Sit der Vertrag unter Mitwirkung eines Mäf- 
lers oder vereideten Agenten abgeſchloſſen, und 
der Stempel nicht verbraudt, jo joll die Strafe 
nicht bloß jeden der Gontrahenten, ſondern auch 
den Mäller oder Agenten unter folidarijcher 
Haftung aller diejer Perſonen für den Stempel 
treffen; e) Kaufe und Taujchverhandlungen, 
welche zwiſchen Theilncehmern an einer Erbſchafi 
zum Bwede der Theilung der zu letzterer ge— 
hörigen Gegenftände abgeſchloſſen werden, find 
dem Werthitempel von Kaufverträgen nicht un- 
terworfen. — Zu den Theilnehmern an einer 
Erbſchaft wird aud der überlebende Ehegatte 
gerechnet, welcher mit den Erben des verjtorbe- 
nen Ehegatten gütergemeinſchaftliches Vermögen 
zu theilen hat. — ©. aud) Pof. 55 [S.H. 54] 
„Webertragäverträge”. Mr. 30. Lehrbriefe der 
Handlungediener, Künftler, Fabrik- und Hand— 
werl3gehülfen, ng | Jäger, Gärtner und Köche!) 
ı M 50 P. Nr. 31. Lehrcontracte, f. Verträge. 
Iſt jedoch entweder gar kein Lehrgeld, oder ein 
Lehrgeld von weniger ald 150 M ausbedungen, 
für jedes Eremplar 50 P. Nr. 32, Leibrenten- 
verträge, wodurch Leibrenten erfauft oder jonft 
gegen Uebernahme von Leiftungen oder Verpflicht- 
ungen erworben werden: Eins vom Hundert des 
Capitalwerth3 der Leibrente. Nr. 33. Xiefer- 
ungeverträge, wie Kaufverträge, j. dieſe. — 
Diejenigen, welche Lieferungen von Bedürfniffen 
der Regierung oder öffentlicher Anſtalten über- 
nehmen, find verpflichtet, den vollen Stempelbe- 


+) Lehrbrieſe find zufolge Geſetzes vom 26. März 1873 
& 2, 11 fiempelfrei. 


A 
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trag ausſchließlich zu entrichten. Mr. 34. Mäk⸗ 
ferattefte, weldye vereidete Mäller auf den Grund 
ihrer Bücher den Intereſſenten zu ihrer Nach⸗ 
richt ertheilen, bedürfen feines Stempels, ſofern 
davon kein Gebrauch vor einer gerichtlichen oder 
polizeilichen Behörde gemacht wird. — Wo da— 
gegen ein ſolcher Gebrauch ſtattfindet, iſt dazu 
ein Stempel anzuwenden von 1M50P. — 
Es iſt geſtattet, dieſen auch nachträglich zu dem 
Mäklerätteſte beizubringen, wenn daſſelbe ur— 
ſprünglich ohne Rückſicht auf ſolchen Gebrauch, 
mithin ohne Stempel, ausgeſtellt worden. Nr. 35. 
Majorennitäts⸗Erklärungen 6 M. Nr. 36. Mieths- 
verträge, ſ. Pachtverträge. Nr. 37. Mortifica- 
tionsſcheine 1 M 50 P. Nr. 38. Notariats- 
Inſtrumente, welche die Stelle einer in dieſem 
Tarife befteuerten Verhandlung vertreten, z. B. 
einer Quittung, wie dieje (j. auch $ 10 der Ber» 
ordnung), mindeftens aber in allen Fällen 1 M 
50 Im Uebrigen beivendet es wegen der 
Stempelpflicitigteit der Notariat3-nitrunente 
bei den bejtehenden Boridriften. [S.9. Im 
Uebrigen j. 2. Abthig.] Nr. 39. Noten der 
Kaufleute über abgemachte Wedjjel- und Geld- 
geichäfte, welche nur als Belag über die gezahlte 
Baluta dienen, bedürfen feines Stempel3. dir. 0. 
Obligationen, ſ. Schuldverfchreibungen. Nr. 41. 
Pacht- und Miethsverträge von dem ganzen Be- 
trage der durch dieſelbe beftimmten Pacht oder 
Miethe: ein Drittheil Procent. — Wenn die— 
jelben über ein im Auslande belegene® Grund— 
ſtück geichlojjen werden, ift nur ein Stempel von 
ı M 50 P dazu erforderlid. — Verträge über 
Afterpadht oder Aftermiethe werden wie Padıt- 
und Miethöverträge überhaupt bejteuert. — Bei 
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lid) eintreten, den jchriftlihen aud in Rüdficht 
der Stempelpflichtigkeit gleich zu achten und iſt 
der Stempel dazu bejonders zu löſen; f) Pacht- 
und Miethsberträge, welche blof auf Kündigung 
oder überhaupt auf unbejtimmte Zeit geihlofjen 
worden, find bei Berechnung des Stempels jo 
anzufehen, als ob fie für ländlihe Grunditüde 
au drei Fahre, für andere Gegenftände auf ein 
Jahr geſchloſſen. Mr. 42. Pfandbriefe, |. Schuld» 
verichreibungen. Nr. 43. Policen, j. Aſſecuranz⸗ 
policen. Nr. 44. Prolongationen von Pacht⸗ 
und Miethöverträgen, wie neue Verträge dieſer 
Art für die Dauer der Prolongation, , Pacht ⸗ 
verträge, Mr. 45. Proteſte 1 M 50 P. Nr. 46. 
Protokolle in Privatangelegenheiten vor einem 
Notar oder einem mit richterlichen oder polizei 
lichen Verrichtungen od. mit Verwaltung öffent 
licher allgemeiner Abgaben beauftragten Staats 
oder Communalbeamten oder einer dergleichen 
Behörde aufgenommen, welche die Stelle einer 
im gegenwärtigen Tarife befteuerten Berhand» 
fung (3. B. einer Quittung) vertreten — mie 
diefe — mindeftens aber 1M 650 P. — In dem 
jenigen Landestheilen, wo für Viehhandels proto⸗ 
tolle Stempelfreiheit gewährt ift, bleiben diejel« 
ben auch ferner vom Stempel befreit. [Fehlt 
S.“H.] — Im Uebrigen bewendet es wegen der 
Stempelpflichtigleit der Protofole bei den be 
ftehenden Vorſchriften.) [S.-H. Im Webrigen 
j. 2. Abtgeilung.] Nr. 47. Punctationen über 
einen zu errichtenden Vertrag, melde die Kraft 
eines Vertrages haben und demnad) eine Klage 
auf Erfüllung begründen, find wie Verträge über 
denjelben Gegenftand, und zwar aud dann zu 
beiteuern, wenn darin die Ausfertigung einer 


Berträgen über Pacht und Miethe ift der Werth |förmlihen Vertragsurkunde vorbehalten ift, f. 


des ftempelpflichtigen Gegenftandes nad folgen- 
den Grundjägen zu berechnen: a) Alles, was 
der Pächter vertragsmäßig dem Verpächter ſelbſt 
oder einem Dritten für Rechnung des Berpäd)- 
terd wegen erhaltener Pacht zahlt, liefert oder 
leiftet, muß dem ausbedungenen Padıtgelde zu- 
gerechnet werden, und bildet mit demfelben zu— 
Jammengenommen den fiempelpflidhtigen Betrag 
der Verpachtung. Naturalien, welche ſich hier- 
unter befinden, find nach den Durdjichnittsmartt- 
preijen zu Gelde zu berechnen. Naturaldienfte 
find mit dem gewöhnlichen Lohnfage, welchen 
ähnlihe Dienjte im freien Verding in ber 
Gegend haben, anzujchlagen; b) beftändige Heb- 
ungen, welche ber Pächter bloß für Rechnung 
des Berpächters einzieht, gehören dagegen nicht 
zu der jtempelpjlichtigen Pachtſumme; c) bei 
Abſchluß der Pacht- und Miethöverträge wird 
der Stempel auf einmal für den Betrag alles 
bejjen erhoben, was während der Dauer des 
ganzen Vertrages zufammengenommen an Radıt- 
und Miethe zu zahlen ift; d) jchriftliche Ver— 
längerungen der Pacht- und Miethöverträge find 
ohne Unterjchied gleich neuen Verträgen ftempel- 
Piatig: e) enthalten Pacht⸗ od. ne 
die Bedingung, daß der Pacht oder Micthe ftill: 


Verträge, Mr. 48. Duittungen über geleijtete 
Zahlungen, jofern diefelben zum Rechnungsbe— 
lage bei Ablegung der Rechnung vor einer Öffent- 
lihen Behörde dienen, ein Zwölftheil Procent 
des Betrages, worüber quittirt.?) Mr. 49. Re 
giftraturen, wenn fie die Stelle der Protokolle 
vertreten, wie dieje. Nr. 50. Schenkungen, ſ. 
Ponationen. Nr. 51. Schlußzettel der Mäfter, 
wie Mäkleratteite, ſ. dieſe. Nr. 52. Schuldver- 
ſchreibung Hypothefariiche, Piandbriefe und per- 
lönliche jeder Urt, ein Zwölftheil Procent des 
Eapitalbetrages, auf welden die Berjchreibung 
lautet. — Die Berjchreibungen der Sparkaſſen 
(Auittungsbüder, Sparlaffenbücher) über Einla- 
gen von 150 M oder mehr find ftempelfrei. 
Wr. 53. Taujchverträge, wie Kaufverträge, j. 
dieſe. — Bei Taufchverträgen wird der Stem— 
peljag nur nach dem Werthe des einen der bei- 
den vertaufchten Gegenftände und zwar nad 
demjenigen, wofür der höchſte Werth zu ermit- 
teln ift, berechnet. Mr. 54. Teftamente, und 
zwar ſowol jchriftliche ald miündlih zu Proto— 
foll erfärte 6 M. Nr. 55. Uebertragäverträge 
—5 Ascenten und Descenten. a) Läſtige 

erträge, durch welche Immobilien allein oder 
im Zuſammenhange mit anderem Vermögen von 


ſchweigend für verlängert auf gewiſſe Zeit ange- Ascenten auf Descenten übertragen werden, un— 


jehen werden folle, jobald und jo oft innerhalb 
eine3 gewiſſen Termins nicht gefündigt wird, jo 
find die Verlängerungen, welde hiernach wirt. 


1) Bergl. Geſetz vom 26. März 1873 $ 2, 3. 
2) Quittungen find zufolge Gefepes vom 26. März 1873, 
$ 8,7 fieampelfvei. 
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terliegen dem gejeglichen Kaufitempel. Es fom- 
men jedoch für die yeitiegung des ſtempelpflich— 
tigen Ermwerböpreijes folgende von dem Ermwer« 
ber übernommene Verpflichtungen und Gegen— 
leiftungen nicht in Anrechnung: 1. die von dem 
Erwerber übernommenen Schulden des Ueber— 
tragenden, fowie die auf den übertragenen Ver— 
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u legen. In gleiher Urt findet, wenn zur 


Sicherſtellung der Vergleichsſumme eine Hypo— 


thef beſtellt wird, der fiir hypothekariſche Schuld» 
verichreibungen vorgejchriebene Stempel Anwend- 
ung. Dagegen J wenn ein Dritter, welcher 
den urſprünglichen Contrahenten nicht gehört, 
n der über den Vergleich aufgenommenen Ver— 


mögensjtüden haftenden bejtändigen Laſten und) handlung jtempelpflichtige Erflärungen abgibt, 


Abgaben; 2. der zu Gunſten des Uebertragenden 
und dejjen Ehegatten in dem Bertrage feſtgeſetzte 
Altentheil, die denjelben vorbehaltenen Nutzun— 
gen, Xeibrenten und fonitigen —————— 
Geld» oder Naturalpräſtationen, ſowie denſelben 
zugeſicherten Alimente; 3. die Abfindungen, Ali 
mente und Erziehungsgelder, welche der Erwer— 
ber nach gm, des Vertrages an andere Des- 
centen des Uebertragenden zu entrichten hat; 
endlich 4. derjenige Theil des Erwerbspreijes, 
welcher dem Uebernehmer als fein künftiges Erb- 
theil angewiefen if. b) Wenn die von dem Er- 
werber übernommenen Gegenleiftungen lediglich 
in den unter a, Nr. 1—4 einichliehlich aufge 
führten Verpflichtungen —5* ſo iſt der Ver— 
trag einer Schenkung unter Lebenden gleich zu 
achten und bleibt daher vom Kaufſtempel frei. 
ec) Wenn in einem ſolchen Vertrage dem Ueber— 
nehmer Abfindungen, Ulimente oder Erzichungs- 
gelber für andere Teöcenten des Uebertragenden 
auferlegt find (unter a, Nr. 8), und der Eapi- 
talwerth diefer Zuwendungen zufammengenom« 
nen wenigftend 150 M beträgt, jo ift zu dem 
Bertrage, abgejehen von dem (nad) a) etwa er» 


: B. eine Bürgichaft übernimmt, der dazu er« 
orderlihe Stempel neben dem zu dem Vergleich 
beizubringenden unbedingt verwendet werden. 
— In Anſehung der Stempelpflichtigteit ges 
rihtlicher Vergleiche über rechtshängige Sachen 
verbleibt e3 bei den beftehenden Vorſchriften; 
jollte jedoch nad) demjelben ein geringerer Stente 
pel eintreten, al3 nad) den unter a und b ge 
troffenen Beftimmungen erforderlich ift, jo muß 
diejer ar Stempel entrichtet werben. [Dies 
jer Ab}. fehlt S.-H.] — Inſoweit für Vergleichs— 
verhandlungen der Gerichte Stempelfreiheit be» 
willigt ift, darf diejelbe nicht dazu dienen, den 
Parteien jtempelfreie Documente über an ſich 
itempelpflichtige Geſchäfte zu verſchaffen. Gie 
findet daher ın den vorjtehenb unter a ımd b 
erwähnten Fällen keine Anwendung, dergeftalt, 
daß, wenn nad den daſelbſt getroffenen Be: 
timmungen auch fein höherer als der allgemeine 

ertragsjtempel begründet jein würde, dennoch 
diejer legtere zu dem Vergleiche verwendet wer— 
den muß. Nr. 57. Verträge, fofern für ein— 
zelne Gattungen derjelben nicht ein durch diejen 
Zarif befonders beftimmter Stempel zu entrich- 


forderlihen Kaufftempel ein Receßſtempel von|ten iſt, M 50 P.— ©. Wdoptions-, Eher, Erb— 
ıM50Prip.6 M (I. Poſition: Erbreceffe)|folge-, Erbpachts⸗, Erbzins⸗, Kauf, Lchr-, Leib» 
zu verwenden. Mr. 56. Vergleiche, fchriftliche,|renten-, Pacht· und Mieths-, auch Tauſchver— 

erichlliche und aufergerichtliche, wie Verträge, träge u. f. w. Nr. 58. Vollmacdten 1 M 50 P. 
P dieſe. i Anwendung dieſer Vorſchrift/ — Die Genehmigung der gerichtlichen Verhand— 
treten folgende nähere Beſtimmungen ein: a) Iſt lungen eines mit feiner Vollmacht verſehenen 
der Vergleich über ein Geſchäft abgeichlojjen wor- | Unmwaltes durd die Partei ijt mit dem zu einer 
den, welches bloß mündlich oder durd) Eorreipon- | Bollmadjt erforderlihen Stempel zu verjchen, 
den; oder in einer anderen, die Stempelver-[jofern diejelbe an die Gtelle einer Vollmacht 


— Bei 


wendung nicht bedingenden Form zu Stande ge-|tritt. — 


Bu den gerichtlichen oder notariellen 


fommen ift, und * für dieſes Geſchäft, wenn] Beglaubigungen bei Vollmachten wird ein be— 
darüber eine ſchriftliche Verhandlung aufgenom-|jonderer Stempel von 1 M 50 P genommen, 


men wäre, ein höherer, als der bei Verträgen 
im Allgemeinen ftattfindende Stempel entrichtet 
werden müfjen, fo it zu dem Bergleiche, injofern 
dadurd das Geihäft im Weſentlichen aufrecht 
erhalten wird, diejer höhere Stempel zu ver- 
wenden. b) Wird dburd den Vergleich zugleich) 
ein anderweitiged Rechtsgeſchäft begründet, wel» 
ches, wenn ed nicht in Vergleichsform zu Stande 
gelonmen wäre, einem höheren, als dem bei 
Berträgen im Allgemeinen vorgeichriebenen Stem- 
pel anterworjen ein würde, jo tritt bei dem 
Vergleiche diejer höhere Stempel ein. Infonder- 
heit ift, wenn für die ftreitigen Anſprüche als 
Gegenleiftung das Eigenthum einer >% ab- 
getreten, ein Erbzins-, ein Erbpachts- ein Badht-, 
oder Miethörecht eingeräumt, eine Leibrente vers 
ſprochen wird zc., zu dem Vergleiche der für 
Kauf, Erbzind-, Erbpadhts-, Pacht⸗ od. Miethe-, 
Leibrenten- zc. Beträge beſtimmte Stempel, jo» 


fern er höher ift, ald der allgemeine Vertrags, 


jtempel, zu verwenden, und bei Feſtſetzung des⸗ 


jelben der Werth der Gegenleiftung zum Grunde 


Bweite Abtheilung. 

Nr. 59. Abſchiede der Oberoffiziere und be— 
foldeten Militär-, Civile, geiftlihen und Com— 
munalbeamten!) 1 M 50 P, Abichiebe der unbe— 
joldeten Beamten frei. Nr. 60. Abichriften, bes 
glaubigte 1 M 50 P. — Iſt jedoch zu der ſtempel— 


pflichtigen Verhandlung felbjt nur ein geringerer 


Stempel nöthig geweſen, fo bedarf es deſſen 
auch nur zur beglanbigten Abſchrift. Mr. 61. 


Attejte, amtliche in Privatjadien 1ı M 50 P. — 


Zeugniſſe, welche, von wem es auch nur fei, nur 
allein zu dem Zwed ausgejtellt werden, um auf 
Grund derfelben ein amtliches Atteft ausfertigen 
zu laffen, find nicht ftempelpflihtig. — Alle amt: 
lichen Attefte, welche nur deshalb ausgefcrtigt 
werden, damit der Inhaber feine Berechtigung 
zum Genuſſe von Wohlthaten, Stiftungen und 


anderen Dispofitionen für Dürftige dadurd) nach⸗ 


weiien könne, find ftempelfrei. — Ulle Atteſte, 


1) Adſchiede find zufolge Gefeges vom 26. März 1873 ſtem⸗ 
pelfrei. 
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welche die Pfarrer von Amtswegen in Bezug 
auf firhliche Handlungen ertheilen, mit alleiniger 
Ausnahme der Geburt3- oder Tauf-, Trauungs- 
oder Tobten- ober Veerbigungsicheine, bedürfen 
feines Stempel. — Diejenigen Atiefte, welche 
bei öffentlichen Kaffen als Rechnungsbelag wegen 
Zahlung der Wartegelder und Benfionen von 
den Empfängern eingereicht werben müſſen, find 
itempelfrei. Nr. 6%. Ausfertigungen, amtliche, 
infofern fie im gegenwärtigen Tarif nicht b.jon- 
ders tarirt worden, nad) dem Ermejjen der Be- 
örden 1 M 50 P oder aud nur 50 P. — Der 

tempel von 1 M 50 P ift für Ausfertigungen 
in der Regel zu gebrauden. Der niedrigere 
Stempel findet nur ftatt, wo bie Verhältnifie 
des Empfängers oder bie Geringfügigfeit eines 
nicht nad) Gelde zu fchägenden Gegenitandes bie 
Ausnahme beſonders begründen. — Bloße Be- 
nachrichtigungen der Behörden an bie Bittjteller, 
wodurch ihnen nur vorläufig bekannt gemadjt 
wird, daß ihr Geſuch eingegangen ſei und fie 
darauf Beicheid zu gemärtigen nee find ohne 
Stempel zu erlaffen. — Beſcheide derjenigen 
Staatd- und Communalbehörden und Beamten, 
welchen eine richterliche oder polizeiliche Gewalt 
oder die Verwaltung allgemeiner Abgaben an— 
vertraut ift, auf in ihrer amtlichen Eigenſchaft 
an fie gerichtete Gejuche, Anfragen und Anträge 
in Privatangelegenheiten find in der Regel für 
—— Ausfertigungen zu achten, wenn 
ie eine Entſcheidung oder Belehrung in ber 
Sade ſelbſt enthalten, welche dem Bittjteller 
darauf zugefertigt wird, fie mögen num in Form 
eines Antwortſchreibens, einer Verfügung ober 
Decretabichrijt oder eines auf die zurüdgehende 
Bittichrift ſelbſt geſetzten Decrets, erlaſſen wer- 
den. — Inwieweit bejondere Gründe eine Aus- 
nahme von diefer Regel rechtfertigen, und eine 
jtempelfreie Beiheidung aud) in den vorgedachten 
Fällen veranlafien können, bleibt dem billigen 
Ermefjen der Behörden anheimgejtellt. (Un- 
merfung: Der Gebrauch des Stempelpapiers ijt 
nur davon abhängig gemacht, daß die Behörde, 
vor welcher ein an fi ftempelpflichtiger Ge— 
genitand des Privatinterejjes verhandelt wird, 
die amtliche Eigenſchaft einer richterlichen, einer 
——— oder einer Abgaben verwaltenden 

ehörde beſitze, nicht aber davon, daß fie auch 
in der Eigenichaft einer ſolchen Behörde auf das 
vor ihr verhandelte Geſchäft amtlich eingemirft 
habe.) Nr. 63. Auszüge aus den Acten, öffent- 
lichen Verhandlungen, amtlich geführten Büchern, 
Regiftern und Rechnungen, wenn jie für Privat- 
perjonen auf ihr Unjuchen ausgefertigt werden 
-ı M 50 P. Nr. 64, Beilbriefe 1 50 P. 

Nr. 65. Berichte, weldhe von en und 
Berwaltungsbehörben an ihre Vorgeſetzten er- 
ftattet werden, find auch dann, wenn fie Privat. 
— —— betreffen, von Stempelgebühren 

ei rt. 66. Beſcheide, ſchriftliche, wie Aus— 
ertigungen, ſ. dieſe.) Nr. 67. Beſchwerde⸗ 
ſchriſten, ſ. Geſuche. Mr. 68. Beſtätigungen, 
ſofern für beſondere Gattungen derſelben nicht 


1) Beſcheide auf Geſuche Anfragen und Anträge in Privat? 1878 ſiempelfrei. 


angelegenbeiten find gemäß $ 2,2 des Geſethes vom 26. Marz 
1873 fiempelfrei. 
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ein befonderer Tarifſatz ftattfindet, wie Auß- 
fertigungen, ſ. diefe (f. auch Rofition 10 des Tarifd 
vom 19. Juli 1867). [Schledwig-Holitein: Nr. 67. 
Beftallungen befoldeter Beamten 1ı M 50 P, 
Beitallungen umnbefoldeter Beamten 50 P.] 
Nr. 69. Bittihriften j. Geſuche. Nr. 70. 
Bürgerbriefe 1ıM50P. Nr. 71. Chartepartien, 
wenn fie bei einem Handelsgerichte oder einer 
anderen gerichtlichen, Polizei oder Communal» 
behörde ausgefertigt werden, wie Ausfertigungen, 
j. diefe. Nr. 72. Eonceffionen, wie Ausiertig- 
ungen, ſ. diefe. Nr. 73. Decrete, wenn fie ftatt 
Ausfertigungen dienen, wie dieſe, j. Ausfertig- 
ungen. Nr. 74. Dienjtentlaffungen der Beamten 
j. Abichiede. Nr. 75. Duplicate von ftempel- 
pflichtigen Verhandlungen, wie — Ab⸗ 
ſchriften, |. Abſchriften. Nr. 76. Ehe- u. Trau⸗ 
ſcheine, wie amtliche Atteſte, ſ. dieſe.) Nr. 77. 
Eingaben, ſ. Geſuche. Nr. 78. Examinations— 
Protokolle frei. Nr. 79. Ertracte, ſ. Auszüge. 
(Schleswig-Holitein: Nr. 80. Feitebriefe ı M 
50 P.] Nr. 80. Geburtsfcheine und Tauficheine, 
wie amtliche Atteſte, ſ. dieſe.) Nr. SI. Ge— 
ſuche, Beſchwerdeſchriften, Bittſchriften, Eingaben, 
welche ein Privatintereſſe zum Gegenſtande haben, 
und bei ſolchen Staat3- und Communalbehörden 
oder Beamten eingereicht werden, welchen bie 
Ausübung einer richterlichen oder polizeilichen 
Gewalt übertragen ıft, oder welchen die Ber 
waltung öffentliher allgemeiner Abgaben ob- 
liegt?) 50 P. Nr. 82, Gutachten der Sachver— 
jtändigen, wenn jie bei ftempelpflictigen Ber: 
handlungen gebraucht werden 1M50P. Nr. 89. 
Heiraths⸗Conſenſe für Beamte frei. Nr. 84. 
Inventarien, welche zum Gebraude bei ftenpel- 
pflichtigen Verhandlungen dienen ı M 50 P.— 
Werden diejelben jedod bloß deshalb aufgenom« 
men, um ben Betrag einer Abgabe auszumitteln, 
jo ift die im $ 3b der Verordnung vom 19. 
Juli 1867 auhgeiprodene Befreiung auf fie an 
uwenden. Nr. 85. Legalijation von Urkunden, 
jofern fie nicht auf der Urkunde * jtattfindet 
1 M 50 P, jonft frei. Nr. 8 ) Lehnbriefe, 
wie Ausfertigungen, ſ. d. Nr. 87. Münz · und 
Probirſcheine über Gold und Silber, welches zur 
Verarbeitung in der Königlihen Münze von 
Privatperfonen eingeliefert worden, frei. Ar. 88. 
Muthſcheine, ſowol wenn dadurch die Muthumg 
eined Lehens bekundet wird, ald auch wenn bie 
jelben zum Beweiſe der eingelegten Murhung 
auf einen Bergbau dienen 1ı M 50 P. [Schies- 
wig-Holjtein: Nr. 87. Neben-Eremplare von 
Verträgen, wie beglaubigte Abjchriften, j. Ab- 
ihriften.] Mr. 89. Notariats-Attefte, wie amt- 
liche Atteſte, ſ. Attefte. Nr. 90. Notariatt- 
Inſtrumente, fofern nad) deren Inhalt nicht ein 
höherer Stempel (j. Poſ. 38 des Tarifs vom 
19. Zuli 1867) eintritt ı M 50 P.— Die deu 
Notariatd-Fnitrumenten unmittelbar beigefügten 


i) Geburts, Tauf⸗, Aufgebotss, Eher, Traus, Todten⸗ ur» 
Beerdigungsicheine find gemäß $ 2, 12 bes Gefeges vom 2. 
"°) Belude (Belhwerdefäriften, Bitfriten, Ci 

) Gefw eſchwer ten, Bitt n, Eingaben, Ber: 
ftellungen), find gemäß $ 2, ı bes Geſetzes — 26. aan 


3, Die Pofitionen 86—88 fehlen in dem Tari & 
IN fehlen in bem Zarif für Edles 


Sterbefälle — Strafausichliefungs» u. Strafmilderung3-Gründe, 


Regiftraturen und Atteſte über die Errichtung 
und Unterzeichnun 

der Inftrumente 8 
daher keines bejonderen Stempels. 
Päſſe zu Reifen), in der Regel 1ıM 50 P. — 


Für Handwerksburſchen, Dienjtboten, Tagelöhner | Standesänıtern, |. 
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Ausfertigungen, f. diefe. Nr. 103. Vocationen 


derfelben find als ein Theil der Geiftlichen und Schullehrer, wie Beftallungen, 
elbft anzufehen und bedürfen |f. Pofition 9 des Tarif vom 19. Juli 1867. 
Nr. 91. Nr. 104. PVorjtellungen, wie Gefuche, f. diefe. 


Sterbefälle, Beurtundung derjelben bei den 
unter Berjonenftand3- 


und andere Perjonen ähnlichen Standes jedoch weſen, Gejeß vom 6. Februar 1875, 88 56 bis 


nur 50 P. 
beanıte in Dienftgefhäften frei. — Päſſe zum 


Für GStaatd- und Communal-|61, 73, 75, 81 


Sterbefaffen. Zur Errichtung gemeinschaft» 


Transport von Leichen, wegen deren Beerdigung licher bedarf ed der Genehmigung des Ober- 


außer dem Kirchſprengel, worin der Todesfall 
fi) ereignet hat 6 M. Nr. 92. Protokolle, 
welche in Privatangelegenheiten vor einem Notar, 
oder einem mit richterliden oder polizeilichen 
Verrichtungen, oder mit Verwaltung öffentlicdyer 
allgemeiner Abgaben beauftragten Staats» oder 
Communalbeamten, oder einer dergleichen Be- 
Örde aufgenommen werden: a. wenn fie bie 
Stelle einer Beſchwerdeſchrift, Bittichrijt, Ein- 
gabe, oder eines Gejud)3 vertreten 50 P; b. wenn 
diejenigen Perfonen, mit welchen dad Proto'oll 
aufgenommen wird, auf Erfordern eine Auskunft 
geben, oder eine Ausjage als Zeugen ablegen, 
oder eine Verbindlichkeit zu einer Leiftung oder 
Unterlaffung dadurch übernehmen, infofern nicht 
die Poſ. 46 ded Tarif vom 19. Juli 1867 F 
Anwendung fommt®) 1 M 50 P. Nr. 98. 
Recognitiond-Protofolle, wenn fie die Stelle der 
Attefte vertreten 1 M 50 P, wenn auf beren 
Grund Recognitiond-Attefte audgefertigt werden, 
Fe Nr. 94. Requifitionen, wie Ausfertigungen, 
. diefe.?) Nr. 95. Refolutionen, jchriftliche, wie 
Ausfertigungen, |. diefe. [Schleswig-Holftein: 
Nr. 94. 2 briefe, wie Ausfertigungen, 
ſ. dieſe) Ne. 96. Strafreſolute der Finanz— 
behörden, ſowie auch der Polizeibehörden, ſofern 
die Strafe, den Werth des Confiscates mit ein 
begriffen, mehr ala 16 M in Gelde oder ver— 
hältnißmäßiges Gefängniß beträgt‘) 1 M 50 P. 
Nr. 97. Zauficheine, wie amtliche Attefte, ſ. 
Atteſte. Nr. 98. Zaren von Grundftüden find 
infofern ——— als ſie wegen eines 
Privatintereſſes unter Aufſicht einer öffentlichen 
Behörde aufgenommen werden und erfordern 


alsdann einen Stempel von 1ı M 50 P.— Der ſſelben, ſ. 


Stempel wird jedod) nicht angewandt, wenn bie 


Taxe zum Gebraudje bei einer Subhaftation oder|die Fifchereiorbnung für das 


Präfidenten und, wenn der Wirkungskreis einer 
ſolchen Kaffe über die Grenzen des Ober-PBrä- 
fidialbezirt3 fi hinaus erftredt oder, wenn ſich 
gewiſſe Klaffen von Beamten dazu vereinigen, 
des Minifterd des Innern, letzterenfalls zugleich 
des betreffenden Reſſort-Miniſters. Unter den 
le find alle Kaſſen zu verftehen, aus 
welchen für den Sterbefall eines Mitgliedes der 
Gejellihaft eine Zahlung zu irgend einem Zwecke 
zu leiften ift, ©. Cabinets-Ordre vom 29. Sep» 
tember 1839. Wegen Beitrafung der Errichtung 
von Sterbefafjen ohne die erforderliche Geneh— 
migung f. Strafgejegbud 5 360, Nr. 9. 

terbercgifter, j. unter Berjonenftand3« 
wejen Gejeh vom 6. Februar 1875, 85 12, 28, 
59, 60, 64, 65. 

Steuern. ©. bie einzelnen Steuerarten, wie 
Einfommen-, Grund⸗, Gebäude-, Erbidafts-, Stem« 
pel«, Branntmwein-, Brau-Steuern 2c. Bezüglid) der 
Buftändigkeit der Behörden im Geltungöbereiche 
der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 in 
Steuer-Ungelegenheiten j. unter Berwaltungsd« 
behörden, Gejeg vom 26. Juli 1876, $ 163. 
Wegen Beitrafung der rechtswidrigen Erhebung 
bon Steuern |. Strafgeſetzbuch $ 353. 

Etiefeltern, Beftrafung ber Unzucht zwiſchen 
Stiefeltern und Stiefkindern, ſ. Strafgefehe 
buch $ 173; ded Diebſtahls und der Unter- 
ihlagung unter benjelben, daj. $ 247. 

Stimmredt, ſ. Bürgerredt, Gemeindbe- 
recht. Beltrafung a. Berhinderung der Aus⸗ 
übung bdejjelben, j. Strafgejegbud 88 106, 
107, 339, 

— ————— Beſtrafung der Fälſchung ders 

trafgeſetzbuch $$ 108, 109. 
Stintfiſcherei, j. unter ak A 
riihe Haff vom 


Erbtheilung aufgenommen und infolge defjen von]7. März 1847, $$ 35, 41, 46. 


dem tarirten Gegenftande ein Kaufſtempel oder 


Stockdegen, Beitrafung wegen unbefugten 


eine Erbichaftsabgabe entrichtet wird. Nr. 99.|Tragens eines folden, fiehe Strafgeſetzbuch 
Todtenſcheine, wie amtliche Attefte, ſ. Attefte.°)|$ 367 Nr. 9. 


Nr. 100. Traufcheine, desgleihen. Nr. 101. 


Urlaubs-ErtHeilungen, wie Ausfertigungen, fiehe| die Fifchereiordnung vom 7. März 1845: 


Störfifcherei, f. unter —— 
r 


dieſe.) Mr. 102. Verfügungen, amtliche, in Poſen und die Provinz Preußen $$ 3, 22, 26, 
Angelegenheiten des Empfängers, oder überhaupt |30 (S. 409); für das Friſche Haff $$ 35, 37, 
an Brivatperjonen in Privatangelegenheiten, wie]48, 62 (©. 416). 


ı) Shleswig-Holfteinfher Tarif: Päffe, gewöhn: |jolcher, ſ. 


liche, melde auf gedrudten Formularen ausgeftellt werben, 
50 P, andere Eee: und Lanbpäffe ı M 50 P. 

2) Bergl. aber die Note zu Poj. „Protofolle* in bem Tarif 
zum Steimpelfieuergefege vom 7. März 1822. 

3) Requiſitionen find gemäß $ 2, 4 des Geſetzes vom 26. 
Marz 1873 ftempelfrei 


Störung des Gottesdienſtes, Beftrafung wegen 
trafgeſetzbuch $ 167. 
Stofwaffen in Stöden, ſ. Shußmaffen. 
Strafarbeit, Erkennung darauf bei Feld» 
polizeivergehen, ſ. unter Feldpolizei bie Feld⸗ 
polizeiordnung vom 1. November 1847, 85 48, 


*) Diefer Vorbehalt fehlt in dem Tarif für Schleswig: |49. S. aud) Forftarbeit. 


Hoiftein. 

5) &, Geburtsideine. 

6) Urlaubsertheilungen find gemäß $2, 9 des Gefekes vom 
26. März 1972 ftempelfrei. 


Strafarten, j. Strafgeiegbud SS 13 ff. 
Strafausjchliefungs- und Strafmilder- 
ungs-Gründe, ſ. Strafgejegbud $$ 51 ff. 
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— Strafgeſetzbuch. 


Straffeſtſetzungen, vorläufige, ſ. Polizei- länder, welcher im Auslaude eine hochverräthe⸗ 


liche Strafverfügungen. 
Strafgefangene, ſ. Gefangene. 
Strafgeſetzbuch für das Deutjhe Reich 
vom 26. Februar 1876.') 


Einleitende Bejtimmungen. 


$ 1. Eine mit dem Tode, mit Zuchthaus, od. 
mit Feſtungshaft von mehr als fünf Jahren be» 
drohte Handlung ift ein Verbrechen. — Eine 
mit Feltungshaft bis zu fünf Jahren, mit Ge- 
fängniß od. mit Geldftrafe von mehr als 150 M 
bedrogte Handlung ijt ein Vergehen. — Eine 
mit Haft oder mit Geldftrafe bis zu 150 M be» 
drohte Handlung ijt eine Uebertretung. $ 2. 
Eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe 
belegt werden, wenn dieſe Strafe geſetzlich be— 
jtimmt war, bevor die Handlung begangen wurde, 
— Bei Verſchiedenheit der Selehe von der Zeit 
der begangenen Handlung bis zu deren Abur- 
theilung iſt das mildejte Gejeg anzuwenden. 83. 
Die Strafgejepe des Deutſchen Reichs finden An— 
wendung auf alle im Gebiete dejjelben begange- 
nen jtrafbaren Handlungen, auch wenn der Thä— 
ter ein Ausländer ift. F4. Wegen der im Aus- 
lande begangenen Verbrechen u. Vergehen findet 
in der Regel feine Verfolgung ftatt. — Jedoch 
kann nad) den Strafgejegen des Deutjchen Reichs 
verfolgt werden: 1) ein Deutſcher oder ein Aus— 


1) ©. hierzu Einführungsdgefch vom 31. Mai 1870 
zum Str.⸗G.⸗B. für den Norddentichen Bund: 8 1. Das 
Strafgeſerbuch für den Norddeutichen Bund tritt im ganzen 
Umfang des Bundesgebieres mit dem 1. San. 1871 in Kräft. 
5 2. Mit diefom Tage tritt das Bundes: und Landesſtrafrecht, 
infoweit bafjelbe Diaterien betrifft, melde Gegenſtand des 
Strafgeſetzbuches für den Norbdeutihen Bund find, außer 
Kraft. — JInu Kraft bleiben die beſonderen Vorſchriften des 
Bundes: und Landesſtrafrechts, namentlih über ftraibare Ber: 
lebungen der Preßpelizer, Poſt-⸗, Steuerz, Zoll⸗, Fiſcherei⸗, 
„Jagd:, Forst: und Feldpolizeigeſetze, über Mißbrauch des Ber— 
eins: und Berſammlungsrechts und über dem Holz- (Forſt-) 
Diebſtahl. — Bis zum Erlaſſe eines Bundesgeſetzes über den 
Goncurs bleiben ferner Diejenigen Strafvorſchrifien in Krait, 
welche rüdfihtlih des Concurſes in Yandeägefegen enthalten 
find, inſeweit dieſelben fih auf Handlungen beziehen, fiber 
weiche das Strafgeiekbuch für den Norddeutichen Bund nichts 
beſtimmt. 8 3. Wenn in Landesgeſetzen auf ſtrafrechtliche 
Vorihriften, wilde buch das Strafgeregbuch für den Nord 
deutschen Bund außer Kraft geiegt find, verwieſen wird, fo 
treten die entſprechenden Vorſchrijten des Iegteren an bie 
Stelle der erjteren. 5 4. Bis zum Erlaffe der in ben Art. 
vr und 68 der Verfahlung des Norddeutſchen Bundes vorbe: 
baltenen Bundesgeſehe find die in dem WS 81, 88, 10, 307, 
311, 312, 315, 322, 323 und 324 des Strafgefepbuchs für 
den Norbdeutichen Bund mit Ichenstänglichem Zuchthaus be: 
drehten Verbrechen mit dem Tode zu bejtrafen, wenn fie in 
einem Theile des Vnndesgebietes, welden Der Bundesfeloherr 
in Kriegszuftand (Art, 68 der Berfaifung) erklärt bat oder 
während cines gegen den Norddeutſchen Bund ausgebrodenen 
Krieges anf dem Kriegsfhanplage begangen werden. 6 5. 
Zr landesgefeglihen Borihriften über Materien, welche nicht 

egenftand des Strafgefegbuchs für den Norddeutſchen Bund 
find, darf nur Gefängnis bis zu zwei Jabren, Haft, Geld: 
ftrafe, Einziehung einzelner Gegenftände und die Entzichung 
Öffentlicher Memter angedropt werden. 6 6. Vom 1. Jan. 
1871 ab darf nur auf die im Strafgefegbude für den Nord- 
deutfchen Bund enthaltenen Etrafarten erlannt werben. — 
Wenn in Landesgefegen anftatt ber Gejängniß« oder Geldftrafe 
ort: oder Gcmeindearbeit angedroht oder nachgelaſſen ift, jo 
bebält es bierbei fein Bewenden. 7. Vom 1. Jan. 1871 
ab verjähren Zumeiderbandlungen gegen die Vorſchrijten über 
die Entrihtung der Vranntwenftener, ber Bierſteuer und ber 
Poftgefälle in drei Jahren. 9 8. Der Landesgefergebung 
bleibt vorbebalten, Uebergangsbeſtimmungen zu treffen, um 
die in Kraft bleibenden Landesftrafgefege mit den Vorſchriften 
des Strafgefegbichs für ben Norddeutſchen Bund im Ueber: 
einftimmung zu bringen. 


riiche Handiung gegen das Deutſche Reich oder 
einen Bundesjtaat, od. ein Münzverbrechen, od, 
als Beaniter des Deutichen Reichs oder eines 
Bundesſiaats eine Handlung begangen hat, die 
nad) den Geſetzen des Deutichen Reichs als Ver— 
bredien oder Vergehen im Amte anzujehen ift; 
2) ein Deuticher, welder im Auslande eine lan— 
desverrätheriiche Handlung gegen das Deutſche 
Reich oder einen Bundesitaat, od. eine Beleidig— 
ung gegen einen Bundesfürften begangen bat; 
3) ein Deuticher, welcher im Auslande eine Sands 
lung begangen hat, die nach den Geſetzen des 
Deutschen Reichs ald Verbrechen oder gehen 
anzujehen und durd Die Gejege de Orts, an 
welchem fie begangen wurde, mit Strafe bedroht 
ift. — Die Verfolgung ift ach anläjlig, wenn 
der Thäter bei Begehung der Handlung noch 
nicht Dentjcher war. An diejem Falle bedarf es 
jedody eines Antrages der zuftändigen Vehörde 
des Landes, in weichen die ftrafbare Handlung 
begangen worden, und das ausländiide Straf 
gereg tft anzuwenden, foweit diejes milder iſt. 
$ 5. Im Falle des 5 4, Nr. 3 bleibt die Vor 
ſolgung ausgejchlojien, wenn 1) von den Ges 
richten des Auslandes über die Handlung redit#- 
träftig erfannt und entweder eine Freiſprechung 
erfolgt oder die ausgeſprochene Strafe vollzogen, 
2) die Strafverfolgung oder die Strafvollitred- 
ung nach den Geſetzen de3 Auslandes verjährt 
oder die Strafe erlajjen, oder 3) der nad den 
Geſetzen des Auslandes zur Berfolgbarteit der 
Handlung erforderliche Antrag des Werlekten 
nicht gejtellt worden ift. $ 6. Im Auslande 
begangene Uebertretungen find nur dann zu be: 
itrafen, wenn Dies durch bejondere Geſetze oder 
duch Verträge angeordnet if. $ 7. Eine im 
Auslande vollzogene Strafe ift, wenn wegen der« 
jelben Handlung im Gebiete des Deutichen Reichs 
abermals eine Verurtheilung erfolgt, auf die zu 
erfennende Strafe in Anrechnung zu bringen. 
$ 8. Ausland im Einne dieſes Strafgeieges iſt 
jedes nicht zum Deutſchen Reid) gehörige Gebiet. 
F 9. Ein Deuticher darf einer ausländiſchen Re— 
gierung zur Verfolgung oder Beſtrafung nicht 
überliefert werden. 8 1d. Auf deutihe Militar— 
perjonen finden die allgemeinen Strafgeiege des 
Reichs injomweit Anwendung, als nicht die Mi— 
litärgefege ein Anderes bejtimmen, & 11. fein 
Mitglied eines Landtags od. einer Kammer eines 
zum Reich gehörigen &tante darf außerhalb der 
Verfanmlung, zu welcher das Mitglied gehört, 
wegen feiner Nbjtimmung oder Wegen der in 
Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerung 
zur Verantwortung gezogen werden. 8 12, 
Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen 
eines Landtags oder einer Nammter eines zum 
Reich gehörigen Staats bleiben von jeder Ber- 
antwortlichkeit frei. 
Erjter Theil. 
Bon der Beitrafung der Verbrecher, Vergehen u. 
Uebertretungen im Allgemeiner. 
Erſter Abſchnitt. 
Strafen. 
8 13. Die Todesſtrafe iſt durch Enthauptun 
zu vollſtrecken. & 14. Die Buctgaustteate i 


Strafgejegbud). 
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eine lebenslängliche oder eine zeitige. — Der, Entlaffung kann bei ſchlechter Führung des Ent: 
Höchſtbetrag der zeitigen Zucdhthausitrafe ijt fünf. lafjenen oder, wenn derſelbe den ihm bei der 


zehn Jahre, ihr Mindejtbetrag ein 
das Geſetz die Zuchthausftrafe nicht ausdrücklich 


Jahr. — Wo Entlaſſung auferlegten Verpflichtungen zumider- 


andelt, jederzeit widerrufen werden. — Der 


als eine lebenslänglidhe androht, iſt diejelbe eine | Widerruf hat die Wirkung, daß die jeit der vor— 
zeitige. $ 15. Die zur Zuchthausitrafe Verur-⸗ läufigen Entlaſſung bis zur Wiedereinlieferung 


theilten jind in der Strafanjtalt zu den einge» 
führten Arbeiten anzuhalten. — Sie können aud 
zu Arbeiten außerhalb der Anftalt, insbejondere 
zu öffentlichen oder von einer Staatöbehörde be» 
aufſichtigten Arbeiten verwenbet werden, Dieje 
Urt der Beichäftigung ift nur dann zuläjlig, 
wenn die Gefangenen dabei von anderen freien 
Arbeitern getrennt gehalten werden. $ 16. Der 
Höcftbetrag der Gefängnißitrafe ift fünf Jahre, 
ihr Mindejtbetrag ein Tag. — Die zur Gefäng- 
nißitrafe Berurtheilten können in einer Gefangen» 
anjtalt auf eine ihren Fähigkeiten und Verhält— 
niſſen angemeſſene Weiſe beichäftigt werden; auf 
ihr Verlangen find fie in dieſer Weile zu bes 
ſchäftigen. — Eine Veichäftigung außerhalb der 
Anftalt ($ 15) ift nur mit ihrer Zuſtimmung 
zuläſſig.) $ 17. Die Feſtungshaäft ift eine Icbeus- 
längliche oder eine zeitige. — Der Hödjitbetrag 
der geitigen Feſtungshaft iſt fünfzehn Jahre, ihr 
Mindejtbetrag ein Tag. — Wo das Gejeg die 
Feftungshpaft nicht ausdrüdlid als eine lebens— 
länglidie androht, tjt diejelbe eine zeitige. — 
Die Strafe der yeitungshaft bejteht in Freiheits— 
entziehung mit Beaufſichtigung der Bejchäftigung 
und Lebensweiſe der Gefangenen; fie wird in 
Feitungen oder im anderen dazu bejtimmten 
Räumen vollzogen. $ 18. Der Höchſtbetrag der 
Haft ift jede Wochen, ihr Mindeitbetrag ein Tag. 
— Die Strafe der Saft beiteht in einfacher Frei— 
heitsentziehung. $ 19, Bei Freiheitsſtrafen wird 
der Tag zu vierundzwanzig Stunden, die Woche 
zu jieben Tagen, der Monat u. das Jahr nad) 
der Kalenderzeit geredjinet. — Die Dauer einer 
Budthausitrafe darf nur nad vollen Monaten, 
die Dauer einer anderen yreiheitsjtrafe nur nad) 
vollen Tagen bemefjen werden. $ 20. Wo das 
Gefeg die Wahl zwiſchen Zuchthaus und Feſt— 
ungshaft gejtattet, darf auf Zuchthaus nur dann 
ertannt werden, wenn feitgeitellt wird, daf die 
jtrajbar befundene Handlung aus einer ehrlojen 
—— entſprungen iſt. F 21. Achtmonatliche 
Zuchthausſtrafe iſt einer einjährigen Gefüngniß— 
trafe, achtmonatliche Gefängnißſtrafe einer ein— 
jährigen Feſtungshaft gleich zu achten. $ 22. 
Die Zuchthaus-und Gefängnißſtrafe können ſo— 
wol für die ganze Dauer wie für einen Theil 
der erkannten Strafzeit in der Weije in Einzel 
haft vollzogen werden, daß der Gefangene un— 
ausgelegt don anderen Gefangenen gejondert 
ehalten wird. — Die Einzelhaft darf ohne 
Brnkamang des Gefangenen die Dauer von 
drei Jahren nicht überſteigen. $ 23. Die 
zu einer längeren 


itrafe Qerurtheilten können, wenn fie drei 


theile, mindeſtens aber ein Jahr der ihnen auf-|hausitra 


verfloffene Zeit auf die feſtgeſetzte Strafdauer 
nicht angerechnet wird. $ 35. Der Beſchluß 
über die vorläufige Entlafjung, jowie über einen 
Widerruf ergeht von der oberjten Juſtiz-Aufſichts— 
behörde. Bor dem Beichluß über die Entlajjung 
iſt die Gefängnißverwaltung zu hören. — Die 
einitweilige Feſtnahme vorläufig Entlajjener kann 
aus dringenden Gründen des öffentlichen Wohls 
von der Polizeibehörde des Orts, an welchem 
der Entlafjene fich aufhält, verfügt werden. Der 
Beſchluß über den endgiltigen Widerruf ift jofort 
nachzuſuchen. — Führt die einjtweilige Feſt— 
nahme zu einem Widerrufe, jo gilt diefer als 
am Tage der Feſtnahme erfolgt. $ 26. Iſt die 
feſtgeſetzte Strafzeit abgelaufen, ohne daß ein 
Widerruf der vorläufigen Entlaffung erfolgt 4 
jo gilt die Freiheitsſtrafe als verbüßt. R 27. 
Der Mindeftbetrag der Gelditrafe ijt bei Ver— 
breden u. Vergehen 3M, bei Uebertretung IM. 
u Eine nicht beizutreibende Gelditrafe ijt in 

efängnig und, wenn fie wegen einer Uebertrets 
ung erkannt worden ift, in Haft umzuwandeln. 
— Sit bei einem Vergehen Geldftrafe allein od. 
an erjter Stelle, oder wahlmweife neben Haft an- 
gedroht, jo fann die Geldftrafe in Haft umge» 
wandelt werden, wenn die erkannte Strafe nicht 
den Betrag von 600 M und die an ihre Stelle 
tretende Freiheitsſtrafe nicht die Dauer von ſechs 
Wochen überjteigt. — War neben der Gelditraie 
auf Zuchthaus erfannt, jo ift die an deren Stelle 
tretende Gejängnißitrafe nad) Maßgabe des $ 21 
in Zucdthausjtrafe umzuwandeln. — Der Ver— 
urtheilte kann ſich durch Erlegung des Strafbe- 
trages, ſoweit diefer durch die erjtandene Frei» 
heitsjtrafe noch nicht getilgt ift, von der legteren 
jreimaden. $ 29. Bei Ummandfung einer wegen 
eines Verbrechens od, Vergehens erfannten Geld- 
jtrafe ijt der Betrag von 3 bis zu 15 M, bei 
Umwandlung einer wegen einer Uebertretung er« 
fannten Geldjtrafe der Betrag von 1 bis zu 15M 
einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleich zu adıten, 
— Der Mindejtbetrag der an Stelle einer Geld- 
jtrafe tretenden Freiheitsſtrafe ijt ein Tag, ihr 
Höchſtbetrag bei Hajt ſechs Wochen, bei Gefäng- 
niß ein Jahr. Wenn jedod) eine neben der Geld» 
itrafe wahlweiſe angedrohte Freiheitsſtrafe ihrer 
Dauer nad) den vorgedachten Höchſtbetrag nicht 
erreicht, jo darf die an Stelle der Geldftrafe 
tretende Freiheitsitrafe den angedrohten Hödjit- 
betrag jener Freiheitsſtrafe nicht überſteigen. 
$ 30. In den Nadjlaß kann eine,Gelditrafe nur 
dann volljtredt werden, wenn das Urtheil bei 


—— oder Gefängniß- Lebzeiten des Verurtheilten rechtskräftig gewor— 
iers|den war. 8 81. Die Verurtheilung zur Zucht— 


hat die dauernde Unfähigkeit zum 


erlegten Strafe verbüßt, fich auch während dieſer Dienſte im dem deutfchen Heere und der faijer- 
Zeit qut geführt haben, mit ihrer Zuftimmung lichen Marine, jowie die dauernde Unfähigteit 
vorläufig entlaifen werden. $ 24, Die vorläufige! zur Bekleidung öffentliher Aemter von Rechts— 
mie zur Folge. — Unter öffentlichen Aemtern 
im Sinne diejes Strafgejeges find die Advocatur, 


©. Gefängnißftrafe, 


” 
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die Anwaltichaft und das Notariat, ſowie der 
worenen« und Scöffendienjt mitbegriffen. 

32. Neben der Todesſtrafe u. der Zudthaus- 
afe kann auf den Berluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte erfannt werden, neben ber Gefäng- 
nipftrafe nur, wenn die Dauer der erlannten 
Strafe drei Monate erreicht und entweder das 
Gejeg den Berluft der bürgerlihen Ehrenrechte 
ausdrüdlich zuläßt od. die Gefängnißftrafe wegen 
Annahme mildernder Umjtände an Stelle von 
Budthausftrafe ausgejprochen wird. — Die Dauer 
diejed Verluſtes beträgt bei zeitiger Zuchthaus— 
ftrafe mindeftend zwei und höchſtens zehn Jahre, 
bei Gefängnißjtrafe en ein Jahr und 
höchſtens fünf Jahre. $ 33. Die Abertennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt den dauern- 
ben Berlujt der aus öffentlichen Wahlen für den 
Berurtheilten hervorgegangenen Rechte, ingleichen 
den dauernden Verluſt der öffentlichen Wemter, 
Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen. $ 34. 
Die Aberkennung der bürgerliden Ehrenrechte 
bewirkt ferner die Unfähigfeit, während ber im 
Urtheile bejtimmten Zeit 1) die Landescocarde 
zu tragen; 2) in das deutſche Heer oder in die 
taijerliche Marine einzutreten; 3) öffentliche Aem— 
ter, Würden, Titel, Orden und Ehrenzeichen zu 
erlangen; 4) in öffentlichen Angelegenheiten zu 
ftimmen, zu wählen oder gewählt zu werben 
oder andere politiiche Rechte auszuüben; 5) Zeuge 
bei Aufnahmen von Urkunden zu jein; 6) Bor: 
mund, Nebenvormund, Eurator, gerichtlicher Bei- 
ftand oder Mitglied eines Familienrath3 zu jein, 
es jei denn, daß es fich um Verwandte abjteigen: 
der Linie handele und die obervormundichaftliche 
Behörde oder der yamilienrath die Genehmigung 
ertheile. $ 35. Neben einer Gefängnißitrafe, 
mit welcher die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte überhaupt hätte verbunden werden 
Lönnen, fann auf die Unfähigfeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter auf die Dauer von einem bis 
zu fünf Jahren erfannt werden. — Die Aber— 
tennung der Fähigkeit zur Belleidung öffentlicher 
Aemter hat den dauernden Berluft der befleide- 
ten Aemter von Rechtswegen zur Folge. $ 36. 
Die Wirkung der Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte überhaupt, jowie der Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Aemter insbejondere, tritt 
mit der Rechtskraft des Urtheils ein; die Beit- 
dauer wird von dem Tage beredinet, an dem 
die Freiheitöitrafe, neben welcher jene Aberlenn— 
ung ausgejprodyen wurde, verbüßt, verjährt oder 
erlajjen it. $ 87. Iſt ein Deutſcher im Aus: 
lande wegen eined Verbrechens oder Vergehens 
bejtraft worden, weldes nad den Gejegen des 
Deutſchen Reichs den Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte überhaupt oder einzelner bürgerlicher 
Chrenrechte zur folge hat oder zur Folge haben 
ann, jo ift ein neues Strafverfahren zuläflig, 
um gegen den in biefem Verfahren für ſchuldig 
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die Zeit von höchſtens fünf Jahren unter Polizei- 
Aufſicht zu ftellen. — Dieje Zeit wird_von dem 
Tage berehner, an welchem die Freiheits— 
ftrafe verbüßt, verjährt oder Fig iſt. $ 39. 
Die Polizei » Auffiht hat folgende Wirkungen: 
1) dem Berurtheilten kann der Aufenthalt an 
einzelnen bejtimmten Orten von ber höheren 
Zandespolizeibehörde unterfagt werden; 2) bie 
a Landespolizeibehörde i' befugt, den Aus» 
änder aus dem Bundesgebiete zu verweilen; 
3) Hausfuchungen unterliegen feiner Beichränt- 
ung Hinfichtlich der Zeit, zu welcher ſie frattfin- 
den Dürfen. $ 40. Gegenjtände, welche durch 
ein vorjägliched Verbrehen oder Vergehen her» 
vorgebradit, oder welche zur Begehung eines 
vorjäglichen Verbrechens oder Vergehens ge 
braucht oder beftimmt find, lönnen, jofern Ge 
dem Thäter oder einem Theilnehmer, gehören, 
eingezogen werden. — Die Einziehung ijt im 
Urtheile auszuiprehen. $ 41. Wenn der In— 
halt einer Schrift, Abbildung oder Darjtellung 
itrafbar ift, jo ift im Urtheile auszufprechen, daß 
alle Eremplare, jowie die zu ihrer Herjtellung 
bejtimmten Platten und Formen unbraudbar zu 
machen find, — Dieje Vorſchrift bezieht ſich je 
dod nur auf die im Befige des Verfaſſers, 
Druderd, Heraudgeberd, Verlegerd oder Bud. 
händlers befindlichen und auf die öffentlich aus 
gelegten oder öffentlich angebotenen Exemplare. 
jt nur ein Theil der Schrift, Abbildung od. 
Darftellung ftrafbar, jo ift, injofern eine Aus 
iheidung möglid) ift, auszuſprechen, daß nur die 
itrafbaren Stellen u. derjenige Theil der Blatten 
und Formen, auf weldhem —8 dieſe Stellen be 
finden, unbrauchbar zu machen find. $ 42. Jit 
in den Fällen der SS 40 und 41 die Verfolgung 
oder die Verurtheilung einer bejtimmten Berjon 
nicht ausführbar, jo fünnen die dajelbft vorge 
ſchriebenen Maßnahmen ſelbſtändig erkannt werden. 


Bweiter Abſchnitt. 
Verſuch. 

F 43. Wer den Entſchluß, ein Verbrechen od. 
Vergehen zu verüben, durch Handlungen, welche 
einen Anfang der Ausführung diefes Verbrechens 
oder Vergehens enthalten, bethätigt hat, it, 
wenn das beabjichtigte Verbrechen oder Vergehen 
nicht zur Vollendung gefommen ift, wegen Ber: 
juches zu betrafen. — Der Verſuch eines Ver 
gehens wird jedoch nur in den Fällen bejtraft, 
in weldyen das Gejeß dies augdrüdlich beftimmt, 
$ 44. Das verjuchte Verbrechen oder Vergehen 
iſt milder zu beitrafen, ald das vollendete. — 
Iſt das vollendete Verbrechen mit dem Tode od. 
mit lebenslanglichem Zuchthaus bedroht, jo tritt 
Buchthausftrafe nicht unter drei Jahren ein, neben 
welcher auf Zuläſſigkeit von Polizei-Aufficht er« 
fannt werden kann. — Iſt das vollendete Ver 
brechen mit lebenslänglicher Feſtungshaft bedroht, 


Erflärten auf jene Folge zu erkennen. & 38. ſo tritt Feſtungshaſt nicht unter drei Jahren 


Reben einer Freiheitsftrafe kann in den durch 
das Geſetz vorgejehenen Zällen auf die Zuläffig- 
keit von Polizei-Aufficht erfannt werden. — Die 
höhere Yandespolizeibehörde erhält durch ein jol- 
Ges Erlenntniß die Befugniß, nad Anhörun 
der Gefängnißverwaltung den Verurtheilten Pe 


ein, — In den übrigen Fällen kann die Strafe 
bis auf ein Viertheil des Mindeftbetrages 
der auf das vollendete Verbrechen oder Vergehen 
angedrohten Freiheits- und Geldftrafe ermäßigt 
werden. Iſt hiernach Zucdhthausftrafe unter einem 
Jahre verwirkt, jo it dDiefelbe nah Maßgabe des 
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$ 21 in Gefängniß zu verwandeln. $45. Wenn umftände dem XThäter oder demjenigen Theil 
neben der Strafe des vollendeten Verbrechens od. nehmer (Mitthäter, Anftifter, Gehilfe) zuzurech— 
Vergehens die Aberlennung der bürgerliden|nen, bei welchem fie vorliegen. 


Ehrenrechte zuläffig oder geboten iſt, oder auf 
Buläffigteit von Polizei-Auffiht erfannt werden 
fann, n gilt Gleiches bei der Verſuchsſtrafe. 
8 46. Der Berjud als folder bleibt ftraffos, 
wenn der Thäter 1) die Ausführung der beab- 


figtigten Handlung aufgegeben hat, ohne daß er|handen, wenn der Thäter zur 


an diefer Ausführung durch Umstände gehindert 
worden ift, weldye von jeinem Willen unabhängig 
waren, oder 2) zu einer Zeit, zu welcher die 
Handlung nod nicht entdedt war, den Eintritt 
des zur end des Verbrechens oder Der- 
ehens gehörigen Erfolges durd) eigene Thätig- 

keit abgewendet hat. 

Dritter Abſchnitt. 
Theilnahme. 

8 47. Wenn Mehrere eine ftrafbare Handlung 
emeinjhaftlih ausführen, jo wird jeder als 
Shäter beitraft. 48. Al Anftifter wird be 
jtraft, wer einen Anderen zu der von demjelben 
egangenen ftrafbaren Handlung durch Gejcente 
oder Beriprehen, durch Drohung, durd Miß— 
brauch des Anjehens oder der Gewalt, dur‘ ab- 
fihtlihe Herbeiführung oder Beförderung eines 
Irrthuͤms oder durch andere Mittel vorjäglid 
beftinmt hat. — Die Strafe des Anſtifters ift 
nad demjenigen Gejete feitzufegen, welches auf 
die Handlung Anwendung finder, zu welder er 
wiſſentlich angeftiftet hat. $ 49. Als Gehilfe 
wird bejtraft, wer dem Thäter zur Vegehung 
des Verbrechens oder Vergehens durd) Rath od. 
That wifjentlich Hilfe geleitet hat. — Die Strafe 
des Gehilfen iſt nad demjenigen Gejete feitzu- 
jegen, welches auf die Handlung Anwendung 
findet, zu welder er wiſſentlich Hilfe geleiftet 
at, jedoch nad den über die Beitrafung des 
—** aufgeſiellten Grundſätzen zu ermäßigen. 
49a. Wer einen Anderen zur Begehung eines 
; Bestehen oder zur Theilnahme an einem Ver 
brechen auffordert, oder wer eine jolde Auffor- 
derung annimmt, wird, jomweit nicht dad Geſetz 
eine andere Strafe androht, wenn das Verbre— 
en mit dem Tode oder mit lebenslänglicher 
esthausftrafe betroht ift, mit Gefängniß nicht 
unter drei Monaten, wenn das Verbreden mit 
einer geringeren Strafe bedroht it, mit Gejäng- 
niß bis zu zwei Jahren oder mit Feſtungshaft 
von gleicher Dauer bejtraft. — Die gleiche Strafe 
trifft benjenigen, welcher ji) zur Begehung eines 
Verbrechens oder zur Theilnahme an einem Ber- 
brechen erbietet, jowie Denjenigen, welcher ein 
ſolches Erbieten annimmt. — Es wird jedoch 
das lediglich mündlich ausgedrüdte Auffordern 
oder Erbieten, ſowie die Annahme eines ſolchen 
nur daun beſtraft, wenn die Aufforderung oder 
da3 Erbieten an die Gewährung von Vorteilen 
irgend welcher Art gelnüpft worden ift. — Neben 
der Gefängnißitrafe faun auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenredyte und auf Buläffigieit von Po— 
lizeiaufficht_erfannt werden. $ AU. Wenn das 
Geſetz die Strafbarkeit einer Handlung nad den 
perſönlichen Eigenſchaften od. Verhältniſſen des- 
jenigen, welcher dieſelbe begangen hat, erhöht 
oder vermindert, fo find dieſe befonderen That— 


Vierter Abſchnitt. 


Gründe, welde die Strafe ausſchließen oder 
mildern, 


$ öl. Eine ftrafbare Handlung ift nicht vor» 
Bit der Begeh⸗ 
ung der —— ſich in einem Zuſtande von 
Bewußtloſigkeit oder krankhafter Störung der 
Geiſtesthätigkeit befand, durch welchen ſeine freie 
Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen war. 8 52. 
Eine ſtrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, 
wenn der Thäter durch unmwiderjtehliche Gewalt 
oder durch eine Drohung, welche mit einer ge- 
genwärtigen, auf andere Weife nicht abwendbaren 
Gefahr für Leib oder Leben feiner felbjt oder 
eined Angehörigen verbunden war, zu der Hand— 
fung genöthigt worden ift. — Ald Angehörige 
im Sinne dieſes Strafgejeged find anzujehen 
Verwandte und Berfchwägerte auf- u. abjteigen- 
der Linie, Adoptiv» und Pflege-Eltern und Kin— 
der, Ehegatten, Gejhwifter und deren Ehegatten 
und Verlobte. $ 53. Eine ftrafbare Handlun 
it nicht vorhanden, wenn die Handlung mn 
Nothwehr geboten war. — Nolhwehr ift die— 
jenige Bertheidigung, welche erforderlich it, um 
einen gegenwärtigen, rechtwidrigen Angriff von 
fih oder einem Anderen abzuwenden. — Die 
Ueberſchreitung der Nothwehr ift nicht ftrafbar, 
wenn der Thäter in Beſtürzung, Furcht oder 
Screden über die ira der Bertheidigung 
hinausgegangen ijt. $ 54. Eine ftrafbare Hand» 
lung iſt nicht vorhanden, wenn die Handlung 
außer dem Falle der Nothwehr in einem unver« 
ſchuldeten, auf andere Weije nicht zu beſeitigen— 
den Nothftande zur Rettung aus einer gegen— 
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben des Thä— 
ters oder eines a Fake ip begangen worden 
it. 855. Wer bei Begehung der Handlung das 
zwölfte Lebensjahr nicht vollendet hat, kann tes 
gen derſelben nicht jtrafrechtlich verfolgt werten. 
— Gegen dinjelben können jedod) nad) Maßgabe 
der landesgejeglichen Vorſchriften die zur Belier- 
ung und Beaufjichtigung geeigneten Maßregeln 
getroffen werden. Insbeſondere kann die Unter 
bringung in eine Erziehung» oder Beſſerungs— 
anftalt erfolgen, nachdem durch Beſchluß der Vor— 
mundſchaftsbehörde die Begehung der Handlung 
feſtgeſtellt und die Unterbringung für zuläſſig 
erklärt iſt. $ 56. Ein Angeſchuldigter, welchet 
zu einer Zeit, als er das zwölfte, aber nicht das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, eine jtraf- 
bare Handlung begangen hat, ijt freizufprechen, 
wenn er bei Begehung derjelben die zur Erkennt» 
niß ihrer Strafbarfeit erforderliche Einficht nicht 
bejaß. — In dem Urtheile ijt zu beftimmen, ob 
der Angeichuldigte feiner Familie überwiejen oder 
in eine Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt ges 
bracht werden fol. In der Anſtalt ift er jo 
lange zu behalten, als die der Anjtalt vorgejeßte 
Verwaltungsbehörde ſolches für erforderlich er— 
achtet, jedoch nicht über das vollendete zwan— 
äigite Lebensjahr. $ 57. Wenn ein Angejchul- 
digter, welcher zu einer Zeit, ald er das zwölfte, 
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aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet bensjahr vollendet Hat, ift felbitändig zu dem 
hatte, eine ftrafbare Handlung begangen hat, Antrage auf Beftrafung beredtigt. — Co lange 
bei —— derſelben die zur Erkenntniß ihrer|der Verletzte minderjährig iſt, Hat der geſetzliche 
Strafbärkeit erforderliche Einſicht beſaß, jo kom- Vertreter deſſelben, reger g Sen der eigenen 
men gegen ihn folgende Bejtimmungen zur Au- Befugniß des Berlegten, das Recht, den Antrag 
wendung: 1) ift die Handlung mit dem Tode zu ftellen. — Bei bevormundeten Geiftesfranfen 
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oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroht, ſo 
iſt auf Gefängniß von drei bis zu fünfzehn Jah: 
ren zu erfennen; 2) ift die Handlung mit lebens» 
länglicher Feitungshaft bedroht, fo ift auf Feſt— 
ungshaft von drei bis zu fünfzehn Jahren zu 
erfennen; 3) ift die —— mit Zuchthaus oder 
mit einer anderen 

Strafe zwiſchen dem geſetzlichen Mindeſtbetrage 
der angedrohten Strafart und der Hälfte des 
Höchſtbetrages der angedrohten Strafe zu be— 
ſtimmen. — Iſt die jo beſtimmte Strafe Zucht. 
haus, ſo tritt Gefängnißſtrafe von gleicher Dauer 
an ihre Stelle; 4) iſt die Handlung ein Vergehen 
oder eine Uebertretung, ſo kann in beſonders 
leichten Fällen auf Verweis erkannt werden; 5) 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte über- 
haupt oder einzelner bürgerlicher Ehrenrechte, 
ſowie auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht iſt nicht 
zu erkennen. — Die Freiheitsſtrafe iſt in bejon- 
deren, zur Verbüßung von Strafen jugendlicher 
Perſonen beftimmten Anftalten oder Räumen zu 
vollziehen. $ 58. Ein Zaubftummer, welcher 
die zur Erfenntniß der Strafbarfeit einer von 
ihm begangenen Handlung erforderliche Einficht 
nicht beſaß, ift freizufprehen. $ 59. Wenn Je 
mand bei Begehung einer ftrafjbaren Handlung 
das Worhandenfein von Thatumftänden nicht 
kannte, welche zum gejeglichen Thatbejtande ge- 
hören oder die Strafbarteit erhöhen, fo find ihm 
diefe Umftände nicht zuzurechnen. — Bei der 
Beitrafung fahrläffig begangener Handlungen 
gilt diefe Beitimmung nur injoweit, als die Un— 
fenntniß jelbft nicht durch Fahrläſſigleit verjchul- 
det iſt. $ 60, Eine erlittene Unterfuchungshaft 
tan bei Fällung des Urtheil3 auf die erfannte 
Strafe ganz ober theilweife angerechnet werden. 
$ 61. Eine Handlung, deren Verfolgung nur 
auf Antrag eintritt, ift nicht zu verfolgen, wenn 
der zum Untrage Berechtigte e8 unterläßt, ben 
Antrag binnen drei Monaten zu ftellen. Dieje 
Frift beginnt mit dem Tage, jeit welchem ber 
zum Antrage Berechtigte von ber Handlung und 
von ber Berfon des Thäterd Kenntniß gehabt 
hat. 8 62. Wenn von mehreren zum Antrage 
Berechtigten einer die dreimonatlide Frift ver- 
fäumt, jo wird hierdurch das Recht der übrigen 
nicht ausgeſchloſſen. $ 63. Der Antrag kann 
nicht getheilt werden. Das gerichtliche Verfahren 
findet gegen ſämmtliche an der Handlung Be- 
theiligte (Thäter und Teilnehmer), jowie gegen 
den Begünftiger ftatt, auch wenn nur gegen eine 
diefer Perjonen auf Beſtrafung angetragen wor- 
ben ift. 564. Die Zurüdnahme ded Antrages 
ift nur in dem gejeglich beſonders vorgejehenen 
— und nur bis zur Verkündigung eines auf 

trafe lautenden Urtheils 
Er Burüdnahme des 


guläffig. — Die ret-|Bolljtredung obliegt, 
ntraged gegen eine|Bollitredung erfolgende Feſtnahme des Berur- 


und Taubftummen ift der Vormund der zur 
Stellung des Antrages Berechtigte. $66. Durch 
Verjährung wird die Strafverfolgung unb bie 
Strafvollitredung — $ 67. Die 
—— von brechen verzährt, wenn 
ſie mit dem Tode oder mit lebenslänglichem 


trafart bedroht, jo iſt die] Zuchthaus bedroht find, in zwanzig Jahren; 


wenn ſie im Höcdjftbetrage mit einer Freiheits- 
ftrafe von einer längeren als zehnjährigen Dauer 
bedroht find, in fünfzehn Sehen: wenn fie mit 
einer geringeren Freiheitäftrafe bedroht find, in 
zehn Fahren. — Die Strafverfolgung von Ber: 
gehen, die im SHöchftbetrage mit einer längeren 
als dreimonatlichen Gefängnißftrafe bedroht find, 
verjährt in fünf Jahren, von anderen Vergehen 
in drei Jahren. — Die Strafverfolgung von 
Uebertretungen verjährt in drei Monaten. — 
Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an mel- 
chem die Handlung begangen ift, ohne Rückſicht 
auf den Zeitpunft des eingetretenen Erfolges. 
$ 68. Jede Handlung des Richterd, welche wegen 
der begangenen That gegen den Thäter gerichtet 
it, unterbricht die Verjährung. — Die Unter 
brechung findet nur rüdjichtlic Desjenigen ftatt, 
auf welchen die Handlung fi) bezieht. — Nach 
der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 
$ 69. Iſt der Beginn oder die Fortfegung eines 
Strafverfahren von einer Vorfrage abhängig, 
deren Entſcheidung in einem anderen Berfahren 
erfolgen muß, jo ruht die — is zu 
deſſen Beendigung. $ 70. Die Bollftredung 
rechtskräftig erfannter Strafen verjährt, wenn 
1) auf Tod oder auf lebenslängliches Zuchthaus 
oder auf Tebenslängliche Feftungshaft erkannt ift, 
in dreißig Jahren; 2) auf Zuchthaus oder Feit: 
ungshaft von mehr als zehn Jahren erkannt ift, 
in zwanzig Jahren; 3) auf Zuchthaus bis au 
zehn Jahren oder auf Feitungshaft von fünf bis 
8 = Jahren oder Gefängnig von mehr al? 
f Sahren erfannt ift, in fünfzehn Jahren; 
4) auf Yeitungshaft oder Gefängnig von zwei 
bis zu fünf Jahren oder auf Geldftrafen von 
mehr als 6000 M erlannt ar in zehn Jahren; 
5) auf Feitungshaft oder Gefäng H bis zu zwei 
Jahren oder auf Geldftrafe von mehr ala 150 
biö zu 6000 M exfannt ift, in fünf Jahren; 6) 
auf Haft oder auf Geldftrafe biß zu 150 M er 
kannt if, im zwei Jahren. — Die Verjährung 
beginnt mit dem Tage, an welchem dad Urtheil 
rechtöfräftig geworden ift. $ 71. Die Bollitred- 
ung einer wegen berjelben Handlung neben einer 
Freiheitsſtrafe erfannten Gelbftrafe verj nit 
früher, als die Vollftredung der reiheitsftrafe. 

8 72. Jede auf Vollſtrecung der Strafe geri 
tete Handlung derjenigen Vehörbe, welcher die 
—* die zum Zwecke der 


er dorbezeichneten Perſonen hat die Tinſtellung theilten unterbricht die — — Nach der 
e 


des Verfahrens aud) gegen die anderen zur Folge.|Unterbredung der Tollftredung 
8 65. Der Berlepte, welder das achtzehnte de⸗ ginnt eine neue Verjährung. 


r Strafe ber 
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Fünfter Abſchnitt. 

Zuſammentreffen mehrerer ſtrafbarer Handlungen. 
8 73. Wenn eine und dieſelbe Handlung 
mehrere Strafgefege verlegt, jo fommt nur das- 
jenige Geſetz, welches die ſchwerſte Strafe, und 
bei ungleichen Girafarten dasjenige Geſetz, wel» 
ches die ſchwerſte Strafart androht, zur Anwen» 
dung. 8 74. Gegen denjenigen, welcher durch 
mehrere jelbftändige Handlungen mehrere Ber- 
brechen oder Vergehen, oder daſſelbe Verbrechen 
oder Vergehen mehrmald begangen und dadurd 
mehrere zeitige Sgreibeitäftraten vermwirft hat, ijt 
auf eine Bejammtitrafe zu erkennen, welche in 
einer Erhöhung der verwirkten jchwerjten Strafe 
beiteht. — Bei dem Zujummentreffen ungleich— 
artiger Freiheitsftrafen tritt dieſe Erhöhung bei 
der ihrer Art nach jchweriten Strafe ein. — Das 
Maß der Sefammtitrafe darf den Betrag ber 
verwirkten Einzeljtrafen nicht erreichen und fünf 
zehnjähriges Zuchthaus, zehnjähriges Gefängniß 
oder fünfzehnjährige Feitungshaft nicht überjtei- 
en. $ 3 Trifft Feſtungshaft nur mit Ge- 
Fangnik ujammen, jo ijt auf jede diefer Straf- 
arten 4 zu erfennen. — Iſt Feſtungshaft 
oder Gefängniß mehrfach verwirkt, jo ift hinficht- 
lich der mehreren Strafen gleicher Urt fo zu ver- 
fahren, als wenn dieſelben allein verwirkt wären. 
— Die Gefammtdauer der Strafen darf in dieſen 
Fällen fünfzehn Jahre nicht überfteigen. F 76. 
Die Berurtheilung zu einer Gefammtitrafe ſchließt 
die Überfennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
nicht aud, wenn dieſe auch nur neben einer der 
verwirkten Einzeljtrafen zuläffig oder geboten ift. 
— Ingleichen fann neben der Gefammtjtrafe auf 
Zuläffigfeit von Polizeiaufjicht erfannt werden, 
wenn dieſes auch nur wegen einer der mehreren 
ftrafbaren Handlungen ftatthaft ift. 877. Trifft 
Haft mit einer anderen Freiheitsſtrafe zufammen, 
fo ift auf die erftere geiondert zu erfennen. — 
Auf eine mehrfach verwirkte Haft ift ihrem Ge- 
fanımtbetrage nady jedoch nicht über die Dauer 
von drei Monaten zu erkennen. 8 78. Auf 
Geldftrafen, melde wegen mehrerer ftrafbaren 
Handlungen allein oder neben einer Freiheitsſtrafe 
verwirft jind, ift ihrem vollen Betrage nad) zu 
erfennen. — Bei Ummwandlung mehrerer Geld- 
ftrafen iſt der Höchftbetrag der an die Stelle der- 
felben tretenden Freiheitäftrafe zwei Jahre Ge- 
fängniß und, wenn die mehreren Geldjtrafen nur 
wegen Uebertretungen erfannt worden find, drei 
Monate Haft. $ 79. Die Vorfchriften der 88 74 
bis 78 finden auch Anwendung, wenn, bevor eine 
erfannte Strafe verbüßt, verjährt oder erlaffen 
ift, die Berurtheilung wegen einer ftrafbaren 
Handlung erfolgt, welche vor der früheren Ber- 

urtheilung begangen war. 


Zweiter Theil, 

Bon den einzelnen Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen und deren Beitrafung. 
Erjter Abſchnitt. 

Hodjverrath und Landesverrath. 


8 80. Der Mord und der Verſuch des Mor- 
des, welche an dem flaijer, an dem eigenen Lan— 
deäherrn, oder während des Aufenthalts in einem 

Grotefend, Polizeisferiton, 
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Bundesftaate an dem Landesherrn diejes Staats 
verübt worden find, werden als Hochverrath mit 
dem Tode beitraft. 8 81. Wer außer den Fällen 
des $ 80 es unternimmt, 1) einen Bundesfürften 
zu tödten, gefangen zu nehmen, in Feindes Ge- 
walt zu liefern oder zur Regierung unfähig zu 
maden, 2) die Verfafjung des Deutichen Reichs 
oder eined Bundesſtaates oder die in demjelben 
beftehende Thronfolge gewaltſam zu ändern, 3) 
dad Bundesgebiet ganz oder theilmeife einem 
fremden Staate gewaltjam einzuverleiben, oder 
einen Theil beffelben vom Ganzen loszureifen, 
oder 4) das Gebiet eined Bundesftaates ganz 
oder theilweife einem anderen Bundesitaate ge- 
waltjam einzuverleiben, oder einen Theil deffelben 
vom Gmmzen loszureißen, wird wegen Hochver- 
raths mit lebenslänglichem — oder lebens⸗ 
länglicher Feſtungshaft beſtraft. — Sind mil« 
dernde Umſtände vorhanden, jo tritt Feſtungs— 
haft nicht unter fünf Jahren ein. — Neben der 
Feſtungshaft kann auf Verluſt der bekleideten 
öffentlichen Aemter, ſowie der aus öffentliden 
Wahlen hervorgegangenen Rechte erkannt werden. 
$ 82. Als ein Unternehmen, durch welches das 
Verbrechen des Hochverraths vollendet wird, ift 
jede Hardlung anzujehen, durch weldhe das Vor— 
haben unmittelbar zur Ausführung gebracht wer- 
den joll. $ 83. Haben Mehrere die Ausführung 
eines hochverrätheriichen Unternehmens verab— 
redet, ohne daß es zum Beginn einer nad $ 82 
itrafbaren Handlung aelommen ift, fo werden 
diejelben mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer be» 
itraft. — Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt Feſtungshaft nicht unter zwei Jahren 
ein. — Neben der Feſtungshaft kann auf Berluft 
der befleideten öffentlichen Aemter, ſowie der aus 
öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er- 
fannt werben. $ 84. Die Strafvorjchriften des 
$ 83 finden aud) gegen denjenigen Anwendung, 
welcher zur Vorbereitung eines Hochverrathes 
entweder ſich mit einer auswärtigen Regierung 
einläßt, oder die ihm von dem Reich oder einem 
Bundesftaate anvertraute Macht mißbraucht oder 
Mannichaften anmwirbt oder in den Waffen ein- 
übt. $ 85. Wer öffentlich vor einer Menſchen— 
menge, oder wer durch Verbreitung oder öffent« 
lichen Anſchlag oder öffentliche Ausftelung von 
Schriften oder anderen Darftellungen zur Aus— 
führung einer nah $ 82 ftrafbaren Handlung 
auffordert, wird mit Zuchthaus bis zu zehn 
Fahren oder Feltungshaft von gleicher Dauer 
beitraft. — Sind mildernde Umfjtände vorhanden, 
jo tritt Seftungehaft von Ginem bis zu fünf 
Jahren ein. $ 86. Jede andere, ein hochver- 
rätherijches Unternehmen vorbereitende Handlung 
wird mit Zuchthaus bis zu drei Jahren oder 
Feſtungshaft von gleicher Dauer beftraft. — Sind 
mildernde Umjtände vorhanden, jo tritt Feitungs» 
aft von jechs Monaten bis zu drei Jahren ein. 
| 87. Ein Deuticher, welcher ſich mit einer aus: 
ländiſchen Regierung einläft, um diefelbe zu 
einem Kriege gegen das Deutjche Reich zu ver: 


‚anlaffen, wird wegen Landesverraths mit Zucht 


haus nicht unter fünf Jahren, und, wenn der 
Krieg ausgebroden tft, mit lebenslänglichem 
12 
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Zuchthaus beſtraft. — Sind mildernde Umſtände bekleideten öffentlichen Aemter, ſowie der aus 
vorhanden, jo tritt Feſtungshaft von ſechs Mo- öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er» 
naten bi3 zu fünf Jahren und, wenn der Krieg fannt werden. F91. Gegen Ausländer ijt wegen 
ausgebrochen ift, Feitungshaft nicht unter fünf|der in den $$ 87, 89, 90 bezeichneten Handlungen 
Jahren ein. — Neben der Feitungshaft kann aufinach dem Kriegsgebrauche zu verfahren. — Be- 
Berluft der befleideten öffentlichen Aemter, jowie|gehen fie aber jolche Handlungen, während fie 


der aus öffentlihen Wahlen hervorgegangenen 
Rechte erkannt werden. Ein Deuiſcher, 
welcher während eines gegen das Deuitſche Reich 
ausgebrochenen Krieges in der —— Kriegs⸗ 
macht Dienſte nimmt, oder die Waffen gegen das 
Deutſche Neich oder deſſen Uunbebamoffen trägt, 
wird wegen Landesverrath mit lebenslänglichem 
Zuchthaus oder lebenslänglicher Feitungshaft be» 
ftraft. — Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt Feſtungshaft nicht unter fünf Jahren ein. 
— Ein Deuticher, welcher ſchon früher in frem- 
ben Kriegsdienſten ſſand, wird, wenn er nad) 
Ausbruch des Krieges in der feindlichen Kriegs— 
macht verbleibt, oder die Waffen gegen das 
Deutjche Reich oder deſſen Bundesgenofjen trägt, 
wegen Landesverrath3 mit Zuchthaus von zwei 
bis zu zehn Jahren, oder mit Feſtungshaft von 
gleicher Dauer bejtraft. Sind mildernde Umftände 
vorhanden, jo tritt Feſtungshaft bis zu zehn 
Sahren ein. — Neben der Feitungshaft fann 
auf Berluft ber befleideten öffentlichen Aemter, 
jowie der aus öffentlichen Wahlen — 

enen Rechte erfannt werden, $ 89. Ein Deut- 
Per, ag vorfäglic) während eines gegen das 
Deutſche Reich ausgebrochenen Krieges einer 
feindlichen Macht Vorſchub leiſtet, oder den Trup— 
pen des Deutſchen Reichs oder der Bundesge— 
noſſen deſſelben Nachtheil zufügt, wird wegen 
Landesverraths mit Zuchthaus bis zu zehn Jah— 
ren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer 
beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
ſo tritt Feſtungshaft bis zu zehn Jahren ein. 
— Neben der Feſtungshaft kann auf Verluſt der 
bekleideten öffentlichen Aemter, ſowie der aus 
öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte er- 
kannt werden, $ 90. Lebenslängliche Zuchthaus: 
ftrafe trifft einen Deutichen, welcher plöglic) wäh 
rend eined gegen das Deutjche Reid, ausgebro- 
chenen Krieges 1) Zeitungen, Päſſe, beſetzte Plätze 
oder andere Vertheidigungspoſten, ingleichen 
Deutſche oder verbündete Truppen oder einzelne 
Offiziere od. Soldaten in feindliche Gewalt bringt; 
2) Feſtungswerke, Schiffe oder andere Fahrzeuge 
ber Kriegsmarine, Kaſſen, Smananier Magazine 
oder andere Vorräthe von Waffen, Schießbedarf 
oder anderen Kriegsbedürfnijjen in feindliche Ge- 
walt bringt oder diejelben, jowie Brüden und 
Eijenbahnen zum Vortheile des Feindes zerftört 
oder unbraudbar macht; 3) dem Feinde Mann— 
ſchaften zutübet, oder Soldaten des Deutichen 
oder verbündeten Heeres verleitet, zum Feinde 
überzugehen ; 4) Operationspläne oder Pläne von 


unter dem Schutze des Deutjchen Reiches oder 
eines Bundesftaates fi innerhalb ded Bundes» 
gebietes aufhalten, jo fommen bie in ben $$ 87, 
89 und 90 bejtimmten Strafen zur Anwendung. 
8 92. Wer vorſätzlich 1) Staatdgeheimnifje oder 
Feſtungspläne, oder ſolche Urkunden, Metenjtüde 
oder Nachrichten, von denen er weiß, daß ihre 
Geheimhaltung einer anderen Regierung gegen- 
über für dad Wohl des Deutihen Reichs oder 
eined Bundesstaates erforderlich ift, dieſer Re— 
gierung mittheilt, oder öffentlich befannt mad; 
2) zur Gefährdung der Rechte des Deutichen Rei- 
ches oder eines Bundesjtaates im Verhältniß zu 
einer anderen Negierung die über ſolche Rechte 
ſprechenden Urkunden oder Beweismittel vernid- 
tet, verfälfcht oder unterdrüdt, oder 3) ein ihm 
von Seiten des Deutjchen Reiches oder von einem 
Bundesſtaate aufgetragenes Staatsgeſchäft mit 
einer andern Negierung zum Nadjtheil deſſen 
führt, der ihm den Auftrag ertheilt hat, — wird 
mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beſtraft. 
— Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt 
Feſtungshaft nicht unter ſechs Monaten ein. $ 93. 
Wenn in ben Füllen der S$ 80, 81, 83, 84, 87 
bi 92 die Unterſuchung eröffnet wird, jo kann 
bis zu deren rechtskräftigen Beendigung das Ver: 
mögen, welches der —— beſitzt, oder 
welches ihm ſpäter anfällt, mit Beſchlag belegt 


werden. 
Zweiter Abſchnitt. 
Beleidigung des Landesherrn. 

$ 94. Wer einer Thätlichkeit gegen den Kaiſer, 
egen feinen Landesherrn, oder während jeines 
Aufenthaltes in einem Bundesftaate einer Thät- 
lichfeit gegen den Landesherrn diejes Staates ſich 
Ihuldig macht, wird mit lebenslänglihem Zudt: 
haus oder lebenslänglicher Feitungshaft, in mins 
der jchweren Fällen mit Zuchthaus nicht unter 
fünf a oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer befiraft. Neben der Feitungshaft kann 
auf Berlujt der befleideten öffentlichen Memter, 
jowie der aus Öffentlichen Wahlen herporgegan« 
genen Rechte erfannt werden. — Sind mildernde 
Umftände vorhanden, jo tritt Feftungshaft nicht 
unter fünf Jahren ein. $ 95. Wer den Kaijer, 
jeinen Landesherrn, oder während jeines Aufent- 
haltes in einem Bundesftaate deſſen Landesherrn 
beleidigt, wird mit Gefängniß nicht unter zwei 
Monaten oder mit Feitungshaft von zwei Mo» 
naten bis zu fünf Jahren beftraft. — Neben der 
Gefängnißitrafe kann auf Berluft der befleideten 
öffentlichen Aemter, jowie der aus öffentlichen 


Feſtungen oder feiten Stellungen dem Feinde | Wahlen hervorgegangenen Rechte erfannt werden. 


mittheilt; 5) dem Feinde als 


pion bient oder|)$ 96. Wer einer Thätlichkeit gegen ein Mitglied 


feindliche Spione aufnimmt, verbirgt oder ihnen des landesherrlichen Haujes feines Staates, oder 


Beiftand leiftet, oder 6) einen Aufftand unter den 
Deutjhen oder verbündeten Truppen erregt. — 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo tritt 
Feſtungshaft nicht unter fünf Jahren ein. — 


egen den Regenten feines Staates, oder während 
Feines Aufenthaltes in einem Bundesitaate einer 
Thätlichkeit gegen ein Mitglied des landesherr- 
lihen Hauſes dieſer Staates, oder gegen den 


Neben der Feſtungshaft kann auf Verluft der Regenten diefes Staates ſich ſchuldig macht, wird 
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mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren ober mit nicht zum Deutichen Reiche gehörenden Staates 
Feſtungshaft von er Dauer, in minderjeiner Beleidigung ſchuldig macht, wird mit Ge— 
jchweren Fällen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahr |fängnif von Einer Woche bis zu zwei Jahren 
ren oder mit Feltungshaft von gleicher Dauer/oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer be— 
beitraft. — Sind mildernde Umstände vorhanden, |ftraft, foiern in dieſem Staate dem Deutfchen 
jo tritt Feftungshaft von Einem bis zu fünf Reiche die Gegenjeitigkeit verbürgt ift. — Die 


Jahren ein. 8 97. Wer ein Mitglied des lan- 


desherrlichen Haufes jeines Staates, oder den|Regierung ein. 


Negenten feines Staates, oder während jeines 
Aufenthaltes in einem Bundesftaate ein Mitglied 
des Iandeöherrlichen Haufes dieſes Staates, oder 
den Regenten diejes Staates beleidigt, wird mit 
Gefängnig von Einem Monat bis zu drei Jah. 
ren oder mit Feftungshaft von gleicher Dauer 


beitraft. 
Dritter Abſchnitt. 
Beleidigung von Bundesfüriten. 

8 98. Wer aufer dem Falle des $ 94 ſich 
einer Thätlichkeit gegen einen Bunbesfürften fchul- 
big madjt, wird mit Zuchthaus von zwei bis zu 
zehn Jahren oder mit Feitungshaft von gleicher 
Dauer beſtraft. — Sind mildernde Umftände 
vorhanden, jo tritt Feitungshaft von ſechs Mo— 
naten bis zu zehn Jahren ein. F 99. Wer 
außer dem alle de3 $ 95 einen Bundesfürjten 
beleidigt, wird mit Gefängniß von Einem Monat 
bis zu drei Jahren oder mit Feitungshaft von 
gleidyer Dauer bejtraft. — Die Verfolgung tritt 
nur mit Ermächtigung des Beleidigten ein. 

100. Wer außer dem Falle des $ 96 ſich einer 

ätlichfeit gegen ein Mitglied eined bundesfürft- 
lihen Haufes, oder ben Regenten eines Bundes» 
ftaates ſchuldig macht, wird mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren oder mit Feftungshaft von glei» 
cher Dauer beitraft. — Sind mildernde Umftände 
vorhanden, fo tritt Feitungshaft von Einem 
Monat bis zu drei Jahren ein. $ 101. Wer 
außer dem Falle des $ 97 den Megenten eines 
Bunbesitaates beleidigt, wird mit Gefängniß von 
Einer Woche bis zu zwei Jahren oder mit Feſt— 
ungshaft von gleicher Dauer beitraft. — Die 
Verfolgung tritt nur mit Ermädtigung des Be- 
leidigten ein. 

Vierter Abſchnitt. 
Feindlihe Handlungen gegen befreundete Staaten. 


$ 102. Ein Deutfcher, welder im Inlande 
oder Auslande, oder ein Ausländer, welcher 
während jeines Aufenthalt3 im Inlande gegen 
einen nicht zum Deutichen Reich gehörenden Staat 
oder deſſen Yandesherrn eine Handlung vornimmt, 
die, wenn er fie gegen einen Bunbesjtaat oder 
einen Bundesfürften begangen hätte, nad Vor— 
ſchrift der 85 81 bis 86 zu beftrafen fein würde, 
wird in den Fällen der 55 81 bis 84 mit Feſt— 
ungshaft von Einem bis zu zehn Jahren oder, 


Verfolgung tritt nur auf Antrag der auswärtigen 
Die Zurüdnahme des Antrages 
ift zuläſſig. $ 1083a. Wer ein öffentliches Zei— 
hen der WMutorität eines nicht zum Deutjchen 
Reiche gehörenden Staates, oder ein Hoheitd- 
zeichen eines ſolchen Staates böswillig wegnimmt, 
zeritört oder beichädigt, oder beſchimpfenden Une 
fug daran verübt, wird mit Geldjtrafe bis zu 
600 M oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
beitraft. $ 104. Wer fich gegen einen bei dem 
Reiche, einem bundesfürjtlihen Hofe, oder bei 
dem Senate einer der freien Hanjejtädte beglau- 
bigten Gejandten oder Gejchäftsträger einer Be- 
leidigung ſchuldig madıt, wird mit Gefängnik 
bis zu Einem Jahre oder mit Feltungshaft von 
gleiher Dauer bejtraft. — Die Verfolgung tritt 
nur auf Antrag des Beleidigten ein. Die Zu— 
rüdnahme des Antrages ijt zuläflig. 


Fünfter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen in Esiehung auf die 
Ausübung jtaatsbürgerliher Rechte. 

8 105. Wer es unternimmt, den Senat oder 
die Bürgerichaft einer der freien Hanfeftädte, eine 
ejeggebende Verſammlung des Reiches oder eines 

undesjtaate8 auseinander zu jprengen, zur 
Faſſung oder Unterlafjung von Beichlüffen zu 
nöthigen, oder Mitglieder aus ihnen gewaltjam 
u entfernen, wird mit Zuchthaus nicht unter 
anf Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer beſtraft. — Sind mildernde Umſtände 
vorhanden, jo tritt Feftungshaft nicht unter Einem 
Sahre ein. $ 106. Wer ein Diitglied einer der 
vorbezeichneten Berfammlungen durch Gewalt oder 
durch Bedrohung mit einer jtrafbaren Handlung 
verhindert, jih an den Ort der Verſammlung zu 
begeben oder zu ftimmen, wird mit Zuchttaus 
bis zu fünf Jahren oder mit Feitungshaft von 
leiher Daucr bejtraft. — Sind mildernde Um— 
fände vorhanden, fo tritt Feitungshaft bis zu 
zwei Jahren ein. $ 107. Wer einen Deutichen 
durch Gewalt oder durch Bedrohung mit einer 
itrafbaren Handlung verhindert, in Ausübung 
jeiner ftaatsbürgerlichen Rechte zu wählen oder 
zu ftimmen, wird mit Gefängniß nicht unter jech® 
Monaten oder mit Feitungshaft bis zu fünf 
Jahren beitrafl. — Der Beriub iſt jtrajbar. 
$ 108. Wer in einer öffentlihen Angelegenheit 
mit der Sammlung von Wahl- oder Stimmzettel 
oder »Heichen, oder mit der Führung der Beur- 


wenn mildernde Umjtände vorhanden find, mit|Tundungsverhandlung beauftragt, ein unrichtiges 
Feftungshaft von ſechs Monaten bid zu zehn Ergebniß der Wahlhandlung vorfäglid herbei- 
Sahren, in den Fällen der SS 85 und 86 mit|führt, oder das Ergebniß verfälicht, wird mit 
Feſtungshaft von Einem Monat bis zu drei) Gefängniß von Einer Woche bis zu drei Jahren 
Jahren beftraft, jofern in dem anderen Staate beſtraft. — Wird die Handlung von Jemand 
dem Deutichen Reiche die Gegenfeitigfeit verbürgt | begangen, welcher nicht mit der Sammlung ber 
ift. — Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der | Zettel oder Zeichen, oder einer anderen Berricht- 
auswärtigen Regierung ein. Die Zurüdnahme ung bei dem Wahlgeſchäfte beauftragt ijt, jo tritt 
bed Antrages ift zulaͤſſig. $ 103. Wer ji Gerängnißitrafe bis zu zwei Jahren ein. — Auch 
gegen den Yandesherrn oder den Regenten eines Tann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
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erfannt werben. F 109. Wer in einer öffent⸗-ſdelsführer, ſowie diejenigen Aufrührer, welche 


lichen Angelegenheit eine Wahlſtimme kauft oder 
verfauft, wird mit Gefängniß von Einem Monat 
bi8 zu zwei Jahren beftraft; auch kann auf Ver- 
luft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werben, 


Sechſter Abſchnitt. 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt. 


$ 110. Wer öffentlich vor einer Menſchen— 
menge, oder wer durch Verbreitung oder öfjent- 
lihen Anſchlag oder öffentlihe Ausftellung von 
Schriften oder anderen Darjtellungen zum Uns 
gehorjam gegen Gejege oder rechtsgiltige Ver— 
ordnungen, oder gegen die von der Obrigkeit 
innerhalb ihrer Zuftändigfeit getroffenen Anord- 
nungen auffordert, wird mit Geldjtrafe bis zu 
600 M oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
beſtraft. $ 111. Wer auf die vorbezeichnete 
Weife zur Begehung einer jtrafbaren Handlung 
auffordert, it gleid) dem Anſtiſter zu bejtrafen, 
wenn die Aufforderung die ftrajbare Handlung, 
oder einen ftrafbaren Verſuch derielben zur Folge 
gehabt hat. — Iſt die Aufforderung ohne Er- 
ſolg geblichen, jo tritt Geldſtrafe bis zu 600 M 
oder Gefängnißſtrafe bid zu Einem Jahre ein. 
Die Strafe darf jedoch, der Art oder dem Maße 
nach, feine jchwerere jein, als die auf die Hand- 
lung felbjt angedrohte. $ 112, Wer eine Per- 
fon des Soldatenjtandes, es fei des Deutſchen 
Heeres oder der Kaijerlichen Marine, auffordert 
oder anreizt, dem Befehle des Oberen nicht Ge- 
horſam zu leiten, wer insbefondere eine Perſon, 
welche zum Beurlaubtenftande gehört, auffordert 
oder anreizt, der Einberufung zum Dienfte nicht 
zu folgen, wird mit Gefängniß bis zu zwei 
Jahren beitraft. $ 113. Wer einem Beamten, 
welcher zur Vollftredung von Gejegen, von Bes 
fehlen und Anordnungen der Berwaltungsbehör- 
den, oder von Urtheilen und Verfügungen der 
Gerichte berufen ift, in der rechtmäßigen Aus- 
übung feines Amtes durch Gewalt oder durd) 
Bedrohung mit Gewalt Widerftand leiftet, oder 
wer einen ſolchen Beamten während der redıt- 
mäßigen Ausübung feines Amtes thätlid) angreift, 
wird mit Gejängniß von vierzehn Tagen bis zu 
zwei Jahren beitraft. — Sind mildernde Um— 
ftände vorhanden, jo tritt Gefängnißitrafe bis zu 
Einem Jahre oder Geldftrafe bis zu 1000 M 
ein, — Diejelben Strafvorjchriften treten ein, 
wenn die Handlung gegen Perjonen, welche zur 
Unterftügung des Beamten zugezogen waren, oder 
gegen Mannſchaften der bewafineten Macht, oder 
gegen Mannſchaften einer Gemeinde-, Schutz- oder 

ürgerwehr in Ausübung des Dienftes begangen 
wird. 14. Wer e8 unternimmt, durd) Gewalt 
oder Drohung eine Behörde oder einen Beamten 
zur Vornahme oder Unterlafjung einer Amts— 
handlung zu nöthigen, wird mit Gefängniß nicht 
unter drei Monaten beftraft. — Sind mildernde 
Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe bis 
zu zwei Jahren ein. 8 115. Wer an einer 
öffentlichen Zufammenrottung, bei welder eine 
der in den $$ 113 und 114 bezeichneten Hand— 


eine der in den $$ 113 und 114 bezeichneten 
Handlungen begehen, werben mit Zuchthaus bis 
gu zehn Jahren beitraft; auch kann auf Zuläffig- 
eit von Polizeiaufficht erfaunt werden. Sind 
mildernde Umjtände vorhanden, jo tritt Gefäng- 
nißftrafe nicht unter jechs Monaten ein. $ 116. 
Wird eine auf Öffentlichen Wegen, Straßen oder 
Plägen verfammelte Menſchenmenge von dem 
zuftändigen Beamten oder Befehlähaber der be- 
wafjneten Macht u! ſich zu entfernen, 
jo wird jeder der Verſammelten, welcher nad) 
der dritten Aufforderung fich nicht entfernt, wegen 
Auflaufs mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
oder mit Geldftrafe bis zu 1500 M beitraft. — 
Iſt bei einem Auflaufe gegen die Beamten ober 
die bewaffnete Macht mit vereinten Kräften thät- 
liher Widerftand geleiftet, oder Gewalt verübt 
worden, jo treten gegen diejenigen, welche an 
diefen Handlungen theilgenommen haben, bie 
Strafen des Aufruhrs ein. $ 117. Wer einem 
Forſt- od. Jagdbeamten, einem Waldeigenthümer, 
Forſt- oder Jagdberechtigten, oder einem von 
dieſen beftellten Aufſeher in der rechtmäßigen 
Ausübung feines Amtes oder Rechtes durch Ge 
walt, oder durch Bedrohung mit Gewalt Wider 
ftand leiftet, oder wer eine diefer Perjonen wäh- 
rend der Ausübung ihres Amtes oder Rechtes 
thätlich angreift, wird mit Gefängniß von vier- 
zehn Tagen bis zu drei Jahren bejtraft. — Iſt 
der Widerjtand oder der Angriff unter Drohung 
mit Schießgewehr, Werten oder anderen geführ- 
lien Werkzeugen erfolgt, oder mit Gewalt an 
der Perjon begangen worden, jo tritt Gefängnif- 
itrafe nicht unter drei Monaten ein. — Sind 
miidernde Umftände vorhanden, fo tritt in den 
gällen des Abſ. 1 Gefängnißftrafe bis zu Einem 
Jahre, in den Fällen des Abſ. 2 Gefängnifjitrafe 
nicht unter Einem Monat ein. & 118. Iſt durch 
den Widerftand oder den Angriff eine Körper— 
verlegung dejjen, gegen weldyen die Handlung 
begangen ift, verurjadht worden, jo ift auf Zucht⸗ 
haus bis zu zehn Jahren zu erfennen. — Sind 
müdernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefäng- 
nißftrafe nicht unter drei Monaten ein. 8 118. 
Wenn eine der in den $$ 117 und 118 bezeich— 
‚eten Handlungen von Mehreren gemeinfchaftlic 
begangen worden ift, jo kann die Strafe bis um 
die Hälfte des angedrohten Höchſtbetrages, die 
Gefängnißitrafe jedoch nicht über fünf Jahre er- 
höht werden. 8 120. Wer einen Gefangenen 
aus der Oefangenanftalt, oder aus der Gewalt 
der bewafineten Madıt de3 Beamten oder be» 
jenigen, unter dejjen Beaufjichtigung, Pegleitung 
oder Bewachung er fi) befindet, vorintlich be— 
freit, oder ihm zur Gelbitbefreiung vorjäglid 
bepilflih it, wird mit Gefängniß bis zu drei 
Jahren beitraft. — Der — iſt ſtrafbar. 
$ 121. Wer vorſätzlich einen Gefangenen, mit 
deſſen Beaufjichtigung oder Begleitung er beauf- 
tragt iſt, entweichen läßt, oder defjen Befreiung 
befördert, wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren 
beitraft. — it die Entweihung durch Fahr 


lungen mit vereinten Kräften begangen wird, Täjfigfeit befördert worden, jo tritt Gefängniß— 


theilnimmt, wird wegen Aufruhrs mit Gefängniß 
nicht unter ſechs Monaten beitraft, — Die Rä— 


itrafe biß zu drei Mi uuten oder Geldftraje bis 
zu 300 M ein. 8 122. Gefangene, welche ſich 


Strafgejeßbud). 


———— und mit vereinten Kräften die 


nſtaltsbeamten, oder die mit der Beauflichtig-, 
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beftraft. $ 128. Die Theilnahme an einer Ber: 
bindung, deren Dafein, Berfafjung oder Zweck 


ung Beauftragten angreifen, denjelben Widerjtand vor der Staatsregierung geheim gehalten wer- 
leijten, oder es unternehmen, fie zu Handlungen den joll, oder in welcher gegen unbetannte Obere 
oder Unterlafjungen zu nöthigen, werden wegen |Gehorjan oder gegen befanute Obere unbeding« 


Meuterei mit Gefängniß nicht unter ſechs Mo- 
naten bejtraft. — Gleiche Strafe tritt ein, wenn 
Gefangene fich zufammenrotten und mit vereinten 
Kräften einen gewaltfamen Ausbruch unternehmen. 
— Diejenigen Meuterer, welche Gemwaltthätig- 
keiten gegen die Anftaltäbeamten, oder die mit 
der Beau tfichtigung Beauftragten verüben, werden 
mit Zuchthaus bi in zehn Jahren beitraft; auch 
fann auf Zuläffigfeit von Polizeiaufjicht erfannt 
werden. 
Siebenter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche 
Ordnung. 

8 123. Wer in die Wohnung, in die Geſchäfts— 
räume oder in das befriedete Befigthum eines 
Anderen oder in abgejichlojjene Räume, welche 
— Öffentlichen Dienſt beſtimmt find, widerrecht- 
ich eindringt, oder wer, wenn er ohne Befug— 
niß darin verweilt, auf die Aufforderung des 
Berechtigten ſich nicht entfernt, wird wegen Saus- 
friedensbruches mit Gefängniß bis zu 3 Monaten 
oder mit Geldftrafe bis zu 300 M beftraft. — 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. — Sit 
die Handlung von iner mit Waffen verjehenen 
Perjon oder von Mehreren gemeinſchaftlich be- 
gangen worben, jo tritt Gefängnißftraje von 
einer Woche bis zu einem Jahre ein. 8 124 
Wenn fi) eine Menjchenmenge öffentlich zuſam— 
menrottet und in der Abficht, Gewaltthätigfeiten 
gegen Perſonen oder Sachen mit vereinten Kräf- 
ten zu begehen, in die Wohnung, in die Gejchäftd- 
räume oder in das befriedete Befigthum eines 
Underen oder in abgeidjloffene Räume, melche 
zum öffentlichen Dienft beftimmt find, widerrecht- 
lich eindringt, jo wird Jeder, welcher an dieſen 
Handlungen Theil nimmt, mit Gefängniß von 
einem Monat bis zu zwei Jahren beitraft. 
g 125. Wenn fi eine Menjchenmenge öffent- 
lich zujammenrottet und mit vereinten Kräften 
gegen Perjonen oder Sachen Gewaltthätigfeiten 
egeht, fo wird Jeder, welder an diejer Zu— 
fammenrottung Theil nimmt, wegen Landfriebens- 
brucdhes mit Gefängnik nicht unter 3 Monaten 
bejtraft. — Die Rädelsführer, ſowie diejenigen, 
welche GemwalttHätigfeiten gegen Perjonen be» 
gangen oder Sachen geplündert, vernichtet ober 
zerftört haben, werben mit Zuchthaus bi3 zu 10 
Jahren beftraft; auch kann auf Zuläffigfeit von 
Bolizei-Aufficht erfannt werden. Sind mildernde 
Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißjtrafe 
nicht unter 6 Monaten ein. $ 126. Wer durch 
Androhung eines gemeingefährlicien Verbrechens 
den Öffentlichen Frieden jtört, wird mit Gefäng- 
niß bis zu 1 Jahr beftraft. $ . Wer um 
befugter Weije einen bemwaffneten Haufen bildet 
oder befehligt oder eine Mannjchaft, von der er 
weiß, daf fie ohne gejetliche Befugnif geſammelt 
ift, mit Waffen oder Rriegäbebürmiffen verfieht, 
wird mit Gefängniß bis zu 2 Fahren bejtraft. 
— Ber fi einem folden bewaffneten Haufen 
anſchließt, wird mit Gefängniß bis zu 1 Jahr 


nr 


ter Gehorjam verjprocen wird, ift an den Mit- 
gliedern mit Gefängniß bis zu 6 Monaten, an 
den Gtiftern und Borftehern der Verbindung 
mit Gefängniß von 1 Monat bis zu 1 Jahr 
zu bejtrafen. — Gegen Beamte kann auf Ber- 
luft der Fähigkeit zur Belleidung öffentlicher 
Aemter auf die Dauer von 1 bis zu 5 Jahren 
erfannt werben. $ 129. Die Theilnahnıe an 
einer Verbindung, zu deren Sweden oder Be- 
Ihäftigungen gehört, Maßregeln der Verwaltung 
oder die Vollziehung von Gejegen durch ungeſetz⸗ 
liche Mittel zu verhindern oder zu entkräften, 
ift an den Mitgliedern mit Gefärgniß bis zu 1 
Jahr, an den Stiftern und Vorftehern der Ber: 
bindung mit Gefängniß von 3 Monaten bis zu 
2 Jahren zu betrafen. — Gegen Beamte kann 
auf Berluft der Fähigkeit zur Belleidung öffent- 
licher Aemter auf die Dauer von 1 bis zu 5 
Jahren erfannt werden. $ 130. Wer in einer 
den Öffentlihen Frieden aefährdenden Weife ver- 
ſchiedene Klaſſen der Bevölferung zu Gemalt- 
thätigfeiten gegen einander öffentlih anreizt, 
wird mit Geldftrafe bis zu 600 M oder mit Ge- 
fängniß bis zu 2 Jahren beſtraft. $ 1304. 
Ein Geiftliher oder anderer Neligionsdiener, 
welcher in Ausübung oder in Veranlafjung der 


.|Ausübung feines Berufes öffentlih vor einer 


Menſchenmenge, oder welcher in einer Kirche oder 
an einem anderen zu religiöfen Verfammlungen 
beftimmten Orte vor Mehreren Angelegenheiten 
des Staats in einer den öffentlichen Frieden ge— 
fährdenden Weile zum Gegenftande einer Ber- 
fündigung oder Erörterung macht, wird mit Ge— 
fängniß oder Feſtungshaft bis zu 2 Jahren be= 
itraft. — Gleiche Strafe trifft denjenigen Geiftlichen 
oder anderen Neligionsdiener, welcher in Aus« 
übung oder in Veranlaſſung der Ausübung feines 
Berufes Schriftſtücke ausgibt oder verbreitet, in 
welchen Angelegenheiten des Staats in einer den 
Öffentlihen Frieden gejährdenden Weile zum 
Gegenitand einer Verkündigung oder Erörterung 
emacht find. $ 131. Wer erdichtete oder ent« 
—* Thatſachen, wiſſend, daß ſie erdichtet oder 
entſtellt ſind, öffentlich behauptet oder verbreitet, 
um dadurch Staatseinrichtungen oder Anord- 
nungen der Obrigfeit verächtlich zu machen, wird 
mit Geldftrafe bis zu 600 M oder mit Gefäng- 
niß bis zu 2 Sahren beftraft. $ 132. Wer 
unbefugt fih mit Ausübung eines öffentlichen 
Amtes befaßt oder eine Handlung vornimmt, 
welche nur kraft eines öffentlichen Umtes vor» 
genommen werden darf, wird mit Gefängniß bis 
zu 1 Jahr oder mit Geldftrafe bis zu 300 M 
beitraft. $133. Wer cine Urkunde, ein Regifter, 
Acten oder einen fonftigen Gegenftand, melde 
fi) zur amtlichen Aufbewahrung an einem da— 
zu bejtimmten Orte befinden, oder welche einem 
Beamten oder einem Dritten amtlich übergeben 
worben find, vorjäglid) vernichtet, bei Seite ſchafft 
oder beſchädigt, wird mit Gefängniß beitraft. — 
Sit die Handlung in gewinnjüchtiger Ubficht bes 
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gangen, fo tritt Gefängnißftrafe nicht unter 8 


Strafgejeßbud). 


ſuch ift ftrafbar. — Das Bermögen des Ange 


Monaten ein; auch fann auf Berluft der er=- jchuldigten kann, inſoweit ala es nad dem 


lihen Ehrenredjte erfannt werben. $ 134. Wer 
öffentlich angeichlagene Belanntmadungen, Ber- 
ordnnungen, Befehle oder Anzeigen von Behörden 
oder Beamten böswillig abreißt, beſchädigt oder 
verunftaltet, wird mit Gelditrafe bi$ zu 300 M 
oder mit Gefängniß bis zu 6 Monaten beitraft. 
$ 135. Wer ein öffentliches Zeichen der Autori- 
tät des Reichs oder eines Bundesfürjten oder 
ein Hoheitözeihen eines Bundesſtaats böswillig 
wegnimmt, zerjtört od. beſchädigt, od. beichimpfen- 
den Unfug daran verübt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu 600 M oder mit Gefängniß bis zu 2 
Jahren beitraft. $ 136. Wer unbefugt ein 
amtliches Siegel, welches von einer Behörde oder 
einem Beamten angelegt ift, um Sachen zu ber- 
ſchließen, zu bezeichnen oder in Beſchlag zu 
nehmen, vorſätzlich erbricht, ablöft oder beſchädigt 
oder ben durch ein jolches Siegel bewirften amt» 
lihen Verſchluß aufhebt, wird mit Gefängnih 
bis zu 6 Monaten beftraft. $137. Wer Sadıen, 
welche durch die zuftändigen Behörden oder Be- 
amten gepfändet oder in Beſchlag genommen 
worden find, vorjäglid, bei Seite ſchafft, zeritört 
oder in anderer Weiſe der Verftridung ganz oder 
theilweije entzieht, wird mit Gefängniß bis zu 
1 Zahr beitraft. $ 138. Wer als Beuge, Ge» 
ihworener oder Schöffe berufen, eine unmwahre 
Thatſache als Entihuldigung voridüpt, wird 
mit Gefängniß bis zu 2 Monaten beitraft. — 
Dafjelbe gilt von einem Sadverftändigen, wel- 
cher zum Erjcheinen gejeglich verpflichtet ift. — 
Die auf das Nichterfcheinen gejegten Ordnungs— 
ftrafen werden durch vorjtehende Strafbeftinm- 
ung nicht ausgeſchloſſen. $ 139. Wer von dem 
Vorhaben eines Hochverraths, Landesverraths, 
Münzverbrechens, Mordes, Raubes, Menfchen- 
raubes oder eines gemeingefährlichen Verbrechens 
a einer Zeit, in mwelder die Verhütung bes 

erbrechens möglich ift, glaubhafte Kenntniß er- 
hält und es unterläßt, hiervon der Behörde oder 
der dur das Verbrechen bedrohten Perion zur 
rechten Zeit Anzeige zu machen, ift, wenn das 
Verbrechen oder ein jtrafbarer Verſuch deijelben 
begangen worden ift, mit Gefärgniß zu beftrafen. 
$ 140. Wegen Verlegung der Wehrpflicht wird 
beftraft: 1) ein Wehrpflichtiger, welcher in der 
Abficht, fi dem Eintritte in den Dienjt bes 
itehenden Heeres oder der Flotte zu entziehen, 
ohne Erlaubniß entweder das Bundeögebiet ver- 
läßt oder nach erreichtem militärpflichtigen Alter 
ſich außerhalb des Bundesgebieted aufhält: mit 
Gelditrafe von 150 bis zu 3000 M oder mit 
Gefängniß von 1 Monat bis zu 1 Jahr; 2) ein 
Offizier oder im Offizierrange ftehender Arzt des 
Beurlaubtenftandes, welcher ohne Erlaubniß aus- 
wandert: mit Geldftrafe bis zu 3000 M oder 
mit Haft oder mit Gefängniß bis zu 6 Monaten; 
3) ein jedes Wehrpflichtige, welcher nad) Öffent- 
liher Bekanntmachung einer vom Kaiſer für die 
Zeit eined Krieges oder einer —— er» 
lafjenen befonderen Anordnung in Widerjpruch 
mit derjelben ausmwandert: mit Gefängniß bis 
zu 2 Jahren, neben welchem auf Gelditrafe bis 
zu 3000 M erfannt werden fann. — Der Ber» 


mejjen des Richterd zur Dedung der den Ans 
geihuldigten möglicherweife treffenden höchiten 
Geldftrafe und der Koften ded Verfahrens er- 
forderlich ift, mit Beichlag belegt werden. $ 141. 
Ver einen Deutjchen zum Militärdienfte einer 
ausländiihen Macht anmwirbt oder den Werbern 
der legteren zuführt, ingleichen wer einen deut- 
ihen Soldaten vorjäglid zum Dejertiren ver» 
leitet oder die Dejertion dejjelben vorjäglich bes 
fördert, wird mit Gefängnig von 3 Monaten 
bi8 zu 3 Jahren beitraft. — Der Verſuch iſt 
itrafbar. $ 142. Wer ſich vorjäglih durch 
Selbitverftümmelung oder auf andere Weife zur 
Erfüllung der Wehrpflicht untauglich macht oder 
dur einen Anderen untauglid) machen läßt, 
wird mit Gefängniß nit unter einem Jahre 
beitraft; auch kann auf Verluſt der bürgerlichen 
—— erkannt werden. — Dieſelbe Strafe 
trifft denjenigen, welcher einen Anderen auf deſſen 
Verlangen zur Erfüllung der Wehrpflicht untaug- 
(ih madt. $ 143. Wer in der Wbficht, ſich 
der Erfüllung der Wehrpfliht ganz oder theil- 
weiſe zu entziehen, auf Täuſchung berechnete 
Mittel anwendet, wird mit Gefängniß beftraft; 
auch kann auf Berluft der bürgerlichen Ehren- 
rechte erfannt werden. — Diejelbe Strafvorfchrift 
findet auf den Theilnehmer Anwendung. $ 144. 
Wer e3 fi zum Geſchäft macht, Deutfche unter 
Borfpiegelung falſcher Thatſachen oder wiſſent⸗ 
lich mit unbegründeten Angaben oder durch an— 
dere auf Täuſchung berechnete Mittel zur Aus— 
wanderung zu verleiten, wird mit Gefängniß bon 
1 Monat bis zu 2 Fahren beſtraft. 8 145. 
Wer die vom Kaiſer zur Verhütung des Zu— 
ſammenſtoßens der Schiffe auf See, über das 
Berhalten der Schiffer nad einem Zufammen- 
jtoße von Schiffen auf See, oder in Betreff der 
Noth- und Lootjenfignale für Schiffe auf See 
und auf den Küſtengewäſſern erlafjenen Berord- 
nungen übertritt, wird mit Geldjtrafe bis zu 
1500 M beitraft. 


Achter Abſchnitt. 
Münzverbrechen und Münzvergehen. 


$ 146. Wer inländiſches oder ausländiſches 
Metallgeld oder Papiergeld nahmadıt, un das 
nadhgemachte Geld als echtes zu gebrauchen oder 
ſonſt in Verkehr zu bringen, oder wer in gleicher 
Abfiht echtem Gelde durch Veränderung an deme 
jelben den Schein eines — Werths oder 
verrufenem Gelde durch Veränderung an dem- 
ſelben das Anſehen eines noch geltenden gibt, 
wird mit Zuchthaus nicht unter 2 Jahren bes 
jtraft; auch ift Polizei-Auffiht zuläffig. — Sind 
mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängniß- 
itrafe ein, — Bere nn Hi Strafbejtimmungen 
finden auf Denjenigen Anwendung, weldier das 
von ihm auch ohne die vorbezeichnete Abſicht 
nachgemachte oder verfälichte Geld als echtes in 
Verkehr bringt, ſowie auf Denjenigen , welcher 
nachgemachtes oder verfälichtes Geld fich ver- 
ihafft und folches entweder in Verkehr bringt 
oder zum Bwede der Verbreitung aus dem Aus— 
lande einführt. $148. Wer nachgemachtes oder 
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verfälichtes Geld als echtes empfängt und nach ſolcher ein» für allemal vereidet ift, eine Verficher- 
erfannter Unechtheit al3 echtes in Verkehr bringt, [ung auf den von ihm geleifteten Eid abgibt; 3) ein 
wird mit Gefängniß bis zu 3 Monaten oder mit|Beamter eine amtliche Verfiherung unter Beruf 
Selditrafe bis zu 300 M beftraft. — Der Ver-jung auf feinen Dienfteid abgibt. $ 156. Wer vor 
ſuch iſt ftrafbar. $ 149. Dem Papiergeldeleiner zur Abnahme einer Verfiherung an Eides- 
werden gleich geachtet Die auf ben Inhaber lauten» | jtatt zuftändigen Behörde eine ſolche Verſicherun 
den Schuldverjchreibungen, Banknoten, Wetien|wiffentlich faljch abgibt oder unter Adi pn 
oder deren Stelle vertretende Interimsſcheine eine folhe Verſicherung wiſſentlich falſch ausſagt, 
oder Quittungen, ſowie die zu dieſen Papieren wird mit Gefängniß von 1 Monat bis zu 3 
gehörenden Zins-, Gewinnantheild- oder Er-|Yahren beftraft. 157. Hat ein Zeuge oder 
neuerungsſcheine, welde von dem Neich, dem Sacverftändiger 2 eined Meineides (88 154, 
Norddeutihen Bunde, einem Bundesſtaate oder|155) oder einer falſchen Verfiherung an Eides- 
fremden Staate oder von einer zur Ausgabe jol-|ftatt ſchuldig gemacht, fo ift die an ſich verwirkte 
der Papiere berechtigten Gemeinde, Corporation, Strafe auf die Hälfte bis ein Viertheil zu er— 
Geſellſchaft oder Privatperfon ausgeſtellt find. |mäßigen, wenn 1) die Angabe der Wahrheit 
$150. Wer echte, zum Umlauf bejtimmte Metall-|gegen ihn felbft eine Verfolgung wegen eines 
geldftüde duch Beſchneiden, Abfeilen oder auf Verbrechens oder Vergehen? nad fi ziehen 
andere Art verringert und als vollgiltig in Ver- konnte, oder 2) der Ausſagende die falſche Aus- 
lehr bringt, oder wer ſolche verringerte Münzen|jage zu Gunften einer Perſon, rüdjichtlich wel— 
gewohnhertsmäßig oder im Einverjtändniffe mitſcher er die Ausſage ablehnen durfte, erjtattet 
dem, welcher fie verringert hat, als vollgiltig in|hat, ohne über fein Recht, die Ausſage ablehnen 
Verkehr bringt, wird mit Gefängniß beftraft,/zu dürfen, belehrt worden zu fein. — Sit hier 
neben welchem auf Geldftrafe bis zu 3000 M, nach Zuchthausſtrafe unter einem Jahre verwirkt, 
jowie auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechtefio ift diefelbe nad) Maßgabe des $ 21 in Ge- 
erfannt werden kann. — Der Verſuch ift ftraf-|fängnißftrafe zu verwandeln. $ 158. Gleiche 
bar. $ 151. Wer Stempel, Siegel, Stide,|Strafermäßigung tritt ein, wenn derjenige, welcher 
Tlatten oder andere zur Anfertigung von Metall» | fich eines Meineides oder einer falichen Berjicher- 
geld, Papiergeld oder dem legteren gleich geadh-Jung an Eidesftatt ſchuldig gemacht Hat, bevor 
teten Papieren bdienlihe Formen zum Bmedeleine Anzeige gegen ihn erfolgt oder eine Unter« 
eines Münzverbrechens angeichafft od. angefertigt|juchung gegen ihn eingeleitet und bevor ein 
hat, wird mit Gefängnig bis zu 2 Jahren be-| Rechtsnadhtheil für einen Anderen aus der falichen 
ftraft. $ 152. Auf die Einziehung des nadj-| Ausjage entjtanden ift, dieje bei derjenigen Be— 
erachten oder verfälichten Geldes, ſowie der|hörde, bei welcher er fie abgegeben hat, wider» 
im $ 151 bezeichneten Gegenftände ift zu er-Iruft. $ 159. Wer e3 unternimmt, einen Une 
fennen, auch wenn die Verfolgung od. Verurtheil-|deren zur nie Au eines Meineided zu verlei- 
ung einer beftimmten Perfon nicht ftattfindet. |ten, wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, und 
Neunter Abſchnitt. wer e3 unternimmt, einen Anderen zur wifiente 

nt . lichen Abgabe einer falſchen Verſicherung an Eides⸗ 

ineid. i 


ſtatt zu verleiten, mit ange ‚bis zu einem 

8 155. Wer einen ihm zugefchobenen, zurüd-] Jahre beftraft. 160. Wer einen Anderen 
ejhobenen oder auferlegten Eid wiſſentlich falih zur Wbleiftung eines falſchen Eides verleitet, 
Pmört, wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren|mwird mit Gefängniß bis zu 2 Jahren beitraft, 
beftraft. $154. Gleiche Strafe trifft Denjenigen,| neben welchem auf Verluft der bürgerlichen Ehren⸗ 
welcher vor einer zur Abnahme von Eiden zu- 


rechte erfannt werden fann, und wer einen Ans 
ftändigen Behörde wiſſentlich ein faljches Beug-|deren zur Ableiftung einer faljchen Verſicherung 
niß oder ein falſches Gutachten mit einem Eide 


an Eidesftatt verleitet, wird mit Gefängniß bis 
befräftigt oder den vor feiner VBernehmung ge-|zu 6 Monaten bejtraft. — Der Verſuch iſt jtraf- 
leiſteten Eid wiſſentlich durch ein falſches Zeüg— 


bar. $ 161. Bei jeder Verurtheilung wegen 
niß oder ein faljches Gutachten verlegt. — Zit|Meineides, mit Ausnahme der Fälle in den 
das faliche Zeugniß oder Gutachten in einer|S$ 157 und 158, ift auf Verluft der bürgerlichen 
Strafjahe zum Nachtheile eines Angeihuldigten| Ehrenrechte und außerdem auf die dauernde Uns 
abgegeben und diefer zum Tode, zu Zuchtyaus|fähigteit des Verurtheilten, als Zeuge oder Sach⸗ 
oder zu einer anderen mehr als 5 Jahre be-|veritändiger eidlich vernommen zu werden, zu 
tragenden been erige verurtheilt worden, folerfennen. — Ju den Fällen der $$ 156 bis 159 
tritt Zuchthaugftrafe nicht unter 3 Fahren ein. 


kann neben der Gefängnifjftrafe auf Verluft der 
8 155. Der Ableiftung eines Eides wird gleich| bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. $& 162. 
geachtet, wenn 1) ein — einer Religions⸗ 


Wer vorſäãtzlich einer durch eidliches Angelöbniß 
geſellſchaft, welcher das Geſetz den Gebrauch ge— 


vor Gericht beſtellten Sicherheit oder dem in 
wiſſer Beiheuerungsformeln an Stelle des Eides einem Offenbarungseide gegebenen Verſprechen zu⸗ 
Au eine Erflärung unter der Betheuerungs— 












































widerhandelt, wird mit Gefängniß bis zu 2 
ormel jeiner Religionsgejellichaft abgibt; 2) der- Fahren beftraft. 8 163. Wenn eine der in den 
jenige, welcher als Partei, Zeuge oder Sachver-⸗F 153 bis 156 bezeichneten Handlungen aus 
jtändiger einen Eid geleiftet hat, in gleicher Eigen-| Fahrläffigleit begangen worden iſt, jo tritt Ge- 
ichait eine Verficherung unter Berufung auf den Gefängnißitrafe bis zu 1 Jahr ein. — Etraf« 
bereits früher in derjelben Angelegenheit geleilteten lofigteit tritt ein, wenn der Thäter, bevor eine 
Eid abgibt, oder ein Sadjverjtändiger, welder als Anzeige gegen ihn erfolgt oder eine Unterfuchung 
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gegen ihn eingeleitet und bevor ein Rechtsnach⸗ bis zu 10 Sen beftraft. — Der Berjud it 


theil für einen Anderen aus der falſchen Ausſage ſtrafbar. $ 1 


er bei Eingehung einer 


entftanden ift, dieje bei derjenigen Behörde, beilEhe dem anderen Theile ein gejeglihes Ehe 


welcher er fie abgegeben hat, "widerruft. 
Zehnter Abſchnitt. 
Falſche Anſchuldigung. 


hinderniß argliſtig verſchweigt, oder wer ben an⸗ 
deren Theil zur Eheſchließung argliſtig mittels 
einer ſolchen Täufchung verleitet, welche den Ge- 
täufchten berechtigt, die Giltigfeit der Ehe anzu- 


8 164. Wer bei einer Behörde eine Anzeige fechten, wird, wenn aus einem diejer Gründe bie 
macht, durch welche er Jemand wider beſſeres Ehe aufgelöft worden ift, mit Gefängnik nicht 
Wiſſen der Begehung einer jtrafbaren Handlung|unter 3 Monaten bejtraft. — Die Verfolgung 


oder der Verlegung einer Amtspflicht beſchul— 
digt, wird mit Gefängniß nicht unter 1 Monat 
beitraft; auch kann gegen denjelben auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. — 
So lange ein infolge der gemachten Anzeige ein- 
efeite3 Verfahren anhängig it, joll mit dem 
Berfahren und mit der Enticheidvung über Die 
pie Anſchuldigung inne gehalten werden. — 
65. Wird wegen falicher Anihuldigung auf 
trafe erkannt, jo ift zugleich dem Verletzten bie 
Befugniß zuguiprechen, die Verurtheilung auf 
Koſten des Schuldigen öffentlich betannt zu machen. 
Die Art der Belanntmachung, ſowie die Frift 
zu derſelben, ift in dem Urtheile zu bejtimmen. 
— Dem Verlegten ift auf Koſten des Schuldigen 
eine Ausfertigung des Urtheils zu ertheilen. 
Elfter Abſchnitt. 
Vergehen, welche ſich auf die Religion beziehen. 
8 166. Wer dadurch, daß er öffentlich in 
beihimpfenden Aeußerungen Gott läjtert, ein 
Aergerniß gibt, oder wer öffentlid) eine der hrift- 
lichen Kirchen oder eine andere mit Corporationd- 
rechten innerhalb des Bundesgebietes bejtehende 
Religionsgeſellſchaft oder ihre Einrichtungen oder 
Gebräuche beſchimpft, ingleichen wer in einer 
Kirche oder in einem anderen zu religiöjen Ber- 
fammlungen bejtimmten Orte beſchimpfenden Un- 
fug verübt, wird mit Gefängniß bis zu 3 Jahren 
befttaft. 8 167. Wer durch eine Thätlichkeit 
oder Drohung Jemand hindert, den Gottesdienit 
einer im Staate bejtehenden Religionsgefellichaft 
auszuüben, ingleid,en wer in einer Kirche oder 
in einem anderen zu religiöjen Verſammlungen 
bejtimmten Orte durd; Erregung von Lärm oder 
Unordnung den Gottesdienſt oder einzelne gottes— 
dienftliche VBerrichtungen einer im Staate bejtehen- 
den Religiontgejelichaft vorjätlicdh verhindert oder 
ftört, wird mit Gefängniß bis zu 3 Jahren be- 
ftraft. 8 168. Wer unbefugt eine Leiche aus 


tritt nur auf Antrag des getäufhten Theil ein. 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Berbredhen und Bergehen wider die Gittlichkeit. 


$ 171. Ein Ehegatte, welcher eine neue Ehe 
eingeht, bevor feine Ehe aufgelöft, für ungiltig 
oder nichtig erflärt worden ift, ingleichen eine 
unverheirathete Perſon, welche mit einem Ehe— 
gatten, wiljend, daß er verheirathet ijt, eine Ehe 
eingeht, wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren 
beftraft.— Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt Gefängnißftrafe nicht unter 6 Monaten 
ein. — Die Verjährung der Strafverfolgung be 
ginnt mit dem Tage, an welchem eine der beiden 
Ehen aufgelöft, für _ oder nichtig erklärt 
worden ilt. 8 172. Der Ehebruch wird, wenn 
wegen bejjelben die Ehe geſchieden ift, an dem 
ſchuldigen Ehegatten, ſowie deffen Mitichuldigen 
nit Gefängniß bis zu 6 Monaten beftraft. — 
Die Berfolgung tritt nur auf Antrag ein. $ 173. 
Der Beiichlaf zwiichen Verwandten auf- und ab- 
jteigender Linie wird an ben erjteren mit Zucht- 
haus bis zu 5 Jahren, an den letteren mit Ge— 
fängniß bis zu 2 Jahren bejtraft. — Der Bei- 
ichlaf zwiſchen Verjchwägerten auf- u. abfteigen- 
der Linie, jowie zwiſchen Gejchwiltern wird mit 
Gefängniß bi zu 2 Jahren beftraft. — Neben 
der Gefängnißftrafe Tann auf Berluft der bürger- 
lihen Ehrenrechte erfannt werden. — Verwandte 
u. Verſchwägerte abfteigender Linie bleiben ftraf- 
08, wenn fie das achtzehnte Lebensjahr micht 
vollendet haben. $ 174. Mit Zuchthaus bis zu 
5 Jahren werden beftraft: 1) VBormünder, melde 
mit ihren Pflegebeiohlenen, Adoptiv- u. Pflege 
Eltern, welche mit ihren Kindern, Geiftliche, Leh⸗ 
rer u. Erzieher, welche mit ihren minderjährigen 
Schülern oder Zöglingen unzüchtige Handlungen 
vornehmen; 2) Beamte, die mit Perſonen, gegen 
welche fie eine Unterfuchung zu führen haben 
oder welche ihrer Obhut anvertraut find, un- 


— 


dem Gewahrſam der dazu berechtigten Perjon|züchtige Handlungen vornehmen; 3) Beamte, 
mwegnimmt, ingleichen wer unbefugt ein Grab} Aerzte oder andere Medicinalperfonen, welche in 
ertört oder beichädigt, oder wer an einem Grabe) Gefängnilien od. in Öffentlichen, zur Pflege von 


eichimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängniß Kranken, Armen od. anderen Hilflofen b 


imm · 


bis zu 2 Jahren beſtraft; auch kann auf Ber-|ten Anftalten beſchäftigt od. angeſtellt find, wenn 
luft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden.|fie mit den in das Gefängniß oder in die An- 


Zwölfter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen in Beziehung 
auf den Verſonenſtand. 


169. Wer ein Kind unterſchiebt oder vor» 
fäglich verwechjelt, oder wer auf andere Weije 


ftalt aufgenommenen Berjonen unzüchtige Hand- 
lungen vornehmen. — Sind mildernde Umſtände 
vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht unter 
6 Monaten ein. $ 175. Die widernatürlicye Uns 
ucht, welche zwiſchen Berjonen männlichen Ge— 
echte od. von Menſchen mit Thieren begangen 


den Berfonenftand eines Anderen vorjäglich ver⸗ wird, ift mit Gefängniß zu beftrafen; auch kann 
ändert oder unterdbrüdt, wird mit Gefängniß bis auf Verluft der bürgerlihen Ehrenrechte ertannt 
u 3 Jahren und, wenn die Handlung in gewinn-| werben. $ 176. Mit Zuchthaus bis zu 10 Jahr 
Pachtiger Abficht begangen wurde, mit Zuchthaus! ren wird beftraft, wer 1) mit Gewalt ungüdtige 
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Handlungen an einer Frauensperſon vornimmt 
oder dieſelbe durch Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben zur Duldung un- 
züchtiger Handlungen nöthigt; 2) eine in einem 
willenlojen oder bewußtlojen Bujtand befindliche 
od. eine geifteöfranfe Yyrauensperjon zum außer- 
ehelichen Beifchlafe mißbraucht, oder 3) mit Per— 
fonen unter 14 Fahren unzüdjtige Handlungen 
vornimmt oder Diejelben zur Berübung oder 
Duldung unzüchtiger Handlungen verleitet, — 
Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt 
Gefängnißjtrafe nicht unter 6 Monaten ein. $ 177. 
Mit Zuchthaus wird beftraft, wer durch Gewalt 
oder durd Drohung mit gegenmwärtiger Gefahr 
für Leib oder Leben eine Frauensperjon zur 
Duldung des auferehelichen Beiſchlafs nöthigt, 
od. wer eine Frauensperſon zum aufßerehelichen 
Beiichlafe mißbraucht, nachdem er fie zu diejem 
Bwede in einen willenlojen od. bewußtlojen Zu- 
ftand verjegt hat. — Sind milternde Umftände 
vorhanden, fo tritt Gefängnißitrafe nicht unter 
einem Jahre ein. 8 178. Jft durch eine der in 
den $$ 176 u. 177 bezeichneten Handlungen der 
Tod der verlegten Perjon verurfacht worden, jo 
tritt ZuchtHausftrafe nicht unter 10 Jahren oder 
lebenslängliche Zuchthausftrafe ein. $ 179. Wer 
eine Frauensperjon zur Geftattung des Beiſchlafs 
dadurch verleitet, daß er eine Trauung vorjpie- 
gelt, oder einen anderen Jrrthum in ihr erregt 
oder benußt, in welchem fie den Beiſchlaf für 
einen ehelichen hielt, wird mit Zuchthaus bis zu 
5 Jahren bejtraft. — Sind mildernde Umftände 
vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht unter 
6 Monaten ein. — Die Verfolgung tritt nur 
auf Antrag ein. 8180. Wer gewohnheitsmäßig 
od. aus Eigennug durd feine Bermittelung oder 
durd Gewährung od. Berihaffung von Gelegen- 

eit der Unzucht Vorſchub leiftet, wird wegen 
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ben. $ 184. Wer unzüchtige Schriften, Abbild. 
ungen oder Darftellungen verkauft, vertheilt od. 


‚fonjt verbreitet, od. an Orten, welche bem Publi- 
fum zugänglich find, außftellt oder anſchlägt, 


wird mit Geldjtrafe bis zu 300 M od. mit Ge- 
fängniß bis zu 6 Monaten beftraft. 
Vierzehnter Abſchnitt. 
Beleidigung. 

$ 185. Die Beleidigung wird mit Geldftrafe 
bi3 zu 600 M oder mit Haft oder mit Gefäng- 
niß bis zu einem Jahre und, wenn die Beleidig- 
ung mittel3 einer Thätlichkeit begangen wird, 
nit Geldftrafe biß zu 1500 M od. mit Gefäng- 
niß bis zu 2 Jahren beftraft. $ 186. Wer in 
Beziehung auf einen Anderen eine Thatjache bes 
hauptet oder verbreitet, welche denfelben verächt- 
li zu machen oder in der öffentlichen Meinung 
herabzumiürdigen geeignet ijt, wird, wenn nicht 
dieſe Thatſache erweislich wahr ift, wegen Be» 
feidigung mit Geldftrafe bi3 zu 600 M od. mit 
Haft oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
und, wenn die Beleidigung öffentlich oder durd) 
Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder 
Darjtellungen begangen ift, mit Gelditrafe bis 
zu 1500 M oder mit Gefängniß bis zu 2 Jah— 
ten beitraft. $ 187. Wer wider beſſeres Wifjen 
in Beziehung auf einen Anderen eine unwahre 
Thatjache behauptet oder verbreitet, welche den« 
jelben verächtlich zu machen oder in der öffent- 
lihen Meinung herabzumürdigen od. deſſen Credit 
zu gefährden geeignet iſt, wird wegen verleum⸗ 
——— Beleidigung mit Gefängniß bis zu 2 
Jahren und, wenn die Beleidigung Öffentlich od. 
durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen 
oder Darftellungen begangen ift, mit Gefängniß 
nicht unter einem Monat beftraft. — Gind mil: 
dernde Umſtände vorhanden, jo kann dir Strafe 


uppelei mit Gefängniß bejtraft; aud Tann auf] bis auf einen Tag Gefängniß ermäßigt, od. auf 


Verfuft der bürgerlichen Ehrenrechte, jowie auf 

uläfjigfeit von Polizei-Aufficht erfannt werben. 
gl Die Kuppelei ift, ſelbſt wenn fie weder 
gewohnheitämäßig noch aus Eigennuß betrieben 
wird, mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren zu be- 
ftrafen, wenn 1) um der Unzudt Vorſchub zu 
leiften, Hinterliftige Kunftgriffe angewendet wor- 
den find, od. 2) der Schuldige zu den Perjonen, 
mit welchen die Unzucht getrieben worden ift, in 
dem Berhältnig von Eltern zu Kindern, von 
VBormündern zu Pilegebefohlenen, von Geiſtlichen, 
Lehrern oder Erziehern zu den von ihnen zu 
unterrichtenden od. zu erziehenden ee fteht. 
— Meben der Zuchthausitrafe ift der Verluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte auszuſprechen; aud) kann 
auf Zuläjfigfeit von Polizei-Aufjicht erlannt wer- 
den. $ Wer ein unbejcdoltene® Mädchen, 
welches das ſechszehnte Lebensjahr nicht vollendet 
hat, zum Beiſchlafe verführt, wird mit Gefäng- 
niß bis zu einem Jahre beſtraft. — Die Vers 
folgung tritt nur auf Antrag der Eltern oder 
des Vormundes der Verführten ein. 183. 


Gelditrafe bis auf 900 M erfannt werden. $ 188, 
In den Fällen der $$ 186 und 187 fan auf 
Verlangen des Beleidigten, wenn die Beleidigung 
nachtHeilige Folgen für die Vermögensverpält- 
niffe, den Erwerb oder das Fortlommen des 
Beleidigten mit fich bringt, neben der Strafe 
auf eine an den Beleidigten zu erlegende Buße 
bis zum Betrage von 6000 M erkannt werden, 
— Eine erfannte Buße jchließt die Geltendmach- 
ung eined weiteren Entihädigungsanipruches aus, 
$ 189. Wer dad Andenken eines Berftorbenen 
dadurch beichimpft, daß er wider befjered Wiſſen 
eine unmwahre Thatjache behauptet und verbreitet, 
welche denjelben bei jeinen Lebzeiten verächtlich 
zu madjen od. in der öffentlichen Meinung herab» 
zuwürdigen geeignet gewejen wäre, wird mit Ges 
fängniß bis zu 6 Monaten beſtraft. — Gind 
mildernde Umjtände vorhanden, jo kann auf 
Gelditrafe bis zu 900 M erkannt werden. — 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern, 
der Kinder oder des Ehegatten des ————— 
ein. 8 190. Iſt die behauptete oder verbreitete 


Wer durch eine unzüchtige Handlung öffentlich) Thatſache eine ſtrafbare Handlung, fo iſt der 
ein Wergerniß gibt, wird mit Gefängniß bis zu Beweis der Wahrheit als erbracht anzujehen, 
2 Jahren od. mit Gelditrafe bis zu 500 M be-| wenn der Beleidigte wegen diefer Handlung rechtö- 
aft. — Neben der Gefängnißftrafe kann auf) fräftig verurtheilt worden it. Der Beweis der 
luft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt wer- Wahrheit iſt Dagegen ausgeichlofjen, wenn ber 
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Beleidigte wegen dieſer Handlung vor der Be- Friſt zu derſelben iſt in dem UrtHeife zu beſtim⸗ 
hauptung oder Verbreitung rechtöfräftig freige-]men. — Erfolgte die Beleidigung in einer Feit« 


rohen worben ift. $ 191. Iſt wegen ber ftraf-Jung oder 
—* . erbeiführung | des Urtheils auf Antrag des Beleidigten durch 


baren Handlung zum Bmede ber 


eitichrift, jo ijt der verfügende Theil 


eined Strafverfahrens bei der Behörde Unzeige|die öffentlichen Blätter befannt zu machen, und 
gemadit, jo ift bis im dem Beſchluſſe, daß die zwar wenn möglich durch diejelbe Beitung oder 


Öffnung der Unterjuchung 
bis zur Beendigun ı 
ung mit dem Berfahren und der Entjcheidung 
über die Beleidigung inne zu halten. $ 192. 


Der Beweis der Wahrheit der behaupteten oder [ertheilen, 


verbreiteten Thatfache jchließt die Beſtrafung nad) 
Vorichrift des $ 185 nicht aus, wenn das Vor—⸗ 
handenjein einer Beleidigung aus der Form ber 
Behauptung oder Verbreitung oder aus den Um— 
ftänden,, unter welchen fie geichah, ——— 
$ 193. Tadelnde Urtheile über wiſſenſchaftliche, 
fünftlerifche oder gewerbliche Leiftungen, ingleis 
chen Aeußerungen, welche zur Ausführung oder 
Bertheivigung von Rechten oder zur Wahrnehm- 
ung beredjtigter Intereſſen gemacht werden, ſo— 
wie Vorhaltungen und Rügen der Vorgeſetzten 
gegen ihre Untergebenen, dienſtliche Anzeigen 
oder Urtheile von Geiten eined Beamten und 
ähnliche Fälle find nur infofern ftrafbar, als das 
Vorhandenfein einer Beleidigung aus der Form 
der Aeußerung oder aus den Umſtänden, unter 
welchen fie geichah, hervorgeht. $ 194. Die 
Verfolgung einer Beleidigung tritt nur auf Ans 
trag ein. Die BZurüdnahme des Antrages ($$ 
185 bis 193) ift zuläſſig. $ 195. Sind Ehe 
frauen oder unter väterliher Gewalt ftehende 
Kinder beleidigt worden, jo haben ſowol die Be— 
feidigten al3 deren Ehemänner und Bäter das 
Recht, auf Beftrafung anzutragen. $ 196. Wenn 
die Beleidigung gegen eine Behörde, einen Be- 
amten, einen Religionsdiener oder ein Mitglied 
der bewaffneten Macht, rg fie in der Aus 
übung ihres Berufes begriffen find, oder in Be- 
ziehung auf ihren Beruf begangen ift, jo Haben 
außer den unmittelbar Betheiligten auch deren 
amtliche Borgejegte das Recht, den Strafantrag 
zu ftellen. $ 197. Eines Antrages bedarf es 
nit, wenn die Beleidigung gegen eine gejeß- 
gebende Berfammlung des Reiches oder eines 
Bundesftaates, oder gegen eine andere politische 
Körperichaft begangen worden ift. Diejelbe darf 
jedoch nur mit Ermächtigung der beleidigten Kör- 
perjchaft verfolgt werden. $ 198. Jit bei wechſel— 
jeitigen Beleidigungen von einem Theile auf Ber 
firafung angetragen worden, jo ift der andere 
Theil bei Verluft feines Rechtes verpflichtet, den 
Untrag auf Beitrafung jpäteftens vor Schluß der 
Verhandlung in eriter Inftanz zu jtellen, hierzu 
aber auch dann berechtigt, wenn zu jenem Seit 
punkte die dreimonatliche Friſt bereits abgelaufen 
iſt. 199. Wenn eine Beleidigung auf der 
Stelle erwidert wird, jo kann der Richter beide 
Beleidiger oder einen derjelben für ftraffrei er- 
Hären. $200. Wird wegen einer öffentlich oder 
durd; Verbreitung von Schriften, Darftellungen 


nicht ftattfinde, oder|Zeitichrift und in demfelben Theile und mit der- 
der eingeleiteten Unterfuch- |jelben Schrift, wie der Abdrud der Beleidigung 


ejchehen. — Dem Beleidigten ift auf Koſten des 
huldigen eine Ausfertigung des Urtheils zu 


Hünfzehnter Abſchnitt. 
weilampf. 

$ 201. Die Herausforderung zum Zweikampf 
mit tödtlichen Waffen, ſowie die Annahme einer 
jolden Herausforderung wird mit Feitungshaft 
bis zu 6 Monaten beitraft. $ 202. Feitungs- 
Haft von 2 Monaten bis zu 2 Jahren tritt ein, 
wenn bei der Herausforderung die Abficht, daf 
einer von beiden Theilen das Leben verlieren 
ſoll, entweder auögeiprochen ift oder aus der 
gewählten Urt des Zweikampfes erhellt. $ 208. 
Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Heraus 
forderung übernehmen und ausrichten (Kartell- 
träger), werden mit Feſtungshaft bis zu 6 Mo. 
naten befiraft. $ 204. Die Strafe der Heraus 
forderung u. der Annahme derjelben, ſowie die 
Strafe der Kartellträger fällt weg, wenn die 
Parteien den Zweilampf vor defjen Beginn frei- 
willig aufgegeben haben. $205. Der Zweikampf 
wird mit Feltungshaft von 3 Monaten bis zu 
5 Jahren beitraft. $ 206. Wer feinen Gegner 
im Bweifampf tödtet, wird mit Feſtungshaft nicht 
unter 2 Jahren, und wenn der Zweikampf ein 
jolder war, welcher den Tod de3 einen von Weir 
den herbeiführen follte, mit Feftungshaft nicht 
unter 3 ag beitraft. $ 207. Zit eine Tödt- 
ung oder Körperverlegung mittels vorfäglicher 
Uebertretung der vereinbarten od. hervorgebradh- 
ten Regeln des Zweilampfes bewirkt worden, fo 
ift der Uebertreter, fofern nicht nad) den vorher 
gehenden Beſtimmungen eine härtere Strafe ver- 
wirkt ift, nach den allgemeinen Vorſchriften über 
das Verbrechen der Tödtung oder der Körper 
verlegung zu beſtrafen. $ 208. Hat der Zivei- 
kampf ohme Gecundanten ftattgefunden, fo kann 
die verwirfte Strafe bis um die Hälfte, jedoch 
nicht über 15 —* erhöht werden. 8 209. 
Kartellträger, welche ernjtlich bemüht geweſen 
find, den Zweilampf zu verhindern, Secundanten, 
jowie zum Zweikampf zugezogene gaigen, Aerzte 
und Wundärzte ſind ſtraſios. 8 210. Wer einen 
Anderen zum Zweilampf mit einem Dritten ab: 
ſichtlich, inſonderheit Durch Bezeigung oder An- 
drohung von Verachtung anreizt, wird, falls der 
Zweilampf jtattgefunden hat, mit Gefängnif nicht 
unter 3 Monaten bejtraft. 


Sechszehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider das Leben. 
$ 211. Wer vorſätzlich einen Menſchen tödtet, 


oder Abbildungen begangenen Beleidigung aufjwird, wenn er die Tödtung mit Ueberlegung aus« 
Strafe erkannt, jo iſt zugleich dem Belcidigten|geführt hat, wegen Mordes mit dem Tode be- 


die Befugniß zuzuſprechen, die Verurtheilung auf|itraft. 
Koſten des Schuldigen öffentlich befannt zu ma-|tödtet, 


212. Wer vorfäglic einen Menjchen 
wird, wenn er die Tödtung nicht mit 


hen. Die Art der Bekanntmachung, ſowie die|Ueberlegung ausgeführt hat, wegen odtſchlages 
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mit Zuchthaus nit unter 5 Jahren beitraft.  Aufmerkjamfeit, welche er aus den Augen ſetzte, 
$ 213. War der Todtſchläger ohne eigene Schuld |vermöge feines Amtes, Berufes oder Gewerbes 


Durch eine ihm oder einem Angehörigen zuge- 
fügte Mißhandlung oder ſchwere Beleidigung 
von dem Getöbteten zum Borne gereizt u. hier 
durch auf der Stelle zur That hingeriſſen wor- 
ven, ober find andere mildernde Umftände vor- 
handen, fo tritt Gefängnißjtrafe nicht unter 6 
Monaten ein. $ 214. Wer bei Unternehmung 
einer jtrafbaren Handlung, um ein der Ausführ- 
ung berjelben entgegentretendes Hinderniß zu be- 
yeitigen oder um jich der Ergreifung auf frifcher 
That zu entziehen, vorjäplih einen Menjchen 
tödtet, wird mit Zuchthaus nicht unter 10 Ye 
ren ob. mit lebenslänglichem Zuchthaus beitra 

8 215. Der Todtichlag an einem Verwandten 
in aufiteigender Linie wird mit Zuchthaus nicht 
unter 10 Jahren od. mit lebenslänglichem Zucht- 
haus beftraft. $ 216. Iſt Jemand durch das 
ausdrüdliche und ernitlide Verlangen des Ge- 
tödteten zur Tödtung bejtinnmt worden, jo ijt 
en) Gefängniß nicht unter 3 Jahren zu erkennen. 
$ 217. Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind 
in oder gleich nad) der Geburt vorfäglich tödtet, 
wird mit Zuchthaus nicht unter 3 Jahren be- 
jtraft. — Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt Gefängnißftrafe nicht unter 2 Jahren ein. 
de Eine Schwangere, welde ihre Frucht vor- 
äglich abtreibt oder im Mutterleide tödtet, wird 
mıt Zuchthaus bis zu 5 Jahren bejtraft. — Sind 


mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefäng-| Jahre zu erkennen. $ 2 


nißſtrafe nicht unter 6 Monaten ein. — Diefel- 
ben Strafvorſchriften finden auf Denjenigen An- 
wendung, welcher mit Einwilligung der Schwange- 
ren die Mittel zu der Abtreibung oder Tödtung 
bei F angewendet oder ihr beigebracht hat. 
8 219. Mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren wird 
bejtraft, wer einer Schwangeren, welche ihre 
Frucht abgetrieben od. getödtet hat, gegen Ent- 
gelt die Mittel hierzu verichafft, bei ihr ange- 
wendet oder ihr beigebradyt hat. & 220. Wer 
die Leibesfruht einer Schwangeren ohne deren 
Wiſſen u. Willen vorſätzlich abtreibt oder tödtet, 
wird mit Zuchthaus nicht unter 2 Jahren be» 
itraft. — Iſt durch die Handlung der Tod ber 
Schwangern verurjacht worden, jo tritt Zuchthaus«- 
ftrafe nicht unter 10 Jahren oder lebenslängliche 
Budhthausitrafe ein. $ 221. Wer eine wegen ju- 
gendlichen Alters, Gebrechlichkeit od. Krankheit hilf- 
oje Perſon ausjegt, od. wer eine ſolche Perjon, 
wenn dieſelbe unter feiner Obhut fteht, od. wenn 
er für die Unterbringung, Hortihaffung od. Auf- 
nahme derjelben zu ſorgen hat, in hiljlofer Lage 
vorläglich verläßt, wird mit Gefängniß nicht 
unter 3 Monaten beſtraft. — Wird die Hand- 
fung von leiblichen Eltern gegen ihr Kind be— 
gangen, jo tritt Sefängnißftrafe nicht unter 6 
Monaten ein. — Iſt durch die Handlung eine 
ſchwere Körperverlegung der ausgejegten oder 
verlafienen Perſon verurjaht worden, jo tritt 
Zudthausftrafe bis zu 10 Jahren und, wenn 
durch die Handlung der Tod verurjadht worden 


ift, Zuchthausitrafe nicht unter 3 Jahren ein. zu 10 Jahren beitraft. 
8 222. Wer durch Fahrläffigkeit den Tod eines 


Menichen verurfacht, wird mit Gefängnif bis zu 
3 Jahren bejtraft. — Wenn der Thäter zu der 


beſonders verpflichtet war, jo fann die Strafe 
bis auf 5 Jahre Gefängniß erhöht werben. 


Siebenzehnter Abſchnitt. 
Körperverlegung. 


$ 223. Wer vorjäglich einen Andern körper- 
lich mißhandelt od. an der Gejundheit beichädigt, 
wird wegen Körperverlegung mit Gefängniß bie 
zu 3 Jahren od. mit Geldſtrafe bi zu 1000 M 
bejtraft. — Iſt die Handlung gegen Verwandte 
aufiteigenber Linie begangen, ift auf Gefängniß 
nicht unter einem Monat zu ertennen. $ 223a. 
Sit die Körperverlegung mittel3 einer Waffe, 
indbejondere eines Mefjerd oder eined® anderen 
gefährlichen Werfzeuges, od. mittels eines Hinter« 
liftigen lleberfall8, oder von Mehreren gemein» 
— oder mittels einer das Leben gefähr- 
denden Behandlung begangen, jo tritt Gellnoniß- 
itrafe nicht unter 2 Monaten ein. 8 224. Hat 
die Körperverlegung zur Folge, daß der Ver— 
legte ein wichtiges Glied des Körpers, das Seh— 
vermögen auf einem ober beiden Augen, das 
Gehör, die Sprade oder die Zeugungsfähigfeit 
verliert, oder in erheblicher Weiſe dauernd ent« 
jtellt wird, oder in Siehthum, Lähmung oder 
Geiftesfranfheit verfällt, jo ift auf Zuchthaus bis 
zu 5 Jahren oder Gejängniß nidht unter einem 
5. War eine der vor- 

bezeichneten Folgen beabjihtigt und eingetreten, 
jo ift auf Zuchthaus von 2 bis zu 10 Jahren 
u erfennen. $ 226. Iſt durd) die Körperver» 
eh der Tod des Berletten verurfacht worden, 
jo ift auf Zuchthaus nicht unter 3 Jahren oder 
Sefängnig nicht unter 3 Jahren zu erfenien, 
$ 227. Iſt durch eine Schlägerei oder durch 
einen von Mehreren gemachten Angriff der Tod 
eines Menjchen ober eine ſchwere Körperverletz- 
ung ($ 224) verurſacht worden, jo iſt Jeder, 
dan fih an der Schlägerei od. dem Angriffe 
betheiligt hat, jhon wegen diejer Betheiligung 
mit Gefängniß bis zu 3 Jaheen zu beitrafen, 
falld er nicht ohne jein Verſchulden hineingezogen 
worden iſt. — it eine der vorbezeichneten Fol« 
gen mehreren Berlegungen zuzuſchreiben, welche 
diefelbe nicht einzeln, jondern nur durd) ihr Zu- 
fammentreffen verurjaht haben, jo iſt Jeder, 
welchem eine dieſer Berlegungen zur Laſt fällt, 
mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren zu beitrafen. 
s 228. Sind mildernde Umjtände vorhanden, 
h ift in den Fällen des $ 223, Abjak 2 u. des 
des $ 223a auf Gefängniß bis zu 3 Jahren od. 
Gelditrafe biß zu 1000 M; in den Fällen ber 
88 224 und 227, Abjag 2 auf Gefängniß nicht 
unter einem Monat, und im Falle des $ 226 
auf Gefangniß nicht unter 3 Monaten zu erken— 
nen. 8 229. Wer vorfäglich einem Anderen, um 
deffen Gefundheit zu bejchädigen, Gift oder an— 
dere Stoffe beibringt, melde die Gejundheit zu 
zerjtören geeignet find, wird mit Zudthaus bis 
— Iſt durch die 

Handlung eine ſchwere Körperverletzung verur— 
ſacht worden, ſo iſt auf Zuchthaus nicht unter 
5 Jahren und, wenn durch die Handlung der 
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Tod verurſacht worden, auf Zuchthaus nicht unter Ehe für ungiltig erllärt worden iſt. $ 239. 
10 Jahren oder Frl lebenslängliches Zuchthaus Wer vorfählich und widerrechtlich einen Menſchen 
zu erlennen. $ 230 a. Wer durd Fahrläffigfeit |einfperrt oder auf andere Weiſe des Gebraudes 
die Körperverlegung eines Andern veruriacht,|der perſönlichen Freiheit beraubt, wird mit Ge— 
wird mit Geldftrafe bis 900 M oder mit Ge-|fängniß beitraft. — Wenn die Freiheitsentziehung 
fängniß bis zu 2 Jahren beſtraft. — War der über eine Woche gedauert hat, oder wenn eine 
Thäter zu der Aufmerkjamteit, welche er aus ſchwere Körperverletung des ber Freiheit Be— 
den Augen ſetzte, vermöge feines Amtes, Berufes|raubten durch die Freiheitdentziehung oder die 
oder Gewerbes befonders verpflichtet, jo kann die ihm während derſelben widerfahrene Behandlung 
Strafe auf 3 Jahre Gefängnig erhöht werben. verurſacht worden ift, jo it auf Zuchthaus bis 

231. In allen Fällen der Körperverlegungjzu zehn Jahren zu erkennen. Sind mildernde 


ann auf Berlangen de3 Berlegten neben der 
Strafe auf eine an denjelben zu erlegende Buße 
bis zum Betrage von 6000 M erkannt werben. 
— Eine erfannte Buße jchließt die Geltendmad)- 
ung eine3 weiteren Entihädigungsanjpruches aus, 
— Für diefe Buße haften die zu derjelben Ver- 
urtheilten als Geſammtſchuldner. $ 232. Die 
Berfolgung leichter vorläplicher, ſowie aller durch 
Sahrläfiigleit verurjachter Körperverlegungen ($$ 
223, 230) tritt nur auf Antrag ein, injofern 
nicht die Körperverlegung mit Uebertretung einer 
Amts», Berufs» oder Gewerbspflidt begangen 
worden if. — Fit das Vergehen gegen einen 
Angehörigen verübt, jo it die Aurüdnahme des 
Antrages zuläffig. — Die in den $$ 195, 196 
u. 198 enthaltenen Vorfchriften finden auch hier 
Anwendung. 8233. Wenn leichte Körperverlep- 
ungen mit ſolchen, Beleidigungen mit leichten 
Körperverleßungen oder lettere mit erjteren auf 
der Stelle erwidert werden, jo fann der Richter 
für beide Angefchuldigte, od. für einen derjelben 
eine der Art oder dem Maße nad) mildere oder 
überhaupt keine Strafe eintreten laſſen. 
Achtzehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die perſönliche 
Freiheit. 

& 254, Wer ſich eines Menſchen durch Lift, 
Drohung oder Gewalt bemädtigt, um ihn in 
in Lage auszufeßen oder in Cclaverei, 
beibeigenfchatt oder in auswärtige Kriegs- oder 
Shifjsdienfte zu bringen, wird wegen Menſchen— 
raubes mit Zuchthaus beitraft. $ 235. Wer 
eine minderjährige Perſon durch Liſt, Drohung 
oder Gewalt ihren Eltern oder ihren Bormunde 
entzieht, wird mit Gefängniß und, wenn Die 
Handlung in der Abſicht geichieht, die Perjon 
zum Betteln oder zu gewinnjüchtigen oder unfitt: 
lichen Zweden oder Beichäftigungen zu gebrauchen, 
mit a a bis zu zehn Jahren beitraft. 

236. Wer eine Frauensperſon wider ihren 

illen durch Lift, Drohung oder Gewalt ent- 
fügrt, um fie zur Unzucht zu bringen, wird mit 
er bi zu zehn Jahren und, wenn die 

ntführung begangen wurde, um die Entführte 


Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe 
nicht unter Einem Monat ein, — Hit der Tod 
des der Freiheit Beraubten durch die Freiheits— 
entziehung oder die ihm während derjelben wibder- 
fahrene Behandlung verurjadht worden, jo ift 
auf Zuchthaus nicht unter drei Jahren zu er- 
fennen, ind mildernde Umitände vorhanden, 
jo tritt Gefängnißitrafe nicht unter drei Monaten 
ein. 40. Wer einen Anderen widerrechtlid 
durch Gewalt oder durd Bedrohung mit einem 
Verbrechen oder Vergehen zu einer Handlung, 
Duldung oder Unterlafjung nöthigt, wird mit 
Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit Geld» 
itrafe bis zu 600 M beitraft. — Der Berjud 
ift ftrafbar. $ 241. Wer einen Anderen mit 
der Begehung eines Verbrechens bedroht, wird 
mit Serängni bis zu ſechs Monaten oder mit 
Geldjtrafe bis zu 300 M beftraft. 


Neunzehnter Abſchnitt. 
Diebſtahl und Unterjchlagung. 


$ 242. Wer eine fremde bewegliche Sache 
einem anderen in ber Übjicht wegnimmet, dieſelbe 
ich rechtöwidrig zuzueignen, wird wegen Dieb- 
tahl3 mit Gefängniß beftraftl. — Der Verſuch 
ift ftrafbar. $ 243. Auf Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren ift zu erfennen, wena 1) aud einem zum 
Sotteödienfte bejtimmten Gebäude Gegenftände 
geitohlen werden, welche dem Gottesdienjte ge 
widmet find; 2) aus einem Gebäude oder ums 
ichlofjenen Raume mitteld Einbruchs, Einſteigens 
oder Erbrediend von Behältnifjen gejtohlen wird; 
3) der Diebftahl dadurch bewirkt wird, daß zur 
Eröffnung eines Gebäudes ober der Zugänge 
eines umjchlofjenen Raumes, oder zur Eröffnung 
der im Innern befindlihen Thüren oder Be- 
hältniffe falſche Schlüffel oder andere zur ord- 
nungsmäßigen Eröffnung nicht beftinmte Wert- 
zeuge angewendet werden; 4) auf einem öffent» 
lihen Wege, einer Straße, einem öffentlichen 
Plage, einer Waſſerſtraße oder einer Eijenbahn, 
oder in einem Poſtgebäude oder dem dazu ger 
hörigen Hofraume, oder auf einem Eijenbahnhofe 
eine zum Reifegepäd oder zu anderen Gegen- 
ſtänden der Beförderung gehörende Sadje mittels 


zur Ehe zu bringen, mit Gefängniß beftraft. — Abſchneidens oder Ablöjend der Befejtigungs« 


Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. $ 237. 
Wer eine minberjährige, unverehelichte Frauens— 
perſon mit ihrem Willen, jedoch ohne Einwillig- 
ung ihrer Eltern oder ihres Vormundes, ent- 


oder Berwahrungsmittel, oder durch Anwendung 
falicher Sclüfjel oder anderer zur orbnungs- 
mäßigen Eröffnung nicht bejtimmter Werkzeuge 
geitohlen wird; 5) ber Dieb oder einer der 


führt, um fie zur Unzucht oder zur Ehe zu Theilnehmer am Diebftahle bei Begehung der 
bringen, wird mit Gefängniß bejtraft, — Die) That Waffen bei fi führt; 6) zu dem Dieb- 
Berfolgung tritt nur auf Antrag ein. 8 238. |jtahle Mehrere mitwirken, welche zur fortgejeßten 
Hat der Entführer die Entführte geheirathet, jo] Begehung von Raub od. Diebftahl ſich verbunden 
findet die Verfolgung nur ftatt, nachdem die!haben, oder 7) der Diebftahl zur Nachtzeit in 
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einem bewohnten Gebäude, in welches ſich ber, fremde bewegliche Sache einem Anderen in ber 
Thäter in diebiſcher Abſicht eingeſchlichen, oder Abſicht wegnimmt, ſich dieſelbe rechtswidrig zu⸗ 
in welchem er fi in gleicher Abſicht verborgen) zueignen, wird wegen Raubes mit Zuchthaus 


gelte, begangen wird, auch wenn zur Beit des 


itraft. — Sind mildernde Umſtände vorhanden, 


iebftahls Bewohner in dem Gebäude nicht an-|jo tritt Gefängnißitrafe nicht unter ſechs Monaten 


wejend find. Ginem bewohnten Gebäude wer— 


ein. $ 250. Auf Zuchthaus nicht unter fünf 


den der zu einem bewohnten Gebäude gehörige|Fahren iſt zu erkennen, wenn 1) der Räuber 


umjclofjene Raum und die in einem folchen be— 
firdlichen Gebäude jeder Art, ſowie Schiffe, 
welche bewohnt werden, gleich geadytet. — Sind 
mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Ge— 
fängnibftrafe nicht unter drei Monaten ein. 
$ 244. Wer im Inlande als Dieb, Räuber 
oder gleih einem Räuber oder als Hehler be- 
ftraft worden ift, darauf abermald eine diejer 
Handlungen begangen hat, und wegen bderjelben 
bejtraft worden ift, wird, wenn er einen einfachen 
Diebſtahl ($ 242) begeht, mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren, wenn er einen ſchweren Diebftahl 
($ 243) begeht, mit Zuchthaus nicht unter zwei 
Fahren beitraft. — Sind mildernde Umstände 
vorhanden, jo tritt beim einfachen Diebſtahl Ge- 
fängnißftrafe unter drei Monaten, beim ſchweren 
Diebjtahl Gefängnißitrafe nicht unter einem Yu 
ein. & 245. Die Beftimmungen des $ 244 fin- 
ben Anwendung, auch wenn die früheren Strafen 
nur theilweife verbüßt oder ganz oder theilweiie 
erlafjen find, bleiben jedoch ausgejchlofjen, wenn 
jeit der Verbüßung oder dem Erlaſſe der legten 
Strafe bis zur Begehung des neuen Diebſtähls 
ehn Jahre verflojien find. $ 246. Wer eine 
— bewegliche Sache, die er in Beſitz oder 
Gewahrſam hat, ſich rechtswidrig zueignet, wird 
wegen Unterſchlagung mit Gefängniß bis zu drei 
Jahren und, wenn die Sache ihm anvertraut iſt, 
mit Gefängniß bis zu fünf Jahren beſtraft. — 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo fann 
auf Geldftrafe biß zu 900 M erlannt werden. — 
Der Verſuch ift ftrafbar. 8 247. Wer einen 
Diebftahl oder eine Unterjchlagung gegen Ange 
hörige, Vormünder oder Erzieher begeht, oder 
wer einer Perfon, zu der er in Lehrlingsver— 
hältnifje fteht, oder in deren häuslicher Gemein- 
ſchaft er ald Gefinde fich befindet, Saden von 
unbedeutendem Werthe ftiehlt oder unterichlägt, 
ift nur auf Antrag zu verfolgen. Die Burüd- 
nahme des Antrages ift zuläflig. — Ein Dieb- 
ftahl oder eine Unterſchlagung, welche von Ber: 
wandten aufiteigender Linie gegen Verwandte 
abjteigender Linie oder von einem Ehegatten gegen 
den anderen begangen worden iſt, bleibt jtraf- 
108, — Dieje Beitimmungen finden auf Theil: 
nehmer oder Begünftiger, weldye nicht in einem 
der vorbezeichneten perjönlichen Verhältniſſe ftehen, 
feine Anwendung. $ 248. Neben der wegen 
Diebftahl® oder Unterichlagung erfannten Ge— 
fängnißitrafe kann auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte, und neben der wegen Diebjtahls 
erfannten Zuchthausſtrafe auf Zuläſſigkeit von 
Bolizeiauffiht erfannt werben. 


Zwanzigſter Abſchnit. 
Raub und Erpreſſung. 


8 249. Wer mit Gewalt gegen eine Perſon 
ober unter Anwendung von Drohungen mit ge 
genwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine 


oder einer der Theilnehmer am Raube bei Be— 
gehung der That Waffen bei fich führt; 2) zu 
dem Haube Mehrere mitwirken, welche jich zur 
fortgefegten Begehung von Raub oder Diebftahl 
verbunden Haben; 3) der Raub auf einem öffente 
lichen Wege, einer Straße, einer Eijenbahn, einem 
Öffentlichen Plage, auf offener See oder einer 
Waſſerſtraße begangen wird; 4) der Raub zur 
Nachtzeit in einem bewohnten Gebäude ($ 243, 
Nr. 7) begangen wird, im welches fich der Thäter 
zur Begehung eines Raubes oder Diebſtahls 
eingejchlichen oder ſich gewaltfam Eingang ver- 
ſchafft oder in weldem er ſich in gleicher Äbſicht 
verborgen hatte, oder 5) der Räuber bereits 
einmal als Räuber oder gleich einem Räuber 
im Inlande beftraft worden iſt. Die im $ 245 
enthaltenen Borichriften finden auch hier An— 
wendung. — Sind mildernde Umftände vorhan« 
den, jo tritt Gefängnißjtrafe nicht unter einem 
Jahre ein. $ 251. Mit Zuchthaus nicht unter 
zehn Jahren oder mit Tebenslänglichem Zucht« 
haus wird der Räuber beftraft, wenn bei dem 
Raube ein Menſch gemartert, oder durch die 
gegen ihn verübte Gewalt eine jchwere Körper« 
verlegung oder der Tod deſſelben verurjacht 
worden iſt. $ 252. Wer, bei einem Diebitahle 
auf friiher That betroffen, gegen eine Perſon 
Gewalt verübt oder Trohungen mit genenmwär- 
tiger Gefahr für Leib oder Leben anwendet, un 
ſich im Beige des gejtohlenen Gutes zu erhalten, 
ift gleich einem Räuber zu bejtrafen. $ 253, 
Wer, um jid) oder einem Dritten einen rechts— 
widrigen Vermögensvortheil zu verjchaffen, einen 
Anderen durch Gewalt oder Drohung zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlajjung nöthigt, 
ift wegen Erprefjung mit Gefängniß nicht unter 
einem Monat zu bejtrafen. — Der Verſuch iſt 
itrafbar. $ 254. Wird die Erpreffung durch 
Bedrohung mit Mord, mit Brandftiftung oder 
mit Berurfahung einer Ueberjchtwemmung be= 
gangen, fo ift auf Auchthaus bis zu fünf Jahren 
zu erfennen. $ 255. Wird die Erprefjung durch 
Gewalt gegen eine Perſon oder unter Anwend— 
ung von Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr 
für Leib oder Yeben begangen, jo iſt der Thäter 
gleich einem Räuber zu bejtrafen. $ 256. Neben 
der wegen Erpreiieng erfannten Gefängnißſtrafe 
fan auf Berlufl ‘er bürgerlichen Ehrenrechte 
und neben der wegen Raubes oder Erprefjung 
erfannten Zuchthausſtrafe anf Zuläſſigkeit von 
Polizeiaufſicht erfannt werden. 
Einundzwanzigſter Abjchnitt, 
Begünftigung und Hehlerei. 
8 257. Wer nad) Begehung eines Verbrechens 


ober Bergehen® dem Thäter oder Theilnehmer 
twiffentlich Beiftand feijtet, um denjelben der Be- 


ftrafung zu entziehen oder um ihm die Vor— 


theile des Verbrechens oder Vergehens zu ſichern, 
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ift wegen Begünftigung mit Geldftrafe bis zu lichen Ehrenrechte erkannt werden kann. — Sind 


600 M oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
und, wenn er diefen Beiſtand feines Bortheild 
wegen leiftet, mit Gefängniß zu bejtrafen. Die 
Strafe darf jedoch, der Art oder dem Maße nad), 
feine jchwerere fein, al3 die auf die Handlung 
jelbft angedrohte. — Die Begünftigung iſt ſtraf— 
1083, wenn biejelbe dem Thäter oder Theilnehmer 
von einem Angehörigen gewährt worden ift, um 
ihn der Beitrafung zu entziehen. — Die Be- 
ünftigung it als Beihilfe zu bejtrafen, wenn 
Be vor Begehung der That zugejagt worden iſt. 
Dieſe Beſtimmung leidet auch Ai Angehörige 
Anwendung. $ 258. Wer feines Vortheils wegen 
fid) einer Begünftiguna ſchuldig macht, wird als 
Hehler bejtraft, wenn der Begünftigte 1) einen 
einfachen Diebjtahl oder eine Unterichlagung be- 
gangen hat, mit Gefängniß, 2) einen jchweren 
Diebjtahl, einen Raub oder ein dem Raube 
gleich zu bejtrafendes Verbrechen begangen hat, 
mit —— bis zu fünf Jahren. — Sind 
mildernde Umſtände vorhanden, jo tritt Gefäng— 
nißſtrafe nicht unter drei Monaten ein. — Dieſe 
Strafvorſchriften finden auch dann Anwendung, 
wenn der Hehler ein Angehöriger if. 8 259. 
Wer jeines VBortheild wegen Sadıen, von denen 
er weiß oder den Umftänden nach annehmen 
muß, daß jie mitteld einer ftrafbaren Handlung 
erlangt find, verheimlicht, anfauft, zum Pfande 
annimmt oder fonjt an jich bringt oder zu deren 
Abſatze bei anderen mitwirkt, wird ald Hehler 
mit Sefängniß bejtraft. $ 260. Wer die Hehlerei 
gewerb3» oder gewohnheitämäßig betreibt, wird 
mit ie Ser bis zu zehn Sahren beftraft. 
$ 261. Wer im Inlande wegen Hehlerei ein- 
mal und wegen darauf begangener Hehlerei zum 
zweiten Male bejtraft worden ijt, wird, wenn 
jih die abermals begangene Hehlerei auf einen 
ihmweren Diebjtahl, einen Raub oder ein dem 
Raube gleich zu beitrafendes Verbrechen bezieht, 
mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beftraft. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt 
Gefängnißſtrafe nicht unter einem Jahre ein. — 
Bezieht jih die Hehlerei auf eine ftrafbare 
Handlung, jo ift auf Zuchthaus bis zu zehn 
Sahren zu erfennen. Sind mildernde Umftände 
vorhanden, jo tritt Gejängnißitrafe nicht unter 
drei Monaten ein. — Die in dem $ 245 ent- 
haltenen Vorſchriften finden aud hier Anwend— 
ung. $ 262. Neben der wegen Hehlerei er- 
fannten Gefängnißitrafe kann auf Berluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte und neben jeder Ber: 
urtheilung wegen Hehlerei auf Buläffigfeit von 
Polizeiaufficht erfannt werden. 
Bweiundzwanzigfter Abſchnitt. 
Betrug und Untreue. 

8 263. Wer in der Abficht, fich oder einem 
Dritten einen rechtswidrigen Bermögensvortheil 
zu verichaffen, dad Vermögen eines Anderen das 
durch beichädigt, dab er durch Vorjpiegelung 
faljcher oder durch Entitellung oder Unterdrück— 
ung wahrer Thatſachen einen Irrthum erregt 
oder unterhält, wird wegen Betruges mit Ge- 
fängniß bejtraft, neben welchem auf Gelditrafe 


mildernde Umjtände vorhanden, jo fann aus 
ichlieglich auf die Gelditrafe erfannt werden. — 
Der Berjud ift ftrafbar. — Wer einen Betrug 
gegen Angehörige, VBormünder oder Erzieher ber 
eht, ift nur auf Untrag zu verfolgen. Die 
— des Antrages iſt zuläſſig. $264. 

er im Inlande wegen Betruges einmal und 
wegen darauf begangenen Betruges zum zweiten 
Dale beftraft worden it, wird wegen abermals 
begangenen Betruges mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren und zugleich mit Gelditrafe von 150 bis 
zu 6000 M beitraft. — Gind mildernde Um— 
Hände vorhanden, jo tritt Gefängnißſtrafe nicht 
unter drei Monaten ein, neben welder zugleich 
auf Geldjtrafe bi$ zu 3000 M erkannt werden 
fan. — Die im $ 245 enthaltenen Borfchriften 
finden auch Hier Anwendung. $ 265. Wer in 
betrügerifcher Abjicht eine gegen Feuersgefahr 
berjicherte Sache in Brand feßt, oder ein Schiff, 
welches als ſolches oder in jeiner Ladung oder 
in jeinem Frachtlohn verfichert ift, finfen oder 
itranden macht, wird mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren und zugleid, mit Gelditrafe von 150 bis 
zu 6000 M beitraft. — Sind mildernde Um— 
jtände vorhanden, jo tritt Gefängnißjtrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein, neben welcher auf Geld» 
itrafe Di$ zu 3000 M erkannt werden fan. $ 266. 
Wegen Untreue werden mit Gefängniß, neben 
welchem auf Berlujt der bürgerlihen Chren« 
rechte erfannt werden kann, beftraft: 1) Vor: 
minder, Guratoren, Güterpfleger, Sequeiter, 
Mafjenverwalter, Vollſtrecker legtwilliger Ber: 
fügungen und Berwalter von Stiftungen, wenn 
fie abjichtlih zum Nachtheile der ihrer Aufjicht 
anvertrauten Perſonen oder Sachen handeln; 
2) Vevollmädtigte, welde über Forderungen 
oder andere Vermögensſtücke des Auftraggebers 
abjihtlih zum Nachtheile deſſelben verfügen; 
3) Feldmeſſer, Verfteigerer, Mäkler, Giterbes 
jtätiger, Schaffner, äger, Meſſer, Brader, 
Schauer, Stauer und andere zur Betreibung 
hi Gewerbes von der Obrigkeit verpflichtete 
Berjonen, wenn fie bei den ihnen übertragenen 
Geſchäften abfichtlih Diejenigen benachtheiligen, 
deren Geſchäfte fie bejorgen. — Wird die Untreue 
begangen, um jidy oder einem Anderen einen 
Bermögensvortheil zu verichaffen, jo kann neben 
der Gefängnißjtrafe auf Geldftrafe bis zu 3000 M 
erfannt werden. 

Dreiundzwanzigfter Abſchnitt. 
Urfundenfälihung. 

$ 267. Wer in rechtöwidriger Abficht eine 
inländifche oder ausländiiche Öffentliche Urkunde 
oder eine ſolche Privaturfunde, welche zum Be— 
weije von Rechten oder Rechtsverhältniſſen von 
Erheblichkeit it, verfälicht oder fälſchlich anfertigt 
und von derjelben zum Zwecke einer Täuſchung 
Gebraud; macht, wird wegen Urkundenfälichung 
mit Gefängniß beitraft. $ 268. Eine Urkunden» 
fälihung, welche in der Abficht begangen wird, 
fi) oder einem Anderen einen Vermögensvortheil 
zu verichaffen, oder einem Anderen — zu⸗ 
zufügen, wird beſtraft, wenn 1) die Urkunde eine 
Privaturkunde iſt, mit Zuchthaus bis zu fünf 


bis zu 3000 M, ſowie auf Verluſt der bürger- Jahren, neben welchen auf Geldftrafe bis zu 
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8000 M erfannt werben kann; 9 die Urkunde 
eine öffentliche iſt, mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren, neben welchem auf Geldſtrafe von 150 
bis zu 6000 M erfannt werden kann. — Sind 
mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefäng- 
nißfteafe ein, welde bei der Fälſchung einer 
Privaturfunde nicht unter einer Woche, bei der 
Fälſchung einer öffentlichen Urkunde nicht unter 
drei Monaten betragen fol. Neben der Gefäng- 
nißſtrafe kann zugleih auf Gelditrafe bis zu 
3000 M ertannt werden. $ 269. Der fäljd- 
lihen Anfertigung einer Urkunde wird e3 gleich 
geachtet, wenn Jemand einem mit ber Unter» 
jchrift eines Anderen verjehenen Papiere ohne 
deſſen Willen oder befjen Anordnungen zumider 
duch Ausfüllung einen urfundlichen Inhalt gibt. 
$ 270. Der Urkundenfälfhung wird es gleich) 
geachtet, wenn Jemand von einer faljichen oder 
eng Urkunde, wiſſend, daf ſie falfch oder 
verfäljcht ift, zum Zwecke einer Täufhung Ger 
brauch macht. 1. Wer vorſätzlich bewirkt, 
daß Erklärungen, Verhandlungen oder That— 
ſachen, welche für Rechte oder Rechtsverhältniſſe 
von Erheblichkeit find, in öffentlichen Urkunden, 
Büchern oder Megiftern ald abgegeben oder ge 
ſchehen beurkundet werden, während fie überhaupt 
nicht oder in anderer Weiſe oder von einer Per; 
fon in einer ihr nicht zuftehenden Eigenſchaft 
oder von einer anderen Perjon abgegeben oder 
geihehen find, wird mit Gefängniß bis zu ſechs 
Monaten oder mit Geldbuße bis zu 300 M be» 
itraft. $ 272. Wer die vorbezeichnete Handlung 
in der Abjicht begeht, fich oder einem Anderen 
einen Bermögensvortheil zu verichaffen, oder 
einem Anderen Schaden zuzufügen, wird mit 
Zudthaus bis zu zehn Jahren beftraft, neben 
welchem auf Gelditrafe von 150 bis zu 6000 M 
erfannt werden kann. — Sind mildernde Um— 
ftände vorhanden, fo tritt Gefängnißitrafe ein, 
neben welcher auf Geldftrafe bi8 zu 3000M er» 
Tannt werden kann. 8 273. Wer wiſſentlich von 
einer faljhen Beurkundung der im $ 271 be 
zeichneten Art zum Bwede einer Täuſchung Ge- 
brauch madjt, wird nad) Vorſchrift jene® Para- 
graphen und, wenn die Ubficht dahin gerichtet 
war, fi oder einem Anderen einen Bermögensd- 
vortHeil zu verichaffen oder einem Anderen 
Schaden zuzufügen, nad; Vorſchrift des $ 272 
beftraft. $ 274. Mit Gefängniß, neben weldyem 
auf — bis zu 3000 M erfannt werden 
fann, wird bejtraft, wer 1) eine Urkunde, welche 
ihm entweder überhaupt nicht oder nicht aus» 
Ichlieglich gehört, in der Abficht, einem Anderen 
Nachtheile zuzufügen, vernichtet, bejchädigt, oder 
unterdrüdt, oder 2) einen Grenzjtein oder ein 
anderes zur Bezeidlung einer Grenze oder eines 


Wafferftandes bejtimmtes Merkmal in der Ab-|5 


ficht, einem Anderen Nachtheil zuzufügen, weg— 
nimmt, vernichtet, unfenntlich macht, verrüdt oder 
fälſchlich ſetzt. $275. Mit Gefängniß nicht unter 
drei Monaten wird beftraft, wer 1) wiſſentlich 
von faljchem oder gefälfchtem Stempelpapier, von 
falſchen oder gefälfchten Stempelmarfen, Stempel- 
blanfetten, Stempelabdrüden, Poft- oder Tele 
graphen⸗Freimarken oder geftempelten Briefcous 
vertö Gebraud macht, 2) unechtes Stempelpapier, 
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unechte Stempelmarfen, Stempelblanfette oder 


Stempelabdrüde für Spieltarten, Päſſe oder 
ſonſtige Drudjahen oder Schriftftüde, ingleichen 
wer unechte Poſt- oder Telegraphen-Freimarten 
oder gejtempelte Briefcouvert3 in der Abficht an⸗ 
gefertigt, fie als echt zu verwenden, oder 3) echtes 
tempelpapier, echte Stempelmarfen, Stempel» 
blanfette, Stempelabdrüde, Poſt- od. Telegraphen- 
Freimarken oder geitempelte Briefcouvert3 in 
der Abficht berfäftht, fie zu einem höheren 
Werthe zu verwenden. $ 276, Wer miljentlich 
ihon einmal zu ftempelpflichtigen Urkunden, 
Schriftſtücken oder Formularen verwendetes Stem⸗ 
pelpapier oder ſchon einmal verwendete Stempel- 
marfen oder Stempelblanfette, ingleichen Stempel» 
abdrüde, welche zum Zeichen ftattgehabter Ver— 
itenerung gedient haben, zu ftempelpflichtigen 
Shhriftftüden verwendet, wird, außer der Strafe, 
welche durch die Entzichung der Stempeliteuer 
begründet ift, mit Geldftrafe biß zu 600 M be» 
itraft. $ 277. Wer unter der ihm nicht zu« 
jtehenden Bezeichnung als Arzt oder ala eine 
andere approbirte Mebdicinalperfon oder unbe 
rechtigt unter dem Namen joldher Perjonen ein 
Beugniß über feinen oder eines Anderen Gejund- 
heitszuſtand ausftellt oder ein derartiges echtes 
Zeugniß verfälicht, und davon zur Täuſchung von 
Behörden oder Berfiherungsgejellichaften Ge- 
braud; macht, wird mit Gefängnig bis zu einem 
Jahre beitraft. $ 278. Aerzte und andere 
approbirte Medicinalperjonen, welche ein unridh- 
tiges Zeugniß über den Gejundheit3zuftand eines 
Menfhen zum Gebrauche bei einer Behörde oder 
Berfiherungsgefellichaft wider beſſeres Wiſſen 
ausjtellen, werden mit Gefängniß von einem 
Monat bis zu zwei Jahren beitraft. $ 279. 
Ver, um eine Behörde oder eine Berfiherungs- 
gejellfchaft über feinen oder eined Anderen Ge- 
jundheitszuftand zu täufchen, von einem Zeuge 
niffe der in den S$ 277 und 278 bezeichneten 
Urt Gebrauch macht, wird mit Gefängniß bis 
zu einem Fahre beftraft. $ 2830. Neben einer 
nad) VBorjchrift der $$ 267 274, 275, 277—279 
erfannten Gefängnißftrafe kann auf Berluft der 
bürgerlihen Ehrenrechte erkannt werden. 


Vierundzwanzigfter Abjchnitt, 
Banferutt.!) 


8 281. Kaufleute, welche ihre Zahlungen ein« 
ejtellt haben, werden wegen betrügerijchen Ban 
erutt3 mit Zuchthaus beftraft, wenn fie in der 
Abficht, ihre Gläubiger zu benachtheiligen, 1) 
Bermögenzsitücde verheimlicht oder bei Seite ge» 
ſchafft haben, 2) Schulden oder Rechtsgeſchäfte 
anerfannt oder aufgejtellt Haben, melde ganz 
oder theilweije erdichtet find, 3) Handeläbücher 
u führen unterlafien haben, deren Führung 
ihnen gejeglich oblag, oder 4) ihre Handelsbücher 
vernichtet oder verheimlicht oder fo geführt oder 
verändert haben, daß dieſelben keine Ueberficht 
des Vermögendzuftandes gewähren. — Sind 
mildernde Umſtände vorhanden, jo tritt Gefäng- 
nißjtrafe nicht unter drei Monaten ein. $ 282. 


i) Mit dem Inlrafttreten der Reih3-Eoncursorbnung vom 
10. Febr. 1877 werden die 85 231— 283 durch die $$ 209 bis 
214 der Concursordnung erfebt. 
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Mit Zuchthaus bis zu zehn gr wird beftraft, jenigen, welchem an ber Sache ein Gebraudjs- 
wer 1) im Intereſſe eines Kaufmannes, welcher oder Zurüdbehaltungsrecht zufteht, in rechtswid⸗ 
feine Zahlungen eingeftellt hat, Bermögenzsftüde|riger Abfiht mwegnimmt, wird mit Gefängniß 
befielben verheimlicht oder bei Seite geichafit hat,|biß zu drei Jahren oder mit Geldftrafe bis zu 
oder 2) im Intereſſe eine Kaufmannes, welcher 900 M beftraft. — Neben der Gefängnißjtraie 
feine Zahlungen eingeftellt hat, oder, um ſich ſkann auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte 


oder einem Anderen Vermögensvortheil zu ver- 
Ichaffen, erdichtete Forderungen im eigenen Namen 
oder durch vorgeichobene Perſonen geltend ge- 
madt hat. — Sind mildernde Umſtände vor« 
handen, fo tritt Gefän Bibeafe oder Geldftrafe 
bis zu 6000 M ein. N 3. Kaufleute, welche 
ihre Zahlungen eingeftellt haben, werden wegen 
einfahen Banferutts mit Gefängniß bis zu zwei 
Fahren beftraft, wenn fie 1) durch Aufwand, 
Spiel oder Differenzhandel mit Waaren ober 
Börjenpapieren übermäßige Summen verbraudt 
haben oder jhuldig geworden find, 2) Handels» 
büder zu führen unterlaffen haben, beren Führ— 
ung ihnen geſetzlich oblag, oder dieſelben ver- 
heimlicht, vernichtet oder jo unordentlid geführt 
haben, daß fie feine Ueberficht des Vermögens— 
ujtandes gewähren, oder 3) es unterlafjen haben, 
die Bilanz ihres Vermögens in der gejeglich vor— 
gejchriebenen Zeit zu ziehen. 
Fünfundzwanzigſter Abſchnitt. 
Strafbarer Eigennutz und Verletzung fremder 
Geheimniſſe. 


8 284. Wer aus dem Glücksſpiel ein Ger 
werbe macht, wird mit Gefängnig bis zu zwei 
Sahren beftraft, neben welchem auf Geldftrafe von 
300 bis zu 6000 M, ſowie auf Berluft der bürger- 
lichen Ehrenredhte erfannt werden kann. — Hit 
der Berurtheilte ein Ausländer, jo ift die Lan— 
deö-Polizeibehörde befugt, denjelben aus dem 
Bundesgebiete zu verweilen. $ 285. Der In— 
haber eines öffentlichen Verfammlungsortes, wel- 
cher Glücksſpiele daſelbſt geitattet od. zur Berheim- 
lichung folder Spiele mitwirkt, wird mit Geldjtrafe 
bis zu 1500 M beftraft. 8 286. Wer ohne obrig- 
feitliche Erlaubniß *) öffentliche Lotterien veran- 
ftaltet, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren od, 
mit Geldftrafe bis zu 3000 M beitraft. — Den 
Lotterien find öffentlich veranstaltete Ausipiel- 
ungen beweglicher od. unbeweglicher Sachen glei) 
zu achten. 8 298.9) Wer bei einer ihm drohen- 
den Zwangsvollſtreckung in der Abſicht, die Be— 
friedigung des Gläubigers zu vereiteln, Bejtand- 
theile jeine® Vermögens veräußert od. bei Geite 
ichafft, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
bejtraft. — Die Verfolgung tritt nur auf An— 
trag des Gläubiger ein. 8 289. Wer jeine 
eigene bewegliche Sache, oder eine fremde beweg— 
liche Sache zu Gunjten des Eigenthümers der- 
jelben dem Nupnießer, Pfandgläubiger oder den» 


1) Durch Allerböhften Erlaß v. 2.Nov. 1868 ift beftimmt, 
daß die nach $ 268 des Etrafgefegbuces (jekt 5 286 des 
Reihs-Strafgejegbuches) erforderliche obrigleüliche Erlaubnig 
jur Vornahme öffentliher inländiiher Ausipielungen fortan 
von ben Dlerpräfidenten für den Umfang ihrer Verwaltungs: 
bezirle, für den ganzen Umfang ber Wonardie aber nur von 
dem Minifter des Innern eriheilt werden jofl, mit Ausnahme 
der Ausipielung geringfügiger Gegenftände, welche bei Volls— 
beluftigungen vorgenommen werden und zu welden bie Ges 
nehbmigung ber Ortspolizeibehörbe ertheilt werden darf. 

2) 5 287 ift erjegt durch $ 14 des Geſebes über ben Marfens 
fhug vom 30. Nov, 1874. S. Martenſchutz. 


erfannt werden. — Der Verſuch ift ftrafbar. — 
— Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. — 
Die Beftimmungen bed 8 247, Abſatz 2 uud 3, 
finden auch hier Anwendung. $ 290. Defient« 
lihe Pfandleiher, welche die von ihnen in Pfand 
genommenen Gegenftände unbefugt in Gebraud 
nehmen, werden mit Gefängniß bis zu einem 
Jahre, neben welchem auf Geldftrafe bis zu 
900 M erfannt werden Tann, beftraft. $ 291. 
Wer die bei den Uebungen der Wrtillerie ver- 
Ihoffene Munition, oder wer Bleikugeln aus 
den Kugelfängen der Schießſtände der Truppen 
ſich widerredhtlid) zueignet, wird mit Gefüng- 
niß bis zu einem Jahre oder mit Gelditrafe 
bis zu 900 M beitraft. $ 292. Wer an Orten, 
an demen zu jagen er nicht berechtigt ift, die 
Jagd ausübt, wird mit Geldftrafe bis zu 300 M 
oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten be- 
ftraft. — Iſt der Thäter ein Angehöriger des 
Jagdberechtigten, jo tritt die Verfolgung nur auf 
Untrag ein. Die Zurüdnahme des Antrages ift 
zuläffig. 8293. Die Strafe kann auf Gelditrafe 
bis zu 600 M oder auf Gefängniß bis zu ſechs 
Monaten erhöht werden, wenn dem Wilde nicht 
mit Schießgewehr oder Hunden, fondern mit 
Schlingen, Nepen, Fallen oder anderen Vorricht- 
ungen nachgejtellt oder, wenn das Vergehen wäh. 
rend der gejeglihen Schonzeit, in Wäldern, zur 
Nadıtzeit oder gemeinfchaftlid von Mehreren be- 
gangen wird. 8294. Wer unberechtigtes Jagen 
gewerbsmäßig betreibt, wird mit Gefangniß nicht 
unter drei Monaten beſtraft; auch kann auf Ver— 
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte, ſowie auf Zuläſ— 
ſigkeit von Polizeiaufſicht erlannt werden. $ 295. 
Reben der durd) das Jagdvergehen verwirkten 
Strafe it auf Einziehung des Gewehres, des 
Jagdgeräthes und der Hunde, welche der Thäter 
bei dem unberechtigten Jagen bei ſich geführt 
hat, ingleichen der lingen, Nee, Fallen und 
anderen Vorrichtungen zu ertennen, ohne Unter» 
ihied, ob fie dem BVerurtheilten gehören oder 
nicht. F 296. Wer zur Nachtzeit, bei Fadel« 
licht oder unter Anwendung ſchädlicher oder 
erplodirender Stoffe unberechtigt fiſcht oder 
frebit, wird mit Geldftrafe biß zu 600 M oder 
mit Sefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. 
$ 296 a. Ausländer, welche in deutſchen Küften- 
gewäfjern unbefugt fiſchen, werben mit Geld» 
itrafe bis zu 600 oder mit Gefängni bis 
zu ſechs Monaten bejtraft. — Neben der Geld» 
oder Gefängnißftrafe ift auf Einziehung der 
Farggeräthe, welche der Thäter bei dem unbe- 
fugten Fiſchen bei ſich geführt Hat, ingleichen der 
in dem Fahrzeuge enthaltenen Fifche zu erfennen, 
ohne Unterſchied, ob die Fanggeräthe u. Fiſche 
dem Verurtheilten gehören oder nicht. 8 307 
Ein Reifender oder Schiffsmann, welcher ohne 
Vorwiſſen des Schiffers, ingleichen ein Schiffer, 
welcher ohne Vorwiſſen des Rheders Gegenitände 
an Bord nimmt, welche das Schiff oder die Lad⸗ 
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ung gefährden, indem fie die Beſchlagnahme oder 
Einziehung de3 Schiffes oder der Ladung ver: 
anlafjen können, wird mit Geldftrafe bis zu 1500 M 
od. mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. 

298. Ein Schiffsmann, welcher mit der Heuer 
entläuft od. fich verborgen hält, um jich dem über- 
nommenen Dienfte zu entziehen, wird, ohne Unter- 
idjied, ob das Vergehen im Inlande oder im 
Auslande begangen worden ijt, mit Gefängnif 
bis zu einem Jahre beftraft. $ 299. Wer einen 
verjchlofjenen Brief od. eine andere verjchloffene 
Urkunde, die nicht zu feiner Kenntnignahme be» 
ſtimmt ift, vorfäglich und unbefugter Weije er- 
öffnet, wird mit Geldjtrafe bis zw 300 M oder 
mit Gejängniß bis zu drei Monaten beitraft. — 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. $ 300. 
Rechtsanwalte, Advocaten, Notare, Bertheidiger 
in Strafjadhen, Aerzte, Wundärzte, Hebammen, 
Apothelen, jowie die Gehilfen diefer Perſonen 
werden, wenn fie unbefugt Privatgeheimnifje 
offenbaren, die ihnen kraft ıhres Anıtes, Stan- 
deö oder Gewerbed anvertraut find, mit Geld. 
ftrafe biö zu 1500 M oder mit Gefängnih bis 
drei Monaten beftraft. — Die Verfolgung tritt 
nur auf Antrag ein. 8 301. Wer in gewinn— 
füchtiger Abfiht und unter Benugung des Leicht: 
ſinnes oder®der Unerfahrenheit eines Minder- 
jährigen fich von demjelben Schuldicheine, Wed- 
jel, Empfangsbelenntnifie, Bürgichaftsinjtrumente 
oder eine andere, eine Verpflichtung enthaltende 
Urkunde ausftellen oder auch nur mündlich ein 
Zahlungsveriprehen ertheilen läßt, wird mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder mit Geld- 
ftrafe bis zu 1500 M beftraft. — Die Berfolg- 
ung tritt nur auf Antrag ein. $ 302. Wer in 
gewinnjüchtiger Abjicht und unter Benupung des 
Zeichtjinnes oder der Unerfahrenheit eines Min— 
derjährigen ji von demſelben unter Berpfänd- 
ung der Ehre, auf Ehrenmwort, eidlich oder unter 
ähnlichen Berficherungen oder Bethenerungen die 
Bahlung einer Geldjumme oder die Erfüllung 
einer anderen, auf Gewährung gelowerther Sachen 


erichteten Verpflichtung aus einem Nechtöge-|$ 30 


chäfte veriprechen läßt, wird mit Gefängnif; bis 
zu einem Jahre od. mit Geldſtrafe bis zu 3000 M 
beftraft. — Neben der Gefängnißitrafe fann auf 
Berlujt der bürgerlichen Ehrenredjte erfannt wer- 
den. — Diejelbe Strafe trifft denjenigen, welcher 
fich eine Forderung, von der er weiß, daß deren 
erg | ein Winderjähriger im der borbe« 
zeichneten Weile verſprochen hat, abtreten läßt. 
— Die Verfolgung tritt mur auf Antrag ein. 


Sechsundzwanzigſter Abſchnitt. 
Sachbeſchädigung. 
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oder Grabmäler, öffentlihe Dentmäler, Gegen- 
ftände der Kunft, der Wifjenfchaft oder des Ge- 
werbes, welche in öffentlichen Sammlungen aufr 
tag werden oder öffentlich aufgeftellt find, 
oder Gegenftände, welche zum öffentlichen Nuten, 
oder zur Verjchönerung Öffentlicher Wege, Plätze 
oder Anlagen dienen, beſchädigt oder zerſtört, 
wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren ober 
mit Geldftrafe bi3 zu 1500 M beitraft. — Ne» 
ben der Gefängnifftrafe fann auf Verluft der 
en Ehrenrechte erfannt werden. — Der 
Verſuch ift ftrafbar. $ 305. Wer vorſätzlich u. 
rechtswidrig ein Gebäude, ein Schiff, eine Brüde, 
einen Danım, eine gebaute Straße, eine Eijen- 
bahn oder ein anderes Bauwerk, welche fremdes 
Eigenthum find, ganz oder theilweiie zerftört, 
wird mit Gefängniß nicht unter einem Monat 
deftraft. — Der Verſuch ift ftrafbar. 
Siebenundzwanzigfter Abſchnitt. 
Gemeingejährlide Verbrechen und Bergehen, 
$ 306. Wegen Brandftiftung wird mit Zudt- 
haus bejtraft, wer vorjätlich in Brand ſeßt: 1) 
ein zu gottesdienftlichen Berfammlungen beitimm- 
te8 Gebäude, 2) ein Gebäude, ein Schiff oder 
eine Hütte, melde zur Wohnung von Menjchen 
dienen, oder 3) eine Räumlichkeit, welche zeit- 
weije zum Aufenthalt von Menjchen dient, und 
zwar zu einer Zeit, während welcher =. en 
in berjelben ſich aufzuhalten pflegen. & 307. 
Die Brandſtiftung ($ 306) wird mit Zuchthaus 
nicht unter 10 Jahren oder mit lebenslänglicdem 
Zuchthaus bejtraft, wenn 1) der Brand den Tod 
eines Menſchen dadurch verurjadht hat, daß die- 
jer zur Beit der That in einer der in Brand 
gejegten Näumlichteiten ſich befand, 2) die Brand» 
jtiftung in der Abficht begaugen worden ift, um 
unter Begünitigung derjelben Mord oder Raub 
zu begehen oder einen Aufruhr zu erregen, oder 
3) der Branbdftifter, um das Löſchen des Feuers 
zu verhindern oder zu erſchweren, Löſchgeräth— 
haften entfernt oder unbraudybar gemadıt hat. 
308. Wegen Branditiftung wird mit Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren beitraft, wer vorſätz⸗ 
lih Gebäude, Schiffe, Hütten, Bergwerle, Ma- 
gazine, Waarenvorräthe, welche auf dazu be— 
jtimmten öffentlichen Pläben lagern, Borräthe 
von landwirthichaftlichen: Ergeugnifien oder von 
Bau« oder Brennmaterialien, Früchte auf dem 
Felde, Waldungen oder Zorfmoore in Brand 
jegt, wenn diefe Gegenjtände entweder fremdes 
Eigenthum find, oder zwar dem Brandſtifter 
eigenthümlich gehören, jedoch ihrer Beſchaffenheit 
und Lage nach geeignet find, das Feuer einer 
ber im $ 306, Nr. 1—3, bezeichneten Räumlich⸗ 


$ 303. Wer vorjäglih und rechtswidrig einejteiten oder einem der voritehend bezeidyneten 
fremde Sache beichädigt oder zerjtört, wird mit|jremden Gegenftände mitzutheilen. — Sind mil 
Geldſtrafe bis zu 1000 M oder mit Gefängniß|dernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß— 


bis zu zwei Jahren bejtraft. — Der Verſuch iſt ſtrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 


$ 309. 


itrajbar. — Die Verfolgung tritt nur auf An-Wer durch Fahrläfligleit einen Brand der in den 


trag ein. — Iſt das Vergehen gegen einen An— 
hörigen verübt, jo ift die Burüdnahme des An- 
trages zuläſſig. $ 304. Wer vorſätzlich und 
rechtswidrig Gegenftände der Verehrung einer 
im Staate beftehenden Religionsgeſellſchaft, oder 


55 306 und 308 bezeichneten Urt herbeiführt, 
wird mit Gefängniß bi zu einem Fahre oder 
mit Gelditrafe bi3 zu 900 M und, wenn durch 
den Brand. der Tod eined Menſchen verurjacht 
worden ift, mit Gefängniß von einem Monat 


. Saden, die dem Gottesdienſte gewidmet find, bis zu drei Jahren beitrajt. 8 310. Hat ber 


Grotejend, Polizeisterifen. 
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Thäter den Brand, bevor derſelbe entdedt und, ung der Anſtalt verhindern ober ſtören. $ 319. 
ein weiterer ald ver durch die bloße JInbrand- Wird einer der in ben SS 316 und 318 ermwähns 
jegung bewirkte Schaden entjtanden war, wieder)ten Ungeftellten wegen einer der in den $$ 315 


gelöjcht, jo tritt Straflofigteit ein. $ 31. Die|bis 318 bezeichneten Handlung 


en verurtbeilt, jo 


gänzliche oder theilweije Zerftörung einer Sache kann derjelbe zugleich für unfähig zu einer Be 
durd) Gebraud; von Pulver oder anderen erplo-|ihäjtigung im Eijenbahn- od. Telegraphenbienft 


direnden Stofjen iit der Jnbrandjetsung der © 

gleichzuachten. $ 312. Wer mit gemeiner Ge— 
fahr für Menſchenleben vorjäglid; eine Ueber- 
ſchwemmung herbeiführt, wird mit Zuchthaus 
nicht unter drei Jahren und, wenn durch die 
Ueberſchwemmung der Tod eines Menſchen ver- 
urjacht worden tft, mit Zuchthaus nicht unter 
zehn Jahren oder mit lebenslänglihem Zucht- 
haus beitraft. $ 313. Wer mit gemeiner Ge- 
fahr für das Eigenthum vorjäglicd eine Ueber» 
ſchwemmung ger wird mit Zuchthaus 
beitraft. — Iſt jedoch die Abſicht des Thäters 
nur auf Schutz feines Eigenthums gerichtet ge» 
wejen, jo iſt auf Gefängniß gs unter eimen 
Jahre zu erkennen. $ 314. r eine Ueber⸗ 
ſchwemmung mit gemeiner Gefahr für Leben oder 
Eigenthum durch Fahrläſſigkeit herbeiführt, wird 
mit Gefängniß bis zu einem 
durch die Ueberſchwemmung der Tod eines Men— 


oder in beſtimmten Zweigen dieſer Dienſte er— 
klärt werden. $ 320. Die Vorſteher einer Eiſen⸗ 
bahngejellichaft, ſowie die Vorſteher einer zu 
öffentlichen Zweden dienenden Telegraphenanitalt, 
welche nicht ſofort nad; Mittheilung des rechtd- 
kräftigen Erfenntnifjes die Entfernung des Verur- 
theilten bewirlen, werden mit ®elditrafe bis zu 
300 M oder mit Gefängnii bis zu drei Mo— 
naten beitraft. — Gleiche Strafe trifft denjenigen, 
welcher für unfähig zum Eijenbahn- oder Tele- 
graphendienft erflärt worden tft, wenn er ſich 
nachher bei einer Eijenbahn- oder Telegraphen« 
anjtalt wieder anjtellen läßt, jomwie diejenigen, 
welche ihn wieder angeftellt haben, obgleich ihnen 
die srioigte Unfähigteitderllärung belannt war. 
j 321. Wer vorfäglic Wajjerleitungen, Schleu- 
en, Wehre, Deiche, Dümme oder andere Wafjer- 


Jahre und, wenn|bauten, oder Brüden, Fähren, Wege od. Sdut- 


wehre, oder dem Bergwerksbetriebe dienende 


ichen verurjacht worden iſt, mit Gefängniß von|Vorridtungen zur Wajlerhaltung, zur Wetter 
einem Monat bis zu drei Jahren beitraft. $ 315. [führung oder zum Ein» und Ausfahrten der Ar« 
Wer vorjäglic Eitenbagnanlagen, Beförderungs- | beiter zerftört oder beſchädigt, oder in ſchiffbaren 
mittel oder jonjtiges Zubehör derjelben derge⸗ Strömen, Flüffen oder Kanälen das Fahrwaſſer 
jtalt befchädigt, oder auf der Fahrbahn durdhlitört und durch eine diejer Handlungen Gefahr 
faljche Zeichen oder Signale oder auf anderelfür das Leben oder die Gefundheit Anderer ber 
Weile ſolche Hindernifje bereitet, daß dadurch der|beiführt, wird mit Gefängniß nicht unter drei 
Transport in Gefaht geſetzt wird, wird mit] Monaten bejtraft. — Iſt durch eine diejer Hand» 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft. — Iſtlungen eine ſchwere Störperverlegung verurjadt 
durch die Handlung eine ſchwere Körperverleg- worden, jo tritt Zudthausftrafe bis zu fünf 
ung verurfacht worden, jo tritt Buchthauäftrafel jahren und, wenn der Tod eined Menden ver 
nit unter fünf Jahren und, wenn der Zod eines urſacht worden iſt, Zudthausitrafe nicht unter 
Menſchen verurſacht worden it, Zuchthaudftrafelfünf Jahren ein. $ 322. Wer vorjäglid ein 
nicht unter zehn Jahren oder lebenslänglidelzur Sicherung der Schifffahrt beftimmtes Feuer 
Zuctgausitrafe ein. $ 316. Wer fahrläffiger-|zeichen oder ein anderes zu dieſem Zwede auf 
weije durd eine der vorbezeichneten Handlungen geſtelltes Beiden zerjtört, wegſchafft oder un⸗ 
den Transport auf einer Eijenbahn in Gefahr braudbar madt, oder ein joldes Feuerzeichen 
jegt, wird mit Gefängniß bis zu einem Jahrefauslöjcht oder feiner Dienftpflicht zumider nicht 
und, wenn durch die Handlung der Tod einesjaufitellt, oder ein faljches Zeichen, welches ge- 
Menſchen verurſacht worden ift, mit Gefängnißjeignet ift, die Schifffahrt unfiher zu machen, 
von einem Monat bis zu drei Jahren beftraft.jaufitellt, inöbejondere zur Nachtzeit auf der 
— Gleihe Strafe trifft die zur Leitung derjStrandhöhe Feuer anzündet, welches die Schiff⸗ 
Eifenbahnfahrten und zur Aufſicht über die Bahnfahrt zu gefährden geeignet ift, wird mit Zudt- 
und den Beförderungsbetrieb angejtellten Perſo⸗ haus bis zu zehn Jahren beitraft. — Iſt dur 
nen, wenn jie durch Vernadjläffigung der ihmen|die Handlung die Strandung eines Schiffes ver- 
obliegenden Pflichten einen Transport in Gefahrjurjacht worden, jo tritt ZuchtHausftrafe nicht un 
ſetzen. $ 317. Wer gegen eine zu öffentlichen|ter fünf Jahren und, wenn der Tod eines Men- 
Zweden dienende Zelegraphenanjtalt vorſätzlichſſchen verurſacht worden ift, Zuchthausſtrafe nicht 
Handlungen begeht, welche bie Benugung dieſer ſunter 10 Jahren oder lebenslängliche Zuchthaus- 
Anftalt verhindern oder jtören, wird mit Gefäng-Jitraje ein. $ 328. Wer vorjäglic die Strand» 
nit von einem Monat bis zu brei Jahren be-Jung oder das Sinken eines Schiffes bewirkt und 
ftraft. $ 318. Wer gegen eine zu öffentlichen) dadurch Gefahr für das Leben eines Anderen 
Bweden dienende Telegraphenanftalt fahrläjfiger«| herbeiführt, wird mit Zuchthaus nit unter ur 
weije Handlungen begeht, mweldye die Benupung| Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod 
diejer Anjtalt verhindern oder jtören, wird mit|eined Menjchen verurjacht worden ift, mit Zucht 
Gefängniß bis zu einem Jahre oder mit Geld»| haus nicht umter zehn Jahren oder mit lebens- 
ftrafe bis zu 900 M beftraft. — Gleiche Strafe) länglichem Zuchthaus beftraft. $ 324. Wer vor- 
trifft die zur Beauffichtigung und Bedienung der ſätzlich Brunnen- od. Wafjerbehälter, welche zum 
————— u. ee Bubehörungen an-|Gebraude Anberer dienen, oder Gegenjtände, 
geitellten Perſonen, wenn fie durch Vernachläſſig- welche zum öffentlichen Verkaufe oder Verbrau 
ung der ihnen obliegenden Pflichten die Benug-'beftimmt find, vergiftet oder denſelben Sto 
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beimiſcht, von denen ihm bekannt iſt, daß fie die Amt einſchlagende, an ſich nicht pflichtwidrige 
menschliche Gejundheit zu zerjtören geeignet find, Handlung Geſchente od. andere Bortheile annimmt, 
ingleihen wer ſolche vergiftete oder mit gefähr- fordert od. fid) verjprechen läßt, wird mit Geld» 
lihen Stoffen vermifchte Sachen wiſſentlich und jtrafe bis zu 300 M over mit Gefängniß bis zu 
“ mit Verſchweigung diejer Eigenichaft verfauft,)6 Monaten beſtraft. $ 332. Ein Veamter, 
feilhält oder fonjt in Verlehr bringt, wird mit|welder für eine Handlung, die eine Verlegung 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren und, wenn durch einer Amts- oder Dienjtprlicht enthält, Gejchente 
die Handlung der Tod eines Menſchen verurjacht oder andere Vortheile annimmt, fordert oder ſich 
worden ift, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jah- |verjprechen läßt, wird wegen Bejtechung mit 
ren oder mit lebenslänglichem Zuchthaus beſtraft. Zuchthaus bis zu 5 Jahren beftraft. — Sind 
8 325. Neben der nad) den Vorjchriften derjmildernde Umſtände vorhanden, jo tritt Gefäng- 





$$ 306 bis 308, 311 bis 313, 315, 321 bis 324 
ertannten Zuchthausftrafe kann auf Zuläſſigkeit 
von Polizeiaufficht erfannt werden. $ 826. Iſt 
eine der in den $$ 321 bis 324 bezeichneten 
Handlungen aus Fahrläffigteit begangen worden, 
jo ift, wenn durch die Handlung ein Schaden 
verurfacht worden ift, auf Gefüngniß bis zu 
einem Jahre und, wenn der Tod eines Menſchen 
verurſacht worden ift, auf Gefängniß von einem 
Monat bi zu drei Jahren zu erfennen. $ 827. 
Mer die Abiperrungs- und Aufficht3mahregeln 
oder Einfuhrverbote, welche von der zuftändigen 
Behörde zur Verhütung des Einführens oder 
Verbreiten einer anjledenden Krankheit ange- 
geordnet worden find, wiſſentlich verlegt, wird 
mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. — 
Sit infolge diefer Verlegung ein Menich von der 
anitedenden Krankheit ergriffen worden, jo tritt 
Gefängnißftrafe von drei Monaten bis zu drei 
Jahren ein. $ 328. Wer die Abiperrungs- od. 
Aufſichtsmaßregeln oder Einfuhrverbote, welche 
von der zuftändigen Behörde zur Verhütung des 
Einführens od. Verbreitend von Viehjeuchen an- 
geordnet worden find, wiſſentlich verlegt, wird 
mit Gefängniß bis zu einem Jahre beftraft. — 
Iſt infolge diefer Verletzung Bieh von der Seuche 
ergriffen worden, fo fritt Gefängnißftrafe von 
einem Monat bis zu zwei Jahren ein. $ 320. 
Mer die mit einer Behörde geichlojjenen Yiefer- 
ungsverträge über Bedürfnifje des Heeres oder 
der Marine zur Zeit eines Krieges, oder über 
Lebensmittel zur Abwendung oder Bejeitigung 
eines Nothſtandes vorſätzlich entweder nicht zur 
beftimmten Zeit oder nicht in der vorbedungenen 
Weiſe erfüllt, wird mit Gefängniß nicht unter 
ſechs Monaten bejtraft; ondy kann auf Berluft 
der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. — 
Liegt der Nichterfüllung des Vertrages Fahrläj- 
figteit zum Grunde, jo ift, wenn durch die Hand- 
Jung ein Schaden verurſacht worden iſt, auf Ge- 
fängniß bis zu zwei Jahren zu erfennen. — 
Dielelben Strafen finden auch gegen die Unter» 
lieferanten, Vermittler und Bevollmächtigten des 
Lieferanten Anwendung, welche mit Kenntniß des 
Zweckes der Lieferung die Nichterfüllung derjel- 
ben eg oder a serien verurſachen. 

er bei der Leitung oder Ausführung 
eines Baues wider die allgemein anerkannten 
Regeln der Baukunſt dergeſtalt handelt, daß hier- 
ans für Andere Gefahr entjteht, wird mit Geld» 
ftrafe biß zu 900 M oder mit Gefängniß bis zu 
einem Jahre beitraft. 

Achtundzwanzigfter Abſchnitt. 
Verbrechen u. Vergehen im Amte. 


nißjtrafe ein. $ 338. Wer einem Beamten or. 
einem Mitgliede der bewaffneten Macht Gejchente , 
oder andere Vortheile anbietet, veripricht oder 
gewährt, um ihn zu einer Handlung, die eine 
Verlegung einer Umts- od. Dienftpflicht enthält, 
zu bejtimmen, wird wegen Beitehung mit Ges 
jängniß bejtraft; auch kann auf Verlujt der bürger- 
lidjen Ehrenrechte erfannt werden. — Gind mil» 
dernde Umjtände vorhanden, jo kann auf Geld 
jtrafe bis zu 1500 M erkannt werden. $ 334, 
ein Richter, Schiedsrichter, Gejchtworener oder 
Schöffe, welder Gejchente oder andere Vortheile 
fordert, annimmt oder ſich verjprechen läßt, um 
eine Rechtsſache, deren Leitung od. Enticheidung 
ihm obliegt, zu Guniten od. zum Nachtheile eines 
Vetheiligten zu leiten oder zu emtjcheiden, wird 
mit Zuchthaus bejtraft. — Derjenige, welcher 
einen Richter, Schiedörichter, Geichworenen oder 
Schöffen zu dem vorbezeichneten Zwecke Geſchenke 
oder andere Vortheile anbietet, veripricht oder 
gewährt, wird mit Zuchthaus beitraft. — Sind 
miüldernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefäng- 
nißjtrafe ein $ 335. In den Fällen der 88 
331 bi 334 ijt im Urtheile das Empfangene 
oder der Werth dejjelben für dem Staate ver- 
fallen zu erflären. F 336. Ein Beamter oder 
Schiedsrichter, welcher jich bei der Leitung oder 
Enticheidungeiner Redhtsjache vorſätzlich zu ®unften 
oder zum Nachtheile einer ‘Partei einer Beugung 
des Rechtes jchuldig macht, wird mit Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren beftraft. $ 338.) Ein Reli 
gionsdiener oder Perjonenftandsbeamter, welcher, 
wijiend, daß eine Perſon verheirathet iſt, eine 
neue Ehe derjelben jchließt, wird mit Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren beitraft. $ 339. Ein Beamter, 
welcher durd) Mißbrauch feiner Amtsgewalt oder 
durch Androhung eines bejtimmten Mißbrauches 
berjelben Jemand zu einer Handlung, Duldun 
oder Unterlafjung widerrechtlich nöthigt, wir 
mit Gefängniß beftraft. — Der Verſuch ift ftrafe 
bar. — In den fällen der 88 106, 107, 167 u, 
253 tritt die daſelbſt angedrohte Strafe ein, 
wenn die Handlung von einem Beamten, wenn 
auch ohne Gewalt oder Drohung, aber durch 
Mißbrauch feiner Amtsgewalt oder Androhung 
eines beitimmten Mißbrauches derfelben begangen 
iſt. $ 340. Ein Beamter, welcher in Ausübung 
od, in Beranlafiung der Ausübung jeines Amtes 
vorjäglich eine Körperverlegung begeht ober be- 
gehen läßt, wird mit Gefängniß nicht unter drei 
Monaten beitraft. Sind mildernde Umftände 
vorhanden, jo fann die Strafe bis auf einen Tag 
1) & 3397 ift durch den $ 67 des ehes über bi 
Bert — —I— Inh bie Gheihlicheng * 


8 831. Ein Beamter, welcher für eine in fein e. Febr. 1875. 
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Gefängniß ermäßigt oder auf Geldſtraſe bis zu ſchafft, beſchädigt oder verfälſcht. $ 349. Wird 


900 M erfannt werden. — Sit die Körperver- 
legung eine ſchwere, jo ift auf Zuchthaus nicht 
unter zwei Jahren zu erfennen. Sind mildernde 
Umjtände vorhanden, jo tritt Gefängnißitrafe 
nicht unter drei Monaten ein. 8341. Ein Beamter, 
welder vorjäglich, ohne Hierzu berechtigt zu jein, 
eine Berhaftung, oder vorläufige Ergreifung und 
Feſtnahme oder Zwangsgejtellung vornimmt oder 
vornehmen läßt, oder die Dauer einer Freiheits— 
entziehung verlängert, wird nad; Vorſchrift des 
$ 239, jedoch mindeftend mit Gefängnif von drei 
Monaten beſtraft. $ 342. Ein Beamter, der in 
"Ausübung oder in Veranlafjung der Ausübung 
jeines Amtes einen Hausfriedensbrud ($ 123) be» 
geht, wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder 
nit Geldjtrafe bis zu 900 M beitraft. $ 343. 
Ein Beamter, welder in einer Unterjudung 
Bwangsmittel anwendet oder anwenden läßt, um 
Yejtändnifje und Ausjagen zu erprejien, wird 
mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren beitraft. $ 544. 
Ein Beamter, welcher vorjägixh zum Nachtheile 
einer Perjon, deren Unſchuld ihm befannt iſt, die 
Eröffnung oder Fortjegung einer Unterjudung 
beantragt oder beſchließt, wird mit Zuchthaus 
beftraft. $345. Gleidye Strafe trifft ven Beamten, 
welcher vorjäglid eine Strafe vollitreden läßt, 
von der er weiß, daß fie überhaupt nicht oder 
nicht der Art od. vem Maße nad) vollitredt werben 
darf. — Sit die Handlung aus Fahrläjjigkeit 
begangen, jo tritt Gefängnißjtrafe od. Feſtungs— 
hajt bis zu einem Jahre oder Geldjtraje bis zu 
900 M ein. $346. Ein Beamter, welcher ver« 
möge jeines Amtes bei Ausübung der Strafge- 
walt oder bei Nollitredung ber Strafe mitzu- 
wirken hat, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
bejtraft, wenn er in der Abjiht, Jemand der 
gereglichen Strafe rihtswidrig zu entziehen, Die 
Berjolgung einer ftrafbaren Handlung unterläßt, 
oder eine Handlung begeht, welche geeignet iſt, 
eine Freiſprechung oder eine dem Wejege nicht 
entjprechende Bejtrafung zu bewirken, oder die 
Vollſtreckung der ausgejprocenen Strafe nidt 
betreibt, oder eine gelindere als die erkannte 
Strafe zur Vollſtreckung bringt. — Sind nıil- 
dernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängniß— 
ftrafe nicht unter einem Monat ein, $347. Ein 
Beamter, mweldjer einen Gefangenen, deſſen Be- 
auffihtigung, Begleitung oder Bewachung ihm 
anvertraut it, vorjäplid entweichen läßt oder 
dejjen Befreiung vorjäglich bewirkt od. befördert, 
wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beftraft. 
Sind mitdernde Umftände vorhanden, jo tritt Ge— 
fängnißftrafe nit unter einem Monat ein. — Iſt 
die Entweihung durch Fahrläfjigkeit befördert 
oder erleichtert worden, jo tritt Gejängnißjtrafe 
bis zu Fechs Monaten oder Gelditrafe bis zu 
800 M tin. $ 348. Ein Beamter, welder, zur 
Aufnahme öffentlicher Urkunden befugt, innerhalb 
feiner Zuftändigfeit vorjäglid eine rechtlich er- 
hebliche Thatſache falſch beurfundet oder in 


öffentliche Regifter oder Bücher falſch einträgt, 
wird mit Gefängniß nicht unter einem Monat be-' 


ftraft. — Diejelbe Strafe trifft einen Beamten, 
welcher eine ihm amtlich anvertraute oder zu— 
gängliche Urkunde vorjäglich vernichtet, bei Seite 


eine der im $ 348 bezeichneten Handlungen in 
der Ahficht begangen, ji oder einem Anderen 
einen Bermögensportheil zu verſchaffen od. einem 
Underen Schaden zuzufügen, fo ijt auf Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren und zugleich auf 7 
von 150 bis zu 3000 M zu erfennen. g 50. 
Ein Beamter, welcher Gelder od. andere Sachen, 
die er in amtlicher Eigenſchaft empfangen oder 
in Gewahrjam hat, unterichlägt, wird mit Ge— 
fängniß nicht unter drei Monaten bejtraft; auch 
fan auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden. — Der Verſuch ijt jtrafber. 
$ 351. Hat der Beamte in Beziehung auf die 
Unterſchlagung die zur Eintragung od. Controle 
der Einnaymen oder Ausgaben beſtimmten Rede 
nungen, Regiſter oder Bücher unrichtig geführt, 
verjälicht oder unterdrüdt, oder unrichtige Ubr 
ihlüffe oder Auszüge aus diejen Rechnungen, 
Yogiltern oder Büchern, oder unrichtige Beläge 
zu demielben vorgelegt, od. ift in Beziehung auf 
die Unterichlagung auf Fäjlern, Beuteln oder 
Fadeten der Beldinhalt fälſchlich bezeichnet, jo 
it auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erkennen, 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo tritt Ge— 
jängnißftrafe nicht unter jechs Vionaten ein. $ 352. 
Ein Beamter, Advocat, Anwalt oder jonjtiger 
Kedtsbeiltand, welcher Gebühren oder andere 
Vergütungen für amtliche Verrichtungen zu feinem 
Vortheile zu erheben hat, wird, wenn er Gebühren 
oder Vergütungen erhebt, von denen er weih, 
daß der Zahlende fie überhaupt nidyt oder nur 
in geringerem Betrage ſchuldet, mit Gelditrafe 
bis zu 3U0M od. mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
bejtraft. — Der Verſuch ift ftrafbar. $ 353. 
Ein Beamter, welder Steuern, Gebühren oder 
andere Abgaben für eine öffentlidie Kafle zu - 
erheben Hat, wird, wenn er Abgaben, von denen 

er weiß, daß der Bahlende fie überhaupt nicht 
oder nur in geringerem Betrage verſchuldet, er- 
yebt, und das rechtswidrig Erhobene. ganz oder 
zum Theil nicht zur Kaſſe bringt, mit Gefangniß 
nicht unter Drei Vionaten bejtrajt. — Gleiche Strafe 
trifft den Beamten, welder bei amtlichen Aus— 
gaben an Geld oder Naturalien dem Empfänger 
vorjäglid; und rechtswidrig Ubzüge macht und 
die Ausgaben als vollftänoig geleiftet in Rech— 
nung ſtellt. $ 353a. Ein Beamter im Dienite 
des Auswärtigen Umted des Deutjchen Neiches, 
welder die Anitsverſchwiegenheit Badurd) verlegt, 
daß er ihm amıtlid) anvertraute oder zugängliche 
Zdriftjtüde oder eine ihm von jeinm Vorge- 
jegten ertheilte Anmeifung oder deren Inhalt 
Anderen widerrechtlich mittheilt, wird, jojerm 
nidyt nad) anderen Bejtimmungen eine ſchwerere 
Strafe verwirkt ift, mit Gefängniß od. mit Gelb- 
itrafe bi& zu 5060 M beitraft. — Gleiche Straje 
trifjt einen mit einer auswärtigen Milfion ber 
trauten od. bei einer joldyen beithäftigten Beamten, 
welder den ihm durch feinen Borgejegten anıtlid 
ertheilten Anweiſungen vorſätzlich zumiderhandelt, 
oder welcher in der Abſicht, feinen Vorgefegten 
in dejjen amtlichen Handlungen irre zu leiten, 
demjelben erdichtete oder entjtellte Thatjachen be» 
richtet. 8354. Ein Poftbeamter, weldyer die der 
Poſt anvertrauten Briefe od. Padete in anderen, 
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als den im Geſetze vorgefehenen Fällen eröffnet, Behörde Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
oder unterdrüdt, ober einem Anderen wiljent-|andere Formen, weldhe zur Anfertigung von 
lich eine ſolche Handlung geftattet, od. ihm dabei) Metall» oder Papiergeld, oder von foldhen Pa- 
wiſſentlich gr leiftet, wird mit Gefängniß nicht pieren, welche nad) $ 149 dem Bapiergelde gleich 
unter drei Monaten beitraft. $ 355. Telegraphene| geachtet werden, od. von Stempelpapier, Stempel« 
beamte oder andere mit der Beauffichtigung und|marten, Stempelblanfetten, Stempelabbrüden, 
Bedienung einer zu Öffentlichen Zwecken dienenden! öffentlihen Bejheinigungen oder Beglaubigungen 
Telegraphenanftalt betraute Berjonen, welche die) dienen können, anfertigt oder an einen Anderen 
einer Telegraphenanftalt anvertrauten Depejchen| als die Behörde verabiofgt: 5) wer ohne jchrift- 
verfälichen od. in anderen, als in den im Gejegellichen Auftrag einer Behörde den Abdruck der 
vorgejehenen Fällen eröffnen oder unterbrüden,fin Nr. 4 genannten Stempel, Siegel, Stiche, 
ober von ihrem he zn Dritte rechtswidrig be-| Platten oder Formen, oder einen Drud von 
nachrichtigen, oder einem Anderen wiſſentlich eine] Formularen zu den daſelbſt bezeichneten öffent- 
ſolche Handlung gejtatten, od. ihm dabei wifjents|lihen Papieren, Beglaubigungen od. Beſcheinig— 
lid Hilfe Teiften, werden mit Gefängniß nicht ungen unternimmt, oder Abdrüde an einen An« 
unter drei Monaten beftraft. 8 356. Ein Advocat, |deren als die Behörde verabjolgt; 6) wer Waaren⸗ 
Anwalt oder ein anderer Rechtsbeiſtand, welder | Empfehlungsfarten, Ankündigungen oder andere 


bei den ihm vermöge feiner amtlichen Eigenſchaft 
anvertrauten Angelegenheiten in derjelben Rechts» 
fache beiden Parteien durch Nath oder Beiltand 
pflihiwidrig dient, wird mit Gefängnik nicht 
unter drei —J beſtraft. — Handelt derſelbe 
im Einverſtändniſſe mit der Gegenpartei zum 
Nachtheile ſeiner Partei, ſo tritt Zuchthausſtrafe 
bis zu fünf Jahren ein. 8 357. Ein Amtsvor⸗ 
geiegter, welder feine Untergebenen zu einer 
ftrafbaren Handlung im Amte vorjäglich verleitet 
ober zu verleiten unternimmt, oder ‚eine ſolche 
ftrafbare Handlung jeiner Untergebenen wiffent: 
lich geichehen läßt, hat die auf dieje jtraibare 

andlung angedrohte Strafe verwirkt, — Die- 
elbe Beitimmung findet auf einen Beamten 

nwendung, welchem eine Aufjicht oder Controle 
über die Amtsgeichäfte eines anderen Beamten 
übertragen ift, fofern die von dieſem lepteren 
Beamten begangene ftrafbare Handlung die zur 
Aufficht oder Eontrole gehörenden Geſchäfte be» 
trifft. . Neben der nad Vorſchrift der 
85 331, 389 biß 341, 352 biß 355 und 357 er- 
lannten ——— lann auf Verluſt der 


Druchſachen od. Abbildungen, welche in der Form 
ober Verzierung dem PBapiergelde oder den dem 
Papiergelde nad) $ 149 gleich geachteten Papieren 
ähnlich find, anfertigt oder verbreitet, oder wer 
Stempel, Stiche, Platten oder andere Formen, 
welche zur Anfertigung von ſolchen Drudiachen 
oder Abbildungen dienen können, anfertigt; 7) wer 
unbefugt die Abbildung des Kaiferlihen Wappens 
oder von Wappen eines Bundesfürjten oder von 
Landeöwappen —— 8) wer unbefugt eine 
Uniform, eine Amtskleidung, ein Amtszeichen, 
einen Orden ober ein Ehrenzeichen trägt, ober 
Titel, Würden oder Wdelsprädicate annimmt, 
ingleishen wer jich eines ihm nicht zufommenden 
Namens einem zuftändigen Beamten gegenüber 
bedient; 9) wer gejeplichen Beitimmungen zu— 
wider!) ohne Genehmigung der ae 
Ausſteuer · Sterbe» od. Wittwentafien, Verſicher⸗ 
ungsanftalten od. andere dergleichen Geſellſchaften 
oder Anſtalten errichtet, welche beſtimmt find, 
gegen Zahlung eines Einfaufsgeldes oder gegen 
— von Geldbeiträgen beim Eintritte ge— 
wiſſer Bedingungen oder Friſten, Zahlungen an 


Bäbigtelt zur Velleidung öffentlicher Aemter auf Capital oder Rente zu leiften; 10) wer bei Un« 
ie Dauer von einem bis zu fünf Jahren erfanntglüdsjällen oder gemeiner Gefahr oder Noth von 
werben. $359. Unter Beamten, im Sinne biejes|der Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur 
Strafgeſeßes find zu verftehen alle im Dienſte Hilfe ——— feine Folge leiſtet, obgleich 
des Reiches oder in unmittelbarem oder mittel⸗ſer der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr 
barem Dienfte eines Bundesstaates auf Lebens-|genügen konnte; 11) wer ungebührlicherweife 


eit, auf Zeit od. nur vorläufig angeftellte Ber 
onen, ohne Unterfchied, ob fte einen Dienjteid 
geleiftet haben od, nicht, ingleichen Notare, nicht 
aber Abvocaten und Anwalie. 


Neunundzmwanzigfter Abſchnitt. 
Mebertretungen. 

860. Mit Geldjtrafe bis zu 150 M ober 

Haft wird beftraft: 1) wer ohne bejonbere 
Erlaubniß Riffe von Feftungen oder einzelnen 
Feſtungswerlen aufnimmt oder veröffentlicht ; 
2) wer außerhalb jeines Gewerbebetriebes heim» 
fi ob. wider das Verbot der Behörde Vorräthe 
von Waffen od. Schiehbedarf auffammelt; 3) wer 
als beurlaubter Rejervift oder Wehrmann der 


ruhejtörenden Lärm erregt od. wer groben Unfug 
verübt; 12) wer als Piandleiher oder Ruckaufs- 
händler bei Ausübung jeines Gewerbes den dar- 
über erlafjenen Anordnungen zuwiderhandelt; 
13) wer öffentlich oder in Aergerniß erregender 
Weiſe Thiere bosHaft quält od. roh mifhandelt; 
14) wer unbefugt auf einem öffentlichen Wege, 
einer Straße, einem öffentlichen Plate oder im | 
einem Öffentlichen Berfammlungsorte Glücksſpiele 
hält. — In den Fällen der Nummern 1, 2, 4, 
5, 6 und 14 kann neben der Geldftrafe oder der 
Haft auf Einziehung der Rifje von Feſtun 

oder Krampeneoen, ber Vorräthe von Nahen 
oder Schiehbedarf, der Stempel, Siegel, Stide, 
Platten oder anderen Formen, der Abdrücke oder 


Land« od, Seewehr ohne Erlaubniß ausmwandert, |Ubbildungen, oder der auf dem Spieltiihe oder 


ebenfo wer ald Erjagrefervift erfter Klaſſe aus- 
wa ‚ ohne von feiner bevorftehenden Aus- 
mwanberung der Militärbehörbe bung erftattet 
zu haben; 4) wer ohne f&riftlichen Auftrag einer 


in ber Bank befindlichen Gelder erkannt werben, 
ohne Unterfchied, ob fie dem Berurtheilten ge» 


1) Gabinetsorbre vom 29. Seht. 1883. 
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hören ober nicht. 8 361. Mit Haft wird beſtraft: derſelbe unter Drohungen oder mit Waffen ge- 
1) wer, nachdem er unter Bolizei-Aufficht geftellt| bettelt hat. — Iſt gegen einen Ausländer auf 
worden ift, dem infolge berjelben ihm auferlegten Ueberweiſung an bie Fondespofigeibehörbe erfannt, 
Beichränlungen zumiderhandelt; 2) wer, nachdem ſo fann an Stelle der Unterbringung in ein 
er des Bundesgebiete oder des Gebietes eines |Arbeitöhaus Verweifung aus dem Bundesgebiete 
Bunbesftaates verwiefen ift, ohne Erlaubniß zu⸗ eintreten. F 368. Wer, um Behörden oder 
rüdtehrt; 3) wer ald Landftreicher umherzieht; | Privatperfonen zum Zmede feines beiferes Tort- 
4) wer bettelt oder Kinder zum Betteln anleitetjfommens oder des bejjeren Fortlommens eines 
oder ausſchickt, oder Perfonen, welche feiner Ge- Anderen zu täujchen, Päſſe, Militärabichiede, 
walt und Aufficht untergeben find und zu jeiner| Wanberbücher oder ſonſtige Yegitimationspapierc, 
Hausgenofjenihaft gehören, vom Betteln abzu-|Dienft» oder Arbeitsbücher oder fonitige auf 
halten unterläßt; 9 wer ſich dem Spiel, Trunk Grund beſonderer Vorſchriften auszuſtellende Zeug- 
oder Müßiggang dergeſtalt hingibt, daß er inniſſe, ſowie Führungs- oder Fähigleitszeugnifſe 
einen Zuſtand geräth, in welchem zu feinem Unter-|faljh anfertigt oder verfälſcht, oder wiſſentlich 
halte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren|von einer folchen falſchen od. verfälichten Urkunde 
Ernährung er verpflichtet ift, durd; Vermittelung |Gebraudy mad;t, wird mit Haft oder mit Geld- 
der Behörde fremde Hilfe in Anſpruch genommen ſſtrafe bis zu 150 M beftraft. — Gleiche Strafe 
werden muß; 6) eine Weib&perjon, welche wegen trifft denjenigen, welcher zu demfelben Zwede von 
ewerbömäßiger Unzucht einer polizeilichen Auf- ſolchen für einen Anderen ausgeftellten echten 
ht unterſtellt ift, wenn fie den in dieſer Hinficht | Urfunden, als ob fie für ihn ausgeſtellt ſeien, 
zur Sicherung der Gejundheit, der Öffentlichen] Gebrauch macht, oder welche joldhe jür ihn aus— 
Ordnung u. des Öffentlichen Anſtandes erlafjenen | geftellte Urkunden einem Anderen zu dem gedachten 
polizeilichen Vorſchriften zumiderhandelt,- oder Zwecke überläßt. 8 364. Mit Geldftrafe bis zu 
weldye, ohne einer ſolchen Aufficht umterjtellt zu] 150 M wirb beitraft, wer wifjentlich ſchon einmal 
jein, gewerbsmäßig Unzucht treibt; 7) wer, wenn] verwendetes® Stempelpapier nad gänzlicher oder 
er aus öffentlichen Urmenmitteln eine Unter-|theilweijer Entfernung ber darauf gejegten Schrift- 
ftügung erhält, fih aus Arbeitsjchen weigert, zeichen, oder fchon einmal verwendete Stempel. 
die ihm von der Behörde angemiejene, jeinen|marfen, Stempelblankette oder ausgeſchnittene 
Kräften angemefjene Arbeit zu verrichten; 8) werjoder ſonſt abgetrennte Stempelabdrüde der im 
nad) Berluft jeines bisherigen Unterfommens|s 276 bezeichneten Art veräußert oder feilhält. 
binnen der ihm von der zuitändigen Behördel$ 365. Wer in einer Schantjtube od, an einem 
bejtimmten Friſt fich fein anderweitiges Unter-|öffentlichen Bergnügungsorte über die gebotene 
fommen verſchafft hat und auch nicht nachweifen | Rolizeiftunde hinaus verweilt, ungeachtet der 
fann, daß er joldhes der von ihm angewandten Wirth, fein Vertreter oder ein Polizeibeamter 
Bemühungen ungeachtet nicht vermocht habe; ihn zum Fortgehen aufgefordert hat, wird mit 
9) wer Kinder oder andere unter jeiner Gewalt Gelditrafe bis zu 15 M beftraft. — Der Wirth, 
jtehende Perjonen, welche feiner Aufſicht unter- [welcher das Wermeilen feiner Gäfte über die ger 
geben find und zu feiner Hausgenoſſenſchaft ge⸗ botene Rolizeiftunde hinaus duldet, wird mit 
hören, von der Begehung von Diebftählen, J Geldſtrafe bis zu 60 M oder mit Haft bis zu 
wie von der Begehung jtrafbarer Berlegungen, | vierzehn Tagen beitraft. $B66. Mit Gelbitrafe bis 
der Zoll-e oder Gteuergejege, oder ber Geehe zu 60 M od. mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird 
zum Schuge ber Forften, der Feldfrüchte, derjbeftraft: 1) wer den gegen die Störung der Feier 
yuob oder der Fiſcherei abzuhalten unterläßt.|der Sonn- und Fefttage erlaffenen Anordnungen 
ie Vorſchriften diejer Gejete über die Haftbar- |zumiderhandelt; 2) wer in Städten oder Dörfern 
feit für die den Thäter treffenden Gelditrafen übermäßig ſchnell fährt oder reitet, od. auf öffent» 
oder anderen Gelbdleiftungen werden hierdurch |lichen Straßen oder Pläten der Gtädte oder 
nicht berührt. — In den Fllen der Nr. 9 fann| Dörfer mit gemeiner Gefahr Pferde einfährt oder 
ftatt der Haft auf Geldftrafe Eiß zu 150 M er-|zureitet; 3) wer auf Öffentlichen Wegen, Straßen, 
fannt werden. $ 362. Die nad; Borjchrift des] lägen oder Waflerftraßen das Vorbeifahren 
$ 361, Nr. 3 bid 8 Verurtheilten können zu] Anderer muthwillig verhindert; 4) wer in Städten 
Arbeiten, welche ihren Fähigkeiten und Verhält-Imit Schlitten ohne feſte Deichiel oder ohne Ger 
niffen angemefjen find, innerhalb und, fofern jielläute oder Schelle fährt; 5) wer Thierein Städten 
von anderen freien Arbeiten — gehalten oder Dörfern, auf öffentlichen Wegen, Straßen 
werben, auch außerhalb der Strafanſtalt ange-oder Plätzen, oder an anderen Orten, wo fie 
halten werden. — Bei der Venurtheilung zur|durd Ausreißen, Schlagen od. auf andere Weife 
Haft kann zugleich erfannt werden, daß die ver-JEchaden anrichten können, mit Vernachläſſigung 
urtheilte Perſon nad) verbüßter Strafe der Zandese|der erforderlichen Sicherheitdmaßregeln ftehen 
polizeibehörde zu überweifen fei. ie Landes» läßt oder führt; 6) wer Hunde auf Meniden 
polizeibehörde erhält dadurch die Befugniß, die hetzt: 7) wer Steine oder andere harte Körper 
verurtheilte Perſon entiveder bis zu zwei Jahren oder Unrath auf Menſchen, auf Pferde od. andere 
in ein Arbeitshaus unterzubringen oder zu ge») Bug- oder Zaftthiere, gegen fremde Häufer, Ge 
meinnügigen Arbeiten zu verwenden. Im Falle) bäude oder Einfhliefungen, oder in Gärten oder 
des $ 361, Nr. 4 ift diefes jedoch nur dann zu⸗ eingeſchloſſene Räume wirft; 8) wer nad) einer 
läffig, wenn der Verurtheilte in dem legten drei öffentlichen Straße oder Wafleritraße, oder nad 
Jahren wegen diejer Uebertretung mehrmals Orten hinaus, wo Menſchen zu verkehren pflegen, 
rechtskräftig verurtheilt worden ift, oder wenn Sachen, dur deren Umftürzen oder Herabfallen 
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Jemand beichädigt werden lann, ohne gehörige] lichen Strafen, Wegen oder Plägen, auf Höfen, 
Seiehiguun anfitellt oder aufhängt, oder Sachen in Häufern und überhaupt an Orten, an welden 
auf eine Weife ausgießt oder auswirft, daß da⸗ Menſchen verkehren, Brunnen, Keller, Gruben, 
durd) Jemond bejchädigt oder verunreinigt werben Deffnungen oder Abhänge dergeſtalt unverdeckt 
fann; 9) wer sl öffentlichen Wegen, Straßen,|oder unverwahrt läßt, daß daraus Gefahr für 
Pläpen oder Waſſerſtraßen Gegenjtände, durch|Undere entitehen fan; 18) wer troß der polizei⸗ 
welche der freie Verlehr gehindert wird, aufftelft, [lichen Aufforderung es unterläßt, Gebäude, welde 
infegt oder liegen läßt; 10) wer die zur Ers|den Einfturz drohen, auszubefjern oder nieder- 
Bat der Sicherheit, Bequenilichteit, einlich⸗ zureißen; 14) wer Bauten oder Ausbeſſerungen 
eit u. Ruhe auf den Öffentlichen Wegen, Stragen,|von Gebäuden, Brummen, Brüden, Schleuſen F 
Platzen oder Waſſerſtraßen erlaſſenen Polizei-| anderen Bauwerlen vornimmt, ohne die von der 
Verordnungen übertritt. $ 3662, Wer die zum Polizei angeordneten oder ſonſt erforderlichen 
Schuße der Dünen und der Fluß— und Meeres+| Sicherungsmaßregeln: zu treffen; 15) wer als 
ufer, ſowie der auf denjelben vorhandenen Ans| Bauherr, we oder Bauhandwerler einen 
pilanzungen und Anlagen erlajienen Bolizeiver-| Bau od. eine Aus —— wozu die polizeiliche 
ordnungen übertritt, wird mit Seldftrafe bis zu &enehmigung erforderlich tit, ohne diefe Genehmig⸗ 
150 M oder mit Haft beftraft. $ 367. Mitjung ober mit eigenmächtiger Abweichung von 
Geidftrafe bis zu 150 M oder mit Haft wird dem durch die Behörde genehmigten Bauplane 
beitraft: 1) wer ohne Vorwifien der Behörde einen| ausführt oder ausführen äßt. — In den Fällen 
Leichnam beerdigt oder bei Seite ſchafft, oder der Nr. 7 bis 9 faun neben der Gelditrafe oder 
- wer unbefugt einen Theil einer Leiche aus bem|der Haft auf die Einziehung der verfäljchten oder 
Gewahrjam der dazu berechtigten Perjonen weg · verdorbenen Getränke oder Eßwaaren, ingleichen 
nimmt; 2) wer den polizeilichen Anorduungen|der Selbgeſchoſſe, Schlageifen oder Fußangeln, 
über vorzeitige ——— entgegenbandelt;|jotwie der verbotenen Waffen erfannt werben, ohne 
3) wer ohne polizeilidie Erlaubniß Gijt oder|linterfhied, ob fie dem Berurtheilten gehören 
Arzneien, joweit ber Handel mit denfelben nicht) oder nicht, 368. Mit GSeldftrafe bis zu 60M 
ift, zubereitet, feilhält, verlauft oder od, mit Haft biß zu vierzehn Tagen wird beftraft: 
onit an Andere überläßt , 4) wer ohne die vor«|1) wer den polizeilichen Anordnungen über die 
geichriebene Erlaubuiß Schießpulver oder andere) Schliegung der Weinberge zuwiderhandelt; 2) wer 
erplodirende Stoffe oder Feuerwerke zubereitet ;|da$ durch gejetliche od. polizeiliche Anordnungen 
5) wer bei der Aufbewahrung oder bei der Ber|gebotene Raupen: unterläßt; 3) wer ohne polizei» 
förderung von Giſtwaaren, Schiefpulver oder|lihe Erlaubniß eine neue Feuerjtätte errichtet 
Feuerwerten, oder bei der Aufbewahrung, Ber|oder eine bereits vorhandene an einen anderen 
förderung, Berausgabung oder Verwendung bon|Ort verlegt; 4) wer ed unterläßt, dafür zu ſorgen, 
Sprengitoffen od, anderen erplodirenben Stoffen,|daß die Feuerſtätten in feinem Haufe in bau 
od. bei Ausübung der Befugniß zur Zubereitung) lichem und brandfiderem Zustande: unterhalten, 
oder Feilhaltung diefer Gegenitände, jowie berjoder da die Schomfteine zur rechten Zeit ge- 
Arzueien die deshalb ergangenen Verordnungen] reinigt werben; 5) wer Scheunen, tälfe, Böden 
nicht befolgt; 6) wer Waaren, Materialien oder oder andere Räume, welde zur Aufbewahrung 
andere Borräthe, welche ſich leicht von felbft| jenerfangender Saden dienen, mit unverwahrtent 
entzünden oder leicht Feuer fangen, an Orten] Feuer oder Licht betritt, oder ſich denſelben mit 
oder in —— aufbewahrt, wo ihre Ent-|unverwahrtem Feuer ober Licht nähert; 6) wer 
zündung ge ae werben Tann, od. wer Stoffe,jan gefährlichen Stellen in. Wäldern oder Heiden, 
die nicht ohme Gefahr einer Entzündung bei ein« oder in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder 
ander liegen können, ohme Abſonderung anfbe« 
mwahrt; 7) wer verfälichte od. verdorbene Getraͤnke 
oder Efwaaren, insbeſondere trichinenhaltiges 
Fleiſch feilhalt od. verlauft; 8) wer ohne polizei⸗ 
che Erlaubniß an bewohnten od. bon Menſchen 
beſuchten Orten Selbitgeihoile, Schlageiſen oder 
Fußangeln legt, od. an folden Orten mit Feuer-|oder andere feuerpolizeiliche Anordnungen nicht 
gewehr oder anderem Schiewertzeuge ſchießt, befolgt; 9) wer unbefugt über Gärten od. Wein- 
oder Feuerwerfstörper abbremit; 9) wer einem|berge, oder vor beendeter Ernte über Wieſen oder 
geſetzlichen Verbot zuwider Stoß-⸗, Hieb- oder beſtellte Weder, oder über ſolche Aeder, Wieſen, 
Schußwaffen, welche in Stöcken oder Röhre oder Weiden oder Schonungen, welche ‚mit einer Eins 
in arg Weile verborgen find, feilhält oder) jriedigung verjehen find, od. deren Betreten durch 
mit jich führt; 10) wer bei einer Schlägerei, in| Barmungsgeiden unterjagt ift, oder auf einem 
welche er nicht ohne jein Verſchulden hineingezogen duch Warnungszeihen geſchloſſenen Privatiwege 
worden ift, oder bei einem Augriff ſich einer|geht, fährt, reitet od. Bich treibt; 10) wer ohne 
Waffe, inäbejondere eines Meſſers ober eines| Genehmigung des Jagdberechtigten oder ohne 
anderen gefährlichen Werlzeuges bedient; 11) wer ſonſtige Beſugniß auf einem fremden Zagdgebiete 
ohne polizeiliche Erlaubniß gefährliche wilde Thiere außerhalb des öffentlichen, zum gemeinen Gebrauche 
hält, oder wilde oder bösartige Thiere frei un beitimmten Weges, wenn aud) nicht jagend, doch 
berlaufen läßt, oder in Anjehung ihrer die er-|zur Jagd audgerüftet, betroffen wird; 11) wer 
forderlihen Vorſichtsmaßregeln zur Verhütung unbefugt Eier od. Junge von jagbbarem Feber- 
von Beihädigungen unterläßt; 12) wer auj öfiente wild oder von Singvögeln ausnimmt. 8 569. 



































fenerfangenden Sachen euer anzündet; 7) wer 
an gefährlicher Nähe vom Gebäuden oder feuer: 
fangenden Sadıen mit Feuergewehr ſchießt oder 
Feuerwerle abbrennt; 8) wer die polizeilich vor- 
geichriebenen euerlöfchgeräthichaften überhaupt 
wicht oder nicht in braudberem Zuftanbe hält 





Digitized by (st ‚ogle 





1160 


Mit Geldftrafe bis zu 100 M oder mit Haft bis 
zu vier Wochen werden beftraft: 1) Schloſſer, welche 
ohne obrigkeitlihe Anmeifung oder ohne Ge- 
nehmigung bes Inhabers einer Wohnung Schlüfjel 
zu Zimmern oder Behältniffen in der letzteren 
anfertigen oder Schlöſſer an tenjelben öffnen, ohne 
Genehmigung des Hausbefigerd od. jeined Stell» 
vertreterd einen Hausſchlüſſel anfertigen, oder 
ohne Erlaubniß der Polizeibehörde Nachſchlüſſel 
oder Dietriche verabfolgen; 2) Gewerbetreibende, 
bei denen zum Gebraude in ihrem Gewerbe 
geeignete, mit dem gejeplihen Eichungäftempel 
nicht verfehene oder unrichtige Maße, Gewichte 
oder Waagen vorgefunden werden, oder melde 
ſich einer anderen Verlegung der Borfchriften 
über die Maß- und Gewichtspolizei jchuldig 
machen; 3) Getverbetreibende, melde in Feuer 
arbeiten, wenn fie die Borfchriften nit befolgen, 
welche von ber Polizeibehörde wegen Unlegung 
und Verwahrung ihrer Feuerftätten, jowie wegen 
der Art u. der Beit, fich des Feuers zu bedienen, 
erlajjen find, — Im Falle ber Nr. 2 iſt neben 
der Geldftrafe oder der get auf die Einziehung 
der vorſchriftswidrigen Maße, Gewichte, Waagen 
oder jonftigen Meßwerkzeuge zu erfennen. $ 370. 
Mit Gelditrafe bis 150 M oder mit Haft wird 
beftraft: 1) wer unbefugt ein fremdes Grundftüd, 
einen öffentlihen oder Privatweg, oder einen 
Grenzrain durch Abgraben oder Abpflügen ver- 
ringert; 2) wer unbefugt von öffentlichen oder 
Privatwegen Erbe, Steine oder Raſen, oder aus 
Grundftücen, welche einem Anderen gehören, Erbe; 
Lehm, Sand, Grand od, Mergel gräbt, Plaggen 
oder Bülten haut, Raſen, Eteine, Mineralien, 
zu deren Gewinnung e3 einer Verleihung, einer 
Eoncejfion oder einer Erlaubniß der Behörde 
nicht bedarf, od. ähnliche Gegenftände wegnimmt; 
3) wer von einem zum Dienftitande gehörenden 
Unterofficiere oder Gemeinen des Heeres oder 
der Marine ohne bie jhriftlihe Erlaubniß des 
vorgejegten Eommandeurs Montirungd- oder Ar- 
maturjtüde fauft oder zum Pfande nimmt; 4) wer 
unberechtigt filcht oder frebit; 5) wer Nahrungs- 
oder Genußmittel von unbedeutenden Werihe oder 
in geringerer Menge zum alsbaldigen Berbraude 
entwendet. — Eine Entwendung, weldye von Ver» 
wandten aufiteigender Linie gegen Verwandte 
abjteigender Linie od. von einem Ehegatten gegen 
den anderen begangen worden ift, bleibt ftraflos; 
6) wer Getreide oder andere zur Fütterung des 
er beitimmte oder geeignete Gegenſtände wider 
Willen des Eigenthümerd wegnimmt, um befien 
Vieh damit zu füttern. — In den Fällen der 
Nr. 5 und 6 tritt die Verfolgung nur auf An- 
tragein. Die Zurüdnahmedes Antrages ift zuläffig. 

In alt.] Einleitende Beftimmungen $$ 1—12. 
Erjter Theil. Bon der Bejtrafung der Verbrechen, 
Bergehen und Webertretungen im Allgemeinen, 
1. Abſchnitt. Strafen $$ 13—42, 2. Abſchnitt. 
Verfuh SH 43—46. 3. Abſchnitt. Theilnahme 
88 47—50, 4, Abjchnitt. Gründe, melde die 
Strafe ausſchließen oder milden 88 51—72. 
5. Abſchnitt. Zuſammentreffen mehrerer ſtraf— 
baren Handlungen $$ 73—79. Zweiter Theil. 
Von den einzelnen Berbrehen, ergehen und 
Uebertretungen und deren Bejtrafung. 1. Abjchnitt. 


Strafmittel — Strandungsordnung. 


Hochverrath und Landesverrath 8 80 — 93. 
2. Abſchnitt. Beleidigung des Landesherrn 38 
94 -97. 3, Abichnitt. Beleidigung von dei» 
fürften 8 98— 101. 4. Abſchnitt. Feindliche Hand- 
lungen gegen bejreundete Staaten $$ 102—104. 
5. Abſchnitt. Verbrechen und Vergehen in Be 
iehung auf die Ausübung ſtaatsbürgerlichet 
echte SS 105—109. 6. Abfchnitt. Wideritand 
geoen die Staatögemwalt $$ 110— 122. 7. Abſchnitt 
erbreden und Bergehen wider die öffentliche 
Ordnung 88 123—145. 8. Abſchnitt. Münz- 
verbrehen und Münzvergehen 88 146 — 152. 
9. Abſchnitt. Meineib $$ 153— 163. 10, Abſchnitt. 
Falſche Anſchuldigung $$164— 165. 11, Abſchnitt. 
Vergehen, welche ſich auf die Religion beziehen 
55 166—168. 12. Abſchnitt. Verbrechen und 
Bergehen in Beziehung auf den Berfonenitand 
ss 169—170. 13. Abſchnitt. Verbrechen und 
Vergehen wider die Sittlichkeit SS 171—184. 
14. Abſchnitt. Beleidigung $$ 185— 200. 15. Ab⸗ 
ſchnitt. Zweilampf $$ 201— 210. 16. Abichnitt. 
Berbreden u. Vergehen wider das leben $$ 211 
bis 222. 17. Abſchnitt. Körperverletzung $8 223 
bis 233. 18. Abſchnitt. Verbrechen u. Vergeben 
wider die perjönlihe Freiheit SS 234 — Ml. 
19. Abſchnitt. Diebſtahl und Lnterichlagung 
55 242— 248. 20. Abjchnitt. Raub und Erpreii- 
ung 88 249-256. 21. Abſchnitt. Begünftigung 
u. Hehlerei $$ 257—262. 22. Mbjchnitt. Betrug 
und Untreue $$ 263—266. 23. Abichnitt. Ur 
fundenfälihung 88 267—280. 24. Abſchnitt. 
Bankerutt $$ 281—283, 25. Abſchnitt. Strafe 
barer Eigennug u. Verlegung fremder Geheim— 
nifje 8$ 284— 802. 26. Abschnitt. Sahbeibädig- 
ung $$ 303—305. 27, Ubjdinitt. ®emeingefähr- 
lihe Verbredien und Bergehen 88 306— 330. 
28, Abichnitt. Verbrechen und Vergehen im Amte 
$$ 331 — 359. 29. Abſchnitt. Üebertretungen 
5 360— 370. 

Etrafmittel der Geiftlichen, ſ. Kirhenzudt. 

Etrafverfegung der Beamten, f. unter Di- 
ciplin Gejeg vom 21. Juli 1952, $ 16; der 
Reichebeamten, ſ. Reihsbeamte, Gejeg vom 
31. März 1873, $ 75. 

Strafverwandlung, |. Strafgejegbud, 
88 28, 29, 44, 49, 57, 157, 108, 

Strafvolftredung, |. Strafgefehbud, 
$$ 13, 16—18, 22, 57; Verjährung berfelben 
daj. 8$ 70— 72; Beitrafung wegen widerrechtlichet 
bezw. wegen unterlofjener Strafvollitredung, de}. 
z8 345—347. 

Strandungsordbnung vom 17. Mai 1574. 

L Abſchnitt. 
Bon ben Strandbehörben. 

81. Die Verwaltung der Strandungsangele 
—— wird durch Strandämter geführt. — 
en Strandämtern werben Strandvögte unter 
geordnet. Letztere haben insbeſondere diejenigen 
Maßregeln zu leiten, mwelde zum Zwece , 
Bergung oder Hilfsleiftung zu ergreifen ſind 
82. Die Organilation der Strandämter, de 


"Abgrenzung ihrer Bezirke, die Anftelung dt 


Strandbeamten, die Regelung des Berhältnit 
der Strandvögte zu den Strandämtern, ımd vr 
Beitimmung der Behörden, welde bie Auffich 
über dieſe Aemter u. Beamten zu führen baden, 


Strandungsorbnung. 


ſowie bie FFeftftellung der Dienftbezüge der Strand» 
beamten fteht ben Sursehregieren en nad Maß⸗ 
gabe der Landesgeſetze zu. — Der 
Strandamtes kann für den ihm überwiejenen Be- 
zirk od. einen Theil deffelben — zum Gtrand« 
vogt beftellt werden. $ 3. Die Oberaufficht 
über die Verwaltung der Strandungsdangelegen- 
heiten jteht dem Reiche zu. 
II. Abſchnitt. 
Bon dem Verfahren bei Bergung u. Hilföleiftung 
in Geenoth. 

4. Wer ein auf den Strand gerathened oder 
fonft unmeit befjelben in Seendth befindbliches 
Schiff wahrnimmt, hat hiervon fofort dem zu— 
ftändigen Strandvogt od: der nächſten Gemeinde» 
bebörde Anzeige zu machen. Der Ueberbringer 
der eriten Unzeige Hat Unipruch auf eine ange» 
mejjene Vergütung. $ 5. Die Gemeindebehörde 
hat unverzüglich für die Mittheilung der Nach— 
richt an den Strandvogt zu forgen. Die Ge- 
meinden find verpflichtet, hierzu gegen eine den 
ortsüblichen Sägen entiprechende Vergütung einen 
Boten u. die nöthigen Beförderungdmittel (Pferd, 
Geſpann, Boot) zu itellen. $ 6. Der Strandvogt 
hat unverzüglid nah Empfang der Nachricht 
($ 5) ſich an Ort und Stelle zu begeben und da» 
jelbjt die zur Aufrechthaltung der Ordnung fowie 
zur Bergung oder Hilfsleiſtung erforderlichen 
Anordnungen zu treffen. Auch hat er für ſchleu⸗ 
nigite Benachrichtigung des Strandamtes ſowie 
des nächſten Zollbeamten Sorge zu tragen, bis 
ur Antunft des legteren aber das Bollinterefie 
* wahrzunehmen. — Bis zum Erſcheinen des 
Strandvogts ſind die Strand-Unterbeamten und 
in deren Ermangelung die nächſte Gemeindebehörde 
zu den erforderlichen Anordnungen berufen. 
Wider den Willen des Schiffers dürfen Maßregeln 
zur Bergung oder Hiljsleiftung nicht ergriffen 
werden. Insbeſondere darf wider ben FBillen 
des Schiffers weder an das Schiff angelegt, noch 
dajjelbe betreten werden. Iſt dad Edhiff von 
der a verlajfen, jo bedarf e8 zum 
Anlegen an dafjelbe od. zum Betreten deffelben, 
jofern nicht dringende Gefahr im Berzuge liegt, 
der Erlaubniß ded Strandvogts. — Wuf bie 
Thätigkeit der Vereine zur Rettung Schifibrüdi- 
ger finden dieſe Bejtimmungen keine Anwendung. 
5 8. Der Schiffer it befugt, dem Strandvogt 
die Leitung des Verfahrens jederzeit wieder ab» 


ar 
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fügungöberechtigten in Anipruch zu nehmen. Der 
hieraus entitehende wirkliche Schaden ift zu ver» 


orjteher eines güten. Wer der Anordnung des Strandvogts 


nicht Folge leiftet, wird mit der im$ 360, Nr, 10 
a. a. D. angedrohten Strafe belegt. — Die 
Fahrzeuge und Geräthichaften der Vereine zur 
Rettung Schiffbrüdjiger dürfen nur, injoweit die 
Vereinämannfchaft nicht felbft einjchreitet, zur 
Rettung von Menichenleben in Anipruch genom— 
men werden. $10. Die in den SS 4, 5 und 9 
bezeichneten Vergütungen gehören zu den im 
Urt. 745, Abſ. 2 des Allg. Deutichen Hanbels- 
gejegbuches beitimmten Bergungs- u. Hilfätoften. 
Ziejelben werden nad) Mafgabe der Beſtimm— 
ungen de3 fünften Ubichnittes fejtgejegt und find, 
wenn andermweit die Befriedigung nicht zu er- 
reihen ift, aus Staatsmitteln zu Teiften. Auf 
Verlangen find fie aus dieſen vorſchußweiſe zu 
zahlen. $ 11, Der Strandvogt hat vor Allem 
für die Rettung der Perſonen zu forgen. Im 
Halle der Bergung hat er zunächſt die Schiffs⸗ 
und Ladungspapiere, insbejondere das Schiffs— 
journal an ſich zu nehmen, das legtere jobald 
als möglich mit dem Datum und feiner Unter» 
ſchrift abzuſchließen und demnächſt jämmtliche 
Papiere dem Schiffer zurückzugeben. $ 12. Ohne 
—ãe ——— des Schiffers darf nichts aus dem 
Schiffe fortgeſchafft werden. Auch hat zunächſt 
ber Schiffer darüber Beſtimmung zu treffen, wo⸗ 
hin die fortgeſchafften Gegenftände ſowie das 
Schiff jelbit zu bringen find, Sowol jene Ge- 
nehmigung als aud) diefe Beftimmung fteht dem 
Strandvogt au, wenn derjelbe die Zeitung des 
Berfahrens übernommen hatte. In Erniangelung 
einer Beflimmung bed Scifferd od, des Strand. 
vogts muß das Geborgene, jofern feine Hinder- 
e entgegenftehen, bei Berluft des Anjpruches 
Berge⸗ ober Sit Slohn nad dem zunächſt 
erreichbaren deutſchen Hafen oder Landungsplahze 
gebracht und jofort der nächſten Polizeibehörde 
oder dem Strandvogt angezeigt werden. — Die 
aus dem Schiffe fortgefchafiten Gegenftände find, 
fobald dies thunlich, zu verzeichnen. $ 18. Wer- 
den einzelne Stüde der Ladung oder des Schiffs 
od. fonjtige Gegenftände, welche auf dem Schiffe 
fi) befanden, oder zu bemfelben gehört haben, 
an das Land getrieben, jo Hat derjenige, welcher 
diefelben birgt, dies ſofort einem der mitwirken. 
den Beamten anzuzeigen und auf Erfordern die 
Sachen abzuliefern. $14. Der Strandvogt hat 


zunehmen, jobald er für bie etwa- bereitd ent-|dem nächſten Steuerbeamten von der Bergung 


ftandenen Bergung: u. Hilfäfoften, einſchließlich ſofort Nachricht zu geben und bis zur Ankunft 
ded Berge» und Hilfslohnes (Art. 753 des Allg. |defjelben das fteuerfiscaliihe Jntereffe wahrzu— 
Deutſchen Handelägejepbuches), die von dem VBor- nehmen. — Die geborgenen Gegenftände werden 
ftcher des Strandamtes oder bem Strandvogt|von dem Strandamt u. dem Zollbeamten gemein- 
erforderlich befundene Sicherheit beftellt Hat. 89. ichaftlich in Gewahriam genommen. $ 15. Das 
Die Verpflichtung, den polizeilichen Aufforderun. | Strandamt hat mit Zuzichung des Schiffers und 
gen zur Hilfe Folge zu leiten, bejtimmt fich nach des Bollbeamten ein nventarium der geborgenen 
$ 360, Ne 19 des Strafgejegbuches mit der Gegenſtände unter Angabe der etwa vorhandenen 
Maßgabe, daß als „Folizeibehörde“ im Sinne Marken und Nummern und mit Benugung der 
diefer Vorſchrift aud der Strandvogt gilt. —|vorläufigen Verzeichniſſe (S 12) aufzunehmen, 
Während der Seenoth ijt der Strandvogt befugt, dabei auch überall den Werth und die Menge zu 
zur Rettung von Menjchenleben die erforderlichen | vermerken, joweit diejelben ſich aus vorhandenen 
Fahrzeuge u. Geräthichaften, jowie jeden außer- | Schriftftüden ergeben oder anderweit ohne Ber- 
halb der öffentlihen Wege zum Strande führen-|legung der Verpadung fejtzuftellen find, Das 
den Zugang aud ohne Einwilligung der Ber, Jnventarium ift von dem Zollbeamten und dem 
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Schiffer zu unterfchreiben, die Einficht deffelben|fügung geitellt haben. 8 22, Welde Gewäji 


od. die Fertigung einer Abſchrift ift auch anderen 
Betheiligten zu geftatten. $ 16. Die geborgenen 
Gegenitände jind dem Schiffer, im Ermangelung 
befielben demjenigen, weldyer jonft feine Empfangs- 
berechtigung nachweiſt, auszuliefern. Die Aus- 
lieferung darf jedoch, mit Ausnahme der für das 
augenblidliche Bedürfniß der Mannſchaft u, Baifa- 
giere-erforderlichen Gegenftände, erjt nad) Bezahl⸗ 
* oder Sicherſtellung der Bergungskoſten ein— 
ſchließlich des Bergelohns (Urt. 753 des Allg. 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs) und nach erfolgter 
zollamtlicher Abfertigung geſchehen. 817. Behufs 
Uebernahme der Vertretung der Betheiligten in 
Bergungs- und Hilfsleijtungsfällen können von 
den Landesregierungen an geeigneten Orten ein- 
für allemal Sachverſtändige bejtellt werden. Die- 
jelben find in ben Merkur, Fern ben Betheiligten 
von dem Strandamt namhaft zu machen. Die 
Wahl anderer Vertreter ift hierdurch nicht aus 
geichloffen. & 18. Leicht verderbliche und ſolche 
Gegenjtände, deren Aufbewahrung mit Gefahr 
oder unverhältnigmäßigen Kojten verbunden jein 
würde, können von dem Strandamt öffentlich 
verfauft werden, jeboch bei Anweſenheit des Em- 
pfangsberechtigten nur mit Buftimmung befjelben 
oder nach fruchtlos an ihn ergangener Auffor- 
derung, die Gegenftände gemäß s 16 in Empfang 
zu nehmen. $ 19. Entitehen Bweifel od. Strei« 
tigfeiten über die Empfangsberehtigung, oder 
find die Empfangsberedtigten nicht al&bald zu 
ermitteln, jo hat das Strandamt die betreffenden 
Gegenitände oder deren Erlös ($ 18) in Ber- 
mahrung zu nehmen, und demnächſt nad den 
Beftimmungen des IV. Abjchnitts zu verjahren. 


I. Abſchnitt. 


Bon Seeausmwurf u. ftrandtriftigen Gegenſtänden, 
jowie von verjunfenen und jeetriftigen Gegen» 
jtänben. 


8 20. Wenn außer dem Falle der Seenoth 
eines Schiffes befiglod gewordene Gegenjtände 
von ber See auf den Strand geworfen od. gegen 
denjelben getrieben und vom GStrande aus ge- 
borgen werden, jo haben aud in diejen fällen 
die Berger Anſpruch auf Bergelohn nad den 
Vorſchriften ded Allg. Deutichen Hanbelägejet- 
bus, Buch V, Zitel 9. Sie find verpflichtet, 
bei Verluft des Anſpruchs auf Bergelohn von 
den geborgenen Gegenftänden der nädjiten Polizei 
behörde oder dem Strandvogt jofort Anzeige zu 
maden, und diejelben zur Verfügung zu ftellen. 
$ 21. Denjelben Anſpruch und diejelbe Ver— 
pjlichtung haben die Berger, wenn verjunfene 
Schiffstrümmer oder jonjtige Gegenftände vom 
Meereögrunde heraufgebradht od. wenn ein ver- 
lafjenes Schiff oder jonjtige beſitzlos gemordene 
Gegenjtände, in offener See treibend, von einem 
Fahrzeuge geborgen werden. — Die Berpflicht- 
eng tritt in dieſem Falle ein, jobald das bergende 


bei Anwendung der SS 20 und 21 ber Sı 
gleichzuitellen find, bejtimmen die Yandesregic: 
ungen. 823. Das Strandamt hat den Berg: 
über bie Beit, den Ort und die Umftände Di 
Bergung jowie über den beanfprudten Lohn ; 
hören und für die angemejjene Aufbewahrum 
der Gegenftände zu ſorgen, aud dem nächite 
Zollbeamten Nahricht zu geben. Die Beftimm 
ungen der 88 14, 15 und 18 finden auch bie 
Unwendung. — Kann ber Empjangaberechtiat 
alsbald ermittelt werden, jo ift nad) der Bor 
ſchriften des $ 16, andernfalld nad den Bor 
Ihriften bes IV. Abjchnittes zu verfahren. $ 24 
Die Landesregierungen jind ermächtigt, Anmelde 
ftellen einzurichten, weldyen die Strandämter jed 
Bergung in ben Fällen der $S 20 und 21 mi. 
zutheilen haben, Auf diefen Anumeldejtelen © 
ein Fundverzeichniß über die geborgenen Geger- 
itände u, den Ort ihrer Aufbewahrung zu führer 
und zur Einfiht für Jedermann auszulegen. 
Ein Auszug auf dem Verzeichniß wird in ange 
mefjenen Friſten bekannt gemadt. — Die 3 
jtimmungen des $ 23 finden audy da Anwendung 
wo Anmeldeftellen beſtehen. $ 25. Wenn av 
der Rhede ober im Fahrwaſſer eines Hafen: 
verjunfene Wracks, Unter od. andere Gegenftänt: 
die Schiffahrt beeinträchtigen u. der Eigenthümer 
entweder nicht befannt oder zur Fortſchaffung 
derjelben nicht bereit ift, fo it die Behörde be— 
fugt, die Bejeitigung zu veranlajjen und zur 
Dedung der Koften die bejeitigten Gegenſtände 
öffentlich zu verfaufen. In diejem Falle ijt mit 
dem Reit ded Erlöſes nad) den $$ 16 und 19 
u verfahren. Nah fruchtlofem Aufgebotäver- 
—— (G 26) fällt derſelbe der Seemannskaſſe 
oder in Ermangelung einer ſolchen der Armen- 
tajje des Hafenorts zu, 


IV. Abfänitt. 


Bon dem Aufgebotsverfahren in Bergungsſachen 
und dem Rechte auf herrenloje geborgene Gegen- 
ftänbe, 

8 26. Behufs des Ermittelung der Empfangt- 
berechtigten hat dad Strandamt, fofern fich ge 
nügender Unlaß dazu bietet, geeignete Vorver 
handlungen einzuleiten. Dem dadurch ermittelten 
Berechtigten find die geborgenen Gegenftände nad 
Maßgabe des $ 16 auszuliefern. — Wenn ſid 
fein Anlaß zu Vorverhandlungen bietet, oder 
durch diejelben der Empfangsberechtigte nicht er- 
mittelt wird, fo tritt das Aufgebotöverfahrern 
(88 27 ff.)ein. 827. Im Aufgebotsverfahren wer: 
den alle unbefannten Berechtigten aufgefordert, bis 
zu einem bejtimmten Termine bei dem Strand- 
amte ihre Anſprüche anzuzeigen, widrigenfalls 
diefelben bei der Verfügung über die geborgenen 
Gegenftände umberüdfichtigt bleiben würden. — 
Der Termin ift auf vier Wochen bis neun Mo 
nate zu beitimmen. Das Aufgebot wird durch 


Fahrzeug nad) der Bergung an der deutſchen Aushang (Unichlag) an der Amtsjtelle ſowie 
Küſte anlegt od. vor Anker geht, fällt aber fort, nach dem Ermejjen des Strandamtes durch eine 
wenn das Fahrzeug inzwiichen an einer fremden oder mehrere Anzeigen in öffentlihen Blättern 


Küfte angelegt hat, od. vor Anker gegangen ift, 
und die Berger dort die geborgenen Gegenjtände 


‚und Unihlag an Börjen und anderen geeigneten 


Orten befannt gemadt. Zur Erſparung von 


dem Eigenthümer oder einer Behörde zur Ver- Koften kann das Aufgebot jo lange ausgejett 
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werden, bis eine — Zahl von Gegen⸗genſtände ($ 21) dem Berger überwieſen. — Die 
ftänden angejammelt ift. — Ein Ausſchlußbeſcheid Antheile mehrerer Mitberechtigter im Falle bes 
wird nicht erlaffen. $ 28. Diejenigen Gegen⸗ Artikels 751 des Allgemeinen Dentichen Hanbeld- 
ftände, auf welche ein Anſpruch nicht angezeigt geſetzbuchs beſtimmen fich auch in Beziehung auf 
it, werden nad; Ablauf des Termins den nach dieſen Aniprud nad; den dort de ber; Bei 
8 35 Berechtigten gegen Erlegung der Bergungs-|Grunbfägen. Wer die ihm nad) dem $ 21 oblie- 
toften, zu welden in den fällen bes eriten Ab-|gende Anzeige unterläht, geht dieſes Anſpruches 
ſatzes des $ 35 auch der Bergelohn gehört, nach zu Gunften ber Seemannskaſſe des Orts, mo 

olgter zollamtliher Abfertigung ausgeliefert. das Strandamt feinen Sit hat, und in Erman- 
— Der Empfänger tft, wenn verjäumte Unfprüde|gelung einer folhen, zu Gunften der Ortdarmen- 
fpäter geltend gemacht werben, nur infomweit, als kaſſe verluftig. — Ob und in welcher Weife die 
er fich dann im Befige der Sache noch befindetijenigen zu entichädigen find, welche nad ben 
od. durch den aus derjelben gelöften Werth nod)| biöherigen Beftinmmungen die in den vorftehenden 
bereichert ift, dem Berechtigten zur Entihädigung| Abjägen der Staatstarfe und dem Berger über 
verpflichtet. In den Fällen des zweiten Abjages | wieſenen Anſprüche zugeftanden haben, beftimmen 
des $ 35 behält der Berger aud den noch in|die Landesgeſetze. 
feinem Befige befindlichen Vortheil, injomweit diefer v. Abſchnitt. 
den Bergelohn nicht überſteigt. 829. Sind da- : chn — 
gegen Anſprüche angezeigt, jo fordert das Strand⸗ Bon der Feitfegung der Bergungd« u. Hilfskoſten. 
amt die nach $ 35 Berechtigten auf, jih binnen) $ 36. Wer Verge- oder Hilfslohn, oder die 
einer beitimmten Feift zu erflären, ob fie dieje| Eritattung fonftiger Bergungs- od. Hilfskoſten ver- 
Anſprüche anerkennen wollen od. nicht, widrigen- langt, hat in —— einer gütlichen Einig- 

ung feine Anjprüce bei dem GStrandamt anzu 


falls diejelben für anerlannt eradjtet werden 
würden. — Wenn innerhalb diefer Zrijt ein Wider-|melden, $ 37. Das Strandamt Hat nad) An 
ipruch feitens der Aufgeforderten nicht erfolgt,|hörung ber Betheiligten, ſoweit diejelben an— 
jo ift die Auslieferung der Gegenftände an den⸗ weſend find, eine Berechnung der aufgejtellten 
jenigen, welcher den Anſpruch angezeigt hat,| zorderungen zu entwerfen und mit feinen gut— 
emäß $ 16 zu bewirken und zwar, falls daslachtlihen Bemerkungen der Aufſichtsbehörde ein« 
Eranbunt den Anſpruch für nachgewiejen erachtet, zureichen. $ 38. Die Auffichtsbehörde Hat die 
fofort, andernjall® erjt nad) Ablauf des Aufge- angemeldeten Anſprüche nad) den Beitimmungen 
bot3termins, jofern aud bis dahin weitere An-|des Ullgemeinen Deutichen Handelsgeſetzbuchs 
ſprüche nicht angemeldet werden. — Wenn da-[ Bud V, Titel 9 zu prüfen und durch Beſcheid 
gegen ein Widerjpruch von einem der Uufgefor-Tfejtzufegen. Jedem Betheiligten ift der Beſcheid 
deten innerhalb der Erflärungsfrift erfolgt, ſo zu PBrotofoll befannt zu machen, oder eine Aus» 
find die angezeigten Unjprücde gegen denſelben ee defjelben zuauftellen. — Die Buftellung 
im Wege ber Klage auszuführen. $ 30. Wennlift giltig, wenn fie unter Beobachtung der für 
die Berehtigung zum Empfang jtreitig, und von |Buftellungen im bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
feinem der nad) $ 35 Berechtigten ein Widerjpruch | vorgefchriebenen Formen erfolgt. Die vereideten 
erhoben ift, jo beftimmt das Strandamt denjeni-|Vermaltimgsbeamten Haben Dabei die Glaub» 
gen, gegen welchen die font angezeigten Unfprüche würdigleit der Gerichtäbeamten. sn, Gegen 
im Wege ber Klage auszuführen jind. — Diefem|den Beſcheid der Auffichtsbehörde findet nur der 
steht auch die Befugniß zu, gegen Leiſtung der Rechtsweg ſtatt. — Die Partei, melde ſich durch 
vom Strandamte zu beftimmenden Sicherheit die|den Beſcheid beſchwert fühlt, hat binnen einer 
Auslieferung ber geborgenen Gegenſtände zu ver-|Uusfhlußfrift von 14 Tagen, vom Tage nad) der 
langen, 831. Zur Anjtellung der Klage ($$ 29,] Belanntmadjung od. Behändigung des Beicheibes 
($ 38) an gerechnet, die Klage bei dem für den 


Abi. 3 u. 30), welche bei dem fir den Ort des 

Strandamts3 zuftändigen Gerichte zu erheben ift,|Ort des Strandamts zuftändigen Gerichte an 
beitimmt das Strandamt eine angemefjene Aus- zubringen. Das Gericht fann aus Gründen, die 
ſchlußfriſt. $ 32. Im falle des $ 30 hat das ſin der Sache jelbit Liegen, diefe Frift angemeffen 
Strandamt auf Antrag dafür zu forgen, daß dielverlängern. — Durch rechtzeitige Erhebung der 
nach Abſchnitt V dieſes Gejeges feitgeftellten An-| Klage verliert der Beſcheid ae den Proceß⸗ 
iprüche aus ber beftellten Sicherheit oder durd|parteien feine Kraft. & 40. Den Landesregier- 
den Verlauf der geborgenen Gegenjtände befriedigt 
werden. 833. Streitigfeiten über die Empfangs- 
berechtigung werden tm Proceßwege erledigt. 
$ 34. Die Kojten der Vorverhandlungen und 
des Aufgebotöverfahren gehören zu den im Ar- 
tifel 745, Abſatz 2 des Allgemeinen Deutihen|durd) das Strandamt. — Der Boriteher des 
Handelsgeſetzbuches beſtimmten Bergungsfojten. |Strandamtd hat auch in dem alle feinen An— 
8 35. Wenn der Empfangsberechtigte auch durdy|fprud; auf Berge- oder Hilfslohn, wenn er zu- 
das Aufgeboteverfahren nicht ermittelt wird, ſo gleich zum Strandvogt beſtellt tft. 

werden Gegenjtände, melde in Seenoth vom VL Abſchnitt 

Strande aus geborgen find (5 4—19), desgleichen 2 IMHELH 
Seeauäwurf u. ftrandtriftige Güter ($ 20), dem Allgemeine Bejtimmungen, 
Sandesfiscus überwiejen. — Unter gleiher Bor-| $ 42. Schiffer im Sinne diejes Geſetzes tft 
ausfegung werden verjunfene und jeetriftige &e, der Führer des Schiffs (Schiffdcapitän), m Er 


— 

























ungen ſteht es zu, bie in $ 38 der Nuffichts- 
behörde zugewieſenen Obliegenheiten dem Strand» 
amt zu übertragen. $ 41. Die Erhebung der 
feftgejegten Beträge und die Vertheilung der- 
jelben unter die Berechtigten erfolgt in der Regel 


1164 
mangelung ober Verhinderung. beffelben befien! 
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amte ausgemwiejen und von demjelben ein Gee: 


Stellvertreter. $ 43. Wer den Vorichriften der fahrt3buch ausgefertigt erhalten hat. — Iſt Der 


88 4, 7, Ubi. 1, 11, Abſ. 1, 13, 20, 21 zuwider⸗ 
bandelt, wird, fofern nicht nad allgemeinen 
Strafgejegen eine höhere Strafe verwirkt ift, mit 
Gelditrafe bis zu 150 M oder mit Haft beftraft. 
844. Die Beftimmungen des Gejeges, betreffend 
die Errichtung eines oberiten ——— für 
Handelsſachen, vom 12. Juni 1868, ſowie die 
Ergänzungen deſſelben werden auf diejenigen 
bürgerlichen Rechtsſtreitigleiten ausgedehnt, in 
welchen durch Klage oder Widerklage ein An— 
ſpruch aus Rechtsverhältniſſen geltend gemacht 
wird, welche auf die Bergung außer dem Falle 
der Seenoth ſich beziehen. $ 45. Ob und inwie— 
weit im Falle der Bergung des von den Landes- 
regierungen zur Betonnung verwendeten Maierials 
an Tonnen, Ketten und fonjtigem Zubehör be» 
ftimmte Lohnjäge an Stelle des Bergelohns tre- 
ten, bejtimmt fich, wenn die Bergung im eigenen 
Gebiete erfolgt, nach dem bezüglichen Landesrecht, 
anderenjalld nach den etwa abgeichlofjenen Staats— 
verträgen. $ 46. Die in diefem Geſetz vorge— 
ſchriebene Mitwirkung der Zollbehörde findet in 
den Zollausjchlüffen nicht ſtatt. $ 47. Die Be 
ftimmungen der Gtaatöverträge über die den 
Eonfuln fremder Staaten in Bergungsfällen 
zuftehenden Rechte werben durch dieſes Geſetz 
nicht berührt. 
Seemannsordnung, vom 27. Dee. 1872. 
Erfter Abſchnitt. 
Einleitende Bejtimmungen. 

8 1. Die Vorjchriften dieſes Geſetzes finden 
auf alle Kauffahrteifchiffe (Gejeg vom 25. Dkct. 
1867, 8 1) Anwendung, welche das Recht, die 
Reichsflagge zu führen, ausüben dürfen. 8 
hiffer im Sinne diejed Gejeges ift der Führer 
des Schiffes (Schiffscapitän), in Ermangelung 
oder Verhinderung befjelben deſſen Stellvertreter. 
88. Bu „ fſfsmannſchaft“ („Mannjchaft“) 
werden auch die Schiffsoffiziere mit Ausihluß des 
Schiffers gerechnet, beögleichen ift unter „Schiffs- 
mann" auc jeder Ediffsoffizier mit Ausnahme 
des Schifferd zu verftehen. — Berjonen, welche, 
ohne zur Schiffsmannſchaft zu gehören, aufeinem 
Schiffe ald Maſchiniſten, Uufmwärter, oder in 
anderer Eigenichaft angeftellt find, haben diefelben 
Rechte und Pflichten, welche in dieſem Gejege in 
Unjehung der Echiffsmannichaft feitgejegt find. 
E3 macht hierbei feinen Unterjchied, ob fie von 
dem Edyiffer oder von dem Rheder angenommen 
worden find. $ 4. Seemannsämter find inner 
halb des Bundesgebiet3 die Muſterungsbehörden 
der einzelnen Bundesftaaten und im Auslande 
die Conjulate des Deutichen Reid. — Die Er- 
richtung der Mufterungsbehörden innerhalb des 
Bundesgebietes fteht den ——— nach 
Maßgabe der Landesgeſetze zu. Die Geſchäfts— 
ns berjelben unterliegt der Oberaufficht des 

eichs. 


Zweiter Abſchnitt. 
Seefahrtsbücher und Muſterung. 
5. Niemand darf im Bundesgebiet als 
Shiffsmann in Dienft treten, bevor er ſich über 


Schiffsmann ein Deutjcher, fo darf er vor vollen: 
betem vierzehnten Lebensjahre zurllebernahme von 
Schiffsdienſten nicht zugelaffen werden; auch Hat 
er jich über jeine Militärverhältnifie, fowie, wenn 
er noch der väterlichen Gewalt unterworfen, ober 
minderjährig ift, über die Genehmigung des Wa- 
ter8 od. Bormundes zur Uebernahme von Schifi®- 
dienjten auszuweiſen. — Mit dem Seefahrtsbud 
it dem Ediffsmann zugleich ein Abdruck der 
Seemannsordnung und des Geſetzes, betreffend 
die Verpflichtung deutſcher Kauffahrteiichiffe zur 
Mitnahme hilfebedürftiger Seeleute, audzuhän- 
händigen. $ 6. Die väterlihe oder vormund- 
ſchaftliche Genehmigung ($ 5) gilt, ſofern ibr 
eine Einjchräntung nicht beigefügt ift, als ein- 
für allemal ertheilt. — Kraft derjelben wird ber 
Minderjährige einem Großjährigen gleichgeachtet 
infoweit es fih um den Abſchluß von Hemer: 
verträgen, die aus ihnen hervorgehenden Recht: 
und Pflichten und das gerichtlihe Verfahren 
darüber handelt. &7. Wer bereits ein Geefahrte®- 
buch ausgefertigt erhalten hat, muß behufs Er- 
langung eines neuen Geefahrtäbuces das ältere 
vorlegen oder den Verluſt defjelben glaubhaft 
machen. Daß died geichehen, wird von dem 
Seemanndamt in dem neuen Seefahrtsbuch ber: 
merkt, — Wird der Berluft glaubhaft gemacht, 
jo ift im diefem Vermerke zugleich eine Befchei- 
nigung des GSeemannsamtes über die früheren 
Rang» und Dienftverhältniffe, fowie über die 
Dauer der Dienftzeit, infomweit der Schiffsmann 
ich hierüber genügend ausweift, beizufügen. & 8. 
Wer nad) Inhalt feines Seefahrtsbuches ange: 
muftert ift, darf nicht vom neuem angemuftert 


2. werden, bevor fich über die Beendigung des 


früheren Dienftverhältniffes durch den in das 
Seefahrtsbuch einzutragenden Vermerk (88 20, 22) 
audgewiejen hat. Kann nach dem Ermeijen des 
Seemannsamtes ein ſolcher Vermerk nicht beige- 
hradjt werden, jo dient jtatt deffelben, jobald Die 
Beendigung des Dienftverhältniffes auf andere 
Art glaubhaft gemacht ift, ein vom Seemann®- 
amt hierüber einzutragender Vermerk im See— 
fahrtöbuhe. 8 9. Einrichtung und Preis des 
Seefahrtöbuches beftimmt der Bundesrath, Die 
Ausfertigung ſelbſt erfolgt koſten- u. ftempelfrei. 
— Dad Geefahrtöbuh muß über die Militär- 
verhältniffe des Inhabers ($ 5) Auskunft geben. 
$ 10. Der Schiffer hat die Mufterung (Un- 
mufterung, Abmufterung) der Schiffsmannſchaft 
nad) Maßgabe der folgenden Beftimmungen (88 11 
bis 22) zu veranlaffen. — Der Schiffsmann hat 
ji, wenn nidht ein unabwendbares Hinderniß 
entgegenfteht, zur Mufterung zu ftellen. 8 11. 
Die Unmufterung beiteht in der Verlautbarung 
des mit dem Schiffsmann geichloffenen Heuer- 
vertrage3 vor einem Geemannsamt. Cie muß 
für die innerhalb des Bundesgebieted Tiegenden 
Schiffe unter Vorlegung der Seefahrtsbücher vor 
Antritt oder Fortſetzung der Meije, für andere 
Schiffe, jobald ein Seemannsamt angegangen 
werden kann, erfolgen. 812. Die Anmujterungs- 
verhandlung wird vom Seemannsamt als Mufter 


Namen, Heimath u. Alter vor einem Seemannd» rolle ausgefertigt. Wenn die zur Schiffsmann- 
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ſchaft eines Schiffes gehörigen Perſonen nicht lung ($ 12) ſich bezieht, dem Scemannsamt, bor 
gleichzeitig mittels Einer un. ange- welchem abgemuftert wird, zu iüberliefern. — 


mujtert werben, jo erfolgt die 
Grund der erjten Verhandlung. — Die Mufter- 
rolle muß enthalten: Namen und Nationalität 
des Schiffes, Namen u. Wohnort des Schiffers, 
Namen, Wohnort und bienftlihe Stellung jedes 
Schiffsmannes, u. die Beftimmungen des Heuer- 
vertrages, einjchließlich etwaiger bejonderer Ber- 
abredungen, Insbeſondere muß aus der Muiter- 
rolle erhellen, was dem Schiffsmann für den Tag 
an Speife und Trank gebügrt. Im Uebrigen 
wird die Einrichtung der Mufterrolle vom Bun- 
desrath bejtimmt. $ 13. Wird ein Schiffgmann 
erſt nah Ausfertigung der Muſterrolle ange: 
muftert, jo hat das Seemannsamt eine jolde 
Mufterung in die Mufterrolle einzutragen. $14. 
Bei jeder innerhalb des Bundesgebietes erfol- 
genden Anmuſterung wird vom Seemanndamt 
hierüber und über die Zeit des Dienjtantrittes 
ein Vermerk in das Seejahrtäbud jedes Schiffs— 
mannes eingetragen , welcher zugleich als Aus— 
gangs- od. Seepaß dient. Außerhalb des Bun— 
deögebiet3 erfolgt eine ſolche Eintragung mur, 
wenn das —— zu dieſem Zweck vorge— 
legt wird. — Das Seefahrtsbuch iſt hiernächſt 
vom Schiffer für die Dauer des Dienitverhält- 
niffes in Verwahrung zu nehmen. 8 15. Wenn 
ein angemuiterter Schifſsmann durd ein unab- 
wendbares Hinderniß außer Stande gejegt wird, 
den Dienft anzutreten, jo hat er jih hierüber 
jobald wie möglich gegen den Schiffer und das 
Seemannsamt, vor welchem die Muſterung er« 
folgt iſt, auszuweiſen. $ 16. Die Abmufterung 
beiteht in ber Berlautbarung der Beendigung des 
Dienftverhältnifies ſeitens des Schijfers u. der aus 
dieſem Verhaältniß ausicheidenden Mannſchaft. Sie 
muß, ſobald das Dienſtverhältniß beendigt iſt, 
erfolgen, und zwar, wenn nicht ein Anderes ver— 
einbart wird, von dem Seemannsamt ve a 
Hafens, wo das Schiff liegt, "und nad) Berluit 
des Schiffs, vor demjenigen Seemannsamt, weldjes 
zuerjt angegangen werden kann. &17. Bor der 
Abmufterung hat der Schiffer dem» abzumuftern- 
den Schiffsmann im Seefahrtsbuch die bisherigen 
Rang- und Dienitverhältnijje und Die Dauer der 
Dienitzeit zu bejheinigen, auf Verlangen aud) 
ein Fuͤhrungszeugniß zu ertheilen. Das letztere 
darf in das Seefahrtsbuch nicht eingetragen wer— 
den. K18. Die Unterjchrijten des Schiffers unter 
der Beicheinigung u. dem Zeugniß ($ 17) werden 
von dem Seemannsamte, vor weldem die Ab- 
mufterung ftattfindet, foften- und ftempelfrei be- 
glaubigt. $ 19. Verweigert der Schiffer die 
Ausftelung des Zeugniſſes ($ 17), oder enthält 
dafjelbe Beichuldigungen, deren Nichtigkeit der 
Schiffsmann bejtreitet, jo hat auf Yntrag bes 
legteren das Seemannsamt den Sachverhalt zu 
unterfuchen und das Ergebniß der Unterſuchung 
dem Schiffsmann zu beicheinigen. $ 20. Die 
erfolgte Ubmufterung wird vom Seemaunsamt 
in dem —— des abgemuſterten weh 
manne3 und in der Mufterrolle vermerkt. $21. 
Die Mufterrolle iſt nad. Beendigung derjenigen 
Reile oder derjenigen Zeit, auf welche die als, 
Muiterrolle ausgefertigte Anmufterungsperhand- 


usfertigung auf Letzteres überfendet diefelbe dem Seemanndamt 


des Heimathshafens. $ 22. Wenn der Beftand 
der Mannſchaft Uenderungen erfährt, bei welchem 
eine Mufterung ($ 10) nach Maßgabe vorftehen« 
der Beitimmungen unausführbar tft, jo hat der 
Schiffer, jobald ein Seemanndamt angegangen 
werden kann, bei demſelben unter Darlegung der 
Dinderungsgründe die Mufterung nadzuholen, 
oder, jofern auch diefe nachträgliche Mujterung 
nit mehr möglih it, den Sadverhalt anzu- 
zeigen. Ein Vermerk über die Anzeige ift vom 
Seemannsamt in bie Mufterrolle und in bie 
Seefahrtsbücher der betheiligten Schiffsleute ein« 
zutragen. 8 23. Die für Mufterungsverhand» 
lungen, einjchließlich der Ausfertigung der Mufterr 
rolle, zu erhebenden Koſten fallen dem Rheder 
zur Laſt. — Die Beitimmung über die in glei« 
der Höhe für alle Seemannsämter innerhalb 
des Bundesgebiet3 feitzuftellenden Koſten bleibt 
dem Bundesrath vorbehalten. — Bis zur Erle 
digung dieſes Vorbehalt fteht Die Bejtimmung 
über die Höhe der Kojten den Landesregierungen 
im Berordnungsmwege zu. 


Dritter Abſchnitt. 
Bertragdverhältniß. 


8 24. Die Giltigfeit des Heuervertrages iſt 
durch ichriftliche Abfafjung nicht bedingt. $ 25. 
Wenn bei dem Abſchluß des Heuervertrages bie 
Vereinbarung über den Betrag der Heuer nicht 
durch ausdrüdlihe Erflärung getroffen ift, jo 
wird im Zweifel diejenige Heuer als vereinbart 
angejehen, welche das Seemannsamt des Hafens, 
in weldem der Schiffsmann ausgemujtert wird, 
für Die dajelbft zur Zeit der Anmufterung übe 
liche erflärt. $ 26. Wenn ein Schiffsmann fich 
für eine Zeit verheuert, für die er durch einen 
früher geichlofjenen Heuervertrag gebunden ift, 
jo hat der Anſpruch auf Erfüllung des zuerſt 
geſchloſſenen Vertrages den Borzug. — Hat je 
dod eine Anmufterung auf Grund bes fpäteren 
Bertrages jtattgefunden, ohne daß auch auf Grund 
des eriten Vertrages angemuftert ilt, jo geht 
jener vor. 8 27. Bird ein Schiffsmann erft 
nach Anfertigung der Mufterrolle geheuert, je 
gelten für ihn in Ermangelung anderer Bertragd- 
beitimmungen die nach Anhalt der Mujterrofle 
mit der übrigen Schiffsmannichaft getroffenen 
Ubreden; insbejondere fann er nur diejelbe Heuer 
fordern, welche nach der Mufterrolle den übrigen 
Sciffelenten feines Ranges gebührt. $ 28. Die 
Berpflihtung des Schiffsmannes, mit jeinen 
Effecten an ſich Bord einzufinden u. Schiffödienite 
zu leijten, beginnt, wenn nicht ein Anderes be- 
dungen ift, mit der Anmujterung. — Wenn ber 
Schiffesmann den Dienftantritt länger ald 24 
Stunden verzögert, jo iſt der Schiffer zum Rück— 
tritt von Dem Heuervertrage befugt. Die An— 
jprüche wegen etiwaiger Mebrausgaben für einen 
Erjagmann und wegen jonitiger aus der Ber« 
zögerung erwachiender Schäden werden hierdurd 
nicht berührt. $ 29. Den Schiffsmann, welcher 
nady der Anmuſterung dem Antritt oder der 
Fortiegung des Dienftes ſich entzieht, kann der 
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Schiffer zur Erfüllung jeiner Pflicht durch dag) 
Geemannsamt zwangsweiſe anhalten laſſen. — 


mann zu erjepen. 


verpflichtet, in Anjehung des Schiffsdienſtes den fordern bereditigt. $ 37. 


Sceemannsordnung. 
find. In gleicher Weife ift der Schiffgmann bei 


Ablauf je weiterer ſechs Monate nad) der früherer: 
Die daraus erwachſenden Koſten hat der Schiffs- Auszahlung wiederum die Auszahlung der Hälfte 


S 50. Der Schifismann ijt| der jeit der legten Auszahlung verdienten Heuer zu 
b und inwieweit vor 


Unordnungen ded Schiffers unweigerlich Gehor-|dem Antritt der Reiſe Vorſchußzahlungen auf die 
jam zu leijten und zu jeder Zeit alle für Schiff| Heuer zu leiften od. Handgelder zu zahlen find, 


u, Ladung ihm übertragene Arbeit zu verrichten, | bejtimmt in Ermangelun 


— Er hat dieje Verpflichtung zu erfüllen, ſowol 
an Bord des Schiffes und in dejjen Booten, als 
auch in den Leichterfahrzeugen, u. auf dem Lande, 
ſowol unter gewöhnlichen Umständen, als auch 
unter Havarie. — Ohne Erlaubniß des Schiffer! 
darf er das Schiff bis zur Abmuſterung nicht 
verlafjen. Iſt ihm eine jolche Erlaubniß ertheilt, 
fo muß er zur feitgejegten Zeit, wenn aber feine 
Beit feitgejegt iit, noch vor acht Uhr Abends zu— 
rüdtehren. 8 Wenn das Schiff in einem 
Hafen liegt, jo ift der Schiffämann nur in drin- 
genden Fällen Ächuldig, länger als zehn Stunden 
täglich zu arbeiten. & 32. Bet Geegefahr, be» 
jonderd bei drohendem Schiffbruch, ſowie bei 
Gewalt u. Angriff aegen Schijf od. Ladung hat 
der Schiffsmann alle befohlene Hilfe zur Erhalt: 
ung von Schiff u. Ladung unweigerlich zu leijten, 
und darf ohne Einwilligung des Sciffers, jo 
lange dieſer jelbjt an Bord bleibt, das Schiff 
nicht verlajjen. — Er bleibt verbunden, bei Schiff: 
bruch für Rettung der Berjonen u. ihrer Effecten, 


einer Vereinbarung 
der Ortsgebrauch des Hafens, in welchem ber 
Schiffsmann angemujtert wird. $ 38. Alle Zahl⸗ 
ungen an Schiffsleute müfjen, wenn micht ein 
Anderes vereinbart ijt, nad) Wahl derjelben ent» 
weder baar oder mitteld einer auf den Rheder 
ausgejtellten, auf Sicht zahlbaren Auweifung ge— 
leiftet werden. $ 39. Vor Antritt Der dere 
hat der Schiffer ein Abrechnungsbud anzulegen, 
in welches alle auf die Hener geleifteten Borjchui 
und Ubichlagszahlungen, jowie die etwa gegeb: 
nen Handgelder einzutragen find. In dem Ab: 
rechnungsbuche iſt von dem Schiffsmann übe 
den Empfang jeder Zahlung zu quittiren. Wud 


hat der Schiffer jedem Schiffsmann, der es ver | 


langt, nody ein bejonderes Heuerbuch zu über: 
geben und darin ebenjalld jede auf die Heuer 
des Inhabers geleijtete Zahlung einzutragen 
$ 40. Wenn die Zahl der Mannſchaft fich wäh 
rend der Reiſe vermindert und nicht Wieder 
ergänzt wird, jo find, falld nicht ein Andere 
bedungen ijt, Die dadurch erjparten Heuerbeträge 


fowie für Sicherſtellung der Schiffstheile, derjunter die verbleibenden Schiffsleute nad Ber 


Geräthichaften u. der Ladung, den Anordnungen 
des Scifferd gemäß, nad beften Sträften zu 
forgen und bei der Bergung gegen Fortbezug 
der Heuer und der Verpflegung Hilfe zu leiten. 
$ 33. Der Schiffsmann ift verpflichtet, auf Ver— 


hältniß ihrer Heuer zu vertheilen. Ein Anſpruch 
auf die Bertheilung findet jedoch nicht ftatt, wenn 
die Verminderung der Mannſchaft durch Ent 
weichung herbeigeführt ijt und die Ejjecten des 
entwichenen Schifjsmannes nit an Bord zurüd. 


langen bei der Berflarung mitzumwirlen u. jeine/geblieben find. — Wenn die Zahl der Mannſchaft 


Ausjagen eidlich zu bejtärten. — Dieſer Ber- 


ſich während der Reiſe um mehr als ein Sechstel 


pflichtung hat er gegen Zahlung der etwa er-| verringert, jo muß der Schiffer diejelbe auf Ber: 
wachſenden Reije- und Berjäummißfoften nad-|langen der verbleibenden Schiffsleute ergänzen, 
zulommen, aud wenn ber Heuervertrag infolgejiofern die Umftände eine Ergänzung geitatten. 
eines Verluſtes des Schiffe beendigt iſt ($ 56).|5 41. In allen Fällen, in welchen ein Schif 
$ 34. Wird nad) Antritt der Reife entdedt, daß |länger als zwei Jahre auswärts verweilt, tritt 


der Schiffemann zu dem Dienfte, zu welchem er 
ſich verhenert hat, untauglid) ift, jo tft der Schiffer 
befugt, den Sciffsmann, mit Ausſchluß des 
Steuermannd im Wange herabzufegen und feine 
Heuer verhältnigmäßig zu verringern. — Macht 
der Schiffer von diejer Befugniß Gebraud, jo 
hat er die getroffene Anordnung, jobald thunlich, 
dem Betheiligten zu eröffnen, aud) in das Schiffs— 
journal einzutragen, daß und mann dies ge 
ihehen. Bor der Eröffnung und Cintragung 
tritt die Verringerung der Heuer nicht in Wirk— 
ſamkeit. $ 35. Die Heuer ift in Ermangelung 
einer anderweitigen Abrede vom Zeitpunkte der 
Anmufterung an zu zahlen. & 36. Die Heuer 
it dem Schiffsmann, jofern feine andere Berein- 
barung getroffen, erft nach Beendigung der Reiſe 
oder bei der jonitigen Beendigung des Dienjt- 
verhältnifjes zu zahlen, wenn dieje früher erfolgt. 
— Der Schiffsmann fann jedoch bei Bwilchen- 


in Ermangelung einer anderweitigen Abrede für / 


den jeit zwei „Jahren in Dienjt befindlichen Schifis- 
mann eine Erhöhung der Heuer ein, wenn dieſe 
nach Zeit bedungen iſt. — Diefe Erhöhung wird 
wie folgt bejtimmt: 1) der Schiffsjunge tritt 
mit Beginn des dritten Jahres in die im der 
Mufterrolle bejtinmte oder aus berjelben als 
Durchſchnittsbetrag fic ergebende Heuer der Leicht: 
matrojen, und mit Beginn des vierten Jahre 
in die in der Mufterrolle bejtimmte Heuer der 
Vollmatrojen ein; 2) der Leichtmatroje erhält 
mit Beginn des dritten Jahres die in der 
Mufterrolle beftimmte Heuer der Xollmatrojen 
und mit Beginn des vierten Jahres ein Fünftel 
derjelben mehr an Heuer; 3) für die übrige 
Mannſchaft fteigt die in der Mufterrolle angege 
bene Heuer mit Beginn des dritten Jahres um 
ein Fünftel und mit Beginn des vierten Jahres 
um ein ferneres Fünftel ihres urjprünglichen 


teilen in dem erjten Hafen, in welchem das Schiff | Betrages. — In dem Fall der Biffer 2 tritt ber 


ganz oder zum größeren Theile entlöjht wird, Leichtmatroſe mit Beginn des dritten 
die Auszahlung der Hälfte der bis dahin ver-|den Rang eines Vollmatrojen ein. 


Jahres in 
$ 4%, Die 


dienten Heuer ($ 67) verlangen, fofern bereits aus den Dienft- u. Heuerverträgen herrührenden 


ſechs Monate jeit der Anmuſterung verflofjen Forderungen des Scifferd und der zur 


chiffe 


ii 
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mannfchaft gehörigen Berjonen, welche auf einem, wundung die Reife nicht antritt, bis zum Ablauf 
nach den Artikeln 866 und 867 des Allgemeinen|von drei Monaten jeit der Ertranfung od. Ber- 
Deutjchen Handelsgejepbuches als verjchollen an-|wundung ; 2) wenn er die Reife antritt u. mit 
Fig mi Schiffe fid) befunden haben, werden dem Scife nad einem deutſchen Hafen zurüd» 
ä 
























ällig mit Ablauf der Verjhollenheitsfrift. Das lehrt, bis zum Ablauf von drei Monaten feit 
ienftverhältnig gilt jodann einen halben Monat|der Rückkehr des Schiffes; 3) wenn er bie Reiſe 
nach dem Tage für beendet, bis zu welchem die]antritt und mit dem Schiffe zurüdtehrt, Die 
Teste Nachricht über das Schiff reicht. — Der Rückreiſe des Schiffes jedoch nicht in einem beut- 
Betrag der Forderungen iſt dem Seemannsamt ur Hafen endet, bi3 zum Ablauf von jechs 
des Heimathshafens zu übergeben, welches bie] Monaten jeit der Rücklehr des Schiffes; 4) wenn 
Auspändigung an die Empfangsberedtigten zu]er während der Reife am Lande zurüdgelafien 
vermitteln hat. $43. Dem Schiffsmann gebührt/werden mußte, Bis zum Ablauf von jehd Mo- 
Betöftigung für Rechnung des Schiffes von dem|naten feit der Weiterreife des Schiffes. — Auch ger 
Zeitpunkt des Dienftantrittd an. Er darf die bührt dem Schiffsmann, falld er nicht mit dem 
verabreichten Speifen u. Getränfe nur zu feinem iffe nach den Hafen zurüdtehre, von welchem 
eigenen Bedarf verwenden und nicht davon ber- das Schiff feine Ausreife angetreten hat, freie 
äußern, vergeuden oder fonft bei Seite bringen.) Zurüdbeförderung nach dieſem Hafen ($$ 65, 66), 
8 44. Die Schiffsmannſchaft Hat an Bord desloder nad) Wahl des Schiffers eine entiprechende 
Schiffes Anſpruch auf einen, ihrer Zahl und der Vergütung. $ 49. Die Heuer bezieht der er- 
Größe des Schiffes entiprechenden, mur für fielfranfte oder verwundete Schiffsmann: wenn er 
u. ihre Effecten bejtimmten ——— und|die Reife nicht antritt, bis zur Einſtellung des 
genügend zu lüftenden Logisraum, — Kann dem|Dienites; wenn er.die Neije antritt u, mit Dem 
Schijjsmann infolge eines Unfalle® od. aus an- Schiffe zurückkehrt, bis zur Beendigung der Rüd- 
deren Gründen zeitweilig ein Unterfommen auf|veite, wenn er während der Reije am Lande zu⸗ 
dem Schiffe nicht gewährt werben, fo ift ihm|rücgelafjen werden mußte, bi3 zu dem Tage, an 
eitt andermeitiges angemefjenes Unterfommen zu|weldem er das Schiff verläßt. — Fit der Sciffe- 
verihaffen. $ 45. Die dem Schiffsmann für den|mann bei der Vertheidigung des Schiffes be» 
Tag mindeſtens zu verabreihenden Speijen und ichädigt, jo hat er überdies auf eine angemefjene, 
Getränke ($ 43), die Größe und bie Einrichtung erforderlichenfall von dem Richter zu ——— 
des Yogisraumes ($ 44) und die mindeſtens mite| Belohnung Aniprud. $ 50. Auf den Schiffs- 
zunehmenden Heilmittel bejtimmen fi) im Bweifel] marın, welcher die Krankheit oder Verwundung 
nad dem örtlichen Rechte bes Heimathshafens. durch eine unerlaubte Handlung ſich zugezogen 
— Der Erlaß näherer Beſtimmungen jteht ben el oder mit einer ſyphilitiſchen Krankheit be- 
Sandesregierungen im Verordnungswege zu. 846. |haftet ift, finden die S$ 48 und 49 feine An— 
Der Schiffer ift berechtigt, bei ungewöhnlich Tan- wendung. $ 51. Stirbt der Schiffsmann nad) 
ger Dauer der Reife oder wegen eingetretener Antritt des Dienftes, jo hat der Rheder die bis 
Unfälle, eine Kürzung der Nationen, oder eine]zum Todestage verdiente Heuer ($ 67) zu zahlen 
Henderung hinfichtlich der Wahl der Speifen und|und die Beftattungstoften zu tragen. — Wird 
Getränte eintreten zu lajjen. — Er hat im Ehiffd-|der Schiffsmann bei Bertheidigung des Schiffes 
journal zu bemerken, wann, aus welchem Grunde|getödtet, jo hat der Rheder überdies eine ange- 
und in mwelder Weife eine Kürzung oder Uen-[meijene, erforderlihenfalld® von dem Richter zu 
derung eingetreten it. — Wenn dies verjäumt|bejtimmende Belohnung zu entrihten. $ 52. 
ift, oder wenn die vom Schiffer getroffenen An«|Ueber jeden nad) Untritt des Dienites eintreten» 
ordnungen fi als ungerehtfertigt oder durch den Todesfall eines Schiffs mannes muß vom 
fein Verſchulden herbeigeführt erweiſen, fo gebührt] Schiffer unter Zuziegung von zwei Schiffsoffizteren 
dem Schiffsmann eine den erlittenen Entbehrungen| od. anderen glaubhaften Perjonen ein urfundlicher 
entiprechende Vergütung. Ueber diefen Anfpruch|Nachweis beſchafft werden. Die Urkunde muß 
enticheidet unter Vorbehalt bed Rechtsweges das Tag und Stunde des Todes, Vor- u, Familien« 
Cermanndamt, vor welchem abgemujtert wird. namen, Geburts- oder Wohnort und Ulter des 
$ 47. Wenn ein Schiffsoffizier oder nicht we-| Berftorbenen, fowie die muthmaßliche Urſache 
niger ala drei Schiffsleute bei einem Seemannd-|de3 Todes enthalten. Sie ift von dem Gcdiffer 
amt Beichwerde darüber erheben, daß das Schiff, und den zugezogenen Zeugen zu vollziehen. — 
fr welches fie angemuftert find, nicht feetüchtig] Soweit ſich Der Nachlaß des veritorbenen Schiffs- 
ift, od. daß die Vorräthe, welche das Schiff füt mannes an Bord befindet, hat ber iffer für 
den Bedarf der Mannſchaft an Speijen und Ge-|die Aufzeihnung und Aufbewahrung, jomwie er« 
tränten mit fi) führt, ungenügend od. verdorben forderlichenfalls für den Verlauf des Nachlaſſes 
find, jo hat das Seemannsamt eine Unterfuhung | Sorge zu tragen. Die Aufzeichnung ift unter 
des Schiffes beziehungsweife der Borräthe zu|Buzichung von — Schiffsoffizieren od. anderen 
veranlaſſen und deren Ergebniß in das Schiffsglaubbaften Perſonen vorzunehmen. — Die Nach» 
journal einzutragen. Auch Hat dafjelbe, falls die ſaßgegenſtände jelbft, dev etwaige Erlös aus 
Beſchwerde ſich als begründet erweiit, für die|denjelben, jowie der etwaige Heuerrüditand find 
geeignete Abhilfe Sorge zu tragen. $48 8 |nebit der erwähnten Aufzeichnung u, dem Nach⸗ 
der Schifjsmann nad) Antritt des Dienfte® er⸗ weis über den Todesfall demjenigen Seemanns⸗ 
franft od. verwundet wird, jo trägt der Rheder amt, bei dem es zuerſt geichehen kann, zu über» 
die Koften der Verpflegung u. Heilung: 1) wenn |geben. Wenn im Uuslande das Seemamdamt 
der Schiffsmann wegen ber Krankheit oder Ber-!aus bejonderen Gründen die Hebernahme ber 
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Nachlaßgegenſtände ablehnt, jo hat der Schiffer 
die Uebergabe bei demjenigen Seemanndamt zu 
bewirken, bei welchem e& andermweit zuerſt ge- 
ſchehen fann.— Durch die Vorſchriften des erſten 
und dritten Abſatzes werden die auf die Führung 
der Civilſtandsregiſter bezüglichen Beſtimmungen 
der Landesgeſetzgebung nicht berührt. F 53. Wenn 
- der Sciifer während der Reiſe ftirbt, ift der 
Steuermann verpflichtet, für die Beichaffung eines 
Nacdjweijes über den Zodesfall und für den 
Nadjla nad) Maßgabe der vorjtehenden Beitimm- 
ungen ($ 52) zu jorgen. 54. Der Sıhiffd- 
mann ijt verpflichtet, während der ganzen Reiſe, 
einjchließlic etwaiger Zwiſchenreiſen, bis zur 
Beendigung der Rüdreije im Dienfte zu verbleiben, 
wenn in dem Heuervertrage nicht ein Anderes 
beitimmt if. — Unter Rüdreife im Sinne der 
vorjtehenden Beftimmung iſt die Reije nach dem 
Hafen zu verjtehen, von welchem das Schiff feine 
Ausreije angetreten hat. Wenn jedod) das Schiff 
von einem nicht europäiiden Hafen oder von 
einem Hafen ded Schwarzen oder Azowſchen 
Meeres fonımt und dajjelbe jeine Augreife von 
einem deutſchen Hafen angetreten hat, jo gilt 
auch jede der nadjitehend bezeichneten Reiſen als 
Nüdreife, falld der Schiffer ſpäteſtens alsbald 
nad) der Ankunft die Reije der Schiffsmannſchaft 
gegenüber für beendigt erklärt: 1) die Reife nad 
jedem anderen deutjchen Hafen, 2) die Reiſe 
nad einem amßerdeutihen Hafen der Nordiee 
oder nad) einem Hafen des Canal oder Groß— 
britannieng, Y) jojern das Schiff jeine Ausreije 
von einem Hafen der Djtfee angetreten hat, auch 
die Reife nad einem außerdeutichen Hafen der 
Oſtſee oder nach einem Hafen des Sundes oder 
des Kattegattd. — Endet die Rückreiſe nicht in 
dem Hafen, von weldyem das Schiff jeine Ausreije 
angetreten hat, jo hat der Schifiämann Anſpruch 
auf freie Zurückbeförderung (55 65, 66) nad) 
diefem Hafen und auf Fortbezug der Heuer wäh- 
rend der Reiſe oder nad jeiner Wahl auf eine 
entiprechende Vergütung. $ 55. Nach beendigter 
Keije kann der Schiffsmann jeine Entlafjung 
nicht früher verlangen, als bis die Ladung ge- 
löſcht, dad Schiff gereinigt und im Hafen oder 
an einem anderen Orte feitgemadt, auch die etwa 
erforderliche Berflarung abgelegt ilt. 856. Der 
Heuervertrag endet, wenn das Schiff Durdy einen 
Zufall dem Rheder verloren geht, insbejondere 
wenn es verunglüdt; wenn es als reparatur- 
unfähig od. reparaturunmwürdig comdemnirt (Art. 
444 des Allgemeinen Deutichen Handelsgeſetzbuchs) 
und in dem lepteren Falle ohne Berzug öffent: 
lich verfauft wird; wenn e3 geraubt wird; wenn 
ed aufgebracht od. angehalten u. für Gute Prije 
erflärt wird. — Dem Schiffsmann gebührt als 
dann nicht allein die verdiente Heuer ($ 67), 
fondern aud) freie Zurüdbeförderung ($$ 65, 66) 
nad dem Hafen, von welchem das Schiff feine 
Ausreife angetreten bat, oder nad) Wahl des 
Schiffers eine entſprechende Vergütung. $ 57. 
Der Schiffer fann den Schiffsmann, abgeſehen 
von den in dem Heuervertrage bejtimmten Fällen, 
vor Ablauf der Dienftzeit entlafjen: 1) jo lange 
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verheuert hat, untauglich ift; 2) wenn ber Schiffs 
mann eines groben Dienftvergehens, insbefjonder: 
des wiederholten Ungehorjams oder der fortge: 
ber Schmuggelei fid 
ifsmann be 
Bergehens des Diebſtahls, Betrugs, der Untrene, 
Unterjdylagung, Hehlerei oder Fälſchung, ode 


jegten Widerjpenftigfeit, 
ihuldig madt; 3) wenn der Schiff 


einer nad) dem Strafgefegbudhe mit Zuchthaus 
bedrohten Handlung ſich jhuldig mat; 4) mer: 
der Schiffsmann mit einer jophilitiihen Kranfhei: 
behaftet ift, oder wenn er durd) eine unerlaubte 
Handlung eine Krankheit oder Verwundung fid 
äuzieht, welche ihn arbeitäunfähig macht; 5) merr 
die Reife, für welde der Scifjsmann geheuer 
war, wegen Krieg, Embargo oder Blocade oder 
wegen eines Ausfuhr- oder Einfuhrverbot3 oda 
wegen eines anderen, Schiff od. Ladung betrejien- 
den Zufall® nicht angetreten oder fortgejett mer- 


derjelben muß, jobald dies geihehen fann , dem 
Schiffsmann angezeigt und in den Fällen der 
Ziſſern 2, 3, 4 in das Schiffsjournal eingetragen 
werden. $ 58. Dem Schiffsmann gebü 
den Fällen der Ziffern 1 bis 4 des $ 57 nidt 
mehr als die verdiente Heuer ($ 67), im den 
Fällen der Ziffer 5 hat er, wenn er nad Antritt 


der Reife entlaſſen wird, nicht allein auf die | 


verdiente Heuer, fondern aud auf freie Zurüd- 
befürderung (85 65, 66) nad) dem Hafen, von 
welchem das Schiff die Ausreife angetreten bat, 
oder nad) Wahl des Schiffers auf eine entipre- 
ende Vergütung Anſpruch. $ 59. Der für 
eıne Reiſe geheuerte Schiffsmann, welcher aus 
anderen ald den im $ 57 erwähnten Gründen 
vor Ablauf des Heuervertrages entlafjen wird, 
behält, wenn die Entlafjung vor Antritt der 
Neije erfolgt, als Entſchädigung die etwa em« 
pfangenen Hand» und Borjhufgelder, foweit die- 
jelben den üblichen Betrag nicht überjteigen. — 
Sind Hand- und Vorjhußgelder nicht gezahlt, 
io hat er ald Entſchädigung die Heuer für einen 
Monat zu fordern. — Ri die Entlafjung erft 
nah Antritt der Reiſe erfolgt, fo hat er An— 
ſpruch auf freie Zurüdbefürderung (8$ 65, 66) 
nad dem Hafen, von weldem das Schiff jeine 
Ausreije angetreten od. nad) Wahl des Schiffert 
auf eine entiprechende Vergütung. Auch erhält 
er außer der verdienten Heuer ($ 67) noch die 
Hener für zwei oder vier Donate, je nachdem 
er in einem europäiſchen (ß 70) oder in einem 
nicht enropäifchen Hafen entlafjen iſt, jedod nicht 
mehr als er erhalten haben würde, wenn er erit 
nad) Beendigung der Reife entlajjen worden wäre. 
$ 60. Wenn die Vorſchrift am Schluß des vor 
jtehenden Paragraphen Anwendung findet, und 
der Schifjsmann nad Beendigung der Reiſe in 
einem deutſchen Hafen entlafjen worden wäre, jo 
wird, um die ihm außer der verdienten Heuer 
— euer zu beſtimmen, die Dauer der 
Neije eines Segelſchiffes gerechnet: ſ. (S. 1169). 
$ 61. Der Schifjsmann kann feine Entlafung 
fordern: 4) wenn fi der Schiffer einer ſchweren 
Verlegung feiner ihm gegen denjelben obliegen- 
den Pflichten, insbejondere durch Mifhandlumg 


die Reife noch nicht angetreten ift, wenn der oder duch grundloſe Vorenthaltung von Speiie 


Schiffsmann zu dem Dienjte, zu welchem er ſich 


und Trank ſchuidig madt; 2) wenn das Chif 


den Tann, — Die Entlafjung, fowie der Grund | 


bri | 
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Tu fen wird, welches nach dem Hafen, von welchem 


na 

Fer | ver 

| Norbier  Ditfee 

ee FE _Wonaten 
7) ber Nordfee Sis sum cı. Grabe nörd- | ij 

licher. Breite und des Engliſchen Ka= N 

nals zu . x R — 

ber Ctfee und der angrenzenden Ge: 


von Häfen 





1 1 
2) 


8) 


mäller zu . F . se 18 1 

in Europa außerhalb bes Euglijchen 

Kanals und Eis zur Straße von | 

Gibraltar mit Einſchluß der Azoren, 

ſowie der Nordſee Über den 61 Grad 

nördlicher Breite hinaus und aufers | 

halb der Rordjee bis zum Nerbcap 

einihlierih U To a 2 

des Mittelmeeres, des Schwarzen u. 

Azowſchen Wieeres u . . + 2 2 
Norbeaps zu |. 8 2 


y 





4) 
5 

9 
7 
8) 
9) 


in Europa, öftlich des 
der Dftküfe Amerifas von Quebeck 
Hi8 Nio de Naneivo einfchliehlih zu! 2 
jüdlih von Rio de Janeiro bis Cap | 
Horn einihliehlih u. _ +.» 
der Meftfüfte Amerifas von@ap Horn 
bis Banama einihlichlih zu - r 
der Wejtfüite von Afrita nördlid vom 
Aequator einſchließlich der Kanariſchen 
und der Karverdiſchen —— zu — 
10) füdlih dem Aeauater bis zum Cap | 
der gulen Hoffnung einfhließlih zu | 
jenfeits des Cap ber guten Hoffnung, 
dieffeiss des Cap Kcmorin mit Ein: | 
I 


—⸗ 


11) 


ſchluß des Rothen Meeres und des 
perſiſchen Solfd zu. , - =...) 
von den fenitigen, vorſtehend nicht | 
mit einbegriffenen Häfen zu el 


die Flagge wechſelt; 3) wenn nach Beendigung 
der Ausreiſe eine Zwiſchenreiſe .beichlofien, ode! 
wenn eine Zwiſchenreiſe beendigt ijt, jofern ſeit 
dem Dienjtantritt zwei oder drei Jahre, je nach— 
den das Schiff in einem europätichen ($ 70) 
oder in einem nichteuropätichen Hafen ſich befin— 
det, verflofien find. — Der Wechſel des Rheders 
oder Schiffers aibt dem Schiffamann kein Recht, 
die Entlafjung zu fordern. 8 62. In dem Falle 
Des 8 61, Zifier 3 kann die Entlaſſung nicht ge- 
fordert worden: 1) wenn der Schiffsmann für 
eine längere als die dajelbit angegebene Beit ſich 
verheuert hat. Die Verheuerung auf unbejtimmte 
Zeit oder mit der allgemeinen Beftimmung, daß 
nad Beendigung der Ausreije der Dienft für 
alle Reifen, welche noch beichlofien werden möd 
ten, fortzujeßen jet, wird als Verheuerung auf 
ſolche Zeit nicht angeichen; 2) ſobald die Rück— 
zeife angeordnet ift. 8 63. Der Schiffsmann 
hat in den Fällen der Ziffern 1 und 2 des $ 61 
diefelben Aniprüche, welche für den Fall des s 59 
bejtimmt jind; in dem Falle der Ziifer 3 gebührt 
ihm nicht mehr, als die verdiente Heuer (5 67). 
$ 64. Im Auslande darf der Schiffsmann, wel⸗ 
cher feine Entlaffung fordert, außer in dem Falle 
eines Flaggenwechſels, nicht ohne Genehmigung 
eines Seemannsamtes ($ 105) den Dienſt ver« 
lafien. 8 65. Wenn nad ben Beitimmungen 
dieſes Geſetzes ein Anspruch auf freie Zurüdbe- 
förderung begründet ift, jo umfaßt berjelbe auch 
den Unterhalt während der Reiſe. $ 66. Dem 


312 4 
12) 


4 4 


Anſpruche auf freie Zurüdbeförderung mwirb ger; 


nügt, wenn dem Schiffsmann, welcher arbeitd« 


das Schiff feine Ausreife angetreten * oder 
einem demielben nahe belegenen Hafen geht; 
legteren Falls umter Gewährung der entſprechen⸗ 
den Vergütung für die meitere freie Zurückbe— 
förderung ($ 65) bis zum Hafen, von welchem 
das Schiff feine Ausreiſe angetreten hat. — Iſt 
der Schifiamann fein Deuticher, jo wird ein Schiff 
feiner Nationalität einem deutichen Schiffe gleich" 
geachtet. $ 67. In den Fällen der SS 36, dt, 
56, 58, 59 u. 63 wird bie verdiente Heuer, for 
fern die Heuer nicht zeitweije, jondern in Bauſch 
und Bogen für die ganze Reile bebungen  ift, 
mit Rückſicht auf den vollen Heuerbetrag nad 
Verhältniß der geleiſteten Dienste, forwie des etwa 
zurüdgelegten Theild der Reiſe beftimmt. Zur 
Ermittelung ber in den 88 59 u. 60 erwähnten 
Heuer für einzelne Monate wird die durchichnitt« 
liche Dauer der Reife einichlieglic der Ladungas- 
und Lölhungszeit unter Berückſichtigung ber Be» 
ſchaffenheit des Schiffs in Anſatz gebracht und 
danad) die Heuer für die einzelnen Monate bes 
rechnet. $ 68. Der Rheder haftet für die For 
derung des Schifferd und der zur Echiffsmann- 
haft gehörigen Perſonen aus den Dienft- ımd 
Heuerverträgen nicht nur mit Schiff und Fracht, 
jondern —— — Dieſe Beſtimmung tritt an 
die Stelle des Art. 455 des Allgemeinen deut 
ſchen Handelsgeſetzbuchs. 869. Der dem Ehiffs- 
mann als Lohn zugeitandene Theil an der Fracht 
oder am Gewinn wird ald Heuer im Sinne die 
ied Geſetzes nicht angeiehen. $ 70. In den 
Fällen der 8$ 59 und 61 find den europäifchen 
Häfen die nidteuropätichen ze des Mittel- 
(ändiichen, Echwarzen und Azowſchen Meeres 
gleichauftellen. $ 71. Der Schiffer darf einen 
Schiffsmann im Auslande nicht ohne Genehmig- 
ung des Seemannsamtes zurüdlajjen. Wenn für 
den Fall der Zurücklaſſung eine Hilfsbedürftig- 
feit dee Schiffämannes zu beforgen iſt, fo fann 
die Ertheilung der Genehmigung davon abhän- 
gig gemacht werden, daß der Schiffer gegen den 
Eintritt der Hilfäbedürftigkeit für einen Beit- 
raum bis zu drei Monaten Sicheritellung leiſtet. 
— Die Pejtimmungen des $ 103 merden hier- 
durd) nicht berührt. 


Vierter Abſchnitt. 
Pisciplinar-Beitimmungen. 

8 72. Der Schiffsmann iit der Disciplinar- 
gewalt des Schiffers wnterworfen. — Diefelbe 
beginnt mit dem Antritt des Dienites und er- 
liſcht mit deijen Beendigung. $ 73. Der Schiffs- 
mann it verpflichtet, ſich jtet3 nüchtern zu halten 
und gegen Nedermann ein angemeſſenes u. frieb- 
fertiges Betragen zu beobachten, — Dem Chiffer 
und feinen jonftigen Vorgeſetzten hat er mit Acht- 
ung zu begeanen und ihren dienitlichen Befehlen 
unmwergerlich Folge zu leiſten. 874. Der Schiffs⸗ 
manı hat den Schiffer auf Verlangen wahrheitd- 
gemäß und vollftändig mitzutheilen, was ihm 
über die den Schifjedienft betreffenden Augelegen⸗ 


fähig ift, mit Genehmigung des Seemannsamtes heiten bekannt iſt. $ 75. Der Chiffsmann darf 
in feiner früheren Stellung entiprechender und ohne Erlaubniß des Schiffer keine Güter an 


durch angemejiene Heuer zu vergitender Dienft 


auf einem deutichen Kauffahrtetichiffe nachgewie-' 


Grotefend, Rolizei-teriton. 


‚Bord bringen od. bringen lafjen. Für die gegen 
emden 


ger 


dieſes Verbot beförderten eigenen oder fr 
74 


4 





11709 


Seemannsordnnung. 


Güter muß er die höchſte am Abladungsorte zur, fo tritt Geldſtrafe bis zu 300 M ober Gefäng- 


Abladungszeit für ſolche Reiſen und Güter be» 
dungene Fracht erjtatten, unbejchadet der Ber- 
pilihtung zum Erſatz eines erweislich höheren 
Schadens, — Der Schiffer ift auch befugt, die 
Güter über Bord zu werfen, wenn biejelben 
Schiff oder Ladung gefährden. $ 76. Die Be- 
ftimmungen des 8 75 finden ebenfall® Anwend- 
ung, wenn der Schiffsmann ohne Erlaubniß des 
Scifferd Branntwein oder andere geiltige Ge— 
tränfe oder mehr an Tabak, als er zu jeinem 
Gebrauche auf der beabfichtigten Reiſe bedarf, 
an Bord bringt oder bringen läßt. — Die gegen 
diejes Verbot mitgenommenen geiſtigen Getränfe 
und Tabak verfallen dem Schiffe. $ 77. Die 
auf Grund der Beſtimmungen der $$ 75 u. 76 
getroffenen Anordnungen des Schiffers find, ſo— 
bald es geſchehen kann, in das Sciffsjournal 
einzutragen. $ 78. Wenn das Schiff in einem 
Hafen liegt, jo ift der Schiffer befugt, die Effec- 
ten der Scifisleute zur Verhütung einer Ent» 
weihung bis zur Abreiſe in Verwahrung zu 
nehmen. $ 79. Der Schiffer ift befugt, alle zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung und zur Sicher- 
ung der Regelmäßigfeit des Dienjtes erforder» 
lichen Maßregeln zu ergreifen. Zu dieſem Zwecke 
darf er namentlich auch herkömmliche Erjdiwer- 
ungen des Dienftes oder mäßige Schmälerung 
der Koft, leptere jedoch auf höchitend drei Tage, 
ala Strafe eintreten laſſen. Geldbuße, Törper- 
liche Züchtigung oder Einjperrung darf er als 
Strafe nidyt verhängen. — Bei einer Widerjep- 
lichleit oder bei beharrlicyem Ungehoriam iſt der 
Schiffer zur Anwendung aller Mittel befugt, 
weiche eriorderlic find, um feinen Befehlen Ge- 
horſam zu verichaffen, Er darf gegen die Ber 
theiligten die geeigneten Sicherungsmaßregeln er- 
reifen und fie nöthigenfall& während der Reiſe 
* — Jeder Schiffsmann muß dem Schiffer 
auf Erfordern Beiſtand zur Aufrechthaltung der 
Ordnung ſowie zur Abwendung oder Unterdrüd- 
ung einer Widerſetzlichkeit leiſten. — Im Aus» 
lande hat der Schiffer in dringenden Fällen Die 
Commandanten der ihm zugängliden Fahrzeuge 
der Kriegämarine ded Reichs um Beittand zur 
Aufrehthaltung der Disciplin anzugehen. $ SU. 
Sede vom Schiffer in Gemäßheit der Beſtimm— 
ungen des 8 79 getroffene Verfügung iſt mit Are 
abe der Veranlaflung, jobald ed geihehen kann, 
in das Schiffsjournal einzutragen. 
Fünfter Abſchnitt. 
Strafbeitimmungen.!) 

8 81, Ein Schiffsmann, welcher nad Abſchluß 
des Heuervertrages fich verborgen hält, um ich 
dem Antritte des Dienjtes zu entziehen, wird mit 
Gelditrafe bid zu 60 M geftraft. Die Berfolg- 
ung tritt nur auf Antrag em. — Wenn ein 
Scifismann, um jich der Fortiegung des Dienftes 
zu entziehen, entlänft oder fich verborgen hält, 

1) S. auch aus dem — im Uebrigen entwertheten — Geicpe 
zur Anfrechterbaltung der Mannszucht auf den Eegelinirfen 


vom 31. März 1871, 8 17: Hat ein Meifender auf dem 
Schiff ein Verbrechen begangen, fo gelten wegen deſſen Vers 


baftung, Auslieferung und —— * Bo ren | 
melde oben (8% 2 ff. des Geſezes vom 31, März 1341) für!“ - 
h : bis zu 300 M beftraft. 


die Verbrechen des Schiffsvolts gegeben find. 


nißſtrafe bis zu drei Monaten ein. Die Verfolg- 
ung tritt nur auf Antrag ein. — Ein Schiffs- 
mann, welcher mit der Heuer entläuft ober ſich 
verborgen hält, um fih dem übernommenen 
Dienfte zu entziehen, wird mit der im $ 298 Des 
Str-G.-B. angedrohten Gefängnißitrafe dis zu 
einem Jahre belegt. 2. In den Fällen ber 
beiden letsten Abjäge des $ 81 verliert der Schiffs 
mann, wenn er vor Abgang des Schiffes weder 
zur Fortjegung des Dienftes freiwillig zurüdfebrt, 
noch zwangsweiſe zurüdgebracht wird, den Ans 
ſpruch auf die bis dahin verdiente Heuer. Die 


Heuer und, jofern dieje nicht ausreicht, auch die | 


Effeeten fönnen zur Dedung der Schabensan- 
jpritche des Rheders aus dem Heuer- od. Dienft- 
vertrage in Anipruch genommen werden; ſowen 
die Heuer hierzu nicht erforderlich ift, wird mit 
ihr nad Maßgabe des $ 107 verfahren. 883. 
Hat der Schiffsmann ſich dem Dienite in einem 
ver Fälle des $ 61, 1 und 3 ohne Genehmigung 
de3 Seemanndamtes ($ 64) entzogen, jo trit: 
Seldftrafe bis zum Betrage einer Monatsheuer 
ein. $ 84. Mit Geldftrafe bis zum Betrag: 
einer Monatsheuer wird ein Schiffdmann beitraft, 
welder ſich einer gröblichen Verlegung feiner 
Dienftpfliten fchuldig madıt. — Als Verlegung 
der Dienftpflicht in diefem Sinne wird insbefon- 
dere angejehen: Nachläſſigkeit im Wachdienſte; 
———— gegen den Dienſtbefehl eines Vor— 
gelegten; ungebührliches Betragen gegen Borge- 
jepte, gegen andere Mitglieder der Schiffsmann— 
ſchaft oder gegen Reijende; Berlafien des Schiffes 
ohne Erlaubniß oder Ausbleiben über die feitge- 
jegte Zeit; Wegbringen eigener oder fremder 
Soden von Bord des Schiffes und an Bord 
bringen od. an Bord bringen laffen von Gütern 
oder jonitigen Gegenftänden ohne Erlaubniß; 
eigenmädhtige Zulaffung fremder Perſonen an Bord 
und Geftattung des Anlegens von Fahrzeugen an 
das Schiff; Trunkenheit ım Schiffsdienfte; Ber- 
geudung, unbefugte Beräußerung oder bei Seite 
bringen von Proviant. — Gegen Schiffsorfiziere 
tan die Etrafe bis auf den Betrag einer zmei- 
monatlichen Heuer erhöht werden. — Wenn dee 
Heuer nicht zeitweiie bedungen ift, jo wird die 
Strafe auf einen nah dem Ermeſſen des Ser 
manndamtes der Monatsheuer entiprechenben 
Geldbetrag beitimmt. — Die Verfolgung tritt 
nur auf Antrag ein Der Antrag iſt bis zur 
Abmuſterung zuläſſig. $ 85. Der Schiffer bat 
jede Verlegung der Dienftpflicht ($ 84), jobald 
es geichehen kann, mit genauer Angabe des Sach 
verhaltes in das Schiffsjournal einzutragen umd, 
wenn thunlid, dem Schiffsmann von dem In 
halt der Eintragung unter ausdrüdticher Hin⸗ 
weifung auf die Strafandrohung des $ 84 Mit- 
theilung zu machen. — Unterbleibt die Mittbeil- 
ung, jo jind die Gründe der Unterlafjung im 
Journal anzugeben. Hit die Eintragung vwer- 
ſaumt, jo tritt feine Verfolgung ein. SG. Ein 
Schiffsmann, welcher den wiederholten Beſehlen 
bes Schiffers ober eines anderen Vorgejegten den 
Ichuldigen Gehoriam verweigert, wird mit Ge⸗ 
fängnip bis zu drei Monaten od. mit Gelvitraie 
$ 87. Wenn zwei oder 
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mehrere zur Schiffsmannſchaft gehörige Perjonen 
dem Schiffer oder einem anderen Borgejegten ben 
ſchuldigen Gehorfam auf Verabredung gemein- 
ichaftlich verweigern, jo tritt gegen jeden Bes 
theiligten Gejängnißitrafe bis zu einem NH 
ein. Der Rädelsführer wird mit Gefängnig bis 
u drei Jahren bejtrait. — Sind mildernde Um— 
tände vorhanden, jo kann auf Geldjtrafe bis zu 
600 M erfannt mwerden. — Der Rädelsführer 
wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. 
$ SS. Ein Schiffsmann, der zwei oder mehrere 
zur Schiffsmannſchaft gehörige Perfonen zur Ber 
ehung einer nad den 85 37 und 91 itrafbaren 
Handlung auffordert, it gleich dem Unitifter zu 
bejtrafen, wenn die Aufforderung Die jtrafbare 
Handlung od, einen ftrafbaren Verſuch derjelben 
zur Folge gehabt hat. — Sit die Aufforderung 
ohne Erfolg geblieben, jo tritt im alle des $ 87 
Seldftrafe bis zu 300M, im falle des $ 91 Geld- 
ftirafe bis zu 600 M oder Gefängnißſtrafe bis zu 
einem Jahre ein. $ 89. Ein Schiffsmann, wel» 
her e8 unternimmt, den Schiffer oder einen ans 
deren Vorgejegten durch Gewalt oder durch Be- 
drohung mit Gewalt, oder durd Verweigerung 
der Dienjte zur Vornahme oder zur Unterlafjung 
einer Ddienftlichen Verrichtung zu nöthigen, wird 
mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, jo fann 
auf Geldftrafe bis zu 600 M erfannt werben. 
890. Diejelben Strafbeitimmungen ($ 89) finden 
auf den Schiffsmann Anwendung, welcher es un— 
ternimmt, dem Schiffer oder einem anderen Vor- 
gejegten durch Gewalt oder durd) Bedrohung mit 
Gewalt Widerftand zu leiften oder den Schiffer 
oder einen anderen Borgejegten thätlich anzu- 
reifen. 891. Wenn eine der in ben $$ 89, 90 
Bezeichneten Handlungen von mehreren Schiffs» 
leuten auf Berabredung gemeinichaftlid begangen 
wird, jo fann die Strafe bis auf das Doppelte 
des angedrohten Höcjitbetrages erhöht werden. 
— Der Rädelsführer, jowie Diejenigen, weldje 
egen den Schiffer oder gegen einen anderen 
Vorgeſetzten Gewaltthätigfeiten verüben, werden 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Ge— 
fängniß von gleiher Dauer beitraft; auch kann 
auf Zuläffigfeit von Bolizeiauffiht erfannt wer» 
den. Sind mildernde Umjtände vorhanden, jo 
tritt Gefängnißſtrafe nicht unter drei Monaten ein. 
$ 92. Ein Schiffsmann, welcher joldhen Befehlen 
des Schiffers oder eined anderen VBorgejepten Den 
Gehorjam verweigert, welche fi auf die Abwehr 
oder auf die Unterdrüdung der in den $5 89, 90 
bezeichneten Handlungen beziehen, iſt als Gehilfe 
zu beitrafen. $ 93. Mit Gelditrafe bis zu 60 M 
oder mit Haft big zu vierzehn Tagen wird bes 
ftraft ein Schiffämann, welcher 1) bei Berhand« 
lungen, die fi) auf die Ertheilung cines See 
fahrtsbuches, auf eine Eintragung in bafjelbe 
oder auf eine Mujfterung beziehen, wahre That⸗ 
ſachen entitellt oder unterdrüdt oder falſche vor— 
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wird die Vorjchrift des & 271 des Str.G.B. 
nicht berührt. $ Y4. Wer wider bejjeres Wiſſen 
eine auf unwahre Behauptungen gejtügte Be- 
ſchwerde über Geeumtüchtigleit des Schiffes oder 
Mangelbaftigleit des Propiants bei einem See 
mannsamte vorbringt und auf Grund diejer Be— 
hauptungen eine Unterfuchung veranlaßt, wird 
mit Gefängnif bis zu drei Monaten beitraft. — 
Wer leichtjertig eine auf unwahre Behauptungen 
geftügte Beſchwerde über Geeuntüchtigteit des 
Schiffes oder Mangelhaftigteit des Proviants 
bei einem Seemannsamte vorbringt und auf 
Grund diefer Behauptungen eine Unterjuchung 
veranlaßt, wird. mit Gelditrafe bis zu 300 M ber 
itraft. $ 95. Die Verhängung einer in diejem 
Abſchnitte oder durch ſonſtige ſtrafgeſetzliche Bes 
ſtimmungen angedrohten Strafe wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß der Schuldige aus Anlaß 
der ihm zur Laft gelegten That bereits disci— 
plinarijch bejtraft worden iſt. Jedoch kann eine 
erlittene Disciplinaritrafe, ſowol in dem Straf» 
beicheide ded Seemannsamtes ($ 101), mie in 
dem gerichtlihen Strafurtheil bei Abmejiung der 
Strafe berüdjichtigt werden. 896. Der Schiffer 
oder jonjtige Vorgeiegte, welcher einem Scifis- 
mann gegenüber jeine Disciplinargewalt miß— 
braucht, wird mit Gelditrafe bis zu 900 M oder 
mit Gefängnig bis zu einem Jahre beitraft. 
$ 97. Der Schiffer, welcher jeine Verpflichtung, 
tür die gehörige Verproviantirung des Scifies 
zu jorgen, vorjäglich nicht erfüllt, wird mit Ge— 
fängnip bejtraft, neben weldem auf Gelditrafe 
bis zu 1500 M, jowie auf Verlujt der bürger- 
lihen Ehrenrechte erkannt werden fan. — Hat 
der Schiffer die Erfüllung der Verpflichtung fahr- 
läjfiger Weije unterlaijen, jo ift, wenn infolge 
dejjen der Schiffsmannſchaft die gebührende Koit 
nicht ser. werden fann, auf Geldjtrafe bis zu 
600 M oder Gefängniß bi zu einem Jahre zu 
erkennen. & 98. Mit Gelditrafe bis zu 300 M, 
mit Haft oder mit Gefängni bis zu drei Mo- 
naten wird ein Schiffer beitraft, welcher einen 
Schiffsmann im Auslande ohne Genehmigung des 
Seemannsamtes zurüdläßt ($ 71). 8 99. Mit 
Geldſtrafe bis zu 150 M oder mit Haft wird ber 
ftraft ein Schiffer, welcher 1) den ihm in An— 
jehung der Muſterung obliegenden Berpflichtuns 
gen nicht genügt ($ 10); 2) bei Verhandlungen, 
welche jih auf eine Muſterung oder eine Ein— 
tragung in ein Seefahrtsbuch beziehen, wahre 
Thatſachen entjtellt oder unterdrüdt, oder faliche 
orjpiegelt, um ein Seemannsamt zu täufchen; 
3) bei Zodesfällen die Beihaffung und Uebergabe 
des vorgeichriebenen Nachweiſes unterläßt oder 
die ihm obliegende Fürjorge für den Nachlaß 
verabjäumt ($$ 52, 53); 4) eine der in den 88 77 
und 80 vorgeichriebenen Eintragungen in das 
Schifidjournal unterläßt; 5) den ihm bei Ber- 
gehen und Verbrechen nadı SS 102 und 103 obs 
liegenden Verpflichtungen nicht genügt; 6) dem 


jpiegelt, um ein Scemannsamt zu tauſchen; 2) Schiffsmann ohne dringenden Grund die Gele» 
es unterläßt, jih gemäß $ 10 zur Mufterung zu|genheit verjagt, die Entſcheidung des Seemanns- 
jtellen; 3) im Falle eines dem Dienftantritt ent- amtes nachzujuchen (65 105, 106); 7) einem 
gegenftehenden Hinderniſſes unterläßt, ſich hier- Schiffgmanı grundlos Epeije oder Trank vor« 
über gemäß $ 15 gegen das Seemannsamt aus-| enthält; 3) es unterläßt, dafür Sorge zu tragen, 
zuweilen. — Durch die Beitimmung der Zırfer 1'da ein Eremplar dieſes Gejeges, jowie der maß⸗ 
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gebenden Boricriften über Koft und Logis, im wirken, bei welchem es anderweit zuerft gejchehen 
Bollslogis zugänglic ift ($ 108). — Durch die kann. — In dringenden Fällen iſt der Schiffer, 
Beitimmung der Ziffer 2 wird die Vorſchrift des wenn im Ausland ein Seemanndamt nicht redit- 
$ 271 des Etr.-.-B. nicht berührt. $ 100. zeitig angegangen werden kann, ermädtigt, den 
Die Beitimmungen der 88 81—99 finden auch Thäter der fremden Behörde behufs deſſen Ueber— 
dann Anwendung, wenn die jtrafbaren Hand» |mittelung an die zuftändige Behörde des Hei- 
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ungen außerhalb des Bundesgebiet begangen 
find. — Die Verjährung der Strafverfolgung 
beginnt in dieſem Falle erjt mit dem Tage, an 
mwelhem ba® Schiff, dem der Thäter zur Zeit 
der Begehung angehörte, zuerit ein Seemanns— 
amt erreicht. $ 101. In den Fällen der ss 81, 
Abi. 1, 84, 93, 99 erfolgt die Unterfuchung und 
Enticheidung durch das Seemannsamt. Daſſelbe 
hat den Angeſchuldigten verantwortlich zu verneh— 
men und den Thatbeitand jummarifch feitzuitellen. 
Eine Bereidiqung von Zeugen findet nicht ftatt. 
Nah Abſchluß der Unteriuchung iſt ein mit 
Gründen veriehener Bejcheid zu ertheilen, wel— 
cher dem Ungeichuldigten im Falle feiner Anwe— 
fenheit zu verfünden, im Falle feiner Abwejen- 
heit in Ausfertigung zuzuſtellen ift. Wird eine 
Strafe feitgeiekt, jo iſt die Dauer der für den 
Fall des Unvermögens an Stelle der Gelditrafe 
tretenden Haft zu -beitimmen. — Gegen den Be- 
iheid kann der Angeihuldigte innerhalb einer 
zehntänigen Friſt von der Verlündigung oder der 
Buitellung ab auf gerichtlihe Entiheidung an- 
tragen. Der Antrag iſt bei dem Seemannsanıt 
zu Protofoll oder ichriftlih anzubringen. — Hat 
dad Seemannsamt jeinen Sit im Auslande, jo 
it für das weitere Verfahren dasjenige Gericht 
örtlich zuftändig, in deſſen Bezirk der Heimaths- 
hafen und in Ermangelung eines jolchen derjenige 
deutiche Hafen belegen iſt, welchen das Schiff nad) 
ber Straffeitiegung zuerit erreicht. — Der Be- 
jcheid des Seemanndamtes iſt in Betreff der Bei- 
treibung der Geldftrafe vorläufig vollitredbar. 

102. Begeht ein Schiffsmann, während das 
Schiff fich auf der See oder im Auslande befin- 
det, ein Vergehen oder Berbreden, jo hat der 
Schiffer unter Zuziehung von Schifsoffizieren 
und anderen glaubhaften Berjonen alles dasjenige 
genau aufzuzeichnen, was auf den Beweis der 
That und deren Beitrafung Einfluß haben kann. 
Ansbejondere iſt in den allen der Tödtung oder 
ſchweren Körperverlegung die Beichajfenheit der 
Wunden genau zu bejchreiben, auch zu vermerken, 
wie fange der Verletzte etwa noch gelebt hat, ob 
und welche Heilmittel angewendet find und welche 
Nahrung der Verletzte zu ſich genommen hat. 
8 103. Der Schiffer ijt ermächtigt, jederzeit die 


Effecten der Schiffsleute, welche der Betheiligung | ftimmt werden. 


mathshafens zu übergeben. Hiervon hat er bei 
demjenigen Seemannsamt, bei welchem es zuerit 
gejchehen kann, Anzeige zu machen. 
Sechster Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 

8104. Jedes Seemannsamt iſt verpflichtet, 
die gütliche Ausgleichung der zu ſeiner Kenntniß 
gebrachten, zwiſchen dem Schiffer und dem Schiffs— 
manne bejtehenden Streitigleiten zu verſuchen. 


Insbeſondere hat das Seemannsamt, vor welchem | 
die Abmufterung des Schiffamannes erfolgt, him | 


ſichtlich jolcher Streitigfeiten einen Güteverjud 
zu veranftalten. $ 105. Der Schiffämann dari 
den Schiffer vor einem fremden Gericht nicht be» 
langen. Handelt er diejer Beitimmung zumider, 
jo tit er nicht allein für den daraus entitebenden 
Schaden verantwortlich, jondern er wird aufer- 
dem der bis dahin verdienten Heuer verluitig. 
— Er fann in Fällen, die feinen Aufihub leiden, 
die vorläufige Entjcheidimg. des Seemannsamtes 
nachſuchen. Die Gelegenheit hierzu darf ber 
Schiffer ohne dringenden Grund nicht verjagen. 
— Jeder Theil hat die Enticheidung des Ser 
manndamtes einjtweilen zu befolgen, vorbehalt- 
lih der Befugniß, nah Beendigung der Reiſe 
feine Nechte vor der zuitändigen Behörde geltend 
zu machen. — Im alle eines Zwangsverkaufs 
des Schiffes finden die Bejtimmungen des erften 
Abjapes auf die Geltendmachung der Forderungen 
des Schiffsmannes aus dem Dienſt- oder Heuer- 
vertrage feine Anwendung. $106. Im Inlande 
wird der Streit zwiichen dem Schiffer und dem 
Schiffsmann, welder nach der Anmufterung über 
den Antritt oder die Fortjegung des Dienftes 
entiteht, von dem Seemanndamt unter Rorbe- 
halt des Rechtsweges entichieden. Die Enticheid- 
ung des Seemannsamtes iſt vorläufig vollitred- 
bar. $ 107. Die nach den Beitimmungen des 
V. Abjchnittes feitgefegten oder erkannten Geld. 
ftrafen fließen der Seemannskaſſe oder in Er- 
mangelung einer ſolchen der Ortsarmenfafje des 
peimathshafens des Schiffes, welchem der Thäter 
zur Zeit der Begehung der ftrafbaren Handfıma 
angehörte, zu, jofern jie nicht im Wege der Lan- 
desgejeßgebung zu anderen ähnlichen Zweden be 
08. Ein Eremplar diefes 


an einer jtrafbaren Handlung verdächtig find, zu] Gefepes, jowie der für das Schiff über Koft und 
durchjuchen. — Der Schiffer ift ferner ermäch-⸗ Logis geltenden Vorſchriften ($ 45) muß im 
tigt, denjenigen Schiffsmann, der jid) einer mit Volkslogis zur jederzeitigen Einjiht der Schiffe 
ichwerer Strafe bedrohten Handlung (557, Biffer 3) |Teute vorhanden fein. $ 109. Die Anwendung 
ſchuldig macht, feitzunehmen. Er iſt hierzu ver⸗ der $$ 5 bis 28 umd der $$ 48 bit 52 auf flei- 
pjlichtet, wenn das Entweichen des Thäters zu nere Fahrzeuge (Küftenfahrer 2c.) kann dur; 
beforgen ſteht. — Der Thäter ift unter Mittheil- Beſtimmung der Landesregierungen im VBerord- 
ung der aufgenommenen Verhandlungen an das- nungswege ausgeſchloſſen werden. $ 110. Dieies 
jenige Seemanndamt, bei weldem es zuerit ge«|Gejeg tritt mit dem 1. März 1873 in Kraft. 
ihehen kann, abzuliefern. Wenn im Auslande Mit demjelben Tage tritt der vierte Titel des 
das Seemannsamt aus bejonderen Gründen die fünften Buchs des Wllgemeinen Deutſchen Han- 
Uebernahme ablehnt, jo hat der Echiffer die Ab- delsgeſetzbuchs außer Kraft. $ 111. Wenn in 
lieferung bei denjenigen Seemannsamt zu bes anderen Gejegen auf Bejtimmungen verwieſen 





Straßen — Synagogengemeinden., 


wirb, welche durch dieſes Geſetz außer Kraft ge 
fegt find, jo treten die entiprechenden Beitimm- 
ungen de3 legteren an die Stelle des erſteren. 

Strafen, [’Chauffeen, Bebauungsiagen. 
Straße ald Ort einer ftrafbaren Handlung, j. 
Strafgefegbud $ 243, Nr. 4, $ 250, Nr. 3. 
Beltrafung der Uebertretung der jtraßenpolizeis 
Jichen Anordnungen, daj. $ 366, Nr. 2—5, 8 
bis 10, $ 367, Wir. +12, 14. 

Streichzünder, Beförderung derjelben auf 
Eijenbahnen, j. Betriebs-Reglement $ 48, 
II, A, Wr. 6. 

Streifbandfendungen, |. unter Poſtweſen 
das Geſetz vom 28. Oct. 1871,89. 

Strich (Ma — Millimeter). 

Strohpnpierfabrifen, gehören zu den einer 
bejonderen Genehmigung bedürfenden gemwerb- 
lichen Anlagen; Geicg vom 2. März 1874 (in 
der Note zu $ 16 der Gewerbe-Ordnung), 

Strompolizei, Zuftändigteit der Behörden im 
Geltungsbereihe der Provinzial-Ordnung vom 
29. Juni 1875 in ftrompolizeilihen Angelegen— 
beiten; j. u. Berwaltungsbehörden, Geſetz 
vom 26. Juli 1876, $ 115. — 

Stubenarreſt als Strafe gegen Difiziere; ſ. 
Militär-Strafgeſetzbuch 58 20, 23, 80. 

Euspenfion, ſ. Anıtsjujpenfion. 

Ennagogengemeinden, j. u. Juden, Gejeh 
vom 23, Jult 1847, $$ 35—50, 68, 71.') ©. ferner: 
Geſetz, betreffend den Mustritt aus den 

jüdifhen Synagogengemeinden 
vom 28. Juli 1376. 

Wir Wilhelm ꝛc. verordnen, mit Zujtimmung 
beider Häufer der Monardie was folgt: Si. 
Es ift jedem Juden geitattet, ohne Austritt aus 
der jũdiſchen Religionsgemeinicdaft (dem Juden 
thume) wegen religiöjer Bedenken aus derjenigen 
jüdifhen Synagogengemeinde (jüdiichen Cultus- 
gemeinde, religiöien jüdischen Gemeinde, ifraeliti- 
ſchen Religionsgemeinde) auszutreten, welcher er 
auf Grund eines Gejeges, eines Gemwohnheits- 
rechtes, oder einer Verwaltungsvorſchrift ange 
hört, — Ein Jude, welcher von diejer Befugniß 
Gebrauch gemacht hat, wird bei Verlegung jeines 
Wohnfiges in den Bezirk einer anderen Eynagogen- 
gemeinde nicht Mitglied dieſer Gemeinde, wenn 
er derjelben vor oder bei jeinem Einzuge eine 
ichriftliche dahin gerichtete Erflärung, daß er 
nicht Mitglied der Gemeinde werden wolle, ab» 
gibt. $ 2. Der Austritt aus einer Synagogen- 
gemeinde (jüdifchen Eultußgemeinde ꝛc. $ 1) mit 
bürgerlicher Wirkung erfolgt dadurd, daß ber 
Austretende in Perſon vor dem Richter jeines 
Wohnortes den Austritt unter Hinzufügung der 
Berliherung erllärt, dab folder auf religiöjen 
Bedenken beruhe. $ 3. Der Aufnahme der Aus- 
trittöerflärung muß ein hierauf gerichteter An- 
trag vorangehen. Derjelbe ift durch den Richter 
dem Vorftande der betr. Synagogengemeinde ohne 
Verzug befannt zu machen. Die Aufnahme der 
Yuatrittserflärung findet nicht vor Ablauf bon 
vier Wochen u. jpäteftens innerhalb ſechs Wochen 


1) Neber bie u ber Behörden im Bereiche der 
Provinzialordnung vom 29. gu 1875 in Epnagegen-Ange: 
legenbeiten j. unter Berwaltungsbebörben Geſetz Dom 
26. Juli 2876, $$ 165 ff. 
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nah Eingang des Antrages, zu gerichtlichen 
Protokolle ftatt. Abjchrift des Protokolls ift dem 
Boritande der Syragogengemeinde zuzuftellen. 
Eine Beicheinigung des Nustritts it dem Aus— 
—— auf Verlangen zu ertheilen. $ 4. 

13 Stojten des Verfahrens werden nur Abichrifte 
gebühren und baare Auslagen in Anſatz gebradt. 
$ 5. Die in den vorftchenden Beftinımungen 
dem Richter beigelegten VBerrichtungen werden 
im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln 
durch den riedensrichter, im Gebiete der ches 
mals freien Stadt Frankfurt a. M. dur die 
zweite Abtheilung des Stadtgericdhtd daſelbſt 
wahrgenommen. $ 6. Die Austritt3erflärung 
bewirkt, daß der Ausgetretene 1) an den Rechten, 
welche den Mitgliedern der Synagogengemeinden 
als jolhen zuitehen, vom Tage der Erflärung 
ab nicht mehr Theil zu nehmen hat, und 2) zu 
Leiſtungen, welche auf der perfönlichen Angehörige 
feit zur Synagogengemeinde beruhen, od. welche 
hinſichtlich der diefelbe beauffichtigenden Beamten 
durch Geſetz od. Verwaltungsvorichrift allgemein 
den „Juden eines bejtimmten Bezirks auferlegt 
find, vom Schlujje des auf die Austrittserflärung 
folgenden Kalenderjahres ab micht mehr vers 
pflichtet wird. — Der Ausgetretene Hat jedod) 
zu folgenden Laſten der Synagogengemeinde für 
die Dabei bemerkte längere Zeit noch ebenjo beis 
zutragen, al& wenn er jeinen Austritt aus der 
Symagogengemeinde nicht erflärt hätte: a) zu 
den Kojten eines auferordentlihen Baues, deſſen 
Nothwendigkeit vor Ablauf des Kalenderjahres, 
in welchem der Austritt aus der Synagogen« 
gemeinde erflärt wird, feitgeitellt ift, bis zum 
Ablaufe des zweiten auf die Austrittserflärung 
folgenden Kalenderjahres; b) zur Erfüllung der- 
jentgen Verpflichtungen der Synagogengemeinde, 
welche zur Zeit der Austrittsertlärung dritten 
Perjonen gegenüber bereit3 begründet find, für 
die Dauer diejer Verpflichtungen, indeſſen läng— 
tens bi3 zum Ablaufe ded auf die Austritts- 
erflärung folgenden fünften Kalenderjahres. Ein- 
nahmen aus Grundſtücken müfjen zunächſt zur 
Erfüllung der Berpflichtungen verwendet werden, 
welche aus dem Beſitze oder der Benutzung der« 
jelben herrühren. Der Betrag, welchen der Aus— 
getretene zu leiften hat, joll den Durchſchnitts— 
betrag der von ihm in ben der Austrittserflärs 
ung vorhergegangenen drei Kalenderjahren ges 
leijteten Beiträge nicht überiteigen. Das Recht 
der Mitbenugung des Begräbnifplaßes der Sy— 
nagogengemeinde u. die Pflicht der Theilnahme 
an den Laſten, welche der Synagogengemeinde 
aus dem Begräbnißplabe erwachſen, verbleiben 
dem Wusgetretenen jo lange, als ihm nicht die 
Berechtigung zufteht, einen anderen Begräbnif- 
plat zu benugen. Erworbene Privatrehte an 
Begräbnißitellen werden durch den Austritt nicht 
berührt. — Berlegt der Ausgetretene jeinen Wohn» 
fit aus dem Bezirke der Snnagogengemeinde in 
den Bezirk einer anderen Synagogengemeinde, jo 
erlifcht, vorbehaltlich der Vorjchrift ım $ 7, jede 
nach den Beitimmungen unter Nr. 2 dem Aus- 
getretenen obliegende fernere Beitragspflicht, wenn 
derjelbe Mitglied der Spnagogengemeinde des 
neuen Wohnorted geworden ijt. — Leiftungen, 
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welche nicht auf perjönlicher Angehörigkeit zurfGejege vom 24. Mai 1869. $& 8. Bereimigen 
Synagogengemeinde berufen, inäbejondere auch] lic die Ausgetretenen behufs dauernder Einrigr- 
fänmtliye Zeitungen für Zmwede der öffentlihen|ung eines beionderen Gotteödienjtes, jo können 
jüdiichen Schulen, jedoch mit Ausnahme der Her|denielben durch fönigl. Verordnung die Rechte einer 
ligionsichulen der Synagogengemeinden, werden| Synagogengemeinde beigelegt werden. $ 9. Hin- 
durch die Austrittdertlärung nicht berührt. $ 7. jichtlic) des Austrittes aus der jüdiſchen Religions: 
Die Beitimmungen des für dad Großherzogthum|gemeinichaft (dem Judenthume) bleibt e8 bei ben 
Bofen erlafjenen Gejeges vom 24. Mai 1869| Beitimmungen des Gejeged vom 14. Mai 1573, 
über die Verpflichtung der ihren Wohnfig ver⸗ betr. den Austritt aus der Kirche. Die nad 
ändernden Mitglieder einer Synagogengemeinde|s 6 Lit. b des gegenwärtigen Geſetzes den aus 
ur Ablöſung ihres Antheils an den Kapital-Jeiner Synagogengemeinde ausgetretenen Juden 
Hude der legteren, jollen fortan für dem Fall obliegende bejondere Berpjlihtung wird bDurd 
der eriten künftigen Wohnjigveränderung im den nadıträglichen Austritt derſelben aus dem 
Sinne de3 8 2 des gedachten Geſetzes auch aufj Judenthume aufgehoben. $ 10. Alle Diejem 
diejenigen Juden Anmendung finden, welche, ehe Geſetze entgegenitehenden Bertimmungen werden 
dieje Wohnfigveränderung erfolgt, aus der Sys] hierdurch außer Kraft gejegt. $ 11. Der Meinifter 
nagogengemeinde ihres Wohnortes im Großher-|ded Innern und der Miniſter der geiitlichen, 
zogthum Poſen auf Grund des gegenwärtigen) Unterricht» und Mtedicinal-Angelegenheiter find 
Geſehzes ausgetreten find, Die nah $ 6 diejed|mit der Ausführung diejes Gejepes beauftragt. 
fegteren dem Ausgetretenen obliegende fernere] Syphilis. Sanitätöpolizeilide Vorſchriften 
Beitragsleiitung erliidht aber beim Eintritte der) bezüglich derj., j. u. Anjtedende Krankheiten 
Verpflichtung dejjelben zur Ablöfung nad) demidas Kegulativ vom 8. Aug. 1835, 88 65— 172. 


T. 


Tabakabgabe, ſ. Tabakſteuer. geſtellten Steuerbeträge ſind nach der Ernte zur 
Tabakrauchen in den Eiſenbahnwagen, fieheleinen Hälfte im Monat December, jur anderen 
Betriebs-Reglement $ 22, Hälfte im Monat April fällig. $6. Der In— 
Enbaliteuer. haber ($ 3) eines mit Tabak bepflanzten Grund: 
Gejeg, betr. die Beſteuerung des Tabak, |itüds ijt zu der im $ 3 vorgeichriebenen Angabe 
vom 26. Mai 1868. verpflichtet und haftet für den vollen Betrag der 


1. Der im Zollvereinsgebiet erzeugte Tabat] Steuer, aud) wenn er den Tabaf gegen einen 
unterliegt einer Steuer nad Maßgabe der Größefbeitimmten Antheil oder unter jonjtigen Beding— 
der jährlih mit Tabak bepjlanzten Grumdjtüde.Jungen durch einen Anderen anpflanzen oder be- 
— Die Steuer beträgt von je 6 [JNuthen|handeln läßt. $ 7. Ein Erlaß an der Steuer 
(preußiich) mit Tabak bepflanzten Bodens 60 Plioll eintreten, wenn durch Mißwachs oder andere 
jährlich. — Wo die Quadratruthenzahl der von|Unglüdsjälle, welde außerhalb des gewöhnlichen 
einem und demjelben Pilanzer mit Tabaf be-|Witterungswecjlels liegen, die Ernte ganz oder 
pjlanzten Gejammtjlähe durh 6 nicht theilbarfzu einem größeren Theile verdorben iſt. — Die 
ilt, bleibt das unter 6 Ruthen betragende| Bedingungen und das Verfahren für diejen Er 
Map bei der Steuer unberüdjichtigt. 8 2. Be-flaß werden vom Bundesrathe des Zollvereins 
freiung von der Steuer ($ 1) tritt ein, wennfjeitgejtelt. — Die Beitimmungen über die Höhe 
die von einem Pflanzer oder von mehreren|der zu gewährenden Gteuererlajfe dürfen micht 
zu einem Hausftande gehörigen Pflanzern mit|ungünftiger fein, als die dafür bisher in Preußen 
Tabak bebaute Gejammtjlähe meniger als 6|(madı) dem Remijfions- Reglement vom 29, Der. 
DD Ruthen beträgt. $ 3. Jeder Inhaber einer 1828) geltend gewejenen Vorſchriften. $ 8. Die 
mit Tabak bepflanzten nad $ 1 fteuerpflichtigen| Steuer für den in das Ausland in Mengen von 
Grundfläche ijt verpflichter, der Steuerbehördeimindeitens 25 kg verjendeten Tabak wird ver 
des Bezirts nad Ablauf des Monatd Juli diefgütet werden, wenn die von der Zollbehörde vor— 
bepflanzten Grundſtücke einzeln nad) ihrer Lagelgeihriebenen Control» Bedingungen erfüllt wor 
und Größe im Landesmaße genau und wahrhaft|den jind. Der geringfte VBergütungsjag beträgt 
jchriftlic anzugeben. Derjelbe erhält darüber[für 50 kg Nohtabat und Schnupftabat 1 M 
don der gedachten Behörde eine VBeicheinigung.|50 P, für 50 kg entrippte Blätter und Tabals— 
4 4. Die Ungaben ($ 3) werden jeitend derjfabrifate (mit Uusnahme des Schnupftabals 
Steuerbehörbe geprüft, welche dabei von ben]? M. Der Buntesrath des Zollvereins iſt jedoch 
Gemeindebeamten zu unterftügen ift. Vermefje|ermächtigt, die Ausfuhrvergütung zeitweile oder 
ungstoiten dürfen bierdurd dem ZTabafspflanzer|dauernd bis zum Betrage von bezw. 2 M und 
wicht erwachſen. $ 5. Nad — Früfe]2 M 50 P für 50 kg zu erhöhen. Für ſoge— 
ung ($ 4) wird bie von dem Tabalspflanzer zujmannten Geiz, grüne Tabatsblätter, Tabakeftengel 

dıtende Steuer berechnet und demjelben vonjund Abfälle wird feine Vergütung gewährt. $ 9, 


entrt : . - . E 
der Steuerbehörde befannt gemacht. — Die feit-] Die Steuer wird zum eriten Male für die im 


Täuſchung — 
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Jahre 1869 mit Tabak bebauten Grundſtücke er · Tanbjtunmen -» Lehrlinge. Zahlung einer 


hoben. 1) Wer es unterläßt, bie im $ 3 
vorgeichriebene Angabe hinfichtlich-aller oder ein- 
zeiner mit Tabak bepflanzten Grundſtücke recht- 
zeitig zu machen, hat das Vierfache besjenigen 
Steuerbetrages, um welchen die Staatöfafje da— 
durch hätte verkürzt werden können, al® Strafe 
berwirft. Die Steuer jelbit ift unabhängig von 
der Strafe zu entrichten. 2) Wer zwar alle mit 
Tabak bepflanzten Grundftüde rechtzeitig angibt, 
dabei jedoch die Fläche eine® Grundſtücks der» 
ejtalt unrichtig bezeichnet, daß das verfchwiegene 

lächenmaß mehr ald den zwanzigften Theil der 
Fläche deö mit Tabak bepflanzten Grunditüds 
beträgt, verfällt in eine Ordnungsitrafe bis zur 
Höhe der doppelten Steuer von dem verjchwiegenen 
Flächenmaße. Daneben it die einfahe Steuer 
zu erlegen. 3) Nur Diefe wird erhoben, menu 
der Umerſchied zwiichen der Angabe und dem 
Befunde zur den vorbezeichneten zwanzigſten 
Theil oder weniger beträgt. $ 11. Wenn eine 
Geldbuße von dem Berurtheilten wegen feines 
Unvermögens nicht beigutreiben üt, erfolgt ihre 
Verwandlung in fFreiheitsitrafe nah den Be— 
jtimmungen ber Hollitrafgejege. $ 12. Tie 
Feititellung, Unterſuchung und Enticheidung der 
Zumiderhandlungen gegen das gegenwärtige Ger 
jeg erfolgt nady den Beſtimmungen über Zuwider— 
handlungen gegen die Zollgeſeze. — Bumiber- 
handlungen gegen die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
verjähren in fünf Jahren. F 13. Die zur Aus— 
jührung biejes Geſetzes eriorderliden Anord— 
nungen werden vom Bundesrathe des Bollver- 
eins feitgejtellt. 

Täuſchung, j. Betrug. 

Talgichmelzen gehören zu dem einer befon- 
deren Genchmigung bedürfenden gewerblichen 
Anlagen; Gewerbe-DOrdnung $ 16. Bei Er- 
richtung bderielben iſt Folgendes zu beadten, 
1) Nur friſches Fett darf verarbeitet werden; 
2) Das Schmelzen — in einem Keſſel, deſſen 
unterer Theil mit Waſſer geſättigt iſt, und 
unter Zuſatz einer angemeſſenen Menge von 
Schwefelſäure erfolgen; 3) zur Abführung der 
Dämpfe muß ein Rohr aus dem mit einem 
eifernen Dedel geichlofjenen Kefjel in den Echorn» 
ftein führen; 4) der Schornftein muß die in uns 
mittelbarer Nähe der Fabrik befindlichen Gebäude 
um mwenigitens 6 Fuß überragen. 

Tanzluftbarfeiten. Die Veranitaltung öffent: 
licher ik nad) Mafgabe der darüber erlafjenen 
Bezirks⸗Polizeiverordnungen geitattet. 

Fanzunterridjt darf Jeder ertheilen, melcher 
nicht wegen Vergehen oder Berbreden gegen die 
Sittlichteit bejtraft it; Tanzlehrer haben vor 
dem Beginn des Gewerbes der zuftändigen Be- 
hörde hiervon Anzeige zu machen; Gemerbe- 
Ordnung $ 35, Ubi. 1. 

Tauben. Ueber die Berechtigung, folche zu 
halten, ſ. unter Feldpolizei Die Wetdpoligeie 
Ordnung dv. 1. Nov. 1847, 8 40 (©. 388). 

Taubſtummenanſtalten find jegt überall 
provinzialftändiiche Inftitute. S. Provinzial. 
Ordnung vom 29. I 


8128 und bie anderen, die Verwaltung des pro«| 


vinzialftändiichen Vermögens betreffenden Geſetze. 


Prämie für die Auslernung derielben fiehe ©. 
572, Note 2. 

Taucher (Bogelart) kann der riichereiberech- 
tigte ohne Anwendung von Schußwaffen tödten 
oder fangen; j. unter Fiſchereipolizei Geſetz 
vom 30. Mai 1874,8 45. 

Taufſcheine find jtempelfrei; ſiehe unter 
Stempeliteuer die Tarife. 

Taxen, gewerbepolizeiliche, fiehe Gewerbe» 
Ordnung 8 72 fi. 

eiche. Beltimmungen wegen Beidhaffung 
der Vorfluth bei Ablafjung von Feichen, j. unter 
Borfluth: Geſ. v. 15. Nov. 1811, $ 14. 

Telegramme. Siehe Telegraphen-Ord- 
nung. Ueber gebührenireie Bejörder- 
ung von Telegrammen jind durd die faijer- 
liche Verordnung vom 2. Juni 1877 folgende 
Vorſchriften ertheilt: 

s 1. Auf ſämmtlichen Telegraphenlinien des 
deutichen Reiches geniehen die Gebührenfreiheit: 
1) Telegramme, welche von den regierenden 
Fürjten in ben Staaten bed deutichen Reichs, 
ſowie von den Gemahlinnen und Wittwen dieier 
Fürjten aufgegeben werden. Dieje Gebührenfrei- 
heit erftredt fich auch auf diejenigen Telegramme, 
welche im Auftrage der genannten Allerhödjiten 
und Höchiten Herrſchaften von den Beamten, der 
Umgebung, dem Gefolge oder den Hofitaaten 
zur Auflieferung gelangen; 2) Telegramme, welche 
von den Bevollmädytigten zum Bundesrath 
während ihrer Abmwejenbeit in Berlin in Bundes» 
a aujgegeben werden, ober 
welche an dieſe Bevollmächtigten aus anderen 
Orten des Deutichen Reichs in Bundesrathsan- 
gelegenheiten eingehen; 3) Telegramme von dem 
Reichötag und an benfelben in reinen Reichs— 
Dienitangelegenheiten; 4) Telegramme von oder 
an Neichsbehörden in reinen Reichs-Dienſtange— 
legenheiten; 5) Zelegramme von oder an Militär- 
und Marinebehörden des Deutichen Reichs, mit 
Einichluß der jolche Behörden vertretenden ein— 
zelnen Offiziere und Beamten in reinen Militär» 
und Marine-Dienitangelegenheiten; im alle einer 
Mobilmachung aud Diejenigen Telegramme, 
welche von einzelnen mit dienſtlichen Aufträgen 
commandirten Militärperionen oder Beamten der 
Militärs und Marineverwaltung des Deutichen 
Reichs in reinen Militär und Marine + Dienit- 
angelegenheiten ausgehen oder an ſolche Militär- 
perjonen oder Beamten gerichtet find; 6) Tele— 

ramme ber Eijenbahnvermaltungen, Eijenbahn- 
Ttationen und Eifenbahnbeamten an vorgeiegte 
Behörden über vorgelommene Unglüdsfälle und 
Vetriebsftörnngen. — Welche Zelegramme der 
Eifenbahnverwaltungen ꝛc. außerdem gebühren- 
frei zu befördern find, ift durch befondere Ber- 
einbarungen_feftgeießt. $ 2. Die Gebühren- 
freiheit der Telegramme erftredt fih mur auf die 
Telegraphirungd «Gebühren, nicht aber auf die 
baaren Auslagen für Weiterbeförderung über die 
Zelegraphenlinien hinaus. — Die baaren Aus« 
lagen find vielmehr nad) den betreffenden ver» 


uni 1875, $ 120, Nr. 2,'ordiungsmäßigen Beitimmmgen entweder von 


den aujgebenden Perfonen und Behörden oder 
von den Empfängern zu entrichten. — Stadt« 
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telegramme genießen die Gebührenfreiheit nicht. Reichstanzlers vom 8. Nov. 1872 über die ge- 


— Gebührenfreiheiten, welde auf den mit dem bührenfreie Beförderung telegraphiiher Depeichen 
Auslande abgeichlofjenen Staatäverträgen oder ihre Giltigfeit. Die Ps diejer ®er- 
Eonventionen beruhen, bleiben aufrecht erhaften. ordnung finden auf den inneren Verkehr in Bayern 
Im Uebrigen findet bei den nad) dem Auslande und Würtemberg feine Anwendung. 
erichteten ZTelegrammen eine Gebührenfreiheitt Telegraphen-FFreimarfen werden von den 
fir die Beförderungsitrede innerhalb des Deut» | Telegraphen-Stationen zu demfelben Betrage ver- 
hen Reichs bezw. des Deutichen Reichs » Tele kauft, weldher durch den Frankoſtempel bezeichnet 
graphen⸗ Gebiets nicht ftatt. 8 3. Die zur Aufsliit, Reichd-Gejeg vom 16. Mai 13869; Wegen 
gabe gebührenfrei zu befördernden Telegramme|Beitrafimg der unbefugten Anfertigung, Der 
befugten Behörden und Beamten haben jich zu Jälichun 2. von Telegraphen-sreimarfen fiehe 
ihrer amtlichen Correipondenz nur in den wich · — 8 275, Nr. 2 und 3. 
tigiten und dringendften Fällen ber Zelegrappen) Zefegraphen-Ordnung vom 21. Juni 1872: 
u bedienen und die Telegramme in gebrängtejter E. Zel Orb nase 
Rürze mit Vermeidung aller entbehrlichen Titu.. F elegraphen-Orbnung tür be ß 
laturen 2c. abzufafien. $ 4. Zur Anerkennung eutſche Reid, vom 21. Juni 1872.) 
der Gebührenfreiheit durch die Telegraphen-An-| [Bereich] $ 1. Den Beitimmungen des gegen- 
ftalten ift erforderlich, daß die Zelegramme:|Wärtigen Reglements ijt die telegraphiiche Cor— 
a) mit amtlichem Siegel oder Stempel, b) mit|reipondenz unterworfen, welche die Linien mins 
einer die Berechtigung zur Gebührenfreiheit aug-|deitend zweier der dem Deutſchen Reihe ange: 
drüdenden Bezeichnung als „Königliche Angelegen-|börigen Verwaltungen berührt und entweder ım 
heit“, „Sroßherzogliche Ungelegenheit”, „Reichs | Deutihen Reiche verbleibt oder mit dem Aus— 
dienjtjache”, „Militaria“ u. ſ. w. verjehen find. [Tande gewechſelt wird.) — Inwieweit die Cor- 
— Die von den Allerhöchſten uder Höchſten reipondenz, welche ſich nur auf den Linien einer 
Herrichaften herrührenden Telegramme jind, auch|einzelnen Verwaltung bewegt, anderen Anord- 
wenn fie von Perjonen aufgegeben werden, welche| nungen unterworfen tft, wird von jeder Berwalt- 
u dem Gefoige oder den Hofitaaten gehören,|ung befonders beftimmt.°) RM 
—— über die Perſon des Aufgebers oder die] Dem Bestimmungen gegenwärtigen Regle- 
Echtheit feiner Namensunterſchrift bei den Tele»|ments ist auch diejenige telegraphische Cor- 
graphenanjtalten fein Zweifel obwaltet, ohne Be-|respondenz unterworfen, welche sich nur auf 
glaubigung durch Siegel oder Stempel, jowie|den Linien des deutschen Reichs-Telegraphen- 
ohne weitere Bezeichnung zur Beförderung an-|gebietes*) incl. der innerhalb desselben gele- 
zunehmen. — Die gebührenfrei zu bejördernden|genen Eisenbahnen oder zwischen diesen und 
Telegramme von Eivilbehörden find in der Kegeljausländischen Linien bewegt, soweit nicht in 
mit dem Namen des Borficherb oder eines derjdem nachfolgenden Zusätzen Abweichungen vor- 
leitenden Beamten der Behörde zu unterzeichnen, | geschrieben sind. 
tönnen aber eintretendenjalls von dem mit der] Benutzung des Zelegraphen.] 2. De 
Anfertigung beauftragten Beamten dahin be» Benugung der für den öffentlihen Berfehr ber 
glaubigt jein, daß fie von dem Vorſteher der|itimmten Zelegraphen fteht Jedermann au. ‘Jede 
Behörde ausgehen und in jeinem Aufträge mit| Verwaltung hat jedoch das Recht, ihre Linien 
feiner Namensunterjchrift verjehen worden find. |und Stationen zeitweile ganz oder zum Theil 
— Von den von den Militär- und Marinebe-|für alle oder für gewijje Gattungen von Cor 
hörden ausgehenden, gebührenfrei zu befördern» reſpondenz zu fliegen. — Die Uufgabe von 
den Telegrammmen genügt neben der Bezeichnung ——— 
„Militaria“ und der Beidridung des amtlichen] » Die burd bie Berorimung des Reichstanzlers vom 24. 
Siegels oder Gtempels als Underihuiit Di irn Aık. eier ran ge fan an ben Bat 
der abjendenden Behörde, 3. B. „Garde-Füſilier⸗ | ronung vom 24 Jan. 1876 gelten aug für die Zelsgramme, 
Regiment“. Wenn der Aufgeber ſich nicht imfmwelhe unter Bınuyung von Eifenbahntelegrappen befördert 
Beige eines amtlihen Siegels oder Stempeld — — — —— —— 
beſindet, jo hat derſelbe die „Ermangelung eines —5— en cin Buichlag von Fr vom Nufgeber erhoben __ 
Dienftitempels“ mit ee = — — —— bie Giienbaßnteiearop —— berech⸗ 
und Beiſetzung der Amtseigenſchaſt zu beſcheinigen. ———235 en ın anger 
In allen Fällen, in denen aus dem Tele» “nen ausjglicktih gen — 
ae ee On bot ez5—— 
formeller Hinſicht eine mißbräuchliche Benupung |! ap h 
des Telegraphen vorliegt, müflen folhe Zelee| Yanera m. Württemberg, forie für den Kecelverteperkeht 
ie Oboe afbigecton ablachig —— 
vorgejegte Ober-RBojtdirection abſchriftlich einge-|& erieh 
Br Sn dem Begleitberidhte zu den ee der bezüglihen Zelegraphenvesträge zur 
Abſchriften find die Gründe der Einjendung näher) ?) Die beionderen Vorichriften über den Verkehr mit den 
zu erörtern. $ 6. Auf die.unter eigener milis er nu —— — find bei den Tele⸗ 
tärijcer Verwaltung ftehenden Telegraͤphenlinien |°'5} "Die bezügtiipen zusäglien Beimmungen: find mit 1a; 
finden die a dieſer ge feine — ee 
Unwendun .: Gegenwärtige Verordnung a Te Reihöskcle i a0: 
tritt mit dem er Juli —* — in Kraft. in, Waremkerg, was mi Kunalıp joa en Baar 
Mit diefem Tage verliert die Berorbnung des beftchen. 
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Depeihen behufs Telegraphirung kann nur bei) Tert und am Schlufje die Unterſchrift des Ab- 
den Telegraphenftationen (allenfalls brieflich) er | jenders. — Die Adreſſe muß der Art jein, daß 
folgen. die Beſtellung an den Adrefjaten ohne weitere 
Keenekeung des ZTelegraphen-Geheimnifjes.]) Ermittelungen, Rüdfragen, Bweifel ꝛc. erfolgen 
$ 3. Die Regierungen werden Sorge tragen,|fanı. Sie hat für die großen Städte die UAn- 
daß die MittHeilung von Depejchen an unbefugte|gabe der Straße und der Hausnummer, oder in 
verhindert und daß das Telegraphen-Geheimniß angelung deiien die Ungabe der Verufsart 
in jeder Beziehung auf das Strengite gewahrt[oder andere ähnliche Bezeichnungen zu enthalten. 
werde. Selbjt für Meinere Orte ift es wünſchenswerth, 
[Dienftftimden der Telegraphenftationen.] $ 4.|dai der Name des Adrefjaten von einer ſolchen 
Die Telegraphenſtalionen zerfallen rückſichtlich der|ergängenden Bezeichnung begleitet jei, damit im 
Beit, mährend welcher fie für den Verkehr mit| ale von BVerjtümmelungen des Eigennamens 
dem Publitum offen zu halten find, in vier Klaj-|der Adrejjat am Bejtimmungsorte aufgefunden 
jen, nämlich: a) Stationen mit permanentem|werden tönne.) — Die Angabe des Landes, in 
Dienft (Tag und Nacht), b) Stationen mit ver-|weldem der Wohnort des Udrejjaten liegt, iſt 
längertem Tagesdienſt bis Mitternacht, c) Sta-[obligatoriih, mit Ausnahme der Fälle, wo Dies 
tionen mit vollem Tagesdienſt/ d) Stationen|jer Wohnort einer Hauptjtadt oder ein wichtiger 
mit bejchränttem Tagesdienſt. — Die Dienit- Börjen- oder Handelsplag ijt. — Bei Depeſchen 
ftunden der Stationen ad b und e beginmen:|nac fleinen Orten, bejonders wenn deren mehrere 
vom 1. April bis Ende September um 7 Uhr|gleiden Namens eriftiren, ift die genaue Bezeid)- 
Morgens, vom 1. October bis Ende März umfnung der geographiſchen Lage erforderlich. — 
8 Uhr Morgens. Die Stationen ad c ſchließen] Bei Depeſchen, welde für die auf dem Meere 
den Dienit um 9 Uhr Abende, — Die Dienft- [befindliche Schiffe bejtimmt find, muß die Adrejie, 
itunden der Stationen ad d ſind in der Negel,Jaußer den gewöhnlichen Angaben, noch die offi— 
injomweit nicht für einzelne Stationen abweichende |cielle Bezeichnung und Nunımer, jowie die Na⸗ 
Beſtimmungen getroffen ſind, an Wodentagen|tionalität des Adreßſchiffs enthalten. — Sollen 
einſchließlich der auf Wocentage fallenden Heit- [dergleichen Depeihen durd die ſemaphoriſchen 
tage) : von 9 bis 12 Uhr Vor- und von 2 biä|Stationen vermittelt werden, jo muß die — 
7 Uhr Nachmittags; an Sonntagen: von 8 biseuthalten: 1) den Namen, eventuell den Charak- 
9 Uhr Vor- und ? bis 5 Uhr Nachmittags, ter ded Udrejjaten, 2) den Namen des betreffen⸗ 
Wohin Depeſchen gerichtet werden können.) den Schiffes unter Anführung des Wortes „bäti- 
8° Zelegraphiiche Depeihen können nad allen|ment“ vor, und des Worted „signaux“ nad 
rten aufgegeben werden, wohin Die vorhandenen dem Namen, 3) den Namen der jemaphorijchen 
Telegraphenverbindungen auf dem ganzen Wege Station, welde die Beförderung der Depejche 
oder auf einem Theile dejjelben die Gelegenheit[vermitteln ſoll. — EB ijt dem Abienber geitattet. 
ur Beförderung darbieten. — Befindet ſich am |jeiner Unterjchrift eine beliebige Beglaubigung 
Drinnen feine Telegraphenftation, jo ere|beifügen zu laſſen. — Die etwaigen Angaben 
folgt die Weiterbeförderung von der äußerften,|bezüglih der Zujtellung an ten Adrejjaten, der 
beziehungsweife der von dem Aufgeber bezeich |bezaplten Antworten, der Einpfangsanzeigen, der 
neten Telegraphenftation entweder durch die Bojt| Collationirung, der Nachſendung, der Weiterbe> 
oder durch Expreſſen.) Sit feine VBeitimmung|förderung 2. müſſen unmittelbar hinter der 
über die Art der Meiterbefürderung getroffen, ſo Adreſſe, die etwaige Beglaubigung hinter der 
wählt die Adreßſtation nah ihrem bejten Er-Unterjchrift jtehen. — Depejchen, welde die hier- 
meſſen die zwedmäßigfte Urt derielben. Das nach erforderlichen Ungaben nit enthalten, jollen 
Gleiche findet ftatt, wern die wom Aufgeber an-|awar dennoch zur Beförderung angenommen Wer 
gegebene Art der Weiterbeförderung ſich als un⸗ den. Die Folgen ungenauer, rejp. unvolljtändiger 
ausführbar erweiit. — Auch iſt die Aufgabe der Angaben jind jedoch jedenfalls vom Abſender zu 
Depeſchen mit der Bezeichnung „Station restante” |tragen. Derſelbe kann eine nachträgliche Ber. 
(teip. „bureau restant‘‘) ober „poste restante“|volljtändigung des Fehlenden nur gegen Aufgabe 
zuläffig. und Bezahlung einer neuen Depejche beanjpruchen. 
Depeschen , welche innerhalb des Deutschen| Depeschen, deren Beförderung streckenweise 
Reichs verbleiben, können auch mit: „Bahn-joder ausschliesslich durch Telegraphen der 
hof restant“ bezeichnet werden, innerhalb des deutschen Reichs -Telegraphen- 
—— der zu befördernden Depeſchen.] gebietes gelegenen Eisenbahnen stattzufinden 
8 6. Das Original jeder zu befördernden Depejche| hat, dürfen nicht mehr als fünfzig Worte ent- 
muß in folhen deutſchen oder lateiniichen Bud-|halten. 
ftaben, beziehungsmeije in folchen Zeichen, weldel [Gattungen der Depeichen.)] $ 7. Die De 
ſich durd den Zelegraphen wiedergeben Lafien,|peihen zerfallen rüdfichtlih ihrer Behandlun 
deutlich und verftändlich geichrieben jein. — Ein«|in folgende Gattungen: 1) Staatsdepeſchen, 2 
ihaltungen, Randzujäte, Streihungen oder Neber-|Dienftdepefchen, 3) Privatdepeihen. — Ne Be- 
ichreibungen müffen vom Aufgeber der Depeiche|zug auf die Abfaſſung der Depeichen find zu 
oder von feinem Beauftragten beideinigt werden. |unterfcheiden: 1) offene Depeſchen, 2) geheime 
— Dbenan muß die Adreſſe ftehen, dann der Depeſchen. — Offene Depeſchen müſſen in einer 
ber weiter unten als zuläffig bezeichneten Sprachen 


















































4) Unter Erprekbeförderung ift jede Weiterbeförderung burdy | —ne 
ein ſchnelleres Transportmittel als die Woft verftandent. 1) S. Berorenung vom 24. Jan. 1876. 
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der Art abgefaßt jein, daß der Anhalt einen! werden zurückgewieſen. — Die Enticheidung über 
verjtändlichen Sinn hat. — Als geheime Der|die Zuläifigfeit des Inhalts fteht dem Voriteher 
peſchen werden angeſehen: a) diejenigen, deren! der Aufgabeitation, beziehungsweiſe der Zwiſchen⸗ 
Text aus Ziffern oder geheimen Buchſtaben be⸗ oder Adreßſtation, oder deilen Stellvertreter, und 
ſteht, b) diejenigen, in welchen Reihen od. Grup⸗ in zweiter Inſtauz der diefer Station vorgefeh- 
pen von Chiffern over Buchitaben vorlommen, ten Centralverwaltung zu, gegen deren Enticheid« 
deren kaufmänniſche Bedeutung der Aufgabeftation|ung ein Recurs micht ftattfindet. — Bei Stantd« 
unbefannt it; e) Diejenigen, welche in verab« | depejchen iteht den ZTelegraphenitationen eine 
rebeter Sprache abgefahte, für die correfponbdiren«| Controfe der Zuläſſigkeit des Inhaltes nicht zu. 
den Stationen unveritändlihe Säge enthalten) [Gebührenerhebung.] $ 11. [Un Stelle des 
oder Worte, welche in feiner der als zuläffig|S 11 fiehe Verordnung vom 24. Januar 1876: 
bezeichneten Spradıen vorfommen.?) Sämmtliche bekannte Gebühren find bei Aufgabe 

Bejondere Beitimmungen für Staatsdepeicen.]|de3 Telegramms im voraus zu entrichten. — Es 
88. Staatsdepeichen können in beliebiger Sprache, | werden jedod vom Adrejiaten am Beitimmungs« 
auch hiffrirt, aufgegeben werden. Sie müffen|orte erhoben: a) die Gebühren für die durch die 
als Staatödepeichen bezeichnet und durch Siegel] Seetelegraphen-Aemter vom Meere her beförder- 
oder Stempel als ſolche beglaubigt fein. ten Telegramme; b} die Ergänzungsgebühr für 

Die Zusatzbestimmung zu $ 9 gilt auch für|nadjzufendende Telegramme. — Die für eine 
Staatsdepeschen. andere Weiterbeförderung als durch die Poſt ent« 

[Beiondere Beftimmungen für Privatdeveichen.)|itehenden Auslagen, ingleichen die bei der Weiter- 
$ 9. Bei Privatdepeihen ift die Faſſung in|beförderung durch die Poſt entftehenden Koiten 
der Landesiprache Regel. Sie können überdies |für die Eilbeftellung nach dem Landbeſtellbezirk 
in jeder anderen als zuläffig bezeichneten Sprache der Poſtanſtalten werden in der Regel vom 
abgefaßt fein, — Geheime Privatdepeichen find | Adrefiaten erhoben. Es fann jedod; auch der 
eitattet, wenn ſie zwiihen Stationen zweier| Aufgeber dieſe Weiterbeförderungsfoften mittels 
Staaten gewechſelt werben, welche dieje Art von [Hinterlegung einer von der Aufgabe-Anftalt zu 
Correſpondenz zulafjen.?) — Die femaphorijchen | beftimmenden Summe unter Vorbehalt jpäterer 
Depeichen müſſen entweder im der Sprache des Berechnung entrichten. — In allen Fällen, mo 
Landes in welchem die jemaphoriiche Station, feine Gebührenerhebung bei der Beitellung ſtatt⸗ 
welche die Beförderung der Depeiche an baslzufinden hat, wird das Telegramm dem Adrefr 
Adreßſchiff zu beiorgen hat, gelegen tft, oder in ſſaten nur gegen Erftattung des ſchuldigen Be— 
Zeichen des allgemeinen Handelscoder abgefaßt|trages ausgehändigt. 
jein.®) — —— welche nur Börſencourſe, ———— der Gebühren.) $ 12. Die Ge— 
Waaren und Getreidepreiſe ꝛc. enthalten, werden |bü ſrenerhebung erfolgt in der Landeswährung 
‚ nicht ald geheime Depeichen angejehen. ($ 7 2 b). [derjenigen Verwaltung, welcher die Aufgabeitation 

Für Depeschen, welche streckenweise oderfangehört. — Die Entrihtung der Gebühren hat 
ausschliesslich durch Telegraphen der innerhalb | mitteld Tefegraphen » Freimarfen oder baar zu 
des deutschen Reichs-Telegraphengebietes ge-jerfolgen, — Die für die Gebührenerhebung * 
legenen Eisenbahnen zu befördern sind, ist die 
Fassung in deutscher Sprache Bedingung, so- 
weit nicht für einzelne Bahnen und Stationen 
der Gebrauch fremder Sprachen ausdrücklich 
nachgegeben wird. 

Controle der Deveſchen) $ 10. Der Auf- 
geber einer Privatdepeiche ift verpflichtet, auf 
desfallſiges Berlangen die Echtheit der Unter: 
ihrift jeiner Depeſche nachzuweiſen. — Privat- 
depeichen, deren Inhalt gegen die > ver» 
ſtößt oder ans Nüdfichten des öffentlichen Wohles 
pder ber Sittlichkeit für unzuläſſig erachtet wird, 














































gebenden Tarife find bei jeder Telegraphenitation 
zu erfragen, i 
Die nach dem Silbergroschen- resp. Krenzer- 
satze festgesetzten Gebührenbeträge werden, 
wenn der Aufgeber in anderer Münze bezahlen 
will, möglichst genau umgerechnet, Stellen 
sich hierbei Bruchtheile heraus, welche nicht 
darstellbar sind, so erfolgt die Erhebung mit 
dem nächst höheren darstellbaren Betrage. 
[Beförderungsgebühren.]!) 13. Bei der 
Feſtſtellung der Gebühren ift ſtets eine einfache 
Depejche, d. h. eine Depeiche welche hödjiteng 20 
Worte enthält, zu Grunde gelegt. Der auf die 
einfache Depeihe anwendbare —— er» 
höht jih um die Hälfte für je 10 orte, oder 


’) Die Bis jest als zuläffig bezeichneten Sprachen find: 
armeniſch, däniſch deutich, engliſch, Hämiich, franzöfifch, grie- 
chiſch, bebrätib, houandiſch, italieniih, lateiniſch, norwegiich, 
portugiefiich, rumaniſch. ſchwediſch ſlawiſch (Böhmisch, kroatiih, 
illyriſch, polniſch, ruffifh, rutheniſch ſerbiſch, ſlowaliſch, ilo- 
veniſch), ſpaniſch, ungariſch und turliſch. 

2) Bis jet find gebeime Privatbepefchen nicht zugelaſſen 
von Franfreih, Oeſterreich⸗ Ungarn, Perfien, Rumänien, Ser: 
bien und Spanien. 

3) Diefe Zeichen entiprechen den 18 Eomfonanten: B, C,D, 
F, G, H, J, K, L, M, N, P. Q, R, 8, T, v. WV. Keine 
Gruppe darf mehr als 4 folher Confonanten entbalten. — 
Die von einem auf dem Meere befindlichen Schiffe Lommenden 
Depeihen werben im Zeichen des Handelscoder an die Be: 
itmmungsftatton meiter befördert, wenn das abiendende Schiff 
es verlangt hat. Wenn dies Verlangen nicht geitellt worden 


.) Zufolge der Verordnung vom 24. Yan. 1876, Nr. 1, 
wird für das gewöhnliche Telegramm auf alle Entfernungen 
erhoben: eine Grundtare von 20 P (ohne Rüdficht auf die Worts 
zahl), eine Worttare von 5P für jedes Wort. — Bezüglich ber 
abgefürzten Adreffen f. daf.: 15. Fiir Die Hinterlegung einer 
abgefürzten Adreſſe bei einer Telegraphenanftalt ift eine Be 
bübr von 30 M für das Kalenderjahr im Voraus zu ents 
richten. Dieſe Bergünftigung erliiht, falls die Rerabreb 
nicht verlängert wird, mit dem Ablauf des 31. Dechr, 
Yabres, in welchem die Gebühr entrichtet worden it. Dems 
jenigen Gorreipondenten, welcher eine mit der Teiegraphen⸗ 
anftalt zu vereinbarende abgefürzte Adrefic hinterlegt hat, if 
ift, To werden die Depeſchen durch den Vorftand der femapko:| geftattet, dieſe Adrefje in den fir ihn eingebenden Zelegrammen 
rijhen Station in die gemöhnlihe Sprache überfept und inJan Stelle des volen Namens u. bezw. ber Wohnungsangabe 
ſolcher an bie Beitimmungsftation weiter beiördert, anmwenben zu lafien. 
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einen Theil derjelben, mehr. — Die Gebühren,sind halbe Depeschen bis zu 10 Worten ein- 
für die telegraphiihe Vejörderung der Staats- schliesslich zulässig, für welche ohne Rücksicht 
und Privatdepeiden, welche innerhalb des deut-|auf die Entfernung 12 Kreuzer süddeutsch oder 
ſchen Reichs verbleiben, werden nach Mafgabe|3!/, Sgr. zu entrichten sind. 

der directen Entfernung nad folgendem Zarif|j [Bejtimmung der Wortzahl.] [Un Stelle ber 
erhoben: 88 14 und 16 f. jet Verordnung vom 24. Yan. 
1876: 2. Bei Ermittelung der Wortzahl gelten 









































Entfernung | Gebübren . 
rT — {im 0 |die folgenden Regeln: a) Alles, was ber Auf 
< 5 | nad) geograpbifdien Meilen | deutſch Suddeutſch geber in die Urſchrift jeines Telegramms zum 
ei ————— St. IF 8. |Ywede der Beförderung niederſchreibt, mit Aus- 
2 gegen 11-18 re | H- == * nahme ber unter k aufgeführten Interpunktions⸗ 
wies: 21 | I I zeichen, wird bei Berechnung der Gebühren ges 


zählt. b) Der Name des Abgangsamtes, daB 
Datum, die Stunde und die Minute der Aufgabe 
werden von Amtöwegen in die dem Adrejjaten 
zuzuſtellende Ausfertigung niedergeichrieben. — 
Der Aufgeber kann dieje Angaben ganz; oder 
theilweije in den Text ſeines Zelegramms aufs 
nehmen. Sie werden alsdann bei der Wort« 
zählung mitgerechnet. c) Das Marimum ber 
Länge eines Wortes it auf 15 Schriftzeichen nad) 
dem (durch das Neglement zu dem jeweilig gil- 
tigen internationalen Telegraphenvertrage einges 
führten) Morje-Alphabet jeitgeieut. — Der Ueber- 
ſchuß, immer bis zu 15 Buchſtaben, wird für ein 
Wort gezählt. d) Die durch einen Bindeſtrich 
verbundenen Yusdrüde zählen für jo viele Wör- 
ter, als zu ihrer Bildung dienen. e) Die durch 
einen Apoitroph getrennten Wörter werden für 
ebeniovier einzelne Wörter gezählt. f) Die Eigen- 
namen von Städten und ‘Berjonen, die Namen 
von Ortichaften, Straßen, Plägen, Boulevards zc., 
die Titel, Vornamen, Partikel und Eigenſchafts- 
bezeichnungen werden nad ber Zahl der zum 
Ausdrud derjelben vom Aufgeber gebrauchten 
Wörter gezählt. g) Dem —— zu⸗ 
widerlauſende Wortzuſammenziehungen find nicht 
zuläſſig. h) Die in Ziffern geſchriebenen Zahlen 
werden für jo viel Wörter gezahlt, als fie je 5 
Ziffern enthalten, nebjt einem Worte mehr für 
den Ueberihub. Diejelbe Kegel findet Anwend— 
ung auf die Zählung von Buchſtabengruppen. 
i) „Jedes einzeln jtehende Schriftzeichen, Buche 
itabe oder Ziffer, wird für ein Wort gezählt; 
dajjelbe gilt für das Unteritreichungszeichen. 
k) Die Interpunttionszeichen, Bindejtriche, Apo—⸗ 
itrophe, Anführungszeichen, Klammern und Zei— 
den für den Abjag werden nicht gezählt. 1) Je— 
doch werden die zur Bildung der Hahlen benutz- 
ten Punkte und Kommata, jowie die Bruchitriche 
für je eine Ziffer gezäblt. m) Die Buchſtaben, 
welche den Ziffern angehängt werden, um fie ald 
Drdnungszahlen zu bezeidinen, werben je für ' 
eine Ziffer gerechnet. n) In den Telegrammen, 
welche zum Theil in geheimer Sprache abgefaßt 
find, jomweit ſolche Telegramme überhaupt zuger 
lajien werden, jind die verjtändlichen Worte den 
vorjtehenden Beſtimmungen entiprechend , bie 
Gruppen von Ziffern oder Buchſtaben wie eben» 
joviel in Ziffern gejchriebene Zahlen zu zählen, 
0) Die im telegraphiihen Verkehr zugelajienen, 
der Adreſſe voranzuftellenden kurzen Zeichen: 


Behufs Feitjtellung der Zonen iſt das ganze 
Reichsgebiet dergeitalt in vieredige Flächen zer- 
legt, daß jeder Breitengrad in 5, jeder Längen— 
grad in 3 gleiche Theile getgeilt und durch die 

heilungspunfte in Meridian» und Baralleltreije 

ezogen jind. Die dadurch entjtandenen je 15 
zierecke werden Taxquadrate genannt. — Für 
eine jede Station bilden außer dem Tagquadrat 
dieſer Station jelbjt die nächſten 4 Duadratreihen 
(Tagvierede), mit Hinwegfall der 12 Quadrate, 
welche außerhalb des in dieſes Zarviered ein- 
geihriebenen Kreiſes jallen, die erſte Zone; die 
nächiten 11 Qubdratreihen, mit Hinwegfall ber 
165 Quadrate, welche außerhalb des entſprechen— 
den Kreijes fallen, die zweite Zone. — Für ben 
Verkehr mit dem Auslande beträgt die Gebühr 
bis zur deutſchen Grenze (uubeſchadet jedod) ſol⸗ 
cher abweichender Tarifbeſtinmungen, welche mit 
ſremden Regierungen für den Verkehr mit den 
betreifenden Staaten vereinbart jind oder nod) 
vereinbart werden jollen), ohne Rüchſicht auf die 
Entfernung: a) für Depeihen nad) Italien, jo- 
wie für alle in Europa verbleibenden und über 
Öfterreihiice Linien zu befördernden Depeſchen 
16 Sgr. — 56 Sir. ſüddeutſch, b) für alle au— 
deren Depejchen 24 Ser. = 1 Fl. 24 Kr. jüd- 
deutſch. — Zu dieſer deutihen Gebuhr treten 
die nad) dem internationalen Tarif zu berechnen— 
den ausländijchen Gebühren. — Hierbei gilt als 
Negel, daß die Gebühren nach dem wohljeiliten 
Wege zwijdhen dem Uriprungs- und dem Ber 
ftimmungsorte der Depeſche zu berechnen jind, 
es jei denn, daß diejer Weg unterbroden iſt, 
oder daß der Aufgeber auf feiner Depejche einen 
anderen Weg vorgeichrieben hat. — Eine ſolche 
Vorſchrift iſt dann nicht nur für die Berechnung 
der Gebühren, jondern aud) jür die Inſtradirung 
der Depeſche maßgebend, injojern nicht die Unter— 
brechung des betrejjenden Weges es verhindert, 
in welchem Falle jeglide Beſchwerde unzuläfjig iſt. 

Im internen Verkehr Baierns sowol, als auch 
Württembergs, sowie im Wechselverkehr zwi- 
schen Baiern und Württemberg beträgt die 
Gebühr für eine einfache Depesche von 20 
Worten ohne Rücksicht auf die Entfernung 
17'/, Kreuzer süddeutsch, die Gebühr für je 
weitere 10 Worte, oder einen Theil derselben, 
die Hälfte mehr. — Im internen Verkehr Ba- 
dens beträgt die Gebühr für eine Depesche von 
20 Worten ohne Rücksicht auf die Entfernung |D, für „dringendes Telegramm“, RP, für „Ant 
ebenfalls 5 Sgr. oder 17°/, Kreuzer süddeutsch, |wort bezahlt“, TC. für „collationirtes Xele 
‚die Gebühr für je weitere 10 Worte, oder einen gramm“, CR, für „Empfangs-Unzeige“, FS. für 
Theil derselben, die Hälfte mehr. Ausserdem! nachzuſenden“, PP. für „Xoft bezahlt“, XP. für 
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„Ervreß bezahlt“ werben für je ein Wort ge: 
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[Dringende Telegramme.] 3. Für das dring-| 
ende Telegramm fommt bie dreifache Tare eines 
gewöhnlichen Telegramm zur eg Die 
Grundtare beträgt demnach 60 P, die Worttare 
15 P für ba3 Bort. — Dringende Telegramme 
haben bei der Beförderung den Vorrang vor den 
übrigen Privat-Telegrammen. 

(Bezahlte Antwort] 4. Für das voranszu- 
bezahlende Antwort-Telegramm wird die Gebühr 
eines gewöhnlichen Telegramms von 10 Worten 
beresgnet. Soll eine andere Wortzahl für die 
Antwort voraudbezahlt werben, jo iſt dieſe im 
Tert des Uriprungs-Telegramms anzugeben. 

Collationirte Telegramme.) 5. Die Gebühr 
für die ECollationirung eined Telegramms iſt 
glei der Hälfte der Gebühr für das gewöhn- 
lihe Telegramm jelbjt. Beträge von weniger 
als 5 P werden als volle 5 P berechnet. — Das 
Telegramm wird von den verjchiedenen Tele— 
graphenanftalten, welche bei der Beförderung 
mitwirfen, vollitändig collationirt. — Die ber 
zahlte Eollationirung muß erfolgen für diejenigen 
Privattelegramme, welche eine geheime Sprache 
in Ziffern oder Buchſtaben enthalten, Dieje 
Vorſchrift ift weder auf Staatstelegramme, noch 
auf verabredete Sprache, welche aus verjtändlichen 
Worten — iſt, anwendbar. 

(Empfangsanzeigen.] 6. Für die Empfangs— 
anzeige ijt die elbe Gebühr wie für ein gewöhn— 
liches —— von 10 Worten zu entrichten. 
— Durch die Empfangsanzeige wird dem Auf— 
geber eines Telegramms die Zeit zu welcher fein 
Telegramm jeinem orreipondenten zugeitellt 
worden ift, unmittelbar nad) der Bejtellung tele- 
graphiſch mitgetheilt. 

[Vervielfältigung der Telegramme.)] 7. Für 
jede Vervielfältigung eines Telegramms, welches 
von einer Telegraphenanitalt an mehrere Adreſ— 
faten oder an den nämlichen Adrefiaten nach ver- 
fchiedenen Wohnungen in demjelben Orte beitellt 
werben joll, jind bei Telegrammen bis zu 50 
Worten 40 P und bei längeren Telegrammen 
für jede Reihe von 50 Worten oder einen Theil 
derjelben mehr, ferner 40 P zu entrichten.) 

ewen von Depefhen.] 817. Der Auf- 

er einer Depeihe kann der Adreſſe den Zu— 
aß „nachzufenden“ beifügen, in welchem Falle 
bie Beitimmungsftation diefelbe ſofort nach der 
vergeblich verfuchten Zuftellung an die angegebene 
Adreſſe weiter an den neuen, ihr in der Wohn— 
ung des Adreſſaten mitgetheilten Adrefort be» 
fördert, injofern fich diejer in dem gleichen Staate, 
beziehungsmweije innerhalb des Deutichen Reicht 
Befindet. — Der Zufap „nachzuſenden“ kann auch 
von weiteren Adreſſen begleitet jein, und wird 
dann die Depeiche juccejlive an diefe Adreſſen 
befördert. — Die Gebühr für das Nachlenden 
wird vom Adrefjaten erhoben, 

[Depeichen mit verichiedenen Adreſſen.) $ 18. 
Die Depeichen können adrejfirt werden: a) an 
mehrere Adrefiaten in verichiedenen Orten, b) an 
mehrere Adreſſaten in dem nämlichen Orte, o) an 
den nämlichen Mdrefjaten in verſchiedenen Orten 
oder in mehreren Wohnungen in dem nämlichen 
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Orte. — Depeſchen, welche an verſchiedene Adrei- 
jaten, oder an einen und denjelben Adreſſaten 
nad) ſolchen Orten gerichtet find, wohin die Be— 
jtellung von verichiedenen Stationen aus beiorgt 
werden muß, werden als eben jo viele einzelne 
Depeichen behandelt, ald Adreßſtationen ange: 
geben jind und müſſen in ebenjo vielen Drigi- 
nalien aufgegeben werden. — Soll eine Depeiche 
von der Adreßſtation behufs Beltellung an ver- 
ichiedene Adrejjaten, ſei es am Orte jelbft, iei 
e& durch Vermittelung der Roft rejp. eines Er- 
prejien, vervielfäitigt werden, fo wird fie nur 
als eine einzige Depeſche behandelt und für die 
zweite und jede weitere Ausfertigung die Gebühr 
von 4 Sgr. ꝛc. erhoben. 

Im Wechselverkehr zwischen den deutschen 
Stationen ist die Vervielfältigungsgebühr nach 
dem Satze von 2!/, Sgr. zu erheben. 

[Franfirte Antworten.) 8 19. Der Aupgeber 
fann die Antwort, welche er von dem Adreſſaten 
verlangt, franfiren, — Wird eine Antwort vor 
nicht mehr als 20 Worten verlangt, jo ift bie 
Ungabe beizufügen: „Antwort bezahlt“ und für 
die Antwort die Gebühr einer einfachen Depeiche 
derjelben Beförderungsftrede zu erlegen. — Will 
der Aufgeber für mehr ald 20 Worte die Ant- 
wort vorausbezahlen, jo hat er beizufügen: „Aut 
wort bezahlt... Fred... . Cts.“ und Dielen 
Betrag einzuzahlen. — Soll die zu frantirende 
Antwort nad einem anderen ald nach dem Auf- 
gabeorte der Urſprungsdepeſche übermittelt wer: 
den, jo fommt für die Antwort » Depeiche der 
Tarifjat zwiichen der Aufgabe und der Adreß— 
jtation der Antwort zur Anmwendung Die Ans 
gabe des eingezahlten Betrages iſt in ſolchen 
Fällen obligatoriich ohne Rüdſicht auf die Wort 
zahl der verlangten Antwort. Der betreffende 
Zuſatz muß dann lauten: „Antwort bezahlt nad 
. +. (Angabe des Ortes)... Fred... . Era.“ 
— Die Franfirung der Antwort darf das Drei: 
fache der für die Urjprung » Depeiche erhobenen 
Gebühr nicht überiteigen, — Die Beftimmungs- 
jtation zahlt den Betrag der bei der Aufgabe 
ftation für die Ridantwort erhobene Gebühr 
baar, in Depejchenmarten oder vermitteld einer 
Kaſſenanweiſung an den Adreſſaten, dem es an- 
heimgeftellt bleibt, die Untwort abzujenden, wann, 
an wen und wohin er will. Diefe Antwort wird 
angejehen und behandelt, wie jede andere De- 
peiche. — Kann die Urſprungs-Depeſche inner 
halb 6 Wochen nicht bejtellt werden, oder ver 
weigert der Adrejjat ausdrücklich die Annahme 
ber für die Rüdantwort beftimmten Summe, fo 
gibt die Beftimmungsitation dem Aufgeber hier, 
bon Kenntniß durd eine Dienjtnotiz, welche die 
Stelle der Antwort vertritt. Dieſe Dienſtnotiz 
enthält die Mittheilung der Umftände, welche die 
Beitellung verhindert haben, und die nöthigen 
Angaben, damit der Hufgeber jeine Depeiche event. 
nachfenden laſſen könne. 

Quittung der Gebühren.]) F 20. Bei Tu 
ſchen, für welche die Antwort, die Collationirung 


N S. Berorbnung vom 4. Yan. 1876: 12. Eir 
Beſcheinigung über die erhobenen Gebühren wird mir auf Bet 
u und gegen Entrihtung eines Zuſchlages von 20 Pa 
teilt. 
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oder die Empfangsanzeige bezahlt ift, wirb über 
Die —— ebiihren Quittung ertheilt. — 
Ein Gleiches gilt von allen Staatsdepeſchen, ſo— 
wie von joldhen Depeſchen, welde nad außer- 
europäifchen Yändern gerichtet jind, auch wenn 
weder Antwort, noch Collationirung, nod Ent« 
pfangsanzeige verlangt iſt. 

[Weiterbeförderungs» Gebühren] $ 21. [Un 
Stelle des $ 21 ſ. jept Verordnung dv. 24. Jan. 
1876: 8. Für die Weiterbeförderung eines 
Zelegramms über den ÜOrtäbeitellbezirf einer 
Zelegraphenanftalt hinaus ift zu entrichten; a) bei 
Pojtbeförderung: das Porto für einen einge. 
jchriebenen Brief mit Eilbejtellung; b) bei Be— 
nugung anderer Beförderungsmittel: die der 
Zelegrophenanftalt erwadjienden Auslagen, — 
Dei Benugung von Eilboten iſt der Regel nach 
die bei Eilbejtelung von Boftiendungen giltige 
Zare in Anwendung zu bringen. — Für „poit- 
fagernde* Telegramme, ingleidyen für „bahnhof- 
lagernde* Telegramme it je ein Zujchlag von 
20 P zu der Zelegraphirgebühr zu entrichten. 
9%. Die Gebühr für Telegramme, welche durch 
Vermittelung eines See - Telegraphenamt3 mit 
Schiffen in See ausgewechſelt werden, beträgt 5 P 
für jedes Wort. Diejelbe wird den nad den 
vorangegangenen en zu erhebender 
Gebühren hinzugerechnet. 10. Für die Nach— 
jendung eines Telegramms auf telegraphiichem 
Wege don dem urjprünglichen an einen neuen 
Adreßort wird die volle tarifmähige Gebühr er- 
hoben. ] 

Im Auslande findet eine Weiterbeförderung 
der Depeschen über die Telegraphenlinien hin- 
aus in der Regel nur per Post statt. In wel- 
chen Staaten auch Weiterbeförderungen durch 
expresse Boten oder Estafetten zulässig sind, 
ist bei den Telegraphen-Stationen zu erfragen. 
— Bei Depeschen, die per Post weiter zu be- 
fördern sind, ist eine streckenweise Beförder- 
ung durch Telegraphen der innerhalb des deut- 
schen Reichs - Telegraphengebietes gelegenen 
Eisenbahnen nicht statthaft, und werden Jder- 
gleichen Depeschen daher event, von der letz- 
ten Beichs-Telegraphenstation unmittelbar der 
Post zur Weiterbeförderung übergeben. — Die 
Bezahlung der Kosten für Weiterbeförderung 
per Expressen kann im Verkehr innerhalb des 
Deutschen Reichs bei allen Depeschen durelı 
den Aufgeber oder durch den Aılressaten erfolgen. 

(Zurüdziehung und Unterdridung von De: 
peiden.]'; $22. Vor begomiener Abtelegraphir« 
ung kann jede Deveiche zurüdgefordert werden. 
— Die Gebühren werden in joldem Falle nad 
Abzug von 4 Sur. 2c. eritattet. — Hat die Ub- 
telegravhirung bereits begonnen, jo verbleiben 
die Gebühren für die bereit3 durchlaufene Strede 
den betheiligten Verwaltungen; die übrigen aus« 
fändifchen und bejonderen Gebühren werden dem 
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an die Beitimmungsitation erfolgen, wofür die 
tarifmäßigen Gebühren zu zahlen find. Bon 
dem Erfolge wird ihm per Poſt Kenntniß ge 
geben. erlangt der Aufgeber telegrapbiichen 
Aufihluß, ſo hat er die Antwort zu frantfiren. 
— Die erlegten Gebührenfäge der Depeiche, deren 
Beitellung unterdrüdt wird, werden nicht rejtituirt.. 
— Bei jedem derartigen Berlangen hat der An— 
tragiteller dad Anſuchen jchriftlich zu ftellen und 
li als der Abjender oder dejien Beauftragter 
zu legitimiren. 

Im Wechselverkehr zwischen deutschen Sta- 
tionen betragen die im Alinea 2 erwähnten 
Gebühren 24, Sgr. 

[Verfahren bei der Adreßſtation.) $ 23. Die 
Depeſchen werden gleich nach der Ankunft bei 
der Adreßſtation ausgefertigt, in Couverts ein- 
geichlofjen, welche die vollitändige Adreſſe der 
Depeche erhalten und mit dem Siegel der Station 
verjehen. — Die nad) dem Orte jelbjt gerichteten 
Depeſchen werden fo ſchleung als möglich beitellt. 
Die nach anderen Orten beitimmten Depeichen 
werden, je nachdem fie durch die Poſt. oder durch 
Erprejjen weiter zu jenden find, mit möglichiter 
Beichleunigung der Weiterbeförderungs : Anjtalt 
in der erwähnten Weije zugeführt. — Wenn der 
Adreſſat jeinen Aufenthaltsort verändert hat, jo 
twerden demjelben die für ihn eingehenden Der 
peichen,, auch wenn jie feinen Nadyjendungsver- 
merf tragen, an den neuen Adreßort nadhtele- 

raphirt, wenn er in einer bei der betreffenden 

elegraphenjtation niederzulegenden jchriftlichen 
Erklaͤrung das Berlangen der Nachſendung aus— 
drücklich ausgeſprochen hat. Die hierfür ent- 
fallenden Gebühren ‚bezahlt der Adrejjat bei Em— 
pfang der Depeice. 

(Beitellung durch Telegraphenboten] $ 24. 
Der Bote hat die Depeiche nebit Empfangsicein 
ohne Aufenthalt nad) der Wohnung des Adrejjaten 
reſp. nad) der in der Depeiche bezeichneten Adreſſe 
oder nadı der Boft zu bringen und ji bei Ab« 
gabe derjelben zu überzeugen, daß die richtige 
zeit und Unterſchrift in die Empfangsbeſcheinig⸗ 
ung eingetragen it. — Den Boten ijt die An« 
nahme don Geſchenken unterjagt. — Zur Ber 
icheinigung der Übgabe einer Staatsdepeſche fann, 
wenn nicht eime beiondere ichriftlicdhe Verfügung 
darüber getroffen ijt, nur der Vorjtand der be— 
treffenden Behörde, oder in deſſen Abmwefenheit 
jein Stellvertreter ald beredjtigt angejehen wer- 
den, — Privatdepeichen können in der Wohnung 
des Adreſſaten an diejen jelbit, an ein erwachſenes 
Mitglied feiner Familie, an deijen Geſchäftsge— 
hilfen, Dienerihaft, Gaft« oder Hauswirthe oder 
an den Portier des Hotel$ reip. des Hauſes ab» 
gegeben werden, injofern der Adreſſat nicht für 
derartige Fälle einen bejonderen Empfänger der 
Station ſchriftlich namhaft gemacht, oder der 
Aufgeber verlangt hat, das die Zuftellung nur 


Aufgeber reftitwirt. — Das Verlangen, daß eine in die Hände des Adreſſaten jtattfinden ſolle. 


bereit abgegangene Depeſche nicht beitellt werde, 
muß mittel$ beionderer Depeiche des Aufgebers 


VS. Verordnungpom 24. Jau. 1875: 13. Wird 
ein Telegramm vor begonnener Abtelegraphirung zurüdgefor: 
dert, fo werben bie erlegten Gebühren nad Abzug ton 20 P 
zurüderitattet. 


\Ein derartiges Verlangen muß vom Aufgeber in 
der Adrejje jeiner Depeſche ausgeiprodien jein 
und wird alsdann jeitens der Ankunftsjtation 
auf dem Couvert ber Depeiche wiederhelt, — 
In allen Fällen, wo ber Bote den Adreſſaten 
‚richt ſelbſt antrifft und die Depeiche einem An- 


( ‚oogle 
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deren aushändigt, hat der Legtere in der Em-|welcher auf die nicht telegraphiih durchlaufene 


fangsbej 


inigung jeincr eigenen Namensunter- | Strede entfällt, verlangen, nad) Abzug jedoch der 


hrift das Wort „für“ und den Namen des Koſten, welche etwa für die nicht telegraphiiche 


Adrefjaten beizufügen. 

[Unbejtellbare Depeihen] $ 25. Bon ber 
Unbejtellbarteit einer Depeihe und den Gründen 
der Unbeſtellbarkeit wird der Aufgabeitation tele» 
graphiihe Meldung gemacht. — Fit eine De- 
peſche unbejtellbar, weil der Adrejjat in jeiner 
Wohnung nicht angetroffen worden it, die De» 
peſche auch nicht an eine der im $ 24, Alinen 4 
erwähnten PBerjonen hat ausgehändigt werden 
fönnen, jo wird diefelbe bei der Adrefitation aufs 
bewahrt, in der Wohnung des Adrejjaten aber 
eine bezügliche Anzeige zuriidgelajjen. — Hat jid) 
innerhalb 6 Wochen der Adreſſat zur Empfang» 
nahme der Depejche nicht gemeldet, jo wird joldye 
vernichtet. — In gleicher Weile wird mit Der 
peichen verfahren, weldye die Bezeichnung tragen: 
„bureau restant”* oder „Station reſtante“. — „it 
das- Schiff, für welches eine ſemaphoriſche De- 
peſche bejtimmt ijt, innerhalb 28 Tage nicht an» 
gefommen, jo gibt die jemaphoriidie Station 
dem Aufgeber hiervon anı Morgen des 29. Tages 
durch eine dienstliche Meldung Kenntnib. Ver 
Aufgeber kann, gegen Bezahlung einer bejonderen 
Depeiche an die betreffende jemaphoriidye Station, 
verlangen, daß ſeine Depeſche noch fernere 30 Tage 
behufs Beförderung an das Adreßſchiff bereit 
gehalten werde u. ſ. f. — Geht ein ſolches Ber- 
langen nicht ein, fo legt die ſemaphoriſche Station 
die Depeſche den 30. Tag als unbeitellbar zurüd. 

[Garantie und Rellamationen.]') $ 26. Dir 
Telegraphenverwaltungen leijten für die richtige 
Ueberkunft der Depeſchen oder der Weberkunft 
und Zuftellung innerhalb einer beitimmten Frift 
feineriei Garantie und haben Nadjtheile, welche 
durch Berlujt, Verjtümmelung oder Verjpätung 
der Depeichen entjtehen, nicht zu vertreten. — 
Für Depeihen, melde durch Schuld der Xele- 
graphen « Verwaltung gar nicht oder mit be 
deutender Verzögerung in die Hände des Adreſ— 
faten gelangt find, jomwie für joldhe Depeichen 
mit bezahlter Gollationirung, weiche infolge 
weſentlicher Verſtümmelung erweislich ihren Zweck 
nicht haben erfüllen können, werben die gezähl— 
ten Gebühren zurückerſtattet, ſofern deren Rekla— 


Weiterbeförderung verauslagt ſind. — Die Er— 
ſtattung der Gebühren kann verſagt werden, wenn 
der Berluit, die Verſpätung oder die Verſtümmel— 
ung der Depeiche einer Verwaltung zur Laſt fällt, 
welder ben internationalen Verträgen nicht bei- 
getreten ift und die Verpflichtung zur Gebiihren« 
eritattung abgelehnt hat. — Die Reflamationen 
jind bei der Nufgabeftation einzureichen. Als 
Veweisjtüde find beizufügen: eine jchriftliche Er- 
Härung der Beitinnmungsitation oder des Adreſ— 
jaten, mern die Depeſche nicht angekommen iſt, 
die dem Adreſſaten zugejtellte Ausfertigung, wenn 
ed jih um Xerftümmelung oder Werzögerung 
handelt. — Bei Neclamation wegen Berjtiimmel- 
ung muß nachgewieſen werden, da und durch 
welche Fehler die Depejche derart verjtümmelt 
it, daß fie ihren Zweck nicht hat erfüllen fönnen. 
— Ein Aufgeber, welcher nidt in dem Staate 
wohnt, wo er feine Depefche aufgegeben hat, kann 
jeine Reflamation bei der Verwaltung des Anf- 
gabeortes durch eine andere Verwaltung anhängig 
maden. 

[Verichtigungsdepeihen.]) 827. In den im 
vorigen Paragraphen vorgejehenen Fällen bezieht 
ih die Rüderjtattung nur auf die Gebühren der— 
jenigen Depeichen, welche verzögert, veritümmelt 
oder nicht angefommen find, nicht aber auf die 
Gebühren ſolcher Depeichen, welche etwa durch 
die Verzögerung, Verſtümmelung oder Nichtan- 
funft jener Depeichen nothwendig oder überflüſſig 
geworden find. — Dagegen hat der Empfänger 
einer jeden Depeche das Recht, immerhalb der 
nädjiten 24 Stunden nad Ankunft der Deveice 
die Wiederholung der ihm zweifelhaften Stellen 
zu verlangen, wofür zu entrichten ift: 1) die 
Sebühr einer einfachen Depejche für das deshalb 
an die Aufgabeitation zu richtende Verlangen, 
2) die Gebühr einer nach der Länge der zu 
wiederholenden Stelle berechneten Depeiche. — 
Ein gleiches Hecht wird dem Aufgeber bemilligt, 
wenn er Gründe haben follte zu vermuthen, daß 
jeine Depeſche veritümmelt ſei, vorausgejegt, daß 
er den bezüglichen Untrag innerhalb der nächſten 
24 Stunden nad) dem Abgange jeiner Depeche 


mation innerhalb 2 Monate (bei Depeihen nad |jtellt. — Diele Gebühren werden von der Station 


außerenropäijchen Ländern, jowie bei Depeſchen, 
für welche die Antwort, die Collationirung oder 
die Empfangdanzeige bezahlt iſt, innerhalb 6 
Monate) vom Tage der Aufgabe der Depeiche ab 
erfolgt. — Im Falle der Unterbrehung einer 
———— Telegraphenlinie kann der Aufgeber 
die Rückerſtattung des Theiles der Gebühren, 


1) S. Berorbnung vom 24. Jan. 1876. 16. Die 
Telegrapbenverwaltung feiitet für bie richtige Ueberkunft der 
Telegramme, oder deren Ueberkunft und Zuſiellung innerhalb 
beftimmter Friſt keinerlei Gemähr. — Es wird jedoch erftattet 


die entrichtere Gebühr: a) für jedes Telegramm, welches durch das abzujendende Berichtigungstelegramm und die Ge ü 


jofort zurüdvergütet, wenn aus der Wiederhol- 


1) ©, DEENTERURZ bom 24. Yan. 1376: 17. Der 
Empfänger eines jeden Zelegramms bat das Recht, innerhalb 
ber nächſten 24 Stunden nad Ankunft des Telegramms bie 
Wiederbolung ber ihm zweifelhaiten Srelien zu verlangen, 
wofllr zu entrichten ift: a) die Gchühr eines Telegramms von 
10 Worten für das Verlangen, b) die Gebübr eines nad ber 
von. der zu wiederbolenden Stelle berechneten Zelegramms. 
n gleiches Recht wird dem Aufgcher beiwilligt, wenn er 
Gründe baben ſollte, zu verntuthen, daß ein Telegramm ver: 
frümmmelt jei, vorausgeiegt, daß er den bezüglichen Antrag 
innerhalb der nächſten dreimal 24 Stunden nad dem Abgange 
feines Telegramms ftelt. — Er bat dafür die son für 
x fir 


Schuld der Zelegrapbenvermaltung gar nicht oder mit Lebe: die Antıwort, falls eine ſolche verlangt wird, zu erlegen. — 
tender Verzögerung in bie Hände des Aprefiaten gelangt iſt. Diefe Gebühren werden auf Weciamatıon, melde in gewöhns 
b) für das collationirte Telegramm, weldes inrolge Wer: |liher Form zu erbeben ift, zurüdvergütet, wenn ſich aus der 
— erweislich feinen Foed nicht bat erſünen können. Reclamation ergibt, daß der Zinn des urſprünglichen Tele 


3. Jeder Anipruc auf Rüderitattung der Gebühr muß bei! 


Berlut des Anrechts innerbalb zweier Monate, vom Tage 


gramms durch die Telegrapbenanitalt verftiimmelt worden ıft, 


vorausgefegt indefien,, daß die Gollation für daffelbe bezahlt 


der Erhebung der Webübren an gerechnet, anbängig gemacht mar. Fur dies berihtigte Telegramm ſelbſt werden die Ge— 


werbeit. 


bühren nicht zuräderitaitet. 


Telegraphen-Berwaltung — Transportmittel, 


ung hervorgeht, da der Sinn der urjprünglichen 
Depeiche durch die Telegraphenanitalt veritiummelt 
worden iſt. Für die berichtigte Depeſche jelbit 
werden die Gebühren nicht zurüderitattet. 

Deaaehtung u. Rüderjtattung von Gebühren. ] 
8 28. [Un Stelle des $ 28 j. Verordnung vom 
24. Jan, 1876: 19. Gebühren, welche für be- 
förderte Telegramme zu wenig erhoben jind, oder 
deren Einziehung vom Adreſſaten nicht erfolgen 
fonnte, hat der Abjender auf Verlangen nad)- 
zuzablen. — Irrthümlich zu viel erhobene Ge: 
bühren werden dem Aufgeber zurüdgezahlt. Der 
Betrag der vom Aufgeber zupiel verwendeten 
Werthzeihen wird jedoch nur auf jeinen Antrag 
eritattet. 

(Depejchenabicriften.]) $29. Der Aufgeber 
und der Adrejjat, falls jie fich als ſolche gehörig 
legitimiren, find berechtigt, fi beglaubigte Ab— 
ſchriften der von ihnen aufgegebenen reip. an ſie 

erichteten Depeichen ausfertigen zu lajien, wenn 
Re das genaue Datum derjelben angeben können 
und die Originaldocumente noch vorhanden jind. 
— Dieje Tocumente werden in der Regel 6 Mo— 
nate lang aufbewahrt. — Für Depeichen nad) auber- 
europäiichen Ländern, ſowie für jolche Depejchen, 
bei welchen die Antwort, die Collationirung, vder 
die Empfangdanzeige vom Aufgeber bezahlt war, 
ift die Aufbewahrungsfriit auf 18 Monate ver» 
längert. — Für jede Abichrift fommt die fige 
Gebühr von + Sur. ꝛc. in Berechnung. 

Im Wechselverkehr zwischen deutschen Sta- 
tionen beträgt die Gebühr pro Abschrift 2? , Sgr. 

Zelegraphen - Berwaltung, j. Boit- und 
Telegraphen-Bermaltung. 

Terpentinöl, Beförderung desſelben auf 
Eijenbahnen, j. Betriebs: Reglement $ 48, 
II, A, Wr. 5. 

Teufe b. Bergwerten, j. Berggej. $$ 26, 220. 

Fhätlicjfeiten, j. Beleidigung, Körper- 
verlegung. 

Thentralifche Borftellungen, ſ. Schau- 
fpielunternehmer, Schauitellungen. 

Theeröl (Hydrofarbür), Beförderung desjelben 
auf Eijenbahnen, jiehe Betriebs-Reglement 
$ 48, II, A, Nr. 5. 

Theilnahme an einer ftrafbaren Handlung, 
ſ. Str.G.B. 88 47—50. ©, auch Anitifter, 
Begünftigung. 

Thierärzte, fiehe Aerzte. Bezüglich ihrer 
Funktionen beim Ausbruch von Viehſeuchen j. 
Rinderpeft, Viehjeuden. 

Thiere, Beförderung derjelben auf Eijen- 
bahnen, ſ. Betrieböreglement SS 40 ff. Be- 
ftrafung wegen Nichtbeauflihtigung gefährlicher 
Thiere, ſ. Str.-G.B.$ 366, Nr. 5, $ 367, Nr. 11; 
wegen mit Thieren betriebener Unzudht, daſ. $ 175. 

Thierhaare, Anftalten für deren Zubereitung 
bedürfen bejonderer Genehmigung; Gewerbe» 
Orbnung $ 16. 


1) ©. Verordnung vom 24. Yan. 1976: 14. für 
jebe Abichriit eines unter Angabe der Aufgabezeit und des 

ufgabeortes genau bezeichneten Telegramme find bei Tele: 
grammmen bis zu 100 Worten 40 P, bet längeren Telegrammen 
40 P mebe für jede Reihe von 100 Worten oder einen Theil 
derjelben zu entrichten. — Bei ungenau bezeichneten Tele— 
grammen find außer der Schreibgebühr die durch die Aufſuch— 
ung des Telegramms entitebenden Koften zu zablen. e 
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Thierfrantheiten, ſ. Rinderpeit, Vieh— 
ſeuchen. 

Thierquälerei, ſ. Strafgeſetzbuch $ 360, 

rt. 13. 

Thranjiedereien gehören 
jonderen Genehmigung bebü 
Gewerbeordnung $ 16. 

Titel. Verluſt desjelben infolge ftrafgericht- 
liher Berurtheilung, fiehe Str.-G.»B. 83 33, 34, 
Nr. 3; infolge der Entlaffung im Disciplinar- 
verfahren, j. unter Disciplin Gejeg vom 21. 
Juli 1852, $ 16, Nr. 2. Beftrafung wegen un- 
befugter Annahme eines Titeld, ſ. Str.-G.-B. 
$ 366, Nr. 8, 

Todesfälle, j. Sterbefälle, 

Zodesijtrafe. Verwirkung derjelben, ſ. Str.» 
G.B. 55 30, 211. Vollſtreckung derielben, daf. 
$ 1. Wegen Beſtrafung des Verſuchs eines mit 
Todesitrafe bedrohten Verbrechens ſ. daſ. $ 44. 
Vollitredt wird die Todesftrafe Enthaupt⸗ 
ung, daſ. $ 13. Mit dem Tode bedrohte Ver— 
bredien perjähren in 20 Fahren (daj. $ 67), 
die Vollitredung der Todesitrafe verjährt in 30 
Jahren daſ. $ 70). 

Todtenjcheine. Ausfertigung derjelben Sei- 
tens der Standesämter, jiehe unter Berfonen- 
ſtandesweſen Geſetz vom 6. Febr. 1375,88 56 ff. 
Die Ausfertigungen erfolgen jtempelfrei; fiehe 
unter Stempelmweien die Tarifpofition. 

Todtichlag, ſ. Str.G.B. 55 212, 213, 215, 

Tödtung. Die Arten derjelben in ftrafrecht- 
licher Hinficht find: vorſätzliche (Mord), fiehe 
Str.G.B. $ 211 und (auf Aufforderung des 
Hetödteten) 3 216; Tödtung im Zweitampf, 
da. 88 206, 207; Tödtung bei Begehun 
einer anderen jtrafbaren Handlung: bei 
Abtreibung der Leibesfrucht, daſ. SS 218 ff. in- 
folge vorjäglicher Beibringung von Gift (ohne 
Abjicht der Tödtung), daſ. $ 229; infolge einer 
Körperverlegung, daf. $ 226; beim Haube, dal. 
z 251; bei Branditiftung, daſ. $ 307, Nr. 1; 
bei Ueberſchwemmungen, daf. $ 312; bei Beſchä— 
digung von Transportmitteln, daf. $ 315; bei 
Zerſtörung von Wafferanlagen, daf. $ 321; bei 
Par: Bl Strandung eined Schiffes, daf. $ 323; 
bei Brumnenvergiftung, daſ. $ 325. Fahr» 
läffige Tödtung, daſ. $ 222. — Bezüglich) 
der Schabenserjagpfliht bei Tödtungen, welche 
beim Betriebe von Eiienbahnen, Bergwerken x. 
eintreten, j. unter Eijenbahnen Gejep vom 7. 
Juni 1871 (©. 309). 

Tollkrankheit der Hausthiere, f. unter Vieh— 
ſeuchen Geſetz vom 25. Juni 1875, $$ 46 ff. 
58, Nr. 3, 88 59, 73. 

Transport von Perjonen und Gütern auf 
Eijenbahnen, j. Betriebd- Reglement, mittels 
der Poſt, ſ. unter Poſtweſen Gejep vom 28. 
Oct. 1871, 88 ı fi. und Poſtordnung vom 18. 
December 1874. 

Transportmittel. Wegen polizeilicher Regel- 
ung ber gewerbsweijen Bereithaltung von Trans« 
portmitteln auf öffentlichen Straßen und Blägen 
(Droihten, Gondeln) j. Gewerbe-Ordnung 
$ 37. Bezüglich der Dedinfection der Vieh— 
Transportmittel der Eiienbahnen bei Viehſenchen, 
j. Anjtedungsftoffe. 


u den einer bes 
Jfenten Anlagen; 
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Trappen, fiche unter Shonzeit Gejek vom 
26, Febr. 1870, $ 1, Nr. 10, 8 5, Nr. 11. 

Trafbrücye jind im den lintsrheiniichen Zan- 
bestheilen der Aufjicht der Bergbehörden unter» 
worfen. 

Tranung, Beitrafung der Vornahme derjel- 
ben vor der bürgerlichen Eheſchließung, ſ. unter 


Trappen — Unterjchiebung 


Trinkhallen, umberfahrende zum Ausihant 
von Mineralwäflern jind wie Schanfwirthichaften 
i behandeln; Minijterial » Verfügung vom 30, 

ovember 1872. 

Trödler. Bezüglich des Gemwerbebetriebes 
berjelben ij. Gewerbe-Ordnung $ 35, Abi. 2, 

Truckſyſtem (Löhnung der Fabrikarbeiter 


Perjonenftandswejen Gejeg vom 6, Febr. a. Maaren) ift dur $ 134 der Gewerbe: 


1875, & 67, Ordnung verboten. 
Zrithinenbaltigen Fleiſch Beſtrafung der Trunf ei ger: ftrafbare, |. Strafgefep- 
— desſelben, ſ. Strafgeiegbudg 367,|bud $ 361, 


Nr 

Triebwerke. 
beionderer polizeilicher Genehmigung ; fiche Ge— 
werbe-Ordnung $$ 16, 23. Bezüglich der für 
den Bergmwerföbetrieb ——— ſ. Berg» 
geſetz 53 59, 196, 


Tru a fiche Reihe» Militärgeieg, 


Zu deren Anlegung bedarf es/Kriegs-, Natural», Duartier-Leiftungen. 


Tumult, i. Aufruhr. 

Furnunterricht, j. Tanzunterridt. 

Typhus, ſ. unt. Unftedende Krankheiten 
das Kegulativ vom 8. Aug. 1835, $$ 35 ff. 


A. 


Ueberſchwemmung. Einfluß derſelben auf] 1871, $ 65. Erbſchaftsſteuer für denſelben zu— 


die Entrichtung der Grundſteuer in der Rhein— 
provinz, ſ. unter Grundſteuer Geſetz vom 21. 
Januar 1839, $ 46, Nr. 2 (S. 658) und bie 
Aameifung zu dieiem Geſetze 38 6 fi. (S. 659). 
S. aud dal. Geſetz dom 8. Febr. 1867, $ 52 

(S. 647), Beitrafung wegen vorjäglicher Her 
beiführung einer Ueberihwemmung, j. Straf» 
geſetzbuch ss 312 fi. 

Ueberjegungen bereit3 gedrudter Werke, in- 
wiefern fie als Nahdrud gelten, |. unter Nadı- 
drud, Geſetz vom 11. Juni 1870, $ 6. 

Uebertretungen find die mit Haft oder mit 
Geldſtrafe bis zu 150 M bedrohten Handlungen; 
Str.⸗G.“B. $ 1. Wegen der einzelnen im Straf» 
geſetzbuch vorgeiehenen Uebertretungen j. daſelbſt 
sS 360 ff. Außerdem tt auf die bejonderen 
Geſetze (3. B. Gewerbeordnung, Fiſcherei⸗, Steuer», 
Boft- ꝛc. Gejege) und Polizeiverordnungen, welche 
Zumiderhandlungen mit Strafe bedrohen, zu 
veriveiien. Bezüglich der Verjährung der Straf. 
verfolgung und Strafvollitredung bei lebertret- 
ungen ſ. Str.-G.-B, 88 66 fi. — Wegen vor- 
läufiger GStraffeitiegungen der Bofigeibehörben 
bei Uebertretungen jiehe Polizeiliche Straf- 
verfügungen. 

Ueberweiſung der Refruten, ſ. Relrutir- 
ungsordnung $$ 11, 17. 

Hebungen der Rejerve, Land- und Seewehr, 
fiehe Central-Ordnung $ 12 (©. 213); der 
Landwehr, jiehe Landwehr -Drdnung 5 18; 
des Landſturms, ſ. Landſturm, Geſetz vom 12. 
Februar 1875, 88 4, 5. 

Umherziehen. Gewerbebetrieb im Umbher- 
ziehen, j. unter Gewerbetrieb (S. 558). 

Unabkömmlichfeitsverfahren, ſ. Control- 
ordnung $ 20 (©. 216). 

lineheliche Kinder, Unterftügungsmohniit 
derjelben, j. unter Armenpolizei Gejeg vom 
6. Juni 1870, 8 21 und Geje vom 8. März 


* 


— — ET 
arif, Nr. 4 ımd 7, C,d 

Unfälle auf cken, Fo: 
brifen ꝛc. Entihädigungspflidt der Unterneh. 
‚mer, j. unt. Eifenbahnen Geſetz v. 7. Juni 1871. 

Unfug, Beſtrafung wegen Verübung grobe 
Unfugs, j. Str.-G.-B. $ 360, Nr. 11. ©, aud 
dai. $$ 103 a, 135, 166, 168. 

Ungehorfam gegen die Geſetze 2c., Beitraf- 
ung der Aufforderung dazu, |. Str.G.⸗B. Ss 110 j. 
Ungehorjam de3 Geſindes, ſ. unter Dienitpflict 
(I) Geſetz vom 24. Upril 1854 (S. 240). 

Uniform, Beitrafung des unbefugten Tragens 
einer jolchen, 5. ,Str»©.B. $ 360, Nr. 8. 

Univerittätdh, ſJ. Atademiice Gerichte— 
barkeit. 

Unrath, Beſtrafung des Werfens deſſelben 
auf öffentliche Straßen ꝛc. ſ. StrG.B. 8 366, 
Nr. 7; auf Privatwege und fremde Grumbitüde, 
j. unter Feldpolizei die — — 
vom 1. Nov. 1847, 8 41, Nr. 

Unfittlichfeiten, j. Unzud 

Untauglichfeit Anilitärkflichtiger, j. Zurüd⸗ 
jtellung. 

Unterfommen. Beitrafung Desjenigen, wel⸗ 
cher ſich ein ſolches nicht verſchafft, ſ. Str.-G.-B. 
3 361, Wr. 8. 

Unterfagung eines Gemwerbebetriebes wegen 
Unzuverläffigteit des Unternehmers, j. Gewerbe 
ordnung 835; wegen überwiegender Nadtheile 
und Gefahren für das Gemeinmohl, San 
der Fortiegung eine® Gewerbed mwegen Ni 
einholung der exforberlichen beionderen Genel 
migung, daſ. $ 15, Abi. : 

Unferfheidungsbermögen, 
Mangels deſſelben auf die Strafzumejjung, f 
Str.GBG.⸗B. 8s 55, 56. 

Unterfdjiebung eines Kindes, Strafbarkei 
derjelben, j. Str.-6..B. $ 169. 


— — 


Einfluß des 


t 


Unterfchlagung 


Unterſchlagung, |. Str.-&.-B. 88 246, 247. 
Unterjtusung Hilfsbedürftiger, j. Armen- 


polizei, Hilfsfajien. 


Unterftugungs- Wohnfis, ſ. unter Armen— 


polizei Gejeg vom 6. uni 1870, 88 9 f 
Unterthanen. 


Str.G.⸗B. $ 266. 
Unwiſſeuheit, Einflu 
B. * 


barkeit, ſ. Str⸗G. 


Allgemeine Rechte u. Pflichten 
derſelben, ſ. Tree re wre J 
Wegen Begründung oder Endigung des Unter— 
thanenverhaltnifjes, ſ. Staatsangehörigkeit. 
Untrene, ſtrafbare, der Vormünder zc., ſ. 


ß derſelben auf die Straf— 
59. 
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UnzurechnungsfähigkeitalsStrafausſchließ— 
ungsgrund, ſ. StraG.B. $$ 51, 58. 

| Urgewicht, ſ. unter Eichweſen Gejeg vom 
17. Auguſt 1868, Art. 5. 

— — ſiehe Nachbildung, Nach— 
ud. 


Urkunden. Beitrafung wegen Fälihung der- 
jelben, j. Str.-G.-B. $$ 267 f., 88 348, 349, 

Urfundenjtentpel, ſ. Stempeliteuer. 

Urlaub. Beitrafung der Beamten wegen Ente 
fernung vom Amte ohne Urlaub oder wegen 
Ueberſchreitung bdejielben, j. unter Disciplin 


Unzucht. Beitrafung unzüchtiger Handlungen, Geſetz vom 21. Juli 1852, $$ 8—13. 


ſ. StraG. B. 88 173 f.; der gewerbmähigen Un- 
zucht, daſ. $ 361, Nr. 6. - 
der Verbreitung unzüchtiger Abbildungen, Schrif: 
ten 2c., |. daſ. $ 184, 


Urmaß, j. unter Eichweſen Geie vom 17. 


Wegen Strafbarteit| Augujt 1368, Art. 2. 


Urmwahlen zum Landtage, ſ. Staatöver 
faſſung Urt. 65, d, 70, 71. 


V. 


Bagabonden, ſ. Landſtreicherei. 
Barioloiden. Sanitätspolizeiliche Maßregeln 


| Bereinspolizei. 
Verordnung über die Verhütung eines 


beim Ausbruch derjelben, j. unter Anitedende|die gejegliche Freiheit und Ordnung ge 
Krantpeiten Regulative v.8.Aug.1835,$49.|jährdeten Mißbrauchs des Verſamm— 


BDater. Verpflichtung deſſelben zur Unter— 
ftügung feiner Kinder, j. unter Armenpolizei 
Geſetz vom 6. Juni 1870, $ 62 und Geſetz vom 
8. März 1871, $ 65. Bezüglich jeiner Befug- 
niß zur Stellung des Strafantrags bei Berlep- 
ung oder Beleidigung feiner Kinder, |. Str.-G.-B. 
88 195, 232. 

Derabredungen Gemwerbetreibender und ge- 
werblicher Arbeiter in Betreff der Lohnverhält- 
niffe, je Gewerbeordnung $ 138. 

Beranlagungscommijftonen für die Grund— 
fteuer, |. unter Grundſteuer Gejeg v. 21. Mai 
1861, $$ ı ff.; für die Gebäubdejteuer, j. unter 
Gebäudeſteuer Gefeg dv. 21. Mai 1861, $$ 9 
bis 11. auh Einihägpungs-Eommij- 
fionen. 

Derbindungen. Beltrafung der Theilnahme 
an geheimen oder jtrafbaren Verbindungen, |. 
Str.“G.B. 88 128, 129. ©. auch Bereins- 

olizei. 

Berbrauchsſteuern. Die allgemeinen Grund« 
äpe über deren Erhebung finden fi in der 
— vom 16. April 1871, Art. 
35 f. Im Uebrigen j. die einzelnen Berbraud)s- 

euern: Braus, Branntwein- ꝛc. Steuern. 

Berbrechen ift eine mit dem Tode, mit Zucht» 


— 
— 


lungs- und Vereinigungsrechtes, vom 
11. März 1850.') 

$1. Bon allen Verjammlungen, in welchen 
Öffentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen 
werden follen, hat der Unternehmer mindeitens 
24 Stunden vor dem Beginne der Verſammlung, 
unter Angabe des Ortes und der Zeit derjelben, 
3 bei der Ortspolizeibehörde zu machen. 
Dieje Behörde hat darüber fofort eine Beſcheinig— 
ung zu ertheilen. — Beginnt die Verſammlung 
nicht jpätejtens eine Stunde nad) der in der An- 
zeige angegebenen Zeit, jo iß die ſpäter begin« 
ende Berjammlung als vorihriitsmäßig ange 
zeigt nicht anzujehen. Dafjelbe gilt, wenn eine 
Verfammlung die länger als eine Stunde aus— 
gejesten Verhandlungen wieder aufnimmt. $2, 
Die Vorſteher von Bereinen, welche eine Ein- 
wirfung auf öffentliche Angelegenheiten bezweden, 
jind verpflichtet, Statuten deö Vereins und das 
Verzeichniß der Mitglieder binnen drei Tagen 
nad Stiftung des Vereins, und jede Uenderung 
der Statuten oder der Bereinsmitglieder binnen 
drei Tagen, nachdem fie eingetreten ift, der Orts— 
polizeibehörde zur Kenntnipnahme einzureichen, 
derjelben aud auf Erfordern jede dar uf bezüg— 
liche Auskunft zu ertheilen. — Die Ortspolizeie 


aus oder mit Feitungshaft von mehr als fünf|behörde hat über die erfolgte Einreihung der 
& Zahren bedrohte Handlung; Str.⸗G.⸗B. $ 1,/Statuten und der Verzeichniife, oder der br 
2, Abj. 1. Wegen Beitrafung der Aufforderung änderungen derjelben, jofort eine Beſcheinigung 
sine Underen zur Begehung eines Verbrechens, |zu ertheilen. — Die Beſtimmungen dieſes und 
des daſ. 849 a. und wegen Verjährung der Strafe] ———— 
 erfolgung und Strafvollitredung bei Verbrechen 
daf. $$ 66 f. Strafbarkeit der im Auslande 
fit egangenen Verbrechen, ſ. daſ. $ 4. 
Grotefend, Polizei⸗ Lerilon. 


ij In den neuen Landestheilen mit Ausnahme des vormas 
ligen Oberamtes Meifenbeim und der Enclave Kaulsdorf eins 
geführt duch Berorbnung vom 25. Juni 1867, Art. DI, A; 
jedoh mit Ausihluß der 55 20 und 23. 
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Vereinspolizei. 


des vorhergehenden Paragraphen beziehen fih;Obrigfeit nicht entfernt, ſo iſt der Grund zur 
nicht auf kirchliche und ee Vereine u. deren) Auflöfung der Berjammlung oder der Sigung 


Berjammlungen, wenn dieje Vereine Corpora- 
tiondrechte haben. 83. Wenn für die Verſamm— 


(835, 6) vorhanden. 89. Deffentlihe Berfamm- 
lungen unter freiem Himmel bedürfen der vor- 


lungen eines Vereins, welcher eine Einwirkung [gängigen jchriftlichen Genehmigung der Orts 


auf öffentliche Angelegenheiten bezwedt, Beit und 
Ort ftatutenmähig oder durch einen bejonderen 
Beſchluß im Voraus feitjteht, und diefes wenig— 
fiend 24 Stunden vor der eriten Verſammlung 
zur Kenntniß ber Ortspolizeibehörde gebradt 
worden ijt, jo bedarf e3 einer bejonderen An- 
zeige, wie fie der $ 1 erfordert, für die einzel 
nen Berfammlungen nit. $4. Die Ortöpolizei- 
behörde iſt befugt, in jede Verſammlung, in wel- 
her öffentliche Angelegenheiten erörtert oder be- 
rathen werden follen, einen oder zwei Polizei- 
beamte oder eine oder zwei andere Perſonen als 
Abgeordnete zu ſenden. — Die Abgeordneten 
dürfen, wenn jie Polizeibeamte find, nur in ihrer 
Dienjtfleidung oder unter ausdrüdlicher Kund- 
gebung ihrer bienftlihen Eigenſchaft erjcheinen. 
Sind fie nicht Polizeibeamte, jo müſſen fie durd) 
bejondere Abzeichen erfennbar fein. — Den Ab- 
geordneten muß ein angemefjener Pla einge- 
räumt, ihnen auch auf Erfordern durch Den Vor— 
fifenden Auskunft über die Perjon der Redner 
egeben werden. $ 5. Die Abgeordneten der 
Biligeibehörbe find, vorbehaltlich des gegen Die 
Betheiligten gefeglich einzuleitenden Strafverfah- 
tens, befugt, ort jede Verfammlung aufzu- 
föjen, bezüglich deren die Beicheinigung der er: 
folgten Anzeige (55 1 und 3) nicht vorgelegt 
werden kann. Ein Gleiches gilt, wenn in ber 
Verſammlung Anträge oder Vorſchläge erörtert 
werden, die eine Aufforderung oder Anreizung 
u jtrafbaren Handlungen enthalten, oder wenn 
in der Berfamnilung Bewaffnete erſcheinen, die, 
der Aufforderung des Abgeordneten der Obrig- 
feit entgegen, nicht entfernt werden. $ 6. ©o- 
bald ein Abgeordneter der Rolizeibehörde die 
Berfammlung für aufgelöft erflärt Hat, find alle 
Anwejenden verpflichtet, ſich fofort zu entfernen. 
Dieſe Erklärung kann nöthigenfall® durch die ber 
waffnete Macht zur Ausführung gebracht werden. 
8 7. Niemand darf in einer Verſammlung be- 
waffnet erjcheinen, mit Ausnahme der im Dienjte 
befindlichen Polizeibeamten. F 8. Für Vereine, 
welche bezweden, politiiche Gegenftände in VBer- 
fammlungen zu erörtern, gelten aufer vorſtehen— 
den Beftimmungen nachjtehende Beſchränkungen: 
a) fie dürfen feine Frauensperſonen, Schüler und 
Lehrlinge als Mitglieder aufnehmen; b) fie dür— 
fen nit mit anderen Vereinen gleicher Urt zu 
emeinſamen Zweden in Verbindung treten, ins- 
ers nicht durch Comites, Ausſchüſſe, Ten- 
tralorgane oder ähnliche Einrichtungen oder durch 


peaenfeitigen Schriftwechſel. — Werden dieje Be- 
d 


polizeibehörde. — Die Genehmigung ift von dem 
Unternehmer, Vorjteher, Ordner oder Leiter der- 
jefben mindeiten® 48 Stunden vor der Zujam- 
menfunjt nacdzujuchen, und darf nur verſag: 
werden, wenn aus Wbhaltungen der Berjamm- 
lung Gefahr für die öffentlid;e Sicherheit oder 
Ordnung zu befürdten iſt. — Soll die Berjamm: 
lung auf öffentlichen Plägen, in Städten und 
Ortichaften, oder auf öffentlihen Straßen ftatt- 
finden, jo hat bie Ortspolizeibehörde bei Ertheil« 
ung der Erlaubnig auc alle dem Perfehr jchul- 
dige Nüdjichten zu beachten. Im Uebrigen fin- 
den auf folche Berfanmlungen die Beſtimmungen 
der $S$ 1, 4, 5, 6 u. 7 Anwendung. 810. Den 
in dem vorgehenden Raragrapben erwähnten Wer» 
jammlungen werben öffentliche Aufzüge in Etäd- 
ten und Ortichaften oder auf öffentlichen Straßen 
gleichgeftelt. Bei Einholung der Genehmigung 
iſt der beablichtigte Weg anzugeben. Gewöhn- 
fiche Leichenbegängniffe, ſowie Züge der Hod- 
zeitöverfanmlungen, mo dieſe hergebracht find, 
firdjliche Procejlionen, Wallfabhrten u. Bittgange. 
wenn ſie in der hergebradten Art ftattfinden, 
bedürfen einer vborgängigen Genehmigung und 
jelbjt einer Anzeige nicht. FII. Innerhalb äweier 
Meilen von dem Orte der jededmaligen Reſidenz 
de3 Königs, oder von dem Orte des Sites bei- 
der Kammern bürfen Volfsverfammlungen unter 
freiem Himmel von der Ort2polizeibehörde nicht 
geitattet werden. Das letztere Verbot beitedt 
nur für Die Dauer der Sibungsperiode der Kam— 
mern. $ 12. Wenn eine Verſammlung ohne die 
in $ 1 vorgejchriebene Anzeige ftattgefunden hat, 
jo trifft den Unternehmer eine Geldbuße von 15 
bis 150 M oder Gefängnißftrafe von acht Tagen 
bis zu ſechs Wochen. Derjenige, der den Play 
dazu eingeräumt hat, und Jeder, welcher im der 
Berfammlung ald lg Ordner, Leiter oder 
Rebner aufgetreten ift, hat eine Geldbuße von 
15—150 M verwirft. $ 13. Wenn, der Xor- 
ichrift der $ 2 entgegen, bie Statuten eines Ver- 
eins oder das Berzeihniß der Mitglieder, oder 
die eingetretene Aenderung in ber beftimmmten 
Friſt zur Kenntniß der Ortöpolizeibehörde nicht 
gebradht worden find, oder wenn eine von der 
Ortspolizeibehörde erforderte Ausfunft nicht er- 
theilt worden ift, jo wird jeder Vorſteher de} 
Vereins mit Geldbuße von 15 bis 150 M br 
ftraft, injofern er nicht nachweiſen fan, daf die 
Anzeige oder die Einreichung des Verzeichniifes 
anz ohne jein Verſchulden unterblieben ift. Die 
fer Strafe tritt eine Gefängnifjtrafe von act 


pränfungen überjchritten, fo ift die Ortspolizei |) Tagen bis ſechs Wochen hinzu, wenn die Bor- 


behörde berechtigt, vorbehaltlih des gegen die ſteher wiſſentlich unrichtige Statuten oder Ber- 
Beteiligten gejeglidh einzuleitenden Strafverfah- |zeichnifie eingereicht, oder wiſſentlich unrichtige 
rens, den Verein bis zur ergebenden richterlichen | Auskunft ertheilt haben. & 14. Wenn in einer 
Entſcheidung ($ 16) zu ſchließen. — Frauensper | Verfammlung, der Vorſchrift des S 4 entgegen, 
onen, Schüler und zu. dürfen den Ver-|den WUbgeordneten der Ortspolizeibehörde der 
— ——— u. Sitzungen ſolcher politiſchen Ver⸗ Zutritt oder die Einräumung eines augemeſſenen 
eine nicht beiwohnen. Werden dieſelben auf die) Plakes verweigert worden ift, fo trifft den Un 
Aufforderung des anmelenden Ubgeordneten der ternehmer und Jeden, welcher in der Berjanm 


| 





Bereinsweien — 


fung al3 Vorfteher, Ordner oder Leiter aufge: 


treten ift, Geldbuße von 30 bis 300 M oder Ge⸗ 
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nehmer und jelbit Diejenigen, welche ald Reducr 
aufgetreten find, nur dann jtrafbar, wenn Die 


fängniß von — Togen bis zu ſechs Mo- Verſagung der ng | oder das nachträg— 


naten. Dieſelbe 
wirkt, wenn er ſi 


trafe hat der Vorſitzende ver- liche Verbot vorher öffentli 
ch weigert, den Abgeordneten) mern bejonders befannt gemacht war. Wird die 


oder den Theilneh- 


der Tolizeibehörde Ausfunft über die Perjon|Nichtgenehmigung oder das Verbot während der 
ber Redner zu geben, oder wenn er wiſſentlich Verfammlung oder während des Aufzuges felbit 


unrichtige Auskunft ertheilt. $ 15. Mer jid 
nicht ſofort entfernt, nachdem der Abgeordnete 
der Ortöpolizeibehörde die Verſammlung für auf 
gen erffärt hat (SS 5, 6, 8), wird mit Geld- 

uße von 15 bis zu 150 M oder mit Gefängnig 
von act Tagen bis zu drei Monaten beitraft. 
8 16. Wenn ein pofitiicher Vercin die in $ 8 zu 
a und b gezogenen Beichränfungen überjchreitet, 
fo haben Vorſteher, Ordner u. Leiter, die diejen 
Beltimmungen entgegen gehandelt haben, eine 
Geldbuße von 15 bis 150 M oder Gefängniß von 
acht Tagen bit zu drei Monaten verwirkt, Der 
Richter kann außerdem nah der Schwere ber 
Umjtände auf Schließung des Vereins erfennen. 
Auf diefe Schliegung muß erfannt werden, wenn 
Voriteher, Ordner oder Leiter jich wiederholt 
ftrafbar gemadt haben. — Wer jich bei einem 
aud; nur vorläufig ($ 8) geichlojienen politiichen 
Vereine als Mitglied ferner bethetligt, wird mit 
Grlditrafe von 15 bis zu 150 M oder Gefäng: 
nißſtrafe von acht Tagen bis zu drei Monaten 
belegt. — Wer der Vorichrift des 88 a entgegen 
fih als Mitglied aufnehmen läßt, hat eine Geld: 
Buße von 15 bid zu 150 M vermwirft. — Wenn 
die Rolizeibehörde einen politischen Verein vor: 
läufig geichloffen hat (6 8), fo it fie gehalten, 
binnen 48 Stunden nad der Schließung davon 
u. von den Geſetzwidrigkeiten, welche zur Schließ— 
ung Anlaß gegeben haben, der Staatsanwalt. 
ſchaft Anzeige zu maden. Findet die Staatd- 
anmalticaft die angeblihen Gejeßwidrigfeiten 
nicht geeignet, eine Anflage darauf zu gründen, 
fo hat die Ort3polizeibehörde auf die ihr durch 
die Staatsanwaltiſchaft binnen mweiteren acht Tas 
gen zu ertheilende Nachricht die Schließung des 
Vereins aufzuheben. Anderenfall® muß die Staate- 
anmwaltichaft ebenfall® binnen acht Tagen entmwe- 
der die Anklage erheben oder binnen gleicher 
Frift die Vorunterfuhung beantragen. Alsdann 
ift vom Gerichte jofort Beſchluß darüber zu 
fajien, ob die vorläufige Schliegung des Vereind 
bis zum Erkenniniſſe in der Yauptjache fort 
dauern fol. $17. Wer an einem Aufzuge oder 
an einer Beriammlung unter freiem Simmel 
theilnimmt, zu welcher die nach dem gegenmär- 
tigen Gejege erforderliche Genehmigung nicht er: 
theilt ift, wird mit einer Geldbuße von 3 bis 
15M bejtraft. — Wer zu einer jolhen Berfamm- 
lung oder zu einem joldyen Aufzuge vor Eingang 
der obrigkeitlichen Erlaubniß auffordert oder auf- 
ehe läßt, oder darin ald Ordner, Leiter oder 

edner thätig ift, wird mit Geldbuße von 15 
bis 150 M oder mit Gefängniß von acht Tagen 
bi3 zu drei Monaten bejtrajt. — Diefe Strafen 
find jederzeit verwirkt, wenn bie Verſammlun 
oder der Aufzug in Städten u. Ortjchaften oder 
auf Öffentlichen Straßen, oder wenn eine Toils: 
verfammlung in den Fällen des $ 11 ftattgefun« 
den hat. In allen anderen Fällen find die Theil— 





befannt gemacht, jo kann ſich wegen ſeiner ſpä— 
teren BetHeiligung Niemand mit Unkenntniß der 
Nichtgenehmigung oder des Verbote entſchuldi— 
gen, 8 18. Wer gegen das Berbot des $ 7 in 
einer Verſammlung bemwafinet ericheint, wird mit 
Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu ſechs Mo- 
naten bejtraft. $ 19. Wer auffordert, in einer 
Berfammlung mit Waffen zu erjcheinen, oder die 
Aufforderung bierzu verbreiten läßt, oder in 
einer Berfammlung Waffen austheilt, wird mit 
Gefängnig von ſechs Wochen bit zu einem Jahr 
beſtraft. $ 20. Die in diefer Perordnung mit 
Strafe bedrohten Handlungen jind, unbeſchadet 
der Zujtändigfeit der Schwurgerichle in Auſeh— 
ung der in Verjammlungen begangenen yoliti» 
hen Bergehen, von der Competenz der Schwurs 
gerichte ausgeichlojjen, ſelbſt wenn jie durch dis 
Preſſe begangen find.) 8 21. Auf die durd Tas 
Geſetz oder die gejeglichen Autoritäten angeord> 
neten Verſammlungen und die Berfammlungen 
der Mitglieder beider Kammern während ver 
Dauer der Sigungsperiode finden die vorſtehen- 
ben Bejtimmungen feine Anwendung. — Wahl: 
versine unterliegen den Beichräntuugen des $ Ss 
nicht. $22. Zumiderhandlungen gegen die Vor- 
ſchrift des Urt. 35 der Serfaffungsurtunde vom 
31. Januar 1850, welcher aljo lautet: „Die be- 
waffnete Macht darf weder in noch aufer dem 
Dienfte berathichlagen, oder ſich anders ala auf 
Befehl verfanmelu. Berfammlungen u. Bereine 
der Landwehr zur Berathung militäriicher Ein- 
richtungen, Befehle und Anordnungen jind aud) 
dann, wenn diejelbe nicht zujammenberufen iſt, 
unterfagt,“ werden nad) den Beftimmungen des 
$125 des erjten Theiles des Militär Sträfgeſetz— 
buches beitraft.?) $ 23. Gegenmwärtiges Geſetz 
tritt * die Stelle der Verordnung v. 29. Juni 
1849.⸗ 

Bereinsweſen, ſ. Vereinspolizei. 

Bereinszollgeſe, vom 1. Juli 1869, 

1. Berlehr mit dem VBereinsauslande, 

$ 1. Ein⸗, Aus- u. Durdfuhr.) Alle Erzeng- 
nifje der Natur, wie de3 Kunft- u. Gewerbefleißes 
dürfen im ganzen Umfange des Vereindgebictes 
—— ausgeführt und durchgeführt werden. 
. Ausnahmen hiervon ($ 1) können zeitweiſe 
ür einzelne Gegenjtände beim Eintritt außeror- 
dentlicher Umftände oder zur Abwehr gefährlicher 
anftedender Krankheiten (Art. 4, Abſ. 2 bis ein- 
ſchließlich ded Vertrages vom 8. Juli 1867) 
oder aus jonftigen Gejundheitd- oder jicherheits- 
polizeilihen Rüdjihten für den ganzen Umfang 
oder einen Theil des Vereinsgebietes angeorduer 
werben. 

$ 3. [Eingangszoll.) Die aus den Vereins: 
lande eingehenden Gegenjtände find zollfrei, jo- 

1 Bot. aber Reichd-Gerihtsverfaifungsgefeg vom 27. Jau. 
1877, 83 13, 14 und Eintübrungsgejes $ 6. 

2) S. jegt Militärftrafgejegbuh $ 101 (S. 842). 
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weit nicht der Vereinszolltarif einen Eingangs- zelnen Waarenartikel nach ihren im Handel und 
zoll feſtſezt. F 4. Im letzteren Fall tritt mit|jonft üblichen Benennungen in alphabetiicher Ord» 


dem im gegenwärtigen Gejeß ( 111—118) be- 
ftimmten Ausnahmen die Zollpflichtigfeit, ohne 
NRüdficht auf die etwaige Abitammung der Gegen: 
ftände aus dem freien Verkehr des Bollvereing ein. 

$ 5. [Uusgangszoll,) Bei der Ausfuhr gilt 
ebenfalld die Zollfreiheit ala Regel, Die Aus- 
nahmen ergibt der Vereinszolltarif. 

6. [Bollfreigeit des Durchganges.] Bon der 

Durchfuhr werden Abgaben nicht erhoben. 

2. Berfehr im Inneren des Vereins— 

Gebietes. 


$ 7. [Freiheit des Verkehrs im Inneren.) Der 
Verkehr mit Bereinsländifchen, ſowie mit zoll: 
freien od. verzollten ausländiichen Waaren inner- 
halb de3 PVereinggebietes, iſt, vorbehaltlich der 
Beftimmungen in den Abichnitten XV und XVI 
dieſes Geſetzes und ſoweit nicht durch Bertrag 
unter den Boflvereinsitaaten Ausnahmen begrün- 
det find, frei. $ 8. VBinnenzölle, jowol des 
Staates, als der Communen und Yrivaten, jind 
unzuläflig. — Dahin gehören jedoch nicht folche 
Abgaben, welche fiir die Benugung von Säfen, 
Kanälen, Schleuien, Brüden, Fähren, Nunftitraßen, 
Wegen, Krahnen, Waagen, Niederlagen und an- 
deren zur Erleichterung des Verkehrs bejtimmten 
Anftalten erhoben werden. 

3. Erhebung des Zolles. 

$ 9. Erhebungs-Maßſtab — nach melden 
Säpen der Zoll zu entrichten ijt.] Die Erhebung 
des Zolles geſchieht nah Gewicht, nah Maf;, 
nad Stüdzahl oder nah dem Werthe. — Der 
Koll ist nach denjenigen Tariffägen u. Vorſchriften 
zu entrichten, welche an dem Tage giltig find, 
an welchem 1) die zum Eingange bejtimmten 
Waaren bei der competenten Bollitelle zur Ver— 
zollung, zur Abfertigung auf Begleitichein 2 (S 
33) oder zur Anjchreibung auf Brivatereditlager 
($ 108), 2) die zum Ausgange bejtimmten aus: 
gangszollipjlichtigen Waaren bei einer zur Er— 
hebung des Ausgangszolles befugten Abfertig- 
ungsitelle angemeldet u. zur Abfertigung geftellt 
werden ($ 34). 

F 10. [Nebengebühren.] Neben den Böllen 
dürfen andere Abgaben und Gebühren nur in— 
foweit erhoben werden, als diejelben in dem SE 
8, 27 u. 108 vorbehalten find oder als ‘es ſich 
um eine Entichädigung für den Mehrauftvand 
an Beamtenfräften handelt, welchen die Verab- 
fäumung gejeplih den Betheiligten obliegender 
Berpflichtungen noch in anderen Fällen als denen 
des $ 27 oder die Wejtattung einer Ausnahme 
von den Vorſchriften dieſes Geſetzes im Intereſſe 
der Zollſicherheit nothwendig macht. — Wegen 
der Meßgebühren (Meßunkoſten) iſt das Nöthige 
in den Meßordnungen enthalten. 

8 11. [Mbänderungen des Vereinszolltarifs. 
Abänderungen des Vereinszolltarifs * der 
Regel nach wenigſtens acht Wochen vor dem 
Zeitpunkte, mit welchem ſie in Kraft treten, zur 
öffentlichen Kunde gebracht werden. 

$ 12. [Umtlihes Waarenverzeihnig.] Zur 
richtigen Anwendung des Vereinszolltarifs dient 


das amtliche Waarenverzeichni, welches die ein-Iftrafen find: a) alle die Grenze gegen 


nung aufzählt u. die auf jeden derjelben anzu 
wendende Tarifnummer bezeichnet. Beſchwerden 
über die Anwendung des Tarifes im einzelnen 
Hall werden im Berwaltungswege entichieden. 

$ 13. [Berpflichtung zur Entrihtung des Zolles. 
Zur Entrichtung des Zolles ijt dem Staate gegen- 
über derjenige verpflichtet, welcher zur Zeit, wo 
der Zoll zu entrichten, Inhaber (natürlicher Br 
figer) des zollpflichtigen Gegenjtandes ijt. Dem 
Inhaber fteht derjenige gleich, welcher den zoll. 
pflichtigen Gegenjtand aus einer öffentlichen Nie 
derlage entnimmt. 

$ 14. [Haftung der Waare.) Die zollpflichtigen 
Gegenitände haften ohne Rückſicht auf die Rede 
eines Dritten an denſelben für den darauf rub- 
enden Boll u. können, jo lange dejien Entrichtung 
nicht erjolgt ift, von der Zollbehörde zurüdde 
halten od. mit Beſchlag belegt werden. Das an 
den Inhaber des zollpflichtigen Segenjtandes von 
einem Zollbeamten ergangene Verbot, über de 
iraglichen Gegenſtand weiter zu verfügen, hat die 
volle Wirfung der Beſchlagnahme. Die Verab- 
rolgung der Waaren, auf welden noch ein Bol: 
anſpruch haftet, kann in feinen Falle auch nicht 
vor den Gerichten, Gläubigern od. Gütervertretern 
(Mafjencuratoren) bei Concurjen eher verlangt 
werden, als bis die Abgaben davon bezahlt find. 

$ 15. [Verjährung der Abgabe.) Alle Forder— 
ungen u. Nachforderungen von Zollgefällen, det- 
gleichen die Anſprüche auf Erjag wegen zu viel 
oder zur Ungebühr entrichteter Gefälle verjähren 
binnen Jahresfrift, von dem Tage an gerechnet, 
an welchem die Waare in den freien Verkeht 
gejegt oder an welchem der Zoll für Die auf 
Privatereditlager abgefertigten Waaren feftgeftelt 
oder die Abfertigung auf Vegleitihein 2 erjolgt 
ift. Auf das Regreßverhältniß des Staates gegen 
die Zollbeamten und auf Nachzahlung hinterge 
zogener (defraudirter) Gefälle finder dieſe abge 
fürzte Berjährungsfrift feine Anwendung. 


4. Einrihtungen zur Beauflihtigung 
und Erhebung des Zolles. 


$ 16._[Zolllinie — Grenzbezirt — Binnen 


linie] Die Landesgrenzen gegen das Bereind 


ausland bilden die Yollgrenze od. Zolllinie. E: 
fönnen indeß einzelne Theile eines Vercinsftaates, 
wo die Verhältniffe es erfordern, von der Zoll 
linie ausgeichlojjen bleiben. Für den Verkehr 
diefer Theile mit dem Vereinsgebiete werden nad 
Bedürfniß bejondere Anordnungen getroffen. — 
Wo das Vereinsgebiet durch das Meer begrenzt 
wird, Lilder die jedesmalige den Wafjeripiegel 
begrenzende Linie des Landes die Zolllinie. Das 
Gleiche gilt, wo das Bereinsgebiet an andere 
Gewäſſer grenzt, jofern deren Stand von Ebbe 
und Fluth abhängig ift. — Der zunächſt inner: 
halb der a. kelegene Raum, deſſen Breite 
nach der Oertlichkeit beitimmt wird, bildet den 
Srenzbezirk, welder von dem übrigen Vereins: 
gebicte durch die bejonders zu bezeichnende Binnen: 
linie getrennt wird. 

$ 17. (Bollitragen und Landungsplätze.]) Zoll- 
a8 Ber- 
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einsausland überichreitenden oder an der Grenze nahme leidet die Beitimmung, daß die Ueber» 
beginnenden, dem öffentlichen Verkehr dienenden ſchreitung der Örenze nur während der Taged« 
Gifenbahnen für den Eifenbahntransport; b) die zeit und nur auf einer Bollitraße erfolgen darf: 
Häfen am Meer, joweit fie nicht ausnahmsweiſe a) bei Filcherfahrzeugen, welch: bloß friiche Er— 
ausdrücklich ausgeſchloſſen find, mit den dazu! zeugnifje des Meeres einführen; b) bei der Berg— 
angewiejenen Einfahrten; c) die aus dem Ver- ung von Strandgut; e) wenn in bejonderen Fällen 
einsauslande in u. durch den Grenzbezirt führ- die Erlaubniß des zuitändigen Hauptzollamts od, 
enden Land» und Wajferjtraßen, welche einen er- Nebenzollamts vor dem Beginn des Transports 
heblihen Waarenvertehr mit dem Auslande ver-jertheilt worden ift. Der Erlaubnißjchein muß den 
mitteln und als ſolche ausdrüdlic zu bezeichnen | Waarenführer, die Waare jelbit, die Straße und 
find. — Wo die Zollgrenze durch ein ſchiffbares Zeit, für welche er giltig ijt, bezeichnen. — Die 
Waſſer gebildet wird, jollen die erforderlichen;leberjchreitung der Grenze außerhalb der ange: 
Landungspläge beitimmt werden. gebenen Zeit iſt feruer geftattet: d) bei Trans- 
$ 15. Zollbehörden.) Zur Sicherung, Felt-|port auf den dem öffentlichen Verkehr dienenden 
jtellung und Erhebung der Ein» und Ausgangs-|Eifenbahnen; e) beim Eingange und Ausgange, 
zölle werden Zoll» und Stenerämter, und Da,,der jeewärts erfolgt, oder von Ebbe und Flut 
wo die Grenzzollämter nicht nahe genug an derjabhängig iſt; f) bei Waaren, welche mit den 
Zolllinie liegen, an dieſer bejondere Anſage- gewöhnlichen Fahrpoſten verjendet werden, jowie 
jtellen errichtet. bei Waaren, welche Neifende mit ſich führen, mit 
$ 19. [Grenzbewadhung.) Die Aufſicht auf Ausſchluß der zum Handel beſtimmten Waaren. 
den Waaren-Ein- und Ausgang wird längs der — Rückſichtlich der Zeit innerhalb deren Zollabs 
Zollgrenze und im Grenzbezirke dur eine unis|fertigungen an der Grenze vorgenommen werden, 
formirte und bewaffnete Greuzwache geübt, dielgelten die Beſtimmungen des $ 133, 
zum Gebraude ihrer Waffen nach den darüber] $ 22. [Declaration — generelle und fpeciefle 
beitehenden bejonderen Beitimmungen befugt ift.|Declaration.] Beim Eingange ift die fadung zu 
20. [Mitwirfung anderer Beamten zum|declariren. Die Declarationen find entweder ge— 
HZollſchutze) Andere Staatöbeamte, ſowie die nerelle od. fpecielle. — Die generelle Declaration 
GCommunalbeanten, namentlich die Polizei» und) (Ladungsverzeihniß, Manifeft), welche bei der 
Forjtbeamten, find zur Unterfiügung der Grenze Einfuhr auf Eijenbagnen u. jeewärts abzugeben 
wache verpflichtet. Cie haben iusbefondere Meber-|ift, muß entpalten: die Zahl der Wagen, aus 
tretungen der Zolvorichriften, welche bei Aus-|denen der Transport befteht, bei Schiffen den 
übung ihres Dienftes zu ihrer Kenntniß kommen, | Namen oder die Nummer des Schiffsgefäßes; den 
möglichſt zu hindern umd jedenfall® zur näheren; Namen und Wohnort der Waarenempfänger; die 
Unterfuchung jojort anzuzeigen. erg — deren — er Zeichen 
FT und Nummern, jowie die allgemeine Bezeichnung 
N U eTane a Susann der Gattung der geladenen Waaren; beim Ein« 
gange auf den Eijenbahnen auferdem deren Bruttos 
g 21. [Straßen und Zeit, an welche die Leber: | gewicht. — Sie muß ferner mit der Verſicherung 
fchreitung der Grenze gebunden ijt.] Wer zoll- 


der Richtigkeit der gemachten Angaben und der 
pjlihtige Waaren oder ſolche Gegenſtände mit| Unterſchriſt des Declaranten verjehen jein. — In 
fi führt, welche zwar zollfrei, aber bergeitalt 


der jpeciellen Declaration, deren es in der Regel 
verpadt find, daß ihre Beſchaffenheit nicht ſo⸗ zur weiteren Abfertigung der eingegangenen Waa- 
gleich erfannt werden fann, darf über die Zoll. 


ren, jowie beim Eingange auf anderen als den 
linie zu Wafjer und zu Lande in ber Regel nurjoben bezeichneten Vertehräwegen bedarf, ift aufjer« 
während der Tageszeit und nur auf einer Zoll-|dem anzugeben: die Menge und Gattung der 
ſtraße ($ 17) eintreten, auch, Fälle dringender 


Waaren — bei verpadten Waaren für jedes Kollo 
Gefahr oder höherer Gewalt ausgenoggmen, nur) — nah den Benennungen und Maßitäben des 
bei einem erlaubten Yandungsplage anlanden. — 


Tarijs, ſowie melde Abfertigungsweife begehrt 
Ebenſo darf bei der Ausfuhr von ausgangszoll: 


wird. — Sind in einem Kollo Baaren zufamınen- 
flichtigen, fowie von ſolchen Waaren, deren Aus- |gepadt, welche verichiedenen Zolljägen unterliegen, 
hr —— werden muß, die Ueberſchreit— 


ſo muß in der ſpeciellen Declaration die Menge 
ung der Grenze in der Regel nur während der 


Tageszeit u. nur auf einer Zollſtraße ſtattfinden. 
Waaren des freien Verkehrs, welche feinem Aus» 
angszolle unterliegen, find auch in verpadtem 
Aufande bei der Ausfuhr an die Fnnehaltung 
der Zollitraße u. der Tageszeit nidt gebunden. — 
Als m. wird angejehen: in den Monaten 
Januar u. December die Zeit von 7 Uhr Morgens 
bis 6 Uhr Abends: in den Monaten Februar, 
October und November die Zeit von 6 Uhr 
Morgens bid 6 Uhr Abende; in den Monaten 
März, April, Auguſt und September die Beit 


einer jeden Waarengattung nad) dem Nettogerwicht 
angegeben werden. — Die Declarationen müſſen 
in deutſcher Sprache abgefaht und deutlich ges 
ichrieben jein. Auch dürfen fie weder Abänder— 
ungen noch Rafuren enthalten. Declarationen, 
melde dieſen Erfordernijjen nicht entiprechen, 
fönnen zurüdgemwiejen werden. — Die näheren 
Beftimmungen über den Umfang der Declarationd- 
pflicht enhalten die Abichnitte VI bis VIII. 8 28, 
Die Declaration liegt dem Waarenführer ob. An 
Stelle deſſelben - auch der Waarenempfänger 
die Gattung und Menge der Waaren mit der 
von 5 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends; in den Angabe, welche Abfertigungsweiſe begehrt wird, 
Monaten Mai, Juni und Juli die Zeit von 4ſpeciell ($ 22) declariren. — Der Waarenführer 
Uhr Morgens bis 10 Uhr Abends. — Eine Aus jowie der Waarenempfänger ift berechtigt, bei 


— ñ — — — — — — — — — — —— — — — — — — — — 
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dem Gronzzollamte od. einem Amte im Inneren, Richtigkeit er Zweifel hegt und ift ihm ſonſt bie 
an weldes die Waaren im Unjageverfahren ($ 33)| Ladung nicht genug bekannt, um bie Declaration 
abgelafien find, eine bereit? abgegebene Declas|zu fertigen od. fertigen zu lajjen u. erfolgt auch 


ration, jo lange die fpecielle Revijion noch nicht 


nicht die Declaration Seitens ded3 Waarenem- 


begommen hat, zu vervollitändigen od. zu berichti- | pfängers, jo hat der Waarenführer, wenn er nicht 


gen. — In gleicher Weije fönnen die Angaben 
des Ladungsverzeichniſſes ($ 63) in Betreff der 
Gattung und des Gewichts der Waaren vervoll- 
ftändigt oder berichtigt werden. — Die Berich— 
tigung einer Declaration über die mit Begleit- 
ſchein I. ($ 33) abgefertigten Waaren am Be» 
ftimmungsorte iſt nur in der im $ 46 angege- 
benen Einjchräntung zuläſſig. $ 24. Die Decla- 
ration hat alle Theile der Yadung, mithin, wenn 
zollpflitige Waaren mit zollfveien Gegenjtänden 
zufanmengelavden find, auch die letzteren zu ums» 
faſſen. — Die Declarationen über Waaren, welche 
in den freien Verkehr treten jollen, brauchen nur 
in einfacher Ausfertigung abgegeben zu werden. 
Sind die Waaren zur Weiterverjerdung unter 
Begleiticheincontrofe beftimmt, jo kann für jede 
Waarenpoft, über die ein bejonderer Begleitſchein 
auszujtellen ift, eine zweifache Ausfertigung der 
Declaration verlangt werden, — Bei Ladungen, 
von denen der Eingangszoll weniger als 9 M 
beträgt, genügt die mündliche Angabe. — Wer- 
den jtatt einer Declaration mehrere Theildecla- 
rationen übergeben, jo hat der Declarant eine 
beiondere jchrijtliche Verficherung beizufügen, daß 
die ganze Ladung richtig declarirt jei. — Rück— 
fihtlich der Declarationen der Reijenden fommen 
die Beitimmungen im $ 92 zur Anwendung. $25. 
Die Ausfertigung der Declaration kann durch den 
Waarenführer bezw. Waarenempfärger jelbit od. 
durd) einen Bevollmächtigten erjolgen. — Sit ber 
Waarenführer des Schreibens unfundig und be» 
findet fidy fein Commiſſionär (Zollabrechner) am 
Orte, jo geichieht auf den Antrag des Waaren— 
führers die Ausfertigung der Declaration durch 
dad Bollamt auf Grund der Übergebenen Bapiere 
oder der mündlichen Unzeige, Ebenſo fann der 
Waarenführer die Ausfertigung von dem Boll: 
anıte verlangen, wenn der Eingangszoll von der 
ganzen Ladung nicht über 30 M beträgt. — Die 
vom Bollamte audgefertigte Declaration Hat der 
Declarant mit feiner Unterfchrift oder jeinem 
gewöhnlichen Handzeichen zu verjehen, defien 
Nichtigkeit von einem zweiten Beamten od, einem 
Zeugen zu befcheinigen ift. $ 26. Der Decla- 
vant haftet für die Richtigfeit der Declaration, 
auh in dem Falle, wenn dieſelbe von einem 
Dritten in feinem Auftrage oder vom Zollamte 
gefertigt worden ift. Ebenfo haftet der Waaren⸗ 
jührer od. der Waarenempfänger für die Nichtig- 
keit der etwa von 5 ergänzten od, berichtigten 
Derlaration. — Inſoweit eine Berichtigung er- 
folgt ift, wird die uriprüngliche Declaration als 
bejeitigt angefehen. $ 27. Werben die Decla- 
rationen nicht rechtzeitig (S$ 39, 63, 66, 75 umd 
81) abgegeben, fo werden die Waaren auf Kojten 
und Gefahr der Betheiligten unter anıtlihen Ge— 
wahrjam od. amtliche Bewachun 


den höchſten Eingangszoll zu entrichten erbötig 
ift, in dem Mbfertiguugspapier oder beſonders 
ihriftlih oder zu Protofofl zu erflären, daß er 
außer Stande jei, eine zuverläflige Declaration 
abzugeben u. hiermit den Antrag auf Bornahmıe 
der amtlichen Revijion zu verbinden. Es jchreitet 
ſodann die Zollbehörde zur ipezielen Reviſton 
($ 28), deren Bejund der Waarenführer, welcher 
jür die richtige Stellung der Ladung zur Revi— 
jion -haftet, mit zu unterzeihnen hat. Der Waa- 
renführer und der Empfänger müjjen in dieſem 
Falle jich gefallen lajien, dan die gehörig decla- 
rirten Ladungen, auc wenn fie jpäter eintreffen, 
in ber Abfertigung vorgezogen werden u. daß die 
Ladung inzwijchen auf jeme Kojten unter amt- 
liher Bewachung und Verſchluß gehalten mir). 

$ 28. [Reviiion — allgemeine und fpecicle 
Revijion), Die Revifion Seitens der Zollbehörde 
ijt entweder eine allgemeine od. eine jpecielle. Die 
erſtere gejchieht nur nad) Zahl, Zeichen, Verpack⸗ 
ungsart und Gewicht der Kolli ohne deren Er 
Öffnung. Bei der ſpeciellen Revifion findet außer— 
dem die Eröfinung der Kolli ftatt, um die Gatt- 
ung und Menge der in denjelben enthaltenen 
Waaren zu ermitteln, 

$ 29. Bruttogewicht — Tara — Nettogewicht.) 
Bei der jpeciellen Reviſion wird entweder nur 
dad Bruttogewidht oder auch das Nettogewicht 
der Waaren ermittelt. — Unter Bruttogemwicht 
wird das Gewicht der Waare in völlig verpad- 
tem Zujtande, mithin in ihrer gewöhnlichen Um— 
gebung für die Aufbewahrung u. mit ihrer be» 
tonderen für den Transport verſtanden. — Das 
Gewicht der für den Transport nöthigen äußeren 
Umgebung wird Tara genannt. — Hit die Um— 
gebung für den Transport und für die Aufbe- 
wahrung nothwendig dieſelbe, wie es 3. B. bei 
Syrup u. ſ. w. die gewöhnlichen Fäſſer find, jo 
it da8 Gewicht Diejer Umgebung die Tara. — 
Tas Nettogewicht ijt das Vruttogewicht nach Abe 
zug der Tara. Die Heinen, zur unmittelbaren 
Siherungeder Waare nöthigen Umſchließungen 
Flaſchen, Papier, Pappe, Bindfaden und dgl.) 
werden bei Ermittelung des Nettogewichts nicht 
in Abzug gebracht, ebenjowenig, der Regel nadı, 
Unreinigfeiten und fremde Beſtandtheiſe, melde 
der Waare beigemifcht jein möchten. Eine Aus- 
nahme von Tegterer Veitimmung findet rüdjicht- 
(id) der zu Wafjer eingegangenen Waaren in der 
Weiſe ftatt, da, wenn in Folge von Havarie 
durch eingedrungenes Wajjer oder andere fremde 
Beitandtheile das Gewicht der Waare vermehrt 
it, bei der Berzollung ein dem Gewicht des 
Waffers ꝛc. entiprechender Abzug von dem vor« 
gefundenen Gewicht der Waare zugejtanden wird. 
— Auch iſt es geftattet, die Waare unter amt- 


genommen. — licher Aufjiht zu trodnen, worauf das nad der 


Bejigt der Waarenführer Feine Frachtbriefe oder | Trodnung vorgefundene Gewicht der Berzollung 
andere über jeine Ladung Iprechende Rapiere od. zu Grunde gelegt wird, — Welche Gegenftände 
nur foldye, die zur Anfertigung der vorgeichrie- ‚nach dem Brutto» und melde nad dem Netto- 
benen Declaration unzureichend ſind od. über deren gewicht zu verzollen find, bejtimmt der Bereind- 
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zolltarif. — Es bleibt der Wahl des Zollpjlich-zollamte auf ein zur meiteren zollamtlichen Ab— 
tigen überlafjen, ob er bei Gegenitänden, deren fertigung befugte® Amt im Inneren, oßer zur 
Verzollung nach dem Nettogewicht geſchieht, die unmittelbaren Durchfuhr ei werden, jo 
tariijmäßige gelten, oder das Nettogewicht, ent» geihicht Died entweder im Anſageverfahren [$$ 
weder durch Verwiegung der Waare ohne die 38, 52 u. 83), bei welchem die grenzzollamtliche 
Tara oder der letzteren allein ermitteln laſſen Abfertigung — Declaration und Revijion — an 
will. Bei Flüffigkeiten und anderen Gegenftäns|das Ant im Inneren verlegt, bezw. der Wieder 
den, beren Nettogewicht nicht ohme Unbequemlich-| ausgang der eingeführten Waaren lediglich durd) 
keit ermittelt werden kann, weil ihre Umgebung amtliche Begleitung controlirt wird, od, es tritt 
für den Transport und für die Aufbewahrung die Abfertigung auf Ladungdverzeichniß 0d. Be» 
diefelbe it, wird die Tara nad dem Vereins gleitichein ein. Die Begleiticheine bejtehen in 
z0lltarif berechnet und der Zollpflichtige hat fein) Begleiticheinen Nr. 1 oder Nr. 2. Die Begleit- 
Widerfpruchörcht gegen Anwendung deſſelben. ſcheine Nr. 1 und die denjelben gleichgeitellten 
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Die Zollbehörde iſt befugt, die Nettoverwiegung 
eintreten zu laſſen, wenn eine von der gewöhn— 
lichen abweichende Verpackungsart der Waaren 
oder eine erhebliche Entfernung von den im Ver— 
einszolltarif angenommenen Taraſätzen bemerk— 
bar wird. 
$ 30. Probeweiſe Reviſion.] Liegen ſpecielle 
Declarationen über die Waaren ($ 22) vor, jo 
kann die Feititellung des zu entrichtenden Bolles 
oder die weitere Abfertigung auf Grund probe: 
weiler Revifionen erfolgen, jofern ſich bei den— 
felben volllommene Webereinjtimmung mit ben 
Angaben der Declaration herausitellt. — In dem 
Falle des $ 27 ift eine probemweije Reviſion aus- 
geichlofien. 
$ 31. (Obliegenheiten de3 Zolpflichtigen.] Der 
Bollpflichtige hat die Waaren in jolchem Zujtande 
darzulegen, daf die Beamten die Revijion, mie 
erforderlich, vornehmen fünnen; auch muß er die 
dazu nötbigen Handfeiftungen nach der Auweiſ— 
ung der Beamten auf eigene Gefahr und Koſten 
verrichten oder verrichten laffen. — Die Ab» oder 
Ausladung darf erst erfolgen, nachdem das Zoll: 
oder Steueramt die Anmweilung dazu ertheilt hat. 
32. [Behandlung der Waaren, welche in den 
freien Verkehr treten jolen.] Sollen die Waaren 
in den freien Verkehr treten, jo erfolgt jpecielle 
Nevijion ($$ 28—30). Bei der Abfertigung an 
der Grenze oder bei einem Amte im Inneren, 
auf welches die Waaren im Anfageverfahren ($ 33) 
abgelafien find, bilden ftet3, jomweit nicht für ha- 
varirte Güter ($ 29) eine Ausnahme nachgelaſſen 
ift, die ermittelte Menge und Beichaffenheit der 
Waare die Grundlage der Berzollung. Nüdficht- 
fih der unter Begleiticheincontrofe abgefertigten 
Baaren lommen die Beitimmungen im $ 47 zur 
Anwendung. — Wünjcht der Declarant, daf die 
Ladung, oder ein Theil derjelben, von der ſpe— 
ciellen Revifion befreit bleibe, jo fann dem Un- 
trage gegen Entrichtung des höchſten Zollſatzes 
im ir entiprochen werden, injofern nicht be- 
fonderer Verdacht vorhanden ift, daß eine Um— 
gehung bed Stüdzolles oder bie Uebertretung 
anderer Landesgeſetze beabfichtigt werde, 3. B 
die Einbringung falſcher Münzen u. ſ. w., in 
welhem Fall die Reviſion u. nach dem Befunde 
die Beichlagnahme der betreffenden Gegenjtände 
eintreten muß. 
8 38. (Behandlung der Waaren, welche an der 
Grenze auf ein Ant im Inneren abgelaffen od, 


amtlichen Bezettelungen, jowie die Ladungsver— 
zeichniije haben den Zweck, den richtigen Eingang 
der über die Grenze eingeführten Waaren am 
inländiichen Beitimmungsorte- oder die Wieder» 
ausfuhr ſolcher Waaren zu jihern. Begleiticheine 
Nr. 2 dienen dazu, die Erhebung des durch jpe- 
zielle Revijion ermittelten Zollbetrages einem an— 
deren Amte gegen Sicherheitsleiitung zu überweiien. 

$ 34. [Behandlung ausgehender ausgangszolls 
pilichtiger Waaren.] Bei ausgehenden, einem Aus— 
gangszolle unterliegenden Waaren geichieht bie 
Ermittelung der Menge und Art derjelben, ſo— 
wie die Erhebung des Zolles nad) der Wahl des 
Waarenführers entweder beim Grenzzollamte am 
Ausgangspunkte, oder bei einer dazu befugten 
Hebeitelle im Inneren mit Vorbehalt der Nevis» 
ton beim Grenzzollamte. Für den Eiſenbahn— 
und Seeverfehr gelten bejondere Vorichriften ($$ 
zı und 85). 

$ 35. [Berichiedenheit des Abfertigungsver— 
jahrens je nach der Art des Einganges u. Aus— 
ganges.) Die näheren Bejtimmungen über das bei 
der Waaren-Ein-, Aus⸗ und Durchfuhr zu beob— 
achtende Verfahren richten ſich darnach, ob der 
Ein- und Ausgang auf Landitraßen, Flüffen und 
Kanälen, oder auf Eijenbahnen oder jeewärts 
jtattfindet. 


6. Beitimmungen über die Waaren-Ein— 
fuhr, Ausfuhr uud Durhfuhr auf Land« 
ftraßen, Flüjfen und Kanälen. 


$ 36. [A. Waaren-Eingang. Verhalten beim 
Singang über die Grenze] Der Weg von der 
golllinie did zum Örenzzollamte muß auf der 
Zollſtraße ohne Abweichung u, willführlichen Aufs 
enthalt und ohne daß die Ladung eine Verän— 
—— erleidet, fortgeſetzt werden. 

$ 57. Anmeldung bei dem Grenzzollamte 
oder den Anjagepoiten.] Bei dem Grenzzollamte 
hat der Waarenführer feine faämmtlichen die La— 
dung betreffenden Papiere zu übergeben. 838. 
Wo zwijchen der Grenze und dem Örenzzollanıte 
ein Anjagepojten errichtet ift, hat der Waarens- 
führer jeine Papiere über die Ladung bei letz— 
teren abzugeben. Die Bapiere werden in Gegen« 
wart bed Waarenführerd eingefiegelt, an das 
Grenzzollamt adrejfirt und einem Grenzaufieher 
überliefert, welcher das Fuhrwerk oder Schiffs» 
gefäß zum Örenzzollamte begleitet. 

$ 39. [Berfahren, wenn die Waaren an der 


durchgeführt werden ſollen — Anjageverfahren| Grenze in den freien Verlehr treten jollen.) Sollen 
— Begleitiheinverfahren, Ladungsverzeichniß.) die Waaren an der Grenze in den freien Ber» 
Sollen die Waaren unverzollt von dem Grenz-|kehr treten, jo jind diejelben unmittelbar nad 
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der Ankunft dem Grenzzollamte nad) Maßgabe der Declaration zollfrei jind. 8 42. Liegt Feine 
der Beitimmungen in den SS 22 ff. jpeciel zu volljtändige jvecielle Declaration ($ 22) vor, jo 


declariren, ſofern nicht nad) SS 27 der Antrag ı 
auf Vornahme der amtlidhen Reviſion gejtellt| 


find in der Regel die Waaren bei dent Grenz 
zollamte der jpeciellen Revijion zu unterwerfen. 


wird, Es findet demnächſt jpecielle Nevifion (3 Es kann jedoch, im Fall die Declaration nur ins» 


23—30) und gegebenen Falles Erhebung des 
Eingangszolles ($ 32) jtatt. — Ueber den ent. 
richteten Eingangszoll wird von der Zollbehörde 
eine Quittung ertheilt. — Der Declarant haftet 
für die Richtigkeit der Declaration ſowol Hin» 
ſichtlich der Zahl und Art der Kolli, als hin 
jihtlidy der Menge u. der Gattung der Waaren, 
Es jollen indeß Abweichungen von dem decla- 
rirten Gewicht, welche bei der Revijion ſich her- 
ausſtellen, ftraffrei gelajjen werden, wenn der 
Unterſchied 10 %, des declarirten Gewichts der 
einzelnen Rolli od, der in einem Kollo zujammen- 
gepadten verfchieden tarifirten Waaren od. einer 
zujammen abgefertigten gleichnamigen Waaren- 
pojt nicht überjteigt. 

840. [Niederlegung beim Grenzeingangsamte.] 
Die Waaren können bei dem Eingaugsamte nieder- 
gelegt werden, wenn der Ort das volljtäudige 
Niederlagerecht ($ 97) hat, od. ſich eine beichräntte 
Niederlage ($ 105) dajelbit befindet, — Das Ub- 
fertigungsverfahren wird durd) das für die betr, 
Niederlage erlajiene Regulativ ($ 106) beſtimmt. 

& 41. [Berfahr n, wenn die Waaren von der 
Grenze auf ein Amt im Inneren od. zur Durd)- 
fuhr abgelaffen werden jollen — Begleitichein 1.) 
Sollen die Waaren underzollt einer Hebejtelle im 
Inneren zur Schließlichen zollamtlichen Abfertigung 
überwiejen werden od. zur unmiitelbaren Durd)- 
fuhr gelangen, jo it die Ladung fpeciell zu de: 
clariren. Bei einer und derjelben Poſt gleich— 
artiger Waaren braucht das Gewicht in ber De 
claration nur ſummariſch angegeben zu werden. 
— Die Revijion Seitens des Abjertigungsamtes 
ift eine allgemeine, injofen nicht befondere Gründe 
eine Ausnahme erfordern, oder die Betheiligten 
jelbjt die jpecielle Revijion beantragen. E3 tritt 
jodann in der Regel amtlicher Verſchluß der 
Waare u. die Eriheilung eines Begleitiheins 1 
ein, welcher ein Verzeichniß der Waaren auf die 
er lautet, nah Maßgabe der vorhandenen De- 
claration oder des Nevifionsbeiund«s, die Zahl 
der Kolli und deren Bezeichnung, die Urt des 
angelegten amtlihen Berichluffes, den Namen 
und Wohnort der Waarenempfänger, das Er: 
ledigungsamt, jowie den Zeitraum enthalten muß, 
innerhalb deſſen der Beweis der erreichten Be- 
ftimmung zu führen ift. — Die Feititellung des 
Gewichtes kann ausnahmsweiſe in Fällen des 
Bedürfniſſes duch Probeverwiegungen erfolgen, 
wein ſich bei den einzelnen zur Verwiegung ges 
langenden Rolli feine Abweichungen ergeben, welche 
2 °/, des declarirten Gewichts überichreiten. — 
Bei eingehenden Schiffs- oder Wagenladungen, 
bei weldyen die Nevifion ohne vorherige Ausladung 
nicht ausführbar ift, joll der Begleitichein ohne 
borgängige Revifion auf Grund der abgegebenen 
Declaration ausgefertigt werden, jofern amtliche 


jofern mangelpyaft ift, da die Gattung der Waa- 
ren nur allgemein nad) ihrer jpradhgebräuchlichen 
oder handelsüblichen Benennung bezeichnet wor- 
den oder die Ungabe des Nettogewichts bei Den 
in einem Kollo zuſammen verpadten verihieden 
tarifirten Waaren fehlt, hierüber hinweggejehen 
werden und die Abjertigung auf Begleitiheim 1 
ohne vorherige jpecielle Reviſion erfolgen, wenn 
ein fihernder Verſchuß angelegt werden kann 
od, Begleitung von der Behörde angeordnet wird. 

$ 45. [Umtlicher Verſchluß.]) Im der Negel 
tritt Kollovericdluß ein. Es kann indejlen ftatt 
deſſelben nad dein Ermejjen des Abfertigungs— 
amtes der Verſchluß des Wagens oder Des 
Schiffsgefäßes eintreten (58 94 bis 96). — Bei 
jpeciel revidirten Waaren fann von der Anleg- 
ung gines amtlichen Berichlujjes, wenn die Be— 
theiligten diejelbe nicht jelbit beantragen, abge- 
ſehen werden, jojern eine Vertaujchung der Waare 
nach deren Bejchaffenheit auf dem Transporte 
nicht N beiorgen iſt. 
- 8 44. [Verpflichtungen des Begleitichein-Exrtra« 
henten.] Derjenige, auf deifen Verlangen ein 
Begleitihein 1 ausgejtellt wird (Ertrahent des 
Begleitſcheins), übernimmt mit der Unterzeichnung 
dejielben die Verpflichtung, die im Begleitichein 
bezeichneten Waaren in unveränderter Gejtalt 
und Menge in dem beſtimmten Zeitraume und 
an dem angegebenen Orte zur Nevifion und 
weiteren Abfertigung zu ſtellen, imgleichen die 
Verbindlichkeit, für den Betrag des Eingangs» 
zolles von diejen Waaren und wenn die Vrt 
derjelben durch jpecielle Reviſion nicht fejtgeitellt 
worden, bezw, wenn e3 jih um Gegenjtände 
handelt, welche nad) der Declaration zollfrei jind, 
für den Betrag des Zolles nad dem höchiten 
Erhebungsjag des Tarifs zu haften. — Der 
Waarenführer hat die Waaren unverändert ihrer 
Beftimmung zuzuführen, und dem Amte, vor 
welchem die Schlußabfertigung zu bewirken ift, 
unter Vorlegung des Begleitfcheind zu geitellen, 
auch bis dahin den etwa angelegten amtlichen 
Verſchluß unverlegt zu erhalten. 

$ 45. [Sicerftelung des Zolles.) Für den 
Eingangszoll muß entweder durch Pfandlegung 
oder durch einen ficheren Bürgen, der fi ala 
Selbftichuldner verpflichtet u. den bürgichaftlichen 
Rechtsbehelfen entjagt, Sicherheit bejtellt werden. 
— Die Pfandlegung od. Bürgichaft muß, wenn 
die Waarengattung ermittelt iſt, auf dem zu bes 
rechnenden Betrag des Eingangszolles, jonit aber 
auf den höchiten Zollſatz gerichtet werden. — Das 
Abfertigungsamt ift befugt, bekannte fichere Waa— 
renführer, fowol In; ald Ausländer, von der 
Sicherheitöbeftellung zu entbinden. 

$ 46. Nachweis der Erfüllung der Verpflicht 
ungen des Begleitichein-Ertrahenten.] Die im 


Begleitung eintritt oder ein fichernder Verſchluß Begleitſchein 1 übernommenen Verpflichtungen 


angelegt werden kann. — 


Auf den Antrag derlerlöichen nur dann, wenn dur das darin be- 


Betheiligten kann die Abfertigung auch jolcher ſtimmte Amt beſcheinigt wird, da dieſen Oblie— 
Waaren auf Begleitſchein 4 erfolgen, weiche nach genheiten völlig genügt ſei, worauf ſodaun die 


ki 


Bereinszollgefeg. 
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Vöſchung der geleifteten Sicherheit od, Bürgjchaft| Begleitung ftattgefunden hat, der Eingangszoll 


erfolgt. Auf den Antrag des Wanrendisponenten 
kann der Begleitichein von dem Empfangsamte 
aud einem anderen dazu befugten Amte zur Er» 
ledigung überwiejen werden. — Die Angaben des 
Begleiticheins Hinfihtlih der Gattung und Des 
Nettogewichtd der Waaren können von dem Waa— 
renführer od. dem Waarenempfänger am Bejtimm- 
ungsorte, jo lange eine fpecielle Reviſion nod) 
nicht ftattgefunden hat, ergänzt oder berichtigt 
werden, — Nüdjihtlih der Haftung für die 
berichtigte Declaration, ſowie rücjichtlich der Fol- 
gen einer Berichtigung gelten die Beſtimmungen 


um $ 26, 

$ 47, [Bollpflitiges Gewicht.) Das beim 
Eingange ermittelte und im Begleitjchein ange- 
gebene Gewicht der Waaren wird in der Negel 


unerhoben, wenn die Gegenftände, welche unter 
amtlihem Verſchluß oder amtlicher Begleitung 
abgefertigt worden jind, am Beftimmungsorte in 
verborbenem oder in zerbrochenem Zujtande an- 
fommen. Die in verdorbenem Zujtande anfom- 
menden Gegenftände müjjen unter amtlicher Auf- 
jiht vernichtet werden. Die zerbrochenen anfom- 
menden Gegenjtände find unter Aufjicht der Zoll- 
behörde nöthigenfalld fo zu zerftören, daß fie völlig 
unbrauchbar werden. 

$ 49. [Berzögerung des Transportes.] Sollten 
Naturereignijie od. Unglüdsfälle bei dem Trans 
porte innerhalb de3 Vereinsgebiet3 den Waaren- 
führer verhindern, feine Reiſe fortzufegen u. den 
Beitimmungsort in dem. durch den Begleitichein 
feitgeiegten Zeitraume zu erreichen, jo ijt er ver— 


der Verzollung od. weiteren Abfertigung zu Orunde|pflichtet, dem nächften Zoll- od. Steueramte An— 


gelegt, unbejchadet der näheren Unterjucdung, 
weldye wegen etwa vorgelommener Jrrthümer in 
in der Abfertigung oder wegen verſuchter Zoll 
defraudation einzuleiten ift, wenn jich bei der am 
Beitimmungsorte veranlagten abermaligen Ber- 
wiegung Abweichungen von dem beim Eingange 
ermittelten Gewicht ergeben. — Es wird indejjen 
von dem Mindergewicht, welches ſich bei den 
unter amtlichen VBerjchluß oder unter Begleitung 
abyelafjenen Waaren am Beitimmungsorte gegen 
das beim Eingange ermittelte Gewicht herausſtellt, 
fein Eingangszoll erhoben, vielmehr bildet das 
vorgefundene Gewicht die Grundlage der Ver— 
zollung oder weiteren Abfertigung, jofern der 
amtliche Verſchluß unverlegt befunden wird und 
anzunehmen it, dab das Mindergewicht lediglich 
durch natürliche Einflüſſe herbeigeführt worden 
fei, namentlidy fein Grund zu dem Verdachte 
vorliegt, daß ein Theil der Waare heimlich ent- 
fernt worden. — Unter den gleichen Vorausſetz— 
ungen wird auch von der Erhebung des Eingangs» 
zolles für das Mindergewicht abgejehen, weldes 
ſich etwa bei den zum Durchgange abgefertigten 
Waaren beim Ausgangsamte gegen das im Be» 
teitichein angegebene Gewicht herausſtellt. — 
St beim Eingangsamte nur eine probeweije Ver— 
wiegung erfolgt ($ 41), fo gilt rüdjichtlich der 
nicht verwogenen Koli das declarirte Gewicht 
als das ermittelte. — Hat beim Eingangsanıte 
überhaupt feine Verwiegung ftattgefunden ($ 41), 
jo bildet das am Veitimmungsorte fejtgejtellte 
Gewicht die Grundlage der Verzollung od. wei— 
teren Ubfertigung, jofern der Verſchluß unver: 
legt befunden u. nicht durch Umſtände der Ver: 
dacht begründet wird, da eine heimliche Ent» 
fernung von Waaren itattgefunden habe. In 
diefem alle fann, nad) dem Ergebnig der ans 
zuftellenden Erörterungen, das declarirte Gewicht 


zeige davon zu machen, welches entweder den 
Aufenthalt auf dem Begleitichein bezeugen, oder, 
wenn die Fortſetzung der Reife ganz unterbleibt, 
die Waaren unter Aufficht nehmen muß. 

$ 50. [Beränderte Beſtimmung od. Theilung 
der Ladung.) Wenn eine Waarenladung, über 
welche ein Begleitichein ertheilt worden tt, eine 
andere Bejtimmung erhält, jo hat der Waaren— 
führer den Begleitichein bei dem nächiten Boll» 
oder Steueramte abzugeben, welches den Begleit- 
ſchein mit dem erforderlidden Bermerk über den 
veränderten Beſtimmungsort u. Empfänger ver— 
ſieht. — Soll eine auf Begleitjchein 1 abgefertigte 
Yadung unterwegs getheilt werden, jo find die 
Waaren dem nächſten Hauptzoll- od. Hauptiteuer- 
amte od. einem zur Ausftellung von Begleiticheinen 
bejugten Zoll- od. Steueramte vorzuführen, wels 
ches anf diesfülligen Antrag neue Begleitjcheine 
ausfertigt, nachdem die Theilung der Ladung 
unter amtlicher Aufjicht erfolgt iſt. Die Theil— 
ung darf ſich auch auf den Inhalt einzelner Kolli 
erjtreden. 

Ss 51. [Begleitichein 2.] Soll nad dem An- 
trage des Declaranten die Erhebung des durch 
jpecielle Revijion ermittelten Eingangszolles bei 
einem auderen dazu befugten Amte erfolgen, fo 
geihieht dies durch Ertheilung eines Begleit— 
ſcheins 2, welcher die Menge und Gattung der 
Üaaren nad den Ergebnijjen der Revilion, den 
Namen und Wohnort des Waarenempfängers, 
den Betrag des gejtundeten Eingangszolles, mo 
derielbe zu entrichten, ob und welche Sicherheit 
geleijtet, was megen Vorlegung des Begleiticheins 
zu erfüllen ift, jowie den Zeitraumenthält, inner» 
halb deijen der Beweid der erfolgten Bollent« 
richtung geführt werden muß. — Begleiticheine 2 
werden jedoch nur dann ausgejtellt, wenn der 
Eingangszoll von den Waaren, für welche ber 


der Berzollung oder weiteren Abfertigung zu Vegleitigein begehrt wird, 15 M oder mehr 


Grunde gelegt werden. 
8 48. [Bollerlaß für die auf den Transport 


beträgt. 
8 52. [Unfageverfahren.) Mit Genehmigung 


zu Grunde gegangenen od. in verborbenem oder|der oberſten Yandes-zinanzbehörde kann auf jol« 
erbrochenem Zuſtande anlommenden Waaren.]|den Streden, wo es im Bedürfniß des Verkehrs 

enn auf Begleitjchein 1 abgefertigte Waaren liegt und amtliche Begleitung zufällig ericheint, 
erweislih auf dem Transporte durch Zufall zu die Ablafjung der Waaren von dem Grenzzoll- 


Grunde gegangen find, jo tritt ein Zollerlaß ein. 


— Feruer bleibt, jofern der angelegte amtliche 
Berihluß unverlegt befunden wird, od. anıtlidye 


amte auf ein zur weiteren zollamtlidhen Abferti— 
gung befugtes Umt im Innern im Wege des 


Anjageverfahrens erfolgen. Die Abfertigung findet 
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in dieſem Fall nah Maßgabe der Beflinmung, 7. Beſtimmungen über die Baaren-Ein- 


im $ 38 ftatt. 

$ 53. [B. Unmmittelbare Durchfuhr: a) von 
ausgangszollpflidtigen Raaren.) Werden Waaren, 
welche mit einem Ausgangszoll belegt find, zur 
unmittelbaren Durchfuhr declarirt, jo unterbieibt, 


fugr, Ausfuhr und Durdfugr auf den 
Eifenbahnen. 
859. [A. Allgemeine Verpflichtungen ber Eiien- 
bahnverwaltungen: 1) bezüglich der für die Ab- 
fertigung und die einjtweilige Niederlegung Der 


jofern diejelben beim Eingange ſpeciell revidirt nicht jojort zur Abfertigung gelangenden Gegen— 
werden, die Begleitichein-Ausfertigung. — Statt |jtände erforderlichen Räume] Die Eijenbahn- 
berjelben wird in dem Duplicat der Declaration|verwaltung hat auf den für die Zollabfertigung 
angegeben, daß u. wie die Waaren unter Ber« | beitimmten Stationsplägen die für die zollamtliche 
ſchluß geiegt worden find u. innerhalb welcher Abfertigung u. für die einſtweilige Niederlegung 
Friſt u. über welches Zollamt der Wiederausgang|der nicht jofort zur Abfertigung gelangenden 


derielben erfolgen dürſte. 


$ 54. [b) auf kurzen Straßenfireden.] Auflziehungsweife die nad) 


furzen durch das Vereinggebiet führenden Straßen 
fünnen nad) Maßgabe der von der oberjten Yan- 
des Finanzbehörde zu treffenden Anordnungen 
bei der Abfertigung Erleichterungen eintreten. 

$ 55. [C. Waarenausgang. Behandlung der 
ansgangszollpflidtigen Waaren.] Sollen Waaren 
zur Ausfuhr gelangen, welche mit einem Aus» 
gangszoll belegt find, jo müſſen diejelben nad 
den Beſtimmungen im $ 22 jpeciell angemeldet 
werden. Es erfolgt jodann jpecielle Reviſion und 
die Erhebung des Ausgangszolled. — Über die 
Zollentrihtung wird Quittung ertheilt. — Iſt 
der Ausgangszoll bei einem Amte im Innern 
entrichtet, jo wird auf Grund der Angaben des 
Waaarenführers in der Duittung zugleid) bemerft, 
binnen welcher Friſt und auf welder Strafe die 
Ausfuhr erfolgen muß. — Der Ausgang darf, 
jofern nicht nach $ 21 eine Ausnahme zugejtanden 
it, nur über ein Grenzzollamt ftattfinden, bei wel- 
chem die Quittung vorgezeigt werden muß. 

$ 56. [Behandlung der Waaren, deren Aus- 
ſuhr nachgewiejen werden muß.) Waaren, bei 
denen es auf den Beweis der erfolgten Ausfuhr 
anfommt, müſſen von dem Waarenführer bei dem- 
jenigen Grenzzollamte angemeldet u. geſtellt wer: 
den, über welches die Ausfuhr nad Inhalt der 
empfangenen Bezeltclungen geichehen ſoll. Diejes 
Amt bewirkt die Abfertigung, ‚nachdem es fid) 
durch Reviſion der Waare die Überzeugung ver- 
ſchafft hat, daß diejenigen Gegenftände vorhan- 
den find, auf welche die Bezettelung lautet. Bei 
Waaren, welche unter amtlichen Berichluß zum 
Ausgange abgefertigt find, beichränft ſich Die 
Ausgangsabfertigung in der Hegel auf die Prüf- 
ung u. Löſung des Verſchluſſes. — Fit die Ge 
jtelung der Waare bei dem Grenzausgangsamte 
unterblieben, jo hängt es von dem Ermeſſen der 
HZollbehörde ab, ob der Ausgang in Bezug auf 
die Anſprüche der Bollverwaltung als erwieſen 
anzunehmen ſei. 

S 57. [D. Waaren-Ein- und Durhfuhr auf 
Flüſſen, auf welche bejondere Staatsverträge 
Anwendung finden] Bei der Waaren- Einfuhr 
und Durchfuhr auf Flüſſen, auf welche bejondere 
Staatsverträge Anwendung finden, tritt das darin 
zur Sicherung des Holl-Fnterejjes vereinbarte 
Verfahren an die Stelle des gewöhnlichen Ub- 
fertigungdverfahrens. 


Gegenftände erforderlichen Räume zu jtellen be- 
der Anordnung der Zol- 
behörde hierfür nöthigen baulichen Einrihturgen 
zu treffen. 
$ 60. [2. gegenüber den Zollbeamten.] Die» 
jengen Oberbeamten der Zollverwaltung, welche 
mit der Controfe des Verkehrs auf den Eijen- 
bahnen u. der die Abfertigung dejielben bewir- 
fenden Zollitellen bejonders beauftragt find und 
ſich daruͤber gegen die Angejtellten der Eijenbagn 
ausweiſen, jind befugt, zum Zwecke dienftlicher 
Revilionen oder Nadyforihungen, die Wugenzüge 
an den Stationsplätzen n. Halteftellen fo lange 
zurüdzuhalten, ald die von ihnen für nöthig er» 
achtete u. möglichſt zu bejchleunigende Amtsver- 
richtung jolches erfordert. — Die bei den Wagen- 
zügen oder auf den Etationsplägen oder Halte 
jtelen anwejenden Angejtellten der Eiſenbahn- 
verwaltungen find in ſolchen Fällen verpflichtet, 
auf die von Seite der Zollbeamten an jie erge» 
hende Aufforderung bereitwillig Auskunft zu er 
sheilen u. Hilfe zu leiften, audy den Zolbeamten 
die Einficht der FFracdhtbriefe u, der auf den Güter» 
verkehr bezüglichen Bücher zu geſtatten. — Nicht 
minder find die bezeichnenden Zollbeamten be» 
fugt, innerhalb der gejeglichen Tageszeit alle auf 
ven Stationsplägen u. Halteſtellen vorhandenen 
Gebäude uud Lorcalien, joweit jolhe zu Jeden 
des Eifenbahndienftes u. nicht blo5 zu Wohnuugen 
benugt werden, ohne die Beachtung weiterer 
Förmlichleiten zu betreten u. darin die von ihnen 
für nöthig eradhteten Nachforſchungen vorzuneh— 
men, Diejelbe Befugniß jteht ihuen auf ſolchen 
Stationsplägen u. Halteftellen, welde von Nacht 
zügen berührt werden, auch zur Nachtzeit zu. — 
‚Jeder mit der Controle des Eiſenbahnverkehrs 
beſonders beauftragte Oberbeamte muß innerhalb 
der von der betreffenden Zolldirectionsbehörde be- 
zeichneten Strecke der Eiſenbahn in beiderlei 
Richtungen in einem Perjonenwagen II. Klaſſe 
unentgeltlich befördert werden. — Ebenſo hat, 
wo die Zollverivaltung eine Begleitung der Wa— 
genzüge durch Bollbeamte eintreten läßt, die Be— 
förderung der Begleitungsbeamten unentgeltlich 
zu wi ie und ijt denjelben ein Gitplag anf 
einem Wagen nach ihrer Wahl, fofern jie von 
der Begleitung zurüdlehren aber ein Platz in 
einem Berjonenwagen mittlerertiaffeeinzuräumen, 
61. 1B. Waaren- Eingang. 1. Zollamtliche 
Behandlung der Güter, die in Eifenbahnwagen 


$ 58. IE. Begleitfchein-Regulativ.] Ueber dad |die Grenze überjchreiten.] Bei Ueberfchreitung 


ſcheine 1 uud 2 zu beobacdhtende Verfahren wird ſonſt anderswo als in den Güterwagen 


bei der Ausfertigung u. Erledigung der Begleit-|der Grenze dürfen in den Perjonenwagen oder 
Gegenſtände befinden, welche zollpflichtig 1a oder 


ein bejouderes Regulativ erlafjen. 


ch keine 


Vereinszollgeſetz. 


deren Einfuhr verboten iſt. Eine Ausnahme findet | 
nur binfichtlid der unter dem Handgepäd der) 
Reifenden befindlichen zollpflichtigen en | 


ſowie des Gepäds jtatt, mweldyes I: auf den 
mittelft der Eiſenbahn beförberten Wagen von 
Neijenden befindet. — Auf den Yocomotiven und 
in ben dazu gehörigen Tendern dürfen nur Gegen- 
ftände vorhanden fein, welche die Angeftellten 
oder Arbeiter der Eijenbahnverwaltung auf der 
Fahrt ſelbſt zu eigenem Gebrauch oder zu dienſt— 
lichen Zweden nöthig haben. Auch dürfen weder 
in den Eifenbahnwagen, noch in den Locomotiven 
und Tendern geheime od. ſchwer zu entdedende, 
zur Aufnahme von Gütern oder Effecten geeig— 
nete Räume vorhanden jein. $ 62. Sämmtlicye 
Frachtgüter und Effecten, deren Abfertigung nad) 
Maßgabe der folgenden Beitimmungen ftattfinden 
foll, müfjen in der Regel jhon im Auslande in 
leicht und ficher verjchließbare Güterwagen (Ku— 
Liffenwagen, Wagen mit Schugdeden), od. in ab 
bebbare Behälter, nach den von der Zollbehörde 
zu ertheilenden näheren Vorſchriften verladen fein, 
& 63. [Generelle Declaration. Ladungsver— 
zeichniß.) Unmittelbar nad) Ankunft des Zuges 
auf dem Bahnhofe des Grenzzollamtes Hat der 
Bugführer oder der fonjtige Bevollmächtigte ber 
Eijenbahnverwaltung dem Amte vollitändige 
Ladungsverzeichniffe über die Frachtgüter in zwei— 
facher Ausfertigung zu übergeben, Der einen 
Ausfertigung müſſen die Frachtbriefe über die 
darin verzeichneten Güter beigefügt fein. — Die 
Ladungsverzeichniffe müfjen die verladenen Kolli 
nah Juhalt, VBerpadungsart, Zeichen, Nummer 
und Bruttogemwicht nachweijen, die Geſammtzahl 
derjelben angeben u. dasjenige Amt bezeichnen, 
bei welchem die weitere Abfertigung verlangt 
wird. Werner muß darin die Angabe der Wa- 
gen od. Wagenabtheilungen od. der abhebbaren 
Behälter, in welche die Kolli verladen jind, nad) 
Beihen, Nummer oder Buchſtaben enthalten 
jein. — Ein jeded Ladungsverzeichniß darf in 
der Negel nur joldhe Güter euthalten, welche 
nach einem und demjelben Abjertigungsorte be- 
ſtimmt find, 
$ 64. [Abfertigung der weitergehenden Wagen.) 
Demnächſt werden die Wagen unter amtlichen 
Berichluß geſetzt (K6 94 bis 96). — Der Zug- 
führer oder jonftige Vertreter der Eiſenbahnver— 
waltung übernimmt durch Unterzeichnung des 
Ladungsverzeichniſſes in Vollmacht der Eifenbahn- 
verwaltung die Verpflichtung, die in diejen Ber- 
eichniffen genannten Wagen ꝛc. binnen der darin 
eftimmten Friſt in vorſchriftsmäßigem Zuftande 
und mit unverlettem Verſchluſſe den betreffenden 
Abjertigungsämtern zu geitellen, widrigenfalls 
aber für die Entrihtung des höchſten tarifmäßie 
gen Eingangszolles von den in dem, Ladungs— 
verzeichniffe nachgewieſenen Gewichtsmengen zu 
haften. — E3 werden ſodann jowol die Ladungs— 
verzeichniſſe mit den dazu gehörigen Frachtbriefen, 
al? auch die Schlüffel zu den zum Verſchluſſe der! 
Wagen verwendeten Schlöfiern, amtlich verſchloſſen, 
an die betreffenden Abfertigungsitellen adrejlirt 
und nebft deu vom Örenzzollamte auszufertigen- 


beu Begleitzettelt dem Zugführer oder ſonſtigen 


Bevollmächtigten der Eijenbahnvermaltung zur 


1195 


Abgabe an die Abfertigungsitellen übergeben. 
Die unterbliebene Ablieferung der Schlüffel oder 
die Verlegung des Verſchluſſes, unter welchem 
fi diejelben befinden, zieht für die Eiſenbahn— 
verwaltung u. ihren Bevollmächtigten bie näm— 
lichen rechtlichen Folgen nach fich, wie Die unmittel« 
bare Verlegung des Verſchluſſes derjenigen Wa«- 
gen 2c. zu weldem die Schlüffel gehören. 

$ 65. [Umladungen und Ausladungen.] Auf 
den Antrag der Eijenbahnverwaltung kann unter» 
wegs eine Umladung oder theilweije Ausladung 
von Fradtgütern bei einem dazu befugten Bolle 
oder Stiueramte unter amtiicher Auricht und 
unter den von der Zollbehörde näher vorzufchrei» 
benden Bedingungen ftattfinden. — An Hafens 
plägen, wo die Eijenbahn bis an eine jchilibare 
Waſſerſtraße reicht, kann gleichfall3 die Ummadung 
der Güter von den Eifenbahnwagen in verſchluß— 
fähige Schiffe und umgefehrt unter den vorbe— 
zeichneten Bedingungen vorgenommen werden, 
— Die Abnahme des Verjchlujjes, die erfolgte 
Umfadung oder Ausladung, ferner die Wieder» 
anlegung des Verſchluſſes iſt auf dem Begleitzettel 
zu beicheinigen. 

$ 66. [Ubfertigung am Beltimmungsorte — 
jpecichhe Declaration, Reviſion und mweitere Abe 
fertigung.] Gleich nach Ankunft des Wagenzuges 
am Beitimmungsorte jind die Wagen und die 
abhebbaren Behälter der Abiertigungsftelle vors 
zuführen, welche diejelbe in Beziehung auf ihren 
Verſchluß u. ihre äußere Beſchaffenheit revidirt, 
— Sodann ift binnen einer von der Zollbehörde 
örtlich zu beitimmenden Frijt die Gattung und 
Menge der eingegangenen Waaren mit der Ars 
gabe, welche Abſertigungsweiſe begehrt wird, nad) 
den Beitimmungen in den $$ 22 ff. jpeciell zu 
declariren, jofern nicht nach $ 27 der Antrag auf 
amtliche Revifion geitellt wird. — Zollfreie Ge 
genftände können auf Grund des Ladungsverzeiche 
niſſes ohne fpecielle Declaration abgefertigt wer» 
den. — Der Bevollmächtigte der Eilenbahnuer- 
waltung, welcher das Ladungsverzeichniß unter— 
zeichnet Hat, haftet für die Richtigleit der in dem⸗ 
jelben enthaltenen Angaben Hinjichtlich der Zahl 
und Art der geladenen Kolli. Abweichungen, 
welche fich bei der Reviſion von dem in den 
ipeziellen Derlarationen angegebenen Gewicht 
heraugftellen, bleiben innerhalb der im $ 39 be= 
zeichneten Grenzen ftraffrei. — Hinſichtlich des 
der BVerzollung oder weiteren Abfertigung zu 
Grunde zu legenden Gewichts finden die Beſtimm— 
ungen im Scylußjahe des $ 47 Anwendung. — 
Auf den Antrag der Eijenbahnverwaltung können 
die Ladungsverzeichniſſe aud einem anderen da— 
zu befugten Amte zur Erledigung überwiejen wer- 
den. — $ 67. Rüdjihtlid) der auf dem Trand« 
port zu Grunde gegangenen od. in verdorbenem 
oder zerbrodhenem Zuſtande anlommenden Gegen» 
jtände gelten die Beftimmungen des 548. $ 68. 
Bei ber Reviſion und weiteren Abfertigung fom« 
men die Beitimmungen in den $$ 39 biß 51 zur 
Anwendung. 

$ 69. [2. Zollamtliche Behandlung der Güter, 
welche im gewöhnlichen Landfracht- od. Sciffs- 
verfehr einem Grenzzollamte Behufs Weiterbeför- 
derung mitteljt der Eijenbahn zugeführt werden.] 
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Die aus dem Auslande eingegangenen Waaren, Anſagepoſten eine von ihm unterzeichnete Decla- 


für welche das im Eifenbahnverfehr zuläffige er» 
leichterte Abjertigungsverfahren in Anſpruch ges 
nommen wird, jind von dem Waarenführer unter 
Uebergabe der Ladungspapiere dem Grenzzollamte 
vorzuführen, welches die Waaren unter amtliche 
Aufjicyt und Controle jtellt. Bor der Berladung 
in die Eifenbahnwagen hat der Bevollmächtigte 
der Eijenbahnverwaltung das im $ 63 vorge: 
jchriebene Ladungsverzeichuiß zu übergeben. — 
Die Berladung geichieht unter amtlicher Auflicht 
und unter Vergleihung der einzuladenden Güter 
mit dem Ladungsverzeichniß. — Hinſichtlich Des 
weiteren Verfahrens gelten die Beſtimmungen in 
den SS 64 bis 68. 

8 70. [C. Waaren-Durhgang.] Die zum un— 
mittelbaren Durchgange auf den Eijenbahnen be— 
ftimmten Güter werden mit Begleitzetteln und 
Ladungsverzeichniſſen und unter amtlihem Ver— 
ſchluß (8$ 63 und 64) zur Durchfuhr abgefertigt. 
Die Zollabfertigung beim Grenzausgangsamte 
beichräntt fich in der Regel auf die Prüfung und 
Löſung des Verſchluſſes und die Beſcheinigung 
des Ausgangs über die Grenze. Enden die Erjen- 
bahnen bei dem Grenzausgangsamte, jo hat das 
legtere eine Vergleichung der auszuladenden Güter 
mit dem Ladungsverzeichniß vorzunehmen. — 
Für den Durdfuhrverfehr auf Eijenbahnen, 
welche das Bereinögebiet auf Furzen Streden 
durchfchneiden, können von der oberiten Landes- 
Tinangbehörde weitere Erleichterungen zugejtan- 
den werben. 

71. [D. Waaren-Ausgang.] Ausgangszoll— 
pflichtige Güter dürfen zur Beförderung nad) dem 
Auslande nicht verladen werden, bevor nicht der 
Ausgangszoll bei einer zu dejjen Erhebung be» 
fugten Holle od. Steueritrlle entridytet od. jicher: 
gejtellt worden ijt. Die Güter werden, wenn 
der Audgangszoll bei einem Amte im Innern 
entrichtet ijt, unter Kollo- oder Wagenverſchluß 
unmittelbar nad) dem Auslande —— Bei 
dem Grenzausgangsamte findet alsdann nur die 
Prüfung und Löſung des BVerſchluſſes ſtatt. — 
Rüdjichtlic) der Güter, deren Ausjugr nachgewieſen 
werben muß, kommen die Beitimmungen im $ 56 
jur Anwendung. $ 72. Wenn die Aofertigung 

ei dem Grenzzollamte nad Maßgabe ver vor 

ftehenden Bejtimmungen nicht in Anſpruch ge- 
nommen wird, jo erfolgt die Abfertigung nad) 
den in den SS 39 bis 51 enthaltenen Be- 
ftimmungen, 

& 73. [E. Regulativ über die Behandlung 
des Eijenbahntransport3.] Die näheren Be— 
ſtimmungen über die zollamtliche Behandlung bes 
Güter» und Effectentransports auf den Eiſen— 
bahnen werden durch ein zu erlafjendes Regulativ 
getroffen. 


8. Beftimmungen über die Waaren-Ein— 
fuhr und Ausfuhr feewärts, 


8 74. [A. Waoaren-Eingang. Anmeldung bei 


dem Anfagepoiten.) Wo für den Eingang fee-|oder mit anderen Schiffen.) 


ratıon der Zugänge zum Schifferaum u, etwaiger 
geheimer Beyältnijje zu üb.rgeben, aud dem Be— 
amıten diefe Zugänge und Behältni,ie an Ort 
und Stelle zu zeigen. — Die Yandungspapiere 
werden demnächſt von dem Anjagepojten in Ge» 
genwart des Sciffsf hrers eingeliegelt, an das 
betreffende Grenzzollamt adrejjirt und, Falls nad 
dem Ermejjen des Anjagepoitensd Begleitung ein: 
tritt, dem begleitenden Beamten, anderenfals dem 
Schijjsführer zur Aushändigung an dad Grenz 
zollamt zugeftellt. 

$ 75. [Verfahren beim Grenzzollamte — ge— 
uerelle Declaration (Manifeft).] Sol die Ladung 
bei dem Grenzzollanıte zur Entlöihung gelangen, 


jo hat der Sciffsführer dem Amte binnen jpa- : 
ene· 


teſtens 24 Stunden nad der Anfunft eine 
relle Declaration (Manifeit) in einiaher Au— 
jertigung zu m. welche3 den Namen de 
Schiffes und des Schiffsführers, die Nationalite: 
und Tragjähigfeit dee Schiffes, den Hafen ode 
die Häfen, wo die Ladung eingenommen ift, di 
Namen der Waarenempfänger, die Gattung de 
geladenen Waaren — bei verpadten Waarer 
auch die Bahl und Verpadungsart der Kol: 
deren Zeichen u. Nummer, ferner die bejonbır: 
Bezeichnung der Kolli oder der unverpadt ge⸗ 
ladenen Waaren, welche ſich außerhalb des Schif— 
raumes befinden, endlich die Verfiherung, dot 
die Angaben richtig jind u. die Unterichrift dei 
Schiffsführers oder jeined Bevollmächtigten emt- 
yalten muß. $76. Der Schiffsführer haftet für 
die Nichtigfeit der Angaben hinſichtlich der Zah! 
und Urt der aeladenen Kolli, jowie dafür, dei 
(eine unverpadt geladene Waare in der Declaru- 
tion verſchwiegen ift. — Die Gattung der gelade 
nen Waaren hat der Sciifsführer nach beitem 
Wien anzugeben. it ihm der Inhalt einzelner 
Rolli unbefaunt, jo hat er dies in der generele 
Declaration zu bemerfen. 

$ 77. [Declaration der Eingänge zum Shift 
raum und der geheimen Beyältnifie.] Zuglas 
mit der generellen Declaration muß der Shit 
führer eine Declaration über die Zugänge zur 
Schiffsraum u. etwaige geheime Behältnijie über 
geben, jofern nicht eine joldye bereits bei ber 
Anjagepojten ($ 74) abgegeben iſt. 

8 73. [Schiffsprovifionelifte.] Es iſt fern: 
der generellen Declaration eine Declaration üb 
die am Bord befindlichen, für den Gebraud dr 
Schiffsmannſchaft und des Schiffd beſtimme 
Mund und anderen Vorräthe, die Effecten der 
Schiffsmanuſchaft u. die ES hiffsinventarienitüd 
(Schijfsprovijionglifte) beizufügen. Das Gewid 
der vorhandenen Borräthe braucht nur annäbern! 
angegeben zu werden. — Bei Schiffen, melde 
von ihrer Ankunft im Hafen bis zu ihrem Wir 
derausgange unter amtlider Bewachung ftehen, 
bedarf es der Abgabe einer Schiffs» Provifiont- 
liſte nicht. 

8 79. [Verbot des ig mit dem Lande 

evor die vorläufig 


wãrts Unjagepoften errichtet find, haben fich die Nevifion des Schiſſes (6 80) Seitens der Jo 
Schiffsführer bei diefen zu melden u. jänmtliche|behörde ftattgefunden hat, darf dafjelbe ohne & 
über ihre Ladung jprechenden Papiere abzugeben. laubniß der Hollbehörde weder am Ufer anlener 
Der Shijisführer ift ſogleich verpflichtet, dem noch irgend einen Verlehr nıit dem Lande ic 
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mit anderen Schiffen unterhalten. — Die Zoll- gleiten haben. Die Ladungspapiere werden amtlich 
behörde ift befugt, das Schiff jofort nach der An-⸗ abgeſtempelt, verfiegelt und mit einem über das 
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kunft durch ihre Beamten beſetzen zu laſſen. 
s 80. 


Schiff ausgefertigten Anfagezettel den Begleitungs« 


[Vorläufige Revilion des Schiffes.])beamten zur Ablieferung an das Amt am Ve— 


Nachdem die generelle Declaration, ſowie die jtimmungsorte übergeben. 


Declaration der Zugänge zum Schiffsraum und 


$ 84. Umladung in Leichterichiffe.] Die Ab- 


die Schiffsproviſionsliſte übergeben it, erfolat|lajlung im Anfageverfahren fann auch jtattfinden, 


die vorläufige Nevifion des Schiffes. Zugleich 
findet die jpecielle Nevifion des Proviants, der 
Schiffsvorräthe, der Utenfilien und Inventarien- 
ftüce, ferner der Effecten der Schiffsmannſchaft 
und des Neifegepäds der Paffagiere jtatt, ſofern 
nicht etwa für das letztere Abfertigung unter 
Begleiticheincontrole beantragt wird. — Demnächſt 
werden die Waarenräume des Schiffes und die 
etwa die Verdeck- od. Kajütfracht bildenden Waaren 
unter amtlichen Verſchluß geiegt (55 94 bis 96), 
oder das Schiff bleibt unter amtlidyer Bervad)- 
ung. — Der Schifisproviant wird injoweit zoll— 
frei und außer weiterer Controle gelajjen, als 
derjelbe den muthmaßlichen Bedarf der Schiifs 
mannjchaft während der Dauer des Aufenthal- 
tes des Schiffes im Lande nicht überjteigt. Da: 
gegen werden die diefen Bedarf überjteigenden 
Mengen zur Verzollung gezogen oder auf den 
Antrag des Schiffsführers unter amtlichen Ver- 
ſchluß We 

N 81. [Specielle Declaration, Reviſion und 
weitere Abfertigung.) Binnen einer von der Boll» 
behörde örtlich zu bejtimmenden Friit hat dem- 
nächſt der Waarenführer od, der Waarenempfäns 
ger die eingegangenen Waaren dem Grenzzoll- 
amte ſpeciell ($$ 22 ff.) zu Ddeclariren, jofern 
nicht nach $ 27 der Antrag auf Vornahme der 
anıtlichen Nevifion geitellt wird. — Hinſichtlich 
der Derlaration, Reviſion und weiteren Abferti» 
gung der Waaren kommen die Beltimmungen 
der SS 29 und 39 bis 51 zur Anwendung. — 
Abweichungen von dem declarirten Gewicht kön— 
nen nad den von der oberiten Yandes-Finanz- 
behörde zu trejfenden näheren Anordnungen bis 
zu zwanzig Prozent von dem declarirten Gewicht 
der einzelnen Kolli od. einer zuſammen abgefer: 
tigten gleichnamigen Waarenpojt ſtraffrei gelaſſen 
werben. | 

$ 82. [Beichädigte Strandgüter.] Für be 
ihädigte Güter, welche aus den an den Küjten 
von Bollvereinsitaaten geftrandeten Schiffen ge- 
borgen find u. im Wege Öffentlichen Aufgebotes 
um Berfauf gelangen, it auf den Antrag der 
Betheitigten ein Eingangszoll von zehn Prozent 
des Bruttoertrages des Auctiongerlöfes zu erhe— 
ben, wenn ſowol die Behörde, welche die Auction 
abhält, als die Zollbehörde die ftattgehabte Be— 
fhädigung der Waare beicheinigt. 

883. Toinfageverfahren.) Auf den Antrag des 
Schiffsführers können die Schiffe von dem Grenze 
zollamte im Unfageverfahren nad dem Bejtinms 
ungsorte abgelajjien werden. Zu diefem Ende 
hat der Schiffsführer fogleich nad) jeinem Ein— 
treffen, falls e8 nicht bereit3 bei einem Anfage- 
poiten 


eichehen it, dem Grenzzollamte jämmte| 


nadhdem ein Theil der Ladung bei dem Grenze 
zollamte entlöicht ‚oder die Yadung ganz oder 
theilweije in Leichterſchiffe übergeladen worden it. 
Es mus jedoh, wenn das Schiff feine Ladung 
ganz an Leichterfahrzeuge abgegeben hat u. im 
Eingangshafen zurüdbleibt, der Schijisführer für 
die Berichtigung des Declarationspunftes am Bes 
ftimmungsorte ($ 86) perfönlid od. durd) einen 
Bevollmächtigten Sorge tragen. Die zollamtliche 
Abfertigung der beim Örenzeingangsamte ent 
löichten Waaren erfolgt nach Maßgabe der Ber 
ſtimmungen in den 88 39—51. 

$ 85. [Verpflichtungen des Schiffsführers auf 
der Fahrt zum Bejtimmungsorte] Die Schiffs— 
führer müffen ihre Fahrt zum Beitimmungsorte 
unverweilt und ohne weiteren Wufenthalt, als 
durd natürliche Hinderniffe unvermeidlich wird, 
jortiegen, aud; während derjelben die Ladung 
unberührt lajjen. Die Schiffe dürfen ohne Er— 
laubniß der Zollbehörde auf der Fahrt weder 
am Ufer anlegen, noch mit dem Ufer oder mit 
anderen Schiffen Verkehr treiben. 

$ 36. [Mbfertigung am Beſtimmungsorte.] 
Hinfichtlic) der Declaration, Revifion u. weiteren 
Abfertigung am Beitimmungsorte gelten die Be— 
itimmungen der $$ 75—81. — Sollen die Waaren 
unverzollt auf einer Eifenbahn weiter verjendet 
werden, jo fanı die —— mittelſt Ladungs⸗ 
verzeichniſſes nach Maßgabe der Beſtimmungen 
in dem $ 69 erfolgen, — $87. Soll die Ladung 
de3 Schiffe? von dem Grenzzollamte unter Be— 
gleitiheincontrole abgelafjen werden, jo kommen 
die Vorjchriften in den 58 41- bi 51 zur An— 
wendung. 

5 88. [B. Waaren-Ausgang.] Ueber die zur 
Ausfuhr jeewärts beſtimmten Güter, welche aus: 
gangszollpflichtig find oder deren Ausfuhr nad: 
gemwiejen werden muß, hat der Schiffsführer der 
goll» oder Steuerjtelle am Orte der Einladung 
eine Ausgangsdeclaration zu übergeben, welche 
den Namen des Schiffe u. des Sciffsführers, 
die Nationalität und Tragfähigkeit des Schiffes, 
die Zahl, Verpadungsart, Zeichen u. Nummern 
der Kolli, die Gattung der Waren, die Namen 
der Verjender u. den Beſtimmungsort, jowie die 
Bezeichnung der über die geladenen Waaren er- 
theilten anulichen Bezettelungen enthalten muß. 
— Einer Anmeldung der zur Ausfuhr ſeewärts 
bejtimmten Güter des freien Verkehrs, welche 
feinem Ausgangszolle unterliegen, bedarf es nicht. 
— Die Verladung erfolgt unter amtlicher Auf« 
fiht. Ausgangszollpflichtige Gegenjtände müſſen 
vor der Berladung vorihriftsmäßig angemeldet 
und verzollt fein. 

$ 89. [C. Löſch- u. Ladepläge.] Die Löſchung, 


liche über feine Ladung ſprechenden Papiere zu jowie bie Einnahme von Ladungen darf nur an 
übergeben. — Das Schiff wird in der Regel mit den von der Zollbehörde dazu beitimmten Stellen 
wei Beomten bejetst, welche daſſelbe zu beauf-, erfolgen. 

Fchtigen und nach dem Beitimmungsorte zu ber & 90. [D. Hafen-Regulative) Die näheren 
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Beſtimmungen über das beim Eingange u. Aus- Orte der Eingangsabfertigung erforderlichen 


gange jeewärt3 zu beobachtende 
halten die unter Berüdfichtigung der örtlichen 
Berhältniffe zu erlaffenden Hafenregulative, 


9 Behandlung bes Verkehrs mit den 
Staat3pojften. 


8 91. Die mittelft der Poſten eingehenden 
zollpflihtigen Waaren müſſen mit einer Inhalts— 
erflärung in Deutſcher od. Franzöſiſcher Sprad)e 
verjehen jein; den oberen Bollbehörden bleibt 
vorbehalten, auf einzelnen Grenzitreden im Falle 
des Bedürfniſſes auch Inhaltserklärungen in 
anderen Sprachen zuzulaſſen. Die Waaren wer— 
den von der Zollſtelle an der Grenze entweder 
ſchließlich abgefertigt oder an eine andere Zoll- 
oder Steuerſtelle zur weiteren zollamtlichen Be— 
Handlung bezw. zur Ausgangsabfertigung abge— 
lajien. — Die Entridtung des Eingangszolles 
von den zum Verbleib im Bereinsgebiet bejtimns 
ten Bojtgütern erfolgt im Wohnorte des Empfän— 

ers, oder, wenn feine Zoll» od. Steuerftelle da: 
elbjt vorhanden iſt, bei einer geeignet gelegenen 
Hebeitelle, deren Wahl der Poftbehörde überlafien 
bleibt. — Bei den durchgehenden Poſtſtücken findet 
feitens de3 Grenzausgangsamtes eine Vergleidy- 
ung mit den Anhaltserflärungen und, wenn es 
* nöthig erachtet wird, den Poſtkarten od. den 

egleitbriefen ftatt. Nah dem Ermeſſen der 
HBollbehörde kann die Durhführung der Poit- 
ftüde durch das Bereindgebiet aud unter Ge- 
fanımtverfchluß oder ftatt dejien unter amtlicyer 
Begleitung erfolgen. — Sollen Gegenftände mit 
der Poſt nad) den Auslande verjendet werden, 
welche einem Ansgangszolle unterliegen, jo muß 
diejer vorher entrichtet werden. — Die näheren 
Beitimmungen wegen der Behandlung des Ver— 
fehrö mit den Bolten find in einem bejonderen 
Negulativ enthalten, 


10. Behandlung ber Reijenden, 


8 92. Die vom Auslande eingehenden Reifen- 
ben, welche zollpflichtige Waaren bei ſich führen, 
brauchen diejelben, wenn fie nicht zum Handel 
beftimmt find, nur mündlich anzumelden. Auch 
fteht es ſolchen Reiſenden jrei, ftatt einer be 
ftimmten Antwort auf die frage der Bollbeamten 
nad) verbotenen oder zollpflidtigen Waaren, ſich 
her der Reviſion zu unterwerfen. In die 
ent Falle find fie nur für die Waaren verant- 
wortlich, welche fie durch die getroffenen Anjtal- 
ten zu verheimlichen bemüht gewejen find. — 
Einer Anmeldung bei den Unjagepoften ($ 88) 
bedarf e3 nicht. Der Anjagepojten kann, wenn 
er es für nöthig erachtet, die Reijenden bis zum 
Grenzzolamte begleiten laſſen. — Die Effecten 
ber Reiſenden werden in der Regel jogleidy beim 
Grenzeingangsamte ſchließlich abgefertigt. Beim 
Ausgange find diejelben nur aus bejonderen Ver: 
dachtsgründen einer Reviſion unterworfen. 


11. Behandlung der einem Werthzolle 
unterliegenden Gegenjtände. 

8 93. Die in dem Vereinszolltarif feſtgeſetzten 

Werthzölle jollen nad) den Werthe am Orte des 


erfahren ent-| Transporte, Verſicherungs- und Commilfions 


foften, berechnet werden. — Wer einen jolchen 
Gegenitand einführt, hat defjen Werth jchriftlich 
zu declariren, — Wenn die Zollbehörde den de 
clarirten Werth für ungulänglich erachtet, jo jol 
fie berechtigt jein, die Waaren zu behalten, gegen 
Zahlung des declarirten Werthe3 mit einem Zu— 
ſchlage von fünf vom Hundert an demjenigen, 
welcher diejelben eingeführt hat. — Dieſe Zahl- 
ung muß innerhalb der auf die Declaration fol 
genden vierzehn Tage erfolgen und ed müſſen die 
etwa erhobenen Zölle gleichzeitig erftattet werben. 
— Wenn die Zollbehörde das Vorlaufsrecht aus: 
üben will, jo fann derjenige, gegen weldyen das— 
jelbe ausgeübt werden joll, jofern er es vorzieht, 
die Abihäpung der Waare durch Sadverjtändig: 
verlangen. Diejelbe Befugniß ſteht der Zollbe— 
Hörde zu, wenn fie es nicht für angemeſſen er: 
achtet, jofort von dem Vorkaufsrechte Gebraud 
zu machen. — Wenn die Schägung durch Sad 
verjtändige ergibt, dai ber Werth der Wagate 
den bei der Einfuhr Ddeclarirten nicht um fünt 
vom Hundert überjteigt, jo jo der Zoll nach den: 
in der Declaration angegebenen Betrage erhoben 
werden. — Wenn der Werth den declarirten um 
fünf vom Hundert überjteigt, jo fann die Boll: 
behörde nad) ihrer Wahl das Vorkaufsrecht aus- 
üben, oder den Zoll nach dem durd) die Sad) 
verjtändigen ermittelten Werth erheben. — Die: 
jer Zoll joll zur Strafe um die Hälfte feines 
Betrages erhöht werden, wein der von den Sad 
verjtändigen ermittelte Werth um zehn vom 
Hundert höher iſt, als der declarirte, — Die 
Kojten der Unterjuhung find von den Deela— 
rauten zu tragen, wenn der durch die jchieds 

richterlihe Entſcheidung ermittelte Werth den 
declarirten Werth um fünf vom Hundert über: 
fteigt ; im entgegengeiegten Falle find diejelben 
von der Hollbehyörde zu tragen. — Im Fall 
einer Abſchätzung der Waare wird der eine der 
beiden jachverftändigen Schiedsrichter von dem 
Declaranten, der andere von dem Borjtande der 
Localzollbehörde ernannt. Bei einer Dieinungs 
verjchiedenheit oder, wenn der Declarant es ver 
langt, ſchon bei der Niederfegung des Schiedäg:: 
richis, wird ein Obmann von den Sachverſtan— 
digen gewählt, oder ſofern ſich die Tepteren über 
die Wahl nicht verftändigen, von dem Präfiden- 
ten des zuftändigen Handelsgerichts oder, wo ein 
ſolches nicht vorhanden ift, von dem Vorſitzenden 
des Civilgerichts erfter Juftanz ernannt. — Die 
ſchiedsrichterliche Entſcheidung muß innerhalb der 
auf die Nlieberfchung des Schiedsgerichts folgen- 
den vierzehn Tage abgegeben werden. 


12, Waarenverichluß. 


8 94. Der zollamtliche Verſchluß erfolgt dur 
Kunfticdhlöfjer, Bleie oder Siegel, — Tas ab» 
fertigende Amt hat zu beſtimmen, ob Verſchluß 
eintreten, welche Art deſſelben angewendet und 
welche Zahl von Schlöſſern, Bleien 2c. angelegt 
werden joll, Es kaun verlangen, daß derjenige, 
welcher die Abfertigung begehrt, die Vorricht— 


Urjprungs oder der Fabrikation des eingeführten ungen treife, welche es für nöthig Hält, um den 


Gegenjtandes, mit Hinzurechnung der bis zum 


Verſchluß anzubringen, $ 95. Das erforderliche 
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Material an Blei, Lad, Licht und Verſicherungs Rechnung des Staates verwaltet werben, die 
Tchnur, jowie die fortan erforderlichen Schlöjjer |folgenden Säge nicht überſchreiten: für das Yager 


Beidafft die Zollverwaltung, vorbehaltlid des 
Anſpruchs auf Erjag der Kojten für verloren 
egangene oder beihädigte Schlöjfer gegen die- 
nn welche die Schuld des Verluftes oder der 
Beihädigung trifft. Eijenbahnverwaltungen ha- 
Ben in diejer Beziehung für ihre Angejtellten zu 
Haften. — Das übrige zu der Verichlußvorridht- 
ung nöthige Material muß von den Betheiligten 
Bejorgt werden. $ 96. Bei eingetretener Ver 
Legung des Waarenverſchluſſes kann infolge der 
im Begleitichein ꝛc. von den Ertrahenten über: 
zıommenen Verpflichtung für die Waaren, je nad 
Dem ihre Gattung ermittelt ijt oder nicht, Die 
Entrichtung des tarifmähigen oder des hödjiten 
Eingangszolles verlangt werden. — Wird ber 
Berihluß mur durch zufällige Umjtände verlegt, 
fo kann der Inhaber der Waaren bei dem näd)- 
ten zur Verichlußanlegung befugten Zoll» oder 
Steueramte auf genaue Unterfuhung des That- 
beftandes, Revijion der Waaren und neuen Ber: 
ſchluß antragen. Er läßt fi die darüber auf- 
genommenen Verhandlungen aushändigen und 
gibt fie an dasjenige Amt, welchem die Waaren 
zuzuitellen jind, ab. Der Zollbehörde bleibt die 
Enticheidung überlaffen, ob nad) den obwaltenden 
Umſtänden von den oben angegebenen Folgen der 
Berichlußverlegung abgejehen werden kann. 


13. Bon den Niederlagen unverzolliter 
Waaren. 


8 97. [A. Oeffentliche Niederlagen) Zur 
Beförderung des mittelbaren Durchfuhrhandels 
und des innewen Verkehrs werden in den wid 
tigeren Handelsplägen des Vereinsgebietes, ſowie 
bei den Yauptzollämtern an der Grenze, wo ein 
Bedürfniß dazu fich zeigt, unter amtlicher Auf- 
ficht jtehende öffentlicye Niederlagen eingerichtet, 
in weldien Waaren bis zu ihrer weiteren Be» 
——— unverzollt gelagert werden können. — 

ie öffentlichen Niederlagen find entweder: afl- 
gemeine Niederlagen (Packhöfe, Hallen, Lager- 
häujer, Freihäfen $$ 98 bis 104), oder bejchränfte 
Niederlagen ($ 105), oder freie Niederlagen Frei— 
läger $ 107). — An Orten, wo feine dem Staate 
gehörigen Gebäude, welche ald Niederlagen be- 
nupt werben fünnen, oder dergleichen Gebäude 
nicht in dem nöthigen Umfauge vorhanden find, 
ift es Sade der Kaufmannſchaft oder der Com- 
mune, welche eine folche Anlage oder deren Er- 
mweiterung wünjchen, den erforderlichen ficheren 
Raum zur Benugung des Staates zu ftellen. 

8 98. [1. Allgemeine Niederlagen. Nieder 
lagsrecht — Lagerfriſt.) — Das Niederlagerecht 
wird der Regel nach nur für ſolche Waaren be— 
willigt, auf denen noch ein Zollanſpruch haftet 
und weiche nicht durch die beſonderen Niederlage- 
Regulative ($ 106) von ber — ausge⸗ 
ſchloſſen ſind. — Die Lagerfriſt ſoll in der Regel 
einen Zeitraum von fünf Jahren nicht über- 
ſchreiten. 

8 99. Lagergeld.) Wo Lagergeld erhoben 
wird, ſoll daſſelbe für jede Niederlage nad) dem 
Örtlichen Bedarf zur Dedung der Koſten feitge- 
ftellt werden, jedoch, jojern die Niederlagen ir 


monatlid a) von trodenen Waaren vom Gentner 
Ys, Thaler (3 Kreuzer), b) von flüjjigen Waaren 
vom Gentner Thaler (44, Kreuzer,. 

$ 100. [Haftung der lagernden Waaren.] Die 
in der Niederlage befindliche Waare haftet unbe- 
dingt für den darauf ruhenden Zoll. — Wird 
die Verabfolgung der Waaren aus der Nieder« 
lage vom Niederleger oder einer dritten Perſon 
verlangt, jo it diejem Verlangen nur unter den 
um $ 14 enthaltenen Beichränfungen zu will 
fahren. 

$ 101. [Geftattung der Umpadung.] Den 
Eigenthümern und Disponenten der lagernden 
Güter jteht es frei, in der Niederlage, unter Auf- 
ficht der Beamten, die Waaren behufs der Theil» 
ung, Sortirung, Reinigung, Erhaltung und jons 
itiger, mit dem Bwed der YWiederlage zu verein— 
barenden Behandlung umzupaden, jofern geeignete 
Räumlichkeiten dazu vorhanden find. — Zur Er- 
gänzung, Auffüllung ꝛc. der lagernden Waaren 
fönnen Waaren aus dem freien Verkehr in die 
Niederlage eingebracht werden. Diejelben nehmen 
damit die Eigenjchaft fremder unverzollter Waa— 
ren an. 

$ 102. [Berpjlihtungen der Niederlagever« 
waltung rüdjichtlich der lagerenden Waaren.) Die 
Niederlageverwaltung muß jür die wirthichaft« 
lie Erhaltung der Niederlageräume in Dad) 
und Sad, für ficheren Verjchluß derjelben, für 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung unter 
den in der Niederlage beichäftigten Perſonen, ſe— 
wie für Abwendung von Feuersgefahr im Innern 
ded Gebäudes und in dem dazu gehörigen ums 
ſchloſſenen Raum forgen und haftet für Beſchä— 
digungen der lagernden Waaren, welche aus einer 
ihr zur Lajt fallenden Unterlafjung oder Ber: 
nachläſſigung dieſer Fürjorge entjtehen. Dicfe 
Verpflichtung tritt erjt ein, nadhdem die Waare 
in die Niederlage aufgenommen und die amtliche 
Beſcheinigung hierüber ertheilt worden if. — 
Andere Beſchädigungen der lagernden Waaren 
und Unglüdsjälle, welche dicjelben trefien, hat 
die Niederlageverwaltung nicht zu vertreten. 

$ 103. Abmeldung von der Niederlage.) Die 
Verzollung oder weitere Abfertigung der von den 
Niederlagen adgemeldeten Waaren erfolgt nad) 
Maßgabe der bei der Einlagerung feitgeitellten 
Menge und Beichaffenheit derielben. — In Fällen, 
in welchen das Gewicht der Waaren während der 
Lagerung durd) Umpaden ($ 101) oder durch zu— 
fällige Ereignifje eine Verminderung erfahren hat, 
oder in denen anzunehmen ijt, da eine bei der 
Abmeldung wahrgenommene Gemwichtdverminder- 
ung lediglih durd Eintrodnen, Einzehren, Ber- 
jtanben, Verdunſten, oder gewöhnliche Lekkage 
entjtanden ift, bildet dad Auslagerungsgewicht 
der Waaren die Grundlage der Abfertigung, jo» 
fern nicht von den Betheiligten die Verzollung 
oder Mbrertigung nach dem Einlagerungsgewicht 
verlangt wird. Liegt der Berdadht vor, daf«ın 
Theil der Waaren heimlih aus der Niederlage 
entfernt worden, jo ift ftet® dad Cinlagerungs» 
ervicht der Berzollung zu Grunde zu legen. — 

a8 Gewicht der etwa von den Waaren ent» 
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nommenen Proben wird befonders zur Verzoll» örtlih mit dem Hafen, in Verbindimg ftehende 
ung gezogen. — Bon ben auf der Niederlage’ freie Niederfageanitalten (Freiläger) errichtet wer- 


gänzlich verborbenen und unbrauchbar gewordenen den, — Derartige Niederlagen werben mit dem 
Waaren wird, nachdem diejelben unter amtlicher Maßgaben, welche die für die einzelnen Nieder- 
Aufficht vernichtet worden find, ein Zoll nicht lagen zu erlaffenden Regulative enthalten, zoll- 


erhoben. 

$ 104. [Verfahren mit Maaren: a) deren 
Eigenthümer unbefannt iſt.) Sind Güter, deren 
Eigenthümer und Disponenten unbefannt find, 
ein Jahr in der Niederlage geblieben, jo joll dies 
unter genauer Bezeichnung derjelben zu zwei ver- 
ichiedenen Malen mit einem Zwijchenraum von 
mindejtens vier Wochen durch öffentliche Blätter 
befannt gemacht werden und wenn ich hierauf 
binnen ſechs Monaten nad) der letzten Befannt 
machung Niemand meldet, die Niederlageverwalt 
ung berechtigt fein, die Güter öffentlich meiſt— 
bietend zu verkaufen. Der Erlös bleibt nad) 
Abzug der Belanntmahungs- und Verkaufskoſten, 
der Abgaben, ſowie der etwa auf die Erhaltung 
der Waaren verwandten Koften und des Lager- 
geldes ſechs Monate hindurch aufbewahrt und 
fällt, wenn er bis zu deren Ablauf von Niemand 
in Anſpruch genonmen wird, der Staatäfajje 
anheim. — Sind bdergleihen Waaren einem 
ſchnellen Verderben ausgejegt, jo fann ein früherer 
Verkauf mit Genehmigung der dem Hauptamte 
vorgejegten Behörde in der Art geichehen, dal; 
der Licitationdtermin im Orte zu zwei verſchie— 
denen Malen innerhalb acht Tagen öffentlich be: 
kannt gemacht wird. — [b) welche binnen fünf 
Fahren aus der Niederlage nicht abgeholt wer- 
den.] Haben Güter, deren Eigenthümer oder 
Disponent befannt ijt, länger als fünf Jahre 

elagert, jo ijt derjelbe, ſofern nicht auf jeinen 
Antrag ausnahmsweiſe eine längere Lagerung 
bewilligt ijt, aufzufordern, die Güter binnen einer 
Friſt, welche vier Wochen nicht überichreiten darf, 
von der Niederlage zu nehmen, Genügt er die- 
Ir Aufforderung nicht, jo wird zum öffentlichen 

erfauf der Waaren gejchritten und der Erlös 
nad) Abzug der Koften und Abgaben dem Eigen- 
thümer oder Disponenten zugejtellt. 

8 105. [2. Beſchränkte Niederlagen.] Bei den 
Aemtern an ſolchen Orten, welche nicht im Genuß 
des Niederlageredjtes find, fönnen, wo ſich ein 
Bedürfniß dazu ergibt und geeignete Räume vor- 
handen find, Waaren unverzollt mit der Maß- 
gabe niedergelegt werden, daß die Lagerfrift in 
der Negel nicht über ſechs Monate dauern darf 
Nach Ablauf derjelben treten die im $ 104 ent» 
haltenen Beſtimmungen ein. — Wegen des Yager- 
geldes, der Gejtattung von Umpadungen und der 
Behandlung des während der Lagerung entitan« 
denen Mindergewichts fommen die Bejtimmungen 
für allgemeine Niederlagen in den 55 99, 101 
und 102 in Unmendung. 

$ 106. [3. Regulative für die Niederlagen.) 


gejeglich ald Ausland behandelt. Die zur Ein- 
und Ausladung, jowie zur Lagerung beftimmten 
Räume find duch fichernde Umichliegung von 
dem umgebenden Gebiete abzuichließen, 

‚8108. [B. Privatläger.] Waaren, auf denen 
ein Zollanſpruch haftet, können auch in Rrivat- 
räumen unter oder ohne Mitverjchluß der Zol- 
behörden niedergelegt werden. Sind die Raaren 
zum Abjak im Bereindgebiete beitimmt und mur 
zur Sicherung des darauf ruhenden, aber crebi- 
tirten Eingangszolles niedergelegt (Privatcredit- 
läger), jo darf die Lagerungsfrijt fih der Regel 
nach nicht über 6 Monate und — bei längerer 
Lagerung — wenigftens nicht über das Halender- 
jahr des Eingangs hinaus eritreden. — Sind die 
zu lagernden Waaren zugleih oder ausſchließlic 
zum Abjag nad) dem Auslande beftimmt (Privat 
Zranfitläger), jo finden auf dieſe Yäger, wenn fie 
unter amtlichem Mitverichluß ftehen, die Bejtimm- 
ungen in den 88 101 und 103 Anwendung ; rüd: 
fichtlich der Lagerfrift gilt die Vorjchrift des S 98. 
Dagegen haftet der Inhaber eines Privat-Tran- 
jitlagers, welches ſich nicht unter amtlichem Mit- 
verſchluß befindet, unbedingt für die Entrichtung 
des Eingangszolles von den zum Privatlager 
verabfolgten Waaren nad) Maßgabe des bei * 
Verabfolgung feſtgeſtellten Gewichts, inſofern er 
nicht die Entrichtung der Abgaben an anderen 
Orten, oder die Ausfuhr der Waaren in vorge 
ichriebener Art nachweiſt. — Für die Bewachung 
der unter amtlichem Mitverſchluß ftehenden Privat- 
Tranfitläger während ihrer Definung bleibt der 
Hollverwaltung vorbehalten, die Entrichtung von 
Gebühren zu fordern. F 109. Die näheren Be— 
ftimmungen darüber, für welche Gegenftände und 
unter welden Bedingungen Privatläger zu be 
willigen find, wird der Bundesrath des Bollver- 


eins treffen. 

110. [C Fortlaufende Conten.] Bur Er 
feihterung des Betriebes ausländifher Waaren 
nad) dem Ausfande fünnen an Großhandlungen 
unverzollte fremde Waaren unter Eintragung in 
ein fortlaufendes Eonto mit der Mafgabe ver- 
abfolgt werden, daß die Wiederausfuhr derielben 
nach dem Auslande nachgewieſen oder die Wer 
zollung zum Eingange bewirkt werden mu. — 
Die Bedingungen, unter denen derartige Gonten 
zu bewilligen jind und die Verpflichtungen der 
Conteninhaber werden duch ein bejonderes Re 
gulativ bejtimmt. 

14. Verfehrserleihterungen und Beirei- 


ungen. u 
8 111. [1. Verjendungen aus dem Vereintge- 


Die näheren Bedingungen über die Benutzung biet durch das Ausland nach dem Bereinsgebiet.) 
der einzelnen Niederlagen, ſowie die fpeciellen | Bei Verſendungen der im freien Verkehr jtehenden 
Vorſchriften über die Abfertigung der zu den- Gegenſtände aus dem Bereinsgebicte durch das 


jeden gelangenden und aus ihnen zu entuchmen- 
den Waaren enthalten die zu erlafienden Regu— 
lative. 

8 107. [4. Freie Niederlagen.) In den wich— 


Ausland nad) dem Vereinsgebiete iſt dem Aus- 
gangs-Zollamte, oder einem zu dieſer Abfertigung 
befugten Amte im Innern eine Declaration vor 
zulegen, worin die Art und Menge ber zu ver 


tigeren Seeplätzen des Vereinsgebietes können jendenden Waaren mit ihrer ſprachgebräuchlichen 
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ober handelsüblichen Benennung und deren Be⸗ Gegenftände aus dem Auslande zu öffentlichen 


ftimmungsort anzugeben ift. Einer Angabe des: Ausstellungen, ober 


Nettogemwichtö der in einem Kollo zufammen ver- 
padten, verſchieden tarifirten Waaren bedarf es 
nit. — Es tritt fodann die Revifion und, der 


Negel nad), der amtliche Verſchluß der Waaren melde zur 


ein. Dem Abfertigungsamte bleibt es überlaffen, 
auch andere Maßregeln zur Sicherung gegen eine 
Bertaufhung der Waaren zu treffen. Bei Ber- 
fendung von Wein können Proben entnommen 
werden, welche verichlofjen der Sendung beizu- 
fügen find. — Der Abjender erhält demnädjit die 
hiernach befcheinigte Declaration zurüd, auf wel- 
her zugleich die zum Eintreffen beim Wieder- 
eingangsamte verftattete Frift bemerkli wird. — 
Hat die Ausgangsabfertigung bereit bei einem 
Amte im Inneren ftattgefunden, jo bedarf es bei 
dem Grenzausgangsamte nur der Recognition 
bes Verſchluſſes. — Bei derartigen Berjendungen 
von ausgangszollpfligtigen Waaren fann Sidyer- 
ftellung des Ausgangszolles verlangt werden. — 
Bei dem Wiedereingangsamte werden die Öegen- 
ftände auf den Grund der zu übergebenden De- 
claration revidirt und nad ricdhtigem Befund 
ohne Zollerhebung abgelafjen, Sind die Waaren 
unter Kollo-, beziehungsmeije Wagen: od. Schiffs» 
verſchluß abgefertigt, jo beſchräntt fid) die Revi— 
fion beim Wiedereingangdamte in der Regel auf 
die Prüfung und Löfung des angelegten Ver— 
ſchluſſes. Auf den Antrag ded Waarenführers 
tönnen auch die Waaren von dem Grenzzollamte 
unter Belafjung des amtlichen Verſchluſſes auf 
ein Amt im Innern zur jchließlichen Abfertigung 
abgelajjen werden, — Wird bei dem Transport 
von Waaren, welde unter YZollcontrole jtehen, 
zwifchenliegendes Ausland berührt, jo muß die 
Waare dem Ausgangs» und dem Wiedereingangss 
amte zur Revijion gejtellt und der richtige Aus» 
gang, beziehungswetje der Wiedereingang auf der 
die Sendung begleitenden Bezettelung bejcheinigt 
werden. — Nach örtlihem Bedürfnifje können 
von der oberjten Landes-Finangbehörde für den 
Verkehr aus dem Bereinägebiete durch das Aus— 
land nad) dem Vereinsgebiete Erleichterungen 
zugejtanden werben. 

112. [2. Meß- oder Marktverkehr.] Zur 
Erleichterung des Beſuches ausmwärtiger Mejien 
und Märkte kann die zollfreie Nüdbringung der 
unverfauft gebliebenen, aus dem freien Verkehr 
des Bollvereins ftammenden Waaren verjtattet 
werden. — Nicht minder wird den fremden Han— 
del» und Gewenbetreibenden, melde vereinslän- 
difche Mefjen und Märkte bejuden, von ihren 
unverfauften Waaren Erlaß des Eingangszolles 
bei der Wiederausfuhr gewährt. 

13. [3. Retourwaaren.] Bereinsländifche 
Erzeugniffe oder Fabrilate, welde, außer dem 
Mep- und Marktverlehr, auf Beitellung, zum 
Eommiljionsverkauf, zur Anficht, zu öffentlichen 
Ausſtellungen oder zum vorübergehenden Ge— 
brauch nach dem Auslande gejandt find und von 
dort zurüdtommen, können vom Eingangszolle 
jrei gelajjen werden, jofern kein Zweifel bawider 
bejteht, daß dieſelben Waaren wieder eingehen, 


zum vorübergehenden Ge- 
brauche eingehen und demnädjt wieder audges 
führt werben. 

$ 115. [4. Veredelungsverfchr.] Gegenstände, 
erarbeitung, zur Bervollfommnung, 
oder zur Meparatur mit der Beitimmung der 
Wiederausfuhr eingehen, fönnen vom —— 
—— befreit werden. — In beſonderen Fällen 
ann dies auch geſchehen, wenn Gegenſtände zu 
einem der bezeichneten Zwecke nach dem Auslande 
gehen und im vervolllommneten Zuſtande zurück- 
tommen. 

116. [5. Grenzverkehr.) In Bezug auf den 
Heinen Grenzverfehr können nach Maßgabe des 
örtlichen Bedürfniſſes befondere Erleichterungen 
angeordnet werden. 

117. [6. Strandgüter.] Inländifche Strand- 
güter von Schiffen, welche nad) dem Auslaufen 
verunglücden, bleiben, wenn die Thatſache volls 
— nachgewieſen iſt, frei vom Eingangszolle. 

$ 118. [7. Bedingungen der vorſtehenden 
Erleichterungen — anderweite Bollerlafje aus 
Billigkeitsrüdfichten.] Die allgemeinen Beding- 
ungen und Controfen, unter denen die in den 
ss 111 bis 117 erwähnten Erleichterungen und 
Befreiungen eintreten, werden von dem Bundes» 
rathe des Zollvereins vorgejchrieben werden. — 
Der Bundesrath wird ferner darüber Beitimm- 
ung treffen, ob und unter welchen Bedingungen 
auch in anderen als den oben erwähnten Fällen 
für die aus dem freien Verkehr des Zollvereins 
nad dem Auslande gefandten Gegenftände beim 
Wiedereingange, oder für die vom Auslande ein- 
gegangenen Gegenstände beim Wiederausgange 
aus Billigkeitsrüdfichten ein Bollerlaß gewährt 
werden darf. 


15. Eontrolen im Örenzbezirte. _ 


8 119. [Zransportcontrole] Innerhalb des 
Grenzbezirls unterliegen nad) Maßgabe der von 
der oberjten Landes-Finanzbehörde zu treffenden 
Anordnungen ſolche Waaren, bei welchen es nad) 
den örtlihen Berhältniffen zur Sicherung gegen 
heimliche Einfuhr oder Ausfuhr nothwendig er» 
icheint, einer Transport » Eontrole.. Zu diejem 
Zwed hat Jeder, welcher Waaren diefer Art im 
Srenzbezirfe trandportirt, ſich durch eine amt— 
liche Beiheinigung (Legitimationsſchein) darüber 
auszumeijen, daß er zum Transporte der gehörig 
bezeichneten Waaren in einer gewiſſen Frift und 
auf den vorgejchriebenen Wegen befugt jei. — 
Beim Eingange aus dem Auslande und in ber 
Richtung von der Grenze nad) der Bollitelle be- 
darf es auf der Zollfiraße keines Transportaus— 
weiſes. Von der Zollſtelle bis zur Binmenlinie 
haben ſich diefe Transporte durd) die bei erfterer 
erhaltene Bezettelung zu legitimiren. 

$ 120. [Allgemeine Befreiung von der Legiti 
mationsſchein⸗Pflichtigkeit.) Won der Verpflichtung 
zur Legitimation im Grenzbezirke find allgemein 
befreit: a) rohe Erzeugnifje des Bodens und der 
Viehzucht eines inländiichen Landguts für den 
Verkehr innerhalb des Gutsbezirld. Wird das 


velche ausgegangen find. K 114. Die Freilafjung (Landgut von der Grenzlinie durchichnitten, jo ſind 


vom Eingangszolle kann auch erfolgen, wenn 
Grotefend, Polizeisterifon. 


nad) der Dertlichkeit bejondere Auffichtsmaßregeln 
76 
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vorzufchreiben; b) der Transport auf den dem Zwecke des Zollſchutzes erforberlihen, von ber 
Öffentlichen Verkehr dienenden Eifenbahnen aus oberſten Landes » Kinanzbehörde anzuordnenden 
dem Binnenlande in den Grengbezirt; c) Gegen: Beſchränlungen betrieben werden. — Auf Ma— 
ftände, die innerhalb einer Stadt, eines Dorfes |terial» und Spezereimaaren, auf Wein, Brannt- 


BVereinszollgefeb. 


oder einer gefchlofjenen Ortichaft des Grenzbezirks 
von Haus zu Haus gejendet werden, vorbehalt- 
lich der aud) über jolhe Transporte, jojern die» 
jelben die im Eingange des $ 119 gedachten 
Waaren zum Gegenftande haben, auf Verlangen 
der Zollbeamten zu liefernden Nachweifung der 
Terzollung oder zollfreien Abjtamımung der leh- 
teren; d) der Gütertransport mit den Poſten. 
Die Boftanftalten im Grenzbezirte dürfen jedoch, 
wenn es für nöthig erachtet und ihnen befannt 
gemacht wird, entweder allgemein oder von ge- 
wiſſen Perjonen, Pädereien zur Beförderung 
landeinwärt3 nur gegen eine, für jeden einzelnen 
Fall zu ertheilende ſchriftliche Erlaubniß des be- 
treffenden Zollamtd annehmen, welche dann das 
Poſtſtück zum Beitimmungsorte begleitet. 

& 121. [Waarentransport auf Gewäſſern.) 
An den Ufern der Gewäſſer im Grenzbezirke und 
auf ben in dieſen Gewäſſern gelegenen Inſeln 
dürfen zollfreie Gegenftände im verpadten Zu— 
ftande oder zollpflichlige Gegenftände ohne be- 
fondere Erlaubniß nur an jolden Stellen aus— 
und eingeladen werden, welche zu Yandungsplägen 
($ 17) bejtimmt und als jolche bezeichnet find. 
Für Gewäſſer, welche längs der Bollgrenze ſich 
erjtreden, bleibt e3 der oberften Zandes-Finanz- 
behörde überlaffen, nad dem örtlichen Bedürf— 
niß eine Entjernung zu beftimmen, bis auf welche 
beladene Fahrzeuge ohne Erlaubniß des nächſten 
Bollanıtes ſich dem Ufer nur nähern dürfen. 
Unverdedte Nahen, welche zollfreie Gegenftände 
geladen Haben, unterliegen dieſer Beichränfung 


nicht. 

Tiee. Beſchränkung bed Transports in Be- 

zug auf die Zeit.) Der Transport der der Le— 
itimationsicheincontrole unterliegenden Waaren 
im Grenzbezirke iſt nur innerhalb der im $ 21 
bezeichneten Tageszeit geftattet, jofern nicht der 
Transport auf den dem öffentlichen Verkehr die- 
nenden Eijenbahnen ftattfindet od. in bejonderen 
Fällen von dem zuftändigen Haupt od. Neben- 
zollamte vor dem Beginne des Transportes eine 
Yusnahme nachgelaffen ift. 

8123. [Austellung des Transportausweiſes.) 
Der zum Transport erforderliche Ausweis wird 
ansgejtellt: a) beim Eingange aus dem Uuslande 
von demjenigen Grenz-Bollamte, bei welchem die 
Anmeldung und Abfertigung gejchieht; b) beim 
Uebergange aus dem Binnenlande in den Grenz» 
bezirt von denjenigen Aemtern und Expeditions— 
ftellen in der Nähe der Binnenlinie, welche zur 
Ausfertigung von Legitimationsfcheinen ermäd)- 
tigt find; ec) bei Verfendungen aus Orten des 
Grenzbezirld von der nächſten Boll- oder Expe- 
bitionitelle; d) auch fünnen Ortöbehörden oder 
andere dazu geeignete Perjonen zur Ausftellung 


wein und LZiqueure, jowie auf Zeuge, ganz oder 
theilweife au3 Baummolle, Wolle oder Seide, 
joll fi) der Regel nad die Erlaubniß nicht er 
itreden. Es können indeß von der oberiten Lan—⸗ 
des⸗Finanzbehörde für einzelne Grenzitreden in 
Bezug auf ſolche Waaren, welche dort feinen Ges 
genjtand des Schleihhandels bilden, Ausnahmen 
zugelaffen werden, — Soweit e8 zur Sicherung 
des Bollinterefjed für nöthig erachtet wird, ift 
auc der Marftbefuch, ſowie der ftehenbe Gewerbe: 
betrieb im Grengbezirfe den nach den örtlichen 
Verhältnifien von der oberſten Landes» Finany 
behörde vorzufchreibenden Eontrolen unterworfen. 
Insbeſondere Hat Jeder, welcher mit Waarer 
einen Handel treibt, auf die fich die angeordnete 
ipecielle Controle erftredt, ein Buch zu führen, 
worin rüdjichtlich der unmittelbar aus dem Au 
lande bezogenen Waaren beim Empfang derjelben 


der Tag und Ort, an umd in welchem die Ber | 


zollung ftattgefunden hat, bemerkt, und rückſicht⸗ 
lih der aud dem Inlande empfangenen Waarer 
der Nachweis hierüber enthalten fein muß. 


16. GControlen im Binnenlande, 


8 125. Ueber den Grenzbezirt hinaus find im 
Innern des Vereinsgebieted nad) Mafgabe der 
von der oberjten Landes-Finanzbehörde nach den 
örtlichen Verhältniſſen zu treffenden Anordnungen 
nur ſolche Waaren, welche einen Gegenftand des 
Scleihhandeld bilden und nur injoweit einer 
Eontrole unterworfen, da& 1) die aus dem Aus- 
ande oder aus dem Grenzbezirfe in das Innere 
bed Landes übergehenden Waaren mit den im 


Grenzbezirke empfangenen Bezettelungen bis zum 
Beſtimmungsorte begleitet fein müfjen u. 2) von 
den Handeltreibenden, welche dergleichen Waaren 
unmittelbar aus dem Auslande beziehen, über 
den Handel mit denſelben Buch zu führen und 
darin der Tag und der Ort der Verzollung jedes 
mal beim Empfang der Waare anzumerken ift. 
17, Hausſuchungen und körperliche 
Bifitationen, 

ö 126. Sind Gründe vorhanden, zu vermuthen, 
daß irgend Jemand im Grenzbezirke fich einer 
Uebertretung der Bollgejege ſchuldig gemacht Habe 
od. zu einer ſolchen Webertretung durch Bergung 
verbotener oder zollpflichtiger Waaren mitwirke, 
fo können zur Ermittelung derartiger Contraven- 
tionen Nachſuchungen nad) jolchen Vorräthen unter 
Erforderung des Ausweiſes über die gejchehene 
Berzollung oder den inländifchen Urjprung der 
vorgefundenen Waaren, auch Hausfudhungen von 
Zollbeamten unter Leitung eines Obercontroleurs 
oder eined andern Beamten gleichen oder höheren 
Ranges vorgenommen werden. Hausſuchungen 
dirfen jedoch nur unter Beachtung der nach den 


von Verjendungsicheinen ausnahmsweiſe ermäch- | Landesgejepen für Hausfuchungen im Allgemeinen 


tigt werden. 


vorgeichriebenen Förmlichkeiten ftattfinden. Der 


$ 124. [Eontrofe der Gemwerbetreibenden.]|Beobadytung diefer Förmlichkeiten bedarf es nicht, 


—— zu welchen auch das Halten von|wern auf der That betroffene, von den 


Boll 


anderlagern gehört, dürfen im Grenzbezirfejbeamten verfolgte Schleihhändler in Häufern, 
nur mit bejonderer Erlaubniß u. unter den zum! Scheunen zc. einen Zufluchtsort ſuchen. In fol- 
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hen Fällen müffen die verbächtigen Räume den befugt. — Innerhalb ber vorjtehend bezeichneten 
verfofgenden Zolbeamten auf Berlangen jofort | Befugniffe können Nebenzollämter erfter u. zweiter 
und zu jeder Zeit geöffnet und e3 dürfen letztere Klaſſe Waaren, welche mit Berührung des Aus- 
in Ausübung ihrer Dienftpflicht gegen die Flüch- landes aus einem Theile des Vereindgebietes in 
tigen auf keine Weije gehindert werden. — Auch|einen andern verjendet werden ($ 111) bei dem 
find unter den vorgedachten Nachſuchungen die] Aus- und Wiedereingange abfertigen. — Inſo— 
Revifionen bei den auf Grund des $ 124 diejes|weit dad Bedürfniß des Verkehrs e3 erfordert, » 
Geſetzes unter Controle jtehenden Gewerbetreiben-| werden einzelne Nebenzollämter von der oberiten 
ben nicht begriffen. — Hausfuchungen außerhalb | Landes » Finanzbehörde mit erweiterter Abfertig- 


Vereinszollgeſetz. 


bed Grenzbezirkes zum Zwecke ber Berfolgung 
einer Uebertretung der Zollgeſetze können nur 
von den zur Unterſuchung ſolcher Uebertretungen 
competenten Behörden angeordnet u. unter deren 
Leitung vorgenommen werden. $ 127. Berjonen, 
gegen welche der Augenichein den Verdacht er- 
regt, daß fie Waaren unter den Kleidern ver- 
borgen haben und welche der Aufforderung der 
Bollbeamten, fich diejer Gegenftände freiwillig zu 
entledigen, nicht ſogleich volljtändig genügen, fön- 
nen der förperlichen Vifitation unterworfen wer: 
den. Sie müjfen jedody, wenn fie die Viſitation 
nicht bei der nächſten Sollitelle oder Ortsbehörde 
wollen geicheben fajien, deshalb vor die zur 
Unterſuchung der Bolljtraffälle competenten Be— 
hörde geführt werden. 


18. Von den Dienitftellen und Beamten 
und deren amtlichen Befugnijjen. 


$ 128. [A. Im Grenzbezirk.) Jede Erhebungs” 
od. Abfertigungsitelle im Grenzbezirke ſoll durch 
ein Schild mit einer Inschrift bezeichnet werden, 
aus welcher hervorgeht, welche Behörde daſelbſt 
ihren Siß hat. Die Zolämter find entweder 
Hauptzollämter oder Nebenzollämter erfter oder 


ungsbefugniß, auch mit der Ermächtigung zur 
Ausftelung und Erledigung von Begleiticheinen 
1 verfehen werden. 8 129. Die Bay von 
Fuhrwerk oder Schiffen, jowie alle Perjonen, 
welhe Waaren transportiren, find verpflichtet, 
den Anordnungen der Grenz - Aufjichtsbeamten 
Folge zu leiften und dasjenige zu unterlajien, 
wodurch diejelben in Ausübung ihres Amtes ge 
hindert werden würden. Kiepen-, Korb» u. Pad 
träger, Fuhrwerke u. beladene Laftthiere, welche 
nicht verpadte Waaren führen, jowie als leer 
angegebenes Fuhrwerk können von ben Grenz» 
aufjehern auf der Stelle revidirt werden. — Ver— 
padte Waaren fünmen die Grenzaufjeher, wenn fie 
nicht durch außere Befichtigung davon eberzeugung 
erlangen, daß jolche feiner Tranport-Eontrole im 
Grenzbezirke unterworfen find, in der Richtung, in 
welcher jich die Transporte beivegen, zur nächſten 
Dienftitelle begleiten, oder ſolche zur Obrigkeit 
des nädjjten Ortes führen, um mit diejer eine 
Nahjuhung vorzunehmen, Bei Perjonen, gegen 
welche der Augenschein den Verdacht erregt, daß 
fie Waaren unter den Kleidern verborgen haben, 
it nah $ 127 zu verfahren. — Führer von 
Schiffegefäßen von weniger ald 5 Yaiten Trag- 


zweiter Klaſſe. — Bei den Hauptzollämtern ift|fähigfeit müfjen auf den Anruf der Grenzaufjeher 
jede Hollentrichtung und jede durch dieſes Geſetz ſo bald wie möglid anhalten, und, je nachdem 


vorgejchriebene Abfertigung ohne Einſchränkung 
fowol bei der Einfuhr ald bei der Ausfuhr und 
Durchfuhr zuläffig. — Bei Nebenzollämtern erfter 
Klaſſe Lönnen Gegenstände, von welchen die Ge- 
füle niht über 30 M vom Gentner betragen, 
od. welche nad der Stückzahl zu verzollen find, 
in unbejchränfter Menge eingehen. — Höher be» 
legte oder nad dem Werthe zu berzollende Ge- 
genftände dürfen nur dann über jolche Memter 
eingeführt werden, wenn die Gefälle von der— 
gleichen auf einmal eingehenden Waaren den Be- 
trag von 300 M nicht überfteigen. — Zur Ab- 


e3 verlangt wird, entweder dem Ufer zuſteuern 
und dort an fchidlichen Stellen anlegen, od. die 
Ankunft der Grenzaufjeher abwarten. — Wer 
Gegenjtände führt, welche zwar im Allgemeinen 
der Legitimationgjchein » Controle unterliegen, 
aber unter gewiſſen Umftänden von dem Trans» 
port-Nuswetje befreit find ($ 120), iſt verbunden, 
den Grenzaufjehern zur Stelle die nöthige Aus— 
funft zu geben, um fie zu überzeugen, daß die 
transportirten Gegenftände eines Ausweiſes nicht 
bedürfen. Kann dies nicht jofort genügend ge— 
ihehen, jo find die Grenzaufjeher befugt, den 


fertigung der auf den Eifenbahnen eingehenden| Transport dahin zu führen, wo bie verlangte 
Waaren mit Ladungsverzeihnii (55 63 und 69)| Auskunft mit Sicherheit zu erlangen ift. — Rei— 
find Nebenzollämter erjter Klafje ohne Einfchränf-|fende, welche ſich auf einer Zollſtraße in der un— 
ung befugt. — Ueber Nebenzollämter zweiter] bezweifelten Richtung nad dem Grenzzollamte 
Klafie können Waaren, welche nicht höher als|befinden, dürfen von den Grenzaufiehern nicht 
mit 15 M für ben Centner belegt find, od. welche| angehalten werden. $ 130. Die im $ 20 be 
nad ber Gtüdzahl oder nad dem Werte zu|zeichneten Beamten haben, um der ihnen dort 
verzolfen find, in Mengen eingeführt werden, von|aufgelegten Verpflichtung genügen zu Tönen, bei 
melden die Gefälle für die ganze Waarenladung|vorhandenem Verdächte, daß eine Verlegung der 
den Betrag von 75 M nicht überfteigen. Der Zollgeſetze beabfichtigt werde, die Befugniß, Per- 
Eingang von höher belegten Gegenftänden ift nur|jonen u. Waaren foweit anzuhalten, als ſolches 
in Mengen von höchſtens 25 kg zuläffig. Vieh den Grenzaufjehern jelbft verftattet ift. 
kann über Nebenzollämter zweiter Klaſſe in un⸗ 8131. [B. Im Innern des Vereinsgebietes.] 
beſchränkter Menge eingehen. — Den Ausgangs-⸗Im Innern des Vereinsgebietes beſtehen zur Er» 
oll Fönnen Nebenzollämter erfter und zweiter) hebung der Eingangs- u. Ausgangszölle Haupt- 
Klaſſe in unbejchränttem Betrage erheben. — Die- zoll- od. Hauptiteuerämter u. Zoll- od. Steuer⸗ 
jelben find ferner zur Abfertigung der mit ber ämter. — Hauptzoll- u. Haupffteuerämter, mit 
Poſt eingehenden Gegenftände ohne Einſchränkung denen eine Niederlage für Waaren verbunden ift, 
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auf denen noch ein Zollanſpruch haftet ($ 97), 
find zu jeber Zollerhebung oder fonftigen zoll« 
amtlichen Abfertigung, foweit fie nah dem Ge» 
jeße im Innern jtattfinden darf, ermädtigt. — 
Haupt» Steuerämter ohne Niederlage können bie 
ihnen durch Begleitihein 2 überwieſenen Boll» 
beträge erheben. Bur Ertheilung von Begleit- 
fcheinen 1 —* dieſelben, ſoweit es ſich um Aus- 
ſtellung neuer Begleitſcheine infolge der Theilun 

von Waarentransporten ($ 50) handelt, nur * 
Grund beſonderer Genehmigung befugt. Der 
oberſten Landes-Finanzbehörde bleibt es vor— 
behalten, — —————— dieſe Aemter auch zur 
Erledigung von Begleitſcheinen 1 zu ermächtigen. 
— Den Eingangszoll von den mit ber Poſt ein- 
gehenden Gegenjtänden dürfen alle Bol» und 
Steuerämter ohme Unterjdied erheben. Welche 
Boll- u. Steuerämter im Innern zur Erhebung 
des Ausgangszolles befugt find (5 34), ferner 
welche Aemter Abfertigungen nad) Maßgabe des 
& 111 vornehmen, pe welche Aemter Abfertig— 
ungen nadı Maßgabe der SS 63 und 66 bis 71 
und bei welchen Aus- und Umladungen der auf 
den Eijenbahnen unter Wagenverſchluß beförder— 
ten Güter ($ 65) ftattfinden können, beftimmt die 
oberjte Landes⸗Finanzbehörde. Der letztern bleibt 
es auch vorbehalten, nad Bedürfniß einzelnen 
Zoll: od. Steuerämtern im Innern die Befugniß 
zur Ertheilung u. zur Erledigung von Vegleit- 
ſcheinen beizulegen. $ 132, Steueraufjeher und 
andere Beamte im Innern, welche mit der Hand— 
habung der Waaren-Eontrole im Binnenlande 
($ 125) beauftragt find, müſſen, wenn fie fich in 
Dienftausübung befinden, entweder in Uniform 
gelleidet oder mit einer vom Ober-nipector des 
Bezirtes oder deſſen vorgejepter Behörde ausge— 
ftellten und unterfiegelten Legitimationdfarte ver- 
jehen fein. — Gie find befugt, Fuhrwerke und 
Badträger, welde dem Anjcheine nad) control« 
pflichtige Waaren führen und aus dem Grenz- 
bezirke fommen, während ded Transports anzu— 
halter Ind die Waarenführer zur Auskunft über 
die g. nen Waaren, jowie in geeigneten Fäl— 
len zur Vorzeigung der im Grenzbezirfe — 
tenen Bezettelungen aufzufordern u. durch äußere 
Beſichtigung der Ladung, wobei eine Veränder— 
ung in der Lage der geladenen Kolli u. eine Er- 
Öffnung Der Berpadirng nicht jtattfinden darf, 
ſich von der Uebereinftimmung der Ladung mit 
der erhaltenen Auskunft zu unterrichten. — Findet 
ſich hierbei, daß über eine controlpflidtige Lad— 
ung die erforderliche Bezettelung fehlt, oder er- 
gibt fi ein Verdacht, daß andere ald die ange- 
gebenen Waaren geladen find, od. daß die Lad— 
ung in der Menge von der vorgezeigten Bezettel- 
ung erheblich abweicht, jo müſſen die Auflicht, 
Beamten die Ladung zu der auf dem Wege zum 
Beitimmungsorte zunächſt —— Steuerſtelle, 
oder, wenn ſolche über eine halbe Meile von dem 
Orte entfernt liegt, wo ber verdächtige Trans— 
port angetroffen worden, zu der nädjiten in diefer 
Richtung vorhandenen Polizeibehörde begleiten, 
um dafelbft die nähere Unterſuchung der 


Ladung |jolde oder für den Fall 
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auch dieſe bie Befugniß zur Nachfrage über bie 

geladenen aus dem Grenzbezirfe fommenden &e- 

genftände, und, fofern fi darunter control» 

pflichtige Artilel befinden, zur Befichtigung der 

Yabung. 

Geihäftsftunden bei den Boll- und 
Steuerftellen. 

133. Bei jämmtlihen Grenzzollämtern und 
fonftigen im Grengbezirfe vorhandenen Abfertig- 
ungsſtellen ſollen, joweit nidjt unter Berädfih- 
tigung der örtlichen Verhältniffe eine andere Re— 
gelung ftattgefunden hat, an den Wocentagen 
in folgenden Stunden die Geſchäftslocale geöffnet 
u. die Beamten zur Abfertigung der Zollpflid- 
tigen daſelbſt gegenwärtig fein, nämlich: in den 

onaten October bis Februar einſchließlich: Vor⸗ 
mittags von 7'/, bis 12 Uhr und Nachmittag 
von 1 bi 5'/, Uhr: in dem übrigen Monaten: 
Vormittags von 7 bis 12 Uhr und Nachmittags 
von 2 bis 8 Uhr. — Bei den Daran und 
Hauptfteuerämtern im Innern jollen die Dienit- 
itunden folgende fein: in den Monaten October 
bis einjchließlich Februar: Vormittags von 8 bis 
12 Uhr und Nadhmittagd von 1 bis 5 Uhr; in 
den übrigen Monaten: von 7 biß 12 Uhr nnd 
von 2 bis 5 Uhr. — Die Übfertigung der Rei- 
jenden, welche feine zum Handel beitimmten Waa- 
ven mit ſich führen, bei den Grenzzollämtern mu 
zu jeder Zeit ohne Ausnahme gejchehen. Die 
Effecten der auf Eijenbahnen eingehenden Paſſa— 
giere, jowie die auf den Eijenbahnen ankommen— 
den, fofort unter Wagenverjchluß weitergehenden 
Frachtgüter ($ 63) find ſowol bei den Grenzämtern, 
als bei Aemtern im Innern zu jeder Zeit, auch 
an Sonn- und Feittagen, abzufertigen. — Wo 
e3 außerdem dad Bedürfniß ded Verkehrs er- 
fordert, werden aud andere Abfertigungen zu 
anderen als den oben feftgefegten Stunden, jo- 
wie an Sonn- u. Feittagen, außerhalb der Zeit 
des Gottesdienſtes, ertheilt werden. Es werden 
in dieſer Beziehung die näheren Vorſchriften von 
den Bolldirectivbehörben getroffen werben. 


Strafbeftimmungen.‘) 


$ 134. [Begriff und Strafe der Eontrebande.) 
Wer es unternimmt, Gegenftände, deren Ein-, 
Aus» oder Durchfuhr verboten ift, diefem Ber- 
bote zuwider, ein«-, aus» oder durchzuführen, 
macht ſich einer Contrebande ſchuldig und Hat 
die Confiscation der Gegenftände, in Bezug auf 
welche das Vergehen verübt worden ift, und, 
infofern nit in beſonderen Gefegen eine Höhere 
Strafe feitgefegt ift, zugleich eine Geldbuße ver- 
wirft, welche dem doppelten Werthe jener Gegen⸗ 
ſtände, u. wenn ſolcher nicht 30 M beträgt, dieſer 
Summe gleichkommen fol. 

$ 185. [Begriff u. Strafe der Defraubation.] 
Wer e3 unternimmt, die Ein- oder Ausgangd- 
abgaben (55 3 und 5 zu Hinterziehen, macht —* 


19. 


1) Nach dem Gefeg, betr. die Stellung unter Polizeiauffidht, 
vom 12. jyebr. 1850, $ 1, bat die Verurtbeilung zu einer 
wenigſtens jehswöchentluhen Freiheitsſtrafe, mochte Diefe als 
bes Unvermögens zur Zahlung einer 


vorzunehmen. — In Städten, wo zur Erhebung |Seldduße erfannt fein, die Stellung unter olizeiaufficht un: 


und Beaufjihtigung innerer Steuern bejondere | 1857 % zur 


Beamte an den Thoren ftationirt find, haben 


olge. ©. aud die Verordnungen vom 29. 


uli 
867, 8 2. ER erwähnt bie Zuläffigtei der 
nicht. 


Polizeiaufficht 
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einer Defraudation ſchuldig und hat die Confis- ſchriftsmäßigen Zollausweis (5 119) betroffen 


cation der Gegenſtände, in Bezug auf welche das 
Vergehen verübt worden ift, und zugleich eine 
dem vierfachen Betrage ber vorenthaltenen Ab⸗ 
en gleihlommende Geldbuße verwirkt. Dieje 
bgaben find außerdem zu entrichten. 
$ 136. Thatbeſtand der Contrebande und ber 
Defraudation.] Die Eontrebande, beziehungsweije 
Bolldefraudation, wird insbejondere dann als 
vollbracht angenommen: 1) a. wenn verbotene 
Gegenftände von Frachtführern, Spedieuren oder 
anderen Gewerbetreibenden — vonlepteren injofern 
die Gegenstände zu ihrem Gewerbe in Bezug 
ftehen — unrichtig oder gar nicht declarirt, oder 
b. von anderen Perfonen wider befieres Wiſſen 
unrichtig declarirt oder bei der Revilion ver» 
—— werden; e. wenn in Fällen der ſpeciellen 
eclaration ($$ 39, 41, 55, 66, 81, 88) zoll» 
pflichtige Gegenftände von ben unter a bezeichneten 
Perjonen gar nicht oder in zu geringer Menge 
od. in einer Beichaffenheit, welche eine geringere 
Abgabe würde begründet haben, declarirt werden; 
d. wenn in anderen Fällen ($$ 63, 69, 75, 78) 
von den unter a bezeichneten Perfonen Kofli, 
welche zollpflichtige Gegenftände enthalten, oder 
dergleihen unverpadte Gegenjtände überhaupt 
nicht declarirt werden; e. wenn von anderer als 
ben unter a bezeichneten Perſonen wider bejjeres 
Wiffen zolfpflichtige Gegenftände unrichtig decla— 
rirt oder bei der Revijion verjchwiegen werden. 
— Inwieweit Abweichungen, welche fich gegen 
das declarirte Gewicht herausitellen, ftraffrei zu 
lofjen find, beftimmen die $$ 59, 66 und 81; 
2) wenn bei einer Revifion ohne vorherige De- 
claration verbotene od. zollpflichtige Gegenftände 
a. im Falle des $ 27 nicht zur Revifion geftellt, 
oder b, im Falle des $ 92 durd) getroffene An— 
ftalten verheimlicht werden; 3) wenn beim Ein- 
gange mittel3 der Eijenbahn ($ 61) a. verbotene 
oder zollpflichtige Gegenſtaͤnde vorbehaltlich der 
im 861 beftimmten Ausnahmen in den Berjonen- 
wagen, oder ſonſt anderswo ald in den Güter 
wagen, oder b. andere zollpflichtige Gegenjtände, 
als ſolche, welche die Ungejtellten oder Arbeiter 
der Eijenbahnvermwaltung auf der Fahrt jelbit 
zum eigenen Gebrauch od. zu dienjtlichen Zwecken 
nöthig haben, auf den Locomotiven oder in den 
dazu gehörigen Tendern ſich befinden, c. verbotene 
oder zollpflichtige Gegenitände vor der Ankunft 
ded Zuges am Grenzzollamte ausgeladen oder 
audgeworfen werben; 4) wenn ausgangszoll- 
pflichtige Gegenftände ohne vorherige Anmeldung 
und Entrichtung oder Sicerjtellung ded Aus: 
gang3zolles entgegen den Beitimmungen in den 
85 71 und 88 zur Beförderung nad) dem Aus— 
lande verladen worden find; 5) wenn beim Trans- 
port verbotener oder zollpflichtiger Gegenftände 
im Grenzbezirke a, die Bollitätte, bei welder 
disjelben bei dem Ein- oder Ausgange hätten 
angemeldet od. gejtellt werden jollen, ohne ſolche 
Anmeldung überjchritten oder umgangen, b. die 
——— Zollſtraße oder der im Zollaus— 
weis (8 21 und 119) bezeichnete Weg nicht inne 
ehalten, c. der Transport ohne Erlaubniß der 
Behörde außer der gejeglichen Tageszeit (3 21) 
bewirkt wird, od. d. Gegenftände ohne den vor- 


werden, oder mit diefem nicht übereinftimmen; 
6) wenn über verbotene od. zollpflichtige Gegen« 
ftände, welde aus dem Auslande eingehen, vor 
der Anmeldung und Revifion bei der Bollitätte, 
oder wenn über derartige zur Durchführ oder 
Berjendung nah einer Öffentlichen Niederlage 
declarirte od. jonft unter Zollcontrofe befindliche 
—— auf dem Transport eigenmächtig 
berfügt wird; 7) wenn Gewerbetreibende im 
Srenzbezirfe fich nit in Gemäßheit der nad 
$ 124 getroffenen Anordnungen über die erfolgte 
Berzollung oder die zolffreie Abftammung der 
bezogenen Gegenftände ausweijen können; 8) wenn 
unverzollte Waaren aus einer Niederlage ohne 
vorjriftsmäßige Declaration (Abmeldung) ent: 
fernt werden; 9) wenn Gewerbetreibende, denen 
zur Beförderung ihres Gewerbes und unter der 
Bedingung der Verwendung zu dieſem ABivede 
der Bezug zollpflichtiger Gegenftände ganz frei 
00. gegen eine geringere Abgabe bewilligt wurde, 
diefelben ohne vorherige Nadızahlung der vollen 
Abgabe anderweit verwenden oder veräußern; 
oder wenn Berjonen, denen Waaren von der 
Bollverwaltung unverzollt anvertraut wurden, 
über Ddiejelben — Verkürzung der Zollgefälle 
eo die Bollgejeße od. Verordnungen verfügen. 
N 37. Das Dafein der in Rede ftehenden Ver— 
gehen und die Anwendung der Strafe derjelben 
wird in den im $ 136 —— Fällen ledig⸗ 
lich durch die daſelbſt bezeichneten Thatſachen 
begründet. — Kann jedoch in den im $ 136 
unter 1, a, c und d, 3, 4, 5, 6, 7 und 8 am 
geführten Fällen der Angeſchuldigte nachweisen, daß 
er eine Eontrebande od. Defraudation nicht habe 
verüben können, od. eine ſolche nicht beabjichtigt 
gewejen fei, jo findet nur eine Ordnungsſtrafe 
nach Vorjchrift des $ 152 ftatt. $ 138. Wenn 
in den im $ 125 bezeichneten Fällen der zoll— 
orbnungsmäßige Ausweis über die im Binnens 
ande transportirten Waaren nit zur Stelle 
ertheilt werden kann, od. ber dort vorgejchriebene 
Vermerk in den Handelsbüdjern fehlt, jo wird 
zwar hierdurch die VBermuthung einer begangenen 
Defraudation und dem Befinden nach die vor— 
fäufige Beichlagnahme der ohne die vorgeſchrie— 
bene DBezettelung oder Vermerlung in ben Dan» 
delsbüchern vorgefundenen Waaren begründet, 
Widerlegt ſich aber dieje Bermuthung bei näherer 
Unterfuhung, jo tritt nur eine Ordnungsitrafe 
nad) $ 152 ein. 8 139. Werden Gegenftände, 
deren Ein», Durch- oder Ausfuhr verboten ijt, 
1) bei dem Grenzzollamte von Gewerbetreibenden 
ausdrüdlich angezeigt od. von anderen Perſonen 
vorichriftsmäßig zur Reviſion geftellt, od. 2) fom- 
men folche Gegenftände mit der Poſt an, und 
fann derjenige, an welchen fie gejendet find, einer 
beabfichtigten Contrebande nicht überführt werden, 
jo findet feine Strafe, jondern nur die Zurüds 
ihaffung der Gegenftände ftatt. — Im eriten 
Falle geſchieht die Zurüdichaffung auf Koften 
desjenigen, welder Die verbotenen Gegenjtände 
bei ſich geführt hat, im zweiten Falle haften für 
die etwa dem Gtaate verurfadhten Koſten Die 


| Gegenftände jelbft. 
81 


40. [Strafe des erſten Rückfalls) Im 
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Wieberhofungsfalle der Contrebande od. Defrau-' gewährten Begünftigung verluftig. $ 146. Wenn 
dation, nach vochergegangener rechtskräftiger Ver» drei od. mehrere Perjonen zur ——————— 
urtheilung, wird außer der Confiscation der Ge-Ausübung einer Contrebande oder Defraudation 
genſtäude bes Vergehens die nach $$ 134 u. 135 ſich verbunden Haben, jo wird die Strafe für bie 
eintretende Geldbuße werboppelt. emeinjchaftlich aufgeführten Vergehen gegen ben 

8 141. [Strafe des ferneren Rüdfall3.] Jeder | Anführer durch eine 3» bis 6monatliche, gegen 
fernere Rüdfall zieht neben der Confitcation der|jeden der übrigen Theilnehmer aber durch 1- bis 
Gegenftände des Vergehens in ber Big. eine 3monatliche Freiheitäftrafe gefhärft. — Werden 
Sreiheitsftrafe nach fic), welche nad) dem Doppel-|drei oder mehrere Perjonen zufammen in Aus— 
ten der im $ 140 beitimmten Geldbuße zu be-Jübung eines Vergehens betroffen, fo wird ange» 
meſſen ift ($ 162), jedoch zwei Jahre nicht über- nommen, daß fie ſich zur gemeinjchaftlichen Aus- 
fchreiten darf. — Doc kann ausnahmsweiſe nach übung verbunden haben, wenn fie nidt nach— 
tichterlihem Ermefjen mit Berüdfichtigung aller|weijen können oder aus den Umftänden hervor- 
Umftände des vorliegenden Vergehens und der geht, daß ihr Zufammentreffen nur ein zufällige 
vorausgegangenen Fälle auf das Doppelte der geweſen jei. — Wird das Vergehen nad) vorher- 
im $ 140 bejtimmten Geldbuße erfannt werden,|gegangener rechtöfräftiger Verurtheilung wieder- 
wenn der Angeklagte das Gontrebandiren oder|holt, oder ift eine derartige Berbindung für die 
Defraudiren nicht gewerbsmäßig betreibt. $ 142.) Dauer eingegangen worden, fo trifft den Anführer 
Die Strafen des Rüdfalld (85 140 und 141)]1—2jährige, die übrigen Theilnehmer 6monat» 


Bereinszollgefeß. 


treten ein, ohne Rüdficht darauf, ob die frühere 
Verurtheilung in demfelben Bollvereinsitaate, in 
welchen das neue Vergehen begangen ijt, oder 
in einem anderen Bereinsftaate erfolgt ift. — Bei 
Beurtheilung der Frage, ob ein Rüdjall vorliegt, 
find die Eontrebande und die Defraudation ald 
gleichartige Vergehen zu betrachten. — Die 
Straferhöhung wegen Rüdfalls findet jedoch nicht 

att, wenn jeit dem Beitpunfte, in welchem die 

reiheitäftrafe od. Geldbuße des zuletzt begange- 
nen früheren Vergehens abgebüßt oder erlajjen 
worden ift, 3 Fahre verfloffen find, — Der redjt3- 
kräftigen Verurtheifung wird die Erledigung des 
Straffalled durch freiwillige Unterwerfung gleich— 
eftellt. F 143. Wenn ein Fradhtjührer oder 
Are, nach Vorſchrift des $ 136, Nr. 1, Litt. 
e und d wegen unrichtiger Declaration verur— 
theilt, derfelbe jedoch durd) die ihm von dem 
Beirachter mitgegebenen Declarationen, Fracht— 
briefe od. anderen jchriftlichen Notizen über den 
Inhalt der Kolli zu der unrichtigen Declaration 
veranlaßt worden, od. wenn in den $ 136, Nr. 7 
angeführten Fällen die Verurtheilung lediglich 
auf dın Grund der dajelbit kezeichneten That- 
fachen erfolat ift, ohne daß die Defraudation ſelbſt 
weiter nachgewiefen worden, jo findet im Wie: 
derholungsfalle die Strafe des Rückfalls nicht 
ftatt; auch foll eine ſolche Berurtheilung dieje 
Strafe bei einem nachfolgenden Bollvergehen nicht 
begründen. 

8 144. [Contrebande oder Bolldefraudation 
unter erjchwerenden Umftänden.] Die Strafe der 
Eoutrebande ob. Defraudation wird um die Hälfte 
geihärft: 1) wenn die Gegenftände beim Trans— 
port in geheimen Behältniffen, oder ſonſt auf 
fünftlide oder ſchwer zu entdedende Art verbor- 


liche bis einjährige Freiheitsftrafe, neben der ver» 
wirkten Defraudationd» oder Contrebandeftrafe. 
$ 147. a) Wer Contrebande od. Defraudation 
unter ben Schutze einer Berfiherung verübt, 
verfällt neben der auf das Bergehen jelbjt ge— 
jesten Strafe in eine 2—3monatliche Freiheits« 
itrafe. b) Wird die Eontrebande od. Defrauda- 
tion von drei od. mehreren zu diefem Bivede ver» 
bundenen Berfonen unter dem Schutze einer Ber- 
ſicherung verübt, jo iſt die nad) $ 146 verwirkte 
Strafe gegen den Anführer mit 8monatlicher bis 
einjähriger und gegen die übrigen Theilnehmer 
mit 4--Smonatlicher Freiheitsftrafe zu jchärfen. 
ce) Der Berfihernde, jowie der Vorjteher einer 
Verſicherungsgeſellſchaft verfällt in den Fällen 
a u. b in eine Freiheitäftrafe von 11/,—2 Jah. 
ren, ber Rehnungsführer der Verſicherungsge— 
jellichaft in eine —* von 6 Monaten bis zu 
2 Jahren, jeder der übrigen Mitglieder der Ge 
jellichaft in eine folde von 6 Monaten bis zu 
einem Jahre. — Außerdem unterliegen bie zum 
Zwecke der Berfiherung angelegten Fonds der 
Verfiherungägefellichaft der EConfiscation. Kann 
die Confiscation nicht vollftredt werben, jo ift an 
deren Stelle auf Erlegung einer Geldſumme von 
1500— 15,000 M zu erfennen, für welche jämmt- 
liche Theilnehmer jolidariich verhaftet find. $ 148. 
Wer bei Berübung einer Contrebande oder De 
fraudation Waffen zum Widerftande gegen bie 
zur Wahrnehmung des Zollinterefied verpflichte— 
ten Beamten mit fid) führt, hat neben der ordent- 
lihen Strafe des Vergehens gegen Gmonatliche 
bis einjährige Freiheitsftrafe verwirft. — Gegen 
denjenigen, welcher im Grenzbezirke auf Neben— 
wegen oder zur Nachtzeit bei einer Contrebande 
oder Defraudation mit Waffen betroffen wird, 
wird angenommen, daß er die Waffen zum Wir 


en, 2) wenn unter Bollcontrole — Gegen« 
tände auf dem Transporte vertaujcht oder im|derjtand gegen die Beamten mit ſich geführt habe, 
ihren Beftandtheilen verändert worden find, 3)|jofern nicht aus den Umftänden hervorgeht oder 
wenn die Contrebande od. Defraudation mittelft|der Beweis geführt wird, daß der Zweck ver 
Abnahme, Verlegung od. fonjtiger Unbraudbar- | Führung der Waffen mit dem Vergehen in feinem 
madhung eines amtlichen Waarenverjchluffes ver | Zufammenhange ftehe. — Hat der Angeſchuldigte 
übt wird, wobei jedoch das im $ 162 feitgejeßte]fich der Waffen zum Widerftande gegen die Bes 
höchſte Maß der Freiheitsſtrafe nicht überſchritten amten wirflich bedient, fo treten die nach den 
werden darf. 8 145. Dieſe Strafverfhärfung | Landesgeſetzen verwirkten Strafen ein. — Den 
tritt in den Fällen des $ 136, Ziff. 9 gleichfalls Waffen ftehen andere gleich gefährlide Werk— 
ein. Außerdem gehen die Schuldigen der ihnen zeuge gleid). 
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& 149. [Strafe der Theilnahme.] In Betreff thümers oder des in deſſen Namen haudelnden 
ber Beitrafung der Miturheber, Gchülfen u. Be⸗ Befrachters verübt worden ift, und der Waaren- 


ind, joweit nicht die befonderen Vorſchriften ber 
88 146 und 147 Unwendung finden, die allge- 
meinen Borjchriften der Landesitrafgejege maß- 
gebend. — Die für den Rüdfall beftimmte Strafe 
trifft nur diejenigen Theilnehmer einer Contre⸗ 
bande od. Defraudation, welche ſich ſelbſt eines 
Rüdfalls ſchuldig gemacht Haben, 

$ 150. [Urt der Bollftredung der Freiheitd- 
ftrafe und deren Folgen] Rüdfihtlic der zu 
erfennenden Art der Freiheitsftrafe und deren 
Bollitredung, ſowie rüdjichtlic) der Folgen, welche 
außerdem die Berurtheilung nad) fich ziehen, kom— 
men die Bandesgefege zur Anwendung. 

8 151. [Ordnungzftrafen.] Die Verlegung des 
amtlichen Waarenverjchluffes ohne Beabſichtigung 
einer Gefälle-Entziehung wird, wenn nicht nad) 
gewiejen werden fann, daß diefelbe durch einen 
unverſchuldeten Zujall eutjtanden ift, mit einer 
Geldbuße bis zu 900 M geahndet. $ 152. Die 
Uebertretung der Borjchriiten dieſes Geſetzes, 
jowie der infolge derjelben öffentlidy befannt ge— 
madıten Berwaltungsvorjcriften wird, fofern 
feine bejondere Strafe angedroht ijt, mit einer 
Ordnungöftrafe bis zu 150 M geahndet. 

& 153. [Subfidiarische Bertretungäverbindlich- 
feit dritter Perſonen.) 1) Handel» u. Gewerbe- 
treibende haben für ihre Diener, Lehrlinge, Marlt- 
—— Gewerbsgehilfen, Ehegatten, Kinder, Ge— 

nde u. die ſonſt in ihrem Dienſte oder Tage— 
lohn ftehenden od. ſich gewöhnlich bei der Familie 
aufhaltenden Berfonen, 2) Eijenbahnverwaltungen 
und Dampfihifffahrts-Gejellichaften für ihre An- 
eftellten u. Bevollmächtigten, 3) andere nicht zur 
* u. gewerbetreibenden Klaſſe gehörenden 

erſonen aber nur für ihre Ehegatten u. Kinder 
rückſichtlich der Geldbußen, Zollgefälle u. Prozeß— 
foften zu haften, in welche die ſolchergeſtalt zu 
vertretenden Berfonen wegen Verlegung der zoll- 
gejeglichen od. Bollverwaltungs-Borfchriften ver: 
urtheilt worden find, die fie bei Ausführung der 
ihnen von dem ſubſidiariſch Verhafteten übertra- 

enen od. ein für allemal überlaffenen Handels», 

ewerb3» u, anderen Berrichtungen zu beobad)- 
ten hatten. — Der Bollverwaltung bleibt in dem 
Falle, wenn die Geldbuße von dem Angejchufldig- 
ten nicht beigetrieben werden lann, vorbehalten, 
die Geldbuße von dem ſubſidiariſch Berhafteten 
einzuziehen, ober ftatt deſſen u. mit Verzichtung 
hierauf die im Unvermögensfalle an die Stelle 
der Geldbuße tretende Freiheitsstrafe fogleih an 
dem Angeſchuldigten vollitreden zu laſſen. — 
Weiſen indeffen die unter 1 und 3 bezeichneten 
fubfidiarisch Verhafteten nad), daß das Bollver- 
gehen ohne ihr Wijjen verübt worden, jo haften 
He nur für die Bollgefälle, 

8 154. Beſtimmungen wegen der Confiscation.] 
Der in Folge einer Kontrebande od. Defraudation 
eintretende Berluft der Gegenftände des Vergehens 


— er einer Kontrebande oder Defraudation führer nicht zu denjenigen Perſonen gehört, für 


welche der Eigenthümer oder der Befradhter nach 
Vorſchrift des S 153 ſubſidiariſch verhaftet ift. 
In diefem Falle tritt ftatt der Confiscation die 
Berpflihtung ded Waarenführers ein, den Werth 
jener Gegenjtände zu entrichten. $ 155. In 
allen Fällen, in denen Confiscation ſelbſt nicht 
vollzogen werben fann, ift ftatt derſelben auf 
Erlegung des Werthes der Gegenftände u., wenn 
diefer nicht zu ermitteln ift, auf Zahlung einer 
Geldſumme von 75—3000M zu erlennen. 8156. 
Das Eigenthum der Gegenftände, die der Con— 
fiscation unterliegen, geht in dem Augenblid, wo 
diefelben in Beichlag genommen worden find, auf 
den Staat über, und kann nad) den Grundfägen 
der Civilgerichte über die Vindication gegen je» 
ven dritten Beſitzer verfolgt werden. $ 157. Zoll- 
pflidtige Gegenftände, welche im Grenzbezirke 
gefunden werden, unterliegen, fofern deren Eigen« 
thum von Niemand in Aniprucd genommen und 
der Nachweis ihrer Verzollung oder ihrer Her- 
funft aus dem freien Verkehr des Hollvereins 
nicht erbracht wird, der Beſchlagnahme durch die 
Bollverwaltung. — Mit den hiernad) in Beichlag 
genommenen Gegenitänden iſt weiter nad den 
Beitimmungen im Ab. 1 und 2 des $ 104 zu 
X 

$ 158. [Bufammentreffen mit anderen ftraf 
baren Handlungen.] Treffen mit einer Contre» 
bande oder Defraudation andere ftrafbare Hand— 
lungen zufammen, jo fommt bie für erftere bes 
ftimmte Strafe zugleich mit der für legtere vor— 
geichriebenen zur Anwendung. $ 159. Wird eine 
Eontrebande od. Defraudation mittelft Fälfchung 
eined® amtlihen Waarenverſchluſſes verübt, fo 
tritt neben der Strafe bed verübten Bollver« 
gehens die durch die Landesgeſetze für die Fälſch— 
ung Öffentlicher Urkunden feitgeiegte Strafe ein. 

$ 160. [Strafe der Beftehung.] Wer einen 
zur Wahrnehmung de3 Zollintereffes verpflichteten 
Beamten oder den Angehörigen befjelben wegen 
einer zu befjen amtlichen Wirkungäfreife gehörigen 
Handlung oder Unterlaffung einer ſolchen Ge— 
ſchenle oder andere VBortheile anbietet, verſpricht 
oder gewährt, wird, wenn folches den gejeglichen 
Charakter der Beitehung Hat, mit der Strafe 
der Beitehung, anderenfalls mit einer Ordnungs- 
itrafe bis zu 60 M belegt. 

$ 161. Strafe der Widerfeglichfeit.] Wer ſich 
Handlungen oder Unterlafjungen zu Schulden 
fommen läßt, mwodurd ein folder Beamter in 
der rechimäßigen Ausübung feines Amtes ver- 
hindert wird, hat, infofern damit feine Beleidig- 
ung od. fhätliche Widerfeglichkeit gegen die Per— 
jon des Beamten verbunden ift, eine Geldbuße 
bis zu 150 M verwirtt. — Beleidigungen und 
thätliche Widerfegungen gegen einen zur Wahr» 
nehmung de3 Zollintereffes verpflichteten Beamten 
bei rechtmäßiger Ausübung feines Amtes werden, 


trifft jederzeit den Eigenthümer, Eine Ausnahme |fofern fie nicht unter die im $ 148, Abſ. 1 vorge» 


findet jtatt, wenn die Contrebande oder Defrau— 


dation von dem befannten Frachtſuhrmann oder| $ 
Schiffer, welchem der Transport allein anvertraut heitsſtrafe. 


jehenen gehören, nach den Landesgeſetzen beitraft. 
$ 162, [Umwandlung der Geldjtrafe in Frei— 
Im Falle die Gelditrafe nicht beis 


war, ohne Theilnahme od. Mitwiſſen des Eigen» getrieben werden kann, tritt ftatt derjelben vere 
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ältnigmäßige freiheitäftrafe ein, welche im erften 


lle der Eontrebande od, Defraudation die Dauer, 


von einem halben Jahre, beim erjten Nüdfall in 
eined diefer Vergehen die Dauer von einem und 
bei jedem ferneren Rüdfall die Dauer von zwei 
Jahren nicht überfteigen fol. — Das Berhältniß, 
nad) welchem bie Freiheitsſtrafe abzumeſſen ($ 141) 





Berfälichte Nahrungsmittel — Verhaftung. 
‚ben Bejchuldigten beftimmt bezeichnenden richter- 


lihen Befehls bewirkt werden, — Diefer ya 
muß bei der Verhaftung, oder fpäteitens im Laufe 
be3 folgenden ia dem Beſchuldigten zugeftellt 
werden. 8 2. Die vorläufige Ergreifung und 
Feſtnahme einer Perſon kann ohne richterlichen 
Befehl erfolgen: 1) wenn die Perſon bei Aus— 


oder die Geldbuße in Freiheitäjtrafe umzuwan- führung einer ftrafbaren Handlung, oder gleich 
dein ift, wird durch Die Landesgeſetze bejtinmt. nach derjelben betroffen oder verfolgt wird; 2) 

$ 163. [Unbelanntihaft mit den Bollgejegen.] | wenn fich, ſelbſt jpäter, Umſtände ergeben, welche 
Unbelanntihaft mit den Vorjchriften dieſes Ge-|die Perfon ald Urheber oder Theilnehmer einer 
jege3 und der in Folge derjelben gehörig befannt|ftrafbaren Handlung und zugleih der Flucht 


gemachten Verwaltungsvorſchriften ſoll 


emand, dringend verdächtig machen. 


$ 3. 8 


u der vor 


auch nicht den Ausländern, zur Entſchuldigung läufigen Ergreifung und Feſtnahme ($ 2) find 


gereichen. 

8 164. [Berjährung ber — Die 
Vergehen der Contrebande und der Defraudation 
($$ 134 u. 135) verjähren in drei Jahren, Ord« 
nungswidrigfeiten ($$ 151 und 152) in einem 
Jahre, von dem Tage an gerechnet, an welchem 
fie begangen find. — Der Anſpruch auf Nad)- 
ahlung defraudirter Gefälle verjährt in fünf 


ahren. 
$ 165. [Strafverfahren.] Hinfichtlich des Straf- 
verjahrens verbleibt es bei den Beitimmungen 
ber Landesgeſetze. 
21. Shlußbeftimmungen. 
8166. Diefes Gefeg tritt vom 1. Januar 1870 


die Polizeibehörden und andere Beamte, welchen 
nach den bejtchenden Gejepen die Pflicht obliegt, 
Verbrechen und Vergehen nachzuforſchen, fowie 
die Wachtmannſchaften berechtigt, letztere jedoch 
nur in dem Falle des $ 2, Nr. 1. Wenn in 
bem alle des 5 2, Nr.1 der Thäter flieht, ober 
der Flucht dringend verbädtig ift, oder Grund 
zu der Beſorgniß vorliegt, da die Identität der 
Perſon fonft nicht feitzuftellen fein werde, fo ift 
jede PBrivatperjon ermächtigt, den Thäter zu er 
greifen. — Der Ergriffene muß jofort einem ber 
oben bezeichneten Beamten behufs Beitimmung 
über die vorläufige Feſtnahme oder einer Wacht» 
mannſchaft zugeführt werden. $ 4. Bei jeder 


an in Kraft und jind von biefem Zeitpunfte ab| Verhaftung iſt jofort da3 Erforderliche zu ver 


alle ent — Beſtimmungen aufgehoben. 

8 167. Bei Verfündigung des Geſetzes können 
ſolche Aenderungen ded Wortlauted vorgenommen 
werden, welche nad) den beftehenden Gejepen in 
den einzelnen Vereinsſtaaten in der Bezeichnung 
der Behörben, Beamten, Uebertretungen od. bes 
Münzfußes nöthig find. — Die zur Ausführung 
des Geſetzes erforderlichen Regulative u. —— 
Beſtimmungen werden von dem Bundesrathe des 
Zollvereins feſtgeſtellt. 

Berfälichte Nahrungsmittel, Beſtrafun 
ber Feilhaltung derjelben, j. Strafgejegbu 
$ 367, Nr. 8; ſ. auch daſ. $ 324, 

Berfaflung, ſ. Reichs-, Staatd-, Ge- 
meinde»-, Stäbte-Berfafjungen. 

Berfaſſungs Urkunde des preußiichen Staats 
ſ. Staatsverfaſſung; des deutſchen Reichs j. 
Reichsverfaſſung. 

Berführung, ſtrafbare, ſ. Strafgeſetzbuch 
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2. 

Bergehen ſind die mit Feſtungshaft bis zu 
fünf Jahren, mit Gefängniß oder mit Geldſtrafe 
bon mehr al3 150 M bedrohten Handlungen ; 
Strafgejebkbud $ 1, Abſ. 2. 

Bergiftung (ohne auf Tödtung gerichtete Ab- 
fit), ? Sträfgeſetzbuch $ 227. Bergiftung 
bon Brunnen, daſ. $ 324. 

Berhaftung. 

Geſetz zum Schute der perſönlichen Frei- 
heit vom 12. Februar 1850,.') 

1. Die Verhaftung einer Perjon darf nur 

kraft eines fchriftlihen, die Beſchuldigung und 


1) Das Geſetz vom 12, Febr. 1850 bezieht fich nur auf bie 
Berbaitung von Berjonen, weldhe eines Verbrechens oder Ber: 
gehens —— find, nicht aber auf die Verhaftung als ge— 
richtliches od. polizeilihes Erecutionsmittel. — u Beitraf: 
ung der widerrechtlichen Verhaftung |. Str⸗G.«B. $ 279. 


anlajjen, um den Befchuldigten dem Richter vor« 
äuführen, welcher den Befehl dazu erlajjen hat. 
— Jeder vorläufig Feſtgenommene muß jpäte» 
ſtens im Laufe des folgenden Tages entweder in 
Freiheit gejegt, oder ed muß in diefer Beit das 
Erforderliche veranlaßt werden, um ihn bem 
Staatdanwalte bei dem zuftändigen Gerichte vor- 
zuführen. Der Staatsanwalt muß entweder die 
jofortige Freilaffung verfügen, oder unverzüglich 
bei dem Gerichte den Antrag ftellen, daß über 
die Verhaftung Beſchluß gefaßt werde. — ft 
‚Jemand außerhalb des Bezirtd des zuftändigen 
Gerichts vorläufig feitgenommen worden, fo kann 
er verlangen, zunächſt vor den Staatsanwalt des 
Bezirks, in welchem er ergriffen worden, geführt 
zu werden. Diejer ift nur dann befugt, den 
Feſtgenommenen in Freiheit zu fegen, wenn der 
jelbe nachweiſt, daß der Feſtnahme ein Mißver⸗ 
ſtändniß zu Grunde lag. Andernfalls hat er die 
rg Ha vor den Staatdanwalt des zuftäns 
digen Gerichts zu veranlafien. $ 5. Zeder Ber: 
hajtete oder vorläufig Feitgenommene muß ſpä⸗— 
teſtens im Laufe des folgenden Tages nad) feiner 
Vorführung vor den zujtändigen Richter jo ver 
nommen werden, daß ihm der Gegenftand ber 
Anſchuldigung mitgetheilt und ihm die Möglich" 
feit zur Aufklärung eines Mißverjtändnifjes ger 
geben werde. $ 6. Die im $ 3 genannten Be 
— Beamten und Wachtmannſchaften ſind 
efugt, Perſonen in polizeiliche Verwahrung zu 
nehmen, wenn der eigene Schutz dieſer Perſonen 
oder die Aufrechthaltung der öffentlichen Gitt- 
lichkeit, Sicherheit und Ruhe dieſe Mafregel 
dringend erfordern. Die polizeilid in VBerwahr- 
ung genommenen Berjonen müſſen jedoch jpätes 
ſtens im Laufe de3 folgenden Tages in Freiheit 
gejegt, oder ed muß in dieſer Zeit das Erforder- 


Verheimlichuug — Verunreinigung. 


fihe veranlaßt werden, um fie der zuftändigen Berleumdung, |. ——6 buch 8 
e 


Behörde zu überweilen. F 7. In eine Wohnung 
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187, 


Bermögen, Beichlagnahme deijelben, j.Strafr 


darf wider den Willen de3 Inhabers Niemand geſetzbuch $3 93,140. Wegen der Bermögens- 


eindringen, außer auf Grund einer aud amtlicher 
Eigenſchaft folgenden VBefugniß, oder eined von 
einer geſetzlich dazu ermächtigten Behörde er- 
theilten Auftrages. $ 8. Das Eindringen in bie 
Wohnung während. der Nachtzeit ijt verboten. 
Die Nachtzeit umfaßt für die Zeit vom 1. Octo- 
ber bis 31. März die Stunden von 6 Uhr Abends 
bi3 6 Uhr Morgens und für die Beit vom 1. 
April bis 30. September von 9 Uhr Abends bis 
4 Uhr Morgens. 
Wohnung zur Nachtzeit einzubringen, begreift 
nicht die Fälle einer Feuers» oder Wafjerdnoth, 
einer Lebensgefahr, oder eined aus dem Innern 
der Wohnung hervorgegangenen Anſuchens; es 
bezieht fich nicht auf die Orte, in welchen wäh. 
rend der Nachtzeit das Publikum ohne Unterichied 
augeloffen wird, fo lange dieje Orte dem Pu- 
lifum zum ferneren Eintritt, oder dem eingetre- 
teen Publikum zum ferneren Verweilen geöffnet 
find. $ 10. Zum Bwed der vorläufigen Er- 
reifung und Feitnahme einer Perion, welche bei 
Ausfügrung einer ftrafbaren Handlung, ober 
{eich nad} derjelben verfolgt worden, ſowie zum 

we der Wiederergreifung eined entiprungenen 
Gefangenen, darf der verfolgende oder zugezogene 
Beamte, ingleihen die verfolgende oder zuge- 
zogene Wachimannſchaft, auch zur Nadıtzeit in 
eine Wohnung eindringen. Außerdem darf zum 
Biwvede ber Berhaftung oder vorläufigen Feſt⸗ 
nahme der verfolgende Beamte nur dann zur 
Nachtzeit in eine Wohnung eindringen, wenn 
dringende Gründe dafür jprechen, daß bei längerer 
Verzögerung der erfolgte ſich der Feſtnahme 
anz entziehen werde. Der Zutritt zu den von 
Pilttärperionen benugten Wohnungen darf den 
Militär-Vorgejegten oder Beauftragten, behufs 
Vollziehung dienftlicher Befehle, aud zur Nacht 
eit nicht verjagt werben. Das Verbot, in eine 


ohnung bei Nachtzeit einzubringen, bezieht ſich — $ 266, 


nicht auf diejenigen Räume, welche die Boll» u. 
Stenerbeamten 
liegenden Revifionen zu betreten berechtigt find, 


ohne durd die Beſtimmungen der Boll- und Militärpflicht, 


verwaltung in den kathdliſchen Diöcefen ſ. unter 
Kirchengemeinden, Geſetz vom 7. Juni 1876, 
; — Hilfsbedürftiger, ſ. Armen» 
olizei. 
Derrufserflärung der Gewerbetreibenden ift 
jtrafbar; |. Gewerbeordnung $ 153. 
Berfanmmlungen zur Berhandlung Öffentlicher 
Ungelegenheiten, |. Vereinspolizei. 
erjiherung an Eidesitatt. Strafbarleit 


8 9. Das Verbot, in eine der Verlegung derjelben, j. Strafgejegbud 


88 155 fi. 
rar Verſicherungs— 
weſen. 

Berficherungsweſen. 

Geſetz, betreffend den Geſchäftsverkehr 
der Verſicherungsanſtalten, 
vom 17. Mai 18653.1) 

81. Die Vorſchrift des 5 340, Nr. 6 des 
Strafgefegbuches v. 14. April 1851?) findet auf 
Unternehmer von Berfiherungsanitalten jeder Art 
und ebenjo auch auf diejenigen Anwendung, welche 
den Gejdäftöbetrieb der vor dem 1. Juli 1851 
errichteten, noch nicht genehmigten Anftalten fort» 
ſetzen. Die danach erforderliche Genehmigung ber 
Staatsbehörde ift bei der Bezirksregierung des 
Wohnort des Unternehmerd nachzufuchen und 
darf nur ertheilt werden, wenn die Regierung 
jih von der Unbejcholtenheit und Zuverlaͤſſigkeit 
ded Unternehmers überzeugt * 52. Aus 
ländijche Unternehmer von Berjiherungsanitalten 
($ 1) bedürfen, wenn fie im Inlande Agenten 
beftellen wollen ($ 3), dazu, ſofern nicht durch 
Staatöverträge ein Underes beftimmt ift, der 
Erlaubniß der Minifterien ($ 18 Allg. Gewerbe» 
ordnung v. 17. Januar 1846).?) 

Berjpottung von Religionsgefellihaften, f. 
Strafgejegbud $ 166. 

Derfieigerer, — — derſelben, ſ. 

rt. 3. 


Berſtorbene, Beſchimpfung ihres Andenkens, 


zur Vollziehung der ihnen ob-|j. Strafgeſetzbuch z 189 


— — behufs Entziehung von der 
ſ. Strafgeſetzbuch $ 142 und 


Steuergefege auf die Tageszeit bejhränft zu fein. Militär-Strafgejegbuh $ 81; fiehe aud 


Berheimlidyung, ſ. Hehlerei. 
Berhinderung eines Gewerbebetriebes ſeitens 


der Polizeibehörden, 


kr 2. 

erjährung der öffentlichen Abgaben, Ge- 
fälle zc. j. unter 
1840 (©. 3). 


loſen Perjonen, ſ. Strafgeſetzbuch $ 221. 


Verleger von Drudicriften, deren preßpoli- 
j. Breßgejeß 586, 9, 21. 
Begehung von Verbrechen 


zeiliche Verhältnifie, 
Berleitung zur 
oder Bergehen, ſ. Anitifter. 


Berletzung, ſ. Beleidigung, Körperver— 


letzung, Unfälle. 


Körperverletzung. 
Berſuch in ſtrafrechtlicher Beziehung, |. Straf 


ſ. Gewerbeordnung 53161geſehßbuch $$ 43—47 


Derunreinigung chiffbarer Gewäſſer, ſ. unter 
Flüſſe die Cabinetsordre vom 24. Febr. 1816; 


Abgaben, Geſetz dv. 18. Junilvon Privatflüſſen, ſ. unter Privatflüſſe, Ge 
Berjährung der Strafverfolgung|jeg vom 28. Febr. 1848, 65 3 ff.; Der Tilcherei- 
und Gtrafvollitredung fiehe Strafgejegbud 


88 66 ff. 
Berkehr. Regelung ded Verkehrs auf den Öffent- 
lichen Straßen 20. j. Gewerbeordnung $ 37. 
Berlaffung von Kindern oder anderen hilf 


1) Diefes — findet auch Anwendung auf das Feuerver⸗ 
——— oweit nicht das Geſetz vom 8. Mai 1837 und 
ie Orbre vom 30. Vai 1941 abweichende Beftimmungen ents 
halten. ©. Feuerverfiherungswejen. Wegen re 
digkeit ber Behörden im Geltungsbereiche ber Provinzial:Orbs 
nung d. 29. Juni 1875 f. unter Berwaltungsbehörden 
Gele vom 26. Juli 1876, $ 148. 

2) Reichs⸗Strafgeſetzbuch vom 26. Febr. 1876, $3r0, Nr. 9, 

3) Die in den folgenden Paragrapben 3—T enthaltenen 
Borihriften über die Agenten und Unteragenten waren | 
dur Gefeg vom 22. Juni 1861 aufgehoben. ©. jest Ges 
werb serönung $ 14. — Wegen ftrafbarer Tauſchung ber 
Verſicherungsgeſell ſchaften ſ. Stv.:G.:B. 55 272— 280. 
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gemwäffer, f. unter Fiſchereipolizei, Gef. vom ‚die Bezirksräthe und die Provinziafräthe haben 


80. Mai 1874, 8 22, Rr. 6. 
Beruntrenung, |. Untreue, 


fi in allgemewmen Landesangelegenheiten gegen 
jeitig Rechtehilfe zu leiſten. Sie haben den ges 


Vervielfältigung literarifcher od. artiſtiſcher ſchäftlichen Aufträgen u. Anweiſungen ber ihnen 


Merle, ſ. Nahbildung, Nahdrud. 
Berwalter, jtrafbare Untreue befjelben, fiehe 
Strafgeſetzbuch $ 266, Nr. 1. 
Berwaltungsbehörben. 
Geſetz, — die ———— der 
Verwaltungsbehörden und der Verwalt— 
ungs-Gerichtsbehörden im Geltungsbe— 
reiche der Provinzialordnung v. 29. Juni 
1875, vom 26. Juli 1876. 
[Inhalt.) I. Titel. Einleitende Beftimmungen 
88 1—4. I. Titel. Bon den Kreis- und Stadt- 
ausihüffen und von dem Verfahren vor bdenfel- 
ben $$ 5—23. III. Titel. Bon den Beichwerden 
88 24— 29. IV. Titel. Bon den Redtzmitteln 
gegen polizeiliche Verfügungen und von dem 
Bwangsverjahren der Ortd- und Kreispolizeiber 
hörden 88 30—39. V. Titel. Bon der fachlichen 
‚ Buftändigfeit der Verwaltungsbehörden und der 
VBerwaltungsgerichtöbehörden. 1. Abſchn. AUnge- 
legenheiten der Landgemeinden und Gutöbezirke, 
der Amtöverbände und Kreiſe. A. Angelegen— 
heiten der Landgemeinden und Gutöbezirte 88 40 
bis 51. B. Ungelegenheiten ber Amtsverbände 
88 52—59. 0. ufficht über bie Landgemeinden, 
Gutöbezirfe und Amtsverbände $$ 60 und 61. 
D. Angelegenheiten ber Kreiſe 8$ 62 bis 73. 
2. Abſchn. Urmenangelegenheiten 66 7476. 
3. Abſchnitt. Schulangelegenheiten 8$ 77—79. 
4. Abſchn. Einquartierungsangelegenheiten $$ 80 
81. 5. Abſchn. Sanitäts- u. veterinär-polizei- 
liche Einrichtungen 8$ 82 und 83, 6. Abſchn. 
Teldpolizei 8$ 84—86. 7. Abſchn. Jagdpolizei 
$ 87—04. 8. Abſchn. Forftpolizgei SS 95 u. 96. 
9. Abſchn. Wafferpolizei. A. Näumung von Grä— 
ben und Wafjerläufen 8$ 97 und 98, B. Feſt— 
ſetzung der Höhe des Waſſerſtandes bei Stau— 
werten $ 99. 0. Verſchaffung der Vorfluth 
$$ 100—106. D. Bewäflerungdanlagen $$ 107 
bis 114. E. Strom», Schifffahrts- und Hafen- 
polizei $ 115. 10, Abichn. Fiſchereipolizei $$ 116 
bi8 120, 11. Abſchn. Deichangelegenheiten 88 121 
und 122, 12. Abſchn. Gewerbepolizei. A. Ge— 
werblidje Anlagen $$ 123—127. B. Gewerbliche 
Eoncejlionen 88 128— 135. 0. Sonjtige gemwerbe: 
polizeiliche Angelegenheiten $$ 136—144. D. Er- 
richtung öffentlicher Schladhthäufer$ 145. 13. Ab- 
ſchnitt. Angelegenheiten der Handelskammern 
88 146 und 147. 14. Abichn. Verjiherungsan- 
gelegenheiten $ 148. 15. Abſchn. Hilfskaſſen 
88 149—151. 16. Abſchn. Sparkafjenangelegen- 
— 8 152. 17. Abſchn. Baupolizei SS 153 
is 156. 18. Abſchn. Enteignungsjadjen $$ 157 
bis 159. 19. Abſchn. Angelegenheiten des Ber» 
fonenftandes und der Staatdangehörigleit 85 160 


im ge vorgejegten Behörden Folge 
zu leiften, . Die Friften für Beſchwerden 
und Klagen in Verwaltungsangelegenheiten bes 
ginnen, jofern nicht das Geſetz ausdrüclich An— 
deres beſtimmt, mit der Zuſtellung der Verfüg— 
ung, des Beſcheides, des Beſchluſſes, oder der 
Eutjheidung. Der Tag der Zuſtellung wird ni 

mitgerechnet. Im Uebrigen jind für die Bed 
nung ber Friſten die am Site der Behörde 
eltenden bürgerlichen Proceßgeſetze maßgebend. 
N 5. Alle in dem gegenwärtigen Gejeke vorge» 
Ichriebenen Friften find präckuftpifdh. 5 4. Die 
BZuläffigleit des ordentlichen Rechtsweges wird, 
vorbehaltlih der Beltimmung des Abſatzes 3 
diefed Paragraphen, durch die Vorſchriften des 
gegenwärtigen Gefeßes weder eingefchränft noch 
erweitert. — Soweit gegen die erjtinftanzliche 
Entiheidung des Kreisausichuffes oder des Be- 
zirföverwaltungsgericht3 der ordentliche Rechts— 
weg zuläffig ift, findet mit Ausnahme der in dem 
$ 78 u. $ 99 gedachten Fälle ein weiteres Rechts— 
mittel im Verwaltungsſtreitverfahren nicht ftatt. 
— In Streitfahen zwiſchen Eijenbahngejellichaf« 
ten und Privatperfonen wegen Anwendung des 
Bahırgeld» und des Frachttarifs ($ 35 bes Ge— 
jeges über die Eifenbahn-Unternehmungen vom 
3. Nov, 1838) entjcheidet fortan der ordentliche 


Rider. 
II. Titel. 
Bon den Kreid- und Stadtausfhäfien und von 
dem Verfahren vor benjelbei. 

8 5. In den Stadtlreijen, mit Ausnahme des 
Stadtlreijed Magdeburg, tritt in den durch das 
Geſetz vorgejehenen Fällen an die Gtelle des 
Kreisausfchufles der Stadtausijhuß. 8 6. Der 
Stadtausjhuß  befteht aus dem Bürgermeifter, 
beziehungsweije deſſen gejeglihen Stellvertreter 
als Borlipendem und vier Mitgliedern, melde 
vom Magiftrate aus jeiner Mitte für die Dauer 
ihred Hauptamtes gewählt werden. $ 7. Für 
Bälle der Behinderung ſowol des Bürgermeijterd 
wie feines gejeglichen Gtellvertreterd wählt der 
Stadtausfhuß den Vorfigenden aus feiner Mitte, 
Derjelbe bedarf der Beftätigung des Oberpräfi- 
denten., 8 8. In Stabtlreifen, in denen der 
Bürgermeifter allein den Gemeindevorftand bildet, 
werben die aufer dem BVorfigenden zu beftellen- 
den Mitglieder von der Gtabtverordnnetender- 
ſammlung aus ber Bahl der Gemeindebürger 
gewählt. — Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. 
— Alle drei Jahre jcheidet die Hälfte der ge 
wählten Mitglieder aus und wird durch neue 
Wahlen erſetzt. Die Ausjcheidenden bleiben je 
doch in allen Fällen bis zur Einführung der 


und 161. 20. Abjchn. Aufftellung der Gejchwor- |Neugewählten in Thätigkeit. — Die das erfte 


nenliften $ 162. 


21. Abſchn. Steuerangelegen-) Mal Ausicheidenden werden durch dad Loos be« 


—— $ 163. 22. Abſchn. Synagogengemeinde- ſtimmt. Die Ausſcheidenden find wieder wählbar. 


ngelegenheiten $ 164. VI. Titel. Ergänzende 
und Schlufbeftimmungen 5 165—175. 
I. Zitel. 
Einleitende Beltimmungen. 
$ 1. Die Kreisausichüfie, die Stadtausſchüſſe, 


— Tür die im Laufe der Wahlperiode ausjchei« 
denden Mitglieder haben Erjagwahlen ſtattzu— 
finden. Die Erjagmänner bleiben nur bi3 zum 





1) 8, Eifenbahn-Unternehbmungen, 
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Ende desjenigen Zeitraumes in Thätigkeit, für jungsjache dem Kreis-(Stadt-) Ausſchuſſe überweiſt, 
welden die Ausgeſchiedenen gewählt wurden, — |verfährt der Kreis- (Stadt) Ausihuß im Ver— 
Im Uebrigen gelten in Betreff der Wählbarfeit, |waltungsverfahren, für welches die nadjfolgenden 
der Wahl, der Einführung und der VBereidigung |Beitimmungen maßgebend find. $16. Für den 
der Mitglieder, ſowie des Verluſtes ihrer Stellen |Sejchäftsgang kommen die Beſtimmungen ber 
unter einitweiliger Enthebung von denfelben die)$S 136 bis 138 und des $ 139, Abſatz 1 und 2 


für unbejoldete Magiftrat3mitglieder bejtehenden 
gejeglichen Vorſchriften. 8 9. Der Vorſitzende 
oder ein Mitglicd des Stadtausſchuſſes muß zum 
Nichteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt 
befähigt fein. F 10. Der Kreisausſchuß des 
Stadtfreifes maus beiteht fortan aus dem 
Oberbürgermeifter der Stadt Magdeburg, in Be» 
hinderungsfällen deſſen gejeglichen Stellvertreter 
als Lorjigendem und ſechs Mitgliedern, welche 
von dem Kreistage aus der Zahl der Mitglieder 
der Magiftrate der drei zum Stadtkreis Magde— 
burg gehörigen Städte gewählt werden. $ 11, 
Die Mitglieder des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes 
fönnen aus Gründen, welche die Entfernung eines 
Beamten aus feinem Amte rechtfertigen (S 2 des 
Geſetzes v. 21. Juli 1852, betreffend die Dienft- 
vergehen der nicht richterlichen Beamten) im Wege 
des Disciplinarverfahrens ihrer Stellen enthoben 
werden. — Für das Disciplinarverfahren gelten 
die Vorjchriften des genannten Geſetzes mit fol- 
genden Mafgaben. — Die Einleitung des Ver: 
fahren, fowie die Ernennung des Unterſuchungs— 
commifjard und des Vertreters der Staatsan— 
waltſchaft erfolgt durch den Negierungsprajiden« 
ten. — Die entfcheidende Behörde iſt in eriter 
Inſtanz das Bezirksverwaltungsgericht u. in der 
Berufungsinftanz das Ober-Berwaltungsgericht, 
welches im mündliden Verfahren verhandelt. — 
Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft für die 
Berufungsinftanz wird von dem Minijter des 
Innern ernannt. — Dad Verfahren kann mit 
NRüdficht auf den Ausfall der Vorunterſuchung 
nur durch dad Bezirlöverwaltungsgericht einge- 
ftellt werden. — Das Gutachten des Disciplinar- 
hofes ift nicht einzuholen. $ 12. Wo das Geſetz 
von der Entjheidung in ftreitigen Verwaltungs 
ſachen, oder von der Erledigung einer Angelegen- 
heit im Streitverfahren, oder durch Endurtheil, 
oder von der Klage bei dem Kreid- (Stadt-) Aus 
ra ipricht, verfährt der Kreis- (Stadt-) Aus- 
ſchuß als Verwaltungsgericht nad) Mafgabe des 
Geſehes vom 3. Juli 1875, betreffend die Ber- 
fafjung der Verwaltungsgerichte ꝛc. $ 13. Fit 
in einer ftreitigen Verwaltungsfache die Kreis» 
corporation als ſolche Partei, jo wird von dem 
vorgefepten Bezirfäverwaltungsgerichte, u. wenn 
ein Stadtkreis Partei ift, von dem Oberverwalt- 
ungsgerichte ein anderer Kreis» oder Stadtaus- 
ſchuß mit der Entiheidung der Sadıe beauftragt. 
& 14. In ftreitigen Verwaltungsfaden, in denen 
das Öffentliche Jntercjie wahrzunehmen it und 
das Gejek die öffentliche Behörde, welche die 


der Kreisordnung zur Anwendung. — Im Falle 
der Beichlußunfähigleit des Kreis« (Stadt-) Aus« 
ſchuſſes infolge des Intereſſes von Mitgliedern 
dejjelben zur Sache ($ 139 a. a. D.) beitimmt 
der Negierungspräfident den zuftändigen Kreis— 
(Stadt-) Ausihuß. $ 17. Der Kreis. (Stadte) 
Ausschuß ift befugt, auch in anderen, als in den 
im Gejege ausdrüdlich bezeichneten Angelegen« 
heiten die Beteiligten, beziehungsweije deren mit 
Vollmad)t verjehene Vertreter zur mündlichen 
Berhandlung vorzuladen. — Soweit im Uebrigen 
dad Verfahren vor dem Freid: (Stadt-) Aus—⸗ 
ſchuſſe nicht durch befondere gejeßliche Beſtimm— 
ungen geregelt iſt, wird daſſelbe durch ein von 
dem Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regu— 
lativ geordnet. F 18. Der Vorſitzende des Kreis— 
(Stadt-) Ausſchuſſes iſt befugt und verpſflichtet, 
endgiltige Beſchluſſe des Kreis- (Stadt-) Aus⸗ 
ſchuſſes, welche deſſen Befugniſſe überſchreiten, 
oder die Geſetze verlegen, mit aufſchiebender Wirk⸗ 
ung anzufechten. Die Anfechtung erfolgt mittels 
Klage bei dem Bezirfsverwaltungsgericht. — Der 
Kreis: (Etadt-) Ausihug it befugt, zur Wahr« 
— der Rolle des Beklagten einen beſon— 
deren Vertreter zu wählen. 8 19. In den 
Fällen, in welchen gegen die Beſchlüſſe des Kreis— 
(Stadt-) Ausſchuſſes die Beſchwerde zuläſſig iſt, 
ſteht dieſelbe aus Gründen des öffentlichen Ju— 
terejfe3 auch dem Vorjigenden des Kreis- (Stadt-) 
Ausichuffes zu. — Will der Vorfigende Beichwerde 
einlegen, jo hat er died dem Kreis- (Stadt-) 
Ausſchuſſe jojort anzuzeigen. Die Zuftellung des 
Beſchluſſes an die Betheiligten bleibt in dieſem 
Falle einſtweilen, jedoch läugftens drei Tage, 
ausgejegt. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß 
im öffentlichen Intereſſe die Beſchwerde eingelegt 
worden fei. Iſt die Zuſtellung ohne dieje Er- 
Öffnung erfolgt, jo gilt die Beſchwerde als zu- 
rüdgenommen. — Vie Gründe der Beſchwerde 
find den Betheiligten zur jchriftlihen Erklärung 
innerhalb einer beitimmten, von einer bis zu 
vier Wochen zu bemeſſenden Frift mitzutheifen, 
— Nad) Ablauf der Friſt find die Verhandlungen 
der Behörde einzureichen, weicher die Beſchluß— 
fafjung über die Beſchwerde zufteht. $ 20. Die 
Örtliche Zuftändigkeit der Kreis: (Stadt-) Ause 
ſchüſſe beſtimmt jich, wie folgt: Zuftändig ijt a) 
für Beichlüffe, welche fih auf Grundſtücke bes 
ziehen, der Kreis (Stadt-) Ausſchuß der belegenen 
Sache, b) für alle jonitigen Fälle der Kreis» 
(Stadt) Ausſchuß desjenigen Kreiſes (Stadtbes 
zirkes), in welchem die Perſon wohnt, oder die 


Rolle der Klägerin od. Bellagten zu übernehmen) Korporation ihren Sig hat, auf deren Angelegens 


dat, nicht bezeichnet, hat der Xorfigende des 


reid- (Stadt) Ausſchuſſes zu diejem Behuſe 


heit fich die Beichlußfafjung bezieht. F21. Sind 
die Grumdftüde im mehreregg Kreiſen (Stadtbe— 


einen bejonderen Commifjar zu ernennen. $15.'zirfen) belegen, oder ijt es zweifelhaft, zu weldyem 
Wo das Geſetz eine Angelegenheit der allgemeinen! Kreiſe (Stadtbezirke) jie gehören, jo wird der 
Landesverwaltung dem Beſchluſſe (der Beichluß-|zuftändige Kreis. (Stadt-) Ausſchuß durch den 
fafjung) des Kreit- (Stadt) Ausſchuſſes unter» | Regierungspräfidenten oder durch den Oberpräji« 
ftellt, oder fonft deren Erledigung als VBerwalt- denten, oder durch den zuftändigen Miniſter bes 


4 
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ftimmt, je nachdem die betreffenden Kreife (Stadt- | Befchwerbe Hat auffchiebende Wirkung. — Die 
bezirke) demjelben NN: oder ver-|jenige Behörde, gegen deren Beſchluß von Seiten 


fchiedenen Regierungs 


ezirfen derjelben Provinz, der Betheili 


n die Beichwerde eingelegt wird, 


te 
oder verjchiedenen Provinzen angehören. — Das» ift jebo ben t, ihren Beſchluß für fofort voll» 
felbe findet ftatt, wenn die PBerjonen oder Eor-|jtredbar zu erflären, wenn die Volljtredung nad 
porationen, deren Angelegenheit den Gegenftand ihrem Ermefjen ohne Nachtheil für das Gemein« 
der Beichlußfafiung bildet, in mehreren Kreifen |wejen nicht ausgeſetzt bleiben fann. $28. Ueber 


ft bei einer Angelegenheit, welche den in den bei den Kreid- (Stadt-) Ausſchüſſen, dem 


EM wohnen, ober ihren Sit haben. |Bejchwerben, welche die Leitung des Verfahrens 


genftand ber Beſchlußfaſſung des Kreis- (Stabt-)|Vezirföräthen und Provinzialräthen anhängigen 
Ausſchuſſes bildet, die betreffende Kreiscorporation | Berwaltungsfachen zum Gegenjtande haben, be» 
(Stadtgemeinde) als ſolche betheiligt, jo wird von ſchließt en gie die im Inſtanzenzuge zunächft 


dem Regierungspräfidenten ein anderer Kreis— 
oder Stadtausihuß mit der Beihlußfafjung über 
die Angelegenheit beauftragt. Bye In den 
Fällen, in denen das Geſetz eine Beſchlußfaſſung 
oder Entſcheidung an Gtelle des Kreisausſchuſſes 
dem Magijtrat einer Stadt überträgt, finden für 
das Verfahren und die Zuftändigteit dejjelben die 
für die Stabtausihüffe geltenden Vorſchriften 
Unmwendung. 
III. Titel. 


Bon den Beichwerben. 

F 24. Bis zum Erlaß des Gejeges über bie 
Drganijation der allgemeinen Landesverwaltung 
gelten für den Beſchwerdezug, jofern das Geſetz 
nicht ausdrücklich Anderes bejtimmt, folgende 
Vorſchriften. — Die Beſchwerde findet ftatt gegen 
die Beichlüffe des Kreis- (Stadt) Ausſchuſſes an 
den Bezirkörath, gegen die Beichlüffe des Bezirls- 
rathes an den Provinzialrath. — Die ei De- 
ſchwerden gefaßten Beſchlüſſe des a er 
oder Provinzialrathes find endgiltig. $25. Die 
Friſt der Einlegung der Beſchwerde beträgt ein- 
undzwanzig Tage, jofern nicht eine kürzere Frift 
ausdrücklich geſehlich bejtimmt it. 826. Inner⸗ 
halb der gejeglichen Friſt ift die Beſchwerde bei 
derjenigen 4 — gegen deren Beſchluß dieſelbe 
gerichtet iſt, ſchriftlich anzubringen. — Die Be- 
— prüft, ob die Beſchwerde rechtzeitig ange- 

racht ift. — Iſt die Frift verfäumt, fo ift die 
Beſchwerde ohne Weiteres durch einen mit Grün- 
ben verjehenen Beſcheid zurüdzumeijen. Der Er- 
laß eines ſolchen Beſcheides ſteht Namens ber 
beichließenden Behörde auch dem Vorſitzenden 
derjelben zu. In demfelben ift dem Beſchwerde— 
führer zu eröffnen, daß ihm innerhalb einer zehn- 
tägigen Frift, vom Tage der Buftellung an ge- 
rechnet, die Beſchwerde an diejenige höhere Be— 
—— a welche zur Beſchlußfaſſung in der 

adje berufen ift, widrigenfall® e8 bei dem Be- 
fcheide verbleibe. — Iſt die Frift gewahrt und 
ift eine Gegenpartei vorhanden, fo wird die Be- 
ſchwerdeſchrift mit ihren Anlagen zunächſt diejer 


ne jhriftlihen Gegenerflärung innerhalb einer 


beftimmten, von einer bis zu vier Wochen zu 
bemefjenden Frift zugefertigt. Abſchrift der ein- 
seen Gegenerllärung erhält der Beſchwerde— 
ü 

hir zur Gegenerllärung kann in nicht jchleuni- 
gen Saden eine 
nicht über zwei W 


ührer. Zur näheren Begründung der Beſchwerde, 


vorgejeßte Behörde. 8 29. Bei Eröffnung der 
Verfügungen und Beichlüffe der Verwaltungäbe- 
hörden find die Betheiligten über bie Redtö- 
mittel, die Friften zur Einfegung derfelben und 
über die Folgen der Verſäumniß derjelben zu 
belehren. — Die Unterlafjung der Belehrung 
hält den Lauf der Friften nicht auf. — Iſt in- 
folge irriger Belehrung die gele liche Friſt ver« 
ſäumt, fo fann die zur Beihlukfaffung über das 
Rechtsmittel berufene Behörde, jofern die in der 
Belehrung angegebene Friſt innegehalten ift, die 
Friſt für gewahrt erflären. — Die vorftehende 
Beitimmung findet auf die Beſcheide und End» 
urtheile der Verwaltungsgerichte entjprechende 
Anwendung. 


IV. Titel. 


Von den Rechtsmitteln gegen polizeiliche 
Verfügungen und von dem Zwangsverfahren ber 
Drt3- und Kreis«Rolizeibehörden, 


$ 30. Gegen polizeiliche Verfügungen der Ortd« 
und ber Kreid-Bolizeibehörden findet, ſoweit das 
Geſetz nicht ausdrücklich Anderes bejtimmt, die 
Beſchwerde ftatt, und zwar a. gegen die VBerfüg- 
ung des DOrtd- (Gemeinde», Gut3-) Vorſtehers 
oder des Amtsvorſtehers an den Landrath und 
gegen dejjen Beſcheid an den Regierungspräfiden- 
ten, b. gegen die Verfügung des Polizeiverwal- 
terd einer Stadt ober des Landraths an ben 
Regierungspräfidenten und gegen bejjen Beſcheid 
an den Oberpräfidenten. — Gegen ben in legter 
Inſtanz ergangenen Beſcheid des Regierungs— 
Präſidenten, beziehungsweiſe des Oberpräſidenten 
findet die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte 
ſtatt. — Die Klage kann nur darauf geſtützt 
werben: 1) daß ber angefochtene Beſcheid auf der 
Nichtanwendung od. unrichtigen Anwendung des 
bejtehenden Rechts, insbejondere auch der von 
den Vehörden innerhalb ihrer Zuftändigkeit er» 
lafjenen Verordnungen berube; 2) daß die that- 
ſächlichen Vorausfegungen nicht vorhanden ſeien, 
welche die PBolizeibehörde zum Erlaſſe der Ber- 
fügung berechtigt haben würden. $31. Un Stelle 
der Beſchwerde an den Landrath, beziehungsweife 
den Negierungspräfidenten ($ 30) findet die Klage 
jtatt, u. zwar a. wegen Verfügungen bed Orts» 
vorſtehers, des Amtsvorſtehers oder des Polizeis 
verwalters eined Stadtkreiſes od. einer zu einem 


gemeſſene, der Regel nad) Landkreiſe gehörigen Stadt, deren Einwohnerzagl 
en zu erjtredende Nachfriſt bis zu 10,000 beträgt, bei dem Kreisausſchuſſe, 


ewährt werden. — Hierauf werden die Ver-b. gegen Verfügungen des Landraths oder des 
te ir mittel3 Berichtes derjenigen Behörde |Polizeiverwalterd eined Stadtkreiſes oder einer 
eingereicht, welcher die Beſchlußfaſſung über die zu einem Landkreife gehörigen Stadt mit mehr 
Beichwerde zufteht. $ 27. Die Einlegung der als 10,000 Einwohnern bei dem Bezirkäverwalt- 
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ungsgerihte. — Die Klage kann nur auf die drohung, Feſtſetzung u. Ausführung eines Zwang« 


leihen Behauptungen geftügt werden, mie bie 
lage bei dem Oberverwaltungsgerichte ($ 30). 
1 Beichwerden u. Klagen find bei derjenigen 
ehörbe anzubringen, gegen beren Verfügung fie 
erichtet find. Die Behörde, bei welder Be» 
—— und Klagen angebracht find, hat fie 
an diejenige Behörde abzugeben, welche darüber 
zu befchtiehen od. zu entiheiben bat. Die Partei 
N hiervon in Kenntniß zu ſetzen. Die Frift zur 
inlegung der Beſchwerde u, Anstellung der 
Klage gegen die polizeiliche Berfügung, Toisie 
egen den auf Beſchwerde ergangenen Beſcheid 
eträgt 21 Tage. — Die —— eines Rechts⸗ 
mitteis ſchließt das andere aus. Bei gleichzeiti— 


er Anbringung beider Rechtsmittel iſt nur der hoben worden iſt. 8 
iernach fügung Tann, auch wenn dieſelbe mit der Be— 
e angebrachte Rechtsmittel ift|ich 


ejhwerde Fortgang zu geben. Das 
unzuläfliger Weil 
durch Verfügung derjenigen Behörde, bei welcher 
es angebradjt ift, zurüdzumeifen. Gegen die zu- 
rüchweiſende Berfügung findet innerhalb einer 
ehntägigen Frift die Beſchwerde an das zur Ent- 
— auf die Klage berufene Verwaltungs: 
ar itatt. F 83. Die Orts- und Kreid. Bo- 
izeibehörden find berechtigt, die von ihnen in 
Ausübung der Polizeigewalt getroffenen, durch 
ihre gejeglichen Befugniffe gerechtfertigten Anord» 
nungen durch |. ri age Bmwang®- 
mittel durchzuſetzen: 1) Die Behörde hat, jofern 
e3 thunlich iſt, die zu erzwingende Handlung durd) 
einen Dritten autühren zu lafjen und den vor- 
läufig zu bejtimmenden Koftenbetrag im Wege 
der * von dem Verpflichteten einzuziehen. 
— Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch 
einen Dritten geleiſtet werden, od. —* es feſt, 
daß der Verpflichtete nicht im Stande iſt, die 
aus der Ausführung durch einen Dritten ent- 
ftehenden Koften zu tragen, oder ſoll eine Unter- 
lafjung erzwungen werden, jo ijt die Behörde 
berechtigt, Geldſtrafen anzudrohen u. feitzujegen, 
und zwar der Yandrath und der Polizeiverwalter 
in einem Gtabdtfreije bi® zur Höhe von 150 M, 
ber Amtsvorſteher fowie der Polizeiverwalter in 
einer zu einem Landfreije gehörigen Stadt bis 
ur Höhe von 60 M, der Ortsvorſteher bis zur 
öhe von 3 M. — Gleichzeitig ift nad Maßgabe 
ber 8$ 28, 29 des Strafgejegbuchs für das Deutiche 
Reich die Dauer der Haft feitzufepen, welche für 
den Tall des Unvermögend an die Stelle der 
Geldftrafe treten fol. — 2) Der Höchſtbetrag diejer 
Haft ift, wenn die Feſtſetzung durch den Orts- 
vorfteher erfolgt, ein Tag, wenn diejelbe durch 
den Amtävorfteher od. den Polizeiverwalter einer 
u einem Landkreiſe gehörigen Stadt erfolgt, fünf 
age, wenn bdiejelbe dur den Landrath oder 
den Bolizeiverwalter eines Stadtkreiſes erfolgt, 
ehn Tage. — Der Feitiegung muß immer eine 
hriftliche Androhung vorhergehen; in biejer ift, 
ofern eine Handlung erzwungen werden joll, 
die Friſt zu beftimmen, innerhalb welcher die 
Ausführung gefordert wird, 3) Unmittelbarer 
Bwang darf, unbeſchadet den Beitimmur: 
Geſetzes zum Schutze der perjönlichen 


wenn die getroffene a 
den undurdführbar iſt. $ 34. 


„ m2ldie Bereinigung 
Freiheit her noch feine 

vom 12. Febr. 1850 nur angewendet werden, Gutsbezirle ange 
ohne einen ſol- zirle nah Vernehmung der Betheiligten. 
Gegen die Un! Bereinigung eine? ſolchen Grundjtüdes mit einem 


mitteld kann nad Vorſchrift der $$ 30—32 ent» 
weber Beſchwerde oder Klage erhoben werben, 
— Die * fann nur geftügt werden: 1) auf 
die gleichen Behauptungen, wie bie im $ 30 ges 
dachte Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte; 
2) auf die Behauptung, baf dad Zwangsmittei 
nad) Art und Höhe nicht gerechtfertigt oder nad 
Lage der Sache zur Erreihung des angeorbneten 
— überhaupt nicht erſorderlich jei. $ 36. 

er $ 6 bes Geſetzes über bie Buläffigfeit bes 
Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Ber- 
fügungen vom 11. Mai 1842 findet au An— 
wendung, wenn eine polizeiliche Verfügung im 
Verwaltungsftreit-Berfahren rechtäfräftig aufge» 
6. Ohne polizeiliche Ber- 


— 


werde oder mit der Klage angefochten ift, zur 
Ausführung gebracht werden, foken legtere nad) 
dem Ermefen der Behörde ohne Nacıtheil für 
dad Gemeinweſen nicht auögejegt bleiben Tann. 
— Haftjtrafen, melde an Stelle einer Gelditrafe 
nah $ 33, Biffer 2 feitgefegt find, dürfen in 
feinem alle vor ergangener endgiltiger Beſchluß⸗ 
fafjung oder rechtäfräftiger Entiheidung, bezw. 
vor Ablauf der zur Erhebung der Beſchwerde 
oder zur Anftellung der Klage bejtimmten Frift 
vollftredt werden. $ 37. Wegen der Zwangs⸗ 
maßregeln, welche der Amtsvorfteher gegen Ge» 
meinde- und Gut3vorftände nad) $ 65 * Kreis⸗ 
ordnung vom 13. Dec. 1872 zu verhängen bes 
fugt ift, gelten die Vorfhriften der vorflehenden 
85 33—36 mit der Maßgabe, daß eine Haftitrafe 
überhaupt nicht feitgefegt werden darf. 38. 
Beftimmungen der $$ 30—37 finden gleihmäßig 
Anwendung auf die befonderen zur Beaufjichtig« 
ung ber Fiſcherei vom Staate beitellten Beamten 
u. Organe ($ 46 bes TFilchereigef. vom 30. Mai 
1874). — Bei den Borjchriften des 8 6 des Ger 
ſetzes, betreffend die Abwehr und Unterdrüdun 

von Biehjeuden, vom 25. Kun 1875, behält h; 
jein Bewenden. $ 39. Unberührt durch die Vor⸗ 
Ihriften der Kreisordnung vom 13. Dec. 1872 
und dieſes Geſetz bleiben die in dem gejeglichen 
Vorſchriften begründeten Befugniffe der jtaatlichen 
Aufjichtsbehörden, — u. Anordnungen 
der nachgeordneten Behörden außer Kraft zu 
jegen, od. dieſe Behörden mit Anordnungen zu 
verjehen. 

Titel V. 

Bon der ſachlichen Zuftändigfeit der Verwaltungs» 
Behörden u. ber VBerwaltungsgericht3-Behörden, 
I. Abſchnitt. 

Ungelegenheiten der Landgemeinden und Guts⸗ 
Bezirke der Amtöverbände und Kreiſe. 

A, Ungelegenheiten der fandgemeinden 
und Gutsbezirke. 

[Communalbezrts -Beränderungen 2c.] Ri 40, 
Der Kreisausf beichließt gemäß $ ı, Abi. 2 
u. 4 deö Geſetz vom 14. April 1856: 1) Ueber 

nes Grundjtüdes, welches bis— 

emeinde⸗ oder felbitändigen 

rt hat, mit einem ſolchen Be- 
Die 
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in einem anderen Kreiſe belegenen Gemeinde Befähigten, denen durch ben Gemeindebeſchluß 


ob. Gutsbezirke zieht die Veränderung ber Kreis» 
grenze ohne Weiteres nad) ſich; 2) über die Ger 
nehmigung zur Abtrennung einzelner Grundſtücke, 
Abbaue, Eolonien von einem Gemeinde- oder 
felbftändigen Gutsbezirke und deren Vereinigung 
mit einem andern ſolchen Bezirke, wenn Die bes 
etc Gemeinden oder Gutöbefiger und Die 

ejiger jener Grundftüde darin einwilligen. — 
Gegen den Beihluß (1), ſowie gegen die Ber- 
fagung der Genehmigung (2) fteht den Bethei- 
ligten bie Beſchwerde an den Bezirlörath zu. — 
Wird infolge einer auf Grund bed $ 1 des Ge- 
ſetzes vom 14. April 1856 vorgenommenen Be— 
irtsveränderung eine Auseinanderjegung zwiſchen 
en Betheiligten nothwendig, fo ift dieſelbe durch 
ven Landrath zu bewirken, Zu ihrer Feſtſtellung 
genügt, wenn bie Betheiligten einig find, die Ger 
nehmigung des Kreisausſchuſſes. — Wird die 
Genehmigung verfagt, fo ſteht den Betheiligten 
die Beichwerde an den Bezirkärath zu. — Ent- 
ige bei der Auseinanderjegung Streitigkeiten, 
o entjcheidet über- diejelben im Berwaltungs- 
ftreitverfahren der Kreisausihuß. — Im Ueb- 
rigen behält e8 bei dem $ 1 des Geſetzes vom 
14. April 1856 mit der Maßgabe fein Bewen- 
ben, daß neben der Beſchlußfaſſung des Kreis: 
Ausichuffes eine —— des Kreistages nicht 
mehr jtattfindet und an Stelle der jonit vorge- 
fchriebenen Anhörung des Kreistages Die bes 
Kreisausſchuſſes tritt. 

[Streitige Grenzen von Communalbezirfen 2c.) 
$ 41. Streitigfeiten über die Grenzen von Com— 
munalbezirken, jowie über die Eigenichaft einer 
Ortſchaft ald Gemeinde oder eines Gutes als 
felbftändigen Gutsbezirkes unterliegen der Ent- 
ſcheidung des Kreisausſchuſſes im Berwaltungs- 
ftreitverfahren. 

Gemeindejtatuten 2c.] $ 42. Der Beichluf- 
fafjung des Kreisausichuffes, neben der die bis- 
ber vorgejchriebene Anhörung des Kreistages nicht 
mehr ftattfindet, unterliegt: 1) die Beitätigung 
des Statuts über die Regelung der Gemeinde- 
verhältniffe bei Vereinigung eines jelbftändigen 
Gutsbezirkes oder eines in feinem Gemeindever:- 
bande jtehenden großen geichlofjenen Waldgrund- 
ftüdes mit einem Gemeindebezirte ($ 2 de3 Ger 


od, die Anordnung des Kreisausſchuſſes (Nr. 2) 
das Stimmrecht verjagt oder geichmälert wird. 
— Die Beichwerdefrijt beginnt mit dem Tage 
der ortsüblichen Bekanntmachung des Beichlufjes 
des Kreisausſchuſſes. — Behauptet ein Betheis 
ligter, daß ihm im Falle zu 2 den Geſetzen zu« 
wider das Stimmrecht verfapt oder beſchränkt 
werde, jo ſteht demjelben innerhalb 21 Tagen 
nah Faſſung des Gemeindebeſchluſſes die Klage 
bei dem Kreisausſchuſſe und, fofern es fih um 
eine Anordnung de3 Ichteren handelt, innerhalb 
ber Beichwerdektiit der Einſpruch auf mündliche 
Verhandlung vor dem Kreisausſchuſſe im Ver- 
waltungäftreitverfahren zu. Der Kreisausichuß 
entjcheidet endgiltig über die Frage, ob bis zur 
rechtsfräftigen Entjcheidung über Die Klage oder 
den Einſpruch die Betätigung des Gemeindebe» 
ſchluſſes u. bezw, die Wirkſamkeit der Anordnung 
aufzujchieben ift. 

[Beräußerung von Grundftüden, Aufnahme 
von Schulden, Regulirung von ar ge 
litäten.] $ 43. Der Kreisausſchuß bejchließt: 
1) Ueber die Genehmigung zur Veräußerung von 
Grundjtüden od. Gerechtigfeiten der Yandgemein- 
den, ſowie zur Belaftung der Iegteren mit Schul- 
den. — Die SS 33 und 34, Tit. 7, Th. II des 
Allgemeinen Landrechts, die Cabinet3ordre vom 
25. Jan. 1831, betreffend die Erwerbimg von 
Rittergütern durch) Dorfgemeinden oder deren 
Mitglieder und der $ 4 des Anhanges zur Allg. 
Gerichtsordnung find aufgehoben; 2) über die 
Ertheilung der im $ 10, Wr. 4 des Geſetzes vom 
14, April 1856 vorgeichriebenen Beſcheinigun 
zu dem Nachweife, daß von einer Gemeinde bei 
der Veräußerung von Örundftüden od. denjelben 
gleichitehenden Gerechtiamen die den Gemeinden 
geieplich vorgejchriebenen befonderen Formen bee 
obad;tet find; 3) über die Negulirung von Zahl« 
ungsmodalitäten bei Eyecutions- Vollitredungen 
gegen Landgemeinden ($ 153 de3 Anhanges zur 
Allg. Gerichtsordnung). — Die Beichwerde findet 
in den Fällen zu 1 und 2 nur ftatt, wenn die 
Zuſtimmung zu dem Antrage der Gemeinde ver» 
jagt wird. 

(Vermehrung der Zahl der Schöffen, Anord— 
nung bejonderer ftellvertretender Gutsvorjteher.) 


jeßes vom 14. April 1856). — Das Statut darj)$ 44. Der Kreiscusſchuß beichlieft: 1) über den 


dem Gemeindevorfteher den Vorjig in der Ge- 
meindeverſammlung nicht entziehen; 2) die Be— 
ftätigung von Gemeindebeſchlüſſen wegen ander. 
weitiger Regelung des Stimmrechte in der Ger 


Antrag der Gemeinde auf Vermehrung der Zahl 
der Schöffen ($ 22, Abf. 3 der Kreisordnung); 
2) über die Anordnung bejonderer ftellvertreten« 
der Butsvorfteher für die vom Hauptgute ent— 


neindeverfanmlung, fowie die Anordnung einer|fernt gelegenen Theile eines jelbitändigen Guts— 


Ergänzung oder Abänderung der in Anjehung 
des Stimmrechts bejtehenden Ortsverfafjung ($$ 
5—T a. a. D.); 3) die Beftätigung des Statuts 
über die Bildung einer gewählten Gemeindever- 
lxetung ($ 8 a. a. D.); 4) die Beitätigung von 
Gemeinde» Bejchlüffen wegen amderweiter Auf: 
bringung der Gemeinde-Abgaben u. Dienfte, jo- 
wie die Anordnung einer Ergänzung oder Ab: 
änderung der in Anjehung der Gemeindelaften 


bezirkes ($ 32, Abſatz 2 a. a. O). — Die Be 
ſchwerde findet in dem Falle zu 1 nur ftatt, 
wenn die Zuftimmung zu dem Antrage der Ge— 
meinde verjagt wird, 

[Streitigfeiten über Stimmrecht u. Wahl von 
Gemeinbebeamten u, — — $45. 
Wird das Recht zur Theilnahme an dem Stimme 
rechte in der Gemeindeverfammlung oder an Den 
Gemeindewahlen beftritten, oder wird gegen bie 


bejtehenden Ortsverfaſſung (55 11—13 a. a. D.).|Ordnungsmäßigkeit der Wahl eines Gemeinde» 


— Die Beichwerde fteht den Betheiligten an den 
Provinzialrath zu. — Als betheiligt gelten auch 
die nad) Maßgabe des Geſetzes zum Stimmrecht 


vorjtehers od. Schöffen, eines fonjtigen Gemeinder 
beamten oder eined Gemeindeverordneten von 
einem Mitgliede der Wahlverſammlung innerhalb 
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gehn Tagen Einipruch erhoben, fo hat hierüber der die Vollftredung gegen den nach dem Beſcheide 


emeindevorfteher und, wo eine Gemeindever- 
tretung bejteht, die letztere Beſcheid zu ertheilen, 
— Gegen den Beſcheid fteht innerhalb 10 Tagen 
dem Stimmberechtigten und beziehungsweife dem 
Einfprechenden die Klage bei dem Kreisausſchuſſe 
zu. Das Endurtheil des Kreisausſchuſſes iſt vor— 
läufig vollitredbar, jedoch darf vor rechtöfräftiger 
Eutſcheidung über die Betätigung der Wahl, 
fall3 diefelbe gejeglich erforderlid iſt, nicht be- 
funden und eine Erfagwahl nicht vorgenommen 
werden. . 
[Beftätigung von Gemeindebeamten.)] $ 46. 
- Die Beftimmungen des $ 26 der Kreisordnung 
finden auch auf andere Gemeindebeamte Anwend- 
ung, deren Wahl nad) Maßgabe des Geſetzes der 
Beitätigung bedarf. — Gegen die in Gemäßheit 
bes $ 26, Abjag 3 und $ 33 der Kreisordnung 
erfolgte Berjagung der Bejtätigung von Gemeinde- 
beamten u. Gutsvorftehern fteht den Gemeinden, 
bezw. dem Gutäbefiger die Beſchwerde an den 
Provinzialrath zu. Dagegen findet gegen die 
nad) Maßgabe des $ 26, Abj. 4 u. 5 und $ 34 
der Kreisordnnung erfolgte Ernennung eines Gtell- 
vertreterd eine Beſchwerde nicht ftatt. 
Dienjtunkoftenentjchädigung der Gemeindevor⸗ 
ch 


m Tragung der Genteindelaften Berpflichteten 
i8 zum Erlaß einer rechtäkräftigen Entlaftung 
nicht auf. 

[(Streitjahen, betreffend Abnahme von Ned 
nungen und Defecten. $ 50. Der Kreisausſchuß 
enticheibet: 1) auf Klage des rechnungsführenden 
Beamten über die verweigerte Abnahme oder 
er von Rechnungen der Landgemeinden; 
2) auf Klage der die unmittelbare Aufficht über 
die Kaffe od. andere Verwaltung führenden Bes 
hörden wegen FFeitftellung und Erjag von Des 
fecten der Beamten der Landgemeinden nad) Maß» 

abe der Verordnung vom 24. Januar 1844. — 

In dem Falle zu 2 findet gegen da3 Endurtheil 
des Kreisausichuffes nur der ordentliche Recht3« 
weg ſtatt. Das Endurtheil ift bis p* techt3« 
fräftigen Entfcheidung im ordentlichen Rechtswege 
vorläufig volljtredbar. 

[Unterfaffung gejeglicher Leiftungen von Seiten 
einer Gemeinde oder eines Gutsbezirks.) 8 51. 
Unterläßt oder verweigert eine Gemeinde oder 
ein ſelbſtändiger Gutsbezirk die ihnen geſetzlich 
obliegenden, von der Behörde innerhälb der 
Grenzen ihrer Zuſtändigleit feſtgeſtellten Leift« 
ungen zu erfüllen, fo fteht der Behörde bie 


er.] $ 47. Der Kreisausihuß beſchließt auf Klage bei dem Kreisausihuffe zu. — Zur Aus 


Antrag der Betheiligten über die Feſtſetzung der 
Dienftunfoften » Entihädigung der Gemeindevor- 
fteher, der baaren Auslagen der Schöffen, der 
Remuneration ftellvertretender Gutsvorjteher ($$ 
28 und 34 der Kreidordnung), ſowie über Die 
Feftjegung der Bejoldungen u. Remunerationen 
anderer Gemeindebeamten. — Gegen den Beſchluß 
des Kreisausſchuſſes fteht innerhalb 21 Tagen 
ben Betheiligten der Antrag auf mündliche Ver— 
handlung im Streitverfahren zu. 
[Beftätigung von Auseinanderjegungsrerefjen.) 
48. Der Kreisausſchuß beichlieft über die Be- 
tätigung von Auseinanderjegungsrecejjen zwiſchen 
Gutäherren u.®emeinden, jowie zwijchen Schulzen» 
gutöbefigern u. Gemeinden gemäß $ 28, Ubi. 6 
und $ 41 der Kreidordnung. — Im alle der 
Verſagung der Bejtätigung find die Berhand- 
Yungen auf Antrag der Betheiligten zum weite, 
ren Verfahren u. zur Entjcheidung an die Aus- 
einanderjegung&behörde abzugeben. 
[Streitigkeiten über Gemeindenugungen und 
“ Gemeindelaften.] $ 49. Wird das Recht zur 
Theilnahme an den Nutzungen und Erträgen des 
Gemeindevermögens beitritten, od. wird die Ver- 
flichtung od. die Veranlagung zu den Gemeinde» 
ajten mit Einſchluß der Kriegsleiftungen u. der 
Beiträge zu den Koiten der Armenpflege in Guts— 
Bezirken und Gejammt»Armenverbänden, ſowie 
die ——— zur Rückerſtattung ſolcher Leiſt— 
ungen ($ 6 des Reichsgeſetzes vom 13. juni 1873 
über die Kriegäleiftungen und SS 8 ff. des Ge- 
ebe3 vom 8, März 1871, betreffend die Aus— 
she des Bundesgejeges über den Unterjtüß« 
ungswohnſitz), beftritten, jo hat hierüber der Ge- 
meindevorjteher bezw. der Gutsvorjteher oder der 


führung der Rechte der Gemeinde Tann die Ge 
meindeverfammlung (Gemeindevertretung) einen 
befonderen Vertreter wählen. 


B. Angelegenheiten der Amtsverbände. 


$ 52. Der Provinzialrath beſchließt endgiltig 
über Bejchwerden, betreffend die von den Kreis 
tagen wegen Bildung ber Amtsausſchüſſe gemäß 
$ 51, Nr. 1, Abf. 3 der Kreisordnuung vom 18. 
December 1872 erlafjenen Statuten. F 53. Der 
Kreisausichuß bejchließt über die Genehmigung 
zur Veräußerung von Grundftüden oder Im— 
mobiliarrechten ber Amtsverbände, ſowie zu An— 
leihen, durdy welche der Amtsverband mit einem 
Sculdenbeftande belaftet, oder der bereit3 vor« 
handene Schuldenbejtand vergrößert werden würde, 
Ohne dieje Genehmigung find die bezeichneten 
Rechtsgeſchäſte nichtig. — Bis zum Erlaf; einer 
Yandgemeinde-Ordnung ift zur Aufnahme von 
Anleihen durch den Amtsausſchuß die Zuftimmung 
ſämmtlicher zu dem Umtsbezirte gehörigen Ge— 
meinden und Gutsbezirle nothwendig. — Die 
Beſchwerde findet nur gegen die Berjagung der 
Genehmigung ftatt. $ 54. Der Kreisausihuß 
beſchließt über die Anordnung der Stellvertretung 
von Amtsvorjtehern nach Mafgabe der Ubi. 4, 
5 und 6 des $ 57 ber Kreidordnung — Im 
Falle des Abſ. 4 findet die Beſchwerde an den 
Brovinzialrath ftatt, in den Fällen der Abſ. 5 
und 6 iſt der Beſchluß des Kreisausichufier end» 
giltig. $ 55. Der Kreisausihuß bejtimmt end« 

iltig denjenigen Amtsvorfteher —— 
Bars, welcher die in Bezug auf bie 
öffentlichen Wege nothmwendigen Anordnungen zu 
treffen hat, wenn die Betheiligten verjchiedenen 


Vorſitzende der Vertretung des Gejanmt-Armen« |Umtsbezirken beziehungsweije Ämts- und Stadt« 


Berbandes Beſcheid zu ertheilen. — Gegen den 


bezirfen angehören ($ 61, Ubi. 3a. a. O.). — 


Beſcheid findet innerhalb 21 Tagen die Klage|Diefe Beitimmung findet gleichmäßig Anwendung 


bei dem Kreisausfchufje ſtatt. — Die Klage Hält 


auf die in Vorfluths- und anderen polizeilichen 
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Ungelegenheiten zu treffenden Anordnungen. $ 56.|von dem Regierungspräfidenten verfügt und von 
Der Kreisausihuß beſchließt über die ;Feitiegung |denfelben der Unterfuhungscommiffar und der 
der Amtsuntoftenentichädigung der Amtsvorjteher | Vertreter der Staatdanmwaltichaft ernannt. — Die 
und der Remuneration der commifjarifchen Amts» |enticheidende Behörde erjter Inſtanz iſt ber Kreis⸗ 
vorfteher ($ 69 a. a. D.). — Gegen den Beihlußjausfhuß. — Gegen bie Entſcheidung deſſelben 
des — ſteht innerhalb 21 Tagen findet innerhalb der geſetzlichen Friſten (SS 42 fi. 
den Betheiligten der Antrag auf mündliche Ver-|a. a. ©.) die Berufung an dad Bezirlövermalt- 
handlung im Gtreitverfahren zu. $ 57. Die ungsgericht ftatt, welded im münblidhen Ber- 
Beftimmungen des gegenwärtigen Öefeges: 1) fahren verhandelt. Für bie Berufsinjtanz wird 
8 43, Nr. 3 über die Negulirung von Zahlungs |der Vertreter der Staatsanwaltſchaft von dem 
modalitäten, 2) $ 45, Abſ. 1 und 2 über die)Regierungspräfidenten ernannt. — Dad Ber- 
beftrittene Orbnungsmäßigleit der Wahlen, 3)|fahren fann mit Rüdficht auf den Ausfall der 


& 49 über die Theilnahme an den Gemeinde 
laften, 4) $ 60 über die Abnahme von Red). 
nungen und über Defecte, 5) $ 51 über bie 
Unterlaffung gefeplicher Leiftungen finden auf 
die AUmtsverbände entjprechende Anwendung. — 
Der ber Klage in den Fällen zu 2 und 3 vor« 
hergebende Beſcheid ift von dem Amtsausſchuſſe 
zu ertheilen. $ 58. Der Kreisausfhuß beſchließt 
endgiltig über die Ergänzung der vom Amts— 
austhu e verjagten Sahne zum Erlafje von 
Orts⸗ und UAmtspolizeis Verordnungen ($ 62 der 
Kreis-Ordnung). $ 59. Der Kreisausſchuß be» 
{chließt über Beichwerden gegen Verfügungen der 
Amtsvorfteher in nichtpolizeilihen Angelegen⸗ 
heiten, 


C. Aufſicht über die Landgemeinden, 
Gutsbezirke und Amtöverbände. 


F 60. Die Auffiht über die Communalan- 
gelegenheiten der Umtsverbände, der ländlichen 
Gemeinden und felbjtändigen Gutsbezirke jteht, 
vorbehaltlic der befonderen Beflimmungen ber 
voritehenden Paragraphen, dem Kreitausf uffe, 
in höherer Inſtanz dem Vezirlsrathe zu. 861. 
Auf die Dienftvergehen der Amtsvorſteher, der 
Gemeindevorjteher, Schöffen und —— 
ſowie der ſonſtigen Beamten der Landgemeinden 
und Amtsverbände finden die Vorſchriften des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 mit folgenden Maß— 
aben Anwendung: 1) Gegen die Gemeindevor- 
teher, Schöffen und Gutsvorfteher, ſowie gegen 
die fonftigen Beamten der Landgemeinden und 
Amtsverbände fteht die Befugniß, Ordnungs— 
ftrafen zu verhängen, dem Landrathe und im 
Umfange des den Brovinzialbehörden beigelegten 
Ordnungsftraftehts dem Regierungspräjidenten 
u. 2) Ueber die Berhängung von Ordnungs- 
trafen gegen die Amtsvorſteher beichlieht im 
Umfange des den Provinzialbehörden beigelegten 
Drdnungsftrafrehts der Kreisausſchuß und im 
Umfange des dem Minifter beigelegten Ordnungs— 
ſtrafrechts der Vorfipende des Bezirksrathes. — 
Den Landrathe fteht das Recht zur Verhängung 
von Ordnungsſtrafen gegen die Amtsvorfteher 
nicht zu. 3) Gegen bie Verfügung des Land— 
rathes oder den Beſchluß des Kreisausichuffes 
gen innerhalb 21 Tagen die Klage bei dem 

ezirfsverwaltungsgerichte, gegen die Verfügung 
des Negierungspräfidenten beziehungsweiſe des 
Vorfigenden des Bezirksrathes im gleiher Friſt 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ftatt. 
4) In dem auf Entfernung aus dem Amte ge» 
richteten Verfahren wird die Einleitung des 
Disciplinarverfahrens von dem Landrathe oder 


Borunterfuhung nur durch Beſchluß des Kreid- 
ausſchuſſes eingeftellt werden. — Das Gutachten 
des Diöciplinarhofes iſt nicht einzuholen. 


D. Angelegenheiten ber Kreife. 


8 62. Der Kreisausfhuß beftimmt den Wahl. 
ort für die Wahl der in den Wahlbezirken des 
Berbandes der Landgemeinden und in Städte— 
wahlbezirfen zu wählenden Kreistaggabgeordneten 
(8&$ 103 und 104 der Krei®-Drdnung). — Gegen 
dieje Beitimmung findet die Beſchwerde an den 
Provinzialrath ftatt. $ 63. Das Bezirksver- 
waltungsgericht enticheidet in erſter Inſtanz in 
Streitiadhen über die Aufjtellung der Verzeichniffe 
der Wahlberechtigten und des Bertheilungsplanes 
für die Sreistagswahlen ($$ 110—112 der Kreis. 
Ordnung). — Gegen die Endurtheile des Bezirkd- 
verwaltungsgerichts findet innerhalb 10 Tagen 
nur das Rechtsmittel der Revifion nad) Maßgabe 
des Titel VIII des Gejepes vom 3. Juli 1875, 
betrefiend die Verfafjung der Verwaltungsgerichte 
u. ſ. w., ftatt. F 64. Gegen das zum Bmede 
der Wahl der Kreistagsabgeordneten ftattgehabte 
Wahlverfahren fann jedes Mitglied einer Wapl- 
verfammlung innerhalb 10 Tagen Einſpruch bei 
dem Borfigenden des Wahlvorjtandes erheben. 
Die Beſchlußfaſſung über den Einſpruch, über 
welchen die Betheiligten vorab zu hören find, 
iteht dem —* zu. — Im Uebrigen prüft 
der Kreistag die Legitimation feiner Mitglieder 
von Amtöwegen und beſchließt darüber. — Jede 
Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre 
Wirkung, wenn fi ergibt, daß die für die 
Wähfbarfeit vorgejchriebenen Bedingungen nicht 
vorhanden —— ſind, oder wenn dieſe Be— 
dingungen gänzlich oder zeitweife aufhören. Der 
Kreistag hat darüber zu beſchließen, ob einer 
diefer Fälle eingetreten tft. — Gegen bie nad 
Mafgabe der vorftehenden Beltimmungen ge» 
faßten Beichlüffe findet innerhalb 10 Tagen die 
Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ſtatt. 
Die Klage hat feine aufichiebende Wirkung; je 
doch * bis zur rechtskräftigen Entſcheidung 
Erſatzwahlen nicht ſtattfinden. — Für das Streit» 
verfahren kann der Kreistag ſich einen beſonderen 
Vertreter beſtellen. $ 65. Der Kreisausſchuß 
beichließt über Reclamationen gegen die Heran- 
ziehung oder Veranlagung der Gemeinden und 
einzelner Kreisangehöriger, fowie der Forenſ 
juriſtiſchen Berjonen, Commanditgejelichaften au 
Üctien, Hetiengejelichaften und Berggewerkſchaften 


| = den Kreisabgaben. — Gegen den Beſchluß 
| 


ndet innerhalb 21 Tagen die Klage bei dem 


‚Bezirksverwaltungsgerichte ftatt. — Die Neclas 
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mation und bie Klage halten die Volftredung jalle Gegenftände ber Bermaltung Auskunft zu 
bis zum Erlaß einer rechtskraftigen Entfcheidung jerforbern, die Einjendbung der Acten, insbeiondere 
nicht auf. & 66. Das Bezirksverwaltungsgericht auch der Haushaltäctat3 und der Jahresrech— 


enticheibet auf Klage der die unmittelbare Aufe 
fit über die Kaſſe oder andere Bermaltung 
gg Behörde megen Feſtſtellung und Er- 
ag von Defecten der Kreißbeamten gemäß den 
Borichriften der Verordnung vom 24. Januar 
1844. — Gegen die Entiheidung des Bezirks— 
verwaltungdgerichtö findet nur der ordentliche 
Rechtsweg ftatt; die Entſcheidung beffelben ift, 
bis im ordentlihen Rechtswege ein Anderes ent 
Den ift, vorläufig vollſtreäbar. F 67. Das 

ezirföverwaltungägericht entſcheidet auf Klage 
ber Behörde, wenn ein Kreis die ihm geſetzlich 
obliegenden, von der Behörde innerhalb der 
Grenzen ihrer Buftändigkeit feſtgeſtellten Leift- 
ungen zu erfüllen verweigert oder unterläßt. 
Zur Ausführung der Rechte des Kreiſes kann 
der Kreistag einen befonderen Vertreter wählen, 
H 68. Der Bezirksrath beichließt über die Be- 

ätigung von Beichlüffen des Kreistages, melde 
betreffen: 1) Veräußerungen von Grunpftüden 
und Jmmobiliarredhten des Kreifes; 2) Anleihen, 
durch melde ber Kreis mit einem Schulden» 
beitande belaftet ober ber bereit3 vorhandene 
Schuldenbeſtand vergrößert werden würde, jowie 
zur Uebernahme von Bürgichaften auf den Kreis; 
3) eine neue Belaftung der Sreisangehörigen 
ohne gejegliche Verpflichtung, injofern die aufzu« 
bringenden Leiftungen über die nächſten 5 Jahre 
hinaus fortdauern jollen. — Ohne dieje Beität- 
igung find die betreffenden Beichlüffe des Kreis— 
tage3 nichtig. — Bei den Vorfjchriften bed $ 176, 
Kr. 1, 2 und 5 ber Kreiß-Ordnung behält es 
fein Bewenden. 69. Der Landrath ift befugt 
und verpflichtet, Beichlüffe des Kreistages und 
ber Kreidcommiffionen, fowie die in Communal«- 
angelegenheiten des Kreiſes gefaßten Beichlüffe 
des Kreisausichuffes, welche die Befugnifje der- 
felben üderjchreiten oder die Gefege verlegen, von 
Amtswegen oder auf Beranlaffung ber Auffichtd» 
behörde mittel3 Klage bei dem Bezirfävermalt- 
ungsgerichte mit aufſchiebender Wirkung anzu— 
fechten. — Zur Ausführung ihrer Rechte können 
der Kreiſtag, der —— beziehungsweiſe 
die betreffende Kreiscommiſſion einen beſonderen 
Vertreter wählen. F 70. In Betreff der Dienft- 
vergehen ber Kreisbeamten ($ 134, Nr. 3 der 
Kreid-Orbnung) finden die Vorfchriften des $ 61, 
Nr. 2—4 mit der Maßgabe Anwendung, daß 
das Recht zur Verhängung von Ordnungsſtrafen 
aud dem Landrath zuitcht. 8 71. Die Aufficht 
des Staates über die Verwaltung der Angelegen- 
eiten der Landkreiſe und bes Stadtkreiſes Magde- 
urg wird unter der in biefem Gelege geordneten 
Mitwirkung des Bezirförathes beziehungsweiſe 
Provinzialrathes von dem Regierungspräfidenten, 
in höherer Anftanz von dem Oberpräfidenten ge» 
übt. 872. Die Auffihtsbehörden haben mit den 


nungen, zu verlangen, ſowie Geſchäfis- und 
Kafjenrevifionen an Ort und Stelle zu veran- 


laſſen. 
II. Abſchnitt. 
Armenangelegenheiten. 

8 74. Der Provinzialrath beſchließt endgiltig 
über die Beſtätigung der in den g5 8, 9, 10 und 
12 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des 
Bundesgeſetzes über den Unterftügungswohnfig, 
vom 8. März 1871 gedadten Statuten zur Res 
gelung der Armenpflege in den nicht ausſchließ— 
lih im Eigentfume des Gutsbeſitzers ftehenden 
Gutsbezirken und in den Gefammtarmenverbän« 
ben, ſowie über bie Genehmigung zur Wierer- 
auflöjung von Gefammtarmenverbänten ($ 14 
a.a. D.). 875. Beichwerden von Armen gegen 
Verfügungen von Ortdarmenverbänden darüber, 
ob, in welcher Höhe und in welcher Weife Armen- 
unterftügungen zu gewähren find ($ 63 bed Ge- 
jege® vom 8. März 1871), unterliegen: a. jofern 
e3 fih um ländlide Ortsarmenverbände handelt, 
der Beſchlußfaſſung des Kreisausſchuſſes; b. jo» 
fern ed ſich um ftäbtilhe Ortäarmenverbänbe 
handelt, der Beſchlußfaſſung des Bezirksrathes. 
— An Stelle der Beſchwerde bei dem Bezirtd- 
verwaltungdgerichte findet in den Fällen zu a 

egen den Beichluß des Kreisausſchuſſes die Be» 
chwerde an den Bezirksrath, in den Fällen zu b 

egen den Beihluß des Bezirfärathes die Bes 
werde an den Provinzialrath ſtatt. — Die 
Beichwerde fteht auch dem Ortdarmenverbande 
zu. 8 76. Der Kreid- (Stadt) Ausihuß ent- 
ſcheidet: 1) in Streitfachen zwiſchen Armenver- 
bänden im jchiedärichterlichen oder fühneamtlichen 
Bermittelungsverfahren, jomeit diefe Entſcheidung 
durch die SS 60—62 des Geſetzes vom 8. März 
1871 der Kreiscommiſſion übertragen ift; 2) in 
Streitiahen zwiſchen Armenverbänden und ben 
zur Unterftügung eines Hilfebedürftigen ver- 
pflichteten Angehörigen, fomeit bieje Entiheibung 
nah $ 65 a. a. D. dem Xandrathe bezw. dem 
ſtädtiſchen Gemeindeporftande zuſtand. — Die 
Entſcheidungen des Kreid- (Stadt) Ausſchuſſes 
ſind, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges 
im Falle zu 2, endgiltig. 

OL Abſchnitt. 
Schulangelegenheiten. 

877. Entſteht zwiſchen ben Betheiligten Streit: 
1) über die Verpflichtung zur Leiſtung von Schul⸗ 
beiträgen, 2) über die Feſtſtellung des Geldwerthes 
der Naturalien und des Ertraged der Ländereien 
bei Regulirung des Einlommend ber Elementar⸗ 
lehrer, fo enticheibet im Bermwaltungäftreitvers 
fahren: a, der Kreisausſchuß, fofern es jih um 
Landichulen handelt, b. das Bezirlsverwaltungs— 
gericht, fofern es fih um Stadiſchulen handelt, 


ihnen in ber Kreißordnung vom 13. December welche der Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht 
1872 und in diejem wg zugemwiejenen Mitteln|dienen. — In ben Fällen zu 1 hält die Klage 


darüber zu machen, ba 


eorbnetem Gange erhalten werbe. 
Huffichtabehörden find zu dem Ende 
Grotefend, Folizei-eriton. 


die Verwaltung den die REDEN 
Vorſchriften der Geſeßze gemäß geführt und in behörde kraft ih 

73. Dieltroffenen Anordnun 
8* über'befoldungen ꝛc.) nicht auf. & 78. Entitcht zwi⸗ 


ber von der Schulaufſichts⸗ 
rer geſetzlichen Befugniß ge» 
von Schulbeiträgen (Lehrer⸗ 


77 


1218 


ſchen den zum Bau und zur Unterhaltung einer 
Schule Verpflichteten oder zwiſchen legteren und 
der Schulaufiicht2behörde Streit: 1) über Die 
Nothwendigteit und die Art der Ausführung von 
Neu- und Reparaturbauten, 2) über die Ber- 
pflidtung zu den Baukojten beizutragen und die 
Verthoilung ber Koften unter die hierzu Ber- 
pflichteten, fo entjcheidet im Bermwaltungsftreit- 
verfahren: a. der Kreisausſchuß, fofern es fid) 
um Landſchulen Handelt, b. das Bezirföverwalt- 
ungsgericht, Sofern es fih um Stadtichulen han- 
delt, weiche der allgemeinen Schulpflicht dienen. 
— Gegen die Entſcheidang des Kreisausſchuſſes 
ist in den Fällen der Nr. I und der Wir. 2 die 
Berufung an das Bezirksverwaltungsgericht, gegen 
die eritinftanzliche Enticheidvung des Bezirlsver— 
waltungsgericht3 nur in den Fällen der Wr. 1 
die gr an das Oberverwaltungsoerricht zus 
läffig. Die Entiheidungen des Bezieksverivalt 
ungsgerichts find, ſoweit nicht gegen diejelben 
die Berufung an das Oberverwaltungsgericht 
ftattfindet, im Bermwaltungsfireitverfahren end» 
giltig und ſofort vollitredbar. Dem Betheiligten 
bleibt jedoch der ordentlihe Rechtsweg gegen 
denjenigen vorbehalten, welchen er ftatt jeiner 
u der ihm angelonnenen Leiltung oder zur Ent» 
—— für verpflichtet erachtet. — Der Kreis— 
ausſchuß beziehungsweiſe das Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht iſt auch in dem Falle zuſtändig, wenn die 
Schule mit der Küſterei verbunden iſt. F 79. 
Für die von den Verwaltungsgerichten nad) $ 78, 
Nr. 1 zu treffenden Entſcheidungen find die von 
den Sculauffichi&behörden innerhalb ihrer geich- 
lichen Zuständigkeit getroffenen Anordnungen über 
die Ausführung von Schulbauten maßgebend. — 
Auch wird durch die Bejtimmung des s 73, Nr. 1 
die der Sculaufjichtäbehörde gemäß I. 18, 
Lit. k der Regierungeinftruction vom 23. Dctbr. 
1817 zuftehende Berugniß zur Errichtung neuer 
oder Teilung vorhandener Schuljocietäten nicht 


berührt, 
IV. Abſchnitt. 
Einquartierungs-Angelegenheiten, 

8 80. Der Kreisausſchuß beichticht: I) über 
die Beftätigung von Gemeindebeichlüffen oder 
Ortsftatuten. wegen Vertheilung der Uuartier- 
leiftungen und fonitinen Naturalleiftungen (Vor- 
ſpann, Naturalverpflegung, Fourage) in länd- 
lichen Gemeindebezirten ($ 7, Abſ. 3—5 bes 
Gejehes vom 25. Juni 1868, betreffend Die 
Duartierleiftungen für die bewaffnete Madıt 
während des Friedenszuftandes und $ 7, Abi. 2 
des Geſetzes über die Naturalleiftungen für die 
bewaffnete Macht im Frieden, vom 13, Februar 
1875); 2) über die Feſtſetzung des Umfanges 
der Quartierleiftung für ſolche ſelbſtändige Guts— 
bezirte, welche eine Vereinigung mit einer Ge— 
meinde nicht abgeſchloſſen haben ($ 7, Jegter Ab- 
ja des Gefehed vom 25. Juni 1868). — In 


Berwaltungsbehörden. 


io hat hierüber in Vetreff der Städte der Ge- 
meinbevoritand, in Betreff der übrigen Ortichaf- 
ten der Kreisausſchuß Beicheid zu ertheilen. — 
Segen den Beſcheid des Gemeindevoritandes findet 
innerhalb 21 Tagen die Klage bei dem Bezirks» 
berwaltungsgerichte, gegen den Beſcheid des Kreis— 
ausſchuſſes innerhalb gleicher Frit der Antrag 
auf mündliche Berhandlung im Verwaltungs- 
jtreitverfahren ſtatt. — Die Entſcheidung des 
Bezirlöverwaltungsgerichts ift in alen Fällen 


endgiltig. 
V. Abſchnitt. 
Sanitäts- u. veterinärpolizeiliche Einrichtungen. 

8 82. Ueber die zwangsweiſe Einführung ſani- 
tätd- od. veterinärpolizetlicher Einrichtungen bes 
chließt, foweit das Geſetz dieſe Befugniß der 
Aufſichtsbehörde einräumt: 1) im Betreff der 
Landgemeinden u. jelbftändigen Gutsbezirke ber 
Kreisausihuh; 2) in Betreff der zu Landkreiſen 

ehörigen Stadigemeinden der Bezirksrath; 3) 
n Betreff der Stadtlreife der Provinzialrath. — 
Die Beichwerde gegen die Beſchlüſſe des Kreis— 
ansichuffes (1) findet an den Provinzialrath jtatt. 
— Gegen die Beichlüffe des Provinziafrathes (3) 
(det die Beſchwerde in janitätspolizeilichen Ans 
gelrgenheiten an den Minifter für Medicinal« 
angelegenheiten, in veterinärpolizeilihen Ange» 
legenheiten au den Minifter für die landwirth« 
ſchaftlichen — — ftatt. F. Die Er⸗ 
nennung von Schiedsmännern zur Schätzung der 
Entihädigung für die auf polizeiliche Anordnung 
getödteten Thiere ſteht in den Gtadtfreifen end— 
giltig dem Stadtausfchufle zu (S 63, Abſ. 2 des 
Gefeges, betr. die Abwehr u, Unterdrüdung von 
Vichjeuchen, von 25, Juni 1875). 

VL Abſchitt. 
Feldpolizei. 

8 84. Der Kreisausſchuß beſchließt endgiltig 
über die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen 
wegen Freigebung von Taubenfangs während 
der Saat- und Erntezeit ($ 40 der Feldpolizei- 
Ordnung vom 1. Nov. 1847). — Beichlüjje der 
Gemeindebehörden der Stadtlreife wegen Frei- 
gebung des eg bedürfen feiner Ve— 
jtätigung. $ 85. Der Bezirksrath beichließt: 1) 
über die Erhöhung oder Verringerung der in 
den $$ 8 und 9 der Selbpoligei-Drbnang vom 
L Nov. 1847 vorgeichriebenen Sätze des Bfand« 
geldes ($ 10 a. a. O.); 2) über die Fejtjehung 
von allgemeinen Werthfägen für Wartung, Stalle 
ung und Fütterung gepfändeteter VBichftüde (8 55 
a. a, D.); 3) über die Feititellung von aliger 
meinen Gebührenjäpen für Zaratoren ($ 66 a. 

O.). 8 86. In Pfandgeldftreitiahen findet 
in den Fällen des $ 67 der Feldpolizei-Orduung 
von 1. Nov. 1847 innerhalb der dort bejtimmiten 
Friſt gegen Entſcheidungen der Amtsvorfteher 
und der Bolizeibehörden in den zu einem Lande 


= 


en Fällen zu 1 ftebt den Betheiligten nur im|freife gehörigen Städten mit einer Einwohner 
Falle der Berfagung der Genehmigung die Ve- zahl bis zu 10,000 die Klage bei dem Kreis— 


ſchwerde an den Brovinzialrath zu. 
den gegen die für die Bertheilung der Uuartier« 
leiftungen aufgejtellten Katafter ($ 6, Ubi. 4 des 
Geſetzes vom 25. Juni 1868) innerhalb der ge- 
feglich beftimmten Frift Einwendungen erhoben, 


31. Wer⸗ ausſchuſſe, 





gegen Entſcheidungen der Polizeibe— 
hörden in Stadtkreifen und in dem zu einem 
Landfreife gehörigen Städten mit mehr als 
10,000 Einwohnern die Stlage bei dem Bezirks— 
verwaltungsgerihte jlatt. Die Entiheidung des 


Berwaltungsbehörden. 
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Kreisausſchuſſes bezw. des Bezirksverwaltungs-ſiſt nur das Nechtsmittel der Nevifton nadı Maf- 


gerichts iſt endgiltig. 
Vo. Abſchnitt. 
Jagdpolizei. 


gabe des Titels VIII des Geſetzes vom 3. Juli 


1875 zuläjlig. 


[Schonzeit.] $ 94. Der Bezirlörath beichließt 


über die Aufhebung, Verlängerung od. Verkürzung 


87. Ueber die Genehmigung zur Bildung |der —— (85 1, Nr. 9 und 2 des Geſetzes 


mehrerer für ſich beitehender Sandbezirte be-Jüber die 
tadtfreijen der]1870. Der Beſchluß ift endgiltig. 


chließt der Kreisausihuß, in 
ezirferath (S 4 des Jagdpolizeigeſetzes vom 
7. März 1850). $ 88. Diejenige Gemeindebe- 
börde, welche die Vertretung der Beliger, deren 
Grundjtüde einen Jagdbezirk bilden, zu über: 
nehmen hat ($ 2 a. a. ©.) beftimmt endgiltig: 
a. der Kreisausſchuß, wenn die Grundftüde ver- 
fchiedenen Gemeindebezirten deffelden Kreiſes an- 
ehören; b. der Bezirksrath, wenn die Grund» 
tüde verfchiedenen Kreijen deſſelben Negierungs- 
bezirls angehören: c. der Provinzialrath, wenn 
die Grunditüde verichiedenen Negierungsbezirken 
derjelben Provinz angehören; d, der zuftändige 
Minifter, wenn die Grundſtücke verſchiedenen 
Provinzen angehören. $ 89. Ueber die Ge— 
nehmigung zur Annahme eines Ausländers als 
Kagdpächter beſchließt der Kreisausſchuß, in 
Stadtfreifen der Bezirkerath (S 12, Abſ. 2 a. 
e.dD.). 90, Der Vezielöratf beſchließt end- 
ges über Befchwerden gegen Verfügungen bes 
andraths oder der Drtspolizeibehörde eines 
Stadtkreiſes, durch welche Unträge auf Abſchuß 
des Wildes genehmigt oder abgelehnt werden 
(8$ 23, 24, 27 a. a. O.). — In Betreff der An- 
bringung der Beſchwerde findet die Beſtimmung 
ded 5 22 Anwendung. $ DL Gegen Anord— 
nungen der Behörden, 1) welche die Ausübung 
des Jagdrechts 9 eigenem Grund und Boden 
oder den Ausſchluß iſolirt belegener Höfe von 
dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke unterſager 
(Ss 2, 3, 5, 7, Abſ. 3 und 4 a. a. D.) oder 2 
weiche ben Ausſchluß eines von einen Waldı 
begrenzten Grundjtides aus dem gemeinjcaft- 
lihen Jagdbezirte auf Grund des 5 7a. a. O. 
verfügen, findet die Klage bei dem Bezirlsver— 
waltungsgerichte ftatt. — Iſt im lepteren Falle 
Die Ausſcheidung erfolgt u. findet eine gütliche 
Einigung unter den Betheiligten nicht ftatt, jo 
bat der Bejiger des begrenzenden Waldes den 
Anspruch, daß ihm der Vefiper des umſchloſſenen 
Grundftüdes Die Se zeitpachtweiic 
übertrage oder diejelbe ruhen lafie, im Weg: 
der Stlage» vor dem Kreis od. Stadtausſchuſſt 
eltend zu macden und bezw. im gleicher Weife, 
Jeroc vorbehaltlich des Rechts, die Feſtſtellung 
er Pachtentſchädigung zu erwirfen. $ 32. Gegen 
die von der Gemeindebehörde feitgeitellte Ber- 
theilung der Bachtgelder u, Einnahmen vou ber 
durch einen angeitellten Jäger beicofienen Jagd 
($ 11 aa. 0.) ag deu betheiligten Grund— 
bejigern die Klage bei dem Kreisausſchuſſe, im 
ee We F eg 2 Ange 
zu. 93. Gegen Verfügungen des Yandratljs 


ober der Rolizeibehörde eines Stadtfreifes, durch 


Schonzeiten des Wildes vom 26, Febr. 


VIII. Abſchnitt. 
Forſtpolizei. 

8 95. Der Bezirksrath beſchließt über die Er- 
theilung, ſowie über die Zurüdzichung der er» 
theilten Genehmigung zur Vereidigung der mit 
dem Forftihuge beauftragten Berjonen (SS 32 u. 
35 des Geſetzes betr. den Diebftahl an Holz und 
anderen Waldproducten vom 2. Yımi 1852). 896. 
In Streitiachen zwiſchen dem Waldeigenthümer 
und den Waldjtreuberechtigten, betr. Die Frage, 
welche Diſtricte zum Etrenjammeln zu öffnen 
jind, enticheidet der Kreisausſchuß, in Stadt« 
[reifen das Bezirköverwaltungsgeriht ($ 5 der 
Verordnung vom 5, März 1843 über die Aus— 
ıbung der Waldjirenberechtigung. 

IX. Abſchnitt. 
Wajjerpolizei. 

A. Räumung von Gräben und Waſſer— 

läufen. 

$ 97. Der Kreis. (Stadt) Ausſchuß beichlieht 
über den Erlaf von Reglements wegen Räum— 
ung bon Gräben u. Wajlerläufen ($ 3 des Vor— 
lufhsgeſeßes für Neuvorpommern und Rügen 
vom 9, Febr. 1867). 8 98. Entjteht über die 
Verpflichtung zur Räumung von Gräben und 
Bafferläufen unter den Betheiligten Streit, fo 
utfcheidet hierüber der Kreis» (Stadt-) Ausihuß 
im Gtreitverfahren ($ 10 des Vorfluthsgeſetzes 
vom 15. Nov. 1811, $ 2 des Vorfluthsgeſehes 
jür Neuvorpommern und Nügen vom 9, ‚zebr. 
1867, $ 2 de& Geſetzes über die Benupung ber 
ver Brivatflüffe vom 28, Febr. 1843. 


B. Feftiegung der Höhe des Waſſer— 

ftaudes bei Stauwerfen. 

8 99. Vehufs Feitiepung der Höhe des Waſſer— 
itandes bei Stauwerfen erfolgt die Ernennung 
ver ſachverſtändigen — durch den 
Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuß. — Gegen die durch 
die Kommifjarien beim Mangel redtsverbind- 
icher deutlicher Beſtimmungen bemwirke Feſt— 
ſetzung des Waſſerſtandes ſteht den Betheiligten 
die Klage bei dem Areid- (Stadt) Ausſchuſſe zu. 
— Findet ein Streit über das Hecht unter den 
Betheiligten ftatt, fo iſt der Kreis- (Stadt-) Ause 
ihuß befugt, den Wufjerftand durch Beſcheid 
interimiſtiſch feſtzuſetzen. Gegen den Bejcheid ſteht 
den Verheiligten innerhalb 21 Tagen der Eins 
ſpruch auf mündliche Verhandlung im Streit 
verfahren u. gegen die Eutſcheidung ded Kreis— 
(Stadt-) Ausichufjes die Berufung an das Be— 


welche einm Inländer der Jagdſchein verſagt! zielsverwaltungsgericht zu, welches bis zur Rechts» 
oder wieder abgenommen wird, findet innerhalb |traft der Entſcheidung im ordentlichen Rechtswege 
21 Tagen die Klage bei dem Bezirfsverwaltungs-endgiltig entiheidet (83 1—T des Geſetzes vom 
gerichte ftatt (53 14 u. 15 a. a. D.) — Gegen)is. Nov. 1811, 55 d—Li des Geſehes vom 
Die Enticjeidung des Bezirföverwaltungsgericdhtes D. Febr. 1867), : 

4” 


1220 
C, Berfhaffung der Vorfluth. 
find bei dem Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchuſſe anzu- 


bringen, welcher über biefelben im Verwaltungs 
ftreiterfahren ent ſcheidet. — Die zur Borbereit- 


ung ber Entſcheidung vorgefchriebene örtliche 
Unterfuhung wird von dem Kreis- (Stadt-) 
Ausihuß verfügt (85 11—18 des Borfuths-| 1b 


Berwaltungsbehörden. 


Etadt ·) Ausihuß faßt ben Präcluſions beſcheid 
100. Anträge auf Verſchaffung der Vorfluth bei Bewaſſerungsanlagen nad a ofen 


8 19—22 a. a. D. ab. Gegen bie 

ift dad Reſtitutionsgeſuch innerhalb der an 
lihen Frift bei dem Kreid- (Stabt«) Aust 
anzubringen, welcher darüber im Verwaltungs 
ftreitverfahren enticheidet. Auf Berufung ents 
eidet dad Bezirfäverwaltungsgericht endgiltig. 


gefeges dom 15. Nov. 1811, Art. 8 des Gejeges|— Im gleicher Weiſe erfolgt die Abfaſſung 


vom 11. Mai 1853, $$ 14—16, 18—20 bed 
Gejepes vom 9. Febr. 1867). 8 101. In den 
Fällen des $ 21 
9. Februar 1887 beſchließt der Rreid- (Stadt-) 
Ausſchuß, ob dem Verfahren Fortgang zu geben 
ift. — Gegen ben Beihluß findet innerhalb 21 
Tagen der Antrag auf mündliche Verhandlung 
im Berwaltungäftreitverfahren ftatt, in welchem 
der Kreis⸗ (Stadt-) Ausschuß endgiltig entſcheidet. 
& 102. Der Kreid (Stadt-) Ausichu 
im Bermwaltungäftreitverfahren über Anträge auf 
die Mitbenugung einer Entwäfferungdanlage u 
auf Abänderungen des Entwäfjerungtplans 
17, 20 des Geſetzes vom 2. ebr. 1867). 8 103. 
Die Aufforderun 
Ernennung des Obmannd, jowie der von 
Betheitigten nicht rechtzeitig gewählten Schieds- 
richter unb bie .. ung des Schiedsgerichts 
erfolgt endgiltig durch erh be3 Kreid- (Stadt-) 
Ausichuffes (SS 22, 23, 25, 27 des Gefepes vom 
15. Nov, 1811, 88 23, 24, 26 des Gefehed vom 
8. Tebr. 1867). $ 108. Der Kreis» (Stadt-) 
Ausſchuß beſchließt: 1) über die Rechtmäßigkeit 
der Ablehnung des Schiebörichteramted ($ 30 des 
Gefepes vom 15. Nov. 1811, $ 24 bes Geſetzes 
vom 9, Febr. 1867); Pr über die Zurüdmeifung 
ungzuläffiger Schiederi er (88 28, 29 bes Geſetzes 
vom 15. Nov. 1811, $ 24 ded Gejeped vom 9. 
Febr. 1867); 3) über bie Feſtſetzung ber Ver- 
gütung der Schiedsrichter ($ 33 des Gefepes vom 
15, Nov. 1811, $ 27 des Gefehes vom 9. Febr. 
1867); 4) über die Feſtſetzung der Vergütung 
ber Eommiffarien ($ 27 des Gefeßed vom 9. 
Febr. 1867). — Gegen die Beſchlüſſe des Kreis— 
(Stadt-) Ausſchuſſes fteht innerhalb 21 Tagen 
den Betheiligten der Antrag auf mündliche Ber- 
erg, im Streitverfahren zu, in welchem der 
reid- (Stadt) Ausſchuß endgiltig enticheidet. 
ers Die Anfechtung der hiederichterlichen 
ntiheibung erfolgt innerhalb 6 Wochen im Wege 
(Stadt-) Ausſchuß 


der Klage bei dem Kkreis Ueber den Antrag auf vorläufige Ger 
(8$ 25, des Gefepes vom 15. Novbr. 1811, ſtattung der Anlage und bie Höhe ber & er⸗ 
5 26 deB Geſehes vom 2. Febr. 1867). $ 106.|legenden Caution entſcheidet der Kreis. (Stabt-) 


Die Vorſchriſt in $ 28 bes eg vom.9, Fe 
n 


bruar 1867 wegen erecutivifcher 


entfcheiber geltend zu 


bed Präclufionsbejcheided bei Entwäſſerungs— 
anlagen (Gejep vom 23, Januar 1846, Art. 8 


Abfap 2, de3 Geſetzes vom|de? Örjeped vom 11. Mai 1853 und © 29 bed 


Gejeges vom 9, Februar 1867). 8 109. Der 
Widerjprud gegen eine Anlage des Uferbeiigerd 
aus dem Grunde, weil dadurch einem Triebwerle 
das zum Betriebe in dem biöherigen Umfange 
erforderliche Wafjer entzogen werde, ijt im Wege 
der Klage vor dem Kreid- (Stadt) Ausſchuſſe 
machen ($$ ı6 Lit b, 17,23, lin. 2 
a.0.D.). K 110. Die Anträge eines Uferbefigerd 
auf Einräumung oder Beichränfung von Rechten 


(sg |behufs Ausführung od. Erhaltung von Bewäſſer⸗ 


ungsanlagen find bei dem Kreid- (Stadt) Aus» 


ri l, dielihuffe anzubringen. — Behufs Prüfung des Am 
zur Sciedsrichterwah = trages an Ort und Stelle und Bernehmung ber 


Berheiligten ernennt der Kreis (Stadt-) Ausihuß 
einzelne jeiner Mitglieder oder andere Sachver⸗ 
ftändige, welche das Ergebniß der Erhebung, 
unter Beifügung ihres Gutachtens, fejtzuitellen 

aben. — Demnädjt beichließt der Kreis: (Stadt-) 

usihuß über die Vorfrage, ob ein überwiegen« 
des Landesculturinterefje vorwalte, — Gegen den 
Beſchluß ſteht Die Beſchwerde an den Provinzial» 
rath zu ($$ 30—32 a. a. O.). 111, Der Kreis- 
(Stadt-) Ausſchuß ernennt die Commifjarien für 
dad fernere — Der Kreis⸗ (Stadt⸗) 
Ausſchuß hat durch Endurtheil über die erhobenen 
Widerſprüche gegen den von den Commiſſarien 
entworfenen Plan zu entſcheiden und bezw. den 
Plan, ſowie die Friſt zu ſeiner 24 feft- 
zuftellen (8 33—34 a. a. O.). $112. Der Kreis- 
(Stadt-) Ausſchuß ernennt die Taratoren u. ftellt 
die Entid;ädigung durch Endurtheil jeft. — Gegen 
das Endurtheil ſteht dem Berechtigten nur der 
Recurs an das Reviſionscollegiam zu (55 15 bis 
47, 54 u. 55 a. a. O.). Die Einziehung 
und Auszahlung oder gerichtliche Depofition der 
feitgeftellten Entſchädigungsſumme liegt dem Land— 
tathe, in Stadtkreiſen dem Gemeindevorftande ob. 


Ausſchuß im Verwaltungsitreitverfahren: (ß5 52, 
iehung von|d3 a. a. D.). 


Koften und Koitenvorfchüffen durch die Bezire |, Strom», Schifffahrts- u. Hafenpolizei 


regierung ift aufgehoben, 
D. Bewäfferungs-Anlagen. 


(Geſetz über die Benutzung der Privatflüffe 
vom 28, Febr. 1743, $$ 13—55.) 


Beſchränkung der 


$& 115. Unter den nad) $ 59 ber Kreißordnnung 


vom 13, Dechr. 1872 dem Amtsvorfteher über» 
tragenen Wafjerpolizei ift die Shom-, Edjiff- 
fahrtd- und Hafenpoligei nicht begriffen. — Die 
107. Der Bezirksrath beſchließt über die Befugniß, 

bleitung bed Waſſers, mwenn|ber 


Polizeivorfchriften über Gegenftände 
trom⸗, Schifffahrts⸗ und Hafenpolizei zu 


durch eine — —— das öffentliche erlaſſen, ſteht, vorbehaltlich der Beſtimmung des 


Intereſſe gefährdet od. 


r nothmwendige Waſſer |$ 85, Abſ. 2, Lit. b der Provinzialorbnung vom 


bedarf den unterhalb liegenden Einwohnern ent-|29. Juni 1875, ausfchließlih dem Oberpräfi» 


zogen wird (f 18 a. a. O.). 8 


ſKereis · denten, ſoweit aber m 


der Verwaltung dieſer 


DBerwaltungsbehörden. 1221 
Smeige der Polizei befondere unmittelbar von ſchaftsvorſtand Beſcheid au ertheilen. Gegen den 
dem Minifter für Handel refjortivende Behörden Veſcheid findet innerhalb 21 Zagen die Klage 
beauftragt find, ben legteren zu. — Für Zurjbei dem Kreis- (Stadt) Ausſchuſſe ftatt. Die 
widerhandlungen gegen dieſe Verordnungen kon ; Entiheidung des Kreis. (Stabt-) Ausichuffes ift 
nen Geldftrafen bis zu 30 M angedroht werden. vorläufig vollftredbar. 8 120. Der Enticheidung 
Die $S 77 u. 78 der Provinzialordnung finden des Bezirkd-Vermaltungsgerichtd unterliegen: 1) 
entiprechende Anwendung. — Die von dem Ober-| Streitigfeiten über die frage, ob ein Gewäſſer 
präfjidenten zu erlafjenden Polizeiverordnungen|ald ein gejchloffened anzufehen ift ($ 4 a.a.D.); 
bebürfen der Zuftimmung des Provinzialrathes.|2) Klagen der Fif —— od. Filcherei» ° 
In Fällen, welche keinen Aufſchub geitatten, iſt genoſſenſchaften auf weitere Beſchränkung oder 

der Oberpräjident befugt, die Verordnung vor|gänzliche Aufhebung von Fiſchereiberechtigungen, 


Einholung der Zuftimmung des ProvinzialratHed| melde auf die Benutzung einzelner beftinmter 


zu erlaffen. 


Wird dieſe Zuftimmung nicht inner- | Fangmittel oder ftändiger Fiſchereivorrichtungen 


halb 3 Monaten nach dem Tage der Bublication|gerichtet find ($ 5, Ziffer 2 a. a. D.). 


der Verordnung ertheilt, jo hat der Oberpräji- 
dent diejelbe außer Kraft zu ſetzen. — Die Be: 
fugniß des Miniſters des Innern, jede polizei- 
liche Vorſchrift, ſoweit Geſetze nicht entgegen- 


gt außer Kraft zu fegen, wird Hinfichtlich| Genehmigung für neue und für die Verlegung, 
er ſtrom- ſchifffahrts u. hafenpolizeilichen Vor-| Erhöhung oder Beſeitigung beftehender 


ſchriften auf den Miniſter für Handel übertragen. 
x. Abſchnitt. 
Fiſchereipolizei. 

8 116. Der Provinzialrath beſchließt: 1) über 
den Erlab von Regulativen,, betr. die Beauf- 
fihtigung und den Schuß der Laichichonreviere 
(3 31 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874); 
2) über die Genehmigung zur Ausführung von 
Fiſchpäſſen (65 36 u. 39 a. a. D.); 3) darüber, 
in welden Zeiten des Jahres der Fiſchpaß ge- 
fchlofjen gehalten werden muß und in welder 
Ausdehnung oberhalb und unterhalb des Fiſch— 
pafles für die Zeit, während welder der Fiſch- 
paß geöffnet ift, jede Art des Fiſchfanges ver: 
boten ift (8 41 und 42 a. a. O.). — Die Be 
chwerde findet an den Minifter für landwirth« 
haftlihe Angelegenheiten ftatt. Der 
Bezirksrath beichließt: 1) über die Geſtattung 
von Ableitungen nad) $ 43, Abſ. 2 des Fiſcherei— 
gejepes vom 30. Mai 1874 und über die An- 
ordnung von Vorkehrungen nad $ 43, Abſ. 3 
a. a. D., fofern die betr. Ableitung nicht Bu- 
behör einer der im $ 16 der Reichdgewerbeord- 
mung vom 21. Juni 1869 als ag 
pflichtig bezeichneten Anlagen ie — Die Ehluß- 
beftinmung des $ 43 des Fiſchereigeſetzes wird 
in Betreff der im $ 16 der Neichögemerbeord- 
nung nicht erwähnten Unlagen aufgehoben; 2 
über die Geftattung von Ausnahmen von Dem 
Verbote des Flachs- und Hanfrötend in alt 
—— Gewäſſern ($ 44 a.a.D.) 8118. 

er Kreis⸗ (Stadt) Ausſchuß führt die Aufſicht 
über die nah den 8$ 9 und 10 des Fiſcherei— 
ejege8 vom 30. Mai 1874 gebildeten Genojjen- 
haften, — Behauptet die Genofienihaft, daß 
die im Auffichtöwege getroffene gung dem 


me 


XI. Abſchnitt. 
Deichangelegenheiten, 
F 121. Der Bezirksrath beſchließt: 1) über die 


eich 
anlagen ($$ 1—3 bed Gejeßed über dad Deich— 
wejen vom 28. Jan. 1848); 2) über die Her« 
ftellung ganz oder theilweije verfallener oder zer» 
ftörter Deiche u. die —— der Pflichtigen 
zur Erhaltung od. Wiederherſtellung (56 4 u. 5 
a. a. D.); 3) über die interimiftiihe Tragung 
der Deihbaulaft und die Vertheilung der Bei— 
träge (8 6—8 a. a. D.); 4) über die Beſchränkung 
oder Unterfagung der Nupung eines zu einem 
Deichverbande nicht gehörenden Deichs ($ 24 
a. a. O.). — Die Beſchwerde findet an den 
Minijter IE landwirtbichaftliche Angelegenheiten 
itatt. 22. Befugnilie, melde hinſichtlich der 
Deichverbände den Bezirkäregierungen durch Deich- 
—— in Gemäßheit des Geſetzes über das 
Deichweſen vom 28. Jan. 1848 übertragen mor« 
den find, können durch Statut oder Statuten» 
änderung den FKreid- (Stadt-) Ausihüfien, den 
Bezirks⸗ oder Provinzialräthen oder den Ver— 
waltungsgerichten übertwiejen werben, 
XI. Abſchnitt. 
Gewerbepolizei. 
A. Gewerblihe Anlagen. 

(ErtHeilung der Genehmigung zu gewerblichen 
* ı)] 8 123. Der Kreis⸗ (adt.) Auss 
ihuß, in den einem Landkreije angebörigen Stäbten 
mit mehr al3 10,000 gan pri der Magiftrat, 
beſchließt über Anträge auf Genehmigung zur 
Irrihtung oder Veränderung gewerbliher An— 
lagen ($$ 16-—25 ber Neichögewerbeordnung vom 
21. Juni 1859, Neichdgejeg vom 2. März 1874), 
ſoweit die Beſchlußfaſſung hierüber der Bezirkd« 
regierung zuftand umd conceſſionspflichtige Uns 
lagen der nachbezeichneten Art in Frage ftehen: 
Gasbereitungsd- u. Gasbewahrungsanftalten, An» 
ftalten zur Deftillation von Erdöl, Anlagen zur 


Statute oder dem Gejege widerſpricht, fo fteht| Bereitung von Braunfohlentheer, Steinkohlentheer 
ihr innerhalb 21 Tagen der Antrag auf münd-|und Coale, Asphaltkochereien und Pechſiedereien, 
liche gr im Bermwaltungsitreitverfahren | Slas- und Rußhütten, Kalk», Ziegel- und Gips⸗ 
u. 8119. Wird die Berpflihtung zur Theil-|öfen, Metallgiepereien, Hammerwerke, Schnell; 
nahme an den Laſten der nach den 88 9 u. 10/bleichen, Firnißſiedereien, Stärkefabriten, Stärfe- 
a. a. D. gebildeten Genoſſenſchaften, oder wird ſyrupfabriken, Wahstuh-, Darmfaiten,, Dad 
das Net zur Theilnahme an den Auflünften — — 

aus der gemeinjchaftlichen Fiſchereinutzung (8 10 


S. die Anweiſung Ausfli der Gewerbeord 
a. a. D.) beftritten, fo hat hierüber det Genoſſen. von ı et mo em ee 


bom 4. Sept. 18.9, Ir. 23 fi. (©. 5 
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pappen- u. Dadhfilzfabrifen, Darmaubereitungs- die Gemeinde und Ortöpolizeibehörde zu hören. 
anitalten, Yein-, Seren und Seifenfiedereien, Wird von einer diefer Behörden Widerſpruch 
Knocdenbrennereien, Knochendarren, Knochen, gegen bie Ertheilung der Erlaubniß erhoben, jo 
fochereien und Sinochenbleihen, Hopfenfchwefel- erfolgt jofort die mündliche Verhandlung im 
darren, Bubereitungsanftalten für Thierhaare, Verwaltungsitreit - Verfahren. — Gegen die 
Talgſchmelzen, Schlächtereien, Gerbereien, Ab- | Entidyeivung des Bezirksverwaltungs-Gerichts 
dedereien, Strohpapierſtofffabriken, Stauanlagen iſt das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. — 
ür Waſſertriebwerke, Dampfkeſſel und Fabriken, In den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten 
in welchen Dampſteſſel oder andere Blechgefäße mit mehr als 10,006 Einwohnern tritt an Stelle 
durch Vernieten hergeftellt werden. — Im Falle des Kreisausfchuffes der Magiſtrat. $ 129. Ueber 
fernerer Ergänzung des Verzeichniffed der con- Anträge auf Ertheilung der Conceſſion zu Pri-— 
ceffionspflichtigen Anlagen gemäß $ 16, letzter vat-Kranken-, Entbindungs- und Jrrenanitalten 
Abjap, der Reichsgewerbeordnung bleibt die Be- oder der Erlaubniß zu Schaufpielunternehmuns 
ftimmung darüber, für welche der in das Ver- gen (5 30, Abſ. 1, $ 32 der Reihsgewerbeord» 
zeichniß nachträglich aufgenommenen Anlagen der nung) beſchließt der Megierungsprafident. — 
Kreisausſchuß (Stadtansihup, Magiftrat) zur Stehen der Ertheilung nad Maßgabe de3 Ge— 
ſtändig ii föniglicher Verordnung vorbehalten. |jeges Bedenken entgegen, fo hat der Negierungse 
$ 124. Der Bezirkörath beichliegt über Anträge | präfident den Antrag durch einen Vorbeſcheid, 
auf Genehmigung zur Errichtung od. Veränderung welcher die enigegenitchenden Bedenken bezeiche 
gewerblicher Anlagen, foweit die Beſchlußnahme nen muß, an das Bezirlsverwaltungsgericht zur 
darüber nicht nad) $ 123 dem Kreis- (Stadt-) Entſcheidung abzugeben. Der Vorbeſcheid iſt 
Ausſchuſſe (Magiftrat) überwiefen ift. Der Ber gleichzeitig dem Antragfteller in Abſchrift zuzu« 
zirksrath beicdhlieht ferner im Einvernehmen mit jertigen. 
dem zujtändigen Oberbergamte über die Zuläffig-| Mechtsmittel zen Rerfagung gewerblicher 
feit von Wajjertriebwerfen, welche zum Betriebe |Concejlionen. F 150. Gegen Verfügungen der 
von Bergwerken oder Wufbereitungsanftalten Ortspolizeibehörde, durch welche die Erlaubniß 
dienen ($ 59, Abi. 3, dei Allgem. Verggeſetzes zum gewerbsmäßigen öffentlichen Verbreiten von 
vom 24. Juni 1865), 8 125. Der Bezirksrath Druchſchriften ($ 43 ber Reichsgewerbeordnung) 
beſchließt auf Antrag der Ortspoligeibehörde dar- |verjugt, oder die nicht gewerbömäßige öffentliche 
über, ob die Ansübung eines Gewerbes in Une | Verbreitung von Drudidriften ($ 5 des Reichs- 
lagen, deren Betrieb mit ungewöhnlichem Geräufch geſetzes über die Prejie vom 7. Mai 1874), 
verbunden ijt, an der gewählten Betriebsftärte zu verboten worden ift, findet die Klage bei bem 
unterfagen oder nur unter Bedingungen zu ge Kreisausſchuſſe, in Stadtfreijen und in dem zu 
ftatten tit ($ 27 der Neichdgewerbeordnung). einem Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr 
(Unterjagung der ferneren Benugung gewerb» als 10,000 Einwohnern bei dem Vezirköverwalt- 
liher Anlagen.) $ 126. Die Befugnig, gemäß ungsgerichte ftatt. $ 131. Gegen Verfügungen 
$ 51 der Vieichtgewerbeordnnung die fernere Be- der Berwaltungsbehörden, durch welche Reichs— 
nugung einer gewerblichen Anlage wegen über angehörigen der Yegitimationsichein 1. zum Uns 
wiegender Nacıtheile und Gefahren für das Ge lauf von Waaren oder zum Aufſuchen von Waa- 
meinmohl zu unterjagen, fteht dem Bezirtsrathe renbeſtellungen (8 44 der Reichsgewerbeordnung) 
u. $ 127. In den Fällen der SS 123—26 fin- oder 2. zum Gewerbe im Umherziehen ($$ 55, 
et die Beſchwerde an den Minifter für Handel|58, 60 und 62, Abſ. 2 der Reichsgewerbeord⸗ 
ftait. Derfelbe hat, jofern bei Stauanlagen Lan- nung) verjagt worden ift, findet die Klage bei 
desculturinterejjen in Betracht fommen, den Mi- dem VBezirtsverwaltungsgerihte jtatt. Soweit 
nifter für die landwirthichafilichen Angelegen- die Ertbeilung der Xegitimationsiheine bisher 
heiten zuzuzichen. — Die Beſchwerde fteht aud) der Bezirksregierung zuftand, erfolgt dieielbe 
dem Vorſitzenden des Bezirksrathes nah Maf- fortan durd den Negierungspräfidenten. $ 132. 
gabe der $S 74 und 75 der Provinzialordnung | Gegen die Endurtheile des Kreisausſchuſſes be» 
vom 29, Juni 1875 zu. nor? Bezirföverwaltungsgerichts in 
— den Fällen der SS 130 und 131 ilt nur das 
B. Gewerblige Conceſſionen. Nechtömittel der Reviſion an das Oberverwalt- 
[Ertheilung der Eonceifion, Erlaubniß, Legi- ungsgericht nach Maßgabe des Tit. VIII des 
timation 2c. zum Gewerbebetriebe.) $ 123. Ueber) Gejeged vom 3, Juli 1875 zuläffig. 
Anträge auf Ertheilung der Erlaubniß zum Be- Haar gt der Befugniß zum Gewerbebe- 
triebe der Gaft- und Schankwirthſchaft, zum triebe. $ 1 3. Der Kreisausſchuß, in Stadt- 
Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus, fo» kreiſen und in den zu einem Landfreife gehöri— 
wie zum Handel mit Giften (55 33, 34 der gen Städten mit mehr als 10,000 Einwohnern 
Reichs - Gewerbeordnung) beichließt der Kreis dad Bezirköverwaltungsgericht entſcheidet auf 
(Stadt-) Ausſchuß. — Wird die Erlaubniß ver-/ Klage der zujtändigen WBehörbe: 1. über bie 
jagt, jo fteht dem Antragſteller innerhalb 14 Unterfagung des Betriebs der in $ 35 der Neichd« 
Zagen der Antrag auf mündliche Berhandlung |gewerbeordnung (Tanz, Turn, Schwimmunter- 
vor dem Kreis. (Stadt-) Ausihuffe im Verwalt | richt, Trödel und Pjandleihe, Gejindevermiethung) 
nwnäftreitverfohren zu — Weber Anträge aufjund der im $ 37 a. a. D. (Gewerbe zur Unter- 
\ a iß zum DBetricbe der haltung des öffentlichen Verkehrs, Tienftanbiet- 
Bart uno Schanlwiriuſchaft, ſowie zum Klein» ung) gedachten Gewerbe; 2. über die Burüd- 
handel mit Branntwein oder Spiritus ift zunächft nahme von Eoncejfionen zum Betriebe der Sait- 
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und Schanfwirthihaft, zum Kleinhandel mit 
Branntwein oder Spiritus, jowie zum Handel noſſen, über die Wahl der Innungsvorſiände 
mit Giften ($ 53 a. a. O.). $ 134. Das Be» und die Rechte und Pflichten der Tepteren bie 
zirfsverwaltungsgericht enticheidet auf Klage der Klage bei den Bezirfsverwaltungsgerichte ftatt. 
zuftändigen Behörde über die Zurüdnahme: 1. $ 138. Der Vrovinzialrath beſchließt über die 
der im vorjtehenden $ 133, Nr. 3 nicht gedach- Genehmigung von Ortäftatuten, betreffend ge— 
ten, im $ 53 der Neichögewerbeorbnung aufge» werbliche Angelegenheiten ($ 142 a. a. O.). — 
führten Approbationen, Genehmigungen und Be- Die Beſchwerde findet an den Miniiter für Han» 
ftallungen; 2. der Eoncefitonen der Verſicherungs- dei ftatt. $ 139. Der Provinzialrath beichließt 
unternchmer, jowie ber Auswanderungsunter- über die Zahl, Zeit und Dauer der Kram» und 
nehmer und Agenten (Gefege vom 7. und 17.) Viehmärkte. Die Beſchwerde findet an den Pie 
Mai 1853); 3) der Conceſſionen der Handels- nifter für Handel ftatt. $ 140. Sofern bei Auf- 
maller ($ 71 der Gewerbeordnung vom 17. Ja-hebung von Märlten der in den SS 136 und 
nuar 1845; 4. der Patente der Eibſchiffer (S$ 12,139 bezeichneten Art Entſchädigungsanſprüche von 
13 der Additionalacte zur Elbſchifffahrtsacte vom Marltberictigten in Frage fonımen, bedürfen 
13. April 1844, $ 31, Abf. der Neichdgewerbe-| die bezüglichen Beſchlüſſe des Bezirksrathes, bes 


ordnung); 5. der Prüfungszeugniffe der Heb— 
ammen (8 30, Abſ. 2 der Reichsgewerbeordnung). 
$ 135. In den Fällen der 88 1235—134 beträgt 
die Friſt zur Einlegung der Beichwerde gegen 
die Beichlüffe des Kreisausſchuſſes (Stadtaudr 
ſchuſſes, Magiſtrats) oder Bezirkdrathes, zum 
Antrage auf mündliche Werhandlung vor dem 
Kreisausihuffe (Stadtausichuffe, Magiftrat), zur 
Klage aegen Verfügungen der Behörden, ſowie 
ur Berufung und Nevifion gegen Gndurtheile 

t Berwaltungsgerichte 14 Tage, 

C. Sonſtige gewerbepolizeilidhe 
Angelegenheiten. 

Kehrbezirke, Märkte, Ortsſtatuten, Innungs— 
ſachen ꝛe.) $ 136. Der Bezirksrath beſchließt: 
1. über die Aufhebung oder — 
Kehrbezirke für Schornſteinfeger ($ 39 der Re 
— —— 2. 


wie zur Auflöjung von Innnungen (s3 92, 93, 


99 und 103 a. a. D.), ingleihen über die Er-| 
theilung von Corporationsrechten an die mit 8 


einer Innung verbunden gewejenen Unterrichts: 
anftalten, Hilfskaſſen oder andere Inſtitute zu 
Öffentlichen Zwecken nad) erfolgter Auflöjung einer 
Innung ($ 94, Abi. 5a. a. D.); 4. über die 
Baht, Beit und Dauer der Wodienmärfte, über 


der Minifterd für Handel in erjter und Tegter 
ichs- ſtanz in Streitſachen, betreifend die Zurüdnahme 
über die Genehmigung zur von Erfindungspatenten, 
rhöhung der bei der Aufnahme in eine Innung Uebereinkunft der zum Zo 
zu entrichtenden Antritiögelder ($$ 85 und 103, verbundenen Regierungen wegen 
a. a. D.); 3. über die Genehmigung von ne) 


nungsftatuten und Abänderungen derſelben, ſo- September 1842, — Zur Anftellung der Klage 





ziehungsmeife des Provinzialrathes der Zuſtim— 
mung des Minijters für Hanbel. 
Marliſtandsgelder.) 141. Der Provinzial— 
rath beſchließt über die Einführung neuer, ſowie 
überdie Erhöhung od. Ermäßigung u. anderweiter 
Regulirung bejtehender Marftitandsgelder, Gejeg 
vom 26. Aprit 1872, betreffend die Erhebung 
von Marktjtandsgeldern. Die Beſchwerde findet 
an den Minifter für Handel ftatt. — Bei ber 
Beltimmung de3 $ 5, Abſ. 2 des Geſetzes vom 
26. April 1872 behält es jein Bewenden. 
(Erfindungspatente.)) $ 142. Das Bezirks— 
verwaltungsgeridht enticheidet in Streitiachen, be» 
treffend die Beeinträchtigung der durd ein Er» 
findungspatent erlangten Rechte. $ 143. Das 
Oberverwaltungsgericht enticheidet an Etelle = 
n⸗ 


gemäß Nr. VI der 
- und Hanbelävereine 
rtheilung von 
Erfindungspatenten und Privilegien vom 21. 


ift auch der Minijter für Handel befugt. 

Dablölung gewerblicher Berechtigungen  2€.] 
44. Das Bezirlsverwaltungsgericht entſchei⸗ 
det: 1. über Anträge auf Ablölung von Gewer— 
beberehtigungenu. auf Entichädigung für au geho» 
bene Gewerbeberechtigung (55 34 ff. des Entſchadig⸗ 
ungägejebes zur Allg. Gewerbeordnung v. 17. Jas 
nuar 1845); 2. über Anträge auf Ablöfung der 


die jernere Gejtattung des herlömmlichen Wochen- den Betrieb des Abdedereigewerbe3 bezüglidhen 


marftverfehrd mit gewiljen Handwerferwaaren 
von Seiten der einheimiichen Verkäufer ($ 64 
a. a. D.); 5. darüber, welche Gegenjtände, außer 


Beredtigungen und auf Entfhädigung für aufs 
gehobene Gewerbeberchtigungen (Gejeg vom 31. 
Mai 1858 und Gefep vom 17. December 1872). 


den im $ 66 der Reichsgewerbeordnung aufges 
führten, nad) Ortögewohnheit und Bedürfniß häufer 
im WRegierungsbezirte überhaupt oder an ge £ 

wiſſen * zu den Wochenmarltsartikeln ge. [Errichtung öffentlicher Schlachthäuſer.) 8145. 
hören. — Die Feſtſetzungen über Zahl, Zeit und Der Provinzialrath beſchließt: 1. über die Ge— 
Dauer der Wochenmärkte erfolgen unter Zu- nehmigung von Gemeindebeſchlüſſen wegen aus- 
ftimmung der Gemeindebehörden des Marktortes. ſchließlicher Benutzung öffentlider Schladhthäufer 
8 137. Der Enticheidung des Bezirksverwalt- und wegen Unterfucdhung des in ſolche Häuſer 
ungsgericht3 unterliegen Streitigkeiten zwiichen | gelangenden Schlachtviehs, ſowie über die Beitätig- 
Drtögemeinden und Innungen in Folge der Auf- üng von Verträgen zwiſchen einer Gemeinde und 
löfung der Iegteren gemäß $ 94, At. 4 und Seinem Unternehmer in Betreff der Errichtung 
103 a. a. O. — Ingleichen findet in den Fällen eines öffentlihen Schlachthauſes (s 1—3 und 
De 88 95 ey a. — O. hr der dort! 

eftimmten Frift gegen die Entjheidungen der na ir ; ' 
Gemeindebehörden A Streitigkeiten über die me rt ae a uch nn u kn 


D. Erridtung öffentlicher Schlacht— 
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8 12 des Gejeged vom 13. März 1868; 2. über| Mai 1841, betreffend die Ausbehmung der Be- 
Entihädigungsaniprüce der Eigenthümer und ftimmungen in den $$ 14 und 15 bes Geſetzes 
Nugungsberehtigten von Privatihlachtanftalten vom 8. Mai 1818 auf Berfiherung von Im⸗ 
wegen des ihnen durch die Errichtung öffent- mobilien bei in und ausländischen Feuerverjiger« 


Yicher, ausfchlieglih zu benugender Schlachthäu- ungsgeſellſchaften); 3. gegen Einjprüche 
: en Oh ki ’ D.). po:itzeibehörde wider dr uszahlung von Brand- 


fer zugefügten Schadens (3 9—11 a. a. 
— In den Fällen zu 1 findet Die Beihwerde 
an den Mintjter für Handel, in den Fällen zu 
2 nur ber ordentliche Rechtsweg gemäß $ 11 a. 
a. O. ftatt. 
XI. Abſchnitt. 
Angelegenheiten der Handelslammern. 


$ 146. Der Miniſter für Handel beſchließt 
über die Genehmigung zur Erhebung eined 10 
Brocent der ———— vom Handel über- 
fteigenden Zuſchlags von Seiten einer Handels- 
fanımer, jowie zu einer Ueberſchreitung des Etat? 
derjelben, ge über die Derabsung der 
etatsmäßigen Koften auf den Betrag eines zehn⸗ 
procentigen Zuſchlags zur Gemerbeiteuer vom) 
Handel ($ 24 des Geſetzes über die Handeld- 
lammern vom 24. Februar 1870). 8 147. Das 
Bezirlöverwaltungsgericht entſcheidet: 1. über 
Klagen gegen Beſchlüſſe der Handelskammer, 
beziehungsweije des Regierungspräjidenten, durch 
welche Einwendungen gegen bie Liſte ber si 
Theilnahme an der Wahl der Mitglieder der 
Handelslammer Berechtigten zurückgewieſen find 
($ 11 deö Geſetzes über die Handelsfammern vom 
24. Februar 1870): 2. über Klagen gegen Bes 
ichlüfje der Handeldfammer, durch welche Eins 
ſprüche gegen die Wahl der Mitglieder der en 
delölammer zurüdgewiejen find ($ 15 a. a. O.); 
3) über Klagen gegen Beſchlüſſe der Handels- 
fammer, nad welden ein Mitglied ausgeſchloſſen 
oder von jeinen Funktionen vorläufig entfernt 
werden foll (ß5 18 und 19 a. a. ©); 4) über 
Klagen gegen Beſchlüſſe der Handelskammer, 
durch welde Beſchwerden über unrichtige Ein—⸗ 
faägung zu einer fingirten Gewerbefteuer Zwecks 

ufbringung der etatsmäßigen Kojten der Han— 
deläfammer zurüdgemiejen And ($ 23 4. a. O.). 
Die Klage iſt in den Fällen zu 1—3 inner-| 
halb 10 Tagen, in den Fällen zu 4 innerhalb 
21 Tagen anzubringen. — Gegen die Endur:| 
theile de3 Bezirlsverwaltungsgerichts ift nur, 
die Nevifion nad Mafigabe des Xit. VIII des! 
Geſetzes vom 3. Juli 1875 zuläflig. 

XIV. Abſchnitt. 
Berficherungsangelegenheiten. 

8 148. Die Klage bei dem Kreisausſchuſſe, in 
den Gtadtfreiien und in den zu einem Landtreije, 
gehörigen Städten mit mehr ald 10,000 Ein« 
mwohnern bei dem Bezirkdverwaltungsgericht fine 
det ftatt: 1. gegen Anordnungen der Ort3poli- 
zeibehörde wegen Zurüdführung des Verſicher⸗ 





—f 








ungsbetrages auf den gemeinen Werth ($ 4 des 
Gelehes über das Mobiliar» Feuerverfiherungs- 


wejen vom 8. Mai 1837; 2. gegen Verfügungen 
der Ort3polizeibehörde, durch melde bie er 


anordnen, weldye alddann bis 


der Orts · 


entſchädigungsgeldern (55 18 und 19 des Ge— 
ſetzes vom 8. Mai 1817). 
XV. Abſchnitt. 
Hilfslaſſen. 

8 149. Die durch das —— über die 
eingeſchriebenen Hilfskaſſen vom 7. April 1876 
der höheren Verwaltungsbehörde beigelegten Be— 
fugniſſe und Obliegenheiten werden forian von 
dem Regierungspraſidenten wahrgenommen. — 
Derſelbe beſchließt über Anträge auf Zulaſſung 
eingeſchriebener Hilfskaſſen ($ 4 a. a. O.). — 
Stehen der Zulaſſung * Maßgabe des Ge— 
ſetzes Bedenken entgegen, jo hat der Regierungs« 
präjident den Antrag durch einen Vorbeſcheid, 
welcher die entgegenjtehenden Bedenken bezeich- 
nen muß, an da® Bezirfsverwaltungsgericht zur 
Entſcheidung abzugeben. Der Borbeicheid iſt gleich® 
zeitig dem Antragfteller in Abſchrift zuzufertigen. 
$ 150. Das Bezirlsverwaltungsgericht entichei- 
det auf Klage des Regierungdpräfidenten über 
die Schließung eingefchriebener Hilfslaffen ($ 29 
a. a. O.). — Das Berzirtsverwaltungsgeridt kann 
vor Erlaß des Endurtheils auf Antrag des Regier- 
ungspräſidenten nah Anhörung des Kaſſenvor⸗ 
ſtaudes die vorläufige Schließung der Hilfskaſſe 

* Erlaſſe des 
Endurtheils fortdauert. 151. Die Friſt zur 
Einlegung der Berufung beträgt 14 Tage. 
XVI. Abſchnitt. 
Sparkaſſenangelegenheiten. 

$ 152. Die dem Ober-Präſidenten nad 
ben Reglement, betreffend die Einrichtung des 
Sparlafjenmwejend, vom 12. December 1838 zus 
ftehende Befugniß zur Genehmigung der von 
den Gemeinden zu errihtenden Sparkaſſen „und 
ur Beftätigung der Statuten fteht demfelben 
—— auch in Betreff der von den Kreiſen zu 
errichtenden Sparkaſſen zu. — Die Genchmig- 
ung zur Errichtung von Gemeinde- oder Kreis— 
iparkaffen, fowie die Beſtätigung ber Statuten 
darf von dem Ober-Präjidenten nur unter Zu« 
jtimmung des Provinzialrathes verjagt werden. 
Der gleihen Buftimmung bedarf es zu Aender— 
ungen oder Ergänzungen der Statuten, welche 
der Oberpräfident auch gegen den Willen der 
Gemeinden oder Kreife zu treffen ermächtigt ift 
8 12 und 18 des Reglements). — Die Auf- 
icht über die Verwaltung der Gemeinde- und 
Kreisiparkafen führen die angeorbneten Com— 
munalaufjichtöbehörden. Wo im Geſetze oder in 
den Statuten eine ausdrüdliche ftaatliche Geneh» 
migung vorgeſchrieben iſt, ertHeilt diejelbe: in 
Betreff der von Landgemeinden errichteten Spar» 
kaſſen der Kreisausſchuß, — in Betreff der von 


nehmigung zur Aushändigung der Verſicherungs- Stadtgemeinden oder Kreijen errichteten Spar 
— oder des Prolongationsſcheins verfagtmwor- kaſſen der Regierungspräſident mit der Maßgabe, 

en iſt (535 14 und 15 des Geſetzes v. 8. Mai daß die Verſagung der Genehmigung nur unter 
1837 und die Allerhöchſte Cabinetsordre vom 30. | Zuftimmung des Bezirfdrathes erjolgen darf. — 


PT | 
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Gegen die Berjagung der Genehmigung fteht der\(Stadt-) Ausſchuſſes zu_ treffen. 159. Der 
betreffenden Gemeinde beziehungsweije dem be⸗ Bezirksrath beichließt über die Feſtſtellung der 
treffenden Kreiſe die Beſchwerde an den Bezirks |Entihädigung in den Fällen der 85 39 fi. des 
vath, beziehungsweife an den Provinzialrath zu. Reichsgeſetzes von 21. December 1871, betreffend 
XVIL Abſchnitt. die Beichränkungen des Grundeigenthums in der 

ı Umgebung von Feſtungen. 


—— ZIX. Abſqhnitt 
$ 153. Der Provinziafcath, beſchließt über bie — 
Anwendung der in den Städten geltenden feuer a erg und ber 


und baupolizeilihen Vorſchriften bei Gebäuden j j . } 
auf ſolchen zum platten Sande gehörigen Grunde| $ 160. Die ftaatliche Aufſicht über die Amt- 
ftüden, welche innerhalb der Städte oder im führung der Standeibeamten wird in ben Vand- 
Gemenge mit ftädtiihen bebauten Grundftüden gemeinden und felbjtändigen Gutsbezirken von 
liegen, gemäß den Vorjchriften der Verordnung dem Kreisausſchuſſe. in höherer Inſtanz von 
bom 17. Zuli 1846. — Die Beſchwerde findet dem Provinzialrathe und dem Minifter des 
an den Minifter für Handel flatt. $ 154. Ueber Innern, in den Siadtgemeinden von dem Ber 
die Unmwendung der Beftimmungen der Verord, öirförathe, in höherer Inſtanz von dem Pro- 
nung vom 21. December 1846, betreffend die bei|Vinzialrathe und dem Minifter des Innern ge— 
dem Bau von Eiſenbahnen beidäftigten Yand« führt (8 7 des Preußiſchen Geſebes, betreffend 
arbeiter, auf andere öffentliche Bauausführungen| ie Beurkundung des Perſonenſtandes und bie 
(Ganal- und ChHauffeebauten 2c.) gemäß $ 26 der| Form der Cheihliegung, vom 9. März 1874, 
edadhten Verordnung beigließt: 1. infomeit eg Und $ 11 des Reichsgeſetzes über die Beurfunds 
um Bauten der Kreife, Amt3verbände oder ung des Verfonenftandes und die Eheſchließung 
Gemeinden handelt, der Regierufgspräfident unter | VOM 6. Februar 1875'). $ 161. Die durd) das 
De des Vezirksrathes, vorbehaltlich der Reichsgeſez vom 1. Juni 1870 über die Er- 
Beihtwerde an den Provinzialcath; 2. infomeit| Werbung und den Verluſt der VBundeö« und 
es fih um Bauten de3 Provinzialverbandes han. Stantsangehörigkeit der höheren Verwaltungs- 
delt, der Oberpräfident unter Zuftimmung des behörde beigelegten Befugniffe übt fortan der 
Propinzialrathes endgiltig, vorbehaltlich der Be-| Regierungspräfident aus. — Gegen den Beſcheid 
ftimmungen im $ 118 der Provinzialordnung des Regierungsprafidenten, durch welden Ange⸗ 
vom 29. Juni 1975. $ 155. Der Kreisausigun, börigen ei es anderen Deutſchen Bundesſtaates 
in Stadtfreifen und in den einem Landfreije an-|oder einen früheren Neihsangehörigen die Er- 
gehörigen Städten mit mehr ald 10,000 Ein- theilung Der ufnahme-Urfunde , oder einem 
wohnern das Bezirfäverwaltungsgericht, entjchei»| Preußiſchen Staatsangehörigen die Ertheilung 
det auf Klagen gegen Verfügungen der Orts— der Entlaffungs-Urfunde in Friedendzeiten ver— 
pofizeibehörde, durch melde ein Bauconfens ver. Sagt worden tjt (8$ 7, 15, 17 und 21, lehter 
jagt oder nur unter Bedingungen ertheilt Hiſt, Abſatz a. a, D.), findet innerhalb 21 Tagen die 
ober nadıträgtich Baubedingungen auferlegt find. Klage im Berwaltungsitreitverfahren ftatt. Zu. 











8 156. Der Bezirisrath beihließt an Stelle der ſtändig ift das Oberverwaltungsgeriht. 
Bezirksregierung, nad Vorſchrift der beſtehenden XX. Ubignitt. 
Baupolizeiorbnungen, über Unträge, welche auf Aufftellung von Geſchworenenliſten. 
—— von baupolizeilichen Beſtimmungen g 162, Der Kreis. (Siadt·) Ausſchuß be 
gerichtet find. ihliegt endgiltig über die gegen die Aufitellung 
XVII. Abſchnitt. der Gefchworenen»Urliften erhobenen Einmwend« 
Enteignungsiacen. ungen (5 65 der Verordnung vom 3. Januar 


” j a F 1849) und läßt, falls er dieſelbe für begründet 
melde ——— 

—— innerha nna u en 
über die Enteignung von san ea eig vom inmendun göfrif Dar gig 


11. Juni 1874 dem Regierungspräſidenten, durch 
N ” Lit. b deffelben Geiepes dem Berwaltungs-| XXI. Abſchnitt. 
— ſowie durch 83 142 ff. des Allgemeinen Steuerangelegenheiten. 
rggeſetzes vom 24. Juni 1865 der Regierung g 168. Der Provinzialrath beſchließt über 


beigelegt find, werden fortan von dem Bezirks. die Ergänzung der vom Kreisausſchuſſe verſagten 
rathe wahrgenommen. — Gegen die in erſtet Yuftimmung zur Vereinigung von Gemeinden u. 
Inſtanz gefaßten Beſchlüſſe des Bezirksrathes ſelbſtändigen Gutsbezirlen zu gemeinſchaftlichen 
findet, ſoweit nicht der ordentliche Rechtsweg zu | Einſchätzungsbezirken für die Riafienfteuer (Art. II 
läffig ift, die Beſchwerde an den Minifter für) des Selehes vom 16. Juni 1875, betr. einige 
Handel jtatt. — Die Schlußbeftimmung des 389 Apänderungen der Vorſchriften für die Beran- 
des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Bere lagung der Klafjenfteuer.2) 
———— ee er —— — XXI. Abjchnitt 

ahrens, vom 3. Juli 1876 wird aufgehoben. sc " r 

158. Die nad) $ 56, Lit. c und 8 53, Abl. ı Synagogengemeinde Angelegenheiten. 

es Geſetzes vom — 1874 dem — 8 164. Das Bezirlsbenwaltungsgericht ent 
beziehungsweiie dem Magiftrate zugewieſene Ent 7) ©. Berfonenftandswefen. 
ſcheidung tft fortan duch Beihluß des Kreis- „ — bee ed (8. 286, Rote 1). 





1226 Berwaltu 
jcheidet auf Klagen Einzelner wegen Berleßung 
der ihnen als Mitglieder einer Synagogen» 
gemeinde zuftehenden Rechte und ber ihnen ob— 
liegenden Berpflichtungen zu Abgaben und Leift- 


ungen ($ 49, Nr. 3 und $ 58 des Geſetzes über! 


die Verhältnifie der Juden, vom 23. Juli 1847). 
— Gegen die Entiheidung des Bezirksverwalt— 
ungsgerichts ijt nur das Nechtömittel der Revifion 
nad; Maßgabe des Tit. VIIL des Geſetzes vom 


3. Juli 1875 zuläſſig. 
S vi Titel, 


Ergänzende und Schlußbeſtimmungen. 

165. Durh den in dem gegenmwärtigen 
Geſetze vorgefchriebenen Beſchwerdezug an einen 
beftimmten Minifter wird die in den beitehenden 
Vorſchriften begründete Mitwirhung anderer Mir 


ngegerichte, 


tritt in den Fällen, in welchen berfelbe in erfter 
Juſtanz Beichlicht, der Oberpräfident, in den 
übrigen Fällen ter zuftändige Minijter; 3) an 
die Stelle des NRegierungspräjidenten tritt im 
den Fällen der SS 129, 131, 149, 150 und 161 
‚der Polizeipräfident von Berlin, in den Fällen 
des & 154 der Oberpräfident; 4) in den Füllen 
des & 30, Lit, b beziehungsweiſe des S 34 findet 
die Beichwerde an den Oberpräfidenten und gegen 
defien Bejcheid nur die Klage bei dem Oberver« 
waltungsgericht ftatt; 5) für den Stadtkreis 
Berlin wird nad) näherer Vorichrift des Geſetzes, 
betreifend die Verfaſſung ber eg m 
'u, ſ. w., vom 3. Juli 1875 ein beiondered Be 
'zirföverwaltungsgeridht eingejegt. Die zu wäh. 
‚lenden Mitglieder deiielben und beren Stellver» 








nifter bei Erledigung der Beſchwerde nicht be- |treter werden von dem Meagiftrate und ber 
rührt. $ 166. Durch die den Verwaltungs) Stabtverorbnetenverfjammlung unter dem Vorjig 


gerihten beigefegten Befugniffe zur Enticheid- 
ung ftreitiger Wegebauſachen und waſſerpolizei— 
fihen Angelegenheiten werden die der Landes» 
polizeibehörde und dem Minifter für Handel nad 
83 4 und 14 des Geſetzes über die Eilenbahn- 
unternehmungen vom 8. November 1838 zit 
ftehenden Befugniſſe in Eifenbahnangelegenheiten 
nicht berührt. 8 167. Sie in den 83 7 und 22 
des Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen 





dem Oberpräſidenten wahrgenommen. 





des Bürgermeiſters gewählt. — Die in dem 
Geſetze vom 3. Juli 1875 dem Regierungs— 
präjidenten beigelegten Befugniffe werden me 
5 . 
Maßgebend für die Berechnung der Cinwohner« 
zahl einer Stadt iſt in Betreff der Beitimmumgen 
dieſes Geſetzes die durch die jededmalige legte 
Volkszählung ermittelte Zahl der ortsanweſen— 
den Eivilbevölkerung. $ 172. Das gegenwär— 


vom 3. November 1838 ber Bezirksregierung tige Gefep tritt mit dem 1. October 1876 in 


beigelegten Bejugniile q 
für Handel über. 8 168. Hinfichtfich der Dienft- 
vergehen der bei den Bezirföverwaltungsgerichten 
angejtellten Subaltern- und Unterbeamten finden 
die Vorichriften des Geſetzes, betreffend Die 


ehen auf den Miniſter Kraft. $ 173. Auf die vor dem 1. October 


1876 bereit3 anhängig gemadten Sachen finden 
in Beziehung auf die Aufkändigteit der Behörden, 
das Verfahren und die Zuläjligfeit der Rechts— 
mittes die Beſtimmungen der früheren Gejepe 


Dienftvergehen der nicht richterlichen Beamten Anwendung. $ 174. Diejenigen ernannten Mit 
u. ſ. w., vom 21. Juli 1852 Anwendung. Die glieder der Bezirköverwaltungsgerichte, für welche 
im $ 19 a. a. O. den Vrovinzialbehörden und |die Befähigung zu höheren Verwaltungsämtern 
deren Borftehern beigelegten Befugniſſe ftehen in vorgeſchrieben ijt, müjjen vom 1. April 1877 ab 
gleiher Weile den Wezirföverwaltungsgerichten/auf Lebenszeit angeftellt fein. — Zur Faflung 
und deren Directoren zu. Für das Disciplinar- |giltiger Beſchlüſſe des Oberverwaltungsgericht® 
verfahren gelten die Beſtimmungen des $ 11,'1jt fortan die Teilnahme von wenigſiens fünf 
Abi. 2—5 des gegenwärtigen Gejeged mit der auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern erforder 
Maßgabe, daß an die Stelle des Pegierungs- lid. — Die Stelle eined Mitgliedes des her 


präfidenten ber Director des Bezirksverwaltungs— 
gerichts, an die Stelle des Minifters des Innern 
der Präfident des Oberverwaltungsgerichts tritt. 
F 169. Die Disciplin über die bei dem Ober- 
verwaltungsgerichte angeftellten Subaltern- und 


verwaltungsgericht3 darf ferner ald Nebenamt 
nicht verliehen werden. $ 175. Mit dem Tage 
des Inkrafttretens des gegenwärtigen Gcieges 
treten alle mit den Vorſchriften dejjelben im 
Widerſpruch ftehenden gejeglichen Beitimmungen, 





Unterbeamten übt der Präfident mit denjenigen |insbejondere die $$ 19, 35, $ 61, Abſ. 3, $ 67, 
Befugniſſen, welche den Miniftern rüdfichtlich der, Abi. 1, $ 69, 8 72, 85 79—83, $ 107, Ubi. 2, 
ihnen untergeordneten Beamten zuftehen, — Die'$ 113, Abſ. 1, $ 133, Schlußſatz bes Abi. 3, 
enticheidende Disciplinarbehörde für diefeiben ift/$ 135 mit Ausnahme der Nr. II, 1 (ftreitige 
das Oberverwaltungsgeriht, welches nach dem Wegebaufachen), VII (Anſiedelungsſachen) uud 


für das Dberiribunal giltigen Disciplinarver: 
ahren, in der Sadje jelbit aber nad) den Vor. 
hriften des Gejeged über die Dienftvergehen 
der nicht richterlichen Beamten, vom 21. Juli 
1852 endgiltig enticheidet. F 170. Bis zum 
Erlaſſe des im $ 2 ber Provinziafordnung vom 


VUI (Dismembrationsangelegenheiten), $ 189, 
Abſ. 3, $$ 140—163, $ 165, $$ 170, 173, 176, 
Nr. 3, 4 und 6, $3 177, 178 und $ 180 ber 
Kreid-Ordnung vom 13. December 1872 außer 
‚ Geltung. 

Berwaltungsgeridite. 


29. Juni 1875 erwähnten Geſetzes finden die Gejeg, betrejiend die Berfafjung der 
Beftimmungen des gegenwärtigen Gejeged auf VBerwaltungsgerihte und das Verwalt— 
den Stadtkreis Berlin mit folgenden Wafgaben/ungsftreitverfahren, vom 8. Juli 1875.) 
Aıwendung: 1) an die Stelle des Bezirtsrathes Titel 1. 

tritt in dem Fällen der 85 124—126, 136 und Bon den Berwaltungsgerichten. 

157 die erjte Abtheiing des Polizeipräfidiums) 8 1. Die Gerichtöbarfeit in ftreitigen Ber« 


zu Berlin, in allen übrigen Fällen der Ober-| TE 
präfident; 2) an die Gtelle des Brovinziafrathes vom se. u Ba — ER 
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waltungsſachen wird durch Verwaltungsgerichte kreiſen tritt, ſoweit nicht ſchon in erſter Inftanz 
ausgeübt. $ 2, Für jeden Kreis beſteht am das Bezirksverwaltungsgericht zu erkennen bat, 
Amlsſitze des Laudrathes ein Kreisverwaltungs-|an die Stelle des Kreisausſchuſſes die zu deſſen 
gericht ($ 8); für jeden Regierungsbezirk beiteht Verrichtungen nad Vorichrift der Gejege zu be» 
am Amtsfige des Negierungspräfidenten ein Be- rufende frädtiihe Behörde. — An den Hohen« 
zirtöverwaltungsgericht; für den gefammten Ums|zollernfhen Landen tritt an die Stelle bes Kreis» 
fang der Monardjie bejteht zu Berlin ein Ober- ausſchuſſes der Amtsausſchuß. 


verivaltungsgeridt. 8 3. Die fachlihe Zuitän- Titel IN 
digfeit der Kreisverwaltungsgerichte, der Bezirks— Are . 
verwaltungsgerichte und des Oberverwaltungs— Bon den Bezirköverwaltungsgerichten. 


gericht, foweit fie in erfter Initanz zu erkennen) 8 9. Jedes Bezirfsperwaltungsgericht beftcht 
haben, wird durch bejondere —* beſtimmt. aus fünf Mitgliedern. — Zwei dieſer Mitglieder, 
— Wo in beſonderen Geſetzen das Verwaltungs- von denen eins zum Richteramte, eins zur Ver 
gericht genannt wird, iſt darunter das Bezirks- kleidung von höheren Verwaltungsämtern bes 
vertwaltungsgericht zu veritchen. — Die Bezirks- fähigt jein muß, werden vom Könige auf Lebens» 
verwaltung&gerichte treten überall am die Stelle'zeit ernannt, Aus der Zahl diejer Mitglieder 
der Deputationen für das Heimathweſen. $ 4. ernennt der König gleichzeitig den Directör des 
Die Bezirkäverwaltungsgeridhte entſcheiden auf) Bezirksverwaltungsgerichtd. Für jedes derjelben 
die VBerufungen gegen die in ftreitigen Verwal ernennt der König ferner aus der Zahl der am 
tungsjachen ergangenen Endurtheile der Kreis» | Sitze des Bezirfsverwaltungsgerichts ein richter« 
verivaltungsgerichte, foweit nicht nach bejonderen | liches, beziehungsweife ein höheres Verwaltungs 
Gejegen a. dieſe Urtheile im Verwaltungsitreit- amt beffeidenden Beamten einen Stellvertreter; 
veriahren endgiltig find, oder b, die Entſcheidung die Ernennung der Stellvertreter erfolgt auf die 
auf die Berufung gegen diejelben anderen Be-| Dauer ihres Hauptamtes am Sitze des Bezirks— 
hörden übertragen iſt. Die Bezirfäverwaltungs: |verwaltungsgerichts. — Die drei anderen Mite 
gerichte entjcheiden endgiltig auf die Beichwerden, glieder des Bezirfsverwaltungsgerichts werden 
welche die Leitung de3 Verfahrens in den bei auf drei Jahre aus den Einwohnern feines 
den Streiäverwaltungsgerichten anhängigen ftrei- | Sprengel durch die Provinzialvertretung ges 
tigen Verwaltungsſachen zum Gegenftande haben. wählt. In gleicher Weije wählt feptere drei bis 
. Das Oberverwaltungsgericht entjcheivet in ſechs Stellvertreter, über deren Einberufung das 
treitigen Verwaltungsfahen auf die Berufung Geſchäftsregulativ beſtimmt. Die Dauer der 
gegen die bon ben Bezirksverwaltungsgerichten Wahlperiode lann durch das Provinzialitatut 
in erfter Inſtanz, ſowie auf das Rechtsmittel anders beſtimmt werden. Wählbar ift, mit Aus» 
der Nevifion gegen die von den Bezirksverwal- nahme der Oberpräjidenten, Regierungspräjidene 
tungögerichten in zweiter Inſtanz erlafjenen End- ten und Bicepräjidenten, der Vorſteher König— 
urtheile, jomeit nicht mach bejonderen Gefegen licher Polizeibehörden und der Landräthe, jeder 
a. dieſe Urtheile im Verwaltungsitreitveriahren zum Provinziallandtage wählbare Angehörige 
endgiltig find, oder b. die Enticheidung auf die des Deutihen Reiches. $ 10. Den Director 
Beichwerde gegen bdiefelben anderen Behörden vertritt im Borfig das zweite der ernannten 
übertragen iſt. — Das Oberverwaltungsgericht Mitglieder und, wenn auch dieſes verhindert ift, 
entſcheidet desgleichen auf die Beſchwerden, welche ber für den Director in jeiner Eigenſchaft als 
die Yitung des Verfahrens in den bei den Be- Mitglied bed Bezirklsverwaltungsgerichts ernannte 
irföverwaltungsgerichten anbängigen jtreitigen Stellvertreter. $ 11. Sceidet ein gemähltes 
rwaltungsſachen zum Gegenitande haben. 86. Mitglied oder ftellvertretende® Mitglied inner« 
Die Endurtheile in ftreitigen Verwaltungsſachen halb der Wahlperiode aus, fo wird für den Reft 
werden, joweit nicht nachſtehend ein anderes be- der leßteren ein anderes Mitglied beziehungs— 
ſtimmt ift, auf Grund mündlicher Verhandlung weiſe itellvertretendes Mitglied von dem Pro— 
unter den Barteien erlaffen. — Auch vor Erlaß vinzialausjchuife beitellt. $ 12. Die gewählten 
aller fonftigen Beſchlüſſe und Enticheidungen Mitglieder und jtellvertretenden Mitglieder wer— 
kann eine mündliche Verhandlung anberaumt|den durch den Norfigenden vereidigt. Alle Mit— 
werden. $ 7. Die Verwaltungsgerichte haben glieder und jtellvertretenden Mitglieder untere 
fi gegenseitig Rechtshilfe zu leiiten. Sie Haben liegen in diejer ihrer Eigenſchaſt den Vorichriiten 
den Aufträgen ber ihnen im Initanzenzuge vor- des Geſetzes, betreffend die Dienftvergehen der 
efegten Verwaltungsgerichte Folge zu leiiten. — |Richter u. |. w. vom 7. Mai 1851, bezw. des 
Die im Inſtanzenzuge vorgeiepten Wertwaltungd«| Gejehet vom 26. März 1856. Disciplinargericht 
gerichte find zur Vornahme allgemeiner Geſchäfts- ift das Dbervermaltungsgeriht. $ 13. Das 
revifionen befugt. Bezirtöverwaltungsgericht iſt bei Anweſenheit der 
Titel II. = * — Mitglieder und — 

itgliedes (beziehungsweiſe deren Stellvertreter) 

Von den Kreisverwaltungsgerichten. beidhußfähig. Die Belcluffe werden nad Stim- 

8 8. Kreisverwaltungsgericht ift der Kreid-menmehrheit gefaßt. Stud vier Mitglieder an— 
ausſchuß. Die Beitimmungen der Kreis-Ordnung weſend, jo nimmt Das dem Lebensalter nad 
über den Geſchäftsgang bei den Kreisausihüffen jüngjte Mitglied an der Abjtimmung nicht Theil, 
find unbejchadet der befonderen Borichriften des Dem Berichterjtatter jteht jedod in allen Fällen 
gegenwärtigen Geſetzes auch für das Verwaltungs Stimmrecht zu. $ 14. Im Uebrigen wird der 
ftreitverjahren maßgebend. — Ju den Staädt- Geſchäftsgang beivem Bezirlöverwaltungsgerichte, 
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ebenfo wie bie Beftellung der erforderlichen Sub · |ftimmten Friſt den Antrag zu ſtellen. Wird 
altern- und Unterbeanſten, durch ein von dem dieſer Aufforderung nicht Folge geleiſtet, jo iſt 
Miniſter des Innern zu erlaſſendes Regulativ die Verſetzung in den Ruheſtand duch Plenar— 
geordnet.) 815. Die gewählten Mitglieder beſchluß des Oberverwaltungsgerichts auszu⸗ 
und deren Stellvertreter erhalten Tagegelder und ſprechen. $ 25. Für das nah Maßgabe der 
Reifefoften nach den für Staat3beamte der vierten 55 21, 22, Abi. 1 und $ 24 einzuleitende Vers 
Rangklaſſe beftchenden gejeglichen Beftimmungen. fahren gelten die folgenden Beftimmungen: 1) 
& ie. Alle Einnahmen dei Bezirksverwaltun 3. | Der Präfident ernennt aus der Zahl der Mit- 
gerichts lichen zur Staatskaſſe. Derjelben fallen glieder des Oberverwaltungdgerichts einen Com« 
auch alle Ausgaben zur Laſt. Imiffar. — Der Commijjar hat die dad Verfahren 
Titel IV |begründenden Thatſachen zu erörtern, erforder» 

E : jlihenfals den Beweis unter Vorladung des 

Von dem Oberverwaltungsgerichte.?) ‚betheiligten Mitgliedes zu erheben und darüber 

8 17. Das Obervermwaltungsgericht befteht Bericht zu eritatten. — Der Bericht ift dem be— 
aus einem Präfidenten, den Genatöpräfidenten |theiligten Mitgliede zuzufertigen. 2) Bor der 
(8 26) und der erforderlichen Anzahl von Räthen. Beſchlußfaſſung findet eine mündliche Verhand- 
Die eine Hälfte der Mitglieder ded Oberverwal |lung vor dem ee es ftatt. In 
tungägeriht® muß zum Richteramte, die andere |derjelben fann die mündliche Vernehmung von 
Hälfte zur Belleidung von höheren Verwaltungs- Zeugen und Sadverftändigen erfolgen. Das be- 
ämtern befähigt jein. — Zum Mitgliede des theiligte Mitglied beziehungsweiſe fein Eurator 
DOberverwaltungägericht3 kann nur ernannt wer-|ift zu hören. 3) Das betheiligte Mitglied farm 
den, wer das dreißigite Lebensjahr vollendet hat. ſich des Beiſtandes oder der Vertretung eines 
8 18. Die Mitglieder des DOberverwaltung:« Rechtsanwaltes bedienen, jedoh ift das Dber- 
gerichtö werden auf den Vorſchlag de3 Staats- |verwaltungsgericht befugt, das perfönlihe Er- 
minijterium3 vom Könige ernannt, Die Er- jcheinen des Mitgliedes unter der Warnung an» 
nennung erfolgt auf Lebenäzeit.?) $ 19. Die zuordnen, daß bei jeinem Ausbleiben ein Ber» 
Mitglieder des Oberverwaltungsgericht? können treter dejielben nicht werde zugelafien werden. 
ein bejoldetes Nebenamt nur in den Fällen be- 4) Die Einleitung des Verfahrens gegen den 
Heiden, in denen das Gejek die Uebertragung Präfidenten erfolgt durch den Stellvertreter Des« 
eines ſolchen Amtes an etatsmäßig angejtellte jelben auf Grund eined Plenarbeſchluſſes des 
Richter geftattet. $ 20. Die Mitglieder des Oberverwaltungsgericht3. 48* Das Oberver⸗ 
Oberverwaitungẽsgerichts unterliegen, vorbehalt waltungsgericht kann auf Beſchluß des Staats- 
lich der Beſtinmmungen der $S 21 ff, keinem miniſteriums in Senate eingetheilt werden. — 
Disciplinarverfahren. & 21. Iſt ein Mitglied | Die —— der Senate erfolgt durch 
u einer Strafe wegen einer entehrenden Hand- den Präſidenten mindeſtens auf die Dauer eines 
ung oder zu einer Freiheitsſtrafe von längerer Geſchaftsjahres. — Bei Beginn des Geſchäfts- 
als einjähriger Dauer rechtskräftig verurtheilt, jahres werden für jeden Senat die ſtändigen 
fo kann ed duch Plenarbeſchluß des Oberver- Mitglieder und für den Fall ihrer Berhinderung 
mwaltungsgericht3 feines Amtes und feines Ges|die erforderlihen Bertreter bezeichnet. $ 27. 
haltes Kir verluſtig erffärt werden. 8 22. Iſt Dem Präfidenten gebührt der Borfig im Pienum 
wegen eined Verbrechens oder PVergehend das und in demjenigen Senate, welhem er fid) an» 
Hauptverfahren gegen ein Mitglied eröffnet, fo ſchließt; in den anderen Senaten führt ein Senats» 
kann die vorläufige Enthebung deſſelben von |präfident den Vorjig. — Im Falle der Verhin« 
feinem Amte durch Plenarbefhluß des Oberver- derung des ordentlihen Vorfigenden führt den 
waltungsgerichts audgejprochen werben. — Wird | Vorfig im Plenum derjenige Genatspräfident 
gegen ein Mitglied die Unterfuhungshaft ver- und in den Senaten derjenige Rath des Senats, 
hängt, jo tritt für die Dauer derjelben die vor⸗ welcher das gedachte Amt am längſten befleidet, 
läufige Enthebung von Rechtswegen ein. — und bei gleichem ——— derjenige, welcher 
Durch die vorläufige Enthebung wird das Recht der Geburt nad) der Aelteſte iſt. F 28. Zur 
auf den Genuß des Gchalt3 nicht berührt. 823. Faſſung gültiger Beihlüfje des Oberverwaltungs- 
Wenn ein Mitglied durch ein körperliches Ger |gerichtd ijt die Theilnahme von wenigſtens fünf 
brechen oder durch Schwäche feiner örperlichen Mitgliedern erforderlih. — Die geht der Mit» 
oder geijtigen Kräfte zur Erfüllung feiner Amts- |glieder, welche bei Faſſung eines Veſchluſſes eine 
pilihten dauernd unfähig wird, fo tritt feine! entſcheidende Stimme führen, muß in allen Fällen 
Verjepung in den Nuhejtand gegen Gewährung eine ungerade jein, Iſt die Zahl der anweſenden 
eined Ruhegehalts ein. 24. Wird die Ver- | Mitglieder eine gerade, fo hat der aulept er- 
fegung eines Mitgliedes in den Nuheftand nicht nannte Math und bei gleihem Dienftalter der 
beantragt, obgleich die Vorausſetzungen derfelben der Geburt nad) jüngere Nath fein Stimmredt. 
vorliegen, jo hat der Präfident an das Mitglied Dem Berichterjtatter fteht jedoch in allen Fällen 
die Aufforderung zu erlaffen, binnen einer be· Stimmredt zu. $ 29. Will ein Senat in einer 
— Rechtsfrage —— einer früheren —— — 
1) Mittels Circulat vom 23. Dec. 187 eines anderen Senats oder bed Plenumd ab» 
4 Des — nk Su 1616 Fb De Abgabe für weichen, jo hat er die Verhandlung und Ent- 


das Oberderwaliungsgericht feftgentellt. 'fcheidung der Sıde vor dad Plenum zu ber 
A | * | d 

an), Bann Gen. ini: —— weiſen. — Zur Faſſung von Plenarentſcheidungen 
fimmt. Jift die Theilnahme von wenigftend zwei Dritteln 
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aller Mitglieder erforderlich. F80. Im Uebrigen vor Anberaumung der erg > Berhandlung 
wirb ber Geſchäftsgang und die Bertheilung der mit der Aufforderung an den Berflagten erfol- 
Geſchäfte unter Die Senate durd ein Regulativigen, feine Gegenerflärung innerhalb einer be— 
eordnet, welches das Plenum des Obervermwal-|itimmten, von einer bis zu vier Wochen zu be» 
kingögerichts zu entwerfen und dem Staats- meſſenden Friſt einzureihen. — Die Gegenerflär- 
minifterium zur Veftätigung einzureichen hat.) ung des Verflagten wird dem Kläger zugefertigt. 
— Die Ernennung der erforderlichen Subaltern«|$ 37. Stellt fih ber erhobene Änſpruch jofort 
und Unterbeamten bei dem Oberverwaltungsgerichte als rechtlich unzuläſſig oder unbegründet heraus, 
erfolgt, inſoweit ſie nicht durch das —S kann die Klage ohne Weiteres durch einen mit 


reguiativ dem Praͤſidenten überwieſen wird, durch Gründen verſehenen Beſcheid zurückgewieſen wer- 


das Staatsminiſterium. den. Namens des Bezirksverwaltungsgerichts 
Titel V fteht im Falle des Einderſtändniſſes auch den 
. beiden ernannten Mitgliedern, Namens des Kreis— 


Bon ber örtlichen Zuftändigfeit der Bermaltungd- ausſchuſſes auch dem Borfipenden deffelben, der 
gerihte und von der Ablehnung der Gerichts- Erlaß eines ſolchen Beicheißes zu. ei dem Be- 
perjonen. ſcheide ift dem Kläger zu eröffnen, daß derfelbe 

8 31. Zuftändig in erfter Inſtanz ift im Ver⸗ | befugt jei, innerhalb einer zehntägigen Friſt vom 
waltungsitreitverfahren: a. bei Anſprüchen, weldje | Tage der Zuſtellung an gegen den Beſcheid Eine 
in Beziehung auf Grundftüde geltend gemadt jpruh zu erheben und die Anberaumung der 
werben, das Verwaltungsgericht der belegenen mündlihen Verhandlung zu beantragen. Wird 
Sade; b. in allen fonitigen Fällen dasjenige fein Einſpruch erhoben, fo gilt der Beicheid vom 
Berwaltungsgericht, im deijen Bezirk die in An- Tage feiner Buftellung ab als Endurtheil. $ 38. 
ſpruch zu nehmende Perſon, Corporation oder) Allen Schriftitüden find die ald Beweismittel in 
Öffentlihe Behörde wohnt oder ihren * hat. dezu⸗ genommenen Urkunden im Original oder 
32. Sind die Grundſtücke ($ 31) in mehreren in Abſchrift beizufügen. Von allen Schriftſtücken 
erichtäbezirten gelegert oder ift ed zweifelhaft, und deren Anlagen find Duplicate einzureichen, 
zu welchem Gerichtöbegirte fie gehören, fo wird, — Das Gericht kann geeigneten Falls geitatten, 
das zuflänbige Gericht durch das im Inſtanzen- daß ftatt der Einreihung von Dupficaten bie 
zuge zunächſt höhere Gericht endgiltig beſtimmt. Anlagen jelbit zur Einfiht der Betheiligten in 
Dajfelbe findet ftatt, wenn die gleichzeitig in An- feinem Geſchäftslocale offen gelegt werden. $ 39. 
iper zu nehmenden Perfonen od. Eorporationen! Zur mündlichen Verhandlung werben die Par— 
n mehreren Gericht&bezirten mohnen oder ihren teien unter der Verwarnung vorgelaben, daß 
Sig haben. $ 33. Die Beftimmungen der am beim Ausbleiben nad Lage der Verhantlungen 
Sie des Gerichts geltenden bürgerlichen Proceß |merde entichieden werben. Den Parteien fteht ed 
gejege über Ausſchließung und Ablehnung der frei, ihre thatſächlichen Erflärungen, ſoweit jolche 
Serichtöperjonen find auch für dad Vermwaltungs- nicht vorab von ihnen erfordert worden waren 
ftreitverfahren maßgedend. $ 34. Ueber das |($ 36), vor dem Termine jchriftlich einzureichen, 
Ablehnungsgeſuch beſchließt das Gericht, welchem N 40. Das Gericht dann auf Antrag oder von 
der Abgelehnte angehört. — Der — durch Amtswegen bie Beiladung Dritter, deren Inter» 
welchen das Setuh für begründet erflärt wird, eſſe durch die zu erlaſſende Entſcheidung berührt 
ift endgiltig. Wird dad Geſuch für unbegründetiwird, verfügen. Die Entſcheidung ift ı biejem 
erflärt, jo jteht der mit bemfelben zurüdgemie- Falle audy den Beigeladenen gegenüber giltig. 
fenen Partei die Beſchwerde an das, im In-8 41. In der müdlichen Verhandlung find die 
tangenzuge zunächft höhere Gericht zu. Die Be⸗ Parteien ober ihre mit Vollmacht verjehenen Ver- 
—— ft bei dem, im Inſtanzenzuge zunächſt treter zu hören. — Dieſelben können ihre that— 
höheren Gericht innerhalb zehn Tagen anzu— ſächlichen oder rechtlichen Anführungen ergänzen 
bringen; daſſelbe entſcheidet endgiltig. — Das oder berichtigen und die Klage abändern, inſofern 
im Inſtanzenzuge zunächſt vorgeſetzte Gericht ent- durch die Abänderung nach dem Ermeſſen des 
ſcheidet desgleichen endgiltig und beſtimmt das Gerichts das Vertheidigungsrecht der Gegenpar— 
zuſtändige Gericht, wenn das Gericht, dem das tei nicht geſchmälert oder eine erhebliche Ver— 
ausgeſch de oder abgelehnte Mitglied angehört, dperung des Verfahrens nicht herbeigeführt wirb, 
bei deſſen Ausſcheiden beihlußunfähig wird, Ex haben jämmtlihe Beweismittel anzugeben 
Titel VI und, foweit dies nicht bereit geichehen, die 

— ſchriftlichen, ihnen zu Gebote ſtehenden Beweis— 

Bon dem Verfahren in erſter Inſtanz. mittel vorzulegen; auch können von ihnen Zeus 

8 35. Die Klage iſt dem zuftändigen Gerichte gen zur Bernehmung vorgeführt werden. — Der 
chriftlich einzureichen. In Dderjelben ift ein be⸗ Vorſitzende des Gerichts Hat dahin zu wirken, 
Kimmie Antrag zu jtellen und find die Perſon daß der Sadjverhalt volljtändig aufgellärt und 
ed Berflagten, der Gegenftand des Anſpruchs, die fachdienlihen Anträge von den Parteien ges 
fowie die den Antrag begründenden Thatjachen | ftellt werden. — Er ann einem Mitgliede des 
er zu bezeichnen. $ 56. Die Klage ift dem) Gerichts geftatten, das Fragerecht auszuüben. — 
erflagten mit der Borladung zur mündlichen Eine Frage ift zu ftellen, wenn das Gericht dieſe 
Verhandlung zugufertigen. Die Zufertigung kann für angemefjen erachtet. F 42. Die mündliche 
rn nn in — — des 
Dec. 187 erichts. — Die Oeffentlichleit lann durch einen 
Pi * u RO Öffentlich zu verfündigenden Beſchluß ausgeſchloſſen 
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werben, wenn das Gericht dies aus Gründen des brachten Thatjachen für zugeſtanden erachtet wer- 
öffentlichen Wohls oder der Sittlichkeit für an-den. Die Entſcheidungen dürfen nur die zum 
gemejlen erachtet. — Der Borfigende fann aus Streitverfahren vorgeladenen Parteien und die 
der öffentlichen Sitzung jeden Yuhörer entfernen in bemjelben erhobenen Anſprüche betreffen. $ 50. 
lafjen, der Zeichen des Veifalld oder des Miß- Die Enticheibung kann ohne vorgängige Änbe— 
fallend gibt oder Störung irgend einer Art ver- raumung einer mündlichen Verhandlung erlaffen 
urfaht. 8 43. Die Barteien find in ber Wahl werden, wenn beide Theile auf eine ſolche aus— 
der von ihnen zu beitellenden Bevollmächtigten drüdtich verzichtet Gaben. $ 51. Die Verlündig- 
nicht beſchränkt. — Das Gericht kann Vertreter, ung der Enticheidung erfolgt der Regel nad) in 
welche, ohne Nechtsanmwalte zu fein, die Vertrete öffentlicher Sitzung des Gerichts. Eine mit Örün« 
ung vor dem Gerichte gewerbsmäßig betreiben, den verjehene Ausfertigung der Entſcheidung iſt 
urückweiſen. — Gemeindevorjteher, welche als den Parteien und, fofern ein bejonderer Com: 
Potche Tegitimirt find, bedürfen zur Vertretung miffar zur Wahrnehmung des öffentlichen Juter» 
ihrer Gemeinden einer befonderen Vollmacht nicht. eſſes bejtellt war ($ 44, Abi. 2), gleichzeitig aud) 
$ 44. Liegt einer öffentlichen Behörde als Par- |diefem zuzuftellen. Dieje — geuugt, wenn 
tei die Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes die Verkündigung in öffentliher Sitzung nicht 
ob, fo kann auf deren Antrag der Negierungs-| erfolgt ift. 
— für die mündliche a * dem Titel VL 
ezirföverwaliungsgerichte, und der Reffortmi- . f . 
nifter für die mündliche Verhandlung vor dem Son dem Berfahren in der Verufungsinftanz. 
DOberverwaltungsgerichte einen Kommifiar zur) $ 52. Gegen die in ftreitigen Verwaltungs— 
Vertretung der Behörde beftellen. — Der Rie- ſachen ergangenen Endurtheile der Kreisausſchüſſe 
gierungspräfident, beziehungsweile der Reſſort- ſteht nach Mafigabe der — * des 4 
miniſter, kann im geeigneten Fällen auch ohne den Parteien und, aus Gründen des öffentlichen 
Antrag einer Partei einen befonderen Commiſſar Intereſſes, dem Borligenden des Kreisagusſchuſſes 
zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereifes für)die Berufung an das Bezirlsperwaltungsgericht 
die mündliche Verhandlung beitellen, Der Com- zu. 853. Gegen die in ftreitigen Berwaltings- 
miffar ift vor Erlaß des Endurtheil3 mit feinen sahen in erſter Inſtanz ergangenen Endurtheile 
Ausführungen und Anträgen zu hören. F 45. der Bezirfäverwaltungsgerichte fteyt nah Maß— 
Die mündliche Berhandlung an unter Bus gabe der Beftinimungen des $ 5 den Parteien 
iehung eines vereidigten Protofoliführer®. Das und, aus Gründen des öffentlichen Iutereſſes, 
Protololl muß die wejentlichen Hergärnge der Ber- dem Regierungspräjidenten die Berufung an das 
bandlung enthalten. Dajfelbe wird von dem|Oberverwaltungsgericht zu. F 54 Die Friſt zur 
Borfipenden und dem Prototollführer unterzeich- | Einlegung der Berufung beträgt vorbehaltlid) der 
net. 46. Das Gericht iſt befugt — geeigne- Beſtimmungen der 5 58 und 84: 1. zehu Tage: 
ten Falld ſchon vor Anberaumung der mündlichen) 1) in Streitſachen, betreffend die Aufrechterhalt 
Verhandlung — Unterfuchungen an Ort u. Stelle ung oder Aufhebung polizeilicher Verfügungen u, 
u veranlafien, Zeugen und Sadjvirjiändige zu Straffeftfegungen, ereeutivifcher Anordnungen od. 
aden und eidlidy zu vernehmen, überhaupt den) Disciplinarverfügungen der Gemeindebehörden u. 
angeiretenen oder nad) dem Ermefjen des Gerichts Amtsvorſteher, beziv. der Polizeiverwalter im 
erforderlichen Beweis in vollem Umfange zu er- Stadtgemeinden; 2) in Streitſachen, betreffend 
heben. $ 47. Das Gericht kann die Veweiser- die Umwandlung rechtskräftig feitgejehter Geld— 
hebung durch eines feiner Mitglieder oder er- bußen in Haft (5 82 der Nreisorduung vom 18, 
forderlichen Falld durdy eine zu dem Ende zu er- | December 1872); 3) in Streitfachen, betrejfend 
fuchende fonftige Behörde bewirken laſſen. Es die Verpflichtung zur Unterftügung hilfsbedürf— 
ze kann verorbnei, daß die Beweiserhebung in derjtiger Angehörigen ($ 66 des Geſetzes v. 8. März 

mündlichen Verhandlung ftattfinden ſoll. — Die 1871, betrefjend die Ar "ihrung des Bundesge— 
Beweisverhandlungen find unter Zuziehung eines |feped über den Unterjiugungswohriig); 4) in 
vereidigten oder don der betreffenden Vehörde jtreitigen Wegebaufachen, betreffend Die Trage, 
durch Handſchlag zu verpflichtenden Protokoll- was im Intereſſe des üffentlihen Verkehrs ges 
— aufzunehmen; die Parteien find zu den ſchehen muß, — oder die Frage, ob ein Weg, 
elben zu laden. $48. Hinfichtlich der Berpflicht-\ deſſen Eigenſchaft als öffentlicher oder als Eh 
ung, fid als Zeuge oder Sadyverftändiger ver- vatweg ftreitig ift, für dem öffentlichen VBerkche 
nehmen zu laffen, jowie hinfichtlic der im Falle in Anjprucd genommen werden foll ($ 135, II, 
des Ungehorfams zu verhängenden Strafen kom- Nr. 1a, 10 der Kreisorduung vom 13. Decem⸗ 
men die entiprichenden Beſlimmungen der am ber 1872); 5) in Sireitfachen, betreffend die Ente 
Site des Gerichts geltenden bürgerlichen Procch- nahme von Wegebaumaterialien (8 53 bes Ges 
geſetze mit der Maßgabe zur Anwendung, daß ſetzes vom 11. Juni 1874, betreffend Die Eut— 
im Falle des Ungehorſams die zu erkennende eignung von Grundeigenthum); 6) in Streitſachen, ka 
Geldbuße den Vetrag von 150 M nicht überftei- | betreffend die Geſtatiung oder Verfagung nener 

en darf. $ 49. Das Gericht hat nach feiner) Anficdelungen (8 29 bezw. 8 1 der Geſehe, betr. 

reien, aus dem ganzen Inbegriffe der Verhand, | die Zertheilung von Grundftiden und die Gründe 
lungen und Beweiſe geichöpften Uebergeugung zu ung neuer Anfiedelungen in den Provinzen Breu« 
enticheiden. Beim Ausbleiben der betreffenden; fen, Brandenburg, Pommern, Rojen, Schleſien 
Rartei oder in Ermangelung einer Erklärung der- u. Sadhlen von 3. Januar 1845 und vom 26, 
felben können die von der Gegenpartei vorge: Mai 1856; 8 10 des Gejepei, betreffend Die 
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Gründung neuer Anfiedelungen in der Provinz richtigen. 8 59. Bezüglich der von einer Partei 
Weftfalen v. 11. Juli 1845); 7) in allen Fällen, eingelegten erufung findet die Beitimmung des 
in denen die Gejepe zur Anftellung der Klage|$ 37 für das Berufungsgericht entiprechende An⸗ 
im. Berwaltungsftreitverfahren eine Frijt von wendung. $ 60. Die Ladung der ‘Parteien zur 
zehn Tagen beitimmen. Il. einundzwanzig Tage) mündlichen Verhandlung erfolgt unter der Ver— 
in allen vorjtehend nicht erwähnten Fällen. — warnung, dab beim Ausbleiben nad) Lage der 
Die Berufungsfrift beginnt für die Parteien mit | Verhandlungen werde entfchieden werden. $ 61. 
der Suitellung des Endurtheild; fie beginnt für) it die Verufung von dem Vorſitzenden des 
ben Regierungspräfidenten, wenn ein Commiſſar Kreisausſchuſſes oder von dem Regierungspräſi— 
ur —— des Öffentlichen Intereſſes be» | denten aus Gründen des öffentlichen Intereſſes 
— war ($ 44, Abſ. 2), mit der Zuſtellung des eingelegt, fo entſcheidet das Berufungsgericht zu⸗ 
Endurtheil3 an legteren. In allen anderen Fällen nächſt über die Vorfrage, ob das öffentliche Jn« 
ift die Berufung des Regierungspräfidenten aus-|tereiie für betheiligt zu erachten iſt. Wird die 
eichloffen, jobald die den Parteien freiſtehenden Vorfrage verneint, jo weiſt das Berufungsgericht, 
Friften abgelaufen find. Der Tag der Zuſtell. ohne im Uedrigen in die Sache felbit einzutreten, 
ung wird nicht gerechnet. $ 55. Innerhalb der; die Berufung äls unftattgaft zurüd. $ 62. Die 
im $ 54 gedadıten Friſt iſt, bei Verluſt des 53 38, 40, 41 — mit Ausſchluß der Beſtimmun— 
Rechtsmittels, die Berufung bei dem Verwalte gen über die Abänderung der Klage — $$ 42 
ungsgerichte, gegen deilen Entſcheidung Diejelbe bis 51 find auch für das Verfahren in der Ber 
erichtet ift, Schrifilich anzumelden und zu recht- rufungsinſtanz maßgebend, — Die Aufertigung 
tigen. — Das Berwaltungsgeridht prüjt, ob der Entjcheidung erfolgt durch VBermittelung des— 
ie Anmeldung rechtzeitig erfolgt ift. Sit dies|jenigen Verwaltungsgerichts, gegen dejien Ent« 
der Fall, jo wird die Verufungsichrift mit ihren |jheidung die Berufung eingelegt worden war. 
Anlagen der Gegenpartei und, wenn die Beruf- Titet VI 
ung von dem Regierungspräfidenten eingelegt üt, . h — ——— 
beiden Parteien zur fchriftlichen Gegenertlärung) Don dem Verfahren in der Reviſionsinſtanz. 
innerhalb einer bejtimmien, von einer biß zu vier| $ 63. Gegen die von den Bezirksverwaltungs⸗ 
Wochen zu bemeſſenden Friſt zugefertigt. — Zur gerichten in zweiter Inſtanz erlaſſenen Endurtheile 
Rechtfertigung der Berufung, ſowie zur Gegen- ſteht nach Maßgabe des $ 5 den Parteien und, 
erklärung Tann im nicht fihleunigen Sachen eine aus Gründen des öffentlichen Anterefjes, dem 
angentejjene, der + nach nicht über zwei Wo- Regierungsprälidenten das Rechtsmittel der Re- 
den zu eritredende Nadjfrift gewährt werden. —|vifion an da3 Oberverwaltungsgericht zu. $ 64. 
Iſt die Frift verfäumt, jo it die Berufung ohne| Die Reviſion kann nur darauf geitügt werden: 
Weiteres durch einen mit Gründen verſehenen 1) dab die angefochtene Enticheidung auf der 
Beſcheid zurüdzumweifen. Namens des Vezirkd- Nichtanwendung oder auf der unridtigen Ans 
berwaltungsgerichtd fteht im Falle des Einver wendung des bejtehenden Rechts, insbejondere 
tändniffes auch den beiden ernannten Mitglie-jauch der von den Behörden innerhalb ihrer Zus 
ern, Namens des Kreisausichuffes auch dem ſtändigkeit erlaflenen Verordnungen beruhe; 2) 
Vorlipenden, der Erlaß eines ſolchen Beſcheides daß das Verfahren an mejentlihen Mängeln 
zu. In demjelben ift dem Berufungsfläger zu |leide. $ 65. Die Beftimmungen des $ 38, des 
eröffnen, dab ihm innerhalb einer zehntägigen's 41 — mit Ausihluß der Veitimmungen über 
Frift vom Tage der Zujtellung an die Beſchwerde die Abänderung der Klage — jowie der $$ 42 
an das Berufungsgericht zujtche, — pie 45, 50 und 51, 54 bi 57, 59 (37) 60 find 
e3 bei dem Beſcheide verbleibe. & 56. Der Berjaud für die Friſt zur Einlegung und Rechtfer— 
rufungsbeklagte kann jic der Berufung anſchließen, tigung der Nevifion, ſowie für das Verfahren 
felbft wenn die Verufungsfrift verſtrichen iſt. in der Reviſionsinſtanz maßgebend. — Die Ans 
57. Nach Ablauf der Friſt find die Verhand- meldung der Revilion hat bei demjenigen Ber- 
ungen dem Berufungsgerichte einzureichen. Dielwaltungsgerichte zu erfolgen, welches in eriter 
Barteien bezw. der Regierungspräfident find hier-| Inftanz enticieden Hat. $ 66. In der Nevis 
von unter abſchriftlicher MittHeilung der einge-|ftonsjchrift ijt anzugeben, worin die behauptete 
angenen Gegenerflärungen zu benachrichtigen. |Nichtanmwendung oder unrichtige Anwendung des 
N 53. Will der Vorjigende des Kreisausichuffes|beftehenden Rechts oder worin die behaupteten 
gegen eine Entſcheidung des lehteren die Beruf) Mängel des Verfahrens gefunden werden. $ 67. 
ung einlegen, jo hat er dies jofort zu erllären. Das Oberverwaltungägericht ift bei feiner Ent— 
Die Verfündigung der Enticheidung bleibt in ſcheidung an diejenigen Gründe nicht gebunden, 
dieſem Falle einftweilen, jedoch längiten® drei Tage, | welche zur Rechtfertigung der geitellten Anträge 
ausgeſetzt. Sie erfolgt mit der Eröffnung, daß geltend gemacht worden find. $ 68. Eradıtet 
im öffentlihen Intereſſe die Berufung eingel t das Oberverwaltungsgericht die Reviſion für be— 
worden jei. Iſt diefe Verkündigung ohne Die e gründet, jo hebt es die angefochtene Entſcheidung 
Eröffnung erfolgt, jo findet die Berufung im auf und enticheidet in der Sade felbit, wenn 
Öffentlichen Intereſſe nicht mehr ftatt. Die Gründe dieſe fpruchreif erideint. Die Zufertigung der 
der Berufung find den Parteien zur Ichriftlichen | Entſcheidung erfolgt durch Vermittelung desjenis 
Erklärung innerhalb der im $ 55 gedachten Friſt gen VBerwaltungsgerichts, weiches in eriter In— 
mitzutheilen, Nach Ablauf der Friſt jind die, jtanz entichieven hat. 369. Iſt die Sache nicht 
Verhandlungen dem Bezirköverwaltungägeridhte ipruchreif, jo verweiit das Oberverwaltungägericht 
einzureichen und die Parteien hiervon zu benach- dieſelbe zur anderweitigen Entſcheidung an das 
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Bezirköverwaltungdgericht zurüd und verorbnet | — ein Tarif aufgeſtellt werden.) 8 76. 
die Wiederholung ober Ergänzung des Verfah- Die Erhebung eines Pauſchquantums findet nicht 
tens, ſoweit eö nad jeinem Ermejjen mit einem ſtatt: 1) wenn der unterliegende Theil eine öffent⸗ 
wejentlihen Mangel behaftet ift. $ 70. Das liche Behörde ift, infoweit die angefochtene Ber- 
Bezirksverwaltungsgericht, an welches die Sache fügung oder Entſcheidung berfelben nicht ledig- 
zurückgewieſen wird, hat bei dem weiteren Ber ie die Wahrung ber Haushaltsinterefjen eines 
ahren und bei der von ihm anderweitig zu tref- von der Behörde vertretenen Eommuxalverban- 
enden Entiheidung die in dem Aufhebungsbe- des zum Gegenftande Hatte; die baaren Audla- 
ihluffe des Oberverwaltungsgericht aufgeſtellten gen des Verfahrens und des obfiegenden Theils 
Grundſätze ald maßgebend zu betradten. fallen demjenigen Communalverbande zur Laft, 
Titel IX als defien Organ die Behörde gehandelt Hat; 2) 
: bei dem Kreisausſchuſſe, wenn bie Entſcheidung 
Bon ben Koften des Verfahrens und von ber ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgt 
Vollſtredung der Entſcheidungen.) ift; 3) bei dem Kreisausſchuſfe in den Fällen der 
$ 71. Das Berfahren vor den Verwaltungs: |8$ 60 bis 62 des Geſetzes vom 8. März 1971, 
gerichten ift ftempelftei. & 72. Dem unterlie- betreffend bie NMusführung des Bundesgeſetzes 
genden Theile find die Koften und die baaren/über den Unterftüßungsmohnfik; 4) bei dem Be- 
Auslagen bed Verfahrens, jomwie die erforder-|zirföverwaltungsgeridhte und bei dem Oberer» 
lihen baaren Auslagen des obfiegenden Theile imwaltungsgeridhte, ſoweit die Berufung ober by 
zur Laſt zu legen, — die leßteren mit Einihluß|Revifion von dem Vorfigenden des Kreisaus: 
der Gebühren, welche der objiegende Theil einem |fchufles, bezw. von dem Regierungspräfidenten 
ihn vertretenden Rechtsanwalte jür Wahrnehm- eingelegt worden war. 8 77. Die Koften und 
ung der mündlichen Berhandlung vor dem Be- baaren Nuslagen werben von dem Verwaltungs» 
zirf3verwaltungdgerichte oder vor dem Überver-|gerichte feft echt, weldes in der Sache felb 
waltungsgerichte zu zahlen hat. — Im End» entſchieden bat. Gegen ben Feſtſetzungsbeſchlu 


Berwaltungsgerichte, 


urtheil ift der Werth bes Streitobjectes feitzu- 
feßen. Die Gebühren der Rechtsanwalte find in 
eriter und zweiter Inſtanz nach den Vorſchriften 
und Gebührentarifen zu liquidiren, welche für 
diefe Inftanzen bei ben ordentlichen Gerichten am 
Sike des Vermwaltungsgerichts, wo das Gtreit- 
verfahren ſchwebt, gelten. Für bie bei dem Ober- 
verwaltungägerichte anhängigen Eadjen kommt 
der Gebührentarif für die bet dem Obertribunal 
angeftellten Rechtsanwalte zur Anwendung. 8 73. 
Die Koften und baaren Auslagen bleiben den 


des Kreisausſchuſſes findet innerhalb 21 Tagen 
die Beſchwerde an bad Bezirlsverwaltungsgericht 
ftatt. Das u enticheidet in allen Fällen 
endgiltig. $ 78. Dem unterliegenden Theil kann, 
im Falle de& bejceinigten Unvermögens ob 
mern fonft ein beionderer Anlaß dazu rorliegs, 
gänzliche oder theilweife Moftenfreiheit bewilligt 
werben. Gegen ben das Geſuch ablehnenden Be» 
ſchluß des Kreisausſchuſſes findet die Beichwerde 
an dad Bezirköverwaltungägericht ftatt. Das 
fegtere entſcheidet in allen füllen endgiltig. 879. 


obfiegenden Theile zur Laft, foweit fie durd ſein Die Vollftredung der Enticheidungen der Ber- 
eigened Verſchulden entitanden find. $ 74. Diejwaltungsgerichte erfolgt im Wege der admini— 
Entſcheidung über den Kojtenpunft ($$ 72, 73)|ftrativen —— Die Bolftredung wird Ra- 
fann nur gleichzeitig mit der Entſcheidung in mens des Verwaltungsgerichts, welches in erfter 
ber Haupiſache durch Berufung oder Reviſion Inſtanz entichieden hatte, von dem Vorſitzenden 
angefochten werden. $ 75. An Koften kommt des letzteren verfügt. Ueber Beichwerden gegen 
ein Baufhquantum — Hebung, welches im Höchſt- dieſe Verfügungen des Vorſitzenden entſcheidet 
betrage bei dem Kreisausſchuſſe und bet dem ſoweit nicht der ordentliche Rechtsweg ſtatifindet 
Bezirtöverwaltungsgerichte 60 M, bei dem Ober-|dad Verwaltungsgericht. Gegen die Entjcheid- 
verwaltungögerichte 150 M nicht überfleigen darf. ung des Kreisausſchuſſes findet die Beſchwerde 
Für die Berechnung des Pauſchquantums, ſowie an dad Bezirf@verwaltungsgeriht ſtatt. Das 
der Gebühren für Zeugen und Sadverftändige, letztere entſcheidet in allen Fällen endgiltig. 
fann von den Mintftern der Finanzen und bes Titel X. 


Schluß» und Uebergangabeftimmungen. 


8 80. Das gegenwärtige Geſetz tritt in den 
ropinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 


1) Da die $$ 71-79, melde biöber auf bie von ben Kreis: 
ausihüffen contradictoriiy verbanbelten Anträge auf Geneh⸗ 
migung gewerblidier Anlagen Inmenbung fanden, für biefe 
nunmehr zu ben Bias nie, aa ar rg ehörenben Ange: 


legenheiten ge Bermaltungsbch nn Y —* Ju chleſien u. Sachſen, ſowie in den Hohenzollern» 

1876 123 ff.) ihre Geltung verloren ‚jo fönnen für i 

* $ f nd — ne ichen Landen mit dem 1. October 1875 in Kraft. 
über dergleihen Gonceffionsgefude beru: 


— ge je ” dem —— — 
tdi rund zu erlafjender bejonderer Gelege die Ein- 
a a in ie Kofen es Be, ſebung don Kreisausſchüffen bewirkt fein wird. 
h ens beruntbeilt worden ift, fallen ibr auch die erforder] Der betreffende Zeitpunkt wird für jede Provinz 
lien baaren Auslagen des Gegners zur Laſt, Anträge auf durch Königlihe Verordnung bekannt gemacht. 
Beftfegung der einer Partei d erftattenden Koften find zus 8 81. Alle in dem gegenwärtigen Geſehe bor- 
nächſt der Gegenpartei zur Erflärung mitzutbeilen. Gegen 5 : 8 r 
den Feitiegungsbeichluß ſteht beiden Theilen innerhalb 14 Tagen | gejchriebenen Friften find präcluſivi ch. t die 
erechnung derjelben find die am Sipe des Ge» 


bie Beſchwerde an die Recursbehörde zu, auf melde die Bes 
1) ©. ben hiernächſt abgebrudten Tarif vom 8. Nov. 1876. 


— Es tritt in den rad Provinzen der Mon⸗ 


abre 
ur laetie 
en Behörden außer den baaren Auslagen Kofien nicht er: 
oben werden. Dagegen unterliegen die Ausfertigungen ber 


immungen über das Recursverfahren (f. S. 578, Note 1) 
—— finden. Viniſterialerlaß vom 22. Vätz 1877, 
* 4. 


Berwaltungsgeridte. 


richts geltenden bürgerlichen Proceßgeiege maß-! 


- 


- petenzconflict® (Geſetz vom 8, April 1847) auf 
' Grund der Behauptung, dab in einer vor dem 


ebend, injomweit das vorliegende Gejeg nichts 
nderes beſtimmt. $ 82. Auf die vor dem 1. 
October 1875 bereits N gemachten Sadıen | 
finden in Beziehung auf das Verfahren und die, 
Buläffigkeit der Rechtsmittel lediglich die Be» 
ftimmungen der früheren Gejege Anwendung. 

83. Die in dem Gejeg vom 8. April 1847 be- 
zeichneten Berwaltungsbehörden find aud) in jtrei« 
tigen Verwaltungsjachen zur Erhebung des Com- 
petenzconflict3 befugt. — Die Erhebung des Com— 





Verwaltungsgerichte anhängig gemachten Sadıe 


die Berwaltungsbehörde zujtändig fei, findet nicht | dem 


ftatt. — Die Verwaltungsgerichte haben ihre 
— von Amtswegen wahrzunehmen. — 

ir 
ſtändigkeit erhoben, ſo hat das Verwaltungsge⸗ 
richt uͤber dieſelbe vorab zu eutſcheiden. Gegen 
die Entſcheidung findet innerhalb zehn Tagen — 
vorbehaltlich der Beſtimmung des $ 58 — bie) 
Berufung unmittelbar an das Oberverwaltungs- 
pericht —* — Haben ſich in derſelben Sache 
ie Verwaltungsbehörde und das Berwaltungs- 
gericht für zuftändig erflärt, fo entjicheidet auf 
Grund der Ichriftlichen Erklärungen der über ihre 
Competenz jtreitenden Behörden und nah An— 
hörung der Parteien dad Oberverwaltungdgeridt. 
Das Gleiche gilt in dem Falle, wenn die Ber- 
waltungsbehörbe und das Verwaltungsgericht ſich 
in der Sache für unzuftänbig erflärt haben. $ 84. 
Durch) das gegenwärtige Geſetz werden nicht be⸗ 
rührt: 1) rüdjichtlid der zur Zujtändigfeit der 
Berwaltungsgeridte gehörenden gemwerbepolizeis 
lichen Streitiachen, die Beftimmungen der 88 20,| 
21 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869; 
2) rüdfichtlih der zur — ber Ber: 
waltungsgericdhte gehörenden, die Entfernung aus 
dem Umte bezw, die unfreiwillige Verjegung in) 
den Ruheſtand betreffenden Streitfadhen, die Be⸗ 
ftimmungen des Geſetzes vom 21. Juli 1852, 
betreffend die Dienftvergehen der nicht richter- 
lihen Beamten zc.; 3) rüdfichtlih der zur Zu- 
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ungsgerichte verbleiben in Thätigfeit % diejenige 


Beit, für melde ſie beftellt worden jind. Das 


jelbe gilt von den ernannten Mitgliedern diefer 
Bezirföverwaltungsgerichte, fo lange bei denfel« 
ben die Beitimmung des $ 86 zur Anwendung 
lommt. $ 88. Bis zum Schluffe des Jahres 
1880 kann die Stelle eines Mitgliedes des Ober- 
verwaltungdgeriht3, mit Ausnahme derjenigen 
be3 Präfidenten und eined zweiten Mitgliedes, 
als Nebenamt auf die Dauer des Hauptamtes 
—— werden. — Auf die demgemäß ernann- 
ten Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts fin- 
den die Beitimmungen der 8 20— 24 nur in 
diejer ihrer Eigenichaft Anwendung. 889. Mit 
Tage des Inkrafttretens des gegenmärtigen 
Geſetzes fommen die Beitimmungen des $ 56 des 
Gejeges über die Enteiguung von Grunbeigen« 


von einer Partei die Einrede der Unzu-/tgum vom 11. Juni 1874 in dem gejammten 


Geltungsbereihe des letzteren zur Anwendung. 
Die in dem Gejege vom 11. Juni 1874 dem 
Berwaltungsgerichte übertragene Entſcheidung er« 
folgt im Verwaltungsftreitverfahren. $90. Mit 
dem Tage des Jnkrafttretend des gegenwärtigen 
Geſetzes treten außer Geltung: 1) die $$ 40 bis 
48, 50—56 bed Geſetzes vom 8. März 1871, 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes 
über den Unterftügungswohnfig; 2) die ss 141 
bis 163, 165 ber Kreidordnung vom 13. Dechr, 
1872, foweit fie das Verfahren in ftreitigen Ber- 
waltungsſachen zum Gegenftande haben, ſowie 
die SS 187—198 berjelben Kreisordnung; im 
Seltungäbereihe der legteren ijt in den $ 110 
dafelbit erwähnten Fällen innerhalb zehn Tagen 
die Klage bei dem Bezirköverwaltungsgerichte 
anzuftellen. 
Tarif 
für die Berechnung der Koften, ſowie der Ges 
bühren für Zeugen und Sadhverftändige in den 
von den Kreisausſchüſſen, den Bezirköverwalt- 
ungsgerichten und dem Oberverwaltungsgerichte 
zu entſcheidenden ftreitigen Verwaltungsſachen, 
vom 8. November 1876: 


Auf Grund des $ 75 des Geſetzes v. 3. Juli 


ftändigfeit der Berwaltungsgerichte gehörenden 1875, betreffend die Berfafjung der Berwaltungs- 
Armenftreitjachen, die Bejtimmungen des Reichd« gerichte und das Berwaltungsitreitverfahren wird 
geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz v. 6. Juni hiermit Folgendes beftimmt: I. Dad nad $ 75 
1870. 885. Auf das Bezirföverwaltungsgericht des Gejeges vom 3. Juli 1875 zur Erhebung 
zu Sigmaringen finden die Beftimmungen diefes fommende Pauſchquantum beträgt) wenn die Ent» 
Gejepes mit folgenden Maßgaben Anwendung: ſcheidung auf contradictoriiche Verhandlung oder 
1) die von dem Könige zu ernennenden Mitglie- bei dem Wusbleiben eines oder beider Theile 
der werben aus der Zahl der am Site des Be- oder unter Verzichtleiftung beider Theile auf die 
zirlsverwaltungsgerichts ein richterliches bezw. mündliche Verhandlung erfolgt, nad) dem Werthe 
ein höheres Verwaltungsamt befleidenden Ber des Streitgegenitandes 





amten für die Dauer ihres Hauptamtes bejtellt. — 
2) Sämmtlihe Mitglieder des Vezirfövermalt, 1) von je hr 3 bei —— bis ne 
ungsgerichtö bleiben in Thätigfeit für bieienige 5) ai Pr ges, 600” 
delt, für welche fie bejtellt worden find. $ 86. r ” 80" ” * Man“ 
o lange bei den Bezirtöverwaltungsgerichten RN a0: gi "1500. 
ein ausreichender Geſchaͤftsumfang nicht vorhan- |, Be " —“ 
den iſt, kann bei denſelben die Beſtellung der J 400 ee “ " 4600 B 
vom Könige zu ernennenden Mitglieder im Ne— R — Sr ” ” — 
" J " " " [24 


benamte für die Dauer ihres Hauptamtes am 


Sige des Bezirlsverwaltungsgerichts erfolgen. 
7. Die von den Provinziallandtagen gewähl- 
ten Mitglieder der beitehenden Bezirklsverwalt— 


Grotefenb, "Polizel-Seriton. 


a. bei dem Überverwaltungdgerichte 2M bis zum 

Gejammtbetrage von 100 M, b. bei den Kreis— 

ausihüflen und Bezirfövermaltungägeridyten 41 M 
18 


1234 


bis zum — ———— von 40 M mit der 
Maßgabe, daß bei den K 

wenn die Enticheidung ohne vorgängige mind» 
lihe Verhandlung erfolgt ift ($ 76, Nr. 2, 1 e). 


II. Die Sätze zu J werden auf die Hälfte er«| 


mäßigt, wenn die Entidjeidung a. gemäß $$ 37, 
59 und 65 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 durch 
Beſcheid, gegen welchen fein Einſpruch erhoben 
wird, oder b. auf Anerkenntniß erfolgt, desglei- 
chen wenn die Sache e. durch Vergleich oder d. 
durch Zurücdnahme der Klage bezw. des Rechts— 
mittels ihre Erledigung findet. III. Sind die 
Boraudfegungen der Nr. 1 nur bei einem Theile 
be3 Streitgegenjtandes vorhanden, jo werden für 
diefen und für den übrigen Theil des Gegen- 
ftandes die Säge zu I und II geſondert gered)- 
net, jedoch nicht mehr, als der für den ganzen 
Gegenitand zu berechnende Sog zul. IV. Wenn 
eine Bemeidaufnahme angeordnet ift und ftatt- 
gefunden hat, jo wird nad) dem Werthe des Ge- 


reidausichüflen Die Er⸗ 
bebung eines Pauſchquantums nicht ftattfindet, | 





genjtandes derjelben die Hälfte der Sätze zu I 


Bermaltungsgerichte. 


unbeſchränkter Dauer des Bezugs. Bei beftimms 
ter Dauer iſt der Geſammtbetrag de3 Fünftigen 
Bezugs maßgebend, wenn er der geringere ift. 
— Rüdjtände periodiicher Nupungen werden je 
derzeit zufammengerecnet. Sie treten dem Ga: 
pitaldwerthe Hinzu, wenn die Nutzungen jelbit 
mit den Rückſtänden Gegenftand des Streites 
find. VIII Bei Gegenftänden, welche keiner 
Schätzung nad) Geld —* ſind, erfolgt der An— 
ſatz des Pauſchquantums, je nach der größeren 
oder geringeren Wichtigkeit der Sache für die 
itreitenden Parteien, wie bei Gegenftänden von 
mehr ald 40 bis zu 5200 M. — Iſt mit einem 
unihägbaren Anſpruche ein daraus hergeleiteter, 
einer Schägung nad; Geld fähiger Anſpruch ver» 
bunden, jo ift nur ein Anſpruch, und zwar der 
höhere maßgebend. IX. Findet infolge der Ber: 
werfung der Präjudicial-Einrede der Unzuftän« 
digkeit gemäß $ 83, Abi. 4 des Geſetzes vom 
3. Juli 1875 oder infolge einer nad) $ 69 1c, 
ergebenden Entiheidung des Ober- Verwaltungs: 
gericht3 eine anderweite Verhandlung und Ent: 


und II zujäglid erhoben. V. Bei Berechnung ſcheidung der Sache in derjelben oder in einer 
der Pauſchſäße I—IV werden die Tarifjäge auch früheren Inſtanz jtatt, jo jind die Koften jener 
für die nur angefangenen Beträge von 20, 40, Vorentſcheidung auf den Koftenbetrag der ander- 
60 M :c. voll berechnet. VI. Der Werth des weiten Verhandlung und Entſcheidung in der 
Streitgegenſtandes wird in dem Endurtheile von! Hauptjache in Anrechnung zu bringen. X. Die 
dem Kreisausſchuſſe, bezw. Bezirlsverwaltungs- Gebühren für Zeugen und Sadveritändige wer- 
gerichte und Oberverwaltungsgerichte, welches in, den nad den in Civilprocefjen zur Anwendung 
der Sache jelbft zu entſcheiden hat, nadı Maß- fommenden Vorſchriften berechnet. 

gabe der Beitimmungen unter VII, VIII und IX | Verwarnung als Disciplinarftrafe, f. unter 
feitgefeßt. In zweifelhaften Fällen und bei Ge- Disciplin Gele vom 21. Juli 1852, $$ 15 
genjtänden, welche feiner Schätzung nad) Geld und 18. 

fähig find, kann über die Feſtſetzung des Werthes Verweis, ſ. Verwarnung. Verweis als 
des Streitgegenftandes die Erflärung der Par- | Strafart bei ftrafbaren Handlungen jugendlicher 
teien erfordert, nöthigenfall® auc eine Beweis- | Perjonen, |. Str.-G.B. $ 57, Nr. 4. 
aufnahme und Begutachtung duch Sadverftän| Mereranen, ſ. Invaliden. 


dige herbeigeführt werden. VII. Der Werth des Deterinä 
Standes eines Rechtäftreit3 wi eterinärwejen. Durch Allerhöchſten Erlaß 
Gegenſtandes eined Rechtsſtreits wird durd) den om 27. April 1872 ift daffelbe N efort bed 


Gapitalswerth dejjelben und die rüdjtändigen an... u. - - 

Nugungen, Zinſen und Früchte beftimmt, soweit | Minifters für Die — tlichen Angele⸗ 

der ——— oder veränderte Kiageantrag  genheiten verwieſen. me Verordnung vom 

darauf gerichtet ift, oder die Nußungen, Binjen 21. Mat 1875 ift in unmittelbarer Unterordnung 

und Früchte von Amtswegen zuerkannt werden Ufer diefen Minifter eine techniſche Deputation 
für das BVeterinärwejen mit dem Sitze in Berlin 


errichtet. Wegen der veterinärpolizeilichen Zu— 
‚ftändigfeit der Behörden im Geltungsbereiche der 
‚PBrovinzialordnung vom 29. Juni 1875, j. unter 


digung derfelben verfügt worden, durch den Tag ® Gejep vom 26. Juli 
der Einreihung der vervolljtändigten Klage ber) 1876, 53 82, * 
ſtimmt. — Dagegen bleiben von der Berechnung ee 
auägeichloffen: a. die Nugungen, Binjen und Anftedungsftoff 
Früchte, welche erft während des Sireitverfah- 1876. 
rend aufgelaufen oder entftanden find; b. die, Biehfutter, |. Futter. 

während des Streitverfahrens entftandenen Chä-| Biehmärkte, Beichränfung bderjelben beim 
den und Koften, jorwie alle im Werthe bes ftrei- Ans bruc von Biehjeuchen, j. unter Viehſe uchen 
tigen Gegenjtandes eingetretenen Veränderungen. | Gefeg vom 25. Juni 1375, $ 26 u. unter Rin— 
— Bei Einlegung eines Rechtsmittels wird sub: berpeit Jnjtruchon vom 9. „Juni 1873, $$ 17, 
dem von der Berechnung ausgefchlojjen, was in 46. Wegen Beauffihtigung der Viehmärkte durch 
diefem Beitpunft unter den Parteien nicht mehr beamtete Thierärzte, j. Das oben erwähnte Gefet 
ftreitig tft. — Der Werth wiederkehrender Nuß⸗ vom 25. Juni 1875, $ 15. Ueber die Bapl, 
ungen oder Xeiltungen wird nah dem Werihe/Feit und Dauer der Viehmärkte enticheidet 
des einjährigen Bezugs gerechnet, und zwar auf im Geltungsbereiche der Provinzialordnung vom 
den 12"/,jahen Betrag, wenn der künftige Weg- 29. Juri 1875 der Provinzialrath; |. unter Ber- 
fall des Bezugs gewiß, die Zeit des Wegfolläiwaltungsbehörden Gefeg v. 26. Juli, 1876, 
aber ungewiß ijt, auf dem 2öfachen Betrag beii$ 133, 


müflen. — Der Zeitpunkt, bis zu welchem die 
rüdjtändigen Nugungen, Zinſen und Früchte zu 
berechnen jind, wird durch den Tag der Ein» 
teihung der Klage, und wenn eine Vervollſtän— 


auf Eifenbahnen, f. unter 
e Geſetz vom 25. Februar 








Viehſeuchen. 


Biehſeuchen. Verfahren zur Ermittelung und Unterdrückung 
Gejeg, betreffend die Abwehr und der Seuchenausbrüche im ®nlande erfolgt nad 
Unterdrüdung von Viehſeuchen, vom den Vorjchrijten diejes Geſetzes und liegt unter 
25. Juni 1875.) ‚der oberen Aufficht des Minifterd für die land— 

$1. Das nachſtehende Gejeg regelt das Ver- wirthichaftlihen Angelegenheiten den Landes-, 
2 gegen die Verbreitung leicht übertragbarer | Kreis- und Ortspolizeibehörden unter Mitwirk- 
hen der Hausthiere zum Schute des inlän- ung der Deputation für das Veterinärwefen und 
diſchen Viehbeitandes.?) — Auf das Verfahren der beamteten Thierärzte (Bezirks- und Kreis- 
ur Abwehr und Unterdrüdung der Ninderpeit | thierärzte) ob. $5. Für den einzelnen Seuchen⸗ 
nbdet daſſelbe feine Anmwendung.?) ‚Tall weni für ir —— — die Amts⸗ 
verrichtungen der Ortspolizeibehörde von den 

I. aa 5 aus |vorgejegten Behörden bejonderen Commifjarien 

’ ‚ ‚übertragen werden, io lange die höhere Behörde 

ſa) Einfunrbeihräntung.] 2. Wenn in) einen bejonderen Commiflarius nit ernannt 
einem Nachbarlande eine leicht übertragbare hat, ift der Kreislandrath befugt, die Amtsver— 
Seude der Hausthiere in einem für den imlän-|richtanaen der Ortöpolizeibehörde für den ein- 
diſchen Viehbeſtand bedrohlichen Umfange herricht zelnen Seuchenfall entweder jelbft zu übernehmen, 
ober ausbricht und ihre Verſchleppung ın das oder Mitglieder des Kreisausſchuſſes mit Wahr— 
diesſeitige Gebiet zu beſorgen iſt, jo fan von nehmung derſelben zu a en Der beitellte 
der Landespolizeibehörde des Grengbezirts mit Commiſſarius ift in allen Fällen derjenigen Ber 
Genehmigung des Minifters für die landwirth- hörde unmittelbar untergeordnet, welche ihm mit 
ſchaftlichen Angelegenheiten die Einfuhr lebender der Wahrnegmung der Functionen beauftragt 
oder todter Thiere aus dem von der Seuche hat. 86. Ueber Beſchwerden gegen die Anord- 
heimgejuchten Nachbarlande entweder allgemein nungen der Poliseibehörde, besiehungsweiie des 
oder für bejtimmte Grenzitreden verboten, oder beitellten Commiſſarius enticheidet die nädhit vor— 
jolchen Beichränfungen unterworfen werden, welche geſetzte Polizeibehörde und im weiterer und let» 
die Gefahr einer Einſchleppung ausſchließen oder|ter Inſtanz der Minifter für die landwirthſchaft— 
vermindern. — Dieje Verlehrsbeſchränkungen find, |Tichen Angelegenheiten. — Anjoweit von dem 
ſoweit erforderlid, aud auf die Einfuhr von; Beichwerdeführer die Geſetzmäßigleit der polizei« 
thieriſchen Nohjtoffen, von Heu, Stroh, Dünger lichen Anordnungen angefochten wird, fann die 
und von allen ſolchen Gegenjtänden auszudehnen, Beſchwerde im Berwaltungsitreitverfahren ver— 
welche Träger des Anſteckungsſtoffes jein können. folgt werden. In erſter Injtanz enticheidet das 
[b) Bieprevifionen.) $ 3. Gewinnt die Seuche im Bezirksverwaltungsgeriht. So lange Verwalts 
Nahbarlande in einer noch vom feinen Grenz ungsgerichte in einzelnen Landestheilen nicht be» 
verfehr berührten Entfernung eine bedrohliche ſtehen, findet in legteren dieſe Vorſchrift feine 
Ausdehnung, jo fann von den Landespolizeibe- Anwendung. $ 7. Im Falle der Behinderung 
hörden für die betheiligten diesjeitigen Grenz- der beamteten Thierärzte oder aus ſonſtigen 
dijtricte eine Reviſion des vorhandenen Biehbe- dringenden Grunden können von den leitenden 
ftandes und eine regelmäßige Controle über den Behörden oder Beamten andere approbirte Thier- 
Ub- und Zugang der durch die Seuche gejähr- ärzte ald Sachverſtändige zugezogen werden. !) 
deten Thiere angeordnet werden. — Die aus Die lepteren find innerhalb des ihnen ertheilten 
diejer —— erwachſenden Koſten fallen der, Auftrags befugt und verpflichtet, diejenigen Amts- 
Staatälajje zur Laſt. ‚verrichtungen wahrzunehmen, welche in diejem 
II. Unterdrüdung der Viehſeuchen Geſetze den beamteten Thierärzten übertragen 


im Inlande. — 

nung vom 13. Dec. 1872 gilt, dem Amtsvorſtehern mit der 
J — in * — v „| Maßgabe ob, dal, Füeh ver —— verföntic ‚Frei 
a ehörden un eamte. as ligt ut, der gem 57, . 5 der Krreisordnung beftellte 
MA 5 | Elelivertreter deifelben die erforderliben poligeiliden Anord⸗ 
nungen zu —* —— —— urn u 
Giejetes von dem Viinifter für die laudwirtbidaftlichen Ange: | $ 9 des Gejeges der Orispoligeibehörde zu eritattenden Au— 
—— erlaſſenen Inſtruction vom 6. Diai 1876 der In— seigen dein Ereuvertreter des Antsvoritebers zu maden 

firuction finden die Verihriften derfelben auf die einer gere- | (Dlinifterial-Inftruction vom 6, Mai 1876, $ 124). 
gelten veterinärspoligeilihen Controie unter ſiellten Shlachte 1) Bon diejer Befugniß ift, fofern dagegen feine Bedenken 
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) Gemäf $ 126 der zur Ausführung der $$ 17—27 dieſes 


viehböfe und öffenrlihen Schlachtbäuſer. ſowie auf das daſelbft 
aufgeitellte Schlachtvieh nur inſoweit Anwendung, als fie mit 
den Anordnungen der $$ 52—56 des Geſetes vereinbar find. 
Insbeſondere finden auf die genannten Anjtalten die Benimm: 
ungen diejer Inſtruction über die öffentliche Bekanntmachungen 
der Seuchenausbrüde und über die Vertehrsbeſchräutungen 
in Barreff des Wiches und der mit demfelben ın Berührung 
tommenden Verfonen keine Anwendung. Die in diefen Bezich: 


ungen erforderlichen, den beionderen Berhältniffen folder An 


falten entſprecheuden Anordnungen bat diejenige Polizeibebörbe 
u treffen, welcher die veterinär-poligeiliche Beauffichtigung ber 
enden Räumlicfeiten —— 

2) Neber die Yuftändigkeit der Behörden im Geltungsbereiche 
der Provingial-Ordnung vom 29. Juni 1875 f. unter Ber- 
waltungsbehörden Gele vom 26. Julı 1876, 65 82, 83. 

2) S. Rinderpeft. 

%) Die der Ortsvolizeibebörde überwieſenen Functionen 
liegen in denjenigen Landestheilen, im welden die Kreisord⸗ 


obmwalten, in —— Fällen Gebrauch zu machen, wo bei 
Dringlichfeit des- Seuhenfalles die Zuziebung des beamteten 
Thierarztes mit unverhältnigmäßigem Zeitverluft od. erheblich 
gröherent Koftenaufwande für die Staatstafje verbunden jein 
würde. — Die zugezogenen nicht beamteten Tbierärzte find 
innerhalb des ihmen eribeilten Auftrages beta u. verpflichtet, 
die den beamteten Ebierärzten durch das Geſetz Übertragenen 
Amtsverrihtungen wahrzunehmen und miüfjen von ber leitene 
den Bolizeibebörde oder dem bejtellten Eeuchencommifjar aus- 
drüdtic für diefe Werrichtungen durch Handichlag verpflichtet 
werben. — Wird ein nicht beamteter Tierarzt an Stelle des 
beamteten Thierarztes zur Abihägung eines auf polizeiliche 
Anordnung zu tödtenden Tbieres, oder zur Feititellung des 
ranfbeitsuuhondes eines auf polizeiliche Anordnung getöbte- 
ten Thieres sugegogen, fo muß berjelbe, gemäk $ 63 bezieh- 
ungsweiſe 67. d eſetzes eidlich verpflichtet werden, f 

er nicht ein: für allemal als Sahveritändiger bereits vereidet 
it (Dänifterialinftruction vom 6. Dias 1976, $ 125). 
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find. 88. Rücſichtlich der Pferde und Proviante| arzt at die Urt, den Stand und die Urſachen 
thiere, welche der Militärverwaltung angehören, | der Krankheit zu erheben und fein Gutachten 
bleibt das Verfahren zur Ermittelung und Unter» | darüber abzugeben, ob durd den Befund ber 
drüdımg leicht übertragbarer Seuchen, jomeit da- Ausbruch der Seuche feitgejtellt oder der Ver— 
von nur das Eigenthum diejer Verwaltung be» dacht eines Seuchenausbrüchs begründet ift. — 
troffen wird, den Militärbehörden überlaffen. in allen Fällen kann derielbe ſchon vor polizei- 

[b) Anzeigepflicht,.) $ 9. Der Beliter von lichem Einjchreiten die jofortige vorläufige Ein- 
Hansthieren iſt verpflichtet, von dem Ausbruche jperrung und Abjonderung der erfrankten und 
einer der im $ 10 aufgeführten Seuchen unter, verdächtigen Thiere, nöthigenfall3 auch die Be- 
feinem Viehſtande und von allen verdädtigen wachung berjelben anordnen. — Die getroffenen 
Ericheinungen, welche den Ausbruch einer ſolchen vorläufigen Unordnungen find dem Bejiger der 
Seuche befürchten laſſen, ſofort der Ortspolizei- Thiere oder deffen Vertreter enttweder zu Proto— 
behörde Anzeige zu machen. — Die gleiche Ans loll oder duch jchriftliche Verfügung zu eröffnen. 
zeigepflicht liegt Demjenigen ob, welder in Ver-Auch ift davon der Ort&polizeibehörde fofort An- 
tretung des Beſitzers der Wirthihaft vorſteht, zeige zu machen. — Auf die Requifition bes 
jerner bezüglic der auf dem Transporte hefind · Thierarztes hat der Gemeindevorſteher des Seu- 
lihen Thiere dem Begleiter derjelben und bezüg«| denortes die vorläufige Bewachung der erfranl- 
ih der in fremdem Gewahrjam befindlichen ten Thiere zu veranlaffen. $ 12. Wenn über 
Thiere dem Befiger der betreffenden " Gehöfte,iden Ausbruch einer Viehſeuche nach dem Gut: 


Stallungen, Koppeln oder Weiden. — Zur jo 
fortigen Anzeige find aud die Thierärzte und 
alle diejenigen Perſonen verpflichtet, melde ſich 
gewerbmäßig mit der Ausübung. der Thierheil- 
funde bejchäftigen, ingleichen diejenigen , welche 
das Ubdedereigewerbe betreiben, wenn fie, bevor 
ein polizeiliches Einjchreiten jtattgefunden hat, 
von dem Ausbruche einer der nachbenannten 
Seuchen oder von Ericheinungen unter dem Vieh— 
itande, melde den Verdacht eines Seuchenaus—⸗ 
bruchs begründen, Kenntniß erhalten. $ 10. 
Die Seuchen, auf welche ji die Anzeigepflicht 
($ 9) eritredt, find folgende: 1) der Milzbrand 





achten des beamteten Thierarzted nur mittelö 
Berlegung des verbädtigen Thieres Gewißheit 
zu erlangen ift, jo kann die Tödtung deſſelben 
von derjenigen Behörde angeordnet werden, welde 
der Ortöbchörde, beziehungsweije dem die Amt!» 
verridhtungen der legteren wahrnehmenden Be: 
amten ($ 5) unmittelbar vorgefegt iſt. $ 18. 
Auf die gutachtlihe Erklärung des beamteten 
Thierarztes, daß der Ausbrud der Seuche feft- 
geitellt jei, oder daß der begründete Verdacht 
eined Seuchenausbruchs vorliege, hat die Orts- 
polizeibehörbde die für den Fall der Geuchengefahr 
in diefem Gejege vorgeiehenen, den Umjtänden 


der Hausthiere; 2) die Maul» und Klauenjeuche nach erforderlihen Schutzmaßregeln zu treffen 
des Rindviehes, der Schafe, Ziegen und Schweine; und für die Dauer der Gefahr wirkfam durdzus 
3) die Lungenſeuche des Nindviehes; 4) der Roy führen. Hegt die Ortäpolizeibehösde Zweifel 
(Wurm) der Pferde, Ejel, Maulthiere und Maul- über die Erhebungen des beamteten Thierarzteg, 
eiel; 5) die Pockenſeuche der Schafe; 6) die Be-'o kann diejelbe zwar die Einziehung eines thier- 
ichäljeuche der Pferde und der Bläschenausichlag ärztlihen Obergutachtens bei der vorgejehten 
der Pferde und des Nindviehet; 7) die Räude Behörde beantragen, die Anordnung der. erforder- 
der Pferde und Schafe; 8) die Tollwuth der lichen Schupmaßregeln darf jedoch hierdurd keinen 
Hausthiere. 'Aufihub erleiden. $ 14. In allen Fällen, wo 
[e) Ermittelung der Seuchenausbrüche.]) $ 11. dem beamteten Thierarzte die Feititellung des 
Die Ortöpolizeibehörde Hat auf die erfolgte An, Krankheitszuſtandes eines ſeuchenverdächtigen 
zeige ($ 9) oder, wenn fie auf irgend einem an⸗ Thieres obliegt, iſt es dem Beſitzer deſſelben un- 
deren Wege von dem Ausbruche einer Viehſeuche benommen, auch ſeinerſeits einen approbirten 
oder dem Verdachte eines Seuchenausbruchs Thierarzt zu dieſen Unterſuchungen zuzuziehen. 
Kenntniß erhalten hat, ſoſort ben beamteten — Beſchwerden des Beſitzers über die von der 
Thierarzt behufs ſachverſtändiger Ermittelung Ortspolizeibehörde angeordneten Schutzmaßregeln 
des Seuchenausbruchs zuzuziehen“) — Der Thier- haben feine aufidiebende Wirkung. — Die vor- 
geiete Behörde hat jedoch im Falle erheblicher 

) Die Ortöpoligeibehörde Hat von jedem erften Eeuden: Meinungsverichiedenheit zwijchen dem beamteten 
en Shmatin nee Sol FaTHle UND dem von Dem Zefiper zugepogenen 
Der Rreispoligeibehötte fehleumiaft feritlihe Anzeige zu machen, APPFObILteN Thierarzte über den Ausbrud) oder 
Dei — ber — find biefe Anzeigen gleichzeitig Verdacht einer Seuche, oder wenn aus fonftigen 
ent Generalcommando des Armeecorps zu machen, im deſſen ü Rmeifel ji F PR ATR PR, — 
Bezirt der Seuchenort belegen iſt Diniherialinftr etion dom |jichen Erbedumnen bet — — Ba 


6. Mai 1876, S 123). . gen 

2) Inftruction vom 6. Mai 1876: 6 125. Im Falle walten, jojort das Obergutadhten des Bezirks- 
der Behinderung des beamteten Thierarztes oder aus jonftigen . 
erseblihen Gründen lünnen gemäh % 7 des Geſetzes von ten, 
Polizeibebörden oder Eeudyencommiffarien andere apprekirte wahrzunchmen und müflen von ber leitenden Voliz 
Thierärzte als Eahrerjtändige augegogen werden. Bon diejer oder dem befiellten Zendencommiffar ausdridlich fir dieſe 
Befugniß ift, ſofern Dagegen feine Bedenfen ohwalten, in joihen | Berrichtungen durch Handichlag verpflichtet werden, — Wird 
Fällen Gebraudy zu madyen, wo bei Dringlichkeit des Seuchen: ein nicht beamteter Thierarzt an Etelle des beamteten Thier: 
falies die Zuziehung des beamteren Thierarztes mit unver arztes zur Abihägung eines auf polizeiliche Anordnung zu 
baltnigmähtgem Zeitverluft oder erheblich größerem Koftenauf- tödtenden Thieres oder zur Feftitchiung des Kranfheitäzuftan: 
wanbe für Die Staatstaffe verbunden fein würde. — Die zus des eines auf polizeiliche Anordnung getüdteten Thieres —8 
gezogenen nicht beamteten Thierärzte find innerbalb bes ihnen zogen, fo muß derſelbe, gemätt $ 63, bezw. «7 des Gefebes 
ertbrilten Auftrages befugt und verpflichtet, die den beamteten | eiblih verpflichtet werben, jofern er nicht ent: für allemal alz 
Thierärzten dur das Geſetz übertragenen Amtsverrichtungen Sachveritändiger bereit® vereidet ift. 
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Thierarztes einzuziehen und dem entſprechend verſchiedenen Stallungen und der Benußung be— 
das Verfahren zu regeln. & 15. Alle Vieh- ſtimmter Weideflächen, ferner der gemeinſchäft- 
und Pferdemärkte, und die von Unternehmern lichen VBenupung von Brunnen, Tränken und 
behufs öffentlichen Verlaufs zufammengebrachten | Schwemmen und des Verkehrs mit jeuchefranfen 





* Viehbeftände iolfen durch beamtete Thierärzte oder fenchenverdädtigen Thieren auf öffentlichen 


beaufjichtigt werden. — Die Kreispolizeibehörde oder gemeinichaftlihen Strafen und Zriften. — 


iſt befugt, dieſelbe Maßnahme auf öffentliche Verbot des freien Umherlaufens der Hunde. 


Thierſchauen und auf die durd) obrigfeitliche An-|$ 20. 4A) Die Sperre des Stalles, in welchem 
ordnung veranlaften Zufammenziehungen von ſich feuchentranfe oder verdäcdtige Thiere befin- 
Pferdes und Vichbeftänden auszudehnen, — Der den, des Standorts, des Gehöfts, des Orts oder 
Thierarzt iſt verpflichtet, alle von ihm auf dem der Feldmark gegen den Verkehr mit Thieren 
Markte oder unter den vorbezeichneten Pferde- und mit ſolchen Gegenſtänden, welche Träger des 
und Viehbeſtänden beobachteten Fällen leicht über- Anſteckungsſtoffes jein können. — Die Sperre 
tragbarer Viehſeuchen oder jeuchenverdächtiger des Gehöfts oder der Weide darf erſt dann ver- 
Eriheinungen jogleih zur Kenntniß der Orts: fügt werden, wenn der Ausbruch der Seuche 
polizeibehörde zu bringen und nad fofortiger/durd das Gutachten des beamteten Thierarztes 
Unterfugung des Falles die Unordnung der ers feſtgeſetzt iſt. — Die Sperre eines Orts oder 
forderlichen polizeilichen Schupmaßregeln zu be⸗ einer Feldmark ift nur dann zuläffig, wenn die 
antragen. — Liegt Gefahr im Verzuge, jo iſt Seuche ihrer Beſchaffenheit nach eine größere 
der Thierarzt befugt, ſchon vor polizeilichen Ein- oder allgemeinere Gefahr einſchließt und Thiere 
Schreiten die Abionderung und Bewachung der in größerer Zahl davon bereits befallen find. — 
an der Seuche ertrantten oder derjelben verdäch- In großen geichlojjenen Ortichaften ift die Sperre 
tigen Thiere anzuordnen. — Nähere Feſtſetzungen des Orts und der Feldmark nicht geitattet, da- 
über die veterinär-polizeiliche Beaufſichtigung der gegen können einzelne Straßen oder Theile des 
Märkte können durch beiondere Regulative ge- Orts oder der Feldmark derjelben unterworfen 
troffen werden. — Die Koſten, melde aus der werden. — Die polizeilih angeordnete Sperre 
Beauffihtigung der Vieh- und Pferdemärkte umd eines Stalles, eines Gehöfts oder einer Weide 
der vorbezeichneten Pierde- und Viehbeſtände verpflichtet den Befiger, diejenigen Einrichtung n 
durch beamtete Tierärzte exwachſen, fallen dem zu treffen, welche zur wirffamen Durhführung 
Unternehmer zur Laft und find in Ermangelung | der Sperre vorgejchrieben werden. 
gütfiher Einigung unter den Betheiligten von| [Impfung]: $ 21. 5) Die Impfung der der 
der Yandespolizeibehörde feſtzuſetzen. Ira l ausgeiegten Thiere. — Diejelbe 
r Schutzmaßregeln gegen Seucengefahr.] darf nur in den Fällen angeordnet werben, welche 
6. Im Falle der Seuchengefaht ($ 13) und in diefem Geſetze ausdrücklich bezeichnet find, 
ür die Dauer derfelben fünnen, vorbehaltlich der und zwar nad Mafigabe der dafelbft ertbeilten 
in diefem Geſetze rüdfichtlich einiger Vichfenchen | näheren Vorſchriften. — Die polizeilid) angeord» 
| 





ertheilten bejonderen Vorſchriften, je nad) Lage nete Impfung erfolgt unter Auflidht des beam- 
des Falles und nach der Größe der Gefahr unter teten Thierarztes. 
Verüdfichtigung der betheitigten Verfehrsinterefien, [Tödtung.] $ 22. 6) Die Tödtung der an 
die nachfolgenden Schußmaßregeln polizeilich an- der Seuche erkrankten oder derjelben verdächtigen 
geordnet werben. Thiere. — Diefelbe darf nur in den Fällen än— 
Verkehrs- und Nugungsbeichräntungen.) s 17. geordnet werden, welche in dieſem Geſetze aus- 
1) Die Abfonderung, Bewachung oder polizeiliche drücklich ——— ſind. — Die Vorſchrift un. 
Beobachtung (Obſervation) der an der Seuche verzüglicher Tödtung der an einer Seuche er» 
erfrankten und derjelben verdächtigen Thiere. — krankten oder derjelben verdächtigen Thiere findet, 
Der Befiger eines der ig oder polizei- wo fie in dieſem Geſetze enthalten ift, feine An— 
Yichen Beobachtung unterworfenen Thieres ift auf wendung auf ſolche Thiere, weldhe dem Gewahr- 
Erfordern verpflichtet, jolde Einrichtungen zu jam einer der königlichen Thierarzneiichulen oder 
treffen, daß das Thier für die Dauer der Ab» dem Thierfvitale einer der Staatsaufſicht untere 
——— oder Beobachtung die ihm überwieſene worfenen höheren Lehranſtalt übergeben ſind, 
äumlichteit (Stall, Standort, Hof- oder Weide um dort für die Zwecke derielben verwendet zu 
raum u. ſ. mw.) nicht verlaflen fann und daß werden. $23. Werden Thiere, welche beſtimm— 
dafielbe außer aller Berührung und Gemeinschaft ten Verkehrs- oder Nusungsbeihräntungen oder 
mit anderen Ihieren bleibt. $ 18. 2) Beichränt-| der Abjperrung unterworfen find, in verbotwid» 
ungen in der Art der Benutung, der Verwerth⸗ riger Benupung oder außerhalb der ihnen an- 
ung oder des Transports franfer oder verdäch- gewiejenen Räumlichkeit, oder an Orten, zu wel» 
tiger Ihiere, in der Verwendung der von den- chen ihnen der Zutritt verboten it, betroffen, jo 
jelben jtammenden Producte und in der Benupe kann die Ortspolizeibehörde die jojortige Todtung 
ung joldher Gegenstände, welche mit erkrankten derjelben anordnen, 
oder der Erkrankung verdädtigen Thieren in, [Bejeitigung der Gabaver.] $ 24. 7) Die 
Berührung gelommen und geeignet find, die unſchädliche Veſeitigung der Kadaver, folder 
Seuche zu verjhleppen. — Beſchränkungen im, Thiere, welche an der Seuche verendet, oder in- 
Transport der der Seuchengefahr ausgeſetzten, folge derjelben getödtet find, und ſolcher Theile 
und ſolcher Thiere, welche are find, die dei Cadavers kranker oder verdäditiger Thiere, 
Seuche zu verfhleppen. $ 19. 3) Verbot des melde zur Verfchleppung der Seuche geeignei 
gemeinihaftlichen Weideganges von Thieren aus find (Fleifch, Häute, Eingeweide, Hörner, Klauen 


n 
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u. ſ. w.), endlich der Streu, des Düngers oder Thiere, welche nach dem Gutachten des beamteterr 
anderer Abfälle franfer_oder verbädhtiger Thiere. Tyierarztes am Milzbrande ertrankt oder durch 
[Desinfection.)?) $ 25. 8) Die Unſchädlich ——— 
madhung (Desinfection) der von Den franfen | Die Märıer der erfranften Thiere müffen die Derübrung mit 
Thieren benugten Ställe und Standorte und die, ee a... ame 2 — er 
Unſchãdlichmachung oder unſchadliche Beſeitigung Ti. in dem ana afie befindtichen Geräthibaften dürfen 
der mit denjelben in Berührumg gekommenen | während u —— der Franfheit * für — be⸗ 
Ä + ä ind. nugt, auch nicht ohne zuverige bo i wsinfection aus 
—5 en ns eine er, dem Krantenitalle —— ——— — Die Kranfenhäle find 
ondere aud der Kleidungsſtüde - ‚zur Abhaltung von Fliegen möglichſt dunfel zu balten und 
ſonen, welche mit den franten Thieren in mahe|täglih einer fi&mathen Ehlorräudyerung zu unterwerfen. 6 5- 
Berührung gekommen find. — Erforderlichenfalls — — She gg er —— 
lann auch die Desinfieirung der Perſonen, welche Fhiere derjenigen Gattung, in —— die Seuche —— die 
mit ſeuchekranlen Thieren in Berührung — ———— er — —8 Der Befiger u 
— I bofites ift verpflichtet, ſolche Einrihtungen zu treffen, e 
Ber find, — ngeorbnet werben Die Durd)- ‚der Geböftsiperre unteriworfenen Et für die Dauer Ders 
führung diejer Maßregeln muß nad Anleitung |;zigen das Gehört nicht verlafien können. — Die Abiperrung 
* unter Aufſicht des beamteten Thierarztes — „aut einzelne Abtdeilungen ber — ——— 
olgen. r werben, wenn ber beamtete Thierarzt eine ſolche Aus⸗ 
nahme mit Rücſicht auf die beſonderen Berbältnifie des 
[Einftellung der Viehmärfte.] $ 26. 9) Die Scumenfattes für zufäffig erflärt. Die im Gchöfte ftehende 
Einftelung der Vieh- und ee — Abibeilung ber 5* iſt in dieſem —— * in 
halb des Seuchenortes oder deſſen Umgegend oder | einem iſolirten Etalle zu unterwerien. 6 6. achten, 
der Bertauf oder Berbrauch einzelner Theile, der Milch, der 
ge Ausſchluß — Viehgattungen von der Wolle ober der Haare — — od. verbädtigen 
enugung ber Märfte. Thieren ift zu verbieten. 8 7. Als vereädlig find zu beban- 
[Thierärztliche Unterfuhung]. 8 27. 10) Die te 
thierãrztliche Unterſuchung aller am Seuchenorte ne“ De fr J De Gere), 58 —— 
oder deſſen Umgegend vorhandenen, von der —* —— —— an — — oder der⸗ 
ä iere. tigen ieren nur approbirten Thierärzten und 
— — Thiere — m nach — Sag Re ranfen * 
| ü i attet ($ 30 ebes). e Kadaver geial: 
2 ad ee ‚az einpelus ener oder getüdteter milzbranbfranfer Thiere Erlen 'opne 
' polizeilihe Erfaubniß nur von approbirten Thierärgten ge 


8 28. Die näheren Borfchriften über die Un. ffnet werben — @ie Sibbäutımg berfetben if verboten. — 


ei = u ibrer unſchädlichen Befeitigung müſſen diefelbe 
wendung und Ausführung der zuläjfigen Schutz- —— bedect Kal Eich, Ere oder —* ya 
maßregeln (55 17—27) auf die nadbenannten —— ee ed —— erg —— 
444 wre, namentlı ie und andere in 
und alle übrigen einzelnen Viehſeuchen werden moglichſt verbindert wird. — Die Beritrift im eriten Abjage 
von dem Mintjter für die landwirt ichaftlichen Biete Paragrarben findet feine Anwendung auf folde Tbiere, 
Angelegenheiten nady Anhörung der Deputation Pre = — — ei mr — 
fi Fi . t unter⸗ 
für das Veterinãrweſen im Wege der Inſtruction worfenen höberen Lebranftalt übergeben find, um für die 


erlajjen. — Es follen jedoch bei ‚den hierumter | Zee derfelten verwenbet zu werben. 8 10. Die möglicft 
benannten Viehſeuchen —— der weiter zu befchleunigende unſchadliche Befeitigung ber Kadaver erfolgt 
fo 


; Be urch Zeritörung auf chemiſchem Wege oder, fomweit dies ım- 
erforberlihen Schupmaßregeln nachfolgende ber] yssiscbar, hund Bergraben, nachdem bie Haut freumneß in 


— eig * er : 29 — —— — Er —— u das Stile 
a ilzbrand bei den Hauöfbieren. „du egießen mit Jauche, Theer oder Petroleum ungenief⸗ 
[e) dausth ) 6 bar gemacht iſt. — Vie Ortspoliʒeibehörde bat ben Ort zu 
beftimmen, an welchem bie —— —— Vergrab⸗ 

1). Desinfectionsverfahren. ung ber Kadaver zu erfolgen bat. — Der Transport Dir Kar 
2) &. bierzu Inftruction vom 6. Mai 1876: baber darf nur im geſchlofſenen Wagen od. jo bedeckt erfolgen, 
I. — — Seuchenausbrüche. daß fein Körpertheil ſichtbar iſt und jede Verſchüttung von 

$ 1. it der Ausbruch des Milzbrandes in dem durch die Blut, blutigen Abgängen und Ererementen vermieden wird. 
1 f- des Gejebes vorgeichriebenen Verfahren und — — Tie Gruben müllen fo tief angelegt werden, y mindefteng 
unter Itniffen feftgeitelit, welche die Gefahr einer rafhen 2 m Erde die Kadaver bededen. Werden die Kabaver mit 
Berbreitung der Seuche einſchließen, fo fan bie Ortöpoligeis | Kalt überſchüttet, jo find die Gruben fo anzulegen, daf min« 
bebörbe auf die Anzeige neuer ———— dem Seu⸗ deſtens 1 m Erde die Kadaver bededt. — Tie Stellen, mo 
chenorte fofort die erforderlichen polizeilichen tmaßregeln f die Gruben befinden, muſſen mit Eteinpflailerung vers 
anordnen, ohne daß es in jedem —— einer zuvorigen ſach⸗ ſehen werben, melde drei Jahre lang erdalten bleiben muß, 
verftändigen Ermittelung durch ben beamteten Thierarzt bedarf. oder, two dies unausfübrbar iſt, gegen den Auftrieb von Rich 
II. Shuymafregeln. drei Jahre lang abgeſchleſſen werden. — Während berfzlben 


: R k Zeit Dürfen biefe Stellen weder als Ader noch zur Graser: 
6 2. Die Ortspoligeibebörde und ber beamtete Thierarzt an benust werben. , Die Roricrif 
ben dafür Eorge zu tragen, daß der Befiger des an Veilz— ) und 10 Raben - bei —— Pas ei ai } . 


rand erirankten Thieres und alle diejenigen Perfonen, welche e gr 
in ihrem Berufe mit den franten Töieren in Berübrung fom: | — BERGE KOHENENDER SI. UN DaloDEE DUB ER Der Den 
men, auf die Uebertragbarteit ber Kranfheit auf Menfaen u ‚erepirten Wildes Anwendung. 512. Ercremente. Blut und 
auf bie gefährlihen Folgen eines unvorfichtigen Berfebrs mig | nbere Abfälle — — ——— 
den erfranften Thieren und ber Benutzung ihrer Brobucte | Firien Tieren, Siren und Dünger um Sranfenftalle müſſen 
= merden. — In dem Krantenftalle müffen ergraben oder verbrannt werben. 8 13. Bei jeudenartigem 
au —— * — — und Reine der Bärter: Auftreten des Milzbrandes Tann Die Freiöpoligeibehürde 
g —2 alten den. #8, Die an Pilb —* pesentuche Reviſionen über den Stand der Seuche durd den 
Thiere En en bon ben gefunden fofort abgefonbert und der | eamteten Thierarzt vornehmen laſſen. $ 14. Die Orts⸗ 
Elan — eg Ben if verpftig yoliseibebärde at anzuordnen, bak mad dem Grlöfcen ber 
2* —— tungen zu treffen. baß bie der Etadijperre rneee in einem Gehöfte die von dem tranfen ieh bes 
ferworrenen Thiere für Die Dauer berielben bie für fe be, Mupten Ställe, ſowie die zum Trantport ber Kadarer denutzten 
unte — Räumlihteiten nicht verlaffen fünnen, ımd daß Die: Fubrwerke oder Schleifen vorickriftsmäßig desinficirt werden, 
— anfer aller Berübrung mit anderen Xbieren — 111. Aufhebung ber Shutzmaßregeln. 
Gattung bleiben. — Berionen, welche Berletzungen an den! 6 15. Die verordneten Schutmaßregeln find anfzubeben: 
Händen und anderen unbdedten Rörpertbeilen baben, bürjen 1) ver vereinzelten Seuchenausbruchen, fobald die ertranften 
zur Wartung ber erfrantten Thiere nicht verwendet werben. Thiere genejen, getöbter oder gefallen, die Kcbaver kejcitigt u. 
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ſtattgehabte unmittelbare Berührung mit —* [b. Lungenſeuche des |) s 32. 
brandfranfen Thieren oder aus anderen Grün- Na Erlaß der im $60 vorgejehenen Reglement 
den der Seude — ſind, dürfen nicht ger | —— 

ſchlachtet werden. — Jeder Verkauf oder Ver— fonberumg oder die Stallſperre der erfranften und verbädh: 


brauch einzelner Theile der Milch oder jonjtiger —* Thiere des Senhengeböfts fauın von der Ortspolizeib 
2 ra: d eorbnt - wenn ber 
Producte von milgbrandfranfen oder verbächtigen Anncorbneten Berfehek. und Pusunge Sehnfungen bestritt 


Thieren ift verboten. $ 30. Die VBornahme|ober 2) wenn bei den befonderen Berhältniffen des Faules 


a nn —— — — 


blutiger Operationen an milzbrandkranken oder nah dem Gutachten des beamteten Thierarztes die Abwwehr 
derdachtigen Thieren ift nur approbirten Thier- — gr un rc ge 
ärzten geitattet. F 31. Die Cadaver en — — zu tree, 2 bie ber er 
oder getödteter milzbrandfranfer Thiere müſſen der perre unteriworfenen Thiere für die Dauer der 
Sofort unfchädtich beieitigt werben. Die Abhäuts mm Ne ünen übermifenen Mäumlihteiten wiht ver 
ung berjelben — — rg ek — mit auberen — — des 
des Cadavers darf ohne polizeiliche aubni res). . ge r von franien 
5 — Thieren im rohen, ungelochten Zuſtande Behufs unmittelba 
nur don approbirten Thierärgten vorgenommen | Leriwendung zum menlihen Gruuffe iR 3 perkkten BEL. 
werben.!) Gewinnt die Seuche in einer Ortfchaft eine größere und alls 
—— Verbreitung, ſo iſt — Abhaltung von Viehmärtten, 
die Desinfection ausgeführt ift; 2) bei feucherartigem Auf: —— ud In De a — 
treten des Milzbrandes, wenn mach dem Texten Erfranfumgs: | Sandespolizeibehörbe zu verbieten. — Die Ortspoligeibehörde 
a gen Bus Sunhiiben von ekefuern abfertn uns be 
' des Obbuctionsverfahrens f. die &. 877 abge: | fi ö - ; Er. ms 
—* 2 2 Eat * ir 1. — Berttalich mmen, Daß bie Husführung von Zicderfäuern u. Schweinen 


aus dem Seuchenorte und deffen Feldmark nur mit poligei- 


der Dauls und Klauenſeuche Aphthenſeuche bes Rindviebes, ücher Erlaubnig erfolgen darf. Diefe Gelaubni, je - 


der Schafe, Ziegen und Schweine j. Inftruction vom 6. Mat 
1876: 





an hie y age — _ —— * aus 
euchenfreien Ställen ausgeführt wer ollen der Ra 
I. Ermittelung der Seuchenausbrüche. weis erbradht wird, daß die Ausführung zum Zwecke Ir 
8 16. If der Ausbruch der Maul: und Klauenſeuche in tiger Abihlahtung erfolgt. — In diefem alle ift die Ab: 
dem durch bie SG 11 ff. des Sefeges vorgefihriebenen Vers fuhr von Viehdünger aus den verfeuchten Gehöften ($ 18, 
fahren und zwar unter Verbältnifien feitgeitcht, welche bie | Re. 2) und der Weidegang feuchentranfer od. in Seucheftällen 
Gefahr einer raſchen Verbreitung der Seuche einſchließen, fo aufgeftellter Thiere ($ 18, Nr. 6) mit folden Beſchränkungen 
kann die Ortspolizeibehörde auf die Anzeige neuer Seuchen⸗ zu geftatten, welche erforderlich find, um eine Uebertragung 
ansbrücde in dem Seuchenorte jelbft oder in deſſen Umgegend der Seuche ın die feuchenfreien Viehbeſtände der benachbarten 
fojort die erforderlichen polizeilihen Schurinaßregeln anord: | Crtjhaiten zu verhindern. — An der Grenze der verſeuchten 
nen, ohne daß es in jedem falle einer zuvorigen —— Ort chajten jind geeigneten Orts Tafeln anzubringen, welche 
digen Ermittelung durch den beamteten Thierarzt bedarf. bie Juſchrift „Maul: und Klauenſeuche“ führen. — Die Vor: 
I. Schugmafregeln. ihriften dieſes Paragraphen finden auf ren aeichloffene 
i Orte nur inforweit Anwendung, als bei dringendem Anlaffe 
$ 17. Ter erftmalige Ausbruch der Maul» und Mauenz|cinzeine Straßen oder Theile des Orts oder der Feldmart 
euche in einer bis dabin feuchenfreien Ortjchaft ift nach er⸗ den eiben unterworfen werben Rünnen ($ 20 des ). 
olgter erftellung von der Ortspelizeibchörde auf ortsübliche 4 22, Bricht die Seuche auf der Weide felbt unter foldem 
iſe und durch Vefanntmahung in dem für amtliche Pu⸗ Zich aus, welches fländig auf der Weide gehalten wird, fo 
blicationen beftimmten Blatte (Kreis, Amtsblatt sc.) ZU dat die Ortäpolizeibehörde, wenn die Umfiände des einzelnen 
öffentlihen Kenniniß zu bringen, Die Ortspolizeibehörde fe Yale e8 zulaffen, die Weideflähe gegen den Abrrid des 
damı cine Warnung vor dem gefundbeitsihätlihen Genuffe| Meipeviches und gegen den Zutrieb von Wiederfäuern und 
roher, ungefohter Milch von feuchelranten Thieren zu ber: ‚Schweinen abzufperren. Im anderen Falle iit das erfrantte 
binden. — Das Seucengeböft it am —— thor oder | oper der Seuche verbäctige Weidebieh der Abiperrung im an 
an einer fonftigen geeigneten Stelle mit einer Zafel zu vers dermeiten Dertlictegten zu unterwerfen. — Die abgeiperrte 
jeben, welche die Inihriit: Zn und Klauenfeuhe” führt. Weidefache ift mit Tafeln zu verichen, weiche die Inichriften 
18. Die Ortspoligeibehörde hat dem Befiper bes von bag „Maul: und Mauenfeuhe” führen. Fremden, Biebhändlern 
de befallenen Gkhöftes nachfolgende Berfehrstefhränk Hp Echlähtern ift der Zutritt zu derfelben zu unterfagen. 
ungen autgucriegen: 1. Seuchentranfe oder in Sendenfrällen' g 23. Mird die Seuche in Zreikheerden oder bei Zbieren, 
aufgertelte Wicderfäner und Schweine unterliegen der (er weiche ſich ee dem Transporte befinden, feftgefteNt. fo hat die 
öftsiperre. — Gejunde Thiere dieſer Arten aus feuhenfreien Srespolizeibehörde Das Weitertreiben zu verbieten und die Abs 
täen fünnen zur Feldarbeit benupt werben, ber Weibegang ſperrung der Thiere anzuordien. — Die Abiperrung fann 
derfelben ift erlaubt. Im Uebrigen iſt ihre yo Mer 'je madı Lage des Falles auch auf freiem Felde erfolgen. 6 24. 
dem Seuengehöft nur mit bsfonderer Erlaubniß der Ort®- Tie Irtspolizeibehörde hat anzuordnen, da mach dem rs 
—— —* —— rm Acer ——— *— —— die —— Vieh benupten Ställe 
‚ ' un i D i i 
ring yon Suede un —— Fr & end heit —— vorſchriſtamatig gereinigt betiehenilich des⸗ 
bfuhr von Biehdunger aus dem Sewuchengeböfte auf Wegen, 
ern aub von Wirderfäuern und —— anderer I. Aufhebung ber Shugmaßregeln. 
böfte betreten werden, ıft bis jur erfolgten Aufhebung der & 25. Die verorbneten Schubmaregeln find aufzuheben, 
verorbnieten Schugmaftregeln ($ 25) zu verbieten, fofern Ge: | wenn in dem Gehöfte, der Ortſchaft oder dem weiteren Ums 
fahr der Berihleppung der Seuche durch andermeitige, poli-  freiie, auf melde fie ſich beziehen, innerhalb vierzehn Tagen 
zeilih anzuordnende Vorkehrungen nicht befeitigt werden fan. fein neuer Erkrankungsfall vorgefommen if, Die Ortspolis 
3. Raubfurter, welches im Seuchenſtalle lagert, darf aus dem zeibebörbde bat dem Führer einer nach hrift des $ 8 abs 
Seuchengebofte nicht entfernt werden. 4. Häute bitrfen nur geiperrten Zreibbeerde auf feinen Antrag umentgeltlih eine 
in voltommen trodenem Zuftande aus dem Seuchengehöfte Beſcheinigung darüber ausjuftellen, dab die angeordneten 
a übhrt werden. 5. Der Befiger darf fremden, unbefugten Schupmaßregeln wieder aufgehoben find. — Nach Aufhebung 
enen den Zutritt zu den franfen Thieren nicht geftatien, der Echupmakregeln it das Erlöſchen der Seuche durch amts 
and hat berfelbe dafür zu forgen, daß Perfonen, melde bei liche Publication zur Öffentlichen Kennnig zu bringen. 
— —— in en far | ı) S. hierzu bie Inftiruction vom 6. Mai 1876: 
e aben. nur na aſchun Schuh⸗ 
—3 Mblegumg der im Seuchenſtalle benugren Meidun 8: | 1. Ermittelung bes Seuchenausbruchs. 
ftäde verlaifen, Piehtändler und Schlächter dürfen das Ge- — 26. Die dem beamteten Thierarzte nach den SS ıı m. 12 
böft nicht betreten. 6. Der Weidegang der ſeuchentranken des Geſetes obliegende ir ung eine# 
oder in Seucenftällen nufgeitellten Thiere ift zu verbieten. | Ausbruchs der Lungenſeuche fol im ber Regel in Gegenwa 
wenn die zu beweidende Flaͤche ibrer Lage und Zugünglichteit des Ortsvorſtehers ober eines vom ber Ürtöpol de 
nad ohne Gefahr einer Seuchenverſchleppung nicht benutzt u. dazu beauftragten Beamten erfolgen. — ft der Ausbruch 
diefe Gefahr auch durch anderweitige polizeilich anzuordnende der Lungeniende feftgeftellt, cber liegt der begründete Wers 
Vorkehrungen nicht befeitige werden lann, $ 19. Die Abs dacht eines Seuchenausbruchs vor, fo bat der beamtete Thiers 
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fann, fobald die Qungenfeuche bei dem Nindvieh Seuche erkrankten Thiere angeordnet werden. — 
feitgeftellt, die unverzüigliche Tödtung der an der,$ 33. Das Gefeg, beivefiend Mafregein gegen 


ee 


} : Ai 
arzt möglichft zu ermitteln, wie lange bie verdichtigen Er bein: Thierarztes am der Seuche erkrantt find. — JA cine völlig 
—— beftanden baben eb Bas frante aber pızb tige | —5 — Abfierrung ausführbar, fo fann die Ortspoitjeibehörde 
Vieh mit anderem Vieh tt Berührung gelommen, ob Bich Zei — —— für das Abſchlacten der ertrantten 
ne * * Bir — Ye ag we a ‘ sn Kein —————— — — J En 
er eife entfernt, ob und ıvo das Frante c ‚198 9 Al). 9 08. 
dachtige Bich etwa angelauft ift und wer der frühere Befiper —— — ‚unterliegt der (Hchöftsiperre, — Die Aus⸗ 
nar. — Das Ergebnig diefer Ermirtelungen ift ohne Verzug | U 9rumg bon Bein vieh aus dem Zeucenzehöfte und bie Ms 
ber Ortspoligeibeborde und gleimzeitig der nächften —— von Rauhfutter, ſoweit daſſelbe mach dem Orte feiner 








Behörbe der Yepteren mitzutbeiten, bamit von diefen Behörden |togerung als Träger des Unftedungsfrories amgufehen if, 
die etwa noch erforderliben weiteren Erhebungen fchleumigft, MR verboten werden. — Die Feldacbeu durch bertühtiged 
vorgenommen werden können. & 27. Jit cine entfirvedhene | Sieb und der Weidegang befielben ift unter den im | 29 
polizeiliche Anordnung mod nicht erfolgt und der Leitende zeichneten Terausjegungen zu gehatten. $ 34. Gewinnt die 
Sboligeibeamte bei der Unterfuchung nicht zugegen, fo bat der Sehe in einer Oriſchaft eine größere Verbreitung, fo iit ber 
beamtete Thierarzt die fofartige vorläufige Abfenderung und | Seubenort und deſſen yeldmarf gegen bie Ausfütrumg von 
Ginfperrung ber erfranften und der mit verdächtigen Kant: Nintvieh ıumb gegen das Durctreiben beffelben atzuiperten. 
beirserjcheiningen bebafteten Tpiere anzuordnen, Zugleich bat|— In diefem alle hat bie Yandespolizeibepörde die Ahhalt- 
der beamtere Thierarst dem Befiter der Ihiere oder befien |UNG don indpiehniärkten in dem Seuchenorte und nötbigen: 
Werteeter von diefer Anordnung turd protofollarifiche oder TOUS guch in ben benachbarten Ortfhaften zu verbieten. — 
anderteeite jehriftliche Eröffnung Stemntnig zu geben. Weber | Ti ——— Meise Paragraphen finden anf größere ger 
das Ergebnig der Unteriucung und fiber die getroffenen vor; |Ihloilene Ortſchaften nur in jeweit Anwendung, als bei bringe 
läufigen Anorbnungen mut; der Trtspolizeibehörde fofortige endem Aulaiſe einzelne Etrafien oder Theile des Ortes ober 
Anzeige gemact werden. Nötıgerfons it der Gemeindengr: der Feldmart denjelben unterworfen werden fünnen ($ 30 des 
freder des Scuchenortes durch Royunfiton des beamteten Ibier- Gelehesı. 8 35. Sricht die Seuche auf ber Weide 
arzteß zu veraulaffen, die vorläufige Bewachung der extrantten | Nele Rin dich aus, welches ſtandig auf der Weide gehalten 
Thiere zu bewerittehligen. — Auı Grund Dir ftattgehabten kird, jo hat die Ortevollzelbehorde die Tödtung der eriraniten 
Uinterfuhung bat die Urtöpolieibchörde bie erjorderlicen mei | Sbiere nad den Nornhrirten im $ 32 anzuordnen und, wenn , 
teren Shugmafregeln nah Wafyabe nachfolgender Vorſchrif⸗ die Umpände des cinzeinen Falles es zulafien, Die Wabenä 








ten zu treffen. gegen Den Abtrieb des Weitderiehes und gegen den utrieb 
5 fit — ‚bon Riupvich abzuſperren. — Die ——— Meiteflähe if 

* zmnaßregeln, 0, mit Tafeln au verſehen, weiche Die Inſchrijt „ungen 
[1. Im Falle des Scuchenverdachts.! 8 28. Dar Rindvieb- ‚fuhren. — Iſt bie Nbiperrung der Meidefläce ice ausführe 


beftand eines biäber ſeuSenfreien Werts unterliegt der polis bar, jo it das verdäditige Weiderieb der U r i 
zeilihen Brobachtung 1 bferzatton ) wern durch die Erbeb derweiten Oeriichteſten * — Are de 
ungen ($ 27) fertgencht at, bat ſich unter dem Bejtande fol: | Seucke in Treitbersden ober bei Thieren, melde fi auf dem 
ches Bied befindet, welches innerbalb der legten acht Wochen, Transporte beiinden, jeftgeitelit, fo bat die Ortspoligeibebörde 
wit Langenienchetrantem Bıch in Berührung getommen iſt, Das Wettertreiben zu verbisten, die Todtumg ber erfranften 
oder dag der Ertranſung au der Lungenſeüche verdächtiges und Die Mſrerrung Der verdädhtigen Thiere anzuordnen. 
Windpich vor der amtlıhen Unzerſugung gerchlachtet, entjernt!8 37, Zum Zwege fofertiger Abſchachun der poligeis 
eder bei Seite geſchafft in. — Die Ortspolizeibeberde hat ein Inben Beobachtüng der den Albipsrrungsmapredeln untermors " 
Verzeihnig des unter Objervation geftelten Winbviehbeftandes | jenen verdichtigen Nindrichs kann bie Trtspoligeibebörde in 
aufnehmen zu lafjen und Anordnung zu treffen, daß der Ber auen rorbezeichneten Fallen die Ausführung deſſelben nad 
figer ohne zuror eingebolte polizeiliche Erlaubyiß fein Stüd | Ortieaiten der Nahbarichart cder vermistels der Eifenbabnen 
deffelben ſchlaguen oder beräußsen darf, — Die geeigneten nach ſolchen Schtadittichtifen od, öffentlichen Echlachtbäufern 
Vafregeln zur Uererwahung dieſer Anerduung bleiben der welche unter geregelter vererinärpolizetliher Auficht fteben u. 
Drispolizeibenirde überlaffen. — Nach Ablauf ten bier Moden | mit ber Grenbabn durch Scienenitrange berbunden find ; 
bat die Ortspolizeibehhrde cine nodmalige Unterjubung des ftatten, wenn durch zuvorige Bersinbarung mit der iienbahns 
unter Cbiervatton geftllten Nichbeftandes durch den keamteten | Berwaltung oder dutch unmittelbare rofi eiliche eitung 
Zbierarzt zu veranlaffen. 8 29. Kaun der Ausbruch der | dariır Sorge getragen iſt, daß eine Berührung mit anderem 
Lungenſcuche nad der Erflörung des beamteten Thierarztes | Hındeiche auf dem Transporte nit fatifinden fann, — In 
ur Zeu zwar nicht — werden, bat jedoch Die Unier⸗ dieſem Falle it der Ortspolizeitehörde des Schladterteß zeitig 
uchung des Rindviches verdächtige Rrankheitserfdeinungen von der Einführung dis verdächtigen Wiches Renntnit zu 
ergeben , welche einen Seucenausbruch deſnrchien laflen, jo geben. — Das Ibidraten des verdüchtigen Siebes muh unter 
bat die Ortspeiizeibchörde für die mit Kranfbeitsigmptenen | polizeituber Nafjaht erfolgen. — Die durch die Vorfhriften 
bebafteren Thiere die Zrallirerre anzuorduen. Der zefammmte dieſes Paragrarren den Crtspeltzcibebörden ertbeilte Ermädhe 
übrige Rindviebbeſnand Des Wehörts unterliegt der Weböftge tigung erſtrͤft fi nicht auf das an der Lungenſeuche bereits 
jperrz, — Die Ausſuhrung von Rindrieh aus dem Gehoſte ertrantte Amdeich. 538, Werden der Pungenfeuche verbädh- 
und die Abfuhr von Naubrutter, ſoweit daſſelbe nach Dem Kige Zbiere ın verbeigwidriger Verupung oder auferbalb der 
— a0 lber Aatsie IRE Ta Cerkae IR Taarer Io Tore De nl 

s M. — ic v v 2 v wrbute AXtro P4 
nit der Stalliperee untertwerfene Xıch und ber Werdegang dige I vispolizeibebärte die — 
deffelben iſt jedoch von dir Irtspelizeibeborde zu geftatten, |oronen (43 23 des Gefebes. 39. Ihiere, deren Ti 
wenn nad der Lage und Zuganglichzeu Der Felder u. Weiden von der Ortspolſjerbeberde —— iſt find —— 
eine Beruhrung defewen mir dem Rindvieh auterer Gehöfte licher Aufficht, im Lereiche dcs Gehünts, weldem fie ange 
ausgeiblefien werten kann. — Tie Urtepelizeitchörbe bat boren, zu Ichlachten md abzubanten. 5 40. Die lungen ber 
hieruber erforderlichen Falls Die mäberen Anordnungen zu gerödteten lungenſeuchetranden Thiere und Die Kadaber der 
trennen. — Die angesıbneren Schurmaßregeln mülfen wieder | taltenen Thiere ımllen unſchadlich beseitigt werden, — — 
aufgehoben werden, ſobald fi Dur die anderweite Unterſuch⸗ Abhäutung gefaulener Thiere ım geſtattet, muß fedoch im Bes 
ung der beamteten Thierarztes die Unmabme verdächtiger reiche des Zeucheugedofts ſelbn erſolgen. 8 41. Das Fleiſch 
—— 

N \ enaus 3, 30. w ausgein berden. Häut ie 
brudh der Yungenjeuche feitgencht, fo 18 die Ortspolizeibe- | Thiere dürfen aus dem —— — Fe 
hoͤrde denſelben auf ertsubiide Weiſe u. durch Bekanntmach— baufe ($ 37) nur im vollkömmen getrodnetem Juftande auße 

ur t n ng jr (2 J J 2 Im — — N —— 

* N ei —5— B———————————— Vlatie — fefern nicht die Direcke bueierung berfelben 
= * entlich zu bringen. an die Gerberei nabgewleſen wırd. 8 42. Die Tesinfection 
— — * — ze — ed. an einer der Stallungen und Wäumlihfeten, in melhen lungenfezuches 
Stelle mit einer Tafel zu verfihen, melde Tranie Thiere geftanden habeln, ber L Fußs 


0 Vände, Deden und 
die Inſchrift Lungenſeuchde“ führt. 8 31. N an der boden, der Krippen, Haufen und Ztallgerätbichaften, sung 


Lungenfeuce erfranite und derjelben verbäcdtige Vieh muß unter Leitung und Controle bes beamteten Ibierarztes 
—— ermittelt werben. — Als rerdächtig gilt auch der ges/gen. — In den ebacuirten Zentenitällen uf bie Dein 


ammte, auf dem Geuchengebofte beindlsche Windvichbritand, |tion ſchon vor Aufbebung der Schuginaßregeln vorgenom mem 
ein ich derjenigen Stütz, melde ar in ra — Ueber die erfeigte —— der ——— 
deren en aufgeftelt jind, 5 32. Die Ortspolizeibe: bat ter bramtere Thierarzt der Ortspolizeibebörbe eine Wer 


börde hat die fofortige Todtung ſammtlicher Thiere anzuord:! ſcheinigung einzureihen. 843. Die Seuche gilt als e ı 
nen, melde nad der fhrijtiihen Aeußerung des beamteten 1) kn ber Hart Viebſtaud zuui ren 
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die Verbreitung der Qungenjeuche unter dem Rind-|bald der Roy (Wurm) bei Thieren feftgeftelit ift, 
vieh in Oftfriesfand vom 23. ug | 1855 bleibt muß die unverzügliche Tödtung derjelben polizei« 
— —— 


— ——— gsi in Kraft: ae a aa — — 
telle der im $ 1 dem Eigenthümer von Rind- anderweite fhriftlihe Cröffnung Senntnig zu geben. 
vieg auferfegten Verpflichtung zur Pnzeige von Anachnanen ya oc oe gesöflenen bars 

antungen unter feinem Vieh, welche den Ver in meldher aud die rogtranfen, die ropberdädhtigen und dies 
dacht der Lungenſeuche erregen, treten die age“ unge no nicht ——— Bferbe, weihe der Ynfiedung 
meinen Borichriften Diefes Geſches über Die Ame ven min 3—— 
geigenflicht und über bie an die Nichterfüllung |dehörde zu überjenben, tweldhe darauf die weiteren — 
erjelben und am bie Nichtbefolgung oder Ueber- 73eIn nad Mabgabe der nachoigeüden otſchruten zu trefs 
tretung der polizeilih angeordneten Schupmaß- 

& I. Shusgmaßregeln. 

regeln gelmüpften Folgen ($$ 9, 10, 23, 61, 73 
und 74) in Kraft. 2) Das Verfahren zur Ere|tranrbei auf ertsublnn Me ve ade hr ig 
mittelung der Seuchenausbrüche und das bei der|dem = amtliche Publicationen bejtimmicn Blatte (Kreises, 


Zöbtung u. Abjhägung erfrankter oder verdäch. ZMtöblatt :c.) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. — In 
tiger Thiere zu — — Verfahren richtet ſich Dita ae Bl des Winters für die * 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 3) Die wirtbſchaftlichen Angelegenheiten Abftand genommen werden. 
Vorſchriften diefes Geſetzes über die für getödtete Beh ihren us29. IM der Roy bei Pferden 
Tiere aus der Gtaatötaffe zu leiſtende Entjchä-|ung anpusconen. — Die Dikarmnnknsen ——— 
digung finden auch anf die in Anlaß der Lungen- ſorgen daß vie Tetung an at elegenen von ihr zu beftims 


ſeuche auf Grund des’ Geſehes vom 23. Kuguft menden Orten erfolgt. “Bei dein Transp bg bo ag 
RO: zopigen Pferde mit anderen verutieben meixd, ig 


R — muß bofür So e i 
1855 getödteten Thiere Anwendung. — Die als Görge getragen merden, daß j 

ften des Verfahrens find nad den Vorfchriften! [b. Ropverdächtige Zhiere.) $ 50. Die Landespolizelbeh orde 
dieſes Geſetzes zu beftreiten. 4) An Stelle nd Fre pre ** DR Zeatung, Topserkäcitiger 
* 2 - art. : z : anften Thier 
8 15, bj. 2 treten die Vorſchriften diefes Ges | per Anftedung duch roptrante Tyiere —— — —— 
ſetzes. — — — I. dan ME arg — — barte 
c. N iere.? So⸗ sungen, beſonders im Keblgange, verdäctige 
[ er Hop (Wurm) der Thiere.?)] 8 Rompbgefäßs Anihmwellungen, verbächtige Knoten in a 1 
verbächtige Anſchivellungen einzelner Ertreutitäten befichen, 

ausgeführt üft; 2) wenn bad erlrankte Rindvieh bejeitigt umd | befonders aber, wenn zwei oder mehrere Diefer Eribeinit 
vier Monate nad dem legten Ertrankungsfalle feine neuen |gleidhzeitig vorhanden find, oder neben einem Cinzeinen ber 
Erfranfungen vorgefommen find; 3) wenn fi bei dem in be: / genannten Krantheitszeichen Dämpfigteit oder fclehte Be 
jonderen Staflungen abgefondert gehaltenen Rindrich des |haffenheit des Haares wahrgenommen wird; c) wenn abge 
Seuchengeböftes innerhalb drei Monaten, von dem Tage der ſperrte rokverbädhtige Pierde — dreimionatlicher Abjperrung 
möglichen Infection am gerechnet, feine Fälle von Eumgenfeuche pon dem bramteten Thieratzt mod micht für unverbähtig er- 
gezeigt baben. — Es darf jedoch die Ausführung von Rind: klärt werben können; di menn geeignete Räumlichkeiten zur Ab: 
bieb aus durchgeſeuchten Viebbefländen, außer zum Zwede des ſperrung ber u. en Pferde nicht beſchafft werden tonıen, 
Schlachtens ($ 37), erft fehs Monate nad dem lekten Er⸗ oder aus anderen uden nah Lage des Falles cine wirt: 
tranfungsfalle ftattfinden. 44. Nah verihriftsmäfig er: | Tame Abwehr der Seuche durch andere Schuymarzegein nicht 
folgter Desinfection und nad Aufbebung fänmtliher Schuß: I erzielen if. — In alien dieſen Fällen hat Die Drispoligei: 
mahregeln bat die Ortspolizeibehörbe das Erlöfchen ber Seu hörte ohne Verzug die Anordnung der Zödtung unter Ein: 
durch amtliche Publication zur öffentlihen Aenntniß zu bringen. keichung einer gutachtlichen Weuferung de3 beamteten Thier⸗ 
$45. In Oftfriesfand finden bie Vorſchriſten dieſer Inftruc: |arztes zu beantagen, worauf die Yandespolizeibebörbe mit 
tion mur infoweit Anwendung, als die dur dem $ 33 bes | möglihiter Defhleunizung die geeignete Verfügung zu treffen 
Seuchengeieges aufrecht erhaltenen Beftimmungen des Gefckes 72 $ 51. Denn un den im $ 50 bezeichneten Halfen, die 
vom 23. Ang. 1855 nicht entgegenfteben. — Wegen bes Ob: | Tödtung rogverbägtiger Pferde von dem Befiger beaniragt 
buctionsverfabrens f. die unter Obductiom abgebrudte An: | wird und dieſe Mapregel dem öffentlichen Intereſſe entiprichr, 
mweifung vom 6. Mai 1876 unb befonders 8 19, Wr. 3, jo hat bie Tandespolizeibehörde diejelbe anjucrdien, m. zwar 
1) Nach den durch 533 des Geſehes bewirkten Aenderungen iu dem Falle inter lit. c) ohne Rüdfiht auf den Ablauf des 
bes Geſetes vom 23. Aug. 1855 find num noch die in den balerbft Lezeidmeten Zeitraumes. $ 52. erden Die abges 
$5 4—14 des feyteren enthaltenen Borſchriften über die Ta⸗ ſperrten Pferde in verbotswidriger Benugung, oder auferhalb 
ration des auf Anordnung der Obrigkeit getöbteten Biehes u, |det ihnen angewiejenen Räumlichleiten, oder an Orten, zu 
die Zahlung der geihägten Entihätigung bon Bedeutung. ——— für ——— Tee allen fo —— 

Pr ; a ; : zuftan „rtöpolizetbebürbe tofortige Tedtung teriel 
) ©. bierzu bie Inftruction vom 6. en anordnen .($ 23 —— ——— —— 
I. Ermittelung ber Seuchenausbrüche. Tantheiser ſcheinungen behaftete Pierde muffen bis dabın, 
$ 46. Die dem beamteten Thierarzt nach den $5 11 u.1° daß entiveder ihre Todtung erfolgt, oder ihre vollftändige Ge 
des Geſetzes obltegende Unterſuchung fol in der Megel in neſung und Unverdächtigteit von dem beamteten Thierargie 
Gegenwart des Drtsvorftebers, ober eines von der Orispoli⸗ | auf bryad jorgiältiger Unterjuchung befgeinigt ift, uuter 
eibehörde dazu beauftragten Beamten erfolgen. I ein Auss | Sialliperre gehalten werden, fo dab jede Berührung ader 
En der Seuche feitgeftelt oder liegt ber Berdbadt eines | Gemeinjamfeit mit anderen Pjerden wiriſam verhindert wird. 
-- Die Ortöpolizeibshörbe bat zu dieiem Zwede das Erierder: 











Seuchenausbruchs vor, fo bat der beauitete Thierarzt möglichft 
u ermitteln, wie lange die verdähtigen Ericheinungen ſchon anzuordnen und den Bejtyer des Stalles zu foldhen Ein: 
Peflanden baben, ob neuerdings Pferde aus dem Geböfte vers | rihtungen anzubalten, welde bie Jurhjührung der vorges 
fauft, eder in verbächtiger Weife entfernt find, ob die kranken | fhriebenen Sperre fiher ftellen. Eine ng des der 
oder vertädtigen Fierde mit anderen Pierben in Berührung | Stallfperse unterworfenen Pierdes aus dem Abipesrungsraume 
e’ommen, ob und mo biefelben etwa angefauft find, und wer|darf nur mit ausdrüdlicer Erlaubniß der Ortspolizeibebörde 
fe frübere Vefizer war. — Das Ergebniß biefer Ermittel- ——— 54. Die für die abgeiperrten ropverbächtigen 
ungen it ohne zug der Ortspoligeibebörde und gteinaeitig biere beselien Wörter muſſen mit der Gefahr ber u 
der nächften vorgejegten Behörde ber Pepteren mitzulbeilen, | befannt gemacht werden. Tiejelben find von jeder Di 
damit von biefen örbden die etwa noch erforderlichen mei: | leitung bei anderen Sierden auszujhlichen und dürfen wicht 
teren Erbebungen fhlemigfkt vorgenommen werden tönnen, in dem Srantenitalte idhlafen. $55. Die in dem Mbfperrungss 
$ 47. it eine entfprechende polizeiliche Anordnung noch nicht | raume defindlihen Krippen, Nanjen, Gtallutenfilien und fon: 
erfolgt und ber leitende Polizeibeamte bei der Unterfichung | ftigen ae] birfen mährenb der Dauer der Mbiperts 
nicht zugegen, fo bat der beamtere Thierarzt in allen yällen ung ebne öl Erlaubniß nicht aus entfernt 
bie foloetige — und Einfperrung ber für ropfranf| werden. — Trierderlichen Faus find. die betreffenden Gegen: 
oder ropverdächtig befunbenen Pferde anzuordnen. Zugleid | Hände mit einem leicht fenntlichen 3 g verfeben. 
bat der beamtete Tbierarzt dem Befiser der Pierde od. defien Ie Der Anftedung verbüchtige Tpiere.] $ 56. Alle Biete, 
Vertreter von biefer Anordnung durch protofollarifche oder) melde mit ropfranten oder togverdbihtigen Pferden in einen: - 
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ebreitung der Lurngenjeuche unter dem Rind-|bald der Rotz (Wurm) bei Thieren feſtgeſtellt ift 
Rn Dftirieslfand vom 23. Aug. 1855 Bleibt muß die unverzügliche Tödtung derjelben Doligeie 
Digenden Abänderungen in Kraft: 1) An ——— 

: ber im $ 1 dem Eigenthüimer von Rind: |anderweite jhriftlihe Gröffnung Senntniß zu Ueber 


geben. 

das Ergebuit; der Unt d üißer di 
auferlegten Verpflichtung zur Anzeige Cr a en —— 
intungen unter jeinem Vieh, welde den Ver- in welher aud die rogfranten $ die ropverbädtigen und dies 


der & ie allge» ienigen no nicht ertrantten Pferde, weiche der Unftedung 
en Wortsptitten Diefes Gelepes über Bakne mar 
. h ) | * g iſt fofort der Ortspolizei⸗ 
pflicht und über die an die Nichterfüllung | bepörbe zu Überjenden, welde darauf die weiteren Schuymaß: 
ben und an bie Nidtbefolgung oder Ueber« Feen nad Maßgabe der nachfoigenden Vorſchriften zu trefs 
ing Der polizeilich angeordneten Schutzmaß- 
in gefmüpften Zolgen (88 9, 10, 28, 61, 73| 649 Sieous ga — 
74) in Kraft. 9 Das Verfahren zur Ere|trantbeit auf ortsublihe Mer nen SE Ep 
: eit auf he Weiſe und durch Vefanutmachung ım 
‚elung der Seuchenausbrüce und das bei derjdem für amtliche Publicationen bejtimmıen latie (Kreise, 
ung u. Abjchägung erfrankter oder verdäch⸗ Amt£blatt :c.) zur öffentlichen Kenntnig zu brüngen. — > 


x Thiere zu beachtende Verfahren richtet do Deimatmadeng Di Berne Te 





r : ö bes Minifters für Die land 
5 ben Vorſchriften diejes Geſetzes. 3) ie | wirtbidaftlihen Angelegenheiten Abftand — wachen. 
ührijten Diejes Geſetes über die für geiddtete Li.) To Dar Be aD, deE Rap bei Werden 
tere aus der Staatstajje zu leiſtende Entſchä |ung-anuortnen. — Die Ortsreiieibehürhe Se ve 
mung finden auch auf die in Anlaß der Lungens|forgen, daß die Töptung an abgelegenen von ihr zu beſtim⸗ 
he auf Grund des’ Gejeges vom 23. Augu un Berl Grat * ern gr diejen Orten 
* * * 
55 getödteten Thiere Anwendung. — Die Ko— royigen Pierde init anderen vermieben Es —— 
n des Verfahrens find nach den Vorſchriften |. *— Tpiere.) $ 50. Die andespoligeibchörde 
ed Gejeges zu beftreiten. 4) An Stelle De | en Bühen — —— 
* [4 * J 2 174 
Bar. Abi. 2 treten die Vorſchriften dieſes Ger der An durch rogtranfe Thiere nahmeislich audgciet 
— * — erreädtlger Nefen: Ausfu, barte 
c iere.? & . J ungen, bejonders im Keblgange, verdächtige 
\ er Rot (Wurm) der Thiere.2)] $ 34. So umpbgefäß ——— Rune, vers * ige 
nge Anſchwellungen einzelner Ertremitäten be 
R perdächtige Anſchivell Iner € ſichen 
geführt iſt; 2) wenn das erlrankte Rindvich beſeitigt und beſonders aber, wenn gel oder mehrere dieſer Erſcheinungen 
er Monate nach dem legten Ertrankungsfalle feine neuen gleichzeitig vorhanden find, oder neben einem einzelnen be 
teranfungen vorgefommen find; 3) mern ſich bei dem in bes be Lrantheits zeichen Dämpfigteit oder falchte Ber 
mberen Stallungen abgejondert gehaltenen Rindrieh des) Ihaffenheit des Haayes wahrgenommen wird; c) wenn abge: 
Seuchengeböftes innerhalb drei Monaten, von dem Tage der | fperrte — Pferde nach dreintomatlicher Abiperrung 
röglihen Infection an gerechnet, feine yälle von Lungenſeuche bon dem beamteten Thierarzt noch nicht für underbächtig ers 
‚zeigt baben. — Es darf jedoch die Ausführung von Rind: | Härt werden fünnen; dı wenn geeignete Räumlichkeiten zur Abs 
neh aus ducchgefeuchten Biehbenänden, außer zum Zwege des | Tperrung ber Vo igen Piexte nicht beſchafft werden fünnen, 
ladhtens ($ 37), erft fehs Monate nad dem Texten Ers|oder aus anderen Gründen nad Lage des Falles eine wirt: 
tanfungsjalle ftattfinden. 644. Nah verihriftsmähig er: | Fame Abwehr der Seuche durch andere Schuymarzegein nicht 
'olgter infection und nad Auibebung ſämmtlicher Schuß⸗ “ erzielen ift. — In allen dieſen Fällen bat die Drrspolizei: 
mahregeln bat die Ortspolizeibehörde das Erloſchen ber Seude börde ohne Verzug die Anordnung der Töbtung unter Eins 
amtliche Bublication zur öffentlichen Kenntnik zu bringen. |reihung einer gutachtlihen Meuferung des beamteten Thiers 
$45. In Oftfriesfand finden bie Vorſchriften diefer Juftrucs zn > beantragen, worauf die Yandespolizeitxhörde mit 
tion nur infomeit Anwendung, als die durch den $ 33 des moöglichſtet Beſchleünigung die geeignete Verfügung zu treffen 
Seuchengefeges aufrecht erhaltenen Beftimmmngen des Gefepes kat. $ 51. Wenn im den im $ 50 bezeichneten Hallen; die 
vom 23. Ang. 1855 nicht entgegenfteben. — Wegen bes Ob:| Fübtung roverdachtiger Pferde von dem Befiger beantragt 
ductionsverfabrens f. die unter Obduction abgebrudte An: | wird und dieſe Mafregel dem öffentlichen Imterefje entipricr, 
keifung vom 6. Mai 1875 und befonders $ 19, Mr. 3. jo hat die Yandespoligeibebörde dieielbe anzuordnen, u. zwar 
! Nach den durch $33 des Gefeges beiwirkten Aenderungen un dem Yale unter Lit, c) ohme Rüdfit g den Ablauf des 
des Geſehes vom 23. Aug. 1855 find nur nod die in en | daterbft bezeidmeten Zeitraumes. 5 52. erden die abyes 
$$ 4—14 des Ietteren enthaltenen Vorſchriften über die Ta ſperrten Pferde in verbotswibriger Benugung, oder auferhafb 
ation des auf Anordnung der Obrigkeit getöbteten Biches u. der ibien augewieſenen Räumlihteiten, eder an Orten, zu 
te Bablung der geihägten Entihätigung von Bedeutung. weichen der Zutritt fin fie verboten üft, betroffen, fo "ann die 








s : . . R ES zußandige Ortspofizeibebörbe die fofertige Todtung derfelben 
I ©. bierzu die Infteuetion vom 6. Mai 1876: anordnen +($ 23 deB Geiepes). $ 53. Ya rogderhäntigen 
I. Ermittelung ber Seuchenausbrüche. Krautpeitsericheinungen behaftete Pierde müflen dis dabın, 


5 46. Die dem beamteten Tierarzt nach den 68 11 u.1? | daß entiveder ihre Zobtung erfolgt, oder ihre volltändige Ge⸗ 
des Gejehes chliegende Unterfuhung fol in der Megel in neſung und Unverbächtigteit von dem beamteten Zhierarzte 
Gegenwatt Des Ortevorfteherd, oder eines von der Orispoli⸗ auf Grund jorgiältiger Unteriuhung befcheinigt if, unter 
dere dazu beauftragten Beamten erfolgen. Iſt ein Auss | Staliperre ‚gebalien werden, fo das jede Berührung oder 

ch der Seuche oder Liegt der Verdacht eines Semeiniamfeirt mit anderen Pferden wirfiam verhindert wird. 

Seuchenausbruchs vor, fo bat der ramtete Thierarzt möglichit In Die Irtöpeligeibshörbe bat zu diejem Zwede das Erforder: 
I" ermitteln, wie lange die verdächtigen Erſcheinungen icon —* anzuordnen und den Beſitzet des Stalles zu ſolchen Ein⸗ 

Randen haben, ob neuerdings Pferde aus dem Geböfte vers | richtungen amzubalten, welche bie ang der vorge⸗ 
tauft, oder in verbächtiger Weife entfernt find, ob die kranken | ſhriebenen Sperre fiher ftellen. Eine Entiernung des der 
oder vertäßtigen Pferde mit anderen Pferden in Berührung | Stalifperre unterworfenen Pierbes aus dem Abipesrungsraume 

t'ommen, ob und two biefelben etwa angefauft find, und wer | darf nur mit ausdrüdlicher Exrlaubnif der Ortspolizeibebörde 

frübere ı war. — Das * niß dieſer Ermittel: |ftaltfinden. F 54, Die für die abgeſperrten robberdächtigen 
ungen ift ohne Verzug der Ortöpolizeibebörde und gleichzeitig | Tpiere be schien Wärter müffen mit der Gefahr der Anftedung 
ber nächften vorger Behörde der Lerteren mitzutbeiten, betannt gemacht. werden. Dieielben find von jeder Dien 
damit von dieien Bebörben bie etwa noch erforderlichen weis leiſtung bei anderen Lferden anszuihliefen umd dürfen wicht 
teren Erbebungen fi vorgenommen werben fünnen. |in dem Sranfenitale ichlafen,. 955. Die in dem Abſperrungs⸗ 
$ 47. it eine entipr m“ iche Anordnung noch nicht | raume defindlichen Krippen, Manjen, Stallutenfilien und fons 
erfolgt und der leitende Po amte bei der Unterfuchung |fligen Gerätihaften bürjen mährend der Dauer der Abſpert⸗ 
nicht zugegen, fo hat der beamtete Thierarzt in allen Fällen ung obue polizelliche Erlaubnig nicht aus dem Raume entfernt 
die —* Atſenderung und Einſpertung der für robtraut werden. — Trietder lichen Hals find. die betreffenden — 
oder torrerdach nen Pferde anzuordnen. Zugleich fände mit einem leicht fenntlichen Zeichen y berfeben. 

bat ber beamtete Thierarzt dem Befiger der Pferde od. defien | 5 Der Auftedung verdäctige Tpiere.] $ 56. Ude Biere, - 

Vertreter vom diefer Anorbnung durch protofollarifhe oder welche mit ropfranten oder rahverdachtigen Pferden in einen: - 
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ih angeordnet werden. $ 55. Rotzverdächtige 
Thiere unterliegen der polizeilidien Beobachtung, 


Stalle geftanten haben, oder fonft in nachweisliche Berührung 
mit denſelben gefommen find, aber noch feine berbädhtigen 
Kranfpeitserid tinumgen zeigen, find in beſonderen Etalräumen 
unter polizeiliche Beobahtimg (Obferpation) zu fielen. $ 57. 
Tie Ortspoliscibepörte har Die unter Obfervation — 
Pferd: mindeſtens alle 14 Tage durch den beauteten 
unterjuchen zu lafſen. $ 58. Auf größere, gejäto ene Ort: 
haften, in melden ein oder mehrere appro bierärzte 
wohnen, findet bie Borfehriist des vorigen Paragraphen feine 
—— dagegen iſt dem Beſitzer der unter Obſervation 
Uten Pf 
ber Stalliperre mindeftens alle adıt Tage durch einen appro= 
birten Thierarzt unterfuhen zu laffen und über den Pejunb | 
eine Beiheinigung des Thierarztes vorzulegen babe. — Der 
Thierarzt iſt verpfichtet, der Ortöpolizeibehörde von allen 
vertädhtigen Eriheinungen, melde den Ausbrudh des Roge# 
bei den unter Obfervation befindlichen Pferden befürchten 
laſſen, fofortige Anzeige zu machen. — Auf diefe Angeige, oder 
injofern durch andere Imftände der Verdacht des Rodes bei 
den unter Obiervation befindlichen Pferden verftärkt werben 
ſollte, hat bie Ortspolizeibehörde die ſchleunige Unterſuchung 
derjelben durch den beamteten Thierarzt zu peranlafien u. erfor: 
derlichen Falls die ben Vorſchriften biefer 
enden Schugmaßregeln anzuorbnen. 8 h 
unter Obierration Pebenben Pferde bei der tbierärztlihen 
Unterfuhun gr befunden werben, ift der Gebraud ber: 
fıben inner ter Grenzen bes Ortes und der Feldmark 
zu geitarten. Für deren Benugung außerhalb des Ortes und 
der Feldmart muß eine befondere polizeiliche Erlaubniß nad: 
gejucht werben. Leptere ift jedoch nicht zu ertheilen, wenn die 
rahgefuhte Benugung ein vworübergehendes Winftellen der 
Pferte in fremde Stallungen unvermeidlih machen würde. 
N 60. Die Dauer der Obfervation ift mindeſtens auf drei 
tonate feſtzuſetzen. Während dieſer Zeit bürfen bie Pferde 
ohne ſchriſtilche Erlaubnit der Ortspolizeibehörbe nicht in 
andere als die vorgeihriebenen Etollungen oder Gehöfte ge 
bradt werden. — alle der erhaltenen Erlaubniß ift die 
polizeilihe Obfervation in dem neuen Etanborten fortzufegen. 
Zu dieſem Zwede muß die betreffende Ortspoligeibebörte von 
der Sachlage in Kennmiß geiept werden. $ 61. Wird ben 
polizeilichen ey von dem 5* nicht pünktlich 
olge geleiftet, fo find die betreffenden Pierde fotort ber Stall⸗ 
perre zu unterwerfen. F 62. Die Ortspoligeibehörbe hat zu 
veranlaffen, daß jämmtlihe unter Sperre geftellten Pferde 
ihres Bezirt3 mindeftens allmonatlic einer Unserfuhung dur 
den beamteten Tbierarzt unterzogen werdet. — Gewinnt bie 
Seuche an Ausdehnung, oder find beiondere Umſtände tor: 
banden, bie eine ftattgefundene Verſchleppung des Anftedungs: 
ftoffes wabrfcheinlih machen, fo fan eine Nevifion ſämmt⸗— 
licher Pferdebeftände bes Ories ober einzelner Ortstheile durch 
den beantteten a ton der Ortspolizeibebörde angeord: 
net werden. 8 63. Die Kadaver rogiger Pierde find mit 
Haut und Haar, nachdem bie Haut Freiziwcis durchſchnitten iſt, 
auf hemifhern Wege zu vernichten, oder, ſowell Dies unaus: 
führbar ift, zu vergraben. Die Gruben muſſſen fo tief angelegt 
fein, daß mindeftens 1,5 m Erde.die Kadaver bededen. Die 
Ortspolizeibebörbe hat den Ort zu beftimmen, an welchem bie 
eg | beziebentlih Bergra der Kadaver zu erfolgen 
ba. — Diele Vorſchrift findet auf ſolche Pferde feine An: 


wendung, melde dem Verwahrſam einer Königlichen Thier: 


arzneiſchulen, oder einer der Staatsanffiht unterworfenen 


“ höheren Lehranitalt übergeben find, mm für die Zwede berfel: 


ben verwendet zu werden. 6 64. Die Detinfection der Stall: 
und Räumlicreiten, in welden rogtranfe oder rogver- 


ungen 
. Näctige Pferde geſtanden haben, ſowie der Krippen, Raufen 


der Geſchirre, Deden, 


* 


— 


u. Gerätbfchaften, wrelche bei den Thieren benutzt worden find, 
Sättel, ſowie der Deichſel, an denen 
rogfrante Pferde geftanden haben, muß unter ng und 
Eontrole des beamteten Thierarztes erfolgen. Weber die er 
folgte Ausführung der Tesinfection hat der beamtete Thierarzt 
der Ertepotigeibehörde eine Befcheinigung einzureichen. 


11. Aufbebung der Shugmaßregeln. 


II" Se Lange Sie! 


Viehſeuchen. 


(Obſervation) mit den nach Lage des —— erfor 
derlichen Verkehrs- und Nupungsbeihränfungen 
ber Abfonderung oder der Sperre. — Als ro 
verdächtig find auch diejenigen Pferde und jon« 
ftigen Einhufer zu behandeln, welde mit ro&«- 
franfen Thieren in Berührung gekommen find. 
$ 36. Die Tödtung rotzverdächtiger Thiere Tann 


bierarzt von der Landespolizeibehörde angeordnet werden, 


wenn bon dem beamteten Thierarzte der Aus— 
bruch der Rotzkrankheit auf Grund der vorlie 
genden Anzeichen für wahrſcheinlich erklärt wird, 


erde zu eröffnen, daß er biejelben bei Vermeidung oder wenn durch anbermweite den Vorſchriften 


diejes Geſetzes entiprechende Maßregeln ein mirt« 
ſamer Schug gegen die Seuche nad) Yage des 
Falles nicht erzielt werden fonın. & 37. Die Car 
daver gefallener od. getödteter rotzkranker Thiere 
müfjen unjchädlich bejeitigt werden. Dad Ab» 
häuten berjelben iſt verboten.!) 

[d. Pockenſeuche der Schafe.)) F 38. Wenn 


riorderlic, in welchen der Ausbruch der Seuche nicht öffent 
ih befannt gemacht wird (F 48). 


IV. Anwendung auf andere Einhufer. 


ms 66. Die für Pferde im biefer Anftruction ertheilten Bor⸗ 
—— finden auch auf Eſel, Maulthiere und Mauleſel Ans 
mendung. 

1) Wegen des Dbbuctionsverfabrens f. unter Obtuctiog 
bie Anmeifung d. 6. Mai 1876 und namentlih $ 19 Wir. 4. 

2) ©. hierzu die Infiruction v. 6. Mai 1876: 

1. Shugmaßregeln. 

$ 67. Der Ausbruch der Boden in einer Schafheerde 
nach erfolgter —— underz iglich von ber —— 
behörbde auf ortsübliche Weiſe und durch Betanntmachung in 
dem für amtliche Yublicationen beitimmten Blatie (Kreis, 
Amtsblatt 26.) zur offentlihen Kenniniß zu bringen. Das 
Seuchegeböft iſt an dem —— ſthor, ober einer jons 
ftigen ——— Stelle mr einer akı au berjeben, melde 

Jrid ft „Schajpodenicude* führt. & 68. Zugleich bat 

tspolizeibehörde flir ſammtliche auf dem Seuchengehoft 
ndliden Schafe die Stalliverre anzuordnen. — Eoweit es 


bie 
bie 
befindliche 
bie Dertlichfeit geftattet, jollen die fihrbar erlrankten von den 


| anfheinend gefunden Schafen getreunt und beide Abtheilungen 


abgeiondert —— werden. — Der Beſitzer bes Gehöfts 
iſt anzubalten, diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche zur 
wirfjamen Durdfäbrung der Sverre erforderlich find e9. 
Der Ten der der Etalliverre umtermorfenen fe 
ift von der Orrspolizeibehörbe zu geftatten und nur dann zu 
verbieten, wenn die zu beweibende fläche ibrer Lage und Zus 
—— nach ohne Gefahr einer Seuchenver ſchleppung nicht 
nugt und biefe Gefahr auch durch anderweitige vol 
anzuordnende Borlehrungen nit befeitigt werben lann. 
0. Dem Befiger des von der Seuche befallenden Gehöfts 

ind ng weiteren Verfchröbeihränfungen aufzuers 
egen: 1) Die Abfuhr von Ecaftünger aus dem Seuchen⸗ 
geböfte auf folde Wegen und nad ſolchen Grundjtüden, melde 
au von ben Echafen ſeuchenfreier Geböfte betrieben werden, 
it bis zur € ‚Aufbebung der verorbneten Schhutzmaß⸗ 
regeln ($ 88) zu verbieten, jofern Die Gefahr der Berfhleppung 
ber Seuche durch anderweitige polizeilich ordnende Bors 
I ee nicht Befeitigt werben fann, — die Ortspolizeis 
bebörde bat hierüber nad Maßgabe der örtlichen Verbälinnſe 
bie näheren Anordnungen zu freien. 2) Ranbfutter (Heu und 
Etrob), welches im Eeuchenftalle oder auf dem Boten beſſel⸗ 
ben lagert, darf aus dem Geböfte nicht entfernt werden. 
2 —* und andere Perſonen, welche mit den franten 
&afen in Berührung kommen, dürfen zur Abtwrartung und 
Pflege von Schafen in anderen Gehöften nit verwendet 
merden. Dieſelben Dürfen das Geböft nur mad zuveriger 
Abmaidrung der Fußbelleidung und Ablegung der Stautleidung 
verlafien. 4) Fremden, unbefugten Perjonen ift der Zutri 


865. Die Ehe gilt als erlofen: 1) wenn jämnrtlihe zu ven franfen Schafen und deren Etällen zu verbieten. ” 
rogverdächrige Kferde gitüdtet, oder von dem beamtc:en Thier⸗ 5) Gemeinihartlibe Schaſwaſchen dürfen von den der Eperie ° 
arzte für gejun? erlärt worden find; 2) wenn bei den unter |untermworfenen Schafen nicht benugt merden. 6) Das Scheeren 
polizeiliche Obfervation geftellten Thieren während der Tauer | derfelben darf nur von Verfonen geicheben, die innerhalb bir 
ber Obfervation feine verdachtigen Krankheitszeichen * nähffolgenden acht J——— anderen Schafen nicht in ke 
nommen wurden; und 3) wenn bie vorihriftämäßige Des: xührung fommen. 7) De darf ans dem Gehüfte nur miß | 
infection erfelgt fl. — Die Ortspoligeibebörbe hat Das Er: | Erlaubnif der Ortspoligeitebörde und nur dann außgetübrt 
loſchen der Scude und die Aufhebung Fänmtlicher S@utmaß | werben, wenn fie in feften Eäden berpadt ift. 71: ärt 
zeguin durch amilihe Putiication zur öffentlichen Kenntuiß zu der beamtete Thierarzt, daß nad dem Ergebnilfe der Unter 
bitngen. Zieje Publitatien iſt im denjenigen Städten nicht ſuchung ein Ausbruch der Podenfenche ber den Schafen zur 
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die Pockenſeuche unter einer Schafheerde feitge- nicht durchzuführen iſt, od. beſondere Rüchſichten 
ſtellt u. eine ausreichende Abſchließung derſelben vorliegen, welche eine raſchere Endſchaft der Seuche 


Zeit nicht feftgeitcht werben fünne, daß jedoch nah ben vor: 
hiegenden Krantheitserſceinungen, oder mit Rüdfiht auf eine 
a gen unmittelbare Berührung mit podentranten Scha: 
ien der begründete Verdacht ber Erfranfung vorliege, io 
die Ortspoligeibebörbe die verbädhtigen Schafe unter polizeiliche 
Beobachtung (Obfervation) zu fielen. $ 72. Erllärt der be 
amtete Tierarzt nah Ablauf von vierzehn Tagen, daf an ben 
unter Obfervation geftellten Schafen feine verbädtigen Krank⸗ 
heitserfceinungen wahrzunehmen feien, fo ift bie polizeiliche 
Beobahtung wieder aufzubeben. $ 73. Wenn nad Lage bes 
einzelnen alles eine völlig zuverläffige Abſchließung ber 
Heerde, im welcher die Wodenfeuche feitgejtellt if, für langere 
it nicht durchzuführen ift, oder wenn eine rajchere Eudicaft 
ber Earfihe im Intereſſe benachbarter, der Seucengefabr aus: 
gelepter Echafbeerden geboten ift, fo hat die Ortspoligeibebörde 
den ya der Heerbe zur fofortigen Impfung aller zur Zeit 
noch feuchenfreien Stüde berfelben anzubalten. 74. It bie 
Gefahr einer —— der Seuche nach den örilichen 
Verhaltniſſen überhaupt nicht auszuſchließen, fo bat die Orts: 
polizeibebörde die Impfung aller von der Seuche bebrohten 
Heerben und, ſowen erforderli, aller in demfelben Orte be 
nblihen Echafe anzuordnen. $ 75. Die im $ 74 erwähnte 
© a iſt auch dann von der Ertspoligeibebörde an- 
zuordnen, wenn und ſobald die Seuche im Orte felbft, oder 
in befien Umgegend eine größere —— gewinnt. 
hi Die polizei angeordnete Impfung muß in allen 
ällen unter Aufſicht des beamteten Thierarztes erfolgen ($ 21 
des Gefeges). $ 77. Im Falle des $ 75, wenn die Seuche 
im Orte felbft oder im beffen Umgegend eine größere Berbreit: 
ung gewinnt, ober wenn auf Grund des $ 74 die Impfung 
der bedrohten Schaſe angeordnet ift, find an Etelle ber in den 
38 68-70 ichneten Schutzmaßregeln für den oder die von 
der Seuche befallenen Orte und beren yeldimarten nachfolgende 
Rerfebrabefhräntungen anzuordnen: 1) bie Ausführung von 
Schafen, von Raubfutter, welches im Geuchenftalle gelagert 
bat, und von Schafbünger iit zu verbieten; 2) bie 
Durdfübrung von Ecafen darf nur mit Erlaubnif der Ortss 
polizeibebürde unter Beobadhtung der von berfelben borzu⸗ 
fchreibenden Schutzmaßregeln erfolgen; 3) Wolle darf nur mit 
GErlaubnif der Ortspoligeibebörde und nur dann ausgeführt 
werden, wenn fie in feiten Eäden verpadt ift; 4) der Weide⸗ 
gang der Schafe innerhalb ber Feldmark ift zwar zu geftatten, 
— bat die Ortöpolizeibebörde rückſichtlich deſſelben diejeni⸗ 
gen Einſchränkungen anzuordnen, welche erjorderlich find, um 
eine Uebertragung der Seuche in die ſeuchenfreien Biebbeſtände 
der benachbarten Ortſchaften zu verhindern. — Auf Seuchen⸗ 
ausbrüde in großen geſchloſſenen Oriſchaften ($ 20 des Ge: 
feges) finden die Vorſchrijten dieſes Paragraphen feine An: 
wendung. $ 78. Wird die Seuche bei Treibheerdem, oder bei 
Thieren, welche fib auf dem Transporte befinden, feftgeitellt, 
fo bat die Ortspolizeibehörde das Weitertreiben zu verbieten 
und bie Abiperrung ber Thiere anzuordnen. 8 79. Außer in 
dem Falle polizeiliber Anorbnung darf bie VBodenimpfung 
der Schafe nur nach vorheriger Anzeize bei der Kreispolizei⸗ 
bebörde vorgenommen werden. Diele Anzeige mug minbeftens 
acht Zage vor der Impfung erfolgen ($ 40 des Geſetzes). — 
Die Kreispolizeibebörde bat die beabfihtigte Bornahme ber 
Schafpoden = Impfung fofort durch amtliche Publication gur 
—— Kenntniß zu bringen und ſoweit fie nicht ſelbſt bie 
Ortspolizei verwaltet, der berbeiligten Ortspolizeibehörde uns 
verzüglich Nachricht zu geben. — Klır das Geböft, auf weldem 
tie Podenimpfung ber Echafe vorgenommen mird, bat bie 
Ortspoligeibebörde die in den $$ 68—70 bezeichneten Schutz⸗ 
maßregeln anzuordnen ($ 41 des Befepesn). 6 80. Das 
Schlachten podentranfer Schafe zum Zwecke der Fleiſchnutzung 
für Menſchen ift zu verbieten. 
cber getübteter podfenfranfer Schafe muſſen auf chemiſchem 
€ vernichtet, oder, jomeit Dies imandführbor ift, vergraben 
wer Die Gruben find fo tief anzulegen, daß mi ens 
1,» m Erde die Kadaver bedecken das Abbänten derſelben iſt 
war geftattet, e& dürfen jedoch die EAute nur mit ausdrüd: 
lider rlaubniß Der Ortäpoliseibehörbe und nur dann aus 
dem Seutchengehöft ausgeführt werden, wenn fie in vollfommen 
lufttrodenem Auftande find unb ihre Directe Ablieferung an 
die Gerberei nachgewieſen wird. $ 82. Eine Desinfestion der 
Stallungen und Häumlichteitem, in welchen podenfrante Schafe 
geſtanden haben, findet nur auf Schlachtviebhöfen und Gafi⸗ 
hellen und in ſolchen Stallungen ftatt, melde vorübergebendb 
sur Einitelung von Schafen 
umter Leitung und Gontrofe des beamteten Thicrarztes erfolgen. 


TI. Aufbebung ber Shugmaßregeln. 


83. Tie Seuche gilt als erlofhen: wenn mad ber Er: 
Mlörung des beamteten Thierarztes die von ber Seuche er: 


bat) 


Is und/$ 


$81. Die Kadaver gefallener | 


enugt werden. Diefelbe muß 


im Öffentlichen Intereſſe nothwendig erſcheinen 
laſſen, muß der Beſitzer der Heerde zur joforti« 
© Impfung aller zur Zeit noch jenchenfreien 

tüde derjelben angehalten werden. $ 39. Ge- 
winnt die Seuche eine größere Ausdehnung oder 
ift nah den örtlichen Berhältniffen die Gefahr 
einer Verſchleppung der Seuche in die benad)- 
barten Schajherden nicht auszuſchließen, jo kann 
die Jmpfung der von der Seuche bedrohten Heer- 
den und aller an bemjelben Orte rw 
Schafe polizeilih angeordnet werden. $ 40. 
‚Außer in bem Falle —— Anordnung darf 
bie Pockenimpfung der Schafe nur nad) vorheri— 
ger Unzeige bei der Kreispolizeibehörde vorge» 
nommen werden. — Dieje Anzeige muß minde- 
ftend 8 Tage vor der Impfung erfolgen. $ 41. 
Die geimpften Schafe find rüdfichtlich der polizei« 
lichen Scugmaßregeln den podentranfen gleich 
zu behandeln.') 

[e. Die Beſchälſeuche der Pferde u. der Bläs- 
cheuausſchlag der Pferde und des Rindviehs.,] 


griffenen oder geimpften Schafe durchgeſeucht und bie Poden 
gäuzlich abgebeilt find. — Die angeordneten Schupmahregeln 
find jedoch noch zwei Momate nah dem Erlöihen der Seuche 
aufrecht zu erhalten. — Schafe in voller Wolle dürfen erſt 
bier Monate nach dem Erlöfhen der Seuche ausgeführt wers 
ben. 5 54 Nah Hufbebung ſaumtlicher ap ger 
bat Die Ortspolizeibehörbe das Erlöfhen der Seuche did 
amtlihe Publication FR Öffentliben Kenutniß zu bringen. 


| 





em flbrer einer na $ 12 abgeiperrten Treibheerde ift auf 
feinen Antrag unentgelblih eine Beicheinigung darüber aus— 
a deß bie angeordneten Echugmaßregeln wieder aufge: 
oben find. 

1) Wegen bes Berfahrens bei Obduction der Kadaver ber 
an Podenfeuche gefallenen Schafe f. unter Obduction bie 
| Anmweifung vom 6. Mai 1876 und namentfih $ 19 Ar. 5, 


?) ©. hierzu bie Inftruction dv. 6. Mai 1876: 
IL. Beihälfeude ber Pferde. 


[T. Ermittelung der Seucenansbrühe.] $ 88. 
bas in den $$ 11 und 12 bes Geſetzes vorgeichrie 
fahren der Ausbruch ber Beſchälſeuche, oder ein begründeter 
Verdacht berfelben feftgeitelt, fo hat der beamtete Thierarzt, 
fomweit wie möglich zu ermitteln, welche Pferde mit den er: 
franften oder derdachtigen Pferden innerhalb der letten ſechs 
Vionate in gejhledhtlihe Berührung gebracht worden find, und 
barüber der Ortspoliseibebörbe eine nzeige zu erftatten. 

(U. Scyugmaßiregein.) 5 86. Die Ortspoligeibehörde hat 
den Ausbruc ber Deihältrankheit auf ortsüblihe Weife und 
durch Betanntmachung im dem für amtlidhe Publicationen bes 
ftimmten Blatte (Kreis, Amtsblatt sc.) zur öffentlichen Kennt 
niß zu bringen. $ 87. An ber Beihäufeuhe erfranfte, ober 
derſelben verdächtige Hengfie und Stuten, desgleichen diejeni⸗ 
gen Pferde, welche innerhalb der Iepten ſechs Monate nach: 
weislich mit erfranften oder verbäcdhtigen Hengften oder Stuten 
| begatter worden find, müfien von dem Begattungsacte ausge: 
‚ihloffen werben. Zugleih bat die Ortspolizeibebörbe den 
Beſitzern zu eröffnen, daß fie ben Standort diefer Pierde ohne 
paotige Anzeige bei der Polizeibebörde nicht verändern Dürfen. 
— Anderweite Beſchränkungen in der Benutzung der Pferde 
find dem Befiger nicht aufzuerlegen. $ 88. Zritt die Befchäls 
‚feuche in einem Bezirke in grönerer Ausbchnung auf, fo kann 
‚bie Zulaffung der Pferde zur Begattung für die Dauer ber 
Gefahr allgemein von einer zuvorigen Unterfuchung derfelben 
urch ben beamteten Zhierarzt aebängig emacht werden 
(5 43 bes Geſeres). — In dieſem Falle müuſſen die —** 
auf den Beſchalſtationen und alle übrigen Dedhengfte ber 
\ Gegend von vierzebn zu vierzehn Tagen einer tbierärts 
lichen Unterfuhung unterzogen werden. $ 89. Die nah 
Vorſchrift des $ 87 angeordneten Echugmanregeln find wie⸗ 
der aufzubeben: 1) rudfichtlih derjenigen erde welche 
mit erfranften oder berbädtigen Hengſten oder Stuten bes 
gattet worden find, wenn fie innerbalb ſechs Monate nad 
‚dem Acte der Begattung feine verbäctigen Symptome zeigen ; 
| 2) rüdfichtlid verbädtiger Pferde, wenn ſich nah dem Gut: 
"achten bes beamteten Thierarztes der Berdacht als nicht bes 
‚gründet berausgeftellt hat und örtlibe Krantheitsericheinungen 


| 





bur 
* 
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42. Pferde, welche an der Beichälfeuche und 


Viehſeuchen. 


Wird die Räudekrankheit bei Pferden od. Sca- 

erbe od. Rindviehftüde, weiche an dem Dläs- fen feftgeftellt, jo fann der Befiger, werm er nicht 
chenausſchlage der Geſchlechtstheile leiden, dürfen die Tödtung der räudekranken Thiere vorzieht, 
von dem Befiter jo lange nicht zur Begattung angehalten werden, diejelben fofort dem Kurver- 
zugelaffen werden, als nicht durd den beamteten fahren eine& approbirten Thierarzte® zu unter 
Thierarzt die vollftändige Heilung und Unvers | werfen. — Dajjelbe iſt von dem beamteren Thier- 


dächtigfeit des Thieres feitgeitellt if. $ 48, 


ßerer Ausdehnun 
der Pferde zur 
Gefahr allgemein von einer zuporigen Unterfuch- 
ung derjelben durch den beamteten Thierarzt ab- 
hängig gemadt erben. 

[f. Die Räude der Pferde u. Schafe.')] $ 44. 


— —— 


Zeichen von Schwäche und —— rn nicht mehr 
vorliegen; 3) ruaſichtlich derjenigen Pferde, bei melden der 
Ausbruch der Beſchälſeuche feſtgeſtellt it, drei Jahre nad ers 
folgter völliger Genefung; 4) bei allen erkrankten und ber: 
— . Hengſten ſofori nad erfolgter Kaſtration. 8 90. 
Die nad Vorihriit des % 88 angeordneien Schutzmaßregeln 
find aufzubeben, fobald die Aranfheit erloſchen, oder auf eins 
zelne Falle beihräntt iſt. 91. Nach dem Erlöſchen ber 
tion zur üffentli 
Stuten auf drei Jahre von der Zulaffung zur Begattung aus— 
geihlofien find. 
U. ei Ir Pferde und bes 


fi 


indviehe 


92. der Bläschen: Ausichlag bei Pferben od. 
grindvieh a die amtliche Unterfud; * 


Ausſchlags von der Begattung auszuſchließen. 3. Etellt 
fi) durch die Unterfuhung der Verdacht der Beſchälſeuche ber- 
aus, fo ift nad den bezüglid dieſer Seuche ertheilten Bor: 
fhriften zu verfahren. 
2) &, bierzu die Inftruction v. 6. Mai 1876: 
I. Shutmaßregeln. 


Tritt die Veihähfeuce in einem Bezirie in grö- 


anf, fo kann die Zulafiung | Thierarzte für unheilbar räudelranf erflärt, fo 
egattung für die Dauer der iſt die Tödtung derjelben anzuordnen, 








‚nerhalb der Feldmark fünnen räudefranfe Pferde 
| beit verwendet werben, fie dürfen aber nicht mit geiunben 
\ „si rlöjic) ‚ Pierden zufammengeipannt, oder in unmittelbare Berk 

Krantheit bat die Oberpolizeibehörbe durch amtliche Tublitas | geftellt werden. — 
Kenntnii zu bringen, melde Hengfte und | tranten 


bei bem | 
9 feRaehenk fo find | 
die erfrankten Thiere bis zur vollftändigen ——— des 

t 


45. Werden räube- 


arzte zu beaufjichtigen. 
von dem beamteten 


kranke Pferde oder Soa 


[g. Tollwuth der Hausthiere.] $ 46. Hunde 


baufe nur in volltommen getrodnetem Zuſtande ausgefübrt 


werden, fofern nicht bie Directe Ablieferung derfelben am bie 


Gerberei nachgewieſen wird. $ 101. Näudetranfe Pferde oder 
Schafe dürfen während des verfahrens und bis zur Aut 
hebung ber © upmaßregeln nicht in fremde Ställe geſtellt, 
oder auf eine © gebracht werden, melde mit gefunden 
Pferden oder Echafen beweidet wird. — Die Ausführung 
räudelranfer Pferde oder Schafe aus der Feldmart des Seuchen⸗ 
orts darf nur mit polizeilicher Erlaubnig erfolgen. — F 

zur At⸗ 


eſchirre, Deden und Putzzeuge, melde ba 
— benutzt wurden, dürfen zum Gebrauche für 
gefunde ferde nicht verwendet werden. F 102. Wird bie 
Seuche in Schafheerden, melde fih auf dem Transporte, anf 
Schladhtviehhöfen, oder in Gartftellen befinden, feftgefteilt, fe 
hat die Ortspolizeibehörde die Abiperrung derfelben bis 

erfolgten Heilung anzuordnen, ſofern nit der Pefiger 

Schlächten der Thiere vorzieht. — Die Wollſchur räudefranter 
Schafe ift geftattet; es darf jedoch die Molle mäbrend der 
| Dauer der Schutzmaßregeln nur in feiten Säden verpadt aus 
‚dem Seuchengehöfte aufgeführt werden. — Berionen, melde 
| bei der Wollibur rändelranter Schafe verwentet find, Dürfen 
innerhalb der nächſtfolgenden acht Zage die Wollſchur gefunder 
Schafe nicht vornebmin. $ 103. Auf Schladjtvichböfen und 
in Gaftftälfen müſſen diejenigen Raumlichteiten. in meldhen 
räudelranfe Pferde oder Schafe porübergebend aufgeſtellt ge- 


8 M. If durch das im den 6% 11 und 12 des Gefches weſen find, einer gründlichen Reinigung und Desinfectton 


vorgeſchriebene Verfabren ber Ausbruch der Räude bei Pferden 
oder Schafen feitgeftellt, fo it derjelbe von ber Orispolizeis 
behörde auf orisübliche Weife und durch Belanntmahung in 
dem für amtlibe Wublicationen beſſimmten Blatte (Kreis-, 


Amtöblatt sc.) zur öffentlichen Kenntniß zu Bringen. 8 95. | Herden inmerbatd fechs 


Näubelrante Pferde und Echafe müfjen, fofern nicht der Be: 
figer bie Tedtung derielben vorziebt, in der Regel dem Kur— 
verfahren eines en Thierarztes unterworfen werden. 
— Die Ortspoligeibehörde bat den Befitzer räudelranter Pferde 
und Schafe mit entipredender Anweiſung zu verfeben und zu 
veranlafien, daß aleichzeitig mit dem Kurverfahren eine Des: 
infection der Stallungen, ber Geräthſchaften, des Geſchirres, 
ter Deden, Putzzeuge zc. eriolgt. — Wenn der beamtete 
Tpierarzt nicht bereits im Auftrage des Befiperd mit der 
Heilung der räudefranten Pferde oder Schafe nu. ift, jo bat 
die Ortspolizeibebörde denjelben in geeigneten Breifhenräunmen 
zur Besuihnigung bes Aurverfahrens an und Stelle zu 
entjenden. 8 96. Iſt bie * räudefranter Pferde nicht 
innerbalb ier Vionate, bie Heilung räubelranfer Scha 
nicht innerhalb dreier Monate nah Anordnung des Kurber⸗ 
fahrens bewirtt, fo müffen biefelben der Stalliperre unter: 
worjen werden. In größeren Städten kann die Poligeibehörde 
rändelvanfe Pferde ſogleich nad der Hung ber Räude⸗ 
trankheit unter Stalljperre ftellen. — Der Befiger des Etalles 
iſt verpflichtet, diejenigen Einrichtungen zu treffen, melde zur 
wirtfamen Durbjübrung ber Eperre von ber Ortspolizeis 
behörde vorgeichrieben werben. 8 97. Werben Pferde o 
RA 
erflärt, fo po e tum 
anzuordnen. 8 98. Räudelrante Pferde ober an. mel 
an hochgradigen Verdidungen der Haut und zugleich an all: 
gemeiner Abzehrung leiden, find als unbeilbar zu behandeln. 
8 99. Das Ehlacten räubetranter nes oder Echafe darf 
nur nen vorgängiger Erlaubniß der Ortspolizeibehörde erfols 
en. Iſt ein Heilverfahren angewendet, durch welches bem 
ie eine geſundheitsgefãhrl er verliehen wird, 
ift das Schlachten ber Thiere nicht zu_geftatten. — N 
ber Tödtung räudekranker Pferde oder fe müffen beren 
Etallungen, ſowie alle Gerätpichaften und Gegenftände, welche 
mit denfelben in Berührung gefemmen find, vorjhriftämäßig 
besinficirt werden. $ 100. Häute gefchlachteter ob. —— 
räudelranfer Pferde oder Schafe dürfen aus dem Seuchen⸗ 


che lann. $1 


ach ſort einer Unterſuchung durch den 


untermworien werden. 
1I. Aufbebung der Shugmaßfregeln. 

$ 104. Die verorbneten Schupmaßregein find aufzuheben, 
wenn nad ber —— des beamteten Thierarztes fich bei 

chen, bei Schafen ober —— 
innerbalb acht Wochen nad erfolgter Heilung der erirantten 
Thiere keine verdachtigen Kranfbeitsericheimmgen gezeigt haben 
— Nat Aufhebung der Scurmaßregein iſt das Erid hen ber 
Seuche durch amtliche Publication zur öffentlichen Kenntrif 
zu bringen. 
IM. Anwendungauf@fel, Daulefelu. Maulthiere. 

& 105. Die für bie Pferde in diefer Juſtruction ertbeilten 
Borihriften finden auch auf Ejel, Maulefel und Maulthiere 
Anwendung. 

1) S. bierzu die Inſtruction vom 6. Mai 1876: 

Schusgmaßregeln. 

[1. Bei Hunben.] $ 106. Hunde, bei melden ſich Zei 
der Zollmutb einftellen, oder welde der Telln urh verdächtig 
fan, müffen von dem Befiyer oder von demjenigen, umter 

ſſen Aufficht fie ftehen, jofort getödtet oder bis zum polizei: 


äubde: lichen Einjhreiten in einem fihern Behältniſſe eingefperrt 


werden ($ 46 des Gefeges). — Sind Menihen oder Thiere 
von einem ber Tollwuth verdächtigen Hunde gebiſſen oder 
anderweit mit demſelben in ſolche Berübrung gelommen, daf 
der Berdacht der Auſtedung begründet ift, fo in der verdäch— 
tige Hund vor polizeilihem Ginjcreiten nicht & töbten, ſon⸗ 
dern abgeiperct zu balten, wenn joldes ohne Gejahr geſchehen 
7. Der Transpo:;t eines wuthverdächtigen H 

zum Swede ber Abſperrung muß in einem geichloifenen Bes 
hältnijje, ober mit einem ſicheren Waultorbe verjeben an der 
Yeine, oder, wenn cin Maullerb nicht angelegt werben fann, 
an zwei Ketten zwiſchen zwei Fübrern erfolgen. & 108. Die 
DOrräpolizeibebörde bat zu veranlaffen, dab die wegen Vers 
dachts der Tollwuth von dem —— abgeſperrien Hunde ſo⸗ 

eamteten Thieratzt, oder, 
wenn deſſen Zugiehung mit Zeitwerluft verbunden ift, durch 
einen andern approbirten. Thierarzt unterzogen werden. — 
Liegt fein Ver vor, daß der Hund mit einem mutbfranfen 
oder verbädtigen Hunde in folde Berührung gelommen if, 
welche den acht der Anftedung begründet, läßt aber bie 


Viehſeuchen. 1245 


ober ſonſtige Hausthiere, bei welchen ſich Zeichen getödtet oder bis zu polizeilichem Einſchreiten in 
der Tollwuth einſtellen, od. welche der Tollwuth einem ſicheren Behältnifje eingeſperrt werben. 
verdächtig ſind, müſſen von dem Beſitzer od. dem⸗F 47. Bor polizeilichem Einſchreiten dürfen bei 
jenigen, unter deſſen Aufſicht ſie ſtehen, ſofort wuthkranken und den der Tollwuth verdächtigen 
— — Thieren keinerlei Kurverſuche angeſtellt werden. 
thierärztliche Unterfuchung Zweiſel über den guſtand des Hun-· F.48. Das Schlachten wuthlranker Thiere, das 


des, jo muß die Abſperrung dejſelben jür weitere jehs Tage Abhäut e n und ı er 
angeordnet werden. Ucherlcht der Hund diefen Zeitraum, | h uten d rjelbe und jebe erfauf oder Ber 


[4 ‘ ji f Pi 
if der Berdacht als befcitigt anzufeben und bie Aeiperrung brauch einzelner Theile, der Milch oder jonftiger 
aufzubeben. $ 109, IA ein der Tollwuth verdächtiger Hund, | Erzeugniffe von wuthkranken Thieren ift verboten. 
Toter — — age 867 geherben, fo batig 49. At die Tollwuth eines Hundes oder jon- 
ie spolizeibeherde die Sectien deſſelben dur en beam—⸗ 
teten Thterarzt anzuordnen, wenn Menſchen od. Thiere durch tigen Hausthieres feſtgeſtellt, jo ift Die jofortige 
Berührung mut denmelben amgefiedt fein fnnen oder wenn | Tödtung des wuthfranfen Thieres und aller der- 
Deu OR ei — en —* —* ijenigen Hunde und Katzen anzuordnen, rüdjichte 
in ben 55 und 12 des Wertes orgeſcariebene Berighren | gs . .r im . 
die Tohrurp bei einem Hunde feitgeitent, io kat bie Drıs; | (1A) weldyer die begründete Beſorgniß vorliegt, 
polizeibeiiörde ben Ausbrud der Seuche auf orisübliche Weife DaB ſie von dem wuthkrankei Thiere gebiſſen 


und durch Betaunturachung in dem für amtliche Publicationen find. — Liegt rüdjichtlich anderer Hausthiere die 
beftimmten Blaite (Kreis, Amtsblatt sc.) zur Öfientlichen ; : — 
Kenntuiß zu bringen. 8 111. Hunde, bei weichen die Toll gleiche Beforgnif vor, jo müfjen dieſelben fofort 
wuth jeitgettelt üt, müfen fafort gerüdter werten ($ 4 des | DET polizeilihen Beobachtung unterworfen wer— 
—— Ir ih Spuren ber Zollwuth an 
erjenigen Hinde anzuordnen, ridiie eld er Die ber |. „ne PUR * b> } 
grünbste Bororgnig vorlicgt, Daß ſie von einem wurbtranten Denjelben, o iſt Die ofortige Tödtung auch dieſer 
Ihiere gebifſen odır mit er ie — Berübeung ge: Thiere — $ 50. Zt ein wuthlranker 
fommen find, weiche den Verdacht der Anjteding begründet. oder der Tollwuth berdädtiger Hund frei ums 
8 112. Iſt ein wnthfranfer oder der Tollwuth verdächtiger | re —— 
Ki) frei {ohne mit einem ſicheren Maulforbe verjeben zu hergelaufen, jo muß für die Dauer der Gefahr 
x 





ie) umder gelaufen, fo muß fojort die Weftlegung aller in Die Feſtlegung aller in dem gefährdeten Bezirke 
Den gebeten Saite Berbnnenen gute BON ARE vorhandenen Hude yoligeilich angeordnet Iucrs 
c eroen (3, sg]. ge ede — ‚. . 

Oriſchaft zu eracten, in welder ber muthfranfe od. der Toy. den. he Wenn Hunde diefer Vorſchrift zumider 
wuth — eſehen Bee it, fowie * bis F frei — betroffen werden, jo fann de— 
kmı tom biejen Crtihaften entfernten Orte. — Ermeilt fih ren fofortige Tödtung polizeilic; angeordnet wer⸗ 
>r I. tur I ; hearü i i e— — > 

der Verdacht der Tollwuth als unbegründet, fo ift bie * den. 51. Die Eidebet der ge offenen ober 


orditete Feſtlegung fofort wieder aufzubheben; wird dagegen . Beim 4 
Berge - x getöbteten wuthkranken oder verdächtigen Thiere 





Teullwuth des Hundes feflgeftellt, fo muß fi die angeordnete D 
Heftlegung auf einen Zeitraum von mindeftens drei Monaten müſſen unſchädlich beieitigt merden.!) Jede Aus« 
erjireden. — Wenn Hunde diejer Vorſchrijt zumider frei ums nugung derieiben ijt verboten 
en —— —— ſo — — — ze sung e 

olizeilich angeordnet werden. — Auf Orte, in welchen bas R f „ 

sagen von Maufförben für Hunde allgemein vorgeſchrieben 3. Bejondere Borjcri iten für Scdiadt- 
if, findet die Borichrift dieſes Paragrapden feine Anwendung. viehhöfe u. üffentlide Schladthäujer.?) 
— ferner iſt die Borſicht nicht zu erftreden auf Hunde, melde 32 EN — 
zum Ziehen benugt werden, wenn fie feft angeſchirrt und mit 5 5%. Auf die einer geregelten veterinärpolie 
— pi die Ber- zeilihen Controle unterſtellten ea 

endung von Hirteubunden zur Begleitung der Heerden ge ; - 
Retter werben. — €o tange die Seuche feine größere as, und Öffentlihen Schlachthäuſer und das daſelbſt 
dehnung gewonnen hat, fan die Berivendung von Jagdhunden | aufgeftellte Schlachtvieh finden die vorſtehenden 
bei der Jagd unter der Bedingung geftattet werden, dah bie: | Beitimmungen dieſes Geſetzes mit denjenigen Aen⸗ 


felben auferhalb des Jagdremers mit einem fiheren Maul: | = —5* 
torbe verichen oder an der Peine geführt werden müſſen. ‚derungen Anwendung, welche ſich aus den nach⸗ 


(2. Bei Kaven.] 8 113. Die Vorfhriften der $$ 106 bis folgen! en beionderen Vorſchriften ergeben. $ 53. 
111 finden auf Kagen, bei melden jıdh Zeichen — olwutb Die in dieſem Geſetze der Ortspolizeibehörde 
— welche der Tollwuth verdächtig find, inngemabe jihermiefenen Amtsverrichtun gen werden von der— 

(3. Bei anderen Hausthieren.] 8 14. Audere Haustbiere, jenigen Stelle wahrgenommen, welcher bie une 
a ven einem — a en entre | untttelbaxe, veterinär « polizeiliche Beauffihtigung 

ebiffen eder mit Demmelben ın joldbe Serubrung gelommen * 
* welche den Verdaht der Auſtegung begründet, müften | Det betreffenden Räumlichkeiten obliegt. $ 54. 
von der Ortspolizeibebörde jofort und für die Dauer der Ge Wird unter dem bajelbit aufgeitellten Schlacht» 
fabr unter veligili: re ee) gehen: wersipieh der Ausbruch einer leicht übertragbaren 
en, fofern nicht eimea der Benger die Tedtung derſelben bors R ; — 8 
icht. $ 15. Die Tauer der efahe ift fir Pferde anf dr; Seuche ermittelt, od. zeigen ſich Erfcheinungen bei, 
Donate, für Rindeich auf vier Donate, für Schafe, Biegen | 
und Ehmeine auf zwei Monate zu benefien. 116. So weder auf chemiſchem Wege zu vernichten, od. nadı Zerſchneid⸗ 
fange die Thiere bei der thierärztliden Unterſuchung geſund ung der Haut zu vergraben. Jede Ausnußung derfelben in 
befunden merden, Tünnen fie zur Arbeit verwendet merbden. — verboten ($ 51 bes belexes .— Eine Oeffnung bes Kadas 
Zeigen ſich jedod Veränderungen in ihrem Verhalten, welche | vers dar} nur von approbirten Thierärzten vorgenonmmen 
den Berbacht der Wuthtranttieit begründen, fo hat der Be: I werden. — Die Ortspolizeibebörbe bat den Ort zu befrimmen, 
figer ungejäumt der Ortspelizeibeperde biervon Anzeige zu an welchem bie Bejeitigung beziebentlich Wergrabung der Ka— 
machen. Leptere hat die fofertige Unterfuhumg der Thiere daver zu erfolgen bat. $ 121. Yagerftrob, böfzerne (Beräths 
durch den beamteten Thierarat zur vsranlajien umd, fofern ſich ſchaften für Hunde md pundehütten von Holz oder Stroh 
der Verdacht der Wuthfranfkrit beftätigt, Die Stalliperre an- muſſen verbrannt, Stalluteniilien der anderen Hausthiere mit 
uorbnen. 8 117. Iſt die Wuthtran beit der Thiere fehtge: | Scifenlauge ober mit ſedenden Waſſer gereinigt, Eiſentheile 
eilt, fo hat die Ortspelizeibchörde deren fofortige Töbtung | müffen ausgeglüht werten. Die Ställe müren neveinigt, bie 
anzuordnen. BIS. Bor poligeitibem Einfchreiten dürfen Wände u, Funböden mit Ehlorfalt geremigt werden. $ 122. 
bei wuthtranken od. ber Tollwuth berdächtigen Tieren feineriei | Rügſichtlich derjenigen muthfranfen oder muthverdächtigen 
ſturverſuche angeitellt werden ($ 47 des Gefehes), | Tbiere, welche dem Gemahrfam ciner der öniglichen Thters 

ft. Torfhriften für alle Arten von Thieren.] $ 119. Das |aranciiihulen oder bein Thieriritale einer der Staateauffiht 
Schlachten muthfranfer Thiere, das Abbäuten derſelben und unteriworfenen höheren Yebranftalt Hrergeben find, iſt die Vor⸗ 
jeder Vertauf oder Verbrauch einzelner Theile, der Viifch od. ſchrift in & 22 des Gefetzes zu beachten 





Jonitiger Erzeugniſſe von mutbiranfen. Thieren if verboten! ') Wegen des Berfabrens bei Obbuction iolcher Kadaver f. 
{8 48 des Geietzes). 8120. Die Kadarer der gefallenen | umter Obduckion. EN 
oder geiödteren wutbfranfen ed. vertädrigen Thiere find u | +) &. bie Note zur Uekerichriit dieſes Geſeres. 
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demſelben, welche nad dem Gutachten des beam- Monaten die Rotzkrankheit od. innerhalb 6 Mo« 
teten Thierarztes den Ausbruch der Seuche befürch- naten die Lungenſeuche feitgejtellt wird; b. für 
ten lafjen, jo —* die erkrankten u. alle verdächtigen Thiere, welche der Militär + Verwaltung ober 


Thiere fojort in polizeiliche Verwahrung zu neh- dem preußiſchen Staate gehören; c. für das un 


‚ men u. von jeder Berührung mit ben übrigen aus- Schlachtviehhöſen oder in öffentlichen Echladht- 


» zufchließen, $ 55. Soweit bie Art der Krankheit häuſern aufgejtellte, auf polizeiliche Anordnnun 


es geftattet (vergl. 55 29, 37,48), fann der Ber geichlachtete oder getödtete Schlachtvieh. 3) Di 


ir bes erlrantten oder verbäditigen Schlacht- zu leitende ——— wird von dem Pro— 
v 


ehes oder deſſen Vertreter angehalten werden, vinzialverbande gewährt; es kann jedoch mit Zu— 
die ſofortige Abſchlachtung deſſelben unter Auf- ftimmung der Provinzialvertretung die Entſchä— 
ficht des beamteten Thierarztes in den dazu be» digungspflicht ganz oder theilweile auf kleinere 
ftimmten Räumen vorzunehmen. — Dieſe Maß- Verbände übertragen werden. Den Provinzial. 
regel kann in dringenden Fällen auf alles andere, |verbänden im Sinne dieſer Beitimmung find Die 
in ber betreffenden Näumlichleit vorhandene, für! Communalverbände der Regierungsbezirfe Kaſſel 
die Seuche empfängliche Echlachtvieh ausgedehnt | und Wiesbaden, der Landescommunalverband der 
werden. 8 56. Nach Feititellung des Seucden- Hohenzollernijhen Lande u. die Stadtfreife Ber: 
ausbruchs und für die Dauer der Seuchengefahr Im und Frankfurt a. M. gleich zu achten. 4) 
fönnen Schlachtviehhöfe oder öffentliche Schlacht-Zur Veftreitung der Entihädigung foll innerhalb 
häufer gegen den Abtrieb der für die Seuche em- der Verbände nah Mafgabe des vorhandenen 
pfänglicyen Thiere abgejperrt werden. — Strengere Pferde» und Rindvichbejtandes ein verhältniß- 
Ubjperrungsmahregeln bedürfen der Genehmigung mäßiger Beitrag (Abgabe, Verfiherungsprämtie 
des Ministers für die landwirthichaftlichen Ange» u, j. m.) derart erhoben werden, daß Die Ent: 
fegenheiten. —— nee — An den 
— — ſämmtlichen Pferdebeſitzern, die Entſchädigun 

4. Entſchadigung für getödtete Thiere. 5, nernpteteg Iungenjeuchefcantes Nindviehe des 
8 57. Für die auf polizeiliche Anordnung ge- ſämmtlichen KRindviehbejigern auferlegt wird. 5) 
töbteten Thiere wird, ſoweit nicht die VBorjchriften Der Beitrag wird nicht erhoben für Thiere, welche 
der $5 58, 59 u. 61 Pla greifen, der gemeine: der Militärvermwaltung oder dem preuß. Staate 
Werth aus der Staatstafje vergütet. Der Werth gehören u. für das in Schlachtviehhöfen oder in 
derjenigen Theile, welche dem Befiger nad) Maß—- öffentlichen Schlachthäufern aufgeitellte Schlacht- 
gabe der polizeilichen Anordnungen zur —— 6) Die näheren Vorſchriften über den Be— 
ung bleiben, wird in Abzug gebracht. $ 58. trag der zu gewährenden Entſchädigung, über 
Keine Entſchädigung aus der Staatskaſſe wird den Beitragsfuß und die bei Vertheilung Des 
gewährt: 3) für Thiere, welde der Milttärver- | Beitrags oder Normirung der Verſicherungsſätze 
waltung ober dem preußiichen Staate ge ören; und Prämien anzumwendenden Grundjäge, über 
2) für das in Schladtviehhöfen oder in Öffent- die Ausichreibung und —— der Beiträge, 
lichen Schlachthäuſern aufgeſtellte, auf polizeiliche über die Auszahlung der Entſchädigung u. über 
Anordnung geſchlachtete oder getödtete Schlacht- die Verwaltung ettvaiger aus den Ueberſchüſſen 
vieh; 3) für Hunde und Kagen, welde in Anlaß der Abgabe gebildeter Fonds werden für die in 
der Tollwuth getödtet find. $ 59. Ferner wird Ziffer 3 bezeichneten Provinzial-Communalver« 
feine Entihädigung aus der Staatslajje geleiftet: | bände und den Stadtkreis Frankfurt a. M. von 
wenn die auf polizeilicde Anordnung getödteten!der Vertretung derjelben, für den Stadtkreis 
Thiere mit der Tollwuth, der Rotzkrankheit oder Berlin von den ftädtiichen Behörden im Wege 
der Lungenſeuche, oder mit einer ihrer Art oder des Reglements feſtgeſtellt.) — Die Reglements 
dem Grade nad unheilbaren u. unbedingt tödt- bedürfen der Genehmigung der Minijter des In— 
lichen jonjtigen Krantheit behaftet waren. -$ 60. nern u. für die landiwirthichaftlichen Angelegen« 
Für die mit der NRoptrankheit behafteten Pferde heiten. — Bor Erlaß derjelben haben die Beſitzer 
u. für das mit der Yungenjeuche behaftete Rind- der auf polizeiliche Anordnung getödteten, mit 
vieh joll im Falle der Tödtung auf polizeiliche der Notlrantheit behafteten Pferde feinen An- 





"Bla 


Anordnung, joweit nicht die VBorjchriften im $ 61 
greifen, nad) Maßgabe der nachfolgenden 
Vorſchriflen eine Entihädigung gewährt werben: 
1) die Entihädigung darf einichließlich des Werths 
derjenigen Theile, welche dem Bejiger nad) Dah- 
gabe der polizeilichen Anordnungen zur Berfüg- 
ung bleiben, bei den mit der Rotzkrankheit be- 


ſpruch auf Entihädigung. — In Ditfriesiand 
‚verbleibt es rücdjichtlih der Entihädigung für 
das auf polizeilihe Anordnung getödtete, mit 
‚der Lungenjeuche behaftete Vieh bei den Vor— 
ſchriften des Gejeges vom 23. Aug. 1855. $ 61. 
Jeder Aniprud auf Entihädigung (SS 57 u. 60) 
‚fällt weg: 1) wenn der Befiger des Thieres ob. 





hafteten Pferden nicht weniger als ein Viertel der Vorjteher der Wirthichaft, welcher das Thier 
u. nicht mehr als die Hälfte des gemeinen Werths, angehört, od. der Begleiter der auf dem Trans- 
bei dem mit der Lungenſeuche behafteten Rind» port befindlichen Thiere die im $ 9 vorgejchrie- 
vieh nicht weniger als die Hälfte u. nicht mehr bene Anzeige wiſſentlich unterläßt oder länger 
als 4 Fünftel des gemeinen Werthes betragen. ald 24 Stunden, nadıdem er von dem Ausbruche 
2) Keine Entihädigung wird geleiftet: a. für der Seuche oder dem Seuchenverdadyt Kenntniß 
folhe Thiere, weldye mit der Rotz- od. Lungen erhalten hat, verzögert; 2) im Falle des S 23 
jeuche behaftet, in das diesjeitige Staatägebiet oder wenn dem Beſitzer od. deſſen Stellvertreter 
eingeführt find, od. bei welchen nad ihrer Eine | — 
führung in das Ddiesjeitige Gebiet innerhalb 3| +) Die betreffenden Neglements werben bier nicht abgebrudt, 


ara 





7 
| 


— 


Viehſeuchen. 


die Nichtbefolgung od. Uebertretung der polizei⸗ 
lich angeordneten Schupmaßregeln zur Abwehr 
ber Seuchengefahr zur Lajt fällt. $ 62. Soweit 
nicht jede Entihädigung unbedingt ausgeſchloſſen 
ift (SS 58 und 60, Nr. 2), muß diejelbe für die, 
auf polizeiliche Anordnung getöbteten Thiere vor 
„ber Tödtung durch Schägung feitgejtellt werden. 
— Der Verdadht einer der im $ 59 bezeichneten | 
Krankheiten iſt bei der Schätzung nicht au ber 
rüdfihtigen. — Die Schätzung der dem Beſitzer 
zur Verfügung bleibenden Theile erfolgt ſogleich 
nad Feſtſtellung des eig re. ai vo des ge⸗ 
tödteten Thbieres (5 67). $ 65. Die Schägung, 
erfolgt durch eine aus dem beamteten Thierarzt 
und 2 Schiedsmännern gebildete Commiſſion. — 
Für jeden Kreis, in den Hohenzollernſchen Lan | 
den für jeden Oberamtäbezirt, fjollen von den 
Kreid- beziehungsweiſe Amtsausſchüſſen, in den« 
jenigen Landestheilen dagegen, in welchen Kreis-, 
beziehungsweie Amtsausſchüſſe nah dem Vor⸗ 
bilde der Kreitordnung vom 13. Dechr. 1872 
nicht beitehen, von dem Kreistage aus den ſach—⸗ 
verjtändigen Eingejefienen des Bezirlks alljährlich 
diejenigen Perjonen in der erforderlichen Zahl 
bezeichnet werben, welche für die Dauer des lau— 
fenden Jahres zu dem Amte eines Sciedsmans 
nes zugezogen werden können. — Aus der Zahl 
diejer Perſonen hat die Ort3polizeibehörde bie 
Schiedsmänner für den einzelnen Schätzungsfall 
zu ernennen. — Die Schiedsmänner find von der, 
DOrtöpolizeibehörde eidlic zu verpflidten. Das— 
jelbe gilt, wen an Stelle de3 beamteten Thier- 





arzte? ein nicht beamteter Thierarzt zugezogen, 


wird, für diejen, fofern derjelbe nicht im Allge- 
meinen als Sadverjtändiger beeidigt ift. — ie 
den Schiedsmännern als Erſatz für Reiſeloſten 
und Auslagen zu gewährende Vergütung —*2 
im Verwaltungswege feſtgeſet und iſt aus der 
Staatslaſſe zu beſtreiten. $ 64. Perſonen, bei 
welchen für den einzelnen Fall eine Befangenheit 
zu beſorgen iſt, dürfen zu Schiedsmännern nicht 
ernannt werden. — Ausgeſchloſſen von der Theil- 
nahme an der Schäßung it „jeder 1) in eigener 
Sadıe; 2) in Sadıen jeiner Ehefrau, aud wenn 
die Ehe nicht mehr bejtcht; 3) in Sachen einer 
Perſon, mit welder er in gerader Linie ver: 
wandt, verichwägert oder durch Adoption vers, 
bunden, in der Seitenlinie bis zum dritten Grade 
verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwä— 
ert ijt, auch wenn die Ehe, durch welche Die 
Ehmwägerigaft begründet ift, nicht mehr befteht. 
— Perſonen, welde ſich nicht im Bejig der bür— 
gerlihen Ehrenrechte befinden, find unfähig, an 
einer Schägung theilzunehmen. $ 65. Die Com- 
miſſion hat über das Ergebni der Schätung 


| 


l 
1) 


I 





eine von ben Mitgliedern derjelben zu unter— 


e 
Drtspoligeibehörde zu überjenden. — Das Er- 
gebniß der Schägung ift im Falle der Entſchädig— 
ungäleiftung für beide Theile verbindlih. — Hat! 
eine ausgeſchloſſene oder unfähige Perſon 64) 
an der Schägung Theil genommen, fo iſt die, 
Schätzung nichtig und zu wiederholen. F 66.| 
Die zu leiftende Entihädigung wird, fofern ein. 
anderer Berechtigter nicht bekannt ift, Demjenigen | 
gezahlt, in deſſen Gewahrjam oder Obhut jich| 


ichnende Urkunde aufzunehmen und diejelbe der, 
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das Thier zur Zeit ber Tödtung befand. — Mit 
diejer Zahlung iſt jeder Entihädigungsaniprud) 
Dritter an die Staatälajje oder an die ent- 
ihädigungspfligtigen Verbände ($ 60, Nr. 3) er- 
lojchen, x 67. Soweit nicht jede Entſchädigung 
ausgejchlojien ift — 58 u. 60, Nr. 2), muß jo» 
fort nach der auf polizeilihe Anordnung voll 
zogenen Zödtung eines Thieres der Krankheitö« 
— deſſelben rückſichtlich der Entſchädigungs— 
eiſtung endgiltig feſtgeſtellt werden. — Die Unter- 
ſuchung erfolgt, ſoweit erforderlich, nad) zuvoriger 
Derfnung des Cadavers u. ſachverſtändiger pro- 
———— Aufnahme des Befundes durch den 
beamteten Thierarzt und den von dem Beliger 
etwa zugezogenen Sadverjtändigen ($ 14).9 — 
Wird an Etelle des beamteten Thierarztes ein 
nicht beamteter Thierarzt zugezogen, fo ift der- 
jelbe durch die Ortöpolizeibehörde eidlich zu ver- 
pilichten, jofern derjelbe nicht im Allgemeinen als 
Sadjverjtändiger beeidigt ift. — Die Sadver- 
ftändigen haben ſich gutachtlic) darüber zu er- 
Hären, ob durd den Gejammtbefund ein Fall 
der Rotzkrankheit oder der Lungenjeuche oder eine 
jonjtige Krankheit bei dem getödteten Thiere feſt— 
gejtellt ift, welche nach der Vorſchrift des $ 59 
eine Entihädigung aus der Staatskaſſe ausſchließt. 
— Ergiebt ji hierüber eine Meinungsverjchier 
benheit zwiſchen dem beamteten Thierarzt u. den 
von dem Beliter zugezogenen Sadıverjtändigen, 
fo it das Obergutachten der Deputation für das 
Beterinärweien einzuholen. — BDurd die gut- 
achtliche Erflärung des beamteten Thierarztes u. 
ber von dem Beliger zugezogenen Sadverftän« 
digen, beziehungsweije durch das DObergutachten 
ber Deputation für dad Beterinärweien, wird 
ber Kranfpeitözuitand des getödteten Thieres in 
Beziehung auf die Entihädigungsfrage endgiltig 
feitgejtellt. 


5. Koſten des Verfahrens, 


8 68. Soweit durd die Anordnung, Leitun 
und Ueberwachung der Mafregeln zur Ermittel- 
ung und zur Abwehr der Seuchengefahr, oder 
duch die auf Requifition der WPolizeibehörden 
ausgeführten thierärztlihen Amtsverrichtungen 
bejondere Koiten erwachſen, ſind dieſelben aus 
der Staatsfajje zu beitreiten. $ 69. Die Ge 
meinden und jelbjtändigen Gutsbezirke haben da— 
gegen: 1) die zur wirfjamen Durdführung der 
angeorbneten Schupmagregeln in ihrem Bezirke 
zu verwendende Wachtmannſchaft auf ihre Koſten 
zu ftellen. 2) Denjelben fallen ferner die Kojten 
derjenigen Einrichtungen zur Lajt, welche zur 
wirfjamen Durchführung der Orts- und Feld— 
marlöjperre in ihrem Bezirke vorgejchrieben wer- 
dag. 3) Iſt die Tödtung kranker oder verdäch— 
‚tiger Thiere od. die unſchädliche Bejeitigung der 
Cadaver oder einzelner Theile derfelben oder die 
Impfung gefährdeter Thiere angeordnet, jo haben 
die Gemeinden des Seuchenortes, beziehungsweiſe 
der Beſitzer des ſelbſtändigen Gutsbezirks die zur 
Ausführung der Maßregel nöthige Hilfsmaunn— 
ſchaft u. die dazu erforderlihen Transportmittel 
auf ihre Koften zu jtellen, 4) Fehlt e3 dem Be- 


1) ©. bie unter Obbuctiom abgedrudte Anweilung. 
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figer der verendeten oder getödteten Thiere an nimmt; 5) wer gegen die Vorfchriit des $ 42 
einem zur unſchädlichen Bejeitigung der Cadaver | Pferde, welche an der Beichälieuche, Pferde oder 
oder einzelner Theile derjelben, der Streu, des Biehftüde, welche an dem Bläschenausichlage der 
Düngers od. anderer Abfälle geeigneten Raume, Geſchiechtstheile leiden, zur Begattung zuläßt; 
fo ijt derjelbe von ber Gemeinde des Seuchen- 6) wer den zum Schuge gegen die Tollmuth ber 
ortes, beziehungsmweije von dem Befiter des jelb-| Hausthiere in den $$ 46, 47, 48 und 51 er- 
ftändigen Gutsbezirks ohne Vergütung zu über-|theilten Borfchriften zumiderhandelt. $ 74. Mit 
weiſen und mit den nöthigen Schugvorrictungen | Geldftrafe biö zu 150 M ober Haft wird, fofern 
zu veriehen. $ 70. Wenn die im $ 69, Nr. 1 nicht eine höhere Strafe verwirft ift (8$ 327 
und 2 bezeichneten Schugmaßregeln Gemeinden |und 328 des Strafgejegbudhs für das Deutiche 
und jelbitändige Gutöbezirfe in oͤrtlich verbunde- Ga tele bejtraft: 1) wer ben auf Grund bes 
ner Lage gemeinjam umfafjen ($ 20), jo haben!S 2 dieſes Geſetzes angeordneten Einfuhrbeſchränk- 
diejelben die ihnen obliegenden Koften dieſer Maß- ungen zumiderhandelt. — Neben der Strafe ift 
regeln nach demjenigen Maßjtabe, nad) welchem auf Einziehung der verbotswidrig eingeführten 
fie zu den Kreisabgaben beizutragen haben, oder, | Thiere oder Gegenstände zu erkennen, ohne Un— 
jofern e8 an einem feftitehenden Beitragsfuße terſchied, ob fie dem Verurtheilten gehören oder 
für die Aufbringung der Kreisabgaben fehlt, nach nicht; 2) wer den im Falle der Seuchengefahr 
dem Maßſtabe der directen Staatsſteuern gemein- | polizeilid angeordneten Schugmaßregeln ($$ 17 
jam aufzubringen. $ 71. Alle in den $$ 68 u. bis 26 und 50) zumiderhandelt. — Sind die 


69 nicht erwähnten, durch die angeordneten Schutz⸗ 
maßregeln veranlaften Kojten fallen der Polizei- 
behörde gegenüber, unbeſchadet etwaiger privat» 
rechtlicher Regreßanſprüche, dem Eigenthümer der 
erfranften oder der Erkrankung verdächtigen, ge- 
fallenen oder getöbteten Thiere zur Laſt, aufer- 
dem auch Demjenigen, in deſſen Gewahrjam od. 
Obhnut (Stall, Gehöft, Weide 2c.) fih die Thiere 
befinden, dem Begleiter derjelben und, foweit die 
Koſten durch Desinfection von Ställen, Stand» 








Bumiderhandlungen gegen polizeilihe Anord— 
Inungen über die Verwendung der Theile und 
Producte jeuchenfranfer oder verdächtiger Thiere 
($ 18) od, über die unjchädliche Bejeitigung der 
Cadaver oder einzelner Theile derjelben ($ 24) 
gerichtet, jo tritt Geldftrafe nit unter 50 M 
oder Haft nicht unter 3 Wochen ein. 
Diehtreiben auf verbotenen Wegen zc., ſ. 
Str.-G..B. $ 368 Nr. 9 und Feldpolizei. 
Borbeifahren, jtrafbares Hindern bejjelben, 


orten oder beweglichen Gegenftänden, oder durch ſ. Str.-G.-B. $ 366 Nr. 3. 


Bejeitigung ber legteren veranlaßt find, dem In— 


Borfluth.?) 


haber derjelben. — Die Koften können von den’ Geſetz wegen des Wafjerftauens bei Müh— 
genannten Verpflihteten im Wege der Berwalt- Ten und Beichaffung der Vorfluth, vom 
ung3erecution beigetrieben werben, — Die Ge 15. Nov. 1811?) 

meinden u. jelbftändigen Gutöbezirke Haben auch) F 1. Bei den Mühlen oder andern durch Wehre 
diefe Koſten im Falle des Umvermögens der ge- oder Schleujen veranlaßten Störungen, mo ber 
nannten Berpflidteten zu — und erforder- Waſſerſtand noch nicht durch einen unter polizei— 
lichen Falls vorzuſchießen. $ 72. Im Wege fta- licher Aufjiht gejegten Merkpfahl beitimmt it, 
tutariicher Regelung können für einzelne Kreifeimuß jeder Befiger derfelben fi die Setzung 
beziehungsweiſe Ober-Amtsbezirke zur gemein- eines Merkpfahls, auf Antrag und Koften derer, 
ihaftlihen Tragung der den Gemeinden u. felb-|die dabei intereffirt find, gefallen laſſen. $ 2 





ftändigen Gutöbezirfen durch dieſes Geſetz über- Dieſe Setzung fann nur dur fachverftändige 


wiejenen Koften des Berfahrend und zur Anleg- Commiſſarien der Provinzialpolizeibehörben unter 
ung und Unterhaltung gemeinſchaftlicher Ber- Zuziehung des Gerichtes, welchem die Mühle 
iharrungspläge behufs unſchädlicher Bejeitigung | unterworfen ift, vollzogen werden. $ 3. An den 
verendeter oder getödteter Thiere größere Ver- | Mertpfahl muß ſowol der im Sommer, als der 


bände gebildet werden. 
II. Strafvorjdriften. 


im Winter zuläjfige höchſte Wafferjtand ganz 
deutlich fennbar bezeichnet, aud) die Höhe davon 
mit dem Fahbaum der Mahls und Freiſchleuſe, 


$g 73. Mit Geldftrafe von 60—150 M od. Haft und mit einem nahe gelegenen unverrüdbaren 


von 3 bid 6 Wochen wird beitraft: ı) wer der 
Vorſchrift des S$ 9 zuwider die Anzeige vom Aus— 
bruch der Seuche unterläßt oder länger als 24 
Stunden nad) erhaltener Kenntniß verzögert: 
2) wer den Vorſchriften der SS 29—31 zumiber 
am Milzbrand erkrankte oder Krankheit verbäd 


tige Thiere ſchlachtet, Theile oder Producte der- | 


' jelben verfauft od. verwendet, od. blutige Opera- 


tionen an denjelben vornimmt; wer die Cadaver 


derſelben abhäutet oder vorſchriftswidrig eine 
Definung derjelben vornimmt; 8) wer der Vor— 
ſchrift im $ 37 zuwider die Cabaver gefallener 
oder getödteter rotfranfer Thiere abhäutet; 4) 
wer außer dem alle polizeiliher Anordnung 
ohne vorherige rechtzeitige Anzeige bei der Kreis. 
Polizeidehörde die Podenimpfung der Schafe vor« 


Gegenftande durch Nivellement verglichen, und 
zu WProtofoll verjchrieben werden. Im umge 
tehrten Falle, wenn ein Müller die Berpflichtung 
‘hat, zur Erhaltung der Schiffbarkeit eines Ge- 
wäflers, das Oberwafjer jeiner Mühle auf einer 
beſtimmten Höhe zu erhalten, ſoll in Abjicht der 


| 1) S. Etr.:6.:B. 55 397, 328. 

?%) Wegen Beihaffung der Vorfluth bei Benutzung von 
Privatilüffen ſ. unter Brivatjlüjfe Gefeg vom 28. Febr. 
11843, 8 ı m. 7. 3 
>) Ziefes Geſetz gilt in den bei feinem Erſcheinen zur preus 
ßiſchen Monarchie gebörigen Yandestheilen. Seine Beſtimm⸗ 
ungen gelten überbuupt bryiiglic der Borflutb; Cabinetsordre 
vom 25. Aug. 1832. — Ueber die Zuftäntigfeit ber Behörden 
im Geltungsbereibe der Provinzial-Trdnung vom 24. Juni 
1875 in Vorfluthsangelegenbeiten ſ. unter Berwaltungss 
behörden Gefetz vom 26. Juli 1876, $5 100 - 166. 





| 


Borfluth. 


Segung der Merkpfähle für den niebrigften zu · 
läſſigen Waſſerſtand auf eine ähnliche Weiſe ver- 


fahren werden. & 4. Iſt die Höhe des Waſſer⸗ 


ſtandes durch rechtskräftige Urtheile oder nach 
dem Einverſtändniſſe aller Intereſſenten auf eine 
andere Art deutlich beſtimmt, ſo hat es dabei 
ſein Bewenden und müſſen die Commiſſarien den 
Merkpfahl danach ſetzen. F 5. Sind aber bie 
Sntereffenten darüber uneinig, ob die Höhe des 
Waſſerſtandes durch giltige Verträge, Verleih 
ungen oder rechtverjährten Beſitz beſtimmt fei, 
fo muß die Sache zur gerichtlichen Erörterung 
verwieſen, das Verfahren jedoch nad Anleitung 
der allgemeinen Gerichtöordnung, Th. 1, Tit. 42, 
$ 35 ꝛc. vorzüglich befchleunigt werden. Findet 
ed ſich ech: daß Feine Haren Beitimmungen 
des Waſſerſtandes vorgelegt werden können, 

ſetzen die Commiſſarien ige dergeſtalt feit, 
daß dabei das gegenfeitige Interefje der Boden- 
cultur und des Müllers oder fonftigen Stau- 
berechtigten möglichit vereinigt werde, und gegen 
eine Feſtſetzung auf diefem Grunde finden feine 
Beſchwerden bei den Gerichten, fondern Recurs 
an die oberen Polizeibehörden ftatt. $ 6. Der 
Provinzialpolizeibehörde bleibt jedoch unbenom— 
men, währendder Dauer der erwähnten gerichtlichen 
Erörterung interimiftiih einen Wafferjtand feft« 
jegen zu lafjen, welchen der Müller oder jonftige 
Stauberedhtigte jo lange halten muß, bis ein 
andered durch die definitive Entfcheidung feſtge— 
jegt ift. $ 7. Von welchem Tage ab und bis 
zu’ welchem Tage hin bloß der niedrige Sommer: 
waſſerſtand gehalten merden darf, bejtimmen 
zunädit Verträge und rechtliche Erkenntniſſe, 


— 
> 


wenn dieſe vorhanden find; nächſt diefen die, 


Provinzialgeſetze. Iſt feine ſolche Beitimmung 
vorhanden, ſo liegt den Commiſſarien ob, von 
wann ab und bis wohin nur der Sommerwaſſer— 
ftand gehalten werden dürfte, nach den örtlichen 
Berhältnifien [eftaufeben. Auf jeden Fall muß 
in dem über die Verhandlung aufzunehmenden 
PVrotofolle ausdrüdlich vermerkt fein, von mann 
ab und bis wohin der Sommerwaſſerſtand ge» 
halten werben fol. $ 8. Kein Befiger von 
Mühlen oder anderen Stauungsanlagen darf 
den Waflerfiand über die durch den Mertpfahl 
feftgejegte Höhe aufitauen. Cobald das Wafjer 
über dieje Höhe wächſt, muß er durch Deffnung 
der Schleuſen, Gerinne u. Grundftüde, Abnehm⸗ 
ung der bemeglihen Auffäge auf den Fahbäumen 
oder Weberfällen, überhaupt Wegräumung aller 
bloß zeitlichen Hinderniffe den Abfluß deifelben 
unentgeltlich ſogleich und unausgeſetzt jo lange 
befördern, bis das Waffer wieder auf die, durch 
den Merkpfahl beitinnmte Höhe herabgefallen ift. 
8 9. Verfäunt er dies, fo ijt nicht allein die 
örtliche Polizeibehörde verpflichtet, auf Antrag 
der Intereffenten die vorerwähnte Deffnung, Ub- 
nehmung und Wegräumung, auf Gefahr und 
Koiten des Mühlenbefigers ohne Anftand vor- 


nehmen zu laffen, fondern er hat aud) in jedem 


Falle außer dem Erjage alles durch die wider- 
rechtliche Stauung verurſachten Schadens, 60 bis 
150 M gr verwirkt. 8 10. Wem die 
Unterhaltung eines Grabens oder Waſſerabzuges 
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"Räumung polizeifich angehalten werben, ſobald 
aus der Bernadlälfigung derjelben, oder aus 
Mangel an der erforderlichen Tiefe Nachtheil 
für die Befiger anderer Grundftüde oder nuß- 
barer Anlagen, oder auch für die Gefundheit der 
Anwohner entitcht. Die Beftimmung wann und 
wie die Austrautung oder Räumung bewirkt 
‚werden ſoll, gehört bloß zur Cognition der Po— 
lizeibehörde und jeder Unterhaltungspflichti 
wuß ſich derjelben unbedingt unterwerfen. sı. 
Die Mühlenbefiger und alle, melde ſonſt bei 
Abfluß eined Gewäſſers anzuhalten berechtigt 
find, jollen verpflichtet fein, den freien Lauf des» 
jelben nad) Beitimmung der Provinzial- Polizei 
behöcde, ganz od. zum Theil wieder herauitellen, 
jobald daraus ein offenbar überwiegender Vor» 
theil für die VBodencultur oder Schifffahrt ent- 
fteht, u. diejenigen, welche für ihre Cultur oder 
Schififahrtsanlagen des Wafferabflufjes bedürfen, 
ihnen eine vollftändige Entjhädigung herzugeben 
bereit und vermögend find. $ 12. Dieje Ver— 
pflihtung kann jelbjt bis auf gänzliche Weg- 
räumung von Wafjernühlen ausgedehnt werben, 
jobald nad polizeilichen Ermeſſen der Zweck 
anders nicht zu erreichen iſt, der Müller aber 
vollftändig entihädigt, auch der Gegend Erjag 
für ihr Intereſſe bet Erhaltung der Mühle 
leiftet werden fan. $ 13. Auch da, wo feine 
fünftlichen Hinderniffe des Wbflufjes vorhanden 
find, fanı jeder Grundbefiger verlangen, daß 
ihm Abwäflerungsgraben durch fremden Boden 
zu ziehen gejtattet werde, fobald die vorerwähnten 
Bedingungen — $ 14. Selbſt zur Ab- 
laffung von Teichen und ftehenden Seen kann 
unter gedachten Bedingungen ($ 11) die Geitatt- 
ung der Borfluth erfordert werden, und wird in 
ſoweit eine Ausnahme von dem entgegenitehenden 
Geſetz, Allg. Landrecht TH. 1, Tit. 8, $ 117, 
nachgegeben. [Die nun folgenden 88 15—34. 
j. unter Entwäjferungdanlagen (S. 331). 
2, Geſetz eh 4a Verſchaffung der Bor- 
fluth in den Bezirken des Appellations— 
gerihtähofes zu Köln und des Juſtiz— 
jenates zu Ehrenbreitjtein, jowie in deu 
Hohenzollernjhen Xanden, vom 
14, Juni 1859. 
[S. unter Entwäfjerungsanlagen, ©. 332.] 
13. Borfluth für Neuvorpommern und 
Rügen, vom 9. Febr. 1867:!) 
Abſchnitt I. 


unterhaltung der Waſſerläufe behufs Sicherung 
der Vorfluth. 

8 1. Die Räumung und Unterhaltung der 
vorhandenen Gräben und anderen natürlichen 
und Fünftlihen Privatwafferläufe liegt, ſofern 
nicht fpecielle Rechtetitel, ununterbrochene Gewohn⸗ 
‚heiten oder Ortsſtatuten ein Anderes beſtimmen, 
‚den Ufernbefigern — und zwar den gegenüber- 
liegenden bis zur Mitte — injoweit ob, als es 
zur Beihafiung und Erhaltung der Vorfluth er» 
forderlih il. $ 2. Die Polizeibehöcde iſt er- 











1) Ueber die Zuftändigfeit der Behöerden im Bereiche ber 
Provinzial:Ordnung vom 29. Juni 1875 in Angelegenheiten 
dieſes Geſebes f.ımter Berwaltungsbchörben Gefeg vom 


obliegt, der Tann zu deffen Auskrautung oder 6. Auli 1876, $$ 100-106. 


Grotefeub, Polizei:terifon. 


J 


9 
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mächtigt, die Verpflichteten zur Räumung oder der Rechtsweg zu überlaffen, wobei die Vor— 
Unterhaltung ($ 1) anjuhalten, jobald aus deren)jchriften des $ 37 der Verordnung vom 21. Juli 
Vernachläſſigung Nachtheile für die Befiger an+|1849') Anwendung finden. $9. Bird durd Ein» 
derer Grundftüde oder nutzbaren Anlagen oder |verjtäandni der Intereſſenten od. im Rechtswege 
für die Gejundheit der Anwohner entjtehen. — (5 8) feitgeftellt, daß es an rechtäverbindlichen 
Wenn über die Verpflihtung Streit unter den | deutlichen Beitimmungen des Waflerftandes fehlt, 


Betheiligten entfteht, jo ijt die Räumung oder 
Unterhaltung bis zur richterlichen Entſcheidung 
nad) Maßgabe des Beſitzſtandes, und wenn aud) 


jo erfolgt die Segung des Merkpfahls durch die 
von der Bezirföregierung ernannte Commilfion 
($ 5) dergeitalt, daß dabei das gegenfeitige Jr» 


terejje der Bodencultur und der Stauberedhtigten 
möglidjjt vereinigt werde, u. es entjcheidet bier- 
haltung durch Naturalleijtungen der einzelnen | über, jojern ſich die Parteien bei dencommiffarifchen 
Uferbefiger wegen der Parzellirung oder geringen | Fejtfegungen nicht beruhigen, die Bezirkäregier- 
Ausdehnung der Grundjtüde oder aus anderen/ung mit Ausichluß des Hechtemeges. — Gegen 
Gründen ertahrungsmäßig mangelhaft geſchieht, die Enticheidung derjelben findet nur der Recurs 
da können die ſämmtlichen Näumungspflichtigen an die Reſſortminiſter ftatt, welcher binnen einer 
nad) vorgängiger Vernehmung der Betheiligten' präclufiviichen Frift von 6 Wochen nad) erfolgter 
durch ein von der Bezirksregierung feitzuftellendes | Belanntmahung der Entiheidung angenteldet 
Reglement verpflichtet werden, die Urbeiten ge- werden muß. $ 10. In den Yällen des $ 8 
meinjchaftlich für Geld machen zu lafjen und die jteht der Bezirksregierung die Befugniß zu, auf 
Kosten nach Berhältniß ihrer bisherigen Ber-|Untrag von Intereſſenten und auf Koften der 
pflihtung aufzubringen, Antragiteller interimiftiich einen Wafjerftand feft- 
Abſchnitt I. zujegen, melden der Stauberedhtigte jo Tange 

Vorichriften zur Verhütung von Schaden dur halten muß, bis ein Anderes durch richterliche 
Stauungs-Anlagen. nticheidung rechtöfräftig feſtgeſtellt iſt. & 11. 

i 4. Jeder Bejiger einer Stauanlage muß ſich Wird ein bejonderer höchſter Sommerwaflerftand 
auf Antrag und Kojten Derjenigen, welche dabei ($ 6) feftgejegt, jo ijt in dem aufzunehmenden 
intereffirt find, bie Sepung eines Mertpfahles Protofoll ($ 5) ausdrüdlid zu vermerken, von 
efallen laſſen. $ 5. Diefe Sepung muß durch welchem Tage ab und bis zu welchem Tage hin 
achverftändige Commifjarien der Bezirksregier- dieſer Sommerwafferftand gehalten werden muß. 
ung u. unter Zuziehung fämmtlicher Intereſſenten — Hinjichtlic, dieſer Feitjegung eines Sommer- 
vor einer aus einem Richter u. einem Protofolls|wafjerftandes und der Anjangs- und Endtermine 
führer bejtehenden Commijfion des zujtändigen|dejjelben finden die vorftehenden Beitimmungen 
Gerichtes erfolgen. — Die Gerihtscommifjton SS 6—10 gleihmäßige Anwendung. & 12, Kein 
hat über die Anordnungen der jacverjtändigen|Befiger von Stauanlagen darf den Waflerftand 
Commiffarien, die Erklärungen der Intereſſen- über die durch den Merkpfahl bejtimmte Höhe 
ten und deren Legitimation eine den ganzen aufſtauen. Sobald das Waſſer über diefe Höhe 
Act,” deſſen Nechtsgiltigkeit und ug be- wählt, muß er durch Oeffnung der Schleuſen, 
treffende Verhandlung aufzunchmen. iieſe iſt Gerinne und Grundftöde, durch Abnehmen der 
von dem committirenden Gerichte, dem fie in beweglichen Aufſätze auf den Fachbäumen oder 
Urjchrift einzureichen, für bie Regierung umd die) Ueberfällen, überhaupt durch Wegräumung aller 
Snterejjenten, welche dies verlangen, auszuſertigen bloß zeitlichen Hinderniffe den Abfluß deffelben 
ober im Abjchrift mitzutheilen. $ 6. An dem/unentgeltlicy ſogleich und unausgefegt fo lange 
Merlpfahle muß der zuläffige höchſte Wafjerjtand befördern, bis das Waſſer wieder auf die durch 
und, auf Verlangen der Antragiteller ($ 4), erw den Merkpfahl bejtimmte Höhe gefallen ift. $ 18. 
forderlichenfall® auch der befondere höchſte Som- Verſäumt er dies, fo joll nicht allein auf Antrag 
merwafjerftand deutlich bezeichnet, aud) die Höhe jedes Intereſſenten durdy die Polizeibehörde Die 


diefer nicht feitfteht, von den Ufernbefigern ($ 1) 
zu bewirten. $ 5. Wo die Räumung od, Unter; 





davon mit einem nahe belegenen, unverrüdbaren 
Gegenjtande, bei Mühlen außerdem aud mit dem 
Fachbaum der Mahl- und Freiſchleuſe durch Ni— 
vellement verglichen und zu Protokoll niederge- 
fchrieben werden. Im umgelchrten Falle, wenn 
der Beſitzer der Stauanlage die Verpflichtung 
hat, zur Erhaltung der Schiffbarkeit eines Ge— 


wäfjers das Waſſer auf einer bejtimmten Höhe |nun folgenden $$ 14— 831 f. unter Entwäf 


zu erhalten, ſoll in Abficht der Setzung ded Merk— 
pfahls für den nicdrigjten zuläffigen Wafjerjtand 
auf ähnliche Weije verfahren werden. 


im$ 12 vorgeichriebene Herabjegung des Wafjer- 
jtandes auf die durch den Merkpfähl bejtimmte 
Höhe auf Gefahr und Koften des Befigerd der 
Stananlage jofort bewirkt werden, jondern es 
hat auch der legtere außer dem Erjat alles durch 
bie widerredhtlidhe Stauung verurjachten Schadens 
eine ‚Strafe von 60 biß 150 M verwirft. * 

er- 


! 





— ©, 338.) 
orſpann. S. Naturalleiſtungen, Gef. v. 


$ 7. Iſt 13. Febr. 1875, 83 3,9 u. Inſtruction v. 2. Sept. 


die Höhe des Waſſerſtandes durch rechtskräftige 1875, Nr. 1,6, 10; ferner unt. Kriegsleiſtungen 


Urtheile oder nach dem Einverſtändniſſe aller 
Intereſſenten deutlich beſtimmt, ſo hat es dabei 
fein Bewenden und muß die Setzung bed Merk— 
pfahls danach erfolgen. $ 8. Sind aber die 
Intereſſenten darüber uneinig, ob die Höhe des 


oder Berjährung bejtimmt ijt, jo ift den Parteien 





ſchãfte 
— — 
Waſſerſtandes durch giltige Berträge, Verleiſhungen ;, Hemnähr kommen die Vorſchriften der $$ 815 ff. 
Reihs-Eivilproceforbnung zur Anwendung. 


Geſeb vom 13. Juni 1873, 8 12. 


Borftellungen,j.Schauftellungen, Schau— 
ſpiel-Unternehmer. 

Fa iften beim Militär - Erfaßge- 
. Erjag-Ordnung, $ 49. 


Waagen — Waldſchutzgeſetz. 1 


er. 


10 
ct 
m 


MW. 


Wangen. Die Vorfchriften über die Zuläf-; In der Rheinprovinz iſt die Spurweite durch 


figleit und Eihung von Waagen ſ. unter Eich 
wejen in ber Eichordnung, $$ 31 ff (S. 269). 
Wegen Beftrafung der Führung unrichtiger Waa- 
gen, |. Str.-G.-B. 8 369, Nr. 2. 

Wanrenbeftellungen, j.  Handlaungsge- 
hilfen. ©. aud) unter Gewerbejteuer, Geſetz 
vom 3, Juli 1876, 8 1. 


Minifterialrefeript vom 24. Sept. 1850 auf 5 Fuß 
8 Boll u. dem durch Verordnung vom 29. Dct. 
1859 für den Negierung&bezirt Duffeldorf auf 
6 Fuß 2 Zoll feitgeitellt. In der Provinz Han— 
nover beträgt die Spurweite 4 Fuß 10 Zoll 
hannoverſch. 

Wahlen, ſtrafbare Beeinflufjung derſelben ſ. 


Waarenbezeichnungen, ſ. Markenſchutz. Str.G.B. 5 109. 


Wegen des Gebrauches von Abbildungen des 
——— oder des Preußiſchen Adlers auf 
Baarenbezeichnungen, |. Abbildung. 

Waarenlager im Zollvereinsgebiet, |. Ber- 
HT 88 97 ff. 

Wachstuchfabriken gehören zu den bejon- 
derer Genehmigung bebürfenden gewerblichen An— 
lagen; Gew.Ord. $ 16. 

Wachteln. Schonzeit derjelben j. unter Schon— 
zeit, Gejeg vom 26, Febr. 1870, $ 1, Wr. 12, 
$ 5, Nr. 14, 

Wäger. Gewerbebetrieb der öffentlich ange- 
ftellten, j. Gew.-DOrbn., $ 36; Beitrafung der- 
jelben wegen Untreue |. Str.-6.-®., $ 266, Wr. 3. 

Wäſche. Beitrafung wegen unbefugten Trod- 
nens derjelben auf fremden Grasangern cder 
Heden, f. unter Feldpolizei die Feldpolizei— 
Ordnung vom 1. Nov. 1847, $ 41, Wr. 2, Be— 
üglih des Handelns mit gebraudter Wäſche 
; Trödler. 

Waffengebrauch, . die zum Waffentragen 
verpflichteten Beamten-Hategorien: Gendarmen, 
Grenzaufeher, Forjtbeamten ꝛc. Wegen Beitraf 
ung des TFeilhaltens verbotener Waffen, ſ. Str.- 
G. B., $ 367, Nr. 9. 

Waffenpäſſe (Waffenfchein), ſ. Jagdſcheine. 

Wagenſpur. Durch die Verordnungen von 
21. Juli 1827 (Provinz Preußen), vom 23. Aug. 
1829 (für Brandenburg Laujig), vom 10. Juli 
1830 (Provinz Sadjen), vom 21. Aug. 1830 
(Provinz Pojen), vom 30. Dct. 1831 (‘Brovinz 
Bommern), vom 7. April 1838 (Provinz Schle— 
fien) it eine gleide Wagenipur in der Weiſe 
eingeführt, dad bie Breite des Wagengeleiies 
an Kutſch-, Boft-, Fracht⸗, Bauer- u. allen anderen 
Arten von Wagen von der Mitte der Falge des 
einen bis zur Mitte der Falge des anderen Hades 
4 Fuß 4 Bol preußiſch betragen muß. Bon 
dieſer Vorſchrift find nur autgenommen: a) ſämmt⸗ 
lihes Milttärfuhrwerk, jedoch nicht dasjenige, 
welches Privateigenthum einzelner Militärs iſt; 
b) fremde Reiſende oder Reiſende aus ſolchen 
‘Provinzen ded Preubiichen Staates, in welden 
feine oder eine ande.e allgemeine Einrichtung 
der Wagen und Schlitten vorgeſchrieben ijt. Für 
Weſtfalen ijt durch Verordnung vom 30, 


Wahnfinn als Strafausichliegungsgrund, |. 
Str.-G.-B.,$ 51. 

Waldfrevel, ſ. Foritirevel, Bezüglich der 
Dranditiftungen von Waldungen |. Etr.-G.-B., 
SS 308, 310, 325 und wegen Beitrafung des 
Anzündens von Feuer in Wäldern daſ. $ 368, Nr.6. 

Waldgenoſſenſchaften, .Waldſchutzgeſetz 
vom 6. Juli 1875, 88 23 ff. 

Waldſchutzgeſetz vom 6. Juli 1875: 

I. Allgemeine Bejtimmungen, 


$1. Die Benugung und Bewirthſchaftung von 
Waldgrundſtücken unterliegt nur denjenigen landes» 
polizeilihen Beichräntungen, welche durd das 
gegenwärtige Geſetz vorgejchrieben od. zugelajjen 
ind. — Die über die Beaufſichtigung, Benugung 
und Bewirthihaftung der Staatd-, Gemeindes, 
Gorporations», Genofjenichaft3- und Juſtituten— 
ioriten,!) jowie der Schleswig-Holiteiniichen jogen. 
Bondenholzungen, bejtehenden bejonderen Bor» 
ichriften bleiben jedod in Kraft. 


IL. Schupmaßregeln zur Abwendung von 
Gefahren, 


$ 2. In Fällen, in denen: a) durch die Ber 
ichaffenheit von Sandländereien benadhbarte Grund» 
jtüde, öffentlidye Anlagen, natürliche oder künſt— 
lihe Wajjerläufe der Gefahr der Berjandung, 
b) dur das Abſchwemmen des Bodens oder 
duch die Bildung von gg li in hohen 
Freilagen, auf Bergrüden, Bergkuppen und an 
Berghängen, die unterhalb gelegenen nupbaren 
Grunditüde, Straßen oder Gebäude der Gefahr 
einer Ueberſchüttung mit Erde oder Steingeröl, 
oder der Ueberfluthung, ingleichen oberhalb ge» 
legene Grundjtüde, öffentliche Anlagen oder Ge— 
bäude der Gefahr des Nachrutſchens, c) durch 
die Zerſtörung eines Waldbeſtandes an den Ufern 
von Kanälen oder natürlichen Wajjerläufen Ufer- 
runditüde der Gefahr des Abbrudyes oder die 
im Scuge der Waldungen gelegenen Gebäude, 
oder öffentlichen Anlagen der Gefahr des Eis: 
ganges, d) durd die Zerjtörung eines Waldbe— 
jtandes Flüſſe der Gefahr einer Berminderung 
ihres Wajjerjtandes, e) dur die Zeritörung 


Suni eines Waldbeitandes in den Freilagen und in der 


1329 die Wagenipur auf 4 Juß 4 Bol oder)Seenähe beuachbarte Feldfluren und DOrtichaften 


5 Fuß 9 Zol preußiich feftgeftellt. Hier find 
auch die Kutſch- und Luxuswaägen ausgenommen. 





1) ©. unter Waldungen. 
79* 
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den nachtheiligen Einwirkungen der Winde ing 7. Die Entſcheidung darüber, ob und welche 
erheblihem Grade ausgefegt jind, fann behufs | Mafregeln in jedem einzelnen Falle anzuordnen 
Abmwendung biefer Gefahren ſowol die Urt der ſind, jowie die Entſcheidung über Entihädigung 
Benugung der gefahrbringenden Grundftüde ald u. Koſten ($ 5) erfolgt durch ben Kreisausſchuß, 
auch die Ausfuührung von Waldculturen oder in den Hohenzollernſchen Landestheilen durch ben 
jonftigen Schutzanlagen auf Antrag ($ 3) anger/Amtsausihuß. Der Kreis- bezw. Amtsausſchuß 
ordnet werden, wenn der abzumendende Schaden |führt in diefen Fällen die Bezeihnung: Wald- 
den aus ber Einſchränkung für den Eigenthümer ſchutzgericht. — Auf das Verfahren vor dem 
entftehenden Nachtheil beträchtlich überwiegt. — | Waldihußgerichte, auf die Berufung gegen Die 
Die Dedung und Aufforjtung der Meereödünen Entſcheidung deſſelben und auf das Verfahren 
fann auf Grund diejes Gejeges nicht gefordert|in den Berufungsinftanzen finden die geſetzlichen 
werben. $ 3. Der Antrag auf Erlaß der im Vorſchriſten, betreffend die Verfaſſung der Ver— 
8 2 vorgefehenen Anordnungen kann geitellt /waltungsgericite und dad Verwaltungsftreitver- 
werden: a) vom jedem gefährdeten Intereffenten, fahren, Anwendung. — Es treten jedod) für das 
b) von Gemeinde», Amtö«, Kreis- und jonftigen Berfahren vor den Waldſchutzgerichten folgende 
Eommunalverbänd n in allen innerhalb ihrer |bejondere Beftimmungen in Kraft. Der 
Bezirke vorfommenden Fällen ($ 2), ec) von der Antrag auf Erlaß der im $ 2 vorgejehenen An- 
Zandespolizeibehörde. $ 4. Eigenthümer, Nutz- ordnungen ift dem zuftändigen Waldſchutzgerichte 
ungs-, Gebrauchs- und Servitutberechtigte, ſowie ſchriftlich einzureichen. — Der Antrag muß Die 
Pächter der gefahrbringenden Grundftüde find gefährdeten und gefahrbringenden Grundjtüde, 
verpflichtet, ſich allen Beichräntungen in der Be» ſowie die Art der Gefährdung genau bezeichnen 
nugung der legteren zu en; welche in und einen beſtimmten Vorſchlag über die zu 
Gemäßheit des 5 2 dieſes Gejeges angeordnet ergreifenden Schupmaßregeln enthalten. — Die 
werben, und die Ausführung der auf Grund Zuſtändigkeit des Waldſchutzgerichtes wird durch 
diejer Vorjchriften angeordneten Waldeulturen | die Belegenheit des gefahrbringenden Grundftüdes 
oder ſonſtigen Scupanlagen zu geftatten. Es beſtimmt. Geht der Antrag von dem Bezirke 
ift ihnen jedoch für den Schaden, welchen ſie ſelbſt aus, oder ift er gegen dieſen gerichtet, jo 
durch die angeordneten Beſchränkungen erleiden, | beitimmt das Verwaltungsgericht das zuftändige 


* 


volle Entihädigung zu gewähren. Auch können 
die Eigenthüner der gefahrbringenden Grund- 
ftüde verlangen, daß ihnen die Herſtellung und 
Unterhaltung ber angeordneten Schupanlagen auf 
eigene Kojten überlaffen werde; fie unterliegen 
jedod) dabei der im $ 20 angeordneten Auflicht. 
8 5. In Bezug auf die Koften der Heritellung 
u. Unterhaltung der angeordneten Sdyuganlagen, 
fowie die nad) $ 4 zu leiftende Entſchädigung 
treten, in Ermangelung andermweitiger Verein- 
barung folgende Beitimmungen in Kraft. — 
Die Kflicht der Entihädigung u. die Aufbring- 
ung der Koften für Herſtellung u. Unterhaltung 
der auf Grund des S$ 2 angeordneten Waldculs» 
turen und fonjtigen Cchuganlagen liegt dem An- 
tragiteller od. — Es haben jedoch dazu, in den 
Fällen a, b und ce des $ 2, die Eigenthümer 
der gefährdeten Grundjtüde, Gebäude, Wajjer- 
läufe oder öffentlien Anlagen nad Verhältniß 


und bis zur Werthöhöhe des abzumendenden: 


Schadens beizutragen. — Zu ben Koiten der 
Schutzanlagen haben außerdem und zwar in 
allen Fällen des $ 2 aud die Eigenthümer der 
gefahrbringenden Grundjtüde,nad) Berhältnif und 
bis zur Höhe des Mehrmwerthes, melde ihre 
Grundftüde durd die Antagen erlangen, beizus 
tragen. 86. Der Antragfteller ift — ſofern 
nicht bereits eine dem öffentlichen Intereſſe ($ 15) 
nicht entgegenftehende Vereinbarung über die 
Entihädigung und die Koften der Schußanlagen 
zu Stande gelommen ijt, feinen Antrag bis zur 


Waldihupgeriht. $ 9. Das Waldſchutzgericht 
ernennt eines jeiner Mitglieder od, einen anderen 
Sadverftändigen zum Commifjar, welder ben 
Sadjverhalt in vollem Umfange an Ort und 
Stelle und unter Anhörung der Betheiligten zu 
ermitteln und erforderlihenfalld den Beweis 
‚zu erheben hat. F 10. Das Waldichuggericht 
fann auf Antrag de3 Commiſſars oder der Be- 
theiligten die Frage, ob eine Gefährdung im 
Sinne des $ 2 vorliegt, vorab durch Endurtheil 
entſcheiden und bis zur Rechtskraft defjelben das 
weitere Berjahren einjtellen. — Bor der Ent» 
iheidung Hat der Commilfar über diefe Frage 
‚ein fchriftliched® Gutachten anzufertigen, welches 
für die nn nad Maßgabe des $ 13 offen 
| zu legen tft. $11. Auf Grund feiner Ermittelungen 
hat der Commiſſar ein Regulativ zu entwerfen, wel- 
ches inöbejondere folgende Punkte enthalten muß: 
) die Bejtimmung der gefahrbringenden und 
gefährdeten Grunditüde; 2) die Einihränfungen 
in der Benugung, welde den gefahrbringenden 
Grundftiden aufzulegen find; 3) die Bellimm- 
ungen über die Herftellung, Unterhaltung u. Auffid;t 
der erforderlihen Waldculturen und jonitigen 
Scdyupanlagen; 4) die Beſtimmungen barüber, 
welche Entihöbigungen, von wen, nach welchem 
Verhältnifje, bis zu weldem Betrage und zu 
welchem Zeitpunfte diejelben, ſowie die Kojten 
der Schupanlagen aufzubringen find. $ 12. Der 
Entwurf des Negulativs it mit einem ſchrift- 
lihen Gutachten zu begleiten, welches die ge— 





— 





rechtskräftigen Feſtſtellung des Regulativs durch trojfenen Beſtimmungen zu begründen und die 
das Waldſchutzgericht zurückzunehmen, in den einſchlagenden Fragen vollſtändig zu erörtern hat. 
Fällen a, b und e des S 2 jedoch nach Dffenleg- $ 13. Der Commiſſar hat das Gutachten und 
ung des Regulativs durch den Eommifjar nur das Regulativ zur Einfichtnabme der Eigenthümer, 
dann, wenn er zur Dedung der Entjhädigung Nutzungs-, Gebrauchs- und Servitutberechtigten 
oder der Kojten ber Scyuganlagen in feiner und der Pächter der gefahrbringenden Grunds 


Eigenſchaft als Antragiteller beizutragen hat. ftüde, jowie der gefährdeten Jnterefjenten vier > 
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Wochen lang in den Gemeinden, in welchen der der — u. ber gefährdeten Grund⸗ 
betheiligte Grundbeſitz belegen iſt, bei dem Ge-|ftüde auferlegte Beitragspflicht iſt unter Hinweis 
meindevorſteher offenzulegen, und daß dies an- auf die näheren Beſtimmungen des Regulativs 
geordnet, zur Kenntnißnahme der Intereſſenten im Grundbuche einzutragen. Die Eintragung 
zu bringen. — Geht der Antrag von einem Com- erfolgt auf des Vorſitzenden des Wald» 
munalverbande oder von der Landespolizeibehörde ſchutzgerichss. 8 13. Sämmtlihe in dem Ber» 
aus, fo ift dem Antragfteller das Gutachten und fahren vorkommenden Verhandlungen und Ge- 
das Negulativ zugufertigen. — Demnädft hat ſchäfte, einjchließlich der Eintragung in die Grund» 
der Commifjar die ſämmtlichen Betheiligten be» |bücher und der von den Gerichten oder anderen 
hufs Anmeldung ihrer Einwendungen gegen den | Behörden zu ertheilenden Auskunft find gebühren- 
Entwurf bes Kegniativs zu einer mündlichen und ftempelfrei; e3 werden nur die baaren Aus» 
Verhandlung unter der Verwarnung zu laden, lagen in Anſatz gebracht. — Die Commifjare, 
da& die Berüdfichtigung jpäter erhobener Ein: ſoweit diejelben niht Mitglieder des Waldſchutz- 
mwendungen durch das Waldſchutzgericht ausge gerichtes find, und bie ſonſt zugezogenen Sad- 
Ächlofjen werden kann. — In der mündlichen |verjtändigen erhalten für ihre Arbeiten, für ihre 
Verhandlung hat der Commifjar die Einwend- baaren Auslagen, jowie für Reije- u. Behrungs«- 
ungen und Gegenvorſchläge zu erörtern und bie- Toften Entihädigungen nad) Maßgabe des Koiten- 
jenigen, über melde eine Bereinbarung nicht regulativd vom 25. Upril 1836 und der jpäter 
erzielt werden Tann, feſtzuſtellen. $ 14. Ueber | dazu ergangenen od. noch ergebenden Vorſchriften. 
Beſchwerden, welche die Leitung des Verfahrens — Iſt ein Mitglied des Waldihupgerichtes zum 
durch den Commiſſar betreffen, enticheidet dad | Commiſſar ernannt, jo hat derjelbe nur Anſpruch 
Waldſchutzgericht endgiltig. $ 15. Das Wald-Jauf Erjak der Reiſe und Zehrungskoſten nad 
ſchutzgericht kann ohme Weiteres das Regulativ Maßgabe vorgedachten Koftenregulativs, $ 19. 
durch Beſcheid feitfegen und vollftredbar erklären, Die Koften des Verfahrens, welche erforderlichen« 
wenn Einwendungen nicht vorliegen u. ſich auch |falld aus Kreis-Communalmitteln od., wenn der 
im öffentlichen Intereſſe nicht3 dagegen zu erinnern | Antrag von der Zandespolizeibehörde ausgeht, 
findet. Der Beſcheid ift den Betheiligten unter durch Biefe vorgeichofien werden müſſen, hat der 
der Eröffnung zuzuftellen, daß diejelben befugt|Antragfteller allein zu tragen, wenn der Antrag 
feien, innerhalb einer zehntägigen Friſt vom — — od. zurückgezogen iſt; anderenfalls 








der Zuſtellung an gegen den Beſcheid Einſpruch finden auf dieſe Koſten diejenigen Vorſchriften 
zu erheben u. die Anberaumung der mündlichen Anwendung, welche in ben $$ 4 und 5 biejes 
Verhandlung zu beantragen. Wird fein Einſpruch Geſetzes über die Aufbringung der zu leiftenden 
erhoben, jo gilt der Beſcheid vom Tage der Zu-| Entihädigung, — — über die Beftreit- 
ftelung ab als Endurtheil. $ 16. Zur mündelung der auf die angeordneten Anlagen zu ver» 
lihen Verhandlung vor dem Waldſchutzgerichte wendenden Koften ertheilt find. $ 20. Die Aus- 
find die gefährdeten Jmterefjenten, die Eigen- führung des Regulativs, in&bejondere die Aus 
thümer, die Nutzungs⸗, Gebraudyd- und Servitut-|jchreibung u. Einziehung der feitgejepten Beiträge 
bereditigten, fowie die Pächter der gefahrbringen- zu der Entihädigung und zu den Kojten ber 
den Grundftüde und der Untragfteller (SS 4, 5 Schuganlagen, die Auszahlung der Entihädigung 
und 11, Wr. 4) durch bejondere Vorladungen, und die Aufficht darüber, daß die angeordneten 
alle die ſonſt ein Intereſſe zur Sache zu haben Schutzanlagen regulativmäßig hergeftellt u. unter- 
vermeinen, durch einmalige öffentliche Bekannt» halten, aud die fonftigen im Regulativ feitge- 
madhung im Amts» und Kreisblatt unter der|jegten Anordnungen bejolgt werden, liegt dem 
gg vorzuladen, daß beim Ausbleiben |Borfigenden des Waldichupgerichtes von Amts— 
nad Lage der Verhandlungen werde entidieden wegen ob. — Gegen Verfügungen des Vorfipen- 


a 


werden. — Das Waldichuggericht Hat durch End- den, welche dem Negulativ widerſprechen, kann 


urtheil über die gegen das Negulativ erhobenen innerhalb 10 Tagen nad) erfolgter Zustellung bei 
Einwendungen zu entſcheiden u. beziehungsweije|dem Waldihupgerichte Einſpruch erhoben werden, 
das Negulativ Peftzufeben. — Gtreitigleiten über| welches darüber enticheidet. ; 21. Sit Gefahr 
bie Griffen und den Umfang von Privatrechten im Berzuge, jo kann der Vorligende des Wald« 
verbleiben dem ordentlichen Rechtswege. $ 17. ſchutzgerichtes im öffentlichen Intereſſe ſchon vor 
Die durch das Regulativ den Eigenthümern ge-\rechtsfräftiger Entſcheidung vorläufige Auord- 
fährdeter oder gefahrbringender Grundftüde aufe nungen treffen zur Verhinderung jolcher Unter: 
erlegte Beitragspflicht zur Entſchädigung od. zu nehmungen, welche eine die Gefahr vergrößernde 
den Kojten der Schutzanlagen ($ 5) ruht auf dieſen | oder begünftigende Veränderung in der Bewirth» 
Grundjtüden u. ijt den öfientlichen gemeinen Laſten ſchaftung des Grundjtüdes vorbereiten. Er lann 

leih zu achten. — Bei Parzellirung muß die diefe Anordnungen nad) Maßgabe der $$ 79 und 
Beitragspflicht auf alle Trennjtiide re 81 der Kreidordnung vom 13. Dec. 1872 durch 
mäßig vertheilt werden. — Rüdftändige Beiträge Anmwendnng der gejeglichen Zwangsmittel durd» 
tönnen aud von den Pächtern und ſonſtigen ſetzen. — Sowol gegen die Anorbnung als gegen 
Nutzungsberechtigten der verpflichteten Orundftüde, | die Feitiepung der Strafe kann innerhalb 10 Tagen 
vorbehaltlidy ihres Regreſſes an die eigentlich nach erfolgter Zujtellung die Klage bei dem Ber- 
Berpflichteten, im Wege der adminiftrativen Erecus waltungsgerichte erhoben werden. $ 22. Ein 
tion beigetrieben werden. — Die dem Eigen rechtsverbindlich feitgeitelltes Regulativ kann ſpäter 
thümer des gejahrbringenden Grundftüdes auf- wieder abgeändert werden. Die Abänderung er- 
erlegte Beihräntung und die den Eigenthümern folgt auf Antrag eines Betheilizten und ih in 
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demſelben Verfahren wie die urſprüngliche Feſt-ſetzenden Formen vertritt. F 27. Das Theil. 


fegung zu bewirken. 


II. Bejtimmungen, bereffend die Bildung 
von Waldgenofjenidaften. 


8 23. Wo bie forftmäßige Benugung neben 
einander od. vermengt gelegener Waldgrundftüde, 
oder Flächen oder Haideländereien nur durch das 
Zuſammenwirken aller Betheiligten zu erreichen 
tft, können auf Antrag a) jedes einzelnen Be» 
ſitzers, b) des Gemeinde», beziehungsweiſe Amts-, 
Kreis- oder ſonſtigen Communalverbandes, in 
deſſen Bezirke die Grundftüde liegen, c) der Lan- 
bespolizeibehörde Die —— dieſer Beſitz⸗ 
ungen zu einer Waldgenoſſenſchaft vereinigt wer- 
den. — Das Zuſammenwirken kann gerichtet jein, 
entweder 1) nur auf die Einrihtung und Turch— 
führung einer gemeinjhaftlichen Beihügung oder 
anderer, ber forftmäßigen Benugung des Ge- 
nofjenichaftswaldes förderlichen Maßregeln, oder 
2) zugleich auf die gemeinſchaftliche forſtmäßige 
Bewirthihaftung des Genoſſenſchaftswaldes nad) 
einem einheitlich anfgejtellten Wirthſchaftsplane. 
$ 24. Die Vereinigung zu einer Waldgenofjen- 


nahmemaß jedes Waldgenofien an der gemein« 
ſchaftlichen Einrichtung iſt im Statute für bie 
Dauer der Genoſſenſchaft feitzujegen. — Dieje 
Feſtſetzung ift in Ermangelung anderer Berab- 
redungen ber Betheiligten dahin zu regeln: a) 
daß in den fFällen des $ 23 unter 1 jeder Walbd- 
genoffe fein Grundſtück felbft bemwirthichaftet und 
die Koften dafür trägt, daß aber die Koiten der 
gemeinschaftlichen Einrichtung nad) dem Berhält- 
nifje des SKataftralreinertrage® der vereinigten 
Grundftüde von den Waldgenofien gemeinichaft- 
lich aufgebradht werden ; b) daß in ben Fällen 
bes 8 23 unter 2 die Nukungen, die Koften und 
die Laften der gemeinfchaftlichen Bewirthſchaftung 
des Genoſſenſchaftswaldes nad dem Berhältnifje 
des Rapitalwerthes des von jedem Waldgenoſſen 
eingeworfenen Bodens und des darauf ftehenden 
Holzbeitandes auf fämmtliche Betheiligte vertheilt 
werden. — Bei der Feitiehung des Theilnahme- 
maßes unter b foll es jedoch den Eigenthümern 
verwerthbarer Holzbeftände, welche diejelben it 
die Genoſſenſchaft nicht mit einwerfen mollen, 
unbenommen fein, diejelben vorweg abzuräumen 


ſchaft ift nur zuläffig a) in den Fällen des $ 23 und für fich zu benugen. Sie haben dann aber 
bei 1, wenn die Mehrheit der Betheiligten, nach die Koſten des eriten Wiederanbaued ihrer Flä- 
dem Kataftral-Reinertrage der Grundjtüde be-Ichen allein zu tragen. Ebenſo follen, wenn ein— 
rechnet, dem Antrage zujtimmt, b) in den Fällen |zelne Grundjtüde bei Bildung der Genoſſenſchaft 
des $ 23 bei 2, wenn minbejtens ein Drittel der mit Holz nicht beſtanden find, bie Koften des 
Beteiligten dem Antrage zuftimmt und die be⸗ erſten Holzanbaues den Eigenthümern vorweg 
theiligten Grundftüde derjelben mehr ald die zur Lait fallen. In beiden Fällen ift zur Feft- 
Hälite des Kataftral-Reinertrages jämmtlicher Fans des Theilnahmemaßes diefer Waldgenojjen 
betheiligter Grundftüde haben. $25. Das Rechts- der Betrag der aufgewendeten Culturkoſten als 
verhältnig der Genoſſenſchaft und deren Mitglie- Hoſzbeſtandswerth in Anrechnung zu bringen. 
der wird durch ein Statut geregelt. — Fr diele/$ 28. In Ermangelung einer andermeitigen Ber- 
Negelung ift in allen Fällen der Grundjag maß-jeinbarung ift das rer ap der Wald- 
gebend, daf in den EigenthHums- und Befitver- |genofien nad) dem Berhältnifie der Theilnahme 
hältniffen der einzelnen Betheiligten feine Aen- derſelben an den Nutungen u. Laften zu regeln. 
derung eintritt. — Dad Statut bedarf der Dabei ift als Einheit der Betrag des am ge 
Zuftimmung der nad) Maßgabe des $ 24 zu ringſten Betheiligten zum Grunde zu legen. Nur 
berechnenden Mehrheit der Betheiligten. $ 26. volle Einheiten gewähren eine Stimme. Jeder 
Das Statut muß enthalten: 1) Name, Sig und Waldgenofje hat mindeftend eine Stimme und 
Hwed der Waldgenofienfchaft, 2) eine genaue An- fein Baldgenoffe darf mehr ald zwei Fünftel 
gabe der einzelnen betheiligten Grumdftüde und aller Stimmen vereinigen. 829. Die Beitrag!» 
des Umfanges des genofjenschaftlichen Bezirkes, |pflicht zu den Senofjenjchaftslaften ruht auf den 
3) bei allen Wirthſchaftsgenoſſenſchaften ($ 23, zur Genoſſenſchaft gehörigen Srundftüden und ift 
Nr. 2) die Wirthihafttart und den Betriebsplan,iden öffentlichen gemeinen Laften gleich zu achten. 
die Formen, in melden eine Abänderung der⸗ — Bei Barcellirungen müfjen die Genofjenichafts« 
felben bejchlofjen oder bewirkt werden kdann, io- laſten auf alle Trennftüde verhältnißmäßig ver« 
wie die Bejtimmungen über die bis zur Durche|theilt werden. — NRüdjtändige Beiträge können 
führung des Betriebsplans anzuordnende Be— auch von den Pächtern u. ſonſtigen Nutzungsberech— 
wirthſchaftung, 4) die den Waldgenoſſen aufzu⸗ tigten der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich 
erlegenden Beichränfungen und Verpflichtungen, ihres Regreſſes an die eiaentlich Verpflichteten, 
5) das Berhältnig der Waldgenofjen zu den Ser- im Wege der abminiftraf "ren Execution beiger 
vitutberedhtigten, 6) das Verhältniß der Theile|trieben werden. $ 30. Sind Genofjenihafts- 
nahme an den Nutzungen und Laften ($ 27), ſo⸗ grunditüde mit Servituten belaftet, jo müfjen die 
wie am Stimmrechte, 7) die Formen u. Friften, Berechtigten ſich diejenigen Einichränfungen ges 
in denen die Bertheilungsrolle offen zu legen und fallen laffen, welche im Intereſſe der Genojien- 
etwaige Neclamationen anzubringen und zu prüfen jchaft erforderlich find, Für dieje Einſchränkung 
find, 8) die innere Organijation der Genofjen- muß den Berechtigten volle Entjichädigung von 
ihaft und ihre Bertretung nad) Anfen. — Jede der Waldgenofjenichaft gewährt werden. $ #1. 
Genoſſenſchaft mu einen Vorſtand haben, welcher Die Bildung einer Waldgenojjenichaft erfolgt durch 
diejelbe in allen ihren Angelegenheiten, auch in den Kreisausihuß, in den Hohenzollernſchen Lane 
denjenigen Geihäften und Rechtshandlungen, für destheilen Durch den Amtsausſchuß. — Der Kreis-, 
welche nad) den Gefegen eine Specialvollmacht beziehungsweiſe Amtsausſchuß führt in Ddiejen 
erforderlich it, in den durch das Statut feſtzu- Fällen die Bezeichnung : Waldjhuggericht. — Der 
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Antrag iſt dem Waldſchutzgerichte desjenigen Be- Maßgabe bes $ 25 vorhanden iſt, ob das Sta⸗ 
zirks Ichriftlich einzureichen, in welchem die zu tut die Zuftimmung der gefetlich erforderlichen 
dereinigenden Grundjtüde ſämmtlich oder der Mehrheit der Beteiligten gefunden hat, ſowie 
Fläche nad) zum größten * gelegen ſind. Geht ob daſſelbe den geſetzlichen Vorſchriften entſpricht 
der Antrag von dem Kreiſe (Amtsverbande in u. ein öffentliches Intereſſe nicht verletzt. Waltet 
Hohenzollern) ſelbſt aus, ſo bezeichnet das Ver in allen dieſen Beziehungen ein Bedenken nicht 
waltungsgericht das zuſtändige Waldſchutzgericht. ob, ſo trifft das Waldſchutzgericht Entſcheidung 
In dem Antrage find die zu vereinigenden dahin, daß die Waldgenoſſenſchaft nach dem Sta« 
Grundftüde, deren Befiger und Katafterbezeich- tut zu begründen fei. — Zugleich enticheidet das 
nung einzeln aufzuführen und die begründenden Waldſchutzgericht über die Widerjprüche gegen bie 
Thatjachen genau zu bezeichnen. 32. Das im Gutachten vorgejchlagenen Beſchränkungen der 
Waldſchutzgericht hat nad) Maßgabe der Vorſchrift Servitutberechtigten, bezichungsweije über bie 
im $ 9 den Antrag durch einen Commifjar an Höhe der zu gewährenden Entfchädigungen. 8 38, 
Ort und Gtelle en zu laffen. — Der Eome-| Fit auf Begründung der Waldgenojjenichaft er- 
miffar hat nach Feititellung der zu vereinigenden kannt und haben die in $ 37 vorgejehenen Ent- 
Flächen die betheiligten Grundbefiger über den) cheidungen Rechtskraft beichritten, jo ertheilt das 
Untrag zu vernehmen, — Die VBorladung zu dem Waldſchützgericht dem Statute die Beftätigung. 
besfallfigen Termine erfolgt jchriftlich unter der) — Durch die Betätigung wird die Waldgenofjen- 
Berwarnung, daß die Nichtericheinenden dem Be- hier begründet. Das beftätigte Statut hat die 
fchlufje der Erſcheinenden für zuftimmend erachtet Kraft einer vollitredbaren gerichtlichen Urkunde, 
werben follen. 8 33. Wird die Bildung der ö 39. Die den Eigenthümern der zur Genojjen- 
Waldgenofjenjchaft nicht beſchloſſen (8 23, 24, * gehörenden Grundſtücke auferlegten Be— 
82), I ee der Eommiffar die —*—— ſchränkungen und Laſten find unter Hinweis auf 
dem Waldſchutzgerichte ein, welches ſolchenfalls die näheren Beltimmungen des Statutes im 
den Antrag durch einen nach Maßgabe des $ 16 Grundbuche einzutragen. — Die Eintragung er— 
zu erlaſſenden Beſcheid abweiſt. 334. Im an⸗ folgt auf Antrag des Vorſitzenden des Waldſchutz- 
deren Falle Hat der Commiſſar nach Maßgabe gerichtes. F 40. Auf das Verfahren vor dem 
der Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes und Commiſſar finden die Beftimmungen des $ 14 
unter Berüdjichtigung der bejonderen Verhältniſſe und bezüglich der Koften die Bejtimmungen der 
der zu bildenden Genofjenichaft, unter Zuziehung|S$ 18 u. 19 Unwendung. — Die Koſten fallen, 
der Setheiligten oder eines von ihnen gewählten ſoweit fie nicht durch die ergangene Entiheidung 





Ansichuffes, das Genoſſenſchaftsſtatut zu entwer- 
fen, auch die erforderlichen Einjchränfungen der 
Servitutberehtigungen — injofern nicht deren 


dem unterliegenden Theile zur Laſt gelegt find, 
den Waldgenojjen nad) dem im $ 27 dieſes Ge— 
ſetzes vorgejchriebenen, beziehungsweiſe im Sta- 
tute ausgedrüdten Berhältniffe zur Laſt. $ 41. 


änzlihe Ablöjung nad) den darüber geltenden 
Öefepen befchlojien wird — fowie die für dieſe Im Mebrigen regelt fi) das Verfahren vor dem 
Einschränkungen zu gewährenden Entihädigungen | Waldichußgerichte, die Berufung gegen die Eitt« 
gutachtlich feitzuftellen. — Der Entwurf und die ſcheidung defjelben und das — in den 
gutachtliche Feſtſtellung ſind für alle Betheiligten Berufungsinſtanzen nach den geſetzlichen Vor— 
nad) Maßgabe des $ 13 offenzulegen und bezieh- ſchriften, betreffend die Verfaſſung der Verwalt— 
ungsweije denjelben zuzufertigen. $ 35. Dem- ungsgerichte und das Berwaltungsitreitverfahren. 
nächſt hat der Commiljar die Betheiligten und S 42, Die Waldgenoffenichaft kann unter ihrem 
die Servitutberedhtigten zu einer mündlichen Ber-| Namen Rechte erwerben und Berbindlichkeiten 
handlung vorzuladen und zwar die VBetheiligten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte 
unter der Berwarnung, daß die Nidhterjcheinenden an Grundſtücken erwerben, vor Gericht Hagen und 
al3 dem entworfenen Statut zuſtimmend erachtet |verflagt werden. Ihr ordentlicher Gerichtsjtand 
werden würden. — In der mündlichen Verhand- iſt bei dem Gerichte, im deffen Bezirk fie ihren 
lung hat der Commiſſar die Einwendungen gegen Sig hat. $ 43. Für die VBerbindlichkeiten der 
den Entwurf des Statute3 und die gutachtliche Waldgenofjenjchaft haftet das Vermögen derjelben. 
Feftftellung der Einſchränkungen und Entſchädig | — Inſoweit Daraus Gläubiger der Waldgenofjen- 
ungen ber Gervitutberechtigten zu erörtern, die ſchaſt nicht befriedigt werden können, muß der 
Abjtimmung über das Statut herbeizuführen und Schuldbetrag durch Beiträge aufgebracht werden, 
diejenigen Einwendungen, über welche eine Ver- welche von dem Vorjtande nad) dem im Gtatut 
einbarung nicht erzielt werden kann, fejtzuftellen. | feftgeiegten Theilnahmemaße auf die Mitglieder 
— Der Commiſſar reicht die Berhandlungen nebt|mmgulegen find. Die auf Grund vor- 
ee Gutachten über die Bedürfnißfrage dem ſtehender Vorſchriften errichtete Waldgenoſſenſchaft 

aldihuggericht ein. 836. Hat das Statut in iſt der Aufjicht des Staated unterworfen. Dieje 
der mündlichen Verhandlung vor dem Commiſſar Aufficht wird von dem zuitändigen Waldſchutzge— 
die nach $ 25 erjorderlidhe Mehrheit nicht ge-|richte nad) Maßgabe des Statutes, übrigens in 
funden, jo weit das Waldichupgericht den Antrag | dem Umfange und mit den Befugniffen gehand— 
auf Bildung der Waldgenoſſenſchaſt durch einen habt, welche geſetzlich den Aufſichtsbehörden der 
nad) Maßgabe des 5 15 zu erlaſſenden Beſcheid Gemeinden zuſtehen. — In allen ſchleunigen An— 
ab. 37. Im anderen Falle hat das Wald: gelegenheiten kann der Vorſitzende des Waldſchutz— 
ſchutzgericht durch Endurtheil zu emticheiden, ob|gerichtes Namens defjelben Verfügungen erlafjen. 
ein Bedürfnig zur Vereinigung der betheiligten‘ Einſprüche gegen dieje Verfügungen unterliegen 
Eigentgümer zu einer Waldgenofjenihaft nach der Enſcheidung des Waldſchützgerichts. $ 0. 
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Wenn im Laufe der Zeit eine Abänderung des angeſehen, welcher das 21. Lebensjahr vollendet 
rechtäfräftig feitgeitellten Statutes nothwendig hat, ſoſern ihm das Recht, über ſein Vermögen 
wird, jo iſt dieſe Abänderung in demjelben Vers zu verfügen und dafjelbe zu verwalten, richt 
fahren, wie die urfprüngliche Feitfegung, zu be» durch gerichtliche Anordnungen entzogen ift. — 
wirken. — Die Auflöfung einer nad) diefem Ge» Geijtlie, Kirchenlehrer und Elementarlehrer 
fege begründeten Waldgenoffenichaft ift nur zu» können nicht Mitglieder des Waldſchutzgerichtes 
läffig, wenn die nah $ 24 zur Bildung einer fein; richterlihe Beamte, zu denen jedoch die 
Grnojjenichaft erforderliche Mehrheit ver Bethei⸗ |technifchen ey bireh der Handels od. Gewerbe» 
ligten derjelben zuftimmt. Solche Beſchlüſſe be- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, nur 
bürjen der Genehmigung der Auffichtöbehörde|mit Genehmigung des — Miniſters. — 
($ 44). 8 46. Bei der Auflöſung einer der im Die Wahl der Mitglieder erſolgt auf ſechs Jahre 
$ 23 unter 2 bezeichneten Waldgenofjenichaft er- mit der Maßgabe, daß bei Ablauf der Wahl« 
ält jeder Waldgenojje die eingeworfenen Örund- |periode die Mitgliedichaft bis zur —— des 
* zur eigenen Bewirthſchaftüng zurück. Uußer- Nachfolgers fortvauert. Alle zwei Jahre ſcheidet 
dem jind, wenn das Gtatut nicht ein Anderes ein Drittel der Mitglieder aus. Die das erfte 
bejtimmt, die in dem Genoſſenſchaftswalde vor- und ziveite Mal Ausſcheidenden werden durch das 
handenen Holzbejtände nad) dem Verhältniffe des | Loos bejtimmt. Die Ausgefchiedenen können 
Kapitalmertges der zur Zeit der Errihtung der/wicder gewählt werden. — Die Mitglieder des 
———— eingeworfenen Holzbeſtände unter Waldſchutzgerichtes werden von dem Vorſitzenden 
die Genoſſen zu vertheilen. — Bleibt der Werth vereidigt. Sie können durch Beſchluß der De— 
des auf dem zurückerhaltenen Grundſtücke vor» |putation für das Heimathöwejen ihrer Stellung 
handenen Holzbejtandes hinter dem Werthe des | enthoben werden. — Diejelben erhalten eine ihren 
nad) diejem Verhälmiß ermittelten Antheild zu-| Auslagen entiprehende Entihädigung aus Kreis- 
rüd, fo it diefer Minderwerid von demjenigen |Eonmunalmitteln. — Ueber die Höhe derjelben 
Baldgenojien verhältnigmäßig zu erftatten, weldje bejchließt der Kreistag. $ 50. Das Waldihup- 
mit ihren Örundftüden einen Ueberſchuß an Holz=| gericht it beſchlußfähig, wenn drei Dlitglieder mit 
bejtandswerth erhalten haben. Er» des Fans anwejend ſind. — 
„Be chlüſſe werden nad Stimmenmehrheit gefaßt. 
IV. Theilung gemeinigaftliger Wald. |_ Ir ine gerade Zahl von Mitgliedern anmejend, 
BRBFH ſo nimmt das dem Lebensalter nad) jüngfte Mit- 

8 47. Sofern eine nad) den beftehenden Vor: |glied an der Ubjtimmung nicht Theil. Betrifft 
ichriften zuläffige Naturaltheilung eines von einer der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mit- 
Nealgemeinde oder einer Genoſſenſchaft befefienen | glicber des Waldſchutzgerichts, oder deren Vers 
Waldgrundftüdes ſolche Theilſtücke ergeben würde, wandte oder VBerihwägerte in auf» oder abftei- 
deren forftmäßige Benupung nur durch gemein- gender Linie, oder bis zu dem dritten Grade ber 
ſchaftliche Bewirthſchaftung zu erreichen wäre, fo Seitenlinie, fo dürfen diejelben an der Berathung 
darf dem Antrage auf Theilung nur dann ſtatt- nicht theilnehmen. — Wird dadurdh dad Wald- 
gegeben werden, wenn die Mehrzahl der Bethei- ſchutzgericht beſchlußunfähig, jo tritt nach der 
ligten, nad) den Theilnahmerechten berechnet, dem= | Bejtimmung der Deputation für das Heimaths- 
ſelben zuftimmt. * das rg * — — 
ne ezirfed an jeine Stelle, o lange in 

V. Uebergangsbeſtimmungen. einzelnen Kreiſen ein Waldſchutzgericht nicht ge- 

8 48. In denjenigen Theilen der Monarchie, bildet ift, find die nah $ 3, beziehungsweije 
in welchen zur Zeit Berwaltungsgerichte nicht $ 23 zuläfligen Anträge an den Landrath (Kreid- 
bejtehen, werden bis zur Einrihtung von foldhen hauptmann) zu richten, welcher verpflichtet iſt, 
die in diejem Gejege den Verwaltungsgerichien ſofort die Bildung des Waldſchutzgerichtes her» 
übertragenen Functionen in erfter Inſtanz durch beizuführen. — In Fällen, wo Selahr im - 
befondere Waldſchutzgerichte, welche bei eintretens | zuge ift, Fann der Landrath (Kreidhauptmann) die 
dem Bebürfnijje für jeden Kreis nad den Vor- im $ 21 vorgejehenen vorläufigen Anorbnungen 
ichriften der folgenden Paragraphen gebildet wer- ‚treffen. $ 52. In jelbftändigen Stabtfreijen 
den, in zweiter Inſtanz durch die Deputationen finden die Bejtimmungen der $$ 49, 50, 51 mit 
ke das Heimathsweſen — 40 und 41 des Ge- der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des 











eges, betreffend die Ausführung des Bundesge- Landrathes (Kreishauptmanns) der Bürgermeifter 
ete3 über den Unterjtügungswohnfig, v. 8. März und an die Stelle der Kreisverſammlung die 
1871) in dem durch dieſes Geſetz vorgejchriebenen  Stadtverordnetenverfammlung (Bürgervoriteher- 
— —— 39. Das zur collegium) tritt. 

ihußgeriht wird aus dem Landrathe (Sreis- ei N 

hauptmann) als Borjigenden und ſechs Mitglie- VI. Strafbeftimmungen. 
dern gebildet, welche von der Kreisverfammlung| $53. Die Eigenthümer, Nutzungs-, Gebrauchs- 
nad abjoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. und Gervitutsberechtigten, jowie Pächter find, 
Wählbar als Mitglied ift jeder Felbftändige An- wenn fie den Beſtimmungen des Regulativs 
gehörige des Deutihen Reiches, mit Ausnahme ($ 20) zuwider Holz einſchlagen, mit einer Geld- 
der nicht angejejjenen fervisberechtigten Militär- |ftrafe zu belegen, welche dem doppelten Werth- 
erfonen, welcher a) in dem Kreiſe einen Wohn betrage des gefällten Holzes gleichkommt. — 
Er hat, b) ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehren: | Wenn fie die jonjtigen Feitiegungen des Regu— 
sechte befindet, — Als jelbjtändig wird derjenige lativs, durch welche eine beſtimmte Urt der Ve: 
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nugung vorgeichrieben oter verboten wird, über» einander folgenden Tagen von alſen Berechtigten 
treten, find jie mit einer Geldftrafe bis zu 100 M gleichzeitig unter Aufſicht des Wald - Eigenthü- 
zu beitrafen. $54. Der Minifter für die land- mers geſchieht und hiermit dad Einfammeln für 


wirthſchaftlichen Angelegenheiten ift mit der Aus» 
führung dieſes Gefepes beauftragt. 
Waldſtreuberechtigung. 
Vorläufige Verordnung 
über die Ausübung der Waldſtreu— 
Berechtigung, vom 5. März 1843. 


Wir Friedrih Wilhelm 2c. finden Uns bewo— 
gen, zur Verhütung der Nachtheile, welche eine 
ungeregelte Ausübung der Walditreu »Berechtig- 
ung auf die Holzcultur ausübt, und um ſowol 
den Waldbefigern die angemefiene Bewirthichaft- 
ung ihrer Waldungen, 018 auch den Serpitut- 
Berechtigten jelbft die machtheilige Ausübung 
dieſer Berechtigung zu fichern, für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien, 
Poſen und Sachſen vorläufig bis zur Publica- 
tion einer allgemeinen Forſt- und Jagdpolizei— 
Ordnung nach Anhörung Unjerer getreuen Stände 
und auf Antrag Unjeres Staatöminifteriums zu 
verordnen was folgt: $ 1. Die Waldftreu - Ber 
rechtigung befteht in der Befugniß abaefallenes 
Laub und Nadeln, jo wie dürres Mood zum 
Unterjtreuen unter das Vieh behufs der Bereit» 
ung des Diüngerd in dem Walde eines Anderen 
einzufammeln. $ 2. Wo der Umfang und die 
Art der Ausübung diefer Berechtigung durch Ber- 


das ganze Jahr geſchloſſen ift, jo behält e3 hier- 
bet ſein Bewenden. — Die Berechtigung darf 
‚aud nur d, mit den in den Zetteln bezeichneten, 
nad) der bisherigen Obfervanz zu beftimmenden 
Transportmitteln und e. nicht mit eifernen, 
jondern nur mit hölzernen unbefchlagenen Rechen 
oder Harken, deren Zinten ebenfalls nur von 
Holz fein dürfen und mindeſtens 2:/, Zoll von 
einander abftehen müfjen, ausgeübt werden. & 5. 
Entſtehen über die Frage: welche Diſtricte zum 
Streuſammeln zu öffnen find, zwiſchen dem Wald» 
Eigentümer und den Berechtigten Streitigkeiten, 
‚jo werben ſolche von dem Kreis-Landrath unter 
Zuziehung eines von diefem zu wählenden hier 
bei unbetheiligten Forjtbeamten und eines Deco- 
‚nomieverftändigen unter Vorbehalt des Recuries 
an das Plenum der vorgefegten Regierung ent» 
Ichieden. Ueber Streitigkeiten in Betreff der 
Transportmittel, fowie über die mit Berüchſich— 
tigung der bisherigen Objervanz zum Streuholen 
zu bejtimmende Zahl der Tage ($ 4, Litt. c) 
findet dagegen bad ordentliche Rechtöverfahren 
jtatt.*) N 6. Die Walditreu kann zwar vorüber- 
gehend aud) zu anderen wirthichaftlihen Zwecken 
($ 1), 3. B. zur Berjegung der Wände der Wohn. 
gebäude, zur Bedeckung der Kartoffelaruben ꝛc. 
benußt, darf aber in ihrer Endbeitimmung nur 


— 





leihung, Vertrag, richterliche Enticheidung oder zum Unterſtreuen unter das Bich verbraucht, 
bereits vollendete Verjährung beftimmt fejtge- auch weder verkauft, noch ſonſt an Andere über- 
ftellt worden ift, behält e3 hierbei fein Bewen- laffen werden. $ 7. Wer bie Baldftreu-Beredy- 
den. In Ermangelung folder auf bejonderen|tigung a) in anderen al® den dazu geöffneten 
Rechtstiteln beruhender Verhältniffe dienen die Diftricten ($ 4, Litt. a), b. nad) dem Schluß der 
nachſtehenden Borfchriften lediglich zur Richtſchnur. Streulings-Periode ($ 4, Litt. b), c. an ande» 
3. Die Berechtigten müffen fich, wenn fie die Wald» ren ald den im Zettel beitimmten Tagen ($ 4, 
treu-Nugung in der nädjften Periode ($ Ab) Ritt. c) ausübt, joll beitraft werden, mit einer 
ausüben wollen, ſpäteſtens bis * 15. Auguſt Geldbuße von 1 M, wenn die Streu getragen 
eined jeden Jahres bei dem Walbbefiger oder |oder auf Radwern (Schieblarren) geholt mird, 
deſſen verwaltenden Beamten melden, morauf|mit einer Geldbuße von 3 M, wenn die Gtren 
ihnen ein loſtenfrei ausgefertigter Zettel zu ihrer mit einer ein- oder zweiſpännigen Fuhre und 
Legitimation ertheilt wird. Diejer Zettel iſt mit einer Geldbuße von 6 M, went die Streu 


nur für den Zeitraum, für das Mevier und für 
die Perſon gültig, auf welche derjelbe lautet, — 
Die Streuberechtigten oder die von ihnen mit Ein- 
fammlung der Waldſtreu beauftragten2eute müfjen 
dieje Bettel, wenn fie Streu im Walde einjanı- 
nıeln, bei Vermeidung einer für jeden einzelnen 
Contraventionsfall an den Wald-Eigenthümer zu 
erlegenden Strafe von 50 P bis ı M jtets bei 


fih führen und beim Ablauf der zur Streu— 


fammlung beftimmten Zeit bei gleicher Strafe 
wieder abliefern. $ 4. Die Bereditigung darf 
nur: a. in dem bom Wald » Eigenthümer nad 
Mafgabe einer zwedmäßigen Bewirthidhaftung 
des Forſtes geöffneten Diftricten, b. in den jechs 
Winter-Monaten vom 1. Oct. bid zum 1. April, 
ec. an beftimmten vom Wald-Eigenthümer mit 
Rückſicht auf die bisherige Objervanz feitzufegen- 
den, jedoch auf höchſtens zwei Tage in der Woche 
zu beſchränkenden und von den Raff- und Leſe— 
holz-Tagen verichtedenen Wochentagen ausgeübt 
werden. 


beim Beginn des Octobers an mehreren nad 


Beiteht aber nady dem Herfommen der‘ 
Gebraud, daß die Einfammlung der Streu gleich 


‚mit einer drei- oder vierfpännigen Fuhre geholt, 
— Der Gebrauch der in $ 4, Litt. e verbote- 
nen Harfen wird neben Gonfiscation derjelben 
mit einer Strafe von 3 M und die Ausübung 
der Berechtigung mit größeren, als den im Bet» 
tel bezeichneten Transportmitteln mit einer dei 
hohen Strafe geahndet. — Werben dieſe Con- 
traventionen bei Nadt, d. h. in der Zeit von 
einer Stunde nah Sonnenuntergang bis einer 
Stunde vor Sonnenaufgang oder an Sonn» und 
Feſttagen verübt, jo tritt der doppelte Betrag 
diejer Strafe ein. Der Verbraud der Walditreu 
zu anderen Zwecken ald zum Unterftreuen unter 
das Vieh ($ 6), wird mit einer Strafe von 6M 
und der Verkauf oder die ſonſtige Ueberlafjung 
der Waldjtreu an Andere, für eine Karre oder 
Zraglaft mit 3 M, für eine ein» oder zweiſpän— 
nige Fuhre mit 6 M, für eine drei- oder vier- 
'fpännige Fuhre mit 12 M neben dem Verluſte 








1) Bezüglich der Zuftändigfeit ber Behörden im Bereiche der 
rovinzial-:Ordnung vom 29. Juni 1875 f. unter Berwalt: 
\ungsbehörden Wejeg vom 26. Juli 1876, 8 96. 
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der Berechtigung auf ein Jahr geahndet. — In 
Wiederholungsfällen nad) vorgängiger redhtäfräf- 


tiger Berurtheilung zahlt der Contravenient bie] 


boppelte Geldſtrafe, außerdem verliert er, wenn 
er nad) zweimaliger Berurtheilung wegen Streu» 
Veräußerung ſich diefed Vergehend von Neuem 
ſchuldig macht, die Waldftren - Berechtigung auf 
die ganze Dauer feiner Befigzeit. — Die Geld- 
trafen Taten dem Wald - Eigenthümer anheim. 

8. Bei Betretung des Freblers auf eine der 

den $$ 3 und 4 bezeidjneten Contraventionen 
tritt Pfaͤndung ein und der Wald-Eigenthümer 
ift das abgenommene Pfand nur gegen Erleg— 
ung der auf die Contravention gelegten Strafe 
auszuantworten verpflichtet. 8 9. Wer die er- 
fannten Geldjtrafen zu zahlen unvermögend ift, 
hat an deren Stelle Gejängnißjtrafe, oder nad 
der Wahl des Wald-Eigenthümerd Forſt; oder 
andere Straf-Wrbeit nad; Mafgabe der wegen 
Beitrafung der Holzdiebjtähle ag bes 
flimmungen zu gewärtigen. Die Un- 
terjuchung der Contraventionen gegen bieje Ver— 
ordnung und die Feſtſetzung der darin ange— 
drohten Strafen erfolgt durch die zur Unter- 
ſuchung und Beitrafung der Holdiebjtähle be- 
ftellten Forſtgerichte nad) dem für diejelbe vor— 
geichriebenen Verfahren, Bei Eontraventionen 
gegen dad Verbot des Verlaufs von Waldjtreu 
aber (8$ 6 und 7) bleibt die Entſcheidung den 
ordentlichen Gerichten vorbehalten. & 11. Bei 


der Unterjuhung der gegen dieſe Verordnung 
verübten Contraventionen wird den Angaben der 


Waldungen. 


ſo ift er durch das competente Gericht nur auf 
die obige Eidednorm zu verweiſen. 
Waldungen. Hier wird nur auf gejeglice 
Vorſchriften in Betreff der Gemeinde und In— 
ftituten-Waldungen Rüdfiht genommen. *) 


1. Gejeß, betreffend bie Verwaltung 
der den Gemeinden und Öffentlihen Au— 
ftalten gehörigen Holzungen in ben 
Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Bommern, Poſen, Schleſien u. Sadıen, 
vom 14, Augujt 1876: 

' 1. Die Verwaltung ber Holzungen der Ge 
‚meinden, Kirchen, Pfarren, Küftereien, fonftigen 
geiftlichen Inſtitute, öffentlichen Edjulen, höheren 
Unterrichts- und Erziehungsanitalten, fronmien 
und milden Stiftungen und Wohlthätigfeitdan. 
ftalten unterliegt der Obcraufliht des Staates 
nad) Maßgabe dieſes Geſetzes. — Holzungen, 
welche ſich in ſtaatlicher Verwaltung befinden, 
werden ron dieſem Gefe e nicht berührt. F 2, 
Die Benugung und Bewirthſchaftung der in $ 1, 
Abſatz 1 bezeichneten Holzungen muß ji inner— 
halb der Grenzen der Nachhaltigkeit bewegen. 
Insbeſondere darf die Erhaltung der ftanduris- 
gemäßen Holz- und Betriebsarten nicht durd) 
die Nebennupungen gejährdet werden. — in 
Betrieb, der eine der im $ 2 des Geſetzes vom 
6. Juli 1875, betreffend Echupwaldungen und 
Waldgenojjenichaften, bezeichneten Gefahren her- 
‚beiführen könnte, iſt unzuläſſig. $ 3. Der Be- 
1 bezeichneten 


| 








wirthſchaftung der $ 1, Abſatz 


lebenslänglid) oder doc) mit dem Anſpruche auf Holzungen find Betrieböpläne zu Grunde zu legen, 
letenslänglidye Verforgung angejtellten, nad) Vor⸗ welche der Feititellung durch den Regierungs- 
fchrift des 5 20 des Gejeges v. 7. Juni 1821| Präjidenten bedürfen. Hierbei find namentlid) - 
vereidigten, aud) von dem Bezuge aller Denun- hinfichtlich der Holze und Betriebsart, jowie der 
cianten- und Gtraf- Antheile ausgeſchloſſenen Umtriebszeit, die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe 
Forſt- und Jagdbeamten, welche den Ungejchuf- und die Wünſche der Waldeigenthümer zu be- 
digten auf Grund eigener Wahrnehmung bezüch- rüdjichtigen, joweit dies mit ben Grundfägen 
tigen, volle Beweiskraft beigelegt, fofern nicht |ded $ 2 vereinbar ift. — Die im Betriebsplan 


ber Angeſchuldigte durch Gegenbeweis feine Linz feſtgeſetzte nachhaltige Holzabnugun 


ſchuld auszuführen od. die gegen ihn angebrad)- 
ten Beweiſe zu entfräften vermag. Es find aber, 
wenn der Forſtbeamte die verübten Eontraven- 
tionen nicht ſelbſt ermittelt und die Thäter dabei 
betroffen hat, aud) andere Beweismittel F 
Ueberſührung der Contraventionen zuläſſig. 8 

Jeder Forſtbeamte, deſſen Angaben der Wald» 
Eigenthümer die volle Glauübwürdigkeit nad) 
Vorſchrift des $ 11 beigelegt ſehen will, muß 
bei den Gericht eidlich dayin verpflichtet wer« 
ben: daß er bie Yorjt-Contraventionen, welche 
in dem Revier, in weldem er angejtellt ift, zu 
feiner Kenntniß kommen, mit aller Wahrheit 
und Gewiljenhaftigkeit anzeigen und was er über, 
die Thatumftände des Bergehens und über dejien 
Urheber und Theilnehmer aus eigener Anſicht 
wahrgenommen oder durch fremde Mittheilung 
erfahren habe, mit genauer Unterjheidung an— 
geben wolle. — Eine Ausfertigung diejes Ber: 
flichtungs-Protokolls wird bei dem Forjtgericht 
\ 10) niedergelegt und im alle der Verſetzung 
des Beamten nad) einem anderen Bezirke dem 
daielbit competenten Forſtgericht Kojtenfrei über- 
macht. Iſt der Beamte ſchon auf das Geſetz 
wegen Unterfuhung der Holzdiebjtähle vereidigt, 





2 | 


(Abnu 
ungsjag) iſt für den jährlichen Holzeinſchlag = 
gebend, — Wenn die Geſammtfläche des Wald— 
befiteö einer Gemeinde beziehungsweife öffent» 
lichen Anſtalt jo gering ift, daß eine regelmäßige 
Bewirthſchaftung nur mit unverhältnijmäßigen 
Dpfern Seitens des Eigenthümers fattfinden 
fann, oder wenn die Betrieböverhältnijje jo ein 
fad) find, daß eine fpecielle Nupungsregulirung 
entbehrlich ericheint, jo fann von der Aufitellung 
förmlicher Wirthichaftspläne Nbftand genonmen 
werden. In joldhen Fällen genügt eine kurze 
Darftellung der Standortd- und Betrieböverhält- 
nifje, jowie die Angabe über den —— des 
Abtriebes und über die Art der Wiedereultur. 
$ 4. Abweichungen von dem feſtgeſtellten Bes 
triebsplane (8 3) a. durch Rodungen, b. durch den 
Ubtrieb von Holzbejtänden, jofern jolcher bei Hoch— 
waldungen für die laufende ziwanzigjährige Nuß- 
ungsperiode, bei dem eingetheilten Mittel- und 
Niederwalde für die nächſten fünf Jahre im Be— 
triebsplane nicht vorgejehen ift, ec. durch Holz 
fällungen, welde den Abnugungsjas bei Berüd- 





) Das MWaldlulturgefeg für den Kreis Wittgenfiein tom 
1. Juni 1854 wird bier nicht abgedrudt. 
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fihtigung des feit Feſtſetzung deſſelben erfolgten Berpflichtung troß geichehener Aufforderung nicht 
Mehr- oder Mindereinichlage® um mehr als nachkommt, jo ift der Negierungspräfident befugt, 
zwanzig Procent feines Betrages überjchreiten die zur Erfüllung der Verpflichtung erforderlichen 
würden, d. durch Ueberſchreinung des Abnutzungs- Handlungen durch einen Dritten ausführen zu 
jages, welche innerhalb der faufenden Nutzungs- laſſen, den Betrag der Kojten vorläufig zu bes 
periode nicht wieder eingejpart werden fönnen, |ftimmen und im Wege der Erecution von bem 
bedürfen der Genehmigung des Wegierungs« |Berpflichteten einzuziehen. $ 11. Gegen bie auf 
präfidenten. — Werden Abweichungen der unter Grund der SS 2 bis 7 und $ 10 von dem Re— 
a bis d gedachten Art ohne Genehmigung un— gierungspräfidenten erlafjenen Verfügungen findet 
ternommen, jo fann ber Regierungspräjident innerhalb einer Präclufivfrift von einundzwanzig 
eine entjprechende Abänderung des Betriebsplans, Tagen Beſchwerde an den Oberpräfidenten und 
insbefondere auch den Wiederanbau ‘gerodeter/gegen den Beſcheid des Oberpräfidenten die 
Flächen mit Holz anordnen, 8 5. Die Vetriebd- Klage beim Oberverwaltungsgericht ftatt. Die 
pläne find der Revifion und erneuten Feititellung Klage kann nur darauf geftügt werden: 1. daß 
zu unterziehen, wenn die von dem Negierungs- der angefochtene Beſcheid auf der Nichtanmwend« 
präjibenten für erforderlih erachtet oder von ung oder unrichtigen. Anwendung des beitehens 
dem Waldeigenthümer beantragt wird. Minde- den Rechts, insbeſondere aud) der von den Bes 
ftend alle 10 Jahre muß eine Revifion ftattfin- |hörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen 
den. $ 6. Der Regierungspräfident kann den Verordnungen berube, 2. daß bie thatfächlichen 
uftand und die Bewirthichaftung der in $ 1, Vorausſetzungen nicht vorhanden jeien, welche 
bjag 1 bezeichneten Holzungen an Ort und die Polizeibehörde zum Erlafje der Verfügungen 
Stelle unteriuchen laſſen. Wenn die Unterſuch- | berechtigt haben würden, 3. auf die Behauptung, 
ung ergibt, daß ber Betrieb den Grundſätzen des daß dad Bmwangsmittel nah Art und Höhe nicht 
$ 2 oder dent feitgeitellten Betriebsplan nicht | gerechtfertigt oder nad) Lage der Sache zur Er- 
entipricht, jo fanıı der Negierungspräjident, uns |reichung des angeordneten Zweds überhaupt 
beſchadet der ihm nach $ 10 zujtehenden Befug-|nicht erforderlich jei. $ 12. Die im Staatsforſt- 
nife, die Einreichung jährliher Fällungs-, Eul-|dienfte angeftellten Beamten find den in Ans« 
tur» und Nebennugungspläne anordnen. Die- führung diefes Geſetzes an fie ergehenden Auf— 
jelben find nad) Maßgabe der 55 2, 3 feftzu-/trägen des NRegierungspräfidenten, des Bezirld« 
ftellen. $ 7. Die Eigenthümer der im $ 1,|raths und des Provinzialrath3 Folge zu leiften 
Abſatz 1 bezeichneten Holzungen find verpflichtet, verpflichtet. F 18. Ju der Provinz Poſen tritt 
für den Schug und die Bewirthſchaftung der-|bis zur Einjegung von Rreisausthüffen, Be 
jelben durch genügend befühigte Perſonen aus« | zirfäräthen und eines Provinzialratd an bie 
reichende Fürjorge zu treffen. 8 8. Die Ge-| Stelle des Kreisausſchuſſes der Kreistag, an die 
meinden find verpflichtet, da wo ihre Kräfte es Stelle des Bezirksraths die Bezirkäregierung 
ejtatten und ein dringende® Bedürfniß der und an die Stelle des Provinzialraths der Ober- 
‘andescultur dazu vorliegt, uncultivirte Grund! präfident. — Gegen die Berfügungen des Me 
ftüde, welche nach ſachverſtändigem Gutachten zu |gierungspräfidenten findet die Beichwerde an den 
dauernder landwirthihaftlicer oder gewerblicher Oberpräſidenten und gegen deſſen Bejcheid vie 
Nutzung nicht geeignet, dagegen mit Nutzen zur Holz | Klage bei dem Oberverwaltungsgericht nad) Maß— 
zucht zu vertvenden find, mit Holz anzubauen, Bur/gabe des $ 11 ftatt. F 14. Die aus der jlaat« 
Erfüllung diefer Verpflichtung können die Gemein« lichen Oberauffiht erwachſenden Koften fallen 
den nad) Anhörung ihrer Vertreter und des der Staatskaſſe zur Laft. $ 15. Diefes Geſetz 
Kreisausicuffes durch Beichluß des Bezirksraths tritt mit dem 1. Januar 1877 in Kraft. Alle 
angehalten werden. — Gegen den Beſchluß des demſelben entgegenjtcehenden Beitimmungen, ind« 
Bezirksraths findet innerhalb einer Präclufivfriftbefondere die Verordnung vom 24. December 
von einundzwanzig Tagen die Beichwerde an 1816, ſoweit fie für die Provinz Sachſen gilt, 
den Provinzialrath ftatt. — Die Dedung und find von diefem Zeitpunkte ab ——— $ 16. 
Aufforftung der Meeresdünen kann auf Grund Der Finanzminifter, der Minifter des Innern 
dieſes Gejeted nicht gefordert werden. $ 9. In und der Minifter für die Tandwirtgfchaftlichen 
ben Fällen, in welchen die Kräfte der Gemein-| Angelegenheiten find mit der Ausführung diejes 
ben es nicht geftatten, die im Intereſſe der Lan⸗Geſetzes beauftragt und 3 die dazu erfor- 
— a: he? Nora unculs |derlichen Anordnungen und Inſtructionen. 
tivirter Grundftüde aus eigenen Mitteln auszu- : 
führen, wird denjelben aus der Staatsfaffe nad) * ee — * 
Maßgabe der im Staatshaushalts-⸗Etat angeſetz- ehörigen Forften in den Probinzen 
ten Mittel zu dieſem Zwecke eine angemejjene ÜBeitfaten, Kleve, Berg und Niederrhein 


Beihilfe gewährt. — u allen Fällen ift den 
Gemeinden, welche auf Grund der im $ 8 ent— betreffend, vom 24. December 1816.) 


haltenen Verpflichtung Holzeulturen nach forſt⸗ [Aufhebung der bisher ftattgefundenen Eins 
wirthſchaftlichen Regeln ausführen, der zwanzig ſchtänkungen in der Aominiftration u. der aufs 
jache Betrag der auf den betreffenden Grund» |erlegten bejonderen Abgaben] $ 1. Alle in den 
ſtücken ruhenden Jahresgrundftener zu den Koften | genannten Provinzen bisher ftattgefundenen Ein« 
der erjten Anlage aus der Staatöfajje zu über) U — —- u ERROR 
weifen. $ 10. Wenn ein Waldeigenthümer eimer| <ufjen m aber für Bee Kur) Das voriebenb abjebrudis 
ihm nad) S$ 2 bis 7 dieſes Gejeges obliegenden Gejey vom 14. Aug. 1876 erjegt. 
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ſchränlungen des Forſteigenthums ber Gemeinden ſchleudert, noch mit Hintenanſetzung des fort 


und öffentlichen Anſtalten ſollen, wo ſolche durch 
die Gouvernements nicht ſchon aufgehoben ſind, 
vom Tage der eintretenden allgemeinen Organi- 
jation der Bermaltung unſerer landesherrlichen 
Forſten in den genannten Provinzen an gered) 
net, völlig aufhören, und die unter den vorigen 
Ütegierungen ben Gemeindewaldungen, als ſolchen, 
auferlegten bejonderen Abgaben an den Staat 
fernerhin nicht weiter erhoben werden, — Vor— 
zügli gehören hierher: die Zehnprocent-Gelder, 
welche bei Holzverkäufen an den Meijtbietenden 
von dem Käufer zur landeöherrlichen Kaffe be- 
zahlt werden mußten; bie fogenannten Vacations: 
gebühren oder Anmweijegelder zur Gratifications- 
tafje; ferner bie außerorbentlichen zeugt, 
beren Ertrag zur landesherrlichen Kaffe ein- 
gezogen oder verzinslich deponirt wurbe, ſowie 


mwährenden Bejten der Corporation u. zum Vor- 
theile einzelner Mitglieder od. Klafjen derjelben 
verwendet werden. Nach diefen Rüdfichten haben 
fie daher audy die von ben Gemeinden einzu: 
reichenden Forſtetats und deren Unträge auf 
außerordentliche Holzichläge und Rodungen ober 
anderweitige Diäpofitionen über die Subſtanz 
jelbit durch Sachverſtändige prüfen zu lafjen und 
nad deren Befinden darüber zu beſtimmen. 
[Unterfudung der Forjtbewirthidaftung felbit 
und Ubftellung zwedwidriger Berwaltung. $ 5. 
Zu gleihem Behuf fteht denjelben auch zu, bie 
in den Forſten der Gemeinden und öffentlichen 
Anſtalten ſtatthabende Bewirthichaftung von Amts 
wegen od, auf fpeciele Beranlafjung unterjuchen, 
und gegen forjitwidrige ee durch An⸗ 
ordnung einer ſpeciellen Beaufſichtigung od. ſonſt 


alle jährlichen directen Geldbeiträge zu den Be⸗ zweckmäßige Vorkehrungen treffen zu laſſen. 


ſoldungen der landesherrlichen Forſtbedienten u. 
endlich die Ausziehung der vorzüglichſten Stämme 
für öffentliche Zwecke. 


(Beſtimmung, ob zur zwecmäßigen Verwaltung 
die Anjtellung eigener forjtbedienten nothwendig 
iſt. $ 6. Ganz vorzüglich aber werden ſie, mit 


[Berwaltungsredt der Gemeinden und öffent Hpinficht auf Dertlichleit und die individnelle Be— 


lichen Anftalten, hinfichtlid) ihrer Forftländereien. 

2. Den Gemeinden und öffentlihen Anftalten 
werden, Kraft dieſer Veroronung, ihre Forft- 
ländereien zur eigenen Berwaltung überlajjen. 


Ihaffenheit der Communal« u. Inftitutswaldungen 
beitimmen, ob zu deren, dem im $ 4 angedeuteten 
Zwede entſprechenden Bewirthichaftung die An- 
iellung eines eigenen Forjtbedienten unungäng- 


Sie find jedod dabei ebenjo, al& bei der Ber-/lich erforderlich ſei, oder ob ſolche eben jo gut 
waltung der übrigen Gemeindegüter, in höherer | u. zwedmäßig durd; Gemeindeglieder ausgeführt 
Inſtanz der Oberauffidit der Hegierungen unter-| oder nad) den Wünjchen der Gemeinden u. öffent» 
worfen, und müſſen fich nad) den Anmweifungen ‘lichen Anftalten gegen eine angemefjone Remune- 
berjelben wegen eines regelmäßigen Betriebes ration einem benadybarten königl. Forftoffictanten 
und der vortheilhafteften Benugungsart genau übertragen werden könne. Wenn die Regierung 
richten. In der Regel find die Sorftländereien | die Annahme eines eigenen gehörig ausgebildeten 
auch fernerhin diejer Beitimmung zu widmen. Forſtbedienten nad) den Umſtänden nothwendig 
Wenn die Gemeinden, Corporationen od. öffent | findet, jo fteht den Gemeinden und öffentlichen 
lichen Unftalten aber die Berwandlung ihres |Anftalten die Wahl eines qualificirten Sadver- 
Horjtlandes in Ader und Wieje für zuträglicher jtändigen zu. Sie haben aber dabei vorzugs- 
als die Benugung zur Holzerziehung halıen, ſo weiſe auf die bisher ſchon amgejtellt gewejenen 
haben fie den deshalb gefaßten Beſchluß mit! Forjtbedienten, die zur Verjorgung bejtimmten 
Darjtellung ber rechtfertigenden Gründe der vor-|Subjecte des Jägercorps und die mit Verjorg- 
geſetzten Kreisbehörde befannt zu machen, welche ungsanſprüchen entlafjenen freiwilligen Jäger, 


hierauf die Prüfung defjelben vorzunehmen und 
die Entſcheidung hierüber bei der betr. Regierung 
zu veranlaſſen hat. 

[Nähere Beitimmungen über die Verwaltung 
ſelbſt. $ 3. Die Gemeinden u. öffentlichen Un- 
jtalten find verpflichtet, die in ihren Beſitz be- 
findlihen Forftländereien 1) nad den von ber 
Regierung genehmigten Etats zu bewirthſchaften; 


wenn foldye übrigens die erforderlichen Eigen- 
ſchaften dazu befigen, Rüdjicht zu nehmen. Die 
gewählten Subjecte find der Regierung vorzu— 
ſtellen, deren erjte Abtheilung ihre Prüfung durch 
Sachverſtändige zu veranftalten, und jie, wenn 
jie tüchtig und gejcdidt befunden worden, als 
Communal» oder Inſtitutsbeamte zu beftätigen 
hat, worauf folhe in den ihmen übertragenen 





2) ſolche Wälder u. beträchtliche Holzungen, die Poſten eingetwiejen werden können. $ 7. Den 
nad) ihrer Beichaffenheit und Umfang zu einer Gemeinden und öffentlichen Unftalten liegt im 
forjtmäßigen Bewirthſchaftung geeignet find, durch Allgemeinen ob, die gegenwärtig ausſchließlich 
gehörig ausgebildete Forjtbediente adminiftriren | bei ihren Waldungen angeftellten Officianten an» 
zu laſſen; aud können fie 3) außerordentliche‘ dermweitig zu verjorgen oder zu penjioniren, ins 
Holzſchläge, Rodungen und Beräußerungen mir jofern joldye zu dem einen od. anderen individuell 
mit Genehmigung der Regierung vornehmen. geeignet befunden werden. Dahingegen theilt fich 

Oberaufſicht der Resierungen.T $ 4. Die Ober- dieſe Verbindlichkeit pro rata zwiſchen dem Staate 
aufjicht, welche die Negierungen über diefe Güter und den betr. Corporationen in Rückſicht der« 
und deren Verwaltung zu führen haben, ift zum jenigen Forftbedienten, welche bisher für landes- 
Refjort der erjten Abtheilung berjelben gehörig. | herrliche und Commmmnalwaldungen zugleich an— 
Sie beſchränkt ſich im wejentlichen darauf, daß geftellt waren, vorausgeſetzt, daß ihre Tüchtigkeit 
die Forſten, gleich jeder anderen Gattung des zur Wiederanftellung, od. ihre Berechtigung zum 
Gemeindevermögens, den Öffentlichen Zweden des Venſionsgenuß nachgewieſen u. anerkannt worden. 
Gemeinwejend erhalten u. weder durch unmwirth: $ 8. Die Negierungen können fih zur Beauf— 
ihaftlihe Verwaltung zeritört oder jonft ver⸗ jchtigung der Communal- u. Jnititutswaldungen, 


— De —— Te. — — 
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da wo fie es nothwendig finden, unferer Ober- ſchehen kann. — Die Entſcheidung gegen die An« 
der Forfteigenthümer od. deren Vertreter 


Forſtmeiſter u. der denjelben untergeordneten Forſt⸗ ag 
e 


officianten bedienen. — Wenn legtere bei ihren 
Soritbereifungen in den Communalwaldungen 
Uebelitände bemerken, fo haben fie jolde ex of- 
fieio den Regierungen anzuzeigen, weldje ben 
nöthigen Gebraud davon madjen werden. & 9. 
Die Beftimmungen dieſes Geſetzes follen in den, 





genannten Provinzen zu ber im & ı bemerften 
Zeit zur Anwendung fommen und von unferen 


Minifterien der Finanzen und des Innern des⸗ 
Halb die erforderlihen Verfügungen getroffen‘ 


in Beziehung auf Feititellung der Wirthichafts- 
und der jährlichen Betriebepläne fteht der zu. 
ftändigen Zandbdrojtei, bezw. der Berghauptmann« 
haft, u. in letzter Inſtanz unferem Miniſterium 
des Innern zu. 5. Die Forſteigenthümer 
ach bie feitgeftellten Hauungen, Eulturen und 
onftigen Yorjtverbefferungen auf eigene Koften 
nad) näherer Beitimmung der Betriebs verwaltung 
auszuführen, und wenn diefe die Ausführung 
der Arbeiten durch von ihr anzunchnunde Urs 


werden. Jedoch verordnen wir ausdrüdlich, daß beiter jr nöthig halten follte, die desfallfigen 
dieſes Geſetz nicht anwendbar jei auf die in Ver-Koſten zu tragen. $ 6. Die Forfteigenthümer 
bindung mit dem Staate befefjenen Communal-|haben ferner nad) Maßgabe des Bedürfnificd und 
oder jogenannten Markenwaldungen u. Gemein« nad) näherer Beftimmung der Betrieböverwaltung 


— indem dieſe vielmehr nach wie vor und 


die zur Wahrnehmung des Forſiſchutzes erforder- 


iS zu meiterer gefeplicher Verfügung der all: lidien Einrichtungen zu treffen, auch nöthigen« 
emeinen Forftverwaltung von Seiten des Staates, |falld, joweit ihre Steuerfräjte es gejtatten, und 


in der bisherigen Art, unterworfen bleiben fol. 


3. Hannoverſches Geſetz, die Verwaltung 
der Bemeinde- und Kirhenforften in den 
Fürſtenthümern Calenberg, Göttingen u. 
Grubenhagen und in den Damit verbun- 
denen Yandedtheilen betreffend, 
bom 10. Yuli 1859.!) 


8 1. Die Forsten der Landgemeinden, ſowie 
ber in bdenjelben beftchenden Genoſſenſchaften, 
Kirhen und Vollsſchulen (mit Einſchluß der zu 
den beiden legteren gehörigen Stellen, Wittwen⸗ 
thümer u. ſ. w.) in den Fürſtenthümern Calen— 
berg, Göttingen und Grubenhagen und in den 
damit vereinigten Qandestheilen, einſchließlich des 
Eichsfeldes, jollen nad) den in dem Folgenden 
enthaltenen Beftimmungen, unter injoweitiger 
Beſchränkung der Rechte ber Eigenthümer, von 


der Umfang der Forſt zu dem Aufwande in 
einem angemefienen Berhältnifie fteht, dazu be- 
jondere Forjtaufjeher anzuftellen,. Bei einem nicht 
ausreichenden Umfange einzelner Forften Tönnen 
in geeigneten Fällen Forſtaufſeher von den Eigen« 
thümern mehrer Forſten gemeinjchaftlich angeitellt 
werden. — Dad Auflichtsperjonal fteht unter dem 
Befehle und der Dienjtauffiht der Betriebsver— 
waltung, welche die zum Schuge der Forit nöthi- 
gen Maßregeln zu leiten hat u. auch zu eigener 
Ausübung des Forſtſchutzes, wenn auch nicht 
verpflichtet, jo doch bereditigt if. $ 7. Die 
Vorjtrechnungsführung liegt den Eigenthümern 
ob; jedoch find Geitend der Betrieböverwaltung 
die Forſtmanuale zu führen und die Lohnſcheine 
über Waldarbeiter auszuſtellen. $ 8. Als Bei« 
trag zu den Befoldungen unferer die Betriebs— 
verwaltung führenden Forjtbeamten haben die 


unjeren Behörden und Angeftellten verwaltet wer-| Forjteigenthümer für jeden Morgen Forſt jähr- 


den. 


8 2. Der Betrieb in den fraglichen Forſten lih die Summe von 10 P in unjere General- 


wird durch unjere Forſtbehörden u. Forſtbeamte kaſſe zu zahlen. — Sonftige Zahlungen für bie 


eführt. — Die Oberauffiht über den Betrieb | Betrieböverwaltung 
Freht unferen Yanddrofteien, bezw. unierer Berg- | diefem Geſetze verbundenen Geichäfte 


hauptmannſchaft unter unferem Minifterium bes 
Innern zu. 3. Als Gegenftände des Forſt- 
betriebes find anzufehen: 1) die Feſtſtellung all» 

emeiner Wirthichaftspläne zur Sicherung nad)- 
Baltiger Benugung; 2) die Aufnahme, Feititellung 


‚und Corge für Ausführung der jährlihen Hau- 


ungen u. Eulturen; 3) die Abnahme der Echläge 
und leberweifung der Erträge derjelben; 4) die 
Anweilung etwa zuläfjiger Nebennußungen von 
Mait, Laub, Grad, Weide, Steinbrüden u. j, w. 
— Eine Beftimmung über die Benutung des 
gewonnenen Holze® Geitend der Eigenthümer 
jteht der Betriebsverwaltung nicht zu. $4. Bei, 
Feſtſtellung der allgemeinen Wirthichaftd- und 
der jährlichen Betriebspläne follen die Forft- 
eigenthümer od. deren Vertreter, u. zwar, wenn 
fie darauf antragen, im einer unter Mitwirkung. 
der Obrigfeit abzuhaltenden Conferenz mit ihren 
Anfihten und Wünſchen gehört, und es ſollen 
deren Unträge ſoweit berüdfichtigt werden, ala 
es ohne wejentlihen Nachteil für die Forjt ge- 





1) &. bierzu die bier nicht abzudrudende Ausführungs-Be 
fanntmachung vom 26. Juli 1850. 


und die mit derielben nad 
age bie 
Borfteigenthümer nicht zu leiften. — Die durd 
dieſes Geſetz veranlaßten Verhandlungen unferer 
Behörden erfolgen gebührenfrei. 8 g. Die Ver- 
waltungsordnung für die Forſten der Landge- 
meinden im Bezirfe der Landdroftei Hannover 
vom 1. Sept. 1830 wirb für das Fürſtenthum 
Galenberg hierdurch; außer Kraft geſetzt. — Auch 
wird das Regulativ vom 8. Nov. 1852, betr. 
die Verwaltung der Forſten ber Landgemeinden 
und ber ländlichen Kirchen auf dem Hannover: 
ſchen Eichsfelde Hierdurdy aufgehoben. 
4. In Kurheſſen ift duch $ 132 der Ver— 
ordnung, die Umbildung ber bisherigen Staatd- 
verwaltung betrejiend, vom 29. Junt 1821 den 


Forſtbehörden auch die Einleitung und Ausführ- 


ung des Forjtbetriebes in jänmtlichen Waldungen 
der Städte, Gemeinden, Märlerſchaften, Kirdyen 
und öffentlichen Anſtciten ebenjo, wie in den 
landesherrlicen Waldungen, jedoch mit vorläuf- 
iger Beibehaltung der deshalb bejtehenden Aus— 
nahmen, übertragen. An jedem alle aber follen 
fie den Betrichsplan mit den Stadt» oder Ger 
meinde-Borgejegten oder den ſonſtigen Borftän- 
den gemeinschaftlich berathen. Bei PBrivatwald- 
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ungen haben die Forſtbehörden Iediglich darauf 
u jehen, daß feine forftwidrige Behandlung ftatt«, 
Shde. ©. audy unter Gemeindeverfaffungen 
die Gemeinde» Ordnung vom 23. October 1834, 
$ 68 (©. 520). — Bufolge Staatäminijterial- 
Ausichreibens vom 28. Augnjt 1824 find zur 
Ausführung des $ 132 der Verordnung vom 
29, Juni 1821 folgende Vorichriften ertheilt: 

$ 1. Die Aufficht der landesherrlichen Förfter 
über jene Waldungen begreift im Wejentlichen: 
1) den Forſtſchutz, namentlid die Anleitung bes 
Unterperjonals und die Obacht auf deſſen Dienft- 
führung binfichtlid) der Verhütung der Beichädig- 





|ordre vom 21. 


Wallfahrten — Wechſelſtempelſteuer. 


Warteſäle auf Eiſenbahnen, ſ. Betriebs— 
Reglement $ 14. 

Wailerheilanftalten. Ueber die Errichtung 
und Verwaltung derjelben war durch Gabinet3- 

uli 1842 ein bejonderes Regle— 

ment erlafjen. Sept fallen dieje Oeilanftolten 
unter die allgemeinen Bejtimmungen über die 
Errichtung von Privat-Krankenanftalten. S. Ge— 
werbeordnung $ 30. 

Wafferleitungen, Zeritörung oder Beichä- 
digung derjelben, j. Str.G.B. $$ 321, 325, 326. 

Waflermiühlen, ſ. Mühlen. 

Waſſerpolizei. Bezüglid der Zuftändigteit 


ungen jeder Art, der Einbindung der Gehege, der Behörden ım Geltungsbereihe der Propin«- 
der Frevelanzeigen und Forftbußregifter, 2) die/zial-Ordnung vom 29, Juni 1875 in Wajjer- 
Entwerfung der Forſtnutzungs-Vorſchläge, und|polizei-Angelegenheiten, j. unter Berwaltung 3 
war über die Haupt- und Neben-Nutzungen, auch behörden Geſetz vom 26. Juli 1876 $$ 95, 96. 
—— in materieller als peluniärer Hinſicht, und Siehe übrigens Entwäſſerungs-Anlagen, 
die Ausſührung derſelben, — nad) erfolgter Ge- Flüſſe, Privatflüſſe, Stau-Anlagen, 


nehmigung durch das Forſtamt benehmlich ei 
bem Sreisrathe oder der anderen Berwaltungse| 
behörde, — mittels der Auszeidinung der ftehen- 
bleibenden oder zu fällenden Theile des Holz» 
beftandes, der Aufficht über regelrechte Holzjäll- 
ung, Sortirung und Wufarbeitung, und ber 
Gegenwart bei den Holzvertheilungen und Holz« 
verläufen, 3) die Ausfertigung des Eulturplancg, 
fowie die entſprechende Ausführung deſſelben, 





VBorfluth. 
Waſſerſtand, ftrafbare Beränderung besjelben, 
ſ. Str.G.B. 8 274, Nr. 2, 
Waflertriebwerfe, fiche Gewerbe-DOrd- 
nung $ 16. 
Wechſelſtempelſteuer. 
Geſetz, betreffend die Wechſelſtempel— 
ſteuer im Norddeutſchen Bunde, 
vom 10, Juni 1869.9) 


wenn ſolcher genehmigt worden. $ 2. Für & 1. Gezogene und eigene Wechſel unterliegen 
dieje Bemühungen in den obgedadıten, nicht mit!im Gebiete des Norddeutſchen Bundes, mit Ans» 
der Landesherrſchaft gemeinschaftlichen, Waldungen ſchluß der Hohenzollernihen Lande, einer nad) 
ſoll den Förftern eine ftändige jährliche Vergüt- Vorjchrift dieſes Gejetes zu erhebenden, zur 
ung von 3 M?) für jede 100 Ader (Morgen) Bundestaffe fließenden Abgabe. — Bon der 
der Waldfläche aus der betreffenden Kafie der | Stempelabgabe befreit bfeiben: 1) die vom Aus» 
Waldeigenthümer gezahlt, und die Verminderung 'lande auf das Ausland gezogenen, nur im Aus— 
diejes Betrages wegen unvollitändiger Aufſicht, lande zahlbaren Wedel; 2) die vom Inlande 
oder die Erhöhung dejielben bis zu 6 M beilauf das Ausland gezogenen, nur im Auslande 
vorzüglicher Wirkſamkeit der Föriter, nur von und zwar auf Sicht oder fpäteitens innerhalb 10 


der Regierung oder anderen zufländigen Ober— 
behörde, benehmlid mit dem Ober-Forftmeifter 
der Provinz, verfügt werden, ‘jene Vergütung 
wird aucd für eine Waldfläche geleiftet, melde! 
noch feine hundert Ader (Morgen) ausmacht. 
Andere Bewilligungen aber, für Neijeloften, Tage— 
elder und unter weldjem Namen jonjt e8 auch 
ei, find gänzlich unjtatthaft. 

Wallfahrten, ſ. unter Vereinspolizei Ge- 
feß vom 11. März 1850 $ 10, 

Walzwerke gehören zu ben einer bejonderen 
Genehmigung bedürfenden Anlage, |. Gewerbe- 
Ordnung $ 16. 

Wanderlager heißen die von Gewerbetreiben- 
den außerhalb ihres Wohnfiged und außer dem 
Mef- und Marktverfehr vorübergehend errichteten 
jeften Verkaufsftätten. In dem Bereinszoll- 
geſetz vom 1. Juli 1869 $ 124 wird das Hal- 
ten von Wanderlagern als Haufir- Gewerbe be» 
handelt. 

Wappen, j. Abbildung. 

Warnung als Disciplinarftrafe, fiehe uiter 
Disciplin Geſetz vom 21. Juli 1852, 88 15, 
17, 18, fowie Reihsbeamten-Gejeg vom 
31. März 1873 $ 74 (8. 987). 





| 


1) Nah dem Minifterialausfgreiben vom 1. Februar 1855 
6M. 


J 


Tagen nach dem Tage der Ausſtellung zahlbaren 
Wechſel, jofern fie vom Ausſteller direct in das 


‚Ausland remittirt werden. $ 2. Die Stempel- 


abgabe wird in folgenden, im Dreifigtbalerfuße 
unter Eintheilung des Thalerd in 30 Sgr. be« 
rechneten und nad) der Summe, auf welde der 
Wechſel Tautet, abgeftuften Steuerfägen erhoben, 
nämlich: von einer Summe von 50 Thlr. oder 
weniger 1 Egr., von einer Summe über 50 bis 
100 Thlr. 1°/, Egr., von einer Summe über 
100 bis 200 Thlr. 3 Sgr., von einer Summe 
über 200 bis 300 Thlr. 4'/, ©gr. und jo fort 
von jedem ferneren 100 Thlr. der Summe 1?/, 
Sgr. mehr, dergeitalt, daß jedes angefangene 
100 für voll geredinet wird.?) $ 8. Die zum 
Zwed der Beredynung der Abgabe vorzunehmende 
Umrechnung der in einer anderen als der Thaler» 
währung ($ 2) ausgedrüdten Summen erfolgt, 
joweit der Bundesrath nicht für gewiſſe Währ- 
ungen allgemein zum Grunde zu legende Mittel« 
werthe fejtjegt und befaunt madıt, nad Maßgabe 
bed laufenden Courſes. & 4 Für die Ent: 
richtung der Abgabe find der Bunbestafje fänmte 
liche Perfonen, welde an dem Umlaufe des Wed. 
fels im Bundesgebiete Theil genommen haben, 
2 —* — * re eis Belanntmachung 
. Die in ©. 3120 
des Reichsranziers n 15. Dex. 1874. ” * 
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olidarif verhaftet. $ 5. Als Theilnehmer an mäßig auf Wecjelabjchriften Anwendung, welche 
em Umlaufe eines Wechſels wird hinjichtli der! mit einem Original ndoffamente, oder mit einer 
Steuerpflictigkeit angeſehen: der Ausiteller, jeder, anderen urjchriftlihen Wechſelerklärung verjehen 
Unterzeichner od. Ditunterzeichner eines Acceptes, |jind. Jede jolche Abſchrift wird Hinjichtlidy der 
eines Indoſſaments oder einer anderen Wechſel- Befteuerung einem Duplicate dejjelben Wechſels 
erflärung, und jeder, der für eigene oder fremde gleichgeachtet. $ 11. Sit die in den SS 6 bis 


Wechſelſtempelſteuer. 


Rechnung den Wechſel erwirbt, veräußert, ver— 


pfändet oder als Sicherheit annimmt, zur Zahl«| 


ung präfentirt, Zahlung darauf empfängt oder 
feiftet, oder Mangels Zahlung Brotejt erheben 


läßt, ohne Unterfchied, ob der Name oder die) 


Firma auf den Wechſel gejept wird oder nicht. 


10 vorgeichriebene Verfteuerung eines Wechſels, 
eines Wechſelduplicates oder einer Wechſelabſchrift 
unterlafien, jo tft der nächite, und, jo lange die 
Verjteuerung nicht bewirkt ift, aud) jeder fernere 
inländijche 9 Hader verpflichtet, den Wechſel zu 
‚berjteuern, eye er denjelben auf der Vorder, oder 


$ 6. Die Entrihtung der Stempelabgabe muß|Rüdjeite unterzeichnet, veräußert, verpfändet, 


erfolgen, ehe ein inländiicher Wechſel von dem 


Ausitelier, ein ausländiicher Wechjel von dem’ 


zur Zahlung präjentirt, Zahlung darauf empfängt 
oder leijtet, eine Quittung darauf jegt, Mangels 


erjten inländifchen Inhaber ($ 5) aus den Häns| Zahlung Proteft erheben läßt oder den Wechſel 


den gegeben wird. $ 7. Dem Ausſteller eines 
inländiichen Wechſels und dem erften inländijchen 
Inhaber eines ausländiichen Wechſels ift gejtattet, 
den mit einem inländifchen Indoſſament nod) 
nicht verjehenen Wechjel vor Entrichtung der 
Stempelabgabe Tediglih zum Bwede der An— 
nahme zu verjenden und zur Annahme zu prä- 
jentiren. Der Wcceptant eines unverjteuerten 


‚aus den Händen gibt. Auf die von den Vorder» 
männern vermwirften Strafen hat die Entrichtung 
‚der Abgabe durch einen jpäteren Inhaber feinen 
Einfluß. $ 12. Der Verwahrer eines zum 
Accepte verfandten unverjtenerten Wechſelexem— 
'plars wird, wenn er dajjelbe gegen Borlegung 
eines nicht verfteuerten Eremplars (oder ciner 
nicht verjteuerten Eopie) dejjelben Wechjels aus— 





Wechſels ijt verpflichtet, vor der Nüdgabe oder|liefert, für die Stempelabgabe verhaftet und 


jeder anderweiten YAushändigung des aeg Ti 
die Verfteuerung defjelben zu bewirken. — Wird 


— wenn dieſelbe nicht entrichtet wird, in 


die im 5 15 beſtimmte Strafe. $ 13. Die Ber- 


jebod ein nicht zum Umlauf im Bundesgebiet pflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe 
bejtimmte3 Eremplar eined in mehreren Exem- wird erfüllt: 1) durch Ausjtellung des Wechſels 
plaren auögefertigten Wechjeld zur Einholung auf einen mit dem erforderlichen Bundesitenpel 
des Ncceptes beuußt, jo bleibt der Ucceptant von|verjehenen Blanket, oder 2) durch Verwendung 
der Berpflichtung zur Verfteuerung befreit, wenn der erjorderlihen Bundesitempelmarfe auf dem 
die Nüdjeite des acceptirten Eremplars vor der Wechſel, wenn hierbei die von dem Bundesrathe 
Rückgabe ur ner durchkreugt wird, daß dadurch erlaſſenen und befannt gemachten Borjchriften 
die weitere Benugung defjelben zum Indoſſiren über die Art umd Weife der Verwendung beob- 
ausgejchlojjen wird. $ 8. Wird derjelbe Wech- achtet worden find.) $ 14. Stempelmarten, 
ſel in mehreren, im Conterte ald Prima, Sefunda, welche nicht in der vorgefchriebenen Weije ver- 


Tertia zc, bezeidyneten Eremplaren ausgefertigt, 
fo ijt unter diejen dasjenige zu verjteuern, wel— 
ches zum Umlaufe beftimmt it. $ 9. Außer: 
dem unterliegt der Verjtenerung jedes Exemplar, 
auf welches eine Wechjelerflärung — mit Aus— 
nahme des Acceptes und der Nothadrejjen 
gejegt ift, die nicht auf einem nad Borjchrijt 
dieſes Geſetzes verjteuerten Eremplare ſich be- 
findet. Die Verſteuerung muß erfolgen, ehe das 
betreffende Eremplar von dem be er der die 
Stempelpflichtigteit begründenden Wechſelerklär— 
ung, oder, wenn legtere im Uuslande abgegeben 
ift, von dem erjten inländiidhen Inhaber aus den 
Händen gegeben wird. — Coll ein unverjteuertes 
Wecjielduplicat ohne Auslieferung eines ver- 
fteuerten Eremplars befjelben Wechſels bezahlt 
oder Mangeld Zahlung protejtirt werden, fo ift 
die Verftenerung defielben zu bewirken, che die 
—5* oder Proteſtaufnahme ſtattfindet. — 

er Beweis des Vorhandenſeins eines verjteuer- 
ten Wechſelduplicates oder des Einwandes, daß 
die auf ein unverſteuertes Exemplar geſetzte 
Wechſelerklärung auf einem verſteuerten Duplicate 
abgegeben ſei, oder daß bei Bezahlung eines un- 
verjteuerten Duplicate® aud ein veriteuertes 
Eremplar ausgeliefert jei, liegt demjenigen ob, 
welcher wegen unterlafjener Verſteuerung eines 
— — in Anſpruch genommen wird. 
8 10. Die Beftimmungen im $ 9 finden gleich. 





wendet worden find, werden als nicht verwendet 





') S. Deltanntmahung des Reichstanzlers vom 
‚11. Juli 1873: In Bezug auf die Art und Weiſe ber Ber: 
wendung ber Bundesjtempeimarten zu Wechfeln und ben dem 
Wechſelſtempel unterworfenen Anmwerfungen :c. ($ 24 Des Ge⸗ 
‚jeges) find nachfolgende Borfchriften zu beobachten: 1. Die 
ben erforberliben Steuerbetrag darjtellenden Diarten find auf 
‚der Rücfeite der Urtunde, und zwar, wenn bie Rüdjeite nod, 
unbeſchrieben ift, am oberen Rande derjelben, anderenfals 
unmittelbar unter dem leuten Bermerke (Indoſſament ꝛc.), 
der fi auf der Hüdieite befindet, auf euer leeren Stelle der 
geſtalt aufzuflchen, daß oberhalb der Marfe fein zur Nisder: 
|ichreibung eines Vermertes (Indoſſamentes, Blanto-Inbojlas 
mentes ac.) binreichender Raum übrig bleibt. — Der inlän: 
diſche Inhaber, weicher die Warte aufflebt, bat fein Indoſſa— 
ment oder feinen jonitigen Vermerk unterbalb derjelben nieder: 
zuſchreiben. 2. In jeder einzelnen der aufgellebten Vlarten 
Imüffen minbeitens die Anfangsbucditaben des Namens, bezw. 
der Firma desjenigen, ber Bermwendung in arabifhen Ziffern) 
‚mittels deutlicher Schriftzeichen (Buchſiaben und Ziffern) obne 
"jede Rafur, Durchnreichung oder Ueberſchriſt niedergeichrieben 
fein (3. B. 7.1. 70, ſtati 7. jan. 1870; €. I Ve. ftatt: 
Ernſt Friedrich Moldenhauer, oder N. B. B. ftatt: Nord: 
deutjhe Vereinsbant). — Es iſt jedoch auch zuläſſig, dem 
Caſſationsvermert ganz oder einzelne Theile deſſelben (3. B. 
die Bezeichnung der Firma) durch ſchwarzen oder farbigen 
Stempelabdrud herzuſtellen. — Enthält der Eaffationsvermerf 
mehr als nad dem Worjiebenden erforderlich ift (3. B. den 
ausgeſchriebenen Namen ftatt der Anfangsbuhftaben, das Da: 
tum in Buchitaben ftatt in Ziffern 2c.), jo iſt derjelbe dennoch 
iltig, wenn nur bie vorgeihriebenen Stüde (Anfangsbuch⸗ 
aben des Namens, beziv. de Firma und Datum) auf der 
arte fib befinden. — jede Durchtreuzung der Marke, aud) 
wenn fie die Schriftzeihen nicht berührt, ift_unftatthaft, ebenjo 
die Bezeihnung der Monate September, October, November 
und December duch Tber, öber, Yber und 10ber. 3. Bei 
Ausstellung des Wechſels auf einem gejtempelten Blanfer fann 





1264 Wechſelſtempelſteuer. 
angeſehen. F 15. Die Nichterfüllung ber — — wie fie ihnen hinſichtlich der nadı 
pflihtung zur Entrihtung der Stempelabgabe|den Landeögejegen zu entrichtenden Stentprlab- 


wird mit einer Geldbuße beftraft, welche dem gaben zuftehen, auch binfitlih ber Bunbes- 
fünfzgigfachen Betrage der Hinterzogenen Abgabe|Stempelabgabe wahrzunehmen. $ 21. Außer 
Gag GR eur En Die: Sismmaiiepkenee Ki Yanken,. Dede 
anz zu entrichten von Jedem, we ’ 
ben 4 biö 12 ihm obliegenden Kerpflichtung eine richterlihe oder Polizeigewalt anvertraut 
zur Entrichtung der Stempelabgabe nicht recht» |ift, ſowie die Notare und andere Beamte, welche 
eitig genügt hat, ingleichen von inlänbijchen Wechſelproteſte ausfertigen, die Verpflichtung, die 
äklern und Unterhändlern, welche wiſſentlich Beſteuerun der bei ihnen vorlommenden Wechſel 
unverſteuerte Wechſel verhandelt haben. — Die und Auweiſungen von Amtswegen zu prüfen 
Se 3 side ieh |Hanhkmeen neuen Tan Were Sei De ua 
er Berpflichtete unvermögend ift, in eine Freie e 
heitsſtrafe findet nicht —*8 a zur zer len —— Sana zur enge zu te 
treibung von Geldbußen ofne Zuftimmung des Notare, Gerichtäperfonen und andere amte, 
—— S—7— — —— — — „a mehr een, ip —— 
ein Grundſtück fubhaftirt werben. . Der 0 em Protefte, als in dem ü 
Acceptant eines gezogenen und ber — bie Brotftation etwa aufsunehmenben ———— 
eines trockenen Wechſels können daraus, daß der ausdrücklich zu bemerklen, mit welchem Stempe 
Wechſel zur Zeit der Annahme-Erklärung, be» die proteſtirte Urkunde verfehen , oder daß fie 


ziehungsmeiie der Aushändigung, mangelhaft mit einem Bundesftenipel nicht verjehen ift. 


gewejen fei, feinen Einwand gegen die gejeglichen 
Folgen der Nichtveriteuerung dejjelben entnehmen. 
N 1%. Wedjielitempel » Hinterziehungen ($ 15) 
verjähren in 5 Jahren, von dem Tage der Aus» 
ftellung des Wechſels an gerechnet. Die Ver— 
jährung wird durch jede auf Verfolgung ber 
Hinterzichung gegen den Angeſchuldigten gerichtete 
amtlihe Handlung unterbrochen. $ 18. In Be 
treff der Feſtſtelung, Unterfuhung und Ent- 
jheidung der Wedhleljtempel» Hinterziehung und 
der Volljtredung der Strafe, ſowie in Betreff 
ber Strafmilderung und des Erlaffes der Strafe 
im Gnabenwege lommen die Vorfchriften zur 
Anwendung, nad welchen fit) das Verfahren 
wegen Vergehen gegen tie Bollgejege — in ben 
von der gemeinſchaftlichen Bollgrenze ausge- 
Ichloffenen Bezirken aber das Verfahren wegen 
Vergehen gegen bie Stempelgejege — beftimmt. 
— Die im $ 15 vorgeichriebenen Geldbußen 
fallen dem Fiskus desjenigen Staated zu, von 
deſſen Behörden bie Strafenticheidung erlafjen 
it. $ 19. Jede von einer nad $ 18 zuftän- 
digen Behörbe m. Wechſelſtempel⸗Hinterzieh⸗ 
ung einzuleitende Unterſuchung und zu erlaſſende 
Strafentſcheidung kann auch auf diejenigen In— 
haber des Wechſels, welche anderen Bundesſtaaten 
angehören, ausgedehnt werden. Die Strafvoll- 
ftredung ift nöthigenfal3 durch Requifition ber 
zuftändigen Behörden und Beamten des Staates 
zu bewirken, in deſſen Gebiete die Tollitredungs- 
maßregel zur Ausführung fommen fol. — Die 
Behörden und Beamten der Bundesftaaten jollen 
ſich gegenfeitig thätig und ohne Verzug den ver- 
langten Beijtand in allen gejeplichen Maßregeln 
feijten, welde zur Entdedung oder Beftrafung 
ber Wechſelſtempel-Hinterziehung dienlich find. 

20. Die in den einzelnen Staaten des Bun- 
des mit der Beauffihtigung des Stempelweſens 
beauftragten Behörden und Beamten haben die 
ihnen obliegenden Berpflihtungen mit gleichen 





der an dem tollen 88 Betrage der Steuer etwa noch 
fehlende Theil durch vorſchriftsmäßig zu verwendende Stempel: 
marfen ergänzt werden. — Ztempelmarfen, welche nicht in 
der vorgeſchriebenen Weife verwendet worden find, werben als 
nicht verwendet angejehen ($ 14 des Geieges). 


$ 22 


Dad Bundespräfidium ift ermächtigt, 
wegen der Anfertigung und des Debitd der Bun« 
besitempel> Marten und geftempelten Blantets, 
ſowie wegen der Bedingung, unter welden für 
verdorbene Stempelmarten und Blankets Eritatt- 
ung zuläjlig ift, die erforderlihen Anordnungen 
zu erlajjen.!) 523. Wer unechte Bundesjtempel- 
marfen anfertigt, oder echte verfälicht, ingleichen 
wer wiſſentlich von faljchen - oder gejälichten 
Stempelmarten Gebrauch macht oder ſich einer 
diefer Handlungen in Bezug auf gejtempelte 
Blanfets ($ 13, Mr. 1) ſchuldig macht, hat die 
in den Zandesgejegen beftinnmte Strafe der Fälich- 
ung des Stempelpapier8 und, in Ermangelung 
bejonderer Strafvorjchriften über diefen Gegen— 
ftand, die Strafe der Fälſchung öffentlicher Ur- 


1) &, bezüglich der Anfertigung ber Reichsftempelmarten 
bie Befanntmadhung des Neihslanzlers vom 18. 
Dec. 1874: Die neuen Reichsftempelmarken enthalten die 
Umſchrift „Deutiher WechfelsStempel, Mark, Mark“, ſowie 
die Angabe des Steuerbetrages, für welden fie gelten, in 
Mart und lauten auf Etenerbeträge von 0,10; 0,155 0,0; 0,45; 
0,00; 0,75; 0,90; 1,20; 1,0; 2,25: 3,005 4,50; 6,00; 9,00; 15,w u, 
30,0 M. Die mit dem Neihsftempel verjebenen neuen Wech⸗ 
ſelblankets enthalten im Stempel bie Umfchrift „Deuticher 
Wechſel Stempel“, ſowie gleichfalls die Angabe des Steuerbe⸗ 
trages, ſür welchen fie gelten, in Darf u. lauten auf Steuer: 
beträge von 0,10; 0,15; 0,30; 0,45; 0,00; 0,5; 0,0; 1,005 1,50; 
22 u.3,m M. — Wegen des Debits der Reichsftempelmarfen 
f. die Befanntmadhung vom 13. Dec. 1819: Stempel: 
mar en und Blanfets werden bei allen Boftanflalten, auch den 
Pofterpeditionen zweiter Klaffe, ver.auft. Die Debitsitellen 
jür Marien und Blankets, melde auf bübere Stempelbeir 
lauten, werben nad den örtliben Zerkältnifien, dem — 
niß entſprechend, beſtimmt. Die bezüglichen Anordnungen 
follen durch Aushang an Amtsftele der Poſtanſtalten und, 
joweit erforderlich, durch amtliche Befanntmadung zur öffent 
lichen Kenntniß gebracht werden. — Für die bei den * 
\ftalten ange aufien, demnächſt aber verdorbenen Stempel: 
—6* und Wlanfets lann nur dann Erſtattung beanſprucht 
werden, wenn 1) der Schaden mindeftens 3 M beträgt und 
wenn 2) —— erwieſen wird, daß der Schaden lediglich 
durch Zufall oder Verſehen veranlaßt und von den betrefſen— 
den Stempelmaterialien, bezw. von den Schriftſtücden, zu wel⸗ 
chen ſie verwendet find, noch lein oder doch lein ſolcher Ge— 
brauch gemacht iſt, wodurch das ſteuerliche Intereſſe gefährdet 
werden fann; wenn endlich 3) der Erſtattungsanſpruch inners 
halb vierzehn Tagen, nachdem der Schaden dem Berechtigten 
belaunt geworden, bei der Ober: Poftdirection des Bezirls im 
Lübed, Bremen u. Hamburg bei dem zuftändigen Ober-Roft- 
| amte, angemeldet wırd. — Die Erftattung erfolgt durch Um— 
tauſch der verborbenen gegen andere Stempelntaterialien bei 
‚der zu beftimmenden Debitäftelle. 
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tunden verwirft. — Wer mifjentlih eine ſchon 10 (Störung des Verkehrs auf denfelben), $ 370, 
einmal verwendete Stempelmarfe oder ein ſchon Nr. 1 (Abgraben oder Abpflügen von Wegen). 
einmal verwendetes Blanfet, oder ein von einer; Wehre. Beitrafung wegen vorfäglicher Be- 
Urfunde — Bundesſtempelzeichen zu ſchädigung oder Zerſtörung derſelben ſ. Straf» 
einer ſtempelpflichtigen Urkunde verwendet, hat, geſetzbuch $ 326. 
außer der Strafe der Steuerhinterziehung eine Wehrordnung, ſ. Erſatzordnung. 
Geldbuße von 10 bis 200 Thaler oder verhält Wehrpflicht. Bezüglich der ——— 
nißmäßige Freiheitsſtrafe verwirkt. Wer wiſſent- Arten derſelben ſ. Erſaäßzordnung 84. Wegen 
lich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke Erfüllung der Wehrpflicht bis zum Beginn der 
ober ein veriwendetes Blanfet, von welchem die Militärpfliht j. Controlordnung $ 3, und 
darauf gejegte Schrift wieder entfernt ift, ver-|wegen der Wehrpflicht im Kriege Erſaßord— 
äußert, wird, infofern er nicht ala — des nung $ 96. Strafbare Verletzung der Wehr- 
im ee Sage vorgefehenen Vergehens | pflicht, j. Strafgejegbud) 88 140, 360, Nr. 3. 
ober ala Theilnehmer an demjelben anzüſehen Bezüglich des Verfahrens gegen Abweſende, welche 
it, mit Geldbuße von einem bis zwanzig Thaler ſich der Wehrpflicht entzogen haben, ſ. demnächſt 
ober verhältnigmäßiger Gefängnißjtrafe belegt. die Reih3-Strafprocekordnung $$ 470 ff. 
$ 24. Die Vorjchriften diefes Geſetzes lommen S. auch Kriegsdienit. 

feihmähig zur Anwendung auf die an Ordre Weichſelzopf, janitätspolizeiliche Vorſchriften 
autenden Be Piunabveriptehen (Billets ä Ordre)'gegen denjelben, ſ. unter Unitedende Kranl« 
und die von Kaufleuten oder auf Kaufleute aus« eiten, Regulativ v. 8. Auguft 1835, $$ 84 ff. 
geftellte Unweifungen lern jeder Art! Weinberge, Verlegung der Vorſchriften über 
auf Geldauszahlungen, Accreditive und Zahlungs» | deren Schließung ꝛc., ſ. Strafgejebbud $ 368 
aufträge, gegen deren Worzeigung oder Aus- Nr. 1 und 9. 
fieferung bie Baplung geleiftet werden joll, ohne) Weingeift, Beförderung deſſelben auf Eifen- 
Unterſchied, ob diejelben in Form von Briefen bahnen, |. Betriebsreglement $ 48, II, A. 
oder in anderer Form ausgejtellt werden. — Nr. 4. . 
Befreit von der Stempelabgabe find: 1) die ftatt| Weizenftärfefabrifen gehören zu den einer 
der Baarzahlung dienenden, auf Sicht zahlbaren | bejonderen Genehmigung bedürfenden gewerblichen 
Plapanmweifungen und Cheds (d. i. Anweiſungen Anlagen; Gewerbeordnung $ 16. 
auf das Guthaben des Ausjtellers bei dem die) Werbung zu fremdem Kriegsdienſt, ſ. Straf» 
Bahlungen deſſelben beforgenden Bankhauſe oder geſetzbuch $ 141, 
Geldinftitute), wenn fie ohne Uccept bleiben; an-| Werfen mit Steinen zc., ftrafbares, |. Straf- 
derufalls muß die Verſteuerung erfolgen, ehe der geſetzbuch $ 366 Nr. 7. 
Ucceptant die Platzanweiſung oder den Ched aus) Werthjendungen mittels der Poft, ſ. unter 
den Händen gibt. — In weldhen Fällen auch Poſtweſen, Gejeg vom 28. October 1871, $$ 
Anweifungen, die an einem Nachbarorte des 6 ff., und Poſtordnung vom 18. December 1874, 
Ausftellungsortes zahlbar find den Plaganmweif-|$ 10. Wegen de3 für Werthfendungen zu ent« 
ungen gleihgeadhtet werden folen, bejtimmt der richtenden Portos ſ. unter Porto, Gejeg vom 
Bundesrat nad Mafigabe der örtlichen Ber-|17. Mai 1873, $ 2 (S. 914, Note 1). 
hältmiffet); 2) WUccreditive, Durch welche lediglich Werthzofl, ſ. VBereinszollgejeg 8$ 9, 93. 
einer beftimmten Perfon ein nur im Marimal- Widerruf einer gewerblihen Approbation 
betrage begrenzter oder unbeichränfter, nad) Be-|oder Eonceffion, |. Gewerbeordnung $ 40. 
lieben zu benußender Credit zur Berfügung ge-|  Widerfeglichkeit (Widerftand) gegen die 
ftellt wird; 3) Banknoten und andere auf den | Staatögewalt, j. Strafgejegbud) $$ 110—122. 
Inhaber lautende, auf Sicht zahlbare Anweiſ- Bezüglich der Befugniß der Beamten zum Waffen- 
ungen, welche der Aussteller auf ſich jelbft ausftellt. gebrauch bei Widerjeglichleit der von ihnen an- 

Wege, ſ. Chaufieen, Straßen. Weber die|äuhaltenden Perſonen j. die für die einzelnen 
Buftändigkeit der Kreisbehörden in treitigen Wege- | Beamtenfategorien über den Waffengebraud) er- 
baufachen ſ. Kreisordnung $ 135 Nr. II. Zn laſſenen Vorſchriften. 
ftrafrechtlicher Beziehung |. Strafgeiegbudh| Wiederinconrsfegung von Inhaberpapieren, 
$ 243 Nr. 4 (Diebitahl auf öffentlichen Wegen), ſ. Geſetz vom 4. Mai 1843 (©. 700), 
8 250 Nr. 3 (Raub auf denjelben), $ 304 (Ber) Wild, ſ. Schonzeit. 
ſchädigung der zur VBerjchönerung der Wege die- Wilddieberei, |. Strafgefegbud $ 294. 
nenden Gegenftände), 88 321, 325, 326 (Beihä-| Wilde Thiere, Beſtrafung wegen Haltens 
digung öffentlicher Wege), $ 366, Nr. 3, 5, 9,|derjelben ohne polizeiliche Erlaubniß, od. wegen 
— Umherlaufenlaſſens derſelben, ſ. Strafgeſetz— 
äet Lünter Jagd 
poge ee aden, j. unter Jagbpolizei, Geſetz 
Helen und an dem Anderen jabfbasen Anmeitungen in Dexng| DOM 7. März 1800, 88 21—25 (G.685), Gejep 
EB una Hahn Qu, mom 1. Skhr 1800 (pannone), 5 23. (9 

1. Alone, 2) » . ‚, Verordnung vom 30. Mär aſſau), 

und Burıfaid, 5) Brantfurt ee Bodenbeim, 23 ff- (©. 692), Gefeß v. 7. eptember 1866 
Bade SD, anal Bin, ar (Aurel) 5 24 (6, 0). 

98 ‚ 8) Dremerhafen u. Üeettemände, — ndmühlen. Die Regierungen können bie 
art ’ ; 
4 ——8 —— —* er einzubaltende Entfernung der Windmühlen von 
berg und Fürth, 15) Mainz und Caftel. fremden Grundftüden beftimmen; ſ. Gewerbe— 

Grotefend WPoligei-feri’on, 80 
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ordnung $ 28. Dieſe Entfernung iſt in denſzu den Wolfsjagden Hilfe leiſten, und die Davon 
verichiedenen Regierungd- und Landdrofteibezirten|nad; einigen Provinzialverfafiungen ftattgehabten 
durch Polizeiverordnungen verſchieden bejtimmt.|Vefreiungen gänzlich aufhören. 8 2. Auf die 

Winterfiſcherei, ſ. unter Fifchereipoligeij Größe der Ackerbeſitzungen ſoll bei Vertheilung 
die Fiichereiordnungen vom 7. März 1845: fürjdiejer Laſt nicht Rückſicht genommen, ſondern 
das Friſche Haff SS 38—43, für das Kurifce]iolche nad) der Anzahl der zu obengedachter Klaſſe 
a — Dieienigen Ginfaffen, melde nicht über eine 

Wirthe. Verpflichtung derfelben zur Beacht-[ Mr Dregenigen Ti ‚ icht uber ein 
ung der — * J Strafgefepbud $ 365, Jund halbe Weile von der Gegend, in welcher Die 
ur Verhinderung der Vornahme von Glücjpielen |Polftjagd gehalten wird, entfernt — lonnen 
I ihren Zocalen, daf. $ 285. Im Uebrigen j.[Hierzu angezogen werben. $ 4. Die Forſtbe 
Saftwirthihaft, Schankwirthidaft. dienten jollen die Wolfsjagden nur in Berabred- 

Wittiwen, gewerberechtliche Befugniſſe der- ung mit den Kreispolizeibehörden anordnen, und 
felben, {. Gewerbeordnung $ 46. inöbefondere foll von den letzteren beftimmt wer— 
Wittwenfaffen, f. Verſicherungsweſen. ae — or 
Wochenmärkte, |. unter ®ewerbeorbnung| Sinanzminifteriafrefeript vom 17. Januar 1817 
55 64 II. R bezahlt: für eine alte Wölfin 36 M, für einen 
Wohnfis, j. Einwohner, Unterftüßungsslatten Wolf 30 M, für einen jungen Wolf vom 
wohnjig. 1. Juni bi8 Ende September 24 M, für einen 

Wolfsjagden. Wegen Gejtellung der zu den-|Neftwolf 12 M, für einen neugeborenen Wolf 3 M. 
jelben nöthigen Manntaften it durch Verord/ Würden, ſ. Titel. 
nung vom 15. Januar 1814 beſtimmt: Wundärzte, j. Aerzte. 

$1. Es jollen alle aderbautreibenden Einſaſſen, Wurmfranfheit bei Pferden, Ejeln 2c., ſiehe 
fowol in den Dörfern ald in den Städten, des-Viehſeuchen. 

Leichen diejenigen, welche gar feinen Ader be-| Wuthfranfheiten der Hausthiere, ſ. Vieh— 
* jedoch Pferde, Rindvieh oder Schafe halten, ſeuchen. 


*. 


ahlungseinſtellung, ſ. Bankerutt. am Main und im Amte Homburg — 2,e, im 
rad nr ſ. Aerzte. Dberamte Meifenheim — 2,;,,, in den vormals 
eitjchriften, j. Drudichriften. bayeriſchen Gebietstheilen — 2,43, in den vor« 


Zeitungen. Die preßpolizeilihen Bejtimm-| mals großherzoglid heififchen Gebietstheilen — 
ungen über deren Herausgabe — im Preßgeſetz 2, Centimeter. 
8 1 ff. Der Vertrieb derſelben unterliegt dem ollwefen, ſ. Bereindzollgejep. 
Poſtzwange, ſ. unter Pojtwejen, Gejeg vom orn als Uffeet bei Begehung eines Todt— 
28. Detober 1871, 88 1 ff. jchlages, f. Strafgejepbud $ 213, 
erftörung, j. Bejhädigung. Zuchthausſtrafe, . Straf ai 14 ff. 
engnif. Wbgabe eines falfchen in Straf-| Wegen Verjährung derjelben |. daj. $ 70. 
fahen, j. Strafgejegbud $ 154. ©. aud| Zuchtmittel der Kirchen, |. Kirhenzudt. 
Atteſte. Zucker, Beſteuerung deſſelben, ſiehe Rüben— 
Ziegelöfen gehören zu den einer befonderen|zuder. 
Genehmigung bedürfenden gewerblidhen Anlagen| Zündjtoffe.') Die zur Vereitung berjelben 
(Gewerbeordnung $ 16), nicht aber Feldbrände beſtimmten Anlagen bedürfen bejonderer Gench- 
ober FFeldziegeleien. migung; |. Gewerbeordnung $ 16. Bezüg- 
Zigeunern. Slovakiſchen Kefjelflidern, Draht- | lich der Anlegung von Bündhölzchenfabrifen find 
bindern ꝛc. ſoll, wenn E in größeren oder klei- durch Minifterialerlaß vom 29. October 1857 
neren Haufen in Preußen eintreten wollen, der tolgenne Borichriften ertheilt : 
Gewerbelegitimationsfchein verfagt werden; Mir . Bei Neuanlagen von Bündiwaarenfabrifen 
nifterialverfügung vom 22. October 1871. ift darauf zu achten, daß die Fabrifgebäude eine 
Zinf und Zinn. Deren Aufjuchung und Ge- | möglichit freie Stellung_gegen andere bewohnte 
winnung unterliegt den bergredhtlichen Vorſchrif- Gebäude erhalten. 2. Die Urbeitsräume müſſen 
ten, ſ. Berggejeß $ 1. in denjelben zu ebener Erde angelegt werden. 
Binsfcheine, Beitrafung der Anfertigung fal-| Sie müfjen eine Höhe von mindeftens 15 Fuß 
fcher, ſ. Strafgeſetzbuch $$ 149, 360, Nr. 6. |haben, geräumig und gewölbt fein, und dürfen 
Zoll iſt im Geltungöbereihe der Maf- und weder mit Wohnzimmern, noch mit anderen Ge» 
— —— vom 16. — * Ian ſchäftsräumen in unmittelbarer Verbindung ftehen. 
n Hohenzollern — 2,a05, {N eswig-Holftein) — — 
— Yan, IN Hannober = By, in Kurkefen ==| egehatzücuen ser nett 
2,a0r, in Nafjau (Werlzoll) = 3, in Frankfurt| Nr. 5 und 6. ©. aub Dynamit, Sprengftoffe. 2 
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3. Die betreffenden Arbeiten (mit Ausichluß des, fein, in welchem abgefonderte Behälter zum Auf- 
Schneidens der Hölzer) müſſen wenigſtens auf|hängen der Urbeitsanzüge und der gewöhnlichen 
zwei größere Räume und einem Heineren Raum, |Kleidungsftüde hergerichtet find. Che die Urbei- 
welcher am zmwedmäßigften zwiichen beiden liegt, ter diejes Zimmer verlaffen, müfjen jie jorgfältig 
vertheilt werden. — In dem einen großen Raum Geſicht und Hände waſchen und den Mund mit 
werden die Hölzer in die Prefjen (Rahmen) ge kaltem Waſſer ausipülen. 9. Die Arbeiter dür— 
legt. In dem Heineren Raum, der ganz aus fen in der Fabrik jelbit und ehe fie die Arbeits» 
Steinen aufgemauert und gemwölbt fein muß, iſt kleider abgelegt und ſich gewaſchen haben, durch⸗ 
der hintere Naum zum Trockenraum einzurichten; aus nichts genießen. 10. Wenn die Arbeiter die 
in dem vorderen Theile dieſer Abtheilung kann Fabriken verlaſſen, müſſen die Räume täglich 
die Pfanne zum Schwefel und der Behälter zum gereinigt und der Abfall beim Anheizen des 
Eintauchen in die Zündmafje aufgeſtellt werden, Ofens oder auf einem beſonderen Roſt, der einen 
für den Fall, daß diefe Operationen zu einer Abzug in den Schornjtein hat, verbrannt werden. 
Beit ausgeführt werden, in welcher zum Trodnen Ablälle in eine gewöhnliche bolpıne zu werfen, 
nicht? ausliegt. Iſt dies nicht ausführbar, ſo darf nicht geftattet werden. 11. Die Borräthe 
muß für das Eintauchen in Schwefel und Bünd»|fertiger Zündwaaren find in eignen, von den 
majje ein bejonderer Raum in der Nähe ange» |Arbeitölocalen getrennten —— Räumen 
legt werden. — In dem zweiten größern Raum aufzubewahren: am beiten in einem unter dem 
werden die Hölzer aus den Prefien genommen | Fabrifgebäude befindlichen Keller. 12. Der Be- 
und eingepadt. 4. Die Berdampfung des Phos- ſitzer einer Zündwaarenfabrif hat eine Betriebs- 
phors in Räumen, in denen fich Arbeiter auf ordnung mit einer kurzen Belehrung für die Ur- 
halten, muß jo viel als möglich, bejeitigt, und beiter in Bezug auf die zum Schupe ihrer Ge— 
two fie nicht ganz zu vermeiden ift, muB für ſundheit zu empfehlenden Vorfichtsmaßregeln zu 
ſchnellen und guten Luftwechjel gejorgt werden. entwerfen, ein Exemplar davon jedem eintreten- 
— Der Luftwechjel kann nur durch warme Luft-|den Arbeiter einzuhändigen und desgleichen einen 
heizung gehörig bewirkt werben. Um beiten wird) Abdrud derjelben im Fabriflocal an einer (jedem 
dieje im Keller eingerichtet. — Das Feuer im/allgemeinen Arbeiter) zugänglichen Stelle auszu- 
Heizungdofen erregt einen fortdauernden Zug in/hängen. 13. Der Inhaber der Fabrik hat die 
den Schornftein. Die durch den Ofen im Keller- Ueberwachung des Gejundheitäzuftandes der Ar— 
gewölbe erwärmte Luft ift in den Trockenraum beiter einem Arzte zu übertragen, welcher die 
durd) eine im Boden defjelben angebrachte Deff- Ausführung der Vorfichtömaßregeln zu contro- 
nung mittel3 Aufziehens eines eifernen Schiebers |liren und ſowol die Arbeiter, ald auch den Be- 
einzulaffen und durch Verſchließen defjelben for | figer auf —— Mängel aufmerkſam zu 
gleich wieder abzuſperren. — Nach vollendetem machen Ir ußerdem ift dem Kreis- und Be— 
Trodnen wird die warme, mit Phosphordämpfen zirksphyſikus der Eintritt in die Fabrik zu jeder 
erfüllte Luft diefes Raumes durch mehrere unten| Zeit zu gejtatten, damit diejer fid) von der nach— 
im Schornftein angebradite Definungen in diejen|haltigen Befolgung der vorgejchriebenen Anord» 
wieder abgeführt. — Während der falten Jahres» nungen Ueberzeugung verichaffe. 14. Zur Con— 
zeit wird die warme Luft des Heizungsraumesitrole über den Wechjel und Verbleib der Arbeiter 
gleichfalls in die beiden Wrbeitslocale geleitet iſt der Fabrilkbeſitzer verpflichtet, ein Buch zu 
und von dort wiederum entweder nad aufen'führen, welches Vor- u. Zunamen, Alter, Wohn: 
durch Definungen, die fih nahe am Boden in der ort, ſowie den Tag des Ein- und Austrittes 
Mauer befinden, oder durdy Kanäle, die in den jedes Arbeiterd enthalten muß.?) 

Schormijtein oder unter den Fenerungsroft mün— ünfte, j. Innungen. 

den, entfernt. — Das Zuftrömen reiner Luft in ureiten von Pferden auf öffentlihen Stra- 
dieje Locale muß dur Oeffnen der Fenſter und | Ben 2c., j. Strafgejegbud $ 366, Nr. 2. 
Thüren, oder durd) Kanäle, welche in der Nähe, Zurüdfehren, unbejugtes, in das Bundes- 
der Zimmerdede einmünden und mit der freien|gebiet, ſ. Strafgejegbud $ 361, Nr. 2. 

Luft in Verbindung ftehen, bewirkt werten. 5. Zurückſtellung Militärpflichtiger, j. Erjap- 
Der Schorntein muß mindeftend dreißig Fuß ordnung $ 27, Nr. 4 und 8, 85 28, 29, 30, 
hoch jein und für den Fall, daß das Fabrikge- Nr. 3, $ 31, Nr. 7, SS 32, 93; der Perjonen 
bäude oder benachbarte Gebäude eine größere) des Beurlaubtenitandes wegen häuslicher, gewerb- 
Höhe als dreißig Fuß Haben, diefelbe noch min« licher oder amtlicher Verhältniffe, |. Control- 
deitens fünf Sub überragen. 6. Zur Bereitung/ordnung $13,Rr.3—6, $ 17, Nr. 1. ©. auch 
der Phosphorzündmafje darf thieriiher Leim Reihsmilitärgejeg $S 17 fi. 

durhaus nicht verwandt werden, fondern es iſt Zufammenfünfte, j. Berjammlungen. 
an deſſen Stelle nur der Gebraud) von arabiſchen — — 

Gummi ober Tragantp zu geftatten. Te Die en Labrilen. im weiden kur amorpber (totyer) POo6 
Bereitung und das Bufammenrühren der Bünd- pbor * ſogen. ſchwedifchen Neibzündbölzern verwandt wird, 
mafje muß in einem bejonderen, ebenfalls mit folgende Bedingungen vorgefhrieben: 1. E3 dürfen für Auf: 
hinlänglichem Quftzug verjehenen Raume vorge: |bewahrung —— als — Phosphor, hlorfaures 
nommen werben. 8. Die Urbeiter mäffen in ben | ll rn ng Golan 
AUrbeitslocalen einen befonderen Unzug Haben, |jaures Kali it von den übrigen Materialien geſondert aufzı: 
ben fie beim Berlafjen derjelben ablegen und zus | bewahren. 3. Die Anfertigung ber erg Fr in einen 
rüdfafjen. Zu diefem Zwede muß ein befonderes) Locale vorgenommen werden, welches mit den en Arbeitd: 


. . räumen feine unmittelbare Verbindung buch Thüren obeu 
Zimmer neben dem Fabrikgebäude vorhanden andere Oeffnungen bat. 
80* 
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Sufammenrottung, ftrafbare, j. Strafge-jordnung v. 29. Juni 1875, f. unter Bermalt- 


fegbud $$ 115, 122, 124, 125. ungsbehörben, Gejeg vom 26. Juli 1876, 
Bienchen mehrerer ftrafjbaren Hand⸗ 688 30 ff. Siehe aud) Erecution, erecutive 
lungen, ſ. Strafgejegbud 588 73—80. Gewalt. 


Zuſtändigkeitsgeſetz, ſ. unter Bermwalt- QWSnObESURTERRUG. Beitrafung des Wider⸗ 
ungsbehörden, Gejeh vom 26. Juli 1876. Iftandes, j. Strafgejegbud $ 113; der Ber- 
wangs und Bannredjte, deren Aufheb-|eitelung berjelben, dajelbft $ 288, der Entzieh- 
ung, beziehungsmweife Ablöjung, j. Gewerbe-jung der im Beihlag genommenen Sadıen, —— 
ordnung $S 7, 8, & 137. 
Smwangsverfahren der Orts- und Polizei- Zweikampf, j. die allgemeinen ftrafrechtlichen 
behörden im Geltungsbereiche der Provinzial« Beltimmungen im Strafgejegbud 8 201 ff. 


X 





Raͤchträge und Verichtigungen. 
Zu S. 170. Beurlaubtenſtand ſ. noch Landwehr-Ordnung SS 14 ff. und Reichs» 
Militärgejes $$ 56 ff. 


Zu S. 256. Der Schluß des $ 18, Abj. 1 muß ftatt „nicht in die Verwaltung und Unter« 
haltung übergehen“ heißen: „nicht in die Verwaltung und Unterhaltung an Dritte übergehen.“ 


Zu S. 447. II. Einjähriger-freimwilliger Dienft |. au Refrutirungs-Ord« 
nung $$ 18 ff. und Anlage 5 und 6. 


Die Seemannsordnung ijt nicht in der alphabetiſchen Reihenfolge, ſondern unmittelbar 
hinter der Strandungsordnung abgedruckt. 


Drud von Ad, Ercarmann in Oberhaufen. 
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